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Abkttrziiii;2:en. 

Abgesehen  von  den  üblichen  technischen  Abkürzungen  ist  in  allen  Aufsätzen 
dieses  AV'örterbuchs  das  Stichwort  des  Titels  (gleichgültig  ob  in  der  Einzahl  oder 
Mehrzahl  vorkonnnend)  durchweg  durch  den  Anfangsbuchstaben  abgekürzt  worden. 


Nachträge. 

Zu  den  Artt. A  r  ni  o  n  w  e  s  e  n  ,  B  i  e  r  s  t  e  u  e  r ,  B  ö  r  s  e  n  s  t  e  u  e  r ,  K  r  bs  r  h  a  f  t  s  - 
Steuer,  Fahrrad-  und  A  u  t  om  obi  1  i  n  dus  t  r  ie  finden  sirh  kleine  Nachträge  ain 
Schlüsse  des  Bandes. 
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Alle   Rechte   vorbehält  e  n . 


Aus  dem  Vorwort  zur  ersten  Auflage. 

Das  ,,Wörterbuch  der  Volkswirtschaft'^  welches  hiermit  der  Oeffentlich- 
keit  fil>ergeben  wird,  ist  völlig  unabhäDgig  von  dem  in  dem  gleichen  Verlage  erschienenen 
..Handwörterbuch  der  Staat  s  wissen  Schäften " ,  an  welchem  der  Unterzeichnete  als  Mit- 
herausgeber gleichfalls  beteiligt  ist.  Das  vorliegende  „Wörterbnch**  ist  für  weitere 
Kreise  bestimmt.  Es  soll  in  erster  Linie  den  Studierenden,  auf  deren  Bedürfnisse 
namentlich  Rücksicht  genommen  ist,  als  brauchbares  Hand-  und  Lehrbuch  dienen  und 
so  die  Lücke  ausfüllen  helfen,  die  wegen  Fehlens  eines  nicht  zu  umfangreichen 
volkswiiischaftlichen  Kom}>endiums  vielfach  und  von  Jahr  zu  Jahr  in  steigendem  Maße 
empfunden  worden  ist,  es  soll  weiterhin  Ratgeber  sein  für  alle,  welche  den  wirtschaft- 
lichen und  sozialen  Fragen  imserer  Zeit  mit  Interesse  folgen.  Die  erhoffte  weite  Ver- 
breitung wird  durch  den  niedrigen  Preis  dos  Werkes  tunlichst  gefördert  werden. 

Wenngleich  alle  wissenschaftlichen  Unternehmungen,  an  denen  mehrere  mitge- 
arbeitet h.itK?n,  nicht  die  Einheitlichkeit  in  der  Durchfühnnig  aufweisen  können  wie  ein 
Werk,  welches  ein  Einzelner  geschrieben  hat,  so  dürfte  sich  dieser  Uebelstand  beim 
„Wörterbuch*'  doc;h  nur  in  verschwindendem  Maße  bemerkl)ar  machen.  Dadurch,  daß 
nicht  einzelne  Artikel,  sondern  größere  Abteilungen,  welche  bestimmte  Gebiete  der  Volks- 
wirtscliaft  umfassen,  den  Herren  Mitarbeitern  zur  Bearbeitung  ül)erwiesen  worden  sind, 
ist  für  eine  gn>ßere  Einheitlichkeit  gesorgt 

Möchte  das  „Wörterbuch",  welches  in  gedrängter  Kürze  eine  im  besten  Sinne 
jM:>I>ulilre,  aber  streng  wissenschaftliche  Darstellung  unsei-es  gegenwärtigen  volkswirt- 
>*.liaftlif*hen  AVissens  bieten  will,  welches  nicht  im  Dienste  irgend  einer  Partei  steht, 
>4>n<1orn  eine  wissenschaftliche  Betrachtung  der  wirtschaftlichen  und  sozialen  Entwicke- 
Inu^  des  VoIksIel)en8  und  der  einzelnen  Institutionen  zu  bringen  sucht,  eine  freundliche 
Aufnahme  linden  und  volkswirtschaftliche  Bielehrung  in  die  weitesten  Ki-eise  tragen! 

Berlin,  im  Mai  1898. 

Ludwig  Elster. 


Vorwort  zur  zweiten  Auflage. 

Die  vorliegende  zweite  Auflage  des  „AVöi-terl>uchs"  ist  eine  völlig  umgearbeitete 
Uli«]  fM-weiterte,  alier  Tendenz  und  Bestimmung  des  Werkes  haben  koinerlei  Veränderung 
r-rf.ihrou. 

Die  in  der  ersten  Auflage  angewandte  Art  der  Arijoitstoilung  bei  der  Abfassung 
ilt-r  Artikel,  die  sich  aufs  l>este  l)cwähii;  hat,  ist  auch  hier  l)eibehalten.  Hie  Einteihmg 
il#-r   Oriipi^eu  und  die  Veileilung  unter  die  ilerren  Mitarljeiter  ist  die  folgende: 

I.  ünmdbegrifl'e  (Geh.  Reg.-Hat  I'rof.  Dr.  AV.  Lexis-Göttingon). 
II.  a)  Geschichte  der  Volkswirtschaftswissenschaft  (Geh.  Keg.-Rat  Prof.  Dr.  W. 
liCxis-GöttiDgeu). 
b)  Biographieeu  (Bibliothekar  Dr.  Paul  Li ppert- Berlin). 


IV  Vorwort 

ni.  Wirtschaftsgeschiclite  (ausschl.  Agrargeschichte)  (Geh.  Hofrat  Prof.  Dr.  G. 

V.  Be  low -Freiburg  L  Br.). 
IV.  Sozudismus,  Kommunismus,  Anarchismus  (Prof.  Dr.  KarlGrünberg-  Wien). 
V.  a)  Bevölkerungswesen  (Proif.  Dr.  E.  Mischler-Graz). 

b)  Auswanderung  (WirkL  Leg.-Rat  Goet seh- Berlin). 

c)  Kolonisation  ( Wirkl.  AdmiraJitätsrat  Pi*of.  Dr.  jur.  et  phil.  K  o e  b  n e r- Berlin). 
VI.  Landwirtschaft,  Forstwirtschaft,  Bergbau. 

a)  Ijandwirtschaft  im  allgemeinen  (weil.  Geh.  Reg.-Rat  Prof.  Dr.  Th.  Frhr. 
V.  d.  Goltz-Bonn,  Prof.  Dr.  J.  Hansen-Bonn  und  Dr.  W.  Wygod- 
zinski-Bonn). 

b)  Agrargeschichte  (Prof.  Dr.  C.  J.  Fuchs -Freiburg  i.  Br.). 

c)  Agrarpolitik  (Prof.  Dr.  M.  Se ring- Berlin,  Prof.  Dr.  K.  Wiedenfeld- 
Cöln  und  Dr.  W.  Wygodzinski-Bonn). 

d)  Forstwirtschaft,  Jagd  (Forstmeister  Prof.  Dr.  Jentsch-Hann.  Münden). 

e)  Fischerei  (Dr.  L.  Brühl -Berlin). 

f)  Bergbau  (Geh.  Oberbergrat  Reuss- Berlin  und  Bergassessor  Z ix- Berlin). 
VII.  Gewerbe  und  Industrie. 

a)  Gewerbe  im  allgemeinen  (Geh.  Hofitit  Prof.  Dr.  K.  Bücher- Leipzig). 

b)  Arbeiterfrage  )  Prof.  Dr.  GeorgAdler-  kiel  und 

c)  Gewerbepolitik  und  Handwerkerfrage  /  Prof.  Dr.  M.  Bier m er- Gießen. 

d)  Industriezweige  in  Einzeldarstellungen  (Syndikus  Prof .  Dr.  A.  Wirming- 
haus-Cöln). 

VIIL  Handel  und  Handelspolitik  (Prof.  Dr.  K.  Rathgen -Heidelberg). 
IX.  Transport-  und  Verkehrswesen  (Präsident  Geh.  Oberreg.-Rat  Prof.  Dr.  van 

der  Borght- Berlin). 
X.  a)  Geld-  und  Münzwesen  (i*rof.  Dr.  W.  Lotz- München). 

b)  Kredit-,  Bank-  und  Börsen wesen  (Geh.  Hofrat  Prof.  Dr.  G.  Schanz- 
Würzburg). 

c)  Maß-  und  Gewichts  wesen  (Syndikus  Prof.  Dr.  A.  Wirminghaus-Cöln). 
XI.  a)  Versicherungswesen  (Dr.  jur.  et  phil.  Alfred  M  a  n  e  s  -  Berlin). 

b)  Genossenschaftswesen  (Geh.  Reg.-Rat  Prof.  Dr.  i^etersilie- Berlin). 

c)  Siiarkassenwesen  (Ober-Reg.-Rat  Evert- Berlin). 

d)  Armenwesen  und  FürsorgetÄtigkeit  (Prof.  Dr.  M.  v.  Heck el -Münster). 
Xn.  Statistik  (Syndikus  Prof.  Dr.  A.  Wirminghaus-Cöln). 

XIII.  Finanzwesen  (Prof.  Dr.  M.  von  H  e  c  k  e  1  -  Münster). 

XIV.  Rechtliche  Regehmg  des  Wirtschaftslebens. 

a)  Wichtige  Kapitel  des  bürgerlichen  Rechts  (Oberlandesgerichtsrat  Dr.  Neu- 
kamp-CöIn). 

b)  Staats-  und  polizei  rechtliche  Kapitel  (Dr.  jur.  Alexander  El  st  er- Jena). 

c)  Gewerbegesetzgebung  (Oberlandesgerichtsrat  Dr.  Neukamp-Cöln). 
XV.  Gesundheitswesen. 

a)  Gesundheitswesen  im  allgemeinen  (Geh.  Med  .-Rat  Prof.  Dr.  C.  Fl  ügge- 
Breslau). 

b)  Einzelne  Kapitel  der  Sozialen  H\^giene  (Dr.  jur.  Alexand er  Elster-  Jena). 
XVL  Verschiedenes. 

a)  Frauenfrage  (Geh.  Hofrat  Prof.  Dr.  J.  Pierstorff-Jena). 

b)  Wohnungsfrage  und  Bodenreform  (Dr.  Rud.  Eberstadt- Berlin), 
cj  Stadtische  Sozialpolitik  (Geh.  Ober-Reg.-Rat  Dr.  Freund- Berlin). 

Die  Redaktion  der  neuen  Auflage  lag  in  den  Händen  des  Herrn  Dr.  jur.  Alexander 
Elster- Jena,  dem  ich  auch  an  dieser  Stelle  für  seine  sachverständige  Mitarbeit  gern 
meinen  her/lichston  Dank  sage.  Nicht  minder  aber  gebührt  der  Verlagsbuchhandlung 
Dank,  die  mich  in  lieliens würdigster  Weise  unterstützt  hat  und  allen  Wünschen  und 
Vorschlägen  auf  das  iKsreitwilligste  entgegengekommen  ist. 

So  möge  die  zweite  Aufhigo,  die,  wie  ich  zuversichtlich  hoffe,  auch  durch  die 
Beigabe  von  Karten  und  graphischen  Dai-stellungen  gewonnen  ha])on  wird,  eine  ähnlich 
günstige  Aufnahme  linden  wie  8t»inei*zcit  die  erste  Auflage  und  den  alten  Freunden 
neue  Freunde  zuführen. 

Berlin,  Anfang  August  1906. 

Ludwig  Elster. 


A. 


Abbau. 

Die  Bauernhöfe  liegen  entweder  neben- 
«einaiider,  Hof  an  Hof,  in  Dörfern  oder 
jeder  für  sich,  als  Einzelhöfe.  Diese 
haben  das  ganze  zugehörige  Ackerland  um 
^en  Hof  hemm  in  einem  Stück  beisammen, 
jene  hatten  früher  in  der  R^B;el  ihre  Aecker 
in  zahlreichen  voneinander  getrennt  liegenden 
Stücken  auf  der  Dorfflur  im  Gemenge  liegen 
<s.  ^Gemengelage").  Die  Beseitigung  dieses 
heute  noch  vieL^h  vorhandenen  Zustandes 
bezweckte  und  bezweckt  noch  die  sogenannte 
Arrondierung  oder  Zusammen- 
legung der  Grundstücke.  Dadurch 
wird  dem  einzelnen  Hof  sein  ganzes  Acker- 
land in  einem  oder  doch  nur  einigen  wenigen 
großen  Stücken  zusammengelegt  und  dabei 
wird  nun  häufig  im  Interesse  des  Wirtschafts- 
Ijetriebes  auch  der  Bauernhof  selbst  aus  dem 
Dorf  hinausverlegt  auf  die  ihm  neu  zuge- 
wiesenen Ländereien.  Dies  heißt  Abbau 
oder  Ausbau.  Es  ist  also  die  Loslösung 
eines  Bauernhofs  aus  dem  Dorf,  die  Ver- 
wandlung desselben  in  einen  Einzelhof,  unter 
Umständen  die  Auflösung  des  ganzen  Dorfes 
in  lauter  Einzelhöfe. 

Dieser  A.  kann  entweder  durch  frei- 
willige Vereinbarung  der  Beteiligten  zustande 
kommen  oder  unter  gewissen  Vorraussetz- 
ungen auf  Grund  der  Arrondierungsgesetze 
erzwungen  werden. 

Das  erste  bekannte  Beispiel  eines  solchen 
A.  sind  die  berühmten  „Vereiuödungen'' 
im  Hochstift  Kempten  im  16.  Jahrh.  Be- 
sonders umfangreich  wurde  die  Maßregel 
angewandt  bei  den  Zusammenlegungen  in 
Schweden  und  Dänemark  im  18.  und  19. 
Jahrh.  und  in  Preußen  in  der  Provinz  Posen 
nach  dem  Gesetz  von  1823. 

Vgl.  Artt  „Gemeinheitsteilung^'  und 
..Grundstücke,  Zusammenlegung  derselben". 

Fucfts. 


Wörterbuch  d.  VollLBwirtflchaft.    II.  Aufl.    Bd.  I. 


Abhe,  Ernsty 

geb.  23./1. 1840  in  Eisenach,  gest.  am  14./1. 1905 
als  Ehrenbürger  Jenas,  als  Hallenser  und  Jenenser 
Ehrendoktor.  A.  besuchte  nach  Absolviernn^ 
des  Eisenacher  Realgymnasiums  die  Universi- 
täten Jena  und  Q($ttingen,  promovierte  1861  in 
letzterer  Hochschule,  habilitierte  sich  1863  ids 
Privatdozeut  in  Jena,  wurde  dort  1870  außerord. 
Professor  und  lehnte  187d  die  ihm  angebotene 
Jenenser  ordentl.  Honorarprofessur  ab. 

Neben  seiner  Lehrtätigkeit  auf  dem  Felde 
der  exakten  Wissenschaften  als  Universitäts- 
professor war  A.  ein  unermüdlicher  Forscher 
auf  physikalischem  und  astronomischem  Gebiete, 
einschließlich  der  astronomischen  Instrumenten- 
kunde. Im  Jahre  1869  trat  er,  zuerst  auf  Tantieme 
gestellt  und  später  als  Gesellschafter,  mit  der 
1846  von  Carl  Zeiß  gregründeten  Anstalt  fttr 
Feinmechanik  in  Jena  in  Verbindung,  und  hier 
gelang  es  ihm,  an  Stelle  der  als  uu^enttgend 
erkannten  alten  eine  neue  zutreffende  Mikroskop- 
tbeorie  zu  begründen.  Die  wissenschaftlichen 
und  technischen  Leistungen  A.'s  steigerten  den 
Absatz  der  Mikroskope  und  anderen  optischen 
Instrumente  der  Firma  Carl  Zeiß  so  bedeutend, 
daß  bereits  1886  die  „Optische  Werkstätte"  als 
ein  Großbetrieb  von  ansehnlichem  Umfange  er- 
scheint. 

Nach  dem  Tode  des  Gründers,  1888.  wurde 
A.  alleiniger  Eigentümer  dfis  Zeißwerkes  und 
Mitbesitzer  des  1884  gegründeten  Glaswerkes 
(Dr.  Schott  u.  Gen.),  das  er,  in  bescheidenster 
Selbstverleugnung,  in  den  Besitz  einer  unper- 
sönlichen Stiftung  überführte,  der  er  den  Namen 
fab  „Carl  Zeißstirtung".  Die  intellektuelle  Trieb- 
raft  des  ganzen  vielverzweigten  Geschäfts- 
or^anismus  war  A.,  und  daß  das  Zeißwerk  unter 
seiner  Leitung  eine  internationale  Berühmtheit 
ersten  Banges  geworden,  ist  nur  der  Genialität, 
dem  wunderbaren  Organisationstalent  und  dem 
eiserneu  Willen  dieses  außerordentlichen  Mannes 
zu  verdanken.  Lohnstreitigkeiten  zwischen  A. 
und  seinen  Arbeitern  war  dadurch  der  Boden 
genommen,  daß  A.,  dem  von  Rechts  wegen  das 
Einkommen  eines  Fürsten  zugeflossen  wäre,  für 
sich  und  seine  Familie  nur  einen  bescheidenen 
Beamtengehalt  bezog.  Von  den  Ueberschüssen 
der  Einnahmen  der  Carl  Zeißstiftung  aber  wurden 
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die  Kosten  zahlreicher  Wohlfahrtseinrichtniigeii, 
wissenschaftlicher  Universitäts-  nnd  anderer 
gemeinnütziger  Bauten  n.  a.  m.  bestritten. 
Außerdem  gewährte  A.  seinem  Personal  Ge- 
winnbeteilig[ang ,  Abgangsentschädigung,  hohe 
bis  60%  steigende  Vergütung  für  Ueberstuuden, 
Hebung  der  Rechtslage  der  Arbeiter  und  An- 
gestellten über  dos  Niveau  der  Reichsgesetz- 
gebung, dem  Achtstundentag  entsprechende  un- 
verkürzte werktagige  achtstündige  Arbeits- 
gelegenheit, hohe  rensions-  und  Rentenbezüge. 
Auf  einer  Fläche  von  6000  Quadratmetern 
erheben  sich  gegenwärtig  die  Gebäulichkeiten 
der  Carl  Zeißstiftun^  und  annähernd  das  gleiche, 
der  Stiftung  gehörige  Areal  ist  zu  Neubauten 
reserviert.  Das  gegenwärtige  Personal  der 
Betriebe  der  Stiftung  beläuft  sich  auf  2200  Ar- 
beiter und  Beamte. 

Von  Ernst  A.  liegen  folgende  auf  unser  Ge- 
biet bezügliche  Druckschriften  vor:  in  Buch- 
form :  Welche  soziale  Forderungen  soll  die  Frei- 
sinnige Volkspartei  in  ihr  Programm  aufnehmen  ? 
Jena  1894 ;  Statut  der  Carl  zeißstiftung.  Aus- 
gep^ben  1896.  Die  Gewinnbeteiligung  der  Ar- 
beiter in  der  Großindustrie.  Jena  1897;  Ueber 
die  Aufgaben  des  Arbeiterausschusses.  Jena 
1902;  Ueber  die  Grundlagen  der  Lohnregelnng 
in  der  optischen  Werkstätte.  Jena  1903.  £ine 
Sammlung  seiner  Sozialpolitischen  Schriften  ist 
in  Vorbereitung.  Lippert, 


rellen  Vorschriften  über  die  Ausübung  dieses 
Gewerbebetriebes,     für    Wüi-ttemberg    vglL 
Art.  25  des  PolStrG.  und  V.  vom  21./VI1L 
1879;    für  Baden  Art  91  des  PolStrG.  und 
V.  vom  17./VIII.  1865  und  jetzt  V.  v.  18./IX., 
1904  betr.  A.wesen  (G.  u.  VBl.  S.  409);  für 
Sachsen  V.  vom  4./XI.  1861  und  für  Hessen 
Art.  289—306  des  PolStrG.  vom  30./X.  1855. 
Literatur:  *.  H,  d.  St,  T,  S.  5  u.  ferner  Wörter- 
buch des  Deutsehen  Verwaitungsreehts  (Freiburg 
1890),  Bd.  1,   Ä..i.   —   Seydel,   Gewerbepoluei- 
recht  (Leipzig  1881).  Neukatnp. 


Abdeckerei. 


A.  (Wasenmeisterei.  Fallmeisterei,  Klee- 
meisterei,  Klecmeierei,  Kavillerie)  ist  eine 
zur  gewerbsmäßi^n  Ausnutzung  und  un- 
schädlichen Beseitigung  von  Tierkadavern 
dienende  Anlage. 

In  früherer  Zeit  hatte  der  Betrieb  dieses 
Gewerbes  Anrüchigkeit  (Unehrlichkeit)  zur 
Folge,  von  der  aber  nach  §  5  des  Reichs- 
schiusses  von  1772  die  Kinder  des  Ab- 
deckers und  der  dieses  Gewerbe  nicht  selbst 
betreibende  Inhaber  der  Abdeckereigerechtig- 
keit befreit  blieben. 

Vielfach  war  diese  Gerechtigkeit  als  Real- 
gewerbeberechtigung mit  dem  Eigentum 
eines  Grundstücks  verbunden;  überall  in 
Deutschland  ist  die  A.  als  Zwangs-  und 
Bannrecht  ausgestaltet  und  damit  den 
Vorschriften  des  BGB.  entzogen.  Art.  74 
R  BGB. 

Nach  §  8  der  Reichsgewerbeordnung 
sind  die  bestehenden  A.berechtigungen  als 
Zwangs-  und  Bannrechte  der  Ablösung  unter- 
worfen. Diese  ist  der  landesrechtlichen 
Regelung  überlassen.  (Für  Preußen  vgl. 
G.  V.  31  ./V.  1858,  17./III.  186S  und  17. 'XII. 
1872). 

Nach  §  16  RGO.  zahlt  der  Betrieb  der 
Abdeckereien  zu  den  genehmigimgspflichtigen 
Anlagen.  (Vgl.  Artt.  „Gewerbegesetzgebung" 
imd  „Zwangs-  und  Bannrechte"). 

In  Preußen  und  Bayern  fehlt  es  an  gene- 


Abfahrtsgeld,  Abzngsgeld. 

Unter  Abfahrts-  oder  Abzngsgeld,  Emigra- 
tionsgebühr,  detractns  personalis  oder  gabella 
emigrationis,  versteht  man  eine  Abgabe,  die 
früher  von  einem  Auswanderer  an  den  Staat 
oder  die  Gemeinde,  der  er  angehört  hatte,  zu 
entrichten  war.  Ihre  Höhe  wnrde  nach  dem 
Vermögen  des  Auswandernden  bemessen.  Die^ 
Entstehung  solcher  Auflagen  steht  im  Zn- 
sammenhang mit  den  populationistischen  Be- 
strebungen im  16.,  17.  und  18.  Jahrhundert,, 
und  diese  waren  ein  Glied  der  merkantilistischeni 
Volkswirtschaftspolitik  im  Wohlfahrts-  und  Poli- 
zeistaate. Die  Begrttndnn^  des  Abzugsgeldes 
hat  in  Hörigkeitsverhältnissen  die  r^Uiche 
Wurzel.  Im  19.  Jahrhundert  als  volkswirt- 
schaftlich nachteilig  erkannt,  wnrde  es  in  den* 
meisten  Staaten  beseitigt,  z.  B.  in  Deutschland 
für  alle  Staaten  des  Deutschen  Bundes  durch 
Art.  18  der  Bundesakte  vom  8./VI.  1815  und 
Bundesbeschlnß  vom  23./VI.  1817  und  zwar  all- 
gemein nnd  ohne  jedwede  Entschädigung. 

Vgl.  Artt.  „Abschoß"  und  „Nachstener". 
Max  V.  Hecke!, 


Abfindung   s.   Erbrecht,    ländliches. 
Abfuhrwesen  s.  Sanitätswesen. 


Abgaben. 

A.  sind  dauernde  Leistungen,  die  auf  Gmnd* 
eines  privat-  oder  öffeutlichrechtlichen  Zn- 
gehörigkeits- ,  Abhängigkeits-  oder  Dienst- 
verhältnisses an  bestimmte  Bezugsberechtigte 
zu  entrichten  sind.  Diese  letzteren  können 
entweder  Private,  Körperschaften,  Stiftungen, 
Gemeinden  oder  der  Staat  sein.  Der  Rechts- 
grund der  Verpflichtung  ist  entweder  ein  privat- 
rechtliches Verhältnis  oder  eine  öffentlichrecht- 
liche Beziehung,  die  eine  persönliche  oder  sach- 
liche Abhängigkeit  ausdrückt,  während  die 
Gegenleistung  des  Beziehers  eine  speziell  von 
Fall  zu  Fall  meßbare  oder  eine  generell  ent- 
geltliche Größe  darstellt.  Der  Begriff  der  A. 
schließt  vor  allem  die  Staats-  und  Gemeinde- 
ab^aben  ein,  wofür  er  vornehmlich  gebraucht 
wird. 

Vgl.  Artt.  „Steuern",  „Gebühren",  „Real- 
lasten". Majc  V,  Heckel, 


Ablösung — Abolitionisten 


AUöBimg. 

A.  im  weiteren  Sinn  ist  Aufhebung 
von  wohlerworbenen  Rechten  irgendwelcher 
Alt  gegen  Entschädigung  (Abfindung)  oder 
—  von  der  anderen  Seite  g^hen,  wenn  dem 
Berechtigten  nicht  der  Staat,  sondern  ein 
privater  Verpflichteter  gegenübersteht  — ,  Be- 
freiung von  Verpflichtungen  durch  Zahlung 
einer  Entschädigung  an  den  Berechtigten, 
und  zwar  kraft  öffentlichen  Rechtes,  also  unter 
gewissen  Voraussetzungen  auch  gegen  den 
Willen  des  Berechtigten.  So  gehört  zur  A.  im 
Weiteren  Sinne  die  Aufhebung  von  Privilegien, 
z.  B.  SteuerpriviWien,  ,3annrechten"  d.  h. 
in  der  Regel  mit  dem  Besitze  eines  Onmd- 
stückes  verbundenen  Monopolen  auf  den 
Kauf  oder  Verkauf  bestimmter  Waren,  ferner 
ilie  Aufhebung  der  sogenannten  „Realrechte'' 
oder  Realgewerberechte  d.  h.  der  dem  je- 
weiligen Eigentümer  oder  Besitzer  eines 
Hauses  zustehenden  Berechtigung  zum  Be- 
trieb eines  bestimmten  Gewerbes. 

A.  im  engeren  Sinne  ist  die  in  dieser 
Weise  erfolgende  Aufhebung  von  Rechten 
g^^nüber  dem  Grundstück  eines  anderen, 
also  die  Aufhebung  der  einem  anderen  als 
dem  Eigentümer  oder  Besitzer  an  einem 
Grundstücke  zustehenden  Rechte,  resp.  der 
Verpflichtungen  und  Lasten,  welche  dem 
Eigentümer  (Erbpächter  oder  Erbzinsmann) 
eines  Gnmdstücks  aus  dem  Besitz  dieses 
Grundstücks  einem  anderen  gegenüber  er- 1 
wachsen.  Bei  A.  im  engeren  Sinne  handelt ' 
es  sich  also  um  zweierlei  Rechte  resp.  Lasten : 
die  ,,Grundgerechtigkeiten"  oder  Servituten 
und  die  ^R^lasten". 

Die  Grundgerechtigkeiten  stehen  | 
dem  Berechtigten  auch  nur  als  Eigentümer , 
oder  Besitzer  eines  anderen  Grundstücks  zu 
und  zum  Nutzen  für  dieses.    Sie  setzen  also 
zwei,    verschiedenen     Personen     gehörige,  1 
Grundstücke  voraus,  ein  „herrschendes"  und  | 
ein   „dienendes**,   und  geben   dem  Besitzer 
des  ersteren  das  Recht,  das  letztere  in  be- 
stimmten einzelnen  Beziehungen  zu  be- 
nutzen oder  seinen  Besitzer  an  der  Benutzung 
in  gewissen  Punkten  zu  hindern.  Hierher 
gehören  die  Wegerechte,  Weide-,  Hütungs-, ' 
Holzgerechtigkeiten  und  die  Gebäudeservi- ' 
tuten  (vgl.  Art  „Grundgerechtigkeiten"). 

Die  Reallasten  dagegen  setzen  nicht 
notwendig  ein  herrschendes  Grundstück  vor- 
aus, sondern  häufig  nur  ein  dienendes,  und 
zwar  ein  Baaemgut,  und  sie  bestehen  in  der 
auf  diesem  Oute,  nicht  auf  der  Person  ruhen- 
den Verpflichtung  seines  jeweiligen  Eigen- 
tümers (Erbpächters  oder  Erbzinsmannes)  zu 
regelmäßig  wiederkehrenden  Leistungen 
(Geld-  oder  Dienstleistungen)  an  einen  an- 
deren, dem  infolge  der  geschichtlichen  Ent- 
wicklung ebenfelLs  Rechte  allgemeiner 
Xatur  (Hoheits-  oder  Besitzrechte)  an  diesem 


Gute  zustehen :  wie  dem  Gerichtsherm,  dem 
Grundherrn,  dem  Eigentümer  des  Erbpacht- 
hofes, dem  Obereigentümer  oder  Erbzins^ 
herm  des  Erbzinsgutes.  Reallasten  sind  also 
die  (Jrundrenten ,  Gnmdzinsen,  Zehnten^ 
Fronen  etc.  der  bäuerlichen  Besitzer  mit 
sogenanntem  „guten  Besitzrecht"  (vgl.  Art» 
„Bauer**).  Sie  gehören  zu  der  mittelalter- 
lichen Ägrarverfassung  mit  ihrer  Gebunden- 
heit des  Grundbesitzes,  während  die  Grund- 
gerechtigkeiten römisch -rechtlichen  Ur- 
sprungs sind. 

Die  A.  der  Reallasten  und  der  auf  land- 
wirtschaftlichen Grundstücken  ruhenden 
Grundgerechtigkeiten  ist  ein  wichtiger  Be- 
standteil der  auf  Befreiung  des  ländlichen 
Grundbesitzes  gerichteten  Agrarpolitik,  der 
Bauernbefreiung  im  weitesten  Sinne 
des  Wortes,  und  in  den  modernen  Staaten 
in  der  Hauptsache  durchgeführt.  Hier  sind 
diese  Berechtigungen  daher  meist  nur  noch 
i  ein  historischer  Begrifi',  während  die  Grund- 
gerechtigkeiten au  Gebäuden  noch  in  großem 
Umfang  bestehen. 

Die  A.  ist  entweder  eine  freiwillige 
mit  Zustimmung  des  Berechtigten  und  des 
Verpflichteten,  aber  unter  bestimmten  Vor- 
aussetzungen und  Formen  des  öffentlichen 
Rechts,  der  besonderen  zu  diesem  Zweck  er- 
lassenen „Ablösungsgesetze**,  oder  eine 
Zwangsablösung  entweder  auf  Antrag 
des  Berechtigten  oder  des  Verpflichteten 
(Antragsablösung)  oder  ohne  Antrag 
von  einer  der  beiden  Seiten,  also  von  Amts 
wegen  durch  die  betreffende  Staatsbehörde 
( A  m  t  s  a  b  1  ö  s  u  n  g). 

Vgl.  Art.  ,,Bauernbefreiung**. 


Ablosungsbanken  s.  Rentenbanken. 


Abolitionisten. 

Der  Ausdruck  abolition  of  slavery  findet 
sich  in  den  uordamerikanischen  Erörterungen 
über  die  Sklavenfrage  schon  früh ;  das  Wort 
„Abolitionismus**  als  Bezeichnung  eines  be- 
stimmten politischen  Programmes  gehört  aber 
erst  dem  dritten  Jahrzehnt  des  19.  Jahr- 
hunderts an.  Als  Väter  der  A.  lassen  sich 
der  Quäker  Benjamin  Lundy,  der  seit  1821 
den  Genius  of  universal  emancipation,  das 
erste  A.organ,  veröffentlichte,  und  W.  Garrison, 
der  1829  Mitherausgeber  dieses  Blattes  wurde, 
seit  1831  aber  ein  eigenes  Blatt,  The  liberator, 
herausgab,  bezeichnen.  Von  den  Bestrebungen 
der  Kolonisationsgesellschaft,  die  durch  An- 
siedlung  freier  Neger  in  Afrika  die  Neger- 
frage lösen  wollte,  wandten  sie  sich  ab.  Sie 
erklärten,  daß  die  Sklaverei  ein  Verbrechen 
und  daher  alle  ZweekmäßigkeitsgrQnde  für 
ihre  Fortdauer  eo  ipso  nichtig  seien.    Ein 


Abolitionisten — AbrechDangRstellen 


großer  Teil  der  kirchlichen  Organisationen 
lehrte  sich  gegen   sie.     Ihre  Motive  ent- 
springen jedoch  wesentlich  der  christlichen 
Idee.  Anfangs  bildeten  sie  nur  einen  kleinen 
Kreis.    Die  überwiegende  Mehrheit  der  Be- 
völkerung   blickte    mit   Mißfallen   auf   die 
abolitionistischen  Stürmer.    Sie  wurden  zu  | 
Märtyrern  ihrer  üeberzeugung  gemacht ;  das 
Martyrium  verlieh  ihnen  aber  auch  die  Energie 
des  religiösen  Fanatismus.  Trotzdem  manchen 
Einwürfen,  die  gegen  sie  erhoben  worden  j 
sind,  die  Berechtigung  nicht  fehlt,  haben  | 
doch  hauptsächlich  sie  das  Verdienst,  durch  i 
rastlose  Agitation  im  Laufe  der  Jahrzehnte  < 
die  Volksstimmung  für  die  vollständige  Be- 
freiung der  Neger  reif  gemacht  zu  haben. 
Nachdem  das  Ziel  errungen .  war,  lösten  die 
A. vereine  sich  auf. 

Literatnr:  H,  %\  Holst,  Verfcutungsgesehichie 
der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  seit  der 
Administration  Jackson*s,  4  Bde,  (besonders  Bd.  1, 
Ä  78 ff.),  Berlin  1878—91,         O.  v.  Below. 


Abonnement. 


Das  A.  (vom  franz.  abonner,  von  ab  und 
annos)  ist  ein  Vertrag,  bei  dem  die  eine  Partei 
eine  gewisse  Reihe  von  Leistungen  durch  Vor- 
ausentrichtung an  die  andere  in  einem  (resamt- 
betrage  liefert,  der  niedriger  ist  als  die  mut- 
maßliche Summe  der  Pflichtigen  Einzelleistungen. 
Dieses  System  deckt  sich  im  allgemeinen  mit 
der  Pauschalierung.  Im  Steuerwesen  ist  dieses 
Verfahren  mehrfach  üblich  nud  dient  zur  Er- 
ieichteroDg  der  Stenererhebnng  und  znr  steaer- 
technischen  Vereinfachung,  wie  andererseits  zur 
Vermeidung  belästigender  Kontrollen  u.  dgl.  m. 
für  den  Steuerzahler.  Besonders  die  Verbrauchs- 
steuern sind  die  Domäne  solcher  Abmachungen, 
wo  die  Steuerbehörde  mit  den  Steuerpflichtigen 
Verträge  auf  bestimmte  Pauschalsummen  schließt 
und  es  diesen  überläßt,  die  Gesamtsumme  in 
Teilbeträgen  auf  die  Verschleißer  und  Konsu- 
menten abzuwälzen.  Die  reich  entwickelt« 
Verbrauchsbestenerung  in  Frankreich  hat  auch 
das  Prinzip  des  Abonnements  vielfach  ange- 
wendet 

Vgl.  Artt.  „Pauschalierung*'  und  „Aufwand- 
Steuern**.  MajT  r.  Hechel, 


Abrechmugsstellen. 

1.  Wesen,  Name  und  Entstehung.  2.  Technik 
der  Einrichtung.  3.  Voraussetzung  für  ein  aus- 
gedehntes Abrechnnngssystem.  4.  Entwicklung 
m  einzelnen  I^ändem ;  statistische  Dat«n.  5.  An- 
wendung des  Abrechnungssystems  an  der  Börse, 
bei  Eisenbahnen  und  der  Post.  6.  Volkswirt- 
schaftliche Bedeutung  des  Abrechnungssystems. 

L  Wesen,  Name  und  Entstehung.  Bei 
den  A.  handelt  es  sich  um  eine  organi- 
sierte Ausgleichung  von  Zahlungen  bzw. 
Fordenmgen  imd  Gegenforderungen  unter 
mehr  als  zwei  Personen.  Statt  Abrechnung 
gebraucht  man  auch  die  Ausdnlcke  Skon- 
tration,  Liquidation,  Saldierung,  Clearing  etc. 


Die  Skontrierung  war  zuerst  üblich  ge- 
worden auf  den  Hessen  seit  dem  13.  Jahrh.  ^) 
Aber  auch  an  Nichtmeßorten  und  zu  Nicht- 
meßzeiten  machte  sich  ein  Bedürfnis  der 
abgekürzten  und  geldlosen  Zahlung  geltend, 
und  wo  nicht  Oirobanken  entstanden,  bürgerte 
sich  die  Skontrierung  ein.  So  war  ein  Skon- 
troplatz  in  Augsburg  am  sog.  Perlach,  in 
Frankfurt  auf  dem  Kömerberg  etc.') 

Bei  den  Banken  scheint  die  Ausgleichung 
von  Forderungen  und  Gegenforderungen 
eioen  ausgedehnteren  Umfang  zuerst  ange- 
nommen zu  haben  in  Holland.  Nach  Macleod 
soll  der  bekannte  schottische  Finanzier  John 
Law  im  Jahr  1715  die  Kompensation  in 
Amsterdam  bei  den  sog.  Kassiers  kennen  ge- 
lernt und  darauf  seinen  Landsleuten  empfohlen 
haben. 

Die  neuere  Entwicklung  knüpft  an  das 
in  London  eingerichtete  Clearinghaus  an. 
Dasselbe  wurde  1775  gegründet;  mehrere 
Bankiers  der  City  mieteten  gemeinschaftlich 
ein  Zimmer,  worin  ihre  Buchhalter  zusammen- 
kamen, um  Noten  uod  Wechsel  auszutauschen 
und  ihre  gegenseitigen  Forderungen  ins 
Reine  zu  bringen.  Die  Gesellschaft  hatte 
den  Charakter  eines  geheimen  Klubs,  von 
dem  das  Publikum  nichts  zu  hören  bekam 
Gilbert  berichtet,  daß  die  Neuerung  zuerst 
mit  mißtrauischen  Augen  angesehen  wurde, 
und  daß  die  bedeutendsten  Bankiers  nichts 
damit  zu  tun  haben  woUten.  Erst  nach  und 
nach  in  dem  Maße,  als  ihre  Vorteile  deut- 
licher hervortraten,  gewann  die  neue  Ein- 
richtung mehr  Boden. 

Außerhalb  Englands  setzt  die  Entwick- 
lung erst  ein,  als  das  Clearing  in  England 
bereits  in  hoher  Blüte  stand.  In  Amerika 
wurde  das  erste  Clearinghaus  in  New  York 
1853  gegründet,  in  Australien  zu  Melbourne 
1867,  in  Oesterreich  entstand  der  Vorläufer 
des  jetzigen  Saldierungsvereins  1864,  in  Paris 
die  Chambre  de  compensation  des  banquiers 
1872,  in  Japan  wurde  die  erste  A.  1879 
errichtet,  in  Italien  beginnen  die  Organisa- 
tionen 1881,  in  Deutschland,  insoweit  der 
Berliner  Kasseverein  in  Frage  steht,  1850, 
I  insoweit  es  sich  um  die  neueste  Bewegung 
I  handelt,  1883. 

2.  Technik  der  Einrichtaiig.    Die  A. 

beruhen  überall  auf  Verträgen  einer  Anzahl 
von  Bankhäusern,  die  einen  Skont roverband 
schließen  und  demgemäß  sich  verpflichten, 
alle  Oller  gewisse  Arten  von  gegenseitigen 
Zahlungsverpflichtungen    nur   in    dem    zur 


*)  Vgl.  Ehrenberg,  Das  Zeitalter  der 
Fupger.    189ß,  Bd.  II,  S.  194  f.  u.  23Bf. 

*)  Eine  Schilderung  dieser  eigentümlichen 
Skontratiunen  gibt  Georg  Cohn  in  Endemann's 
Handbuch  des  deutschen  Handels-,  See-  und 
Wechselrechts,  Bd.  3,  1885,  S.  1059  f. 
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Abrechnung  bestimmten  Raum  und  zu  be- 
stimmter Zeit  zur  Geltung  zu  bringen  und 
hierbei  soweit  möglich  Gegenforderungen 
sich  anrechnen  zu  lassen  (Skontrozwang). 

Die  Mitglieder  bzw.  ihre  Bevollmächtigten 
finden  sich  tSglich  zu  festgesetzter  Stunde 
in  der  A.  ein;  es  übergibt  jeder  die  quit- 
tierten Papiere,  Wechsel,  Schecks  etc  dem 
Vertreter  des  Hauses,  von  dem  er  deren 
Zahlung  zu  fordern  hat,  mit  einem  genauen 
Verzeichnis  derselben ;  über  ihre  Endsumme 
wird  von  dem,  der  die  Papiere  erhalten  hat, 
eine  Empfangsbestätigimg  gegeben.  Ueber 
diese  Endsummen  führt  jeder  ein  Abrech- 
nungsblatt, aus  dem  ersichüich  wird,  was 
seine  Firma  von  jeder  anderen  fordert  und 
umgekehrt  Die  Erschienenen  gehen  nun 
zunächst  mit  den  empfangenen  Papieren 
nach  Hause,  wo  dieselben  geprüft  werden; 
zu  bestimmter  späterer  Stunde  versammeln 
sie  sich  wieder  und  liefern  die  beanstandeten 
Papiere  mit  den  den  Beanstandungsgrund 
ergebenden  Zetteln  und  SpezialVerzeichnis 
zurück. 

Jetzt  erfolgt  die  entscheidende  Prozedur. 
Es  stellt  nicht  etwa  jedes  Mitglied  gegen- 
über jedem  anderen  den  Saldo  fest  und  zahlt 
ihn  aus  oder  empfängt  ihn,  sondern  jedes 
Mitglied  stellt  fest,  was  es  der  Gesamtheit 
schuldet  oder  von  ihr  zu  fordern  hat.  Da 
die  Beteiligten  einen  geschlossenen  Kreis 
bilden,  so  müssen  die  Debetsaldi  in  ihrer 
Summe  den  Ereditsaldi  gleich  sein;  was 
die  einen  an  die  Gesamtheit  schulden,  haben 
andere  von  derselben  zu  verlangen.  Es 
brauchen  also  die  passiv  gebliebenen  Banken 
der  A.  nur  den  an  die  Gesamtheit  geschul- 
deten Saldo  einzuliefern,  so  wird  diese  in 
der  Lage  sein,  den  Aktivsaldo  der  übrigen 
Banken  zu  begleichen.  Bei  fortgeschrittener 
Ausbildung  wird  jedoch  die  Ausgleichung 
der  Saldi  in  anderer  Weise  vorgenommen. 
Die  einzelnen  Beteiligten  haben  ein  Giro- 
konto (ein  Guthaben)  bei  einer  dritten  Bank ; 
jeder  erhält  den  Saldo,  den  er  noch  aus  der 
Abrechnung  zu  empfangen  hat,  bei  dieser 
auf  seinem  Girokonto  gutgeschrieben,  die- 
jenigen, die  noch  einen  Saldo  schulden, 
werden  dafür  bei  der  gemeinsamen  Bank 
belastet.  Was  den  einen  in  toto  gutge- 
schrieben wurde,  wurde  an  den  Guthaben 
der  anderen  gekürzt 

Auf  diese  Weise  vollzieht  sich  die  ganze 
Ausgleichung,  ohne  daß  überhaupt  unmittel- 
bar eine  Barzahlung  erfolgt. 

Durch  ein  möglichst  einfach  gehaltenes  Bei- 
spiel mag  die  eigentliche  Prozedur  der  Abrech- 
nung in  Berlin  verdeuUicht  werden.  Nehmen 
wir  an,  es  hätten  sich  in  Berlin  nur  4  Firmen 
bebofs  Abrechnung  vereinü^t  und  der  Soll-  and 
Forderangssland  einer  jeoen  ergebe  folgendes 
fiesnlUt: 


BieichrCder 


Debet 

looooo  Krause  &  Co. 

50  000  Seehandlnng 

40000  Deutsche  Bank 


Kredit  'Differens 
80  000  — •  20  000 
60000  -f~ioooo 
looooo  -|-6oooo 
190000  240000 

50  000  Saldo,  den  Bleichröder  zu  erhalten  hat: 


Debet 
80000 
70000 
90000 
240000 


Krause  &  Co. 


Bleichröder 

Seehandlang 

Deutsche  Bank 


Kredit 
100000 
130000 
uoooo 
340000 


Differenz 
-[-20000 
-j- 60  000 

-)-20  000 


100  000  Saldo,  den  Krause  &  Co.  zu  erhalten  hat. 

Seehandlang 

Debet                                   Kredit  Differenz 

60000         Bleichröder          50000  — ioooq 

130000       Krause  &  Co.        70000  — 60000 

350000      Dentsche  Bank     300  000  —  50  000 

540  000  420  000 

Die  Seehandlung  hat  zu  zahlen  Saldo  120000 

Deutsche  Bank 

Debet  Kredit  Differenz 

100  000         Bleichröder  40000  — 60000 

110000       Ejrause  &  Co.  90000  — 20000 

300000        Seehandlung  350000  +50000 

510000  480000 
Die  Deutsche  Bank  hat  zu  zahlen  Saldo  30  000 

Debetsaldi  150000  Kreditsaldi  150000. 
Debetsummen  1480000  Kreditsummen  1480000. 

Würde  nach  alter  Zahlungsmanier  verfahren^ 
so  müüte  unter  Umständen  eine  Geldsumme  von 
1480000  M.  in  Bewegung  gesetzt  werden. 
Würde  jeder  individuell  mit  jedem  einzelnen 
kompensieren,  so  würden,  wie  aus  den  ange« 
gebenen  Differenzsummen  hervorgeht,  220000  M. 
gezahlt  werden  müssen ;  dadurch  aber,  daß  jeder 
mit  der  Gesamtheit  abrechnet,  ergibt  sich  ein 
Bchließliches  Erfordernis  von  nur  150  000  M. 
Die  Seehandlung  hat  im  ganzen  120000  M., 
die  Deutsche  Bank  30  000  M.  zu  zahlen ;  würden 
die  beiden  diese  Summen  an  die  A.  abliefern,  so 
würde  diese  damit  Bleichröder  (50  000  M.)  und 
Krause  &  Co.  (100  000  M.)  befriedigen  können. 
In  Wirklichkeit  werden  dem  Bleichröder  50  O-X)  M., 
dem  Krause  &  Co.  100000  M.  bei  der  Reichs- 
bank gutgeschrieben,  die  Seehandlung  dagegen 
mit  120^30  M.  und  die  Dentsche  Bank  mit 
HO  000  M.  belastet,  d.  h.  ihr  Giroguthaben  bei 
der  Beichsbank  um  diesen  Betrag  gekürzt. 

Im  Detail  vollzieht  sich  der  Vorgang  so: 
Jeder  stellt  über  den  Saldo  eine  Anweisung  an 
das  Girokontor  der  Reichsbank  auf  dem  Ab- 
rechnungäblatt  und  wörtlich  gleichlautend  auf 
einem  mit  letzterem  dem  Vorsteher  zu  über- 
gebenden Zettel  ans,  wonach  entweder  zugunsten 
oder  znlasten  seines  Girokontos  eine  Buchung 
vorzunehmen  ist;  da  doppelte  Buchführung 
vorliegt,  so  ist  für  die  Gesamtheit  der  Ab- 
rechnenden ein  totes  Konto  „Konto  der  A." 
eingeführt,  auf  welchem  die  Gegen buchung  er- 
folgt; Soll  und  Haben  gleicht  sich  natürlich 
täfi:lich  auf  diesem  Konto  aus;  zu  Gutschriften 
auf  diesem  Konto  dient  ein  grünes,  zu  Be- 
lastungen ein  gelbes  Formular.  Der  Vorsteher 
trägt  hierauf  die  Saldi  der  Abrechnungsblätter 
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in  ein  Bilanzblatt ;  die  Sommen  der  Kredit-  und  sind    außer    in    London    Clearinghäuser    in 

Debetkolmnnen  müssen  übereinstimmen   (nach  Manchester  und  Newcastle  upon  Tyne  (seit 

«Bserem  Beispiel  je  15OO90  M.).    Sodann  gribt  1872),  in  Birmingham  und  Leicester  (seit  1879), 

der  Vorsteher  die  von  ihm  visierten  Abrechnuiip-  j^  Liverpool  (seit  1886),  in  I.eeds  (seit  1893), 

SSn^Äuf^^^^^^^  in  ShÄ       SehoAland  in  V^W 

schließlich  das  Büanzblatt  dem  Girokontor  der  ]ind  Glasgow  und  einigen  kleineren  Plätzen, 

Beichsbank,  welches  danach  die  nötigen  Buch-  in    Irland   in    Dublin   (seit    1845   für   die 

ungen  vornimmt.  4   irischen    Notenbanken).     Das    Londoner 

Bezüglich  der  juristischen  Konstruktion  Clearinghaus  ist  das  bedeutendste;  seine 
des  Vorgangs  beim  Clearing  vgl.  Georg  Tätigkeit  wurde  besonders  umfangreich  seit 
<:ohn  in  Endemann^s  Handbuch  des  deut-  <iem  Zutritt  der  großen  Aktienbanken  (Juni 
sehen  Handels-,  See-  und  Wechselrechts,  1854)  und  seit  der  Beteiligung  der  Bank 
III  Bd  (1885)  S  1071  ff  ^^^  England  (1864),  welche  auf  Vorschlag 
*3.Voraiis8etznngfür  ein  aasgedehntes  ^^°  Si^'^a^k  B*^^\f  ? /usgleichi^^^  der 
Abrechnungssysteni.  Die  Abrechnung  voll-  "^^^  der  Abrechnung  bleibenden  Saldi  durch 
zieht  sich  unter  Bankhäusern;  sie  wiSl  um  ^""^m-^^^^q^^'  x.  '''^%  l^\  ™*''  m? 
«0  wirksamer,  je  mehr  Zahlpapiere  bei  diesen  IS-^ll^^Y'?  ^^^"^  ^  '°i  ^"^°^*;f°  gezahlt, 
domizüiert  werden;  am  wirlksamsten  wird  Weiterlat  sehr  zur  Ausdehnung  beigetragen 
sie  da,  wo,  wie  in  England  und  den  Ver-  '}'^  ^j^^^'^^S"^«  "^5  Previnzialbanken ;  vor 
^nigten  Staaten  von  Amerika,  die  Ver-  dem  Jahr  1858  pflegten  letztere  die  Schecks, 
bindung  mit  einer  Bank  und  ein  darauf  sich  ^'l  ^W^l^  ^»^^^^  Provmzia^banken  er- 
stützender Scheckverkehr  allgemein  üblich  halten  hatten,  per  Post  einzuschicken,  wo- 
^^                                         °  rauf  dann  die  Bank,  welche  die  Zahlung  zu 

Die  Bank  wird  zum  Kassierer  des  Ein-  leisten  hatte,  dies  bewerkstelligte,  indem  sie 

zelnen,  dieser  überweist  ihr  alle  Zahlungs-  '^^'^  Londoner  Bank  den  Auftrag  gab,  den 

empfange  und  alle  Zahlungsleistungen ;  beide  ^^^^  ^?  ^^'^  Londoner  Agenten  der  Bank 

spielen  sich  aber  in  der  Kegel  unter  Zuhilfe-  auszuzahlen,  welcher  sie  schiddig  war.    Im 

nkhme  des  Schecks  ab.     Folgendes  Schema  ^^^J:.  l^^^?..;j'\^^^   ""^  »"^  «  ^Ir'^i^*^.?" 

mag  zur  Verdeutlichung  dienen.  William   Gillett   und   hauptsächlich   infolge 

^^                               °  der  Bemühungen  Sir  John  Lubbocks   das 

Lifjuidationssystem  für  die  Provinzen  organi- 
siert ;  anstatt'  wie  früher  täglich  eine  Menge 
Schecks  nach  allen  Teilen  des  Königreichs 
Wenn  m  und  0  mit  der  Bank  A,  p  senden  zu  müssen,  schickt  jetzt  eine  Pro- 
\md  r  mit  der  Bank  B  in  Verbindung  stehen,  vinzialbank  dieselben  in  einem  einzigen 
und  m  will  an  p  zahlen,  so  stellt  m  einen  Paket  an  ihren  Londoner  Agenten,  welcher 
Scheck  auf  seine  Bank  A  aus  und  übergibt  sie  im  Liquidationshause  den  Agenten  der 
denselben  dem  p;  dieser  kassiert  ihn  ge-  bezogenen  Banken  präsentieren  läßt  Bei 
wohnlich  nicht  direkt  bei  A  ein ,  sondern  den  23  Firmen,  welche  heute  dem  Clearing- 
überweist ihn  seiner  Bank  B;  die  Bank  B  haus  angehören,  sammeln  sich  infolge  Ge- 
hat  nun  ein  Forderungsrecht  auf  die  Bank  Schäftsverbindung  die  Schecks  der  übrigen 
A  aus  dem  erhaltenen  Scheck.  Aehnlich  Banken,  und  der  ganze  Geld  verkehr  Englands 
erhält  die  Bank  A  Schecks  von  ihren  Kunden  schießt  so  in  London  wie  in  einem  Brenn- 
auf die  Bank  B.  Damit  ist  dann  die  Grund-  punkt  zusammen.  Man  hat  in  London  eine  Vor- 
lage für  eine  ausgedehnte  Kompensation  ge-  mittags-  und  Nachmittagstilgun^ ;  zwischen 
geben.  beide  ist  das  Country-Clearing  eingeschoben. 
Ohne  die  Kompensation  bleibt  der  Schock-  j^.^  Einbeziehung  der  Provinzialbanken  ist 
verkehr  mangelhaft ;  wenn  ich  statt  Bargeld  übrigens  eine  ziemlich  zeitraubende  Einrichtung 
einen  Scheck  erhalte  und  ich  muß  mir  das  nnd  verursacht  dem  Handelsstand  große  Zinsver- 
Oeld  an  der  Bank  erst  abholen,  so  ist  das  luste.  Wenn  A  in  Manchester  dem  C  in  Bristol 
eine  UnlxKUiemlichkeit ;  der  Scheck  wird  eine  Zahlang  leisten  wül,  sendet  er  ihm  einen 
erst  dann  für  alle  Beteiligte  beciuem,  wenn  Scheck  auf  seine  Bank  in  Manchester;  dieser 
der  Empfänger  ihn  seinem  Bankier  über-  «:»*>*  den  Scheck  seiner  Bank  in  Bristol  und  diese 
weisen  und  dieser  ihn  zur  Ausgleichung  {^^»»^^^  i*^"'  ^™  '^'^  ^^  London  ausgleichen  zu 
benutzen  (oder,  falls  Zahler  und  Empfänger  *^*^®°-  ^  L 
bei  derselben  Bank  ein  Konto  haben,  ihn  im  ■  |' 
Giro  definitiv  erledigen)  kann.  m               B 
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Aus  der  folgenden  Darstellung  ist  zu  er- 
sehen, wie  außerordentlich  verschieden  wirk- 
sam die  Einrichtung  in  den  einzelnen  Ländern 
und  an  den  einzelnen  Plätzen  ist. 

4.  Enti^icklnng  in  einzelnen  Län- 
dern; statistische  Daten.    In  England 


\ 
A  C 

Der  Scheck  läuft  von  Manchester  nach  Bristol, 
von  der  Bank  B  in  Bristol  nach  I^ndon,  wird 
dort  von  der  Bank  I^i  gegen  die  %ank  L  im 
Clearing  geltend  gemacht,  welch  letztere  mit  der 
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Bank  M  in  M aacheBter  in  Oesdiäftsrerbindnng 
steht  C  in  Bristol  kann  erst  in  5  Tagen  fiber 
4ie  m  empfangende  Summe  verfttfi^  (vgl. 
Olanert  in  Conrad's  Jahrbüchern,  1891).  In 
Dentadüand  kann  man  infolge  des  grölten  Filial- 
netxes  der  Reichsbank  nnd  des  von  dieser  ein- 
gerichteten Giroverkehrs  von  einem  Ort  an  einen 
andern  Zahlungen  leisten,  in  der  Zeit  die  ein 
Poetzog  brancht   Vgl.  Art  „Giroverkenr". 

In  London  betrogen  die  Einliefemngen  pro 
Jahr 

1895  7593  MiU.  ^1900  8  960  Mül.  £ 

189«  7575  n           1901  9561       „ 

1897  7491  „  1902  10029       » 

1898  8097  „  1903  10 119       „ 

1899  9150  »  1904  10564       „ 

Von  den  10664  MiU.  £  Einliefemngen  im 
Jahr  1904  stammten  9677  aas  London,  886  aus 
der  Provinz. 

Abgerechnet  wurden         ^qqo  ^qq^ 

in  den  Clearinghooses  von 

Leicester  10 j       11,1  Mill.  j^ 

Sheffield  19^3       iM       „ 

Bristol  31,6       30,5 

Birmingham  55,4       53,2       „ 

Newcastle  77,6       78,5 

Liverpool  174,8     198,3       „ 

Manchester  238,5     248,5       „ 

In  den  Vereinigten  Staaten  von 
Anaerika  bestanden  1893:  62,  1896:  77, 
1904:  98  ClearinghAuser ;  die  Zahl  der  Mit- 
glieder betrug  1904:  877  (von  7  Orten  fehlt 
die  Angabe),  in  New  York  allein  56.  Im 
Gegensatz  zu  Englaod,  yto  die  Beteiligung 
am  Clearing  der  Mehrzahl  der  Banken  nur 
durch  Vermittlung  einiger  weniger,  sozu- 
sagen privilegierter  Banken  möglich  ist,  geht 
in  den  Vereini^n  Staaten  die  Beteiligung 
sehr  ins  Extensive ;  auch  bilden  die  Clearing- 1 
house-associations  den  Mittelpunkt  der  kor-^ 
porativen  Organisation  und  zum  Teil  der 
Kontrolle :  in  Zeiten  akuter  Krisen  stützen  | 
sie  auch  das  wankende  Kreditgebäude.  Die  I 
eine  Clearinghaus -Vereinigung  bildenden 
Banken  einer  Stadt  gewähren  ihren  Mit- 
gliedern Vorschüsse  in  Clearinghaus-Certi- 
fikaten,  die  aber  nur  zur  Zahlung  der  Saldi 
bei  Abrechnungen  verwendet  werden  dürfen ; 
solche  Cerlifikate  werden  nur  gegen  Hinter- 
legung der  gleichen  Summe  in  Geld  ausge- 
geben, bei  großer  Knappheit  aller  Zahlungs- 
mittel (wie  1894)  ist  die  Ausgabe  auch  gegen 
Hinterlegung  von  Wertpapieren  gestattet 
worden. 


Jahr  endk^end 
mit  d.  30.  Sept. 
1900A901 
1901/1902 
1902/1903 
1903/1904 


Millionen  Davoij  kommen 

Dollars  auf  New  York 

1 14  820  77  02 1  =  67,0  % 

11 5  892  74753  =  64,5» 
113  963  70834  =  62,1  „ 
102 150  59673=58,4« 


In    den   Clearinghänsem 
Staaten  von  Amerika  betrug 
Einliefemngen : 
Jahr  endigend       Millionen 
mit  d.  30.  Sept        Dollars 
1894/1895  50873 

1895/1896  si  935 

1896/1897  54 180 

18»7/1898  65  925 

1898/1899  88829 

1899^1900  84  582 


der    Vereinigten 
die  Summe  der 

Davon  kommen 
auf  New  York 

28264=55,5% 
29351  =  56,5  „ 

31338=  57,8  „ 
39  853  =  60,5  „ 
57  368  =  64,6  „ 
51965  =  61,4  „ 


Wie  ersichtlich,  beträgt  der  Anteil  New  Yorks 
weit  fiber  die  Hälfte.  Im  Jahr  1904  trafen  anf 
Chicago  8808  Hill.  D.  =  8,6%;  anf  Boston 
6419  MiU.  D.  =  6,3%;  auf  PhUadelphia 
5491  Mill.  D.  =  5,3%,  das  sind  zusammen 
20,2%;  auf  alle  übrigen  Plätze  kommt  nicht 
gauz  der  4.  Teil  des  Umsatzes. 

Die  letzten  Saldi  werden  in  Amerika  nidit 
durch  Giro  bei  einer  dritten  Bank  ausgeglichen; 
infolge  der  allgemeinen  Beteiligung  kann  aber 
weitaus  der  gröüte  Teil  kompensiert  werden; 
in  New  York  betrug  1904  das  tägliche  Bar- 
erfordernis durchschnittlich  10,18  Mill.  D.  «= 
5,2%  des  Gesamtumsatzes. 

In  Ca  na  da  hat  man  Clearinghäuser  in 
Halifax,  Hamilton,  Montreal,  Toronto.  Winnipc^. 
Ihr  Gesamtumsatz  betrug  1897  nur  1 153  942  C. 
In  Winnipeg  (70000  Einw.)  sind  14  Banken, 
deren  Clearings  1903  799  Mill.  M.  ausmachten. 

In  Australien  weist  Melbourne  1897  eine 
Gesamteinlief erune  von  143,8  Mill.  jf  auf;  ge- 
wöhnlich werden  86—90%  ausgeglichen. 

In  Deutschland  spielt  das  Abrechnungs- 
system  nicht  die  Rolle  wie  in  England  und  den 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  teils  weil 
das  Publikum  nicht  allgemein  einen  Bankier 
zum  Kassierer  macht  und  demzufolge  auch 
dem  Scheckverkehr  fremd  bleibt,  wennschon 
erhebliche  Fortschritte  in  dieser  Richtung 
zu  verzeichnen  sind,  teils  weil  der  bei  uns 
sehr  entwickelte  Giroverkehr  dasselbe  zum 
Teil  auch  unnötig  macht  Immerhin  bleiben 
noch  genug  Zahlpapiere  übrig,  die  bei  ent- 
sprechender Organisation  gegenseitig  ausge- 
glichen werden  können.  Die  Reichsbank  er- 
griff die  Initiative  im  Jahr  1883,  indem  sie 
mit  den  bedeutendsten  Berliner  Banken  am 
14.  Februar  ein  Abkommen  für  Errichtung 
einer  A.  schuf,  welche  am  2.  April  eröffnet 
wurde.  Im  gleichen  Jahr  kamen  hinzu  eine 
solche  in  Frankfurt  (23.  April),  in  Stuttgart 
(15.  Mai),  in  Köln  (22.  Mai),  in  Leipzig  (25. 
Juni),  Dresden  (10.  Juli),  Hamburg  (24.  Juli) ; 
im  Jahr  1884  Breslau  (1.  März),  Bremen 
(7.  April);  im  Jahr  1893  Elberfeld  (8.  März); 
im  Jahr  1902  Chemnitz  (1.  Oktober);  im 
Jahr  1905  Dortmund  (2.  Januar).  Auffällig 
ist  das  Fehleu  von  München,  Nürnberg, 
Mannheim,  Magdeburg,  Hannover.  Die  Zahl 
der  Mitglieder  betrug  zu  Beginn  des  Jahres 
1905  in  Frankfurt  a.  M.  20,  in  Berlin  19,  in 
Leipzig  15,  in  Breslau  15,  in  Stuttgart  12, 
in  Bremen  11,  in  Chemnitz  10,  in  Köln  9, 
in  Dresden  9,  in  Dortmund  7,  in  Hamburg 
6,  in  Elberfeld  5,  zusammen  138,  überall 
einschließlich  der  Reichsbank. 

Die  Reichsbank  förderte  die  Einrichtung, 
indem  sie  das  Lokal  stellt  und  die  Ab- 
rechnung leitet,  auch  sind  ihre  Girokunden 
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seit  1./II.  1883  verbunden,  alle  Papiere,  aus 
denen  sie  zu  einer  Zahlung  verpflicntet  sind, 
bei  der  Reichsbauk  oder  bei  einer  mit  ihr 
in  täglicher  Abrechnuug  stehenden  Bank 
zahlbar  zu  machen.  (Alle  Wechsel,  welche 
in  den  Besitz  der  ßeichsbank  gelaugen,  ohne 
so  zahlbar  gestellt  zu  sein,  müssen  bar  be- 
zahlt werden.)  Die  Reichsbank  nimmt  auch 
selbst  als  Mitglied  teil  —  d.  h.  die  von  ihr 
und  gegen  sie  zu  erhebenden  Forderungen 
gelangen  zur  Abrechnung  —  und  bildet  die 
mr  die  Mitglieder  gemeinsame  Girostelle 
zur  Uebernahme  der  bei  der  Abrechnung 
unausgeglichenen  Beträge. 

Die  Verträffe,  welche  die  Reichsbank  mit  den 
Banken  abschloß,  regeln  drei  Fragen:  ein  Ab- 
schnitt handelt  von  den  Organen  der  A.  (Aus- 
schuß, Plenum)  —  den  Vereinen  wohnt  keine 
joristische  Persönlichkeit  bei  — ,  ein  anderer 
sucht  das  fehlende  Scheckgesetz  zu  ersetzen, 
man  bat  sich  über  eine  gemeinsame  Form  des 
Schecks  geeinigt  (siehe  unten  Art.  Scheck)  etc., 
imd  wieder  ein  anderer  ist  der  A.  selbst  gewidmet. 

Die  Vereinbarungen  bestimmen  in  dieser  Hin- 
sicbt  den  Kreis  der  obligatorisch  und  fakultativ 
zur  Abrechnung  zu  bringenden  Papiere;  femer 
statnieren  sie,  1.  daß  zunächst  jeder  Gläubiger 
unmittelbar  mit  seinem  Schuldner  abrechnet, 
während  die  schließliche  Ausgleichung  durch  die 
Zu-  und  Abschreibunfif  auf  Reichsbank- Girokonto 
erfolgt ;  2.  die  Finlie^rung  eines  Papiers  gilt  als 
gehörige  Präsentation  zur  Zahlung  im  Sinne  des 
bürgerlichen  Rechts.  Ein  zurückgehendes  Papier 
braucht  also  nicht  nochmals  im  Geschäftslokal  des 
Schuldners  vorgelegt  zu  werden,  sondern  kann 
sogleich  mangels  Zahlung  protestiert  werden; 
3.  die  Ausgleichung  im  Abrechnungsverfahren 
steht  der  Zahlung  gleich.  Ueber  die  Frage,  was 
geschehen  soll,  wenn  ein  Mitglied  bei  der  Reichs- 
bank  nicht  genug  Guthaben  behufs  Deckung  seines 


Saldos  hat,  ist  in  Deutschland  nur  in  Breslau  eine- 
Bestimmung  getroffen,  die  Firma  soll  ihr  Lom* 
barddarlehen  erhöhen^  das  kann  aber  auch  ver- 
sagen. Nach  allgemeinen  Grundsätzen  haben  die- 
jenigen Firmeu  anteilig  den  Schaden  zu  tragei^ 
welche  forderungsberechtigt  sind.  Ueber  die 
Ordnung[  dieser  Frage  beim  Wiener  Saidiemngs- 
verein  siebe  unten. 

Die  Statistik  des  Abrechnungssystenui  in 
Deutschland  ergibt  folgende  zur  Verrechnung- 
eingereicbten  B^betsummen  in  Mill.  M.: 

1884  12 130 

1885  12  554 

1886  13  356 

1887  14  207 

1888  IS  515 

1889  18049 

1890  17  991 

1891  17663 

1892  16  763 

1893  18273 

1894  18  398 

Die  eingereichte  Stückzahl  betrug 

1884  1 979012 

1904  6664638 

Der  Betrag  pro  Stück  war 

1884  6129  M. 

1904  4897    n 

Unausgeglichen  blieben  und  wurden  daher  auf 
Girokonto  geschrieben 

1904       6980    „      „  =2i,4%j  Beträge 

Die  Abrechnung  hat  absolut  sehr  zugenommen, 
sie  erfaßt,  wie  die  Abnahme  des  Durchschnitts- 
betrags der  eingelieferten  Stücke  zeigt,  immer 
weitere  Verkehrskreise,  und  sie  ist  auch  im  Effekt 

I  immer  wirksamer  geworden. 

I  Von  den  dnrch  das  Clearing  gelaufenen  Be- 
trägen  trafen    1904   auf  Hamburg  42%,    auf 

;  Berlin  34%,  zusammen  also  76%. 


1895 

21285 

1896 

22905 

1897 

24198 

1898 

27975 

1899 

30238 

1900 

29473 

1901 

28922 

1902 

29969 

1903 

31  136 

1904 

32635 

Der  Verkehr  der  einzelnen  Plätze  war  1904: 


Der  gut- 

Eingereichte 
Stückzahl 

Summe  der 

Einlieferungen 

in  1000  M. 

Durchschnitts- 
betrag 
pro  Stück  M. 

Auf  Girokonto 

gutgeschrieben 

in  1000  M. 

geschriebene 

Betrag  macht 

%  der  Ein- 

lieferungs- 

snmme 

Hamburg 

4414663 

13655637,5 

3093 

781617,1 

5,72 

Bremen 

107  620 

1  444  030,6 

13418 

172784,6 

11,96 

Frankfurt  a.M. 

398  146 

4200787,0 

10551 

724353,0 

17,24 

Berlin 

1090504 

11091  589,8 

10  171 

4275410,1 

38,54 

Breslau 

70416 

427  902,2 

6077 

167893,0 

39,23 

Köln 

124144 

580386,8 

4675 

231  854,7 

39,95 

Leipzig 

108432 

428  835,0 

3  955 

191  255,5 

44,59 

Chemnitz 

94442 

111406,9 

1  180 

49896,8 

44,78 

Dresden 

107  419 

215920,6 

2010 

97931,1 

45,35 

Stuttgart 
Elberfeld 

76142 

284585,2 

3  737 

144  163,9 

50,66 

72710 

194191,7 

2671 

143833,9 

73,8i 

Summa 

6664638 

32  635  273,3 

4897 

6980493,7 

21,38 

InHambnrg,  Bremen,  Frankfurt  a.  M.  der  Reichsbank  nur  5  Banken  beteiligt,  aber  bei 
funktioniert  die  Sache  am  besten,  in  Elberfeld  diesen  besitzen  alle  ansehnlichen  Kanfleute  und 
am  schlechtesten.    Zwar  sind  in  Hamburg  außer  ,  viele  Private  ein  Konto.  Auch  haben  sich  die  Mit- 
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glieder  yerpflichtet,  alle  gegenseitigen  Zahlnngs- 
Terpflichtnngen,  sowie  ule  Ueberweisnnf  en  für 
einander  (einschliefilich  der  roten  Schecks)  durch 
die  A.  auszugleichen.  Daher  der  relativ  geringe 
Dnrchschnittsbetrag  pro  Stück  und  die  voll- 
ständige Ausgleichung  bis  auf  5,72  ®/o.  Auch  in 
B  r  e  m  en  ist  der  Geldverkehr  bei  den  teilnehmen- 
den Maklern  und  Banken  fast  g^nz  konzentriert; 
die  Abrechnung  bezieht  sich  auf  alle  Wechsel  und 
tunlichst  auf  alle  Schecks  und  Anweisungen. 
In  F  r  a  n  k  f  u  r  t  ist  die  Abrechnung  obligatorisch 
für  Wechsel,  Schecks  und  Anweisungen,  fakultativ 
für  Rechnungen  und  Effektenpakete;  werden 
letztere  eingeliefert,  so  müssen  sie  angenommen 
werden.  In  Breslau  sind  alle  Schecks,  An- 
weisungen, Wechsel,  Rechnungen  über  Effekten 
und  Coupons  in  Paketen  einbezogen,  analog  sind 
in  Chemnitz  und  Dortmund  die  Mitglieder 
verpflichtet,  alle  zwischen  ihnen  zur  Zeit  der  Ab- 
rechnung bestehenden  Zahlungsverpflichtungen 
«einschließlich  der  Eff'ekten-  und  Zinsschein- 
lieferungen) durch  die  A.  zu  ordnen.  Auf  alle 
Zahlungsverpflichtungen  lautet  die  Verpflichtung 
auch  in  Dresden,  wo  aber  der  Geldverkehr  bei 
den  Banken  wenig  konzentriert  ist.  In  Köln, 
Leipzig,  Stuttgart,  Elberfeld  sind 
Schecks,  An  Weisungen  und  Wechsel  obligatorisch 
mit  Ausnahme  dringlicher  Fälle,  Rechnungen 
dagegen  fakultativ.  In  Berlin  ist  mit  Rück- 
sicht auf  den  seit  langem  eingelebten  Verkehr 
des  Berliner  Kassenvereins  (siehe  unter  Nr.  ö) 
die  Abrechnung:  nur  eine  fakultative.  Dieselbe 
bezieht  sich  auf  Schecks,  Anweisungen  und  die- 
jenigen W^echsel  (Akzepte  und  Domizile),  welche 
die  Teilnehmer  gegenseitig  abrechnen  wollen. 
Die  Reichsbank  und  Seehandlung  dürfen  auch 
Rechnungen  zur  Abrechnung  bringen,  wovon 
aber  nur  die  Reichsbank  faktisch  Gebrauch  macht. 
Die  Fülfire  dieser  Beschränkung  des  Abrechnungs- 
materials  ist,  daß  Berlin  im  G^amtverkehr  hinter 
anderen  Plätzen  zurücksteht  und  die  Ausgleichung 
für  38,54*0  der  Einlieferungen  nicht  gelingt. 

Man  sieht  recht  deutlich,  wie  sehr  zwei 
Momente  für  die  Wirksamkeit  der 
Institutionbesonders  bedeutsamsind, 
einmal  und  zwar  besonders  die  bankgeschäft- 
liche Organisation  des  Geschäftsverkehrs,  ob 
viele  oder  wenige  Personen  mit  den  teil- 
nehmenden Banken  laufende  Rechnung  haben, 
und  zweitens  die  ^ößere  oder  geringere  Aus- 
dehnung der  Verpflichtung  bezüglich  der  aus- 
zugleichenden Papiere. 

Sonstige  kleinere  Abweichungen  unter  den 
deutlichen  Plätzen  können  übergangen  werden. 
In  Berlin,  das  typisch  auch  für  die  übrigen 
Plätze  geworden  ist,  findet  die  erste  Zusammen- 
kunft um  9  Uhr  statt;  um  12 »^  Uhr  versammeln 
Mch  die  Beteiligten  wieder  und  liefern  die  be- 
anstandeten Papiere  zurück.    Im  Abrechnun^s- 
blatt   sind   diese   Rücklieferungen   mit  A,    die 
neuen  Einlieferungen  als  II.  Lieferung  zu  be- 
zeichnen.   Um  4  Uhr  ist  die  dritte  und  letzte 
Zusammenkunft     Papiere  der  zweiten  Liefe- 
rung sind  zurückzuliefem,  widrigenfalls  sie  als 
anerkannt    gelten.     Neue  Einlieferungen   sind 
gestattet  nur  bezüglich  der  Schecks  und  Akzepte 
nicht    Domizile    oder   Rück  Wechsel)    der   Mit- 
glieder,   sie    gelten    als   anerkannt,    wenn   sie 
nicht  sogleich  oder  direkt  bis  öVs  Uhr  zurück- 


geliefert  werden.     Die  Saldiemng  erfolgt  bei 
der  2.  und  3.  Zusammenkunft. 

In  Frankreich  hat  das  CleariDg  seit 
der  Errichtung  der  Chambre  de  compeo- 
sation  seitens  der  12  größten  Pariser  Bankea 
(1872)  wenig  Fortschritte  gemacht ;  zwai*  ist 
die  Bank  von  Frankreich  l^hufs  Uebemahme- 
der  Saldi  auf  Girokonto  beigetreten,  aber  sie^ 
nimmt  nicht  auch  mit  ihren  Forderungen 
und  Gegenforderungen  aktiv  teil.  Daza 
kommt  noch  die  Abneigung  der  französischen 
Geschäftswelt  gegen  den  Scheckverkehr  und 
gegen  das  Domizilieren  von  Wechseln. 

Die  Pariser  Chambre  de  compensation  ergibt 
folgende  Ziffern: 


Von 

den  Einlieferungen 

Jahr 

Ein- 

beglichen durch 

endigend 

lieferungen 

.,       '      Ueber- 

31.  März 

MilL  Frcs. 

Ab- 

tragung  auf 

rechnung 

Girokonto 

1896/1897 

7550 

64,6 

35,4 

1897/1898 

8546 

65.2 

34,8 

1898/1899 

9568 

65,3 

34,7 

1899/1900 

10656 

65,1 

34,9 

19001901 

10664 

67,6 

32,4 

1901/1902 

9965 

73,8 

26,2 

1902/1903 

10816 

74,1               25,9 

1903/1904 

II  833 

61,8 

38,2 

In  Italien  wurde  regierungsseitig  die- 
Errichtinig  von  A.  (stanze  di  compensazione) 
im  Zusammenhang  mit  der  versuchten  Valuta- 
wiederherstellung  zu  fördern  gesucht  (Gres. 
v.  7.  April  1881,  Abschaffung  des  Zwangs- 
kurses betr.  Art.  22  imd  Verordn.  v.  19.  Mai 
1881).  Abgesehen  von  Livorno,  wo  schon 
längst  die  Einrichtung  besteht,  sind  seit  1881 
A.  in  Rom,  Mailand,  Genua,  Bologna,  Catania^ 
Florenz.  Am  31.  Dez.  1889  schied  Catania 
und  am  31.  Dez.  1893  Bologna  aus,  dagegen 
kam  Turin  1899  hinzu.  Die  Zahl  der  Teil- 
nehmer ist  eine  große ;  örtlich  zeigt  die  Organi- 
sation vieleVersehiedenheiten,dieSaldi  werden 
an  manchen  Orten  bar,  an  manchen  durch 
Giroverkehr  einer  Zentralbank  beglichen. 

Der  Umsatz  hat  sich  im  Laufe  der  Jahre 
sehr  gehoben: 

?.i'?"^  Vom  Umsatz 


Zahl  der 

Teil- 

umsaiz 

(Debet-  u. 

Kredits.) 

durch   Kom 

A. 

nehmer 

beglichen 
% 

Mill.  Lire 

1895 

5 

503 

15379 

74,6 

1896 

5 

384 

17317 

72,5 

1897 

5 

394 

18272 

75.9 

1898 

5 

380 

21  451 

76,4 

1899 

6 

379 

35869 

70.9 

1900 

6 

563 

26469 

79.1 

1901 

6 

431 

24490 

78,0 

1902 

6 

430 

32794 

77,7 

1903 

6 

459 

37  564 

81,4 

1904 

6 

489 

31  966 

87,3 

In  Oesterreich-Ungarn  ist  der  An- 
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«toß  zu  eiaer  A.  gegeben  worden,  als  in- 
folge des  im  Jahre  1863  zwischen  der  Re- 
^erungund  der  Nationalbank  abgeschlossenen 
Uebereinkommens  eine  wesentliche  Ver- 
ringerung des  Notenumlaufes  eintrat  und 
«ich  im  Geschäftsverkehr  empfindlich  fühl- 
bar machte.  Von  der  Nationalbank,  der 
•österr.  Kreditanstalt,  der  Eskomptegesell- 
«chaft  und  der  anglo-österr.  Bank  wurde 
•ein  Saldosaal  gegründet ;  da  1866  das  Papier- 
geld wieder  vermehrt  werden  mußte,  blieb 
•die  Wirksamkeit  eine  beschränkte;  die  jahr- 
lichen Einreichungen  betnigen  1864—71 
•dim^hschnittlich  nmd  193  Mill  fl.  An  Stelle 
des  Saldosaales  ti-at  der  1872  infolge  auf- 
steigender Konjunktur  gegnindete  Wiener 
Saldierungsverein,  an  dem  14  Wiener  Banken 
sich  beteiligten.  Allein  der  Verkehr  des 
Wiener  Saldienmgsvereins  ist  auch  seit  1872 
lange  geringfügig  geblieben.  Auch  hatte  der 
Verein  wenig  Erfolg,  insofern  drei  Viertel 
der  Einlieferungen  nicht  kompensiert  wurden. 
Der  Wiener  Saldierungsverein  diente  fast 
nur  zur  Abrechnung  fäUig  gewordener 
Wechsel,  wobei  die  Mehrzahl  der  Banken 
vorwiegend  Zahlungen  zu  leisten,  die  Minder- 
heit aber  Zahlungen  zu  empfangen  hatte. 

In  neuester  Zeit  macht  sich  entschieden 
«ine  Besserung  geltend,  die  Zahl  der  ein- 
:gelieferten  Schecks  stieg  in  den  Jahren 
1898—1904  von  46906  auf  161573  und  ihre 
Summe  von  665  MUl.  Kr.  auf  2413  Mül.  Kr. 
Die  stärksten  Teilnehmer  sind  die  österr.- 
ungar.  Bank,  der  Kasseverein  und  die  Post- 
sparkasse (1898  beigetreten),  welche  freilich 
•durch  ihren  Giroverkehr  die  Zufuhr  zur  Ab- 
rechnung verlangsamen. 

Im  Jahre  1895  wurden  auch  in  Brunn 
und  Prag  Saldierungsvereine  ins  Leben  ge- 
rufen. Die  Ergebnisse  für  Wien,  Prag  und 
Brunn  sind  folgende: 

Wiener  SaldiemngsvereiD. 

Durchschn. 
Einliefermig  Ausgleichung 

T.i,^  durch      über 

^^^^      Stück-  1000        Kompen-  Giro- 

zahl        Kronen         sation     konto 

%  % 

1900  154509   1859007    38,9  61,0 

1901  178449   2416553   45,2  54,7 

1902  191227   2654984   42,1  57,8 

1903  230783   2897728   38,5  61,5 

1904  263898   3342870   40,6  59,4 

Prager  Saldierungsverein. 

1900  32589        452200        42,6  57,4 

1901  36395         433216        43,1  56,9 

1902  37419         433  345         42,o  58,0 

1903  42820         629984        46,7  53,3 

1904  45958         738926        50,4  49,6 
Brünuer  Saldierungsverein. 

1900  5425  49490  15,0  85,0 

1901  5816  52235  10,9  89,0 

1902  6614  50544  16,0  83,9 

1903  6587  ^4878  14,3  85,7 

1904  7255  56912  12,8  87,2 


In  Ungarn  seigt  der  1888  in  Pest  von  2  Banken 
ins  Leben  p^rufene  Saldierungsverein,  der  jetzt 
aus  19  Mitgliedern  besteht,   folgende   Ergeb- 


nisse: 


Einlieferung 


Jahr 


1900 
1901 
1902 
1903 
1904 


Stück- 
zahl 

77842 

74771 
107  790 

132954 
156777 


1000 
Kronen 

632  582 

654  338 

943  940 

I  066  IIa 

I  232  843 


Durchschn. 

Aasffleichnng 

dnrcn      über 

Kompen-   Giro- 

sation 


7o 
38,0 
44,8 

54  9 
48,5 
48,4 


konto 

•/. 

62,0 
55.2 
45,1 
51,6 
55,6 


Im  Jahre  1891  betnigen  die  nichtkompen- 
sierten  Snmmen  noch  91^0,  während  sie  jetzt  nur 
noch  55,6^01  in  manchen  Jahren  noch  weniger 
ansmachen.  Parallel  mit  dieser  Entwicklung 
hat  sich  der  Scheckverkehr  gehoben.  Unter 
den  Einlieferangen  befanden  sich  Schecks 

1900  4  HO  Stück  mit  rnnd  205  Mill.  Kronen 

1901  3988      „        „        n     216     „ 

1902  26176      „        „        „     482      „ 

1903  45193         n  «  n       590        „ 

1904  53  598      „        „        „     666      „ 

Die  Saldi  werden  in  Oesterreicb  und  Ungarn 
durch  Uebertrag  auf  Girokonto  bei  der  österr.- 
uugar.  Bank  beglichen.  Sollte  das  Guthaben 
eines  Mitgliedes  fttr  die  Begleichung  seines  aus 
der  Saldiemng  sich  ergebenden  Passivnms 
nicht  hinreichen,  so  ist  beim  Wiener  Saldierun^- 
verein  die  notwendige  Ergänzung  der  Barein- 
lage bis  3  Uhr  nachmittags  desselben  Tages 
bei  sonstigem  Verlust  der  Mitgliedschaft  zu 
leisten.  —  Ueber  die  Details  der  Vereinbarung 
und  die  neueren  Versuche,  die  Statuten  umzu- 

§  estalten,  vgl.   bes.  Oesterr.  Staatswörterbuch 
d.  I  —  Uebir  das  sog.  Clearing  bei  der  österr. 
Sparkasse  vgl.  unten  Art.  „Giroverkehr". 

In  Holland  kennt  man  ein  durchge- 
bildetes Clearing  nicht,  was  um  so  merk- 
würdiger ist,  als  von  dort  die  Anfänge  des 
Clearing  ausgegangen  sein  sollen.  Die 
Banken  (Kassiersinstellingen)  tauschen  nur 
täglich  inoffiziell  und  ohne  alle  Oeffentlichkeit 
zu  je  zweien  die  Schecks  aus  und  zahlen 
den  Saldo  durch  Bankbilletts;  man  ist  über 
das  Stadium  der  individuellen  Kompensation 
nicht  hinausgekommen.  Die  Bemühungen 
Boissevain's  für  ein  Clearing  in  Amsterdam 
haben  zu  keinem  Resultat  geführt. 

In  Japan  wurde  die  erste  A.  1879  in 
Osaka  errichtet,  es  folgten  1887  Tokyo,  1897 
Kobe,  1898  Kyoto,  1900  Yokohama,  und 
1902  Nagoya.  Die  vollständige  Ausgestaltung 
nach  europäisch-amerikanischem  Muster  ging 
19<J1  von  Tokyo  aus. 

Durch  diese  A.  gingen: 
189Ö       43»  745  Stück  mit  rund    369  MilL  Yen 

1896  674239     «        n      «        556    ^        „ 

1897  781441      .        „       ,        741     „        „ 

1898  1612338      n        „       „       1187     „ 

1899  2543258      „        „       „       1722    „ 

1900  3781903      „        „       n      2613    „ 

1901  4079683      „        „       „      2436    „        , 
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1902  4963050  Stück  mit  nmd  2881  Hill.  Yen 

1903  5809158     »        „      n      3588    „        „ 

1904  5768589       »  n        n        4157      »  n 

Auf  Tokyo  kamen  1904  1854  MilL  Yen, 
auf  die  b^eutende  Handelsstadt  Japans 
iisaka  899  MiU.  Yen,  Yokohama  618  Mill. 
Yen,  Kobe  530  Mill.  Yen,  Nagoya  129  Mill. 
Yen,  Kyoto  126  Mill.  Yen.  Die  Zahl  der 
beteiligten  Banken  betrug  zu  An&ng  des 
Jahres  1904,  abgesehen  von  der  Bank  von 
Japan,  in  Tokyo  35,  in  Kyoto  19,  in  Osaka 
30,  in  Yokohama  13,  in  Kobe  18,  in  Nagoya 
18.  Ceber  die  Wirksamkeit  der  Abrechnung 
liegen  keine  Daten  vor. 

Will  man  sich  einen  Gesamtüberblick 
über  die  relative  Bedeutung  des  Abrechnungs- 
syslems  in  den  einzelnen  Ländern  ver- 
schaffen, so  möchte  folgende  Uebersicht  für 
das  Jahr  1904  dazu  dienen.  Die  Abrechnung 
betrug 

pro  Kopf 

MiU.  M.  ^^^^'^ 
Landes 

M. 

an  den  98  Plätzen  der  Yer. 

Staaten  von  Amerika       429030  5645 
in  London  und  7  Provinz- 

plätxen                                 228  867  5582 

an  11  dentschen  Plätzen         32635  583 

an  6  italienisch.  Plätzen  (1903)    15026  470 

in  Paris  (Kalenderjahr)            10663  273 

an  6  japanischen  Plätzen         8  767  187 

an  3  ostenr.  Plätzen                  3  51S  135 

in  Budapest                               1 048  55 

Hierbei  ist  aber  nicht  zu  übersehen,  daß 
der  kommerzieUe  Verkehr  und  die  Geldwirt- 
schaft in  den  Ländern  sehr  verschieden  ent- 
wickelt sind  und  auch  in  manchen  sehr  stark 
der  Giroverkehr  das  Clearing  ersetzt 

5.  Anweodiui^  des  Abrechnungs- 
systems  an  der  Börse,  bei  Eisenbahnen 
und  der  Post  An  der  Fondsbörse  werden 
zahlreiche  Zeitgeschäfte  abgeschlossen.  Viele 
haben  z.  B.  auf  ultimo  (den  letzten  des 
Monats)  gekauft  oder  verkauft,  meist  beides 
zugleich.  Die  ültimoregulierung  würde  eine 
sehr  umständliche  sein,  wenn  jeder  das 
Parier  abnehmen    und   wieder  weiter  be- 

feben  wollte.  Neben  anderen  Mitteln  be- 
ufs  Vereinfachung  wendet  man  sehr  häufig 
das  Skontrieren  an,  so  in  Berlin,  Prankfurt, 
Hamburg,  Wien,  Paris,  London  (seit  1875). 
Jeder  füllt  für  die  einzelne  Effektengattung 
einen  Skontrobogen  aus,  der  ersehen  läßt, 
was  und  von  wem  er  gekauft  oder  was  und 
an  wen  er  verkauft  hat 

Es  handelt  sich  z.  B.  um  Kreditaktien: 

Es  hat  gekauft  hat  verkauft 
A          10  000  — 

B  20  000  20  000 

0  1 5  000  25  000 

Das  Liqnidationsbnrean  an  der  Börse  sagt 
dem  C,  er  soll  10000  dem  A  liefern;  das  übrige 
gleteht  sieh  ans. 


Werden,  wie  in  Liverpool  im  Weizen- 
handel, gleich  die  Schlußscheine  selbst  beim 
Bureau  eingereicht,  so  kann  auch  gleich 
jedem  gesagt  werden,  was  er  an  Saldo  zu 
zahlen  oder  zu  empfangen  hat,  bzw.  an  wen 
und  von  wem. 

In  Berlin  wird  auch  noch  eine  Art  Skon- 
trierung  für  die  effektiven  Lieferungen  und 
die  infolge  von  Börsengeschäften  notwen- 
digen Zahlungen  durch  den  Berliner  Kassen- 
verein (gegründet  1824)  bewirkt;  ähnlich 
seitens  des  in  Wien  gegründeten  Wiener 
Giro-  und  Kassenvereins. 

In  Berlin  ist  der  Geschäftsgang  fol^render: 
Die  Bankiers  schicken  die  verkauften  Papiere 
nicht  den  Käufern  selbst  zu  unter  Erhebung 
der  Zahlung  von  diesen  —  das  würde  eine  un- 

flaubiiche  Zahl  von  Kassedienem  und  sonstigem 
ersonal  erfordern  — ,  sondern  legen,  wie  sie 
sagen,  alles  auf  den  Verein.  Jeden  Morgen 
von  8— 8V2  Uhr  begeben  sich  die  Kassediener 
sämtlicher  Bankiers,  welche  Einiieferungen 
haben,  nach  dem  Kasseverein,  wo  in  einem 
großen  Saal  jeder  Firma  ein  verhältnismäßiger 
mit  Kästen  versehener  Ranm  angewiesen  ist. 
Bier  werden  die  alphabetisch  geordneten  Ein- 
iieferungen in  den  Kasten  der  Firmen  gelegt, 
für  welche  sie  bestimmt  sind,  und  die  Spezi- 
fikationen und  Rechnungen  in  einem  Konto- 
gegenbnch  den  Beamten  des  Vereins  ausge- 
ändigt,  die  dann  unter  Gegenüberstellung 
dessen,  was  jeder  täglich  geliefert  und  geliefert 
erhalten  hat,  ermitteln,  ob  dem  einzelnen  ein 
Saldo  verblieben  ist  oder  er  umgekehrt  noch 
schuldig  geworden  ist.  Die  Debetseite  des 
Kontogegenbuchs  füllt  der  Kunde,  die  Kredit- 
seite die  Bank  des  Vereins  ans.  Die  Ein- 
iieferungen umfassen  Effekten,  zahlfällige  Wech- 
sel, Anweisungen,  Rechnungen.  In  ca  2  Stunden 
ist  die  Abrechnung  beendigt ;  der  Saldo  kommt 
auf  das  Girokonto  des  Kunden;  die  Bank  des 
Kassevereins  nimmt  alle  diese  Operationen 
kostenfrei  für  den  Kunden  vor;  ihre  Bezahlung 
findet  sie  in  der  Ausleihnug  eines  Teils  der 
Giroffuthaben. 

Die  Eisenbahnen  haben  stets  Forde- 
rungen und  Gegenforderungen,  sei  es  aus 
direkten  Fahrkarten  oder  Frachtbriefen,  sei 
es  aus  Benutzung  fremder  Waggons  oder 
üeberlassung  eigener  an  andere  etc.  Die 
Grundlage  für  ein  Clearing  ist  gegeben. 

In  England  haben  die  Eisenbahnen  bereits 
1842  ein  solches  nach  den  Vorschlägen  von 
Morisow  eingerichtet;  für  die  spätere  Organi- 
sation wnrde  die  Parlamentsakte  vom  25.  Juni 
1850  maßgebend,  welche  dem  Verein  auch  Kor- 
porationsrechte verlieb.  Diese  selbstverwaltete 
Zentralstelle  der  Bahnen,  die  vielen  gemeinsamen 
Aufgaben  gerecht  wird,  teüt  monatlich  jeder 
Bah^  in  einer  Summe  ihre  Forderung  oder 
Schnld  mit,  diese  Saldi  werden  dem  Bankier  des 
Clearinghonse  bekannt  ee^eben,  welcher  die  ein- 
zelnen Bahnen  in  den  bei  ihm  eröffneten  Konti 
belastet  oder  entlastet,  bzw.  wenn  eine  Bahn 
kein  Konto  bei  ihm  hat,  sich  mit  deren 
Bankier  weiter  bankmäßig  ausgleicht.  In 
Rußland  stellt  die  russische  Reichsbank  auf 
Grund  eingelaufener  Nach  Weisungen  monatlich 
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zasammen ,  was  jede  Bahn  schuldet  oder  fähigkeit  des  Verkehrs ;  denn  die  Depositen- 
fordert,  saldiert  diese  Posten  durch  Kompen-  banken  geben  auch  aktiven  Kontokorrent- 
sation  und  überträgt  die  Schlußsaldi  auf  die  kredit,  die  Schecks  gründen  sich  dann  nicht 
Girokonti  der  einzelnen  Bahnen.  In  Deutsch-  ^uf  bare  Einzahlungen.  Eine  solch  durch- 
land  ist  die  A.  des  Vereins  Deutscher  „^zt^^A^  «ii^«,^;«^  a«.«/.«/!««,»  a^»  aw_ 
Eisenbahnverwaltungen  in  Berlin  aus  der  greifende  allgemeine  Anwendung  des  Ab- 
im  Jahre  1871  Ton  mehreren  deutschen  Eisen-  rechnungssystems  wirkt  dann  aber  unter  Um- 
bahnverwaltungen  gegründeten  „General-Sal-  standen  in  Zeiten  der  Knse,  wo  alles  auf 
dierungsstelle"  hervorgegangen  (l./IV.  1883);  Bargeldzahlung  drängt,  verschärfend, 
sie  stellt  für  jede  Bahn  den  Gesamtsaldo  fest  Der  Abrechnungsverkehr  hat  auch  noch 
und  bestimmt,  an  wen  die  Bchuldenden  Bahnen  eine  große  symptomatische  Bedeutung.  Da, 
und  welche  Beträge  sie  zu  zahlen  haben ;  der  y^o  derselbe  sehr  allgemein  ist,  wie  in  Eng- 
letzt« Ausgleich  erfolgt  also  nicht  bankmäßig,  land  und  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika, 
Dieser  Typus  ist  der  herrschende  auch  in  anderen  ^  seiner  Bewegung  einen  sicheren 
Ländern  und  ebenso  bei  den  internationalen  on  u  ui  o  r  ^i  .t^  v^guug^t  ^  oiv.*icicu 
Verbandsabrechnungen.»)  Rückschluß  auf  den  Gang  der  Volkswirt- 
iir  T  T»  X  1  _x  £  •  _x  xä  j-  schaftlicnen  Verhältnisse  ziehen.  Je  mehr 
Was  d,e  Post  anlangt  so  fungiert  «Ir  die  Geschäfte  gemacht,  zu  je  besseren  Preisen 

5r  pSrlXnZ"  Ä^^'  t.'fZ  ^-erkauft  wi%,  um  so  mehr  und  um  so  höhere 

den  Poslverwaltungen  des  Erclballs  aus  dem  gummen   gelangen    zur   Ausgleichung.     In 

i'«""o^„^";fi  of  X'r.S:,',  T/r wÄi'  I^lie«   und   Deutschland    sind   die  Zahlea 

Vereins    nÄ  aU  C?Siäe     ^  -«'"ß«^  beweiskräftig,  weil  die  Einrichtung 

\ereins  in  Bern  als  i^ieanngsieue.  ^^^^  ^^  ^^^  -^^  j^^.  Entwicklung  begriffen 

l)ie    neuerdings    Ton    dem    amerikanischen  jgt  ^j^^  j^  Deutschland  der  Giroverkehr  da- 

?S~rni^  TnV   Ä^i^;l    J^iTn^  neben  in  Betracht  kommt;  immerhin  heben 

Anretrunffen    zur    Organisation    eines    aJlge-  «ij           .      tu      iooA        j    j-      tu 

meinen     internationalen    Clearin^p-  ^'^h    das   gute   Jahr    1889    und    die   Jahre 

house-Verkehrs  zwischen  New  York,  Berlin,  189o— 1809,   1903  und  1904  recht  deutlich 

London,  Paris  haben  in  den  zuständigen  Kreisen  heraus.     Verfolgt  man   die  Abrechnung  an 

Europas  wenig  Beifall  gefunden.   (Vgl.  Handels-  den  einzelnen  Tagen  des  Jahres,  dann  kann 

Zeitung  des ßerl.Tagbl' Nr. 682  V.  18.  Okt.  1904).  man  oft  noch   weitere  Schlüsse  ziehen;   so 

6.    Volkswirtschaftliche    Bedeutung  ist  besonders  wichtig  die   Abrechnung  an 

des  Abrechnuogssystenis.    Durch  die  or-  medio  oder  ultimo,  weil  das  einen  Rück- 

ganisierte  Abrechnung  ist  es  möglich,  den  Schluß  auf  die  Börsengeschäfte  gestattet, 

üeldbedarf     einer    Volkswirtschaft    außer-  Ueber  den   Unterschied  zwischen  Giro- 

ordcntlich  einzuschränken ;  das  Geld  in  seiner  Zahlung  und  Skontration  vgl.  unten  im  Art 

Eigenschaft  als  Zirkulationsmittel  (nicht  als  „Giroverkehr^'. 

Wertmaß)   winl   zum  großen   Teil   unnötig.  Literatur:  Alb.  TesHer.    Traiti  tMoriqm  et 

In  England  treffen  trotz  seines  enormen  \  er-  pratique    des   chamhres   de   compensation,   Ptiris 

kehrs  infol^  der  ausgebildeten  Organisation  J8U4-  —  W.  lioivarth,    Our  Clearing  systeitt. 

auf    den     Kopf     der    Bevölkerung     weniger  and  Clearing  houses,  London  1897.  —  H,  Rauch' 

Gold-  und   Silbermünzen   wie  in  Frankreich.  h^'V*   Der  Clearing-  und  Giroverkehr  in  Oester- 

Der  geringere  Bedarf  an  Edelmetall  be-  reich-rugam  und  im  Audande,  Wien  1897.  — 

deutet  für  eine  Volkswirtschaft  eine  große  Sl  ^''"ü*«^'*'  ^'^'  rhamhres  de  compensation, 

Ei^parnis;     Anschaffung     von    Edelmetall,  "^Z  ^' .Ta^I  "^tl,  S^t^ 

Prägung    und    Abnutzung      Transport ,    Ver-  4,   ,,.  j^^/ir,    Gemeinsame  Abrechnnngs^   und 

Wahrung    fallen     weg.       Besonders     wichtig  Ausgleichsstellen  der  Eisenbahnen,    ihre  Organi- 

aber  ist  die   enorme  Ersi>arnis   an  Arbeit.  smion,  Vorteile  und  Nachteile  vom  istandpunkt 

Man  denke  nur,  was  es  bedeutet,   wenn   die  der    Vereinfachung   der  Arbeit   (Bericht   an   den 

400—500    Mill.   M.,    die    in    London    täglich  intern.  Eisenb<thnkongreß,  VI.  Session,  PHrisWOOj, 

beglichen  wei-den,   gozÄhlt   werden  müßten.  "''^'^  ^^^^*  '»''  .^fanuskr.  gedruckt.  —  Cannoti. 

Das  Abrochnungssvstem  ist  besonders  wichtig  V/^'" ["^'^ZT '    *'''"^'  '"^         '  administration, . 

auch  für  die  Währungsfrage :  die  Ausdehnung  ^^'''  ^  '''^'  '''''                         ^'  ^^'''''' 

der  Goldwährung  (bzw.  hinkenden  Währung)  

^■&T0  Ohne  die  geldsjwreiulen  Einrichtungen  Abeatzkrisen  s.  K risen. 
nicht  möglich  gewesen.    Es  ist  nicht  Zufall, 
daß  das  Abrechnungssystem   in  Italien   im 

Zusanuuenhang    mit    der    Aufhebung    des  AbSChoß. 

Zwangskurses,    in  Fnuikreich   mit  der  Zu-  .       ,     ^,    ,   ^       ,,               ,       ,.     . 

rückziehung  von  14sr»  Mill.  Frcs.  Noten,  die  '\,  ""^^^  Erbschaftsgeld,  censns  hereditanus, 

.1;«  n««L.  ^-T,^  v.^r.i,...N;,.K  .1  ^.«  o»««»^.,  i;^iw.«  ßrabella  hereditana,   quuidena,  detractns  realis 

die  Rank  von  trankmd^^  eine    iiltere    Ab^iabe,    die    von    einer   an 

eingeführt  wunle.     l  eberhau pt  gestattet  (las  Ausländer   fallenden  '  Erbschaft   zu    entrichten 

Abrechnungssystem   eine  große  Lxpansmiis-  war.    In  neuerer  Zeit  ist  diese  Auflage  mit  der 
—   -       -                                                                   ,  .\nerkennunfi:  der  Freizügigkeit  überall    ab^e- 
*)  Für  das  weitere  I>etail    vgl.   unten   die  i  »chaüt  wurden.    Die  fremden  Erben  sind  hin- 

Schrift  von  Loehr.  ,  sichtlich    der    Steuerpflicht    den    inländischen 
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^leidigestttUt.  Der  A.  wird  heute  nur 
mehr  im  Falle  der  „Retorsion''  gefordert,  d.  h. 
in  solchen  Fällen,  wo  ein  fremder  Staat  den 
Inländer  bei  der  Erbschaftssteuer  ungünstiger 
behandelt  als  die  eigenen  Staatsangehörigen. 
In  Deutschland  fiel  der  A.  durch  Bandes- 
beschluß Tom  23./yi.  1817  fttr  die  Bundes- 
staaten. Mit  auswärtigen  Ländern  wurden 
internationale  Verträge  (Freizttgigkeitsverträ^e) 
abgeschlossen  oder  man  verzichtete  —  die 
Retorsion  ausgenommen  —  auch  ohne  solche 
auf  das  Erbschaftsffeld. 

Vgl.   Artt    ^.Erbschaftssteuer"    und    „Frei- 
zög^gkeit**.  JÜax  v.  Hechel. 


Absentismus. 


A.  bezeichnet  den  in  gewohnheitsmäßiger 
Abwesenheit  zutage  tretenden  Mangel  aller  per- 
sönlichen Beziehungen  der  Landgutseigentümer 
zum  Boden  und  seinen  Bebauem.  Die  Ver- 
waltung und  Bewirtschaftung  bleibt  Admini- 
stratoren und  Pächtern  überlassen;  handelt  es 
sich  —  wie  regelmäßig  in  Irland  —  um  große, 
in  Parzellen  verpachtete  Besitzungen,  so  schieben 
sich  nach  Art  der  Hausindustrie  Mittelsmänner 
ein,  Agenten,  die  dem  Eigentümer  den  Geschäfts- 
verkehr mit  den  Pächtern,  General-  und  Zwischen- 
pächter, die  ihm  auch  das  Risiko  des  Pacht- 
bezuges abnehmen  und  vor  den  ärgsten  Be- 
drückungen der  Kleinbauern  nicht  zurückzu- 
schrecken pflegen.  Der  Eigentümer  ist  ledig- 
lich Rentenempfänger  und  vernachlässigt  alle 
Pflichten,  deren  Erfüllunff  allein  das  Grund- 
ei^ntum  und  seine  weitgehende  Ausschließiich- 
keit  wirtschaftlich  und  ethisch  zu  rechtfertigen 
vermögen:  die  Pflege  der  landwirtschaftlichen 
Technik,  die  gemeinnützige  Teilnahme  an  den 
öffentlichen  Angelegenheiten  des  platten  Landes, 
die  Sorge  für  die  vom  Grundbesitzer  abhängigen 
Existenzen. 

Das  Wort  A.  stammt  aus  Irland ;  dort  herrscht 
der  A.  in  weitester  Ausdehnung  —  eine  cha- 
rakteristische Erscheinungsform  des  Zustandes 
der  Ausbeutung  durch  eine  fremde  Rasse,  in 
dem  sich  die  Insel  seit  den  großen  Landkon- 
flskationen  des  16.  und  17.  Jahrh.  bis  vor  kurzem 
befand.  V, — *U  des  Bodens  gehörten  Enffländeni, 
die  nicht  in  Irland  wohnten,  aber  alljährlich 
mehrere  Hundert  Millionen  M.  Bodenrente  von 
don  bezogen.  Aber  man  hat  neuerdings  das 
Uebel  an  der  Wurzel  ergriffen.  Seit  dem  Land- 
gej^tz  von  190H  vollzieht  sich  rasch  die  Um- 
wandlung der  Pächter  in  Eigentümer. 

Auch  bei  dem  russischen  (Militär-  und  Hof-) 
Adel  ist  der  A.  häufig,  relativ  selten  hingegen 
in  Deutschland,  einschließlich  des  eigentlichen 
Großgrnndhesitzereebietes  östlich  der  Elbe.  In 
den  7  östlichen  Provinzen  Preußens  wohnen 
nach  Conrad  nur  14,4%  alier  Eifrentümer 
von  1(X>— lüOO  ha  (darunter  juristische  Personen, 
ausschl.  des  Fiskus)  und  18,5%  der  physischen 
Personen,  welche  Herrschaften  von  mehr  als 
lOOO  ha  besitzen,  nicht  auf  einem  ihrer  Güter, 
nnd  es  ist  im  allgemeinen  anzunehmen,  daß  die 
auf  dem  Lande  ansässigen  Großi^ruudbesitzer 
auch  für  die  nicht  von  ihnen  ständig  bewohnten 
(iüter  angemessen  Sorge  tragen. 

Endiidi  ist  der  A.  überall   verbreitet,   wo 


sich  das  städtische  Kapital  eines  großen  Teils 
des  Landes  bemächtigt  hat  und  es  durch  Ver- 
pachtung nutzbar  macht,  und  zwar  findet  sich 
dort  der  A.  auch  bei  kleineren  Grundeigen- 
tümern —  so  in  Italien,  Spanien,  Frankreich, 
in  Teilen  des  westlichen  Deutschland  und  in 
Nordamerika. 

Vgl.  Artt.  „Grundbesitz"  und  „Latifundien". 
Literatur  :  H,  Herlener,  Die  irische  Agrarfrage, 
Jahrb,  f,  Not.,  N,  F.,  Bd.  £1,  S.  466,  462,  — 
O,  Brodnitz,  Die  irische  Agrarreform,  ebenda, 
drüte  Folge,  Bd.  t9,  8,  677 ff.  —  JT.  Cimrad, 
AgrarsUUibtdsche  Untersuchungen,  V,  ebenda 
Bd.  16,  S.  146.  H.  Sering. 


Abstorbeordnung 

8. Sterblichkeit  undSterb lichkeits- 
tafeln. 


Abstinenzbewegiuig  s.  Alkoholfrage 
unten  S.  71  fg. 


Abzahlungsgeschäfte. 

Das  A.  ist  eine  der  neuen  Betriebs- 
formen  des  Detailhandels,  welche  aus  dem 
Bestreben,  den  Absatz  zu  vermehren,  ent- 
standen sind.  Daß  beim  Verkauf  von 
Waren  der  kreditierte  Kaufpreis  zuweilen 
in  Raten  abgezahlt  wurde,  ist  selbstver- 
ständlich schon  immer  vorgekommen.  Neuer- 
dings aber,  seit  den  fünfziger,  und  allge- 
meiner seit  den  siebziger  Jahren,  ist  diese 
Form  des  Verkaufs  ganz  zur  Basis  gewisser 
Handelsbetriebe  gemacht.  Zum  Teil  ge- 
schah das  in  der  Weise,  daß  neben  dem 
Verkauf  in  gewöhnlicher  Form  auch  in 
Form  des  A.  verkauft  wird.  Zum  Teil  aber 
dehnte  sich  das  A.  in  der  Weise  aus,  daß 
eigene  Geschäfte  besonders  für  diese  Art 
des  Betriebes  gegründet  wurden  (Abzahlungs- 
bazare  u.  dgl.),  welche  auch  mit  Hilfe  reisen- 
der Angestellter  oder  Agenten  in  weiterem 
Umfange  Käufer  anzulocken  suchten.  Be- 
sondere Verbreitung  hat  die  Form  des  A. 
im  Handel  mit  Nähmaschinen  gefunden,  von 
welchen  eine  sehr  große  Zahl  auf  diese 
Weise  abgesetzt  wird.  Auch  sonst  wird  sie 
viel  angewendet  im  Mascliinenhandel  (Klein- 
motoren), ferner  beim  Verkauf  von  Möbeln, 
Hausgerät,  Betten,  Kleidern,  Uhren,  Klaviei-en, 
Bildern,  Büchern  etc.  Auch  im  Handel  mit 
Wertpapieren  hat  diese  Geschäftsform  Ein- 
gang gefunden.  In  Frankreich,  wo  die  seit 
etwa  18G0  entstandenen  gewöhnlichen  A. 
meist  wieder  verschwunden  sind,  hat  die 
Firma  Crespin-Dufaj^el  in  Paris  eine  eigen- 
artige Form  des  A.  entwickelt,  indem  sie 
nicht  nur  selbst  auf  Abzalilung  verkauft, 
sondern  auch  „bons  d'achats'^  ausgibt,  welche 
von  anderen  Gescliäften  in  Zahlung  ge- 
nommen wenlen.  Crespin  honoriert  diese 
Bons  sofort  mit  18®/o  Abzug  und  zieht  den 
Betrag  in   kleinen  Raten  von  den  Käufern 
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Abzahlungsgeschäfte 


eib.  Der  Jahresumsatz  soll  70  Millionen 
Franken  betragen. 

Für  den  Käufer  bedeutet  das  A.-  oder 
Ratengeschäft  die  Möglichkeit,  gegen  ge- 
ringe Anzahlung  in  den  Besitz  von  Gegen- 
ständen zu  kommen,  deren  Anschaffungs- 
preis er  nicht  auf  einmal  zusammenbringen 
kann,  und  die  Verpflichtimg  zur  Raten- 
zahlung hat  die  Bedeutung  eines  Zwanges 
zur  nachträglichen  Erspanmg  des  Kauf- 
preises. Ob  die  A.  an  sich  günstig  oder 
ungünstig  zu  beurteilen  sind,  wird  zunächst 
ganz  davon  abhängen,  welche  Gegenstände 
durch  diese  Verbindung  von  Kreditgeschäft 
und  Sparzwang  erworben  werden.  Die  Er- 
leichterung des  Ankaufs  von  Dingen,  welche 
dem  Erwerb  oder  einer  Erhöhung  der 
Lebenshaltung  der  Käufer  dienen,  wird 
überwiegend  als  etwas  Erfreuliches  anzu- 
sehen sein,  besonders  dann,  wenn  der 
Käufer  auf  diese  Weise  davor  beschützt 
wird,  gefährlichere  Kreditgeschäfte  zu 
machen.  Das  A.  ist  ein  unerfreuliches, 
wenn  urteilsunfähige  oder  willensschwache 
Menschen  sich  durch  die  niedere  Anzahlung 
oder  die  Beredsamkeit  der  Verkäufer  ver- 
leiten lassen,  für  sie  unnütze  (häufig  auch 
noch  schauderhaft  geschmacklose)  Dinge  zu 
kaufen.  In  dieser  Hinsicht  ist  das  A.  nur 
graduell,  nicht  der  Art  nach  verschieden 
von  anderen  modernen  Verkaufsveranstal- 
tungen, welche  dem  Käufer  vei"8tändige 
wie  törichte  Anschauungen  erleichtern. 
Den  kleinen,  in  herkömmlicher  Weise 
arbeitenden  Detailhändlern  ist  diese,  wie 
jede  andere  neue  Form  der  Konkurrenz  un- 
bequem, und  aus  diesen  Kreisen  ist  zuerst 
die  Forderung  erhoben,  mit  gesetzlichen 
p]inschränkungen  gegen  das  A.  vorzugehen. 
So  wenig  es  an  sich  möglich  ist,  durch  ge- 
setzliche Maßregeln  urteiTslose  Menschen  an 
törichten  Einkäufen  zu  hindern,  und  so 
wenig  zugunsten  Einzelner  deren  Konkur- 
renten von  Staats  wegen  gehindert  werden 
dürfen,  vernünftigen  Bedürfnissen  entgegen- 
zukommen, so  ist  doch  nicht  in  Abrede  zu 
stellen,  daß  im  A.  auch  Mißstände  sich  ent- 
wickelt haben,  wie  schon  die  ungeheure 
Zahl  von  Prozessen  zeigt,  die  aus  den  A. 
entstand  (in  Berlin,  nach  H.  Jastrow's 
Schätzung  um  1890  V7— Vs  aller  Amts- 
geriehtsprozesse  ohne  Wechselsachen,  in 
Wien  Mitte  der  achtziger  Jahre  50— 80®/o 
der  Bagatellklagen). 

Zunächst  ist  behauptet  worden,  daß  die 
Form  der  Ratenzahlung  oft  einen  ganz  un- 
verhältnismäßig hohen  Gesamtpreis  ver- 
schleiere, die  Verkäufer  unmäßige  Gewinne 
machten.  Gewiß  kommt  das  vor.  Aber 
bei  der  Höhe  des  Ratenpreises  gegenüber 
dem  IWpreise  ist  nicht  außer  acht  zu 
lassen,  daß  der  Verkäufer  mit  erheblichen 
Ausfällen   zu  rechnen  hat,   daß  die  Kosten 


des  Geschäfts  verhältnismäßig  sehr  hoch 
sind  und  daß  der  Geschäftsverkehr  mit  den 
zahlreichen  kleinen  Ratenschuldnem  kein 
angenehmer  ist.  Alles  dies  sind  Umstände, 
welche  die  Preise  stark  über  die  Barpreise 
hinaus  steigern  müssen.  Gegen  besonders 
bedenkliche  Ueberfordenmgen  ist  Abhilfe 
geschaiTen  durch  die  Ausdehnung  dea 
Wucherbegriffes  auf  alle  zweiseitigen  Elechts- 
geschäfte  durch  das  G.  v.  19./ VI.  1893. 

Erheblich  mehr  Gewicht  kam  den  Klagen 
zu  über  die  Folgen  der  Rechtsformen,  deren 
sich  die  A.  bedienten,  um  ihre  Forderungen 
sicherzustellen.  Die  Käufer  beim  A.  sind 
häufig  Personen  geringer  Kreditwürdigkeit, 
Der  Verkäufer  sucht  daher  sich  zu  sichern 
durch  besondere  Vereinbarungen  mit  dem 
Käufer,  da  er  —  nach  deutschem  Recht,  im 
Gegensatz  zum  englischen  —  kein  Pfand- 
recht an  der  verkauften  Sache  für  den  Ver- 
kaufspreis hat.  Der  Verkäufer  vereinbart 
daher  mit  dem  Käufer  —  regelmäßig  in 
der  Form,  daß  dieser  einen  Kaufvertrag 
unterschreibt  —  daß  es  ihm  freisteht,  die 
Sache  zurückzunehmen,  wenn  der  Käufer 
mit  einer  Rate  im  Rückstande  ist.  Dazu 
kam  aber  regelmäßig  die  weitere  Abrede, 
daß  alles,  was  bereits  gezahlt  ist,  dem 
Händler  verfällt.  Rechtlich  ermöglicht 
wurde  dies  auf  zweierlei  Weise:  entweder 
dadurch,  daß  der  Verkäufer  sich  das  Eigen- 
tum vorbehält  bis  zur  Bezahlung  des  ganzen 
Kaufpreises,  oder  so,  daß  der  Vertrag  al& 
Mietsvertrag  erscheint.  Die  Raten  sind  in 
letzterem  fiille  der  Mietspreis  für  die  Be- 
nutzung. Es  ist  vor  allem  die  rücksichts- 
lose Ausnutzung  dieses  Rechts  des  Ver- 
käufers, die  verkaufte  Sache  zurückzunehmen, 
während  dem  Käufer  alle  bereits  gezalilten 
Raten  verloren  gehen,  welche  zu  Härten  ge- 
führt iHid  Erbittenmg  hervorgerufen  hat. 
Auch  ohne  den  Eigentumsvorbehalt  können 
aber  Mißstände  entstehen,  wenn  die  Händler 
sich  zusichern  lassen,  daß  durch  Verab- 
säumen einer  einzigen  Ratenzahlung  der 
ganze  Kaufpreis  fällig  wird. 

Es  sind  diese  Mißstände,  welche  zum 
Einschreiten  der  Gesetzgebung  geführt 
haben,  zunächst  in  Deutschland.  Das  Gesetz 
vom  16./V.  1894  betr.  die  A.  hat  diese  Ge- 
schäfte weder  allgemein  noch,  wie  von 
manchen  gefordert  wurde,  für  gewisse  Gegen- 
stände („Luxusartikel")  verboten  noch  Er- 
schwenmgen  in  Form  höherer  Besteuerung, 
Konzessionspflicht  oder  polizeilicher  Kon- 
trollo der  Verkäufer  eingeführt.  Es  knüpft 
an  die  Mißbräuche  an,  die  sich  beim  Eigen- 
tumsvorbehalt des  Verkäufers  gezeigt  haben, 
ohne  doch  diesen  Vorbehalt  zu  beseitigen 
und  ihn  etwa,  wie  auch  vorgeschlagen, 
durch  ein  Pfandrecht  des  Verkäufers  zu  er- 
setzen. Das  Gesetz  beschränkt  sich  darauf^ 
die  Abrede  der  Verwirkung  der  bereits  ge- 
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leisteten  Ratenzahlungen  unwirksam  zu 
machen.  Macht  der  Verkäufer  sein  Rück- 
trittsiecht  geltend  und  nimmt  er  die  Sache 
zurück,  so  ist  er  seinerseits  zur  Rückerstat- 
tung der  vom  Käufer  empfangenen  Leis- 
tungen verpflichtet  Dafür  hat  aber  der 
Käufer  dem  Yerl^ufer  für  die  infolge  des 
Vertrages  gemachten  Aufwendungen  sowie 
für  Beschädigungen  der  Sache  Ersatz  zu 
lösten  und  für  die  Ueberlassung  des  Ge- 
brauchs oder  der  Benutzung  deren  Wert  zu 
Tergüten,  wobei  auf  die  inzwischen  einge- 
tretene Wertminderung  der  Sache  Rücksicht 
zu  nehmen  ist.  Um  zu  verhindern,  daß 
diese  Festsetzungen  durch  Verabredung  von 
Konventionalstrafen  umgangen  werden,  ist 
bestimmt,  daß  eine  unverhältnismäßig  hohe 
Vertragsstrafe  vom  Gericht  auf  einen  an- 
gemessenen Betrag  herabgesetzt  werden  kann. 
Die  Verabredung,  daß  bei  Versäumnis  von 
Zahlungsterminen  die  ganze  Restschuld  ^lig 
wird,  ist  nur  dann  gültig,  wenn  der 
Käufer  mit  zwei  aufeinander  folgenden  Teil- 
zahlungen im  Verzuge  ist  und  der  Betrag, 
mit  dessen  Zahlung  er  im  Verzuge  ist,  min- 
destens dem  zehnten  Teile  des  Kaufpreises 
der  übergebenen  Sache  gleichkommt.  Die 
Bestimmungen  über  A.  finden  auch  dann 
Anwendung,  wenn  nicht  die  Form  des 
Verkaufs,  sondern  eine  andere  Rechtsform, 
insbesondere  die  der  Miete  angewendet 
worden  ist. 

Für  die  Anwendung  der  Form  des  A. 
auf  den  Erwerb  von  Wertpapieren  besteht 
kein  wirtschaftliches  Bedürfnis.  Doch  be- 
M^hränkt  sich  das  Gesetz  von  1894  darauf, 
die  bedenklichsten  dieser  Geschäfte  zu  ver- 
bieten. Wer  Lotterielose,  Inhaberpapiere 
mit  Prämien  oder  Bezugs-  oder  Anteilscheine 
auf  solche  Wertpapiere  gegen  Teilzahlungen 
verkauft,  wird  mit  Geldstrafe  bis  zu  500  M. 
bestraft. 

Die  Bestimmungen  des  Gesetzes  finden 
keine  Anwendung,  wenn  der  Empfänger  der 
Ware  als  Kaufmann  in  das  Handelsregister 
eingetragen  ist 

Durch  die  Gewerbeordnungsnovelle  vom 
7.'VIII.  1896  ist  der  Betrieb  des  A.  im  Um- 
herziehen verboten  worden. 

Seit  Erlaß  des  Gesetzes  haben  die  Pro- 
zesse sich  vermindert  und  die  Klagen  sich 
beruhigt.  Die  Zahl  der  Geschäftsbetriebe, 
welche  ausschließlich  das  A.  pflegen  (Ab- 
zahlungsbazare),  scheint  sich  sehr  vermindert 
zu  haben,  was  aber  nach  einer  Notiz  im 
^Konfektionär^  (August  1895)  nicht  dem 
neuen  Gesetz,  sondern  veränderten  Verhält- 
nissen im  Geschäftsleben  zugescluieben 
wird,  wie  man  überhaupt  über  die  Wir- 
kungen eines  solchen  Gesetzes  sehr  skeptisch 
sein  kann. 

Jn  Oesterreich  hat  das  Gesetz  vom 
27.' IV.  1896   eine   ähnliche   Einschränkung 


der  A.  herbeigeführt  wie  in  Deutschland^ 
während  der  Entwurf  ursprünglich  sehr  viel 
weiter  ging.  Außerdem  ist  seit  30./VI.  1878 
in  Oesterreich  die  Veräußerung  der  Gewinnst- 
hoffnung  von  Losen  überhaupt,  die  von  Losen 
anderen  als  registrierten  Kaufieuten  gegen 
Ratenzahlung  verboten.  In  Ungarn  ist  durch 
Gesetz  von  1883  die  Veräußerung  von  Wert- 
papieren gegen  Ratenzahlungen  überhaupt 
unter  obrigkeitliche  Kontrolle  gestellt 

Literatur:  C,  Höhne,  Die  Theorie  des  sog.  Leih- 
veHragea,  1886,  —  F.  Mataja,  Batenhandel 
und  Abzahlungagetehäfie  (im  Arch.  f,  soz,  Ges.,. 
Bd.  1,  a,  157  ff.),  —  DerselbCf  Art.  „Abzahlungs- 
geschäfu"  (H.  d.  St.,  Bd.  1,  S.  14  ff.).  —  W,  Haus- 
mann f  Die  Veräußerung  beweglicher  Sachen 
gegen  Ratenzahlung,  1891,  —  A,  Cohen,  Die 
volkswirtschaßliche  Bedeutung  des  Abzahlungs- 
geschäftes, 1891.  —  Derselbe,  Die  Verbreitung 
des  Abzahlungssystems  im  Maschinenhandel' 
(Jahrb.  f,  Ges.  u.  Veno.,  Bd.  15,  S.  609 ff.).  — 
Derselbe,  Das  Abzahlungsgeschäft  im  Auslande- 
(Jahrb.  f.  Ges.  u,  Verw.,  Bd.  15,  S.  907  ff.).  —  . 
S,  lAchtenthal,  Das  Ratenzahlungssystem,  1891^ 

—  C,  Höhne,  Die  gesetzliche  Regelung  des 
Raten-  und  Abzahlungsgeschäftes,  1891.  —  Ver- 
handlungen des  il.  D.  Juristentages,  11,  S.  117  ff. 
(Gutachten  von  WUke),  S.  181  ff.  (GtUachien  von 
Heck)  und  111,  S.  42  ff.,  1890/91.  —  B.  van 
der  Borght,  Zur  Reform  des  Abzahlungs- 
geschäftes (im  Arch.  f.  soz.  Ges.,  Bd.  4,  S.  270  ff.). 

—  Verhandlungen  des  22.  D.  Jurisientages,  1, 
S.  265 ff.  (Gutachten  von  H.  Jastrow)  und  IV, 
S,  124  ff,  1892(98.  —  H.  Jastrow,  Das  deuUche 
Reichsgesetz  über  die  Abzahlungsgeschäfte  (im 
Arch.  f.  soz.  Ges.,  Bd.  7,  S.  278 ff.).  —  J,  Pier^ 
siorff,  Art.  „Abzahlungsgeschäfte"  (im  II.  d.  St., 
Suppl.  1,  S.  Iff.).  —  H.  Jastrow,  Die  Praxis 
des  Gesetzes  über  die  Abzahlungsgeschäfte  (in 
Soziale  Praxis,  Bd.  5,  S.  668 ff.).  —  Die  Lage 
des  Kleinhandels  in  Deutschland,  1,  S.  178,. 
1899.  —  Iß'Avenel,  Le  mecanisme  de  la  vie 
moderne,  Rev.  des  deux  Mondes  1.  Jan.  1901,. 
S.  167 ff.  Karl  Hathgen, 


Abzugsgeld  s.  Abfahrtsgeld,  Abzugs- 
geld oben  S.  2. 

Accise. 

1.  Terminologisches.  Ursprung  und  Ent- 
wicklung der  A.  2.  Die  A.  in  den  deutschen 
Staaten.    3.  Die  A.  in  England. 

1.  Terminologisches.  Ursprung  und 
Ent\iickiung  der  A.  „A/'  nennen  wir 
eine  Reihe  Verbrauchs-  und  verkehrssleuer- 
artiger  Abgaben.  Seinem  Ursprung  nach 
geht  das  Wort  auf  assidere,  assisia,  cisia 
zurück  und  bedeutet  soviel  wie  Anlage  oder 
Abgabe.  Cisia,  Cisa  oder  verdeutscht  Ziese 
(auch  Zeise)  scheint  die  älteste  Form  zu 
sein.  Aehnliche  Abgaben  werden  in  öster- 
reichischen, rheinischen  und  niederdeutschen 
Gebieten  als  „Ungelf'  (s.  Art.  „Ungelt^')  er- 
wähnt, lediglich  ein  Resultat  historischer 
Entwicklung. 


16  Accise 

Die  A.  treten  zaerst  in  der  städtischen  Städte  beschränkt  war  und  neben  einer  mäßigen 
Finanzwirtschaft  auf  und  entstehen  mit  den  Kopf-,  Gewerbe-  und  Grundsteuer  wesentlich 
Marktabgaben  und  Zöllen  in  diesen  Gemein-  i"^»«»^  Verbrauchsabgaben  auf  Getränke,  Ge- 
wesen. Später  haben  sich  die  Territorial-  ^^'^^  ^,if?«f^  J'^l^l^f  °"/  Kaufmanns- 
^4«»f^»  •«;*  ;k,«*,,  «.^f«;*»«^/*«  v;«««.,K«/in^  waren  enthielt.  Die  Erhebung  fand  teils  beim 
Staaten  nait  ihren  gesteigerten  J  inanzbedürf-  Einbringen  in  die  Stadt,  teils  b?i  der  Produktion, 
nissen  dieser  Abgaben  bemächtigt  und  sie  teils  beim  Verkaufe  statt.  Die  einzelnen  Steuer- 
namentlich  im  17.  und  18.  Jahrhundert  aus-  gätze  waren  mäßig,  die  Zahl  der  betroffenen 
gebildet,  als  die  Kriegszeiten  und  die  Haltung  Gegenstände  da«:egen  war  sehr  beträchtlich 
■aer  stehenden  Heere  eine  wachsende  Ver-  Durch  G.  v.  28./X.  1810  sollte  die  A.  beseitigt 
mehning  der  landesherrlichen  Einkünfte  er-  und  durch  ein  Verbrauchssteuersystem  untei 
heischten,  denen  die  alten  Steuersysteme  Gleichstellung  von  Stadt  und  Land  ersetzt 
nicht  mehr  zu  entsprechen  vermochten.  Die  ^?j;^«°-  J?^?  Haupteepnstände  der  Besteuerung 
A.  schlössen,  ähnlich  wie  die  Regalien,  Ein-  »ojlten  Fleisch,  Äfehl  Bier  und  Branntweii] 
X».  ov.iui«»v5u,  «11  iivix  1^  ^.iv?  xK^gcui^  ,  Ajiii  ggjj^  j^jg  untunliche  Gleichstellung  von  Stadi 
nahmequellen  der  verschiedensten  Art  ein,  „^^  Land  wurde  1811  wieder  aufgehoben  und 
wobei  jedoch  die  Verbrauchssteuern  das  ffl^  die  Verbrauchsabgaben  wurden  die  größerer 
Rückgrat  des  ganzen  Systems  bilden.  Da-  Städte  einer-  und  die  kleinereu  und  das  platt« 
neben  sind  besonders  auch  vcrkehrsstener-  Land  andererseits  geschieden.  Die  endgültige 
artige  Elemente  zu  erkennen.  Die  Ter-  Regelung  geschah  durch  G.  v.  30./V.  1820. 
breitung  der  A.  ist  auf  die  deutschen  Gebiete  (Vgl-  Artt.  „Einkommensteuer"  und  „Mahl-  und 
und   auf   England   beschränkt,   sie   ist   der  Schlachtsteuer"). 

romanischen  Steuerent Wicklung  fremd.  Eine  b)  Sachsen.  Die  erste  Ziese,  eine  Ver- 
theoretische Stütze  fand  die  A.  im  17.  Jahr-  kaufsabgabe  vom  20.  bzw.  10  Pfennig,  wurde 
hundert   durch    die    meisten   Finanzschrift-  in  Sachsen  1438  bewdligt  und  1470  vor  allem 

Steuer  jener  Zeit,  wie  ihr  auch  die  öifent-  ^"1/?°  ?Ji**irLT  '  wtl^^^^^^  Tll^l^'^i: 
!•  1  ir  •  u  j  j«  i.*  j  aber  in  der  Folirezeit  wesentlich  in  eine  ue- 
licheMeinungbesonders  günsüg  war;  denn  tränkesteuer  verwandelt.  Sie  ward  von  den 
die  oberen  bchichten  wunlen  wenig  empfind-  Städten  eingehoben.  Nach  mancherlei  Ver- 
lieh von  ihr  getroifen  und  die  ärmeren  änderungen  bleibt  sie  seit  1502  die  allgemeine 
Klassen  empfanden  sie  weniger  hart  als  Tranksteuer,  ausdrücklich  zur  Verzinsung  und 
die  mit  strengen  Exekutionen  verbundene  Tilgung  der  landesherrlichen  Schuld  bewilligt 
direkte  Besteuerung.  So  konnte  in  die  Köpfe  Bi»  1605  war  sie  die  einzige  Verbrauchssteuer, 
der  Finanztheoretiker  im  17.  Jahrhundert  ?«  .^ej  indessen  1605  eine  außerordentliche 
der  Gedanke  Eingang  finden,  durch  eine  Weinsteuer  und  1628  die  Fleischsteuer  hinzu- 
Tv;,^Loi«/.^;o^.  oll  J^  fli  «•  J««  Cfl».^««..fl^  kamen.  Die  Knegszeiten  des  17.  Jahrhundert« 
„Lniversalaccise-  alle  übngen  Steueraiten  fahrten  zu  weitereu  Ausdehnungen,  Erhöhungen 
aufzusaugen.  „^d  Veränderungen.    Seit  1705  und  1107  be- 

2.  Die  A.  in  den  deutschen  Staaten,  standen  die  Generalaccise  und  die  Land-  und 
a)  PreuÜen.  Nach  verschiedenen  Versuchen  Warenaccise.  Erstere  war  ursprünglich  nni 
des  15.  und  16.  Jahrhunderts,  von  Bier  und  eine  städtische  Steuer  und  umfaDte  ein  bnntea 
Getreide  Verbrauchssteuern  zu  erheben,  tritt  Gemisch  von  Verkehrs-  und  Verbrauchssteuern, 
die  A.  als  staatliche  Auflage  seit  dem  dreißig-  während  letztere  für  Stadt  und  Land  eine  Ein- 
jährigen Kriege  als  bleibendes  Element  in  die  gangs-  und  Prodnktionsabgabe  darstellte.  Dazu 
Entwicklung  ein.  Sie  diente  zunächst  zum  hatte  das  Land  noch  eine  allgemeine  General- 
Unterhalt  der  stehenden  Heere.  Eine  1641  ein-  accise  von  Wein.  Bier,  Branntwein,  vom  Backen 
geführte  Generalaccise  mniite  nach  kurzem  Be-  und  Schlachten  u.  dcfl.  m.  zu  eutricliten.  1822 
Stande  wieder  aufgehoben  werden.  1667  wurde  wird  die  Land-  und  Warenaccise  nebst  anderen 
ein  neuer  Versuch  gemacht,  die  Kontribution  indirekten  Abgaben  beseitigt  und  durch  eine 
auf  das  platte  Land  und  die  Mediatstädte  zu  be-  Generalaccise  von  allen  ein-  und  durchgeführten 
schräuken  (vgl.  Art.  „Kontribution"),  die  städti-  Waren  ersetzt,  und  1824  tritt  an  die  Stelle  der 
sehen  Gemeinwesen  dagegen  den  Ä.  zu  unter-  städtischen  und  ländlichen  Generalaccise  eine 
werfen  und  sie  so  der  Koutributionsverfa-ssung  neue,  sehr  verwickelte  Generalaccise.  In  der 
einzugliedern.  1680  und  1684  wurde  sie  refor-  Hau])tsache  wurde  mit  diesem  System  1834 
miert.  1701  erfolgten  Erhöhungen  und  ihre  durch  Beitritt  Sachsens  zum  Zollverein  aiifge- 
Ausdehnnng  auf  Pommern.  Friedrieh  Wilhelm  I.  räumt,  während  sich  Reste  bis  in  die  40er 
führte  sie  in  den  übrigen  Provinzen,  Friedrich  Jahre  erhielten. 

der  Große  in  Schlesien  ein.    1777  fand  sie  auch  c)    Andere     deutsche     Staaten.      In 

in  den  westfälischen  Provinzen  nach  mancherlei  Bayern   wird    1542   zuerst   eine  A.    von   der 

Widersprüchen    und    1804   in    den   neuen   Er-  Einfuhr    ausländischer    und    der    Ausfuhr    in- 

werbungen  infolge  des  Ueichsdeputations-Haupt-  läudischer  Waren  bewilligt.     L'rsprünglich  war 

Schlusses,  nicht  aber  in  Süd-  und  NeuostpreuUen  ^ie  eine  Getränkesteuer,  die  sich  aber  später 
Eingang.      1736    wurde    ein    umfassendes    A.- 1  auch   auf  andere  Waren  bezog.     Im   18.  Jahr- 

Reirlemeut  erlassen  und   1766  die  Verwaltung  hundert  tritt  ihre  tinanzielle  Bedeutung  zurück, 

neben  den  /öllen  der  von  französischen  Beamten  jm  Gegensatze  zur  A.  in  PreulJen ,  Sachsen 
geleiteten  .Rede**  übertragen,  eine  Einrichtung,  !„nd  Havern  ist  diejenige   in  Württemberg 

die  unter  Friedrich  Wilhelm  II.  178t)  wieder  be-  ,(j.  y.  18./IX.    1852-    eine  Verbindung  von  Ge- 

seitigt  wurde.  bühren    und    Verkehrssteuem    von    Kauf    und 

Die  A.  in  Brandenburg-Preußen  war  somit  \  Tausch  von  Liegenschaften,  von  Lotterien,  Aus- 
ein  System    von   Staatssteuern,    das    auf    die  j  spielungen.  Theatern  n.  s.  f.    Der  A.  in  Baden 


Accise — Ackerbau  und  Ackerbausysteme 


17 


(V.  T.  18./V.  1855)  endlich  ist  eine  Abgabe  von 
Yennögensübergängeu  durch  Schenkung,  Erb- 
schaft oder  Liegen^aftsübertragung.  Das  Yer- 
brauchsstener-Element  fehlt  hier  gänzlich. 

3.  Die  A«  in  England«  Nach  erfolglosen 
Versuchen  unter  der  Königin  Elisabeth,  Ver- 
brauchssteuern einzuführen,  drängte  die  Finanz- 
not unter  Karl  I.  1643  zur  Schaffung  einer 
nach  holländischem  Vorbild  gestalteten  A.  (Ex- 
dse)  Ton  Ale,  Bier,  Obstwein,  Branntwein  und 
anderen  Artikeln.  Zunächst  nur  für  die  Krie^s- 
zeit  bewilligt,  werde  sie  in  den  folgenden 
Jahren  als  ständiger  Bestandteil  dem  britischen 
Steuersystem  eingefügt.  Nach  mancherlei 
Kämpfen  gegen  sie  diente  die  Excise  zur 
Deckung  der  um  Vs  erhöhten  Einkünfte  der 
Krone  nach  Beseili^^ung  der  lehensherrlichen  Ab- 
gaben an  den  König  und  wurde  aus  Verbrauchs- 
abgaben von  Getränken  und  anderen  Genuli- 
mittelu  gespeist.  Neben  der  bleibenden,  unver- 
änderlichen und  vererbbaren  Hereditary  Excise 
bewilligte  man  dem  König  auf  Lebzeiten  den 
gleichen  Abgabesatz  als  Temporary  Excise. 
Mit  Jakob  IL  verschwindet  sie,  um  unter  Wil- 
helm IIL  in  veränderter  Form  aufzutauchen. 
In  den  folgenden  100  Jahren  nimmt  ihre  Be- 
deutung, hauptsächlich  durch  Kriege  veranlagt, 
immer  mehr  zu  und  wird  auf  eine  ganze 
Eeihe  neuer  Waren  ausgedehnt.    Während  des 

18.  Jahrhunderts  und  in  der  ersten  Hälfte  des 

19.  besteht  ein  fortwährender  Kampf  für  und 
wider  diese  Form  der  Besteuerung,  deren  Um- 
luig  und  Ertrag  im  fortwährenden  Wachstum 
be^ffen  waren.  Erst  seit  den  50  er  Jahren 
des  19.  Jahrhunderts  wird  das  britische  Steuer- 
system in  der  Hichtung  der  direkten  Besteuerung 
fortgebildet.  Daneben  erhält  die  Excise,  insbe- 
sondere seit  1861,  ihre  Stellung  im  Steuersystem, 
indem  sie  die  notwendige  Ergänzung  durch 
eine  höhere  Belastung  des  Verbrauchs  besonders 
steuerfähiger  Güter,  namentlich  der  geistigen 
Getränke  darstellt.  Heute  sind  ihr  unterworfen 
Bier,  Branntwein,  Spielkarten,  Würfel,  paten- 
tierte Arzeneimittel  u.  dgl.  m.  Ertrag  1904: 
37860  Mill.  Pfd.  Sterl. 

Literatur:  ^moMy  Ver/assungsgcsckichte  deuU 
»eher  Frristddte,  Gotha  1854,  —  HüUmann, 
Deutsche  Finanzgeachichte  des  JlitUlaUers,  Berlin 
1S05.  —  Inanin-Stemego  f  Der  Accisestreit 
deutscher  Finanztheoretiker  im  17.  u.  18.  Jahrh., 
ZeiUchr.  f.  StaaUw.  1865.  —  Zeumer  ^  Die 
deutschen  Städtesteuem  des  12.  u.  IS.  Jahrh., 
Leipzig  1878.  —  SchtnoHer,  Epochen  der 
preußischen  Finanzpolitik,  Jahrb.  f.  Ges.  u.  Vene. 
1877.  —  WagneTy  Fin.  III,  S.  115-^117  u.  177, 
±78 ff.  —  VocHey  Geschichte  der  JSteuern  des 
britischen  Reiches,  Stuttgart  1866.  —  Leser , 
Fin  Accisestreit  in  England,  Heidelberg  1879.  — 
Doicell,  History  of  Taxation  and  Taxes  in  Eng- 
land, t  ed.,  London  1888.  —  v.  PhilippoxHch, 
Art.  „Accue''  im  H.  d,  St.  2.  Aufl.  Bd.  1,  S.  21  ff. 
Max  roti  Hechel, 


Seine  natur-  und  staatsrechtlichen,  sowie 
seine  historischen  und  politischen  Schriften  sind 
längst  vergessen.  Anders  verhält  es  sich  mit 
seinem  „Abriß  der  Staats  Wissenschaft  der  euro- 
päischen Beiche"*  (Göttingen  1749)  und  den 
folgenden  Auflagen  mit  der  Titeländerung: 
Staatsverfassung  der  heutigen  vornehmsten  euro- 
päischen Reiche  im  Grundriß,  letzte  7.  Aufl.  in 
2  Tln.  hrsg.  von  M.  0.  Sprengel,  ebenda 
1790—97,  welches  Werk  als  erstes  statistisches 
Lehrbuch  in  deutscher  Sprache  anzusehen  ist. 

Lippet^t 


Achtstundentag  s.  Arbeitszeit 

(vergL  auch  Maxiraalarbeitstag, 

Normalarbeitstag). 


Achenwall,  Gottfried  6., 

feb.  1719  zu  preußisch  Elbing,  gest.  als  Professor 
es  Natur-  und  Völkerrechts,  der  Politik  und  Sta- 
tistik an  der  Universität  Göttingen  am  l./V.  1772 
XU  Göttingen. 

-Wörterbach  der  Volkswlrtechaft.    II.  Aufl.    Bd.  I. 


Ackerbau  und  Ackerbausysteme. 

1.  Bedeutung  und  Entwicklung  des  A.  im 
allgemeinen.  2.  A.  der  alten  Kulturvölker. 
3.  Entwicklung  des  A.  vom  Zerfall  des  römischen 
Reichs  bis  zum  Ausgang?  des  18.  Jahrb.  4.  Um- 
gestaltung des  A.  im  19.  Jahrh.  5.  A.systeme. 
a)  Kömer  Wirtschaft.  b)  Feldgraswirtschaft. 
c)  Fruchtwechsel  Wirtschaft,  d)  Weidewirtschaft. 
e)  Freie  Wirtschaft. 

1.  Bedeutung  und  Entwicklung  des 
A.  im  allgemeinen.  Der  A.  steUt  den  grund- 
legenden und  wichtigsten  Teil  der  wirtschaft- 
lichen Gütererzeugung  dar.  Durch  seine 
Produkte  werden  vorzugsweise  die  Bedürf- 
nisse des  Menschen  nach  Nahrung  und  Klei- 
dung befriedigt ;  er  liefert  die  Rohstoffe  für 
die  meisten  übrigen  gewerblichen  Tätigkeiten. 
Seine  Bedeutung  wird  dadurch  erhöht,  daß 
er  fast  ausnahmslos  in  Verbindung  mit  Vieh- 
zucht betrieben  wird,  so  daß,  wenn  von  A. 
die  Rede  ist,  die  entsprechende  Viehhaltung 
stillschweigend  vorausgesetzt  wird.  —  Gegen- 
über den  rein  okkupatorischeu  Gewerben 
(Jagd  und  Fischerei)  bildet  der  A.  einen 
großen  Fortschritt  in  der  Kulturentwicklung ; 
mit  ihm  erst  ist  der  Mensch  seßhaft  ge- 
worden, an  ihn  knüpft  die  Bildung  von 
Gemeinde,  Volk  und  Staat  an.  Auch  die 
gewerblichen  Tätigkeiten,  welche  wir  jetzt 
als  Handwerke  bezeichnen,  haben  ihren  Ur- 
sprung in  den  Wohnstätten  des  A.  und  erst 
später,  nach  der  Gründung  von  Städten,  eine 
selbständige  Existenz  gewonnen.  Je  mehr 
sich  das  städtische  Leben  entwickelte,  desto 
mehr  verlor  zwar  derA.  seine  Alleinherrscliaft 
oder  Vorherrschaft  im  wirtschaftlichen  Leben ; 
aber  andererseits  gewann  er  insofern  eine 
noch  höhere  Bedeutung,  als  ihm  nun  die 
Aufgabe  zufiel,  die  unentbehrlichsten  mensch- 
lichen Bedürfnisse  nicht  nur  für  die  eigenen 
Gewerbsgenossen,  sondern  auch  für  die  ganze 
übrige  Bevölkerung  zu  erzeugen.  Hierzu 
gesellte  sich  eine  andere,  fast  ebenso  wichtige 
Aufgabe.  Die  Art  des  städtischen  Lebens 
bringt  es  mit  sich,  daß  es  auf  die  physische 
und   moralische   Beschaffenheit    der    Stadt- 
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bewohner  einen  ungünstigen  Einfluß  ausübt 
und  im  Verlauf  längerer  oder  kürzerer 
Perioden  eine  Degeneration  derselben  hervor- 
ruft. Die  für  die  dauernde  körperliclie  und 
geistige  Gesundheit  des  ganzen  Volkes  un- 
entbehrliche Regeneration  yollzieht  sich  durch 
die  beständige  Wanderung  der  über  das  Be- 
dürfnis an  Arbeitskräften  für  den  Landbau 
hinaus  sich  vermehrenden  ländlichen  Be- 
völkerung nach  den  Städten. 

Die  Entwicklung  des  A.  zeigt  im  Ver- 
hältnis zu  der  Entwicklung  der  meisten 
übrigen  Gewerbe  eine  große  Stetigkeit  und 
Gleichförmigkeit  sowohl  nach  Ländern  wie 
nach  Zeiten.  Die  Art  des  A.betriebes  ist 
hauptsächlich  bedingt  durch  die  Beschaffen- 
heit von  Boden  und  Klima.  Beide  sind 
selbst  im  Laufe  großer  Zeiträume  nur  geringen 
Veränderungen  unterworfen,  und  die  Haupt- 
bodenarten finden  sich  in  allen  Teilen  der 
Erde,  wennschon  in  abweichenden  Menge- 
verhältnissen. Die  Arten  der  angebauten 
Kulturpflanzen  sind  allerdings  je  nach  dem 
Klima  verschieden ;  aber  die  Verschiedenheit 
äußert  sich  doch  nur  darin,  daß  man  an 
Stelle  der  einen  Kulturpflanze  eine  ähnliche 
anbaut,  die  durch  ihre  Erzeugnisse  das  näm- 
liche menschliche  Bedürfnis  wie  jene  be- 
friedigt. Dabei  unterliegt  das  Wachstum 
und  Gedeihen  sämtlicher  Pflanzen  den 
gleichen  Naturgesetzen ;  sie  nähren  sich  von 
den  überall  im  Boden  und  in  der  Luft  vor- 
handenen Nahrungsstoff*en.  Die  wichtigsten 
Kulturgewächse  sind  von  Anbeginn  des  A. 
bis  zur  Gegenwart  die  mehlhaltiffen  Körner- 
früchte, vor  allem  die  Getreidearten,  in 
zweiter  Linie  die  Hülsenfrüchte  gewesen. 
Weizen,  Roggen,  Hafer,  Gerste,  in  wärmeren 
Klimaten  auch  Hirse,  Mais,  Reis,  ferner 
Erbsen,  Bohnen,  Linsen,  Wicken  sind  die- 
jenigen Pflanzen,  mit  denen  die  Ackerbauer 
von  jeher  ihre  Felder  vorzugsweise  bestellt 
haben;  daneben  waren  und  sind  es  Gräser 
und  kleeartige  Gewächse  sowie  gewisse 
Wurzelfrüchte,  welche  den  Bedarf  an  Futter 
für  die  gehaltenen  Tiere  stets  lieferten  und 
noch  liefern.  Im  Zusammenhang  damit  steht 
die  Gleichförmigkeit  und  Beständigkeit  in 
der  Viehhaltung.  Pferde,  Rinder,  Schafe, 
Schweine,  in  untergeordneter  Bedeutung  auch 
Esel,  Ziegen  und  einzelne  Geflügelarten 
sind  durch  alle  Zeiten  bei  allen  Kultur- 
völkern die  hauptsächlich  gehaltenen  land- 
wirtschaftlichen Haustiere  gewesen, 
y  Der  Gleichförmigkeit  und  Konstanz  der 

'^  Bodennutzung  und  Viehhaltung  entspricht 
eine  ebensolche  in  den  dabei  nötigen  Ver- 
richtungen und  gebrauchten  Werkzeugen. 
Pflügen,  Eggen,  Bedüngen,  Besäen  des 
Ackers,  Abschneiden,  Einfahren,  Ausdreschen 
oder  Zerkleinern  der  erzeugten  Gewächse 
bilden  noch  heute  die  Haupttätigkeiten  des 
Landmannes,  und  die  dazu  benutzten  Werk- 


zeuge sind  jahrtausendelang  dieselben  ge- 
blieben oder  haben  sich  doch  wenig  verändei-t. 
Bis  zu  Anfang  oder  zur  Mitte  des  18.  Jahrh. 
gab  der  A.,  wie  ihn  die  alten  Römer  trieben, 
immer  das  Vorbild  für  den  aller  europäischen 
Kulturvölker  ab,  worüber  sie  nur  in  emzelneu 
Fällen  hinauskamen,  meist  dahinter  zurück- 
blieben. Eine  tiefgreifende  Umwandlung  und 
Verbessenmg  trat  bei  ihnen  erst  in  der 
zweiten  Hälfte  des  18.  sowie  namentlich  in 
dem  19.  Jahrhundert  ein  und  zwar  infolge 
der  großen  Entdeckungen,  die  man  auf  dem 
Gebiete  der  Naturwissenschaften,  besonders 
in  der  Erforschung  des  Lebens  der  Pflanzen 
und  Tiere,  gemacht  hatte.  Während  man 
bis  dahin  den  A.  lediglich  auf  Grund  fremder 
und  eigener  Erfahrungen  betrieben,  fing  man 
nunmehr  an,  nicht  bloß  diese,  sondern  auch 
die  neu  entdeckten  Naturgesetze  auf  den 
Landbau  anzuwenden:  der  früher  rein  em- 
pirische Feldbau  wurde  ein  rationeller. 

2.  A.  der  alten  KultorTÖlker.    Von  dem 

A.  der  alten  Kulturvölker,  mit  Ausnahme 
desjenij^en  der  Römer,  wissen  wir  sehr  wenig. 
Ueber  den  der  Griechen  besitzen  wir  die  ge- 
nauesten Angaben  in  der  wenic^  umfangreichen 
Dichtung  des  Hesiod  (um  80O  vor  Chr.  Qeb.) 
^Eoya  y.a\  ^lluioai*^  (Tagewerke).  Weizen  und 
namentlich  Gerste  waren  in  Griechenland  wie 
in  den  angrenzenden  asiatischen  Ländern  die 
hauptsächlich  kultivierten  Gewächse;  daneben 
baute  man  anch  Hülsenfrüchte  und  einige 
Futterkräuter.  In  den  günstig  gelegenen  Gegen- 
den wandte  man  der  Pflege  des  Weinstockes, 
der  Olive  und  des  Feigenbaumes  große  Sorgfalt 
zu.  Im  übrigen  war  die  Bearbeitang  und  Be- 
stellung des  Feldes  eine  sehr  primitive.  Von 
Haustieren  hielt  man  die  auch  jetzt  in  Europa 
gezüchteten:  Pferde,  Rindvieh,  Schafe,  Ziegen, 
Schweine ;  sie  muUten  sich  ihre  Nahrung  gröüten- 
teils  selbst  auf  den  umfangreichen  Weiden  suchen^ 
und  ihre  Erzeugnisse  trugen  fast  noch  mehr  als 
die  Erzeugnisse  des  A.  dazu  bei,  den  Bedarf 
der  Bevölkerung  an  Nahrung  und  Kleidung 
zu  decken. 

Weit  entwickelter  war  der  A.  der  Römer. 
Es  geht  dies  schon  daraus  hervor,  daß 
eine  ganze  Anzahl  hervorragender  Römer  deu 
Landbau  zum  Gegenstande  ihrer  schriftstelle- 
rischen Tätigkeit  gemacht  haben,  deren  Werke 
uns  auch  noch  meist  erhalten  sind:  M.  Porcius 
Cato,  M.  Terentius  Varro,  L.  Jun.  Mod. 
Colnmella,  Palladius,  Caj.  Plinius 
secundus,  Vergilius  Maro.  Diese  und 
anderer  Männer  Werke  zeigen,  daß  die  Römer 
den  A.  mit  ungewöhnlicher  Sorgfalt  und 
Sachkenntnis  betrieben  und  ihn  zu  einer  Voll- 
kommenheit gebracht  haben,  wie  sie  von  den 
späteren  Kulturvölkern  kaum  bis  zu  Ende  des 
18.  Jahrh.  erreicht  wurde. 

Der  Bearbeitung  und  Bestellung  des  Ackers 
wendeten  die  Römer  große  Sorgfalt  zu;  sie  be- 
dienten sich  dabei  als  Spanngeräte  des  Pfluges, 
der  Egge  und  der  Walze,  als  Handgeräte  des 
Spatens,  der  Hacke,  des  Karstes  und  des  Rechens. 
Für  alle  diese  Werkzeuge  besaßen  sie,  je  nach 
der  Natur  des  Bodens  und  der  Arbeit,  ver- 
schiedene Konstruktionen.    Ueber  die  beste  Zeit 
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für  das  Pflfigen,  Aber  Zahl,  Tiefe,  Breite  und 
Kichtnng  der  Pflaghurchen  haben  sie  80  yoU- 
kommene  Regeln,  wie  sie  anf  rein  erfahrnngs- 
mäßigem  Wege  überhaupt  nur  zu  finden  mög- 
lich waren.  Als  Dünger  benutzten  sie  nicht 
bloß  den  StaUdünger.  sondern  auch  die  mensch- 
lichen Exkremente,  femer  Fleisch,  Blut,  Haare, 
Banmlanb,  Unkräuter,  Seegras,  Asche,  Ruß, 
Kalk,  Gips,  Mergel  etc.  Auch  von  der  Orün- 
dün^ng,  namentlich  mit  Lupinen,  femer  mit 
Wicken,  Bohnen  etc.  wurde  ein  nmiassender  Ge- 
brauch gemacht. 

Die  Getreidearten  und  Hülsenfrüchte  bildeten 
bei  den  Römern  die  hauptsächlichsten  A.ge- 
wächse;  von  ersteren  wurden  besonders  Weizen, 
Dinkel,  Gerste  und  Hirse,  von  letzteren  Erbsen, 
Bohnen,  Linsen  und  Lupinen  kultiviert.  Auch 
Terschiedene  Rüben-  und  Kleearten  wurden  ge- 
baut. Sie  trieben  ferner  und  zwar  in  ausge- 
dehnter und  sorgfältiger  Weise  die  Kultur  einer 
^froßen  Zahl  von  Handelsgewächsen  wie  Flachs, 
Hanf,  Mohn,  Senf,  Rettig,  Zichorie  etc.  Alle 
Feldfrüchte,  selbst  das  Getreide,  wurden  während 
der  Vegetationszeit  mit  der  Hand  oder  Hand- 
werkzeugen gejätet,  gehackt,  auch  wohl  be- 
häufelt. Wenn  die  Römer  auch  keine  bestimmten 
Grandsatze  über  die  zweckmäßigste  Aufeinander- 
folge der  Früchte  hatten,  so  waren  ihnen  doch 
die  Vorteile  eines  Wechsels,  die  in  dem  Anbau 
Terschiedenartiger  Pflanzen  hintereinander  lagen, 
wohl  bekannt  und  wurden  reichlich  ausgenutzt. 

Nicht  mindere  Sorgfalt  wie  dem  A.  wen- 
deten die  Römer  der  Viehhaltung  zu;  ihre 
Schriftsteller  geben  über  die  Behandlung  der 
Terschiedenen  Haustierarten  die  eingehendsten, 
auf   bewährter  Erfahmng  gegründeten  Regeln. 

Durch  das  ganze  Mittelalter  hindurch  und 
weiter  bis  in  das  18.  Jahrb.  bildeten  die  oben 
genannten  römischen  Schriftsteller  die  Haupt- 
qaelle,  ans  der  die  landwirtschaftlichen  Schrift- 
steller der  europäischen  Kulturvölker  schöpften 
nnd  die  sie  als  ihre  wichtigsten  Gewährsmänner 
zitierten. 

3.  Entwicklong  des  A.  vom  Zerfall 
des  rdmischen  Reiches  bis  zum  Ausgang 
des  18.  Jahrh.  Die  römischen  Kolonisten 
Terpflanzten  die  in  ihrer  Heimat  geübte 
Art  des  A.  in  die  dem  römischen  Reich 
unterworfenen  Länder,  so  auch  nach  Gallien, 
Germanien,  Britannien.  Vieles  davon  ging 
im  Strom  der  Völkerwanderung  verloren; 
das  meiste  erhielt  sich  aber  doch,  wenigstens 
in  einigen  Bezirken,  von  wo  es  dann,  nach- 
dem wieder  ruhigere  Zeiten  eingetreten 
waren,  unter  den  neu  angesiedelten  und  mit 
den  früheren  Bewohnern  vermischten  Völker- 
schaften allmähliche  Verbreitung  fand.  Be- 
sonders bedeutungsvoll  für  die  Entwicklung 
des  A.  war  bei  Beginn  des  Mittelalters  die 
Tätigkeit  Karls  des  Großen,  der  sich 
sehr  eingehend  um  die  Landwirtschaft  be- 
kümmerte und  für  die  Bewirtschaftung  seiner 
zahLreichen  und  ausgedehnten  Güter  ebenso 
genaue  wie  nach  den  damaligen  Verhält- 
nissen zweckmäßige  Vorschriften  gab.  Aus 
seinem  Capitulare  de  villis  sowie  aus 
dem  Specimen  Breviarii  rerum  fis- 


calium  Caroli  M.  läßt  sich  noch  ziem- 
lich genau  die  damals  auf  den  kaiserlichen 
Gütern  geübte  Wirtschaftsweise  erkennen. 
Eine  besondere  Aufmerksamkeit  widmete 
Karl  der  Große  dem  Garten-  und  Obstbau. 
In  dem  Capitulare  de  villis  sind  mehr  als 
70  Gartengewächse,  außerdem  zahlreiche 
Obstsorten  aufgeführt,  deren  Anbau  auf  dea 
kaiserlichen  Gütern  anbefohlen  war. 

Von  wesentlichem  Einfluß  auf  die  Ent- 
wicklung des  A.  waren  die  rechtlichea 
Verhältnisse,  die  sich  in  bezug  auf  den 
Besitz  und  die  Benutzung  des  Grund  und 
Bodens  schon  bald  nach  Beendigung  der 
Völkerwanderung  ausbildeten  und  der  Land- 
wirtscliaft  aller  europäischen  Kulturvölker 
eine  Richtung  verliehen,  welche  sie,  unter 
mancherlei  örtlichen  und  zeitlichen  Modifi- 
kationen, ungefähr  ein  Jahrtausend  lang  bei- 
behalten hat.  Es  war  das  einmal  das  sog. 
gutsherrlich-bäuerliche  Verhält- 
nis und  dann  der  Flurzwang  in  der 
weitesten  Bedeutung  dieses  Wortes.  Die 
niedere  ländliche  Bevölkerung,  die  Bauern, 
waren  den  großen  Grundherren  zu  bestimmten 
persönlichen  Diensten  und  Natiualabgaben 
verpflichtet  und  dadurch  nicht  nur  in  der 
Verwendung  ihrer  Arbeitskraft,  sondern  auch 
in  der  Art  der  Bodennutzung  beschränkt. 
Die  letztere  Beschränkung  bestand  aber  auch 
für  die  Grundherren,  insofern  als  sie  bei  der 
Bodennutzung  von  den  hergebrachten  Arbeits- 
leistungen der  untertänigen  Bauern  abhängig 
waren.  Für  die  unter  herrschaftlicher  Ver- 
waltung stehenden  Güter  wie  für  die  Bauern- 
güter und  Bauerndörfer  bildeten  sich  feste 
Regeln  in  bezug  auf  Zeit  und  Art  der 
Bearbeitung  und  Benutzung  des  Bodens  aus, 
die  kein  Einzelner  überschreiten  durfte,  undi 
die  man  unter  den  Begriff  Flurzwang  zu- 
sammenfassen kann.  Unter  dem  Einfluß  des 
gutsherrlich  -  bäuerlichen  Verhältnisses  imd 
des  Flurzwanges  gestaltete  sich  der  Betrieb 
des  A.  etwa  folgendennaßen.  Das  Acker- 
land wurde  fast  ausschließlich  zur  Erzeugung 
von  Getreide,  in  geringem  Grade  auch  zu 
der  von  Hülsenfrüchten  benutzt.  In  der 
weit  überwiegenden  Mehrzahl  der  Fälle  war 
die  ganze  zu  einer  Gemeinde  gehörige  Acker- 
flur in  drei  Teile  geteilt,  von  denen  im 
Wechsel  einer  als  Brache  behandelt,  der 
zweite  mit  Wintergetreide,  der  dritte  mit 
Sommergetreide  oder  auch  mit  etwas  Hülsen- 
früchten bestellt  wurde.  Hier  und  da  gab 
es  aucli  Vierfelderwirtschaft,  bei  der  der 
vierte  Teil  brach  lag  und  drei  mit  Getreide 
bebaut  wurden;  oder  Zweifelderwirtschaft, 
bei  der  Brache  und  Getreidebau  jährlich 
wechselten.  Den  Bedarf  an  Futterkräutern, 
Gemüse,  Handelsfnlchten  erzeugte  man  in 
Gärten,  die  von  dem  Flurzwang  ausgenommen 
waren.  Diese  primitive  und  wenig  ertrag- 
reiche Art  des  A.  genügte,  solange  die  Be- 
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völkerung  noch  düDn  und  damit  der  Bedarf 
an  Bodenprodukten  gering  war,  oder  solange 
wenigstens  der  Ueberfluß  an  Wald  die  Mög- 
lichkeit darbot,  bisher  unbebaute  Flächen 
für  die  Erzeu^ing  von  Brotfrüchten  heran- 
zuziehen. Solches  traf  für  die  meisten 
Gegenden  bis  etwa  zum  18.  Jahrh.  zu. 
Durch  zahlreiche  Kriege,  durch  verheerende 
Seuchen  wurde  ein  Wachstum  der  Be- 
völkerung, mit  dem  der  Ertrag  an  Boden- 
produkieu  nicht  hätte  Schritt  halten  können, 
verhindert  Auch  gab  in  Deutschland  die 
Kolonisation  der  den  Slaven  abgewonnenen 
ostelbischen  Gebiete  eine  reichlich  benutzte 
Gelegenheit,  denjenigen  Bauern,  die  in  der 
Heimat  keine  sichere  Existenz  mehr  finden 
konnten,  anderweitig  eine  solche  zu  ver- 
schaffen. Nur  in  der  Nähe  von  Städten 
und  in  einigen  anderen  Verkehrs-  und  volk- 
reichen Bezirken  trat  schon  frühzeitiger  die 
Notwendigkeit  hervor,  von  der  sonst  allge- 
mein üblichen  Art  des  A.  abzugehen. 

Indessen  zeigte  sich  schon  am  Ende  des 
Mittelalters  in  dem  stärker  bevölkerten  süd- 
westlichen und  mittleren  Deutschland  eine 
große  Unzufriedenheit  der  Bauern,  hervor- 
genifen  teils  durch  die  freiheitlichen  Zeit- 
ideen, teils  aber  auch  durch  den  seitens  der 
Gnmdherren  auf  die  niedere  ländliche  Be- 
völkerimg ausgeübten  Druck.  Es  entspann 
sich  der  Bauernkrieg,  der  mit  der  Nieder- 
lage der  Bauern  endigte  (1525).  Durch  die 
Art  seines  Ausganges  wurde  die  I^age  der 
Bauern  mindestens  nicht  verbessert.  Die 
zunehmende  Vermehnmg  des  Ackerlandes, 
ferner  der  allmählich  sich  vollziehende  üeber- 
gang  der  Natiu-alwirtschaft  zur  Geldwirt- 
schaft, endlich  das  Aufkommen  der  stehenden 
Heere  zwang  gewissermaßen  den  Staat  wie 
die  großen  Gnmdherren,  den  Bauern  größere 
Lasten  an  Diensten  imd  Abgaben  aufzu- 
erlegen, während  den  letzteren  gleichzeitig 
die  für  sie  so  wichtige  Waldnutzung  immer 
mehr  entzogen,  auch  die  mit  Wald  be- 
standene Fläche  immer  geringer  wurde. 
Viel  größeres  Unheil  über  die  Landwirt- 
schaft und  über  die  ländliche  Bevölkerung 
brachte  im  folgenden  Jalu-hundert  der 
dreißigjährige  Krieg  (1618—1648),  der 
in  fast  allen  Teilen  des  Deutschen  Reiches 
in  verheerender  Weise  wütete.  Viele  Bauern- 
dörfer verschwanden  damals  vom  Erdboden 
oder  wurden  von  ihren  Bewohnern  ver- 
lassen, große  Strecken  früher  bel)auten  Landes 
blieben  unbebaut  liegen,  die  Zahl  der  Be- 
völkerung, besonders  der  ländlichen,  wurde 
stark  vermindert  Röscher  sagt  in  bezug 
hierauf:  „In  der  Tat  wird  man  sich  die 
volkswirtschaftliche  Verwüstung  des  Krieges 
nicht  leicht  zu  arg  vorstellen*'  (Gesch.  d. 
Nat.,  S.  219).  Besonders  stark  litt  der 
Bauernstand.  Die  Grundherren  geboten  über 
größere  geistige  und  materielle  Mittel,  um 


die  Nachteile,  welche  auch  sie  durch  den 
Krieg  erlitten  hatten,  leichter  wieder  aus- 
zugleichen ;  sodann  aber  versuchten  sie  sich 
vielfach  dadiu-ch  schadlos  zu  halten,  daß  sie 
wüst  liegende  Bauernhöfe  einzogen,  auch 
den  noch  vorhandenen  Bauern  größere 
Leistungen  zumuteten.  Nach  dem  dreißig- 
jährigen Kriege  wurde  das  Einziehen  der 
Bauernhöfe  oder  das  sog.  Legen  der 
Bauern  in  manchen  Teilen  des  Deutschen 
Reiches  in  ungewöhnlich  starkem  Umfange 
getrieben. 

Der  Landwirtschaft  und  insbesondere  den 
Bauern  kam  zu  Ende  des  17.  und  das  ganze 
18.  Jahrhundert  hindurch  zu  Hilfe  die  er- 
starkende landesherrliche  Gewalt. 
Die  besten  deutschen  Fürsten  und  Staats- 
männer, an  der  Spitze  die  preuß.  Könige 
Friedrich  Wilhelm  L  und  Friedrich  d.  Gr., 
aber  auch  die  Kaiserin  Maria  Theresia  und 
ihr  Sohn  Joseph  II.  betrachteten  es  als  eine 
ihrer  wichtigsten  Pflichten,  die  tief  darnieder- 
liegende landwirtschaftliche  Produktion  wie- 
der zu  heben,  imd  hierzu  hatten  sie  infolge 
ihrer  nahezu  absoluten  Fürstengewalt  auch 
die  Macht  Das  Legen  der  Bauern  wurde 
untersagt  oder  doch  auf  ein  geringes  Maß 
herabgedrilckt.  Es  wurden  alle  zu  Gebote 
stehenden  Kräfte  und  Mittel  benutzt,  um 
Verbesserungen  in  dem  technischen  Betrieb 
der  Landwirtschaft,  also  in  A.  und  Vieh- 
haltung, ausfindig  und  die  Benutzung  der- 
selben den  einzelnen  Jjandwirten  zugäng- 
lich zu  machen. 

Ganz  richtig  erkannte  man,  daß  der 
weitaus  größte  Uebelstand  bei  dem  da- 
maligen Landwirtschaftsbetrieb  in  der  ge- 
ringfügigen Düngerproduktion  und 
in  der  nach  Quantität  wie  Qualität  mangel- 
haften Viehhaltung  lag.  Beides  be- 
dingte sich  gegenseitig.  Der  Acker  lieferte 
außer  dem  wenig  nahrhaften  Stroh  sowie 
der  kärglichen  Stoppel-  und  Brachweide 
kein  Futter  für  die  Tiere,  dercn  Nahrungs- 
bedarf daher  im  Sommer  vorzugsweise  durch 
die  gar  nicht  gepflegten  ständigen  Weiden, 
im  Winter  durch  das  Heu  der  mit  wenig 
Sorgfalt  behandelten  Wiesen  gedeckt  weixlen 
mußte.  Die  schlechte  Ernährung  der  Tiere 
hatte  zur  Fol^  eine  unzureichende  Düngung 
und  damit  eine  geringe  Ertragsfähigkeit  der 
Ackerfelder.  Die  wichtigste  Abhilfe  war  in 
einem  verstärkten  Futterbau  auf  dem  Acker- 
lande zu  finden.  Man  versuchte  deshalb, 
wo  und  insoweit  der  Flur/wang  es  ziüieß, 
die  Brache  ganz  oder  teilweise  mit  Futter- 
kräutem  und  Wurzelgewächsen  zu  bestellen. 
Diesem  Bestreben  ist  die  Einführung  des 
Anbaues  von  Rotklee,  Wcißklee,  Luzerne, 
auch  von  Kartoffeln  und  Rüben  zu  danken, 
die  sich  in  einzelnen  Teilen  des  Deutschen 
Reiches  schon  im  18.,  allgemein  erst  im 
19.    Jahrhundert    vollzog.      Von    ganz    be- 
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sonderer  Wichtigkeit  war  die  Einfühnmg 
des  Kleebaues.  In  den  spanischen  Nieder- 
landen hatte  man  denselben  allerdings  schon 
seit  Jahrhunderten  geübt,  vereinzelt  auch 
am  Niederrhein,  in  Frankreich  und  England. 
Aber  in  den  meisten  Gegenden  stand  ihm 
nicht  nur  die  Unkenntnis  der  ländlichen 
Bevölkerung,  sondern  auch  der  fast  überall 
herrschende  Flurzwang  entgegen.  In  Deutsch- 
land ging  die  Anregung  zur  allgemeinen 
Einführung  des  Kleebaues  von  der  1760  in 
Jjautern  gegründeten  Kurpfälzischen  physi- 
kalisch-ökonomischen Sozietät  aus.  Durch 
sie  und  durch  eigene  auf  seinen  vielen 
Reisen  als  Kriegskommissar  gesammelte  Er- 
fahrungen angeregt,  hat  dann  Joh.  Chr. 
Schubart  (1734— 17b7)  im  mittleren,  nörd- 
hchen  und  südöstlichen  Deutschland  be- 
sonders erfolgreich  für  die  Einführung  des 
Kleebaues  gewirkt.  In  Anerkennung  seiner 
Verdienste  wurde  er  vom  Kaiser  Joseph  IL 
unter  dem  Namen  „Edler  von  dem  Klee- 
felde" in  den  Reichs-Adelstand  erhoben. 

Ein  weiterer,  im  Laufe  des  18.  Jahr- 
hunderts geraachter  Fortschritt  bestand  darin, 
daß  man  vollkommnere  Ackerwerkzeuge  zu 
konstruieren  und  anzuwenden  versuchte. 
Auch  dieser  Fortschritt  ging  von  den  Nieder- 
landen aus,  wo  man  Ende  des  17.  Jahr- 
hunderts den  Pflug  mit  gewundenem  Streich- 
brett erfand,  der  später  in  England,  dann 
in  Frankreich  und  Deutschland  nachgebildet 
wurde.  Daran  knüpfte  sich,  besonders  von 
England  ausgehend,  die  Erfindung  und  Be- 
nutzung einer  ganzen  Reihe  von  Acker- 
instrumenten, die  man  unter  dem  Namen 
der  Kultivatoren  zusammenfaßt  (Pferde- 
hacken, Exslirpatoren ,  Grubber,  Häufel- 
pflüge etc.).  Diese  in  Verbindung  mit  den 
besseren  Pfluginstnimenten  ermöglichten  eine 
weit  vollkommenere  Bearbeitung  des  Bodens, 
als  sie  früher  üblich  war. 

Die  hier  geschilderten  Fortschritte  hatten 
aber  keineswegs  eine  durchgreifende  Um- 
gestaltung des  A.  zur  Folge.  Sie  wurden 
in  allen  europäischen  Kulturländern  nur  von 
einer  kleinen  Anzahl  von  Landwirten  nutz- 
bar gemacht.  Ihrer  VeraDgemeinerung 
standen  die  gesetzlichen  oder  gewohnheits- 
rechtlichen Schranken  entgegen,  welche  der 
freien  Benutzung  dos  Bodens  und  der  freien 
Betätigung  der  persönlichen  Kräfte  der  Land- 
bewohner gezogen  waren,  also:  das  guts- 
herrlich-bäuerliche Verliältnis,  die  gemein- 
samen Weiderechte  an  den  Ginindstücken, 
der  Fliu-zwang.  Ohne  Entfernung  dieser  war 
für  die  3Iehrzahl  der  Landwirte  die  Ein- 
schränkung der  Brache,  ein  umfassender 
Anbau  von  Futterkräutern  auf  dem  Acker- 
lande und  damit  eine  bessere  Ernährung  der 
Tiere  und  eine  reichlichere  Düngerproduktion 
unmöglich  gemacht.  Ein  weiteres  Hindernis 
für  einen  rationellen  Betrieb  des  A.  lag  in 


der  mangelhaften  Erkenntnis  von  den  das 
Leben  der  Pflanzen  und  Haustiere  be- 
herrschenden Naturgesetzen.  Die  Düngung 
des  Bodens  und  die  Fütterung  des  Viehes 
erfolgte  lediglich  auf  Gnmd  der  praktischen 
Erfahnmgen  und  Versuche,  die  man  gemacht 
und  aus  denen  man  gewisse  Schlußfolgerungen 
gezogen  hatte,  die  als  ererbte  und  erprobte 
Weisheit  von  einer  Generation  auf  die  andere 
übertragen  wurden. 

Die  Beseitigung  dieser  Haupthindernisse 
für  die  notwendige  Umgestaltung  des  rein 
empirischen  Betriebes  des  A.  in  einen 
nach  festen  und  sicheren  Gnmdsätzen  ge- 
leiteten, in  einen  rationellen,  geschah 
ziemlich  gleichzeitig  zu  Ende  des  18.  und 
in  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts. 
Um  die  nämliche  Zeit  (1774  und  1775),  als 
die  Chemiker  Priestley  und  Scheele 
den  Sauerstoff  entdeckten  und  damit  den 
Grund  zu  den  gewaltigen  Fortschritten  in 
der  Erkenntnis  der  Naturgesetze  legten,  ver- 
öffentlichte (1776)  der  Schotte  AdamSmith 
sein  epochemachendes  Werk  über  die  Ur- 
sachen des  Nationalreichtums  und  brachte 
bei  allen  weitsichtigen  Fürsten  und  Staats- 
männern die  Erkenntnis  zum  Durchbruch, 
daß  ein  allgemein  durchgreifender  Fortschritt 
des  A.  nur  möglich  sei,  wenn  die  der 
freien  Benutzung  des  Bodens  und  der  persön- 
lichen Kräfte  der  Landbewohner  entgegen- 
tretenden Hindemisse  vorher  weggeräumt 
wiirden. 

4.  Umgestaltnng  des  A.  im  19.  Jahr- 
hnndert  Diese  erfolgte  allerdings  nur  all- 
mählich, je  nachdem  die  fortschreitende 
Agrargesetzgebung  freie  Bahn  für  die  als 
zweckmäßig  erkannten  Verbesserungen  schuf, 
und  je  nachdem  unter  der  ländlichen  Be- 
völkerung die  Ueberzeugung  von  der  Not- 
wendigkeit diux5hgreif ender  Umänderungen 
die  Oberhand  gewann.  Selbstverständlich 
geschah  letzteres  zunächst  bei  dem  intelli- 
genteren Teil  der  Bevölkerung,  den  Besitzern 
oderBewirtschaftern  größerer  Güter,  während 
der  Bauernstand  erst  später  nachfolgte.  Das 
Ergebnis  der  im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts 
stattgehabten  Entwicklung  ist  aber  gewesen, 
daß  der  A.  eine  vollständige  Umgestaltung 
erfahren  hat.  Die  am  meisten  charak- 
teristischen Merkmale  derselben  lassen  sich 
in  folgendem  zusammenfassen. 

Die  Brachhaltung  des  Ackerlandes  wiu-de 
beseitigt  oder  doch  erheblich  eingeschränkt; 
während  zu  Anfang  des  19.  Jahrhunderts 
mindestens  30^*/o  brach  lagen,  betrug  1893 
die  Brache  nur  noch  5,91^/0  der  gesamten 
Acker-  und  Garten  fläche  im  Deutschen 
Reich.  An  Stelle  der  Brache  traten  vor- 
zugsweise Futterkräuter  und  Wurzelfrüchte. 
Hierdurch  wurde  die  Produktion  an  Futter 
für  die  Tiere  erheblich  vermehrt,  eine 
qualitativ  und  quantitativ  bessere  Ernährung 
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•dieser  und  dadurch  gleichzeitig  eine  reich- 
lichere DQngerproduktion  ermöglicht  und 
tatsfichlich  herbeigeführt.  Man  darf  an- 
nehmen, daß,  nach  lebendem  Gewicht  be- 
reclmet,  sich  die  Nutzviehhaltung  in  den 
letzten  100  Jaliren  im  Deutschen  Reich 
mindestens  verdoppelt  hat.  Ganz  neue  und 
weit  vollkommnere  landwirtschaftliche  Geräte 
und  Maschinen  wiuxlen  konstruiert  und  in 
Gebrauch  genommen  und  dadurch  eine 
tiefere,  gründlichere  und  der  Natur  der  ver- 
schiedenen Kulturpflanzen  angemessenere  Art 
der  Bodenbearbeitung  ins  Leben  gerufen. 
Mit  der  Beseitigung  der  Brache  hörte  auch 
die  bis  dahin  geübte  regelmäßige  Aufeinander- 
folge von  zwei  oder  drei  Getreidearten  auf. 
Man  ging  zu  dem  Fruchtwechsel  über,  d.  h. 
man  schob  zwischen  zwei  Halmfrüchten  eine 
Blattfrucht  ein,  welche  die  ungünstigen 
Wirkungen  jeuer  auf  die  physikalische  Be- 
schaffenheit des  Bodens  und  auf  dessen 
Reichtum  an  Pflanzen nährstoffen  beseitigte 
oder  milderte.  Im  Anfang  des  19.  Jahr- 
hunderts wurden  etwa  66  ^/o  des  Acker- 
landes mit  Halmgetreide  bestellt,  im  Jalu^ 
1893  nur  noch  54,37  ®/o.  Trotzdem  liefern 
diese  54®.o  in  absoluter  Menge  sehr  viel 
mehr  Getreide  als  die  früheren  66  ^.o.  Die 
Fortschritte  in  A.  und  Viehhaltung  wurden 
noch  erheblich  dadurch  unterstützt,  daß  man 
nun  einerseits  eine  Menge  von  nicht  in  dem 
landwirtschaftlichen  Betriebe  selbst  erzeugten 
Substanzen  entdeckte,  die  in  ihrer  Ver- 
wendung als  künstliche  oder  käufliche  Dünge- 
mittel eine  bedeutende  Erhöhung  der  Er- 
träge des  A.  l)ewirkten;  so  z.  B.  Knochen- 
mehl, Guano,  Thomasschlacke  etc.  Anderer- 
seits kamen  zahlreiche  und  massenhafte 
Stoffe  in  den  Handel,  die  eine  vortreffliche 
Nahnmg  für  die  Tiere  abgaben  und  ver- 
hältnismäßig wolilfeil  waren:  vor  allem  die 
verschiedenen  Sorten  von  Öelkuchen,  die 
meist  als  Nebenprodukte  anderer  Gewerbe 
gewonnen  werden.  Die  Verwendung  käuf- 
licher Dünge-  und  Futtermittel  gab  den 
Landwirten  eine  freiere  Hand  in  der  Organi- 
sation ihrer  Betriebe:  sie  machten  den  A. 
unabhängiger  von  der  Viehhaltung  und  beide 
wieder  unabhängiger  von  der  Menge  und 
der  Güte  der  neben  dem  Ackerland  zu  dem 
Gutsbetrieb  gehörigen  ständigen  Futter- 
flächen, der  Wiesen  und  Weiden. 

An  die  Stelle  der  früher  meist  geübten 
reinen  Dreifelderwirtschaft  trat  die  ver- 
besserte Dreifelderwirtschaft  oder  die  Fnicht- 
wechselwirtschaft ;  wo  bisher  eine  primitive 
Feldgras-  oder  Koppelwirtschaft  geübt  worden 
war,  wurde  sie  ersetzt  durch  eine  Kombination 
von  Futterwechsel-  und  Feldgraswirtschaft. 

Alle  diese  Umwandlungen  bedingten 
größere  Aufwendungen  an  Arbeit  und  Kapital, 
fühilen  also  zu  einer  intensiveren  Betriebs- 
weise, die  sich  durch  die  starke  Erhöhung 


der  Roh-  wie  der  Reinerträge  auch  lohnend 
erwies. 

Der  A.  hat  in  der  Gegenwart  eine 
Vollkommenheit  erreicht,  wie  sie  bisher 
nie  dagewesen  ist  Dementsprechend  stehen 
auch  die  aus  dem  Boden  gewonnenen 
Roherträge  höher  als  je  zuvor.  Wenn  trotz- 
dem in  den  letzten  2 — 3  Jahrzehnten  viel- 
fach ein  Rückgang  der  Reinerträge  statt- 
gefunden hat,  so  liegt  dies  einmal  an  der 
öteigenmg  der  Wirtschaftskosten,  dann  an 
dem  Rückgange  der  Getreidepreise.  Jene 
ist  besondei-s  hervorgerufen  durch  das 
Wachsen  der  Arbeitslöhne  und  durch  die 
vermehrte  Verwendung  von  Arbeitskräften, 
von  zugekauften  Futter-  und  Düngemitteln, 
endlich  durch  die  vergrößerten  öffentlichen 
Abgaben  und  Lasten.  Ein  Rückgang  der 
Wirtschaftskosten  ist  für  die  Zukunft  nicht 
zu  erwarten,  viel  eher  eine  weitere  Steige- 
nmg.  Das  Sinken  der  Getreidepreise  hat 
seinen  Gnmd  darin,  daß  greße  und  dünn- 
bevölkerte Gebiete  dem  A.  neu  erschlossen 
sind  und  daß  diese  infolge  der  Verbesserung 
der  Verkehrsmittel  die  Möglichkeit  haben, 
ihren  auf  billig  erworbenem  Boden  erzielten 
üeberschuß  an  Getreide  zu  niedrigen  Preisen 
nach  den  dicht  bevölkerten  Kulturländern 
zu  liefern.  Wie  lange  die  geringen  Ge- 
treidepreise andauern  wertlen,  entzieht  sich 
ganz  der  menschlichen  Berechnung.  Es  ist 
aber  ohne  weitere  Beweisführung  klar,  daß 
(las  gleichzeitige  Wac^listum  der  Wirtschafts- 
kosten  und  das  Herabgehen  der  Getreidepreise 
(s.  d.)  eine  Vermindenmg  des  Reinertrages 
iierbeiführen  mußten  und  auch  in  Zukunft 
müssen,  solange  diese  beiden  Ursachen  fort- 
wirken. Das  im  A.  angelegte  Kapital  ver- 
zinst sich  jetzt  niedriger  als  in  der  Periode 
von  etwa  1850—80;  es  entspricht  dies 
übrigens  der  im  ganzen  gewerblichen  Leben 
sich  geltend  machenden  Tatsache,  daß  der 
Zinsfuß  überhaupt  gesunken  ist  Ob  der 
Rückgang  in  der  Höiie  der  Verzinsung  der 
landwirtschaftlichen  Kapitalien  ein  größerer 
war  als  im  Durc-hschuitt  bei  anderen  Kapi- 
talien, läßt  sich  allenlings  nicht  feststellen. 

5.  Die  A«systeme.  Unter  A.system  im 
engeren  Sinne  des  Wortes  versteht  man  die 
Art  und  Weise,  in  welcher  der  Acker  zur 
Erzeugung  von  Bodenprcdukten  benutzt 
wird.  Das  charakteristische  Merkmal  hier- 
für bildet  die  Frucht  folge.  Indessen 
pflegt  man  schon  das  Wort  Ackerbau  in 
dem  weiteren  Sinne  anzuwenden,  daß  es 
I  nicht  nur  den  eigentlichen  Feldbau,  sondern 
jauch  die  Kultur  der  Wiesen  und  Weiden 
j  umfaßt.  Nun  ist  die  Vielüialtung  nach 
I  Menge  und  Art  von  der  auf  Aeckern, 
'  Wiesen  und  Weiden  stattgefimdenen  Futter- 
;  Produktion  abhängig;  ebenso  muß  man  um- 
j  gekehrt  den  Fulterhau  auf  dem  Ackerlande 
!  nach  derjenigen  Viehhaltung  einrichten,  die 


Ackerbau  und  Ackerbaueysteme 


23 


man  aus  soostigen  Gründen  für  die  zweck- 
mäiiigste  hält  A.  und  Viehhaltung  be- 
dingen sich  somit  gegenseitig.  Man  kann 
die  Fruchtfolge  nicht  feststellen  ohne  gleich- 
leitige  Rücksicht  auf  die  Viehhaltung;  in 
der  BVuchtfolge  drückt  sich  demnach  nicht 
nur  die  Art  des  A.betriebes  aus,  sondern 
sie  charakterisiert  den  ganzen  land Wirtschaft- 
heben  Betrieb.  Daraus  erklärt  sich,  daß 
die  Begriffe  „A.system''  und  „Betriebs- 
system'* oder  „Wirtschaftssystem" 
das  gleiche  bezeichnen  und  gleichbedeutend 
gebraucht  werden.  Die  Ausdrücke  für  die 
verschiedenen  Wirtschaftssysteme,  wie  z.  B. 
Dreifelderwirtschaft ,  Fruchtwechsel  Wirt- 
schaft, Feldgraswirtschaft  etc.,  beziehen  sich 
ihrem  Wortlaute  nach  nur  auf  eine  be- 
stimmte Art  der  Ackernutzung  oder  eine 
bestimmte  Fruchtfolge;  tatsächlich  aber 
geben  sie  die  Namen  ab  für  die  ver- 
schiedenen Arten  oder  Methoden,  nach 
denen  der  landwirtschaftliche  Betrieb  im 
ganzen  oiganisiert  ist 

Die  Bebauung  des  Ackers  hat  vorzugs- 
weise den  Zweck,  Nahrungsmittel  für  die 
Menschen  und  die  Haustiere  zu  erzeugen; 
die  Produkte  der  letzteren  dienen  wieder 
hauptsächlich  der  menschlichen  Ernährung. 
Die  Kultur  von  Pflanzen,  welche  sonstigen 
menschlichen  Zwecken  dienen,  nimmt  nur 
einen  sehr  kleinen  Teil  des  Ackers  in  An- 
spruch, unter  den  A.gewächsen  haben  für 
die  menschliche  Eruährung  die  weitaus 
größte  Bedeutung  die  verschiedenen  Ge- 
treidearten, für  die  tierische  Ernährung 
ebenso  die  Futterkräuter;  die  Hülsen- 
früchte und  Wurzelgewächse  finden  je  nach 
ihrer  Art  und  je  nach  den  örtlichen  Ge- 
wohnheiten bald  für  diesen,  bald  für  jenen 
Zweck  vorwiegende  Verwendung.  Im 
Deutschen  Reich  waren  15^00  in  Prozenten 
der  gesamten  Acker-  imd  Gartenfläche  be- 
stellt mit  Getreide  55,28  ^/o,  mit  Hülsen- 
früchten 5,04^/0,  mit  Wurzelgewächsen 
17,49^.0,  mit  Futterkräuteni  einschließlich 
Ackerweide  14,81^/ o;  der  Rest  mit  etwa  8®/o 
kommt  etwa  zur  Hälfte  auf  Brache,  zur 
Hälfte  auf  Handelsgewächse,  Obst-  und  Ge- 
müsegärten. 

Das  Getreide  gehört  zu  den  Halmge- 
wächsen, alle  übrigen  Ackerfrüchte  zu 
den  Blattpflanzen.  Jene  saugen  die 
oberen  Schichten  des  Bodens  sehr  aus,  ver- 
schlechtem auch  die  physikalische  Be- 
schaffenheit desselben;  die  Blattpflanzen 
nehmen  dagegen  einen  großen  Teil  ihrer 
Nahnmg  aus  den  tieferen  Schichten  und 
wirken  bei  richtiger  Behandlung  sehi^  günstig 
auf  die  physikalischen  Eigenschaften  des 
Ackers.  Hieraus  und  aus  anderen  Gründen 
ergibt  sich  die  Zweckmäßigkeit  des  Wechsels 
im  Anbau  von  Halmfriichten  und  Blatt- 
pflanzen.   Jene  bezeichnet  man  auch  liäufig 


als  Körnerfrüchte,  weil  sie  hauptsäch- 
lich um  ihres  Körnerertrages  willen  gebaut 
werden;  dies  schließt  nicht  aus,  daß  sie 
auch  wegen  ihres  Ertrages  an  Stroh  eine 
Bedeutung  haben.  Das  Getreidestroh  liefert 
zwar  kein  sehr  nahrhaftes,  aber  doch  sehr 
viel  Futter  und  außerdem  ein  wichtiges 
Material  für  die  Düngerproduktion. 

Eine  weitere,  inhaltlich  mit  der  oben 
genannten  fast  identische  Einteilung  der 
A.gewächse  ist  die  in  Markt  pflanzen 
und  Futterpflanzen.  Zu  ersteren  ge- 
hören die  Handelsfrüchte  und  die  Getreide- 
arten, weil  diese  beiden  Gruppen  es  sind,  die 
dem  Ijandwirt  den  direkten  baren  Erlös  aus 
dem  A.  gewähren.  Die  Futterpflanzen  im 
Gegensatz  zu  den  Marktpflanzen  werden 
durch  die  Futterkräuter  und  durch  die 
Wm-zelgewächse  repräsentiert. 

Die  einzelnen  A.systeme  unterscheiden 
sich  nun  hauptsächlich  durch  die  abweichende 
Art  und  Menge,  in  der  einerseits  Körnerbau 
bezw.  Marktfruchtbau,  andererseits  Futterbau 
oder  was  ungefähr  dasselbe  ist,  einerseits 
Halmfruchtbau,  andererseits  Blattfruchtbau 
getrieben  wird.  Daß  dies  Anbauverhältnis 
von  großer  Bedeutung  ist  nicht  für  den  A., 
sondern  auch  für  die  Viehhaltung,  also  für 
den  ganzen  Wirtschaftsbetrieb,  erhellt  aus 
dem  vorher  Gesagten  ohne  weiteren  Beweis. 
Es  gibt  ein  System  des  A.,  bei  dem  der 
Acker  ausschließlich  oder  doch  weit  über- 
wiegend zum  Anbau  von  Halmgetreide,  von 
Körnerfrüchten,  benutzt  wird :  die  K  ö  r  n  e  r - 
Wirtschaft.  Bei  einem  anderen  dient 
das  Ackerland  zuerst  eine  Reihe  von  Jahren 
dem  Getreidebau,  dann  eine  Reihe  von  Jahren 
dem  Grasbau:  Feldgras  Wirtschaft  Ein 
drittes  System  ist  dasjenige,  bei  dem  der 
Acker  in  regelmäßigem  oder  doch  in  an- 
nähernd regelmäßigem  Wechsel  das  eine 
Jahr  mit  Halmfrüchten  (Getreide),  das  andere 
Jahr  mit  Blattfrüchten  bestellt  wird :  F  r  u  c  h  t  - 
Wechselwirtschaft.  Dies  sind  die  drei 
wichtigsten  A.systeme,  in  welche  sich  fast 
alle  Formen  des  A.betriebes,  die  für  die 
Vergangenheit  oder  die  Gegenwart  eine  er- 
hebliche Bedeutung  besitzen,  einreihen  lassen. 
Als  ein  viertes  System  kann  man  noch  die 
We  idewirt  Schaft  betrachten,  bei  welchem 
der  giößte  Teil  der  landwirtschaftlich  be- 
nutzten Fläche  zur  Viehweide  oder  auch 
zur  Heugewinnung  dient,  während  der  A. 
i.  e.  S.  ganz  in  den  Hintergrund  tritt 

Die  Brandwirtschaft  und  die  freie 
Wirtschaft,  welche  von  manchen  als  be- 
sondere Systeme  aufgefaßt  werden,  sind 
keine  solchen,  sondern  bilden  lediglich 
Modifikationen  der  bereits  genannten 
A.systeme.  Nur  die  Waldfeldwirtschaft 
(auch  Hackwald-  oder  Haubergswirtscliaft 
genannt)  kann  noch  als  ein  besonderes 
System  betrachtet  werden,  insofern  sie  einen 
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regelmäßigen  Wechsel  von  Wald-  und  Feld- 
bau auf  den  nämlichen  Flächen  darstellt. 

a)  Eömerwirtsohaft.  Die  bekannteste 
imd  bei  weitem  am  meisten  verbreitete  Form 
der  Körnerwirtschaft  ist  die  Dreifelder- 
wirtschaft. Sie  hat  der  Landwirtschaft 
der  europäischen  Kulturländer  1000  Jahre 
hindurch  (etwa  von  800—1800)  das  Gepräge 
gegeben.  Bei  ihr  war  der  Acker  in  3  Teile 
(Felder,  Fluren,  Zeigen)  geteilt,  von  denen 
im  Wechsel  einer  brach  lag  und  zwei  mit 
Getreide  und  zwar  hiervon  gewöhnlich  einer 
mit  Winter-  und  einer  mit  Sommergetreide 
besteUt  wurden.  Die  Stoppeln  der  Getreide- 
felder, die  Brache,  die  vorhandenen  ständigen 
Weiden,  endlich  die  Wiesen  (bis  zum  1.  Mai 
und  nach  der  Heuernte)  dienten  als  Weide 
für  die  sommerliche  Ernährung  der  Zug- 
und  Nutztiere;  das  Winterfutter  für  die- 
selben lieferte  das  Getreidestroh,  das  Wiesen- 
heu und  die  etwa  in  Gärten  gebauten  Futter- 
pflanzen oder  Wurzelgewächse.  Auch  der 
Wald  wurde  als  Weide  benutzt,  gewährte 
nebenbei  etwas  Winterfutter  und  außerdem 
durch  das  abgefallene  Laub  Einstreumaterial. 

Die  Dreifelderwirtschaft  bewies  sich  so 
lange  durchführbar,  als  die  Bevölkerung 
dünn,  der  Bedarf  an  Ackerland  und  A.pro- 
dukten  gering,  demnach  die  neben  dem 
Ackerland  vorhandenen  Wiesen,  ständigen 
Weiden  und  Waldflächen  verhältnismäßig 
ausgedehnt  waren.  Die  letzteren  drei  Kultur^ 
arten  lieferten  genügend  Futter  für  einen  so 
großen  Yiehstand,  als  zur  Erzeugung  der 
für  die  Bevölkenmg  nötigen  tierischen  Pro- 
dukte und  zur  Erzeugung  der  für  die 
dauernde  Fruchtbarkeit  des  Ackers  erforder- 
lichen Düngung  gehalten  werden  mußte. 
Als  aber  das  Wachstum  der  Bevölkerung 
eine  immer  stärkere  Ausdehmmg  des  Acker- 
landes und  eine  immer  größere  Einschrän- 
kung der  Wiesen,  Weiden  und  Wälder  herbei- 
führte, traten  die  Übelstände  der  Dreifelder- 
wirtschaft scharf  hervor.  Die  A^iehhaltung 
ging  wegen  mangelnden  Futters,  der  A. 
wegen  mangelnden  Düngers  zurück.  In  der 
2.  Hälfte  des  18.  Jahrh.  waren  alle  Sach- 
verständigen danlber  einig,  daß  die  Dreifelder- 
wirtschaft bcvseitigt  werden  müßte.  Es  geschah 
dies  zunächst  meist  in  der  Form,  daß  man  an 
die  Stelle  der  reinen  die  verbesserte 
Dreifelderwirtscliaft  setzte.  Man  bebaute  die 
Brache  ganz  oder  zum  Teil  mit  Blattpflanzen, 
besonders  Futterkräutern  und  Wurzelge- 
wächsen, während  man  die  übrigen  beiden 
Felder  nach  wie  vor  mit  Getrei(le  besäete. 
Es  entstand  dadurch,  je  nachdem  man  die 
Brache  in  2,  8  oder  4  Teile  zerlegte,  eine 
6-,  9-  oder  12-  Felderwirtschaft.  Eine  Frucht- 
folge für  die  9-Felderwirtschaft  war  z.  B. 
folgende:  1)  Brache:  2)  Wintergetreide; 
3)  Sommergetreide;  4)  Klee;  5)  Wintergetreide ; 
6)    Sommergetreide;     7)    \Vuiv.elgewächse ; 


8)  Wintei'getreide;  9)  Sommergetreide.  Die 
verbesserte  Dreifelderwirtschaft,  welche  noch 
heute  vielfach  in  bäuerlichen  Betrieben  sich 
vorfindet,  bedeutet  einen  großen  Fortschritt 
gegenüber  der  reinen  Dreifelderwirtschaft. 
Sie  nutzt  die  Bodenki-äfte  besser  aus,  ver- 
leiht dem  Acker  eine  günstigere  physi- 
kalische Beschaffenheit,  produziert  mehr 
Futter,  gestattet  infolgedessen  eine  reich- 
lichere Viehhaltung  und  bewirkt  eine  stärkere 
Düngerproduktion. 

Andere  Formen  der  Körnerwirtschaft 
sind  die  Yierfelder-  und  die  Zwei- 
felderwirtschaft. Bei  jener  folgen  auf 
die  Brache  3  Getreidefrüchte,  bei  dieser 
wechselt  Jahr  für  Jahr  Brache  mit  Halm- 
fnicht.  Körnorwirtschaften  mit  mehr  als 
4  Feldern,  abgesehen  von  der  oben  er- 
wähnten verbesserten  Dreifelderwirtschaft, 
finden  sich  nur  vereinzelt. 

Die  Kömer  Wirtschaft  wurde  früher  iiäufig 
und  wird  noch  jetzt  zuweilen  auch  Felder- 
wirtschaft genannt.  Das  Wort  ,,Feld*^ 
bedeutet  hier  soviel  als  Ackerland,  und  jener 
Ausdruck  will  besagen,  daß  die  ganze  dem 
Feldbau  unterworfene  Fläche  fortdauernd 
als  Ackerland  behandelt  d.  h.  entweder  ge- 
bracht oder  mit  Feldgewächsen  bestellt  wird. 
Die  Felderwirtschaft  bildet  den  Gegensatz 
zu  der  gleich  zu  besprechenden  Feldgras- 
wii-tschaft,  bei  welcher  das  Ackerland  eine 
Reihe  von  Jahren  zum  Anl>au  von  Feld- 
gewächsen benutzt  wird  und  dann  eine  Keihe 
von  Jahren  imbearl>eitet  liegen  bleibt  und 
bloß  Gras  erzeugt.  Wegen  dieses  Wechsels 
von  Feld-  und  Grasbau  oder  Weidenutzung 
bezeichnet  man  die  Feldgraswirtschaft  auch 
wohl  als  Wechselwirtschaft. 

b)  Feldgraswirtsohaft.  Das  charak- 
teristische Merkmal  derselben  ist  in  dem 
vorausgegangenen  Satze  angegeben  worden. 
In  einzelnen  Teilen  des  Deutschen  Reiches^ 
aber  auch  anderer  europäisciier  Ijänder  ist 
sie  seit  Jahrhunderten  geübt  worden.  Dies 
geschah  namentlich  in  Gebirgsdistrikten  und 
in  Küstenländern,  also  in  Gegenden,  wo  dag 
Klima  dem  Graswuchs  sehr  günstig  ist, 
während  Klima  imd  oft  auch  der  Boden  den 
Getreidebau  weniger  lohnend  machen.  Eine 
besondere  Pflege  imd  Ausbildung  fand  die 
Feldgraswirtschaft  in.  Schleswig-Holstein; 
von  dort  verbreitete  sie  sich  in  der  2.  Hälfte 
des  18.  und  zu  Beginn  des  19.  Jahrh.  über 
einen  großen  Teil  des  nordöstlichen  Deutsch- 
lands, allenlings  S})äter  schon  sehr  beeinflußt 
durch  die  Prinzi]>ien  des  Fruchtwechsel- 
systems. Da  in  Holstein  Jille  Felder  mit 
Wällen  und  lebendigen  Hecken  eingefaßt 
sind  und  in  dieser  Gestalt  die  Bezeichnung 
Koppeln  führen,  so  hat  man  die  Feldgras- 
wirt Schaft  auch  wohl  K  o  p  j)  e  1  w  i  r  t  s  c  h  a  f  t 
genannt. 

Eine  früher  sehr  beliebte  und  auch  heute 
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noch  vereinzelt  in  Holstein  vorkommende 
Fruchtfolge  war  nachstehende  lO-schlägige : 

1)  Brache;  2)  Wintergetreide;  3— 5) Sommer- 
getreide; 6)  Mäheklee;  7--1Ü)  Weide.  Unter 
dem  Einfluß  des  Fruchtwechselsystems  hat 
man  dann  später  bei  der  üebertragung  der 
Koppelwirtschaft  auf  Mecklenbiu'g  und  die 
noniöstlichen  Provinzen  Preußens,  die  Zahl 
der  hintereinander  folgenden  Getreideschläge 
vermindert  und  zwischen  sie  Futterkräuter, 
Wurzelgewächse  oder  Handelsfrüchte  einge- 
schoben; auch  die  Zahl  der  Weideschläge 
wurde  verringert  ,  Man  gelangte  dadurch 
zu  einem  Wirtschaftssystem,  welches  zwar 
aus  der  Feldgras  Wirtschaft  hervorgegangen 
ist,  aber  tatsächlich  eine  Kombination  von 
dieser  und  der  Fruchtwechsel  Wirtschaft  dar- 
stellt. Als  Beispiel  für  eine  solche  Ver- 
einigimg möge  nachstehende  10-schlägige 
Fruchtfolge  dienen:  1)  Brache;  2)  Raps; 
3)  Wintei-getreide ;  4)  Wurzelgewächse; 
5)  Sommergetreide;  6)  Mäheklee;  7)  u.  8)  Weide; 
9)  Wintergetreide;  10)  Sommergetreide. 
Diese  Fruchtfolge  erfordert  schon  ziemlich 
guten  Boden.  Für  geringeren  Boden  sei  nach- 
stehende als  Beispiel  angeführt:  1)  Brache; 

2)  Wintergetreide;  3)  Kartoffeln;  4)  Sommer- 
getreide; 5—7)  Weide;  8)  Winter-  oder 
Sommei-getreide. 

Die  Feldgraswirtschaft  ist  dort  am  Platze, 
wo  man  Weideflächen  auf  dem  Ackerlaude 
deshalb  notig  hat,  weil  aus  irgend  welchen 
Griinden  für  die  sommerliche  Ernährung  des 
Nutzviehes  der  Weidegang  zweckmäßiger 
erscheint  als  die  Stallfüttenmg  imd  weil 
gleichzeitig  zu  diesem  Zweck  genügende 
ständige  W'eiden  nicht  zur  Verfügung  stehen. 

Die  in  einigen  süddeutschen  Gebii^- 
gegenden  betriebene  Form  der  Feldgraswirt- 
scbaft  nennt  man  Egarten Wirtschaft 
c)Fniohtweoh8elwirtsohaft.  Die  Zweck- 
mäßigkeit eines  Wechsels  im  Anbau  der  Feld- 
gewächse war  schon  von  altersher  bekannt, 
aber  wenig  geübt  wonlen.  In  ausgedehn- 
terem Maße  wurde  er  im  18.  Jahrh.  zuerst 
in  Belgien,  dann  in  einzelnen  Teilen  Eng- 
lands, besonders  in  der  Grafschaft  Xorfolk, 
angewendet.  Auch  Schubart  von  Klee- 
feld führte  ihn  auf  seinem  im  Königreich 
Sachsen  gelegenen  Gute  ein.  In  ein  System 
wurde  der  Fruchtwechsel  aber  erst  durch 
Aibrecht  Thaer  (1752—1828)  gebracht. 
Dieser  kam  darauf  durch  eigene  Versuche 
und  später  durch  das  Studium  englischer 
landwirtscliaftlicher  Schriftsteller,  nament- 
lich Arthur  Youngs.  In  ihrer  ursprüng- 
lichen strengen  Form  bestand  die  Frucht- 
wechselwirtschaft in  einem  jährlichen  ganz 
regelmäßigen  Wechsel  zwischen  Halmfrucht 
und  Blattfrucht  bei  der  Benutzung  des 
Ackerlandes.  Den  Typus  dafür  gab  der  sog. 
Norfolker  Fruchtwechsel  ab,  bei  dem 
das  Ackerland  in  4  Schläge  geteilt  war,  die 


1)  Wintergetreide,  2)  Wiuv.elgewächse^ 
3)  Sommergetreide,  4)  Klee  trugen.  Weil 
der  Klee  aber  auf  den  meisten  Böden 
frühestens  erst  wieder  im  5.  oder  6.  Jahr 
mit  Erfolg  gebaut  werden  kann,  und  weil 
in  vielen  Wirtschaften  das  Bedürfnis  vorlag» 
auch  noch  andere  Gewächse  zu  kidtivieren,. 
vermehrte  man  in  der  Regel  (\ie  Zahl  der 
Schläge  auf  6—8  oder  noch  stärker.  Auch 
band  man  sich  nicht  immer  ganz  streng  an 
die  regelmäßige  Folge  von  Batt-  und  Halm- 
frucht. Infolgedessen  hat  die  Frucht  wechsei- 
wirtschaft  freiere  Formen  angenommen. 
Man  kann  sie  in  ihrer  jetzigen  Gestalt  etwa 
als  das  System  definieren,  bei  welchem  ein 
annähernd  regelmäßiger  Wechsel  im  Anbau 
von  Halm-  und  Blattfrüchten  auf  dem  Acker- 
lande stattfindet,  bei  dem  aber  nie  mehr  als 
die  Hälfte  der  Schläge  mit  Halmfrüchten 
bestellt  wird  und  bei  dem  nur  allenfalls  am 
Ende  der  Fruchtfolge  einmal  zwei  Halm« 
fruchte  unmittelbar  hintereinander  zu  stehen 
kommen. 

Die  Fruchtwechsclwirtschaft  ist  das  in- 
tensivste unter  den  A.systemen;  sie  fordert 
den  meisten  Aufwand  an  Arbeit  und  Kapital. 
Außerdem  ist  sie  nur  unter  ziemlich  gün- 
stigen klimatischen  und  Bodenverhältnissen 
durchzuführen.  Sie  gewährt  die  höchsten 
Roherträge  und,  wenn  unter  passenden  Ver- 
hältnissen geübt,  auch  die  höchsten  Rein- 
erträge. Sie  erweist  sich  infolge  ihrer 
großen  Roherträge  im  Vergleich  zu  anderen 
Wirtschaftsweisen  dort  besonders  rentabel, 
wo  die  landwirtschaftlichen  Produkte  zu 
einem  hohen  Preis  verwertet  werden  können. 
Man  findet  sie  deshalb  als  vorherrschendes 
System  in  dicht  bevölkerten  Gegenden, 
während  in  Distrikten  mit  dünner  Bevölke- 
rung oder  mit  schlechten  klimatischen  luid 
Bodenverhältnissen  die  Feldgraswirtschaft 
angebrachter  zu  sein  pflegt.  Die  Frucht- 
wechselwirtschaft bietet  keinen  Raum  für 
den  W^eidegang  der  Tiere,  sie  ist  vielmehr 
auf  die  Sommerstallfütterung  angewiesen, 
falls  nicht  ausnahmsweise  neben  dem  Acker- 
lande urafangi eiche  ständige  Weideüächen 
vorhanden  sind. 

d)  Weidewirtschaft.  Bei  der  W^eide- 
wirtschaft  liegt  der  Schwerpunkt  in  der 
Weidenutzung  imd  in  der  Viehhaltung.  Man 
findet  sie  dort,  wo  wenig  zum  Ackerbau 
geeignetes  Land  vorhanden  ist  oder  wo 
wegen  des  feuchten  Klimas  der  Grasbau 
höhere  Reinerträge  liefert,  als  der  Anbau 
von  Feldgewächsen.  Dementsprechend  ist 
die  Weidewirtschaft  vorherrschend  einerseits 
in  den  Alpengegenden,  andererseits  in  den 
Flußniederungen  und  an  den  Meeresküsten. 
In  den  Tiroler,  den  bayrischen,  den  Schweizer 
Alpen,  ferner  in  den  Münchmgsgebieten  des 
Rheins,  der  Ems,  der  Weser,  der  Elbe,  der 
Oder,  der  Weichsel,  des  Pregels,  überhaupt 
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in  den  Marschen,  bildet  sie  das  vorherrschende 
System.  Je  nach  BeschaiTenheit  der  Weiden 
und  je  nach  örtlichen  Gewohnheiten  werden 
die  Weideflächen  entweder  zur  Mästung  von 
Rindvieh  oder  Schafen  oder  zur  Haltung 
von  Milchkühen  verwendet,  deren  Produkt 
<iann  zu  Käse  oder  Butter  verarbeitet  wird, 
e)  fteie  Wirtschaft.  Diese  ist  kein 
besonderes  System,  sondern  cliarakterisiert 
sich  dadiu-ch,  daß  man  von  einer  feststehen- 
den Fruchtfolge  Abstand  nimmt  und  jedes 
Jahr  jedes  Feld  mit  der  Fruclit  bcUaut,  die 
nach  den  jeweiligen  Umständen  als  die  ge- 
eignetste erscheint.  Fast  in  allen  Fällen 
ist  dies  eine  solche  nach  dem  Frucht- 
wechselsystem. Die  fi-eie  Wirtschaft  er- 
foi-dcrt  sehr  günstige  Boden-,  klimatische 
und  Absatzverhältnisse  und  ein  besonders 
starkes  Betriebskapital.  Sic  eignet  sich 
namentlich  für  kleine,  leicht  übersichtliche 
Wirtschaften  und  solche,  deren  Acker- 
länderoien  in  sehr  vielen  Parzellen  zeretrout 


1879— mit,  —  K.  Lampreeht,  DeiUteket 
Wirticha/UUben  im  MitUlalter,  S  Bde.,  1885  u, 
1886,  —  Th,  Frhr.  van  der  OolU,  DU 
agrarischtn  Aufgaben  der  Gegenwart,  Jena  1896. 
—  Derseihe,  Handbuch  der  landwirttchqfüichen 
Betriebslehre,  8.  Auß.,  Berlin  1905.  —  IPeraelbe, 
Geschichte  der  deutschen  Landwirtschaft,  2  Bde., 
Stuttgart  1902  u.  1908. 

Th.  Frhr.  von  der  Goltz. 


Adel. 

1.  Der  hohe  A.  2.  Die  Entstehung  des  niederen 
A.  3.  Die  Blütezeit  des  Kittertunis.  4.  Die  Ent- 
stehung der  Gutsherrschaften  im  Nordosten 
DeiiUchlands.  5.  Die  Bindung  des  adligen  Be- 
sitzest.   6.  Der  A.  im  nioderuen  Staat. 

1.  Der  hohe  A.  Während  lange  Zeit 
die  Ansicht  herrschte,  daß  die  freien  Germanen 
in  der  Urzeit  der  Hauptmasse  nach  aus 
Bauern  bestanden,  ist  neuerdings  beluiuptet 
worden,  sie  seien  Grundherren  gewesen, 
liegen,  so  daß  eine  einheitliche  Fruchtfolgo  |  lJel>er  die  Berechtigung  dieser  Behauptung 
kaum  durchführbar  ist.  i--   i  ._  i_.  i    r.  _^  _.  ... 


Auch  die  Brand  Wirtschaft  kann  man 
nitrht  als  ein  eigenes  Wirt.schaftssystem  be- 
zeichnen. Bei  der  Kultur  des  M<v)rl»odens 
war  es  früher  üblich,  die  oU^rsto  Narbe  des 
Bodens  von  Zeit  zu  Zeit  einem  Bi-enniirozeß 
zu  unterwerfen ;  ebenso  wurde  bei  der  Feld- 
gi-as Wirtschaft  häufig  die  Narl)e  des  letzten 

Weideschlages  gebrannt,  bevor  man  wieder    ,       ,.., ,  ,.  »v      .   i  i  ^     ,. 

die  Keihe  der  Getreideschläge  begann.    Beide  f  er   Bildung   dieses  Dienstadels   stand   die 

Oi»erati()nen  werden  auch  jetzt  noch  öfters  )?J'!l*iL?_^f:'^::.^^"^^^^^         ''^f..^^^  'l^'^ 


'  wird  gegenwärtig  lebliaft  gestritten.  Der  A'. 
der  späteren  deutschen  Geschichte  knüpft 
nicht  oder  wenigstens  im  wesentlichen  nicht 
an  Verhältnisse  der  Urzeit  an.  Jn  der 
fränkischen  Zeit  bildete  sich  ein  Dienstadel, 
dessen  Grundlage  der  Königsdienst,  insbe- 
sondere die  Bekleidung  des  wichtigsten 
staatlichen  Amtes  jener  Zeit,  des  Grafen- 
amtes ausmachte.    In  Wechselwirkung  mit 


ausgeführt;  sie  stellen  aU^r  nicht  ein  be- 
sonderes A.system  dar,  sondern  sind  bloß 
Begleitei-scheinungen  eines  der  übrigen 
Systeme.  Ihre  Anwendung  hat  in  den 
letzten  Jahren  sehr  nachgelassen,  sie  sind 
auch  unzweckmäßig:  nur  Ihü  (1er  ersten 
Kultur  eines  früher  als  Weide  verwendeten 
Moorlandes  kann  das  Brennen  des  Bodens 
unter  Umständen  vorteil luift  sein. 

Ueber  Wald  fehl  Wirtschaft   s.  Art. 
„llaubergswirtschaft". 

Literatur:  K.  O.  Anton.  Ceschichtf  der  deutschen 


(}i-oßgrundl)esitzer,  indem  einerseits  der 
Dienstadel  von  den  Königen  reichlich  mit 
Grundbesitz  ausgestattet  wurde  und  auch 
sonst  seine  Stellung  zur  Erweitenmg  seines 
Besitzes  benutzte  und  andererseits  die  Groß- 
grundbesitzer danach  strebten,  das  Grafen- 
anit  nach  Möglichkeit  für  die  Mitglieder 
ihres  Kreises  zu  mono|)olisieren.  Indem 
dann  die  Gi-afenämter  zu  I^hen  gegeben 
und  tTblich  wunlen,  erlangte  der  Dienst- 
adel mehr  und  mehr  den  Charakter  eines 
Creburtsstandes.  Ks  bildet  sich  der  Stand 
der    Ijandesherren,    der    Erben    der   alten 


Lnndwirtj»rhaft,  8  Tiiir,  (iüriitz  nu9—jao2.  —  I  Gnifonämter.     StMt  dem  Knde   des   Mittel- 


Albr.  Thavr^  Einleitung  zur  Kmntuis  der  mg- 
tischen  Jjindirirtschtift,  .V  Itde.,  Hnnnovrr  ITi'Ü 
—  isn^.  —  ./.  O.  London.  An  encgclopnidia 
oj  agriculture.  lAtndtm  />„''.>;  in  dfutsrher  ('flirr- 
Setzung  rrschimen  untrr  dem  TitrI :  lAtndon. 
Eine  Encgklojuidie  der  Loudirirturfni/t,  J  lidr., 
Wrimur  ]S27—1SS8.  —  It.  V,  Thiinen .  Ihr 
isolirrte    Staat,    S  Hde.,    A'ii^YorJt  /.^J/J  und  J,s',0. 


alters  wird  dieser  als  ..hoher*'  A.  bezeichnet, 
im  <  M'gensiitz  zu  einem  ..niederen*'  A.,  während 
im  Mitteljilter  vorzugsweise  nur  der  Stand 
d«T  LandosheiTcn  als  adlig  bezeichnet  wurde. 
Was  die  wirtschaftliche  Ijagt>  der  Jjandes- 
ht^rren  l>etrin't,  so  sotzen  sich  ihre  Ein- 
nahmen teils  ans  den  Ertnlgen  ihres  großen 


Agnirhistnrischf  Aldtandlungrn,  J  Bde.,  Leipzig 
1J<S0  II.  lüft^.  -  K.  Th.  V.  innma-Sterneiifi. 
Jhutsche    Wirtschaftsgeschichte,    .i  Hdr.,    Lvipzig 


gi'fälh'n,  ZöJl.'n,  tMnip-n  Steuern  etc.)  zu- 
snninon.  In  nenoivr  Zt'it  ist  der  Staat  zum 
Kt.'clitssnbjekt    des    llauptteiles    ihrer    Ein- 


Adel 


27 


nahmeqnellen  erklärt  und  ihnen  eine  feste 
ZiTÜUste  zugewiesen  worden.  Die  Mediati- 
sieniDgen  der  Neuzeit,  welche  einen  großen 
Teil  der  alten  Landesherren  ihrer  Landes- 
herrlichkeit beraubt  haben,  haben  den  be- 
treffenden Familien  die  Zugehörigkeit  zum 
hohen  A.  nicht  genommen. 

2.  IHe  EBtstehung  des  niederen  A. 
Der  später  sog.  niedere  A.  ist  die  Fortsetzung 
des  Rittertums.    Dieses  ist  durch  die  Not- 
wendigkeit geschaffen  worden,  Reiterheere 
ins  Feld  zu  stellen.    Der  äußere  Anlaß  dazu 
war  filr  den  Westen  in  den  Kämpfen  mit 
den     zu     Roß    streitenden    Arabern    (Karl 
Marteli).  für  den  Osten  im  allgemeinen  erst 
in  den  Kämpfen  mit  den  ebenfalls  zu  Roß 
streitenden   Ungarn  (König  Heinrich  I.)  ge- 
geben.   Aus  diesem  Bedürfnis  entsprang  das 
Lehnswesen.   Das  Lehen  soll  den  Empfänger 
in  den   Stand  setzen,   zu  Roß   zu   dienen; 
der  Lehnsmann  ist  regelmäßig  Reiter,  Ritter. 
Natürlich  war  es  auch  jedem  anderen,  der 
nur  Ober  die  erforderlichen  Mittel  verfügte, 
nnrerwehrt,  ritterliche  Lebenshaltung  anzu- 
nehmen.    Die    Ritter    sind    zunächst   freie 
Personen.    Aber  schon  früh  vermehrten  der 
König  und  die  Landesherren  (resp.  die  später 
sog.   Landesherren)   die   Zahl    ihrer    freien 
Lehnsleute  durch  Unfreie,  die  sie  mit  ritter- 
licher  Rüstung   und  einem   technisch   sog. 
Dienstlehen    ausstatteten;     diese    unfreien 
Ritter  heißen   Ministerialen,  Dienstmannen. 
Und  da  das  Ministerialitätsverhältnis  im  Ver- 
mach  zu  dem  freien  Lehnsverhältnis  dem 
Herrn  Vorteile  bot,  so  nötigten  die  Landes- 
herren bis  zum  13.  Jahrhundert  die  in  ihrem 
Territorium  sitzenden  freien  Ritterbürtigen 
zom  Eintritt  in  ihre  Minist^rialität.  Anderer- 
seits hob  sich  das  Ansehen  der  Ministerialen 
infolge  ihres  ritterlichen  Lebensberufes  fort- 
schreitend,   so    daß    sie    bis    etwa    zum 
14.  Jahrh.  die  Merkmale  ihrer  ursprünglichen 
Unfreiheit  verloren ;  Dienstlehen  und  Mann- 
khen  (echte  liehen)  wurden  allmählich  gleich 
behandelt.     Seit  dem    Schluß    des    Mittel- 
alters wird  das  gesamte  Rittertum  als  adelig 
(nobilis)   bezeichnet,    welcher   Titel  vorher 
dem  einfachen  Ritter  niu*  teilweise  beigelegt 
irorden  war;  damit  tritt  neben  den  hohen 
A.  der  Landesherren   der   niedere   A.   der 
landsässigen    Ritterschaft   und   der   Reichs- 
ritlerschäät   Was  die  wirtschaftliche  Stellung 
des  Ritters  im  Mittelalter  betrifft,  so  darf 
m&n  sie  sich  nicht  als  eine  zu  glänzende 
Torstelien.    Charakteristisch  ist  in  dieser  Be- 
ziehung,   daß   die   Ritter  (wenigstens   teil- 
weise) von  ihren  Herren  mit  der  Rüstung 
ausgestattet  werden.    Seine  wirtschaftlichen 
Verhältnisse    stellen    den    Ritterstand    als 
einen   spezifisch    kri^erischen    dar.      Sein 
Gnindb^itz  zunächst  ist  zum  größeren  Teil 
Uhen  (mit   der  Pflicht   zum   Reiterkriegs- 
dieost),  zum  kleineren  AUod.    Derselbe  bildet 


oft  eine  wahre  Großgrundherrschaft  mit 
einem  Haupthofe  und  einer  Anzahl  ab- 
hängiger Höfe.  Oft  ist  der  Großgrundbesitz 
eines  Ritters  aber  auch  keine  Großgrund- 
herrschaft, besteht  nur  aus  einem,  zwei 
oder  drei  Höfen  (wie  denn  überhaupt  der 
ritterliche  Großgrimdbesitz  im  Mittelalter 
weit  hinter  dem  kirchlichen  zurückbleibt). 
Stets  ist  der  Ritter  zu  sehr  Krieger,  als 
daß  er  seinen  Grundbesitz  selbst  bewirt- 
schaftete ;  die  Höfe  sind  an  Zins-  oder  Pacht- 
bauem  vergeben,  von  denen  er  jährlich 
Renten  bezieht  Gering  konnte  der  Land- 
besitz eines  Ritters  deshalb  sein,  weil  er 
nicht  seine  einzige  Einnahmequelle  war. 
Als  Lehen  bezog  er  nämlich  femer  Geld- 
oder Getreidereuten.  Fast  wichtiger  als  der 
Besitz  eines  Landgutes  war  für  den  Ritter 
der  Besitz  der  Burg.  Sie  stellte  ein  wert- 
volles Vermögensobjekt  dar,  insofern  benach- 
barte Herren  sich  die  „Oeffnung'*  derselben 
für  den  Fall  eines  Krieges  um  Geld  oder 
andere  Vorteile  erkauften.  Wie  hoch  die 
Burg  geschätzt  wm-de,  ergibt  sich  schon 
daraus,  daß  an  ihrem  Besitze  die  Landtags- 
fähigkeit mit  allen  ihren  Vorteilen  haftete: 
die  landtagsfähige  Ritterschaft  setzte  sich 
nicht  aus  den  Besitzern  so  oder  so  be- 
schaffener Landgüter,  sondern  lediglich  der 
im  Lande  gelegenen  Burgen  zusammen ;  sie 
war  die  schloßgesessene  Ritterschaft.  Wie 
die  Landstandschaft,  so  charakterisieren  sich 
auch  die  übrigen  politischen  Vorrechte  des 
Rittertums  als  Korrelate  seiner  militärischen 
Stellung.  Daß  die  Ritterbürtigen  (in  den 
verschiedenen  Territorien  in  verschiedenem 
Umfang)  Freiheit  von  direkten  Steuern  ge- 
nießen, von  der  Einquartierungslast,  den 
Landfronen,  auch,  wenigstens  soweit  es  sich 
um  Gegenstände  für  den  privaten  Bedarf 
ihres  Hauses  handelt,  von  Zoll  und  Accise 
frei  sind,  alles  dieses  wird  in  den  Quellen 
ausdrücklich  damit  motiviert,  daß  sie  als 
Entgelt  dafür  den  Reiterdienst  leisten  müssen, 
während  die  Pflicht  denjenigen,  welchen  jene 
Bevorzugung  nicht  zuteil  wird,  auch  nicht 
obliegt. 

8.  Die  Blütezeit  des  Rittertams.  Die 
große  militärische  Bedeutung,  die  dem  Ritter- 
tum zukam,  hob  es  in  der  sozialen  Geltimg 
auf  eine  hohe.  Stufe.  Seit  dem  13.  Jahrh. 
können  wir,  obgleich  die  persönliche 
Unfreiheit  der  Ministerialen  einstweilen 
noch  nicht  beseitigt  war,  ein  Zeitalter  der 
Blüte  des  Rittertums  datieren.  Es  dauert 
bis  ins  17.  Jahrh.  an.  Diese  Jahrhunderte 
sind  diejenigen,  in  welchen  das  Ritter- 
tum, resp.  der  niedere  A.  im  deutschen 
Leben  einen  beherrschenden  Einfluß  ausübt. 
Zwar  verlor  im  Laufe  dieser  Zeit  der  Reiter- 
kriegsdienst seine  alte  Bedeutung  mehr  und 
mehr,  und  die  militärische  Wichtigkeit  der 
Ritterburgen  schwand  ebenfalls,  was  für  den 
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Ritterstand  auch  eine  ökonomische  Einbuße 
zur  Folge  hatte.  Es  machte  ihm  ferner  im 
wirtschaftlichen  Wettkampfe  vielfach  das 
Bürgertum  eine  erfolgreiche  Konkurrenz. 
Endlich  konnte  der  A.  auch  die  einmal  fest- 
gelegten Zinse  der  abhängigen  Bauern,  die 
infolge  des  Sinkens  des  Geldwertes  finanziell 
weniger  ausmachten,  nicht  immer  ohne 
Schwierigkeit  erhöhen.  Allein  wenngleich 
die  wirtschaftliche  Stellung  des  niederen  A. 
aus  diesen  und  den  vorhin  angedeuteten 
Gründen  nie  eine  durchweg  glänzende  war, 
80  wußte  er  doch  seine  Stellung  zu  be- 
haupten. Er  tat  es,  indem  er  seine  alten 
Vorrechte  zu  einem  umfassenden  Systeme 
von  exklusiven  Berechtigungen  umgestaltete, 
seinen  Unterhalt  außer  in  dem  kriegerischen 
auch  in  friedlichen  Berufen  suchte  und  Ein- 
richtungen traf,  durch  welche  sein  Besitz 
nach  Möglichkeit  der  Familie  dauernd  kon- 
serviert wurde.  Als  Mittel  bei  dem  Streben 
nach  jenen  Berechtigimgen  diente  ihm  nament- 
lich der  maßgebende  Einfluß,  den  er  auf 
dem  Ijandtag  besaß.  Seit  dem  Ausgang  des 
Mittelalters  sind,  wesentlich  durch  die  Land- 
tagsgesetzgebung, die  vorhin  erwähnten  Vor- 
rechte (Steuerfreiheit  etc.)  schärfer  fixiert 
worden.  Der  A.  sichert  sich  jetzt  ferner 
das  Recht  auf  Bekleidung  der  wichtigeren 
Aemter  des  I^andes.  In  vielen  Territorien 
bringt  er  es  dahin,  daß  ihm  von  manchen 
Aemtern  Ehre  und  Gehalt  zukommen,  während 
für  die  Arbeit  ein  besonderer  Beamter  ange- 
stellt ist  Er  setzt  das  Vorbot  des  Ueber- 
gangs  von  Rittergütern  an  Geistliche,  Bürger 
und  Bauern  durch  (dem  freilich  teilweise 
ein  Verbot  des  Erwerbs  von  Bürger-  und 
Bauerngut  durch  Adlige  gegenübersteht). 
Mitunter  ist  dies  Verbot  bis  zu  einem  ritter- 
schaftlichen Retraktrecht  erweitert  worden. 
Die  ertragreichen  Stiftsstellen,  die  schon  im 
Mittelalter  im  großen  und  ganzen  mit  Adligen 
besetzt  wurden,  wenlen  ihnen  seit  dem  Aus- 
gang de8seH)en  vollends  reserviert.  Die 
großen  Zeitei-eignisse,  wie  die  kirchliche 
Reformation  und  der  Bauernkrieg,  kamen 
ihm  auch  zu  statten.  Jene  siMt^lto  ihm 
manches  Stück  des  säkularisierten  Kirchen- 
gutes in  die  Hand  und  minderte  das  An- 
sehen des  Klerikerstandes,  der  im  Mittel- 
alter höher  als  das  Rittertum  gestanden 
hatte.  Der  Bauernkrieg  endigte  wenigstens 
mit  einem  Siege  des  A. 

4.  Die  Entstehung  der  Gutsherr- 
sehaften  im  Nordosten  Deutschlands. 
Die  friedlichen  Berufe,  die  der  A.,  wie  er- 
wähnt, ergriff,  waren  der  Dienst  im  landes- 
herrlichen Beamtentum  und  der  landwirt- 
schaftliche Beruf.  Einen  solchen  hatte  im 
eigentlichen  Sinne  der  Ritter  des  Mittel- 
alters kaum  getrieben ;  er  war  hauptsächlich 
nur  Rentenbezieher.  Seit  etwa  dem  16.  Jahrh. 
aber    wird     der    A.    zur    Landaristokratie. 


In  besonderem  Sinne  gilt  dies  für  die  nord- 
östlichen Landschaften  Deutschlands,  die- 
jenigen, welche  den  Slaven  abgerungen 
waren.  Hier  wurde  aus  dem  Zinse  empfangen- 
den Grundherrn  ein  die  Frondienste  als  wert- 
vollste Leistung  seiner  Bauern  schätzender 
Gutsherr.  Der  A.  im  Nordosten  erweiterte 
vom  Ende  des  Mittelalters  bis  in  den  An- 
fang dieses  Jahrhunderts  seinen  Grundbesitz 
um  ein  sehr  Beträchtliches  und  verwandelte 
den  Streubesitz  des  Mittelalters  in  einheit- 
liche große  Gutskomplexe,  indem  er  die 
entfernter  gelegenen  unter  seinen  Bauern- 
gütern gegen  näher  gelegene  eintauschte 
und  ferner  zahlreiche  Bauerngüter,  ja  ganze 
Dörfer  unter  Entsetzung  der  Bauern  zur 
Hofländerei  des  Haupthofes  einzog  (das 
technisch  sog.  „Bauernlegen").  Am  radikalsten 
ist  man  in  dieser  Hinsicht  in  Mecklenburg 
imd  dem  schwedischen  Teil  von  Voiyommern 
vorgegangen.  In  den  preußischen  rrovinzen 
schützte  die  Regienmg  den  Bauernstand. 
Doch  ist  auch  hier  die  einseitige  Ausdehnung 
der  Hofländerei  so  stark  gewesen,  daß  der 
Großgrundbesitz  jetzt  unter  empfindlichem 
Arbeitermangel  zu  leiden  hat. 

5.  Die  Bindung  des  adligen  Besitzes. 
Das  deutsche  Recht  ist  von  Haus  aus  der 
Veräußerung  des  Grundbesitzes  nicht  in 
dem  Grade  günstig  wie  das  römische.  Eine 
weit  größere  Stetigkeit  in  die  Gnmdbesitz- 
verhältnisse  brachte  dann  aber  das  I^hns- 
wesen,  welches  jede  Veräußenmg  oder 
Teilung  des  Lehens  ohne  Genehmigung  des 
Lehnsherrn  verbietet.  Es  luit  wesentlich  zur 
Befestigung  des  adligen  Besitzes  beige- 
tragen. Seit  dem  14.  Jahrh.  bemerken  wir 
ferner  das  Bestreben  des  A.,  auch  noch  auf 
andere  Art  den  einmal  erlangten  Besitz  der 
Familie  zu  sichern.  Dahin  gehört  insbe- 
sondere die  Begründung  des  Systems  der 
Stammgüter,  d.  h.  solcher  Güter  des  hohen 
und  niederen  A.,  welche  ausschließlich  auf 
männliche  Erben  übergehen.  Ein  im  ver- 
gleichlich wirksameres  Mittel  für  die  Er- 
reichung   jenes    Zieles    bot    aber    ein    auf 

!  fremdem  Boden  erw^achsenes  Institut,  das 
I  Familienfideikommiß.  Dieses,  in  Spanien 
entstanden,  fand  seit  dem  Anfang  des 
17.  Jahrh.  in  Deutschland  Eingang.  Zahl- 
!  reich  ist  es  jedoch  zunächst  niu*  in 
Oesterreich  zur  Anwendung  gelangt.  Die 
meisten  deutschen  Fideikommisse  gehören 
erst  dem  19.  Jahrh.  an.  Eine  große 
Gruppe  stammt  aus  Lehengütern,  da  solche 
bei  der  Beseitigmig  des  Lehnswesens  viel- 
fach in  Fideikommisse  verwandelt  worden 
sind.  Eine  andere  Gruppe  venlankt  politischen 
Motiven  ihre  Entstehung. 

6.  Der  A.  im  modernen  Staat  Der 
mwlerne  Staat  griff  mit  seinen  Fonlemngen 
der  Gleichheit  des  Rechtes  und  der  Pflichtea 
für  alle  Untertanen  tief  in  die  Wirtschaft- 
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liehe  Stellung  des  A.  ein.     Yom    17.  Jahrb.  jahrschHft  f.   Sozial-   und  Wirtschaftsgeschichte, 

an,    in    dem    die    Macht    des    alten  Land-  •^^'  ^>  'S.  451  ff,  —  Vgl,  auch  unten  den  ah. 

tags   gebrochen    und    diünit   das   vornehm-  „Rittergut'*,                            a.  v.  Beioir. 

liebste     Bollwerk     der    bevorzugten    Stel-  

lung  des  A.  beseitigt  wurde,   bis  in  unser 

Jahrhundert,  in  dem  die  einschneidendsten  Advokatur  s. 

Maßregeln  erfolgt  sind,  hat  sich  eine  voll-  Notariat,  Anwaltschaft,  Advokatur. 

kommene  Umwandlung  vollzogen.  Es  wurden  ' 

alle  Privilegien  des  A.  (die  Steuerfreiheit,  

das  aUgemeine  Becht  auf  den  Besitz  von  4«ftii#iii«i»Ä«a« 
Riuergütem,  das  Recht  auf  Bekleidung  von  AgeniurweBOn. 
staatlichen  Aemtern  etc.)  und  die  bäuer-  Unter  Agenten  vei*steht  man  Personen, 
liehen  Abhängigkeitsverhältnisse  aufgehoben ;  welche  gewerbsmäßig  die  geschäftlichen 
die  letzteren  nicht,  ohne  daß  der  A.  eine  Interessen  anderer  vertreten,  ohne  deren 
Entschädigung  (teils  in  Land,  teils  in  Geld)  Augestellte  zu  sein.  Der  Agent  ist  kein 
whielt,  die  Pnvilegien  im  allgemeinen  ohne  Makler,  der  seine  Dienste  jedem  anbietet. 
Entschädigimg.  Zugleich  entriß  die  Säkulari-  Er  ist  nur  für  die  Interessen  eines  Hauses 
sation  des  Kirchenguts  dem  A.  den  größten  tätig  oder,  wenn  er  ftir  verschiedene  Firmen 
Teil  der  ihm  reservierten  Stiftsstellen.  Die  arbeitet,  nur  für  solche,  welche  sich  keine 
Regulierung  der  gutsherrlich  -  bäuerlichen  Konkurrenz  machen.  Der  Agent  hat  wirt- 
Verhältnisse  brachte  ihm  infolge  der  reich-  schaftlich  Aehnlichkeit  mit  dem  Kom- 
iich bemessenen  Entschädigungen  eher  Vor-  missionär,  der  aber  im  eigenen  Namen  kon- 
teil als  Nachteil,  und  die  Aufhebung  der  trahiert  und  bestimmte  Aufträge  zu  Ein- 
alten Wirtschaftsverfassung  (mit  ihren  Fron-  oder  Verkauf  erhält,  während  der  Agent  im 
diensten)  veraulaßte  eine  viel  i-ationellere  Namen  seines  Auftraggebers  tätig  ist  und 
Wirtschaftsweise.  Dagegen  hat  der  Verlust  regelmäßig  dessen  Interessen  ganz  allgemein 
des  alleinigen  Rechtes  auf  den  Erwerb  von  vertritt  Doch  ist  tatsächlich  die  Grenze 
Rittergütern  eine  wesentliche  Schmälenmg  keine  feste. 

des  adligen  Besitzes  herbeigeführt.  Durch  Die  in  neuester  Zeit  wachsende  Be- 
die  allgemeinen  Wirtschaftsverhältnisse,  den  deutung  des  A.,  namentlich  im  überseeischen 
rapiden  Aufschwung  von  Handel  und  In-  Geschäft  (in  den  Exporthäfen  und  in  über- 
dusirie,  hat  auch  der  ländliche,  noch  immer-  seeischen  Plätzen),  hat  ihren  Grund  in  der 
hin  zum  sehr  großen  Teil  in  adligen  Händen  allgemeinen  Tendenz  des  großen  Verkelirs, 
befindliche  Besitz  einen  erhöhten  Weit  er-  überflüssige  Zwischenglieder  des  Handels 
halten.  Doch  wird  dieser  Vorteil  durch  die  auszustoßen  und  eine  direktere  und  ener- 
große  Konkurrenz  auf  dem  Gebiete  der  land-  gischere  Vertretung  der  Interessen  des  Ex- 
wirtschaftlichen  Produkte  zum  Teil  wieder  porteurs  resp.  für  den  direkten  Absatz  arbei- 
ansgeglichen.  tenden  Fabrikanten  herbeizuführen,  als  das 

mit  den  sonst  üblichen  Mitteln  des  Handels- 

Literatnr:  r,  Strantz,  Geschichte  des  deutschen  Verkehrs  möglich  ist. 

AdrU,  s  Bde.,  Breslau  1845,  —  Frhr.  Roth  Die  Zunahme  des  A.   bedeutet  für  die 

'^.f^^r'H^V^'^'''  ^.fi^'Jl't  T"^  "^^  Vermittlung  des  Verkehrs  zwischen  Produ- 

Buterstand,  Freümrg  1.  /?r.  1S86.  —  G.  F.  Knapp,  „enfg«  „nd  DistrihupntPn  pinP  Vprminfiprnna- 

Die  Bauernbefreiung  ,  ,  ,  in  den  älteren  Teilen  ^^^  w- "lü-   y^?J",*^"^"^"  eine  \  Crm Ulüerung 

Pre.,fiens,  t  Bde.,  Leipzig  1887.  -  w,  Wittich,  der  Wichtigkeit  des  eigenen  Kapitalbesitzes. 

Die    Grundherrschaft    in    Nordwestdeutschland,  ^^^  Agent  braucht   kein  eigenes  Kapital  ZU 

Ijeipzig  1896,  —  o,  F.  Knapp,  Grundherrschaft  besitzen.    Das  Schwergewicht  liegt  für  ihn 

und  Riuergut,  Leipzig  1897,  —  G,  v.  Beiow,  ganz  in   seiner  persönlichen  Tätigkeit  und 

Territorium  und  Stadt  (hier  näheres  über  Grund-  Rührigkeit.    Doch  ist  CS  nur  natürlich,  wenn 

und  Gutsherrschaft,  BittergiUer  und  Landtags-  große  bekannte  Fabriken  (z.  B.  Krupp  oder 

Ä*""^^'  /"T-^*  f  ^c.~,  ^''*l;  ^7*"'  der  Vidkan)  angesehene  und  kapitalkräftige 

BeUräge  zur  Geschtehte  der  Stände  tm  Mutclalter,  K-o.^fu.tf^     «lo      \,,^«f^«     K.^«„4„i«       „,^J^u^ 

2  Bde.,   Halle  a.  S.  1900-1905.  -  G.  Roioff  ^"J^^''^^   ^^e  f^^^t^.^     benutzen       we  che 

Die  Umwandlung  des  fränkischen  Heeres  von  nach  beiden  Seiten  hin  genügende  Sicher- 

(Modwig  bis  Karl  dem  Großen.   Neue  Jahrbücher  "^it  bieten. 

für  das  klassische  AUeHum,    Geschichte   und  Ueberhaupt    sind    die  Verliältnisse    der 

deutsche  Literatur,  1.  Abt.,  9,  Bd.,  s.  389 ff.,  als    Agenten     bezeichneten     Personen     so 

Leipzig  1902,  —  jK.  Sehröder,  Lehrbuch  der  überaus  mannigfaltig,    daß  ein  einheitliches 

deutschen  RechtsgeschiehU,  4,  Aufl,,  Leipzig  1902.  UrteÜ  nicht  möglich  ist. 

--  Von  der  reich^  Literatur  über  die  Verhält-  dj^    eigentlichen    Handelsagenten    sind 

ntsse  der  deutschen  Lrzett  seien  nur  dte  zwei  „  •4.  ^c\f\c^  •       •           ry     *     1       u      j  tv     x     u 

neuesten  Aei.jierungen  noHert:   Max  Weher,  ff'^^^P  m  einem  Zentralverband  Deutscher 

Der  streu  um  den  Charakter  der  altgermanische^  Handelsageuteil-Vereine   organisiert 

Sf^zialverfaMsung,  Jahrb.  /.  Nat.,  Bd,  83,  S,  433  ff'.  Während    das    bjshenge  Handel sgesetz- 

FhiL  JHechf  Die  Gemeinfreien  des  TacUus  und  buch  die  Verhältnisse  der  Handlungsagenten 

das  Ständeproblem    der  Karolingerzeit,   Viertel-  nicht  besonders  regelt,    ist    in  das   neue  ein 
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darauf  bezüglicher  Abschnitt  aufgenommen 
(§§  84—92)  und  damit  der  zunelimenden 
Bedeutung  des  A.  Rechnung  getragen. 

Literatnr:  Gvünhui,  Das  Jiecht  des  Kbmmiasiona- 
handeis,  1879.  —  Lexls^  bei  Schönherg,  II,  g, 
S.  tS9,  S04.  —  Ehrenberg  f  AH,  „Agentur- 
icesen*'  (im  H.  d.  St.,  Bd.  1,  S.  54).  —  SchmoUer, 
Grundriß,  II,  35.  Karl  Rathgen, 


Agio. 

1.  Begriff.  2.  Arten  des  A.  3.  A.  und  Disagio- 
konto. 

1.  Begriff.  Man  nennt  A.  (ital.  aggio) 
(las  prozentual  ausgedrückte  Aufgeld,  das 
über  den  Nennwert  oder  den  (wirklichen 
oder  konventionellen)  Pariwert  einer  Geld- 
sorte oder  eines  Wertpapieres  bezahlt  wird. 
Mit  Disagio  wird  der  analoge  Abschlag  be- 
zeichnet. 

Der  fremdländische  Ausdruck  A.  bürgerte 
sich  in  Deutschland  erst  im  17.  Jahrhundert  ein 
(früher  gebrauchte  man  „Aufgeld'*,  „Uebersatz** 
etc.);  im  Ausland  sind  die  Ausdrücke  A.  und 
Disagio  nicht  so  allgemein  üblich,  wie  in  Deutsch- 
land ;  der  Franzose  spricht  meist  von  prime  und 
perte,  der  Engländer  von  preminm  und  discount ; 
auch  ist  dem  Italiener  der  Ausdruck  disagio  im 
Sinn  von  Abschlag  fremd. 

2,  Arten  de»  A.  Die  Erscheinung  des 
A.  kann  sich,  wie  das  in  der  Definition 
liegt,  mannigfach  äußern. 

a)  In  bezug  auf  Geld.*)  So  hatte  das 
gegen  Verschlechterung  geschützte  Giro- 
Kankgeld  oft  eiu  A.  gegenüber  dem  frei 
zirkulierenden  (1629  wai'en  in  Venedig 
100  Dukaten  Banko  --=  120  Dukaten  Kurant); 
später  auch  umgekehrt,  wenn  bei  Rück- 
zahhuig  des  Gii-obankgeldes  Schwierigkeiten 
gemacht  wurden.  Ebenso  ergaben  sich 
A.ei-scheinungen  bei  guten  Münzen  gegen- 
über schlechten  im  freien  Verkehr.  Sie 
können  auch  auftreten  und  sind  aufgetreten 
im  Verhältnis  von  Gold-  und  Silbermünzen, 
wenn  das  der  Ausprägung  zugrunde  gelegte 
Werlverliältnis  vom  Verkehr  ül>erholt  wird ; 
wenn  also  z.  B.  aus  1  Pfd.  Gold  ebensoviel 
Münzeinheiten,  wie  aus  15,5  Pfd.  Silber 
hergestellt  werden,  und  der  Verkehr  gibt 
für  1  Pfd.  Gold  16  Pfd.  Silber,  so  kann  ein 
A.  für  die  Goldmünzen  entstehen.  Große 
A.ei-scheinungen  zwischen  den  Gold-  und 
Silber  wäll  rungsländern  gibt  es  seit  den  70  er 
Jahren  infolge  der  Silberentwertung.  Be- 
sonders bekannt  ist  die  A.-  bzw.  Disagio- 
erscheinung  zwischen  Metall-  und  ent- 
wertetem Papiergeld. 

b)  Auch  bei  Wechseln  wird  die  Ab- 
weichung vom  Pari  nach  oben  und  unten 

^)  Schon  in  Griechenland  beim  Umwechseln 
bekannt  unter  dem  Namen  djJ.ayt',,  xaxakkayi], 

BTtixaiakkayt]. 


zuweilen  A.  und  Disagio  genannt  (in  Eng- 
land agio  und  discount). 

c)  Sehr  üblich  ist  in  Deutschland  der 
Ausdruck  bei  üeberpari- Emission  neuer 
Aktien.  Dieser  Gewinn  (Handelsgesetzb. 
§  262  Z.  2)  wird  in  der  Literatur  allgemein 
als  „A.gewinn''  bezeichnet;  auch  wird  der 
Kursüberschuß  bzw.  Abschlag  bei  anderen 
Wertpapieren  zuweilen  A.  bzw.  Disagio 
genannt. 

8.  A.-  und  Disa^okonto.  Damit 
hängen  zusammen  die  Ausdrücke  A.konto 
und  Disagiokonto.  Obligationen,  die  unter 
Pari  emittiert  wurden,  aber  al  pari  heim- 
zahlbar sind  (z.  B.  Pfandbriefe),  werden 
häufig  in  die  Passiva  mit  ihrem  Nominal- 
wert eingestellt;  die  Differenz  zwischen 
Nominal-  und  Emissionswert  wird  dann  be- 
hufs richtiger  Bewertung  der  Obligationen 
in  die  Aktiva  als  Disagiokonto  gesetzt  und 
successive  während  der  Rückzahiungsdauer 
getilgt.  (Vgl.  §  25  des  D.  Hypothekenges. 
V.  13.  Juli  1899.)  Analog  tritt  ein  A.konto 
auf,  wenn  eine  Anleihe  über  Pari  eingelöst 
werden  soll  (auch  Amortisationszuschlags- 
oder Prämienfondskonto  genannt).  2) 

Vgl.  auch  Artt  „Giroverkehr",  ,,Münz- 
wesen",  „Papiergeld",  „Edelmetalle",  „Silber', 
„Währung",  „Wechsel".  €?.  Schanz. 


Agiotage. 

Der  Ausdruck  kommt  in  Frankreich  zu  An- 
fang des  18.  Jahrh.  auf;  er  ist  gleichbedeutend 
mit  Börsenspiel ;  der  Zusammenhang  mit  Agio 
ergibt  sich  aus  dem  Kurstreibeu  der  Spieler. 
Vgl.  Art.  „Agio"  und  „Börsenwesen". 

G.  Schanz. 


Agrargeschichte. 

I.  Allgemeines.  1.  Einleitung.  2.  Der  Ueber- 
^ang  zum  Ackerbau.  3.  Die  Epochen  der  A.  U. 
Die  deutsche  A.  1.  Ansiedelung  und  Grundherr- 
schaft, a)  Ansiedelung  und  Grundherrschaft  im 
älteren  Deutschland,  b)  Die  Kolonisation  der 
Slaveuländer.  2.  Die  Entstehung  der  Gutsherr- 
schaft.   3.  Die  Befreiung  des  Grundbesitzes. 

I.  Allgemeines. 

1.  Einleitung.  A.  ist  die  Geschichte 
der  ländlichen  Verfassung,  d.  h. 
der  Formen  für  die  Bewirtschaftung  des 
Gnmd  und  Bcxlens.  Sie  untersucht  die 
technische,    rechtliche,   wirtschaftliche   und 


*)  Vgl.  Leser,  Hypothekenbanken  und  ihre 
Jahresabschlüsse,  Heidelberfi^  1879;  Simon,  Die 
Bilanzen  der  Aktien-  und  Kommanditgesell- 
schaften auf  Aktien,  Berlin  1886;  Kahm,  Die 
Bilanzen  der  Aktiengesellschaften  etc.  Mftnchen 
1903. 
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soziale    Entwicklung    der    Landwirtschaft,  Knechtschaft  und  Schande  mit  sich  geführt^^ 

aber  in  erster  Linie  die  soziale,  die  anderen  sagt  der  Prophet. 

nur  als  Grundlage  und  Bedingung  für  diese.        2.  Der  üebergang  zum  Ackerbau.     Die 

soweit  sie  das  sind.     Sie  ist  also  nicht  nur  erste  Entstehung  des  eigentlichen  Ackerbaues 

die  Geschichte  des  Bodens  und  seiner  Be-  ist  ganz  in  Dunkel  gehüllt.   Wahrscheinlich  ist 

wirtschaftung,      sondern     vor     allem     der  es  aus  dem  alten  Hackfruchtbau  unter  Vennitt- 

Menschen,   die  ihn  bewirtschaften.     Sie  hing   der  Vieh  Wirtschaft   hervorgegangen    ob 

ist    die    Geschichte    der    sozialen    Ordnung  durch  rehgiöse  VorsteUungen    wie  neuerdinga 

^«-  T  ««^-,;-*o«K«^     „«^    -«r,««   i^    ^^^^^^  angenommen,  verursacht  (Hahn),   bleibe  dahin- 

der  Landwirtschaft,   und  zwar  im  engeren  ^^jj^     ^^^^        ^^^^  ^^  ^^j^'^  Entwicklung 

Sinne  des  Ackerbaues,  also  die  öe-  ^ur  herrschenden  Wirtschaftsform  vor  allem 
schichte  der  ländhchen  Verfassung  einer  durch  die  Bodenbeschaffenheit  des  Landes:  er 
ackerbautreibenden  Bevölkerung.  ist  dafür  ebenso  auf  die  fruchtbaren  Talebenen 

Der  eigentliche  Ackerbau  aber  beginnt  angewiesen,  wie  die  Weidewirtschaft  die  natür- 
mit  dem  Bau  von  Getreide  mit  Zugtier  und  liehe  Wirtschaftsform  für  gebirgiges  Land  ist 
Pflug  im  Gegensatz  zu  der  bloßen  Bearbei-  (abweichend,  aber  doch  damit  vereinbar  Hilde- 
tung  des  Bodens  durch  die  Hand  des  ^/^^  *•  »•  Ö-  f-  54)  Daher  finden  wir  in 
Mr.^e.Au^^  «;♦  tT««w«  ^-rir.«  c«„*^«  Cx«*««  der  uns  bekannten  ältesten  Kultur  der  Baby- 
Menschen  mit  Hacke  oder  Spaten,  Spaten-  j^^j^^  j^  ^^^  besonders  fruchtbaren  Mesopi 
kultur  oder  Hackfruchtbau.  Dieser  eigent-  Ramien  (ebenso  wie  in  dem  nicht  minder  frucht- 
hohe  Ackerbau  bildet  die  dritte  der  ge-  baren  Niltal)  bereits  am  Anfang  unserer  ge- 
wöhnlich unterschiedenen  Wirtschaftsstufen  schichtlichen  Nachrichten  Ackerbau  und  volle 
—  wenn  man  von  der  ersten  Form  der  Seßhaftigkeit,  die  nach  Ihering  erst  gegeben 
Omnivoren  Ernährung  des  Menschen  durch  ist  mit  dem  Bau  von  Städten  und  Häusern  aus 
Sammeln  von  Beeren,  Knollen,  Wurzeln,  Stein,  dagegen  in  der  vermutlichen  arischen 
kleinen  Tieren  etc.  absieht,  die  überhaupt  Urheimat  der  Indpgermanen  (richtiger  Indo- 
noch     nicht    Wirtschaft    ^nannt    weni^n   aÄroh^:«?!^ 

u  "..":  •  J^^  "^^  Fischerei  Weidewirt-  ^^j,  gg^j^.  Ackerbauer,  der  Arier  Hirte  -  dieser 
schart,  Ackerbau.  Zwischen  beiden  letzteren  Gegensatz  steht  am  Anfang  der  uns  bekannten 
hat    Richard    flildebrand    neuerdings    noch   Geschichte. 

eine  Uebergangsstufe  unterschieden :  das  Nach  der  geistreichen  Hypothese  Ihering's  ^) 
Halbnomadentum  oder  den  primi-  hat  dann  das  aus  der  arischen  Urheimat  aus- 
tiven  Ackerbau  mit  überwiegender  gezogene  Tochtervolk  noch  vor  der  Trennung, 
Weidewirtschaft,  wenig  Ackerbau,  ohne  ^^  «^^^^  f'^t'}u''  ^i^'''u^  'a  a^"^  -^av^P' 
Seßhaftigkeit  imdGni^^^^^^  Während   ^oÄ:  l^n^'^t^n^U^^^^^^^^ 

der  Hack-fnichtbau  (Hirse,  Reis  etc.)  ver-  ^en  Ackerbau  erlernt  uud  von  da  aus  auf  die 
mutlich  sehr  viel  alter  ist,  schon  neben  weitere  Wanderung  mitgenommen,  indem  nach- 
Jagd und  Fischerei  sich  entwickelt  hat  und  einanderund  zwar  wahrscheinlich  in  dieser  Reihen- 
der Weidewirtschaft  vorausgegangen  ist  folge,  zuerst  die  Griechen  und  lllyrier, 
(vgl.  Hahn,  a.  a.  0.),  ist  der  Ackerbau  im  dann  die  Italiker,  dann  die  Kelten  und  end- 
eig^^ntlichen  Sinne  die  höhere  Wirtschafts-  lieh  die  Germanen  abwanderten,  während  die 
stufe  gegenüber  der  Weidewirtschaft,  nicht  Slaven  sich  zuletzt  ohne  eigentliche^  Ab- 
nur  w-eil  er,   wie  immer  eine  jede  höhere  ^J^rÄ^t^ha^n        '''''  ' 

Wirtechaft^tufe,  eine  größere  Bevölkerung  ^^^  ^j^g^^  Verteilung  Europas  sind  die  Ger- 
auf  demselben  Boden  ernährt,  sondern  auch  manen  schon  damals  zu  spät  gekommen  und 
.den  Menschen  in  weit  höherem  Grade  haben  mit  dem  nach  Klima,  Bodenbeschaffenheit 
DGtigt.  seine  Kräfte  anzustrengen,  den  Zwang  und  Lage  schlechtesten  Land  vorlieb  nehmen 
mr  harten  Arbeit  mit  der  Nötigung  zum  müssen:  daher  die  noch  Jahrhunderte  sich  hin- 
Denken  verbindet*'  (Ihering),  während  die  ziehenden  Versuche,  anderes  Land  zu  gewinnen, 
Täügkeit  des  Hirten  nur  wenig  körperliche  ^e;  sogenannte  Wandertrieb  der  Germauen.  In- 
nml  «>iKti^  Arbeit  erfordprt  Denn  aiifh  wieweit  die  Urbevölkerung,  welche  diese  ver- 
nna  geistig  Art)eit  ertorüert.  iJenn  auct^  schiedenen  indoeuropäischen  Völker  auf  ihren 
mit  dem  \ieh  hat  d^  Ackerbauer  viel  j^^^y^^^  europäischen  Sitzen  vorfandeo,  schon 
mehr  Arbeit  als  der  Hirte,  die  vollständige  Ackerbau  (wahrscheinlich  nur  Hackbau)  trieb 
Zähmung  erfolgt  erst  für  den  Zweck  des  und  ob  sie  von  den  Eroberern  nun  zum  eigent- 
Ackerbaues,  die  eigentliche  Viehzucht  liehen  Ackerbau  gezwungen  wurde,  läßt  sich 
schließt  sich  an  diesen  an.  Darum  wird  nicht  bestimmt  sagen.  Mit  groUer  Wahrschein- 
nach  Hildebrand  der  Ackerbau  von  ganzen  lichkeit  aber  ist  anzunehmen,  daß  diese  indo- 
Völkern wie  von  dem  Einzelnen  nicht  frei-  germanischen  Völker  selbst  als  Halbuomadeu- 
wülig,  sondern  nur  unter  dem  Zwange  der  vo  ker  mit  überwiegender  )\  eidewirtschaft  und 
\ot  der^irirtschaftiichen  wie  der  nolitischen  P^^^^^iy^m  Ackerbau  dahin  gekommen  sind. 
.101,  der  wmscnaruicnen  wie  aer  poJitiscnen,  j^^^^  ^j^^  stimmt  überein  mit  den  ersten  sicheren 

ergnffen,    und   grööere  oder  genngere  Ab-  geschichtiichen  Nachrichten,  aus  denen  wir  uns 

hängigkeitsverhältnisse,  also  eine   erste  be- 

deutende   soziale  Differenzierung  sind  seine         i)  Vgl.  dazu  auch  Kluge,  Etymologisches. 
Begleiterscheinung:   „wo  nur  dieses  Werk-   Wörterbuch   der  deutschen  Sprache.    5.  Autl. 
leug   (der    Pflug)    hindraug,    hat    es    stets  Straßburg  1894.    Einleitung  p.  XVI. 
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«in  Bild  ihrer  wirtschaftlichen  Verhältnisse  in 
ihren  neuen  Wohnsitzen  machen  können. 

Zu  Cäsars  und  Tacitns*  Zeiten  finden  wir 
nämlich  folgende  Abstnfung.  Die  Germanen 
sind  bei  C  ä  8  a  r  auf  der  Stufe  des  Halbnomaden- 
tums  ohne  SeUhaftigkeit  mit  ganz  wenig  Acker- 
bau, der  gemeinsam  in  der  Form  der  soge- 
nannten Feldgemeinschaft  betrieben  wird;  die 
Wohnsitze  werden  jährlich  gewechselt.  Es 
scheinen  dieselben  Verhältnisse  zu  sein  wie  bei 
den  Bewohnern  von  Irland  und  Wales  (Kelten 
und  wahrscheinlich  auch  Urbevölkerung)  zu 
i-äsars  Zeit  und  noch  während  der  folgenden 
Jahrhunderte,  zurückgehalten  in  der  Entwick- 
lung durch  die  Natur  des  Landes.  Dagegen 
finden  wir  bei  Tacitus  die  Germanen  schon 
einen  Schritt  weiter:  bei  noch  immer  über- 
wiegender Weidewirtschaft  mehr  und  inten- 
siverer Ackerbau,  keine  Feldgemeinschaft,  kein 
jährlicher  Wechsel  der  Niederlassung  und  des 
Standortes  des  Ackerbaues  mehr,  sondern  schon 
eine  gewisse  erste  Seßhaftigkeit:  feste  Wohn- 
sitze in  einzelnen  Höfen  und  Weilern,  aber 
noch  keine  Städte.  Diese  Stufe  hat  die  große 
Masse  der  Kelten  in  Gallien  und  dem  Südosten 
von  England  offenbar  schon  zu  Cäsars  Zeiten 
erreicht  und  durch  den  Bau  von  Städten  be- 
reits überschritten.  Die  Römer  selbst  dagegen 
zeigt  die  Sage  von  der  Gründung  Roms  bereits 
als  Ackerbauer  mit  voller  Seßhaftigkeit  und 
Privatbesitz  an  Grund  und  Boden,  Grundeigen- 
tum. Auf  dieser  Stufe  finden  wir  Gallien  zur 
Zeit  des  Tacitus  mit  Städten,  Fronhöfen,  Dör- 
fern und  Ackerbau  in  der  Form  der  Dreifelder- 
wirtschaft, und  die  Germanen  in  den  römischem 
Eiufiuß  ausgesetzten  Gegenden  zur  Zeit  der 
Volksrechte. 

Es  ist  nun  die  erste  prinzipielle  Frage  der 
A.,  ob  und  wieweit  diese  Verschiedenheit  der 
wirtschaftlichen  Entwicklung  bei  den  einzelnen 
Völkern  in  derselben  Zeitperiode  auf  natio- 
nalen Unterschieden  beruht  oder  verschiedene 
historische  Entwicklungsstufen  darstellt,  die 
alle  europäischen  Völker  —  nur  mit  den  durch 
<lie  Verschiedenheit  des  Bodens  verursachten 
Besonderheiten  und  namentlich  etwa  Verzöge- 
rungen —  der  Reihe  nach  durchgemacht  haben. 
Erstere  Auffassunjs:  ist  zurzeit  noch  die  herr- 
schende und  vor  allem  von  Meitzen  vertreten, 
letztere  zum  Teil  schon  von  Seebohm,  be- 
sonders aber  neuerdings  von  Hildebrand 
ausgesprochen,  und  die  hier  versuchte  Grup- 
pierung scheint  sie  zu  bestätigen.  Nach  Hilde- 
urand  wäre  dabei  der  Uebergang  zum  Ackerbau 
jeweils  nicht  durch  unterjochte  Volksteile,  son- 
dern durch  verarmte  Stammesgenossen  des 
eigenen  Volkes  vollzogen  worden;  wahrschein- 
lich ist  beides  vorgekommen. 

3.  Die  Epochen  der  A.    A.  ist  die  Gc- 

sc-hiehte  dos  Grund  und  Bodens  und  seiner 
Bol»auer.  Die  ländliche  Verfassung  hat  also 
immer  zwei  Seiten:  die  Flur  Verfassung, 
d.  h.  die  tei^hnische  Gestaltimg  der  Acker- 
flur, und  die  Grundeigentums-  und 
Arbeitsverfassung,  d.  h.  die  Gestaltung 
^er  Rechte  der  Menschen  an  Grund  und 
Boden  und  aneinander  mit  Bezug  auf  diesen, 
äIsü  die  ivchtlichen  und  sozialen  Verhält- 
nisse der  Besitzer  und  Bebauer  dieser 


Flur.  Wenn  diese  beiden  (Besitzer  und 
Bebauer)  nicht  identisch  sind  —  und  es 
wurde  bereits  gezeigt,  daß  sie  dies  wahr- 
scheinlich von  Anfang  an  nicht  sind  —  so 
besteht  zwischen  ihnen  ein  Herrschafts-  und 
Abhängigkeitsverhältnis.  So  sind  die  H  a  u  p  t  - 
Probleme  der  A.:  die  Ansiedelung  und 
die  hierbei  entstehende  Gebundenheit  des 
Grund  imd  Bodens,  die  Entstehung  der 
persönlichen  Gebundenheit  der  Bebauer 
und  die  Lösung  und  Aufhebung  dieser 
doppelten  Gebundenheit.  Die  A.  umfaßt  also 
die  Geschichte  der  Entstehung  der  älteren 
Agrarverfassung  und  ihrer  Beseitigimg  durch 
die  ältere  Agrarpolitik.  Je  nachdem  man 
nun  annimmt,  daß  die  persönliche  Gebunden- 
heit in  der  Form  der  Grundherrschaft  schon 
zugleich  mit  der  Ansiedelung  entstanden  ist 
oder  nicht,  ergeben  sich  zwei  resp.  drei 
Epochen  derA.:  die  der  Ansiedelung, 
die  der  Grundherrschaft  und  die  der 
Befreiung  des  Grundbesitzes. 

In  der  d  e  u  t  s  c  h  e  n  A.,  die  im  folgenden 
näher  untereucht  werden  soll,  unterscheiden 
wir  zwei  Formen  der  pei-sönlichen  Gebunden- 
heit, eine  ältere  und  eine  jüngere,  die 
Grundherrschaft  und  die  Gutsherr- 
schaft. Mithin  ergeben  sich  für  die 
deutsche  A.  drei  resp.  vier  Epochen:  An- 
siedelung, Orundherrschaft,  Gutsherrscliaft, 
Befreiung  des  Grundbesitzes. 

IL  Die  deutsche  A. 

1.  Ansiedelung  und  Grundherrschaft. 

Die  heutige  Agrarverfassung  des 
Deutschen  Reiches  weist  einen  merk- 
würdigen Dualismus  auf :  durch  eine  un- 
gefähr von  Elbe  und  Saale  gebildete  Linie 
wird  das  Deutsche  Reich  in  zwei  Teile  mit 
sehr  verschiedenen  ländlichen  Verhältnissen 
geteilt  —  in  dem  westlichen  überwiegend 
mittlere  und  kleinere  d.  h.  bäuerliche  Be- 
triebe und  nur  wenige  große  Güter,  in  dem 
östlichen  überwiegend  gi-oße  und  ganz 
große  Güter,  Rittergüter  und  Fideikom misse, 
weniger,  z.  T.  fast  gar  keine  Bauerngüter 
und  auch  diese  gi-ößer  als  im  Westen  und 
Süden  (vgl.  Art  „Grundbesitz**  und  die  Karten 
im  Stat.  Jalirb.  für  das  Deutsche  Reich,  1887). 
Im  18.  Jalu-h.,  vor  der  Bauernbefreiung,  ist 
dies  zugleich  ein  Dualismus  der  Grund- 
eigentums- und  Arbeitsverfassung:  westlich 
jener  Grenze  finden  wir  niu-  die  Grund- 
herrschaft, östlich  davon ,  aus  dieser  her- 
vorgegangen, auch  und  zwar  überwiegend 
die  Gutsherrschaft. 

Aber  dieser  Dualismus  geht  noch  viel 
weiter  zurück :  jene  Grenze  ist  nämlich  un- 
gefähr die  alte  Slavengrenze  im  9.  JahriL, 
die  deutschen  Länder  östlich  der  Elbe  sind 
das  große  Kolonisationsgebiet,  das  seit  dem 
11.  Jahrh.  erst  wieder  von  den  Deutschen 
zurückgewonnen  worden  ist  und  darum  dne 
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besondere,  um  etwa  tausend  Jahre  jüngere  Meitzen  über  „Siedelnng  und  Agrarwesen"  zu- 

A.  hat  gründe  gelegt,  sie  wird  erst  seit  einigen  Jahren, 

a)  AnBiedelung  und  Grundherrsohaft  *^*^  ^^^  jetzt  mit  wenig  Erfolg  aogefochten 
im  aitepen  Deutschland.  Wie  bereits  Jon  den  ausländischen  Agrarhistorikeni  See- 
angedeutet,   stehen     sieh    in    der    agrar-  ^^.'^k  J«^'^'Ll^•pi?lS?v?tL"^^^^ 

i.*  Ui.1-  i-  -D«  1.  !-•  ^  'A.  nian  Koss,  sowie  letzt  auch  von  Wittich 
geschichtlichen  Forschung  hier  .zurzeit  ^^^  __  ^f^er  wieder  in  besonderer,  von 
zwei  Auffassungen  gegenüber:  die  eine  läßt  den  Vorhergehenden  abweichender  Form  — 
die  Grundherrschaft  zugleich  mit  der  ersten  RichardHildebrand.  Die  Frage  ist  au^en- 
dauernden  Ansiedelung,  dem  definitiven  blicklich  wieder  strittiger  als  je  und  erfordert 
üebergang  zum  Ackerbau,  entstehen,  so  daß  noch  weitere  eingehende  Untersuchungen  zu 
die  Bebauer  des  Bodens,  die  Bauern,  von  ^^'"ßr  Entscheidung.  Daher  müssen  hier  beide 
Anfang  an,  sobald  es  überhaupt  Gnindeigen-  Auffassungen  Berücksichtigimg  finden, 
tum  gab,  einen  Herrn  des  Grund  und  Diese  Frage  nach  dem  Alter  der  Grund- 
Bodens,  den  sie  bebauten,  über  sich  gehabt  herrschaft  hängt  aber  eng  zusammen  mit 
hätten,  dem  sie  dafür  allerhand  Abgaben  einer  anderen,  nicht  minder  umstrittenen: 
und  später  auch  für  das  vom  Grundnerm  die  Agrarverfassung  des  älteren  Deutsch- 
selbst bewirtschaftete  Land  Frondienste  zu  land  zeigt  uns  nämlich  einen  weiteren, 
leisten  hatten.  Die  andere  Auffassung  läßt  gleichfalls  die  ganze  A.  durchziehenden 
dagegen  den  üebergang  zum  Ackerbau  und  Dualismus,  einen  Dualismus  der  Fliirver- 
zur  Seßhaftigkeit  durch  Genossenschaften  fassung :  Einzelhöfe  und  Dörfer,  letztere 
von  Bauern,  „Markgenossenschaften"  resp.  bis  zur  Bauernbefreiung  in  der  Regel  mit 
.,Dorfgemeinden",  erfolgen  und  diese  zunächst  Gemengelage  der  Aecker  —  d.  h.  der  ein- 
vollständig freie  Eigentümer  des  von  ihnen  zelne  Bauer  wohnt  entweder  für  sich  allein 
in  Besitz  genommenen  Landes  werden,  wovon  auf  seinem  Hof  inmitten  des  ganzen  dazu 
das  Ackerland  Privateigentum  der  einzelnen  gehörigen  Landes  an  Aeckern,  Wiesen  und 
gleichberechtigten  Genossen  wird,  während  Weiden  oder  er  wohnt  mit  anderen  nach- 
Weide  und  Wald  noch  lange  im  Gemein-  barlich  Hof  an  Hof  im  Dorf  zusammen,  und 
eigentum  der  Genossenschaft  bleiben  (die  „All-  dazu  gehört  die  Dorfflur,  auf  der  (ebenso 
mend").  Erst  in  den  folgenden  Jahrhunderten  nachbarlich)  die  Aecker  der  einzelnen  Höfe 
kommen  dann  diese  ui*sprünglich  freien  und  nebeneinander  in  den  verschiedenen  „Ge- 
gleichberechtigten Bauern  durch  Not,  Unter-  wannen",  also  an  vielen  Stellen  zerstreut, 
drückung  und  freiwillige  Unterwerfung  „itn  Gemenge"  liegen  (vgl.  Art.  „Gemenge- 
nnter  eine  Grund  herrschaft,  wie  die  in  dieser  läge"). 

Zeit  erst  auf  grundherrlichem  Boden  neu  Diese  beiden  verschiedenen  Siedelungs- 
angesiedelten  von  Anfang  an,  so  daß  um  formen  finden  sich  zwar  vielfach  auch  ver- 
die  Zeit,  als  die  Kolonisation  der  Slaven-  mischt  nebeneinander,  aber  sie  haben  in 
länder  begann,  die  große  Masse  der  deutschen  der  Hauptsache  doch  merkwürdig  scharf  ab- 
Bauern —  ausgenommen  vielleicht  die  gegrenzte  Gebiete:  so  liegen  die  Einzelhöfe 
Friesen  und  vereinzelt  sonst  vorkommende  vor  allem  westlich  der  Weser  in  Friesland  und 
.»Freibauern"  —  in  gnmdherrlicher  Ab-  dem  heutigen  Westfalen  (ausgenommen  ein 
hängigkeit  standen,  „herrschaftliche  Bauern"  kleines  Gebiet,  den  Hellweg),  dann  in  den 
waren.  deutschen  Mittelgebirgen  und  in  den  Alpen, 

Der  Streit    um   das   Alter   der  Grundherr-  J^^^/  besonders  in  der  Form  der  aus  Einzel- 

«chaft   und   die   Freiheit   oder  Unfreiheit  der  '^^^^^  bestehenden  „Weiler" ;  die  Dörfer  mit 

ersten  deutschen  Bauern   ist  keineswegs  neu,  Gewann  Verfassung   (z.    T.    auch    ohne    Ge- 

«ondem,     abgesehen    von    der    Literatur    des  wanne   nur  mit   Gemengelage   der  Aecker) 

18.   Jahrhunderts    (Justus    Moeser,    Osna-  in  den  übrigen  Gebieten,  besonders  charakte- 

brücldsche  Geschichte  1768;  Gabeken,  Dorf-  ristisch  in  dem  Landstrich  zwischen  Unter- 

und  Bauernrecht  li80  etc.),  schon  emmal  mit  ^^eser,    Limes   Romanus,    Main,    Saale   und 

ffiI^Ä^^JSS^^^^^^^^^  ^^nterelbe,    wovon   jeher  deut^he  Stämme 

al.  es  für  die  Rechtfertigung    der  Bauembe-  gesessen    zu   haben   scheinen    während   die 

freiung  entscheidend  schien,  wem  das  Eigentum  Gebiete  westlich  und    südhch  davon  vorher 

am  Bauemland    historisch    zustand^).     Damals  von  den  Kelten  besiedelt  waren. 
beeinfluUten  also  politische  Gesichtspunkte,  die         Daher   hat    nach   der   einen   Auffassung 

.liberale  Vorliebe  für  den  freien  Bauernstand",  dieser  Dualismus  einen   nationalen   Grund : 

die  Entscheidung  dieser  Streitfrage.     Die  da-  der   Einzelhof   ist  die    keltische,    das    Dorf 

mals     siegreich     gebliebene     Auffassung     des  ^it  Gemengelage    und  Hufen  Verfassung  die 

W&Ä   X  Terite^SbeS^  i^^d  .-Ikstümip  deutsche    Siedelungsw'eise" 

auch    in    dem     neuesten    großen    Werk    von  l-*ieitzenj.        ,.       ^  , ,  ^     , 

- Die  andere  diese  Erklärung  verwerfende 

«)  Vgl.  F.  F.  Weichsel,  Das  gutsherrlich-  Auffassung    aber    erblickt    darin    entweder 

bäuerliche  Verhältnis  in  Deutschland,  Bremen  nur  die  Einwirkung    der  Bodenversclüeden- 

1822.  heit  (Knapp)  oder  verschiedene  historische 

Wörterbuch  der  Volkawirtechaft    II.  Aufl.    Bd.  I.  3 
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E»twickluDgBätufen,  so  daß  die  Eünzelhöfe 
lüs  die  äJtere  nrsprilnglieh  überall  herr- 
schende Form  ( W  i  1 1  i  c  h)^  die  gix>(ien  Dörfer, 
die  GemeDgdage  und  die  ganze  Hufenver- 
fas^ung  nicht  als  Forni  ü^v  freien  volks- 
tflnfüichen  Siedehmg,  sondern  vielmehr  als 
Werk  und  Ausfluß  der  Grundherrschaft,  als 
die  grundherrliehe  Organ isaiionsform  der 
BesJedeluug  erscheinen  (S ee  b  o  h  m). 

Wenn  es  Äocb  nicht  an^ehtt  ans  rler  Ver» 
f aasung  d^r  Flur  ohne  weiteres  auf  die  Ver- 
fnäsuüjtf  der  Baueni  zu  ächlieUeUf  so  bÄngen 
doch  beide  Fragen  m  enz  ^niammen,  daß  i^ie, 
wenn  mau  sieh  nicht  au  der  herrschenden  Auf- 
fassung genügen  läOt,  gemeinsam  uiitersncht 
werden  müssen.  Dies  geschieht,  unchdem  die 
herrschende  Ansiebt  von  der  Eniwickhiog  der 
Flurrerfassung  in  dem  Art.  ^Auaiedelung"^  von 
Below  diirgefitellt  hl,  in  dem  nuten  folgenden 
Art.  pBarier".  Hier  wird  also  die  Entwicklung 
der  tirundhesite-  und  Arbeits  verlassung  Ton  der 
ersten  Ausietlehiag  au  unter  Berücksichtigung 
der  neueren  Theorien  verfolgt. 

Ob  nun  aber  die  Grundlierrsehaft  schon 
bei  der  erstea  Ansiedehmg  entstanden  ist^ 
und  die  Dorf-  und  Hufen vejiassung  auf  sie 
zurüekgefübrt  weiiien  kann  oder  uicht  — 
jedenfalls  erlangt  eie  in  den  folgenden  Jahr- 
hunderten die  aJlergrf>ßte  Bedeutung  für  die 
Agrarverfassuijg  des  Mittelaltej^  durch  die 
Ausbildung  der  Großgruudherr* 
gc haften  des  Krinigs^  der  Kii-ehe  und  der 
Großen  in  der  Kai'olingerzeit.  welche  el«nso- 
wobl  dureh  nmfaÄsende  kolonisatorische 
Tütigkeit  in  ihren  Gebieten  die  weitere  Be- 
siedehiug,  den  ,,Ausbau'*  des  Landes,  leitetet), 
KÄÜreiche  ueue  Döiier  und  Hufe  anlegten 
(die  also  von  Anfang  an  zweifellos  gi^und- 
herrlich  waj-en),  als  auch  beim  Erl<>schen 
der  karoliugischen  Dimastie  die  grc*ße  Masse 
der  älteren  Ansiedelungen  sich  einverleibt 
und  ihren  ganzen  Besitz  in  der  eigentfira- 
liehen  ^^VililkationsTcrfassung**'  organisiert 
hatten. 

Durch  die  Auflösung  dieser  Verfassung 
im  nördhehen  Teil  des  älteren  ffeutschlands, 
in  Nieflersach&en  und  Westfalen,  wnrd  dann 
die  JändÜch©  Verfassung  hier  vollständig 
umgestaltet,  die  ältere  mit  der  Leiheigeo- 
schäft  resf).  Hongkeit  verbundene  Grund- 
berrsclmft  weiter  gebildet  zur  neueren 
GrundherrBchaft  ohne  Hörigkeit,  und  ein 
Teil  der  l^uerlichen  Bevölkerung  frei  zur 
Kolouisatioa  der  Slavenländer.  Siehe  Art, 
.^Bauer'^ 

b)  Die  Kolonisation  der  Slawen- 
Länder.  Hier  bestellt  kein  Streit  darüber, 
daß  die  Gntndherrfichaft  daa  prius  war^  alle 
in  dem  neuen  Gebiete  sich  aosiedeluden 
Bauern  also  von  Anfang  an  einen  Grund- 
herrn über  sich  hatten*  Vgl  Art,  „Bauer^, 
Ebenso  entfällt  hier  die  Streitfrage  über 
Eiuzelhöfe  oder  Dörfer,  da  hier  die  Dorf- 
form   die    herrschende  i^   allerdings    nur 


z.  T,  in  der  Form    der  Gemengelage   und 

GeTvann Verfassung,  z«  T.  in  anderen  Formen 
der  FJui'-  und  Hufen  Verfassung:  den  Sti^ifen- 
hufen,  Marsch-  oder  Hägerhufen^  die  eine 
Yerachmelzung  der  Einzelhof-  und  des 
Dorfs3^tems  darstellen.  Siehe  Art*  „Ansied e^ 

2,  BEe  Entstehtuig  der  GutBltetrscbaft. 

Zum  Teil  aus  den  Besonderheilen,  w^elche 
die  Agiar verlassung  des  kdonieieiten  Deutsch- 
lands von  An^g  an  vüu  der  des  älteren 
uutCT^icheiden-i  z.  T*  ans  der  Verschieden- 
heit der  weiteren  allgemeinen  politischen 
und  wirtschaftiichen  Entwncdiching  beider 
Gebiete  geht  im  ostelbischen  Deutschland 
\  seit  dem  15.  und  lÖ*  Jahrh*  eine  weitere, 
I  höhere  Form  der  Grundbesitz-  und  Arbeits- 
verfassung mit  stärkerer  Gebundenheit  her- 
vor: die  Giitsherrschaft  Sie  entsteht 
durch  die  Kombination  der  Grund  he  rrschaft 
mit  gmßet  eigener  Guts  Wirtschaft  des  Herrn  ^ 
während  im  Süden  dm  älteren  Deutsch* 
landö  die  Grundlicn'sdiaft  vei^teinert,  im 
Nordwesten  zur  neueren  Grundlierrsehaft 
sich  verjüngt,  ohne  sieb  zur  Gutsberrsdiaft 
fortEubilden. 

So  ergetien  sich  bei  genauerer  Betiach- 
tiing  drei  historische  Eatwicklungsstnfen: 
die  äl  te re  G  r u  n  d  h e rr s c  h af  t  mit  Hörig- 
keit, die  neuere  oder  reine  Grund- 
lierrsehaft ohne  Hörigkeit  und  die  G  u  t  s- 
herrscliaft,  und  w^ir  können  Deutschland 
in  drei  Teile  zerlegen,  in  deren  jedem  ein 
liesondei'es  liäuerliches  Abhängigkeitsver- 
hälinis  die  GnindzÜge  der  lieuti^en  länd- 
lichen Verfassung  bedingt  hat:  em  Gebiet 
der  Gutsherrsehaft  im  Nordosten,  ein 
Gebiet  der  reinen  Grund  herrschaft  im 
Nordwesten,  ein  Gebiet  der  älteren 
Grundherrschaft  Infi  Süden,  im  Südwesten 
und  am  Rhein.  (Wittieh.)  Siehe  Art  „Guts^ 
herrschaft''. 

3.  Die  Befreiung  des  GrundbesitKeg. 
Die  Entwicklung  der  Technik  tler  Land- 
wirtschaft wie  der  allgemeinen  Kult^ir  laut 
besonders  seit  der  Mitte  des  18.  Jahrb,  diese 
ländliche  Verfassung  mit  ihrer  Gebunden- 
heil des  Btxlens,  wie  sie  aus  der  Ansiede- 
lung, und  der  dreifachen  Gebundenheit  der 
Bauern  und  damit  zugleich  auch  der  Gruud- 
herren  und  der  Gutsherren  selbst,  wie  sie  aus 
der  Geschichte  der  Grund-  und  GutsbeiTSchaft 
hervorgegangen  ist^  immer  melir  als  Hirulernis 
des  wirtschaftlichen  und  sozialen  Foit- 
sclirittes  fübJbar  werden,  um  so  mehr,  je 
größer  sie  geworden  war.  So  beginnt  um 
diese  Zeit  in  allen  deutschen  Staaten  (el>en90 
wie  in  den  anderen  europäischen  Ländern 
mit  älmlidier  Ägrarverfassung)  eine  um* 
fassende  Agrarpolitik,  welche  die  Be- 
seitigung dieser  Gebundenheit  des  Bodens 
und  seiner  Bebauer,  die  Befreiung  des 
Grundbesitzes,  bezweckt:  die  Bauernbe* 
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freiung,  die  ebenso  auch  eine  Befreiung 
der  Grund-  und  Gutsherren  ist,  und  die 
Gemeinheitsteilung,  die  Aufhebung 
dar  Gemengelage  und  der  gemeinschaft- 
Udien  Benutzung  des  Grund  und  Bodens. 
Siehe  Artt.  „Bauernbefreiung'*  imd  „Gemein- 
heitsteüung"'. 

Lüeratar :  Z%».  I:  Riehard  Hildebrand,  Recht 
umd  Sitte  auf  den  verschiedenen  wirtschaftlichen 
Ktdturstufen  I,  Jena  1896.  —  E»  Grosse,  Die 
Formen  der  Familie  und  die  Formen  der  Wirt- 
schaß,  Freiburg  i.  Br,  und  Leipzig  1896.  — 
Eduard  Hahn,  Demeter  und  ßaubo,  Lübeck 
1896.  —  E.  V.  Hartmann,  Die  sozialen  Kern- 
Jragen,  Leipzig  1894,  S.  639  ff.  —  R,v,  Ihering, 
Vorgeschichte  der  Indoeuropäer,  Leipzig  1894.  — 
Hoemes,  Die  Urgeschichte  des  Menschen,  Wien, 
Pest,  Leipzig  189f.  —  Fuehs,  Volkswirtschafts- 
lehre (Sammlung  Göschen),  £.  Aufl.  1905.  — 
Laveieye,  Das  Ureigentum,  deutsehe  Ausgabe 
ton  Sucher,  Leipzig  1897.  —  A,  Meitzen, 
Siedelung  und  Agrarwesen  der  Westgermanen 
und  Ostgermanen,  der  Kelten,  Römer,  Finnen 
und  Staren,  S  Bde.  und  Atlas,  Berlin  1895.  — 
F.  SeeiH^hnt,  Die  englische  Dorfgemeinde,  deutsch 
von  Th.  V.  Bunsen,  Heidelberg  1885.  —  Der- 
selbe, The  tribcU  System  in  Wales,  London 
1895.  —  Kowalewsky,  Die  ökonomische  Ent- 
wicklung Europas  bis  zum  Beginn  der  kapita- 
listischen WirUchaftsform ,  Berlin  1901—1905. 
—  H.  d.  St.,  Artt.:  „Ansiedelung"  (Meitzen), 
„Agrargeschichte"  (Lamprecht)  und  „Agrarver- 
hältnisse im  Altertum"  (M.  Weber,  IL  Suppl.-B.). 
Zu  II:  Fuchs,  Die  Epochen  der  deutschen 
Agrargeschichte  und  Agrarpolitik,  Freiburg  1897 
und  die  Literaturangaben  bei  den  Artikeln :  An- 
siedelung, Bauer,  Bauemb^eiung,  Gemeinheits- 
teilung, Gutsherrschaß.  Fachs, 


Agrarische  Bewegung. 

Die  nunmehr  fast  drei  Jahrzehnte  an- 
dauernde Erisis  der  Landwirtschaft,  wie  sie 
in  den  niedrigen  Preisen  landwirtschaftlicher 
Produkte,  insbesondere  des  Getreides,  zum 
Ausdruck  kommt,  hat  in  fast  allen  Eultur- 
6taaten  zu  einem  mächtigen  Anschwellen 
der  agrarischen  Bewegung  geführt.  Man 
kann  innerhalb  der  Bewegung  drei  Rich- 
tungen unterscheiden :  den  Ausbau  des  schon 
seit  dnem  Jahrhundert  blühenden  landwirt- 
Bchaftlichen  Yereinswesens  unter  teilweiser 
Umwandlung  der  freien  Vereine  in  amtliche 
Korporationen,  den  Zusammenschluß  zu 
wirtschaftlichen  Verbänden  für  allgemeine 
oder  auch  Spezialzwecke  und  schließlich  die 
politische  Agitation.  Alle  drei  Richtungen 
gehen  gelegentlich  ineinander  über,  zumal 
die  Fülror  meist  die  gleichen  sind.  Immer- 
hin haben  sie  alle  drei  gesonderte  Organi- 
sationen. 

In  Deutschland  spricht  man  von 
einer  a.  B.  im  engeren  Sinne  erst  seit  dem 
Anfügten  des  Bundes  der  Landwirte.  Der 
Bund  der  Landwirte,  der  typisch  für 


die  politische  Seite  der  a.  B.  ist,  verdankt 
seine  Entstehung  dem  Kampf  gegen  die 
Handelsyertragspolitik  Caprivi^s.  Ein  Aufruf, 
den  ein  schlesischer  Rittergutspächter 
Ruprecht-Ransern  am  21./XII.  1892  in  der 
„Landwirtschaftlichen  Tierzucht"  veröffent- 
lichte, brachte  den  Stein  ins  Rollen.  „Darum 
müssen  wir  aufhören,  liberal,  ultramontan 
oder  konservativ  zu  sein  und  zu  wlüilen, 
vielmehr  müssen  wir  uns  zu  einer  einzigen 
großen  agrarischen  Partei  zusammenschließen 
und  dadurch  mehr  Einfluß  auf  die  Parla- 
mente imd  Gesetzgebung  zu  gewinnen 
suchen."  Diese  Worte  des  Ruprecht'schen 
Aufrufs  waren  das  Leitmotiv  der  konsti- 
tuierenden Versammlung  des  Bundes,  die^ 
am  18./II.  1893  in  der  Tivoli-Brauerei  zu 
Berlin  stattfand.  Das  auf  dieser  Versamm- 
lung angenommene  Programm  stellt  folgende^ 
Punkte  auf: 

1.  Genügenden  Zollschutz  für  die  Erzeng- 
nisse der  Landwirtschaft  und  deren  Neben- 
gewerbe. 

2.  Deshalb  keinerlei  Ermäßigung  der  bestehen- 
den Zölle,  keine  Handelsverträge  mit  Kußland 
und  anderen  Ländern,  welche  £e  Herabsetzung 
der  deutschen  landwirtschaftlichen  Zölle  zur  Folge 
haben,  und  eine  entsprechende  Regelung  unserea 
Verhältnisses  zu  Amerika. 

3.  Schonung  der  landwirtschaftUchen,  beson- 
ders der  bänerbchen  Nebengewerbe  in  steuerlicher 
Beziehung. 

4.  Absperrung  der  Vieheinfuhr  aus  senchen- 
verdächtigen  Ländern. 

5.  Einführung  der  Doppelwährung  als  wirk- 
samsten Schutz  geg^en  den  Kückgang  des  Preises 
der  landwirtschafUichen  Erzengnisse. 

6.  Gesetzlich  geregelte  Vertretung  der  Land- 
wirtschaft durch  Bildung  von  Landwirtschafta- 
kammem. 

7.  Anderweitige  Regelung  der  Gesetzgebung 
über  den  Unterstützungswohnsitz,  die  Freizügig- 
keit und  den  Kontraktbruch  der  Arbeiter. 

8.  Revision  der  Arbeiterschutzgesetzgebnng, 
Beseitigung  des  Markenzwanges  und  Verbilligung 
der  Verwaltung. 

9.  Schärfere  staatliche  Beaufsichtigunfi;  der 
Produktenbörse,  um  eine  willkürliche,  Landwirt- 
schaft und  Konsum  gleichmäßig  schädigende  Preis- 
bildung zu  verhindern. 

10.  Ausbildung  des  privaten  und  öffentlichen 
Rechts,  auch  der  Verschuldungsformen  des  Grund- 
besitzes und  der  Heimstättengesetzgebung  auf 
Grundlage  des  deutschen  RechtsbewiDitseins,  da- 
mit den  Interessen  von  Grundbesitz  und  Land- 
wirtschaft besser  als  bisher  genüß:t  wird. 

11.  Möglichste  Entlastung  der  ländlichen 
Organe  der  Selbstverwaltung. 

Nach  §  2  der  Satzungen  des  Bundes  ist 
sein  Zweck,  alle  landwirtschaftlichen  In- 
teressenten ohne  Rücksicht  auf  politische 
Parteistellung  und  Größe  des  Besitzes  zur 
Wahrung  des  der  Landwirtschaft  gebühren- 
den Einflusses  auf  die  Gesetzgebung  zu- 
sammenzuschließen; um  der  Landwirtschaft 
eine   ihrer   Bedeutung    entsprechende  Ver- 

3* 
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tretuDg  in  den  parlamentarischen  Körpeiv  Die  Forderung  des  Bundes  der  Land- 
schaften zu  verschaffen.  wirte,    die    landwirtschaftlichen    Zentral- 

Seinem  ersten  Programm  ist  der  Bund  vereine  in  Landwirtschaftskam- 
im  wesentlichen  treu  geblieben,  und  der  mern  umzuwandeln,  hat  durch  das  Gesetz 
Beschränkung  auf  wenige  volkstümliche  vom  30./VI.  94  in  Preußen  eine  rasche  Er- 
ziele verdankt  er  vor  allem  seine  großen  ledigimg  gefunden;  seit  dem  Jahre  1899 
&folge.  Der  Antrag  Kanitz  wie  die  Pro-  bestehen  in  allen  preußischen  Provinzen 
paganda  für  die  Doppelwähnmg  traten  all-  Kammern.  Die  Zentralvereine  sind  zumeist 
mählich  zurück,  je  mehr  der  neue  am  nach  den  Absichten  des  Landwirtschafts- 
25.  Dezember  1902  Gesetz  gewordene  Zoll-  kammergesetzes  in  die  Kammern  aufge- 
tarif  Arbeit  und  Aufmerksamkeit  beau-  gangen;  einige  von  ihnen,  namentlich  der 
spruchte.  Das  Zolltarifgesetz  war  insofern  rheinpreußische  und  der  ostpreußische,  be- 
ein  nicht  unbedeutender  Erfolg  der  agrari-  stehen  jedoch  noch,  arbeiten  aber  mit  den 
sehen  Agitation,  als  die  Bindung  eines  er-  Kammern  zusammen.  Gemäß  ihrer  Aufgabe 
höhten  Zolles  für  die  Hauptgetreidearten  und  Stellung  halten  sich  die  Kammern  von 
durchgesetzt  wurde.  Im  übrigen  wird  sich  politischer  Agitation  fem;  nur  bei  Ent- 
erst dann  feststellen  lassen,  wie  weit  die  Scheidungen  von  vitaler  Bedeutung,  wie  bei 
Verheißungen  des  Zolltarifs  sich  realisieren  dem  Kampfe  um  den  Zolltarif  oder  um  den 
werden,  wenn  sämtliche  Handelsverträge,  Mittellandkanal  nehmen  sie  wohl  auch  durch 
vor  allem  der  mit  den  Vereinigten  Staaten,  Resolutionen  Stellung.  Stärker  als  die 
neu  geschlossen  sind.  So  wird  die  Agi-  Kammern^  die  im  wesentlichen  nur  die  In- 
tation  des  Bundes  wohl  auch  weiter  vor-  teressen  ihres  Bezirks  vertreten  sollen,  ist 
läufig  unter  dem  Zeichen  der  Zollpolitik  die  Anteilnahme  der  Zenti-alorganisationen 
stehen.  Es  ist  jedoch  anzunehmen,  daß  die  an  den  wirtschaftspolitischen  Kämpfen. 
Hauptkämpfe  nunmehr  um  die  Vieh-  und  Das  sind  in  Preußen  die  Zentralstelle 
Fleischzölle  entbrennen  werden,  da  die  Vieh-  der  preußischen  Landwirtschafts- 
zucht jetzt  der  einzige  noch  rentable  große  kammern,  sowiedas  Land  es  Ökonomie- 
Erwerbszweig  der  deutschen  Landwirt-  kollegium,  welches  zugleich  als  Beirat 
Schaft  ist.  des  Landwirtschaftsministers   fungiert;   für 

Der  Bund  beschäftigt  für  die  Zwecke  das  Reich  ist  es  der  Deutsche  Land- 
seiner Arbeit  etwa  150  Beamte,  gibt  eine  wirtschaftsrat,  der  Delegierte  aller 
zweimal  wöchentlich  erscheinende  Korre-  deutschen  landwirtschaftlichen  Korporationen 
spondenz  und  eine  Vereinswochenschrift  umfaßt,  soweit  sie  offiziellen  Charakter 
„Bund  der  Landwirte"  heraus.  Femer  ver-  haben.  Alle  drei  Körperschaften,  insbe- 
fdgt  er  über  ein  gutes  technisches  Organ,  sondere  der  Land  wirtschaftsrat,  haben 
die  „Illustrierte  landwirtschaftliche  Zeitung**  namentlich  an  dem  Kampfe  um  den  ZoU- 
und  über  die  ,,Deutsche  Tageszeitung**.    Er  tarif  teilgenommen. 

wirkt  endlich  durch  eino  Reihe  ständiger  ^  ^^^  ^j^Hgens  zu  bemerken,  daß  nach  dem 
oder  gelegentlicher  Pubhkationen  oder  *lug-  VorbUd  der  preußischen  Landwirtschafts- 
blätter  und  durch  Versamnilungen,  deren  kümmern  auch  andere  deutsche  Staaten  ent- 
im  Jahre  1904  6624  stattfanden  ^,^      ^.j^  ^         ^^^^^  Landwirtschafts- 

w  t«""^ '?"«'*"   ^''^t^   •'^^  f ^'' T?""/  rat,    ihre   Vertretungskörper   straffer  orga- 

mehrfach  Neigung  gezeigt,   mit  den  Hand-  „j^^^^  haben  oder  dbekt  wie  mehrere  nonl- 

werkern  zusammen  aUgememe  „Mittelstands-  ^^„^3^1,    ^^^^       ^     j^jg  ^^^  ^-^^ 

pohtik"  zutreiben.  Das  ist  etenso  der  FaU  LantU-irtschaftskammern  übergegangen  sind, 
bei   den  Bauemvereinen,  der  zweiten  und        ^^hnlich    wie    die    genannten    Körper- 

ateren   Form    pohtisch-agranscher  Organi-  ^^haften    wirkt  die   von  einem  der  eilten 

r?.'  T,  •       u  i.      -u    TT    1,-ij  deutschen   „Agrarier'',   M.  A.  Niendorf,  im 

.     DieBauernvereinehaben  ihr  Vorbild  j^^^    1876     gegründete    „Vereinigung 

1°   ^TvZ-^    dem    ^^erstorbenen    „Bauern-  ^^^      Steuer-      und      Wirtschafts- 

König**  Freiherr  v.  Schorlemer  gegrilndeten  re former** 
westfälischen  Bauern  verein.   Der  technischen 

Seite  der  Landwirtschaft  schenken  sie  Die  von  dem  König  von  Italien  auf  An- 
weniger Aufmerksamkeit;  sie  verfolgen  viel-  regung  des  Amerikaners  David  Lubin  ins 
mehr  neben  volkswirtschaftlichen  vorwiegend  Leben  gerufene  „ We Itagrarkammer** 
politische  und  katholisch-religiöse  Zwecke,  hat  bis  jetzt  noch  kein  klar  erkennbares 
Die  wichtigsten  sind  außer  dem  west-  Programm.  Als  Programmpunkte  für  die 
fälischen  der  von  Freiherrn  von  Huene  ge-  Tätigkeit  der  „grünen  Internationale**  sind 
gründete  schlesische  und  der  von  Freiherm  bisher  hauptsächlich  die  bessere  Organisation 
von  L06  ins  Leben  genifene  rheinische  und  Ausgestaltung  des  Nachrichtendienstes 
Bauemverein.  Die  Mehrzahl  von  ihnen  hat  für  den  Geti-eidemarkt,  die  internationale 
sich  zu  einer  Vereinigung  der  christlichen  Zusammenfassung  des  Genossenschaftswesens 
Bauemvereine  zusammengeschlossen.  und   internationale  Vereinbaningen  für  die 
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Bekämpfung  von  Tierkrankheiten  und 
Pflanzenschädlingen  genannt  worden. 

Eine  Vorgängerin  bezüglich  des  ersten 
Programmpunktes  hat  die  Weltagrarkammer 
an  der  vor  einigen  Jahren  gegründeten 
J[nternationalen  landwirtschaft- 
lichen Vereinigung  für  Stand  und 
Bildung  der  Getreidepreise".  Diese 
Vereinigung,  an  der  hauptsächlich  Deutsche 
und  Franzosen  beteiligt  sind,  will  sich  „der 
Loslösung  der  Preisbildung  von  den  Speku- 
lationsinteressen des  über  die  ganze  Welt 
verzweigten  und  in  den  Produktenbörsen 
mit  ihrem  Terminhandel  organisierten  groß- 
kapitalistischen Getreidehandels  widmen 
und  den  Produzenten  das  Mitbestimmungs- 
recht bei  der  Preisfestsetzung  für  ihre  Er- 
zeugnisse zurückerobern  und  sichern  helfen". 

Ceberhaupt  zeigt  sich,  daß  die  agrarische 
Bewegimg  in  den  letzten  Jahren  sich  immer 
mehr  eigentlich  wirtschaftlichen  Spezial- 
zweeken  zuwendet.  Abgesehen  von  der 
Ausdehnung,  Vertiefung  und  dem  engeren 
Zusammensdiluß  des  Genossenschaftswesens 
sind  es  Kartelle  und  kartellartige 
Bildungen,  die  hier  Aufmerksamkeit  be- 
anspruchen. Den  größten  Erfolg  in  dieser 
Richtung  hat  bisher  die  Spirituszen- 
trale, die  im  Geschäftsjahre  1903/04  von 
der  deutschen  Gesamtproduktion  von  384,8 
Millionen  Liter  schon  306  Millionen  Liter 
umfaßt  Sehr  viel  schwieriger  erweist  sich 
die  Zusammenfassung  der  tierischen  Pro- 
duktion. Wenn  auch  die  Zentrale  für 
Vieh  Verwertung  in  Berlin,  neben  der 
noch  eine  rheinische  Viehverwertungsge- 
nossenschaft besteht,  nicht  unbeträchtliche 
Erfolge  erzielt  hat  und  z.  B.  in  einzelnen 
Fällen,  wie  während  der  Fleischteuerung 
im  Herbst  1905  in  Oberschlesien,  direkten 
Ijnfluß  auf  den  Markt  gewinnen  konnte,  so 
ist  doch  im  ganzen  der  Viehhandel  noch 
allmächtig.  Es  ist  übrigens  möglich,  daß 
die  Fleischteuerung  eine  weitere  Annäherung 
der  FleLschproduzenten  und  Konsumenten 
unter  Zurücidrängung  des  Zwischenhandels 
zur  Folge  hat  Ansätze  zu  Bingbildungen 
lokaler  Art  haben  auch  die  Kämpfe  um 
den  Milch  ha ndel  begünstigt,  und  ein 
Zusammenschluß  der  Produzenten,  der  aller- 
dings auf  fast  unüberwindliche  Schwierig- 
keiten stößt,  wird  vielleicht  doch  Tatsache, 
wenn  sie  sich  durch  die  Masseneinfuhr  aus- 
ländischer Milch  bedroht  sehen.  Denn  es 
darf  nicht  vergessen  werden,  daß  die  Land- 
wirte, wenn  sie  die  Preise  der  tierischen 
Produkte  halten  wollen,  damit  den  letzten 
großen  Versuch  machen,  Anteil  an  dem 
wachsenden  nationalen  Eeichtum  zu  ge- 
winnen, den  sie  in  den  letzten  Jahren  im 
wesentlichen  nur  in  dem  Steigen  der  Pro- 
duktionskosten, namentlich  der  Arbeitslöhne, 
merken  konnten.    Die  pflanzliche  Produktion 


hat  gleichfalls,  trotz  der  Bemühungen 
namentlich  der  Farmers  Alliance  in  den 
Vereinigten  Staaten,  noch  keine  Erfolge  be- 
züglich des  Zusammenschlusses  der  Produ- 
zenten aufzuweisen.  Nur  die  Rüben- 
bauerverbände  werden  allmählich  von 
den  Zuckerfabriken  als  eine  Macht  aner- 
kannt, mit  der  man  verhandeln  muß. 

Sofern  die  Zukunft  nicht  neue  Entwick- 
lungen bringt,  wird  die  a.  B.  in  der  näch- 
sten Zeit  vermutlich  ihre  Hauptziele  wieder 
auf  dem  Gebiete  der  äußeren  Handels- 
politik und  der  genossenschaftlichen  oder 
kartellähnlichen  Zusammenfassung  der  Pro- 
duktion suchen. 

Literatur:  Frhr,  v,  d,  Ooltz,  Agrarwesen  und 
Agrarpolitik,  S.  Aufl.,  Jena  1904.  —  Stephan, 
Die  iSjährige  Tätigkeit  der  Vereinigung  der 
Steuer-  und  Wirtschaftsreformer,  Berlin  1900.  — 
Zum  18.  Februar  190S.  Zehn  Jahre  wirtschaftS' 
politischen  Kampfes.  Historische  Darstellung  der 
Gründung,  des  Werdeganges  und  des  bisherigen 
Wirkens  des  Bundes  der  Landtoirte.  Jm  Auf' 
trage  des  Bundes  bearbeitet  von  dem  Direktions- 
mitglied  v.  Kiesenwetter,  Berlin  190S.  —  H. 
Herhner,  Studien  zur  schweizerischen  Agrar- 
bewegung,  Schmoller's  Jahrbuch  190S,  S.  785  ff.  — 
Adolf  Weber f  lieber  die  gegenwärtige  Lage  der 
Landvnrischaft  u.  die  agrar.  Bewegung  in  Italien^ 
In  Conrads  Jahrbüchern,  1903,  Bd.  I,  S.  2S2ff, 
—  Congres  de  la  vente  du  blc.  Deux  tomes, 
Versailles  1900.  —  Korrespondenz  des  Bundes 
der  Landwirte.  —  Verhandlungen  des  KÖnigl. 
LandesökonomiekoUegiums.* —  Archiv  des  Deut- 
schen Landwirtschaftsrats.  —  Zeitschrift  für 
Agrarpolitik.  W.  Wygodzinskl. 


Agrarkrisis. 

1 .  Begriflf  und  Arten.  —  2.  Die  älteren  Krisen. 
—  3.  Die  gegenwärtige  Krisis. 

1.  Begriff  und  Arten.  Beschränkt  man 
die  Anwendung  des  Wortes  A.  —  analog 
den  Ausdrücken  Wirtschafts-  und  Haudels- 
krisis  —  auf  solche  Vorgänge  der  landwirt- 
schaftlichen Entwicklung,  die  im  Wirtschaft- 
lichen ihre  Ursache  und  ihre  hauptsächliche 
Wirkung  haben,  so  scheiden  hier  aus  der 
Erörterung  alle  jene  großen  Umwälzungen 
aus,  die  im  Altertum  und  Mittelalter  zwar 
die  landwirtschaftliche  Bevölkerung  durch 
heftige  Zuckungen  hindurch  zu  Neuschich- 
tungen gefülirt  haben,  die  aber  ganz  un- 
mittelbar sozialer  Natur  gewesen  sind,  weil 
bei  ihnen  die  Frage  nach  der  Verteilung 
des  Grundbesitzes  und  der  aus  ihm  fließenden 
Rechte  zur  Entscheidung  stand:  so  der 
Untergang  der  italischen  Bauernschaft 
im  römischen  Reich,  der  durch  wirtschaft- 
liche Vorgänge,  durch  die  staatliche  Massen- 
zufuhr billigen  Getreides,  zwar  besclileunigt, 
durch  den  politisch-sozialen  Aufbau  des 
Staates  aber,  durch  die  Verteilung  der  per- 
sönlichen Kriegslast  verursacht  worden   ist 
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nnd  in  der  Aufsaugung  des  Kleinbesitzes  wissem  Grade  wenigstens  —  durch  Aende- 
•durch  die  Latifundien bildung  seinen  Aus-  rung  der  Produktion  oder  durch  Herab- 
druck sozial  gefunden  hat;  —  so  auch  die  rainderung  der  Produktionskosten  —  mensch- 
großen, in  den  sog.  Bauernaufständen  kul-  lichem  Einfluß  zugänghch.  Kredit-  und 
minierenden  Bewegungen  im  deutschen  Absatzkrisen  können  zudem  in  ihrem  Ver- 
•Gnmdbesitz,  die  ebenfalls  zwar  Wirtschaft-  lauf  durch  staatliches  Eingreifen  beeinflußt 
lieh,  durch  die  Einengung  des  Nahiiings-  werden;  gegenüber  Naturkrisen  dagegen 
Spielraums,  mitbeeinflußt  wurden,  die  aber  kann  es  sich  für  den  Staat  immer  nur 
doch  überwiegend  aus  dem  Gegensatz  des  darum  handeln,  die  einmal  eingetretenen 
Besitzes  entstanden   sind  und  auch  gerade  Schäden  zu  lindem. 

auf  die  soziale  Stellung  der  Bauernschaft  o.  Die  alteren  A.  -  In  den  Zeiten  primi- 
ihre  Hauptwirkung  ausgeübt  haben.  Als  tiverer  Wirtschaf tsverfassung ,  in  denen  Pro- 
A.  ist  vielmehr  nur  ein  solcher  Ei-scheinungs-  duktion  und  Konsumtion  der  Lebensnotwendig- 
komplex zu  bezeichnen,  V»ei  dem  die  je-  keiten  in  unmittelbar  örtlichem  Zusammen- 
weilig  gegebenen,  historisch  gewordenen  hang  miteinander  standen,  kann  von  eigent- 
«nd  lokS  bedingten,  Betriebs-  und  Absatz-  liehen  A.  nicht  wohl  die  Rede  sein;  jede 
gnmdlagen  der  Landwirtschaft  eines  be-  Aenderung  des  Gewohnten,  die  hier  die  Land- 
ftimmten  Gebietes  mit  derartiger  Intensität  Wirtschaft  trifft,  wird  von  der  ganzen  Be- 
und  Schnelligk^^^  sich  ändern,'daß  dadurch  S^Hch^t  de^K^^^ 
«me  beträchtliche,  den  Vorgang  zur  Massen-  ny^g  g^b^ld  aber  diese  enge  Verbindung  sich 
Erscheinung  stempelnde  Zahl  von  Land-  löst,  Produktion  und  Konsumtion  sich  welt- 
wirten  in  ihrer  wirtschaftlichen  Existenz  wirtschaftlich  verflechten,  treten  auch  Störungen 
•erschüttert  wird.  auf,  die  speziell  die  landwirtschaftliche  Bevölke- 
Die  Störung  kann  also  von  zwei  Seiten  rung  treffen  und  daher,  wie  in  der  Gegenwart, 
her  erfolgen:  vom  Betriebe  und  von  der  ^^n  Ruf  nach  Schutz  gegen  fremde  Produkte 
Absatzorganisation.  Der  Betrieb  hängt  aber  (Getreidezölle)  uud  nach  Absatzförderung  für 
-  und  fas  ist  der  fundamentale  Gefensatz  itsTeTa^n!jt"^"e^^^^^^^ 
gegenüber  industriellen  Produküonskrisen  -  Landwirtschaft  dar:  sie  hatte  dank  der  gün- 
m  seinen  Ergebnissen  ganz  wesentlich  von  ^tigen  Verkehrslage  Englands  schon  vom  15. 
dem  Wirken  der  natürlichen  Faktoren  ab,  Jahrh.  ab  neben  die  altgewohnte  Wolleausfuhr 
ohne  daß  der  Mensch  ihnen  ein  ent-  einen  regen  Getreideexport  gesetzt,  sich  also 
sprechendes  Gegengewicht  bieten  kann :  vom  lokalen  Markt  abgelöst  und  den  Fährlich- 
starke Abweichungen  in  den  Ernten  und  den  keiten  des  internationalen  Absatzes  ausgesetzt 

Viehzuchtergebnissen    von    dem    gewohnten  "  ^f  ^J^ri  J?^ii"!<fi' 1I19   ''^iÄ''''aarI  Ä 

o*««/i^     «lo^    "Vf;fi.^.,«f/^«     ,,.^^l     v,^v.o/%,i«i,/^«  (z.  -H.  loyo,  142o,  l4.-5o,  1442,  1444,  146o:  1562, 

Stande    also    Mißernten    und    Viehseuchen  \^.^   i,,,,3_  ^^^'  ^^^^    ^g^g  ^^^  ^^'  jg^^ 

nach  der  einen  -ubeiTOiche  Ernten  nach  i^^'     jg^g,     j^^er    neue    Geseize    erlassen 

der  anderen  Seite,  fuhren  landwirtschaftliche  werden  mußten,  um  die  Landwirte  von  Staat« 

Krisen   herauf,   denen    die  Betroffenen   fast  wegen   gegen   die  Folgen  überreicher  Ernten 

machtlos    gegcnflberstehen,    die    sie    nicht  durch  die  Gewährung  von  Ausfahrprümien  nnd 

selbst  —  etwa  durch  eine  falsche  Richtung  gegen  das  Andrängen  des  baltischen  Getreides 

ihrer    Produktion   —   heraufgefflhrt    haben.  <lnffh     Einfuhrverbote     und     Schutzzölle     zu 

Ferner    greifen    in    den    Betrieb    die    sog.  «chützen;    und   was   wir  von  dem  Entstehen 

Kreditkrisenein;  denn  es  kann  für  die  Auf-  f^^T  ttftJ^LT'Z'J^'rJ^ATZi.         "'^ 

rechterhaltungder  lanchvirtschaftlichen,  wie  '"  r"\Ä^rh!"Teigrfns''Te"nrsch- 

der  industriellen,   Produktion  verhängnisvoll  land  A.  aller  Formen:   in   den  20er  Jahren 

werden,   wenn  der  Kredit  sich  versag,  auf  Ernteüberschuß,  in  den  40  er  Jahren  Mißernten, 

den   man   bisher  regelmäßig  hatte   rechnen  in  den  60er  Jahren  Kreditmangel,  im  letzten 

können  und  auf  den  man  den  Betrieb  daher  Menschenalter  Marktnmwälznng. 

eingerichtet    hat.      Von    einer    Absatzkrisis  Die  Krisis  der  20er  Jahre  scheint  die  heftigste 

endlich  kann  man  dann  sprechen,  wenn  die  gewesen  zu  sein,  von  der  wir  Kenntnis  haben; 

bisherige    Absatzorganisation    einigermaßen  T  'l^  ^""V^-  \*^^'^^^^^  Faktoren  herbeipfuhrt, 

«ir.4^i;«v,    .i„^K    ,i«o     \,,f4,.^*^.«    «^,^«   u  durch  technische  und  wirtschaftliche  Momente 

plötzlich   durch    das   Aufti-eten    neuer  Pro-  verstärkt  worden.    Zunächst  war  man  nach  Be- 

duktionsgebiete     empfindlich    gestört    wird  endijrung  der  französischen  Kriege  in  weiteren 

und    die    gewohnten    Abflußwege    sieh    als  Teilen  Deutschlands  daran  gegangen,  die  Lehren 

ungangbar  erweisen    oder    nur  durch    eine  eines  A.Thaer  in  den  land  wirtschaftlichen  Betrieb 

betrilcht liehe     Minderung    des     gewohnten  einzuführen,  und  hatte  so  den  Grund  zu  höheren 

Preisstandes  offen  gehalten  werden  können ;  Ernteerträgen  gelegt.    Dazu  hatten  die  hohen 

sie  ist   also   nicht   eine   unmittelbare  Folge  Getreideprei.sc  der  letztverffangenen  Jahrzehnte 

von  Naturvorgängen,  sondern  durch  mensch-  'i»»   Areal    des   Getreidebaues   beträchtlich   er- 

i;^Vi«o  ii«,wi^]«         rJi  ^,.  .1:.  xr»  -ff«,.«.,  «^.,^«  weitert ;  ein  reger  Güterwech.sel  war  eingetreten 

hches  Handeln  -  eben  die  Eröffnung  ne "er  „^^   ^^^^^  die   Gutspreise   und   Pachtlinse   in 

Gebiete  -  in  die  ^\ege  geleitet  und  daher  aie  Höhe  geschnellt,  erhebliche  Restkauf-  und 

den  industnellen  Handelskrisen  an  die  belle  Mcliorationsgelder    waren    als    feste    Schulden 

zu   stellen,    in   ihrer  Wirkung  auch  in   ge-  aufgenommen  worden.    Da  traten  von  1818  ab 
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sehr  reiche  Ernten  ein;  die  Getreidevorräte 
sde^^en  weit  über  den  Bedart  und  da  gleich- 
seitig wegen  der  dortigen  Ernte-  und  Zoll- 
Terhältnisse  der  Absatz  nach  England  stockte^ 
80  ergab  sich  ein  gewaltiger  Preissturz:  nach 
Conrad  (a.  a.  0.  S.  109}  betmg  in  Berlin  der 
Preis  für  100  kg 


in  den  Jahren 


1791^800 
1801^810 
1811/1820 
1821/1830 
1824  (Tiefpunkt) 


Weizen 
M. 


14.71 
23,24 
I9J6 

13.33 
9,98 


Roggen 
M. 


11,10 

18,30 

14,53 

9,33 

6,02 


Die  Folge  dieses  Preissturzes,  der  durch  die 
Steigerung  der  Produktion  nicht  ausgeglichen 
werden  konnte,  waren  zahlreiche  Subhastationen 
imd  ein  scharfer  Rückgang  der  Güterpreise :  in 
Ostpreußen  z.  B.  standen  in  den  Jahren  1826 
und  1829  etwa  V*  der  landwirtschaftlichen  Güter 
in  ZwangsTerwaltung,  etwa  Ve  kam  zum  Zwangs- 
Terkauf;  im  Königreich  Sachsen  wurden  für 
1824/25  sämtlichen  Kammergutspächtem  10% 
an  der  Pacht  nachgelassen,  einigen  sogar  20%; 
die  Verkaufspreise  erreichten  oft  nicht  einmal 
die  bekannt  niedrigen  Landschaftstaxen.  ^)  Die 
Besserung  trat  ein.  als  gegen  Ende  der  20  er 
Jahre  einige  mindergute  Ernten  sich  folgten 
und  die  Produktion  sich  wieder  dem  Bedarf 
gleichstellte,  die  Preise  demgemäß  in  die  Höhe 
gingen. 

In  den  40  er  Jahren  hatte  Süd  Westdeutsch- 
land unter  einer  Reihe  von  schlechten  Ernten 
zu  leiden.  Erst  die  Kartoffel,  dann  Getreide, 
endlich  auch  Wein  gaben  nur  geringe  Erträge; 
die  Beyölkemng  vermochte  aus  ihren  kleinen, 
zum  Teil  minimalen  Bodenparzellen  nicht  ge- 
nügende Nahrung  zu  ziehen  und  verfiel  einer 
akuten  Hungersnot.  Durch  staatliche  Mittel, 
insbesondere  auch  durch  Beförderung  der  Aus- 
wanderung und  bessere  Abrundung  des  Guts- 
besitzes, wurde  die  Krisis  gemildert;  sie  hörte 
auf.  als  wieder  gute  Ernten  eingebracht  wurden. 

Die  Kreditkrisis  endlich,  unter  der  in  den 
60er  Jahren  Nordostdeutschland  zu  leiden  hatte, 
beruhte  vor  allem  auf  der  Schwerfälligkeit,  den 
landwirtschaftlichen  Kredit  zu  realisieren;  man 
zog  es  vor,  die  Kapitalien  in  den  leicht  ver- 
käuflichen Anleihepapieren  und  in  den  Aktien 
der  Eisenbahnunternehmungen,  die  damals  in 
starkem  Maße  auf  den  Markt  geworfen  wurden, 
anzulegen.  Die  Rückflut  aus  dem  Auslande  nach 
dem  französischen  Kriege  stellte  der  deutschen 
Landwirtschaft  wieder  Kapitalien  zur  Verfügung, 
die  preußische  Grnndbucbgesetzgebnng  von  ISlH 
beseitigte  die  Schranken  der  Hypothekarver- 
schnldung,  und  zwar  so  gründlich,  daß  man 
heute  über  die  zu  weit  ausgedehnte  Mobilisierung 
des  Grund  und  Bodens,  über  zu  große  Kredit- 
fihigkeit  der  Landwirtschaft  kla^t. 

All  diese  Krisen  —  und  ähnliche  Vorgänge 
finden  wir  im  Ausland  —  stellen  sich  als  vor- 
übergehende,  lokal  mehr  oder  minder  eng  be- 

*)  Ucke,  Die  A.  der  20er  Jahre  in  Preußen 
<1888j. 


frenzte  Störungen  der  regelmäßigen,  gewohnten 
nt Wicklung  dar.     In   Ursache  und   Wirkung, 
Dauer  und  Umfang  völlig  verschieden  davon  ist 
,  der  Notstand  der  Gegenwart. 

!  3.  Die  gegenwärtige  Krisis  trägt,  ent- 
!  gegen  den  akuten  Krankheitserscheinungen 
der  früheren  Jahrzehnte,  einen  ausgesprochen 
*  chronischen  Charakter  und  bedeutet  nicht 
j  weniger  als  eine  völlige  Umwälzung  der 
'  noch  vor  einem  Menschenalter  feststehenden 
Grundlagen  europäischer  Landwirtschaft 
Denn  bis  in  die  siebziger  Jahre  des  19. 
Jahrh.  stand  die  europäische  Produktion 
landwirtschaftlicher  Nahrungsmittel  einem 
Bedarf  gegenüber,  der  dank  der  industriellen 
Entwicklung  Westeuropas  in  erheblich 
größeren  Sprüngen  sich  hob,  als  die  Er- 
zeugung trotz  aller  betrieblichen  Fortschritte 
einhalten  konnte,  und  der  doch  im  wesent- 
lichen auf  diese  Produktion  angewiesen  war. 
Die  Landwirtschaft,  insbesondere  auch  die 
deutsche,  hatte  infolgedessen  eine  Art 
Monopolstellung  inne,  und  stark  steigende 
Produktpreise,  höhere  Reinerträge  waren 
die  notwendige  Folge. 

Der  Ausbau  der  Verkehrsmittel,  die  Ver- 
vollkommnung des  Güter-  und  Nachrichten- 
transports, hat  dieses  Bild  von  Grund  aus 
gewandelt.  Nordamerika,  das  in  den  40  er 
Jahren  noch  Mehlzufuhr  aus  Europa  er- 
halten hatte  und  in  den  60  er  Jahren  nur 
|erst  leise  Anfänge  einer  Getreideausfuhr 
aufwies,  konnte  in  der  zweiten  Hälfte  des 
8.  Jahrzehnts  mehr  als  die  Hälfte  des  eng- 
lischen Einfuhrbedarfs  decken,  während 
Deutschlands  Anteil  auf  7%  herunterging 
und  damit  sogar  einen  absoluten  Rückgang 
erlitt.  Gleichzeitig  trat  Ostindien  als 
starker  Getreidelieferant  auf,  und  um  das 
Jahr  1890  kam  auch  Argentinien  hinzu; 
Rußland  zog  ebenfalls  durch  seine  Eisen- 
bahnbauten immer  mehr  Areal  in  den  Be- 
I  reich  des  westeuropäischen  Bedarfs.  Da- 
durch ist  der  Anteil  Deutschlands,  der 
früheren  Kornkammer  Europas,  am  Anfang 
des  20.  Jahrh.  auf  etwa  8%  der  Welternte 
an  W^eizen,  Roggen,  Gerste,  Hafer  und 
Mais  gesunken,  und  ebenso  macht  sich  die 
übereeeische  Produktion  in  den  anderen 
Erzeugnissen,  in  Wolle,  Holz,  selbst  in 
Fleisch  und  lebendem  Vieh,  als  empfind- 
liche Konkurrenz  bemerkbar.  Die  alte 
Monopolstellung  ist  verschwunden;  die  Ei- 
zeugimg  ist  dem  Bedarf  vorangeeüt,  und 
die  Basis  der  Preisbildung  wird  jetzt  von 
solchen  Produzenten  gegeben,  deren  Arbeits- 
bedingungen von  denen  der  westeuropäischen 
Landwirtschaft  völlig  verschieden  sind. 
Dazu  ist  die  Abhängigkeit  des  einzelnen 
Landwirts  von  den  großen  Zentralbörsen 
erheblich  intensiver  geworden,  seitdem  Tele- 
graph und  Kabel  deren  Preisnotizen  sofort 
in    die    entlegensten   Winkel    hineintragen. 
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seitdem  der  Welthandel  sich  zum  Welt- 
markt konsolidiert  hat 

Einen  üeberblick  über  das  Aeußere  der 
Entwicklung  gibt  die  nebenstehende  Tabelle.^) 

Ein  Ende  der  Krisis,  ein  Umbrechen  der 
Entwicklung  ist  einstweilen  nicht  abzusehen, 
da  noch  große  Flächen  anbaufähigen  Landes, 
namentlich  in  Argentinien  und  Kanada,  erst 
noch  der  ErscliHeßung  harren  und  aller 
Vomussicht  nach  in  regelmäßiger  Folge  mit 
der  weiteren  Ausdehnung  des  Eisenbahn- 
netzes in  Anbau  genommen  werden,  da 
außerdem  die  Ver.  Staaten  von  Amerika 
erfahrungsmäßig  jede  leise  Preissteigerung 
mit  einer  Erweiterung  ihrer  Produktion  zu 
beantworten  pflegen  und  jener  so  eine  selir 
enge  Grenze  setzen. 

(Für  Einzelheiten  vgl.  die  Artt.  „Fleischer- 
gewerbe'' und  „Viehhandel",  „Fleischpreise"', 
,,Forstpolitik'S  „Getreidehander',  „Getreide- 
preise", „Getreideproduktion",  „Wolle", 
„Zucker".)  — 

Die  Wirkung  einer  derartigen  Preis- 
revolution mußte  namentlich  für  die  Land- 
wirte solcher  Länder  verhängnisvoll  sein, 
in  denen  vorher  alles  auf  eine  dauernde 
Steigerung  der  Produkten  preise  hingearbeitet 
hattCj  in  denen  daher  die  Güterpreise  und 
mit  ihnen  die  Verschuldung  der  Grund- 
besitzer stark  gestiegen  waren;  ganz  West- 
und  Mitteleuropa  ist  denn  auch  von  der 
Bewegung  besonders  heftig  erfaßt  worden. 
Je  mehr  Produktionsgebiete  aber  den  An- 
schluß an  den  Weltmarkt  fanden,  um  so 
mehr  mußten  auch  die  Länder  in  Mitleiden- 
schaft gezogen  werden,  die  die  Kalamität 
selbst  herbeigeführt  haben:  auch  ihre  Pro- 
duktionskosten mußten  ja  die  Bedeutung 
des  ^reisregulators  verlieren,  wenn  alles 
zum  Verkauf  drängte  und  einer  den  anderen, 
um  nur  überhaupt  seine  Ware  los  zu  werden, 
regelmäßig  unterbot.  Nordamerika  hat 
daSier  eine  agrainsche  Bewegung,  die  der 
deutschen  an  Heftigkeit  nicht  nachsteht, 
und  weite  Flächen  früheren  Ackerlandes 
sind  namentlich  in  den  nordöstlichen  Staaten 
wieder  brach  gelegt,  weil  ihr  Anbau  nicht 
mehr  lohnt;  in  Rußland  ist  der  Boden  in 
extensivstem  Raubbau  so  ausgeix)wert,  daß 
er  in  den  Erträgen  zurückgeht  und  gegen 
Härten  der  Witterung  jede  Widerstands- 
fähigkeit verloren  hat,  und  unzweifelliaft 
trägt  zu  den  politischen  Unruhen,  die  Ruß- 
land jetzt  durchzittern,  nicht  wenig  die  ver- 
zweifelte Ijage  der  Bauernschaft  bei,  die 
nur  durch  erhebliche  Unterernährung  noch 
die  Mengen  Getreide  zur  Ausfuhr  stellen 
kann,  deren  das  Land  zur  Bezahlung  seiner 

*)  Vgl.  Wiedenfeld,  Die  Entwicklung  der 
Verkehrsmittel  mid  die  landw.  Konkurrenz  des 
Auslands  im  letzten  Menschenalter  (Z.  f.  Agrar- 
politik, 1904,  Nr.  1). 


auswärtigen  Schulden  bedarf;  und  wen» 
von  Argentinien  so  heftige  Erschütterungen 
nicht  berichtet  werden,  so  ist  dafür  —  neben 
der  eigenartigen,  den  Ausfuhrinteressen  ge- 
schickt angepaßten  Währungspolitik  —  vor 
allem  der  Umstand  als  Ursache  zu  bezeichnen^ 
daß  hier  noch  Freiland  in  genügender  Fülle  vor- 
lianden  ist,  um  ganz  -extensiven  und  doch 
lohnenden  Anbau  von  Getreide  und  exten- 
sivste Viehzucht  zu  ermöglichen. 

In  Europa  hat  die  Krisis  am  unmittelbarsten 
die  englische  Landwirtschaft  getroffen;  sie 
hatte  den  ersten  Anprall  der  nordamerikanischen 
Getreidesendnngen  auszuhaken  und  muüte  doch 
auf  jeden  staatlichen  Schutz  verzichten.  Sohon 
am  Ende  der  70  er  Jahre  kamen  hier  daher  nicht 
wenige  Pachtungen  zum  Verfall,  nachdem  die 
Pächter  ihr  Betriebsvermögen  zugesetzt  hatten ; 
*/3  der  Pachtzinsen  sollen  1879/81  nicht  gezahlt 
sein  (Agrarenquete  von  1881).  Gerade  die  weite 
Verbreitung  des  Pachtsystems,  die  den  Besitz 
auf  bau  der  englischen  Landwirtschaft  charakte- 
risiert,  bedeutet  aber  auch  eine  Erleichterung 
der  Krisenwirkung  für  die  Betriebsinhaber,  da 
sie  ja  einen  Teil  der  Wirkung  —  in  Gestalt 
von  PachtkürzuDgen  —  auf  Sie  Grundherren 
abwälzen  können.  Außerdem  ermöglichten  das 
feuchte  Inselklima  und  die  dichte  Besetzung 
mit  Städten  einen  verhältnismäßig  leichten  und 
raschen  Ueber^ang  zu  anderen,  noch  lohnend 
erscheinenden  Kulturen:  ewige  Weide  und  Gras- 
land sind  in  Großbritannien  (ohne  Irland)  zwischen 
1875  und  1904  von  17,6  auf  21,7  Mill.  acre» 
augewachsen,  der  Rindviehstapel  dement- 
sprechend von  6  auf  7  Mill.  Stück,  und  auch 
der  Obst-  und  Gemüsebau  hat  eine  beträchtliche 
Ausdehnung  erfahren,  während  Getreide  und 
Hülsenfrüchte  von  9,5  auf  7  —  Weizen  ins- 
besondere zon  3,3  auf  1,4  — Mill.  acres  zurück- 
gegangen sind  und  die  Schafzucht  von  29  auf 
25  Mill.  Stück  sich  gesenkt  hat.  Dabei  fällt 
aber  die  Ausdehnung  der  Rindviehzucht  allein 
in  die  80er  Jahre;  im  letzten  Jahrzehnt  ist,  im 
Zusammenhang  mit  dem  Gang  der  Fleischpreise^ 
auch  darin  ein  vollständiger  Stillstand  ein- 
getreten. Und  da£  auch  in  England  nicht  alle 
Landesteile  den  Wechsel  der  Kulturen  haben 
vollziehen  können,  hat  die  letzte  Agrarenquete 
gezeigt;  auch  heute  noch  gibt  es  dort  „com 
counties^,  die  im  Gegensatz  zu  den  „grazing 
counties^*  die  Umwälzung  der  Markt  Verhältnisse 
noch  immer  schwer  empfinden,  sich  mit  ihr  nicht 
haben  abfinden  können  (Levy  und  König,  a.  a.  0.). 

In  Deutschland  ist  die  Wirkung  der 
Krisis  nach  Gegenden  und  Besitzgröße  ver- 
schieden. Am  heftigsten  leiden,  wie  nament- 
lich die  Statistik  der  Verschuldung  ergibt 
(vgl.  d.  Art.  „Verschuldung  des  ländl.  Grund- 
besitzes'*), wie  auch  aus  den  Erhebungen  des 
Jahres  1898  ül>er  die  Rentabilität  landwirt- 
schaftlicher Betriebe  sich  entnehmen  läßt, 
die  mittleren  und  größeren  Güter  des  Nord- 
ostens. Klima  und  BodenbeschaiTenheit 
weisen  hier  mit  zwingender  Gewalt  auf  den 
Getreide-  und  Kartoftelbau  (Spiritus)  hin; 
Uebergang  zur  Viehzucht  ist  wegen  der 
Tix)ckenheit ,    Uebergang   zu   Gemüse-   und 


Agrarkrisis 


41 


mittel 


d  .  kml 
nien 
d  . 


fracbt 
'ew 
-  f.  1  t 


19600 

25000 

17900 

II  200 

104900 

^5  100 

4000 

700 

7700 

100 

1800 

209800 
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illkhrt 

^hlaiuL 
ceit  <L 

fracht. 
iM.f.lt 


rahrt. 

fer- 
ehalt 
loieo 
^.-Toiui 

!g.-Toiis 

ee.-Tons 
&^eit 
aWelt- 

er-Reg.- 
Tons 

fracht 

-Europa 

för  1  t 


TereiM. 

Gebiets 

ill.  qkm 

des  (fe- 

Mül 

nphea 
Ib. 

Gebiets 
ilL  qkm 
des  Ge- 
MilL 
aadtele- 
oienkm 
eekabel- 
kni 


im  Jahr 
1870  I    1900 


51400 

35200 

42800 

48  100 

283500 

311 100 
28700 
16400 
38200 
8800 
24000 

790 100 


15 


(1872) 
21  640 


(1902) 
165  492 


0,08 

(1:2)«) 

I 
17,0 

30 


",9 

2,2 

21,8 

(1:4)«) 
95,4 


10 


(1875) 
37 

350 


(1868) 
30 

282     I 


102 


1075 


62 


867 


218000  1 000000 


16407 


335000 


Handels- 
verhältnisse  ^) 


Weizenaasfahr 

ans 
Deutschland 

1000  dz 
Rußland  1000  pnd 
Ver.  Staat,  v. 
Amer.    1000  bu 
Kanada  1000  „ 
Argfentinien 

1000  dz 
Indien    1000  cwts 

Weizeneinfahr 

nach 
Großbritannien   n. 
Irland  1000  cwts 
darunter  ans 
Deutsch- 
land       . 
Deatschland 

1000  dz 


im  Jahr 
1870  1900 


Boggenaasfohr 

aas 
Deatschland 

1000  dz 
Roßland  1000  päd 

Bog^eneinfuhr 

nach 
Deatschland 

1000  dz 


Einfahriebendeii 
BindTiehs 

(einschl.  Schafe) 
nach 

Großbritannien 

1000  St. 
darunter  aus 
Deutsch- 
land „ 
den  Ver.  St. 
V.  Amerika     , 

Einfahr  frischen 
Fleisches 

nach 

Großbritannien 

1000  cwts 

darunter  aus 
Australien  . 

Deutschi  and  ^frisch 
und  einfacn  zu- 
bereitet) 1000  dz 

darunter  aus 

den  Ver.  St. 

V.  Amerika 


Preise. 

Weizen  in  England 

(Gaz.Av.)M.prot 

Rogt?en  in  Berlin 

(Lief.-Qual.) 

M.  pro  t 
Frisches     Rind- 
fleisch in  London 
M.  pro  kg 


5360 
109497 

26423 
3  544 

(1881/85:499) 
637 


30901 
3  347 
3080 


1570 
33158 


4  iSo 


2950 
116  876 

99079 
5  947 

17  917 
9704 


66669 

1828 

12939 


872 
261 


48 

(1890)  263 
56 


761 
93227 


8933 


878 


493 


8052 
2  659 

512 
202 


(1871/75)       (1900/4) 


246 


164 


1,40 


129 


139 


i,i7 


Handels- 
verhältnisse *) 


WoUeausfuhr 

aus 
Deatschland 

1000  dz 
Argentinien 

1000  BaUen 
Südafrika 

1000      „ 
Australien 

1000      „ 

Wolleeinfahr 

nach 
Großbritannien 

MiU.  Pfd. 
darunter  aus 
Deutsch- 
land 

Deutschland 

1000  dz 


im  Jahr 
1870  1900 


218 
231 
157 
549 


263,3 
4,4 

444 


BohzQcker- 
ausfnhr  aus 

Deutschland 

1000  dz 

Frankreich    „ 

Oesterreich- 

ÜDgam 

Rußland  1000  pud 

Bafftnaden- 
aasfahr  aus 
Deutschland 

1000  dz 

Frankreich    „ 

Oesterreich- 

Ungam 

Rußland  1000  pud 

Sübenroh- 
zackereinfuhr 

nach 
Großbritannien 

1000  cwts 
darunter  aus 
Deutsch- 
land       „        „ 

Rafflnaden- 
einfuhr  nach 
Großbritannien 

lÜOOcwts 
darunter  aus 
Deutsch- 
land       -        , 


Preise. 

Wolle    in    Berlin 
(mittl.  Qual.) 
M.  pro  dz 
Rohzucker  m  Mag- 
deburir  (88  ^'o) 
M.  pro  dz 


79 

572 

217 

1593 

558,95 

(1902:1,5) 
1381 


49 
98 

(1873)572 
(1876)496 


M7 
1016 

(1873)299 

(1876)  3 


12  126 


475 


I  641 


63 


5630 
400 

1346 
9656 


4  43S 
187 

5229 

2576 


10240 
3193 

19248 
11869 


1871/75        1900;4 


400 

(1879/83) 
63 


273 


19 


Mafie  sind  nicht  vereinheitlicht  worden,  weil  unter  gleicher  Bezeichnung  länderweise  Verschiedenes  — 
s  QneUen  —  zusammengefaßt,  ein  Vergleich  in  senkrechter  Richtung^  also  unzulässig  ist. 
h.  1  Dampfer-Ton  =  2  Segler-Tons  i.  J.  1870,  dagegen  =  4  Segler-Tons  i.  J.  1900  gerechnet. 
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Obstbau  wegen  der  geringen  Bevölkenings- 
•dichtigkeit  nur  sehr  beschränkt  möglich. 
Die  Lohnarbeiter  können  nicht  entbehrt 
werden,  sind  aber  immer  schwerer  und  nur 
zu  stark  erhöhten  Löhnen  zu  beschaffen. 
Die  Besitzschulden  sind  groß,  weil  gerade 
diese  Güter  von  kapitalschwachen  Händen, 
wie  Inspektoren  gesucht  wurden,  und  weil 
hier  das  alte  Erbrecht  mit  Bevorzugung  des 
Uebernehmers  am  wenigsten  der  modernen 
•Gleichberechtigung  Widei-stand  geleistet  hat. 
Eine  Abwälzung  der  Last  auf  Verpächter 
ist  bei  dem  in  Deutschland  durchaus  vor- 
herrschenden System  des  Eigenbetriebes 
nur  in  geringem  umfang  möglich.  —  Im 
Westen  und  Süden  setzte  die  Krisis  weniger 
scharf  ein,  weil  dort  der  Getreidebau  nicht 
80  allein  ausschlaggebendes  Moment  war; 
seitdem  aber  auch  die  anderen  Produkte  im 
Preise  gefallen  sind,  befindet  sich  auch  ein 
beträchtlicher  Teil  der  dortigen  Landwirte 
in  einem  Notstande.  Am  geringsten  leiden 
offenbar  die  Kleinbauern,  die  ohne  fremde 
Kräfte  mit  Hilfe  ihrer  Familie  das  Feld  be- 
stellen, die  sich  in  der  Produktion  und 
vor  allem  in  der  Konsumtion  den  Konjunk- 
turen einigermaßen  anpassen  können;  sie 
verzehren  selbst  oder  verfüttern,  was  auf 
den  Markt  zu  bringen  nicht  lohnt,  und  ver- 
kaufen nur  die  Erträge  ihres  Gemüse-  und 
Obstbaues,  ihrer  Yieh-  und  Geflügelzucht. 
Dieser  verschiedenartigen  Wirkung  ent- 
spricht es,  daß  zwar  allen  Anzeichen  nach 
die  Kauf-  und  Pachtpreise  größerer  Güter 
einen  Stillstand,  selbst  einen  Rückgang  er- 
lebt haben,  daß  aber  die  Preise  der  kleinen 
Anwesen  trotz  der  Krisis  immer  w^eiter  in 
die  Höhe  gegangen  sind;  die  soziale  Wert- 
schätzung eines  ländlichen  Besitzes  oder 
doch  Betriebes  findet  also  in  den  wirtschaft- 
lichen Verhältnissen  bei  den  größeren  Gütern 
ein  überragendes  Gegengewicht,  während 
sie  sich  mit  diesen  Verhältnissen  im  Klein- 
besitz abzufinden  weiß.  Daß  aber  die  Preise 
der  größeren  Güter  wenigstens  in  den  letzten 
V>'2  Jalirzehnten  sich  nicht  mehr  auf  der 
früheren  Höhe  haben  halten  können,  zeigen 
die  Ergebnisse  der  preußischen  Domänen- 
verpachtung; denn  obwohl  die  Domänen- 
pächter anerkannt  zu  den  tüchtigsten  I^and- 
wirten  gehören  und  obwold  die  Werke  ganz 
regelmäßig  durch  Neuanlagen  von  Meliora- 
tionen, Gebäuden  u.  dgl.  im  Werte  gehoben 
werden,  ist  bei  den  Neu  Verpachtungen  seit  dem 
Jahre  1891  nur  noch  einmal  —  im  Jahre 
1902  —  wegen  besonderer  Verhältnisse 
(vgl.  Stnitz,  Der  Staatshaushalt  und  die 
Finanzen  Preußens,  Bd.  I  S.  52)  der  frühere 
Pachtzins  erreicht,  sonst  aber  nur  ein  Min- 
dererlös erzielt  worden,  der  sich  zwischen 
5  und  25®/o  in  den  einzelnen  Jahren  hält; 
und  alle  Provinzen,  selbst  Hannover  und 
Sachsen  mit  ihrem  Rübenboden,  nehmen  au 


dieser  Entwicklung  wenigstens  in  den  letzten 
Jahren  teil.  Dagegen  zeigt  die  badische 
Statistik  der  durchschnittlichen  Güterpreise, 
die  sich  nach  den  dortigen  Besitzverhält- 
nissen ganz  überwiegend  auf  kleine  An- 
wesen bezieht,  ein  Anziehen  der  Kauf-  und 
PachteHöse:  aus  1900  M.,  die  im  Jahre  1880 
durchschnittlich  pro  ha  Acker  gezahlt  wurden, 
sind  bis  1890  rund  2000  und  bis  1898  rund 
2800  M.  geworden. 

Eine  Einwirkung  der  Krisis  auf  den 
landwirtschaftlichen  Betrieb  ist  auch  bei 
uns  nicht  zu  verkennen;  doch  in  anderer 
Richtung  als  in  England.  In  Deutschland 
hat  das  Getreideareal  nicht  nur  nicht  ab-, 
sondern  zugenommen,  von  15,7  auf  16,1 
Mill.  ha  zwischen  1883^  und  1900,  und  zwar 
auf  Kosten  der  Brache,  die  von  3,3  auf  2,3 
Mill.  ha  herabgegangen  ist;  man  sucht  also 
durch  Intensivierung  des  Anbaues  den  Preis- 
rückgang zu  paralysieren  und  hat  denn  auch 
durch  verbesserte  Wirtschaftsmethoden  den 
Durchschnittsertrag  in  Weizen  von  12  auf 
rund  20  dz,  in  Roggen  von  10  auf  16,5  dz 
zwischen  1883  und  1904  gesteigert.  Stärker 
ist  aber  doch  der  Hackfrucht-  und  Gemüse- 
bau (von  3,9  auf  4,5),  gleichstark  der  Bau 
von  Futterpflanzen  (2,4—2,7  Mill.  ha  von 
1883  auf  1900)  angewachsen,  und  ganz  be- 
sonders kräftig  hat  auch  die  deutsche  Land- 
wirtschaft sich  auf  die  Viehzucht  geworfen : 
aus  15,8  Mill.  Stück  Rindvieh  und  9,2  MiU. 
Schweinen  sind  von  1883  auf  1900  nmd 
18,9  Mill.  Rindvieh  und  gar  16,8  Mill. 
Schweine  geworden,  wälirend  die  Schaf- 
haltung von  19,2  auf  9,7  Mill.  Stück  zurück- 
gegangen ist;  dabei  ist  das  durchschnitt- 
liche Lebendgewicht  eines  Stieres  in  dieser 
Zeit  von  46(^  auf  531  kg  und  das  eines 
Schweines  von  116  auf  126  kg  gesteigert. 
Leider  wissen  wir  nicht,  wie  die  einzelnen 
Betriebsgrößen  an  dieser  Entwicklung  be- 
teiligt sind ;  allein  dem  Kleinbetrieb  sie  zu- 
zuweisen, ist  aber  nicht  angängig,  da  gerade 
auch  der  östliche  und  westliche  Norden, 
also  die  Gebiete  der  gWißeren  Betriebe  er- 
lieblich  zu  ihm  beigetragen  haben.  (Vgl. 
Art  „Viehstatistik".) 

Der  Vorwurf,  daß  unsere  Landwirte  von 
sich  aus  zur  Milderung  ihrer  Not  nichts 
getan  und  nur  nach  Staatshilfe  gerufen 
haben,  trifft  also  nicht  zu;  es  zeigt  im 
Gegenteil  eine  bemerkenswerte  Wirtschafts- 
energie, daß  sie  es  unternommen  haben, 
entgegen  dem  bekannten  „Gesetz  vom  ab- 
nehmenden Bodenerträge^'  gerade  in  den 
Zeiten  sinkender  Produktpreise  und  steigen- 
der Arbeitslöhne  eine  Intensivienmg  des 
Betriebes  durchzuführen.  Und  wenn  die 
Veränderung  der  Produktionsrichtung  in 
Deutschland  nicht  so  weit  vorgeschritten  ist 
wie  in  England,  so  ist  dafür  wenigstens 
mitverantworthch  die  Tatsache  zu  machen, 


Agrarkrisis  —  Agrarpolitik 


43 


daß  ihr  bei  uns  sowohl  Klima  und  Boden- 
beschaffenheit, als  auch  vor  allem  die  aus 
Naturgründen  im  wesentlichen  folgende  Ver- 
teilung der  Industrie  und  der  damit  ge- 
gebenen Bevölkerungsmassen  eine  sehr  viel 
engere  Grenze  ziehen.  Andererseits  darf 
aber  nicht  verkannt  werden,  daß  aus  dem 
Besitzaufbau  der  deutschen  Landwirtschaft 
sieh  eine  Verschärfung  der  Krisis  ergibt: 
ohne  Eingriffe  in  das  —  städtischen  An- 
schauungen entsprechende,  dem  ländlichen 
Betriebe  nicht  genügend  angepaßte  und  da- 
durch die  Verschuldung  ständig  steigernde  — 
Erbrecht  und  vor  allem  ohne  starke  Be- 
schleunigung der  Aufteilung  von  stark  ver- 
schuldetem öroßbesitz  in  bäuerhche  Anwesen 
ist  eine  Gesundung  der  deutschen  Landwirt- 
schaft nicht  zu  erzielen,  da  jede  nach  außen 
gerichtete  Maßnahme  (Zölle,  Ausfuhrprämien 
u.  dgl.)  in  ihrer  Wirkung  vom  Gange  des 
Weltmarkts  abhängt,  nicht  in  sich  selbst  be- 
ruht (vgl.  die  Artt  „Erbrecht,  ländl.",  „Ver- 
schuldung des  ländl.  Grundbesitzes",  „Innere 
Kolonisation" ,   „Getreidezölle" ,  „Viehzölle". 

Literatur:  Buchenberger ,  Agrarwesen  und 
Agrarpolitik  (Bd.  II),  u.  Conrad,  Agrarkrisis 
(im  H,  d,  St.,  Bd.  I)  —  hddt  mit  ausführL 
Littralurangaben.  —  Buchenberger,  Grund- 
Züge  der  deutsehen  Agrarpolitik  {1S97).  —  r.  d. 
iioltz,  Geschichte  der  deutschen  Landwirtschaft 
(190S).  —  Sering,  Das  Sinken  der  Getreide- 
preise u.   die  Konkurrenz  des  Auslandes  (1894J. 

—  Sering^  Die  landwirtsch.  Konkurrenz  Nord- 
amerikas (1S88J.  —  Wledenfeld,  Die  nord- 
amerikanische Landwirtschaft  (in  dem  SammeU 
trerk  Amerika,  1905).  —  Ssemenow-Kosperoiv, 
Rußlands  Landwirtschaft  u.  Getreidehandel  (1901). 

—  Becker,  Der  argentin.  Weizen  im  Weltmarkt 
(190S).  —  K&nig,  Die  Lage  der  engl.  Land- 
wirtschaft (1896).  —  Levy,  Landwirtseh.  Groß- 
betrieb in  England  (1904)-  —  Die  Ergebnisse  der 
Erhebungen  über  die  Rentabilität  bestimmter 
Landwirtschaftsbetriebe  im  Jahre  1898  (Archiv 
d.  duck.  Landwirtschaflsrais,  1903).  —  Huschke, 
Landwirtsehaftl.  Reinertragsberechnungen  (1902). 

—  König,  Statist.  3fitteilungen  aus  62  klein- 
bäuerl.  Betrieben  (1901).  —  Der  deutsche  Bauer 
u.  die  Getreidezölle  {1902). 

K.  Wiedenfeld. 


Agrarpolitik. 

Einleitung.  1.  Die  A.  des  absolaten  Staates. 
2.  Die  Herrschaft  des  wirtschaftlichen  .Libera- 
lismus.   3.  Die  sozialpolitische  Periode. 

Einleitimg.  Die  A.  umfaßt  1)  die  A. 
im  engeren  Sinne.  Ihr  Gegenstand  ist  die 
soziale  Verfassung  der  Landbevölkerung;  im 
einzelnen:  die  Bodenbesitz  Verteilung,  die 
Bechtsordnung  des  Grundbesitzes  (Eigentum 
imd  Erbrecht,  Schuld-  und  Pachtrecht),  das 
Arbeitsverhältnis  in  der  Landwirtschaft; 
2)  die  Landeskulturpolitik.  Sie  bezweckt 
die  Forderung  der  landwirtschaftlichen  Pro- 


duktion (landwirtschaftliches  Unterrichts-, 
Versuchs-.  Gestüts-,  Meliorationswesen,  land- 
wirtschaftliche Polizei,  Kredit-  und  Ver- 
sicherungswesen). Endlich  bilden  einen  Be- 
standteil der  A.  die  auf  landwirtschaftliche 
Erzeugnisse  bezüglichen  handeis-  und  preis- 
politischen IVIaßnahmen. 

Die  praktische  A.  ist  durchaus  den  all- 
gemeinen Ideen  gefolgt,  welche  die  Wirt- 
schaftspolitik Oberhaupt  beherrschten.  Dem- 
entsprechend sind  in  der  agrarpolitischen 
Entwicklung  der  Neuzeit  3  Perioden  zu 
unterscheiden,  die  hier  jedoch  nur  fiir 
Deutschland  näher  gekennzeichnet  werden 
können. 

1.  Die  A.  des  absoluten  Staates.  Seit 
dem^ufkommen  der  modernen  Staaten  haben 
die  Landesherren  der  größeren  deutschen 
Staaten  im  militärisch-finanziellen  und  po- 
pulatiouistisch  -  volkswirtschaftlichen  Inter- 
esse die  überkommene  Grundeigentumsord- 
nung planmäßig  fortgebildet  In  umfassen- 
der Kolonisation  wurden  die  namentlich  im 
30-jährigen  Krieg  verödeten  Landschaften 
mit  Bauern  besiedelt.  Bauernschutzgesetze 
polizeilicher  Natur  sicherten  dort,  wa  das 
Privatrecht  nicht  ausreichte,  den  Bestand 
der  bäuerlichen  Anwesen.  Andere  Gesetze 
waren  bestimmt,  die  rechtliche  Stellung  der 
Bauern  gegenüber  den  Grund-  und  Gutsherren 
zu  heben,  der  Ueberschuldung  der  Landgüter 
und  ihrer  Zertrümmerung  entgegenzuwirken. 
Damit  verknüpfte  sich  eine  eingreifende 
Pflege  der  Landeskultur.  ]\Ian  begann  mit 
den  Gemeinheitsteilungen  (s.  d.),  man  er- 
weiterte durch  bedeutende  öffentliche  Meliora- 
tionsarbeiten das  dem  Landbau  dienende 
Areal,  suchte  technische  Fortschritte  anzu- 
regen und  im  Notfall  (wie  die  Einführung 
des  Klee-  und  Kartoffelbaues)  zu  erzwingen, 
sicherte  den  Landwirten  durch  Schutzzölle 
und  öffentliche  Magazine  auskömmliche  Ge- 
treidepreise und  verschaffte  ihnen  durch 
große  Kreditinstitute  billiges  Kapital  (vgl. 
Art.  „Landschaften"). 

Diese  Politik  hat  ihre  tiefen  Spuren  in 
der  heutigen  sozialen  Verfassung  Preußens, 
Oesterreichs,  Hannovers  etc.  zurückgelassen. 
Ihr  ist  namentlich  auch  die  Erhaltung  des 
Bauernstandes  in  den  östlichen  Provinzen 
Preußens  zu  verdanken,  den  eine  ungehemmte 
gesellschaftliche  Entwicklung  in  England, 
im  schwedischen  Neuvorpommern,  im  ritter- 
schaftlichen Gebiet  von  Mecklenburg  ver- 
nichtet und  in  den  meisten  Teilen  von  Süd- 
europa zu  einer  Klasse  ärmlicher  Pächter 
herabgedrückt  hat. 

Die  kameralistische  Litei-atur  jener  Zeit 
bleibt  an  Weite  des  Gesichtskreises  beträcht- 
lich hinter  der  Praxis  zurück.  Erstmalig 
findet  sich  bei  Justus  Moser,  dem  „größten 
deutsclien  Nationalökonoraen  des  18.  Jahrh.*' 
(Röscher),  eine  lebendige  und  ursprüngliche 
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Auffassung  für  die  politische  und  sittliche 
Bedeutung,  die  dem  Grundbesitzer-  und 
namentlich  auch  dem  Bauernstande,  der 
„ersten  Stütze  des  Staates'^  zukommt 

2.  Die  Herrschaft  des  wirtschaft- 
lichen Liberalismns.  Der  aufgeklärte  Ab- 
solutismus hatte  den  Kern  der  vom  Mittel- 
alter überkommenen  Agrarverfassung,  die 
Grund-  und  Gutsherrschaft,  die  persönlichen 
und  dinglichen  Abhängigkeitsverhältnisse  der 
Bauern,  unberührt  gelassen,  Rechtsinstitute, 
die  ebensosehr  den  sich  ausbreitenden  frei- 
heitlichen Idealen  widersprachen,  wie  sie 
den  wirtschaftlichen  Fortschritt  lähmten. 
Die  längst  als  unvermeidlich  erkannte  und 
angebahnte  Umwandlung  erfolgte  seit  dem 
Ende  des  18.  Jahrh.  in  allen  Ländern,  des 
europäischen  Kontinents,  so  auch  in  Deutsch- 
land, und  damit  verband  sich  in  vielen  Län- 
dern eine  —  besonders  in  ganz  Norddeutsch- 
land sehr  durchgreifende  —  Neuordnung 
der  Dorffluren  (vgl.  Artt  „Agrargeschichte*' 
loben  S.  30 fg.),  „Bauernbefreiung^*,  „Ab- 
lösung" [oben  ö.  3],  „Gemeinheitsteilung"). 
Unter  dem  Einfluß  der  individualistischen 
Wirtschaftstheorien  beseitigte  man  aber  mit 
der  ständischen  und  kommunalen  Gebunden- 
heit des  Bodenbesitzes  in  den  meisten  Staaten 
auch  fast  jede  positive  staatliche  Fürsorge  für 
die  soziale  und  wirtschaftliche  Verfassung 
der  Landbevölkerung.  Die  innere  Koloni- 
sation kam  zum  Stillstand,  die  Leitung  der 
Ansiedlung  und  der  Grundstücks  verkehr 
wurden  den  Güterhändlern  ül^erlassen  (vgl. 
Art.  „Güterschlächterei").  Man  stellte  den 
Grundbesitz  privatrechtlich  dem  Kapitalbesitz 
gleich,  machte  ihn  frei  teilbar  und  frei  ver- 
schuldbar und  unterwarf  ihn  dem  gemeinen 
Erbrecht  (vgl.  Artt.  „Grundbesitz"  und  „Erb- 
recht, ländliches"].  Die  Pflege  der  Landes- 
kultur, soweit  sie  über  die  bloße  Hinweg- 
lüumung  der  Hemmnisse  freier  Betätigung  des 
Einzelwirtes  hinausging,  geriet  ins  Stocken, 
der  Ausbau  des  ländlichen  Kreditwesens  blieb 
im  wesentlichen  kapitalistischen  Unter- 
nehmungen überlassen. 

3.  Die  sozialpolitische  Periode.  Auf 
der  Grundlage  der  neuen  liberalen  Rechts- 
ordnung vollzog  sich  ein  glänzender  Auf- 
schwung der  von  allen  rechtlichen  Hemm- 
nissen der  Kultur  befreiten  Landwirtschaft. 
Aber  mit  dem  wirtschaftlich  -  technischen 
Aufschwünge  verknüpften  sich  —  wie  in  der 
Industrie  nach  Durchführung  der  Gevverbe- 
freiheit  —  große  soziale  Mißstände.  In  den 
Großgüterdistrikten  entwickelte  sich  nun  erst 
eine  klassenmäßige  Scheidung  zwischen 
Bauer  und  Arbeiter,  und  die  wachsende 
Unzufriedenheit  der  gi-undbesitzlosen  Ar- 
beiter fand  ihren  Ausdruck  in  der  Massen- 
auswanderung vom  Lande  in  die  Städte,  ins 
Ausland.  Der  ländliche  Mittelstand  schmolz 
in  vielen  Gegenden  durcli  Auskauf  und  Zer- 


trümmerung seiner  Güter  zusammen.  Vor 
allem  wuchs  die  Besitzverschuldung  der 
Landwirte  in  besorgniserregendem  Maße; 
um  so  schwerer  mußte  der  im  Gefolge  der 
modernen  Yerkehrsentwickluug  eintretende 
Rückgang  der  Getreidepreise  die  Grundbe- 
sitzer treffen.  So  hat  sich  in  immer  weiteren 
Kreisen  die  Empfindung  verbreitet,  daß  auch 
in  der  Landwirtschaft  der  Grundsatz  vom 
freien  Walten  des  Privatinteresses  nicht  der 
Weisheit  letzter  Schluß  sei,  daß  die  soziale 
Reform  nicht  an  den  Grenzen  der  Städte 
und  Industriebezirke  Halt  machen  dürfe. 
Die  moderne  Agrarfrage  umschließt  vor  allem 
drei  Probleme :  1.  die  Neuregelung  des  Ver- 
hältnisses von  Kapital  und  Grundbesitz  (vgL 
Artt.  „Erbrecht,  ländliches"  und  „Ver- 
schuldung des  ländlichen  Grundbesitzes"); 
2.  die  Regelung  des  Verhältnisses  der  Be- 
sitzenden zu  den  Besitzlosen  auf  dem  Lande 
(vgl.  Artt.  „Landwirtschaftliche  Arbeiter"  und 
„Kolonisation,  innere");  3.  die  Bekämpfung 
der  Preiskrisis  (vgl.  Artt.  „Börse",  „Getreide- 
handel", „Getreidezölle",  „Viehzölle"). 

Wie  auf  den  vorbezeichneten  Gebieten, 
so  dehnt  sich  auch  auf  dem  der  Landwirt- 
schaftspflege die  staatliche  und  korporative 
Tätigkeit  von  Tag  zu  Tag  weiter  aus.  Das 
landwirtscliaftliche  Unterrichts-  und  Ver- 
suchswesen hat  in  neuerer  Zeit  einen  be- 
deutenden Aufschwung  genommen,  man 
sucht  durch  Prämien  und  Ausstellungen 
technischen  Fortschritten  erweiterten  Ein- 
gang zu  verschaffen,  große  Meliorationen 
sind  durch  den  Staat,  die  Provinzen  und 
öffentlichen  Genossenschaften  wieder  aufge- 
nommen worden,  ja  man  scheut  vor  der 
Anwendung  von  Zwangsmaßregeln  und  un- 
mittelbarer Teilnahme  des  Staates  an  der 
landwirtschaftlichen  Produktion  nicht  zurück. 
Dahin  gehören  die  Körordnungen,  welche 
die  Verwendung  von  Zuchttieren  von  dem 
Nachweise  der  Tauglichkeit  abhängig  machen, 
die  staatlichen  Gestüte,  die  Vorschriften 
über  Bullenhaltung  etc.  Endlich  hat  das 
ländliche  Kredit-,  Vei*sicherungs-  und  Ge- 
nossenschaftswesen unter  Beteiligung  der 
öffentlichen  Verwaltung  eine  höchst  wirk- 
same Ausgestaltung  gefunden.  Der  korpora- 
tive Zusammenschluß  der  Landwirte  macht 
rasche  Fortschritte  (vgl.  Artt.  ,,Landwirt- 
schaftliches  Vereinswesen",  „Land  wirtschafts- 
kammorn"). 

Die  sozialpolitische  Schule  der  A.  kann 
in  der  deutschen  Nationalökonomie  heute 
als  die  herrschende  bezeichnet  werden.  Neben 
den  politischen  Anregungen,  die  von  Rod- 
bert  US,  Stein,  Schäiffle  etc.  ausgingen, 
haben  die  argrarhistorischen  Arbeiten  von 
Haussen,  Knapp,  Meitzen,  v.  Mias- 
kowski  etc.  wesentlich  dazu  beigetragen, 
das  Verständnis  für  die  agrarischen  Auf- 
gaben der  Gegenwart   zu  wecken.     Wenn 
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irpendwo,  so  ist  auch  hier  nur  von  der 
Weiterbildung  des  historisch  Gewordenen 
ein  nachhaltiger  Erfolg  zu  erwarten.  Die 
extremen  Richtungen  der  Bodenreformer 
<s.  d.)  und  der  Sozialdemokratie  haben  in 
den  wissenschaftlichen  Kreisen  Deutschlands 
nur  wenig  Anhang  gefunden. 

Kne  maßvolle  Reformpolitik  vertritt  in 
der  neuesten  Literatur  vor  allem  das  auf 
einer  umfassenden  Kenntnis  der  süddeutschen 
Verhältnisse  beruhende  ausgezeichnete  Lehr- 
buch von  Adolf  Buchenberger,  den 
extrem-individualistischen  Standpunkt  der 
alten  Schule  vertritt  L.  Brentano. 

M,  Sering, 


Agrar-  nnd  Industriestaat 

I.  Die  Verändemneen  in  der  Struktur  der 
deutschen  Volkswirtschaft  1.  Die  Steigerung 
der  Produktion.  2.  Die  Beschleunigang  der 
Volkszunahme.  3.  Die  veränderte  Berufs- 
gliederung. 4.  Der  Außenhandel.  —  n.  Die 
Kontroverse.  III.  Diagnose.  —  IV.  Prognose. 
—  V.  Politische  Schlußfolgerungen.  —  VI.  Be- 
deatnng  der  Landbevölkerung  für  die  soziale 
Verfassung  und  als  psychische  Kraftreserve. 

Der  durch  diese  Schlagworte  gekenn- 
zeichnete und  vornehmlich  in  der  deutschen 
Literatur  ausgefochtene  Streit  knüpft  an  die 
mächtige  Entwicklung  der  mitteleuropäischen, 
liesonders  der  deutschen  Industrie  während 
des  letzten  halben  Jahrhunderts  an. 


L  Die  Verandemngen  in  der  Struktur 
der  deutschen  Volkswirtschaft. 

1.    IHe   Steigerung  der  Produktion. 

Die  Begründung  des  deutschen  Zollvereins 
und  der  Ausbau  der  Eisenbahnen,  die  Her- 
ftellung  der  politischen  Einheit  durch  einen 
siegreichen  Krieg,  eine  langanhaltende  gün- 
stige Preiskonjunktur  belebten  den  Unter- 
nehmungsgeist und  ließen  die  Früchte  der 
emsigen  Arbeit  reifen,  welche  seit  den 
Schicksalsschlägen  des  ausgehenden  Mittel- 
alters und  des  30jährigen  Krieges  das  Werk 
der  Wiederaufi'ichtuug  durch  Herstellung 
einer  kraftvollen  Verwaltungs-  und  Heeres- 
organisation,  durch  Pflege  der  geistigen 
Kultur,  der  Technik  und  Wirtschaft  voll- 
bracht hatte.  Deutschland  wurde  wieder 
ein  wohlhabendes  Land.  Im  Laufe  des 
19.  Jahrb.  ist  die  Produktion  im  landwirt- 
ftchaftlichen  Pflanzenbau  etwa  vervierfacht 
<M.  Delbrück),  die  tierische  mehr  als  ver- 
doppelt worden,  während  die  Bevölkerung 
nur  auf  etwa  das  2^/4faehe  zunahm.  Aber 
noch  stärker  war  das  Wachstum  der 
iodustriellen  Produktion.  War  das  deutsche 
Gewerbe  am  Anfange  des  19.  Jahrh.  noch 
&st   aasschließ] ich    Handwerk,    so    besitzt 


Deutschland  jetzt  die  höchst  entwickelte 
Großindustrie  unter  allen  Staaten  des  euro- 
päischen Kontinents.  Die  deutsche  che- 
mische Industrie  ist  die  erste  der  Welt, 
die  deutsche  Roheisen-  und  Stahlproduktion 
hat  neuerdings  die  englische  an  Umfang 
überflügelt  und  folgt  an  zweiter  Stelle  hinter 
derjenigen  Nordamerikas,  nach  seiner  Kohlen- 
erzeugimg  und  Textilindustrie  steht  Deutsch- 
land an  dritter  Stelle  —  nächst  der  Union 
und  Großbritannien.  Deutschland  hat  sich 
eine  starke  Verkehrsrüstung  beschafft.  Sein 
Schienennetz  ist  von  größerer  Längenaus- 
dehnung als  in  irgend  einem  anderen  euro- 
päischen Lande,  die  Tragfähigkeit  seiner 
Handelsflotte  wird  nur  diu'ch  die  englische, 
allerdings  sehr  erheblich,  übertroffen. 

Mit  dieser  Entwicklung  verbanden  sich 
große  Verändenmgen  in  der  Bewegung  und 
der  Berufsgliederung  der  Bevölkerung  so- 
wie im  Außenhandel. 

2.  Die  Beschleunigung  der  Volks- 
zunahme. Infolge  der  vermehrten  Er- 
werbsgelegenheit war  die  Zunahme  der 
deutschen  Bevölkerung  von  1871  bis  1900  so 
stark  wie  in  keiner  gleich  langen  vorher- 
gehenden Periode  des  19.  Jahrh.  Die  Aus- 
wanderung hat  Anfangs  der  80er  Jahre  ihren 
Höhepunkt  erreicht  und  ist  neuerdings  ganz 
gering  geworden.  Die  beiden  letzten  Volks- 
zählungen (1895  und  1900)  zeigen  sogar  eine 
Vermehrung  (15,06  ®/oo)  über  den  starken 
Geburtenüberschuß  (14,72  ®/oo  der  mittleren 
Bevölkerung)  hinaus ;  die  Einw^anderung  war 
also  stärker  als  die  Auswanderung.  Auf 
dem  qkm  lebten  im  Gebiet  des  Deutschen 
Reichs  zu  Anfang  des  19.  Jahrh.  46,  um 
die  Mitte  65  und  am  Ende  104  Menschen: 
von  den  eiux)päischen  Großstaaten  sind  nur 
England  und  Italien  dichter  bevölkert. 

3.  Die  veränderte  Berufsgliederung. 
Der  Bevölkerungszuwachs  ist  aber  in  neuerer 
Zeit  fast  ausschließlich  der  nicht  land- 
wirtschaftlichen Bevölkerung  zugute  ge- 
kommen. Um  1850  lebten  etwa  2/3  der 
deutschen  Bevölkerung  von  der  Landwirt- 
schaft, nach  den  deutschen  Berufszählungen 
von  1882  und  1895  gehörten  ihr  (mit  Ein- 
schluß der  Angehörigen)  dem  „Hauptberufe" 
nach  nur  noch  42,5  und  35,7  ®o  der  Be- 
völkerung, 44,7  und  38,2  ^/o  der  Benifs- 
bevölkerung  (bei  Ausscheidung  der  Berufs- 
losen) an.  Die  vom  Bergbau  und  Gewerbe- 
betrieb (im  Hauptberuf)  lebende  Bevölkerung 
machte  1882:  35,5,  1895:  39,1  ^/o  der  Ge- 
samtzahl und  nach  Ausscheidung  der  Benifs- 
losen:  37,3  bezw.  41,8 ^'0  aus.  Diese  Zahlen 
sind  freilich  nicht  ohne  weiteres  miteinander 
vergleichbar,  auch  an  sich  nicht  ganz  zuver- 
lässig, weil  viele  Landwirte,  die  eine  Neben- 
einnahme als  Gastwirte  oder  Dorfhand  werker 
hatten,  infolge  verkehrter  Fragestellung  die 
Neben besch^igung    als    ihren    Hauptberuf 
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bezeichDeten.  Bei  gleichmäßiger  Ausschaltung 
der  1882  (mit  schätzungsweise  etwa  0,6  Mill.) 
zu  den  Landwirten.  1895  aber  zu  den  Kentnem 
gezählten  Altenteiler  stellt  sich  heraus,  daß 
die  landwirtschaftliche  Bevölkerung  im  ganzen 
nur  wenig  abgenommen  hat,  während  die 
amtliche  Erhebung  19,2  und  18,5  Mül.  Köpfe 
also  einen  Verlust  von  0,7  Mill.  angibt. 
Nimmt  man  ferner  an,  daß  die  Hälfte  der  an- 
geblichen Nebenberufe  Hauptberufe  waren,  so 
erhält  man  als  Relativzahlen  für  die  landwirt- 
schaftliche Bevölkerung  50,4  ®/o  und  43,5  ®/o 
(vgl.  W.  Ciaassen,  Die  soz.  Berufsgliederung 
a.  deutsch.  Volkes,  Staats-  u.  sozialwiss. 
Forschungen  S.  26).  Dennoch  bleibt  die 
Entwicklungstendenz  unverkennbar:  überaus 
rasches  Anschwellen  der  Städte  und  Industrie- 
bezirke, im  ganzen  Stillstand,  in  vielen  Be- 
zirken Rückgang  der  landwirtschaftlichen  Be- 
völkerung. Dieser  Rückgang  wird  nur  durch 
den  Zustrom  von  ausländischen  Wander- 
arbeitern einigermaßen  ausgeliehen. 

4.  Der  Aussenhandel.  Im  Jahre  1849 
war  der  Einfuhr  Überschuß  der  wichtigsten 
Importartikel  des  deutschen  Zollvereins 
schätzungsweise  305  Mill.  M.,  der  Ausfuhr- 
überschuß 317  Mill.  M.  Es  handelte  sich 
hauptsächlich  um  den  Bezug  von  tropischen 
und  subtropischen  Erzeugnissen,  Baumwolle, 
Seide,  Indigo  Droguen,  Hölzern  eta,  wälirend 
der  Ausfuhrüberschuß  zur  Hauptsache  durch 
Fabrikate  der  Textilindustrie,  der  Kui-z-  und 
Holzwarenindustrie,  aber  auch  noch  zu  ^/i2 
durch  landwirtschaftliche  Mehrexporte,  be- 
sonders Weizen  und  Mühlenfabrikate  auf- 
gebracht   wurde.     Von    den    einheimischen 


großen  Gewerbszweigen  war  nur  die  Baum- 
woll-  und  Seidenindustrie  durchaus  auf 
fremde  Zufuhr  angewiesen. 

Der  Mehrbedarf  an  Nahrungsmitteln  und 
'  Industriestoffen  einerseits ,  die   Fabrikaten- 
einfuhr andererseits,  ist  dann  unausgesetzt 
gestiegen.    Seit  dem  Anfange  der  70er  Jahre 
wird  mehr  Brotgetreide  ein-  als  ausgeftlhrt 

1900—05  betrug  durchschnittlich  die 

Mehreinfahr  an: 
Nahninfi:s-a.Genaßmitteln,Vieh  1422  Mill.  Mk. 

Rohstoffen 1602     „       „ 

3024liiIirMk. 
Mehrausfnhr 

an  Fabrikaten 1978    „       „_ 

Im  ganzen  Mehreinfahr  1046  Mill.  Mk. 

Den  von  der  deutschen  Landwirtschaft 
erzeugten  Jahreswert  berechnet  Tr.  Müller 
auf  8  Milliarden  M.  Der  deutsche  Bergbau 
lieferte  1903  einen  Wert  von  1,3  Milliarden. 
Das  ergibt  eine  Summe  von  9,3  Milliarden. 
Zieht  man  von  der  Mehreinfuhr  an  Rohstoffen, 
Nahrungs-  und  Genußmitteln  (3  Milliarden) 
die  in  der  Fabrikatenmehrausfuhr  steckenden 
Rohstoffwerte  mit  rund  ^/4  dieses  Beti-ages 
I  ab,  so  ergibt  sich,  daß  das  Defizit  der  land- 
•  wirtschaftlichen  und  bergbaulichen  Pro- 
duktion in  Deutschland  etwa  ^'5  des  ge- 
samten Bedarfs  an  land-  und  bergbaulichen 
Produkten  ausmacht. 

Im  einzelnen  berechnet  sich  die  Mehr- 
Ein-  und  Ausfuhr  i.  J.  1904  (in  etwas  ver- 
änderter Gruppierung)  wie  folgt: 


A.  Die  Einfuhr  von  solchen  Waren,  deren  Zufuhr  überwiegt 

—  im  ganzen  (brutto)  und  nach  Abzug  der  Aosfohr  (netto). 

(Mill.  Mk.) 

I.  Mineralien 

brutto     netto 

1.  Ind.  Rohstoffe  und  Halbfabrikate  (Brannkohle,  Eisenerz, 

Kupfer) 507        440 

2.  Mineralische  Düngemittel  (Cbllisalpeter)  und  Guano  ...       105        loi 

3.  Mineralische  Gele  (Petroleum) 100         98 

II.  Pelze  und  Fische 

III.  Erzengnisse  der  tropischen  und  subtropischen  Bodenkultur 

1.  Ind.  Robstoffe  (Baumwolle,  Seide,  Kautschnk,  Oelfrücht«)  .       960        830 

2.  Genuß-  und  Nahrungsmittel  (Kaffee,  Tabak,   Südfrüchte, 

Kakao,  Reis) 422        401 

IV.  Bodenerzengnisse  der  gemäßigten  Zone 2742 

1.  Forstwirtschaftliche  Produkte 278       248 

2.  Landwirtschaftliche  Produkte (2464      2068) 

a)  Ind.  Rohstoffe  (Wolle,  Haut«,  Flachs,  Leinsaat)     ...       875        701 

b)  Landwirtschafthche  Rohstoffe  (Futtermittel,  Saat) ...       316       252 

c)  Pferde 91         85 

d)  Nahrungs-  und  G^nnfimittel 1182      1030 


brutto 
712 


222 

1382 


netto 
639 


134 

1231 


2316 


a)  Getreide 

ß)  tierische   Produkte   (Eier,    Schmalz, 

Butter,  Vieh) 

y)  Kartoffeln 

ö)  Genußmittel  (Obst,  Wein,  Branntwein) 


brutto 
527 

487 
»5» 


netto 
457 

467 

2 
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brutto    netto    brutto    netto- 
V.  Fabrikate 341        190 

1.  Textilwaren  (Game  etc.) 219        102 

2.  Chemische  Halbfabrikate 59         42 

3.  Verschiedene  (Uhren,  Gemälde,  Weißblech  etc.)     ....        63       _46 

Sa.  A:  5399      4510 

Dm  Einfuhr  der  unter  B  aufgeführten  Waren 717 

Unter  A  und  B  nicht  nachgewiesene  Einfuhr 248 

Gesamteinfuhr  im  Spezialhandei  6364 

B.  Ausfuhr  yon  Waren,  deren  Ausfuhr  überwiegt. 

brutto    netto- 
L  Metallwaren,  Maschinen,  Instrumente 1137        958 

brutto    netto 

1.  Eisen  und  Metallwaren 778        676 

2.  Maschinen  und  Instrumente 359        282 

IL  Textilwaren  und  Bekleidungsstücke 891        791 

1.  Woll-,  BaumwoU-,  Seiden-  und  andere  Stoffe 732        654 

2.  Eleider,  Leibwäsche,  Pelzwerk  etc 159        137 

in.  Waren  aus  Papier,  Leder,  Glas,  Holz  etc 804        645^ 

1.  Papier  und  Papierwaren 304        234 

2.  Leder-  und  Eautschukwaren 200        252 

3.  Glas-,  Porzellan-,  Ton-  etc.  Waren 154        141 

4.  Holz-,  Flecht-,  Schnitz  waren 82  54 

5.  Spielzeug 64         64 

IV.  Produkte  der  chemischen  Industrie,  Pharmazie,  Industrie  der  Oele,  Fette  etc.         450       320 

Y.  Eraeufi^nisse  der  Landwirtschaft,  der  landw.  Industrie  etc 284        250- 

Zucker 179        177 

Hopfen 45         34 

Bier 23  14 

Mühlenfabrikate 33  21 

Schafvieh 4  4 

VI.  Mineralien 320        205 

Steinkohlen,  Preßkohlen,  Koks 299        185 

Kali-  und  Abraumsalze 21  20 

Sä.  B:   3886      3169" 

Dtzu  Ausfuhr  der  unter  A  aufgeführten  Waren 889 

Uatcr  A  und  B  nicht  nachgewiesene  Ausfuhr 448 

Gesamtausfuhr  im  Spezialhandei  5223 

Im  ganzen  Mehreinfuhr  1141 


Die  ganze  Textilindustrie  ist  jetzt  auf 
«isländische  Rohstoffe  angewiesen;  nicht 
nur  der  Bedarf  an  Baumwolle,  Seide 
liod  Jute,  sondern  überwiegend  auch  an 
Wolle,  Flachs  und  Hanf  wird  durch 
Einfuhr  gedeckt.  Auch  die  Elektrizitäts-, 
die  Kautschukindustrie,  die  Jndustrie  der 
Oele,  die  Lederindustrie,  die  der  Holz-  und 
Schnitzstoffe,  der  Schmuckwaren  etc.  be- 
ziehen bedeutende  Mengen  von  ausländischen 
Rohstoffen,  Selbst  die  heimische  Landwirt- 
schaft erhilt  heute  große  Posten  von  Dünge- 
und  Futtermitteln  vom  Auslande.  Dazu 
kommt  die  rasch  angewachsene  Einfuhr 
von  Verbrauchsgegenständen :  Petroleum, 
Fischen,  tropischen  Gtenußmitteln,  besonders 
aber  an  Nahrungsmitteln  aus  der  gemäßig- 
ten Zone. 

Die  Erzeugnisse  des  dortigen  Landbaues 
and  weitaus  die  wichtigsten  Bezugsgegen- 
sUnde. 

Wie  ist  die  Oesamt-Entwicklung  zu  be- 
vteiien? 


n.  Die  Kontroverse. 

Die  einen  argumentieren  so:  Deutsch- 
land ist  ein  Industriestaat,  das  Gedeihen 
seiner  Volkswirtschaft  mit  Einschluß  des 
Landbaues  ist  identisch  mit  dem  Gedeihen 
seiner  Industrie.  Die  auswärtigen  Märkte 
bieten  ihr  noch  unabsehbare  Entwicklungs- 
möglichkeiten. Im  internationalen  Wett- 
bewerb siegt,  wer  am  billigsten  produziert. 
Billige  Produktion  setzt  aber  Freihandel 
voraus;  denn  der  Freihandel  erzwingt  die 
produktivste  Gestaltung  jeder  Volkswirt- 
schaft und  eine  Arbeitsteilung,  in  der  jede 
Nation  lediglich  Dinge  hervorbringt,  die  sie 
besser  und  billiger  herstellen  kann  als  andere. 
In  diesem  Sinne  äußern  sich  Brentano, 
Dietzel,  K.  Helfferich  etc.  Als  wünschens- 
wert und  unvermeidlich  erscheint  ihnen 
eine  Entwicklung  nach  dem  Vorbilde  von 
England.  Dort  lebt  nur  noch  etwa  ^/lo  der 
Bevölkerung  vom  Landbau,  und  der  eigene 
Boden  bringt  nur  noch  den  Nahrungsbedarf 
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der  Bevölkening  für  2—3  Monate  im  Jahre 
hervor. 

Die  anderen  weisen  darauf  hin,  daß  es 
sich  hier  nicht  nur  um  ein  ökonomisches 
Wertproblem  handele,  sondern  auch  um  die 
Frage,  wie  die  Entwickhing  auf  Gesundheit 
und  Charakter  der  Bevölkerung  einwirke. 
Sie  machen  auf  die  fundamentale  Bedeutung 
des  Landhaus  für  die  Volkswirtschaft  und 
auf  die  Gefahren  aufmerksam,  welche  sich 
aus  der  wachsenden  Abhängigkeit  von  fremden 
Nahrungsmittel-    und    Rohstoffländern    er- 

fiben.  Sie  beurteilen  die  Aussichten  der 
xportindustrie  in  mehr  pessimistischer 
Weise.  So  Adolf  Wagner,  Oldenberg,  Pohle 
etc.  A.  Wagner  bestreitet  nicht  die  Not- 
wendigkeit einer  wachsenden  Teilnahme 
Deutschlands  am  Welthandel,  wünscht  aber 
eine  weniger  stürmische  und  einseitige  Ent- 
wicklimg.  Oldenburg  bekennt  sich  zu  dem 
Ideal  der  Unabhängigkeit  der  einzelnen 
Volkswirtschaft ;  er  rechnet  auf  ein  späteres 
Versiegen  der  Nahrungsmittelzufuhr  und  pro- 
phezeit eine  schwere  Krisis  der  Export- 
Industrie.  Im  Mittelpunkt  der  politischen 
Fordenmgen  dieser  Gruppe  steht  die  Er- 
haltung einer  lebenskräftigen  Landwirtschaft. 

III.  Diagnose. 

Daß  die  gewerbliche  Produktion  und 
Bevölkerung  rascher  zunahm  als  die  land- 
wirtschaftüche,  war  zunächst  eine  Folge  der 
gesteigerten  Produktivität  des  einheimischen 
Landbaues  und  der  veränderten  gewerblichen 
Organisation.  Der  höhere  Wohlstand,  Kom- 
fort und  Luxus  erforderte  eine  rasche  Mehnmg 
der  stoffveredelnden  Arbeit.  Viel  Gewerbe- 
tätigkeit siedelte  aus  den  Kreisen  der  länd- 
lichen Familien  in  die  großen  Industriestätten 
über,  und  die  industrielle  Technik  gestattete 
viele  Bedürfnisse  statt  durch  Verarbeitung 
von  pflanzlichen  und  tierischen  Stoffen  zweck- 
mäßig durch  Verwertung  unorganischer 
Materie  zu  befriedigen.  Diese  inneren  Ver- 
ändenmgen  der  Volkswirtschaft  bedingten 
auch  eine  stärkere  Ergänzung  der  ein- 
heimischen Urproduktion  bei  vermehrter 
Ausfuhr  von  Gegenwerten;  eine  Störung 
des  Gleichgewichts  von  Landwirtschaft  und 
Gewerbe  hätten  sie  nicht  herbeiführen  können. 

Es  ist  aber  eine  gewisse  Hypertrophie 
der  Industrie  und  eine  gewisse  Blutleere  in 
der  I^ndwirtsehaft  eingetreten:  die  In- 
dustrio sieht  sich  in  der  Lage,  dem 
Landvolk  die  Elite  seiner  Nachkommen- 
schaft und  mehr  Ai'l)eiter  zu  entziehen,  als 
die  Bodenkultur  bei  aller  Anwendung  von 
landwirtschaftlichen  Maschinen  zu  entl>ehren 
vermag.  Verschiedene  Ursachen  haben  zu 
solchem  Ergebnis  zusammengewirkt.  Um 
nur  einen  Sondereinfluß  hervorzuheben: 
Die  Abwanderung  ist  am  stärksten  aus 
den    Großgnuidbesitzergebieten,    weil    hier 


für  die  Mehrzahl  das  Gegengewicht  der 
eigenen  Scholle  fehlt  Aber  auch  echte 
Bauemgebiete  leiden  unter  der  Landflucht: 
in  Westdeutschland  und  Frankreich,  nicht 
minder  in  der  nordamerikanischen  Union; 
in  fast  allen  Counties  der  östlichen  und  der 
südlich  von  den  Großen  Seen  gelegenen 
mittleren  Staaten  hat  die  Landbevölkerung 
nach  Ausweis  der  Zensus-Erhebungen  al^ 
genommen.  Auf  die  entscheidende  Ursache 
führt  folgende  Erwägung: 

Die  spnmghafte  Entwicklung  der  Industrie 
setzte  eine  ebenso  rasche  Steigerung  der  Ab- 
satzmöglichkeiten und  der  Nahrungsmittel- 
zufuhr voraus.  Die  ökonomische  Grundlage 
der  Entwicklung  ist  deshalb  in  einer  Weit- 
markt-Konjunktiu»  zu  erblicken,  welche  die 
ausländische  Urproduktion,  das  Angebot  von 
Nahrungsmitteln  plötzlich  erweiterte. 

In  der  zweiten  Hälfte  des  19.  Jahrh. 
hat  sich  mit  Hilfe  der  modernen  Verkehrs- 
technik die  großartigste  Kolonisation  aller 
Zeiten  vollzogen.  Die  rasche  Besiedelung 
und  Nutzbarmachung  ungeheurer  Flächen  in 
der  gemäßigten  Zone  von  Amerika,  Austra- 
lien, Rußland,  auch  Afrika  —  und  ihre  Ausrüs- 
tung mit  allen  Hilfsmitteln  europäischer  Zivi- 
lisation hat  jene  Steigerung  des  Bedarfs  an 
industriellen  Erzeugnissen  und  jenes  über- 
reiche Angebot  von  Nahrungsmitteln  für  die 
rasch  vermehrte  industrielle  und  städtische 
Bevölkerung  herbeigeführt.  Gleichzeitig  voll- 
zog sich  eine  bedeutende  Entwicklung  der 
tropischen  Agrikultur  und  des  Bergbaus  in 
den  neu  erschlossenen  Gebieten. 

Die  von  dort  einströmenden  Lebensmittel 
und  Rohstoffe  wurden  aber  nicht  bloß  durch 
Export  von  Industriewaren  bezahlt,  sondern 
durch  Gewinne  aus  den  draußen  angelegten 
Kapitalien  und  den  Erträgnissen  der  mächtig 
aufblühenden  Schiffahrt.  Die  Nettoein- 
j  nähme  aus  beiden  Quellen  ist  in  Deutsch- 
land auf  etwa  1200  Mill.  M.  zu  veran- 
schlagen, während  die  Exportindustrie,  von 
den  in  ihren  Fabrikaten  enthaltenen  Rohstoffen 
abgesehen,  ungefähr  den  gleichen  Wert  her- 
stellte. ,,Exportkapitalismus'^  und  „Exportin- 
dustrialismus"  deckten  also  ungefälir  je  zur 
Hälfte  den  Fehlbeti-ag  an  einheimischen 
Rohstoffen  und  Lebensmitteln.  Die  im  In- 
land verzehrten  Auslandsgewinne  aber  riefen 
wiederum  eine  innere  Nachfrage  nach  .In- 
dustrieprodukten hervor,  welche  mittelbar 
oder  unmittelbar  nicht  viel  weniger  Menschen 
in  Nahrung  setzt  als  die  Exportindustrie 
(Pohle)  —  ein  Grund,  aus  dem  die  In- 
dustrie so  viel  rascher  wuchs  als  der  in- 
(Justrielle  Export. 

IV.   Pro^ose. 

Das  Ende  jener  Konjunktur  ist  schon 
abzusehen.  Die  rasche  Vermehrung  der 
Nahrungsmittelproduktion  in  der  gemäßigten 
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Zone,  insbesondere  des  Getreidebaues,  ist 
durchaus  auf  extensivem  Wege  erfolgt.  Dem 
NahniDgsbedarf  der  sich  rasch  vermehrenden 
Bevölkerung  wurde  mit  anderen  Worten  durch 
Inkultumahme  immer  neuer  Flächen  Genüge 
geleistet.  Zieht  man  nun  einerseits  die  enorme 
Bevölkerungszunahme  —  sie  betrug  für  Eu- 
ropa, Amerika  und  Australien  von  1890—1900 
65  Mill.  Kopfe  —  und  anderseits  die  Ausdeh- 
nung der  Flächen  in  Betracht,  welche  dem 
Getreidebau  noch  zur  Verfügimg  stehen,  so 
ergibt  sieh,  daß  es  nur  noch  wenige  Jahr- 
zehnte dauern  kanu,  bis  die  Möglichkeit  auf- 
gehört haben  wird,  dem  Getreidebedarf  durch 
extensive  Vermehrung  des  Anbaues  zu  fol- 
gen. (Vgl.  den  näheren  Nachweis  für  Nord- 
amenkia  bei  Sering,  Landw.  Konkurrenz 
N.-A.S  Lpz.  1887,  S.  565.)  Von  da  an  wird 
freilich  durchaus  kein  Mangel  an  Nah- 
rungsmitteln eintreten.  Man  wird  überall 
zu  einer  intensiveren  Produktion  übergehen. 
Die  Getreidepreise  schlagen  wieder  eine 
steigende  Richtimg  ein.  Aber  der  Zustand, 
dafi  die  billigsten  Zufuhren  sich  den  europäi- 
schen Markt  streitig  machen,  hört  auf,  die 
auf  intensiven  Betrieb  angewiesene  und 
stark  mit  öffentlichen  und  privaten  Lasten 
beschwerte  mitteleuropäische  Landwirtschaft 
-wird  wieder  rentabel. 

Mit  der  fortschreitenden  Auffüllung  der 
Getreide  exportierenden  Staaten  verbessern 
sich  aber  auch  die  Bedingungen  für  ihre 
industrielle  Entwicklung.  Die  älteren  In- 
dustriestaaten hören  auf,  die  privilegierten 
Sitze  der  geschicktesten  Arbeit  und  des 
größten  Kapitalreichtums  zu  sein.  Schon 
jetzt  findet  eine  Masseneinwanderung  biUiger 
Arbeitskräfte  aus  Süd-  und  Osteiu*opa  in 
die  nordamerikanischen  Fabrikbezirke  statt. 
Die  Rohstoffländer  beschleunigen  ihre  In- 
dustrialisierung durch  die  Zollpolitik,  und  die 
europäischen  Länder  helfen  dazu  mit  durch 
ihren  Kapital-  und  Maschinenexport.  Die 
Annahme,  daß  trotz  fortschreitender  In- 
dustrialisierung bisheriger  Agrargebiete  die 
für  sie  arbeitende  Exportindustrie  der  älteren 
Kulturstaaten  in  kräftigerEntwicklung  bleiben 
könnte,  weil  sich  immer  neue  statt  der  vom 
Markte  verdrängten  Spezialitäten  fänden, 
wird  diutjh  die  Handelsstatistik  nicht  be- 
stätigt Vgl.  den  genaueren  Nachweis  für 
England  bei  A.  Wagner  (Agrar-  und  Industrie- 
staat S.  134  fF.). 

Daß  Mittel-Europa  etwa  für  die  großen 
auswärtigen  Siedelungsgebiete  den  Schiff- 
fahrtsverkehr dauernd  besorgen  werde,  ist 
ebenso  unwahrscheinlich  wie  die  Behaup- 
timg seiner  dortigen  Gläubigerstellung.  Die 
Vereinigten  Staaten  sind  bereits  im  Be- 
griff, sich  nach  beiden  Richtungen  zu  eman- 
zipieren, was  freilich  nur  schrittweise  imd 
nicht  ohne  Rückschläge  geschehen  kann. 
Nur  die  meisten  tropischen  Gebiete  dürften 
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noch  lange  Zeit  und  vielleicht  dauernd  dem 
auswärtigen  Kapital  tributpflichtig  bleiben. 

Anscheinend  bahnt  sich  eine  Arbeits- 
teilung an,  welche  darin  besteht,  daß  die  ein- 
zelneu Länder  mehr  und  mehr  die  in  ihren 
Grenzen  gewonnenen  Rohstoffe  auch  selbst 
verarbeiten  und  nur  solche  Waren  zum 
Austausch  bringen,  für  deren  Herstellung 
sie  besondere  natürliche  Vorzüge  besitzen. 

Der  Industrieexport  aus  den  älteren 
Kulturländern  wird  darum  so  wenig  ver- 
siegen wie  ihr  Rohstoffimport.  Aber  die 
schon  heute  oft  recht  knappen  Exportgewinne 
verringern  sich.  Sind  die  von  den  jimgen 
Staaten  mit  Beschlag  belegten  weiten  Flächen 
in  Anbau  genommen,  steigen  die  für  uns 
unentbehrlichen  Bodenprodukte  deshalb  im 
Preise,  so  schaffen  wir  fremden  Völkern  in 
der  Grundrente  ein  arbeitsloses  Einkommen 
und  tauschen  für  unsere  Waren  geringere 
Arbeitswerte  ein,  werden  mit  unserer  Arbeit 
jenen  tributär.  Daß  die  Abhängigkeit  der 
alten  Industriestaaten  von  den  Rohstoff- 
ländern größer  ist  als  umgekehrt,  zeigt 
sich  schon  in  der  heutigen  handelspoliti- 
schen Lage. 

V.   Politische  SchlnssfolgemDgen. 

Nach  dem  allen  fehlen  die  Voraus- 
setzungen, unter  denen  England  in  den  40  er 
Jahren  des  19.  Jahrh.  zum  Freihandel  über- 
ging: Mittel-  und  Westeuropa  kann  nicht 
darauf  rechnen,  die  „Industrie Werkstatt  der 
Welt'*  zu  werden  und  zu  bleiben.  Die  Ver- 
legung des  Schwerpunktes  der  Volkswirt- 
schaft in  die  Arbeit  für  auswärtige  Märkte 
würde  für  ein  Binnenland  ohne  großen 
Kolonialbesitz  und  ohne  eine  übermächtige 
Flotte  noch  ganz  andere  Gefahren  einschließen 
wie  für  England.  Der  Freihandel  würde 
sehr  große  Teile  unseres  Landes,  die  unter 
der  jetzigen  Konjunktur  nicht  mehr  anbau- 
würdig  sind,  zur  Verödung  bringen  (vgl. 
Sering  in  der  unten  zitierten  Schrift),  ohne  doch 
dem  verdrängten  Landvolk  eine  gesicherte 
Nahrung  in  der  Industrie  in  Aussicht  stellen 
zu  können.  Die  AgrarzöUe,  soweit  sie  not- 
wendig sind,  um  das  Land  im  Anbau  zu 
halten  und  das  Landvolk  vor  Verelendung  zu 
schützen,  liegen  darum  auch  im  wohlver- 
standenen industriellen  Interesse.  Die  ünent- 
behrlichkeit  der  meisten  auswärtigen  Roh- 
stoffe verbietet  zwar  durchaus,  eine  Politik 
der  handelspolitischen  Selbstgenügsamkeit  zu 
treiben.  Jedoch  muß  versucht  werden,  durch 
möglichste  Steigenmg  der  heimischen  Boden- 
produktion im  Wege  verbesserter  Technik 
und  durch  Entwicklung  der  eigenen  Tropen- 
kolonieen  unser  Ijand  nach  Möglichkeit 
wirtschaftlich  unabhängig  zu  erhalten.  Bis- 
her wird  immerhin  nicht  mehr  als  V**  ^^s 
Jahresbedai-fs  an  Roggen  und  Weizen  für 
menschliche  und  tierische  Ernähnmg  sowie 

4 


50 


Agrar-  und  Industriestaat  —  AgrarzöUe 


fttr  gewerbliche  Zwecke  vom  Auslande  be- 
zogen. Mit  Mineralschätzen  ist  Deutschland 
sehr  reich  ausgestattet. 

VI.  Bedeutung  der  Landbevölkerung  für 

die  soziale  Verfassung  und  als  physische 

Kraftreserve. 

Die  Erhaltung  einer  «breiten  Landbau 
treibenden  Bevölkerung  greift  über  den 
Rahmen  rein  wirtschaftlicher  Interessen  weit 
hinaus.  Es  müssen  hier  wenige  Andeutungen 
genügen.  Gehören  nach  der  amtlichen 
Statistik  von  den  Erwerbstätigen  der  drei 
großen  wirtschaftlichen  Berufszweige  (Land- 
wirtschaft, Gtewerbe  und  Handel)  mit  Ein- 
schluß der  Angehörigen  der  Landwirtschaft 
nur  35,74®/o  an,  so  von  allen  wirtschaftlich 
Selbständigen  57,2'^/o,  dem  Gewerbe  und  dem 
Handel  nur  29,1  und  ISJ^/o.  Der  ganze 
enorme  Zuwachs  der  Industriel)evölkerung 
ist  lediglich  ein  solcher  der  abhängigen  Leute. 
Unabhängige  Persönlichkeiten  sind  aber  un- 
entbehrlich für  die  nationale  Charakterbil- 
dung, und  ein  ßerufszweig,  welcher  die 
Bedingungen  für  zahlreiche  selbständige 
Existenzen  bietet,  gewinnt  gerade  mit  fort- 
schreitender Industrialisierung  an  sozialer 
Wichtigkeit. 

Aber  auch  um  das  Volk  physisch  stark 
zu  erhalten,  ist  eine  zahlreiche  Landbevöl- 
kenmg    von    nöten.       Sie     übertrifft    die 
stadtische  Bevölkerung  wesentlich  an  Lebens- 
kraft     Im    Jahre    1896    kamen    auf    1000 
Frauen  im  Alter  von  15—50  Jahren  in  den 
Landgemeinden    Preußens     166    Lebendge- 
borene, in  den  Klein-  und  Mittelstädten  134 
imd  140,  in  den  Großstädten  127,  in  Berlin  91. 
Der   20  jährige  Mann    hat   die  Wahi-schein- 
lichkeit  in   den   preußischen    Städten    noch 
38—39  Jahre  zu  leben,  auf  dem  platten  Lande 
noch  43,  in  Pommern  sogar  45  Jahre  (Hallod). 
Die  Statistik  des  Heeresergilnzungsgeschäfts 
hat    1902   zum   ersten   Male   die    von   den 
Ersatzkommissionen  endgültig  abgefertigten 
jungen  Leute  unter  dem  Gesichtspunkte  ge- 
schieiien,  ob  sie  in  Orten  mit  weniger  oder  j 
mit  mehr  als  2000  Einwohnern  geboren  sind.  ■ 
Von  den  crstercn  waren  r)S,50^Vo,  von  den  I 
letzteren    5:^,98^/0    tauglich.      Das    für    die: 
Ijandgeborenen  günstige  Ergebnis  \>iederholt . 
sich  mit  einer  Ausnahme  in  jedem  einzelnen 
Korpsbezirk.     Dabei  sind  selbstverständlich  . 
die     allgemeinen     Ijebensbeilingungen     in 
kleinen    Orten    mit    2—20000   Einwohnern 
oft    nicht    schlechter   als    in    den    Dörfern., 
Schroff   wiiil    der    Unterschieil   erst,    wenn 
man  ilas  platte  l^and  mit  den  Großstädten 
vei-gleicht.   Unter  den  in  Berlin  abgefertigten 
Stadtgeborenen  waren  33,1'^  o  Taugliche,  in  j 
der  ganzen  Ijandwehrinspektion  Berlin   mit 
Einschluß     der   Vororte    3G,4^o,     dagegen 
unter  den  Landgeborenen   des  Korpsbezirks 
Brandenburg  (ohne  Berlin)  63,0"  o. 
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Agrarzölle 

sind  solche  Zölle,  die  ein  Staat  auf  die  Einfahr 
landwirtschaftlicher  Produkte  zum  Schutz  der 
eigenen  Landwirtschaft  legt  mit  der  Absicht^ 
die  Produktpreise  innerhalb  der  Zollgrenze  höher 
als  auf  dem  freien  Weltmarkt  zu  halten ;  Getreide- 
oder Viehzölle  in  erster  Linie,  dann  auch  Wolle-,. 
Zucker-,  Spirituszölle  fallen  unter  diesen  Begriff. 
Die  älteren  Zölle  dieser  Art,  die  noch  aus  der 
merkantilistischen  Zeit  stammten,  sind  in  den 
meisten  Staaten  Europas  von  1818  ab  (preußisches 
Zollgesetz)  erst  ermäßigt,  dann  um  die  Mitte 
des  Jahrhunderts  ganz  heseitigt  worden.  Diesem 
Freihandelssystem  ist  dann  England  im  wesent- 
lichen treu  geblieben  —  nur  die  Einfuhr  lebenden 
Viehs  ist  wegen  der  Seucheugefahr  an  sehr 
starke  EinschränkuDgen  gebunden.  Die  anderen. 
Staaten  sind  dagegen  wieder  zum  Schutzzoll, 
zurückgekehrt,  als  in  den  70  er  Jahren  die  land- 
wirtschaftliche Konkurrenz  Nordamerikas  einen 
starken  Preisdruck  in  Europa  hervorrief:  so 
Deutschland  1879  und  Frankreich  1881  in 
mäßigem,  1885  und  1887  in  stärkerem  Maße. 
Während  dann  aber  Deutschland  in  den  Caprivi- 
si'hen  Handelsverträgen  von  1892  und  1894  gerade 
die  A.  wesentlich  ermäßigte,  hat  Frankreich  die 
landwirtschaftliche  Schutzwand  auch  in  den  90er 
Jahren  noch  stark  erhöht;  für  Deutschland  tritt 
erst  mit  dem  1.  IIL  190(5  Avieder  eine  Erhöhung 
und  zu|?leich  eine  Erweiterung  der  bisherigen 
Zölle  ein,  da  die  neuen  Handelsverträge  von 
1905,  vollends  der  autonome  Tarif  von  1Ö02  die 
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Interessen  der  Landwirtschaft  mehr  betonen.  Ob 
jedoch  mit  dieser  Zollerhöhang  auch  eine  Stei^e- 
nug  der  Inlandspreise  yerbnnden  sein  wird^  ist 
lOB  mindesten  zweifelhaft;  denn  trotz  des  Zolls 
hingt  der  Inlandspreis  in  seiner  absolnten  Höhe 
Tom  Weltmarktspreis  ab,  und  nichts  spricht  da- 
fUr,  daß  dieser  jetzt  eine  steigende  Richtung  ein- 
sdüagen  wird  (vgl.  den  Art.  „Agrarkrisis*'  oben 
insbesondere  S.  39fg.).  A.,  wie  Schutzzölle  über- 
haupt, haben  nur  den  Charakter  einer  fest- 
stehenden Spese  des  Außenhandels,  bedeuten 
also  im  allgemeinen  nicht  eine  grundsätzliche 
Abwendung  Tom  System  des  freien  Verkehrs. 
Vgl.  die  Artt  „Getreidezölle",  „Viehzölle", 
«Zucker". 

Literatur:  Eine  zuaammenJoBsende  Darlegwng 
über  die  deutsehen  Ägrarzöüe  ist  in  der  Be- 
gründung zu  dem  Entwurf  eines  ZolUarifgesetzes 
(Reichslagsdrucksfiche  IBOOJg  iVV.  S7S  A)  gegeben  ; 
rgl.  auch  WiedenfeM,  Die  Aufgaben  der 
deutschen  Landwirtschaft  in  der  gegenwärtigen 
handelspolitischen  Situation  (Landwirtsch.  Ztschr. 
für  die  Rheinprovins,  1905,  Nr.  IQjgl). 

K.  Wiedenfeld, 
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Akkordlohn  s.  Lohn. 


Aktiengesellschaften. 

1.  Geschichtliche  Entwicklung.  2.  Die  Ent- 
wicklung der  A.  in  Deutschland.  3.  Das  Recht 
der  A.  in  Deutschland,  a)  All^meines.  b)  Die 
Errichtung  der  A.  c)  Die  Aktie,  d)  Die  Orga- 
nisation der  A.  e)  Die  Geschäftsführung,  f)  Aende- 
nrncr  des  Grundkapitals,     g)   Die   Auflösung. 

4.  Die  Anwendung  der  A.form  in  Deutschland. 

5.  Die  A.  in  Oesterreich.  6.  Die  A.  in  Ungarn. 
7.  Die  A.  in  Frankreich.  8.  Die  A.  in  Groß- 
britannien. 9.  Die  wirtschaftliche  Bedeutung 
der  A. 

1.    Creschichtliche    Entwicklnng.     A. 

sind  Korporationen  zum  Zwecke  von  Er- 
werbsunteraehmuDgen,  deren  Kapital  durch 
Einlagen  einer  Anzahl  von  Personen  gebildet 
wird,  welche  dafür  Anteil  am  Gewinn  er- 
halten, aber  an  dem  Verlust  über  den  Be- 
trag ihrer  Einlagen  hinaus  nicht  teilnehmen, 
auch  den  Gläubigern  der  Korporation  nicht 
persönlich  haften  (doch  gilt  der  letztere 
Satz  ausnahmslos  nur  außerhalb  des  Bereichs 
des  englischen  Rechts).  In  dem  Art.  „Handels- 
gesellschaften" ist  dargelegt,  daß  die  Form 
der  A.  zuerst  in  Italien  sich  findet,  daß  aber 
unabhängig  davon  seit  1600  aus  der  Reederei 
und  den  Schutzvereinigungen  (regulierten 
Kompagnien)  für  die  Zwecke  des  über- 
seeischen Handels  in  Holland,  bald  auch  in 
England  und  Frankreich  und  nach  deren 
Muster  in  anderen  Ländern,  Dänemark, 
Schweden,  Brandenburg -Preußen,  Oester- 
reich, Portugal,   Spanien  Kompagnien  ent- 


standen sind,  welche  allmählich  die  ans 
heute  als  A.  geläufige  Form  annehmen.  Es 
handelt  sich  regelmäßig  um  große  Unter- 
nehmungen von  öffentlichem  Interesse, 
denen  der  Staat  Koiporationsrechte  verleiht* 
In  diesem  ,,Octroi"  sieht  die  ältere  An- 
'  schauung  etwas  ganz  Wesentliches,  auf  dem 
i  namentlich  auch  die  beschränkte  Haftung 
beniht.  Als  in  der  Schwindelperiode  am 
Anfang  des  18.  Jahrh.  in  England  zahlreiche 
Kompagnien  sich  ohne  Freibrief  bilden,  wird 
das  durch  die  Bubbles-Act  von  1720  ver- 
boten. Regelmäßig  verleiht  der  Staat  aber 
nicht  bloß  die  Korporationsrechte,  sondern 
erteilt  auch  sonstige  Privilegien,  das  Monopol 
des  Handels  nach  einem  bestimmten  Lande^ 
das  Recht  in  überseeischen  Gebieten  Bünd- 
nisse und  Handelsverträge  zu  schließen, 
Festungen  anzulegen,  Krieg  zu  führen, 
Oerichtsbarkeit  auszuüben,  im  Heimatslande 
Zoll-  und  Steuerprivilegien  u.  dgl.  Sind  es 
in  England  und  Holland  einflußreiche  Per- 
sonen, welche  diese  Kompagnien  Ins  Leben 
rufen,  so  gehen  in  den  anderen  Ländern^ 
welche  das  holländische  Muster  befolgen 
wollen,  die  Gründungen  vielfach  direkt  vom 
Staate  aus,  der  König  beteiligt  sich  bei  der 
Aufbringung  des  Kapitals.  Dies  in  genügen- 
dem Umfang  zusammenzubringen  bei  dem 
großen  Risiko  der  überseeischen  Unter- 
nehmungen ist  der  eigentliche  Zweck  der 
Kompagnien.  Und  die  neue  Form  erweist 
I  sich  bald  als  überaus  wirksam.  Die 
!  Kompagnien  bringen  große  Summen  leichter 
lauf  als  der  Staat,  so  daß  der  Staat  sie  für 
die  Zwecke  seines  Kredits  dienstbar  macht. 
Die  englische  Bank,  die  ostindische  Kom- 
pagnie, vor  allem  die  Südseegesellschaft 
(vgl.  diese  Artt.)  werden  benutzt,  dem  Staate 
billigen  Kredit  zuzuführen,  und  bei  der 
französischen  Mississippigesellschaft  treten 
hinter  diesem  Zweck  die  überseeischen  Unter- 
nehmungen ganz  zurück  (vgl.  Art.  „Law"). 
Die  Zwecke,  welchen  die  Kompagnien 
dienen,  werden  so  allmählich  erweitert.  Ur- 
sprünglich ist  es  allein  der  überseeische 
Handel  nach  dem  fernen  Osten,  der  zur 
Gründung  der  ostindischen  Kompagnien  in 
Holland,  England,  Frankreich  führt.  Bald 
folgt  der  Handel  nach  dem  spanischen 
Kolonialgebiete  Westindiens,  der  Handel  nach 
anderen  entfernten  Ländern,  die  Hochsee- 
fischerei. Am  Ende  des  17.  Jahrh.  wird 
die  neue  Form  auf  die  Seeversichenmg  und 
auf  das  Kreditgeschäft  (Englische  Bank  1694) 
angewendet  und  bald  darauf  wird  sie  in  der 
ersten  großen  Schwindelperiode  (Südsee- 
Schwindel)  in  England  schon  auf  alle  mög- 
lichen gewerblichen  Unternehmungen  aus- 
gedehnt. Allmählich  verbreitet  sich  im 
Ijaufe  des  18.  Jahrh.  mit  dem  Entstehen  der 
Fabriken  die  Gründung  von  A.  für  industrielle 
I  Unternehmungen.    Seit  1770  finden  wir  in 
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England  die  Kanalgesellschaften,  die  Vor- 
lÄufer  der  Eisenbahngesellschaften. 

Wie  die  Zwecke  der  Kompagnien  mit 
der  Zeit  mannigfaltiger  werden,  so  entwickelt 
sicüi  auch  erst  allmählich  die  feststehende 
Organisatiou ,  das  Hecht  der  A.  Die 
staatlichen  Oktrois  und  Freibriefe  setzen 
nur  einzelne  Punkte  fest,  in  besonderer 
Weise  für  jede  einzelne  Gesellschaft.  Die 
innere  Organisation  bestimmt  sich  nach 
den  Statuten  jeder  einzelnen,  wobei  im 
Laufe  des  18.  Jahrh.  immer  größere  üebereiu- 
stimmung  entsteht,  die  englischen  Ein- 
richtungen von  denen  auf  dem  Kontinent 
sich  scheiden,  bei  diesen  das  französische 
Muster  immer  allgemeiner  befolgt  wird. 

Das  Grundkapital  (Fonds,  Joint  Stock, 
Hauptsumme),  anfangs  für  die  Dauer  des 
einzelnen  Unternehmens  eingezahlt,  darf 
während  dessen  Dauer  vom  Teilhaber  nicht 
zurückgezogen  Averden.  Dann  wird  es  für 
die  Dauer  mehrerer  Eeisen  (1612  bei  der 
Brit.  Ostindischen  Kompagnie)  auf  eine  Reihe 
von  Jahren  eingezahlt,  endlich  entsteht  ein 
dauerndes  Korporationsvermögen  daraus.  Der 
Partizipant  hat  gar  kein  Rückforderungs- 
recht mehr,  dafür  einen  Anspruch  auf  Ver- 
teilung des  Gewinnes,  der  anfangs  zuweilen 
in  natura  (z.  B.  Gewürzen),  später  allgemein 
in  Geld  ausgezahlt  wird. 

Auch  die  Beschränkung  der  Haftung  des 
Partizipanteu  auf  den  Betrag  seiner  Einlage 
steht  nicht  sofort  fest,  doch  ist  sie  die  Regel. 
Die  Zubußepllicht  gegenüber  der  Gesell- 
schaft mit  dem  ihr  entsprechenden  Recht 
der  Abandon nierung,  wie  in  der  Reederei, 
kommt  gleichfalls  im  17.  Jahrh.,  bei  den 
Assekuranzkompagnien  noch  später  vor. 

üeber  seine  Enlage  erhält  der  Teilnehmer 
einen  Schein,  die  Aktie,  der  regelmäßig  frei 
veräußerlich  ist.  Die  üebertragimg  l^darf 
aber  zu  ihi-er  Gültigkeit  der  Umschreibung 
in  den  Büchern  der  Kompagnie;  die  Aktie 
lautet  auf  den  Namen.  Die  Inhaberaktie, 
vereinzelt  im  17.  Jahrh.  schon  vorkommend, 
wird  häufig  bei  dem  Law 'sehen  Schwindel, 
nach  den  damals  gemachten  Erfahrungen 
aber  regelmäßig  nicht  mehr  zugelassen. 

Daß  die  A.  nun  allmählich  den  Charakter 
eines  unpersönlichen  Kapitalvereins  annimmt, 
zeigt  sich  am  deutlichsten  in  der  Stellung 
der  Aktionäre  zur  Verwaltung  der  Komjiagnie. 
Die  gewöhnlichen  kleinen  Partizipanteu 
haben  anfänglich  so  gut  wie  keinen  Einfluß. 
Sie  befinden  sich  etwa  in  der  Stellung  von 
kleinen  Kommanditisten.  Die  großen  Teil- 
nehmer dagegen,  die  ,.llauptpartizipanten", 
leiten  im  17.  Jahrli.  die  Gesellschaft,  sind 
der  dauernde  Beirat  der  aus  ihrer  Mitte 
genommenen,  häufig  vom  Staat  ernannten 
Direktoren  (Bewindhebbers  in  Holland), 
woraus  der  moderne  Aufsichtsrat  entstanden 
ist.    Diese  aristokratische  Organisation,   in 


welcher  ganz  naturwüchsig  den  Hauptbe- 
teiligten auch  aller  Einfluß  zum  Guten  und 
zum  Bösen,  zum  Segen  der  Kompagnie  wie 
zu  gewinnsüchtiger  Bereicherung,  gegeben 
ist,  wird  aber  allmählich,  namentlich  im 
18.  Jahrh.,  in  demokratischem  Sinne  umge- 
staltet, jährliche  Rechnungslegung,  perio- 
discher Wechsel  der  Direktoren,  das  Verbot 
für  Direktoren  und  Beamte  eingeführt,  für 
eigene  Rechnung  Geschäfte  zu  machen. 
Eine  Person  soll  nicht  über  eine  bestimmte 
Anzahl  von  Stimmen  haben.  Die  General- 
versammlung, auf  welcher  die  kleinen 
Aktionäre  jedoch  keine  Stimme  haben,  wird 
im  18.  Jahrh.  den  Statuten  nach  wichtiger, 
ohne  daß  sie  doch  tatsächlich  einen  be- 
herrschenden £}influß  hätte  üben  können. 
Die  Demokratisierung  der  Kompagnien  und 
die  Schwächung  der  Hauptpartizii>anten  be- 
deutet vor  allem  eine  Steigerung  des  Ein- 
flusses der  Kompagniebeamten  (S  c  h  m  o  1 1  e  r), 
wie  das  vor  allem  bei  den  großen  ost- 
indischen Gesellscliaften  hervortritt. 

In  der  zweiten  Hälfte  des  17.  Jahrh. 
sieht  man  allgemein  in  den  Kompagnien 
das  wichtigste  Förderungsmittel  des  Handels, 
der  Ausfuhr,  des  nationalen  Reichtums.  In 
der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahrh.  werden 
sie  immer  allgemeiner  verworfen.  Ihre 
Monopolien  \md  Privilegien  auf  der  einen, 
die  Aktienagiotage  auf  der  anderen  Seite 
erwecken  ihnen  Gegner.  Die  neue  indivi- 
dualistische Richtung  der  Nationalökonomie 
hebt  die  Schwierigkeiten  gesellschaftlicher 
Unternehmungen,  die  Nachteile  der  von 
Beamten  geleiteten  Wirtschaftsbetriebe  hervor. 
In  der  großen  Umwälzung  der  Revolutions- 
kriege gehen  die  alten  öffentlichen,  privi- 
legierten Kompagnien  auf  dem  Kontinent 
unter.  Aber  an  die  Stelle  der  oktroierten, 
privilegierten  Kompagnie  des  öffentlichen 
Rechts  tritt  die  auf  dem  Boden  des  Privat- 
rechts stehende  A.,  die  namentlich  seit  der 
Mitte  des  19.  Jahrh.  immer  allgemeiner  An- 
wendung findet.  Es  ist  das  französische 
Handelsrecht,  das  bestimmend  wird  und  das 
dem  Aktienrecht  des  europäischen  Kontinents 
und  zahlreicher  übereeeischer  Länder  einen 
einheitlichen  Charakter  gibt,  während  Eng- 
land auf  eigenen  Bahnen  doch  zu  vielfach 
ähnlichen  Formen  gelangt  ist. 

In  Franki-eich  waren  durch  Dekret  vom 
26.  Germ.  II  (1793)  die  Kompagnien  ver- 
boten, dieses  Verbot  aber  bereits  1796 
(30.  Brum.)  vom  Direktorium  wieder  auf- 
gehoben, „weil  es  notwendig  sei,  dem 
Handel  die  zur  Entwicklimg  der  Hilfsquellen 
Frankreichs  erforderliche  Freiheit  der  Be- 
wegung wiederzugeben".  Der  so  geschaffene 
Zustand  der  Freiheit  der  A.  wurde  1808 
durch  den  Code  de  Commerce  wieder  be- 
seitigt, die  Errichtung  von  staatlicher  Ge- 
nehmigung abhängig  gemacht,  im  übrigen 
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aber  die  A.  unter  dem  Namen  ,,soic6t6 
anonyme"  als  eine  der  offenen  Handels- 
gesellschaft imd  der  Kommanditgesellschaft 
koordinierte  Vereinigung  für  den  Handels- 
betrieb in  ihren  Grundzügen  geregelt.  Dieses 
System  privatrechtlicher  Regelung  und  staat- 
licher Eon  Zession  verbreitete  sich  von  Frank- 
reich aus  auf  die  Nachbarländer  und  wurde 
namentlich  auch  für  Deutschland  von  Be- 
deutung. 

Auch  das  neue  Rechtsprinzip,  welches 
an  die  Stelle  der  staatlichen  Konzession  die 
Verantwortlichkeit  der  Gründer  und  Leiter 
der  A-  stellt,  findet  sich  zuerst  in  dem 
französischen  Gesetze  von  1867.  Seine  Aus- 
bildung aber  erhält  es  im  deutschen  Gresetz 
von  1884.  In  neuester  Zeit  ist  dieses  das 
Vorbild  für  die  Gesetze  \md  Gesetzentwürfe 
der  Nachbarstaaten  und  sogar  Englands. 

2.  Die  Entwicklung  der  A.  in  Dentsch- 
land.  Hier  hatten  schon  früh,  namentlich 
in  Brandenburg-Preußen,  eine  Anzahl  von 
Kompagnien  bestanden,  so  schon  unter  dem 
Großen  Kurfürsten  die  Brandenburgisch- 
Afrikanische  Kompagnie  von  1682  zur  Be- 
gründung von  Ansiedelungen  an  der  Guinea- 
küste, so  die  Asiatische  Kompagnie  in  Emden 
von  1750  für  den  Handel  nach  China,  die 
Emdener  Heringskompagnie  von  1769,  ein 
paar  Kompagnien  für  den  Getreide-  und 
Holzhandel,  die  Seehandlungssozietät  von 
1772,  bei  der  freilich  der  König  ^/s  des 
Kapitals  übernahm. 

Bei  der  ^ringen  Zahl  von  A.,  welche 
im  ersten  Dnttel  des  19.  Jahrh.  in  Deutsch- 
land errichtet  wurden,  genügte  es,  wenn 
jede  einzelne  Gesellschaft  und  ihre  Statuten 
staatlich  genehmigt  wurden.  Die  Erbauung 
von  Eisenbahnen  durch  Privatgesellschaften 
und  die  Ausdehnung  der  Großindustrie,  des 
Versicherungs-  und  Bankwesens  machten 
aber  seit  den  30er  Jahren  eine  allgemeine 
Regelung  wünschenswert.  In  Preußen  ge- 
Bcbah  das  durch  das  Eisenbahngesetz  vom 
3./XI.  1838  und  das  Gesetz  über  die  A. 
vom  9./XI.  1843.  Oesterreich  folgte  mit 
dem  Vereinsgesetz  vom  26./XI.  1852.  Als 
1857  die  Beratungen  über  ein  Deutsches 
Handelsgesetzbuch  in  Angriff  genommen 
wurden,  bestand  außerhalb  dieser  l)eiden 
Staaten  eine  gesetzliche  Regelung  nur  im 
Gebiete  des  französischen  Rechtes  (Rhein- 
ptalz,  Rheinhessen,  Baden).  In  den  Hanse- 
städten bestand  gewohnheitsrechtlich  die 
Freiheit  der  A.  In  den  übrigen  Teilen 
Deutschlands  war  es  streitig,  ob  zur  Gründung 
von  A.  staatliche  Genehmigung  erforderlich 
seL  Das  deutsche  Handelsgesetzbuch,  wie 
es  in  den  einzelnen  Staaten  1862  eingeführt 
wurde,  forderte  nach  dem  Muster  des  Code 
de  Commerce  und  der  preußischen  Gesetze 
im  Prinzip  staatliche  Genehmigung  zur  Er- 
richtung   von    A.,    überließ    es   aber   den 


einzelnen  Staaten,  davon  abzusehen,  was  die 
Hansestädte,  Oldenburg,  Baden,  Württem- 
berg (diese  beiden  beschränkt)  und,  seit  1868, 
auch  Sachsen  taten.  Das  Handelsgesetzbuch 
forderte  weiter  die  Eintragung  in  das  Handels- 
register und  stellte  im  Anschluß  an  jene 
Gesetze  eine  Reihe  von  Normativbestim- 
mungen auf,  um  Mißbräuche  im  Aktien- 
wesen zu  verhüten.  Die  in  den  60er  Jahren 
sich  immer  stärker  entwickelnde  Bewegung 
für  Beseitigung  der  bisherigen  gesetzlichen 
Beschränkungen  des  Wirtschaftslebens  führte 
auf  unserem  Gebiete  zur  Forderung,  daß  das 
Konzessionssystem  beseitigt  werde.  Der 
Staat  könne  den  Einzelnen  doch  nicht  vor 
Schaden  bewahren.  Der  Staat  sei  der  Auf- 
gabe nicht  gewachsen,  jeden  einzelneu  Fall 
zu  prüfen.  Die  nötige  Vorsicht  und  Um- 
sicht werde  nur  eingeschläfei-t,  wenn  sich 
jeder  darauf  verlasse,  daß  der  Staat  ihn  be- 
schütze. In  der  wachsenden  wirtschaftlichen 
Einsicht  liege  allein  der  Schutz  gegen  mög- 
liche Mißbräuche.  Die  konsequentesten  Frei- 
händler waren  übrigens  der  A.  als  ünter- 
nehmungsform  nicht  günstig  gesinnt. 

Nach  einer  sehr  flüchtigen  Beratimg  im 
norddeutschen  Reichstage  erging  am  11./ VL 
1870  die  Novelle  zum  Handelsgesetzbuch 
über  das  Recht  der  A.  und  Kommandit- 
gesellschaften auf  Aktien.  Das  Handels- 
gesetzbuch hatte  sich  nur  auf  A.  bezogen, 
welche  gewerbsmäßig  Handelsgeschäfte  be- 
trieben. Die  Novelle  von  1870,  welche  1871 
in  den  süddeutschen  Staaten,  1874  in  Elsaß- 
Lothringen  eingeführt  wuKle,  beseitigte  diese 
Beschränkung.  Vor  allem  aber  hob  sie  das 
Erfordernis  .der  staatlichen  Genehmigung 
auf.  Was  sie  an  Normativbestimmungen 
enthielt,  erwies  sich  als  unzureichend,  um 
dem  Geiste  des  Schwindels  und  der  opti- 
mistischen Vertrauensseligkeit  am  Anfang 
der  70er  Jahre  zu  widerstehen,  unter  den 
zahlreichen  neuen  A.  —  in  Preußen  sind 
nach  Engel  1851—1871  335,  dagegen 
1871 — 1873  797  entstanden  —  waren  viele 
ganz  unsolide.  In  den  Mißbräuchen  bei 
Gründung  von  A.  sah  die  erregte  öffent- 
liche Meinung  das  Charakteristikum  einer 
wirtschaftlich  überreizten  Epoche,  die  sie 
als  die  „Gründerzeit"  bezeichnete.  Von  ver- 
schiedenen Seiten  her  i^nirde  schon  1873 
eine  Aenderung  des  Gesetzes  von  1870  ge- 
fordert. Aber  erst  1883,  nachdem  von  1880 
bis  1882  eine  neue  Periode  zahlreicher  Aktien- 
gesellscliaftsgründungeu  eingetreten  war, 
wurde  die  Reform  ernsthaft  in  Angriff  ge- 
nommen und  durch  das  Gesetz  vom  18./ VII. 
1884  das  Recht  der  A.  und  der  Kommandit- 
gesellschaften auf  Aktien  neugestaltet.  Das 
Prinzip  allerdings  wurde  nicht  verändert. 
Das  bis  1870  geltende  Konzessionssystem, 
das  in  Oesterreich  weiterbestand,  hatte  sich 
dort  als  Schutz  gegen  Mißbräuche  wälirend 
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der  Ueberspekulation  keineswegs  bewährt. 
Die  Gründung  der  A.  blieb  frei,  aber  die 
Bedingungen,  unter  welchen  sie  erfolgte, 
wurden  verschärft  in  der  Richtung  größerer 
Oeffentlichkeit  und  festerer  Verantwortlich- 
keit. Für  die  bestehende  A.  wurde  gleich- 
falls strengere  Haftbarkeit  der  leitenden 
Organe  und  ein  besserer  Schutz  der  Aktionäre 
zu  erreichen  gesucht.  Eine  Beschränkung 
•der  A.  auf  bestimmte  Zwecke  oder  die 
Fordeioing  einer  Minimalgröße  des  Aktien- 
kapitals oder  einer  Mindestzahl  von  Gesell- 
achaftern ist  nicht  eingeführt  worden. 

Das  Urteil  über  den  Erfolg  dieses  Gesetzes 
«ng  ziemlich  allgemein  dahin,  daß  es  die 
Gründung  und  Leitung  von  soliden  A. 
höchstens  vorübergehend  gehemmt  habe. 
Soweit  das  formale  Kecht  überhaupt  Garantien 
schaffen  könne,  haben  die  Kautelen  des 
Gesetzes  von  1884  sich  bewährt. 

Das  neue,  1900  in  Kraft  getretene  Handels- 
gesetzbuch hielt  denn  auch  an  diesen  Grund- 
lagen fest  und  suchte  nur  im  einzelnen  jene 
Grundsätze  der  Oeffentlichkeit  und  Verant- 
wortlichkeit schärfer  auszugestalten. 

Den  Mißbräuchen  auf  dem  Gebiete  des 
Emissions-  und  Börsen wesens,  welche  sich 
der  Aktie  als  Spekulationsobjekt  bedienen, 
suchte  man  dagegen  auf  einem  neuen  Wege 
beizukommon  in  dem  Böi*sengesetz  von  1896. 

Als  die  Wirtscliaftskrisis  von  1900/01  in 
einigen  besonderes  Aufsehen  enegenden 
Fällen  des  Zusammenbruches  von  Gesell- 
schaften, in  starken  Verlusten  der  Aktionäre 
vieler  Gesellschaften  zum  Ausdruck  kam, 
wurde  die  Kritik  des  Aktienrechts  und  der 
Form  der  A.  überhaupt  wieder  sehr  lebhaft. 
Wie  in  den  70er  Jahren  die  Grüudimg,  so 
wurde  diesmal  vor  allem  die  Kontrolle  der 
Geschäftsfühnuig,  die  Stellung  des  Auf- 
sichtsrats, die  Bilanzaufstellung,  die  Behand- 
lung des  Reservefonds  kritisch  erörtert.  Doch 
ist  nicht  wahrscheinlich,  daß  in  nächster 
Zeit  einschneidende  Umgestaltungen  des 
Aktienrechts  erfolgen,  wälirend  die  A.  fort- 
fahi-en  eine  immer  größere  Bedeutung  im 
Wirtschaftsleben  einzunehmen. 

3.  Das  Recht   der  A.   in  Deutschland. 

a)  Allgemeines.  Nach  §  178  des  Handels- 
gesetzbuches ist  eine  Gesellschaft  eine  A.^  wenn 
die  sämtlichen  Gesellschafter  sich  nur  mit  Ein- 
lagen beteiligen,  ohne  persönlich  fUr  die  Ver- 
bindlichkeiten der  Gesellschaft  zu  haften.  Das 
Einlagekapital  wird  in  Aktien  zerleift,  welche 
auf  den  Inhaber  oder  auf  den  Namen  lauten 
können.  Die  A.  als  solche  hat,  wie  es  in  §  210 
heißt,  selbständig  ihre  Kechte  und  Pflichten, 
sie  kann  Eigentum  und  andere  dingliche  Rechte 
an  Grundstücken  erwerben,  sie  kann  vor  Gericht 
klagen  und  verklagt  werden.  Sie  ist  eine  Kor- 
poration und  zwar  eine  reine  Kapitalgesellschaft, 
da  die  Aktionäre  auch  der  Gesellschaft  gegen- 
über nur  znr  Leistung  der  Einzahlung  ver- 
pflichtet sind.    Jedoch  ist  in  §  212  der  neue 


Grundsatz  aufgestellt  (um  die  Aktionäre  von 
Zuckerfabriken  zur  Rübenliefemng  rechtsgültig 
verpflichten  zu  können),  daß  den  Aktionären 
neben  den  Kapitaleinlagen  im  Gesellschafts- 
vertrage  die  Verpflichtung  zu  wiederkehrenden 
nicht  in  Geld  bestehenden  Leistungen  auferlegt 
werden  kann,  sofern  die  Uebertragung  der  An- 
teilsrechte an  die  Zustimmung  der  Gesellschaft 
gebunden  ist.  Die  Aktien,  welche  nicht  teilbar 
sind,  müssen  seit  1884  auf  einen  Mindestbetrag 
von  1000  M.  gestellt  sein,  während  nach  der 
Novelle  von  1870  das  Minimum  bei  Namens- 
aktien 150,  bei  Inhaberaktien  HOO  M.  betrug. 
Der  jetzige  hohe  Mindestbetrag  ist  eingeführt, 
um  zu  verhindern,  daß  kleine  Leute,  welche 
über  die  geschäftliche  Lage  und  Leitung  einer 
A.  kein  Urteil  haben,  sich  an  ihr  beteiligen 
und  möglicherweise  um  ihre  Ersparnisse  ge- 
bracht werden.  Dieser  Versuch,  die  kleinen 
Vermögen  an  der  Erwerbung  von  Aktien  za 
hindern,  ist  eine  Eigenart  des  deutschen  Rechts, 
welche  die  Bildung  mancher  A.  hindert  Der 
Mindestbetrafi^  kann  auf  200  M.  herabgesetzt 
werden  für  Namensaktien,  deren  Uebertragung 
an  die  Einwilligung  der  Gesellschaft  gebunden 
ist,  und,  mit  Genehmigung  des  Bundesrats,  bei 
gemeinnützigen  Unternehmungen  oder  falls 
Garantie  einer  bestimmten  Dividende  durch 
den  Staat  oder  eine  andere  öffentliche  Korporation 
geleistet  wird. 

b)  Die  Errichtung  der  A.  Mit  der  Grtin- 
dnng  der  A.  vor  allem  waren  zahlreiche  Miß- 
bräuche verbunden,  weil  nachträglich  niemand 
recht  haftbar  gemacht  werden  konnte.  Das 
Gesetz  von  1884  suchte  dem  abzuhelfen,  indem 
es  die  Aktionäre  (mindestens  5),  welche  das 
Statut  feststellen,  und  diejenigen,  welche  andere 
Einlagen,  als  die  durch  Barzahlung  zu  leistenden, 
machen,  als  „Gründer  der  Gesellschaft"  be- 
sonderer Haltung  unterwarf.  Das  Gesetz  be- 
stimmt, was  im  Gesellschafts  vertrage  (Statut) 
enthalten  sein  muß,  nämlich  Firma  und  Site 
der  Gesellschaft,  Gegenstand  des  Unternehmens, 
Höhe  des  Grundkapitals  und  der  einzelnen 
Aktien,  Art  der  Bestellung  und  Zusammen- 
setzung des  Vorstandes,  Form  der  Zusammen- 
bemfung  der  Generalversammlung,  Form  der 
Bekanntmachungen  der  Gesellschaft.  Aber  noch 
eine  Reihe  weiterer  Bestimmungen  müssen  im 
Statut  enthalten  sein,  um  rechtswirksam  zu 
werden,  nämlich  wenn  das  Unternehmen  auf 
eine  gewisse  Zeit  beschränkt  ist,  wenn  Aktien 
für  einen  höheren  als  den  Nominalbetrag  aus- 
gegeben werden,  wenn  eine  Umwandlung  der 
Aktien  rücksichtlich  ihrer  Art  statthaft  ist, 
wenn  für  einzelne  Gattungen  von  Aktien  ver- 
schiedene Rechte  gewährt  werden  (z.  B.  das 
Vorrecht  der  Prioritätsaktien  bei  Verteilung 
der  Dividende),  wenn  bei  der  Entscheidung 
über  gewisse  Gegenstände  eine  größere  als  die 
einfache  Mehrheit  gefordert,  wird. 

Ferner  muß  es  in  das  Statut  aufgenommen 
werden,  wenn  zugunsten  einzelner  Aktionäre 
besondere  Vorteile  bedungen  sind.  Wenn  von 
Aktionären  auf  das  Grundkapital  Einlagen  von 
anderen  Dingen,  als  Geld,  gemacht  sind  oder 
seitens  der  Gesellschaft  vorhandene  oder  herzu- 
stellende Anlagen  oder  sonstige  Vermögens- 
stücke übernommen  werden,  so  ist  die  Person 
des  Aktionärs  oder  Kontrahenten,  der  Gegen- 
stand der  Einlage  oder  der  Uebernahme  und 
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4er  Betrag  der  dafür  gewährten  Aktien  oder 
Tergütong  im  Gesellschaftsvertrag  festzusetzen. 
Getrennt  davon  ist  der  gesamte  Gründungs- 
aufwand,  der  an  Aktionäre  oder  andere  als 
Entschädigung  oder  Belohnung  für  die  Gründung 
oder  deren  Vorbereitung  gewährt  wird,  im  Statut 
festzusetzen.  Im  Falle  von  Sacheinla^en  oder 
-übernahmen  müssen  die  Gründer  in  einer 
schriftlichen  Erklärung  die  Umstände  darlegen, 
mit  Rücksicht  auf  welche  der  Wert  bemessen  ist. 

Die  Gründung  kann  in  zwei  Formen  vor 
sich  gehen,  als  Simultangründung  oder 
als  Säccessivgründung.  Jene  erfolgt,  wenn 
sämtliche  Aktien  Ton  den  Gründern  über- 
nommen werden.  Mit  der  Uebemahme  der 
Aktien,  welcher  die  Feststellung  des  Statuts 
Torangeganj^n  ist,  gilt  die  Gesellschaft  als 
errichtet.  £s  muß  jeder  Gründer  auf  die  Aktien 
ein  Viertel  des  Nennwerts  einzahlen  (1870  nur 
ein  Zehntel),  bei  Emission  über  Pari  auch  das 
Agio.  Bei  der  Gründung  ist  Vorstand  und 
Aufsichtsrat  zu  wählen,  und  diese  müssen  den 
Hergang  der  Gründung  prüfen.  Ist  aber  eines 
der  Mitglieder  zugleich  Gründer  (was  meist  der 
Fall  sein  wird),  oder  hat  ein  Mitglied  sich 
einen  besonderen  Vorteil  oder  eine  Belohnung 
oder  Entschädigung  für  die  Gründung  aus- 
bednngen  oder  sind  Sacheinlagen  gemacht,  so 
muß  noch  eine  Prüfung  durch  besondere  Revi- 
soren stattfinden,  welche  „das  für  die  Vertretung 
des  Handelsstandes  berufene  Organ'^  d.  h.  regel- 
mäßig die  Handelskammer  zu  bestellen  hat. 
Die  Prüfung  erstreckt  sich  aber  nur  darauf, 
ob  die  Angaben  richtig  und  vollständig,  nicht 
ob  sie  zweckmäßig  sind.  Schließlich  ist  der 
Gesellschaftsvertrag  im  Handelsregister  einzu- 
tragen, nach  Prüfunc:  durch  das  Handelsgericht, 
ob  die  gesetzlichen  Vorschriften  beobachtet  sind. 
Bei  der  Anmeldung,  die  durch  sämtliche  Gründer 
nnd  Mitglieder  des  Vorstandes  und  Aufsichtsrats 
zn  erfolgen  hat,  ist  auch  eine  Erklärune  ab- 
zugeben, daß  der  nötige  Betrag  eingezahlt  ist. 

Die  Eintragung  und  ein  Auszug  aus  dem 
Gesellschaftsvertrag  wird  veröffentlicht. 

BeiderSuccessivgründung  übernehmen 
die  Gründer  (mindestens  5)  nicht  alle  Aktien, 
aber  jeder  mindestens  eine.  Vor  der  Anmeldung 
zum  Register  muß  die  Zeichnung  der  übrigen 
Aktien  durch  schriftliche  Erklärungen  (Zeich- 
nnnesschein)  in  vorgeschriebener  Form  erfolgen. 

Nach  geschehener  Anmeldung  zum  Register 
beruft  das  Gericht  eine  von  ihm  geleitete 
Generalversammlung  aller  Aktionäre  zur  Be- 
schlußfassung über  die  Errichtung  der  Ge- 
sellschaft. Vorstand  und  Aufsichtsrat  haben 
sich  Über  die  Ergebnisse  der  von  ihnen  vor- 
genommenen Prüfung  der  Vorgänge  bei  der 
Gründung  zu  erklären.  Zur  Errichtung  genügt 
die  Zustimmung  der  Mehrheit  dem  Aktien- 
betraire  nach,  falls  sie  ein  Viertel  aller  Aktionäre 
sind  und  ein  Viertel  des  ganzen  Aktienkapitals 
besitzen.  Die  Successivgründung,  bei  welcher 
die  Zeichner  durch  den  Inhalt  des  Zeichnungs- 
scheins wie  durch  die  konstituierende  General- 
Tersammlnng  auf  die  Folgen  ihres  Tuns  auf- 
merksam (Eremacht  werden  sollen,  kommt  tat- 
sächlich viel  seltener  vor  als  die  Simultan- 
gröndnng. 

Die  Gründer  haften  der  Gesellschaft  für 
etwaige  Mißbräuche  bei  der  Gründung.  Sie 
bafteu  solidarisch,  wenn  sie  über  die  Zeichnung 


oder  Einzahlung  des  Kapitals  falsche  Angaben 
machen  oder  über  die  Einlagen  oder  Ueber- 
nahmen  von  anderen  Vermögensstücken.  Von 
der  Verbindlichkeit  zum  Schadensersatz  ist  ein 
Gründer  nur  befreit,  wenn  er  beweist,  daß  er 
die  Unrichtigkeit  nicht  gekannt  habe.  Die 
Gründer,  aber  auch  jeder  Dritte,  der  wissentlich 
mitgewirkt  hat,  haften  auch,  wenn  die  Ge- 
sellschaft durch  Einlagen  oder  Uebemahmen 
„böslich"  geschädigt  ist.  Ist  eine  Vergütung 
nicht  unter  den  „Gründnmrsaufwand"  aufge- 
nommen, so  ist  sie  der  Gesellschaft  zu  ersetzen. 
Dafür  haften  nicht  nur  die  Gründer,  sondern 
auch  die  Empfänger.  Wer  vor  der  Eintragung 
oder  in  den  zwei  nächsten  Jahren  öffentlich 
Ankündigungen  erläßt,  um  Aktien  in  den  Ver- 
kehr einzuführen  (also  die  sog.  Emissionshäuser), 
haftet  der  Gesellschaft  für  unvollständige  oder 
unrichtige  Angaben  der  Gründer  oder  für  bös- 
liche Schädigung  durch  sie,  wenn  ihm  nachge- 
wiesen wird,  daß  er  den  Mißbrauch  gekannt 
hat  oder  bei  Anwendung  der  Sorgfalt  eines 
ordentlichen  Geschäftsmannes  hätte  kennen 
müssen.  Die  Mitglieder  des  Vorstandes  und 
des  Aufsichtsrats  haften  solidarisch  und  dann, 
wenn  von  den  obigen  Verpflichteten  Ersatz 
nicht  zu  erlangen  ist,  wenn  sie  bei  der  ihnen 
obliegenden  Prüfung  der  Gründung  die  Sorg- 
falt eines  ordentlichen  Geschäftsmannes  verletzt 
haben. 

Seit  dem  l./I.  1897  ist  die  Haftung  der 
Emittenten  durch  g§  43—47  des  Börsengesetzes 
eiilfe  wesentlich  strengere.  Für  unrichtige  An- 
gaben des  Prospektes  haften  sie  5  Jahre  lang, 
wenn  sie  die  Unrichtigkeit  gekannt  haben  oder 
ohne  grobes  Verschulden  hätten  kennen  müssen, 
jedem  Besitzer  des  zum  Börsenhandel  zuge- 
lasseneu Wertpapieres  für  Schaden.  Der  Er- 
satzpflicht kann  dadurch  genügt  werden,  daß 
der  Emittent  das  Wertpapier  übernimmt  zu  dem 
vom  Besitzer  nachgewiesenen  Erwerbspreise 
oder  dem  Kurswert^  den  es  zur  Zeit  der  Ein- 
führung hatte. 

c)  Die  Aktie.  Aktien  dürfen  nicht  unter 
Pari  ausgegeben  werden.  Werden  sie  über  Pari 
ausgegeben,  so  ist  das  Agio  dem  Reservefonds 
zuzuführen.  Die  Einlage  ist  bar  zu  leisten. 
Die  Einbringung  anderer  Vermögensstücke  ist 
im  Statut  zu  regeln.  Sind  Aktionäre  mit  ihren 
Einlagen  im  Rückstande,  so  haben  sie  Verzugs- 
zinsen zu  zahlen.  Eriolgt  die  Zahlung  trotz 
dreimaliger  Aufforderung  nicht,  so  kann  der 
Säumige  aller  seiner  Anrechte  für  verlustic; 
erklärt  werden  (Kaduzierung).  Die  der  Gesell- 
schaft so  zugefallene  Aktie  kann  verkauft  und 
für  den  etwanigen  Ausfall  der  säumige  Aktionär 
haftbar  gemacht  werden. 

Die  Aktie  ist,  falls  das  Statut  nichts  anderes 
bestimmt,  frei  veräußerlich,  aber  erst  nachdem 
die  Einlage  voll  bezahlt  ist.  Bis  dahin  sind 
nur  „Interimsscheine''  auszugeben,  welche  wie 
Namensaktien  durch  Indossament  und  Um- 
schreibung im  ,, Aktienbuch*'  der  A.  übertragen 
werden  können,  wobei  jedoch  der  Veräußerer 
der  Aktie,  der  erste  Zeichner,  für  die  Einlage- 
schuld subsidiär  haftbar  bleibt. 

Die  Zulassung  von  Aktien  zum 
Börsenhandel  ist  durch  das  Börsengesetz 
wichtigen  Beschränkungen  unterworfen.  Die 
Zulassung  von  Wertpapieren  erfolgt  nur  nach 
einer  vorhergehenden  Prüfung  durch  eine  eigene 
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Koramisgiün.  Die  Aktien  ganz  kleiner  Gea^ll- 
scbaften  werrlen  Überhaupt  nicht  zum  Börsen- 
hüniie!  2 uifc lassen.  Den  Mindestbetrag-  des 
Grundkapitals  bestiinnit  der  Bnudesrut  und  hat 
ibn  für  Berlin,  Hnmburj^  und  Frankfurt  auf 
1  MilL  M.,  für  alle  Übrigen  Börsen  auf  600000  M. 
( es t gesel K t.  Die  BOii^en  *  E n q ne t eko mm i sa ion 
hutt'e  ftir  Berlin  3  MilL  M.^  flir  Hambnrf  und 
Frankfurt  2  MilL  M.  vorgescUiaj^eu.  (Vorher 
betrug  die  Grenze  iu  Berlin  1  MüL  M.).  Wird 
ein  bereits  hesitehendes  Untemebineu  in  eine 
A.  oder  in  eine  Komtnandit^ef^ellE^ebaft  auf 
Aktien  umgewandelt,  so  werden  die  Aktien 
nicht  Tor  Ablauf  eines  Jahres  nach  der  Ein* 
traifuni?  in  das  Handclsreg^ii<ter  und  vor  Ver- 
(ifftiiitlit-hung  der  erjf^ten  Jahresbilanz  zum 
Böri^cnhäiidel  zugelassen,  ilu  Kraft  vom  L,  V'll. 
IBl+Ji,  r>aher  zahlreiche  ürUndungeu  in  der 
nnniittdbar  Torhergebenden  Zeit.)  Endlich 
unters^aL^t  das  Gesetz  den  ftBörsentenninhander* 
in  Anteilen  vou  Bergwerks*  und  Fabrik  Unter- 
nehmungen* sKtwie  in  denen  anderer  Erwerbs- 
ffeseUse haften,  wenn  deren  Kiipital  weniger  als 

|So  Mill.  M.  betrsigt.  Der  Rnndesrat  kann  ihn 
fcBch  in  anderen  U'ertpapieren  untersagen. 

d)  Di©  Organiaatioo  dor  Ä.  Da»  Gesetz 
bestimmt,  welche  Organe  die  A.  besitzen  muß 
und  in  welchem  Verhältnis  sie  zueinander 
stehen.  S,s  Bind  die  General  vereaninilung,  der 
Vorstand,  der  A uf sieb ts rat- 

Der  Vorstand,  aus  eiuem  oder  mehreren 
Personen  bestehend,  ist  das  Exekutix'organ  der 
Ä.p  welches  die  Geschäfte  führt  und  den  Verein 
nach  auüen  vertritt.  Er  vertritt  die  Interessen 
des  Vereins  und  der  Aktionare*  Wie  er  bestellt 
wird^  wird  durch  das  Statut  besätirnrnt.  Meist 
wird  er  durch  den  Aufäiehtsrat  an^stcdU.  Ak- 
tioniire  braueben  ea  nicht  £U  sein.  Den  Mit- 
gliedern des  Vorstandes  ist  verboten,  ohne  Ein* 
willigung  der  Gesellschaft  ein  H and elsge werbe 
seu  betreiben  oder  in  denj  Handelszweige  d«!r 
Gesellschaft  für  eigene  oder  fremde  Rechnung 
Geschäfte  zn  machen  oder  an  ei  »er  änderten 
Handelsgesellschaft  als  persönlich  batteude  Ge- 
sellschafter teilzunehmen.  Besteht  der  Vorstaud 
ans  mehreren  Mitgliedern,  so  können  sie,  falls 
dasi  Statut  nichts  anderes  bestimmt,  die  Ge- 
selle halt  nur  durch  gemeinsame  Erklärung  ver- 
pftit'hten. 

t »er  Anfsichtsrat^  ans  miudesteuE  3  Mit- 
gliedern bestehend,  ist  bestimmt^  im  Auftrage 
der  Gesamtheit  den  Vorstand  danemd  fLn  übeir- 
wachen ;  nach  außen  vertriti  er  die  Gesellschaft 

^tticht.     Die  Einrichtnog  des   Aufsichtsrats   ist 

"  lüigatorisch  erst  seit  li*70;  seit  1884  brauchen 
eine  Mitglieder  nicht  Aküou&re  xu  sein.    Die 

'Eesteilung  erfolgt  durch  die  Generalversarain- 
lung  auf  längstens  5  Jahre.  Jedoch  darf  der 
erste  Aufsichtsrat  einer  neugegründeten  Gesell* 
Schaft  nur  auf  1  Jahr  gewählt  werden. 

Die  G  e  n  e  r  a  1  r  e  r  s  a  ni  m  1  n  n  g  der  Aktionäre 
ist  das  entscheidende  Organ  der  A.  Sie  tritt 
zusammen  auf  Berufung  regelmäßig  durch  den 
Vontand,  eventuell  auch  durch  den  Äur^dcbtsrat, 
Aktionäre*  deren  Anteile  den  zwanzigsten  Teil 
dra  Grundkapitals  darstellen,  sind  berechtigt, 
die  Berufung  der  Generalversammlung  unter 
Antrabe  des  Zwe*?ks  und  der  Gründe  zu  ver- 
langen. Wird  dem  Verlangen  nicht  entsprochen^ 
so  kann  da»  Hände IsjGfencht  die  AntragsteUer 
zur  Berufung  eno&chGgen.    In  gleich  er  Weise 


köQuen  Aktionäre  es  herbeiführen,  daO  Gegen- 
stande auf  die  Tagesordnung  einer  Generalver- 
8  am  m  In  Hg  gesetzt  werden.  Die  Berufung  hat 
mit  einer  Frist  von  mindestens  2  Wmdien  zu 
erfülgen.  Die  Tagesorduung  muß  mindestens 
eine  Woche  und  bei  Gegenständen,  ftir  welche 
die  einfache  Mehrheit  nicht  genügt,  minde«;tens 
zwei  vorher  bekannt  sein/  Die  Generalver* 
Sammlung  ninll  mindeiRteuH  einmal  jübrlich  ein* 
berufen  werden  zur  Feststellung  der  Bilanz. 
Ist  das  Grundkapital  zur  Hälfte  verloren,  so 
muü  der  Vorstaiid  unverzüglich  eine  General- 
veriftmmhing  einberufen.  Jeder  Beschlnü  der 
GeneraiversammluDg  bedarf  zu  seiner  Gültigheit 
der  gerichtlichen  und  notariellen  Beurkundung, 
und  beglaubigte  Abschrift  ist  oboe  Verzag  zum 
Hiiiidelsi'egif4t*3r  einzureichen.  Abgestimuit  wird 
nach  Aktien,  und  zwar  mulf  seit  1KH4  jeder 
Aktie  das  Stimmrecht  zustehen.  Doch  kann 
beim  Besitz  mehrerer  Aktien  eine  Be^ren7,üujf 
des  Stimmrechts  auf  einen  Höchstbetragr  fest* 
gesetzt  sein.  Für  eine  Reihe  wichtiger  Beschlüsse 
ist  \  4- M ebrh e i t  e rfo rd erl  i ch .  nam en tl ich  zur 
Aenderung  der  Statuten.  Um  Mil» brauche  in 
der  Generalversammlung  zu  verhüten,  sind  eine 
,  Reihe  von  Dingen  mit  Strafe  bedroht,  so  w^enn 
)  jemand  sich  besondere  Vorteile  dafür  versprechen 
I  oder  gewähren  lälit,  wenn  er  in  einem  gewissen 
!  SJune  abstimmt,  wenn  jemand  die  Aktien  eines 
I  anderen  widerrechtlich  zur  Ausübung  des  Stimm- 
i  rechts  benutzt,  wenn  jetnand  auf  Grund  ent- 
i  geltlich  geliehener  Aktien  das8timmrecht  ausübt. 
B  e  s  c  b  1  ü  s  i  e  der  Generalveriammlnng' 
können  angefochten  werden  durch  Klage 
beim  Landgericht,  die  der  Vorstand  erheben 
kann  oder  ein  einzelner  AktiouÄr^  wenn  er 
gegen  den  BeschluC  Widerspruch  zum  Protokoll 
er  klärt  hat  oder  in  der  Versammlung  nicht  er- 
schienen ist.  Die  Klage  kann  wegen  Verletzung 
des  Gesetzes  oder  des  Geseilschafts  vertragt* 
erhoben  werden.  Der  nicht  erachienene  AktiouHr 
kann  aber  die  Anfechtung  nur  darauf  gründen, 
daü  die  Bcnifung  oder  die  Ankündigung  der 
Tagesordnung  nicht  gehörig  erfolgt  war^  Ist 
auf  die  Elage  hin  der  Beschluß  für  ungültig 
erklärt,  so  w^irkt  das  gegenüber  allen  Aktionären. 
Zum  Schutze  der  Minderheiten  dienen  eine 
Bei  he  besonderer  BesUmmnngen.  Die  Besitzer 
eines  Zehntels  der  Aktien  künnen  beim  Land- 
gericht heantrageUj  daU  zur  Priifung  das  Her* 
gangem  hei  der  Gründung  oder  eines  nicht  mehr 
als  2  Jahre  zurückliegenden  Vorfallei  Revisoren 
ernannt  werden.  Auf  Antrag  der  Besitzer  des 
fünften  Teiles  des  Grundkapitals  muß  die  Klage 
auf  Schadensersatz  gegen  die  für  die  Gründung 
haftbaren  Personen  oder  wegen  der  Geschäfts- 
führung gegen  Vorstand  und  Aufsichtsrat  er- 
hoben werden.  Die  Besitzer  eines  Zehntels  dea 
Aktienkapitals  kiinnen  verlangen,  daü  die  Ver- 
baudhiug  iiber  die  Prüfung  der  Bilanz  durch 
die  Generalversammlung  vertagt  wird.  Auf 
Antrag  der  Besatzer  eine»  Zwanzigstels  kann 
die  Ernennung  oder  Abberufung  von  Liqui- 
datoren durch' den  Richter  erfolgen.  Dali  die 
Einberufung  einer  Generalversammlung  und 
Feststellung  der  Tagesordnung  durch  ein 
Zwanzigstel  erzwungen  t\' erden  kann,  ist  bereit* 
erwähnt. 

e)  Die  GeBchäftafi^hruiis*  Alljähzlich 
muß  eine  Bilanz,  eine  Gewinn-  und  Verlust- 
rechnung^  sowie  ein  den  Vermtigonsstand  und 
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die  Verh&ltni3se  der  Gesellschaft  darstellender 
Bericht  dem  Anfsichtsrat  nnd  mit  dessen  Be- 
merkungen der  Generalversammlnng  Torgelegt 
werden.  Um  eine  Yerschleiemng  der  Lage  der 
Gesellflchaft  zn  verhindern,  sind  1884  ein- 
sehende Bestimmungen  über  die  Aofstellnng 
der  Bilanz  getroffen.  Die  Bilanz  ist  von  der 
Generalversamrolnng  zn  genehmigen. 

Znr  Decknn£^  etwa  sich  ergebender  Verluste 
ist  nach  gesetzlicher  Vorschrift  ein  Reserve- 
fonds zu  bilden  in  der  Weise,  da£  jährlich  von 
dem  Reingewinn  mindestens  Vso  beiseite  gesetzt 
wird,  bis  der  zehnte  Teil  des  Grandkapitals 
erreicht  ist.  Dem  Reservefonds  fließt  auch,  wie 
erwähnt,  das  Agio  aus  der  Ausgabe  von  Aktien 
über  Pari  zu.  Der  Reingewinn  wird  an  die 
Aktionäre  als  Dividende  verteilt  Feste 
Zinsen  dürfen  den  Aktionären  weder  versprochen 
noch  bezahlt  werden.  Eine  Ausnahme  machen 
die  sog.  Bauzinsen,  d.  h.  Zinsen  für  einen  be- 
stimmten Zeitraum,  den  die  Vorbereitung  des 
Unternehmens  bis  zum  Anfang  des  vollen  Be- 
triebes erfordert.  In  gutem  Glauben  emp- 
fangene, zu  viel  gezahlte  Dividenden  braucht 
der  Aktionär  nicht  heranszuzahlen.  Ergibt  die 
Bilanz  einen  Verlust,  so  ist  er  zunächst  aus 
dem  Reservefonds  zu  decken.  Weitere  Verluste 
bedeuten  eine  Verminderung  des  Kapitalver- 
]D(>gens.  Erreicht  der  Verlust  die  Hälfte  des 
Grundkapitals,  so  muß  sofort  die  Generalver- 
sammlung einberufen  werden.  Ergibt  sich,  daß 
das  Vermögen  die  Schulden  nicht  mehr  deckt, 
oder  tritt  Zahlungsunfähigkeit  der  Gesellschaft 
ein,  so  muß  der  Vorstand  die  Eröffnung  des 
Konkurses  beantragen. 

Der  Solidität  der  Geschäftsführung  dient 
die  besondere  Vorschrift,  daß  eine  A.  eigene 
Aktien  im  regelmäßigen  Geschäftsbetriebe  weder 
erwerben  noch  zum  Pfände  nehmen  darf,  sofern 
nicht  eine  Kommission  zum  Einkauf  ausgeführt 
wird. 

Um  eine  Umgehung  der  Bestimmungen  über 
die  Gründung  zu  verhüten,  ist  bestimmt,  daß 
die  Generalversammlung  ihre  Zustimmung  geben 
muß,  wenn  vor  Ablauf  von  2  Jahren  seit  Ein- 
tragung in  das  Handelsregister  seitens  der  Ge- 
lellschiSt  Verträge  geschlossen  werden,  durch 
welche  sie  vorhandene  oder  herzustellende  An- 
.ligen  oder  unbewegliche  Gegenstände  für  eine 
d»  zehnten  Teil  des  Grundkapitals  über- 
steigende Vergütung  erwerben  soll.  Vor  der 
Beschlußfassung  hat  der  Aufsichtsrat  den  Ver- 
trag zn  prüfen  nnd  darüber  schriftlich  Bericht 
zu  ersutten. 

f )  Aendemng  des  Grundkapitals.  Das 
Gnindkapital  darf  nicht  vor  dessen  voller  Ein- 
nhlnng  erhöht  werden  (mit  Ausnahme  des 
K^ttais  der  Versicherungsgesellschaften).  Die 
Erhöhung  erfolgt  durch  Ausgabe  neuer  Aktien, 
die  mit  */4-Mehrheit  zu  beschließen  ist.  Es  ist 
nilä.Mig,  für  die  neu  auszugebenden  Aktien  ein 
Agio  zu  fordern. 

Die  Herabsetzung  des  Grundkapitals 
kinn  in  verschiedener  Weise  erfolgen,  durch 
Erlaß  des  rückständigen  Teils  der  Einladen 
liberienmg),  durch  Rückzahlung  eines  Teiles 
der  Einlage  an  alle  Aktionäre  oder  alle  Aktionäre 
bestimmter  Art,  durch  Amortisation,  d.  h.  Rück- 
aUnn^  von  ausgelosten  Aktien  oder  freihändigen 
Ankauf.  Die  Amortisation  kann  im  Gesell- 
lefaaftsvertrage  Torgesehen  sein.     Anderenfalls 


erfolgt  sie  wie  die  Liberierung  nach  den  Regeln 
der  Reduktion,  d.  h.  der  rein  rechnungs- 
mäßigen „Abschreibung'^  des  Grundkapitals 
durch  Herabsetzung  des  Nennwerts  der  Aktien 
oder  durch  Zusammenlegung  alter  Aktien  zu 
neuen.  Der  Grund  für  diese  Operation  liegt 
darin,  daß  das  wirkliche  Vermögen  infolge  von 
Verlusten  kleiner  sein  kann  als  das  nominale 
Grundkapital,  dann  aber  eine  Gewinnverteilung 
nicht  stattfinden  darf.  Solche  Herabsetzung 
muß  von  der  Generalversammlnng  mit  mindestens 
*/i-Mehrheit  beschlossen  werden.  Es  sind  dabei 
die  Formen  und  Fristen  wie  bei  der  Auflösung 
zu  beobachten,  insbesondere  wird  die  Herab- 
setzung erst  wirksam  (die  Verteilung  von  Divi- 
dende also  erst  möglich)  nach  Ablauf  des  sog. 
Sperrjahres. 

g)  Die  Auflösung.  Die  A.  wird  aufgelöst 
1.  durch  Ablauf  der  im  Gesellschaftsvertrage 
bestimmten  Zeit,  2.  durch  Beschluß  einer 
'/i-Mehrheit  der  Generalversammlung,  3.  durch 
Eröffnung  des  Konkurses.  In  Preußen  kann 
eine  A.  durch  Urteil  des  Verwaltungsgerichts 
aufgelöst  werden,  wenn  sie  durch  rechtswidriges 
Verhalten  das  Gemeinwohl  schädigt. 

Die  Liquidation  wird  vom  Vorstande  geführt^ 
kann  aber  anderen  Liquidatoren  übertragen 
werden.  Auf  Antrag  eines  Zwanzigstels  der 
Aktionäre  (dem  Betrage  nach)  kann  dies  der 
Richter  verfügen  (s.  oben).  Zum  Schutze  der 
Gesellschaftsgläubiger  ist  die  Auflösung  dreimal 
öffentlich  bekannt  zu  machen,  wobei  die  Gläubiger 
aufgefordert  werden,  sich  zu  melden.  Erst  nach 
Ablauf  eines  Jahres  nach  der  dritten  Bekannt- 
machung darf  die  Verteilung  des  Gesellschafts- 
vermögens an  die  Aktionäre  erfolgen  (Sperrjahr). 

Eine  A.  kann  auch  endigen,  wenn  das  ganze 
Gesellschaftsvermögen  mit  Aktiven  und  Passiven 
verkauft  wird,  worauf  eine  Liquidation  nicht 
nötig  ist,  da  nur  der  Kaufpreis  an  die  Aktionäre 
zu  verteilen  ist. 

Eine  A.  kann  endlich  aufhören  zu  bestehen 
durch  Vereini^ng  mit  einer  anderen  (Fusion). 
Eine  Liquidation  erfolgt  nicht,  jedoch  ist  das 
Vermögen  der  aufzulösenden  Gesellschaft  so 
lange  getrennt  zu  verwalten,  bis  die  Befriedi- 
fiping  oder  Sicherstellung  ihrer  Gläubiger  er- 
folgt ist. 

Aehnlich  wie  die  Fusion  vollzieht  sich  die 
durch  das  Gesetz  vom  20./IV.  1892  (§  78)  ge- 
regelte Umwandlung  einer  A.  in  eine  Gesell- 
schaft mit  beschränkter  Haftung  (vgl.  diesen 
Art.).  Die  Liquidation  kann  unterbleiben,  wenn 
das  Stammkapital  der  neuen  Gesellschaft  nicht 
geringer  ist  als  das  Grundkapital  der  alten,  den 
Aktionären  Gelegenheit  gegeben  ist,  sich  an  der 
neuen  GesellschsSt  zu  beteiligen  und  die  Aktien 
der  sich  beteiligenden  Mitglieder  %  des  Grund- 
kapitals darstellen.  Der  Beschluß  bedarf  der 
•/4-Mehrheit.  Das  Vermögen  der  aufgelösten 
Gesellschaft  geht  dann  mit  den  Schulden  auf 
die  neue  Gesellschaft  über.  Die  Gläubiger  sind 
unverzüfi'lich  aufzufordern,  sich  zu  melden  und, 
wenn  sie  der  Umwandlung  nicht  zustimmen, 
zu  befriedigen  oder  sicherzustellen. 

4.  Die  Anwendung  der  A.form  in 
Dentschland.  In  Deutschland  sind  bis  in 
die  30  er  Jahre  hinein  nur  wenige  A.  ent- 
standen, in  den  40  er  Jahren  wurden  sie 
etwas    häufiger.      Die    Eisenbahnen,    deren 
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Bau  und  Betrieb  namentlich  in  Preußen  A. 
überlassen  wird,  sind  es  vor  allem,  welche 
zuerst  größere,  auf  diesem  Wege  zusammen- 
gebrachte Kapitalien  erfordern,  außerdem, 
aber  in  viel  geringerem  umfange,  das  Ver- 
fiicherungs-  und  das  Berg-  und  Hüttenwesen. 
In  den  50  er  Jahren  entstehen  zahlreiche 
Aktienbanken,  fängt  die  Industrie  an,  sich 
dieser  ünternehmungsform  etwas  häufiger 
zu  bedienen«  namentlich  die  Textilindustrie 
{Spinnereien)  und  die  Metallverarbeitung. 

Nach  Engel's  und  van  der  Borght's 
Untersuchungen  sind  in  Preußen  gegründet : 

«hpi^  davon 

bis  1850             ^^^Z  Eisen-      Banken 

^*^P^  bahnen 

Aktiengesellschaften      123  27             4 

mit  Kapital  Mill.  M.      674  428           25 

1851—70  (Juni) 

Aktiengesellschaften      295  20           20 

mit  Kapital                  2405  1722            95 

Jedoch  sind  die  Zahlen  nach  anderen 
Angaben  geringer.  Nach  dem  Motiven- 
bericht zum  Gesetz  von  1884  waren  bis 
zum  Sommer  1870  in  Preußen  überhaupt 
nur  203  A.  gegründet. 

Nach  der  Engel' sehen  Zusammen- 
stellung (bei  van  der  ßorght)  sind  dann 
vom  Sommer  1870  bis  Ende  1874  gegründet 
worden : 

Aktien-         mit 
^scU.      MUl.  M. 
Schäften      Kapital 
überhaupt  857  3307 

davon 
Eisenbahngesellschaften    .        24  778 

Banken 103  838 

Baugewerbl.  Gesellschaften      102  487 
Bergbau-    und   Hüttenge- 
sellschaften          93  395 

Metall-  und  Maschinenbau- 
gesellschaften   ....      100  231 

Brauereien 59  72 

Textilindustriegesellsch.    .        36  67 
Chemische  Industriegesell- 
schaften            42               67 

Nahrnngs-  u.  Genußmittel 
(ohne  Brauereien  und 
Zuckerfabriken)     ...        42  66 

Industrie  d.  Steine  u.  Erden        60  57 

Papiere ,      Leder ,      Holz. 

SchnitzstofFe      ....        35  45 

Transportgesellschaften     .      1  18  38 

Zuckerfabriken     ....        40  32 

usw. 

lioider  besitzen  wir  bisher  keine  Reichs- 
statistik über  (las  Aktien wesen.^)  Wir  sind 
im    wesentlichen    auf    private    Zusaramcn- 

*)  Den  einzigen  Anlauf  dazu  macht  der  Ver- 
such aus  den  Materialien  der  Gewerbezählung 
von  1895  die  Verbreitung  der  Betriebe  von  A. 
zu  ermitteln.  Im  ganzen  ist  aber  mit  diesen 
Zahlen  nicht  sehr  viel  anzufangen.  Es  ist  zu 
hofl'en.  daU  die  Gewerbezählung  von  1907  tiefer 
eindringt. 


Stellungen  angewiesen,  wie  sie  sich  nament- 
lich in  den  Drucksachen  der  Börsenenquete 
in  größerem  Umfange  finden. 

Nach  der  Zusammenstellung  von  Chri- 
stians (in  den  Drucksachen  der  Börsen- 
enquete, Statist  Anlagen  S.  276  und  im 
Deutschen  Oekonomisten)  hätte  die  Zahl 
der  in  Deutschland  neugegründeten 
Gesellschaften  und  die  Größe  ihres 
Kapitals  betragen: 


vor  1871 

235 

mit  2074  Mill. 

M. 
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1905  (I.Sem.) 

87 
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rt 

r 

n 

Die  Zahlen  zeigen  in  der  Zu-  und  Ab- 
nahme der  Gründungen,  wie  sehr  gerade 
diese  Unternehmungsforra  unter  dem  Ein- 
flüsse der  allgemeinen  wirtschaftlichen  Kon- 
junktur steht  Ganz  auffallend  sind  die  un- 
geheuren Zalilcn  der  Jahi-e  1871 — 73, 
ebenso  aber  die  niedrigen  Zahlen  für 
1875—78.  Auch  die  durchschnittliche  Größe 
der  neugegnlndeten  Gesellschaften  sinkt,  be- 
trägt statt  3-/8  Mill.  im  Jahre  1871  keine 
Drittelmillion  1878.  Offenbar  sind  die 
meisten  neuen  Gesellschaften  in  diesen 
Jahren  ganz  unbedeutend.  Die  bessere 
Konjunktur  von  1880  an  zeigt  sich  deutlich, 
während  die  vergleichsweise  hohen  Zahlen 
von  1883-84  zum  Teil  wohl  durch  das  Be- 
vorstehen des  strengeren  Aktiengesetzes  be- 
einflußt sind,  ebenso  wie  189o;96  durch  das 
drohende    Börsengesetz.       Die    Wirkung 
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15 
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1895 

21 
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1896 

19 
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27 

189V 

9 

des  Gesetzes  von  1884  wurde  noch  um  237,5  MilL  Von  Fusionen  führt 
verstärkt  dadurdi,  daß  an  den  wichtigsten  Hergenhahn  für  1885 — 1892  14  Fälle  an. 
deutschen  Börsen  strengere  Bestimmungen  Liquidiert  hätten  bis  1884  318  Ge- 
über  die  Zulassung  der  Aktien  zum  Börsen-  Seilschaften  mit  einem  Grundkapital  von 
handel  eingeführt  wurden,  vor  allem  der  1169  Mill.  M.,  darunter  allein  138  Gesell- 
Zwang,  Prospekte  zu  veröffentlichen,  welche  Schäften  von  den  1872  gegründeten,  67  von 
in  einer  dem  Börsenkommissariat  genügenden  den  1873  gegründeten,  52  von  den  1871 
Weise  die  Umstände  darlegen  müssen,  gegründeten.  Vom  14./ Vm.  1884  bis  Ende 
welche  als  Grundlage  für  die  Beurteilung  1892  haben  473  GeseDschaften  liquidiert. 
der  Sidierheit  und  Rentabilität  dienen  In  Konkurs  sind  verfallen  bis  1884 
können.  Es  fehlte  nicht  an  Prophezeiimgen,  84  GeseUschaften,  1884 — 92  64  Gesell- 
daß   diese  Maßregeln,   vor  allem   die  ver-  Schäften.^) 

sdiärfte  Kontrolle  des  Gründungsherganges,        Nach    der    Reichsstatistik    ist   Konkurs 

dazu  führen  würden,  daß  überhaupt  keine  über  die  folgende  Zahl  von  A.  eröffnet: 
A.  gegründet  werden  würden.  Die  obigen 
Zahlen  zeigen,  daß  das  nicht  eingetroffen 
ist,  daß  vidmehr  mit  der  Neubelebung  des 
Spekulationsgeistes  seit  1888  auch  die 
Gründungstätigkeit  lebhafter  wurde,  um  mit 
jenem  seit  1891  wieder  nachzulassen.  Seit 
1892  ist  nicht  außer  acht  zu  lassen,  daß 
die  Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung        Besonderes  Interesse  kommt  einigen  un 

^^^n^-  ^J^^^^^rrenz  machen.  q^^^^   ^^^    1334    geregelten   Punkten    zu. 

Trotzdem  steigen  von  189o-1899  die  g^^eit  es  sich  ermitteln  ließ,  hatHergen- 
Zahlen  mit  der  günstigen  Konjunktur  und  h ahn  festgestellt,  daß  auf  1270  Simultan- 
sinken  dann  wieder  entsprechend  der  De-  gründungen  116  Successivgrün- 
pression.  Die  hohe  Kapitalziffer  1.  J.  1903  düngen  kamen.  Er  hat  ferner  festgesteUt 
^t  abnorm  Sie  ist  die  Folge  der  Gründung  f^j.  1425  neugegründete  GeseUschaften,  in 
der  Gesellschaft  Krupp  mit  160  MiU  M.  ^^  ^elen  FäUen  es  sich  um  Fort- 
Das  allmähliche  Wiederansteigen  der  letzten  Setzung  bereits  bestehender  Ge- 
Jahre tritt  mfolgedessen  nicht  deutlich  ge-  Schäftsunternehmungen  handelte  und 
Dug  hervor.                                        .   ,     ,.  wie    viele    sog.    qualifizierte    Grün- 

Neben  den  I^eugründungen  sind  die  düngen  vorgekommen  sind  (d.h.  Grün- 
Kapitalserhöhungen  bestehender  A.  düngen,  bei  welchen  einem  Aktionär  be- 
lehrreich.  Nach  den  Zusammenstellungen  sondere  VorteUe  zugesichert  oder  statt  Geld 
von  Hergenhahn  (Statist  Anlagen  zur  andere  Einlagen  auf  seine  Aktien  ange- 
Börsenenquete  S.  249  und  263)  haben  vom  rechnet  sind,  oder  bei  welchen  die  GeseU- 
^^  ??£  Aktiennovelle  von  1870  bis  Ende  schaft     verpflichtet    wird,     Anlagen     oder 

'^,.^.0    Gesellschaften   ihr  Grundkapital  sonstige  Vermögensstücke  zu  erwerben,  oder 

von  1108  MilL  M.  um  696  Mül.  vermehrt.  ^^   welchen   für    die   Gründung   eine   Be- 

r  ^    ,irVo°^t.^^^"®^'l.u                        ^^  lohnung    oder  Vergütung    zu    übernehmen 

Ende  1892  haben  die  Erhöhung  ihres  Grund-  '^^)     j^  ^^r  die  Zahl  der 
lapitals  beschlossen: 

Fortsetznneren  bereits  i-ü  •  _•. 

21  Gesellschaften  um     14J  Mill.  M.  bestehender  Unter-  ?)iÄ™'' 

«      55,8     „     „  nehmnngen  Gründungen 

n               fi       53,5      n      »  1884                       6                                   2 

71              »     121,4     „      „  1385                     20                                 29 

n  n     .107,3       „        „  1886  36  48 

n     344,7   „   „      1887         75  7» 

n    204,4   „   „      1888         91  118 

n        n   106,9   „   „  1889  180  189 

n  n         72,6   „   „        1890  85  97 

Die  oben  mitgeteilten  Gründungsziifem  er-      J^  52  71 

halten  hierdurch   erst  die  rechte  Beleuch-      ^^^"^         ^         ^^  ^7 

tong.   Im  gleichen  Zeiträume  von  8V2  Jahren         ^^as  endlich  die  Ausgabe  von  Aktien 

haben   77  ausländische  A.  Zweignieder-  i»  geringerem  Betrage   als   1000  M. 

la^suDgen  in  Deutschland  begründet,  davon  ~  .    .     , 

37  in  den  Jahren  1888-^1890.  „  ')  Die  Zahlen   die  für  Preußen  all(nn  m  den 

Reduktionen  des  Grundkapitals  Matenahen  zum  Aktiengesetzentwurf  von  188^ 

x»^u»^c ü      M^o  vjx  uiiv*ii.«i7x   «10  gjj^^ijj^ijgjj  gm^j    zeigen,   daß  die  obigen  Zahlen 

and  yor^gekommen   unter  dem   alten  Gesetz  ^^^  ^^^  geit  bis  1883 'hinter  der  Wirklichkeit 

von    1873—84    bei    218  GeseUschaften    um  zurückbleiben.    Danach  sind  in  Preußen  allein 

337  Mill.  M^   unter  dem   neuen  Gesetz  von  von  den  1872  gegründeten  Gesellschaften  139 

1884  bis  Ende  1892  bei  423  Gesellschaften  durch  Liquidation,  38  durch  Konkurs  aufgelöst 


1884 

21 

1885 

96 

1886 

9'> 

1887 

93 

1888 

13s 

1889 

238 

1890 

190 

1891 

148 

1892 

123 

60 
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betrifft,  so  ist  die  Erlaubnis  des  Bundesrats 
dazu  für  gemeinnützige  Unternehmungen 
1884—92  nur  in  3  Fällen  gegeben,  dagegen 
scheint  von  der  Befugnis,  derartige  Namens- 
aktien auszugeben,  deren  üebertragung  an 
die  Einwilligung  der  Gesellschaft  gebunden 
ist,  häufiger  Gebrauch  gemacht  zu  werden. 
Hergenhahn  hat  aus  den  unvollständigen 
Veröffentlichungen  im  Keichsanzeiger  130 
Fälle  ermittelt. 

lieber  den  Bestand  an  A.  inDeutsch- 
land ist  zu  bemerken:  Nach  einer  Zu- 
sammenstellung des  „Deutschen  Oekono- 
misten"  hatten  für  1883  1311  Gesellschaften 
mit  3919  MiU.  M.  Kapital  ihre  Abschlüsse 
veröffentlicht,  für  1886/87  gibt  van  der 
Borght  an  2143  Gesellschaften  mit  4877 
MiU.  M.  Für  1890  ergeben  sich  nach  dem 
„Oekonomisten"  2985  Gesellschaften  mit 
r)643  :Mill.  M.  Kapital.  Nach  dem  „Hand- 
buch der  deutschen  A.'*  zählte  van  der 
Borght  (H.  d.  St.  I.  S.  192 ff.)  für  1896 
3712  A.  mit  einem  eingezahlten  Kapital  von 
6846  Mill.  M.  und  ßeserven  von  1176  Mill.  M. 

Was  dann  die  wichtige  Frage  nach  den 
Zweigen  des  Wirtschaftslebens 
betrifft  auf  welche  sich  die  A.  heute  vor 
allem  ersti-eckt,  so  ergibt  die  letztgenannte 
ZusammensteUung  des  „Oekonomisten"  fol- 
gendes Bild.  Nach  den  1891  im  Reichs- 
anzeiger veröffentlichten  Bilanzen  bestanden 
1890  im  Deutschen  Reiche  die  folgenden  A. : 


Erwerbszweig 


liandwirtschaft,  Viehzucht 
etc 

Bergban,  Hütten,  Salinen 

Industrie  der  Steine  und 
Erden,  Glasfabrikation  . 

Metallverarbeitung,  Ma- 
schinenbau     

Chemische  Industrie,  Heiz- 
und  Leuchtstoffe   .    .    . 

Textil-Industrie    .... 

Papier-,  Leder-,  Holz-  und 
Schnitzstoffe 

Brauereien .  Brennereien, 
Malzfabriken  etc.  .    .    . 

Zuckerfabriken     .... 

Sonstige  Nahrungs-  u.  Ge- 
nußmittel   

Bekleidung  und  Reinigung 

Baugewerbe 

Polygraphische  Gewerbe, 
Zeitungen,  Künstlerische 
Betriebe  

Banken    

Versicherungsgesellschaften 

Eisenbahnen 


s 

•X32 


5*1 

p     ^ 

•SS« 


37;         3445511,17 

230    863  953  12,82 
143     14275811,33 


187 

191 
178 

94 

334 
196 


35890412,68 

277  070' 16,37 
279776,  8,21 
I 
86869  11,99 

325771  8,76 
16472411,51 


53'   33047  8,78 

35  i   H635  4,89 

121 1  180  741  5,96 


87  45328,  9,67 
361  1769555,  9,63 
118:  10802923,59 

691    416970I  4,25 


Erwerbszweig 


Ueb  ertrag 
SflU  St.  Tran  sportan  stal  te  n . 
Beherbergung     und      Er- 
quiek ung  

Venchiedeae«  .    .    »    .    . 


Zusammen 


^U 


&» 


2434  5 102  585 

t8o     2Ü8S47 


93 

278 


2985 


38  82g 
_233J55 
5642515 


7i56 
7.^ 


Die  Verteilung  des  Kapitals  auf  die  ver- 
schiedenen Zweige  des  Erwerbslebens  ist 
im  Vorgleich  mit  anderen  Ländern  stark 
beeinflußt  dadurch,  daß  die  anderwärts  und 
früher  auch  in  Deutschland  so  wichtigea 
Eisenbahngesellschaften  keine  besondere  Be- 
deutung mehr  haben.  Auf  sie  entfallen  in 
obiger  Tabelle  nur  mehr  ly4Plo  des  Gesamt- 
kapitals, um  so  mehr  treten  die  Banken 
hervor  mit  fast  einem  Drittel. 

Bei  dem  Fehlen  einer  Statistik  für  ganz 
Deutschland  ist  die  amtliche  Zusammen- 
stellung beachtenswert,  welche  1905  erst- 
malig für  Preußen  gemacht  worden  ist 

Danach  war: 

die  Zahl 

der 
Gesell- 
schaften 

1899/1900     2444 
1902/1903     2554 


deren 
Aktien- 
Kapital 

Mill.  M. 
5769 
6622 


Schulden 
Reserve- (^"Ifilif' 

theken) 
Mill.  M.    Mill.  M. 


944 
1027 


0 
a 


•53 


4)    47 


1303 

1762 
Dividende 


5-3 


72% 


S         o  fl 


1899/1900  704 
1902/1903  585 


54 
106 


Millionen  Mark 

4991 
5181 


504 
410 


10,1 
7,9 


Der  Unterschied  des  Baisse-  und  des 
Haussejahres  kommt  hier  klar  zum  Ausdruck. 
Das  Gründungskapital  der  1902  3  be- 
stehenden Gesellscliaften  hatte  3861  Mill.  M, 
betragen.  Unter  den  2554  Gesellscliaften 
waren  nur  719,  deren  Aktien  einen  Börsen- 
kurs hatten,  aber  von  dem  Nominalkapital 
entfielen  auf  sie  4625  Mill.  M.,  deren  Kurs- 
wert Ende  1902  7100  Mill.  M.  betrug. 

Von  den  2554  Gesellschaften  hatten  ein 
Aktienkapital 

bis  zu  500000  M.  874 
500000  bis  2  Mill.  „  1095 
2  MUl.    „     5      „       »355 

5       r  »    15        n         r        159 

über  15      „       „       71 
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Auf  die  einzelnen  Gewerbegruppen  ver- 
teilten sich  die  Gesellschaften  folgender- 
maßen: 


Gewerbeerappen       ^  oS 

< 

Bergbau,  Hütten  und 
Salinen 202 

Ind.  d.  Steine  u.  Erden    185 

MetaUverarbeitung  .    . 

Ind.  d.  Maschinen  etc. 

Chem.  Industrie  .    .    . 

Ind.  d.  Leuchtstoffe 

Textilindustrie     .    .    . 

Papierindustrie    .    .    . 

Lederindustrie     .    .    . 

Industrie  der  Holz-  u. 
Schnitzstoffe     .    .    . 

Industrie  d.  Nahrungs- 
u.  Genußmittel     .    . 

Bekleidungsgewerbe     . 

Polygraph.  Gewerbe    . 

Handelsgew.  (Banken). 

Yersicherungsgewerbe . 

Yerkehrsgewerbe     .    . 

Beherbergung  und  Er- 
quickung     .... 

Sonstige  i^namentl.  ge- 
meinnützige und  ge- 
sellige)      


71 
269 

73 

52 

loi 

35 
26 

29 

473 
10 

52 
391 

77 
256 

22 


230 


ö  s3 

MilL  M. 


1219 
234 
138 
790 

177 
53 

156 
40 
40 

37 

505 
16 

29 

2256 

79 

452 

25 


64 


sa  »  ao 

S    o 

8,1 
3,9 
4,8 
4,6 

11,9 
5,4 
4,0 
5.3 

",4 

3,3 

7,8 
5,0 
5,3 
6,0 

21,3 
3,2 

5,6 


3,0 


Einige  weitere  Angaben  mögen  die  Be- 
deutung der  Aktie  als  Anlagewert  be- 
leuchten. Nach  den  Zusammenstellungen 
von  Christians  waren  unter  den  in 
Deutsehland  stattgefundenen  Emissionen 
von  Wertpapieren  dem  Kurswerte  nach  in 
MilL  M. 


deutsche 
Aktien 

bei  einem   Gesamt- 
betrag der  deutschen 

l'apiere  von 

1884 

38 

375 

1886 

78 

530 

1888 

260 

1317 

1889 

482 

1158 

1890 

306 

1135 

1892 

22 

778 

1893 

67 

924 

1894 

122 

1035 

1895 

372 

1057 

1896 

589 

1290 

1897 

594 

1312 

1898 

911 

1697 

1899 

1147 

2376 

1900 

691 

1502 

1901 

204 

1412 

1902 

347 

1657 

1903 

266 

1424 

1904 

563 

1757 

ausländ. 
Aktien 

bei 

einem   Gesamt- 

betrag  der  ausländ. 
Papiere  von 

1884 

48 

530 

1886 

33 

485 

1888 

77 

667 

Ar.oi8n<i         ^ci  einem  Gesamt- 
?t*ia«         betrag  der  ausländ. 

AKUen  Papiere  von 

1889  59  584 

1890  27  386 

1892  4  172 

1893  —  342 

1894  56  385 

1895  18  318 

1896  80  568 

1897  24  633 

1898  16  710 

1899  17  234 

1900  90  275 

1901  12  211 

1902  15  454 

1903  33  242 

1904  41  232 

Die  Bedeutung,  welche  die  Kurs- 
schwankungen des  Besitzes  von  Aktien 
für  das  Vermögen  der  einzelneu  haben,  er- 
gibt die  ZusammensteUung  von  Christians 
(Statist.  Anlagen  der  Börsenenquete  S.  302) 
über  die  Kurswerte  der  im  Berliner  Kurs- 
zettel notierten  Aktien  der  deutschen  Bank- 
imd  Industriegesellschaften.  Es  betrug  in 
Mill.  M. 

der 
Kurswert 
3002 
4147 
3290 


am  26./I.  1889 
„  28./I.  1890 
„     9./V.  1892 


das  Nominal- 
kapital 
2170 

2744 
2730 


Nach  weiteren  Berechnimgen  derselben 
Autorität  (D.  Oekon.  23.1/.  1904)  hatten 
Aktien 

im  Nennwert  von    einen  Kurswert  von 
Millionen  Mark 
am  30./IX.  1896     3851  61 13 

„  20./XIL1903     3248  5001 

Von  größter  Wichtigkeit  ist  die  Frage 
nach  der  Rentabilität  der  A.,  deren 
Beantwortung  freilich  außerordentliche 
Schwierigkeiten  macht,  da  man  zur  Beant- 
wortung nur  die  Höhe  der  Dividenden, 
allenfalls  das  Verhältnis  des  Reingewinns 
zum  Aktienkapital  hat.  Die  Höhe  oder  Ge- 
ringfügigkeit der  Dividende  hängt  in  zahl- 
reichen Fällen  nicht  eigentlich  von  der 
Rentabilität  des  Unternehmens  ab,  sondern 
davon,  ob  bei  der  Gründung  oder  bei  Kapl- 
talserhöhuugen  das  Aktienkapital  richtig 
bemessen  ist,  ob  im  weiteren  Verlauf  reich- 
liche Reserven  gelegt  sind  etc.  Natürlich 
müssen  in  den  Jahren  günstiger  Konjunktur 
die  Gesellschaften  mit  guter  Dividende,  in 
Jahren  schlechten  Geschäftsganges  die  mit 
geringer  oder  ohne  Dividende  vorwiegen. 

Im  Jahre  1902/3  zalilten  von   den  2554 

preußischen  Gesellschaften   1602  Dividende 

und  von  diesen  gaben  auf  ihre  Stammaktien 

bis  3^/0  215 

3—5%  455 

5— 7°o  307 

7—10%  307 

über  10%  284 
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Der  D.  Oekonomist  (15./X.  1904)  stellt 
die  an  der  Berliner  Börse  notierten  Bank- 
und  Indnstrieaktien  zusammen. 


Es  war  1899 
die  Zahl  der  Dividende  zah- 
lenden Gesellschaften  .    .  612 

deren  Kapital     .  Mill.  Mark  4S80 

die  Dividende     .     „       „    .  44^ 
das  sind  vom  Hundert 


Zahl   der    keine   Dividende 

zahlenden  Gesellschaften . 

mit  einem  Kapital  von  Mill.  M. 


9,18 


30 
88 


1903 

576 

5161 
391 

7,57 

129 
522 


5.  Die  A.  in  Oesterreich.  In  Oester- 
reich  gilt  unverändert  das  Recht  des  All- 
gemeinen Deutschen  Handelsgesetzbuchs, 
also  das  Konzessionssystero.  Die  auch  in 
Oesterreich,  ja  dort  besonders  stark  hervor- 
getretenen Mißstände  bei  Gründung  und 
Leitung  von  A.  haben  wiederholte  Versuche 
einer  Reform  der  Gesetzgebung  (auch  das 
Vereinsgesetz  von  1852  kommt  in  Betracht) 
veranlaßt,  jedoch  ohne  Erfolg.  Auf  dem 
Verwaltungswege  ist  durch  das  am  BO.  Sept. 
1899  erlassene  Regulativ  wenigstens  für 
Industriegesellschaften  eine  gewisse  An- 
näherung an  das  deutsche  Recht  herbei- 
geführt worden. 

Die  A.  ist  in  Oesterreich,  seiner  wirt- 
schaftlichen Entwicklung  entsprechend,  erst 
seit  der  Mitte  des  19.  Jahrh.  häufiger  geworden. 
Seit  der  Zeit  Karls  VI.  waren  einige  Kom- 
pagnien geginmdet  worden,  so  1719  die 
orientalische  Kompagnie,  für  den  Handel 
nach  der  Ijcvante  begründet,  mit  der  Zeit 
aber  zu  einer  großen  Industriegesellschaft 
sich  umwandelnd.  In  derselben  Zeit  wurde 
die  Osten eichiseh-ostindische  Kompagnie  ge- 
gründet, die  1725  schon  wieder  aufgelöst 
wurde.  Aus  der  Zeit  Josephs  II.  werden 
noch  einige  Kompagnien  genannt.  Die 
erste  Triester  Seeassekuranzkompagnie  ist 
176G  gegi-üudet.  Als  erste  im  19.  Jalirh. 
gegründete  A.  ist  die  privilegierte  öster- 
reichische Nationalbank  von  181G  anzusehen, 
die  heutige  österreichisch-ungarische  Bank. 
Im  Jahre  1830  bestanden  erst  9,  1850  erst 
35  zum  Teil  ganz  unbedeutende  Gesell- 
schaften. Die  Nationalbank,  die  Schiffalirts- 
unternehmungen  des  Lloyd  und  der  Donau- 
dam[)fschiffahrtsgesellschaft  und  die  Noitl- 
l»ahiigesellschaft  besaßen  allein  größeren 
Umfang.  In  den  50  er  Jaliren  erstreckt 
die  wirtschaftliche  Entfaltung  Oesterreichs, 
welche  die  Folge  der  ganz  veränderten 
politischen  Verhältnisse  war,  sich  auch  auf 
das  Aktien  wesen.  Eisen  bah  ngesellschaften, 
Banken,  gewerbliche  Großl>etriebe  in  Aktion- 
form vermehren  sich.  Die  weite it?  Ent- 
wicklung zeigt  folgende  Uebersicht  (zum 
Teil  mich  Juraschek). 


Ende  1865 

n  1868 

Ende  AprU  1873 

Ende  1874 

n  1879 

:  1884 

n  1889 

«  1895 


Ende   1891 
„      1895 

n  1900 


Zahl  der  be- 
stehenden Oe- 
Seilschaften 

131 
182 
360 
781 
619 
440 
419 

431 
492 

Zahl  ohne  die 
Eisenbahnge- 
sellschaften 

392 

433 

529 


deren  einge- 
zahltes Kapit 
Mill.  Kronen 

1361 

1519 

2099 

4146 

3333 

2834 

3013 

3014 

3195 


1364 
1490 
201 1 


Ganz  auffallend  tritt  bei  diesen  Zahlen 
hervor,  wie  die  Aktienspekulation  von  1869 
an  zur  plötzlichen  Entstehung  ilberaus  zahl- 
reicher  A.  führt  und  wie  scharf  der  Rück- 
schlag seit  der  Krisis  vom  Mai  1873  ist. 
Bis  1885  ist  jedes  Jahr  die  Zahl  der  Auf- 
lösungen größer  gewesen  als  die  2iahl  der 
Gründungen.  Ende  1885  war  der  tiefste 
Stand  der  Gesamtzahl  mit  414.  Der  tiefste 
Stand  der  Kapitalgröße  wurde  Ende  1879 
mit  1417  Mill.  Gulden  erreicht.  Die  Zahl 
der  Gründungen  ist  andauernd  sehr  gering, 
das  Kapital  nicht  stark  gewachsen,  wobei 
zu  beachten  ist,  daß  die  Verstaatlichung 
der  Eisenbahnen  große  Kapitalsummen  in 
Wegfall  gebracht  hat. 

Die  Wirkimgen  der  üeberspekulation  imd 
ihre  langandauernden  Nachwirkungen  für 
die  A.  auf  dem  Gebiete  des  Kredits  und 
der  Industrie  treten  schroff  hervor.  Bei- 
spielsweise war  die  Zahl  der 


Ende 

Mai 

Ende 

Ende 

1870 

1873 

1878 

1895 

Bank-   und  Kredit- 

institute    .    .    . 

47 

137 

45 

41 

Baugesellschaften  . 

4 

54 

20 

II 

Berjjfbau-u.Hütten- 

gesellschaften 

24 

46 

33 

26 

Brauereien  u.  Malz- 

fabriken    .    .    . 

14 

36 

33 

43 

Spinnereien  u.  We- 

bereien .... 

24 

38 

28 

27 

Zuckerfabriken  .    . 

58 

102 

74 

75 

Versicherungsgesell- 

schaften    .    .    . 

27 

44 

20 

17 

Eiseubahngesell- 

schaften     .    .    . 

23 

33 

28 

59 

Auf  die  Vorgänge  zu  Anfang  der  70  er 
Jahre  werfen  auch  die  Zahlen  der  verteilten 
Dividenden  ein  scharfes  Licht.  So  betrug 
die  Dividende  bei  folgenden  Gesellschaften 
Proz. 

1872  1876 
Oesterreichische  Kreditanstalt  .  18,75  1,2s 
Anglo-üsterreichische  Bank    .    .    25  o 

i  Wiener  Bankverein 80  o 

I  Allg.  üsterr.  Baugesellschaft .    .    55  o 
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Bei  den  Indostriegesellschaften  stehen 
neben  Gesellschaften  mit  ähnlichen  Erschei- 
Dungen  andere  mit  verhältnismäßig  wenig 
beeinünfiter  Rentabilität.  Bei  den  Transport- 
gesellschaften schwanken  die  Dividenden 
mit  der  allgemeinen  wirtschaftlichen  Kon- 
junktur, aber  nicht  annähernd  wie  bei  den 
Banken. 

Das  ganze  Aktienwesen  ist,  wie  obige 
Zahlen  zeigen,  in  Oesterreich  nur  schwach 
entwickelt  Das  Kursblatt  der  Wiener 
Börse  führte  1903  nur  die  Aktien  von  37 
Banken,  42  Transport-  und  nur  96  In- 
dustrieuntemehmungen  auf,  von  denen  aber 
viele  niemals  den  Gegenstand  von  Börsen- 
omsätzen  büden.  Bei  den  lebhaften  Erörte- 
rungen der  letzten  Jahre  über  die  Schwäche 
der  wirtschaftlichen  Entwicklung  Oester- 
rdchs  ist  dieser  Umstand  oft  hervorgehoben. 
Der  Grund  dürfte  teils  in  den  allgemeinen 
politischen  und  wirtschaftlichen  Zuständen, 
teils  in  dem  Konzessionssystem,  teils  in  der 
enormen  flöhe  der  Besteuerung  der  A.  zu 
suchen  sein. 

6.  Die  A.  in  ÜDgam.    In  Ungarn  ist 
das  Allg.  Deutsche  Handelsgesetzbuch  durch 
ein    neues    Handelsgesetzbuch    vom    16./ V. 
1875  ersetzt,    worin   das  Recht  der  A.  in 
Anlehnung    an    die   deutsche    Novelle    von 
1870  neu  geregelt,  also  das  Erfordernis  der 
Konzession    b^itigt   ist.      Das    ungarische 
Gesetz   hat   aber    schon   den  Versuch    ge- 
macht,  die  Gründer    besser  verantwortlich 
lu  machen,    als    das    in   Deutschland    ge- 
schehen war,  auch  dem  Gründungsprospekt 
größere  Bedeutung  zu  geben,  die  Minoritäten 
zu  schützen   und  die  Haftbarkeit  des  Vor- 
standes und  Aufsichtsrates  zu  sichern. 

Seit  Ende  der  30  er  Jahre  waren  in 
Ungarn  einzelne  A.  entstanden,  etwas  mehr 
Bedeutung  haben  sie  jedoch  erst  in  den 
öOer  Jahren  angenommen  und  erst  1872 
erfolgte  eine  starke  Zunahme.  Das  einge- 
lahlte  Kapital  der  Kreditanstalten  stieg  von 
1867  bis  1872  von  3,1  auf  54,1  MiU.  Gulden, 
das  der  Industriegesellschaften  von  19,2  auf 
68,1  Mill.  Gulden,  aber  bis  1876  war  letz- 
teres auf  54,5,  jenes  bis  1879  sogar  auf 
US)  Mill.  Gulden  gesunken.  Seitdem  ist 
es  ansehnlich  gestiegen;  die  Gründungen 
von  A.  sind  häufiger  als  in  Oesterreich. 

Nach  den  Untersuchungen  von  Körösy 
stieg  die  Zahl  der  in  Budapest  bestehenden 
A  von  Ende  1874—1898  von  64  mit  95,8 
m.  Gulden  Kapital  auf  242  mit  366,3  Mill. 
Golden. 

Die  Verstaatlichung  der  großen  Eisen- 
hahnen hat  allerdings  das  Gebiet  der  A.  ein- 
geengt, doch  haben  sich  dafür  die  in  ihren 
Händen  befindlichen  Lokalbahnen  stark  aus- 
gedehnt Eine  Eigenart  Ungarns  ist  die  große 
2ahl  von  Sparkassen  und  Volksbanken  {Ge- 
oossenschaften),    welche  die   Form   der  A. 


haben.    Sehen  wir  ab  von  den  letztgenannten 

(deren  es  1896  1109  gab),   so  gab  es  nach 

Juraschek  (a  d.  St.  I  S.  216)  1892/9a 
ungarische  A.: 

Aktien-        mit  MilL 

gesellschaften  Gulden 

Sparkassen 507  36,4 

Banken 205  60,3 

Versichemngseesellsch. .           7  9,4 

ELsenbahngesellschaften          72  168.3 

Sonst.  Transportgesellsch.       20  23,8 
Indostriegesellschaften 

(ohne  Mühlen)    ...        184  121,7 

Mühlen 72  16,9 

Sonstige 109  24,9 

Es  ergibt  sich,  daß  die  Mehrzahl  der 
Gesellschaften  reclit  klein  sein  muß.  Die- 
Gewinne  sind  bei  den  Kreditinstituten 
durchschnittlich  hoch,  besonders  bei  den 
Spar^sen,  so  1889 — 91  bei  den  Banken 
13®/o,  bei  den  Bodenkreditinstituten  15®/o^ 
bei  den  Sparkassen  26®/o.  Sehr  niedrig 
sind  dagegen  die  Erträgnisse  der  Eisenbahn- 
gesellscbaften. 

7.   Die  A.  in  Frankreich.     Bis   zum 

Ende  des  ersten  Kaiserreichs  waren  in 
Frankreich  erst  12  A.  (societ^s  anonymes), 
zugelassen,  davon  3  für  Kanäle.  Auch  in 
der  Folgezeit  nahmen  sie  nicht  sehr  rasch 
zu,  was  seinen  Grund  vornehmlich  in  dem 
Verhältnis  der  KommanditgeseDschaft  auf 
Aktien  zur  A.  hatte.  Jene  bedurfte  keiner 
Konzession  und  seit  1832  stand  auf  Grupd 
der  Eechtsprechung  fest,  daß  sie  Aktien  auf 
den  Inhaber  ausgeben  dürfe.  Die  Folge 
war,  daß  von  ihr  ein  sehr  umfassender  Ge- 
brauch gemacht  wurde  und  daß  die  eigent- 
lich spekulativen  Gründungen  mit  Vorliebe 
diese  Form  wählten.  In  der  zweiten  Hälfte 
der  30  er  Jahre,  von  1845—47,  von  1853—56. 
standen  den  großen  Zahlen  neuer  Kom- 
mandit-A.  nur  wenige  reine  A.   gegenüber. 


Es  wurden  gegründet 

Kommandit- 

Konzessionierte 

aktieugesell- 

Aktiengesell- 

schaften 

schatten 

1840-44  (5  Jahre)      653 

III 

1845-47  (3       „     )       744 

66 

1848—52  (5      „    )      952 

74 

1853-56  (4      „     )     1539 

96 

1857-62  (6      „     )      809 

69 

In  dem  Rückgang  der  Kommandit-A. 
nach  1856  zeigt 'sich  die  Wirkung  des  Ge- 
setzes vom  23./ VII.  1856,  durch  welches 
diese  Gesellschaftsform  strengen  Normativ- 
bedingungen unterworfen  wurde.  Immerhin 
findet  sie  auch  heute  noch  vergleichsweise 
häufige  Anwendung  (jährlich  zwischen  60- 
und  100  Neugründungen). 

Die  anonyme  Gesellschaft  fand  in  dieser 
Zeit  häufigere  Anwendung  nur  auf  dem 
Gebiete  des  Bank-,  des  Vereicherungswesens- 
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und    der  Yerkehrsanstalten.      Es 
solche  Gesellschaften  gegründet 


wurden 


in  der  Hestaunitionszeit  (1815 

bi*  1830)  . 

ttoter  der  JnUmonarchie  (1830 

bis  1848) 

unter    der    Republik     (1848 

bis  1851) 

-nnter    dem    Kaiserreich    (bis 

Eüdc  1859) 


112 


z6o'lO 


109 
132 


21 

73 

7 

36 


39 
93 

8 

33 


Außerdem  waren  Berg-  und  Hüttenwerke, 
<}asanstalten  und  Iromobiliargesellschaften 
häufiger  vertreten. 

Das  Drängen  der  Erwerbskreise  nach 
freierer  Bewegung  führte  1863  zur  Ein- 
führung einer  neuen  Gesellschaftsform,  der 
Societo  ki  responsabilito  limitee,  welche  der 
Konzession  nicht  bedurfte  imd  den  Normativ- 
bestimmungen des  Gesetzes  von  1856  unter- 
worfen war.  Diese  drängte  die  konzessio- 
nierten GeseDschaften  ganz  zurück.  Bis 
1867  wurden  von  diesen  nur  mehr  69  ge- 
gründet, in  der  neuen  Form  dagegen  338 
Gesellschaften.  So  entschloß  man  sich  1867 
den  Konzessionszwang  wie  das  Gesetz  von 
1863  aufzuheben  und  die  anonyme  Gesell- 
schaft allgemein  auf  Grund  von  Normativ- 
bestimmungen zuzulassen.  Dieses  Gesetz 
vom  24./ VII.  1867  regelt  gleichzeitig  die 
genossenschaftlichen  Societes  ä  capital  variable 
{societes  cooperatives).  Das  Gesetz  fordert 
1.  einen  Gesellscliaf tsvertrag,  der  mit  der 
Liste  der  Zeichnungen  beim  Gericht  zu 
hinterlegen  und  im  Auszug  zu  veröffent- 
lichen ist.  2.  einen  Akt,  durch  welchen 
•die  Zeichnung  des  Kapitals  und  Einzahlung 
von  einem  Viertel  konstatiert  wird.  3.  Fest- 
stellung des  vorigen  durch  eine  General- 
versammlung und  Prüfung  der  nicht  in  Geld 
bestehenden  Einlagen;  4.  im  letzteren  Falle 
Genehmigung  der  „Api)orts*'  durch  eine 
zweite  Genoral vei-samm hing  (Primker).  Die 
Geschäftsführung  erfolgt  im  Prinzip  durch 
auf  Zeit  gewählte  Aktionäre,  denen  aber 
Nichtaktionäre  substituiert  «^-erden  können. 
Zur  Kontrollo  der  Geschäftslage  und  der 
Rechnungen  werden  alljährlich  Kommissare 
gewählt.  Eine  gesetzliche  Sicherung  dos 
Stimmrechts  auch  für  die  Kleinaktionäro  be- 
steht nicht,    doch  können   diese   seit   1893 


')  Für  Eisenbahnen,  Kanäle.  Brücken  und 
Häfeu,  Schiffahrt,  sonstige  Befürderungsan- 
stalten. 


sich  zu  Gruppen  zum  Zweck  der  Abstimmung 
vereinigen.  Der  Minimalbetrag  der  Aktie 
war  bisher  bei  Gesellschaften  mit  mehr  als 
200000  Frcs.  Kapital  500  Frcs.,  bei  kleineren 
100  Frcs.  Seit  dem  Gesetz  vom  I./VHL 
1893  ist  das  auf  100  bzw.  25  Frcs.  herab- 
gesetzt Sind  Aktien  von  25  Frcs.  aus- 
gegeben, muß  vor  endgültiger  Errichtung 
der  Gesellschaft  der  ganze  Betrag  einge- 
zahlt sein.  Gesetze  von  1902  und  1903 
regeln  die  Zulassung  von  Prioritätsaktien 
und  führten  eine  Sperrfrist  von  zwei  Jahren 
für  Apportaktien  ein,  was  durch  Schaffung 
von  „Gründeranteilen^^  alsbald  umgangen 
wurde.  Ein  weitgehender  Entwiu^,  der  1903 
der  Kammer  vorgelegt  wurde,  nähert  sich 
vielfach  dem  neuen  deutschen  Recht. 

Das  französische  Gesetz  von  1867  hat, 
wie  früher  der  Code  de  Commerce,  auf  die 
Gesetzgebung  anderer  Länder  großen  Ein- 
fluß geübt. 

In  Frankreich  selbst  nahm  die  Gründung 
von  A.  außerordentlich  zu.  Konzessionierte 
Gesellschaften  waren  1866  und  1867  je  6 
und  9,  Gesellschaften  mit  beschränkter 
Haftung  je  88  und  77  gegründet.  In  der 
Folgezeit  sind  dagegen  gegründet 


1868 

191 

1883 

482 

1869 

200 

1884 

363 

1870 

223 

1885 

•  325 

1871 

83 

1886 

319 

1872 

239 

1887 

295 

1873 

220 

1888 

324 

1874 

214 

1889 

324 

1875 

253 

1890 

374 

1876 

239 

1891 

446 

1877 

290 

1892 

42«; 

1878 

256 

1893 

401 

1879 

mi 

1894 

403 

1880 

797 

1895 

423 

1881 

976 

1896 

SIC 

1882 

738 

Bemerkenswert  im  Vergleich  mit  anderen 
Ländern  ist,  wie  gleichmäßig  die  Zahlen 
bis  zum  Ende  der  70er  Jahren  bleiben. 
Hatte  aber  Frankreich  sich  an  der  üeber- 
spekulation  nach  dem  Ki-iege  nicht  beteiligt, 
so  holte  es  das  nach  in  der  Zeit  von 
1879-82. 

Ueber  die  Größe  des  in  den  französischen 
A.  steckenden  Kapitals  gibt  es  keine  genauen 
Angaben.  Es  muß  aber  sehr  beträchtiich 
sein,  wenn  man  beachtet,  daß  allein  bei  den 
sechs  großen  Eisenbahngesellschaften  das 
Anlagekonto  sich  Ende  1903  auf  14438  Mill. 
Frcs.  belief.  Die  Emissionen  von  Aktien 
betrugen  in  Fnmkreich 


1899 

c;96  Mill.  Frcs. 

1900 

1298  r 

1901 

603  „ 

1902 

595  n 

1903 

500   n 

1904 

1362  „ 
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8.  Die  A.  in  Grofsbritaiiiiien.  Nach 
«aglischem  Recht  konnten  A.  im  kontinen- 
talen Sinne  (also  welche  als  solche  Kor- 
pofatioDsrechte  besitzen  und  bei  welchen 
die  Haftpflicht  der  Teilnehmer  auf  eine  be- 
stimmte Summe  beschränkt  ist)  nur  durch 
einen  Freibrief  (Charter)  oder  durch  Parla- 
mentsakte begründet  werden,  was  erheb- 
liche Kosten  machte.  Die  namentlich  seit 
Anfang  der  20er  Jahre  zahlreichen  nicht- 
inkorporierten  Joint  Stock  Companies  gaben 
xwar  Aktien  (auf  den  Namen)  aus,  jedoch 
waren  bei  ihnen  die  Gesellschafter  unbe- 
schränkt haftbar.  Während  einer  neuen 
großen  Oründungsperiode  wurde  1834  und 
1837  die  Verleihung  der  Korporationsrechte 
imd  der  beschränkten  Haftung  durch  die 
Krone  vereinfacht,  also  etwas  dem  kontinen- 
talen Konzessionssystem  Aehnliches  ge- 
schaffen. Schon  1844  wurde  das  alte  System 
verlassen,  indem  Joint  Stock  Companies  von 
mehr  als  7  Teilnehmern  die  Korporations- 
rechte erlangen  konnten  diurch  Registrierung, 
eine  vorläufige  und  eine  endgültige  nach 
Vollziehung  des  Gesellschaftsstatuts. 

Der  Erlaß  des  Gesetzes  traf  mit  einer 
oeoen  Zeit  der  Hausse  zusammen.  £s  sind 
Gesellschaften 

vorläufig  angemeld^      wirklich  errichtet 

1844  119  — 

1846  1520  57 

1846  292  112 

1847  215  98 

1848  123  63 

1849  165  68 

1850  159  57 

1851  211  63 
1862  464  HO 
1858  339  124 

1854  239  132 

1855  253  81 

An  Gesellschaften  mit  beschränkter  Haf- 
tung waren  1837—1855  durch  Patent  97, 
ISU— 1853  durch  Parlamentsakte  135  zu- 
eelassen.  Aber  zur  Zeit  einer  abermaligen 
kbhaften  Spekulationstätigkeit  wurde  1856 
allgemein  den  Joint  Stock  Companies  ermög- 
licht die  beschränkte  Haftung  einzuführen, 
womit  man  sich  dem  kontinentalen  Zustand 
näherte.  In  den  nächsten  Jahren  sind  Ge- 
sellschaften 

vorläufig  angemeldet     wirklich  errichtet 

IH06  227  166 

1857  392  269 

]8a8  301  190 

1859  326  218 

1860  409  305 

1861  479  344 
1862 

<9  Hon.)  4^5  323 

Von  diesen  2549  Gesellschaften  waren 
nur  34  nicht  ,4imited". 

Die   Companies  Act  von   1862   ist   die 
Wörterbach  der  VoUuwirtscbaft   II.  Aafl.    Bd.  I. 


Grundlage  des  heutigen  Rechts,  ist  aber 
durch  zahlreiche  Novellen  ergänzt  und  um- 
gestaltet, zuletzt  durch  die  wichtige  Akte 
von  1900. 

Als  durch  das  Gesetz  von  1862  die 
Registrierung  vereinfacht,  die  vorläufige  Ein- 
tragung beseitigt  war,  vermehrte  sich  die 
Zahl  der  Gründungen  außerordentlich,  und 
zwar  wurde  immer  ausschließlicher  die  be- 
grenzte Haftbarkeit  angenommen.  Gesell- 
schaften mit  unbegrenzter  Haftbarkeit  wurden 
nur  noch  vereinzelt  gegründet,  noch  be- 
stehende unbegrenzte  Gesellschaften  vielfach 
in  begrenzte  umgewandelt  Seit  1867  dürfen 
volleingezahlte  Aktien  auch  auf  den  Inhaber 
gestellt  werden.  Auch  kann  seitdem  die 
bis  dahin  unbekannte  Form  der  Kommandit- 
gesellschaft auf  Aktien  angewandt  werden, 
da  es  erlaubt  ist,  die  Vorstandsmitglieder 
für  unbeschränkt  haftbar  zu  erklären,  wovon 
jedoch  selten  Gebrauch  gemacht  wird.  Die 
Grundzüge  des  englischen  Aktienrechts  sind : 

GeseDschaften  von  mehr  als  7  Personen 
können,  Bankgesellschaften  von  mehr  als 
10,  andere  Erwerbsgcsellschaften  von  mehr 
als  20  Personen  müssen  sich  als  Joint  Stock 
Companies  eintragen  lassen.  Sie  sind 
companies  limited  by  shares,  bei 
welchen  die  Haftung  auf  den  Betrag  der 
Aktie  beschränkt  ist,  companies  limited 
by  guarantee,  mit  beschränkter  Nach- 
schußpflicht im  Falle  der  Liquidation,  und 
illimited  companies  mit  unbegrenzter 
Haftpflicht. 

Der  Schwerpunkt  liegt  in  der  Registrierung 
(Inkorporierung)  und  der  dabei  stattfindenden 
Prüfung,  ob  den  Anforderungen  des  Gesetzes 
genügt  ist.  Das  Register  soll  dauernd  über 
die  Lage  der  Gesellschaft  Auskunft  geben, 
weshalb  janrlich  oder  halbjährlich  bestimmte 
Mittaiungen  an  dieses  zu  machen  sind.  Für 
Gesellschaften,  welche  kein  besonderes  Statut 
vereinbaren,  enthält  das  Gesetz  ein  Normal- 
statut. Besondere  Vorschriften  bestehen  für 
die  Prospekte  und  für  Gründer  und  Vor- 
stand (sehr  verschärft  seit  1890  und  1900), 
für  Reduktionen  des  Gnmdkapitals  und  — 
seit  1890  —  für  die  Liquidation,  um  be- 
trügerische Vorgänge  zu  verhüten.  Die  be- 
merkenswerteste Neuerung  des  namentlich 
durch  den  großen  Gründungsschwindel  des 
Abenteurers  Hooley  (1898)  veranlaßten  Ge- 
setzes von  1900  bildet  die  Unterscheidung 
zwischen  A.,  welche  das  Publikum  zum  Zeich- 
nen ihrer  Aktieneinladen,  und  solchen,  welche 
eine  solche  Einladung  nicht  erlassen  (analog 
der  deutschen  Unterscheidung  zwischen 
Successiv-  und  Simultangründimg).  Wichtig 
sind  auch  die  neuen  Bestimmungen  über 
den  Prospektzwang,  die  Führung  eines  Pfand- 
registers und  vor  allem  den  Zwang  zur 
Bestellung  ständiger  Revisoren  (auditors). 
Unter  den  Auflösungsgründen  ist  eigenartig 
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der,  daß  die  begrenzte  Haftbarkeit  aufhört, 
wenn  die  Mitgliederzahl  dauernd  unter  7 
sinkt.  Der  Betrag  der  Aktie  ist  nicht  be- 
grenzt, und  tatsächlich  kommen  ganz  niedrige 
Nominalbeträge  (z.  B.  1  £)  häufig  vor.  In 
den  letzten  Jahren  ist  eingehend  über  weitere 
Aenderungen  des  Aktienrechts  beraten 
worden,  durch  welche  vor  allem  die  Haftung 
des  Aufsichtsrats  verschärft  werden  soll. 

Die  ungeheure  Zunahme  der  A.  unter 
dem  seit  1862  gültigen  Eecht  zeigt  folgende 
üebersicht.  Es  sind  gegründet  Gesellschaften 


zahlt  wurde.    Neuerdings  hat  sich  das  Ver- 
hältnis gehoben. 

Seit  1884  ergibt  sich  aus  der  englischeit 
Statistik  auch  die  Zahl  der  bestehenden 
Gesellschaften  mit  Nominalaktien- 
kapital. Es  bestanden  im  Vereinigten  König- 
reich im  April  jedes  Jahres: 


mit  Nominal- 

ohne Nomi- 

Nominal- 

aktienkapital 

nalaktien- 

aktienkapi- 

limited 

anlimlted 

kapital 

tal  MiU.  £ 

1862 
(3Mon.)   ^^ 

64 

10 

57,0 

1863 

760 

23 

7 

140,0 

1864 

978 

14 

5 

237,2 

1865 

lOOI 

13 

20 

205,4 

1866 

744 

8 

IG 

76,8 

3867 

455 

14 

10 

31,5 

1868 

443 

II 

7 

36,5 

1869 

457 

12 

6 

141,3 

1870 

573 

II 

II 

38,3 

1871 

794 

8 

19 

69,5 

1872 

1090 

8 

18 

133,0 

1873 

1207 

17 

10 

152,1 

1874 

1201 

22 

18 

110,5 

1875 

"35 

18 

19 

82,4 

1876 

955 

5 

106 

48,3 

1877 

952 

8 

30 

66,8 

1878 

836 

8 

42 

67.9 

1879 

984 

5 

45 

75.6 

1880 

1249 

12 

41 

168,5 

1881 

1547 

I 

33 

210,7 

1882 

1558 

3 

71 

254,7 

1883 

1660 

8 

98 

167,7 

1884 

1469 

4 

68 

138,5 

1885 

1405 

5 

72 

119,2 

1886 

1809 

8 

74 

145,9 

1887 

1989 

— 

61 

170,2 

1888 

2477 

6 

67 

353,8 

1889 

2726 

I 

61 

241,3 

1890 

2721 

7 

61 

238,8 

1891 

2607 

— 

79 

134,3 

1892 

2514 

4 

89 

103,4 

•  1893 

2q28 

2 

87 

96,7 

1894 

2887 

3 

80 

115,1 

1895 

3816 

4 

72 

222,2 

1896 

4664 

4 

67 

309,5 

1897 

5156 

I 

72 

291.1 

1898 

5071 

2 

109 

272,3 

1899 

4882 

— 

93 

245,9 

1900 

4863 

I 

102 

221,8 

1901 

3361 

4 

68 

144,8 

1902 

3860 

I 

72 

156,7 

1903 

3998 

3 

74 

126,1 

1904 

3766 

3 

62 

92,5 

Gesell- 

mit einem  eiDgezahlten 
Kapital.  1000  £ 

schaften 

1884 

8692 

475  551 

1885 

9  344 

494910 

1886 

9471 

529  638 

1887 

10494 

591509 

1888 

II  001 

61 1  430 

1889 

II  968 

671  870 

1890 

13323 

775  140 

1891 

14873 

891504 

1892 

16173 

989284 

1893 

17555 

I  013  119 

1894 

18  361 

I  03s  030 

1895 

19430 

I  062  734 

1896 

21223 

I  145  403 

1897 

23728 

I  285  042 

1898 

25267 

I  383  593 

1899 

27969 

I  512098 

1900 

29730 

I  622  641 

1901 

31429 

I  725  941 

1902 

33259 

I  805  141 

1903 

35965 

I  849  455 

1904 

37287 

I  899  649 

Ganz  so  ungeheuer,  wie  man  nach  diesen 
Zahlen  annehmen  könnte,  sind  nun  die 
Zahlen  der  l>estehenden  A.  und  ihres  Kajntals 
nicht.  Zahlreiche  Gesellschaften  sind  ganz 
kurzlebig,  und  das  eingezahlte  Kapital  ist 
viel  niedriger  als  das  Noniinalkapital.  Früher 
nahm  man  an,  daß  nur  ^'10  wiiklich  einge- 


,  Von  der  Gesamtzahl  der  Gesellschaften 
kamen  1904  89%  auf  England,  8  auf  Schott- 
land, 3  auf  Irland,  von  dem  Kapital  90 ^/<^ 
auf  iSngland,  8  auf  Schottland  und  nur  2 
auf  Irland. 

Wenn  in  Großbritannien  ein  so  ungeheures 
Kapital,  mehr  als  38  Milliarden  Mark  nominal^ 
die  Aktien  form  hat,  so  hängt  das  vor  allem 
i  mit  zwei  Dingen  zusammen.  Auf  der  einen 
'  Seite  hat  die  Abneigung  gegen  wirtschaft- 
liche Unternehmungen  des  Staates  und  die 
frühere  Leistungsunfähigkeit  der  englischen 
Gemeinden  Unternehmungen  wie  Kanäle, 
Eisenbahnen,  Gasanstalten,  Wasserwerke  den 
Kapitalgesellschaften  überlassen.  Auf  der 
andei-en  Seite  ist  es  die  wirtschaftliche  Ent- 
wicklung Englands  auf  dem  Gebiete  des 
Kredits,  des  Verkehrs,  der  Industrie,  welche 
so  zahlreiche  und  zum  Teil  mächtige  Aktien- 
unternehmungen auf  dem  Gebiete  des  Bank- 
und  Versicherungswesens,  der  Schiffahrt  und 
des  SchifTbaues,  des  Berg-,  Hütten-  und 
Fabrikwesens  hervorgerufen  hat. 

9.  Die  wirtschaftliche  Bedentnng 
der  A.  Mit  der  modernen  Großunternehmung 
in  Industrie  und  Verkehr  dehnt  sich  dieA. 
immer  weiter  aus,  auf  neue  Zweige  des 
Wirtschaftslebens  wie  auf  neue  Länder.  In 
den  Vereinigten  Staaten  wie  in  den  großen 
Siedehmgskolonien  Englands  lindet  sie  um« 
fassende  Anwendung,  und  in  ganz  fremden 
Kulturgebieten,  wie  Indien  und  Japan,  dehnt 
sie  sich  rasch  aus. 

Die  Bedeutung  der  A.  als  Form 
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der  Unternehmung  liegt   zunächst    in  285  Gesellschaften  ein  Kapital  von  höchstens 

ihrer  Dauer.    Störende  persönliche  Verhält-  100000  M. 

nisse,  welche  die  Einzeluntemehmung  in  Die  ganz  kleinen  A.  dienen  vielfach 
ihrem  Bestände  beeinträchtigen,  sind  hier  gemeinnützigen  oder  geselligen  Zwecken, 
ausgeschieden.  Der  Fortbestand  des  unter-  bei  welchen  die  Rücksicht  auf  Rentabilität 
nehmend,  um  so  wichtiger,  je  größer  es  ist,  nicht  oder  nur  in  zweiter  Linie  in  Betracht 
je  mehr  Personen  mit  ihrem  Erwerb  darauf  kommt.  Volkswirtschaftlich  haben  diese 
angewiesen  sind,  ist  unabhängig  geworden  keine  besondere  Bedeutung. 
von  der  Einzelperson.  Daher  bewährt  sich  Eine  gewisse  Zahl  von  A.  entsteht  als 
die  A.  auch  am  besten  da,  wo  der  Zweck  ijFamiliengründung*'.  Die  Form  der  A.  dient 
des  Unternehmens  ein  dauernder,  gleich-  der  Erhaltung  der  Unternehmung  in  gemein- 
bleibender ist,  wo  ein  großes  Kapital  end-  samem  Besitz  der  Erben,  von  denen  vieDeicht 
gültig  einem  bestimmten  Zwecke  zugeführt  keiner  sich  zum  Leiter  eines  solchen  Be- 
ißt,  wo  das  Kapital  vorwiegend   stehendes  triebes  eignet. 

ist,  wie  bei  den  großen  Transportunter-  Eine  große  Zahl  von  A.  entsteht  aus 
uehmungen,  Kanalbauten,  Noten-  und  Depo-  Einzeluntemehmungen  mäßigen  Umfangs, 
sitenbanken.  Die  Dauer  des  Unternehmens,  welche  namentlich  in  Zeiten  aufsteigender 
in  vielen  Beziehungen  segensreich ,  kann  Konjunktur  in  dieser  Form  sich  zu  günstigen 
sogar  einen  unwirtschaftlichen  Charakter  an-  Bedingungen  veräußern  lassen.  Das  anlage- 
nehmen, wenn  es  unter  ungünstigen  Ver-  suchende  Kapital  ist  so  erheblich,  der  Reiz 
bältnissen  sich  nicht  auflöst,  sondern  mit  des  möglichen  Gewinnes  bei.  begrenztem 
wachsenden  Unterbilanzen  weiterarbeitet.  Risiko  ohne  Unternehmertätigkeit  so  groß, 
Mit  dem  Vorhergehenden  hängt  zusammen  daß  auch  kleinere  Gesellschaften  Teilnehmer 
die  Unbeweglichkeit  der  A.  in  bezug  auf  finden,  obgleich  derartige  Aktien  naturgemäß 
ihren  Kapitalbedarf.  Die  allmähliche  Ver-  nicht  so  leicht  wieder  veräußert  werden 
mehrung  oder  Verminderung  des  Kapitals  können.  Daher  das  Bestreben,  die  Gründung 
ist  schwierig.  Für  Unternehmungen,  bei  kleiner  Gesellschaften  und  die  Zulassung 
welchen  eine  solche  geboten  ist,  eignet  sich  der  Aktien  zum  Börsenhandel  zu  erschweren, 
also  die  A.  weniger.  An    der   Berliner   Börse   waren   schon   vor 

DiV  Rpaputimc  der  A   lieirt  weitpr  in  dpr   ^^^^  "^  ^^^^^  ^^^®°   ^"^  Verkehr  zu- 
v-n^  liv  t  o?  t    ff^rtvi  R^  gelassen,  von  denen  mindestens  für  1  Mill.  M. 

?u?z    bHn\^   n.^^  Bd'^  fominal '  ausgegeben   waren.     Und  weitem 

d.  Risikos  Inf  die  Einlage,  der  Hoffnunf  ^^^^l^^!:  sS^Sc?  ^'""''"'^  '" 
auf  Gewinn,  der  Leichtigkeit,  die  Aktien  zu  "^**Y^  „' iX!  ^..«^„V  ;^u  ^„  A^r^  v„.^^i-^ 
^^  -  Q u«««^..  o^iKo*  f««  «.^«r««.*^  Tr„<^^«  A.,  welche  wesentlich  zu  dem  Zwecke 

»K  ^^  XJ^^  tÄin!  clw^Tr:  Gründungen  dieser  Art  in  Zeiten  der  Ueber- 
pebracht  werfen^  wenn  eneg^^^^  speliulation  vorgekommen  sind,  so  sehr  wird 

Anlage  suchend^  Kapitel  schon  vorhanden    ,       jj^^^^^  ^^^         ^^„^,;  ^sätz- 

Sehmungen,  an  den  Suez-  und  Panamakanal,  übertrieben     Richtiger  wäre,  zu  sagen,  daß 

«1  die  tSi^zeanischen  Kabel,  an  die  großen   ^'ii:^''?^i:f™°^f:f,^TÄ^ 

1»^,  '  °  gewmns  wegen,  und  uaü  dies  mögncn  ist, 

weil  die  Aktie  ein  Spekulationsobjekt  ist. 
Auf  die  Gefahr,  welche  in  dieser  Leichtig-  Der  Grund  für  die  Enichtung  einer 
keit  der  Kapitalsbeschaffung  liegt,  wird  immer  wachsenden  Zahl  von  A.  liegt  zum 
weiterhin  einzugehen  sein.  Zunächst  ist  zu  gi*oßon  Teil  im  Wachsen  des  Kapitalbesitzes 
beichten,  daß  die  A.  in  ihrer  gegenwärtigen  überhaupt  und  in  der  Scheu  der  Kapital- 
Verbreitung  in  den  meisten  Fällen  nicht  besitzer  vor  eigener  verantwortlicher  wirt- 
mehr der  Beschaffung  sehr  großer  Kapitalien  schaftlicher  Tätigkeit.  Das  hängt  aufs  engste 
<lient.  Die  neueren  Zusammenstellungen  zusammen  mit  der  wachsenden  Bedeutung 
zeigen  allgemein  so  niedrige  Durchschnitts-  des  Leihkapitals  überhaupt  im  modernen 
großen  des  Aktienkapitals,  daß  die  Zahl  der  Wirtschaftsleben  (wenn  auch  natürlich,  juris- 
canz  kleinen  Gesellschaften  sehr  erheblich  tisch  betrachtet,  der  Aktionär  nicht  leiht, 
sein  muß.  Bei  */3  bis  ^U  der  in  letzter  Zeit  sondern  an  einem  Unternehnion  sich  be- 
io  Deutschland  neu  gegründeten  Gesell-  teiligt).  Es  hängt  aber  auch  damit  zusammen, 
Schäften  erreichte  das  Kapital  höchstens  daß  die  Großbetriebe  zunehmen  und  zu- 
1  Mül.  M.  Selbst  nach  Einfülirung  der ;  nehmen  müssen  und  daß  in  steigendem 
neuen  Form  der  Gesellschaft  mit  beschränkter  j  Maße  die  Leitung  größerer  wirtschaftlicher 
Haftung  kommen  die  Zwerggesellschaften  I  Betriebe  an  Leistungen  und  Fähigkeiten 
Doch  mehrfach  vor.    In  Preußen  liatten  1902  |  ilirer  Leiter  wachsende  Anfurderungeu  stellt. 
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Die  Leitung  größerer  Betriebe  wird  ein  Beruf, 
zu  dem  die  Eapitalsbesitzer  sich  vielfach 
nicht  eignen,  oder  dem  die  Kapitalsbesitzer 
eich  nicht  hingeben,  weil  sie  emen  anderen 
Beruf  haben.  Wie  der  Kredit,  so  ermög- 
licht die  A.,  daß  die  Kapitalbesitzer  und  die 
Leiter  der  Avirtschaftlichen  Tätigkeit  ver- 
schiedene Personen  sein  können.  Der 
Kapitalist  verzichtet  auf  einen  Teil  des  ünter- 
nehmergewinns,  indem  er  die  leitende  Tätig- 
keit von  Beamten  besorgen  läßt.  Seiner 
verminderten  Tätigkeit  entspricht  in  der  A. 
das  verminderte  Risiko,  aber  auch  der  ver- 
minderte Unternehmergewinn.  Bei  einer 
sicheren  A.  wird  der  Kurs  der  Aktie  nicht 
wesentlich  unter  dem  Kurse  gleich  sicherer 
Rentenpapiere  stehen.  Hohe  Dividende  bei 
niedrigem  Kurs  bedeutet  eine  starke  Risiko- 
präraie,  nicht  hohen  Untemehmergewinn, 
abgesehen  von  den  Fällen  vortlbergehender 
hoher  Vorzugsrenten.  Oelegentliche  hohe 
Dividenden  können  sogar  die  Wirkung  haben, 
daß  der  Kurs  im  Vergleich  zum  Risiko  un- 
verhältnismäßig hoch  ist  wegen  der  Hoifnung 
auf  Wiederholung  ähnlicher  Dividenden  (Berg- 
werksaktien !).  In  derartigen  Fällen,  wie  in 
solchen,  bei  denen  das  Unternehmen  auch 
ohne  oder  mit  ganz  geringem  Gewinn  fort- 
geftlhrt  wird,  eben  weil  es  die  Form  der 
A.  hat,  kann  die  Dividende  oft  lange  Zeit 
geringer  sein  als  Zins  plus  Risikoprämie, 
mit  anderen  Worten  der  Untemehmergewinn 
ganz  verschwinden.  Die  A.  bedeutet 
also  eine  Verminderung  derUeber- 
macht  des  bloßen  Kapitalbesitzes 
im  Produktionsprozeß. 

Die  A.  geht  heute  nicht  mehr  ausschließ- 
lich aus  dem  Bedfu-fnis  hervor,  große 
Kapitalien  zusammenzubringen.  Wolü  aber 
dient  sie  der  Tendenz  zur  Bildung 
kapitalstarker  Großbetriebe,  wie  ein 
Blick  auf  die  großen  Berg-  und  Hütten- 
werke, Fabriken,  Transport-  und  Ver- 
sicherungsanstalten, Banken,  Hotels  etc.  zeigt. 
Selbst  im  Warenhandel,  der  sich  im  ganzen 
wenig  zum  Betriebe  auf  Aktien  eignet, 
nehmen  im  Detailhandel  die  Großbetriebe 
diese  Form  an,  was  in  Deutschland  durch 
die  Bekämpfung  der  Konsumvereine  noch 
beschleunigt  und  durch  törichte  Strafbteuem 
nicht  gehemmt  wird.  Daß  die  A.  den  neuen 
Konzentrationstendenzen  in  der  Form  des 
„kontrollierenden  Interesses",  der  Interessen- 
gemeinschaft, des  Kartells,  des  Tnists  dien- 
lich ist,  kann  hier  nur  angedeutet  werden. 

Wie  wirkt  die  Aktienunter- 
nehmung auf  die  Vermögensver- 
teilung? Eine  allgemeine  Formel  wird 
sich  nicht  aufstellen  las^^en.  In  der  Haupt- 
sache wird  sie  den  Besitzern  großer  Ver- 
mögen zugute  kommen.  Die  oft  als  „Ver- 
luste" bezeichneten  Veränderungen  durch 
das  Sinken  des  Kurses  oder  den  Untergang 


unsolide  gegründeter  A.  bedeuten  vielfach 
nur  Vermögensverschiebun^n  zugunsten  der 
Gewitzteren,  welche  beizeiten  den  im- 
sicheren  Aktienbesitz  abgestoßen  haben. 
Insofern  können  die  unsoliden  Vorgänge  bei 
der  Gründung  und  Auflösung  von  A.  der 
Kon  Zentrierung  des  Vermögensbesitzes  dienen, 
ebenso  wie  die  Zahlung  übermäßiger  Tan- 
tiemen an  Aufsichtsratsmitglieder,  die  ge- 
legeutlich  eine  ganze  Anzaihl  so  lukrativer 
Posten  vereinigen. 

Wirkliche  Vermögensverluste,  vom  Stand- 
punkte der  Volkswirtschaft  betrachtet,  durch 
Wertzerstöning  können  bei  Gründung  un- 
produktiver Unternehmungen  auch  vor- 
kommen und  leichter  bei  Aktien-  als  bei 
Einzelunternehmungen. 

Die  A.  ist  eine  unpersönliche  Unter- 
nehmung. Wie  die  öffentliche  Unternehmung 
wird  sie  von  Beamten  geleitet.  Die 
juristische  Konstruktion  ist  freilich  anders. 
Nach  ihr  ist  die  Gesamtheit  der  Aktionäre, 
in  der  Generalversammlung  vereinigt,  sou- 
verän. In  ihrem  Auftrage  und  nach  ihrer 
Anleitung  verwaltet  der  Vorstand  die  Ange- 
legenheiten der  Gesellschaft,  überwacht  der 
Aufsichtsrat  den  Vorstand.  Den  Tatsachen 
entspricht  das  nicht  Wie  die  politische 
ist  auch  die  kapitalistische  Volksversamm- 
lung zur  wirklichen  Leitung  der  Geschäfte 
unfähig,  sowie  es  sich  nicht  mehr  um  ganz 
kleine  Verhältnisse  handelt.  Der  Regel  nach 
ist  ein  Teil  der  Aktionäre  urteilsunfähig,  vor 
allem  aber  ist  die  Mehrzahl  gleichgültig, 
so  lange  die  Geschäfte  anscheinend  gut  gehen. 
Die  Gefahr  ist  stets  vorhanden,  daß  das 
mißbraucht  wird,  daß  die  Generalversamm- 
lung ein  gehorsames  Werkzeug  in  den 
Händen  einer  kleinen  Gruppe,  in  den  Händen 
von  Vorstand  und  Aufsicntsrat  werde,  daß 
die  wenigen  aufmerksamen  Aktionäre  mund- 
tot gemacht  werden.  Daher  das  Bestreben 
der  Gesetzgebung,  die  Minderheiten  zu 
schützen,  daher  der  Versuch,  urteilslose 
kleine  Leute  fernzulialten  durch  Erhöhung 
des  Nominalbetrages  der  Aktien.  Dalier  die 
Begünstigung  der  Namensaktie,  deren  Ueber- 
tragung  an  Genehmigung  gebunden  ist.  Es 
ist  die  Frage,  ob  nicht  die  Fähigkeit  der 
Aktionäre,  die  Geschäftsführung  zu  kontrol- 
lieren, durch  obligatorische  Revision  durch 
unabliängige  berufsmäßige  Revisoren  (Eng- 
land) ergänzt  werden  könnte.  Die  eigent- 
liche Schwierigkeit  kann  man  doch  schwer 
überwinden  und  erreichen,  daß  die  Aktionäre 
sich  wirklich  als  Teilhaber  einer  Unter- 
nehmung fühlen,  als  solche  Einfluß  zu 
nehmen  suchen.  A.  haben  eine  ^nz  andere 
liCbenskraft,  wenn  das  der  Fall  ist. 

Der  Aufsichtsrat  soll  die  Geschäftsführung 
überwachen.  Aber  wer  überwacht  den  Aut- 
siehtsrat?  Seine  Unparteilichkeit  zu  sichern 
dadurch,  daß  die  Mitglieder  nicht  Aktionäre 
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zu  sein  brauchen,  erscheint  als  ein  Ausweg 
von  zweifelhaftem  Wert  Das  Richtige  ist 
doch  wohl,  die  großen  Aktionäre  hinein- 
zusetzen, die  seilet  ein  lebhaftes  Interesse 
am  Wohl  und  Wehe  der  Gesellschaft  haben. 
Die  Erfahrung  der  letzten  Zeit  hat  wieder 
gezeigt,  daß  nur  zu  leicht  die  Aufsichts- 
rate  sich  nicht  genügend  um  die  Geschäfte 
kümmern.  Wenn  es  Regel  geworden  ist, 
daß  die  Banken  ihre  Direktoren  in  die  Auf- 
sichtsräte der  von  ihnen  finanzierten  A. 
hineiosetzen,  so  kann  das  ganz  zweckmäßig 
sein,  wenn  nicht  eine  zu  große  Häufung  von 
Aufsichtsratsstellen  in  einer  Person  eine 
wirkliche  Mitarbeit  unmöglich  macht  Es 
war  bedenklich,  wenn  es  1901  70  Personen 
gab,  von  denen  jede  mindestens  10  Auf- 
sichtsratsstellen, die  zusammen  1184  Stellen 
bekleideten,  und  1904  saßen  schon  117  solche 
Personen  in  1693  Stellen.  In  der  wachsenden 
Abhängigkeit  der  A.  von  den  Banken  kann 
natürlich  eine  neue  Gefahr  für  die  übrigen 
Aktionäre  liegen. 

Die  A.  muß  in  der  Hauptsache  doch 
Ton  ihren  Beamten  geleitet  werden  und  teilt 
mit  der  öffentlichen  Unternehmung  die 
Eigenart  und  Schwächen  des  Beamten- 
betriebes. Entweder  wird  den  leitenden 
Beamten  eine  sehr  freie  Stellung  einge- 
räumt ;  dann  besteht  die  Gefahr  einer  unge- 
treuen oder  nachlässigen  Verwaltung.  Oder 
der  Vorstand  wird  in  seinen  Befugnissen 
eingeengt,  nach  dem  Kollegialsystem  einge- 
richtet, in  wichtigen  Dingen  an  die  Zu- 
stimmung des  Aufsichtsrats  gebunden.  Dann 
wird  die  Verwaltung  schwerfällig,  langsam, 
nn&hig  den  KoQJunkturen  zu  folgen.  Je 
einfacher,  gleichmäßiger  ein  Betrieb  ist,  je 
mehr  er  nach  ganz  festen  Regeln  geleitet 
werden  muß,  je  mehr  das  Kapital  „automatisch 
arbeitet"  (AI.  Meyer  auf  dem  11.  Volksw. 
Kongreß),  um  so  eher  eignet  er  sich  zu 
einem  Beamtenbetrieb.  Kanäle  und  Eisen- 
bahnen, wie  Verkehrsanstalten  aller  Art, 
Gasanstalten  und  Wasserwerke,  Versiche- 
rungsanstalten, Noten-  und  Depositenbanken 
gehören  hierher.  Im  Fabrikwesen  eignen 
sich  dazu  Spinnereien,  Brauereien,  Zucker- 
fabriken, chemische  Fabriken,  Pulver- 
fabriken etc.  Im  Bergbau  mit  wechselndem 
Kapitalbedarf  und  wecliselnden  Chancen  ist 
die  A.  bedenklicher  und  doch  bei  dem 
wachsenden  Kapitalbedarf  immer  wichtiger. 
Für  den  Warenhandel  eignet  sie  sich  im 
allgemeinen  nicht,  allenfalls  für  das  Groß- 
magazin. Aber  trotz  aller  Theorien  dehnten 
sich  die  A.  immer  weiter  aus  und  um  so  mehr 
macht  sich  die  Unmöglichkeit  geltend,  den 
Vorstand  zu  sehr  einzuengen.  Er  ist  es 
naturgemäß,  der  die  Initiative,  die  Ideen 
hat  und  daher  in  der  Ijcitung  überwiegen  muß. 

Zu  den  Schwächen  des  Beamten betriebes 
überhaupt  kommen  nun  die  aus  der  eigenen 


Natur  der  A.  entstammenden.  Ihr  Erfolg 
hängt  davon  ab,  daß  sie  tüchtige  und  ehren* 
hafte  Beamte  gewinnt  Je  allgemeiner  die 
A.  wird,  je  zahlreicher  das  Beamtenper* 
sonal  wird,  um  so  mehr  bildet  sich  dieses 
Privatbeamtentum  zu  einem  Beruf  und  zu 
einem  Stand  aus.  Es  wird  ein  wichtiges 
Mittel  des  Aufsteigens  für  mittellose  be- 
gabte tüchtige  Leute.  Das  Beamtentum 
der  A.  bedeutet  eine  wichtige  Verstärkung 
des  Mittelstandes,  in  ähnlicher  Lage  wie 
die  Staats-  und  Kommunalbeamten,  nicht 
so  abhängig  wie  die  Beamten  anderer  Groß- 
betriebe. Aber  der  tüchtige  Beamte  wird 
im  allgemeinen  mehr  dem  öffentlichen 
Dienste  zustreben.-  Wollen  die  A.  sich 
solche  Leute  sichern,  so  müssen  sie,  wenig- 
stens für  die  in  leitenden  Stellungen  be- 
findlichen, sehr  hohe  Gehälter  zahlen.  Diese 
und  die  Tantiemen  an  Vorstand  und  Auf- 
sichtsrat machen  die  Wirtschaft  der  A. 
leicht  unverhältnismäßig  teuer.  Auf  der 
anderen  Seite  ist  die  A.  regelmäßig  noch 
viel  weniger  als  eine  öffentliche  Körper- 
schaft imstande,  ihre  leitenden  Beamten  zu 
kontrollieren.  Wo  der  Beamtenbetrieb 
überhaupt  erprobt  und  bewährt 
ist,  wird  häufig  die  öffentliche» 
Unternehmung  billiger  und  besser 
wirtschaften  als  die  A.,  und  tatsäch- 
lich sehen  wir  Staat  .und  kommunale 
Körperschaften  solche  Beamtenbetriebe  über- 
nehmen: Eisenbahnen,  Versichenmg,  Bank- 
betrieb, Gas-  und  Wasseranstalten,  Elektri- 
zitätswerke, Straßenbahnen.  Die  A.  er- 
scheint von  diesem  Gesichtspunkt  aus  als 
das  Versuchsfeld  des  öffentlichen 
Betriebes. 

Die  Schwäche  der  A.  als  Unternehmung 
stammt  aber  noch  aus  einer  zweiten  Quelle : 
dem  Charakter  der  Aktie.  Die  Aus- 
sicht auf  wechselnde  Dividenden  hat  sofort 
bei  Entstehung  der  Aktie  das  Spiel,  die 
Agiotage,  die  Spekidation  auf  das  Steigen 
und  Fallen  der  Kurse  hervorgerufen.  Sclion 
1610  erscheint  in  Holland  das  erste  Edikt 
gegen  die  Mißbräuche  des  Aktienhandels, 
und  die  meisten  modernen  Gegner  des 
Aktien  Wesens  bekämpfen  in  ihm  die  Aktie 
als  Spekulationsobjekt. 

Der  Vorstand  der  A.  wird  durch  die 
Rücksicht  auf  die  Kurse  beeinüußt  und  ge- 
hemmt. Die  Notwendigkeit  möglichst  hohe 
Dividenden  herauszuwirtschaften,  ist  eine 
Gefahr  für  den  Bestand  der  A.,  wenn 
darüber  die  Vorsicht  für  die  zukünftige  Ge- 
staltung außer  acht  gelassen  winl  (ver- 
schleierte Bilanzen,  ungenügende  Reserven). 
Sie  ist  aus  allgemeinen  Gründen  bedenklich, 
wenn  solche  lJnternehinun!:,^en  einen  niono- 
I)olistischen  Charakter  haben  und  das 
Publikum  zur  Zahlung  unnötig  hoher  Preise 
zwingen       (Gasanstalten,       Straßenbahnen, 
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Kartelle).     Auch  aus  diesem  Grunde  kana  gaben    des    Prospektes    illusorisch    macht 

Ersatz    der    Aktien-    durch    die   öflFentliche  Bedenklich  ist  auch,  wenn  in  wachsendem 

Unternehmung    wünschenswert    erscheinen,  Maße   neue  Aktien    statt  durch   Auflegung 

bei    welcher   der   Gewinn    der   Gesamtheit  zu   öffentlicher  Zeichnung    durch    einfache 

zugute  kommt  oder  die  Preise  für  die  Lei-  Börseneinführung   in   den  Handel  gebracht 

ßtungen  ermäßigt  werden.  werden.     Der  Ausschluß  der  Aktien   neu- 

Daß  die  Aktie  Spekulationsobjekt  ist,  hat  gegründeter  Unternehmungen  vom  Börsen- 

aber  mehr  noch  als  für  die  laufende  Ver-  verkehr  für  das  erste  Jahr  sollte  den  Anreiz 

waltung  für  Entstehen  und  V^ergehen  vermindern,  vorübergehende  Konjunkturen  zu 

der  A.  Bedeutung.    Die  Gründung  von  A.,  Gründungen  zu  benutzen.  Durch  Emissionen 

die    Umwandlung     bestehender    Unterneh-  unter  der  Hand  wird  das  aber  wieder  um- 

mungen     in     Aktienimternehmungen     kann  gangen,  noch  mehr  durch  den  Verkauf  der 

leicht     zu     gröblichen    Mißbräuchen     und  umzuwandelnden    Unternehmung    an    eine 

schwindelhaften      Manipulationen      benutzt  schon  bestehende  A. 

werden.    Die  Sacheinlagen  (Apports)  werden         ^^e^^   übrigens    die  Aktie    wegen    der 

XU    hoch    berechnet,    unmäßig    Gründer-  Begrenzung    des    Risikos    auf    den 

gewinne    eingestrichen,    die    Kurse    durch  Nominalbetrag  als  spekulative  Kapitals- 

Scheinverkäufe  so  lange  hoch  gehalten,  bis  anläge  beliebt  ist,  so  geht  auch  dieser  Vor- 

die  Aktien  im  Publikum  untergebracht  sind,  teil    tatsächlich    zuweilen    verloren,    wenn 

worauf     solche    Unternehmungen     nachher  nach  größeren  Yeriusten  und  dadurch  herbei- 

wegen  der  übermäßigen  Höhe  des  Grund-  geführter  Rekonstruktion  des  Unternehmens 

kapitals    nicht    gedeihen    können,    auf    be-  jer  Aktionär  vor  die  Wahl   gestellt   wiiti, 

scheidener    Grundlage    rekonstruiert     oder  entweder  alles  einzubüßen  oder  Zuzahlungen 

über  kurz  oder  lang  wieder  au  gelost  w  j^,  yorm  der  Uebernahme  neuer  Aktien  zu 

Zu    älinlichen  Mißbräuchen    kann    die   Er-  machen. 

Weiterung  bereits  bestehender  A.  benutzt  x^.  -r^.  w  i  ^  .  , 
werden.  Wenn  die  daraus  entstehenden  ,  ^'f  Richtung  der  neueren  Gesetzgebung 
Schäden  nur  die  Aktionäi^e  träfen,  so  würde  p^t  <larauf  hin,  größere  Oeffentlich- 
darin  nur  die  Strafe  für  urteilslose  Gewinn-  ^^;*  ^'^^  die  \organge  bei  Gründung, 
sucht  liegen.  Aber  die  Folgen  reichen  sehr  Leitung  und  Auflosung  der  A.  zu  sichern, 
viel  weiter.  Die  Wirkung  leichtsinniger  A"^  ^^"^  ^^g^.  ^1^?  ^^^^l^^^J'^'l''^''  ?^^ 
«nd  betrügerischer  Gründungen  ist  die,  daß  ^^\^?^  ""^  einzelne  Mißbräuche  abge- 
indirekt  wie  direkt  durch  die  Schädigung  ßchnitten  werden,  wofür  sich  neue  em- 
<ler  Gläubiger  das  Vertrauen  erschüttert,  die  ^^^}^^^'  /«^  .Stanzen  kann  keine  Gesetz- 
ruhige wirtschaftliche  Entwicklung  gestört  ^^^""?  5*^".  mneren  Widerspruch  heüen, 
wird.  Die  A.  liilft  mit  zu  einer  uner-  c  aß  die  A  eme  Gesellschaft"  eben  nur  für 
wünschten  Verschärfung  des  Kon-  jl»^  ^e^^^.i^^^S  ^«^  Gewinnes  ist  Die  alte^ 
junkturenwechsels.  In  der  Zeit  des  Kompagnien  wait?n  halböffentliche  Unter- 
Optimismus, der  allgemeinen  Er^-artung  nehmungen,  wir  kominen  m  anderen  Formen 
steigender  und  dauernd  hoher  Preise  führt  ^^^''^  ^F^ck;  Noch  weniger  als  andere 
gerade  die  I^ichtigkeit  der  Errichtung  von  Großbetriebe  können  sich  die  Aktienunter- 
A.  zur  Neubegrüudung  und  Erweiterung  »ehmungen  einer  wachsenden  öffenüichen 
zahlreicher  Unternehmungen  über  das  be-  Kontrolle  entziehen.  Die  ^atiir  ihrer  Em- 
rechtigte  Maß  hinaus.  Kommt  dann  der  richtungcn  ermöglicht  nicht  bloß  mit  den 
Rückscldag,  so  wii-d  die  Gesundung  dadurch  ^}^^^^'[^  des  Gesetzes  sondern  auch  durch 
^hemmt,  daß  die  Aktienunternehmung  il^»  Di-uck  der  uffenthchen  Meinung  auf  ihr 
länger  als  die  Einzelunteruehmung  in  einem  Gebaren  Einfluß  zu  üben.  Die  Mitwirkung 
Erwerbszweige  weiter  wiHschaftet,  in  wel-  f^"^^  «achkundigen  und  integren  Presse 
chem  für  ihr  Angebot  keine  genügende  ^^"°  ^^^^  "^^^^^^  ^^^ch  genug  angeschlagen 
Nachfrage    vorhanden     ist.      Es    ist    daher  ^^crden. 

durchaus  berechtigt,  wenn  das  neue  Aktien-  Auf  der  anderen  Seite  kann  die  Macht 
recht  durch  strenge  Kautelen,  vor  allem  der  Kapitalsvei-einigung,  welche  große  A. 
durch  Feststellung  einer  genügenden  Ver-  darstellen,  die  weite  Verzweigung  der  mit 
antwortung  für  die  Vorgänge  bei  der  Giün-  ihnen  verknüpften  materiellen  Interessen 
düng,  wenigstens  betrügerischen  Mani-  einen  wichtigen  Faktor  nicht  nur  der  wirt- 
pulationen  einen  Riegel  vorzuschiel)en  sucht,  schaftlichen  Entwicklung,  sondern  auch  in 
wodurch  fi-eilich  ül>erinäßige  Gewinne  nicht  der  Behandlung  öffentlicher  Angelegenheiten 
ausgeschlossen  werden.  Ebenso  ist  eine  bilden.  Scharf  tritt  das  zutage,  wenn  in 
strenge  Verantwortlichkeit  deijenigen,  welche  Ijändern  geringer  wirtschaftlicher  Entwick- 
neue Aktien  auf  den  Markt  bringen,  durch-  lung  wenige  gi*oße  Gesellschaften  bestehen, 
aus  gerechtfertigt  und  es  ist  bedauerlicli,  Al>er  auch  in  anderen  liändern  kann  der 
wenn  eine  formalistische  Rechtsprechung  Einfluß  so  mächtiger  Kapitalsvereine  den 
die   Haftung    des   Emittenten  für   die  An-  Wert  einer  über  den  materiellen  Interessen 


Aktiengesellschaften — Alkoholfrage 


7t 


»tuenden  unabhängigen  Staatsgewalt  er- 
w^sen. 

Das  zeigt  das  Beispiel  Frankreichs  mit 
seinen  sechs  großen  Eisenbahngesellschaften. 
Das  zeigen  die  neueren  Erfahrungen  mit 
den  Trusts  etc.  in  den  Vereinigten  Staaten, 
die  Erfahrungen  in  Deutschland  mit  den 
Kartellen  und  den  Riesenimternehmungen 
der  Kohlen-  und  Eisenindustrie. 

Vgl.  auch  Artt  ,JFinanzgesellschaften'', 
^^Handelsgesellschaften'^ 

Literatur:  Die  Kommentare  zum  Aktiengesetz 
ron  Ring,  Kayser,  Esser  u.  a.,  zum  HGB, 
nm  Staub;  die  Lehrbücher  des  HandeUrrechts, 
z.  B.  Co  sack,  Ueber  die  ausländische  Gesetz- 
gebung die  Zeitschr.  /.  d.  ges.*  Handelsrecht,  — 
Sehdfftef  Die  Anwendbarkeit  der  verschiedenen 
Cntemehmungs/ormen  (in  Zeitschr.  /.  Staatsw., 
Bd.  S5,  S.  S€1J,  —  Verhandlungen  des  11.  Volks- 
trirtscka/Üichen  Kongresses,  1869.  —  Auerbach, 
Das  Aktienwesen,  1873.  —  Pein'ot,  Der  Bank-, 
Börsen-  und  Aktienschwindel,  187SJ76.  —  Zur 
Reform  des  Aktienwesens :  Gutachten  von  Wiener, 
Goldschmidt  und  Behrend  (Sehr.  d.  V.  f.  Sozp., 
Bd.  1),  187S.  —  Ad,  Wagner,  Das  Aktien- 
gesellschaßsicesen  (in  Jahrb.  f.  Not.,  Bd.  Sl, 
S.  i7l.  —  Verhandl.  d.  Vereins  für  Sozialpolitik 
von  187S  (Sehr.  d.  V.  f.  Sozialpol.,  Bd.  4),  1874. 

—  Giagau,  Der  Börsen-  u.  Gründungsschwindel 
in  Berlin,  1876.  —  Oechelhäuser,  Die  wirt- 
schaßlichc  Krimis,  1876.  —  Derselbe,  Die  Sach- 
ieiU  des  Aktienwesens  und  die  Reform  des  Aktien- 
gesellschaßjtrechts ,  1878.  —  PtHniker,  Die 
Aktiengesellschaß  (in  Endemann*  s  Handbuch 
des  deutschen  Handels-,  See-  und  Wechselrechts) 
1881.  —  Bascher,  Bd.  S,  1.  Abt.,  Kap.  4,  1.  Aufl., 
1881.  —  ran  der  Borght,  Statistische  Studien 
über  die  Bewährung  d.  Aktiengesellschaß  (Conrad, 
Samwäung  nationalök.  u.  Statist.  AbhandL,  Bd.  S, 
Heß  1),  ISJi.i.  —  JR.  Ehrenberg,  Die  Fonds-  j 
Spekulation  und  die  Gesetzgebung,  1883,  — 
Kieinwöehter   bei  Schimberg,   Bd.  1,  S.  236 f, 

—  Art,    „AktiengeseUschaßen**    von    Ring,    van 
der   Borght,    Falkner,   Juraschek   (in   H.   d.  Sl., 
Bd.  1,  S.  14s).  —  J.  Biesser,  Zur  Revision  des 
Handelsgesetzbuchs  (Beilage hejfte  zur  Zeitschr.  f. 
d.  ges.  Handelsrecht  SS  u.  S5),  1H87J8U.  —  Max. 
Wirth,   Geschichte  der  Handelskrisen,   4.  Aufl., 
1890.    —    B.    Ehrenberg,    Die   Amsterdamer  \ 
Aktirnspekulotionen  im  17.  Jahrh.  (in  Jahrb.  f.  I 
Sat.,   S.  F.,    Bd.  S,   S.  809).   —    Verhandlungen  j 
dcjt   *2.  deutschen  Juristentags,    Bd.  1,  S.  128  u.  \ 
196  (Gutachten  von  Fei.  Hecht  und  M.  Levy  über  ! 
die  Frage:   Hüben   sich    die   durch    die  Aktien- \ 
nnrelie  vom  18.  VII.  188 4   geschaffenen  Kautel en  , 
gegen    unsolide    Gründungen    von    Aktiengrsell-  ■ 
srkttßen  bewährt  oder  empfiehlt  sich  eine  ander-  \ 
weitige    Gestaltung     derselben?),    1892.    —    G,  ! 
SrhutoHer,  Die  geschichtliche  Enttcicklung  der 
Unternehmung,  XVI,    Die  Handelsgcsellsrhaßen 
des  17,  u.  18,  Jahrh.,   hauptsächlich   die  großen 
Kompagnien  (in  Jahrb.  f.  Ges.  u.  Verw.,  Bd.  17, 
S.  959).  —  Börsen- Enquete- Kommission,  Bericht, 
Teil  II,    und   Statist.    Anlagen   (mit    Einleitung  \ 
nm  G,  SchmoUer),  189S.  —  K,  Lehmann,  Die  ! 
geschichtliche    Entwicklung   des  Aktienrechts   bis 
sum    Code  de  Commerce,   1895.    —   E.  Heine^ 
jnanHy   AktiengeseUschaß  u.  Geirerkschaßen  (in 
Preuß,  Jahrb.,   1895,   Bd,  81,   S.  112).   —    Der-  \ 


selbe,  Die  Existemberechiigung  der  Aktie  (in 
Preuß,  Jahrb,  1896,  Bd,  8S,  S,  581).  —  Der- 
selbe, Die  Aktie  im  neuen  Handelsgesetzbuch 
(in  Pretiß.  Jahrb.  1897,  Bd,  87,  S.  503).  — 
Riesser,  Die  Neuerungen  im  deutschen  ..iJctien- 
recht,  1900.  —  SehmoUer,  Grundriß  der  AUg. 
VolksirirtschaßsUhre  /,  S,  440 ff.,  1900.  —  J, 
V,  K&rosy ,  Die  finanz.  Ergebnisse  der  A., 
S.  1874—1898,  1901.  —  O.  Schirrmeister, 
Die  englische  Aktiennovelle  vom  8.  Aug.  1900, 
1901,  —  E,  Jjoeb,  Das  Institut  des  Aufsichts- 
rats u*tr.  (in  Jahrb.  f,  Nat.,  S.  F.,  Bd.  23,  S,  Iff.). 

—  E,  Heinentann,  Das  Gnindprimip  der 
Aktienform  und  der  Nachschußzwang,  190i.  — 
Die  Störungen  im  deutschen  Wirtschaßsieben 
während  der  Jahre  1900  ff.  (Sehr.  d.  V.  f,  htzialp, 
Bd.  105 — 112;  besonders  der  Beitrag  von  Loeb 
in  Bd.  110),  1903.  —  Verhandlungen  des  V.  /. 
Sozialpol.  1903  (dessen  Schrißen  Bd,  113,  bes, 
das  Referat  von  F.  Hecht),  1903.  —  E,  Wagon, 
Die  finanzielle  Entwicklung  deutscher  Aktien- 
gesellschaften usw.  (Conrad's  Abhandl.  Bd.  39), 
1903.  —  JPh,  Bauer,  Die  Aktienuntcmehmungen 
in  Baden,  1903.  —  O.  Warschauer,  Die 
Reservefonds  der  deutschen  Aktiengesellschaften 
(in  Jahrb,  f,  Nat.,  3,  F.,  Bd.  25,  S.  Iff.),  — 
Stier-SonUo,  Die  Reform  des  Aufsichtsrats  der 
Aktiengesellschaften  (in  Zeitschr.  f.  d.  ges.  Handels- 
recht,  Bd.  53).  —  Frz,  Klein,  Die  neueren 
Entwicklungen  in  Verfassung  und  Recht  der 
Aktiengesellsehaßen,  1904.  —  F,  J.  Neumann^ 
Die  Aktien-  und  ähnlichen  Gesellschaften  als 
Rechts-  und  Steuersubjekte  (in  Annalen  des 
Deutschen  Reiches  1905).  —  Fortlaufende  sta- 
tistische Zusammenstellungen  im  „Deutschen 
Gekonomisten" ,  herausgeg.  von  Christians,  auch 
im  Handelsblau  der  „Frankf.  Ztg.".  —  Hand- 
btich  der  deutschen  Aktiengesellschaften,  seit  1897. 

—  Vgl,  auch  die  Literatur  zum  Art.  „Handels- 
gesellschaften". Karl  •Rathgen, 


Alkobolfrage. 

I.  Wesen,  wissenschaftliche  Stellung  und 
volkswirtschaftliche  Bedeutung  der  A.  II.  Die 
Bestrebungen  zur  Bekämpfung  des  Alkohol- 
genusses und  der  Tnmksucht.  III.  Die  wirt- 
schaftlichen und  sozialhygienischen  Tatsachen 
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der  wirtschaftlichen  Leistungsfähigkeit.  2.  Ein- 
fluß des  Alkoholgenusses  auf  das  Privatbudget. 
3.  Einfluß  des  Alkoholgenusses  auf  die  Nach- 
kommenschaft. 4.  Einfluß  des  Alkoholgennsses 
auf  die  soziale  (Tcmeinschaft  und  die  (»ffentlichen 
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I.  Wesen,  ^wissenschaftliche  Stellung 

und  volkswirtschaftliche  ßedentnn^ 

der  A. 

A.  nennen  wir  den  Umkreis  der  Probleme, 
welche  die  gesundheitliche  und  wirtschaftliche 
Schädigrung  durch  den  Genuß  alkoholhaltiger 
Getränke  betreften.  So  gibt  es  eine  medizinische 
Behandlung  der  Frasrc  und  eine  volkswirtschaft- 
liche,  wenn   man  will,   schließlich   auch   noch 
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eine  ethische,  je  nachdem  oh  der  Alkoholgennß 
schädigend  auf  den  Körper,  das  Sozialleben  oder 
das  psychische  Leben  (als  solches)  den  Menschen 
einwirkt.  Wir  haben  es  hier  nur  mit  der  volks- 
wirtschaftlichen Seite  zu  ton,  mit  den  Schädi- 
gungen des  Soziallebens  durch  den  Alkoholgenuß. 
Ob  man  für  die  richtige  Würdigung  und  wissen- 
schaftlicbe  Klassifizierung  den  Begriff  der  Sozial- 
pathologie verwenden  dürfe,  i.st  iSsstritten,  weil 
die  Berechtigung  eines  solchen  Begriffes  über- 
haupt bestritten  wird  (Hellpach  im  Arch.  f. 
Soz.-Wiss.  15K)5).  Will  man  von  einem  patho- 
logischen Zustand  der  Gesellschaft  (nicht 
des  Individuums!)  bei  der  Trunksucht  sprechen, 
so  kann  man  dies  nur  auf  das  Alkohol  bedürfnis 
und  wohl  auch  auf  die  Macht  der  Trink - 
Sitten  beziehen,  nicht  aber  von  einer  Pathologie 
des  Alkoholfi:enusses  sprechen.  Diese  Frage- 
stellung zeigt  nur,  daß  man  zwischen  sozialen 
Schädignncfen,  die  vom  Alkohol  bedürfnis,  und 
solchen,  die  vom  Alkoholgenuß  herrühren, 
unterscheiden  kann. 

In  einem  größeren  praktischen  Umkreis  be- 
trachtet gehört  die  A.  zu  der  Sozialen  Hygiene; 
diese  hat  gemein  bin  die  Aufgabe,  die  Sterbe- 
ziffer zu  erniedrigen.  Zu  den  mit  in  erster 
Eeihe  zu  der  Sozialen  Hygiene  ßfehörigen  anderen 
Einzelgebieteu,  wie  z.  B.  Bekämpfung  der  Ge- 
schlechtskrankheiten, der  Tuberkulose  u.  dgl., 
steht  die  A.  in  §:ewi8sem  Gegensatz,  weil 
sie  es  gerade  in  ihrem  psycbopathologischen 
Teil  mit  einem  meist  noch  keinesweg.s  ver- 
pönten Genußtriebe  zu  tun  hat,  der  als  Trink- 
sitte sogar  gesellschaftliche  Achtung  genießt. 
So  kann  man  sie  etwa  nur  mit  der  Opiumfrage 
der  Chinesen  und  der  Haschisch  frage  der  Türken 
annähernd  vergleichen,  mit  denen  sie  da.s  Ge- 
meinsame hat,  daß  den  (legenstand  des  Problems 
eine,  durch  Xolkssitte  hervorgerufene  Genußge- 
wohnheit bildet,  welche  eine  narkotische,  hini- 
lähmende  Wirkung  auf  den  Einzelneu  ausübt 
und  durch  weitere  Folgen  in  psychischer  (z.  B. 
Bausch ,  Leidenschaft)  und  physischer  i  (z.  B. 
Degeneration  der  Keimzellen,  Verschlechterung 
der  Leistungsfähigkeit)  Hinsicht  Gefahren  für 
die  Gemeinschaft  mit  sich  bringt. 

Die  A.  hat  es  im  Grunde  genommen  mit  dem 
Alkoholgenuß,  d.  h.  dem  Genuß  alkoholischer 
Getränke,  schlechthin  zu  tun,  im  besonderen  mit 
der  soerenanntcn  Trunksucht,  die  begrifilich  als 
eine  Erscheinung  gesteigerten  Alkoholbedürf- 
nisses und  zugleich  vermehrten  Alkohol t^enusses 
zu  bezeichnen  ist  und  die  früher  allein  in  dieser 
]>otentiellen  Gestalt  als  Gegenstand  volkswirt- 
schaftlicher Behandlung  betrachtet  wurde. 

Vom  volkswirtschaftlichen  Standpunkte 
ist  eine  theoretische  Scheidung  zwischen 
„mäßigem''  und  ,,übermäßigem''  Alkohol- 
genuß nicht  angängig,  weim  auch  zugegeben 
wenlen  mag,  daß  praktisch  ohne  diese 
Scheidung  noch  nicht  auszukommen  ist. 
Diese  notwendigen  praktischen  Kücksichten, 
die  sich  auf  dem  Gebiete  der  polizei- 
lichen Bekämpfung  der  Trunksucht  geltend 
machen,  entbehren  aber  als  sozial - 
hygienische  Kategorie  durchaus  der 
wissenschaftlichen  Begründung,  weil  der 
Ikgriff  der  Mäßigkeit  weder  subjektiv  noch 


objektiv  eine  greifbare  Größe  umschließt 
und  daher  für  einen  wirtschaflswisseoschaft- 
liehen  Wahrspruch  unbrauchbar  ist.  Es  er- 
geben sich  für  die  sozialwissenscliaftliche 
Betrachtung  folgende  einzelne  Fragen: 
1.  Wie  wirkt  der  AlkohoJgenuß  auf  die 
persönliche,  insbesondere  wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit  des  Menschen?  2.  Wie 
wirkt  der  Alkoholgenuß  auf  das  Privat- 
budget? 3.  Wie  wirkt  der  Alkoholgenuß  auf 
die  Nachkommenschaft?  4.  Wie  wirkt  der 
Alkoholgenuß  auf  die  soziale  Gemeinschaft 
und  die  öffentlichen  Interessen?  5.  Wie 
würde  eine  Beseitigung  oder  umfangreiche 
Beschränkung  des  Alkoholgenusses  auf  die 
Alkohol  Industrie  wirken? 


IL  Die  BestrebuDgen 

zur  Bekänipfung  des  Alkoholgenusses 

und  der  Tmnksacht. 

Die  Bekämpfung  des  Genusses  alkoholist^her 
Getränke  reicht  soweit  zurück  wie  die  Fähig- 
keit der  Menschen,  alkoholische  Getränke  her- 
zustellen. Traubensaft,  Palinsaft,  Met,  bei  den 
Aegyptern  eine  Art  Bier,  in  China  der  Keiswein, 
das  „Soma'^  aus  Schwalben wurzel  in  Indien  sind 
uralte  Getränke^),  und  gleichzeitig  finden  wir 
in  Aegypten,  Indien.  China  schon  Edikte  gegen 
den  Alkoholgenuß  (z.  B.  1120  v.  Chr )  Aus 
Arabien  soll  die  Kunst  des  Destillierens  und 
damit  der  Branntweinbereitung  stammen,  wie 
ja  auch  das  Wort  Alkohol  aus  dem  Arabischen 
kommt,  und  auch  hier  wieder  findet  sieh  als- 
bald in  der  Lehre  Mohammeds,  der  jeden  Ge- 
nuß geistiger  Getränke  verbietet,  die  Gegen- 
strömung. Dieses  Gegenspiel  von  Erfindung 
und  Verbot  hört  aber  alsbald  auf,  die  Herstellung 
und  der  Genuß  geistiger  Getränke  breitet  sich 
aus,  zunächst  noch  individuell  faßbar,  so  daß 
frühere  Bekämpfer  sich  oft  noch  an  einzelne 
Beispiele  halten  können,  dann  aber  immer  mehr 
als  soziale,  als  allgemeine  Erscheinung,  als  Sitte. 
Die  Verbote  Karls  des  Großen  und  Karls  V.. 
Karls  Vn.  von  England,  Gustav  Adolfs  und 
Karls  XII.  von  Schweden,  des  Nürnberger  Rat» 
von  1496  u.  a.  mehr  haben  nur  vorübergehenden 
Erfolg  gehabt,  ebensowenig  wie  ärztliche  Gut- 
achten. Der  Beginn  der  Enthaltsamkeitsbe- 
wegung wird  meist  auf  das  Jahr  1785  gesetzt, 
in  welchem  die  Schrift  des  Dr.  BenjaminRush 
aus  Philadelphia  ,Au  Inquiry  into  the  Effects 
of  Ardent  Spirits  upon  th(^  Human  Body  and 
Mind*  erschien.  Aber  auch  diese  richtet  sich  nur 
gegen  den  Branntwein p^enuß,  und  e»  dauerte 
doch  noch  mehr  als  20  Jahre,  bis  eine  wirk- 
liche Euthaltsamkeits-  und  Mäßigkeitsbeweguug 

*)  Ob,  wie  Dr.  von  Muralt  (Int.  Monatsschr. 
z.  Erforsch,  d.  Alkoholismus)  meint,  die  Erfin- 
dung alkoholischer  (letränke  mehr  auf  einem 
(„unglik'klichen")  Zufall  als  auf  dem  auf  einer 
jrewisscn  Kulturstufe  eintretenden  Bedürfnis  de» 
Menschen  nach  Berauschung  herrührt,  lassen  wir 
dahingestellt  und  machen  nur  auf  das  darin 
liegende  gesellschaftJibiologidche  Problem  auf- 
merksam. Es  gibt  Völkerschaften  in  Amerika^ 
die  ganz  ohne  Alkoholgenuß  leben. 
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gc8:eiiüber  den  alkoholhaltigen  Getränken 
sdQecbthin  einsetzte.  In  Nordamerika  nnd  Eng- 
land finden  wir  die  ersten  Gesellschaftsgrüu- 
dangen,  so  1806  mit  wenig,  1827  mit  mehr  Er- 
folg, in  Amerika;  die  Temperance  Society,  die 
ibre  Mitglieder  znr  unbedingten  Enthaltsamkeit 
Tvpflichtete,  zählte  1835  1\',  Mill.  Mitglieder 
and  hatte  anf  die  Branntweinbrennerei  und  den 
Branntweinhandel  einen  ganz  bedeutenden  ein- 
eehränkenden  Einfluß.  1846  wurde  im  Staate 
Maine  das  Verbot  des  Verkaufs  und  Trinkens 
Ton  alkoholischen  Getränken  eingeführt  (s.  unten 
sab  IV,  2).  In  den  30  er  Jahren  des  vorigen 
Jahrhunderts  kam  es  zu  einer  grölten  begeister- 
ten Bewegung  in  Europa,  sowohl  in  England 
wie  auf  dem  Kontinent.  Mit  der  dieser  Zeit 
eigenen  Begeisterungsfähigkeit  für  ideologische 
Großen  gewann  die  Idee,  von  dem  Pater  Mathew 
in  Irland  hauptsächlich  ausgehend,  und  unter- 
stützt selbst  von  gekrönten  Häuptern  wie  König 
Friedrich  Wilhelm  III.  von  Preußen  und  König 
Oskar  I.  von  Schweden,  so  rasch  an  Ausdehnung, 
daß  z  B.  allein  in  Schlesien  im  Jahre  1844 
dOOÜüO  Mitglieder  vorhanden  waren  und  die 
Branntweinsteuer  254  489  Taler  weniger  brachte. 
Die  1845  den  Höhepunkt  erreichende  Bewegung 
fiel  dann  von  1848  an  rasch  ab  nnd  an  die 
Stelle  der  unklaren  illusionistischen  Bewegung 
trat  der  strafifer  organisierte  und  klarer  aufs 
Ziel  steuernde  im  J^re  1851  gegründete  Inter- 
nationale Guttempler-Orden,  der  1884  auch  in 
Deutschland  Fuß  faßte  und  der  seinen  Mitglie- 
dern Totalenthaltsamkeit  zur  Pflicht  macht.  Aehn- 
licbe  Ziele  verfolgen  der  Orden  des  Blauen  Bandes 
'Blue  Ribbon  Armj),  der  namentlich  in  England, 
äandinavien  und  Amerika,  und  der  1877  in 
Genf  gegründete  Bund  des  Blanen  Kreuzes,  der 
in  der  Schweiz  und  in  Deutschland  verbreitet 
ist.  In  Frankreich  wurde  1871  die  Societe 
fraDi;aise  de  temperance  contre  Tabus  des  boissons 
tkooliques.  in  den  Niederlanden  1875  ein  Mäßig- 
keiü^Tereiu.  in  Deutschland  1883  der  „Deutsche 
Verein  gegen  den  Mißbrauch  geistiger  Getränke "", 
in  Oejiterreich  1884  ein  Verein  gegen  die  Trunk- 
sucht gegründet,  dies  alles  Vereinigungen,  die 
im  (iegensatz  zu  den  vorhergenannten  den  Ge- 
danken der  Mäßigkeit,  nicht  den  der  Totalent- 
haltsamkeit  auf  öire  Fahnen  schreiben.  Unter 
den  neuesten  Vereinigungen  sind  noch  von  be- 
MDderer  Wichtigkeit  der  1889  gegründete  Alko- 
bolgegner-Bund  und  der  Verein  für  Gastbaus- 
reform. Die  Abstinenzbewegung  hat  viele  kleinere 
Vereinsbildungen  wie  die  Vereine  abstinenter 
Pastoren.  Aerzte,  Lehrer,  Studenten,  Frauen  auf- 
raweisen.  In  einer  Anzahl  von  Zeitschriften 
werden  die  verschiedenen  Spielarten  der  Anti- 
tlkoholbewegung  verkämpft.  Die  Zahl  der  orc:a- 
niiierten  Abstinenten  beträgt  heute  in  Deutsch* 
buid  ungefähr  600ÜO,  während  es  vor  etwas  mehr 
als  einem  Jahrzehnt  noch  so  gut  wie  keinen 
Abstinenten  gab. 

III.  Die  wirtschaftlichen  nnd  sozialhygie- 
■ischen  Tatsachen  über  den  Alkohol. 

L  Einfluss  des  Alkoholgenusses  auf 
die  Bxpansität  und  Intensität  der  wirt- 
■chaftlichen  Leistungsfähigkeit.  Das 
Maß  (ier  f)ersönlichen  Leistungsfähigkeit 
des    Menscheo     für    das    Wii-tschaftslebon 


setzt  sich  aus  zwei  Komponenten  zu- 
sammen, der  Intensität  und  der  Expansität. 
Mithin  wird  diese  Leistungsfähigkeit  beein- 
trächtigt einmal  durch  Lebens-  oder  Arbeits- 
fähigkeit verkürzende  Faktoren,  und  zweitens 
durch  Arbeitsenergie  herabsetzende  Faktoren. 
Auf  beide  Komponenten  wirkt  der  Alkohol- 
genuß in  empfindlicher  Weise  ein,  der 
übertriebene,  die  Trunksucht,  ohne  Zweifel 
und  unbestritten,  der  sog.  mäßige  Alkohol- 
genuß, wue  wir  noch  sehen  werden,  jeden- 
falls zum  Teil.  Es  fragt  sich  also:  Be- 
schleunigt der  Alkoholgenuß  den  Tod  und 
die  Arheitsunfähigkeit  des  Menschen  und 
beeinträchtigt  er  auch  in  gesunden  Tagen 
die  Quantität  und  Qualität  der  Arbeits- 
leistung? 

a)  Die  Beziehungen  des  Alkoholis- 
raU8  zu  ErkrankuniTt  Unfall  und  Tod. 
Einen  medizinischen  Nachweis  der  Schädi- 
gungen des  Alkoholgenusses  zu  geben  ist  hier 
nicht  der  Ort;  nur  einige  markante  Ergebnisse 
der  Forschung  müssen  zur  Kennzeichnung  der 
Wichtigkeit  der  Frage  wiedergegeben  werden. 
Die  Avichtigsten  durch  fortgesetzten  Alkohol- 
genuü  hervorgerufenen  Erkrankungen  betreffen 
Nervensystem,  Gehirn,  Niere,  Leber,  Herz,  Ar- 
terien :  der  Alkohol  ist  spezifisch  ein  Nervengift^ 
es  wirkt  mit,  zum  Teü  in  bedeutendem  MaCe, 
bei  der  Entstehung  der  Hypertrophie  des  Herz- 
muskels. Herzlähmung,  Lebercirrhose,  Nephritis, 
befördert  die  Entwickelung  anderer  Krankheiten 
wie  Schwindsucht,  Syphüis.  Vor  allem  aber  ist  er 
oft  für  eine  mangelhafte  Widerstandsfähigkeit 
des  Körpers  gegen  Infektionsstoffe  verantwort- 
lich zu  machen,  so  z.  B.  nachgewiesenermaßen 
bei  Tuberkulose,  Cholera,  gelbem  Fieber,  Lungen- 
entzündung, wie  man  denn  auch  in  etwa  '/s  der 
Fälle  von  Delirium  tremens  und  Lebercirrhose 
frische  Tuberkulose  gefunden  hat  (Bang,  zit. 
bei  Helenius  S.  150)  Die  männlichen  Insassen 
der  IrrenanstAlteu  sollen  zu  80**/o  Alkoholisten 
sein  oder  gewesen  sein,  auch  die  Männer-  und 
Frauenkrankheitsstatistik  ist  bei  der  statistischen 
Untersuchung  herangezogen  worden  und  es 
werden  in  den  mit  der  Alkoholfrage  sich  be- 
schäftigenden Werken  eine  ganze  Anzahl  solcher 
Angaben  ßremacht.  Natürlich  sind  diese  Er^eb- 
nisse  nicht  einwandfrei,  und  bei  andersartiger 
Betrachtung  können  auch  z.  T.  wohl  andere 
Resultate  herausgelesen  werden,  immerhin  aber 
bleiben  selbst  bei  Abschreibungen  auf  diesem 
Konto  noch  genügend  große  Prozentzahlen  für  die 
Erkrankunjrs-  und  Sterbeziffer  der  Alkoholisten 
übrig.  Es  fehlen  naturgemäß  die  für  die  sozial- 
wissenschaftliche Bilanz  mit  in  die  Wagschal© 
fallenden  Größen  wie:  Selbstmord  infolge  von 
AlkoholgenuC  (direkt  oder  auf  sozialen  Um- 
wegen), Todesfälle  durch  ein  Masseuunglück, 
dessen  Ursache  auf  das  Schuldkonto  des  Alkohols 
zu  setzen  ist  (wie  so  oft  bei  Eisenbahnunfällenj, 
Krankheiten,  die  nur  als  beirleitende  und  be- 
schleunigende Ursache,  und  Todesursache  auf 
den  Alkohol  hinweisen  und  anderes  mehr.  Als 
durch  Alk()holj,^enuß  verursachte  Unfälle  ^eben 
ältere  jjreußische,  sächsische,  schweizerische  und 
französische  Statistiken  Prozentzahlen  von  3,(> 
bis  7,5  7o  an.    Auch  hier  werden  nur  die  ganz 
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notorischen  Fälle  erfaßt.  Wichtiger  erscheint  Handarbeit,  die  Geschicklichkeit  oder  Nach* 
die  Tatsache,  daß  einige  UufallversicheningR-  denken  erfordert,  wie  in  der  Feinmechanik, 
gesellschaften  in  der  Schweiz ,  £ngland  nnd  Optik,  bei  Schriftsetzern  n.  dgl.,  ist  der  ieistnnff- 
Schottland  Totalabstinenten  einen  Prämiennach-  erniedrigende  Einfluß  des  Alkoholgenasses  nach- 
laß  von  10^0  gewähren.  Eine  solche  Praxis  gewiesen  worden;  immerhin  liegen  noch  zu 
liat  auch  in  die  Lebensversicherung  Aufnahme  wenig  Untersuchungen  gerade  in  dieser  Rieh- 
.gefunden.  Die  Ergebnisse  der  en&:lischen  Ab-  tung  vor,  um  ein  abschließendes  Urt«il  über 
stinentenversicherungen,  die  auch  „Mäßige"  auf-  das  Maß  der  Beeinträchtigung  industrieller 
nehmen,  sind  dergestalt,  daß,  setzt  man  die  Arbeit  durch  den  Alkoholgenuß  feststellen  zn 
Allgemeine  Sterbeziffer  mit  10()%  an,  diejenige  können.  Was  die  rein  körperliche  Leistungs- 
der  mäßigen  Trinker  sich  zu  etwa  70— 80®/o,  fähi^keit  anlangt,  so  haben  Untersuchungen  in 
diejenige  der  Abstinenten  zu  50—60%  ergibt,  der  bayerischen  und  früher  schon  in  der  encpUsch- 
und  nach  Vergleichungen  der  Hechabites  (Ab-  indischen  Armee  dar^etan,  daß  die  Marsch- 
stinenten)  mit  den  Mäßigen  (Odd-Fellow,  Fo-  fähigkeit  der  Truppe  ohne  alkoholische  Nahmng 
resters)  und  der  allgemeinen  Bevölkerung  Eng-  beträchtlich  höher  ist  als  die  mit  einer  solchen, 
lands  ist  berechnet  worden,  daß  ein  18 jähriger  Unbeachtet  darf  bei  der  Frage  der  Bedeutung 
Abstinent  eine  um  8,72  Jahre  längere  Lebens-  des  Alkohols  für  die  Industriearbeit  nicht  bleiben, 
«rAvartung  hat  als  der  Durchschnittsmensch,  daß  die  immer  mehr  zunehmende  Eintönigkeit 
-der  Odd-Fellow  eine  um  7,75,  der  Forester  eine  der  Arbeit  für  den  einzelnen  Arbeiter  auch  ein 
um  5,8H  längere  Lebenserwartung.  Nun  sind  gewisses  höheres  Maß  von  ablenkenden,  ab- 
ja  natürlich  auch  solche  Ermittlungen  mit  wechslunc-svollen  Genüssen  erfordert,  die  der 
einiger  Kritik  aufzunehmen,  denn  es  fragt  sich,  Arbeiter  heute  vorerst  nur  in  Stimulantien  nnd 
wie  die  Geschäftsergebnisse  der  Gesellschaften   Narkotiken  erblickt. 

bei  diesen  Maßstäben  für  Abstinentenversiche-  2,  Einflufs  des  Alkoholgenusses  auf 
Hingen  sich  gestalten,  und  darüber  scheint  wenig  ^as  Privatbudget.  Helenius  teilt  unter  Be- 
STe^?Ä\^Xte°kS^^  rufiingaufdieForschungeavonRowntreeund 

geübt  haben    •^^*'"^^°^®  hindurch  diese  Fr axis   gher^'ell  mit,  daß  ein  besser  situierter  Lon- 

b)  Der  Einfluß  des  Alkoholgenusses  ^<^"^r  Arbeiter  mit  einem  Einkommen  von 
auf  die  Intensität  der  Leistungsfähig-  30  sh  wöchentlich  6  sh  für  die  Miete  brauche, 
keit.  Dr.med.etrer.polit.Stehrhatd'ieseFra^e  15  sh  für  Nalirungsmittel,  6  sh  für  geistige 
vor  allem,  untersucht  und  in  seinem  unten  m  Getränke,  3  sh  für  alles  übrige  (Kleidung, 
der  Literatur  genannten  Buche  —  auch  unter  Hausi-at  usw.),  also  20^/o  seines  Einkommens 
Berücksichtigung  aller  anderen  einschlägigen  f^r  »reistiffe  Getränke  ausgebe.  Dieser 
LiteTatur  -  ausführlich  erörtert  Er  hat  an  Prozentsatz  erscheint  sehr  hoSh,  und  Unter- 
39  Industnestellen  auf  o9(XX)  Arbeiter  sich  be-  ^„,.u„««^«  ;«  ««^^«««  t  a«.i^.««\^«^^«  «„«i. 
ziehende  Erhebungen  gemacht  und  gefunden,  suchungen  m  anderen  Ländern  enden  auch 
daß  der  Alkohol^enuß  als  Peitsche  wirkt,  der  °"'*,/?\^  Ergebnissen  von  etwa  10»; o. 
auf  kurze  Zeit  die  Arbeitsleistung  zu  steigern  >\  eiche  absoluten  /ilfern  die  Ausgaben 

vermag,  aber  um  so  schneller  die  Reaktion  im  einzelnen  aufweisen,  zeigt  sich  bei  einer 
«intreten  läßt,  die  den  anfänglichen  Gewinn  Betrachtung  der  Staatseinkünfte  aus  der 
nicht  nur  aufwiegt,  sondern  durch  Minder-  Wein-,  Bier-  und  Branntweinsteuer;  auf  die 
leistung  in  einen  Verlust  umkehrt.  So  ist  bei  betreflfcnden  Artikel  sei  hiermit  verwiesen.^) 
Experimenten  für  die  geistige  Arbeit  gefunden  j^^^  ^^^e^  j^i^^  die  Erfahrung,  daß  der- 
worden,  daß  bei  einer  Gruppe  von  20  gleich-  •  „•  ^  u«*^^  a^„  „„f  ,i;^  JlLf;«^«  n^ 
Ältrigen  Seminaristen  von  360  Rechenaufgaben  fl?^f  ^^}^^:  ^^"^  ^^'^i^;  ^,^3^^^°  ?^ 
richtiic  gelöst  wurden:  von  denen,  die  1  Liter  t^^"^;?  entfällt,  dem  Jones  für  die  Ausgaben 
Bier  getrunken  hatten  sofort  nach  dem  Genuß,  7A\r  \  orbesserung  der  allgemeinen  Ijobens- 
8*/o  mehr  als  von  den  Nüchternen,  nach  einer  Haltung,  der  Wohnung,  Kleidung,  Erholung 
Stunde  6**/o  weniger,  nach  2  Stunden  17%  entzogen  wird  und  daß  der  Betrag  gerade 
weniger.  Bei  Industriearbeitern  hat  sich  bei  den  Einkommen  unter  2(K)0  M.  sozial- 
sowühl  bei  schwerer  Handarbeit  wie  bei  feinerer  wirtschaftlich  am  empfindlichsten  ins  öe- 
Arbeit  eme  konstante  Minderleistung  des  Mo^^  ,,.i^,^t  fällt.  Viele  nützliche  Dinge  zur 
Woche  e^^^^^^^  '''  dauernden  Erhöhung  des  Lebensgenusses, 

Auf  die  Untersuchungen  der  Montagsarbeit  nicht  zur  vonlbergehenden  wie  beim  Alkohol- 
darf jedoch  kein  so  großes  Gewicht  gelegt  genuß,  wäi*en  mit  jenen  10",o  des  Ein- 
werden, wie  es  einige  Forscher  tun;  denn  es  kommens  jährlich  zu  beschaffen.  Wie  sich 
ist  eine  psychologisch  feststehende  Tatsache,  eine  Verminderung  oder  Beseitigung  der 
daß  nach  einem  freien  Tag  namentlich  bei  Ausgaben  für  alkoholische  Getränke  mit 
mechanischer  oder  sonstwie  uninteressanter  Ar-  d^r  „Gesellschaftsordnung^'  des  Kneipen- 
beit  die  „Maschine«  erst  wieder  in  Gang  gebracht   y^^  „^j^    ,|g„^     -^„j^^u    von    Wein    und 

werden  muß.  daß  also  die  erwartete  Erfrischung    ii,,^i-  '     ^-a.  ,i^„  u..«,,«*,..«;«     „«/i  Qrx;«;^^,« 
der  Arbeitskraft  erst  dann  in  die  Erscheinung     ^«P^^"'  .""^  der  Branntwein-  und  Spintua- 
tritt,  wenn  das  (iewohnheitstempo,  das  durch   brennerei  und  mit  den  Staatseinkünften  Ver- 
den Feiertag  unterbr^hen  war,  wieder  erreicht   trägt,  werden  wir  noch  sehen, 
ist.    Mehr  besaiten  die  Untersuchungen  Stehrs  !       Einen  Einblick  in  die  hier  obwaltenden  Ver- 

und   Aschaffenbnrgs ,    die    von    Arbeitern    und'-       

Arbeitgebern  eindrehende  Erkundigungen  ein-'  M  Im  ganzen  werden  in  Deutschland  (nach 
gezo^^en  bzw.  selbst  Experimente  an  Arbeitern  ;  Stehri  jährlich  etwa  'A  Milliarden  Mark  ftüralko- 
gemacht  haben.    Namentlich  bei   qualifizierter  ■  holische  Getränke  ausgegeben. 
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kiltnisse  g^ewfihrt  die  Uebersicht  über  den  AI- 
kohoWerbrauch  in  den  verschiedenen  Ländern. 
Die  .Volksw.  Chronik"  vom  Okt.  1905  teilt  die 
Resnltate  einer  umfassenden  statistischen  Er- 
kebongr  über  den  Alkoholverbranch 
in  den  bedeutendsten  Knlturstaaten 
mit,  welche  von  den  Professoren  Struve  und 
Dr.  Schnlze-Besse  vom  Institut  für  Gärungs- 
gewerbe  veranstaltet  ist. 

Nach  diesen  Erhebungen  verteilt  sich  die 
ermittelte  Gesamtalkoholmenge  auf  die  drei 
Hanptiretränke  Wein.  Branntwein  und  Bier  wie 
folgt:  Der  Weinalkohol  hat  mit  4,16— 4,99  1  pro 
Kopf  der  Bevölkerung  und  Jahr  stets  die  erste 
8tdle  eingenommen,  auf  ihn  folgt  der  Brannt- 
weinalkohol mit  3,30—3,45  1  und  an  letzter 
Stelle  kommt  der  Bieralkohol  mit  2,53—3,17  1. 
Die  durchschnittliche  Menge  des  konsumierten 
Bieres  stieg  von  55,5  auf  71,31  1,  ebenso  der 
Weinkonsum  von  24,4  auf  28,63  1,  während  der 
Branntweinkonsum  in  den  letzten  10  Jahren 
etwas  zurückgegangen  ist,  von  6,94  auf  6,7  1. 
An  der  Spitze  der  berücksichtigten  Kulturländer 
marschiert  in  Bezug  auf  den  Alkoholkonsum 
Frankreich  mit  1646—21,19  1.  Ihm  folgt  in 
finem  Abstände  von  etwa  5  1  Italien,  daran 
reiht  sich  mit  11,09  bis  13,16  1  Belgien,  dicht 
gefolgt  von  der  Schweiz  mit  einem  bis  auf 
l3.1 1  gesteigerten  Durchschnittskousum.  Dann 
kommt  mit  1031 — 11^51Groübritannien,  nahezu 
jrleich  mit  Dänemark.  An  siebenter  Stelle  steht 
Deutschland  mit  8,94—9,51 1,  das  also  erheblich 
unter  dem  Gesamtdnrchschnitt  liegt.  Oester- 
reich-Ungams  Alkoholkonsum  hat  sich  von  7,51 
auf  9,33"  1  vermehrt;  relativ  die  bedeutendste 
Steigerung  weist  Schweden  auf  und  zwar  von 
4,69^,31 1.  Auch  die  Vereinigften  Staaten  von 
Amerika  verzeichnen  ein  beträchtliches  An- 
wacbüen  von  5,1  auf  6,78  1.  Bußlands  Verbrauch 
in  Alkohol  ist  zurückgegangen  von  3,33  auf 
2.52  I;  unwesentlich  endlich  erscheint  die  Zu- 
aahme  in  Norwegen  von  2,22  auf  2,34  1.  Als 
Biertrinker  nehmen  die  Belgier  und  Engländer 
den  ersten  Platz  ein,  ihnen  folgt  an  dritter 
Stelle  der  Deutsche,  es  kommen  dann  Dänemark, 
die  Vereinigten  Staaten,  die  Schweiz,  Oester- 
reich-Ungam.  Schweden,  Frankreich,  Norwegen, 
Rabiand  und  Italien.  Im  Branntweingenuß  steht 
iHioemark  obenan ;  ihm  folgt  neuerdings  Oester- 
reich- Ungarn  an  Stelle  Belg:iens,  das  jetzt  erst 
in  sechster  Linie  in  Betracht  kommt.  Deutsch- 
bnd steht  hier  jetzt  an  dritter  Stelle,  während 
«s  vor  fünf  Jahren  noch  an  fünfter  stand.  Im 
Wein  genießen  die  Franzosen  den  meisten  Al- 
kohol, ihnen  folgen  Italien  und  die  Schweiz. 
Deutschland  steht  hier  an  fünfter  Stelle. 

3.  EinflafB  des  Alkoholgenusses  auf  die 
Vachkommenschaft.    Haben  wir  von  Schädi- 

Cngen  der  Lebensdauer  und  der  physischen 
iätungsfähigkeit  des  Einzelnen  und  von  einer 
irhweren  wirtschaftlichen  Belastung  dnrch  den 
Alkohol  sprechen  müssen,  so  ist  die  nächste  Frage 
eine  weiter  ausschauende,  die  an  die  Gesellschafts- 
biologie rührt.  Der  Alkohol  beeinträchtigt  die 
Ltbeusfunktion  der  Basse,  er  schädigt  die  Leis^ 
tongsfähigkeit  eines  ganzen  Volkes  für  die  Zu:: 
kinft,  weil  er  die  Nachkommenschaft  schädigt, 
als  ein  nachgewiesenermaßen  spezifisches  Proto^ 
tUsmsgift.  Diese  durch  zahlreiche  physiologische 
Jb^erimente  belegte  Tatsache  darf  als  feststehend 


gelten.  Die  Vererbung  soll  nun  in  der  Weise 
vor  sich  gehen,  daß  die  Trunksucht  der  Eltern 
sich  in  geistiger  oder  körperlicher  Entartung, 
Epilepsie,  verbrecherischen  Anlajg:en,  Hang  zu 
geistigen  Getränken  bei  den  Kindern  äußern 
soll.  Die  angebliche  Vererbung  eines  ,.Hanges 
zu  geistigen  Getränken"  ist  jedoch  mit  Vor- 
sicht und  Kritik  aufzunehmen ;  einige  Gewährs- 
männer (siehe  Helenius  a.  a.  0.  S.  244)  wollen 
prefunden  haben,  daß  80— 90  **|o  der  Alkoholisten 
ihren  Hang  bereits  als  Erbgut  erhalten  haben: 
doch  dürfte  hierbei  vielmehr  die  Erziehuugj 
das  schlechte  Beispiel  und  allerdings  eine  ge- 
ringere Widerstandsfähigkeit  gegen  Versuch- 
ungen aller  Art  mitwirken.  Dahingegen  ist 
einwandfrei  festgestellt,  ein  wie  großer  Prozent- 
satz der  Irrenhans-,  Erziehungshaus-,  Zucht- 
hans- und  Gefängnisinsassen  hier  die  alkoho- 
1  istischen  „Sünden  der  Väter"  als  Causa  oder 
Conditio  zur  Schau  trä^t.  Als  interessant  sei 
dabei  erwähnt  die  in  Norwegen  gemachte  Be- 
obachtung, daß,  als  dort  i.  J.  1816  das  Brannt- 
weinbrennen für  frei  erklärt  wurde  und  die 
Trunksucht  namentlich  in  dem  Jahrzehnt 
1826—1836  gewaltig  zunahm,  die  Zahl  der 
Idioten  zur  selben  Zeit  um  150%  stieg,  und 
als  der  Branntweinkonsnm  später  wieder  ab- 
nahm, die  Zahl  der  Idioten  auch  wieder  gefallen 
ist.  Andere  Statistiken  setzen  707©  der  Irren 
und  der  Epileptiker  auf  das  Schuldkonto  des 
Alkoholismus,  und  beachtenswert  sind  die  ein- 
gehenden Untersuchungen  von  Demme,  der 
12  Jahre  lang  zwei  Trinkerfamilien  bis  in  ent- 
fernte Glieder  verfolgt  hat,  und  von  D  u  g  d  a  1  e , 
der  das  gleiche  an  einer  amerikanischen  Familie 
„lukes"  erforscht  hat;  denn  beide  zeigen  ganz 
abnorm  hohe  Beiträge  der  Trinkerfamilien  zu 
den  Heeren  der  Verbrecher,  Prostituierten,  Irr- 
sinnigen und  sonst  gesellschaftlich  minder- 
wertigen Individuen.  Auch  für  die  zunehmende 
Unfähigkeit  der  Frauen,  selbst  zu  stillen,  macht 
Bunge  zum  großen  Teil  den  Alkoholismus  ver- 
antwortlich. Degeuerationserscheinungen  einer 
ganzen  Epoche,  die  dem  Staate  und  der  Ge- 
meinde große  Kosten  auferlegen,  erscheinen 
hier  in  einem  circulus  vitiosus  begründet,  zu 
dessen  Beseitigung  nicht  nur  gegenwärtig^e 
volkswirtschaftliche,  sondern  zukünftige  sozio- 
logische und  nationale  Gründe  aufrufen. 

4.  Einflufs  des  Alkoholgenusses  auf 
die  soziale  Gemeinschaft  und  die  öffent- 
lichen Interessen.  Wenn  es  nach  alledem 
wahr  ist,  daß  der  Alkoholgenuß  die  Ver- 
brechen vermehrt,  die  Leistungsfähigkeit  nach 
Dauer  und  Energie  herabsetzt,  Krankheit  der 
Trinker  wie  ihrer  Xachkomraenschaft  erzeugt, 
so  liegen  die  Schädigungen  für  die  soziale 
Gemeinschaft  und  die  öflfentlichen  Interessen 
als  Folgeei*scheinuug  so  klar  auf  der  Hand, 
daß  sie  keines  Nachweises,  sondern  nur  eines 
Hinweises  bedürfen.  Es  werden  durch  die 
Störung  der  öffentlichen  Sicherheit  die  Kosten 
für  Polizei,  Gefängnisse,  Irrenhäuser,  Sicchen- 
häuser,  Armenunterstützuug,  Witwen-  und 
Waiseuversorgung ,  Invaliden  versieherimg, 
Unfallversicherung.  Krankenversicherung  er- 
höht und  auf  der  anderen  Seite  der  Allge- 
meinheit zu  früh  Arbeitskräfte  und  wichtige 
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Arbeitsleistungen  entzogen,  die  sie  durch 
Bevölkerungsvermehrung  wieder  zu  ersetzen 
hat;  und  sogar  eben  diese  Vermehrung  einer 
tüchtigen  leistungsfähigen  Bevölkerung  wird 
durch  eben  das  nämliche  üebel  beeinträchtigt, 
da  der  Alkoholgenuß  die  Fortpflanzung 
quantitativ  und  qualitativ  verschlechtert 
Wenn  also  unsere  oben  aufgestellten,  auf 
die  Nachweise  zahlreicher  Forscher  ge- 
gründeten Sätze  zu  Recht  bestehen,  so  hat 
die  Allgemeinheit,  also  zunächst  der  Staat, 
das  denkbar  größte  Interesse  daran,  den  Al- 
koholgenuß zu  beschränken  oder  zu  beseitigen. 
Sein  Interesse  an  der  auf  die  geistigen  Ge- 
tränke gelegten  Steuer  fällt  dabei  nicht  ins 
Gewicht,  denn  dieses  Steueraufkommen  läßt 
sich  auf  andere  Weise  erreichen,  da  der  auf 
alkoholische  Getränke  entfallende  Betrag  des 
Privatbudgets  vorhanden  ist  und  faßbar  bleibt. 

5.  Alkoholhandel  und  Alkoholindustrie. 
Die  volkswirtschaftlich,  steuerpolitisch  und 
handelsstatistisch  wichtigen  Tatsachen  über  den 
Alkoholhandel  und  die  Alkoholindustrie  werden 
in  den  Artt.  Bier,  Branntwein  und  Wein 
behandelt  (s.  d.).  Hier  bedarf  es  nur  einiger 
kurzer  Hinweise  im  Kahmen  der  ganzen  Be- 
trachtung. Zur  Produktion  des  Bieres  in  Deutsch- 
land werden  nach  B  o  d  e  etwa  */8  der  gesamten 
Gersteuemte,  nämlich  12*/«  Mill.  dz,  zur  Her- 
stellung des  Trinkbranntweins  Vu  der  Roggen- 
emte,  d.  i.  3  */»  Mill.  dz,  und  Vu  der  Kartoffel- 
ernte, d.  i.  21  Mill.  dz  verwendet;  etwa 
1  */4  Mill.  ha,  das  wäre  \'i5  des  überhaupt  be- 
stellten Ackerlandes,  dienen  nach  demselben 
Gewährsmann  der  Produktion  alkoholhaltiger 
Getränke,  und  mehr  als  1  Vj  Mill.  Menschen, 
d.  h.  jede  14.  erwerbstätige  Person  steht  im 
Dienst  des  „Alkoholbetriebes".  Wenn  in  dem 
Komplex  dieser  Arbeit  der  Nation  eine  nennens- 
werte Betriebsminderung  eintritt,  so  hat  dies 
natürlich  etwas  sehr  Mißliches  für  die  davon 
Betroffenen.    Auch  eine  verminderte  Beschäfti- 

Saug  und  Rentabilität  der  landwirtschaftlichen 
ranntweinbrennereien  würde  eine  große  Störung 
des  Landwirtschaftsbetriebes  darstellen.     Aber 
man  verkenne  bei   der  Beurteilung  nicht,  daß 
hier    Entwicklungsfaktoren    spielen,    die    sich 
durch    Mitleidserwägungen    ebensowenig    auf- 
halten  lassen  wie   der   Niedergang   z.  B.   des 
Kleinhandels  durch  die  Warenhäuser  und  der 
Korsettindustrie    durch    die   Reformbekleidung, 
wenn  eben  die  entgegenstehenden  allgemeinen 
Forderungen  stark  «:enug  sind;  und  am  letzten 
Ende  handelt  es  sich  dann  um  das  von  Ver- 
waltnn^smaUnahmen  unbeeinflnüte  Abwägen  der 
in    Frage    kommenden    öffentlichen    Interessen 
durch     die    Allgemeinheit.      Verwaltnngsmaß- 
nahmen,  z.  B.  eine  verständige  Steuerpolitik  und 
anderes,    sind    aber   allerdinfi^s   imstande,    die 
Schmerzen  eines  wirtschaftlichen  Niederganges,  i 
wenn  ein  solcher  bevorsteht,  für  die  beteil  iahten  j 
Kreise  zu  mildern.    Endlich  aber  darf  die  Kraft ' 
der  Selbsthilfe  nicht  übersehen  werden,  die  der  I 
Alkoholindustrie    vorkommendenfalls   die   beste ! 
Selbstcrhaltungsmaßuahme   in    der   Herstellung 
von  Ersatzgetränken,  dem  landwirtschaftlichen  ' 
Brennereibetrieb  die  größere  Verwendung   des  | 
Spiritus  für  gewerbliche  Zwecke  bietet;  denn. 


die  allgemeine  Einführung  der  Spiritus-  an 
Stelle  der  Petroleumlampe  ist  nur  eine  Frage 
der  Zeit.  Was  Deutschland  im  besonderen  an- 
langt, so  hat  es  jährüch  etwa  15  Mill.  Mark 
menr  für  die  Einfuhr  ausländischer  Alkohol- 
getränke zu  zahlen,  als  es  für  die  Ausfuhr 
eigener  Erzeugnisse  der  Alkoholindustrie  erhält. 
Daß  der  Kampf  der  Alkoholinteressenten  gegen 
die  Enthaltsamkeitsbewe^ng  mit  Leidensc^ft 
geführt  wird,  ist  erklärlich.  Die  unter  dieser 
Aegide  veröffentlichten  Statistiken  weisen  be- 
sonders hohe  Sterblichkeitsziffem  für  „Absti- 
nente"^ auf.  Eine  Prüfung  dieser  Angaben  ist 
nicht  möglich.  Beim  Begmn  der  Abstinenzbe- 
wegung werden  gerade  die  von  vornherein  körper- 
lich schwächeren  Elemente  sich  der  Bewegung 
anschlieüen  und  so  die  „Sterblichkeit  der  A^ 
stinenten"  scheinbar  erhöhen. 

IV.  Die  Therapie  der  Tmnksncht 
L  Sozialwirtsohaftliohe  Reformtätig- 
keit.  Ein  Kampf  gegen  die  Alkoholgcfahr 
muß  mit  einer  Beseitigung  der  Ursachen  des 
Alkoholismus  beginnen  und  würde  mit  dieser 
Beseitigung,  wenn  sie  ganz  gelänge,  die 
Frage  losen.  Aber  selbst  teilweise  Besserung 
schafft  hier  viel.  Und  die  cura  prior  ist 
die  Erkenntnis  der  Gefahren;  denn  wenn 
der  Wille  erst  da  ist,  findet  sich  auch  der 
Weg.  Stohr  sagt  in  seinem  trefTlichea 
Buche:  „Die  Prophylaxe  des  Alkohol bedörf- 
nisses  ist  die  Thera])ie  des  Alkoholismus". 
Eine  solche  Prophylaxe  kann  nur  wirtschaft- 
licher Art  sein;  die  Sozialpolitik  hat  es  hier 
als  ihre  Aufgabe  zu  betrachten,  die  niederen 
Triebe  durch  die  Einsicht  höherer  Genüsse 
zu  ersetzen,  für  l'cssere  Ernährung  und 
Wohnung,  für  Verbesserung  der  Arbeits- 
technik, für  Gelegenheit  zu  edleren  Genüssen, 
zu  Bildung  und  Belehrung  zu  sorgen.  Hier- 
bei ist  im  besonderen  von  Wichtigkeit: 

a)  Jede  Arbeiterfürsorgegeseizgebung,  die 
die  Not  des  Lebens  und  das  freudelose 
Elend  mindert,  weil  dann  der  Blick  freier 
und  hofl'nungsvoller  und  das  narkotisierende 
Getränk  immer  entbehrlicher  wiixl. 

b)  Wohnungsroforni,  weil  eine  behagliche 
gesiuido  Wohnung  das  beste  Ei-satzmittel 
für  die  Kneii>e  ist ;  Koch.sdiuleii  für  Minder- 
bemittelte, weil  ein  gut  bereitetes  Essen 
(auch  mit  bescheidenen  Mitteln)  das  alkoho- 
lische Getränk  immer  entbehrlicher  macht 

c)  Eretollung  von  Gesolligkeitsräumen, 
die  vom  Alkohol  betrieb  unabhängig  sind, 
z.  ß.  die  Prof.  Böhmeit sehen  Volksheime; 
Volkshäuser,  Arl)eiterklub.s ,  Mädchenklubs, 
wie  sie  in  England  bestehen ;  Hausgenossen- 
schaften, für  die  die  Frauenbewegung  kämpft; 
Lokale,  wie  sie  der  Verein  für  Gasthaus- 
reforni  plant.  Uebor  das  .,Gothen burger 
System^^  s.  den  besonderen  Artikel.  Kaffee- 
u'ud  Teeschenken,  d.  h.  P>holungslokaie,  in 
denen  zu  Speisen  nur  alkoholfi-eie  Getränke 
wie  Tee  und  Kaü'oe  gereicht  und  für  edlere 
Unterhaltung  (Musik,  Vorträge)  gesorgt  wird; 


Alkoholfrage 


77 


Lesehalleu  wie  in  dem  Abbe'schen  Volkshaus 
in  Jena. 

d)  Hebung  der  Bildung  und  Schaffung 
von  Gelegenheiten  zur  Befriedigung  höherer 
Genüsse :  Volkstheatervorstellungen,  üniver- 
sity  extension,  Bibliotheken,  Lesehallen,  Foi-t- 
bildungßschulen,  Sportklubs. 

e)  Temperenzunterrieht.  Während  in 
England  und  Amerika  schon  gegen  1830  ein 
Temperenzunterrieht  begonnen  und  in  den 
letzten  Jahrzehnten,  als  obligatorischer  Lehr- 
gegenstand  in  den  öffentlichen  Schulen  ganz 
allgemein  geworden  ist^  während  in  Belgien 
und  Frankreich  seit  etwa  10  Jahren  ein 
TemperenzunteiTicht  eingeführt  und  in 
.Schweden,  Norwegen  und  Finland  schwache 
Anfänge  davon  vorhanden  sind,  ist  Deutsch- 
land fn  dieser  wichtigen  Frage  noch  weit 
zurück.  Erst  1905  wurden  offizielle  Kurse 
zum  Studium  des  Alkoholismus  ins  Leben 
genifen,  die  in  der  Technischen  Hochschule 
zu  Charlottenburg  abgehalten  wurden.  Eine 
Warnung  der  Jugend  und  der  Erwachsenen, 
eine  Beiehrung  der  Jugend  und  des  Volkes 
ist  aber  eines  der  wichtigsten  Erfordernisse 
für  die  so  dringend  notwendige  Bekämpfung 
der  Alkoholgefahr. 

f)  Bekämpfung  der  herrschenden  Trink- 
sitten, die  in  Tradition  erstarrt  sind  und  die 
über  sie  hinweggegangene  Wissenschaft 
leichtfertig  vernachlässigen.  Diese  Be- 
kämpfung diux^h  Beispiel  und  Belehrung 
irt  eine  der  wichtigsten  Aufgaben  der  All- 
gemeinheit Bei  allen  diesen  wirtschaft- 
lichen Maßnahmen  muß  freilich  zunächst 
ncK-h  vieles,  ehe  der  Staat  sich  dessen  an- 
nimmt von  privater  Initiative,  privater  Tätig- 
keit und  privater  Freigebigkeit  getan  werden. 

2.  Poluei-  und  VerwaLtungsmafsnah- 
men.  Die  Polizei-  und  Verwaltungsmaßnah- 
men stehen  noch  auf  einem  relativ  beschei- 
«leoen  prophylaktischen  und  prohibitiven 
Standpunkt.  '  Sie  betreffen  den  Trinker 
selbst  oder  die  Gelegenheit  zum  Trinken. 

a)  Dem  Trinker  gegenüber.  Mau 
hat  versucht,  den  Trinker  durch  medizi- 
oische  Behandlung  zu  heilen  und  zwar 
ibt  dies  schon  vor  etwa  10  Jaliron  in  der 
Jenaer  Medizinischen  Klinik  unter  Geheim- 
rat Stintzing  mit  der  von  russischen  Aerzten 
emjjfohlenen  Darreichung  von  Strychnin 
Tc-r>ucht  worden.^)  Weitergehende  Volks- 
wirt schaftlicho  Bedeutung  hat  jedoch  das 
Verfaliren  nicht  gewonnen.  So  blieben  nur 
y^yehische  Einwirkung  durch  Warnung, 
Helehrung,  Profiaganda  der  alkoholgegne- 
hschen  Gesellschaften  und  Straf-  oder  Fiir- 
^orgemaßnahmen  übrig,  lieber  die  ersteren 
<Jrei  ist  schon  gesprochen  worden;  an 
Strafmaßnahmen    sind     Unterbringung 

\,  Vgl.  Beldan,  Ueber  die  Tmnksncht  und  Ver- 
suche ihrer  Behandlung  mit  Strychnin.  Jena  1892. 


in  einem  Arbeitshaus  (s.  d.)  und  Bestrafung 
wegen  Ausschreitungen,  an  Fürsorge- 
maßnahmen Unterbringung  in  einem 
Trinkerasyl  (s.  d.)  und  Entmündigung  zu 
nennen.  Auch  die  Anlegung  von  Trinker- 
listen gehört  hierher.  Bestraft  wird  mit 
Haft  (sog.  geschärfte  Haft,  mit  Arbeitsver- 
wendung) nach  RStrGB.  §  361,  5,  wer  sich 
dem  Spiel,  Tnmk  oder  Müßiggang  derge- 
stalt hingibt,  daß  er  in  einen  Zustand  gerät, 
in  welchem  zu  seinem  Unterhalte  oder  zum 
Unterhalte  derjenigen,  zu  deren  Ernährung 
er  verpflichtet  ist,  durch  Vermittlung  der 
Behörde  fremde  Hilfe  in  Anspruch  ge- 
nommen werden  muß.  Das  Entmündigungs- 
verfahren tritt  nach  BGB.  §  6  für  Trunk- 
süchtige ein,  wenn  diese  ihre  Angelegen- 
heiten nicht  zu  besorgen  vermögen  oder  sich 
und  ihre  Familie  der  Gefahr  des  Notstandes 
aussetzen  oder  die  Sicherheit  anderer  ge- 
fährden. Nach  §  114  BGB.  stehen  die  wegen 
Trunksucht  Entmündigten  in  Ansehung  der 
Geschäftsfähigkeit  den  Minderjährigen  unter 
7  Jahren  gleich.  Der  Vormund  ist  nach 
Maßgabe  der  allgemeinen  vormundschaft- 
lichen Befugnisse  berechtigt,  alle  Schrtite 
zu  tun,  die  für  die  Person  des  Mündels  von 
Vorteil  sind.  Wegen  Trunksucht  Ent- 
mündigte sind  insbesondere  unfähig  zum 
Familienrat  (BGB.  §  1865),  zur  Testaments- 
errichtung (§  2229),  zum  Testamentswidemif 
(§  2253),  zur  Vormundschaft  (§  1780).  Nach 
§  827  BGB.  ist  der  Trinker  für  alle  im 
trunkenen  Zustande  begangenen  Schädigungen 
in  gleicher  Weise  verantwortlich,  wie  wenn 
ihm  Fahrlässigkeit  zur  Ijast  fiele.  Er  kann 
sich  nur  exkulpieren,  wenn  er  die  be- 
rauschende Eigenschaft  des  Getränkes  nicht 
kannte  oder  kennen  konnte. 

b)  Der  Trinkgelegenheit  gcgen- 
ü  b  e  r.    Den  Verkauf  alkoholischer  Getränke 
(und  zugleich  dei-en  Herstellung)  überhaupt 
zu   verbieten,    ist  jedenfalls  das    radikalste 
Mittel.     Zu  diesem   haben  nur  einige  nord- 
amerikanische Staaten    gegrüTen,   und  zwar 
ward   ein   solches   Gesetz   zuerst  im  Staate 
Maine  l{S4(i  erlassen;   es  folgten  14  andere 
Staaten :  gegenwärtig  bestehen  solche  Gesetze 
aber  nur  noch   in   sieben  Staaten,   nament- 
lich   ländlichen    Distrikten,    wo    sich    die 
Prohibition  gut  bewährt  halK?n  soll,  während 
in    größeren    Städten    die    Umgehung   ganz 
I  olTenkundig  getrieV»cn  wurde.     ^lan  ist  daher 
zur  sog.   Lociil  Option   übergegangen,    d.  h. 
:  einem  lokalen  Verbot  in  denjenigen  Städten 
I  und    Distrikten ,    die   es   dui-ch   Mehrheits- 
I  beschluß  ausdrücklich  einffihren ;  so  gilt  es 
iin  37   amerikanischen  Staaten.     Ein  Verbot 
durch  internationales  rel>ei*ein kommen  betrifft 
die  Branntweinabgabe  an  Fischer  auf  der  Nord- 
see, ferner  in  einigen  Kolonialgebieten.  lx)kale 
Verbote    linden     sich    auch    in    Norwegen, 
Schweden  und  England,  wo  auch  die  Schank- 
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Stättenpolizei  sehr  streng  gehandhabt  wird,  nommen,   der  Rest    blieb   als    „A."    bestehen, 

In  Deutschland   dagegen  gibt  es  nur  eine  welche  ursprünglich  den  Dorfgenossen  nach  den- 

Reihe  von  Einzelvorschriften,  wie  die  straf-  5?1^«°    gleichen   HufenanteiTen    zustand.     Sie 

gesetzlichen  über  die  Abgabe  von  geistigen  ^^?^«  **«  offene  Hutiing  und  Waldung  der  je- 

/aTftiTnW«  „^     t«,J^kJ«  «k«?  g«i,i«r  nieinsamen  Benutzung  der  Dorfgenossen,  oder 

Getränken  an    Trunkenbolde",  über  Schloß  ^^  konnten,  sei  es  von  ihnen  autononi  oder 

der  bchankstätten  des  Morgens,  des  Abends  durch  die  entstandene  Grundherrschaft,  beson- 

und  des  Sonntags.     Hierüber  wie  über  das  dere  Anordnungen  über  die  Nutzung  getroffen 

Konzessionssystem   vgl.  den  Art.   „Schank-  werden ;  endlich  konnten  auch  an  Dorfgenossen, 

gewerbe".    Hier  sei  im  Zusammenhang  nur  an  Zuzügler  oder   an  Fremde  Stücke   der  A. 

bemerkt,  daß  die  Bestimmungen  für  irgend  oder  des  Angers  veräußert,  verliehen  oder  gegen 

eine   Bekämpfung   der   Alkoholgefahr   ganz  Zins  vergeben  werden,  so  daß  neben  den  alten 

ungenügend  sind   und  daß  z.  B.  die  ganz-  Ä?^'^'!?.Ä^ 

liefe    &eßung    der   B,.nntweinsÄ  ^^^ifllr^^^^^i^^^ ^^ 

an  Sonntagen  eme  durch  Gesetz  sehr  wohl  als  Mitberechtigte  auftraten.   Die  den  einzelnen 

herbeizuführende  und   kerne  unbillige  Vor-  Dorfansiedelungen  ausschließlich  zugewiesenen 

Schrift    wäre.      Aber    mit    kleinen    Mitteln  Ländereien  umfaßten  nicht  das  gesamte  alte 

wird    überhaupt    wenig   auszurichten    sein,  Volksland.     Es    blieben    je   nach   Umständen 

die  A.   wird   nur  durch  die  Aenderung  der  Forsten,  Weidegründe,  Heiden  und  Moore  von 

Trinksitten   gelöst   werden    können,    unter-  größerer  und  geringerer  Erstreckung  zwischen 

stützt  durch  eine  kluge  und  auf  allmähliche  den  besiedelten  Gemarkungen  als   Holzmarken«, 

Wirkung    berechnet/  Steuerpolitik,     durch  äfnX^fleSo^^^^^^^^^^^ 

Keformen  m  der  Produktion,  sei  es  etwa  m  „iemals  aufgegebene,  oder  erworbene,  zustehen, 
der   Form  von   Staatsmonopoleii    u.  dgl.  m.  AlleBerechtigtenwaren  dadurch  „Markgenossen** 
Es  ist   nicht  die  Aufgabe  dieses  Aufsatzes,  und    nahmen    teil    an    der    Verwaltung    der 
einen  Plan   zur  Bekämpfung   der  Alkohol-  Nutzungen   und  an  der  Gerichtsbarkeit   über 
gefahr  auszuarbeiten;    es  ist  vor  der  Hand  die  Markengrundstücke  (Meitzen  I,   S.  172), 
für  den  Volkswirt  zunächst  die  Notwendig-  ,    Es  gibt  danach  also  zweierlei  nicht  an^ 
keit    gegeben,     die    Gefahr    des    Alkohol-  ^^^^f'   unkultiviertes  Land,  das  im  Gemem- 
«.^«,.™o     ,vJ  «•  u    «-^u*.   «.,«  „«*  Air.  o^«.  eigentum  einer  Genossenschaft  oder  Gemeinde 
genusses,   die  sich   nicht  nur  auf  die  sog.  ^4^  ^^^  ^,^^  ^^^^^  Mitgliedern  in  bestimmter 
„Trunksucht",  einen  ziemlich  unklaren  Be-  Weise  genutzt  wird:  die  gemeine  Mark  und 
griff,  beschränkt,  zu  erkennen.  dieAllmend.   Bei  den  Einzelhöfen  in  Nordwest- 
Literatur:  BaeVf  Der  Alkohoiisinus,  seine  Ver-  deutschland   gibt    es   keine    A.,    sondern    nur 
breitung  und  Wirkung  auf  den  individuellen  und  Nutzungsrechte  an  dergemeiueu  Mark  (Meitzen II, 
tfozialen  Organismus,  Berlin  1S78.  —  Derselbe,  S.  177).     In   Oberdeutschland   dagegen,    in   den 
Die   Trunksucht  und  ihre  Abwehr,    Wien  und  aliemannischeu   und   fränkischen  Gebieten,   wo 
U'ipzi^j  1890.  —  OroUahn,   Der  Alkoholismus  das  Wort  A.  zuerst  im  12.  Jahrh.  in  Urkunden 
7iach   Wesen,   Wirkung  und  Verbreitung,  Leipzig  auftritt  —  und   nur   hier  kommt  das  Wort  bis 
jsos.  —  Bunge,  Die  Alkohol/rage,  Leipzig  1887.  zur  Gegenwart  überhaui)t  vor,  während   es  in 
—  Hoppe,   Die   Tatsachen   über  den  Alkohol,  Norddeutschland  „Gemeinheit"  heißt.  —  findet 
Dresden  IS'JU.  —  HeleniuH,  Die  Alkohol  frage,  auch  Meitzen  selbst  keine  solche  fi^emeine  Mark, 
rine  soziologisch-statistische  Untersuchung,  Jena  sondern  das  unkultivierte  Land  nur  als  A.  oder 
i;)0.i.  —  Stehr,  Alkoholgenuß  und  tcirtschaftl.  als  Sondereigen  des  Fürsten,  der  Kirche,   der 
Arbeit,  Jena  190.^.  —  Bode,  Art.  „Trunksucht"  weltlichen  Großen,   d.  h.   mit  einem  Wort  der 
im  H.  d.  St.,   3.  Aufl.,   Dd.  VIT,    Ä'.  :iu  gibt  großen  Grnndherren.    Nutzungsrechte  der  Ein- 
weitere  Literatur  an.                      A,  Elster.  wohuer    mehrerer    Ortschaften    au     denselben 

Wald-   und  Weideländereieu   und   eine   eigene 

I  genossenschaftliche  Verfassung  und  Verwaltung 

AIImondB  i  derselben  wie   bei  der  oben  geschilderten  ge- 

^   ^     ..  .        «  ,       .«.  r'f    i.  j      M     I  meinen  Mark   im   Gebiet  der   ,,yolkstümlichen 

1.  Geschichte.    2.  Begriff,  Umfang  und  volks- :  deutschen  Siedelung"  gibt  es  hier  also  nicht, 

wirtschaftliche  Bedeutung  in  der  Gegenwart.     ,  sondern  Waldungen  und  Oedeu  fanden  hier  ent- 

1.  Geschichte*   Die  Kontroverse,  welche  zur ,  weder   Anschluß   an    die   einzelnen  Dorf-   und 


Zeit  die  Erforschung  der  deutschen  Agrarge- 
M'hichte  (vgl.  d.  Art.  ohen  S.  HC)  fg.)  durchzieht, 
erstreckt  sich  auch  auf  die  Entstehung  der 
.\.  Nach  der  herrschenden  Ansicht  ist  diese 
folirttu dermaßen  zu  denken: 

Die   Dörfer   des  ursprünglich  germanischen 


Ortsgemarkungen  oder  blieben  im  ausschließ- 
lichen gruudherrlichen  Besitz  (Meitzen  I,  S.  477). 
Dieselben  Verhältnisse  wären  dann  in  Nord- 
deutschland eiiu<:etreten  einerseits  durch  die  im 
Mittelalter  auftretende  Auflösung  der  alten 
Markverbände,    andererseits    durch    die   Unter- 


Volk>gebietes  sind  nicht  in  herrenlosen  und  |  werfunjjf  der  nrs])rUnglich  freien  Bauern  unter 
unbewohnten  Oeden,  sondern  auf  stark  be-  '■  einen  Grundherren,  welcher  dadurch  das  Ober- 
völkerten,  unter  Weidewirtschaft  und  sporadi- '  eigentum  wie  über  die  Hufen  so  auch  über  die 
s«»heni  Ackerbau  der  Stammesgeuosseu  stehendem  ;  A.  erhielt,  (lestützt  auf  dieses  konnte  er  dann, 
Volkslande  angelegt.  Den  Ansiedlern  hat  des-  i  wo  die  Weiterentwicklung  zum  Großbetrieb 
hall)  von  Anfang  an  ein  bestimmtes  Terrain  |  und  zur  (lUtslierrschaft  eintrat,  die  Verwaltung 
zur  ausschließlichen  Verführung  ausj^eschieden  i  und  Bewirtschaftung  der  A.  selbst  in  die  Hand 
werden  müssen.  Diese  Dorfgemarkuug  wurde  !  nehmen,  die  Kechte  der  Bauern  schließlich  als 
nur   allmählich    vom  Anbau   in  Anspruch    ge- !  Servituten  behandeln. 
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Richard  Hildebrand  dagegen,  welcher 
die  sanze  volkstümliche  Siedelnng  h'eier  nnd 
gleicEer  Bauern  bestreitet  und  Grund eigen- 
tnm  im  Gegensatz  zu  Besitz  oder  bloßem 
Natznngarecht  überall  znerst  entstehen  läßt  bei 
den  Onmdberren,  nicht  bei  den  von  Anfang  an 
abhinfdgen  Banem,  verwirft  kouseqnenterweise 
die  ganze  Theorie  von  der  „gemeinen  Mark** 
als  Rest  des  Volkslandes  nnd  der  ^Markgenossen- 
schaft*' als  Eigentümerin  derselben  als  urkund- 
lich nicht  nachweisbar.  Denn  das  Wort  Mark 
(marca)*)  bedeutet  ursprünglich  ,,Grenze*';  dann, 
da  dies  die  natürliche  Grenze  des  kultivierten 
Landes  ist,  das  unkultivierte  Land  oder  das 
blolSe  Wald-  und  Weideland,  in  dem  ursprüng- 
lich noch  kein  Eigentum  besteht;  dann  als 
immer  mehr  herrenloses  Land  sich  in  Grund- 
eigentom  verwandelt,  das  zu  einem  Gut  (villa) 
gehörige  noch  unkultivierte  Land  oder  auch 
das  ganze  Gebiet  eines  Gutes  (marca  =  villa). 
Nie  aber  —  sagt  er  —  war  in  der  fränkischen 
Zeit  eine  Mark  Gemeineigentum  oder  Eigentum 
einer  Dorfgemeinde.  Daher  sieht  Hildebrand 
auch  in  der  im  12.  Jahrh.  überhaupt  erst  auf- 
tretenden „  AUmend**nicht  im  Gemeineigentum  der 
Bauern  oder  im  Eigentum  einer  Dorfgemeinde 
befindliches  Land,  sondern  nur  ,,das  Wald-  und 
Weideland,  an  welchem  ein  Recht  gemeinschafl- 
licfaer  Nutzung  bestand'*,  zuerst  niemandes 
Eigentnm,  später  Eigentum  des  Grundherrn 
(Vgl  Art.  ,,Bauer**).  Da  sich  in  den  Schweizer 
R^htsqnellen  bis  zum  15.  oder  16.  Jahrh.  keine 
Beschränkung  der  AUmendbenutzung  auf  be= 
stimmte  Personen  befindet,  nimmt  Hildebrand 
tn,  daß  die  schweizerische  A.  damals  noch  kein 
G^enstand  des  Eigentumsrechts  war. 

Die  weitere  Geschichte  der  A.,  einerlei  wie 
ihre  ersten  Anfänge  waren,  hängt  dann  eni^e 
zusammen  mit  der  modernen  Entwicklung  des 
politischen  Gemeinderecbts,  der  Ausbildung  der 
Ortäbürgergemeinde  und  der  Einwohnerge- 
meinde,  der  politischen  Gemeinde  im  Gegen- 
satz zur  Real  gemeinde  (s.  Art.  ,,Realge- 
meinde**).  Dabei  wurde  die  A.  z.  T.  als  Bürger- 
Termugen  in  Anspruch  genommen,  so  daß  jedes 
Mitglied  der  Dortgemeinde  als  solches  ein  ver- 
hältnismäßiges Anrecht  daran  hatte,  z.  T. 
namentlich  unter  dem  Einfluß  der  französischen 
Gesetzgebung  zum  Eigentum  der  politischen 
Gemeinde  erklärt,  über  das  wie  über  anderes 
Grundeigentum  derselben,  also  nicht  genossen- 
Khaftlich  verfügt  wird. 

Das  18.  Jahrh.  brachte  dann,  in  Verbindung 
mit  der  Bauernbefreiung  und  der  Auflösung  der 
Bittelalterlichen  Agrarverfassung  überhaupt,  im 
laßeren  Teile  von  Deut.schland  die  Beseitigung 
dieser  Verfassung.  .Seit  der  Mitte  des  18.  Jahrh. 
kommen  zu  den  früheren  Markteiluiigen  und 
Forsublösnngen  die  eigentlichen  Gemein- 
heitsteilungen,  die  neben  der  Ablösung 
fon  Ackerservituten  und  der  Aufhebung  der 
Gemengelage,  auch  vor  allem  die  Teilung  der 
JL  oder  Gemeinheiten  bezwecken  (vgl.  Art. 
.Gemeinheitsteilnng''). 

2.  Begriff,  Umfang  und  volkswirt- 
schaftliche Bedentong  in  der  Gegenwart. 

*i  Vgl.  Kluge,  Etymolog.  Wörterbuch  der 
totschen  Sprache,  5.  Aufl.,  1894,  S.  248. 


Uoter  A.  versteht  man  heute  „die  im 
Eigentum  von  Gemeinden  oder  gemeinde- 
ähnlichen  Korporationen  befindlichen  Liegen- 
schaften, soweit  dieselben  von  den  Mit- 
gliedern dieser  Körperschaften  auf  Grund  ilirer 
Mitgliedschaft  genutzt  werden'*  (Bücher) 
oder  wie  ein  süddeutsches  Gesetz  sagt: 
„Grund  und  Boden,  dessen  Eigentum  der 
Gemeinde,  dessen  Genuß  aber  den  Bürgern 
angehörig  ist".  Die  Nutzung  ist  gewöhnlich 
eine  naturale  und  erfolgt  entweder  gemein- 
sam, wie  bei  Wald  und  Weide,  oder  ge- 
sondert, mit  lebenslänglicher  oder  periodischer 
Anweisung  von  Anteilen,  wie  meistens  bei 
Aeckern  und  Wiesen.  Die  wichtigsten 
Arten  von  Grundeigentum  der  Gemeinde^ 
welche  als  A.  aufti-eten,  sind:  1.  Wal- 
dimgen,  2.  ewige  Weide,  3.  Streuländereien,, 
4.  Ackerland  und  oft  Gemüsegärten,  5.  künst- 
liche Wiesen  in  der  Ebene,  Matten  im  Ge- 
birge. 

Solche  A.  finden  sich  heute  in  grö- 
ßerer Ausdehnung  hauptsächlich  in  der 
Schweiz  und  in  Süddeutschland.  „Die 
großen  landwirtschaftlichen  Fortschritte,, 
w^elche  sich  mit  der  Aufhebung  der  ewigen 
Weide,  dem  Anbau  der  Brache  und  der 
Einführung  der  Stallfütterung  seit  der 
zweiten  Hälfte  des  vorigen  Jahrhimderts 
vollzogen  liaben,  sind  von  den  südwest- 
deutschen Gemeinden  nicht  um  den  Verlust 
ihres  Grundvermögens  erkauft  worden,  wie 
es  in  den  norddeutschen  Staaten  meistens 
geschah,  die  Weide  wurde  auch  hier  zu 
Ackerland,  aber  der  Boden  blieb  im  Eigen- 
tum der  Gemeinde  und  in  der  Nutzung  der 
Ortsbürger*'  (Bücher).  Vgl.  die  Statistik 
in  dem  Art.  „Allmende"  im  H.  d.  St. 

So  haben  im  badischen  und  wüiltem- 
bergischen  Schwarz wald  eine  ganze  Reihe 
von  Gemeinden  so  großen  Gemeindc-(insbes. 
Wald-)besitz,  daß  sie  gar  keine  oder  nm" 
geringe  Umlagen  liaben,  oder  die  Bürger 
sogar  jährliche  Einnahmen  aus  dem  Ertrag 
beziehen;  in  Baden  hat  etwa  ein  Drittel 
aller  landwirtschaftlichon  Betriebe  (73()83> 
Anteil  an  Gemeindeland,  und  die  A.  wirkt 
für  Tausende  von  P^ainilien  als  Alters-  und 
Witwen  Versorgung  äußerst  segensreich. 

Literatur:  August  Meitzen,  Siedet ung  und 
Agrurtratcn  der  We.stgirmanen  und  Ostfjermaneu, 
der  Kelten,  Römer,  Finnen  und  Sluven,  .?  Jide. 
nebjtf  AÜüK,  Jkrlin  ISU,').  —  Richard  HiUie- 
bramly  Rvehl  und  Sitte  auf  den  rersrhiedema 
wirtsehdftlichen  Kulturstufen,  Jid.  1,  Jena  ISiuj. 
—  Lavelcyef  D"s  f^eigentum^  deutsehe  Aus- 
gabe von  liüeher,  Leipzig  1S70.  —  Art.  „Allmend^' 
von  Jiiicher  im  H.  d.  St.  und  die  hier  auf- 
geführte Spezialliteratur,  vor  alhnn  A.  r.  MiaS' 
kowski ,  Die  sehu'ttz.  Allmend  (Sehjnollrr's 
Staats-  ?/.  sozial U'irtsehaftl.  Fnrsehungen  JI,  4>f 
Leijtzig  1S79.  —  Böt'hrr,  Die  Allmende  in 
ihrer  sozialen  Bedeutung.  —  llrcht^  Die  badisehe 
Landwirtitchaft  am  Anfang  des  XX.  Jahrhunderts,. 


so  Allmende— Altersgliederung  der  Bevölkerung 

Karltruhe  190S,  —  Eiieringy  Die  Allmenden  die  schriftlichen  Orundlagen  hierfür  nicht 
im  Großherxogtum  Baden  (Volkswirtschaftliche  immer  vorhanden  sind.  Das  zeigt  sich 
Ahhandl.  der  bad,  Hochsch.,  V.  B.,  1902).  namentlich  dadurch,   daß  die  sog.  runden 

Ft$chs.      Altersjahre,  d.  h.  die  mit  0  endigenden,  zu 

stark  besetzt  sind,  indem  sich  das  Alter  in 

dieser  Angabe  leichter  merkt,   und  ferner 
AltenteU  s.  Erbrecht,  ländliches.         dadurch,  daß  insbesondere  die  Angaben  über 

die   höchsten   Altersklassen    einer  genauen 

_  .  individuellen   Prüfung,    die    man   hin    und 

wieder  angestellt  hat,  nicht  immer  stand- 
halten; im  übrigen  richtet  sich  die  größere 
Altersgliederung  der  BeYÖlkerimg.    oder  mindere  Genauigkeit  in   der  Angabe 

,    ^     ..^        ^  j     .     v    *.         j  cles   Alters    nach    dem    Bildungsgrade    der 

1.  Der  Altersaufbau  und  seine  bestimmenden  n^v/^llrPtMincr 
Homente.  a)Begriflf  und  Statistisch-Methodisches.         wl^o   5.««   Ai^  Q.,,««,^  A^^  kn^r^i^h^ 

b)  Der  Altersaufbau  der  wichtigsten  Völker.  c)Die  „  ^enn  man  die  Summe  der  Altersjahre 

Faktoren  des  Altersaufbaues,  d)  Die  Verschieden-  aller  Individuen  einer  Gesamtheit  durch  die 

heit  des  Altersaufbaues  nach  Geschlecht,  Familien-  Zahl  dieser  Individuen  dividiert,  erh&lt  man 

«tand,  Wohnsitzen.  2.  Die  soziale  Bedeutung  des  das  mittlere  Lebensalter  der  Glieder  dieser 

Altersmomentes  in  der  Bevölkerung.  Gesamtheit,   welche    Ziffer   aber,   weil   ein 

<    T\^«    Au^.»»«#K»»    ««^   ««:«-v   K-v  u^d  dieselbe  Durchschnittsziffer  durch  die 

««J^-.„?nL„   mZÄ^    J^iotSSr  ««h  verschiedenste  Gruppierung  der  Einzelposten 

summenden  Momente,     a)  Begnflf  und  (Besetzung  der  Altersjahrl  mit  Individuen) 

Statistisch.  Methodische         Wenn     wir  ^z^gtande  kommen  kann  keine  weiterreichende 

für  jedes  einzelne  Individuum  einer  Gesamt-  Rp/ieiitunff  hat 

heit  (las   Alter   nach  durchlebten    Intens-        Der  Aftersaufbau  je  der  mftnnlichen  und 

lalirenbesimmen  und  dann  je  alle  Individuen  ^^iblichen  Individuei  einer  Bevölkerung  er- 

desselben  Lebensalters  addieren  und  die  auf  ^j,  ^      -^      ^^^  ^j^  ^„  ^^^  ^^^^ 

^lese  Weise  erlangten  Summenziffern  vom  lite-siahren   dnrchsefflhrt     in   «iraDhischep 

•Oten  bis  zum  liöchsten  durclüebten  Alters-  ^Sn^  an  nähernd  S'Büd  emer  1^ 

jähre  nebeneinander  stellen,  eventuell   auf  mi.l«  rdi«.  Altersnvramidp  eineaVolkMi 

.ine  Grundzahl  von  KKK)  oder  dgl   beziehen,  JjiV^u'ÄIirjl^'  und'^deS 

^  erhalten  wir  den  Altersaufbau  der  j        au8,a„fende  Spitze  du?ch  die  höchsten 

Bevolkening      Mr    alle    tiefer    greifenden  ^^^^^^^^      yiaet  uird. 
Zwecke  ist  die  Detailhening  nach  einzelnen        ^.  j,     ^lersaufbau  der  wichtigsten 

Jahren  erforderlich,  woraus  für  die  Volks-  ^.^^^  ^^^^  ^^^^  ^„^  q^„^  der  liteten 

zälilungon    durch  welche  a^m  die  Alters-  Volkszählungen,    je    auf     1000    reduziert, 

angaben  für   die  gesamte   Bevölkerung  er-  foiMnd*>rmaleu  dar-  s   die  Tabelle  auf  der 

langt    werden    können,    die    unabweisliche  foSde™Sefte 

Forderung  erwächst,  die  einzelnen  Alters-  %^  Altereaufbau  zeigt  sonach  im  großen 
jal.ro  nicht  nur  individuell  zu  erfragen,  ^,„j  ^^^^  ^.^^  ^j^f  Qbereinstimmende 
sondern  auch  darzustellen.  Die  Ermittlung  Gestaltung,  doch  sind  die  Abweichungen  im 
geschieht  am  genauesten  durch  d>e  fQr  i^^g],,^^^.^,^^  ^^„4^  ^  «^ 
je<len  emzelnen  gestellte  Frage  nach  Tag,  .  j^  Paktoren  des  Altersaufbaues. 
konat  und  Jahr  der  Geburt,  so  daß  dann  ^j^  besonder«  Gestaltung,  welche  der 
bei  der  Aufbereitung  die  bummen  der  Altereaufbau  eines  Volkes  aufweist,  ist 
U>bensjahre  jedes  einzelnen  erst  berechnet  ^^^.„^  ^„„  j,^^  Geburtenziffer,  von  der 
werden  rnttssen.  Ungenauer  ist  es,  wenn  storblicfikeit  in  den  ein/elnen  Alli^rsklassen 
die  Frage  nach  der  Anzahl  der  durchlebten  i^^fS^tr^ÄXtg^int^^^^ 
Jahre  gcsteUt  ist,  d.  h.  die  Frage,  „wie  alt"  -.««(.„n  Geburtenziffer  bezw  dem  OTÖßeren 
eine  Pereou  sei  Es  ergeben .  sich  da  die  ffi^UX  ^^^^^^^ 
beiden  Begriffe  des  Lebensjahres  und  Gestorbenen  vcrbrcitern  sich  die  jflngeren 
dos  Altersjahres;  die  Lel^nsjahre  eines  Altereklassen,  und  die  Alterepyramide  ^hält 
Mensdien  sind  gleich  der  Summe  seiner  ^-^^  breitere  Grundlage.  Der  Einfluß  der 
Geburtstage,  wobei  das  Datum  der  Geburt  Mo-,alität  der  einzelnen  Altereklassen  auf 
^Ibst  mit  1  gozähh  wird  während  die  S^Tuer^f^fbarrst  L^^^^ 
bummo  der  Alterejahre  nur  die  ganz  zunick-  j^^g^^^  ^.^jj  ^j^  Bevölkerunesmasse  sich 
gelegten  Jalire  un.faßt  so  daß  erst  die  erste  ^„^^j,  ^jj^  alljährlich  wechselnde  Geburten- 
Wiederkehr  des  Geburtsdatums  (der  1.  Ge-  ^^  ^^^  \y^^  Wandeningsresidtate  fort- 
burtstag)  als  1  gezählt  wird.  :^&h?eM  dem  Alter  nach  verilndert.    Ver- 

Die  Angaben  der  Volkszälilungen  über  möge  des  Geburtenüberschusses  ist  jede 
<ias  Alter  sind  in  keinem  I>ande  ganz  zu-  Altersklasse  aus  einer  geringeren  Anzahl 
treffend,  weil  vielen  Personen  die  genaue  von  Geborenen  hervorgegangen,  als  die  nach- 
Kenntnis dieses  Leljensmomentes  abgeht  und  folgende.     Der  Einfluß    der   Wanderungen 
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2digt  sidi  darin,  dafi  die  Länder  mit  starker 
Auswaiiderajig  einen  grofien  Teil  ihrer 
aittlerea  Altersklassen,  welche  erfahrungs- 
j^c^nU  am  hibifigsten  wandern,  abgeben, 
aooach  deren  Alterspyramide  in  den  ent- 
y^echenden  Altersgruppen  eingeengt  wird, 
während  die  Einwanderungsländer  eine  Yer* 
breiteroDg  ihrer  mittleren  Altersklassen  er- 
fahren. 

d)  Die  Veraohiedenh^it  des  Alters- 
anfbanaa  nach  Gtesohlecht,  Familien- 
etaad»  Wohnaitgea.  Der  Altersaufbau 
des  männlichen  Geschlechtes  unter- 
scheidet sich  von  jenem  des  weiblichen  da- 
durch, daH  die  jüngeren  Altersklassen  eine 
terhälfaiiamJlBig  stärkere  Besetzung  beim 
Biännlichen  Geschlechte  zeigen,  während  ffir 
die  höheren  das  imigekehrte  Verhältnis  gilt ; 
dies  ergibt  sich  einerseits  aus  dem  Xnaben- 
überschuß  der  Gebiu^ten  und  dann  aus  dem 
Mfazeitigeren  Absterben  des  männlichen 
Teiles  der  Bevölkerung  (s.  Artt.  „Geschlechts- 
verhältnis'S  „Sterbüchkeit"). 

Den    Altersaufbau    im    Zusammenhange 


mit  dem  Familienstande  zeigt  die 
folgende  auf  die  Bevölkerung  des  Deutschen 
Reiches  bezügliche  Tabelle;  von  je  10000 
jeder  einzelnen  Altersgruppe  stehen   1900: 


Im  Alter 

Ver- 
heiratete 

Verwitwete 

von 
Jahren 

Ledige 

nnd 
GetehiedMie 

0—15 

lOOOO 

15-20 

9915 

84 

I 

20-30 

6245 

3710 

45 

30-40 

1724 

8025 

251 

40-Ö0 

I  041 

8225 

734 

50-60 

901 

7373 

1726 

60-70 

881 

5769 

3350 

70-80 

920 

3599 

80-90 

920 

1853 

7227 

90  und  mehr 

973 

«5 

8082 

Nach  der  deutschen  Berufszäblung  vom 
I  Jahre  1895  standen  von  je  10000  Erwerbs- 
I tätigen  jeder  der  großen  Berufsklassen 
in  nachstehenden  Altersklassen: 


Laodwiit- 
sehaft 

Handel 

Lohnarbeit 

Armee 

Oeffentlicher 

Zu- 

Altenklasaen 

Industrie 

und 

wechselnder 

and 

Dienst  und 

Verkehr 

Art 

Marine 

freie  Berufe 

sammen 

ontcr  14  Jahren 

16,3 

4,6 

2,3 

4,2 



1,2 

8,7 

14-20      „ 

206,6 

213,8 

147,3 

146,9 

37,6 

82,1 

191,7 

20-30      , 

212,4 

280,3 

250,2 

209,2 

890,9 

243,0 

265,4 

30-40      , 

162,4 

211,4 

227,6 

187,9 

50,9 

266,3 

190,4 

i2-5^    - 

148,7 

145,7 

178,7 

176,4 

13,3 

184,6 

148,7 

50-60      , 

138,6 

91,7 

123,5 

153,8 

5,6 

130,3 

114,2 

«0-70      , 

84,7 

40,6 

54,8 

91,9 

",2 

70,6 

60,8 

70  and  mehr 

30,3 

",9 

15,6 

29,7 

0,2 

21.9 

20,1 

Der  Altersaufbau  in  den  Wohnsitzen 
ist  dadurch  gekennzeichnet,  daß  in  den 
Städten  resp.  grOßa^n  Ortschaften  die 
Biittkfen  Altersklassen,  namentlich  jene  der 
Vollkraft   ^beUich   stärker,    dagegen    die 


heblich  schwäclier  besetzt  sind,  als  dies  in 
den  Landgemeinden  der  Fall  ist;  Ursache 
hiervon  ist  der  starke  Zuzug  von  Personen 
gerade  dieser  Altersklassen  und  vielfach  der 
Umstand,   daß  die   Personen  höheren   und 


Jggendlichen   und  hohen  Altersklassen  er- ,  hohen  Alters  Öfters  wieder  von  den  Städten 

Wörterbacb  der  Volkswirtschaft    II.  Aufl.    Bd.  1.  6 
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zurückgestoßen  werden.  Dagegen  finden  wir 
in  den  kleineren  Orten  die  niedrigeren 
Altersklassen  ebenso  wie  die  höheren  stärker 
besetzt 


stehen  in  Oesterreich  im 

i Jahre  1900 

anf  den  einzelnen  Altersstufen  in 

Im  Alter  von 

den  Ortschaften  mit  Einwohner 

vollendeten 
Jahren 

(anf  je  1000  berechnet) 

bis  2000 

über  2000 
bis  10000 

über 
10000 

0-10 

277 

273 

204 

11-20 

196 

195 

192 

21-23 

43 

52 

81 

24-30 

100 

112 

138 

31-40 

122 

127 

142 

41-60 

103 

lOI 

107 

61-60 

82 

74 

74 

61-70 

52 

45 

42 

über  70 

-     25 

21 

20 

2.  Die  soziale  JBedentung  des  Alters- 
momentes in  der  Bevölkerung,    a)  Das 

produktive  und  unproduktive  Alter. 
Die  Angehörigen  der  jüngeren  Altersklassen 
müssen  auf  alle  Fälle,  jene  der  älteren  in 
den  meisten  Fällen  von  den  Volksklassen 
der  Vollkraft  erhalten  werden;  daraus  ent- 
stand die  Einteilung  der  Bevölkenmg  in 
die  erwerbende  einerseits  und  in  die  zehrende 
andererseits;  zu  der  letzteren  sollten  die 
noch  nicht  produktiven  jugendlichen  und 
<lie  nicht  mehr  produktiven  der  Greisen- 
bevQlkerung  gehören.  Die  zehrende  Klasse 
fiele  danach  nicht  vollkommen,  aber  wohl 
zum  größten  Teil  mit  der  „erlialtenen"  zu- 
sammen. Es  bleibt  dabei  immer  zum  Teil 
willkOrlich,  bei  welchen  Altersjahren  man 
die  Grenzen  der  Produktivität  annehmen 
will;  setzt  man  z.  B.  die  Grenzen  der  Er- 
werbsfäliigkeit  mit  15  und  64  Jahi-en  fest, 
so  entfallen  auf  diese  Altersklassen  im 
Deutschen  Reiche  sowie  in  Oesterreich  nach 
der  Zählung  von  1900  von  je  1000  603 
Personen,  während  (im  Deutschen  Reiche)  auf 
die  unter  14jährigen  348  und  die  über 
64jährigen  49  kommen.  Dabei  zeigt  sich 
gegenüber  den  früheren  Zähhmgen  in 
Oesterreich  eine  unverkennbare  Abnahme,  in 
Deutschland  eine  allerdings  schwächere  Zu- 
nahme der  produktiven  Altersklassen.  — 
Seit  in  den  modernen  Berufszählungen  die 
Stellung  zum  Benife  durch  Auseinander- 
legiuig  der  selbständigen  und  imselbsländigen 
Erwerbstätigen,  der  Angehörigen,  Dienen- 
den etc,  zur  Erhebung  gelangt,  hat  diese 
Einteilung  in  produktive  und  unproduktive 
Altersklassen  ihre  Bedeutung  verloren. 

b)  Das  schulpflichtige  Alter.  Die 
Bevölkenmgsklassen  des  schulpflichtigen 
Alters  betragen  im  allgemeinen  Durch- 
schnitte etwa  ^/e  der  Bevölkerung,  einige 


Proz.   auf  oder  ab.     In   Preußen    17,7,   in 
Bayern  14,4,  in  Oesterreich  17,45^/0  (1900). 

c)  Das  Alter  der  Wehrpflicht. 
In  Oesterreich  befanden  sich  im  Janre  1900 
von  1000  Männern  53  im  stellun^pflichtigeo^ 
knapp  228  im  eigentlich  wehrpflichtigen  imd 
346  im  landsturmpflichtigen  Alter  (das 
eigentlich  wehrpflichtige  inbegriffen).  Im 
Deutschen  Reich  standen  1900  im  Alter 
der  Wehrpflicht  überhaupt  416®/oo  der  männl. 
Bevölkerung,  und  zwar  im  Alter  der  Dienst- 
pflicht überhaupt  284  ®/oo,  speziell  im  stehenden 
Heere  126,  in  der  Land-  oder  Seewehr, 
1.  Aufgebot  76,  2.  Aufgebot  82  0/00.  Im 
landsturmpflichtigen  Alter  stehen  (einge- 
rechnet die  sonst  diensti)flichtigen)  im  1.  Auf- 
gebote 341  und  im  2.  Aufgebote  75 ^00  der 
Männer. 

d)  Das  Alter  der  Wahlberech- 
tigung hat,  für  sich  allein  genommen,  nur 
in  Ländern  mit  allgemeinem  Wahlrechte  B^ 
deutung ;  in  Deutschland  machen  die  Männer 
im  Alter  von  25  und  melu-  Jahren  22,3  *^/o, 
in  Nordamerika  diejenigen  von  21  und  mehi* 
Jahren  27,8  ^/o  der  Gesamtbevölkerung  aas 
(1900). 

e)  Das  Alter  der  Eigenberech- 
tigung umfaßt,  je  nachdem  es  schon  ift 
das  vollendete  21.  oder  24.  Jahr  verlegt  ist, 
54  "'0  (Deutschland)  oder  49  ^/o  (Oesterreich), 
annähernd  sonach  die  Hälfte  der  Gesamt- 
bevölkerung (1900). 

f)  In  den  für  die  Strafmündigkeit 
erheblichen  Altersklassen  von:  unter  12, 
12  bis  18  und  über  18  Jahren  befinden  sich 
im  Deutschen  Reiche  1900  286,  119  und 
595  0/00. 

Literatnr:  DU  allgemeinen  Volktzählunffswerke 
als  Hauptquelle  nebst  den  üblichen  Jahr-  w/id 
Handbüchern.  —  A,  Wagner,  Grundlagen  der 
VolksitirUchaft,  S,  Aufl,,  S.  606  f.  —  Rauche 
berg,  IHe  Bevölkerung  Oesterreichs,  Wien  1895, 
S.  180  ff,  —  H.  d.  St,,  2.  Aufl.,  Bd,  1,  S.  275 ff, 
—  BrachelU'tTuraschekf  Die  Staaten  Euro- 
pas, 5.  Aufl.,  S.  9Sff.  —  i\  Flrcks,  Bevölke- 
rungslehre und  Bevölkerungspolitik,  S.  6?  ff.  — 
Otullo  Salvatore  <lel  Vecchio,  La  3Iaggiore 
etu  politica,  Turin  1904 .  —  -'''•  Eulenburg ^ 
Das  Alter  der  deutschen  Universitätsprojessoren,. 
in  Jahrb.  f.  Sat,  u.  Stat.,  S.  F.,  XXV,  L 

Mischtet; 


AltersYersicbernng. 

1.  Begriff  und  Arten.  2.  Geschichtliches. 
3.  Keicbsgesetzliche  A.  4.    Altersversorgung. 

1.  Be^f  f  und  Arten.  A.  ist  ein  Sammel- 
name für  vei-schiedene  Versicherungsarten, 
welche  den  Zweck  haben,  einen  beim  Erleben 
eines  höheren  Alters  eintretenden  Vermögens- 
bedarf  zu  decken.  Wie  immer  sie  im  ein- 
zelnen gestaltet  sein  mag,  gehört  die  A.  in 
die  Gruppe  der  Personen  Versicherung,  und 
innerhalb  dieser  wieder  zu  den  Versicherongea 
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auf  den  Erlebeos&Jl.  Sie  wird  einerseits  von 
Privatuntemehmungen  betrieben  und  ist  dann 
Lebensversicherung  im  engeren  Sinne  (s. 
Art  ^Jjebensversicherung'').  Auch  das  deut- 
sdie  Reichsgesetz  über  die  privaten  Yer- 
sicherungsuntemehmungen  v.  12./V.  1901 
sieht  sie  als  solche  an.  Andererseits  dienen 
ihr  öffentlichrechtliche  Unternehmungen,  und 
insofern  bildet  sie  dann  in  der  Regel  einen 
Zweig  der  Arbeiterversicherung  (s.  Artt. 
^Art)5terversicherung^  und  ,Jnvalidenver- 
sicherung^).  Weiterhin  ist  zu  unterscheiden 
eine  Alters-Eapitalversicherung  und  eine 
Alter&-Rentenversicherung(Pensionsversiche- 
™°^)>  )ö  nachdem  beim  Meben  des  hohen 
Alters  ein  einmaliger  Geldbetrag  oder 
wiederkehrende  Geldleistungen  zur  Aus- 
zahlung an  den  ^Versicherten  gelangen.  Den 
Anspruch  auf  das  Kapital  bzw.  die  Renten 
kann  man  durch  eine  einmalige  Einzahlung 
sichern,  oder  durch  fortgesetzte  Zahlung  von 
Prämien  (Jahresprämien  oder  Wochenprämien 
etc.)  während  der  jüngeren  Jahre.  Entweder 
entrichtet  man  diese  Beiträge  für  sich  selbst 
oder  für  andere. 

2.  Geschichtliches.  Die  geschichtliche 
Entwicklung  der  A.  ist  aufs  engste  mit  der 
Entwicklung  der  Lebens-  und  Arbeiterver- 
sichening  verknüpft  Da  der  Staat  ein  großes 
Interesse  an  der  ausreichenden  Versorgung 
bejahrter,  meistens  nicht  mehr  erwerbs- 
Miger  Personen  hat,  so  findet  sich  schon 
frühe  ein  Eingreifen  des  Staates  zur  Förde- 
rung der  A.  Als  Hauptbeispiele  sind  an- 
zuführen die  Caisse  des  Retraites  pour  la 
VieiUesse,  welche  Napoleon  III.  1850  in 
Frankreich  eingerichtet  hat  (1886  reorgani- 
siert), die  Caisse  generale  d'Epargne  et  de 
Retraite  in  Brüssel,  welche  unter  Garantie 
der  belgischen  Regierung  steht,  und  die 
deutsche  Kaiser- Wilhelmsspende  in  Berlin, 
die  1878  zum  Gedenken  an  die  Errettung 
Kaiser  Wilhelms  I.  aus  Lebensgefahr  als 
eine  Stiftung  für  Alters-Renten-  und  -Kapital- 
Tersicherung  mit  dem  besonderen  Zweck 
ins  Leben  gerufen  wurde,  den  weniger  be- 
mittelten Klassen  dienen  zu  sollen.  Diese 
Anstalt  versichert  Jahresrenten  bis  zum 
Höchstbetrage  von  1000  M.  oder  das  ent- 
sprechende Kapital;  die  Verwaltungskosten 
werden  aus  den  Zinsen  des  2  Millionen  M. 
betragenden  Garantiefonds  bestritten.  Ein 
Beitrittszwang  besteht  für  keine  dieser  drei 
Anstalten. 

3.  Refchsgesetzliche  A.  Eine  obli- 
gatorische A.  ist  in  Verbindung  mit  der 
Inralidenversicherung  durch  das  deutsche 
Reichsgesetz  vom  22.  Juli  1889  (jetzige 
Fassung  vom  13.  Juli  1899)  eingeführt  worden, 
wfthrend  das  Ausland  eine  solche  zwangs- 
weise A.  der  Arbeiter  nicht  kennt.  Nach 
dem  Reichsgesetz  wird  allen  zwangsweise 
imcherten   Arbeitern   eine    110—230    M. 


betragende  Altersrente  vom  70.  Lebensjahr 
ab  gewährt  u.  a.  unter  der  Voraussetzung^ 
daß  eine  vorgeschriebene  Wartezeit  von 
mindestens  1200  Beitragswochen  zurück- 
gelegt und  die  gesetzlich  vorgeschriebene 
Anzahl  von  Beiträgen  geleistet  ist.  In  die 
Aufbringung  der  Mittel  teilen  sich  das  Reiche 
die  Arbeitgeber  und  die  Versicherten.  Daa 
Reich  leistet  u.  a.  für  jede  Rente  einen 
festen  jährlichen  Zuschuß  von  50  M.  Die 
übrigen  Kosten  werden  zur  Hälfte  von  Ver- 
sicherten, zur  Hälfte  von  Arbeitgebern  durch 
laufende  Beiträge  aufgebracht.  Die  Höhe 
dieser  Beiträge  wird  festgesetzt  nach  fünf 
Lohnklassen  unter  Zugrundelegung  des- 
Jahres-Arbeitsverdienstes  der  Versicherten. 
Die  Entrichtung  der  Beiträge  erfolgt  durch 
Einkleben  (daher  „Klebegesetz")  von  Marken 
in  Quittungskarten  (vgl.  Art  „Invaliden- 
versicherung*'). Organe  dieser  reichsgesetz- 
lichen  A.  sind  die  31  Landesversichenmgs- 
anstalten  und  9  besoodere  Kasseneinrich- 
tungen.  Neben  der  Zwangsversicherung 
kennt  das  Gesetz  auch  eine  freiwillige  Ver- 
sicherung, deren  weiterer  Ausbau  demnächst 
erfolgen  dürfte  (s.  Art.  „Handwerkerver- 
sichenmg").  Die  seitens  der  Privatanstalten 
getroffenen  Einrichtungen  für  die  Altersr^ 
Kapital-  und  Rentenversicherung  entsprechen 
den  für  die  Lebensversicherung  im  all- 
gemeinen üblichen  (vgl.  dort). 

4.  Altersversoi^ng.  Von  der  eigent- 
lichen A.  zu  unterscheiden  ist  die  Alters- 
versorgung, welche  häufig  den  Charakter 
einer  reinen  Unterstützung  trägt.  Zahlreiche 
A.anstalten  werden  in  fast  allen  Kulturländern 
durch  Wohltätigkeit  unterhalten.  Teilweise 
tragen  diese  Anstalten  jedoch  insofern  den 
Charakter  einer  Versicherung,  als  zuweilen  die 
Möglichkeit  besteht,  sich  gegen  ein  niedriges 
Eintrittsgeld  einzukaufen.  Nicht  als  eigent- 
liche A.  aufzufassen  sind  auch  die  staat- 
lichen Einrichtungen  in  Dänemark  zur  Ver- 
sorgung der  Greise  außerhalb  der  Armen- 
pflege sowie  die  Staatspension,  welche  in 
Neu-Seeland,  Victoria  und  Neu-Südwales  allen 
unbemittelten  bejahrten  Personen  gewährt 
wird. 

(üeber  alles  weitere  vergleiche  die  bereits 
erwähnten  Artikel  dieses  Wörterbuchs.) 
Alfred  Manes, 


Altrnismns. 


ist  ein  von  A.  C  o  m  t  e  nicht  besonders  glück- 
lich erfundener  (von  autrui  abgeleiteter)  Aus- 
druck zur  Bezeichnung  der  Gesamtheit  der 
Gefühle,  die  zu  einem  nicht  egoistischen 
Handeln  zugunsten  anderer  bestimmen.  Wie 
der  Egoismus  als  eine  unmittelbare  gefühls- 
mäßige Stimmung  und  Regung  des  Willens 
zu  betrachten  ist,  so  wird  man  zweckmäßiger- 
weise auch  den  Begriff  des  A.  auf  den  Aus- 
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<lnick  eioer  spontanen  GefühlseiTegiing  be- 
schrank eo.     Es  korarat  also   nicht  auf  die 
otijektive  Natur  des  altruistischen  HaBdelns 
^n ;  der  PoU?,eibeamte  z,  B*,  der  dienstliche 
Maßregeln  trifft,  um  Menschen  vor  Unglücks- 
fitllen  zu  bewairren,  handelt  nicht  altruistisch, 
sondern  er  erfüllt  ein  fad  i   die  Pflicht,  die 
ihm  sein  Amt  auferlegt.    Selbst  eine  ohne 
jede    Vergfitiing    ausgefShie    ehrenamtliche 
Tätigkeit  hat  keinen  all ni ißt i sehen  Charakter, 
wenn  sie,  wie  z.  B>  der  GeschworeneüdieDst, 
nur  infolge  eines  gesetzlichen  Zw^uiges  ans- 
^nbt   winl.     Nur   diejenigie  gemeintiütz.igie 
Tätigkeit  in  der  Selbstverwaltung  oder  über- 
Ttaupt  im  Öffenthchen  Lehen,  die  freiwillig, 
ohne  Rücksicht  auf  einen  tatsächlich  vielleicht 
vorhanden eo  Zwang,  übernommen  wird,  kann 
mh  eine  altruistische  in  FVage  kommen ;  dabei 
iit  aber  noch  der  Einfluß  etwaiger  gleich* 
zeitig  mitwirkender  egoistischer  Motive,  wie 
'der  Ktelkeit  oder  des  Sti-ebens  naeh  Macht, 
in    Abzug  zu   brinj^n.     Auch   die   private 
Wohltätigkeit  ist  nicht  altruistischer  Natur, 
soweit  ihr  die  Eitelkeit  als  Triebfeder  zn- 
■^mde  liegt  *    Dagegen  wi  rd  der  al  tnusti  sehe 
^'barakter   des   gemein  n  fitz  igen   oder  wohl- 
tätigen Handelns  nicht  dailureh  beeinträchtigt, 
daß  sich  damit  für  den    Handelnden   eine 
besondere  Art  von  angenehmer  Empfindimg 
und  Befriedigung  verbindet;  denn  jede  Be- 
friedigiuig    eines   im    Menschen    wirkenden 
gefüM&mäUigen  Willensdrange^  bringt  natur- 
gemäß auch  ein   entsprechendes  eigentüm- 
iliches  Lnstgefüld  hervor,  —  Bei  dieser  Auf- 
iassuug  des  A,  als  eines  in  dem  einzelnen 
Menschen    teils   mehr^    teils    weniger    ent- 
wickelten, gewissermaßen  inetinktiven  Trieba 
€r&Qheint  er  in   seiner  Massenwirkun^  als 
eine  soziale  Kraft,  die  bis  zu  einem  gewisean 
Orade  ein  Gegengewicht  gegen  den  Kgoismus 
bildet.   Daß  jemals  die  altnnsliFn:hen  Empfin- 
<hingen   in   der  Qeeelbchaft   das  volle  imd 
dauernde  üebei^wicht  über  die  egoidtiechen 
erhalten,  wie  A*  Comte  ei"w artete,  erscheint 
fteilioh  nach  den  lllglicben  Erfahnmgen  über 
das  Machtverhältnis  tiieser   l>eideo  Faktoren 
in  den  einzelnen  Individuen  ausgeschlossen, 
Kach  seiner  ursprün glichen  Anschaimng^  (in 
der  Philosophie  positive)  beti^achtete  übngens 
Comte     den     A.     als    einen     verfeinerten 
ütilitaiismus :     der    Mensch    solle    seinen 
NÄchsten    lieben,    wie   sich    selbst;    das 
Wirken  zur  Frjrderung  des  Wohls  der  anderen 
schUeöe  die  Rücksicht  auf  das  richtig  ver- 
standene eipneWöhl  n  teilt  aue^  müsse  sich 
Tielmehr  mit  diesem  verbinden,  weil  es  sonst 
^,3EU  einer  vagen  tmfrucht  baren  Wohltätigkoit 
entarte.^*    H.  Spencer  hat  e^>en falls  die  Ver- 
einiguiif  fon  Ä,  und  Egoismns  durch  einen 
KomptronuB  für  nötig  erachtet.    Man   kann 
einea  biologischen   und  einen  ethischen  A. 
unterscheiden.     Der   erster©   zeigt   sich    in 
<Ict  Tierwelt  als  ein  Instinkt,  der  zugunsten 


der  Erhaltung  der  Art  nötigenfalls  mit  Anf- 

opfeniDg  des  Individuums  sich  Huflert,  fyy 
trotzen  sonst  furchtsame  Tiere  oft  der  grt'^ßten 
Gefahr,  um  ihre  Jungen  zu  retten ;  Art»eite^ 
bienen  und  Ameisefi  opfern  sich  zur  Yer- 
f eidigimg  ilures  kleinen  Staate» :  auch  die  in 
Herden  lebenden  Tiere  zeigen  solche  SoH- 
daritätsjnstiükte.  Auch  beim  Mensehen  er- 
scheinen Mutlerhebe  und  Hordenge  fühl  ur* 
sprünglich  als  biologische  Instinkte;  mit  der 
steigenden  geistigen  und  sittlichen  Ent- 
wickluDg  aber  wird  dieser  biologiaclie  A. 
zu  einem  bewußten  tmd  reüektieirten,  und 
auf  seiner  hüchsten  Stufe  eihÄlt  er  einen 
ethisehen  Charakter,  Auf  dieser  Stuf©  hat 
er  alter  seine  gefühlsmäßige,  instinktive 
Grundlage  keineswegs  verloren^  sondern  der 
Mensch  folgt  diesem  natürlicJien  Triebe  frei- 
willig und  mit  dem  Bewußtsein,  zu^eich 
eine  sittliche  Fordenmg  zu  erfüllen.  Wohl- 
tätiges oder  gemeinnütziges  Handeln  zum 
Zweck  der  Erfüllung  eines  religiösen  Zwangs- 
gelMites  ohne  die  innere,  freie,  geffihlsmäßig© 
Zustimmung  erscheint  daher  nicht  als  Aus- 
tin ß  des  A.  Als  eine  besondere  Erscheinung 
des  ethischen  A,  im  sozialen  Leben  ist  das 
Gerechtigkeitsgefühl  zu  liezoichnen, 
in  dem  sich  ebenfalls  eine  verstandesmäBige 
Erkenntnis  mit  einem  unmittelbaren  Gefühl 
verbindet.  Jeder  sittlich  normale  Mensch 
fühlt  sich  emiHlrt,  wenn  nach  seiner  Rechts- 
anschauung ein  anderer  ungerecht  behandelt 
wird  und  er  möchte  auch  gern  etwas  tun, 
um  diese  Ver]el2rung  der  Gei'echtigkeit  ab- 
zuwenden oder  zu  sühnen.  Freilich  begiiQgt 
er  sich  in  der  Regel  mit  dem  BewuBtsem 
dieses  guten  WiJlens.  —  Der  M  u  1 13  a  1  i  s  m  u  a 
im  Sinne  Proudhon^s  und  seiner  Anhänger 
steht  dem  Ä,  nahe,  da  sein  Prinzip  die  vnii- 
liche  sachliche,  nicht  bloß  formale  Gerech- 
tigkeit ist.  Sax  stellt  den  Mutualismus  in 
gleiche  Linie  mit  Egoismus  und  Ä. ;  D  a  r  gu  n 
nennt  niutuali&tisch  solt^he Handlungen,  die  zu- 
gleich e^isttsch  und  altruistisch  sind.  S.  auch 
Artt,  ,^Karitativsystem*\  „Selhstinteresse**. 

Literaturs    Itarffutt^  Egoi^mfit  und  Aiintitmmi 

in  ikf  XffthifHiitykfmomif ,  Letpxig  I8SS.  —  JPlw- 
aeibe^  ArL  „AUruijtmujt'-  im  H.  d.  St.  —  Siajc^ 
Va§  WtMrn  und  dif  An/^abü  lUr  Kalü*fialöJS'Ofuy' 
miff  Wien  JSJ^4.  —  MM^wclb^^  Gritnähfumj  der 

H.  Speni'vrp  /WiuiJpifPi  rier  Ethik,  dettUeh  vmt 

Vfititr  miä  titrrnf  Bd.  L  !S79lH,  -S,  iOig., 
Bd.  II,  l^!fil9.%  S.S47ß:  —  IL  Wammg»  Aug. 
CötHtf  u$id  sttiae  Bsdcutunif  für  di*  Enttttdkiun^ 
der  JSotiuiii'UienMchaßf  Leipzig  IS94^  S.  tfOjf. 


Anmrtlsatioii. 

Unter  Ä.  oder  Amortüliemeat  verstehen 
wir  die  Tügung  von  Schulden  ^  ujuneiiUick 
dei  Statteä  and  der  offen t  liehen  E5rper,  in- 
dtm  die  hierzu  bestimmten  Stücke  teili  zarick- 


Amortisation — Analphabeten 


85i 


gekauft,  teUa  yeriost,  teils  eingezo^n  werden. '  spräche  verständigen,  solche,  die  nur  tote 
lick  auf  bem  (Gebiete  der  Privatwirtschaft  be-  Schriftzeichen  benutzen,  und  jene,  die  wegen 
MC^oet  man  eüie  gleiche  Operation  als  Amorti-  Abnormitäten  diesen  Fertigkeiten  unzugäng- 
•tüon  c  B.  bei  AJLtiengeseUschaften  der^  |  ^^^  gj^d,  welche  man  aUe  als  „Pseudo-A" 
Lebensdaiier  bot  auf  eme  bestimmte  Zeit  be-  K«,^;r»u«L«  i^x.,,,*.. 
leehiet   ist.     Oefters    wird  auch   A.    mit  Ab-   ^^^^^'^^f  ^^^J^'?^'  ,     ^    • 

lekmbim^,   besonders  in  Anwendung  auf  das  i       Der  Alphabeüsmus  erlangt  eine  soziale 
stehende    Kapital    von   Unternehmungen,    ge- !  Bedeutung  erst,  sobald  Lesen  und  Schreiben 


ktacht.  —  Amortisation,  Mortifikation 
•der  Kraftloserklärung  nennt  man  femer 
eiae  amtUche  Erklärung,  wodurch  ein  in  Ver- 
tait  geratenes  Legitimations-,  Kredit-  und  ähn- 
hebes  Pai^er  oder  sonst  eine  Urkunde  außer 
Knft  gesetzt  wird,  um  deren  Mißbrauch 
darch   mnbereehtigte   Besitzer   zu    verhindern. 


zum  Gemeinbedürfnis  geworden  sind  und 
demgemäß  die  Erlangung  dieser  Fertigkeiten 
jedermann  zur  Pflicht  gemacht  oder  doch 
Öffentlicherseits  ermöglicht  wird,  was  in  der 
Regel  durch  die  allgemeine  Schulpflicht 
geschieht    Die  Staaten  erfüllen  einen  Kultur- 


Der  amtachen  Erllärung  geht  ein  besonderes,   zweck,  indem  sie  die  Ferügkeiten  des  Lesens 

Anelka,  an  bestimmte  fristen  gebundenes  Ver-  ^»^  Schreibens  allgemein  zugänglich  machen 

üJuca  (A. verfahren)  voraus.  oder    sogar    zwangsweise    zur    Aneignung 

Vgl.  Art.  „Staatsschulden".  Mao:  v.  HeckH,    bringen ,    und    heben    damit    das    gesamte 

kultm^lle  Niveau  des  Volkes  an  sich  und 

i  gegenüber  anderen  Völkern,    üeberdies  be- 
AüftlpllftbBtei.  I  ruht  das  ganze  öffentliche  und  vielfach  auch 

1.  Begriff  und  Bedeutung.  2.  Statistisch-  <^^  f^ellschaftliche  private  l^ben  de^ 
Methodiadies.  3.  Der  Analphabetismus  bei  den  |  glieder  auf  der  Schnftlichkeit,  die  allgemeine 
wichtigsten  Völkern.  4.  Die  Fortschritte  der  all- 1  Ordnung,  der  Rechtszweck,  der  Verkehr  sind 
gemeinen  Bildone  im  19.  Jahrh.  5.  Der  An- 1  ohne  einen  gewissen  Grad  von  Schriftlich- 
lipbabetiamus  nach  Geschlecht,  Alter,  nach  Stadt  \  keit  nicht  mehr  zu  denken.  Große  Er- 
aid  Land.    6.  Rechtsverhältnisse.  findungen      imd     Entdeckungen,     Früchte 


1.  Beg^riff  und  Bedentang.    Unter  A. 
versteht  man  jene  Personen,  w^elche  weder 


geistiger  Arbeit  vermögen  heute  rasch  bis 
in  die  entlegensten  Winkel  eines  Landes  zu 


lesen  noch  schreiben  können ;  jene,  welche  |  dringen,  während  es  früher,  wo  die  Mitteilung 
nur  zu  lesen  verstehen,  bezeichnet  man  als  mehr  auf   die    mündliche    Tradition    ange- 


Semialphabeten.    Letztere  sind  zumeist 
m  imstande,  Druckschrift  zu  lesen.    Als 


wiesen  war,    langer  Zeiten  zur  Ausbreitung 
solcher  Kenntnisse  bediurfte.    Das  politische 


Alphabetenkommennurjene  Altersklassen  in!  Leben,  die  Anteilnahme  an  der  Ausübung 
Betracht,  welche  bereits  Unterricht  genossen  '  der  öffentlichen  Gewalt,  die  Klassenkämpfe 
baboi  können,  dagegen  ist  der  B^riff  für  und  sozialen  Entwicklungen  stehen  alle  mit 
fie  ersten  Kinderjahre  ohne  Bedeutung.  Die  dem  Alphabetismus  in  engster  Verbindung. 
Fertigkeit  des  Lesens  und  Schreibens  wird  Welche  Wirkung  die  Erlangung  der- 
kumtaaciilich  auf  die  landesüblichen  oder  Kenntnisse  der  elementarsten  Bildung  auf 
doen  wenigstens  auf  lebende  Sprachen  be-ldas  Individuum  als  solches  hat,  ist  nicht 
»geo.  So  werden  z.  B.  die  orthodoxen  I  so  entsdiieden  zu  sagen.  Der  Einzelne  wird 
Men ,  welche  in  manchen  Gegenden  in  \  wohl  ökonomisch  gehoben,  weil  die  Fähig- 
konn^ten  Maseen  wohnen  und  nach  ihrer  keit  wächst,   seine   Persönlichkeit  zu   ver- 


Gepflogenheit nur  in  hebräischen  Lettern 
lesen  und  sdireiben,  als  A.  angesehen,  selbst 
wenn  sie  diese  Lettern  auf  die  Landessprache 
anwenden.  Femer  liegt  dem  Begriff  die 
Fertigkeit  des  Lesens  und  Schreibens  in 
Over  nonnalen  Gestaltung  zugrunde,  so  daß 


werten,  und  ebenso  wird  er  intellektuell 
auf  eine  höhere  Stufe  gestellt  Dagegen 
wohnt  diesen  Kenntnissen  an  sich  ein  er- 
zieherischer Einfluß  nicht  ohne  weiteres 
inne.  Die  Kriminalität  z.  B.  nimmt  gewift 
mit  der  steigenden  Bildung  nicht  ab,  wenn 


beModeres  Lesen  oder  sich  durch  Zeichen  i  sie  auch  immerhin  ihre  Eigenart  ändert. 
Verständigen  (bei  Blinden,  Taubstummen)  i  Ob  der  Charakter  des  Individuums  gestählt 
nicht  als  Alpnabetismus  erscheint.  Eine  |  wird ,  ist  auch  fraglich ,  da  die  Bildung 
besondere  Anwendung  erfährt  der  Begriff  eigener  Urteile  durch  die  Ermöglichung  vor- 
der A.  in  der  Schweiz,  wo  zu  ihnen  alle  mehrter  Einwirkungen  von  außen  erschwert 
jene  militSrpflichtigen  Schweizer  zählen,  wird.  Damit  steht  im  Zusammenhang,  daß 
die  nicht  leserlich  schr^ben  und  nicht  mit  es  Individuen  gibt,  die  eine  große  technische 
Ventändnis  lesen  können,  die  also  in  anderen  Ausbildung,  viel  Erfindiings-  und  Geschäfts- 


Uedem. Alphabeten  wären. 

Wenn  den  Alphabeten  alle  übrigen  als 
A  entgesengesteUt  werden,  so  ist  zu  be- 


geist,  sowie  ethische  Vorzüge  haben,   ohne 
Alphabeten  zu  sein. 

Die  Ausbreitung  des  Alphabetismus  wird 


ackten,  &8  unter  den  letzteren  auch  ent-  1  daher  zweifelsohne  mehr  vom  Standpunkte 
kalten  sind :  Kinder,  die  noch  nicht  lesen ,  des  Gemeinlebens  und  der  Staatskräfte 
and  schreiben  gelernt  haben  können,  solche,  \  als  öffentlicher  Zw  eck  angesehen  und  mit 
die  sieh  in    Bliodenschiift   oder   Zeichen- 1  Macht  durchzuführen  gesucht. 


m 


Aoalphabeteii 


3,    S^tati^ti&cfa-Methodiäches.      Die    Fe»t- 

irt^Uaiij^  ^es  Alphabet bmuä  erfolgt  seiteus  der 
j  Staaten  nach  drei  Arten,  entweder  [^elej^ntlich 
der  all fi^e meinen  Toikszähluni^en ,  oder  durch 
Prlifaug^  der  Kekrnten,  oder  endlieh  durch  Er- 
mittluüijr  dej'jem|»'eo ,  welche  den  Ehekontrakt 
selbst  au  nnterfertigen  vermögen.  Jede  dieser 
Ermittlnngen  hat  tnne  andere  Bedeiitu»}^;,  und 
diese  verschied  entliehen  Resultate  dürfen  nur 
mit  der  nü tiefen  Vorsieht  t er jr Heben  werden. 
Purch  die  Fm^jestellnn^  bei  Volkszäbinng-en 
erlmnj^eD  wir  die  Kenntnis  aller  A,  einsehlieülieh 
der  Paeudü-A..  wohei  nur  die  Schwierigkeit  ent- 
steht, bei  weUhera  Lebensalter  man  die  Unter- 
grenze der  Möglichkeit,  dieae  Fähigkeit  bereits 
I  erlernt  zti  haben,  ansetzen  solL  Doch  ist  da  zu 
l»edeiiken.  daü  die  Frage,  ob  jemand  leäen  und 
I  schreiben  kGnne,  eine  ziemlich  weitgehende  Be* 
«ntwortung  zalälit,  indem  nach  die  Fähigkeit, 
einige  weuige  Worte  (den  Namen  etc )  zu 
achreiben^  als  Kenntnis  des  Schreibens  angesehen 
werden  kanu.  Bei  der  Ermittlung  durch  die 
Eekrnten Prüfungen  ist  zu  heachteUt  dall  hier 
nur  ein  ansgewiiblter  Teil  der  BeYolkernng, 
nUmlieh  die  Ue^i^er  qualifizierte  ni sinnliche  noch 
ziemlich  junge  Yolksk lasse  zur  Grundlage  ge- 
nommen wird,  die  Resultate  hieruaeh  entsichieden 
^iJtnstiger  sein  mUg^eu^  al»  wenn  mau  das  ganze 
Volk  ins  Ange  fußt.  Dagegen  gehen  die  Prü- 
fungen und  ihre  statistische  Vexwertung  hie  und 
da  [z.  B*  in  der  Schweiz  i  sehr  weit  und  ermög- 
lichen weit  tiefere  Einblicke  in  die  Intensität 
der  Volksbildung  als  die  ziemlich  Yerschwom* 
mene  Ernge  nach  Leeen  oder  Schreiben.  Die 
Featstellnng  des  Alphabetismus  bei  der  Unter- 
fertigung  des  Ehckonln^kteg,  welche  natürlich 
nur  in  jenen  T^itndern  müijlich  ist.  wo  diese 
rnterzeichnuny  gesetzlich  i!:ilt,  hat  am  wenigsten 
Wert,  weil  hier  achtm  die  Fähigkeit,  den  eigenen 
Namen  zu  achreiben,  den  Alphabetismus  be- 
j^rhndet;  überdies  kommt  auch  hier  eine  nach 
Alter  und  Lebenstage  zumeist  besser  zu  {^uali- 
Gierende  Yolkskla^ise  in  Betracht.  Deshalb 
g^ben  die  Feststellungen  nach  dieser  dritten  Art 
ein  günstigeres  Ergebnis  als  die  Ziihlnngen, 

3.  Der  AiijiliiUab6tisQtiiH  bet  den  wich* 
ti guten  Völkern.  Wenn  wir  eine  ü eberschau 
Übcrr  die  Verhttltniase  des  Analphabetismus  halten, 
m  «I teilen  sich  die  Länder  und  damit  auch 
die  Völker  in  4  Gruppen  dar.  Die  grüßte  Ver- 
breitung hat  der  Analphabetismus  bei  den  ala- 
visehen  Staaten  und  Völkern  ^  in  Rußland, 
am  Balkan,  Kroatien,  in  den  öst-erreic bischen 
Lindem;  Qalizien,  Bukowina,  Istrien  und  Dal* 
matien  (Polen,  Ruthen en,  Serbokroateu);  auch 
Rumänien  gehört  in  diese  Gruppe.  Die  zweite 
iJruppe  wird  Ton  lUIen  llhrigen  romanischen 
Ländern  gebildet,  jedoch  nicht  ohne  daß  unter 
diesen  bedeutende  Verschiedenheiten  ku  bemerken 
Wären ,  indem  die  Pyreuäeni ander  und  auch 
Italien  sich  mehr  der  ersteren.  Belgien  und 
Frank reicb  ^icb  mehr  der  nitcbsten  Gruppe 
nähern.  In  dieae  Gruppe  gehören  auch  die 
i^aterreicbiaelien  Slorenen  und  die  Magyaren. 
Die  dritte  Gruppe  bilden  die  germanischen 
MifiebTölker  in  Fuglaud,  Schottland  und 
Nordamerika^  zu  welchen  auch  die  Niederländer, 
■otam  die  Deutseben  und  Tschecboslaren  in 
OiMerreieh  zählen.  Die  besten  Verhältnisse 
endlich  weisen  die  rein  germanischen  Völker 


auf,  die  Dentacben  und  die  Skandinavier;  Ton 
anderen  gehört,  nur  der  finnische  Stamm  hier* 
her.  Den  Glanzpnnkt  der  nilgemeinen  Volks- 
bildung bildet  die  alte  Kulturstätte  am  Laeus 
ßrigantinns.  wo  die  elementaren  Kenntnisse  des 
Aliihabetismns  nur  denen  fehlen^  welchen  sie 
wegen  kiirperlicber  oder  geistiger  Gebrechen  für 
immer  Terschloisen  bleiben  müssen. 

Es  ist  nicht  moglieh,  genau  Tergleicbbare, 
Ziffern  fdr  die  A.  aller  dieser  einzelneu  Staate^l 
vorzuführen,  da  die  Erhebungen  eben  sehr  un- 
gleichmäßig gemacht  werden.  Es  sollen  daher 
zn[Kic!i!^t  die  durch  Volkszählungen  ermittelten 
i^itkrn  hier  gegeben  werden,  wobei  jedooh  zu 
I  bemerk  on  ht,  daß  nur  jene  Staaten  die  Ä»  ge- 
I  legentiich  der  Vtdkä Zahlungen  ermitteln ,  in 
welchen  die  Bild ungs Verhältnisse  noch  erheblich 
zu  wünschen  Übrig  lassen.  Dort  wo  die  Schule 
ihre  Aufgabe  biusicbtUch  der  elementarsten 
Kenntnisse  erfüllt  hat,  schmndet  für  die  Ver- 
waltung das  Interesse,  sich  über  die  Heanltate 
deä  Voiksschulunt errieh ts  hiuE^ichtlich  dieDes  pri- 
mitivsten Lehrzieles  zu  orientieren. 

A.  auf  je  1000  Einwohner  des  betr. 
Geschlechts. 


Land 


(H 

.£ 

£ 

3 

^1 

s 

N 

< 

U«lü 

6 

212 

^ss 

VM>\    6 

^^ 

UÖJ 

6 

-^ 

— 

UKH 

6 

42s 

!;44' 

1H72 

7 

aSi 

3471 

1900 

0 

^!>8 

714 

1890 

0 

l^S 

8H 

1891 

lO 

178 

163 

1899 

7 

672 

891 

1895 

0 

719 

942 

1871 

lO 

95 

147 

1900 

lO 

1900 

lO 



. 

lüOO 

p 

80S 

S96 

19<K) 

6 

45t 

479 

1900 

0 

776 

S28 

lö91 

5 

♦4 

46 

Oest  erreich      .    .    .    . 

Ungarn  ...... 

Kroatien     .... 

Italien    .    .    .    .         , 

Frankreich.    .    ,    .    . 

Spanien 

Portugal 

Irland 

Rumänien 

Serbien  ...... 

Preußen      ,    .    .    .    . 

Nordamer.ünion^  Weiße 

„     Neger 

Brasilien     .    ,    .     .     , 

Uruguay     *    .     .     .     . 

Mexiko  ,.,... 
Vikt4>ria  (Anstralien)  , 


Eine  größere  Reibe  von  Staaten  läßt  sich 
vergleichen,  wenn  wir  auf  die  Resultate  der 
Rekruten  Prüfungen  eiugehen.  Unter  1000  Re- 
kruten waren  Ä. : 


Serbien     ,  .  . 

Rumänien  .  . 

Rußbnd    .  . 

Uugani     .  .  . 

Italien .    *  .  . 

Oesterreich  .  . 

Belgien     .  .  . 

Frankreich  .  . 

Niederlande  .  . 

Finland    .  ,  . 

Schweiz    .  .  . 
Dänemark 

Schweden  .  . 
Deutsches  Reich 


1881  793 

IH82  7SS 

18*^1  508 

1890  41  [ 

1888  301 
1892  136 

1889  9^ 
1888  7ä 

1890  i9.< 
1890  S 
1881  4 
1883  3 
1880  !*;,< 


1904 
1894 
18H4 
1902 
1894 
1903 
1900 
1902 
189«? 
1909 
1897 
1901 
19(KJ 
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87 


Preufieii    .    .    . 

1880 

23t3 

Bayeni      .    . 

1880 

2,9 

WfirttemberK 

1880 

0,2 

Baden  .     .    . 

1880 

o,9 

Sachsen    .    . 

1880 

1,7 

Eltaß-Lothr. 

1880 

22,4 

1902A)3  o,4 

1902/OB  o,i 

1902  o,4 

1902  0.2 

1902  o,i 

1897/98  o,9 

Non  fehlen  nur  noch  Angaben  für  England 
nnd  Schotüand,  bezüglich  welcher  es  notwendig 
ist,  auf  die  A.  nnter  den  Eheschließenden  zurück- 
zugreifen; den  Ziffern  für  diese  zwei  Länder 
«oUen  die  anf  einige  andere  Staaten  bezüglichen 
angeachloasen  werden.  Es  waren  nnter  lOU)  Ehe- 
«cklieOenden  jedes  Geschlechtes  A.  in 


Jahr 

männl. 

weibl 

EngUnd   . 

1903 

19,3 

23,2 

Sckotdand 

1901/05 

29 

48 

Irland  .    . 

1901/0Ö 

i8o 

174 

Frankreich 

1901 

38,9 

57,9 

Italien.    . 

1902 

326 

458 

Rnminien 

1897 

607 

859 

Serbien 

1897 

684 

912 

PrenOen   . 

1899 

7 

12 

Selbstrerständlich  ergeben  sich  in  den  von 
Hehreren  Nationalitäten  bewohnten  Staaten  nach 
y<dks8tämnien  sehr  erhebliche  Unterschiede.  In 
dieser  Hinsicht  bieten  die  Verhältnisse  Oester- 
leiehs  ganz  besonderes  Interesse.  Es  waren 
■ach  der  Volkszählnng  von  1900  At  in  der  Über 
6  Jahre  alten  Bevölkerung  anf  je  1000  bei  den 
Deutschen  68,  bei  den  Tschechoslaven  43,  Polen 
408,  Ruthenen  758,  Slovenen  239,  Serbo-Eroaten 
741.  Italienern  164,  Rumänen  716.  Bedingt 
durch  die  örtliche  Verteilung  dieser  Sprach- 
stimme  sind  1900  in  den  einzelnen  Ländern 
Oesterreichs  von  1000  über  6  Jahre  alten  männ- 
hchen  Bewohnern  A.  gewesen:  in  Niederöster- 
rrich  44,  Oberöst^rreich  46,  Salzburg  67,  Vorarl-. 
berg 25  (deutsche  Lander):  in  Böhmen  34,  Mähren 
43  i deutsch-tschechische  Länder);  in  Tirol  47 
(deutsch-italienisch);  inSteiermark  132,  Karten  182 
(deutsch-sloyenische  Länder) ;  in  Krain  222  (^nz 
Torwie^end  slovenisch);  in  Oalizien  (polnisch- 
rathenisch)  523,  in  der  Bukowina  (ruthenisch- 
nmänisch-deutsch)  520,  in  Dalmatien  (ganz  vor- 
wiegend serbo-kroatisch)  648.  Auch  in  Preußen, 
wo  der  Dorehschnitt  der  A.  1871  bei  der  mann- 
hdien  über  10  Jahre  alten  Bevölkerung  95  auf 
1000  betrog,  zeigte  sich  der  Einfluß  der  Natio- 
lalität;  so  war  1871  das  ®/oo  der  männlichen  A. 
is  Westpreußen  332,  in  Posen  318.  Ostpreußen 
231,  Schlesien  111,  während  es  in  Pommern  nur 
82.  Brandenburg,  Rheinland  41—50,  Schleswig- 
Holstein,  Hannover,  Westfalen  31 — 40.  Sachsen, 
Hessen-Nassau  21—30.  Hohenzollem  und  Stadt 
Beriin  12—13  ausmacnte. 

4.  Die  Fortschritte  der  allgemeinen 
BUdwig  im  19.  Jahrh.  In  den  meisten 
Staaten  hat  die  allgemeine  Bildung  in  der 
zweiten  H&lfte  des  19.  Jahrhunderts,  oder 
genauer  gesprochen  im  letzten  Menschen- 
aher  sehr  erhebliche  Fortschritte  gemacht. 
In  England  sank  das  ^/oo  der  A.  unter  den 
Braotleuten  von  1840:  408  bis  1903  auf 
1(>,5,  in  Schottland  im  Zeiträume  1856  60 
bis  1891 '95  (mftnnl.)  von  108  auf  29,  in  Irland 
von  186ir65  bis  1891/95  (männl.)  von  420 
aof  180,  in  Frankreich  von  1846—1901  von 


400  auf  48,  in  Italien  1866—1902  von  695 
auf  392,  im  letztgenannten  Lande  sank  die 
Ziffer  also  ziemlich  langsam.  Dieselben  Ver- 
hältnisse bei  den  A.,  unter  1000  Rekruten 
gemessen,  stellen  sich  folgendermaßen  dar: 
in  Frankreich  1860  und  1900:  312  und  43, 
in  Belgien  1860—1903:  318  und  90,  in  den 
Niederlanden  1863—1902:  181  und  21,  in 
Italien  1866—1902:  640  und  327,  in 
Oesterreich  1867—1894:  661  und  220,  in 
üngai-n  1867—1894:  779  und  259  usf. 
Alle  diese  Länder  hatten  sehr  viel  nach- 
zuholen und  haben  zum  größten  Teil  er- 
hebliche Erfolge  erzielt,  namentlich  auch 
Oesterreich  und  Frankreich,  wohl  zum  großen 
Teil  durch  die  unglücklichen  Kriege  angeregt. 
Andere  Länder  wiesen  schon  m  früheren 
Jahrzehnten  sehr  günstige  Erfolge  auf  und 
hatten  wenig  zu  leisten,  unterließen  aber 
auch  dies  nicht;  so  sank  die  Analphabetenziffer 
der  Rekruten  (^/oo)  in  Preußen  1863—1902/03 
von  61  auf  0,4;  in  Schweden  1874—1901  von 
10  auf  0,8;  in  der  Schweiz  1875—1903  von 
40  auf  6;  in  Bayern  1876—1902/3  von  18 
auf  0,1 ;  in  Württemberg  1876—1902  von 
2  auf  0,4;  Baden  bHeb  1876—1902  auf  0,2, 
weil  es  anscheinend  das  Minimum  erreicht 
hat  Einige  der  deutschen  Bundesländer 
haben  überhaupt  keine  A  unter  den  Rekruteli, 
so  die  Sachs,  und  thür.  Länder,  die  drei 
freien  Städte,  Braunschweig  usf. 

Eine  dritte  Gruppe  von  Ländern,  und 
zwar  namentlich  die  ohnehin  ungünstigsten, 
haben  geringe  oder  gar  keine  Fortschritte 
gemacht,  so  Kußland  (A.  unter  1000 Rekruten) 
1875—1894  799  und  617,  Serbien  1875-1881 
819  und  793,  Rumänien  (A.  unter  1000 
Brautleuten)  1870—1897  884  und  761. 

5.  Der  Analphabetismus  nach  Ge- 
schlecht, Alter,  nach  Stadt  nnd  Land. 
Der  Analphabetismus  zeigt  innerhalb  des- 
selben Volkes  nach  mehreren  Gesichtspunkten 
hin  erhebliche  Unterschiede.     Was 

a)  das  Geschlecht  anbelangt,  so  sind 
wohl  überall  die  Verhältnisse  des  männ- 
lichen Geschlechtes  besser  als  jene  des  weib- 
lichen, wie  die  oben  abgedruckte  üebersicht 
der  Zählungsergebnisse   anzeigt.     Mit  dem 

b)  Altersaufbau  der  Bevölkenmg  steht 
derenAnalphabetismus  im  engsten  Zusammen- 
hange, indem  das  Minimum  der  A.  bei  einem 
bestimmten  Altersjahre  (10—20)  erreicht 
wird,  imd  von  da  ab  deren  Ziffer  mit  dem 
höheren  Alter  stetig  ansteigt;  so  waren  in 
Oesterreich  im  J.  1900  A.  unter  1000  Be- 
wohnern der  betreffenden  Altersstufen  (in 
Jahren) 


6  nnd  7 

473 

8  bis  10 

201 

11    ,    20 

173 

21    „    30 

192 

31    „    50 

246 

über  50 

304 
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die  Städte  stets  ein  höheres  Bildungsniveau 
aufweisen ;  dies  kommt  jedoch  nur  in  solchen 
Lindem  in  Betracht,  in  denen  das  Bildungs- 
niTeau  im  allgemeinen  tief  steht;  so  waren 
1890  in  Serbien  A.  von  1000  Bewohnern 
über  6  Jahren  in  den  Städten  542,  auf  dem 
Lande  911:  in  Rumänien  waren  1897  A.  von 
1000  (männL)  Eheschließenden  in  den  Städten 
220,  in  den  Dörfern  676. 

t.  ReehtsTerhältnigge.  In  rechtlicher  Be- 
ziehang  kommt  der  Analphabetismns  namentlich 
bei  der  Anfstelluii^  von  TentameDten  in  Betracht, 
indem  die  A.  hier  und  da  von  der  Errichtnnfif 
schriftlicher  Testamente  ausgeschlossen  sind] 
wihrend  anderwärts  hesondere  Vorschriften  hei 
einer  solchen  schriftlichen  Testamentsabfassnng 
Toiffesehen  sind.  Im  allgemeinen  gilt,  daU  statt 
4er  Beisetzimg  des  Namens  anf  Schriftstücken 
Ton  Bechtakrait  für  A.  Zeichen  benutzt  werden, 
wekhe  aber  in  gewissen  Fällen  von  der  Behörde, 
TOT  welcher  ein  Akt  vorgenommen  wird,  attestiert 
werden  müssen. 

Literatmr:  A.  r.  FirckSt  Bevölkerungtlehre  und 
B^m'jikerungtpolitik,  Leipzig  1898,  —  Die  Statist. 
i^iteUenverke,   speziell  über   Volkszählungen,  Re- 
krutierung,  Unterricht.    Internat.  Vergleichungen 
sind  enthalten    in  Statistica  delV  istrusione  ele- 
mentare, Jinrna  1885,  und  Censimento  della  papo- 
latione  al  SljXII  ISSl,    Roma  1886.   —   Femer 
E.  MimeM^Tf  Ueber  Analphabeten,  Stat.  Monais- 
•tkr.  1886,  a,  iSSfj.,   und  Intern.  Statist.   Veber- 
siehten,   IV.   Unterriehtswssen   in  Mayer' s  Allg. 
stat.  Archiv,   Jahrg.  S,   S.  685  ff,    —    Amato 
.imaUf  L'ana{fabetisnu>  in  Italia,  Novara  1888. 
GMio  Salvaiore  Del  Veechto,  Gli  analfaJbeli 
f  le  naseite,  Bologna  1894,  und  Su  gli  analfabeti 
r  U  naseite,  taggio  seeondo,  ebenda  1895.  —  H. 
4.  St.,  f.  A^.,  1.  Bd.,  8.  tOff.      Mischlet\ 
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1.  Der  ältere  A. :  Qodwin,  Stimer,  Prondhon. 
t  Der  neuere  A.    Sein  Wesen  und  seine  Taktik. 

L  Der  Utere  A.:  Godwin,  Stirner, 
PrtvdhoB.  So  ah  wie  die  Rechtsphüo- 
«^ie  selbst,  ist  anch  das  Problem :  ob  und 
vie  der  Zwaogsdiarakter  des  Rechtes,  das 
Recht  selbst  idso,  zu  begründen  sei.  Sehr 
irfih  auch  schon  begegnen  wir  negativen 
LOningen  dieses  Problems,  d.  h.  prinzipieller 
iUehnnng  j^^lichen  Rechtszwanges,  ohne 
Bflcksicht  «nf  sein  Ziel,  seinen  Umfang  und 
die  Form,  in  der  er  zur  Geltung  gelangt, 
«eil  ein  solcher  nichts  anderes  sei  noch 
sein  könne  als  Ausfluß  roher  Oewalt  Damit 
irt  aodi  die  Idee  der  „Anarchie^'  gegeben, 
1  h.  die  Anschauung,  daß  der  soziale 
kMzostand  der  sei,  in  dem  es  absolut 
knnen  Ton  Menschen  g^n  ihresgleichen 
geflUen  Zwang  gebe.  £ane  Anschauung, 
die  «IS  bekanntlich  —  wenngleich  das 
Wort -Anarchie^  su  ihrer  Bezeichnung  zuerst 
i  Jane  1840  von  Proudhon  angewendet 
~  \  •^  bereits  in  der  Sage  vom  goldenen 
>  entgegentritt,  welches,  um  mit  dem 


alten  Ovid  zu  sprechen,  „vindice  nullo, 
sponte  sua,  sine  lege  fidem  rectumque 
colebat'S  und  die  während  der  Antike 
sowie  im  ganzen  Mittelalter  und  bis  zum 
Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  häufig  wieder- 
kehrt.  Freilich  ohne  während  dieses  ganzen 
Zeitraumes  irgend  eine  praktische  Bedeutung 
zu  gewinnen  oder  auch  nur  in  weiteren 
Kreisen  einen  lauteren  Widerhall  zu  wecken.. 
Dies  gilt  auch  von  William  Godwins 
(s.  d.)  Werk:  ,,An  enquiry  conceruing 
politicai  justice  and  its  influence  on  general 
virtue  and  happiness"  (2  Bde.,  London  1793, 
III.  Aufl.  1798),  dem  als  politisches  Ideal 
erscheint  ein  auf  die  einfachsten  Elemente 
reduzierter  Gesellschaftszustand,  ohne  Re- 
gierung, ohne  Straf-  und  Zwangsgewalt,  in 
welchem  die  Güter  unter  den  Mitgliedern 
gleich  geteilt  sind,  in  dem  aber  jeder  auf 
sein  Eigentum  zugunsten  eines  dringenderen 
Bedürfnisses  (anderer)  freiwillig  Verzicht 
leistet.  Eine  wirkliche  Bedeutung  und  Ver- 
breitung hat  der  Gedanke  der  Verneinung 
jeglicher  rechtlichen  Ordnung,  -wie  sie  sich 
in  dem  geschichtlich  gewordenen  Staate 
verkörpert,  erst  mit  und  seit  der  Entstehung 
revolutionärer  Bewegungen  innerhalb  des 
modernen  Proletariats  gefunden.  Die  Theorie 
des  ,,A."  in  diesem  Sinne  geht  auf  Prou- 
dhon (s.  d.)  zurück,  dessen  direkter  und 
mittelbarer  Einfluß  auf  die  Arbeiterbewegung 
in  und  außerhalb  Frankreichs  eine  Zeitlang 
sehr  bedeutend  war  und  auch  heute  noch 
nicht  ganz  erloschen  ist.  Ihre  erstmalige 
systematische  und  dabei  schonungslos  folge- 
richtige Entwicklung  stammt  jedoch  nicht 
von  Proudhon,  sondern  von  dem  Deutschen 
Stirner  (s.  d.). 

In  seinem  1845  erschienenen  Buche: 
„Der  Einzige  und  sein  Eigentum"  verwirft 
Stirn  er  alles,  was  irgendwie  dem  In- 
dividuum gegenüber  als  Autorität  und 
Schranke  seines  absolut  freien  Sich-auslebens 
auftritt  —  Einrichtungen  und  Ideen:  Gott,. 
Menschheit,  Gesellschaft,  Volk  und  Staat, 
Wahrheit,  Freiheit,  Humanität,  Gerechtigkeit. 
Denn  während  sie  selbst  „keinem  Höheren 
dienen  und  nur  sich  befriedigen'^,  begehren 
sie,  daß  der  Einzelne  sich  für  sie  enthusias- 
miere und  in  ihren  Dienst  stelle.  Aber 
wie  sie  .,ihre  Sache  .  .  auf  nichts  als  auf 
sich"  gestellt  haben,  so  tut  Stirn  er  das 
auch.  „Mir  geht  nichts  über  Mich."  Das 
„Ich"  aber,  von  dem  er  ausgeht,  ist  nicht 
etwa  der  Idealbegriff  „Mensch'^  d.  h.  eine 
fiktive  Vorstellung  dessen,  wie  der  Einzelne 
sein  sollte  —  „dieser  letzte  böse  Geist .  .^ 
der  schlaueste  Lügner  mit  ehrlicher  Miene" 
— ,  sondern  der  Einzelne,  wie  er  wirklich 
ist,  also  seine  eigene  konkrete  Persönlichkeit, 
wie  sie  in  jedem  Augenblickeempirisch 
vorliegt.  ,.lch  spreche  von  Mir,  dem  ver- 
gänglichen   Ich."      Damit    schwindet    auch. 
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der  Gegen  salz  zwiBchen  FiklioD  nnil  Wirk- 
Hchlteit.  Jene  wird  zu  einer  inhärenten 
Eigen sehaft  dieser  herabgesetzt  und  beide 
§orait  eins.  ,,Mein  Menschseiti  und  alles, 
was  Ich  tue,  iiBt)  gerade  darum  nnenschlich^ 
weil  Ich 's  tue,  nicht  aber  dariira,  weil  es 
■dem  BegrifTe  ^,5ie(*ec;h^'  entspricht /'  Damit 
ist  natürlich  auch  die  SteUung  des  ^Jch*' 
alleni  gegen f\ her,  was  außerhalb  seiner  selbst, 
j^egelien.  Es  ist  sein  einziger  Anfang  und 
sein  Entle.  Jeh  bin  meine  üattnng^  bin 
flhne  Norm,  ohne  Gesetz,  ohne  Mu&ter  u, 
dgl."^  Nit.'hl  einmal  sein  eigener  Wille  kann  i 
€S  bin  den.  ,.Meiu  WÜle  in  diesem  Falle 
wäre  erstarrt.  Die  leidige  Stabilität !  Meiti . 
Geschöpf,  flänjliek  ein  bestimmter  Willens- 
ausdruck .  wäre  mein  Gebieter  worden/'' 
Damit  hörte  aber  da^  „leh'^  auf,  sein ,, Eigener"^ 
zu  sein  —  «nd  ^.Eigenheit,  das  ist  mein 
ganzes  Wesen  und  Dasein ,  das  bin  Ich ' 
selbst,  Fi^i  bin  ich  von  dem,  was  ich  losi 
bin.  Eigener  Ijin  ich  von  dem,  was  Ich  in  j 
meiner  Macht  halie,  oder  dessen  Ich  mächtig  j 
bin  ,  ,  Meine  Macht  bin  Ich  selbst  unri 
bin  durch  sie  mein  Ei  gen  ti  an."  Für  das 
Ich  hat  alles  flt^Hge  nur  gegenständliche 
BedeutUDj^.  Es  darf  sieh  seiner  l>emächtigen, 
wenn  es  kann.  M,  a.  W.  die  Grenzen  seiner 
Bereehtigimg  liegen  bloß  in  seiner  eigenen 
Macht,  Katilrlich  bedeutet  das  nicht  All- 
macht ,^  wetler  im  absoluten  Sinne,  noch 
relativ.  ,,Wer  sagt  dcDn,  daß  jeder  alles 
tnn  kann?  Wozu  bist  du  denn  da,  der  du 
nicht  öUes  dir  gefalJea  zu  lassen  brauchst? 
Wahre  dich,  so  wird  dir  keiner  was  tun?*' 
Und  andererseits  wäre  es  „tj^richt,  zu  t>e- 
haupten,  es  gäbe  keine  Macht  über  der 
mein  igen**.  Jener  Satz  bringt  also  nur  die 
-i^ntheiliguüg*'^  alier  Autorität  außerhalb  des 
,5ch*'  ^nin  Ausdruck.  ^,Meinen  Willen  icann 
niemand  binden,  und  mein  Widerwille  bleibt 
irei*\  und  dalier  „(werde)  IcJi  der  Feind 
jeder  hrihej'en  Macht  sein*%  während  das 
System  des  Nicht- Egoismus  die  Unterwer- 
fung unter  dieselbe  fordert. 

Nach  dem  Gesagten  ist  es  nun  xwar 
vollkoTumen  selbstverständlich^  daß  Stirner 
unbedingt  jede  Art  der  Zusammenfassung 
seines  ,^Ichs*'  mit  anderen,  aus  welcher 
ihm  irgendwelche  (Hechts*  oder  ^^Sozial^'-) 
pflichten  erwachten  wQrden,  abweist.  Denn 
„der  eigene  Wille  Meiner  ist  der  Verderl>er 
des  Staats*' ;  und  nicht  nur  dieses  natürlich, 
«ondei'n  auch  aller  anderen  autoritären 
„Oesi)enster'^  in  welciier  Verkleidung  immer 
sie  auftreten  rnftgen.  Ganz  folgenehtig  ver- 
höhnt er  daher  aucli  in  gleicher  Weise  den 
bürgerlichen  Lll»f*nilismus  und  Radikalismus, 
wie  den  Sozialismus,  die  ^^fi^eie  Konkurrenz^^ 
wi©  ,»da8  Prinzip  der  Lumpengesellschaft, 
die  —  Verieilung'\  Aus  dem  ein^hen 
Grunde,  weil  diesem  wie  jene  auf  die  ^^Goade 
iim  Staats'-  zurü(*kgehen,  für  den  es  „un- 


umgänglich nötig*^  ist,  den  ,,  Eigen  willen* 
der  Einzelnen  dem  seinigen  zu  unterwerfen 
-  gleiehgrdtig,  ob  der  letztere  nun  in 
einem  ., Königlichen  Herrn*'  sich  verkörpert, 
oder  der  ,,souveränen  Nation'^  zusteht.  Und 
natürlich  muß  sich  Stirn  er  ebenso  tiber 
Pro ud hon  lustig  machen,  der  „uns  vor- 
schwindelt, die  Sozietät  sei  die  ursprüng- 
liche Besitzerin  und  die  einzige  Elgentfimerui 
von  unverjährbarem  Hechte;  an  ihr  sei  der 
sogenannte  Eigentümer  ^um  Diebe  ge- 
worden ,  *;  wenn  sie  nun  dem  dermaligen 
Eigentümer  sein  Eigentum  entziehe,  so 
mutw?  sie  ihm  nichts,  da  sie  nur  ihr  un- 
verjährbares Recht  geltend  mache.^'  Denn 
diese  Hinstellung  des  ^^Spuks  dei  Soziet&t 
als  einer  moralisclien  Person*'^  verneine  das 
„leh*^  Allein  wenn  nun  so  die  Uesamtheit 
in  lauter  ^,Einzige''  auseinanderfällt,  von 
denen  jeder  allen  anderen,  wie  überhau [it 
allem  außerhalb  seiner  selbst,  nur  gegen- 
ständliche Bedeutung  beüe^  und  sie  blott 
benütsten,  aber  nichts  ihnen  opfern  will: 
wird  da  nicht  jeglicher  menschliche  Zu- 
sammenhang aufholen?  Nein!  antwortet 
Stirner.  Die  Einzelnen  werden  einander 
schon  suchen,  weil  und  wenn  sie  einander 
brauchen*  An  die  Stelle  der  „Gemein- 
schaft* wird  der  ,, Verein'*  treten,  ,, Keiner 
ist  ffir  Mich  eine  Res|)ektsi)er8on  ,  . ,  sondern 
lediglich  ein  Oegenstand  .  ,  Und  wenn  IcJi 
ihn  gebrauchen  kann,  so  verständige  Ich 
wohl  uud  einige  Mich  mit  ihm,  um  durc^h 
die  Uebereinkunft  meine  Macht  zu  ver- 
stärken und  durch  gemeinsame  Gewalt 
mehr  zu  leisten,  als  Äe  einzelne  bewirken 
konnte.  In  dieser  Gemeinschaft  sehe  Ich 
durcliaus  nichts  andei-es  als  eine  Multipli- 
kation meiner  Kraft,  und  nur  solange  sie 
meine  verdelladite  Kraft  ist,  behalte  Ich 
sie  bei.''  Kui-z,  nicht  der  Verein  besitzt 
und  verbraucht  den  „Einzigen^\  wie  dies 
fÜa*  Staat  und  (lesellscliaft  zutrifft,  sondern 
der  ,Jjinzige''  den  Verein,  An  die  Stelle 
des  Gebundenseins  tritt  absolutes  Walten 
des  Eigenwillens  und  des  Eigennutzens. 

El>enso  wie  Stirn  er,  und,  wie  bereits 
l^merkt,  ein  halbes  Jahrzehnt  vor  ihm 
schon,  erklärt  auch  Proudhon  in  seiner 
Schrift:  ,,l^u'est  ce  mie  la  propri6te?^^ :  „Le 
gouvernement  de  1  homme  iiar  rhomme, 
sous  qiieli|ue  oom  ijuÜ  s©  d%uise,  e&t 
oppi-esslon.''  Dieser  Satz,  sowie  die  Folge- 
nmg  aus  demselben :  ,,la  plus  haute  perfection 
de  la  societe  ae  trouve  daoB  ruoion  da 
l'ordre  et  de  lanarehie's  —  die  er  spiter 
in  seioen  l>eiden  Schriften:  ,^Les  conf^sione 
d'un  revolutionnaire*^^  (1849)  und  ,4^oa 
generale  de  la  Involution  au  XIX*  sldde** 
(1851)  ausfülirlicher  entwickelte  —  lilngen 
innig  mit  den  ukonomis4.'hcn  und  ethisdian 
Anschau un gen  P  r  o  u  d  h  o  n  '  s  j^usammen* 
Der   Kern    der   letzteren    ist  daa   PoetuM 
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♦kr  „Gerechtigkeit",  die  er  als  „das  Wesen 
der  Menschheit  selbst"  bezeichnet,  und  die 
künftig  alles  sein  soll,  nachdem  sie  bisher 
nichts   gewesen   —  nattlrlich  auch   in   der 
Ökonomischen  Ordnung.    Diese  muß  daher 
reformiert   und  zu  einer  gerechten  gemacht 
irerden.      Daß    sie   gegenwärtig    ungerecht 
und  daher  mit  innerer  Notwendigkeit  auch 
unfrei   ist,   zeigt  die  Gestaltung  der  durch 
die  natürliche  Talsache  der  Arbeitsteilung 
hervorgerufenen   Austauschbeziehungen   der 
Menschen    zueinander.    Regelte  sie  die  Ge- 
rechtigkeit,   so    würden   die   in    Austausch 
tretenden   Teile   gleiche  Werte   geben  und 
empfangen.    Dies  ist  jedoch  nicht  der  Fall. 
Woher  rührten  denn  sonst  Reichtum  auf  der 
einen  Seite  und  Pauperismus  auf  der  anderen, 
Handels-  und  Absatzkrisen  usw.,  kurz  alle 
Uebelstände    unserer    privatkapitalistischen 
<>ninung?     Der  Wert  eines  Produktes  ist 
nämlich  nichts  anderes  als  das  Maß  der  zu 
dei=5en    Herstellung  erforderlichen   Arbeits- 
zeit.   Beim  gerechten  Tausch  gäbe  es  dem- 
nach   kein    arbeitloses    Einkommen.      Daß 
aber  ein  solches  tatsächlich  existiert,  bewirkt 
die  Institution   des  Privateigentums.    Denn 
sie  allein  ermöglicht  es  dem  Kapital-  und 
Omndeigentümer,  unter  verschiedenen  For- 
men den  gesellschaftlichen  Produktionsertrag 
211  besteuern,   d.  h.   einen   Teil   desselben 
ohne  Leistung  eines  Gegenwertes  an  sich 
zu  reißen.    Wären  die  Nichteigentümer  frei, 
so  würden  sie  sich  ihr  natürliches  Recht 
auf  den   vollen    Ertrag   ihrer  Arbeit   nicht 
schmälern  lassen.    Aber  sie  sind  eben  nicht 
frei,  weil  sie  ohne  Produktionsmittel  nicht 
produzieren   können.     So   müssen   sie   sich 
denn  damit  begnügen,   weniger  zu  konsu- 
mieren, als  sie  produzieren,  weil  und  wäh- 
rend umgekehrt  die  Kapitalisten  konsumieren, 
ohne  produziert  zu  haben.    In  diesem  Sinne 
ist  der   Eigentümer    nichts    als    ein    Dieb 
oder  Schmarotzer  und  das  Eigentum  Dieb- 
stahl (Ja  propriete  c'est  le  vol").    Die  durch 
das  Privateigentum    bewirkte   Verteuerung 
der    Produktion     und    Ungerechtigkeit    in 
der  Güterverteilung  bedeutet  jedoch  nicht 
nur  eine  an  sich  verwerfliche  Ausbeutung 
der  menschlichen  Arbeitskraft  zur  Gewinnung 
Ton  Mehrwert :  der  Umstand,  daß  der  wahre 
Wert  der  Güter,  der  nur  auf  Arbeit  beruht, 
im  Verkehr   und  Austausch   nicht    in  Er- 
scheinung treten  kann,  führt  auch  zu  Handels- 
imd  Absatzkrisen  mit  allen  ihren  unheilvollen 
Fdgen.   Aus  dem  einfachen  Grunde,  weil  der 
Arbeiter,  der  in  Form  des  Arbeitslohnes  nur 
«nen  Teil  des  Produktwertes  empfängt,  auch 
BOT  einen  Teil  dieses  Produktes  zurückzu- 
kaufen vermag,  so  daß  der  Rest  unverkäuf- 
lich bleibt   and  Produktionsbeschränkungen 
utweodig  werden,  dieso  und  so  viele  Arbeiter 
Wotloe  miachen  und  dem  Hunger,  dem  Laster, 
dm  Verbredien  in  die  Arme  treiben. 


Wenn  nun  aus  all  dem  für  Proudhon 
folgt,  daß  die  bestehende  Privateigentums- 
ordnung  beseitigt  werden  müsse:  was  soll 
an  ihre  Stelle  treten?  Jedenfalls  nicht  der 
Kommunismus,  lautet  seine  Antwort.  Auch 
dieser  wäre  Ungleichheit,  nur  „in  dem  ent- 
gegengesetzten Sinne  wie  das  Eigentum. 
Das  Eigentum  ist  die  Benachteiligung  des 
Schwachen  durch  den  Starken ;  in  der  Gemein- 
schaft wird  der  Starke  durch  den  Schwachen 
beraubt.  Beide  (sind)  exklusiv,  und  jedes  von 
seiner  Seite  läßt  zwei  Elemente  der  Gesell- 
schaft unberücksichtigt.  Die  Gemeinschaft 
vernichtet  die  Unabhängigkeit  und  die  Ver- 
hältnismäßigkeit, das  Eigentum  die  Gleich- 
heit und  die  Gei-echtigkeit**.  Mit  Unrecht  hat 
man  nur  dieses  oder  jene  für  die  aUein 
möglichen  Gesellschaftstypen  ^halten.  Es 
gilt  vielmehr,  aUe  genannten  vier  Prinzipien 
zu  versöhnen.  Und  dies  wird  der  Fall 
sein,  wenn  unter  Beibehaltung  der 
Individualwirtschaft  und  der 
freien  Konkurrenz  der  gerechte,  d.  h. 
der  freie  Tausch  ermöglicht  wird,  bei  dem 
die  beiden  Vertragsteile  gleiche  Werte  geben 
und  nehmen. 

Proudhon 's  Vorschläge  zur  Erreichung 
dieses  Zieles  gipfelten  in  der  Errichtung 
einer  „Tausch"-  oder  „Volksbank"  (banque 
d'echange,  banque  du  peuple),  welche  die 
Gewährung  von  unverzinslichen  Darleihen 
ermöglichen  und  so  die  Tributpflichtigkeit 
der  Produzenten  gegenüber  dem  Kapital- 
und  Grundeigentum  aufheben  sollte.  Zu- 
gleich plante  er  die  Beseitigung  des  Geldes 
durch  ein  von  der  Bank  ausgegebenes 
Papiergeld  (bons  de  circulation),  das  die  Mit- 
glieder der  Bankgesellschaft  an  2^hlungs- 
statt  annehmen  müßten  und  das  nicht  etwa 
bar  einlösbar  wäre,  sondern  eine  Anweisung 
der  Bank  an  die  Mitglieder  zugunsten  des 
Inhabers  auf  Leistung  von  Waren  und 
Diensten  bis  zu  einem  bestimmten  Betrage 
repräsentierte.  Im  Wesen  stellen  sich  also 
die  bons  de  circulation  als  uneinlösliche 
Bank-  oder  Staatsnoten  mit  Zwangskiu^ 
dar;  nur  daß  eben  der  gesetzliche 
Zwangskurs  durch  eine  vertragsmäßige 
Verpflichtung  der  Genossen  zur  Annahme 
der  Bons  ersetzt  erscheint  Der  Anschluß 
an  die  Volksbank  sollte  jedem  Produzenten 
freistehen  und  dieser  berechtigt  sein,  bei 
derselben  seine  Produkte  gegen  Bons  ein- 
zutauschen —  natürlich  jedoch  nur  unter 
der  Bedingung,  daß  die  Preisfestsetzung 
unter  Verzicht  auf  Gewinn  bloß  nach 
Maßgabe  der  aufgewendeten  Arbeitszeit  und 
der  Auslagen  erfolgen  sollte.  Ist  auf  diese 
Weise  —  Proudhon  hofft,  daß  die  Volks- 
bank schließlich  sämtliche  Produzenten  und 
Konsumenten  vereinigen  wird  —  die  wirt- 
schaftliche Freiheit  und  Gleichheit  Aller 
erreicht  und  der  Ausbeutung  von  Menschen 
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durch  ihresgleicheo  ein  Ende  gemacht;  ist 
die  naturgesetzliche  Ordnung  des  mensch- 
lichen Zusammenlebens  verwirklicht,  in  der 
die  Tätigkeitssphäre  jedes  Bürgers  durch 
die  natürliche  Teilung  der  Arbeit  und  durch 
die  Wahl  des  Nahnmgszweiges,  welche  jeder 
trifft,  bestimmt  ist,  und  die  sozialen  Funktionen 
miteinander  in  harmonischer  Verbindung 
stehen :  so  bedarf  es  auch  keiner  Regierung 
mehr,  wie  immer  geartet  sie  sein 
möge.  Denn  diese  war  von  jeher  und  ist 
noch  immer  nur  zu  dem  Zwecke  da,  um 
die  Privilegien  der  Besitzenden  gegen  die 
besitzlosen  Klassen  aufrecht  zu  erhalten. 
Mit  diesen  Privilegien  selbst  schwindet  daher 
auch  die  Existenzberechtigung  der  politischen 
Verfassungen.  An  die  Stelle  der  letzteren 
tritt  die  Organisation  der  ökonomischen 
Kräfte  im  Wege  freier  Verträge  zwischen 
Individuen  und  Gruppen,  welche  ihre  Ange- 
legenheiten selbst  wahrnehmen  und  ver- 
walten. Aus  der  freien  Tätigkeit  aller  ent- 
steht die  Ordnung.  Daher :  „Keine  Parteien 
mehr!  Keine  Autorität  mehr!  Absolute 
Freiheit  des  Menschen  und  Bürgers!  .  . 
Wer  Hand  an  mich  legt,  um  mich  zu  regieren, 
ist  ein  Usurpator  und  Tyrann:  ich  erkläre 
ihn  für  meinen  Feind!'" 

Man  sieht:  weder  bei  Stirn  er  noch 
bei  Proudhon  bedeutet  Anarchie:  Unord- 
nung. Im  Gegenteil!  Beide  erwarten  — 
wenn  auch  von  verschiedenen  Gesichts- 
punkten aus:  freies  Walten  des  Egoismus 
einerseits  und  freies  Walten  der  naturgesetz- 
lichen Gerechtigkeit  andererseits  —  die 
größte  Harmonie  und  Ordnung  aller.  Nur 
daß  die  soziale  Organisation  nicht  auf 
zwingenden  Rechtsnormen  aufgebaut  er- 
scheint, die  „den  Anspruch,  zu  gebieten, 
ganz  unabhängig  von  der  Zustimmung  des 
Rechtsunterworfenen"  erheben,  sondern  auf 
Konventionalregeln ,  die  „lediglich  zufolge 
der  Einwilligung  des  Unterstellten"  (Stamm- 
ler) gelten,  also  mit  der  —  wenigstens 
nach  S  t  i  r  n  e  r  beliebig  zulässigen  —  Zurilck- 
ziehung  der  letzteren  ihre  Geltung  verlieren. 

Proudhon  ist  übrigens  seiner  anarchisti- 
^)chen  Theorie  —  die  in  ihrer  noch  embryo- 
nalen Entwicklung  in  der  Schrift  über  das 
Eigentum  bereits  auf  deutschem  Boden  viel- 
fach Bei^l  fand,  und  deren  Einfluß  sich 
namentlich  in  einigen  Schriften  von  Moses 
Heß  (21./L  1812-6./ IV.  1875)  und  Karl 
Grün  (30.JX.  1813-18./II.  1887)  bemerk- 
bar macht  —  nicht  treugeblieben.  Viel- 
mehr erklärte  er  selbst  in  seiner  1852  er- 
schienenen Schrift  „Du  principe  federatif* 
die  Anarchie  als  unerreicnbares  Ideal  und 
als  die  allein  richtige  Regierungsform  den 
,,Föderali8mu8"  oder  aie  „Dezentralisation"  — 
worunter  er  eine  Organisation  der  Gesell- 
schaft in  kleinen  politischen  Gruppen  ver- 
steht, die  sich  durch  einen  Föderalvertrag 


vereinigen  und  eine  Zentralgewalt  einsetzeur 
der  die  ,,einfache  Rolle  der  allgemeinen 
Initiative,  sowie  der  gegenseitigen  Grarantie 
und  üeberwachung*^  zufiele,  und  ,^deren 
Dekrete  nur  nach  Zustimmung  aller  föd^er- 
ten  Regierungen  zur  Ausführung  gelangen*' 
würden. 

2.  Der  neuere  A.  Sein  Wesen  und 
seine  Taktik.  Die  beiden  skizzierten 
Systeme  von  Proudhon  und  Stirner 
sind  auch  die  einzigen  geblieben,  die  auf 
spekulativ- wissenschaftlicher  Grundlage  eine 
Theorie  das  A.  zu  geben  versuchten  — 
obgleich  oder  vielleicht  vielmehr  weil  seit 
den  60er  Jahren  innerhalb  der  Arbeiter- 
bewegung eine  anarchistische  Richtung 
hervorzutreten  beginnt.  Diese  aber  knüpft, 
was  sehr  bezeichnend  ist,  nicht  an  Proudhon 
an,  und  noch  viel  weniger  an  Stirn  er» 
obgleich  die  Gedankenreihen ,  welche  jener 
und  dieser  entwickelt  haben,  auf  die  Aus- 
bildung der  beiden  Spielarten  des  A.,  die 
„kommunistische"  und  die  „individualis- 
tische", bestimmend  eingewirkt  haben  — 
denn  weder  Proudhon  noch  Stirner 
waren  Agitatoren  —  sondern  an  Bakunin 
(s.  d.),  der  nichts  war  als  Agitator.  Kein 
einziger  Gedanke,  der  neu  wäre  und  der 
eine  theoretische  Weiterfülu-ung  oder  Ver- 
tiefimg der  dem  A.  zugrunde  liegenden 
Gedankenreihen  bedeutete,  rührt  von  ihm 
her.  Seine  „Lehre"  beschränkt  sich  darauf^ 
die  „Entfesselung  alles  dessen,  was  man 
heute  die  Ijösen  Leidenschaften  nennt",  und 
die  Zerstörung  der  herrschenden  politischen 
und  wirtschaftlichen  Ordnung  auf  diesem 
Wege  als  die  nächste  Aufgabe  des  A.  zu 
bezeichnen  und  zu  empfelilen.  Welche  Ge- 
sellschaftsordnung an  Stelle  der  zerstörten 
zu  treten  habe,  führt  er  nicht  näher  aus« 
Wozu  auch?  Ist  einmal  jede  politische  Ver-i 
fassung  endgültig  zerstört,  und  sind  hier- 
durch alle  Hindernisse  freier  Betätigung  der 
der  Menschheit  eignenden  „Solidarität"  weg- 
geräumt, so  wird  diese  schon  ganz  vo» 
selbst  und  sofort  den  Eintritt  der  neuen 
anarchischen  Ordnung  auf  Grundlage  freier 
Produktionsgenossenschaften  mit  dem  Rechte 
jedes  Mitgliedes  auf  den  vollen  Arbeits-» 
ertrag  sowie  der  gegenseitigen  Unterstützung 
der  Individuen  und  Gruppen  untereinander 
bewirken. 

An  Bakunin,  der,  wie  man  sieht,  sich 
eng  an  Proudhon  anlehnt,  schließt  die 
Richtung  des  „kommunistischen  Anarchis*. 
mus"  an,  als  dessen  theoretischer  Haupt- 
vertreter —  soweit  hier  von  Theorie  oie 
Rede  sein  kann  —  der  Russe  Fürst  Peter 
Krapotkin  (geb.  1840)  anzusehen  ist  Ihr 
Ziel  ist  schrankenlose  Freiheit  des  Individunms 
in  Produktion  und  Genuß,  d.  h.  es  soll  jeder 
jedenfalls  ein  Anrecht  auf  einen  Teil  det 
vorhandenen  Genußmittel  haben,  diine  jedooK 
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zur  Anteilnahme  an  der  Produktion  über- 
hanpt  oder  an  einer  b^mmten  Richtung 
iler&dben  verpflichtet  zu  sein.  Eine  der- 
^ge  YerpflichtuDg  wäre  freiheitswidrig 
und  wird  übrigens  auch  mit  dem  Hinweis 
aaf  die  künftige  höhere  Moral  für  unnütz 
w^rklärt.  Dieser  Hinweis  zerstreut  auch 
«twaige  Befürchtungen  über  die  Gestaltung 
der  Produktion  in  der  künftigen  Welt :  jeder 
wird,  vom  Gefühle  der  Moral  und  Brüder- 
lichkeit geleitet,  sich  bemühen,  den  anderen 
Aach  Kräften  sich  nützlich  zu  erweisen. 

Im    G'^ensatz   zum   „kommunistischen^^ 
iaftt  der  ,4ndividualistische  A."  im  wesent- 
lichen auf  der  von  Stirn  er  geschaffenen 
Basis.      Seine    hervorragendsten    Repräsen- 
tanten  sind  der  Herausgeber  der  1881   in 
Boston    b^;ründeten    und    gegenwärtig   in 
New  York  erscheinenden  „Liberty^',  Ben- 
jamin R.  Tucker,  und  der  Schotte  John 
Henry  Mackay  (geb.  6.AI.  1864),  der  Ver- 
beser  der  1891  erschienenen  Schrift:  „Die 
Anarchisten,    ein   Eulturgemälde    aus   dem 
Ende  des  19.  Jahrh."  (Zürich),  die,  nicht  un- 
berechtigt, bedeutendes  Aufeehen  erregt  hat. 
AbCT  nicht  nur  die  Verschiedenheit  ihrer 
tbeoretischea  Qnmdlage  scheidet  die  beiden 
anaichistischen  Richtungen,    sondern   mehr 
noch    die    diametral   entgegengesetzte  An- 
«cbaanng   über  die  Mittel   und  Wege   zur 
HerbeiftÜmnij?    des    idealen    Gesellschafts- 
iQgtaodes.     Die  „Indi^ridualisten^^  sehen  in 
der  Freiheit,  um  mit  Tucker  zu  sprechen, 
^sog^eich  Ziel  und  Mittel  und  treten  allem 
letiähdi  entg^en,  was  sie  bedroht'.     Sie 
woUen  schmersdosen  Fortschritt  und  „ver- 
tnoen  nur  auf  die  Werke   des  Friedens". 
M.  a.  W.:  Sie  verwerfen  jeden  gewaltsamen 
Sduitt  und  erwarten  alles  von  der  nattlr- 
lichen  Entvncklung,  die  nach  Ueberwindung 
Wnes  onvermeidlidien  sozialistischen  Diurch- 
gaogsstadiums    —    „der  letzten   Universal- 
^iummheit  der  Menschen"  —  notwendig  in 
die  Ueberzeugung    aller   von    der   Allein- 
berechtignng  der  Anarchie  und  daher  auch 
in  deren  friedliche  Durchsetzung  ausmünden 
müsse.    Die  „kommunistischen  Anarchisten" 
hjiwegen  halten  sich,  da  sie  die  bestehende 
^lituiuog  als  Ausfluß  brutaler  Willkür  und 
Gewalt  ansehen,   nicht  nur  für  berechtigt, 
jede  beliebige  Yergeltong  zu  üben  und  der 
Gewalt  mit  Gewalt  zu  begegnen,   sondern 
empfehleo   auch  diese  als    das   beste   und 
sdüieftlich,   wie  die  Dinge  stünden,  einzig 
wirksame  Mittel,  die  allgemeine  Aufmerk- 
amkeit  auf  den  A.  eu  lenken  und  so  all- 
Bihlidi    für    dessen   Yerwirklichung    den 
Boden  za  ebnen.     Das  ist  die  sog.  ^ropa- 
anda  der  Tat".    Zum  ersten  Male  in  Kuß- 
had  TOB  Bakunin's  Jünger  Netschajew 
seit  1869  angewendet  wd  seit  1878  auch 
vmdem  Deutschen  Johann  Joseph  Most 
4p^.  h'JL  1B4Q),  «inem  ehemaligen  sozial- 


demokratischen Reichstagsabgeordneten,  em- 
pfohlen, hat  sie  eine  Reihe  von  abscheu- 
lichen Verbrechen  gezeitigt,  die  natürlich 
—  und  mit  Recht  —  die  strengste  Re- 
pression hervorgerufen  haben.  Eane  Re- 
pression freilich,  die  leider  häufig  genug 
auch  die  sich  in  gesetzlichem  Rahmen  voll- 
ziehende Arbeiterbewegung  trifft. 

Auf  die  Geschichte  des  A.  in  den  ein- 
zelnen Ländern  einzugehen,  hat  keinen  Sinn. 
Es  hieße  dies,  eine  Reihe  von  Yerbrechen 
in  Rußland,  Oesterreich  und  besonders  in 
Frankreich,  Spanien,  Italien  und  Amerika 
aufzählen.  .  Was  die  Bewegimg  —  die 
übrigens,  im  Gegensatze  zu  den  romanischen 
Ländern,  namentlich  in  Deutscliland  nie  be- 
deutend war  und  augenscheinlich  auch 
weiterhin  hier  keine  ernsthafte  Rolle  spielen 
wird  —  macht,  sind :  Phantasten,  Yerbrecher 
und,  last  not  least,  agents  provocateiurs. 

Literatur:  M,  Xettlau,  Bibliographie  de  l'an- 
arehie,  Bruxtües  1897.  —  -4.  HugCy  Der  teuUche 
Kommunismus  (in  „Die  Opposition'*,  herausgeg. 
von  K.  Heinte,  S.  96 — Itt),  Mannheim  1846.  — 
Engels,  Zur  Wohnungsfrage,  S  H^e,  Leipzig 
187t.  —  Derselbe,  Die  BakunisUn  an  der 
Arbeit,  Leipzig  187S.  —  Arth.  Mühlberger, 
Die  Theorie  der  Anarchie  (in  „Neue  GeseUscliafV 
1878),  Zürich.  —  J,  Franz,  Der  doktrinäre 
phiiosophische  Idealismus  in  der  sozialen  Frage 
(ebenda).  —  Herrn»  Chreulich,  Theorie  der 
Anarchie  (in  Jahrb.  f.  Soziaiw.  und  Sozialpol. 
1879180),  Zürich.  —  J.  Uolowine^  Der  russische 
Nihüismiu.  Meine  Beziehwufen  zu  Herzen  und 
,  Bakunin,  Leipzig  1880.  —  Heinr.  Janhe,  Der 
Kommunismus  der  französischen  Anarchisten  und 
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Die  Anarchisten,  Leipzig  1887).  —  L.  Bern- 
hard, Le  communisme  anarchiste  (in  „Revue 
soeialiste"  vom  Febr.  1888),  Paris.  —  Ed.  Bern- 
stein, Die  soziale  Doktrin  des  Anarchismus  (in 
Neue  Zeit,  Jahrg.  10,  Bd.  1—2).  —  Pierre 
Kropothine,  La  conquete  du  pain,  II.  Aufl., 
Paris  1892;  Paroles  d'un  revolte,  Nouv.  edit., 
ebenda  o.  J.;  L'anarchie,  sa  philosophie,  son 
ideal,  IV.  Aufl.,  ebenda  1905;  Moderne  Wissen- 
schaft und  Anarchismus,  Berlin  1904;  Mutual 
aid:  a  factor  of  evolution,  London  (deutsch 
u.  d.  T. :  Gegenseitige  Hilfe  in  der  Entwicklung, 
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1903  (deutsch  von  M.  Pannwitz  u.  d.  T.:  Me- 
moiren eines  Revolutionärs,  2  Bde.,  Stuttgart 
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l'anarchie,  Paris  1898;  La  societe  Juture,  ebenda 
1895 ;  LHndividu  et  la  sociale,  II.  Aufl.,  ebenda 
1897 ;  L'anarchie,  son  but,  ses  moyens,  ebenda 
1899.  —  BenJ,  R,  Tucker,  Instead  of  a  book. 
A  fragmentary  exposition  of  philosophical  anar- 
chism,  New  York  1893;  Staatssozialismus  und 
Anarchismus^  deutsch  von  O.  Schumm,  Berlin 
1895.  —  F(rt.  JDuboiH,  I^e  perü  anarchiste, 
Paris  1894  (deutsch  u.  d.  T.:  Die  anarchistische 
Gefahr,   von  M.  Tnldjen,   Amsterdam  1894).    — 
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C.  Lotnbroso,  Gli  anarekici,  Turin  1894  (defiUeh 
u.  d.  T. :  Die  Anarchisten,  von  IT.  KureUa,  Harn- 
hurg  1895),  —  Charles  MaUttOy  De  la  com- 
mune d  Vanarchie,  Paris  1894;  Philosophie  de 
l*anarchie.  1888 — 1897,  ebenda  1897;  Les  joyexi- 
setes  de  Vexil,  II.  Auß.,  ebenda  1897 ;  L'homme 
nouveau,  ebenda  1898.  —  O.  Malagodi,  Genesi 
economica  deW  anarehismo  (in  „Critica  sociale" 
von  1894).  —  Q,  Pleehanow,  Anarchismus 
und  Sozialismus,  Berlin  1894  (italienisch  u.  d.  T. : 
Bakunin,  Gli  anarchici  contcmporanei  Etievant, 
Jean  Grave,  Kropotkine,  La  taiiica  anarchista; 
Borghesia,  Anarehismo  e  socialismo,  in  „Critica 
nodale"  von  1895).  —  W»  Henckel,  Leo  Tolstoi 
und  die  Lehre  vom  Nichtwiderstreben  (in  der 
Beilage  zur  AUg.  Ztg.  v.  8.  u.  P./F.  1894).  — 
Giuseppe  Fiatningo,  Der  Anarchismus  (ebd. 
i'(ym  ^l.j^IL  1894).  —  Ätid.  Stammler,  Die 
Theorie  des  Anarchismus,  Berlin  1894,  —  Edm. 
Bematzik,  Der  Anarchismus  (in  Jahrb.  f.  Ges. 
u.  Veno.,  Bd.  19,  S.  Iff.).  —  Lucio  Fioren- 
tinit  Socialismo  ed  anarchia,  Rom  1895.  — 
.1.  Ham^m,  Psychologie  de  Vanarchiste-socicUiste, 
Paris  1895;  Le  soeialisme  et  le  congrhs  de  Londres, 
ebd.  1897.  —  N.  Reichesberg,  Sozialismus  und 
Anarchismus,  Bern  1895.  —  E,  F.  Zenker ,  Der 
Anarchismus.  Kritische  Geschichte  der  anar- 
chistischen Theorien,  Jena  1895.  —  Ad,  Lenz, 
Der  Anarchismus  und  das  Straf  recht  (S.-A.  aus 
Zcitschr.  f.  d.  ges.  Stra/rechtswiss.  XVl^),  Berlin. 

—  Ed,  Miartmann,  Der  Anarchismus  (in  Die 
(Gegenwart  r.  J.jL  1897),  Berlin.  —  G.  Adler, 
Art.  „Anarchismus"  im  H.  d.  St.  (II.  Aufl.)  I, 
S.  £96 — 327  (ausführliche  Darstellung  der  anar- 
chistischen Betregung  in  den  einzelnen  Ländern)  ; 
Geschichte  des  Sozialismus  und  Kommunismus  I, 
I^ipzig  1898.  —  H,  Seuffert,  Anarchismus  und 
Straf  recht,  Berlin  1899.  —  P,  Eltzbacher,  Der 
Anarchismus,  Berlin  1900.  —  Daniel  Hal^vy, 
ICssais  sur  le  mouvement  ouvrier  en  France, 
l\tris  1901.  —  EllH^e R^clus,  L'vvolutum,  la  rvvo- 
lution  et  l'ideal  anarchique,  V.  Aufl.,  Paris  lUOS. 

—  Laurent  Tailhade,  Discours  cirifjues,  Rtris 
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bei  den  Artt.  „Bakunin'',  „Proudhon",  „Stinier", 
„Sozialismus",  „Sozialdemokratie",  „Internatio- 
nale". Carl  Grünberg. 


such  a  calamity  in  fature,  London  1801.  Eine 
deutsche  Uebersetzung  dieser  3  Schriften  bildet 
den  4.  Band  des  Sammelwerkes:  Sammlung 
älterer  und  neuerer  staatswissenschaftlicher 
Schriften  des  In-  und  Auslandes,  hrsg.  von 
Lujo  Brentano  und  E.  Leser.  Leipzig  18^. 
(üeber  seine  Grundrentenlehre  Tgl.  Art.  „Grund- 
rente".) Lippert, 


Anerbenrecht. 

Das  Recht,  wonach  der  ländliche  Grundbesitz 
auf  einen  Erben  zu  mäßigem  Anschlag  über- 
geht.   8.  Art.  „Erbrecht,  ländliches". 

Jf.  Serlng. 


Anleihen. 


Anbaustatistik 

s.  Land wirt Schaftsstatistik. 


Unter  A.  werden  die  ^roüen  Geldaufnahm^ 
des  Staates,  öffentlicher  Körper,  der  Erwerbs- 
gesellschaften u.  dgl.  m.  verstanden.  Von  be- 
sonderer Wichtigkeit  sind  die  A.  des  Staates, 
die  Staatsanleihen,  die  den  Hauptbestandteil  der 
öffentlichen  Schuld  darstellen.  Sie  werden  zur 
Geldbeschaffung  für  lange  Fristen  gewählt  und 
bilden  den  Gegensatz  zu  den  kurzfristigen  Geld- 
beschafifuDgen  durch  Schatzscheine  (s.  d.)  oder 
andere  den  Wechselgeschäften  analoge  Opera- 
tionen. Die  A.  reichen  in  ihrer  Wirksamkeit 
mindestens  über  die  Dauer  einer  Bndgetperiode 
hinaus,  sind  vielfach  zeitlich  überhaupt  nicht  be- 
grenzt. Die  A.  des  Staates  sind  entweder  frei- 
willige, im  freien  Verkehr  von  den  Kapitalisten 
angeworbene  Schuldaofnahmen  oder  sie  sind  nicht 
im  Wege  des  Kredits,  sondern  durch  Zwang  auf- 
gebracht „Zwangsauleihen".  Diese  letzteren 
haben  den  Charakter  von  außerordentlichen  Ver- 
mögenssteuern mit  Rückzahlungspfiicht  des  auf- 
nehmenden Staates.  Die  mittelalterlichen  Zwangs- 
anleihen, in  den  italienischen  Städten,  wo  sie  zu- 
erst aufkamen,  waren  indessen  häulig  nur  Um- 
gehungen der  kanonischen  Zinsverbote,  indem 
die  Kapitalisten  vom  Staate  durch  die  Zwangs- 
anleihen gewissermaßen  gezwungen  wurden,. 
Zinsen  anzunehmen. 

Vgl.  Art.  „Staatsschulden". 

Majc  von  Hecket. 


Anderson,  James, 

1739  in  dem  Dorfe  Hermiston,  unweit  Edinburgh, 
geboren,  starb  als  Mitglied  der  Koyal  Society 
in  London  am  lö./X.  1808  in  West-Harn  in  der 
englischen  Grafschaft  Essex. 

Von  A.'s  zahlreichen  Schriften  genügt 
es  hier  nur  zu  nennen:  Observations  on  the 
meaus  of  exciting  a  spirit  of  national  industry, 
Edinburgh  1777;  An  enquiry  into  the  nature 
of  the  corn  laws,  with  a  view  to  the  uew  Corn 
Bill  proposed  for  Scotland,  Edinburgh  1777; 
A  calm  mvestigation  of  the  circumstances  that 
have  led  to  the  present  scarcity  of  grain  in 
Britain,  suggcsting  the  means  of  alleviating 
that  evil,  and  of  preventing  the  recurrence  of 


Annuität. 

;       A.  (annuity)  nennt  man  eine  zur  Tilgung 
!  einer  Schuld  oder  Verzinsung  vereinbarte  j  ä  h  r  - 
'liehe  Zahlung.    Der  Begriff  der  A.  spielt  im 
!  Hypotheken weseu  und  bei  der  öffentlichen  Schuld 
!  eine    hervorragende   Bolle.     Im   Bereiche    der 
•  letzteren  wird  der  Ausdruck  A.  namentlich  im 
!  Gegensatz  zu  den  sog.  ewigen  Renten  und  Leib- 
j  reuten  gebraucht  und  hat  die  Bedeutung  „Zeit- 
i  reute*",  nämlich  einer  gleichbleibenden  Zahlung 
für  eine  bestimmte  Reihe  von  Jahren,  die  jedes- 
mal neben  den  Zinsen  auch  einen  Teil  des  Kapi- 
tals einschließt,  wodurch  die  Schuld  am  Ende 
des  festgesetzten  Zeitraums  getilgt  ist.    Solche 
A.  hat  man   besonders   im   englischen  Staats- 
schnldenwesen  angewendet,  wo  die  sog.  „kurzen 
A."*  in  49  Jahren  und  die  „langen  A."  in  99  Jahren 
die  Schuldsummen  in  jährlichen  Zahlungen  ab- 
tragen sollten.    Aehnlich  sind  die  A.  im  Hypo- 
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ihekenwesen   zar   Anwendung  ^kommen,   be- 
softiera  durch  die  Pfandbriefinstitute. 
Vgl.  Axt.  „Staatsschulden". 

JfojT  von  Hechel. 


Anonyme  Gesellschaften 

S.Aktiengesellschaften  oben  S.  olfg. 


Ansiedelnng. 

1.  Allgemeines.  2.  Das  deutsche  Haufendorf 
Gewinndorfi.  3.  Das  System  der  Einzelhöfe, 
i  Die  Weiler.  5.  Die  Dörfer  mit  Wald-  und 
Mtrschhufen.  6.  Die  Siedelungsformen  im  ger- 
Baoisierten  Slavenland.  7.  Die  großen  Gutsherr- 
schaften.   8.  Die  Städte    9.  Neuere  Bildungen. 

1.  All^meines.  Feste  A.  setzen  einen 
bestimmten  Kult  Urzustand  eines  Volkes 
voraus,  sind  dann  aber  wiederum  eine 
Grundlage  für  weitere  Kulturfortschritte 
•lerXation.  Die  Art  der  A.  hängt  zunächst  vom 
Küma  und  Boden  ab,  hiervon  jedoch  keines- 
wegs allein.  Es  kommen  auch  £e  individuelle 
Eigenart  der  Nation,  allerlei  politische,  wirt- 
se^kftliche  (z.  B.  die  Absatz  Verhältnisse)  und 
andere  Fragen  in  Betracht.  Indem  wir  im 
tf^oden  einen  Ueberblick  über  die  auf 
üeutschem  Boden  vorkommenden  A.formen 
geben  und  mit  den  älteren  deutschen  Ver- 
hältnissen beginnen,  bedienen  wir  uns 
hauptsächlich  des  Beweismaterials,  das  die 
Flurkarten  liefern.  Wir  besitzen  solche 
zwar  erst  aus  sehr  neuer  Zeit.  Allein  es 
t««teht  kein  erhebliches  Hindernis,  sie  für 
die  Rekonstruktion  der  früheren  Zustände 
zu  verwerten.  Derjenige  Forscher,  der 
dieses  (^uellenmaterial  in  erster  Linie  er- 
schlossen und  am  umfe^sendsten  ausgebeutet 
hat  ist  A.  Meitzen. 

2.  Das   deutsche   Haufendorf    (6e- 
waindorH.     Die  weiteste  Verbreitung  hat 
auf  deut<«hem  Boden  das  Dorfsystem.    Das 
Dorf  ist   eine   Ortschaft,    die   ursprünglich 
etwa  für  10  bis  30  Familien  angelegt  sein 
mag,   mit   nahe   aneinander  liegenden   Ge- 
höften, die  durch  das  zugehörige  Ackerland 
nicht  getrennt  sind.   Von  den  verschiedenen 
Dorfformen  ist  in  Deutschland  am  verbreitet- 
steo  das  Haufendorf.    Bei  diesem  liegen  die 
GebGfte  ziemlich  planlos  nebeneinander  ge- 
streut, gedrängt,   aber   nach   verschiedenen 
Richtungen   hin.      Eine   regelmäßige   Dorf- 
stnfie  ist  vielfach  gar  nicht  vorhanden.    Das 
Ganze    bildet   im    Aufrisse    ein    Netz    von 
knunmen  und  winkligen  Gassen   und  Gäß- 
cfaeo.   welche   keinen    ursprünglichen    Plan 
erkennen  lassen.    Der  von  Beginn  an  plan- 
te verteilte  Raum  ist  im  Laufe  der  Zeit, 
bei  dem  Wachstum  der  Bevölkerung,  offen - 
ht  noch  unregelmäßiger  zerstückelt  worden. 
Dm  zn  dem  Dorfe  gehörende  Ackerland  hat 
Mgeode   Lage.      'Es   setzt  sich    aus   mehr 
<w    weniger     zahlreichen    Stücken     von 


Rechtecken  —  „Gewannen"  —  zusammen. 
Jedes  Gewann  ist  in  Streifen  (Aecker)  zer- 
teilt, und  ungefähr  in  jedem  Gewann  hat 
jeder  Bauer  einen  Streifen.  Wir  bezeichnen 
diese  Form  als  Gemengelage  der  Aecker. 
Eigentliche  Wege  gibt  es  auf  der  Dorfflur 
nicht.  Es  bestehen  vielmehr  für  die  Feld- 
bestellung nur  üeberfahrtsrechte.  Die  Wälder,. 
Heiden,  Weiden  und  Gewässer  sind  im  großen 
und  ganzen  nicht  aufgeteilt,  sondern  stehen 
als  „gemeine  Mark^*,  „Allmende"  in  gemein- 
samem Eigentum  und  gemeinsamer  Nutzung 
teils  des  einzelnen  Dorfes,  teils  einer  Melirzahl 
von  Dörfern  (einer  großen  „Markgenossen- 
schaft", vgl.  diesen  Art.). 

3.  Da»  System  der  Einzelhofe.  Eine 
solche  Allmende  findet  sich  bei  allen  Arten 
der  deutschen  Gemeinden,  auch  bei  der,  die 
im  übrigen  den  schärfsten  Gegensatz  zum 
System  des  Haufendorfes  bildet,  dem  Hof- 
system. Hier  setzt  sich  die  Ortschaft  aus 
Einzelhöfen  zusammen,  die  meist  ganz  ver- 
einzelt und  selbst  innerhalb  kleinerer  oder 
größerer  Gruppen  ohne  näheren  Zusammen- 
hang liegen.  Die  Gemeindeglieder  wohnen 
über  den  ganzen  Ortsbezirk  hin  zerstreut 
Jedes  Gehöft  ist  möglichst  von  seinem  ge- 
samten zugehörigen  Besitz  umgeben.  Die 
ßesitzstücke  selbst  bilden  (so  insbesondere 
in  Westfalen)  mit  wenigen  Ausnahmen 
„Kämpe'*  von  unregelmäßigen  quadratischen 
oder  rundlichen  Formen  und  sehr  ungleicher, 
zwischen  1  bis  10  Morgen  schwankender 
Größe.  Sie  sind  mit  Wällen  und  Hecken 
oder  Gräben  und  Buschstreifen  umzogen. 
Infolge  dieser  Einfriedigungen,  die  ülienlies 
mit  hölzernen  Fallgattern  versehen  sind, 
bedarf  das  Vieh,  das  auf  dem  in  Dreesch 
oder  in  Brache  und  Stoppel  liegenden  Lande 
weidet,  keines  Hirten.  Eine  bestimmte  Ge- 
meindestraße l>esteht  nicht.  Landstraßen 
laufen  da,  wo  im  Gebiete  der  gemeinen 
Mark  das  Terrain  am  günstigsten  ist.  Die 
einzelnen  Gehöfte  sind  mit  iluien  in  der 
Regel  durch  besondere,  oft  sehr  gewundene 
Zugangswege  verbunden.  Diese  Gemeinden 
des  Hof  Systems  haben  in  Deutschland  ihren 
besonderen  Standort  in  Friesland  (links  der 
Weser),  Westfalen,  einem  Teile  des  Nioder- 
rheins  und  den  Alpengegenden.  Man  hat 
die  Einzelhöfe  als  eine  national  keltische 
Einrichtung  bezeichnet  und  ihre  Verbreitung 
in  jenen  Ijandschaften  aus  der  früheren 
keltischen  Besiedelung  erklärt.  In  der  Tat 
kommt  das  Hofsystem  in  den  alten  Wohn- 
sitzen der  Kelten  (z.  B.  in  Frankreich  und 
auf  den  britischen  Inseln)  häufig  vor.  In- 
dessen begegnet  liier  doch  auch  das  Dorf- 
system, und  die  dafür  gegebene  Erklärung, 
daß  es  dahin  durch  Germanen  gebracht 
worden  sei,  unterliegt  erheblichen  Schwierig- 
keiten, zumal  in  Deutschland  in  Gegenden, 
iin  denen  früher  Kelten   saßen,   die  Dürfer 
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iand :  es  fehlt  nämlich  die  Gewanneinteiliing. 
Gemengelage  ist  auch  hier  vorhanden,  allein 
ohne  das  ordnende  Prinzip  der  Gewann- 
einteilung. 

5.  Die  Dorf  er  mit  Wald-  und  Marsch- 
faofeii.  Die  bisher  genannten  Formen 
dürfen  wir  als  recht  alt  ansehen.  Jüngeren 
Datums,  wiewohl  auch  weit  in  das  Mittel- 
alter hinaufreichend,  sind  ohne  Zweifel  die 
Dnrfer  mit  Wald-  oder  Hagenhufen  (teil- 
weise mit  den  „Königshufen*'  identisch)  und 
die  mit  Marschhufen.    Ihr  unterscheidendes 


Merkmal  liegt  vorzugsweise  in  der  Regel- 
mäßigkeit ihrer  Anlage.  Die  Wald-  oder 
Hagen hufen  kommen  zuerst  im  Odenwald, 
Schwarzwald  und  Spessart,  dann  auch  in 
mehreren  anderen  Waldgebirgen  Mittel- 
deutschlands vor,  die  Marschhufen  in 
Holland,  Friesland,  an  der  unteren  Weser 
und  Elbe.  Jene  sind  vorzugsweise  bei 
Rodung  und  Besiedelung  von  Gebirgsforston 
angewendet  worden.  Die  Gehöfte  liegen 
etwa  längs  eines  Gebirgsbaches,  in  gerader 
Linie,  nicht  zu  eng  aneinander.   Von  jedem 


Fig.  3.    Waldhufen  (Frankenau,  Kgr.  Sachsen). 


Gehöft  erstreckt  sich  das  zugehörige  Acker- 
land den  Talabhang  in  die  Höhe  bis  zu  der  in 
der  Regel  auf  der  W^asserscheide  gelegenen 
Grenze.  Der  Ackerstreifen  wird  auf  beiden 
Seiten  von  Wegen  eingefaßt.  Um  nicht 
Schluchten  und  Wasserrinnen  zu  kreuzen, 
mußten  diese  oft  sehr  gewimden  zur  Höhe 
geführt  werden,  und  so  haben  auch  die 
Hufenstreifen  oft  eine  sehr  gewundene 
Figur.  Die  Hufen  des  einen  Dorfes  schließen 
iidi  in  langen  Tälern  in  gleichem  Parallelis- 
moa  an  die  des  nächsten  an.  Die  Form,  in 
der  die  3Iarschhufen  angelegt  sind,  stimmt 
nit  der  der  AValdhufen  im  wesentlichen 
Gberein.  Nur  ist  bei  den  Streifen  ein 
strengerer  Parallelismus  vorhanden.  Da  die 
Wönerbucb  der  Volkswirtschaft.    II.  Aafl.    Bd  1. 


Marschhufen  nicht  im  Gebirge,  sondern  in 
der  Ebene  liegen,  so  war  es  möglich,  hier 
geradere  Linien  zu  ziehen. 

6.  Die  Siedelnn^formen  im  germani- 
sierten Slavenland.  Als  die  großartige 
Kolon  isienmg  und  Germanisiening  des 
Slavenlandes  im  Mittelalter  begann,  fanden 
die  Deutschen  hier  slavische  Siedelungs- 
formen  vor.  Es  sind  dies  das  Runddorf 
(Rundling)  und  ein  Dorf,  das  sich  um  eine 
breite  und  regehnäßi^^c  Straße  gruppiert. 
Bei  dem  Ruuddorf  liegen  die  Gehöfte  um 
einen  runden  oder  ovalen,  nur  (wenigstens 
ursprünglich)  durch  einen  einzigen  Weg  zu- 
gänglichen Platz,  auf  dem  das  Vieh  stehen 
,  und  leicht  abgeschlossen  werden  kann.   Die 
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Höfe  und  Giebel^jten  der  Hätis^r  drängen 
^ich  eng  ziisammeii ;  die  Gärien  laufen  keil- 
furmig  breiter  auiL  Das  Straßemlorf  steigt 
ddB  Bild  einer  rogelmäßigeiK  goraden  tuul 
verhältnismäßig  {im  Verhiiltnis  z,  B*  zu  der 
der  deutsühea  Düi-fer  mii  Wald-  njid  Mai^ech* 
hufen)  kiirzcn  Strafe»  an  welrhc  die  Ue- 
höfte  zu  Leiden  ^seilen  m  gedrängter  recht- 
winkjig  geslelUer  Keihe  anstoßen*  Die 
Straße  ist  so  breit,  daß  sie  in  der  Mitte 
einen  Anger  hat,  zu  desvsen  beiden  Seiten 
längs  der  Gehöfte  Wege  foillanfen*  Der 
Anger  wird  nicht  selten  fnr  Kirche,  Kirch- 
hof, Schtde  und  Sdunidle  t>t>nutÄt,  Die 
Gehöfte  sind  nach  der  Straßt*  'iw  sehmali 
dagegen  recht  tief*  Die  Aekerflnr  ist  bei 
beiden  Dorfforfrieti  die^elbi* :  die  AckeHagen 
haben  auf  den  ersten  Blick  deti  Schein  von 


Gewannen:  iu  Wirklichkeit  sind  sie  jedoc^h 
ohne  jede  Regel  muß  igk  ei  t  durcheinander  ge^ 
worfen.  Den  Rnadling  hält  man  (wievu'ohl 
nicht  ohne  Widersprueii)  für  eine  nationale 
sarbisch-wendische  Besiedeln  ngHform ;  er 
findet  sieh  noch  heute  westlieh  der  <Jder, 
Dach  kommt  hier  auch  das  Straßendorf  \\el 
vor,  und  östlich  der  Oder  ist  es  die  einzige 
Blavisclie  Sied ehinga weise.  Die  kolonisiereti- 
deo  Deut^seheu  haben  steh  nun  zu  dea 
slavi&ciieo  A,  verschieden  gestellt  Die 
r>rt Schaft  ließen  sie  in  ihrer  Form  wold 
meistens  bestehen,  unterwarfen  al>er  die 
Ackertlur  einer  Umwaudlnng.  Diese  wurde 
entweder  in  Gewanne  umgelegt  otier  in 
Hufen,  wie  wir  sie  bei  den  Wald-  resp* 
Marschdßrfern  kennen  gelernt  haben.  Oft 
sind   Ton  den  Deutschen   auch   gana   neue 


^m 


Fig.  4,    Maracbtinfen  iSiebenhöfea,  Rej^.-Bez.  Stade). 


Ortschaften  angelegt  wollen  j  teils  Oewann-^ 
teils  Wahl-,  teils  >farschdr>rfer.  Üeberbaupt 
tiesteht  eine  Mannigfaltigkeit  der  Bildungen, 
die  sich  auch  darin  äußert,  daö  oft  die 
Marschhufen  eint*s  votj  Deutschen  ange- 
legten Dorfes  spJlter  dorn  l'rinzip  der  Ge- 
wanne unterworfen  werden.  Uebrigens 
tiabeu  die  Gewanndurfer  irn  KoKmisations- 
I&nde  eine  etwas  andere  und  zweckmäßigem 
Gestalt  alfi  in  AifileutscMand,  Denn  erstens 
war  die  meistenfe  heii^ehaltene  I^age  der 
Gehöfte  in  den  slamcheu  iKVrfenj  regel- 
mäßiger als  die  in  dem  deut^^chcn  Haufen-  | 
dorf-  Und  zweitens  konnten,  da  es  sieh  um 
planmäßige  neue  ^inhulungen  hamlelt,  die 
einzelnen  Gewanne  gnlßfr  ah^^esteckt  und 
dainm  auch  den  Bauern  gi'^ßcro  Streifen 
y*uge  Wiesen  wenlen^  Die  ^larschhufenj  die , 
im  Kolonisatioußgebiete  wjästeDS  flämische  j 
(im  Gebiete  des  deutschen  Ordens  kulmische)  | 


Hufen  beißen,   ßnden   sich  in  der  Ebea«^ 

so  auf  den  Kü^ienstridien  Meckleoburfs 
und  Pommerns,  aber  auch  tiefer  im  Lände, 
wie  im  Innern  Ostpreußens  nntl  Scjhleslens, 
Die  Waldhufeo  liegen  auf  imeljeüem  Ge- 
hii-gö-  und  Hijgel  lande,  insbegsondere  im 
Erzgebirge,  den  Sudeten  und  den  Karpaten 
bis  zur  Bukowina,  nach  Siebenbilrgen  und 
Rumänien  hinein,  teilweise  jedoch  auch 
nördlich  biervon  bis  zur  Ostsee*  Beid^ 
Formen  werden  indessen  an  Verbreitung 
von  den  Oewanndurfern  ubertroffen;  diese 
bolcc^ken  etwa  vier  Fünftel  des  Koloni- 
sation sgebiotes. 

7.  Die  groi^en  Gut^herr^ehaften. 
Der  Grcügnmdljesitz  des  Mittelalters  hat 
keine  besoiidci^  Siedelungsforoi  gehabt 
S*i  ausgetlehnl  er  war,  so  setzte  er  sich 
doch  im  wesentlichen  nur  aus  einer  größeren 
Zalii  einzelner  Bauerngüter  zusammen.    Dm 
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historische    Rittergut    ist    nicht    etwa    ein 
spezifisch    großes    Gut:    sein  Wesen    liegt 
vielmehr  darin,  daß  es  ein  rechtlich  privi- 
I^ertes    Gut   ist     Die   Grundherrschaften 
im   Eolonisationsgebiet   besaßen    allerdings 
eine  uiniangreichere  Hofiänderei  bereits  im 
Mittelalter.     Allein  diese  scheint  nur  aus- 
nahmsweise  außerhalb  des  Gemenges    der 
Dor&ker  gelegen  zu  haben.    Mit  dem  Ende 
des  Mitteläters   l)eginnt  nun  aber  in  dem 
ehemaligen  Slavenlande  durch  die  Steigerung 
<ler   Machtstellung    der   Grundherren    eine 
rmwandlung,  die  allmählich  ein  xsesentlich 
neues    Bild    der    Landschaft    hervorbringt. 
Die   Gnindherrschaften    dehnen    die    Hof- 
iänderei auf  Kosten  des  Bauernlandes  aus, 
absorbieren  sogar  viele  Dörfer  ganz.     Die 
Bewegung    dauert    bis    in    das    19.  Jahrh. 
Den  gifißten  Erfolg  hat  sie  in  Mecklenburg 
und    Vorpommern,      wo     neben     wenigen 
Dörfern  große,    in    weiter  Entfernung    ge- 
legene Gutshöfe   das  Terrain   beherrschen. 
In  anderen  Provinzen  des  Ostens  steht  das 
Verhältnis  für  die  Dörfer  nicht  so  ungünstig, 
obwohl     fast     überall,     hier    mehr,     dort 
weniger,  der  große  Gutshof  ein  Charakte- 
ristilnim  des    Landschaftsbildes    ist.     Zum 
vollständigen   Abschluß  ist  diese  Entwick- 
liiog  übrigens   erst  im  19.  Jalirh.  gelangt, 
indem  durch  die  Zusammenlegungsgesetze 
jede   Gemengelage    gutsherrlichen    Acker- 
landes prinzipiell  beseitigt  worden  ist. 

8.  Die  Städte.     Die   Form   der  städti- 
schen A.  ist  von  verschiedenen  Momenten  ab- 
hängig ^wesen.    Zunächst  kommt  hier  der 
Zusammenhang  zwischen  Stadt-  und  Land- 
gemeinde in  Betracht    Die  ältesten  Städte 
Altdeutschlands  (die  des  kolonialen  Deutsch- 
Uods  sind  nach  einem  fertigen,  regelmäßigen 
PUne  gebaut  worden)   zeigen  in  ihrer  An- 
lage   ein    ganz    ähnliches    Bild    wie    das 
•ieutsche  Haufendorf:  dieselbe  Wirrnis  von 
Straßen,  Gassen,  Gäßchen  und  Plätzen  hier 
wie  da.    In  einigen  alten  Städten  bemerken 
wir   auch    den    Einfluß     der    ehemaligen 
ROmerstadt.    Eine  wesentliche  Abweichung 
gegenüber  dem  Haufendorf  ist  dann  aller- 
dings darin  gegeben,  daß  die  Gebäude  in 
der  Stadt  viel    enger   aneinander    gerückt 
sind.     Dieser  Umstand  aber  hat  wiederum 
verschiedene    Ursachen.      Die    Form    der 
städtischen  Anlage  hängt  zum  großen  Teil 
mit  der  potenzierten  gewerblichen  Tätigkeit 
nsammen,   ist  aber  keineswegs  deren  ein- 
fKher  Ausdruck.     Denn  es  gibt  einerseits 
(iemeinden     mit     städtischer    A.form,     in 
denen    nur    oder    fast    nur   Landwirtschaft 
getrieben   wird,   und  andererseits   kommen 
tz.  R  in  Rußland,  neuerdings  aber  auch  in 
DtentBchlaiid)     formell     ländliche    A.     mit 
einer  Bevölkerung  vor,   deren  Berufe  nach 
Terminolc^e  spezißsch  städtischer 
sind.    Die  Form  der  städtischen  An- 


lage wird  eben  nicht  bloß  unmittelbar  durch 
wirtschaftliche  Ursachen  hervorgebracht 
Viel  hat  z.  B.  die  Notwendigkeit,  die  Stadt 
durch  eine  Mauer  zu  sichern,  zur  Zusammen-* 
drängung  der  Gebäude  beigetragen. 

9.  Neuere  ßildnDgen.  Die  vorhin  er- 
wähnten Zusammenlegungen,  die  den  großen 
Gutsherrschaften  zu  statten  kamen,  haben 
vielfach  auch  Bauern  veranlaßt,  ihr  Gehöft 
aus  dem  Dorfbering  mitten  auf  ihr  arron- 
diertes Ackerland  zu  setzen,  wodurch  dann 
die  Zahl  der  bäuerlichen  Einzelhöfe  .  in 
unserem  deutschen  Jjandschaftsbilde  noch 
vermehrt  worden  ist.  Weiter  aber  sind  in 
neuerer  Zeit  auch  planmäßig  neue  Ort- 
schaften gegründet  worden.  Dies  ist  einmal 
aus  dem  Gesichtspunkt  der  Melioration 
bisher  als  un kultivierbar  betrachteter  Lände- 
reien geschehen.  Dahin  gehören  die  Vehn- 
kolonien  in  Friesland,  die  ßruchkolonien  in 
verschiedenen  Provinzen  des  östlichen 
Preußens  (beide  seit  dem  17.  Jahrh.  be- 
ginnend). Andere  Kolonisationen  liaben  die 
Vermehrung  der  bäuerlichen  Bevölkerung 
schlechthin  zum  Zweck.  In  neuerer  Zeit 
verbindet  sich  damit  die  Stärkimg  dea 
deutschen  Elements  gegenüber  dem  pol- 
nischen als  Ziel. 

Literatur:  Joh,  Fritz,  Deutsche  Stadtanicufen, 
Beüage  zum  Programm  des  Lyceums  zu  Straß- 
bürg  i.  E.,  Straßburg  I8O4.  —  A.  Meitzen,  Art. 
„Annedelung'',  H,  d.  St.,  Bd.  1,  S.  201  ff.  — 
Derselhef  Siedelung  und  .igrarwesen  der  West- 
germanen  und  Ostgermanen,  der  Kelten,  Römer, 
Finnen  und  Slaveit,  S  Bde.  nebst  Atlas,  Berlin 
1SU5.  —  Vgl.  dazu  die  Kritiken  von  O.  F.  Knapp, 
Grundherrsehaft  und  Rittergut,  S.  101  ff.,  und 
von  Henning,  Anzeiger  der  Zeitschrift  Jür 
deutsches  AUerlum,  Bd.  J^H (1890).  —  Ä.  Rietschel, 
Markt  und  Stadt,  Ijcipzig  1807.  —  €i,  r.  Befoic, 
Territorium  und  Stadt  (über  die  Gutsherrschaften), 
München  1900.  —  K.  Rubel,  Die  Franken,  ihr 
Eroberung«-  und  Siedelungssi/stem  im  deutschen 
Volkslande,  Bielefeld  und  JMpzig  1904.  Vgl. 
dazu  Karo,  Westdeutsche  Zlschr.  £4,  S.  ßOff'.  — 
Majc  Weber,  Der  Streit  um  den  Charakter  der 
altgemianischen  Sozial  Verfassung,  Jahrb.  f.  Nat., 
Bd.  88,  S.  483 ff.  —  Vgl.  auch  Art.  „Hufe". 
Die  oben  mitgeteilten  Pläne  sind  dem  Werk  von 
Meitzcn  entnommen.  O,  \\  Below. 


Ansiedelnngsgesetz  fflr  Posen  nnd 
Westprenfien. 

1.  Das  Gesetz  und  seine  Ergänzungen.  2.  Der 
Landerwerb.  3.  Die  neuen  Ansiedelungen. 
4.  Verfahren.    5.  Erfolge. 

1.  Das  Gesetz  und  seine  ErgäDZungen. 

Durch  das  Gesetz  vom  2G./IV.  1886  ist  der 
preußischen  Staatsregierung  ein  Fonds  von 
100  Mill.  M.  zur  Verfugung  gestellt  worden, 
mit  der  Bestimmung,  „zur  Stärkung  des 
deutschen  Elements  in  den  Provinzen  West- 
preußen und  Posen  gegen  polonisierende  Be- 
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strebungen"  daselbst  deutsche  „Bauern  und 
Arbeiter*'  auf  „Stellen  von  mittlerem  und 
kleinem  Umfange''  anzusiedeln.  Außer  zum 
Grundstückserwerb  sollen  die  Mittel  des  An- 
siedelungsfonds, soweit  erforderlich,  zur  Be- 
streitung der  Kosten  für  die  erstmalige  Ein- 
richtung und  für  die  Regelung  der  Gemeinde-, 
Kirchen-  und  Schulverhältnisse  verwandt 
werden.  Bei  Ceberlassung  der  Stellen  ist 
eine  angemessene  Schadloshaltung  des  Staates 
vorzusehen.  Die  Einnahmen  aus  diesem 
Titel  fließen  in  den  Fonds  zurück.  Die 
Stellen  können  zu  Eigentum,  in  Zeitpacht 
oder  gegen  eine  feste  Rente  vergeben  werden. 
Die  Ausfühnmg  des  Gesetzes  ist  einer  dem 
Staatsministerium  unterstellten  .,Ansiede- 
lungskommission"  übertragen,  die  ihren  Sitz 
in  Posen  hat. 

Der  Ansiedelungsfonds  wurde  1898  auf 
200,  1902  auf  350  Mül.  M.  erhöht  Außer- 
dem wurden  (1902)  weitere  100  Mill.  M.  zur 
Vermehrung  des  staatlichen  Domänen-  und 
Forstbesitzes  in  den  beiden  Provinzen  aus- 
geworfen. 

üeber  das  Ges.  v.  10/Vin  1904  vgl. 
unten  sub  5. 

2.  Der  Landerwerb.    Die  Ansiedelungs- 
kommission hat  seit  dem  Beginn  ihrer  Tätig- 
keit im  Jahre   1886   bis   zum  Schluß   des 
Jahres  1904 
469  Güter  (390  Gutsbezirke)  mit  250481  ha 

301  Bauern  wirtschaften „      11 181    „ 

zusammen  261662  ha 
für  209,3  MUl.  M.  (800  M.  pro  ha)  angekauft 
In  der  Pronnz  Posen  machen  die  Ankäufe 
6,24  «/o,  in  AVestpreußen  3,27  ^jo  der  Gesamt- 
fläche oder  10,35  bezw.  6,64  ®/o  des  in  Guts- 
bezirken belegenen  Großgrundbesitzes  aus. 
Die  erworbenen  Grundstücke  liegen  in  56  von 
den  69  Kreisen  der  beteiligten  beiden  Pro- 
vinzen. In  28  Kreisen  sind  mehr  als  5^/o 
der  Gesamtfläche  angekauft  worden,  am 
meisten  in  den  nachbenannten: 

Prozent 

der  Gesamt-  des  Areals 

fläche  des  der  Gats- 
Kreis                            Kreises  bezirke 

priesen 22,15  34,35 

Wreschen 18,97  ^7,59 

Pleschen 10,55  14,87 

Schmiegel 10,51  16,80 

Posen-Ost 10,13  14,19 

Obomik 9,38  15,22 

Adclnau 8,62  17,63 

Gnesen 27,77  42,16 

Znin 20,26  36,28 

Wonfl^rowitz    .    .    .    .     17,18  26,75 

Mogilno 15,72  32,44 

Die  En*'erbungen  bewirken  also  eine  er- 
hebliche Verschiebung  der  Grund  besitz  ver- j 
hältnisse.    Die  Verkäufer  waren  anfangs  fast  I 
nur  Polen.    Im  Jahre   1904  stammten  da-! 
gegen  89,5  ^,0  der  gekauften  Landfläche  aus  j 


deutscher  Hand,  vom  gesamten  bisherigen 
Grunderwerb  62  ^/o. 

Die  Ankaufspreise  sind  infolge  der  starken 
Konkurrenz  von  hauptsächlich  polnischen 
Käufern  fast  unausgesetzt  gestiegen:  von 
568  M.  pro  ha  im  Jahre  1886  auf  1010  M. 
im  Jahre  1904  d.  i.  im  vielfachen  des  Grund- 
steuer-Reinertrags von  69,7  auf  112,0. 

3.  Die  nenen  Ansiedelungen.  Ein- 
schließlich der  Landdotationen  für  kommunide 
und  kirchliche  Zwecke  sind  bis  Ende  1904 
178700  ha  oder  68,8^/0  des  Gesamterwerbs 
an  8862  Ansiedler  vergeben  worden  (ohne 
die  Dotationen  135818  ha).  Von  der  jeweils 
vorhandenen  Gesamtzahl  der  Kolonisten 
stammten  im  Jahre  1888,  1896  und  1904  aus 
Posen- Westpreußen  53,  41  und  26®/o,  aus  den 
anderen  ostelbischen  Provinzen  (vor  allem  aiffi 
Brandenburg)  30,  27  und  17^/o,  aus  dem 
übrigen  Deutschland  (besonders  aus  West- 
falen, Provinz  Sachsen,  vom  Niederrhein 
und  aus  Württemberg)  8,  28  und  42^/0.  Der 
Rest  entfällt  auf  deutsche  Rückwanderer 
aus  Rußland.  Die  Zahlen  machen  ersicht- 
lich, daß  sich  die  Kommission  mit  wachsen- 
dem Erfolge  bemüht  hat,  kapitalkriUftige 
Ansiedler,  Bauemsöhne  und  Kleingrundlw- 
sitzer,  aus  den  intensiver  wirtsclmftenden 
Gebieten  des  Reiches  heranzuziehen.  Zu 
den  8862  Ansiedlern  kommen  noch  259  Mieter 
in  fiskalischen  Arbeiterwohnungen,  so  daß 
bisher  9121  Familien  mit  rund  60000  Köpfen 
angesetzt  sind.  In  ihren  eigenen  Betrieben 
beschäftigt  (1904)dieAnsiedelungskommi8siou 
706  deutsche  Arbeiterfamilien  imd  151  ledige 
Arbeiter  (3700  Seelen).  Die  Ansiedler  sel^t 
sind  bestrebt,  deutsche  Arbeiter  nachzuziehen, 
jedoch  überwiegen  bei  ihnen  die  polnischen 
Hilfskräfte.  Nach  einer  Erhebung,  die  sich 
auf  225  Ansiedelungen  erstreckt,  wurden 
dort  311  deutsche  Instenfamilien  und  1144 
deutsche  Knechte  und  M%de  gehalten,  im 

fanzen  2500  Seelen,  neben  686  polnischen 
ämilien  und  1026  polnischen  Knechten  und 
Mägden  mit  4262  Seelen.  Einschließlich 
der  Handwerker,  die  sich  in  den  Kolonieen 
niedergelassen  haben,  wird  die  deutsche 
Bevölkenmg  in  den  Ansiedelungen  auf  rund 
10370  Familien  und  1335  ledige  Personen, 
im  ganzen  auf  68000  Seelen  angegeben. 

Die  Ansiedler  sind  meist  in  konfessioneU 
und  landsmännisch  einheitlichen  Kolonieen 
angesetzt.  Die  letzteren  haben  regelmäßig 
die  Form  des  deutsclien  Reihendorfs.  Das 
Gemeindeland  macht  überall  wenigstens  5®/o 
des  Gesamtareals  aus.  Man  sorgt  für  ge- 
ordnete Schul-  und  Kirchenverhältnisse 
durch  kostenfreie  Herstellung  von  Schid- 
gehöften,  Kirchen,  Pfarrerwohnungen  etc. 
Die  ausgelegten  Stellen  sind  ganz  über- 
wiegend spann-  und  mascliinenfähige  Bauern- 
güter. Von  den  8862  Ansiedlergütern  sind 
1085  kleiner  als  5  ha,  1693  haben  5—10  ha, 
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51SS:  10— 25  ha,  761:  25-50  ha,  135  sind 
größer   als   50  ha.     Auch   die   hierin   ent- 
hahenen    ,,Restgüter^'    haben    überwiegend 
den  Charakter  von  Großbauernwirtscliaften. 
Abgesehen  von    119  in  den  genannten 
Zahlen      nicht     einbegriffenen     „Zuwachs- 
parzellen^,  die  zu  freiem  Eigentum  vergeben 
sind,  bilden  die  Ansiedlerstellen  überwiegend 
Renteugüter  (1904  7333).     Das  hie  und 
da    angewandte    Zeitj)ac:litverhältnis    (1529 
Stellen)  gilt  in  den  meisten  Fällen  als  ein 
vorläufiges :  es  eignet  sich  im  ganzen  wenig 
für  die   bäuerliche   Kolonisation,   weil   der 
Pächter  nicht  so  eng  mit  der  Scholle  ver- 
irächst  wie  der  Eigentümer.    Das  Renten- 
gut vereinigt   die  wirtschaftlichen  Vorzüge 
der  Pacht   mit   der  Dauer  und  Sicherheit 
des  Eigentums  und  hat  sich  rasch  zur  Zu- 
friedenheit der  Ansiedler  eingebürgert.    Der 
Pichter  braucht   jedoch  weniger  Anfangs- 
kapital, weil  er  kein  eigenes  Qehuft  nötig  liat. 
4.  Verfahren.     Die  oft   in  schlechtem 
Kolturzustand    erworbenen    Güter    werden 
zunächst  in  großwirtschaftlicheu  Betrieb  ge- 
nommen.   Die  Felder  werden  gründlich  be- 
ackert und  gedüngt,  umfassende  Drainagen 
ausgeführt,  Wege  gebessert  und  neu  ange- 
let.   Der  fis^ische   Gutsverwalter  leitet 
die  Ansiedelung   an   Ort   imd   Stelle    und 
bleibt  meist  in  der  Kolonie,  bis  der  letzte 
Ansiedler  sein   Haus-   und  Hofwesen   auf- 
gebaut hat   Er  sorgt  für  die  vorläufige  Unter- 
kunft der  neu  Anziehenden,  stattet  sie  im 
ersten  Jahre  mit  Mundvorrat,  Saatgut  und 
Futter  kostenfrei  aus  und  leistet  nach  Mög- 
lichkeit Aushilfe    mit    den   Gutsgespannen. 
Durch  seine  Vermittlung  liefert  die  Kom- 
mission im  großen  eingekaufte  Obstbäume 
XU  ^4—1' 3  des  Ankaufspreises,  femer  zum 
Selbstkostenpreis  Vieh  und  vor  allem  Bau- 
materialien, die  sie  in  zahlreichen  eigenen 
Ziegeleien  etc.  herstellt.    Eine  Hauptsorge 
ist  darauf  gerichtet,  daß  die  Ansiedler  nicht 
zu  teuer  bauen.    Teilweise  hat  die  Kommission 
selbst   die   Hofstätten    durch   Unternehmer 
errichten  lassen  oder  in  eigener  Eegie  aus- 
geführt —  so  stets  die  Pachtgehöfte  — ,  teil- 
weise sich  mit  der  Revision  der  Bauprojekte 
der  Ansiedler    begnügt.     Die   Rente    >\ird 
nach  der  Ertragsfähigkeit  des  überwiesenen 
Landes  bemessen   und   beträgt  in    keinem 
Fall  mehr  als  3**/o  des   eigenen  Erwerbs- 
preises der  Kommission;   ihre  Gesamtauf- 
vendungen  verzinsen  sich  in  den  fertig  ge- 
stellten Kolonieen  meist  nicht  höher  als  mit 
-S.    Dem  Ansiedler,  der  sich  neu  aufbaut, 
bleibt  die  Rente  für  die  ersten  8  Jahre  er- 
bfisen.    Eine   Anzahlung  hat  er   nicht   zu 
leisten,  er  muß  sich  jedoch  über  den  Besitz 
▼OD  wenigstens  ^.  s  des  angerechneten  Boden- 
veites  ausweisen.    Sofern  dieser  Betiag  zum 
Gehöftbau  und  als  Betriebskapital  nicht  aus- 
reicht,  gibt   die   Kommission    Ergänzungs- 


darlehen, üeber  die  persönlichen  Verhält- 
nisse und  Eigenschaften  jedes  einzelnen 
Ansiedlers  zieht  die  Verwaltung  vor  Er- 
teilung des  Zuschlags  eingehende  Erkundi- 
gungen ein. 

5.  Erfolge.  Die  Vorkehrungen  der  An- 
siedelungskommission erleichtern  un^mein 
das  Einleben  in  die  neuen  und  oft  schwierigen 
Verhältnisse.  Sie  vermeidet  es  aber,  die 
wirtschaftliche  Selbständigkeit  der  Ansiedler 
zu  beeinträchtigen  und  behandelt  sie  „ohne 
alle  Sentimentalität". 

Die  Renten  und  Pachten  gehen  pünkt- 
lich ein;  die  Rückstände  —  wegen  Miß- 
ernten etc.  gestundete  Beträge  —  machten 
am  1./I.  1897  nur  0,38^/0,  1905  1,240.0  des 
Gesamtsolls  aus. 

Gewiß  hat  es  in  einer  so  schwierigen 
Verwaltung  nicht  an  Mißgriffen  fehlen 
können;  im  ganzen  ist  das  Werk  der  An- 
siedelungskommission in  wirtscliaftlicher  und 
sozialer  Hinsicht  vortrefflich  gelungen.  Nicht 
wenige  ihrer  Kolonieen  sind  schon  heute 
blühende  Gemeinden  mit  regem  genossen- 
schaftlichen Leben,  und  für  die  ganz  über- 
wiegende Zahl  der  anderen  rechtfertigen 
das  ausgesuchte  Personal  der  Ansiedler  und 
die  verständnisvolle  Sorgfalt,  mit  der  ihre 
Wirtschaftsbedingungen  geregelt  sind,  die 
günstigsten  Erwartungen.  Die  Kritik  richtet 
sich  hauptsächlich  gegen  den  ungenügenden 
nationalpolitischen  Erfolg  des  Werkes  der 
Ansiedelungskonimission. 

Sie  hat  nicht  zu  verliindern  vermocht, 
daß  die  polnische  Bevölkerung  in  den  An- 
siedelungsprovinzen an  Zahl  der  Menschen 
und  Ausdehnung  ihres  Grundbesitzes  rascher 
fortschreitet  als  die  deutsche. 

Die  —  nach  Angabe  der  Haushaltungs- 
vorstände —  polnisch  sprechende  Bevölke- 
rung hat  zwar  von  1890 — 1900  in  dem  zu 
2/3  deutschen  Westpreußen  nur  um  1,6,  die 
deutsche  um  8  ^/o  zugenommen,  in  der  Pro- 
vinz Posen  war  jedoch  die  Zuwachsrate  der 
Polen  10,4  gegen  :i,8®/o  der  Deutschen,  in 
beiden  Provinzen  zusammen  7,9  gegen  (),2  ®/o. 
In  Posen  war  die  Quote  der  polnischen  Be- 
völkerung 1890  59,8,  1900  61,3  ^'0.  Auch 
in  6  von  den  oben  sub  2.  genannten  11 
Kreisen  des  stärksten  Ijanderwerbs  der  An- 
siedelungskommission hat  der  Anteil  der 
deutschen  Bevölkerung  abgenommen. 

Von  1896—1902  wechselten  in  Posen- 
Westpreußen  den  Besitzer  im  W^ege  der 
Parzellierung:  Gnmdstücke  aus  deutscher 
Hand  208600  ha,  aus  polnischer  Hand 
83900  ha,  zusammen  292  fKR)  ha.  Davon 
kamen  in  Besitz  von  Deutschen  178700, 
von  Polen  113  8(K),  so  daß  für  jene  ein 
Verlust  von  29900  lia  entstand.  Einschließ- 
lich des  Verlustes  der  Deutschen  bei  un- 
geteiltem Besitzwechsel  — 10  200  ha  (netto)  — 
beträgt  ihre  Einbuße  40  KX)  lia   .  -  (»,74  «0 
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der  Gesamtfläche  (0,60  <*/o  Westpreußen, 
0,86^/0  Posen). 

Die  üeberlegenheit  der  Polen  in  der 
Konkurrenz  um  den  Grundbesitz  bringt  ihre 
stärkere  Anhänglichkeit  an  die  Heimats- 
provinz, die  rasche  Steigerung  ihrer  Volks- 
zahl und  wirtschaftlichen  Kraft  zum  Aus- 
druck. Unter  dem  geordneten  preußischen 
Regiment  ist  eine  wohlhabende  und  gebildete 
Mittelklasse  entstanden,  die  Bauernschaft 
hat  sich  gehoben,  das  Genossenschaftswesen 
ist  vortrefflich  organisiert,  den  Kredit-  und 
Landkauf-Genossenschaften  fließen  die  Er- 
epamisse  der  zahlreichen  in  Westdeutsch- 
land beschäftigten  polnischen  Arbeiter  zu, 
und  die  Verbandskassen  finden  Kredit  bei 
Berliner  Großbanken.  An  Hypothekenkredit 
und  an  arbeitsamen  Kolonisten  von  sehr  be- 
scheidener Lebenshaltung  fehlt  es  erst  recht 
nicht. 

Man  hat  die  polnische  Gegenkolonisation 
hauptsächlich  durch  zwei  Maßnahmen  be- 
kämpft: Die  Ansiedelungskommission  be- 
schleunigte neuerdings  das  Besiedelungs- 
geschäft  sehr  erheblich,  indem  sie  mehr  als 
bisher  Kleinbauernstellen,  die  ohne  Gesinde 
bewirtschaftet  werden  können  und  mehr 
Bewerber  finden,  auch  mehr  Pachtstellen 
auslegte  und  Arbeiterwohnungen  einrichtete 
(vgl.  oben  sub  2).  (Für  die  Kritik  des  bis- 
herigen Vorgehens  vgl.  das  unten  zit.  Werk 
von  Stumpfe.) 

Ferner  wurde  durch  Ges.  v.  lO./VHl 
1904  bestimmt,  1.  daß  in  den  ostelbischen 
Provinzen,  in  Sachsen  und  Westfalen  die 
Errichtung  eines  Wohnhauses  außerhalb  vor- 
handener, im  Zusammenhang  erbauter  Ort- 
schaften, und  wenn  das  Wohnhaus  anläßlich 
der  Zerschlagimg  eines  Landgutes  errichtet 
wird,  auch  innerhalb  solcher  Ortschaften 
der  Genehmigung  bedarf,  2.  daß  diese  Ge- 
nehmigung in  Posen,  Westpreußen,  Ost- 
preußen, Schlesien,  sowie  in  den  benach- 
t«rten  pommerschen  und  brandenburgischen 
Bezirken  zu  versagen  ist,  „solange  nicht 
ßine  Bescheinigung  des  Regierungspräsidenten 
vorliegt,  daß  die  Ansiedelung  mit  den  Zielen 
des  Ges.''  v.  26./IV.  1886  „nicht  in  Wider- 
spruch steht". 

Der  ungeteilte  Erwerb  von  Gütern  und 
Bauernstellen  bleibt  unbehindert,  ebenso  die 
Ausstattung  vorhandener  Häuslereien  etc. 
mit  Land.  In  diesen  beiden  Richtungen 
bewegt  sich  seitdem  die  Tätigkeit  der  pol- 
nischen Parzellierungsbanken,  die  schon  in 
rein  deutsche  Bezirke  kräftig  übei-greifen. 
Die.  Bedeutung  der  ostdeutschen  Natio- 
jaalitätenfrage  greift  über  das  Gebiet  der 
beiden  Ansiedelungsprovinzen  weit  hinaus. 
Die  deutsche.  Heri-schaft  erscheint  dadurch 
gefährdet,  daß  in  fast  allen  Teilen  des  ost- 
elbischen Deutschland  die  deutschen  Land- 
arbeiter mehr  und  mehr  Beruf  und  Heimat 


verlassen  und  ihre  Stelle  von  slavischen 
Arbeitern  eingenommen  wird,  um  diese 
]3ewegung  zum  Stillstande  zu  bringen,  würde 
es  einer  sehr  umfassenden  Umgestaltung 
der  Besitz  Verteilung  und  Arbeits  Verfassung 
bedürfen. 

Vgl.   Artt    „Kolonisation,    innere*'    und 
„Renteugüter". 

Literatur*  Die  aUjährhch  dem  Landtage  vorge- 
legten „Denkschriften  über  die  Ausführung  des 
Ges.  r.  gß.lJV.  1886*',  —  Bericht  einer  badisehen 
Regicrungskovimission  über  die  posen-weslpreinfii' 
sehen  Ansiedelungen,  Beil.  2.  „Wochenblatt  des 
landw.  Ver.  im  Oroßh.  Baden",  JVr.  81  v.  S.IVIIL 
1889.  —  Jlf.  Sering,  Die  innere  Kolonisation 
im  östlichen  Deutschland.  Sehr.  d.  V.f.  Sozialpol., 
Bd.  56,  Leipzig  1898.  —  H,  Sohnrey,  Eine 
Wanderfahrt  durch  die  deutschen  Ansiedelungs- 
gebiete  in  Posen  und  Westpreutien,  Berlin  1897,  — 
E.  Stumpfe,  Polen  frage  und  Ansiedelungs- 
kommission, Berlin  190i,  M,  Sering. 


Anthropologie  nnd  Anthropometrie. 

1.  Begriif.  2.  Körpergröße,  a)  Körperlänge 
znr  Zeit  der  Wehrpflicht,  b)  Körperlänge  nach 
Geschlecht,  c)  Wachstum,  d)  Körperlänge  früher 
und  jetzt,  e)  Brustumfang,  f)  Körpergewicht. 
g)  Körperkraft,  h)  Die  soziale  Bedeutung  der 
Körpergröüe.  3.  Sehkraft.  4.  Schädelmessnngen. 
5.  Das  Bertillon'sche  Identifizierungsverfahren. 

1.  Begriff.  Unter  Anthropologie 
vorsteht  man  die  sich  der  beschreihenden 
Methode  bedienende  Naturlehre  des  Men- 
schen. Sie  ist  eine  Wissenschaft  vom 
menschlichen  Individuum  als  solchem.  Die 
Verbindung  der  Anthropologie  mit  den 
Sozial  Wissenschaften  bildet  die  Etlmographie, 
welche  sich  mit  den  Formen  des  mensch- 
lichen Zusammenlebens  der  Natur-  und  vor- 
geschichtlichen Völker  befaßt.  Aber  die 
Anthropologie  hat  auch  direkte  Beziehungen 
zu  den  Sozialwissenschaften,  indem  die  ver- 
schiedenen menschlichen  und  sozialen  Be- 
tätigungen, welche  Objekt  der  einzelnen 
Sozialwissenschaften  sind,  einerseits  im  ge- 
wissen Sinne  durch  den  Menschen,  diesen 
als  naturgeschichtliches  Individimm  auf- 
gefaßt, bedingt  werden  und  andererseits  den 
Menschen  in  diesem  Sinne  bedingen. 

Unter  den  speziellen  Richtungen  der 
Anthrojx)logie  haben  namentlich  die.soma- 
tologische  und  die  psychische  Anthro- 
pologie Beziehungen  zu  den  Sozialwissen- 
schaften. Man  versteht  imter  der  er8tei*en 
jene  Anthropologie,  die  sich  mit  den  körper- 
lichen Eigenschaften  des  Menschen  befoftt 
und  unter  der  zweitgenannten  Jene,  welche 
den  Einfluß  der  körperlichen  Eigenschaften 
auf  die  psychische  Befäliigung  untersucht. 
Diese  beiden  Richtungen  der  Anthropologie 
benützen  in  hervorragendem  Maße  die 
statistische  Methode,   d.  h.    sie   ziehen 
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ihre  Schlüsse  aus  Messungen,  welche  an 
einer  größeren  Anzahl  von  Individuen  vor- 
genommen  werden.  Durch  die  Anwendung 
der  arithmetischen  Mittel  und  Wahrschein- 
lichkeitsrechnung wird  aus  den^  vorhandenen 
und  gemessenen  Einzelfällen  der  Typus 
einer  bestimmten  Menschengnippe  (\olk, 
Land-  und  Stadtbewohner,  Berufsgruppe, 
Schulkind  etc.)  gewonnen  und  die  Ab- 
weichung von  diesem  Typus  nach  beiden 
Seiten  hin  festgestellt.  Oder  man  kann  die 
sog.  Median-  oder  Zentral  werte  ermitteln, 
welche  sich  dann  ergeben,  wenn  man  eine 
Beihe  von  Individuen  nach  der  Intensität 
eines  Merkmals  reiht,  und  jenes  Individuum, 
auf  das  in  der  Reihenfolge  die  Mittel  zahl 
trifft,  als  den  Typus  ansieht.  Die  dem 
Zentralwerte  zunächst  stehenden  Individuen 
bilden  die  Abweichungen  nach  beiden  Seiten, 
▼obei  der  Zentralwert  um  so  genauer  ist, 
je  mehr  die  Abweichungen  nach  beiden 
Seiten  sich  gegenseitig  unter  BerOcksichti- 
gimg  von  Plus  und  Minus  gleichkommen. 
Die  Anwendung  der  statistischen  Methode 
auf  dem  Gebiete  der  Anthropologie  wird  ge- 
wöhnlich alsAnthropometrie  bezeichnet. 
Wegen  des  engen  Zusammenhanges  der 
Statistik  mit  den  Sozialwissenschaftcn  ist  es 
gerade  die  Anthropometrie,  welche  Bedeutung 
für  die  genannten  Disziplinen  hat.  Es  soll 
deshalb  hier  auf  die  mathematische  Seite  der 
Ermittlung  der  Typen  nicht  weiter  ein- 
gegangen werden ,  sondern  nur  bemerkt 
werden,  daß  die  Theorie  der  Typen  den 
Gedanken  enthält,  als  ob  die  Natur  in  jeder 
zusammengehörigen  Menschengnippe  irgend 
eine  bestimmte  Norraalform  hervorzubringen 
bestrebt  ist,  welche  jedoch  genau  nicht  oder  i 
weitaus  nicht  in  den  meisten  Fällen  erzielt : 
wird,  sondern  an  welche  nur  nach  beiden 
Seiten  hin  eine  Annäherung  gelingt.  Diese 
taktischen  Annäherungen  bilden  die  Ab- 
weichungen nach  beiden  Seiten,  während 
der  Typus  nur  eine  Fiktion  darstellt. 

Die   wichtigsten  Resultate   der  Anthro- 
pometrie beziehen  sich  zunächst  auf  die 

2.  Körpergrosse  und  zwar  a)  Körper- 
Iftnge   snr  Zeit   der  Wehrpflicht.     Die 
Messungen    der   Körperlänge    erfolgen    zu- 
meist,  sowie   überhaupt  viele    der  anthro- 
pologischen Messungen  an  kriegspflichtigen 
Personen.     Die  größte  Körperlänge  ist  bei ; 
den  Patagoniem  1,78  m,  Irokesen  1,735  kon- 
statiert  worden.     In   Europa    weisen    die 
größte  Länge  die  Norweger  1,73  auf  (von 
aaßereuropSdschen   Bewohnern   nähern   sich, 
diesen  die  Neger  der  Guineaküste  und  die , 
KalTem  1,72).   sodann  folgen   die  Schotten, 
Schweden,  Fmen,  Engländer  1,69—1,71,  die , 
Dänen  1,685,  Holländer  1,677.   Die  deutschen 
Stämme  (1,68)  zeigen  —  sowie  überhaupt 
jedes  größere  Volk   —    erhebliche   unter- 
schiede, indem  die  Norddeutschen  merklich 


'  größer  sind  als  die  Süddeutschen  (1,69—1,67). 
So  zeigen  auch  die  Franzosen  (1,65)  einen 
größeren  Typus  im  Nordosten  und  einen 
kleineren  im  Südwesten,  was  mit  der  vor- 
herrschenden Vermischung  mit  germanischem 
oder  keltischem  Blute  zusammenliängt.  Die 
Italiener  haben  1,62,  die  Russen  und  Ru- 
mänen annähernd  diese  Werte  im  Durch- 
schnitt.   Das  kleinste  Volk  sind  die  Lappen 

i  1,536,  während  in  anderen  Kontinenten 
Zwergvölker  mit  erheblich  geringeren  Mittel- 
werten konstatiert  worden  sind. 

Mit  diesen  Ergebnissen  stimmen  im  all- 
gemeinen jene  überein,  welche  Ch.  Roberts 
dem  Intern.  Statist.  Institute  in  der  Session 
von  1891  vorlegte.  Danach  war  die  Körper- 
länge   in    Zentimetern    bei    den    einzelnen 

'  Völkern  und  zwar 

Engländer  (höhere  Klassen)  175,7  —  Ameri- 
kaner der  Vereinigten  Staaten,  Weiße,  alle 
Klassen  171,9  —  Engländer  (alle  Klassen)  171,9 

—  Norweger  171,9  —  Schweden,  eingewandert, 
in  den  Vereinigten  Staaten  170,0  —  Dänen  169,4 

—  Holländer  169,3  —  Ungarn  169,2  —  En^hsche 
Juden  16y,2  —  Deutsche,  eingewandert,  in  den 
Vereinigten  Staaten  169,1  —  Schweizer  v.  Genf 
168,8  —  Schweizer,  eingewandert,  in  den  Ver- 

.  einigten  Staaten  168,7  —  Russen  168,7  —  Belgier 

168.7  —  Franzosen,  eingewandert,  in  den  Ver- 
einigten Staaten  168,3  —  Polen  168,2  —  Franzosen 
(höhere  Klassen)  168,1  —  Deutsche  168,0 — Russen 

167.8  —  Italiener,  eingewandert,  in  den  Ver- 
einigten Staaten  167,7  —  Oesterreicher,  Slaven 

166.9  —  Spanier,  eingewandert,  in  den  Ver- 
einigten Staaten  166,8  —  Portugiesen  166,3  — 
Oesterreicher  (Deutsche)  165,8  —  Ungarn  (Re- 
kruten) 165,2  —  Bayern  164,3  —  Italiener  (Re- 
kruten) 162,6  —  Polen  162,2  —  Finnen  161,7 

—  Lappen  150,0. 

b)  Körperlänge  nach  Geschlecht.  Im 
allgemeinen  läßt  sich  sagen,  daß  die 
Körperlänge  des  weiblichen  Geschlechts  in 
den  für  die  obigen  Angaben  erheblichen 
Jahren  jener  des  männlichen  Geschlechtes 
etwas  nachsteht,  so  nach  mehrfachen  Be- 
obachtungen von  Quetelet  und  Erisman 
um  6—70/0. 

c)  Wachstum.  Die  unter  a)  mitge- 
teilten Angaben  beziehen  sich  zumeist  nur 
auf  eine  übereinstimmende  Altei-sklasse, 
etwa  die  20  jährige  Bevölkerung.  Diese 
Kenntnisse  müssen  sonach  ergänzt  werden 
durch  die  Messungen  des  Menschen  während 
der  ganzen  Lebenszeit,  sonach  während  der 
Zeit  des  Wachstums,  Stillstands  und  Rück- 
ganges. Nun  wäre  dazu  allerdings  erforder- 
lich, die  Beobachtungen  an  denselben  Indi- 
viduen in  den  verschiedenen  Altersjahren 
vorzunehmen,  was  jedoch,  abgesehen  von 
vereinzelten  Fällen  (Schulkinder),  nicht  mög- 
lich ist.  Man  muß  daher  zu  der  übrigens 
als  richtig  evwiesenen  Annahme  Zuflucht 
nehmen,  nach  welcher  jedes  Lebensalter 
seine  Größentypen  habe,  wonach  es  genügt, 
gleichzeitig  lebende  Personen  überhaupt  auf 
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den  verschiedenen  Altersstufen  zu  messen 
und  zu  supponieren,  daß  diese  eine  allmählich 
fijter  werdende  Summe  derselben  Individuen 
darstellen.  Danach  läßt  sich  sagen,  daß 
die  Wachstumsperiode  beim  männlichen 
Geschlecht  etwa  bis  zum  27.,  beim  weib- 
lichen Geschlecht  nicht  viel  über  das  20. 
Lebensjahr  reicht,  während  der  Stillstand 
beim  ersteren  bis  längstens  zum  50.,  beim 
letzteren  Geschlecht  nur  bis  zur  zweiten 
Hälfte  der  40  er  Jalire  dauert,  worauf  dann 
die  Periode  des  Zurücksinkens  eintritt, 
welches  einige  Zentimeter  beträgt  und  nach 
manchen  Beobachtungen  beim  weiblichen 
Geschlecht  stärker  auftritt.  Aber  auch  die 
Wachstumszeit  zeigt  Perioden  verschiedener 
Intensität,  welche  überdies  bei  den  beiden 
Geschlechtern  verschieden  sind.  So  wachsen 
anfangs  die  Mädchen  rascher  als  die  Knaben, 
welche  jedoch  etwa  im  8. — 10.  Jahre  wieder 
einen  Vorsprung  gewinnen,  der  aber  in  den 
folgenden  Jahren  bis  etwa  zum  15.  Jahre 
(in  welcher  Zeit  die  Mädchen  sich  sehr 
rasch  entwickeln)  wieder  verloren  geht, 
indem  das  raschere  Wachstum  der  Jünglinge 
erst  im  15. — 17.  Jahre  erfolgt.  Vom  20. 
angefangen  wächst  das  männliche  Geschlecht 
allerdings  noch,  aber  nur  in  geringem  Maße 
(ca.  1  cm). 

Die  durchschnittlichen  Körperlängen  der 
Individuen  im  Alter  von  6—20  Jahren  waren 
in  Meter: 
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d)  Körperlänge  früher  und  jetzt. 
Ob  die  Menschen  früher  größer  oder  kleiner 
waren  resp.  ob  die  modernen  sozialen  Be- 
dingungen eine  Einwirkung  auf  die  Körper- 
länge hervorgebracht  haben,  steht  nicht  fest. 
Allerdings  ist  man  geneigt  anzunehmen,  daß 
die  Körperlänge  abgenommen  habe,  be- 
gründet ist  aber  diese  Anschauung  nicht. 


Die  Schlüsse,  die  man  aus  langen  Jahres- 
reihen der  Rekrutenmessungen  ziehen  könnte, 
leiden  an  dem  Mangel,  daß  die  Ansichten 
über  das  zulässige  liezw.  das  praktisch  einge- 
haltene Normalmaß  im  Verlaufe  der  2eit 
durch  verschiedene  Umstände  differieren, 
insbesondere  daß  man  vielfach,  sei  es  wegen 
der  erhöhten  Präsenzziflfer  oder  wegen  der 
schwindenden  Bedeutung  der  Körperkraft 
für  den  Wehrzweck  in  dem  Normalmaß 
herabgeht.  Die  Messungen,  welche  Le- 
vasseur  für  Frankreich  und  für  einen 
Zeitraum  von  etwa  45  Jahren  mitteilt,  lassen 
eher  die  Annahme  zu,  daß  die  mittlere 
Körperlänge  der  Rekruten  zwar  von  Jahr 
zu  Jahr  schwankt,  aber  in  größeren  Jahres- 
perioden gleich  bleibt. 

e)  Brustumfang.  Derselbe  hat,  an  sich 
betrachtet,  weniger  ßedeutimg,  sondern  er- 
langt diese  erst  im  Verhältnis  zur  Körper- 
länge, und  zwar  kommt  er  im  allgemeinen 
der  halben  Körperlänge  gleich,  die  er  bei 
den  20iährigen  Männern  um  einige  Pro- 
zente (2—4)  übertrifft.  Dieses  Verhältnis 
stellt  sich  jedoch  in  den  verschiedenen 
Lebensaltern  verschieden  heraus,  indem  der 
Brustumfang  im  jugendlichen  Alter  um 
2— 3^/0  unter  der  i/2-Körperlänge  zurück- 
bleibt, während  er  diese  mit  zunehmendem 
Alter  immer  mehr  übertrifft,  so  daß  in  den 
hohen  Alterslagen  das  üeberwiegen  auch 
5— 6®/o  beträgt.  Hier  dürften  allerdings 
neben  durch  Krankheiten  hervorgerufenen 
Entartungen  etc.  auch  die  zahlreichen  Todes- 
fälle der  schwächeren  Individuen  die  Mes- 
sungen mehr  äußerlich  beeinflussen.  Hin- 
sichtlich des  Unterschiedes  der  beiden  Ge- 
schlechter zeigt  sich  auch  hier,  daß  der 
Brustumfang  des  männlichen  Geschlechtes 
jenen  des  weiblichen,  bei  dem  die  Mes- 
sungen der  Brustbeschaflfenheit  wegen  aller- 
dings  ei-schwert   werden,   etwas   übertrifft 

Auch  läßt  sich  sagen,  aaß  im  allgemeinen 
die  größeren  Individuen  verhältnismäßig 
(d.  h.  im  Verhältnis  zur  Körperlänge)  einen 
kleineren  Brustumfang  haben  als  die 
kleineren.  Die  einzelnen  Völker  zeigen  mit- 
unter recht  merkliche  Abweichungen,  so 
z.  B.  die  osteuropäischen  Juden,  welche 
einen  Brustumfang  haben,  der  unter  die 
halbe  Körperlänge  sinkt 

f)  Körpergewicht.  Nach  Quetelet 
verhalten  sich  die  Körpergewichte  der  Er- 
wachsenen etwa  wie  die  Quadrate  (nicht 
wie  die  Kuben)  ihrer  Körperlänge.  Dieses 
Verhältnis  ändert  sich  jedoch  auf  den  ein- 
zelnen Altersstufen.  Die  Gewichtszunahme 
ist  am  größten  im  Alter  von  14—17  Jahren 
(in  der  2,7  Potenz  der  Körperlänge),  während 
sie  vom  30.  Jahre  ab  nur  unbedeutend 
ist  und  nach  dem  50.  Jahre  in  eine  lang- 
same Abnahme  umschlägt  Bei  den  ein- 
zelnen Völkern    ist   das    mittlere    Körper- 
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gewicht  wegen  der  verschiedeneu  Länge 
und  des  Brustumfanges  sehr  verschieden  und 
kann,  etwa  im  Alter  von  20  Jahren  mit 
über  70  kg  als  ein  hohes,  mit  etwa  65  kg 
als  ein  mittleres  und  mit  weniger  als  60  kg 
als  ein  kleines  bezeichnet  werden. 

Die  durchschnittlichen  Körpergewichte 
der  Individuen  im  Alter  von  6—20  Jahren 
lietnigen  in  Pfunden: 


Diesbezüglich  ist  z.  B.  konstatiert  worden, 
daß  die  wohlhabenden  Schulkinder  größer 
sind,  ein  größeres  Körpergewicht  und  eine 
größere  Körperkmft  haben  als  die  ärmeren. 
Es  betnig  die  Durchschnittsgröße  in  cm 
bezw.  das  Durchschnittsgewicht  in  Pfunden. 
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f)  Körperkraft.  Die  Körperkraft  wird 
ali  Hebkraft  oder  als  Dinickkraft  der  Hände 
mittels  des  Dynamometers  gemessen  oder 
auch  mittelbar  durch  Messung  des  Arm- 
iimfanßes  festgestellt.  Die  ei*stgenannten 
Meissungeu  weichen  sehr  voneinander  ab, 
wobei  aber  eine  Uebereinstimmung  in  dem 
Anwachsen  und  Abnehmen  der  Druckkraft 
mit  jenen  des  Körpergewichts  zu  konsta- 
tieren ist. 

h)  Die  soziale  Bedeutung  der  Körper- 
gröfse.  a)  Beruf.  Daß  der  Beruf  eine 
Enwirkung  auf  die  Körpergröße  habe 
imd  hier  auch  noch  die  Vei-erbung  in 
Betracht  komme,  scheint  durch  mehrere 
Untersuchungen  festgestellt,  nur  muß  hierliei 
berücksichtigt  werden,  daß  häufig  die 
Körpergröße  (nach  ihren  einzelnen  Momenten) 
•iie  Ikrufswahl  bedingt,  indem  sich 
schwächere  Personen  mehr  diesen,  stärkere 
Personen  mehr  jenen  Berufen  zuwenden. 
Erisman  konstatiert  z.  B.  für  die  mittel- 
rassischen  Arbeiter,  daß  die  Baumwoll- 
spinner auf  allen  Altersstufen  um  einige 
Zentimeter  kleiner  sind  als  die  Handwerker 
<jder  Tagelöhner;  Bergleute  erreichen  im 
allgemeinen  nicht  das  Durchschnittsmaß. 
Bei  der  schweizerischen  Rekrutierung  stellen 
seih  als  vorwiegend  groß  die  Fleischer,  Bier- 
bnuier,  Fuhrleute,  Zimmerleute  etc.,  als 
mehr  klein  die  Spinner,  Weber,  Korbflechter, 
Zigarrenarbeiter  etc.  heraus;  doch  dürfte 
arade  hier  die  Berufswahl  von  der  Körper- 
lieschafTenheit  abhängig  sein. 

ß)    Wohlhabenheit    und    Armut. 


3«  Sehkraft«  Diese,  insbesondere  die  K  u  r  z  - 
sichtigkeit  in  ihrer  Verbreitung  zu  erfassen, 
ist  namentlich  vom  Standpunkt  der  Schulhygiene 
wichtig,  indem  durch  unzweckmäßige  Einrich- 
tungen der  Schulbänke,  die  Haltung  heim  Lesen 
und  Schreiben,  die  Lichtverteilung:  etc.  den 
Schulkindern  ein  dauernder  körperlicher  Nach- 
teil zugefügt  werden  kann,  der  auch  ihre  Berufs- 
fähigkeit  zu  beeinträchtigen  imstande  ist.  So- 
hat  Herrn.  C  oh  n  unter  etwa  10  (XX)  Schulkindern 
10—11%  Kurzsichtige  und  2—3%  üeber- 
sichtige  gefunden,  welche  Fälle  fast  durchweg 
nicht  auf  Erblichkeit  zurückzuführen  waren; 
dabei  stieg  der  Prozentsatz  von  den  Dorfschulen 
bis  zum  Gymnasium  von  1,4%  bis  26,2%  und 
in  den  einzelnen  Klassen  der  Gymnasien  von 
Sexta  bis  Prima  von  12,5 — ö5,8,  wobei  auch 
der  Grad  der  Kurzsichtigkeit  in  ähnlichem  Ver- 
hältnisse anstieg.  Dies  sind  ohne  Zweifel  sehr 
bedenkliche  Begleitumstände  des  Schulunter- 
richtes, welche  dringendst  Abhilfe  heischeu. 

4.  Die  Scbädelmessungen,  welche  die  Er- 
mittlung des  Kubikinhaltes  bezwecken,  und 
ebenso  wie  die  Messungen  des  Schädeliudex 
(d.  h.  des  Verhältnisses  von  Schädellänge  und 
-breite)  einen  großen  anthropologischen  Wert 
besitzen,  haben  allgemeinere  Bedeutung  insofern, 
als  man  annimmt,  daß  die  Schädelkapazität  auf 
die  Höhe  der  geistigen  Fähigkeiten  von 
Einfluß  sei.  Es  Ist  jedoch  sehr  fraglich,  ob  und 
inwiefern  solche  Schlüsse  berechtigt  sind.  Im 
allgemeinen  haben  die  niedriger  stehenden  Rassen 
eine  geringere  Schädelkapazität  als  die  höheren 
und  innerhalb  jeder  Rasse  die  männlichen  Indi- 
viduen eine  um  10—15%  größere  als  die  weib- 
lichen. Veränderungen  der  Schädelkapazität  in 
großen  geschichtlichen  Zeiträumen  lassen  sich 
mit  Sicherheit  nicht  nachweisen. 

Eine  andere  Verwertung  derSchädelm  essungen, 
jedoch  kombiniert  mit  anderen  somatischen  Merk- 
malen und  Erscheinungen,  betrifft  den  Zusammen- 
hang der  Körperbeschaffeuheit  in  gewisser  Hin- 
sicht mit  der  kriminellen  Veranlagung  bzw. 
der    Konstnüerung    eines    körperlichen    Ver- 
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brechertypus.  Diese  insbesoDdere  von  L o m - 
broso  gepflegten  Stndien  lassen  aber  bisher, 
namentlich  aus  Mangel  an  genügenden  Uuter- 
^chnngsobjekteu ,  noch  keine  allgemeinen 
Schlüsse  zu. 

5.  Das  Bertillon'sche  IdentifiziernDgs- 
verfahreD.  Die  anthropologischen  Mes- 
sungen haben  in  der  Pariser  Polizeiverwal- 
tung nach  einem  von  dem  Vorstande  ihres 
31e8sungsamtcs,  A.  Berti! Ion,  1881  er- 
fundenen Verfahren  Anwendung  gefunden, 
um  Verbrecher,  die  bereits  einmal  der 
Polizei  eingeliefert  und  dabei  gemessen 
w^orden  waren,  bei  einer  neuerlichen  Ein- 
lief erung  leichter  wieder  zu  erkennen.  Die 
Photographie  hat  sich  zu  diesen  Zwecken, 
namentlich  wegen  der  größeren  Anzahl  der 
Individuen  und  des  Wechsels  im  Aeußeren 
in  den  verschiedenen  Altersjahren  als  un- 
zulänglich erwiesen.  Die  Merkmale,  welche 
Bertillon  aufstellt,  müssen  solche  sein, 
welche  nicht  den  eigentlichen  Typus  dar- 
stellen, sondern  vielmehr  ohne  bestimmtes 
Durchschnittsmaß  auftreten.  Während  dem- 
gemäß die  Körpergröße  kein  geeignetes  Er- 
kennungszeichen bildet,  ist  ein  solclies  z.  B. 
die  Schädellänge  und  -breite,  die  Länge 
des  Fußes  und  Mittelfingers,  des  inneren 
Beines,  die  Spannweite  der  Arme  etc.  Diese 
Maße  sind  nach  dem  tatsächlichen  Vor- 
kommen in  Gruppen  gebracht,  welche  stets 
nach  einem  anderen  Merkmale  wieder  in 
weitere  Größenklassen  untergeteilt  werden, 
so  daß  man  mittels  weniger  Messungen 
eine  verhältnismäßig  kleine  Abteilung  von 
Individuen  erhält,  in  welcher  man  den  zu 
identifizierenden  Verbrecher  leicht  erkennen 
kann.  Diese  Messungsraethode  hat  sich  in 
Paris  und  seither  auch  in  Deutschland  be- 
währt, und  es  wird  ihre  Einführung  auch 
in  anderen  Staaten  resp.  Großstädten  be- 
absichtigt, wobei  mitunter  auch  andere 
somatologische  Momente  als  Grundlage 
<les  Identifizienmgs Verfahrens  angenommen 
werden. 
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Antt-Corn-Law-Leagne. 

Das  englische  Gesetz  von  1815,  das  die 
Bnhihr  von  fremdem  Weizen  bei  einem 
Preise  von  weniger  als  80  sh  für  das 
ilmter  (ungefälir  30  M.  für  ICK)  kg)  gänz- 
lich verbot,  wurde  schon  1822  einigermaßen 
cemildert  und  dann  durch  das  G.  v.  16./VIL 
l^'28  ersetzt,  nach  welchem  die  Weizen- 
eiofiihr  bei  jedem  Pi-eise  erlaubt  war,  aber 
Zölle  nach  einer  beweglichen  Skala  erhoben 
wurden,  die  mit  sinkendem  Preise  immer 
hoher  stiegen.  Bei  einem  Preise  von  66  sh 
i.  EL  betrug  der  Zoll  21  -.3  sh  und  für  jeden 
Shilling  unter  66  sti^  er  weiter  um  1  sh. 
Daß  der  Weizen  aus  den  englischen  Kolonieen 
eine  Zollermäßigimg  genoß,  war  unter  den 
damaüj^en  Vcrliältnissen  ohne  Bedeutung. 
Kein  Wunder,  wenn  unter  diesem  System 
der  Weizen  (u^^i*  „Com'-  ist  in  England 
immer  nur  Weizen,  das  alleinige  Brot- 
getreide, zu  verstehen)  in  England  immer 
25-3«)'' 0  hoher  stand  als  in  Frankreich, 
obwohl  dort  ebenfalls  Getreidezölle  erhoben 
wurden.  Im  Vergleich  mit  den  preußischen 
O&tseeprovinzen  aber  stand  der  englische 
I'TPis  ca.  60— 80^  0  höher.  Trotz  der  großen 
Teberlegenheit  der  englischen  Industrie 
maßte  sieh  diese  Verteuerung  des  Lebens- 
unterhaltes der  Arbeiterbevölkening  all- 
mählich in  einer  Erschwerung  der  Ausfuhr 
der  Fabrikate  bemerkbar  machen,  und  so 
bildeten  sich  schon  im  Anfang  der  30er 
Jahre  in  mehreren  Städten  Vereine  zum 
Zwedce  einer  Agitation  fQr  die  Abschaffung 
der  Getreidezölle.  Diese  Bewegung  fand 
indes  bei  der  öffentlichen  Meinung,  die 
doreh  die  Parlamentsreform,  die  Bankfrage 
nnd  andere  schwebende  Fragen  in  Anspruch 
genommen  war,  längere  Zeit  wenig  Anklang, 
und  erst  1838  konnte  sie  sich  erneuern 
und  jetzt  mit  Xachhaltigkeit  und  wirklicher 
Kraft.  Dr.  Bo wring,  der  eben  von  einer 
Studienreise  nach  dem  Kontinent  zurück- 
gekehrt war,  veranlaßtc  die  Bildung  eines 
freihändlerischen  Vereins  in  Manchester, 
dessen  erster  Erfolg  darin  bestand,  daß  die 
Handelskammer  von  Manchester  eine  Petition 
an  ilas  Parlament  richtete,  welche  die  so- 
fortige Aufhebung  der  Zölle  auf  Getreide 
nnd  I^bensmittel  verlangte  und  erklärte, 
dab  oiine  diese  Maßregel  der  Euin  der 
Industrie  unvermeidlich  sei  und  daß  nur 
durch  die  ausgedehnteste  Anwendung  des 
Prinzips  der  Handelsfreiheit  die  Wohlfahrt 
der  Industrie  und  die  Ruhe  des  Landes 
^k■hergestellt  werden  könne.  Vei-fasser  dieser 
Petition  war  R  Co b den  (s.  d.),  der  nun- 
i&efar  an  die  Spitze  dieser  Bewegimg  trat 


und  sie  8  Jahre  hindurch  mit  außeroi-dent- 
lichem  agitatorischen  Geschick  und  uner- 
schöpflicher Energie  geleitet  hat.  Sein 
Hauptmitarbeiter  wurde  J.  Bright,  außer- 
dem sind  Männer  wie  J.  B.  Smith,  Greg. 
Fox,  Moore,  Prentice,  Villiers,  J. 
Hume,  Milner  Gibson,  G.  Wilson  zu 
nennen.  Der  in  Manchester  gegründete 
Verein,  der  bei-eits  einen  Agitationsfonds 
von  3000  £  zusammengebracht  liatte,  er- 
weiterte sich  schon  im  Januar  1839  zu 
einem  das  ganze  I^and  umfassenden,  und 
nachdem  der  von  Villiei-s  damals  zuerst 
eingebrachte  und  sjiäter  jährlich  wiederholte 
Antrag  auf  Abschaffung  der  Korngesetze  im 
Unterhause  mit  344  gegen  197  Stimmen  ab- 
gelehnt worden  war,  erhielt  der  neue  Ver- 
band auf  einer  Delegiertenversammlung  in 
London  seine  endgültige  Organisation  und 
zugleich  den  Namen  Anti-Corn-Law-League. 
Der  leitende  Ausschuß  hatte  seinen  Sitz  in 
Manchester,  in  allen  Industriestädten  aber 
wurden  Lokalvereine  gebildet.  Für  die 
Pi-opaganda  durch  Presse  und  Wanderredner 
wurden  in  der  Londoner  V^ersaramlung  6000  i: 
gezeichnet  und  im  April  1839  erschien  in 
Manchester  die  erste  Nummer  des  „Anti- 
Corn-Law-CircularS  das  später  den  drasti- 
scheren Titel  „Anti-Breadtax-('ircular*'  er- 
hielt. Die  Anhänger  der  Liga  rekrutierten 
sich  liauptsächlich  aus  den  Fabrikantenkreisen, 
besonders  den  Baumwolliudustriellen  von 
Lancashire.  Die  Arbeiter  hielten  sich  zurück, 
die  chartistisclie  Partei  trat  der  Liga  sogar 
feindlich  entgegen.  In  der  Tat  ließen  die 
Fabrikanten  oft  genug  deutlich  erkennen,  daß 
sie  als  Folge  der  Aufhebung  der  Zölle  auf 
Lebensmittel  eine  Herabsetzung  der  Löhne 
erwarteten,  und  die  Arbeiter  konnten  darauf- 
hin mit  Recht  sagen,  daß  sie  an  einer  solchen 
Reform  kein  Interesse  hätten.  Die  Vertreter 
der  Liga  suchten  diese  üblen  Eindrücke 
durch  weitergehende  Deduktionen  zu  ver- 
wischen: Die  Brotverteuenmg  vermindere 
die  Kaufkraft  der  Arbeiter  für  Baum  woll- 
waren luid  andere  Fabrikate,  schädige  da- 
i  durch  die  Industrie  und  di-ücke  auf  die 
I Löhne.  Besonders  aber  betonte  man,  daß 
'die  fremden  Staaten  dem  freihändlerischen 
Beispiele  Englands  folgen  und  ihre  indu- 
striellen Schutzzölle  aufheben  würden,  wenn 
England  ihr  Getreide  frei  einlasse.  ,,lch  bin 
überzeugt'S  sagte  Cobden,  „daß  in  10  Jahren 
dieser  ganze  Mecjhanismus  von  Beschrän- 
kungen diesseits  wie  jenseits  des  Ozeans 
nur  noch  für  die  Geschichte  existieren  wird.'' 
Die  Arbeiter  aber  blieben  mißtrauisch,  zumal 
im  übrigen  das  Ricardosche  Lohngesetz 
gerade  in  England  als  anerkanntes  Dogma 
galt.  Auch  (lie  ländlichen  Pächter  waren 
für  die  Liga  nicht  leicht  zu  gewinnen.  Man 
suchte  ihnen  zwar  klar  zu  machen,  daß  die 
i  Preisermäßigimg  des  Getreides  nicht  ihnen 
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zur  Last  feilen,  sondera  nur  die  Grund- 
rente herabdrücken  werde;  aber  das  traf 
von  vornherein  für  diejenigen  nicht  zu, 
welche  lange  Pachtverträge  hatten,  und  auch 
im  übrigen  mußten  die  Pächter  befürchten, 
daß  ihnen,  als  den  ökonomisch  schwächeren, 
wenigstens  ein  Teil  des  Schadens  zugewälzt 
würde,  der  den  Grundbesitzern  aus  der  Auf- 
hebung der  Getreidezölle  erwachsen  würde. 
Aber  auch  die  Fabrikanten  standen  keines- 
wegs alle  auf  dem  Boden  der  eigentlichen 
Manchesterleute.  Die  englische  Baumwoll- 
industrie mit  ihrer  bereits  so  mächtig  ent- 
wickelten Ausfuhr  konnte  allerdings  auf 
Zollschutz  für  ihre  Fabrikate  leicht  ver- 
zichten, die  meisten  anderen  Industriezweige 
aber  waren  dazu  noch  keineswegs  geneigt; 
daher  wurde  in  dem  Programm  der  Liga 
immer  die  Aufhebung  der  Zölle  auf  Getreide 
und  Lebensmitlei  vorangestellt;  erst  wenn 
diese  abgeschafft  wären,  hieß  es,  könne  man 
an  die  Beseitigung  des  Zollschutzes  für  die 
Fabrikate  gehen.  Durch  die  Wahlen  von 
1841 ,  welche  die  Tones  ans  Ruder  brachten, 
büßte  die  Partei  der  Liga  mehrere  Stimmen 
ein,  dafür  aber  hatte  sie  den  Erfolg,  daß 
Cobden  als  Mitglied  für  Stockport  in  das 
Unterhaus  kam.  Man  gewann  viele  dissi- 
dentische Geistliche  für  die  Partei,  die  im 
kleinen  Bürgerstande  großen  Einfluß  hatten. 
Geld  war  reichlich  vorhanden;  so  brachte 
ein  von  den  Damen  von  jManchester  ver- 
anstalteter  Bazar  10000  £  ein. 

Rob.  Peel,  der  neue  Premier,  war  von 
Anfang  an  ein  gemäßigter  Freihändler.  Er 
wollte  die  Industrieschutzzölle  bedeutend 
herabsetzen,  auch  die  Geti-eidezöUe  ermäßigen, 
sie  aufzuheben  hielt  er  jedoch  nicht  für  zu- 
lässig, weil  dann  die  Getreideversorgung 
Englands  vom  Auslande  abhängig  werden 
würde.  Er  versicherte  ausdrücklich,  daß  es 
sich  für  ihn  nicht  um  die  Erhaltung  der 
Gnmdrente  auf  ihrer  bisherigen  Höhe  handle, 
während  allerdings  Sir  E.  Knatchbull  in 
einer  Wahlrede  ausdrücklich  erklärte,  die 
Getreidezölle  mtlßten  beibehalten  werden, 
um  der  Aristokratie  zu  ermöglichen,  ihren 
Rang  aufrecht  zu  erhalten  und  ihre  Töchter 
auszustatten.  Das  G.  v.  9./ IV.  1842  brachte 
außer  der  Ermäßigung  oder  Aufhebung  zahl- 
reicher industrieller  Zölle  für  Getreide  eine 
neue  bewegliche  Skala  mit  erheblich  herab- 
gesetzten Zöllen.  Bei  Weizen  preisen  von 
51  sh  und  weniger  z.  B.  betrug  der  Zoll 
fortan  nur  noch  20  sh  und  für  je  1  sh 
Preissteigenmg  nahm  er  um  1  sh  ab.  Die 
Liga  wurde  durch  diesen  Erfolg  nur  zu 
noch  verstärkten  Anstrengimgen  bewogen. 
Cobden  verlangte  für  1843  eine  Subskription 
von  50000  £,  die  auch  aufgebracht  wurde, 
und  im  folgenden  Jahre  hatte  seine  Forderung 
von  100000  £  ebenfalls  Ei-folg.  Mau  ver- 
ötändigte  sich  mit  O'Connell,  dem  Führer 


der  irischen  Partei,  und  suchte  auch  unter 
den  Landarbeitern  Anhang  zu  gevrinnen« 
Die  Partei  der  Grundbesitzer  gründete  ihrer- 
seits eine  Gegenliga,  sie  verlor  aber  gleich- 
wohl immer  mehr  Boden  in  der  öfifentlichen 
Meinung,  und  R.  Peel  lenkte  immer  mehr 
in  das  Fahrwasser  der  Cobden'schen  Liga 
ein.  Im  Jahre  1845  wimie  der  Antrag 
Villiers  nur  noch  mit  224  gegen  188  Stimmea 
abgelehnt.  Die  Kartoffelkrankheit,  die  im 
Herbst  1845  Irland  mit  einer  Hungersnot 
bedrohte,  brachte  endlich  die  Entscheidung. 
Peel  verlangte  im  Kabinelt  eine  durch- 
greifende Herabsetzung  der  Getreidezöile 
und  nahm,  da  er  keine  genügende  Unter- 
stützung fand,  am  6./XII.  1845  seine  Ent- 
lassung. Nachdem  Lord  John  Rüssel  einen 
vergeblichen  Versuch  zur  Bildung  eines 
Whig-Ministeriums  gemacht  hatte,  trat  Peel 
wieder  mit  einem  dui-ch  das  Ausscheiden 
Lord  Stanley's  modifizierten  Kabinett  an  die 
Spitze  der  Geschäfte,  und  nach  langen 
parlamentarischen  Debatten  kam  endlich  das 
G.  V.  26./ VI.  1846  zustande,  das  die  Liga 
als  einen  vollständigen  Sieg  betrachten 
durfte.  Auf  3  Jahre  wurde  noch  eine  be- 
wegliche Skala  mit  sehr  mäßigen  Zollsätzen 
beibelialten,  dann  aber  sollten  die  Getreide- 
zölle bis  auf  eine  kleine  Gebühr  von  1  sh 
für  das  Quarter  (ungefähr  46  Pf.  für  100  kg> 
abgeschafft  werden.  Tatsächlich  wurden  die 
Zölle  infolge  der  schlechten  Ernte  von  1846" 
schon  am  26./I.  1846  suspendiert.  Peel 
wurde  wenige  Tage  nach  der  entscheidenden 
Abstimmung  durch  seine  bisherigen  Partei- 
genossen gestürzt.  Die  Liga  erklärte  in 
einem  Meeting  in  Manchester  ihren  Zweck 
für  erreicht,  löste  sich  jedoch  erst  1849 
förmlich  auf.  Im  Jahre  1852  wurde  sie 
noch  einmal  zeitweise  erneuert,  als  der 
Regierungsantritt  der  Tories  unter  Lord 
Derby  die  Freihandelspolitik  zu  gefährden 
schien.    Vgl.  Art.  ,,Getreidezölle". 

Literatur:  Pauli y  Geschichte  Enfflands,  Bd.  S, 
Leipzig  1875.  —  Beer,  Geschichte  des  Welt' 
I  handeU,  Bd.  S,  Abt.  1,  Wien  I864.  —  Richelot, 
HUtoire  ds  la  re/orme  covittierciale  en  Anyletem, 
Paris  1855.  —  Basti at,  Cobden  et  la  ligue, 
Ftiris  I840.  —  Speeches  on  questions  of  public 
policy  by  R.  Cobden,  ed.  by  J.  Britjht  and  J^ 
Thor.  Rogers,  London  1870.  —  Morley,  The 
life  of  R.  Cobden,  London  1882.  Leris, 


Antirenters. 

A.  ist  der  Name  einer  Partei,  die  im 
zweiten  Viertel  des  19.  Jahrh.  im  Staate  New 
York  eine  lebhafte,  mit  gesetzlichen  und  unge- 
setzlichen Mitteln  arbeitende  Agitation  gegen 
ein  als  ungerecht  empfundenes  Pacht-(rent-) 
System  hervorrief.  Es  handelte  sich,  ähnlich  wie 
in  Irland,  nm  einen  in  nngewöhnlicher  Schärfe 
zutage  tretenden  Gegensatz  zwischen  arbeiten- 
den und  überlasteten  Pächtern  und  rentenziehen- 
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4»  Eigentümem ,  die  ihren  Pächtern  niemals  1 
«iie  wirtschaftliche  oder  moralische  Unter- 1 
stQtziuig  g^ewährt  hatten.  | 

Noch  im  18.  Jahrh.  waren  sowohl  von  der 
Nkderlindiscb -Westindischen  Kompagnie,  wie 
spiter  von  den  Engländern  ^oße  Länderstrecken 
BUBenUich  am  Hndson  an  einzelne  Personen  ver- 
«cknkt  worden,  die  sich  ihrerseits  dafür  ver- 

eehteten,  innerhalb  einer  bestimmten  Zeit  eine 
timmte  Anzahl   Personen   dort  anzusiedeln. 
Die  Grondherren  behielten  das  Eigentum ;  das 
Lud  wnrde  anf  längere  Zeiten  gegen  eine  fest- 
stehende Rente  verpachtet.    Außerdem  wurden 
doi  Pächtern  noch  eine  Reihe  von  anderen  Ver- 
vffichtan^n,  namentlich  Frondienste,  aufgelegt. 
Bereits   im    18.    Jahrh.  wurden    Klagen   laut, 
Qsd  schon  1779  und  1785  wurden  Gesetze  zum 
Sdiatze  der  Pächter  erlassen.   Zu  einer  größeren 
Bewegung  kam  es  jedoch  erst  Später,  nachdem 
sdt  der  I^volntion  dieBesiedelung  immer  weiter 
lort^vBchritten  war. 

bn  Jahre  1839  starb  ein  großer  Grundbesitzer, 
to  seine  Pächter  sehr  milde  behandelt  hatte. 
Als  seine  Erben  schonungslos  ihre  Rechte  geltend 
Biehten  und  namentlich  die  rückständigen 
Ptehten  einforderten,  erhob  sich  ein  kräftiger, 
Vaki  aber  das  ganze  Land  verbreiteter  Wider- 
itind.  Neben  anderen,  namentlich  Steuerbe- 
sckwerden,  erhoben  die  Pächter  Protest  gegen 
dis  ganze  System,  das  ihnen,  die  das  Land 
urbar  gemacht  und  seit  Generationen  bebaut 
hstten,  jedes  Recht  an  ihm  absprach.  Die  Zah- 
luigs-  und  Pfändungsbefehle  wurden  nicht  be- 
achtet, den  Gerichtsbehörden  und  dem  Militär 
cewitoeter  Widerstand  entgegengesetzt,  sogar 
m  Morden  schreckte  man  nicht  zurück.  Vor 
aUeni  aber  wandten  sich  die  anti-rent-associations 
■it  den  mannigfaltigsten  Vorschlägen  an  die 
2e«etzgebenden  Körperschaften  des  Staates  New 
York,  and  setzten  schließlich  1846  zwei  Maß- 
regeln durch:  die  gerichtliche  Prüfung  der  Be- 
sitztitel der  Landlords  und  die  Schätzung  der 
Paehtbeträge  lan«eitiger  Kontrakte  auf  ihren 
vahren  Wert.  Zugleich  wurde  in  der  neuen 
StaatsTerfassung  des  gleichen  Jahres  die  Ver- 
pachtung Ton  Ackerland  auf  länger  als  12  Jahre 
Tcrboten.  Die  Gerichte  entschieden  sowohl  bei 
der  Prüfung  der  Besitztitel  als  bezüglich  der 
Exmiisionsanträge  der  Landlords  wegen  Nicht- 
nhlung  von  Pacht  zugunsten  der  Landlords 
vnd  nur  betreffs  einer  Besitzwechselabgabe,  der 
«0^.  quarter  sale,  zugunsten  der  Pächter.  Mit 
dem  in  den  nächsten  Jahrzehnten  erfolgenden 
l'eberffang  der  Pachtgüter  in  das  Eigentum  der 
Farmer  war  der  anti-rent-agitation  der  Boden 
entzogen. 

Lltermtar:  £  P*  CTteyney,  Anti-rcnt-ijujitatiori 
m  the  Stat^  of  New  York,  1887. 

W.  WygodzimtKt, 
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Anzngsgeld. 

1.  Begriff.  Das  A.  in  den  Territorien.  2.  Das 
X.  in  den  Städten. 

L  BegrifL    Das  A.  in  den  TerritorieD. 

lias  A.  ist  eine  Abgabe,  die  der  Fremde  als 


Entgelt  dafür  zu  entrichten  hatte,  daß  seine 
Niederlassung  in  einem  Lande,  einer  Stadt 
oder  einer  Landgemeinde  gestattet  wurde. 
Der  Charakter  dieser  Leistung  ist  eine  Ge- 
bühr und  floß  je  nachdem  in  die  Staats-, 
Stadt-  oder  Gemeindekasse.  Ihre  Höhe  war 
sehr  verschieden  geregelt. 

In  den  Territorien  verschwand  das  A. 
frühzeitig,  nachdem  die  Regierungen  einer 
populationistischen  Bevölkerungspolitik,  die 
auf  das  möglichste  Anwachsen  der  Ein- 
wohnerzahl gerichtet  war,  zu  huldigen  be- 
gannen. Ein  Rest  war  das  Rezeptionsgeld 
der  Juden,  das  in  den  meisten  Territorien 
erhoben  wurde,  teils  aus  finanziellen  Gründen, 
teils  um  den  Zuzug  der  jüdischen  Bevölke- 
rung zu  hemmen. 

2.  Das  A.  in  den  Städten.  Hier  unter- 
scheiden wir  zwischen  dem  A.,  das  bei  der 
Bürgeraufnahme,  und  demjenigen,  das  bei 
Niederlassung  von  Beisassen  in  den  Städten 
erhoben  wurde.  Es  fehlte  ursprünglich, 
weil  es  keinen  Unterschied  zwischen  Bürgern 
und  Nichtbürgern  gab  und  jeder  Einwohner 
der  Stadt  zugleich  Bürger  war.  Notwendig 
war  nur  die  Angesessenheit,  d.  h.  der  Be- 
sitz von  Grund  und  Boden.  Seit  dem  Siege 
der  Zünfte  und  dem  zünftigen  Abschlüsse 
der  Stadtmarkgenossenschaften  im  12.  und 
13.  Jahrh.  aber  wunle  eine  förmliche  Auf- 
nahme ins  Bürgerrecht  verlangt  und  im  An- 
schlüsse daran  eine  Aufnahmegebühr  (Auf- 
nahmsgeld, Einzugsgeld,  Bürgergeld,  Burmal 
u.  dgl.  m.)  erhoben.  Diese  Abgaben  waren, 
solange  Handwerk  und  Gewerbe  blühten, 
niedrig,  sie  wurden  aber  wesentlich  erhöht, 
als  der  städtische  Wohlstand  mehr  und 
mehr  verfiel,  so  daß  vielfach  die  Landes- 
herren gegen  die  zunehmende  E3rschwenmg 
des  Eintritts  in  die  Stadt  auftreten  mußten. 
Daneben  wurden  noch  andere  Abgaben  bei 
Erwerbung  des  Bürgerrechts  eingezogen. 

Mit  dem  Aufschwung  der  Städte  strömten 
auch  hörige  und  unfreie  Personen  in  das 
städtische  Weichbild,  die  kein  vollberechtigtes 
Eigentum  erwarben  und  daher  auch  nicht 
als  Bürger  aufgenommen  werden  konnten. 
Sie  saßen  auf  dem  Besitztume  eines  Stadt- 
bürgers oder  der  Stadtgemeinde  und  hießen 
im  Gegensätze  zu  den  Büi-gern  Schutz- 
büi-ger,  Hinter-  oder  Beisassen.  Den 
zünftigen  und  ratsfähigen  Markgenosson 
gegenüber,  die  das  volle  Bürgerrecht  (ins 
civitatis  plenum)  hatten,  bes<ißen  sie  nur 
das  kleine  Bürgen-echt  (ins  civitatis  minus 
plenum).  Auch  für  die  Aufnahme  in  das 
Beisassenrecht  war  ein  A.  zu  entrichten, 
das  aber  nie<lriger  als  dasjenige  für  die 
eigentliche  Bürgeraufnahrae   bemessen   wai*. 

Die  l)eiden  Kategorien  der  städtischen 
Bevölkerung  wurden  auch  mit  Einführung 
der  iVeizügigkeit  im  19.  Jahrh.  in  vielen 
deutschen  Staaten  (Gemeindebürger,    Aktiv- 
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bürger  —  Gemeindeangehörige,  Heimatsbe- 
rechtigle)  beibehalten,  und  war  gleichfalls 
für  die  Erwerbung  des  Gemeindebürger- 
reehts  und  der  Gemeindeangehörigkeit  ein 
abgestuftes  A.  zu  entrichten.  In  Preußen 
wurde  nach  Aufhebimg  der  Erbuntertänig- 
keit und  nach  Einführung  der  Gewerbe- 
freiheit das  unbedingte,  freie  Niederlassungs- 
recht ausgesprochen.  Zwar  hat  die  kom- 
munale Gesetzgebung  von  1853—56  mit 
diesem  Prinzipe  gebrochen,  indem  sie  die 
Erhebung  eines  A.  zuließ.  Allein  durch  die 
G.  V.  14./V.  1860  u.  24.  VI.  1861  wurde 
diese  Befugnis  wesentlich  beschränkt  und 
durch  G.  v.  2.111.  1867  gänzlich  aufge- 
hoben. Diesen  Grundsatz  liat  dann  auch 
der  Norddeutsche  Bund  (Reichsg.  v.  l./XI. 
1867)  und  in  der  Folge  das  Deutsche  Reich 
in  sein  Recht  aufgenommen. 

Literatur:  Maurei*,  Geschichte  der  SUidtever- 
fcusumj  in  Deutschlund^  4  Bde.,  Erlangen  1869 
— 1871.  —  Meyev-Anschütz,  Lehrbuch  des  deut- 
schen Staatsrechts,  6.  Aufl.^  Leipzig  1905,  S.  S81, 385. 
—  Elster,  Art,  „Anxugsfjetd"  im  IL  d.  St.,  S.  Attß., 
Bd.  I,  S.4g7—4SO.  Mao-  von  HeckeU 


Apanage  und  Apanagenstener. 

1.  Begriff  und  Umfang  der  A.   2.  Besteuerung 
der  A. 

1.  Begriff  und  UmfaDg  der  A.    Mit 

der  Herausblidung  des  Primogeniturrechtes 
in  den  verschiedenen  Staaten  seit  dem  14. 
und  allgemein  im  17.  Jahrh.  fiel  die  Teil- 
barkeit der  Ijande  und  Landesteile.  Es 
wurde  daher  immer  mehr  Bedürfnis,  für 
die  von  der  Erbfolge  ausgeschlossenen  Mit- 
glieder der  landesherrlichen  Familien  eine 
ander  weite  Fürsorge  zu  treffen.  Während 
die  an  der  Immobiliarerbfolge  ohnehin  un- 
beteiligten Töchter  mit  Natural  unterhalt, 
Nadelgeldern,  Aussteuer  und  Mitgift  abge- 
funden wurden,  versorgte  mau  die  nachge- 
borenen Söhne  durch  die  Aussetzung  von 
Geldrenten  und  Naturalbezügen  oder  Apa- 
nagen. So  trat  an  die  Stelle  der  Abfin- 
dung mit  Ijand  und  Leuten,  des  paragium, 
eine  solche  in  Geldbeträgen,  das  apanagium. 
Mit  Auflösung  des  Deutschen  Reiches  ist 
das  Institut  der  Apanagen  in  das  Familien- 
recht der  fürstlichen  Häuser  ül»ergegangen 
und  häufig  durch  Hausgesetze  geregelt 
worden.  Eine  solche  Ordnung  war  nament- 
lich da  erforderlich,  wo  im  Ijaufe  der  Zeit 
eine  schärfere  Trennung  zwischen  dem 
landesherrlichen  Domanialbesitz  und  dem 
Privat  vermögen  des  Jjandesherrn  und  seiner 
Familie  stattfand.  Nachdem  aber  die  Do- 
mänen in  den  meisten  größeren  Staaten  als 
Staalsvermögen  anerkannt  und  der  Finanz- 
verwaltung unterstellt  worden  waren,  mußten 
«luch  die  auf  die  Domänen  fundierten  und 
nur  auf  diesen  lastenden  Apanagen  neu  ge- 


regelt werden.  Mit  der  konstitutionellen 
Aera  wurden  sie  daher  häufig,  wie  die 
Zivilliste  des  Staatsoberhauptes,  in  ihrem 
Umfange  durch  Vereinbarung  mit  der  Volks- 
vertretung festgesetzt.  Regelmäßig  wurden 
sie  durch  ein  Gesetz  bestimmt  und  auf  die 
Staatskasse  übernommen  oder  durch  be- 
sondere Fundienmgen  imd  Dotationen  sicher- 
gestellt. 

Dem  Begriffe  nach  sind  die  Apanagen 
entweder  ein  von  dem  Domanialgute  zu  be- 
zahlendes, vererbliches  Einkommen  eine* 
vaterlosen  Prinzen  (Württemberg),  oder  es 
ist  die  Vererblichkeit  und  Abhängigkeit  der 
Zahlbarkeit  von  dem  Tode  des  Vaters  ein- 
geschränkt (Bayern,  Sachsen,  Waldeck), 
während  die  Vererblichkeit  nur  ausnahms- 
weise gilt  (Gotha-Coburg).  Teils  sind  die 
Apanagen  überhaupt  nur  lebenslängliche 
Zahlungen  (Baden,  Siecklenburg,  Oldenburg). 
Je  nach  dem  System  der  vererblichen  oder 
persönlichen  Apanagen  sind  Bestimmungen 
getroffen,  wenn  durch  Erbteilung  die  A[>a- 
nage  unter  ein  gewisses  Minimum  herab- 
geht oder  wenn  bei  großer  Zahl  der  Be- 
rechtigten das  Staatsvermögen  zu  sehr  be- 
lastet würde.  So  lÄird  jede  kleinere  Erb- 
apanage in  Württemberg  auf  50(X)  fl.  ergänzt, 
und  in  Baden  findet  eine  verhältnisniäßige 
Herabsetzung  der  Apanagen  statt,  wenn 
deren  Gesaratsumme  400000  fl.  übersteigt. 
Die  letztwillige  Verfügung  über  vererbliche 
Apanagen  setzt  regelmäßig  die  Zustimmung 
des  Familienoberhauptes  voraus.  Die  Be- 
schlagnahme zugunsten  der  Gläubiger  ist 
meistens  auf  ein  Drittel  beschränkt.  Einen 
ähnlichen  Zweck  wie  die  Apanagen  haben 
häufig  die  Sekundogenituren  (Bayern, 
Sachsen). 

In  Preußen  bestehen  keine  gesetzlich 
geordneten  Apanagen.  Hier  hat  der  Träger 
der  Krone  aus  seinen  Einkünften  neben 
allen  anderen  Bedürfnissen  des  königlichen 
Hauses  auch  die  Apanagen  und  Sustentationen 
der  Prinzen  und  Prinzessinnen  zu  bestreiten. 
Diese  Einkünfte  bestehen  aus  einer  festen, 
an  den  „Kronfideikommißfonds'*  vom  Staate 
abzuführenden  Rente  von  7  719296  M.  und 
einem  weiteren  Staatszuschuß  von  8000000 
Mark,  d.  h.  im  ganzen  15719296  M.  Die 
Apanagen  sind  rein  persönlich  und  werden 
vom  König  nach  den  Umständen  festgesetzt, 
stets  weit  über  die  Minimalsätze  des  Gera- 
ischen Haus  Vertrages  vom  11./ VI.  1603. 

InOesterreich  besteht  eine  der  preußi- 
schen ähnliche  Ordnung  des  Apanagenwesens 
(G.  V.  20./X1I.  1889)  neben  der  reichen 
Sekundogenitur  Oesterreich-Este.  Und  in 
England  werden  neben  der  Zivilliste 
lebenslängliche  Apanagen  für  die  Mitglieder 
des  königlichen  Hauses  durch  besondere 
Gesetze  aus  Staatsmitteln  bewilligt  (gegen- 
wärtig 118000  £). 


Apanage  und  Apanagensteuer — Apotheken  HI 

2.  Besteiieniiig  der  A«    In  den  deutschen  and  Bannrecht)  zum  Betriebe  des  A.gewerbes^ 

Staaten   bestimmen  die  Mehrzahl  der  Steuer-  darstellen. 

geaetze,  daß  die  Einkünfte  nnd  A.  der  Mit-  Noch  heute  werden  in  Deutschland  etwa  V5. 
glieder  des  landesherrlichen  Hauses  von  der  aller  vorhandenen  A.  (v^l.  Statistik)  auf  Grnnd 
Stenerleistang  entbanden  sind  (Prenßen,  Bayern,  einer  sog.  ,,ReaIkonzession'',  d.  h.  auf  Grund 
Baden,  Hessen).  In  Württemberg  wurden  eines  mit  dem  Besitze  eines  Hausgrundstückes 
die  A.  anter  dem  Drucke  der  Finanznot  1821  verbundenen,  frei  veräuUerlichen  und  vererb- 
beateoert,  von  1830—49  blieben  sie  steuerfrei,  liehen  dinglichen  Rechts  betrieben 
seit  1849  besteht  endgültig  ihre  Stenerpllicht.  2.  Reichsrecht  nnd  Landesrecht- 
Sie  werden  von  der  allgemeinen  Einkommen-  Grundsätzlich  unterliegt  gemäß  Art.  4 
Steuer  (G.  v.  8.  VUI.  1903)  und  von  der  Kapiul-  j^^q.  15  R.V.  das  A.wesen  als  Teil  des 
rteaer  (G  v.  8.  VIII.  1903)  nut  einem  vom  Medizinal wesens  der  Gesetzgebung  und  Be* 
S^*?«  ra'A%eTSSe/rrdS  aufsichtiguug  des  Reiches/ Kr^  Reichs- 
Königin  ond  königliche  Witwen  Steuerbefreiung,  rechts  (§  1  Nr.  1  H.G.B.)  sind  die  Apo- 
wahrend  die  übngen  A.  der  Einkommensteuer  theker  Kaufleute.  Reichsi-echtlieh  (§§  29  u. 
onterworfen  werden.  In  England  werden  die  53  GO.;  Prüfungsordnung  vom  18./ V.  1904 
A.  der  Mitglieder  des  königlichen  Hauses  durch  [ZentrBL  150]  nebst  Bek.  vom  6..  II.  1905 
dieSchedolaC  der  Einkommensteuer  zur  Leistung  [ZentrBl.  25])  sind  die  Vorschriften  über 
Terpflichtet.  (Üe  Erlangung  und  Zurücknalime  der  Ap- 
litentu*:  Sehen  den  Hand-  und  Lehrbiiehem  probation  der  Apotheker  geregelt  (vgl.  ,,Ap- 

der  tiaaUrechÜichen  Literatur  sind  zu  encähnen:  probation").      Laut   Bundesratsbeschluß    vom 

Jfeter,  C^j^  juris  apanagH  et  pai^gii^L^^^  OJH,  1874   (§  64  der  Prot)   berechHgt   die 

17t7.  —  Schulze,  Das  Jiecht  der  Erstgeburt  %n  •      ^i^^^.  Bundesstaat  beslandenp  Gphilfpn- 

den Fürstenhäusern,  l^pzig  1851.  —Derselbe,  1°  ©i^em  uunaesstaat  Destanaeiie  ijemuen- 

Die   Hausgesetze    der   deutschen    Fürstenhäuser,  Pmfung     ZUr    Ausübung    der    Tätigkeit    als 

s  Bde.,   Jena  1862— 8S.  —   Rinteien,   Art.  Apothekergehlife     innerhalb      des     ganzen 

„Apanage*'  im  H.  d.  St.,  s.  Aufl.,  Bd.  I,  S.  430  Reiches.     Wie  in  dem  Pr.  ME.   vom  6./IV. 

—4SS.  —  Literaturnachweis  über  die  Besteuerung  1905  (MBl.  für  M.  195)  ausdrücklich  hervor- 
der Apanagen  vgl.  Art.  „Einkommensteuer".  gehoben  ist,  können  auch  weibliche  Per« 
Mojc  van  Hechel,  gonen,  welche  die  Bedingungen  für  die  Zu- 
lassung   zum  pharmazeutischen  Berufe   er- 
füllen, den  Apothekerberuf  ergreifen,     öe« 
Apotheken.  ™^^    Bekanntmachung    des    Pieichskanzlera 
.  ^     .„       _,  ^     ,^.  ,'«*..  ,       ,  is^    sodann    dm-ch   den  Bundesratsbeschluß 
l  Begriff  imd  G^chichte.     2.  Reichsrecht  ^om    30./ VL   1900    (ZentrBl.  414)   das   für 

S?AnX?h"^  lrI\lS^nir^''^l^.  sämtlichedeutsdieA  maßgeb^^^^^^ 

mÄ.   a  Reformbestrebungen.   7.  A.-wesen  des  buch  für  das  Deutsche  Reicht  4.  Ausg.. 

Awlandes.  ^^^  ^^^  l-'J^.  1^1  m  Kraft.    Dieses  Arznei- 

.       ' .^         j     r«       i.-  u^         -c^-  buch  regelt  das  Arzneimittel wesen  in  um- 

L   Besnff    md     Geschichte.      Eine  fassender  Weise  und  bestimmt  insbesondere, 

L  irt  ein   auf    die   Herstellung   und    den  ^^^^^^  Arzneien  in  jeder  A.  stets  vorrätig 

Einwlverkauf   von    Arzneimitteln    abzielen-  ^u  halten  sind 

des  gewerbhches  unternehmen  sei^^  Materiell  einheitlich,   wenn  auch 

staathch  approbierten  Person  (s^  auf  Grund  landesgesetzlicher  Anord- 

Den  Gnechen  nnd  Römern  ist  em  besonderer  „„„«.     iof    f^^^».    «Sr^Hß     ppr^o^ki     ,'/^«^ 

SUDdder  Apotheker  unbekannt,  da  bei  ihnen  "^°^V   ^IVT  ^T^l    rP^f  S  ^^fs 

die  Aeme  selbst  zn  dispensieren  pflegten.    Es  r*/ ti      ,  V      ."-o.;*     •-    ^^^    ^^^'  .^»  •  /^ 

?ibxwaranch  Arzneimittelhändler  — in  Pompeji  der  Handel  mit  Giften  im  Deutschen  Reiche 

bit  man  zwei  Drogenhandlunifen  aufgefunden  geregelt   und  ebenso    sind   auf   Grund    des 

—  die  aber  wohl  meist  ihre  Waren  nur  an  die  BRBeschl.  vom  13..  V.  1896  inhalllicli  gleiche 

Aente  zum  Weitervertrieb  absetzten.  Vorschriften    über    die    „Abgabe    stark 

Erat  durch  die   Araber  und  später  durch  wirkender    Arzneimittel*'     in     sämt- 

d»Itaüener  hat  sich  ein  besonderer  Apotheker-  Heben  Bundesstaaten  erlassen. 
Äifnr«So^'!nX^Ä^^  I"  derselben  Weise   ist  auf  Grund   des 

S  tt-  Ä"tscU:f  r^^^^^^^^^  BescWusses  des  B^  vom  23.  V.  1003 

doB  13.  nnd   14.  Jahrb.  in   der   Weise,   daß  (^^1-  ^^^  M-  -Ö^)    ^^ber    den   \ erkehr   nut 

onzehie  Fürsten  ihren  Hofapothekem  und  die  Geheim  mittein  (§  409  der  Prot,  des  Bundes- 

Sudtfflagistrate    einzelnen    qualifizierten    Per-  rats)  das  Geheim  mittel  wesen   einheitlich  in 

»•en  besondere  Privilegien  (ausschließliche  Ge-  sämtlichen  Bundesstaaten  geregelt  und  die 

Werbeberechtigungen)  erteilten.  öffentliche    Ankündigung    oder    Anpreisung 

Diese  Gestalt  des  in  der  B«gel  einer  Famüie  bestimmt  bezeichneter  Geheimmittel  verboten. 
&»2?.„^!!n!rrJl^^^^^^^                           'pr?         E^^li^h  ist  durch  dic  kais.  V.  vom  22.  X. 

)S^1?£h^TirtäÄ^^^  1^1    {mmmj^tr    den    Verkehr   mit 

•llercchtigkeiten-*,  die  ein  frei   vererbliches  Arzneimitteln,  nebst  Bek.  des  Heichskanzlers 

OBd  ▼eränßcrliches  (mitunter  sog.  radiziertes)  vom  I./IO.  1903  (RGBl.  281)  für  das  ganze 

nd  licht  selten  ausschließliches  Recht  (Zwangs-  Reich  einheitlich  bestimmt  worden,   welche 
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Arzneimittel  nur  in  A.  (bzw.  in  diesen  mir  I  veränOerliche  und  vererbliche  A.gerechdfi^keiten. 
im  Einzelverkauf)  feilgehalten  werden  dürfen  Dies   sind   alle   vor  Erlaß  des  Gewerbeedikts 


und  welche  dem  freien  Verkehr  überlassen 
«ind.  Im  übrigen  sind  —  von  noch  zu  er- 
wähnenden Einzelheiten  abgesehen  —  die 
Verhältnisse  der  A.,  insbesondere  die  Vor- 


vom  2./XI.  1810  verliehenen  Konzessionen,  soweit 
dieselben  nicht  durch  die  französische,  westp 
fälische  oder  bergische  Gesetzgebung  ihr  Real- 
privileg verloren  haben; 

b)  personalkonzessionierte,  aber  frei  veräußer- 


schriften  über  die  Errichtung  und  Ver-  üche  und  zugunsten  der  Witwe  und  Kinder  dei 
legung  der  A.,  sowie  über  die  Rechte  und  Berechtigten  vererbliche  A.,  d.  h.  alle  solche, 
Pflichten  der  Apotheker  u.  dgl.  bis  jetzt ,  die  nach  Inkrafttreten  des  Edikts  vom  2./XI.  1810 
noch  landesrechtücher  Regelung  überlassen,  bis  zu  der  auf  Grund  der  K.O.  vom  7./Vn.  1886 
da  nach  §  6  GewO.  diese  auf  die  Er-  '  er^anflrenen  Min.- Verf.  vom  21./Vn.  1886  (M.B1. 
richtung  und  Verlegung  von  A.  überhaupt!  ^- ^'T- S.  161)  ernchtet  sind; 
nicht  uld  auf  die  A^bung  der  Heükun^e  .^  ThrgÄTÄ^I  ^ 
und  den  \  erkauf  von  Arzneimitteln  nur  so-  ^^^i±  isoi  zugunsten  der  Witwe  des  Inhaben 
weit  Anwendung  ftndet,  als  die  GO.  aus-  |  bis  zu  ihrer  Wiederverheiratung  und  zugunsten 
<lrückliche  Vorschriften  enthält.  seiner  minderjährigen  Kinder  Ws  zu  ihrer  Grott- 


3.  Erriehtnng  und  Verlegung  der  A. 

Die  Approbation  verleiht  lediglich  die 
Fähigkeit  zum  selbständigen  Betriebe 
•einer  A. ;  zur  Errichtung  einer  A.  bedarf 
es,  nachdem  die  bis  dahin  in  Elsaß- 
Lothringen  geltende  Niederlassungsfreiheit 
■durch  RG.  vom  lO./V.  1877  beseitigt  worden, 
in  allen  deutschen  Bundesstaaten  noch  einer 
besonderen  Konzession.     Diese  ist  ent- 


jährigkeit  vererbhche  d.  h.  alle  auf  Grund  einer 
nach  dem  auf  Grund  der  K.O.  v.  30./VI.  1894 
ergangenen  Mm.-Erl.  vom  ö./VII.  1894  (M.BL 
d.  1.  V  119)  erteilten  Konzession  errichteten  A. 

Hervorzuheben  ist  noch,  daß  nach  dem  Min.- 
Eri.  vom  21./IX.  1886  (M.Bl.  8.  198)  eine  Ver- 
pachtung von  A.  nicht  zulässig,  und  daß  gemäß 
Min.-Eri.  vom  24./XI.  1891  und  24./n.  1892 
(M.Bl.  S.  190)  die  Verlegung  einer  A.  einer 
Neuerrichtnng  gleichgeachtet  wird. 

4.  Rechte  und  Pflichten  der  A.   Das 


weder  eine  Rea  Ikon  Zession,  d.  h.  eine  —  ■  „•  u*;««*«  ü  ^  ^  u «.  a^^  %,v^*i,^i,«»  k«o*«u«.  ;^ 
in    der   Regel    mit    dem   Besitz    eines   be-  ?y^^^^??*^  ^?f  ^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^ 
stimmten  Grundstücks  verbundene  -  frei  !?!!!?  ^^^ll^P^Tii^^^ 
veräußerliche  und  vererbliche  Gerechtigkeit 
•oder  eine  Personal konzession,  d.  h.  eine 


i  diese  —  von  einzelnen  Ausnahmen  abge- 
sehen —  s.  Art.  „Arzt"  —  auf  Grund  ihrer 
Approbation   und  Konzession  zum   Verkauf 

«„.i  ;«   Ar.^  T?^,,^!  w.;«^  Ar.^^  TT^wj^u«.  ^A^^  ^^^  durch  die  oben  sub  2  erwähnte  Ver- 

una  in  der  Kegel  mit  deren  Verzicht  oder  ^^i  „ „•  i  ^    *w.;««.«^k,.«^«    a .»>»»:«»;«4..v1 

TnH    Arlftsnhftnrf«   iinvpHinßprliPhP   nnrl   im-  Ordnung    nicht_  freigegebenen   Arzneimittel 


nur  einer  bestimmten  Person    verliehene 


Tod   erlöschende   unveräußerliche    und   un 
vererbliche  Berechtigung  zum  Betriebe  einer 
bestimmten  A. 


befugt  sind.     Ihre  aus  dem  letzten  Jahre 
vor  Eröffnung  des  Konkursverfahrens  her- 


r«T3««.,n^«  D«,.«««  Av««+*^«,u^»«  ü«.!^«  rührenden    Forderungen   aus   dem  Verkauf 
In  Preußen,  Bayern,  A\üi^mberg,Bad^^^  Arzneien  haben  gemäß  §  61  Nr.  4  KO. 

.^Tfi  JT^irS^^^^^  ^Sr  'Äp! '  il  ^r  '  ein  Vorrecht  im  Konkurse,  und  ihre  Gefäße, 

i  lifvn  iS  ^i-[hif  Prr^^ftnn;  ^^rätc  uud  Waren,  soweit  sie  zum  Betrieb 

L^ssZoriS^ÄÄ  SimÄhlr  ilSLKr,5i?^^^^^^^^^^^^^ 

besteht     das    Realkonzessionssystem,     ^-um  J^SZ^crptn^^^^^^ 

Teil  verbunden  mit  einem  Verbietungsrecht  ^fÄÄ^^^^^ 

gegen  die  Errichtung  neuer  A.  (ausschließ.  f^^^tKl^^fh     Xr^^^^ 

fiohe  GeworbeberGchtiffunir^  unteriiegen    nicht    der    Verpflichtung    zum 


beseitigt  sind  und  nur  die  in  der  Neuzeit 
errichteten  A.  auf  Grund  des  neuen  Per- 
sonalkonzessionssystems   beiriehen   werden. 

Znr  Veranschanlichung  dieser  Verworrenheit 
dieue  die  Schilderung  des  gegenwärtigen  Rechts- 
ziistandes  in  P  r  e  u  ß  e  n ,  in  welchem  3  Gattungen 
von  A.  noch  heute  nebeneinander  existieren, 
nämlich : 

a)  realprivüegierte ,  d.  h.  selbständige  (mit 


Die  besonderen  Berufspflichten  der 
Apotheker  sind  teils  durch  die  oben  sub  2 
mitgeteilten  reichsrechtlichen  Vorschriften, 
teils  durch  die  A.betriebsordnungen  geregelt 
(vgl.  für  Preußen:  MV.  v.  la'II.  1902 
MBl.  f.  M.  63)  nebst  Nachtrag  v.  27./Vin. 
19U3  [das.  3321;  für  Bayern:  A.ordnung  v. 
27.  1.  1842  [RBl.  S.  257);  V.  v.  25./IV.  1877 


^em  Besitz  eines  Grundstücks  verbundene),  frei    |G.  u.  VBl,  S.  235]   und  v.  9./XI.  1882  [G. 
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TL  VBL  S.  1022J;  für  Württemberg:  Min.- 
Verf.  V.  1.  VII.  1885,  betr.  die  Einrichtung 
und  den  Betrieb  der  A.  etc.;  für  Baden: 
MV.  betr.  den  Geschäftsbetrieb  in  A.  vom 
26. XL  1903  [G.  u.  VBl.  203J;  für  Hessen: 
MedizinalordnuDg  v.  25..'VL  1861  und  Be- 
triebfiordnung  für  A.  vom  14..  I.  1897,  sowie 
ILBek.  vom24.Xn.  1902  [RegBl.  1903,  21; 
für  Braanschweig:  ME.  v.  8./II.  1904  (G. 
n.  VBl.  169);  für  Hamburg:  A.betriebsord- 
iraog  vom  2f9.  in.  1897  [nach  preußischem 
Muster]). 

Diese  Pflichten  beziehen  sich  auf  die 
Borichtuog,  Ausstattung  und  den  Geschäfts- 
betrieb der  A^  insbesondere  die  Bereit- 
haltoDg,  Zubereitung,  Verabfolgung  und  Auf- 
bevahrong  der  Arzneimittel,  wobei  insbe- 
aondere  hervwzuheben  ist,  dafi  die  Apotheker 
zur  Al^be  der  ärztlich  verordneten  Arz- 
neien verpflichtet  sind,  daß  gewisse 
lizneimittel  nur  auf  ärztliche  Anordnung 
^ogegehen  werden  dürfen  und  daß  den 
Apothekern  die  selbständige  Ausübung  der 
lixtliehen  Praxis  streng  verboten  ist  Außer- 
dem ist  den  Apothekern  durch  §  80  GO. 
dieNichtüberschreitung  der  durch  die  Arznei- 
tixen  —  s.  daselbst  —  vorgeschriebenen 
Preise  Zur  Pflicht  gemacht. 

Endlich  ist  in  Preußen  neuestens  eine 
IV.  v.  2./IL  1901  (GS.  49)  betr.  die  Mn- 
richtoDg  einer  Standesvertretung  der  Apo- 
flieker  erlassen.  Danach  ist  für  jedeProvmz 
eine  ans  den  Wiüilen  der  Apotheker  hervor- 
fsÄeode  Apothekerkammer  errichtet  der  die 
EMiteniDg  lüier  Fragen  und  Angelegen- 
heiten ^uegt  wdche  den  Apothekerbenif 
oder  die  Ajzneiveraoi*gung  betreffen  oder 
auf  die  Wahrnehmung  und  Vertretung  der 
Standeasdnteressen  der  Apotheker  gerichtet 
sind.  Aus  Delegierten  der  Apotheker- 
kuunem  ist  sodann  ein  Apothekerkammer- 
Ausfichnft  mit  dem  Sitze  in  Berlin  gebildet, 
der  die  Aulgabe  hat,  innerhalb  der  den 
Apothekericammem  zugewiesenen  Zuständig- 
kot  eine  vermittelnde  Tätigkeit  zwischen 
den  Apothekerkanunem  untereinander  und 
zvisdien  diesen  und  dem  Minister  der 
Xedizinal-Angelegenheiten  auszuüben. 

^  SUtistlk.  Am  l./VII.  1895  waren  im 
DentBcfacB  Reiche  5161  A.  vorhanden,  so  daO 
4inluchBittlich  auf  rund  je  10000  Einwohner 
eiie  A.  enäel.    Von  diesen  waren 

privilegierte  1820 

konzeMionierte  3 1 1 6 

soDitige  3 

im  Besitz  der  Krone  etc.      37 
FUialapotheken  185 

Voa  den  konzeasioiiierten  waren  2351  ver- 
Miterlick,  765  mit  nnveränßerlicher  Konzession; 
TSB  letzteren  entfielen  nnr  34  auf  Preußen ;  hier 
«ra  loßerdem  337  erst  nach  10  Jahren  frei 
vaftaferliche  A.  vorhanden. 

Vm  dieMD  A.  wurden  1369  =  25,6%  ohne 
pbrnazeatischea  Hilfspersonal, 

WörwrbQob  der  Volkswirtschaft    II.  Autl.   ßd  I. 


1976  mit  je  I  Hilfsperson 
1094    „    ,,   2  HUfspersonen 
3/9     »1     1;    3  j? 

234     „     „    4 
91     p    „5  oder  mehr 
betrieben. 

An  Betriebsleitern  (einschließlich  Besitzern) 
waren  5209  Personen,  an  Hilfspersonen  €^27 
vorhanden ;  auf  je  2  Gehilfen  entfiel  1  Lehrling. 
—  Außer  den  A.  existierten  noch  188  Dispensier- 
anstalten von  Zivilkrankenhäusem. 

Die  mitgeteilten  Zahlen  beruhen  auf  den 
amtlichen  Ermittlungen  des  Kaiserl.  Oe- 
Sundheitsamts,  denen  betreffs  des  Hilfsper- 
sonals folgendes  hinzuzufügen  ist:  Von  den 
5161  A.  wurden  betrieben  25,6  ®/o  ohne 
pharmazeutisches  Hilfspersonal;  38,3  ®/o  mit 
1  Hilfsperson ;  21,2  ®/o  mit  2  Hilfspersonen : 
1,7%  mit  3  Hilfspersonen;  4,5 */o  mit  4 
Hilfspersonen;   1,8 ®/o  mit  5  Hilfspersonen. 

Von  den  6827  Hilf8j)ersonen  waren  2319 
Lehrlinge,  2254  approbierte  und  2254 
nichtapprobierte  Gehilfen.  —  Nach  der 
auf  Gnmd  der  Berufszählung  vom  14./VI. 
1895  bearbeiteten  amtlichen  Statistik  des 
Deutschen  Reichs  (Berlin  1897)  sind  an 
Betriebsleitern  5487  Personen,  an  Hilfsper- 
sonal 7627  Personen  ermittelt,  wobei  aller- 
dings auch  das  nur  kaufmännisch  geschulte 
Personal  mitgezählt  ist.  —  Nach  dem 
Reichsmedizinalkalender  pro  1898  betrug 
im  Jahre  1897  die  Zalil  der  A.  5291,  so 
daß  1,01  Apotheke  auf  je  10000  Einwohner 
kamen. 

Nach  dem  Statistischen  Jahrbuch  für  das 
Deutsche  Reich  1905  entfielen  am  1.  Juli 
1904  von  den  damals  vorhandenen  5655  A. 
eine  Apotheke  auf  eine  Fläche  von  95,92  qkm 
und  (unter  Zugrundelegung  der  schätzungs- 
weise ermittelten  Bevölkerungszahl)  auf 
10497  Einwohner;  in  Preußen  im  Jahre 
1903  von  den  3115  A.  je  eine  auf  eine 
Fläche  von  106  qkm  und  auf  10853  Ein- 
wohner. Im  Jahre  1905  waren  5703  A. 
vorhanden.  Dem  Deutschen  Apothekerver- 
ein gehörten  im  August  1905  im  ganzen 
3702  Mitglieder  an. 

In  Oeslerreich  waren  im  Jahre  1896 
vorhanden:  1414  öffentliche  A.  und  zwar 
409  realrechtliche,  966  personalrechtliche 
und  38  Filialapotheken.  Dazu  kamen  nocli 
39  Haus-  und  347  Handapotheken.  Im 
Durchschnitt  kam  eine  öffentliche  Apotheke 
auf  10  731  Einwohner;  unter  Hinzurechnung 
der  Haus-  und  HandaT)Otheken  entfiel  eine 
Apotheke  auf  8428  Emwohner.  Die  Zahl 
der  Magister  der  Pharmacie  (der  zur  selb- 
ständigen Leitung  einer  Apotheke  berech- 
tigten Personen)  belief  sich  im  Jalire  18(Mi 
auf  2177 ;  an  Gehilfen  waren  1600,  an  fjohr- 
lingen  391  vorhanden. 

In  England  zählte  man  im  .lahixj  189t) 
2253  Pliarmaceutical  Chemists   und  12913 
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^püiheken 


OhemtitB  and  Druggists,  in  Summa  15166 

U«  Keforinbestrebung'eii.  Erwägt  man,  daQ 
ilie  Gru^dlngeti  des  A.wesens  auf  großenteils 
ganz  veralteten  und  unter  von  deu  heutigen 
hioimelv^'eit  verachiedenen  Lebenn-  nnd  Ver- 
kehr^verbältuisijeu  erlasaenen  VorBchrifien  be- 
ruhen fin  PreuÜcu  b.  B.  auf  dera  heute  noch  — 
vgl  E.O.V.G.  vom  m/lll  1897  —  teilweise 
gültigen  Medizinaledikt  vom  2 7. /IX.  1725  nnd 
der  Rev.  Ajirrlnui])^  vom  IL/X.  1801),  erwägt 
man  ferner  die  vorttchiedenarlige  und  teüweiie 
recht  verworreMe  Rech  tag  randlage  der  A  be* 
rech tiguü gen.  die  enormen  und  steti  sich  atei- 
gemilen  Anpreise,  verbnuden  mit  einem  mitnuter 
r^cht  häOlichen  sog,  ,,A.9chacher'%  wodurch 
weuigßtens  indirekt  eine  Verteuerung  der  Arzuei- 
miltel  bedingt  wird^  erwilgt  mau,  dal  das  jetKire 
Konzeasionsfryätem  ftlr  einzelne  wenige  Glück- 
liche ^  denen  eine  Konzession  verliehen  wird, 
mitunter  eiu  Gescheuk  von  vielen  Tausenden 
bedeutet,  w^^^c^'^en  eine  groOe  Zahl  vun  quali- 
hzierteu  Bewi^rbem  niemals  die  gewüuäcbte 
Selbstlndlgkeit  erlangt  ^  erwägt  man  endlich, 
dal£  das  Recht  der  eiuzetneu  Bunde)«staaten  die 
größte  Buntitcheckigkeit  aufweist,  so  ht  e»  be- 
greiflich, daO  der  Ruf  uacb  einer  reichage- 
setz liehen  Reform  des  A,weiens  von  Jahr 
zu  Jahr  dringlicher  erachallt.  Schon  bei  Be- 
ratung der  Gewerheordnun£;  von  1H69  wurde 
diesem  ReformbedUrfnie  A usaruck  gegeben.  Am 
22,/II  1876  beauftragte  der  Bnulesrat  den 
Heicbskauzler  mit  der  AuMrheitnng  eines  A.- 
geaetÄes  auf  der  Grundlage  der  (un%^eHiuOer- 
lichen  und  uuvererbltcht^n|  Person alkoii^easiou. 
Der  Reichskanzler  legte  nuter  dem  20/ V.  1877 
2  Entwürfe  vor,  von  denen  der  eine  auf  dem 
Grundsatz  der  Fersoual-,  der  andere  auf  dem 
Wer  vererblichen  und  veränCcrUchen)  Real- 
konzeaiion  aufgebaut  war^  indem  er  den  letzteren 
«nr  Annahme  befürwortete.  Da  im  Bundej?rat 
eine  Einigang  nicht  erzielt  werden  konnte, 
wurde  die  Reform  auf  unbesiimmce  Zeit  vertagt. 
Erst  im  April  18%  wurde  eine  Kommission  eur 
Beratung  von  „G rnn dz ü gen'  über  ein  A.gesetz 
einberafen;  diese  „(irundzüge''  beruhen  auf  dem 
Prinzip  der  Personalkonzesüion  und  wollen  die 
Ahlüäung  der  bestehenden  Realprivileerien  der 
Landesge»etzgebnng  überlassen.  Eine  Einigung 
Über  diese  Hauptpunkte  wurde  abermals  nicht 
erzielt,  so  daü  die  geaetzgeheriscbe  Aktion  des 
Reiehes  wiederum  ruht. 

Eine  ganz  ei j^^en artige  Lösung  des  Problems 
hat  nenestens  die  Greilh.  Hessische  Regierung 
versnebt  indem  sie  anich einend  die  alimlihiiehe 
Kommnnalisierung  der  A.  anstrebt.  Die 
Min.'Bek.  hetr.  die  Verleihung  nener  oder  die 
Wiederverleihung  heim  gefallen  er  A.kon  Zessionen 
&u  Gemeinden  oder  Kreii^e  vom  16. /IX.  UI05 
(ReF.  u.  Gßr  242)  hestimmt  nämlich,  daß  die 
Verleihung  ydu  A.konzeseiunen  auch  au  Ge- 
meinden und  Kreiie  auf  dereu  Antrag  erfolgen 
kann,  nud  daß  diete  Körperschaften  die  Ver- 
pflichtung haben  j  nach  erfolgter  Kunzessiaus- 
erteilung  die  A.  unter  den  vom  Ministerium 
festzusetzenden  Bedingungen  an  einen  Tom 
Ministerium  auszu wühlenden  approbierten  Apo- 
theker zu  veqmchten.  In  Preulien  erfolgen 
die  A^konzesaionsverleihungen  neuerdings  stets 
mit  dem  Hinweise,  dai£  eine  anderweite  Regelung 


des  A-verleihungdweaenB  iu  Frage  steht,  wobei 
auch  geplant  ist,  den  KonzesBionareü  eine  nach 
den  Ergebnissen  des  Ge.se baftsbet riebet  abge- 
stufte mehr  oder  minder  erhehliebe  BetrieW- 
abgäbe  aufzuerlegen. 

Aehnlich  wie  Stieda  muQ  sich  der  Unter* 
zeichnete  iu  Anlehnuag  an  die  Delhrück^schen 
Reformplane  für  eine  o esc h rankte  Nieder- 
lagisnngafreiheit  unter  gleichzeitiger  Ab- 
lÜBiung  der  Real  Privilegien  nach  schwedischem 
Muster  aussprechen,  in  der  Weise,  daß  die  Zahl 
der  im  ganzen  Reiche  an  den  einzelneu  Orten 
erlforderlichen  A,  alljährlich  vom  Bundesrate 
auf  Vorschlag  rier  Lande^iregieruugen  festgesetzt 
und  die  Errichtung  jedem  qualifizierten, 
d.  h.  staatlich  approbierten  Bewerber,  hei  mehre- 
ren Bewerbern  dem  ältesten  (oder  tüchtig«ien?> 
gestattet  wird.') 

Dabei  sind  ^r  die  Veranschlagung  der  Ee- 
dürfnisfrage  die  bestehenden  Drogenhandlungen. 
soweit  sie  Arzneimittel   irgendwelcher  Art  ver* 
ahfolßfen,  bei  der  ßerechnnng  mit  einzubezieheu 
und  durch  Abäuderung  der  V.  vom  22. jX,  1901 
nach    der    Rii^htang^    daC    alle    Arzneimittel 
eänzlich  dem  freien  Verkehr  entzogen  werden, 
dahin    zu    wirken,    daß    auch    die    bisherigen 
DrogenhandInngeUp   die  sich,  wie  Springfeld 
überzeugend   dargetan,   schon   jetzt   als   A.  2. 
KU»se  berausgehildet  haben,  nur  durch  appro^ 
bierte  Apotheker  verwaltet  werden  künnen 
nnd  nur  als  wirkliche  A.  fortbestehen.     Da- 
durch wird  einerseit'*  der  gehässige  Konkurrenz- 
kampf zwUcben  Drogenhandlungen  und  A.  mit 
[einem  Schlage   beseitigt  nnd  andererseits  auch 
1  jene  denselben  im  vollen  Umfange  heizuhehalten- 
i  den    üeberwachnngs*    und    Kontrollmailregeln 
(  unterworfen  wie  diese. 

Auf  diese  Weim  dürfte  sowohl  die  Apotheker- 
wie  die  Drogisienfrage  eine  befriedigende  I/d- 
«ung  linden.  Durch  die  geplante  Personal- 
konzession  wird  dagegen  entweder  der  be* 
stehende  Zustand  tatsächlich  aufrecht  er- 
halten, wie  das  Beispiel  Eajerna  beweist,  wo 
in  Wirklichkeit  der  personal  konzessionierte 
Apotheker  seine  A.  verilußert,  und  zwar  mit 
der  Wirkung,  daß  in  der  Regel  dem  neuen 
Erwerber  auch  die  Konzession  erteilt  wird. 
Hier  treten  die  wirtschaftlichen  Zustände 
in  ungesunder  und  bedenklicher  Weise  mit  den 
rechtliihen  Verhältnissen  in  Widerspruch, 
indem  sich  jeder  Erwerber  einer  A.,  wie  auch 
jeder  Hypotbekeuglilnbiijer  darauf  verl&Üt,  die 
Behörde  werde  im  Falle  einer  VerluDernng 
einem  qualifizierten  Erwerber  ancb  die  Kon- 
zession verleihen^  obwohl  sie  rechtlich  hierzu 
nicht  vcrp  die  biet  ist  —  Hier  liegt  also  ge- 
wisser tu  aßen  dem  Wesen  nach  eine  »»Real- 
kon Zession**  ohne  die  rechtliche  örnndlage 
einer  solchen ,  also  ein  bedenklicher  Scheinen- 
stand  vor. 

Oder  die  Personalk ouzession  wird  mit  aller 
Eonsetiuenz  und  Strenge    durchgeführt;    dann 

^)  Die  obenstehen  den  bereits  in  der  1,  Aufl. 
{189B)  gemachten  Vorschläge  haben  in  mancher 
Hinsicht  neuestena  durch  eine  der  ersten  Autori- 
täten auf  dem  Gebiete  des  Medizinal-  und  ins- 
besondere des  A.wesenSj  Geh.  Ober- Medizinal  rat 
Dr.  Pistor  in  seinen  „Bemerkungen  zur  Reform 
des  A.w^ens  iu  Preulleti'*  eine  höchst  beachtens- 
werte Unters  tu  uang  gefondeo. 


Aix)theken  —  Approbationen 


115 


stellen  sich  namentlich  im  Falle  des  frühzeitigen 
Todes  oder  Siechtums  des  Apothekers  Härten 
berans,  die,  wie  das  Beispiel  Dänemarks  lehrt, 
durch  ein  kompliziertes  Invaliden-  und  Witwen- 
pensionssystem abgemildert  werden  müssen.  In 
den  beteUi^n  Kreisen  wird  denn  anch  nener- 
<iin^  der  r^iederlassnngsfreiheit  unter  gleich- 
seitiger Ablesung  der  bestehenden  RealpriTi- 
legien  Tor  dem  Personalkonzessionssystem  offen- 
bv  der  Yorvag  gegeben. 

Der  deutsche  Apothekerverein  hat  dagegen 
in  seiner  überwiegenden  Mehrheit  wiederholt 
dem  Wunsche  Ausdruck  i^egeben,  daß  das 
System  der  Verleihung  frei  vererblicher  und 
verftußerlicher  Konzessionen  allgemein  einge- 
führt werde. 

7.  Anwesen  des  Auslandes«  Ein  ähnliches 
Konzessionssystem  wie  im  Deutschen  Reiche 
ist  auch  in  Oesterreich-Ungam,  RuUland,  Däne- 
nark,  Schweden,  Norwegen,  Luxemburg  und 
Rmnlnien  in  Geltung.  In  Schweden  werden 
die  Torhandenen  A.privilegien  im  Wege  der 
Selbstablfisung  seitens  der  Apotheker  allmählich 
abgeKist,  um  das  reine  Personal  konzessions- 
System  durchzuführen.  In  Dänemark  haben  die 
Apotheker  nach  dem  G.  vom  13./IV.  1894.  dessen 
Abänderung  übrigens  bevorsteht,  für  oie  Ver- 
leihang  der  Konzession  eine  jährliche  Abgabe 
SU  zaUen,  die  zur  Bildung  eines  Pensionsfonds 
für  invalide  Apotheker  sowie  für  die  Witwen 
TOB  Apothekern  verwandt  wird. 

Völlige  Niederlassungsfreiheit,  jedoch  nur 
für  approbierte  Apotheker,  herrscht  in  Holland, 
der  Schweiz  (Ges.  von  1874,  1877  und  vom 
19.IIL  1888),  Italien  (Sanitätskodex  von  1889), 
Frankreich,  Großbritannien  und  Irland  (1868: 
Pharmacy  Act;  1874:  Apothecaries  Act  Amend- 
ment Act),  Belgien,  Spanien,  Portugal,  Türkei, 
Veremigte  Staaten  von  Nordamerika. 

Die  meisten  von  diesen  Staaten  kennen  keine 
Arzneitaxen,  und  auch  eine  Beaufsichtigung  des 
A.wesens  findet  dort  nur  in  verhältnismäßig 
geringfügigem  Umfange  statt. 

Uieratar:  Philippe,  Geschichte  der  Apotheker 

bei  den  viehtigtUn    Völkern  der  Erde,   aus  dem 

FratuSs,  übertetxi  von  H.  Ludtpig,  £.  Aufl.,  Jena 

2SSS.  — Verhandlungen  des  5.  Kongresses  deutscher 

Folibipule   t»  Weimar  1862,   —  Brefeld,    Die 

Apotheke,   Schutz  und  Freiheit,   8  Teile,   Berlin 

JS6S — 1865.   —   Pappenheini,    Harnisch  der 

SoMOätspoUsei,  Berlin  I864.  —  Priedländer, 

DarsteUungen    aus    der    Sittengeschichte    Roms, 

l  Teil   (8.  Aujl,),    Berlin  1869,    S.  285  ff.    — 

¥kAh%s»j     Lebensverhältnisse     der    Pharmazie, 

Gießen  1878.   —    Vorlage  des  Reichskanzlers  an 

«Um  Bundetrat,  betr.  die  Reform  der  Apotheken- 

fesetzgehung,   abgedr.   in  Hirth's  Annalen  1877, 

&.  9t6ff.  —  BÖUger,  Die  Apothekengesetzgebung 

^  Deutschen   Reiches   und    der  EinzelstacUen, 

9  Bde.,  Berlin  1880.  —  Eulenberg,  Handbuch 

^  öffentlichen  Gesundheitswesens,   Berlin  1881. 

"  BöUger,  Geschichte  der  deutschen  Apotheken- 

f^fwmbewegung,  Berlin  1882.  —  Die  Verbreitung 

^ Heilpersonals,  der  pharmazeutischen  Anstalten 

m^  des  pharmazeutischen  Personals  im  Deutschen 

ÄieAe,  nach  den  Erfahrungen  vom  l.jIV.  1887, 

Aeni.  im  Eaiserl.  Gesundheitsamt,  Berlin  1889. 

—  Bremter,    Die  Apothekenfrage,  Berlin  1898. 

—  B&tiger,  Die  preuß.  Apothekengesetzgebung 
He.,  Beriim  I894.  —  Derselbe,  Art.  „Apotheken" 


im  H.  d.  St.  (2.  Aufl.),  I,  S.  4^8.  —  j;  MoeUer, 
Die  Zukunft  der  Pharmazie,  Pharmaz.  Wochen- 
Schrift  1894.  — -  Andr^,  Die  Apotheken  der 
Provinz  Hannover  und  die  geplante  Apotheken- 
reform, Jahrb.  f.  Ges.  u.   Verw.,   1895,  S.  491  ff. 

—  JPistar,  Das  Apothekenwesen  in  Preußen, 
Berlin  1894.  —  Derselbe,  Das  Gesundheits- 
wesen in  Preußen,  Berlin  1896.  —  Stieda,  Zur 
Reform  des  Apothekenwesens  in  Deutschland,, 
Jahrb.  /.  ^^at.,  III.  F.,  Bd.  11,  S.  558  ff.,  641ff. 

—  Dr.  Springfeld,  Med.-Ass.,  Zur  Entwick- 
lungsgeschichte der  Apotkekenreform ,  Leipzig 
1896.  —  Oesterr.  Staatswörlerbuch,  Bd.  1,  S.  45 
(Wien  1895).  —  Medizinalstatistische  Mitteilungen 
aus  dem  Kaiser!.  Gesundheitsamte,  Bd.  4,  Heß  i^ 
Berlin  1897.  —  Dr.  Sptdngfeld,  Die  Er- 
richtung von  Apotheken  in  Preußen,  Berlin  1902. 

—  Das  Gesundheitswesen  des  preußischen  Stacttes 
im  Jahre  1908.  Bearbeitet  von  der  Medizinal- 
abteüung   des  Kultusministeriums,    Berlin  1905^ 

—  Pistar,  Bemerkungen  zur  Reform  des  Apor 
thekenwesens,  in  der  Deutschen  Vierteljahr sschr, 
f.  öffentl.  Gesundheitspflege,  Bd.  87  (1905),  S.  657  f. 

—  Weitere  Literatur  s.  beim  Art.  „Arzt". 

Xeukantp. 


Approbationen. 

Eine  A.  ist  das  Zeugnis  der  zuständigen 
Behörde  über  die  Befähigung  zur  Ausübung 
eines  bestimmten  Gewerbes  in  einer  bestimmten 
Weise.  Dieselbe  wird  in  der  Regel  nur  auf 
Grund  vorgängiger  Prüfung  erteilt.  Nach 
Reicbsrecht  ist  die  Erlangung  einer  A.  vor- 
geschrieben für  Apotheker,  Hebammen,  See- 
schiffer, Seesteuerleute,  Maschinisten  der  See- 
dampfschiffe, Lotsen,  sowie  für  solche  Personen, 
die  unter  dem  Titel  „Arzt"  (Wundarzt,  Augen- 
arzt, Geburtshelfer,  Zahnarzt,  Tierarzt)  oder 
einem  arztähnlichen  Titel  die  Heilkunde  be- 
treiben wollen,  oder  seitens  des  Staates  oder 
einer  Cfemeinde  als  Aerzte  anerkannt  oder  mit 
amtlichen  Funktionen  betraut  werden  sollen. 
Durch  landesgesetzliche  Vorschriften  kann  kraft 
reichsrechtlicher  Ermächtigung  die  Ausübimg 
des  Hufbeschlaggewerbes  und  des  Gewerbes 
der  Markscheider  von  der  Erlangung  einer  A. 
abhängig  gemacht  werden.  Ausnahmsweise  ist 
die  Erteilung  der  A.  an  Aerzte  und  Apotheker 
ohne  vorgängige  Prüfung  (gemäß  bundesrät- 
licher Anordnung)  zulässig,  §§  29,  30,  äOa,  31, 
34  Gew.O.  Eine  Zurücknahme  der  A.  der  Aerzte 
und  Apotheker  ist  nur  zulässig,  wenn  entweder 
die  Unrichtigkeit  der  Nachweise  dargetan  wird^ 
auf  Grund  deren  die  A.  erteilt  ist,  oder  wenn 
dem  Inhaber  der  A.  die  bürgerlichen  Ehren- 
I  rechte  aberkannt  sind,  letzterenfalls  jedoch  nur 
für  die  Dauer  des  Ehrverlustes;  eine  Zurück- 
nahme aller  sonstigen  vorerwähnten  A.  ist  ans 
denselben  Gründen,  sowie  femer  dann  statthaft, 
wenn  aus  Handlungen  oder  Unterlassungen  des 
Inhabers  der  Mangel  derjenigen  Eigenschaften 
klar  erhellt,  welche  bei  Erteilung  der  A.  voraus- 
gesetzt werden  muUten. 

Vgl.  Artt.  „Gewerbegesetzgebung",  „Apo- 
theker", „Arzt",  „Hebammen",  ,.Lot8en",  „Tier- 
ärzte". Netikamp, 
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Artieit. 

1*  Begrif  und  Wesen  der  Ä.  2,  Arien  der 
A.  8.  Die  Ersiefaung^  der  Menschheit  tm  A. 
4.  A-teilun}?  und  A.genidnflfhaft.  ö.  Die  Konse- 
ilöcnÄea  des  Prinzip:*  der  Ateiinng.  6  Ä. fähig- 
keit  und  A  JeiB,    7.  Die  Schßtzmi^  de?  A. 

h   Bogiiff  und  Wesen   der  A.     Die 

Triebkmft  cVr  KulHir  ist  das  Bedürfnis 
<Lexisl.  Ziir  Befriedigimg  der  raeügch- 
1  leben  BediMnisae  teind  Ä  r  b  e  i  t  e  n  notwendig, 
(L  h,  Kraftleistun  gen,  die  zu  nüt/Jicbea  Er- 
gebnissen zu  fflhren  bestimmt  sind. 

In  i\  e  r  Regel  l  ie<  larf  dieA.il  er  vern  ün  f I  i  g^  n 
ITeberkgiing,  gesiianntea  Aufmerksamkeit, 
Ausdatier  und  OeiJidd,  liäufig  aucli  der 
kor|)er]iehen  Austrengusig,  jedenfalls  aber 
der  Selbstzucht:  die  Folge  davon  ist^  daß 
die  Ä,  als  Mühe  empfunden  wijd,  —  and 
dem  entsprechen  auch  die  Aufidrücke  für 
.,A,"  in  hm  verschiedenen  Sprachen,  die 
iirspröDglieh  (wie  Ttdra^,  labor  und  das  alt- 
hocndeutsclio  aral>eit)  AöBlrengiing  und  Müh- 
sal bedeutet  haben.  Und  weil  die  Arbeit 
als  mühselig  empfunden  wird,  so  wird  sie 
regelmäBig  nur  um  eines  äußeren  (d.  h, 
au  fier  ihr  liegenden)  Zweckes  unternommen. 
Nfttürlicli  braucht  dieser  äußere  Zweck  durch- 
aus kein  umterieller  zu  sein :  er  kann  z.  B.  auch 
bestehen  in  der  Förderung  der  Gesundheit 
des  Arl>eiteuden  oder  ixi  der  Bereiclierung 
«einer  Erkenntnis  oder  in  der  Fürsorge  für 
dritte,  kurz  in  idealen  Oütem  jeder  Art, 
TÄtigkeiten,  die  ihren  Ijohn  schon  völlig  in 
sie.h  tragen  und  daher  um  ihrer  treibst  wülen 
unternommen  werden,  dürfen  nicht  als  „A.** 
bezeichnet  werden,  sonderu  sind  *-  Ei^haluiig 
und  Spiel  — 

Sofern  nun  die  Ä*  auf  Erlangung  von 
wirtscliaftlicheu  Gütern  irgend  weicher  Art 
gerichtet  ist,  fällt  sie  in  den  Bereich  der 
Nalionalökouoraie,  —  von  dieser  »og.  ,,wirt- 
hchafUiehen*'  A,  wird  daher  im  folgenden 
in  erster  Linie  die  Kede  sein.  Solche  Arbeil 
besteht  in  der  Hauptsache  darin,  die  Natur- 
ütoffe  filr  die  menschlichen  Bedürfnisse  dien- 
lich zu  machen,  mag  das  nun  ge^^^faehen 
durc^  spezielle  zweckbe wußte  Umfontiung 
oder  durch  Aneignung  und  Herbeischaffung 
des  von  der  Natur  gelieferten  Materials, 
I^ß  auf  Eitlen  fortgesetzt  gearbeitet  wird, 
ist  ftlr  die  leibliche  Existenz  des  Menschen- 
peichleeiits  unbedingt  erforderlich,  und  so 
ist  die  Ä.  (um  mit  5larx  zu  reden)  ewige 
Naturnotwendigkeit^  um  den  SlotTwechsel 
zwischen  Äleiiach  und  Natur,  also  das  men&ch- 
liehe  Letjcn  zu  vermitteln.  Ä,  und  Natur 
bilden  zusammen  die  elementaren  Faktoren 
aller  Produktion:  ,J)ie  A.  —  sagt  schon 
Petty  (1662)  —  ist  der  Vater  und  die  Erde 
die  Mutter  des  Reichtums/' 

A.  an  und  für  sich  muß  als  normale 
Lebensbetlliigimg   des  Meufichen  aufgeiaBt 


werden:  er  Ist  mit  der  FUhigkeit  ilazii  auf 
die  Welt  gekommen,  und  diese  Fähigkeit, 
die  ,,A,kraft*^  drangt  danach,  sieh  zu  F>e- 
tätigen,  —  trotz  der  Mühe,  die  die  Äu*- 
fühiiing  der  A,  erfordert.  Da  aber  <lie  A, 
^  entsprechend  der  Dauer  des  menschlichen 
Ijel»ens  und  den  täglich  sich  wiederltolenden 
Bedürfnissen  —  auch  dauernd  geleimt  iE 
werden  muß,  so  ptlegf  die  A Leistung,  ih^ 
vom  Einzelnen  g>i  vii-d,  sein  Bedürfnis 

nach  normaler  L*  -keit  (im  el*en  fest- 

gestellten Sinne)  ürbcblieh  zu  übersclirelten, 
Uebei-dies  legt  die  bestimmte  Art  und  Rtdi- 
tung  der  erfordeiteüAdeistung  dem  Menschen, 
der  in  einem  gegebenen  Augenblick  meist 
eine  andere  Art  von  A,  vorziehen  würde, 
einen  unangenehm  empfundenen  Zwang 
auf*  Darum  fallt  das  Indlnduum  die  A. 
(wie  schon  Smith  bemerkt  hat)  als  Tip  {er 
an  Ruhe,  Freiheit  und  Glück  auf.  Und  wenn 
Füurier  glaubt,  daß  die  A-  so  anziehend 
gemacht  werden  könne j  daß  sie  um  ihrer 
seJbst  wülen  alle  Kopfe  und  Hinde  in  Be- 
wegung setzt,  so  hat  schon  Proudhon 
solche  Anschauungen  mit  Recht  ins  Gebiet 
der  Traume  verwiesen:  „So  unzweifelliaft 
es  ist  daß  die  A.  als  die  höchste  Betätigung 
des  Lebens,  des  Geistes  und  der  Freiheit 
ihren  Rbiz  m  sich  selbst  trägt,  ^  so  leugne 
ich  doch,  daß  dieser  Reiz  jemals  völlig  ge- 
trennt werden  könne  vom  Motiv  der  Nütz- 
lichkeit, und  daß  es  eine  A,  um  der  A.  willen 
gibt.  Die  wahre  A.,  die  den  Reichtum  er- 
zeugt^ bedarf  viel  zu  sehr  der  Regel,  der 
Ausdauer  und  der  aufo|>femden  Hingebung, 
als  daß  sie  lange  die  Freundin  der  I^ust  sein 
künnle,  die  ihrer  Natur  nach  flüchtig,  un- 
beständig und  unordenilich  isl.** 

2.  Arten  der  A.  Die  Nationalöko- 
nomie unterscheidet  die  folgenden  Arten 
von  A.  Zunächst  körperliche  oder 
geistige,  je  nachdem  vorzugsweise 
physische  Kräfte  oder  üehiruki^fte  xur 
Anwendung  kommeu.  Doch  entspricht  hier 
der  motlernen  Gestaltung  der  sozialen  und 
technischen  VerliältuiKse  mehr  die  von  Julius 
Wolf  vorgeschlagene  Einteilung  in  schöpfe- 
rische, diBpositive  (d,  h.  leitende)  und 
e:cekutive  (d.  tu  ausführende)  A*  Bei  der 
ausführenden  A*  wird  dann  (ebenso  wie  liei 
der  körfjerlichen  A.)  noch  weiter  unter* 
schieden  zwischen  der  gelernten  und  der 
ungelernten,  je  nat-hdem  zu  ihrer  Ver- 
richtung eine  länger  währende  Ausbildung 
nötig  gewesen  ist  oder  nicht  —  Die  A,  wird 
ferner  als  frei  oder  unfrei  bezeichnet,  je 
nachdem  sie  rechtlich  als  Konse<]neuz 
einer  freien  WUlensenischließung  o<ier  eines 
Zwanges  (wie  z,  B.  beim  Sklaven)  eiscbeint, 
—  Die  A,  ist  eine  materielle  oder  im- 
materielle, je  nachdem  sie  in  einem  Sach- 
gut  sich  verkörpert  (auch  an  einem  Natui^lofT 
s.  B.  dtimh  Transport  meh  betSligt)  oder  aber 
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fRrie  z.  B.  persönliche  Dienste), 
i  endlich  eine  produktive 
k  t  i  V  e  sein,  —  Begriffe,  deren 
mit  aller  Reserve  gegeben 
ia  darQber  unter  den  National- 
|b  gestritten  worden  und  noch 
IB  keine  Einigkeit  erzielt  ist. 
lilisten  erklärten  nur  die 
ktiv,  die  den  Handels-  und 
Km  vermehrte  oder  Edel- 
imd  brächte.  Die  Physio  - 
fie  landwii-tschaftliche  A.,  weil 
lallein   einen  Reinertrag  (die 

f   Grundrente)   hervorbrächte, 
blofi   die  A.,   die   zur   Her- 
Sach  gutem     diente.      Erst 
0   List   erkennen   auch   alle 
Kenstleistungen  und  geistigen 
JEtiv   an.    Besonders   List   hat 
r  klassischen  Nationalökonomie 
lieurdum  ^führt    „Nach  ihr 
iweine  erzieht,  ein  produktives 
esellschaft ;  wer  Menschen  er- 
Mrodnktives.    Wer  Dudelsäcke 
ameln    zum    Verkauf    fertigt, 
e  größten  Virtuosen  dagegen 
iduktiv.    Der  Arzt,  der  seine 
at,  gehört  nicht   in   die   pro- 
e,  wohl  aber  der  Apotheker- 
t  die  Pillen,  die  er  produziert, 
nuten  existieren  mögen,  bevor 
aae  übergehen.    Ein  Newton, 
Ciepler  sind  nicht  so  produktiv 
lin  Pferd  oder  ein  Ptiugstier." 
nend  so  einleuchtenden  Aus- 
id   aber  weit  entfernt  davon, 
tonnt  zu  sein.    So  hält  Rod- 
fie  materielle  A.  für  produktiv, 
m  A^  die  im  Produktions- 
?aren  aufgewendet   wird   (im 
den  A.,   die  aus   der  Form- 
der  Waren  entspringen),  und 
Igrar-  und  Mittelstandspolitiker 
)h,  bloß  daß  ihre  Begründung 
iat  als  die  Marxische.     Unsrer 
gibt  es  keine   allgemeine 
•  fraglichen  Begriffe,  sondern 
a  fragen:  produktiv  oder  un- 
wen?    Dann  kommt  man  zu 
Begriffsbestimmungen :  die  A. 
)der  unproduktiv  für  den  i  s  o  - 
5haftenden  (und  ebenso  für 
Eigenbedarf     deckenden) 
nachdem  sie  Gebrauchswerte 
en   Arbeitsaufwand   sub- 
ider  nicht,  —  sie  ist  i)roduktiv 
tiv  für  die  private  kapita- 
irtschaft,   je  nachdem  der 
Abproduktes    die   Kosten   mit 
fbringt  oder  nicht,  —  sie   ist 
Itiv  oder  unproduktiv  für  die 
wtri^oohaft,   je   nachdem   sie  den 
Jreicfatum  (d.  h.  die  Masse  der  natio- 


nalen Gebrauchsgüter  und  der  Hilfsmittel 
zur  Produktion)  vermehrt  (sei's  direkt  durch 
Neuschaffung,  sei's  indirekt  durch  Ermög- 
lichung und  Förderung)  oder  nicht 

3.  Die  Erziehimg  der  Menschheit  zur 
A.  Gewisse  A.  sind  von  den  rohen 
Naturvölkern  mit  Vorliebe  ergriffen  worden : 
vor  allem  Krieg  und  Jagd.  Es  waren  die 
nächstliegenden  A.,  die  dem  Wilden  diuxjh 
die  Umwelt  aufgezwungen  oder  doch  min- 
destens nahegelegt  wurden,  —  sie  auszuüben, 
war  er  um  so  eher  geneigt,  als  Krieg  und 
Jagd  durch  Abwechslung  leichter  die  Auf- 
merksamkeit fesseln,  durch  Gefahren  die 
Tätigkeit  des  Verstandes  herausfordern  und 
im  übrigen  seinen  Raubtierinstinkten  am 
ehesten  entsprechen.  Viel  schwerer  ge- 
wöhnten sich  die  Naturmenschen  an  die 
produktive  wirtschaftliche  Arbeit, 
die  der  Reize  von  Krieg  und  Jagd  entbehrte, 
aber  —  mit  der  Zunahme  der  Bevölkerung  — 
notwendig  wurde,  um  die  Lebensnotdurft  zu 
decken.  Hier  handelt  es  sich  darum,  Natur- 
stoffe durch  planmäßig  vorgenommene  Form- 
und Ortsveränderung  gebrauchsfertig  zu 
machen.  Und  gerade  zu  dieser  A.  be<iuemt 
sich  der  Naturmensch  am  schwersten :  denn 
wenn  er  auch,  im  ganzen  genommen,  (nach 
Ratzeis  Zeugnis)  oft  ein  nicht  geringeres 
Maß  von  A.  leistet  als  der  Kulturmensch,  so 
leistet  er  sie  doch  nicht  in  regelmäßiger 
Weise,  sondern  sprungweise  und  launenhaft^ 
—  die  angespannte,  regelmäßige  A.,  das  ist 
es,  was  der  Naturmensch  scheut !  Nicht  die 
Ermüdung  der  Muskeln  veranlaßt,  wie 
F  e  r  r  e  r  0  festgestellt  hat  (vgl.  die  Darstellung 
seiner  Lehre  durch  Bücher),  das  Wider- 
streben des  primitiven  Menschen  gegen  die 
produktive  Arbeit,  sondern  die  Abneigung 
gegen  die  methodische  Geistes-  und  Willens- 
anstrengung. Beweis:  die  Vorliebe  der 
Naturmenschen  für  den  Tanz,  der  bis  zur 
Raserei  und  zur  Er8chöi)fung  ihrer  Kräfte 
geht;  der  aber  den  Vorzug  hat,  sich  bis  zu 
einem  gewissen  Grade  automatisch  zu  voll- 
ziehen, indem  die  in  den  psychischen  Zentren 
angehäufte  Nerven  kraft  ausgelöst  wird,  ohne 
immer  erneutes  Nachdenken  und  erneute 
Willensbetätigimg  nötig  zu  machen.  Gelang 
es  nun,  bei  der  wirtschaftlichen  A.  die 
Köri)erbewegung  des  rohen  Naturmenschen 
ebenfalls  einigermaßen  automatisch  zu  ge- 
stalten, so  war  sein  Widerstand  dagegen 
viel  besser  zu  überwinden,  —  und  dies  Ziel 
wurde  im  Anschluß  an  die  rhythmische 
Gestaltung  der  A. Verrichtungen  wirklich  er- 
reicht. Auf  diesen  Punkt,  der  für  die  Er- 
ziehung des  Menschen  zur  A.  von  großer 
Bedeutung  ist,  müssen  wir  hier  (im  Anschluß 
an  Büchers  „A.  und  Rhythmus")  näher 
eingehen. 

Bei  der  A.  kann  die  fortgesetzte  geistig» 
Anspannung  bis  za  einem  gewissen  Grade  da- 
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4arcli  amsgeKcbaltct  werdeu,  daß  an  Stelle  der 
vom  Willeu  geleiteten  Bewegniig  die  automa* 
tische  gesetzt  wird.  Eine  »«olcbe  tritt  dann 
ein,  wenn  ts  lüreling^t^  die  K ruft e ausgäbe  bei  der 
A,  sü  zn  regnliereii,  d^^Q  sie  in  einem  j^ewissen 
Oleichniali  erfolgt  und  dalJ  Beginn  und  Ende 
einer  Bewegung  immer  zwischen  denselben 
rüninlid*en  nud  zeitUcbeu  Greozen  liegen:  die 
einmal  in  Tätigkeit  gesetzte,  in  beistimmten 
zeitlichen  und  dynamischen  MaUTerhälttiiäficn 
wirkende  k^frperlicbe  Funktiüu  setzt  sich  me- 
chftnifieh  fort,  ohne  eine  neue  Willensbetäti- 
yung  zn  erfordern,  —  bis  ein  veränderter 
WiliemtenlBchlaM  interveniert  Und  dazu  ge- 
langt man,  weil  alle  A.verriclitiingen,  die  sich 
gleichniäOig  wiederholeu.  in  einem  gewissen 
K  h  y  t  b  m  US  abs^ol  viert  werden :  in  vielen  Fällen, 
wo  Töne  den  Takt  der  A.  miirkieren,  g'eht 
dann  dem  A.Rhythmiifi  ein  Tonrbytbinufl 
korrekt poTidierend  j^ur  Seite,  Wie  der  Dreitakt 
^ea  Drescbt^egeis  zu  dem  in  Schnee  eiugebiillten 
^enticlien  Dorfe,  sa  gebort  der  JanCe  Schlag  des 
Tapascblä^ls  zur  Niederlassung  am  SUdf^eein- 
fiulanern,  der  dumpfe  Ton  der  Rei^stanipfe  zum 
Campong  der  Malayen,  der  Gleichklang  des  höl- 
zernen Getreidemür^erÄ  zum  Negerdorfe,  das 
helle  Lunten  des  KafteemüTsers  und  dag  schwer- 
fällige Geriinsch  der  IJandinühle  zum  Zeltdorf e 
der  Bedniuen. 

Wo  zwar  eine  rhythmen bildende  Regulie- 
rung der  A.vernchfUQ^en  rnuy-lich  ißt,  diese 
aber  keinen  eigentlichen  Takt^jichüll  ergeben, 
wird  derselbe  dnrt'h  küust liebe  Mittel  hei\ür- 
gerufen:  in  erster  Linie  dient  dajsu  ilie  menscb- 
Ikbe  Stimtne,  häutig  aber  amh  ein  lustnimeni^ 
dnrch  das  siih  ein  Tun  hervurhringen  Iftljt  (in 
den  meisten  Fällen  die  Trommel),  ^o  entstehen 
die  A.gesiinge,  deren  jeder  einer  bestimmteu 
A.Verrichtung  angepaOt  ist.  In  anderen  Fällen 
veraiilfläHen  die  Tonrhytbmen  rielg-eübter  Ä. 
den  Natur  menschen,  sie  mit  der  Stimme  nach- 
znbildeQ.  Damm  hat  jede  A,  ibr  besouderea 
liied,  da«  bei  keiner  andern  tielegenheit  gesnugen 
wird;  und  da  die  Mahvevbältuis?<e  der  Körper- 
bewegnug  bei  Ter^chiedenen  Individuen  ver- 
ichieden  aind,  80  hat  bei  ui  au  eben  Naturvulfcem 
jedermann  seinen  eignen  Gelangt  über  desaen 
Besitz  er  eifenjüchtig  wnclil,  Dnd  sobald  die 
A.  von  einer  Gruppe  vou  Mensfben  verrichtet 
wird,  entstehen  Geselhchal'tslieder^  die  sich  in 
ihrem  Zeitmal»  dem  Hhythmn«  der  ge»elli^n 
A.  anpaasen.  Auf  diese  Weise  kommt  eine 
rhythniigch-automatisfli©  trestaltung  der  meisten 
Arbeiten  zustande,  wodurch  ihre  Verrichtung 
dem  Nalurraeiiiithen,  der  dadurch  von  geiätigen 
Anstrenguugen  dispensiert  wird,  ungemein  er- 
leichtert wird,  ireberdief  ergehen  sich  mit  der 
Erfindung  und  Anwendung  der  ersten  Werk- 
zeuge au^  hartem,  stark  .schwingenden  Material 
rhythmisch  vetlaufipüde  und  darum  mutika lisch 
wirkende  Ä.geräuschet  die  auf  den  primitiven 
MeuHchen  eiiien  inzitierenden  Eln^uL  au^Uhen^ 
weil  sie  natürliche  Lnatgeföhle  erregen,  die  er 
durch  df-n  nachahmenden  Laut  der  i^timme  zu 
wiederholen  und  zu  verstärken  strebt.  ^Der 
Hhythmn»  —  lautet  ein  Aphoriimui  Nietz* 
«ches  —  itt  eben  ein  Zwang;  er  erzeugt  eine 
nnUberivindliche  f^nst  nachzugeben,  mit^insu- 
Btimmen!'' 

Da8  Resultat   ist  als*:»:   das  Priosfilji  der 


rhythndscheti  Geßtaltimg  der  iirimitiven 
A. Prozesse  hilft  den  Widerstand  der  Natur- 
v5Jker  gegen  die  Vemchtung  regelmäßiger 
wirtgchaftjieber  Arl>eiten  bischen,  indem  es 
dasjenige  A.eletueut  mögüchet  ^erriaßert, 
das  ihnen  am  eeliwersteu  fällt:  das  fort* 
gesetzte  Nachdenken,  ■ —  und  indem  es  ferner 
ilas  erzeugt,  was  sie  bei  ihrer  iDdoleo^, 
Energielosigkeit  und  Un Stetigkeit  am  meisten 
brauchen :  eine  .gehobene  8timmung,  ohne 
die  820  zti  energischen  Kraftleistuiigen  nicht 
fähig  sind^^  (Ü.  TIl  F ritsch).  So  iit  der 
A.rhvthmus  und  *gesaug  ein  mächtiges  JUittel 
7Mt  üisziplinierung  der  Haturvölken  zu  ilircr 
Gewöhnung  an  regelmäiäige  Ä.  gewesen. 

Immerhin  wii-d  diese  trotz  der  Erleichte- 
nmg  von  den  Naturmenschen  noch  allgemein 
so  sehr  als  l^st  emfifunden,  daß  bei  ihnen 
der  Dmng  vorheiTScht,  sich  der  A.  nach 
Möglichkeit  zu  entziehen  und  —  da  sie  nun 
docn  einmal  geleistet  werden  muB  —  andere 
dazu  zu  zwingen.  Si>  wird  zuuMist  der 
größere  Teil  der  Ä,  vielfac^h  vom  Manne  anf 
das  schwächere  Geschlet^iht  abgewälzt,  — 
ein  Zusfcind,  der  sich  bei  vielen  Naturvölkern 
bis  auf  den  heutigen  Tag  erhalten  hat  „Bei 
den  Indiaiiern  —  Ix-richtel  Joe  st  aus 
Guyana  —  ist  es  selbstverständlich,  daß  der 
überwiegend  größere  Teil  aller  Ä*  den  Frauen 
zufällt.  Nur  der  Trieb  der  Sellisterhallimg 
und  der  eiE^rne  Naturs^waug  veranlaßt  sie, 
gewisse  A.^  die  sie  ihren  Fntueii  nicht  anf- 
bilitien* können,  selbst  *^u  verrichten:  dasu 
gehört  die  Jagd  atif  Fische  und  Tiere  des 
Waklcs^  <ler  Bau  der  Hütten  und  der  Dauni- 
käline-  Dagegen  muß  eine  Indianer frau 
außei^cutleiitlich  viel  arbeiten.  Abgesehen 
von  ihren  Flüchten  als  Mutler,  KöcMo^ 
U'^äschenn,  Spinnerin,  Wcbeiin,  Last-  Uttfi 
Arbeitstier  im  allgemeinen,  hat  sie  die  Maniok-, 
Bananen-,  Pleffer-  \m\\\  -liäume  und  -Felder 
in  Oitlnung  tu  halten,  wälirend  sie  den  Hest 
ihi'cr  Zeit  durt^h  Anfertigen  von  Töpfen^ 
Kijrhen  nsw.  nnsfiUlt.*' 

Forner  suchen  energische  und  machtvolle 
Völkerslämme  schwächere  in  iljren  Dienst 
zu  I  fressen :  so  entsteht  ilie  Sklavei-ei,  die  den 
Ä. zwang  dureh  i'ücksichtslosen  Druck  und 
Bestraf mig  von  rntleiß  ziu'  JJurchfölirung 
bringt,  \ermutlich  ist  auf  diese  Weise  äu- 
erst  dje  volle  Regelmäßigkeit  der  AJeistitngen 
einer  Klasse  von  Menschen  —  ohne  RQok- 
fälle  in  gi'öliere  l*ausen  der  Huhe  und  dea  öe- 
misfy^s  —  erhielt  wonleu.  Jetzt  ist  auch 
die  Möglichkeit  gegeljetu  eine  höhere  Kultur 
zw  entwickeln,  da  die  herrschende  Kaste 
dureli  die  Mehrarbeit  der  anderen  von  der 
Not  des  Lelicns  befreit  und  somit  in  die 
Lage  versetzt  ist,  eine  neue  Welt  des  Be- 
dfirtnieses  7Ai  schalFen  und  zu  befriefligen, 
.,Eine  OnalchtT  die  wie  ein  Oeier  dem 
iir*>inethei8cJieti  Förderer  der  Kultur  au  der 
Leber  nagt:    deshalb   dürfen  wir  auch   die 
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berrli<^e  Kiiltnr  mit  einem  bluttriefenden 
Sieger  Tergleiehen,  der  bei  seinem  Triumph- 
zage die  an  seinen  Wagen  gefesselten  Be- 
^^eii  als  Sklaven  mitschleppt,  —  die 
üppige  Kleopatra  Kultur  wirft  immer  wieder 
die  unschätzbarsten  Perlen  in  ihren  goldenen 
Becher:  diese  Perlen  sind  die  Tränen  des 
Mitleidens  mit  dem  Sklaven  und  der  Sklaven- 
arbeif-  (Nietzsche). 

4.  A.teiliuig  und  A^gemeinschaft 
Schon  in  den  frühesten  Zeiten  war  den 
Menschen  die  Erkenntnis  von  dem  Nutzen 
gemeinsamer  Arbeit  aufgegangen:  sei's 
daß  sie  gewisse  Resultate  überhaupt  erst 
mißlich  macht,  sei's  daß  sie  (was  die 
Regel  bildet)  durch  Arbeitsteilung,  d.h. 
Verteilung  der  verschiedenen  A.  unter  ver- 
schiedene Personen  das  Produkt  derA.leistung 
mächtig  steigert  oder  viel  schneller  als  sonst 
zum  Ziele  führt.  Besonders  zeigt  sich  bald, 
daß  der  Mensch,  der  sich  auf  eine  Anzahl 
A  beschränkt,  diese  aber  immer  und  immer 
wieder  vollbringt,  es  rasch  zur  Kunstfertig- 
keit darin  bringt  und  arbeitfördemde  Hilfs- 
mittel ersinnt.  A.teilung  und  A.gemeinschaft 
ergeben  sich  einfach  mit  Notwendigkeit  aus 
dem  ökonomischen  Prinzip,  das  (in  Konse- 
^juenz  natürlicher  Instinkte)  den  Menschen 
antreibt,  ein  möglichst  großes  Quantum  von 
Lebensgenuß  mit  möglichst  geringen  Opfern 
an  Lebenskraft  anzustreben. 

Schon  innerhalb  einer  Familie,  unter  Um- 
ständen weiter  entwickelt  innerhalb  eines 
Stammes,  entsprang  —  wie  Marx  richtig 
bemerkt  hat  —  eine  naturwüchsige 
Teilung  der  A.:  die  Macht  des  Familien- 
oberhauptes, die  Geschlechts-  und  Alters- 
unterschiede wie  die  mit  dem  Wechsel  der 
Jahreszeiten  wechselnden  Naturbedingungen 
derA.  regeln  ihre  Verteilung  unter  die  ein- 
zelnen Familienglieder  (vgl.  den  zitierten 
Bericht  über  die  IndianeHamilie).  InnerhsJb 
•eines  Stammes  pflegen  dann  zuerst  gewisse 
besonders  ausgezeichnete  A.  sich  zu  be- 
sonderen Berufen  zu  kristallisieren:  so  die 
des  Richters,  Priesters,  Zauberers,  Sängers 
nnd  Schmieds.  Ein  anschauliches  Bild  emes 
Gemeinwesens,  in  dem  sich  die  Absonderung 
^er  Anzahl  Berufe  naturwüchsig  entwickelt 
hat,  liefern  die  uraltertümlichen  kleinen 
indischen  Gemeinden,  die  sich  zum  Teil  bis 
in  die  Gegenwart  erhalten  haben.  In  der 
einfachsten  (noch  existierenden)  Form  bebaut 
die  Gemeinde  das  Land  gemeinschaftlich  und 
verteilt  seine  Produkte  unter  ihre  Glieder, 
während  jede  Familie  Spinnen,  Weben  usw. 
als  häusliches  Nebengewerbe  treibt ;  —  neben 
dieser  gleichartig  b^häftigten  Masse  finden 
wir  den  Richter,  der  zugleich  als  Steuer- 
einnehmer fungiert;  den  Schutzmann;  den 
Wachtmann  an  der  Grenze  der  Gemeinde; 
den  Buchhalter,  der  die  Rechnung  über  den 
Ackerbau  führt;  den  Braminen;  den  Schul- 


meister; den  „Kalender"-Braminen,  der  die 
Zeiten  für  alle  Ackerbauarbeiten  angibt; 
einen  Schmied  und  einen  Zimmermann  für 
Verfertigung  und  Reparatur  der  Ackerbau- 
werkzeuge ;  den  Barbier ;  endlich  den  Wäscher 
für  die  Reinigung  der  Kleider. 

Diese  naturwüchsige  Teilung  der  A.  wird 
dann  da,  wo  die  Bevölkerung  wächst,  das 
Gemeinwesen  sich  ausdehnt  und  die  Ange- 
hörigen fremder  Stämme  als  Sklaven  herbei- 
geholt werden,  sich  immer  weiter  entwickeln. 
Wo  verschiedene  selbständige  Gemeinwesen 
miteinander  in  Berührung  kommen,  findet 
bald  ein  regelmäßiger  Warenaustausch  statt, 
der  zu  neuer  Teilung  der  A.  und  damit  zur 
Schaffung  neuer  Berufe  den  Anstoß  gibt. 

Von  epochaler  Bedeutung  für  die  fernere 
Ausdehnung  der  A.teilung  ist,  wie  zuerst  James 
Steuart  nachgewiesen  hat,  die  Begründung 
der  Städte  geworden.  Hier  gelangt  zunächst 
die  gesellschaftliche  A.teilung  (d.  h. 
die  Spezialisierung  in  Berufsarten)  und  nach- 
her die  technische  A.teilung  (d.  h.  die 
Zerlegung  einer  beruflichen  Arbeit  in  eine 
Reihe  verschiedenartiger  einfacher  Opera- 
tionen) zur  höchsten  Entwicklung.  Die 
Spezialisierung  in  gewerbliche  Berufsarten, 
die  sich  in  den  Städten  ganz  naturwüchsig 
ausbildete,  erfuhr  im  Zeitalter  der  Zünfte 
noch  ganz  besondere  Förderung.  „Riefen 
damals  äußere  umstände  —  sagt  Marx, 
der  zuerst  auf  diesen  Punkt  aufmerksam 
gemacht  hat  —  eine  fortschreitende  Teilung 
der  A.  hervor,  so  zerspalteten  sich  be- 
stehende Zünfte  in  Unterarten  oder  lagerten 
sich  neue  Zünfte  neben  die  alten  hin,  — 
jedoch  ohne  Zusammenfassung  verschiedener 
Handwerke  in  einer  Werkstatt"  Während 
die  gesellschaftliche  A.teilung  mächtig 
entwickelt  wiu^e,  konnte  dagegen  dieA.teilung 
innerhalb  der  Werkstätte  damals  nur 
wenig  ausgebildet  werden,  weil  die  Zunft- 
organisation planmäßig  das  Aufkommen  von 
Kapitalismus  und  Großbetrieb  hinderte,  die 
die  Voraussetzungen  davon  sind.  Um  so  mehr 
mußte  nachher  die  Entwicklung  der  kapita- 
listischen Produktionsweise  durch  ihre  Eigen- 
art ganz  von  selber  zu  einer  weitgehenden 
A.teilung  innerhalb  jeder  Unternehmung 
führen.  Schon  die  Manufaktur  (die  Form 
des  produzierenden  Großbetriebs  vom  16.  bis 
18.  Jahrhundert)  verwandelte  —  wie  am 
besten  Marx  geschildert  hat  —  das  Produkt 
aus  dem  Erzeugnis  eines  selbständigen  Hand- 
werkers, der  vielerlei  nacheinander  tut,  in  das 
Erzeugnis  einer  Anzahl  vereint  schaffender, 
abhängiger  Handwerker,  von  denen  jeder 
fortwährend  nur  eine  und  dieselbe  Teilarbeit 
verrichtet  Die  Verrichtung  bleibt  noch  hand- 
werksmäßig, —  indem  aber  immer  derselbe  Ar- 
beiter an  dieselbe  Einzelheit  festgeschmiedet 
wird,  erzeugt  dieA.teilung  in  der  Manufaktur 
die  Virtuosität   des   Detailaibeiters   und 
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ftlhH  Äur  8pezialisieniog  der  Werkzeuge, 
begünstigt  flaher  iingienieiD  EHindiingen 
teciuiiöeher  Art,  Weiter:  ^.itidem  man  tlie 
Arbeit  in  v^erseltieclene  0|>eratioüeii  zerlegt 
deren  jedö  vei-scbiedano  Grade  von  Gewandt- 
heit und  Kraft  erfordert,  kann  genau  das 
jader  Operation  eut^ipreehende  Quantiun  von 
Kraft  und  Gewandtheit  bereitgestellt  wei-den, 
—  während  ohne  A.tPilung  dasselbe  Imli* 
viduiim  genug  Gewandtheit  för  die  deli- 
katesten Verrtohtungeii  und  genug  Kraft  für 
die  mfjhseJigBten  besitüen  miiHte^M  Babbapre). 
Da  ferner  der  Abteilung  die*  A.gemein- 
schaft  entsprechen  muß,  d,  h.  (im  vor- 
liegenden FalJe)  da  das  A.ergebnis  des 
einen  Teilai^beitens  den  Ausgangspunkt  fflr 
die  A.  des  andern  bildet,  my  hat  der  im- 
nnterbrochene  Fortgang  der  Gesanitartiett 
zur  Yoraus>^et7.nng.  daß  allseitig  in  gegebener 
A.2eit  ein  gegebenes  Reatdtat  erhielt  wird 
und  alles  planmäßig  ineinander  greift  Durch 
diese  gegenseitige  Abhängigkeit  ist  jeder 
Eiozeloe  gehsütjcn,  nur  die  notwendige  Zeit 
zur  Yerrichtung  seiner  Aufgabe  zu  rerweDden, 
woduix^h  eine  gansi  andere  Kontinuität  und 
vor  aileiu  Intensität  der  A,  erziel t  wird 
als  irn  imabhängigen  Handwerk.  Jn  der 
Fabrik  wenlen  dann  viele  in  der  genannten 
Riebtung  imtenjomniene  AusÄlze,  die  in  der 
Manufaktur  bk»ß  angedeutet  sind,  xur  vollen 
Entwicklung  gebucht.  So  wiril  ei^t  hier 
»lie  Scheidung  aller  geistigen  Fähigkeiten 
dee  Frodiikiixinepfoze^eeft  von  der  Hand- 
ai-beit,  die  Auflösung  aller  A^vorgange  in 
ihre  Bestandteile  (d,  h.  in  die  einfachsten 
Bewegungen)  und  das  Prin/if»  der  Ausführung 
der  einzelnen  Vemchttmgen  durch  besondere, 
jeweilig  geeignete  Teilarheiter  (vom  Doktor 
der  Chemie  bis  hemb  Kum  frisch  ange- 
wofrl>enen  Bauernkneeht  und  znm  Kind  jeder 
Altersstufe)  zur  Vollendung  gf>braclit  Und 
alles  am  ssusammen  macht  wieder  eine 
kasernenmäßige  Disziplin  und,  ihr  ent- 
Bprechend,  eine  allseitige,  gleiciimäßige  Inten- 
sität der  Ä.  notwendig,  wenn  anders  der 
Fabrikbetrieb  mit  all  den  verschiedenen,  in- 
einander gi'eif enden  A. Verrichtungen  glatt 
und  ohne  innere  Reibuogs widerstände  funktio- 
nieren Süll.  So  müssen  hier  die  TeiJarbeiler 
auf  ihre  tirfrcs:^^! müßigen  Gewohnheiten  hei 
der  Ä.  VI  imd  sich  der  unverÄnder- 

Uchen     Iv  ri;|keit     der     maschinellen 

1  jeisttt  i  1  gel  1  an  1  j^issen , 

Im  Zusammenhange  mit  der  Entwick- 
lung der  kajjjtalistiscSen  Pnxluktions weise 
steht  die  ScliaflFung  des  Weltmarktes;  und 
sie  führt  zu  der  sog*  „internationalen 
(richtiger :  territorialen)  Arbeits- 
teilung;^ die  damuf  beruht^  daß  die  ver- 
fehl ei:lenen  Jjands triebe  sich  —  teils  ans 
(} runden  von  Bodenbeschafl'enheit  und  Klftiia» 
teils  aus  denen  der  ökonoinischen  Eotwick- 
Inng  —   verschiedenen   Ä.zweigen   widmen 


und    die    Produkte    nntereinander   austau- 
schen. 

Die  Entwicklung  der  Abteilung  hängt 
aber  nicht  vom  Belielien  der  Ka[iitalisteti 
ab,  sondeni  es  müssen  gewisse  Voibe- 
dingimgen  erfvlllt  sein.  So  wird  bei  Ein- 
führung der  beruflichen  Abteilung  voibuä- 
gesetzt,  daß  der  neugeschaffene  Beruf  einen 
2ur  Aufnahme  seiner  Produkte  fähigen  .Uarkt 
vorfindet.  Bei  Einführung  der  Abteilung 
innerhalb  der  Unternehmung  wird  —ab- 
gesehen davon,  daß  aucli  hier  eine  ^ahbing^ 
fähige  Nachfrage  iiacli  der  vei-größerten 
Prorbiktenmenge  vorhanden  sein  muß  ^^ 
vorausgesetzt,  daß  der  Produktiouspi"ozeB  in 
vers*':hiedene  Teile  zerlegt  werden  kann,  die 
von  verseil iedenen  Personen  gleichzeitig 
übernomTnen  weitlen  können  (d.  1l  daß  also 
das  Nacheinander  des  natürlichen  Pro- 
dukt ionsj*ro3iesscs  in  ein  Nebeneinander 
der  organisieiten  Produklionsarbeit  ver- 
wandelt werden  kannK  Diese  Möglichlcc^it 
ist  schon  nicht  bei  alien  Gewerben  gleich- 
mäßig gegeben,  —  vor  alleai  aber  beruht 
auf  dem  Mangel  «iieser  Voraussetzung  die 
geringe  Anwendbarkeit  des  Prinzips  der 
Abteilung  In  der  Uandvvirtf>chaft, 

5p  Die  Knnse{|iiens(on  de^  Prinziii^ 
der  A.teiliiiig.  Die  Durchfübnmg  der 
Abteilung  mußte  —  wie  sich  auch  schon 
ans  tm serer  Darstellung  ihrer  geschichtlichea 
Entwicklung  ergibt  —  mUchtig  zur  Stt*ige- 
rung  der  l^mdüktivität  der  A.  beiüii£r»vn : 
hau  ptsiUrh  lieh  wegen  der  nun  mehr  erfo)^'  i- 
den  Verwertung  der  Ä.kräfte  gemäß  ihri^rn 
speziellen  B*3gabungen,  wegen  der  Virtuo- 
sität des  Tcilarbeiters,  wegen  des  starken 
Anreizes  zu  technischen  Erfindungen  und 
wiegen  der  Ansiedelung  der  verscIüedeneQ 
Pr^uktionszweige  an  den  für  ste  geeignet- 
sten Standorten,  Die  Nachteile  der  roll  ent- 
wickelten A,teilung  sind  seil  dem  18.  Jahr- 
hundert Gegenstand  beständiger  Kla^,  -* 
sie  bestehen,  soweit  sie  l^erochtigi  sind,  haupt- 
sächlich tlarin^  daß  die  einzelnen  Bemfszweige 
so  abhängig  voneinander  seien,  daß  die 
Krise  einesGewerks  leicht  anste<*kend  auf 
die  anderen  wirkt,  ~  daß  der  Dotailarbeiter 
außerhalb  seiner  engen  Spezialität  äußerst 
schwer  Verwendung  finden  könne,  —  daft 
er  nicht  mehr  die  Freude  an  seinem  Schaffen 
hal>e  wie  früher,  wo  er  noch  Schöpfer  des 
ganzen  Pimlukts  einer  Branche  gewesen 
sei,  —  daß  die  A.  eintönig  geworden  sei  und 
durch  die  heute  notwendig  gemachte  IntensitAt 
leicht  zur  LTeberanstrengung ,  zumal  der 
Frauen  und  Kinder,  führe,  deren  massenhafte 
Kxploitation  in  der  Industrie  Oberhaupt  erst 
durch  die  modenie  A.teilyng  ermf^licht  sei ! 
Und  gerade  da^  wo  die  A.teilung  am 
weitesten  gediehen  ist,  in  der  mit  großer 
Ma;gchinerie  produzierenden  Fabrik  ist  die  / 
am  uiodenirilckendeten,  weil  der  Arbeiter  zun 
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Dieoer  des  mecbanischen  A.mittels  herabge- 
drückt  ist,  dessen  Bewegungen  er  za  folgen 
hat  Hier  ist  von  der  A.  alle  Poesie  ge- 
wichen, der  A.gesang  —  wie  Bücher  klagt  — 
Terschwunden :  was  vermöchte  auch  die 
Menschenstimme  gegen  das  Knattern  des 
RSderwerks,  das  Surren  der  Transmissionen 
und  alle  jene  unbestimmbaren  Geräusche, 
die  die  meisten  Fabriksäle  erfüllen  und  aus 
ihnen  das  Behagen  verscheuchen?  Das  ist 
eben  der  hohe  Preis,  um  den  die  modernen 
Nationen  die  Vorteile  der  industriellen  Zivili- 
sation, die  Steigerung  der  Produktion  — 
wenigstens  auf  einzelnen  Gebieten  —  ins 
Ungeheure  und  die  (soweit  nicht  die  Ab- 
nahme von  Bodenkräften  entgegensteht) 
immer  stärker  anwachsende  Ergiebigkeit  der 
A.leistiingen  erkauft  haben!  £s  wird  die 
Aufgabe  der  Staatsgewalt  sein,  die  üebel 
der  Abteilung  durch  Verbot  übermäßiger 
A^dauer,  Einschränkung  gesundheitsschäd- 
licher Beschäftigung  und  bindere  Fürsorge 
für  weibliche  und  jugendliche  A.kräfte  nach 
Möglichkeit  zu  mildern. 

6.  A.fiLhigkeit  und  A.flei8S.  Die 
AJähigkeit  der  Menschen  d.  h.  ihre 
FWgkeit  zur  Verrichtung  wirtschaftlicher 
A.  hängt  von  einer  ganzen  Reihe  von 
Faktoren  ab.  Die  hauptsächlichsten,  da- 
von sind:  einmal  die  physischen,  geistigen 
und  moralischen  Anlagen,  die  nicht  bloß 
individuell  verschieden  sind,  sondern  auch 
durchschnittliche  Unterschiede  je  nach  Ge- 
schledit,  Alter,  Nationalität  und  Rasse  auf- 
weisen, —  dann  Klima  und  Bodenbeschaffen- 
beit  —  weiter  Lebensweise  und  speziell 
Ernährung,  die  ja  die  tägliche  Reproduktion 
der  Arbeitsfähigkeit  zustande  bringt,  — 
schließlich  die  Erziehung  zur  Arbeit  und 
allgemeine  wie  technische  Ausbildung. 

Der  A.fleiß  d.  h.  die  faktische  Be- 
täti^ng  der  A.ßUiigkeit  hängt  in  erster 
Linie  ab  von  dem  umfang  imd  der  Stärke 
der  Bedürfnisse,  die  durch  A.  befriedigt 
werden  sollen,  —  weiter  von  dem  Inter- 
esse am  A.ergebnis  (so  daß  also  durch- 
schnittlich dar  Mann,  dem  das  ganze  Produkt 
seiner  speziellen  A.  zu&llt,  am  fleißigsten 
sein  wird,  worin  z.  B.  die  Produktivität  des 
selbständigen  kleinen  Grundeigentums  be- 
gründet l^t ;  während  der  Sklave  zur  Faul- 
hat neigt,  —  eine  Einsicht,  die  schon  die 
«kiyssee  mit  den  Worten  verkündet:  „Zeus 
nimmt  dau  Manne,  der  in  Knechtschaft  ge- 
rät, die  Hälfte  seiner  Leistungsfähigkeit^^), 
—  dann,  im  Zusammenhange  mit  dem  eben 
berührten  Punkte,  von  der  öffentlichen  Sicher- 
heit, —  und  schließlich  von  der  A.organi- 
sation.  Diese  wirkt  in  der  modernen 
Fabrik  stärker  als  je  in  der  fraglichen  Rich- 
taog.  So  gab  ein  englischer  Glasfeibrikant 
anf  die  Frage,  wie  er  den  Aüeiß  seiner 
jvgeodlichen  Arbeiter  zustande  brächte,  die 


Antwort:  „They  cannot  well  neglect  their 
work ;  when  they  once  begin,  they  must  go 
on;  they  are  just  the  same  as  parts  of  a 
machine!"  Der  Hauptmangel  des  von 
vielen  erträumten  sozialistischen  Gemein- 
wesens würde  darin  bestehen,  daß  es  keinen 
genügenden  Ersatz  für  die  unterm  privat- 
wirtschaftlichen  System  wirkenden  Antriebe 
zur  A.  schaffen  würde. 

7.  Die  Schätzung  der  A.  Die  A.  ist 
nicht  immer  gleichmäßig  geschätzt  worden. 
Kräftige  Naturvölker  ziehen,  wenn  irgend 
möglich,  andere  Mittel,  ihren  Bedarf  zu 
befriedigen,  vor:  „die  Germanen  —  sagt 
Tacitus  —  halten  es  für  Faulheit,  ja  Feig-^ 
heit,  mit  Schweiß  zu  erwerben,  was  sich 
mit  Blut  gewinnen  läßt"  Wo  dagegen 
Kultur  vorhanden  ist,  setzt  sich  in  Konse- 
quenz der  sie  schalTenden  Faktoren  eine 
höhere  Wertschätzung  der  A.  durch.  So- 
schon  im  alten  Israel,  obschon  es  die  A. 
als  Plage  ansah.  Arbeiten  wird  im  Alten 
Testament  für  die  Bestimmung  des  Menschen 
seit  der  Vertreibung  aus  dem  Paradiese  er- 
klärt. Fleiß  und  angespannte  Tätigkeit  soll 
sich  der  gut  Beratene  auf  dem  Wege  des 
Lebens  angelegen  sein  lassen.  Er  soll  — 
lehren  die  Sprüche  Salomos  —  sein  Haus 
besorgen  und  seinen  Acker  bestellen:  dann 
wird  er  des  Brotes  die  Fülle  haben.  Cnd 
dem  Faulen  wird  zugenifen ;  „Gehe  hin  zur 
Ameise,  du  Fauler;  siehe  ihre  Weise  an 
und  lerne,"  —  andernfalls  wird  ihm  in 
harten  Worten  mit  Annut  und  Mangel  ge« 
droht.  „Alles,  was  dir  unter  die  Hände 
kommt,  das  tue  mit  all  deiner  Kraft,"  wird 
schließlich  vom  Prediger  Salomo  gefordert. 
—  Auch  im  klassischen  Altertum  war 
die  A.  an  sich  diu*chaus  nicht  niedrig  ge> 
achtetj  —  wenn  auch  Handwerksarbeit  jeder- 
zeit medriger  geschätzt  wurde  als  landwirt- 
schaftliche. „Arbeite,  törichter  Perses,"  er- 
mahnt Hesiod  seinen  Bruder:  nur  so  wirst 
du  auf  einen  grünen  Zweig  kommen !  Und  an 
anderer  Stelle  sagt  derselbe  Dichter:  „A» 
schändet  mit  nichten,  wohl  aber  Herum- 
lungern !"  In  Athen  geht  der  Entwicklung- 
der  Demokratie  die  höhere  Schätzung  der 
A.  parallel.  Solon  sucht  durchzusetzen,  daß 
jeder  Vater  seinen  Sohn  zu  einem  Berufe 
ausbilden  lasse,  (andernfalls  ist  der  Sohn 
von  der  Alimentationspflicht  gegen  den 
greisen  Vater  entbunden),  und  legt  gesetz- 
lich fest,  daß  Untätige,  die  keine  Erwerbs- 
quelle nachzuweisen  vermögen,  straffällig 
seien.  Und  in  der  Leichenrede  des  Perikles 
heißt  es:  „Arm  zu  sein,  ist  bei  uns  keine 
Schande,  wohl  aber:  sich  nicht  durch  A.  zu 
heben!"  Und  ausdrücklich  wird  (an  der- 
selben Stelle)  erklärt :  kein  Benif  und  keine 
Armut  verschlössen  den  Weg  zum  Verständ- 
nis der  politischen  Fragen  und  zur  nützlichen 
Teilnahme    am    Staatsleben!      Die    sozial- 
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•etliische  Reaktion  g^gen  den  demokmiiscben 
ÄnschauuDjpkreia  —  deren  Ti^er  Sokmtee, 
Plato  und  Aristoteles  sind  —  bedeutet,  so- 
weit es  sieh  um  die  Hchätzung  der  A. 
handelt,  einen  Rilckschrill,  der  nur  ans  ihier 
UebersciiÄtznn^  der  OeistesknUur  lierans  zu 
erkliU^n  ist  Der  Aasganp^'^iinükt  ihrcr  Be- 
traeKtnngen  ist  der  BegrilT  rler.^banansischen''^ 
Tätigkeit.  (1,  lu  einer  Hescliäftignog,  die  (uach 
derArifitoteli Bellen  Definition)  ..eine  der  freien 
Muße  ab^^ewaiulte  und  niedrige  Sinnesai-t 
erzengt".  Und  Lohiierwerb^  Markthandel 
nnd  Handwerk  gellen  als  solelie  banausi sehen 
A,,  weil  sie  teils  eine  des  Freien  unwördige 
Abhängigkeit  herbei fiihi'eni  teiJs  eine  unedle 
Oowi«nsueht  wecken,  teils  durch  die  Nöti* 
giing  7Mr  sülzenden  Lebensweise  und  zum 
Aufenthalt  in  geschlossenen  Räumen  die 
küi'f verliehen  und  morahschen  Fähigkeiten 
herunterbringen*  Der  jMakel,  —  ruft  PJato 
ans  —  der  an  solchen  banausischen  Tätig- 
keiten klebe^  habe  seinen  guten  Onind,  denn 
durch  sie  verkümraere  des  Menschen  bestes 
Teil,  um  ziun  Sklaven  des  scldecbteren 
herabzusinken!  Das  .sind  fmilich  Anscliau- 
iiogen,  in  denen  der  Historiker  —*  trotz 
-aller  Bewnndeniug  für  die  Heroen  der 
Geistes]jliJlosD|pJiie!  —  hemts  Symptome 
von  Hellas'  wirtschaftlichem  Niedergang  er- 
blicken muß,  —  Das  Nene  Testament 
steht  im  schärfsten  Gegensatz  zu  solchem 
Hochmut  der  antiken  Geistesaristoknitie. 
Es  ermahnt  die  Gläubigen  streng  .^urch 
unsern  Herrn  Jesum  Christ,  tloÜ  sie  mit 
stillem  Wesen  arbeiten  und  Ihr  eigen  Brot 
essen**.  So  aber  jemand  nicht  wolle  arbeiten, 
der  solle  auch  nicht  essen.  Ausdrücklich 
wini  es  als  Ehrensache  erklärt,  daß  jeder 
in  der  Gemeine  mit  eigenen  Händen  arbeite 
nnd  keinen  Fremden  in  Ausi>ruch  nehme 
{2,  Thessalon  icherb  rief).  So  ist  die  A,  ein 
„Teil  der  allgemeinen  e:ottlichenWeltordniing, 
womit  ihr  auch  bereits  eine  gewisse  soziale 
Würdigung  zuteil  geworden  ist;  und  wirk- 
11  rb  wird  in  die  Mahnung  zu  unermüdlichem 
Outes*Tun  (im  2.  Thessalon  icherb  rief)  die 
3khnung  zur  A,  auf^genommeu ;  und  aus- 
drücklich bezeichuei  der  Epheserbrief  das 
Ergebnis  der  A.  als  etwas  Gutes*'  (Titius, 
^.NeutestamentHche  Lehre  von  der  Seligkeit''), 
—  Für  die  aiitlielie  Hochscbätzuug  der  A. 
im  christlichen  Mittelalter  seien  die 
folgenden  Zeugnisse  angeführt.  Die  A.  (labcsr 
mannnm)  hiingt  viererlei  Nutzen:  destmit 
vitia,  nutrit  vi rt nies,  jiarat  necessamj  donat 
elecmosynauj  (Kadulf  ArdeusV  Und  Rather 
vermahnt  den  Handwerker:  ,,H"*t^,  "was  hei 
Siracii  gesc^hrielien  steht,  damit  du  Messest, 
<ln  könnest  mit  deinen  Ä.  Go(t  ein  ange- 
iiöhmes  lj:*bgehet  darbringen/'^  Danach  liat 
<lie  christlich  -  germanische  Oesellsc^bafts- 
Ordnung  des  Mittelalters,  ijamentlich  in  der 
8ta<lt,  das  Prinzip  des  Ora  et    labora  stets 


hochgehalten  imd  in  den  Zünften  eine  ge* 
waltige  soziale  Organisation  geschalTen,  die 
die  Existenz  jedes  Stafltbürgers  in  winider- 
volle  Beziehungen  zu  stetiger  kuustToller  A. 
und  gottesfürchtigem  lieben swandel  zu  setzen 
suchte.  Nie  vorher  oder  nachher  ist  atif 
Erden  die  A.  des  Handwerksmannes  so  zu 
Ehren  gekommen  wie  im  Mittelalter»  —  und 
so  darf  man  sich  nicht  wundern,  dali  sieh 
damals  das  schlichte  Handwerk  so  häufig 
zur  Kunst  veredelte  nnd  eine  Fülle  herr- 
lichster Werke  schuf,  die  auf  manchen  Ge- 
bieten seither  niemals  melir  erreicht  wonjeii 
sind.  ^  Die  individualistische  Weit- 
aus c  h  a  u  u  n  g ,  die  die  neue  Zeit  beherrscht, 
hat  die  A.  stets  als  das  schöpf erisclie  Prinzip 
des  Nationaireichtums  —  nel>en  der  Natur 
als  dem  ])assive!i  Prinzip  —  anerkannt  Zu- 
gleich hat  die  moderne  tedinisehe  A. 
Leistungen  vollhracht,  die  ein  Quantum  nnd 
Quäle  der  Bedürfuisbefriedigung  iu  bisher 
nie  geahntem  Maße  ermöglichen.  Und  eo 
ist  es  nattlrlich,  daß  tler  A.  heutigen  Tages 
eine  sympathische  Würdigung  Ton  alJeü 
Seiten  zuteil  wii\l.  Wobei  freilich  uiclit 
vergefisen  werden  darf^  daß  gegenwärtig  die 
faktische  Sehätzung  der  Menschen  die 
hoch  bewerteten  geistigen  A.  streng  scheidet 
von  allen  anderen  A.  Dagegen  will  die 
starke  sozialistische  tieistesstrTim u ng 
unserer  Tage  solche  unterschiede  der 
Wertung  beseitigen;  und  darüber  hinaus 
strebt  sie  an,  der  A.  eine  Scliätzuug  zuteil 
werden  zu  lassen,  wie  sie  ihr  noch  zu  keiner 
Zeit  zuteil  gewoiiien  ist:  denn  die  haud- 
arbeitende  Klasse  soll  von  ntm  an,  nach 
Marx,  zum  Deminrgen  der  Weltgeschichtn 
erhobt  werden  ! 

Doch  wenden  wir  uns  ab  von    solchen 
Träumereien!     Zur  wahren   Schätzung   der 
A.  kommt  man,  wenn  man  bedenkt,  daß  die 
Geselfehafi    in    gewissem    Sinne   als   eine 
große  A^gemeinsclrnft  zur  Schaltung  und  Ver- 
teilung    des    Nationaireichtums     aufgefaßt 
werden  Tnuß.     Das  Privateigentum   an  Pro- 
duktionsmitteln ist  für  alle  absehbare  Zeit 
eine  Notwendigkeit,  die  jirivaten  Kaiiitalisten 
und  Grundbesitzer  müssen  als  die  geschicht- 
lich delegierten  Verwalter  der  gemeinschaft- 
lichen    Wirtschaftsarlieit    der    Gesellschaft 
aufge^Üt  werden.     Darin  hegt  die   sittliche 
Notwendigkeit  der  A.    für   jeilen  Gesunden 
begründet^  aber  auch  die  sittUche  Schätzung 
jciler  A,leistuog,  gleichviel  auf  welchem  Ge- 
biete sie  geschieht,  —  wobei  wir  nicht  über- 
stehen dürfen,  daß  nur  zum  Ted  das  Talent 
die   Entwicklimg  des  Menschen    bestimmt, 
1  zum   Teil    einfach   der   Zufall    der   Gehurt* 
'  Der  Arme^  der   ^,mit  saurem  Schweiß  sein 
•  Brot  iß  Eh.r*  und  Zucht  ißt'S  bat  den  gleichen 
Anspruch  anf   unsere  Achtung  und   da,  wo 
tes  nottut,  auf  FoaJerung  dui-ch   die  Organe 
I  der  nationalen  A.gemeinschaft  wie  die  höhereo 


Arbeit— Arbeiter  und  Arbeiterfrage 


123 


Berufe,  Torausgesetzt,  daß  sie  pflichtgemäß 
ausgefüllt  werden.  Allgemein  aber  muß  man 
sich  klar  sein,  daß  ein  Leben  ohne  A.  schal 
und  ekel  ist  und  daß  der  Müßiggang  der 
reichen  Klasseu  schon  große  Reiche  in  Alter- 
tum und  Neuzeit  zugrunde  gerichtet  hat. 
.J  Kium  et  r^es  et  beatas  perdidit  urbes'' 
(Catull).  &  ist  dringend  zu  wünschen, 
daß  die  soziale  Moral  eine  Entwicklung  in 
der  Richtung  nehme,  daß,  um  mitCarlyle 
zu  reden,  niemand  sich  in  der  Nähe  unseres 
Planeten  zu  zeigen  wage,  der  nicht  gewillt, 
sich  durch  A.  nützlich  zu  machen ! 

Literator:  Das  Tiefste,  wa$  über  unter  Thema 
gesagt  -ist,  ßndet  sich  im  ersten  Bande  von 
Marjrens  „Kapital",  Sonst  sind  noch  von 
neuesten  Schriften  wichtig:  Oeorg  Adler,  Bas 
Wesen  der  Arbeit  in  den  „Grundlagen  der 
Manischen  Kritik**,  Tübingen  1887.  —  v.  Buch, 
Inlensitäi  der  Arbeit,  Leipzig  1896.  —  Bücher, 
Arbeit  und  Rhythmus,  zuerst  publiziert  in  den 
„Abhandlungen  der  Sächsischen  Gesellschaft  der 
Wissenschaften",  17.  Bd.,  1897.  —  Elsfer  und 
Kehtn,  Art.  „Arbeit"  in  der  1.  Aufl.  dieses 
„Wörterbuchs".  —  Lejcis,  „Das  Wesen  der 
Kultur"  in  der  „Kultur  der  Gegenwart",  1.  Bd., 
iga'i.  —  r.  Schönberg,  Art.  „Arbeit"  im  H. 
<i.  St.  —  r.  Schubert'SoUiem,  „Der  Begriff 
der  Arbeit"  in  der  „Zeitschr.  f.  d.  ges.  Staats- 
yrissenschaft" ,  oS.  Bd.,  1896. 

Georg  Adler, 


der  erwerbstätigen  Personen  überhaupt  22^110,191 
betrug.  Hier  interessieren  voruehmlich  die 
Zahlen,  die  die  drei  wichtigsten  Bernfsabtei- 
Innisfen  betreffen :  nämlich  I.Landwirtschaft 
(nebst  Gärtnerei,  Tierzucht,  Forstwirtschaft  und 
Fischerei),  2. Industrie  (nebst Bergbau, Hütten- 
und  Bauwesen)  und  3.  Handel  und  Verkehrs- 
gewerbe. 

Es  betrug  also  die  Zahl  der  Arbeiter: 

am  5.  VL    am  14.  VI. 


in  d.  Landwirtsch.  etc. 
in  der  Industrie  etc. 
in  Handel  u.  Verkehr 


1882 
5,881,819 
4,096,243 
727,262 


1895 
5,627,794 
5,955,711 
1,233,047 


Aus  diesen  Zahlen  ergibt  sich  deutlich,  wie 
rasch  das  in  gewerblichen  Betrieben  beschäftigte 
Proletariat  au  Zahl  und  Bedeutung  zunimmt, 
während  die  ländliche  A.klasse  absolut  und  relativ 
abnimmt.  — 

Der  Aufbau  der  deutschen  A.klasse  nach 
Alter  und  Geschlecht  in  jenen  drei  Berufs- 
abteilun^en  (zusammen)  in  den  Jahren  1882  und 
1895  wird  durch  die  folgende  Tabelle  veran- 
schaulicht: 


Arbeiter  und  Arbeiterfrage. 

1.  Der  Begriff  ^A.^  und  die  Klassen  von  A. 
2.  Statistik.  3.  Die  A.frage  im  Altertum.  4. 
i>ie  A.frage  im  Mittelalter.  5.  Die  moderne  A.- 
frage. 

1.  Der  Begriff  ,,Arbeiter"  und  die 
Klassen  von  A.  Dem  modernen  Sprach- 
gebrauch entsprechend  bezeichnen  wir  als 
..Arbeiter''  alle  mit  vorwiegend  körperlichen 
Arbeiten  beschäftigten  Hilfspersonen,  die 
in  Unternehmungen  der  Produktion,  des 
Bandeis  und  Verkehrswesens  beschäftigt  sind. 
Oegenwärtig  teilt  man  die  A.  je  nach  dem  Be- 
rufe^ in  dem  sie  beschäftigt  sind,  ein :  in  A.  der 
Urproduktionen  und  in  industrielle  A.  im 
allgemeinen.  Diese  zweite  Klasse  zerfällt 
wieder  in:  A.  in  Fabriken  und  anderen 
großen  Betrieben  (namentlich  der  Bau- 
gewerbe), hausindustrielle  A.,  A.  in  Berg-, 
Hütten-  und  ähnlichen  Werken,  A.  im  Handel 
imd  in  den  Verkehrsgewerben.  —  Nach  der 
Ausbildung  werden  unterschieden:  ge- 
lernte und  ungelernte  A.  und  Lehrlinge ;  — 
nach  dem  Alter:  Kinder,  jugendliche  A. 
und  Erwachsene;  —  nach  dem  Ge- 
schlechte:  man  nliche  A.  und  Arbeiterinnen. 

2.  HUtisUk.  Die  Gesamtzahl  der  Lohn-A. 
(einschlieüllch  der  zu  häuslichen  Diensten 
▼erwendeten  Personen)  betrug  im  Deutschen 
Bdche  nach  der  Zählung  vom  14.  Juni  1895: 
16J46.671  Personen,  —  während  die  Gesamtzahl 


Alters- 

Arbeiter 

Arbeiter 

klasse 

männl.  {   weibl. 

männl.  |    weibl. 

m 
Jahren 

1.  im  Jahre  1882 

2.  im  Jahre  1895 

unter  20 
V.  20—30 
V.  30—40 
V.  40-50 

V.    r.0-6() 

V.  60—70 
über  70 

2091477 
2  306  019 

I  407  731 

955  429 

588  186 

330  320 

84696 

I  034  604 
917910 
340  569 
279047 
215  903 
123  139 
30294 

2564310 

2  684  324 

I  684  565 

1  038  470 

669  336 

328275 

101  817 

1  294  812 
1176785 
463  169 
346  540 
274  360 
145  276 
44513 

Summa: 

7763858 

2  941  466 

9071097 

3  745  455 

Aus  alledem,  was  diese  Zahlen  lehren,  sei 
nur  das  eine  hervorgehoben,  daß  die  Zahl  der 
jugendlichen  und  weiblichen  A.  trotz  der  ihre 
Arbeit  einschränkenden  Gesetze  ganz  erheblich 
zugenommen  hat. 

Die  Zahl  der  A.  speziell  in  den  gewerblichen 
Berufen  betrug  (nach  Herkner)  in  Oesterreich 
(1890):  2144  606,  —  in  der  Schweiz  (1888): 
336175,  —  in  Frankreich  (1891):  3  319  217,  - 
in  Belgien  (1890):  867  735,  -  in  den  Nieder- 
landen (1889):  372  143,  —  in  Großbritannien  ein- 
schließlich Irland  (1891):  etwa  7  500000. 

3«  Die  Abfrage  im  Altertum«  Jede  Wirt- 
schaftsepoche der  Kulturmenschheit  hat  auch 
ihre  spezifische  soziale  Frage  gehabt,  —  aber 
nicht  immer  zugleich  auch  eine  „A.frage."  So 
z.  B.  schon  nicht  im  klassischen  Altertum.  Die 
soziale  Frage  erscheint  hier  —  in  Israel  ebenso 
wie  in  Hellas  und  Rom  —  in  der  Form  eines 
Kampfes  ums  Land,  eines  Kampfes  der  Parzellen- 
bauem  gegen  den  Latifandienbesitz.  Das  war 
einfach  die  Konsequenz  der  wirtschaftlichen 
Struktur  der  antiken  Gesellschaft,  wo  die  Wohl- 
habenheit sich  vorzugsweise  auf  Landbesitz 
gründete,  der  Kleinbetrieb  in  Landwirtschaft 
und  städtischem  Gewerbe  die  Regel  war,  die 
Bauem  die  Majorität  der  freien  Bevölkerung 
repräsentierten  (v^l.  G.  Adlers  „Sozialreform 
im  Altertum").   Die  A.  (dies  Wort  im  modernen 


Sinn  gflbrAQctLt)  zeHieleu  in  ^wel  Klassen, 
Ä wischen  denen  es  nie  eme  Getneinschaft  ge- 
geben hat,  in  Sklaven  und  freie  A.  Die  ^^klaTcn 
waren  bo  dnrnh^ius  vom  [Kiiitbchen  Leben  äus- 
g-esLhlossen,  zum  Teil  auch  ein  solch  zuftain men- 
gen ürfeltes  Volk  jius  aller  Herren  Linder,  diiü 
g-ie  ans  der  politiseh-agzialen  Betrnohtnng-  als 
ielbslÄndiger  Faktor  g^änilieh  ausschetrlen.  Sie 
hftben  gelegentlieh  ihrer  Sklaverei  2u  eotHiehen 
^SQcht,  —  aber  sie  haben  niemals  ein  eiirenes 
Froij^ranim  aufgestellt,  niemals  eine  eigene  Partei 
^bildet,  TJiemali^  auch  nur  da^  Institut  der 
.Sklaverei  an  sich  anzutasten  gewagt.  Sie  geben 
—  abgesehen  yon  einigen  Rebellionen  der  xin- 
menschlieh  beha adelten  Sklarenm&aseti  zur  Zeit 
der  Weltherrschaft  der  r»>miscbei)  Eepnblik  — 
lediglich  daa  passive  Piedestal  für  alle  Kämpfe 
um  jpolitiscbe  und  soziale  Macht  ab. 

Die  freien  A.  in  Bradt  nnd  Land  hatten  in 
den  gesunden  Zeiten  dej^  klasüiiichen  Alter- 
tum»  immer  nur  ein  Ideal:  die  wirtsehaftüebe 
ScIhstÄndigkeit.  Da  die  freien  Arbeiter  die 
Schhiehten  in  Hellas  und  Rom  gewiDueu  halfen, 
so  muüten  sie  ancb  niirbelohnt  werden :  und  dag 
iüt  einer  der  Er kUirnn^sg runde  filr  die  Art  der 
Kolon ialgründung  hei  Uriechen  und  Rtimern^ 
filr  die  Aufteilung  beträcbtlicber  Stücke  der  er* 
oberten  Länder  unter  die  Sieger,  filr  die  groÜ- 
Äftige  Entwicklung  des  Systems  der  öH'enllicben 
Arbeiten  unter  den  belleniftcheu  Tyrannen  und 
unter  I*erikles  und  für  die  Ansiedelung  der 
riimiach-liitiniÄchf-n  ßilrger  in  MitteUtalien.  So 
hieben  eicb  die  freien  A.  im  klas^iicben  Ait^r- 
tum  immer  ein»  mit  den  selbständigen  KJein^ 
bürgern  gefühlt:  sie  haben  niemals  vermicbt,  aus 
«ich  eine  besondere  „FrÄj^e'*  zw  machen,  nnd  dann» 
konutetj  anch  damals  nicht  die  wirtschaftlichen 
Kote  des  A.  st  an  des.  ^i  indem  nur  die  des  Mittel- 
standes sich  EU  einer  sozialen  Frage  grolJen 
Stils  entwickeln.  Hehr  Schmerzen  machte  der 
fömilchen  Politik  da^  freie  Lumpenprole- 
tariat, dessen  Enti^icklung  der  Verdriingung 
dea  freien  Baue  m^t  an  den  durch  die  Latifundien 
parallel  L^ng:  die  Massen,  die  in  Handel  und 
Gewerbe  kein  Unterkommeu  fanden,  sammelten 
lieh  in  der  Hanpt^tadt  au,  wo  eie  bald  g&nz^ 
lich<*r  Vrrliommenbeit  anbeimtitdrn  und  für  jeden 
KU  baben  waren*  der  etwaa  ku  hinten  hatte.  So 
wurde  e?*  nütig.  für  diesen  groUstlidtiscben  P5hel 
»u  iiorgen:  nnd  er  erliielt  anch  wirklich  seine 
BxiJiTeii^  von  Staats  wegen  aichergestellt  —  wenn 
auch  freilich  b*i  der  nngebeuren  Menge  der  nach 
d<*f  Futterkrippe  d rundenden  immer  nur  im 
allerbencheitlenften  Utntange  —  nnd  darüber 
hinaus  nix-b  ein  ^ Recht  anf  Vergnügen'*  luge- 
hilligr.  und  das  blieb  so  bis  Jtnui  Untergang 
des  Kai  Her  reich*!. 

4.  Ui«^  A  Jrnge  im  Mltteltilter.  Die  «tt^ldti* 
sehen  Zünfie  des  Mittehilt4^rs.  in  deren  Händen 
die  gewerbliche  Produktion  monopolisiert  war, 
boten  auch  ihren  A.  viele  Vorteile,  Denn  den 
ZnnfteeDeUen,  die  aus^chlieOlich  von  den  Meistern 
als  Hilfskrlifte  benntit  werden  durften,  kam 
effektiv  eine  Art  von  „Recht  auf  Arbeit*"  zur 
eine  Ab^atzkrinis  war  wegen  der  vorherrschenden 
Prmlukdon  für  den  lokalen  und  genau  gekannten 
Markt  und  wegen  der  tatsächlichen  Baschrän- 
kung  der  vCahl  der  Meister  nicht  zn  befürchten, 
die  Znnftge^elleu  hatten  langfristige  Konlrakte. 
und  auf  der  Wanderschaft  fanden  sie  llberaJl 
Arbeit  oder  rntemtlUÄiing.     Teberdies  konnttn 


die  üeselleu  in  den  ersten  Jahrhunderten  de§ 
mittelalterlichen  Städtewesens  ihr  Dienst  Ver- 
hältnis mit  Recht  als  üebergangsstnfe  zur  Selb- 
3tändi£keit  betrachten.  Aber  seil  dem  Beginn 
des  li  Jahrb.  —  seitdem  die  Zünfte  in  der 
Aufnahme  neuer  Meister  exkluMV  zu  weirden 
Janfangen  —  wird  den  Gesellen  klar,  daü  sie  in 
I  wichtigen  Funkten  Interessen  waiirzu nehmen 
I  haben,  die  denen  der  Meister  gänzlich  zuwider 
sind:  und  fortan  beanspruchen  sie  kürzere 
Arbeitsieeit.  hüheren  Lohn^  überhaupt  grÖUe: 
Bewegungsfreiheit,  als  bkher.  Und  nun  w^b  _ 
es  nicht  malir  lange,  bi^  auch  die  üeselten  sich 
die  zur  Wahrnehmung  ihrer  KlajsenJnter«E*5en 
notwendigen  Organisationen  schaffen:  die  Gc* 
i  seilen  verbände,  deren  Entwicklung  an  die  voit 
jeher  bestehenden  Bruderschaften  (/mm  Eweek 
raligiöfter  Bedürfnisse  und  gegenseitiger  Unter* 
stntsnng]  anknüpfen.  Und  da  somit  die  Ge- 
sellen mit  ihren  Brotherren  hartnäckig  um  Ver* 
besserung  ihrer  Lage  rangen,  kann  man  mit 
Recht  von  einer  ,,ge werblichen  Ä. frage**  im 
Mittelalter  reden.  Die  Mittet ,  sni  denen  die 
Oeae II en verbände  griffen,  waren  fa^t  die8«iben 
wie  heute:  der  Streik,  das  „Schmähen''  (d.  h. 
die  Verrufserklhmng)  widernpenatiger  Meiflter. 
Zünfte^  ja  gan;;er  Städte  nnd  die  ik>ykottieruujr 
von  Gesellen,  die  sich  deu  Diktaten  des  Ver- 
bandes nicht  unterwarfen.  Bald  zeigt  ^ich  klar, 
daü  die  Gesellen  verbände  eine  Macht  «ind:  m 
bekommen  das  Geschäft  der  Arbeit« verniittlnng 
in  ihre  Hand,  mildern  die  Bußen  für  den  Kon* 
trakthruch  der  Gesellen,  verküreen  die  tÄgliebe 
Arheitszeit^  erringen  den  t. guten  Montag**  id.  \u 
einen  halben  Feiertag  wöchentlich  odi?r  vierzehn- 
tfigig  aniler  dem  8onntag1,  ftchaffen  den  Trnck- 
lohn  ab  und  ateigem  die  Löhne,  So  stellt  sit  b 
der  Ausgang  des  Mittelalters  als  das  gulduc 
Zeitalter  der  Ä.  dar.  l^nd  erst  mit  dem  Verfall 
de^H  deutschen  Stldtewe^ens  und  dem  Aufkomuit?n 
der  Macht  der  TerritorialfürBtentümer  findet 
eine  Rückbildung  der  gewerblichen  Organi- 
sationen statt,  die  lieh  in  der  Degeneration  der 
Zünfte*  itn  Verfall  der  Gesellen  verbünde  und 
schlieÜlich  in  ihrer  polizeilichen  Unterdrückung 
äußert.  Als  charakteristisch  für  diese  Gesellen* 
beweguuff  ist  hervorzuheben,  daU  sie  jederzeit 
ansschlieülich  mit  den  gegebenen  wirtschaftlichen 
Verhältnissen  rechnete:  ihr  Ziel  w^ar  nicht  die 
Ökonomisehe  Revolntioni  sondern  nur  die  Reform 
den  SBltnfiigen  Arbeiterrechts.  So  war  also  die 
Arbeiterbewegung  jener  Epoche  wohl  zu  weilen 
revolutionär  in  den  Mittelu  —  wenn  niimlich 
ihren  Forderungen  ein  aibu  erbitterter  Wider- 
stand geleistet  w^urde  — ;  niemals  aber  revo- 
Intionär  in  den  Zielen! 

5,  l>i«  moilerne  Abfrage,  Mit  der  Aus- 
bildung der  kapitalistischen  ProchiktioüJ^- 
weise  entwickelt  sidi  die  Abfrage  iiir  wieh- 
tigslen  sozialon  Frage  flor  mcxlenien  OeselJ- 
Schaft.  Die  hii?rl*ei  wirksamen  Faktorei» 
wareo  wii*t84:'liaftUche  und  [lolitjfifhe,  Di**' 
V'erwendung  der  Dampf  kraft  und  der  Ma- 
schinen änderte  die  Pliysiognomie  des  ge- 
werbliclien  Lebens  von  Grund  aus,  Jahr 
Mr  Jahr  wnirtlen  für  das  Heer  der  Fabrik- 
A.  immer  neiio  Taufende  aus  dem  Volke 
mobil  gemiK'ht:  Frauen,  Kinder  itnd  Ijaml- 
A.     Iii    dieliten    Massen    waid    das    Prole- 
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tariat  ziisammengesdiart ,  da  die  moderne 
Technik  und  die  neuen  Verkehrsmittel  die 
Großbetriebe  vom  Standort  unabhängig  und 
das  Nebeneinander-Bestehen  der  verschieden- 
sten Industriezweige  wünschenswert  machten: 
es  entstanden  die  mächtigen  Fabrikstädte  der 
Neuzeit  Das  bisherige  patriarchalische  Ver- 
hältnis zwischen  Brotherrn  und  A.  mußte 
schwinden.  Die  neuen  Fabrikherren,  in  der 
Mehrzahl  Parvenüs  aus  den  untersten  Ständen, 
kannten  nur  zu  oft  keine  andere  Moral  als 
die  des  Geldsackes.  Verlängerung  der 
Arbdtszeit,  Einführung  der  Nachtarbeit,  Ver- 
kürzung des  Lohnes,  Vernachlässigung  von 
Maßregeln  zum  Schutze  für  Leben  und  Ge- 
sundheit der  A.,  überdies  noch  —  unabhängig 
von  der  Schuld  der  Kapitalisten  —  Arbeits- 
imd  Erwerbslosigkeit  vieler  Tausende:  das 
waren  die  Folgen  des  neuen  Gewerbesystems 
für  den  A.stand. 

Nidit  minder  tiefgreifend  waren  die 
politischen  Aenderungen,  die  der  moderne 
Staat  brachte,  als  er  —  gezwungen  durch 
die  unwiderstehliche  Wucht  der  Ideen  von 
Freiheit  und  Gleichheit,  vom  Rechte,  „das 
mit  uns  geboren^',  wie  überhaupt  vom  Natur- 
redit  —  Assoziations-  und  Preßfreiheit  dem 
Volke  bot.  Erst  auf  dieser  Grundlage  war 
für  die  breite  Masse  die  Möglichkeit  g^eben, 
?ddi  selbständig  an  der  Weltgeschichte  mit 
aktiven  Handlungen  großen  Stils  zu  be- 
teiligen, —  und  das  ist  dann  auch  wirklich 
seit  dem  zweiten  Drittel  des  19.  Jahrhunderts 
geschehen! 

Der  tatsächliche  sozialhistorische  Ent- 
wicklungsgang läßt  sich  folgendermaßen 
charakterisieren.  Die  Massen  haben  überall 
aogefamgen,  sich  zu  oi^ganisieren ,  immer 
st£ker  werden  in  Europa  ihre  Organisationen, 
immer  neue  Elemente  der  unteren  Klassen 
werden  in  die  Bewegung  hineingezogen ;  — 
die  Versuche  zu  ihrer  Knebelung  haben 
nirgendwo  Erfolg  gehabt,  und  alle  gegen  die 
aufetrebende  A.bewegung  geschmiedeten 
Waffen  sind  bald  stumpf  geworden ;  —  und 
immer  weitere  Kreise  der  gebildeten  und 
liesitzenden  Klassen,  der  Geistlichkeit,  des 
B^untentums,  der  geleluten  Weit  kämpfen 
unverhohlen  für  die  Erhebung  des  A.8tandes, 
soweit  sie  diuch  Reformen  zu  bewerkstelligen 
ist.  Weiter  bemeriten  wir,  daß  der  politische 
£influß  der  A.  langsam,  aber  stetig  ge^ 
wachsen  ist,  daß  man  überall  ein  ihnen 
irünstiges  Wahlrecht  eingeführt  hat  und 
immer  mehr  ihre  Stimme  im  öffentlichen 
Leben  berücksichtigt  Und  wie  sehr  die 
Docb  ror  weni^n  Jahrzehnten  ihnen  so  miß- 
^stige  Arbeitsgesetzgebung  sich  zu  ihrem 
Frommen  gewandelt  hat,  lehrt  die  Geschichte 
der  Sozialpolitik  auf  jedem  ihrer  Blätter. 
Immer  mehr  fängt  man  auch  schon  in  allen 
Koltiirländem  an,  sich  damit  als  mit  einem 
Faktum    abzufinden,   daß   die   Interessen- 


vertretungen der  A.  sich  gleich  den  anderen 
Klassenorganisationen  der  freien  Rede,  Presse 
und  Assoziation  erfreuen.  Und  daß  alle  diese 
Tendenzen  auf  lange  Zeit  weiter  fortwirken 
werden,  auch  dafür  liegen  sichere  Anzeichen 
vor:  nämlich  die  stetige  Zunahme  der  Zahl 
der  industriellen  A.  —  wodurch  ihre  Inter- 
essen natürlich  immer  mehr  Gewicht  be- 
kommen müssen!  —  und  die  fortwährende 
Besserung  der  Lage  der  A.  Wie  nämlich 
Julius  Wolf  in  seinen  bahnbrechenden 
Untersuchungen  über  die  kapitalistische 
Wirtscliaftsordnung  zuerst  und  überzeugend 
nachgewiesen,  hat  die  ökonomische  Welt  es 
verstanden,  sich  schließlich  auf  den  Kapita- 
lismus einzurichten :  der  soziale  Mechanismus 
der  kapitalistischen  Gesellschaft  wirkt  offen- 
bar automatisch  in  der  Richtung  einer  immer 
aufsteigenden  Lebenshaltung  der  unteren 
Klassen,  —  imd  dieser  Entwicklungsprozeß 
muß  natürlich  noch  unterstützt  werden  durch 
die  Seibsthilfeorganisationen  der  A.  sowie 
die  den  Bedürfnissen  des  A.standes  dienende 
bewußte  Staatsfürsorge. 

Aber  selbstverständlich  bleibt  ein  Mißton  in 
der  modernen  Kultur:  denn  die  —  neben  jenen 
Wohbtandstendenzen  —  unleugbar  vorhandenen 
Elendstendenzen  werden  in  der  Form  ungünstiger 
Konjunkturen  und  ökonomischer  Krisen  für  be- 
stimmte Individuen,  Distrikte  und  Erwerbszweige 
zum  Verhängnis.  Außerdem  nngt  der  wirt- 
schaftliche Konkurrenzkampf  in  allen  Branchen 
viele  nieder,  die  physisch,  intellektuell  oder 
moralisch  minderwertige  Existenzen  repräsen- 
tieren und  unter  dem  Durchschnittsmaß  der 
nötigen  Leistungen  bleiben.  So  findet  die  Auf- 
wärtsbewegung  der  bürgerlichen  Gesellschaft 
unterm  System  der  freien  Konkurrenz  nur  statt, 
indem  rep^l  mäßig  ein  —  wenn  auch  prozen- 
tual abnehmender  —  Bruchteil  der  Gemeinschaft 
p^eopfert  wird  und  in  den  Sumpf  des  Elends  für 
immer  hinabsinkt. 

So  sind  überall  die  Tendenzen  nachge- 
wiesen, die  darauf  ausgehen,  dem  A.staude 
(als  Ganzem)  eine  würdigere,  materiell 
bessere  und  vor  allem  politisch-sozial  mäch- 
tigere Position  als  bisher  zu  geben.  Natür- 
lich ist  das  nicht  möglich,  ohne  daß  die 
ausschließliche  Herrschaft,  die  die 
Bourgeoisie  bisher  ausgeübt  hat,  aufhört  und 
einem  gemeinsamen  Regiment  aller  produk- 
tiveh  Stände  Platz  macht,  an  dem  die  A.klasse 
je  nach  dem  Höhegrade  der  industriellen 
Entwicklung,  der  Stärke  ihrer  Organisation, 
dem  Maße  ihrer  Einsicht  und  der  Gunst 
der  gesamten  Parteikonstellation  partizipieren 
wird.  Dieses  gemeinsame  Regiment  der 
bürgerlichen  und  arbeitenden  Klassen  wird 
aber  um  so  mehr  zur  Tatsache  werden 
müssen,  als  sich  durch  das  der  kapita- 
listischen Produktionsweise  immanente 
national  wirtschaftliche  Expansionsstreben  ein 
gemeinsames  Interessengebiet  von 
vitaler  Bedeutung  für  beide  Klassen  ergibt, 
—  nämlich  die  Erringung  und  Behauptung 
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auswärtiger  Märkte  für  die  wachsende  natio- 
nale Industrie  i^^gL  über  diesen  Puokt 
0*  Adlers  .^Zukunft  der  s<^jzialen  Frage"). 
So  wml  sich  in  Koiisciitienz  der  gesamten 
sozialen  Entwicklung  seh  he  ß  lieh  die  rolU 
Btämlige  Einordnung  der  A,ldasse  in  das 
moderne  StaatsH>en  voUsrJehen,  sie  wird  an 
der  Venvahving  dauernden  Anteil    erlialten, 

—  unter  der  Voran BseJ ziliig  freilich^  daü  sie 
ihrer  Ziikunftsstaalflnto|Ke  Valet  sagt,  die 
HevohitionsspieJerei  aiifg-ibt  nnd  s'ivh  anf  den 
Boden  der  bestellenden  sozialen  Ordnung 
(die  für  alle  absehbare  Zeit  die  einzig  mög- 
liche ist!)  steHt^  um  von  liier  aus  iiö  Sinne 
ihrer  Interessen,  auf  die  gleiche  Art  wie  die 
anderen  Parteien  auch,  zu  wirken.  Damit 
ist  dann  die  Epoche  des  sozialen  Kon- 
stitiitioiialismus  eroftnel,  —  über  die 
hinaus  noch  kein  menseiUiches  Auge  zti 
sehen  Yermag,  Hier  wird  die  Herrsehalt 
de§  Kapitals  duroh  die  Vertreter  der 
arbeitenden  Klassen  ähnlich  beschränkt 
sei« ,  wie  seit  der  Dtu^ehfülirnng  des 
politischen  Konatitutional  tsiniL^  d  ie  Herr- 
scliaft  der  Krone,  der  feudtüen  Klasse  und 
der  Bureau kratie  durch  die  ttepnlsentanlen 
des  Bürgertums.     Das  Proletariat  "wiederum 

—  das  einsehen  lernen  mnR,  daß  der  Komrau- 
nismiis   nur   eine   Illusion    ist,  deren  welt- 

feschichtliche  Mission,  die  Organisierung  des 
i-oletanats,  längst  erfüllt  ist  ^ — ,  das  Pro- 
jetariat  wird  also   seine   autikapilalistischen 
Instinkte  zu  zögein  haben  gemäß  dem  Wort, 
das    ihm    einst  Alfred   Rus^ll  Wallaue  zu- 
gerufen :  ,,Die  alten  Griechen  ließen  Herknies 
den   IjOwen   töten,  aber   Bacchus  die  Tiger 
vor  seinen  Wagen  sjannen.    War  der  Heros 
weiser  oder  nicht  vielmehr  der  Gott?    Aus^ 
der  klassischen  Mythe  sollte  das  Prfdetariat  j 
eine    weise    Lehre    zic^ien,    nämlich:     die; 
kapitaiistißchen   Instinkte    und    Fähigkeiten 
ppicht  SEii  sterst^ron,  sondern  sie  zu  l>enut^en, 
Mildem  man   ihnen  durch  Gesetz  Gebiß  und 
'•Zügel  anlegt,  jedoch  niclit  so,  daß   sie  sich 
anfliäuntcn   nnd  die  Fessel    zerreißen!'*     In 
allen   Staaten,  wo  die  S(jziale  Entwicklung 
die  angegebene   Richtung  nimmt,  wird   die 
A, fraise  ganz  von  selbst  ihres  gefahrdrohen- 
den t'hiiraklers  entkleidet  werden   und   in 
'•diesem  Sinne  alsdann  j^elöst"  sein! 

Liicratnr;  G,  Adte^t*,  Otächuhte  de*  SoimlinmHJi 
u.  K'jMttttini4iniu,  Bd,  I,  Lttpiitj  t90O.  — ■  Her- 
w^thv,  />»>  B^fhfatmtj  der  lUa^hnen  ßir  Piftiiik 
und  tuiiaitM  Leben ^  J^na  im4.  —  f^J'l^**  iMa 
Wv*tn  drr  KnUttr  f  EinltUftng  mr  ,tKu(tHr  drr 

tufrift  Art.  „Arheii,  ArbftfrT*  im  IL  d.  Sl.  — 
#/.  Wotff  SfjzittliMmitJi  und  hipitäiütuefie  GeMtU- 
aeha/tsordnun^,  Stuii^art  WJ^.  ^  Mit^rkru^r^ 
ArheiUrfra^f,  S.  Auft,,  Merlin  m*^* 

Q«org  AiUer, 

Arbeiter,  liondwjrtgehaftliclie^ 
g.  Landwirtschaftliche  Arbeiten 
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Arbeiterkaoimor. 

1.  Begn^  und  OBpriiiu,^  tler  Institutitm.    I, 
Gtschichte.    3.  Die  Anssicbteu  ia  Pent^^blaDd, 

Ip    Begriff    nnd    l'r^pruDi^    der    In- 
stitution.     Eine    A  r  b  e  i  t  e  r  kammer     ist 
eine   gesetzHch  oipinisieiie  Verti'etuag  der 
Arbeiter  zur  Wahrung  ihrer  Klasseninteres^seu, 
Eine  Arbeit skainmer  ist  eine  gesetzlich 
organisierte  Vertretung  von   Arbeitern   nai 
Arbeitgebern   zur  Wahrung   ihrer   mit  detml 
Arbeitsvertrage     zusaranienhäugenden     In- 
teressen.   Ein  Arbeitsamt  endlich  ist  eine  _ 
Behörde,    die    ausscliließlicb   der    ßescbäC^ 
tigung  mit  den  die  Arbeit  nnd  die  Arbeitet 
bet reffenden    Fragen    gewidmet    ist.      Der 
Gedanke   einer  solchen  Institution   Lauebte 
zuei'st    im    Jahre    184S    auf^     zunächst    in 
Fianki-eich  —    wo  die  Louis  Blaue  nahe- 
stehenden  sozial isiisehen    Kreise   dvre  Etn- 
fühj'ung  verlangten  —  und  dann  in  Deutsch- 
land,   wo   sie   auf   dem    W'unschzettel   der 
jungen,  sich  um  die^,Arbeiter-Verbrüdenmg*' 
gruppiere  ndeu    Arbeiterpartei    stand     (vgl* 
6.  Adler 's   ,iQesehichle  der  ersten  deut- 
schen   Arbeiterbewegung**),       Beide     Male 
sollte     ein    Arbeitsministerium     gegründet 
werden,  —  und  beide  Male  wurde  die  For- 
derung abgelehnt.  Immerhin  wui'de  in  Frank- 
reich durch  Dekret  der  provisorischen  Regie 
rung  vom  28j  IL  eiue^TRegierungs-Kommissioo 
filr  die  Ai'beiter''  gescliaffen,  die  die 
des  Proletai'iats  untersuchen  und  Vorschlag 
zu  seiner  Hebung  machen  sollte.    Prfiaideut 
und  Vizepräsident   wurden   von   der  Regie- 
rung ernannt:   sie  wählte  Louis  Blanc  uud 
den   Arbeiter  Albert,   einen  Anhänger  derj 
AsfiOKtatiousideen  von  Buchez,  —  beitie  beHj 
kanntlich  Mitglieder  der  provisorischen  Re*| 
gierung.     Die  anderen  Mifglieder  der  Kooi« 
missiou,  etwa  BjO  an  Zahl,  wunlen  iu  alle 
Eile  durch  die  Arbeiter  der  größei^n  Paris 
gewerblichen     Unternehmungen     gewählt: 
und  uumiitelbar  danach,  am  1.  IIL^  trat  die 
Kommission  im  ehemaligen  Sitzungssäle  detj 
Pairskammer,  im  Palais  Luxemboui^,  £usam* 
men*    „Es  war  ^  bemerkt  ein  zeitgen^ 
scher  Historiker  —  eine  der  merkwürdigstei 
Szenen  dieses  Jahrhunderts:  fast  alle  Ärljciter 
erschieuen    in    ihren   schmutzigen    Bbusen, 
tmd  die  Diener  der  ehemaligen  Pairskaramer^ 
die  ihr  früheres  offizielles  Kostüm    beibe^ , 
halten  J^raiten,  nahmen  sicli  mit  dem  Fraoki 
und  dem  Degen  an  der  Seite  sonderliar  nebeaj 
diesen  neuen   Senatoren   aus«  die   übrigenflif 
die  Sammet-Lehnse^sel  mit  großer  Zuver^' 
sieht  ausfiUIteo.^     Die  Arbeiter- Del^ierteii 
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nahmen  die  Gelegenheit  wahr,  schon  in  der 
ersten  Sitzung  sich  für  die  Verkürzung  der 
Arbeitszeit  und  das  Verbot  der  Marchandage 
(d.  h.  des  Z  w  i  s  c  h  e  n  meistertums)  auszu- 
sprechen, —  zwei  Vorschläge,  die  bereits 
am  nächsten  Tage  Gesetz  wiarden!  Später 
beschäftigte  sich  die  Kommission,  der  in- 
zwischen 150  Vertreter  der  Arbeitgeber  bei- 
gegeben waren  (die  freilich  stets  ein  sepa- 
rates Element  im  Luxembourg  bildeten), 
vornehmlich  mit  Fragen  der  Aibeitsvermitt- 
lung,  der  Beilegung,  von  Streiks  usw.,  ver- 
su<£te  auch,  sich  praktisch  in  dieser  Rich- 
tung zu  betätigen,  —  bis  ihr  die  auf  die 
Unterdrückung  der  Junirevolution  folgende 
Reaktion  den  Garaus  machte.  Das  ist  also 
—  was  bisher  noch  nicht  bemerkt  worden 
ist  —  die  erste  A.  gewesen,  die  exi- 
stiert hat! 

2.  Geschichte.  Lange  Jahre  war  dann 
die  Idee  begraben,  bis  Gustav  Schön - 
berg's  bahnbrechende  Broschüre  „Arbeits- 
ämter, eine  Aufgabe  des  Deutschen  Reiches" 
(1871)  erschien:  zwar  fand  der  hier  ge- 
machte Vorschlag,  Behörden  einzusetzen 
zum  Zweck  der  Schaffung  einer  exakten 
Arbeitsstatistik  und  der  Förderung  der  so- 
zialen Selbst-  und  Staatshilfe,  selber  keine 
Zustimmung,  —  aber  die  Erörtenmgen,  die 
sich  an  diese  vielbesprochene  Broschüre 
knüpften,  führten  dazu,  daß  die  Arbeiter 
in  Deutsch-Oesterreich  im  Jahre  lö72 
um  die  Einführung  von  A.  petitionierten, 
,,die  über  sämtliche  Arbeiterangelegenheiten 
Wünsche  und  Vorschläge  in  Beratung  zu 
nehmen  hätten,  von  der  Regierung  über 
die  die  Arbeiterinteressen  berührenden  Ge- 
setzentwürfe um  ihr  Gutachten  zu  befragen 
wären,  über  die  Arbeiterverhältnisse  ihres 
Bezirks  periodisch  Bericht  erstatten  sollten, 
und  auch  eine  bestimmte  Anzahl  von  Ver- 
tretern in  den  Reichsrat  entsenden  würden." 
Von  da  an  stand  in  Oesterreich  die  Frage 
der  A.  20  Jahre  auf  der  Tagesordnung  der 
öffentlichen  Debatte ;  im  Jahre  1886  brachte 
die  liberale  Fraktion  einen  Gesetzentwurf 
ein,  der  die  Errichtung  von  A.  befürwortete, 
und  im  Jahre  1889  wurde,  im  Anschluß  an 
die  darüber  gepflc^nen  Beratungen,  vom 
parlamentarischen  A.-Ausschuß  eine  um- 
fassende Enquete  veranstaltet,  bei  der  sich 
die  große  Mehrheit  der  Gutachten  für  die 
Einfülirun^  von  solchen  Kammern  aus- 
sprach. Hierbei  war  stets  vorausgesetzt, 
daß  die  A.  auch  als  Wahlkörper  zur  Dele- 
gierung von  Abgeordneten  in  den  Reichsrat 
(wo  der  Arbeiterstand  bisher  unvertreten 
war)  fungieren  sollten.  Nachdem  dann  aber 
im  Jahre  1896  eine  allgemeine  Wähler- 
kurie  für  den  Reichsrat  und  damit  auch 
eine  parlamentarische  Vertretung  der  Ar- 
beiterklasse geschaffen  worden  war,  hat 
die  Frage  der  A.  in  Oesterreich  ihre  Ak- 


tualität eingebüßt  und  ist  in  den  Hinter- 
grund getreten.  So  „ist  also  auch  jener 
Plan,  wie  so  vieles  in  diesem  Lande,  das. 
groß  im  Wollen,  klein  im  Tun  ist,  ohne 
greifbares  Ergebnis  geblieben"  (B  i  e  r  m  e  r).  — 
Inzwischen  aber  hatte  man  sich  bereits 
in  einigen  anderen  Staaten  zur  Einführung: 
ähnlicher  Institutionen  entschlossen.  Dies 
geschah  zuerst  in  Belgien,  wo  durch 
Gesetz  vom  6./Vin.  1887  die  „Conseils  de 
rindustrie  et  du  travaU''  eingeführt  wurden,. 

—  die  als  „Arbeit skammer"'  zu  bezeichnen 
sind,  da  in  ihnen  Unternehmer  und  Arbeiter 
gleichmäßig  vertreten  sind.  Ihre  Errichtung^ 
geschieht  durch  besondere  königliche  Ver- 
ordnung für  jede  Gemeinde,  in  der  sie  an- 
gebracht erscheint.  Ihre  Aufgaben*  bestehen* 
in  der  Vermittlung  bei  Arbeitsstreitigkeiten 
und  in  der  Ueberreichung  von  Gutachten,. 
Wünschen  und  Anträgen  sozialpolitischer 
Art  zu  Händen  der  staatlichen  oder  kommu- 
nalen Behörden.  Die  positiven  Resultate,, 
die  man  mit  diesen  Arbeitskammern  erzielt 
hat,  sind  allerdings  —  wie  Harms  und 
Biermer  übereinstimmend  konstatieren  — 
recht  mäßige:  von  849  Streiks,  die  von 
1898—1900  in  Belgien  stattfanden,  wurden 

—  26  bei  den  Arbeitskammem  (deren  es 
im  ganzen  78  gibt)  anhängig  gemacht,  und 
ein  Erfolg  kam  nur  in  16  Fällen  zustande! 
Auch  in  der  Arbeitsstatistik,  für  die  man 
sie  zu  gewinnen  gesucht  hat,  haben  die 
meisten  Kammern  versagt.  Etwas  reger  ist 
ihre  gutachtliche  Tätigkeit.  Das  ihnen  ge- 
setzlich zustehende  Recht  der  Stellung  von 
Anträgen  kommt  öfters  dadurch  nicht  zur 
Ausübung,  „daß  Arbeitgeber  und  Arbeit- 
nehmer sich  so  schroff  gegenüberstehen^ 
daß  die  Debatten  absolut  unfruchtbar  blei- 
ben*' (Harms).  Schließlich  wird  die  ganze 
Tätigkeit  dieser  Kammern  durch  ihr  finan- 
zielles Unvermögen  gelähmt,  das  sie  z.  B.. 
daran  hindert,  besoldete  Sekretäre  anzu- 
stellen. — 

Die  holländischen  „Kamers  van  ar- 
beid''  (errichtet  auf  Grund  des  Gesetzes 
vom  10./ V.  1897)  sind  für  bestimmte  Ge- 
werbe eingerichtete  Arbeitskammern ,  die 
sich  gleichmäßig  aus  Unternehmern  und 
Arbeitern  zusammensetzen.  Einen  nennens- 
werten Einfluß  auf  das  gewerbliche  Leben 
haben  sie  —  wie  Biermer  noch  jüngst  an 
Ort  und  Stelle  konstatiert  hat  —  nicht  ge- 
wonnen: die  Arbeitgeber  bekämpfen  zwar 
diese  Institute  nicht,  lassen  sie  aber  einfach 
links  liegen,  weil  hinter  den  Arbeiterdele- 
gierten der  Kammer  keine  kräftigen  gewerk-- 
schaftlichen  Organisationen  stehen.  — 

Am  wenigsten  läßt  sich  von  den  in 
Frankreich  (durch  ministerielles  Dekret 
vom  17./IX.  1900)  errichteten  ,,Conseils  du 
travail''  —  einer  Schöpfiuig  Millerands  — 
berichten.    Diese  Arbeitskammern  —  deren 
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Iklitglieder  teils  von  den  Berufs  vereinen  der 

t«&rbeiter  und  Unternehmer,  teiJs  von  den 
Gewerl>egerickteii  gewählt  werden  —  sind 
nämJich  bis  jetzt  überhaupt  nicht  recht 
in  Funktion  getreten*  Das  hängt  freu  ich 
damit  zuBammen.  daß  viele  Benifsvereine 
(beider  ParteieD)  die  Beteiligung  an  den 
Wahlen  al»le holen  —  weil  die  Kammern 
durch  Dekret,  &tatt  dm'ch  Gesetz  geschaffen 
worden  &eicn  —  und  daß  aus  deniBelben 
Grunde  tieim  Staatsrate  die  NichtigkeitB- 
es ch werde  gegen  die  vollzogenen  WaMen 

r^ein gereicht  wonlen  ist,  — 

Die  italienischen  ,,can]ere  del  la- 
voro*'  sind  in  Wahriieit  gai'  keine  A.j  son- 
dern einfach  Organe  von  Gewerköcliiifls- 
VerltäntieHi   die  von  den  Kommunen  unter- 

ißtiltÄt  werden,  —  oluie  darum  jedoch  in 
ihi-er  Äiitonoinie  beeinträc^htigt  zu  sein.  Ihr 
Zweck  ist,  laut  eigener  Erklärung,  ,,die 
Wahrnehmung  der  gesamten  wirtschaftlichen^ 
rechtlichen  und  morali&chen  Interessen  der 
Arbeiter klasiie/'    Da  sie  mithin  keine  wirk- 

I»  liehen  Ä,  sind,  so  scheiden  sie  hier  aus  der 
Betrachtung  au8,  —  ebenso  wie  die  diesen 
Namen  tragenden  Institute  in  der  Schweiz 
<die  Zöricher  ,,Ärbeitskammer'  und  die 
Genfer  „Chamhre  de  travail''),  die  in  Walir- 
heit  nur  Arbeitersiekretariate  zur  Förderung 
vornehmlich  gewerksehaflUcher  Intei-essen 
(tum  Teil  mit  kommunaler  UnterstÖtzuog) 
darstellen. 

H,  Die  AuBstehtcn  in  Denti^ehlaiad. 
In  den  siebziger  mid  achtziger  Jahren  pll- 
4ierten  in  Deutschland  vornehmlich  Sozia- 
listen und  Klerikale  für  die  Errichtung  von 
A.^  —  freilich  ohne  damit  Eindruck  zu 
machen.  Anders  gestaltete  sich  die  Sach- 
lage, als  in  den  berühmten  Erlassen  Kaiser 
Wilhelms  IL  vom  4.  IL  tSl:M>  eine  organi- 
sierte Arbeitervertretung  in  AnsBicht  gestellt 
wurde,  wodurch  „den  Arbeitern  der  freie 
lind  friedlic^he  Ausdruck  ihrer  Wünsche 
rmd  Beschwerden  ennuglicht  uud  den 
Staatabehörden  Gelegenheit  gegeben  werden 
solUe.  sich  über  die  Verhiütnijs&e  der  Är- 
l>eiter  (ort laufend  zu  unterrichten  und  mit 
den  letzteren  Fühlung  zu  iiehallen.''   Manche 

'  Fachmänner,  z.  B,  Biermer,  meinen  nun, 
daB  diese  Zusage  bereits  durch  die  Einführung 
der  Gewerbegerichte  eingelöst  sei:  da  sie 
nicht  nur  „Gerichte**  und  Einigungaämter 
zur  Beilegung  \qii  Streiks  f<eien ,  sondern 
^uch  als  t>egutachlende  Oi^gane  für  gewerb- 

I  liehe  Fragen   funktionieren   dürften.     Aber 

Mi«  meisten  äin*l  anderer  Ansicht  oder  halten 
mindestens  für  sehr  i^eckmäßig ,  wenn 
besondere  A.   geschaiTen  würden;  in  dieser 

l'Eichtting  sind  neuerdingis.  neben  den  Kleri- 
kalen ^  die  Kaiionaüibenüen  und  ganz  be- 
sonders die  (partcilosej  .^Gesellschaft  iür 
soziale  Reform''  tut  ig,  Nachdem  schließlich 
Staatsminister  Gmf  Posadowsky  im  Reichs- 


tage (1904)  erklärt  hat,  dftS  die  Eefiemug 

Ijereit  sei,  mit  dem  Ausbau  der  Arbeitei^j 
Vertretungen   im  Sinne   der  Febniarerla 
fortzufahi-en ,    —    wird    man    unzweifeiliaft ' 
über    kurz    oder   lang    zur   Schaffung    von 
solelien    Institutionen    kommen,    da    auchj 
bereits   im  Reichstage  dafür  eine  Mehrheit 
vorhanden    ist.     Ueber   die  Prinzipien   wie 
die  Details  der  Oi^ganisation   gehen  freüich 
die    Meinnngen     noch     sehr    auseinaader, 
Kammern,  in  denen  ausschließlicJi  die  Ar- 
beiten  vertreten    sind,    könnten   unter   den 
heuti^ien      Verhältnissen     leicht     einseitig 
sozialistische     Partei -Interessen     fördern  |J 
Kammern,  in  denen  beide  Parteien  vertreteii 
sind,   könnten   wiederum   —   maogeis  har^J 
nionischen     Zusammenarbeitens     der    5üt* 
glieder   —   leicht   zu    Unfruchtbarkeit   ver- 
urteilt sein*    Immerhin  möchte  ich  trolzdejn 
den  auf  die  letzte  Art  organisierten  Krimmern 
den  Vorzug  gebeo,  —  doch  würde  ich  be- 
antragen, daß  bei  der  ersten  EinrichtuDg 
der  Arbeitskammern  neiien  den  zu  gleichen 
Teilen  vertretenen  Klassen  der  Interessen  ton 
auch  für  diese  AnfgaL»e  geeignete  Delegierte 
der   Staats-   und   Kommunalbehörüieu    Platz 
finden  müüten;  vor  allem  würe  zum  PrSai- 
deoten  der  Arbeitskaramer  eine  weiler  der 
Arbeiter-  noch  der  Uo tornehm erklasse  ao-j 
gehörige   Persönlichkeit   von   der  Staats* 
regierung   zu    ernennen.     Dies©    müftte 
sich  auch  das  Hecht  vorbelialten ,  die  von 
der  Kammer  vorzunelimende  Wahl  des  be*j 
soldeten    Arbeitersekrt^täi-a    zu    l)estäfigeii. 
Dafür   müMten  aber  auch  alle  Kosten  vom! 
Reich   und   von   den  beteiligten  Qemeindeail 
gemeinsam  getnige^n  werden.    Unter  solchen 
ümsländcn   vermiklitpu   die  A,  vermutlich 
manche  nützliche  Aufklärung  und  Anregung 
zu  geben, 

Literatur:    ßlrilii4?t%    ArUiUkamnt^m,    G 
I      mK'^>,  —  Hnäotf  GräUer»    lJt<   Orfj^inimUiim^ 
i!tr   Itrrufftntprt'ttmf   Meriin   1890,  —  Miwrwkmf 
Deutsthe    Arheit^kamm^rnt     T^bimg^n    1904,    — 
Maiaja,  An.  ..ÄrbeiterkamvMTH**  im  H.  */.  Ä, 

—  t\    Sch&nberg,    Arimiiämt^,    Merkn   iJf//, 

—  Q€Ut*g  S^d&Wf  IHe  ArbeititkammsTfragti  tn 
^euUchland  in  der  f^äotialcn  Pmjti***^  J^hr^, 
I90j^*  —  Entftirfi  vcräehUdenf  j^SchrißrTt  der 
GetKUäehaßßir  totiaie  Rtßrm'*  (Mtß  /J,   U,  17)*  \ 


Arbeiterkolonieen. 

L  Allgeraeine#  und  Geschieh tUchei.  2.  Grund- 
sätze and  Ein  rieh  lang  der  A. 

L  Allg:emeiiieB  nnd  Uesehiehtliclije»« 

A.  sind  teils  landwirtsciiaflliche  KoJonieeo, 
teils  industrielle,  wie  Berlin,  Reinickeo- 
dorfei^traüe,  Magdeburg,  welche  dazu  be- 
stimmt iiiid,  arbeitsfähigen  und  arbeils- 
willigen  Leuten,  die  augenblicklich  keinen 
Erwerb    finden    können     und    daher    dar 
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Wanderbettelei  anheimialleQ  oder  anheim- 
zufallen  drohen,  in  land-  und  forstwirt- 
schaftlichen oder  in  industriellen  Betrieben 
Beschäftigung  zu  gewähren.  Sie  wollen  die 
Arbeitslosen  aus  ihrem  Elend  herausreißen, 
sie  an  Ordnung,  Regelmäßigkeit  und  Tätig- 
keit wieder  gewöhnen  und  sie  später  als 
tüchtige  und  ehrenhafte  Glieder  der  bürger- 
lidien  Gesellschaft  zuführen.  Solche  A. 
sind  duich  freie  Vereinstätigkeit  gegründet 
worden,  doch  haben  auch  der  Staat,  Stif- 
tungen, öffentliche  Körper  u.  dgl.  m.  zu 
ihrem  Unterhalte  wenigstens  teilweise  bei- 
getragen. 

Sdhon  im  Jahre  1818  hatte  in  Holland 
der  General  van  den  Bosch  Ackerbaukolonieen 
zur  Ansiedelung  arbeitsloser,  aber  arbeits- 
williger Leute  errichtet  Als  Ende  der  30  er 
Jahre  die  Wanderbettelei  in  Preußen  be- 
denklichen Umfang  anzunehmen  begann, 
fand  der  Gedanke  der  A.  als  Mittel,  um 
diesem  Uebel  entgegenzutreten,  Zustimmung 
und  wurde  namentlich  durch  den  Pastor 
Heldring,  den  Stadtgerichtsdirektor  Jahn,  den 
Pfarrer  Gustav  SchJosser  u.  a.  warm  ver- 
treten. Diese  Anregimgen  blieben  jedoch 
über  ein  Menschenalter  ohne  tatsächliche 
Berücksichtigung.  Erst  Anfang  der  80  er 
Jahre  vermochte  Pastor  von  Bodelschwingh 
weitere  Kreise  mit  Erfolg  für  diese  Ideen 
zu  interessieren.  Es  bildeten  sich  nun  in 
Schleswig-Holstein,  Hannover,  Westfalen, 
Brandenbiu^  und  in  Berlin  zahlreiche  Ver- 
eine, welche  zur  Bekämpfung  der  Vaga- 
bnndennot  die  Errichtung  von  A.  bezweckten. 
Auch  im  Königreich  Sachsen,  in  Bayern, 
Baden  und  in  Württemberg  kam  die  Be- 
wegung in  Fluß. 

Die  erste  deutsche  A.  „Wilhelms- 
dorf* bei  Bielefeld  wurde  am  22./1II.  1882 
durch  Bodelschwingh  mit  351  festen  Plätzen 
eröffnet.  In  den  Jahren  1883  und  18^4 
folgte  die  Gründung  von  je  5,  1886  und 
18fe  von  je  4  Kolonieen.  Seit  dieser  Zeit 
wurden  noch  weitere  14  A.  ins  Leben  ge- 
mfen,  so  daß  sich  ihre  dermalige  Zahl  auf 
33  beläuft    Hiervon  treffen  auf: 


Preußen .    .    .    . 

2o  mit  2931  Betten 

Bayern    .    .    .    . 

3      n 

280       „ 

Wörttemberg  .    . 

2      n 

200       „ 

Sachsen  .    .    .    . 

2      „ 

220 

Baden      .    .    .    . 

I      n 

76       „ 

BexAen    .    .    .    . 

l      n 

130       „ 

Uebrige  Staaten  . 

3      n 

265          n 

England  >;  .    .    . 

I      n 

86        „ 

33  mit  4188  Betten 

2.  Gmndsatse  und  EinrichtaDg  der  A. 

Die  A.  werden  nach  den  „allgemeinen  Grund- 
sätzen*^ geleitet,  welche  am  16./X.  1883  in 
Hannover  von  den  Vorständen  der  Vereine 
festgestellt  wurden. 


V  Dentsche  Farm-Kolonie  Libnry  Hall. 
Wörterbuch  der  Yolkswirtsohaft    IL  AofL    Bd  I. 


Die  A.  sind  Sache  der  freien  Wohltätig- 
keit und  werden  durch  freie  Vereine 
gegründet  und  unterhalten.  In  diese 
werden  arbeitslose,  arbeitsfähige  Männer 
ohne  Rücksicht  der  Religion,  des  Standes 
und  der  Würdigkeit  aufgenommen,  auch 
entlassene  Strafgefangene  sind  nicht  ausge- 
schlossen. Das  Ziel  ist  vor  allem  auf  die 
dauernde,  sittliche  Hebung  der  Kolonisten 
gerichtet.  Die  Grundlage  der  A.  ist  eine 
christliche,  und  auf  die  konfessionellen  Be- 
dürfnisse der  Angehörigen  wird  gewissen- 
haft Rücksicht  ^nommen.  Die  Beschäfti- 
gung der  Kolonisten  besteht  in  der  Regel 
in  land-  und  forstwirtschaftlichen  Arbeiten, 
Industrie  wird  nur  im  Notfall  betrieben. 

Alle  Kolonieen  nehmen  eine  gemeinsame 
Hausordnung  an.  Die  Vergütung  für  ge- 
leistete Arbeiten  ist  niedriger  zu  halten  als 
der  ortsübliche  Tagelohn  und  zwar  im 
Winter  nicht  über  25  Pf.  und  im  Sommer 
nicht  über  40  Pf.  Als  Strafe  wird  regel- 
mäßig nur  die  Fortweisung  von  der  Kolonie 
verhängt.  Jede  Kolonie  kann  Kolonisten 
ohne  Unterschied  der  Heimat  aufnehmen, 
solange  Raum  vorhanden  ist,  doch  sollen 
diejenigen  bevorzugt  werden,  die  in  den  be- 
treffenden Landesteilen  Heimat  oder  Unter- 
stützungswohnsitz haben.  Kolonisten,  die 
wegen  schlechten  Betragens  aus  einer 
Kolonie  entlassen  worden  sind,  dürfen  nur 
mit  Zustimmung  dieser  wieder  aufgenommen 
werden. 

Die  Mittel  zur  Unterhaltung  der  A. 
müssen  zimächst  durch  die  Vereinsbeitrage 
der  Mitglieder,  durch  freie  Liebesgaben, 
durch  ^mmlungen  in  Kirche  und  Haus 
u.  dgL  ni.  aufgebracht  werden.  Ebenso  hat 
man  mehr  oder  weniger  erfolgreich  sich  be- 
müht, Kreise,  Städte,  Provinzen  etc.,  die 
an  der  Verhütimg  der  Landstreicherei  ein 
hervorragendes  Interesse  haben,  zu  Bei- 
steuern und  Unterstützungen  zu  veranlassen. 
Andererseits  sind  den  A.  schon  mehrfach 
größere  oder  geringere  Legate  und  Stif- 
timgen  zugewendet  worden,  namentlich  auch 
ein  Fonds  von  170000  M.  als  Jubiläumsgabe 
aus  dem  kronprinzlichen  Jubelfonds.  Alle 
Kolonieen  bilden  zusammen  einen  Verband, 
an  dessen  Spitze  ein  Zentral  vorstand  steht. 
Die  unmittelbare  Verwaltung  jeder  Kolonie 
untersteht  einem  Lokalkomitee,  unter  diesem 
führt  ein  Hausvater  (Inspektor)  mit  den 
nötigen  Gehilfen,  meist  aus  Brüderhäusern, 
die  Wirtschaft  der  Kolonie  und  sorgt  fth* 
die  Beobachtung  der  Hausordnung. 

Neben  den  eigentlichen  A.  gibt  es  noch 
mehrere  Aharten.  Hierher  gehören  die 
Zweigkolonieen,  als  Filialen  der  Haupt- 
kolonieen,  und  ferner  die  Heimatkolo- 
nieen.  Eine  solche  wurde  zuerst  1886  in 
Düring  (bei  Loxstedt)  unter  dem  Namen 
Friedrich- Wilhelmsdorf   mit    12  Kolonisten 
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errichtet  Ihr  Zweck  ist,  denjenigen  Kolo- 
nisten, welche  sich  als  tüchiig  erwiesen 
haben,  die  Möglichkeit  zu  gewähren,  sich 
seßhaft  zu  machen  und  durch  eigene  land- 
wirtschaftliche Arbeiten  ihr  Brot  zu  ver- 
dienen. Doch  ist  dies  bisher  nur  in  sehr 
wenigen  Fällen  gelun^n.  Auch  Trinker- 
heilstätten  sind  mit  mehreren  Kolonieen 
verbunden  (Friedrichshütte  bei  Bielefeld, 
Salem  (Holstein),  Isenwald  (Kästorf)). 

Daß  die  A.  den  seit  1882  wesentlich 
fühlbaren  Rückgang  der  Wanderbettelei  und 
damit  die  Abnahme  der  Zahl  der  Korrigenden 
bewirkt  hätten,  läßt  sich  schlechthin  nicht 
behaupten.  Aber  sie  haben  ohne  Zweifel 
zu  diesem  Erfolge  auch  ihr  Scherflein  bei- 
getragen. Allerdines  kann  hierbei  nicht 
verschwiegen  werden,  daß  ihnen  die 
Wiederunterbringung  der  Kolonisten 
in  Arbeitsstellen  bis  jetzt  nur  sporadisch 
gelingt.  Das  Prozentverhältnis  der  in  Arbeit 
untergebrachten  und  sämtlicher  aufgenom- 
menen Kolonisten  schwankt  zwischen  10 
und  25^/o.  Viele  Abgehende  ziehen  es  vor, 
sich  selbst  eine  Stelle  zu  suchen,  weil  denen, 
die  sich  als  Kolonie-Entlassene  bekennen, 
vielfach  ein  gleiches  Mißtrauen  entgegen- 
gebracht wird,  wie  den  entlassenen  Sti-af- 
gefangenen.  Viele  Strafentlassene  finden 
zunächst  in  den  Kolonieen  eine  Arbeits-  und 
Zufluchtsstätte.  Viele  körperlich  und  sitt- 
lich Minderwertige,  Alte,  durch  Trunk  Ge- 
schwächte werden  vor  dem  gänzlichen 
Untergang  bewahrt. 

Literatur:  Bodetschtvinifhf  Die  Ackerbaukolonie 
Wühelmsdorf,  S.  Aufl.,  Bielefeld  JS8S.  —  Der- 
ßelbCf  Wie  kann  für  die  Wanderbevölkerung 
unserer  Großstädte  tjesorgi  werden?  Bielefeld 
1889.  —  Loening,  tkhönberg  III,  S.  1025.  — 
Everty  Die  Entwicklung  der  Naturalverpflegungs- 
Stationen  und  der  Arbeiterkolonien  in  Preußen 
bis  1885,  Zeitschr.  des  K.  prenß.  Statist.  Bureaus, 
Berlin  1885.  —  Bertholdf  Statistik  der  Arbeiter- 
kolonien im  Deutschen  Reiche  1884,  ^885,  1887, 
1889,  1891,  1895.  —  nerselbe,  Art.  „Arbeiter- 
kolonien" im  H.  d.  St.  S.  Aufl.,  Bd.  I,  S. 4^8-470. 
—  M&rchen,  Art.  „Arbeiterkolunie*'  und  „  Ver- 
pflegungsstationen** in  Schäfer' s  Evangelischem 
Volkslexikon,  Bielefeld  1900.  —  Zeitschrift  „Der 
Wanderer*'  (seit  1882),  Bethel  bei  Bielefeld. 

Majp  van  Hecke!. 
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I.  Notwendigkeit  der  A.  IL  Die  £nt 
wicklunff  der  A.  in  den  einzelnen  Staaten. 
1.  GroUbritaunien.  2.  DentschUnd.  3.  Die 
Schweiz.  4.  Oesterreich  Uui^aru.  6.  Prankreich. 
6.  Rußland.  7.  Die  anderen  europäischen  Staaten. 
8.  Die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika.  9.  Austra- 
lien und  Neuseeland. 


I.  Notwendigkeit  der  A. 

Zu  den  Waren,   die  der  kapitalistische 
Unternehmer  regelmäßig  kaufen  muß,  gehört 
auch  die  Ware  „Arbeitskraft".    Bei  ihrem 
Einkaufe  wird  sich  das  Selbstinteresse  des 
Kapitalisten    in    derselben    Weise   geltend 
machen  wie  beim  Einkaufe  anderer  Waren : 
jes   wird   den   Kapitalisten   antreiben,   eine 
'möglichst  große  Quantität  jener   Ware   zu 
I  den  geringsten  Kosten  zu  bekommen.    Zwar 
I  mag  der  Kapitalist  in  Fällen,  wo  dies  Ver- 
fahren den  Grundsätzen  der  Humanität  wider- 
streitet. Bedenken  tragen,  dem  Befehle  seines 
Selbstinteresses  Folge   zu  leisten,   und  oft 
genug  wird  ersieh  scheuen, alleKonsequenzen, 
zu  denen  ihm  das  Selbstinteresse  rät,  zu 
ziehen.  Aber  die  Geschichte  und  die  Statistik, 
die  Tatsachen  und  die  geschäftiiche  Praxis 
beweisen  unwiderleglich,  daß  bei  völlig  un- 
gehemmter Konkun*enz  das  Selbstinteresse 
\  auch  im  Verhalten  gegenüber  den  gemieteten 
I  Arbeitskräften  der  entscheidendste  Faktor  ist 
'  und  daß  humane  Rücksichten  nur  allzu  oft 
beiseite  gesetzt  werden.    So  geschah  es  zu 
einer  Zeit,  wo  der  Staat  noch  nicht  zugunsten 
der  Arbeiter  intervenierte,  daß  sich  in  der 
Volkswirtschaft  eine  Reihe  arbeiterfeindlicher 
Tendenzen  geltend  machte,  so  namentlich: 
die  massenhafte  Verwendung  von  Kindern 
und   Frauen  zu  harter  Arbeit  in  Fabriken 
und  Bergwerken,  die  übermäßige  Dauer  der 
Arbeitszeit   sowohl    dieser    wie   auch   der 
männlichen    Arbeitskräfte,    die    ungesunde 
Beschaffenheit  der  Arbeitsräume,  die  mangel- 
haften Vorkehrungen   zur  Vermeidung  von 
Gefahren  für  das  Leben  der  Arbeiter. 

Für  die  Verlängerung  der  Arbeitszeit 
sprechen  in  der  modernen  Fabrikation  außer- 
dem noch  (unterm  kapitalistischen  Gesichts- 
punkt) besondere  Grflnde.  Jede  gutgehende 
rabrik  kommt  in  die  Lage,  ihre  Produktion 
zeitweise  oder  dauernd  zu  vergrößern.  Es 
fi-agt  sich:  soll  das  geschehen  durch  Ein- 
stellung einer  größern  Zahl  von  Arbeitern 
oder  durch  Verlängerung  der  Arbeitszeit 
der  bisher  beschäftigten  Arbeiter?  Das  erste 
Mittel  stößtauf  verschiedene  Schwierigkeiten : 
es  wird  unter  Umständen  schwer  sein,  die 
gewünschte  Zahl  tauglicher  Arbeiter  zu  be- 
I  kommen;  haben  die  neuen  Arbeiter  noch 
nicht  in  der  gleichen  Branche  gearbeitet, 
so  werden  sie  in  der  ersten  Zeit  ziemlich 
ungeschickt  arbeiten ;  ferner  werden  für  die 
neuen  Arbeiter  neue  Maschinen  angeschafft 
werden  müssen:  vielleicht  muß  auch  die 
Fabrik,  um  so  viele  neue  Arbeiter  aufzu- 
nehmen, umgebaut  und  erweitert  werden. 
I  Viel  mehr  entspricht  den  Interessen  des 
'  Unternehmers  die  andei-e  Methode,  die  die 
'  Produktion  durch  Verlängerung  der  Arbeits- 
zeit der  alten  Arbeiterzahl  zu  vergrößern 
strebt    Zunächst  fallen  sämtliclie  eben  auf- 
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geiihlten,  Kosten  yerursacheDden  Faktoren 
weg.  Dann  wird  der  Unternehmer  sein 
altes  Kapital  rascher  umsetzen  als  bisher: 
es  wird  eben  infolge  der  Verlängerung  des 
Arbeitstages  die  zur  Produktion  einer  Waren- 
qiiantitftt  notwendige  Zeitperiode  kürzer, 
90  daß  der  Gewinn  auch  in  kürzerer  Zeit 
einkommt,  —  es  wird  also  in  der  gleichen 
Zeit  wie  früher  ein  größerer  Giawinn  ge- 
madit  als  zuvor.  Endlich  kommt  noch  da- 
zu, dafi  sich  durch  Verlängerung  des  Arbeits- 
tages der  sog.  ^oralische^^  Verschleiß 
der  Maschinen  weniger  verlustbringend  ge- 
staltet Dieser  besteht  darin,  daß  es  häufig 
im  Laufe  der  Zeit  möglich  wird,  entweder 
Maschinen  derselben  Art  mit  viel  ge- 
ringeren Kosten  herzustellen  oder  aber 
bessere  Maschinen  zu  erfinden.  Ueber 
die  Bedeutung  dieses  Umstandes  für  die 
Praxis  sa^  Babbage:  ,,Ma8chinerie  zur  Be- 
schaffung urgend  eines  stark  gesuchten  Artikels 
nutzt  sich  selten  ganz  ab ;  meist  treten  schon 
vor  dieser  Periode  Verbesserungen  ein,  durch 
die  dieselben  Leistungen  schneller,  auch 
wohl  besser  gemacht  werden  können:  es 
wird  daher  auch  wohl  ziemlich  allgemein 
angenommen  Y  daß  eine  gute  brauchbare 
Maschine  sich  in  5  Jahren  bezahlt  haben 
und  nach  10  Jahren  durch  eine  bessere  ver- 
drängt sein  muß.  Die  Verbesserungen,  die 
vor  nicht  langer  Zeit  an  den  Stühlen  zur 
Fertigung  von  Tüll  eintraten,  waren  so  be- 
deutend^ daß  eine  gute  brauchbare  Maschine, 
die  1200  £  gekostet  hatte,  nach  Verlauf 
von  wenigen  Jahren  für  60  £  verkauft  wiu^ie. 
Während  der  großen  Geschäfte  mit  diesem 
Fabrikate  folgte  eine  Verbesserung  so  schnell 
der  andern,  daß  Maschinen,  die  noch  gar 
nicht  vollendet  waren,  von  den  Produzenten 
selbst  in  den  Winkel  gesteUt  wiurden :  denn 
die  neuen  Verbesserungen  machten  sie  durch- 
ans  wertlos.'^  Da  nun  eine  Verlängenmg 
des  Arbeitstages  die  Lebensdauer  der  Maschine 
verringert,  so  muß  folglich  der  Schaden  im 
Falle  des  „moralischen^^  Verschleißes  der 
Maschine  erheblich  kleiner  sein. 

Als  Folge  der  Einderarlteit  und  der  über- 
mäßigen Frauen-  und  Männerarbeit  ergeben 
sich  eine  Menge  Uebelstände.  Die  regel- 
mäßige gewerbliche  Arbeit  des  .Kindes 
greift  seine  Gesundheit  an;  sein  Wachstum 
und  seine  normale  Entwicklung  wird  durch 
den  Aufenthalt  in  den  mit  schlechter  Luft 
angefüllten  Arbeitsstätten  und  durch  die 
angestrengte  Tätigkeit,  die  meist  gewisse 
Glieder  ausschließlich  in  Anspnich  nimmt, 
geschädigt;  schon  frühzeitig  nimmt  das 
wenig  widerstandsfiUiige  Kind  den  Keim 
von  Gewerbekrankheiten  in  sich  auf;  die 
dem  Kinde  versagte  Ausbildung  seiner 
geistigen  Fähigkeit  in  Verbindung  mit  der 
etntOmgen  gewerblichen  Beschäftigung  be- 
wirkt geistige  Verödung  und  Stumpfsinn; 


endlich  wird  durch  das  Zusammensein  mit 
den  Erwachsenen  während  der  Arbeit  und 
diux^  die  Entfernung  aus  dem  häuslichen 
Kreise  die  moralische  Entwicklung  des 
Kindes  schwer  geschädigt.  —  Die  über- 
mäßige Arbeit  der  Weiber  gereicht  ihnen 
zum  ganz  besonderen  Nachteil,  weil  sie  viel 
schwächlicher  sind  als  die  Männer;  das 
Zusammenarbeiten  mit  Männern  führt  zu 
Unsittlichkeit;  die  Totgeburten  nehmen  auf- 
fällig zu,  und  ebenso  wächst  die  Säuglings- 
sterblichkeit;  die  verheirateten  Arbeiterinnen 
können  sich  wenig  um  ihre  Familie  und 
ihr  Hauswesen  kümmern ;  die  Folge  ist  Ver- 
wahriosung  der  Kinder  und  Gefälu*dung  des 
häuslichen  Friedens  und  der  Moralität  des 
Mannes,  dessen  Heim  so  sehr  vernachlässigt 
ist.  —  Die  Folgen  eines  zu  langen  Arbeits- 
tages für  die  männlichen  Arbeiter 
sind  diese :  Seine  Gesundheit,  seine  Lebens- 
und Ai'beitskraft  werden  untergraben;  sein 
Körper  wird  um  so  empfänglicher  für  spe- 
zifische Gewerbekrankheiten ;  sein  Familien- 
leben wird  zerstört;  sein  ganzes  Dasein  wird 
im  wesentlichen  auf  Arbeit  und  den  zur 
Erhaltung  des  Daseins  gerade  notwendigen 
Schlaf  reduziert,  während  alles,  was  den 
Zustand  desMenschen  über  den  einestierischen 
Vegetierens  erhebt  —  Geselligkeit,  Betätigung 
und  freies  Spiel  der  geistigen  Kräfte,  Be- 
schäftigung mit  den  Angelegenheiten  von 
Gesellschaft  und  Staat,  überhaupt  Teilnahme 
an  entwickelter  Kultur  — ,  auf  ein  Minimum 
sinkt. 

Aus  der  sittlichen  Natur  des  Staates  folgt 
klar,  daß  durch  regulierendes  Gesetz  solch 
maßloser  Ausnutzung  der  Arbeitskräfte  ge- 
steuert werden  muß,  —  zumal  da,  wo  es 
sich  um  die  Exploitation  von  Frauen  und 
Kindern  handelt,  die  den  Diktaten  des  Kapitals 
keinen  hinreichenden  Widerstand  entgegen- 
setzen können.  Daß  Gesetze  dieser  Art 
zum  rechten  Ziele  führen ,  ist  durch 
das  Beispiel  Englands,  —  das  auf  diesem 
Gebiete  den  anderenNationen  vorangeschritten 
ist  —  vor  aller  Welt  dargetan.  Es  handelt 
sich  hier  in  erster  Linie  um  das  Verbot, 
die  Arbeitskräfte  länger  als  eine  bestimmte 
Zeit  zu  beschäftigen,  oder  in  gewissen 
Branchen  bestimmte  Kategorien  von  Arbeitern 
industriell  zu  exploitieren.  Die  wichtigsten 
Maßregeln,  die  hier  angestrebt  werden  müssen, 
sind:  Verbot  der  gewerblichen  AH»eit  von 
Kindern  unter  13  Jahren ;  Maximalarbeilstag 
für  die  Arbeiter  in  größeren  gewerblichen 
Anlagen,  und  zwar  von  10  Stunden  für  die 
erwachsenen  Arbeiter,  mit  Ausnahme  der 
verheirateten  Arbeiterinnen ;  für  diese  sowie 
für  die  jugendlichen  Arbeiter  von  13 — 16  Jahren 
halb  so  großer  Maximalarbeitstag  (so  daß 
also  an  einem  Arbeitstage  zwei  einander 
ablösende  Reihen  von  Arbeitern  dieser  Kate- 
gorien b€«chfiitigt  würden);  Verbot  der  Arbeit 
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von  Frauen  und  jugendlichen  Personen  in 
gewissen,  die  Gesundheit  oder  die  Moral 
gefährdenden  Industriezweigen;  Verbot  der 
Sonntagsarbeit  und  möglichst  auch  der  Nacht- 
arbeit in  allen  gewerblichen  Etablissements, 
mit  alleiniger  Ausnahme  derer,  bei  denen 
das  Verbot  aus  technischen  Gründen  auf 
die  schwerwiegendsten  Hindemisse  stoßen 
vTürde;  unbedingtes  Verbot  der  Nachtarbeit 
für  Arbeiterinnen  und  jugendliche  Personen. 
Dazu  kommen  dann  die  Vorschriften  über 
die  Hygiene  der  Arbeitsräume  und  über 
die  Sicherung  der  Arbeiter  gegen  die  ihr 
Leben  oder  ihre  Gesundheit  bedrohenden 
Betriebsgefahren.  Den  ganzen  Komplex 
dieser  Maßregeln  bezeichnet  man  zusammen- 
fassend als  „Arbeiterschutzgesetzgebung^^ 
Diese  hat  für  den  Unternehmer  in  den 
meisten  Fällen  eine  Erhöhung  der  Pro- 
duktionskosten zur  Folge :  daher  überall  der 
heftige  Widerstand  der  Inhaber  der  Unter- 
nehmungen zuerst  gegen  den  Erlaß  der  Schutz- 
gesetze und  nachher  gegen  ihre  Durchführung. 
Natürlich  \vird  der  Gesetzgeber  stets  zu 
erwägen  haben,  ob  nicht  dim;h  den  Erlaß 
solcher  Gesetze  die  Konkurrenzfähigkeit  der 
Industrie  auf  dem  Weltmarkte  gelähmt 
werden  könnte.  Faktisch  müßte  aber  ein 
Gesetz  dieser  Art  schon  sehr  weit  gehen 
(etwa  gegenwärtig  den  allgemeinen  neun- 
stündigen Ai'beitstag  dekretieren),  ehe  solche 
Erwägungen  praktisch  maßgebend  werden 
dürften ! 

II.  Die  Enti^ickelnng 
der  A.  in  den  einzelnen  Staaten. 

1.  Grossbritannien.  Das  Aufkommen 
der  Fabrikindustrie  liatte  die  weittragend- 
sten Folgen  für  das  soziale  Leben.  In 
sehr  wichtigen  Branchen,  namentlich  in 
der  Baumwollspinnerei  imd  -Weberei,  er- 
wies sich  die  Fabrik  als  den  bisherigen 
Betriebsformen  weitaus  überlegen:  dort 
wurde  das  Handwerk  bald  beseitigt  oder 
-wenigstens  zur  Bedeutungslosigkeit  ver- 
dammt, —  während  die  Hausindustrie  sich 
durch  ihre  eigentümliche  Organisation  als 
wesentlich  lebensfähiger  erwies.  Wenn  die 
Fabrik  durch  den  Maschinenbetrieb  die  Pro- 
duktionskosten ihrer  Waren  herabsetzte,  so 
wurde  dasselbe  Endergebnis  vom  haus- 
industriellen Verleger  durch  Herabsetzung 
der  Löhne  und  Ueberarbeit  des  Heimarbeiters 
sowie  seiner  ganzen  Familie  erzielt.  Auf 
diese  Weise  nisteten  sich  in  der  Hausindustrie 
schwere  Uebelstände  ein,  die  seitdem  wie 
ein  Fluch  auf  dieser  Betriebsform  lasten; 
möglich  wurden  sie  dadurch,  daß  die  Heim- 
arbeiter sich  die  Erniedrigung  ihrer  Lebens- 
bedingungen gefallen  ließen,  da  ihnen  jeder 
andere  Ausw^  verschlossen  war.  So  konnte 
Marx,  ohne  gar  zu  sehr  zu  übertreiben,  aus- 
rufen:  die  Weltgeschichte   böte   kein   ent- 


setzlicheres Schauspiel  als  den  allmählichen, 
über  Jahrzehnte  verschleppten,  endlich  1838 
besiegelten  Untergang  der  englischen  Ha  n  d- 
baumwollweber,  von  denen  viele  jahrelang 
mit  ihren  Familien  mit  2V2  Pence  täglich 
vegetierten.  Dies  war  die  Wirkung  des 
Fabrikbetriebs  auf  die  Arbeiter  der  kon- 
kurrierenden Unternehmungen.  Nicht 
minder  verheerend  war  sie  ursprünglich 
auch  auf  das  Fabrikpersonal  selber. 
Einmal  ward  jetzt  durch  das  in  der  Fabrik 
befolgte  System  der  Arbeitsteilung  die  Ein- 
führung der  regelmäßigen  gewerblichen 
Arbeit  von  Kindern  und  Frauen  in  um- 
fassendem Maße  möglich :  und  solche  Arbeit 
war  höchst  gewinnbringend  für  den  Fabri- 
kanten, da  sie  ihm  viel  billiger  zu  stehen 
kam  als  die  von  Männern.  „Sofern  die 
Maschinerie  Muskelkraft  entbehrlich  macht, 
wird  sie  zum  Mittel,  Arbeiter  ohne  Muskel- 
kraft oder  von  unreifer  Körperentwicklung, 
aber  größerer  Geschmeidigkeit  der  Glieder 
anzuwenden.  Weiber-  und  Kinderarbeit  war 
daher  das  erste  Wort  der  kapitalistischen 
Anwendung  der  Maschinerie !  Dies  gewaltige 
Ersatzmittel  von  Arbeit  und  Arbeitern  ver- 
wandelte sich  damit  sofort  in  ein  Mittel, 
die  Zahl  der  Lohnarbeiter  zu  vermehren 
durch  Einreihung  aller  Mitglieder  derArt)eiter* 
familie,  ohne  Unterschied  von  Geschlecht 
und  Alter,  unter  die  unmittelbare  Botmäßig- 
keit des  Kapitals"  (Marx). 

Danim  war  es  natürlich  am  rentabelsten, 
diese  billigen  und  am  wenigsten  zum  Wider- 
stände befähigten  Arbeitskräfte  zu  ganz  be- 
sonders langer  Arbeitszeit  anzuhalten.  Dem- 
gemäß stellt  in  England  ein  amtlicher  Be- 
richt fest:  ,,Tatsache  ist,  daß  vor  Erlaß  des 
Gesetzes  zum  Schutze  jugendlicher  Arbeiter 
(1883)  Kinder  und  junge  Personen  die  ganze 
Nacht,  den  ganzen  Tag  oder  beide  ad  libitum 
arbeiten  mußten."  Und  John  Fielden,  ein 
Philanthrop  aus  den  Kreisen  der  Bourgeoisie, 
schrieb:  „In  Derbyshire,  Nottinghamshire 
und  besonders  in  Lancashire  wurde  die 
jüngst  erfundene  Maschinerie  aufgestellt  in 
Fabriken,  dicht  bei  Strömen,  fähigdas  Wasser- 
rad zu  drehen.  Tausende  von  Händen  w^aren 
plötzlich  erfordert  an  diesen  Plätzen,  fem 
von  den  Städten.  Sofort  nistete  sich  die 
Gewohnheit  ein,  sich  Lehrlinge  aus  den 
verschiedenen  Pfarrei-Arbeitshäusern  von 
London,  Birmingham  und  anderswo  (d.  h. 
Armenkinder)  zu  verschreiben.  VieleTausende 
dieser  kleinen,  hilflosen  Geschöpfe  im  Alter 
von  7—14  Jahren  wnirden  so  nach  dem 
Norden  versandt.  Der  Fabrikant  mußte  seine 
Lehrlinge  kleiden,  nähren  und  in  einem 
Lehrlingshause  nahe  bei  der  Fabrik  unter- 
bringen. Aufseher  wurden  besteDt,  um  ihre 
Arbeit  zu  überwachen;  da  ihr  Gehalt  im 
Verhältnis  stand  zum  Produktenquantum, 
das  aus  dem  Kinde  erpreßt  zu  werden  ver- 
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mochte,  so  gebot  diesen  Sklaventreibern  ihr 
Interesse,  die  Kinder  aufs  äußerste  abzu- 
rackern. Die  Folge  war,  daß  die  Kinder 
zu  Tode  gehetzt  worden  durch  Arbeitsexzesse ; 
sie  wurden  in  vielen  Fällen  bis  auf  die 
Knochen  ausgehungert,  während  die  Peitsche 
sie  an  der  Arbeit  hielt  Die  Gewinne  der 
Fabrikanten  waren  riesig:  aber  das  wetzte 
nur  ihren  Werwolfsheißhunger.  Sie  begannen 
die  Praxis  der  Nachtarbeit,  d.  h.  nachdem 
sie  eine  Gruppe  Hände  durch  das  Tagewerk 
gelähmt,  hielten  sie  eine  andere  Gruppe  für 
das  Nachtwerk  bereit:  die  Tagesgnippe 
wanderte  in  die  Betten,  die  die  Nachtgruppe 
gerade  verlassen  hatte,  und  vice  versa.  Es 
war  Yolksüberlieferung  in  Lancashire,  daß 
die  Betten  nie  abkühlten." 

Aber  auch  die  Arbeitszeit  der  Männer, 
die  unorganisiert  waren  und  noch  nicht,  wie 
später,  sich  als  ein  Ganzes  fühlten,  wimle 
nur  zu  häufig  ins  Cngemessene  ausgedehnt ; 
ernste  Schriftsteller  dieser  Zeit  haben  den 
englischen  Fabrikarbeiter  als  imter  die  Stufe 
westindischer  Sklaven  herabgedrückt  be- 
zeichnen können.  So  konnte  der  ältere 
Robert  Peel,  der  „königliche  Kaufmann", 
in  einem  Berichte  ans  Parlament  darüber 
Klagen  führen,  daß  „jene  großartigen  Er- 
rungenschaften des  britischen  Scharfsinns, 
durch  die  das  Maschinenwesen  in  unsern 
Fabriken  zu  solcher  Vollendung  gelangt  sei, 
anstatt  zu  einem  Segen  für  die  Nation 
zu  deren  grausamstem  Fluche  zu  werden 
drohten." 

Auf  die  Initiative  Peels,  der  selber  Fabri- 
kant war,  sind  auch  die  ersten  englischen 
Arbeiterschutzgesetze  zurückzuführen :  vor 
allem  das  Gesetz  von  1802,  das  den  —  vor- 
hin erwähnten  —  in  die  Fabriken  als  Lehr- 
linge verkauften  Armenkindern  die  Nacht- 
arbeit verbot  und  eine  tägliche  Arbeitszeit 
von  h(k;hstens  12  Stunden  gestattete,  und 
das  Gesetz  von  1819,  das  die  Beschäftigung 
von  Kindern  unter  9  Jahren  verbot  und  den 
Arbeitstag  der  jungen  Personen  bis  zu 
16  Jahren  auf  12  Stunden  beschränkte,  — 
aber  nur  für  BaumwoUfebriken  galt,  oder 
richtiger:  gelten  sollte.  Denn  das  Gesetz 
hatte  keine  durchgreifende  Wirkung,  da  sich 
die  Ortspolizeibehörden  in  viel  zu  großer 
Abhängigkeit  von  den  Industriellen  befanden ! 
Darum  wurde  1833  ein  neues  Gesetz  erlassen, 
das  besondere  Beamte  zur  Ueberwachung 
des  Arfoeiterschutzes  einsetzte  und  für  alle 
Textilfobriken  einen  Maximalarbeitstag  von 
8  Stunden  für  Kinder  von  9 — 13  Jahren, 
von  12  Stunden  für  junge  Personen  von 
13—18  Jahren  (verbunden  mit  Verbot  der 
Nachtarbeit)  einführte. 

Noch  voriier  hatte  eine  mächtige  Yolks- 
bew^;ang  zu^nsten  des  zehnstündigen 
Arbeitstages  eingesetzt;  sie  knüpfte  an  die 
Lehren  Owens  an,  der  in  der  ersten  Epoche 


seines  öffentlichen  Wirkens  (um  1815)  ein 
Programm  der  staatlichen  Sozialreform  auf- 
gestellt hatte,  das  in  der  Einführung  eines 
gesetzlichen  Maximalarbeitstages  von  lO^/s 
Stunden  und  in  dem  Verbot  der  Beschltfti- 
gnng  von  Kindern  unter  12  Jahren  gipfelte. 
Für  diese  Ideen  wurde  dann  seit  den 
dreißiger  Jahren  von  einigen  philanthropisch 
gesinnten  Politikern  —  den  Tories  Oastier 
(dem  „Fabrikkönig*') ,  Sadler  und  Ashley 
(später:  Lord  Shaftesbury)  und  dem  Radi- 
kalen Fielden  —  eine  energische  Propa- 
ganda entfaltet.  Und  da  sich  die  Massen 
der  Arbeiter  in  großen  Versammlungen  be- 
geistert an  diesem  Kreuzzuge  gegen  die 
Auswüchse  des  Fabriksysteras  beteiligten, 
mußte  die  von  den  höchsten  Geistern  der 
Nation  —  Carlyle,  dlsraeli,  Kingsley  und 
Maurice  — unterstützte  Bewegung  schließlich 
unwiderstehlich  werden,  —  zumal  seitdem 
parlamentarische  Untersuchungen  die  maß- 
lose Ueberanstrengung  der  exploitierten  Ar- 
beiter festgestellt  und  von  den  Arbeitszu- 
ständen  Büder  entworfen  hatten,  die  (wie 
Englands  neuester  Historiker  bemerkt)  Dantes 
Höllen  Schilderung  an  Gräßlichkeit  erreichten, 
an  realistischer  Wahrheit  aber  übertrafen. 
Vergebens  stemmten  sich  die  Anhänger  des 
Laisser-faire,  an  ihrer  Spitze  die  Häupter 
der  Schule,  Cobden  und  Bright,  mit  aller 
Wucht  gegen  die  Agitation,  die  den  Grund- 
sätzen von  Sankt  Manchester  so  sehr  ins 
Gesicht  schlug  und  folglich  als  höchst  ver- 
derblich verschrieen  wurde;  vergebens 
machten  die  Fabrikanten  unter  der  Fühnmg 
des  Hüttenbesitzers  Lords  Londonderry 
mobil  gegen  „die  heuchlerische  Humanität, 
die  gegenwärtig  herrsche'* ;  vergebens  stimm- 
ten die  Arbeitgeber  der  Textilindustrie  herz- 
brechende Klagen  an  über  den  drohenden 
Untergang  ihres  Gewerbes;  vergebens  „be- 
wies" der  gelehrte  Oxforder  Professor  Senior 
haarklein  durch  „Analyse  des  Fabrikations- 
prozesses'' —  in  Wahrheit  durch  fingierte 
Berechnungen  über  mögliche  Produktions- 
kosten und  Preise  der  Fabrikwaren !  — ,  daß 
sich  der  ganze  Reingewinn  des  Fabrikkapitals 
aus  der  zwölften  Arbeitsstunde  ergebe, 
und  daß  daher  gerade  diese  nicht  beschränkt 
werden  dürfe;  vergebens  machte  der  Lob- 
redner des  Fabriksystems,  Dr.  Ure,  In- 
teresse und  Moral  der  geschützten  jimgen 
Personen  selber  geltend,  die,  wenn  zu  früh 
aus  der  Zucht  der  Fabrik  entlassen,  dem 
Müßiggang  und  Laster  in  die  Anne  ge- 
trieben würden!  Alle  diese  Widerstände, 
neben  denen  auch  die  der  Reform  abgünstige 
Meinung  des  Haupts  der  Regienmg,  Sir 
Robert  Peels,  gewichtig  in  die  Wagschale 
fiel,  wurden  durch  die  Wucht  der  von  der 
Volksstimmung  getragenen  Bewegimg  über- 
wunden :  bei  der  entscheidenden  Abstimmung 
im   Parlament  verband   sich    ein   Teil   der 
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Whigs  unter  der  Führung  Macaulays  (der 
den  Arbeitersehutz  wann  empfahl  als  Mittel, 
dem  Volk  all  jene  hohen  Eigenschaften  zu 
erhalten,  die  das  Vaterland  groß  gemacht 
hätten)  mit  der  Mehrheit  der  Tones  und  mit 
den  Radikalen,  um  den  zehnstündigen  Maxi- 
malarbeitstag für  Personen  von  13 — 18  Jahren 
und  fth*  alle  weiblichen  Arbeiter,  zunächst 
in  der  Textilindustrie,  zu  beschließen  (1847). 
Obwohl  nun  dies  Gesetz  faktisch  den  Arbeits- 
tag nicht  bloß  für  die  geschützten  Per- 
sonen, sondern  überhaupt  für  alle  Be- 
schäftigten auf  10  Stunden  herabdrückte 
(weil  die  geschützten  Klassen  zwei  Drittel 
aller  Arbeiter  bildeten!),  so  hat  sich  docli 
keine  der  von  den  interessierten  oder  ge- 
lehrten Gegnern  befürchteten  Folgen  ein- 
gestellt Der  Wert  der  britischen  Ausfuhr, 
vor  Erlaß  des  Gesetzes  im  Jahre  1846  auf 
57V2  Millionen  £  bemessen,  war  schon  einige 
Jahre  danach,  im  Jahre  1852,  auf  78  Millionen 
gestiegen.  „Wäre  die  scharfsinnige  Be- 
rechnung Seniors  richtig,  —  bemerkt  ein 
Fabrikinspektor  mit  treffender  Ironie  -  so 
hätte  jede  Baumwoll&ibrik  seit  einigen  Jahren 
mit  Verlust  gearbeitet!"  Und  was  die  an- 
gebliche Entartung  der  Kinder  infolge  eines 
zu  gerineen  Arbeitstages  betraf,  so  meinte 
ein  Bericnt  der  Fabrikinspektion :  solch  lieb- 
loses Geschwätz  über  „Müßiggang  und  Laster 
müsse  als  der  reinste  cant  und  die  scham- 
loseste Heuchelei  gebrandmarkt  werden!" 
Gk3rade  die  geschützten  Personen  wurden, 
wie  amtlich  festgestellt  wurde,  vor  gänz- 
licher Entartung  gerettet,  und  ihr  körper- 
licher Zustand  ward  wirksam  gehoben.  So 
schlug  (um  mit  Marx  zu  reden)  die  wunder- 
voDe  Entwicklung  der  Industrie,  Hand  in 
Hand  mit  der  körperlichen  und  sittlichen 
Wiedergebiut  der  Fabrikarbeiter,  das  blödeste 
Auge:  nach  und  nach  wurden  die  wichtig- 
sten Schutzgesetze  (vor  allem  der  Zehn- 
stundentag) auf  die  anderen  Großindustrien, 
1867  unter  dlsraelis  Ministerium  auch  auf 
die  Werkstätten  ausgedehnt,  d.  h.  auf 
„alle  Räume  und  Plätze  (die  nicht  als  Fabriken 
oder  Werke  anzusehen  sind),  in  denen,  im 
Freien  oder  unter  Dach,  Handarbeit  irgend- 
welcher Art  von  einem  Kind,  einer  jugend- 
lichen oder  weiblichen  Person  verrichtet 
wird,  —  falls  dem  Arbeitgeber  das  Recht 
des  Zutritts  und  der  Aufsicht  zusteht." 
Und  1878  wurde  diese  ganze,  schon  un- 
übersichtlich gewordene  Gesetzgebung  in 
der  „Factory  and  Workship  Act"  kodifiziert 
und  ergänzt.  Schon  vorher  hatten  sich  die 
Fabrikanten  mit  dem  Gedanken  des  Arbeiter- 
schutzes völlig  ausgesöhnt.  Seitdem  lehnten 
sie  sich  weder  prinzipiell  (auf  dem  Wege 
politischer  Agitation)  noch  im  praktischen 
Leben  (durch  üebertretun^  der  Fabrikge- 
setze) dawider  auf.  In  diesem  Sinne  be- 
richtete auch  eine  vom  Parlament  eingesetzte 


Kommission  zur  Prüfung  der  Wirkungen 
der  Fabrikgesetze :  „die  zahlreichen  früheren 
Untersuchungen  über  die  Lage  der  in  den 
verschiedenen  Gewerben  beschäftigten  Kinder 
und  Frauen  hatten  Zustände  enthüllt,  die 
das  allgemeine  Mitleid  mächtig  hervorriefen 
und  das  Einschreiten  der  Gesetzgebung  ge- 
bieterisch verlangten.  In  auffälligem  Gegen- 
satz dazu  steht  die  gegenwärtige  Lage  derer, 
zu  deren  Gunsten  die  verschiedenen  Fabrik- 
und  Werkstättengesetze  erlassen  wurden. 
Einige  Beschäftigungen  sind  trotz  der  ge- 
sundheitspolizeilichen Vorschriften  dieser  Ge- 
setze noch  unzweifelhaft  ungesimd;  und  in 
anderen  Gewerben  findet  sich  noch  gelegent- 
lich ein  Ueberarbeiten  über  die  von  den 
Gesetzen  gezogenen  Grenzen,  das  der  Ge- 
sundheit der  darin  Beschäftigten  nachteilig 
ist.  Allein  diese  Vorkommnisse  sind  zu 
unserer  Freude  nur  Ausnahmen.  Dabei 
haben  wir  keine  Ursache  zur  Annahme,  daß 
die  Gesetzgebung,  die  sich  in  so  auffälliger 
Weise  als  Wohltat  für  die  beschäftigten 
Arbeiter  erwiesen  hat,  den  Gewerben,  auf 
die  sie  Anwendung  fand,  irgend  erheblichen 
Nachteil  gebracht  hat.  Im  Gegenteil,  der 
Fortschritt  der  Industrie  war  augenscheinlich 
völlig  unbehindert  durch  die  Fabrikgesetze; 
und  es  gibt  nur  wenige,  selbst  unter  den 
Arbeitgebern,  die  jetzt  einen  Widerruf 
der  Hauptbestimmungen  dieses  Gesetzes 
wünschten  oder  die  aus  diesen  Gesetzen  her- 
vorgegangenen Wohltaten  leugneten." 

Zu  den  Gesetzen  der  geschilderten  Art 
kamen  dann  Vorschriften  über  Lohnzahlung 
(hauptsächlich  auf  die  Beseitigung  des  Truck- 
systems abzielend^,  über  Fabrikhygiene  (z.  B. 
durch  das  Gebot  aes  Tünchens  und  der  Rein- 
haltung der  Arbeitsi-äume),  und  über  Ver- 
hütung von  Unfällen  (z.  B.  durch  das  Verbot 
des  Reinigens  der  Transmissionen  durch 
jugendliche  Arbeiter  wähi'end  der  Bewegung 
und  durch  Bestimmungen  über  Schutzvor- 
richtungen an  den  Masclünen). 

Seitdem  sind  noch  eine  Anzahl  Gesetze  hin- 
zugekommen, die  teils  den  Arbeitersehutz  auf 
eine  Reihe  bisher  davon  unberührter  Arbeits- 
stätten ausdehnen,  teils  den  Umfang  des  Arbeiter- 
schatzes in  einzelnen  Industrieen  erweitem.  Ich 
erwähne  daraus  die  folgenden  Bestimmungen. 
In  den  Textüfabriken  wurde  die  Maximalarbeits- 
woche  für  jugendliche  Personen  und  Franen 
auf  55  Stunden  herabgesetzt  (1901).  Das  Be- 
schäftigungsalter für  Kinder  in  Fabriken  und 
Werkstätten  wurde  auf  12  Jahre  hinanfgesetzt 
(1899).  Allgemein  wurde  die  Beschäftigung  von 
Arbeiterinnen  während  4  Wochen  nach  ihrer 
Niederkunft  verboten  (1896)  Eine  weitgehende 
Vollmacht  für  hygienischen  Arbeitersehutz  er- 
teilt die  Bestimmung:  „Gewinnt  der  Staats- 
sekretär des  Innern  die  Ueberzeu^ung,  daß 
irgend  eine  Industrie.  Maschinenemrichtun^, 
Betriebsanla^e,  ein  Verfahren  oder  eine  Hand- 
arbeit, die  m  Fabriken  oder  Werkstätten  er- 
forderlich sind,  der  (tesundheit  oder  dem  Leben 
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g^Uirlich  oder  scb&dlich  ist  —  sei's  flberhanpt, 
«ei-s  lediglich  für  Frauen,  Kinder  oder  eine 
ladere  Kate^rie  von  Personen  — ,  so  kann  er 
diese  Industrie,  Maschineneinrichtnnfip  usw.  als 
ffeföhrlich  bezeichnen«  und  es  kann  alsdann  der 
Staatssekretär  Vorschriften  erlassen,  die  nach 
seiner  Ansicht  zur  Beseitigung  der  fraglichen 
Mißstände  «reeignet  sind''  (1901).  Für  Wäsche- 
reien wurde  durchgesetzt:  eine  Maximalarbeits- 
woche Ton  60  Stunden  für  Frauen  und  jugendliche 
Personen  und  von  30 Stunden  für  Kinder.  Gewisse 
Bestimmungen  des  Fabrikschutzes,  namentlich 
soweit  er  Sicherung  vor  Grefahren  schaffen  sollte, 
wurden  auf  D  o  c  k  s ,  Lagerplätze,  Warenspeicher, 
Schiffe  (während  der  Arbeit  des  Ein-  und  Aus- 
landes) und  Grundstücke,  auf  denen  mit  Hilfe 
von  Maschinen  Häuser  gebaut  werden,  über- 
tragen ( 18i^).  Die  Arbeitszeit  der  Eisenbahn- 
Aacrestellten  wurde  durch  die  folgende 
Vorschrift  wirksam  eingeschränkt:  „Wenn  dem 
Handelsamt  angezeigt  wird,  daß  die  Arbeits- 
stunden übermäßig  sind,  so  soll  es  die  Sache 
nntersuchen.  Findet  es,  daß  bei  einer  Eisen- 
bahngeseliscbaft  Grund  zur  Beschwerde  ist,  so 
soll  es  die  Gesellschaft  veranlassen,  ihm  einen 
Entwurf  für  den  Dienst  vorzulegen,  der  die 
Arbeitsstunden  in  angemessene  Schranken  bannt. 
Falls  die  Gesellschaft  diesem  Verlangen  nicht 
eehorcht,  so  soll  das  Handelsamt  die  Sache  an 
den  Eisenbahn-Gerichtshof  bringen"  (1893). 
Weiter  wurden  die  bisherigen  —  gänzlich  un- 
zulänglichen—  Bestimmungen  über  die  Haus- 
industrie mehrfach  erweitert,  vor  allem  durch 
die  Bestimmung,  daß  Kleidungsstücke  sowie 
eine  Menge  anderer  (vom  Staatssekretär  zu  be- 
zeichnender) Gegenstände  nicht  in  Räumlich- 
keiten, in  denen  ansteckende  Krankheiten 
herrschen,  verfertigt  oder  repariert  werden  dürfen 
(1395  und  1901).  Schließlich  wurde  in  Laden- 
iretchäfteu  für  junge  Personen  unter  18  Jahren  die 
Maxiroalarbeitswoche  von  74  Stunden  einge- 
führt (1886). 

Nachdem  infolge  der  Wahlen  des  Jahres 
1906  eine  mehr  als  40  Kopfe  zählende 
Arbeiterpartei,  die  zugleich  zum  regierenden 
„Block"  gehört,  ihren  Einzug  ins  Parlament 
gehalten  hat,  haben  wir  jedenfalls  in  der 
nächsten  Zukunft  eine  mächtige  Fortentwick- 
lung des  Arbeiterschutzes  in  England  zu 
gewärtigen. 

2.  Dentschlaad.  Das  Ringen  um  den 
Arbeiterschutz  in  England  —  der  vor- 
bildlich für  die  Welt  geworden  ist  — 
wies  einen  Zug  von  Größe  auf,  der 
den  Arbeiterschutzbestrebungen  der  meisten 
anderen  Länder  fehlt.  Darum  begnügen 
wir  uns  hier  mit  einer  knappen  Skizze 
dessen,  was  in  den  anderen  Indern  auf 
diesem  Gebiete  erreicht  worden  ist,  — 
und  auf  die  Masse  der  Gesetze  und  Ver- 
ordnungen, die  für  Zwecke  der  Unfall- 
verhütung und  der  Hygiene  der  Arbeit  und 
Arbeiter  erlassen  worden  sind,  kann  hier 
Qberhaupt  nicht  eingegangen  werden.  Der 
erste  gi^ßere  Staat  des  Kontinents,  der  den 
Arbeiterschutz  in  Angriff  genommen  hat, 
istPreußen  gewesen,  unter  dessen  leitenden 


Staatsmännern  sich  eine  Reihe  erleuchteter 
Geister  befand.  Durch  einen  Zufall  war  es  an 
den  Tag  gekommen,  daß  ein  Düsseldorfer 
Großindustrieller  eine  Menge  Kinder  von 
6  Jahren  an  zur  Tag-  wie  Nachtarbeit  an- 
genommen hatte,  wobei  für  zwölfstündige 
Arbeit  ein  Tagelohn  von  2  bis  3  Silber- 
groschen bezahlt  wurde!  Zwar  erklärte  ein 
über  den  Gesundheitszustand  der  in  den 
Düsseldorfer  Spinnereien  zur  Nachtzeit  be- 
schäftigten Kinder  erstatteter  Bericht  eines 
Geheimen  Oberfinanzrates:  daß  diese  sich 
von  den  bleichen  Berlinern  durch  blühendes 
Aussehen  unterschieden,  denn  die  Nacht- 
arbeit griffe  sie  so  wenig  an,  daß  sie  auf 
ihrem  Heimwege  allerlei  Mutwillen  trieben, 
und  die  Gewohnheit,  stets  bei  Tage  zu 
schlafen,  bewirke,  daß  sie  sich  ebensowohl 
fühlten  wie  Kinder  mit  normaler  Lebens- 
weise: Angaben,  die  von  Anton,  dem 
Historiker  der  preußischen  Fabrikgesetz- 
gebung, mit  berechtigter  Skepsis  betrachtet 
werden.  Auch  ließ  sich  Preußens  genialer 
Kultusminister,  v.  Altenstein,  Hegels 
begeisterter  Bewunderer,  der  im  Staate  die 
Verwirklichung  der  sittlichen  Idee  erblickte, 
durch  den  Bericht  keinesw^s  zufrieden- 
stellen :  vielmehr  ordnete  er,  zur  Vorbereitung 
späterer  gesetzlicher  Intervention,  Unter- 
suchungen und  Berichte  der  Regierungs- 
präsidenten der  industriellen  Bezirke  an. 
Ein  Teil  dieser  Berichte  sah  bereits  die 
Fabrikarbeit  der  Kinder  als  schädlich  für 
diese  an  und  wies  auf  die  Notwendigkeit 
ihrer  gesetzlichen  Einschränkung  hin;  denn 
—  wie  die  kgl.  Regierung  zu  Potsdam 
wahrhaft  staatsmännisch  bemerkte  —  „die 
Menschenkultur  ist  auf  jeden  Fall  noch 
wichtiger  und  notwendiger,  la  auch  dem 
Staate  noch  ersprießlicher  als  selbst  die 
Erhöhung  der  Industrie  und  des  äußeren 
Wohlstandes,  die  noch  dazu  nur  durch  jene 
wahrhaft  und  dauernd  gesichert  werden 
kann.^^  Danach  kam  Altenstein  zur  Er- 
kenntnis, „daß  der  Eigennutz  der  Fabrikanten 
sich  grober  Attentate  auf  das  Menschenglück 
schuldig  machte,  indem  er  die  zarte  Jugend 
zu  ansengenden  Arbeiten  mißbrauchte,  bei 
denen  die  Gesundheit  derselben  ebenso  unter- 
graben als  ihre  sittliche  und  geistige  Aus- 
bildung unverantwortlich  vernachlässigt 
würde.*'  Und  so  suchte  er  ein  entsprechendes 
Einschreiten  der  Q^seta^ebung  herbeizu- 
führen, —  zunächst  freilich  vergeblich,  da 
der  Minister  des  Innern  v.  Schuckmann, 
(zu  dessen  Ressort  damals  die  Administration 
von  Handel  und  Gewerbe  gehörte)  ein 
manchesterlicher  Doktrinär  war,  der  sich 
gegen  eine  staatliche  Intervention  ablehnend 
verhielt.  Darum  begnügte  sich  Altenstein, 
das  zu  tun,  wozu  er  als  Unterrichts- 
minister  imstande  war:  nämlich  die  Be- 
hörden anzuweisen,  unbedingt  auf  der  Diurch- 
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führuDg  des  erfolgreichen  Schulbesuchs 
zu  bestehen,  —  wodurch  die  Fabrikarbeit 
der  Kinder  von  selbst  eiogeschränkt  werden 
mußte.  Wenn  nämlich  diese  Anweisung 
überall  befolgt  worden  wäre,  was  freilich 
nur  in  bescheidenem  Maße  der  Fall  ge- 
wesen ist! 

Ein  zweiter  Anstoß  in  der  fraglichen 
Richtung  ging  unmittelbar  vom  König  aus. 
Nachdem  nämlich  Generalleutnant  v.  Hom 
in  seinem  LÄndwehrgeschäftsbericht  dem 
König  gemeldet  hatte,  daß  die  Fabrikgegenden 
ihr  Kontingent  zum  Ersatz  der  Armee  nicht 
vollständig  stellen  könnten,  und  dabei  er- 
wähnt hatte,  daß  Kinder  massenhaft  zur 
Nachtarbeit  in  Fabriken  herangezogen  seien, 
—  erließ  Friedrich  Wilhelm  III.  unterm 
12./V.  1828  eine  Kabinettsorder  an  die  be- 
teiligten Minister,  in  der  es  hieß :  „Ich  kann 
ein  solches  Verfahren  um  so  weniger  billigen, 
als  dadurch  die  physische  Ausbildung  der 
zarten  Jugend  unterdrückt  wird  und  zu  be- 
sorgen ist,  daß  in  den  Fabrikgegenden  die 
künftige  Generation  noch  schwächer  und 
verkrüppelter  werden  wird,  als  es  die  jetzige 
schon  sein  soll.  Daher  trage  ich  Ihnen  auf, 
in  nähere  Erwägimg  zu  nehmen,  durch  welche 
Maßregeln  jenem  \  erfahren  kräftig  entgegen- 
gewirkt werden  kann,  und  sodann  an  mich 
darüber  zu  berichten."  Aber  ob  wohl  Altenstein 
diese  Gelegenheit  sofort  benutzte,  um  beim 
Staatsministerium  wegen  einer  Aktion  zum 
ZweckegesetzlicherEinschränkungderFabrik- 
arbeit  der  Kinder  vorstellig  zu  werden,  —  so 
scheiterte  auch  dieser  Versuch  an  dem  hart- 
näckigen Widerstände  Schuckmanns:  die 
Bureaukratie  hatte  sich  wieder  einmal 
mächtiger  erwiesen  denn  Preußens  absoluter 
König! 

Erst  eine  ein  Jahrzehnt  später  einsetzende 
Aktion  kam  endlich  zum  Ziel :  sie  ging  von 
einem  philanthropisch  gesinnten  Fabrikanten, 
Schuchard  aus  Barmen,  aus,  der  den  rheini- 
schen Provinzial-Ijandtag  (dessen  Mitglied 
er  war)  bewog,  eine  Adresse  an  den  König 
anzunehmen,   die  um  Erlaß  eines  Schutz- 

gjsetzes  zugunsten  der  Fabrikkinder  bat  (1837). 
ie  Adresse  —  eifrig  befürwortet  vom  Ober- 
präsidenten der  Rheinlande,  v.  Bodel- 
schwingh,  —  fand  beim  j^Iinister  des  Innern 
v.  Rochow  und  erst  recht  natürlich  bei 
Altenstein  freundliche  Aufnahme.  So  erklärte 
sich  das  Staatsministerium  einstimmig  für 
ein  „Regulativ  über  die  Beschäftigung 
jugendlicher  Arbeiter  in  Fabriken'*,  das  die 
Arbeit  von  Kindern  unter  9  Jahi-en  in  Fabriken 
und  Bergwerken  verbot  und  für  die  jugend- 
lichen Arbeiter  unter  16  Jahren  einen  zehn- 
stündigen Maximalarbeitstag  (verbunden  mit 
Verbot  der  Nacht-  und  Sonntagsarbeit)  vor- 
schrieb, —  und  bald  danach  erhielt  das 
Regulativ  die  königliche  Sanktion  und  damit 
Gesetzeskraft    (G.IV.    1839).     Der    Antrag 


Altensteins,  das  Regulativ  durch  Bestimm- 
ungen über  den  Schutz  der  Arbeiter  gegen 
Gesund heitsgefahi'en  und  andere  Mißbräuche 
zu  erweitern  und  seine  Befolgimg  durch 
Einsetzung  besonderer  „Lokalkommissionen" 
zu  sichern,  gelangte  wegen  des  Widerstandes 
Rochows  nicht  zur  Annahme.  Wie  recht 
Altenstein  mit  seinem  Vorschlage  gehabt 
hatte,  bewiesen  bald  die  Erfahrungen,  die 
man  bei  der  Durchführung  des  Gesetzes 
machte.  Ti-otz  des  besten  Willens  der  Staats- 
regiening  wurde  nämlich  das  Fabrikgesetz 
nur  teilweise  befolgt,  weil  —  wie 
die  kgl.  Regierung  zu  Düsseldorf  dem 
Ministerium  meldete  —  „trotz  der  äußerst 
beschränkten  objektiven  Wirksamkeit  des 
Regulativs  die  zu  seiner  Anwendung  be- 
rufenen Organe  oft  allzu  nachsichtig  ver- 
fuhren !'*  Das  hing  teils  mit  dem  mangelnden 
Verständnis  der  Ortspolizeibehörden  für  die 
neue,  ihnen  überwiesene  Aufgabe,  teils  mit 
ihrer  Abhängigkeit  von  den  stäritischen 
Magistraten  zusammen,  in  denen  nicht  selten 
gerade  die  Fabrikbesitzer  den  Ton  angaben. 
Neue  Förderung  erhielt  der  Gedanke  des 
Arbeiterschutzes  ei-st,  als  von  der  Heydt 
(ureprünglich  rheinischer  Bankier)  Handels- 
minister geworden  war.  Er  erklärte  in 
einer  Verfügung  an  die  Regierungen:  er 
habe  Grund  anzunehmen,  daß  die  Aufgabe, 
die  die  Entwicklung  der  sozialen  Verhältnisse 
dem  Staate  stelle,  von  den  Behörden  nicht 
überall  nach  ihrer  ganzen  Bedeutung  erkannt 
und  gewürdigt  werde;  darum  wünsche  er 
—  zum  Zwecke  weiteren  staatlichen  Vor- 
gehens —  die  genaue  Untersuchung  ver- 
schiedener Punkte,  so  der  Durchführung 
des  Regulativs,  seiner  Ausdehnung  auf  die 
jugendlichen  Arbeiter  in  Werkstätten,  des 
Schutzes  von  Arbeitern  über  16  Jahren  usw. 
Das  Resultat  dieser  Erhebungen  war  ein 
Gesetz,  das  das  Regulativ  insoweit  abänderte, 
als  künftig  Kinder  unter  12  Jahren  aus  den 
Fabriken  ausgeschlossen  werden,  und  Kinder 
von  12  —  14  Jahren  höchstens  6  Stunden 
täglich  arbeiten  sollten.  Der  zehnstündige 
Maximalarbeitstag  für  junge  Personen  von 
14—16  Jahren  blieb  bestehen.  Außerdem 
sollte  die  AuvSführung  dieser  Bestimmung 
da,  „wo  sich  dazu  ein  Bedürfnis  ergibt,** 
durch  kgl.  Fabrikinspektoren  beaufsichtigt 
werden.  Aber  es  wurden  nur  in  drei 
Regierungsl)ezirken  —  nämlich  in  Aachen, 
Düsseldorf  und  Arnsberg  —  Fabriksinspek- 
toren ernannt,  weil  in  den  anderen  Be- 
zirken die  kgl.  Regienmgen  kein  Bedürfnis 
für  die  Einführung  dieser  Institution  zu- 
gaben. Und  da  erwiasen  ist,  daß  selbst 
da,  wo  Fabrikinspektoren  amtierten,  das 
neue  Gesetz  auf  den  heftigsten  Widerstand 
der  Fabrikanten  stieß,  so  kann  man  sich 
denken,  wie  trüb'  es  um  seine  Befolgung 
stand,  wo  keine  l)esondere  Fabrikau&idit 
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r!  Bei  der  Beratung  des  in  Rede  stehen-  Wilhelms  IL  an  den  Reichskanzler  und  den 
den  Gesetzes  im  Herrenhaiise  hatte  der  preußischen  Handelsminister  (4./II.  1890), 
Minister  v.  d-  Heydt  die  Erklärung  abge-  die  eine  Beruf ung  des  Staatsrates  zum  Zwecke 
geben,  die  Regierung  gedenke  den  Arbeiter-  der  Beratung  über  eine  zweckmäßige  Weiter- 
schutz in  Zukunft  noch  weiter  auszubauen,  fOhrung  der  A.  anordneten,    und  dem  ent- 

—  aber  angesichts  der  Widerstände,  die  sprechend  hieß  es  in  der  den  Reichstag 
fodi  gegen  die  Durchführung  des  Gesetzes  eröffnenden  Thronrede  des  Kaisers  vom 
ertioben,  gab  er  es  auf,  sich  um  die  Fort-  6./ V,  1890 :  „Die  vorgekommenen  Ausstands- 
entwicklung des  Arbeiterschutzes  zu  bemühen,  bewegungen  haben  Mir  Anlaß  gegeben,  eine 
Sein  Nachfolger,  Graf  Itzenplitz,  war  ein  Prüfung  der  Fragen  herbeizuführen,  ob  unsere 
konservativer  Manchestermann,  der  —  als  ihm  Gesetzgebung  den  innerhalb  der  staatlichen 
von  Bismarck  angesonnen  wurde,  Staatshilfe  Ordnung  berechtigten  und  erfüllbaren 
für  die  sozialen  Bestrebungen  des  Proletariats  Wünschen  der  arbeitenden  Bevölkenmg  in 
mobil  zn  machen  —  für  seine  politische  ausreichendem  Maße  Rechnung  trägt.  Es 
Maxime  erklärte:  es  sei  ein  Wahn,  zu  handelt  sich  dabei  in  erster  Linie  um  die 
glauben,  ,,der  Staat  könne  durch  irgend-  dem  Arbeiter  zu  gewährleistende  Sonntags- 
weiche gesetzliche  Bestimmungen  oder  An-  ruhe  sowie  um  die  durch  Rücksichten  der 
Ordnungen  der  Verwaltung  den  Notständen  Menschlichkeit  und  im  Hinblick  auf  die 
abhelfen,  die  mit  den  Bedingungen  der  Arbeit  natürlichen  Entwicklungsgesetze  gebotene 
überhaupt  und  mit  dem  in  der  Weltordnung  Beschränkung  der  Frauen-  und  Kinderarbeit. 
begründeten  Unterschied  von  Arm  und  Reich  Die  verbündeten  Regierungen  haben  sich 
zusammenhingen.^^  So  kam  es  jetzt  nur  überzeugt,  daß  die  von  dem  letzten  Reichs- 
dazu,  daß  die  preußischen  Fabrikgesetze  tage  in  dieser  Beziehung  gemachten   Vor- 

—  im  wesentlichen  unverändert  —  in  die  schlage  ihrem  wesentlichen  Inhalte  nach 
Gewerbeordnung  für  den  Norddeutschen  ohne  Nachteil  für  andere  Interessen  zu  ge- 
Bund übernommen  (1869)  und  dann  (1871—73)  setzlicher  Geltung  gebracht  werden  können. 
anch  in  Süddeutschland  in  Kraft  gesetzt  Im  Ziisammenhange  damit  hat  sich  aber 
wurden  (in  Elsaß-Lothringen  freilich  erst  noch  eine  Reihe  weiterer  Bestimmungen  als 
1889).  der  Verbesserung  bedürftig  und  fähig  ei- 

In  den  siebziger  Jahren  wurde  Itzenplitz  wiesen.    Hierher  gehören  insbesondere  die 

—  nachdem  er  sich  in  der  Eisenbahnpolitik  gesetzlichen  Anordnungen  zum  Schutze  der 
ebenfeJls  seinem  Amte  nicht  gewachsen  ge-  Arbeiter  gegen  Gefahren  für  Leben ,  Ge- 
zagt hatte  —  gestürzt.  Aber  obwohl  danials  simdheit  und  Sittlichkeit  sowie  über  den 
die  .„kathedersozialistische^^  Bewegimg  einen  Erlaß  von  Arbeitsordnungen." 
mäditigen  Aufschwung  nahm  und  sich  -  ^^  ^.^  y^^^^^^^  ^^^  Reichstage,  den  hier 
un  Anschluß  an  die  von  Marx  im  ,,KapitalJ  verkündeten  prinzipiellen  Standpunkt  bereits 
geschilderten  englischen  Fabnkzustände  und  seit  längerer  Zeit  teilte,  so  griff  der  mit  solcher 
•gesetze  —  gerade  für  den  staatlichen  Ar-  Energie  geltend  geraachte  kaiserliche  Wille  rasch 
beiterschutz  begeisterte,  der  auch  kräftige  durch.  Bereits  am  l./VI.  1891  ward  die  neue 
FÖrdening  im  ^ichstage  fand:  so  ging  doch  Novelle  zur  Gewerbeordnung  Gesetz:  sie  brachte 
Bismarck  —  der  sonst  für  die  Arbeiter-  vor  allem  den  elfstündigen  Maximalarbeitstag 
klasse  mehr  getan  hat  als  irgend  ein  Staats-  (verbunden  mit  Verbot  der  Nachtarbeit)  für 
-.-«-  A^^  w^Ur.<vfi^K;^v.f»  t  OT^/».,;^!!  o«f  die  erwachsenen  Arbeitermnen,  die  —  für  alle 
mann  der  Weltgeschichte!  -  speziell  auf  Arbeiter  in  Fabriken,  Werkstätten,  Bergwerken, 
diese  Seite  der  Arbeiterfüreorge  nicht  em.  ß^^^„  ^„^  ^^rften  gültige  -  Sonntagsruhe 
Bismarck  war  nämüch  der  Ansicht  (die  man  von  24  Stunden  (die  freilich  erst  im  Jahre  1895 
80  häufig  von  Praktikern  hört),  daß  jener  in  Kraft  gesetzt  wurde),  die  Ausschließung  der 
Arbeiterschutz  den  Gewinn  des  Fabrikanten  Kinder  unter  13  Jahren  sowie  sämtlicher 
ZQ  sehr  herabdrücke  und  zugleich  das  Ix)hn-  volksschulpflichtiger  Kinder  aus  der  Fabrik  und 
einkommen  des  Arbeiters  schmälere,  wo  den  „sanitären"  Maximalarbeitstag  für  männliche 
nicht  gar  überhaupt  seine  Beschäftigung  in  Arbeiujr  d.  h.  die  Befugnis  für  den  Bundesrat. 
Frage  stelle.  Cebeidies  gkubte  Bism^k,  z?m  Schutze  der  Gesundheit  der  Arbeiter  lu 
j  D  j-  TT  u  '-'^™™°  6^""*-^  ^AouicMv,«.,  gjn2elneu  Gewerben  einen  Maximalarbeitstag 
daß  die  Ueberarbeit  dem  Proletariat  nur  einzuführen.  Von  dieser  Befugnis  ist  seitdem 
lokal  (mmd  zu  Beschwerden  gäbe,  so  daß  namentlich  im  Bäckergewerbe  Gebrauch  ge- 
ein  üänschreiten  der  Gesetzgebung  um  so  macht  worden,  wo  der  Arbeitstag  (durch  Ver- 
weniger berechtigt  sei.  So  kam  unter  Ordnung  vom  4./III.  1896)  auf  höchstens  12  Stunden 
Bismarek  einzig  die  Novelle  vom  17./VIL  1878  begrenzt  wurde  (vgl.  für  die  Einzelheiten  die  Artt. 
nistaode,  die  das  seit  1849  bestehende  Tnick-  „Arbeitszeit",  „Frauenarbeit",  „Gewerbegesetjs- 
verbot  erweiterte,  die  Fabrikgesetzgebung  auf  grebung",  „Jugendliche  Arbeiter-  Lehrlmgs- 
alte  regelmäßig  iiit  Dampf  kraft  ju-beitenden  wesen"  „Sonntagsarbeit").  Die  m  der  .Novelle  an- 
D-I  •  c^  ^^  uje«  T  fir  12  «w"^*^  »v*^  geordnete  Sonntagsruhe  sollte  m  beschränktem 
Bej^wb^  Bauhöfe  und  Werften  ausdehnte  ftaüe  anch  im  Handelsgewerbe  gelten,  indem  hier 
«Dd  die  FabnkiDspektionobügatonsch  machte,  ^ie  Sonntagsarbeit  für  Gehilfen,  Lehrlinge  und 

Eäne  neue  Epoche  des  Arbeiterschutzes  Arbeiter  auf  5  Stunden  reduziert  wurde  (und 

datiert    seit     den    Erlassen    des     Kaisers  durch  Statnt  der  Kommune  noch  weiter  einge- 
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schränkt,  ja  sogar  ganz  untersagt  werden 
konnte).  Weitere  Fortschritte  sind  seit  diesem 
Gesetze  gemacht  worden  durch  die  Ausdehnung 
seiner  wichtigsten  Bestimmungen  auf  einen  Teu 
der  Handwerksbetriebe,  nämlicn  die  Werkstätten 
mit  Motorenbetrieb  (1900),  femer  durch  das 
Verbot  der  Arbeit  von  Kindern  unter  13  Jahren 
in  Werkstätten  der  Konfektionsindustrie  (1897) 
und  besonders  durch  das  Kinderschutz- 
gesetz,  vom  30/111.  1903.  Dieses  —  das  für 
alle  Beschäftigungen  mit  Ausnahme  der  Land- 
wirtschaft und  der  häuslichen  Dienstleistungen 
gültig  ist  —  verbietet,  fremde  Kinder  unter 
12  Jahren,  eigene  unter  10  Jahren  mit  Erwerbs- 
arbeit zu  beschäftigen.  Den  beschäftigten 
Kindern  (unter  13  Jahren  oder  volksschul- 
Iiflichtigeu  über  13  Jahren)  ist  ein  Arbeits- 
maximum von  3  Stunden  (in  den  Ferien  von 
4  Stunden)  pro  Tag  vorgeschrieben.  Nacht- 
und  Sonntagsarbeit  ist  ihnen  verboten  Auch 
wird  ihnen  eine  Reihe  von  Beschäftigungen 
{z.  B.  in  Fabriken,  in  gesundheitsschädlichen 
Werkstätten,  auf  Bauten  und  bei  öfFentlichen 
theatralischen  Vorstellungen)  untersagt.  —  End- 
lich ist  in  oifenen  Verkaufsstellen  (und  den 
dazu  gehörenden  Kontoren  und  Lagerräumen) 
den  Gehilfen,  Lehrlingen  und  Arbeitern  nach  Be- 
endigimg  der  täglichen  Arbeitszeit  eine  ununter- 
brochene Ruhezeit  von  mindestens  10  Stunden 
zu  gewähren;  in  Gemeinden  mit  mehr  als 
20000  Einwohnern  muß  die  Ruhezeit  in  offenen 
Verkaufsstellen  (mit  mindestens  zwei  Gehilfen 
oder  Lehrlingen)  wenigstens  11  Stunden  be- 
tra£:en.  Innerhalb  der  Arbeitszeit  muß  den 
Hilfspersonen  eine  angeme.ssene  Mittagspause 
gewährt  werden,  die  bei  außer  dem  Hause  ein- 
genommener Hauptmahlzeit  1^«  Stunden  be- 
tragen soll.  Und  von  9  Uhr  abends  bis  5  Uhr 
morgens  müssen  offene  Verkaufsstellen  für  den 
geschäftlichen  Verkehr  geschlossen  sein.  Unter 
gewissen  Umständen  kann  durch  Kommunal- 
statut angeordnet  werden,  daß  die  offenen  Ver- 
kaufsstellen auch  zwischen  8  und  9  Uhr  abends 
und  zwischen  5  und  7  Uhr  morgens  geschlossen 
sein  müssen  (G.  v.  30.A^I.  1900).  Gegenwärtig 
wird  von  den  Reichsbehörden  die  Frage  des  all- 
i^emeinen  zehnstündigen  Maximalarbeitstages 
für  Arbeiterinnen  erwogen.  Seine  Einführung 
wird  vermutlich  in  nicht  zu  ferner  Zeit  erfolgen. 

Die  Arbeiterschutzgesetze  werden  — 
dank  der  befriedigenden  Fabrikaiifsicht  und 
der  „Nachhilfe**  durch  die  Arbeiterorgani- 
sationen —  im  großen  und  ganzen  befolgt; 
die  Arbeitgeber  haben  sich,  nach  anfänglichen 
Klagen,  auf  sie  eineericlitet  und  die  In- 
dustrie hat  —  obgleich  selbst  Bismarck 
noch  Zweifel  tnig,  ob  nicht  jene  Gesetze 
„die  Grenzlinie  überschritten,  bis  an  welche 
man  die  Industrie  belasten  kann,  ohne  dem 
Arbeiter  die  Henne  zu  schlachten,  die  ihm 
die  Eier  legt"  — ,  die  deutsche  Industrie 
also  hat  gerade  unter  der  Geltung  dieser 
neuen  weitgehenden  Arbeiterschutzgesetze 
größere  Fortschritte  als  je  bisher  gemacht,  ja, 
es  schien  fast,  als  hätten  jetzt  die  Industriellen 
den  Fortuuatussäckel  gefunden !  Nur  die  eine 
njigünstige  Folge  hat  sich  gezeigt,  daß  Kinder 
unter  14  Jahren,  die  nun  zum  größten  Teile 


aus  den  Fabriken  ausgeschlossen  sind,  seit- 
dem in  größerem  Urninge  in  der  Haus- 
industrie Verwendung  finden,  wo  sich  der 
Arbeiterschutz  erst  in  den  Anfängen  befindet. 
Darum  erscheint  die  Ausbildung  einer  ener- 
gischen Schutzgesetzgebung  zugunsten  der 
hausindustriellen  Arbeiter  als  eine  der 
Hauptaufgaben  der  zukünftigen  deutschen 
Sozialpolitik ! 

3.  Die  Schweiz.  Schon  im  17.  und  18. 
Jahrh.  hat  die  aufgeklärt -patriarchale  Ad- 
ministration aristokratischer  Kantonaiiegie- 
rungen  verschiedene  Mißstände,  die  sic^ 
aus  dem  kapitalistischen  Betriebe  der  Haus- 
industrie für  ihre  gewerblich  beschäftigten 
Untertanen  ei^^ben,  zu  beseitigen  gesucht 
Das  geschah  in  Basel  und  namentlich  in 
Zürich,  wo  man  das  Trucksystem  unter 
Strafe  stellte  und  Minimailöhne  einführte. 
Diese  Gesetzgebung  hat  „schon  in  der  letzten 
Hälfte  des  17.  Jahrh.  mit  sicherer  Hand  und 
praktischem  Geschick  Probleme  ergriffen, 
an  die  sich  selbst  heute  kaum  noch  der 
Theoretiker  des  Arbeiterschutzes  wagt" 
(Bücher).  Immerhin  müßte,  ehe  ein  ab- 
schließendes Urteil  gefällt  werden  darf,  noch 
untersucht  werden :  inwieweit  jenen  Gesetzen 
auch  in  Wirklichkeit  nachgelebt  worden  sei? 
Die  Stürme,  die  zu  Ende  des  18.  Jahrh.  — 
von  Frankreich  ausgehend  —  durch  ganz 
Europa  brausten,  fegten  in  der  Schweiz  das 
aiistokratische  Regiment  weg,  —  imd  mit 
ihm  verschwanden  auch  jene  arbeiterfreond- 
lichen  Keglements.  So  entwickelte  sich  audi 
hier  —  ganz  wie  in  anderen  Ländern  — 
die  A.  im  Anschluß  an  den  modernen,  an 
die  Entstehimg  der  Fabriken  anknüpfenden 
Kapitalismus.  Sie  war  ursprünglich  An^ 
legen  hei t  der  Kantone.  Wieder  geht  hier 
Zürich  voran,  indem  es  die  Kinder  unter 
10  Jahren  aus  den  Fabriken  ausschließt, 
die  aufgenommenen  Kinder  zum  Schulbe- 
such verpflichtet  und  ihnen  einen  Maximal- 
arbeitstag von  12 — 14  Stunden  (verbunden 
mit  Verbot  der  Nachtarbeit)  vorschreibt  (1815). 
Thurgau  erläßt  noch  im  selben  Jahre  ein 
ähnliches  Gesetz.  Aber  danach  geschieht 
jahrzehntelang  weder  hier  noch  anders- 
wo etwas  Ernstliches  in  dieser  Richtung. 
Da  l^t  sich  im  Jahre  1848  Olarus  mit 
dem  Prinzip  des  Maximalarbeitstages  für 
Männer,  zunächst  freilich  in  den  beschri- 
densten  Grenzen,  fest:  Dieser  Kanton  er- 
läßt nämlich  ein  Gesetz  für  die  Baum- 
wollspinnereien, das  die  Beschäftigone 
alltagsschulpflichtiger  Kinder  verbietet  und 
für  die  Artneiter  —  je  nach  den  Arbeitsbe- 
dingimgen  —  eine  13 — 15  stündige  Maxi- 
malarbeitszeit (bei  Nachtarbeit  eineelf- 
stündige)  einführt.  1864  wird  diese  —  bei 
gleichzeitigem  Verbot  der  Nachtarbeit  —  auf 
12  Stunden  in  allen  Fabriken  herabgesetzt 
1872  auf  11  Stunden,   —   und  dazu   wild 
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daoD  1873  jedes  Kind  bis  zum  vollendeten 
13.  Jahre  für  aUtagsschulpflichtig  erklärt 
ood  damit  eo  ipso  der  FabriKarbeit  entzogen. 
Dafi  gerade  Glarun  voranging,  hängt  damit 
zusammen,  daß  in  diesem  Kanton  kein 
Filament,  sondern  die  Landsgemeinde 
re^ert,  und  daß  fast  ein  Viertel  aller  Kan- 
toDsbOrger  in  Fabriken  beschäftigt  ist.  ,,Die 
Landsgemeinde,  die  so  ziddreiche  Mitglieder 
zählte,  die  an  der  eignen  Person,  in  der 
dgnen  Familie  die  Dringlichkeit  des  Be- 
dürfnisses des  Arbeiterschutzes  erfahren 
hatten,  setzte  sich  kühn  über  manche  Be- 
denklicfakdten  hinweg,  die  ein  Kollegium 
von  Volksvertretern  von  einem  radikalen 
Entschluß  abgehalten  hätten:  auch  sind  für 
den  Mann  aus  dem  Volke  nur  klar  und 
konsequent  durchgeführte  Ghrundsätze  recht 
vtfständlidi,  —  darum  konnte  er  nicht  be- 
grdfen,  wie  denn  nur  ein  Teil  der  Fabrik- 
bevölkerung geschützt  werden  solle ;  er  ver- 
langte Schutz  für  alle"  (F.  Schuler). 

von  noch  größerer  Bedeutung  für  den 
sozialen  Fortschritt  war  es,  als  sich  der 
durch  seine  Kultur,  seinen  Reichtum  und 
i^ine  Bandindustrie  berühmte  Kanton  Basel- 
Stadt  im  Jahre  1869  für  die  Einführung  des 
Maximalarbeitstages  entschied.  Das  geschah 
infolge  eines  Streiks  der  von  der  Jitema- 
tionalen'*  geleiteten  Bandweber  und  einer 
im  Anschluß  daran  an  die  R^erung  ge- 
richteten Eingabe  der  „Sektion  Basel  der 
internationalen  Arbeiterassoziation" ,  worin 
die  Einführung  des  elfstündigen  Maximal- 
arbeitstages erbeten  wurde.  Die  (konser- 
vative) R^erung,  in  der  der  Fabrikbesitzer 
Köchlin-Geigy  den  maßgebenden  Ein- 
floß hatte,  brachte  beim  großen  Rate  sofort 
eine  Vorlage  ein,  wonach  die  schulpflichti- 
gen Kinder  aus  den  Fabriken  ausgeschlossen 
und  für  alle  Fabrikarbeiter  ein  Maximal- 
arfoeitstag  von  12  Stunden  (verbunden  mit 
Verbot  der  Nacht-  und  Sonntagsarbeit)  ein- 
geführt werden  sollte.  Die  Debatten  im 
großen  Rate  waren  von  wahrhaft  staats- 
männischem  Oeiste  erfüllt  ,,Die  Arbeiter- 
bewegung —  erklärte  Ratsherr  Köchlin- 
Geigy  namens  der  Regierung  —  ist  ein 
Zeichen  höherer  Zivilisation.  Die  Arbeiter 
streben  danach,  geistig  und  materiell  sich 
zo  heben.  Von  einer  wohlwollenden  Auf- 
nahme und  von  einer  weisen  Lenkung  der 
Bewegung  wird  es  abhängen,  ob  dieselbe 
der  (Gesellschaft  durch  Auswüchse  gefähr- 
lich werde  oder  nicht"  Natürlich  fehlte 
aidit  die  Opposition,  die  im  Namen  von 
Freiheit,  Arteiterwohl  und  Industriefort- 
acfantt  gegen  die  Staatsintervention  auftrat, 
4ch  komme  —  so  schloß  der  Redner  der 
opponierenden  Konservativen,  Direktor  Dr. 
Sdunidlin,  seine  Ausführungen — zu  der  Ueber- 
zengang,  daß  dieses  Oesetz,  womit  man  den 
internationalen  gefiUligimd  deuArbeitern  hilf- 


reich sein  will,  gerade  das  Entgegengesetzte 
bewirken  würde:  es  wäre  schädlich  für  die 
Arbeiter,  schädlich  für  die  Industrie,  wie 
die  Zinsbeschränkungen  dem  Schuldner 
schädlich  waren!"  Trotzdem  wurde  der 
Entwurf  mit  überwältigender  Majorität  zum 
(besetz  erhoben.  Wie  günstig  dieses  wirkte, 
ersieht  man  aus  dem  Berichte  der  Basler 
Fabrikinspektion,  die  zwei  Jahre  später  ihr 
Urteil  danin  resümierte :  „es  seien  die  wohl- 
tätigen Folgen  des  Gesetzes  bereits  in  einer 
Weise  in  verschiedenen  Richtungen  erkenn- 
bar gewesen  und  zutage  getreten,  daß  der 
etwaige  Zwang,  der  dem  freien  Willen  der 
Industriellen  dadurch  auferlegt  ist,  mehr 
als  kompensiert  wird,  und  ^aß  auch  die  In- 
dustriellen in  Bälde  die  Zweckmäßigkeit  des 
Gesetzes  einsehen  lernen  werden"  (vgl.  G. 
Adlers  Schrift  über  die  „Basler  Sozial- 
politik"). 

Da  die  Schweizer  meist  mit  dem  Sinn 
für  das  unmittelbar  Praktische  begabt  sind, 
so  ist  es  erklärlich,  daß  die  eidgenössische 
Arbeiterschaft  bald  die  Nützlichkeit  des 
Prinzips  des  gesetzlichen  Maxiraalarbeits- 
tages  erkannt  hatte  und  überall  mit  Macht 
auf  Gewährung  dieser  Institution  drängte, 
deren  Segen  von  der  jungen  sozialistischen 
Agitation  (die  in  der  Schweiz  jederzeit  mehr 
Verständnis  für  die  Bedürfnisse  des  Wirt- 
schaftslebens gehabt  hat  als  in  den  Nachbar- 
staaten) überschwänglich  gepriesen  wurde. 
Und  die  bürgerliche  Demokratie,  die 
in  der  Mehrheit  der  Kantone  die  Zügel  er- 
griffen hatte,  suchte  diesem  Wunsche  ent- 
gegenzukommen, weil  sie  die  Notwendigkeit 
einer  eingreifenden  A.  anerkannte  und  über- 
dies auf  diese  Weise  die  Arbeiter  an  ihre 
Fahnen  zu  fesseln  hoffte.    „Wenn  man  sagt, 

—  erklärte  der  Basler  Ratsherr  Wilhelm 
Klein,  einer  der  Führer  der  schweizerischen 
Demokratie,  —  der  Arbeiter  und  der  Fabrik- 
herr ständen  im  Verhältnis  des  freien  Ver- 
trages, so  muß  ich  das  als  eine  Illusion  be- 
zeichnen. Der  Arbeiter  muß  nach  dem 
Willen  seines  Arbeitgebers  arbeiten,  wo  und 
wann  dieser  will.  Seine  Freiheit  ist  nur 
die,  ohne  Arbeit  zugrunde  zu  gehen!  Hier 
muß  ein  mächtiger  Wille  dazwischen  treten 
und  eine  Wahrheit  aus  der  Freiheit 
machen,  muß  sorgen,  daß  nicht  in  gesund- 
heitsmörderischen Lokalen,  nicht  bei  Nacht, 
nicht  an  Sonntagen  gearbeitet  werde.  Hier 
tritt  der  Wille  des  Staates  ein,  um  die  Frei- 
heit des  Arbeiters  zu  einer  Wahrheit  zu 
machen !" 

So  kamen  in  einer  Reihe  von  Kantonen 
(außer  den  erwähnten  noch  in  Schaffhausen, 
St.  Gallen,  Basel-Land  u.  a.)  Arbeiterschutz- 
gesetze zustande;  und  nebenher  liefen  — 
da  die  Fabrikanten  über  ihre  dadurch  ge- 
minderte Konkurrenzfähigkeit  Klage  erhoben 

—  Verhandlungen  zwischen  den  Kantonsregie- 
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ningeu  zum  Zweck  der  Herbeiführung  einer 
vertragsmäßigen  interkantonalen  A.,  die 
je<loeh  nicht  zum  Ziele  fülirten.  Dies  gab 
den  Anlaß,  daß  in  die  neue  Bundesver- 
fassung vom  Jahre  1874  ein  Paragraph  auf- 
genommen wurde,  der  den  Bund  für  be- 
fugt erklärte,  „einheitliche  Bestimmungen 
über  die  Verwendung  von  Kindern  in  den 
Fabriken  und  über  die  Dauer  der  Arbeit 
erwachsener  Personen  in  denselben  aufzu- 
stellen." El)enso  sollte  der  Bund  berechtigt 
sein,  „Vorschriften  zum  Schutze  der  Arbeiter 
gegen  einen  die  Gesundheit  und  Sicherheit 
gefähi-denden  Gewerbebetrieb  zu  erlassen". 

Sofort  gingen  die  Vorkämpfer  des  Ar- 
beiterschutz-Prinzips ans  Werk,  und  bald 
teilte  sich  die  Bewegung  für  seine  Realisie- 
nmg  der  ganzen  Arbeiterschaft  mit.  Am 
23./1I1.  1877  kam  das  —  nachher  noch  durch 
Plebiszit  gutgeheißene  —  eidgenössische 
Fabrikgesetz  zustande.  „Wer  die  Be- 
geisterung mit  erlebt  hat,  mit  der  die  Ar- 
beiterbevölkerung diesem  Gesetz  entgegen- 
strebte, wer  die  Kämpfe  auf  diesem  Boden 
mit  erlebte  und  die  Freude  mitfülüte,  die 
die  Arbeiterschaft  über  den  endlichen  Sieg 
in  der  Volksabstimmungempfand,  der  weiß, 
daß  mit  der  Annahme  des  Fabrikgesetzes 
jahrzehntealte  Wünsche  nicht  bloß  der 
Führer  und  ihrer  Kerntruppen,  sondern  des 
größten  Teils  der  Arbeiterschaft  in  Erfüllung 
gingen,"  —  so  berichtet  ein  Augenzeuge  jener 
sozialen  Kämpfe,  der  thurgäuische  Pfarrer 
Dr.  Emil  Hofmann.  Das  Gesetz,  das  nur 
für  Fabriken  gültig  ist,  brachte :  das  Verbot 
der  Arbeit  von  Kindern  unter  14  Jahren, 
den  elfstündigen  Max imalarbeitstag  für  alle 
Erwachsenen,  verbunden  mit  Verbot  der 
Sonntags-  und  der  Nachtarbeit  (wovon  natür- 
lich einige  Ausnahmen  gestattet  sind),  end- 
lich eine  Menge  einzelner  Bestimmungen 
über  Lohnzahlung,  Fabrikordnungen  sowie 
zum  Schutze  gegen  Gefaliren  für  Leben  und 
Gesundheit  der  Arbeiter. 

Die  Durchführung  des  Gesetzes  liegt 
in  den  Händen  der  Kantonsregienmgen,  jedoch 
unter  Kontrolle  der  Bundesregierung,  die 
zu  diesem  Zwecke  drei  Fabrikinsijektorate 
begründet  hat.  Das  Gesetz  wird  überall  da, 
wo  leidlich  kräftige  Arbeiterorganisationen 
bestehen,  befriedigend  durchgeführt,  —  ob- 
wohl auch  dort  die  Kantonsregierungen  mit 
Überzeit-Bewilligungen  nicht  eben  kargen. 
Wo  die  Arbeiterorganisation  aber  keine  Be- 
deutung hat,  wird  das  Gesetz  nicht  selten 
straflos  durchlöchert. 

Ein  weiteres  eidgenössisches  Gesetz  be- 
grenzt die  Arbeitszeit  der  Angestellten 
«ler  verschiedenen  Tran 8])ortan stalten 
(wie  Eisenbahnen,  Post  Verwaltungen  Dampf- 
schifFahrts- Unternehmungen  usw^.)  derart, 
daß  ihre  tägliche  Arbeitszeit  auf  höchstens 
12  Stunden    normiert   wird    und    ihnen   52 


arbeitsfreie  Tage  im  Jahre  gewährt  werden 
müssen  (1890).  Dabei  ist  es  denn  —  sowdt 
es  sich  um  den  Bund  handelt  —  bis  heute 
geblieben.  Es  hängt  das  zum  Teil  mit  den 
mangelnden  Kompetenzen  des  Bundes  zu- 
sammen, zum  Teil  auch  damit,  daß  die  80- 
zialreformatorische  Stimmung  in  der  Schweiz, 
wenigstens  in  den  Kreisen  des  großen  und 
kleinen  Bürgertums,  stark  abgeflaut  ist 
Das  zeigt  sich  auch  darin,  daß  die  Weiter- 
bild ung  des  Arbeiterschutzes  in  den  Kan- 
tonen seitdem  auf  die  größten  Hindernisse 
gestoßen  ist.  Sie  scheiterte  in  einigen 
Fällen  am  „Referendum",  indem  das  Ple- 
biszit die  fraglichen  Vorlagen  ein&tch 
niederschmetterte.  In  andern  Fällen  — 
z.  B.  in  Basel-Stadt  —  wurden  zwar 
solche  Vorlagen  (z.  B.  ein  Antrag,  für  alle 
Arbeiterinnen  in  Werkstätten  mit  mehr  als 
drei  beschäftigten  Personen  den  elfstündi- 
gen Maximalarbeitstag,  verbunden  mit  Ver- 
bot der  Nacht-  und  Sonntagsarbeit,  einzu- 
führen,) zum  Prange  von  Gesetzen  erhoben: 
aber  es  gelang  ihnen  nicht,  die  Wirklich- 
keit nach  sich  zu  modeln.  Es  zeigt  sich  hier 
die  gleiche  Erscheinung  wie  auf  dem  Ge- 
biet der  Arbeiterversicherung,  wo  gegen- 
wärtig Gleichgültigkeit  Platz  gegrilTen  hat, 
nachdem  früher  Krankenversicherungszwang 
(unter  dem  Einfluß  Gottlieb  Bischoffs) 
und  obligatorische  Arbeitslosenversicherung 
(unter  dem  Einfluß  Georg  Adlers)  alle 
Gemüter  erregt  hatten.  Der  sozialreforma- 
torische  Rausch  ist  eben  gründlich  ver- 
flogen.,,. .  . 

4.  Österreich-Ungarn.  Das  erste  öster- 
reichische Arbeiterschutzgesetz  ist  in 
einem  Hofkanzlei- Dekrete  vom  11./ VL  1842 
enthalten,  das  bestimmte:  Kinder  unter  12 
Jahren  sollten  zwar  eigentlich  nicht  in  Fa- 
briken aufgenommen  werden,  dürften  jedodi 
trotzdem  —  wenn  die  Ortsbehörde  die  Be- 
I  rechtigung  erteilte  —  vom  9.  Jahre  an  in 
der  Fabrik  Verwendung  finden.  Der  Maxi- 
malarbeitstag für  Kinder  von  9 — 12  Jahren 
sollte  10  Stunden  l>etragen,  für  junge  Per- 
sonen von  12— IG  Jahren  12  Stunden  (ver- 
bunden mit  Verbot  der  Nachtarbeit).  Wie 
weit  dieser  dürftige  Arbeiterschutz  praktisch 
geworden  ist,  entzieht  sich  unserer  Kennt- 
nis. Daneben  wurde,  vermutlich  mit  Er- 
folg, unter  Metternichs  Regime  —  aus  reli- 
giösen Gründen  —  möglichst  darauf  hinge- 
arbeitet, daß  der  Sonntag  von  Arbeit  frei- 
I  bliebe.  Auch  die  Gewerbeordnung  vom 
!20.Xn.  1859  brachte  nur  einen  geringen 
!  Fortschritt.  Danach  diu^en  nämlich  die 
I  Kinder  vom  10.  Jahre  an  in  Fabriken  anf- 
genommen  werden;  der  Maximalarbeitstag 
sollte  für  Kinder  von  10—14  Jahren  10 
Stunden,  für  Kinder  von  14—15  Jahren  12 
Stunden  betragen  und  mit  dem  Verbot  der 
Nachtarbeit  verbunden  sein. 
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Eäne  üefgreifeade  Refonn  fand  erst  statt, 
nachdem  iu  den  achtziger  Jahren  drohende 
^teiterbewegnngen  entstanden  waren  und 
sich  die  —  von  Anarchisten  aufgestachelte  — 
Erregung  des  Proletariats  in  politischen 
Raabattentaten  Luft  gemacht  hatte.  Da- 
mals geschah  es,  daß  der  —  von  dem  aus 
Deutschland  verbannten  sozialkonservativen 
Publiusten  Dr.  Rudolph  Meyer  beein- 
flußte —  sich  um  aen  Grafen  i^bert 
Belcredi  sammelnde  Kreis  klerikaler 
Granden  den  Ministerpräsidenten  Grafen 
Taaffe  zu  mächtigen  Aktionen  zum  Zwecke 
der  Hebung  von  Mittelstand  und  Arbeiter- 
klasse zu  veranlassen  vermochte.  So  kam 
die  Novelle  zur  Gewerbeordnung  vom  8./IIL 
1^5  (zu  der  das  schon  vorher —  am  21./ VI. 
1884  —  erlassene  Gesetz  über  die  Arbeitsver- 
hältnisse im  Bergbau  eine  Ergänzung  bildet) 
zustande.  Danach  ist  für  Fabrik  und  Hand  werk 
die  Sonntagsruhe  obligatorisch ;  für  beide  gilt 
auch  das  Truckverbot;  speziell  für  das 
Handwerk  wird  geboten:  Kinder  unter 
12  Jahren  dürfen  gar  nicht,  Kinder  von 
12 — 14  Jahren  täglich  höchstens  8  Stunden 
beschäftigt  werden;  Hilfskräfte  unter  16 
Jahren  dürfen  nicht  zur  Nachtarbeit  heran- 
gezogen werden.  In  den  Fabriken  wird 
der  Arbeiterschutz  wesentlich  verstärkt 
Hier  wird  nämlich  die  Arbeit  von  Kindern 
unt^  14  Jahren  gänzlich  verboten,  ebenso 
die  Nachtarbeit  von  jungen  Personen 
unter  16  Jahren  und  von  weiblichen  Arbeits- 
kräften ;  für  alle  Arbeiter,  auch  die  Männer, 
gilt  der  elfstündige  Maximalarbeitstag.  Be- 
sondere Bestimmungen  gelten  für  Berg- 
werke, denen  der  zehnstündige  Maxim^- 
arbeitstag  (verbunden  mit  Verbot  der  Sonn- 
tagsarbeit)  auferlegt  wird. 

Der  Fortführung  der  —  immerhin  respek- 
ti^n  —  A  Oiesierreichs  ist  der  heftige 
Streit  der  Nationalitäten  natürlich  hinderlich. 
Immerhin  sind  noch  zwei  wichtige  Gesetze 
über  die  Sonn-  uni  Feiertagsruhe  (1895  und 
1905)  zu  verzeichnen,  die  auch  im  Handels- 
gewerbe die  Sonntagsarbeit  erheblich  ein- 
schränken. Es  steht  zu  hoffen,  daß  die 
bevorstehende  Einführung  des  allgemeinen 
Wahlrechts  in  Gesterreich  sehr  fördernd 
auf  die  fernere  Entwicklung  der  A.  wirken 
wird.  — 

Ganz  im  Gegensatz  zu  Oesterreich  be- 
findet sich  die  A.  in  Ungarn  noch  in 
embryonalem  Zustande.  Alle  Parteien  — 
außer  der  sozialistischen,  die  wiederum 
wegen  ihrer  extremen  Ziele  praktisch  zur 
Einfliißlosigkeit  verurteilt  ist  —  betrachten 
die  Schaffung  von  Indiistrieen  als  Haupt- 
ziel der  ungarischen  Wirtschaftspolitik  und 
lehnen  alle  humanitären  Bestrebungen  ab, 
ans  denen  eine  Minderung  der  industriellen 
Profite  entspringen  könnte.  So  gibt  es  nur 
iwd  Gasetze,    die   dem  Arbeiter  einigen 


Schutz  gewähren  sollen :  das  (jewerbegesetz 
von  1884  und  das  Gesetz  über  die  Sonn- 
tagsruhe von  1891.  Danach  dürfen  in 
Fabriken  Kinder  unter  zehn  Jahren  gar  nicht, 
Kinder  von  10—12  Jahren  nur  mit  behörd- 
licher Erlaubnis  beschäftigt  werden;  Kinder 
von  12 — 14  Jahren  sollen  höchstens  8  Stunden, 
junge  Personen  von  14—16  Jahren  höchstens 
10  Stunden  täglich  arbeiten.  Für  Personen 
unter  16  Jahren  ist  auch  die  Nachtarbeit 
verboten,  doch  kann  von  dem  Verbote  dis- 
pensiert werden.  Bei  der  Mangelhaftigkeit 
der  un^rischen  Fabrikinspektion  ist  an  eine 
ernste  Durchführung  selbst  dieser  schwäch- 
lichen Schutzgesetze  nicht  zu  denken.  Viel 
mehr  schon  wird  das  Gesetz  über  die  Sonntags- 
ruhe beachtet,  das  in  Fabrik  und  Handwerk 
die  Verwendung  des  Sonntages  zur  Arbeit 
verbietet.  Wenn  der  vom  Ministerium 
Fejervary-Christoffy  gehegte  Plan  einer  Er- 
weiterung des  Wahlrechts  realisiert  werden 
sollte,  wird  man  möglicherweise  einmal  in 
Ungarn  wirklich  zu  einer  A.  gelangen,  die 
diesen  Namen  verdient.  — . 

5.  Frankreich.  In  den  dreißiger  und 
vierziger  Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts 
war  über  Frankreich  ein  ganzer  Sprühregen 
sozialistischer  Systeme  und  Ideen  nieder- 
gegangen, —  während  aber  Arbeiter,  Klein- 
bürger und  Intellektuelle  Augen  und  Ohren 
öffneten  und  sich  an  diesen  prophetischen 
Träumereien  berauschten,  blieben  die  regie- 
renden Gewalten  gänzlich  unberührt  davon: 
nie  hat  im  19.  Jahrh.  Großindustrie  und  Hoch- 
finanz so  unumschränkt  geherrscht  wie  zu  jener 
Zeit,  die  Treitschke  die  „goldenen  Tage  der 
Bourgeoisie-'  genannt  hat  Namentlich  die  Ar- 
beitsgesetzgebung diente  keineswegs  zum 
Schutze  der  Arbeiter,  sondern  war  einseitig  auf 
die  Interessen  der  Bourgeoisie  berechnet 
Da  ist  es  nicht  verwunderlich,  daß  —  trotz 
der  warmen  Empfehlung  einer  positiven 
Sozialpolitik  durch  Sismondi  und  seine 
Schule  und  trotz  der  Enthüllungen  Villermös 
über  den  traurigen  körperlichen  und  geistigen 
Zustand  der  gewerblich  exploitierlen  Ar- 
beiterklasse —  zugunsten  der  Arbeiter  nicht 
mehr  zustande  kam  als  ein  äußerst  schwäch- 
liches Schutzgesetz,  das  für  Kinder  in 
Fabriken  und  Werkstätten  mit  mechanischen 
Motoren  den  acht-  bis  zwölfstündigen  Maxi- 
malarbeitstag festsetzt.  Und  selbst  hier  er- 
klärte die  ojftizielle  Ausführungsverordnung: 
„es  könne  sich  nicht  um  eine  strenge  und 
vollkommene  Ausführung  handeln!"  Die 
regierenden  Klassen  ließen  sich  damals  in 
keiner  Weise  rühren,  weder  durch  das 
Elend  gewisser  großstädtischer  Proletarier- 
schichten noch  durch  Krawalle  brotloser 
Arbeiter  noch  durch  Revolten  kommuni- 
stischer Verschwörer.  So  wurde  selbst  die 
genannte  Schutzmaßr^l,  wie  in  der  Pairs- 
kammer  1847  konstatiert  wurde,  in  keiner 
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Weise  ausgeführt,  da  der  ehrenamtlieh  ver- 
sehene Ueberwachungsdienst  total  versagte! 
„Sehi*  charakteristisch  —  bemerkt  Marx 
dazu  mit  berechtigtem  Hohn  —  ist  es  für 
das  Regime  Louis  Philipps,  des  roi  bour- 
geois,  daß  das  einzige  unter  ihm  erlassene 
Fabrikgesetz  niemals  durchgeführt  worden 
ist  Und  dies  Gesetz  betrifft  nur  Kinder- 
arbeit !  Es  setzt  8  Stunden  fest  für  Kinder 
zwischen  8  und  12,  zwölf  Stunden  für  Kinder 
zwischen  12  und  16  Jahren,  mit  vielen  Aus- 
nahmen, die  die  Nachtarbeit  selbst  für  acht- 
jährige erlauben!  Ueberwachung  und  Er- 
zwingung des  Gesetzes  blieben  in  einem 
Lande,  wo  jede  Maus  polizeilich  administriert 
wird,  dem  guten  Willen  der  »amis  du 
commerce«  überlassen.  Nicht  minder  cha- 
rakteristisch für  die  Entwicklung  der  fran- 
zösischen GeseDschaft  überhaupt  ist  es,  daß 
Louis  Philipi«  Gesetz  bis  zur  Revolution 
von  1848  einzig  dastand  in  der  alles  um- 
sninnenden  französischen  Gesetzfabrik !" 
Uebrigens  hatte  sich  die  Regierung,  wieder- 
holtem Drängen  nachkommend,  schließlich 
im  Jahre  1847  wirklich  dazu  verstanden, 
den  Kammern  einen  die  Arbeiterinteressen 
mehr  berücksichtigenden  Gesetzentwurf  vor- 
zulegen, —  als  der  Ausbruch  der  Revolution 
seine  Erledigung  hinderte. 

Freilich  mußte  die  neue  Republik,  die 
in  erster  Linie  von  den  Arbeitern  erkämpft 
worden  war  und  in  deren  provisorischer 
Regierung  zwei  Vertreter  der  Arbeiter- 
klasse, liOuis  Blanc  und  Albert,  saßen,  gerade 
auf  die  Wünsche  der  Arbeiterklasse  Rück- 
sicht nehmen.  Das  geschah  auch  wirklich 
gleich  in  den  ersten  Tagen.  Die  den  Ar- 
l)eitern  (anstatt  des  gewünschten  Arbeits- 
ministeriums) zugestandene  „Regierungs- 
kommission für  die  Arbeiter'^  (die  sog.  Kom- 
mission des  ,4jUxembourg",  —  vgl.  den  Ait. 
,,Arbeiterkaramer''  oben  S.  126)  beantragte 
nämlich  gleich  in  ihrerersten  Sitzung  v.  l./lll. 
1848  die  Vermindenmg  der  Arl)eitsstunden 
durch  Gosetzesvorschrift  und  das  VerlKJt 
der  Marchandage,  d.  h.  der  Anstellung  von 
Zwischen  meistern  (die  die  Arbeiter  ans- 
l)euteten).  Die  provisorische  Regierung  er- 
klärte den  Abgesandten  der  Kommission : 
ihr  seien  die  Forderungen  sympathisch,  — 
doch  müßten  vor  Erlaß  solcher  Gesetze 
auch  die  Arbeitgeber  gehört  wenlen. 
Doch  die  Antwort  der  Arbeitervertreter: 
dann  würden  sie  bis  zur  Erfüllung  dieser 
Fonlerungen  den  Streik  in  Paris  prokla- 
mieren, —  bewirkte,  daß  die  Regierung  die 
nötigen  Erkundigungen  schneller  als  sonst 
üblich  einzog.  „Die  l)ekanntesten  Vertreter 
der  be<leut enden  lodustriezweige  wurden 
für  den  nächsten  Tag  eiligst  durch  Berittene 
zu  einer  Beratung  berufen.  Sie  stimmten 
der  Reduktion  der  Arbeitszeit  um  eine 
Stunde    zu,    und    einer   der    Unternehmer 


wollte  konstatiert  haben,  daß  auf  ihrer  Sdte 
die  ehrenwerteste  und  lebhafteste  Geneigt- 
heit bestehe,  den  Wünschen  der  Aibcdter 
zu  entsprechen^^  (Mataja).  So  wurde  denn 
schon  am  2./III.  1848  —  abgesehen  vom 
Verbote  der  Marchandage  —  das  folgende 
Dekret  erlassen:  „In  Erwägung,  daß  eine 
übermäßige  Dauer  der  manuellea  Beechftf- 
tigimg  nicht  bloß  die  Gesundheit  des  Ar* 
beiters  zerstört,  sondern  auch  seiner  Würde 
als  Mensch  Abbruch  tut,  da  sie  seine  geistige 
Ausbildung  verhindert,  verfügt  die  i>ron- 
sorische  Regierung:  der  Arbeitstag  wird 
um  eine  Stunde  verkürzt,  —  folglich  wirf 
er  in  Paris,  wo  er  elf  Stunden  betrug,  auf 
zehn  und  in  der  Provinz,  wo  er  bisher 
zwölf  Stunden  betrug,  auf  elf  herabgesetzt^ 
Da  in  den  nächsten  Monaten  eine  wirt- 
schaftliche Krise  Frankreich  heimsuchte  und 
überdies  das  revolutionäre  Proletariat  dea 
Fabrikanten  Angst  einjagte,  so  ist  anzii- 
nehmen,  daß  zunächst  die  Arbeitszeit  in 
Fabriken  und  Werkstätten  wirklich  allgemein 
dem  Gesetz  entsprechend  vermindert  wurdo. 
Sowie  sich  aber  die  Konjunkturen  günstiger 
anließen,  begann  sofort,  unter  Anrufung  oeß 
Prinzips  der  „Freiheit  der  Arbeit",  der 
Sturmlauf  gegen  das  als  Ausgebiul  sozia- 
listischen Unsinns  betrachtete  Gesetz  von 
allen  Seiten  —  in  der  gelehrten  Welt,  in  der 
Presse,  in  den  Kammern  und  in  den  inter- 
essierten Kreisen,  „Ich  verstehe,  —  erklärte 
BnflFet,  der  Vertreter  der  hohen  Bourgeoisie, 
in  der  Kammer  mit  naivem  Zynismus  — 
ich  verstehe  schließlich,  daß  man  das  Dekret 
angenommen  hat  als  eine  am  Tage  nadi 
einer  Revolution  notwendige  Konzession  an 
die  durch  die  Erregung  verirrte  öffentliche 
Meinung,  —  aber  ich  veretehe  nicht,  daß 
man  seine  Aufrechterhaltung  ver- 
langt." So  wandte  sich  die  nach  der  Unter- 
drückung der  Junirevolte  einsetzende  soziale 
Reaktion  alsbald  mit  Macht  gegen  die  neue 
Institution,  die  so  vielen  ein  Greuel  und 
Scheuel  war.  „Man  wird  nicht  sagen 
können,  —  hieß  es  im  „Journal  des  ilcono- 
mistes",  dem  Organ  der  wissenschaftlidi 
dilettierenden  Kreise  der  hohen  Bour- 
geoisie —  daß  nicht  schon  vom  ersten 
Augenblick  an  die  in  nationalökonomischen 
Fragen  bewanderten  Männer  die  ganze  Tiefe 
des  durch  den  Sozialismus  aufgetanen  Ab- 
grundes erfaßt  hätten!" 

Noch  im  Juni  1848  beantragt  Wolowski 
in  der  Arbeiterkommission  der  Nationalvm^ 
Sammlung  die  Aufhebung  jenes  Gesetzes; 
und  wirklich  stellt  die  Kommission  sofort 
einen  entsprechenden  Antrag  bei  der  National- 
versammlung mit  der  Motivierung:  jenes 
Gesetz  enthalte  einen  überaus  gefährlichen 
Angriff  auf  die  Industrie!  Aber  in  der 
Nationalversammlung  erhebt  sich  dagegen 
eine   entschiedene   Opposition.     Vor  aliem 
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legt  der  beim  Pariser  Proletariat  einfluß- 
Twhe  christliche  Sozialist  Leroux  schärf- 
st«!   Protest    gegen    die   Abschaffang   des 
Maxiinalarfaeitsti^ges    eio.     Er    beruft    sich 
auf   einen    amtlichen   Bericht   aus   Ronen: 
Um  ganzen  Departement  der  Niede]>Seine, 
in  diesem  großen  Industriezentrum   und  in 
viekn     anderen     Departements     schwankt 
die   Daner  der  tfiglicben   Arbeit   zwischen 
13Vs  und  14  Stunden;  man  rechne  hierzu 
zwei  Stunden  Essenszeit,  zwei  Stunden  fOr 
den  Weg  von  der  Arbeitsstätte  zur  Wohnung, 
nod  es  ergibt  sich  daraus,  daß  diese  Un- 
glücklichen gerade  6  Stunden  behalten,  um 
ihr  Abendessen  einzunehmen  und  ihre  er- 
scU^pften   Kräfte   zu   erneuern,    daß   arme 
Frauen  und  elende  Kinder  keine  Erholungs- 
stnnden  mehr  haben,  —  und  das  nennt  man 
Vertragsfreiheit!"      Da  wird  aus  der  Mitte 
der  Versammlung    statt  der  völligen  Auf- 
hebung des  Gesetzes  seine  Umänderung  in 
das    Gebot    des    zwölfstündigen    Maximal- 
arbeitstages   verlangt.     Der    Minister    des 
loDem   Senard  —  obwohl   im  Herzen  ein 
Anhänger   des  Prinzips  der   ,,Freiheit  der 
Verträge**    —    spricht    sich    ebenfalls    für 
diesen     Vermittlungsantrag     aus,    so    daß 
dieser     schließlich     die    Majorität     erhält 
Das  wahre   Motiv   dieser  Abstimmung  hat 
mehr  als   ein    Menschenalter   später   eines 
der    Mitglieder    der    Majorität,    Frcsneau, 
im    französischen     Senat    vei raten:     „Das 
Zw6lfetundengesetz  —  gestand  er  —  wurde 
beschlossen,   weil   es  einerseits  durch  Er- 
höhung der  Stundenzahl  von  10  auf  12  tat- 
sächlich keine  große  Gefahr  erzeugte,  anderer- 
seits uns  gestattete,  den  überreizten  Leiden- 
schaften  eine  platonische  Befriedigung   zu 
gewähren!*^      Man   wollte  also  den  immer 
noch  nicht  beruhigten  Massen  „etwas  bieten'^ ! 
So  ist   es  nicht   zu   verwundem,   daß  die 
Majorität,  die  den   ZwQlfstundentag  votiert 
hatte  (durch  Dekret  vom  9.  September  1848), 
oichts   dazu   tat,  um   seine  Ueberwachung 
und  Durchführung  zu  sichern  und  dadurch 
einer  Wiederkehr  der  beim  Kindei-schutz- 
gesetz  gemachten    üblen  Erfahiiingen  vor- 
zubeugen.    Und  faktisch  hat  auch  wälirend 
eines  Mensclieualters  die  französische  Re- 
gierung alles  unterlassen,  was  hätte  ge- 
eignet sein  können,  dem  Septemberdekret 
[vaktische  Geltung  zu  verschaffen,  —  vor 
allem    hat    sie    auch    unterlassen,    Ueber- 
tretimgen  zu  konstatieren  und  zu  verfolgen. 
Widerwillig  votiert  —  konstatiert  Mataja  — 
als  Mittel,  die  Massen  abzuspeisen,  ein  Pro- 
dukt der  Unaufrichtigkeit,  fristete  das  Sep- 
temberdekret sein  Scheinleben  weiter,  und 
vermutlich  nur  seiner  Harmlosigkeit  hatte 
es  das  Dekret  zu  verdanken,  daß  man  es 
fiberhaupt  bestehen  ließ!     Das  Urteil   der 
aoparteiischen     historischen    Untersuchung 
lamel  demnach  weaenüich  anders  als  das 


—  wie  ich  glaube :  unverdiente  —  Lob,  das 
Marx  von  seinem  doktrinären  Standpunkte 
aus  der  „französischen  revolutionären  Me- 
thode" spendet,  die  ,,mit  einem  Schlage 
allen  Ateliers  und  Fabriken  ohne  Unter- 
schied dieselbe  Schranke  des  Arbeitstags 
diktiere  und  prinzipiell  proklamiere, 
was  in  England  nur  im  Namen  von  Kindern, 
Unmündigen  und  Frauenzimmern  erkämpft 
worden"  („Kapital",  Bd.  I,  S.  295). 

Immerhin  kam  während  der  zweiten 
Repubhk  noch  eine  bescheidene  Verbesserung 
der  Arbeitsgesetzgebung  zustande,  indem 
das  Lehrlingsgesetz  vom  22./I1.  1851  die 
Arbeitszeit  der  Lehrlinge  aUer  Branchen 
auf  höchstens  10  Stunden  täglich  beschränkte 
und  Lehrlingen  unter  16  Jahren  die  Nacht- 
arbeit untersagte.  Merkwürdig  ist,  daß  das 
zweite  Kaiserreich  —  das  sonst  so  viel 
für  die  Arbeiter  getan  hat  —  an  Verbesse- 
rungen auf  diesem  Oebiete  nicht  dachte. 
Nicht  einmal  für  die  Durchführung  des 
Kinderschutzgesetzes  zeigte  die  Regierung 
Interesse,  —  während  allerdings  die  General- 
räte einiger  Departements  auf  eigene  Kosten 
die  Anstellung  von  Arbeitsinspektoren  ver- 
anlaßten.  Noch  1868  übergibt  die  Regieniug 
die  Aufsicht  über  den  Kinderschutz  den  — 
Dampf kesselrevisoren  als  Nebenamt!  End- 
lich 1870  rafft  sich  die  Regierung  —  ange- 
trieben durch  eine  aus  philanthropischen 
Gründen  betriebene  Agitation  im  Lande  — 
dazu  auf,  dem  Staatsrat  einen  verbesserten 
Kinderschutzgesetzentwm-f  vorzulegen :  da 
bricht  der  Krieg  aus,  das  Kaiserreich  bricht 
zusammen,  und  der  Gesetzentwurf  ver- 
schwindet wieder. 

Die  bald  nach  Errichtimg  der  dritten 
Republik  wieder  aufgenommenen  Beratungen 
über  die  En.veiteruug  des  Arbeiterschutzes 
führen  zu  dem  Gesetz  vom  19.  /  V.  1874, 
das  für  gewerbliche  Arbeitsstätten  aller  Art 
(mit  Ausnahme  der  Arbeit  des  Kindes  im 
elterlichen  Hause)  sowie  für  Bergwerke  gilt. 
Dort  soll  ein  Kind  nicht  vor  dem  12.  Jahre 
aufgenommen  werden;  doch  werden  Aus- 
nahmen für  wichtige  Industriezweige  (z.  B^ 
Spinnereien)  gemacht,  wo  die  Arbeit  von 
Kindern  schon  vom  10.  Jahre  an  erlaubt  ist ! 
Der  Maximalarbeitstag  für  Kinder  unter 
12  Jahren  l)eträgt  6  Stunden,  der  für  junge 
Personen  vom  12.  bis  16.  Jahre  12  Stunden. 
Die  Nachtai-beit  wird  verboten:  für  alle 
Hilfski-äfte  unter  16  Jahren  in  allen  Werk- 
stätten und  für  Mädchen  unter  21  Jahren 
in  Fabriken.  Endlich  wird  allen  geschützten 
Personen  die  Sonntagsarbeit  verboten.  Da- 
neben unterliegt  die  Arbeit  in  Bergwerken 
speziellen  Bestimmungen.  Schließlich  wird 
zur  Ueberwachung  dieser  Gesetze  eine  be- 
sondere Arbeitsinspektion  geschaffen.  Eine 
Ergänzung  dazu  bildet  das  Gesetz  vom 
16./I1.  1883,  das  die  Arbeitsinspektion  ver- 
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besserte  und  ihr  auch  die  Aufsicht  über  die 
Durchführung  des  alten  Gesetzes  über  den 
Zwölf  stundentag  aller  Arbeiter  über- 
trug, —  das  seitdem  erst  zu  einigem  Leben 
erwacht  ist. 

Diese  Gesetze  sind  in  der  Durchführung 
auf  große  Schwierigkeiten  gestoßen.  Die 
Fabrikanten  zeigten  nur  geringe  Neigung, 
ihnen  zu  willfahren ;  die  öffentliche  Meinung, 
die  in  romanischen  Ländern  in  wirtschaft- 
lichen Dingen  stets  auf  Seiten  der  Freiheit 
des  Individuums  zu  stehen  pflegt,  regte 
sich  niemals  über  die  ungesetzliche  Exploi- 
tation der  Arbeitskräfte  auf;  die  Behörden 
sahen  Strafanträge  der  Inspektoren  ungern, 
ja  gaben  ihnen  öfters  gar  nicht  statt;  und 
kommt  es  schließlich  doch  zur  gerichtlichen 
Verhandlung,  so  werden  von  den  Tribunalen 
geradezu  lächerlich  geringe  Strafen  (häufig 
nur  einige  Franken  Buße!)  gefällt  So  ist 
es  möglich,  daß  noch  im  Jahre  1884  ein  von 
der  Toulouser  Handelskammer  gebilligter 
Bericht  zu  klagen  wagt:  „Man  weiß,  daß 
das  Gesetz  vom  Jahre  1874  zwar  ertragen, 
aber  nicht  angenommen  worden  ist, 
weder  von  den  Arbeitgebern  noch  von  den 
Arbeitern,  und  wir  erinnern  uns  mit  Trauer 
der  Störung,  die  dasselbe  in  Fabriken  und 
Werkstätten  hineintrug,  und  der  grausamen 
Verlegenheit,  die  es  dem  Haushalte  einer 
großen  Zahl  von  Arbeitern  zufügte!  Die 
furchtbare  Ueberschwemmung  vom  23./VI. 
1875  schob  für  einige  Zeit  seine  Anwendung 
im  Bezirke  der  Kammer  hinaus;  aber  kaum 
waren  die  verheerten  Anlagen  mit  großer 
Mühe  und  hohen  Kosten  wieder  hergestellt 
worden,  so  stellten  sich  die  Träger  der 
Reglementierungssucht,  der  Ruhe  über- 
drüssig, die  ihnen  das  Unglück  auferlegt 
hatte,  von  neuem  ein,  mit  verdoppeltem 
Eifer  und  mit  dem  ganzen  Gefolge  von 
Fesseln  und  engen  Auslegungen,  die  fast 
immer  die  Anwendung  bedrückender  Ge- 
setze nach  sich  zieht'* 

Trotzdem  brach  sich  langsam,  aber  sicher 
in  den  politisch  maßgebenden  Kreisen  Frank- 
reichs die  Meinung  Bahn,  daß  die  Weiter- 
bildung der  A.  zu  den  wichtigsten  Aufgaben 
der  Nation  gehöre.  Teils  war  dies  dem 
Umstände  zu  verdanken,  daß  die  Arbeiter- 
bewegung immer  stärker  wurde  und  immer 
mehr  auf  Erfüllung  gerade  dieser  Forderung 
drängte,  teils  war  es  die  Folge  davon,  daß, 
je  länger  die  Republik  bestand,  desto  mehr 
der  Einfluß  der  „Radikalen"'  wuchs,  die  in 
Frankreich  am  meisten  der  Erfüllung  von 
Aufgaben  der  positiven  Sozialpolitik  zuge- 
tan sind.  So  kam  es,  daß  trotz  aller 
Hemmnisse  die  Arbeit&inspektiou  von  Jahr 
zu  Jahr  intensiver  wurde  und  daß  auch 
einige  neue  Gesetze  zustande  kamen,  die 
einen  wesentlichen  Fortschritt  bedeuteten. 
So  vor  allem  das  Gesetz  vom  2./XI.  1892, 


das  im  Anschluß  an  einen  1886  vom  dama- 
ligen Handelsminister  Lockroy  (einem  der 
Führer  der  „Radikalen'')  eingebrachten  Ent- 
wurf entstanden  war.  Es  verbot  in  Fabriken^ 
Bergwerken  und  Werkstätten  die  Zulassung 
von  Kindern  unter  13  (ausnahmsweise:  12) 
Jahren  und  untersagte  den  beschäftigten 
Kindern,  den  jugendlichen  Hilfskräften  unter 
18  Jahren  und  den  Frauen  die  Nacht-  und 
Sonntagsarbeit.  Einen  weiteren  Fortschritt 
bedeutete  das  Gesetz  vom  30./III.  1900,  das 
von  M  i  1 1  e  r  a  n  d  während  seiner  Verwaltung 
des  Handelsministeriums  geschaffen  wuida 
Es  ordnet  au,  daß  in  allen  Betrieben,  die 
dem  zuletzt  erwähnten  Gesetze  unterstehen, 
die  Kinder,  die  jugendliche  Hilfskräfte  unter 
18  Jahren,  alle  weiblichen  Hilfskräfte  und 
diejenigen  Männer,  die  zusammen  mit 
den  genannten  Arbeiterkategorien  beschäftigt 
sind,  vom  l./IV.  1904  an  höchstens  10 
Stunden  täglich  arbeiten  dürfen.  Damit  hat 
der  gesetzliche  Zehnstundentag  auch  in 
Frankreich  gesiegt,  —  der  freilich  in 
einer  Anzahl  von  Fällen  auch  zur  Folge 
gehabt  hat,  daß  jugendliche  Arbeiter 
in  den  ihm  unterstellten  Betrieben  ent- 
lassen worden  und  in  die  ihm  nicht  unter- 
stellten Kleinbetriebe  ohne  Motoren  oder 
in  die  erst  recht  ungeschützten  hausin- 
dustriellen Werkstätten  übergegangen  sind! 
Noch  weiter  geht  ein  Gesetz  vom  Jahre 
1905,  das  bestimmt,  daß  die  Häuer  in  Kohlen- 
bergwerken von  1906  an  nicht  länger  als 
9  Stunden,  von  1908  an  nicht  länger  als 
8^3  und  von  1910  an  nicht  länger  als  8 
Stunden  täglich  beschäftigt  werden  sollen. 
Allem  Anscheine  nach  ist  Frankreich  in  eine 
Aem  glücklichster  Sozialreform  eingetreten. 

6.  Russland.  Das  erste  Arbeiterschuts- 
gesetz  im  modernen  Rußland  stammt  ans 
dem  Jahre  1845;  es  bestimmte,  daß  Kinder 
unter  12  Jahren  in  Fabriken  nicht  bei  Nacht 
beschäftigt  werden  sollen,  —  aber  es  wurde 
nicht  ausgeführt  und  geriet  bald  in  völlige 
Vergessenheit  Speziell  für  Bergarbeiter 
in  den  sibirischen  Goldgruben  war  übrigens 
schon  1838  ein  —  wie  es  scheint,  inne- 
gehaltenes —  Arbeitsgesetz  erlassen 
worden,  das  die  Nachtarbeit  verbot,  sich 
gegen  das  Trucksystem  wandte  und  auch 
sonst  verschiedene  arbeiterfreundliche  Be- 
stimmungen enthielt.  Auch  später  waren 
die  Bergarbeiter  die  ersten,  die  geschützt 
wurden:  denn  schon  ein  Gesetz  vom  4./IV. 
1862  verbot,  Kmder  unter  12  Jahren  für  die 
Arbeit  in  Bergwerken  anzunehmen  und 
Kinder  von  12—15  Jahren  nachts  oder  unter 
Tage  zu  beschäftigen. 

In  der  „liberalen"  Aera  unter  Alexander  IL 
berief  die  Rcgienmg  eine  Kommission,  die 
unter  dem  Vorsitze  des  Barons  Stackel- 
berg  den  Entwurf  eines  für  damalige  Ver> 
hältnisse    weitgehenden     Arbeitersdiutzge- 
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setzee  ausarbeitete  (worin  n.  a.  der  Zehn- 
stoDdentag  für  jugendliche  Arbeiter  unter 
18  Jahren  vorgesehen  war),  —  das  Projekt 
wurde  dann,  vom  Finanzministerium  befür- 
wortet, ans  Ministerium  des  Inneren  weiter- 
gegeben, aber  hier  eingesargt. 

Die  folgende  Entwicklung  der  russischen 
Fabrikgesetzgebung  ist  nun  —  nach  der 
Meinung  ihrä  genauesten  Kenners,  T  ugan- 
Baranowsky's,  —  hauptsächlich  durch 
drä  Momente  beeinflußt  worden.  Einmal 
durch  hftnfige  Unruhen  des  Fabrikproleta- 
riats (hervorgerufen  durch  niedrige  LGhne 
ferbunden  mit  überlanger  Arbeitszeit  und 
sonstigen  schlechten  Arbeitsbedingungen),  — 
ein  Moment,  das  in  Rußland  stark  auf  die 
Regierung  wirkt,  „die  nicht  gewöhnt  ist,  auf 
irgend  einen  Widerstand  des  Volkes  zu 
stoßen^.  Weiter:  durch  politische  Er- 
wägungen (eben  im  Zusammenhange  mit 
diesen  Unruhen).  „Fast  alle  Fabrikgesetze 
in  JRnßland  sind  unter  der  unmittelbaren 
Einwirkung  von  Erwägungen  dieser  Art 
entstanden.  Die  Regierung  erließ  neue  Ge- 
setze, entweder  um  der  Unzufriedenheit  der 
Arbeiter,  die  sich  bei  den  Unruhen  zeigten, 
ein  Ende  zu  machen  oder  um  den  Ausbruch 
solcher  Unnihen  zu  verhindern^'  (Tugan- 
Baranowsky).  Und  schließlich  ist  von  Ein- 
fluß auf  die  Entwicklung  der  russischen 
Fabrikgesetzgebung  gewesen  der  Gegen- 
satz zwischen  den  Industriellen  Zentral- 
rußlands (besonders  der  Moskauer  und 
Wladimirschen  Gouvernements)  imd  den  In- 
dustriellen der  westlichen  (Gouvernements 
(namentlich  des  Petersburger),  —  ein 
Gegensatz,  der  seinerseits  damit  zusammen- 
hängt, daß  in  den  dichtbevölkerten  Provinzen 
Zentralmßiands  den  Fabriken  billige  Ar- 
beitskräfte zu  Gebote  stehen,  die  sich  zu 
fiberlanger  Arbeitszeit  verstehen,  während 
die  Petersburger  Fabriken,  die  aus  den  um- 
liegenden Provinzen  keinen  ausreichenden 
Zuzug  erhalten,  ihre  Arbeitskräfte  durch 
besonders  günstige  Bedingungen,  also  hohe 
Löhne  und  kürzere  Arbeitsdauer,  anlocken 
müssen.  Diese  Erhöhung  der  Produktions- 
kosten wird  dann  von  den  Petersburger 
Fabrikanten  zum  Teil  durch  bessere  tech- 
nische Ausrüstung  wettgemacht,  —  zum 
anderen  Teil  soll  ihnen  eben  die  Fabrik- 
gesetzgebung helfen!  Denn  wenn  es  ge- 
lingt. Zentraürußland  zu  zwingen,  die  Ar- 
beitszeit zu  verkürzen,  die  Nachtarbeit  aus- 
zuschalten und  die  Einderarbeit  einzu- 
8chTänken,  so  ist  eben  die  unausbleibliche 
Fol^  daß  die  Handarbeit  doil  nicht  mehr  so 
bilhg  ist  wie  bisher.  Und  danim  petitio- 
nieren die  Petersbiu^r  Fabrikanten  um  die 
IjDfühning  von  Fabiikgesetzen  und  unter- 
stfitzen jenen  dahin  zielenden  Vorschlag  der 
Regierung! 

Der  erste  Erfolg,  den  sie  erreichten,  war 
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das  im  Jahre  1882  durch  den  Finanzminister 
V.  Bunge  (früheren  Professor  der  NationaJ- 
ökonomie  und  ausgesprochenen  Sozialre- 
former) zustande  gekommene  Oesetz  zum 
Schutze  der  in  Fabriken  und  Manufakturen 
arbeitenden  Minderjährigen.  Es  verbot 
die  Arbeit  von  Kindern  unter  12  Jahren  und 
führte  für  Kinder  von  12—15  Jahren  den 
achtstündigen  Maximalarbeitstag  (verbunden 
mit  Verbot  der  Nachtarbeit)  ein ;  außerdem 
sollten  den  Kindern  alle  für  ihre  Ghesundheit 
schädlichen  Arbeiten  untersap^t  werden. 
Gleichzeitig  wurden  in  den  drei  wichtigsten 
Industriebezirken  Männer  (wie  z.  B.  Prof. 
Janshul  in  Moskau,  ein  radikaler  „Katheder- 
sozialist^^)  zu  Fabrikinspektoren  eingesetzt, 
von  denen  man  wußte,  daß  ihnen  die  Durch- 
führung des  Arbeiterschutzes  Herzenssache 
sein  würde.  Das  Gesetz  war  während  einer 
schweren  industriellen  Krise  erlassen  worden, 
wo  —  wegen  der  Notwendigkeit,  die  Pro- 
duktion zu  verringern  —  seine  Bestimmun^n 
leicht  durchftlhrbar  schienen.  Da  die  wurt- 
scliaftliche  Depression  noch  mehrere  Jahre 
dauerte,  so  beantragten  die  Petersburger  In- 
dustriellen die  Einführung  des  gesetzlichen 
Verbotes  der  Nachtarbeit  der  Frauen.  Und 
der  reaktionäre  Minister  des  Innern,  Graf 
Tolstoj,  befürwortete  in  einem  Schreiben 
an  ßunge  (vom  4./IL  1885)  die  staatliche 
Intervention  zugunsten  der  Arbeiter,  weil 
er  fürchtete,  daß  die  Politik  des  laisser  aller 
in  der  sozialen  Frage  zu  ernsten  Arbeiter- 
unruhen führen  würde.  „Durch  die  rasche 
Entwicklung  der  Industrie  —  heißt  es  in 
dem  amtlichen  (natürlich  „geheimen") 
„Rechenschaftsberichte  des  Reichsrates  für 
1886"  —  wimlen  die  gegenseitigen  Be- 
ziehungen der  Fabrikanten  und  Arbeiter 
immer  komplizierter.  Die  Ende  1884  und 
Anfang  1885  entstandene  Gärung  unter 
den  Fabrikarbeitern  der  Gouvernements 
Moskau  und  Wladimir  und  die  in  einigen 
Fabriken  stattgehabten  Unruhen  haben  ganz 
offenkundig  viele,  äußerst  abstoßende  Seiten 
des  Fabrik  Wesens  aufgedeckt.  Die  über 
diese  Vorfälle  angesteUte  Untersuchung  er- 
gab, daß  die  Ursachen  dieser  Unruhen 
keineswegs  zufälliger  Art  waren,  sondern  in 
den  ungesunden  Beziehungen  zwischen 
Fabrikant  und  Arbeiter  lagen.  Der  daraus 
entstehende  Unwille  der  Arbeiter  gegen 
die  Fabrikanten  macht  jene  bei  der  Schwie- 
rigkeit für  solch'  ungebildete  Leute,  auf  ge- 
setzlichem Wege  den  Schutz  ihrer  Rechte 
durchzusetzen,  immer  geneigt  zur  Erlangimg 
ihrer  Rechte  auf  dem  Wege  von  Streiks 
und  Unruhen,  die  von  rohen  Aeußerungen 
der  Willkür  und  Gewalt  begleitet  werden. 
Außerdem  macht  die  sich  im  Fabrikarbeiter- 
stand allmählich  sammelnde  Unzufriedenheit 
ihn  zu  einem  günstigen,  aufnahmefähigen 
Boden  für  die  verbrecherischen  Lehren,  die 
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auf  den  Umsturz  der  staatlichen  und  ge- 
seUschaftlichen  Ordnung  abzielen.  Dadurch 
erklärt  sich  die  Tatsache,  daß  die  Vertreter 
der  regierungsfeindlichen  Propaganda  in  der 
letzten  Zeit  ihre  Aufmerksamkeit  auf  die 
Fabrikbevölkerung  konzentrieren  und  nicht 
selten  sich  in  ihren  Reihen  verbergen.  Im 
Hinblick  darauf  und  in  der  Sorge  für  die 
möglichste  Beseitigimg  der  Fabrikstreiks  und 
-ünnihen  in  der  Zukunft  hat  es  das  Mini- 
sterium des  Innern  für  notwendig  erkannt, 
ohne  weiteres  Zögern  an  die  Revision  der 
geltenden  Bestimmungen  der  Gewerbeord- 
nung zu  gehen,  lun  die  gegenseitigen  Be- 
ziehungen zwischen  Fabrikanten  und  Ar- 
beitern zu  regeln." 

So  wurde  eine  Kommission  unter  dem  Vor- 
sitze des  damaligen  Cnterstaatssekretärs  im 
Ministerium  des  Innern,  des  bekannten  Reak- 
tionärs v.  PI  eh  we,  eingesetzt  zum  Zwecke 
der  Förderung  der  sozialen  Gesetzgebung. 
Das  Resultat  ihrer  Arbeiten  waren  die  G^ 
setze  vom  3./ VI.  1885  und  vom  3./ VI.  1886. 
Das  erste  Gesetz  verbot  jugendlichen  Per- 
sonen von  15—17  Jahren  und  allen  Frauen 
die  Nachtarbeit  in  Fabriken  der  Baumwollen-, 
Leinwand-  und  Wollwarenindustrie  und  gab 
dem  Finanzminister  das  Rocht,  —  im  Ein- 
verständnis mit  dem  Minister  des  Innern  — 
das  Gesetz  auch  auf  andere  Gewerbszweige 
auszudehnen  (wovon  auch  in  der  Folge  Ge- 
brauch gemacht  worden  ist).  Das  zweite 
Gesetz  regelte  vornehmli(;h  die  Lohnverhält- 
nisse und  andere  Bedingimgen  des  Arbeits- 
vertrages, die  ganz  besonders  häufig  die 
Entstehungsursache  von  Streiks  und  Un- 
ruhen gewesen  waren.  ,.Der  Umstand,  daß 
hier  bisher  eine  Lücke  in  der  Gesetzgebung 
war,  —  hatte  es  in  dem  bereits  erwähnten 
Schreiben  des  Ministers  des  Innern  an  Bunge 
(aus  dem  Jahre  1885)  geheißen  —  eix)flnete 
willkürlichen  Anordnungen  der  Fabrikbesitzer 
zum  Schaden  der  Arbeiter  ein  weites  Feld 
und  setzte  diese  in  eine  äußerst  schlimme 
lAge:  unverhältnismäßig  hohe  Geldstrafen 
dienten  den  Fabrikanten  oft  als  Mittel  zur 
künstlichen  Herabsetzung  des  Lohnes,  hohe 
Preise  in  den  Fabrikbucien  (also  eine  Art 
des  Trucksystems!)  erweckten  Unzufrieden- 
heit unter  den  Arbeitern,  Ungenauigkeiten 
bei  der  Aufsetzung  von  Lohnbedingungen 
mit  Leuten,  die  des  Lesens  und  Schreibens 
kaum  kimdig  sind,  riefen  beständig  Streitig- 
keiten während  der  Abrechnung  des  Wochen- 
lohnes hervor.*'  Gegen  diese  Mißstände 
richtete  sich  das  zuletzt  erwähnte  Gesetz, 
zu  dessen  wirksamer  Durchfnhnmg  noch 
die  Fabrikaufsicht  verbessert  wurde.  Aus 
seinen  Bestimmungen  führe  ich  die  folgen- 
den an.  Die  Arl>eitsverträge  —  die  in 
Rußland  auch  in  Fabriken  häufig  für  ein 
halbes  Jahr  abgeschlossen  wenlen  —  müssen 
von  beiden  Seiten  innegehalten  werden : 


damit  soll  in  erster  Linie  den  willkürlichen 
Arbeiterentlassungen  und  Lohnkürzungen  der 
Fabrikanten  ein  Ende  gemacht  werden.  Die 
Löhne  müssen  an  den  stipulierten  Terminen 
berechnet  und  bezahlt  werden:  diese  Be- 
stimmung soll  verhindern,  daß  die  Fabri- 
kanten —  wie  bis  dahin  häufig  geschehen 
—  einen  Teil  der  Löhne  bis  zur  Schluß- 
abrechnung ziuilckbehalten.  Weiter  werden 
zwei  Drittel  bis  drei  Viertel  des  Lohnes  für 
„unantastbares  Einkommen"  des  Arbeiters 
erkläi-t,  so  daß  sie  ihm  nicht  wegen  Schulden, 
die  er  bei  Privatleuten  gemacht  hat,  abge- 
zogen werden  dürfen.  „Hierdurch  wird  aer 
in  russischen  Fabriken  häufig  stattfindenden 
Beraubung  der  Arbeiter  —  unter  dem  Ver- 
wände einer  Bezahlung  der  gewöhnlich  mit 
der  Fabrik  in  Verbindung  stehenden  Buden, 
in  denen  die  Arbeiter,  oft  zwangsweise,  ihre 
Lebensmittelvorräte  und  Waren  auf  Kredit 
einkaufen  müssen  —  ein  Ziel  gesteckt" 
(Dementjeff).  Andere  Bestimmungen  wenden 
sich  wieder  gegen  andere  AKen  des  Truck- 
systems, die  in  russischen  Fabriken  bis  da- 
hin heimisch  waren.  Und  schließlich  wird 
mit  dem  bisher  beliebten  System  der  Straf- 
abzüge, das  sich  öfters  zu  einer  neuen  Ein- 
nahmequelle für  die  Fabrikanten  gestaltet 
hatte,  gründlich  aufgeräumt,  indem  das  Ge- 
setz feststellt:  in  welchen  Fällen  und  bis 
zu  welchen  Maxi  mal  betragen  Strafabzüge 
zulässig  seien,  die  überdies  samt  und  son- 
ders in  einen  besonderen,  ausscliließlich 
wohltätigen  Stiftungen  für  Arbeiter  ge- 
widmeten Fonds  fließen  müssen! 

Jetzt  begann  im  Moskauer  Bezirk  ein 
leidenschaftlicher  Kampf  der  Fabrikanten 
gegen  die  Durchführung  des  Gesetzes,  ver- 
bunden mit  einer  Hetze  gegen  die  arbeiter- 
freundlichen Fabrikinspektoi-en,  die  unbeug- 
sam die  Gesetze  zur  Anwendung  brachten. 
Die  Fabrikanten,  —  schreibt  Dementjeff  — 
die  durch  ihre  gewinnsüchtigen  Willkürakte 
Arbeiterunruhen  verursacht  hatten,  be- 
zichtigten die  Fabrik! nspektion,  durch  ihre 
Tätigkeit  „unter  den  Arf)eitern  Bewegungen 
gefährlicher  und  akuter  Art  hervorgerufen 
zu  haben".  Sie  verkündeten  in  der  Presse 
und  in  Broschüren:  „die  Organisation  der 
Fabrik inspektion  sei  unvollkommen  und  ihr 
Personal  tauge  nichts  und  schaffe  nur  Hin- 
dernisse für  die  russische  Industrie**.  Als 
Bunge  Anfang  1887  gestürzt  und  Wyshne- 
grad  sk  i  j(ui'sprflnglichPi*()fessorderTechnik) 
Finanzminister  geworden  war,  hofften  die 
Moskauer  Fabrikanten,  durch  iim  das  neue 
Gesetz  abtragen  zu  können,  und  reichten 
darum  beim  Finanzministerium  eine  Denk- 
schrift ein,  in  der  es  hieß:  „Kaum  ein  Jahr 
ist  vergangen,  seitdem  die  Fabrikinspektion 
ihre  Tätigkeit  eröffnete,  und  schon  ist  be- 
kannt, wieviele  Inkonvenienzeu  sie  herbei- 
führte.   Indem  die  russischen  Industriellen 
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auf  die  lange,  ruhige  und  patriardialische 
Vergangenheit  der  russischen  Industrie  zu- 
rOckblidien,  wagen  sie  zu  glauben,  dafi  sie 
weit  größeres  Vertrauen  der  Begiening  ver- 
dienten als  das,  das  in  der  Einführung  des 
sie  und  die  Arbeiter  beengenden  neuen 
Fabiikgesetzes  zum  Ausdruck  gelangte,  das 
ein  industrieiles  Unternehmen  ganz  und  gar 
der  Gnade  mit  Fabrikverhältnissen  unbe- 
kannter und  unzuständiger  Persönlichkeiten 
übeiüefert,  die  weder  mit  den  Staatsinteressen 
noch  mit  den  Bedtirfnissen  der  Industrie 
irgend  etwas  gemein  haben.  Kaufmannschaft 
und  Fabrikanten  glauben,  daß  die  Fabrik- 
inspektion  tendenziös  ganz  unverständliche 
Zwecke  verfolgt  und  Zwietracht  in  das  Fabrik- 
leben hineintiSgt^'  (diese  Denkschrift  ist  hier 
mitgeteilt  nach  G.  Ad  1er' s  „Frage  des 
internationalen  Arbeiterschutzes'S  1888). 

Aber  das  Einzige,  was  die  Moskauer  In- 
dustriellen erreichten,  war  der  Rücktritt 
Janshul's  von  der  Fabrikinspektion.  Und  in 
den  Jahren  1890  und  1893  wurden  die  zu- 
letzt erwähnten  Fabrikgesetze,  die  ursprüug- 
hch  nur  für  eine  Anzahl  Jahre  in  Krs^ 
gesetzt  waren,  mit  nur  unwesentlichen 
Aenderungen  ftir  dauernde  Einrichtungen 
erklärt.  Inzwischen  (1892)  war  Wyshne- 
gradskij  durch  v.  Witte  ersetzt  worden, 
der  ein  viel  zu  staatsmännischer  Geist  war, 
als  daß  er  nicht  die  Politik  der  sozialen 
Versöhnung,  die  Bunge  inauguriert  hatte, 
hätte  fortsetzen  wollen.  Das  geht  auch  aus 
der  amtlichen  („geheimen*')  Motivierung  seines 
1^3  eingebrachten  (nachher  gescheiterten) 
G^etzent Wurfes  über  die  Haftpflicht  der 
Unternehmer  hervor.  „Der  Entwurf  eines 
Haftpflichtgesetzes  —  heißt  es  hier  —  wider- 
spridit  nicht  nur  nicht  dem  Geiste  der  Ge- 
setzgebung des  heute  glücklich  legierenden 
Zars  (Alexanders  HL),  sondern  kann  als  die 
beste  Schutzraauer  gegen  die  Entwicklung 
jener  verderblichen  Lehren  augesehen  werden, 
deren  der  Reichsrat  im  Jahre  1886  gedachte. 
Im  Hinblick  auf  diesen  Punkt  darf  nicht 
übersehen  werden,  daß  —  wiewohl  bei 
unseren  immensen  Entfernungen  und  der 
relativ  zerstreuten  Lage  der  industriellen 
Zentren  das  Bewußtsein  ihrer  anomalen 
Lage  unter  den  Arbeitern  in  der  Tat  nur 
hOchst  langsame  Fortschritte  macht!  —  diese 
Erkenntnis  heute  dennoch  nicht  diejenige 
lienihigende  Wirkung  ausüFiCn  kann  wie 
früher:  denn  aus  den  oben  angeführten 
Motiven  des  Reichsrats  sowie  aus  dem  Um- 
stände, daß  im  Jahre  1891  die  Erregung, 
die  die  Arbeiter  Westeuropas  am  Tage  der 
Feier  des  1.  Mai  erfaßt  hatte,  sich  nach  den 
Gouvernements  des  Königreichs  Polen  ver- 
pflanzte, geht  offenbar  die  Möglichkeit  her- 
vor, daß  auch  zu  uns  die  falschen  und  un- 
aiisfülu'bareu  Theorien  der  vermeintlichen 
Fieuode  der  Arbeiterklasse  dringen  und  die 


Arbeiter  in  der  Ueberzeugung,  daß  die 
Regierungsgewalt  sich  ihnen  gegenüber  teil- 
nahmslos verhalte,  sich  vereinigen  werden. 
Der  Finanzminister  ist  der  Meinung,  daß 
alle  Ressorts  ohne  Ausnahme  mit  vereinten 
Kräften  auf  die  Ausrottung  aller  derartigen 
Erscheinungen  hinarbeiten  sollen,  und  hält 
es  für  unmöglich,  von  der  weisen  Politik 
abzugehen,  die  in  solchen  Angelegenheiten 
vom  Reichsrate  vorgezeichnet  ist  d.  h.  von 
der  Politik  der  vernünftigen  Verhütung  aller 
Anlässe  zu  begründeter  Unzufriedenheit  der 
Arbeiter." 

So  kam  es,  daß  Witte  den  auf  Erweiterung 
der  Fabrikgesetzgebung  abzielenden  Be- 
strebungen ein  offenes  Ohr  lieh:  diese 
richteten  sich  schon  seit  längerer  Zeit  auf 
eine  gesetzliche  Einschränkung  der  Arbeits- 
zeit und  gingen  von  Fabrikbesitzern  der 
westlichen  Gouvernements  aus,  die  auf  diesem 
Wege  die  mit  ihnen  konkurrierende  Moskauer 
Industrie  zu  einer  Herabsetzung  des  über- 
mäßig langen  —  und  darum  die  Produktions- 
kosten verbilligenden — Arbeitstages  zwingen 
wollten.  Nacheinander  hatten  die  Peters- 
burger Maschinenfabrikanten,  die  dortigen 
Textil-Großindustriellen  und  schließlich  die 
Industriellen  von  L6dz  die  entsprechenden 
Anträge  gestellt.  Die  gesetzgeberische  Aktion 
knüpfte  speziell  an  das  von  der  „Sektion 
Lodz  der  Gesellschaft  zur  Hebung  des 
russischen  (Jewerbes  imd  Handels"  im  Jahre 
1894  eingereichte  Projekt  an,  das  lür  die 
erwachsenen  Ai-beiter  den  zehnstündigen 
Maximalarbeitstag  für  Bergwerke,  den 
elfstündigen  für  die  Metallindustrie,  den 
z  wölfstündigen  für  alle  anderen  Fabriken 
(verbunden  mit  Verbot  der  Nachtarbeit  mit 
Ausnahme  der  eine  ununterbrochene  Arbeit 
erheischenden  Industrieen)  forderte.  Diese 
Vorschläge  erregten  allgemeines  Aufsehen, 
und  bald  hatten  sich  die  Fabrikanten  ganz 
Rußlands  mit  ihnen  mehr  oder  minder  be- 
freundet. Sogar  in  der  Moskauer  „Gesell- 
schaft zur  Förderung  und  Hebung  der 
Manufakturindusirie"  gewann  die  Idee  des 
Maximalarbeitstages  die  Mehrheit,  so  daß 
sie  beschloß,  „die  Regierung  um  ein  gesetz- 
liches Verbot  der  Nachtarbeit  zu  ersuchen, 
ebenso  auch  um  die  Beschränkung  der 
maximalen  Dauer  des  Arbeitstages  für  alle 
Fabriken  auf  12  Stunden,  für  Spinnereien 
und  mechanische  Webereien  sogar  auf 
11  Stunden,  —  jedoch  mit  der  Maßgabe,  daß 
die  gesetzliche  Normierung  sich  nicht  auf 
Hand  Webereien  (mit  einer  Arbeiterzahl  unter 
50  Personen)  erstrecken  und  daß  der  Termin 
für  die  endgültige  Aufhebung  der  Nacht- 
arbeit auf  4  Jahre  verlängert  werden  sollte." 
Maßgebend  für  diesen  merkwürdigen  Um- 
schwung der  Meinung  so  vieler  Moskauer 
Fabrikanten  war  die  in  einer  Reihe  von 
Fabriken   gemachte   Beobachtung,   daß   die 
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Verkürzung  der  überlangen  Arbeitszeit  ent- 
weder die  Quantität  nur  um  ein  Geringes 
gemindert  hatte  oder  aber  —  bei  gleich- 
bleibender Quantität  —  mindestens  die 
Qualität  des  Produktes  verbessert  hatte.  Die 
Teilnahme  der  Regierune  für  jene  Pläne 
wurde  aber  im  höchsten  JSlaße  gewonnen  — 
infolge  großer  Streiks  der  retersbiu^r 
Arbeiter  im  Jahre  1896  und  zu  Anfang  1897. 
Noch  1896  trat,  auf  Befehl  des  Zaren,  ein 
Komitee  zm:  Beratung  der  Frage  der  Weiter- 
führun^  des  Arbeiterschutzes  —  bestehend 
aus  vier  Ministern  und  präsidiert  von 
Pobjedonoßzew,  dem  allmächtigen  Ober- 
prokureur  des  Heiligen  Synods  (d.  h.  Kultus- 
minister), —  zusammen,  und  alsbald  wurde 
von  diesem  eine  besondere  Kommission  zum 
Zweck  der  Ausarbeitung  eines  in  der  Rich- 
tung der  genannten  Vorschlag  sich  be- 
wegenden Gesetzes  eingesetzt  Die  radikalsten 
Vorschläge  machten  in  dieser  Kommission  — 
der  auch  zahlreiche  Vertreter  derGroßind  ustrie 
angehörten  —  regelmäßig  die  Delegierten  des 

—  reaktionären  Ministers  des  Innern,  Sipja- 
gin's!  So  beantragten  diese  —  um  eine  der 
Verkürzung  des  Arbeitstages  parallel  gehende 
Lohuverringerung  (die  wieder  zu  neuen 
Arbeiterunruhen  führen  konnte)  zu  verhüten 

—  die  Einführung  eines  gesetzlichen  Lohn- 
minimums!  Natürlich  vergebens.  Die  Aus- 
arbeitung des  Entwurfes,  der  im  elfstündigen 
Maxi  malarbeit  stage  gipfelte,  ging  in  der 
Kommission  rasch  von  statten;  und  nach 
verschiedenen  Aenderungen,  die  Witte  daran 
vornahm  —  die  wichtigste  davon  betraf  die 
aus  Rücksicht  auf  eine  Anzahl  Moskauer 
Fabrikanten  gewährte  Verlängerung  des 
Arbeitstages  um  eine  halbe  Stunde!  —  er- 
langte der  Entwurf  bereits  am  2./VI.  1897 
Gesetzeskraft. 

Dies  Gesetz  bezieht  sich  ausschließlich 
auf  die  in  der  Großindustrie  und  in  Bei*g- 
werken  beschäftigten  Arbeiter,  zu  deren 
Gunsten  die  folgenden  Bestimmungen  ein- 
geführt werden:  der  Maximalarbeitstag  von 
11  Vä  Stunden  an  den  fünf  ersten  Wochen- 
tagen (und  von  10 Stunden  an  den  Vortagen 
der  Sonn-  und  Feiertage)  für  Arbeiter,  die 
ausschließlich  bei  Tage  beschäftigt  werden; 
der  Maximalarbeitstag  von  10  Stunden  für 
Arbeiter^  die  ganz  oder  teilweise  bei  Nacht 
beschäftigt  werden;  die  Arbeit  am  Sonntag 
sowie  an  den  vierzehn  großen  (im  Gesetz 
aufgezählten)  Feiertagen  ist  gänzlich  ver- 
boten. Dies  (Jesetz  gilt  —  wie  auch  die 
früher  erwähnten  Fabrikgesetze  —  für  das 
europäische  Rußland  (einschließlich  Polens, 
aber  ausschließlich  des  Großfürstentums 
Finnland);  dagegen  stehen  diese  Gesetze  im 
asiatischen  Rußland  wie  im  Kaukasus  nicht 
in    Kraft      Die    Wirksamkeit    der    Fabrik- 

fesetze  kann  durch  gemeinsamen  Erlaß  des 
inanzministers  und  des  Ministers  des  Innern 


auch  auf  alle  Arten  von  Werkstätten 
erstreckt  werden.  Für  Bergwerke  gilt  außer 
all  den  genannten  (zum  Teil  ein  wenig  ver- 
änderten) (besetzen  noch  ein  Spezialgesetz, 
das  die  Beschäftigung  von  Frauen  bei  Nacht 
oder  unter  Tage  verbietet 

Was  die  Durchführung  dieser  Gesetze 
anlangt,  so  muß  konstatiert  werden,  daß  die 
Fabrikaufsicht  während  der  Dauer  von  Witte's 
Leitung  des  Finanzministeriums  (1892 — 1903) 
längst  nicht  mehr  so  streng  gehandhabt  wird 
wie  zu  Bunge's  Ta^n.  Witte  hatte  als  sein 
Hauptziel  proklanuert,  Rußland,  es  koste, 
was  es  wolle,  zu  industrialisieren,  — 
und  in  Konsequenz  dieses  Standpunktes  ver- 
nachlässigte er  die  Arbeiterinteressen  in  jenen 
Fällen,  wo  sie  der  Entwicklung  der  Groß- 
industrie im  Wege  zu  stehen  schienen.  Aus 
demselben  Grunde  brachte  er  auch  das  sonst 
lobenswerte  Gesetz  über  den  Maximalarbeits- 
tag  durch  leichtherzige  Gewährung  von 
Ueberstunden  um  einen  großen  Teil  der 
Bedeutung,  die  es  sonst  gehabt  hätte.  Anderer- 
seits zwang  wiederum  die  im  letzten  Jahr- 
zehnt durch  sozialistische  Agitatoren  zustande 
gebrachte  (geheime)  Organisation  der  russi- 
schen Fabrikarbeiter  häufig  die  Fabrikanten 
zur  Befolgung  dieser  Gesetze. 

Seitdem  ist  in  Rußland  auf  dem  in  Rede 
stehenden  Gebiete  kein  Gesetz  mehr  von 
wesentlicher  Bedeutung  erlassen  worden. 
Inwieweit  die  demnächst  anhebende  „parla- 
mentarische^^ Entwicklung  Rußlands  dem 
ferneren  Ausbau  der  A.  förderlich  sein  wird, 
steht  noch  dahin. 

7.  Die  anderen  europäischen  Länder*   In 

Belgien  ist  es,  trotzdem  es  eine  sehr  ent- 
wickelte Industrie  besitzt,  bis  in  die  ach  tziger 
Jahre  hinein  zn  keinem  Fabrikgesets  ffekommen ; 
nnr  für  Bergwerke  bestand  seit  181H  ein  kaiser- 
liches Dekret,  das  die  Arbeit  von  Kindern  nnter 
10  Jahren  in  den  Graben  verbot  nnd  einige 
Vorkehrangeu  gegen  die  das  Leben  der  Arbeiter 
bedrohenden  Gefahren  traf.  Zn  erklären  irit  diese 
seltsame  Erscbeinnnur  einmal  dnrch  den  überaus 
heftigen  nnd  einmütigen  Widerstand  der  bel- 
gischen InduHtriellen  und  dann  dnrch  die  Ab- 
neignnfi:  des  dort  lange  Zeit  hindurch  herrschen- 
den doktrinären  Liberalismus  fi^e^en  jede  Staats- 
iutervention  in  Sachen  der  Arbeiterfrage.  Erst 
das  Dasein  einer  starken  sozialistischen  Partei 
nnd  spontan  entstandene  soziale  Unruhen 
(später  anch  die  Verleihnng  des  allfifemeinen 
Stimmrechts)  bewirkten,  daß  schließlich  doch 
einige  Arbeiterscbntzgesetze  erlassen  worden. 
Wichtig  ist  davon  besonders  das  Gesetz  vom 
IH/XII.  1889.  das  in  Fabriken,  Mannfaktnren 
nnd  Bergwerken  die  Arbeit  von  Kindern  nnter 
12  Jahren  verbietet  nnd  für  jnnge  Personen 
unter  16  Jahren  und  alle  weiblichen  Arbeiter 
den  zwölf  stündigen  Maximalarbeitstag,  das  Ver- 
bot der  Nachtarbeit  nnd  das  Gebot  eines 
w{$chentlichen  Knbetages  (also  nicht  gerade  des 

freien  Sonntags)  einführt. 

In  Holland  war  znerst  1874  die  gewerb- 
liche Arbeit  von  Kindern  nnter  12  Jahren  unter- 
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sairt  worden.  Dann  wnrde  durch  Gesetz  yom 
5./Y.  1889  fftr  jagendliche  Personen  nnter  16 
Jahren  nnd  Frauen  jeden  Alters  der  Maximal- 
arbeitsta^  von  11  Stunden,  yerbunden  mit  Ver- 
bot der  Nacht-  und  der  Sonntagsarbeit  einge- 
führt und  schließlich  sind  durch  ein  Gesetz 
▼om  aO./VIL  1895  über  die  „Sicherheit"  bei  der 
Beschäftigung  in  Fabriken  und  Werkstätten 
Maßregeln  ^troffen ,  die  einen  wesentlichen 
Schutz  aller  Arbeiter  in  Fabriken  und  Werk- 
stätten gegen  Krankheit  und  Gefahren  ermög- 
lichen (sog.  „Sicherheitsgesetz"). 

In  Luxemburg  oranet  das  Hauptgesetz 
Tom  6./XII.  1876  (und  die  im  Anschluß  daran 
erlassenen  Verordnungen)  an,  daß  in  Fabriken 
und  Werkstätten  Kinder  unter  12  Jahren  über- 
haupt nicht,  Kinder  von  12 — 14  höchstens 
8  Standen  täglich  und  junge  Personen  yon 
14—16  Jahren  höchstens  10  Stunden  (in  einer 
Reihe  Ton  Industriezweigen  jedoch  11  Stunden) 
täglich  beschäftigt  werden.  Nachtarbeit  ist  für 
die  eeschützten  Personen  durchweg  yerboten. 
Im  Sergbau  dürfen  jugendliche  Personen  unter 
IH  Jahren  nicht  unter  Tase  und  weibliche  Ar- 
beiter überhaupt  nicht  beschäftigt  werden. 

In  Italien  hat  es  in  einzelneu  Gebieten, 
s.  B.  in  den  lombardisch-yenetiauischen  Pro- 
vinzen, schon  vor  der  Einigung  einzelne  dürf- 
tige Kinderschutzgesetze  gegeben.  Das  erste 
Arbeiterschutzgesetz,  das  diesen  Namen  verdient, 
das  für  das  stanze  Königreich  Geltung  hat, 
ist  erst  im  Jahre  1886  enassen  worden.  Es 
begeht  sich  auf  Fabriken  und  Bergwerke  und 
bestimmt,  daß  Kinder  unter  9  Jahren  überhaupt 
nicht,  Kinder  unter  10  Jahren  nicht  bei  unter- 
irdischen Arbeiten  beschäftigt  werden  dürfen; 
femer  daß  Kinder  unter  12  Jahren  nicht  länger 
als  8  Standen  täglich  und  nicht  bei  Nacht  ar- 
beiten dürfen;  schließlich  daß  Kinder  von 
12 — 15  Jahren,  die  zur  Nachtarbeit  angehalten 
werden,  nicht  länger  als  6  Stunden  arbeiten 
sollen.  Nach  Ueberwindnng  vieler  Hemmnisse 
kam  endlich  im  Jahre  1902  ein  weitergebendes 
Gesetz  zustande.  Dieses  gilt  für  gewerbliche 
Arbeiten,  Bauten,  Bergwerke  und  Steinsand- 
brfiche.  Danach  dürfen  Kinder  unter  lö  Jahren 
und  Frauen  unter  21  Jahren  in  gefährlichen 
oder  ungesunden  Betrieben  nicht  verwendet 
werden.  Kinder  unter  12  Jahren  sollen  über- 
haupt nicht,  Kinder  unter  13  nicht  bei  unter- 
irdischen Arbeiten  beschäftigt  werden.  Kinder 
Ton  12 — 15  Jahren  sollen  täfiflich  nicht  über 
11  Stunden  arbeiten,  und  nie  des  Nachts,  sollen 
auch  wOdientlich  einen  Ruhetag  zugebilligt  er- 
halten. Für  Frauen  jedes  Alters  wird  ein 
Maximalarbeitsta^  von  12  Stunden  eingeführt, 
Terbanden  mit  einem  wöchentlichen  Ruhetag 
ind  mit  Verbot  von  Nacht-  und  unterirdischer 
.\rbeit,  doch  sollen  die  wichtigsten  Bestimm nn&:en 
dieses  Gesetzes  erst  2—5  Jahre  nach  Erlaß  des- 
selben Geltung  erlangen. 

In  Spanien  verbietet  das  im  Jahre  1873 
eriaasene  Fabrikgesetz  die  Arbeit  von  Kindern 
QBter  10  Jahren  und  setzt  für  Knaben  von 
10—13  und  Mädchen  von  10—14  Jahren  einen 
fünfstündigen  Maximalarbeitstaff  fest.  Die  ge- 
•etilichen  Bestimmungen  über  den  den  jugend- 
lichen Arbeitern  gewährten  Schutz  —  gipfelnd 
m  achtitündigen  Maximalarbeitstag  für  13-  bis 
ISjährjge  männliche  Personen  nnd  für  14-  bis 
17jährige  weibliche  Personen  —  sind  geradezu 


als  ideale  zu  bezeichnen,  und  Spanien  würde 
mit  ihnen  an  der  Spitze  aller  Länder  der  Welt 
stehen,  —  wenn  man  nicht  wüßte,  daß  diese 
schönen  Gesetze  samt  und  sonders  nicht  befolgt 
werden,  ja  daß  nicht  einmal  die  Sonntagsruhe 
den  Arbeitern  gesichert  ist! 

In  Portugal  gilt  das  im  Jahre  1891  er- 
lassene Arbeiterschutzgesetz  für  alle  gewerb- 
lichen Anlagen  (mit  Ausnahme  der  Betriebe,  in 
denen  nur  Familienmitglieder  beschäftigt  werden 
und  die  Tätigkeit  keine  Gefahren  mit  sich 
bringt).  Die  Arbeit  von  Kindern  unter  10  Jahren 
ist  verboten,  die  von  Kindern  von  10—12  Jahren 
nur  bedingt  gestattet.  Der  Maximalarbeitstag 
für  Kinder  von  10—12  Jahren  beträgt  6  Stunden, 
der  für  Knaben  von  12—16  und  für  Mädchen 
von  12-21  Jahren  10  Stunden.  Nacht-  und 
Sonntagsarbeit  sind  für  die  geschützten  Personen 
teils  verboten,  teils  beschränkt.  Besondere 
Schutzmaßregeln  bestehen  noch  für  das  Bauge- 
werbe (seit  1895)  und  für  das  Arbeiterpersonal 
der  staatlichen  Tabakfabriken  (seit  1888). 
Hoffentlich  ist  die  Darchführung  der  Arbeiter- 
schutzgesetze in  Portugal  etwas  besser  als  in 
Spanien! 

In  Dänemark  ordnete  das  erste  wichtigere 
Arbeiterschutzgesetz  (vom  Jahre  1873)  bloß  die 
Arbeit  von  Kindern  nnd  jugendlichen  Personen 
in  Fabriken  und  fabrikmäßig  betriebenen  Werk- 
stätten. Kinder  unter  10  Jahren  sollten  in  diese 
nicht  aufgenommen  werden,  Kinder  von  10  bis 
14  Jahren  höchstens  6  Stunden  täglich  und 
junse  Personen  von  14 — 18  Jahren  höchstens 
10  Stunden  (verbunden  mit  Verbot  der  Nacht- 
und  Sonntagsarbeit)  arbeiten.  Ein  Gesetz  vom 
Jahre  1901  erhöht  das  Minimalalter  für  die 
Aufnahme  der  Kinder  in  die  Fabriken  auf  12 
Jahre  und  bringt  auch  sonst  einige  —  übrigens 
kleine  —  Verbesserungen  der  alten  Bestim- 
mungen. Sonst  besteht  noch  ein  allgemeines 
Verbot  der  gewerblichen  Arbeit  am  Sonntag. 
Doch  sei  an  dieser  Stelle  nicht  der  Hinweis 
darauf  unterlassen,  daß  Dänemark  —  dessen 
einzige  Sonderbestimmung  für  weibliche  Arbeits- 
kräfte über  18  Jahren  in  der  Anordnung  der 
vierwöchentlichen  Kindbettferien  besteht  — 
faktisch  den  Zehnstundentag  fast  allgemein 
durchgeführt  hat :  denn  nicht  weniger  als  92  ®;o 
der  Betriebe  und  95  V2  7o  der  Arbeiter  arbeiten 
hier  weniger  als  11  Stunden! 

In  Schweden  bestimmt  das  wichtigste  — 
aus  dem  Jahre  1881  stammende  —  Arbeiter- 
schutzgesetz, daß  Kinder  unter  12  Jahren  nicht 
zur  Beschäftigung  in  Fabriken,  Werkstätten 
und  Geschäften  herangezogen  werden  dürfen, 
daß  Kinder  nnter  14  Jahren  in  Fabriken  höch- 
stens 6  Stunden  täglich,  jun^e  Personen  von 
14 — 18  höchstens  10  Stunden  tätig  sein  sollen. 
Außerdem  ist  den  geschützten  Personen  die 
Nachtarbeit  und  allen  die  gewerbliche  Sonn- 
tagsarbeit verboten.  Die  Sonntagsruhe  wird 
durchgeführt;  die  anderen  Schutzgesetze  stoßen 
in  der  Praxis  auf  Hemmnisse,  denen  sich  die 
Arbeitsinspektion  nicht  immer  gewachsen  ge- 
zeigt hat.  Ein  anderes,  seitdem  erlassenes 
Schutzgesetz  vom  Jahre  1889  sucht  den  Arbeiter 
gegen  (refahren  beim  Betriebe  zu  schützen. 

In  Norwegen  beschränkt  sich  das  wich- 
tigste —  aus  dem  Jahre  1892  stammende  — 
Gesetz  in  der  Hauptsache  ebenfalls  auf  den 
Schutz  der  Kinder  und  jugendlichen  Personen. 


Kinder  dikfen  erat  mit  14  (aoan ah mi weise  mit 

12)  Jahren  in  die  mtt  Gehilfen  arbeitenden  ge- 
wegblieben  Eetrit-be  und  Bergwerke  nüfge- 
tiotüTueu  werden.  Der  Mäi^iniaLarbeltsta^  be- 
trägt für  Kinder  von  12—14  Jahren  6  Htiintkn 
(verbnnden  mit  Verbot  der  Nacbuirbeil)*  für 
jange  Personen  von  14— 18  Jahren  10  Stnnden. 
Ftlr  ErwAcb^ene  gilt  ntir  das  Geaetz  der  allge^ 
meinen  ^^onntaj^ßrube ;  außerdem  kann  in  jedem 
Beruf,  der  für  die  Arbeiter  besondere  Gef  anren 
mit  sich  bringt,  dnrch  königliche  Verordnung 
4ie  t%li€he  Arbeitszeit  festgesetzt  werden. 
Weiter  hl  dnreh  ein  GeseiK  vom  Jabre  1H97 
spemell  fnr  Bä^ereien  (also  wie  in  Deutsch- 
land!)  ein  besim derer  ArUeitutag  festge^jeUt 
wgrden,  der  12  Stunden  {einschließlich  Mähkeit 
und  Rulieätunden)  dauert.  Anlterdem  ht  hier 
die  Arbeit  %m  Nachtzeit  nnd  am  Sonntag  ver- 
boten.  —   — 

In  Finnland  enthielt  bereite  das  aua  dem 
Jabre  18(>H  stammende  Gewerbegesete  einige 
Vorschriften  übör  den  in  Fabriken  und  Werk- 
aliltten  zu  befalftenden  ArbeiterscbutZf  so  m.  B, 
den  Maitimaiarbeitstag  f on  4>  Stunden  flir  Kinder. 
Weitere  Verbesserungen  hrarhte  das  neue  Ge- 
werhegesetz  von  1879,  da^i  Kindern  unter  12 
Jabren  nur  dann  die  Arbeit  erlaubte,  wenn 
zuvor  ein  ärztliches  Zeugnis  die  GefAhriosig^keit 
für  ihre  Geiundbeit  bescheinigte,  und  das  im 
übrigen  für  Kinder  unter  16  Jahren  den  acht- 
itünaigen  Maiimahirbeitstag  einftlhrte.  Dach  I 
wurden  diese  Be^timiunngeu,  die  bei  den  Ar- 
beitgebern recht  wenig  Beacbtan|F  fanden,  bald 
Als  ungenttgend  erkannt  Ho  schritt  man  im  i 
Jabre  1889  zur  Schaffung  eines  Spuzial^resetzeif 
tmn  .Schutze  der  Arbeiter  in  den  industriellen 
r  '  ■!  und  zugleich  zur  Eiiinchtung  einer 
•  ilen  Gewerbeiu^^peklioiL  Nach  diesem 
Ur^r,/.  i>i  die  BeftchÄftiguüfr  von  Kindern  unter 
12  Jahren  in  gewerblieien  Betrieben  verboten: 
der  Maiimalarbeitfltacr  hetrftgt  in  Fabriken  und 
Bergwerke«  für  Kinder  von  12^15  J  ab  reu 
7  Stnuden»  f^r  junge  Peraouen  von  15 — 18 
Jahren  14  Stunden,  abei-  ein^hlieOIieb  der 
^Pansen;  zugleich  iat  den  geschützten  Personen 

Nachtarbeit  verboten, 

In  Rumänien  ~  das  nur  eine  gering  ent- 
wickelte Industrie  bestitzt  —  ist  nur  einmal  der 
Versucb  gemacht  worden ,  Gesetze  znm  Schutze 
der  gewerblichen  Arbeiter  einzuführen :  es  i^escbah 
I  das  1888,  als  das  Jn'^i'ß'^'i^'^^li^''  { june:kunserva- 
live  d.  h.  Reformen  anstrebende)  Ministerium  am 
Kuder  war,  dessen  hervorragendste  Mitglieder 
R  0  s  e  1 1  i  I  ein  alter  Bewunderer  der  Ideen  Louis 
Bianca  j  und  r  a  r  p  waren .  Dainald  wurde  den  Kam- 
mern  von  der  Regierung  der  Entwurf  einer  Ge- 
werbeordnunir  vorgelegt,  der  auch  eine  Anzahl 
von  Bestimmungen  xnm  Schutze  der  Arbeit  ent-  i 
liielt,  z.  B   die  ivinderarbelt  teils  verbot,  teils 
1  einsebrankte  und  für  Erwachsene  einen  —  aller- 
k4ings  recht  weitherzigen  —  Maiiimalarbeitstag 
|?0n  15 Stunden  j  freilich  eiuschlieülich  der  Pausen) 
'  leatsetJEte  *   auch    die  LohnÄihlnji)?   regelte  und 
elfte  Fabrikiijsjrf^ktion  in  AuÄsicht  nahm.    Ais 
,»ber  im  Jahre  1Ö89  da«  junimis tische  Minist£- 
irium  zu  Falle  kam,  verschwand   aneh   dieser 
'Sntwiirf.     Nur    im    Bergbangesetz    (?otn 
Jahre   t8B5)  hl   von  Arbeiterscbutz  ein   wenig 
db  B«dt*    Si>  ist  hier  die  BescbäftiKiuie:  von 
.Xindem  nnter  14  Jahren  untersagt.    Vor  allem 
Ilber  gewahrt  das  vun  Carp  —  der  nach  der 


Vereinigung  der  Junimisten  mit  den  Konserva- 
tiven im  konj^ervativen  Kabinett  Catargiu  Mini- 
ster für  Handel ,  Ackerbau  und  Domänen  ge- 
worden war  ^  eingebrachte  Agrargesieti 
vom  28./V.  1893  —  onwohl  es  znm  Teil  darauf 
bin  aus  l  auf  tf  den  GroügrundhesitJEern  die  n5tigen 
Arbeitskräfte  zu  sichern  —  auch  den  land- 
wirtschaftlichen Arbeitern  einen  ge- 
wissen Schutz.  So  bestimmt  es^  daC  der  Inhalt 
der  lau dwirtuchaftli eben  Arbeitsverträge  vor  der 
Komraunalhehörde  klar  feststellt  werden  mnÜ, 
und  verbietet  die  kontraktliche  Festsetzung  tob 
Konventionalstrafen  sowie  den  Abschluß  nm 
Verträgen f  dnrch  die  der  Arbeiter,  der  L 
zur  Nutzung  erb^t,  zur  Leistung  sowohl  tou 
Geld  als  auch  zugleich  von  Arbeit  oder  Zehnten 
ufler  Naturalien  verpflichtet  wird.  Femer  „mnO 
der  Gutsherr  am  Schlüsse  de«  Wirtscbaftsjahrai 
(28. /IL  bis  l.;lll.)  mit  seinen  Arbeitern  ab- 
rechnen und  sftgtestens  am  L/IIL  seine  Rest- 
ford ernngen  aus  den  Ver trägen  für  das  ahge- 
laufeue  Jahr  der  Ortsbebörde  bekann tgebtft.  | 
Dieselben  sind  dann  im  nächsten  Jahre  «ii 
leisten.  Die  Ausbedingung  von  Zinsen  Hr 
Lohn  Vorschüsse  oder  Ärbeitsreste  ist  verboten, 
ebenso  die  Umwandlung  einer  anderweitigen 
Forderung  in  eine  solche  aut^  einem  landwirt- 
schaftlichen Vertrage*"  (Grünbergj. 

8*  Die  Vereinigtea  Staaten  vonAinerika, 

Nach  der  ainerikanisi^heti  Veiiassung  gehört 
die  A.    zur  Kfionieleiiz   der  Elnstebtaaten  j 
die   Tuion    bat   Bich  dainm    begnügt,    auf 
diesPTTi  Gebiete  die  folgenden  Ifestimraungeü 
'£u    trelTeii:    die   von    der   Bundesn^gierung 
beschäftigten  Arbeiter  sollen  tÄglicli  8  Stunden 
arlieiton  (Gegetz  vom  25,/ ¥1/1868);  ebenso 
soll  Im  der  Fiwltiktion  der  für  den  Bund 
gelieferten  Artikel  der  Achtstundentag  ititie- 
gehalton  werden  (Oesetz  vom  1,/ YIIL  1^92); 
endlicli  soll  —  laut  eineoi  Paragmphen  deö  1 
Kohleobergbaugesetzes  (1891)  —  die  Arbeit] 
von  Kiüdero   unter   12  Jalu*en  unter  Tage' 
verboten  sein,  aueh   ti\v  die  Sicherheit  der^ 
Gruben  und  im  Zusammenhange  damit  fßr 
Ijeben    lunl   Gesundheit   der  Arbeiter  aus- 
reichend gesorgt  werden. 

Die  Eiuzelstaateo  haben  nuu  diel,  in  x-er- 
i^ehieiienem  Maße  entwickelt:  teils  war  hierJ 
der  Umfang  der  Grofi-,  besonders  der  TextiJ-1 
induFtrie    wichtig,    in    der    weibliche    und 
minderjährige  Personen  beBondep  stark  ex- 
pleitiert  7m  werlen   pflegen,   teils   war  der 
politische  Einlluil  der  Gewerksc-haften   und 
sonstigen  Arbeiteroi^nisationen  dafür  tnaÖ-^ 
gebend,  ob  und  wie  weit  die  RegieningeA 
der  Ein^lstaaten  den  ilißsländen,  die  das 
Laisser    aller    für    die    Arbeiter    mit    sich., 
brachte,  durch  Gesetz  und  nachher  durdtj 
dessen  sachgemäße  DurehlQlüimg  entg^ge»ß- 
trat.    :S[it  Recht  gibt  Florenc^  K  e  1 1  e  y ,  der 
Chef  der  Chieag<ier   Falmkinspektiöu ,  seiji 
Urteil  dahin  ab,  daß  die  Fabrikg»?setzg©ban| ' 
der   Vereinigten    Staaten    keinerlei    glaiol 
mäßige  und  abgenindete  Entwicklung  mg 
und    daß    ftie    auf    keiner    sosialpolitlschen  ^ 
Theorie  faie:  man  habe  sieh  mit  Qesetzen 
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an  bestimmten  Mißständen  versucht,  die  — 
wie  die  Kinderarbeit  und  die  Verbreitung 
ansieckender  Krankheiten  durch  das  Schwitz- 
system —  uoertrfigiich  geworden.  „Werden 
derartige  gesetzgeberische  ünteroehmungen 
von  der  geachteten  und  eoergischen  Persön- 
lichkeit des  Oberinspektors  unterstützt  (wie 
dies  von  Antog  an  in  Massachusetts  und 
New  York  der  FaD  war)  und  femer  durch 
eine  kräftige  and  geklärte  Arbeiterbewegung, 
so  entwickelt  sich  bald  eine  wirksame  und 
f<»l8chreitende  Fabrikgesetzgebung.  Ist  aber 
die  Arbeiterbewegung  eine  träge  oder  gar 
koimpt,  wird  der  Posten  des  Oberinspektors 
von  angeeigneten  Männern  eingenommen 
oder  seine  Besetzung  zu  häufig  gewechselt 
(wie  in  Ohio  und  Pennsylvania),  so  bleibt 
alle  Fabrikgesetzgebung  ein  leerer  Schall.'' 
Dieselbe  Autorität  konstatiert  auch,  daß  es 
in  den  Vereinigten  Staaten  zweierlei  Alien 
von  Fabrikgesetzen  gibt:  solche,  deren  Be- 
folgung die  Fabrikinspektoren  kontrollieren, 
und  solche,  wo  das  nicht  der  Fall  ist,  — 
eine  Beschäitigung  mit  dieser  zweiten  Art 
von  Gesetzen  erklärt  Kelley  für  überflüssig, 
da  sie  lediglich  papieme  Geltung  liätten, 
wie  z-  B.  die  Vorschriften  über  den  Maximal- 
arbeitstag in  Staaten  ohne  Fabrikinspektion. 
Aber  selbst  das  Urteil  Kelley's  ist  noch  zu 
günstig!  Denn  auch  in  denjenigen  Staaten, 
wo  zwar  die  Fabriken  inspiziert  werden, 
diese  Aufgabe  aber  durch  arbeitsstatis- 
tische Aemter  mitversehn  wird,  bleiben 
die  Arbeitsgesetze  tote  Buchstaben !  Beweis : 
Wisconsin  (das  Kelley  als  einen  mit 
Fabrikinspektion  ausgerüsteten  Staat  anführt), 
das  im  Jahre  1899  den  achtstündigen  Maximal- 
arbeitstag für  die  Arbeiterinnen  eingeführt 
hat,  —  wo  aber  (wie  eine  im  Jahre  1901 
stattgehabte  Erhebung  des  Arbeitsamtes  über 
die  wirkliche  Arbeitszeit  von  769  Fabrik- 
arbeiterinnen ergeben  hat)  noch  nicht  3% 
die  gesetzlichen  acht  Stunden  arbeiteten, 
wohl  aber  76^  2  ®/o  zehn  Stunden  und  5V2  % 
mehr  als  zehn  Stunden!  Beweis  ferner: 
Kalifornien,  wo  nach  der  gesetzlichen 
Einführung  des  Neunstundentages  (in  Form 
derVierondfünfzigstunden-Woche)für  jugend- 
liehe Arbeiter  unter  18  Jahren  das  arbeits- 
iftatifltische  Amt  von  vornherein  bemerkt: 
JSok  Gesetz  solcher  Art  im  ganzen  Umfange 
des  Staates  durchzusetzen,  ist  ein  riesiges 
Unternehmen,  das  in  vollem  Maße  von 
diesem  Bureau  mit  seinen  beschränkten 
Kräften  und  Mitteln  niemals  bewältigt 
werden  wird!" 

Die  amerikanische  A.  verliert  also  bei 
näherer  Betrachtung  viel  von  ihrem  Glänze ! 
Marx  konnte  noch  große  Hoffnungen  auf  die 
amerikanische  Bewegung  zur  Einschränkung 
der  Arbmtszeit  setzen.  „In  den  Vereinigten 
Staaten  —  schrieb  er  im  „Kapital^*  —  blieb 
jede  selbatlndige  Arbeiterbewegung  gelähmt. 


solange  die  Sklaverei  einen  Teil  der  Republik 
veninstaltete.  Die  Arbeit  in  weißer  Haut 
kann  sich  nicht  dort  emanzipieren,  wo  sie  in 
schwarzer  Haut  gebrandraarkt  wird.  Aber 
aus  dem  Tod  der  Sklaverei  entsproß  sofort 
ein  neu  verjüngtes  Leben.  Die  erste  Frucht 
des  Bürgerkrieges  war  die  Achtstunden- 
agitation, mit  den  S  i  e  b  e  n  m  e  i  1  e  n  s  t  i  e  f  e  1  n 
der  Lokomotive  vom  atlantischen  bis  zum 
stillen  Ozean  ausschreitend,  von  Neu-England 
bis  nach  Kalifornien."  Und  Miurx  weist  zur 
Bekräftigung  seiner  optimistischen  Meinung 
auf  die  Beschlüsse  von  Arbeiterkongressen 
aus  dem  Jahre  1866  hin,  die  für  das  erste 
Erheischnis  der  Gegenwart  den  Erlaß 
eines  Achtstundengesetzes  erklären  und  die 
Arbeiter  verpflichten,  „all  ihre  Macht  auf- 
zubieten, bis  dies  glorreiche  Resultat  erreicht 
ist !"  Wer  jedoch  die  tatsächliche  soziaJe 
Entwicklung  Amerikas  betrachtet,  erkennt, 
wie  sehr  solche  Hoffnungen  trogen:  man 
erinnere  sich  nur  des  vorher  Gesagten  und 
bedenke  nun,  daß  die  ersten  Fabrikiuspek- 
toren  in  Amerika  erst  im  Jahre  —  1879  an- 
gestellt worden  sind! 

Der  Staat,  der  mit  der  Schaffung  des 
Fabrikinspektorats  voranging,  war  Massa- 
chusetts, dessen  Beispiel  auf  dem  Ge- 
biete der  A.  für  Amerika  bahnbrechend  ge- 
wesen ist.  Schon  1842  führte  Massachusetts 
den  gesetzlichen  Zehnstundentag  für  die 
Manufaktur-Arbeit  von  Kindern  unter  12 
Jahren  ein ;  1867  die  Sechzigstunden- Woche 
für  die  gewerbliche  Arbeit  von  Kindern 
unter  15  Jahren;  dann  1874  (infolge  einer 
starken  Arbeiterbewegung,  die  stürmisch 
Erweiterung  der  A.  forderte)  die  Sechzig- 
stunden-Woche für  Kinder  unter  18  Jahren 
und  alle  weiblichen  Arbeitskräfte;  schließ- 
lich 1892  die  Achtund  fünf  zigstunden- Woche 
für  die  geschützten  Personen.  In  seiner 
gegenwärtigen  (vom  3./ VI.  1902  datierenden) 
Fassung  lautet  das  für  viele  andere  ameri- 
kanische Staaten  vorbildlich  gewordene  Ge- 
setz (in  der  Bauer'schen  üebersetzung),  wie 
folgt: 

Kein  Kind  unter  18  Jahren  und  keine 
Frau  soll  bei  der  Arbeit  in  einem  Werkstatt- 
oder motorischen  Betriebe  länger  als  durch 
10  Stunden  täglich  beschäftigt  werden,  außer 
in  den  weiter  unten  angegebenen  Fällen,  — 
es  sei  denn,  daß  eine  andere  Stundenein- 
teilung lediglich  den  Zweck  hat,  die  Arbeits- 
zeit an  einem  anderen  Wochentage  abzu- 
kürzen; und  in  keinem  Falle  sollen  die 
Arbeitsstunden  die  Zahl  von  58  in  einer 
Woche  überschreiten.  Jeder  Betriobsinhaber 
hat  an  auffälliger  Stelle  in  jedem  Arb^lts- 
raume,  wo  solche  Arbeiter  beschäftigt  werden, 
eine  gedruckte  Anzeige  auszuhängen,  in  der 
die  Zahl  der  Arbeitsstunden  an  jedem  Wochen- 
tage sowie  die  Stunden,  an  denen  die  Arbeit 
und  die  Mahlzeitpausen  beginnen  und  enden, 
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ausgewiesen  werden.  Die  Beschäftigung 
soloier  Personen  zu  anderen  als  den  im  ge- 
druckten Aushange  angegebenen  Zeiten  gilt 
als  Verletzung  des  Gesetzes,  es  sei  denn, 
daß  diese  üeberschreitung  erfolgte,  um  die 
Zeit  einzubringen,  die  infolge  Stillstandes 
der  Maschine  verloren  ging,  bei  der  die  be- 
treffende Person  beschäftigt  war  oder  von 
deren  Gang  ihre  Tätigkeit  abhing;  aber  kein 
Stillstand  der  Maschine  von  weniger  als  30 
ununterbrochenen  Minuten  soll  solche  üeber- 
zeitarbeit  rechtfertigen,  noch  soll  sie  über- 
haupt bewilligt  werden,  bevor  ein  schrift- 
licher Bericht  über  Tag  und  Stunde  des 
Vorfalls  und  seiner  Dauer  der  Polizei  oder 
der  Fabrikinspektion  übermittelt  worden  ist. 

Dieselben  Bestimmungen  haben  die 
Gesetze  der  Staaten  Connecticut  (1888), 
Louisiana  (1902),  Maine  (1887),  New 
Hampshire  (1891)  und  Rhode-Island 
(1902).  Weitergehende  Schutzgesetze 
haben  New  Jersey  und  Nebraska  (und 
auf  dem  Papier:  Wisconsin),  indem  sie  die 
Maximalarbeitswoche  abkürzen :  so  hat  New 
Jersey  die  Maximalarbeitswoche  von  55 
Stunden  (verbunden  mit  Verbot  der  Nacht- 
arbeit) für  junge  Personen  unter  18  Jahren 
und  für  Frauen,  die  in  Fabriken  oder  anderen 
Produktionsstätten  von  Waren  beschäftigt 
sind,  eingeführt  (1892). 

Die  Maximalarbeitswoche  von  58  Stunden 
(wie  in  Massachusetts),  aber  bloß  für  jugend- 
liche Arbeiter  unter  18  Jahren  gültig,  be- 
steht in  Illinois,  Indiana,  Kalifor- 
nien, Maryland,  Michigan,  Minne- 
sota und  Ohio  (in  einigen  dieser  Staaten 
freilich  nur  auf  dem  Papier).  Die  Maximal- 
arbeitswoche von  60  Stunden  für  Frauen 
und  jun^e  Personen  ist  Gesetz  in  den  Staaten 
New  Itork  und  Pennsylvania,  wird 
aber  nur  in  New  York  einigermaßen  ernst 
genommen. 

Die  gewerbliche  Sonntagsarbeit  wird 
fast  von  allen  Staaten  und  Territorien  ver- 
boten. Dagegen  zeigt  sich  in  den  Gesetzen 
über  die  Kinderarbeit  eine  große  Man- 
nigfaltigkeit. Massachusetts  verbietet, 
Kinder  imter  13  Jahren  in  Fabriken  oder 
Handelsbetriebe  aufzunehmen,  Illinois  ver- 
bietet sogar  schon  die  gewerbliche  Beschäfti- 
gung von  Kindern  unter  14  Jahren,  ebenso 
Michigan  und  Kentucky.  Andere 
Staaten  wiederum  verbieten  bloß  die  Arbeit 
von  Kindern  unter  12  oder  10  Jahren.  Die 
meisten  Staaten  haben  Gesetze,  die  das 
Trucksystem  untersagen;  einige  nahen  An- 
fänge einer  Gesetzgebung  gegen  die  in  der 
Heimarbeit  sich  zeigenden  Mißstände, 
mehrere  (z.  B.  Kolorado  und  Pennsylvania) 
auch  Spezialgesetze  zum  Schutze  der  Berg- 
arbeiter. — 

Der  bereits  erwälmte  Chef  der  Chikagoer 
Fabrikinspektion,  Kelley,  kommt  (1895)  nach 


einem  Ueberblick  über  die  Entwicklung  der 
amerikanischen  Kinderschutzgesetzgebung 
zum  Resultat:  daß  —  obwohl  kein  Jahr 
vergeht,  ohne  daß  irgend  ein  Staat  neue 
Beschränkungen  einführt,  —  die  in  Fngß 
kommenden  Maßnahmen  leider  in  keiner 
Weise  Schritt  halten  mit  der  Riesenentwick- 
lung der  Industrie.  „Wie  geringfügig 
und  kläglich  —  ruft  er  aus  —  ereciieint  der 
Schutz,  der  armen  Kindern  bisher  in  unserer 
großen  Republik  zuteil  oder  für  sie  audi 
nur  gefordert  wurde!  Jedenfalls  befindet 
sich  die  ganze  Bewegung  zugimsten  des 
Kinderschutzes  noch  immer  in  ihren  An- 
fängen!" Solange  sich  eben  nicht  die 
Arbeiter  selber  aufraffen,  um  die  nächsten 
praktischen  Ziele  der  Gesetzgebung  zu  be- 
einflussen, wird  die  A.  in  Amerika  jedenfalls 
in  dem  bisherigen  Schneckengange  —  wo- 
mit das  Tempo  der  Entwicklung  richtiger 
charakterisiert  sein  dürfte  als  mit  dem  Aus- 
dnick:  „Sieben meilenstiefel" !  —  weiter  fort- 
schreiten. — 

9.  Australien  und  Nenseeland.  Die 
Welt  hatte  sich  gewöhnt,  Australasien  als  ein 
Land  zu  betrachten,  das  langsam  den 
Charakter  einer  Sträflingskolonie  abstreife 
und  als  höchstes  Kulturprodukt  den  durch 
Fleischextrakt  und  Käse  zu  Gelde  ge- 
kommenen Parvenü  (wie  er  etwa  in  den 
Komödien  Oscar  Wildes  erscheint)  entwickle^ 

—  als  Sir  Charles  Dilkes  „Problems  of 
Greater  Britain*'  (1890)  erschienen  und  über- 
allhin die  Kunde  trugen  von  den  blühenden 
Gemeinwesen  bei  den  Antipoden,  wo  über- 
mäßiger Reichtum  und  Luxus  Einzelner  eben- 
so unbekannt  waren  wie  Massenarmut,  wo 
die  Demokratie  eine  Wahrheit  und  den  Ar- 
beitern ein  Paradies  bereitet  war!  Hier 
waren  die  Gewerkschaften  eine  Großmacht, 
war  die  tägliche  Arbeitszeit  fflr  die  große 
Mehrheit  der  Arbeiter  auf  acht  Stunden 
reduziert,  verschafften  die  Löhne  ein  gutes 
Auskommen,  gabs  nirgendwo  einen  drücken- 
den Kapitalismus,  —  so  daß  Dilkes  Aus- 
spruch :  dies  Land  sei  „a  workers'  paradise'S 
alle  überzeugte! 

Das  Merk  würdigte  ist  nun:  daß  Dilkes 
Meinung,  die  für  die  damalige  Zeit  —  trotz 
vieler  bestechenden  Züge  in  der  sozialen  Ent^ 
Wicklung  des  fünften  Weltteils  —  eine  Ueber- 
treibung  bedeutete,  inzwischen  tatsächlich 
eine  Wahrheit  geworden  ist!  Gerade  in 
der  zweiten  Hälfte  der  achtziger  Jahre  war 
der  Lohn  gefallen  und  ging  das  Gespenst 
der  Arbeitslosigkeit  in  Austnüien  um.  Die 
Gewerkscliaften  hatten  eine  Reihe  großer 
Streiks  inszeniert  und  —  sie  waren  yer- 
loren  gegangen.  Speziell  das  Jahr  1890  — 
in  dem  Dilke  sein  Hohes  Lied  der  austra- 
lischen Sozialzustände  der  Welt  verkündete 

—  bedeutet  für  die  dortige  Arbeiterschaft 
den  Tiefpunkt   ihrer   Macht!     Die   großen 
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Straks  der  australischen  Hafenarbeiter  und 
deraustralisehen  und  neuseeländischen  Schaf- 
acheerer  waren   mißglfickt,  und  schon  war 
es  dem  Kapital  gelungen,  in  großen  Landes- 
teüeo  wichtige  Monopole  in  seine  Hand  zu 
bringen.     ,4ö   Neuseeland    —    schreibt 
sein   neuester  Historiker,   H.  D.   Lloyd   — 
vollzog    sich     die    Konzentration    des 
Landes,  des  Kapitals  und  der  Maschinerie, 
dk  in  Europa  das  Ei^ebnis  einer  Entwick- 
lung von  mehreren  «Jahrhunderten  und   in 
Amerika  von  hundert  Jahren  gewesen  war, 
innerhalb   zweier  Jahrzehnte.    Im  Jahre 
1890  war  alles  monopolisiert:   der  Boden, 
das  Feuer  (die  Kohle)  und  das  Wasser  (die 
Sdiii&üirt).     Es  waren  Zustände   gezeitigt, 
die  das  neuseeländische  Paradies  dem  Volke 
unerträglich  machen  mußten  !^^    So   kamen 
die  Arbeiter,  die  sich  bis  dahin  wenig  um 
Politik  gekümmert  hatten,  zu  der  Einsicht, 
daß  sie  sich  an    den  Wahlen   beteiligen 
müßten,  wenn   sie  Einfluß  auf  die  soziale 
Gesetzgebung  erringen  und  ihre  Lage  ver- 
bessern wollten.     ,^a8  alte  Gesetz  —   so 
formulierte  Mr.  Treg««',  der  Direktor  des 
neuseeländischen  Arbeitsamtes,  die  Meinung 
der  Arbeiter  im  „Engineers  Journal*'  —  war 
der  Stock,  womit  sie  geschlagen  wurden,  — 
das  neue  Gesetz  soll  die  Stütze  werden,  die 
sie  aufrecht  erhält!"    So  zogen  sie  in  den 
Wahlkampf,  und  zwar  —  weil  für  sich  allein 
zu  schwach  (da  Neuseeland  nur  25000  ge- 
werbliche Arbeiter  und  Australien  nur  133  000 
zählte)  —  im  Bunde  mit  den  Farmern, 
deren   Interessen   die  staatliche  Förderung 
des  bäuerlichen  Besitzes   und   den  Kampf 
gegen  die  Latifundien  forderten ;  wobei  ihnen 
zustatten  kam,  daß  in  Neuseeland  im  Jahre 
1889  das  allgemeine,  gleiche  und  direkte 
Wahlrecht  tär  aUe  mündigen  Männer  ein- 
geführt worden  war.    Schon  die  erste  Wahl 
brachte  den  Liberalen,  wie  sich  die  Partei 
nannte,  die  aber  in  Wahrheit  eine  radikale 
Beformpartei  darstellte,  eine  entscheidende 
Majorität  und  spielte  ihnen  damit  die  Re- 
gierung   in    die    Hände.      Premierminister 
wurde  1891  John  Bailance  und  dann  (nach 
Bonem   1893  erfolgten  Tode)  sein   hervor- 
ragendster Mitarbeiter  Seddon   (lu^prüng- 
üdi  selbst  Proletarier),  der  sein  Amt  bis 
beote   behauptet   hat     Die   Persönlichkeit 
Bidiard  Seddons,  des  unbestrittenen  Führers 
der  Paitei,  wird  vom  Historiker  der  neu- 
Mdändischen   Sozialgesetzgebung,    Richard 
Hooper,  also  charakterisiert :  Große  Begabung 
umI  arbeitsfreudige  Leistungsfähigkeit,   ein 
Blid[  fürs    unmittelbar  Praktische,    parla- 
B^tarische  Gewandtheit,  ein  reiches  Maß 
demokratischer  Ueberzeugung  und  eine  volks- 
tümliche Liebenswürdigkeit,  —  das  sind  die 
Bgeoscfaaften,  denen  „König  Dick^'  (wie  er 
geoaoDt  wird)  seine  lange  Regierungszeit  zu 
▼erdanken  hat 


Das  liberale  Ministerium  inaugurierte 
auf  allen  Gebieten  —  in  der  Bodengesetzge- 
bung wie  im  Arbeiterschutz,  in  der  Alters- 
versorgung wie  in  den  gewerblichen  Schieds- 
gerichten —  eine  Reformpolitik  großen 
Stils,  die  von  wunderbarem  Erfolge  begleitet 
gewesen  ist.  Ihr  Prinzip  wird  von  Lloyd 
treffend  mit  den  Worten  angegeben:  „Die 
neuseeländische  Idee  ist  jener  Gesell- 
schaftstheorie entgegengesetzt,  die  die 
Menschheit  in  zwei  Lager  teilt:  in  Millio- 
näre und  Arme,  die  dann  einen  Kampf  auf 
Leben  und  Tod  führen  sollen.  Neuseeland 
geht  in  einer  anderen  Richtung  vor:  in  der 
Kichtimg  der  Stärkung  und  Vermehrung  der 
Mittelklasse.  Der  Schlüssel  zu  allen  gesetz- 
geberischen und  sozialen  Einrichtungen  Neu- 
seelands ist  zu  finden  in  dem  bewußten  und 
unbewußten  Bestreben,  eine  breiteMittelklasse 
zu  schaffen,  die  den  Millionär  und  den  Pauper 
absorbieren  soll."  Und  der  Erfolg  dieser 
Politik  wird  von  demselben  Autor  in  be- 
geisterten Worten  also  gepriesen :  „Im  Laufe 
von  zehn  Jahren  haben  die  Neuseeländer 
ein  Bündel  von  Reformen  geschaffen,  die 
wohl  mit  dem  Resultat  jeder  Revolution  den 
Vergleich  aushalten  könnten.  Und  dabei 
sind  diese  Kolonisten  gar  keine  außerordent- 
lichen Menschen!  Nur  eines  ist  an  ihnen 
bemerkenswert:  sie  bilden  die  kompakteste, 
einheitlichste  und  gleichartigste  Demokratie 
der  Welt.  Und  zwar  durch  Zufall,  nicht 
durch  Absicht.  Das  Land  ist  viel  zu  ent- 
fernt von  Europa,  um  ein  Neu-Europa  zu 
werden,  wie  Amerika  es  geworden  ist.  Es 
wurde  das  Neueste  England,  wie  die  Puritaner 
und  unsere  Pilgerväter  es  sich  dachten :  ein 
Land,  wie  es  Washington,  Jefferson  und 
Adams  von  ihrer  Konstitution  erwarteten. 
In  Neuseeland  wurde  die  beste  Rasse  der 
Zivilisation,  die  unserige,  durch  ein  Fatum 
für  die  Kultur  von  Reformen  isoliert,  wie 
der  Bakteriologe  gewisse  Organismen  zum 
Zwecke  der  Reinkultur  isoliert!"  — 

Hier  kann  natürlich  nur  das  auf  dem 
speziellen  Gebiete  des  Arbeiterschutzes  Ge- 
leistete —  also  bloß  ein  kleiner  Teil  von 
Neuseelands  großartiger  Reformpolitik  —  in 
Betracht  gezogen  werden.  Im  ersten  Jahr- 
zehnt des  neuen  Regimes  (1891 — 1900)  jagten 
sich  förmlich  die  Arbeiterschutzgesetze:  und 
1901  wurden  dann  diese  Fabrikgesetze,  über 
dei-en  Durchführung  eine  trefflich  fimktio- 
nierende  Fabrikinspektion  wacht,  kodifiziert ; 
zu  ihrer  Ergänzung  dienen  besondere  Gesetze 
zugunsten  der  kaufmännischen  Angestellten, 
der  Seeleute  und  der  Arbeiter  in  Berg- 
werken. 

Das  Gesetz  über  die  Fabriken  und  Werk- 
stätten gilt  für  die  meisten  Produktions- 
betriebe, da  es  jeden  Raum,  wo  zwei  oder 
mehr  Personen  gegen  Lohn  gewerblich  tätig 
sind,  als  Werkstätte  bezeichnet.    Allgemein 
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ist  hier  die  Arbeit  von  Kindern  unter  14  Jahren 
verboten.  Die  Arbeit  von  jungen  Personen 
und  Frauen  ist  in  Betrieben,  die  Gefahren 
für  Leben  und  Gesundheit  bringen,  teils 
ausgeschlossen,  teils  eingeschränkt.  Für 
junge  Personen  von  14 — 16  Jahren  und  für 
alle  weiblichen  Hilfskräfte  ist  eine  Maximal- 
arbeitswoche  von  45  Stunden  vorgeschrieben, 
die  so  gelegt  werden  sollen,  daß  der  Sonn- 
abend Nachmittag  frei  von  Arbeit  bleibt 
üeberstunden  werden  freilich  (mit  Er- 
laubnis der  Fabrikinspektion)  gestattet,  je- 
doch an  höchstens  28  Tagen  im  Laufe  eines 
Jahres.  Außerdem  muß  jede  üeberstunde 
besonders  gelohnt  werden,  und  zwar  mit 
mindestens  50  Pfennigen.  Nachtarbeit  ist 
aUen  geschützten  Personen  untersagt ;  ebenso 
jegliche  Arbeit  in  Kohlengruben.  Für  Männer 
gibt  es  keine  gesetzliche  Maximalarbeits- 
wooho,  wohl  aber  die  Bestimmung,  daß  die 
Arbeitszeit,  die  48  Stunden  überschreitet, 
besonders  gelöhnt  werden  muß. 

Für  die  Kaufläden  gilt  seit  1895  ein 
Gesetz,  das  die  Maximalarbeitswoche  von 
52  Stunden  für  die  Angestellten  unter 
18  Jahren  und  für  die  weiblichen  Hilfs- 
kräfte einführt  und  überdies  den  Laden- 
haltern vorschreibt,  sämtlichen  Ange- 
stellten (außer  dem  freien  Sonntag)  einen 
halben  Feiertag  wöchentlich  zu  gewähren; 
an  diesem  Nachmittag,  der  durch  Ortsstatut 
zu  bestimmen  ist,  müssen  dann  alle  Läden 
gesrhlossen  sein. 

Auch  den  Angestellton  der  Kontore 
ist  ein  weitgehender  Schutz  gewährt  worden : 
denn  das  Gesetz  bestimmt,  daß  die  Kontore 
an  den  fünf  ersten  Wochentagen  um  5  ühr, 
Sonnabends  bereits  um  1  Uhr  geschlossen 
w^erden  sollen  (natürlich  mit  gewissen  Aus- 
nahmen, z.  B.  beim  Bücherabschluß).  Aber  im 
Gegensatz  zu  allen  anderen  Gesetzen  „ist 
<l  i  e  s  Gesetz  nie  streng  durchgef  ülu^  worden ; 
vor  einiger  Zeit  zeigte  man  in  Wellington 
in  dieser  Beziehung  besonderen  Eifer,  doch 
erregte  das  einen  Stiuro  der  Entrüstung,  — 
ilie  Mehrzahl  der  Angestellten  wünschte 
offenbar  ein  Eingreifen  der  Gesetzgebung 
nicht,  da  sie  glaubten,  sich  besser  zu  stehen, 
wenn  sie  sich  direkt  mit  ihren  Arbeitgebern 
auseinandersetzten'*  (Hoopcr).  Dagegen  gilt 
in  Neuseeland  die  Sonntagsruhe  für  alle 
Angestellten  von  Fabriken ,  Werkstätten, 
Jjäden  und  Kontoren. 

Besondere  Beachtimg  verdient  der  gegen 
die  Heimarbeit  geführte  Kampf  der  neu- 
soeländer  Gesetzgebung.  Darüber  hat  der 
ueuseeländer  Arbeitsminister  Reeves,  der 
diese  Gesetzgebung  geschaffen  hat,  —  jetzt 
ist  er  der  diplomatische  Vertreter  der  Kolonie 
in  liOndon  —  die  folgenden  Mitteilungen 
gemacht.  Die  Heimarbeit  wird  nicht  ver- 
löten, —  aber  dadurch,  daß  jeile  Werkstätte, 
wo   zwei  Arbeiter    oder   ein    Unternehmer 


mit  auch  nur  einem  Arbeiter  beschäftigt 
sind,  als  „Fabrik"  im  Sinne  des  Gesetzes 
gilt,  wird  die  Heimarbeit  allen  Vorschriften 
der  Fabrikgesetzgebung  unterworfen,  also 
den  sehr  weitgehenden  Bestimmungen  über 
das  Verbot  der  Kinderarbeit,  über  die  Arbeits- 
zeit der  jugendlichen  Personen  und  der  Frauen, 
über  die  sanitären  Einrichtungen  usw. 
Doch  bleibt  das  Gesetz  hierbei  nicht  stehen. 
Gibt  eine  Fabrik  den  Arbeitern  Arbeit  nach 
Hause  mit,  so  muß  auch  über  diese  Arbeit 
und  den  dafür  gezahlten  Lohn  Buch  geführt 
werden.  Für  die  Bekleidungsindustrie  ist 
überdies  bestimmt,  daß  alle  Artikel,  die 
außerhalb  der  Fabrik  für  den  Verkauf 
angefertigt  werden,  den  Stempel  „Home- 
made"  (Heimarbeit)  erhalten.  Die  Folge 
dieser  Bestimmungen  ist,  daß  die  Heim- 
arbeit in  der  Bekleidungsindustrie,  wo  sie 
sich  vorzugsweise  eingenistet  hatte,  fost 
ganz  verschwunden  ist.  „Diejenigen,  die  sie 
noch  betreiben,  sind  zum  größten  Teil 
schwächliche  oder  kränkliche  Personen,  deren 
Kraft  für  die  Fabrikarbeit  nicht  ausreicht 
In  solchen  Notfällen  steht  den  Fabrik- 
inspektoren das  Recht  zu,  von  dem  sie  auch 
Gebrauch  machen,  Ausnahmen  von  den  Vcm^- 
schriften  des  Gesetzes  zu  gestatten"  (Reeves). 
Diese  Spezialgesetzgebung  hat  also  ihren 
Zweck,  den  Schutz  und  die  Förderung  der 
wirtschaftlich  schwächeren  Elemente,  in 
hohem  >Iaße  erreicht,  —  welches  aber 
war  ihre  Wirkung  auf  den  Nationalwohl- 
stand? Sind  die  von  der  Opposition  be- 
haupteten Folgen  —  Lähmung  der  In- 
dustrie imd  allgemeine  Armut  —  ein- 
getreten ?  Die  folgenden  Daten  geben  darüber 
erschöpfende  Auskunft.  Von  1891  (dem  Be- 
ginne der  Reformära)  bis  1903  ist  der  Wert 
der  ueuseeländer  Fabrikate  von  8  Millionen  £ 
gestiegen  auf  17;  der  Außenhandel  von 
16  Millionen  £  auf  27 ;  die  Einlagen  bei  den 
Sparkassen  von  3  Millionen  £  auf  8 ;  derErtng 
der  Einkommensteuer  von  67  (XX)  £  auf 
200000!  Als  das  Fabrik-  und  Heimarbeits- 
gesetz in  Kraft  trat,  im  Jahre  1895,  gab  es 
in  Neuseeland  noch  nicht  30000  Fabrik- 
arbeiter, —  im  Jahre  1903  wurden  ihrer 
59  000  gezählt  (ungerechnet  die  2200  Arbeiter 
der  Staats  Werkstätten).  Die  Preise  der  meisten 
Produkte  sind  freilich  eben^ls  gestiegen 
und  die  I^ebenskosten  sind  nicht  unerh^lich 
gewachsen,  —  aber  die  Statistik  der  Ge- 
werkschaften beweist,  daß  die  Löhne  noch 
stärker  gestiegen  sind  als  die  Preise  der 
Wai'en,  deren  der  Mann  der  Arbeit  bedarL 
Nur  ein  Produkt  hat  Neuseeland  nicht 
hervorzubringen  vermocht:  einen  MUlionir! 

Während  in  Neuseeland  die  Arbeiter 
keine  besondere  Partei  bilden,  sondern  ein- 
fach mit  den  Sozial-Liberalen  stimmen,  — 
bilden  sie  in  den  Staaten  des  austraUiohea 
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Konünents  eigene  Parteien  neben  den  beiden 
„bürgerlichen^'  Fraktionen.  Sie  haben  nirgend- 
iro  die  absolute  Majorität  errungen,  sind 
aber  überall  ein  bedeutender  Faktor  im 
5ffentlichen  Leben  geworden;  ihre  Forde- 
niDg^ii  werden  stets  beachtet  und  sehr 
hftofig  durchgesetzt;  ihre  Führer  werden 
nidit  selten  an  der  Regierung  beteiligt. 
Dodi  muß  festgehalten  werden,  daß  die 
sostralische   Arbeiterfraktion   ausschließlich 

E Taktische  Sozialpolitik  treibt,  sich  gänz- 
ch  auf  den  Boden  der  bestehenden  Oe- 
sellschaftsordnung  stellt  und  den  Sozialis- 
mus aus  ihrem  Programm  streng  aus- 
schließt Am  meisten  hat  sie  in  Viktoria 
eiradit,  —  weshalb  auch  dieser  Staat  hier 
▼oniehmlidi  betrachtet  werden  soll. 

Viktoria  erhielt  sein  erstes  Fabrikgesetz 
im  Jahre  1874:  den  Achtstundentag  für  die 
weiblichen  Hilfekräfte,  die  in  Fabriken  be- 
schäftigt sind,  d.  h.  in  Räumen,  „wo  nicht 
weniger  als  10  Personen  mit  der  Herstellung 
von  Gütern  beschäftigt  werden.'^  Die  Auf- 
fiidit  sollte  Sache  der  lokalen  Oesundheits- 
ämter  sein,  —  folgerecht  blieb  das  Gesetz 
toter  Budistabe.  Aber  die  Agitation  der 
Gewerkschaften  führte  zur  Einsetzung  einer 
königlichen  Kommission  zur  Unter- 
suchung der  Frage  des  Arbeiterschutzes, 
und  im  Anschluß  an  ihre  Vorschläge  ent- 
stand das  Fabrik-  und  Ladengesetz 
von  1885,  das  in  seinen  wesentlichen  Be- 
stimmungen noch  heute  gültig  ist ;  es  führte 
ein:  das  Verbot  der  Arbeit  von  Kindern 
unta*  13  Jahren  und  die  Maximalarbeits- 
wodie  von  48  Stunden  für  junge  Personen 
von  13 — 16  Jahren  und  für  alle  weiblichen 
Hilfskräfte.  Dann  kam  1887  ein  gegen  die 
chinesische  Konkurrenz  gerichtetes  Gesetz, 
das  die  Anwendung  des  Fabrikgesetzes  auf 
jedea  Raum  ausdehnte,  wo  zwei  oder  mehr 
CSiiiieeen  beschäftig  sind  (seit  1896  ver- 
leihi  sogar  schon  die  Beschäftigung  eines 
Chinesen  in  einem  Raum  diesem  die 
Eifipenschaft  einer  Fabrik).  Die  Absicht 
geat  natürlich  dahin,  den  chinesischen 
Arbdtem  nach  Möglichkeit  die  in  Austra- 
lieo  für  Weiße  üblichen  Arbeitsbeding- 
oDgen  aufeuzwingen.  Das  wichtigste  Ge- 
setz aber  war  dasjenige  vom  Jahre  1896, 
das  zugleich  g^n  die  Heimarbeit  energisch 
vtvgin^.  Der  ßitwiu^  —  ausgearbeitet  vom 
üotemchtsministerPeacock  —  wollte  die 
Ausübung  des  Bekleidungsgewerbes  außer- 
halb einer  Fabrik  von  emer  Erlaubnis  der 
Fabrikinspektion  abhängig  machen,  die  „nur 
PosoDen,  die  durch  häusliche  Pflichten  oder 
körperliche  Leiden  verhindert  seien  in  einer 
Falnik  zu  arbeiten,  erteilt  werden  solle!" 
Hatfirlich  stieß  diese  Bestimmung  im  Unter- 
haus auf  den  heftigsten  Widerspruch:  die 
Opposition  erklärte  sie  für  ^einen  der  mon- 
sMsesten  Vorschläge,  die  jemals  dem  Parla- 


ment irgend  eines  Landes  der  Erde  vorge- 
legt worden  seien,"  und  für  „eine  glückliche 
Korabination  von  Tyrannei  und  Narrheit", 
tröstete  sich  aber  schließlich  damit,  „daß 
das  Oberhaus  Viktoria  vor  der  Schmach 
eines  solchen  Gesetzes  bewahren  werde!" 
Das  Oberhaus  hat  auch  dies  Vertrauen  nicht 
getäuscht,  sondern  jenen  Paragraphen  wirklich 
beseitigt.  An  seine  Stelle  wurde  die  Vor- 
schrift der  genauen  Registrierung  der  Heim- 
arbeiter (zum  Zwecke  der  besseren  Ueber- 
wachung)  gesetzt.  Die  wichtigste  Bestimmung 
ist  aber:  daß  allen  bei  der  Produktion  von 
Kleidern,  Kleidungsstücken,  Möbeln  und 
Gebäck  beschäftigten  Hilfspersonen  —  gleich- 
gültig ob  sie  in  einer  Fabrik  oder  Werkstatt 
oder  zuhause  oder  sonstwo  beschäftigt  sind 
—  ein  Lohnminimum  gezahlt  werden 
muß,  dessen  Höhe  von  einer  Spezial- 
kommission  bestimmt  wird,  die  (abge- 
sehen vom  Präsidenten)  zu  gleichen  Teilen 
aus  Vertretern  der  Unternehmer  und  der 
Arbeiter  gewählt  wird.  Auf  diese  Weise 
wird  also  die  Heimarbeit  (die  übrigens  nur 
Akkordlöhne  zahlen  darif)  gesetzlich  zur 
Zahlung  ausreichender  Arbeitslöhne  ge- 
zwungen, —  ein  Schritt,  den  nicht  einmal 
Neuseeland  zu  tun  gewagt  hatte! 

In  demselben  Gesetz  wurde  die  —  be- 
reits 1885  dekretierte  —  Maxiraalarbeits- 
woche  von  48  Stunden  in  Fabriken  daliin 
ergänzt,  daß  die  geschützten  Personen  an 
einem  Tage  nicht  über  10  Stunden  arbeiten 
dürften  und  nie  des  Nachts.  In  Möbel- 
fabriken sowie  in  jeder  Fabrik  oder  Werk- 
steUe,  wo  auch  nm*  ein  Chinese  bescliäftigt 
ist  darf  an  den  Wochentagen  nur  zwischen 
^28  Uhr  Morgens  bis  5  Uhr  Nachmittags 
(Sonnabends  bis  2  Uhr)  gearbeitet  w^erden. 
Nur  in  diesen  beiden  Fällen  gibt  es  also 
einen  Maximalarl»eitstag  für  Erwachsene 
( —  deren  ^ße  Mehrheit  sich  übrigens 
taktisch  bereits  im  Genüsse  des  Achtstunden- 
tages befindet).  In  Ladengeschäften 
darf  die  Arbeitszeit  von  jungen  Personen 
unter  16  Jahren  und  von  weiblichen  An- 
gestellten   52    Stunden     wöchentlich    (und 

9  Stunden  an  einem  einzelnen  Tage)  nicht 
übersteigen.  Die  Läden  müssen  wochen- 
täglich um  7  Uhr  abends  (Sonnabends  um 

10  Uhr)  geschlossen  werden ;  außerdem  muß 
jeder  Angestellte  (auch  der  Erwachsene) 
noch  einen  halben  Wochentag  von  der  Arbeit 
befreit  sein  (wie  in  Neuseeland).  Schließlich 
gilt  noch  für  alle  Hilfskräfte  aller  gewerb- 
lichen Branchen  das  Gesetz  der  Sonntags- 
ruhe. 

Diese  Gesetze  werden  sämtlich  durch- 
geführt, —  und  so  haben  sie  eine  wesent- 
ßche  Einschränkung  der  Heimarbeit  zur 
Folge  gehabt  Freilich  liaben  sich  auch 
manche  Härten  ergeben :  so  sind  untüchtige 
Arbeiter  entlassen  worden,  weil  die  Unter- 
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nehmer  erklärten,  ihre  Arbeit  reiche  nicht 
aus,  um  die  Zahlung  des  Lohnminimums  zu 
rechtfertigen.  — 

In  den  anderen  australischen  Staaten 
sind  eine  Menge  ähnlicher  Gesetze  erlassen 
woi-den,  wenn  auch  keiner  von  ihnen  in 
seinem  Reformeifer  so  weit  geht  wie 
Viktoria. 

Das  System  der  sozialen  Reform  hat, 
wie  man  sieht,  in  Australien  und  Neuseeland 
seine  herrlichsten  Triumphe  gefeiert.  Dort 
ist  vor  aller  Welt  der  Beweis  dafür  erbracht 
worden,  daß  auch  auf  dem  Boden  der 
„kapitalistischen  Produktionsweise"  tief- 
greifende Reformen  durchführbar  sind  und 
das  Leben  der  großen  Massen  behaglich  und 
angenehm  gestaltet  werden  kann.  Freilich 
darf  dabei  Eines  nicht  vergessen  werden, 
was  von  all  den  Lobrednern  dieses  Systems 
übersehen  wird :  die  Durchführung  der  radi- 
kalen Arbeitsgesetze,  speziell  der  Heim- 
arbeitsgesetzgebung, ist  dort  nur  deshalb 
auf  keine  schweren  Hemmnisse  gestoßen, 
weil  der  Pauperismus  sich  zur  Zeit  ihrer 
Einführung  noch  in  bescheidenen  Grenzen 
hielt  und  weil  die  Industrie  damals  wie 
heute  fast  ausschließlich  für  den  lokalen 
Markt  arbeitet! 

Literatur:  lieber  ArheiterachuU  im  allgemeinen: 
Oeorg  Adler,  Die  Frage  des  internationalen 
Arheiter8ch\ä2et,  in  den  „Annalen  d.  Deutschen 
Reichs",   Jahrg,  1888  (auch  separat  erschienen). 

—  Derselbe,  Art.  „Handelsgehilfe"  im  II.  d. 
St.  —  Bauer,  Die  Entwicklung  zum  Zehn- 
Stunden-Tage  im  „Archiv  für  Sozialwissenschaft", 
19.  Bd.  —  Conrad,  Rückblick  auf  die  Arbeiter- 
Schutzgesetzgebung  im  H.  d.  St.  —  Erster  u. 
Kehm,  Art.  „Arbeiterschutzgesetzgebung"  in  der 
1.  Aufl.  dieses  „Wörterbuclis".  —  Elster,  Art. 
„Arbeiterschutzgesetzgebung**  im  H.  d.  St.  — 
Herkner,  Die  Arbeiterfrage,  4.  Aufl.,  Berlin 
1905.  —  Las»,  Die  sozial  reformatorische  Gesetz- 
gebung u.  die  Ha ndelsge hilf enf rage,  Leipzig  I904. 

—  Marx,  Das  Kapital,  Bd.  I,  Hamburg  1867. 

—  Schönberg,  Die  gewerbliche  Arbeiterfrage 
im  „Handbuch  der  politischen  Oehmomie".  — 
Schtviedlaml,  Ziele  und  Wege  einer  Heim- 
arbeitsgesetzgebung,  £.  Aufl.,  Wien  1903.  —  Som- 
hart.  Die  gewerbliche  Arbeiterfrage,  Leipzig 
1904.  —  i\  ZiPiedineck'Südenh€yrst,  Arbeiter- 
schutt und  Arbeiterversicherung,  Leipzig  190o.  — 

Veber  die  A.  in  den  einzelnen  Staaten  vgl.  die 
entsprechenden  Artikel  in  der  1.  Aufl.  dieses 
„Wörterbuchs"  sowie  im  H.  d.  St.  Reiche  Quellen 
dafür  bieten  femer:  die  „Volkswirtschaftliche 
Chronik"  (die  jedem  Hefte  der  „Jahrbücher  für 
Salionalökonomie"  beigegeben  ist),  die  Wochen- 
schrift „Soziale  Praxis"  (herausg.  von  Francke) 
und  das  monatlich  erscheinende  „Bulletin  des  inter- 
nationalen Arbeitsamts".  Sonst  ist  noch  zu  ver- 
gleichen : 

Für  England:  Alfred f  History  of  the 
factory  movement,  London  1857.  —  Baldwin, 
Dir  englischen  Bergwerksgesetze,   Stuttgart  1894. 

—  Held,  Zwei  Bücher  zur  sozialen  Geschichte 
Englands,  Leipzig  1881.  —  Karpeles,  Die  eng- 
lischen Fabrikgesetze,  Berlin  1900,  —  Macrosty,  \ 


Die  englische  Fabrikgesetsgebung  in  den  Jahren 
1878^1901  in  Braun's  „Archiv  für  soziale  Ot- 
setzgebung",  17.  Bd.  —  van  Zanten,  Die  A. 
in  den  europäischen  Ländern,  Jena  190t. 

Für  Deutsehland:  AnUm,  Gesch,  d.  pre^. 
Fabrikgesetzgebung,  Leipzig  1891.  —  Georg 
Adler,  Die  imperialistische  Sozialpolitik,  Tübingen 
1897.  —  Elster,  Die  FabrikinspektionsberieJUe 
und  die  Arbeitt-rschutzgesetzgebung  in  DeuUek- 
land,  in  den  „Jahrb.  /.  Not.",  N.  F.,  11,  Bd,  — 

Für  die  Schweiz:  Qeo\*g  Adler,  Basels 
Sozialpolitik  in  neuester  Zeit,  Tübingen  1896.  — 
E,  Hofmann,  Geschichte  der  FabrikgeseU' 
gebung  im  Kanton  Thurgau,  Frauenfeld  1892.  — 
Landmann,  Die  Arbeiterschutzgesetzgebung  der 
Schweiz,  Basel  1904.  —  Schuler,  Die  Entwick- 
lung der  Arbeitei'schutzgesetzgebung  in  der  Sehwei*, 
in  Braun's  „Archiv",  6.  Bd.  —  Endlich  die 
einschlägigen  Artikel  im  „Handwörterbuch  der 
schweizerischen  Volkswirtscliaft,  Sozialpolitik  «f. 
VerwcUtung",   herausg.    von   Reichesberg.   — 

Für  Oesterreich:  Hei*z,  Standu.  Wirksam- 
keit der  Arbeiterschutzgesetzgebung  in  Oesterreich, 
Leipzig  u.  Wien  1898.  —  Mlschler,  Art.  „Arbeiter- 
schutz" im  „Oesterreichischen  Staatsivörterbuch". 

—  V.  Mises,  Zur  Geschichte  der  österreichisehen 
Fabrikgesetzgebung  in  der  „Zeitschrift  für  Valkt- 
wirtschaft,  Sozialpolitik  und  Verwaltung",  19.  Bd. 

—  Müller,  „Soziale  Venpaltung  in  Oesterreich, 
1.  Bd.,  2.  Heft,    Wien  1900.  — 

Für  Ungarn:  Braun,  Der  ungarische  Ge- 
setzentwurf betreffend  die  Sonntagsruhe  in  Braun's 
„Archiv",  8.  Bd.  — 

Für  Frankreich:  Oeorg  Atller,  ArL 
„Sozialreform"  im  II.  Suppl.-Bande  zur  1.  AufL 
des  „H.  d.  St."  —  Hericner,  Die  obereUässische 
Baumwollindustrie  und  ihre  Arbeiter,  Strc^ßburg 
1887.  —  J^f^Vf  Die  neue  Arbeitersehutzgesetz- 
gebung  in  Frankreich,  in  Braunes  ,,ArcMv", 
6.  Bd.  —  Landntann,  Die  Ausdehnung  des 
Arbeiter sch\Uzes  in  Frankreich  im  „Archiv  für 
Sozialwissenschaft",  19.  Bd.  —  Mataja,  Die  An- 
fänge des  Arbeiterschutzes  in  Frankreich,  in  der 
„Zeitschrift  für  Volkswirtschaft,  Sozialpolitik  u. 
Verwaltung",  5.  Jahrg.,  sowie  zwei  Aufsätze  dee- 
selben  Autors  über  dieses  Thema  in  den  „Deut- 
schen Worten",  7.  u.  lg.  Jahrg.  —  Neuhurg^ 
Da^  französische  Lehrlingsgesetz  in  den  Sehr,  d, 
V.  f.  Sozialp.,  10.  Bd.  — 

Für  Belgien:  Herkner,  Die  bdgische 
Arbeiterenquete  und  ihre  sozieUpolitischen  Re- 
sultate in  Braun's  Archiv,  1.  Bd.  —  MPer» 
selbe,  Das  belgische  Gesetz  betr.  die  Arbeü 
von  Frauen  etc.  in  gewerblichen  Betrieben,  m» 
Braun* s  „Archiv",  G.  Bd.  —  Vanderveide, 
La  loi  beige  sur  Irs  reglements  d*atelier,  Faris 
1897.  — 

Für  Holland:  Otto  Pringaheim,  Das 
niederländische  Arbeiterschutzgesetz  vom  5.  Mai 
1889,  in  Braunes  „Archiv",  2.  Bd.  —  FoUeen- 
hurg.  Die  Fortschritte  auf  dem  Gebiet  dee 
Arbeiterschutzes  in  den  Niederlanden,  im  „Archiv 
f.  Sozialwissenschaft"  19.  Bd.  — 

Veber  Luxemburg  ist  mir  —  außer  den 
Artikeln  von  Elster  im  H.  d.  St.  und  m  der 
1.  Aufl.  dieses  „Wörterbuchs"  —  keine  Spesial- 
Uteratur  bekannt.  — 

Für  Italien:  Ferraris,  Das  neue  italie- 
nische Gesetz  betr.  die  Frauen-  und  Kinderarbeit, 
in  Braunes  „Archiv",  18.  Bd.  —  Etiore  Frisd^ 
Mnder,  11  lavoro  delle   donne  e  dei  fdnemlN, 
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Born  18S6,  deuUehe  Ausgabe  von  JFteiseher,  FoT'  Anderson,  Die  Arbeiterkkuae  Av^tnüieru 
kaek  1887.  —  Stnnhartf  Studien  zur  Ent/tüiek-  in  der  „yieuen  Zeil'*,  £2.  Jahrg.,  S.  Bd. 
itmgtgesekiehte  des  italienischen  Proleiariais,  in  —  Beer,  Das  neuseeländische  Ideal,  in  der 
BrauH*s  „Archiv",  6.  Bd.  —  Stringher,  üeber  „Neuen  Zeit",  SO.  Jahrg.,  S.  Bd.  ~  IHlke, 
itaUemsehe  Arbeitsgesetsgelmng,  in  der  Zeitschr.  Prohlems  of  Grealer  Britain,  London  1890. 
f.  Slaaisw.,  48.  Bd.  —  Virgilii,  Die  soziale  —  Hooper,  Dreizehn  Jahre  sozialen  Fort- 
Gesetzgebung  in  Jtalien,  in  Braun* s  „Archiv",  schrUts  in  Neuseeland,  im  „Archiv  für  Sozial» 
n.  Bd.  —  wissenschafi",  19.  Bd.  —  Karpeles,  Die  Fabrik- 
Für  Spanien  und  Portugal  gibt  es  gesetzgebung  in  Viktoria,  in  Braun' s  „ Archiv'*, 
gar  keime  Spexialliieraiur ;  selbst  das  H.  d.  St.  10.  Bd.  —  Lloyd,  Nevest  England,  New  York 
brutkie  nickt»  darüber  und  ebensowenig  die  van  1900.  —  M^tin,  Legislation  ouvriere  et  sociale 
Zanten'sche  Zusamfnensteüung  d.  europäischen  Ar-  en  Austrcdie  et  NouveUe-ZSlande ,  Paris  1901. 
beitersckutzgesetzgebungen.  —  —  Reeves,  Die  Gesetzgebung  Neu-Seelands  über 
Für  Dänemark:  Jeneen,  Das  neue  Fabrik'  fabriken,  Läden  und  Dienstboten,  in  Braun* s 
gesetz  vom  11.  April  1901,  in  Braun's  „Archiv",  „Archiv",  12.  Bd.  —  Derselbe,  The  StcUe  and 
17.  Bd.  —  its  Functions  in  New  Zealand,  Fabian  Traet, 
Für  Schweden:  Saphael,  Das  schwe-  Nr.  74.  —  Sehwiedland,  Die  Fabrikgesetzge- 
discke  Arbeiterschutzgesetz  vom  10,  Mai  1889,  in  bung  der  Kolonie  Neuseeland,  Wien  1896. 
Brmsn's  „Archiv",  8.  Bd.  —  Derselbe,  Die  Georg  Adler, 
schwedische    Sozialpolitik   des   Jahres   1896,    in 

Braun's  „Archiv",  8.  Bd.  —  

Für     Norwegen:       Arbeidercommissionens 
JmdstiUing  Nr.   1:    Forstag  tÜ   Lov  om   Tilsyn  Arbeiterreroilie. 

med  Arbeide  i  Fabriker  etc.,  Kristiania  1888.  — 

Für  Finnland:  HjeU,  Das  erste  Arbeiter-  A.    in    ihren    verschiedenen    —    heute 

sehuizgeseu  Finnlands,  in  Braun's   „Archiv",  zahllosen  —  Organisationen,  Zielen  und  Prin- 

8.  BkL  —  zipien  sind  solche  Vereine,  die  ausschließ- 

Für  Rußland:  (Ammym:)  Die  neue  Fabrik-  Jich     oder     doch    überwiegend    aus    Lohn- 

g^tMg^ng  Rußlands,  in  Braun's  „Archiv",  12.  arbeitem  bestehen  Und  die  bezwecken,  die 
^LrJ^    ^^     ,T^      t^:'''^     M^V""  I^ag«  il^rer  MitgHeder  in  ökonomischer,  ge- 

Fabriken  und  Manufakturen  arbeitenden  Minder-    ^v*    1    £.1.  1       ^      j         1...     1         rj.     •  i\° 
jährigen,    in    ConZl's   Jahrbüchern,   N.   F.,    7.    Sellschafthcher    und    pollüscher  Hinsicht  ZU 

Bd.  —  Derselbe,    Die   industrielU   Statistik  heben.    In  ihnen  verkörpert  sich  innerhalb 

mnd  die   Gesetzgebung  über  Fabriken,  in  der  der  modernen  Arbeiter bewegu Dg  die  Selbst- 

,jbtssisehen  Revue",  Jahrg.  I884.  —  Demen^efff  hilfe  und  das  Standesbewußtseln  auf  Seiten 

Die   russische    Fabrikgesetzgebung,    in    Braun's  der     gegen    Lohn    beschäftigten    Personen, 

,^rehiv",  8.  Bd.  —  v.  Ordepa,  Die  Gewerbe-  deren  Familienangehörigen  und  anderer  der 

poUtik  Rußlands  von  Peter  I.  bis  Katharina  IL,  Arbeiterklasse    in    ihren    sozialen    Daseins- 

Tmbtmgen  1886.    —  Bosenberg,   Zur  Arbeiter-  Kpdinß-nnffpn    nahestehender  Kreise  der  Bft- 

schutzgesetzgebung    in  Rußland,  Leipzig  1895.  ^J°&"n&en   uanesienenaer  üreise  oer  üe- 

/JtoT^Tr.  d^ve's  Krüik  dieses  sichs  im  völkerung.     Die    Voraussetzungen    für    die 

5.  Bande  von  Braun's  „Archiv".  —  Tugan-  Existenz  und  die  Wirksamkeit  von  A.  sind 

Baranawcsky,  GesehirhU  der  russischen  Fabra,  teils    gesellschaftlich   organisatorische,    teils 

BerUn  1900.  —  Dazu  eine  Reihe  von  Aufsäuen  rechtliche:  auf  der  einen  Seite  nämlich  das 

über  russische  Fabrikgesetzgebung  aus  der  Feder  Vorhandensein   einer  besonderen   Arlieiter- 

naegißnska's,   Polinkowsky's  und  Struve's  klasse,  die  sich  trennt  von  den  übrigen  Klassen 

^^'f^^f'^  ^~?^!1  T  ,..  <ler  Gesellschaft  und  den  anderen  ßerufs- 

«rÄ«mÄn»««;   Äarl   Grünberg,    Die  gtänden    und    deswegen    in    größerem    oder 
rumänische   Agrargesetzgebung   etc.,   m    Braun's  /n,  p  ,.    «^  ^i-   • 

„Archive  i.  Bd.  -  Siaieoiici,  De  la  protec-  genngerem  Gegensatz  zu  diesen    namentlich 

Hon  du  travaü  en  Roumanie,  Bukarest  1893.—  z"  «en  Kapital  besitzenden   Unternehmern 

Für  die    Ver.  Staaten  von  Amerika:  (Arbeitgebern  lind  Arbeitgebervereinen)  tritt, 

fJheyney,    Die  Achtstundenbewegung  in  den  auf  der  anderen  Seite  die  rechtlich  aner- 

Verezmgten  Staaten,  in  Braun's  „Archiv",  5.  Bd.  kannte  Freiheit  der  Personen ,  die  Fi^iheit 

—  Huberiehf  Die  amerikanische  Arbeitergesetz-  ihres  Arbeitsvertrags  und  die  Bewegungs- 
fe*«j^#  J.  1901,  in  Braun's  „Archiv",  17.  Bd.  freiheit  in  Versammlungen,  KoaUtionen  und 

—  Derselbe,  Die  amerikanische  Arbeitergesetz-    Vereinen 

gebung  des  J.  190t,  in  Braun's  „Archiv",  18.  Bd.  ^«™"«"-    u*     •  u   ^  a   q      -         f 

—  KeUey,  Die  Fabrikgesetzgebung  in  den  V.  St.  ,„.  ^8  ergibt  Sich  da.raus,  daß  wir  auf  jenen 
«i  Braun's  „Archiv",  9.  Bd.  —  Sariorius  Wirtschafts-  und  Kulturstufen,  wo  die  Ar- 
r.  WaUershausen,  Arbeitszeü  und  Normal-  heiter  noch  frei  sind,  wo  CS  keinen  dauern- 
arbeitstag  in  den  V.  SL,  in  Conrad's  Jahrb.,  den  Gegensatz  von  Kapital  und  Arbeit 
N.  F.,  4.  u.  5.  Bd.  —  TaUf  Die  Arbeiter-  gibt,  und,  wenn  ein  solcher  vorhanden  ist, 
sekutsgesetzgebung  in  den  V.  St.,  Tübingen  1884^  die  rechtlichen  und  gesellschaftlichen  Voi^ 
~  Y''  S^^^J  ^^r  ^  ^eaHng  System  aussetzungeu  für  seine  Vertretung  fehlen, 
!:^t?;iL&?^r^^^^^  --  A.-^;?ow^ni|  Bpi^chen  können  wie 
laüan,  jn^OaSelphia  1901.  —  WiUaughby,  "^^^  ®'"®^  Arbeiterbewegung  und  einer  Ar- 
Essais  sur  la  Ugislation  tmvrihre  aux  J^tau-  beiterfrage,  die  als  soziales  Problem  emp- 
ümis,  Pdris  1908.  —  funden    wird.     Die   antike   Volkswirtschaft 

Für   Australien    und    Neuseeland:  mit    ihrer   Herrschaft    einer    Grund    und 
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Kapital  besitzenden  Geldoligarchie,  wo  der 
Grundbesitz  gleichsam  Staatsaktie  war  und 
Sklaventum  und  politische  Rechtlosigkeit 
Zahlloser  die  unerläßlichen  Korrelate  dieses 
Zustands  bildeten,  setzt  zwar,  namentlich 
in  ihrer  ßltltezeit,  das  Vorhandensein  eines 
zahlreichen  Proletariats  voraus,  aber  weitaus 
der  größte  Teil,  der  in  ein  System  von  ge- 
schlossenen hauswirtschaftlichen  Betrieben 
eingestellten,  unselbständigen  Handarbeiter 
war  unfrei.  Yon  einer  Organisations- 
fähigkeit, deren  rechtliche  Gnmdlagen 
fehlten,  war  gar  keine  Rede.  Dazu  kam, 
daß  das  selbständige  Gewerbewesen  trotz 
voller  Gewerbefreiheit  im  Staatsleben  nie 
eine  hervorragende  Bedeutung  erlangt  hat. 
Es  fehlte,  von  einzelnen  Gewerben  abgesehen, 
in  welchen  Groß-  und  Fabrik  betrieb  mit 
weitgehender  Arbeitsteilung  vorkamen,  an 
der  Produktion  für  den  Markt  im  heutigen 
Sinne;  die  geschlossenen  Hauswirtschaften, 
im  antiken  Rom  das  Plantagensystem, 
herrschten  vor,  und  auch  da,  wo  in  Giiechen- 
land  Handel  und  Industrie  vorhanden  waren, 
und  für  den  Markt  gearbeitet  wurde,  waren 
in  der  Regel  nicht  freie  Lohnarbeiter  tätig. 
Auch  die  Schutzverwandten  und  Freige- 
lassenen, die  in  den  Städten  für  eigene 
Rechnung  tätig  waren,  zahlten  von  ihrem 
Verdienst  Abgaben  an  ihre  Herren;  überall 
überwog  aber  mehr  oder  minder  die  Ober- 
heri-schaft  der  mächtigen  Grundbesitzer  und 
Kapitalisten. 

Nicht  ein  einziges  Mal  tauchte  ernsthaft 
der  Gedanke  auf,  die  Sklaverei  abzuschaffen, 
und  namentlich  die  römische  Weltherrschaft 
zeigte  das  unföimliche  Bild  eines  ausge- 
sprocheneu Klassen  Staates.  Bekanntlich 
lehrt  die  Geschichte,  daß  das  Sklavenprole- 
tariat oft  und  zum  Teil  in  förmlichen 
Kriegen  an  seinen  Ketten  zu  rütteln  ver- 
sucht hat.  Es  kam  zu  Sklavenaufständen, 
zu  einer  gewaltsamen  Selbsthilfe.  Vielfach 
waren  aber  diese  Aufstände  nichts  anderes 
als  impulsive  Revolten,  wobei  die  Brand- 
stiftung die  Hauptwaffe  der  mcuteri^hen 
Sklavenscliaren  war,  wenn  nicht,  wie  na- 
mentlich in  Rom,  verwilderte  Sklavenherden 
dem  Räubertnm  verfielen. 

Alles,  was  zur  Besserung  der  mensch- 
lichen Lage  der  lx?sitzlosen  Klassen  unter- 
nommen wmtle,  galt  nicht  den  Sklaven, 
sondern  den  aus  dem  Grundbesitz  ver- 
drängten Freien,  in  erster  Linie  dem  bäuer- 
lichen Proletariat  Den  Sklavenkoalitionen 
und  Sklavenempörungen  fehlte  jeder  formelle 
Reditsgrund,  es  fehlten  die  historischen 
Anknüpfungspunkte,  es  war  ein  Kampf  um 
das  obei-ste  Menschenrecht,  die  persönliche 
Freiheit,  um  den  Grundsatz,  daß  die  Arbeit 
ein  Recht  auf  die  Teilnahme  an  den  Gütern 
des  menschlichen  Lebens  gibt.  Solche  Be- 
strebungen, vielfach  mit  sozialistischem  und 


kommunistischem  Beiwerk  durchsetzt,  stan- 
den in  diametralem  O^iensatz  zu  dem 
herrschenden  Begriffe  des  offizieUea  Staat»- 
bürgertums. 

Bei  den  germanischen  und  anderen  euro- 
päischen Völkerschaften  waren  die  land- 
wirtschaftlichen Arbeiter  in  verschiedenem 
Grade  und  vorwiegend  eben&dls  unfrei. 
Seit  der  Gründung  der  Städte  wird  zwar 
das  Handwerk  freie  Erwerbstätigkeit  und 
die  gewerbliche  Bevölkerung  eine  freie 
Klasse  der  bürgerlichen  Gesellschaft,  be- 
sonders nachdem  die  Zünfte  die  Unab- 
hängigkeit in  der  Verwaltung  der  gewerb- 
lichen Angelegenheiten  erlangt  hatten.  Aber 
es  gab,  anfänglich  wenigstens,  keinen  Ton 
den  Meistern  gesonderten  Arbeiterstand. 
Die  Gesellenschaft  war  eine  Durchgangs- 
stufe zur  Erlangung  der  Meisterschah,  kein 
Lebensberuf.  Trotz  des  Herrschaftsverhält- 
nisses der  Meister  gegenüber  den  Gesellen 
bestand  noch  kein  gesellschaftlicher  unter- 
schied und  kein  bleibender  Interessengegen- 
satz zwischen  beiden.  Derselbe  machte 
sich  erst  dann  geltend,  als  Gte werbe  in 
größerem  Umfange  betrieben  wurden  und 
größeres  Kapital  Anlage  fand.  In  einzelnen 
Branchen  bestand  schon  im  13.  JahriL 
eine  besondere  Arbeiterklasse  mit  organi- 
sierten Gesellenverbänden.  Alsdann  weiterhin 
die  Verwendung  von  Kapital  mehr  und 
mehr  Platz  grilt,  die  Zünfte  reicher  und 
unabhängiger  wurden,  an  die  Stelle  der 
Meisterschaft  auf  Grund  T>ersönlicher  Tüchtig- 
keit des  Handwerkers  Familienkonnexionen, 
gewerbliche  Fideikommisse  und  Kapital- 
herrschaft  traten,  wurde  die  Harmonie  der 
bisherigen  Verhältnisse  gestört  Zwar 
wurden  noch  die  Erwerbs  Verhältnisse  der 
Gesellen  befriedigend  geordnet,  aber  die 
GesellenbriKlerschaften  (Oesellenladen)  ent- 
wickelten sich  aus  ursprünglichen  Vereinen 
für  religiöse,  gesellige  und  Untorstützungs- 
zwecke  zu  Arbeiterverbänden  zur  Wahnmg 
der  ökonomischen  Stan<lesintercssen  der  Ge- 
sellen. Also  schon  mit  dem  Aufblühen  der 
Zünfte  entstand  die  Arbeiterfrage  und  damit 
das  geschlossene  Vorgehen  von  Arbeiterver- 
einignngen.  Das  Verhältnis  zwischen  Meistern 
und  Gesellen  beruhte  indessen  nicht  auf  der 
Gleichberechtigung  der  beiden  Parteien, 
sondern  war  vielmehr  ein  Herrschaftsver- 
hältnis der  in  der  Zunft  koalierten  Meister 
als  eines  Ganzen  ül>er  die  Gesellen.  Daraus 
entwickelten  sich  schon  damals  zahlreiche 
Kämpfe,  besonders  in  der  Zeit  der  Ent- 
artung der  Zünfte,  um  die  Anerkennung 
eines  korporativen  Gesellenrechts,  unterstützt 
durch  die  staatliche  Neuregelung  des  Zunft- 
wesens. 

Fast  in  allen  Staaten  bestand  diese 
Ordnung  der  Verhältnisse  bis  in  das 
17.  Jahrh.    hinein.     Die  Zwischenzeit  bis 
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zum  Untergang  der  Zünfte  ist  angefüllt 
mit  Klagen  über  Handwerksmißbräuche, 
deren  Beseitigung  erst  durch  die  Um- 
wandlung der  Bevormundungsstaaten  in 
Rechtsstaaten  und  durch  die  Einfühnmg 
dcar  Gewerbefreiheit  herbeigeführt  wurde. 
Sie  wuffde  sowohl  im  Interesse  des  gewerb- 
lichen Fortschritts  und  der  Entwicklung 
der  Großindustrie  dringend  gefordert,  als 
sie  im  Interesse  der  Emanzipation  des  dritten 
Standes  unausbleiblich  war. 

Mit  der  Gewerbefreiheit  wurde  das 
frühere  Herrschafts-  und  Dienstverhältnis 
rechtlich  in  ein  reines  Yertragsverhältnis 
gleichberechtigter  Kontrahenten  umgewan- 
delt; aber  die  Entwicklung  der  modernen 
Fiünnkindustrie  mit  ihren  Maschinen,  mit 
der  weitgehenden  Arbeitsteilung  und  dem 
kaiHtalistischen  Großbetrieb  als  herrschender 
Betriebsart  des  19.  Jahrh.,  schuf  mehr  und 
mehr  eine  neue,  in  starker  Progression  zu- 
nehmende Arbeiterklasse,  die  wirtschaftlich 
ebenso  abhängig  war,  wie  sie  rechtlich  un- 
abhängig sein  sollte,  und  deren  gesellschaft- 
liche und  ökonomische  Lage  sich  immer 
mehr  differenzierte  von  derjenigen  der  Unter- 
nehmer. Die  Entwicklung  der  gewerblichen 
Arbeiterklasse  drängte  zu  einem  sich  mehr 
und  mehr  verschärfenden  Emanzipations- 
kampf eines  besonderen  vierten  Standes, 
der  Gegensatz  von  Kapital  und  Arbeit  trat 
krampfhaft  hervor,  und  in  der  Knsis  der 
modernen  Arbeiterfrage  trennte  sich  eine 
Arbeiterpartei  mehr  und  mehr  von  den 
bürgerlichen  politischen  Parteien.  Hand  in 
Hand  damit  wuchs  die  Bedeutung  der  A., 
besonders  nachdem  die  Koalitionsverbote 
be^iligt  sind,  ins  Ungemessene.  Je  mehr 
das  Streben  der  Arbeiterklasse  nach  größt- 
m(iglicher  Entfaltung  aller  Anlagen  ihrer 
Angehörigen  und  der  entsprechenden  Be- 
teiligung eines  jeden  an  den  Gütern  der 
Kultur  als  berechtigt  anerkannt  wurde,  je 
mehr  ferner  die  Armenpflege  eine  Neu- 
regelung im  modernen  Sinne  notwendig 
machte,  desto  mehr  bildete  sich  in  allen 
industriellen  Staaten  ein  umfassendes  A.- 
wesen  aus.  Freilich  gestaltete  sich  dasselbe 
in  den  einzelnen  Ijäudem  sehr  verschieden, 
je  nach  der  wirtscliaftlichen,  politischen  und 
sozialen  Entwicklung  und,  wie  die  Erfahrung 
lehrt,  je  nach  dem  Nationalcharakter  der 
Bevölkerung,  der  sich  trotz  der  größten 
Umwälzungen  auf  allen  Gebieten  do6h  nicht 
verwit«chen  läßt.  In  dem  einen  Staate  haben 
frühzeitig  einsetzende,  lang  andauernde 
Kämpfe  von  radikalen,  ja  revolutionären 
Kampfvereinen  zu  marktkundigen,  zielbe- 
wußten Interessenvertretungen  geführt, 
neben  denen  mannigfeütige  Genossenschaften, 
die  Ejnzelzweige  der  Arbeiterfürsorge  pflegen, 
bestehen.  Es  schließt  das  nicht  aus,  daß 
dnebea  in  mehr  oder  minder  mittelbarem 


Zusammenhang  mit  den  Gewerkvereineu 
eine  politische  Arbeiterpartei  und  eine  par- 
lamentarische Vertretung  ihrer  politischen 
Vereine  und  Sekten  sich  Geltung  verschaffe. 
In  anderen  Lärdem,  so  in  fast  allen  des 
europäischen  Kontinents,  steht  dagegen  die 
Mehrzahl  der  maßgebenden  Arbeiterverbände 
im  Dienste  und  unter  der  programmatischen 
Oberleitung  einer  besonderen  politischen 
Bewegung,  wenngleich  auch  zentrii)etale 
Tendenzen  sich  geltend  machen,  und  je 
nachdem  die  industrielle  Entwicklung  alt 
oder  neu  ist,  ist  das  A.wesen  ausgebildet 
oder  in  den  Anfängen.  In  allen  modernen 
Staaten  besteht  eine  mehr  oder  minder  ein- 
flußreiche politische  Arbeiterpartei,  fast 
überall  greift  eine  soziale  Gesetzgebung 
zugunsten  der  Wirtschaftlich-Schwachen  ein 
und  schafft  neue  Vereinsgebilde.  Neben 
den  politischen  Vereinen  bestehen  un- 
politische, gewerkvereinliche  und,  seitdem 
die  Kirche,  die  katholische  ebenso  wie  die 
protestantische.  Organisationsversuche  unter 
den  Arbeitern  unternimmt,  neben  diesen 
konfessionelle,  christlich-soziale  Verbände. 
Das  Arbeiterbildungswesen,  die  Arbeiter- 
versicherung, der  Arbeitsnachweis  usw. 
führen  allen  diesen  Arbeiterberufsvereineii 
neue  Mitglieder  zu,  neben  den  lokalen  ent- 
stehen interlokale  —  Berufsverbände  um- 
feissende  —  und  internationale  Vereine,  und 
da  man  auch  die  Unternehmungsfonnen 
durch  genossenschaftliche  Verbände,  Kon- 
sumtiv- und  Produktivgenossenschaften,  zu 
reformieren  sucht,  so  zeigt  das  A.wesen 
unserer  Zeit  ein  überaus  buntes  und  viel- 
gestaltiges Bild.  Es  ist  deswegen  kaum 
möglich,  auch  nur  die  Hauptarten  der  A. 
in  erschöpfender  Weise  zu  gruppieren.  Eine 
ungefähre  Uebersicht  gibt  folgende  Ein- 
teilung: 1.  Vereine  für  Bildungszwecke. 
2.  Vereine  für  gesellige  Zwecke.  3.  Vereine 
zur  Wahrnehmung  ökonomischer  Interessen 
den  Unternehmern  gegenüber.  4.  Vereine 
für  sonstige  Arbeiterfursorge  im  Wege  der 
Unterstützung,  der  Versicherung  und  des 
genossenschaftlichen  Zusammenschlusses.  5. 
Politische,  halbpolitische,  unter  iK)litischer 
Oberleitung  stehende,  kirclüich  konfessionelle 
Vereine  usw. 

Schon  aus  dieser  ungefähren  Uebersicht 
ergibt  sich,  daß  das  Arbeiteiassoziations- 
wesen  der  Gegenwart  eine  wirtschaftliche 
und  gesellschaftliche  Erscheinung  allerersten 
lianges  gewonlen  ist,  und  das  umstrittenste 
Problem  der  modernen  Arbeiterfrage,  viel- 
leicht aller  gesellschaftlichen  Fragen,  dar- 
stellt. 

Siehe  das  Nähere  bei  den  Artt.  „Arbeitsein- 
stellungen", „Gesellen verbände** ,  „Gesellenver- 
eine",  ^.Genossenschaften" ,  ^Gewerkvereine", 
„Knights  of  Labor",  „Koalition  und  Koalitions- 
verbot", „Konsumvereine",  „Produktivgenossen- 


1 60  Arbeitervereioe — Arbeiterversicherung 

Schäften",  „Sozialismus"  und  „Sozialdemokratie*,  marktes  (A  rbeitslosigkeitsversiche- 

woselbst   auch   die   hauptsächlichste  Literatur  rung). 

Angegeben  ist. üfermer.  2.   bei   dauernder  Beeinträchtigung  der 

Arbeits-  und  ErwerbsfiÜiigkeit,  welche  ihre 

Arbeiterrersichernng.^)  Ursache  haben  kann: 
1.  Begriff  und  Arten.     2.  Die  Zwangs-A.        a)  in  den  Folgeerscheinungen  von  Eraok- 

3.  Zweck  und  Wesen.   4.  Entwicklung.  6.  Wirt-  heiten     oder     Unfällen     (Invalidenver- 

schaftliche  Bedeutung.     6.  Organisationsfragen,  yicherung) 

7.  Die  deutsche  Organisation.    8   Ausländische         b)  im  hohen  Alter  (Alters versiehe- 

Organisation.     9.    Verbreitung    (Statistik    der  ^.^^^^v  ^ 

SSgsbtstrebu^^^                           ^^'^'**"  .   Diese  dauernde  Erwerbsunfthigkeit  kann 

1.  Be^iff  und  Arten.    Alle  Personen-  eine  teüweise  oder  eine  vollständige  sein. 

versicherungsarten,    welche    den   Arbeitern  ^    3.    bei    yoUständiger   Vernichtung    der 

und  den  ihnen  nahestehenden  Klassen  der  Persönlichkeit,  d^  ist  Eintntt  des  Todeß, 

Bevölkerung  dienen,  pflegt  man  unter  den  insoweit  hierdurch  eine  finanzielle  Beoach- 

BegriffA.  in  weitestem  Sinne  zu  bringen,  teiligung  eintritt:             ,     ,     ,     ^ 

Zweckmäßiger  ist  die  Bezeichnung  Sozial-  »)  infolge  des  Aufwandes  für  das  Begiflb- 

versicherung,  weü  auch  ganz  andere  als  ms  (Begräbnisgeld  versicherung), 

Aibeiterkreise    von    diesen    Yersicherungs-  b)fürdiebmterbliebeneMfitwe(Witwen- 

arten  erfaßt  werden,  und  weil  ferner  diuxsh  Versicherung), 

^iese  Bezeichnung  angedeutet  wird,  daß  die  c)  für  die  hinterlassenenKmder  (Waisen - 

hier  in  Betracht  kommenden  Versicherungen  Versicherung). 

in  der  Regel  soziale,  insbesondere  sozial-  ^.  ^^eA.  indem  bisher  erörterten  weiteren 
politische  Einrichtungen  sind,  im  Gegensatz  Sinne  kann  eine  dreifache  Gestaltung  an- 
zur  Privatversichenmg,  bei  der  regelmäßig  nehmen.  Sie  kann  sein:  ^  ^  .  ^  ^ 
privatwirtschaftliche  Gesichtspunkte  vor-  f )  Eine  Versicherung  durch  pnvate  Er- 
herrschen werbsgesellschaften ,   als   welche   sich   ins- 

Man  teilt  die  einzelnen  Versichenings-  besondere  die  hauptsächUch  in  England  imd 

arten  ein  je  nach  Art  der  Bedarfsfälle,  bei  Amerika,    aber   auch    in    DeutschJand    be- 

deren  Eintritt  eine  Bedarfsdeckung  gewährt  ^ebene  Volksversicherung,  darstellt    (VgL 

werden  soll  (vgl.  Art.  „Versicheningswesen^^.  Art.  „Lebensversicherung''.) 

Da  das  einzige  Kapital  des  Arbeiters  seine  ß)  ^°e  Versicherung  durch  freie,  selb- 

Arbeitskraft  zu  sein  pflegt,  so  entsteht  durch  ständige  Organisationen  der  Arbeiter,  wie 

deren  Beeinträchtigung  oder  Aufhören  in  dem  sie  beispielsweise  in  Eng  and  bei  den  dortigen 

Haushalt  des  Arbeiters  eine  materielle  Not-  Hdfskassen,  den  Friendiy  Socieües,  besteht 

läge,  die  zu  beseitigen  oder  wenigstens  ein-  ^  C)    Eine    A.    mit    st^thchem    Zwanga- 

zudämmen  die  Versicherung  berufen  ist.  charakter(ei gen  t liehe  A.,A.  im  engeren 

Das  folgende  Schema  zeigt  die  Haupt-  ^inne),  wie  sie  m  Deutschland  und  Oest»- 

arteu  der  A.  systematisch  geordnet  an.    Die  ^^^Ji  besteht,  in  der  Schweiz,  den  skandi- 

einzelnen    Versichern ngsaiten    dienen    der  navischen   Ländern   und   den   austrabschen 

Deckung  von  Bedarfsfällen:  Staaten  eingeführt  werden  düi-fte. 

1.  bei  vorübergehender  Beeinträchtigung  ,    P^l  ^^^  ^le  Versicherung  überhaupt  er- 

der  Arbeits-  und  mithin  der  Erwerbsfähig-  forderhchen   wesenthchen   Voraussetzungeii 

keit,  sei  es  durch  subjektive  Ursachen,  sei  naüssen  selbstredend  auch  bei  der  A.  erfüUt 

€s  durcli  sachliche  Verhältnisse,  und  zwar  werden.    Dazu  gehört  insbesondere,  daß  du) 

entweder*  versicherten  Arbeiter  einen  Rechtsanspruch 

a)    durch    Krankheit    (K  r a  n  k  e  n  v  e  r -  »"^  Bedarfsdeckung  erwerben,  während  die 

Sicherung)  lediglich  auf  Wohltätigkeit  beruhenden  E^- 

b)durchünfall(Unfallversicherung),  richtungen    nicht   als    Versicherung    anra- 

c)  durch    Schwangerschaft    (Mutter-  sprechen    sind.      Weiteres    Erfordernis    ist 
Schaftsversicherung)  ^^*  ^*  ^'^  Zusammenfassung  einer  möguchat 

d)  durch   schlechte   L^e   des   Arbeits-  S^oße«  Vielheit  von  Personen  zu  btrsonderen, 
den  Versicherungszwecken  dienenden  Organi- 

*)  In  diesem  Art.  wird  nur  die  A.  im  all-  sationen,  während  die  gesetzliche  Anordnung 

femeiiien    behandelt;     wegen    der    speziellen  von   Rechtsansprüchen  der  Arbeiter  gegen 

ra^eu  sind  zu  vergleichen  die  Artt.  ,,Alter8-  die    Unternehmer    durch    Haftpflichtgeeetie 

verHicheruug"  (üben  ö.  b2fg.).  „Arbeitslosigkeits-  ohne    weitere    Organisationen    keine    Ver- 

versicherung",  ^ Beruf sgenossenschaften",  „Haft-  sicherune  ist 

pflicht"      „llandwerkerversicbennig"      „Hilfs-  g    ,)f     Zwangs-A.     Nur  eine  A.  mit 

kaMsen",    ^luvalidenversicberung" ,    „Kranken-  -^Zi    .r^,^    ^I^^^  V^^^^^^    iZ^^.,^ 

verHichemng-,        .Mutterschaftsversicherung",  einem    voni    Staate    angeordneten    Zwan^ 

„Privatbeamtenversicherung",   „Reichs versiehe-  Charakter  ist  als   eigenUiche  A.,  als  A.  mi 

mnpamt",  „Unfallversicherung",  „Witwen-  und  engeren  Sinne    zu    bezeichnen.     Da  diewr 

Waisenversichemng".  Zwang  mithin  etwas  Wesentliches  iBt|  be- 
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<larf  es  zunächst  eines  Eingehens  auf  seine 
Berechtigung  und  Bedeutung. 

Qegen  den  Zwang  sind  zahbeiche  Ein- 
wände erhoben  worden.  Insbesondere  hat 
man  behau^ytet,  daß  durch  den  Yersicherungs- 
zwang  eine  staatliche  Bevormundung  der 
Arbeiterbevölkerung  herbeigeführt  werde, 
welche  diese  Kreise  von  ihrer  wirtschaft- 
liehen Selbständigkeit  entwöhne  und  ihre 
{•ersönliche  Freiheit  in  unzulässiger  Weise 
«indämme.  Hierdurch  werde  die  Willens- 
kraft der  Arbeiter  im  Kampfe  um  das 
Iksein  erheblich  geschwächt,  Leichtsinn 
und  GleichgQltigkeit  seien  die  Folgen  nicht 
nur  bei  den  Arbeitern,  sondern  auch  bei 
den  Unternehmern. 

Diesen  Vorwürfen  gegenüber  ist  zu  sagen, 
daß  der  Zwang  zweifelsohne  nicht  als  ein 
idealer  Zustand  betrachtet  werden  darf  und 
daß,  wenn  es  möglich  wäre,  dasselbe  Ziel 
freiwillig  zu  erreichen,  der  Versichenings- 
zwang  zu  verwerfen  wäre.  Die  Zwangs- 
versidierung  soll  nur  dann  durchgeführt 
werden,  wenn  mit  Freiwilligkeit  nichts  oder 
nichts  Genügendes  zu  erreichen  ist.  -  Wo 
beispielsweise  die  Löhne  der  Arbeiter  hoch 
genug  sind  und  die  Bildung  der  Arbeiter 
4iuf  einer  solchen  Stufe  steht,  daß  diese 
selbst  für  sich  sorgen  wollen  und  sorgen 
können,  ist  der  Versicherungszwang  ent- 
behrlich. Die  Zwangsversicherung  ist  mit- 
hin Hs  ein  sekundäres  Mittel  zu  betrachten. 
Allein,  da  sie  gerade  dem  Wirtschaftssubjekt 
zugute  kommt,  dessen  materielle  Lage  die 
sKrhlediteste  ist,  so  ist  ihre  Bedeutung  um  so 
grußer.  Der  Grundsatz  der  Freiheit  und 
Selbständigkeit  des  einzelnen  Staatsbürgers 
ist  übrigens  auch  auf  zahlreichen  anderen 
Gebieten  unserer  Rechtsordnung  erheblich 
durchbrochen,  häufig  genug  durchaus  nicht 
zum  Nachteile  der  Gesamtheit  oder  des 
Einzelnen.  Auch  haben  die  Gegner  des 
Versicherungszwangs  niemals  den  Beweis 
geliefert,  dal  „die  staatliche  Bevormundung^^ 
bedenklicher  ist  als  das  Fehlen  ausreichenden 
Versidiemngsschutzes  für  die  Arbeiter. 

Was  die  übrigen  Vorwürfe :  Schwächung 
-derWlllendnaft,  Zunahme  des  Leichtsinns  und 
der  Gleichgültigkeit  betrifft,  so  kann  man 
diese  Vorwürfe  gegen  jede,  auch  gegen  die 
freiwillige  Versicherung  erheben.  Es  muß 
anch  zugegeben  werden,  daß  gelegentlich 
diese  be^mupteten  Nachteile  des  Ver- 
sidieningszwangs  oder  vielmehr  der  Ver- 
sicherang überlurapt,  eintreten;  allein,  gegen 
diese  Schattenseiten  der  im  übrigen  so 
onendlidi  viele  Lichtseiten  aufweisenden  A. 
müssen  und  können  besondere  Vorsichts- 
maßregeln angewendet  werden.  Insbesondere 
darf  dnrch  die  Zwangsversicherun^  nie  mehr 
ab  das  notwendige  Existenzminimum  ge- 
wihTt  werden  und  die  A.  muß  auf  einen 
gßBM  bestunmten  Kreis  von  BedarfsfftUen 
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und  Personen  beschränkt  bleiben,  sollen  nicht 
tatsächlich  schwere  Schäden  volkspsycholo- 
gischer Natur  eintreten. 

Die  Vorteile  des  Versicherungszviranges 
liegen  in  der  Möglichkeit,  alle  diejenigen 
Personen  unter  Versicherung  zu  bringen, 
ftir  die  eine  selche  erforderlich  scheint. 
Die  allgemeine  Beteiligung  verbilligt  die 
Beiträge  für  jeden  Einzelnen.  Dazu  kommt 
die  Möglichkeit  einer  rationellen  Ausgleichung 
der  Risiken,  üebrieens  nimmt  der  vom 
Staate  angeordnete  Versicherungszw^ng  der 
A.  nicht  den  Charakter  als  einer  auf  l^lbst- 
hilfe  beruhenden  Veranstaltung.  Denn  auch 
bei  der  freiwilligen  Privatversicherung  kann 
man  nur  in  dem  Sinne  von  Selbsthilfe 
sprechen,  daß  man  nicht  die  Sorge  des 
Einzelnen  lediglich  für  sich  selbst  darunter 
versteht,  sondern  die  organisierte  Fürsorge 
einer  größeren  Gemeinschaft,  bei  welcher 
die  Einzelnen  sich  gegenseitig  helfen.  Es 
handelt  sich  also  um  eine  ganz  andere  Art 
Selbsthilfe,  wie  etwa  beim  Sparen,  bei  dem 
der  Einzelne  gänzlich  unabhängig  und  isoliert 
ist  von  den  übrigen  Sparern.  Die  vom 
Staate  befohlene  Zwangskasse  ist  noch  keine 
Staatshilfe,  vielmehr  stellt  der  Staat  durch 
die  Einrichtung  einer  Zwangsversicherung 
nichts  anderes  her  als  die  für  eine  sdlge- 
meine  Verwirklichung  der  Selbsthilfe  er- 
forderlichen Voraussetzungen.  Der  Ver- 
sicherungszwang ist  auch  nichts  ausschließ- 
lich der  Sozialversicherung  Eigentümliches, 
vielmehr  gibt  es  auch  Versicherungszwang 
in  der  Privatversicherung.  (Vgl.  Art  „Feuer- 
versicherung**.) 

Die  Art  der  Durchführung  des  Ver- 
sicherungszwangs kann  verschieden 
sein.  In  Deutschland  besteht  er  in  vier- 
facher Richtung: 

1.  hinsichtlich   der  Versicherungsarten, 

2.  hinsichtlich  der  Versicherungspflich- 
tigen, 

3.  hinsichtlich  der  Versicherungsoi^ne, 
4    hinsichtlich    der    Versicherungsleis- 
tungen. 

Es  ist  aber  nicht  erforderlich,  daß  stets 
der  Versicherungszwang  nach  allen  vier 
Richtungen  hin  ausgeübt  wird ;  insbesondere 
ist  es  nicht  erforderlich,  daß  ein  Gesetz, 
welches  die  zwangsweise  Versicherung  ein- 
führt, auch  eine  Zwangsorganisation  vorsieht. 
Es  kann  vielmehr  eine  Versicherungspflicht 
für  bestimmtePersonenkreise  bestehen ;  diesen 
kann  es  aber  überlassen  sein,  sich  zu  ver- 
sichern, wo  sie  wollen. 

3.  Zweck  und  Wesen.  In  der  Be- 
gründung des  ersten  deutschen  A.-Gesetz- 
entwurfs  findet  sich  folgende  Ausführung 
über  die  Grundidee  einer  obligatorischen  A. 

^Daß  der  Staat  sich  in  höherem  Maße  als 
bisher  seiner  hilfsbedürftigen  Mitglieder  an- 
nehme, ist  nicht  bloß  eine  Pflicht  der  Hnma- 
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iiitiit  und  des  Cliriateiitnms^  yon  welcliem  die 
stAatiiclien  Ein  rieh  tnDgen  darchdningeü  seLn 
sollen,  Bonderu  auch  eine  Aufgabe  ste^itaer- 
haltender  Politik,  welche  das  5iie1  zu  verfolgen 
hatj  anch  in  den  besitzlosen  Klassen  der  Be* 
T^^lkerung,  welche  zugleich  die  aahireichsten 
und  am  wenigaten  nnterricfateten  Hind,  die  Au- 
•f^hmiimg  zu  pflegen,  dulS  der  Staat  nicht  bloß 
eine  notwendige,  sondern  auch  eine  wohltätige 
Einriebt un^^  nei^  ^u  dem  Ende  milääeti  sie 
durch  erkennbare  direkte  Vorteile,  welche  ihnen 
durch  gesetzgeberische  Maßregeln  zuteil  werden, 
dabin  i^eföhrt  werden,  den  Staat  nicht  als  eine 
lediglich  zum  Schulz  der  besser  sitnierten 
Kkiacn  der  Gesellschaft  erfundene,  iondem  aU 

j  «iue  auch  ihren  Bedürfnissen  und  Interessen 
dienende  Ins ti tat ion  autzufiissen.  Das  Bedenken, 
daÜ  in  die  tiei^etz^ebung,  wenn  me  diesem  Ziel 
verfolge,  ein  aozialis  tisch  es  Element  eingeführt 
werde^  darf  von  der  Betretung:  dieses  Weges 
nicht  abhalten.  Soweit  dies  wirklich  der  FalJ, 
handelt  es  sich  nicht  nm  etwas  ganz  Neues» 
aoudern  nur  um  eine  Weiterentwicklung  der 
ans  der  chriätlichBn  Geftttung  eri?acbsenen  mo- 
dernen Staat.i^idee,  nach  welcher  dem  Staate 
neben  der  defeuaiven,  auf  den  Schutz  bestehen- 
der Rechte  abzielenden  auch  die  Aufgabe  ob- 
liegt,  durch  zweckmäOlge  Einrichtungen   und 

\  änrch    Verwendung  der  jcu  seiner   Verfügung 

^  itebenden  Mittel  der  Gesamtheit  da«  W^«uiler* 
gehen  aller  «ielner  Mitglieder  und  uameutUcb 
der  scb wachen  nnd  biiisbedUrftlgen  positiv  zu 
fordern.  In  dies^em  Sinne  schÜeift  namentlich 
die  gesetzlicbe  Regelung  der  Ärmenpliegef 
welche  der  moderne  @taat  im  Gegensatz  zu 
dem  deg  Altertnmi  nnd  des  Mittelalters  als 
eine  ihm  obliegende  Auf|:abe  anerkennt,  ein 
iozialistiAchefi  Moment  in  tich,  und  in  Wahrheit 
handelt  es  sich  bei  den  Maßnahmen,  welche  ^m 
Verbesserung  der  Lage  der  besitzlo^ien  Klassen 
ergriffen  werden  küunen,  nur  um  eine  W'eiter- 
entwicklnng  der  Idee,  welche  der  ataatlicheu 
Armenpflege  zugrunde  liegt." 

Nach  dieser  und  sonstigen  offiziolleu 
Kundgebungen  sowie  den  tatsäcldiehen  Ver- 
hältnissen verfolgt  die  Ä.  eine  ganxe  Reihe 
von  Zwecken  bexw.  erreicht  Ziele,  aus 
denen  ihr  Wetzen  klar  zu  ei'kennen  ist.  Ins* 
besondere  i&t  der  Zweck  dei-  A* : 

ein  sozialer:  die  materielle  Lage  der 
Bevölkernugftk  lassen,  deren  einziges  Kapital 
in  der  ArWit  besteht,  die  mithin  sehr  leicht 
in  bedftrflige  VerhiUinisge  geraten  köoiien, 
soll  gebesöeit  werden ; 

ein  iniienplitischoT:  die  durch  die  Ver- 
sielienuig  materiell  l>e^er  gestellten  Klai^sen 

r  urerden  —  so  Iioflt  man  —  au  der  ti'liaJtimg 
des  liest  oh  enden  Staates  ein  gnjßei-eti  Interesse 

fewiuneri   und   tliesem   dtjrcii    Äuschlidi   an 
ie  sogenannten  etimt&erhaltentlen  Pai-teien 
bei  den  Wahlen  Ausdruck  geben; 

ein  volk8hvgieniseher:  die  dureh  die  Ver- 
{sicheriuig  bedingte  mtion el Je  ä!  zt liehe  Pflege. 
dif*  Erriehtting  von  MeiJanstalton,  in&lK-&<mdero 
?Mv  litj-kümpfung  von  V*dkss*='iH:hen  liat  eine 
bcih^utöame  Förderung  der  Volksgesundheit 
zur  F<jlge.    Die  Itessere  Fliege  tilr  t\\e  gegen- 


wärtige Generation  kommt  aber  atieh   der 
künftigen  Generation  zugute; 

ein  außenpolitischer:  ilie  dup-h  die  Ver- 
sicherung verbessert©  Fürsorge  für  die  Ge- 
sundheit von  Be  Völkern  ngsöchichten,  welche 
das  Hatii»tkoQtingent  taxh  Annee  stallen* 
hebt  die  Wehrkraft; 

ein  ethischer:  die  A.  förfleit,  wie  jede 
Versiclierung,  das  Familienleben; 

ein  votkser/ieherißcher:  die  I 
VersieherUQg,  der  organiöieHen  S+ 
der  rationellen  Vorsorge  für  die  Zui^unft^J 
wird  in  Kreise  getnigen,  welchen  dies 
Gedanken  bisher  fremd  oder  wenig  ver- 
traut gewesen  sind.  Hierdurch  w-ird  sehlie^l 
lieh  als  weitere  Folge  erhielt: 

eine  gewerbepolitische:  der  Gedanke  der 
VersicheruDg  wird  volkölünüicher,  das  Be- 
dürfnis nacli  einer  mögliehst  umEangr&icheu 
Bedarfsdeckung  steigt ;  da  aber  die  A.  immer 
nur  minimale  I^eistungen  bieten  kauu,  i*o 
wichst  die  freiwillige  Versiehemrig^  die 
Privat  Versicherung,  das  Verbicherun  gsge- 
Tverbe  erhält  stäi'keren  ZidauL 

Die  Tatsache^  daß  der  versicherte  Arbeiter 
nur  zum  Teil  (wie  bei  der  deutschen  Altern- 
und  Invalidenversicherung)  <.Kler  gar  keine 
Geldbeiträge  (wie  bei  iler  deutsehen  önMl- 
Versicherung)  zur  Versicherung  leistet,  hatj 
Autoren  vetunlaßt^  die  A,  oder  wenigsten 
gewisse  Zweige  derselben^  als  Einrichtungeit^ 
der  Armenpflege  aufzufassen;  das  ist  unzu- 
treffend. Das  vom  Arbeiter  geleistete  Ent- 
gelt besteht  in  seiner  Arbeitskraft,  w^elche 
er  der  heimischen  Produktion  zur  Verfügung:! 
stellt 

4,    Entnicklimg.      Zwischen    dem    ge- 
waltigen Aufschwung  des  gesaraten   Wirt* 
I  schaftülebens  im   19*  dahrh.   und  der  Ent- 
wicklung der  Zwangs-A.  besieht  ein  enger 
Ziisarameohang.    Au  die  Stelle  des  früheren 
I>a1  riarchalischen     Verhältnisses     zwiscdiea 
Arbeitern  nnd  Unternehmertum  treten  reia^ 
geschäftliche  Beziehungen ;  eine  neue  sozia 
Schichtung  der  Bevölkerung  entsteht,  dnrcli.1 
welche    die    Kla-sse     der    Lohnarbeiter   ia 
den    Vorderginmd    rückt.     Die  Fabrikarbt?itj 
verdrängt  die  Handarbeit,  vom  KläntietnelKj 
geht  man  zum  Großbetrieb  über,  große  iindl 
gi-Ößteöuternehmungen  wachsen  immer  mehr^ 
Deiitsehlaud    entwickelt    sich    vom    Ägraivl 
Staat    ÄUin    Industriestaat:    immer    weitere 
Kreise   der   deutschen    Ikvölkerung    ti^ten 
iu  den  Dienst  der  g«3 werblichen  Pmdnklion: 
die    Zunahme    fabriksmilüiger    Produktion^ 
weise  bringt  neue  Gefaliren  für  Oesiindheit 
und  Ijeben  der  Arbeiter,     Die  dem  Arbeiter 
gewälirte  Freiheit  hat  für  ihn  den  großen 
Naeliteil,  daß  er  bei  Notfällen  auf  sich  selbst 
oder    die    euleiiTendc    Armenpflege    ang»> 
wiesen  ist. 

Auch  die  naüonalükonomische  Theotio 
konnte  gegenüber  diesen  Veränderungen  im 
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Wirtschaftsleben  nicht  auf  ihren  alten  Lehren 
beharren,  gelangte  vielmehr  zu  der  Auf- 
fassung, daß  der  Preis  der  Arbeit  die  ge- 
samten Produktionskosten  zu  decken  habe, 
daß  der  Arbeitslohn,  welchen  ein  Diuxjh- 
schnittsarbeiter  während  seiner  Arbeitsjahre 
verdient,  nicht  nur  ausreichen  müsse  filr 
den  Lebensunterhalt  in  diesem  Jahre  selbst, 
sondern  es  müssen  durch  den  gesamten 
Lohn  auch  gedeckt  werden:  einerseits  das 
Anlagekapital,  die  Erziehungs-  und  ünter- 
ricfatskosten  in  den  Jugendjahren,  anderer- 
seits die  Ausgaben  für  die  unproduktive 
Zeit  von  Krankheit,  Unfällen,  Alter  und 
unverschuldeter  Arbeitslosigkeit 

En  weiteres  wichtiges  Moment  war  die 
immer  mehr  zum  Durchbruch  kommende 
Erkenntnis,  daß  es  Sache  der  gesamten 
Produktion  des  Landes  ist,  die  aus  der 
Betriebsweise  erwachsenden  Schäden  zu  er- 
setzen, und  daß  kein  Mittel  unversucht 
bleiben  dürfe,  die  gesamte  Produktion  zur 
Deckung  dieser  Schäden  heranzuziehen. 
Auch  forderten  vereinzelt  schon  Mitte  des 
19.  Jahrh.  Staatsmänner  u.  a.  Staatsbeihilfe ; 
90  griffen  1851  Napoleon,  1860  Gladstone 
anf  dem  Wege  der  Gesetzgebung  ein. 

In  der  Vorgeschichte  der  deutschen 
Abspielen  ebenso  wie  bei  der  Arbeiterfürsorge, 
wie  sie  in  einzelnen  Staaten  des  Auslandes 
noch  jetzt  besteht,  vier  Stufen  eine  große  Rolle : 

1.  Armenpflege, 

2.  Selbsthilfe, 

3.  freiwillige  Fürsorge  durch  die  Unter- 
nehmer, und 

4.  die  Haftpflichtgesetzgebung. 

Allein,  alle  diese  Einrichtungen  reichen 
nicht  aus,  um  der  Arbeiterbevölkerung  eine 
den  modernen  Begrüfen  der  Sozialpolitik 
entsprechende  Sicherung  für  die  Zukunft  zu 
gewähren. 

Die  Armenpflege  kann  nicht  in  Be- 
tracht kommen,  weil  es  uns  heute  widerstreitet, 
einem  Arbeiter,  der  sein  Leben  im  Dienste 
der  heimischen  Produktion  verbracht  hat, 
der  entwürdigenden  öffentlichen  Mildtätig- 
keit zu  überantworten,  zumal  die  Armen- 
pflege das  Ehrgefühl  verletzt  und  recht- 
liche Nachteile,  wie  Verlust  des  Wahlrechts, 
zur  Folge  hat. 

Auch  die  in  schroffem  Gegensatz  ziu* 
Armenpfl^e  stehende  Selbsthilfe  der 
Arbeiter  hat  sich  als  unzureichend  erwiesen. 
Denn  aus  eigenem  Antrieb  und  freiwillig  Ver- 
adieningseinrichtungen  ins  Leben  zu  rufen 
oder  ihnen  beizutreten,  pflegen  nur  die  mit 
verhältnismäßig  hohen  Löhnen  besoldeten, 
geistig  höherstehenden  Arbeiter,  während 
die  ^große  Masse  der  besonders  bedürftigen 
Aibeiterbevölkerun^  erfahrungsgemäß  diesen 
Kaasen  nicht  beitritt.  Ein  Beweis  für  die 
Unmlänglichkeit  der  Arbeiterkassen  ist  ins- 
beaoodere  in  den  freiwilligen  Zuschüssen  zu 


sehen,  welche  in  England  von  den  Unter- 
nehmern, in  Frankreich  vom  Staate  geleistet 
werden  (vgl.  Art  „Hilfskassen*').  Aber 
ti-otz  dieser  staatlichen  Unterstützung  haben 
sich  in  Frankreich  während  eines  halben 
Jahrhunderts  nur  etwa  1  Million  Arbeiter 
freiwillig  versichert,  und  in  England  ist 
nach  150  Jahren  Arbeit  auf  dem  Gebiet 
der  A.  das  Ergebnis,  daß  etwa  20—25 
Millionen  Arbeiter  auf  den  Todesfall,  nur 
4 — 6  Millionen  gegen  Krankheit,  sehr  wenige 
gegen  Alter,  Invalidität  und  Unfall  ver- 
sichert sind. 

Die  dritte  Möglichkeit,  daß  die  Unter- 
nehmer Einrichtungen  gründen  oder  ihnen 
beitreten,  um  das  Leben  und  die  Gesundheit 
der  Arbeiter  zu  versichern,  ist  schon  aus 
dem  Grunde  aussichtslos,  weil  der  Interessen- 
geg;ensatz  zwischen  Unternehmern  und  Ar- 
beitern ein  zu  großer  ist  und  keine  Gewähr 
dafür  besteht,  auf  diese  Weise  einen  wirklich 
umfassenden  Versicherungsschutz  zu  be- 
kommen. 

Wesentlich  anders  verhält  es  sich  mit 
der  Einführung  ^er  Unternehmerhaft- 
pflicht, wie  sie  sich  mit  der  Zunahme  der 
maschinenmäßigen  Produktion  entwickelt  hat 
(vgl.  Art.  „Haftpflicht").  „Aber  das  Prinzip  der 
Haftpflicht  ist  seinem  Wesen  nach  anti- 
sozial, es  entspricht  der  individualistischen 
Anschauungsweise  und  nimmt  auf  soziale 
Rechte  und  Pflichten  keinerlei  Rücksicht. 
Haftpflicht  bedeutet  den  Streit,  Versicherung 
den  Frieden"  (Lass).  Außerdem  gibt  es 
zahlreiche  Fälle,  in  denen  keine  Haftpflicht 
zu  konstruieren  ist. 

Eine  Zwangs-A.  gab  es  vor  dem  Jahre 
1881  nur  ganz  vereinzelt  und  niu*  für  wenige 
Arbeiterklassen ,  insbesondere  Bergleute, 
welclie  zufolge  der  eigenartigen  Gefahren 
des  Bergbaues  schon  früh  zu  einem  zwangs- 
weisen Zusammenschluß  in  Knappschafts- 
kassen geführt  wiu-den  (vgl.  Art.  „Kranken- 
versicherung"). 

Diese  Aufzählung  zeigt,  daß  die  diuxsh 
die  A.  bewirkte  Fürsorge  vor  Erlaß  der 
Versicherungsgesetze  modernen  Gepräges  nur 
sehr  unvollkommen  vorhanden  war. 

Durch  die  von  Bismarck  aufgesetzte 
kaiserliche  Botschaft  Kaiser  Wilhelms  I.  vom 
17.  November  1881  wurde  die  Richtung  an- 
gegeben, welcher  bis  heute  die  deutsche  A. 
treu  geblieben  ist.    Es  heißt  hier  u.  a. 

„Schon  im  Februar  dieses  Jahres  haben  Wir 
unsere  Ueberzeugnng  aussprechen  lassen,  daß 
die  Heilung  der  sozialen  Schäden  nicht  aus- 
schließlich im  Wege  der  Repression  sozialdemo- 
kratischer Ausschreitungen,  sondern  gleichmäßig 
auf  dem  der  positiven  Förderung  des  Wohls  der 
Arbeiter  zu  suchen  sein  werde.  Wir  halten  es 
für  Unsere  kaiserliche  Pflicht,  dem  Reichstage 
diese  Aufgabe  von  neuem  ans  Herz  zu  legen 
und  würden  Wir  mit  nm  so  größerer  Befriedigung 
auf  alle  Erfolge,  mit  denen  Gott  unsere  Regie- 

11* 
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rung    sichtlich    gesegnet    hat ,    zarückblicken,  der    UDfallversichenmfi^gesetze   vom   30.  Juni 

wenn  es  uns  gelänge,  dereinst  das  Bewußtsein  1900  (eine  Zasammentassnng  der  früheren  Un- 

mitzonehmen,  dem  Vaterlande  neae  und  daaemde  fallgesetze) ; 

Bürgschaften  seines  inneren  Friedens  und  den         13.  das  Gesetz  betreffend  die  Unfallfürsorge 

Hilfsbedürftigen    größere   Sicherheit    und   Er-  für  Gefangene  vom  30.  Juni  1900. 

fiebigkeit  des  Beistandes,  auf  den  sie  Anspruch         14.  das  Gesetz  betreffend  die  Unfallfürsoi^e 

aben,  zu  unterlassen.    In  Unseren  darauf  ge-  für  Beamte  und  für  Personen  des  Soldatenstan&s 

richteten  Bestrebungen  sind  Wir  der  Zustimmung  vom  18.  Juni  1901. 

aller  verbündeten  Regierungen  gewiß  und  ver-        15.  das  Gesetz  betreffend  die  Abänderung 

trauen  auf  die  Unterstützun/^  des  Reichstags  des  Erankenversicherungsgesetzes  vom  25.  Mai 

ohne   Unterschied   der   Parteistellungen.     Für  1903. 

diese  Fürsorge  die  rechten  Mittel  und  Wege  zu         5.  Wirtschaftliche   Bedentnng.     Die 

finden    ist  eine  schwierige   aber  auch  eine  der  wirtschaftliche    Bedeutung    der   A.    erhellt 

höchsten  Aufgaben  eines  jeden  Gemeinwesens,  u^^-^^    fpilwpisA     aus    dpm     ohpn     siib    ^ 

welches  auf  den   sitüichen  Fundamenten    des  ^^^^^.-f      ^-   ^-      •  ?  fA 

christlichen  Volkslebens  steht.    Der  engere  An-  :^?.S^^M®?- 1.  ^^®   Einwirkungen   auf    d^ 

Schluß  an  die  realen  Kräfte  dieses  Volkslebens  Wirtschaftsleben     sind     unmittelbare    und 

und  das  Zusammenfassen  der  letzteren  in  der  mittelbare. 

Form  korporativer  Genossenschaften  unter  Staat-         Vor  allem  wird  die  materielleLage 

liebem  Schutz  und  staatlicher  Fürsorge  werden,  der  Arbeiterschaft  auf  die  günstigste  Weiae 

wie  Wir  hoffen,  die  Lösung  auch  von  Aufgaben  gebessert.   Den  Arbeitern  sind  in  den  Jahren 

inöglich  machen,  denen  die  Staatsgewalt  allein  ^gg^  ^^jg  ß^je  19Q3  4  Müliarden  an  Ver- 

;?ürriZ.eE'rr  Ä  ^^^^liZ"^  sicherungse.^tschMgung  ausgezajdt  worden^ 

Wege  das  Ziel  nicht  ohne  die  Aufwendung  er-  V>°  ^^nen  die  Arbeiter  noch  nicht  die  HSlfte 

heblicher  Mittel  zu  erreichen  sein."  durch    eigene  Zahlung  aufgebracht   haben. 

T^;«  T?„*„.:«i,«i,.«„  j„_  ,i«„«„„».«-  /i^«*-  Die    deutschen   Arbeiter   haben   in   diesem 

Die  Entxvickelung  der  deutschen  Gesetz-  Zeitraum  über  IVt  Milliarden  >Iark  mehr 

«ebung   ^^.rd    durch    folgende    Zusammen-  ^          ^       ■     ^.    ^     .     q^^   j^^^ 

ShÄt        ^«™»«*'«"'°6«&^««*^«    ^^'«'-  haben.    Die  tägliche  Ausgabe  an  Veraiche- 

f    ,      *  ,  .  .  rungsentschädigung  beträgt  heute  in  Deutsch- 

r   i  *^?«i^o'*°^®''^^'*'''^®™8:8ge8etz   vom  j^nl  11/4  Millionen  Mark.    Diese  Zahlungen 

""^Ths  Un^f  all  Versicherungsgesetz  für  die  f  ^  ,^«  P}""^  Steigerung  des  Einkommens 

Industrie  vom  6.  Juli  1884;  ^^^r  Arbeiter  anzusehen     ohne  daß  jedoch 

3.  das  Gesetz  über  die  Ausdehnung  der  Un-  etwa  ein  Sinken  der  Geldlöhne  der  Arbeiter 
fall-  und  Krankenversicherung  vom  28.  Mai  1885  eingetreten  wäre.  Freilich  darf  auf  der 
(Ausdehnung  der  beiden  früheren  Gesetze,  ins-  anderen  Seite  die  Verringerung  des  Geld- 
besondere auf  eine  Reihe  von  Verkehrsbe-  wertes  und  die  Verteuerung  der  Lebens- 
trieben);                      «.,,.,..„.  haltung  nicht  außer  acht  gelassen  werden. 

4  das  Gesetz  betreffend  die  Unfallfürsorge  Zu  der  materiellen  Besserstellung  tritt  die 

sundes"^""                    ""  hygienische  Besserung  der  Lage  der 

5.  dks  Gesetz  betreflfend  die  Unfall-  und  Arbeiter  dadurch,  daß  in  rationeller  Weise 
Krankenversicherung  der  in  land-  und  forst-  oei  Krankheiten  und  Unfällen  der  Arbeiter- 
wirtschaftlichen Betrieben  beschäftigten  Per-  Schaft  ärztliche  Hilfe  gewährt  wird.  Aach 
sonen  vom  5.  Mai  1886  (Ausdehnung  der  Gesetze  ist  in  diesem  Zusammenhang  anzuführen, 
unt«r  1  und  2  auf  die  Landwirtschaft);  daß   1904  seitens  der  Landesversicherungs- 

6.  das  Gesetz  betreflfend  die  Unfallversiche-  anstalten  zum  Bau  von  Arbeiter  Wohnungen 
rung  der  }>ei  Bauten  beschäftigten  Personen  1331,  MUlionen  gegen  niedrigen  Zinssatz 
""""t.  das  Gesetz  betreflfend  die  Unfallversiche-  ausgeliehen  worden  sind  und  im  Zusammen- 
rung  der  Seeleute  und  anderer  bei  der  See-  ¥"g  °*^^  ^^^  Unfal  Versicherung  eine  Ver- 
Schiffahrt  beteiligter  Personen  vom  13.  Juli  1887;  nngerung  der  Lnfallgefährlichkeit  der  Be- 

8.  das  Gesetz  betreffend  die  Invaliditäts-  und  triebe  Hand  in  Hand  geht,  wie  Versicherung 
Altersversicherung  vom  22.  Juni  1889.  und  Sicherung  (Vorbeugung)  auch   bei  der 

Nachdem  dieses  letzte  Gesetz  unter  be-  Privatversicherung     untrennbar    verbunden 

sonders  heißen  Kämpfen  von  der  Regierung  sind. 

durchgesetzt  worden  war,  wurde  sofort  mit         Schließlich    sind    die   sittlichen    und 

der  Reformarbeit  der  früheren  Gesetze  be-  geistigen  Interessen  der  Arbeiterschaft 

gönnen,  und  es  erging:  gefördert  worden;  denn  an  die  Stelle  der 

9.  das  Krankenversichemngsgesetz  vom  10.  entehrenden  Armen  Versorgung  ist  jetzt  der 
April  1892  (eine  Revision  der  Fassung  des  Ge-  feste  Rechtsanspruch  auf  Entschädigungs- 
setMs  von  1883);  summe  bei  Krankheit,  Unfall,  Invalidität 
Juli  lÄ*         '                 ""^^^        ''°'  "'^d   ^^^^   getreten.     Der  Reiienempfimg 

11.  dak  Gesetz  betreflfend  die  Abänderung  ^»^  ^«^"^^  ^'^^^i^«^  f^  Wahlrechts  im  Ge- 
des  Krankenversicherungsgesetzes  vom  30.  Jum  ^ö*&®»  sondern  läßt  dem  Arbeiter  seine  volle 
1900-  Selbständigkeit  und  sein  Selbstgefühl. 

12.  die  Gesetze  betreflfend  die  Abänderung         Auch  eine  sozialpädagogische  Wir- 
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knng  ist  mit  der  nicht  unbeträchtlichen  Be- 
teiligung der  Arbeiterbevölkerung  bei  den 
<)rganisationen  der  Versicherung  verbunden 
durch  ihre  Mitwirkung  bei  Rechtsprechung 
und  Verwaltung. 

Es  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  daß 
die  Einführung  der  obligatorischen  Ver- 
sicherung auf  das  gesamte  bisherige  System 
der  Armenpflege  zurückwirken  mußte.  Die 
Versicherung  macht  in  zahlreichen  Fällen 
den  bisherigen  Notbehelf  der  Armenunter- 
stützung überflüssig,  und  mehr  als  das, 
sie  steuert  nicht  nur  dem  Eintritt  von  Armen- 
ftUen  im  bisherigen  Sinne,  sondern  sie  ver- 
teilt auch  die  drückende  Last,  welche  aus 
dem  Notbehelf  der  Armenpflege  für  deren 
Träger  erwachsen  ist,  in  anderer,  und  zwar 
gerechferer  Weise,  indem  sie  große  leistungs- 
ßhige  Verbände  unter  Heranziehung  der 
eigenen  Leistungen  der  Versicherten  mit 
der  Aufgabe  betraut,  die  Mittel  aufzubringen, 
lun  in  zahlreichen  Fällen  an  Stelle  der  bis- 
her zu  gewährenden  Armenunterstützung 
einen  Rechtsanspruch  auf  ein  bestimmtes 
Einkommen  zu  setzen.  Eine  statistische 
Erfassung  der  Entlastung  der  Armenpflege 
durch  die  A.  ist  aber  noch  nicht  möglich 
^wesen. 

Der  deutschen  Industrie  erwächst  aus 
Her  A.  der  Vorteil,  daß  sie  mit  einem 
materiell,  gesundheitlich  und  ethisch  ge- 
hobenen Arbeitermaterial  zu  tun  hat.  Das 
ist  um  so  wichtiger,  als  der  üebergang  vom 
Agrikultur-  zum  Industriestaat  insbesondere 
in  Deutschland  immer  schneller  vor  sich 
geht 

,,Die  Ausgaben  für  die  A.zwecke  sind 
nicht  als  Last,  sondern  nur  als  notwendige 
Spesen    unserer  deutschen  Volkswirtschaft 
ra  betrachten,  die  lUinlich  wie  die  der  Wehr- 
haft dem  Heere  und  der  Marine  gewidmeten 
Posten  unseres  Reichshaushalts  dazu  berufen 
sind,  die  Bedingungen  für  eine  ersprießliche 
wirtschaftliche  Tätigkeit   zu  schaffen.     Sie 
sind  in  hohem  Maße  reproduktiv.^^    (Zahn.) 
Daß   diesen    zahlreichen   Vorteilen   der 
A.  auch  Nachteile  wirtschaftlicher  Natur 
gegenüb€fl«tehen ,   darf   nicht  verschwiegen 
werden.    Es  besteht  zweifelsohne  die  6e- 
Wir,  daß  inmier  weitere  Kreise  mit  mehr 
oder  minder  Berechtigung  das  für  die  Ar- 
beiterbevölkerung   gegebene  Beispiel    auch 
fe  sich  befolgt    wissen   woUen   und  nach 
Staatshilfe  rufen,  im  Vertrauen  auf  welche  die 
Q^ne  Fürsorge  einsclüafen  und  die  Sorglosig- 
keitgesteigert werden  kann.  Bei  den  Kreisen 
*^,  welche    in    die    Zwangsversicherung 
^ts  einbezogen  sind,  kann  das  Vertrauen 
anf  die  Staatshilfe  und  die  Sucht,  Staats- 
^te  zu  bekommen ,  so  groß  werden ,  daß 
Simulationen  immer  zahlreicher  werden  und 
S^ezn  eine  Rentenh^^sterie  sich  geltend 
n*At.    Die   verwickelte   Organisation   der 


A.  ist  auch  insofern  wirtschaftlich  nach- 
teilig, als  ein  enormes  Beamtenheer  zu 
unterhalten  ist.  Man  hat  häufig  darüber 
gestritten,  ob  die  Verwaltungskosten  der 
Privatversicherung  oder  die  der  A.  höher 
sind,  und  für  beide  Behauptungen  hat  man 
Belege  beizubringen  versucht.  Leider  fehlt 
es  an  zuverlässigen  statistischen  Nachweisen. 
Sicher  erscheint  jedenfalls,  daß  eine  Ver- 
billigung  der  Verwaltungskosten  der  A. 
möglich  und  deshalb  mit  allen  Rütteln  zu 
erstreben  ist.    (Vgl.  unten  sub  10.) 

6.  Organisationsfragen.  Ueber  die 
Fragen,  welche  bei  Durchführung  der  Or- 
ganisation einer  A.  zu  lösen  sind,  hen-scht 
bis  heute  keine  allgemeine  Uebereinstim- 
mung. 

Man  kann  vor  allem  verschiedener  An- 
sicht darüber  sein,  ob  es  besser  ist,  durch 
ein  einziges  Gesetz  die  gesamte  A.  zu  regeln 
oder  aber  schrittweise  vorzugehen.  Ebenso 
bedarf  eingehender  Erwägung,  auf  welche 
Kreise  die  Versicherung  auszudehnen  ist, 
ob  etwa  nur  auf  die  industriellen  oder  auch 
auf  die  landwirtschaftlichen  Arbeiter,  ob 
nur  auf  die  in  Fabriken  beschäftigten  oder 
auch  die  als  Heimarbeiter  tätigen,  auf  die 
Dienstboten  usw.  Soll  die  gesamte  Organi- 
sation zentralisiert  oder  dezentralisiert  wer- 
den? Soll  den  Arbeitern  oder  den  Unter- 
nehmern ein  maßgebender  Einfluß  in  den 
Kasseuorganisationen  eingeräumt  werden  ? 
Soll  der  Staat  hier  eine  ausschlaggebende 
Meinung  haben  oder  soll  ein  weitgehendes 
Selbstverwaltungsrecht  der  Beteiligten  ein- 
gerichtet werden?  Weiterhin  kommen  eine 
große  Reihe  von  Fragen  mehr  technischer 
Natiu"  in  Betracht,  insbesondere,  in  welcher 
Art  die  Beitragserhebung  stattfinden  soll, 
ob  im  Wege  des  üml^everfahrens ,  des 
Kapitaldeckungsverfahrens  oder  des  Prämien- 
verfahrens (s.  d.  Art.  „Versicherungswesen*'). 
Auch  über  die  Zulässigkeit  bezw.  Zweck- 
mäßigkeit von  Staatszuschüssen  zur  A. 
herrscht  durchaus  keine  Einstimmigkeit; 
ebenso  wenig  über  die  Art  und  Weise 
der  Verteilung  der  Lasten  auf  Arbeitgeber 
und  Arbeitnehmer.  Soll  weiterhin  die  staat- 
lich eingerichtete  A.  ein  Monopol  haben,  in 
der  Weise,  daß  die  Versicherung  nur  bei 
bestimmten  Kassen  möglich  ist  (Zwangs- 
kassen) oder  daß  den  Versicherten  über- 
lassen wird,  die  Vei-sichening  zu  nehmen^ 
wo  sie  wollen,  wenn  sie  sich  nur  überhaupt 
versichern  (Kassenzwang).  Soll  schließlich 
neben  dem  Versicherungszwang  noch  eine 
freiwillige  Versicherung  zugelassen  werden? 

Die  Antwort  auf  alle  diese  Fragen  muß 
verschieden  lauten,  je  nach  dem  Staat,  in 
welchem,  und  je  nach  dem  Zeitpunkt,  zu 
welchem  eine  Ijösung  versucht  wird. 

An  dieser  Stelle  muß  zunächst  die  Art 
und  Weise  dargestellt  werden,  in  welcher 
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das  Deutsche  Reich  die  Lösung  ver- 
sucht hat. 

7.   Die   deutsche  Organisation.     Die 

DurclifOhrung  des  einen  Gedankens,  welchem 
die  A.  dienen  soll,  schien  nicht  durch  ein 
Gesetzgebungswerk  möglich.  Nicht  als  ob 
der  deutsche  Gesetzgeber  theoretisch  un- 
überwindliche Schwierigkeiten  gefunden 
hätte,  sondern  aus  Gründen  der  Partei- 
politik. Bismarck  war  der  Ueberzeugung, 
,,daß  es  aus  taktischen  Gründen  geboten  ist, 
nicht  (las  ganze  ins  Auge  gefaßte  Reform- 
werk von  Haus  aus  gleichzeitig  in  Angriff 
zu  nehmen,  sondern  nach  dem  Gnmdsatze 
<iui  trop  embi-asse  mal  etreint,  vorerst  die 
Legung  des  Fundaments  zu  dem  zukünftigen 

Gebäude    zu    erstreben" „Wollte   die 

Reichsregiening"  —  so  schrieb  Bismarck 
am  29.  November  1881  —  ,,gegenwärtig  mit 
dem  gesamten  Plane  der  sozialen  Neu- 
organisation gleichzeitig  hervortreten,  so 
würden  zahlreiche  Gesellscliaftskreise  durch 
die  Größe  der  bevorstehenden  Aufgaben  ab- 
geschreckt und  zur  Opposition  getrieben 
werden.  Das  Gebiet  der  sozialen  Reform 
muß  dalier  schrittweise  nach  und  nach  be- 
treten weiden,  gemäß  jener  bewährten 
Maxime  der  savoyischen  Dynastie,  welche 
ein  Gebiet,  das  sie  sich  zu  unterwerfen 
trachtete,  mit  einer  Artischoke  verglich, 
die  nicht  mit  einem  Bissen,  sondern  nur 
blattweise  inkorj)oriert  werden  könne." 

So  kann  man  wohl  mit  Recht  sagen, 
daß  nur  die  ]K)litischen  Parteiverhältnisse 
Deutschlands  es  verschiddet  haben,  wenn 
wir  statt  einer  A. Gesetzgebung  aus  einem 
Guß,  statt  einer  einheitlichen  Organisation 
eine  nur  schwer  übersichtliche  Vielheit  von 
Organisationen  haben,  „daß  die  verschiedenen 
Zweige  der  A.  zerliackt  und  infolgedessen 
unwirtschaftlich  neben-  und  auseinander- 
stehen."   (Schäffle.) 

Schon  aus  diesen  Tatsachen  ergibt  sich, 
daß  die  drei  vorhandenen  Zweige  der  deut- 
schen A.  getrennt  behandelt  werden  müssen 
(vgl.  d.  Artt.  „Krankenversicherung",  „Unfall- 
versichening*',  „Invalidenversicherung*').  Im 
Rahmen  dieses  Artikels  ist  nur  ein  kurzer 
systematischerUeberblick  über  die 
gemeinsamen  Züge  aller  drei 
Zweige  möglich. 

Vor  allem  sind  den  verschiedenen  Zwei- 
gen gemeinsam  die  Zwecke  und  Folgen 
wirtschaftlicher  Natur  (vgl.  oben  sub  3). 
Hauptaufgabe  ist,  die  materiell  nachteilige 
Folge  der  Erwerbsunfähigkeit  oder  -Unmög- 
lichkeit wenigstens  notdürftig  zu  beseitigen. 

Der  Personenkreis,  welcher  von  den 
verschiedenen  Vereicherungsarten  erfaßt  wird, 
gehört  vorwie^nd  der  Arbeiterbevölkerung 
an,  ohne  daß  jedoch  im  einzelnen  dieselben 
Arbeitergrupi)en  von  den  einzelnen  Zweigen 
erfaßt  werden.    Das  geht  schon  daraus  her- 


vor, daß  im  Jahre  1903  von  den  in  Deutsch- 
land lebenden  58,6  Millionen  10,9  Millionen 
gegen  Krankheit,  13,6  Millionen  gegen  Alter 
und  Invalidität  und  17,9  Millionen  gegen 
Unfall  versichert  waren.  Aber  mindestens 
zwei  Dritteln  der  gesamten  deutschen  Lohn- 
arbeiter kommen  alle  drei  Versicherungs- 
zweige zugute.  Gemeinsam  ist  diesen  wei- 
terhin, daß  sie  auch  andere  als  Arbeiter 
umfassen,  insbesondere  Betriebsbeamte  und 
ev.  auch  kleine  Unternehmer.  Staatsange- 
hörigkeit und  Geschlecht  haben  regelmäßig 
keinen  Einfluß  auf  die  Versicherung,  viel- 
mehr unterstehen  ihr  Deutsche  wie  Aus- 
länder, Männer  wie  Frauen  in  gleicher 
Weise.  Auch  das  Alter  ist  regelmäßig 
ohne  Belang,  abgesehen  von  der  Invalideo- 
versicherung,  unter  welche  Personen  %rst  mit 
Ueberschreitung  des  16.  Lebensjahres  fallen. 

Noch  weniger  Uebereinstimmung  herrscht 
hinsichtlich  der  Versicherungsträger, 
der  Organisationen,  welche  die  Verwaltung  der 
A.in  Händen  haben.  JederVersicherungszweig 
hat  hier  seine  besonderen  Einrichtungen: 
bei  der  Krankenversicherung  ist  ein  System 
von  Krankenkassen  vorhanden,  in  denen  die 
Arbeiter  vorherrschen,  Träger  der  ünfedl- 
versicherung  sind  in  der  Hauptsache  die  Be- 
rufsgenossenschaften (s.  d.  Art),  welche  fast 
ausschließlich  unter  dem  Einfluß  der  Unter- 
nehmer stehen,  während  die  hauptsächlichsten 
Träger  der  Alters-  und  Invalidenversicherung 
die  Landesversicherungsanstalten  sind.  Ge- 
meinsam ist  allen  diesen  Organen  lediglich 
das  mehr  oder  weniger  ausgedehnte  Recht 
der  Selbstverwaltung.' 

Die  so  wesentlich  verschiedenen  Ver- 
sicherungsträger ^währen  auch  wesentlich 
verschiedene  Leistungen  im  Falle  der 
Krankheit,  des  Unfalls,  der  Invalidität  usw., 
wie  dies  in  der  Natur  der  Sache  liegt,  da  ee 
sich  bald  um  ganz  kurze  vorübei^hende 
Erwerbsunfäliigkeit  handelt,  bald  um  völlige 
Vernichtung  der  Persönlichkeit.  Der  Umfang 
aller  Leistungen  ist  im  Gesetz  genau  vor- 
geschrieben ;  sie  sind  einer  vertra^mäßigen 
Beschränkung  oder  Aufhebung  ebenso  wie 
einem  Verzicht  entzogen  und  unterliegen 
im  allgemeinen  dem  Verbot  der  Uebertra^- 
barkeit  und  Pfändbarkeit  Auch  sind  sie 
nicht  den  Leistungen  der  Armenpflege  gleich- 
gestellt. 

Bei  der  Aufbringung  der  Mittel 
kommen  alle  drei  obenangeführten  technischen 
Verfahren  in  Anwendung.  Ebenso  herrscht 
bei  den  einzelnen  Zweigen  eine  große  Ver- 
schiedenheit in  der  Art  und  Weise  der  Be- 
teiligung der  Arbeiter  bezw.  Arbeitgeber, 
bezw.  des  Staates.  Die  Mittel  der  Ünfali- 
veraicherung  werden  vollkommen  von  den 
Unternehmern  aufgebracht,  die  der  Alters- 
und Invalidenversicherung  je  zur  Hälfte  von 
Arbeitern  und  Arbeitgebern,  abgesehen  von 
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einem  zu  jeder  Rente  hinzutretenden  Reichs- 
zuschufi,  während  bei  der  Krankenversiche- 
rung die  Arbeiter  */3,  die  Arbeitgeber  Vs 
der  Beiträge  zu  leisten  haben. 

Schon  hieraus  ergibt  sich  ohne  weiteres,daß 
in  derB  e  t  ri  e  b  s  V  e  rwal  t  u  n  g  kaum  wesent- 
liche Analogieen  unter  den  drei  Versicherungs- 
zweigen  vorhanden  sind,  welche  sich  übrigens 
durchaus  nicht  gegenseitig  ausschließen.  Der 
innere  Zusammenhang  zwischen  Krankheit, 
Unfall,  Invalidität  und  Alter  bringt  es  viel- 
mehr mit  sich,  daß  eine  mehr^he  Fürsorge 
aus  demselben  Grund  eintreten  kann,  während 
auf  der  anderen  Seite  zu  beachten  ist,  daß 
das  Versicherungsnetz  durchaus  nicht  so  dicht 
ist,  daß  etwa  in  allen  Fällen  der  Erwerbsun- 
fähigkeit eine  Versicherungsfürsorge  eintritt. 

Hervorzuheben  ist  schließlich  noch  die 
UebereinstinmiuDg  in  der  ünentgeltlichkeit 
des  Gerichtsverfahrens  vor  den  Ver- 
acherongsbehörden.    Die  Kosten  des  Fest-  | 
steiluDgs-,  Beschwerde-  und  Streitverfahrens  j 
vor  den  verschiedenen  Instanzen  fallen  in  der , 
Hauptsache  den  Versicherungsträgern,  dem  i 
Bundesstaat  und  dem  Reiche  zur  Last.    Ein  | 
Zwang,  sich  durch  einen  Rechtsanwalt  ver-  1 
treten  zu  lassen,  besteht  an  keiner  Stelle  des  ge-  i 
samten  Verfahrens.  Die  Versicherten  können 
sich  jedoch  eines  Bevollmächtigten  bedienen. 

8.  Ausländische    Organisation.     Die ' 
ausländische  Organisation  steht  insofern  weit 
zurück  hinter  der  deutschen,  als  das  Aus- 
land nur  in  beschränktem  umfange  eine  A.  i 
in  engerem  Sinne,  also  mit  Zwang,  kennt.  | 
Aber  selbst  in  den  Ländern ,   in   welchen , 
eine  Zwangs- A.   vorhanden    ist,    fehlt   die 
wichtige  Invaliden-  und  Altersversicherung, 
welche  bisher  nur  im  Deutschen  Reiche  zu , 
finden  ist    Schon  daraus  ergibt  sich,  daß 
die  A.  des  Auslands  von  keiner  großen  Be- 1 
deutung  für  die  theoretische  Erörterung  des 
Problem«  der  A.  ist 

Bei  der  ausländischen  Organisation  lassen 
sich  drei  Systeme  unterscheiden, 

1.  das  der  freiwilligen  Versicherung, 

2.  das  der  Zwangsversicherung  und 

3.  ein  gemischtes  System. 

Bei  dem  System  der  fr  e  i  w  i  1 1  i  ge  n  Ver- 
sicheruDg  bleibt  es  den  Arbeitern  wie  den 
Unternehmern  überlassen,  einer  privaten  Ver- 
achenmgsveranstaltung beizutreten,  oder  eine 
folche  ins  Leben  zu  rufen.  Dieses  System 
J8t  beispielsweise  in  Ghx)ßbritannien  und  in 
^  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika 
^  Hause.  Hier  gibt  es  keinerlei  Ver- 
acherungszwang.  Jeder  muß  da  für  sich 
*Ib8t  sorgen,  sowohl  in  bezug  auf  die  Für- 
?*ge  bei  KrankheitsfiÜlen,  bei  Unfällen  wie 
"»  Falle  der  Invalidität  oder  des  Alters. 
^•Uröche  Kasseneinrichtungen  der  Arbeiter 
™en  sich  hier.  (Vgl.  Art  „Hilfskassen".) 
Wei  büden  nicht  nur  die  eben  erwähnten, 
•'wiemauch  noch  andere  Fürsorgeflüle  Gegen- 


stand einer  Versicherung.  Andererseits  be- 
teiligen sich  die  Unternehmer  bei  privaten  Ver- 
sicherungsanstalten, um  sich  gegen  das  Haft- 
pflichtrisiko  zu  decken,  welches  sie  bei  ge- 
wissen Unglücksfällen  ihrer  Arbeiter  zu  tragen 
haben.    (Vgl.  Art  „Haftpflichtversicherung*'.) 

Das  System  der  Zwangsversiche- 
rung, zusammen  mit  staatlich  geschaffenen 
öffentlichen  Versicherungsorganen,  also  die  A. 
im  engeren  Sinne,  kann  naturgemäß  in  ihren 
Einzelteilen  die  verschiedensten  Arten  auf- 
weisen. Es  ist  bereits  hervorgehoben  worden, 
daß  kein  ausländischer  Staat  auch  nur  an- 
nähernd seiner  A.  den  Umfang  der  deutscheu 
gegeben  hat  Dies  gilt  insbesondere  für  die 
deutsche  Alters-  und  Invalidenversicherung, 
welche  bisher  eine  Nachahmung  noch  nicht 
gefunden  hat  Nur  Entwürfe  und  An- 
r^ungen  zu  einer  solchen  liegen  vor,  in 
Frankreich,  Holland,  England  usw.  Dies 
gilt  aber  auch  für  die  beiden  anderen  im 
Ausland  nachgeahmten  Zweige  der  Kranken- 
und  Unfallversicherung  in  bezug  auf  den 
versicherten  Personenkreis  und  die  Leistungen 
dieser  beiden  Zweige. 

Bei  dem  gemischten  System  kann 
in  verschiedener  Weise  ein  Nebeneinander- 
bestehen zwischen  der  freier  persönlicher 
Entschließung  überlassenen  Versicherungs- 
möglichkeit und  einem  Versicherungszwang 
vorhanden  sein,  sowie  zwischen  privaten  und 
öffentlichen  Versicherungsorganen.  Ein  gutes 
Beispiel  hierfür  ist  die  italienische  Unfall- 
versichenmg.  In  Italien  müssen  die  Unter- 
nehmer sich  an  der  Unfallversicherung  be- 
teiligen. Es  ist  ihnen  aber  überlassen,  was 
für  eine  Art  Versichenmgsorgan  sie  sich 
auswählen  wollen. 

9.  Verbreitimg  (Statistik  der  dent- 
schen  A.). 
I.   Umfang  der  Arbeiterversichernng. 


Jahr 


1885 
1886 
1887 
1888 
1889 
1890 
1891 
1892 
1893 
1894 
1895 
1896 
1897 
1898 
1899 
1900 
1901 
1902 
1903 


Gesamt- 
bevölke- 
rung 


46  707  000 

47  134000 

47  630  000 

48  168000 

48  717000 
49241  000 

49  762  000 

50  266  000 
50757000 
51339000 
52001  000 
52  753  000 
53569000 
54406000 

55  248  000 

56  046  000 
56  862  000 
57730000 
58614000 


1.  Kran- 
kenver- 
sicherung 


Versicherte 
2.  Unfall- 
versiche- 
_rnns_ 


4670959 
4944212 

5  220  782 
5790431 

6  557  336 
7018483 

7  342  958 
7  427  699 
7  574  942 

7  756  686 
8005797 

8  443  049 
8865685 

9  325  722 
9  742  259 

10159155 
10  319  564 

10  914  933 


3251  000 
3821  000 
4  121  000 
10353000 
13374000 
13680000 
16515  000 
16  514000 
16618000 
16691  000 
16889000 

16  105  000 
16447  000 
16746000 

17  104000 
17  392  000 
17366000 
17  582000 
17965000; 


3.  Inva- 
lidenver- 
sicherung 


1 1  490  200 
1 1  650  400 
II  812800 

11  977  500 

12  144  500 
12  313  800 
12485  500 
12  659600 

12  836  100 

13  015  100 
13  196600 
13  380600 
13  567  200 
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1885 
1890 
1896 
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1903 
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10.  Reformbestrebiingeii.  Was  einzelne        Bei  der  praktischen  Erledigung  der  Ver- 
weitblickende  Nationalökonomen  schon   bei  einheitlichung  dürften,  wozu  zahlreiche  An- 
Einführung    unserer   A.   gefordert    hatten,  zeichen  bereits  jetzt  schon  vorliegen,  parlei- 
nämlich  eine  einheitlicheRegelungan  politische  Gesichtspunkte  völlig  in  den  Vorder- 
Steile  von  mehreren  Gresetzen,  steht  zurzeit  grund   treten,   indem   die  Arbeiter   eifrigst 
im  Mittelpunkt  der  Erörterung  bei  den  ver-  danach  drängen,  möglichst  in  allen  Organi- 
schiedensten  Regierungsbehönäen.    Die  Ver-  sationen   die   unumschränkte   Vorherrschaft 
einfachung  und  Vereinheitlichung  der  deut-  dadurch  zu  erlangen,  daß  sie  ein  für  sie 
sehen  A.  und  damit  zugleich  eine  wesent-  möglichst  günstiges  Stimm  Verhältnis  in  den 
liehe  Verbilligung  gehören  zu  den  wesent-  Kassenorganisationen  fordern, 
liehen  sozialpolitischen  Programmpunkten  des        Die  österreichische  Regierung  hat  Ende 
Reiches,  mit  der  sich  bereits  1895  das  Reichs-  1904  ein  Programm  für  die  Reformen  und 
amt  des  Innern  beschäftigt  hat    Es  herrscht  den  Ausbau  der  A.  veröffentlicht,  ohne  daß 
jedoch    weder  über  die  prinzipiellen   noch  diesesjedochAussichtauf  Verwirklichung  hat. 
speziellen  Fragen  einer  solchen  vereinfachen-        11.  Ansdehnangsbestrebnngen.    Wäh- 
den  Reform  irgend  welche  Uebereinstimmung.  rend  so  die  Frage  einer  besseren  Organisation 
Während  auf  der  einen  Seite  (Menzel)  der  der  bestehenden  Versicherungszweige  keines- 
Einwand  erhoben  wird,  daß  durch  eine  Ver-  wegs  gelöst  ist,  wird  insbesondere  in  Deutsch- 
schmelzung der  verschiedenen  Versicherungs-  land  eine  Ausdehnung  der  A.  nach  denver- 
zweige  der  ganze  technische  Aufbau  über  schiedensten  Richtungen  hin  gefoi-dert. 
den   Haufen   geworfen    und    der    bisherige        Am  meisten  Aussicht  auf  Erfolg  dürfte 
Boden  der  Arbeiterfürsorge  verlassen,  diese  die    Einführung     einer     Witwen-     und 
alsdann    überhaupt   aufhören    werde,    eine  Waisenversicherung   haben,    wie   sie 
Versicherung     im     Rechtssinne     zu     sein,  schon  bei  Begründimg  des  ersten  A.-Gesetz- 
woUen  andere  (Bödiker,  Düttmann,  v.  Land-  entwurfs  ins  Auge  gefaßt,  aber  insbesondere 
mann)    zwar   ebenfalls   keine   Fusionierung,  aus     finanziellen     Gründen     zurückgestellt 
aber  doch  wenigstens  eine  organisatorische  worden  war  (vgl.  Art.  „Witwen-  und  Waisen- 
Verbindung    der   einzelnen    Versicherungs-  versicherung'S)    Weit  weniger  Aussicht  auf 
zweige,  ohne  daß  jedoch  unter  den  einzelnen  Verwirklichung    hat    die    Forderung    einer 
Autoren  hier  irgend  welche  Einigkeit  vor-  Arbeitslosigkeits Versicherung     (s. 
handen  ist  d.  Art).    Als  gescheitert  anzusehen  ist  die 
Besonders    zu   beachten   sind   die    Vor-  Fordenmg     einer     zwangsweisen     Hand- 
schläge   von    Bödiker    und    Freund.     Der  werkerversicherung(s.  d.  Art.);  voraus- 
eretere    verlangt    Verbindung    der   Renten-  sichtlich  dürfte  die  bereits  jetzt  vorhandene 
Versicherung,     nämlich    der    Unfall-,    In-  Möglichkeit  einer  freiwilligen  Versicherung 
vaiiden-    und    Altersrente;    nur    lose    An-  zugunsten   der  Handwerker   weiter  aiisge- 
gliederung  der  Krankenversicherung ;  bei  der  staltet  werden.    Aehnlich  verhält  es  sich  mit 
Invalidenversicherung  die  Beseitigung   der  den  Fordenmgen  einer  Privatbeamten- 
Beitragsmarke,  weiterer  Kapitalansprüche  und  Versicherung  (s.  d.  Art)  in  Deutschland, 
der  Abrechnung  unter  den  Anstalten ;  femer  während    für  Einführung  einer  solchen  in 
^derung    der    2^ahl    der    Vorstände   der  Oesterreich    bereits    mehrere    Gesetzesvor- 
Schiedsgerichteund  Vertrauensmänner;  Ver-  schlage  dem  Parlament  unterbreitet  worden 
einiaehnng  des  Verfahrens  und  Minderung  sind.    Schließlich  ist  noch  die  insbesondere 
^r  Kosten.  —  Freund  stellt  folgende  Phasen  in  den  Kreisen  der  Frauenbewegung  neuer- 
lür ein  Reformprogramm  auf :  1.  Verschmel-  dings     geforderte     Mutterschaftsver- 
WDg  der  Krauken  Versicherung  mit  der  In-  Sicherung  anzuführen,  zu  welcher  Ansätze 
^den Versicherung  in  den  I^ndesversiche-  bereits  in  der  Arbeiter-Krankenversicherung 
rangs-Anstalten  unter  gleichzeitiger  Schaffung  vorhanden    sind    (vgl.  Art.   „  Mutterschaft  s- 
eines  lokalen  Unterbaues  in  den  A.ämtem.  Versicherung^'). 

i  Die  Einführung  der  Witwen-  und  Waisen-         Ueber    den    Standpunkt    der   deutschen 

Versicherung    und    Uebertragung    auf    die  Reichs  Verwaltung     ge^nüber    diesen 

I^desversichenmgs- Anstalten.    3.  Weiterer  Ausdehnungsbestrebungeu  orientiert  die  viel- 

Ausbaoder  A  Amter  zum  lokalen  Verwaltungs-  fach  angeführte  Rede  des  Staatssekretärs  des 

^^fgan  der   Unfallversicherung.      4.   Ueber-  Innern,  Grafen  von  Posadowsky  im  Früh- 

^ng    der    Unfallversicherung    auf    die  Jahr  1905. 

[^Klesversicherungs- Anstalten.  Besonders  „Gewiß  kann  als  große  Tat  des  deutschen 
?^vorzuheben  ist  aber,  daß  Freund  die  Volkes  die  in  neuerer  Zeit  erfolgte  sozial- 
jetzige  Verteilung    des   Stimmverhältnisses  politische  Gesetzg^ebung  angesehen  werden,  die 

mdeoKrankenkassen, nämlich  2/3  Versicherte  t*^^  ^'^J^^^fr^."^!'*?.  ^^^  7r  H.?  ^?'?^'  *?.^"/.^ 

"fi<i^  3  Arbeitgeber  sozialpolitisch  unbedingt  keine  Sei bstöndigkeit  ennöghcht  wirf,  und  die 

vpnri.^   ^^iISlu     .°"f^"~i^""*^"    •     u«ir?  verhältnismäßig   wenig   Aussicht    haben,    selb- 

IT^  vielmehr  jeder  Gruppe  die  Hälfte  ständig  zu  werden.   Aber  jeder  Einsichtige  muß 

"« kommen  gebe  und  auch  je  f  2  der  Lasten  zugestehen,  daß  damit  gleichzeitig  ein  gewagter 

««Wegeu  wilL  Schritt  in  wirtschaftlicher  Beziehung  getan  ist. 
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Dazu  kommt,  daß  kaum  in  einem  Menschenalter 
diese  Gesetzgebnn&f  in  allen  Teilen  zur  voll- 
ständigen Darchführnng  gelangen  kann.  Ich 
^ehe  auf  dem  Standpunkt,  daß  die  sozial- 
politische Gesetzgebung  für  unser  deutsches 
Volk  einen  ungeheueren  Segen  gfebracht  hat. 
In  dieser  Beziehung  steht  das  deutsche  Volk 
auf  einer  ungeahnten  Höhe  gegenüber  anderen 
Völkern.  Aber  auch  jedes  Lichtbild  hat  seine 
bedenklichen  Schattenseiten,  die  in  der  üeber- 
spannung  des  Versicherungsprinzips  im  ganzen 
bestehen.  Schon  jetzt  treten  Erscheinungen 
hervor,  die  einen  Mangel  an  Energie  bekunden, 
«ine  Schwäche,  nicht  durch  Zusammenraffung 
seiner  Kräfte  eine  Existenz  zu  begründen,  Hondem 
sich  auf  die  Rente  zu  verlassen,  die  geradezu 
zu  einer  fixen  Idee  wird  und  sich  als  höchstes 
Olück  darstellt,  die  man  mit  allen  rechten  und 
unrechten  Mitteln  erlangen  möchte.  Man  muß 
sich  aber  weigern,  einen  Weg  zu  gehen,  der 
aus  Deutschland  eine  große  Versicherungsanstalt 
macht.  So  etwas  kann  man  sich  wohl  in  Neu- 
seeland erlauben.  Wenn  man  in  einem  so  großen 
Staatswesen  wie  Deutschland  fortwährend  neue 
Versicherungszweige  einführt,  so  möchte  ich 
fragen,  was  denn  noch  übrip:  bleibt,  was  nicht 
versichert  ist  Es  bleibt  als  NichtVersicherter 
schließlich  nur  noch  der  von  seinem  Geschäft 
zurückgezogene  Rentier  übrig.  Ob  dieser  Teil 
unserer  Bevölkerung  aber  die  Kraft  unserer 
Nation  darstellt,  ist  fraglich.  Wer  selbständig 
sein  will,  muß  auch  die  Kraft  haben,  für  seine 
Zukunft  zu  sorgen,  der  muß  auch  das  Risiko 
seines  Geschäfts  übernehmen.  Wenn  wir  durch 
Staatsfürsorge  dieses  Risiko  abschwächen  und 
«uf  die  Gesamtheit  übernehmen,  so  würden  wir 
unserem  Volke  die  wichtigsten  Wurzeln  seiner 
Kraft  rauben. 
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1.  Allgemeines.  2.  A.  in  den  Vereinigten 
Staaten.  3.  A.  in  England.  4.  A.  in  der  Schweiz. 
5.  A.  in  Frankreich.  6.  A.  in  Oesterreich,  Belgien, 
Spanien,  Italien,  Dänemark,  Schweden  und  Nor- 
wegen.   7.  A.  in  Deutschland. 

1.  Allgemeines.  A.,  auch  Arbeitsbureaus 
oder  arbeitsstatistische  Aemter  genannt,  sind 
staatliche,  gelegentlich  auch  kommunale 
Spezialbehörden,  denen  sozialpolitische  Auf- 
gaben, insbesondere  der  arbeitsstatistische 
Dienst,  gelegentlich  aber  auch  direkte  Ver- 
waJtungsaufgaben,  wie  die  zentrale  Leitung 
der  Fabrik-  xmd  Wohnungsinspektion,  die 
Begutachtung  und  Vorschläge  von  Gesetz- 
entwürfen und  Verordnungen  gewerbe- 
P|Olitischen  Inhalts  u.  dei^l.  m.,  übertragen 
sind.  Eine  von  der  Theorie  wie  von 
arbeiterfreundlichen  Parteien  schon  seit  langer 
Zeit  aufgestellte  Forderung  ist  die  der  Er- 
richtung von  solchen  vollmachtsreichen 
staatlichen  Organen,  in  denen  die  Beauf- 
sichtigung der  Gewerbe  vereinigt  ist,  die 
den  staatlichen  Arbeiterschutz,  das  Arbeiter- 
bildungswesen,  den  Arbeitsnachweis,  die 
Wohnungsfürsorge  zu  beaufsichtigen  und 
fortzubilden  und  namentlich  die  Sammlimg 
und  Bearbeitung  statistischer  Daten  auf  allen 
Gebieten  der  Sozialstatistik  zu  übernehmen 
und  zu  vervollkommnen  haben.  Auch  der 
Wunsch  ist  weit  verbreitet,  den  Wirkungs- 
kreis dieser  Behörden  so  auszudehnen,  dafi 
sie  gleichsam  i^ntralstellen  der  Sozialpolitik 
werden,  was  natürlich  nur  auf  dem  W^ge 
möglich  ist,  daß  anderen  Zentralbehörden 
gewisse  Aufgaben  kreise  abgenommen  und 
insonderheit  die  Arbeiterstatistik  aus  dem 
übrigen  statistischen  Dienste  ausgelöst  wird. 
Man  erhofft  von  der  größeren  Selbständigkeit 
der  neuen  Behörden  oder  dem  weiteren  Aus- 
bau bereits  vorhandener  sozialstatistischer  Ab- 
teilungen bestehender  Behörden  eine  ^rMere 
Verbreitung  und  Vertiefung  unserer  Kennt- 
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Disse  über  die  Lage  der  arbeitenden  Klassen, 
einen  lebhafteren  Reformeifer  in  der  sozial- 
politischen Gesetzgebung  und  eine  wirksamere 
imd  einheitlichere  Gestaltung  der  Gewerbe- 
und  Wohnungspolizei.  Man  übei-sieht  aber 
vielfach  dabei,  daß  solchen  Plänen  auch 
mancherlei  Schwierigkeiten  entgegenstehen. 
Einmal  stößt  man  stets  auf  Widerstände, 
wenn  es  sich  danmi  handelt,  den  bisherigen 
Mini.sterien  Aufgaben  abzunehmen,  denen  sie 
bisher  im  Zusammenhang  mit  anderen  gerecht 
zu  werden  suchten.  Es  kann  nicht  ausbleiben, 
^laß  es  zu  Komi)etenzstreitigkeiten  kommt, 
infolge  deren  die  Einheitlichkeit  der  Gesetz- 
gebung und  Verwaltung  leidet.  Bei  einer 
bundesstaatlichen  Organisation  steht  auch 
die  landesgesetzliche  Zereplitterimg  und  die 
Dezentralisierung  der  Verwaltung  im  Wege. 
Zum  andern  ist  die  Durchführung  der  ge- 
wünsi'hten  Reform  um  deswillen  nicht  so 
einfach,  wie  man  gewöhnlich  annimmt,  weil 
eine  Verbindung  des  statistischen  Dienstes 
mit  direkter  Verwaltung  und  Gesetzesvor- 
l>ereitung  die  wissenschaftliche  Neutralität 
der  stati.stLschen  Erhebungen  und  Enqueten 
ff»?fälirden  kann,  und  treffliche  Statistiker  noch 
lange  nicht  brauchbare  Gesetzgeber  und  Ver- 
waltuugsbeamte  zu  sein  brauchen.  Für  den 
Statistiker  ist  die  statistische  Wahrheit  Selbst- 
zweck, für  den  Politiker  oft  nur  Mittel  zum 
Zweck.  In  dem  Augenblick,  wo  der  zünftige 
.Statistiker  daran  geht,  seine  Erhebungen 
mit  Nutzanwendungen  und  Vorschlägen  zu 
verbinden,  wird  er  verführt,  das  neutrale  Ge- 
biet, das  ihm  eigen  ist,  zu  verlassen.  Die 
Verwertung  aber  der  Statistik  in  der  Politik 
zeitigt  gar  zu  leicht  die  Gefahr,  daß  man 
die  UnbeEangenheit  bei  der  AufsteUung, 
Gruppierung  und  Benutzung  des  Zahlen- 
materials anzweifelt  Im  gewöhnUchen  Leben 
sagt  man  gerade  im  Hinblick  auf  solche 
Erscheinungen  nicht  ganz  mit  Unrecht,  „mit 
der  Statistik  ließe  sich  alles  beweisen^'. 

Wahrscheinlich  sind  es  solche  oder  ver- 
irandte  Erwägungen  gewesen,  die  es  er- 
klären, daß  bisher  nirgjends  die  Errichtung 
von  A.  in  ihrer  erweitertem  Form  zuge- 
standen worden  ist  Die  vorhandenen  A., 
?l«chgültig,  welchen  Namen  sie  tragen, 
5^nd  auch  heute  noch  im  wesentlichen  mehr 
'jder  minder  selbständige  Aemter  für  Arbeits- 
^stik,  also  statistische  Behörden.  Ihren 
Charakter  als  Behörden  zeigen  sie  darin, 
'laß  sie  aus  öffentlichen  Mitteln  finanziert 
▼erden,  von  Staatsbeamten  geleitet  sind,  und 
*Jaß  sie  meistens  auch  die  Berechtigimg  haben, 
'fe  Erteilung  der  geforderten  Auskunft  und 
•\achwei«rangen  von  den  anderen  Behörden 
^  verlangen  und  von  Privatpersonen  unter 
Androhung  vonOrdnungsstrafen  zu  erzwingen. 
In  einigen  Staaten  hat  man  ihnen  sogar  das 
Itecht  verliehen,  wie  die  Gerichte  Zeugen 
^^  Wen  und  zu  vereidigen. 


2.   A.  in   den  Vereinigten  Staaten.    Mit 

der  Gründung  von  der  Arbeitsstatistik  ge- 
widmeten Aemtem  sind  die  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  vorangegangen  und  zwar  zuerst 
in  den  Eiuzelstaaten.  Im  Jahre  1869  wurde 
das  erste  derselben  für  Massachusetts  errichtet, 
und  diesem  Beispiele  folgte  eine  Reihe  von 
anderen  Staaten,  so  deSi  gegenwärtig  31  dieser 
Aemter  in  Tätigkeit  sind.  Außer  diesen  besteht 
seit  1884  in  Washington  ein  arbeitsstatistisches 
Zentralbnrean  für  den  Gesamtstaat.  Ursprüng- 
lich war  es  dem  Departement  des  Innern  unter- 
stellt, seit  1888  ist  es  aber  ein  selbständiges 
Departement  unter  dem  Namen  „United  States 
Departement  of  Labor".  1903  wurde  das  De- 
partement of  Labor  dem  neu  gegründeten  De- 
partement of  Commerce  and  Labor  augegliedert. 
Diese  Zentralstelle  gibt  seit  1895  auch  eine  für 
die  breiten  Volksschichten  bestimmte  Zeitschrift, 
das  Bulletin  of  the  Departement  of  Labor,  her- 
aus. Dnrch  die  Erweiterung  der  Zentralstelle 
erhielt  man  eine  selbständige,  allen  seine  volle 
Objektivität  etwa  beeinträchtigenden  EinÜüssen 
entrückte,  Behörde.  Die  einzelstaatlichen  Aemter 
der  Art  sind  teils  von  den  übrigen  Verwaltungs- 
ämtem  ganz  getrennt,  teils  ist  der  arbeitsstatis- 
tische  Dienst  anderen  Stellen  eingegliedert.  Die 
Wirksamkeit  der  Aemter  erschöpft  sich  vor- 
wiegend in  arbeitsstatistischen  Aufnahmen  und 
deren  Veröffentlichung,  hier  und  da  sind  ihnen 
auch  andere  Geschäfte  zugewiesen,  so  die  üeber- 
wachung  der  Arbeiterschutz bestimmnngen,  die 
Vermittlung  bei  Streiks,  die  Wohnuugsinspektion 
(Aufsicht  über  Hotels  und  Uuterkunfthäuser), 
die  Gründung  unentgeltlicher  Arbeitsnachweis- 
stellen, und  in  mehreren  Staaten  geht  auch  die 
statistische  Tätigkeit  der  Aemter  über  die 
eigentliche  Arbeiterstatistik  hinaus  und  umfaCt 
auch  die  allgemeine  Statistik  der  Gewerbe,  der 
Landwirtschaft,  des  Bergbanes  usw. 

Die  Gegenstände,  auf  welche  sich  die  statis- 
tischen Ermittlungen  und  Veröffentlichungen  be- 
zogen, sind  also  sehr  mannigfaltige.  Nach  Schön- 
berg, dem  rührigsten  deutschen  Vorkämpfer  für 
die  Errichtung  von  A.,  waren  die  hauptsäch- 
lichsten folgende:  die  Kinderarbeit  in  Fabriken; 
die  Erziehung  von  Kindern,  welche  in  der  In- 
dustrie beschäftigt  werden ;  die  Verhältnisse  der 
Tenementhäuser   und  der  W^ohnungen   niedrig 

felohnter  Arbeiter  in  den  Städten;  die  Streiks: 
ie  Kosten  des  Lebensunterhalts ;  die  Sparkassen 
und  ihr  Verhältnis  zum  Wohlstand  des  Volkes; 
die  Arbeitszeit;  Löhne  und  Verdienst,  Gewinn- 
beteiligung; die  Lage  der  Fabrikarbeiter;  die 
moralische,  wirtschaftliche  und  gesundheitliche 
Lage  der  weiblichen  Arbeiter ;  das  Trucksystem 
Unfälle  in  den  Fabriken;  das  Genossenschafts- 
wesen; Ge  werk  vereine;  Schiedsgerichte  und 
Einigungsämter;  vergleichende  Lohn-  und  Preis- 
statistiken in  verschiedenen  Gcj^cnden;  Armut 
und  Verbrechen;  die  Arbeitslosigkeit;  die  Ge- 
föngnisarbeit ;  Trunkenheit  und  Branntwein- 
handel; die  Verbrechen;  die  Ehescheidungen; 
derGesundheitszustand  in  denArbeiterwohnungen 
und  Arbeitsstätten;  die  Wirkungen  bestimmter 
Beschäftigungszweige  auf  die  Gesundheit  der 
Frauen ;  iier  Einflnli  der  Unmäßigkeit  auf  Ver- 
brechen ;  Profit  und  Einkommen ;  die  Haftpflicht 
der  Unternehmer  für  Unfälle;  die  gewerbliche 
Bildung;  die  La^e  der  Grubenarbeiter:  die 
Sonntagsarbeit;  die  GesondheitastatiAtik  aer  in 
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weiblichen  Schuleo  Gradnierten;  Konsomtions- 
statistiken  nsw.  U8w. 

Die  Leistungen  der  verschiedeneu  Arbeits- 
bureaus  sind  natürlich  je  nach  der  Zahl  und 
der  Qualität  der  Beamten  und  den  verfügbaren 
Mitteln  außerordentlich  verschiedene.  Die  Bud- 
gets variieren  zwischen  5000  $  und  192000  $. 
Letztere  Summe  kam  auf  das  Uuionsbureau, 
das  jetzt  mehr  als  100  beschäftigte  Personen 
aufweist.  Aber  auch  sonst  ragt  diese  Zentral- 
stelle, wenn  man  von  dem  statistischen  Bureau 
des  Staates  New- York  absieht,  dem  man  eine 
besonders  ein&:ehende  Streikstatistik  mit  de- 
taillierten Zahlenangaben  auch  über  die  Gewinne 
und  Verluste  der  Arbeiter  und  Unternehmer 
bei  Arbeitseinstellungen  verdankt,  weit  hervor. 
Die  Zentralbehörde,  an  deren  Spitze  ein  Arbeits- 
kommissär (Commissiouer  of  Labor)  steht,  und 
dem  ein  Stab  von  Spezialageuten  und  statistischen 
Experten  beigegeben  ist,  hat  mit  der  Zeit  weit 
über  die  Arbeiterstatistik  hinausgehende  Auf- 
träge und  Befugnisse  erhalten.  So  hat  sie  die 
Herstellungskosten  der  zurzeit  in  den  Vereinigten 
Staaten  zollpflichtigen  Artikel  genau  zu  unter- 
suchen und  ihre  Bestandteile  zu  spezifizieren. 
Zu  den  Pflichten  des  Kommissärs  soll  es  femer 
gehören,  die  Einwirkung  der  Zollgesetze  sowie 
den  EiiifluU  der  amerikanischen  Währunp- 
verhältuisse  auf  die  land\^irtschaftliche  Erwerbs- 
tätigkeit festzustellen  und  darüber  Bericht  zu 
erstatten,  namentlich  insofern,  als  die  hypo- 
thekarische Verschuldung  der  Landwirte  davon 
berührt  wird,  ferner,  was  für  Artikel  unter  dem 
Einflüsse  von  Trustsoder  anderen  kapitalistischen, 
geschäftlichen  oder  Arbeitskoalitionen  stehen, 
und  welche  Einwirkung  solche  Trusts  oder 
sonstige  kapitalistische,geschäftliche  oderArbeits- 
koalitioueu  auf  Produktion  und  Preise  ausüben. 
Der  Arbeitskommissär  ist  endlich  noch  besonders 
beauftragt,  ein  System  der  Berichterstattung 
einzurichten,  durch  welches  er  in  Zwischen- 
räumen von  nicht  weniger  als  2  Jahren  über 
die  allgemeine  Lage  der  hauptsächlichsten  In- 
dustriezweige referiert,  und  an  den  Kongreß 
hat  er  fortlaufend  über  die  Stxeitigkeiten  zwischen 
Kapital  und  Arbeit  die  Ergebnisse  seiner  Wahr- 
nehmungen mitzuteilen.  So  ist  mit  der  Zeit  das 
nordamerikanische  Departement  of  Labor  in 
Wirklichkeit  mehr  eine  volkswirtschaftliche 
Fragen  begutachtende  Behörde  als  ein  bloßes 
arbeitsstatistisches  Amt  fi:eworden. 

3.  A.  in  England.  In  England  be^^chäftigt 
sich  seit  1888  eine  Abteilung  des  Handels- 
ministeriums (Board  of  Trade),  das  in  seiuer 
1893  verfügten  Erweiterung  durch  ein  besonderes 
Arbeitsamt  (Labour  Departement)  die  zweck- 
mäßige Weiterbildung  der  mit  Ausdauer  befür- 
worteten Idee  des  verstorbenen  Unterhausmit- 
gliedes Bradlangh  darstellt,  mit  der  Arbeiter- 
statistik. Dieser  britische  arbeitsstatistische 
Dienst  wurde  unter  ausdrücklichem  Hinweis  auf 
die  amerikanischen  Arbeitsbureaus  und  im  An- 
schluß an  diese  begründet  und  zeichnet  sich  in 
seinen  Publikationen  besonders  dadurch  aus,  daß 
sie  wichtige  sozialhistorische  Daten  enthalten, 
welche  das  in  den  Parlamentsblaubüchern 
zerstreute  wertvolle  Material  sammeln,  er  weitem 
und  fortsetzen.  Als  nächste  Aufgaben  für  die 
Arbeitsstatistik  waren  in  Aussicht  genommen 
worden:  Sichtung  und  Veröffentlichung  der  in 
den   Parlamentspapieren    und    anderen    Publi- 


kationen enthaltenen  arbeitsstatistischen  Daten 
zum  Zwecke  der  Gewinnung  eines  Bildes  von 
der  Entwicklung  der  Lage  der  arbeitenden 
Klassen  in  den  abgelaufenen  Jahrzehnten;  Er- 
gänzung dieser  Statistik  durch  ausländische 
Daten;  Sammlung  und  Bearbeitung  von  sta- 
tistischem Material  über  das  Sparwesen  und  die 
allgemeine  Lage  der  Arbeiter,  über  Lebensmittel- 
preise und  andere  die  arbeitende  Klasse  be- 
sonders berührende  Gegenstände;  Herstellung 
periodischer  Nach  weisungen  über  Löhne,  Arbeits- 
zeit, Arbeitsmarkt;  Zusammenstellung  stati- 
stischer Daten  über  Preise,  Produktionsver- 
hältnisse, Lebensunterhalt  u.  a. 

Der  damalige  Chef  des  Handelsamts,  Mun- 
della, beauftragte  zunächst  den  bekannten  Sta- 
tistiker Giffen  mit  der  Organisation  des  neuen 
Ressorts,  und  diesem  wurde  der  frühere  Gewerk- 
vereinssekretär  Bumett  als  „Labour  Corre- 
spondent''  beigegeben.  Obgleich  sich  bald  zeigte, 
daß  die  dem  Bureau  zur  Verfügung  stehenden 
Hilfskräfte  nicht  ausreichten,  gelang  es  doch,, 
schon  in  den  ersten  Jahren  eine  Reihe  wertvoller 
Publikationen  fertig  zu  stellen:  so  eine  Lohn- 
statistik für  die  Jahre  18H0  bis  1886,  mehrfache 
Berichte  über  die  Trade  Unions,  über  Arbeits- 
einstellungen und  Aussperrungen.  Denkschriften 
über  die  Arbeitszeit,  Über  das  bweatingsystem 
u.  a.  m. 

Im  Jahre  1893  wurde,  wie  erwähnt,  die  Arbeits- 
statistik erheblich  erweitert,  und  seitdem  besteht 
ein  besonderer  selbständiger  Zweig  des  Handels- 
ministeriums mit  drei  verschiedenen  Sektionen 
—  einer  Handels-,  Arbeits-  und  Statistischen 
Abteilung  — ,  die  in  ihrer  Gesamtheit  Sir  Giffen 
als  Geueralkontrolleur  unterstehen,  irnter  ihm 
arbeiten  ein  Kommission  er  for  Labour,  ein  Chief 
Labour  Correspondent,  ein  Arbeitsstatistiker  und 
eine  Anzahl  Hilfskräfte.  Außerdem  sind  Lokal- 
korrespondeuten  in  den  verschiedenen  Teilen  de» 
Landes  bestellt,  die  fortlaufend  an  die  Zentrale 
berichten.  Seit  Mai  1898  gibt  das  Departement 
eine  monatlich  erscheinende  Labour  Gazette,  die 
auf  weite  Verbreitung  in  den  Arbeiterkreisen 
berechnet  ist  und  ebenso  reiches  wie  interessantes 
Material  zur  Kenntnis  der  Arbeiterverhftltnisse 
verbreitet,  heraus.  Im  Jahre  1894  ist  dann  auch 
der  erste  Jahresbericht  des  Arbeitsamtes,  der 
eine  gedrängte  Zusammenstellung  der  wichtig- 
sten Ergebnisse  der  Arbeiterstatistik  g^bt.  er- 
schienen. 

Bei  seinen  Arbeiten  erhält  das  Departement 
Unterstützung  von  seiten  anderer  .staatlicher 
Stellen,  so  vom  Auswärtigen  Amt;  welches  die 
Gesandtschaften  und  Konsulate  zur  Bericht- 
erstattung über  den  Stand  des  Arbeitsmarkts. 
Veränderungen  in  der  Lohnhöhe  und  Arbeits- 
zeit, wichtige  Arbeitsstreitigkeiten.  Vorkomm- 
nisse auf  dem  Gebiete  der  Arbeitsgesetzgebung 
usw.  in  den  wichtigsten  Ländern  angewiesen 
hat;  vom  Kolonialamt  behufs  Beschaffung  ähn- 
licher Nachrichten  aus  den  britischen  Kole- 
nieen ;  vom  Home  Offlee  durch  Mitteilungen  und 
Nach  Weisungen  in  Beziehung  auf  die  Hand- 
habung der  Arbeiterschutzgesetzgebung,  die 
Statistik  der  Betriebsunfälle,  von  dem  Chief 
I  Registrar  of  Friendly  Societies  durch  periodische 
!  Nachrichten  über  Veränderungen  im  Bestände  der 
registrierten  Fach-  und  Hilfsvereine:  vom  Land- 
;  wirtschaftsamt  durch  Mitteilungen  ttoer  die  Lage 
'  der  Landwirtschaft   und   der   dazn  gehQrigOi 


Arbeitsämter 


173 


Arbtriter  usw.  Anüerdem  hat  sich  das  Departe- 
ment mit  zahlreichen  fachlichen  Verbänden  der 
Arbeitgeberand  Arbeitnehmer,  Handelskammern 
ii<w.  zum  Zwecke  der  Erlangung  periodischer 
Nachweisnngen  über  yerschiedene,  die  Aufgaben 
de«  Departements  berfthrende,  Gegenstände  in 
Vcrbinaong  gesetzt. 

Zu  den  wichtigsten  Veröffentlichungen  des 
englischen  Arbeitsmarkts  gehören  die  alljährlich 
in  der  Form  von  Blanböcuem  herausgegebenen 
R^p«>rts  über  Trade  Unions  —  1887  das  erste  Mal 
erschienen  —  und  über  Streiks  und  Aus- 
sperrungen —  zuerst  für  das  Jahr  1888  im 
Jahre  1889  herausgegeben.  Diese  Berichte, 
ebenso  wie  die  statistischen  üebersichten  über 
«lie  Lohnbewegungen  überhaupt  und  diejenigen 
fiVier  die  Arbeitslosigkeit,  sind  immer  voll- 
ständiger ^worden;  immer  mehr  haben  die 
liewcrkvereine  sich  daran  gewöhnt,  die  Frage- 
bogen zu  beantworten,  so  daß  die  Zahlen  der 
leuten  Jahre  ein  fast  vollständig  zu  nennendes 
Bild  der  in  Frage  kommenden  tatsächlichen 
Verhältnisse  geben.  Leider  verzögert  sich  immer 
n«>ch  die  Herausgabe  der  Jahresberichte  mehr 
al»  wünschenswert. 

JJnrch  eine  Parlamentsbill  v.  7./VIIL  1896 
.betrefiFend  die  bessere  Vorsorge  zur  Verhütung 
und  Schlichtung  von  Arbeitsstreitigkeiten '^  ist 
der  Aufgabenkreis  des  Arbeitsamt  aufs  neue 
erweitert  worden.  Durch  dieses  Gesetz,  welches 
die  Registrierung  der  Einigungs-  und  Schieds- 
ämter  beim  Handelsamt  vorschreibt,  die  Ver- 
pflichtung regelmäßiger  Berichterstattung  seitens 
derwlben  statuiert  und  das  Handelsamt  zur 
Nengründung  von  Einigungsämtern  anhält  (Vgl. 
Art.  •Einigahgsämter'^j,  ist  der  Anfang  gemacht, 
das  Arbeitsamt  aus  dem  bisherigen  Kreise  seiner 
statistischen  Aufgaben  auf  das  Gebiet  sozial- 
politischer Verwaltungstätigkeit  heraustreten  zu 
la^flen. 

Auch  in  einig[en  britischen  Kolonieen,  die  zum 
Teil  in  sozialpoliti.scher  Beziehung  radikaler  und 
Tascher  vorge^ngen  sind  als  das  Mutterland, 
bestehen  Arbeitsbureaus.    So  wurde  ein  solches 
unter  dem  Namen  Departement  of  Labour  (1891 
>iezw.  1903)  für  Neu-i:^eeland  ins  Leben  gerufen, 
.am  die  Arbeitsstatistik  zu  pflegen,  die  Aufsicht 
nbrr  die  Industrie  im  Interesse  der  physischen 
und   moralischen    Wohlfahrt    der   hierbei   Be- 
schäftigten auszuüben,  sowie  der  Arbeitsvermitt- 
hmg  und  der  Ueberfühnmg  von  Arbeitskräften 
ins  den  Plätzen,  wo  Ueberfluß  daran  herrscht, 
^  mlche.  wo  Bedarf  nach  ihnen  ist,  zu  dienen *'. 
£iiiiij:ermaßen   ähnliche  Bureaus  sind  auch  von 
^en  Kolonialregierun  gen  von  Victoria,  Neu-Süd- 
valn,  Kanada  und  Queensland  gegründet  worden. 
4.  A«  ia  der  Hehweli.    Bekanntlich  hat  die 
^wdz  den  Versuch  gemacht,  neben  Handels- 
iKamiDem  und  Industrievereinen  auch  eine  zen- 
tftle  Korporation  für  Arbeiterinteressen  gesetz- 
lich anzuerkennen.     Nach   längeren  Verhand- 
l»^en  wurde    auf   der   Arbeiterkonferenz   in 
A*raa  (1887)  im  engen  Anschluß  an  die  Vor- 
^hlij^    des    Bundesrats    der    Schweizerische 
Arbeiterband  als  Verband  der  Arbeitervereine 
^gemeinsamen  Vertretung  der  wirtschaftlichen 
I^^msen  der  Arbeiterkla»e  der  gesamten  Eid- 
iMMschaft  ^gründet  und  gleichzeitig  ein 
-^tenekretanatj  das  unter  Aufsicht  des  Aus- 
ickiiKs  des  Arbeiterbundes  steht  und  dessen 
^■tlidie  Befugnisse  und  Pflichten  durch  ein 


vom  Bundesvorstand  aufgestelltes  Reglement 
bestimmt  werden,  eingerichtet.  Die  Kosten  des 
Sekretariats,  das  unter  Leitung  des  Arbeiter- 
sekretärs Greulich  steht,  werden  von  der  Eid- 
genossenschaft getragen,  ursprünglich  betrugen 
sie  5000  Eres.,  seit  1892  sind  es  20000,  seit  1896 
25000  Frcs.  Der  Arbeitersekretär  erhielt  bald 
2  Gehilfen,  und  1891  wurde  ihm  ein  Adjunkt 
für  die  Wälschschweiz  beigegeben,  der  seineu 
ständigen  Sitz  in  Biel  hat  und  seine  Aufgabe 
hauptsächlich  in  der  Organisation  der  haus- 
industriellen  Arbeiter  in  der  jurasischen  Uhren- 
industrie sucht.  1896  wurde  noch  ein  weiterer 
romanischer  Adjunkt  mit  seinem  Sitze  in  Lau- 
sanne installiert,  der  ebenso  wie  der  Adjunkt 
in  Biel  direkt  vom  Arbeitersekretariat  ressortiert. 
Der  Arbeitersekretär  steht  sowohl  den  Vor- 
ständen des  schweizerischen  Arbeiterbundes 
wie  dem  schweizerischen  Bundesrate  zu  allen 
angeordneten  Untersuchungen  über  die  Arbeiter- 
frage, statistischen  Erhebungen  und  Bear- 
beitungen sowie  Begutachtungen  zur  Ver- 
fügung. Er  hat  statutenmäßig  das  Recht,  sich 
behufs  Auskunftserlangun^  unmittelbar  an  Be- 
hörden, Verbände,  Vereine  und  Private  zu 
wenden. 

Das  schweizerische  Arbeitersekretariat  stellt 
also  eine  Art  von  Arbeitsamt  dar.  Es  ist  aber 
nicht  nur  Hilfsorgan  der  Bundesverwaltung, 
sondern  auch  Zentrale  der  organisierten  Arbeiter- 
schaft. Dank  des  eigentümlichen  bunten  Bildes, 
welches  das  schweizerische  Arbeiter  Vereins  wesen 
zeigt,  und  mit  Rücksicht  auf  die  verschiedenen 
gegensätzlichen  Richtungen  in  der  Arbeiterschaft, 
in  denen  das  zentralistische  Prinzip  durch  das 
föderalistische  mit  Erfolg  in  Schach  j:ehalt«n 
wird,  hat  der  Arbeitersekretär  mannigfaltige 
Anfechtungen  zu  erleiden  gehabt,  die  dem  Fort- 
gang der  von  ihm  untemummenen  statistischeu 
Arbeiten  nicht  zum  Vorteil  gereichten.  Bislang 
sind  namentlich  unfallstatistische  Arbeiten  und 
regelmäüige  Jahresberichte  veröffentlicht  worden. 
Die  Streik-  und  Ge  werk  Vereinsstatistik  läßt 
noch  zu  wünschen  übrig. 

5.  A.  in  Frankreich.  In  Frankreich  ist 
aus  den  Verhandlungen  des  oberen  Arbeitsrates 
(Couseil  superieur  du  Travail),  der  später  durch 
Dekret  von  1899  und  1903  reorganisiert  wurde, 
durch  das  G.  v.  20./VII.  1891  die  Errichtung 
eines  Arbeitsamtes  (Office  du  Travail)  im 
Ministerium  für  Handel  und  Kolonien  hervor- 
gegangen. Durch  die  V.  v.  19./VIII.  1891  wurde 
der  Aufgabenkreis  des  Arbeitsamtes,  welches 
eine  besondere,  unmittelbar  unter  dem  Minister 
stehende  Dienststelle,  zerfallend  in  die  Zentral- 
stelle und  den  auswärtigen  Dienst,  darstellt, 
wie  folgt  präzisiert :  Es  hat  sämtliche  Nachrichten 
über  die  Arbeit,  insbesondere  was  den  Stand 
und  die  Entwicklung  der  Produktion,  die  Or- 
ganisation und  Entlohnim^  der  Arbeit,  ihre 
Beziehungen  zum  Kapital,  die  Lage  der  Arbeiter, 
den  Zustand  der  Arbeit  in  Frankreich,  verglichen 
mit  dem  im  Auslande,  betrifft,  innerhalb  be- 
stimmter Grenzen  und  Bedingungen  zu  sammeln, 
zu  ordnen  und  zu  veröffentlichen.  An  der  Spitze 
des  Amtes  steht  ein  Direktor  und  drei  Ab- 
teilungsvorsteher, denen  für  die  Provinzen  drei 
ständige  Delegierte  und  in  der  Zentrale  eine 
Anzahl  von  Unterbeamten  beigegeben  sind.  Das 
Budget  betrug  schon  im  zweiten  Jahre  über 
150  UX)  Frcs.  Auch  in  dem  französißchen  Arbeits- 
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rtrat  wenien  die  Erhebiingeu  au  Ort  und  Stelle 
Uur**h  Eiperben  gemacht,  lind  liej^ondere  Aiif- 
merkäuinkeit  verwendet  man  anf  die  l^aminlirnff 
nnd  Veröffetitlinhuiig  noaländischer  öOKml' 
stjitiBtiäk^her  Diiteu,  die  vorn  13h mlk-h  in  ileni  seit 
Januar  1*5^4  nrnnntlir^h  in  jt^roUer  Aiiflaj^e  er- 
!>?  eil  ei  11  enden ,  für  die  weitesten  Kreise  be* 
KÜmnUen  Eulletin  de  TÜftiee  du  Travail  nnt- 
g-et^ilt  werden. 

Dsis!  Ofüee  du  Tnivail  hat  seit  eeiner  Er- 
richuin^  bereim  eine  stattliche  Beihe  von  Ver- 
iJflfentlicIiniigeu  venmwtaltet,  m  illier  die  Arbeit^- 
im falle  naeh  den  amtlichen  Berichten  über  die 
Uüfiillrersieberutig  itii  Deutschen  Heiehe  nnd 
in  Ütsterreieh,  über  die  Jijiftnzielleu  Er^jebni&se 
der  Unfall vpriiieheniug  in  diene»  beiden  Keiehen^ 
Über  die  Statistik  der  Arbeit^^einfiteNnji^eu  in 
Frank  reicht  ^^ber  den  Arbeitsnachweis  iuv  An- 
^s teilte^  A^rbeiter  und  DienstbüteTJt  iib*^^  da* 
Einjg-nng^*  und  Schiedsverfahren  iu  Koliektiv- 
Streitigkeiten  sswiächen  Untern  eh  niem  nud  Ar* 
bestem  in  Frankreich  und  dem  ÄTislaiide,  über 
iiie  Erhebiinjfen  des  Arbei^**depai'tements  der 
Vereinigten  Staaten  in  betreff  der  Produktions- 
kosten lind  der  Arbeiterverbältni^He  hd  der 
Küblenecwiünung  und  Eisieninduslde,  über  die 
Kartelle  und  die  Gewinnbeieilii^nny  der  Arbeiter 
an  den  russii^ehen  EL-^enbabnen,  über  die  Und- 
wirtsc baf  tl ic h en  Prud  11  k  t  i  v i^ enos? ens eh  alten  in 
Frankreich,  über  die  Eini^nn^ümtfr  und.Schiedh- 
ueriebte  iai  AuBlaiide»  über  den  llnfallsebniÄ  iu 
Frankreich  und  dein  Aualaude,  über  die  obli- 
gatorische Arbeiter  Versicherung  in  Dent?schland 
und  Oesterreieh  uäw,  18116  wurden  Veriiffent* 
lieh nn Iren  Über  die  Lübne  in  der  Staati»-  und 
Ebentiahn Verwaltung  und  über<lie  Arbeitslusig- 
keit  berau&gegeben.  Ea  folßfte  danu  eine  uro- 
fan gereiche  Enquete  über  die  Lohne  und  die 
Arbeitszeiten  d^r  französisehen  Industriearbeiter. 

Schon  vor  Erriebtnne:  des  Arbeitjfamtej«  he- 
«itand  im  HandelHininisterimii  ein  statistiiicheji 
Bureau,  dem  wir  seit  Iti^S  eine  jährlich  fort- 
hmfende  Uebertsicht  über  den  Stand  der  Jand- 
wirischafilicben*  kommerziellen  und  industriellen 
Syndikate  der  Untern  eh  iniT  und  Arbeiter  ver- 
danken. 

ti,  A,  In  tiesterreicb,  Belgien,  St>an[en, 
Itiili4>ü,  Dänemark,  Sehvreden  und  Nor* 
wpfeti-  In  (V-.ip]Teich  bestand  seit  1H72  das 
btalisliM'he  nf|mrtemenl  im  Ministen  um  für 
Handel  und  He  werbe,  welche«  sich  im  Laufe 
der  Zeh  aucl»  mit  8ft/jalstati.stik  beschäftis^^te. 
Seit  18^1  gilb  dapi)4elhe  eine  Statis^tik  Über 
Arbeitseinstellnngen  und  Aus-sperrnLii»:en  herausj, 
ftir  die  durch  den  Ministeriab^rl»n  v.  7,/XIL  WJH 
ein  nenea  Reif  lernen  i  erhissen  wurde.  Daiteheu 
beÄchliftig-ten  sich  die  ilandL^iskamuiern  mit  den 
verschiedenen  Arbeiten  der  lndnstrie?tatistik, 
und  besonders  diejt»ni|,^eH  v«n  Wien  und  ßrönn 
haben  auf  diesem  Gebiete  Bemerkenswertes  ge- 
leist rt,  li^i  madite  die  Uetrierung  den  Versnclu 
inr  llanilelsminiiiterinm  ein  arbeLlsstatif^ti^cbea 
Zentrulnmt  von  deii  gesctÄg^elienden  Korper- 
hiliiifte«  beschlJeJjt^u  tx\  lassen,  erzi'dte  aber 
damit  kf■^^^ll  Kriulj^r.  Aucb  ein  Ew»jiter  18^*8 
von  der  !  j  rsn y-t  iF-i^tcr  Entwurf  wurde 

üieht  Ü*'  '  halb  wurde  im  V'^erordnuiit's* 

weifü  am  li/j^Vli.  IStlÖ  das  arbeitsstalistiäche 
Amt  im  Handelsministerium  beirrilridet.  '/ai 
teiner  UnierstntzUMjj  wurde  ^leiidimtig  ein 
^Arbeitsbeiral"    gebildet,    bestehend    an«   Ver- 


tretern dei  art>eitÄStatitti3cbeii  Amtes,  der 
beteiligten  Ministerien,  dea  obersten  Sanitärt- 
rates,  ans  dem  rräHidenten  der  «tÄtiitischeti 
Zentral  komm  ission  und  3*J  vom  Handeb- 
mi niiter  ernannten  Mitgliedern.  Von  den  er- 
nannten Mitgliederu  sind  ja  ein  Dritr-i  rT,r>.r- 
nehmer,    Arbeiter    und    stmsiig^e    F«  i. 

Die  populäre  Monatszeit5<'hrift  des  Ai:  .1 

den  Titel  r  »^ Soziale  Rundschau'*.  Sie  erscheint 
seit  IRKJ  jährlich  in  zwei  Bttnden,  vf>n  denen 
also  jetzr  IS  vorliegen.  Nach  Inhalt  und  Stoff- 
anordnnni^  erinnert  diese  Zeit'fchrift  an  das 
eu^ligclie  und  französische  Vorbild,  berück*iicbtigt 
aller  mehr  als  die  engliache  „La hon r  Gazette"* 
auslÜndiÄche  Verhältnisse  und  ist  besser  aus- 
gestattet als  das  franzÖÄiscbe  Hulletin  du  Travai!, 
das  in  dieaer  Hinsicht  recht  viel  zu  wi)u.«cheii 
übrig'  lälit.  An  Reichhaltigkeit  bei  gleichzeitiger 
Billigkeit  wird  »ie  von  dem  deutschen  „Reicli^ 
arbeitsblatf*,  das  seit  11103  ersel^eint  und  vo«i 
dem  der  dritte  Jahrgang  vorliegt,  hei  weitem 
Ubertrt^ffen.  — 

In  Belgieu  wurde  im  Jahre  1894  dnxeh 
Königlifhe  Ver4>rdnun^  als  arbeitsstatifltiiicbe 
Zentralfitelle  da»  Office  du  Travail  begriludet. 
Diescii  Arheitj^anit  wurde  dem  Ministerium  für 
Indiistrie  und  Arbeit,  das  lb9ä  vom  MiiiisteriQiii 

1  für  Ackerbau^  Industrie,  (iewerbe  und  ittfentliche 

2  Arbeiten  abgezweigt   worden    igt,    unterstellt. 

1  Dieser  Behönle  EUr  Keite  utebt  der  oben^te  Ar- 
beitaheirat,  und  als  Organ  dient  ihr  die  nionat- 
iich  eracheinende „Revue  du  travail**.  Durch  V(*-r- 
ordiinngeu  von  iS'Jä  und  18ü7  «ind  dem  belgifclien 
ArbeitJ^amte  weitgehende  administrative  Auf- 
gaben, die  Begutachtung  von  sozial  politischen 
tiesetzen  und  Verordnungen^  Aufsielit  über  die 
Gewerbeiisspektion,  die  Ueherwachuug  de«  Ar- 
beiterversirherungs Wesens,  der  ti^weriß'gerichte, 
der  Fach  vereine,  des  Arbeiter  wob  nnnü?-,  des 
Lehrlings  weieuä  und  der  Wohlfahrtseiurich- 
lung^en  Übertrafen  worden.  Dieser  groüe  ArbeitÄ- 
kreis  machte  dfe  Einteilung  der  Behörde  in  fünf 
Sektionen,  deren  erste  die  eigentliche  Statistik 
zu  hearbeiteu  hat  und  einen  lokalen  Unterbau 
von  Arbeitäkorreaiauidenteu,  die  über  die  Lä^T* 
des  Arheitsmarkts  allnionntlich  berichten,  not- 
wendig. Dank  der  Zentralisation  der  Fabrik- 
inspekiion*  die  von  dem  Aiheitsarate  ressortiert, 
wird  neben  der  „Revue  du  travair  von  ihm  auch 
das  „Bulletin  de  rinspectinn  du  travair  bemns* 
gegeben.  Die  arbt/n^^tatist Ische  8ektii>D  hat 
eine  Reihe  von  uralaug^ reichen  Pubükatioucn, 
die  «leb  auch  auf  auslandiiche  Verbältniase  be- 
ziehen, verdffentiieht.  Da»  belg-ische  Artieitgamt 
ist  also  ein  Arbeitsamt  im  wi  he  liehen  Sinne  des 
Wortes.  Es  herr,Hcht  aber  darüber  Uebcreiii- 
Stimmung,  daß  die  Verhindun^  dei  arbeit»- 
atatistischen  Dienstes  mit  zahlreichen  Ver- 
waltungsauf^aben  ernsten  Bedenken   he^:«  r  . 

In  Spanien  besteht  seit  ibdi  eine  bes«  ; 
Abteilung  fiSr  Arbeiterstatistik  im  Ministen nni 
de^  Innern,  die  mit  Hilfe  provinzialer  Bnrcan« 
und  in  Verbindung  mit  Spe/iabigent*-n  und 
Korrespondenten  Über  die  LebeiäsvrjliJUtnijiK»* 
der  löhnarbeitenden  Klasse  moiialliche  und 
jllhrliche  Berichte  ve  ruft  entlieht.  Seit  1^03  be- 
steht das  „In»titnto  de  reformas  sociales'*, 

in  Italien  wurde  durch  Ge«eti  von  IIK^ 
etn  arheitistatistische«  Amt,  iUfficio  dei  Lavot^) 
y-t^g rundet.  Ibm  zur  i?eite  steht  eiu  oberer 
Arheitsrat  (Cuusiglio   snperiore   di  lavoro)  mn 
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einer  ständigen  Kommission,  gebildet  aus  Ver- 
tietem  der  Regierung,  des  Parlaments,  der 
Handels-  und  Limdwirtschaftskammem,  der  Ge- 
werkvereine,  der  Arbeiterkammem  und  Genossen- 
schaften. 

Auch  in  Dänemark  besteht  seit  1896  ein 
rein  arbeitsstatistisches  Bureau  mit  zwei  Sek- 
tionen. In  Schweden  hat  man  seit  1903  eine 
Abteilong  für  Arbeitsstatistik  im  königlichen 
Kommerzkollegium,  die  eine  wohlfeile  viertel- 
idirsachrift  herausgibt  Diesem  Beispiele  ist 
Norwegen  gefolgt.  Dort  wurde  ebenfalls  1903 
ein  Industrie-  und  Arbeitsamt  ins  Leben  gerufen, 
ein  Kollegium,  das  zu  zwei  Dritteln  aus  Arbeit- 
gebern, XU  einem  Drittel  aus  Arbeitern  besteht. 
Einen  von  den  sonstigen  A.  abweichenden 
Charakter  trägt  das  Internationale  Ar- 
beitsamt, das  seit  1901  in  Basel  tätig  ist. 
Die  1897  gegründete  „Internationale  Vereinigung 
für  gesetzlichen  Arbeiterschutz"  beschloß  auf 
dem  Pariser  Kongreß  (1900)  die  Gründung  des 
Basler  Boreaus.  Diese  Institution  verfolfift  den 
Zweck,  Material  auf  dem  Gebiete  des  Arbeiter- 
schuties  und  der  Arbeiterfürsorge  in  allen 
KuHorstaaten  zu  sammeln  und  in  periodischen 
Pnblikationen  zu  veröffentlichen.  Das  „Bulletin 
des  Internationalen  Arbeitsamts*',  das  Ton  einer 
Beihe  Staaten  finanziell  unterstützt  wird,  er- 
xheint  seit  1902. 

7*  A*  in  DeatsehlAnd.  Das  Deutsche  Reich 
hatte   bis   vor   kurzem   weder   ein    besonderes 
Arbeitsamt,  noch  eine  ausgelöste  Arbeitsstatistik. 
Zwar  wurde  1892  eine  „Kommission  für  Arbeiter- 
statistik'', die  aus  höheren  Beamten  und  Reichs- 
tagsabgeordneten  bestand,  ins  Leben  gerufen. 
Sie   war  aber  nur  ein  begutachtendes  Organ. 
Nach  dem   Regulativ   von   1892,   das  1894  in 
einigen  Punkten  abgeändert  wurde,   wurde  die 
Kommission  zur  Hitwirkung  bei  den  statistischen 
Erhebungen,  die  zu  der  Vorbereitung  und  Aus- 
führung des  Titels  VII  der  Gewerbeordnung 
erforderlich  wurden,  berufen  und  hatte  demnach 
die   Aufgabe,   auf  Anordnung  des  Bundesrats 
oder  des  Reichskanzlers  statistische  Erhebuns^en 
SU  begutachten   und  dem  Reichskanzler  Vor- 
schläge über  solche  Erhebungen  zu  unterbr^ten. 
Die  Kommission  konnte  Arbeitgeber  und  Arbeiter 
mit  beratender  Stimme  zuziehen,  was  auf  An- 
ordnung vom  Bundesrat  oder  Reichskanzler  ge- 
Khehen  mußte,   und  konnte  auch   Auskunfts- 
fmonen  vernehmen.  Ein  Zeugniszwang  bestand 
ueht,  doch  gab  der  §  139  b  der  GewO.  eine 
S^wisse  indirekte  Handhabe,  um  Aussagen  zu 
erzwingen.    Es  heißt  nämlich  dort:  „Die  Arbeit- 
^ber  und  femer  verpflichtet,  den  genannten 
Beulten    (Fabrikaufsicbtsbeamten)     oder     der 
Polizeibehörde    diejenigen     statistischen     Mit- 
^obngen  über  die  Verhältnisse  ihrer  Arbeiter 
n  Bachen,  welche  vom  Bundesrat  oder  von  der 
Uadeszentralbehörde    unter    Festsetzung    der 
^•W  za  beobachtenden   Fristen  und   Formen 
angeschrieben  werden." 

,  Die  Kommission  für  Arbeiterstatistik  hatte 
*idk  mit  den  eigentlich  technischen  Arbeiten  der 
^^^Atistik  nicht  zu  befassen  und  konnte  es  auch 
^,  nickt  da  ihr  der  nötige  Stab  der  im  sta- 
^>*^üekeQ  Dienste  p:eschulten  Beamten  fehlte.  Die 
"ttttttiachen  Arbeiten  wurden  vielmehr  im  reichs- 
*^*ti«tiichen  Amt,  dessen  Chef  der  Kommission 
^hörte,  ausgeführt.  Die  Mitglieder  der  Kom- 
wurden  auf  6  Jahre,  teils  vom  Bundes- 


rat, teils  vom  Reichskanzler,  teils  vom  Reichs- 
tage ernannt  bezw.  gewählt. 

Die  Tätigkeit  der  Kommission  beschränkte 
sich  auch  nicht  von  voniherein  auf  die  ganze 
Arbeiterstatistik,  sondern  sie  sollte  in  erster 
Linie  bei  der  Ausführung  der  Bestimmungen 
der  Gewerbeordnung  in  ihrer  Gültigkeit  v. 
l./VI.  1891  begutachtende  und  anregende  Dienste 
leisten. 

Die  Tätigkeit,  die  die  Kommission  tatsächlich 
entfaltete,  förderte  ausgezeichnete  Arbeiten  zu- 
tage, die  auf  Grund  besonderer  Erhebungen 
(Stichprobenerhebungen)  zur  Darstellung  brach- 
ten: die  Arbeitszeit  in  Bäckereien  und  Kon- 
ditoreien(1892, 1893),  dieArbeitszeit,  Kündigungs- 
fristen und  Lehrlingsverhältnisse  im  Handels- 
gewerbe (1892/1894),  die  Arbeitszeit  in  Getreide- 
mühlen (1893),  die  Arbeits-  und  Gehaltsver- 
hältnisse der  Kellner  und  Kellnerinnen  (1893),. 
Arbeitsverhältnisse  des  Küchen personals  in  Gast- 
und  Schankwirtschaften  (1895),  die  Arbeitsver- 
hältnisse in  der  Kleider-  und  Wäschekonfektion 
il896),  endlich  die  Arbeitszeit  der  Gehilfen  und 
jchrlinge  in  solchen  Kontoren  des  Handels- 
gewerbes und  kaufmännischen  Betrieben,  die 
nicht  mit  offenen  Verkaufsstellen  verbunden 
sind  (1901).  Soweit  die  Kommission  sich  durch 
die  Er&;ebnisse  dieser  Erhebungen  veranlaßt  sah, 
Vorschläge  zur  Beseitigung  von  gewissen,  durch 
sie  näher  festgestellten  Mißständen  dem  Reichs- 
kanzler zu  machen,  sind  sie  zumeist  in  Form 
von  Bestimmungen  des  Bundesrats  auch  zur 
Durchführung  gebracht  worden.  Im  großen 
und  ganzen  hielt  sich  allerdings  die  Wirksam- 
keit der  Kommission  in  ziemlich  engen  Grenzen. 
Es  lag  dies  in  der  Natur  ihrer  Organisation. 
Die  Kommission  konnte  nur  zusammentreten^ 
wenn  der  Reichskanzler  sie  einberief  oder,  so- 
weit sie  selbst  den  Wunsch  hatte  zusammen- 
zutreten, dem  Vorsitzenden  die  Genehmigung 
zur  Einberufung  erteilte.  Sodann  war,  wie 
schon  erwähnt,  ihre  Tätigkeit  beschränkt  auf 
statistische  Erhebungen  bestimmter  Art,  nämlich 
auf  solche,  die  sich  auf  die  Verhältnisse  der 
gewerblichen  Arbeiter  im  Sinne  des  Titels  VII 
GewO.  beziehen,  und  solche,  welche  bei  Vor- 
bereitun<?  der  Ausfuhrung  der  diese  Arbeiter 
betreffenden  Gesetzgebung  erforderlich  werden. 
Systematische  oder  dauernde  Erhebungen  kamen 
dabei  nicht  in  Frage,  vielmehr  lediglich  Er- 
hebungen, die  zu  bestimmten  Zwecken  vorge- 
nommen werden,  und  zwar  nicht  nach  dem  Er- 
messen der  Kommission,  sondern,  wenn  auch 
nach  deren  vorheriger  Begutachtung,  auf  An- 
ordnung des  Bundesrats  oder  des  Reichskanzlers. 

Es  war  ein  alter  Wunsch,  die  deutsche 
Arbeiterstatistik  in  der  Richtung  hin  zu  er- 
weitern und  zu  reformieren,  daß  an  Stelle  der 
Kommission  für  Arbeiterstatistik  ein  besonderes 
Reichsarbeitsamt  errichtet  werde.  Wiederholt 
ist  das  im  Reichstage  angeregt  wordeu,  und 
dasselbe  Verlangen  wurde  von  der  „Gesellschaft 
für  soziale  Reform"  und  ihrem  Organe,  der 
„Sozialen  Praxis",  lebhaft  unterstützt.  Indessen 
gingen  die  Meinungen  darüber  auseinander,  ob 
diese  arbeitsstatistische  Zentrale  als  selbständige 
Behörde  geschaffen  oder  mit  dem  Reichsamt 
des  Innern,  dem  Reichsversicheruugsamte  oder 
dem  Kaiserlichen  Statistischen  Amte  verbunden 
werden  sollte.  Die  Reichsregierung  entschloß^ 
sich  für  den  letzteren  Ausweg  und  gründete 
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beim  statistischen  Amt  des  Deutschen  Reichs 
an  Stelle  der  Kommission  für  Arbeiterstatistik 
den  Beirat  für  Arbeiterstatistik  und  als  sta- 
tistische Sammelstelle  die  Abteilung  für  Arbeiter- 
Statistik,  die  am  l./IV.  1902  ins  Leben  trat. 
Ihre  Aufgaben  sind  wie  folgt  umschrieben: 
einmal  Sammlung.  Zusammenstellung  und  perio- 
dische Veröffentlichung  arbeiterstatistischer 
Daten  und  sonstiger  für  die  Arbeiterverhältnisse 
bedeutsamer  Mitteilungen  und  zum  anderen  Vor- 
nahme besonderer  Untersuchungen  mit  Hilfe 
schriftlicher  und  mündlicher  Erhebungen,  sowie 
Erstattung  von  Gutachten.  Der  Beirat  für 
Arbeiterstatistik  besteht  aus  dem  Präsidenten 
des  Kaiserlichen  Statistischen  Amts  und  14  Mit- 
gliedern, deren  Ernennung  zur  Hälfte  dem 
Bundesrat,  zur  Hälfte  dem  Reichstage  zusteht. 

Die  neue  Abteilung  für  Arbeiterstatistik  be- 
ffanu  alsbald  mit  der  Fortsetzung  und  Erledigung 
der  von  der  Kommission  für  Arbeiterstati stiK 
in  Angriff  genommenen  Erhebungen  ihre  Tätig- 
keit Die  neuen  Erhebungen  bezogen  sich  auf 
•die  Arbeitszeit  der  Gehilfen  und  Lehrlinge  in 
den  Kontoren  der  Handelsgeschäfte  en  gros, 
auf  die  Arbeitsverhältnisse  im  Fleischergewerbe, 
im  Fuhrwerksgewerbe  und  in  der  Binnenschiff- 
fahrt. Dann  wurde  die  Arbeitsnachweisstatistik 
in  Verbindung  mit  dem  „Verbände  deutscher 
Arbeitsnachweise*'  und  den  Krankenkassen  nach 
einheitlichen  Normen  neu  geregelt,  und  die 
Situationsberichte  über  die  Lage  des  Arbeits- 
markts übernommen.  Die  neue  Zentrale  trat 
dann  mit  den  städtischen  statistischen  Aemtem 
wegen  einer  Umgestaltung  der  Wohnungs-, 
Konsum-  und  Lohnstatistik  in  engere  Fühlung, 
kurz  sie  hat  kein  wichtiges  Gebiet  der  Sozial- 
statistik auüer  acht  gelassen. 

Am  21./IV.  19()3  erschien  dann  zum  ersten- 
mal, leider  in  zu  kleiner  Auflage  (10000),  das 
„Reichsarbeitsblatf*,  alle  seine  Vorbilder  weit 
übertreffend.  Die  Einzelnummer  kostet  10  Pfg., 
der  ganze  Jahrgang,  über  9()0  Folioseiten  stark, 
1  Mk.  Dieses  Reichsarbeitsblatt  ist  bereits 
heute  ein  unentbehrlicher  Führer  auf  dem  Ge- 
biete der  deutschen  und  ausländischen  Sozial- 
statistik geworden.  Durch  die  Gründung  der 
arbeitsstatistischen  Abteiluug  sind  die  jährlichen 
Kosten  des  Statistischen  Amts  auf  l*/4  Millionen 
Mark  und  die  Zahl  der  Beamten  auf  360  ge- 
stiegen. 

Mit  der  arbeitsstatistischen  Abteilung  des 
Kaiserlichen  Statistischen  Amts  konkurrieren 
indessen  auch  heute  noch  andere  statistische 
Stellen,  so  namentlich  das  Reichsversicherungs- 
amt, die  statistischen  Landesämter  der  Bundes- 
staaten und  die  Kommunalstatistischen  Aemter. 
Alle  diese  Behörden  pflegen  wichtige  Teile  der 
Arbeiterstatistik,  ohne  daU  sich  diese  Dezen- 
tralisierung des  statistischen  Dienstes  als  be- 
denklich erwiesen  hätte.  Man  kann  ohne  Ueber- 
treibung  sagen,  daß  das  Deutsche  Reich  mit 
seiuer  neuen  Arbeiterstatistik  von  anderen  Staaten 
nicht  mehr  in  Schatten  gestellt  wird. 

Literatur«  Denkschr,  betr.  die  ArbeitMtatieiik  im 
Autlande,  beigegeb.  dem  ötterr.  Gesetzentw.  v. 
1894,  Prot,  des  Abg, -Hauses  11,  Sess.  1894.  — 
Joachim,  Institute  für  Arbeiterstatistik,  1890, 
—  Zahrzewskl,  Die  amerikanischen  ArbeiU- 
ämter  und  ihre  Ixthnstatistik,  Jahrb,  f,  Ges.  u. 
y'erw.,   Bd.   16.   —  Foy,    Die   Arbeitsabteilung 


des  engl.  Handelsministeriums ,  Arch.  f.  sox.  Ges., 
Bd.  7.  —  Braun,  Entw.  eines  österr,  Ges.  beir. 
die  Arbeiterstatistik,  Arch.  f.  soz.  Ges.,  Bd,  7, 
—  \\  Scheel,  Die  amtl.  Arbeiterstatistik  des 
Deutschen  Reichs,  Jahrb.  f.  Ges.  u.  Veno.,  Bd. 
18.  —  V,  Mayr,  Deutsche  ArbeiterstatisHk,  Stat, 
Arch.,  Bd.  1.  —  Schönberg,  Arbeitsämter,  H, 
d.  St.  Bd.  1.  —  Varlez,  Das  belgische  ArbeiU- 
amt,  Arch.  f.  soz.  Ges.,  Bd.  10.  —  Zahn,  Die 
deutsche  Arbeiterstatistik,  Jahrb.  f.  Ges.  u.  Verw,, 
Bd.  27,  190S.  —  Van  der  Barght,  Grund- 
Züge  der  Sozialpolitik  1904.  —  Herkner,  Die 
Arbeiterfrage,  4.  A.  1905.  —  Chrunxel,  System 
der  Industriepolitik  1905.  —  BeiehsarbeitsblaU 
I—III,  1903—05.  Btetnner. 


Arbeitsbuch. 

1.  Begriff  und  Zweck  des  A.  2.  Gesetzge- 
bung in  Deutschland.  8.  A.  in  anderen  Staaten. 
4.  britische  Würdigung  des  A. 

1.  Begriff  und  Zweck  des  A.  Unter 
A.  versteht  man  die  von  Behördea  ausge- 
stellten schriftlichen  Ausweise  über  die 
Arbeitsverhältnisse,  welche  ein  Arbeiter  nach- 
einander eingegangen  ist.  Regelmäßig  ent- 
halten diese  Urkunden  die  Personalien  ihrer 
Besitzer,  die  meistens  behördlicherseits  (durch 
die  Ortspolizeibehörde)  eingetragen  werden. 
Der  Hauptinhalt  aber  eines  A.,  der  vom 
Arbeitgeber  zu  bewirken  ist,  besteht  in  An- 
gaben über  die  Zeit  des  Eintritts,  die  Art 
der  Bescliäftigimg  und  am  Ende  des  Arbeits- 
verhältnisses über  die  Zeit  des  Austritts. 
Während  Bestehen  eines  Arbeitsverhältnisses 
hat  der  Arbeitgeber  das  A.  in  Verwahrung 
zu  nehmen,  beim  Dienstaustritt  erhält  der 
Inhaber  das  A.  wieder  ausgehändigt. 

Nicht  zum  Begriff  des  A.  gehören  Zeug- 
nisse über  die  Führung  und  Leistungen  der 
A.injiaber.  Ja,  es  gibt  A.,  wo  solche  und 
ähnliche  Vermerke  gesetzlich  verboten  sind 
oder  nur  mit  Zustimmung  des  Arbeiters  für 
zulässig  erklärt  werden.  In  ersterem  FaUe 
treten  zu  den  A.  besondere  Arbeitszeugnisse. 
Verwandt  mit  den  A.,  aber  für  besondere, 
dem  Lohnzahlungsschutz  angehörende  Zwecke 
eingeführt,  sind  die  Lohnbücher  oder  Arbeits- 
zettel, gewerberechtlich  namentlich  für  ge- 
wisse Hausindustrieen  vorgeschrieben.  Öa- 
gegen  gehören  zu  den  A.  im  eigentlichen 
Sinne  die  bergrechtlichen  Abkehrscheine 
und  die  in  den  Seemannsordnimgen  vor- 
geschriebenen oder  fakiütativ  zugelassenen 
Heuerbücher,  zu  denen  noch  sog.  ^^Ab- 
rechnungsbücher*'  hinzutreten.  Letztere  sind 
Lohnquittungsbücher,  erstere  Urkunden  über 
düe  verdiente  Heuer  (Löhnune  der  Schiffo- 
mannschaft),  den  Ueberstundiohn,  die  auf 
die  Heuer  geleistete  2^ahlung  and  die 
Berechnungsweise  dieser  Zahlungen  in 
ausländischen  Kursen.  Das  französische 
Recht  sah   früher  sowohl  A.  (livrets)  als 
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<JuittUDg8bücher(livre8d'acqidt)vor.  Letztere, 
«dem  Verlagssystem  entstammend,  hatten  zu 
bescheinigen,  ob  die  Rechnung  zwischen  Ar- 
beitgeber und  Arbeiter  saldiert  worden  war 
oder  nicht  Das  gegenwärtige  französische 
Recht  kennt  diese  Einrichtung  nicht  mehr, 
und  auch  die  obligatorischen  wie  fakultativen 
A.  sind  1890  aufgehoben  worden. 

Die  Stelle  von  A.  in  früherer  Zeit  ver- 
traten in  Deutschland  die  sog.  „Eundschaften^S 
wii^che   Sittenzeugnisse,  und  aus  diesen 
gingen  die  „Wanderbücher"  hervor,  in  welche 
die  ganze  Wanderschaft  des  Gesellen  einge- 
tragen wurde.    In  der  neueren  Handwerker- 
gesetzgebung sind  für  Lehrlinge  Lehrlings- 
zeugnisse  und    von   Innungen    ausgestellte 
Lelu'briefe  eingeführt  worden.    Die  jetzigen 
A.    der    Gewerbeordnung    für    jugendliche 
Fabrikarbeiter   vertraten   die  Arbeitskarten. 
Die  A.  der  heutigen  Gewerbeordnung  hat 
man  gelegentlich  auch  als  A.  im  engeren 
Sinne  bezeichnet.    Der  Zweck  dieser  A.  ist 
ein  mehrfoicher.  Soweit  jugendliche  Personen 
in  Frage  kommen,  bezwecken  sie  die  Be- 
lebung von  Zucht  und  Sitte  und  die  Stärkung 
der  dterllchen   Autorität     Soweit   sie   mit 
Fühningsattesten  verbunden  sind,  will  man 
4en  Arbeitgeber  vor  der  Annahme  unfähiger 
4md   unwikdiger   Personen    schützen.     Die 
A.  für  erwachsene  Arbeiter  dienen  der  Legiti- 
mation ihrer  Inhaber,  der  Beurkundung  des 
Bestandes  und  der  Dauer  der  Anwendung 
des  Eontraktes,  femer  auch  der  Bekämpfung 
des  Kontraktbruchs,  wie  überhaupt  zur  Ver- 
meidung von  Streitigkeiten  und  Täuschungen. 
2.  Gesetzgebung  in  Deutschland.    Im 
18.  Jahrhundert  waren  durch  ßeichsgesetz 
von  1731  die  sog.  „Kundschaften''  eingeführt 
worden,  A.,  die  gleichzeitig  Sittenzeugnisse 
enthielten.     Mit  diesen  Eundschaften  ging 
der    Geselle    auf   die    Wanderschaft     Der 
Zwang,   solche  A.  als  Legitimation   beizu- 
bringen, entstammt  jener  Periode  der  meist 
erfolglosen  Reichsgesetzgebung,  die  die  Miß- 
bräuche im  Geselienwesen  bekämpfen   und 
das  Koalitionsrecht  der  Gesellen  und  Bruder- 
schaften eindämmen  oder  beseitigen  wollte. 
Innerhalb    der   Gesellenschaft    bestand    ein 
großer  Widerwillen  gegen  diese  lästige  Ein- 
richtung.   Das  AUgemeine  Preußische  Land- 
recht erhielt    sie  aber    trotzdem    aufrecht. 
<^hne  Kundschaft  durfte  kein   Geselle   auf 
die  Wanderschaft   gehn.     Für   die  Fabrik- 
arbeiter    waren     besondere    „Entlassungs- 
scheine'* vorgeschrieben.   Fabrikuntemehmer 
konnten  Arbeiter  niu*  dann  aufnehmen,  wenn 
diese  Zeugnisse  beigebracht  werden  konnten. 
Die  Handwerksgesellen  waren  nach  den  Paß- 
ordnungen außerdem  noch  paßpflichtig.    Mit 
der  Zeit  sind  aus  den  Kundschaften  Wander- 
bOcher  hervorgegangen,  aber  nur  für  Hand- 
werksgesellen.    Die   Fabrikarbeiter   blieben 
davon  verschont,  und  endlich  wurde  in  der 
Warterbacb  der  Volkswirtschaft    II.  Aafl.    Bd.  1. 


preußischen  Gewerbeordnung  von  1845  der 
Wanderbuchzwang  ganz  aufgehoben.  Nur 
im  Königreich  Sachsen  bestand  bis  zum  Er- 
laß der  Eeichsgewerbeordnung  ein  obliga- 
torisches A.  für  alle  Arbeiter,  das  aber  erst 
1861  eingeführt  worden  war.  Die  fran- 
zösischen Einrichtungen  der  A.  und  Quittungs- 
bücher haben  in  der  Rheinprovinz  von  1803 
bis  1860  zu  Recht  bestanden. 

Im  Bergbau  war  vorgeschrieben,  dem  ab- 
kehrenden großjährigen  Bergmann  einen  Ab- 
kehrschein, d.  h.  ein  Zeugnis  über  die  Art 
und  Dauer  seiner  Beschäftigung,  auszustellen. 
Diese  Abkehrscheine  waren  obligatorisch  und 
sind  es  auch  heute  noch,  so  namentlich  nach 
dem  preußischen  Allgemeinen  Berggesetz 
von  1865,  das  für  viele  andere  deutsche 
Staaten  vorbildlich  geworden  ist.  Daran 
hat  auch  die  neuste  Novelle  zu  diesem  Ge- 
setz von  1905  nichts  geändert.  Neben  diesem 
Abkehrschein  konnte  auch  ein  Zeugnis  über 
Führung  und  Ijeistungen,  aber  in  einer  ge- 
trennten Urkunde  und  nur  auf  Verlangen 
des  Bergmanns,  ausgestellt  werden.  Für 
das  häusliche  Gesinde  haben  sich  bis  zur 
Gegenwart  die  in  den  Gesindeordnungen 
vorgeschriebenen  Gesindebücher  erhalten. 
Meistens  schreiben  die  Gesindeordnungen 
auch  Zeugnisse  der  Herrschaften  vor,  doch 
gibt  es  auch  solche,  wo  die  Zeugniserteilüng 
nur  fakultativ  ist. 

In  der  Gewerbeordnung  von  1869  war 
die  Bestimmung  bestehen  geblieben,  daß 
jugendliche  Arbeiter  unter  16  Jahren  A. 
führen  sollten.  Sehr  bald  nach  Erlaß  dieses 
Gesetzes  machte  sich  besonders  in  Hand- 
werkerkreisen, aber  auch  unter  Handels- 
kammern und  industriellen  Verbänden,  eine 
lebliafte  Agitation  zugunsten  der  Wiederein- 
führung von  A.,  bezw.  Arbeitskontrollbüchem 
und  Legitimationen,  auch  für  erwachsene 
Gesellen  und  Arbeiter  geltend.  Besonders 
die  konser\'ative  Partei  vertrat  im  Reichs- 
tage dahin  gehende  Wünsche.  Dank  dieser 
Bewegung  wurde  dann  durch  die  Novelle 
zur  Gew.-O.  v.  17./V1I.  1878  die  Altersgrenze 
für  A.  Pflichtige  bis  zu  21  Jahren  hinaus- 
geschoben, und  ferner  wurde  dieBeschäftigung 
von  Kindern  unter  14  Jahren  in  einer  Fabrik 
nur  dann  gestattet,  wenn  dem  Arbeiter  zu- 
vor eine  auf  Antrag  oder  mit  Zustimmung 
des  Vaters  oder  Vormundes  von  der  Ortspolizei- 
behörde ausgestellte  Arbeitskarte,  welche  das 
A.  vertrat,  eingehändigt  worden  ist.  Der  Er- 
folg dieser  Bestimmungen  war  nur  ein  sehr 
dürftiger.  Vielfach  fehlten  die  A.  oder  Arbeits- 
karten ganz,  oder  es  w^irden  die  vorhandenen 
Bücher  im  Stich  gelassen,  Fälschungen  kamen 
vor,  und  die  jugendlichen  Arbeiter  fanden 
auch  ohne  A.  Beschäftigung.  Mit  Rücksicht 
auf  diese,  namentlich  von  den  Fabrikinspek- 
toren konstatierten  Mißstände  und  in  An- 
betracht der  zahlreichen  Klagen  über  Zucht- 
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losigkeit  und  Schwinden  der  elterlichen  Grade  mißbeliebt  sind.  In  der  Tat  wirf 
Autorität  bei  den  jugendlichen  Arbeitern  man  sagen  dürfen,  daß  A.  für  Erwachsene 
versuchte  man,  durch  das  Gesetz  betr.  Ab-  kaum  mehr  in  Einklang  zu  bringen  sind  mit 
änderung  d.  Gew.-O.  v.  1./ VI.  1891  (Arbeiter-  den  modernen  Anschauungen  eines  freien^ 
Schutzgesetz)  die  Bestimmungen  über  A.  imd  der  Bevormundung  entzogenen  Arbeit«ver- 
Zeugnisse  im  einzelnen  noch  zu  verschärfen,  trags.  Eine  solche  Einrichtung  legt  Mifi- 
Insonderheit  sind  Bestimmungen  getroffen  brauche,  die  den  Arbeiter  schädigen,  sein 
worden,  um  auch  gegen  den  Willen  des  Koalitionsrecht  schmälern  und  die  Klassen- 
Vaters  usw.  A.  einzurichten.  Urteile  über  gegensätze  verschärfen,  nahe.  Gegen  A.  für 
Führung  und  Leistungen  wurden  für  unzu-  Hilfspersonen,  welche  der  Natur  der  Sache 
lässig  erklärt  Gleichzeitig  sind  auch  bei  nach  unter  einem  besonderen  Autoritäte- 
den fakultativen  Arbeitszeugnissen,  welche  Verhältnis  des  Arbeitsmietors  stehen  (Gesinde, 
auch  die  erwachsenen  Arbeiter  erlangen  Seeleute),  und  für  solche  gewerbliche  Arbeiter» 
können,  Vorkehnmgen  gegen  Mißbrauch  von  denen  eine  besondere  Zuverlässigkeit 
seitens  der  Arbeitgeber,  wie  Eintragung  ver-  bei  der  Verrichtung  ihrer  Arbeiten  voraus- 
abredeter  Zeichen  (Steckbriefe !)  und  ähnlicher  gesetzt  werden  muß  (Bergarbeiter  unter  Tage)^ 
geheimer  Merkmale,  durch  welche  die  Er-  wird  sichStichhaltiges  nicht  einwenden  lassen, 
langung  einer  neuen  Arbeitsstelle  für  die  Auch  die  Tendenz  des  Gesetzgebers,  die 
Arbeiter  erschwert  werden  könnte,  getroffen  elterliche  Autorität  über  jugendliche  Arbeiter 
worden.  durch  A.  und  Arbeitskarten  zu  stärken,  darf 

8.  A.  In  anderen  Staaten.  Einen  eigen-  Billigung  finden.  Es  ist  indessen  sehr  zweifel- 
artigen Verlauf  nahm  die  A.gesetzgebnng  in  haft,  ob  dies  durch  die  neuen  Gesetzesnormen 
Frankreich.  Dort  wurden  die  livrets  d'ouvrier  möglich  sein  wird.  Bei  den  Handwei^s^ 
1791  aufgehoben,  aber  bereits  1803  wieder  ein-  gesellen  sind  Entlassungsscheine  auch  ohne 
geführt.  Die  Tendenz  des  letzteren  Gesetzes  gesetzlichen  Zwang  stets  ziemlich  aUgemein 
jrmg  dahin  den  Arbeiter  an  die  ^Verkstatte  zu  ^erbreitet  gewesen,  doch  darf  nicht  über- 
fesseln, wahrend  der  Lnternehmer  begünstigt  „^u^^  „.^^it.«  .i««  ^^;^^  t?««!««««.,««««!,^;«^ 
war  und  den  Arbeiter  fortschicken  konnte,  wenn  8^^^"  ^^7^^"'  ^»^  ^}'^  Entlassungsscheine 
es  ihm  beliebte.  Obgleich  schon  in  den  vier-  für  die  Inhaber  weniger  vexant  als  die  A. 
ziger  Jahren  lebhafte  Beschwerden  über  die  sind,  welch  letztere  gewissermaßen  den 
Handhabung  der  gesetzlichen  Bestimmungen  Lebensabriß  der  Buchbesitzer  mitteilen, 
geführt  wurden,  ist  das  A.  erst  1890  abgeschafft  Literatur:  MarcheU  Die  Aufgabe  der  gewerh* 
worden.  In  der  Zwischenzeit  wurde  durch  Ge-  Hchen  Gesetzgebung,  1877.  -  Stieda,  Das  Er- 
setze und  Dekrete  von  1851,  1854  und  1855  bei4sbuch  in  Frankreich,  Preuß.  Jahrb.,  Jahrg.  5S, 
versucht,  den  A.zwang  zu  verallgemeinern,  eine  JS84.   —  Derselbe,    Arbeiubuch,    H.   d,  St., 

schärfere Ueberwachang  einzuführen,  gleichzeitig       ßj,  /.  .^^yi,..  </.   y^  y.  Sozialp.,  Bd.  VII.  

aber  das  A.   für  den  Arbeiter   acceptabler  zu  st.'  Her.    d.    Vcrh.    d.   deutsch.   Reiche.    1869,. 

machen.    Trotzdem    ergab    eine    Enquete    im  1872—1878,  isnajoi,  1897.               Blet^er. 
Jahre  1869,  daß  A.   nur   wenig  im  Gebrauch 

waren.    In   den  achtziger  Jahren  wollte  man  

die  A.  aufheben  oder  wenigstens  durch  fakul-  a   u  •    u 

tative  ersetzen.    Die  Deputiertenkammer  konnte  Arbeitsbureaus 

sich  aber  mit  dem  Senat  nicht  einigen.    Es  ge-  s.  Arbeitsämter  oben  S.  170  fg. 

lang  das  erst  in  den  Verhandlungen  von  1889,  

aus  denen  das  Gesetz  vom  2.  Juli  1890  hervor- 
ging.   Ein  amtliches,  wenn  auch  nur  fakulta-  Arbeitselnstelllinoeil. 
tivcs  A.  besteht  jetzt  nicht  mehr,  aber  der  Ar-  ^     t.      -i*.      .  -l           j                j-..          •  1 
heiter  hat  das  Recht,  vom  Arbeitgeber  eine  Be-  ^.   ^-    ß?ff"°'  /^^ten   und    verwandte   sozi^e 
scheinigung  über  die  Dauer  seiner  Beschäftigung  Kampfmittel       Aussperrung      und      Boykott), 
zu  verfangen.    Einen  ähnlichen  Gang  nahm  dil  {-   hntische   Würdigung  der  A      folgen   dw 
Geseugebung   in   Belgien.     Obligatorische  A.  .f  J^?^.  ^'^  Parteien  und   die  VolkswirUchaft 
für  alle  gewerblichen  Arbeiter  gibt  es  in  Oester-  ^yP»^«^«?^?:  und  bchiedsämter.    Arbeiteraus- 
reich  und  Ungarn  (Gesetze  von   1885)   und  in  schüsse,  Tarifgemeinschaften     4.  Sutistok  der 
Ruüland((iesetz  von  1886).  In  Oesterreich  scheint  ^-    t  d.T   ^T^»*:*"^^^^  ^?^  ^-     %?^^?*^ 
man  an  der  Einrichtung  festhalten  zu  wollen,  ^,^??^»?i^?,  ^^K  -^-  "^  j}«^  einzelnen  Staaten; 
wenigstens  hat  man   sie   1902  noch   weiterhin  a).(j^roLbntannien;   b)  Deutschland;   c)  Oester- 
ausgedehnt.    Oesterreich  hat  auch  von  den  See-  J^^^^J   d)  Iraiikreich;    e)  Vereinigte   Staaten; 
maunsämtem  ausgestellte  Seedienstbücher  vor-  *)  andere  Lander. 

gesehen.    Der  noch  nicht  zur  Verabschiedung  1.  Begriff,  Arten  und  verwandte  80- 

gelangte  Entwurf  der  tSeemannsordnung   will  ziale    Kampfmittel    (Ansspermnff    und 

daran    nichts  Wesentliches   ändern.     Fakulta-  Boykott).    Unter  A.,  meist  nach  englischem 

tive  A.  hat  auch  Italien  (Gesetz  von  1865).  Vorgang  Streik,  neuerdings  auch  Ausstand 

4.  Kritische  Würdigung  des  A.  Die  genannt,  versteht  man  die  gemeinsam  er- 
herrschende nationalökonomische  Theorie  folgte,  freiwillige  Niederlegung  der  Arbeit 
beurteilt  den  A.zwang  für  gewerbliche  Ar-  seitens  der  Arbeiter  zum  Zwecke  einer 
beiter  sehr  ungünstig.  Dasselbe  tun  die  günstigeren  Gestaltung  ihres  Arbeitsvertrags. 
Arbeiter,  bei  denen  diese  Bücher  in  hohem  Eine  A.  ist  also  ein  Kampfmittel  der  Arbeiten 
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imd  xwar  ihr  wichtigstes.  Mit  zunehmeüdet 
Großindustrie  und  Ausbreitung  der  Arbeiter- 
assoziationen wird  es  immer  häufi^r,  und 
bei  geschickter  Ausnutzung  der  Konjunkturen 
des  Arbeitsmarktes  verspricht  es  oft  vorüber- 
gehenden oder  dauernden  £rfolg.  In  den 
meisten  Ländern  stehen  die  Arbeitervereine 
im  Dienste  einer  radikalen  Arbeiterpartei. 
Dort  kommt  es  also  auch  vor,  daß  der  Streik 
ans  poiitisdieu  Gründen  proklamiert  wird, 
z.  R  um  für  Wahlrechtsreformen  Stimmung 
ZQ  madien.  Es  handelt  sich  hier  um  Kund- 
gebungen,  die  mit  den  Arbeitsbedingungen 
gar  nicht  zusammenhängen,  die  aber  als 
Kraftproben  Aufsehen  erregen  sollen.  Solche 
politische  Massenstreiks  werden  von  Partei- 
wegen in  Szene  gesetzt  und  sollen  möglichst 
einheitlich,  gleichzeitig  und  interlokal  durch- 
geführt werden.  Man  nennt  sie  „General- 
streiks^^  Besonders  die  franzosischen  Sozia- 
listen schwärmen  für  diese  Art  der  Propa- 
ganda, von  der  sie  behaupten,  sie  sei  ein 
lüobates  Mittel  für  die  Betätigung  der  macht- 
gebietenden internationalen  proletarischen 
Solidarität,  namentlich  im  Falle  des  Aus- 
bruches eines  Kriegs.  Aber  auch  in  revo- 
lationären  Bewegungen,  wie  wir  sie  in 
jüngster  Zeit  in  Rußland  erlebt  haben, 
fielen  sie  eine  große  Rolle.  Diese  politischen 
Generalstreiks,  für  die  neuerdings  auch 
deutsche  radikale  Sozialisten  eintreten,  sind 
mit  den  Generalstreiks,  die  aus  Sympathie 
für  andere  Ausstände  zum  Zwecke  der 
Durchsetzung  besserer  Arbeitsbedingungen 
durchgeführt  werden,  nicht  zu  verwechseln. 
Die  Solidarität  spielt  zwar  bei  beiden  die 
Htfiptrolle,  aber  in  dem  einen  Falle  handelt 
es  sich  um  jiolitische  Kundgebungen,  deren 
Adresse  an  die  öffentliche  Meinung  und 
namentlich  an  die  bürgerhche  Gesellschaft 
gerichtet  ist,  in  dem  anderen  Falle  sind  es 
Unterst  üt  Zungsaktionen  der  organisierten 
Verbände  zugunsten  der  in  eine  akute  Aus- 
standftbewegimg  verwickelten  Genossen. 
Solche  S ym|)atlueausstände  sind  A.  im  engeren 
Sinne.  — 

Das  Gegenstück  zu  den  A.  sind  die  Aus- 
sperrungen. Unter  Aussperrung,  englisch 
IxKskout  genannt,  versteht  man  die  von  seiten 
der  Unternehmer  verfügte  Betriebseinstellung 
(Entlassung  der  Arbeiter)  in  ihrer  Anwendung 
•k  soziales  Kampfmittel,  gerichtet  gegen  die 
Arbeiter  und  neuerdings  namentlich  gegen 
deren  Koalitionen  und  Vereine.  Auch  hier 
gibt  es  Massenaussperrungen,  die  sich  nur 
nuttelhar  mit  dem  Inhalt  des  Arbeitskon- 
^nktes  befassen,  deren  Ziel  vielmehr  eine 
^H^teognng  und  Vernichtung  der  Gewerk- 
^weine  und  Gewerkvereinsverbände  ist.  Ge- 
wöhnlich spricht  man  nur  dann  von  einem 
^kont  wenn  mehrere  Unternehmer  ge- 
QMinsam  in  dieser  Richtung  vorgehen,  also 
^  Gegenkoalition  der  Arbeitgeber  vorliegt 


In  dieser  Einschränkung  findet  sich  der  Be- 
griff in  den  meisten  fachwissenschaftlichen 
Werken,  wie  mir  scheint,  nicht  mit  hin- 
reichender B^ründung.  Das  Moment  des- 
koalierten  Vorgehens  ist  nicht  unbedingt  ein 
Begriffsmerkmal  des  Lockouts.  Es  gibt  zahl- 
reiche Betriebseiüstellungen  der  Art,  die  der 
einzelne  Unternehmer  ganz  selbständig  ohne 
Verabredung  mit  anderen  verfügt,  ohne  daß« 
Vereine,  üntemehmerverbände  oder  sonstige 
losere  Vereinigungen  sich  zu  gemeinsamem 
Vorgehen  entschlossen  haben.  Wenn  ^eichr 
wohl  die  meisten  größeren  Lockouts  der 
letzten  Jahrzehnte  koalierte  waren,  so  hängt 
das  lediglich  mit  der  Gesamtentwicklungr 
der  Kämpfe  auf  dem  Arbeitsmarkte  zu- 
samtnen.  Die  Kraftproben  der  Parteien 
haben  eben  an  Stärke  zugenommen,  die  Koali- 
tionen der  Arbeiter  haben  Gegenkoalitionen ^ 
üntemehmerverbände,  die  ebenso  wie  jene 
von  langer  Hand  her  und  für  den  Ernstfall 
gerüstet  und  die  gemeinsame  Defensive  vor- 
bereitet haben,  hervorgerufen.  Damit  haben 
diese  Kampfmittel  an  Tragweite,  unter  um- 
ständen auch  an  Aussicht  auf  Erfolg,  sei  es 
im  Sinne  des  wirklichen  Kampfes,  sei  es  im 
Sinne  der  konflikt verhütenden  Prophylaxis, 
zugenommen.  Es  empfiehlt  sich  trotzdem^ 
die  Lockouts  in  den  einzelnen  Etablisse- 
ments nicht  gesondert  zu  behandeln,  sondern 
auch  diese  zu  den  Lockouts  im  eigentlichen 
Sinne  zu  rechnen ;  so  tut  es  z.  B.  die  ame- 
rikanische Statistik  der  Arbeitskonflikte^ 
ohne  daß  dadurch  das  Gesamtbild  der  Ar- 
beitsstreitigkeiten an  Uebersichtlichkeit  ver- 
loren hätte. 

Die  Lockouts  sind  also  vorwiegend  Sym- 
ptome für  den  organisierten  Kampf  zwischen 
Arbeitern  und  Unternehmern.  Sie  sind  als 
Vorgänge  auf  dem  modernen  Arbeitsmarkt^ 
ebenso  wie  die  Streiks,  zuerst  in  Groß- 
britannien beobachtet  und  beschrieben  worden^ 
und  dorther  gelangte  der  Ausdruck,  ebenso 
wie  der  des  anderen  hauptsächlichsten  sozia- 
len Kampfmittels  .,Streik'S  in  die  deutsche 
Sprache.  Auch  die  Franzosen  und  Ameri- 
kaner bedienen  sich  des  Wortes  Lockout. 
Neuerdings  ist  in  Deutschland  daneben  die 
Uebersetzung  des  Wortes  „Lockout"  =  „Aus- 
sperrung" üblich  geworden  und  hat  sich 
nicht  nur  in  der  Wissenschaft,  in  der  Presse 
und  bei  den  wirtschaftlichen  Parteien,  son- 
dern auch  in  der  Gesetzessprache  und  in 
der  Terminologie  der  Sozialstatistik  Eingang 
verschafft. 

Aussperrungen  sind  Kampfmaßregeln, 
und  zwar  sind  sie  das  Gegenstück  der  A. 
Gemeinsam  ist  beiden ,  daß  Arbeiter  wie 
Unternehmer  zur  Fortsetzung  des  Arbeits- 
verhältnisses bereit  sind,  nur  wollen  die 
Arbeiter  nicht  weiter  arbeiten,  solange  ihnen 
nicht  gewisse  Verbesserungen  des  Arbeits- 
vertrages zugestanden  werden,  während  die 
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Unternehmer,  die  ihre  Arbeiter  aussperren, 
entweder  den  Arbeitsvertrag  für  sich  gün- 
stiger, also  ungünstiger  für  die  Arbeiter, 
gestalten  wollen  oder  aber  den  bisheri^n 
Arbeitsvertrag,  dem  von  Seiten  der  Arbeiter 
eine  Veränderung  droht,  im  Wege  des 
Zwanges  aufrecht  zu  erhalten  trachten. 
Schon  aus  diesen  beiden  Eventualitäten  geht 
hervor,  daß  nicht  selten  gestreikt  wird,  weil 
eine  Aussperrung  droht,  und  nicht  selten 
eine  Aussperrung  verhängt  wird,  um  einer 
bevorstehenden  A.  zuvorzukommen.  Ein 
Lockout  kann  also,  je  nach  der  Position  und 
der  Taktik  der  Parteien,  eine  Offensiv-  oder 
Defensivmaßregel  sein.  Ob  die  Aussperrung 
das  eine  oder  das  andere  ist,  läßt  sich  nur 
im  Einzelfalle  entscheiden.  Hat  man  hier- 
über einen  hinreichenden  UeberbUck,  so  kann 
man,  ebenso  wie  man  von  Angriffs-  und 
Abwehrstreiks  spricht,  auch  von  Defensiv- 
wnd  Offensivaussperrungen  reden.  Doch  sind 
diese  letzteren  Bezeichnungen  nur  selten  in 
dauernden  Gebrauch  gekommen. 

Man  hat  versucht,  hauptsächlich  für 
statistische  Zwecke,  auf  i*ein  kausalem  Wege 
die  Arbeitskonflikte  als  A.  und  Aussperrungen 
möglichst  scharf  zu  trennen.  So  hat  der 
Amerikaner  Weeks  eine  konsequente  Begriffs- 
unterscheidung durchzuführen  unternommen. 
Ein  Streik  liegt  nach  seiner  Auffassung  dann 
vor,  wenn  die  Arbeiter  eine  Aenderung  der 
Arbeitsbedingungen,  und  eine  Aussperrung, 
wenn  die  Unternehmer  eine  solche  begehren. 
Wer  formal  das  Arbeitsverhältnis  kündigt, 
bezw.  löst,  wird  hier  nicht  unteraucht.  Es 
kommt  nur  auf  die  Ursache  der  Betriebs- 
einstellung an.  Diese  formalistische  Begriffs- 
abgrenzung stößt  aber  in  der  Praxis  auf  ganz 
unüberwindliche  Schwierigkeiten  und  wider- 
spricht, wie  Mataja,  der  verdienstvolle  Bear- 
beiter der  österreichischen  amtlichen  Streik- 
stat ivStik,  mit  Recht  hervorhebt,  den  im  Pu- 
blikum üblichen  Auffassungen.  Auch  der 
Begriff  des  Defensivstreiks,  der  mehr  und 
mehr  Eingang  gefunden  hat,  wäre  damit  be- 
seitigt, ja  unmöglich,  weil  er  eine  contra- 
dictio  in  adjecto  enthielte. 

Freilich  macht  auch  jede  andere  Klassi- 
fikation nicht  unerhebliche  Schwierigkeiten. 
Ks  bleiben  immer  Fälle  übrig,  deren  Unter- 
bringung in  die  eine  oder  andei*e  Kategorie 
nur  im  Wege  der  Hervorhebung  mehr  oder 
minder  äußerlicher  Merkmale  zulässig  er- 
scheint. Weeks  scheint  von  der  an  und  für 
sich  loblichen  Absicht  ausgegangen  zu  sein, 
die  Initiative  bei  der  Unterbrechung  der 
Arbeit  möglichst  unparteiisch  festzustellen, 
um  die  Aktionen  der  beiden  Parteien,  je 
nachdem  für  sie  die  Unternehmer  oder  die 
Arbeiter  die  Verantwortung  zu  tragen  haben, 
auseinander  zu  halten.  Wie  schwer  das 
durch führl:>ar  ist,  sieht  man  schon  aus  der 
Tatsache,  daß  bei  den  Arbeitskonflikten  die 


Parteien  sich  sehr  oft  gegenseitig  die  Ur- 
heberschaft in  die  Schuhe  zu  schieben  suchen 
und,  je  tSach  ihrem  Standpunkt,  die  StCrung 
des  Arbeitsverhältnisses,  die  Provokation 
zum  Kampfe,  „Aussperrung**  oder  „Streik" 
betiteln. 

Mit  Rücksicht  auf  die  bessere  praktische 
Durchführbarkeit  ist  jetzt  eine  andere  zweck- 
mäßigere Klassiflkation  üblich  geworden. 
Man  sieht  von  dem  Grunde,  aus  weichem 
die  Kampfmittel  „Streik"  oder  „Aussperrung^ 
in  Bewegung  gesetzt  werden,  ab.  Man  hStL 
sich  vielmehr  ausschließlich  an  die  formale 
Seite  der  Arbeitsvertragslösung.  Demnach 
liegt  stets  ein  Streik  vor,  wenn  das  Kampf- 
mittel von  den  Arbeitern  ergriffen  wurde, 
und  stets  ist  die  Arbeitssperre  eine  Aus- 
sperrung, wenn  die  Unternehmer  kündigen 
und  ausschließen.  Diese  Klassifikation  ist 
zuerst  in  der  amtlichen  nordamerikanischen 
Statistik  begründet  und  durchgeführt  worden. 
Die  Statistiken  von  Frankreich,  Italien  und 
Oesterreich  sind  ihr  gefolgt.  Auch  die 
neuerdings  in  Angriff  genommene  amtliche 
Streikstatistik  des  Deutschen  Reiches  scheint 
die  Gruppierung  ihrer,  freilich  etwas  sumnui- 
rischen,  Nachweisungen  nach  jenen  Merk- 
malen vorgenommen  zu  haben.  Im  übrigen 
weicht  die  deutsche  Reichsstatistik  ebenso 
wie  die  amerikanische  Streikstatistik  und 
neuerdings  auch  die  österreichische  von  dem 
wissenschaftlich  herrschenden  Begriff  der 
Ausspemmg  ab  und  sieht  auch  in  der  Aus- 
schließung der  Arbeiter  eines  einzelnen  Be- 
triebes eine  Aussperrung.  Bestritten  ist  es 
ferner,  wie  man  die  seitens  der  Unternehmer 
verhängten  Schließungen  der  Werkstätten 
und  die  angedrohte  und  durchgeführte  Nicht- 
>\iederanstellung  von  Arbeitern  als  Repressalie 
gegen  die  sogenannte  „Maifeier*'  einzuordnen 
habe.  Das  deutsche  statistische  Amt  rechnet 
diese  Maßnahmen  nicht  zu  den  Aussper- 
rungen. Sie  sind  in  der  Tat  im  wesentlichen 
Maßnahmen  der  Disziplin,  gerichtet  gegen 
die  eigenmächtige  Durchbrechung  der  Arbeits- 
ordnung. In  die  Kategorie  der  sozialen 
Kampfmittel  gehören  sie  aber  jedenfalls.  Sie 
sind  Symptome  einer  Spann img  der  Klassen- 
gegensätze. Da,  wo.  wie  in  Deutschland,  die 
maßgelfcnde  sozialistische  Bewegung  von  der 
Gewerbe  Vereinspolitik  noch  kaum  zu  trennen 
ist,  wird  seitens  des  Unternehmertums  der 
Maifeier  eine  grundsätzliche  Bedeutung  bei- 
gelegt, die  zu  Kraftpi-oben  hüben  und  drüben 
verführt.  Vielleicht  kann  man  diese  Vor- 
gänge zu  den  Boykotts  rechnen. 

Verwandt  mit  der  Aussperrung  ist  der 
Boykott,  d.  h.  dasjenige  Kampfmittel,  welches 
in  einer  Verrufserklärung  des  Gegners  gipfelt, 
unzweifelhaft.  Allerdings  scheint  die  neip- 
schende  Meinung  von  einem  Boykott  nur 
dann  zu  sprechen,  wenn  es  sich  um  ein 
Kam])fmittel  der  organisierten  Arbeitersdiaft 
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gegen  das  üntemehraertuin  handelt  Schließt 
man  sich  dieser  Anschauung  an,  so  ist  der 
Boykott  nur  verwandt  mit  dem  Streik,  hat 
aber  nichts  gemein  mit  der  Aussperrung. 
Bei  näherer  Betrachtung  der  tatsächlichen 
Verhältnisse  erscheint  indessen  auch  diese 
B^rifEsdefinition  zu  eng;  auch  die  ünter- 
n^mer  können  boykottieren,  sie  können  — 
meist  auf  Grund  gemeinsamer  Verabredung, 
z.  B.  durch  Führung  sogenannter  „schwarzer 
listen^  —  ganze  Gruppen  der  mißliebig  und 
verdächtig  gewordenen  Arbeiter  und  die 
Organisationen  derselben  in  Verruf  tun.  Der 
Unterschied  des  Boykotts  in  diesem  Falle 
von  der  Aussperrung  ist  der,  daß  sich  hier 
die  Maßregeln  unter  umständen  auch  gegen 
Personen  und  Personengruppen  richten,  die 
gar  nidit  in  einem  Arbeitsverhältnis  bei  dem 
die  Verrufserklärung  verhängenden  ünter- 
odimer  gestanden  zu  haben  brauchen.  Nicht 
ein  umstrittener  Arbeitsvertrag,  sondern  die 
Personen  der  Boykottierten  sind  ausschlag- 
gebend. Der  Boykott,  der  von  den  Unter- 
n^mem  ausgeht,  unterscheidet  sich  von  dem 
Boykott,  den  die  Arbeiter  proklamieren,  nicht 
unwesentlich  dadurch,  daß  dort  Personen 
und  Personengruppen  in  Verruf  getan  werden, 
während  hier  weniger  die  Person  des  miß- 
liebigen Arbeitgebers  als  die  von  demselben 
produzierten  Güter  im  Marktverkehr  und  in 
der  täglichen  Konsumtion  geschädigt  bezw. 
verrufen  werden  sollen.  Freilich  ist  der 
Boykott  als  soziales  Kampfmittel  der  Unter- 
nehmer auch  denkbar  in  der  Form,  daß  er 
gingen  andere  Unternehmer  gerichtet  ist,  d.  h. 
eegen  solche  Unternehmer,  welche  die  Soli- 
dität verletzt  haben,  indem  sie  den  Arbeitern 
selbständig  Zugeständnisse  zu  machen  ge- 
ndgt  waren. 

Es  sind  also  sehr  mannigfaltige  Kombina- 
tionen der  modernen  sozialen  Kampfmittel 
möglich,  und  oft  ist  es  recht  schwer,  AngrifTs- 
und  Abwehrstreik,  Angriffs-  und  Abwehr- 
lodi[oat,  Angrififs-  und  Abwehrboykott  in  ihrer 
gegenseitigen  Verbindung  und  in  ihren 
Wechselbeziehungen  auseinander  zu  halten. 
Am  besten  läßt  sich  noch  der  Boykott  von 
den  verwandten  Aktionen  der  Parteien  unter- 
scheiden. Hier  tritt  der  Charakter  als  reines 
Kampfmittel,  durch  dessen  Anwendung  dritte 
Personen  unberechtigtermaßen  und  in  be- 
deoklicfaem  Um^Euige  in  Mitleidenschaft  ge- 
zogen werden,  offensichtlich  hervor.  Die  A. 
mid  Aussperrungen  dagegen,  als  Folgeer- 
sdieinungen  des  freien  Koalitionsrechtes, 
sind  Vollgänge,  die  mit  dem  modernen 
Aibeitsvertrag  eng  zusammenhängen.  Es 
Biiid  soziale  Reibungen,  wie  sie  in  allen  In- 
dustriestaaten vorkommen,  natürliche  Vor- 
sänge auf  dem  Arbeitsmarkte,  an  die  sich 
das  große  Publikum  mehr  und  mehr  wie  an 
etwas  Selbstverständliches  und  Unvermeid- 
lichea  gewöhnt  hat    Sie  treten  als  taktische 


Gegenzüge  auf,  die  sich  gegenseitig  in 
Schach  halten,  und  die,  nachdem  erst  die 
bedauerlichen  Folgen  voreiliger  und  rück- 
sichtsloser Kämpfe  hüben  und  drüben  er- 
kannt worden  sind,  auch  gewisse  prophylak- 
tische Wirkungen  haben  können.  Da,  wo 
jener  Zustand,  den  wir  „üeberspannung  des 
Koalitionsprinzipes^'  nennen,  und  der  sich 
auszeichnet  durch  eine  fast  hysterische 
Hyperempfindlichkeit  des  Arbeitsmarktes, 
vorhanden  ist,  wird  am  meisten  gestreikt  und 
ausgesperrt  In  diesem  Stadium  der  sozialen 
Kämpfe  verwischt  sich  der  Unterschied  von 
Streik  und  Lockout  am  ehesten.  Die  bri- 
tische Statistik  z.  B.  hat  deswegen  seit  1894 
die  bisherige  Trennung  der  Konflikte  in 
Streiks  und  Ijockouts  ^nz  aufgegeben  und 
faßt  jetzt  beide  zweckmäßig  unter  den 
Begriff  „Disputes"  (soviel  wie  Arbeitsstreitig- 
keiten) zusammen. 

Die  meisten  A.  beziehen  sich  auf  Lohn- 
streitigkeiten, doch  haben  aUe  anderen  mög- 
lichen Verhältnisse,  Arbeitszeit,  Fabrikdis- 
ziplin, Beschäftigung  von  Lehrlingen  und 
Kindern,  technische  Verändenmgen  im 
Fabrikbetrieb  usw.,  kurz  die  mannigfaltigsten 
Punkte  der  Arbeits-  und  Betriebsordnung, 
die  Veranlassung  zur  Arbeitsverweigerung 
gegeben.  Gewöhnlich  sagt  man,  daß  A. 
bei  steigender  Konjunktur,  Aussperrungen 
bei  weichender  Konjunktur  vorherrschen. 
Dieser  Satz  ist  nur  bedingt  richtig  und 
trifft  allenfalls  bei  Lohnkämpfen  zu,  aber 
auch  hier  nicht  ohne  weiteres.  Solange 
Arbeitsstreitigkeiten  nicht  zu  den  regel- 
mäßigen Erscheinungen  gehören  und  keine 
Üeberspannung  der  Gegensätze  vorhanden 
ist,  mag  die  genannte  Regel  Richtiges 
enthalten.  Zutreffend  ist  sie  auch  dann 
noch,  wenn  geschlossene  und  gut  ge- 
rüstete Vereine  sich  gegenüberstehen  und 
sich  gegenseitig  und  unbefangen  als  be- 
rechtigte Interessenvertretungen  der  Arbeits- 
käufer und  Arbeitsverkäufer  anerkennen.  Wo 
das  aber  nicht  der  Fall  ist,  und  namentlich 
wo  die  Unternehmer  entschlossen  sind,  die 
Gewerkvereine  als  Vertretungen  ihrer  Ar- 
beiter nicht  anzuerkennen,  häufen  sich,  wie 
die  Erfahning  lehrt,  so  namentlich  auch  in 
Deutschland  in  den  letzten  Jahren,  Massen- 
aus8j)emingen,  die  gerade  in  der  günstigen 
Konjunktur  zum  Austrage  kommen.  Will  man 
auf  eine  allgemeine  Regel  nicht  verzichten,  so 
kann  man  höchstens  sagen,  daß  A.  und  Aus- 
sperrungen in  denjenigen  Zeiten  vorherr- 
schen, wo  die  Güterproduktion  den  größten 
Unregelmäßigkeiten,  starken  Verschiebungen 
und  großemKonj unkturen Wechsel  unterworfen 
ist  Man  darf  nicht  verkennen,  daß  die  ge- 
werk vereinlichen  Kämpfe  die  Gründung  von 
Antistreik verbänden  der  Unternehmer  zur 
Folge  gehabt  haben,  und  daß  deren  Wirksamkeit 
durch  die  neuzeitliche  Syndikatsbildung  in 
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fiboiTaschonder  Weise  unterstützt  worden  ist 
Der  IFabrikherr  ist  heute  nicht  mehr  so  iso- 
liert wie  vor  einigen  Jahrzehnten,  und  seine 
Kollegen,  die  mit  ihm  in  ein  und  demselben 
Kartell  verband  stehen,  sind  nicht  mehr  in 
•dem  Maße  seine  Konkiu-renten  wie  früher. 
Die  Unteniehmer verbände  sind  natürlich  viel 
iinanzkräftiger  als  die  Arbeiterkoalitionen  und 
ikönnen  deswegen,  wenn  ihre  Organisationen 
fest  gefügt  sind  und  ihr  Koqvsgeist  geschärft 
ist,  einen  Kampf  länger  aushalten  als 
selbst  die  bcstgeschulten  und  für  den  Streik- 
fall finanziell  wohlgerüsteten  Arbeiterver- 
•l>ände,  zumal  wenn  es  sich  um  prinzipielle 
Mac^htf ragen,  die  die  ganze  Industrie  angehen, 
handelt.  Die  Größe  der  Streikaktionen,  die 
Tausende  von  Arbeitern  zum  Feiern  bringen 
und  zwingen,  hat  die  Chancen  der  Sti-eiken- 
den  nicht  gebessert,  sondern  verschlechtert. 
Es  steht  fest,  daß  gerade  die  Riesenaus- 
stände  der  letzten  Zeit  aus  Mangel  an  Mitteln 
zum  Erliegen  kamen.  Damit  ist  nicht  ge- 
sagt, daß  sie  ganz  erfolglos  geblieben  sind, 
denn  die  öffentliche  Meinung  und  die  Ge- 
setzgebung haben  vielfach  nachträglich  zu- 
gunsten der  Arbeiter  eingegriffen  und  eine 
gesetzliche  Ffli*sorge  geschaffen.  In  Ijändern 
mit  einer  rührigen  sozialen  Gesetzgebung, 
wie  wir  sie  in  Deutschland  haben,  hat,  wie 
sich  nachweisen  läßt,  fast  jede  Ausstands- 
bewegung im  großen  Stile  zu  einer  solchen 
gesetzlichen  Intervention  geführt,  wie  sich 
überhaupt  nicht  leugnen  läßt,  daß  der  mo- 
derne AVohlfalirtsstaat  mehr  für  die  Ver- 
besserungen der  Arbeitsbedingungen,  von 
der  reinen  Tjohnfrage  abgesehen,  tun  kann 
und  getan  hat  als  die  Gewerkvereine  mit 
ihrer  geräuschvollen  Agitation.  Daß  die 
<iewerkvereine  dabei  kräftig  mitgeholfen 
haben,  soll  nicht  l)estritten  werden.  In 
England,  wo  die  Gesetzgebung  viel  zurück- 
lialtender  ist,  sind  sie  unzweifelhaft  die 
Trägennnen  des  sozialen  Fortschritts  ge- 
wesen. An  ihre  Aktionen  knüpften  sich 
vielfach  auch  technische  Fortschritte  an. 
Ohne  Koalitionsfreiheit,  ohne  Gewerk vereine 
und  A.  wäre  die  Lohnsteigenmg,  die  wir  in 
<len  letzten  Jahrzehnten  erlebt  haben,  kaum 
eingetreten.  Das  Sinken  der  Löhne  in  der 
stillen  Zeit  wäre  ohne  sie  empfindlicher 
und  kräftiger  gewesen.  Es  geht  eben  heut- 
zutage nicht  ohne  Krisen  und  Krankheiten, 
nicht  ohne  Kämpfe  und  Kraftproben  ab. 
Die  Koalitionsfreiheit  hat  vielfach  wie  ein 
Sicherheitsventil  gewirkt.  Schließlich  ist 
selion  viel  eiTcicht,  wenn  es  zu  kollektiven 
Tarifverträgen,  die  die  Streiks  überflüssig 
•oder  seltener  machen,  kommt. 

2.  Kritische  Würdigung  der  A.  Folgen 
der  A.  far  die  Parteien  und  die  Volks- 
wirtschaft. Die  Berechtigung  und  der 
Nutzen  der  A.  wird  ebenso  oft  unterschätzt 
wie  überschätzt.    Es  ist  kein  Zweifel^  daß 


die  A  das  natürliche  Produkt  des  modernen 
Lohnsystems  ist.  Erkennt  man  an,  daß  der 
Arbeitsvertrag  ein  Kauf-  und  Verkau&ver- 
trag  über  die  Ware  Arbeit  ist,  und  erkennt 
die  Rechtsordnung  den  Lohnarbeiter  als 
freien  Waren  verkauf  er  an,  so  muß  man  die 
Vorgänge  auf  den  Arbeitsmärkten  wie  wirk- 
liche Marktvorgänge  beurteilen.  Nun  ist  die 
rechtliche  Gleichheit  von  Verkäufer  und 
Käufer,  soweit  der  Einzelne  iu  Frage  kommt, 
tatsächlich  eine  Ungleichheit,  denn  der  Ar- 
beiter hat  in  der  Regel  nichts  anderes  als 
seine  Arbeitskraft,  die  er  verkaufen  muß. 
Um  seine  Existenz  zu  fristen,  ist  er  ge- 
zwungen, seine  Arbeitskraft  gegen  Lohn  an- 
zubieten. Sinkt  die  Nachfrage  der  Arbeit, 
so  ist  er  nicht  etwa  imstande,  wie  der  Ver- 
käufer anderer  Waren,  durch  Minderung 
des  Angebots  dem  Sinken  des  Preises  seiner 
Ware  Einhalt  zu  tun;  im  Gegenteil,  anstatt 
daß  weniger  Verkäufer  wie  früher  zum 
Markt  kommen,  wird  bei  abnehmender  Nach- 
frage der  Wettbewerb  der  Arbeiter  sogar 
notwendig  gx-ößer.  Das  Sinken  der  Nach- 
frage erzeugt  also  eine  Steigerung  des  An- 
gebots und  damit  ein  Sinken  des  Lohnes, 
das  oft  ganz  außer  Verhältnis  zur  Abnahme 
der  Nachfrage  steht.  Steigt  aber  die  Nach- 
frage zur  Arbeit,  so  erhält  zunächst  uiu*  die 
Zahl  der  Unbescliäftigten ,  die  „Reserve- 
armee'', Beschäftigimg.  Erst  wenn  die  Nach- 
frage in  so  beträchtlichem  Maße  gewachsen 
ist,  daß  die  iieranziehung  der  bisher  Unbe- 
schäftigten nicht  mehr  ausreicht,  steigt  aucli 
der  Preis  der  Arbeit. 

Um  nun  einen  Einfluß  auf  die  Gestaltung 
des  Preises  seiner  Arbeit  zu  gewinnen,  mnl 
der  Arbeiter,  als  der  natürlich  schwächere 
Kontrahent,  der  zu  verkaufen  gezwimgen 
ist,  wenn  er  leben  will,  durch  die  Koalition 
mit  anderen  Branchegenossen  sich  in  seiner 
Stellung  als  Verkäufer  gegenüber  dem  Kftofer 
stärken.  Die  Arbeiter  organisieren  sich  also, 
da  sie  vereinzelt  nichts  erreichen  können, 
und  verkaufen  nicht  mehr,  wenn  die  von  dem 
Unternehmer  gel)otenen  Preise  ihnen  lu 
nieilrig  erscheinen.  Dieses  Nicht-Mehr- Ver- 
kaufen der  Arbeit,  wenn  es  gemeinsam  ge- 
schieht nennt  man  eben  A.  Damit  entsteht 
allerdings  eine  Art  von  Eampfzustand,  der 
aber  in  Wirklichkeit  ein  ähnlicher  Vorgang 
ist,  wie  er  auch  auf  den  übrigen  Märkten 
gang  und  gäbe  ist. 

Die  Lohnfondstheorie  (s.  Art  „Lohn^'X 
die  so  lange  englische  und  deutsche  K5pfe 
beherrscht  hat,  geht  von  dem  Grundirr- 
tum aus,  daß  der  jedesmal  heirschende 
Lohn  auch  wirklich  der  dem  marktmftßigen 
Verhältnis  von  Angebot  und  Nachfrage  ent- 
sprechende sei.  ßnen  „natürlichen  LcAuk^ 
in  diesem  Sinne  gibt  es  überhaupt  nicht 
Die  tatsächlich  bezahlten  Lohnsätze  beruhen 
in  erster  Linie  auf  der  Sitte;   sie 
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das  ist  oft  genug  statistisch  nachgewiesen 
worden,  auch  bei  veränderter  Konjunktur 
ein  eigentümliches  Beharrungsvermögen. 
Daraus  erwächst  für  die  Arbeiter  bei  sin- 
kender Konjunktur  vielleicht  ein  Vorteil,  bei 
Steigeoder  ein  Nachteil.  Aus  diesem  Be- 
hamingsvermögen  aber  kann  der  Lohn  u.  a. 
durch  die  erfolgreichen  koalierten  Bestre- 
bungen der  Arbeiter  gebracht  werden.  Er- 
folg können  sie  aber,  die  richtige  Er- 
kennung der  Veränderungen  des  Waren-  und 
Kapitalmarktes  vorausgesetzt,  niu*  dann  ver- 
sprechen, wenn  die  Arbeiter  nicht  ver- 
emzeit,  sondern  im  Verein  mit  Benifsge- 
nossen  eine  Erhöhung  des  Preises  ihrer  Ware, 
der  Arbeit,  verlangen.  Jeder  Unternehmer, 
welcher  eine  größere  Anzahl  von  Arbeitern 
bföchftftigt,  stellt  an  sich  schon  eine  Art  von 
Koalition  seinen  Arbeitern  gegenüber  dar, 
und  weiterhin  geht  die  Tendenz,  die  als  die 
Signatur  unserer  Zeit  bezeichnet  werden 
kann,  auf  den  Zusammenschluß  großer  in- 
dustrieller Unternehmungen,  auf  die  Ver- 
einigung der  Geschäfte  in  wenigen  Händen 
im  W^e  von  Kartellen,  Trusts  und  Aktien- 
fusionen. Um  diesen  Verbänden  ein  kräf- 
tiges und  geschäftsgewandt  geliandhabtes 
Gegengewicht  zu  bieten,  kann  die  Koalierung 
der  Ari)eiter  nützlich,  ja  notwendig  sein. 

Natürlich  kann  durch  A.  die  Grundlage 
des  heutigen  Lohnsystems  nicht  erschüttert 
werden,  wohl  aber  sind  sie  unter  Umständen 
imstande,  den  Anteil  der  Arbeiter  am  Rein- 
ertrag des  Geschäfts  zu  erhöhen.  Die  A.  macht 
den  Arbeitsmarkt  empfindlicher,  je  nach  den 
Konjunkturen,  und  unterwirft  auch  den 
Preis  der  Arbeit  größeren  Schwankungen. 
Immer  starke  Koalitionen  und  eine  ver- 
ständige Politik  ihrer  Führer  vorausgesetzt, 
kann  die  Arbeiterschaft  durch  ihre,  durch 
Streikandrohun^  nachdrücklich  unterstützten, 
F<Hdeningen  mit  der  Zeit  bis  zu  gewissen, 
hauptsSd^ch  durch  die  ausländische  Kon- 
kurrenz und  das  ftir  den  Produktionsprozeß 
verfi^bare  Kapital  bestimmten  Grenzen  ihren 
Lebensunterhalt  auf  Kosten  des  Untemehmer- 
gewinns  verbessern.  In  großindustriellen 
Staaten  hat  sidi  das  schon  jetzt  gezeigt:  Die 
Zinsen  vieler  Kapitalien  sind  geringer  ge- 
worden, die  Lage  der  arbeitenden  Klassen  hat 
sieh  gebessert,  m.  a.  W.  der  Arbeitslohn  hat 
sich  auf  Kosten  des  Untemehmergewinns 
erhöht. 

Die  Grenzen  einer  solchen  Möglichkeit 
sind  bereits  angedeutet  worden.  Nicht  in 
der  A.  als  solcher,  sondern  in  ihrer  Möglich- 
keit und  in  den  aus  ihr  entstehenden  Ge- 
Uireo  für  den  Unternehmer,  beruht  der 
irfinschenswerte  Fortschritt  Jeder  Streik 
hat  mehr  oder  mind^  schädliche  Konse- 
qoenieoy  und  zwar  sowohl  für  die  davon 
betroffenen  Parteien  direkt,  als  indirekt  für 
dk  gesamte  Volkswirtschaft    Was  die  Ar- 


beiter anbetrifft,  so  ist  zu  beherzigen,  daß 
die  Zahl  der  verlorenen  A.  meist  größer  ist 
als  die  Zahl  der  siegreichen.  Ein  Streik 
opfert  vielfach  die  Spargroschen  der  Arbeiter- 
schaft und  überantwortet  die  Feiernden  dem 
Waren-  und  Kreditwucher.  Sehr  oft  sind  über- 
hauj)t  die  Kosten  des  Kampfes  nicht  im  Ver- 
hältnis zu  dem  erreichten  Vorteil.  Regelmäßig, 
bei  jeder  leisen  Schwankung  der  Konjunktur 
eingesetzt,  zwingt  die  Streikaktion  auch  die 
Unternehmer  zu  Anti-Streik  verbänden,  und 
man  täuscht  sich  sehr,  wenn  man  glaubt, 
daß  Riesenmonopole  und  Kartelle  auf  der 
einen  Seite  und  festgeschlossene  Arbeiter- 
bataillone auf  der  anderen  Seite  eine  Panazee 
des  sozialen  Friedens  seien.  England  z.  B. 
wai'  eine  Zeit  lang  auf  dem  besten  Wege, 
von  allen  Symptomen  einer  chronischen  Er- 
krankung durch  Ueberspannung  des  Koali- 
tionsprinzips ergriffen  zu  werden.  Durcli 
periodisch  sich  wiederholende  Streiks  und 
Ausspemmgen  ist  dort  der  Arbeitsmarkt 
aus  seiner  fnlheren  trägen  Unbeweglichkeit 
in  das  ungesunde  Extrem  einer  Ueberempfind- 
lichkeit  gelangt.  Die  in  der  Zeit  geschäft- 
lichen Aufschwungs  errungenen  Erfolge  gehen 
bei  der  nächsten  Depression  wieder  verloren ; 
die  Einnahmen  des  Arbeiters  schwanken,  und 
rasch  aufeinander  folgende  Veränderungen 
in  dem  Budget  der  Arbeiterfamilien  sind  wohl 
kaum  wünschenswert :  im  Gegenteil,  wie  bei 
allen  Budgets,  im  honen  Grade  beaenklich. 
Nur  dauernde  Verbesserungen  in  der  Lage 
der  arbeitenden  Klassen  wirken  wohltätig  und 
auf  deren  wirtschaftliche  Tugenden  erziehe- 
risch, nicht  aber  flüchtige  Konjunkturalge- 
winne.  Für  die  Arbeitgeber  bedeuten  A.  um 
so  mehr  schwere  finanzielle  Schädigungen, 
die  ihren  inländischen  und  ausländischen  Kon- 
kiurenten  zugute  kommen,  als  oft  gerade  in 
der  Zeit  des  geschäftlichen  Aufschwunges, 
in  der  neue  Absatzgebiete  gewonnen  werden 
können,  der  Betrieb  zum  Stillstand  gelangt. 
Setzt  aber  der  Streik  bei  völligem  Darnieder- 
liegen der  Geschäfte  ein,  so  kann  dadurch  sehr 
leicht  die  Lage  für  die  Unternehmer  eine 
dauernd  kritische  werden.  Die  größeren  Nach- 
teile aber  hiervon  hat  gerade  der  Arbeiter. 
Diese  vielfach  unterschätzten  Schattenseiten 
der  Koalition  und  des  Streiks  sprechen  mit 
nichten  gegen  beide  überhaupt  Das  mo- 
derne Lohnsystem  und  die  dadurch  herbei- 
geführte Abhängigkeit  der  arbeitenden  Klasse 
vom  Kapital  führen  vielmehr  ganz  natürlich 
zu  gewerkvereinlichen  Organisationen  und 
unter  gewissen  Voraussetzungen  auch  zu 
A.  Sie  sind  und  bleiben  ein  bedeutsames 
Mittel  für  die  arbeitende  Klasse,  ihre  Inter- 
essen walirzunehmen.  Den  Arbeiter  stählt 
das  Gefühl,  daß  er  nicht  mehr  schutzlos  dem 
Stärkeren  preisgegeben  ist,  und  läßt  ihn  sein 
hartes  Los  ruhiger  ertragen.  Durch  die  A. 
betätigt  sich  also  die  K^tionsmöglichkeit, 
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die  dem  Arbeiter  die  Zuversicht  in  seine 
Kraft  und  Selbständigkeit  gegenüber  den 
Unternehmern  verleiht.  Auch  die  üebel, 
welche  die  Streiks  hervon-ufen,  heilen  sich 
nicht  selten  selbst.  Sie  können  den  Unter- 
nehmer zu  neuer  kaufmännischer  und  tech- 
nischer Kraftent Wicklung  anspornen  und 
leiten  ihn  oft  zu  Verbesserungen,  welche 
unter  anderen  Umständen  vielleicht  noch 
recht  lange  auf  sich  hätten  warten  lassen, 
an.  Dies  zeigt  sich  besonders  klar  auf  dem 
Grebiete  der  Arbeitszeit.  Hätten  gewisse  A. 
nicht  stattgefunden,  so  wäre  eine  Verminde- 
rung der  Arbeitsstundenzahl  kaum  so  leicht 
eingetreten.  Die  Erfahrung  aber  lehrt,  daß 
innerhalb  gewisser  Grenzen,  wenn  auch  bei 
weitem  nicht  immer,  die  Vermindening  der 
Arbeitszeit  keine  Verminderung  der  Produk- 
tion, ja  sogar  gelegentlich  ihre  Vermehrung 
und  Verbesserung  zur  Folge  haben  kann  (s. 
Art.  „Arbeitszeit*').  A.  sind  ferner  oft  das 
Mittel  gewesen,  unberechtigte  Ungleichheiten 
<ies  Ijohnes  zu  beseitigen,  eine  mögliche 
Lohnsteigerung  zu  beschleunigen  und  die 
Produzenten  zu  Verbesserungen  anzuregen, 
die  dem  ganzen  Gesellschaftskörper  zum  Vor- 
teil gereichten.  Ja,  sie  haben  sogar  nach 
einer  Richtung  hin  manchmal  günstig  gewirkt, 
wo  sie  es  wahrscheinlich  nicht  beabsichtigten : 
Sie  haben  nämlich  eine  krankhafte  und  plan- 
lose Ueber]>roduktion  gehemmt,  was  für 
beide  Teile  zum  Segen  ausschlug.  Trotz 
alledem  bleiben  sie  ein  Uebel,  weiches  die 
Interessen  der  nationalen  Volkswirtschaft  zu 
schädigen  und  zu  verwirren  droht ;  als  solches 
Uebel  aber  leider  ein  unvermeidliches  und 
naturnotwendig  dem  Konkurrenzkampfe  so- 
zialer Interessengegensätze  entspringend. 
Die  Gewohnheit  und  Sitte  sind  starke  Mächte, 
auf  ihnen  beruht  nicht  unwesentlich  Arbeits- 
lohn und  Unternehmergewinn.  Durch  Koa- 
litionen der  Arbeiter  können  diese  starren 
Mächte  gebrochen  werden.  Durch  die  Er- 
höhung des  Durchschnittslohnes  aller  Ar- 
beiter bewirken  sie  eine  gleichmäßigere  Ver- 
teilung des  Einkommens.  Nicht  richtig  ist 
dagegen  —  wenigstens  in  seiner  Allgemein- 
heit —  der  vielgehörte  Satz,  daß  der  Vor- 
teil der  liohnerhöhungen  durch  die  Preis- 
erhöhung der  von  den  Arl>eitern  verzehrten 
Produkte  illusorisch  gemacht  werde.  Wäre 
dieser  Einwand  schlagend,  so  wäre  einmal 
notwendig,  daß  die  im  I^ohn  erhöhten  Ar- 
beiter selbst  die  durch  die  Lohnsteigerung 
verteuerten  Waren  verzehrten,  und  sodann 
zweitens  und  vornehmlich,  daß  die  im  Lohn 
erhöhten  Arbeiter  allein  es  wären,  die  diese 
verteuerten  Waren  kauften,  also  daß  die  er- 
höhten Preise  nur  aus  Arbeitereinkommen 
bezahlt  würden.  Allein  Kapitalisten,  Unter- 
nehmer, Grundbesitzer  und  Beamte  müssen 
ja  auch  die  höheren  Preise  der  Güter  be- 
zahlen;   das    Kapitalisten-,    Unternehmer-, 


Beamteneinkommen  und  die  Grundrente 
tragen  bei  zu  den  höheren  Löhnen  der  Ar^ 
heiter,  und  alles,  was  den  Arbeitern  aus 
diesen  Einkommenquellen  mehr  als  früher 
bezahlt  wird,  ist  für  sie  reiner  Gewinn. 

Das  Bedenkliche  an  den  A.  ist  weniger 
die  Tatsache,  daß  sie  vorkommen,  als  daft 
sie  so  oft  unüberlegt  inszeniert  werden,  und 
daß  man  so  selten  von  den  Mitteln  der  Ver- 
ständigung seitens  der  Parteien  Gebrauch 
macht.  Die  Unternehmer  und  Arbeiter 
glauben  vielfach,  der  Streik  sei  eine  Ange- 
legenheit, die  sie  ganz  allein  anginge.  In 
Wahrheit  ist  indessen  die  ganze  VoLkswirt- 
scliaft  an  diesen  Vorgängen  interessiert,  und 
Staat  und  Gesellschaft  können  es  nicht  dulden^ 
daß  so  unentbehrliche  Materialien  wie  z.  B. 
die  Steinkohle,  plötzlich  verteuert,  und  so 
notwendige  Verkehrseinrichtungen  wie  die 
Eisenbahnen  und  sonstige  Verkehrsinstitute* 
leichtfertig  lahmgelegt  werden.  Staat  und 
Gesellschaft  sind  auch  daran  auf  das  licb- 
haf teste  interessiert,  daß  die  Vorgänge  auf 
dem  Arbeitsmarkt  nicht  in  verbitterte, 
der  Klassenverhetzung  Voi-schub  leistende 
Kämpfe  ausarten.  Sie  werden  zwar,  wie 
die  Verhältnisse  nun  einmal  sind,  sich  einer 
strikten  Neutralität  befleißigen  müssen,  aber 
schließlich  hat  auch  das  seine  Grenzen.  Ea 
gellt  nicht  an,  daß  unsere  Großunternehmer 
und  Arbeiterverbände  glauben,  sie  seien 
allein  da.  Wo  wirkliche  Alißstände  durch  die 
Streikaktionen  aufgedeckt  werden,  kann  sich 
der  Staat  nicht  damit  begnügen,  abzuwarten, 
ob  es  den  Arbeitern  gelingt,  sie  zu  be- 
seitigen. Er  muß  vielmehr  selbst  eingreifen, 
ob  die  Unternehmer  wollen  oder  nicht,  und 
da,  wo  es  die  Arbeiter  durchsetzen,  große 
und  wichtige  Industrieen  zum  Schaden  der 
ganzen  Volkswirtschaft  zum  Stillstand  zu 
bringen,  hat  die  Gesamtheit  das  Recht,  ja 
die  Pflicht,  mit  all'  den  Machtmitteln,  die 
ihr  zu  Gebote  stehen,  den  normalen  Zustand 
wiederherzustellen.  Mit  dem  Zugeständnis 
der  Koalitionsfreiheit,  mag  es  noch  so  sehr 
als  ein  Grundrecht  der  heutigen  gewerb- 
lichen Ordnung  anerkannt  werden,  ist  nicht 
ausgesprochen,  daß  dieses  Recht  ein  schran- 
kenloses sei.  Nur  im  äußersten  Notfalle 
freilich  wird  man  seine  Auswüchse  be- 
schneiden dürfen.  Aber  es  gibt  Fälle,  wo 
das  nicht  mehr  zu  umgehen  ist 

Besonders  wichtig  und  segensreich  ist 
eine  verständige  Haltung  der  öffentlichen 
Meinung,  wie  sie  namentlich  in  der  Tages- 
presse zutage  tritt.  Würde  sich  unsere 
Presse  der  Mühe  unterziehen,  über  die  Ar- 
beitsmärkte und  die  dortigen  Kämpfe  eben- 
so nüchtern  und  un))arteiisch  zu  berichteD;» 
wie  sie  es  in  ihren  Handelsteilen  bezüglich 
der  Warenmärkte  längst  tut,  so  wäre  schoD 
viel  gewonnen.  In  England,  der  Heimat 
des  Streiks,  hat  man  das  schon  seit  Jahren 
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gelernt  Auf  dem  Kontinent  steht  man  in 
dieser  Beziehung  weit  zurQck.  Fast  bei  jeder 
gröfieren  Ausstandsbew^ung  teilen  sich 
unsere  politisdien  Blätter  in  zwei  Lager 
und  beuten  die  Ereignisse,  je  nach  ihrem 
politischen  Qesamtprogramm,  für  ihre  partei- 
politisdien  Zwecke  aus.  Auf  diese  Weise 
schafft  man  für  beide  Parteien,  deren  Eigen- 
sinn und  Kampfeslust,  einen  Rückhalt  von 
außen  her,  statt  ihnen  diesen  Rückhalt  zu 
nehmen.  Man  verlängert  den  Kampf,  ver- 
mehrt seinen  Schaden,  ohne  schließlich  an  dem 
Ausgang  ernstlich  etwas  ändern  zu  können. 
Nichts  macht  die  Kämpfenden  mehr  stutzig, 
als  wenn  sie  merken,  daß  man  ihnen  ge- 
genüber gleichgültig  ist  und  keinem  Teile 
recht  gibt.  Würde  man  sich  dieser  grund- 
sätzlichen Haltung  mehr  als  bisher  befleißigen, 
90  würden  wahrscheinlich  auch  die  streik- 
verhütenden  Institutionen,  die  vorhanden 
sind  und  bei  gutem  Willen  sich  als  ungemein 
nützlich  erweisen  können,  größeren  und 
rascheren  Erfolg  haben,  als  es  leider  in  der 
R^el  der  Fall  ist. 

3.  Einigiiiigs-  nnd  Schiedsamter.  Ar- 
beiteransschüsse.  Tarifgemeinschaften. 
Die  Erfedirung  lehrt,  daß  ein  zweckmäßiges 
Mittel  gegen  unüberlegte  A.  feste  Koalitionen 
mit  stzlbilen,  wohldisziplinierten  Mitglieder- 
beständen, unter  geschäftskundiger,  einfluß- 
reicher, dabei  unpolitischer  Leitung  und  mit 
namhaften  Yereinskassenbeständen,  die  man 
nm  im  Notfall  aufs  Spiel  setzt,  sind.  Dies 
ist  wenigstens  so  lange  der  Fall,  als  die 
Koalitionsfreiheit  nicht  in  Kampflust  aus- 
geartet ist  Bei  gesunder  Entwicklung  der 
Koalitionen  auf  beiden  Seiten  bilden  sich 
ganz  von  selbst  Einigungs-  und  Schieds- 
amter, Arbeiteransschüsse  und  schließlich 
Lohntarifgemeinschaften  heraus,  um  auf 
diesem  Wege  alle  aus  dem  Arbeitsvertrag 
hervorgehenden  Streitigkeiten  in  nüchterner, 
geschsltsmäßiger  Verhandlung  durch  Ver- 
trauensmänner zu  besprechen  und  zu  ordnen. 
Im  klassischen  Lande  der  Koalitionsfreiheit, 
der  Oewerkvereinsorganisationen.  der  A.  und 
Ausspemmgen ,  in  Großbritannien,  zuerst 
eingeführt  und  zeitweilig  von  namhaften 
Erfolgen  begleitet,  haben  die  gewerblichen 
Schieds-  und  Einigungsgerichte,  durch  ge- 
setzliche Regelung  unterstützt,  auch  auf  dem 
Kontinente  Eingang  gefimden,  freilich  nur 
sehr  langsam  und  durch  Rückschläge  unter- 
brochen. Namentlich  das  Unternehmertum 
verweigert  vielfach  immer  noch  seine  Mit- 
arfoeiterscfaaft  Auch  die  Arbeiterausschüsse, 
die  vor  zufiühgen,  in  der  Hitze  des  Gefechts 
entstandeoen  KoaUtionen  mannigfaltige  Vor- 
wöge aufweisen,  haben  sich,  wenn  das  Gesetz 
nidit  dazu  zwang,  nicht  in  dem  wünschens- 
werten Umfange  eingebürgert.  Größere  Fort- 
schritte sind  dagegen  auch  in  Deutschland 
auf  dem  Gebiete  der  Tarifgemeinschaften  er- 


zielt worden.  Es  sind  das  gemeinschaftliche 
Abmachungen  über  die  Arbeitsbedingungen 
auch  für  die  Zukunft.  Man  nennt  sie 
,,nationale^',  wenn  sie  den  gesamten  In- 
dustriezweig eines  Landes  umfassen.  Das 
ist  in  England  verschieden  fach  der  Fall,  in 
Deutschland  sind  sie  dagegen  seltener.  Der 
Hauptfall  der  Art  ist  die  Tarifgemeinschaft 
im  Buchdruckergewerbe.  Man  darf  diese 
Tarifgemeinschaften  nicht  überschätzen, 
immerhin  sind  sie  unzweifelhaft  streikver- 
mindernde Institutionen.  Das  Nähere  über 
dieses  Kapitel  findet  man  in  den  Artikeln 
„Einigungsämter*',  ,,Gewerkvereine",  „Lohn"^ 
„Tarifverträge*'. 

4.  Statistik  der  A.  Die  frühere  amt- 
liche Streikstatistik  war  geneigt,  die  A.. 
mehr  unter  ordnungspolizeilichen  und  recht- 
lichen Gesichtspunkten  (Koalitionsverbot,. 
Kontraktbnich ,  Vergehen  gegen  Arbeits- 
willige u.  dgl.)  als  unter  wirtschaftlichen 
und  sozialen  zu  betrachten,  wenn  man  es 
nicht  vorzog,  diese  Ei-scheinung  statistisch 
überhaupt  nicht  zu  beobachten.  Wahrschein- 
lich hatte  nicht  nur  Preußen  eine  solche  ge- 
heime Polizeistatistik,  die  der  OefFentlichkeit 
vorenthalten  wurde.  Die  private  Streikstatistik 
lag  in  den  Händen  der  Arbeitervereine  und 
deren  zentralen  Verbände.  Ein  vollständiges 
und  zuverlässiges  Bild  konnten  diese  primi- 
tiven Zusammenstellungen  natürlich  nicht 
geben,  immerhin  hat  die  Arbeiterschaft  einiger 
Länder  auf  diesem  schwierigen  statistischen 
Gebiete  Rühmenswertes  geleistet.  Das  gilt 
z.  B.  für  Deutschland  von  den  Zusammen- 
stellungen der  Hamburger  gewerkschaftlichen 
Generalkommission.  Auch  andere  V^erbände 
haben  sich  nach  der  gleichen  Richtung  hin 
bemüht.  Seitdem  die  A.  zu  den  alltäglichen 
Erscheinungen  gehören  und  man  sich  daran 
gewöhnt  hat,  ihre  enorme  Bedeutung  für 
den  Geist  in  der  Arbeiterbewegung  zu  er- 
kennen und  ohne  Voreingenommenheit  unter 
wirtschaftlichen  und  sozialen  Gesichtspunkten 
zu  betrachten,  sind  die  Fragen  nach  ihrer 
Häufigkeit,  den  Chancen  ihres  Gelingens,  der 
Wirksamkeit  der  Vorkehrungen  ihrer  Bei- 
legung, ihrer  Folgen  für  die  Parteien  und  die 
Gesamtheit  mehr  und  mehr  eines  zahlen- 
mäßigen, d.  h.  statistischen,  Aufschlusses 
seitens  amtlicher  Stellen  gewürdigt  worden. 
In  der  Tat  verdient  eine  vollständige  und 
zuverlässige  Streikstatistik  als  Teil  der  Sta- 
tistik überhaupt  um  so  größere  Beachtung^ 
weil  die  A.  eines  der  wichtigsten  Symptome 
der  Lage  der  arbeitenden  Klassen  sind  und 
ihre  Erforschung  für  die  Kenntnis  der 
Arbeilerzustände ,  Lohnhöhe ,  Arbeitszeit, 
Arbeitsordnungen,  Vorhandensein  und  Taktik 
der  den  Lohnkampf  lenkenden  Organisationen 
usw.  nutzbar  gemacht  werden  kann.  In  den 
meisten  industriellen  Staaten  haben  wir 
gegenwärtig   eine   mehr   oder   minder  um- 
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fassende  Statistik  der  Kämpfe  auf  dem 
Arbeitsmarkte,  deren  Aufnahme  entweder 
•durch  den  amtlichen  statistischen  Dienst 
oder  durch  Zentralbureaus  gewerkverein- 
licher  Verbände  geschieht.  Vomngegangen 
in  der  Ausstandsstatistik  sind  die  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika.  Seit  1888  gibt  der 
Arbeitskommissär  des  Bundes  solche  perio- 
dische üebersichten  heraus,  von  denen  jede 
eine  längere  Reihe  von  Jahren  behandelt. 
Das  Material  wird  in  Zwischenräumen  von 
sieben  zu  sieben  Jahren  aus  der  Tagespresse 
gesammelt  und  durch  Reiseagenten  nach- 
geprüft und  vervollständigt.  Die  Arbeiten 
des  amerikanischen  Commissioner  of  Labor, 
deren  letzte  1901  erschienen  ist  und  die  in 
den  Publikationen  des  arbeitsstatistischen 
Bureaus  des  Staates  New- York,  das  jähr- 
lich eine  besonders  ausführlich  gehaltene 
Statistik  dieser  Art  veröffentlicht,  eine 
willkommene  Ergänzung  finden,  gewähren 
«inen  lehrreichen  Einblick  in  die  Streik- 
aktionen der  Union.  Sogar  die  Lohn  Verluste 
der  Arbeiter  und  Unternehmer,  die  statistisch 
sehr  schwer  zu  erfassen  sind,  werden  mit- 
geteilt. Ob  diese  Angat^en  den  behaupteten 
Ans])ruch  auf  Zuverlässigkeit  veidienen,  be- 
gegnet freilieh  gelegentlich  gelinden  Zweifeln. 

Großbritannien  hat  eine  amtliche  Streik- 
statislik  sei  dem  Jahre  1888,  die  immer 
vollständiger  geworden  ist.  Der  erste  Report 
ist  1 889  erschienen  und  behandelt  das  Jahr 
1888.  Wir  haben  jezt  17  stattliche  Bände 
von  Blaubüchern,  welche  die  A.  beinahe 
lückenlos  registrieren.  Eine  wertvolle  Er- 
gänzung finden  die  dort  niedergelegten  Zahlen 
in  den  von  derselben  Stelle  herausgegebenen 
Blaubüchern  über  die  Trade-Unions. 

Das  französische  statistische  Bureau  des 
Handelsministeriums  hat  die  Streikstatistik 
etwas  später  in  Angriff  genommen.  Die 
erste  offizielle  üebersicht  vereint  die  Zalilen 
der  Jahre  1890  und  1891,  die  späteren 
Publikationen  behandeln  immer  je  ein  Jahr. 
Nach  Schaffung  eines  besonderen  Arbeitsamts 
(vgl.  Art.  „Arl)eitsämter"  oben  S.  173)  ist  diesem 
die  Fortführung  jener  Tabellenwerke  über- 
tragen worden.  Die  letzte  Statistik  der 
Streiks  —  in  Frankreich  „grt^ves"  genannt  — 
betrifft  das  Jalir  1903.  Das  vom  Arbeitsamt 
seit  1894  herausgegebene  „Bulletin  de  lOffice 
du  Travail*'  sammelt  außerdem  die  streik- 
statistischen Zalilen  anderer  liänder,  ebenso 
wie  dies  die  amtliche  britische  „Labour- 
Oazette^'  seit  Mai  1893  tut.  In  Italien  gibt 
die  Oeneraldirektion  der  Statistik,  die  eben- 
falls ausländische  Verhältnisse  mitberück- 
sichtigt, seit  1892  eine  Statistik  der  A.  in 
der  Industrie  und  Landwirtschaft  („Statistica 
degli  Scioi>eri  avvenuti  nell'  Industria  nell' 
Agricoltura'*)  heraus,  und  zwar  zuerst  für  die 
Jahre  1884  bis  1891  zusammen,  1894  für  die 
Jahre  1892  und  1893,  und  seither  jährlich. 


In  Oesterreich  war  ursprünglich  das 
statistische  De]:)artement  im  Handelsminis- 
terium zuständig  und  hat  die  Zahlen  der 
A.  und  Aussperrungen  im  Gewerbebetriebe 
in  mehreren  Jahrgängen,  die  als  Beilage  zur 
statistischen  Monatsschrift  herausge^ben 
wurden,  bearbeitet.  1898  wurde  das  arbeits- 
statistische Amt  gegründet,  und  dieses  gibt 
alljährlich  eine  Streikstatistik,  mit  der  kurze 
Beschreibungen  des  Streikverlaufes  ver- 
bunden sind,  heraus. 

In  Belgien,  Dänemark  und  Holland  be- 
handeln diese  Materie  die  neugegründeten 
Arbeitsämter,  während  in  der  Schweiz  das 
halbamtliche  Ai'beitersekretariat  Zahlen  über 
die  Arbeitsstreitigkeiten  veröffentlicht. 

Die  deutsche  Streikstatistik  lag  noch  vor 
zwei  Jahrzehnten  sehr  im  argen.  Der  erste 
Versuch  der  Art  wiude  von  der  preußisdien 
Regierung  gemacht,  nämlich  damals,  als  es 
sich  um  die  Aufhebung  des  Koalitionsverbotes 
handelte.  Es  war  im  Jahre  1865,  als  eine 
Statistik  der  pi-eußischen  Arbeiterausstände 
über  die  Jahre  1845 — 1865  aufmacht 
wurde.  Von  1865—1889  fehlt  jede  weitere 
amtliche  und  zuverlässige  Unterlage,  und 
wiederum  in  Zusammenhang  mit  der  Ge- 
setzgebung wurde  im  Jahre  1890  bei  Be- 
ratung der  Begierungs vorläge  über  Matt- 
regeln gegen  den  Kontiuktbruch  —  diesmal 
von  der  Keichsregierung  —  eine  Statistik 
ilber  die  vom  l./I.  1889  bis  Ende  Ai)rU  1890 
im  Deutschen  Reich  vorgefallenen  Streiks 
veranlaßt,  deren  Daten  im  Kominissions- 
bericht  des  Reichstages,  der  damals  die 
GewerbeordnungsnovelJe  beriet,  mitgeteilt 
sind.  Obgleich  diese  Statistik  zahlreiche 
Lücken  zeigt  und  die  Dauer  der  einzelnen 
Streiks  gänzlich  unberücksichtigt  läßt,  ist 
sie  zweifellos  die  beste  zahlenmäßige  Grund- 
lage, die  wir  über  eine,  freilich  sehr  kurze, 
frühere  Periode  der  deutschenStreikgeschichte 
haben.  Von  der  früheren  preußischen  ge- 
heimen Streikstatistik,  die  ziemlich  dürftig 
war  und  seit  1890  in  halbjährigen  Nach- 
weisen für  das  Handelsministerium  und  das 
Ministerium  des  Innern  gesammelt  worden 
ist,  ist  schon  in  anderem  Zusammenhang 
die  Rede  gewesen.  Bis  1899  be^te  sich  im 
Deutschen  Reiche  der  reguläre  amtliche  sta- 
tistische Dienst  nicht  mit  der  Streikstatistik, 
eine  Rückständigkeit^  die  allgemein  bedauert 
wurde.  Man  war  bis  dahin  auf  die  wieder- 
holt genannten  Arbeiten  der  Hambuiver 
Generalkommission  und  gelegentliche  Zu- 
sammenstellungen anderer  Verbände  und  auf 
die  Arbeiterfaciipresse  angewiesen.  Das  ist 
endlich  1899  anders  geworden.  In  diesem 
Jahre  hat  das  kaiserliche  statistische  Amt« 
indem  es  sich  in  der  Erhebungsmethode, 
wie  in  mancher  anderen  Hinsicht,  besonders 
dem  österreichischen  Vorbilde  anschloß,  eine 
Statistik  der  A.   und  Aussperrangen   var> 
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uflFentlicht.  Die  Zahlen  werden  durch  fonnular-  gegen  die  Willkür  der  letzteren,  waren  Mo- 
mÄßige  Nachweisungen  der  Ortspolizei-  naente,  welche  die  Gemüter  der  Gesellen  all- 
behörden,  die  durch  die  höheren  Yerwaltungs-  mählich  m  Gärung  versetzten,  ein  soüdarischcs 
behördeo  unter  Mitwirkung  der  Gewerbe-  I^^ter^^se  bei  ihnen  erzeugten  und  dieselben 
^t.u*ci.J«tl!4^«  «««w.^^#*  ,^«wi/.r.  ^^  zum  Zusammenschluß  führen  mußten,  ünter- 
aufsichtsb^naten  nachgeprüft  werden  ge-  ^^^^^  ^^,^^  ^^^  Schaffung  eigentlicher  Ge- 
Wonnen.  Seit  Gründung  des  Keichsarbeits-  seilen  verbände  durch  eine  Reihe  nicht  wirt- 
blattes  kommen  dort  auch  vierteljährliche  schaftlicher  Momente,  die  auf  dem  Genossen- 
Uebersichten  zur  allgemeinen  Kenntnis.  Die  schaftscharakter  jener  Gesellschaftsperiode  be- 
allgemeine Ansicht  ist  die,  daß  die  neue  ruhten.  Rein  wirtschaftliche  Kämpfe  gehen 
deutsche  Streikstatistik  amtlichen  Ursprunges  aber  fast  in  der  ganzen  Zeit  des  Zunftwesens 
eine  treffliche  ist,  namentlich,  seitdem  seit  neben  organisierten  Streitigkeiten  mehr  gesell- 
19^4  auch   individuelle  Beschreibungen  der  «cjiafthcher    Art    nebeneinander    her.      Diese 

' I  ^      4    ,    ' r„  .  „.   j  °  Überwiegen  im  Anfang,  werden  aber  mit  dem 

einzelnen  A.  beigefügt  sind.  verfall  des  Zunftwesens  seit  Ende  des  16.  Jahrh. 

5,  Aeltere  Gesehielite  der  A«  Neuere  durch  die  Verfechtung  rein  ökonomischer  Forde- 
ForschoDgen  haben  ergeben,  daß  die  alten  Ge-  mngen  immer  mehr  in  den  Hintergrund  ge- 
sellenverbände (s.  diesen  Art.)  Arbeiterinteressen-  drängt.  Das  18.  Jahrh.  bringt  eine  fast  un- 
verbände  gewesen  sind,  die  im  großen  wie  im  unterbrochene  Reihe  von  Gesellenaufständen. 
kleinen  eine  geradezu  frappante  Aehnlichkeit  Es  ist  ziemlich  sicher,  daß  die  Entwicklung 
mit  den  modernen  Arbeiterassoziationen  zeigen,  dieser  Verhältnisse,  die  mit  derjenigen  der 
Dms  wesentlich  Gemeinsame  beider  Institutionen  Zünfte  Schritt  hält,  in  England  und  auf  dem 
lag  darin,  daß  beide  als  eine  Reaktion  gegen  Kontinent  eine  ganz  ähnliche  gewesen  ist. 
die  rQckaichtBlose  Ansbeutuns^  fremder  Arbeit  Von  der  ältesten  bekannten  A.  in  Deutsch- 
eracheinen,  die  in  einem  Fall  an  eine  äußere,  land,  derjenigen  der  ßreslauer  Gürtlergesellen 
politische  und  gewerbliche  Organisation ,  im  im  Jahre  lS2d,  ist  mau  über  die  Ursachen  nicht 
anderen  an  das  Großkapiul  anknüpft,  femer  unterrichtet.  Wir  wis.seu  nur,  daß  die  Gesellen 
daß  eine  Mehrzahl  gegen  eine  privilegierte  ein  Jahr  lang  streikten  und  die  Meister  sie 
Minderheit  kämpft,  und  diese  Mehrheit  endlich  ebensolange  aussperren  wollten.  In  England 
in  Unselbfit&ndigkeit  und  Abhängigkeit  von  scheinen  die  Stein metzgehilfen  und  Zimmerleute 
jener  Minderheit  sich  befindet.  (Schanz).  In  sich  zuerst  zu  Kampf  Organisationen  der  Gesellen 
der  Regel  verfolgen  beide  keine  rein  politischen  zusammengeschlossen  zu  haben.  Wegen  be- 
Z wecke,  sie  erkennen  vielmehr  den  vorhandenen  anspruchter  Lohnerhöhung  streikten  1351  in 
Znstandan,  suchen  aber  innerhalb  dieses  Rahmens  Speyer  die  Weber,  1349  die  Gerber  in  Paris 
eine  möglichste  Sichemng  in  allen  ihren  Lebens-  und  1371  die  Woll weher  in  Siena.  Die  gemeiu- 
lagen  za  gewinnen.  Die  Privilegien  der  Zünfte  same  Regelung  der  Gerichtsbarkeit  und  die 
und  des  äpitalbesitzes  sollen  gemildert  werden;  Anerkennung  der  Organisationen  spielten  bei 
die  Politik  der  Gesellenschaften  war  also  ein  bald  den  Streiks  der  SchneiderKeselleu  in  Konstanz 
mehr,  bald  weniger  bewußter  Kampf  gegen  die  in  den  Jahren  1389  und  1410  eine  Rolle.  1549 
einaeitige  Herrschaft  der  Zunft  und  trug  zu  verlangten  die  Straßburger  Bäckerknechte  die 
ihrer  Untergrabnngnnd  schließlichen  Beseitigung  Soimtag]iruhe,  und  der  Streik  wegen  Wegfalls 
erheblich  mL  von   Feiertagen,    wie   bei    den   Kürschnern   in 

Die  Geschichte  der  Streiks  reicht,  wenn  man  Straßburg  (16.  Jahrh.),  der  Kampf  ^egen  das 
von  den  Anständen  nnteier  Arbeiter  im  Alter-  Trucksystem,  wie  bei  den  Webern  m  Speyer. 
tum  absiebt,  bis  ins  14.  Jahrh.  znrück.  Ur-  der  Streit  wegen  der  Kürzung  der  Arbeitszeit 
:q>rüngiich  beruhten  sie  nicht  auf  dem  Gegen-  (blauer  Montag),  besonders  in  den  Kämpfen  der 
salze  von  Kapital  und  Arbeit.  Es  ist  weniger  Gresellenverbände  im  15.  Jahrh.  und  Anfang  des 
die  Ökonomische  Notlage  als  die  Vertretung  der  16.  Jahrb.,  die  Forderung  der  Mildemng  der 
.Sumdeaehre  und  der  Repräsentationslnst ,  die  Strafe  des  Kontraktbruches  bei  den  Schuh- 
zn  A  verfährt.  Da,  wo  zuerst  der  kapitalistische  macher^esellen  in  Straßburg  (1387),  den  Stein- 
Betrieb  in  den  Zünften  znm  Durchbruch  ge-  metzen  in  Torgan,  den  Bäckerknechten  in  Frank- 
langte ond  damit  eine  soziale  Kluft  zwischen  fürt  a.  0.  usw.  und  zahlreiche  mehr  oder  minder 
Jlettter  und  Gesellen  sich  anftat,  setzten  auch  ausgesprochene  Lohnkämpfe  fast  in  der  ganzen 
rein  wirtschaftliche  Kämpfe  zwischen  beiden  Penode  beweisen,  daß  die  Gesellen,  seitdem  sie 
Parteien  ein.  Hier  offenbarte  sich  auch  zuerst  sich  als  vierter  Stand  abzusondern  begonnen 
ein  Xittbranch  der  Gewalt  der  Meister.  Sie  hatten,  das  strenge  Dienstverhältnis  in  ein  freiere.«« 
wandten  das  Trucksystem  an,  suchten  die  Vertragsverhältuis  umzuwandeln  suchten.  Je 
Knechte  durch  Lotterkredit  an  sich  zu  fesseln,  nach  ihrer  Macht  suchten  die  Gesellenschaften 
die  Arbeitsbedingungen  herabzudrücken  und  den  sich  möglichst  vorteilhafte  Arbeitsbedingungen 
Knecht  zn  keiner  ordentlichen  Wirtschaftsfüh-  zu  sichern,  gegebenenfalls  durch  eine  zähe  und 
rang  gelangen  zn  lassen.  Auch  die  mißbrauch-  kräftige  Streikaktion.  Daneben  wurde  auch  das 
belK  Verwendan^  einer  zu  großen  Anzahl  von  Mittel  des  Boykotts  häutig  angewandt.  Das 
lohndrfickenden  Lehrlingen  bürgerte  sich  hie  Schelten,  d.  h.  Unehrlicherklären,  die  Führung 
nnd  da  ein.  schwarzer   Bücher  und  Listen  u.  a.   sind  nr- 

Die  Ueberfttllnng  der  Zünfte,  die  als  Folge  sprüne^lich  die  stärksten  Repressalien  der  Zünfte 

dieser  sich  entwickelnde  Bevorzugung  der  An-  wie   der  Gesellenbruderschaften    gegen   wider- 

gehßngtn  der  zünftigen  Familien  und  die  Fem-  spenstige  Genossen.    Auch  Zunft  gegen  Zunft 

haltting  der  anfierhalo  der  Znnft  Stehenden,  die  wandte  dieses  Interdikt  unter  Umständen  an. 

hochmtttige    and    drückende   Behandlung    der  Sehr  bald   bedienten  sich   die  Arbeiter   dieses 

dienenden    Gesellen    dnrch    die    privilegierten  Mittels,  besonders  in  Deutschland  und  in  Frank- 

Ikiiter,   der   Mangel   eines   starken   Schatzes  reich,  auch  gegen  die  Meister  und  zwar  sowohl 


^ 
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bei  Lohnstreitigkeiten  als  wegen  vermeintlicher 
Kränkane^en  ihrer  Ehre,  wegen  Neuerungen  in 
den  Handwerksgewohnheiten  usw.  Auftritte  der 
Art  fanden  namentlich  in  Mainz,  Würzburg, 
Augsburg  und  zu  Ende  des  18.  Jahrb.  zu 
Bremen  und  Frankfurt  a.  M.  statt.  Der  be- 
rüchtigste  darunter,  der  der  Augsbur^er  Schuh- 
kuechte  von  1726,  hatte  sogar  einen  Reichstags- 
beschluß von  1731  zur  Folge,  der  gegen  diesen 
und  andere  Mißbräuche  im  Leben  der  Hand- 
werker gerichtet  war. 

Ueberhaupt  sah  die  Gesetzgebung  diesen 
Zuständen  nicht  untätig  zu.  Besonders,  als  die 
Ausstände  immer  häuhger  wurden,  ohne  daß 
die  Qesellenschaften  eine  Erhöhung  ihres  Standard 
of  life  erwirken  konnten,  vielmehr  ihr  Lohn- 
niveau in  der  großen  Preisrevolntion  des  16.  Jahrh. 
tief  herabgedrückt  wurde,  mehrten  sich  die 
Klagen  über  das  Gebaren  der  Gesellen.  Die 
Auswüchse  begannen  die  guten  Seiten  der 
Kämpfe  zu  tiberwiegen,  und  die  Arbeitsverweige- 
rungen, das  Auftreiben  und  Unredlich  machen  der 
Meister,  zum  Teil  aus  den  geringfügigsten  An- 
lässen, nahmen  in  solcher  Allgemeinheit  und 
Heftigkeit  zu,  daß  das  Reich  diese  Angelegen- 
heit wie  das  ganze  Zunftwesen  zu  reformieren 
versuchte.  In  den  Reichstagsabschieden  spiegelt 
sich  der  weitere  Fortgang  des  Gesellen wesens 
ziemlich  deutlich  wieder.  Die  Gewerbepolizei 
suchte  das  Gesetz  von  1530  dadurch  zu  regeln, 
daß  es  bestimmte,  Streitigkeiten  polizeilicher 
Natur  sollten  nur  vor  der  Ortsobrigkeit,  solche 
aber,  die  das  Handwerk  anlangten,  nur  vor  der 
Zunft  zum  Austrag  kommen.  Aber  das  Reich 
entbehrte  jeder  Exekutive,  und  obgleich  man 
durch  die  ßeichstagsabschiede  von  1559,  1566, 
1594,  durch  das  Mandat  von  1571  und  durch  die 
Polizeiordnung  von  1577  die  Beachtung  alten  Ord- 
nungen wieder  einschärfte,  gelang  es  nicht,  die 
in  Kartellen  verbundenen  Gesellenschaften  von 
ihren  üblen  Gewohnheiten  abzubringen.  Nach  dem 
30  jährigen  Kriege  wurde  ein  neuer  Versuch  ge- 
macht, das  ganze  Gewerbewesen  gesetzlich  zu 
regeln.  Es  kam  das  ReichstagsgutAchten  von 
1672  zustande,  auf  dessen  Basis  die  ganze  Ge- 
werbegesetzgebung des  18.  Jahrh.  sich  bewegte. 
Die  Handwerker  sollten  keine  Autonomie  mehr 
unter  der  Strafe  der  Exklusion  haben,  Streiks, 
Kontraktbruch ,  eigenmächtige  Schmähungen 
und  Auftreibungen  bestraft  werden ,  die  (tc- 
sellen  Verbindungen  mit  eigener  Gerichtsbarkeit 
aufgehoben  werden  usw.  Auch  dieses  Reichs- 
gesetz erwies  sich  als  ohnmächtig  gegen- 
über den  immer  mehr  überhandnehmenden  Aus- 
schreitungen. Je  unerträglicher  die  Mißstände 
wurden,  je  mehr  der  absolute  Staatsgedanke 
territorial  Boden  gewann,  desto  größere  Auf- 
merksamkeit wurde  dieser  sozialen  Frage  nun 
von  dorther  zugewandt.  Preußen  ergriff  die 
Initiative  und  leitete,  als  infolge  eines  großen 
Aufstaudes  der  Tuchknappen  in  Lissa  1723  eine 
immer  mehr  wachsende  Anarchie  einzutreten 
drohte,  mit  Wien  Verhandlungen  ein.  Nach- 
dem die  furchtbare  Revolte  der  Schuhmacber- 
gesellen  in  Augsburg  (1727)  die  Notwendigkeit 
von  Reformen  abermals  nahe  gelegt  hatte,  kam 
es  endlich  zu  dem  bekannten  Reichsgesetz  von 
1731.  Da,  wo  man,  wie  in  Brandenburg  und 
Hannover,  seine  Bestimmungen  mit  aller  er- 
denklichen Strenge  durchführte,  kam  man  auch 
zum  Ziele.    Anderenorts  stieß  die  Durchführung 


auf  endlose  Schwierigkeiten  und  gelang  es  nur 
unvollkommen,  die  geschlossene  Macht  der  (je- 
sellenschaften  niederzuwerfen.  Ihr  Widerwille 
gegen  das  Führungszeugnis  war  kaum  zn 
brechen,  und  wie  unhaltbar  die  Verhältnisse 
auf  die  Dauer  waren,  erkennt  man  ans  der 
Terrorisierung  der  Zünfte  durch  die  Gesellen- 
schaften in  SchlesTiig-Holstein   und  anderswo. 

Auch  in  England  und  Frankreich  machte 
die  Gesetzgebung  Anstrengungen,  gesunde  soziale 
Verhältnisse  wiederherzustellen.  In  England 
führten  aber  gerade  Gesetze,  welche  den  Lohn 
der  Landarbeiter  und  Bauhandwerker  festsetzen 
wollten,  zu  Arbeiterkoalitionen.  Ein  Gesetz  von 
1549  verbot  die  Koalitionen  ganz  allgemein.  Im 
18.  Jahrh.  wurden  dort  die  Streiks  häutiger^ 
doch  scheint  es  mit  der  Zeit  gelungen  zu  sein, 
da  und  dort  bessere  Verhältnisse  zwischen  den 
Arbeitgebern  und  Arbeitern  herzustellen.  In 
Frankreich  führten  eine  Reihe  von  Streiks  im 
16..  17.  und  18.  Jahrh.  endlich  zu  dem  Koalitions- 
verbot von  1791. 

Allmählich  erran^L*'  überall  die  polizeiliche 
Gewalt  mit  ihren  Koalitionsverboten  den  Sieg. 
Die  Zünfte  wurden  successive  geschwächt  und 
schließlich  ganz  aufgelöst.  Mit  ihrer  Auflösung- 
waren  auch  die  Gesellenschaften  veraltet.  In- 
zwischen hatte  die  sich  rasch  ausbreitende  Grott- 
industrie das  bisherige  Gewerberecht  durch- 
brochen; damit  war  die  Grundlage  fttr  nen- 
zeitliche  Arbeiterorganisationen  und  damit  auch 
für  neue  Arbeiterkämpfe  gegeben. 

6.  Menere  Geschichte  der  A.  in  den  ein» 
zelnen  Staaten«  a)  Großbritannien.  Eng- 
land ist  das  klassische  Land  der  modernen  A. 
Im  wesentlichen  bestimmend  für  den  Charakter 
und  den  Umfang  der  Ausstände  war  die  Ge- 
staltung der  Koalitionsgesetzgebuiig  und  die 
Entwicklung  des  Arbeitervereinswesens.  Man 
kann  von  diesem  Gt^sichtspunkte  die  britische 
Streikgeschichte  des  19.  Jahrh.  in  etwa  4  Perioden 
einteilen:  1.  die  A.  unter  dem  Koalitionsverbot, 
das  noch  im  Jahre  1800  verschärft  worden  war; 
2.  die  Periode  nach  Aufhebung  des  Koalitions- 
verbotes (1824),  welcher  Zeitraum  durch  den 
Namen  Chartistenbewegnng  charakterisiert  ist: 
.3.  die  Zeit  der  inneren  Konsolidierung  der 
Arbeiterassoziationen,  denen  sich  Unternehmer- 
Verbände  der  einzelneu  Gewerbe  gegenüber- 
stellten, und  aus  deren  Reibungen  und  Kraft- 
proben die  Einigungs-  und  Schiäskammem  snr 
friedlichen  Begleichung  der  Streitigkeiten,  die 
Lohnskalen  und  ähnliche  Einrichtungen  hervor- 
gingen ;  4.  endlich  die  neuste  Periode  in  unserer 
Zeit  mit  dem  Aufkommen  der  Arbeiterorgani- 
sationen der  „ungelernten**  Arbeiter,  die,  radikal 
und  streiklustig'  wie  sie  sind,  das  Signal  zur 
schärferen  Tonart  gaben. 

Die  Gesetzgebung  der  ersten  Periode  verwies 
den  Arbeiter  auf  die  Selbsthilfe,  drückte  aber 
jeder  Koalition  den  Charakter  der  geheimen  Ver- 
schwörung auf  und  bedrohte  sie  mit  empfind- 
lichen Freiheitsstrafen.  Das  verwirrte  das  Rechts- 
gefühl der  Arbeiter  und  nährte  den  Geist  de« 
Mißtrauens  und  der  Gewalttat  -  auch  noch  bis 
weit  in  die  zweite  Periode  hinein^  wo  die  ffd- 
setzlichen  Schranken  der  Koalition  gefklten 
waren.  Die  Schattenseiten  der  Großindustrie 
traten  in  England  in  den  30er  und  40er  Jahreft 
des  19.  Jahrh.  besonders  grell  zutage.  Di» 
rasch  zur  Blüte  gelangte  Großindustrie  zeitigte 
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eine  Uebermaeht  des  Kapitals  mit  ent  würdigen  den 
Arbeitsbedingnng^ii ;  die  technischen  Erfindungen 
und  Verbesseninj^n,  die  sich  in  rascher  Folge 
abKSsten,   und   die  schwankenden  Konjunkturen 
sohlten  seitweise    eine   Arbeitslosigkeit    unter 
dem  gewerblichen  Proletariat  von  einem  Umfange 
und  einer  Dauer,  wie  sie  vorher  unbekannt  ge- 
wesen  war.    Die  nächste  Folge  des   Gesetzes 
Ton    1824    war   eine   rasche   Vermehrung   der 
Koalitionen  gewesen.    Mit  einem   Schlag  ent- 
stand eine  mächtige  und  radikale  Arbeiterpartei, 
deren  Anhänger  nach  ihrem  —  im  wesentlichen 
politischen  —  Programm,  das  sie  nach  berühmtem 
Muster  Charta  nannten,   „Chartisten"   hießen. 
Ihr  Auftreten  war  durchaus  revolutionär.    In 
sinnlosen,  vielfach  blutigen  und  meist  uni^lück- 
üchen  Kämpfen  zerfleischte  sich  die  organisierte 
Arbeiterschaft.    Je  radikaler  ihre  Forderungen, 
je  zahlreicher  die  unbesonnenen  A.  waren,  una 
je  ungesetzlicher  ihr  Vorgehen  —  man  denke 
nur  an  den  Putsch  in  Birmingham,  wo  sich  die 
Arbeiter  in  den  Besitz  der  Stadt  setzten,   die 
ihnen  erst  mit  Waffengewalt  wieder  abgenommen 
werden  mußte  — ,   desto  kräftiger   wurde  die 
Reaktion  der  Begierung,  desto  größer  war  das 
Fiasko  der  Chartistenpartei.  —  Die  Geschichte 
der   Streiks   jener   Periode   ist   eine   ununter- 
brochene Reihe  von  Niederlagen,  und  so  siechte 
die  Chartistenbewegung  rasch  dahin.    Indessen 
hatte  sie  doch  die  nachhaltige  Wirkung  gehabt, 
die  Arbeiterschaft  zum  Bewußtsein  ihrer  Klassen- 
interessen zu  bringen,  und  damit  war  die  Grund- 
lage für  die  gewerkvereinliche  Assoziation  ge- 
schaffen.   Je  mehr  die  Arbeiter  bestrebt  waren, 
durch    Gründung    von    Unterstützungskassen, 
iienossenschaften  und  Ge  werk  vereinen  von  da 
an  ihre  Lage  innerhalb  der  bestehenden  Wirt- 
schaftsordnung   zu     verbessern,     desto    mehr 
milderten  sich  die  Klassengegensätze;  die  Ar 
beiterschaft  wurde  von  der  Gesellschaft,  auch 
von  dem  Unternehmertum,  als  berechtigtes  Glied 
rezipiert.  Nachdrücklich  unterstützt  wurde  diese 
Entwicklung  von  dem  nüchternen  und  geschäfts- 
mäßigen Grundcharakter  der  britischen  Bevölke- 
raug  in  allen  ihren  Teilen  und  von  der  eigen- 
tümlich    politisch -ökonomischen    Konstellation 
Englands    während    der   ganzen    Periode   von 
Mitte  des  Jahrhunderts  bis  in  die  80er  Jahre. 
Natürlich   hörten  die   Streiks  keineswegs  auf, 
aber  sie  wurden  ohne  Gesetzesverletzungen  und 
ohne  Revolten  durchgeführt  Die  großindustrielle 
Monopolstellung  Großbritanniens,  seine  Möglich- 
keit, den  Markt  in  einer  der  steigenden  Pro- 
duktivität   entsprechenden    Proportion    auszu- 
dehnen, eine  von  Störungen  durch  Krisen  und 
Abtatzstockungen     fast     gänzlich     verschonte 
Periode     ungeheueren     wirtschaftlichen     Auf- 
sKrbwunges,  machten  es  möglich,  daß  die  Unter- 
nehmer zu  weitgehenden  Konzessionen  sich  her- 
beiließen 'So m hart).    Dazu  kam  noch,  daß  die 
ei^ntümliche    Schaukelpolitik     zwischen    den 
beiden  großen  politischen  Parteien  es  der  Ar- 
beiterschaft auch   ohne  eigene  politische  Ver- 
tretung gestattete,  ihre  Interessen  in  zunehmen- 
dem Umfanff  in  die  Wa^chale  zu  werfen.    Es 
entstand    wo    ein    sozialer    Waffenstillstand, 
garantiert  durch  den  Korpsgeist  der  Parteien, 
die  Stärke  ihrer  Rüstungen  und  die  nüchterne 
Beurteilung  der  Interessengegensätze ;  aber  immer 
•och  blieb  die  ultima  ratio  der  Streik  und  die 
A  Difperrang.  Auch  jene  wirtschaftlich  so  günstige 


Periode  war  überaus  reich  an  A.  Bevau  ver- 
zeichnet in  den  10  Jahren  von  1870—1880 
2352  Einstellungen,  von  denen  die  häufigsten 
im  Baugewerbe  (598),  bei  den  Metallarbeitern 
(390),  im  Bergbau  (359),  in  der  Textilindustrie 
(277),  im  Bekleidungsgewerbe  (163),  in  der  Schiff- 
fahrt und  dem  Schiffbau  (140)  vorkamen.  Der 
größte  Streik  fand  unter  den  Baumwollarbeitem 
in  Lancashire  (1879)  statt.  Er  dauerte  9  Wochen 
und  umfaßte  300000  Leute. 

Immer  mehr  bürgerte  sich  aber  auch  das  In- 
stitut der  Einigun^skammem  ein.  In  ihnen  fand 
das  Gebäude  der  sozialen  Selbsthilfe  seine  Krö- 
nung, und  durch  ihre  Tätigkeit  wurden  zahllose 
Streitigkeiten  im  Keime  erstickt  und  friedlich 

gelöst.  Aber  die  Vorbedingungen,  die  wirtschaft- 
che  Prosperität  und  die  nüchterne  und  ge- 
schäftsmäßige Beurteilung  der  Notwendigkeit 
des  Zusammengehens  von  Kapital  und  Arbeit, 
waren  nicht  immer  von  Bestand.  Als  diejenige 
Periode,  welche  oben  als  die  vierte  bezeichnet 
ist,  einsetzte  und  die  englische  Monopolstellung 
auf  dem  Weltmarkt  auf  zunehmende  Schwierig- 
keiten stieß,  die  Konjunkturen  in  starkem 
Wechsel  auf-  und  niedergingen,  traten  auch  die 
ungelernten  Arbeiter,  die  sogen.  „Jungen"  auf  den 
Kampfplatz.  Die  Streiks,  vielfach  erfolglos, 
nahmen  an  Zahl,  Umfang  und  Hartnäckigkeit 
wieder  erheblich  zu.  Die  Unternehmer  schlössen 
sich  zu  festeren  Verbänden  zusammen  und  setzten 
zahlreiche  und  rücksichtslose  Aussperrungen, 
durch  welche  sie  durch  Vermehrung  der  Feiernden 
die  Hilfsmittel  der  Arbeiter  rascher  zu  erschöpfen 
suchten,  durch.  So  kam  es,  daß  seit  Ende  der 
80er  Jahre  dank  dei*  schon  oben  besprochenen 
Ueberspannung  des  Koalitionsprinzipes  das  wirt- 
schafUiche  Leben  Englands  durch  zahllose 
Kämpfe  aufs  neue  beunruhigt  wurde.  Ein  un- 
gefähres Bild  von  den  Streiks  und  Lockouts 
gewinnt  man  aus  folgender  kurzer  Tabelle: 
Zahl  der  Streiks  u.        Zahl  der  feiern- 


Aussperrungen 

den  Arbeiter 

1888 

517 

119  273 

1889 

1211 

359897 

1890 

1040 

393  245 

1891 

906 

267460 

1892 

700 

356  799 

1893 

783 

636  698 

1894 

929 

325  248 

1895 

74S 

263  248 

1896 

926 

198  190 

1897 

864 

230  267 

1898 

711 

253  907 

1899 

719 

180  217 

1900 

648 

188  538 

1901 

642 

179546 

1902 

442 

256  667 

1903 

360 

113  873 

Ein  noch  besseres  Bild  der  Kämpfe  auf  dem 
Arbeitsmarkte  und  ihres  Einflusses  auf  die 
britische  Volkswirtschaft  des  Landes  gewinnt 
man,  wenn  man  auch  die  Dauer  der  Ausstände 
und  Aussperrungen  mit  berücksichtigt.  Die 
Zahl  der  durch  sie  verlorenen  Arbeitstage  war : 
1^93        31205062  1899        2  516  416 

1S94  9  ^29  010  1900        3  I  ^2  694 

1895  5724670  1901        4 112  287 

1896  3746368  1H02  3479255 
lb97  1 1 463  528  1VXJ3  2  u6  792 
1898        15289478 
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Aus  diesen  Zahlen  kann  man  ohne  Schwierig* 
keit  die  Knrven  der  wirtÄchaftlicheü  Konjunktur 
itblesen.  GrüBbritannit^n  ist  eben  so  weif  ge- 
kpniineu,  dai^  s^elbst  die  leiäeHteu  Schwnnkun^eu 
im  (Teschüft^j^*iiiire  zu  Lühnkämpfen  ffilir^n 
können.  Freilich  ^^stattet  «.h  die  kaufmauni:*cbe 
VeranlBgung  beider  Teile,  daU  daneben  zahl- 
reiche Lohnred nkiionen  oder  Erlitihnngen  frei- 
willig auch  ohne  Kampf  jerig^estauden  werden. 
Die  tjüer  Jahre  aind  aber  diarakterii^iert  durch 
ganx  besonderM  j^roLEe  und  hartnäckige  A.,  die 
all  gern  eine  Aufmerksamkdt  erregt  haben-  Kurz 
vorher  (1889)  fand  der  berlUiuite  Londoner  Dock- 
arbeiter-AujMtand  etatt  niif  im,  18Ü001J  Arbeitern. 
1890  Mreikten  Über  lOiMMJ  Kuldenberglente  im 
Vorkabire-,  Laneashire-  und  Midland*Kohleö' 
di^trikl,  IHUl  brach  —  wiederum  in  Londeu  — 
ein  Scbueiderstreik,  der  sieb  gegen  das  Schwiu- 
*yBtem  richtetei  20CI1JO  Arbeiter  umfallte  nud 
«Sfolg reich  war.  aus,  l>as  Jahr  löl^'i  kenn- 
3£eii*huet  sich  durch  drei  groüe  Streik ereignisie, 
2wei  nutyr  den  Biiumwonspinneru  und  einer  im 
Kühlendiatrikt  von  niirhauv.  Das  fi>lgende  Jahr, 
der  Hühepnnkt  der  Streikkurve*  bringt  wiederum 
einen  Kiihlengräberan^sstand,  der  4J?äi>00  Arbeiter 
amfaUtP^  nud  auch  das»  Jahr  1894  weist  einen 
Streik  im  »chottbehen  Kohlenrevier,  au  dem 
751101)  Bergleute  teiluabmea  nnd  durch  den 
ÜfKM>  Arbeiter  in  den  Eisen htitteu  zeitweilig 
besteh ttftign Dg ftlöa  wurden,  auf.  Das  Jahr  lB9öt 
dadurcb  besonders  autgeseeichnet ,  daü  uichl 
weniger  al?  drei  Viertel  der  an  der  ?:!treik- 
hewegung  beteiligten  Arbeiter  auf  Grund 
♦nnitfung^ianitlieher  o'ler  Schiedsgericht  lieber  Bei* 
legung  der  Streitigkeit  die  Arbeit  wieder  auf- 
nahmen, begaiiu  mit  einem  Massenausataiid  in 
der  Srhuhindustne.  Da«  Jahr  lH^*t5  zeigte 
xweifelloÄ  eine  steinende  XarktentwicklimgT  und 
m  fandeu  die  Ansprüche  der  Arbeiter  weniger 
Widerstand ,  und  es  kam  ssn  weniger  A  als 
in  den  Vorjabren,  Die  Jahre  IbllT  und  189H 
bracbteu  dagegen  ueweUeberraÄchungen.  darunter 
eiue  der  gr^iltten  ;^treikaktioneu,  die  wir  kennen, 
den  Kanrpf  der  Maj*rhinenbauer  um  den  Acht- 
-Stil udetj lag,  der  sieben  Maaale  dnnerte.  niit 
einer  vollen  Niederlage  der  Ge  werk  vereinler 
endete  nnd  ihre  Kasse  um  8'/,  Millionen  M. 
geBchfidigt  hat.  Zu  erwäbnen  ist  auch  der 
L'^roUe  f?treik  der  Koblengrüber  tn  Wale?!,  der 
über  lUKIJO  Maiju  zum  Feiern  brachte  In 
hniden  Füllen  versaixte  dtijs  sc*  oft  gerühmte 
KinigmiiT?**  und  Schieds verfahren  so  gut  wie 
vollhtÄudig,  obgleich  die^e  Institnliouen  durch 
eine  l'jirlamentsbill  von  1H9< Wort gebi biet  worden 
^varen. 

Wiis  die  ErfolgHtatistik  anbetrifft,  so  schwankt 
nie  auUeriirdentiich.  \*ou  deu  Arlwiteru  »ieg^ten 
in  den  verHehie*leneu  Jahren  *ä}  bis  ^in^^j.  Durch 
Kompr^>miü  wurden  die  Streitigkeiten  bald  in 
'(  der  Fälle,  bald  in  der  Hälfte  erledii^t.  Feste 
Kegeln  flir  die^e  Gewinn-  und  Vedust^iifTcrn 
lassen  mh  nicht  geben.  Die  Markt I-ige,  die 
vpr^ehiedeHCU  VeT''Nit».i--^-  jij  rj^n  einzelnen 
Indiistricn.  die  Gi  'ilung  dcri'aneien 

waren  bler  an^tw^lii  „_  i  und  maibt^n  jeden 
Vcrsnrh  d**s  .Streikst atiMikerSf  zuverlasüige  Leit- 
fiat «e  auf^GUsteJleu.  zunichte.  Darüber  ist  nber 
jedenfalls  kein  Zweifel,  tUü  neiierdiugs  die  bri- 
t  i»c  b  e  Ge  w  I'  r  k  V  e  re  in  s  be  wegun  g  zu  e  in  e  m  gewissen 
Stillstand  gekeninM^ti  ist.  "  Seit  \V<%\  int  die  Zahl 
tler  Trade- Cuioni^ten  nicht  nur  im  Stricken  ge- 


raten^ sondern  hat   sogar  etwai  abgenouiiuen^ 

Es  kt  m^gilch^  daß  das  nur  eine  vorübergehende 
Erscheinung  ist,  und  daü  im  Falle  einer  Hoch- 
konjunktur die  Vereine  wieder  eine  grülCere 
Amsiehungi^kraft  aUKüheu  küunen.  Eine  Prognose 
über  die  Entwicklung  der  hriti^^chen  Arbeiter' 
I  bewegnug  iftt  überhaupt  bei  den  eigenartigen 
potiüscheu  Verhiiltnisj^en  dieses  Landen,  die  intt 
j  denen  ded  Kontinents  gar  nicht  su  vergteicheii 
:  fllud,  besonders  schwierig.  Soriel  ist  jedenfalli 
sicher,  daU  niancheriei  kritische  Vurgänge  vor^ 
liegen  und  die  Verhältnifise  ganz  anders  geworden 
sind,  aU  sie  vor  einigen  Jahrzehnten  waren. 
Im  Mittelpunkt  der  gegenwärtigen  Diskussiciii 
ütehen  drei  fragen:  das  Arbeit,i!o»enpr*>b!eni. 
die  rechtliche  Haftung  der  Gewerk  vereine  ffer 
Schadeu,  welche  ihre  Mitglieder  und  Beaniteu 
aurichteUj  und  endlich  das  selbatändige  prditisi'b« 
Auftreten  einer  besonderen  Arbeiterpartei,  Da« 
Kähere  ist  in  dem  Art.  ^.Gewerk vereine**  be- 
handelt. An  dieser  Stelle  genügt  &;,  daranf 
hinzuweisen,  dall  die  Zahl  der  A rbeitf^irnten 
unter  der  organisierten  Arbeiterschaft  von  1H99 
bis  VM)'i  auf  das  Dreifache  ges^tiegen  iwt.  In- 
folgedessen wuchsen  auch  die  tinanziellen  An* 
forderungen  au  di»;  Gewerkvereinskiwifen  gans 
enorm.  I>as  Ansehen  der  Vereine  litt  darunter, 
nnd  gerade  die  Arbeitslo!4en frage  stürkte  die 
Ueberzengung  von  der  Notwendigkeit  der 
political  actiou.  Die  Bestrebungen,  die  «Hg* 
iischeu  Arbeiter  zu  einer  selbständigen  Kla^^n* 
Politik  in  ensieben,  üind  ewar  schon  übenwAniig 
Jahre  alt.  lötil  wurde  die  j^^otnal  Democratic 
Federatioü"  tS.  D.  Fj,  eine  manttaneidte  Partei» 
gegriindet,  die  aber  ohne  nennenswerten  Eintiutt 
blieb,  l^Wd  verschaffte  tich  die  wcbärfrre  1un- 
art  der  Trade  Union??  in  der  Gründung  der  ., lü- 
de pendant  Labor  l*arty'*  (1  L.  P;>  unter  Leitung 
von  Keir  Hardie,  John  Büros  uml  Tom  Manu 
gräUere  Geltung,  aber  erst  jet^t  bei  ftele^cuhrit 
der  Unterhaus  wählen  nnd  nach  Urlindnjir  de« 
,,Labour  Kepreseutations  Oommitti^'*  iT^:^' 
dein  sich  iuÄ wischen  faf^t  eine  Million  GLTvrrk- 
^chaftler  angeschlossen  hatten,  lEeigte  «ich  die 
polinsche  Bcwegong  nnter  den  Arheitern  ziemlich 
wirkiRani^  Mehr  als  ö<J  Kandirlaten  der  Arbeiter- 
partei wurden  gewühlt,  von  dienen  wabrjicheinlich 
der  grnilere  Teil  sieb  nnahhäugig  v.oi  '  '  '  - 
ralen  Parteileitung  halten  wird.    Dii  n 

Marxisten  dagegen  haben  wieder  I  ,  r.  -- 
maebt.  Kurz  vor  den  Wahlen  ist  dct  i'  kn  ute 
Arbeiterführer  John  ßum»  in  da*  neuu  Ka 
eingetreten,  nnd  auch  die  Ernennung  von  A 
eine«  Sc^iiabefürraers  nach  kontiuentalem  " 
nameDtlich  auf  den  Gebieten  des  Versichennig^ 
Wesens^  bewein,  daß  die  Pari  amen  tum  eh  rheit 
mit  der  poliiiacheu  Arbeiterbewegung  nud  deren 
Fordern ngen  ernstlich  zu  rechnen  bat.  Ver- 
schiedene Kongresse  der  englischen  Arbeiter* 
Vertreter,  nanienilicb  der  letzte  in  Liverpool 
I  l.lanurtr  llM>f>f,  batteu  diese  veränderte  Haltung 
I  den  Liberalen  nahegelegt.  Schon  zwei  Jabi« 
\  vorher  hatte  die  Regierung  eine  Kommission 
f^in  gesetzt,  die  die  ganie  üewerkvereina-  nsd 
.Sireikf rage  studieren  sollte.  Nach  dem  Verlftof 
der  Verhandlungen  im  Unterhause  Im  FriUij&ltf 
liJOfj  mt  es  mehr  als  wahrscheinlich^  dal£  die 
eigentümliche  Judikatur  der  leuten  Zeit,  wo* 
nach  Verabredungen  und  Verbindungen  vor 
F5rdenmg  von  Streiks  unter  Umstanden  kli^ 
bare  Verachwurungen  (conspiracj)  sein  kSnoeil, 
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und  die  Solidarhaft  der  Gewerkvereine,  die  in 
dem  bekftiiBten  Eüaenbahnerstreik  (den  söge- 
naanten  ^Taff  -  Yale  -  F&llen")  ansgesprochen 
wurde,  durch  eine  Parlamentäbill  gemildert 
oder  beseitigt  wird.  Dieser  Stiiumnngswechsel 
ist  nicJit  etwa  nnr  symptomatisch  wichtig, 
sondern  kann  in  Zukunft  anch  anf  die  Kämpfe 
auf  dem  Arbeitsmarkte  von  großem  unmittel- 
barem Einfluß  sein. 

b)  I>eat80hlaxicL    Die  deutsche  Streik- 
geschichte ist  erheblich  jünger  als  die  eng- 
lische   und    weist,    wenn    man    von    dem 
nn^ücküchen    Waldenburger  Streik    (Ende 
18&)    und   einem  größeren   Kohlengräber- 
ausstand  in  Essen  (1872)  absieht,  dramatisch 
verlaufene  Massenausstftnde,  die  die  allge- 
meine Aufmerksamkeit  in  Anspruch  nehmen, 
erst  seit  Ende  der  80er  Jahre  auf.     Eine 
gewisse     typische    Aehnlichkeit    mit    der 
übrigea    Geschichte   der   A.    in    Industrie- 
staaten hat  auch  die  deutsche  Entwicklung ; 
weoigsteus  in  ihren  Anfängen.    Die  wenigen 
älteren  Streiks  knüpften  an  die  Ereignisse 
der  politischen  Revoiutionsbewegung  an,  sie 
trugen  mehr  den  Charakter  von  Kevolten  und 
Krawallen.    In  der  zweiten  Hälfte  der  40er 
Jahre  entstand  dann  eine  etwas  lebhaftere 
^leikbewegung,    die    sich    aber    nur   auf 
einzelne    Branchen    erstreckte.     Die    50er 
Jahre    waren    still.      In    den    60er   Jahren 
streikten   die   Tuchmacher   in  Burg   (1864) 
und  die  Leipziger  Buchdrucker  (1865),  letz- 
tere 9  Wochen  lang.    Sachsen  hatte  damals 
ber^ts  die  Koalitionsfreiheit,  und  wo  Koa- 
litionsverbote noch  bestanden,  wurden  sie 
iax  gehandhabt     1869   wiuden   sie  durch 
Reichsgesetz  überall  beseitigt.    In  jene  Zeit 
fiel  die  Kindheit   der  deutschen  Arbeiter- 
berufsvereine, und  drei  Momente  vereinigten 
Mch,  um  dieselbe  zu  einer  Periode  heftigen 
Kampfes  mit  den  Unternehmern  zu  gestalten : 
die  gänzliche  Neuheit  des  Koalition  srechts, 
das  von  den  Arbeitern  mit  Leidenschaft  er- 
griffen und  von  den  Arbeitgebern  vielfach 
trotzig  abgelehnt  wurde ;  die  wirtschaftlichen 
und   ethischen    Folgen    des    deutsch -fran- 
»ööBchen  Kri^es;  endlich  der  unheilvolle 
Einfluß  der  Sozialdemokratie,  die  sich  die 
A.  für  ihre  Propaganda  und  die  unmittelbare 
Pirtdagitaäon  dienstbar  machte.     Anfäng- 
lich fiel  die  Führung  den  gemäßigten  Ge- 
^okvereinen    Hirsch-Duncker'scher   Obser- 
^ani  20;  aber  nachdem  sie  den  größten  und 
^erhäognisvolisten  Ausstand  jener  Periode, 
d€o  Waldenburger  Streik,  mit  unglücklichem 
Anagaog  durchgekämpft  hatten,  mußten  sie 
^  Führung  an  die  Lassalleaner  abgeben, 
'Ici^n  Emporkommen   durch   die   bald   an- 
**ecliende  Gründerzeit  außerordentlich  be- 
Jj^igt  wurde.     Das  rapide  Steigen   der 
*W8e  zwang  geradezu  die  Arbeiter,  auch 
liue  L5hne  zu  erhöhen,  und  in  den  zahl- 
Ijwtei  RUlen,  wo  die  Unternehmer  trotz 
^  hohen   Gewinne    selbst    den    bloßen 


Ausgleich  zwischen  Lohn  und  Warenpreisen 
verweigerten,  die  WafiPe  des  Ausstandes  za 
ergreifen.  Auf  dem  Morast  des  faulen 
Gründertums  wucherten  die  Streiks  zu  Hun- 
derten und  streuten,  gleichviel  ob  erfolg- 
reich oder  mißlungen,  eine  üppige  Saat  der 
Klassenfeindschaft  und  des  extremen  Sozialis- 
mus aus.  Den  Höhepunkt  jener  Hausse 
der  Streiks  bildete  das  Jahr  1872  mit  seinem 
schon  erwähnten  Kohlengräberausstand  im 
Ruhrgebiet.  Bis  etwa  1873  waren  die  A. 
überwiegend  erfolgreich.  Die  Periode  der 
Baisse  wurde  zu  zahlreichen  Neugründungen, 
sozialdemokratischer  Fach  vereine,  die  sich 
zu  Streikverbänden  zusammenschlössen,  be- 
nutzt, die  Streikbewegung  ging  aber  zurück. 
Anfangs  der  80er  Jahre  kam  die  Aus- 
standsbewegung wieder  in  Fluß,  ohne  daß  sie 
durch  Verwaltungsmaßregeln,  wie  den  [)reu- 
ßischen  Streikerlaß  von  1886,  dauernd  auf- 
gehalten werden  konnte.  Fast  das  ganze 
Jahrzehnt  ist  von  gewerkschaftlichen  Lohn- 
kämpfen erfüllt.  Die  Buchdrucker,  die  in- 
telligenteste Arbeiterkategorie,  schufen  sich 
frühzeitig  eine  feste  und  finanzkräftige 
Organisation,  welche  in  strammer  Verwal- 
tung und  Disziplin  dem  besten  englischen 
Gewerkvereinsverband  zur  Seite  gestellt 
werden  konnte.  Zwar  gründeten  die  Arbeit- 
geber alsbald  eine  Gegen koalition,  und  eine 
Reihe  von  Konflikten  in  Leipzig  und  Berlin 
waren  der  Prüfstein  für  die  Festigkeit  der 
beiderseitigen  Verbände.  Nach  teilweise 
erfolgreichen  Kämj)fen  in  den  80er  Jahren 
und  nach  einem  für  die  Gehilfen  unglück- 
lichen großen  Ausstand  in  den  Jahren  1891  92 
wurde  im  Jahre  1896  im  Wege  des  Einigimgs- 
verfahrens  vor  dem  Leipziger  Gewerbe- 
gericht die  9-stündige  Arbeitszeit  und  eine 
Lohnerhöhung  durchgeführt.  Was  man  be- 
reits in  den  70er  Jahren  angebalint  hatte,  die 
Errichtung  eines  ständigen  Einigungsamtes, 
wurde  jetzt  durch  ein  ständiges  Tarifamt 
und  einen  Tarifausschuß  ersetzt.  Neben  den 
Buchdruckern  verfügten  die  Bauhandwerker 
und  die  Arbeiter  der  Metallindustrie  früher 
als  andere  Erwerbsgrupi>en  über  Koalitionen. 
Das  Bauhandwerk  als  Saisongewerbe  und 
die  Metallindustrie  dank  ihres  gi'oßartigen 
geschäftlichen  Aufschwunges  legten  es  nahe, 
daß  ihre  Arbeiter  zu  Vorkämpfern  in  der 
Streikbewegung  wie  geschaffen  waren,  und 
so  sind  die  letzten  20  Jahre  der  deutschen 
Wirtschaftsgeschichte  erfüllt  von  Lohn- 
kämpfen, die  zum  Teil  einen  nationalen 
Chai-akter  annahmen  (1888—1889).  Auch 
die  Tischler  und  Tabakarbeiter  sind  in  der 
Folge  in  eine  größere  Anzahl  von  A.  ver- 
wickelt gewesen,  und  ein  erheblicher  Pro- 
zentsatz der  Streiks  kam  auf  sie.  Relativ 
spät  sind  die  Textilarbeiter  zu  einer  Fach- 
organisation gekommen.  In  den  90er  Jahren 
wird  aber  bereits  eine  gi-ößere  Anzalil  von 
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Streiks  auch  bei  ihnen  verzeichnet.  Das 
Ende  des  achten  Jahrzehnts  brachte  dann 
•den  überraschenden  Massenstreik  der  Kohlen- 
bergleute, der  alle  Reviere  mehr  oder  minder 
ergriff  und  selbst  Belgien  und  Böhmen 
in  die  Bewegung  hineinzog.  Dieser  Berg- 
werksstreik von  1889,  von  kolossalem  Um- 
fang, der  aber  die  gewünschte  dauernde 
^werkschaftliche  Organisation  der  Bergleute 
immer  noch  nicht  zustande  brachte  und  auch 
nur  teilweise  erfolgreich  war,  war  das  aus- 
gesprochene Werk  der  Konjunktur  und  der 
jungen  Generation  gewesen.  Ein  nachher 
einsetzender  Ausstand  im  Saarrevier  stellte 
^ich  sogar  als  ganz  schlecht  vorbereitete  und 
vollständig  verunglückte  Operation  heraus. 
Das  Jahr  1894  brachte  dann  den  berühmten 
Berliner  Bierboykott,  der  in  Wirklichkeit 
•eine  politische  "Kraftprobe  für  die  „Reife" 
•der  Parteiorganisation  bilden  sollte. 

Eine  neue  Hausseperiode  der  Streikbe- 
•wegung  eutprechend  der  wirtschaftlichen 
Konjunktur  brachte  dann  die  zweite  Hälfte 
nder  90er  Jahre.  Sie  ist  dadurch  ausge- 
-zeichnet,  daß  die  Mehrzahl  der  größeren 
Ausstän(le  für  die  Arbeiter  unglücklich 
endigte,  die  Gegen koalitionen  der  Arbeit- 
geber sich  festigten,  und  Arbeiterkategorien 
in  die  Ausstandsbewegung  traten,  die  früher 
weder  organisiert  waren  noch  für  streik- 
iähig  und  -kräftig  gehalten  wurden.  In 
letzterer  Beziehung  machten  namentlich  der 
Konfektionsschneiderstreik  von  1896  und 
•der  Hafenarbeiterstreik  von  1896/97  unge- 
wöhnliches Aufsehen  und  wurden  von  den 
impulsiven  Syni])athieen  weiter  Kreise  des 
Publikums  begleitet.  In  den  ersteren  Streik 
waren  etwa  oUCKJO  Personen,  vorwiegend 
Heimarbeiter  und  Heimarbeiterinnen,  ver- 
wickelt. Das  Resultat  war  nur  ein  mittel- 
bares, nämlich  eine  umfassende  staatliche 
Enquete  über  die  Verhältnisse  der  Kon- 
fektionsindustrie und  der  Erlaß  einer  Reihe 
von  Arbeiterschutzbestinnnungen,  die  in  einer 
Novelle  zur  Gewerbeordnung  niedergelegt 
wurden.  Der  ILimburger  Hafenstreik,  der 
in  mancher  Beziehung  an  den  Londoner 
Dockarbeiterstreik  erinnert,  umfaßte  etwa 
17  000  Personen  und  hat  allen  Teilen 
schwere  Wunden  geschlagen.  Er  war  die 
Folge  internationaler  Organisationsbestre- 
bungen, die  sich  aber  im  Ernstfalle  als  sehr 
wenig  widerstandsfällig  und  als  hohle  Ver- 
sprechungen erwiesen.  Ei*st  unter  den  Nach- 
wirk luigen  dieses  schweren  Kam])fes  hat  sich 
der  bekannte  Hamburger  Arbeitgeberverband 
zu  einer  geschlossenen  Macht  allei*ersten 
Ranges  ausgewachsen.  Von  anderen  Aus- 
stäntlen  dieser  Periode  verdienen  die  der  Litho- 
graphen und  Steindrucker  (1S9<)),  die  Kämi)fe 
in  den  Schuhfabriken  (1897/98),  diejenigen  in 
der  Kottbuser  Tuchmanufaktur  (1895j,  der 
Herliner  Formerstreik  (1896),  der  Sti-eik  der 


städtischen  Regiearbeiter  und  verschiedeDe 
Maurerstreiks  erwähnt  zu  werden.  Unter 
dem  Zeichen  katholischer  Gewerkschafts- 
organisation und  deren  Leitung  standen  der 
Aaishener  Weberstreik  von  1896  (Protest 
gegen  das  Zweistuhlsjstem)  und  der  Streik 
am  Piesberge  bei  Osnabrück  (Freigabe  katho- 
lischer Feiertage).  Diese  besonders  leicht- 
sinnige Kraftprobe  hatte  einen  ebenso  über- 
raschenden wie  ungewöhnlichen  Ausgang, 
indem  die  Aktionäre  der  Georgs-Marienhütte 
schlankweg  beschlossen,  das  seit  Jahrhun- 
derten betriebene  Bergwerk,  das  aber  nicht 
mehr  recht  rentabel  war,  ersaufen  zu  lassen. 
Aus  der  sehr  reichen  und  interessanten 
deutschen  Streikgeschichte  der  jüngsten 
Zeit  können  hier  nur  wenige  charakte- 
ristische Vorgänge  Erwähnung  finden.  Aul- 
sehen erregte  der  im  Mai  1900  ausgebrochene 
Kampf  der  Berliner  Großen  Straßenbahn, 
wie  überhaupt  aus  leichtbegreiflichen  Grün- 
den die  Ausstände  im  Transportgewerbe 
das  große  Publikum  besonders  zu  erregen 
pflegen.  Das  Gewerbegericht  als  Einigungs- 
amt versagte  auch  in  diesem  Falle,  aber  es 
gelang  dem  Oberbürgermeister  der  Reichs- 
hauptstadt, eine  Einigung  zu  erzielen.  Von 
ungewöhnlicher  Hartnäckigkeit  und  reich 
an  dramatischen  Momenten  war  der  Streik 
der  Textilarbeiter  in  Krimmitschau  im  Jahre 
1903.  Er  ging  für  die  Arbeiter  trotz  ver- 
schiedener Vermittlungsversuche  von  privater 
und  amtlicher  Seite  ganz  verloren,  führte 
aber  auf  der  Gegenseite  zur  Grilndung  des 
„Allgemeinen  deutschen  Arbeitgeberbundes**. 
Ebenfalls  um  eine  Kraftprobe,  bei  der  die 
Arbeiter  unterlagen,  handelt  es  sich  bei  dem 
Kampfe  in  der  sächsisch- thüringischen  TextiJ- 
industrie  1905.  Die  größte  A.,  die  wir  in 
Deutschland  gehabt  haben,  und  die  über 
200000  Streikende  aufwies,  brach  im  Jahre 
1905  in  den  Bergrevieren  von  Rheinland- 
Westfalen  aus.  Dieser  Riesenstreik,  begleitet 
von  den  Sympathieen  großer  politischer  Par- 
teien, ist  nach  zwei  Richtungen  hin  besonders 
bemerkenswert.  Einmal  dadurch,  daß  alle 
gewerkschaftlichen  Organisationen  verschie- 
dener Richtung  solidarisch  vorgingen,  und 
zum  andern,  daß  nach  erregten  Debatten  im 
Reichstage  und  im  preußischen  Landtage 
arbeiterfreimdliche  Novellen  zum  preußischen 
Berggesetze  erlassen  wurden.  Einen  un- 
mitt ciliaren  Erfolg  hat  dieser  Riesenstreik 
nicht  gehabt.  Er  offenbarte  aufs  neue  die 
finanzielle  Schwäche  der  Gewerkvereine, 
dagegen  die  erdrückende  Macht  der  kartel- 
lierten Zechen besitzer.  Ebenso  wie  der 
letzte  Beigarbeiterausstand,  war  der  in  der 
Berliner  Elektrizitätsindustrie  ausgetragene 
Kampf,  in  Wirklichkeit  eine  Massenaussper- 
rung, von  Seiten  der  Arbeiter  schiecht  vor- 
bereitet und  gegen  den  Rat  ihrer  Führer 
])rovoziert.    Beide  Ereignisse  fallen  in  eine 
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günstige  Geschäftskonjunktur,  sind  aberl 
trotzdem  ohne  den  erhofften  Erfolg  ge- 
blieben. Die  üntemehmerverbände  erwiesen 
sich  eben  als  viel  besser  organisiert  und 
•«leswegen  auch  als  viel  widerstandsfähiger 
als  die  Assoziationen  der  Arbeiter. 

Die  amtliche  Streik-  und  Aussperrungs- 
Statistik  ergibt  folgendes  Bild: 


9f  -^"^   CO 

Teta 


I 


1899  128S  99  33S 

1900  1433  122803 

1901  1056  55  262 

1902  1060  53  9" 
1908  1374  85  603 
1904  1870  113  480 

Es  erzielten  die 

Ausstände 

voUenteilw.  keinen 

Erfolg 

Prozent 

33  V3    41 


'S  ^ 
23 

35 
35 
46 
70 
120 


•§&^ 

5298 
9085 

5414 
10305 
25273 
23760 


1899 
1900 
1901 
1902 
1903 
1904 


19V4 
19 

21  Vt 

22 

24 


35V4 

27 

22 

32 

37 


45V2 
54 
56% 
46 

39 


Anssperrnngen 
vollen  teilw.  keinen 
Erfolg 
Prozent 
26        39        35 
37        48*/8     14V3 
457*    23        31 V* 
"       15V4     19V2 
21V2     27 
27  V2     3574 


65  V4 
$1% 
36»4 


Prozent 

der  Streiks 

den  Ber^ban  ii.o 

die  Textilindostrie      15J4 

das  Baugewerbe  11,3 

Hanptorsachen  der  A 


Prozent 

der  Streikenden 

35,4 

17,2 

15,9 

waren  während  der 


zehnjährigen  Periode  Unzufriedenheit  mit  den 
LAhnen  in  45,5%  aller  Streiks,  Unzufriedenheit 
mit  der  Arbeitszeit  in  19,5%  und  Arbeiterent- 
lasmmgen  in  13,9^o  aller  Streiks.  68,0<^/o  waren 
ADffriffntreiks,  20,2^/o  Abwehrstreiks  und  ll,87o 
nicSt  klaarifiziert  Vollkommen  erfolgreich  waren 
nur  9^/»,  teilweise  von  Erfolg  begleitet  38,6% 
ud  gtnzlich  erfolglos  41,6%  aller  Streiks. 

IHe  jfingste  Streikstatistik  in  Frankreich 
gibt  folgende  Zahlen: 

Zahl  der       Gesamtverlust 
strdkenden        in  Arbeits- 
Arbeiter  tagen 
212  714              4675081 
123 151              2441944 

Von  den  Streiks  des  letztgenannten  Jahres 
•«•deten  111  mit  einem  Erfolg,  184  mit  einem 

WQrtertmcb  der  Volkswirtjchaft.    IL  Anfl.    Bd.  I. 


1902 
190B 


Zahl  der 
Streiks 

512 
567 


Ausjgleich  und  213  mit  einem  Mißerfolg.  Da» 
Einigungsverfahren  nach  dem  Gesetze  vom 
27./XII.  1892  wurde  im  Jahre  1902  in  107  und 
im  Jahre  1903  in  152  Fällen  angewendet,  hatte 
aber  nur  in  wenigen  Fällen  einen  Einfluß  auf 
die  Beilegung  des  Ausstandes. 
In  Italien  betrug 

die  Zahl     die  Zahl  der 
der  beteilig^ten 

Konflikte        Arbeiter 

1902  780  177092 

1903  528  106  083 
In  Dänemark  betrug  die 

Zahl  Zahl  der 

der  verlorenen 

Konflikte     Arbeitstage 

1900  82  235  877 

1901  56  56829 
Durch  Schiedsspruch  wurden  im  Jahre  1900 

27%  und  im  Jahre  1901  43%  der  Konflikte 
beendet.  Im  Jahre  1900  waren  6%  aller  Kon- 
flikte Aussperrungen,  im  Jahre  1901  dagegen 
21%. 

Die  belgische  Streik  Statistik  ist  um  des- 
willen interessant,  weil  dort  die  Erfolge  der 
Arbeiter  besonders  ungünstig  sind.  Es  geht 
dies  aus  folgender  Tabelle  hervor: 

keinen  vollen  teilweisen  unbestimmten 
Erfolff 


die  Zahl  der 
verlorenen 
Arbeitstage 

2  345  35* 
I  520  602 


Durchschnitt- 
licher Arbeits- 
verlust jedes 
Konfliktes 
2877 
I  01; 


c)  in  anderen  I«ändem.  Es  ist  hier  nicht 
•der  Banm,  die  Geschichte  der  A.  in  anderen 
L&adem  zu  skizzieren,  es  muß  vielmehr  ge- 
nügen, einige  statistische  Zahlen  mitzuteilen. 
Die  österreichische  Streikbewegung  hat 
-erst  in  den  drei  letzten  Dezennien  schärfer  ein- 
gesetzt Im  Jahre  1903  fanden  324  A.  in 
1731  Betrieben  und  mit  46215  streikenden  Ar- 
beitern, sowie  8  Ausspermn^n  in  71  Betrieben 
mit  1334  ausgesperrten  Arbeitern  statt.  In  den 
10  Jahren  von  1884  bis  1903  ^ab  es  2659  A. 
in  12  628  Betrieben  und  mit  508  509  Ausständigen ; 
•davon  entfielen  auf: 


1896 
1897 
1898 
1899 
1900 


61,9 
65.4 
74,7 
55,8 
60,9 


10 
20,1 

15,4 
14,3 
31,7 
14.4 


/O 

15,1 

13,8 
11,0 

11.5 
19,0 


/o 

2,9 

5.4 
4.8 


Drchschu. 
1896  bis 
1900  rund  63,0      19,0        15,0  3,0 

Belgien  ist  übrigens  auch  dasjenip^e  Land, 
das  zuerst,  um  das  aUgemeine  Wahlrecht  zu  er- 
zwingen, im  Frühjahre  1902  den  politischen 
Generalstreik,  an  dem  sich  über  300000  Personen 
beteiligten,  proklamierte.  Diesem  Beispiele  folgte 
Schweden,  wo  150000  Arbeiter  drei  Tage 
lang  feierten,  kurz  darauf. 

Die  Streikstatistik  der  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  zeichnet  sich  dadurch 
aus,  daß  sie  auch  Berechnungen  anstellt  über 
die  Verluste  der  Arbeiter  und  Unternehmer  im 
Wege  von  Ausständen  und  Aussperrunj^n.  In 
der  Zeit  von  1881  bis  1900  betrugen  die  Lohn- 
verluste der  Arbeiter  bei  Ausständen  1075  Milli- 
onen Mark,  bei  Aussperrungen  206  Millionen 
Mark.  Die  Kosten  der  Unterstützung  durch 
Arbeiterorganisationen  waren  bei  Ausständen 
68  Millionen  Mark,  bei  Aussperrungen  14  Milli- 
onen Mark.  Der  gesamte  Verlust  der  Arbeiter 
betrug  also  1363  Millionen  Mark,  der  Verlust 
der  linternehmer  dagegen  nur  600  Millionen 
Mark. 
Literatur:  Sehr,  d.  Ver.  f.  Sozial polUik,  Bd.  40. 

—  Verhandlungen  der  JCüenacher  Verscunmltmtj 
zur  Besprechuntj  der  sozialen  Frage,  187 £: 
Schmoller's  Rrferat,  auch  abgedruckt  1.  JahrO. 
/.  Xat.,  Bd.  19,  S.  29Sff.  —  Stieda,  Art.  „Arbeits- 
einstellungen*', H.  d.  St.,  2.  Aufi.,  Bd.  1,  S.  7S0g. 

—  Veber  die  Arbeitseinstellungen  in  den  ein- 
zelnen Staaten  Oldenhe^^,  Mataja,  SoetbeeVf 
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Bieruier,  Bücher,  H.  d.  St,,  2,  Äufi,,  Bd.  1, 
S.  7S8ff.  —  Brentano,  Die  Arbeüergüden  der 
Gegenwart,  187t,  —  v.  SehuUe-GaevemUt^ 
Vermeidung  und  Beilegung  von  ArbeiUttreitdg- 
keUen  in  England,  Jahrb.  f,  Oes.  u.  Verw.,  Bd.  13.  — 
Fr.  A.  Lange,  Miü's  AnHchten  über  die  ioziale 
Frage,  1866,  S.  140ff.  —  Pierson^  Arbeitsein- 
stellungen und  ArbeiUWkne,  Zeitschr.  f.  Staatsw., 
Bd.  SS,  S.  916 ff.  —  Th€n*nUm,  On  labour, 
1869.  —  Hatoja,  Die  Statistik  der  Arbeitsein- 
stellungen, Jahrb.  f.  Nat.,  S.  F.,  Bd.  IS.  —  Ueber 
die  ältere  Geschichte  der  ArbeilseinsUllungen 
Schanz,  Zur  Geschichte  der  dexUsehen  GeseUen- 
verbände  im  Mittelalter,  1876.  —  Bevan,  The 
strikes  of  the  past  ten  years  1870—1880,  Journal 
o/  Ihe  Statistical  Society,  1880.  —  r.  SchuUe- 
Gaevemitx,  Zum  sozialen  Frieden,  1890.  — 
Herkner,  Arbeiterfrage,  4.  Aufl.,  1905.  —  Som- 
hart,  Sozialismus  u.  sox.  Bewegung,  5.  Aufl., 
ig05.  —  r.  cl.  Borght,  Grundz.  d.  Sozialpolitik, 
1904.  —  Grunxel,  System  d.  Industriepolitik, 
1906.  —  RrichsarbeitsblaU,  I—IJI,  1908^5.  — 
Soziale  Praxis.  —  Volksicirtscha/tl.  Chronik, 
1901 — •>.  —  Außerdem  vgl.  die  amtlichen  Quellen- 
tcerke  der  Arbeitsämter  und  die  Literatur  bei 
dem  Art.  „Gewerkvereine".  Biermer. 


Arbeitshäuser. 

Die  Armenpflege  hat  zwei  gauz  ver- 
schiedene Kategorien  von  Armen  zu  unter- 
scheiden, die  eine  durchaus  verschiedenartige 
Behandlung  erheischen :  die  arbeitslosen- 
arbeitswilligen Armen  und  die  arbeitsscheuen 
Armen.  An  und  für  sich  müßte  eine  tüchtige 
Armenverwaltung  beide  Gruppen  auch  räum- 
lich streng  scheiden,  eine  Aufgabe,  die  in- 
dessen praktisch  nicht  zu  lOsen  ist,  da  die 
Organe  der  Armenpflege  nicht  selten  außer- 
stand sind,  die  tatsächlichen  Verhältnisse 
festzustellen.  Daher  hat  man  mitunter  beide 
Kategorien  faktisch  einander  gleichgestellt 
und  dies  namentlich  hinsichtlich  der  A.  oder 
Armen-A.  Unter  diesen  verstehen  wir 
Anstalten,  in  die  besdiäftigungslose  Arme 
aufgenommen  oder  verwiesen  werden.  An- 
statt der  Armenkasse  zur  Last  zu  fallen, 
haben  sie  in  den  A.  Arbeiten  zu  verrichten, 
sind  einer  streng  geregelten  Lebensweise 
und  scharfer  Disziplin  unterworfen. 

Diese  Armen-A.  ( workhouses)  sind  eng- 
lischen Urspnmgs.  Das  Armengesetz  vom 
Jahre  1834  hat  verfügt,  daß  arbeitsfähige 
Arme  in  der  Hegel  ins  A.  aufzunehmen  sind, 
wo  sie  Arbeiten  verrichten  müssen  und  einer 
strengen  Hausordnung  imterliegen.  Die 
Nötigung  zur  Arbeit  und  die  Einschränkung 
der  i)ersönlichen  Freiheit  sollte  jeden  nicht 
wirklich  hilfsbedürftigen  Armen  fernhalten. 
Der  Zweck  der  Errichtung  von  Armen-A. 
war  demgemäß  vor  allem  erzieherischer 
Natur.  Zum  Eintritt  in  das  A.  konnte  nie- 
mand gezwungen  wenlen,  doch  verwirkte  er 
durch  seine  AVeigeruug  jeden  Anspruch  auf 
eine  anderweite  Unterstützung.    Die  Armen- 


verbände sind  zur  Errichtung  von  solchen 
Armen-A.  verpflichtet  worden.  Nur  aus- 
nahmsweise sollte  einem  arbeitsfähigen  Armen 
außerhalb  des  A.  eine  Unterstützung  ge- 
reicht werden.  Die  strengen  Bestimmungen 
wurden  jedoch  in  der  Praxis  bald  gemildert^ 
und  gegenwärtig  werden  tatsächlich  zahl- 
reiche Arme  außerhalb  des  A.  durch  Nahrungs- 
mittel, Kleider  u.  dgl.  m.  unterstützt.  Auch  in 
mehreren  deutschen  Staaten  und  Provinzen,, 
besonders  in  Sachsen,  Schleswig-Hol- 
stein, Oldenburg,  hat  man  das  Systeok 
der  Armen-A.  angenommen.  Aehnlich  ver- 
hält es  sich  mit  den  Armenhäusern  der 
preußischen  Landarmen  verbände,  die  so- 
wohl arbeitsscheue  als  auch  arbeitsunßlhige 
Arme  aufnehmen.  Nur  in  Sachsen  hat 
man  das  englische  workinghouse  konse- 
quenter nachgebildet,  in  den  übrigen  deut- 
schen Staaten  dienen  die  A.  meist  auch  zur 
Aufnahme  von  altersschwachen,  arbeitsun- 
fähigen und  gebrechlichen  Armen  sowie 
von  Kindern.  Sie  gehen  daher  in  die  Kate- 
gorie der  Hospitäler  über. 

Waren  auch  die  leitenden  Gesichtspunkte, 
die  zur  Gründung  von  A.  führten,  an  sich 
gut  gemeint,  wollte  man  den  Arbeitsscheuen 
durch  strenge  Zucht  ziu-  Arbeitsamkeit  zu- 
rückführen, so  viel  ist  sicher,  daß  sie  in  der 
Elauptsache  ihren  Zweck  verfehlt  haben. 
Zunächst  hat  dieses  System  auf  arbeitsun- 
fähige, aber  arbeitswillige  Arme,  wie  auf 
arbeitsscheue  Anwendung  gefunden,  das  Zu- 
sammensein beider  Gruppen  war  überaus 
mißlich,  wenn  auch  durch  die  Yerhältoisse 
geboten,  und  hat  eher  verderblich  als  er- 
zieherisch gewirkt.  Ferner  liat  die  Unter- 
bringung eines  Annen  in  das  A.  we^n  der 
Entziehung  der  Verfügung  über  seine  Ar- 
beitskraft und  Arbeitszeit  tatsächlich  die 
Wirkung  einer  Freiheitsstrafe,  birgt  eine 
Schmälei-ung  seiner  persönlichen  Ehre  und 
seines  Ehi'gefühls  in  sich,  ist  häufie  auch 
eine  große  Härte  gegen  die  Verwandten. 

Es  ist  um  deswillen  zu  empfehlen,  in 
die  A.  nur  solche  Personen  zu  verweisen, 
die  wirklich  arbeitsscheu  sind,  nicht  aber 
arbeitswillige  Arme.  Man  darf  dabei  nie 
vergessen,  daß  solche  Armeii-A.  den  Nach- 
j  teil  haben,  daß  sie  den  aus  ihnen  entlassenen 
Pei-sonen  einen  Makel  anheften,  der  es  ihnen 
nach  ihrer  Entlassung  nicht  selten  erschwert, 
wieder  elurliche  Arbeit  zu  finden,  und  der 
sie  leicht  sittlich  und  ökonomisch  verkommeix 
läßt. 

Von  diesen  hier  erwähnten  Armen-A. 
sind  wohl  zu  luiterscheiden  die  als  Straf- 
anstalten diencoden  A.  oder  Korrigenden- 
häuser,  in  denen  eine  kon-ektionelle  Nachhaft 
zu  verbüßen  ist. 

Literatur:    Vgl.    den  Literaturnachweis   des   Art.. 
„Armenirfiten".  Max  von  Heekei, 
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Arbeitskammer 

Arbeiterkammer  oben  S.  126fg. 


Arbeitslohn  s.  Lohn. 


ArbeitslosigkeiL 

1.  Die  A.  im  Altertnm.  2.  Die  A.  im  Mittel- 
alter. 3.  Die  Arbeitslosenfrage  in  der  Neuzeit. 
4.  Mittel  zur  Abhilfe:  Selbsüiilfe  nnd  Armen- 
pfl^pe.  5.  Mittel  zor  Abhilfe:  planvolle  staat- 
liebe  Intervention,  .besonders  durch  Notstands- 
arbeiten. 6.  Reformatorische  Ansätze.  7.  Sta- 
tistisches über  die  A. 

tm  Die  Xm  im  Altertum.  In  Zeiten  primi- 
tiver Kultnr  konnten  Leute,  die  einmal  Arbeit 
hatten,  nur  selten  unverschuldet  außer  Tätig- 
keit kommen.  Denn  die  primitive  Kultur  ist 
wirtschaftlich  dadurch  charakterisiert,  daß  der 
Produzent  in  der  Hauptsache  den  eigenen  Be- 
darf befriedigt;  in  diesem  Falle  ist  aber  kaum 
(Wlahr  vorhanden,  daß  eine  größere  Zahl  von 
Leuten  aus  ihrer  regelmäßigen  Beschäftigung 
geworfen  wird.  Erst  wenn  Produktion  für  den 
Verkauf  die  Regel  und  gleichzeitig  Gewerbe- 
frcdheit  durchgeführt  ist,  wird  zu  befürchten 
sdn,  daß  irgend  wann  einmal  durch  Verstopfung 
des  bisherigen  Absatzgebietes  eine  Menge  Men- 
sdien  aus  ihren  alten  Berufen  geschleudert 
werden.  Daher  kannten  schon  die  antiken 
hellenischen  Großstädte  das  Uebel  der 
A.,  wo  es  sich  öfters  in  der  Form  zeigte,  daß 
durch  das  Aufkommen  der  billigen  Sklavenarbeit 
der  freie  Büijg^r  seinen  Absatz  verlor.  Damm 
mußten  bereits  damals  die  Gemeinwesen  auf 
Maßregeln  gegen  die  A.  von  Bürgern  sinnen. 

£  i  n  System  bestand  darin,  die  überschüssigen 
Bürger  in  eroberten  Ländern  als  Bauernguts- 
besitzer anzusiedeln.  Naturgemäß  setzte 
aber  die  Anwendung  dieses  Systems  eine  sieg- 
reich expansive  und  erfolgreich  kolonisatorische 
Tltigkeit  voraus :  es  konnte  daher  in  der  Haupt- 
Mche  nur  von  Athen  auf  der  Höhe  seiner 
Madit  (im  5.  Jahrb.  v.  Chr.)  in  umfassendem 
Maße  dnrchgeführt  werden.  Zumal  iu  dem 
Vierteljahrhundert,  in  dem  Perikles  herrschte, 
ging  die  Zahl  derer,  die  durch  Zuweisung  aus- 
wirtigen  Landes  versorgt  wurden,  in  die  Tan- 
seude.  Hierbei  hatte  Perikles  —  schon  nach 
der  Darstellung  bei  Plntarch!  —  die  Absicht. 
^die  Stadt  von  einem  arbeitslosen  und  da- 
rum unruhigen  Gesindel  zu  befreien  nnd  der 
Not  des  Volkes  abzuhelfen!" 

Ein  a  n  d  e  r  e  8  System  bestand  in  der  S  c  h  a  ff - 
ung  von  Arbeitsgelegenheit,  namentlich 
durch  Veranstaltung  großartiger  Bauten.  Auch 
hier  zeigt  sich  das  Genie  des  Perikles  im  hell- 
sten Lidite.  Man  vergleiche  die  Schilderung 
bei  Plutarch:  „Perikles  stellte  dem  Volke  vor, 
man  müsse  den  Ueberfluß  an  solche  Dinge  wen- 
den, von  denen  man  sich  für  die  Zukunft  un- 
sterblichen Buhm,  für  jetzt  aber  allgemeine 
Wohlhabenheit  versprechen  könne,  weil  dabei 
mancherlei  Arbeiten  und  Geschäfte  aufkämen, 
die  jede  Kirnst  erwecken,  allen  Händen  zu  tnn 
gctoi  und  so  fast  die  ganze  Stadt  in  Verdienst 
würden.    Denen  freilich,  die  die  erforder- 


lichen Jahre  und  Kräfte  hatten,  verschaffte  wohl 
der  Kriegsdienst  ihren  reichlichen  Unterhalt  aus 
dem  Staatssäckel;  allein  Perikles  wollte,  daß 
die  andern  Bürger  und  Handwerker  weder  von 
diesem  Verdienst  ausgeschlossen  seien  noch  ihn 
ohne  Arbeit  bei  Müßiggang  erhalten  sollten, 
und  ^b  nun  durch  AuSftthrung  &;roßer  und  an- 
sehnhcher  Grebäude  dem  Volke  alle  Hände  voll 
zu  tun.^  Und  weiter  setzt  dann  Plutarch  aus- 
einander, wie  dadurch  direkt  oder  indirekt  in 
vielen  Industrie-,  Handels-,  Transportgewerben 
und  sogar  in  Zweigen  der  Urproduktion  •  eine 
Menge  von  Händen  lohnende  Beschäftigung  er- 
hielt I 

Das  dritte  System  endlich  —  und  zwar 
das  gefährlichste  —  bestand  darin,  weite  Kreise 
der  ärmeren  Bürgerschaft  auf  Staatskosten 
zu  alimentieren.  Hier  führte  Perikles  zu- 
nächst die  Besoldung  der  Richter  ein.  Das 
war  notwendig,  wenn  die  ärmeren  Bürger  am 
Geschworenendienst  teilnehmen  sollten,  hatte 
aber  praktisch  die  Folge,  daß  nicht  weniger  als 
6000  Bürger  (von  im  ganzen  30000!)  als  Ge- 
schworene je  2  Obolen  (den  Lohn  eines  Tage- 
löhners) für  jede  Sitzung  erhielten.  Dann  wur- 
den die  Ratsherren,  die  ebenso  wie  die  Ge- 
schworenen erlost  wurden,  500  au  der  Zahl^ 
mit  je  6  Obolen  täglich  besoldet.  Da  außerdem 
eine  Menge  Beamte  und  Truppen  von  Staats- 
wegen unterhalten  wurde,  so  lebte  in  dieser 
Zeit  mehr  als  die  Hälfte  aller  Bürger  —  wie 
einmal  Aristoteles  in  einem  höchst  launigen 
Bericht  bekundet  hat  —  auf  Staatskosten !  Und 
nach  Perikles*  Tode  wurde  gerade  diese  Art 
von  Volksversorffung  besonders  eifrig  gepflegt: 
der  Sold  der  Richter  wurde  (ca.  425)  von  2  auf 
3  Obolen  erhöht;  der  Besuch  der  Volksversamm- 
lung wurde  (seit  400)  honoriert,  zuerst  mit  1 
Obole,  dann  in  rascher  Steigerung  mit  2  und  3, 
ja  schließlich  mit  9  Obolen;  endlich  in  der 
zweiten  Hälfte  des  4.  Jahrb.  wird  die  Bestim- 
mung getroffen,  daü  alle  finanziellen  Ueber- 
schüsse  unter  die  Bürger  als  „Festgelder"  ver- 
teilt werden  sollten !  Erst  der  Stm'z  der  demo- 
kratischen Verfassung  durch  die  Macedonier  (322) 
machte  diesem  Unwesen  ein  Ende.  — 

In  Rom  sammelten  sich  durch  die  Prole- 
tarisierung der  kleinbäuerlichen  Schichten,  die 
in  den  Gewerben  kein  Unterkommen  fanden, 
arbeitslose  Massen  an,  die  bald  gänzlicher  Ver- 
kommenheit anheimfielen  und  für  jeden  zu 
haben  waren,  der  etwas  zu  bieten  hatte.  So 
mußte  es  über  kurz  oder  lang  nötig  werden, 
diesen  großstädtischen  Pöbel  aus  der  Staats- 
krippe zu  ernähren.  Den  Anfang  mit  dieser 
Politik  machte  der  jüngere  Graccnus,  der,  um 
das  Volk  an  sich  zu  fesseln,  eine  lex  frnmen- 
taria  zur  Annahme  brachte,  wonach  regelmäßig 
jeden  Monat  jeder  in  Rom  ansässige  Bürger  ans 
den  öffentlichen  Magazinen  ein  gewisses  Quan- 
tum Getreide  zu  einem  ganz  geringen  Preise 
erhalten  sollte.  In  den  "späteren  Zeiten  glitt 
man  auf  der  schiefen  Ebene,  die  mau  mit  diesem 
Prinzip  betreten  hatte,  immer  weiter  abwärts. 
Das  Getreide  wurde  meist  gratis  ausgeteilt, 
die  Zahl  der  Kostgänger  des  Staates  schwoll 
bald  auf  2—300000  an,  und  unter  den  späteren 
Kaisern' beipfnügte  man  sich  nicht  mehr  mit  Ge- 
treideverteilungen,  sondern  gab  noch  Oel,  Wein, 
Salz,  schließlich  auch  Fleisch,  Kleider  und 
bares  Geld  dazu. 
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Eiiie  eiirentlkhe  A.  unter  den  Sklftren 
kötiute  esäagegeii  nicht  gehen  —  einfach 
in  Kons^qnenz  der  antiken  Ajigclmuuug^ii  Über 
dm  Sklarentnm,  die  durch  eine  f^krapelloie 
Ikiicalität  charakterisiert  äiud:  den  nnbranch- 
l)Aren  Sklav*en  verkanfte  man  weiter  oder  setzte 
ihn  auch  aiiä.  und  Überdies  gejitatteten  die  Moral- 
AMachauang'en  des  Altertums  den  Besitzern  der 
SklRTen,  die  Vermehrung  der  Sklavenbevölke- 
rung  g^nz  nach  Bedürfuia  xn  rei»;uUeren.  i  Vgl. 
(t.  Adlers  „äüsössialrpfonii  im  Altertuns^t  IH^Ö.) 

*iw  0fe  A^  iA  Mitte  iHiter.  lu  den  neu  he- 
jrründeten  nnd  rai^ch  jiufhjhlienden  Städten  des 
Mittelalt*3rK  wur  einiEre  Jahrhunderte  hindurch 
die  Erwerbnirelei^enlieil  filr  Arlieitskiäfte  aller 
Art  dir  denk  bar  i»:ilii8li|fKte,  da  die  Froduktiou 
iüder  MaujitaArhedafi  (>enau  ß:f»kannte  Bedilrfnis 
der  eignen  Lükall tut  (»efriedie^te.  Eiiffnartisf  gc- 
Htaltete  sich  dann  die  8fK-hlaüe«  sobald  ilberall 
die  ZnnÜverfm^MUg  voUkomtnen  au?irt^biMet 
war.  Allen  Fer^utieii  immliidi,  die  in  den  Zünften 
ein  Fntei kommen  eefnndeu  hatten,  wür  fak- 
tisch die  Arbeit  gesichert^  weil  die  Ahsatz- 
verhäStnisi?*^  leidlirb  stabil  h liehen  und  den 
Zünften  die  Produktion  filr  den  Nikalen  Markt 
in  der  Jlauptaache  Torlehalten  war.  Und  m>- 
weit  jemand  hier  ÄeitweÜiEfer  A.  verüel,  ward 
für  ihn  ühlicherwei*te  durch  die  tienoesen  ge- 
«ergt,  80  erhielt  der  Meister,  drr  eine  Zeit- 
laug nichts  verdiente,  aus  der  Zunftkasse  den 
benötigten  Betrag  iirelieTieu  und  bekam  der 
ÄÜnftigie  Geselle,  der  «ich  anf  die  Wander- 
schaft begab,  an  jedem  Orte,  durch  den  er  kam, 
Obdach  tind  Unterhalt  für  einen  oder  mehrere 
Ta^e  fliiwie  oft  noch  dazu  einen  Zehrpfennig 
auf  die  Reiset  ^^^  sogen,  „<*egrhenk**.  Frei- 
lich sicherte  die  Zunft  ferfasstmg  eine  dauernde 
ExtBtt^UÄ  nur  jenen  Eiern  tuten.  <lie  Solidität  und 
Fügsamkeit  genug  hesiaßen,  um  es  in  der  harten 
*S%ule  vind  unter  den  strengen  Keglements  des 
Zunftwesens  au:?^u halfen,  iJh?  mcuerlirh  nicht 
ireringe  Zahl  dert^r^  tUv  hier  hber  Bord  gingen, 
tfowie  alle  jene,  die  von  Toniherein  keiue  Auf- 
nahme in  den  Zünften  fanden,  —  die  unehelich 
Oeboreneu.  fem  er  die  ^achkumtuen  aller  Per- 
sonen» die  usjch  den  verschrobnen  BcgTiffeu  der 
mittehUterliche»  Handwerksehre  al?  ^uuehrlidie 
Leute*^  galten,  endlieh  der  Teil  der  über- 
schüssigen BüVi^lkerung,  der  von  den  immer 
fxkluäiver  werdenden  Zünften  ÄUrÜcki^e wiesen 
wurde,  —  alT  diej^e  !*erf(oneu  standen  nicht  hloß 
*»hüe  jeden  schützenden  Anhalt  da.  f^ondem 
waren  noch  dazu  in  der  Müglik:hkeit,  sich  ge- 
werblich zu  hetÄtigen,  und  damit  in  ihrer  Er- 
werbBßihio'keit  arg  beschränkt.  80  wurden  dieie 
deklassierten  Elemenu*  hänüg  Bettler  nnd  Land- 
streicber  und  verftngen  sich  dann  leicht  in  den 
Manchen  der  mit  sfdchprlei  Volk  wenig  Feder- 
iebeuÄ  machenden  Gefieucgehung.  Dieselbe  kannte 
nämlich  wegen  der  mangelhaften  Tolkswirt- 
^ehaftlichen  Einsicht  der  Zeit  nur  den  Untcr- 
8ehied  zwischen  geaunden,  also  ph  väisi-h  arheit?- 
filhigen,  und  kranken  Bettlern  und  bestrafte 
die  gesunden  Bettler  —  gleichgültig  welchem  die 
4jrhnde  ihrer  Armut  waren!  —  mit  (iefängttia, 
l*ranRer  und  Auspeitschung.  Griff  aber  gw 
der  Erwerbslose ,  dem  ja  kein  andrer  Ausweg 
<ißen  stand,  sen  nnredlicben  Mitteln,  i^o  wurde 
er  durch  Schwert,  Galgen  und  lad  beseitigt, 
m  deren  Äuwendnitg  die  Simplizität  dea  mittel- 
ulterlichen  Denkens,  die  alle  OuU^iiders  unter- 


schiedslos in  einen  Topf  warf,  und  die  naivi^ 
Brutalität  des  Zeitalters  gleichmäüig  einluden. 
Das  waren  die  damaligen  ^Mittel  gegen  Arbeits- 
losigkeit'*. (Vgl,  Ct.  Adler's  ,, Epochen  der 
deutschen  Handwerkerpolitik",  1903.) 

B.  Die  Arbeit^lo^eufrag«  in  der  Neu* 
zeit.  Schon  in  der  Epocdie  des  Merkati- 
t i  1  i siniis ,  vom  IB. — LS.  Jabrh.,  wiiclis  die 
A„  obwohl  man  hier  das  üebel,  auf  dem 
Kontinent  wenigstens?,  kaum  so  sehr  mit  dem 
industriellen  FürtBchrilt  als  \^ielmehr  mit 
der  Entartung  des  Zunftwesens  nnd  den 
8clilimmen  Wirkungen  der  großen  Kriege  in 
ZuB^ininienhang  liniigen  darL  Die  Zünfte 
verwehrten  vielen  ein  solides  Unterkommen 
in  einem  großen  Teile  der  Oewerbe;  dits 
Wandern  der  (Teeelleu  degei)ertei1e  zum 
komraenttnäBigen  ..Fechten'"  und  ilettelti: 
die  Kriege  maehlen,  durch  dio  ZeiTflttiing 
der  Gewerbstätigkeit,  viele  brotlos  und  rer- 
frdirten  andere  Kum  Lotterleben.  So  wurden 
Bettelei  und  Landstreicherei  überall  ziit 
Landplage  und  veranlaßten  eine  etaat liehe 
Intervention,  die  teils  in  Armenordnungen 
für  mehr  mler  minder  bedürft  ige  Persemen 
l»estand,  teils  —  wenn  auch  selten  genn^ 
—  in  der  Veranstaltung  von  Arbeiten  und 
in  der  Einiiddung  von  ArbeitBliäusern,  teils 
endlich  in  strenger  gesot?,iicher  Repression. 
Als  Beispiel  i\\r  diese  sei  angefmii-t,  daß 
in  Frank rach  noch  im  Jaiire  1777  jedem 
aibeit&flUiigen  Manne,  der  sich  nicht  er- 
nähren konnte  imd  i^eehs  Monate  lang  kein^ 
Arbeit  hatte,  üaleerenstrafe  aji gedroht  w  lude! 

Die  individualistische  Richtung  in 
der  Nationalökonomie,  die  gegen  Ende  deft 
18,  Jahrh.  Kur  Herrschaft  gelangte,  mußte 
prinÄipiell  eine  wesentlich  andei^  Losung 
der  Arbeitslosen fi-age  ins  Auge  lass^. 
Die  unvei-schuldete  A.  ?ichieri  ihr  l>eim 
Sy^^teme  obrigkeitlichen  Beseerwissens  und 
ziinf liger  Privilegierung  nur  eine  selbstver- 
ständliche Folge  zusein»  während  l>ei  freier 
Vnrwertung  aller  Kräfte  vonuntlich  jeder 
tätigt^  Man»  auf  den  ihm  gebülircnden  l'latz 
gestellt  wurde,  —  und  im  Notfälle  hatte 
oben  die  Armenpflege  ku  helfen !  Praktitsdi 
konnte  es  sich  also  für  diese  Schule  nur 
um  eine  Beseitigung  der  Schranken 
handein,  die  durcli  das  veiTt>ttete  Zunft-  und 
K*>n?,eB,sionssyfetom  so  viele  Kräfte  hemmteju 
So  wurde  damals  tue  Parole  ausgegelw^L  die 
Arbeit  aus  einem  Privileg  zu  einem  all- 
gemeinen  Rechte,  ku  machen-  Und  da- 
rum proklamierten  die  Physiokraten  das 
^,droit  de  travaUJei**'^  als  die  Pauacee  gegen 
tUe  sozialen  Gebresten,  — 

Es  ist  l>ekannt,  daß  die  —  schließlidi 
überall  siegreiche  —  Gewerhefrciheit  die 
A.  nicht  beseitigt  bat;  vielmelü-  hat 
dies  ITetel  gerade  seitdem  —  mindestens» 
zeitweise  —  nie  geahnte  Dimensiooen  an- 
genommen!    Die    Trsaehe    davon   liegt   in 
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den    ungünstigen   Konjunkturen    und   den 
durch  sie    herbeigeführten    &isen.     Diese 
bestehen  im  wesentlichen  in  der  Unmöglich- 
keit,   entweder   die    produzierten    Waren- 
massen  auch   nur  annähernd   zu  den  bis- 
herigen Preisen  abzusetzen  oder  überhaupt 
ilas  Gewerbe  im  alten  Umfange  produktiv 
fortzusetzen.     Die  Verkäufer,   Fabrikanten 
imd  Kaufleute,  erleiden  schwere  Verluste, 
machen  vielleicht  Bankerott,  —  jedenfalls 
muß  die  Produktion  eingeschränkt  werden, 
imd  Tausende  von  Arbeitern  kommen  schuld- 
]o6  auJBer  Stellung.    Solche  Krisen  sind  als 
tägliche  Erscheinung  erst  in  der  modernen 
Zeit  möglich  geworden,  wo  die  Produktion 
für  den  Weltmarkt  vorherrscht,  statt  —  wie 
früher  —  für  die  Lokalität  und  ihr  genau 
gekanntes  Bedürfnis.  Jeder  Grund  nun,  der 
in   irgend   einem   Gewerbe    die   Nachfrage 
rasch    sinken  macht    oder    die  Produktion 
über  die  —  zur  Deckung  der  Kosten  ^ein- 
schließlich  eines   ausreichenden  Gewinnes) 
bereite  —  Nachfrage  hinaus  rasch  steigen 
läßt,  ruft  natui^gemäß  einen  Pi^issturz  und 
dne  Absatzkrise  hervor.    Es  gibt  daher  für 
diese      schier      unzählige     Entstehungsur- 
sachen,  da  schlechthin  alles,  was  die  ge- 
wohnte Ordnung  der  Produktion,  Konsumtion,  j 
Verteilung,  Verkehrs-,   Geld-  oder  Kredit- 1 
Verhältnisse  erschüttert,  ja  überhaupt  nur  | 
v^ändert,    Anlaß   zu  Krisen    geben   kann. 
Diese    Krisen    sind     teils     akute,     teils 
schleichende.     Die  akuten  Krisen  sind 
charakterisiert    durch  „ein   rasches   Sinken 
aller  Warenpreise,  eine  bis  zur  Entwertung 
gehende  Wertverringerung  der  produktiven 
Vermögen,  eine  fast  allgemeine  Unmöglich- 
keit, eingegangenen  Verpflichtungen  nach- 
zukommen, zahlreiche  Bankerotte,  zeit-  oder 
teilweise    Beschränkung     der    Produktion, 
sdüießlich  Brotlosigkeit  von  Tausenden  von 
Arbeitern"  (Rodbertus).   Von  nicht  minderer 
Bedeutung  als  die  akuten  Krisen  sind  die 
schleichenden,  die  sich  vornehmlich  im 
Anschluß  an  die  in  vielen  Branchen  statt- 
findende Verdrängung  des  Handwerks  und 
der  Hausindustrie  durch  die  Fabrikindustrie 
entwickeln:    die   technisch   weniger    voll- 
kommene Betriebsart  wird  unproduktiv  und 
ihre  Arbeiter  werden  gewöhnlich  nur  zum 
Teil  von  den  aus  dem  Konkurrenzkampfe 
siegreidi    hervorgehenden   Betrieben    über- 
nommen. Eine  ähnliche  Gefahr  der  schleichen- 
den Krise  liegt  für  alle  Exportindustrieen 
eines  Landes  in  der  Möglichkeit,   daß   die 
fremdländische    Konkurrenz   erstarkt.     Die 
Folgen  einer  jeden  Krise  für  den  Arbeiter- 
Stand  sind  furchtbar.   Je  nach  dem  Charakter 
der   Krise    werden   Tausende   oder   Zehn- 
tansende  fleißiger  Arbeiter  brotlos  und  fallen 
da-  entehrenden  und  oft  noch  dazu  unzu- 
reidieadeD    Armenpflege    anheim.     Dauert 
die  Arbeitslosigkeit  längere  Zeit,  so  gewöhnen 


sich  viele  Arbeitslose  an  den  Müssiggang, 
werden  arbeitsscheu,  verkommen  und  sinken 
schließlich  häufig  ins  Verbrechertum  hinab.  — 

Neben  der  geschilderten  unregelmäßig 
auftretenden  Beschäftigun^losigkeit  gibt  es 
dann  noch  eine  regelmäßig  kommende  und 
vorübergehende  Arbeitslosigkeit :  die  S  a  i  s  o  n- 
A.  „Ist  die  Arbeitssaison  kui^z,  wie  z.  B. 
bei  der  Spiritusbrennerei  oder  Zueker- 
gewinnung,  so  macht  es  sich  ganz  von 
selbst,  daß  die  Arbeiter  für  den  größten 
Rest  des  Jahres  einer  anderen  Beschäf- 
tigung obliegen''  (Ed.  v.  Hartmann).  Hier 
wird  daher  die  A.  eine  Ausnahmeer- 
scheinung  sein.  Dauert  dagegen  die  Saison- 
arbeit längere  Zeit,  wie  z.  B.  bei  deu- 
Bauge werben,  so  wird  der  Arbeiter 
während  der  Zeit  der  Beschäftignngslosigkoit 
nur  schwer  in  einem  anderen  Gewerbe  ein 
Unterkommen  finden.  Er  ist  daher  darauf 
angewiesen,  während  der  Dauer  seiner  Be- 
schäftigung vsoviel  zurückzulegen,  daß  er  in 
den  Zeiten  der  Verdienstlosigkeit  von  seinen 
Ersparnissen  leben  kann.  Leider  sind  die 
meisten  Saisonarbeiter  zu  unwirtschaftlich, 
um  hier  ausreichend  vorzusorgen:  sie  ge- 
raten daher  bald  in  eine  recht  schlimme 
Lage,  aus  der  sie  erst  der  Wiederbegiiui  der 
Saisonarbeit  befreit.  Dies  Elend  der  Bau- 
arbeiter hat  natürlich  in  der  modernen  Aem 
der  Groß-  und  Weltstädte  ganz  besondei-s 
große  Dimensionen  annehmen  müssen. 

Danach  ist  es  nur  natürlich,  daß  die 
A.  im  politisch-sozialen  Leben  der  Gegen- 
wart eine  bedeutende  Rolle  spielt.  Bei  fast 
allen  Revolutionen  wirkte  die  Arbeitslosig- 
keit als  treibende  Kraft  mit:  1830  waren 
es  in  Paris  Arbeitslose,  die  den  Straßen- 
kampf begannen;  das  Jahr  1848  folgte 
auf  eine  Weltkrise  und  eine  überall  schlecht 
geratene  Ernte;  der  Pariser  .1  uniaufstand 
war  ausschließlich  eine  Rebellion  der 
Arbeitslosen;  und  die  Pariser  ,,Kommune*^ 
von  1871  stand  im  engsten  Zusammenhange 
mit  der  Beschäftigungslosigkeit  der  Klein- 
bürger und  Ai'beiter. 

Unter  solchen  Umständen  mußte  die  Ent- 
wicklung der  neuen  sozialen  Ideen  von  der 
modernen  Gestaltung  des  Problems  der 
A.  wesentlich  beeinflußt  werden.  Es  ist 
die  erste  Arbeitslosennot  des  19.  Jahr- 
hunderts (1817)  gewesen,  die  Owen  und 
Sismondi  bewogen  hat,  dem  Individualismus 
den  Rücken  zu  kehren.  I7nd  seitdem  steht 
bei  allen  bedeutsamen  Systemen  des  Sozia- 
lismus und  der  Sozialreform  die  Lösung 
dieser  Frage  im  Vordergrunde.  So  bricht 
sich  immer  mehr  die  Erkenntnis  Bahn,  daß 
in  der  A.  ein  furchtbar  drohendes  Gebrechen 
der  Gesellschaft  vorliegt,  zu  dessen  Heilung 
ein  großes  Reformwerk  vollbi^acht  wei-den 
muß. 

4.  Mittel  zur  Abhilfe :  SelbsthUf e  und 
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Aniienpflege.  Toter  den  zur  liinderimg 
der  Arbeitslosennot  vorgeschlagenen  Mitteln 
lassen  sick  drei  Gruppen  unterscheiden :  die 
der  Selbsthilfe,   der  Armenpflege  und  der 

Planvollen  staathchen  Intervention.  Das 
'rinzip  der  Selbsthilfe  ist  bisher  in 
größerem  Umfange  nur  in  England  zur  An- 
wendung gekommen,  wo  die  Trade-Unions 
in  der  Fürsorge  für  ihre  arbeit  losen  Mit- 
glieder eine  ihrer  Hauptaufgaben  erblicken. 
Die  Gewerkvereine  zahlen  ihren  Arbeitslosen 
eine  das  Existenzminimum  sichernde  Tnter- 
stützung  während  der  Dauer  der  Ai'beits- 
losigkeit,  wenn  auch  meist  nicht  ül)er  ein 
Jahr  hinaus;  vor  allem  aber  sind  sie  eifrig 
bestrebt,  den  Stellenlosen  zu  einer,  die  üb- 
lichen guten  Arbeitsbedingimgen  gewähren- 
den Arbeitsstelle  zu  verhelfen.  Diese  Selbst- 
hilfe-Orgaiiisationen  können  aber,  so  groß- 
artig sie  aurh  an  sich  sind,  nicht  als  aus- 
reichend angesehen  werden:  unter  den 
>>  Millionen  Arbeitern  Englands  sind  gegen- 
wäi-tig  —  nach  SOjäliriger  Propaganda  — 
noch  nicht  liiXXMJO  vereichert!  Lnd  auf  dem 
Kontinent  sind  —  abgesehen  von  den  Buch- 
druckern -  die  Erfolge  ei-st  recht  spärlich. 
Da  die  Selbsthilfe  absolut  unzureichend 
war  —  und  früher  ja  noch  mehr  als  lieute ! 
— .  so  war  der  Staat  in  die  Zwangslage  ver- 
setzt, sich  wolil  oder  übel  um  die  Arbeits- 
losen zu  kümmern.  So  kam  es  ganz  von 
selbst,  daß  der  Stoat  prinzipiell  die  Pflicht 
anerkannte,  sie  wenigstens  nicht  verkommen 
zu  lassen,  —  und  dieses  Minimum  der  Für- 
sorge wird  tatsächlich  geleistet.  So  sind 
also  in  der  bürgerlichen  Gesellschaft  die 
Arbeitslosen  bei  längerer  Dauer  der  Be- 
scliäftigungslosigkoit  auf  die  geringfügige 
und  entehrende  A  rmon  unter  Stützung 
angewiesen.  Aber  selbst  diese  wuchs  mit 
der  Zahl  der  Armen  in  einigen  l^ändeni  so 
enorm,  daß  man  hier  dazu  überging,  die 
arbeitsfähigen  Armen  in  Arl^eitshäuser  zu 
stei^ken,  in  denen  haite  Arbeit  unter  furcht- 
barer Disziplin  und  bei  käi^licher  Kost  ge- 
leistet wenlen  mußte.  Die  leitende  Ab- 
sicht war  dabei,  alle  irgendwie  arbeitsscheuen 
Elemente  durcli  die  Fm-cht  vor  dem  Arbeits- 
liause  von  der  Armenunterstützung  auszu- 
schließen. Dieses  System  liat  immerhin  den 
Vorteil,  tlaß  niemand  verhungert:  ein  aus- 
reichendes Mittel  gegen  die  Folgen  der 
A.  kann  indessen  nun  imd  nimmer  darin 
erblickt  werden,  daß  man  dem  armen 
Manne,  der  ohne  Verschulden  sein  Brot  ver- 
loren hat,  ein  Almosen  verabreicht,  das 
kaum  die  geringste  ]^bt?nsnotdurft  deckt, 
da<i  entehr<^nd  wirkt  und  den  Unterstützten 
unter  Umständen  einem  furchtbaren  Zwange 
wnterwii-ft.  Uel)enlies  können  viele  Arbeits- 
lose ül>erhaupt  nicht  in  die  Arbeitshäuser 
gehen,  weil  sie,  wegen  ihrer  früheren  Be- 
schäftigung, zu  den  hier  veirichteten  gröberen 


Arbeiten  nicht  tauglich  sein  und  an  ihret 
speziellen  Arbeitsgeschicklichkeit  Einbuße 
erleiden  würden. 

5.  Mittel  zur  Abhilfe:  planvolle 
staatliehe  Intervention,  besonders  dvreh 
Notstandsarbeiten.  Da  also  die  ange- 
führten Mittel  versagten,  so  mußte  man 
auf  andere  Pläne  sinnen:  und  so  kam 
man  schon  früh  zu  sozialreformatori- 
schen  Theorien.  Als  die  älteste  kann 
der  von  John  Bellers  (1695)  entwickelte 
Plan  angesehen  werden,  eine  Arbeitskolonie 
(„colledge  of  industry")  zu  begründen,  in 
der  B0()— 3000  arbeitsfähige  Arme  landwiit- 
schaftliche  und  gewerbliche  Arbeit  leisten 
und  darauf  bedacht  sein  sollten,  durch  eigene 
Produktion  den  Bedarf  aller  Teilnehmer 
direkt  —  ohne  irgendwelchen  Zwischen- 
handel —  zu  decken.  „Die  Armen  ohne 
Beschäftigung  —  schloß  Bellers  —  sind  wie 
ungeschlitfene  Diamanten:  ihr  Wert  ist  un- 
bekannt. Die  regelmäßig  beschäftigten  Ar- 
l>eiter  dagegen  sind  des  Volkes  größter 
Reichtum  und  größte  Stärke'*.  Kurz  da- 
nach (1698)  riet  Locke  in  einer  der  Re- 
gierung überreichten  Denkschrift:  jede 
Gemeinde  solle  die  arbeitsfähigen  Armen 
ernstlich  mit  nützlichen  Arbeiten  bei  be- 
scheidenen Löhnen  beschäftigen :  „Denn  die 
wahre  und  richtige  Armenunterstützung  ist 
die  B  e  s  c  h  ä  f  t  i  g  u  n  g  der  Arbeitslosen,  damit 
diese  nicht  wie  Drohneu  von  der  Arbeit  anderer 
leben,  .leder  Mensch  muß  Essen,  Trinken, 
Kleidung  und  Beheizung  haben,  —  was 
alles  aus  den  Vorräten  des  Königreichs  ent- 
nommen wird,  gleichviel  ob  die  Armen  ar- 
beiten oder  nicht.  Nehmen  wir  an,  es  gäbe 
in  England  100000  Arme,  die  von  Gemeinde- 
untei-stützung  leben.  Wenn  jeder  von  ihnen 
durch  irgendwelche  Arbeit  auch  nur  einen 
I  Penny  täglich  verdienen  würde,  so  bedeutete 
das  für  England  einen  Gewinn  von  130  000  £ 
jälirlich  :- 

Die  erste  Theoiie  mit  spezieller  Rück- 
sicht auf  die  moderne  Form  der  A.  ist 
1819  von  Sismondi  entwickelt  worden: 
danach  sollten  sich  die  Unternehmer  nach 
ihren  Berufen  in  Genossenschaften  organi- 
sieren, die  dann  für  die  Erhaltung  aller 
feiernden  Arbeiter  ihrer  Branche  aufkommen 
sollten.  Andre  Vorschläge  knüpfen  wieder 
an  das  zuerst  von  Fourier  formulierte 
Schlagwort  „Recht  auf  Arbeit**  an  und  In- 
dern, daß  der  Staat  und  die  anderen  öffent- 
lichen Körper  allen  Arbeitslosen  lohnende 
Beschäftigung  gewähren  sollen.  Doch  wtirde 
I  sich  der  moderne  Staat  mit  der  Anerkennung 
1  des  ,,Rechtes  auf  Arbeit''  eine  auf  die  Dauer 
unerfüllbare  Aufgabe  stellen.  Die  Absicht 
des  Gesetzgebers  kann  bei  der  Beschäfti- 
gung des  unverschiüdet  Arbeitslosen  in  der 
Hauptsache  nur  darauf  ausgehen,  ihn  blofi 
vorübergehend   vom  Staate  beschäftigen  tu 
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lassen,    damit    er    nachher  wieder    seinem 
früheren  Erwerbe    nachgehen  kann.     Des- 
halb  darf  also   die  Beschäftigung  nicht  in 
einer  Weise  erfolgen,  bei  welcher  der  Be- 
schäftigte die  Fähigkeit  verliert,   das  alte 
Gewerbe  bei  passender  Gelegenheit  wieder 
aufzimehmen.    Nmi   ist   es  aber  ganz   un- 
möglich^ daß  der  Staat  jeden  Arbeitslosen 
in  der  Branche  seiner  bisherigen  Tätigkeit 
oder   in   einer   verwandten   anstellt.    Denn 
sonst  würde  der  Staat  ninr  Waren  produzieren, 
nach  denen  ohnehin  schon  keine  zahlungs- 
fiLhige  Nachfrage  mehr  besteht,  —  er  würde 
also  die  Cberi)roduktion  nur  vergrößern,  die 
Krise  verschärfen,   die   Heilung   unmöglich 
machen,  die  Kosten  ins  Ungeheiure  steigern. 
Alle  diese  Theorien  blieben  jedoch  ohne 
nachhaltige  Wirkungen.  Erst  in  der  jüngsten 
Epoche  der  Sozialreform  schickt  man  sich 
ernsthaft    an,    die    Arbeitslosennot    durch 
Schaffung   dauernder  Institutionen    zu    be- 
kämpfen.    Diese   Epoche   wird   eingeläutet 
durch  G.  Adlers  Basler  akademische  An- 
trittsrede    über    die    „Die    Aufgaben    des 
Staates  angesichts  der  A.^^  (1893)  und  diu^h 
seine    im    Anschloß    an   diese  Schrift  ent- 
faltete gesetzgeberische  Tätigkeit  im  Kanton 
fiasel-Stadt  (vgL  das  dem  Departement  des 
bnem  dieses  Kantons  erstattete  und  amt- 
lich publizierte  Gutachten  über  ,.Die  Ver- 
sicherung  der  Arbeiter  gegen   A.",    1895). 
Das.  was  Staat  imd  Kommune   für  die  un- 
verschuldet Arbeitslosen  tim  können,  umfaßt 
danach  prinzipiell  dreierlei:  einmal  die  Zu- 
weisung ohnehin  vorhandener  Arbeits- 
gelegenheit, die  von  den  Beschäftigunglosen 
sonst  aus  ii^nd  einem  Grunde  nicht  benutzt 
werden  kann;  dann  die  Beschaffung  neuer 
Arbeitsgelegenheit;  und  schließlich  die  an- 
Aerweite  Fürsorge  für  solche,  denen  trotz 
alledem  keine  Beschäftigung  gewährt  werden 
kann. 

Zunächst  muß  den  Beschäftigungslosen 
alle  vorhandene  Arbeitsgelegenheit 
möglichst  rasch  nachgewiesen  werden.  Hier 
hatte  das  alte  System  der  Arbeitsnach- 
weisuQg  mit  der  modernen  industriellen 
Entvi(ilung  nicht  Schritt  gehalten.  Darum 
schlug  ich  vor,  —  neben  den  bisherigen 
priraten  Arbeitsvermittlungs- Anstalten  —  in 
^en  größeren  Stadtgemeinden  kommunale 
Arbeitsnachweise-Ämter  zu  errrichten  und 
^ff  diese  dann  wieder  eine  staatliche  Zen- 
^™taeUe  zu  begründen  (für  das  Einzelne  s. 
den  Art  „Arbeitsnachweis'*).  — 

Ke  zweite  Gruppe  von  Maßregeln  be- 
steht in  der  Beschaffung  neuer  Ar- 
beitsgelegenheit In  der  Hauptsache 
>oll  hier  der  Arbeitslose  bloß  vorüber- 
gehend vom  Staate  beschäftigt  werden, 
jlaait  er  später  wieder,  bei  wissender  Ge- 
^'iKWiheit,  seinem  früheren  Erwerbe  nach- 
'Dgehen  vermag.    Darum  dürfen   ihm    nur 


solche  Arbeiten  zu^mutet  werden,  die  die 
Tauglichkeit  für  seinen  ursprünglichen 
Beruf  nicht  schädigen.  Also  muß  das  oberste 
Prinzip  bei  der  Beschäftigung  Arbeitsloser 
lauten:  dem  Arbeitslosen  darf  bloß  pas- 
sende Arbeit  zugewiesen  werden.  Aber 
welche  Arbeit  ist  als  „passend"  zu  bezeidi- 
nen?  Für  einen  gelernten  Arbeiter  in 
erster  Linie  nur  die  Arbeit  in  seinem 
früheren  Berufszweige  oder,  sofern  er  in 
einer  Spezialität  einer  Industrie  ausgebildet 
ist,  die  Beschäftigung  in  einer  nahver- 
wandten Spezialität  derselben  Industrie. 
Also  ist  z.  B.  für  einen  Metallarbeiter  nicht 
bloß  die  Branche  der  Eisenindustrie  passend, 
in  der  speziell  er  gelernt  hat,  sondern  auch 
andere  Branchen  der  gleichen  Industrie. 
In  zweiter  Linie  ist  für  den  gelernten  Ar- 
beiter die  vorübergehende  Beschäftigung 
auch  in  einem  anderen  Benife  passend, 
wenn  diese  Beschäftigimg  seine  Arbeits- 
fähigkeit für  den  früheren  Beruf  in  keiner 
Weise  schädigt,  vor  allem  seine  spezifische 
technische  Geschicklichkeit  nicht  mindert, 
seiner  Gewöhnung  nicht  zuwiderläuft  und 
seine  Gesundheit  nicht  angreift.  Denn  stets 
muß  dem  also  Beschäftigten  die  Möglich- 
keit, bei  günstigerer  Gelegenheit  in  den 
früheren  Beruf  zurückzutreten,  voll  gewahrt 
bleiben.  —  Für  die  ungelernten  Arbeiter 
sind  alle  jene  Arbeiten  ,,pa8send",  die  keiner 
Vorbildung  bedürfen  oder  doch  nach  kurzei- 
Unterweisung  übernommen  werden  können, 
—  sofern  diese  Arbeiten  nicht  ihre  Kräfte 
übersteigen  oder  ihrer  Gewöhnung  zuwider- 
laufen oder  ihre  bisherige  Arbeitskraft  und 
Erwerbsfähigkeit  zu  mindern  vermögen. 

Wenn  aber  die  öifentlichen  Körper  den 
Arbeitslosen  nur  passende  Arbeiten  zu- 
weisen sollen,  so  ist  klar,  daß  eine  Beschäf- 
tigung der  großen  Masse  der  Arbeitslosen 
in  der  Regel  unmöglich  sein  wird.  Vor 
allem  wird  es  meist  ausgeschlossen  sein,  den 
gelernten  Arbeitern,  die  außer  Tätigkeit 
gekommen  sind,  eine  Beschäftigimg  im 
früheren  Berufe  oder  in  einer  nahverwandten 
Branche  zu  verschaffen.  Denn  sonst  würde 
ja  der  Staat  meist  Waren  herstellen,  deren 
Preis  auf  dem  ^larkte  im  Weichen  begriffen 
ist.  Die  Veranstaltung  aber  von  Arbeiten, 
die  keine  Vorbildung  verlangen  und  zugleicii 
den  angemerkten  Nebenbedingungen  für  ge- 
lernte und  ungelernte  Arbeiter  genügen,  ist 
zwar  mögli(!h,  erfordert  aber  eine  so  große 
Umsicht  und  ein  so  feines  Verständnis  der 
beteiligten  Behörden,  daß  ich  an  einer 
Unterbringung  der  ^lajorität  der  Arbeitslosen 
zweifle.  — 

Welche  Arbeiten  sind  es  nun,  die  vor- 
zugsweise in  Betracht  kommen  können?  — 
Die  Arbeiten,  die  von  öffentlichen  Kör- 
pern in  erster  Linie  gebraucht  werden, 
sind  Bau-  und   Erdarbeiten  (nebst  Straßen- 
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reinigung).  Da  der  Staat  daoiit  seine  eige- 
nen Bedürfnisse  deckt,  so  treffen  die  vorhin 
gemachten  Einwendungen  gegen  ötf entliche 
Arbeiten  hier  nicht  zu.  Depigemäß  wird 
man  zunächst  immer  an  Arbeiten  dieser  Art 
denken,  wenn  man  den  Arbeitslosen  zur  Be- 
schäftigung verhelfen  will.  Am  leichtesten 
können  also  die  Bauarbeiter  im  Falle  einer 
(jewerbskrisis  geschützt  werden,  indem  die 
öffentlichen  Körper  bereits  beschlossene  Bau- 
ten schneller  ausführen  oder  Bauten,  an  die 
man  im  Augenblicke  sonst  niclit  gedacht 
liätte,  in  Angriff  nehmen.  Aber  auch  im 
Falle  der  Saison-A.  kann  man  für  eben 
diese  Arbeiterkategorio  am  leichtesten  \"or- 
sorge  treffen,  da  sie  zu  Erd-  und  ver- 
wandten Arbeiten  ohne  Schädigung  ihit^r 
(jesundheit  oder  Berufstüchtigkeit  herange- 
zogen wenlen  kann.  —  Zweitens  müssen 
hier  jene  Arbeiten  in  Beti^acht  kommen,  die 
von  den  Beschäftigten  in  gesclilossenen 
Räumen  nach  kurzer  Unterweisung  vollbmcht 
werden  können,  wie  z.  B.  Flechten  von 
Matten  aus  Stroh  und  Binsen.  Es  ist  indes 
klar,  daß  für  solche  Pi-odukte  nur  ein  be- 
schränktes Absatzgebiet  vorhanden  ist  und 
daß  daher  der  Umfang,  in  dem  solche  Ar- 
beiten vorgenommen  werden  können,  eben- 
falls ein  beschränkter  ist.  —  Eine  dritte 
Methode,  Arbeitslose  in  Tätigkeit  zu  setzen, 
V»esteht  darin,  diese  gewisse  Bedürfnisse 
der  Arbeitslosen  selber,  wie  Kleider, 
Scluihe  etc.,  produziei-en  zu  lassen.  Diese 
Art  Beschäftigung  kann  freilich  nur  be- 
stimmten Berufen  zugute  kommen,  müßte 
aber  sicherlich  in  weit  größerem  Umfange 
als  bisher  praktikabel  sein.  —  Eine  vierte 
Methode  endlich  wünle  darin  bestehen,  daß 
die  öffentlichen  Körper  Gegenstände,  die  sie 
brauchen  könnten,  auf  Vontit  arbeiten  lassen. 
Indessen  ist  der  Umkreis  dieser  Gegen- 
stände ein  außerortlentlich  enger,  da  der 
Staat  gerade  bei  dem  umfassendsten  Pro- 
duktionszweige der  fraglichen  Art,  nämlich 
l>ei  der  Fabrikation  von  Waren  für  den 
Militärfiskus  (also  von  Gewehren ,  Uni- 
formen etc.),  —  wegen  der  häufigen  Ände- 
rungen —  nicht  zu  viel  auf  Vorrat  her- 
stellen darf. 

Dies  sind  die  wichtigsten  möglichen 
13eschäftigung8weisen  Arbeitsloser.  Sie  zeigen 
klar,  daß  sehr  viele  Beschäftigimgslose  bei 
solchen  öffentlichen  Arbeiten  nicht  unter- 
gebi-acht  werden  können.  Die  bisherige 
Praxis  der  Hilfsaktionen  von  Staat  und  Ge- 
meinde ist  aber  noch  bedauerlich  weit  hinter 
dem,  was  zu  leisten  möglich  war,  zurück- 
geblielK?n  und  hat  sich  überhaupt  fast  nur 
auf  die  Ausführung  von  Arbeiten  der  zuei*st 
angegelienen  Art,  also  von  Bau-  und  Erd- 
arbeiten, beschränkt.  Die  Sozialreform  winl 
hier  darin  bestehen,  daß  künftigliin  sowohl 
weit   mehr  Gemeinden   als    bisher   sich  an 


Werken  jener  Art  beteiligen,  als  auch,  daß 
die  fragliche  kommunale  und  staatliche  Sozial- 
politik, die  vorläufig  noch  durch  das  „Prio- 
zip'*  planlosen  Experimentierens  zum  Zweck 
der  Augenblickshilfe  charakterisiert  wiid^ 
einigermaßen  planvoll  betrieben  wird. 
Es  müßte  angeregt  werden,  öffentliche  Ar- 
beiten, die  recht  gut  im  Winter  vollführt 
werden  könnten,  auch  möglichst  in  dea 
Winter  zu  verlegen.  Es  ließe  sich  vielleicht 
schon  etwas  erreichen,  wenn  bei  Beginn  des 
W^inters  amtlich  ein  Verzeichnis  aller  bereits 
bewilligten,  aber  noch  nicht  ausgeführten 
Staats-  und  städtischen  Arbeiten  c;egeben 
würde.  Ferner  müßte  eine  staatliche  Zentral- 
stelle gescliaffen  werden,  die  in  der  vor- 
liegenden Frage  den  Konnex  der  Kommunen 
(von  einer  gewissen  Größe  an  oder  mit  er- 
heblicher Industrietätigkeit)  sowohl  unter- 
einander als  auch  mit  den  staatlichen  Be- 
hörden, die  für  die  Beschäftigung  von  Ar- 
beitslosen in  Betracht  kommen,  herzustellen 
hätte,  —  ohne  freilich  die  Autonomie  der 
Gemeinden  zu  verkürzen.  Auf  diese  Weise 
wäre  wenigstens  ein  wesentlicher  Schritt 
geschehen,  um  die  wichtigsten  administra- 
tiven Stellen  aus  ihrer  Gleichgültigkeit  auf- 
zurütteln und  der  bisherigen  Zerfahrenheit, 
in  der  Darbietung  öffentlicher  Hilfsleistungen 
ein  Ende  zu  machen.  Solange  nicht  das 
zum  mindesten  gescliieht,  haben  wir  bei  der 
Schwerfälligkeit  des  Schreibstuben  wesens 
und  dem  Schneckengang  des  Instanzen zuges 
in  dieser  Sache  nur  langsame  Fortschritte 
I  zu  erwarten.  — 

j       Eine  weitere  Aufgabe    der   Verwaltung 
I  würde  in  der  Fürsorge  für  jene  Personen 
i  bestehen,    die  .,u  ml  er  neu''   müssen,    weil 
'  sie  voraussichtlich    nie   mehr  in   ihre  alten 
I  Berufe  (wegen  der  hier  vermutlich  dauernd 
herrschenden  wirtschaftlichen  Depression)  zu- 
rücktreten können.     In  Amerika  hat  man 
bereits   das   Arbeitsfeld   der  Fabrikarlieiter 
durch  Ausbildung  im  Maschinenwesen  ver- 
schiedener Branchen  zu  erweitern  gesucht. 
Einen     leisen    Anlauf    in    dieser  Richtung 
i  nehmen    auch    schon   einige    deutsche   Be- 
.  rufsgenossenschaften ,    die    Lehrwerkstätten 
I  für   die   durch  Betriebsunfall   in  ihrem  Er- 
werbe   beschränkten    Arbeiter    eingerichtet 
haben,  um  ihnen  den  Ül)ergang  zu  anderen 
Benifen  zu  erleichtern.  Es  kann  kaum  einem 
Zweifel  unterlieg:en,   daß   staatliche  Veran- 
■  staltungen,  die  eine  jiassende  Unterweisung 
!der    bezeichneten     Arbeiterkategorie     zum 
'  Zwecke  der  Ei  werbstätigkeit   in  aussichts- 
I  volleren  Branchen  ermöglichen,  höclistsegens- 
t  reich  wirken   müßten.    Bei  denjenigen  Ar- 
1:>oitslosen  der  Industrie,  die   kräftig  genug 
sind,  möchte   vielleicht   eine  Beschäftigtmg 
ländlicher   Art   in  Frage   kommen,  um  sie 
der    Landwirtschaft     zuzufülu-en,     die    ja 
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heute   eine   VermehruDg  der  Arbeitskräfte  meidlichen  Arbeitsmangels   zu  mildern  im^ 
recht  wohl  brauchen  könnte.  —  stände  seien.    Wie  der  Staat,  so  hätten  auch 
Somit    ]ehrt    unsere    Betrachtung:    daß  die  kommunalen  Vertretungen  in  ihrer 
Staat   und  Gemeinde  hier  noch  ein  großes  Eigenschaft  als  Arbeitgeber  die  Pflicht,  der 
Greinet  für  ihre  Tätigkeit  finden;   daß  aber  A.  nach  Kräften  dadurch  entgegenzuwirken. 
andererseits  für  eine  große  Zahl,  zumal  von  daß   sie    allgemein    und   planmäßig 
.^emten^    Arbeitern,   die    unverschuldet  auf  eine   zweckmäßige   Verteilung 
beschäftigungslos   geworden    sind,   so    bald  und  Regelung    der    für    ihre   Hech^ 
keine  passende  Beschäftigung  wird   aus-  nung  auszuführenden  Arbeiten  Be- 
findig gemacht  werden  können.  Diese  Klasse  dacht  nähmen.    Insbesondere  sei  darauf 
ist  a^  mindestens  zeitweise  unverschuldet  zu  sehen,  daß  die  Arbeiten,  die  nicht  nii- 
erwerblos,  und  es  handelt  sich  darum,  Vor-  bedingt  an  die  Jahreszeit  oder  an  be- 
kehnmgen    zu    treffen ,    um    sie    vor    dem  stimmteTermine  gebunden  seien,  m  ö  g- 
Elend    mit    allen    seinen  Konseciuenzen    zu  liehst    in    solche    Monate    verlegt 
bewahren.    Diesem  Zwecke  soll   die  V  e  r-  würden,  in  denen  einMangelanArbeits- 
sicherung    der    gelernten    gewerblichen  gelegenheit    zu    befürchten    sei.    Dies 
Arbeiter  gegen   die  wirtschaftlichen  Folgen  gelte  namentlich  von  solchen    Arbeiten,  bei 
der    nn versdiuldeten    Beschäftig ungs-  denen  auch  nichtgelernte  Arbeiter  Ver- 
1 0 s  i  g  k  e  i  t  dienen.   Ein  Modell  hierfür  bietet  wendung     finden     könnten.      Andererseits- 
das  von  G.  Adler  ausgearbeitete  Projekt  der  müßten  aber  auch  Vorkehrungen  getroifeii 
Basler    Arbeitslosenversicherung,    das    von  werden,  um  einen  zu  gi*oßen  Zufluß  Arbeits- 
Regierung  und  Parlament  angenommen,  nach-  loser  nach  einzelnen  Orten  tunlichst  zu  ver- 
her  aber  in  der  Volksabstimmung  verworfen  hindern.    Deshalb   sollten   bei  Arbeiten  der 
wurde  (vgl.  übrigens  den  Art.  „Arbeitslosig-  erwähnten    Art    von    den    Kommunen    nur 
keitsversieherung**  unten  Bd.  I  S.  208).  solche  Leute  beschäftigt  werden,  die  in  dem 
Selbstverständlich  würde  es  auch  nach  betreffenden  Orte  den  Unterstützungswohn- 
der  Durchführung  dieses  Systems  von   Re-  sitz  hätten  und  dort  wenigstens  bereits  eint^ 
formvorschlägen  noch   eine  Menge  Arbeits-  bestimmte  Zeit  in  regelmäßiger  Arbeit  ge- 
loeer  geben:   die   unverträglichen,  undiszi-  wesen  wären." 

plioierten,  zuchtlosen,  arbeitsscheuen,  ver-  Soweit  der  Ministerialerlaß,  dem  —  weni^ 
wahrlosteu,  trunksüchtigen,  liederlichen,  ver-  auch  erst  nach  und  nach  —  sichtbarer  Er- 
brecherischen und  haibirren  (psychopathisch  folg  beschieden  war.  Eine  lange  Reihe  — 
minderwertigen)  Elemente  der  Arbeiter-  preußischer  wie  außerpreußischer  —  Städte 
klas8e, denen  mit  menschlichen  Mitteln  nicht  (leider  ist  Berlin  nicht  darunter I)  hat 
zu  helfen  ist  —  und  auch  nicht  einmal  ge-  seitdem  Notstandsarbeiten  veranstaltet  oder 
holfen  werden  soll.  Es  sind  die  Mißratenen  die  Ausführung  ohnehin  notwendiger  Ar- 
der menschlichen  Gesellschaft,  die  je  fi-üher  beiten  in  frühere  oder  spätere  Zeitpunkte 
je  besser  ausgemerzt  werden!  (namentlich  in  die  Wintermonate)  verlegt. 
6.  Reformatorische  Ansätze.  In  dem  um  dadurch  den  Arbeitsmangel  zu  heben. 
Jahnehnt,  das  seit  der  Aufstellung  der  Als  sich  das  kaiserliche  statistische  Amt 
Theorie  über  die  Bekämpfung  der  Arbeits-  1903  an  57  größere  Städte  mit  der  Fi-age 
loeenDot  verflossen,  ist  verhältnismäßig  am  wandte,  ob  sie  Notstandsarbeiten  eingerichtet 
roeisten  auf  dem  Gebiete  der  Organisierung  hätten,  fiel  die  Antwort  in  nicht  weniger 
*^  Ärbeitsnachweisun'g  geschehen,  als  46  Fällen  bejahend  aus! 
P»  Betrachtung  des  hier  Geleisteten  gehört  Bei  den  meisten  dieser  Notstandsarbeiteu 
j^och  in  den  Art.  „Arbeitsnachweis'* ;  und  handelt«  es  sich  (wie  nicht  anders  zu  erwarten  > 
äo  wenden  wir  uns  gleich  zu  jenen  Maß-  um  Erdarbeiten  (einschließlich  Auschüttuugs- 
regeln,  die  auf  Beschaffung  neuer  Arbeits-  arbeiten,  Wege-,  Straßenbau-,  Regulierungs- 
pelege n  h  e i  t  in  irgend  einer  Form  abzielen,  arbeiten,  Legen  von  Kanal-  und  Wasserleitungen, 
früher  waren  Staat  und  Gemeinden  nur  Ausschachtungen,  Gewinnung  von  Kies  und 
WSnahmswi^iRfi  an  solohp  Aufsahen  heran-  ^^"^^  »  fetemschlag,  Straßen reinigungsar beiten 
•^nmsweise  an  sojcne  Autraoen  neran  ,^^  besonderen  Schneebeseitigung,  manchmal 
getreten  —  im  Grunde  nur  dann,  wenn  auch  Eisarbeiten),  Maurer- und  Ibbrucharbeiten ; 
JOD  den  Massen  der  Arbeitslosen  Gefahr  drohte  ausnahmsweise  um  Forst-  und  Anpflanzungs- 
'Vie  z.  B.  1848).  Jetzt  dagegen,  wo  das  arbeiten,  Holzzerkleinern,  Mattenflechten  und 
Beamtentum  und  die  gebildete  Jugend  Schreiberarbeiten.  Die  effektive  tägliche  Ar  bei  ts- 
niit  soziairefonnatorischen  Ideen  erfüllt  zeit  schwankte  zwischen  6^4  Stunden  (in 
"nKü,  genügte   unsere  Anregung,   um  das  Danzig)  und  10 V9  Stunden  in  Freiburg  i.  B.u 

prenfiische   Ministerium   des  Innern  «^^  ^^^!:'^^^ i"  ^.^J  ^f ^'^/^^  ^^' ^^1"^  H'  f'' 

zUTPrkftfiPfi    in   Pinpp   an   alle   Krpise   und  und  9  Stunden.   Was  den  dafür  gezahlten  L  0  h  u 

-«ijwiassen,  m  emer  an  alle  üreise  una  ^^^^^^^    ^^  vertraten  die  Stadtverwaltuni^en  in 

Jjeineinden     gerichteten    Verfügung    (vom  ^^^  j^^^i  ^^^  Auffassung,  dalJ  die  Vergütuui» 

ö^Äember  1894)  innen  Mattregeln  anzuraten,  f^^y  jie  Notstandsarbeiten  nicht  wie  der  beim 

<^  ^deiu  Entstehen  weitverbreiteter  A.  vor-  normalen  ArbeitavertrajLfe   gezahlte   Lohn    die 

^tibeogen  und  die  Wirkungen  eines  unver-  gesamten    Bedürfnisse    zu    befriedigen    habe^ 
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sondern  imr  die  Bestreitung  des  täglich  nötigen 
Lebensunterhalts  ermöglichen  solle^  folglich  den 
•ortsüblichen  Tagelohn  gewöhnlicher  Hand- 
arbeiter in  der  Kegel  nicht  erreichen  dürfe. 
Dies  sei  —  erklärt  der  Magistrat  von  Frank- 
furt a.  M.  —  auch  schon  deswegen  geboten, 
weil  andernfalls  das  Interesse  der  Beschäftigten 
•an  der  Aufsuchung  anderer  lohnender  Arbeit 
allzusehr  abgeschwächt  werden  würde.  Noch 
hindere  Gründe  macht  der  Magistrat  von  Mann- 
heim für  das  gleiche  Prinzip  geltend :  der  Lohn 
—  meint  er  —  muü  auf  alle  Fälle  unter  dem 
in  Privatbetrieben  bezahlten  Minimallohn  bleiben, 
damit  einerseits  den  Unternehmern  kein  Anreiz 
ijregeben  wird,  weniger  beschäftigte  Arbeiter 
zw  entlassen  und  auf  die  Xotstandsaroeiten  zu  ver- 
weisen, und  damit  andererseits  die  Arbeiter 
nicht  wegen  der  Notstandsarbeiten  eine  andere 
Beschäftigung  verlassen  I 

Da  das  zu  gewährende  Existenzminimum 
je  nach  dem  Familienstande  der  Be- 
schäftigten verschieden  groß  ist,  so  werden  die 
Löhne  öfters  unter  spezieller  Berücksichtigung 
<lieses  Umstandes  abgestuft:  so  erhielt  in  Frank- 
furt der  lediffe  Arbeiter  20  Pfennige  Mindest- 
lohn pro  Stunde,  der  verheiratet«  25  Pfennige ;  in 
Barmen  der  bei  Erdarbeiten  beschäftiifte  Ledige 
1,75  M.  pro  Tag,  der  Verheiratete  2,50  M.  usw. 
Die  Arbeiten  wurden  meist  gegen  Zeitlohn, 
seltner  gegen  Akkordlohn  au8g:eführt,  nur  bei  den 
.Steinschlagarbeiten  überwog  das  A  k  k  o  r  dsystem. 
Die  Höhe  der  Zeitlöhne  schwankte  zwischen 
vi  M.  (in  Leipzig)  und  1  M.  für  Ledige  oder 
1,60  M.  für  Verheiratete  (in  Crefeld;.  Von 
manchenStädten  wurde  eine  Mindestleistung 
verlangt.  So  verfügt  die  Arbeitsordnung  für 
die  von  Frankfurt  a.  M.  veranstalteten  Not- 
atandsarbeiten: ,,Die  Mindestarbeitsmenge,  die 
bei  den  Steiuschlägerarbeiten  geleistet  werden 
muli.  wird  auf  täglich  ';4  cbm  in  vorschrifts- 
mäüiger  Beschaffenheit  bestimmt;  bei  den  Erd- 
urbeiten  wird  die  Mindestmenge  je  nach  den 
•örtlichen  Verhältnissen  vom  Hochbauamt  fest- 
gesetzt werden.  Arbeiter,  die  die  festgesetzte 
Mindestmenge  nicht  leisten,  werden  nach  frucht- 
los gebliebener  Mahnung  entlassen.*"  Andererseits 
wird  manchmal  bei  Akkordlöhnung  auch  ein 
Höchstlohn  festgesetzt.  So  bestimmt  Cöln, 
dali  der  tägliche  Arbeitsverdienst  bei  Akkord- 
arbeiten den  Betrag  von  3,50  M.  nicht  über- 
steigen dürfe,  und  demgemäl»  wird  hier  bei  der 
Herstellung  von  Basaltkleinschlag  (der  einzigen 
Not  Standsarbeit  Cölns  im  Winter  1903;04)  ein 
Maximum  der  täglichen  Arbeitsleistung  vorge- 
schrieben. Übrigens  wurde  den  Notstands- 
arbeitern in  einer  ganzen  Reihe  von  Städten 
auUer  den  Löhnen  auch  sonstige  Beihilfe 
iuteil.  so  durch  Zahlung  der  Beiträge  zur 
Kranken-  und  Invalidenversicherung,  durch  Ge- 
währung eines  warmen  Mittagessens  gegen 
2ahlunff  von  10  oder  15  Pfennigen  oder  durch 
kostenlose  Verabreichung  von  Kaffee. 

Natürlich  verursachten  die  Notstandsarbeiten 
31  ehrkosten;  denn  selbst  da,  wo  die  Arbeiten 
auch  ohnehin  (nur  zu  anderen  Zeiten)  ausgeführt 
worden  wären,  erwuchsen  wegen  des  nun  be- 
schäftigten, nicht  vollwertigen  Arbeitermaterials 
in  der  Regel  Mehrkosten.  Diese  betnigen  bei 
einigen  Städten  nur  einige  Hundert  Mark,  bei 
Aen  meisten  Tansende,  in  Hamburg  80000  M. 
Vier  Städte,  nämlich  Köniprsbercf.  Breslau,  Lübeck 


und  Pforzheim,  behaupten  übrigens,  keinerlei 
Mehrkosten  gehabt  zu  haben.  So  berichtet  Pfon- 
heim:  „Im  Winter  1904  wnrdenWegliersteUiuigen 
als  Notstandsarbeiten  ausgeführt  Dvl  die  meistea 
der  beschäftigten  Arbeiter  Maurer,  Gipser,  Erd- 
arbeiter usw.  waren,  die  sich  auf  derartige 
Arbeiten  verstanden,  so  gingen  diese  glatt  Ton- 
statten,  und  so  sind  der  Stadtgemeinde  Mehr- 
kosten ge^en  eine  normale  Ausführung  der 
Arbeiten  nicht  erwachsen.** 

♦  ♦  ♦ 

In  Kaoton  Basel-Stadt  hatte  die  von 
GeorgAdler  geleitete  —  wenn  auch  infolge 
des  Plebiszits  mißglückte  —  Arbeitslosen- 
versicheriiugs-Aktion  mindestens  das  Oute, 
daß  durch  sie  Volk  und  Hegieruog  zur 
eifrigen  Beschäftigung  mit  dem  Arbeitslosen- 
problem gedrängt  wurden.  Und  so  ent- 
schloß sich  der  Staat,  —  nachdem  seit  1900 
der  Geschäftsgang  im  Baugewerbe  sich  ver- 
flaut hatte,  wodurch  die  Zahl  der  Arbeits- 
losen über  das  gewohnte  Maß  gewachsen 
war,  —  zum  Zwecke  ihrer  Beschäftigung 
neue  Arbeitsge  legenheit  zu  schäeo. 

Das  geschah  teils  dadurch,  daß  die  Verwaltug 
rechtzeitig  passende  Arbeiten  für  den  Winter 
vorbereitete,  teils  durch  Aufnahme  bestimmte 
Klauseln  über  die  Anstellung  von  Arbeitslo^ei 
in  die  Verträge  bei  der  Vergebung  staatlicher 
Arbeiten.  Das  staatliche  Baudepartement 
(das  unserem  Ministerium  der  öffentlichen  Ar- 
beiten entspricht)  beschäftigte  im  Winter  1902iüB 
Arbeitslose  beim  Wegräumen  des  Schnees,  bd 
der  Straßenreinigung,  beim  Steinklopfen;  die 
städtische  Gasfabrik  beim  Ausgeben  von 
Koks  usw.;  uqd  den  Erdbaunntemehmem,  die 
staatliche  Aufträge  ausführten,  war  zur  Be- 
dingung gemacht  worden,  außer  ihren  ei^en, 
schon  beschäftigten  Leuten  nur  Arbeitslose 
zu  verwenden.  So  wurde  es  möglich,  Hunderten 
von  Arbeitslosen  Arbeit  zu  geben,  allerdings  oft 
nur  während  weniger  Tage.  „Im  allgemeinen  — 
erklärt  das  Basler  statistische  Amt  (dessen  Be- 
richten wir  hier  folgen)  —  war  leidlich  gesorgt 
für  Taglöhner,  Handlanger,  Erdarbeiter,  aber 
nicht  für  schwächere  Leute  und  für  gelernte 
Arbeiter.  Es  ist  begreiflich,  daß  ein  tüchtig 
Schreiner,  der  zufällig  arbeitslos  geworden  ist, 
sich  dagegen  sträubt,  auf  der  Straße  zu  stehen 
nnd  das  Pflaster  zu  wischen.  ,Der  Charakter 
gibt  mirs  nicht  zu*  oder  ,Straßenwischen  paßt 
nicht  für  einen  Schlosser',  sagt  der  gelernte 
Arbeiter.  Wer  weiß,  ob  sein  Meister  vorurteils- 
los genug  ist.  aus  der  Tatsache,  daß  der  Arbeiter 
auf  der  Straße  arbeitet,  nicht  zu  schließen, 
er  sei  verkommen?  Und  hat  der  Arlndtalose 
nicht  das  GesjMitt  seiner  Kollegen,  die  ihn  anf 
der  Straße  gesehen,  zu  befürchten,  wenn  er 
wieder  die  Arbeit  in  einer  Werkstatt  aufnehmen 
kann!" 

Im  folgenden  Jahre  (Winter  1908,04)  wurde, 
um  auch  den  gelernten  Arbeitern  znsaßeuiB 
Beschäftigung  zu  erteilen,  für  Arbeiten  in  ft- 
schlossenem  Baume  gesorgt:  so  konnten  dies- 
mal 50  Arbeitslose  in  der  ^HoUbtttte"  (mit  dem 
Sägen  und  Spalten  von  Holz)  beschäftigt  werden. 
Vom  Tage  an,  da  das  Arbeitslosenborean  er- 
öffnet wurde,  durften  von  keiner  staatlichen 
Verwaltung  andere  als   aus  dem  Arbeitslosen- 
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bareaii  zugewiesene  Leute  beschäftigt  werden, 
und  ebenso  mußten  vor  allem  die  Erdbau- 
Unternehmer,  die  für  den  Staat  arbeiteten^  ihre 
Arbeiter  dnrch  das  Arbeitslosenbnreaa  beziehen. 
£in  Teil  dieser  staatlichen  Arbeiten  war  schon 
Tor  dem  Winter  im  Gang;  andere  wurden 
speziell  zugunsten  der  Arbeitslosen  unternommen ; 
wieder  andere  ergaben  sich  regelmäßig  je  nach 
der  Witterung,  wie  das  Schneeschameln  und 
Straßenreinij^en. 

Im  Winter  1904/05  —  dem  letzten  Jahre, 
für  das  ein  Bericht  vorliegt,  —  wurden  im 
ganzen  902  Arbeitslose  kürzere  oder  längere 
zeit  bei  Arbeiten  untergebracht,  die  entweder 
der  Staat  in  Regie  austühren  ließ  oder  Unter- 
nehmern übertrafen  hatte  (so  daß  also  eigent- 
ürhe  Xotstandsarbeiten  dieses  Mal  nicht  mehr 
notwendig  geworden  sind).  Die  einzelnen  Ar- 
beiten waren  diese:  W^räumen  von  Schnee, 
fieini^n  Ton  Straßen,  Steinklopfen  (sämtlich 
im  Dienste  des  städtischen  „Straßeninspekto- 
rats"*),  Wiesenkorrektion  (in  Dienste  des  staat- 
lichen ^Kantonsingenieurs'*),  Gärtnerei  (im 
Dienste  des  „Stadtgärtuers""),  Gas-,  Wasser- 
und  Elektrizitätsarbeiten  (im  Dienste  des  staat- 
lichen r,Gas-,  Wasser-  und  Elektrizitätswerks"*), 
Beschäftigung  bei  der  staatlichen  Straßenbahn, 
Holzzerkleinerung  (im  Dienste  der  staatlichen 
.Arbeitahütte*^),  Bheinuferkorrektion,  Kanali- 
5ations-  und  Bheinbrückenbauarbeiten  (im 
Dienste  Ton  Unternehmungen,  denen  diese  Ar- 
beiten vom  Staate  übertragen  worden  waren). 
Bei  allen  diesen  Arbeiten  wurden  ledige  nur 
dann  angenommen,  wenn  sie  Basler  Bürger 
oder  sKbon  mehrere  Jahre  in  Basel  ansässig 
waren ;  die  andern  Ledigen  sollten  zunächst  nicht 
Berücksichtigung  finden.  Ebensowenig  wurden 
Personen  angenommen,  die  wegen  ihrer  mangel- 
haften Konstitution  und  Unfähi&fkeit  als  „be- 
schränkt erwerbsfähig"*  bezeichnet  werden 
mußten :  denn  es  meldete  sich  eine  ganze  Reihe 
Ton  halben  und  Viertels-Existenzen,  zum  Teil 
Ütere  und  schwächliche  Leute,  zum  Teil  ver- 
lassene  Franen^^  zum  Teil  unbrauchbare  Hand- 
werker, zum  Teil  Leute  ohne  rechte  Arbeits- 
kraft, kleine  Leute,  die  auch  im  Sommer  kaum 
das  NGtiffste  zum  Leben  haben  würden,  wenn 
nicht  andere  helfen  würden! 

Ans  den  mit  den  Basler  Arbeitslosen  ge- 
machten Erfahrungen  sei  mitgeteilt,  daß 
man  über  die  beschäftigten  Arbeitslosen  bei 
4eB  leichteren  Arbeiten  nur  wenig  zu  klagen 
hatte:  am  allerwenigsten  bei  den  in  Regie 
betiiebenen  Arbeiten.  Hier  wird  ein  höherer 
Lohn  bezahlt  (3,50  Franken);  die  Arbeit  ist 
r«latiT  leicht  und  die  Aufsicht  weniger  streng, 
.dein  dem  Anfeeher  liegt  naturgemäß  nicht 
<OTid  an  großer  Rentabilität  der  Arbeit  wie 
de«  Parlier  des  Unternehmers.**  Die  Unter- 
ukmtr  zahlten  in  der  Regel  etwas  gerin^re 
UKie  für  Arbeiten,  die  meist  schwieriger 
Viren.  Und  da  zeigte  sich,  daß  es,  je  schwerer 
die  Arbeit  war,  auch  um  so  mehr  Mühe  kostete, 
Arbdtsloae  zur  Annahme  zu  veranlassen.  Daher 
<>iten  sowohl  bei  den  Kanalisationen  wie  bei 
^  Bheinuferkorrektion  stets  weniger  Leute 
<i  od  hielten  auch  hier,  mit  einigen  Aus- 
»knen,  am  wenigsten  lanjre  aus.  Dabei  darf 
Mkk  nicht  yergessen  weraen,  daß  tatsächlich 
^  dieser  Ari^talosen  den  hier  an  sie  ge- 
'<eU(«i  Anfordemngen  nicht  gewachsen  waren ; 


dann  und  wann  mochte  es  auch  an  der  Arbeits- 
lust fehlen,  „was  allerdings  nicht  leicht  zu  er- 
mitteln war**.  Jedenfalls  klagten  auch  die 
Unternehmer,  daß  sie  nie  wüßten,  in  welchem 
Augenblick  ihnen  die  Leute  wieder  davongingen. 

Andererseits  darf  auch  nicht  verschwiegen 
werden,  daß  die  Basler  Behörden  konstatierten, 
daß  mehrfach  Unternehmer ,  denen  zur  Aus- 
führung staatlicher  Arbeiten  Arbeitslose  zuge- 
schickt wurden,  diese  Gelegenheit  benutzten, 
um  ihnen  allen  nun  unterschiedslos  —  auch 
wenn  sie  beruflich  durchaus  Tüchtiges  leisteten 
—  die  gleichen  niedrigen  Löhne  zu  zahlen 
und  so  von  der  Not  der  Armen  zu  profitieren! 

Das  einzige,  was  mich  wundert,  ist,  daß 
man  bei  dieser  ^Fürsorgetätigkeit  nicht  auf  den 
Gedanken  kam,  arbeitslose  Schneider,  Schuh- 
macher, Näherinnen.  Wäscherinnen  usw.  damit  zu 
beschäfti8:en,diefürdie  anderen  Arbeitslosen  not- 
wendigen Produkte  herzustellen!  Ein  schwacher 
Ansatz  dazu  (der  durchaus  glückte)  wurde  in 
Basel  gemacht.  Hier  wurde  nämlich  ein  arbeits- 
loser Schuster  neben  dem  Bureau  der  Arbeits- 
losen-Kommission einquartiert;  die  Kommission 
kaufte  das  nötige  Leder  nebst  Zubehör,  die 
Arbeitslosen  brachten  ihre  defekten  Schuhe,  und 
nun  entwickelte  sich  77  Ta^e  hindurch  ein 
lebhafter  Betrieb,  während  eine  genaue  Kon- 
trolle dafür  sorgte,  daß  nicht  Mißbrauch  ge- 
trieben wurde. 

* 
Auch  in  Frankreich  und  England  hat 
man  sich  entschlossen,  die  A.  durch  Notstands- 
arbeiten zu  bekämpfen.  Und  auch  hier  sind  e.s 
die  Städte,  die  in  erster  Linie  für  diese  Auf- 
gabe inbetracht  kommen.  Die  Zahl  der  fran- 
zösischen Städte,  die  Arbeiten  zur  Be- 
schäftigung Arbeitsloser  vornehmen  ließen,  war 
bis  1899  bereits  auf  162,  die  Kosten  dafür  auf 
mehr  als  eine  Million  Franken  gestiegen.  Die 
Arbeiten  bestanden  vornehmlich  im  Reinigen 
von  Straßen,  in  Erdarbeiten,  Demoliemngen. 
Steinklopfen  und  Steinbrechen,  Kies-  und  Kalk- 
gewinnunc:,  Anpflanzung  von  Bäumen,  Entwässe- 
rung, Ausbesserung  der  Wege,  Wasserläufe  und 
Gemeindebauten.  Besonders  eindringlich  empfahl 
das  Handelsministerium  (unter  der  Leitung 
Millerands)  —  durch  eine  Verfügung  vom 
26./XI.  1900  —  den  Städten  die  Veranstaltung 
von  Notstandsarbeiten,  für  die  der  obere  Ar- 
beitsrat eine  Reihe  von  Grundsätzen  aufstellte, 
deren  wichtigste  die  folgenden  sind:  „Womög- 
lich ist  der  Akkordarbeit  der  Vorzug  zu 
geben.  Die  Arbeit  gegen  Zeitlohn  verlangt 
eine  Verstärkung  der  Aufsicht  und  gibt  fast 
immer  geringere  Resultate.  Überdies  riskiert 
man  (bei  der  Arbeit  gegen  Zeitlohn),  da  man 
den  Arbeitslosen  als  ungeschickten  Arbeitern 
den  Preis  des  normalen  industriellen  Tag:- 
lohns  nicht  zahlen  kann,  den  Vorwurf:  man 
spekuliere  auf  die  A.,  um  die  Arbeiten  unter 
dem  üblichen  Preise  ausführen  zu  lassen!  .  .  . 
Man  muß  dem  Arbeiter  die  Zeit  gewähren,  um 
in  der  Privatindustrie  Arbeit  zu  suchen,  daher 
die  Notstandsarbeiten  auf  6— 8  Stunden  täglich 
beschränken  oder  immer  nur  volle  Tagesarbeit 
in  Perioden  von  B.  4  oder  6  Tagen  macheu 
lassen.  .  .  .  Die  Gemeinden  müssen  soviel  wie 
möglich  vermeiden,  bei  gutem  Gang  der  Ge- 
schäfte öfl'entliche  Arbeiten  zu  unternehmen :  es 
empfiehlt  sich,  daß  sie  ihre  Ausführung  für  die 
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Perioden  des  »dilecbteren  Geschitftsg^tinges  der 
Pn^fttJndastrie  reserrieren,'^  — 

In  Ehs^ltind  war  es  anfangs  der  ueunzigi^r 


Verhalten  dureb  R^^kript  vom  lo.^TO.  IBWä 
dringend  ans  Etn  gelegt,  —  womnf  96  Ge- 
meinden tatDiichlich  sokbe  Arbeiten  vomalmieti, 


Jabre   iler  —  selber  ans    dem    Arlieiter stände  \  bei  denen  27  0IX>  Arbeitslose  be#chäftigt  wurden ; 
bervorgegang-ane     —     Arbeiterführer      John    wübrend    freili(;h    die   meiiten   Gemeinden  sich 


linrug^  der  am  janteiieti  seine  Stimme  su* 
linsten  der  Eniriehtting'  von  Kotstandsarbeiten 
erhob.  .,Der  Arbeilsloae  von  beurzntag'e  —  er- 
klärte Bums  —  ist  nicht  der  gleiche  wie  vor 
wenigen  Jahren ;  der  wechselnde  Gei.^t  d^v  Zeit 
hat  auch  ihn   «ehr  verändert.    Der  Arheitsloue 


uni  den  Vorschlag  des  Ministers  nicht  weiter 
kümmertenj  einige  ihn  angar  ans  prinzipieUen 
Gründen  ablehnten.  Diejenige  Stadt^  die  in  der 
Veraustaltungr  ^on  Not^tandsarbeiten  am  meisun 
leistete,  war  Glas  ff  ow\  wo  a.  B.  im  Winter 
1895   über  3500  Arbeiter   beschafüj^'-i   wntdeu* 


trüberer  Tage  ivar  ein  ewig-  duldendes  '  Speziell  Lei  Steinarbeiten  wurden  2o00  Ar beitü- 
Wesen,  das  seine  Slellnng  als  Lasttier  mit  |  lose  nniergeb rächt  Hier  danerte  mach  de© 
fatÄlistischem  Schweigen  anf  sieh  nahm,  auf  i  Berichte  Hansens  v.  Noslitz)  die  ßeschäftigtinär 
>ieiue  erzwungene  Untätigkeit  als  etwas  Unver- 1  an  den  ersten  fünf  Wochentagen  von  H—b  Thr 
meidliches  aah  und  sein  Los  mit  blinder  roter-  und  Sonnabends  von  8—1  Uhr  mittags.  I»«r 
werf  ung  trug.  Seine  Armut  und  Leichtgläubig- 1  Lohn  betrujg:  inuüer  Frühstück  und  Mittageiiseftl 
keit  wiirden  oft  von  politischen  Parteigängern  '  einen  Schilllüg  pro  Tag  und  aalierdem  ein^i 
zu    ihren  Zwecken    miübraucht,    und  er  wurde  '  Schilling    am  Sonnabend    für    jeden,     der   die 


mit  pbilanlhropischen  Opiaten  ruhig  gehalten, 
sonst  aber^  soweit  es  irgend  ging,  mit  Vorsatz 
unbeachtet  gelassen  nnd  niemals  als  Teil  des 
Staatskörpers  angeeeben.  Die  Anfulehnun^  de» 
Stimmrechts,  der  Bildung,  des  Trade-Unionis- 
mn»t  die  sozialistiscben  Tbeorieen  nnd  die  breit 
aufsteigende  Arbeite rhewegnog  haben  das  alles 
geätidert  Der  Arbeitsloie  von  heute  ist  aus 
gans   anderem  Hoke  geschnitzt,  er  fühlt  sich 


ganze  AVoeha  gearbeitet  hatte.  Anfang  ÄÄfx 
wurde  Akkordlohn  eingeführt,  und  in  demselben 
Augenblick  sink  die  Zahl  der  Arbeiter  rapid 
und  verminderte  sich  dann  immer  weiti*r  fuatOr- 
lieh  war  jetzt  auch  auf  dem  Arbiii  Mt 

Konjunktur  weit  günstiger).    Die  r^n 

dieier  Not.*!tandsaktion  betrugen  Sh^-^f  .uRik. 
Außerdem  wurden  die  Arbeitslüseu  noch  mit 
lOOlXM}  Mark  nnter^ftütit,  die  durch  freiwiJlisre 


beschwert  und  er  sinnt  auf  Abhilfe.     Wenn  er   Spenden   znaammengebraeht    waren.     Da?    ^- 


sein  Werkzeug  gegen  seinen  Willen  beiseite 
legen  muü,  m  erfüllt  ihn  der  Geilanke,  dall 
^ein  bevorstehendes  tin glück  hätte  abgewendet 
werden  konnenT  mit  Bitterkeit !  Wenn  er  seinen 
letzten  Wocheulobn  seiner  Frau  bringt,  so 
empfindet  er  Trauer  darüber,  daÜ  steine  kleine 
Häuslichkeit  Stück  um  Siück  wird  in^  Jjeih 
hsns  wandern  müssen   und   mit   ihr  die  Unab 


suhab  in  der  Weise,  daß  Snppenkttchen  ein- 
gerichtet und  Lebensmittel,  Kleidung  nnd 
Kohlen  an  die  Arbeitslosen  gratis  verabreicht 
wurden,  —  und  zwar  fand  die  Vcrtjeilnng  durch 
die  Polizei  statte  die  ihre  Aufgabe  vorsEüglich 
lüRte  und  überdies  schon  durch  ihre  bloOe  Mit- 
wirkung eine  Menge  arbeitsscheufr  und  ver* 
brechen  seh  er  Personen  von  der  Bewerbung  um 


hängigkeit,  die  er  liebt^  —  nnd  weshalb?  weil  I  llnters^tützung  abschreckte 


die  Geseüachaft  mangelhaft  organisiert  ist  und 
weil  sie  seine  berechtigten  Änsnrüche  grausam 
miüachtet!  Ich,  der  ich  das  Schicksal  des  Ar- 
beitslosen am  eignen  Leibe  erfabreu  habe, 
glaube  mit  CarlyTe,  daü  ein  Mann,  der  gern 
arbeiten  möchte  nnd  keine  Arbeit  findet,  der 
tranngste  Anblick  ist,  den  uns  die  Ungleich* 
heit  des  Glücks  unter  der  Soune  sehen  Iftßtr 
Da«  Heilmittel  sieht  Bums  in  der  Beschäftigung 
der  Arbeitslosen  mit  nützlichen  Arheitjcn:  wie 
es  hiMber  einige  Gemeinden  [mü  Battersea,  St. 
Panerap,  8outh  Sbields,  Sunderlandj  gemacht, 
so  mülJte»  künftig  alle  vorgehen!    Sunderland 


Im  Winter  1906  j^ind  Notst and sar hellen  -* 
Überwiegend  in  Erd-  und  Steiuarbeiten  be- 
stehend —  infaat  allen  Distrikten  Londons  sowie 
in  74  Provinzstädten  veranstaltet  wurden,  wobei 
über  41 000  Personen  Arbeit  fanden.  Der  Lohn 
betrug  meist  5—7  d.  pro  Stunde  nnd  war  ta 
der  Regel  Zeit%  selten  Akkordlohn:  die  Ug- 
liehe  Arbeitszeit  betrug  durchschnittlich  8— 8^V 
Stunden, 

Nachdem  im  Jahre  UK16  .lohn  Burn» 
als  Minister  der  Lokal verwaftun^  in»  liberale 
Kabinett  t'ampbell-Bannermann  emgetreten  t*t. 
sieht  zn  huffen,  duU   der  Staat   energiseber  ab 


habe  i.  B,  13; JO  Personen  aller  Berufe  Be-  bisher  alh'  auf  Hebung  der  Arbeitsh»iennm  gr- 
Mcbliftigung  gegeben,  —  worüber  das  Min  ist  eriom  richteten  Eestrebungeti  fürdern  wird,  —  «»  iiei 
der    Lokalverwaltung     in     seinem     amtlichen   denn,  daß  das  künftige  Verhalten  Johns  Purn^ 


Bericht«  urteile:  ^Ks  ist  unmöglich,  ohne  ein 
Gei'Uhl  der  Gm ngtnng  die  großen  Verbesse- 
rungen SU  betracbten,  die  der  Distrikt  er* 
fahren  hat  und  die  sieb  ans  der  verÄtandii^en 
V^erwendung  jener  Arbeitabisen  in  einer  knti- 
when  Zeil  ergehen  haben  !^  Abo:  Nm/eu  nicht 
bloß  für  die  Arbeitslosen,  die  d «durch  zu 
Arbeit  und  Brot  kamen,  sondern  auch  tlir  das 
Gemeinwesen!  So  könnt eu  in  Englatid  leicht 
■iOOOlXJ  Arbeitslose  mit  nützlichen  Arbi-iteu 
von  allgeniein  hjgieui^chem  «'harakter.  mit 
Verbesserung  der  Straßen  nnd  mit  Kanalbautcn 


den  alten  Erfahrungssatz  bestätigen   sollte :  ran 
radica!  miuistre  n*est  pas  un  min  ist  re  radical "  — 

Alles  in  allem  Hegeu  al&o  in  iU*r  IV.uüi* 
der  gntßeu  Kulturlllnder  verheiBuugB volle 
Aasätze  7*ur  allmählichen  ReAlisieruiig  des* 
oben  eutwickoileu  Reformpnigrauitiij^  vi>r: 
diese  erfoigreich  weiter  und  zii  Ende  zn 
fflhtY^n,  bleibt  die  voniehmste  Hlicdit  4er 
Gescllsdiaft !  — 

1.  StatlHtlRches  über  die  A*    Bei  Gelegen- 


bes'chilftigt    werden.   —   wenn    alle   (temeinden  J  heit  der  BerufsjrählnnL'  vom  14,  Junt  18215 


-«ich  nur  die  3!Hbe   gebeu    wulHen,  solehs  Ar 
heit»n  zn  organiiieren  ■ 

Faktijw^b  hat  übrigens  das  Ministerium  der 


der  VfdkszÄhlung  vom  2.  DeKember  18S*5  Imf 
man  im  Deutschen  Reiche  den  Umfang  il«r 
A.   stjitisti^ch    fe»ta«stellen   gegncht      Die   tit* 


Lok  alter  waltung   den   Gemt'indcn    ein    n^khes   ianiUtahJen.  die  ^ii  h  ergaben,  waren  dicae:  am 
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14.  April  299352  Arbeitslose  und  am  2.  Dezem- 
ber niQOb.  Im  Vergleich  zur  Gesamtb e- 
Tolkerung  (Ton  52 V«  MülioneD)  machten  die 
Arbeitflloseu  im  Sommer  0,58%  dagegen  im 
Winter  1,48 •/©  aus;  und  im  Vergleich  zur  er- 
werbstätigen Bevölkerunj^  (über  22  V«  Mil- 
lionen) entfallen  auf  100  Erwerbstätige  im 
Sommer  13^  und  im  Winter  3,46  beschäftigungs- 
lose Arbeitnehmer.  Da  aber  unter  den  Er- 
werbstätigen im  Hauptberufe  auch  solche  ent- 
halten sindy  die  wie  die  selbständigen  Land- 
wirte und  Gewerbetreibenden,  die  öffentlichen 
Beamten  und  Angestellten  als  Arbeitslose  im 
Sinne  der  Zählung  nicht  in  Betracht  kommen 
kennen,  so  muß  man  die  Beschäftigungslosen 
lediglich  mit  den  nicht  selbständigen  Erwerbs- 
tätigen in  Beziehung  ^setzen  und  überdies  die 
zur  Bemfsabteilung  „Öflfeutlicher  Dienst''  sowie 
zur  Kategorie  „Ohne  Beruf  und  Berufsangabe" 
fi:ehdrigen  Personen  hier  außer  Rechnung  lassen. 
Dann  ervaben  sich  über  15  Vs  Millionen  n  i  c  h  t- 
selbständige  Erwerbstätige,  von  denen  am  14. 
Juni  292678,  d.  h.  1,89%  und  am  2.  Dezember 
7fi2678,  d.  h.  4fiH\  arbeitslos  waren. 

Ana  verschiedenen  Gründen  scheint  jedoch 
die  Ziffer  vom  2.  Dezember  nicht  den  Höhe- 
fmnkt  der  winterlichen  A.  darzustellen.   Einmal 
gehört  der  Dezember  (wegen  des  Weihnachts- 
geschäfts) in  verschiedenen  Gewerben  zur  eigent- 
lichen „Saisonperiode" ;  folglich  sind  gerade  um 
diese  Zeit  viele  Hände  beschäftigt,  die  in  den 
fügenden  Monaten,  zumal  Januar  und  Februar, 
freigesetzt  werden.    Dann  war  speziell  der  De- 
lember  1895  recht  „milde*",  so  daß  am  Zähiungs- 
tsge  im  Baugewerbe   noch  gearbeitet  werden 
konnte,  während   dieses  sonst  um  die  gleiche 
Zeit  schon  größtenteils  ruht;  und  endlich  stellte 
fanz  allgemein  das  Jahr  1895  eine  Zeit  auf- 
steigender Konjunkturen  und  allseitiger   Pro- 
i'lientät  dar.  Wir  sind  daher  der  Ueberzeugung, 
daO  z.  B.  der  1.  Februar  jedesmal  eine  wesent- 
lich grtßere   Zahl    von    Arbeitslosen   ergeben 
wÄrde  als  der  2.  Dezember,  und  in  einem  wirt- 
«hiftlicb  ungünstigeren  Jahre  müßte  die  Zahl 
Her  .Arbeitslosen  erst  re^ht  die  im  Jahre  1895 
^•nnittclte  übersteigen. 

iiidererseits  ist  unzweifelhaft,  daß  die  fragliche 
Statistik  durch  die  Aufnahme  der  wegen  Krank- 
b«it  arbeitslos  Gewordenen  eine  unzulässige  Aus- 
dehnuig  erfahren  hat  Für  die  durch  Krank- 
heit erwerbsunfähigen  Personen  sorgt  bereits 
im  groDen  und  ^^zen  die  Krankenversicherung ; 
■»B  muß  mithin  die  letztgenannte  Ziffer  ab- 
ziehoi,  mn  die  Zahl  der  gesunden,  also  der 
-ei^Btlieben'*  Arbeitslosen,  zu  erhalten,  deren 
Srnittdong  doch  der  schließliche  Zweck  dieser 
^m  statistischen  Erhebung  war.  Am  14. 
Jnü  waren  nun  wegen  Arbeitsunfähigkeit  — 
^*«nmter  hauptsächlich  Krankheit  zu  verstehen 
jw  -  120348  arbeitslos  und  am  2.  Dezember 
-1<365.  Die  Zahl  der  eigentlichen  Ar- 
beitslosen betmg  also  bei  der  Sommer-  < 
^«tf  179004  und  bei  der  Winterzählung 
»36<-waa  dort  1,11  »/o,  hier  3,43  «/o  der 
-vkitBebmer  ergibt 

^  haben  alw)  die  beiden  Zählungen  nur 
nrei  einsefaie  Aoaachnitte  aus  der  Arbeitslosen- 
^Cfong  des  ganzen  Jahres  zur  Darstellung 
^e^iidit,  —  mehr  ging  eben  nicht  an,  weu 
^  dae  fortlanfende  Begistrierung  der  Ar- 
^^UoMB  notwendig  gewesen  wäre,  die  ihrer- 


seits wiederum  fortgesetzte  regelmäßige  Be- 
obachtungen zur  Voraussetzung  gehabt  hätte. 
Und  da  es  an  solchen  bisher  gebricht,  so  sind 
wir  einfach  außer  stände,  die  Vollzahl  der  Ar- 
beitslosen eines  Jahres  anzugeben. 

Nun  hat  sich  die  amtliche  Statistik  natür- 
lich nicht  mit  der  Feststellung  bloß  der  mit- 
feteilten  Ziffer  begnügt,  sondern  im  Anschluß 
aran  noch  verschiedene  andere  Verhältnis- 
zahlen ermittelt.  Von  besonderer  Wichtigkeit 
ist  da  das  Verhältnis  der  Beschäftigungslosen 
zur  Gesamtheit  der  Arbeitnehmer  nach  den 
Berufsgruppeu  speziell  der  drei  großen 
Berufsabteilungen  Landwirtschaft,  Industrie 
und  Handel.  Darüber  gibt  die  folgende  über- 
sichtliche Tabelle  Aufschluß 


DieBeschäftigungslo 

zurGesamtzahlderAr 

Berufsgru 


sen  im  Vergleich 
beitnehmernach 
ppen. 


Berufsgruppeu  der 

Berufsabteilungen  A  bis  C 

(Landviirtschaft, 

Industrie  und  Handel) 


I.  Landwirtschaft  etc. 
II.  Forstwirtschaft   u. 
Fischerei  .    .    .    . 
III.  Bergbau ,    Hütten- 
wesen etc.    .    .    . 
IV.  Industrie  d.  Steine 
und  Erden    .    .    . 
V.  Metallverarbeitung 
VI.  Maschinen,    Werk- 
zeuge etc.     .    .    . 
VII.  Chemische  Industr. 
VIIL  Forst wirtschaftl. 
Nebenprodukte  ete. 
IX.  Textilindustrie  .    . 

X.  Papier 

XI.  Leder 

XII.  Holz  und  Schnitz- 
stoffe     

XIII.  Nahrungs-  und  Ge- 
nußmittel.   .    .    . 

XIV.  Bekleidung  u.  Rei- 
nigung    .    .    .    . 

XV.  Baugewerbe  .    .    . 
XVI.  Polygraphische  Ge- 

werbe 
XVII.  Künstler  u.  künst- 
lerische Betriebe  . 
XVIII.  Fabrikarbeiter,  Ge- 
sellen etc.  0.  näh. 

Bez 

XIX.  Handelsgewerbe    . 
XX.  Versicherungsge- 
werbe   

XXI.  Verkehrsgewerbe  . 

XXII.  Beherbergung  und 

Erquickung  .    .     . 


Zusammen 


Arbeit- 
nehmer 

am 
14.  VI. 

1895 


5607213 

116713 

564  922 

468  489 
719775 

304  463 
92  582 

38  116 
878  494 
121  526 
123  914 

456  229 

656  970 

775671 
I  151  851 

106  526 

18765 


28542 
626  637 

18  216 
533  150 

316951 


Von  diesen 
waren  in 
Proz.   Iie- 
schäfti- 
ffunjffslos 


0,66'  3.62 

1,19'  4.70 

147!  203 

1,47  '>:^ 
2,89  3,75 

2,57  3,44 
1,94  2,29 

2,09  2,74 

1,64  1,92 

2,60  2,86 

3,46  6,04 

2,93  4.0c 

3.27'  4.35 

3,13,  542 
2,87 15,61 

4,i8j  4,38 
3,59    5.51 

4.96  35,66 
3,52    4.24 

1,50    h73 
1,30    3.04 

i 

2,54;  4.92 


1372582s   1,77    4.80 
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Eine  eindringende  Betrachtung,  die  die  aaf- 
&reführten  Berufsgrnppen  dann  noch  in  die  ein- 
zelnen Spezialitäten  zerlegt,  ergibt  dann  weiter 
die  Tatsache,  dai{  in  der  Regel  die  Arbeits- 
losigkeit am  stärksten  die  Bemfsarten  unge- 
lernter Arbeiter,  am  geringsten  die  höheren 
Schichten  qualifizierter  Arbeiter  berührt  An 
diesem  £rfi:ebni8  ändert  sich  nichts,  wenn  man 
aus  der  Zahl  der  Beschäftigungslosen  diejenigen, 
die  weg^n  Krankheit  außer  Arbeit  waren,  weg- 
läl>t  und  nur  die  übrigen  Beschäftigungslosen 
zur  Gesamtheit  der  Arbeitnehmer  in  Beziehung 
setzt. 

Die  Klassifikation  der  Beschäftigungslosen 
nach  dem  Alter  führt  zu  der  merkwürdigen 
Feststellung,  daU  gerade  die  jungen  Arbeiter 
relativ  mehr  Arbeitslose  stellen  und  die  älteren 
Arbeiter  relativ  weniger.  Die  amtliche  Publi- 
kation gibt  für  dies  Faktum  die  Erklärung, 
<laß  die  jugendlichen,  unerprobten  Arbeiter  an- 
geblich der  Gefahr  der  Kündigung  mehr  aus- 
gesetzt seien  und  auch  selbst  es  mit  der  Kün- 
digung leichter  nähmen  als  die  Arbeiter  in  vor- 
gerückterem Alter. 

Die  Sondernng  nach  dem  Geschlecht  er- 
i^ibt,  daß  die  männliche  Bevölkerung  eine  weit 
größere  Zahl  Arbeitsloser  aufweist  als  die  weib- 
liche: diese  hat  im  Sommer  1.44%  gehabt,  im 
Winter  3,91  %,  jene  2,13  resp.  5,40  %. 

Nach  dem  Familienstand  gehörte  sowohl 
im  ijommer  wie  im  Winter  die  Mehrzahl  der 
Arbeitslosen  dem  ledigen  Stande  an:  59,39% 
im  Juni,  51,77  %  im  Dezember. 

Speziell   beim  weiblichen  Geschlecht  sind  in 


I  Deutschland  die  ledigen  Arbeitslosen  im  Ver- 
I  gleich  mit  den  verheirateten  weitaas  iu  der 
lUeberzahl.  Das  hat  seinen  natürlichen  Gnmd 
I  darin,  daß  verheiratete  weibliche  Personen  über* 
Ihaupt  viel  seltener  in  der  Klasse  der  Arbeit- 
I  nehmer  erscheinen  als  ledige  und  daher  auch 
I  der  Gefahr  der  A.  in  viel  geringerem  Maße 
!  ausgesetzt  sind. 

Was  die  Zahl  der  beschäftigungslosen  H  a  a  s  - 
haltungsvorstände  betrifft,  so  wurden  deren 
im  Juni  104520,  im  Dezember  317282  geidOüt. 
Es  waren  dies  34,92  resp.  41,15%  aller  Arbeits- 
losen.   Es  wurde  femer  festgestellt,   daß,   wo 
Haushaltungsvorstände     arbeitslos     geworden, 
nicht  sonderlich  viele  Kinder  da  waren,  derea 
Ernährung  ihnen  zur  Last  fiel.    Die  amtUche 
Publikation  führt  diese  Erscheinung  darauf  zu- 
rück, daß  Arbeitnehmer  mit  starken  Familien 
ganz  besonders  darauf  bedacht  wären,   ständig 
*  Arbeit  und  Verdienst  zu  haben. 
I       Endlich    hat    die   amtliche    Statistik    noch 
i  untersucht,  inwieweit  die  Arbeitslosigkeit  sich 
'  über  die  Großstädte  und  über  das  Land  rer- 
'■  teilt.    Zu  diesem  Zwecke  werden  drei  GrOßen- 
:  klassen  von  Gemeinden  unterschieden,  nämlich; 
I       1.   Gemeinden   mit   mehr  als   100000   Ein- 
wohnern ; 
I       2.   Gemeinden  von  10000  bis  100000  Ein- 
wohnern ; 
3.   Gemeinden  mit  weniger  als  10000  Ein- 
;  wohnern. 

I       Auf  diese  drei  Kategorien   von  Gemeinden 
verteilen  sich  die  Arbeitslosen  am  14.  Juni  und 
;  am  2.  Dezember  1895  in  folgender  Weise: 


Orts- 
klasse 

Beschäftigungslose 

am             am 

14.  VL     2.  xir. 

1895          1895 

Einwohner 

am                  am 

14.  VI.      j      2.  XIL 

1895                1895 

Von  100  Beschäf- 
tigungslosen ent- 
fallen auf  die  ein- 
zelneu Kategorien 

am              am 

14.  VL    2.  xn. 

1895          1895 

Von  100  Einwohnern 

entfallen  auf  die 

einzelnen 

Kategorien 

am               am 

14.  VI.        2.  XII. 

1895             1895 

1. 
2. 

1 16557 

07734 

115  061 

176770 
J39  5«'^7 
454  648 

7  027  790 

«524363  . 
36218  131 

7  272  400 

877»  439 
36  202  750 

38,93 
22,03 

38,44 

22,93 
18.10 

58,97 

13.57      '      13.92 
iö,47            16,79 
69,96      !      69,29 

299  352 

771005 

51  770284 

52  240  589 

100 

100 

loo         1      100 

Die  wenigsten  Beschäftigungslosen  kommen 
demnach  auf  die  zweite  Kategorie.  Dagegen 
haben  die  beiden  anderen  im  Juni  einen 
wesentlich  höheren,  aber  gleich  großen  An- 
teil fH8%),  was  um  so  bemerkenswerter  ist, 
als  sie  der  Bevölkerunirszahl  nach  sich 
um  das  Fünffache  voneinander  unter- 
scheiden. Im  Winter  freilich  verringert  sich 
die  Rate  der  Beschäftigungslosen  in  den  Groß- 
stildten  auf  22,93%,  während  sie  in  den  (le- 
meinden  mit  wenic^er  als  10000  Einwohnern 
f;\st  in  gleichem  Maße,  nämlich  auf  58.97  %, 
<teifft.  Der  amtliche  Bericht  erinnert  zur  Er- 
klärung dieser  Erscheinung  mit  Recht  daran, 
•laß  in  den  kleinen  Gemeinden  viele  land- 
wirtschaftliche Arbeiter  in  Frage  kommen,  die 
im  Winter  die  Zahl  der  Arbeitlosen  natur- 
gemäß vermehren;   auch  kehren  viele  Arbeiter 


:  bei  Eintritt  der  Winterzeit  und  der  damit  für 
I  sie     in     den     Großstädten    verbundenen    Be- 
I  schöftignngslosigkeit  in  die  Provinzstädte  und 
I  ländlichen  Gemeinden  zurück,   wo  sie  ihre  An- 
gehüriiren    haben,     eventuell    auch    von    der 
Heimatgemeinde  einen  Zuschuß  zu  ihrem  Lebens- 
unterhalt erwarten  dürfen  und  so  die  Zeit  der 
Beschäftigungslosigkeit  leichter  überdauern. 

Daß  (iie  Großstädte  als  Industriezentren  und 
Anziehungspunkte  für  anderwärts  arbeitslos 
Gewordene  besonders  stark  unter  der  Arbdtt- 
losigkeit  leiden,  ist  selbstverständlich.  Die  Im- 
tensität  der  hier  zutaj|re  ^tretenen  A.  gdit 
aus  der  folgenden  Tabelle  hervor: 
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Auf  100  der  Berölkeraiig 

kommen  in  den  Beachäftigangslose 

am  14.  VI.    am  2.  XH. 
1895  1895 

GrofiBtidten i,66  2,43 

(Temeinden    von    10   bis 

100000  Einwohnern    .      0,79  1,59 

Gemeinden  nnter  10000 
Einwohnern    ....      0,32  1,26 

Blofi  auf  die  Zahl  der  Arbeitnehmer  be- 
rechnet, betrug  in  den  Städten  mit  mehr  als 
100000  Einwobnem  die  A.  Mitte  Juni  4,85% 
und  Anfang  Dezember  7,42  %. 

*  ♦  * 

Kdn  andrer  Staat  hat  eine  ähnlich  umfassende 
Arbeitaloeenxählnng  vorgenommen.  Wir  begnü- 
gen uns  dämm,  sonst  hier  nur  noch  die  Daten 
dber  die  in  Basel  gezählten  Arbeitslosen  und 
aber  den  Umfang  der  innerhalb  der  englischen 
Trade-Unions  konstatierten  A.  mitzuteilen. 

Im  Kanton  Basel-Stadt  (mit  113 000  Ein- 
wohnern) wurden  gezählt: 

im  Winter  1^/03  1008  Arbeitslose 
„       1903/04  1090 
„        „       1904/05    730 
Die    Zahl    speziell    der   arbeitslosen   Bau- 
arbeiter betrug  in  diesen  drei  Jahren:  646 — 
669—478  (d.  h.  64«/o-61V2  7o— ööVj^  aller 
Arbdtsloeen).      Die   Gesamtzahl    aller   unge- 
lernten Arbeitslosen  betrug  in  Basel:  4^S) — 
546—361   (d.  h.  477,%— 50%— 49V2%  aller 
Arbeitslosen). 

* 
In  England  betrufi^  die  Zahl  der  arbeits- 
losen unterstützten  Mitglieder  der  Trade-Unions 
im  Durchschnitt  der  Jahre  1880—94 :  4,8%.  Die 
durchschnittlichen  Zahlen  der  Arbeitslosen  in 
den  Jahren  1890—95  waren  diese: 

1890  2,1%      1893  7.5% 

1891  3.5  „       1894  6,9  „ 

1892  6,3,       1895  5,8« 

Beim  größten  englischen  Gewerkvereine,  dem 
der  Maschinenbauer,  yariierte  das  Verhält- 
us  der  Zahl  der  Arbeitslosen  von  0,8%  im  J. 
l»o3  bis  zu  13,3%  im  J.  1879.  Der  durch- 
schnittliche Prozentsatz  pro  Jahr  betrug  4,2. 
Es  wurde  übrigens  die  Erfahrung  gemacht,  dali 
es  jederzeit,  selbst  bei  gutem  Gesehäfts- 
iranre,  Arbeitslose  gibt.  Doch  sind  bei  allen, 
^^and  betreffenden  Ziffern  auch  die  durch 
Stmksnnd  Aussperrungen  arbeitslos  Gewordenen 
Bitgerechnet.  Endlich  darf  man  bei  den  an- 
gefftbrten  Zahlen  nicht  vergessen,  daß  die  Wirk- 
suDkeit  der  englischen  Gewerkvereine  —  laut 
Zeugnis  des  arbeitsstatistischen  Amts  —  „gegen- 
vlrtig  der  Hauptsache  nach  auf  die  gelernten 
Berufe  beschränkt  ist  und  die  Masse  der  halb- 
irelemten  und  ungelernten  Arbeiter  unberührt 
UfiL**  In  diesen  Zahlen  spiegelt  sich  also  nur 
eis  Bruchteil  des  ganzen  Oebels  wieder! 

Jedenfalls  wäre  sehr  zu  wünschen,  daß 
die  amtlidie  Statistik  aller  Kultnrstaaten 
fldi  eingehender  als  bisher  mit  der  Fest- 
.4ellang  des  Umfanges  der  A.  befassen 
möchte! 

UterslBr  :  Georg  AdUr,  Die  Aufgaben  des  Staabs 
m^enchU  der  ArbeüfloHgkeü,  TObingeii  1894.  — 
DenOhej  ArU  »ArbeükoHgkeü*'  im  ff.  d.  St., 
t, Awß^ Bd. I,  8, 9iOfg,  —  „Beiträge  zur  Ar- 


beiterstatisiik",  ffeft  *:  Die  Regelung  der 
Notstandearbeüen  in  deutschen  JStädten,  Berlin 
1905.  —  Charles  Booth^  Ldbour  and  l{fe  of  the 
peopie,  London  1891  fg.  —  Brooks,  The  unem^ 
ployed,  Philadelphia  I894.  —  But'ns,  The  unem-^ 
ployed,  London  1893.  —  Droge,  The  unempUti/ed, 
London  1894.  —  Elster  u.  Kehm,  Art.  „Arbeits- 
loaigkeü"   in  der  1.  Aufl.  dieses  „Wörterbuchs**. 

—  Hartmann  u.  Schwand  er,  Die  Einrich- 
tung von  Xotstandsarbeiten,  in  den  „Schriften 
des  Deutschen  Vereins  für  Armenpflege  u.  \Vohi- 
tätigkeü**,  58.  ffeft,  —  Htrschberg,  Die  Maß- 
nahmen gegeniiber  der  Arbeitslosigkeit,  Berlin 
I894,  —  Hobson, .  The  problem  of  the  unem- 
ployed,  London  1896.  —  JiMStrow,  Sozialpolitik- 
und  Venraltungswissenschaft,  Berlin  1902.  — 
Loeir,  Das  Problem  der  Arbeitslosigkeit  in  Emj- 
land,  in  Brauns  „Archiv",  9.  Bd.  —  „.Mittei- 
lungen des  statistischen  Amts  dfs  Kan- 
tons Basel-Stadt",  ffeft  1,  2  u.  6:  Die  Arbeits- 
losigkeit in  Basel  (bearbeitet  von  Mangold), 
Basel  1903—05.  —  r.  \ostitz.  Die  Arbeitslosen- 
frage im  Licht  der  englischen  Erfahrungen,  in 
SchmoUers  Jahrbuch,  X.  F.,  JO.  Bd.  —  Reiches^ 
berg,  Art.  „Arbeitslositjkeit"  im  „ffandwörter- 
buch  der  schweizerischen  Volkswirtschaft,  S*^zial- 
Politik  und  Vencaltung".  —  Report  on  agencie^t 
and methods  for  dealing  tcith  the  u n e m p loged ,. 
London  189S.  —  Report,  Distress  froni  want 
of  employment,  London  1895.  —  Sehatiz. 
Die  Bekämpfung  der  Arbeitslosigkeit,  in  Brauns- 
„Archiv",  16.  Bd.  —  „Vicrteljahrshefte 
zur  Statistik  des  Deutschen  Reichs",. 
Jahrg.  1896  (enthält  die  Statistik  der  beschäf- 
tigungslosen Arbeitnehmer  im  Deutschen  Reich), 

—  «/.  Wolf,  Die  Arbeitslosigkeit  u.  ihre  Be- 
kämpfung, Vortrag,  gehaltni  in  der  Gehe-Stiflung 
(energisches  Plaidoyer  für  Notstandsarheil en),. 
Dresden  lfi96.  <Meorf/  AiHer, 


ArbeitslosigkeitSYersichernng. 

1.  Begriff  und  Wesen.  2.  Bisherige  prak- 
tische Versuche.    3.  Theoretische  Vorschläge. 

1.  Begriff  und  Wesen.  Die  A.  be- 
zweckt, auf  dein  Wege  der  Versicherung 
den  den  Arbeitslosen  aus  der  Arbeitslosig- 
keit (s.  d.  Art.  oben  8.  195  fg.)  entstandenen 
Gewinnentgang  wenigstens  teilweise  zu  er- 
setzen, und  bildet  somit  einen  Zweig  der  Ar- 
beiterversicherung (s.  d.  Art.  oben  S.  16<)  fg.). 
Sie  gehört  jedoch  zu  den  noch  unge- 
lösten und  schwierigsten  Problemen  der 
Sozialversicherung,  da  die  für  eine  Ver- 
sicherungshilfe erforderlichen  Voraussetz- 
ungen bei  der  A.  nur  in  ganz  beschi-änktem 
Umfange  vorhanden  sind.  Die  Grenzen 
zwischen  A.  und  Armenpflege  sind  nur  sehr 
schmal,  und  häufig  wird  als  A.  bezeichnet, 
was  in  Wirklichkeit  „verkapptes  Almosen'- 
ist.  Auch  die  praktischen  Versuche,  welche 
mit  der  A.  bisher  gemacht  worden  sind, 
und  die  große  Keihe  theoretischer  Vor- 
schläge auf  diesem  Gebiete  sind  größtenteils- 
durchaus  nicht  als  eigentliche  Versicherung. 
zu  bezeichnen. 
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Bei  der  Erörterunjj  der  A.  wird  oft  über- 
sehen, daß  die  VersicheruDg  stets  nur  ein 
sekundäres  Mittel  ist  und  sein  kann,  näm- 
lich mu-  dann  eintreten  darf,  wenn  auf  dem 
AVege  der  Vorsorge  nichts  Genugendes  aus- 
gerichtet werden  kann,  und  daß  Yorbe- 
<lingung  einer  A.  ein  rationeller  allgemeiner 
Arbeitsnachweis  ist  (s.  d.  Art.),  an  welchem 
es  jedoch  noch  durchaus  fehlt.  Erst  wenn 
das  Arbeitsnachweisproblera  gelöst  ist,  wird 
sich  auch  das  der  A.  losen  lassen. 

Schon  die  bloße  Aufzählung  der  einzel- 
nen Fi-agen,  welche  die  A.  bietet,  zeigt  die 
Schwierigkeit  der  Durchführung.  Wie  ist 
es  möglich,  zu  ermitteln,  ob  die  Arbeits- 
losigkeit verschuldet  oder  unverschuldet 
eingetreten  ist?  Soll  auch  die  Arbeits- 
losigkeit infolge  Streiks  versichert  werden? 
Soll  nur  bei  völliger  oder  auch  teilweiser 
Arbeitslosigkeit  die  Versicherung  eingreifen  ? 
^^'er  soll  die  Beiträge  entrichten?  Soll  der 
Staat  Zuschüsse  gewähren?  Sollen  die 
Arbeitgeber  herangezogen  werden?  Wie 
sind  die  Saisongewerbe  zu  behandeln,  in 
denen  nur  während  einer  bestimmten  Zeit 
des  Jahres  Arbeitsgelegenheit  vorhanden 
ist?  Soll  die  Versicherung  sofort  eingreifen, 
•oder  erst  nach  Ablauf  einer  bestimmten 
Wartezeit?  Soll  sie  sich  auf  eine  Maximal- 
dauer ei^strecken?  Soll  der  Ersatz  ein 
standesgemäßer  sein,  eingeteilt  nach  Lohn- 
klassen, oder  soll  nur  der  notwendigste 
Lebensbedarf  gewährt  werden  ?  —  Ein  Gesetz, 
welches  alle  diese  Fi*agen  nach  einem  ein- 
heitlichen Schema  lösen  wollte,  würde  wohl 
..zu  einer  bureaukratisch-staatssozial istischen 
Zwangsorganisation  fühi-en,  die  wahrschein- 
lich zum  Schaden  der  Arbeiter  ausschlüge" 
'(<  Mdenberg).  E*^  ist  aber  auch  die  An- 
schauung vertreten  wonlen,  daß  die  Be- 
kämpfung der  Arbeitslosigkeit  durch  eine 
Versicherung  unmöglich  und  nur  durch 
l'nterstützung.  durch  Annenpflege  denkbar 
sei  (Hirschberg). 

2.  Bisherige  praktische  Versuche. 
Trotz  bester  Ausigestaltung  des  Arbeits- 
nachweises und  der  Einrichtung  von  Ar- 
V»eitsbeschaftung  wird  stets  ein  Rest  Arbeits- 
loser verbleiben ,  dem  auch  durch  die 
Armenpflege  nur  in  völlig  unzureichender 
Weise  geholfen  wonlen  kann.  Es  fragt 
sich,  ob  hier  eine  A.  eingreifen  kann  und 
welcher  Art  sie  gestaltet  sein  soll. 

Zuerst  ist  die  A.  auf  dem  Wege  frei- 
williger Gegenseitigkeitsversiche- 
rung versucht  worden,  insbesondere  in  den 
•englischen  Trade  Unions,  aber  auch  in  den 
•Gewerksvereinen  anderer  lünder,  in  Deutsch- 
land zuerst  von  den  Buchdruckern,  dann  den 
Hirsch-Dunkerschen  Gewerkvereinen,  später 
von  den  sozialdemokratischen  Gewerkschaften 
\md  einigen  Handlungsgehilfenverbänden. 
Allein,   schon   der  umstand,   daß  nur  ein 


geringer  Teil  der  Arbeiterschaft  oi^nisiert 
ist,  zeigt  die  Unmöglichkeit  einer  erschöpfen- 
den L&ung  des  Problems  auf  diesem  Wege. 
Von  den  100  größten  Unions  mit  etwa 
1^2  Millionen  Mitgliedern  wurden  1892—1900 
zwischen  4  und  48%  der  jährlich  28—40 
Millionen  Mark  betragenden  Einnahmen  fflr 
Arbeitslosenunterstützung  verausgabt  Mehr- 
fach, u.  a.  in  Frankreich,  Belgien,  liaben  die 
Arbeiterorganisationen  aus  Gemeindemittehi 
Beihilfe  erhalten. 

Sehr  beachtenswert,  wenn  auch  wenig 
zur  Nachahmung  lockend,  sind  die  Versuche, 
welche  von  Städten  unternommen  worden 
sind,  und  zwar  zuerst  von  der  Stadt  Bern 
1893,  und  nach  dem  Berner  Vorbild  von 
Cöln  1896.  In  beiden  Städten  liandelt  es  sich 
um  freiwillige  Versicherung.  Einen 
Beitrittszwang  kennt  Bern  nur  für  die  von 
der  Gemeinde  l)eschäftigten  Arbeiter.  Von 
der  Versicherungsmöglichkeit  ist  nur  in 
sehr  geringem  Maße  Gebrauch  gemadit 
woitlen :  ein  paar  Hundert  Arbeiter  haben 
sich  versichert.  Der  Bestand  der  Cölner 
Kasse  insbesondere  ist  nur  möglich  bei  um- 
fangi-eicher  Unterstützung  durch  die  Stadt, 
Behörde,  Vei-eine  und  Privatleute.  Man 
kann  mit  ziemlicher  Bestimmtheit  sagen,  daß 
auf  dem  Wege  der  Freiwilligkeit  das  Proolem 
durch  die  Städte  nicht  zu  lösen  ist.  Der 
]^Iitgliederbestand  wird  hier  stets  nur  sehr 
klein  bleil)en,  das  Risiko  dagegen  ein  über- 
aus großes  sein. 

Auch  für  eine  A.  mit  Versicherungs- 
zwang liegt  ein  praktisches  Beispiel  vor, 
da  die  Staclt  St.  üallen  1895  eine  solche 
A.  eingeführt  hat,  und  zwar  mußten  alle 
in  der  Stadt  Ansässigen,  welche  nicht  mehr 
als  ')  Franas  Tagelohn  hatten,  beitreten  und 
je  nach  der  liOhnhöhe  einen  Wochenbeitrag 
von  1,  20  und  30  Centimes  zahlen,  während 
die  Arbeitgeber  keinen  Zuschuß  leisteten. 
Dagegen  untei-stützten  Gemeinde  und  Staat 
die  Kasse.  Es  bestand  eine  Wartezeit  von 
6  Monaten;  nach  dieser  betnig  die  tätliche 
Unterstützung,  falls  die  Arbeitslosigkeit 
7)  Tage  gedauert  hatte,  je  nach  der  Lohn- 
klasse: 1,80  Francs,  2,10  Francs  und  2,40 
Francs.  I^änger  als  60  Tage  wurde  jedoch 
keine  Unterstützung  gewährt.  Der  Bestand 
der  Kasse  war  von  kurzer  Dauer,  sie  wurde 
im  Sommer  1897.  und  zwar  unter  Bei- 
stimmung der  gelernten  Arbeiter,  aufgelöst 
Die  vom  Kanton  Basel-Stadt  beabsicntigte 
Zwangs- Arbeitslosenversicherung  scheitcnrte 
am  Widei-stand  der  Arbeiter  im  Jahre  1900, 
nachdem  schon  vorher  ein  solcher  Plan  in 
Zürich  189S  nicht  zur  Durchführung  hatte 
gebracht  werden  können. 

Ein  kleiner  Ansatz  zu  einer  deutschen 
reichsrechtlicheu  A.  ist  in  der  Unbül- 
versichenmg  vorhanden.  Hier  kann,  solange 
der  verletzte   Arbeiter  aus  Anlaß  des  lÄ- 
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fklls  unverschuldet  arbeitslos  ist,  die  Teil- 
rente  vorübergehend  bis  zum  Betrag  der 
Vollrente  erhöht  werden. 

3.  Theoretische  Vorschläge.  Soweit 
die  zahlreichen  theoretischen  Vorschläge 
unter  den  B^;riff  der  Versicherung  zu  bringen 
sind,  lassen  sich  hier  etwa  folgende  Gruppen 
bUden: 

A.  Zwangsweise  A.  auf  kommu- 
naler Grundk^,  zuerst  vorgeschlagen  und 
tiegrOndet  vom  Prof.  G.  Adler,  sp&ter  ins- 
besondere von  der  deutschen  Aolkspartei 
(Sonnemann)  gefordert 

R  Zwangsweise  A.  durch  dasReich 
mit  Reichs-  und  Staatszuschüssen  unter  An- 
^^iederung  der  A.  au  die  bestehenden  Ar- 
beiterversicherungsorgane ,  sei  es  an  die 
Beru^;eD0Ssen8(£aften  (Herkner  und  Zacher), 
sei  es  an  die  Krankenkassen  (Tischendörfer) 
oder  Landesversicherungsanstalten  (Molken- 
bohr).  Auc^  eine  AngUederung  an  die  Or- 
gane des  Arbeitsnachweises  (Freund)  ist 
gefiurdert  worden,  unerläßliche  Voraus- 
setzung aUer  dieser  Vorschläge  wäre  aber 
die  einheitliche  Ausgestaltung  des  Arbeits- 
nachweises für  das  Reich. 

C.ZwangsweiseA.  mit  Spar  zwang, 

indem   die  Arbeiter  gesetzlich   verpflichtet 

werden    sollen,    Spareinlagen    zu    machen, 

von  denen  ein  Teil  für  den  Fall  der  Ar- 

lieitslosigkeit  zurückbehalten  wird  (Schanz). 

Uleratar:  Schatuf,  Zur  Frage  der  Ärbeüaloten- 

vernekerung  1896.  —  IPerselbe,  Nefie  Beiträge 

tm  der  Frage  der  A.  1897.  —  Veraelbe,  Dritter 

Peitrag    mr    Frage   der   A.    1901.    —    Maritz 

Wugner,  Beiträge  tur  Frage  der  ArbeiieloMen- 

fSr$orge  1904.  —  Adler,  Art.  „ArbeiUUyngkeit" 

im  H.  d.  SL,  g.  Aufi.  —  V.  d.  Barght,  Sozial- 

poUtik  1906,  i  6.  —  Krüger,  Bibliographie  der 

ArheitdoMenfureorge    1906.   —    Eine   umfassende 

dreibändige  Denksehr.  Ober  d.  A.  ist  Anfang  1906 

'OM  Kaieeri.  StaL  Amt  zu  erwarten. 

Alfred  Manes, 


Arbeitsnachweis. 

I.  Zur  Geschichte  der  Arbeitsuach- 
veisnng  in  früheren  Zeiten.  II.  Der 
A.«Bterdem  individnalistiscbenWirt- 
»ehaft  «System.  1.  Ungeregelte  Arbeits- 
^«ruttlimg.  2.  Die  Stellenvermittlung  als 
^erbe.  3.  ArbeitsvemiittlaDg  durch  bemfd- 
raiQMenschaftliche  Organisationen.  4.  Arbeita- 
vcnutUang  dorch  gemeinnützige  Veran- 
Hiltoo^n.  IIL  Die  Reform  der  Arbeits- 
^ernittlnng.  1.  Prinzipielles.  2.  Refor- 
ttUorische  Organisationen  in  Deutschland.  3.  Die 
•Arbatsbörsen"  in  Frankreich. 

I.  Zur  €reschichte  der  Arbeits- 
■aekweismig^  in  froheren  Zeiten. 

SolMÜd  die  wirtschnftlicben  Verbältnisse 
xnOer  Gemeinwesen  anfangen  komplizierter 
n  werden,  stellt  sich  die  Notwendigkeit  heraus, 
fir  die  Znfohr  geeigneter  Arbeitskräfte  durch 

Worterbaeh  der  yoUcswlrtscbaft    II.  Aufl.   Bd.  I. 


Schaffung  zweckmäßiger  Organisationen  Sorge 
zu  trafen.  Wir  sehen  dunm,  daO  schon  &s 
Mittelalter  ein  ziemlich  ausgebildetes  SyKtem 
von  Einrichtungen  für  die  Arbeitsvermittlnug 
in  den  gewerbUchen  Berufen  schafft.  Dieses 
muOte  natürlich  in  seinen  Formen  durch  die 
zünftige  Organisation  der  gewerblichen  Pro- 
duktion hestimmt  sein ;  und  zwar  hängt  es  aufs 
engste  mit  der  Institution  des  Wanderns 
der  Handwerksgesellen  zusammen,  das  sowohl 
zünftigen  Vorschriften  wie  auch  dem  in  der 
Natur  des  Germanen  tiefwurzeinden  Wander- 
trieb entsprach.  Denn  der  Geselle,  der  ohne 
Geldmittel  von  Ort  zu  Ort  wanderte,  mußte 
auf  jeder  Station  Obdach  und  das  NGtige  an 
Nahrung  vorfinden,  wenn  er  nicht  in  Bettel 
und  Vagabundentum  verkommen  sollte,  und 
so  finden  wir  wirklich,  daß  von  den  Zünften 
Herbergen  für  zuwandernde  Gesellen  eini^erichtet 
werden,  und  daß  diese  Herbergen  zugleich  die 
ersten  A.  darstellen,  deren  Kenntnis  uns  die 
Geschichte  vermittelt. 

In  den  größeren  Städten  gab  es  der  Zahl 
der  Zünfte  entsprechend  ebensoviele  Herbercren ; 
die  Verwaltung  jeder  Herberge  war  einem 
„Herbergsvater"  übergeben,  der  da,  wo  die 
Zunftmeister  den  A.  in  Händen  hatten,  von 
der  Zunft  eingesetzt  und  beaufsichtig  war,  — 
da  hingegen,  wo  der  Gesellen  verband  die 
Arbeitsvermittlung  besorgte,  unter  dessen  Auf- 
picht seine  Funktionen  ausübte.  Die  Legitimation 
des  neuen  Gesellen  bestand  damals,  wo  der 
Handwerksmann  obrigkeitliche  Papiere  ver- 
schmähte, in  erster  Linie  in  der  genauen  Kennt- 
nis des  Gewerkszeremouiells;  jedes  Handwerk 
hatte  ein  solches,  das  in  hunderten  von  Städten 
deutscher  Zun^  genau  das  gleiche  war,  und 
wer  sich  als  Kenner  desselben  erwiesen,  hatte 
eben  dadurch  dargetan,  daß  er  den  Beruf  ehrlich 
erlernt  uud  vou  der  Lehrlingschaft  freigesprochen 
war,  da  die  Einzelheiten  des  Zeremoniells  vor 
allen  Außenstehenden  streng  geheim  gehalten 
wurden. 

Der  Geselle,  dem  Arbeit  nachgewiesen  wurde, 
hatte  häufig  dem  Uertengesellen,  der  für  ihn 
Umschau  gehalten  hatte,  eine  Entschädigung, 
bestehend  in  einem  Imbiß  oder  einem  Geld- 
betrage, zu  geben  Wie  weit  die  Fürsorge  für 
die  zuwauderndfu  Gesellen  ging,  für  die  keine 
Arbeit  vorbanden  war,  zeigt  das  folgrade 
Statut  der  Sattler  zu  Nürnberg:  „wenn  einer 
desz  haudwerk  von  weiten  orten  herköuie  und 
sich  fi^anz  verzehret  bette,  auch  nach  dem 
umbschicken  alhier  keine  arbeit  finden  könde, 
so  soll  ihme  ausz  der  büchseu  zum  umbschicken 
(d.  h.  aus  der  Gewerkskasse)  16  pfennig,  da 
ihne  aber  die  nacht  überfiele,  zur  zehrnng 
24  pfennig  gegeben  werden;  da  aber  ein  oerten- 
meister  oder  -i2:eseil  einen  solchen  frenibden 
lang  sitzen  liese  und  ihne  verhinderte, 
der  soll,  was  selbiger  unter  deszen  verzehret, 
bezahlen  **  Das  Zuwandern  fremder  Gesellen 
sollte  also  nicht  dazu  benutzt  werden  dürfen, 
um  auf  Regimeutsunkotten  lu  essen  und  zu 
trinken!  — 

Als  seit  dem  16.  Jahrh.  das  Zunftwesen  zu 
degenerieren  begann,  diente  die  hergebrachte 
Art  der  Arbeiuvermittlung  Ulnflfif  zur  Be* 
förderung  von  Arbeitsscheu  und  Trunksucht 
Denn  nun  nahmen  manche  Gesellen  daraus 
Anlaß,  sich  auf  der  Wanderschaft  auf  Kosten 
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der  Genossen  am  andern  Ort  gütlich  zu  tun, 
um  es  dann  am  nächsten  Ort  ebenso  zu  machen. 
So  darf  es  nicht  wundernehmen,  daß  schon 
die  erste  Reichspol izeiordnnng  (von  löHO)  sich 
mit  der  „Abstellung:  des  müßigen  Umhergehens, 
Schenkens  und  Zehrens"  beschäftigt  und  des 
Genaueren  yorschreibt,  „wie  es  zu  halten,  wenn 
fremde  Gesellen  ankommen  und  Arbeit  ver- 
langen.** Aber  erst  das  Reichsgenetz  von  1732 
vermochte  hier  wirksame  Abhilfe  zu  schaffen: 
das  Handwerkszeremoniell  beim  Narhsuchen 
von  Arbeit  wurde  ebenso  wie  das  übermäßige 
Traktieren  der  zuwandernden  Gesellen  abge- 
schafft. Diese  hatten  sich  durch  ein  zünftiires 
Fühniugsatteät  (die  sog.  „Kundschaft'')  über 
ihre  Vergangenheit  auszuweisen,  wurden  dann 
für  kurze  Zeit  sparsam  yerpflegt  und  hatten 
sich,  wenn  sie  Arbeit  wünschten,  je  nach  der 
Tradition  an  den  Altgesellen  oder  einen  Dele- 
gierten der  Meister  zu  wenden.  Alles  Kommer- 
sieren  aber  im  Anschluß  an  diesen  Akt  ward 
total  verboten! 

Neben  den  geschilderten  Institutionen  finden 
sich  für  nicht  zünftige  Berufe,  seit  dem  Aus- 
gang des  Mittelalters,  auch  selbständige 
Vermittlungsstelleu,  die  privatem  Erwerbsstreben 
ihre  Eutstehung  verdanken.  Immerhin  blieben 
sie  noch  vereinzelt. 

Alles  das  maßt«  sich,  nach  der  Auflösung 
der  zünftigen  Ordnung,  ganz  anders  gestalten. 
Alle  Arbeitsvermittlung  ward  —  unterm  Regime 
des  Individualismus  —  Sache  entweder  des 
individnellen  Beliebens  oder  der  freiwilligen 
Organisation,  sei  es  nun  der  geschäftlichen  oder 
der  bernfsgenossenschaftlichen  oder  endlich  der 
karitativen. 

11.  Der  A.   unterm  individaalistiseheii 
Wirtschaftssystem. 

1.  Ungeregelte     Arbeitsvermittlung. 

Die  Arbeitsvermitilung,  soweit  sie  unorga- 
nisiert ist,  findet  entweder  im  Wege  des 
Privatverkehrs  oder  unter  Benutzung 
der  Oeffentlichkeit  statt.  Dort  kommt 
hauptsächlich  die  Umschau  d.  h.  das  regel- 
lose Suchen  nach  einer  Arbeitsgelegenheit 
in  Betracht,  hier  das  Inserat.  Ueber  den 
Umfang,  in  dem  von  dem  zweiten  Mittel  Ge- 
brauch gemacht  wird,  sei  das  Resultat  einer 
vom  englischen  Handelsamt  veranstalteten 
Zählung  mitgeteilt  Diese  ergab,  daß  die 
15  hervorragendsten  Tageszeitungen  von 
London  und  den  Provinzen  an  einem  Tage 
(21.  Juni  1893)  2122  Stellenangebote  und 
1279  Stellengosuche  enthielten. 

2.  Die  Stellenvermittlang  als  Ge- 
werbe. Es  war  nur  natürlich,  weil  dem 
individualistischen  Prinzip  entsprechend,  daß 
der  j)rivate  Erwerbsbetrieb  sich  der  Arbeits- 
vermittlung l)emächtigle,  um  sie  als  Ge- 
schäft zu  betreiben,  zumal  schon  in  der 
früheren  Periode  erfolgreiche  Versuche  dieser 
Art  gemacht  wonien  waren.  Speziell  die 
Stellenvermittlung  für  Gesinde  aller  Art 
ist  fast  in  allen  Ländern  Gegenstand  ge- 
schäftlich betriebener  Unternehmungen  ge- 
worden.   Dasjenige  Kulturland,  in  dem  die 


I  private  Stellenvermittlung  auch  sonst  den 
ausgedehntesten  Wirkungskreis  hat,  lat 
Frankreich.  Es  ist  darum  beg7«ifli<ä, 
daß  gerade  Frankreich  dies  Gewerbe  einer 
genaueren  Reglementierung  unterworfen  hai^ 
da  die  Mißstände  sich  hier  am  meisten  be- 
merklich machen  mußten.  Ihnen  suchte 
Napoleon  111.  durch  das  Dekret  vom  25.  März 
1852  zu  steuern:  fortan  wurde  der  Betrieb 
des  Gewerbes  von  einer  kommunalen  Kon- 
zession abhängig  gemacht,  die  nur  Personen 
von  anerkannter  Rechtschaffeoheit  erteilt 
werden  sollte.  Ferner  hatte  der  Inhaber 
:  die  von  der  Gemeindebehörde  zu  erlassenden 
1  Vorschriften  über  einen  loyalen  Geschftfte- 
;  betrieb  sowie  einen  etwa  aufgestellten  Tarif 
'  genau  zu  befolgen.  Verurteilungen  wegen  Zn- 
I  widerhandelns  gegen  dies  Dekret  oder  wegen 
gewisser  anderer  Delikte  konnten  zur  Ent- 
ziehung der  Konzession  durch  die  Gemeinde- 
verwaltung führen.  In  Paris  und  Lyon 
sollten  übrigens  der  Polizeipräfekt  imd  da* 
Rhonepräfekt  die  hier  in  Frage  kommenden 
Befugnisse  ausüben.  Auf  diesem  Dekret 
und  den  im  Anschluß  daran  erlassenen  Ver- 
ordnungen beruht  im  wesentlichen  nodi 
heute  der  Betrieb  des  Stellenvermittlung 
gewerbes  in  Frankreich.  Hier  gab  es  im 
Jahre  1891  1374  solcher  konzessionierter 
Bureaux,  wovon  293  in  Paris.  Entziehung 
der  Konzession  erfolgte  auf  Gnmd  der  er- 
wähnten Bestimmungen  in  den  sechs  Jahren 
1884-89  in  26  F^len. 

In  D  e  u  t  s  c  h  1  a  n  d  hat  das  private  Stellen- 
vermittlungsgewerbo  nicht  entfernt  die  Be- 
deutung wie  in  Franki-eich  gewinnen  können. 
Immerhin  hat  es  auch  l)ei  uns  eine  nicht 
unbeträchtliche  Ausbreitung  erlangt,  wie  eine 
um  das  Jahr  1894  angelegte  Statistik  be- 
weist, der  zufolge  es  damals  in  Berlin  — 
ganz  abgesehen  von  den  Gesinde  Vermietern 
—  neben  89  Gewerkschafts-,  32  Innungs- 
und 52  von  Unternehmern  geleiteten  Nach- 
weisen 380  gewerbsmäßig  betriebene  V^er- 
I  mittlungsstellen  gegelien  hat,  von  denen 
i35  für  (las  Bäcker-,  42  für  das  Konditor-, 
1 15  für  das  Schlächter-,  10  für  das  Gärtner-, 
7  für  das  Barbier-  und  Friseur-,  30  für  das 
Gastwirtscliafts-,  200  für  das  Bändels-  und 
Transport-,  10  für  das  Musikgewerbe  und 
4  für  Schreil)er  und  Bureauangestellte  be- 
stimmt waren. 

Die  Gewerbeordnung  von  1869  hatte 
die  Stellenvermittlung  für  ein  freies  Gewerbe 
erklärt  und  der  Kontrolle  der  Verwallunga- 
behönlen  enge  Grenzen  gezogen,  während 
das  dazu  erlassene  Nachtragsgesetz  vom 
1.  VI.  1883  diese  (irenzen  etwas  erweiterte. 
I  Danach  mußte  jeder,  der  das  fragliche  Ge- 
werbe betreiben  wollte,  davon  Anzeige  bei 
der  zuständigen  Behörde  machen,  die  da8 
,  Recht  hatte,  den  Gewerbebetrieb  zu  uotor- 
i  sagen,   wenn  Tatsachen   vorhanden   waren. 
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die    die    ünznverlfissigkeit    des    Gewerbe- 
treibenden  für  den  vorliegeoden  Fall  dartaten. 
Faktisch   blieb  jedoch    das  Prinzip    der 
freieo  Konkurrenz  maßgebend,  das  hier  eine 
Menge  Mißstände  znr  Folge  lialte.   Es  sind 
aach  wirklich  viele  Klagen  laut  geworden: 
dafi    z.  B.   Dienstboten    von    diesen    Yer- 
mittlem  ausgebeutet  wurden,   daß   für  die 
Landwirtschaft  gegen  hohe  Gebühr  (der  die 
Arbeit  vergebenden  Landwirte)  Kräfte  her- 
beigeschafft   wurden,     die    sich    bald    als 
gSnzlidi  untauglich  herausstellten,  und  dgl. 
mehr.   Ueberdies  ergab  eine  im  Jahre  18d5 
durchgeführte    Enquete     des    preußischen 
Handelsministeriums,    daß   sich   imtcr  den 
damals  vorhandenen  5216  gewerbsmäßigen 
SteUenvermittlem   nicht  weniger  als    632 
vorbestrafte    Personen     befanden!     Darum 
wurde  durch  die  Gewerbenovelle  vom  30. 
VL  1900  für  das  Gewerbe  —  zum  Zwecke 
der   Femhaltimg    ungeeigneter   Persönlich- 
kdten  —  die  Konzessionspflicht  ein- 
geführt:   die   Konzession   ist   zu   versagen, 
sobald  Tatsachen  vorliegen,   die  die  Unzu- 
verlässigkeit  des  Petenten  dartun.    Femer 
müssen  die  für  die  Vermittlung  beanspruchten 
Gebühren  der  Ortspolizeibehörde  mitgeteilt 
und  im  Oeschäftälokai  angeschlagen  werden. 
Weitere  Eingriffe  sind  den  einzelnen  Bundes'- 
staaten  überlassen,   und    tatsächlich  haben 
die  größten  deutschen  Staaten  sowohl  die 
Ausübung  der  Stelleuvermittlung  im  Um- 
herziehen wie  auch  die  Vereinigung 
der  Stellenvermittlung  mit   dem    Betriebe 
oner  Gast-  und  Scliankwirtschaft  verboten. 
d.  Arbeitsyermittliing^  dorch  berufs- 
Seiossensehaftiiche  Ori^anisationen.    a) 
Arbeits  Vermittlung  durch  Arbeiter- 
organisationen.    £^    klassische   Land 
^  Arbeiterorganisationen   ist   England; 
lüer  haben  sie  auch  auf  dem  Gebiete  der 
Arbeitsvermittlung  eine  sehr  große  Bedeutung, 
^  sie  natürlich  anstreben  mußten,  um  ihre 
Mitglieder  in  die  freien  Stellen  zu  bringen 
wd  üen  Arbeitsmarkt  zu  beherrschen.    Das 
^erfahren,   das    diese    Ge  werk  vereine    an- 
▼eodeo,  um  eine  in  ihrem  Sinne  gelegene 
Arbeitsoachweisungdurchzuführen,  ist  dieses. 
Uo  lokalen  Zweigvereine  jedes  Landesge- 
▼erkvereins  haben  an  dessen  Vorstand  aJl- 
«"Wüatlich  über  die   zu   ihrem  Berufe   ge- 
toeoden  unbesetzten  Arbeitsstellen  in  ihrem 
«zirke  zu  berichten  und  ebenso  über  die 
Zabiderarbeitslosen  Vereinsmitglieder.  Jedes 
l"»glied   ist    verpflichtet,    über    jede    frei 
'erdeode  Stelle  in  dem  Geschäfte,  in  dem 
«  «rbeitet,  und  erst  recht  natürlich,  wenn 
^  Mtlber  kündigt,    dem    Vorstand    seines 
«jei^ereins   Mitteilung  zu   machen.    Ein 
Jpgiied,  das  einem  Nichtmitgliede  zur  Er- 
«*uiig  einer  Stelle   irgendwie    behilflich 
itt)  wird  bestraft    Das  arbeitslose  Mitglied 
^  natürlich  je  nach  Bedarf  von  einem 


Orte  an  einen  beliebigen  anderen  dirigiert 
Selbst  die  Arbeitgeber  machen  häufig  di- 
rekten Gebrauch  von  dieser  Arbeitsvermitt- 
lung, indem  sie  sich  mit  den  Gewerkver- 
einen unmittelbar  in  Verbindung  setzen.  — 
In  keinem  Lande  Europas  sind  die  Gewerk- 
vereine zu  ähnlicher  Verbreitung  gelangt 
wie  in  England;  und  folgerecht  ruht  audi 
die  Arbeitsvermittlung  in  keinem  anderen 
Lande  so  sehr  in  den  Händen  der  Arbeiter 
wie  in  England. 

Natürlich  suchen  die  Gewerkschaften 
ihren  Einfluß  auf  den  Arbeitsmarkt  auch 
dazu  zu  benutzen,  Arbeitgebern  die  Arbeits- 
bedingungen zu  diktieren. 

b)  Arbeitsvermittlung  durch 
ünternehmerorganisationen.  Hier 
müssen,  wenigstens  was  Deutschland 
anbetrifft,  einmal  die  „Innungen"  und  dann 
die  berufsgenossenschaftlichen  Verbände  der 
Arbeitgeber  in  Betracht  gezogen  werden. 
Auf  Grund  des  Innungsgesetzes  vom  18. 
August  1881  ist  vom  Reichsamt  des  Innern 
ein  fnnungsstatut  entworfen  worden,  das 
die  üeberuahme  der  Arbeitsnach Weisung 
durch  die  Innungen  ins  Auge  faßte.  Aber 
obwohl  der  Zentralausschuß  der  vereinigten 
Innungsverbände  im  gleichen  Sinne  vorging, 
sind    nur  dürftige  Erfolge  zu   konstatieren. 

Erheblich  mehr  Erfolg  haben  die 
anderen  Arbeitgeberorganisationen 
gehabt,  die  ursprünglich  meist  den  Zweck 
hatten,  die  Ansprüche  der  Arbeiter  abzu- 
wehren, wie  z.  B.  der  Verband  der  deut- 
schen Metallindustriellen.  Diese  haben  es 
als  eine  ihrer  wichtigsten  Aufgaben  be- 
trachtet, die  Arbeitsvermittlung  in  ihre 
Hand  zu  bekommen,  um  auf  diese  Weise 
gegenüber  den  Arbeiterorganisationen  ihre 
Machtposition  zu  stärken.  Denn  der  A. 
dient  hier  nicht  bloß  dazu,  die  Einstellung 
geeigneter  Arbeitskräfte  zu  vermitteln,  son- 
dern auch  eine  Konti-olle  über  die  Arbeiter 
auszuüben.  Dies  geschieht,  indem  Arbeiter^ 
die  kontraktbrüchig  geworden  sind  oder  bei 
Strikes  eine  Rolle  gespielt  haben  oder  als 
sozialdemokratische  Agitatoren  hervorge- 
treten sind,  bei  den  zum  Verbände  gehörigen 
Betrieben  keineAiistelJungerhalten.  Um  solche 
Zwecke  besser  erreichen  zu  können,  müssen 
die  Arbeitgeber  oft  die  direkte  Verpflichtung 
eingehen,  Arbeiter  nur  durch  Vermittlung 
des  Verbandsnachweisbureaus  zu  engagieren. 

c)  Arbeitsvermittlung  durch  ge- 
meinschaftlich von  Unternehmern 
und  Arbeitern  verwaltete  Anstalten. 
In  einer  Anzahl  von  Benifen,  in  denen  sich 
starke  Arl>eitgeber-  und  Arbeiterorganisatio- 
nen gegenüberstehen  und  zwischen  beiden  ein 
dauerndes  Kompromiß  zustande  gekommen 
ist,  werden  auch  gemeinsame  A.stellen  unter- 
halten. So  gehört  z.  B.  zu  den  Aufgaben 
der   im    Buchdruckergewerbe   hergestellten 
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„Tarifgeraeinschaft",  die  3500  Firmen  und 
gegen  50000  üilfskrftfte  umfaßt,  die  Rege- 
lung der  Arbeitsuachweisung. 

4.  Arbeitsyermittlmig^  durch  gemein- 
nützig^e  Veranstaltiingen.  In  früheren 
Jahrzehnten  wurden  öfters  auch  aus  gemein- 
nützigen Motiven  A.stellen  ins  Leben  ge- 
rufen. In  Deutschland  ist  als  eine  der 
ältesten  Institutionen  dieser  Art  das  1865 
eröffnete  Stuttgarter  Bureau  für  A. 
zu  nennen,  das  von  der  dortigen  FUiale  des 
Zentralvereins  für  das  Wohl  der  arbeiten- 
den Klassen  in  Gemeinschaft  mit  dem  Ge- 
werbe- und  dem  Arbeiterbildungsverein  be- 
gründet wurde,  um  eine  völlig  im  parteiische 
und  uneigennützige  Arbeitsnachweisung  zu 
ermöglichen.  Seit  1868  stellt  sich  das  Biureau 
auch  noch  die  Aufgabe,  Lehrstellen  zu  ver- 
mitteln. Jahrelang  bedurfte  es  der  Zu- 
schüsse jener  Vereine,  erst  seit  1883  reichen 
seine  Betriebseinnahmen  zur  Deckung  der 
Ausgaben  aus.  —  Von  Institutionen  ver- 
wandter Art  ist  vor  allem  der  Berliner 
Zentral  verein  für  A.  zu  nennen,  der 
seit  1890  eine  namhafte  Subvention  von 
Seiten  der  Stadt  Berlin  bezieht  und  einen 
enormen  Wirkungskreis  hat. 

Schließlich  sind  hier  noch  die  ver- 
schiedenen Vereine  zu  nennen,  die  sich  um 
Arbeitsnach Weisung  für  besonders  hilfs- 
bedürftige Kategorieen  von  Stelle- 
suchenden bemühen,  alsoz.  B.  für  mittel- 
lose Wandernde,  für  entlassene  Gefangene 
usw.  Hier  mag  der  einschlägigen  Tätigkeit 
des  „Schutzvereins  für  entlassene 
Gefangene"  gedacht  werden,  der  eine 
Reihe  von  A.bureau8  unterhält,  deren 
größtes  sich  in  Berlin  befindet.  Die- 
selben suchen  die  entlassenen  Gefangenen 
vorzugsweise  in  kleinen  Orten  unterzu- 
bringen, einmal  um  sie  den  Gefahren  der 
Großstadt  zu  entziehen,  und  dann,  weil 
gerade  die  Arbeitgeber  solcher  Orte  den 
vereinen  mehr  entgegen  kommen,  da  ihnen 
die  Anwerbung  anderer  Arbeitskräfte  oft 
nicht  leicht  fällt.  Jetzt  pflegt  man  solche 
Personen  auch  auf  Landgütern  je  nach  ihrem 
Alter  als  Knechte  oder  Pferdejungen  unter- 
zubringen. 

III.  Die  Reform  der  Arbeitsvermittlnng. 

1.  Prinzipielles.  Wohl  auf  keinem  Ge- 
biete „positiver*-  Sozialpolitik  hat  sich  in 
den  letzten  Jahren  ein  so  reger  Reform- 
eifor  knnd  gegeben  wie  auf  dem  der  Arbeits- 
vermittlung. Es  hängt  das  aufs  engste  mit 
der  erhöhten  Aufmerksamkeit  zusammen, 
die  von  allen  Teilen  der  Gesellschaft  der 
Frage  der  Arbeitslosigkeit  geschenkt  wurde: 
denn  in  einer  besseren  Organisation  des  A. 
glaubt  man  ein  ebenso  einfaches  und  leicht 
diuxshführliares  wie  billiges  und  harmloses 
Abhilfemittel  gegen  einen  Teil  der  Arbeits- 


losennot gefunden  zu  haben.  Ein  solcheB 
Abhilfemittel  ist  es,  wie  die  im  Art  Ar^ 
beitslosigkeit  dargestellte  Theorie  zeifft, 
in  der  Tat;  ebenda  sind  indes  auch  die 
Grenzen  der  Wirksamkeit  selbst  der  beetea 
A.institution  angemerkt,  —  natürlich  kann 
das  aber  nicht  dazu  führen,  das,  was  da 
geboten  oder  möglich  ist,  deshalb  geringer 
zu  schätzen.  Vielmehr  wird  man  danin 
streben  müssen,  hier,  wo  auf  anscheinend 
neutraler  Zone  die  „bürgerlichen"  Elemente 
der  verschiedenen  Schattierungen  und  die 
radikalsten  Reformer  sich  die  Hand  za  ge- 
meinsamer Arbeit  reichen  können,  diese 
Möglichkeit  auch  voll  zugunsten  der  so- 
zialen Reform  auszunutzen!  Eine  solche 
ist  allerdings  dringend  vonnöten.  Denn  wenn 
man  auch  annehmen  kann,  daß  ein  größerer 
Bedarf  regelmäßig  seine  Deckung  finden 
wird,  sobald  wen igstens  irgendwo  innerhalb 
der  Landesgrenzen  ein  Angebot  passend^ 
Arbeitskräfte  da  ist,  —  so  erfolgt  doch 
sicherlich  die  Ausgleichung  nicht  immer 
mit  der  möglichen  Raschheit;  und  ebenso 
ist  sicher,  daß  die  Ausgleichung  im  einzel- 
nen mangelhaft  genug  ist  Diese  Tatsachen, 
die  unbestritten  sind,  zei^n  klar,  daß  das 
alte  System  des  A.  nicht  ausreicht 
Und  die  Gründe  dafür  liegen  auf  der  Hand. 
Die  Umschau  d.  h.  das  regellose 
Suchen  nach  einer  Arbeitsgelegenheit  führt 
ziu-  Zeitvergeudung  und  b^ünstigt  die 
Vagabondage.  Das  Inserieren  in  den 
Zeitungen  ist  teuer  und  vielfach  lästig  und 
zweckwidrig.  Die  private  Stellenvermitt- 
lung, soweit  sie  gewerbsmäßig  betrieben 
wird,  mutet  den  Arbeitsuchenden  häufig  ep- 
hobliche  Kosten  zu,  geht  manchmal  anoh 
auf  ihre  Ausbeutung  aus.  Die  private 
Stellen vennittlung,  soweit  sie  von  gemein- 
nützigen Vereinen  betrieben  wird,  hat, 
wie  alle  Wohltätigkeit  nur  eine  begrenxte 
Wirksamkeit  Die  A.bureaus  von  Untere 
nehmerverbänden  sind  in  der  Aera  des 
,.Klassenkampfes^^  natürlich  den  Arbeitern 
verdächtig,  und  umgekehrt  können  die  Ar- 
beitgeber zu  den  A.bureaus  der  Arbeiter- 
verbände nicht  volles  Vertrauen  gewinnen. 
Und  so  müssen,  wenn  auch  nicht  an  Stelle, 
so  doch  neben  die  alten  A.anstalten  neue, 
zeitgemäß  ausgestaltete  Organisationen  treten. 
Mehriache  Wege  können  da  in  Frage  kom- 
men. Der  Vorschlag  G.  Adlers  (in  der 
Basler  Antrittsrede,  1893)  ging  dahin:  allen 
Gemeinden,  die  eine  größere  Einwohner- 
zahl oder  eine  größere,  spezifisch  industridle 
Bevölkerung  haben,  die  Errichtunp^  von  A.- 
ämtern  vorzuschreiben  imd  für  diese  dann 
wieder  eine  staatliche  Zentralstelle  zu  be- 
gründen, die  die  einzelnen  ihr  zugehenden 
snezialisierten  Berichte  über  Angebot  und 
Nachfrage  in  einem  eigenen  Journal  publi- 
zieren müßte,  auch   zugleich  als  Aubidili- 
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instaDz  fanktionieren  könnte.  In  bestimmten 
fondamentalen  Punkten  müßten  die  kom- 
muDalen  Aemter  auf  Grund  gewisser  Nor- 
maÜTbedingungeQ  oi^ganisiert  werden.  Der 
Vorstand  müJBte  sich  regelmäßig  zu  gleichen 
T&len  aus  Vertretern  von  Arbeitgebern  und 
iroD  Arbeitnehmern  —  ähnlich  wie  beim 
Gewerbe^ericht — zusammensetzen,  während 
dar  Vorsitzende  keinem  der  beiden  Interes- 
sentenloieise  angehören  dürfte.  Die  Gebühren 
för  die  Benutzung  der  Institute  müßten 
natürlich  minimal  sein  oder  gänzlich  weg- 
iaJUea;  die  Deckung  der  Kosten  wäre  durch 
Sobvention  der  Gemeinden  zu  bewirken. 
Im  Falle  von  Streik  oder  Aussperrung 
müßten  die  Institute  für  beide  Teile  ge- 
schloeBen  sein. 

&  lleformatorisehe  Organisationen  in 
BevtacUmad.  Der  Gedanke,  den  A.  von  Ge- 
meinde weffen  zn  organisieren,  hat  in  der  Praxis 
loerBt  in  der  Schweiz  Eingang  gefanden.  Die 
Gemeinde  Bern  ging  1888  voran  nnd  Basel- 
Stadt  folgte  1889.  In  Bern  trägt  die  Stadt 
die  Unterhaltungskosten,  doch  haben  private 
Vereine  (Handel»-  nnd  Gewerbeverein,  Grtttli- 
ferem,  Arbeiterverein)  als  Hanptvertreter  der 
ktereflsentengnippen  den  wesentlichsten  Ein- 
infi  auf  die  Leitung  der  Anstalt.  Die  Ver- 
wtUiiog  geachiebt  ^egen  Zahlnng  je  einer 
Anmeldnnga-  nnd  emer  Vermittlungsgebühr, 
die  von  beiden  Parteien  zu  entrichten  sind. 
Ferner  enthält  das  Bemer  Statut  die  wichtifre 
Bestimmung,  daß  bei  Arbeitseinstellungen  die 
Anstalt  ihre  Tätigkeit  für  die  betr.  Branche 
oder  den  betr.  '^rkplatz  sofort  nnd  bis  zur 
deilnitiven  Erledigung  des  Streites  einstellen, 
zo^rleich  aber  die  Beilegung  des  Streites  sich 
angelten  sein  lassen  solle.  In  Basel  (wo  ja 
Stadt  nnd  Staat  zusammenfallen)  ist  die  Anstalt 
Teu  staatlich;  die  Regierung  deckt  die  Unter- 
MJaaz  der  Anstalt,  hat  aber  auch  ihre  Leitung 
ii  der  Hand,  indem  sie  die  elf  Mitglieder 
der  Anfeichtskommission  wählt;  von  letzteren 
ataea  fibrigens  3  Arbeitnehmer  und  3  Arbeit- 
geber sein. 

Die  von  der  Schweiz  gegebene  Anregung 
wirkte  snnicbst  auf  Süddeutschland,  indem  das 
Gewerbegericht  zu  Stuttgart  bei  den  bür^er- 
ti^ea  Kollegien  der  Stadt  die  Errichtung  emes 
itldtisclien  A.bnreaus  beantrag^te.  Ehe  der 
Aitrtg  in  Stuttgart  selber  zur  Annahme  ge- 
higte, gingen  Eßfingen  nnd  Erfurt  am  l./IV.  1894 
Bit  der  firrichtnnff  städtischer  Vermittinngs- 
iiitahen  voran.  Gteichzeitig  erschienen  wisseu- 
■^tftliGhe  Publikationen,  die  mit  positiven  Vor- 
KUlm  hervortraten:  so  eine  Abbandlang 
KariH G 1 1  e r  a ,  der  einen  nationalen  A.  forderte, 
^  die  Schrift  Georg  Adlers  über  „die 
^^gabn  des  Staates  angesichts  der  Arbeits- 
'QB^keit'',  die  die  oben  dargestellte  Lösung, 
^  in  erster  Linie  kommunale  Aemter 
f^  dann  deren  Zentralisierung,  in  Anregung 
bdite. 

Jetzt  begann  sich  die  Bewegung  den  Minis- 
1^ Bitanteilen.  Das  württembergische 
Aritterinm  forderte  im  April  von  der  „Zentral- 
stelle fBr  Gewerbe  und  Handel*"  ein  Gutachten 
^  diese  Frage  ein,  das  im  August  1894  ein- 


lief und  sich  für  Errichtung  städtischer  A-stellen, 
event.  mit  staatlicher  Subvention,  aussprach 
und  das  Ministerium  zn  der  Erklärung  veranlaßte, 
daC  es  seinen  EinfluU  in  dieser  Richtung  ^Itend 
machen  werde.  Aus  jenem  Gntachten  sind  die 
folgenden  Stellen  bemerkenswert,  die  sich  im 
wesentiichen  mit  den  Vorschlägen  G.  Adlers 
deckten.  .«Das  GesamtkoUeginm  der  königl. 
Zentralstelle  für  Gewerbe  und  Handel  hat  an- 
^ichts  der  Ergebnisse  seiner  Erhebungen 
durchaus  den  Eindruck,  daß  alles  bisher  in 
der  Arbeitsvermittlung  Geleistete 
durchaus  ungenügend  ist.  Weder  die 
Privatanstalten,  welche  so  oft  die  Arbeitslosen 
mißbräuchlich  ausbeuten,  noch  die  einseitigen 
Veranstaltungen  der  Arbeitgeber-  oder  Arbeiter- 
verbände können  irgendwie  den  Anspruch  machen, 
etwas  zu  leisten,  und  bei  den  anderen  Nach- 
weisen besteht  zum  mindesten  der  Mangel,  daß 
ihre  Tätigkeit  doch  nur  einem  kleinen  Bezirke 
dient,  während  der  Arbeitsansgleich  sich  nicht 
in  dieser  Weise  ördich  beschränken  läßt.  Die 
Zentralstelle  erklärt  es  daher  für  ein  dringendes 
Bedürfnis,  die  Arbeitsvermittlune:  besser  zu 
regeln.  Zur  Anbahnung  einer  Reform  hält  die 
Zentralstelle  die  Schaffung  ö£feutlicher  A.  für 
nötig,  und  zwar  sieht  sie  unter  den  dermaligen 
Verhältnissen  für  den  berufensten  Träger  die 
Arbeitsvermittiung  der  Gemeinde  an.  Für 
alle  Fälle  empfiehlt  die  Zentralstelle,  daß  die 
Gemeinde  dem  Organ,  welches  sie  für  den  A. 
vorsieht,  einen  kleinen  Ausschuß  beigibt,  der  in 
gleicher  Zahl  von  Arbeitgebern  und  Arbeit- 
nehmern zusammenzusetzen  wäre.  Den  be- 
stehenden A.  will  sie  nicht  direkt  den  Garaus 
machen,  so  sehr  sie  die  lokale  Zentralisierung 
der  Vermittlung  für  erstrebenswert  hält.  Den 
Gemeinden  sollte  man,  um  ihr  Vorgehen  zu 
erleichtem,  ein  Musterstatut  nebst  Öeschäfts- 
ordnnng  an  die  Hand  geben.  Endlich  aber  faßt 
die  Zentralstelle  von  vornherein  ins  Auge,  daß 
der  Staat  von  sich  ans  und  auf  seine  Kosten 
eine  Verbindung  der  örtlichen  A.  unter- 
einander herstellt''. 

Das  bayerische  Ministerium  des  Innern  er- 
ließ Ende  Juni  1894  eine  von  ähnlichen  Gesichts- 
punkten ausgehende  Verfügung  an  die  Bezirks- 
regiemn^en,  damit  diese  in  den  größeren  Städten 
die  Einrichtung  von  kommunalen  A.stellen  in 
Anregung  brächten. 

Im  September  1894  sandte  dann  das 
preußische  Handelsministerium  eine  Ver- 
fügung an  alle  Städte  mit  mehr  als  10000  Ein- 
wohnern, um  sie  zur  Begründung  kommnnaler 
Arbeitsvermittlun^sämter  zu  veranlassen.  Diese 
Verfügung  lehnt  sich  aufs  engste  an  den  ganzen 
Gedankengang  unserer  Vorschläge  an  und  bringt 
daher  auch  die  ganze  Frage  mit  dem  Problem  der 
Arbeitslosigkeit  in  enge  Verbindung  (was  die  vor- 
hin erwähnten  Verfügungen  unterlassen  hatten ; 
—  vgl.  übrigens  auch  den  Art.  „Arbeitslosigkeit" 
sub  o  oben  S.  198  fg.).  Das  wichtige  Akten- 
stück selber  lautet  in  den  Hauptpunkten  folgender- 
maßen: Die  Erfahmng  phat  gezei^,  daß  den 
Einrichtungen  nnd  Maßnahmen,  die  geeignet 
sind,  der  Arbeitslosigkeit  abzuhelfen,  noch  nicht 
die  genügende  Aufmerksamkeit  geschenkt  worden 
ist.  Namentlich  hat  sich  das  Bedürfnis  ergeben, 
den  A.  in  größerem  Umfange  und  planmäßiger, 
als  bisher  geschehen  ist,  ansznbilden  •,  •  •  • 
Unter  diesen  Umständen   muß  es   als  ein  be- 
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deutsamer  Fortschritt  betrachtet  werden,  wenn 
neuerdings  in  weiteren  Kreisen  das  Ziel  ver- 
folgt wird,  den  A.  zur  Aufgabe  öffent- 
licher Veranstaltung  der  Gemeinden 
zu. machen.  Wenn  es  gelingen  sollte,  zunächst 
in  allen  Städten  mit  einigermaßen  erheblicher 
Einwohnerzahl  A.stellen  zu  errichten,  die  von 
den  Beteiligten  kostenlos  oder  gegen  geringe 
Vergütung  benutzt  werden  könnten  und  sich 
des  Vertrauens  der  Arbeitgeber  und  Arbeiter 
«rf reuten,  so  würde  schon  deien  örtliche  Wirk- 
samkeit uufifleich  bedeutsamer  werden  können 
als  die  bisherigen  A.  Sie  würden  aber  diese 
Wirksamkeit  noch  erheblich  dadurch  verstärken 
können,  dafi  sie  nach  und  nach  miteinander  in 
eine  organische  Verbindung  träten  und 
sich  damit  in  den  Stand  setzten,  die  A.frage 
uud  das  Arbeitsangebot  in  den  verschiedenen 
Orten  und  Gegenden  auszugleichen.  Um  die 
A.stellen  zur  Lösung  ihrer  Aufgaben  zu  be- 
fähigen, wird  es  notwendig  sein,  sie  einem 
durch  die  Gemeindebehörde  ernanuten, 
weder  den  Arbeitgebern  noch  den  Ar- 
beitern angehörenden  Leiter  zu  unter- 
stellen. Es  ist  wünschenswert,  A.bnreaus 
wenigstens  in  allen  Städten  von  mehr 
als  lOOlX)  Einwohnern  ins  Leben  zu 
rufen."  — 

Diese  lobenswerte  Intervention  der  maß- 
gebendsten Ministerien  hatte  den  Erfolg,  die 
bereits  im  Fluß  befindliche  Bewegung  für  Ver- 
besserung der  Arbeitsnach Weisung  überall  leb- 
hafter zu  gestalten.  Und  in  einer  großen  Reihe 
von  Städten  ist  man  denn  auch  bald  zur  Be- 
gründung kommunaler  Arbeits  Vermittlungs- 
stellen geschritten,  so  daß  es  im  Jahre  1903  in 
Preußen  263  kommunale  (oder  von  den  Kom- 
munen subventionierte)  Bureaus  gab,  in  B  a  y  e  r  n 
54,  in  den  Keichslanden  und  in  Württem- 
berg je  15  und  in  Baden  12. 

Weiter  ist  der  Versuch  gemacht  worden  (und 
zum  Teil  auch  gelungen),  die  A.stellen,  die  sich 
in  den  Händen  von  Kommunen  oder  gemein- 
nützigen Vereinen  befinden,  zum  Beitritt  zu 
proviuzialcn  oder  Landesverbänden  zu  veran- 
lassen, wodurch  die  Aufgabe  der  Arbeitsver- 
mittlung um  vieles  besser  gelöst  werden  kann. 
Schließlich  ist  auch  noch  im  Jahre  1898  ein 
nationaler  „Verband  deutscher  A."  begründet 
worden,  dem  bis  1904  134  Vermittlungsstellen 
beigetreten  waren.  Seitdem  ist  es  möglich  ge- 
worden, regelmäßige  Berichte  über  die  Entwick- 
lung des  Arbeitsmarktes  zu  miblizieren  (was 
zuerst  von  Jastrow  mit  Erfolg  versucht 
worden  ist). 

3.  Die  «Arbeit8b(^r8en**  in  Frankreich« 
In  Frankreich  knüpfen  die  Bestrebungen,  die 
eine  Reform  der  Arbeitsnachweisuug  bezwecken, 
an  die  sog.  ,, Arbeitsbörsen"  an,  die  im  wesent- 
lichen kommunal  subventionierte  Geschäfts-  und 
Klubhäuser  der  Gewerkschaften  darstellen.  Die 
Einrichtung  der  Pariser  Arbeitsbörse,  die  das 
erste  Institut  dieser  Art  war  und  1887  eröffnet 
wurde,  ist  diese.  Der  Gemeinderat  stellt  auf 
seine  Kosten  allen  Arbeitern,  namentlich  den 
Arbeiter-Fachvereinen,  die  Lokalitäten  —  einen 
Prachtbau,  der  mehr  als  2  Mill.  Frcs.  gekostet 
hati  —  zur  Verfügung,  worin  sie  ihre  Ver- 
sammlungen abhalten  und  das  Geschäft  der 
Arbeitsvermittlung  abwickeln  können.  Ur- 
spri\nglich  wurde  die  Administration  -  -   unter 


nomineller  Oberaufsicht  des  Gemeinderatee  — 
von  den  Gewerkschaften  geführt.  Nachdem  aber 
Ungesetzlichkeiten  und  Mißbrauche  konstatiert 
wonlen  waren,  verfügte  das  Ministerium  Dnpnj 
1893  die  Schließung  des  Instituts,  das  indessen 
1896  unter  dem  radikalen  Ministerium  Bourgeois 
abermals  eröffnet  wurde,  —  freilich  erst  nach- 
dem die  Verwaltungsor^nisation  geändert 
worden  war.  Zwar  sind  die  Fachvereine  selber 
innerhalb  der  von  ihnen  ausgeübten  Funktionen 
(einschließlich  der  Arbeitsnachweisung)  völlig 
autonom,  —  aber  die  Verwaltung  der  Arbeits- 
börse (und  die  Ernennung  ihrer  Beamten)  liegt 
in  den  Händen  des  Seinepräfekten.  Nur  in  der 
diesem  zur  Seite  stehenden  „Beratungskommis- 
sion" wird  die  Hälfte  der  Mitglieder  von  den 
Fachvereinen  gewählt.  Nach  dem  Vorbilde  der 
Pariser  Anstalt  sind  übrigens  noch  über  40 
Arbeitsbörsen  in  anderen  Städten  entstanden. 
die  aber  sämtlich  nur  kleine  städtische  Subven- 
tionen empfangen.  M  a  t  a j  a ,  der  diese  Institute 
am  eingehendsten  untersucht  hat,  kommt  über 
sie  zu  folgendem  Schluß:  „Die  Erfolge  der  Ar- 
beitsbörsen erscheinen  nicht  sehr  groß.  Hatte 
die  selbständige  Organisation  des  A.  durch  die 
Arbeiter  unter  allen  Umständen  wohl  mit  Zu- 
rückhaltung, vielleicht  mit  Behinderung  auf 
Seite  der  Arbeitgeber  zu  kämpfen  gehabt,  so 
hat  der  bisherige  Verlauf  der  Dinge  dies  zor 
bewußten  und  entschiedenen  Gegnerschaft  schon 
mit  Rücksicht  auf  die  in  den  Arbeitsbörsen  zn- 
meist  herrschenden  Tendenzen  gesteigert.  Da- 
neben ist  auch  nicht  zu  übersehen,  daß  die 
Stellenvermittlung  eine  Industrie  wie  jede 
andere  ist,  deren  erfolgreicher  Betrieb  bestimmte 
Kenntnisse  und  Erfahruugen  und  ein  Eingehen 
auf  die  Wünsche  des  Hiblikums  voraussetzt, 
was  die  Syndikate  häufig  vermissen  ließen. 
Versuche,  die  Unternehmer  in  der  Freiheit  der 
Wahl  zu  beschränken  und  ihnen  Stellenbewerber 
nach  der  Reihenfolge  der  Einzeichnung  aufzu- 
nötigen u.  dgl,  der  Mangel  an  ständig  und  be- 
nifsmäßig  sich  mit  der  Abwicklung  der  Ge- 
schäfte befassenden  Organen,  die  Zurücksetzung 
von  Arbeitern  anderer  Partei richtuugen  ab 
jener  der  jeweils  am  Ruder  befindlichen  Majorität 
und  ähnliches  mußten  naturgemäß  den  Zuspruch 
hemmen."   - 

Literatur:  Georg  AiUev,  Der  ArbeHmarhfreu 
in  Jn'ihercr  Zeit,  in  der  ZeiUchr.  f.  Soziahrisien- 
sckaft,  J.  Jahrg.  —  Derselbe  ^  Die  Aufgaben 
des  Staates  angesichts  der  Arbeitslosigkeit,  TS- 
hingen  1S94.  —  Derneibe,  Art.  „Arbeilsnaekweu" 
m  H.  d.  St,  J.  Auß.,  lid.  h  Ä.  95lSg,  —  Oirl 
Conrad f  Die  Organisation  des  Arheüsnackfreües 
in  Deutsehland,  lA^ipzig  1904,  —  Eckert^  Der 
tnodeme  Arbeitsnachweis,  Leipzig  190S.  —  KM^r 
H.  Kehni,  Art.  „Arbeitsnachweis"  in  der  1.  Auß. 
dieses  WVtrterbuchs.  —  Jaatroir,  Sogiaipolüik 
undVencaltungswissrnschaft,  Bd.l:  Arbeiirmarki, 
Arbeitsnachtreis  ete.,  Berlin  190S.  —  </ay,  IHe 
Frage  des  Arlteitsnachireises  in  Frtmkreich,  t» 
Brauns  Archiv,  9.  Bd.  —  Mateija,  Städiiscke 
Sozialpolitik,  in  der  Zeitschr.  f.  Volkstc.,  Sasialp, 
u.  Veric,  Jahrg.  1894.  —  MölleTy  Die  ZentraH» 
siertnig  des  geir erblichen  Arbeitsncuihweiiet,  in 
Schiuollers  Jahrbuch,  Jahrg.  1894.  —  Molinari, 
La  Itourse  du  trarail,  im  Jmtmal  des  EconamiH€9, 
Jahrg.  1888.  —  Oldenberg*  D^  Erricktmnp 
kommuntd er  Arbeitsnachweise,  in  Schmollert  Jahr- 
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tmek,  Jakrg,  1895.  —  Le  Piacrment  des  employes,  I 
imvrien  et  domeetiques  en  Franee,  publie  par  | 
f^Cffce  du  Travaü,  Püris  189S,  —  t\  Beitzen^  1 
MtMn^  Der  Arbeittnachtceis,  Berlin  1897.  1 

Oeorg  Adler, 
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>.  Arbeitsämter  oben  S.  170 fg. 


Arbeitsteilung 

s.  Arbeit  oben  S.  119fg. 


ArbeitsTertrag  nnd  Arbeitsvertrags- 
bnich. 

I.  BcgrifF  des  Arbeitsvertrags.  2.  Der  A. 
im  Altermm.  3.  Der  A.  im  Mittelalter.  4.  Der 
A.  JD  der  kapitalistischen  Produktionsweise. 
5.  Der  A.  nach  dem  Bürgerlichen  Gesetzbuch 
für  das  Deutsche  Beich.    6.  Der  A.brnch. 

1.  Begriff  des  Arbeitsvertrags.    Der 
A.  ist  der  gegenseitige  Vertrag,  durch  den 
die  lieistung  von  Arbeit  gegen  Gewährung 
einer  Vergütung  vereinbart  A^ird.    Die  Vor- 
aussetzung  dieses  Handels  ist,   daß  beide 
Teile  über  ihre  Ware  frei  verfügen  können : 
also  der  eine  über  seine  Arbeitskraft  —  die 
jedesmal  in  Bewegung  gesetzt  werden  muß, 
wenn    eine    Arbeitsleistung    her^'orgebracht 
werden  soll   —   und  der  andere  über  die 
als  Entgelt  versprochene  Ware.    Der  A.  er- 
öffnet heutzutage  —  wo  eine  Minorität  im 
Besitze  des  Bodens,  der  Produktions-  und 
Lebensmittel  ist,  die  Majorität  der  Menschen 
dagegen  nichts  hat  als  ihre  Arbeitskraft  — 
den  meisten  die  einzige  Chance,  ihr  Dasein 
zu  fristen.    „Eins  jedoch  ist  klar.    Die  Natur " 
produziert  nicht  auf  der  einen  Seite  Geld- 1 
oder  Warenbesitzer  und  auf  der  anderen  bloße 
Besitzer  der  eignen  Arbeitskräfte.    Dies  Ver- 
hältnis ist  kein  naturgeschichtliches  und  eben- 
doweoig  ein  gesellschaftliches,   das  allen 
^jeschiehtsperioden    gemein    wäre.     Es   ist 
offenbar  sell^  das  Resultat  einer   vorher- 
Dgenen  historischen  Entwicklung,  das 
diikt  vieler  ökonomischen  Crawälzucgen, 
<ie8  Untergangs  einer  ganzen  Reihe  älterer 
Formationen  der  gesellschaftlichen  Produk- 
tioD^  (Marx).     Tatsächlich  hat  der  Arbeits- 
vertrag in  früheren  geschichtlichen  Epochen 
nicht  entfernt   die  Bedeutung    gehabt    wie 
^»«ite,  teils   weil   die   wirtschaftliche   Ent- 
^»icklang  keine  hohe  Stufe  erreicht  hatte, 
teib  weil  die  „Freiheit"  der  Kontrahenten 
weh  nicht  existierte.    Sehn   wir  näher  zu. 
m  Der  A*  in  Altertnni.    Im  alten  Rom  ' 
^  Qnpr&nglicb  der  Kleinbetrieb  in  Land- 
*irtichaft  mid  städtischem  Gewerbe  die  Regel, 
■prtseDtiertcn  die  Banern  die  große  Majorität 
w  freien  Bevölkerung  nnd  bestand  ein  wesent* 
2*«r  Teil  des  Proletariats  aus  Sklaven  — 
^  keiae  Verträge  schließen  konnten,  weil  sie 
^  Sachen  angesehen  wurden   — :   die  Folge 
^r«Q  war,  da»  damals  der  Arbeit  der  freien 


Hilfokräfte  nnr  eine  begrenzte  Bedentnng  für 
das  wirtschaftliche  Leben  znkam.  In  der  großen 
Zeit  Roms,  wo  es  sich  die  Welt  unterwarf, 
kamen  in  Italien  die  Latifundien  auf,  die  aber 
fast  ausschließlich  mit  Sklaven  arbeiteten,  so  daß 
hier  ebenfalls  von  „A.*'  nur  selten  die  Rede  seift 
konnte.  Und  in  der  Industrie  sind  damals 
—  wie  überhaupt  zu  jeder  Zeit  des  klassischen 
Altertums  —  zur  Kooperation  in  größerem  Stile 
nur  die  Ansätze  vorhanden  gewesen:  der 
freie  Arbeiter  pflegte  fast  ausschließlich  in 
Kleinbetrieben  der  Beschäftigung  nachzu* 
srehen.  Und  für  die  Hnnderttausende  freier 
Bürger,  die  keine  Arbeit  fanden  (vielleicht  nicht 
einmal  suchten),  sorgte  bekanntlich  der  Staat 
durch  Darbietung  von  „Brot  nnd  Spielen",  — 
ohne  eine  Gegenleistung  zu  beanspruchen.  So 
waren  die  Arbeitsverhältnisse  damals  recht  wenig 
kompUziert,  —  und  daß  sich  die  Gesetzgebung 
mit  ihnen  noch  weniger,  als  ihnen  zukam,  be- 
schäftigte, hing  damit  zusammen,  daß  die  ein- 
fache Lohnarbeit  von  den  durch  Besitz,  Amt 
und  geistige  Bildung  an  der  Spitze  stehenden 
Klassen  geradezu  verachtet  wurde:  „Illiberales 
antem  et  sordidi  —  erklärte  Cicero  —  qnaestus 
mercenariorum  omnium,  qnornm  opera,  non 
quornm  artes  emnntnr:  est  enim  illis  ipsa 
merces  auctoramentnm  servitutis!"  So  können 
moderne  Romanisten  mit  Recht  von  dem  großen 
„Vacuum"  sprechen,  das  das  römische  Rncht  in 
der  privatrechtlichen  Behandlung  der  Arbeits- 
verhältnisse der  freien  Bevölkerung  zeige. 

Die  einzelnen  Bestimmungen  des  römischen 
Rechts,  die  hier  in  Frage  kommen,  sind  diese. 

Wer  sich  die  Arbeit  fremder  Sklaven  ver- 
schaffen wollte,  mußte  sie  natürlich  von  ihrem 
Eigentümer  mieten,  —  übrigens  ein  Geschäft, 
das  häufig  vorgekommen  sein  muß,  da  sich  das 
Vermieten  von  Sklaven  im  alten  Rom  zu  einem 
besonderen  Erwerbszweig  entwickelt  hat.  Da 
nun  der  Sklave  rechtlich  Eigentumsobjekt  und 
Sache  war,  so  fanden  auf  jenes  Geschäft  die 
über  die  Sach miete  geltenden  Grundsätze  An- 
wendung, und  der  Vertrag  wurde  ohne  Be- 
fragung oder  ^ar  Einwilligung  des  Sklaven  ab- 
geschlossen. Eine  andere  Art  von  Arbeitsleistung 
war  die  der  freip^elassenen  Sklaven,  der  Liberten. 
im  Dienste  ihrer  ehemaligen  Herren:  hier 
handelte  es  sich  auch  nicht  um  einen  freien  A., 
sondern  um  eine  Verpflichtung  zur  Arbeit, 
die  die  Bedingung  der  Freilassung  gewesen  war. 

Die  Verfügung  über  die  Arbeitskraft  der 
Freien  konnte  natürlich  von  dem,  der  sie 
brauchte,  nur  im  Wege  freier  Verträge  erlangt 
werden.  Solcher  Verträge  wurden  nun  zwei 
Arten  vom  römischen  Recht  unterschieden:  der 
über  Leistung  von  Arbeiten,  also  gewöhnlich 
auf  Zeit  abgeschlossene  Vertrag  (locatio  con- 
ductio  operarum)  —  der  übrigens  auch  auf 
Lebenszeit  lauten  durfte!  —  und  der  auf 
Herstellung  eines  Arbeits  w  e  r  k  e  s  abzielende 
Vertrag  (locatio  conductio  operis).  bei  dessen 
Erfüllung:  der  Arbeitende  sein  eigener  Herr 
blieb  und  keiner  dritten  Person  die  Verfügung 
über  sich  einräumte.  Bei  den  Arbeitsleistungen 
unterschied  man  noch  speziell  die  geistigen 
I  Tätigkeiten  (operae  liberales)  und  die  übrigen 
\  Tätigkeiten  (operae  illiberales).  Die  geistigen 
Tätigkeiten  konnten  —  nach  dem  im  Rechte 
durchgedrungenen  Ehrbegriff  der  römischen 
guten  Gesellschaft  —  nicht  Objekt  eines  Lohn- 
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Vertrages  werden,  sie  verleihen  also  niemals 
einen  Ret^htsanf«pmch  auf  Honorar,  wenn  solches 
freilich  auch  freiwillig  gewährt  nnd  an^ 
nommen  werden  darf.  (Doch  sei  hierbei  gleich 
angemerkt,  daß  sich  dieser  Standpunkt  auf  die 
Dauer  nicht  hat  durchführen  lassen:  man  be- 
quemte sich  —  angesichts  der  wirtschaftlichen 
^otwendifi:keit  —  dazu,  zunächst  die  praecep- 
tores  studiomm  liberalium  und  nachher  eine 
Menge  anderer  Kepräsentanten  der  geistigen 
Berufe,  wie  z.  B.  Philosophen,  Rhetoren,  Aerzte, 
Chirurgen  und  Zahnärzte,  als  Personen  anzuer- 
kennen, die  honorarberechtigte  Arbeit  ver- 
richten.) Zu  den  illiberalen  Arbeiten  konnte 
jeder  Freie  sich  hergeben  (obwohl  er  damit  seine 
Würde  herabsetzte)  und  dadurch  Anspruch  auf 
vertragsmäßig  ausbedungenen  Lohn  (merces) 
sich  erwerben.  In  Konsequenz  des  starren  Be- 
mffs  der  Selbstherrlichkeit  des  freien  Indivi- 
dnnms  kennt  das  römische  Kecht  keine  Fürsorire 
für  die  die  Arbeit  leistenden  Personen.  Er- 
krankt z.  B.  der  Arbeiter  und  kann  somit  nicht 
weiter  arbeiten,  so  braucht  der  Arbeitgeber  ihm 
weder  Lohn  zu  zahlen  noch  sonst  irgendwie  für 
ihn  zu  sorgen! 

3«  Der  A«  im  Mittelalter«  Ganz  im  Gegen- 
satze zum  römischen  Recht  faßt  das  deutsche 
Recht  des  Mittelalters  den  Dienstvertrag  nicht 
bloß  als  ein  vermögensrechtliches,  sondern  zu- 
gleich als  ein  sittliches  Verhältnis  auf. 
Ganz  besonders  war  dies  auch  in  den  Städten 
bei  den  gewerblichen  A.  der  Fall.  Der  Lehr- 
ling und  Gesell  sollte  zu  ehrbarem  nnd  gottes- 
fflrchtigem  Lebenswandel  angehalten  werden, 
sollte  lernen,  sich  an  christliche  Zucht  und  Sitte 
zu  gewöhnen,  und  sollte  seinem  Arbeitcreber  in 
Treue  und  Gehorsam  ergeben  sein.  Dafür  ward 
auch  auf  der  anderen  Seite  für  Schutz  und 
Unterstützung  des  Arbeitsmannes  in  schlimmen 
Tagen  sresorgt.  Weiter  aber  ist  der  gewerbliche 
A.  des  Znnftzeitalters  noch  dadurch  charakteri- 
siert, daß  die  Freiheit  der  Kontrahenten  bei 
der  Abscbließung  des  Vertrages  erhebliche  Ein- 
schränkungen erleidet  im  Interesse  ihres  ge- 
ordneten Znsammenwirkens  bei  der  Arbeit  und 
hänfi|^  auch  im  Interesse  des  —  Nutzens  der 
Arbeitgeber.  So  war  es  z.  B.  dem  zünftigen 
Gesellen  in  der  Regel  nicht  gestattet,  sich  seinen 
Meister  selber  auszusuchen,  —  denn  man  wollte 
jede  Konkurrenz  der  Meister  untereinander  ver- 
meiden; vielmehr  war  auf  der  Herberge,  auf 
der  sich  jeder  neue  Geselle  zunächst  melden 
mußte,  eine  Tafel  aller  Meister  angebracht,  und 
die  Namen  der  Meister,  die  Gesellen  brauchten, 
unterstrichen:  nach  ihrer  Reihenfolge  wurden 
ihnen  dann  die  Zuwandernden  zugeschickt. 
„Und  soll  hierin  kein  meister  dem  andern,  an 
deme  die  Ordnung  ist,  eintraf  oder  Verhinderung 
mit  abspannung  und  entziehung  des  gesints 
thun"  (Nürnberger  Zunftstatut).  Der  Kontrakt, 
zu  dem  sich  der  neue  Geselle  verpflichtete,  galt 
in  der  Resrel  für  längere  Zeit,  sechs  Monate 
nnd  mehr ;  doch  wurden  die  ersten  vierzehn  Tage, 
manchmal  auch  vier  Wochen,  als  Probezeit  be- 
trachtet, nach  deren  Ablauf  das  Arbeitsverhältnis 
von  beiden  Seiten  aufgelöst  werden  konnte. 
Noch  zwingendere  Bestimmungen  waren  damals 
im  A.  der  kaufmännischen  Hilfsarbeiter 
üblich.  Die  Prinzipien  dieses  A.  werden  im 
nachstehenden  Mnsterkontrakte  aus  Nümberfi: 
(vom    Jahre    1579)    wiedergespiegelt.     Danach 


verpflichtet  sich  der  Kommis  seinem  Herrn. 
einem  Tuchhändler,  wie  folgt:  1.  10  Jahre  su 
dienen;  2.  nie  um  Geld  zu  spielen,  nie  Geld 
bei  sich  zu  tragen,  sondern  es  im  Bedarfsfälle 
vom  Chef  zu  entleihen;  3.  gehorsam  zu  sein, 
ohne  Willen  des  Chefs  nicht  aus  dem  Dienste 
zu  bleiben,  ohne  Erlaubnis  das  Haus  niemals 
zu  verlassen,  endlich  keine  „iXtee  Gesellschaft*" 
ins  Haus  zu  bringen;  4.  gegen  den  Willen  der 
Herrschaft  nicht  zu  heiraten,  dagegen  jederzeit 
den  Abschied  ruhig  anzunehmen,  wenn  die 
Herrschaft  „an  seinen  Diensten  ein  Ungefallen 
hätte"" ;  6.  für  Schaden,  den  er  hätte  verhüten 
können,  einzustehen;  6.  ohne  den  Willen  der 
Herrschaft  nichts  zu  verleihen,  für  nichts 
Bürge  zu  werden,  über  ihren  Handel  strengste 
Diskretion  zu  wahren;  7.  die  Kosten  für  seine 
Kleidung  ans  eigner  Tasche  zu  bestreiten, 
während  er  sonst  freie  Station  hat  und  loO  Golden 
Lohn  für  die  gesamte  Dienstzeit  erhält ;  8.  weder 
am  Orte  noch  anderswo  in  eine  Tnchhandlnng 
einzutreten,  wenn  ihn  der  Chef  vor  Ablauf  der 
10  Jahre  entläßt;  9.  Bürgen  für  100  Gulden  zu 
stellen,  zahlbar  an  die  Herrschaft  bei  Kontrakt- 
brnch ;  10.  Bürgen  für  den  Ersatz  etwaiger  Ver- 
untreuung zu  stellen! 

Anders  gestalteten  sich  im  Mittelalter  die 
Arbeitsverhältnisse  auf  dem  Lande.  Hier  tritt 
uns  (wie  Edgar  Loening  mit  Recht  bemerkt 
hat)  eine  kaum  übersehbare  Fülle  und  Mannig- 
faltigkeit der  verschiedenartigsten  Dienstver- 
hältnisse entgegen,  die  soweit  voneinander  ab- 
weichen, daß  sie  nicht  unter  einen  einheitlichen 
Hechtsbegriff  zusammengefaßt  werden  können. 
Wir  sehen  da  gänzlich  unfreie  Arbeiter,  daneben 
zu  ungemessenen  Dienstleistungen  oder  zu  ge- 
messenen verpflichtete  usw.,  überhaupt  %ine 
Menge  Zwischenstufen  zwischen  Freiheit  find 
Unfreiheit,  deren  Arbeitsleistung  in  der  Hdriff- 
keit,  dem  Lehensrecht  nnd  anderen  mittel- 
alterlichen Rechtsinstituten  bekundet  war.  Da- 
neben wurde  freilich  auch  die  Arbeit  freier 
Hilfskräfte  in  der  Landwirtschaft  gebrancht 
nnd  gemäß  freiwillig  geschlossenem  A.  ver- 
wendet: „knechte  —  heißt  es  in  der  Glosse 
zum  Sachsenspiegel  —  seyn  zweyerley :  eigent- 
lichen heyssen  knechte,  die  eysfen  sein,  — 
die  andern  heyssen  dyener  vnd  seind  frei 
lewte,  die  vns  dienen;  die  dienen  vmb  Ion 
tzu  eyuer  zeit  tzn  der  ander."  Aber  immer 
unterschied  sich  der  A.  des  deutschen  Becht»< 
von  der  römischen  locatio  condnctio  operaruui 
dadurch,  daß  der  Arbeiter  während  der  Daner 
des  Arbeitsverhältnisses  der  Gewalt  des  Arbeit- 
gebers unterworfen  war! 

4.  Der  A.  in  der  kapitalisttocken 
Produktionsweise.  Das  Naturrecht  und 
die  Nationalökonomie  des  18.  Jahrb.  lehrten 
übereinstimmend,  daß  das  Individuum  als 
frei  mit  seinen  Kräften  schaltende  Pereßn- 
lichkeit  l)etrachtet  werden  müsse  und  daß 
die  Durchfühnmg  dieses  Prinzips  im  prak- 
tischen Wirtschaftsleben  zur  höchstmöglichen 
Harmonie  der  verschiedenen  gesellschaft- 
lichen Kräfte  und  zum  Glück  aller  führen 
würde.  Demgemäß  wurde  —  als  diese 
Ideen  in  der  ganzen  Kulturwelt  zur  Herr- 
schaft gekommen  waren  —  überall  mit  den 
wirtschaftlichen   Beschränkungen  der  ladi* 
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Tidoen  (ebenso  wie  mit  der  PrivOegieniog 
bestimmter  Persouen)  tabula  lasa  gemacht. 
So  ergab  sidi  hier  als  pK)sitive  Konsequenz: 
der  freie  A.  Und  damit  dies  Prinzip  stets 
OehuDg  hatte,  wurde  der  —  selbst  frei- 
willige —  Verzicht  auf  die  persönliche  Frei- 
heit, und  darum  auch  der  A.  auf  Lebens- 
zeit, für  null  und  nichtig  erklärt.  Denn 
— wieeinmal  Hegel  erklftrte  —  ,,von  meinen 
besondem  körperlichen  und  geistigen  Oe- 
Bchicklichkeiten  und  Möglichkeiten  der  Tätig- 
keit kann  ich  einen  in  der  Zeit  beschränkten 
Gebrauch  an  einen  andern  veräußern,  weil 
sie  nadi  dieser  Beschränkung  ein  äußer- 
liches Verhältnis  zu  meiner  Totalität  und 
Allgemeinheit  erhalten.  Durch  die  Ver- 
äußerung meiner  ganzen,  durch  die  Arbeit 
konkreten  Zeit  und  der  Totalität  meiner 
Produktion  würde  ich  das  Substantielle  der- 
selben, meine  allgemeine  Tätigkeit  und 
WiriJichkeit,  meine  Persönlichkeit  zum  Eigen- 
tum eines  andern  machen!'^ 

Mit  dem  dargesteUten  Prinzip  glaubte 
die  neue  nationalökonomische  Theorie,  die 
zur  Herrschaft  gekommen  war,  alles  aufs 
Beste  bestellt:  die  Oleichstellung  beider 
kontrahierender  Parteien  bei  der  Abschließung 
des  A.  sollte  angeblich  bewirken,  daß  jedem 
soviel  an  irdischem  Out  und  AVohlsem  zu- 
teil werden  würde,  als  er  objektiv  nach 
sdnen  Leistungen  beanspruchen  könnte. 
Aber  die  Praxis  des  sozialen  Lebens  zeigte 
—  nach  der  treffenden  Bemerkung  Has- 
bachs —  bald,  daß  das  neue  ,,Arbeiterrecht 
die  unter  der  formellen  Oleichheit  verborgene 
materielle  und  technische  Ungleichheit  nicht 
zu  würdigen  wußte.'*  Es  stellten  sich  Miß- 
stände der  schlimmsten  Art  ein:  überlange 
Arbeitszeit,  übermäßig^  Exploitation  der  be- 
sdiäftigten  Arbeiterinnen  und  Kinder,  niedrige 
Löhne,  C^undheit  und  Leben  schädigende 
Arbeitsweise,  zeitweise  Arbeitslosigkeit  zahl- 
reicher arbeitsfähiger  und  arbeitswilliger  Per- 
sonen. Die  Folge  war  die  Arbeiterbewegung 
mxi  der  Sozialismus,  dessen  Anklagen  gegen 
den  „freien"  A.  niemand  so  tief  und  syste- 
matisch begründet  hat  wie  Marx.  Man  muß 
l^estefaeii,  —  schließt  Marx  seine  (freilich 
recht  einseitige)  Darstellung  der  Folgen  der 
modernen  Vertragsfreiheit  —  „daß  unser  Ar- 
beiter anders  aus  dem  Produktionsprozeß 
herauskommt,  als  er  in  ihn  eintrat.  Auf  den 
Markt  trat  er  als  Besitzer  der  Ware  ,Arbeitß- 
knlt  anderen  Warenbesitzem  gegenüber, 
Warenbesitzer  dem  Warenbesitzer.  Der  Kon- 
trakt^ wodurch  er  dem  Kapitalisten  seine 
Arbeitskraft  verkaufte,  bewies  sozusagen 
schwarz  auf  weiß,  daß  er  frei  über  sich  selbst 
verfügt  Nach  geschlossenem  Handel  wird 
entdedEt,  daß  er  ,kein  freier  Agent'  war, 
daß  die  Zeit,  wofür  es  ihm  freisteht  seine 
AibeitaJcnft  zu  verkaufen,  die  Zeit  ist,  wo- 
fOr  er   gezwungen   ist,   sie  zu  verkaufen. 


Zum  Schutz  gegen  die  Schlange  ihrer  Qualen 
müssen  die  Aroeiter  ihre  Köpfe  zusammen- 
rotten und  als  Klasse  ein  Staatsgesetz  er- 
zwingen, ein  übermächtiges  gesellschaftliches 
Hindernis,  das  sie  selbst  verhindert,  durch 
freiwilligen  Kontrakt  mit  dem  Kapital  sich 
und  ihr  Geschlecht  in  Tod  und  Sklaverei 
zu  verkaufen."  Freilich  —  die  Konsequenz, 
die  Marx  hieraus  zieht,  die  Ersetzung  des 
A.  durch  die  sozialistische  Gesellschaft,  wird 
niemand  billigen,  der  ,,mit  freiem  Blicke  die 
Hunderte  und  Aberhunderte  von  venm- 
glückten  Produktivgenossenschaften,  Pha- 
langen, Communities  umspannt,  deren 
Trümmer  den  Boden  von  den  lu^lten  Stätten 
europäischer  Kultur  bis  in  die  Prärien  des 
fernen  Westens  bedecken"  (H  a  s  b  a  c  h).  Viel- 
mehr wird  es  sich  darum  handeln,  den  freien 
A.  prinzipiell  beizubehalten,  gleichzeitig  aber 
den  Arbeiter  —  sei's  durch  Beschränkung 
der  freien  Selbstbestimmung,  sei's  durch 
besondere  Maßregeln  staatlicher  Fürsorge  — 
vor  Vergewaltigung  und  rücksichtsloser 
Schädigung  zu  schützen.  Und  diesem  Zwecke 
haben  Arbeiterschutzgeselze ,  Arbeiterver- 
sicherung, Fürsorge  für  Arbeitslose  usw.  zu 
dienen.  Das  Ziel  aber  muß  —  nach  der 
treffenden  Formulierung  Hasbachs  —  sein: 
,.dem  Unternehmer  die  wechselnden  Gewinne, 
die  Verluste,  das  Risiko,  —  dem  Arbeiter 
das  sichere,  stete  Einkommen,  the  living 
wage".  Dagegen  würde  der  neueste  Vor- 
schlag Brentanos  —  der  auf  Schaffung 
von  Zwangsorganisationen  sämtlicher  Ar- 
beiter und  Arbeitgeber  zielt,  wobei  alle 
Streitfragen  über  die  abzuschließenden  A. 
durch  die  unter  dem  Vorsitze  eines  Un- 
parteiischen tagenden  Vertreter  beider  Par- 
teien entschieden  werden  sollen!  —  die 
Vertragsfreiheit  der  Individuen  fast  ganz 
aufheben,  daher  den  Grundgedanken  der 
herrschenden  Wirtschaftsordnung  negieren. 
Dieser  Vorschlag  —  zuerst  von  Dühring 
in  seinem  Werke  über  ,,Kapital  und  Arbeit*^ 
(1865)  erhoben  —  trägt  übrigens  den  Stempel 
der  UndurchfOhrbarkeit  zu  sehr  an  der  Stirn, 
als  daß  sich  verlohnte,  seine  Schwächen  im 
einzelnen  nachzuweisen!  Immerhin  wird 
interessieren,  zu  erfahren,  was  in  England 
—  als  dort  1898  ein  solches  Projekt  vom 
Bischof  von  Hereford  aufs  Tapet  gebracht 
wimie  —  dem  von  einem  kundigen,  arbeiter- 
freundlichen Praktiker  des  Schiedsgerichts- 
wesens,  dem  Appellationsrichter  Sir  Edward 
Fry,  entgegengehalten  wurde:  „Was  — 
erklärte  Sir  Edward  —  hat  die  Engländer 
zu  dem  gemacht,  was  sie  sind,  wenn  nicht 
ihre  Leidenschaft  für  die  individuelle  Frei- 
heit, ihre  Gewohnheit,  na<th  eignem  Gut- 
dünken und  aus  eigener  Initiative  zu  han- 
deln, ihre  Abneigung,  ich  möchte  fast  sagen : 
ihr  Abscheu  gegen  das  Gängelband  amtlicher 
Machtbefugnis?    Die  Verbreitung  der  angel- 
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sächsischen  Rasse  über  die  Welt  gleicht  der 
von  Gusen  in  der  Atmosphäre:  wir  verdanken 
sie  der  rastlosen  Beweglichkeit  und  der 
Aktionsfreiheit  der  einzelnen  Bestandteile; 
sollen  wir  diese  Aktions-  und  Willensfreiheit 
ohne  die  |)einlich8ten  Bedenken,  ohne  die 
dringendsten  Gründe  preisgeben?  Kann 
mau  sich  ein  England  denken,  über  dessen 
ganze  I^änge  und  Breite  die  Arbeiterkontrakte 
alle  Jahre  von  Schiedsgerichten  überprüft 
wären?  Entweder  würden  die  Engländer, 
wie  mir  scheint,  gegen  ein  solches  System 
rcbellieren,  oder  sie  würden  jene  individuelle 
Aktionsfreiheit  einbüßen,  ohne  die  England 
nio  winl  sein  können,  was  es  gewesen  ist  I** 

5.  Der  A.  nach  dem  Bflr^rlichen  Gesetz- 
bnch  für  das  Deutsche  Reich.  Das  allge- 
meine Recht  de»  A.  wird  in  Deutschland  -- 
soweit  nicht  Spezialgesetze  (wie  z.  B.  Gewerbe- 
ordnung. Gesmde-  und  Bergrecht)  in  Betracht 
kommen  —  durch  das  „Bürgerliche  Ge- 
setzbuch'' geordnet.  Hier  wird  der  A.  nach 
den  Regeln  des  „D  i  en  st  vertragen  **  geordnet 
(von  dem  Buch  2,  Abschnitt  7,  Titel  (i,  §  611—30 
handeln).  Durch  den  Dienstvertrajf  wird  der- 
jenige, der  Dienste  zusagt,  zur  Leistung  der 
versj)rochenen  Dienste.  —  der  andere  'J'eil  zur 
Gewährung  der  vereinbarten  Vergütung  ver- 
pflichtet ;  Gegenstand  des  Dienstvertrajres  können 
Dienste  jeder  Art  sein  l§  611).  Ein  Unterschied 
zwischen  niederer  Arbeit  und  den  geistigen 
Berufen  wird  also  nicht  gemacht!  Wohl  aber 
wird  der  Dienst  vertrag  vom  Werkvertrag  ge- 
schieden 'von  dem  Buch  2,  Abschnitt  7.  Titel  7, 
§  (kU— 51  handeln).  Durch  den  Werkvertrag 
wird  der  Unternehmer  zur  Herstellung  des  ver- 
sproohnen  Werks,  der  Besteller  zur  Entrichtung 
der  vereinharten  Vergütung  verpflichtet;  Gegren- 
stand  des  Werkvertrapres  kann  sowohl  die  Her- 
stellung oder  Verändenuig:  einer  Sache  als  auch 
ein  anderer  durch  Arbeit  oder  Dienstleistun«^  her- 
beizuführender Erfolg  sein  (iJßHl).  Der  Unter- 
schied zwischen  Dienst-  und  Werkvertrag  wird 
von  K.  Loening  treffend,  wie  folgt,  formuliert: 
„  W^ährend  bei  deniDienstvertrag  die  Verpflichtung 
in  einer  bestimmten  Arbeitstätigkeit  besteht, 
ist  sie  bei  dem  Werkvertrag  auf  ein  Arbeits- 
erzeugnis gerichtet.  Der  Werkvertrag:  ist 
demnach  weit  mehr  mit  dem  Kaufvertrag  als 
mit  dem  Dienstvertrag  verwandt  und  von  dem 
Bürgerlichen  Gesetzbuch  auch  in  ähnlicher  Weise 
wie  dieser  geregelt." 

Vorausgesetzt  ist  bei  jedem  Dienstvertrage, 
daü  er  —  wie  jedes  Rechtstreschäft  —  nicht 
gegen  die  guten  Sitten  verstöUt ;  vor  allem  darf 
er  auch  nicht  die  Merkmale  des  „Wucherbegriffs" 
aufzeigen  ({J  1B8).  Die  Dienstverträge  sind 
femer  —  wie  alle  Verträge  —  so  auszulegen, 
wie  es  Treu  und  Glauben  mit  Rücksicht  auf 
die  Verkehrssitte  erfordern  ii§  l/)7).  Dann  sind 
Arbeitslöhne  unter  1500  M.  gegen  Aufrechnung 
geschützt  (§  HiU,  vgl.  dazu  55  850  der  Zivil- 
prozeOordnung).  Einen  weiteren  Schutz  ge^en 
Lohnabzüfre  gewährt  der  i$  616:  danach  wird 
der  zur  Dienstleistung  Verpflichtete  des  An- 
spruchs auf  die  Vergütung  nicht  dadnrch  ver- 
lustiir.  daß  er  für  eine  verhältnismäüig  nicht 
erhebliche  Zeit  durch  einen   in   seiner  Person 


liegenden  Grund  ohne  sein  Verschulden  an  der 
Dienstleistung  verhindert  wird. 

Andere  wichtige  Bestimmungen  sind  diese: 
Der  Dienstberechtigte  hat  Räume,  Vorrichtangen 
oder  Gerätschaften,  die  er  zur  Verrichtung  der 
Dienste  zu  beschaffen  hat,  so  einzurichten  und 
zu  unterhalten,  auch  die  Dienstleistangen  selber 
so  zu  regeln,  daU  der  Verpflichtete  gegen  Gefahr 
für  Leben  und  Gesundheit  soweit  geschützt  ist. 
als  es  die  Natur  der  Dienstleistuufif  gestattet. 
Ist  der  Verpflichtete  in  die  häusliche  Gemein- 
schaft aufgenommen,  so  hat  der  Dienstberechtigte 
in  Ansehung  des  Wohn-  und  Schlafraumes,  der 
Verpflegung  sowie  der  Arbeits-  und  Erholungs- 
zeit alle  Einrichtungen  zu  treffen,  die  mit  Rflck'- 
sicht  auf  die  Gesundheit,  Sittlichkeit  und  Religion 
des  Verpflichteten  erforderlich  sind.  Und  diese 
dem  Dienstberechtigten  obliegenden  Verpflich- 
tungen können  nicht  im  voraus  durch  Vertrag 
aufgehoben  oder  beschränkt  werden  (§  618 
und  619j. 

Ueher  die  Kündigung  und  Beendigung 
des  Dienstverhältnisses  gelten  die  folgenden 
Vorschriften.  Das  Dienstverhältnis  endigt 
natürlich  mit  dem  Ablaufe  der  Zeit,  für  die  es 
eingegangen  ist  (§  620i.  Ist  die  Daner  des 
Dienstverhältnisses  in  keiner  Weise  bestimmt, 
so  werden  vom  Gesetz  die  Kündigungsfristen 
in  der  Re^el  je  nach  den  Zeitabschnitten,  nach 
denen  die  Vergütung  bemessen  ist  (also  täglich. 
wöchentlich  usw),  bestimmt  (§  621).  Ist  die 
Vergütung  nicht  nach  Zeitabschnitten  bemessen, 
so  kann  das  Dienstverhältnis  jederzeit  irekttndigt 
werden;  bei  einem  die  Erwerbstfttigkeit  des 
Verpflichteten  vollständig  oder  hauptsächlich  in 
Anspnich  nehmenden  Dienstverhältnis  ist  jedoch 
eine  Kündigungsfrist  von  zwei  Wochen  einzu- 
halten (§  ()2H).  Trotzdem  kann  das  Dienst- 
verhältnis von  jedem  Teile  ohne  Einhaltung 
einer  Kündigungsfrist  gekündigt  werden,  wenn 
ein  wichtiger  Grund  vorliegt  {^  626).  Die 
Frage,  welche  Gründe  als  ,, wichtig"  zu  be- 
zeichnen sind,  wird  im  Gesetz  nicht  entschieden: 
sie  bleibt  also  den  Parteien,  und.  wenn  sich 
diese  nicht  einigen  können,  dem  E^essen  des 
Richters  überlassen  (zur  Erfifänzung  des  hier 
über  den  A.  Gesagten  ist  übrigens  noch  der 
Art.  „Tarifvertrag"  zu  vergleichen). 

6.  Der  A.brach.  Die  Nichteinhaltung 
der  ßestimmiuigen  des  A.  aus  anderen 
als  den  gesetzlichen  Gründen  ist  der  A.bnich. 
Dieser  kann  durcjh  den  Arbeiter  oder  den 
Arlieitgeber  erfolgen :  in  der  Pra  xis  ist  der 
hauptsäclilich  vorkommende  Fall  der  A.bruGh 
durc'h  den  Arbeiter,  der  die  Arbeit  ein- 
stellt (oder  den  Dienst  überhaupt  nicht  an- 
tritt). Es  handelt  sich  dann  meist  um  den 
Versuch  einer  bewußt  widergesetzlichen 
Schädigung  des  Arbeitgebers  durch  den 
Arbeiter,  demnach  um  eine  schlechterdings 
verwerfliche  unmoralische  Handlung. 
Natürlich  kann  die  ScliAdigung  häufig  genug 
abgewendet  werden,  z.  B.  wenn  es  dem  be- 
treffenden Arbeitgeber  gelingt,  sofort  ohne 
Mehrkosten  neue  Hilfskräfte  in  seinen  Dienst 
zu  nehmen. 

Das  Mittelalter  sah  in  dem  vom  Ge- 
sellen herbeigeführten  A.bruch  vor  allem  die 
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inoralifiche  üntat,  and  demgemäß  war  ge- 
setzliche Sühne  notwendig.  So  verlor  nach 
dem  Sachsenspiegel  (und  den  meisten 
sSchsischen  und  süddeutschen  Rechtsbüchern 
des  13.  u.  14.  Jahrh.)  der  des  Kontrakt- 
bruchs schuldige  Knecht  seinen  Lohnanspruch 
imd  war  außerdem  verpflichtet,  dem  Dienst- 
herm  eine  dem  ausgemachten  Lohne  gleich- 
kommende Summe  zu  zahlen:  „Die  hier 
angeordnete  Rechtsfolge  ist  eine  poena  dupli, 
die  sowohl  den  Ausgleich  des  begangnen 
Unrechts  wie  den  Ersatz  eines  etwaigen 
Vermögensschadens  bezweckt*^  (Richard 
Loening). 

Die  Zünfte  ahndeten  den  Kontraktbnich 
der' Gesellen  ebenfalls  mit  strengen  Bußen; 
und  sie  hatten  ein  Mittel,  die  Zahlung  des 
Strafgeldes  zu  erzwingen :  nämlich  das  Ver- 
bot den  kontraktbrüchigen  Gesellen  zu  be- 
?achäftigen.  das  unbedingt  in  der  Stadt,  wo 
es  erlassen  wurde,  meist  aber  auch  in  an- 
dern Städten  respektiert  wurde.  Und  zwar 
geschah  das  Verbot  in  der  Form,  daß  der 
betreffende  Geselle  für  ,,unredlich"  erklärt 
wurde.  So  bestimmt  ein  Nürnberger  Ge- 
setz (laSl).  daß  in  allen  Gewerken  jeder, 
der  ohne  Urlaub  imd  mit  Hinterlassung  von 
Schulden  fortginge,  „so  lang  und  viel  für 
unredlich  gehalten  werden  soll,  bisz  er 
sich  wiederumb  hieher  stelle  und  dasjenige 
leiste,  was  er  zu  thun  schuldig  ist."  Ebenso 
enthielten  die  Statuten  der  Kaufmannszünfte 
die  Bestimmung,  daß  der  Kontraktbruch  des 
Gehilfen  durch  Exklusion  aus  dem  Berufe 
zu  ahnden  sei,  „wo  den  ock  ein  jeder  red- 
licker  Man  sulcker  Dener  nicht  begerth'* 
<  Lübecker  Urkunde).  Wohingegen  der  Kauf- 
mann die  Erlaubnis  hat,  —  freilich  nur  im 
ESnveiständnis  mit  dem  Zunft  vorstände  — 
nicht  genehme  Kommis  vor  dem  kontrakt- 
mäßigen Termin  zu  entlassen! 

I>ie  Reichsgesetzgebung  früherer  Zeiten 
unterstützte  natürlich  die  gegen  den  Kon- 
mktbuch  der  Gesellen  gerichteten  Be- 
.strebungen  der  Zunftmeister.  So  verbot 
.•»chon  die  Reichspolizeiordnung  von 
IfxiO  die  Beschäftigung  von  Gesellen  ohne 
tiineii  von  dem  früheren  Dienstherrn  aus- 
^7e:4eUten  Entlassungsschein  und  verpflichtete 
«lie  Territorialregierungen  zur  Aufrichtung 
\'on  Satzungen  für  die  Gesellen,  „damit  nicht 
>ie  ihres  Gefallens  aus  den  Diensten  und 
AHieit  treten  und  derselben  Ungehorsam  und 
♦*igener  Will  fürkommen  werde." 

In  Preußen  bestrafte  später  das  All- 
:^emeine  Landrecht  den  Kontraktbruch 
nicht  durch  spezielle  Bestimmung,  sondern 
durch  das  Gesetz,  das  den  Handwerksge- 
.sellen  bei  Gefängnisstrafe  verbot,  sich  der 
Arbeit  an  den  Tagen,  die  durch  staatliche  j 
Vorschrift  zur  Arbeit  bestimmt  waren,  zu 
entziehn!  Dagegen  enthielt  die  preußische! 
Hpwerbeordnung von  1845 einen  speziell  1 


gegen  den  Kontraktbruch  der  Art^eiter  ge- 
richteten Paragraphen,  der  für  dies  Vergehen 
Geldbuße  bis  zu  20  Talern  oder  Gefängnis 
bis  zu  14  Tagen  androhte.  Seit  der  neuen 
deutschen  Gewerbeordnung  vom  Jahre 
1869  wird  jedoch  der  Kontraktbuch  nicht 
mehr  strafrechtlich  verfolgt ;  so  daß  also  der 
kontraktbrüchige  Arbeiter  vom  Arbeitgeber 
nur  zivilrechtlich  zum  Schadensersatze  an- 
gehalten werden  kann.  Es  ist  aber  klar, 
daß  der  Nachweis  der  Vermögensschädigung 
vor  Gericht  nur  schwer  zu  führen  ist  und 
daß  der  —  meist  mittellose  —  Arbeiter 
häufig  gar  nicht  imstande  sein  wird,  den 
Schaden  zu  ersetzen.  Die  Folge  davon  ist, 
daß  Arbeiter,  die  ihre  Arbeitgeber  schädigen 
oder  zur  Nachgiebigkeit  gegen  ihre  Forde- 
rungen zwingen  wollen,  gern  zu  der  Waffe 
des  Kontraktbrnchs  greifen,  wie  eine  aus 
den  Jahren  1889 — 90  stammende  preußische 
Statistik  bewiesen  hat.  Damals  liatten  näm- 
lich 235000  Arbeiter  gesti-eikt,  und  davon 
waren  über  206000  (87<^;o)  kontraktbrüchig 
gewesen ! 

Darum  wiixl  neuerdings  häufig  die  Forde- 
rung der  strafrechtlichen  V^erfolgimg 
des  Bruchs  des  A.  erhoben,  die  natürlich 
ebenso  den  Arbeitgeber  treffen  müßte, 
wenn  er  sicli  des  gleichen  Vergehens  schul- 
dig machte.  Aber  trotz  der  Empörung  über 
die  im  Kontraktbruch  liegende  Unmoral 
muß  jene  Forderung  zurückgewiesen  werden. 
Denn  einmal  würde  ihre  Erfüllung  —  ange- 
sichts der  Tatsache,  daß  auch  sonst  fort- 
während Verträge  gebrochen  werden,  ohne 
daß  die  Schuldigen  verfolgt  werden  —  nur 
ein  Ausnahmegesetz  gegen  die  Arbeiter  be- 
deuten, das  mit  den  modernen  Anschauungen 
von  der  Arbeiterfrage  unverträglich  ist.  Mit 
Recht  hat  schon  L  a  s  k  e  r  vor  vierzig  Jahren 
im  Keiclistage  gegen  dies  Postulat  geltend 
gemacht:  „Wenn  der  Vertragsbruch  ledig- 
lich auf  dem  Gebiete  des  Zivilrechts  sich 
bewegt,  dann  gibt  es  keine  Brücke  von  dem 
bürgerlichen  zum  Strafrecht,  und  es  ist 
Willkür  und  eine  Beleidigung  der  Arbeiter, 
daß  aus  ihren  Personen  der  Grund  ent- 
nommen wii-d,  weslialb  das,  was  allen  an- 
dern Personen  gegenüber  lediglich  zi\'il- 
rechtlich  und  mit  bürgerlichen  Ansprüchen 
verfolgt  wird ,  gegen  sie  mit  öffentlichen 
Strafen  verfolgt  wirdi"  —  Vor  allem  aber 
muß  gegen  die  Besü-afung  des  Kontrakt- 
bruchs  bemerkt  werden,  daß  sie  gerade  in 
den  eklatantesten  Fällen  —  nämlicli  wenn 
Tausende,  Zehntausende,  ja  Hunderttausende 
gleichzeitig  kontraktbrüchig  werden,  wie  das 
schon  öfters  vorgekommen  ist  —  einfach 
undurchführbar  ist  I  So  ist  in  diesem  Punkte 
Abhilfe  nur  von  der  wachsenden  Bildung 
und  Moral  der  arbeitenden  Klassen  zu  er- 
warten. Danun  mögen  die,  die  das  Olu* 
dieser  Klassen    haben,    ihnen    eindringlich 
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nicht  bloß  von  ihren  Rechten,  sondern  auch 

von  ihren  Pflichten  gegen  Staat  und  Gkjsell- 

schaft  sprechen. 

Literatur:  Alfred  Böninger,  Die  Bestrafung 
des  Arbeüsvertragsbruchs ,  Tübingen  1891,  — 
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Arbeitszeit 

1.  Allgemeines.  2.  Einfluß  der  A.  auf  Pro- 
duktion und  Lohn.  3.  Statistisches  und  Gesetz- 
gebung. 

1,  Allgemeines.  Unter  A.  versteht  man 
gewöhnlich  die  Zahl  der  von  Arbeitenden 
taglich  geleisteten  effektiven  Arbeitsstunden, 
also  den  Arbeitstag  mit  Ausschluß  der  Ruhe- 
und  Essenspausen.  Es  ist  dies  der  Arbeitstag 
i.  e.  S.  im  Gegensatz  zum  Arbeitstag  i.  w.  S., 
auch  Arbeitsschicht  genannt,  die  die  ganze  Zeit 
von  Anfang  bis  zu  Ende  der  täglichen  Arbeit 
umMt.  Doch  wird  auch  der  Ausdruck  Ar- 
beitsschicht nicht  immer  in  diesem  Sinne 
gebraucht.  Es  gibt  Betriebsstätten,  w^o  noch 
ein  besonderer  Zeitverlust  dadurch  entsteht, 
daß  der  Arbeiter  erst  an  seinen  Arboits- 
posten  verbracht  und  nach  Schluß  der  Ar- 
beit zum  Ausgangspunkt  zurückgeführt 
wenlen  muß.  Ein  Hauptfall  ist  die  Ber^- 
werksarbeit  unter  Tage.  Rechnet  man  die 
Ein-  und  Ausfahrt  in  die  Schicht  mit  hinein, 
so  kann  man  von  einer  Bruttoschicht  sprechen, 
im  anderen  Falle  liegt  eine  Nettoschicht  vor, 
meistens  einschließlich  der  Frühstücks-  und 
Mittagspausen.  Im  Bergbau  ist  es  manchmal 
üblich,  nicht  die  Schicht  für  den  einzelnen  Ar- 
beiter, sondern  die  der  ganzen  Belegschaft  als 
Schicht  im  Sinne  der  Arbeitsordnungen  und 
der  Arbeiterschutzbestimmungen  anzusehen. 

Die  Länge  und  Ordnung  der  A.  ist  neben 
dem  Lohn  die  wichtigste  Bestimmung  des 
Arbeitsvertrags.  Das  ganze  Arbeitsverhältnis, 
die  geistige  und  körperliche  Entwicklung, 
Verkümmening  und  Hebung  des  Arbeiter- 


standes, das  A^'erhältnis  der  Arbeitei  su 
ihren  Familien  und  vielfach  auch  ihre  Wohii- 
verliältnisse  hängen  davon  ab.  Doch  ist  die 
tägliche  A.  nicht  allein  maßgebend  für  die 
Entscheidung,  was  liier  die  (Frenzen  der 
Humanität,  Hygiene  und  Sitte  überschreitet 
und  auch  die  Lohnhöhe  bestimmt  sich  keines- 
wegs nach  der  Zahl  der  Arbeitsstunden 
allein.  Die  Arbeit  ist,  je  nach  ihrer  Art. 
mit  verschiedener  körpierlicher  Anstrengung 
verbunden,  d.  h.  der  i)eriodische  VerbniuMi 
der  Arbeitskräfte  ist  ein  verschiedener  nadi 
der  Art  des  Arbeitsprozesses,  nach  der 
Lebenshaltung,  namentlich  der  Ernährung, 
des  Arbeiters,  nach  den  hygienischen  Zu- 
ständen an  der  Arbeitsstelle,  nach  deai 
Lebensalter  und  Geschlecht  des  Arbeiters 
und  endlich  nach  der  —  statistisch  freilich 
ebenso  schwer  wie  legislativ  faßbaren  — 
Verschiedenheit  der  Konstitution,  der  Ar- 
beitsfähigkeit und  Arbeitsfreudigkeit  des  In- 
dividuums. Letztere  sind  nationen-  and 
rassenweise  mannigfaltig  abgestuft  imd  offen- 
bar ein  Produkt  der  kiüturellen  Entwicklung. 
Die  Arbeitsfreudigkeit  ist  auch  gewohnheits- 
mäßig in  den  einr.elnen  Branchen  eine  ver- 
schiedene, und  es  wird  wohl  nicht  ^leugnet 
werden  können,  daß  es  schließhch  auch 
darauf  etwas  ankommt,  ob  man  den  Ar- 
beitern durch  eine  klassenverhetzende  Agi- 
tation, die  in  dem  iJnteniehmer  nur  den 
Ausbeuter  sieht,  die  Arbeitsfreude  und  das 
Interesse  am  Arl>eitserfolg  verdirbt  oder  nicht. 
Jede  Arbeit  vernichtet  Kraft.  Die  Summe 
von  Kraft,  über  welche  das  Subjekt  jeweilig 
verfügt,  wäre  bald  erschöpft,  gelänge  es 
ihm  nicht,  den  Kraftverlust  durch  Krafter- 
satz wieder  wettzumachen.  Diese  Repro- 
duktion der  absorbierten  Kiuft  geschieht 
durch  Nahrungsaufnahme,  Ruhen  imd  Schla- 
fen. Das  Maß  der  Erholung  hängt  von  A. 
und  Arbeitslohn  ab.  Der  Arbeiter  ist  aber 
das  Glied  einer  sittlich-gesellscliaftlichen  Ge- 
meinschaft. Um  sich  als  solches  fühlen  zu 
können  und  sich  nicht  nur  die  physische, 
sondern  auch  die  psychische  Arbeitsfreudig- 
keit zu  erhalten,  muß  die  Ausdehnung  der 
täglichen  A.  eine  vernünftige  sein,  d.  h. 
Kraftverlust  und  Kraftersatz  müssen  sich 
entsprechen,  und  der  Arbeiter  muß  für  die 
Ordnung  häuslicher  Angelegenheiten,  zum 
Familienleben  imd  überhaupt  zu  allen  den- 
jenigen Lebensgenüssen,  an  welchen  ihm 
die  gesellschaftüche  Ordnung  einen  berech- 
tigten Anspruch  verleiht,  hinreichende  Mufie 
behalten.  M.  a.  W.  der  Arbeiter  darf  nicht 
zum  Arbeitsinstrument,  zur  Maschine  her- 
abgewürdigt werden.  Außer  der  phN'sischen 
und  psychischen  Erholung,  die  den  einen 
Arbeitstag  vom  folgenden  trennt,  und  Arfomt 
mit  Ruhe  abwechseln  läßt,  hat  die  zivili- 
sierte Menschheit  die  Gewohnheit  ange- 
nommen, noch  eine  fernere  periodische  Ruhe, 
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welche  die  Eintönigkeit  regelmäßiger  6e- 
schftftigaDg  unterbricht,  vorzusehen.  Es  ist 
dies  die  wöchentliche  Ruhe,  die  Unter- 
brechung der  Arbeit  an  Sonn-  und  Feier- 
tagen. Eine  solche  periodische  ünterbre- 
chui^  der  tfiglichen  An)eit  —  darin  stimmen 
die  rjfahrung,  das  humane  und  soziale  Po- 
rstolat  mit  dem  kirchlichen  Gebote,  dessen 
Forderung  die  Erfüllung  eines  unmittelbar 
göttlichen  Befehls  darstellt,  überein  —  ist 
in  der  Tat  ein  notwendiges  Mittel  zur  Er- 
hahong  geistiger  Gesundheit  Die  Menschen 
wären  nicht  imstande,  sich  von  dem  mecha- 
nischen Einerlei  des  Lebens  freizumachen, 
über  die  -unendliche  Menge  von  Dingen,  in- 
mitten derer  sie  leben,  vernünftig  nachzu- 
denken und  sich  auf  sich  selbst  zu  besinnen, 
wenn  sie  alle  Tage  in  der  gleichen  Tret- 
mühle der  Arbeit  verbrächten. 

Die  Erfahrung  lehrt,  daß  der  ailwöchent- 
liehe  Ruhetag  eine  zweckmäßige  Ab^n- 
zung  der  werktäglichen  Arbeit  ist  Bei  der 
Ausdehnung  der  Feiertagsgebote  auf  die 
nicht  mit  einem  Sonntag  zusammenfedleuden 
kirchlichen  Festtage  tritt  zwar  der  religiöse 
Gesichtspunkt  in  die  vorderste  Reihe,  aber 
soweit  es  sich  um  einige  Doppelfeiertage 
im  Jahre  handelt,  hat  diese  Einrichtung 
«iinen  in  sozialer  Beziehung  nicht  ganz  zu 
unterschätzenden  Vorteil:  durch  sie  wird 
die  ermüdende  und  abstumpfende  Eintönig- 
keit des  alltäglichen  Lebens  weiterhin  durdi 
Ausnahmen  unterbrochen,  und  den  arbeiten- 
den Klassen  wird  damit  eine  ähnliche  Ab- 
wechslung, wie  den  besitzenden  und  ge- 
bildeten bezüglich  ihrer  Ferien,  in  denen  sie 
sieh  von  der  Monotonie  des  Berufes  und 
von  geistiger  Ueberanstrengung  erholen  sollen, 
irewährt 

Ebenso  wie  die  tägliche  A.  ist  auch  die 
Zahl  der  Ruhetage  zonen-,  nationen-.  gegen- 
den-  und  branchenweise  je  nach  Sitte, 
Kulturzustand,  kirchlichem  und  staatlichem 
Gebot,  Technik,  Saison  und  Konjunktur  eine 
verschiedene.  Ein  Uebermaß  von  Feiertagen, 
wie  wir  es  auf  niederen  Kulturstufen  zum 
Teil  bis  in  unsere  Zeit  hinein  finden,  muß 
als  Symptom  schlechter  Arbeitsdisziplin,  der 
Artjeitsscheu  und  Lottrigkeit  der  volkswirt- 
schaftlichen Gewohnheiten  gelten,  die  auch 
in  den  übrigen  Arbeitssitten  ihre  Bestätigung 
za  finden  pflegen.  Ein  Uebermaß  von  Feier- 
ta^n  und  Festen,  die  die  natürliche  Ar- 
^•eitspflicht  fortlaufend  unterbrechen,  ist 
fttets  eiu  Beweis  von  volkswirtschaftlicher 
Rückständigkeit  Der  wirtschaftliche  Ge- 
samterfolg,  von  dem  im  wesentlichen  der 
Stand  der  Kultur  abhängt,  findet  seinen 
Ausdruck  vor  allem  in  der  Arbeitslust 
Erst  durch  sie  wird  die  Arbeitskraft  bewegt, 
und  erst  durch  die  Arbeitslust  entsteht  und 
fe^tetgert  sich  das  Geistige  in  der  Arbeit,  die 
Geschicklichkeit  in  den  niederen  Gattungen 


derselben,  die  Findigkeit  und  Intelligenz  auf 
den  höheren  Stufen. 

Trotz  der  Härte  und  des  Zwangs  im 
täglichen  Kampf  ums  Dasein  wollen  die 
Klagen  über  die  Unsitten  der  Vergnügungs- 
sucht, der  Vereinsmeierei,  des  üeberwuchems 
von  halben  und  ganzen  Feiertagen  immer 
noch  nicht  ganz  verstummen ;  freilich  treffen 
sie  mehr  noch  als  die  lohnarbeitenden 
Klassen  den  sogenannten  „bürgerlichen 
Mittelstand",  besonders  in  den  kleinen 
Städten.  Daß  hierbei  nicht  allein  zünftige 
Erinnerunffen  und  kirchliche  Gewohnheiten 
maßgebend  sind,  beweist  der  Unterschied 
zwischen  dem  deutschen  Nordosten  und  dem 
Westen  und  Süden  (Fastnachtszeit).  Die 
Zail  der  effektiven  Arbeitsstunden  im  Jahre 
hängt  aber  nicht  nur  von  den  mehr  oder 
minder  freiwilligen  Sitten  und  Unsitten, 
sondern  auch  von  dem  Maße  der  Gewäh- 
rung der  notwendigen  Sonntagsruhe  und 
von  den  Schwankungen  der  Nachfrage  nach 
Arbeit  ab.  Es  steht  fest,  daß  da,  wo  kein 
fester  und  vollständiger  Ruhetag  in  der 
Woche  gewährt  wird,  wo  durch  eine  zu 
lang  ausgedehnte  Tagesarbeit,  durch  Ueber- 
stunden  und  Nachtschichten  die  Nachtruhe 
und  Auffrischung  des  Geistes  und  Gemütes 
verkümmert  wini,  die  Verführung  zu  Extra- 
ruhetagen („blauer  Montag*-)  besonders 
groß  ist 

Neben  den  regelmäßig  beschäftigten  Ge- 
werben haben  wir  Saisongewerbe,  und  zwar 
solche,  die  der  Natiu*  der  Sache  nach  perio- 
dische Saisongewerbe  sind  (z.  B.  das  Bau- 
gewerbe, die  Arbeit  auf  dein  Felde),  und 
solche,  welche  um  egelmäßig,  je  nach  den 
Konjunkturen  des  Marktes,  bald  einer  über- 
großen Nachfrage  nach  Arbeit,  bald  einem 
übergroßen  Angebot  von  Arbeit  unterweisen 
sind.  Je  mehr  die  moderne  Großindustrie 
von  den  Schwankungen  des  Wellmarktes 
beeinflußt  wird,  desto  stärker  wechseln 
solche  Kurven  der  Konjunktur,  und  gerade 
die  neuste  Entwicklung  großindustrieller 
Länder  ist  in  unerfreulichster  Weise  gekenn- 
zeichnet durch  eine  periodisch  auftretende 
empfindliche  Arbeitslosigkeit 

Will  man  also  die  tatsächliche  A.  zum 
Gegenstand  der  sozial ix)litischen  Untersu- 
chung machen  und  aus  ilu-  Folgerungen  für 
die  Aufgaben  der  Gesellschaft  und  des 
Staats  ableiten,  so  wäre  es  richtiger,  nicht 
die  tägliche  A.  allein,  sondern  diejenige  des 
ganzen  Jahres  zu  benK-ksichtigen.  Diese 
letztere  wird  aber  bestimmt  einerseits  von 
der  täglichen  A.  L  e.  S.,  andererseits  von 
der  Zaiü  der  Kuhetage,  von  der  Saison  und 
von  den  Schwankungen  der  Konjunktur; 
aber  auch  so  bleiben  noch  zahlreiche  Unter- 
schiede je  nach  der  Leistungsfähigkeit  des 
Arbeitssubjekts,  der  Qualität  des  Arbeitsob- 
jekts und  der  Art  der  Beschäftigung  übrig. 
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Man  vergleiche  in  letzterer  Beziehung  z.  B. 
die  verschiedene  Arbeitsanstrengung  der 
Ladnei-innen  in  kleinen  und  großen  Städten 
bei  relativ  gleicher  A.  Die  gesunde,  mit 
Ghefahren  so  gut  wie  nicht  verbundene, 
außenlem  noch  saisonmäßige,  Arbeit  der  er- 
wachsenen landwirtschaftlichen  Tagelöhner 
läßt  sich  mit  derjenigen  in  den  Fabriken 
und  Bergwerken  kaum  in  eine  Parallele 
bringen. 

2.  Einflnss  der  A.  auf  Produktion 
nnd  Lohn.  Ueber  das  Verhältnis  von  A. 
und  Arl)eitslohn  zur  Arbeitsleistimg  sind  in 
der  nationalökonomischen  Literatur  zwar 
schon  früher  wiederholt  Hinweise  zu  finden, 
die  den  leistungssteigernden  Einfluß  höherer 
Ijöhne  und  kürzerer  A.  betonen.  Zu  einer 
grilndlichen,  aber  keineswegs  schon  abge- 
schlossenen Erörtening  dieses  Problems  ist 
es  erst  in  neuerer  Zeit  gekommen.  Nament- 
lich die  Forschungen  Brentano's,  des  Ameri- 
kaners Schoenhoff  und  des  schweizerischen 
Fabrikinspektors  Schuler  haben  Aufsehen 
erregt  und  Anerkennung  gefunden.  Es 
stehen  sich  heute  drei  Ansichten  noch  ziem- 
lich unversöhnlich  gegenüber.  Die  eine 
ältere,  die  frilher  die  Praxis  und  die  indivi- 
dualistische Theorie  gleichmäßig  beherrschte, 
heute  aber  als  von  der  nationalökonomischen 
Doktrin  aufgegeben  gilt,  im  übrigen  aber 
in  ihren  extremen  Konsequenzen  schon  von 
A.  Smith  niemals  akzeptiert  worden  ist, 
deduziert,  wie  folgt:  die  Kosten  der  Arbeit 
stellen  sich-  als  ein  Produkt  aus  den  Be- 
ziehungen dar,  welche  zwischen  A.,  Ar- 
beitslohn und  Arbeitsleistung  bestehen.  Je 
länger  die  A.  ist,  desto  großer  ist  die  dem 
Unternehmer  zufließende  Arbeitsleistung. 
Von  dieser  letzteren  hängt  aber  auch  die 
Größe  ihrer  Vergütung  —  der  Arbeitslohn 
—  ab.  Eine  Verlängerung  der  A.  also  be- 
wirkt, da  das  Anlagekapital  stärker  ausge- 
nützt werden  kann,  eine  Verringenmg  der 
Produktionskosten  der  Waren  und  eine  Er- 
höhung der  Rente  und  Amortisationsquote; 
sie  kommt  aber  nicht  nur  dem  Unternehmer, 
sondern  auch  dem  Arbeiter  zugute,  weil 
dieser  einen  höheren  I^ohn  erhält;  denn  auch 
seine  Arbeitskraft  wird  stärker  ausgenützt. 
Wird  dagegen  eine  Kürzung  der  bisherigen 
A.  durchgeführt,  so  tritt  das  Gegenteil  ein: 
Erhöhung  der  Produktionskosten,  Vermin- 
derung des  Unternehmergewinns  \md  des 
Arbeitslohns.  Da  an  eine  internationale 
Regelung  der  A.  in  absehbarer  Zeit  nicht 
zu  denken  ist,  schädigt  eine  solche  Reduk- 
tion, einseitig  in  dem  einzelnen  Lande  durch- 
geführt, den  Unternehmer  in  seiner  Prodnk- 
tions-  und  Konkurrenzfähigkeit  und  drückt 
auch  das  Lohnniveau.  Mit  einer  auf  diesem 
Wege  herbeigeführten  Erhöhung  der  Pro- 
duktionskosten werden  aber  nicht  nur  Ar- 
beiter und  Unternehmer,   sondern  auch  die 


Masse  der  Konsumenten  empfindlich  be- 
troffen; denn  sie  müssen  für  die  Waren 
höhere  Preise  bezalilen.  Mit  anderen  Wor- 
ten :  die  gesamte  Volkswirtschaft  leidet  unter 
der  Abkürzung  der  A.  Daß  diese  Ansid^t 
nicht  nur  bei  den  Interessenten  vertreten 
ist,  sondern  gelegentlich  auch  großen  Staats- 
männern ernstlich  vorgeschwebt  hat,  beweist 
uns  vor  allem  die  Stellungnahme  des  Fürsten 
v.  Bismarck  zur  gesetzlichen  Sonntagsruhe 
Er  warf  im  Reichstag  (9./I.  1882)  die  Fra^ 
auf,  wer  denn  bei  Ausfall  der  Sonntagsarfoeit 
den  Unternehmern  und  Arbeitern  ^'7  ihres 
Wocheneinkommens  ersetze. 

Eine  zweite  Ansicht,  der  die  letzten  Jahr- 
zehnte immer  zahlreichere  Anhänger  zuge- 
führt haben,  formuliert  die  These  folgender- 
maßen: je  höher  der  Lohn  und  je  kürzer 
die  A.,  aesto  größer  wird  auch  die  quanti- 
tative und  qualitative  Arbeitsleistung.  Durch 
beides  wird  der  Bildungs-  und  Kräftezustand 
der  Arbeiterbevölkerung  verbessert,  und  die 
Erfahrung  lehrt,  daß  in  jenen  Ländern  die 
besten  und  größten  Arbeitsleistungen  erzielt 
werden,  in  welchen  die  Arbeiter  am  hödi- 
sten  entlohnt  sind  und  wo  sie  die  kürzeste 
A.  haben.  Diese  Ansicht  hat  man  besonders 
durch  englische  und  amerikanische  Beispiele 
zu  erhärten  versucht,  und  auch  die  Erfiah- 
rungen  derjenigen  Staaten,  welche  den  Maxi- 
malarbeitstag durch  Oesetz  eingeführt  haben, 
sollen  in  überraschender  Weise  die  These 
bestätigen. 

Eine  dritte  Ansicht  endlich,  welche  ihre 
Verbreitung  namentlich  in  sozialistischen 
Arbeiterkreisen  gefunden  hat,  aber  auch  von 
manchen  Theoretikern  vertreten  wird,  knüpft 
an  die  marxistische  Lehre  von  der  ,,Reserve- 
ainnee''  an.  Sie  läßt  die  Frage,  ob  in  der 
Tat  bei  kürzerer  Arbeitsdauer  die  Arbeits- 
leistung dieselbe  bleibe,  offen.  Entweder, 
so  sagt  sie,  bleibt  die  Produktion  dieselbe, 
dann  verliert  weder  Unternehmer  noch  Ar- 
beiter, oder  aber,  die  Produktionsfähigkeit 
vermindert  sich,  dann  müssen,  um  die  Lücke 
auszufüllen,  um  so  mehr  neue,  jetzt  beschäfti- 
gungslose Arbeitskräfte  (die  Reservearmee) 
eingestellt  werden,  d.  h.  das  Angebot  von 
Arl)eit  verringert  sich,  die  Nachfrage  nach 
derselben  erhöht  sich,  und  diese  Wechsel- 
wirkung kompensiert  den  drohenden  Rück- 
gang des  Lohns. 

Es  ist  klar,  daß  nur  in  dem  ersten  Fall 
die  Kürzung  der  A.  den  Unternehmen 
keinen  Schaden  brächte. 

Unseres  Erachtens  ist  keine  dieser  Theo- 
rien in  ihrer  allgemeinen  Fassung  richtig, 
und  keine  kann  unbedingt  verworfen  wer- 
den. Aber  in  jeder  dieser  Lehrmeinungen 
liegen  Momente  verborgen,  welche  unter 
Umständen  maßgebend  für  eine  zuverlässige 
Untersuchung  der  in  Frage  kommenden 
Tatbestände  sein  können.    So  haben  ^izakle 
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Eänzelbeobachtungen  mit  fast  absolut  zu 
nennender  Sicherheit  ergeben,  daß  in  der 
Tat  bei  mäßiger  Reduktion  der  Arbeitsdauer, 
besonders  wenn  letztere  eine  besonders 
große  und  überspannte  war,  ebenso  wie  bei 
höherem  Lohn  sich  die  Intensität  der  Ar- 
beitsl^stnng  derart  gesteigert  hat,  daß  nicht 
nur  das  Gleiche,  sondern  sogar  vielfach  ein 
Mehr  an  Arbeit  prästiert  wurde  (englische 
Baiimwollindustrie).  In  gewissem  Umfange 
haben  Erfahrungen,  welche  Länder  mit  aÜ- 
gemeinero  gesetzlichen  A.schutz  (Schweiz, 
^lesterreich)  gemacht  haben,  diese  merk- 
würdigen Beobachtungen  auch  generell  be- 
stätig;!. Nicht  mit  Unrecht  verweist  man 
des  weiteren  auf  die  bekannte  Tatsache,  daß 
Nordamerika  und  Großbritannien  mit  kurzer 
A  und  hohen  Löhnen  vielfach  billiger  pro- 
dnzieren,  als  es  auf  dem  Kontinent  bei  um- 
gekehrtem Verhältnis  möglich  ist.  So  be- 
fremdend auf  den  ersten  Blick  diese  Er- 
ächeinungen  auch  sein  mögen,  so  einfach 
and  sie  doch  zu  erklären.  Hier  hat  eben 
die  Kürzung  der  A.  eine  größere  körperliche 
und  geistige  Frische  der  Arbeitenden  zur 
Yolge  gehabt,  und  der  größeren  physischen 
und  psychischen  Elastizität  entsprach  eine 
entsprechende  Steigerung  der  Leistungs- 
ähiKkeit. 

Es  steht  fest,  das  A.  und  Arbeitsleistung 
adi  durchaus  nicht  proportional  zu  einander 
yerhalten.  Ueberstundeu  bringen  keineswegs 
immer  die  erwartete  Mehrleistung,  und  auf 
<ler  anderen  Seite  ist  bei  einer  Einschrän- 
kung der  A.  der   proportionale  Ausfall  in 
den  Arbeitsleistungen    häufig    nicht   einge- 
treten.   Ja,  es  kann  sogar  eine  Verbilligung 
der  Arbeit  für  den  Unternehmer  eintreten, 
da  ein  Teil  der  Generalkosten   bei  der  A.- 
reduklion   abnimmt.     Freilich    begünstigen 
Reformen  auf  diesem  Gebiete  die  Einffthrung 
des  Akkordlohns,  gegen  den  bekanntlich  viele 
-^itergnippen  eine  unüberwindliche  Ab- 
neigung haben.    ,,  Akkord  lohn  ist  Mordlohn", 
90  heißt  ein  ebenso  oft  gehörtes  wie  schiefes 
Sdilagwort    Es  ist  natürlich,  daß  bei  einer 
neunstündigen  Arbeitsschicht  auch  die  Ar- 
Wtgpausen  kürzer  sein  können  als  bei  einer 
iwöifstündigen  Schicht.    Es  ist  aber  auch 
^r  und  auch  gesünder,  wenn  man  die 
Erf»oliing  statt  in  den  warmen  und  staubigen 
RäJiroen  der  Fabriken  im  Freien  und  in  der 
fläu&jiehkeit   verbringt      Unter   Umständen 
gPstallen  der  spätere  Beginn   des  Arbeits- 
^  und  der  frühere  Feierabend,  daß  der 
Arbeiter  weiter  von  der  Fabrikstätte  ab  in 
den  Vororten  und  auf  dem  Lande  lebt  und 
äoe  hilligere  und  gemütlichere  Wohngelegen- 
keil  aiifioutzen  kann.    Wird  aber  der  Betrieb 
QW8  Werkes  durch  Verringenmg  der  Pausen 
Dod  Kürzung    der   Stundenzahl   intensiver, 
so  iiiainit  der  relative  Kohlenverbrauch,  so- 
wie der  Verbrauch  an  Schmiere,  Putz-  und 


Beleuchtungsmaterial,  dessen  Einschränkung 
mau  ja  vielfach  diu-ch  Ersparnisprämien  zu 
begünstigen  sucht,  ab,  und  dieser  Vorteil 
kommt  den  Unternehmern  allein  zugute.  Er 
reduziert  die  Spesen  und  damit  die  General- 
unkosten und  trägt  oft  zu  einer  YerbiUigung 
des  Produktes  bei. 

Doch  so  wahrscheinlich  das  genannte 
eigentümliche  Wechselverhältnis  innerhalb 
bestimmter  Grenzen  sein  mag,  so  irreleitend 
würde  seine  Vei*allgemeinerung  über  diese 
Grenzen  hinaus  sein.  Einmal  ist  die  Inten- 
sität der  Arbeit  nicht  beliebig  steigerungs- 
fähig. Sie  ist  es  um  so  weniger,  je  weniger 
der  Arbeiter  durch  seine  Beschäftigung 
körperlich  und  geistig  angestrengt  wird, 
also  da,  wo  er  die  Maschine  ohne  eigenen  er- 
heblichen Kraftverbrauch  bedient.  Sie  ist 
es  in  höherem  Grade,  wo  es  am  meisten  auf 
ein  wohlüberlegtes  und  exaktes  Ai-beiten 
ankommt,  wo  die  Maschinen  kompliziert  sind 
und  besonderes  Verständnis  und  große  Um- 
sicht zu  ihrer  Bedienung  erfordern.  Daraus 
erklärt  sich  die  Erscheinung,  daß  die  A. 
in  denjenigen  Industrieen  am  ehesten  ohne 
Schaden  für  die  Produktion  gekürzt  werden 
kann,  welche  geschulter  und  intelligenter 
Arbeiter  bedürfen.  Es  steht  damit  vollständig 
im  Einklang,  daß  in  anderen  Industrieen  und 
Gewerben,  wo  weniger  geübte  Arbeitskiäfte 
Verwendung  finden,  die  Arbeiter  von  einer 
Verkürzung  der  A.  nicht  recht  etwas  wissen 
wollen,  weil  sie  —  wahrscheinlich  mit  rich- 
tigem Instinkt  —  eine  Schmälerung  ihres 
Einkommens  befürchten.  Dies  wird  jeden- 
falls da  besonders  empfindlich  fühlbar 
werden,  wo  Stück-  und  Stundenlohn  üblich 
ist,  wie  überhaupt  die  A.kürzung  sehr  leicht 
zur  Neueinführnng  der  Akkordlöhnung  führt. 
Dazu  kommt,  daß  nur  ein  Teil  der  Betriebe 
eines  und  desselben  Produktionsgebiets  die- 
jenige technische  Leistungsfäliigkeit  besitzt, 
die  es  möglich  macht,  die  größere  Intensität 
der  Arbeitsleistung  im  Produktionsprozeß  zu 
verwerten. 

Im  übrigen  sind  nicht  alle  Untersu- 
chungen, die  das  Verhältnis  von  A.  und  Ar- 
beitsleistung feststellen  wollten,  gleich  exakt 
»md  einspruchsfrei,  und  lange  nicht  alle  be- 
kannt gewordenen  Tatsachen  bestätigen  die 
Regel,  daß  bei  Kürzung  der  A.  die  Arbeits- 
leistung dieselbe  geblieben  sei.  Was  die 
erstgenannten  Fälle  anbetrifft,  so  wird  zwar 
ein  Gleichbleiben  der  Produktionsmenge  auch 
nach  der  A.reduktion  glaubhaft  festgestellt, 
aber  manchmal  sind  nicht  die  Arbeitsinten- 
sität, sondern  technische  Verbesserungen  im 
Betriebe,  neue  Maschinen,  andere  Verarbei- 
tungsstuffe  und  andere  Arbeitskräfte  die 
Ursachen  des  verbesserten  Produktionspro- 
zesses gewesen.  Auch  kann  die  raschere 
Fertigstellung  der  Quantität  auf  Kosten  der 
Qualität  entstanden  sein.    Endlich  ist  auch 
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Dicht  unbedingt  sicher,  ob  wirklich  die  Stei- 
gerung der  Arbeitsleistung  in  kürzerer  Ar- 
beitsfrist ganz  ohne  Gefährdung  der  Gesund- 
heit des  Arbeiters  möglich  ist ;  die  Arbeits- 
ffeschicktesten  und  Leistungsfähigsten  werden 
die  intensivere  Anspannung  ihrer  Kräfte  er- 
tragen, andere  aber  nicht.  Und  so  kann 
eine  aufgezwungene  Reduktion  der  A.  das 
sozial-politisch  keineswe^  ganz  unbedenk- 
Uche  Resultat  haben ,  daß  die  leistungsfähigsten 
Betriebe  und  Arbeiter  auch  so  auf  der  Höhe 
bleiben,  während  die  weniger  leistungs- 
fähigen Unternehmungen  und  die  schwächeren 
Arbeiter  zu  kurz  kommen. 

Was  das  vorliegende  publizistisch  ver- 
wertete Material  anbetrifft,  so  darf  nicht 
außer  acht  gelassen  werden,  daß  regelmäßig 
die  ffflnstigsten  Erfahrungen,  die  man  mit 
der  Kürzung  der  A.  gemacht  hat,  in  wei- 
teren Kreisen  bekannt  geworden  sind,  wäh- 
rend die  unerfreulichen  Erfahrungen,  die 
natürlich  ebenfalls  vorliegen,  unbeachtet  ge- 
blieben sind,  zumal  solche  Versuche  auf 
Wunsch  beider  Parteien  meist  möglichst 
bald  wieder  fallen  gelassen  worden  sind. 

Man  sieht,  daß  das  Problem  von  dem 
Verhältnis  von  A.  und  Arbeitslohn  keine 
absolute  und  mechanische  Losung  zuläßt; 
nur  die  Erfahrung  kann  lehren,  bei  weicher 
A.reduktion  die  Arbeitsleistung  die  gleiche 
bleibt.  Durch  allmähliche  Gewöhnung  und 
üebung  der  Arbeiter,  die  durch  technische 
Verbessenmgen  des  Produktionsprozesses 
sich  wahrscheinlich  noch  in  ungeahntem 
Umfange  steigern  läßt,  kann  man  möglicher- 
weise die  Dauer  der  Arbeit  noch  viel  weiter 
als  es  bisher,  wenigstens  in  den  kontinen- 
talen Staaten  der  Fall  ist,  ohne  Schädigung 
von  Kapitalzins  und  Lohn  verkürzen,  nie- 
mals aber  lassen  sich  die  Unterschiede  der 
Arbeitsenergie  in  den  verschiedenen  Be- 
trieben und  Bevölkerungen  ganz  verwischen. 
Wälirend  England  mit  seiner  bedächtigen, 
zälien  und  elastischen  Arbeiterschaft,  deren 
ausgezeichnete  Eigenschaften  wiederum  ein 
Pitxlukt  klimatischer  Verhältnisse  und  der 
eigentümlichen,  seit  Generationen  bestehen- 
den industriellen  Eutwickelung  dai-slellen, 
sogar  an  die  Möglichkeit  der  Duichfülirung 
des  Achtstundentags  gedacht  liat,  wird  man 
beispielsweise  in  Deutschland  vorläufig  schon 
damit  zufrieilen  sein  müssen,  wenn  man  die 
11 -stund ige  A.,  vielleicht  duixh  die  Kartelle 
der  Unternehmer  unterstützt,  in  eine  10-stün- 
dige  umwandeln  kann.  Die  weitere  all- 
mähliche Kürzung  ist  wahrscheinlich  nur 
eine  Frage  der  Zeit,  sie  wird  sich  —  in 
vernünftigen   Grenzen   gehalten   —  als  ein 

§X)ßer  sozialer  Fortschritt,  als  ein  Mittel  zur 
ebung  der  Gesundheit,  Gesittung,  Lebens- 
haltung und  der  sozialen  Versöhnimg  erweisen. 
Experimente,  auch  wenn  sie  gewagt  sind, 
sind  immerhin  lehrreich  und  schaden  nichts. 


Es  ist  deshalb  wünschenswerter,  daß  die 
organisierten  Interessentenverbände  sie  in 
Szene  setzen,  als  daß  der  Staat  mit  ^bcsr 
und  harter  Hand  eingreift.  Weil  die  als 
III.  bezeichnete  Theorie,  die  nicht  bloß 
eine  schutzpolitische,  sondern  auch  eine 
lohnpolitische  Tendenz  verrät,  den  Staat  als 
Regulator  eines  Maximalarbeitstags  voraus- 
setzt, erscheint  sie  in  ihren  Konsequenzen 
als  besonders  scliablonenhaft  und,  durchge- 
führt, in  ihrem  Erfolg  mehr  als  fragwflroB^ 
Durch  die  Allgememheit  wie  durch  die 
Kürze  des  Maximalarbeitstags,  wie  sie  die 
Sozialisten  fordern,  soll  eine  künstliche  Vei^ 
ringerung  des  Arbeitsangebotes,  und  damit 
ein  lohnpolitischer  Druck  zugunsten  des 
Lohnarbeitsangebots  erreicht  werden.  Selbst 
wenn  wir  annehmen  wollten,  was  sehr 
zweifelhaft  ist,  daß  sämtliche  Nationen  oder 
auch  nur  deren  maßgebende  Arbeitar- 
schaften  in  der  Durchführbarkeit  eines 
nlcksichtslos  und  stark  gekürzten  Normal- 
arbeitstags einig  würden,  die  Möglichkeit  an- 
nähernder, aber  ausreichender  Gleichheit 
eines  festen  Arbeitstages  denkbar  wäre  und 
endlich  eine  Abstufung  nach  den  technischen 
Verhältnissen  erreichbar  erschiene,  so  bliebe 
es  trotzdem  durchaus  fraglich,  ob  das  Ver- 
hältnis zwischen  Kapital  und  Arbeit  eine 
allgemeine,  unvermittelt  einsetzende  und 
starke  Kürzung  gewerblicher  Gewinne  und 
Zinsen  zugunsten  des  Lohnes  zuließe.  Denn 
auch  das  Kapital  kann  feiern,  es  kann  aus- 
wandern, imd  es  kann  durch  Koalition  die 
Warenpreise  erhöhen  und  damit  die  Kauf- 
kraft des  Lohnes  wieder  kompensieren,  oder 
aber  lediglich  im  AVege  des  Kampfes  ver- 
hindern, daß  mehr  Arbeiter  als  bisher  be- 
schäftigt werden.  Aber  auch  dann,  wenn 
die  Unternehmer  entschlossen  wären^  mit 
der  kürzeren  A.  dauernd  zu  rechnen,  ist  es 
zweifelhaft,  ob  sie  auf  die  industrielle  Re- 
servearmee zurückgreifen  müßten.  Sie 
wüixlen  die  Arbeiter  unter  Umständen  aus 
der  Land  Wirtschaft  beziehen  und  verschärften 
so  die  landwirtscliaftliche  Krisis  und  die 
Leutenot  noch  weiter.  Jedenfalls  wird  das 
Kapital  alles  tun,  um  durch  strengere  Be- 
schäftigung, rigorosere  Kontrolle,  verbesserte 
und  vermehrte  Maschinen,  in  kürzerer  Zeit 
mehr  leisten  zu  lassen  als  bisher.  Ein  et- 
waiges Sinken  des  Lohnes  aber  infolge 
eines  Rückgangs  in  der  Produktivität  der 
nationalen  Arbeit  würde  die  industrielle 
Reservearmee  der  Beschäftigungsloöen  nicht 
vermindern,  sondern  vermehren.  Bei  einer 
Schwächung  des  Ertrags  der  Nationalpio- 
duktion  würde  auch  die  Konsumtion  zurOck* 
gehen;  und  zwar  zuerst  diejenige  der  eotp 
behrliciieu  Artikel,  nach  denen,  weil  sie  in 
teuer  geworden,  die  Nachfrage  sänke.  Hit 
dieser  Konsumtionsabnidime  würden  die  fCbr 
entbehrliche  Bedarfe  arbeitenden  Arbeiter- 
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^»duiften  bedroht.  Es  würden  nun  über- 
zählige Arbeiterschaften  entstehen,  die  die 
rodostrielle  Reservearmee  notwendig  ver- 
mehrten, nnd  damit  wären  alle  Vorausset- 
zungen gegeben,  um  einen  fehlerhaften  Zirkel 
zu  schliefen. 

S.  HUtiBtIsekes  und  Gesetsgebang.    Ob- 
gleich sich  erhebliche  Schwierigkeiten  einer  er- 
•diöpfenden  Berichterstattong  über  die  Arbeits- 
daoer  nur  innerhalb  der  haoitiDdastriellen  nnd 
kkingewerblidien  Betriebe  in  den  Weg  stellen, 
Iwt  dem  OroUbetrieb  aber  in  Produktion  und 
Verkehr  sich  entsprechende  Ausweise  verbältuis- 
Bifig  leicht  beschaffen  lamen,   haben   biMber 
telb^  Under  mit  hSher  ausgebildeter  Arbeits- 
statibtik   in   einer  nur  unzureichenden   Weise 
Daten  über  die  A.  in  den  verschiedenen  gewerb- 
lichen Betriebszweigen  geliefert.     Leider  sind 
aoeh    die    statistischen  EinheitsgröUen    wenig 
^drhm&fiig.     So  begegnet  es  z.  B.  gelinden 
Zweifehl,   ob   und    wo   wirklich    der  effektive 
Arbeitstag  ohne  Pausen  u.  dgl.  den  Feststellnngen 
zu  gründe  gelegt  ist.    Wo  Stück-  und  Stunden- 
k)hn  üblich   ist,   werden  die  Ruhepausen  sehr 
versdiieden  eingehalten,  das  geht  aber  ans  den 
Sutistiken     nidit     hinreichend    hervor.      Am 
leichtesten  läßt  sich  ein  Bild  der  bestehenden 
Verhaltnisse  fQr  England  entwerfen.  Frankreich 
l&ttl   seit  einigen  Jahren   eine  große  Euqnete 
über    Löhne    und    A    bearbeiten,   deren   Teil- 
ergebnisse über  eine  Reihe  von  Departements  des 
Landes    befriedigenden    Aul  Schluß     gewähren. 
Die  Schweiz  nnd  Oesterreich  haben  seit  längerer 
Zeit  einen  gesetzlichen  Maximalarbeitstag  von 
11  Stunden,  und  die  seine  Durchführung  leiten- 
den imd  kontrollierenden  Fabrikinspektoreu  haben 
in  ihren  Jahresberichten  mancherlei  interessantes 
Haterial    niedergelegt.      In    den    Vereiüigten 
Staaten  von  Nordamerika  sind   nicht  nur   die 
gesetzlichen  Bestimmungen,  sondern  auch  die 
tatrikhlichen  Verhältnisse  äußerst  verschieden- 
artige.   Aus  den  Berichten  des  „Commissioner 
of  Labor**  erhält  man  eine  ungefähre  Vorstellung 
der  Arbeitsdauer,  welche,  ebenso  wie  in  England, 
dueh   die  den  Arbeitseinstellungen   und  Ans- 
spermngen    zugrunde   liegenden   Anlässe   eine 
wertvolle   Ergänzung  findet.     In   Deutschland 
ist    die    be«te,    aber   noch    recht   lückenhafte 
Quelle,  welche  etwas  Licht  über  die  A.  in  den 
«■inzelnen  6ewerl]«zweiffen  verbreitet,  die  Samm- 
lung der  Berichte  der  fabrikinspektoren.  Außer- 
dem hat  die  „Kommission  für  Arbeiterstatistik'' 
die   A.    in    folgenden    Branchen    festgestellt: 
Bäckereien  und  Konditoreien   (1892<,  Uandels- 
gewerbe  (16Ö2),  Getreidemühlen  (189:^).   Gast- 
nnd  Schankwirtschaften  (1894).   Kleider-    nnd 
Wäsehekunfektion  (1896/97).    Es   folgten   dann 
Arbeiten  über  die  A.  in  Kontoren,  die  Arbeits- 
verhältnisse im  Fleischer-,  Fuhr-  und  Binnen- 
schülahrtseewerbe.    Einen  Anlauf  zu  einer  all- 
gemeinen  Enquete  über  die  A.  nahm  man  früher 
einmal  im  Jahre  1885,  wo  die  Fabrikanfsichts- 
beamten    aUer  Bundesregierungen    angewiesen 
worden,    ihre   Aufmerksamkeit    besonders   der 
täglidien  Fabrik-A.  zuzuwenden. 

Der  Erfolg  dieser  Anordnung  war  der,  daß 
die  Fabrikinspektoreuberichte  seither  reieb- 
haltij[ere  Angaben  über  die  A.  enthalten.  Durch 
die  Novelle  znr  Gewerbeordnnnff  vom  l./VI.  1^9I 
^  Afbeitfirschntsgesets)  und  durcheinzelne  bundes- 
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rätliche  Verordnungen  hat  sich  seither  in  der 
tatsächlichen  Lage  manches  geändert  (vgl.  Art. 
„Sonntagsarbeit^).  1894  wurden  dann  von  der 
Eeichsregierung  die  Ge wer beauf sich tsbeamten 
zur  Berichterstattung  über  die  Möglichkeit  gesetz- 
licher Beschränkungen  der  A.  erwachsener  Ar- 
beiterinnen aufgefordert,  im  Jahre  1897  eriifing 
eine  gleiche  \'erordnun^  betreffend  des  sanitären 
Maximalarbeitstages  ($}  120  e  Abs.  3  d.  Gew.-O.). 
Das  Ergebnis  der  preußischen  Berichte  ist,  daß 
für  fünzig  Betriebsarten  ein  Maximalarbeitstag 
gefordert  wird,  für  einundzwanzig  sogar  ein  acht- 
stündiger, für  acht  ein  sechhStündiger  und  für 
eine  Betriebsart  (Gnmmifabriken)  ein  fünf- 
stündiger. Unter  Berücksichtigung  des  Materials 
der  Erhebungen  von  1897  ergibt  sich,  daß  die 
A.  der  deutschen  gewerblichen  Arbeiter  im 
Durchschnitt  zwischen  neun  nnd  elf  Stunden 
schwankt,  und  die  späteren  Berichte  ei  geben 
die  unzweifelhafte  Tendenz  einer  allmählichen 
Kürzung  der  bisher  elfstündigen  ArbeitSMcbichten. 
Auf  der  anderen  Seite  tut  die  Arbeitsstatistik 
der  deutschen  Gewerkvereine  dar,  daß  die  A. 
in  den  einzelnen  Branchen  außerordentlich  ver- 
schieden sind,  am  längsten  wohl  in  den  Hand- 
werk>betrieben  und  Hausindustrieen.  Von  den 
Großindubtrieen  zeichnet  sich  immer  nooh  die 
Textilindn^trie  durch  einen  verhältnismäßig 
langen  Arbeitstag  von  durchschnittlich  10— lO'/j 
Stunden  aus.  Noch  vor  nicht  allznlanger  Zeit 
herrschte  aber  <lort  der  Elfbtundentag  ganz  all- 
gemein. Bei  Gelegenheit  des  letzten  Riesen- 
streiks im  Eukrgebiet  (1904)  und  des  Erlasses 
der  Novelle  zum  preußischen  Berggesetz,  das  die 
A.  nach  der  Temperatur  an  den  Arbeitsstätten 
abstuft,  sind  von  amtlicher  Seite  über  die  Berg- 
arbeiterächichten  wertvolle  Mitteilungen  gemacht 
worden. 

Die  Daner  der  täglichen  A.  weist  nicht  nur 
bei  den  einzelnen  Bergbauzweigen,  sondern  auch 
bei  dem  Berghan  derselben  Art  erhebliche  Unter- 
schie«le  auf.  Während  beim  Steinkohlenbergbau 
im  Ruhrbezirk  und  Saarbrücken  sowie  neuer- 
dings in  Niederschlesieu  und  ferner  beim  Stein- 
salzbergbau fast  allgemein  für  die  eigentlichen 
Bergarbeiter  die  achtstündige  reine  A.  —  ohne 
Ein-  und  Ausfahrt  —  eingeführt  ist,  besteht 
beim  Brannkohlenbergbau  und  beim  Steinkohlen- 
bergbau in  Oberschlesien  vt»r wiegend  sowie  beim 
Erzbergbau  zum  Teil  noch  eine  wesentlich 
längere  A.  Beim  Braunkohlenbergbau  beträgt 
die  Schicht  etwa  11  Stunden  mit  einer  reinen 
A.  von  anLähernd  10  Stunden.  Er  wird  aber 
im  Gegensatz  zum  Steiiikohleiibergbau  vielfach 
nicht  unterirdisch,  sondern  in  Tagebanen  be- 
trieben oder  bewegt  sich,  wo  er  unterirdisch 
betrieben  wird,  meist  in  so  geringer  Tiefe,  daß 
die  Bergleute  zu  den  Frühstücks-  und  Mittags- 
psusen  ausfahren  können.  Beim  Steinkohlen- 
bergbau in  Oberschlesien,  wo  vor  dem  Streik 
im  Jahre  18S9  allgemein  die  zwölf^tündige 
Schicht  einschließlich  Ein-  und  Ausfahrt  und 
einer  gewohnheitsmäßigen  Pause  von  einer  Stunde 
bestand,  ist  diese  Schicht  im  Laufe  der  Zeit 
auf  der  Mehrzahl  der  Ginben  durch  eine  zehn- 
stündige, vereinzelt  auch  durch  eine  solche  mit 
achtstündiger  reiner  A.,  ersetzt  worden.  Die- 
jenigen Giuben,  welche  noch  an  der  alten 
Zwölfstundenschicht  fe>tgehalten  haben,  be- 
schäftigen etwa  ein  Drittel  der  unterirdisch 
beschättigten    Arbeiter.     Die    längere    A.    in 
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elnxeltieu  Erzrevieren  beruht  kanpisächllcti  anf 
der  Gewohnheit  dex  donigen  Bergleute,  die 
Ärheit.  unter  Benutzung  längerer  PanBen  aus* 
zufuhren. 

Die  A,  der  Tögesarbeiter  auf  Bergwerken 
B^bwankt  zwiscben  9  uDd  12  Stiinden,  je  nach 
der  Dauer  der  Fürderiing^  uud  der  dabei  ein- 
tretenden Faüseu.  "  Nur  für  einzelne  Arbeiter- 
klaasen,  wie  die  Wärter  an  den  Flirdermaschinen, 
Anschläger  uaw.^  deren  Tätigkeit  eine  bemmderi 
anspanneude  nnd  Yeraut wort nn^ volle  i^t,  Ist 
auf  vielen  Gruben  eine  acbtätlludige  A,  ein- 
geführt 

Aui^  iu  den  tneisteu  auflländischen  Staaten 
ist  die  Eegelung  der  A.  beiui  Bergbau  der  freien 
Vereinbarung  zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeit- 
nehmer überlassen.  Gesetzliche  Beat  im  munden 
Über  die  A,  erwachsener  männiicher  Bergarbeiter 
best  eben  in  Europa,  soweit  Länder  mit  be- 
deutendem Bergbau  in  Betracht  kommeu^  nur 
in  Oe^^terreich,  Dort  iit  durch  Ge^et^i  von  1884 
fUr  alle  Arbeiter  unter  nnd  über  Tage  heim 
ireeamten Bergbau  die 8cb ich tdaue rauf  liSluiiden, 
die  wirkliche  A,  während  derselben  auf  10  Stunden 
beschränkt.  Der  Beginn  der  Schiebt  wird  uacb 
der  Zeit  der  Einlahrt  ihre  Beendigung  nach 
der  Zeit  der  vollendeten  Ausfahrt  berechnet. 
Infolge  der  Untersucbung^  welche  aus  Antaß 
dea  AuBätandeß  der  Stein-  und  ßraunkoliten- 
ber^leute  in  Mäbriseh-Oj^trau  und  Böhmen  zu 
Anfang  des  Jahres  19(X)  über  die  Möglichkeit 
einer  Yerktlrzung  der  A.  im  Bergbau  stattfand, 
hat  im  genaunte  Gesetjs  eiue  Abänderung  er* 
fahren  bezllßUch  der  beim  Kohlenberghaa  in  der 
Grobe  beschäft igten  Arbeiter.  Daa  Gesetz  von 
1^1  be^^titnnit  näoilich,  daü  die  Schichtdauer 
für  diese  Arbeiter  d  Stnnden  täglich  nicht 
übersteigen  darf. 

Neuerdin«^  wird  auch  iu  Frankreich  die  ge- 
setzliche Eintührung  eines  besonderen  Max  i  mal - 
arbeitstages  beim  Kohlenbergbau  geplant,  ^'a<:h 
dem  von  der  Deputierteukamraer  im  Jahre  19U2 
angenommenen  Gesetaieutwurf  noll  der  Arbeits- 
tag lUr  die  bei  den  unterirdischen  Betrieben  in 
den  Kohlengruben  beschäftigten  Ar  heiter  6  Mouate 
nad)  Verkündiifung  des  Gesetzes  9  Stunden, 
nach  AbUnf  zweier  Jahre  nach  diesem  Zeitpunkt 
8Vi  öüd  nai'h  weiteren  jswei  Jahren  8  Stunden 
betrafen.  Dabei  ist  der  Arfaeitsla|r  gerechnet 
von  dem  Augenblick,  wo  die  letzten  Arbeiter 
im  Schacht  oder  im  Stollen  einfahren,  bis  zur 
Aukuuft  der  ersten  ausfahrenden  Arbeiter  ül)er 
Tage.  Der  EiJfworf  bat  durch  den  Senat,  der 
ihn  iy(M  verabschiedet  hat,  einige  Abänderungen 
erfahren,  deren  wesentlichste  darin  befiteht,  daÜ 
das  G&fiets  anf  die  bei  den  Gewiunnngsar betten 
unterirdisch  beschäftigten  Personen  beschränkt 
werden  soll 

In  Belgien  besteht  beim  Bergbau  meist  noch 
eine  zeh^^^tüIldii;6  A. 

fu  Gri>iihjitannien  ist  die  Schichtjseit  ein- 
»chlJfUUch  Ein-  und  Ausfahrt  ufid  damit  die 
reine  A.  in  den  einzelnen  Bezirken  »ebr  ver^ 
schieden.  Während  in  Northumberland  und 
Durham  die  Arbeiter  bei  der  Kohlengewiniinng 
nur  7  bis  7  7t »t findige  Schiebten  haheu^  siind  in 
anderen  Beäeirkei»  ti,  8'^,,  ö»/*»  9^  ö%,  10  nnd 
lO*/t  st  Und  ige  Schichten  Üblich.  Die  Bestrebuntren 
eines  grollen  Teils  der gro Üb ri tan n lachen  Arbeiter 
auf  Eüufhlirun^  ei  per  atl  gern  einen  achtstündigen 
Schicht  sbd  bisher  gescheitert. 


Weniger  vollständig  als  Über  die  Bergarheita- 
achicbten  sind  wir  in  Deutschland  über  die 
sonstige  du  rchr^ch  n  i  tt  li  che  A .  un  te  rrich  te  t .  Z lern- 
lieh  übereinstimmend  wird  berichtet,  daß 
den  Großstädten  und  in  den  unsgeaproche 
In  dustrieze  D  treu  die  A.  kürzer  ist  als  in  _ 
gleichen  Branchen  f^on^^two.  Es  gilt  dies  nament* 
ach  von  Berlin,  dann  aber  auch  ganx  alt  gemein 
vom  Westen  Deutschlands,  w*ährend  der  0*ten 
und  Nordosten  eine  längere  A.  aut weist.  In  dem 
Industriellen  Sachsen  «ind  die  Verhältnt?E?ie 
mannigfaltige^  Z,  T.  kommen  auch  hier  knr2 
A.  vor,  sygar  gelegentlich  in  der  Tej 
Industrie.  Dos  sitid  aber  Ausnahmen.  Bei  den 
sächsischen  Glasarbeitern ^  MetaltarheiterDf  in 
deu  graphischen  ßerufeu  finden  sich  jedüiiilU 
inoch  yerhältnismäUig  lange  A,  Im  gaaien 
Reiche f  mit  Ausnahme  von  Berlin,  arbeiten  die 
Bauhandwerker  uud  Metallarbeiter  etwa  lü  bis 
il  Stunden f  ebenso  die  Tischler,  Sattler  nnd 
Kürschner.  Auch  hei  den  Tfipfern  besteht  durchs 
schnitüich  eine  A.  von  10—11  Stunden.  Die 
Ztgatrenar heiter  sind  ebenfalls  zwischen  10  und 
11  Stunden  täglich  beschäftigt.  Die  Stihneider 
meist  1 1  Stunden,  vielfach  aber  länger.  I>ie  Schuh* 
moc- b  er  z  w  iiiche  u  1 1  un  d  1 2  S  t  un  d  en  S«h  r  unregel- 
mäl^ig  und  £um  Teil  recht  ausgedehnte  A.  Bndea 
sich  bei  den  Bäckern,  Kellnern,  im  H and el^ge werbe 
mit  offenen  Geschäften  und  in  der  Kleider-  nnd 
Wäscbekonfektion.  Die  kaufmänni»ii'ben  Auge- 
BteDlen  in  Kontoren  arbeiten  nach  den  Er- 
hebungen von  1901  iu  3:4%  der  Betriebe  8 
und  weniger  Stunden,  in  4*i*',<i  8  bis  9  und  2i% 
mehr  als  B  Stunden. 

Was  die  A,  der  jugendlichen  Personen  nnd 
der  Frauen  anbetrint,  ko  Ist  sie  bekanntlich 
durch  gesetzliche  Maiimalarbeitstage  (v^l.  Art 
^Maximalarbeilstag")  geregelt.  Dank  die4*er  g«- 
setzlrchen  Bestimmungen  geben  die  Fahnk* 
ins pekloren berichte  jetzt  über  diese  Zustände 
umfangend  Auskunft  Erfreulich  ist  die  Tat- 
sache, dai  der  weibliche  Elfstundentau  imm«r 
mehr  zurückgeht.  Von  rund  bmJtOi  Arbeite- 
rinnen war  die  grÖUere  Hälfte  nicht  länger 
als  10  Stnnden  be-^chäftigL  It^.o  arbeiteten 
tO  Stunden  und  weniger^  zwischen  9  und 
10  Stunden  4l!%,  zwisi-hen  10  nod  11  StundCtt 
477o-  Erheblich  günstiger  wird  das  Bild^  w€ 
mau  von  den  TextilaTbeiteriDuen,  von  dei 
eiue  Viertel  Million,  d  i.  t5i>*^or  länger 
IU  Stujiden  tätijir  niad,  absieht.  Tut  mau  dos,  se 
ergibt  sich,  daU  von  570000  Arbeiterinnen  in 
den  sonstigen  Fabriken  4ä-l  000  die  Ar  he  itj;  fei  hiebt 
von  10  Stunden  nicht  überschreiten;  es  sind 
dos  7ti%,  Diese  Zahlen  verd^iuken  wir  einer  auf 
Anordnung  des?  Reichskanzler«  veranfttalteten 
nnd  später  im  Reicbi^amte  de*»  Innern  bearbeiteten 
Enquete  au?*  dem  Jahre  V302.  Nach  lUesen  Er- 
gebnissen besteht  kein  2weifel  mehr  darttbefi 
daÜ  man  niiht  länger  zu  zögern  h rauchig  den 
weiblichen  Maximdarheitstag  von  11  auf  10 
Stunden  zn  reduzieren. 

In  Großbritannien  kam  schon  längere  Zeit 
eine  Fabrikarbeit  über  10  Stunden  nur  noeb 
in  der  Textilindustrie  vor,  in  den  übrigeu  Uaupc- 
Industrien  ist  der  neunstündige  ArbeiLMtag  durch* 
geführt.  Seit  dem  Gesetze  von  lliOl  ist  in 
Baamwoll-  und  Wollindustrie  die  oäVtStUndige 
Ärbeitswijcbe  (nn  Wochentagen  10,  Samst4igf 
oVt  Stuudeu)  eingeführt.  In  der  Leinen*  nnd 
Juteindnsirie    ist   sie    etwas  kQrser,     FreiHrh 
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kommen  in  Tiden  Indnstrieen,  wie  z.  6.  in  der 
des  Mascfainenbanes,  sahireiche  Ueberstnnden 
TOT.  Der  Kampf  am  den  Achtstundentag,  der 
d^rt  1897  ausbrach  nnd  eine  Krisis  anter  den 
Gewerkvereinen  znr  Folge  hatte,  ist  erfolglos 
geblieben. 

Bei  den  Transportgewerben  ist  die  A.  eine 
sehr  Terschiedene.  Die  Arbeit  in  den  Docks  ist 
Tielfach  Saisonarbeit.  Unter  normalen  Ver- 
hlltnissen  werden  im  Sommer  10  Standen,  im 
Winter  8  Standen  gearbeitet.  Hier  wechseln 
aber  Zeiten  mit  zahlreichen  Ueberstanden, 
welches  Uebel  sich  indessen  seit  dem  groüen 
Strok  Ton  1889  nicht  anerheblich  fi^ebessert 
haben  soll,  mit  Perioden  groUer  Arbeitslosigkeit, 
an  welch  letzterer  besonders  London  krankt. 
Die  Bahnbediensteten,  die  Angestellten  der 
Omniboa-  nnd  Tramwaygesellschaften ,  die 
Drosehkenkntscher  nsw.  haben  noch  Verhältnis- 
BiSig  ansgedehnte  A.  Die  Zehnstandenbewe^ng 
des  Jahres  1890  hat  den  Bahnangestellten  einige 
Vergttnstignngen  gebracht,  bei  den  übrigen 
TransportausUlten  herrscht  der  12— 14  stündige 
Arbeitstag  noch  vor.  Die  Banarbeiter  arbeiten 
wöchentlich  50 — 52  Standen,  die  Ladengehilfen  je 
nach  der  Saison  78—96  Standen,  letztere  ist 
etwa  3  Monate  lang.  Wie  überall,  so  leidet 
die  Hansindastrie  (Schneiderei,  Schasterei)  aach 
in  England  anter  großen  Schwanknngeo ,  je 
uch  der  Saison,  und  anter  zeitweiliger  Ueber- 
lastong  der  Arbeiter.  Eine  14 — 16  stündige 
A.  geh5rt  hier  in  der  Hochkoi^anktar  nicht  za 
den  Seltenheiten. 

Aach  in  den  Vereinigten  Staaten  hat 
nch,  dank  der  Arbeiterkoalitionen   and  einer 
ihre,  aaf  Abkflrzang  der  wöchentlichen  A.  ge- 
lichteten Oewerkvereinspolitik,  auterstützenaen 
QBiektaatlichen   Oesetzgebong  (Sonntagsrahe) 
dne  langsame  Kfirzang  der  A.  eingebürgert. 
Doch  nna  die  Verhältnisüe  keineswegs  so  gleich- 
nißig  wie  in  England.    Im  großen  and  ganzen 
kriKht  die  zehnstündige  A.  vor;   in  einigen 
Stuten  gibt  es  gesetzliche  Bestimmnngen,  die 
den  ZehB8tandentag  oder  vielmehr  die  Sechzig- 
standenwoche  vorschreiben.    Vielfach,  besonders 
ia  Masstchnsetts  and  Ohio,  findet  man  sogar 
Muutftndige  A.,   wenigstens  in  einigen  wich- 
tigeren Branchen.     In  der  Banmwolliudastrie 
KMint  noch  der  10 — 11  stündige  Arbeitstag  za 
ftberwifgen.     Aehnlich   ist  es   in   der  Papier- 
jidistrie,  in  der  Leinen-,   Jute-  und   Seiden- 
iidibttrie  gilt   der    Zehnstundentag.     Bei   der 
Kohlen-  und  Erzgewinnung  schwankt  die  A. 
zwischen  9  und   11  Stunden,  gleichzeitig  ist 
Aber  inch  die  durchschnittliche  Zahl  der  jähr- 
tichen  Arbeitstage  (200—230)  geringer  als  in 
|Ka  meisten  anderen  Branchen.    Während  im 
Tnnxportgewerbe,   bei  den  Bäckern,   Hotelbe- 
^teten  usw.  trotz  mehrfacher  erfolgreicher 
^kakrionen  die  A.  immer  noch  eine  relativ 
f^  geblieben   ist,   haben  die  in   den  Baa- 
f^^verben  beschäftigten  Personen  (Zimmerleute, 
»^f  Vefpntzer  usw.),   ferner   die   Zigarren- 
tf heiter,]l6Delarbeiter,Glasarbeiter  usw  dauernde 
!         ^firsangen  (letztere  durchschnittlich  52  Stunden 
w^eatlich)  in  den  letzten  2  Jahrzehnten  durch- 
«oetzL 

In  Frankreich  hat  die  Statistik  ergeben, 
^  dort  in  den  Großstädten  10— 10%  Stunden 
^dich  imd  dnrchflchnittlich  gearbeitet  wird. 
Däentonden  sind  hierbei  nicht  mitgerechnet. 


Selbst  die  Näherinnen  der  großen  Kleiderkou" 
fektionshäuser ,  die  anderswo  über  besonders 
ausgedehnte  A.  klagen,  haben  in  Paris  jetzt 
den  zehnstündigen  Arbeitstag.  Im  übrigen  ist 
in  der  Konfektion  auch  in  Frankreich  Stücklohn 
vorherrschend  und  je  nach  der  Saison  bald 
Arbeitsmangel ,  bald  Ueberstunden Wirtschaft. 
Ebenfalls  stark  nach  imten  und  nach  oben,  je 
nach  der  periodischen  Arbeitslosigkeit,  schwanken 
die  als  zehnstündig  gedachten  Normalarbeitstage 
im  Baugewerbe,  bei  den  Kupfer-  und  Eisen- 
gießern, bei  den  Porzellan-  und  Bronzearbeitem, 
Schokolade-  und  Zuckerwarenarbeitern  usw.  In 
der  Provinz  scheinen  die  A.  fast  durchweg  länger 
zu  sein  als  in  Paris,  wo  in  der  Tat  bei  einer 
großen  Anzahl  von  Branchen  durchschnittlich 
nicht  mehr  als  IO72  Stunden  etwa  gearbeitet 
wird.  Der  Durchschnitt  der  Arbeitstage  im 
Jahre  wird  im  ganzen  Departement  de  la  Seine 
mit  290  angegeben,  und  zwar  schwankt  die 
Zahl  zwischen  2Ö3  und  321  Tagen.  Erfolgreich 
ist  eine  Reduktion  der  A.  in  der  französischen 
Textilindustrie  durchgesetzt  worden ;  dort  scheint 
heute  eine  A.  über  11  Sttmden  zu  den  Selten- 
heiten zu  gehören.  Dagegen  ist  die  A.  der 
Bäcker  überaus  lang  und  fällt  vornehmlich  in 
die  Nacht,  dafür  wird  sie  aber  auch  besonders 
gut  bezahlt.  Auch  die  Bahnbediensteten  be- 
finden sich  noch  in  einer  relativ  ungünstigen 
Lage,  doch  scheint  ein  Ministerialerlaß,  welcher 
den  Maximalarbeitstag  von  12  Stunden  anordnet, 
eine  Besserung  angebahnt  zu  haben ;  wenigstens 
wird  im  Departement  de  la  Seine  jetzt  die 
durchschnittliche  A.  im  Verkehrs-  und  Trans- 
portgewerbe mit  9V4  Stunden  angegeben,  und 
der  Arbeitstag  in  den  Staatsanstalten  soll  nicht 
mehr  als  10  Stunden  betragen.  Da  in  Frank- 
reich Stunden-  und  Stücklohn  den  Tagelohn 
immer  mehr  verdrängt  haben,  und  damit  die 
Grenzen  für  die  A.  überaus  elastisch  geworden 
sind,  80  sind  besonders  bei  der  kleineren  Industrie 
und  den  mehr  handwerksmäßig  betriebeneu  Ge- 
werben vielfach  A.  üblich,  welche  weit  über  die 
angegebenen  Durchschnittszififem  hinausgehen. 
Ueberhaupt  ist  die  Mannigfaltigkeit  der  in 
Frage  kommenden  Verhältnisse  viel  zu  groß, 
als  daß  Durchschnittszifferu  ein  einigermaßen 
zuverlässiges  Bild  zu  geben  in  der  mge  sind. 

Das  Ministerium  Waldeck-Rousseau,  dem 
der  Sozialist  Millerand  angehörte,  hat  die  fran- 
zösische Arbeiterschutzgesetzgebung  neu  in  Fluß 
gebracht.  1900  wurde  ein  Gesetz  erlassen,  wo- 
nach die  tägliche  Beschäftignngszeit  in  Fabriken 
und  Werkstätten  auf  11  Stunden  in  den  ersten 
2  Jahren  nach  Erlaß  des  Gesetzes,  auf  lO'j, 
Stunden  in  den  folgenden  2  Jahren  und  auf 
10  Stunden  vom  fünften  Jahre  an  als  Maximal- 
dauer festgesetzt  werden  soll.  Frankreich  ist 
also  in  die  Reihe  derjenigen  Staaten  getreten, 
die  einen  allgemeinen  gewerblichen  Maximal- 
arbeitstag  eingeführt  haben.  Am  31./III.  1904 
trat  der  zehnstündige  Arbeitstag  in  Kraft 
Hoffentlich  verschafft  sich  diese  gesetzliche  Vor- 
schrift mehr  Geltung  als  diejenige  vom  Jahre 
184S,  die  ohne  jeden  Erfolg  die  A.  auf  12  Stnnden 
normierte.  Von  groUer  Bedeutung  wird  die 
neue  Kürzung  der  A.  für  die  Spinnereien  sein. 

Die  A.Verhältnisse  in  Oesterreich  ähneln 
den  deutschen.  Seit  1885  existiert  dort  der 
elfstündige  Maximalarbeitstag  für  Fabriken,  der 
aber  durch  eine  große  Zahl  von  Ueberzeitsbe- 
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willii^iiraL  Eißmlkh  durchirTchert  wird,  "Viel- 
fftch  wird  aber  auch  tiiiter  11  Slundeii  g"earbeit€tT 
80  m  der  Metall*  und  Masrhineniudiistrie,  in  der 
Ledenudiifitne*  iu  den  Buchdnickereien  uaw. 
Im  E 1  ein s^f: werbe  ist  eine  tügliebe  ArbeitüKeit 
von  11 — l:i  Stunflen  bänüjf,  besonders  lanre  A. 
Laben  die  Schneider  und  Schnster,  niid  aucb  die 
iüSonötagsnihe  wird  vielfach  njneangen.  Von 
den  GroOiiidufitrieen  heharrt  die  Text!  lind u^trie 
immer  ooch  anf  dem  Elfstnndeiitag_:  drei  Viertel 
der  Betriebe  haben  ibn.  Im  übrigen  isind  die 
Bern ühnn gen,  die  Fabrik-A.  zu  kürzen,  in  den 
letzten  Jahren  auch  in  Oei^terreicb  nicht  ganz 
erfolgloa  geblieben.  In  53%  der  Betriebe  wird 
jetzt  weniger  als  11  Stunden  jtrearbeitet.  Der 
gtfäeTziif'he  Maxi  mala rbtritaitaiE^  ist  iy{)2  auf  Ban- 
unteniebttiuiigen  und  Begiebaufen  der  Eieeji- 
bahueo  awiifedt-hnt  norden* 

Auch  die  tsebwei/,  hat  deo  ^e^t^lieheu 
Maxim aiarbeitstag  von  U  Stunden.  In  den  ersten 
Jahren  nach  s^eiuer  Einfiilhrnng  sind  indessen  »q 
zahlreiche  LFeberzGitbewilli^ngen  verfügt  wor- 
den, daO  zeitweise  auf  jeden  Arbeiter  dufcb- 
srbnittlich  11  üfberstuudeu  im  Jahre  entftelen. 
Gerade  die  beiden  Hanplindustrieen,  die  Textil- 
nnd  MeralliudnKtne^  haben  anfüng^lixh  ron  der 
Nach  sieht  de<i  iTesetüeÄ  nnd  der  Beb  Orden  über- 
reichlichen Gebrauch  genniiht.  In  den  letzten 
Jahren  hat  sich  das  gebe«s:ert,  so  daü  uraii  an- 
nehmen darf,  die  Schweiz  habe  sich  an  da^  Fabrik- 
gt?»etz  Von  1h77  mehr  und  uiehr  gewühut.  Aller- 
dings st^ißt  die  Hineinziehnng  der  kleii*eu  Werk- 
atätteu  unter  das  Fabrikg-euetz  auch  beule  noch 
anf  hartnäckigen  Widen^tami.  Auch  in  der 
Schweiz  wird  jetzt  in  der  grillieren  Hälfte  der 
Betriebe  weniger  als  11  ^stmidt?»  gearbeiiet. 

Am  weitesten  ist  der  ZehnstundeniaBr  in 
Dänemark  fürtge-scii  ritten,  wo  lb9Ö  erstt  56, 6*^^, 
1902  ^cbon  92%  der  Betnebe  nnd  \}bA\  der 
Arbeiter  weniger  als  H  Stunden  arbeiteten 
Freilich  Hpieit  duri  die  Teitilindu«lrie  keine 
BoHe.  Dawaelhe  gilr^  wenn  auch  nii'ht  im  glei- 
chen Umfange,  für  Holland,  li ort  hatten  1*J(J0 
47.4%  der  Betriebe  eine  Arbeitszeit  von  weniger 
als  10  Stunden.  Holland  hat  neuerding»  fUr 
Fabriken  und  Werkstätten  den  elfetüiidigen 
Maxi malar bei tMag  eingeführt.  Wenn  mehr  ats 
4  Stunden  der  Be>«cliäfriguuir  in  die  Nacht  fallen, 
HO  tritt  der  zehnstilnrli^^e  MaximalarbeitHtag  in 
KrafL  In  Italien  i^t  die  Arbeit^izeit  in  den 
Spinnereien  lü  -  10%.  hie  nnrt  da  aber  12  Stunden. 
Die  Frauen  und  Kinder  sind  gesetzlich  geschützt 
IJa  dai^  weibliche  Personal  inst  1*5"/^  der  Gesamt- 
Arbeiterschaft  dieses  IndiiHtriezweTgert  aufmacht 
und  lUwr wiegend  aus  Minderjährigen  be^t^bt, 
m  gilt  de  facto  flU  die  Spinnereien  schon  kraft 
G  eilet  zes  der  El  Munden  tag.  In  der  8eiden- 
wcberci  i»t  der  ArbeTtsiag  etwa.^  kUrz^r.  Er 
beträgt  Hl  — U  Stunden.  Belgien  hatte  nach 
der  letzten  Gcwerbezahlung  rundHJOUN  i  Arbeiter. 
Anf  sie  fielen  7flOU<l,  die  unter  H>  Stunden  Arbeit 
hatten,  der  Arbeitstag  von  215 (XK)  war  etwa 
II»  Stunden,  der  von  mim  KM/,,^  der  vm  KOiXlO 
11  Slutiden.  und  eu<llkh  arbpiteteu  Ii^nUXj  Ar* 
heiter  danuiter  ttöUiXl  Männer,  25tMX>  Frauen 
und  IbitM)  Kinder  unter  lii  Jahren,  mehr  als 
11  Sfnnden.  Nur  4*"(j  Arbeitf-r  erireuttfu  sieh 
dea  auch  von  den  belgiacbeu  Sozialisten  gefor- 
derten Ai'hLstundentages.  In  EnUland  end- 
lii-h  iflt  durch  Geaetz  von  ISy?  die  tügliche 
Arbdtizett  in  Fabriken,  Hütten  nnd  Bergwerken 


mttf  ll'/ii  vor  Sonn-  nnd  Feiertageti,  die  be- 
kanntlich dort  sehr  zahlreich  sind,  auf  10 Stunden, 

die  Nachtarbeit  auf  10  Bttinden  ip   Maximttiti 
fiwert.    - 

Lite  rat  ar;  Brentanaf   rehrr  das  Terhtilimit  tpn 

Arheiijttvhn  und  AröcÜMieitf,  :S,  Änß.  tSßS,  — 
Schänhe^t  On  thc  etonomy  of  High  Wütftm, 
189^.  —   Bi'fumeUf    On  jt^rifk   arid  Vfajfmt  i$7i, 

—  G*  Cohti,  Utber  hitcnrntionaic  frifrriiffiittff 
tfthttntjt  Jahrb.  f.  Xut,,  X  F.,  Bd.  S.  —  HfT- 
seibe,  iPi*  geietzhrhe  Ee^etun^  der  ArhHiate^ 
im  DüHtMcheti  Urirh.  Jnfirk  /  JVhe*,  iW  F.,  Bd,  ^ 

—  Sart&rittm  i%  W^itt^rsImuiMmt  JrbwtiMxtü 
und  Nomutifirttritjtfftg  in  den  V^srmn.  SUmt^n, 
Jiihh.  f.  yaL,  jV:  F.,  Bd.  4.  —  Scftwl^r,  ihr 
Xfirfnrthirbriittng  in  ftrintn  Wirkftntjen  at^  4it 
I^fodnktioH ,  Arrh.  J\  sqz.  Uej.  p  Bd.  4*  *^ 
Schallte,  Zur  Thtorh  mid  fUitik  dfs  Arhtitfr- 
fchtttzrit^  ZmtMrhr.  /.  iSf.  U'.,  ßd,  Sß,  —  fVtTMJ^Tfl- 
«iefn.  Der  Arbcit/fr*chitUt  IS^  (Nmid-  und 
Lfhrh.  d.  St,  W.,  Bd.  r,  S.  14).  ^  FrAnkfL 
£>i€   tätjliehe  AfiieiUifJt   in  ludustri^r  ri*-,,    i,^S^. 

—  Marj^t  DdJf  Kftpittxlt  Bd.  L  —  Bre-nt^nOf. 
Ihf  At'hriU^ßidfiH  der  fJcijünfrtirt ,  IS7L  ^ 
M^erHeihet  Dqs  Arbeitt  ver  h/t  Unü  ^vmiiß  dm 
httitüjrti  Rechts,  IST?*  ^  Litng,  Dti*  »rkntri^^r* 
Fabrikifüitet^  ett.,  Afth.  /.  *os.  Gts„  Bd.  }L  — 
S,  Wtbb  und  §t,  riJJ%  The  ri(fht  h^f^tr»  i^, 
tS9L  —  n'tftkrt\  J\diUMl  ÄrWmowiy,  tSS6.  — 
i/.  Htte,  Eifjhf  hourti  J'^r  imrk,  IS94,  —  J|off| 
Drr  fii'htätHtiditff  Nonnfd^rbefUtaif,  1^96.  ^— 
r,  Sehiflz('-(4fiert*r»iUf  Der  Großbetrieb^  iS9t, 
Srhr.  1/,  1:  f.  SiKtfitfHdilUf  Bd.  ^  u*  #*  — 
i\  I^hitijfpovirh»  Cntndr.  d.  pol.  OtkernfmUe, 
X  Aftß.,  Bd.  t,  S.  i(hfjf:  —  itet^kmrr.  FHt 
ArbeiUr/nttjt,  4,  Auß.,  1905,  X  ^fjf*  —  NeiiutfT^ 
Zxrnntui  Jfthrp  Normaiütiitiiski^  in  der  AVAiirti, 
Zeinrhriß  f.  ^Stuialv^.^  /,  S.  r^Slg.  ^  Chtipmant^ 
Wt*rti.'  and  Watfeß^  in  cfmÜnvaimn  of  Lord 
Bra/iffTtf'x  IVftrk  und  Wti^fM,  Xonf/oti  i9f*4*  — 
iL  M«i*(fii,  Ztir  Vrt'kiirtwitf  der  ArbeiUsrii  H 
drr  mtrhtitiürht^n  Tr^rtdindttftrie,  äirtb,  /  «of. 
U'4*M.,  Bd. ,?,  ä;  iSGß:  —  BmtetU  iHr  Ftiitnek- 
htiift  dt4  ZthnttfttrtdrHtiigM .  Arrh,  /,  *f*t,  Gfs., 
Bd.  19,  S.  Mmg.  —  ÄTtL  „AA^itstHi"  rtm 
ßnhmrri,  Sin*^rr,  ßiemtcr^  Shrc>Javacf^t  tm  jW*  dL 
^L,  S.  Auß.,  /,  6'.  imsf.  —  Soritdr  J*rtuns,  — 
Heifks-Arbeit^btatt,  I^IIL  Bit^'m^r, 


Arbitrage. 

Man  vt^rsteht  imier  A.  eine  Äbw%itQg 
und  Entecheidtmg,  wie  man  atii  voneäl- 
haftogten  eino  Zahlung  iai  Ausland  tetstet 
(xJer  eine  Fottlenmg  von  dort  eitixtebt 
(KU weilen  Ans^leichnngs-  oder  Deokungsarbi* 
ti^*^  gentiDüt)*  Wenn  z.  B.  ein  Franzose  in 
Deittsciiland  fi1r  lOuiR)  M-  Wat^  gf-kaiift 
hat,  Bo  kann  der  Deutsche  auf  den  Fran- 
zosen ziehen  od^rder  Franzose  dem  Deittschcn 
reniittieren ;  der  Franzose  kann  auch  einen 
Scheck  auf  einen  deutschen  Platz  ab  2^- 
lung  scliicken  oder  Wechsel  bzw.  8clie«te 
auf  dritte  Plätze,  datuli  sein  deutaolior 
Gl&ubiger  d ttrcb  deren  Verkauf  sich  \ 
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der  FniDzofie  wird  je  nach  dem  Stand  der 
Euse  den  einen  oder  anderen  Weg  vorteil- 
hafter finden.  Ebenso  fällt  unter  die  A. 
die  Entscheidnng  darüber,  ob  es  besser  ist, 
Bargeld  zu  schicken  oder  zu  beziehen,  an- 
statt der  Wechsel  oder  Schecks  sich  zu 
b^ienen.  Audi  Effekten  und  Buchum- 
schriften k^nen  in  Betracht  kommen. 

Oewöhnlich  denkt  man  bei  A.  an  den 
Arintragehandel  (auch  Differenzarbitrage 
genannt);  derselbe  besteht  im  Kauf  und 
Yeriuuf  von  Wechseln  und  anderen  inter- 
nationalen  Zahlungsmitteln  an  verschiedenen 
Börsenplätzen,  um  aus  den  Kursvei'schieden- 
höten  6e¥rinn  zu  ziehen.  Wenn  Wechsel 
oder  preufiische  Eonsols  in  London,  Berlin, 
Wien  sich  verschieden  hoch  stellen,  so  kann 
das  vom  Handel  ausgenutzt  werden,  indem 
€T  da  kaufte  wo  diese  sich  billiger  stellen, 
und  dort  verkauft,  wo  sie  höheren  Erlös  i 
geben. 

Die  A.  wird  als  ein  volkswirtschaftlich 
nützlicher  Erwerbezweig  angesehen  und  des- 
halb  selbst  in   Börsensteuergesetzen   meist 
schonend   behandelt  ^s.  Finanzarchiv,   1895 
S.  119, 144);  sie  bewirkt,  soweit  dies  unter 
den  gegebenen  Verhältnissen  jeweils  mög- 
lich ist,   eine  Ausgleichung  der  Preise,   es 
wird  verbindert,   daß   an  dem  einen  Platz 
die  Zahlungsmittel  ungebührlich  teuer  und 
uk  einem  anderen  ungebührlich  biUig  werden. 
Die  A.  wird  von  einzelnen  Bankhäusern 
gepflegt  und  erfordert  unter  den  heutigen 
Verkehrsverhältnissen    große    Grewandtheit 
QDd  Geschicklichkeit;  die  A.  vollzieht  sich 
80  gut  wie  ausschließlich  mittels  des  Tele- 
gn^en    und    Telephons.       Die    Kursver- 
schiedenheiten   sind   meist   nur    klein   und 
Bchlagen  oft  in  kürzester  Frist  um,  so  daß 
mit  größter   Raschheit    gehandelt    werden 
maß,   wenn    die    Operation    nicht   Verlust 
bringen    soU.      Besonders    erschwert    wird 
dieselbe  dadurch,  daß  der  Arbitrageur  nicht 
blofi  die  verschiedenen  Münzfüße  und  die 
oft  sehr  abweichenden  Notierungsarten  der 
eiozelnen    Börsenplätze,    sondern    auch   die 
Zins-    und    Zeitdifferenzen,    die    Stempel, 
Provisionen  etc.  beachten  und  alle  Reduk- 
tiooen  sofort  vollziehen  muß.     Das  Inein- 
aDdergreifen    der    verschiedenen   Zahlungs- 
mittel   macht  die   Sache    dann    noch    ver- 
wickelter.    Allgemein  üblich   ist,   daß  zur 
Durchführung  der  A.  sich  unter  den  Banken, 
die  diesen  Zweig  pfl^en,  sogl  Partizipations- 
geeeUschaften    bilden;   dieselben  berechnen 
sieh  j^^penseitig   keine  Provision,    sondern 
Qur  Zinsen  und  teilen  den  Qewinn.    Dieses 
Zii8ainmenart)eiten  von  Platz  zu  Platz  er- 
leicfatert  und  festigt  den  AJiandel. 

Bei  der  großen  Konkurrenz,  die  sich  im 
AJumdel  infolge  des  entwickelten  und 
billigen  Nachrioitendienstes  geltend  macht, 
geht  derselbe  neuerdings  immer   mehr   in 


Spekulation  über,  indem  der  Arbitrageur 
nicht  sowohl  auf  Grund  wirklich  vorliegender 
Kurse  als  auf  „Taxationen"  hin  oder  „in 
avance'*,  wie  man  in  Oesterreich  sagt,  ope- 
riert, d.  h.  auf  Grund  einer  Ansicht  über 
die  voraussichtliche  Kursbewegung  im  vor- 
aus kauft  und  verkauft;  er  spekuliert  an 
2  Plätzen. 

In  Deutschland  war  die  A.  früher  selir 
entwickelt;  infolge  der  hohen  Stempelab- 
gaben (mindestens  ®/io®/o  Effektenstempel 
und  2/10  o/oo  ümsatzstempel)  ist  dieser  Zweig 
sehr  zurückgegangen;  die  vom  Gesetz  vor- 
gesehene Rückvergütung  des  ümsatzstempels 
im  Betrag  von  Vao^/oobzw.  Vio°/oo  hat  sich 
als  unzureichend  erwiesen.  Der  Nutzen  der 
internationalen  A.  beträgt  in  der  Regel 
nur  ^'2®/oo,selten  l®/oo. 

Literatur:  O.  Haupt,  Arbürages  et  paritSs, 
S.  ed.,  Berlin  1894.  —  R,  Stern,  Die  Arbitrage 
im  Bank'  u.  Börsenverkehr,  1901.  —  O.  Swobifda, 
Die  kaufmännische  Arbitrage,  1898. 

G.  Schanz, 


Aristoteles^ 

geb.,  als  Sohn  des  Nikomachos,  384  v.  Chr.  in 
Stageira  in  Makedonien,  Schüler  Platon^s,  Lehrer 
Alexanders  des  Großen,  hielt  in  Athen  unter 
den  Hallen  (TieoiTiatoi)  des  Lykeions  philo- 
sophische Vorlesnngen,  stiftete  hier  die  Schnle 
der  Peripatetiker,  wurde  323  des  Atheismus 
angeklagt  nnd  entzog  sich  der  Verfolgung  der 
Athener  durch  die  Flucht  nach  Chalkis  auf 
Euböa,  wo  er  822  storb. 

Von  den  Schriften  des  A.  kommen  hier  nur 
in  Betracht:  die  10  Bücher  der  Nikomachischen 
Ethik  {n&ixa  Ntxo/ttdxtM)  und  die  8  Bücher  der 
Politik  (TtoAiTixd).  A.  ist  der  Begründer  der 
realistischen  Staatslehre  im  Gegensatz  zu  der 
utopistisch-kommunistischen  Piatons. 

Im  Kleinstaat  oder  richtiger  im  Stadtstaat 

htolti  im  engereu  Sinne)  finden  sich  konzentriert 

die  dem  Geselligkeitsprinzip  der  menschlichen 

Natur  entsprechenden  Bildungen  von  Familien 

zu  Dorfgemeinden   nnd   von  diesen  zu  Stadt- 

verbäuden.    Die  Bewohner  des  Stadtstaates  sind 

freie   und   unfreie   Personen ,    Befehlende   und 

Sklaven.    Der  Staat  als  Gesamtheit  steht  über 

dem  Individuum.    Für  den  Stadtstaat  bestimmt 

A.  die  republikanische,  für  den  Großstaat,  der 

sich   ans   einer  Anzahl    von   Stadtstaaten  zn- 

I  sammensetzt,  ist  als  Verfassung  {nolueia)  die 

I  monarchische,  das  Königtum,  vorgesehen. 

i       Die  Aristokratie  des  Geistes  und  des  Grund- 

'  eigentnms  steht  als  der  erste  Stand  an  der  Spitze 

der  aristotelischen  Monarchie,  er  ergänzt  sich 

aus  den  staatsweisesten  Elementen  des  zweiten 

Standes,  des  Mittelstondes.    Die  Glückseligkeit 

ist  nur  ein  Privilegium  der  zwei  obersten  Stände. 

Der  im  aristotelischen  Zeitalter  ausschließlich 

I  aus  Sklaven  bestehende  dritte  Stand  ist  unedel 

I  und   kennt  nur  das   Glück  der  Knechtschaft. 

I  In    seiner   Wirtschaftsknnde   unterscheidet   A. 

zwischen  der  notwendigen  Bedürfnisbeschaffung 

im  Wege  des  Tauschhandels  und  dem  auf  An- 
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hänfnng  ttberflassiger  Dinge  gerichteten  Erwerb- 
flinn,  welchen  letiEteren  er  als  unedel  bezeichnet 

lApperL 


Armenhäuser 

8.  Arbeitshäuser  oben  S.  194,  Armen- 
pflege unten  S.  237  fg. 


Armenlast  und  Armensteuer. 

I.  Allgemeines.  1.  Wesen  und  Charakter  des 
Armenfinanzwesens.  2.  Geschichtliche  Entwick- 
lung der  A.  11.  Die  Armensteuem  in  den  ein- 
zelnen Staaten.  1.  Deutschland.  2.  Frankreich. 
3.  England. 

I.  Allgemeines. 

1.  Wesen  und  Charakter  des  Amien- 
finanzwesens.  Unter  Armenlast  verstehen 
wir  Aufwendungen,  die  die  Armenpflege  in 
wirtschaftlicher  Beziehung  erheischt.  Die 
Leistungen  der  Armenpflege  sind  teils  privater, 
teils  öffentlicher  Natur,  und  deshalb  kann  man 
von  einer  privaten  und  einer  öffentlichen 
Armenlast  sprechen.  Die  öffentliche  Armenlast 
bildet  einen  Teil  der  Finanzwirtscliaft,  da  es 
sich  hierbei  handelt  um  die  HerbeischaiTung, 
Verwaltung  und  Verwendung  von  wirt- 
schaftlichen Mitteln  zur  Befriedigung  öffent- 
licher Bedürfnisse.  Das  Maß  dieser  Leistungen 
wird  durch  das  Armenfinanzwesen  darge- 
stellt. Es  ist  bedingt  durch  die  Abgrenzung 
der  Aufgaben,  die  der  privaten  und  die  der 
öffentlichen    Armenpflege   zugewiesen    sind. 

Das  Armenfinanzwesen  hat,  wie  jede 
Wirtschaft,  eine  Ausgabe-  und  Einnahme- 
wirtschaft  zu  führen.  Uu-e  Einrichtung  ent- 
spricht im  allgemeinen  denjenigen  Grund- 
sätzen, die  für  den  Wii-tschaftsbetrieb  des 
Staates  und  der  übrigen  öffentlichen  Körper 
maßgebend  sind.  Den  Ausgangspunkt  bildet 
die  Feststellung  der  erforderliclien  Ausgaben, 
und  erst  im  Anschluß  daran  werden  die  Ein- 
nahmen bemessen.  Es  überwiegt  also  das 
Ausgabeprinzip  über  das  Einnahmeprinzip. 
Wichtig  ist  daher  vor  allem  die  Ermittelung 
des  Bedarfes,  die  auf  der  örtlichen  und  sach- 
lichen Ausscheidimg  der  einzelnen  Bezirke 
l)eruht.  Es  müssen  dabei  die  leitenden 
Grundsätze  aufgestellt  werden,  nach  denen 
die  einzelnen  Unteretützungsfälle  zu  be- 
handeln sind,  ihre  Vei-teilung  auf  die  ört- 
lichen Verbände,  die  Zuständigkeit,  die 
Riclitschnur  der  lietätigung  für  die  Annen- 
finanzen bilden. 

Die  Einnahmen  des  Armenfinanz wcvsens 
sind  dmxjh  Wirkungskreis  imd  Organisation 
der  öffentlichen  Armenpflege  bestimmt.  Sie 
fließen  aus  verschiedenen  Quellen.  Teils 
sind  sie  Nutzungen  von  Kapitalien,  von 
unbeweglichem  und  beweglichem  Vermögen 
aus  Stiftungen  und  sonstigen  Fonds,  teils 
erscheinen  sie  mehr  oder  weniger  als  öffent- 


lich-rechtliche Einkünfte  und  stammen  dann 
aus  Gebühren,  einmaligen  oder  wiederholten 
Zuschüssen,  Subventionen,  Beiträgen  und 
endlich  aus  eigentlichen  Armensteuem. 

Für  das  Armen  ünanzwesen  ist  aber  über- 
haupt von  grundlegender  Bedeutung  die 
ganze  Organisation  der  öffentlichen  Armen- 
pflege. Hier  ist  vor  allem  von  Bedeutung 
die  Funktion  des  Armenwesens,  ob  dieses 
eine  obligatorische  oder  eine  fakultative  Ein- 
richtung, ob  die  Unterstützungspflicht  des 
Verbandes  eine  unbedingte  ist,  oder  ob  die 
Leistungen  nur  nach  Maßgabe  der  verfüg- 
baren Mittel  zu  erfolgen  haben.  Auch  die 
Stellung  der  Armenpflege  im  Verwaltung 
sj^stem  wirkt  auf  diese  organisatorische  Seite 
der  Armenpflege  ein.  Das  Ai*menfinanz- 
wesen  ist  teils  ein  Glied  des  kommunalen 
Finanzwesens,  teils  verselbständigt  als  Auf- 
gabe spezialisierter  Organe,  einer  Spezial- 
gemeinde  etc. 

Füi*  unsere  Betrachtungen  ist  die  Haupt- 
frage, wie  die  Armenlast  durch  öffentliche 
Auflagen,  insonderheit  durch  Steuern  zu 
bestreiten  ist.  Das  Interesse  konzentriert 
sich  auf  das  Problem  der  sog.  „Armen- 
steuern'' i.  e.  S. 

2.   Geschichtliche  Entwicklang   der  A. 

Die  Arinensteaem  verdanken  ihren  Ursprong 
den  Bestrebungen;  die  Armenpflege  zu  einer 
öffentlichen  und  staatlichen  Angelegenheit  la 
machen.  Daher  waren  sie  in  der  Hauptsache 
dem  Altertum  und  dem  Mittelalter  fremd,  da 
die  Fürsorge  für  die  Armen  in  jenen  Zeiten 
teils  dnrch  freiwillige  Gaben,  teils  durch  die 
christliche  Liebestätigkeit  und  durch  die  Wiik- 
samkeit  von  Genossenschaften,  Brüderschaften 
und  Stiftungen  gepflegt  wurde.  Die  Armen- 
steuem gehen  demgemäß  ins  16.  Jahrh.  zurftck, 
als  seit  der  Eeformatiou  die  Plan-  und  Regel- 
losigkeit einer  dezentralisierten  Armenp£ge 
durch  eine  geordnete  Gemeindearmenpfle^  er- 
setzt wurde.  Zudem  waren,  vornehmlich  in 
den  nrotestantischen  Ländern,  mit  Aufhebnng 
der  Klöster,  Stifter  und  Genossenschaften  jene 
Quellen  durch  die  Säkularisation  verstopft  woraen, 
die  bisher  die  Kanäle  der  Armenversorgnng  ge- 
speist hatten. 

In  Deutschland  bestand  in  den  katholi- 
schen Ländern  die  alte  Form  der  Armenpflege 
fort,  während  sie  in  den  Territorien  der  pro- 
testantischen Eeichsstände  durch  die  Kirchen- 
Ordnungen  des  16.  Jahrh.  mit  dem  KirchenrM^- 
mente  verbunden  ward.  Die  reichlichen  Za- 
flüsse  und  Gaben,  die  in  den  Kirchen-  oder 
Gotteskasten  flössen,  sollten  auf  Grund  der  sog. 
„Kastenordnungen"*  der  Unterhaltung  der  kirch- 
lichen Einrichtungen  und  des  kirälichen  Be- 
darfes dienen,  aber  auch  zugleich  den  Armen 
und  Bedürftigen  zugewendet  werden.  Die 
Reichnisse  waren  ursprünglich  freiwillig,  dodi 
griff  mau  sehr  bald  zu  Zwanffsbeitrftgen 
von  den  Mitgliedern  der  weltlichen  Oememde, 
und  damit  drang  das  Prinzip  der  Steuer  in  die 
Armenpflege  ein.  Diese  Keime  der  Entwick- 
lung haben  dann  im  16.  und  17.  Jahrh.  die 
verschiedenen   Landesgesetzgebungen   resipiert 
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und  ZQ  weiterer  Entwicklang  gebracht.  An 
die  Steile  des  Gotteskastens  wird  jetzt  die 
Annenk&sse  gesetzt:  ihre  wirtschaftlichen  Mittel 
bezieht  sie  teils  ans  Kollekten,  die  für  die  Ge- 
meindemitglieder obligatorisch  sind,  teils  ans 
^meinsamen  Umlagen,  die  ausdrücklich  Zwangs- 
beitrftge  sind  nnd  wie  die  Stenern  beigetrieben 
werden.  Je  mehr  sich  aber  die  Auffassung 
siemich  dnrchrinet,  daß  der  Staat  und  die 
weltlichen  Gemeinden  die  Organe  der  öffent- 
lichen Armenpflege  sind,  die  Fürsorge  für  die 
Bedürftigen  eine  Staatsaufgabe  ist,  desto  mehr 
wird  anch  eine  en^re  Verbindung  der  Armen- 
last mit  der  politischen  Gemeinde  oder  mit 
Spezialgemeinden  zu  erreichen  gesucht.  Die 
Armenlast  wird  auf  diese  Weise  ein  Teil  des 
kommanalen  Finanzwesens,  die  Armenstenem 
werden  Gemeindesteuern,  neben  denen  sich  nur 
sporadisch  einzelne  besondere  Abgaben  für 
Armenzwecke,  z.  B.  Steuern  von  öffentlichen 
Lotftbarkeiten,  erhalten  haben. 

Die  Versuche  mit  der  Einrichtung  einer  be- 
sonderen Armensteuer  gehen  in  Frankreich 
mit   den  Bestrebungen  Hand  in  Hand,   durch 
die  im   16.  Jahrh.  die   Krone    eine  geregelte 
öffentliche     Armenpflege     einzurichten     beab- 
«chtigte.    Man  sachte  die  Mittel  zur  Bestrei- 
tang   der   Armenversorgung    durch    kirchliche 
Kollekten  oder  sonstige  Sammlungen  innerhalb 
des   PfarrsprengeLs  zu  decken.     Franz  I.  nnd 
Heinrich  U.  haben  dnrch  Ordonnanzen  von  den 
Jahren  1536  und   1547  auch  spezielle  Armen- 
stenem angeordnet,   jedoch    ohne  Erfolg.     Sie 
wurden  meist  nicht  erhoben,  die  Verpflichteten 
entzogen    sich    der   Unterstützungspflicht,    der 
streng  verpönte  Bettel  wurde  nicht  gehemmt. 
Anch  im  17.  nnd  18.  Jahrh.  war  die  Armen- 
pflege anf  freiwillige  Gaben  und  die  kirchlichen 
Unterstütznn^n  angewiesen.    Hin  und  wieder 
kam  es  allerdings  zu  wiederholten  Anläufen  zur 
Einrichtang   von  Armenstenem,    deren  Erfolg 
indessen  zn  bezweifeln  ist.    Die  Gesetzgebung 
der  französischen  Revolution  erklärte  die  Armen- 
last zn  einer  Staatslast,   die   durch  staatliche 
Auflagen  zn  tragen  war.  Unter  dem  Direktorium 
wurde  der  alte  Oktroi  (s.  d.)  wieder  eingeführt, 
iler  den  Städten  zu  dem  Behufe  bewilligt  zu 
werden   pflegte,   um   sie  zur  Erfüllung  ihrer 
Fflickten  gegenüber  den  Spitälem  zu  befählen. 
Dadurch  beaam  der  Oktroi  den  Charakter  einer 
.Vrmensteuer,  der  indessen  mit  Aufhebung  der 
Verpflichtangen  diese  Zweckbestimmung  verlor. 
Heute  wird  das  Institut  der  Armensteuer  nur 
aehr  dnrch    einzelne,   indirekte   Abgaben    re- 
piisentiert. 

Ab  konsequentesten  wurde  in  England 
dts  Prinzip  der'  Annensteuer  aufgenommen. 
Schon  anter  Heinrich  VIIL  wurde  das  Prinzip 
der  Zwangsbeiträ^  zu  den  Armenl asten  pro- 
klamiert. Die  Leistungen  des  Kirchspiels  für 
die  Annenpflege  waren  durch  Sammlungen  bei 
den  Gemeindemi t^liedem  zu  bestreiten,  die 
formell  zwar  freiwillig  waren,  während  die 
Verweigerang  von  Beiträgen  mit  Geldstrafen 
Vedfc^t  wurde.  Die  Einsammler  hatten  Ver- 
widmisse  zu  führen,  welche  die  Reichnisse 
eiBCs  jeden  Gemeindemit^liedes  nach  dessen  frei- 
williger Angabe  auswiesen.  Widerspenstige 
ioQten  zuerst  vermahnt  und,  wenn  dies  erfolglos 
mcbehen  war,  vom  Friedensrichter  zu  Zwangs- 
Mtrigen    eingeschätzt    werden.     Dieser  Not- 


behelf wurde  später  zu  einem  regelmäßigen 
Verfahren  verallgemeinert  (vgl.  St.  22  Henry  VIII. 
c.  12,  St.  27  Henry  VIII.  c  25,  St.  6  und  6 
Edw.  VI.  c.  2,  St  5  Elizabeth  c.  3,  St.  14 
Elizabeth  c.  3).  Das  berühmte  Armengesetz  der 
Königin  Elisabeth  vom  Jahre  1601  (St.  43  Eliza- 
beth c.  2)  hat  diese  Ansätze  zu  einem  syste- 
matischen Bau  vollendet  Den  Kirchspielen 
wurde  die  obligatorische  Unterstützungspflicht 
auferlegt  und  festgesetzt,  daß  die  erforderlichen 
Mittel  zur  Bestreitung  der  Öffentlichen  Armen- 
pflege durch  Armensteuern  von  den  Kirch- 
spieigenossen  beschafft  werden  sollten.  Und  dies 
ist  in  der  Hauptsache  die  Grundlage,  auf  der 
die  Sorge  für  die  Armenlast  auch  heute  noch 
in  England  beraht. 

II.  Die  Armenstenem  in  den  einzelnen 
Staaten. 

1.  Dentschland.  Die  öifeatliche  Armen- 
pflege ist  in  den  meisten  deutschen  Staaten 
mit  der  Ortsgemeinde  (Gutsbezirk)  verbunden. 
Für  die  Kosten  hat  daher  die  Ortsgemeinde 
aufzukommen,  abgesehen  von  etwaigen 
Spezialeinnahmen  oder  Beitr^n  und  Zu- 
schüssen größerer  Verbände.  Die  Deckungs- 
mittel hierfür  sind  die  gleichen  wie  für  die 
übrigen  kommunalen  Bedürfnisse,  und  infolge- 
dessen sind  die  A.  regelmäßig  in  den  Ge- 
meindesteuern mitenthalten.  Nur  formell 
findet  bisweilen  eine  Ausscheidung  des 
Armenfinanzwesens  aus  dem  kommunalen 
Haushalte  statt,  indem  eine  besondere  Kasse 
für  die  Bestreitung  der  Armenpflege  be- 
steht, die  eine  gesonderte  Verwaltung  hat. 
Die  wirtschaftlichen  Mittel  aber  müssen, 
wenigstens  in  Deutschland,  auf  dem  Umwege 
über  das  Gemeindebudget  bezogen  werden. 

Die  Ortsarmenverbände  sind  mitunter  be- 
fugt, gewisse  Aufwandsteuern  mit  der 
besonderen  Bezeichnung  als  A.  zu  erheben. 
Es  werden  dann  derartige  Auflagen  nam- 
haft gemacht^  welche  die  Gemeinden  obli- 
gatorisch oder  fakultativ  erheben  können, 
jedoch  mit  der  Verpflichtung,  daß  der  Er- 
trag ganz  oder  teilweise  der  Armenkasse 
zugewendet  wird.  So  fließt  der  Ertrag  der 
Hundesteuer  in  Sachsen  ganz  und  in  Württem- 
berg zur  Hälfte  der  Armenkasse  der  Ge- 
meinden zu.  Auch  bestimmte  Besitzwechsel- 
und  Erbschaftssteuern  werden  in  Sachsen 
zugunsten  der  Armen  fürsorge  erhoben.  Eine 
weitere  selbständige  A.  ist  in  den  meisten 
deutschen  Staaten  die  Besteuerung  der  ver- 
]  anstalteten  öffentlichen  Lustbarkeiten,  soweit 
sie  einer  polizeilichen  Genehmigung  be- 
I  dürfen.  In  Sachsen  zählen  hierzu  auch  die 
in  öffentlichen  Wirtschaften  gefeierten  Hoch- 
zeiten. In  der  Hauptsache  läßt  sich  aber 
'  behaupten,  daß  in  Deutschland  das  Prinzip 
einer  verselbständigten  A.  nur  wenig  Wurzel 
zu  fassen  vermochte.  Die  öffentliche  Armen- 
pflege hat  sich  in  dem  Maße  zu  einer  Sache 
'  der  Gemeinde,  die  A.  haben  sich  so  sehr  zu 
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Partialen  der  GenieindeBtenern  verdichtet^ 
daß  fQr  indindueUe  Bildungen  nur  eio  be- 
scliränkter  Raum  vorhanden  blieb.  Dies 
hängt  insliesondere  mit  der  gesc hie htJi eben 
Entwicklnng  der  Offen tliehen  Armenpflege 
in  den  deutsehen  Staaten  seit  dem  16*  Jahrb* 
»iisammen,  wo  die  Gemeinde  zur  organi^cben 
Tragen  n  der  ÄruienftirBorge  gt* worden  ist, 
m  daß  dan  PH n zip  der  A.  von  dem  der 
Gemiz-indeslener  aufgesogen  wurde. 

2.  Frank  reich.  Das  InBtitut  der  A,  in 
Frankreich,  wo  der  gan^e  Organismus  der 
Offen! liehen  Armenpflege  ohnehin  noch  lücken- 
haft iBt,  konzentriert  sich  im  wesentlichen 
auf  die  Ä uf wandsteueru  von  Theatervor- 
s tei  hl  n  ge  n  und  von  öffentlichen 
Litat  barkeiten.  In  ihrer  Geschichte 
reich eii  sie  ins  Ancien  Regime  zurdek  und 
wimlen  mit  der  Einsetzung  der  Wohl  tat  ig- 
keitshurpÄUs ,  deren  älteste  tmd  wichtigste 
Einkünfte  sie  bilden,  durch  G.  v.  7*  Frimaire 
J,  V  wiederhergestellt,  Ihre  Erhehungs* 
form  ist  eine  zweifache.  Sie  bestehen  ent- 
weder in  *'io-Zii&chlägBö  zti  der  Brutto- 
einnähme  von  den  in  den  Theatern  regel- 
mäßig stattfindenden  Opern-  und  Scliauspiel- 
auf  fftlirungen ,  von  Schau  itellun  gen  der 
Panoramas  und  der  Zirkusvorstellungen,  von 
Konzeilen  n,  dgL  m*^  oder  in  *'i  der  Brutto- 
einnahme von  unfK^nodisciien  Auffllhnm^eni 
Trie  von  Bällen,  Feuerwerken,  nicht  t%- 
lieheij  Koaxerten,  Kunstreiteis  Seiltänser- 
nnd  ähnlielien  Voi-stellungen,  die  gegen  Er- 
legung eines  Eintrittsgeldes  zugänglich  sind. 
In  Paris  wertlen  dieae  Einkünfte  in  Yer- 
j>aehtung  (Regiebetrieb)  erhoben,  während 
in  anderen  Jiiüldten  mit  der  Regie  das 
Abonnement  (ä.  d.)  der  Veranstalter  kon- 
kurriert. Ein  anderes  Beispiel  von  A.,  be- 
sonders 2ur  Ünterhahtmg  der  Spitäleiv  sind 
die  Gebühren  för  die  Ueberlassu ng  von 
Grahstellen,  die  für  Pri\iitl)egräbnisse 
nur  gegen  Entrichtung  einer  naeh  einem 
Tarif  abgestuften  Abgabe  erworben  werden 
kennen.  Ihre  Hohe  wird  vom  Gemeinde- 
rate festgesetzt.  Die  Ertrfignifise  fallen  zu 
^'3  den  Spitälern  und  den  WoKltltigkeits- 
bnreaus  zu. 

3.  England.  Die  englische  A,  (Poor 
Rate)  ist  eine  Auflage^  durch  welche  die 
Koeten  der  Armenpflege  gedeckt  werden. 
Die  Armenpflege  in  England  schließt  sich 
ao  die  kommunale  Oiiganisatlon  an,  und  ea 
eählt  daher  die  A.  zu  den  Lokabteiiern, 
Sie  wir*!  nach  Kirchspielen  oder  naf  h  Ver* 
banden  von  fiolclien  (tJnions)  erhohen,  da  auf 
diesen  auch  die  UnterstOt^ungspHieht  ruht 
Die  rechtliche  Grundlage  bildet  anch  heute 
noch  das  berühmte  Armengesetz  der  Königin 
Elisabeth  vom  Jahre  löOL  In  der  Folge- 
zeit ist  nur  dessen  Anwendnugsl «reich  da- 
durch erweitert  worden,  daß  aucii  die  Äuf- 
w^endungen  für  gewisse  Verwaltungszweige 


gedeckt  werden,  die  iuBerlleh  mit  der  Armefi- 

Verwaltung  in  einem  Zusammenliange  stehen. 

Steuerobjekt  ist  der  Reinertrag  des 
GrundvermC>gens ,  der  aus  dem  Kirchspiel 
(Parisih)  bezogen  wird.  Au^enommen  mwl 
H<x^h%vald  imd  Bergwerke^  wogegen  Kohlen- 
bergwerke und  verkäuflicher  Niederwald 
zur  A.  herangezogen  werden.  Das  beweg- 
liclie  Vermögen,  soweit  es  nicht  in  den 
Pfarrpfrunden  inkorporiert  war,  blieb  befreit. 
Erst  nachdem  im  Lauie  der  Zeit  das  be- 
ivegliche  Vermögen  in  seiner  wirtschaft- 
lichen Bedeutimg  wuchs,  zog  mau  auch  das 
im  Gewerbe  und  Handel  angelegte  Kapital 
(Stock  in  Trade)  zur  Steuerlei  st  ting  heran, 
bis  dies  18-WJ  verboten  wurde  (2  und  4  Vict 
c*  89).  Die  Begüiistigimg  dos  Hoch¥nalde^ 
und  der  Bergwerke  wurde  durch  die  Ilating 
Aet  von  1874  aufgeholfen  (37  und  '^8  Vier, 
c.  58). 

SteuerBubjekt  ist  derjenige,  der  das  Grund- 
vermögen  in  Nutznießung  liat.  Der  Eigea- 
tümer  ist  es  nur,  wrenu  er  sein  Objekt  selbst 
bewirtschaftet;  bei  Verpaclituog  (Leasel  hl 
es  daher  der  Pächter  (Tenant),  bei  Ver- 
mietung der  Mieter,  Mißverhältnisse,  die 
sieh  daraus  ergaben,  w*urden  emt  im  I^ofe 
des  19.  Jahrh,  dui-ch  das  sog.  (.'-ompoimding 
System  beseitigt,  eine  Einrichtung,  welchi* 
die  meisten  S^te  angenommen  liaben.  Da- 
nach wird  die  Steuer  vom  Eigentümer  einge- 
fonlert ;  dieser  aber  erhält  al^  Ents^tlilUHgUDj^' 
für  die  Gefahr  der  Einbuße  beim  RegreJJ 
an  den  Mieter  einen  Nac*hlaß  im  Steuer- 
betrage.  Voraussetzung  ist,  daB  die  Jahra»- 
miele  des  Or  und  Stacks  einen  Ijestiramten 
Betrage  der  naefi  Stählten  wechselt,  nicbl 
(übersteigt  (>1  £  Manchester,  13  i:  LiveriKKil, 
20  £  London  etc.).  TrifU  dies  zu,  so  kaon 
dem  Steuerpflichtigen  durch  Verein tuirtiög 
mit  der  Steuertjehorde  ein  Abzug  bis  2b% 
gewährt  werden.  Durch  Beschluß  der  Ge- 
meinde verBamm  hing  kann  dieses  System  auch 
allgemein  eingeführt  werden.  Dann  muß 
aber  der  gewälirte  Nachlaß  für  den  Eigen- 
tümer 15%  nnf}^  falls  tler  auch  für  die 
Steuer  aufzukommen  hat,  w^enn  das  Onintl- 
stÜck  nicht  vermietet  ist,  30 "o  betrafen. 

Die  Steuer  wird  veranlagt  nach  der 
Jahresrente,  die  vom  Grundstück  durch  Yei- 
Pachtung  oder  Vermietuug  erzielt  wird  oder 
erzielt  werden  kann  (annual  Value).  Ton 
diesäem  Betrage  werden  abgezogen  die  auf 
der  Rente  ruhenden  difentlicheu  Abgaben 
und  Lasten  —  die  Rentengröße  heißt  jetzt 
Gross  existimated  Bental  —  ferner  die 
Reparatur-  und  ITnterhaitungskfisten,  die  Ver- 
Bicneningsbeiträge  u.  dgl.  m.  L>eT  Rest  ist 
dann  der  steuerbare  Reinertrag  (mtcmble 
Value),  nach  welchem  die  Steuer  aixgd£|D;t 
wird. 

Die  gioBcü  Mängel  der  britiacboii  A, 
sind  nicht  zu  verketioeu.    Vor  allem  hat  dti^ 
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Basis  der  Steuerveranlagung,   n&mlich  der 
titsSchliche    oder    potenzdelle    Mietsertrag, 
Beuistandnog  gefunden.    Dies  führt  zu  Un- 
znläo^chkeiten   hauptsächlich   bei    solchen 
Objekten,  bei  denen  die  Vermietung  nicht 
ühtich  und  in  vielen  FSlleu  überhaupt  ein 
Mietertrag  nicht  zu  erzielen  ist.    Jedenfalls 
Ufit  es   sich  nicht   leugnen,   daß   die   Be- 
steuerung mit  den  Verhältnissen  der  ökono- 
mischen Entwicklung  nicht  Schritt  gehalten 
hat   Dies  zeigt  sich  insbesondere  auch  darin, 
dafi  nur  der  Grundertrag  Steuerobjekt  und 
der  Nutznießer  Steuersubjekt  ist,  das  be- 
wegliche Vermögen  und  die  Einkünfte  des 
Qrundeigners  nicht  getroffen  werden.    Darin 
liegt  eine  umso  größere  Härte,  als  die  ver- 
tragsmäßige üeberlassung  von   Onindeigen- 
tom  zu  Nießbrauch  in  England   weit  ver- 
bratet ist  und  außerdem  auf  längere  Perioden 
m  folgen   pflegt     Außerdem   stuft  sich 
das  Stimmrecht  der  Mitglieder  der  Kirch- 
süelversammlung  nach  dem   Steuerbetrage 
ab,  und  die  Versammlung  besteht  also  vor- 
Q^milich  aus   Mietern   und   Pächtern,  die 
iwar  an  der  gegenwärtigen  Beschränkung, 
mdit  aber  an   einer  dauernden,   künftigen 
läneoguDg  der  Armenlast  ein  reges  Interesse 
baben. 

Diese  beiden  Schattenseiten,  Belastung 
des  Grundvermögens  und  des  Nutznießers 
durch  die  A.,  haben  seit  den  70er  Jahren 
ZQ  mancherlei  Anläufen  und  Reformver- 
SQcheo  geführt  Eine  ^mdlegende  Um- 
gestaltung ist  aber  noch  nicht  erzielt  worden, 
veoQ  auch  einzelnes  abgeändert  worden 
ist  Zudem  kämpft  die  Heranziehung  des 
Einkommens  ans  beweglichem  Vermögen 
^  persönlicher  Arbeit  mit  großen  Schwierig- 
käteo,  die  in  der  speziellen  Geartung  der 
iintischen  Lokalbesteuerung  liegen.  Ohne 
^eingehend  umzugestalten,  ist  auch  die 
Fortbildang  der  A.  in  dieser  Richtung  gegen- 
standslos. Die  Mitbelastung  des  Eigen- 
tümers neben  dem  Okkupier  ist  zwar  ange- 
lt raetzlich  aber  nicht  geregelt  worden. 
I«balb  hat  man  indirekt  eine  Reform  ange- 
bt, indem  man  die  Aufgaben  der  ört- 
^*chen  Verbände  (ünions)  für  die  Armen- 
l%e  einschränkte.  Mittelbar  hat  man  da- 
«inräi  auch  die  Kosten  der  Armenpflege 
\  S^indert  Auch  hat  man  die  Kosten  für 
j  j|ie  Justiz-  und  Polizeiverwaltung  und  die 
;  TOopflege  auf  den  Staat  zu  überwälzen 
j  ^<}>S^8chJagen,  was  indessen  an  der  Be- 
ttung der  Deberlastung  für  den  Staat 
scheitelte.  Von  beträchtlichem  Einfluß  ist 
<&  Mg.  Lex  Ritchie  aus  dem  Jahre  1888 
|51  mid  52  Vict  a  51),  die  den  wesent- 
^^ften  Inhalt  der  Local  Government  Act 
Wdet  Durch  diese  wurde  die  Grafschaft 
^^ischen  den  Armenverbänden  und  dem 
^ttte  als  Verbindungsglied  eingeschaltet. 
Sie  bat  dann  die  Besoldungen  der  Beamten, 


der  Lehrer  und  Lehrerinnen  der  Armen- 
schuien,  die  Kosten  der  Arzneien  und  Heil- 
mittel für  die  Armen  etc.  zu  bestreiten. 
Als  Mittel  erhielten  die  Grafschaften  einen 
Teil  des  Ertrages  der  Lizenzabgaben  vom 
Kleinhandel  und  Ausschank  geistige^  Getränke 
und  vom  Handel  mit  anderen  Luxusartikeln 
(Duties  on  local  Luxation  Licences)  und  der 
Steuer  von  Vererbungen  auf  Gnmd  letzt* 
williger  Verfügungen  überwiesen. 

Die  englische  A.  muß  in  dem  Momente 
obsolet  werden,  sobald  es  gelingt,  die  Union 
zu  einer  Ortsgemeinde  zu  entwickeln,  die 
den  gesamten  Kreis  der  örtlichen  Gemeinde- 
aufgaben zu  erfüllen  hat. 

Literatur:  Loenin^f,  in  Sehönbery  III,  S,  870, 
896  ff,  —  Wagtier,  I'\n.  III,  S  SV-  —  Boe- 
dicker,  Die  Kommunalbestetterunff  in  England 
und  Wales,  187 S,  —  Aschrott,  Das  englische 
Armenwesen,  Leipzig  1886.  —  Münsterherg, 
Art.  „Armenwesen"  (VI)  im  H.  d.  St.,  2.  Aufl., 
Bd.  /,  S.  1205—1210.  —  Silbergieit,  Finanz- 
Statistik  der  Armenverwaltungen  von  108  deutschen 
Stätlten,  Leipzig  1902.  —  Goschen,  Reports 
and  Speeches  on  local  Taxation,  London  1884, 
SuppL,  1888.  Max  von  Hechel. 


Armenstatistik. 

1.  Aufgaben  und  Methoden  der  A.    2.  Die  A. 
in  Deutscnland.    3.  Das  Ausland. 

1.  Aufgaben  und  Methoden  der  A. 

üeber  die  Zahl  der  von  der  Armenpflege 
Unterstützten  und  den  Umfang  der  Unter^ 
Stützungen  genaue  statistische  Nach  Weisungen 
zu  besitzen,  würde  von  erheblichem  Interesse 
für  die  Verwaltung  sein.  ^lan  würde  da- 
durch einen  zifFermäßigen  Einblick  in  das 
Verhältnis  derjenigen  Personen,  die  ohne 
fremde  Unterstützung  ihr  Leben  nicht  zu 
fristen  vermögen,  ziu»  Gesamtzahl  der  Be- 
völkerung erhalten.  Allein  trotz  der  Wichtig- 
keit dieser  Aufgabe  hat  man  nur  in  ver- 
einzelten Fällen  eine  umfassendere  Lösung 
versucht.  Die  Statistik  kämpft  alJerdings 
hier  mit  ganz  erheblichen  Schwierigkeiten. 
Wenn  man  eine  Leistung  darbieten 
will,  die  allseitig  befriedigen  und  die  Grund- 
lage zu  Reformen  abgeben  kann,  so  müßte 
die  gesamte  Armen  Versorgung  zur  Dar- 
stellung kommen,  ohne  Rücksicht  darauf, 
ob  die  Armenunterstützungen  aus  privaten, 
Vereins-,  Gemeinde-  oder  Staatsmitteln 
fließen.  Die  Vollständigkeit  scheitert  aber 
schon  regelmäßig  an  der  Unmöglichkeit,  die 
private  Wohllätigkeitspflege  irgendwie  sicher 
statistisch  zu  erfassen.  Es  ist  zwar  mög- 
lich, sich  durch  statistische  Aufnahmen  ein 
Bild  von  dem  Dasein,  der  Organisation  und 
der  Wirksamkeit  der  einsclilägigen  Vereine, 
Genossenschaften,  Stiftungen  etc.  im  allge- 
meinen zu  machen,  doch  ist  es  meist  aus- 
geschlossen, zu  erfahren,  wie  diese  Organe 
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der  Armenpflege  im  Oesamtorganismus  des 
Armenwesens  nmktionieren,  wie  sie  mit  den 
Trägem  der  öffentlichen  Armenversorgung 
konkurrieren,  sie  unterstützen,  ergänzen,  wie 
sie  individualisieren  u.  dgl.  m.  Es  läßt 
sich  daher  eine  eigentliche  A.  nur  für  die 
öffentliche  Armenpflege  erzielen,  und  auch 
diese  wird  das  Maß  ihrer  Leistungen  aus 
dem  Umstände  schöpfen,  in  welchem  Orade 
die  öfTentliche  Armenpflege  zentralisiert  und 
hierarchisch  gegliedert  ist.  Wird  sie  aber 
von  Anstalten  geübt,  die  mehr  oder  weniger 
koordiniert  und  voneinander  unabliängig  und 
nach  verschiedenen  Grundsätzen  tätig  sind, 
so  ist  ein  befriedigendes  Resultat  schwer- 
lich zu  erhoffen.  Endlich  hat  die  Samm- 
lung eines  hinreichenden  armenstatistischen 
Materials  mannigfache  Hindernisse  zu  über- 
winden, da  die  grundlegende  Voraussetzung 
eine  genaue  Verzeichnung  der  Tatsachen 
und  eine  zuverlässige  Buchführung  ist. 
Auf  dem  platten  Lande  lassen  diese  Dinge 
naturgemäß  sehr  viel  zu  wünschen  übrig, 
wie  auch  die  dort  übliche  reine  Natural- 
leichung  der  statistischen  Aufnahme  unzu- 
gänglich ist. 

Die  A.  hat  sich  auf  4  Aufgaben  zu  er- 
strecken. Einmal  hat  sie  es  zu  tun  mit 
dem  System  des  gesetzlichen  Zustandes, 
welcher  der  öffentlichen  Armenpflege  zu- 
grunde liegt.  Hierher  gehören  die  Be- 
schreibung der  obersten  Grundsätze  der 
Armen  Versorgung,  die  Aufnahme  ihrer  Träger, 
des  Maßes  der  Verpflichtung,  der  Verteilung 
der  liasten,  der  Erstattung  der  Unkosten, 
sowie  die  Aufnahme  der  formalen  Be- 
dingungen und  der  Repressionsmittol  gegen 
Arbeitsscheue  u.  dgl.  m.  Sodann  wird  man 
eine  spezielle  Nachweisung  der  einzelnen 
Verwaltungseinrichtungen  und  ihrer 
praktischen  Grundsätze  suchen.  Drittens 
soll  sich  die  A.  l)efassen  mit  dem  Umfang 
der  Armenfürsorge,  mit  Zahl  und  Maß  der 
Unterstützten  und  Unterstützungen.  Be- 
sonders wichtige  Einzelheiten  sind  dabei  die 
Aufnahme  von  Alter,  Geschlecht,  Familien- 
stand, ehelicher  oder  unehelicher  Geburt  etc., 
femer  ist  festzustellen,  ob  die  Unteretützung 
vorübergehend  oder  dauernd  gereicht  wird, 
ob  die  Unterstützten  ganz  oder  teilweise 
arbeitsunfähig  sind,  ob  sie  allein  oder  mit 
Familienangehörigen  an  der  Unterstützung 
partizipieren,  welches  die  Verarmungsur- 
sachen waren  u.s.f.  Endlich  ist  als  vierte 
Aufgabe  die  Betrachtung  der  Kosten  der 
Armenpflege  und  der  zu  ihrer  Deckung 
aufgewendeten   Mittel    zu   verlangen. 

Von  den  hier  erwähnten  Aufgaben  der 
A.  sind  dio  meisten  kaum  noch  ernstlich 
in  Angriff  genommen  worden.  Am  besten 
ist  noch  die  finanzielle  Seite,  die  Frage 
nach  dem  Cliarakter  und  dem  Umfang  der 
Armenlast  statistisch  dargestellt  worden,  da 


das  hierzu  nötige  Material  leichter  zu  be- 
schaffen ist  als  zu  den  anderen  Tatsachen 
und  zudem  die  Kostenfrage  für  die  beteiligten 
Kreise  naturgemäß  im  Mittelpunkt  des  In- 
teresses steht. 

Ueberdies  muß  man  wohl  beachten,  daß 
die  Methoden  der  Aufnahme  für  armen- 
statistische Beobachtungen  in  den  einzelnen 
Staaten  wiederum  seilet  voneinander  sdir 
abweichen.  Infolgedessen  ist  bei  inter- 
nationalen Vergleichungen  der  A.  die  größte 
Vorsicht  und  Berücksichti^ng  der  methodo- 
logischen Gesichtspunkte  m  erster  Linie  ge- 
boten. 

2.  Die  A.  in  Deutschland.  Das  Deut- 
sche Reich  hat  im  Jahre  1885  eine  um- 
fassende A.  veranstaltet,  um  dadurch  grund- 
legend für  annenstatistische  Beobachtungmi 
zu  wirken.  Sie  erfolgte  im  Zusammenhaog 
mit  den  großen  sozialen  Keformplänen  und 
sollte  ein  einheitliches  und  zuverlfisaim 
Material  nach  richtigen  Methoden  für  die 
deutschen  Bundesstaaten  liefern.  Bayern 
und  Elsaß-Lothringen  wai'en  wegen  ihrer 
abweichenden  Arraengesetzgebung  ausge- 
nommen. Die  Erhebungsgegenstände  wurcten 
bei  großer  Verschiedenheit  der  Verwaltungg- 
einrichtungen in  den  einzelnen  Ländern  tim- 
lichst  beschränkt.  Die  Erhebung  erstreckte 
sich  auf  Anzahl  und  Art  (städtische  oder 
ländliche)  der  Armenverbände,  auf  die  ein- 
zeln oder  im  Familienverbande  Unter- 
stützton, auf  die  Feststellung  der  ge- 
schlossenen oder  offenen  Armenpflege,  an! 
die  Verarmungsursachen,  auf  die  Kosten  der 
Armenpflege  und  auf  die  Form  der  Reidi- 
nisse.  Endlich  wurden  die  erfolgten  Er- 
stattungen vorschußweise  geleisteter  Unter- 
stützungen, sowie  die  Zahl  und  Höhe  der 
in  Armenstreitsachen  eingeklagten  BetrSge 
aufgenommen.  Seitdem  ist  eine  neuere  A. 
im  Deutschen  Reiche  nicht  mehr  auf genonunen 
worden. 

Die  Resultate  dieser  1885  er  Aufnahmen 
waren  folgende:  (s.  Tab.  a)  Gesamtergebnisee 
auf  nächster  Seite). 

b)  Umfang  der  Unterstützten: 


Bundes- 
staaten 


Stadt- 
gemein- 
den 


Gebiet  des  Un- 
terstütznngs- 
wohnsitzes 

Bayern 

Elsaß-Lothrin- 
gen 


Land- 

gemeiu' 

den 


Per-    I   Per- 
sonen    sonen 


793084  4«2234 

(5,30^/0)12,09%) 
55  458 1   96092! 

(3,68%)  (2,46%) 

41 649 I    24794 
(8,09%)  (2,36%) 


^  'S 
Guta-  asS 
bezirke  :*g  S-g 

LSL-1 


Per- 
sonen 


54944 

(3,00%) 


Per- 
sonen 


68954 

(2,08%) 
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a)  Gesamtergebnis: 


Batidesistaateti 


Unterstützte 

uesamta 

uiwana  iie 
verbfttide 

r  Arn 

len- 

d 

Ättf 

100  Ein-     f  ^ 

! 

^^ 

woliner    1  S^ 

«^ 

Einst- 

Eml- 

II 

%m 

|a 

Parteien 

Per»oiieii 

11 

SS 

weiliger 
Atifwand 

ffilltiger 
Aufwand 

II 

S| 

£S 

m  =3 

MiU.  M. 

MiU.  M. 

M. 

M*       M# 

528257 

953  29z 

3t37 

54,865 

53,390 

194 

189 

54,8 

S3J90 

88  602 

2J8 

5,631 

5,447 

177 

"71 

60,3 

37  795 

63320 

3.17 

3.687 

3.540 

1K5 

177      53,2 

3950^ 

68  426 

4rÄ7 

3.6  h 

3.524 

226 

220 

49,0 

16291 

30199 

3,"^ 

i,5i6 

1,492 

159 

156 

46,9 

U473 

23208 

4.04 

It3o7 

',305 

227 

227 

55.3 

'      419S 

6  799 

2,17 

0,366 

0,371 

117 

1*8      51,3 

401a 

7990 

8,12 

0,202 

o,rSo 

305 

J84 

24.6 

l"^^' 

12753 

3,73 

0,870 

0,900 

255 

266 

62,0 

8300 

14540 

3,90 

0,608 

0.577 

163 

15s 

38,2 

261S 

4641 

^^l^ 

0,191 

0,186 

89 

87 

3SJ 

1703 

3922 

1,81 

0,13s 

0.147 

86 

91 

43,8 

3511 

454S 

2,29 

0,179 

0,178 

91 

90 

37,7 

4270 

7732 

3,12 

0,458 

0,465 

i8s 

iSS 

?o,3 

796 

1  3S2 

1,88 

0,060 

0,056 

83 

77 

41,9 

847 

i  569 

1.87 

0,066 

0,067 

79 

Si 

34.7 

999 

i  643 

2,90 

0,029 

0,028 

52 

51 

17,9 

743 

i  339 

240 

0,046 

0,047 

84 

84 

30J 

1464 

2569 

2,32 

0,125 

0,t2O 

ii4 

109     45,9 

383 

657 

1J7 

0,0276 

0,02& 

74 

71 

42,1 

2328 

3615 

2,94 

0,1^5 

0,1  J2 

94 

91 

31,3 

2005 

4^73 

6,17 

0,152 

0,147 

226 

218 

34,2 

4  5^0 

11329 

^M 

0,574 

O.S58 

347 

337 

50,2 

22738 

5008919,66 

3,066 

3,044 

591 

587  1  60,4 

761426    i 

1  3Ö7  347  '  3,43 

77  9081 

73  9239 

195 

190  ,  54,0 

86098 

ISI  550 

2,Ho 

10213 

J00603 

189 

186  1  64,1 

39047 

734S9 

4,70 

4321 

4297a 

276 

275      53,3 

rveulteii        - 

Sachen 

Württemberg 

Baden  ......... 

Hessen 

IteckleB^nf^^Schwerin  .  .  . 
Sidksen-Weiiuar  .  .  .  ,  , 
le^enbnrg-StreUtz      .    ,    , 

Oldenbm-g 

Bnniiflehwd^ 

äichsen-Heiaingen  .  .  .  . 
äieiuen-Altfflibiirg'  .... 
Sac!iBett*€obi]rg-(^tba   .    .     . 

Afllwlt 

Sdwanborg-SoDdeTBliauseu    . 
Sfbwanbnrff-Endobtadt     .    . 

WiWwk . 

Bellt  L  Linie 

Ettit  ].  linie   ...... 

isfhinnifeurg- Lippe     .... 

Uppe  ........    . 

Löbwk 

S«mMi        ....... 

aiS^Wrtt  .      .      ^       ..... 

1  "j«biet  lies  Unterstüt^ungB- 

wobmues 

3-  Biyem     ....... 

i  ElaiHothmg-en  .... 

l  DtTiticlies  Keicb    .... 


S86S7I    '159238613,40'    92,45a     :    90^282 
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iKeeingeklammerten  Prozentberechnungeii 
in  Tab.  b)  bedeuten  ®/o  der  Bevölkerung  des 
betreffenden  Gebiets.) 

el  Offene  und  geschlossene 
Armenpflege 
'Gebiet  des  ünterstützungswohnsitzes) : 


Personen 

Personen 

in 

in  offener    % 

geschlos- 

% 

Pflege 

sener 

Pflege 

(^tsinnenTer- 

kl»d« 

I  063  158 

80,0 

266  058 

20,0 

fitgbttirke 
If»4innenver- 

50604 

92,1 

4340 

7,9 

GoBwchteBe- 

15763 

41,3 

22368 

58,7 

orke 

54899 

79,6 

14055 

20,4 

Zusammen 

I  184  424 

78,9 

306821 

21,1 

Nach  dem  Vorgange  der  deutschen  Reichs- 
statistik haben  dann  einzelne  Bundesstaaten 
begonnen,  die  ArmenverhäJtnisse  ihres  Ge- 
bietes näher  zu  erforschen,  wie  Sachsen, 
Braunschweig,  Bremen  und  Württemberg. 
Sie  haben  dabei  vielfach  mehr  individualisiert 
und  mehrfach  weitere  Aufgaben  in  das 
Bereich  ihrer  statistischen  Beobachtungen 
gezogen.  Die  besten  I^eistungen  auf  dem 
Gebiete  der  A.  haben  Bayern  und  Olden- 
burg erreicht  Die  bayerische  Statistik  reicht 
unter  den  gleichartigen  Aufnahmen  am 
w^eitesten  zurück,  da  ihre  Residtate  seit  1847 
veröffentlicht  werden.  Die  Statistik  der 
öffentlichen  Fürsorge  in  Bayern  zieht  in  das 
Bereich  ihrer  Betrachtungen  die  öffentliche 
und  die  freiwillige  Armenpflege.  Jene  be- 
zieht sich  auf  die  Leistungen  der  Orts- 
gemeinden, der  Distriktsgemeinden,  der 
Kreisgemeinden  und  der  Woliltätigkeits- 
stiftungen  für  die  Versorgung   der  Unter- 
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Blutzu ngfthedflrftigen.  Es  werflen  kier  die 
Zahl  der  Unterelützten,  ck*r  Geldaufwand 
der  gt^  währten  Unterst  Atzungen,  die  durcli- 
i^ehnjtiliohe  Größe  einer  Unteristiitzung  und 
der  Kopf  an  teil  der  Bevölkerung  an  dem 
GesÄin  tauf  wand  bereehnet.  Ferner  ist  viel 
Sorgfalt  der  Statistik  der  Kesten  des  Ärmen- 
w^esens  ÄUgßw endete  die  Ausgaben  und  Ein- 
nahmen der  Armenpflege  w^erden  verzeichnet, 
die  Annen-  unti  Wo hJ IM igk ei tsan statten  bis 
Infi  einzelne  veifojgt.  Weniger  ausführlich 
ist  naturgemäß  die  Statistik  der  Privatwehl- 
tätigkeit.  Hier  winl  in  einer  ersten  G nippe 
eine  Uebemeht  über  Zahl,  Art  und  Zweek 
der  Wohltätigkeit ^aiistalten,  sowie  ilber  ihr 
Vermögen  gegt*bejj.  Die  zweite  GnipiK? 
dagegen  befaßt  sich  mit  den  Wohltätigkeits- 
vereinen  und  weist  ilLi*e  Zahl^  ihre  wirt- 
schaftlichen Mittel  und  die  Anzahl  der  unter- 
stützten  Personen  ans* 

Oldenburg  hat  im  Gegensatz  2U 
Bayern,  das  sich  mit  tlm*  Konstatierung  der 
statistischen  Taibachen  begniigt,  eine  ein- 
gehende Erforschung  des  gesamten  Armen* 
Wesens  erstrebt  Die  Arbeiten  erstrecken 
sieh  auf  den  Zeitniutn  von  1856  bis  1875. 
Namentlich  wnrde  hier  große  Aufmerksam- 
keit der  Darsteil nng  der  geschichtlichen  Ent- 
wicklung der  Armen  Verwaltung  und  dem 
dermaligen  Zustande  der  Armengesetssgebung, 
ihren  praktiechen  Eiurichtungeu  und  ihrer 
tat&iichlichen  Handhabung  Kugew^endet,  Die 
statintiechen  Üntei-scheidiingen  sind  mannig- 
fach gegliedert :  dauenid  und  vorübergehend 
Unterstützte,  Erwachsene  und  Unerwachsene, 
Arme  mit  und  olmc  Familienangeliörii^, 
Trenntmg  nach  Geschlechtern,  gänzlich  und 
teilweise  Vei'armte,  Au.sscheidung  nach 
Berufstätigkeit  u.  dgh  m.  Hierzu  koujmt 
dann  nocli  als  Ei-gänzung  eine  Statistik 
der  armenpolizeüichen  Bestrafungen  und 
der  Wirtschafisfühnmg  der  ArmenhÄuser, 
Sachsen  hat  insbesondere  im  Anschluß 
an  die  Heichsemiuete  vom  Jahre  1885  seine 
A.  ausgebildet,  Württemberg  nnd  Baden 
hallen  seit  den  I iOcr  Jahren  mehrfach  armen- 
stat  int  i  wehe  Auhiaitmen  veranstaltet  und 
solche  Ennitthmgen  bis  znr  Gegenwart  fort- 
cesety,t.  Die  A.  im  Krinigreieh  Preußen 
hat  sich  im  wesentlichen  auf  die  Aufnahme 
der  K*i^ten  der  Armenpflege  beschränkt 
Diese  Seile  der  annenstatistischen  Arbeiten 
ist  namentlich  aus  den  verschiedenen  amt- 
lichen Verßftentliclnnigen  ^berdas  kommunale 
^nan^wesen  zu  enifehen*  Hier  sind  auch 
die  sonstigen  Wohltätigkeitseinnchtirngen 
zum  Gegenstand  fortlaufender  Heo  hoch  tu  ngen 
gemacht  worden.  Die  tlnanzielle  Aufgabe 
der  A,  wini  neuerdings  auch  in  Bremen 
mit  Eifer  kultiviert. 

S.   Das    A 118 1 and.     Ton    den   auBwärti|r@n 

Staaten  be»rhräiikt  aicb  die  A.  in  Friinkr€teh 
vor  allem  auf  die  Ämjeniitlege  in  geacbloBsenen 


Anstalten ,  deren  Nachweise  bis  1B3L  surfick- 
reichen.  Besonder»  reichhaltig  sind  die  neuere» 
Ermittluiigen  hinsichtlich  der  Kranken-»  Ver- 
aor^nn^-nntl  Siet^heEibäiuserifaupttanx  et  hot^pices) 
nnd  bezüglich  derjenigen,  welche,  wie  in  deo 
meisten  kleineren  Lremeinden^  beide  Zwecke 
Tereinigen  (hopiiaux-hospiceai  Diesen  folgen 
dann  die  Anstalten  fttr  die  unteratütsttngtbe- 
düiftigen  Kinder  ( EtahUsaements  des  en&utji 
assist^s)  und  die  Aiu^talten  für  Geisteskranke 
(Äsiles  (l'Edieneä).  Namentlich  verdient  die  Kr&n- 
kenbäuseratatistik  Erwähnung.  Sie  führt  Zahl 
und  Feri^oiiat  in  ihnen  auf,  die  AuEahl  der 
Frei-  nnd  auderer  Betten,  die  Zahl  der  Ver- 
pÖe^teu,  die  Bewe^fnng  der  Verptle^ten,  die 
behandelten  KrankheiL^fHlle,  die  Einnahmen 
nnd  AuiH^aben  der  Anstalten  etc.  Die  Tat- 
sachen der  offenen  Armenpflege  werden  nnr 
i^pärlicb  statistiBch  aoagewertet. 

In  England  liei^t  ein  reiches  Materml  ia 
den  Atumal  Reports  of  the  Fuor  Law  Board, 
wovon  die  Statistical  Abstracto  einzelne  ku*- 
z^^G  bringen.  Alljährlich  ündet  an  einem  be- 
stimmten Ta^e  in  England  nnd  Wales  eine 
Anf  nähme  der  U  nterst  i\  tzten  statt,  wobei  Ewiidieii 
arbeitwfähii^en  nnd  arbeit.^ au  fähigen  Änneai, 
zwischen  den  in  eigener  Wohunn^  und  den  m 
den  Armenh^nseru  ver|>flej^tt*n  u,  dgl.  m.  unter 
schieden  w  ird.  In  Irland  nind  die  Unterstützten 
nach  iler  Form  der  Unterstützung«  nach  offener 
oder  geschlossener  Ptle^e^  nach  Arbeitsfähigkeit 
und  Arbeitsunfithi^keit  ans  geschieden.  Vau 
Schottland  erfahren  wir  die  Zahl  der  .regi- 
strierten" oder  „gelegentlichen'*  Armen  nnd  ihrer 
Angehörigen,  sowie  Ausweise  Über  Einnabmea 
und  Anegaben  der  öffentlichen  Araienpfleipe. 

Die   Ä.   iu   Oester reich   is»t   noch    i 
entwickelt,     öie   wurde   erst   in  jüngster 
mit  der  Statistik    des  Gesundheitswesens 
gebildet.     Früher    wurden    nur   die   Zahl   der 
von   den    Anneninsti tuten   verpfleartjen  HUbbe* 
dürftigen   an*fge wiesen   nnd   die  Zahl   der  In- 
sassen   der    Versorgnngsbänser ,    sowie    deren 
Kosten  aaf genommen      Gegenwärtig   ui  man 
jedoch   zu  einer  größeren   Sperialisiening  der 
statistischen  Daten  Torgeschrittea. 
Liter a  tun  .11  itn^  f e  Nterg ,  .  I  nti^n  Biatigtik,  Jakr^, 
/  Nat  w.  St*tt.,  A'.  F.  JJ,  K  ^77.  —  Kult  mann, 
th>  ErfftbnfJiJte  drr  thtttärhen  Afmen$Utfißtik  t*o«tt 
Jährt  )SS5.     ffUcL  WofhenbL  ISSS,  Ar.  :*  ü,  Jfi. 
—    Jf^lfr»    iStAttüfik   tirr    fir liier    und  %'*i^<m^m 
im  KÜhti^tich  Bnyctttt  Miiachtn  lS'ti.i.    —   Iter^ 
»eihe,    StntütiAchf  Nftchterü^    iUtrr  4*im  .Irwr»- 
fprjTj?«  im  Ktinii^r^kh  ßaytrn^  Miincfirn   !S?*,  — 
Lave*,  £H€  tx^j/tfitthe  Armritpßtg^  ttm  WiT-*^» 
Jnhrh.  f.   iL  u,  Iffnr«.,   Bii.  S,  S.  H^f.    —    JCotf- 
iH4]riti,     />a«    Henogtum    iPtd^nhutfj    in    *fwr 
tfiiiMchftfifiehfn    EnhriekUintj    in    den    UtiUm  ßS 
Jahre»,  Ofdtnhurg  IS  TS.  —  Bttekmrrt,  Afwmi' 
irr^<T»    nnd    ArmeitttaUttik ,    Zf-if^rhr,    *L   iiaiüL 
ßtireauä  iL  K§r.  SathätHt  Bd.  19.  —  Kltfififepr» 
ArmemtniUtifc    eirtigrr  ^tJttsthf^  Stiidft'    tur  da» 
Johr  lSftil—97.  Jcnn  mii.  —   KnilmüHn,  Art* 
,,Armfn«ioti4tik"    im   H.   d.  m.,    t.  Anß ,    Hd.  h 
^.  litii^^tiitl    (mit  tttt»/ühriiehe#%  LiUrmittmack* 
wHs).    —    UeichhttUi^e    Materialien   ßndm    t/dl 
in  den  terjtchtrdtuten  .Jahrgängen  der  ^iiMrJk^iJtfn 
und  VttitßhntUehniitjtn  d^r  «lainft^MAen  Burtauß 
v*m  BaiftPj^t  Wichsen  und  (Hdmhmrif* 
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AnOMIWftMB,  AmOBfl68etig6blUig  nicht   io   ihrer   Extensität    beniht,    so    hat 

Ud  AmenpiNi.lOi.  andererseits  doch  ihre  Intensität  ein  schweres 

'  Gebrechen   am   sozialen    Körper    gezeitigt 

I.  Allgemeines     1-  Armnt,  Armenijflejre  d^„q   ^j^   Qefahr,   in   die    Armut   zu  ver- 

S^tÄrt^Die^Sfn^^^^^^^  S?'-  ist  für  eine  immer  g^ße,.  ZaW  von 
pflege.  ^  (Die  Kosten  deT  Armenpflege).  Menschen  in  unserer  Zeit  ungemein  go- 
E  Geschichte  der  öffentlichen  Armen-  wachsen.  Hieran  tragen  allerdings  die  neu- 
pflege. 1.  Die  antike  A.  2.  Das  Christentum,  zeitlichen  ökonomisch  -  technischen  Verhält- 
Die  kirchliche  A.  im  Mittelalter.  3.  Die  A.  in  nisse  der  wirtschaftlichen  Prozesse  mit  die 
den  dentsclien  Territorien  seit  der  Reformation.  Hauptschuld.  Die  moderne  Industrie  mit 
4.  Die  A.  in  Frankreich,  ö.  Die  A.  in  England  Groübetrieb  und  maschineller  Technik  hat 
^  ^}^  Armengesetzjrebnng  in  den  ^^  ^^n  Kulturländern  eine  besondere  soziale 
nl'J^^^ttn'l.L^iinh^^^^^^^^     h?nifK.tJtl^^^^^  Klasse,    die    industriellen    Arbeiter, 

3.  Frmnkrach.    4.  England.  Bruchteil  der  Bevölkerungsziffer  bildet  und 

*  deren  Einkommen  knapp  zur  Lebenshaltung 

L  AUgemeiiies.  ausreicht,   unsicher  ist  und   daher  immer 

1.  Armut,  Armenpflege  und  Armen-  wieder  das  Gespenst  der  völligen  Erwerbs- 

MlixeL    Armut   im  volkswirtschaftlichen  losigkeit  und  damit  die  Gefalir,  in  die  Armut 

Sinne  nennen  wir  jenen  Zustand,  in  dem  zu  verfallen,   heraufbeschwört.    Von  dieser 

die  zur  Lebenshaltung  erforderlichen  Mittel  unabhängig   bestehen   die   zu  allen   Zeiten 

mdit  vorhanden  sind  und  nicht  erworben  wirksamen    Ursachen    fort,    die    noch    eine 

werden    können,    wo  demgemäß   das   Ein-  größere  oder  kleinere  Zahl  von  Menschen 

kommen  des  Einzelnen  durch  fremde   Zu-  zur  Armut  herabdrücken. 

ediilsse  ergänzt  werden  muß.    Die  Armut  Auf  diese  Weise  schälen  sich  die  beiden 

gehM  zu  den  drei  ungünstigen  Einkommens-  Begi iffe  der  individuellen  Armut  und 

Terh&itnissen :  Dürftigkeit,  Armut  und  Elend,  der  Klassen-  und   sozialen  Massen- 

ukter  denen  sie  die  Mitte  hält.    Allen   drei  armut  heraus.     Die  erste  hat  ihre  Wurzel 

Eredieinungsformen  ist  gemeinsam,  daß  wir  in    den    allgemeinen   wirtschaftlichen   Tat- 

eg  mit  solchen  ökonomischen  Umständen  zu  sachen  der  Einkommensverteilung,  die  letzte 

tQQ  haben,   bei    denen    nur   eine   knappe,  dagegen    ist    das    Produkt    der   speziellen 

meist   unsichere    und    unterbrochene    Be-  technischen   Verhältnisse    des   Wiitschafts- 

friedigung  der   Bedürfnisse  erfolgen   kann,  lebens.    Dem  Armen  wesen  in  der  Bedeutung, 

Dürftigkeit  li^  vor,   wenn  die  Mittel  in  der  es  hier  dargestellt  werden  soll,  ge- 

nim  notwendigen  Lebensunterhalt  zwar  vor-  hört  nur  der  erstere  Begriff  an.  Die  soziale 

hudeo,  sie  aber  unzulänglich  siod  zur  Be-  Klassenarmut  ist  im  Rahmen  anderer  wirt- 

triedignng  höherer   und   aus    den   sozialen  schaftspolitischer  Maßregeln   zu   bekämpfen, 

VerhÄltnissen    entspringender    Bedürfnisse,  sie   bildet  den   Kern  der  Lösung  der  sog. 

Elend  dag^;en  ist  derjenige  Zustand,  in  „sozialen  Frage"  und  damit  eine  der  wich- 

dem  selbst  die  Zuschüsse  aus  fremden  Ein-  tigsten  Aufgaben  des  modernen  Staates. 

kommen  überhaupt  fehlen  oder  bestenfalls  Die  Krage,  in  welcher  Form,  unter  wel- 

nur  hinreichen,    um    die    unentbehrlichste  eben  Beiiingungen  und  in  welchem  Umfang 

I^bensnotdurfl  zu  gewähren.  Die  französische  die  individuelle  Armut  Gegenstand  privater 

Terminologie  bezeichnet  diese  3  Stufen  mit  oder  öffentlicher  Fürsorge  sein  soll,  bildet 

"MÜgence,  pauvretö  und  misere.  den  Inhalt  der  Armen  Versorgung  oder 

Die  Armut  ist  keineswegs  eine  moderne  der   Armenpflege.     Da   der  Arme   aus 

Eracheinung,  sie  ist  vielmehr  so  alt  wie  die  eigenen  Kräften  nicht  imstande  ist,  die  un- 

iTrtschaftende   Menschheit    selbst   und   sie  günstige  Einkomraenslage  zu  beseitigen,   so 

^  aller  menschlichen   Voraussicht    nach  bedarf  er  fremder  Hilfe,  und  in  der  Tat  ist 

niemals  erlöschen,  solange  es  wii-tschaftlich  es  ein  Grundgesetz  der  Näclisten liebe,  dem 

^ge  Menschen    ^ben    wii-d.     Allerdings  leidenden     Menschen     beizuspringen.      Auf 

^nen  die  Erscheinungsformen  der  Armut  niederer  Kulturstufe  wird  diese  Pflicht  nur 

i^eschränkt,  ihre  Wirkungen  gelindert  werden,  dem  engeren  Kreise  der  Familie  oder  des 

*^r  68  ist  undenkbar,   daß  es  einer  wie  Stammes  gegenüber  anerkannt,  auf  liöherer 

immer   gearteten    Organisation    des    Wirt-  Kulturstufe    umschließt    dieses   Gebot    mit 

^(^baftslebens  gelingen  könne,  sie  völlig  zu  fortschreitender  Sittlichkeit  und   Humanität 

i»«itigen.      Der    Prozentsatz    der    unter-  die  Menschheit  als  Ganzes.    So  einfach  das 

stfitzQDgbedürftigen    Armen    zur    Zahl    der  Prinzip  der  Armenversorgung  und  die  Pflicht 

ficsunten  Bevölkerung  ist  heutzutage  schwer-  hierzu  ist,  so  scliwierig  und  so  verwickelt 

fleh  größer  als  in  früheren  Jahrhunderten,  ist  die  Durchführung  der  Armenpflege.    Zu- 

ja  vidldcht  nicht  einmal  so  uqgünstig  als  nächst  wird  der  individuellen  Armut  eine 

iö  anderen,  schwer  davon  betroffenen  Zeiten,  individuelle    Hilfeleistung    gegenübei-treten, 

Venn  nun  auch  di$  gesellschaftliche  Gefalir  eine  Entscheidimg  von  Fall  zu  Fall  erfolgen. 
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Je  mehr  sich  aber  die  Annut  ausdehnt,  je 
schwieriger  die  Abhilfe  ist  desto  weniger 
vermag  der  Einzelne  seinen  sozialen  Pflichten 
nachzukommen,  ist  er  außerstande,  der  Armut 
wirksam  zu  begegnen.  Es  bedarf  der  Ver- 
einigung der  Kräfte,  es  muß  die  Gesell- 
schaft mit  dem  Einzelnen  konkurrieren. 
Damit  wird  aber  die  karitative  Tätigkeit  des 
Einzelnen  keineswegs  aufgehoben  oder  er- 
setzt, sondern  erweitert  oder  ergänzt. 

Während  in  der  antiken  Welt  die  Für- 
sorge für  die  Armut  im  wesentlichen  der 
Privatwohltätigkeit  überlassen  blieb,  im 
Mittelalter  die  Kirche  die  vornehmliche 
Trägerin  der  Armenpflege  war,  hat  seit  der 
Reformation  der  Staat  begonnen,  in  allen 
Kulturländern  die  Armenversorgung  zu  einer 
staatlichen  Aufgabe  zu  machen.  Diese 
öffentliche  Tätigkeit  neben  Einzelwohltätig- 
keit und  Kirche  hat  al)er  eine  durchdachte 
Organisation  des  Armenwesens  notwendig 
gemacht  und  die  Einrichtung  eines  speziellen 
Zweiges  der  staatlichen  Verwaltung  ge- 
fordei-t  Der  Inbegriff  all  dieser  Tatsachen 
und  Anstalten,  durch  die  man  die  öffent- 
liche Armenpflege  zu  ordnen  sucht,  nennen 
wir  die  Armenverwaltung  oder  die 
Armenpolizei. 

2.  Die  ArmeDpolizei  als  Staatsauf- 
eabe.  Als  Betried igimg  eines  öffentlichen 
Bedürfnisses  ist  der  Staat  ohne  Zweifel  be- 
rufen, in  die  Armenpflege  regelnd  einzu- 
greifen. Allerdings  hat  man  diesen  Beruf 
dem  Staate  vielfach  abgesprochen.  Die  ka- 
tholische Kirche  foi-dert  die  Beseitigung  der 
staatlichen  Armenpflege  und  die  Wieder- 
herstellung der  kirchlichen  Armenfürsorge 
als  die  einzige  Möglichkeit  und  will  dem 
Staate  nur  die  Aufgabe  vindizieren,  die 
Kirche  durch  eine  angemessene  soziale  Ge- 
setzgebung und  durch  Aufmunterung  der 
Staatsangehörigen  zu  unterstützen.  Ebenso 
hat,  wenn  auch  aus  anderen  Gründen,  die 
liberale  Wirtschaftsdoktrin  die  Armenpflege 
als  Staatsaufgabe  verworfen.  Denn  der 
Staat  besitze  nicht  die  Fähigkeit  zur  Armen- 
fürsorge, seine  Tätigkeit  vermindere  nicht 
die  Armut,  sondern  vermehre  sie  sogar,  die 
staatliche  Armenpflege  lege  dem  Staate  ins 
Ungemest^ene  wachsende  Kosten  auf,  sie 
verleite  die  unteren  Klassen  zur  Trägheil 
und  schließe  für  die  Armen  viele  Härten 
ein.  Der  Staat  überlasse  daher  besser  diese 
Funktion  anderen  Kräften.  Demgegenüber 
ist  vor  allem  hervorzuheben,  daß  die  Staats- 
tätigkeit in  irgend  einer  Form  da  einzu- 
greifen verpflichtet  ist,  wo  es  gilt,  öffentliche 
Interessen  wahrzunehmen,  denen  sonstige 
Organisationen  nicht  gerecht  zu  werden  ver- 
mögen. Der  Staat  erscheint  hier  als  kon- 
stituierendes Prinzip  der  gesellschaft- 
lichen Hilfeleistung.  Da  aber  die  Ein- 
zelnen  niclit  imstande   oder   nicht   gewillt 


sind,  den  Anforderungen  der  ünterstützüDffen 
Genüge  zu  leisten,  so  muß  die  staatliche  Ue- 
walt  die  Lücke  auszufüllen  suchen.  Diese  Ge- 
sichtspunkte werden  in  um  so  höherem  Grade 
obsiegen,  je  mehr  sich  die  Erkenntnis  Bahn 
bricht,  daß  der  Staat  nicht  nur  ein  Orgaa 
der  Hechtsordnung  und  des  Rechtsschatzee 
ist,  sondern  auch  im  Gebiete  der  Kultor- 
und  Wohlfahrtspflege  wichtige  Verrichtungen 
zu  erfüllen  hat 

Die  Formen  der  staatlichen  Armenpft^ge 
können  sehr  verschieden  sein.  Der  Staat 
übt  sie  entweder  selbst  aus  oder  er  dele- 

S'ert  sie  an  kleinere  öfifentliche  Organa 
as  erstere  ist  die  Ausnahme,  das  letztere 
die  RegeL  Als  Organe  der  Armenpolizei 
pflegen  meist  die  Gemeinden  und  be- 
sonders die  Ortsgemeinden  gewählt  sn 
werden,  und  in  der  Tat  sind  sie  auch  die 
geeignetsten  Träger  der  Armenverwaitang, 
da  sie  wegen  der  Abgeschlossenheit  ihres 
Bezirks  und  infolge  des  kleineren  Kreisea 
besser  zu  individiudisieren  vermögen,  jeden 
Fall  genau  pnifen  können.  Mitunter  knüpft 
man  die  Armenpolizei  an  größere  Distrikte 
oder  bildet  für  sie  besondere  öflfentlich- 
reclitliche  Verbände.  Die  staatliche  Tätig- 
keit im  Gebiete  des  Armenwesens  ist  daher 
meist  eine  mittelbare,  der  Staat  begnügt 
sich,  durch  seine  Armengesetzgebung 
die  Gnindlagen  für  die  öffentliche  Armen- 
pflege aufzustellen,  die  prinzipiellen  Normen 
festzusetzen  und  das  Maß  der  Verpflichtang 
der  Armenpflege-Organe  und  der  zu  bietenden 
Leistungen  zu  ordnen.  Dadurch  aber,  daß 
die  Ortsgemeinde  die  Trägerin  der  Armen- 
polizei ist,  hängen  alle  Fragen  der  Armen- 
polizei mit  den  Problemen  des  Heimata- 
rechtes, des  Unterstützungswohnsitzes  und 
der  Freizügigkeit  enge  zusammen. 

3.  Die  Grundlagen  der  Armenpflege. 
Die  Armenpflege  im  weitesten  Sinne  des 
Wortes,  wenn  sie  nämlich  alle  Veranstal- 
tungen zur  Bekämpfung  oder  Lindening  der 
Armut  umfaßt,  muß  sich  ein  positives  Ziel 
setzen.  Ihr  Streben  muß  darauf  hinaus- 
gehen, den  Armen  wieder  wirtschaftlich 
selbständig  zu  machen.  Daraus  ergibt  sich 
eine  doppelte  Aufgabe.  Sie  muß  einmal 
unterscheiden  zwischen  arbeitsfähigen 
und  arbeitsunfähigen  Armen  und  so- 
dann darf  sie  ihre  Tätigkeit  nicht  auf  die 
Repression  beschränken,  sondern  muß 
auch  die  Prävention  wirken  lassen. 

Die  repressive  Armenpflege  unterscheidet 
also: 

1.  Arbeitsfähige  Arme,  die  arbeiten 
und  sich  ihren  Lebensunterhalt  durch  Ar- 
beit  venlienen  können,  es  aber  nicht  tun: 

a)  weil  sie  aus  Ti%heit,  Arbeitsschea 
u.  dgl.  m.  nicht  arbeiten  wollen. 
Diese  Gruppe  fällt  unter  den  Begriff  der 
öffentlichen  Armenpflege.    Man  hat  es  hier 
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mit  Leuten  zu  tun,  die  in  der  Lage  wären, 
sich  selbst  zu  erhalten,  jedoch  ein  sorgloses 
Lazzaronileben  ernster  und  mühevoller  Arbeit 
vorziehen.  Sie  ver&ülen  der  Bettelei  und 
Landstreicherei  und  sind  stets  in  Gefahr, 
dem  Verbrechertum  anheimzu&Uen.  Sie 
sind  daher  weniger  G^nstand  der  Armen- 
ais der  Sicherheitspolizei.  Hier  hat  der 
Staat  im  Interesse  der  Gemeinschaft  nicht 
nur  das  Recht,  sondern  auch  die  Pflicht, 
durch  positive  Maßregeln  Müßiggang  imd 
Arbeitsscheu  zu  bek&mpfen.  Schon  im 
iGmischen  Reich,  im  Mittelalter,  sowie  in 
allen  modernen  ICulturstaaten  haben  die  Ge- 
setze die  Bettelei  und  die  Landstreichei'ei 
verboten  und  mit  Körper-  und  Freiheits- 
strafen bedroht  Auch  die  neueren  Straf- 
gesetzbücher haben  den  Bettel  unter  Strafe 
gestellt  Mit  der  Haftstrafe  verbindet  sich 
regelmäßig  noch  die  Befugnis  der  Gerichts- 
bc^rden,  den  Landstreicher  der  Landes- 
polizeibehörde zu  überweisen.  Diese  kann 
ihn  dann  entweder  in  ein  Arbeitshaus  (s.  d. 
oben  S.  194)  verweisen  oder  ihn  mit  gemein- 
nützigen Arbeiten  beschäftigen. 

um   aber   dem   beschäftigungslosen  Ar- 
men die   Möglichkeit    zu    gewähren,    dem 
Bettel  zu  entgehen,  ihn  vor  den  Gefahren 
^  Vagabundage   zu   bewahren,   hat   man 
Yielfach  fSnrichtungen  geschaffen,  wo  solche 
Leute    wenigstens    vorübergehend    Unter- 
kunft finden  können.    Hierher  gehören  vor 
«Hern  die  Arbeiterkolonien  und  Verpflegungs- 
staäouen  (s.  d.). 

b)  weil  sie  die  Möglichkeit  nicht 
haben,  sich  diupch  Arbeit  ihren  Lebens- 
unterhalt zu  erwerben.  Hier  spielen  vor 
*llem  die  Fragen  der  Arbeitslosigkeit 
herein,  die  im  verschuldet  ist  Die  Haupte 
«rfgabe  fällt  hier  nicht  der  Armenpflege 
^  sondern  ist  durch  anderweite  Organi- 
aüonen  zu  lösen  (vgl.  Art.  ,y^beitslosigkeit" 
ob«J  S.  195  fg.)  Für  die  Armenpflege  kann  es 
ach  nur  danim  handeln,  vorübergehend  den 
Vemmten  zu  unterstützen,  bis  er  einen 
Denen  Eäwerb  aufgefunden  hat  Die  Unter- 
stützung wird  sich  hier  auf  das  Mindest- 
j  ^  des  Notwendigen  zu  beschränken 
'  Ww).  Solche  ünterhaltsfälle  sind  nameni- 
j  feh  unumgänglich  notwendig  bei  Entlassung 
Mch  einer  Krankheit  aus  einem  Kranken- 
^aofie,  nach  Verbüßung  einer  Strafe  aus 
<i«u  Gefängnis  etc.  Immerhin  aber  werden 
wiche  FMle  sich  ganz  besonders  für  die 
BftftienDg  von  Vereioen  u.  dgL  m.  eignen, 
<fe  BiMtier  zu  individualisieren  vermögen. 
Solche  Institute  sind  speziell  dieArbeiter- 
koiooien  (s.  d.  oben  S.  128),  wälirend  sich 
&  Arbeitshäuser  für  diesen  Zweck  im 
0U2eo  nicht  bewährt  haben. 

2.  Arbeitsunfähige  Arme.  Die 
luuiptsftchlichsten  Ursachen  der  Arbeitsun- 
fth^keit    sind    Kindheit,    Krankheit 


und  Altersschwäche.  Und  gerade  auf 
diesem  Gebiete  liegt  der  Schwerpunkt  der 
öffentlichen  Armenpflege. 

a)  Kinder.  Die  öffentliche  Armenpflege 
hat  sich  zunächst  auf  solche  arme  Kinder 
zu  erstrecken,  zu  deren  Versorgung  und 
Erziehung  keine  Verpflichteten  vorhanden 
sind,  oder  wenn  solche  zwar  vorhanden 
sind,  diese  nicht  die  nötigen  wirtschaft- 
lichen Mittel  besitzen  zur  Bestreitung  der 
erwachsenden  Kosten.  Hier  muß  die  öffent- 
liche Versorgung  die  Funktionen  der  pri- 
vaten ersetzen.  Die  Unterbringung  solcher 
Kinder  geschieht  dann  in  Waisen-  und 
Findelhäusern,  wie  sie  in  den  meisten 
Ländern  und  Städten  errichtet  wurden. 
Erstere  Art  von  Anstalten  sind  in  allen 
Ländern  verbreitet,  während  die  Findel- 
häuser vor  allen  den  katholisch-romanischen 
Ländern  eigen  sind,  in  Deutschland  aber  we- 
niger Eingang  fanden.  Auf  der  anderen  Seite 
hat  man  auch  versucht,  an  Stelle  der  ge- 
meinsamen Erziehung  die  Unterbringung  von 
Waisenkindern  bei  tüchtigen  und  erprobten 
Zieh-  und  Pflegeeltern  zu  setzen. 
Dieses  Verfahren  hat  mancherlei  Vorzüge, 
ist  aber  auch  hinwiederum  mit  vielfachen 
Schattenseiten  verknüpft  Jedenfalls  ist 
diese  Frage  nicht  allgemein  zu  entscheiden, 
sondern  läßt  sich  nur  relativ,  je  nach  dem 
einzelnen  Falle  beantworten.  Eodlich  sei 
hervorgehoben,  daß  ein  beachtenswerter 
Zweig  der  Fürsorge  für  anne  Kinder  in  der 
Aufnahme  beruht,  die  Gefahr  laufen,  der 
sittlichen  Verwahrlosung  zu  ver- 
fallen, weil  ihre  Eltern  und  Erzieher  ihren 
Verpflichtungen  nicht  nachkommen  oder 
nachkommen  können.  Auch  liier  haben 
private  Vereinigungen  tüchtige  Leistungen 
zu  verzeichnen,  doch  genügen  diese  viel- 
fach nicht  und  bedarf  es  der  öffentiichen 
Armenpflege,  die  hier  mit  ihren  größeren 
Mitteln  eingreifen  muß.  (Vgl.  Art  „Fürsorge- 
erziehung*'.) 

b)  Körperlich  und  geistig  kranke 
und  altersschwache  Personen.  Diese 
Gruppen  von  Armen  müssen  durch  einen 
öffentiichen  Verband  (Staat,  Gemeinde),  wenn 
sie  keine  alimentationspflichtigen  Angehörigen 
haben,  versorgt  werden.  Diese  Versorgung 
kann  auf  einem  zweifachen  Wege  geschehen. 
Einmal  tritt  dieHausnnterstützung  oder  offene 
Armenpflege  ein  und  sodann  können  die 
arbeitsunfähigen  Armen  in  öffentlichen 
Armenhäusern  untergebracht  werden. 

Die  Haus  Unterstützung  oder 
offene  Armenpflege  wird  angewendet, 
wenn  der  arbeitsunfähige  Arme  zwar  An- 
verwandte besitzt,  bei  denen  er  unter- 
kommen kann,  diese  aber  die  zu  seiner 
Unterstützung  erforderlichen  Mittel  nicht 
besitzen.  Die  Unterstützung  wird  regel- 
mäßig nur  in  Naturalien.  Nahrungsmitteln, 
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Brennmaterialien,  Kleidung,  äratlicher  Hilfe- 
leistung, Arzneien  u.  dgl.  ra.  gereicht,  wo- 
gegen Geldspenden  wegen  der  leicht  damit 
verbundenen  mißbräuchlichen  Verwendung 
nur  ausnahmsweise  gewährt  werden.  Die 
Unterstützungen  sollen  die  Grenze  des  ab- 
solut Notwendigen  nicht  überschreiten.  Auch 
für  die  Erziehung  und  Ausbildung  der 
Kinder  ist  Fürsorge  zu  treffen,  wie  für  ein 
angemessenes  Begräbnis  zu  sorgen.  Die 
offene  Armenpflege  wird  nur  auf  bestimmte 
Zeit  bewilligt,  nach  deren  Ablauf  die  Be- 
dürftigkeit von  neuem  zu  prüfen  ist.  Die 
Hausarmen  sind  fortwährend  zu  beauf- 
sichtigen, zeitweise  in  ihren  Wohnungen 
aufzusuchen,  hinsichtlich  der  Verwendung 
der  gewälirten  Unterstützungen  durch  Armen- 
pfleger zu  kontrollieren  etc.  Mitunter  werden 
Arme  in  fremden  Familien  verpflegt,  wobei 
eine  äußerst  sorgfältige  Auswahl  der  Kost- 
geber nöti^  ist,  wenn  man  erhebliche  Miß- 
bräuche hintanhalten  will.  Ganz  verwerf- 
lich ist  das  System,  wenn  die  Gemeinden 
ihre  Armen  an  den  Wen  igstf ordernden  ver- 
geben, dessen  Interesse  dann  nur  dahin 
geht,  von  den  ohnehin  niedrigen  Verpfle- 
gimgsgeldern  möglichst  viel  für  die  eigene 
Tasche  einzusparen.  Ebenso  bedenklich  ist 
die  Armen  Verpflegung  durch  die  Methode 
des  Heihenzugs  oder  der  Umfuhr,  wo 
die  von  der  Gemeinde  zu  versorgenden 
Armen  von  den  einzelneu  Ortsein wohuem 
im  Wechsel  für  bestimmte  Zeit  in  Kost 
und  Wohnung  zu  nehmen  sind.  Dieses 
System  ist  namentlich  früher  vielfach  auf 
dem  Lande  geübt  worden  [Saclisen,  Bayern]. 
Wo  die  Hausunterstützung  nicht"  ein- 
treten kann,  müssen  die  arbeitsunfähigen 
Armen  in  öffentliche  Armenhäuser 
oder  im  Erkrankungsfalle  in  öffentliche 
Krankenhäuser  untergebracht  werden 
(geschlossene  Armenpflege).  Wäh- 
rend in  den  Städten  im  allgemeinen  solche 
Anstalten  gehalten  werden,  deren  Ein- 
richtimgen  und  Verwaltung  den  humanitären 
und  hygienischen  Ansprüchen  angemessen 
sind,  beflnden  sich  auf  dem  l^nde  die 
Armenhäuser  oft  in  einem  ti-ostlosen  Zu- 
stand. Denn  die  meisten  Ortsgemeinden 
sind  zur  Errichtung  solcher  Armenhäuser 
nicht  leistuiigsfäliig  geruig  imd  eine  Grün- 
dung von  solchen  für  einen  gixlßeren  Ver- 
band scheitert  meist  an  der  Hai-tnäckigkeit 
und  dem  Mißtrauen  der  ländlichen  Be- 
völkerung. Uebenlies  i)flegen  mit  diesen 
Armenhäusern  auf  dem  Lande  noch  mancher- 
lei Mißstände  verbunden  zu  sein,  da  der- 
artige Institute  neben  der  Armen  Versorgung 
noch  anderen  Zwecken  dienen,  z.  B.  zur 
Unterbringung  von  verwalirJobten  Kindern, 
von  Trunkenbolden,  gefallenen  Fiwien- 
zimmern  u.  dgl.  m.  Es  ist  dann  unaus- 
bleiblich, daß  das  Zusammensein  mit  solchen 


Elementen  besonders  für  Kinder  und  jagend- 
liehe  Personen  sittlich  ansteckend  wirkt 
Dadurch  ist  es  aber  auch  erklärlich,  daS 
der  Eintritt  ins  Armenhaus  für  die  doft 
Untergebrachten  einer  Ehrenmindening 
gleichkommt.  Hier  ist  jedenfalls  die  soig- 
fältigste  Ueberwachung  solcher  Anstalten 
durch  die  Aufsichtsbehörde  notwendig. 
Kranke,  blinde,  schwach-  und  irrsinnige 
Arme  können  nicht  in  der  Familie  ver- 
pflegt werden.  Sie  müssen  in  entsprechende 
Anstalten  aufgenommen  werden.  Solche 
Einrichtungen  sind  entweder  Stiftungen,  die 
nach  Maßgabe  von  Stiftungsbestimmungen 
verwaltet  werden,  oder  Kranken-,  Siechen- 
und  Pfründneranstalten  von  Stadtgemeinden 
oder  größeren  Kommunalverbänden,  lo- 
weilen  sind  sie  auch  mit  Armenhftnseni 
verbimden. 

Armen,  die  ihren  Lebensunterhalt  nicht 
verdienen  können,  aber  doch  nicht  vollständig 
arbeitsunfähig  sind,  wird  eine  ihren  Kräften 
entsprechende  Arbeit  zugewiesen.  Die 
Frauen  werden  mit  Stricken,  Flicken,  Flecht- 
arbeiten u.  dgl.  m.  beschäftigt,  die  Männer, 
soweit  ihre  Kräfte  i*eichen,  ebenfalls  mit 
Flechtarbeiten,  Straßenkehren,  Wege-  uod 
Waldarbeiten. 

Ueber  die  Frage,  wie  die  Armenpfl^ 
und  ihre  Leistungen  organisiert  ist,  vgl.  unten 
sub  111.  „Die  Armengesetzgebung  in  den 
einzelnen  Staaten'*  (S.  245  fg.). 

Die  Armenpolizei  ist  aber  neben  einer 
repressiven  noch  ei ne  p  r  ä  v  e  n  t  i  v  e.  Diese 
vorl)eugende  Armenpflege  besteht  in  d«" 
Aufgabe,  den  Armen  der  Armut  zu  ent- 
reißen, sowie  die  Gefahr  zu  mindern,  daß 
ein  immer  größerer  Prozentsatz  der  Be- 
völkerung der  V^erarmung  ausgesetzt  ist 
Denn  die  Armenpflege  hat  ihr  Ziel  am 
vollständigsten  erreicht,  wenn  sie  sich  ent- 
behrlich macht.  Es  ist  so  gut  wie  aus- 
geschlossen, daß  es  je  gelingen  werde,  sn 
diesem  Ziele  zu  gelangen.  Allein  wenn 
nicht  alles  erreichbar  ist,  so  muß  doch 
einiges  ei-strebt  werden.  Hier  ist  vor  allem 
auf  zwei  Funktionen  aufmerksam  zu  machen. 
Em  mal  sollen  Staat  und  Gemeinde  Vorsorge 
trefl'en,  daß  auch  die  kleinen  Erspamifiee 
zinstragend  und  sicher  angelegt  werden 
können,  und  sodann  muß  für  l^äUe  plötz- 
lichen Bedarfs  ein  wenigstens  beschränkter, 
billiger  Kredit  den  kleinen  Leuten  zugäng- 
lich sein.  Dies  geschieht  einerseits  dura 
die  Sparkassen  und  andererseits  durch 
die  Einrichtung  von  öiTentlichen  Leih- 
häusern und  Pfandanstalten.  (Vf^ 
Artt.  „Sparkassen"  und  „Leihhäuser^.) 

4.  (Die  Kosten  der  Armenpflese.) 
Vgl.  Art.  ,,Armenlast  und  Armensteuei^ 
oben  S.  230  fg. 
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II.  Geschichte  der  öffentlichen 
Armenpflege. 

1«  Die  antike  A.  Eine  öffentliche  Armen- 
pflege, die  eine  allgemeine  Versorgung  der  Er- 
werbeiinföhigen  bezweckt,  kennt  das  Altertum 
nicht.  Alleraings  fehlt  es  nicht  an  Ansätzen 
hierzu.  In  A  t  h  e  n  war  wenigstens  eine  Armen- 
Tersorgnng  für  die  Bürger  eingerichtet.  Ur- 
sprün^ich  hatte  schon  Pisistratus  für  die  im 
Kriege  verstümmelten  Bürger,  die  kein  zum 
Lebensunterhalte  hinreichendes  Vermögen  be- 
saßen, ein  öffentliches  Unterstützungswesen  ein- 
Kericbtet.  Später  wurde  der  Anspruch  auf 
äUatsnnterstützung  allen  Bürgern  ^^ewährt/die 
infolge  von  Gebrechen  erwerbsunfähig  (advraroi) 
waren  nnd  weniger  als  3  Minen  Vermögen  be- 
saßen. Die  Unterstützung  belief  sich  auf 
2  Obolen,  einen  niedrigen  oatz  des  gemeinen 
Tagelohns,  wurde  9ur  für  den  Zeitraum  einer 
Prytanie  (3»— 36  Tage)  bewilligt  und  muUte 
nach  Ablauf  dieser  Zeit  von  neuem  ver- 
liehen werden.  Gegen  die  Verleihung  einer 
siMien  Unterstützung  konnte  jeder  Bürger  Ein- 
s^ch  erheben.  Im  Gegensatz  hierzu  waren 
die  Komspenden,  das  Theatergeld,  die  Erziehung 
der  Waisen  im  Kriege  gefallener  Soldaten 
Bürgerrechte  und  gehörten  der  Armenpflege 
nicht  an.  Aehnliche  Zustände  herrschten  in  den 
anderen  hellenischen  Gemeinwesen. 

Eine  staatliche  Armenfürsorc^e  kannte  man 
toch  in  Rom  nicht.  Wir  finden  zwar  schon 
frlUizeitig  Unterstützungen  an  die  ärmeren 
Bürger  und  dann  die  Versorgruic:  der  städtischen 
Bevtikemng.  Eine  eigentliche  Armenunter- 
iOtttsnng  war  dies  jedoch  keineswegs.  Noch 
ia  der  rejmblikanischen  Zeit  beginnen  zunächst 
die  Getreideverkäufe  unter  dem  Rosteupreise 
ud  später  die  freien  Getreidespenden.  Die 
Kosten  nahmen  immer  größere  Dimensionen  an. 
Oisar  beschränkte  sie,  indem  er  die  Zahl  der 
Bezugsberechtigten  auf  150 000  festsetzte.  Sie 
wurde  unter  Augustus  auf  200000  erhöht,  und 
TOB  nun  an  konnten  nur  die  durch  Todesfälle 
entstandenen  Lücken  wieder  ergänzt  werden. 
Diese  Getreide  Verteilung  war  lediglich  eine  poli- 
tiscbe  Maßregel  zur  Unterhaltung  der  panem  et 
droenses  schreienden  hauptstädtischen  Lazzaroni 
ond  sdir  bedenklich,  da  sie  die  Trägheit  und 
Arbeitsscheu  groß  zog  und  die  Verarmung  der 
BevMkerung  beförderte.  Eine  tatsächliche 
.\nDenpflege  waren  die  von  Nerva  begründeten 
oad  von  Trajan  ausgeführten  alimentationes, 
{Stiftungen,  die  durch  Unterstützung  der  Eltern 
and  Versorgung  der  Waisen  die  Eheschließungen 
erleiditem  sollten.  Sie  dienten  vermutlich  auch 
als  Darlehenskassen  mit  billigen  Zinsen.  Diese 
«Stiftungen  waren  über  ^nz  Italien  verbreitet 
und  erhielten  ihre  Mittel  aus  den  kaiserlichen 
Kassen  angewiesen.  Nach  dem  Vorbilde  der 
kaiserlichen  Alimentationen  entstanden  in  Ita- 
lisB  nnd  in  den  Provinzen  zahlreiche  Privat- 
ftdftungen  gleicher  Art  unter  staatlicher  Aufsicht. 
2.  Das  Christentam.  Die  kirchliche  A. 
Im  Mittelalter.  Den  eigentlichen  ethischen 
Fonds  erhielt  die  Armen ver&orgung  erst 
durch  das  Christentum.  Hier  waren  es  vor 
allem  die  Lehre  von  der  Nächstenliebe,  die 
in  jedem  Menschen  ohne  Unterschied  den 
Nidisten  und  Bruder  sieht,  und  die  Lehre 
Wdrterfoneh  der  YolkswirtMhaft   II.  Aafl.    Bd.  I. 


von  der  Verdienstlichkeit  der  Werke  der 
Barmherzigkeit,  welche  die  Armenpflege  in 
dem  Altertum  noch  völlig  fremde  Geleise 
lenkte.  Den  Stützpunkt  bK)t  die  Gemeinde, 
gleichfalls  ein  der  Antike  fremder  Begriff, 
und  die  Gemeindeorgane  waren  zugleich 
die  Trager  der  Armenpflege.  Die  Ober- 
leitung unterstand  dem  Bischof,  die  Aus- 
führung den  Diakonen.  Die  Armendiakonie 
war  teils  eine  männliche,  teils  eine  weib- 
liche (Diakonissen,  Witwen).  Die  Mittel 
boten  freiwillige  Beiträge  (stips)  zur  Ge- 
meindekasse (arca,  corbona)  oder  die  Liebes- 
gaben (oblationes)  bei  Gelegenheit  des  Abend- 
mahles. Die  Armenpflege  war  individuali- 
sierend, die  Gaben  wurden  auf  das  Not- 
wendigste beschränkt  und  meist  in  Natural- 
abgaben gewährt.  Eine  Armenliste  (matricula) 
beschrieb  genau  die  einzelnen  Verhältnisse, 
die  Diakonen  wachten  darüber,  daß  keiner 
übersehen,  aber  auch  keinem  gegeben  wurde 
ohne  genaue  vorherige  Erforschung  seiner 
Verhältnisse.  Die  Kleinheit  der  Christen- 
gemeinde gestattete  einen  sicheren  üeber- 
blick.  Immer  aber  war  man  bestrebt,  den 
Armen  selbständig  zu  machen,  man  wies 
ihm  Arbeit  zu,  brachte  ihn  in  Arbeitsstellen 
unter,  versorgle  ihn  mit  Handwerkszeug 
u.  dgl.  m. 

Diese  Individualisierung  hörte  indessen 
auf,  als  an  Stelle  der  kleinen  Gemeinden  seit 
Konstantin  d.  Gr.  die  christlichen  Massen- 
gemeinden getreten  waren,  die  bis  100000 
Seelen  umfaßten.  Allerdings  wurde  die 
Tätigkeit  der  Kirche  erheblich  umfangreicher, 
und  zwar  in  dem  Maße,  als  ihr  Reichtümer, 
Privilegien,  das  Vermögen  der  heidnischen 
Kulte,  Vermächtnisse  in  reicher  Zahl  etc. 
zuflössen.  Jetzt  entstanden  die  großen,  zum 
Teil  glänzend  ausgestatteten  Anstalten,  die 
Xenodochien,  Ptochotrophien,  Orphano- 
trophien,  Nosokomeen  etc.  Rom  und  die 
übrigen  großen  Städte  waren  in  Quartiere 
(regiones)  eingeteilt,  deren  je  eines  einem 
Diakon  anvertmut  war.  In  den  einzelnen 
Regionen  waren  Speisehäuser  für  die  Armen 
(Diakonien)  errichtet.  Mit  diesen  groß- 
artigen Einrichtungen  geht  unter  der  Un- 
gunst der  Zeiten  das  Massenelend  Hand  in 
Hand  und  in  allen  Teilen  des  römischen 
Reiches  tritt  das  Bettlerunwesen  in  grauen- 
erregender Gestalt  auf.  Die  christliche  Ge- 
meindearmenpflege ist  im  5.  Jahrh.  ver- 
schwunden. 

Im  Abendlande  machte  Karl  d.  Gr.  den 
Versuch,  die  Armenpflege  in  seinem  Reiche 
umfassend  zu  organisieren.  Er  trug  zu- 
nächst den  Kirchen  und  Klöstern  auf,  die 
Erträgnisse  des  Zehnten  im  Dienste  der 
Wohltätigkeit  zu  verwenden,  auf  den  Bene- 
fizialgütern  richtete  er  eine  eigene  gesetz- 
liche Armenpflege  ein,  und  den  Grund- 
herren gebot  er,   ftir  ihre  Grundholde  und 
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Hintersassen  zu  sorgen,  daß  keiner  an 
Existenzmitteln  Mangel  leide.  Nach  dem 
Tode  Karls  d.  Gr.  verfiel  unter  seinen  Nach- 
folgern mit  seinem  Reiche  auch  das  System 
seiner  gesetzlichen  Armenpflege.  Wohl 
wurden  im  Laufe  des  Mittelalters  seine 
Armengebote  wiederholt,  jedoch  ohne  durch- 
schk^nden  praktischen  Erfolg.  In  der 
Hauptsache  war  und  blieb  die  Kirche  die 
Trägerin  der  öffentlichen  Armenversorgung, 
die  in  wechselnden  Formen  für  die  Fürsorge 
der  Unglücklichen  und  Schwachen  wirkte. 
Sie  sorgte  für  reichliches  Almosen,  das  an 
kirchlichen  Festen  und  Kirchen feierlichkeiten 
zur  Verteilung  kam.  Klöster,  Hospitäler  und 
Ordensspitäler  nahmen  die  Armen  und 
Siechen  auf  und  übten  an  ihnen  die  Werke 
der  Barmherzigkeit.  Daneben  waren  aller- 
dings die  klemeren  Lebenskreise,  welche 
die  mittelalterliche  Gesellschaft  bildeten, 
mannigfach  bestrebt,  sich  der  Hilfsbedürf- 
tigen anzunehmen,  der  Grundherr  seiner 
Hörigen,  die  Zünfte  ihrer  Zunftgenossen,  die 
Städte  der  verarmten  Bürger  u.  dgl.  Die 
mittelalterliche  Armenpflege  war  ein  buntes 
Gemisch  von  Einzelveranstaltungen  ohne 
einheitlichen  Zug,  die  einerseits  zu  viel  und 
andererseits  zu  wenig  leisteten.  Sie  haben 
zwar  mancherlei  Elend  gemildert,  aber  dabei 
die  Scheidung  von  wirklichen  arbeitsun- 
fähigen Armen  und  arbeitsscheuem  Gesindel 
außer  acht  gelassen  und  damit  vielfach  ein 
träges  Bettler-  und  Landstreichertum  groß- 
gezogen, das  sich  nur  zu  leicht  dem  Ab- 
grund des  Verbrechertums  näherte. 

3.  Die  A.  in  den  deutschen  Terri- 
torien seit  der  Reformation.  Wie  auf 
vielen  Gebieten  des  öffentlichen  Lebens  es 
zuerst  die  Städte  waren,  die  den  Anstoß 
zu  einer  zentralisierenden  Strömung  gaben, 
so  haben  sie  auch  seit  dem  15.  Jahrh.  auf 
dem  Gebiete  der  Armenpflege  bahnbrechend 
gewirkt.  In  den  deutschen  Städten  wurde 
zuerst  die  Armen fürsorge  als  eine  städtische, 
stadtstaatliche  Aufgabe  betrachtet, 
und  eine  städtische  Almosenpflege  einge- 
führt. Die  Reichung  von  milden  Gaben 
wurde  auf  die  armen  Bürger  beschränkt. 
Der  Bettel  wurde  gänzlich  untersagt  oder 
nur  den  einheimischen,  vom  Armen pfleger 
legitimierten  Armen  gestaltet.  Allein  trotz- 
dem nahm  die  Bettelei  mid  das  Vagabunden- 
tum in  Stadt  und  Land  solche  Dimensionen 
an,  daß  sich  Kaiser  und  Reichstage  oftmals 
mit  der  Frage  zu  beschäftigen  hatten,  wie 
diesem  Unwesen  zu  steuern  sei.  Die  Reichs- 
polizeiordnung vom  Jahre  1530  sprach  zu- 
erst den  Grundsatz  aus,  daß  die  Obrigkeit 
und  die  Städte  die  IMlicht  hätten,  für  ihre 
Armen  zu  sorgen,  den  Bettel  einzuschränken 
und  mit  allen  Mitteln  gegen  die  Vagabon- 
dage  anzukämpfen.  Diese  Gesichtspunkte 
wurden    von    den    späteren    Reichspolizei- 


Ordnungen  immer  wieder  aufgestellt  und 
von  den  Landespolizei-Ordnungen  rezipiert. 

Mit  der  Reformation  beginnt  eine 
Umgestaltung  der  Armenpflege.  Die  Auf- 
hebung der  Klöster  in  den  protestantischen 
Ländern  entzog  der  Armenfürsorge  die 
wichtigsten  Quellen  und  gebot  die  Er- 
schließung einer  anderweiten  Organisation, 
deren  Grundzüge  in  den  Kirchen-  und 
Kastenordnungen  des  16.  Jahrh.  erschieaeu. 
Alle  öffentliche  Annen  pflege  wird  Sache  der 
weltlichen  Gemeinde  und  soll  in  engster 
V^bindung  mit  den  Organen  der  Kirchen- 
gemeinde gehandhabt  werden.  Der  Bettel 
wird  streng  untersagt,  die  arbeitsfähigen 
Armen  sollen  arbeiten  oder  weitlen  mit 
körperlichen  Strafen  und  der  Ausweisung 
bedroht.  Die  Fürsorge  gilt  nur  den  Arbeits- 
unfähigen und  den  Armenkindem  und 
-Waisen,  die  in  Schule  und  Handwerk  zu 
unterrichten  sind.  Die  Gemeindeanneo- 
pflege  soll  das  blinde  und  kritiklose  Almosen- 
geben  ersetzen.  Eine  dem  Rate  untei^ 
stellte  Armenkommission  steht  an  der  Spitze 
der  Armenpflege,  die  Organisation  greift 
auf  die  Grundsätze  der  altchristlichen  Armen- 
diakonie  zurück.  Die  Gemeinde  wird  in 
einzelne  Armenbezirke  eingeteilt  und  für 
jeden  derselben  ein  Ai-menaufseher  bestellt 
welcher  in  Gemeinschaft  mit  Geistlichen 
die  Verhältnisse  der  Untei-stützungsbedurf- 
tigen  erkunden  und  ein  Armenregister 
führen  soll.  Dies  waren  die  Grundzflge  der 
Armenordnung  der  Stadt  Nürnberg  vom 
Jahre  1522.  Sie  dienten  bald  den  meisten 
Städten  zum  Vorbild,  sie  waren  auch  ftlr 
die  Armenordnung  Karl  V.  vom  Jahre  153« ♦ 
für  die  niederländischen  Städte  und  für 
norddeutsche  Gemeinwesen  (Braunschweig 
1528,  Hamburg  1529,  Lübeck  1531)  maß- 
gebend. 

Die  durch  Landesgesetze  und  Kirchen- 
orduungen  formulierte  Pflicht  der  Gemeinde 
zur  Unterhaltung  ihrer  Armen  fülirte  bald 
zu  einer  schärferen  Bestimmung  des  Be- 
griffes der  Gemeindeangehörigkeit. 
Sie  zielte  vor  allem  darauf  ab,  den  Kreis 
der  Gemein  deangehörigen  enger  zu  ziehen, 
den  Fremden  die  Niederlassung  in  der  Stadt 
zu  erschweren.  Auch  auf  dem  Lande 
machte  sich  ein  gleiches  Bestreben  geltend, 
indem  man  in  den  Dörfei-n  die  2tahl  der 
Nutzungsberechtigten  an  Wald  und  Weide 
herabzusetzen  suchte,  die  Ansiedelung  er- 
schwerte, hohe  Einzugsgelder  erhob  u.  dgL  m. 
Diese  Beschränkung  der  Freizügigkeit  war 
ein  Ausfluß  der  Unterstützungspflicht  der 
Gemeinde.  Von  gleichem  Bestreben  waren 
die  Maßregeln  getragen,  die  vor  Verarmung 
schützen  sollten.  Man  suchte  die  persön- 
liche Freiheit  einzuengen,  indem  man  der 
Eheschließung  Schranken  setzte.  Die 
Gründung    eines    Hausstandes    und    einer 
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Familie    machte   man    von   dem  umstände 
abhängig,   ob  die  Nuptnrienten   in   solcher 
wirtscmaftlichen  Lage  waren,  daß  eine  Yer- 
annnng  mdht  in  Aussicht  stand.     Konnte 
der  JB^weis   der    UnterhaitsfiUiigkeit    nicht 
erbracht    werden,    so    wurde    die  Verehe- 
Ikhung  verboten.     Im   17.  Jahrh.,  nament- 
lich   seit    d^n   30- jährigen    Kriege,    haben 
auch  die  Partikulargesetzgebungen  diese  be- 
schfftnkenden  Bestimmungen  aufgenommen. 
Efe  Folgen  waren  wenig  erfreulicher  Art. 
Zwar    gdang    es,    die    Zahl    der    Unter- 
ätfitzongsberechtigten  zu  vermindern,  allein 
der  Bettel  und  die  Landstreicherei  schössen 
ftppig  ins  Kraut    Und  ebenso  mehrten  sich 
die    unehelichen   Kinder,   die  hinwiederum 
ein     erhebliches    Kontingent    der    Bettler 
stellten.    Wir  vernehmen  daher  allenthalben 
Kkigen  über  dieses  Unwesen,  strenge  Strafen 
weäen  gegen  die  Vagabunden  verhängt,  die 
Verbrechen  nehmen  zu,  ohne  daß  es  gelingt, 
das  Uebel  an  der  Wurzel  zu  treffen.    Neben 
diesen  Mafire^n  zeigt  sich  noch  die  Ano- 
malie,  daß  einesteils  Betteln  streng  unter- 
sagt   wird     und     andemteils    Gemeinden, 
Stftdte  und  R^erungen  den  Mendikanten 
Bettelfreibnefe  ausstellen,   die  zum  Betteln 
kgitimieren,  sie  auf  die  Privatwohltätigkeit 
verweisen   und   so   die   öffentliche   Armen- 
pflege erleichtern  sollen. 

Erst  zu  Beginn  des  18.  Jahrh.  wurde 
das  Armenwesen  reorganisiert.  Die  Aus- 
sielluDg  von  Bettelfreibriefen  wird  beseitigt, 
den  Gemeinden  die  Errichtung  besonderer 
ArmeDkassen  auferlegt,  der  Begriff  der  Ge- 
meiodeangehörigkeit  der  Autonomie  und  der 
▼illklirlichen  Interpretation  der  Städte  ent> 
zogen  Qod  landesgesetzlich  geregelt.  Landes- 
l»»riiche  Beamte  beaufsichtigen  die  öffent- 
li(^e  Armenpfl^e  (Preußen,  Bayern,  Sachsen). 
Hitnnter  werden  auch  Landarmenhäuser  er- 
achtet (Sachsen).  Fördernd  auf  die  ganze 
Itefonn  wirkten  die  Aufklärungsideeen  um 
die  Milte  des  18.  Jahrh.  ein.  Sie  verbreiteten 
in  heileren  Kreisen  die  Ueberzeugung,  wie 
•wtvendig  eine  Umgestaltung  der  öfFent- 
lichen  Armenpflege  sei.  Dagegen  werden 
g^  Bettel  und  Landstreicherei  scharfe 
«pressionsmaßregeln  getroffen.  In  Nord- 
deulgchland  ist  der  Umschwung  besonders 
dnrch  die  Verbesserung  des  Armenwesens 
in  einzelnen  größeren  Städten  herbeigeführt 
forden.  Oeradezu  Mustergültiges  hat  in 
<fe8er  Beziehung  die  1791  in  Hamburg 
achtete  Armenanstalt  unter  Büsch's  Lei- 
tanggdeistet,  wodurch  namentlich  die  Zahl 
^  Armen  sehr  bald  erheblich  zurückging. 
Weniger  vermochten  sich  die  katholischen 
O^ietgteile  von  der  Uebung  des  planlosen 
^imoeensebens  loszureißen,  die  Zahl  der 
^nnea  blieb  hier  eine  unverhältnismäßig 
^rofie. 
Immeriiin  aber  gelang  es  doch  allmählich 


den  aufgeklärten  Regierungen,  in  der  Armen- 
pflege wirkimgsvoll  Wandel  zu  schaffen.  In 
Oester reich  wurde  das  Armenwesen 
unter  Joseph  II.  neu  organisiert.  Von  großem 
Einfluß  war  hier  Graf  Bouquoi,  der  in 
humanitärem  Sinne  wirkte  und  dessen 
Armeninstitute  auf  seinen  Gütern  seit  1778 
in  allen  deutschen  Kronländern  nachgebildet 
wurden.  Unterstützungsberechtigt  war  nur, 
wer  in  einer  Gemeinde  das  BürgeiTCcht 
hatte  oder  sich  daselbst  10  Jahre  aufge- 
lialten  hatte.  Alle  Unberechtigten  sollten 
aufgegriffen  und  unbedenklich  in  ihre  Heimat 
oder  an  die  bayerische  Grenze  abgeschoben 
werden.  (Daher  jährlich  zweimal  der  sog. 
„Wiener  Schub'*  nach  Bayern  und  von  da 
in  den  schwäbischen  Kreis,  den  Hauptsitz 
des  Bettlertums  seit  1781.)  Auch  in 
Bayern  fand  eine  Neiuegelung  des  Armen- 
pflegewesens unter  dem  Minister  Montgelas 
statt  Hier  hat  Graf  Kumford,  der  Förderer 
des  Volksküchenwesens  („Rumford-Suppe"), 
seinen  Einfluß  im  Interesse  der  Humanität 
geltend  gemacht. 

Die  Grundsätze  der  Armenpflege  wurden 
in  Preußen  durch  das  Allgemeine  Land- 
recht (T.  II,  Tit.  19  §§  Iff.)  geordnet.  Es 
unterscheidet  zwischen  Armen,  die  von  der 
Gemeinde  zu  verpflegen,  und  solchen,  die 
unter  staatlicher  Vermittlung  in  öffentliche 
Landarmeuhäuser  unterzubringen  sind.  Der 
Gemeinde  fallen  nur  die  zur  Ijast,  die  als 
Bürger  rezipiert  sind  oder  zu  den  Gemeinde^ 
lasten  beigetragen  haben.  Neben  den  kom- 
munalen Armenverbänden  wurden  für 
mehrere  Bezirke  Landarmenverbände  ge- 
gründet, die  sowohl  Zwangs-,  Arbeits-,  Kor- 
rektions-, Blinden-  und  Krankenhäuser  zu 
enichten  hatten  als  auch  subsidiär  eintreten 
mußten,  wenn  und  insofern  die  Gemeinden 
ihren  Verpflichtungen  nicht  nachkommen 
konnten.  Arbeit sf&igen  Personen  darf  der 
Aufenthalt  in  der  Gemeinde  nicht  versagt 
werden.  Im  Falle  der  Verarmung  sind  alle 
die  Personen  zu  unterstützen,  die  durch 
3-jährigen  Wohnsitz  ein  Domizil  in  einer 
Gemeinde  erworben  haben.  Arme  ohne 
Wohnsitz  werden  aus  dem  Vagabunden fonds 
oder  der  Regierungshauptkasse  verpflegt 

4.  Die  A.  Id  Frankreich.  Die  fran- 
zösischen Könige  des  Mittelalters  hatten 
eine  Organisation  der  Armenpflege  versucht. 
Ludwig  der  Heilige  hatte  1254  die  An- 
legung von  Armenregistern  in  jeder  Gemeinde 
sowie  die  Verpflegung  der  Armen  auf  Ge- 
meindekosten angeordnet.  Die  Ausführung 
dieser  Organisation  sollte  durch  Staats- 
kommissare überwacht  werden.  Diese  Ver- 
onlnungen  waren  jedoch  nur  von  kurzer 
Dauer,  und  bis  ins  16.  Jahrh.  blieb  in  der 
Hauptsache  die  Kirche  die  Trägerin  der 
öffentlichen  Armenpflege.  Erst  im  1(5.  Jahrh. 
haben  Franz  I.  1536  und  Heinrich  II.  1547 
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jene  Pläne  wieder  aufgenommen,  wonach 
die  Gemeinden  Armenregister  zu  führen 
nnd  die  Bedürftigen  zu  unterstützen  hatten. 
Durch  die  Ordonnanz  von  Moulins  von  1566 
wurde  die  schon  1547  in  Paris  eingeführte 
Armensteuer  auf  sämtliche  Gemeinden  aus- 
gedehnt Bei  strenger  Leibesstrafe  war  das 
Betteln  verboten.  Der  Erfolg  war  ein  ge- 
ringer. Meist  wurde  die  Armensteuer  nicht 
erhoben  und  die  Unterstützungspflicht  um- 
gangen, so  daß  man  1640  40(J00  Bettler 
zahlte.  Unter  Ludwig  XIV.  wurden  die 
Bestimmungen  der  Edikte  von  1547  und 
1566  erneuert,  das  Betteln,  sowie  das 
Almosengeben  auf  offener  Straße  streng 
untersagt  und  später  sogar  die  Verwaltung 
des  Vermögens  der  Wohltätigkeitsanstalten 
der  staatlichen  Oberleitung  und  Aufsieht 
unterworfen,  unnütze  Stiftungen  wurden 
aufgehoben,  nach  Umständen  mehrere  Stif- 
tungen miteinander  vereinigt.  Die  Aus- 
führung dieser  Maßregeln  wurde  den  Ge- 
richten entzogen  und  dem  Staatsrat  unter- 
stellt. Aber  auch  so  gelang  es  nicht,  be- 
friedigende Zustände  herzustellen,  geschweige 
denn  in  der  Folgezeit,  wo  bei  der  zu- 
nehmenden Volksverarmung  die  Gemeinden 
kaum  in  der  Lage  waren,  die  drückenden 
Staatssteuern  aufzubringen,  viel  weniger  die 
zahllosen  Armen  zu  unterstützen.  Es  zogen 
daher  Bettler  und  Landstreicher  scharen- 
weise in  den  meisten  Provinzen  umher, 
eine  beständige  Gefahr  für  die  öffentliche 
Ruhe  und  Sicherheit. 

Die  Teuerungsjahre,  die  dem  Ausbruch 
der  französischen  Revolution  voran- 
gegangen waren,  machten  die  Armenfrage 
zu  einer  wichtigen  Aufgabe  für  die  National- 
versammlung. Schon  1789  hatte  man  in 
Paris  und  in  anderen  großen  Städten  National- 
werkstätten zur  Beschäftigung  der  Arbeits- 
losen errichtet,  die  zwar  ungeheure  Kosten 
verursachten,  das  Elend  aber  nicht  miÄerten, 
sondern  nur  die  Proletarierraassen  zum  Zug 
nach  den  Städten  reizten.  Sie  mußten  wieder 
aufgegeben  werden.  Die  Konstitution  vom 
Jahre  1791  faßte  die  Gründung  einer  großen, 
zentralisierten  Nationalanstalt  zur  Armenver- 
sorgung ins  Auge.  Der  Konvent  verfolgte 
diese  Projekte  weiter,  konfiszierte  das  Ver- 
mögen der  Hospitäler  und  Woliltätigkeits- 
anstalten  und  verstaatlichte  die  Armenpflege. 
Jede  Gemeinde  hatte  eine  Armenliste  zu 
führen,  und  jeder  Unterstützungsberechtigte 
erhielt  ein  im  Verwaltungsweg  klagbares 
Recht  auf  Unterstützung.  Den  arbeitsfähigen 
Armen  sollte  an  ihrem  Unterstützungswohn- 
sitz (domicile  de  secours)  zu  einem  staatlich 
normierten  Taglohn  Arbeit  verschafft  werden, 
während  die  Darreichung  von  Geld  und 
Ijebensmitteln  au  solche  Pei*sonen  strafbar 
war.  Bettler  waren  an  ihren  Unterstützungs- 
wohnsitz, für  dessen  Er^-erb  und   Verlust 


das  Gesetz  Bestimmungen  traf,  ziurQckzu- 
schieben  und  im  Wi^erholungsfalle  ins 
Arbeitshaus,  oder  nach  der  Insel  Madagaskar 
zu  verweisen.  Dieser  Plan  der  völligen 
staatlichen  Zentralisation  des  Armenwesebs 
blieb  indessen  unausgeführt,  da  seiner  Durdi- 
führung  die  Finanznot  der  Republik  im 
Wege  stand.  1796  ward  den  Hoepitälem 
die  Qualität  der  juristischen  Person  ver- 
liehen,  ihnen  das  noch  nicht  verkaufte  Ver- 
mögen zurückerstattet,  und  sie  erhielten  eine 
besondere,  den  Gemeindebehörden  unter- 
stellte Verwaltung.  Für  die  Hausannen 
waren  in  jeder  Gemeinde  Armenanstalten 
(bureaux  de  bienMsanoe)  zu  gründen,  die 
indessen  nur  je  nach  dem  Stande  der  ver- 
fügbaren Mittel  die  Bedürftigen  zu  unter- 
stützen hatten.  Eine  rechtsverbindliche  Ver- 
pflichtung zur  Armenversoi^ng  hatte  weder 
Staat  noch  Gemeinde.  Die  Bestimmungen 
über  den  Unterstützungswohnsitz  blieben  be- 
stehen und  wurden  hinsichtlich  der  Armen- 
kinder (enfants  assist^s)  durch  G.  v.  11./I. 
1811  vervollständigt.  Für  diese  bestehen 
in  jedem  Departement  besondere  Anstalten. 
Die  ortszuständigen  Irrsinnigen  sind  in  der 
Departementsanstalt  unterzubringen  (G.  y. 
30./VI.  1838). 

5.  Die  A.  in  England.  Die  welt- 
liche Armenpflege  geht  in  England  gleidi- 
falls  ins  16.  Jahrh.  zurück,  da  dural  die 
Säkularisationen  in  der  Reformation  der 
kirchlichen  Armenpflege  die  Möglichkeit  ge- 
nommen war,  ihre  Funktion  zu  erfüllen. 
Durch  G.  V.  1536  wurden  die  einzelnen 
Hundertschaften,  Städte  und  Kirchspiele 
gezwungen,  ihre  Armen  durch  Almoeen  sa 
unterhalten.  Die  Mittel  wurden  durch  Bei- 
träge der  Ortseinwohner  aufgebracht,  deren 
Entrichtung  obligatorisch  war.  Jede  Weigerung 
war  mit  einer  Geldstrafe  von  20  sh  bedroht 
Niemand  durfte  betteln.  Durch  G.  v.  1575 
war  der  Friedensrichter  zur  EMchtung  von 
Armenarbeitshäusern  ermächtigt,  in  die 
arbeitsfähige  Arme  zu  konsignieren  waren. 
Das  sog.  „Lehrlingsgesetz*^  vom  Jahre  1562 
liatte  verfügt,  daß  alle  Personen  zwischen 
12  und  60  Jahren  gezwungen  werden  konnten, 
gegen  einen  von  der  Behörde  festzustellenden 
Lohn,  je  nach  Vorbildung  im  Gewerbe  oder 
Landbau  zu  arbeiten.  Die  folgenden,  er- 
gänzenden Gesetze  vervollständigten  dieses 
System  und  es  ward  durch  das  berühmte 
Armengesetz  vom  Jahre  1601  anter  dar 
Königin  Elisabeth  abgeschlossen. 

Die  wichtigsten  Grundsätze  sind  die 
folgenden.  Jeder  arbeitsfiLhige  Anne  Yaum 
zur  Arbeit  gezwungen  werden  za  einem 
von  der  Behörde  festgesetzten  Lohne.  Die 
Armeulast  ist  eine  Last  des  Eirchsnieli. 
Im  Kirchspiel  ist  derjeni^  heimatbereootij^ 
der  in  ihm  geboren  ist  oder  dort  Mil 
3  Jahren  seinen  Wohnsitz  hat    Dw  Ifiedai^ 
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Reform  wurde  durch  das  Armengesetz  vom 
Jahre  1834  durchgeführt,  das  in  der  Haupt- 
sache mit  neueren  Zusätzen  heute  noch  in 
Kraft  ist. 

III.  Die  AmieDgesetzgebnng  in  den 
einzelnen  Staaten. 

1.  Deutschland«  a)  Der  Unterstütz- 
nngswohnsitz.  Die  dentscheu  Staaten  haben 
drei  verschiedene  Systeme  des  Armenrechts: 
den  Unterstützungswohnsitz,  dessen  Geltungs- 
bereich den  größten  Teil  des  Reichsgebietes 
nmschlieüt,  das  HeimatJirecht  in  Bayern  nnd 
das   französische  System   in   Elsaß-Lothringen. 

Nach  dem  Grundsatz  des  Unterstütznngs- 
wohnsitzes  wird  die  Unterstützungspflicht 
der  Gemeinde  durch  den  Aufenthalt  des 
Bedürftigen  in  ihr  begründet.    Die   Reichsge- 


lassungsgesetz  Karl  II.  vom  Jahre  1G62  be- 
schränkte jedoch  die  Freizügigkeit,  indem 
jede  Person,  die  später  einmal  der  Armen- 
pflege anheimzufallen  verdächtig  ist,  inner- 
halb 40  Tagen  nach  ihrer  Ankunft  in  das- 
jenige Kirchspiel  abgeschoben  werden  kann, 
wo  sie  zuletzt  ihre  gesetzliche  Niederlassung 
durch  Geburt,  Hausstand,  Aufenthalt,  I^ehr- 
iingsschaft  oder  Dienst  während  eines  Zeit- 
raums vou  40  Tagen  hatte.  Die  Organe 
der  Armenpflege  sind  der  Kirchenvorsteher 
und  2  oder  mehrere  Armenaufseher,  die  all- 
jährlich von  den  Friedensrichtern  aus  der 
Zahl  der  ansässigen  Einwohner  gewälilt  und 
ernannt  wei-den.  Ihnen  liegt  es  ob,  den 
arbeitsfähigen  Armen  Arbeit  und  den  arbeit s- 

unÜLhigen     Unterstützung     zu     verschaffen.  _  _ 

Arbeitstüchtige  Pei-sonen,  die  sich  weigern,  j  setzgebung  erstreckt  sich  nicht  unmittelbar  auf 

zu  arbeiten,  können  sie  ins  Armenarbeits^  ^f  ,  ^rme^^^^^^^^ 

, _*^..  '\  ii^*«.,„„:„  „^«,^^;o«r,      A  «wv»^«     ^^^  Niederlassungs Verhältnisse  und  regelt  daher 

haiis  oder  ins  Gefängnis  verweisen     Armen- |,^^,    die   Gleichberechtigung    der   R?ichsange- 

kinder   dürfen    zwangsweise   als   Lehrlinge  |  hörigen  hinsichtlich    der  Armenunterstützung, 

antergebracht    werden.      Die     Kosten     der  ■  den  Erwerb  und  Verlust  des  Untei-stütznngs- 

Annenptlege   werden  je   nach  Bedarf  durch  j  Wohnsitzes,  die  Verpflichtung  zur  Armenpflege 

eine  Kirchspielarmensteuer  bestritten.  Steuer-   und  die  verpflichteten  Organe,  das  Verfahren 

pflichtig  sind  die  Inhaber  von  Grundstücken  1  bei   Streitigkeiten  u.  de:l.  m.     Dieses  RG.  v. 

undHäuseni,  und  zwar  die  Eigentümer,  dielf;/yi-  ^^^  ""^o-^JH^^"  ^^^J^^  '«»  Z^^ül' 

Pachter  und  die  ^üeter.    Dagegen  wird  das  ,  l'^rnacLSet         ^^^^^^fsehnng  v.  31./^II. 

bewegüche    Vermögen    nicht    zur    Armen- j       j^^^^  leichsangehörige  -  mit  Ausnahme 

stewr  herangezogen.  ,  ^er   Bayern    und    Elsaß-Lothringer  —   ist   in 

Das  Armengesetz  vom  Jahre   1601    war  l  jedem   Bandesstaat  des   Geltungsbereiches  des 

mit  großen  Mißständen   verbunden.     Trotz-  i  Gesetzes  als  Inländer  zu  behandeln  in  bezug 

'lern  die   Kirchspiele    naturgemäß    bemüht  1  auf  Erwerb  und  Verlust  des  Unterstütznngs- 

wwen,  möglichst  viele  Arme  auf  Grund  des  i  Wohnsitzes  und  auf  Art  und  Maß  der  Armen- 

Xiederlassungsgesetzes  vom  Jahre  1662  ab- 1  ""^$f^^*'*V;?"&-  ^.,^  . 

zustoßen  und  möglichst  wenig  zuzulassen,!,  Der  Hüfsbedürftige  muß  vorläufig:  von 
et;««  ,iu  i-«.^«!«?*  ;„«  i^«««rii;^u^  a^  ^:i  demjenigen  Ortsverband  unterstützt  werden,  m 
stieg  die  Armenlast    ns  Unendliche,  da  miti^^^gJ^  ^^^^^  ^^  ^j^^  ,„.^  ^.^^^-^^  ^^^  jjJlf^. 

der  Armenstcuer  rücksichtslos  umgegangen  -  bedürftigkeit  befindet.  Wenn  er  aber  seinen 
wunle.  Der  größte  Teil  ihres  Ertrages  floß  I  Unterstützungswohnsitz  anderwärts  hat,  so  ist 
als  Geldunterstützungen  Personen  zu,  von  j  der  Ortsarmenverband,  und  wenn  er  überhaupt 
denen  nur  ein  Teil  arbeitsunfähig  war,  1  keinen  Unterstützungswohnsitz  hat,  der  Land- 
während die  Mehrzahl  aus  arbeitsscheuen  !  armenverband  zur  Erstattung  der  durch  die 
»mmI  trägen   Individuen    bestand.     Die    He- .  vorläufige  Unterstützung  verursachten   Kosten 

lastung  der  Kirchspiele  mehrte  sich  nament-  y^rP«'^l'^^^v^^^"iF"^^''^"*''"i°^'7.**°'i^  ^ni""^ 
M  Im  10  i^uS  ,„;♦  Ar.^  ^c^Ur.^  T?«f  'daher  das  Verhältnis,  aus  dem  für  den  Orts- 
iHnfcl.  <  •^'^^-  .•  "^^^."^^^^'^S,  ^?^|  armenverband  die  Verpflichtung  entspring^^ 
^lung  der  Industne  und  des  ^abnk- 1  Hilfsbedürftigen  im  Falle  der  Verirmuug  zu 
wtnebes.  Jede  Produktions-  und  Absatz- |  unterstützen.  Der  Erwerb  des  Unterstützungs- 
«ocknog  machte  Scliaren  von  Arbeitern  brot- '  Wohnsitzes  wird  begründet: 
te  und  lud  sie  den  Kirchspielen  auf  den  |  1.  durch  Aufenthalt.  Wer  nach  zurück- 
gab. Vielfach  leistete  auch  das  Kirchspiel !  gelegtem  18.  Lebensjahre  2  Jahre  ununter- 
^dige  Zuschüsse  zum  Lohne  der  Arbeiter  >  hrochen  seinen  gewöhnlichen  Aufenthalt  inner- 
UDd  entlastete  auf  Kosten  der  Armensteuer  I  ^»^^  des  Ortsarmen  Verbandes  hat^  erwirbt  dort 

^uJS..^.^J^\.'^}^^^A  ^^^  y^^  ^0"  Armenunterstützung,  wenn  also  Umstände  ein- 
WWIO  £  auf  7,8<0  Mill.  £  gestiegen,  sie  treten,  durch  welche  die  freie  Selbstbestimmung 
Mtten  sich  somit  ver  acht  facht!  |  bei  Wahl   des  Aufenthalts   ausgeschlossen  ist. 

1795  wurde  das  Xiederlassungsgesetz  er- 1  Wenn  der  Aufenthalt  in  einem  Ortsarmen  ver- 
katert; niemand  durfte  mehr  wegen  der  t  band  unter  solchen  Umständen  begonnen  wird, 
Vennutnng  künftiger  Verarmung  abgestoßen  I ««  i^^^J^  die  zweijährige  Frist  erst  vom  Tage 

weiden,    1814    folgte    die    Einführung   derl^^^,  ^7^^^"  ^'""'f  V'^u^^^^  x.u  . 

(iama^u^iu^i*     1 QO 1  Ai^  Tr/%«i;f;^«o#£^:u..4f  i       -•  durch  V  crchelichung  für  die  Ehefrau 
iWwWreiheit    1824  die  Koaltionsfreh^^^  des   Unterstützungswohnsitzes   des 

'ler  Arbeiter,  und  somit  war  das  voi-altete  j  Ehemannes  • 

iiiMgesetz   vom  Jalire   1601    unzeitgemäß;       8.  durch  Abstammung  für  eheliche  Kinder 
gewOTüen.    Eine  als  unabweisbar  empfundene  i  hinsichtlich   des  Unterstützungswohnsitzes   des 
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Vaters,  nach  dessen  Tode  hinsichtlich  dessen 
der  Mntter  und  bei  nnehelichen  hinsichtlich 
dessen  der  Mntter. 

Der  Verlust  des  ünterstütznngswohnsitzes 
tritt  ein: 

a)  durch  Er^verb  eines  anderen  ünter- 
stütznngswohnsit^es, 

b)  durch  zweijährige,  ununterbrochene  Ab- 
wesenheit nach  zurückgele&:tem  18.  Lebensjahre 
wobei  die  gleichen  Orundsätze  des  Fristenab- 
lanfes  zur  Anwendung  kommen,  wie  bei  Er- 
werbung des  Unterstützungswohnsitzes. 

Personen,  welche  keinen  ünterstützungs- 
wohnsitz  haben,  sind  Landarme  und  sind  von 
demjenigen  Landarmeuverband  zu  unter- 
stützen, in  dessen  Bezirk  die  Hilfsbedürfti^keit 
eintritt.  Bei  Landarmen,  die  in  hilfsbedürftigem 
Zustand  aus  Straf-,  Kranken-  und  ähnlichen 
Anstalten  entlassen  werden,  ist  derjenige  Land- 
armenverband  leistungspflichtig,  aus  dem  die 
Einlief erung  erfolgt  ist.  Alle  Personen,  die  in 
einem  Dienst-  oder  Arbeitsverhältnis  gegen 
Lohn  oder  Gehalt  stehen,  sind  im  Falle  der 
Erkrankung,  sofern  sie  einer  öffentlichen  Unter- 
stützung bedürfen,  durch  den  Ortsarmenverband 
des  Dienstortes  zu  verpflegen.  Dauert  die 
Krankenpflege  länger  als  13  Wochen,  so  kann 
der  Ortsarmenverband  für  den  über  diese  Frist 
hinausgehenden  Zeitraum  die  Erstattung  der 
Pflege-  und  Kurkosten,  sowie  die  Uebemahme 
der  Hilfsbedürftigen  durch  einen  anderen 
Armenverband  verlangen.  Ueber  die  Tatsache 
und  das  MaO  der  Armenversorgning ,  zu  dem 
die  Orts-  und  Land  armen  verbände  verpflichtet 
sind,  haben  Staat  und  Reich  die  Aufsicht  zu 
führen. 

Aus  dem  Vorausgehenden  ergibt  sich,  daß 
die  Organe  der  önentlichen  Armenpflege  die 
Orts-  und  die  Landarmeuverbände  sind. 

Die  Ortsarmenverbände  können  aus 
einer  oder  mehreren  Gemeinden,  einem  oder 
mehreren  selbständigen  Bezirken  oder  aus  Ge- 
meinden und  Gutsbezirken  zusammengesetzt 
sein.  Alle  zu  einem  Ortsarmen  verbände  zu- 
sammengeschlossenen Gemeinden  oder  Gutsbe- 
zirke sind  Gesamtarmen  verbände  und  bilden 
stets  ein  einheitliches  Ganzes,  namentlich  für 
den  Erwerb  und  Verlust  des  Unterstützungs- 
wohnsitzes. Die  Verwaltung  der  Armenpflege 
ist  in  den  Gemeinden  den  Gemeindebehörden, 
in  den  Gutsbezirken  dem  Gutsvorsteher,  in  den 
(gemischten)  Gesamtarmenverbänden  den  statu- 
tarisch hierzu  berufenen  Organen  übertragen. 
Die  Bildung  von  Armendeputationen,  Kom- 
missionen unter  Mitwirkung  von  Geistlichen, 
Aerzten  und  Gemeindemitgliedern  in  ehren- 
amtlicher Stellung,  sowie  die  Bestellung  be- 
sonderer Armenpfle&^er  ist  überall  statthaft,  bis- 
weilen sogar  darch  Landesgesetz  vorsreschrieben. 
Die  Aufsicht  über  die  Ortsarmenveroände  steht 
der  Kommunaiaufsichtsbehörde  zu.  Die  Orts- 
polizeibehörde ist  berechtigt,  eine  von  ihr  ange- 
ordnete Unterstützung  durch  gesetzliche  Zwangs- 
mittel durchzusetzen. 

Die  Landarmen  verbände  erstrecken  sich 
meist  auf  größere  räumliche  Bezirke,  die  aus 
einer  Mehrzahl  von  Ortsarmen  verbänden  be- 
stehen. Der  Staat  kann  die  Funktionen  des 
Landarmen  Verbandes  unmittelbar  selbst  über- 
nehmen (Sachsen;,  oder  es  bilden  Regierungs- 


bezirke und  Kreise  (Preußen,  Württemberg) 
oder  einzelne  große  Städte  (Berlin,  BreeUa. 
Königsberg)  einen  Landarmenverband.  Die  Ver- 
waltung und  Vertretung  der  Landarmenver- 
bände  wird  geführt  teils  durch  besondere  kom- 
munale Verwaltungsbehörden,  teils  durch  Or- 
gane der  Staatsgewalt  in  den  betreffenden  Be- 
zirken. Die  reichsgesetzliche  Verpflichtung  der 
Landarmenverbände  beschränkt  sich  auf  die 
endgültige  Tragnng  der  Armenlast  für  die 
Landarmen.  Landesgesetzlich  sind  ihnen  nadi 
Umständen  noch  weitergehende  Funktionen  zu- 
gewiesen. 

b)  Das  Heimatsrecht.  Im  Gegensatz  zu 
den  Rechtsverhältnissen  im  Gebiete  des  Unter- 
stützungs Wohnsitzes  hat  Bayern  das  Heimats- 
recht zur  Grundlage  seiner  öffentlichen  Armen- 
pflege gemacht  (GG.  v.  16./IV.  1868 n. 29ßV.  1868 
mit  verschiedenen  Ergänzungen).  Danach  ist 
die  Gemeinde  verpflichtet,  die  Personen,  die  in 
ihr  „heimatberechtigt''  sind,  zu  unter- 
stützen. Die  Gemeinden  hatten  auf  Grund  ge- 
setzlicher Bestimmungen  in  einzelnen  FftlTen 
das  Recht  des  Einspruchs  ge^en  die  Eheschließong 
eines  in  ihr  heimatberechtigten  Mannes.  Doch 
kann  dieser  Einspruch  nicht  mehr  wegen  der 
Befürchtung  künftig  eintretender  Armut  erhoben 
werden. 

Das  Heimatsrecht  kann  sein: 

1.  ein  ursprüngliches.  Es  wird  erworben 
durch  die  Geburt.  Für  die  ehelichen  Kinder 
ist  die  Gemeinde  maßgebend,  in  der  der  Vater 
und  nach  dessen  Tode  die  Mutter  heimats- 
berechtigt sind.  Uneheliche  Kinder  folgen  der 
Mutter. 

2.  ein  erworbenes  für  die  Staats-,  Ge- 
meinde-, Kirchen-  und  Stiftungsbeamten  in  der 
Gemeinde  ihres  Amtssitzes,  für  deren  Frauen 
durch  Verehelichung  in  der  Gemeinde,  wo  der 
Ehemann  heimatsberechtigt  ist.  Die  Erwerbung 
des  Bürgerrechtes  schließt  auch  die  Heimats- 
berechtigung ohne  weiteres  in  sich. 

3.  ein  verliehenes.  Die  Aufenthaltsge- 
meinde kann  auch  ohne  die  vorerwähnten  Voraus- 
setzungen durch  Vertrag  einem  Ansuchenden 
das  Heimatsrecht  verleihen.  Einen  gesetzliches 
Anspruch  auf  Verleihung  haben  bayerische 
Staatsant2^ehörige .  die  nach  erlangter  Orott- 
jährigkeit  a)  4  Jahre  ununterbrochen  freiwillig 
und  selbständig  in  einer  Gemeinde  sich  auf 
gehalten,  während  dieser  Zeit  direkte  Steuern 
an  den  Staat  bezahlt,  ihre  Verpflichtung  ge^n 
Gemeinde-  und  Armenkasse  erfüllt  und  eine 
Armenunterstützung  weder  beansprucht  noch 
erhalten  haben;  b)  7  Jahre  ununterbrochen 
freiwillig  in  einer  Gemeinde  sich  aufgehalten 
und  während  dieser  Zeit  weder  eine  Armen- 
unterstützung beansprucht  noch  erhalten  haben. 

4.  ein  gesetzliches.  Heimatlose  An- 
irehörige  des  bayerischen  Staates,  die  nach  er- 
langter Großjährigkeit  4  Jahre  freiwillig  und 
selbständig  in  einer  Gemeinde  sich  anfhaltoi, 
während  dieser  Zeit  direkte  Steuern  beahlt, 
ihre  Verpflichtungen  gegen  Gemeinde-  und 
Armenkasse  erfüllt  und  eine  Armenuntar- 
stützung  weder  beansprucht  noch  erbalten  haben. 
erwerben  die  gesetzliche  Heimat.  Wenn  sie 
keine  direkten  Steuern  entrichtet  und  ihre  Ver- 
pflichtungen der  Gemeinde-  und  Armenkasse 
gegenüber  nicht  erfüllt  haben,  so  ist  ein  sieben- 
jähriger ununterbrochener  Aufenthalt  verlangt. 
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Das  Heimatsrecht  geht  nur  Terloren  durch 
den  Erwerb  einer  anderen  Heimat  in  einer 
bayerischen  Gemeinde  oder  dnrch  Verlast  der 
(»averischen  Staatsangehörigkeit. 

Eine  vorläufige  Heimat  mit  dem  Rechte 
anf  Armenunterstützung  haben  kraft  Gesetzes: 

1.  Heimatlose,  bayerische  Staatsangehörige, 
ilie  durch  die  Staatsregiemng  einer  Gemeinde 
zugewiesen  werden,  bis  sie  eine  nene  Heimat 
erworben  haben: 

2.  Reicbsangehöri^e  nach  Erwerb  der  baye- 
rischen Staatsangehöngkeit,  aber  ohne  Heimats- 
berechtigung in  derjenigen  Gemeinde,  in  der 
sie  sich  zur  Zeit  der  Aufnahme  niedergelassen 
lukben. 

In  diesen  Fällen  sind  die  Gemeinden  zur 
Unterstützung  und  Verpflegung  dieser  Personen 
verpflichtet,  doch  haben  sie  gegen  den  Staat 
einen  Anspruch  auf  Erstattung  der  verausgabten 
Pflegekosten. 

Außerdem    besteht    eine    vorläufige   Unter- 
i^tttzungspflicht  der  Gemeinden  allen  denjeiiigen 
Personen  gegenüber,  die  innerhalb  des  Gemeinde- 
bedrkes  hilfebedürftig  werden.    Hier  haben  die 
verpflegenden  Gemeinden  einen  Ersatzanspruch 
an  die   Heimatsgemeinde   oder   an   den   Staat. 
Diese  Verpflichtung    der   Gemeinden   erstreckt 
sich   in    Konsequenz    des   Reichsgesetzes    über 
dif  Freizügigkeit  auf  alle  Reichsangehörigen. 
Nicht   heimatsberechtigte   Dienstboten,   Ge- 
werbesrehilfen.  Lehrlinge  und  Lohnarbeiter  sind 
im  Falle  der  Hilfsbedümigkeit  und  Erkrankung 
mit  <i»^m   Unentbehrlichen  von  derjenigen  Ge- 
meinde zu  unterstützen,  in  der  sie  in  ständiger 
Arbeit  stehen.     Ein  Ersatzanspruch  steht  der 
Cmmeinde    nur   zu,    wenn   die   Verpflegung   4 
Wdfhen  tiberschreitet. 

V  Das  französische  System.    In  El- 
i^ab-Lot bringen,    wo    die    Grundsätze    des 
tnDzösischen  Rechts  noch   in  Kraft   sind,   ist 
•tie  Örtliche  Armenpflege   mir  eine  fakul- 
tatiTe,  die  für  die  geschlossene  Armenpflege 
durch  Hospitäler  und  für  die  off'ene  durch  Wohl- 
t&ti^keitsbureaus  vermittelt  wird.  Beide  richten 
ibrv  Leistungen  je  nach  den  Einnahmen  ein, 
di«  ihnen    aus  Stiftungen,   gewissen  Abgaben 
z  6.  för  öffentliche  Belustigungen),  aus  frei- 
^^ril%en  Beiträgen,  sowie  aus  Staats-  und  Ge- 
n>«iiuiemitteln  zufließen.    Die  Aufnahme  in  die 
Hospitäler  ist  meist  durch  fünfjährigen  Aufent- 
^t  bedingt,  doch  sind  sie  durch  G.  v.  7.,  VIII. 
J^l  gehalten,  jeden  am  Ort  Erkrankten  auf- 
zunehmen.    Ebenso  können   bestimmte   Hospi- 
täler dnrch  den  Bezirksrat  verpflichtet  werden, 
ihn  Einrichtungen  den  Gemeinden  ohne  .solche 
.Anstalten  ^egen  Verjfütung  zur  Verfügung  zu 
^teilen.    Die  Wohltätigkeitsbureaus  können  eiu- 
jihrigen    Aufenthalt    verlangen.      Wo    Wohl- 
ritirkeitsbureaus  nicht  vorhanden  sind,  findet 
eine  unmittelbare   Gemeindearmenpflege   statt. 
Enttattungsansprüche  sind  ausgeschlossen. 

I^ie  Bezirksarmenpflege  beruht  teils  auf 
freiwilliger  Uebernahme  gewisser  Lei- 
stungen dnrch  Anstalten,  freie  Beiträge,  Zu- 
.«chftive  und  Subventionen  der  Gemeinden  n. 
•1^1.  m..  teils  auf  gesetzlicher  Verpflich- 
tung (Fürsorge  für  Geisteskranke  und  nnter- 
nötzte  Kinder)  unter  Beteilis^^  der  Gemeinde, 
wo  der  Unterstützte  sein  domicile  de  secours 
«hirch  Gebart  oder  einjährigen  Aufenthalt  er- 
worben hat.    Der  Staat  tritt  nnr  ergänzend 


ein  durch  Gewährung  von  Zuschüssen  zu  den 
Mitteln  der  Bezirke  sowie  dnrch  Beiträge  zu 
den  Wohltätigkeitsanstalten. 

2.  Oesterreieh.  Die  Verpflichtung  zur  öff'ent- 
lichen  Armenpflege  ist  eine  Last  der  Heimats- 
^meinde.  Nach  dem  Heimatsgesetz  v.  3./XU.  1863 
ist  die  Erwerbung  des  Heimatsrechtes  an  den 
Besitz  des  Staatsbürgerrechtes  gebunden.  Das 
Heimatsrecht  ist  die  Voraussetzung  der  Armen- 
pflege und  wird  begründet: 

a)  durch  Geburt,  wobei  die  ehelichen  Kinder 
dem  Vater,  die  unehelichen  der  Mutter  folgen; 

b)  durch  Verheiratung  für  die  Ehetrau 
hinsichtlich  der  Heimat  des  Ehemannes; 

c)  durch  Amtssitz  für  öffentliche  Beamte. 
Geistliche  und  Lehrer; 

d)  durch  ausdrückliche  Aufnahme  in 
den  Gemeindeverband.  Eine  Verpflichtung  zur 
Aufnahme  besteht  für  die  Gemeinde  nicht. 
Gegen  eine  diesbezügliche  Entscheidung  des 
Geroeindeausschusses  gibt  es  keinen  Einspruch. 

Die  einmal  erworbene  Heimat  wird  nur  ver- 
loren durch  die  Erwerbung  des  Heimatsrechtes 
in  einer  anderen  Gemeinde. 

Heimatlose  Personen  werden  zum 
Zwecke  der  Armenpflege  Gemeinden  zugewiesen. 
Dies  geschieht  hinsichtlich: 

a)  derjenigen  Gemeinde,  wo  sie  sich  zur 
Zeit  ihres  Eintrittes  in  das  Heer  befunden 
haben.   In  Ermangelung  einer  solchen  bezüglich 

b)  derjenigen  Gemeinde,  in  der  sie  sich  am 
längsten,  mindestens  aber  ein  halbes  Jahr  un- 
unterbrochen aufgehalten  haben;  dann  hin- 
sichtlich 

c)  derjenigen  Gemeinde,  in  der  sie  geboren 
oder  als  Findlinge  aufgefunden  wurden ;  endlich 
hinsichtlich 

d)  derjenigen  Gemeinde,  in  der  sie  zur  Zeit 
angetroffen  wurden. 

Die  Gemeinde  des  Aufenthaltes  ist  zur  vor- 
läufigen Verpflegung  auch  nicht  heimatsberech- 
tigter Armer  verpflichtet,  doch  hat  sie  gegen 
die  Heimatsgemeinde  einen  Anspruch  auf  Er- 
stattung der  aufgewendeten  Kosten.  In  Streit- 
sachen der  Armenpflege  zwischen  Gemeinden 
sind  die  Verwaltungsbehörden  zuständig.  Gegen 
deren  Entscheidungen,  soweit  es  sich  um  Rechts- 
fragen handelt,  kann  eine  Beschwerde  beim 
VerwaltungsjOferichtshofe  eingelegt  werden.  Für 
die  Organisation  und  Ausübung  der  Armenpflege 
können  die  einzelnen  Kronländer  Armengesetzc 
erlassen. 

In  den  meisten  Kronländern  bestanden  Armen- 
institute, die  unter  Joseph  IL  von  1783—87 
auf  Bouquoi's  Anregung  organisiert  wurden. 
An  der  Spitze  dieser  Institute  stand  der  Orts- 
geistliche, in  dessen  Händen  die  Mittel  zur  Armen- 
unterstützung zusammenflössen.  Die  Armen- 
pflege wurde  unter  seiner  Leitung  durch  die 
sog.  „Armen Väter"  ausgeübt,  die  von  ihm  und 
vom  Gemeindevorstand  ernannt  waren.  Eine 
Armenunterstützung  sollte  nur  auf  Grund  einer 
sorgfältigen  „Armenbeschreibung''  gewährt 
werden,  die  von  den  Armenvätern  auf  Grund 
persönlicher  Information  aufzustellen  war.  Diese 
Arineninstitute  sind  indessen  in  den  meisten 
Kronländem  durch  die  Landesgesetzgebungen 
beseitigt  worden,  sie  besteben  nur  noch  in 
Galizien  und  vielfach  auch  in  Mähren.  In 
Tirol,  Vorarlberg  und  in  der  Bukowina  sind  sie 
niemals   eingeführt  worden.     Wo  die   Armen- 
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institnte  aufgehoben  warden,  ist  deren  Ver- 
mögen den  Gemeinden  überwiesen  worden, 
das  sie  als  gesonderte  Armenfonds  zu  ver- 
walten haben.  Die  Gemeindeorgane  sind  dann 
die  Träger  der  öffentlichen  Armenpflege,  deren 
Kosten  ans  den  Armenfonds,  einigen  gesetz- 
lichen Einnahmen  (bestimmten  Strafgeldern, 
Abgaben  von  freiwilligen  Veräußerungen)  und 
subsidiär  aus  Gemeindemitteln  zu  bestreiten 
sind.  Zur  Ausübung  der  Armenpflege  werden 
vielfach  Armenkommissionen  gebildet,  in  denen 
die  Ortsgeistlichen  Sitz  und  Stimme  haben. 
Beschwerden  wegen  üntersttitzungsverweige- 
mng  hat  der  Landesausschnß  zu  entscheiden. 
Bei  Ueberbürdung  der  einzelnen  Gemeinden 
haben  in  Böhmen  und  anderen  Kronländern  die 
Bezirke  oder  das  Land  einzutreten.  Auch  haben 
einzelne  Bezirke  oder  Länder  vielfach  gröUere 
Armen-,  Krankenhäuser  und  ähnliche  Anstalten 
freiwillig  errichtet,  welche  sie  selbständig  ver- 
walten und  unterhalten. 

Im  übrigen  haben  die  Landesgesetze  die 
Verhältnisse  vielfach  abweichend  geregelt.  Die 
wichtigsten  (besetze  dieser  Art  sind  für  Nieder- 
österreich (ohne  Wien)  G(;.  v.  21./IL  1870,  v. 
15./XII.  1882,  V.  l./IL  1885,  v.  30.  III.  1886, 
V.  13./X.  1898,  für  die  Stadt  Wien  G.  v.  28./IX. 
1873,  für  Oberüsterreich  GG.  v.  20,^11.  1869, 
V.  3./ni.  1873,  V.  o./IX.  1880,  v.  7.'IX.  1885, 
für  Salzburg  G.  v.  30./XII.  1874.  für  Steiermark 
(ohne  Graz)  GG.  v.  30/III.  1873.  v.  30 /X.  1888. 
für  die  Stadt  Graz  Statut  vom  Jahre  1878,  für 
Kärnthen  G.  v.  21. /il.  1870.  v.  22.. V.  1886,  für 
Krain  G.  v.  25./VIII.  1883,  für  Vorarlberg  G.  v. 
7./I.  1883,  für  Böhmen  G.  v.  23./X1I.  1868,  für 
Dalmatien  G.  v.  26./II.  1876  und  für  Schlesien 
G.  V.  lO./XII.  1869.  '  In  Tirol,  Mähren,  Galizien 
und  in  der  Bukowina  sind  überhaupt  keine 
Armengesetze  erlassen  worden. 

3.  Frankreich.  Die  örtliche  Armenpflege 
ist  in  Frankreich  eine  fakultative.  Sie  zer- 
fällt in  eine  geschlos-sene  und  in  eine  oftene 
Armenpflege.  Die  geschlossene  oder  Anstalts- 
pflege wird  bewirkt  durch  eine  Reihe  von 
Spitälern  (hospices  et  hopitaux),  wogegen 
für  das  Unterstützungswesen,  die  offene  Armen- 
pflege, W^ohltätigkeitsbureans  (bureanx 
de  bienfaisance)  errichtet  sind.  Der  Schwer- 
punkt fällt  in  die  Anstalt«pflege.  Beide  In- 
stitute sind  formell  koordiniert,  sie  unterstehen 
dem  Einflüsse  der  Gemeindeverwaltung,  die 
teils  die  Verwaltungsorgane  eniennt.  teils  bei 
wichtigen  Akten  der  Verwaltung  mitwirkt. 
Die  diesbezüglichen  Beschlüsse  unterstehen  der 
Ortsgemeinde.  Die  eigentliche  Verwaltung  liegt 
in  der  Hand  von  Kommissionen,  denen  das  er- 
forderliche Hilfspersonal  beigegeben  ist.  Die 
Bildung  der  Spital kommissionen  und  der  Kom- 
missionen für  die  Wohltätigkeitsbureans  ist  die 
gleiche.  Die  Mitglieder  werden  teils  durch  den 
<Temeinderat,  teils  durch  den  Präfekten  ernannt. 
Auf  diese  Weise  hat  sich  die  Regierung 
wenigstens  teilweise  eine  Einflußnahme  auf  die 
örtlid^e  Armenpflege  zu  sichern  gesucht. 

Die  Grundlage  für  die  Gewährung  von 
Armenunterstützungen  ist  das  Prinzip  des 
Unterstützungswohnsitzes  (domicile  de 
secours),  der  entweder  durch  Geburt  oder 
längeren  Aufenthalt  erworben  wird. 

Eine  obligatorische  Armenfürsorge  be- 
steht für  die  verwaisten  oder  von  ihren  Eltern 


verlassenen  Kinder  (enfants  assistte).  Für 
diese  ist  in  jedem  Departement  eine  besondere 
Anstalt  errichtet  worden.  Die  Kosten  sind  ni* 
nächst  aus  Anstaltsmitteln  nnd  subsidiär  dardi 
Zuschüsse  der  Gemeinden  nnd  der  Departements 
zu  bestreiten.  Der  Staat  trägt  V«  der  Auf- 
wendungen für  die  innere  Verwaltung  (G.  v. 
5./V.  1869).  Die  Gemeinden  haben  die  Pflicht, 
die  verwaisten  und  verlassenen  Kinder  der  An- 
stalt zu  übergeben.  Indessen  pflegen  die  Kinder 
nicht  innerhalb  der  Anstalt  verpflegt  nnd  er- 
zogen zu  werden,  sondern  man  bringt  sie  meist 
bei  Nährvätern  fperes  nonrriciers)  nnter,  die 
sie  im  Hause  aufnehmen  und  verköstigen  und 
von  den  Inspektoren  der  Anstalt  überivacht 
werden.  Ebenso  ist  die  Versorgung  der  Irr- 
sinnigen obligatorisch  (G.  v.  30./ VI.  1838.. 
Diese  sind  gleichfalls  in  Departementsanstalten 
unterzubringen.  Der  Staat  hat  sich  diesen 
gegenüber  ein  Aufsichtsrecht  vorbehalten.  Die 
Departements  sind  zur  Errichtung  nnd  Unter- 
haltung von  departementalen  Irrenanstaltett 
verpflichtet,  doch  können  mehrere  Departements 
gemeinsam  eine  Anstalt  begründen.  Endlieh 
hat  ein  G.  v.  15./VII.  1893  verfügt,  daß  die 
gesetzliche  Armenpflege  auf  alle  hilfsbe- 
dürftigen Kranken  überhaupt  auszudehnen 
sei.  Dadurch  hat  jeder  hilfsbedürftige  Kranke 
Anspruch  auf  unentgeltliche  ärztliche  Hilfe. 
oder  auf  Aufnahme  und  Pflege  in  einem  Kranken- 
hause. Zur  vorläufigen  Hilfe  ist  die  Gemeinde 
des  Aufenthalts  verpflichtet  mit  einem  Rück- 
griff* auf  diejenige  Gemeinde,  wo  der  Unter- 
stützte seinen  L'nt«rstützungswohnsitz  hat. 
Dieser  wird  erworben  durch  einjährigen  Aufent- 
halt nach  vollendetem  21.  Lebensjahre  oder 
nach  der  Emanzipation.  Die  Ehefrau  teilt  das 
domicile  de  secours  ihres  Ehemannes,  die  ehe- 
lichen Kinder  teilen  bei  Lebzeiten  des  Vaters 
dasjenige  des  Vaters,  nach  dessen  Tode  das- 
jenige der  Mutter.  Der  Unterstützungswohndu 
der  Mutter  gilt  für  die  unehelichen  Kinder. 
Kinder  von  unbekannten  Eltern  und  ohne 
Unterstützungswohnsitz  sind  an  ihrem  Geburts- 
ort zuständig.  Durch  einjährige  Abwesenheit 
oder  Erwerb  eines  anderen  geht  der  Unter- 
stützungswohnsitz verloren.  In  jedem  Gemeiude- 
bezirke  ist  ein  Bureau  d'assistance  zu  errichten, 
dessen  Vorstand  aus  Mitgliedern  des  Wohltätig- 
keit sbureaus  und  der  Spitalkommission  gebildet 
wird.  In  jedem  Departement  ist  ein  Service 
d'assistance  medicaie  zu  errichten,  über  dessen 
Organisation  der  Generalrat  zu  beschließen  hat 
Die  Kosten  werden  bestritten  durch  Zuschläge 
zu  den  vier  direkten  Steuern  für  die  Departe- 
ments und  die  Gemeinden,  ebenso  ans  den  Er- 
trägnissen der  Theater-  und  Lustbarkeitssteuem. 
Doch  haben  die  Departements  den  Gemeinden, 
der  Staat  den  Departements  Zuschüsse  zu  ge- 
währen, die  nach  den  von  den  Gemeinden  und 
Departements  beschlossenen  Zuschlägen  geseti- 
lich  zu  normieren  sind. 

Neben  diesen  Anstalten  beschäftigen  sich 
mit  der  Armen-  und  Krankenfürsorge  noch 
eine  beträchtliche  Anzahl  privater  Institute 
sowie  einzelne  Staatsanstalten.  Doch  ist  die 
Armenpflege  in  Frankreich  immer  noch  nnm- 
länglich. 

4.  England.  Die  Grundlagen  des  englischen 
Armenrechts  und  der  englischen  Armenverwal- 
tung sind  noch  immer  die  Bestimmungen  des 
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amBeogeaetzes  y.  14./Vm.  1834.  Einzelheiten 
laben  das  G.  v.  187i,  wodnrch  das  Poor  Law 
Board  mit  dem  Ministerium  für  Lokal verwaltani^ 
rereinigt  wnrde,  die  Local  Qovernment  Act.  v. 
1888  (51  &  52  Vict.  c.  41)  nnd  endlich  das  letzte, 
tie  LokaWerwaltang  betreffende  G.  v.  1894  (56 
Ä  57  Vict,  c.  73)  neu  geregelt.  In  der  Haupt- 
sache ist  aber  das  alte  Armengesetz  in  Kraft 
i^Uieben. 

Darch    das   Armengesetz    vom   Jahre   1834 
wurden  znnftchst  an  die  Stelle  der  einzelnen, 
ni  wenig  leistungsfähigen  Kirchspiele  gröiiere 
Armenverbände,   die  sog.  Unions  gesetzt, 
indem  eine  Hehrzahl  von  Kirchspielen  zu  e  i  n  e  m 
Verbände  vereinigt  wurde.     Jeder  Armenver- 
band    hat    einen    Vorstand,    den    Board    of 
Gnardians,   dessen    Mitglieder   von    allen    Ge- 
■eindewählem     (parochial     electors)     gewählt 
werden    iseit   1894).     Die   Wahl   findet   auf   3 
JUire  statt,  und  alljährlich  scheidet  also  Vs  der 
Mitglieder  aus.     Der   Board   of  Gnardians   ist 
berechtigt,    seinen    Vorsitzenden    und    dessen 
Stellvertreter  sowie  2  weitere  Mitglieder  aus 
ucbt  gewählten,  aber  wählbaren  Personen  zu 
eroennen.    An  der  Spitze  der  gesamten  Armen- 
nrwiltung  des  Landes  steht  eine  Zentralbe- 
Wrdc  'Poor  Law  Board),  der  als  höchste  Ver- 
itltnagsstelle    der    Vollzug    und    die    Ueber- 
wtchnne  des  ganzen  Arroenwesens  zukommt. 
Sie  wt  befugt,  Verordnungen  über  die  Armen- 
fAe^  zn  erlassen,  die  Errichtung  von  Armen- 
iibeitshäosem ,   von   Anstalten   zur  Erziehung 
4er  Annenkinder  u.  dgl.  m.  aufzutragen.  Äußer- 
ten  kann    sie    die    Zusammenziehung    von 
melireren  Kirchspielen  zu  einem  Armen  verband 
ud  die  Anstellung   von   besoldeten   Beamten 
»ordnen.    1871   wurde  dann  weiter  der  Poor 
Uw  Board  mit  dem  neu  errichteten  Ministerium 
ftr  Lokslverwaltung  (Local  Government  Board) 
vereiBurt.     Mehrere     Armenverbände     können 
'wi  1879)  zu  einer  größeren  Körperschaft  ver- 
•wadea  werden,  um  größere,  kostspieligere  Äu- 
gten, wie  Armenschulen,  Annenkrankenhäuser 
■nd  ihnliche  Institute,  zu  errichten. 

Die  Organe  des  Board  of  Gnardians  sind  die 

Araeaiaftther  (Overseers  of  the  Poor),  die  die 

Vennlagnng   der   Armensteuer,    die   Führung 

^  Armenbeschreibungen  und  deren  Evidenthal- 

^,  in  dringenden  Fällen  die  Gewährung  von 

Citentlktinngen  etc.  zu  besorgen  haben.    Diese 

v^en  ernannt  in  den  ländlichen  (remeinden  auf 

1  JAt  dnrch  den  Gemeinderat  (Parish  Council), 

"«fcfcer  iQch    zur   Anstellung   von   besoldeten 

ynttaat  Overseers.  die  meist  tatsächlich  die 

<ie8ckifte  der  Overseers  of  the  Poor  verrichten, 

we  von  Steuererhebem   iCollectors  of  Poor 

Ktte)  befogt  ist.    In  städtischen  Gemeinwesen 

*teht  die  Wahl  dem  Friedensrichter  zu,  doch 

^  der  Local   Government   Board  ihre   Er- 

lenon^  dem  Stadtrat  oder  Örtlichen  Gesund- 

^koDmissionen  übertragen.    Die  besoldeten 

^■terbeamten  des  Board  of  Gnardians  (Clerks, 

BeÜeTfngOfficers,  Armenärzte,  Armenväter  etc.) 

^'crdeo  vom  Board  selbst  angestellt    Ihre  Be- 

fteüui^  wie   ihre    Entlassung  unterliegt   der 

fieititignng  des  Local  Government  Board. 

I^  Kosten  der  Armenpflege  sind  durch 
''^loidere  Armensteuern  aufzubringen, 
^ber  vgl.  Art.  „Armenlast  und  Armen- 
<eoer'.  Beachtenswert  ist,  daß  das  G.  v.  1888 
Wi  Teil  der  Armenlast  von  den  Armenver- 


bänden auf  die  Grafschaften  ilbergewälzt  hat. 
Diese  haben  den  Unions  die  Kosten  der  Be- 
soldungen der  Beamten,  der  Lehrer  nnd  Lehre- 
rinnen in  den  Armenschnlen ,  femer  die  Auf- 
wendungen für  Arzneien  und  Heilmittel  zu 
erstatten. 
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Arielle. 

1.  Begriff  und  Ursprünge.  2.  Die  ältere  Art 
der  A.  6.  Die  modernen  A.  4.  Zur  Kritik  und 
Würdigung  der  A. 

1.  Begriff  nnd   Ursprünge.     Zu   den 

Institutionen,  die  dem  russischen  Wirt- 
schaftsleben —  im  Gegensatz  zu  dem  west- 
europäischen —  eigentümlich  sind,  gehören, 
neben  dem  Gemeiudeeigentum  (Mir),  in  ei-ster 
Linie  die  A.  Das  A.  ist  eine  seit  Jahr- 
hunderten tins  den  wirtschaftli(jhen  Bedürf- 
nissen <les  russischen  Volkes  urwüchsig  ent- 
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standene  und  weit  verbreitete  Art  der  Asso- 
ziation von  Arbeitern,  die  bald  ohne, 
bald  mit  Kapitaleinlagen  eben  dieser  Arbeiter 
gebildet  wird  und  auf  dem  Prinzip  der 
solidarischen  Haftung  ihrer  Mitglieder  be- 
ruht. Demgemäß  ist  das  A.  zu  definieren 
als  „ein  auf  einen  Vertrag  gestützter  Ver- 
band von  gleichberechtigten  Personen,  die 
sich  zur  gemeinsamen  Verfolgung  wirtschaft- 
licher Zwecke  —  nach  dem  Prinzip  der 
solidarischen  Haftung  —  mit  Kapital  und 
Arbeitskraft  oder  auch  niu*  mit  Arbeit  allein 
cissoziiert  haben"  (Issajew).  Neuerdings 
—  seit  dem  Eindringen  westeui-oi^äischer  Ge- 
nossenschaftsideeen  —  werden  dann  in  Ruß- 
land auch  noch  Genossenschaften  anderer 
Art,  z.  B.  die  nach  dem  System  Schulze- 
Delitzsch  oder  Kaiffeisen  geschafTenen,  als  „A." 
bezeichnet,  was  jedoch  eine  unzulässige  Er- 
weiterimg des  alten  Begriffes  der  A.  ist.  Es 
sei  übrigens  angemerkt,  daß  das  Wort :  Artell 
(russisch :  Artjcl)  von  dem  türkisch-tatarischen 
>orta«  (--  Gemeinschaft,  Verein)  heretammt 
und  in  russischen  Urkunden  ei-st  seit  dem 
17.  Jahrh.  vorkommt.  Die  Verbände 
freilich,  die  man  heute  als  A.  bezeichnet, 
sind  älter:  sie  wurden  vor  dieser  Zeit 
vornehmlich  Br;tschina  (Brüderscliaft).  Dru- 
schina (Freundschaft).  Skladtschina  (Zu- 
sammenlegung), Wataga  (Bande)  genannt. 

Um  sich  den  Zusammenhang  dieser  eigen- 
artigen genossenschaftlichen  Verbände  mit 
ilem  russischen  Volkslehen  klar  zu  machen, 
muß  man  sich  daran  erinnern,  daß  das  echte 
russische  Dorf  stets  stark  vom  Prinzip  des 
(lemeinschaftslebens  beherrscht  worden  ist. 
.,Beabsichtigt  ein  Dorf,  sich  seinem  Lieblings- 
vergnügen —  dem  Faustkam[)f  —  hinzu- 
geben, so  ziehen  alle  einmütig  gegen  das 
Nachbardorf  aus.  Soll  vor  dem  Beginn  der 
FeldarlKjiten  ein  allgemeiner  Bittgang  statt- 
finden, so  ist  das  ganze  Dorf  dabei:  jeder 
nimmt  Nahrungsmittel  mit,  \md  nach  dem 
Gottesdienst  findet  der  gemeinsame  Schmaus 
'  statt.  Man  vereinigt  sich  auch,  um  Bier  zu 
brauen  und  es  gemeinschaftlich  zu  trinken. 
An  großen  und  kleinen  Feiertagen  werden 
gemeinschaftliche  Mahle  Veranstaltelt,  zu 
denen  jeilor  seinen  Teil  an  Speisen  und 
Getränken  beisteuei-t.  An  den  langen  Winter- 
abenden versanuneln  sich  alle  Dorfbewohner 
in  Abendgesellschaften,  wobei  auf  gemein- 
schaftliche Rechnung  gegessen,  getnmkcn 
und  gearbeitet  wird"  (Apostel).  Als  ein 
Ausfluß  dieses  dem  russischen  Volke  eigen- 
tümlichen Gemeinschaft slelK?ns  sind  die  A. 
anzusehen,  d.  h.  die  Assoziationen  von  Per- 
sonen, die  Arbeiten  und  Dienste  übernehmen, 
die  von  einem  Einzelnen  nicht  geleistet 
wenien  können  (Definition  der  A.  laut  dem 
russischen  Gewerbegesetzbuch  von  1799). 

2.   Die  ältere  Art  der  A.    A.  entstanden 
znm    Zwecke  der  Fischerei,   der  gemeinsamen 


Jagd  anf  Seetiere  (WalroL'-,  Robbeigagd  usw.), 
der  Salzgewinnung,  des  Holzfällens,  des  Barkea- 
ziehens,  des  Transports  von  Waren  und  Menseba. 
der  Feldbestellung,  der  gewerblichen  Arbeit  md 
des  Verkaufs  von  Waren.  Diese  A.  sind  Ton 
dreierlei  Art:  nämlich  entweder  selbständig^e 
A.  oder  A.  von  Lohnarbeitern  oderschlieB- 
lich  A.  von  Arbeitern,  die  im  Auftrage  eines 
Unternehmers  t&tig  sind  (der  sie  mit  Kapital, 
Werkzeugen  etc.  ausrüstet,  sich  dafür  aber  aaeh 
den  Löwenanteil  an  der  Ausbeate  sichert).  Ich 
will  nun  Beispiele  für  jeden  einzelnen  Fall  (im 
Anschlnß  an  die  von  Apostol  zusaramengestellteii 
tatsächlichen  Verbältnisse)  anführen. 

Als  Beispiel  der  selbständigen  A.  indsen 
die  Fischereiartelle  am  Ladogasee  dienen,    utt 
Wert  der  gefangenen  Fische  beträgt  hier  jähr- 
lich etwa  6000Ü0  Bubel.    Die  Beute  wird  in 
der  Art  geteilt,  dali  sowohl  für  den  Teil  aa 
Netzwerk,  den  jeder  Teilnehmer  zu  stellen  lut 
wie  auch  für  jedes  gelieferte  Pferd  und  fBur 
jede  persönHche  Arbeitsleistung  immer  je  eio 
Anteil  gewährt  wird.    Noch  berühmter  sind  die 
sog.  ^Börsen-A."  in  Petersburg  und  Moskau  d.  h. 
Arbeiterverbände    znm    Zwecke    der    fievisioi, 
Verpackung    und    Aufbewahrung    der   Waren 
i  beim  Zollamt  und  den  grtiüeren  Geschäftsfirmen. 
;  Sie  haben  eine  Art  von  MonopolstellansT;  leisten 
j  ihre  Arbeit  nach  Taxen,   und  ihre  Mitglieder 
!  verdienen  höbe  Löhne.     Die  A.  verteilen  die 
'  Arbeit  unter  ihre  einzelnen  Mitglieder,  legen 
I  Strafen   für   schlechte  Arbeiten   auf  usw.     An 
I  der  Spitze  des  A.  steht  der  auf  eine  Keihe  Ton 
!  Monaten  gewählte  Aelteste.  dessen  Anordnungen 
unbedingt  befolgt  werden   müssen,   bei  Strafe 
des  Ausschlusses  aus  dem  A.    Die  Mitglieder 
de:^  A.  speisen  übrigens  alle  gemeinsam. 

Ein  Beispiel  für  A.  von  Lohnarbeitern 

sind  die  A.  der  Stückarbeiter  im  Ziegelei^werbe 

des  Moskauer  Gouvernements.    Hier  wird  von 

jeder  Fabrik  immer  ein  A.  gednngen.  das  pro 

tausend. Stück  Ziegel  bezahlt  wird.    Der  Lmn 

wird  von  dein  gewählten  Aeltesten  des  A.  in 

Empfang  genommen  und  nach  Abzug  der  Au- 

I  fi^aben  für  die  Beköstisrung  unter  die  einzelnen 

I  Mitglieder  verteilt.    Für  die  Güte  der  Arbeit 

i  jedes  Einzelnen  haftet  das  ganze  A. 

Ein   Beispiel   für  A.,   die   im   Dienste   tob 
Unternehmern  tätig  sind,  sind  die  für  den 
Stockfischfang  am  Weilien  Meer  gebildeten.   Da 
dieses  (iescbäft  bedeutende  Kapitalanlagen  er- 
heischt, so  werden  diese  (ebenso  wie  die  laufen- 
den Ausgaben  und  der  Unterhalt  der  Fischer) 
von  den  Unternehmern  bestritten.    Die  Fischer 
i  selber    liegen    ihrem    Geschäft    in  A.    von   je 
20  Mann  ob,  die  zusammenwohnen,  speisen  nnd 
!  unter  Leitung  eines  Aeltesten  stehen.    Von  der 
j  Ausbeute  erhält  dann  das  A.  */i2  und  der  Unter- 
'  nehmer  '*i2. 

3.  Die  modernen  A.  Neben  die  älteren  A. 
I  sind  in  den  letzten  Jahrzehnten  —  im  Znsammen- 
hang mit  der  mächtigen  industriellen  Entwick- 
lung Rußlands  —  noch  viele  neuere  A.  ^treten, 
aber  sie  haben  hier  häufig  nur  als  Mittel  ge- 
■  dient,  um  das  Zwischenmeistertum  auch  in  ik 
Fabrikindustrie  einzuführen.  „Seit  alten  toebt 
der  Bevülkeningsüberschnfi  der  nördlichen 
Gouvernements  seinen  Lebensunterhalt  in  der 
Feme ;  an  das  Grupi)enda.sein  gewöhnt,  schlietai 
sich  die  Bauern  sofort  zu  A.  zusammen,  waadoB- 
den  Produktiv-  und  KonsnmtiYgenossenachaftan 
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die  ^wisse  Arbeiten  ffegen  Gesamtlohn  über-  Fällen  ersetzt  das  A.  dem  Arbeiter  die 
nehn^.  Das  A.  ist  die  mobilisierte  Bauern-  Familie;  es  hat  keine  Bedeutung  mehr  für 
*?^'- J^^  ^^  ^^®  familienhafte  Genossen-  ^ie  Produktion,  wohl  aber  für  den  Verbrauch. 

Ä^  dif  Sfrs'SnHfLT''nnd  t.^^fafn?  und  SO  werden  in  der  Moskau- Wladimirsehen 

fniirer    aie    personiicnen   und   üesamt-  -r»             n-  j     ^  •     /      i     j       t>      v     -i 

intcieasen  znsammenfaUen.    Neuerdings  nehmen  BaumwoUmdustrie  (nach  der  Beschreibung 

diese    wandernden    Genossenschaften    dadurch  Schulzens   v.    Gävernitz)    die    Löhne    nicht 

einen  indiridnalistischeu  Charakter  an,  daß  der  dem  einzelnen  Arbeiter,  sondern  dem A.ältesten 

bisherige  Aelteste  sich  zum  Unternehmer  auf-  ausgezahlt,  der  sie  den  Genossen  verrechnet. 

schwing;  als  Zwischenmanu  übernimmt  er  wird   in  riesigen  Kesseln  in  den  A.küchen 

es.  der  Fabrik  eine  bestimmte  Anzahl  von  Ar-  auf   gemeinsame    Rechnung   gekocht,    wird 

beitem  ^gen  eme  besUmmte  Summe  zu  stellen;  schließlich  an  gemeinsamen  Tischen,  oft  aus 

r^^r  oÄt^t^ls^Ä^^^^  gemeinsamen  Ichüsseln   gespeist.     Hierbei 

daL   sie  wissen,   wohin  die  Reise  gehen  soll"  ^^^^  ^^J  A.  —  unter  dem  zersetzenden  Em- 

V.  Schnize-Gävernitz).  flusse  des  individualistischen  Profitstrebens, 

Außerdem    wurden   in   den    sechziger   und  das    bei    den   Aeltesten   an   die   Stelle   des 

siebziger  Jahren  des  19.  Jahrh.  —  unter  dem  früheren  Solidaritätsgefühls  getreten   ist  — 

Einflüsse  der  Ideeen  der  westeuropäischen  Ge-  degeneriert.      „Gegenwärtig    sind    —    nach 

Bossenschaftsbewegung   —   von   sozialistischen  JanshuTs    Erklärung    —    die    A.ältesten 

and  von  „slayophilen-  Ideologen  Versuche  ge-  Wucherer,  die  ihren  Genossen  Kredit  gegen 

ÄdÄU^Äo^sse^^^^^  hohe  Prozente  und  andere  Neben veÄte 

ins  Üben  m  rufen,  vor  allem  Produktivgenossen-  gewahren;   beispielsweise  verkaufen   sie  im 

«haften  in  den  verschiedensten  Berufen  (Molkerei,  geheimen   Schnaps   und   Tabak   und   geben 

Schuhmacherei  usw.)  zu  begründen.    Aber  die  den    Arbeitern    Anweisungen    auf    die    be- 

meisten  dieser  künstlich  geschaffenen  A.  konnten  uachbarten  Kneip wii-te."   So  werden  langsam, 

äioh  —  trotz  pekuniärer  und  moralischer  Unter-  aber  sicher  die  wirtschaftlichen  und  psvcho- 

*iutzunir  durch   begeisterte  Vertreter  des  Ge-  logischen  Grundlagen  des  russischen  A.wesens 

ÄO^n^haftspnnaps  aus  der    Intelligenz"  und  verstört,  —  und  daß  der  Import  der  ge- 

t^liSLS^Z^^^i^^^^  nossenschaftUchen  Ideeen  des  bestens  keL 

der  russischen   Arbeiter^haft  nicht   angepaßt  Renaissance    des    A.wesens    heraufzuführen 

waren,  keine  ihren  Aufgaben  gewachsene  tech-  vermag,   haben  bittere  Erfahrungen  gelehrt. 

mscbt    und     kaufmännische    Leituntr    hatten,  Llteratnr:  Apostol,  Das  Arißl,  StuUgan  isus. 

mwchmal  auch  unter  ihren  Teilnehmern  nicht  —  Elster  und  Kehm,  Art.  „Artelle"  in  der 

lH«riplia  zu  halten  verstanden.  l.  Aitfl.    dieses  Wörterhuvhs.    —    GrünxcaldU 

4.  Zur  Kritik  und  Würdigung  der  A.  I>ie  ArtclU,  in  der  Russischen  Revue,  Bd.  4  ti.  V. 

l>as.\.  kann  nur  richtig  gewüitiigt  werden,;     —  »'-  Schnlze'Gävemitz,  Die  Moskau- Wladi- 

wenn  man  es  als  Resultat  einer  bestimmten  "pirsche  Baumwofiindustrie,  in  Schmolier's  Jahrb., 

Entwicklungsstufe    der    russischen    Kultur  ^^-  ^}'.  f^'  'l^^''^'  "  i^^J"''^  ^'^^'*  Ursprung, 

inffokf   ».i^i;r>k  ,1^..;^».;««.^..     «,«  A^r,  ri«.^^*.  (teschtchte,  Wesen  und  Hedeutumi  des  russischen 

Ä  f^^""^  (lei^enigen,  wo  das  öemein-  ■  ^^^^^^    /^^^     ^^         ^^^^    i   ^^„^^^^    ^.^ 

-j.Msleben    und    die    gemeinsame    Arbeit .  ^^^^^  ,„  R,,ßiand,  in  Conrad's  Jahrb.  f.  Nat., 

•J*^mierten ,    pnvates    Großkapital    nur    in  x  jr.,   Bd.  6.  —  Derneibe,  Art.  „ArteUe"  im 

:r|^ringem  Maße  vorhanden  und  individueller  Ji.  d.  St.,  j^.  Auß.,  Bd.  ii,  s.  ifg.  -   Dazu 

Unternehmungsgeist      noch      seltener     war!  I      kommt  dann  noch   eine  fast  unübersehbare  Lile- 

Damals  hat  das  A.  mit  Recht  eine  große       '*«'"''  '^  intssi.schcr  Sprache.    Georg  Adler. 

y^rbreitung  gefunden,  weil  es  die  Ausführung  '  

vieler  .\rl)eiten   und  irnternehmungen  über- 

haufit  erst  ermöglichte.    Außerdem  hat  es  a«««a««ä«1pä1i«     a«.»«.a«««va« 

auf  aen  Russen  lus  dem  Bauern-,  Arbeiter-  '  ArzneiYerkehr,  Arzneitaxen. 

■wiü  Kieinbürgerstande  durch  Gewöhnung !  Der  Verkehr  mit  Arzneimitteln  ist  teils 
•M»  kr.Dtinuierliche  Arl>eit,  Pünktlichkeit,  Auf- j  reichs- ,  teils  landesrechtlich  geregelt  (§  6 
«n^rksamkeit  und  Solidität  erziehlich  gewirkt.   Gew.-(),). 

lud  sicherlich  hat  das  A.  den  Teilnehmern  '  Grundsätzlich  Lst  die  Zubereitung  und 
"infach  durch  die  Tatsache  des  Zusammen-  i  der  Einzelverkauf  von  Arzneimitteln  nur 
N-hln^ses  (wie  auch  ausdrücklich  bezeugt  j  Apothekern  gestattet;  in  welchen  Fällen 
i>ti  einen  höhereu  I^ohn  verschafft,  übrigens  auch  Aerzten  das  sog.  „DispensieiTechf* 
«nich  «»ngt  für  sie  gesorgt  (z.  B.  durch  Unter-  |  (d.  h.  das  Rocht  zur  Zubereitung  und  Ver- 
Ätritznng  erkrankter  Mitglieder).  abfolgung  von  Arzneimitteln)  zusteht,  djirüber 

vgl.   (ä.  folgenden  Art.  ,,Arzt".     Nur  soweit 


Anderer  Art  ist  natürlich  die  Rolle  der 
A  innerhalb  der  modernen  russischen  Groß- 
i»i«strie.  Hier  lietrachten  die  Arbeiter  in 
'leka  fallen  die  Fabrikarbeit  als  etwas 
^orQbei^bendes  und  streben  dahin,  nach 
Erzieloog  von  Ersparnissen  nach  Hause,  zu- 
Oüi  aufs  Land,  zurückzukehren.    In  diesen 


durch  die  auf  Gnind  des  §  6  Abs.  2  Gew.-O. 
erlassenen  R.-Verordn.  Ausnahmen  zugelassen 
sind,  ist  der  Verkauf  von  Arzneimitteln 
(AjMDtheker waren)  im  freien  Verkehr,  d.  h. 
außerhalb  der  Apotheken  gestattet  (vgl. 
Art. ., Apotheken''  oben  S.  lll  fg.).   Durch  S  •'>6 
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Abs.  2  Ziffer  9  Gew.-O.  sind  Gifte  und  gift-  1  der  erste  g^echische  A.,  Archaffathus,  sich  in 
haltige  Waren  sowie  Arznei-  und  Geheim-  Rom  niederließ  und  dort  sogar  das  Bflrgerredit 
mittel  vom  Ankauf  und  Feilbieten  im  Cm-  efl^nfi^te.     Blieb    daneben    auch   die   äritüche 

herzieheuausgesclüossen.  Nach  §  34  Gew.-O J  B^^J^JJ^^jJ^f  S.«  w„^'J!^Ln.'*Ä 
w«««^«  /i:«  T  « «^i««-n.^c^4.„^  ™«^u^:k^«  heilkundige  Sklaven  wurden  ganz  besonden 
können  die  Landesgesetze  vorschreiben,  ^^^^^  bezahlt -so  bildete  sich  doch  aUmählieh 
daß  zum  Handel  mit  Giften  eine  besondere  j^mer  mehr  ein  freier  Ae.stand  aus,  der  in  der 
Genehmigung  erforderlich  ist.  Auch  im  späteren  Kaiserzeit  durch  Anstellung  bei  Hefe 
übrigen  ist  der  Verkehr  mit  Giften  und  und  in  den  Städten  (wo  die  Zahl  der  ange- 
stark wirkenden  Ar/.neimitteln  sowie  das  Ge-  stellten  Ae.,  „archiatri"  populäres,  im  G«geii- 
heimmittelwesen  und  die  öffentliche  Ankün-  »atz  zu  den  archiatri  palatini  fHof-Ae.l  genau 
digiing  und  Anpreisung  von  Geheimmittein  «^iert  war)  sich  nicht  bloß  eines  ^ßen  Aa- 
zwai-  landesrechtlich,  aber  auf  Grund  von  !fi""u%  "^^^^^  ?Äfr!?„^ncrT  fv^I!«  'S? 
Bundesi^tsbeschlr^en  im  ^nzen  Reich  ein-  I^T^^Yun^X^  ^rfre^u^' 
heithch  geregelt  (vgl  d  Art.  „Apotheken"),  yj^tte.  Es  finden  sich  im  Altertum  auch  schon 
Gemäß  §  80  Gew.-O.  können  die  Zentral-  Spezial-Ae.  aller  Art:  ja  selbst  weibliche  Ae.  für 
behöixlen  der  einzelnen  Bundesstaaten  sog.  Frauen  gab  es  in  Rom.  Ein  ausschließlichai 
Arzneitaxen  für  die  A[)otheker  aufstellen,  Privilegium  zur  Ausübung  der  Heilkunde  aber 
d.  h.  die  Maximalpreise  festsetzen,  hatten  diese  Ae.  nicht;  vielmehr  stand  die 
welche  für  die  Arzneimittel  und  deren  Zu-  A«»jjb"n?  .tierärztlichen  Berufes  jedemanntteL 

bereitung  gefoi-dert   weixleu   dürfen.     Eine  ?"^^^  ^^fu^^^T'Ä  "!?  ^'^^""^^ 

T?  «  «. «  H ;  ^T.  r.^    Ar.^    T'«^r^*^:o^    i^    w^  ^  machtc  die  Ausübung  der  Heilkunde  zum  Pnvi- 

Erniäßigung    der    Taxpreise    im    Wege  ,    .^^  ^-^^^  bestimmten  Standes,  indem  diese 

der  Vereinbarung  ist  zulassig;  eine  Ueber-  ^^^nächst  (1140)  von  König  Roger  von  Neapel 

schreitung  derselben  dagegen   nach   §   148,  und  demnächst  (1224)  von  Kaiser  Friedrich  II. 

8  Gew.-O.  strafbar.  nur  denjenigen  Personen  gestattet  wurde,  die 

Neuesten»  ist  durch  einen  Bundesratsbeschluß  auf  Grund  einer  vor  der  medizinischen  Faknltit 

laut  Bek.  des  Reichskanzlers  vom  23.11.  1905  in  Salerno  bestandenen  Prüfung  die  behördliche 

(Zentralbl.  40)  eine  einheitliche  deutsche  Arznei-  Genehmigung  erhalteu  hatten.    In  Frankreich 

taxe  aufgestellt,  die  auf  Grund  einer  unter  den  wurden   die   medizinischen   Schulen   von  Paris 

Bundesregierungen    getroffenen    Vereinbarung  und  von  Montpellier  im  Laufe  des  13.  Jahih. 

mit   (leltung    vom    l./IV    1905   in    sämtlichen  in  ähnlicher  Weise  privile^ert,  d.  h.  nur  die 

Bundesstaaten    durch    besondere    Erlasse     (in  auf   Grund   eines   mehrjährigen   Studiums  von 

Preuüen  Erl.  vom  lO./III.  1905:  MBl  für  M.  139  >  der   Fakultät   mit   der  Würde   eines   Magister 


eingeführt  ist.  Den  Bundesregierungen  ist  über 
lassen  geblieben,  einen  PreisnachlaU  (Rabatt) 
für  Arzneilieferunüren  an  öffentliche  Anstalten 


bekleideten  Personen  durften  die  Heilkunde 
ausüben.  (Vgl.  auch  Edikt  Johanns  des  Guten 
von  1352.)    In  Deutschland  wurden  zwar  auch 


und  Kassen  und  an  solche  Vereine  und  Anstalten, !  den    Universitäten    ähnliche    Privilegien,    ini- 


welche  der  öffentlichen  Armenpflege  dienen, 
sowie  für  Tierarzneien  vorzuschreiben.  «Preuüen 
hat  hiervon  keinen  Gebrauch  gemacht.) 


besondere  zur  Erteilung  des  Doktortitels  ver- 
liehen: indessen  hat  sich  hier  die  privilegierte 
Stellung  der  approbierten  Ae.,   vermöge  deren 


Arzneitaxen  existieren  noch  in  Oesterreich- 1  sie  allein  zur  Ausübung  der  Heilkunde  befn^ 
Ungarn,  Rußland,  Schweden,  Norwegen.  Däne- '  waren,  verhältnismäßig  spät,  insbesondere  tcm- 
mark ;  in  Frankreich,  England,  Holland,  Belgien,  I  torial  verschieden  und  zum  Teil  in  Anknüpfung 
Italien  und  Spanien  sind  sie  unbekannt.  Vgl. '  an  die  .\nstellnng  besonderer  besoldeter  Hof 
Art.  ., Apotheken".  Xeukamp,      .  und  Stadt-Ae.  herausgebildet.    Ein  Reichsgesets 

'  vom  Jahre  1580,  das  ungeprüften  Personen  die 

Ausübung  der  Chirurgie  untersagte,  vermochte 

kw\  -^it^b  nur  geriuge  (ieltiuig  zu   verschaffen,  so 

daß  das  Vorgehen  gegen  die  sog.  Kurpfuscherei 

1.  Begriff  und  Geschichte.  2.  Die  Freigabe  1  im  wesentlichen  den  einzelnen  Territorien  des 
der  Heilkunde  in  Deutschland.  3.  Rechte  und  |  Reiches  überlassen  blieb.  Neben  dem  ausschliefi- 
Pflichten  der  Ae  4.  Aerztliche  Standesorgani-  üchon  Rechte  der  approbierten  Ae.  zur  Auf- 
sation  und  Statistik.  5.  Die  Ae.  der  <irenzbezirke.Mibun£r  der  Heilkunde  bestand  vielfach  auch 
6.  Stellung  der  Ae   im  Auslande.  eine  Beschränkung  in  ihrer  Niederlassungsfrei- 

1.  Be|?riff  und  Geschichte.  Ein  A.  jstheit,  so  daß  innerhalb  eines  bestimmten  Be- 
oint>  vcrniögo  wissenschaftlicher  Ausbildung  firkes  nur  eine  begrenzte  Zahl  von  Ae.  »nge- 
zur  Ausübung  der  Heilkunde  befähigte  und  ,  ^^^^^^  ''"'•^*^- 

auf  Grund  staatlicher  Approbation  hierzu  2.  Die  Freigabe  der  Ueilkuiide  il 
besonders  berufene  Person.  Dent8ch1and.    Seit  Geltung  der  Gew.-O.  v. 

Tu  CiHechenland  linden  wir  schon  frühzeitig  21.  VT.  1869  ist  die  Ausübung  der  Heilkunde 
einen  besonderen  Ae.stand,  aber  in  der  Weise, .  im  allgemeinen  jedermann  im  Deutschen 
daC  die  Ausübung  der  Heilkunde  vollkommen  ;  Reiche  gestattet,  womit  zugleich  die  im- 
freigegeben   war  und  der  btaat  kemerlei  Kon- ■  ^       ,^^^,^j.^    j^i^^l^^.!       ,„^f^^ 

trolle    übte,    wenn    auch    einzelne   durch   ihre  j  „ ,^  „„^,  „,,     o#^f,.™^K«;ff^«  n,.Jz.^  ^• 

Leistungen  hervorragende  Ae.  staatlich  ange-  ^^»^^,^  ""^^  f"^^  Straf^wschnften  gegen  dtt 
stellt  wurden.  In  Rom  wurde  ursprünglich  die  ■■  Kurpfuschertum  in  \\ egfall  gekommen  and»). 
Heilkunst  lediglich  von  den  Sklaven  und  Frei- j  Ausgeschlossen  von  dieser  Freigabe  ist  jedoch 
gelassenen  ausgeübt,  bis  im  Jahre  219  v.  Ohr. ,  die  Ausübung  der  Heilkunde  im  Umher- 
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ziehen,  die  lediglich  approbierten  Ae.  er- 
Umbt  ist:    nicht  approbierten  Personen  ist 
es  femer  bei  Strafe  —  §  147,  3  Gew.-O.  — 
Terboten,    unter    Beil^ing    des    A.-    oder 
eines    arztähnlichen    Titels    die    Heilkunde 
auszuüben.     Nur  Ae.   können   ferner   eine 
rechtswirksame  Impfung   vornehmen,    RG. 
r.  8,/IV.  1874;  diese  allein  sind  befugt,  bei 
einer     Lieichenschau     und     Leichenöffnung 
reditsgültig    mitzuwirken,     §    87    StPrO. 
Unter   ärztlicher  Behandlung   im  Sinne 
des  KrankenTers.-G.  v.  15./ VI.  1883  bezw. 
10.  IV.  1892  ist  nur  eine  solche  durch  einen 
approbierten  A.  zu   verstehen.    (Ceber  die 
sonstigen  Vorrechte  der  Ae.  s.  unten  sub  3.) 
IHe  ^Freigabe  der  Heilkunde"  hat  keines- 
wegs die  Bedeutung,  als  ob  der  Staat  sich 
lun  deren  Ausübung  nicht  kümmere;  viel- 
mcdu-  soTgt  er  einerseits  durch  umfassende 
polizeiliche    Anordnungen     für    zweckent- 
Lende     öffentliche     Gesundheitspflege 
^ene)  und  andererseits  durch  Einrichtung 
da- Universitäten,  Studien-  undExaminatioos- 
otdnung  für  die  Ausbildung  eines  wissen- 
sdiaftlich  und  praktisch  geschulten  Aerzte- 
penonaK  das  er  dem  Publikum  diux;h  Ver- 
mong  des  Titels  eines  approbierten  Arztes 
ab  besonders  eeeignet  und  vertrauenswürdig 
empfiehlt.     Ab  approbierter  A.   darf  sich 
idimlieh  nur  derjenige  bezeichnen,  der  die 
Tom  Bandesrat  vorgeschriebenen  Prüfungen 
IBeL   V.    13./VIL     1889    (Zentralbl.    421; 
Zihnärzte),  Bek.  v.  244V.  1899  (Zentralbl. 
124)0.  Bek.  v.  28./^.  1901  (Zentralbl.  136; 
Aente)]  bestanden  und  demgemäß  die  staat- 
liche Approbation  erhalten  oder  auf  Grund 
bewoderor  wissenschaftlicher  Leistungen  von 
^  Prüfungen  entbunden  ist.    (§  29  Abs.  5 
Oew.^.:    fek.   V.    15./IV.    1884,  Zentralbl. 
lÄ)  Laut  Bek.  v.  26./VU.  1900  (Zentralbl. 
*^7)  können    auch    weibliche   Personen 
'mterden  dort  angegebenen  Voraussetzungen 
20  den    Ärztlichen    Prüfungen    zugelassen 
werden. 

Die  Klagen,  welche  infol^  der  Freigabe  der 
Heflkmde  erhoben  worden,  indem  diese  für  die 
ycneUeehtening  der  ökonomischen  Lage 
dttAe-Terantwortlich  sfemacht  wird,  sind  viel- 
fiek ^  imbegründet  erklärt;  nnd  dies  vielleicht 
iSMftfB  mit  Recht,  als  das  Knrpfnschertom 
nd  TOT  jener  Freigabe  in  üppigster  Blüte 
96rtiiiden  nnd  durch  Strafgesetze  nicht  aus- 
nrvtten  ist  Hauptschuld  an  der  teilweise  be- 
'ödenden  schlechten  ökonomischen  Lage  der 
Ae.  -  in  Berlin  hatten  80%  aller  Ae.  im 
^«be  18M  nnr  ein  Einkommen  bis  zn  3Ü00  M. 
~~tiigt  neben  anderen  Umst&nden  nach  sach- 
nidiger  Ansicht  die  jetzige  Qestaltnng  des 

'j  Die  laadesrechtUchen  Vorschriften ,  nach 
dM  den  Apothekern  die  Ausübung  der  Heil- 
mde  ib  ein  Verstoß  gegen  ihre  Bemfspflicht 
nteittgt  ist.  (vgl.  s.  B.  §  14  der  Preoß.  Apotb. 


Ma.,  §  37  der  Prenfi.  Ap -Betr.-Ordn.) ,  gelten 
neh  Mte  noch  onverindert  fort. 


Krankenkassen  Wesens  mit  der  Anstellung  von 
besonderen  Kassen.-Ae.,  wodurch  die  Vergütung 
für  die  ärztlichen  Leistungen  auf  ein  die  Existenz- 
fähigkeit beeinträchtigendes  Minimum  herab- 
gesetzt ist.  Hier  kann  nur  das  unbedins^ 
Recht  der  freien  Ae.wahl  für  die  Kassen  Ab- 
hilfe schaffen.  Neuerdings  hat  der  im  J.  1900 
fi^egründete  Verband  der  Ae.  Deutschlands  zur 
Wahrung  ihrer  wirtschaftlichen  Interessen,  der 
gegenwärtig  schon  18000  Mitglieder  zählt,  im 
Sinne  der  vorstehenden  (schon  in  1.  Aufl.  [1898] 
gemachten)  Vorschlafe  mit  großem  Erfolge  in 
einer  Reihe  von  Städten  die  freie  Ae.wahl  für 
die  Krankenkassen  durchgesetzt,  so  daß  diese 
für  weit  mehr  als  2  Millionen  Kassenmitglieder 
in  Geltung  ist.  Dieser  Verband  hält  übrigens 
auch  eine  Bekämpfung  des  Kurpfnschertums 
im  allgemeinen  nnd  im  Standesinteresse  der  Ae. 
durch  gesetzliche  Maßregeln  für  geboten ;  soweit 
diese  Maßregeln  auf  eine  Bekämpfung  des 
Reklameunwesens  der  Kurpfuscher  abzielen, 
ist  den  Bestrebungen  des  Verems  durchans  bei- 
zupflichten. 

3.    Rechte    nnd   Pflichten    der   Ae. 

Die  teils  auf  Reichs-,  teils  auf  Landesrecht 
beruhenden  Rechte  der  Ae.  sind  abgesehen 
von  den  oben  sub  2  erwähnten  folgende: 

a)  Ihre  im  letzten  Jahre  vor  der  Konkurs- 
eröffnung entfitandenen  Forderungen  haben 
bis  zur  Höhe  des  taxmäßigen  Betrages  ein 
Vorrecht  im  Konkurse,  §  61  Nr.  4  KO.; 
b)  ihre  Teilnahme  an  einem  Zweikampf 
zwecks  ärztlicher  Hilfeleistung  ist  straflos, 
§  209  RStGB.;  c)  sie  sind  zur  Uebernahme 
des  Amtes  eines  Schöffen  oder  Geschworenen 
nicht  verpflichtet,  §  35  Nr.  3  GVG.; 
d)  über  die  ihnen  bei  Ausübung  ihres 
Bierufes  anvertrauten  Tatsachen  dürfen  sie 
gemäß  §  52  StPO.,  §  383  Nr.  5  ZPO. 
das  Zeugnis  verweigern;  e)  die  zur  Aus- 
übung ihres  Berufes  erforderlichen  Gegen- 
stände, sowie  ihre  Kleidung  imterliegen  nicht 
der  Pfändung,  §  811  Nr.  8  ZPO.;  f)  die 
zur  Ausübung  ihres  Berufes  erforderlichen 
Pferde  dürfen  für  Zwecke  der  Militärver- 
waltung nicht  in  Anspruch  genommen  werden, 
§  25  RG.  V.  13./VI.  1873,  §  3  RG.  v.  1341. 
1875;  g)  sie  haben  allein  das  Recht,  die 
Apotheker  zum  Verkauf  der  nicht  dem 
freien  Verkehr  überlassenen  Araneiraittel 
im  Einzelfall  zu  ermächtigen  (vgl.  z.  B.  §  34 
der  Preuß.  Ap.-Betr.-Ordn.);  h)  es  kann 
ihnen  die  Anfertigimg  und  der  Verkauf  aller 
Arzneimittel  gestattet  werden  (vgl.  z.  B. 
Preuß.  Regl.  v.  20./ VI.  1843  [GS.  S.  3051; 
ME.  V.  14./XL  1895  [MBl.  S.  2461). 

Reichs-  und  laudesrechtlich  haben  die 
Ae.  folgende  Pflichten: 

a)  Sie  dürfen  mangels  anderweiter  Verein- 
barung nur  die  durch  die  Zentralbehörden 
der  Bundesstaaten  in  Taxen  festgesetzten 
Honorarsätze  fordern,  §  80  Gew.-O.  (In 
Preußen  Taxe  v.  lo./'V.  1896;  in  Bayern 
Geb.-O.  V.  18./XII.  1875.)  Die  geringste  Ge- 
btlhr    des   A.    beträgt    nach    der  neuesten 
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preußischen  Gebührenordnung  1  M.,  die 
höchste  500  M.  Dabei  ist  alnBr  zu  berück- 
sichtigen, daß  durch  das  Krankenkassen wesen 
in  der  Mehrzahl  der  Fälle  eine  ärztliche 
Konsultation  in  der  Regel  weit  niedriger 
(mitunter  nur  mit  30 — 50  Pf.)  abgegolten 
wird,  b)  Sie  haben  über  die  in  ihrer 
Oegenwai-t  erfolgenden  Geburten  bei  Ver- 
hindenmg  des  ehelichen  Vaters  oder  der 
Hebamme  dem  Standesamte  Anzeige  zu 
erstatten,  §  18  des  G.  v.  6./IL  1875;  c)  sie 
haben  die  zum  Gebrauche  bei  einer  Behörde 
oder  Versicherungsgesellschaft  ausgestellten 
Zeugnisse  über  den  Gesundheitszustand  einer 
Person  bei  Vermeidung  einer  Gefängnis- 
strafe von  1  Monat  bis  zu  2  Jahren  wahr- 
heitsgemäß abzufassen,  §  278  RStGB.); 
d)  die  ihnen  kraft  ihres  Amtes  anvertrauten 
Privatgeheimnisse  dürfen  sie  bei  einer  Strafe 
bis  zu  1500  M.  oder  bis  zu  3  Monaten 
Gefängnis  nicht  unbefugt  offenbaren,  §  300 
RStGß.;  e)  sie  haben  jede  Erkrankung  und 
jeden  Todesfall  an  Aussatz,  Cholera  (asia- 
tischer), Fleckfieber,  Gelbfieber,  Pest,  Pocken, 
sowie  jeden  verdächtigen  Fall  dieser  Art 
der  Erkrankung  der  für  den  Aufenthaltsort 
des  Erkrankten  oder  den  Sterbeort  zustän- 
digen Polizeibehörde  unverzüglich  bei  einer 
Strafe  von  10 — 150  M.  anzuzeigen.  G.  v. 
30./VI.  1900  (RGBl.  3U6);  Bek.  des  RK.  v. 
21./1J.  1904  (RGBl.  67);  f)  landesrechtlich 
haben  sie  bei  ihrer  Niederlassung  oder  bei 
Verlegimg  ihres  Wohnsitzes  der  zuständigen 
Beliörtie  hiervon  Anzeige  zu  machen ;  g)  end- 
lich sind  sie  nach  Landesrecht  verpflichtet, 
von  dem  Ausbnich  ansteckendei*  Krank- 
heiten Anzeige  zu  machen.  Für  Preußen 
gilt  in  dieser  Hinsicht  jetzt  das  G.  v.  28./VIII. 
1905  (GS.  373)  u.  V.  v.  lO./X.  1905  (GS. 
S.  387)  nebst  ME.  v.  7./X.  1905  (MBl.  für 
M.  389).  —  Dagegen  ist  ihre  früher  nach 
Landesrecht  bestehende  Verpflichtung 
zu  unbedingter  ärztlicher  Hilfeleistung  durch 
§  144  Gew.-O.  aufgehoben;  eine  solche  be- 
steht nur  noch  bei  Unglücksfällen  und  ge- 
meiner Gefahr,  wie  für  alle  Personen,  so 
auch  für  Ae.  gemäß  §  300  Nr.  10  RStGB. 
4.  Aerztliche  StandeHorganisation  und 
StatiHtik.  Eine  staatlich  geregelte  Organi- 
sation des  Ae.standes,  deren  reichs- 
rechtliche  Regelung  von  den  Ae.  neuer- 
dings  gewünscht  wiid,  besteht  nur  in  Anhalt 
(G  vom  10./IV.  1900  und  vom  23.'XL  1901); 
Baden  (liandesherrl.  V.  vom  30./IX.  1864, 
30./Vin.  1873  und  O./XIL  1883,  sowie  MV. 
vom  7./X.  1804,  vom  28./X.  1880  tmd  20./V. 
1899);  Bavern  (KV.  vom  lO./VIIL  1871,  RBl. 
S.  1495  KV.  vom  9.  VIL  1895);  Braunschweig 
(G.  vom  25./X.  1865  u.  G.  v.  9./nL  1903  (G, 
u.  VBl.  81),  ME.  vom  28./1JL  1904  (G.  u. 
VBI.  123));  Elsaß-Lothringen  (V.  vom  14./VL 
1898);  Hamburg  (G.  vom  21./Xn.  1894); 
Hessen  (V.  vom  28./XIL  1876);  Lübeck  (G. 


vom  2./nL  1902) ;  Oldenburg  (Bek.  vom  2a/lV. 
1891);  Preußen  (V.  vom  25./ V.  1887,  21./Vn, 
1892  und  6./L  1896,  20./V.  1898  (GS.  S.  115), 
23.;I.  1899  (GS.  S.  17)  und  G.  vom  25./XL 
1899  (GS.  S.  565),  abgeändert  durch  G.  vom 
27./VII.  1904  (GS.  S.  182,  254):  Sachsen  (V. 
vom  12./IV.  1865,  sowie  G.  vom  15.,/VIIL 
1904  nebst  AusfV.  (G.  u.  V.  Bl.  347,  353)); 
Schaumburg -Lipiie  (G.  v.  14./in.  1905): 
Württemberg  (V.  vom  30./XI1.  1875).  Nach 
diesen  Vorschriften  treten  die  in  den  einzelnen 
Bezirken  wohnhaften  Ae.  freiwillig  (d.  h. 
ohne  Beitrittszwang)  zu  Kreis-  oder  Bezirks- 
vereinen zusammen,  aus  denen  dann  dk 
Aerztekammern ,  Aerztekammerausschüsse. 
ärztliche  Zentralausschüsse  oder  ähnliche 
Organe  unter  entsprechenden  Namen  ^wählt 
werden.  In  Baden,  Braunschweig  und 
Sachsen  liaben  die  zuständigen  ftrztlictaeD 
Organe  eine  ziemlich  weitgehende  Disziplinar- 
gewalt über  die  ihren  Vereinen  angehörenden 
Ae.,  ebenso  jetzt  in  Preußen  gemäß  G.  vom 
25./X.  1899  über  sämtliche  approbierten  Ae 
mit  Ausnahme  der  Militär-  und  Marineärzte, 
wozu  auch  die  Ae.  des  Beurlaubtenstandes 
während  ihrer  Dienstleistung  gehören.  Allen 
übrigen  vorstehend  nicht  aufgezählten  Staaten 
fehlt  es  bis  jetzt  an  einer  staatlich  or^^ani- 
j  siei-ten  Vertretung  der  Ae. 
I  Im  Jahre  1905  waren  31041  Ae.  und 
2192  Zahn-Ae.  vorhanden,  von  denen  22691 
in .  379  Vereinen  Mitglieder  des  deutschen 
Ae.vereinsbundes  waren.  Auf  einem  Flflchen- 
raum  von  100  qkm  wohnten  5.74  Ae. 
und  auf  10000  Einwohner  entfielen  5,51  Ae. 
In  Preußen  entfielen  im  Jahre  19Ö3  anf 
10000  Einwohner  5,12  Ae.  und  auf  19  qkm 
1  A.  — 

5.  Die  Ae.  der  Grenzbezirke.  Nach 
den  mit  Belgien  (Vertr.  vom  7./II.  1^3 
RGBl.  S.  55),  den  Nie<lerlanden  (Vertr.  vom 
11./XII.  1873,  RGBl.  1874  S.  99),  Oesterreicsh- 
Ungarn  (Vertr.  vom  30.IX.  1882,  RGBL 
1883  S.  39),  Luxemburg  (Vertr.  vom  4JVL 
1883,  RGBl.  1884  S.  19)  und  der  Schweiz 
(Vertr.  vom  29.  II.  1884,  RGBl.  S.  45)  ab- 
geschlossenen Staatsverträgen  sind  die  ao 
der  Grenze  wohnenden  Ae.  der  vertiBg^ 
schließenden  Staaten  befugt,  im  gleichen 
Maße,  wie  in  ihrer  Heimat,  in  dem  Orenz- 
bezirk  des  fremden  Staates  die  ärztlkhe 
Praxis  auszuüben  und  im  Falle  drohender 
Jjebensgefahr  Arzneimittel  an  Kranke  zu 
verabreichen. 

6.  Stellung  der  Ae.  im  Auslände.  Von 
den  l)oiden  Systemen,  wonach  entweder  die 
Ausübung  der  Heilkunde  nur  den  besonder» 
qualifizierten,  mit  staatlicher  Approbation 
versehenen  Ae.  gestattet  ist,  oder  aber  die 
Behandlung  von  Kranken  zwar  jedermann 
freisteht,  indessen  staatlicherseits  durch  be* 
sondere  Einrichtimgen  (Prüfungen  und  Ver- 

i  leihung   von  Titeln)  dafür  Sorgo  getiagen 
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wird,  dafi  jedermann  weiß,  welche  Personen 
«lie  Eigenschi^en  approbierter  Ae.  besitzen 
lind  besonders  qualinzierte  HeD  kundige  sind, 
hai  das  letztere  (deutsche)  System  auch  in 
England  Geltung.  Das  Ae.wesen  ist  hier 
durch  Gesetze  vom  Jahre  1858, 1876  (wodurch 
auch  die  Zulassung  von  Frauen  zu  den  E^- 
fnngen  und  deren  £inregistrierung  als 
Aentinnen  gestattet  wurde)  und  1878 
(Dentist 'S  Ad)  geregelt.  Lassen  sich  die 
qualifizierten  Heilkundigen  (graduierte  oder 
bestimmten  Korporationen  angehörige  Ae.) 
io  gewisse  Register  eintragen,  so  genießen 
sie  einzelne  Vorrechte. 

In    Oesterreich    dagegen    sind    nur 
9oldie  Personen,  die  in  Oesterreich  oder  von 
der  Budapester  Universität  das  medizinische 
Doktordipiom    erworben    haben,    zur    Aus- 
übung der   Heilkunde   befugt;    und    selbst 
zahn^Ttliche  Praxis  darf   nur  von    solchen 
ausgeübt  werden  (Art.  V  des  Kundm.  Patents 
rar  GO.  V.  20./Xn.  1859;    Studienordming 
V.  LX.  1850;   Rigorosenordnung  v.  15.  IV. 
18^12;  Hofdekret  v.   14/IX.  1842).     üeber- 
«lies  ist  zur   Ausübung   der   Praxis   öster- 
padüscbe  oder  imgarische  Staatsangehörig- 
kdt    erforderlich     (MR     v.    16./ V.     1884; 
HoWekret  v.   3./Xn.    1893).      Die    weitere 
Aiisübung  der  Praxis  kann  bei  Verschulden 
eines  A.  durch  Unwissenheit  und  bei  wieder- 
Iwlter  Preisgabe  von   Krankengeheim nissen 
antOBagt  werden.    Kurpfuscherei  ist  gemäß 
§  343  des  österr.  StGB,  strafbar. 

Ae.kammem  mit  Disziplinarbefugnis  sind 
anrch  Ü.  v.  22./XII.  1891  eingeführt 

Auch inFrankreichistnur  denjenigen 
Peraooen,  die  nach  vorgängigem  Studium 
auf  einer  französischen  höheren  medizini- 
schen Lehranstalt  (facultas,  ecoles  de  plein 
«lerdce,  ecoles  preparatoires  reorgaois^s) 
anf  Grund  von  Prüfimgen  seitens  dieser 
Anstalten  von  der  ^anzösischen  Regierung 
«n  Doktordiplom  für  Medizin  erlangt  haben, 
'lie  Ausübung  der  Heilkunde  gestattet. 
Zahnärete  bedürfen  eines  ebensolchen  oder 
eines  staatlichen  Diploms  als  ,,chirurgien- 
'fentiste^,  das  gleichfalls  nur  auf  Grund 
'»tMtlich  angeordneter  Studien  und  Prüfungen 
erteüt  wird  (G.  v.  30./XI.  1892;  Bulletin 
des  lois  No.  26344,  p.  833;  Dekrete  v. 
3LVIL  1893  [Bull.  No.  26882/83,  p.  351  u. 
352];  und  21./XI.  1893  [Bull.  No.  27324, 
P;  1306J).  Nach  demselben  Gesetz  ist  die 
Äorpfuficherei  mit  oder  ohne  Beilegimg  eines 
A.titels  mit  hohen  Geld-  und  Freiheits- 
«teifen  bedroht  (Art  16-20  des  Gesetzes), 
üeber  die  beamteten  Ae.  vgl.  Art  „Kreis- 
et, Ereiswandarzt'^. 

l'^tcnter:  Kurt  Sprengel,  Verguck  einer  präg- 
— ^A<B  Öesekichte  der  Anneikunde,  S.  Aufl., 
BtOt  IStl.  —  BiUroth,  Lehren  und  Lernen 
^  medisinUehen  WiuenMekafien,  Berlin  1876. 
—  Emmer,  Lehrbuch  der  Oesckiehie  der  Medizin,  , 


3.  Bearb.,  Jena  1875 — 1882.  —  Puschmann, 
Neuburger  und  Paget,  Handbuch  der  Ge- 
schichte der  Medizin  (S  Bände),  Jena  1902 — 1905. 
—  Baas,  Die  geschichtliche  Entwicklung  des 
ärztlichen  Standes  und  der  medizinischen  Wissen- 
sehaßen,  Berlin  1896  (mit  ausführlichen  Literatur- 
angaben). —  Meyer,  H.  d.  St.,  Bd.  1,  S.  11.  — 
UlinHch,  Oesterr.  St.  W.B.,  Bd.  1,  S.  82 ff.  (Wien 
1895).  —  Piator,  Das  Gesundheitswesen  in 
Preußen,  Berlin  1896.  —  Gneist,  Engl.  Ver- 
waltungsrecht, Bd.  2,  S.  1088  f.  —  Helhcig, 
Die  Stellung  des  Arztes  im  bürgerl.  Rechtsleben. 
Die  zivilrechüiche  Bedeutung  der  Gfeschlechtskrank- 
heüen,  Leipzig  1905.  Neukamp, 


Asiento-Verträge. 

Asientos  (Verträge  der  spanischen  Krone 
I  über  Verpfändung  nnd  Antecipation  ihrer  Ein- 
nahmen) wurden  vor  allem  die  Verträge  über 
das  Monopol  der  Lieferung  von  Negersklaven 
für  das  spanische  Amerika  genannt. 

Nachdem  aus  religiösen  Gründen  schon  15C3 
verboten  war,  im  Glauben  unzuverlässige  Per- 
sonen (Neger,  Mauren,  Juden,  Ketzer)  nach  den 
spanischen  Besitzaugen  in  Amerika  zu  bringen, 
wurde  seit  etwa  1510,  als  eine  starke  Nach- 
{rase  nach  kräftigen  Arbeitern  für  Bergwerks- 
nnd  Plantagenarbeit  entstand,  die  Einfuhr  von 
Negersklaven  gegen  besondere  Erlaubnis  nnd 
Abgabe  in  besonderen  Fällen  gestattet.  Schon 
1518  wurde  der  erste  Asiento  erteilt:  ein  Ver- 
trag der  Regierung  mit  dem  Gouverneur  von 
Bresse,  der  diesem  das  Recht  und  die  Pflicht 
auferlegte,  binnen  8  Jahren  4000  Neger  nach 
den  spanischen  Inseln  einzufuhren.  Der  zweite 
Asiento  datiert  von  1528  nnd  gibt  der  deut- 
schen Kolonialgesellschaft  der  Welser  das  Recht, 
gleichfalls  in  8  Jahren  4000  Sklaven  nach  West- 
indien zu  brinp^en.  Später  sind  die  luhaber 
der  Asien  tos  meist  Portugiesen,  was  ganz  natür- 
lich war,  da  die  Sklaven  von  der  afrikanischen 
Westküste  kamen  uud  diese  von  Portugal  in 
Besitz  genommen  war.  Im  17.  Jahrhuudert 
führen    sie    iährlich    3500-4250   Sklaven    ein, 

gjgen  eine  Abgabe  an  die  Krone  von  30 — 40 
ukaten  für  das  Stück.  Da  bei  den  hohen 
Monopolpreisen  der  Sklaven  in  Amerika  das 
Geschäft  für  sehr  gewinnbringend  galt,  wurde 
1677  der  Asiento  der  Kaufmanuschaft  von  Se- 
villa unter  Ermäßigung  der  Abgabe  überlassen, 
aber  bald  wie<ler  von  Portugiesen  übernommen. 
Als  die  Bonrbonen  den  spanischen  Thron  be- 
stiegen, veranlaßte  Ludwig  XIV.,  daü  1702  die 
französische  Guinea-Kompagnie,  au  der  er  selbst 
beteiligt  war,  den  Asiento  erhielt,  jährlich 
4000  Neger  gegen  eine  Abgabe  vou  irO  livres 
für  das  Stück  zu  liefern.  Die  französist-he  Ge- 
sellschaft war  dazu  nicht  imstande,  namentlich 
auch  infolge  des  großen  Schmngt^els  mit  Sklaven, 
den  die  Südländer  von  Jamaica  aus  trieben. 

Im  Frieden  von  Utrecht  (1713),  der  den 
spanischen  Erbfolgekrieg  beendigte,  machten 
die  Engländer  zu  einer  der  Bedingungen,  daß 
der  Asiento  einer  englischen  Gesellschaft  über- 
tragen wurde,  und  der  von  der  Krone  Spanien 
mit  der  englischen  Südsee-Kompagnie  ab- 
geschlossene Vertrag  ist  gewöhnlieh  j^emeint. 
wenn  vom  Asiento- Vertrage  die  Rede  ist.  Die 
Südsee-Gesellschaft  sollte  unter  denselben    Be 
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<iingnugen  wie  die  französische  jährlich  4800 
Neffer  iu  die  spanischen  Besitzungen  in  Amerika 
einführen  und  hat,  im  Gegensatz  zu  ihren  Vor- 
gängerinnen, diese  Zahl  nicht  nur  erreicht,  son- 
dern so^r  überschritten.  Von  dem  Reingewinn 
sollt«  ein  Viertel  an  den  König  von  Spanien 
gezahlt  werden.  Da  aber  der  Asiento  für  die 
letzt«  portugiesische  und  die  französische  Gesell- 
schaft nicht  gewinnbringend  gewesen  sei, 
«etzten  die  Engländer  durch,  daß  der  Südsee- 
Gesellschaft  das  Recht  gegeben  wurde,  jährlich 
ein  Schiff  von  500  Tonnen  mit  englischen 
Waren  in  die  spanischen  Besitzungen  zu 
schicken.  Es  war  ein  Bruch  mit  der  Strenge 
des  alten  Kolonialsystems.  Von  den  Engländern 
wurde  dies  Recht  in  ausgedehnter  Weise  zum 
Schmuggel  mißbraucht,  und  wenn  vielleicht  der 
•Gewinn  der  Gesellschaft  selbst  nicht  so  sehr 
bedeutend  war,  so  war  der  ihrer  Agenten  und 
Faktoren  um  so  größer.  Die  Reibereien  der 
Südsee-Gesellschaft  mit  den  Spaniern  waren 
«iner  der  Hauptgründe  für  die  Entstehung  des 
englisch-spanischen  Krieges  1739.  Im  Aachener 
Fneden  1748  gaben  die  Engländer  die  Forde- 
rung der  Erneuerung  des  Asiento-Vertrages 
Auf  und  in  einem  endgültigen  Vertrage  von 
1750  erhielt  die  Südsee-Gesellschaft  für  alle 
Ansprüche  wegen  Störung  ihres  Handels  eine 
einmalige  Entschädigung  von  100000  £. 

In  Spanien  wurde  nunmehr,   1750,  eine  ein- 
heimische Asiento-Kompagnie  gegründet,  die  bis 
1780  bestand,   aber  keine  besonderen  Geschäfte 
machte,  da  der  englische  Schmuggel  von  Jamaica 
aus   wieder  energisch  betrieben   wurde.     Von 
1780  an  ist  die  Sklaveneinfuhr  wieder  von  Fall 
zu  Fall  bewilligt  worden,  bis  ihr  das  Verbot 
des  Sklavenhandels  ein  Ende  machte,  1814  für 
die  Gebiete  nördlich  vom  Aequator,  1817  über- 
haupt.  —  Vgl.  Art.  „Südsee-Öeaellschaften". 
Literatur:    Eint   2uaammenhäng€nde  Darstellung 
gibt   K,   H übler 9    Die   Anfänge   der  Sklaverei, 
Zeittrhr.  f.  Äoz.  «.   Wirtschaftsgeschichte,  Bd,  4, 
S.  176  ff.,  1896.  -  -  Vgl.  femer  R,  Ehrenbeiy, 
Art.  „Assiento-  Vertrag"  im  U.  d.  St.,  J.  Avfl.,Bd.Il, 
S.  -iOfg.     Ueber  Asientos  im  allgemeinen:  Der- 
selbe.  Das  Zeitalter  der  Fugger,  namrntlich  Dd.  2, 
S.  SeSß.,  1890.  —  Die  Darstellungen  der  Handels- 
geschichte, wie  Anderson.     Karl  Rathgen. 


Assekuranz  s.  Versicherungswesen. 


Assignaten. 

Die  Bezeichnung  ,,A.^*  stammt  aus  der 
älteren  französischen  Reclitssprache,  die 
unter  assi^nat  jede  Belastung  eines  Gnmd- 
stückes  mit  einer  Rente  verstand.  In  der 
französischen  Revolution  wurde  sie  ein 
technischer  Ausdruck  für  ein  Staatsjiapier- 
geld,  das  auf  die  zum  Staatsgut  erklärten 
Kirchengüter  fundiert  war. 

Die  Einziehung  der  Kirchengüter  sollte 
zur  Tilgimg  der  ungeheuren  Staatsschuld 
dienen,  und  kurz  dai-auf  beschloß  man, 
dui-ch  deren  Erlös  Geldmittel  flüssig  zu 
machen,  um  der  drückendsten  Finanznot 
abzuhelfen.     Den    voraussichtlichen    £rlö6 


aus  dem  Verkaufe  der  Kirchengütcr  sndtite 
man  durch  Ausgabe  eines  Papiergeldes,  der 
A.,  schon  im  voraus  nutzbar  zu  machen. 
Nach  einem  Beschluß  der  National  Versamm- 
lung vom  19.  und  21./XII.  1789  sollten  Do- 
mänen bis  zum  Betrage  von  400  Mill.  liv. 
veräußert  und  aus  dem  Ertrage  dieser  Ver- 
käufe und  einer  Contribution  patriotique 
sollte  eine  Caisse  extraordiuaire  ^bildet 
werden,  auf  die  ,,A.*',  mit  fi^/o  verzinsliche 
Staatsobligationen  von  je  10000  Liv.  aoffe- 
wiesen  werden  sollten.  Sie  waren  auf  die 
Staatsdomänen  zu  hypothezieren  und  nadi 
^laßgabe  jener  Eingänge  eiozulösen.  Von 
diesen  A.  sollten  zunächst  170  Mill.  liv. 
der  Caisse  d'Escompte  gegen  ein  Dariehen 
überlassen  werden.  Tatsächlich  wurden 
nur  diese  170  Mill.  Liv.  A.  ausgegeben,  die 
aber  nur  kurze  Zeit  der  verzweifelten 
Finanzlage  aufzuhelfen  vermochten.  Im 
folgenden  Jahre  ging  man  einen  Schritt 
weiter.  Man  erhob  die  A.  zu  einem  wiik- 
lichen  Papiergeld,  behielt  zwar  einen  3*/t- 
i^n  Zinsfuß  bei,  stückelte  sie  aber  bis  in 
emem  Minimal betr^  von  200  Liv.  und 
stattete  sie  mit  Zwangskiu«  aus.  Dis 
Maximum  der  Ausgabe  blieb  400  MilL  liv. 
(Dekret  v.  16.  und  17./IV.  1790).  Nodi  im 
gleichen  Jahre  (Dekret  v.  29..'IX.  1790) 
wurde  der  entscheidende  Schritt  getan,  in- 
dem man  das  Maximum  der  Zirkulation  auf 
1200  MiU.  Liv.,  das  kleinste  Stück  auf 
50  Liv.  festsetzte  und  die  Verzinsung  aulhob. 
Auf  diesen  Schritt  folgten  Emissionen 
auf  Emissionen.  Bis  1793  hielt  man  das 
Prinzip  einer  Maximalausgabe  der  A.  fest, 
von  da  ab  verschwindet  es.  Das  kleinste 
Stück  lautote  nunmehr  auf  .3  Liv.  Die 
Summen  wuchsen  lawinenartig  an  (1795: 
7,25,  1796:  27,5,  Ende  1796:  45,5  MUUarden 
Lav.),  wovon  der  Staat  kaum  10  ®/o  an  Wert 
erhalten  hatte.  In  umgekehrtem  Verhältnis 
sank  der  Kurs  rapid:  März  1791:  90 S, 
1792:  73  und  57  "/o,  1793:  52  und  22  ^Vt. 
1794:  40  und  20  ^'o,  1795:  V»  o/o,  1796: 
^.3  ^0.  Neben  den  Emissionen  haben  for 
allem  die  politischen  Zeitereignisse  auf  die 
Kursbewegung  eingewirkt.  Man  versuchte 
durch  allerlei  Maßregeln  das  Mißtrauen  xu 
beseitigen,  man  vermehrte  die  Dobiänen- 
pfänder  durch  erneute  Konfiskationen,  man 
erließ  strenge  Zwangs-  und  Strafmafiregeln, 
man  verbot  sogar  die  Barzahlungen.  Alles 
umsonst!  Auch  das  Direktorium,  das  auf 
die  Schi'eckensherrschaft  folgte,  vermochte 
diese  Schäden  nicht  zu  heilen,  und  erst  ndt 
der  völligen  Entwertung  der  A.  war  diese 
Krankheit  aus  der  Welt  geschafft 

Literatur:  Thiers,  Histmrt  de  la  rS^oimiiom 
fran(:aise,  Tomes  V,  VII  et  VIIL  —  £l^rfil- 
berg,  Art.  „Assignaten"  im  H,  d,  St.,  f.  A^ißn 
Bd.  II,  S.  S2—S4.  Max  vtm  B^dkA 
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Asyle  8.  Trinkerasyle,  Obdachlose, 
Arbeitshäuser  (letjjteres  oben  S.  194). 

Aufschlag. 

Anfsehläfi^e  nannte  man  in  der  älteren  finanz- 
wisflenflchaftuchen  Terminologie  die  im  Inneren 
des  Landes  erhobenen  Verbranchsstenem.  Der 
Anndmck  ist  eine  Verdentschnng  des  Wortes 
Aociiie  (Tgl.  Art  ..Accise''  oben  S.  15  fg.)  nnd  hat 
▼or  allem  in  der  süddeutschen  (österreichischen 
and  bayerischen)  Gesetzessprache  Eingang  ge- 
fanden.  Als  technischen  Terminus  haben  ihn 
besonders  Ran  nnd  Röscher  in  ihren  Lehr- 
bnchem  empfohlen.  Seinen  Ursprung  scheint 
das  Wort  daher  zu  haben,  weil  diese  Abgaben 
anf  den  Preis  der  in  den  Verkehr  gelaugenden, 
steoerpflicbtigen  Waren  aufgeschlagen  uud  so 
auf  den  Käufer  überwälzt  werden.  Das  Wort 
A.  ist  namentlich  im  Bereiche  der  Gemeinde- 
besteuemng  gebräuchlich ;  z.  B.  heißen  in  Bayern 
auch  gegenwärtig  die  indirekten  Gemeindesteuern 
(Yerbranchsauflagen)  Aufschläge,  ebenso  die  Bier- 
stener  offiziell  Malzau^hlag. 

Vgl.  Artt.  „Bier  und  Bierbesteuerung"  und 
,.Gemeindefinanz6n^*.  Maar  v.  Heekel, 


Avisicbtsamt  für  Privatversichernng. 

1.  Entj^tehnng  nnd  Organisation.  2.  Aufgaben 
und  Geschäftsführung.  3.  Kosten  des  Amts  uud 
Statisdaches. 

1.  Entstehung  und  Organisation.   Das 

Kaiserliche  A.  f.  P.  (in  Berlin-Wilmersdorf)  ist 
auf  Gnind  des  Reichsgesetzes  vom  12.  Mai 
1^1  über  die  privaten  Versicherungsunter- 
nehmungen ins  Leben  getreten.    Das  Amt 
ist  eine  dem  Reichsamt  des  Innern  unter- 
geordnete Behörde,  wenngleich  es  die  oberste 
Anfacht   über  das    private    Versicherungs- 
▼eeen  des  Reiches  ausübt.    Bei  seiner  Er- 
liditung    lehnte    man    sich    u.   a.    au   die 
günstigen   Erfahrungen   an,   ^velche  in   der 
ödveiz  mit  dem  dortigen  Eidgenössischen 
^CTsicheningsamt  seit  mehr  als  zwei  Jahr- 
zebnten  gemacht  worden  sind. 

Das  Amt  besteht  aus  einem  Präsi- 
denten und  der  erforderlichen  Zahl  von 
«tindigen und  nichtständigen  Mitgliedern. 
I^  Vorsitzende  und  die  ständigen  Mitglieder 
▼Wien  auf  Vorschlag  des  Bundesrats  vom 
Kaiser  ernannt,  die  nichtständigen  Mitglieder 
^'wn  Bundesrat  gewählt.  Die  übrigen  Be- 
törten, von  denen  ein  Teil  den  Amtstitel 
Versichern ngsrevisor  führen,  werden 
▼wn  Reichskanzler  ernannt.  Die  Mitglieder 
d€8  A  dürfen  nicht  gleichzeitig  Leiter  oder 
Bwmte  von  öffentlichen  Versichernngsan- 
stalteo  sein.  Zur  Erleichterung  des  Geschäfts- 
yerkehrs  des  Amtes  können  vom  Reichskanzler 
iiDEjQTemehmen  mit  der  beteiligten  Landes- 
^'^^nicheruDgaus  der  Mitte  der  Laudesbeamten 
^*«ondere  Kommissare  bestellt  werden. 
^  Hitwirkung  bei  der  Aufsicht  ist  ferner 
b  Anlehnung  und  Fortbildung  des  früheren 
WirttrImA  d.  Yolkswirtsehaft.    II.  Aufl.    Bd.  I. 


preußischen  ein  Versicherungsbeirat 
gebildet  worden,  welcher  aus  Sachverstän- 
digen des  Versicherungswesens  (hauptsäch- 
lich Gesellschafts-Direktoren)  besteht  und 
dessen  Mitglieder  auf  Vorschlag  des  Bundes- 
rats vom  Kaiser  auf  5  Jahre  ernannt  werden. 
2.  Aufgaben  nnd  Geschäftsfülirang. 
Das  Amt  ist  in  erster  Linie  Verwaltungs- 
behörde und  nur  in  sehr  engen  Grenzen 
Verwaltungsgericht.  Es  liegt  ihm  die 
üeberwachun^  des  ganzen  Geschäftsbetriebs 
der  unter  seiner  Aufsicht  stehenden  Ver- 
sichenmgsunternehmungen  ob,  insbesondere 
hinsichtlich  der  Befolgimg  der  gesetzlichen 
Vorschriften  und  der  Einhaltung  des  Ge- 
schäftsplanes. Die  Behörde  ist  mit  sehr 
großen  Machtbefugnissen  ausgestattet  und  hat 
in  deren  Anwendung  freies  Ermessen  im 
weitesten  Umfang.  Sie  ist  befugt,  alle  An- 
ordnungen zu  treffen,  welche  geeignet  sind, 
den  Geschäftsbetrieb  mit  den  gesetzlichen  Vor- 
schriften und  dem  Geschäftsplan  im  Einklang 
zu  erhalten  oder  Mißstände  zu  beseitigen,  durch 
welche  die  Interessen  der  Versicherten  ge- 
fährdet werden,  oder  der  Geschäftsbetrieb 
mit  den  guten  Sitten  in  Widerspruch  gerät. 
Die  Behörde  ist  weiterhin  zur  jederzeitigen 
Prüfung  der  Geschäftsführung  und  Ver- 
mögenslage der  Unternehmungen  befugt. 
Die  Inhaber,  Geschäftsleiter,  Bevollmächtigte 
und  Agenten  der  Unternehmungen  haben 
innerhalb  ihrer  Geschäftsräume  der  Auf- 
sichtsbehörde auf  Erfordern  alle  Bücher, 
Belege  und  Schriften  vorzulegen,  welche 
für  die  Beurteilung  des  Geschäftsbetriebs 
und  der  Vermögenslage  von  Bedeutung  sind, 
sowie  jede  sonst  von  ihnen  geforderte  Aus- 
kunft zu  erteilen.  Fernerhin  hat  die  Be- 
hörde das  Recht  auf  Entsendung  von  Ver- 
tretern in  die  Versammlungen  der  Unter- 
nehmungen und  das  Recht  auf  Berufung 
von  Versammlungen  der  Mitglieder  der 
Versicherungs- Unternehmungen.  Wie  dem 
A.  die  Erteilung  der  Zulassung  zum  Ge- 
schäftsbetrieb obliegt,  so  ist  ihm  auch  die 
Befugnis  verliehen,  den  Betrieb  zu  unter- 
sagen, falls  gewisse  im  Gesetz  näher  ver- 
zeichnete Voraussetzungen  vorliegen.  Ferner 
ist  der  Aufsichtsbehörde  allein  das  Recht, 
die  Eröffnung  des  Konkurses  einer  Ver- 
sicherungsgesellschaft zu  beantragen,  vorbe- 
halten und  ilir  die  Möglichkeit  gegeben,  bei 
einem  in  seiner  Vermögenslage  bedrängten 
Unternehmen  zwecks  Vermeidung  des  Kon- 
kurses auch  im  Interesse  der  Vei-sicherten 
ein  Sauierungsverfahren  einzuleiten.  Als 
Zwangsmittel  räumt  das  Gesetz  der  Behörde 
das  Recht  ein,  Geldstrafen  zu  verhängen. 

Das  Verfahren  bei  dem  Amt  ist  in  der 
Verordnung  betr.  das  Verfahren  und  den 
Geschäftsgang  des  Kaiserlichen  A.  f.  P. 
vom  23.  Dezember  1901  geregelt.  Die  An- 
ordnungen, welche  in  der  Regel  unanfecht- 
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bar  sind  und  nur  in  den  Fällen,  in  welchen 
dies  in  dem  Gesetz  ausdrücklich  vorge- 
sehen ist,  mit  einem  Rechtsmittel  (Be- 
schwerde und  Rekurs)  angefochten  werden 
können,  ergehen  in  der  Hauptsache  auf 
Grund  mündlicher  Beratung  m  der  Be- 
setzung von  3  Mitgliedern  einschließlich  des 
Vorsitzenden  und  unter  Zuziehung  von 
2  Mitgliedern  des  Versicherungsbeirates 
(Spruchsenat).  Zuweilen  ist  ein  ablehnender 
Vorb^cheid  zulässig.  Zur  Beratung  wich- 
tiger Angelegenheiten  kann  auf  Anordnung 
des  Präsidenten  und  unter  seinem  Vorsitz 
eine  gemeinsame  Beratung  und  Beschluß- 1 
fassung  in  Gesamtsitzungen  stattfinden. 
Diese  Gesamtsitzungen  sind  im  Gegensatz 
zu  den  Sitzungen  der  Spnichsenate  nicht 
öffentlich.  Sofern  das  Gesetz  die  Entschei- 
dung in  Spruchsenaten  nicht  vorschreibt 
und  eine  Gesamtsitzung  nicht  angeordnet 
ist,  werden  die  Anordnungen  des  A.  durch 
Verfügung  erledigt  üeber  Beschwerden  und 
Rekurse  entscheidet  das  A.  selbst. 

3.  Kosten  des  Amtes  und  Statistisches. 
Zu  den  Kosten  des  Amtes  werden  die  ihm  | 
unterstehenden    Unternehmungen    herange- 
zogen,  wenngleich  nach  dem  Wortlaut  des  i 
Gesetzes    das   Reich    nominell    die  Kosten  < 
trägt     Es   werden    nämlich   als  Gebühren ! 
für  die  Aufsichtstätigkeit  des  Amtes  von  den 
seiner  Aufsicht  unterstellten  Versicherungs- 
unternehmungen     Jahresbeiträge     erhoben,  I 
welche  nach  den  einer  jeden  Unternehmung 
im  letzten  Geschäftsjahr  aus  den  im  Inland 
abgeschlossenen  Versichenmgen  erwachsenen  1 
Bruttoprämien   (Beiträgen,  Vor-  und  Nach- ' 
Schüssen,    Umlagen)    jedoch   abzüglich    der 
zurückgewährten  Ueborschüsse  oder  Gewinn- 
anteile mit  der  Maßgabe  bemessen  wenlen, 
daß  eins  vom  Tausend   nicht  überschritten 
werden    darf.      Nach    Anhörung    des   Ver- 
sicherungsboirates  ist  der  Bundesrat  befugt, 
einen    anderweiten   Verteilungsmaßstab    zu 
bestimmen.      Der    Gesamtbetrag    der    Ge- 
bühren   soll   annähernd   die  Hälfte  der  im 
letzten  Reichshausnaltsetat  für  das  Amt  fest- 
gesetzten fortdauernden  Ausgaben  l)etragen. 
Die  genaue  Summe  wird  jälirlich  durch  den 
Bundesrat  bestimmt. 

Dem  A.  unterstehen  (nach  dem  am 
:U.  Mai  1905  erstatteten  Geschäftsbericht) 
118(3  Unteniehmungen,  nämlich  1112  in- 
ländische und  74  ausländische. 

Im  übrigen  vgl.  Art.  ,,Versichenmgs- 
wesen". 

Literatur*  DU  Kommentare  zum  Jiciffugeseiz 
vom  IS.  Mai  1901  von  Alejrander-KatXf  Üey~ 
beckf  1%  Knebel- Uoeberitz,  Könige^  Haneis, 
Rehtti,  Zehnter  u.a.  —  Fuid,  Das  Aii^hichU- 
amt /ür  PH  tat  versiehe  ning,  im  Arehiv  füt  öffent- 
liehes  Reehtf  J9oS,  —  Veröfentiiehungen  des 
Kaiserl.  A\tf9iehtsamtes  ßlr  Privatversicherung, 
Berlin  seit  1902.  Alfred  Manett, 


Anfwandstenen. 

I.  Allgemeines.  1.  Begriff  und  Weaen 
der  A.  2.  Arten  nnd  Einteilung  d«r  A.  3.  Ver- 
anlagang  nnd  Erhebnng  der  A.  4.  Begründung 
nnd  Berechtignng  der  A.  IL  System  der  A. 
1.  Getränkestenem.  2.  Die  Versehnmgssteaem. 
3.  Die  Tabaksteuer.  4.  Die  Wohnnngfh.  Miet- 
nnd  MdbeUtener.  ö.  Die  Laxnsstenem.  6.  Die 
Zichorienateuer.  7.  Die  Oelstener.  8.  Die  Seifen- 
stener.  9.  Die  Kerzenstener.  10.  Die  Zfind- 
höhEerstener.  11.  Die  Papierstener.  12.  Die 
Schießpolvermonopol-  nnd  Dynamitsteaer.  18. 
Die  Zeitnngs-  nnd  Kalenders  teuer.  14.  Der 
Spielkartenstempel.    15.  Anderweite,  kleine  .\. 

I.  Allgemeines. 

1.  Begriff  und  Wesen  der  A.  Unter 
A.  verstehen  wir  im  allgemeinen  diejenigen 
Auflagen,  durch  welche  die  Einzelwirt- 
schaften nach  der  Tatsache  und  dem  Mafie 
eines  Verbrauches  oder  Gebrauches  von 
Sachgütern  und  Leistungen  zu  Beitrag 
für  die  Befriedigimg  kollektiver  Bedürfnisse 
herangezogen  werden.  Hierzu  bietet  teils 
die  Höhe  des  Aufwandes,  teils  die  Be- 
nutzung irgend  eines  Gegenstandes  für  An- 
legung und  Maßstab  die  Handhabe.  Jede 
A.  ist  aber  eine  mittelbare  Steuer;  denn  die 
besteuerten  Güter  bilden  nur  die  formelle 
Grundlage  der  Bemessung,  während  die 
eigentliche  Steueniuelle  das  einzel wirtschaft- 
liche Einkommen  ist,  aus  dem  endgültig  die 
Leistung  entrichtet  wird.  Sie  ist  alno  eine 
Besteuerungsform,  die  an  die  Ausgabewirt- 
schaft eines  Subjektes  anknüpft,  diese  als 
äußeres  Merkmal  für  die  Ijeistungsfähigkeit 
annimmt.  Die  Präsumtion,  auf  der  der 
Grundgedanke  dieser  Steuerform  beruht, 
gipfelt  in  der  Wahrnehmung,  daß  zwischen 
den  Einnahmen  des  Steuerpflichtigen  und 
seinen  Aufwendungen  für  bestimmte  Zwecke 
ein  schätzbares  Verhältnis  besteht.  Die  Be- 
urteilung und  Berechtigung  aller  A.  wird 
daher  von  dem  Umstände  abhängen,  oh 
überhaupt  nnd  inwieweit  diese  Annahme 
den  Tatsachen  entspricht. 

Geschichtliches.  Steuern  vom  Ver- 
brauche von  Gegenständen  sind  zuerst  in  der 
Abgeschlcsseuheit  der  städtischen  Bezirke  auf- 
getreten. Die  in  sich  geschlussene  Stadtwirt- 
scbaft  wurde  schon  frühzeitig  zum  Sitz  der 
(TeldwirtiK'haft,  und  auch  der  Aufwand  tob 
Sach^Utem  war  hier  annähernd  gleichartig,  fttr 
die  Steuer  faühar  und  begünstigte  die  Erhebong 
solcher  Auflagen.  Die  älteste  Form  der  A. 
waren  Eiuirangsabgaben  am  Tore  der  Stadi 
(Torsteueru),  mit  denen  sich  bald  Auflagen  tob 
inneren  Verbranch  in  Verbindung  mit  den 
Märkten  und  der  Marktpolizei  paarten.  Ge- 
tränke und  Brotnah run^  erscheinen  als  die 
eisten  (legenstände  der  VerbrauchsbesteneniBf, 
die  nach  und  nach  zu  einer  Kela»tung  der 
meisten  Kousuratioiis-  und  Gebrauchswaren  aus- 
gebaut wurde.  Die  Beschränktheit  der  Verliill- 
nisse,  die  Otfenkundigkeit  des  privaten  Lebeis 
und  die  relativ  kleiue  Zahl  räumlich  zOMunmeii- 
gedrängter    Hanshaltungen    erleichterten    Er- 
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lw%iue  und  Kontrolle  der  Steuer.  Die  finanzielle 
fiigiengkeit  der  A.  nnd  ihre  stenertechnischen 
VonOge  lieOen  sie  bald  anch  für  Territorien 
and  ganie  Länder  als  wünschenswerte  Finanz- 
institnte  erscheinen.  Dazu  kam,  daß  sie  sich 
in  der  öffentlichen  Meinung  einer  verhältnis- 
m&ffigen  Beliebtheit  erfreuten,  da  die  oberen 
Klassen  der  BevOlkerong  von  ihnen  nicht  allzu 
•ehr  belistigt  wurden  und  die  ärmeren  Schichten 
öe  den  mit  strengen  Exekutionen  verbundenen 
Sehatsongen  (TgL  Art  ,^teuem,  direkte'')  vor- 
aogen. 

Mit  dem  17.  Jahrh.  sind  die  finanziellen  Be- 
d&rfoisse  der  Landesherren  infolge  der  Eriegs- 
zeiten,    der   stehenden   Heere,    Staatsschulden 
n.    d^.   m.    rasch    gewachsen.     Die    älteren, 
direkten  Steuern  waren  nicht  imstande,  den  ge- 
steigerten Anforderungen  zu  genügen.    Infolge- 
dessen  griff  man  immer  mehr  zu  einem  Svstem 
TOB  A.  (T^l.  Art.  „Aocise"  oben  S.  15  fg.),  das  in 
seiner  Ergiebigkeit  entwicklungsfähig  war.   Die 
Zahl   dieser  Abgaben  vermehrte  sich  ins  Un- 
endliche,  so  daü   im  18.  Jahrh.   eine  unabseh- 
bare Monge   von  Verbrauchsgegenständen  und 
Verbrauchsakten  den  Anfschfilf^n  unterworfen 
war.    Unter  diesen  Umständen  konnte  anch  der 
Plan  zur  Reife  Reihen,  durch  eine  General- 
oder Universalacdse  alle  übrigen  Steuern  ab- 
zoUiBen,  eine  Idee,  die  indessen  an  ihrer  Un- 
dnrchführbarkeit   scheiterte.     Die  Vermehrung 
der  Steuerlast  durch  die  Verbrauchsbesteuerung. 
die  Belästigung  und  Schädigung   von  Handel 
ud  Gewer^  und  die  teilweise  unoeträchtlichen, 
imsicheren  Ertri^  gewisser  Arten  unter  ihnen 
eizengten  eine  »trOmung,  die  den  A.   abhold 
rad  Ser  Erweiterung  der  direkten  Besteuerung: 
ngeneigt  war.    Auf  diese  Weise  vollzog  sich 
in  der  Sehwelle  des  19.  Jahrh.  eine  Rückbildung, 
die  meisten  Steuerformen  fielen  dieser  Bewegung 
HB  Opfer.     Allein   die  Finanzverhältnisse  in 
der  iweiten  Hälfte  unseres  Jahrhunderts  zwangen 
WId  wieder  zur  Umkehr.   Der  stetig  steigende 
FntBibedarf.  die  Vervielfältigung  der  Staats- 
wfgabra    erneischen   die   Erschließung    neuer 
ffilfaqqellen,    nötigten   die   Finanzpolitik    zur 
RAekkebr  zu  den  A.    Daneben  hat  allerdings 
sich  die  direkte  Besteuening  eine  entsprechende 
Vemehrang,  Erweiterung  und  Fortbildung  er- 
fikm. 
Ceber  die  Qeschichte  der  Zrdle   vgl.   Art. 

2.  Arten  und  Einteilmig  der  A.    Die 

A  scheiden  sich  in  2  große  Hauptgruppen, 
öie  erste  hiervon  besteht  aus  den  eigent- 
ücken  Verbrauchs- oder  Verzehr  ungs- 
stenern,  die  an  den  Verbrauch  und  Genuß 
^Sacbgütem  ansetzen.  Zu  dieser  Kate- 
p*ie  zählen  vor  allem  die  Steuern  auf 
l^kteosmittel  und  Getränke,  sowie  alle  Ab- 
gaben auf  Verbrauchs-  und  Genußgegeu- 
JWe  det  verschiedensten  Art:  Bier, 
«Wötwein,  Wein,  Mehl-  und  Fleisch nahrung, 
Silx,  Zocker,  Tabak,  Zichorie,  Oel,  Kalender, 
2J^°8WJ^  Kerzen,  Papier,  Kolonialwaren, 
^^  Spielkarten,  Zündhölzer  u.  dgl.  m. 
«  betdchnet  diese  Steuern  auch  als 
i«Bere  Verbrauchssteuern,  weil  sie 
^  SKhgfiter   ZOT  Beitiagsleistung   heran- 


I  ziehen,  die  innerhalb  eines  Volkswirtschafts- 
gebietes oder  eines  kleineren  lokalen  Kreises 
hergesteUt  oder  verbraucht  werden.  Ihnen 
gegenüber  stehen  die  äußeren  Verbrauchs- 
steuern oder  Zölle,  die  von  gewissen 
Waren  (Rohstoffen,  Halbfabrikaten,  Fabri- 
katen) erhoben  werden,  wenn  sie  über  die 
Grenze  eines  Landes  oder  eines  größeren 
Zollgebietes  gebracht  werden.  Von  den 
Zöllen  sind  zu  unterscheiden  Verbrauchs- 
steuern, die  an  die  Güterbewegung  inner- 
halb eines  Landes  anknüpfen,  wie  die  Tor- 
steuern, Oktrois^  Aufschläge,  Accisen  u.  dgl. 
Sie  haben  lediglich  die  äußere  Erscheinungs- 
I  form  mit  den  ZöUen  gemeinsam,  betreffen 
I  aber  bereits  im  Inland  produzierte  und  dort 
befindliche  Waren  und  sind  daher  ihrem 
Wesen  nach  innere  Verbrauchssteuern. 

Die     zweite     Hauptgruppe     sind     die 
direkten    A.     Darunter    sind    solche    zu 
verstehen,    die  gewisse  Vermögensaufwen- 
dungen mit  einer  Auflage  belasten.     Ihre 
speziellen  Merkmale  beruhen  darauf,  daß  sie 
einerseits   Gegenstände   betreffen,   die  eine 
Benützung,  einen  Gebrauch,  eine  Verwen- 
I  düng  bezwecken,  ohne  der  eigentlichen  Kon- 
I  sumtion   zu   dienen.     Andererseits   werden 
I  sie  direkt  bei  dem  erhoben,   der  den  Auf- 
!  wand    macht.      Aber     auch     trotz    dieser 
i  direkten    Erhebung    treffen    sie,    wie    die 
j  inneren  Verbrauchssteuern,  die  SteuerqueUe 
I  nur  mittelbar.     Denn   auch  hier  wird   das 
Einkommen    auf    dem    Umwege    über    die 
Ausgabewirtschaft    besteuert,    indem    vom 
gemachten    Aufwand    auf    die    individuelle 
Leistimgsfähigkeit  zurückgeschlossen   wird. 
Selbst  in  dem  Falle,  wenn  sie  Gegenstände 
besteuern,    die   einen   Teil   des  Vermögenö 
bilden,  so  nihen  sie  nicht  auf  dem  Besitze; 
sondern  auf  den  aus  ihrem  Gebrauche  und 
Verbrauche  hervorgehenden  Ausgaben.    Die 
wichtigsten  Gattimgen  sind  die  Wohnungs-, 
Miet-  und  Möbelsteuern,  sowie  die  Gesamt- 
heit der  sog.  Luxussteuern,  oder  derjenigen 
Abgaben  von  Verniögensverwendungen,   die 
auf  ein  beitragsfähigeres  Einkommen  zurück- 
zudeuten    scheinen,     wie    das    Halten    von 
Dienstboten,    Pferden,    Kutschen,    Hunden, 
Nachtigallen,  die  Führung  von  Wappen,  die 
Veranstaltungen     von    Vergnügungen,     der 
Besuch    von   Geselligkeiten,    Vereinen   und 
die  Benutzung  von  Vergnügungs-  und  Luxus^ 
mittein. 

Nach  diesen   Gesichtspunkten  läßt  sich 
I  für  die  A.  folgendes  System  aufstellen. 

I.  Innere  Verbrauchssteuern. 

1.  Die  Getränkesteuern : 

a)  Bierateuer. 

b)  Branntweinsteuer. 

c)  Wein-,  Obstwein-,  Metsteuer. 

2.  Die  Verzehrungssteuem : 

a)  Die  Mehl-  nnd  Brotsteuer. 

b)  Die  Fleischsteuer. 

17* 
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c)  Die  Salzsteaer. 

d)  Die  Znckerstener. 

3.  Steuern    von   Genuli-    und  Verbrauchs- 
^esrenständen : 

a)  Die  Tabaksteuer. 

b)  Die  Zichoriensteuer. 

c)  Die  Oelsteuer. 

d)  Die  Steuer  von  Kolonialwaren,  Delika- 
tessen u  dgl. 

e)  Die  Seifensteuer. 

f)  Die  Eerzenstener. 

fi^)  Die  Züudhölzersteuer. 

n)  Die  Papiersteuer. 

i)  Die  Schieüpulverstener. 

k)  Die  Zeitung^  und  Kalendersteuer. 

1)  Der  Spielkartenstempel. 

4.  Allf^emeine  Verzehrungsstener. 
U.  Die  Zölle. 

III.  Die  direkten  Auf wandsteuem : 

1.  Die  Wohnungs-,  Miet-  und  Möbel-  (Mo- 
biliar-)Steuer 

2.  Die  Luxus8teuem. 

a)  Die  Dienstbotensteuer. 

b)  Die  Pferde-  und  Wagensteuer. 

ci  Die  Hunde-  und  Nachtigalleusteuer. 

d)  Die  Geselligkeitssteuer. 

e)  Die  BUlardsteuer. 

f)  Die  Gold-  und  Silbergeschirrsteuer. 

g)  Die  Fahrrad-  und   Karftwageusteuer. 
Die  A.   bezeichnet  man  wegen   der  Art 

ihrer  Einhebung  zuweilen  auch  mit  dem 
Namen  ,4'idirekte  Steuern".  Allein  dieser 
Ausdnick  ist  nicht  eindeutig,  da  die 
Nomenklatur  der  Budgets  verschiedener 
Staaten  auch  andere  Abgaben,  wie  Ver- 
kehrs-, Stempelabgaben,  Gebühren  zu  den 
,4ndirekten  Steuern"  zählt 

3.  Veranlagung  und  Erhebung  der  A. 
Die  meisten  A.  sind  aber  nicht  bloß  mittel- 
bare Auflagen,  insofern  sie  eine  Belastimg 
der  Steuerfähigkeit  durch  den  Umweg  über 
die  Ausgabewirtschaft  darstellen,  sondern  sie 
werden,  besonders  die  inneren  Verbrauchs- 
steuern und  die  Zölle,  auch  indirekt  ver- 
anlagt und  erhoben.  Hier  würde  die 
direkte  Einziehung  in  den  meisten  Fällen  i 
bei  der  Zersplitterung  des  Verbrauches  zu 
schwierig,  zu  lästig  und  zu  kostspielig  sein. 

Die  Methode  der  Veranlagung  l)esteht 
nämlich  dann,  daß  sich  die  Steuertechnik 
einer  Mittelspei-son  zwischen  Staat  und 
Steuerpflichtigen  bedient.  Sie  wendet  sich 
nicht  direkt  an  den  Steuer[»ilichtigen  oder 
Steuerträger,  sondern  erhebt  die  fällige 
Steuer  von  einer  anderen  Person,  dem  (vor- 
läufigen) Steuerzahler,  der  die  Abgabe  einst- 
weilen vorschußweise  auslegt  Dabei  wird 
vorausgesetzt,  daß  der  Ausleger  die  Steuer 
durch  einen  Preiszuschlag  auf  den  Abnehmer 
der  besteuerten  Waren  überwälzt.  Die  Ab- 
sicht des  Gesetzgebers  ist  es  gar  nicht,  den 
Ausleger  dabei  zu  erfassen,  sondern  den 
eigentlichen  Verbraucher  zu  treffen.  Als 
solche  Mittel8i>crsonen  wenlen  die  Produzen- 
ten des  Rohstoffes,  Halbfabrikates  oder 
Fabrikates,   die  Händler  oder  Frachtführer 


benutzt,  wähi*end  nicht  diese,  sondern  die 
Verbraucher  der  betreffenden  Sachgüter  die 
(letzten)  Steuerträger  sein  sollen.  Doent- 
schieden  aber  bleibt  dabei,  ob  und  in  welchem 
Maße  der  ursprüngliche  Steuerzahler  die 
Ueberwälzung  auf  den  endgülti^n  Steneiv 
träger  bewirken  kann.  Es  wird  ein&ch 
angenommen,  daß  der  freie  Verkehr  diese 
Lastübertragung  auf  den  Konsumenten  ge- 
statte. Insoweit  dies  nicht  oder  nur  täl- 
weise der  Fall  ist,  werden  jene  verwickelten 
Erscheinungen  der  Rück-,  Ab-  und  Weiter- 
wälzung  der  Steuerlast  erzeugt  (vgl.  Art. 
„Steuern*'). 

Für  die  Veranlagung  und  Erhebung  der 
direkten  A.  gelten  dagegen  ähnliche  Grund- 
sätze wie  bei  der  airekten  Besteuerung 
(vgl.  Artt.  „Steuern,  direkte*',  „Mietsteuo*. 
„Luxussteuem"). 

Die  inneren  Verbrauchssteuern  werden 
erhoben  als: 

I.  Produktionssteuern,  die  an  den 
Herstellungsprozeß  der  Sachgüter  anschliefien. 
Sie  sind: 

1.  Rohstoff-  und  Materialsteuern, 
wenn  sie  nach  den  bei  der  Produktion  vei^ 
arbeiteten  Rohstoffen  bemessen  werden.  D» 
Abstufung  der  Steuersätze  erfolgt  entweder 
nach  dem  Gewicht  oder  der  verwendeten 
Menge,  zuweilen  auch  nach  der  Qualität  und 
dem  AusbeuteverhältuLs  (Materialertrags- 
steuer) oder  nach  besonderen  Merkmatei 
(Leistungsfähigkeit  der  Vorrichtimgeu,  Boden- 
fläche, Bodengüte  u.  dgl.  m.).  Die  Fabrikation 
wird  von  diesem  Besteuerungsmodus  meist 
unbenllirt  gelassen.  Durch  die  frühe  Er- 
hebung wird  die  Steuer  häufig  unabwälzbir 
auf  den  Konsumenten  und  der  Steuerzahler 
muß  mitunter  auch  für  Abfälle  und  ver- 
dorbene Erzeugnisse  die  Steuer  entrichten, 
die  er  später  gar  nicht  oder  nur  mit  eigenem 
Schaden  verwerten  kann,  auch  verliert  er 
durch  den  Steuer  Vorschuß  Zinsen.  Ebenso 
ist  die  Belastung  bei  verschiedener  Qualitit 
der  Stoffe,  bei  deren  differenzierter  Aus- 
beutung und  bei  verschiedener  Technik  und 
verschiedenem  Betriebsumfang  luigleioh- 
mäßig.  Die  Steuerrückvergütung  bei  der 
Ausfuhr  ist  mit  Schwierigkeiten  verknüpft 
und  begründet  häufig  sog.  Ausfuhrprämien. 

2.  Fabrikationssteuern,  wenn  sie 
nach  Merkmalen  des  Fabrikationsverftdireos 
erhoben  werden.  Als  Anhaltspunkte  zum 
Rückschluß  auf  Menge  und  Qualität  der 
Erzeugnisse  dienen  dabei  die  durch  Wi^ 
oder  Zählapparate  ermittelte  Leistungsfähig- 
keit der  Werk  Vorrichtung,  Stoffverwendung, 
Betriebsdauer  des  technischen  Prozeaaes 
u.  dgl.  m.  An  Stelle  der  Einzelberechonog 
und  Einzelkontrolle  hat  man  bä  den  Boli- 
stoff-  und  Fabrikationssteuem  nicht  selten 
die  Pauschalierung  mit  grCßerem  oder 
geringerem  Spielraum  für  die  Mehrprodoktioii 
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des  Produzenten  gesetzt.  Durch  diese  Steuer- 
form  läßt  sich  die  Verwendung  von  Surro- 
gaten leichter  verhüten,  doch  macht  sie 
andererseits  Ifistige  Beschränkungen  und  eine 
fcMtdauemde  üeberwachung  des  Betriebs  not- 
wendig. Auch  wirkt  sie  nach  Umständen 
nach  dem  Betriebsumfang  (Oroß-  und  Klein- 
betrieb) sehr  ungleichmäßig,  wenn  au  tech- 
nkche  Einrichtungen  der  mutmaßliche  Er- 
folg angeglichen  wird.  Auch  kann  sie  zu 
verediwenderischer  Produktion  führen  oder 
technische  Fortschritte  aus  Steuergründen 
hintanhalten. 

3.  Fabrikatsteuern,  die  nach  der 
tatsächlichen  Menge  der  fertigen  Produkte, 
event  mit  Rücksicht  auf  die  Güte  oder  den 
Preis  veranlagt  werden.  Sie  lassen  sich 
zweckmäßig  erheben,  wenn  die  Steuer- 
gegenstände die  Produktionsstätten  verlassen 
und  in  den  freien  Verkehr  übergehen.  Sie 
setzen  aber  eine  geringere  Zahl  von  Produ- 
zenten und  leicht  kontrollierbare  Fabrik- 
stellen voraus.  Der  Betrieb  wird  nicht  ge- 
hemmt und  die  Steuerlast  gleichmäßiger  ver- 
teilt Auch  die  Behandlung  der  zum  Export 
bestimmten  Erzeugnisse  ist  einfacher.  Zu- 
weilen werden  in  einem  Steuergebiete  ver- 
aduedene  Formen  der  Besteuerung  zuge- 
lassen, mit  einer  mehr  oder  weniger  freien 
Wahl  unter  ihnen  für  den  Produzenten. 

II.  Zirkulationssteuern,  die  bei 
der  Besteuerung  von  der  Tatsache  der  Güter- 
bewegung, dem  Verkauf  oder  Wiederverkauf 
ausgehen.    Sie  sind: 

1.  Transportsteuern.  Neben  den 
^uerheigebörigen  Zöllen  und  Uebergangs- 
abgaben  (s.  Artt.  „Zölle"  und  „üebergangs- 
ahgaben'*)  sind  zu  erwähnen  die  an  den 
Tnosport  im  Inland  sich  anschließenden  A. 
Sie  werden  entrichtet  vor  der  Versendung  — 
Versandsteuern,  oder  vor  der  Ver- 
hringuDg  der  steuerpflichtigen  Waren  in  die 
I^gwritame  des  Empfängers  —  Einlage- 
steuern, oder  endlich  vor  ihrem  Eingang 
^  ein  abgeschlossenes  Gebiet,  meist  in 
Sadte  —  Torsteuern.  Toraccise,  Oktroi, 
^'»ktgeld.  Diese  letzte  Gruppe  kommt  mit- 
unter auch  als  Staatssteuer  vor  (Oesterreich, 
™»heich,  Italien),  eignet  sich  aber  ihrem 
Wesea  nach  mehr  als  Gemeindesteuer. 

2.  Handelssteuern,  die  vom  Ver- 
™fer  oder  gewerbsmäßigen  Wiederver- 
™fer  auszulesen  sind,  z.  B.  die  Schank- 
^euern.  Bei  ihnen  ist  der  Steuer-  und  der 
^^eberwftlzungsakt  sehr  nahe  aneinander  ge- 
'^  weshalb  sie  den  Vorteil  haben,  kurz 
^IffQm  Verbrauche  entrichtet  zu  werden. 
"^J^ibseen  sich  nach  den  Qualitäten  leicht 
**Wen  und  befreien  die  Eigengewinnung 
^  teilweise  auch  den  Verkauf  im  großen 
^  der  Auflageleistung. 

IH.  Abfindung  oder  Abonnement 
i^Üion),  wobei    die   Steuerleistung    sum- 


marisch auf  eine  gewisse  Zeitdauer  unter 
Zugrundelegung  präsumierter  Produktions- 
und Verkaufsmengen  mit  Ersparung  der 
Lasten  und  Kosten  der  Einzelberechnung 
und  Einzelkontrolle  festgesetzt  wird. 

IV.  Monopol  (Regalisierung).  Beim 
Monopol  übernimmt  der  Staat  unter  Aus- 
schluß der  freien  Konkurrenz  und  des 
privaten  Betriebes  zu  Steuerzwecken  Pro- 
duktion oder  Vertrieb  oder  beides  in  der 
Absicht,  eine  derartige  Preisgestaltung  herbei- 
zuftihren,  die  neben  den  Gestehungskosten 
zugleich  eine  Steuerleistung  einschließt. 
Vgl.  Art.  „Monopol". 

V.  LizenzenoderLizenzgebühren, 
teils  einmal  oder  wiederholt  entrichtete 
Grebühren  für  die  Verleihung  des  Produktions- 
oder Verkaufsrechtes  gewisser  Waren,  teils 
eine  Art  Gewerbesteuer.  Vgl.  Art.  „Lizenzen". 

4.  Begründung  und  Berechtigung  der 
A.  Die  Voraussetzung,  auf  der  die  ganze 
Aufwand  besteuerung  beruht,  daß  zwischen 
den  Ausgaben  der  Steuerpflichtigen  für  be- 
stimmte Bedürfnisse  und  seinem  Einkommen 
eine  gewisse  Verhältnismäßigkeit  besteht, 
wird  an  sich  nicht  zu  bestreiten  sein.  Das 
Einkommen  auf  diese  Weise  —  gegenüber 
den  Ertrags-,  Einkommen-  und  Vermögens- 
steuern —  durch  seine  erkennbaren  Aeuße- 
rungen  im  Verbrauche  zu  besteuern,  ist 
zunächst  nicht  zu  verwerfen.  Allein  frag- 
lich ist  nur,  ob  die  Annahme  überall  den 
Tatsachen  entspricht.  In  vielen  Fällen  wird 
man  dies  bezweifeln  und  wird  daraus  den 
Schluß  ziehen  können,  daß  dann  ein  Wider- 
spruch zwischen  Bedürfnisbefriedigung  und 
Steuerform  vorliegt.  Daraus  aber  ergibt 
sich,  daß  man  eine  sorgfältige  Auswahl 
unter  den  zur  Aufwandbesteuerung  geeig- 
neten Gegenständen  treffen  muß,  die  unent- 
behrlichen Verzehrungsgegenstände  schonen, 
die  entbehrlichen  belasten  soll.  So  sehr 
dieser  Grundsatz  theoretische  Anerkennung 
verdient,  so  wenig  läßt  er  sich  praktisch 
verwirklichen,  weu  damit  die  Hauptstütze 
der  Verbi-auchssteuem ,  die  finanzielle  Er- 
giebigkeit, vernichtet  würde.  Dies  gilt  vor 
allem  von  den  Luxussteuern,  die  zwar 
prinzipiell  berechtigt,  aber  tatsächlich,  be- 
sonders als  Staatssteuem,  wenig  empfehlens- 
wert sind.    (Vgl.  Art.  „Luxussteuern".) 

Die  Berechtigung  und  Begründung  der 
A.  als  finanzielle  Hilfsquelle  besteht  dem- 
gemäß in  erster  Linie  in  ihrer  hohen 
Ertrags-  und  Ausnutzungsfähig- 
keit. Mit  dem  steigenden  Finanzbedarf  in 
allen  Kultiu^taaten  in  neuerer  Zeit  haben 
sieh  die  verschiedenen  Formen  der  Erwerbs- 
besteuerung als  zu  wenig  ergiebig  und  ent- 
wicklungsfähig erwiesen,  um  den  gesteigerten 
Anspriichen  gerecht  zu  werden.  Zu  diesem 
Zwecke  schienen  namentlich  die  Verbrauchs- 
steuern  auf   allgeraeine   und  volkstümliche 
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Gonuümittel  geeigDet.  Dazu  kommt  eia 
pychologisches  MomcDt.  Durch  die  Mittel- 
barkeit der  ganzen  Hesteueningsform  kommt 
die  eigentliche  Stouerleistung  fast  gar  nicht 
zum  Vorschein,  die  Steuerlast  liegt  in  der 
Preisgestaltung  der  besteuerten  Waren  und 
ist  dem  subjektiven  Empfinden  dos  l^flich- 
tigen  ziemlich  entrückt.  Sie  ist  nament- 
lich weniger  fühlbar  als  die  Belastung 
imd  BchelligiHig  durch  den  umfassenden 
VorwiUtungsfipi>arat  der  direkten  Itesteue- 
rung.  Außerdom  sind  die  Aufwandsteuern 
tatsilchlicli  imstande,  gewisse  Lücken  des 
Steuersvstcms  auvszufüllon,  indem  sie  ins- 
besondere die  unteren  und  weniger  Ih^- 
mittelten  Klassi^n  besser  und  rationeller 
treften  als  andere  Stcuerformen,  leichter  als 
andeii»  Abgalicn  zu  erlegen  sind. 

DiestMi  Vorzügen  der  Aufwand  best  euc- 
rung  stehen  aU'r  nicht  unl)eti'ücht  liehe 
S<*hattenseitcn  gegiMiüber.  Sie  verletzen 
grundlegt^nde  Steuerprinzipien,  sie  wider- 
sprechen z.  T.  «ler  Allgemeinheit  und  der 
PreiK>rtionalitilt  der  IV^steuenmg,  sie  sind 
unlK»nH*henl>ar  in  ihren  Wirkungen  und 
reU^rwillziuigsvoi-güngen,  sie  vermögen  nur 
z.  T.  praktisch  ihre  Funktionen  der  Aus- 
gleichung zu  erfüllen.  Von  allen  Nachteilen 
füllt  alK»r  am  schwei-sten  in  die  Wa^dmle. 
dal)  die  lit^lastunu:  der  notwendigsten  lA*bens- 
mittel,  wie  d»'r  Fleisch-  und  Hretnahrung,  des 
Salzt^s  u.  dgl.  m.,  tlif  unteren  KlasstMi  un- 
vorhilltnismüliig  schärfer  trittt  als  die  bcsst^- 
irestellten  gesollst-haftlichen  Si'liirhten.  Sie 
wirken  also  pn»gressiv  imrh  unten.  Soll 
alH>r  aus  dem  tiskalisi'lien  liesichtspunkte 
eiiu"  A.  viuleilluift  sinn.  si>  ist  es  nicht  zu 
vernuMilon.  dalJ  ilit^  St«Miertechnik  zur  Be- 
histung  von  notwendigtMi  Nahrungsmitteln 
greift.  Sc-lilioÜiii'h  mag  n«H'h  ang»"»führt 
wenlen,  dal»  die  Verbraiu-hsaufl.igen  t*rhel>- 
Urh  die  l^nnluktion  und  den  Verkehr  l»e- 
lÄ-stipMi  und  einen  komplizierten  und  dal»ei 
ko>ts)>ii'lig\Mi  Veranlagungs-.  Krhebungs-  und 
KiMitiolla|>iv{irat  verhuigiMi.  Dabei  wiixl  die 
we>entliciiMe  und  dunhsi-h lagende  l^^rün- 
d\uig  aller  Vi'rl»rauchssteueni  auf  ihre  enorme 
Krtragsfahigkeit  zurüi'kgn'ifen  nulssi^n.  vUe 
eini'  ItosMidere  Stütze  duix'ii  tlas  Zusrt^ 
^tändnis  i-rhilU.  dali  cKmi  die  andoivn 
Stouerarton  niiht  entfernt  m^  irrelie  Ein- 
kunft«' dem  Fiskus  zufüiiren  wie  die  A. 
Man  kann  daher  prinzij  ieil  dies<»  .Steuor- 
crujpe  KMuängelii.  sie  tlu^Mvtisvh  verwerftMi. 
aK»r  man  winl  sieh  imujerhin  d»M'  Erkenntnis 
niiiit  vei"Si'hlieiHMi  können,  dal)  sie  in  AnU> 
Irariu  dt\-  m«.Hlornen  SUkitsUniiirftviü  unent- 
U^hrlifh  und.  wenn  man  will,  in  man*  her 
Ki'!uu!»ir  ein  iK.twendijns  TeU»!  ist. 

II.  System  der  A. 

I.  Uie  lietranke.*«teüern.  V;;].  Artt. 
..*i-'ninkf>t»Mit'r!i".    ,A^w\    'ind    HierU»steut^ 


nmg^S  „Branntwein  und  Branntweinbesteiie- 
rung'S  „Wein  und  Weinb^teuening". 

2.  Die  Verzehrangsstenem.  Vgl.  Artt. 
„Mahl-  und  SclüachtsteuerS  „Salzsteua:^. 
„Zuckersteuer*'. 

n.  Die  Tabaksteuer.  Vgl.  Art.  „Tabak 
und  Tabakbesteuerung*'. 

4.  Die  Wohnung-,  Miet-  and  M5bel- 
steuer.    Vgl.  Art.  „Mietsteuer*'. 

5.  Die  Luxnsatenem.  Vgl.  Art.  „Luxns- 
I  steuern''. 

'       tt.  Die  Zlehoriensteuer.     Im  Jahre  18Gn 

1  wurde  zum  i>chntze  des  Kaffeezolles  eine  Steuer 

auf  das  wichtigste  Surrogat  desselben,  die  Zi- 

!  cborie,  in  England  eingef t\hrt.    Ursprünglich 

I  betrug  der  Stenersatz  3  ä  für  je  1  Ztr.  (neben 

I  einem  Zichorienzoll).  Später  wnrde  er  anf  12  ah 

j  1    d    für    die    gleiche    Menge    erhöht.     Seit 

,  1882  sind   auch  die  Nachahmungen  Ton  Kaffee 

'  und   Zichorie   einer   Abgabe   von    Vs  d   fflr  je 

I  '  4  Pfund  unterworfen.    Die  Zichorieiasteaer  ist 

eine    Fabrikat«tener ,    die   durch    Verwendnn; 

von    Verschlulizettelstempeln    und    uiit    Pake- 

I  tierungszwang  erhoben   wird  (Ertrag  1427  d'i 

—  IHe  Ziohorieusteuer  in   Frankreich  (GG. 

V.   4.  IX.   1871   und   21.  VI.   1873.    mit   einen 

Steuersatze  von   HO  Frcs.   für  100  kg,   wnnle 

'  187*J  wieder  beseitigt.  —  Die  Zichoriensteoer 

wird   noch   in  Italien  erhoben.     Zuerst  mit 

einem  Steuersätze   von  30  L.  für   100  kg  in 

Jahre  1874  eingeführt,  wurde  sie  1885  auf  60  L 

für  UX)  kfir  erhöht,  aber  schon  im  Jahre  1886 

auf  :)0  L.  für  IW)  kg  herabgesetzt. 

7.  Die  Oeiftteuer.  In  F  r  a  n  k  r  e  i  c  h  bestand 
eine  innere  Verbrauchssteuer  von  den  inländi- 
schen minonilischeu  Oelen  nach  dem  Dichtig- 
keitsi<:rad  oder  der  Leuchtkraft  als  FabrikatioB»- 
steuir  zur  Ergänzung  des  IVtroleumzoUs  ((!. 
V.  ixj.XIl.  1873\  Sie  wurde  a1>er  IHW  anfge- 
hoben.  l>it'  nicht  mineralischen  OeU*.  die  it 
Beleuchtuncrs-  und  .^peisezwecken  dienen,  w«r- 
deu  mit  einer  Kingangssteuer  in  StSdten  tob 
4(KK)  Einwohnern  und  darüber  nach  der  Be 
vülkeruusrsziffer  (für  100  kg  zwis<*hen  6  joi 
12  Frcs..  heleiTt  0.  v.  31.  XII.  1873:.  Danebn 
eine  Steuer  auf  die  in  diesen  irrten  hergestditct 
Ol  If.  Sfit  1S78  wurde  diese  Oelstener  anf  «Üe- 
jeniireu  Orte  beschränkt,  die  diese  (>ele  einer 
cieiiieinde>teuer  unterwerfen.  Viele  GemeiDden 
ieistften  dämm  auf  diese  Steuer  Verzicht.  Er- 
trag 1ÄJ6:  1.S81»  Mill.  Frcs.  -  Oesterreich- 
rnirarn  M.  v.  26.  V.  1882.  29/VI.  1890»  be- 
steuert di»-  inländischen,  durch  Kaflinienin|:  het- 
•restelltou  Mint-ralüle  mit  6^«  tl.  für  100  1^  h» 
'>.8j^>  PichtiirkeiT  des  reinen  WaÄsers.  Vm- 
fassende  K«»nir»»ll Vorschriften  für  FabrikatBoa. 
Trans)K>rt  nnd  .\h<atz.  Die  frühere  Verzehna^ 
Steuer  au  <ler  Linie  ire<chlossener  StSdte  ww# 
aiif-ehoben.  Ertrair:  l«.(OJ  Mill.  Kr.  —  b 
Kubland  hestand  1»21— 73  ein  PetrolcaB- 
monfpol  des  Staates,  welcher  dieses  teUs  m 
eiirener  Keirie  ausübte,  teils  durch  Verpacktog 
ausbeutete.  Punhschnittl icher  Ertrag  SOOOU 
Kübel.  I^T't  wurde  eine  FabrikationsFlewr 
Aocise  na>.'h  dem  Raumirehalt  der  Destillier- 
k.lhen  bemt^ss»  n  Ertnur  250000  Rbl. 
die  rrvHiuktiiii  erheblich  stieg.  I8ftj 
delte  man  «ie  iu  eine  Fabril^steaer. 
vom  IMd  leichten  «^Is  40.  Tom  wckwtnM  jß  SD 
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Kopeken  betrag.  Die  Eontrolle  ist  bei  der 
KoBientration  oer  Prodnktionsstätten  eine  sehr 
risfache  nnd  leichte,  beschränkt  sich  im  wesent- 
lichen anf  die  Kontrolle  der  Verbringnng  des 
Rohmaterials  iu  die  Destillierränme  (Baku).  Er- 
trag 3KÜ57  Mill.  Rbl.  —  Griechenland  hat 
\St^  ein  Einfuhrmonopol  für  Petroleum  ein- 
geführt. 

S.  Die  Seifenstener.  Eine  solche  bestand 
in  England  bis  1853,  mit  einem  Ertrage  von 
1.13  Mill.  £  und  ebenso  in  Frankreich  1873 
bis  1878  mit  einem  Steuersatze  von  5  Pres,  für 
ICX)  kg  Gewicht,  welche  1877  6,2  Mill.  Pres, 
einbrachte.  In  den  Niederlanden  wurde  die 
Seife  mit  10  fl.  holl.  für  100  kg  besteuert.  Seit 
18^3  ist  sie  aufgehoben. 

9.  Die  Kenenstener.  Stearin-  und  Wachs- 
kerzen werden  in  Prankreich  seit  1873  mit 
HO  Pres,  für  lüO  kg  besteuert.  Die  Abgabe  ist 
eine  Pabrikatsteuer  und  beruht  auf  dem  Pake- 
tierungszwang  durch  Verwendung  von  Vig- 
netten oder  Stempelmarken,  welche  die  Ver- 
waltung liefert.  Scharfe  Kontrolle  des  Ver- 
schleii;es.  Verbot,  im  Kleinabsatz  mehr  als 
je  1  Paket  zu  öffnen,  n.  dgl.  m.  Ertrag  1905: 
7.38.')  Mill.  Pres. 

10.  Die    Zfindhölzerstener.     Nach    dem 
Kriege  hat  Prankreich  auch  die  Zündhölzer 
«ner  Verbrauchssteuer  unterworfen,  die  jedoch 
M:hon   1872    durch    ein   Monopol   auf  Ankauf, 
Fakrikation  und  Verschleiß  ersetzt  wurde.    Es 
mußten  dabei  600  Fabriken  mit  32,5  Mill.  Pres, 
riteignet  werden.    Die  Ausbeutung   des  Mono- 
pol» wurde  auf  20  Jahre,  jedoch  mit  dem  Rechte 
trtner  früheren  Kündigung  von  5  zu  5  Jahren 
n  eine  Gesellschaft  verpachtet.    Sie  hatte   an 
den  Staat   16,03   Mill.   Pres,   abzuführen,   eine 
Summe,  die  entsprechend  erhöht  werden  sollte, 
wenn  der  .\bsatz  40  Milliarden   Streichhölzer 
überachritte.    Pur   die  Benutzung    der  Pabrik- 
ränme  war  eine   besondere  Entschädigung   zu 
entrichten,   wie   für   die   ausgeführteft  Streich- 
böUer  an   den    Staat    besondere   Abgaben    zu 
füllen  waren.    1884  wurde  ein  neuer  Vertrag 
mit  der  Gesellschaft  geschlossen,   dem  zufol&fe 
«iie  Tachtsumme   auf   17,01  Mill.  Pres,   erhöht 
wurde  imd  dem  Staate  40®/p  des  Reinertrags  von 
dem  35  Milliarden  übersteigenden  Absätze  zu- 
ilieöen  sollte.     Die  Einfnbr  fremder  Zündhölzer 
»w  Terboteu.     Mit   dem    l./T.    1890   hat   der 
Hut  die  Ausbeutung  des  Monopols  in  eigener 
fi«gie  übernommen.    Ertrag  1905:  34,488  Mill. 
fn*  -  Rußland.    1848   wurden   die  Zünd- 
l*'*lttr  teils  aus  finanziellen,    teils  aus  fener- 
^lizeüichen    Gründen    besteuert,    indem    KKO 
'^tück  mit  1  Rubel  Silber  belastet  wurden  und 
*kr  VerKhleiß   nur   in   Blechkapseln   gestattet 
*w.  Dnrch  die  hohe  Steuer  und  die  schlechte 
Irterwachung  wurden  die  Streichhölzer  in  ent- 
tfnueo  Gegenden  heimlich  fabriziert  und  4!kbera]l 
«'iojgfeiehmoggelt.    1859  wurde  die  Pabrikation 
jjogeyeben,    wodurch    sich    eine    ausgedehnte 
^wiBdistrie  mit  einer  Keihe  von  Gefahren  für 
^^msdbeit  und  Peuerpolizei  entwickelte.    Daher 
"■ektc  man  den  Kleinbetrieb  durch  die  Pabri- 
m«  im  großen  zu  ersetzen,  indem  nur  noch 
'«kiken   erlaubt    wurden,    welche   im    Jahre 
«i^eitei»  für  1500  Rbl.  Banderolen  zur  Ver- 
{Mteg  besoffen.     Bei   neu   zu   errichtenden 
rtWikoi  wurde   dieser  Minimalsatz   auf  3(XX) 


Rubel  erhöht.    Die  Steuersätze  wurden  mehr- 
fach geändert.    Ertrag:  8,162  Mill.  Rbl. 

11.  Die  Papienteiier  wurde  in  England 
bis  1861  erhoben  (Ertrag:  1,35  Mill.  £),  auch 
Prankreich  hat  im  Jahre  1871  eine  solche 
in  4  Abstufungen  nach  der  Qualität  des  Papiers 
(5,20—15,60  Pres,  für  100  kg)  teils  als  neue 
Einnahmequelle,  teils  zum  Ersatz  für  den  ab- 
geschafften Zeituugsstempel  eingeführt.  Die 
Steuer  wurde  l./XII.  1886  aufgehoben.  Ertrag 
1886:  10,6  Mül.  Pres. 

12.  Die  SchießpulTermonopol-  und  Dyna- 
mltstener.  Prankreich  hatte  schon  vor 
der  Revolution  ein  Pulvermonopol.  Durch  G. 
V.  30/VIII.  1797  wurde  aus  Gründen  der  inneren 
Sicherheit  und  der  nationalen  Verteidigung  die 
Gewinnung  von  Salpeter  (bis  1819)  und  die 
Produktion  und  der  Verkauf  von  Pulver  als 
Staatsmonopol  erklärt.  Die  Pabrikation  unter- 
steht dem  Kriegsministerium,  der  Verschleiß 
dem  Piuanzministerium.  Die  Bergwerke  er- 
halten das  benötigte  Pulver  zum  Selbstkosten- 
preis, wogegen  am  Pulver  für  Luxus-  und 
Jagdzwecke  durch  die  erhöhten  Preise  der 
Hauptgewinn  gemacht  wird.  Die  Kleinver- 
schleiUer     (Debitanteu)     erhalten     einen     ent- 

:  sprechenden  Rabatt.    Die  Einfuhr  ist  verboten, 
I  doch  ist  Reisenden  die  Mitführung  von  2  kg 
Pulver  gestattet,    wenn  dasselbe    nachweislich 
zu   eigenem   Gebrauche   bestimmt   ist.    Ertrag 
lb0:>:  14,700  Mill.  Pres.    1875  wurde  die  Pabri- 
kation von  Dynamit,  Nitroglyzerin  und  Spreng- 
stoffen der  Privatindustrie  freigegeben  und  nur 
im    sicherheitspolizeilichen    Interesse    die   Er- 
richtung neuer  Fabriken  an  die  Ermächtigung 
;  der    Regierung    gebunden.     Es   ist    außerdem 
j  eine  Kaution  von  50000  Pres,  zu  erlegen  und 
:  eine  Pabrikatsteuer  von  2  Pres,   für  1  kg  zu 
i  entrichten.  —  InOesterreich  wurde  seit  1650 
I  ein  Salpeter-   und   Pulvermonopol    ausgebildet. 
I  Jenes  wurde  1853  aufgehoben,  dieses  als  Pabri- 
kations-  und  VerschleiSmonopol  beibehalten  und 
;  der  Militär-(Artillerie-)Behörde  unterstellt.   Die 
,  Herstellung   des  Pulvers  dnrch  Privatpersonen 
bedarf   der  militärbehördlichen  Erlaubnis,    das 
Fabrikat    ist    der    Militärbehörde    abzuliefern. 
I  Zum  Pulververschleiß  im   groUen  und  kleinen 
'ist  eine  Lizenz  erforderlich.  —  In  Italien  be- 
'  stand    1867—69    ein    Pulvermonopol    auf   dem 
Pestlande  und   in  Sardinien,   an  dessen  Stelle 
eine   wesentlich  erhöhte   Verbrauchssteuer  ge- 
treten  ist.  —  Serbien.     Ein  Pulvermonopol 
auf  Herstellung  und  Verkauf  ist    1884-85  er- 
richtet worden. 

i:i«   Die  Zeitnngs-    nnd  Kalendersteuer« 
England.     Seit  1885  werden  nur  die  durch 
die  Post  versendeten  Blätter  einem  Zeitungs- 
stempel   von    1    d   unterworfen,    wogegen    das 
Blatt  bis  4  L-nzen  portofrei  bleibt.  —  Frank- 
reich.    Alle  Anschläge,  mit  Ausnahme  jener 
der    öffentlichen  Autoritäten,    Ankündigungen, 
ausschlieülich  der  Adressen  jener  über  Wohnungs- 
veränderungen,    unterliegen    einem    seit    lS)4 
festen  Stempel  nach  Dauer  des  Anschlages,  der 
nach   der  Ortsgröße   abgestuft  ist.    Die  Sätze 
betragen  für  1  am  je  1,  1V2,  2,   und  2V2  Pres. 
14«  Der  Spiel kartenstempel«    Deutsches 
1  Reich  (G.  V.  3/ViI.  1878).    Die  Stempelabfirabe 
I  beträgt   für  jedes  Kartenspiel   bis  36  Blätter 
1 0,30  M.  und  0,50  M.  für  solche  mit  mehr  als 
I  36  Blättern.  Die  Steuer  wird  erhoben  bei  inner- 
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halb  des  Beichngrehietes  hergestellten  Karten 
innerhalb  der  Fabrik,  von  den  aus  dem  Ans- 
tand eingeführten,  neben  einem  Einfuhrzoll  bei 
der  Einfuhr  durch  Abstempelung.  Unter  amt- 
.  icher  Aufsicht  zur  Ausfuhr  bestimmte  Spiel- 
karten sind  steuerfrei.  Die  Kartenfabriken 
bedürfen  zu  ihrer  Anlage  der  behördlichen 
Genehmigung;  Einrichtung,  Betriebsart,  Auf- 
bewahrung, Versendung  der  Spielkarten,  Buch- 
führung u.  dgl.  m.  sind  durch  besondere  Vor- 
schriften geregelt.  Die  Kartenfabriken^  unter- 
liegen der  Stiuerüberwachung.  Die  Nichtbe- 
obachtung  dieser  Vorschriften  ist  neben  Ein- 
ziehung der  Geräte  und  Spielkarten  mit 
Geldstrafen  bis  löOO  M.  bedroht,  desgleichen 
die  Verheimlichung,  unvollständige  Angaben, 
die  Entfernung  überzähliger  Spielkarten  oder 
der  Ausschußblätter  aus  der  Fabrik.  Der  Spiel- 
kartenhandel ist  frei.  Die  Händler  sind  jedoch 
verpflichtet,  den  Steuerbehörden  ihre  Vorräte 
behufs  Prüfung  der  Stempelung  jederzeit  aus- 
zuweisen, bei  dieser  ihren  Gewerbebetrieb  an- 
zumelden, ihr  Geschäftslokal  als  Spielkarten- 
verschleiß äußerlich  kenntlich  zu  machen,  über 
Ein-  und  Verkäufe  Buch  zu  führen  u.  dgl.  m. 
Ebenso  ist  der  Gebrauch,  die  Verteilung,  Er- 
werbung, Aufbewahrung  etc.  von  ungestempelten 
Spielkarten  nebst  Einziehung  durch  Geldstrafen 
bedroht.  Erhebung  und  Verwaltung  des  Spiel- 
kartenstempels erfolgt  unter  Kontrolle  des 
Reiches  durch  die  Zoll-  und  Steuerbehörden  der 
Einzelstaatcn,  welche  für  die  in  ihrem  Gebiete 
erhobene  Einnahme  eine  5  '^/o-ige  Vergütung  er- 
halten. Ertrag  1905 :  1,586  MiÜ.  M.  —  Oester- 
reich  (G..v.  6./IX.  1850)  erhebt  einen  Ver- 
brauchsstempel, welcher  für  planierte  oder  aus 
geglättetem  Papier  verfertigte  Spielkarten  10  kr , 
im  übrigen  aber  5  kr.  betr&t.  —  Frankreich 
(GG.  V.  9./II.  1810,  28.  IV.  1816,  4.;^!.  1836, 
7./VIIL  1850,  1./IX.  1871,  21./VI.  1873,  28.  XII. 
1895).  Die  aus  dem  Ancien  regime  überkom- 
mene Spielkartenstener  wurde  1791  als  „in- 
direkte Steuer "*  abgeschafft,  jedoch  1797  in  Ver- 
bindung mit  der  Stempel steuergesetz&:ebung  auf 
der  alten  Grundlage  wieder  hergestellt:  sie  hat 
im  Laufe  der  Zeit  mehrfache  Veränderungen 
erfahren.  Die  Spielkartensteuer  wird  in  Stem- 
l)elfonn  erhoben.  Seit  1896  sind  die  Steuersätze 
erhöht.  Kartenspiele  mit  französischen  Bildern 
zahlen  0,75  Frcs.,  wenn  sie  36  oder  weniger 
Blatt  zählen,  und  1,50  Frcs.,  wenn  sie  mehr  als 
36  Blatt  haben.  Spiele  mit  fremden  Bildern 
zahlen  1,25  Frcs.  Doppelte  Sätze  (1,50,  2,50, 
250  Frcs.)  sind  für  solche  Kartenspiele  zu  ent- 
richten, welche  ausschließlich  in  geschlossenen 
Gesellschaften,  Klubs  u.  dgl.  m.  gebraucht 
werden  sollen.  Die  Herstellung  unterliegt  der 
Lizenzpflicht  (Prinzipal  100  Frcs.,  mit  Zu- 
schlägen 125  Frcs.),  die  Fabrik  der  Steuer- 
kontrolle (Exercice)  etc.  Die  Fabriken  von  Spiel- 
karten dürfen  rechtlich  nur  an  Orten  mit 
Direktionen  indirekter  Steuern,  tatsächlich  nur 
an  den  Hauptorten  des  Arrondissements  er- 
richtet werden,  wo  ein  wirksames  Exercice 
möglich  ist.  Das  Papier  zur  Herstellune:  von 
Karten  (mit  „französischen  Bildern'^)  muß  zu 
bestimmten  Preisen  von  der  Steuerverwaltung 
gekauft  werden.  Die  Fabrikeinrichtun^en  unter- 
stehen einer  fortwährenden  Beaufsichtigung. 
Jedes  Spiel  ist  von  den  Steuerbeamten  mit 
Marke   und   Bandstreifeii   mit   Trockenstempel, 


ohne  welche  die  Karten  nicht  in  den  Verkehr 
kommen  dürfen,  zu  versehen.  Der  Verkauf 
wird  durch  eingehende  scharfe  Kontrollen  über- 
wacht. Die  Händler  bedürfen  einer  besonderen 
Vollmacht  der  Regie,  unterliegen  dem  Bnch- 
führungszwang  für  den  Ankauf  von  den  Fabri- 
katen, der  ein  unmittelbarer  sein  muß.  und 
für  die  täglichen  Verkäufe  und  endlich  der  Visi- 
tation durch  die  Steuerverwaltung.  Die  In- 
haber von  Wirtschaften  und  öffentlichen  Lokalen, 
in  welchen  Karten  gespielt  wird,  müssen  über 
ihre  Ankäufe  genau  Buch  führen  und  können 
visitiert  werden.  Ihnen,  wie  jedem  Privaten, 
ist  der  Verkauf  von  Karten  mit  oder  ohne 
Bandstreifen,  neuer  oder  gebrauchter  untersagt. 
Die  Ausfuhr  von  Spielkarten  ist  unbeschränkt, 
steuerfrei  und  von  gewissen  Beschränkungen 
(wie  die  Benutzung  von  Regiepapier)  entbunden. 
wird  aber  besonders  überwacht.  Dagegen  ist 
die  Einfuhr  von  Spielkarten  verboten.  Za- 
widerhandiungen  verwirken  Geldstrafen  von 
1000 — 3000  Frcs.  Neben  Konfiskation  ist  immer 
auf  1  Monat  Gefängnis  bei  Fabrikation  nnd 
Verkauf  ohne  Erlaubnis,  auch  bei  Spiel  mit 
verpönten  Karten  in  Wirtschaften  u.  dgl.  in 
erkennen.  Bei  Fälschung  und  Nachiü^oog 
von  3Iarken  und  Mustern  tritt  noch  Zwangs- 
arbeit hinzu.  Ertrag  3,031  Mill.  Frcs.  —  Eng- 
land. Spielkarten  waren  seit  1828  mit  1  sh 
für  das  Spiel,  Würfel  mit  1  £  für  das  Paar  be- 
steuert. 1862  wurde  die  Abgabe  von  Würfeln 
beseitija^.,  der  Spielkartenstempel  auf  8  d  für 
das  Spiel  ermäßigt. 

15«  Anderweite  kleine  A.  sind  die  Essig- 
steuern in  Frankreich,  den  Nieder- 
landen und  in  Belgien,  die  regelmäßig  nach 
Säuregehalt  oder  den  bei  der  Essigbereitong 
verwendeten  Materialien  erhoben  werden,  ferner 
die  Steuer  auf  patentierte  Heilmittel 
(Patents  Mediciues)  in  England,  sowie  die 
Korinthen-  und  Feigenstener,  welche 
Griechenland  erhebt.  Sie  sind  meist  finanxieU 
ohne  erheblicheren  Belang.  Am  beträchtlichsten 
sind  noch  die  Einkünfte  aus  der  fransösischen 
Essigsteuer,  welche  nach  dem  Säuregehalt  be- 
messen, bei  Steuersätzen  von  5—62.5  Frcs.  für 
1  hl  einen  Ertrag  von  ungefähr  2,845  Mill.  Frcs. 
liefert. 

Literatur:  Ho/f'mann,  Lehre  nm  den  ^itenerm, 
Berlin  I840.  —  Rau ,  Finan2wu$en^ch4^  JJ, 
S.  ISJjf.  —  Hock,  Die  öffenüichen  Abgaben  «um! 
SchuUlen,  JShUtyart  186S.  —  Bfeiß^er^  Die 
Staatseinnahmen,  1860.  —  Schaffte,  Gmndsäixe 
der  Steuerpolitik,  Tübingen  1880,  S.  809 ff.  — 
Wagner,    Finanxiowsenschc^ft,   Bd.  J,  »V.  601  ff, 

—  Röscher,  SyH.  IV,  ^  94 ff.  —  8chnl9,  Sekän- 
berg,  J,  Auji.,  Bd.  8,  S.  880 ff.  —  ZeUer,  SekSt^- 
berg,  4.  Aufl.,  Bd.  8,  S.  597  ff.  —  Schaffte,  Die 
Steuer,  Bd.  2  (Frankenstein* 9  Hand-  und  Ltkr* 
buch,  Leipzig  1896).  —  Vockef  Die  Abffoben, 
Auflagen  und  die  Steuer,  StuUgart  1SS7.  — 
Derneihe,  Grundzüge  der  Finantwigsenwehaß 
f Frankenstein' 8  Hand-  und  Lehrbuch),  Leiffwiff 
1894.  —  Eheberg,  Finantwissenschafi,  6,  A^, 
Leipzig  1905,  S.  241  fi'.  —  HoUer,  Hiatorimim 
JMrsteUung   der  indirekten  Steuern,  Wien  1$8S. 

—  Ceber  die  unter  II,  6 — 15  angefahrten  kitimtnm 
Außcnndsteuetm  s.  die  Artt.  „Cickorien$t0mr^, 
„OeUteuer**,  „Sei/ensteuer**,  „KenemHmner^» 
„ZündhiHzersteuer",   „Pcipier$teHer^*,    _  ffnfin<w 
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tuuer'%  „ZeüungsHeuer",  „SpielkarterutempeV,  eine  gewisse  Rolle.  Die  Einbürgeining 
„/W«T"  im  ff.  <L  St.,  MowieJTacoh,  Art.  „Spiel-  dieser  Verkehrsform  scheint  in  Deutschland 
k^temMempel'*  im  W.B.  dt*  detu^efumV.R    Für  ni^ht  gelingen  ZU  wollen,  da  sie  eine  direkte 

Dittiannaire   de  l'Administr^on  JrauQaüe  und    ^PJf^^*     "°^V  ^^^^l  ,  ^^^  J^®«     Zwischen- 
im  Dietionnaire  des  Finanees  sowie  bei  Wagner,    händlern  möglichst  bekämpft  wird. 
Fin.  III  (pasaim)  und  Ergänzung« hejt.  Unter  den  Klagen  der  Kleinliändler  sind 

Maar  von  Hechel.  auch  die  Über  die  wachsende  Konkurrenz 
bemerkenswert,  welche  durch  Auktionatoren 
entstehen,  die  nicht  bloß  fQr  fremde,  son- 
dern immer  mehr  auch  für  eigene  Rechnung 
Zigarren,  Wein,  Uhren,  Weißzeug,  alle  mög- 
1.  Wirtschaftliche  Bedeatnug.  2.  Auktiona-  liehen  Waren  versteigern, 
toren.  Im   Detailhandel    können  A.    leicht    zu 

i  Wirtsdiaftliche  Bedeutung.  Soll  unehrlichen  Manipulationen  benutzt  werden, 
der  Handel  seine  wirtschaftlichen  Aufgaben  indem  eine  genauere  Prüfung  der  ver- 
erfüllen, 80  ist  es  nötig,  Nachfrage  und  An-  steigerten  Waren  erschwert  oder  die  Form 
gebot  zusammenzubringen,  wie  das  vor  allem  der  A.  gewählt  wird,  um  durch  den  Reiz 
uf  M&rkten  und  Börsen  geschieht  Die  und  die  Aufregung  des  Bietens  die  Lrteils- 
eoeigischste  Zusammenfassung  in  eine  mög-  fähigkeit  der  Käufer  zu  beeinträchtigen. 
üdiBt  kurze  Zeit  erfolgt  aber  in  der  Form  Besondere  Bedenken  haben  in  dieser  Rich- 
der  A.,  der  Versteigenmg  beweglicher  tung  die  Wanderauktionen  hervorgerufen. 
S«d»en  an  den  Meistbietenden.  Sie  hat  Auch  beim  Verkehr  in  Grundstücken  kann 
wirtschaftliche  Bedeutung  vor  allem  da,  wo  die  Form  der  Versteigerung  zu  Benach- 
es  sich  um  unregelmäßiges  Angebot  handelt  teiligung  der  Käufer  mißbraucht  werden, 
oder  wo  durch  die  OefFentlichkeil  der  Ver-  Solchem  Treiben  der  Verkäufer  auf  A. 
Steigerung  gesichert  werden  soll,  daß  die  steht  auf  seilen  der  Käufer  der  j^Iißstand 
Prasbildung  in  richtiger  Weise  erfolgt,  gegenüber,  daß  gewei4}smäßige  A.besucher 
Leteteres  ist  namentlich  der  Fall  bei  den  Verabredungen  treffen,  um  die  Preise  niedrig 
gerichtlichen  A.  und  sonstigen  Zwangs-  zu  halten  und  nicht  zu  ihrem  Ring  gehörige 
▼wiänfeo,  Nachlaß  Versteigerungen  u.  dgl.,  am  Mitbieten  möglichst  zu  verhindern, 
ereteres  beim  Handel  in  alten  Kuriositäten,  2«  Auktionatoren.  Als  Vermittlunersper- 
Kunstwerken  und  aU  den  Gegenständen  der  sonen  des  Handels  sind  sie  meist  ähnlich  be- 
Sammelliebhaberei,  für  welche  der  Handel  handelt  wie  die  Makler.  Die  Abhaltung  von 
sich  in  Prankreich  und  England,  neuerdings  Versteigerangen  war  seit  Ende  des  MitteFalters 
aiv4i  {n  ru,.4»^ki«»ri  «Vv™r;««L«^  ;«  a^^  vielfach,  wie  bei  den  anderen  Hilf sge werben  des 
aoA  m  I^utschland  überwiegend  m  der  g^^^^i,  beeidigten  Personen  anvertraut.  All- 
^  der  Vereteigerung  voUzieht  Aehnlich  gemein  war  früher  das  Erfordernis  der  Konzes- 
w«  beun  Verkauf  von  Waren,  die  z.  B.  gionierung,  wie  noch  in  England  und  in  Frank- 
durdi  Feuer  oder  Seewasser  beschädigt  oder  reich,  wo  die  Pariser  Commissaires-Priseurs  in 
^post  im  regelmäßigen  Handel  unverkäuf-  ähnlicher  Weise  wie  die  A^ents  de  Change 
lieh  sind.  korporativ  organisiert  sind.    Doch  sind  für  ge- 

Im  Großhandel  scheint  die  A.  als  regel-  ^^  Versteigerungen  Courtiers,  für  andere  die 
mäßige  Form  des  Verkaufs  zuerst  von  der  ?l^^/\"''^  GericlBtsvollzieber  zuständig  In 
HnlüSiHi'o^k  tf"k»4^.^ri:o^i.r^»  l7'/^.«^«««;^  „«r^  Deutschland  waren  die  Auktionatoren  früher 
Uonäodisch-^  Kompagme   ange-  ^^.^^    konzessionspflichtig,    insbes.    nach    der 

woMletza  sein,  und  m  Holland  und  i^ng-  Preuß.  Gew.-O.  von  1845.  Die  Gew.-O.  von  1869 
»M  haben  die  A.  namentlich  von  Tabak,  hat  den  Gewerbebetrieb  der  Auktionatoren  frei- 
*«iee,  Zucker,  Tee,  Baumwolle  und  Wolle,  gegeben. 

oMen  und  Fellen,  Gerbstoffen  und  Leder,        (Weiteres  vgl.  in   dem  nachfolgenden  Art. 
Tak  usw.  große  Bedeutung.     In  Deutsch-   „Auktionatoren".) 
W  wie  in  anderen  Ländern  kommen  sie  Literatur:  M-VuHoch,  Dict.  of  Commerce  *.  r. 

im  Grofibandel  weniger  vor.  In  Deutsch-  Auctioneer.  —  M.  Block,  Dict.  de  VAdmim- 
W  giod  von  regelmäßigen  und  bedeutenden        ^tration   s.  t .    Commissaires-Priseurs   und   Vente 

A.  die  überseeischer  Nutzhölzer  in  Hamburg,  «'^^^^j^^'  "  ^;  f •''ri^^^'e'*:!;/*^"*'^"" 
fefiachauktionenin  den  Nordseehäfen,  die      ?  ^'  t'  ^fr^f-^  ^^/^'  ^n     ^\r /^ 

n— .x^^     1    .  w**  j.'.wxvAo^»!«*^«,  yxxs^        Lage  des  Kleinhandels  %n  Deutschl<ind,  T, 

«»(AwMenauküonen  in  Leipzig  (bei  denen  s.  os,  isoq.  -  M.  Süssheim,  Das  moderne 
«^  der  Zusammenhang  von  Meßhandel  und      A^iktionsge werbe,  1900.  —  Vgl.  auch  die  Lite- 

^''whaiKielfiauktionen    zeigt),    die    Weinver-        ratur    über  Markthallen  beim  Art.  „MärkU  tmd 

^WuDjpen  in  den  Rheinlanden,  die  Berliner  Messen".                            Karl  Rathgen. 

WoQaiiktioneo  zu  nennen.    In  Paris  haben 

*cA.  von  Lebensmitteln  in  den  dem  großen 

vedehr  dienendeo  Zentralhallen  Bedeutung.  Auktionatoren« 

A^ch    im    Detailverkehr    der    Markthallen  Das  Gewerbe  der  A.,  d.  h.  von  Personen. 

SWt  in  Frankreich  die  Versteigenmg  (crii^e)  die  zum  Zwecke  der  freiwilligen  Veräußerung 
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öffentliche  Versteififerungen  fremder  Sachen  ge- 
werbsmäüig  YomehmeD.  kann  zwar,  soweit  es 
sich  nm  die  Versteigerung  beweglicher 
Sachen  handelt,  von  iedermann  frei  ansgettbt 
werden;  dagegen  steht  das  Recht  zur  Ver- 
steigemng  von  Immobilien  nnr  den  von 
den  zaständiffen  Staats-  oder  Kommnnalbe- 
hörden  oder  Korporationen  öffentlich  bestellten 
und  beeidigten  A.  zn.  In  den  Fällen  der  §§  373 
(Selbsthilfeverkanf)  nnd  376  HOB.  (Fixg;eschäft) 
muß  der  freihändip^e  Verkauf  dnrch  eine  zur 
öftentlichen  Versteigerung  befugte  Person  er- 
folgen. Auch  wird  nur  bei  einer  durch  solche 
öffentlich  bestellte  A.  voriB^enommenen  Ver- 
steigerung unanfechtbares  Eigentum  erworben. 
§§  35,  36  Gew.-O.,  §S  935  Abs.  2  BGB.  Strafvor- 
dchrift  in  §  147  Nr.  1  Gew.-O.  Nach  §  38  Gew.-O. 
sind  die  Zentralbehörden  der  Bundesstaaten  be- 
fugt, über  den  Umfang  der  Befugnisse  und  der 
Verpflichtungen  sowie  über  den  Geschäfts- 
betrieb der  A.  Bestimmungen  zu  treffen,  soweit 
dies  nicht  durch  die  Landesgesetzgebung  ge- 
schieht. (Für  PreuUen  vgl.  Art.  1()9  des  Fr. 
Ges.  V.  21.  IX.  1899  fGS.  S.  249)  über  die  frei- 
willige (lerichtsbarkeit  betr.  die  Befugnis  der 
Ortsgerichte  zur  Vornahme  freiwilliger 
öffentlicher  Versteigerungen;  Art.  125  a.  a.  0. 
betr.  die  Anstellung  besonderer  Beamten  (sog. 
..beeideter  A."i  zur  Vornahme  derartiger  V^er- 
stei^erungen  in  Ostfriesland  und  Harlingerland 
>«owie  im  Regieningsbezirk  Osnabrück ;  Art.  144 
Z.  10  u.  11  betr.  die  Aufhebung  bis  dahin  gel- 
tender Vorschriften;  Art.  41  A.B.  GB.  betr.  Ab- 
änderung des  g  10  des  G.  v.  17./III.  1881  (über 
das  Pfandleihgewerbe)  dahin,  daO  Pfänder,  die 
einen  Börsen-  oder  Marktpreis  haben  oder  aus 
Gold-  oder  Silbersachen  bestehen,  unter  Um- 
ständen auch  ans  freier  Hand  durch  eine  zur 
öffentlichen  Versteigenmg  befugte  Person  ver- 
kauft werden  dürfen.) 

In  ElsaU-IiOthringen  sind  gemäß  §  5  des 
R(i.  V.  27.11.  1888  (RGBl.  8.  57)  die  landes- 
rechtlichen Vorschriften  über  die  Befugnis  zur 
Abhaltung  von  öffentlichen  Versteigerungen  in 
Kralt  geblieben.  Hiernach  sind  zur  Abhaltung 
von  Mobiliar  Versteigerungen  nur  Notare  und 
Gerichtsvollzieher,  zur  Abhaltunir  von  Immobi- 
liarversteigeruugen  iG.  v.  21.111.  1881)  nur 
erstere  befugt. 

Vgl.  Art.  ..Gewerbegesetzgebung'*. 

\enkantp. 


Ausfuhr  und  Einfuhr  (Außenhandel). 

A.  nnd  E.  bilden  den  Außonhandel 
rinos  Wirtschaftsgebietes ,  den  Teil  seiner 
Umsätze,  mit  dem  es  an  dem  internationalen 
Austausch  l>eteiligt  ist.  Der  Außenhandel 
ist  nicht  Handel  im  engeren  Sinne,  unter 
^•eh'hem  man  die  von  Kaufleuton  gewerbs- 
mäßig ^wirkten  l'msiltze  versteht,  sondern 
in  dem  weiteren  Sinne,  der  alle  zwischen 
dem  Inlande  und  dem  Auslande  sich  voll- 
ziehenden rmsütze  begreift.  Doch  wiixl  der 
gif)ßte  Teil  dieser  Umsätze  durch  den  Handel 
und  jedenfalls  in  den  Formen  des  Handels- 
verkehrs vermittelt. 


Der  Außenhandel  ist  teils  die  Folge  des 
großen  Unterschiedes  zwischen  den  Ter- 
schiedenen  Ländern  hinsichtlich  des  Vor- 
kommens von  Naturprodukten,  teils  die  Folge, 
wie  die  Voraussetzung  der  örtlichen  Arbeits- 
teilung, die  zwischen  verschiedenen  Wirt- 
scluiftsgebicten  sich  entwickelt  Der  Omhiig 
und  die  Zusammensetzung  des  Außenhandels 
eines  Landes  ist  deshalb  abhängig  von  dem 
durch  Klima,  Bodenbeschaffenheit  usw.  be- 
dingten Vorkommen  eigenartiger  Natur- 
produkte einerseits,  von  dem  Grade  der  wirt- 
schaftlichen Entwicklung  seiner  Bevölkerung 
andererseits. 

In  den  Anfängen  des  Vcrkelirs  sind  es 
nur  wenige  und  relativ  seltene  Gegenstände, 
in  welchen  ein  Außenhandel  sich  entwickelt: 
GewQrze,  Salz,  Wem,  feineres  Pelzwerk, 
Schmuck  und  Waffen,  Sklaven.  Je  mehr 
ein  Volk  die  natürlichen  Kräfte  des  Landes 
entwickelt,  um  so  mehr  ist  es  in  der 
eigene  Produkte  anzubieten,  mit  denen 
fremde  notwendige  oder  begehrenswerte 
Waren  eintauscht.  Je  mehr  ein  Volk  wirt- 
scliaftlich  fortschreitet,  um  so  mehr  bietet 
es  nel)en  Natm'produkten  gewerbliche  Er- 
zeugnisse an  und  bezahlt  danut  die  aoü- 
ländisclien  Rohstoffe  der  Industrie  und  die 
Nahrungs-  und  Genußmittel,  deren  es  be- 
darf, um  eine  wachsende  Bevölkerung  xu 
erhalten.  So  entsteht  eine  Scheidung  zwischen 
den  wirtschaftlich  entwickelteren  und  den 
weniger  entwickelten  Völkern,  von  welchen 
diese  vorwiegend  Naturprodukte,  jene  vor- 
wiegend Fabrikate  zum  internationalen  Aus- 
tausch bringen.  Je  größer  aber  die  Zahl 
der  Länder  wird,  welche  zu  industrieller 
Produktion  ül>ergehen,  um  so  melir  entwrickelt 
sich  auch  unter  diesen  der  Austausch  von 
ludustrieerzeugnissen. 

Wo  die  Xatiu'ki-äfte  noch  zu  entwickeln 
sind,  wird  es  unwirtschaftlich  sein,  sich  mit 
der  Weiterverarbeitung  abzugeben.  Koloual- 
länder  werfen  sich  auf  die  Massenerzeuguog 
vcn  Naturprodukten  mit  mögliehst  geringem 
Arbeitsaufwand,  während  sie  verarbeitete 
Gegenstände,  in  welchen  ein  hohes  Qtiantam 
Arbeit  steckt,  importieren.  Dagegen  mOssen 
dichtbevölkerte,  hochentwickelte  LÄnder  den 
Reichtum  an  menschlichen  Produktions- 
kräften  ausnützen  und  bearbeitete  Produkte 
auf  den  Markt  bringen,  um  damit  Natur- 
produkte zu  bezahlen.  In  Deutschland  be- 
trug durcrhschnittlich  jährlich  der  Wert  in 
Mill.  Mark 
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Nach  diesen  Zahlen  wären  gegenwärtig 
von  der  deutschen  Einfuhr  gut  vier  Fünftel 
Nahrungs-,  Oenußmittel  und  Rohstoffe,  von 
der  Ausfuhr  &st  zwei  Di  iltel  Fabrikate.  Doch 
gibt  das  bei  den  Ausfuhrzahlen  kein  aus- 
reichendes Bild  von  der  gewerblichen  Ent- 
wicklung Deutschlands,  da  von  den  ausge- 
führten Nahmngs-  und  Oenußmitteln  ein 
eriieblicher  Teil  aus  Fabrikaten  (Zucker, 
Mehl.  Bier,  Branntwein  usw.)  besteht  und 
von  den  Rohstoffen  ein  Teil  nicht  der  in- 
ländischen Produktion  entstammt  ein  anderer 
Tdl.  die  Erzeugnisse  des  Bergbaus,  in 
industriellen  Unternehmungsformen  produ- 
ziert werden. 

Im  ganzen  aber  gibt  das  Verhältnis  der 
Bohstoffe  zu  den  Fabrikaten,  wie  es  sich 
ans  dem  Art.  „Handelsstatistik"  entnehmen 
iäüt.  bei  den  Zahlen  der  A.  einen  guten 
Maßstab  für  die  gewerbliche  Entwicklnng, 
wiiirend  bei  der  K  die  fast  überall  vor- 
handenen Schutzzölle  das  Bild  trüben. 

Die  Verbesserung  der  Verkehrsmittel,  die 
Verbillignng  der  iWisporte  hat  bewirkt, 
dafi  Damentlich  im  19.  Jahrh.  immer  zahl- 
reichere Gegenstände  und  immer  größere 
Massen  in  den  internationalen  Verkehr  hinein- 
gezofjen  sind.  Dadurch  sind  die  Zahlen  der 
sog.  Welthandelsumsätze  ganz  außerordent- 
lich gewachsen.  Man  erhält  diese  Zahlen, 
indem  man  die  Werte  der  A.  und  E.  sämt- 
licher Länder  zusammenrechnet.  So  ge- 
igen Wert  dieses  Verfahren  im  einzelnen 
l»t  bei  den  großen  Abweichungen  der  ver- 
schiedenen Staaten  in  bezug  auf  die  Fest- 
stellung und  Vollständigkeit  der  Handels- 
s^atistik  (8.  diesen  Art.),  so  gibt  es  immer- 
hin ein  Bild  von  dem  Wachsen  des  Außen- 
handels, wenn  Scherzer  die  Summe  der 
A  uod  E.  der  wichtigsten  Handelsstaaten 
ftr  1830  auf  6440  MiU.  M.  berechnet,  für 
IJßOaof  26810  MilL,  für  1882  auf  57  338 
»ül.  Für  alle  Staaten  kommt  er  1860  auf 
2»  Milliarden,  für  1889  auf  77  Müliarden. 
Bne  etwas  geringere  Zunahme  berechnet 
'ttraschek  bei  Fortführung  der  Neumann- 
^Nhut'schen  Zusammenstellungen,  nämlich 
w  die  Höhen-  und  Tiefpimkte  der  Bewegung : 

1860  29,0  Milliarden  M. 

1873  57,8 

187Ö  54,8 

1883  67,9 


I  (Die  letzten  5  Zahlen  nach  dem  Statist. 
Jahrb.  d.  D.  Reichs). 

Bei  dem  allgemeinen  Sinken  der  Waren- 
preise in  neuerer  Zeit  drücken  diese  Wert- 
zahlen  nur  ungenügend   die  wirkliche  Zu- 

I  nähme  der  Welthandelsumsätze  aus.    Diese 

,  ungeheuren  Summen  würden  übrigens,  wenn 
sie  vollständig  wären,  jeden  Umsatz  doppelt 
enthalten,   einmal   bei   der   A.    und  einmal 

]  bei  der  E.  Der  Anteil  der  wichtigsten 
Handelsstaaten  an  diesen  Summen  in  einigen 
charakteristischen  Jahren  war  (Statist.  Jahrb. 

!  d.  D.  Reichs,  1903  und  1905). 

1885  1890  189Ö  1900  1903 

I  ^     rt,    .  .  /o         /o         /o         /o         /o 

I  Großbritannien  und 

I     Irland  19,2  18,8  17,8  19,3  18,1 

Deutschland  10,3  11,  i  ii,i  12,0  11,5 

V.  St.  V.  Amerika  9,7  10,1  9,5  10,2  10,1 

Frankreich  10,4  9^8  8,6  9,9  9,2 

I  Niederlande  5,9  5,9  6,6  6.7  7,0 

Belgien  3,7  3,7  3,7  6,0  6.6 

Britisch-Indien  3,8  4,0  3,3  3,0  3,5 

Oesterreich-Üngarn  3,7  3,5  3,7  3,5  3,5 

Ruüland  (europ.)  5,0  5,3  6,0  3,1  3,3 

Italien              3,5  2,7  2,7  2,9  2,7 

D.  10  St.  zusammen  75,8  74,9  73,0  76.6  75,5 

Ist  die  Bewegung  der  Welthandelsumsätze 
im  ganzen  eine  steigende  (zum  Teil  freilich 
durch  Hinzutreten  neuer  Wirtschaftsgebiete), 
so  bewegen  sie  sich  doch  auf  und  ab  mit 
der  wirtschaftlichen  Konjunktur,  was  in  den 
,  Wertzahlen  noch  stärker  zum  Ausdruck 
!  kommt,  weil  mit  der  Konjunktur  auch  die 
Preise  steigen  und  fallen.  Die  Wertsummen 
des  Außenhandels  schwanken  stärker  als 
die  wirklich  aus-  und  eingeführten  Waren- 
mengen. 

•  Deutlicher  als  bei  den  Welthandclsum- 
sätzen  tritt  dieses  Auf-  und  Niedergehen 
des  Außenhandels  bei  den  einzelnen  Ländern 
hervor.  Es  bildet  einen  wichtigen  Maßstab 
für  die  Entwicklung  der  wirtschaftlichen 
Konjunktur. 

Das  Verhältnis  des  Wertes  der  Waren-A. 
zu  dem  der  Waren-E.  und  die  hierdurch 
wie  durch  die  Gesamtheit  der  zwischen  ver- 
schiedeneu Ländern  notwendig  weixlenden 
Zahlungen  veranlaßte  A.  und  E.  von  Zahlungs- 
mitteln ist  an  anderer  Stelle  eingehen- 
der beliandelt  (vgl.  Aitt.  „Handelsbilanz'S 
„Wechsel''). 

Während  im  Merkantilsystem  dem  Außen- 
handel eine  ganz  besondere  Bedeutung  bei- 
gelegt wurde,  hat  man  später  nachdrücklich 
darauf  hingewiesen,  wie  viel  größer  die  Um- 
sätze   im    Binnenhandel    seien    als   die   im 
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Außenhandel.  Rs  ist  schwierig,  zahlenmäßig 
beide  miteinander  zu  vergleichen.  Einen 
gewissen  Anhalt  geben  aber  die  Zahlen  der 
Verkehrsstatistik.  Nach  der  Statistik  des 
Güterverkehrs  auf  den  deutschen  Eisen- 
bahnen betrug  dieser  1895  184695000  t, 
1908  286747  000 1.  Davon  kamen  in  1000 tauf 

1895        1903 
den  Inlandsverkehr  1 54  779    244801 

den  Versand  nach  dem  Ausland  15  1 1 1  22  962 
den  Empfang  vom  Ausland  12254  15745 
den  Durchfuhrverkehr  2551        3239 

Im  Warenverkelir  sind  die  auf  den  in- 
ländischen Wassei-straßen  beförderten  Mengen 
erheblich  größer  als  die  in  den  deutschen 
Seehäfen  ankommenden  und  abgehenden 
Warenmengen.  Und  selbst  in  deren  See- 
verkehr kommt  bei  den  mit  Ladung  ange- 
kommenen Seeschiifen  ein  FQnftel,  bei  den 
mit  Ladung  abgegangenen  über  ein  Viertel 
auf  den  Verkelir  mit  deutschen  Häfen. 

Selbstverständlich  wird  das  Verhältnis 
zwischen  den  Umsätzen  des  Binnen-  und 
denen  des  Außenliandels  ganz  verschieden 
sein  in  großen  und  kleinen  Staaten  (also 
z.  B.  in  Deutschland  und  in  Belgien).  Was 
bei  diesen  als  Außenhandel  erscheint,  wird 
in  vielen  Fällen  in  einem  größeren  Wirt- 
scliaftsgebiete  als  Verkelir  mit  einer  Nachbar- 
provinz zum  Binnenhandel  gehören.  Im 
ganzen  darf  man,  namentlich  für  größere 
Jiänder,  wohl  mit  Bestimmtheit  annehmen, 
daß  trotz  aller  Zunalime  des  Außenhandels 
mit  wachsender  Verkehrswirtsehaft  und  ört- 
licher Arbeitsteilung  die  Umsätze  im  binnen- 
ländischen Verkehr  sehr  viel  stärker  zu- 
genommen luiben. 

Beim  Vergleiche  verschiedener  linder 
oder  verschiedener  Zeiten  ist  für  das  Ver- 
hältnis zwischen  Binnen-  und  Außenhandel 
nicht  außer  aciit  zu  lassen,  ob  Schutzzölle 
in  fiililbarer  Höhe  bestehen  oder  nicht.  Im 
ersteren  Falle  werden  infolge  der  Erhöhung 
des  inländischen  Preisniveaus  eine  Menge 
Umsätze,  die  sonst  über  die  Grenze  erfolgen 
und  an  einer  Grenze  die  A.zahlen,  an 
einer  anderen  die  E.zahlen  erhöhen  wüitlen, 
nunmehr  im  Inlande  sich  vollziehen,  wozu 
die  deutsche  E.  und  A.  vor  oder  nach 
1879  und  1885  zahlreiche  Beispiele  liefert 
(paralleler  Rückgang  der  Vieh-E.  und  -A., 
Verschwinden  der  Getreide- A.  im  Gsten 
bei  Hemmung  der  E.  im  übrigen  Deutsch- 
land usw.).  Umgekehrt  vermehren  Zoll- 
ermäßigimgen  mler  andere  Verkehrserleich- 
tenmgen  die  Umsätze  über  die  Grenze.  So 
wai*  niu*  wegen  der  Aufhebung  des  Identitäts- 
nachweises (vgl.  diesen  Art)  der  Wert  der 
deutschen  Getreide-A.  und  -E.  1895  um 
mehr  als  20  Mill.  M.  größer  als  im  Jahre 
1893,  ist  jetzt  jährlich  40  bis  80  Mill.  M. 
höher,  als  er  ohne  diese  Maßregel  sein  würde. 

Wie  im  Binnenhandoj  die  Umsätze  größer 


sind  als  im  Außenhandel,  so  ist,  trotz  der 
großen  wirtschaftlichen  Entwicklung  fiber- 
seeischer  Länder,  derVerkehrdereuroptochen 
Staaten  untereinander  sehr  viel  umfang- 
reicher als  der  mit  entfernten  Gegenden. 
Selbst  in  Großbritannien  kamen  1894  und 
1904  trotz  seiner  engen  Beziehungen  zu 
seinen  Kolouieen  auf  den  Handel  mit 
europäischen  Staaten  42®/o  und  40^/o,  auf 
den  mit  europäischen  Staaten  und  mit  den 
Vereinigten  Staaten  G2^/o  und  56®'o  des 
Wertes  der  Umsätze  im  Außenhandel.  Von 
der  Summe  des  Spezialhandels  des  deutschen 
Zollgebietes  kamen  1894  und  1904  auf  den 
Verkehr  mit  europäischen  Staaten  73^/o  und 
G8^/o,  auf  den  Verkehr  mit  Europa  und  den 
Vereinigten  Staaten  840/0  und  80^.0.  In 
Frankreich  waren  es  1894  65  und  73  (bei 
Einrechnung  des  benachbarten  Algier  78)  ^« 
im  Jahre  1903  62, 7 1  und  77^1 0,  In  Oesterreich- 
Ungarn  kamen  auf  den  Verkehr  mit  euro- 
päischen Ländern  1904  sogar  80^.0.  Doch 
ist  bei  allen  diesen  Zahlen  zu  beachten,  daß 
die  Angabe  der  Ursprungs-  und  Bestimmung»- 
länder  nie  ganz  genau  sein  kann. 

Wichtiger  ist  die  Frage,  wie  weit  über- 
haupt die  wirtschaftlich  vorgeschritteneren 
Staaten  mit  ihrer  Produktion  und  ihrem 
Verbrauch  in  den  internationalen  Verkehr 
hineingezogen  sind,  ein  wie  gi-oßer  Teil  der 
Produktion  ausgeführt,  ein  wie  großer  Teil 
des  Verbrauchs  eingeführt  wird  und  inwie- 
weit E.  und  A.  für  die  Bedarfsdeckni^ 
und  den  Bestand  der  Produktion  nutig  sind. 
:  Das  im  ganzen  zahlenmäßig  auszudrücken 
i  ist  nicht  gut  möglich,  weil  wissenschaftlich 
'  unanfechtbare  Berechnungen  des  Wertes  der 
ganzen  Produktion  nicht  vorhanden  sind. 
Ebenso  ist  es  unzulässig,  allgemeine 
Schlüsse  zu  ziehen  aus  dem  Verhältnis  der 
Produktion  einzelner  Waren  zur  E.  und A. 

Für  eine  genauere  Betrachtung  ergibt 
sich,  daß  das  Hineintreten  in  die  Weltwirt- 
scliaft  in  den  verschiedenen  Produktions- 
zweigen in  sehr  verschiedenem  Umfange  er- 
folgt und  einen  sehr  verschiedenen  Charakter 
hat.  Es  liat  eine  ganz  andere  Bedeutung, 
ob  in  einem  Gewerbe  regelmäßig  ein  wesent- 
licher Teil  der  Produktion  ausgeführt  wird 
und  die  Produktion  damit  rechnen  muA, 
oder  ob  die  A.  nur  einen  unregelmäßigen 
übei-schießenden  Teil  einer  Produktion  &- 
stellt,  die  in  der  Hauptsache  für  den  in- 
i  ländischen  Maikt  arbeitet  So  mufi  der 
Weizenbau  in  den  Vereinigten  Staaten  dauernd 
mit  der  A.  rechnen,  die  von  1891  bis  1908 
jälirlich  zwischen  27  und  41  ^/o  der  Ernten 
betnig.  Maßgebend  für  die  Preise  ist  daher 
die  Exportmöglichkeit.  In  Britisch-OstiDdieD 
dangen  dient  der  Weizenbau  wesentlich  als 
j  „Sicherheitsventil  gegen  Hungersnöte^'.  Zur 
lA.  kommt  das,  was  der  imändische  Ver- 
bmuoh  nicht  in  Anspnich  nimmt,  und  dieser 
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ist  maßgebend  für  die  Preise,  daher  auch 
die  starlen  Schwankungen  der  Weizen-A. 
(1900—01:  50000,  1903-04:  25940000 
engl.  Zentner). 

Aehnlich  ist  es  auf  industriellem  Gebiete, 
z.  B.  mit  dem  Yerhäitnis  zwischen  Erzeugung 
nnd  A.  von  Boheisen  in  Großbritannien  und 
in  Deutschland.  Jenes  führt  regelmäßig  ein 
Fünftel  bis  ein  Zehntel  seiner  Roheisen- 
produktion unverarbeitet  aus,  und  der  Export 
ist  am  höchsten  in  Jahren  lebhafter  gewerb> 
licher  Tätigkeit.  Aus  dem  deutschen  Zoll- 
verein sind  in  den  letzten  10  Jahren  2— 5^/o 
der  Produktion  ausgeführt  worden  und  die 
A.  ist  bei  steigender  Konjunktur  gefallen, 
wie  1888—90,  so  1899—1900,  weü  der  in- 
ländische Bedarf  einen  größeren  Teil  der 
Produktion  aufnahm. 

Auch   in  Deutschland   sind   eine   Reihe 
wichtiger  Industrieen  mit  einem  so  wesent- 
lichen   Teil   ihrer   Produktion    an    der    A. 
interessiert^   daß  diese  für  ihre  Lage  ent- 
scheidend wird.    Am  auffallendsten  war  das 
neuerdings  in  der  Zuckerindustrie,  die  trotz 
sfteigenden  Inlandsverbrauches  von  1880  bis 
19<)3  mehr  als  die  Hälfte  und  in  den  letzten 
Jahren  noch  beinahe  die  Hälfte  ihrer  Jahres- 
enengung  auf  den  Weltmarkt  brachte.  Neben 
ihr  kommen  die  Weberei  und  die  Wirkerei, 
die  Eisenverarbeitung  und   die  Maschinen- 
indüstrie,  die  Industrie  der  Farbwaren,  der 
ietnen  Lederwaren  und  andere  in  Betracht 
Wie  in  dem  Verhältnis  der  A.  zur  Pro- 
doktioD  finden  in   dem  der  E.  zum  inlän- 
&^n   Bedarf    die    größten    Unterschiede 
statt,  je  nachdem  der  inländische  Bedarf  vom 
Aoslaade   her   gedeckt    werden    muß   oder 
ob  nur  infolge    wachsenden    Wohlstandes, 
günsti^r  Konjunkturen  der  Bedarf  in  größe- 
rem Imfange  vom  Auslande   her   gedeckt 
werden  kann,  wie  sich  das  namentlich  im 
Vertnuche  ausländischer  Oenußmittel  zeigt. 
Jenes  dagegen  sehen  wir  vor  allem  bei  den 
iwtvendi^n  Nahrungsmitteln  und  den  Hoh- 
8|offen  derjenigen  Industriezweige,  welche 
^  grofies  Kapital  und  zahlreiche  Menschen 
b^sdbiftigen.    Man  mag  darüber  diskutieren, 
ob  Deutschland    seinen    ganzen    Getreide- 
*;«i»f  selbst  hervorbringen  kann.    Tatsäch- 
lich hat  seit  dem   Anfang  der  80er  Jahre 
d»  jährlich    eingeführte    Menge    Brotkorn 
(Roggen  und  Weizen)  10— 30<>/o  der  Ernte- 
™?Dge  betragen.    Großbritannien  ist  für  drei 
Viertel  bis  sieben  Achtel  seines  Weizenver- 
bnoches  auf  ausländische  Zufuhren  ange- 
'ieaen.    In    solchen    dichtbevölkerten,   in- 
^pitriell  entwickelten  Ländern   wird  auch 
*e  gewerbliche  Produktion  immer  abhängiger 
^  der  Zufuhr   von   Rohstoffen  aus   dem 
Andande,  nicht  nur  solcher,  welche  nicht 
n  blaode  erzeugt  werden,  wie  Baumwolle, 
^^,  Jute,    sondern    auch    solcher,    die 
^  Wolle,   Flachs,    Hanf  im   Inlande  in 


immer  ungenügenderer  Menge  hervorgebracht 
werden.  Deutschland  produziert  gegenwärtig 
jährlich  etwa  10000— II 000  t  Wolle  (IV3  kg 
vom  Schaf),  aber  es  führte  1902—04  durch- 
schnittlich jährlich  gegen  151 000  t  rohe  und 
13000  t  gekämmte  Schafwolle  mehr  ein 
als  aus.  Der  Wert  der  im  Zollverein  1904 
geförderten  Erze  war  144  MilL  M.,  der  Wert 
der  eingeführten  Erze  176  Mill.  M. 

Wenn  nicht  vergessen  werden  darf,  daß 
wichtige  Kreise  des  wirtschaftlichen  Lebens 
vom  Außenhandel  nur  wenig  berührt  werden, 
so  ist  doch  in  den  gewerblich  entwickelten 
Ländern  das  mit  dem  Außenhandel  direkt 
zusammenhängende  Gebiet  ein  sehi-  weites. 
Bei  der  Verschlingung  und  dem  engen  Zu- 
sammenhang des  gesamten  Wirtschaftalebens 
in  der  entwickelten  Verkehrswirtschaft  übt 
die  Bewegung  des  Außenhandels  einen 
Rückstoß  auf  alle  Zweige  des  Erwerbs  und 
Verbrauchs,  auf  den  Arbeitsmarkt  und  die 
Löhne  usw.  aus. 

Der  Außenhandel  und  die  Zunahme  des 
internationalen  Austausches  bewirkt  so  eine 
wachsende  Verknüpfung  der  Interessen  der 
verschiedenen  Länder  und  eine  wachsende 
gegenseitige  Abhängigkeit.  Die  Zunahme 
der  Kaufkraft  eines  Landes  bewirkt  eine 
Hebung  des  Exportes  aus  anderen  Ländern, 
was  besonders  deutlich  in  der  Art  sichtbar 
geworden  ist,  wie  die  Belebung  des  Wirt- 
schaftslebens in  Amerika  jedesmal  auch  auf 
die  europäische  Industrie  belebend  wirkt. 
Die  großen  Industrie völker  sind  in  ihrem 
wirtschaftlichen  Gedeihen  wesentlich  davon 
abhängig,  was  und  wieviel  von  ihrer  Pro- 
duktion die  fremden  Absatzgebiete  aufnehmen 
können.  Deren  Kaufkraft  hängt  aber  wieder 
zu  einem  großen  Teile  davon  ab,  wieviel 
von  ihren  eigenen  Produkten  sie  ausführen 
können. 

Ebenso  ist  die  europäische  Industrie 
immer  abhängiger  von  der  Zufuhr  aus- 
ländischer Rohstoffe.  Der  Ertrag  der  Baum- 
wollernten in  Amerika,  Aegypten,  Indien 
ist  wesentlich  für  das  Gedeihen  der  eng- 
lischen, deutschen,  französischen  Baumwoll- 
industrie mit  ihren  vielen  Tausenden  von 
Arbeitern,  und  bekannt  ist  die  ungeheure 
Not,  die  in  England  entstand,  als  der  ameri- 
kanische Sezessionskrieg  der  Baum  wollzufuhr 
ein  Ende  machte. 

Wenn  seit  den  70er  Jahren  die  Be- 
siedelung  und  der  Eisenbahnbau  in  Amerika 
eine  ungeheure  Vermehrung  der  Getreide- 
zufuhr bewirkt  und  dadurch  die  europäische 
Getreideproduktion  arg  gestört  haben,  so  ist 
auf  der  anderen  Seite  nicht  zu  übersehen, 
daß  ohne  diese  Zufuhren  nach  schlechten 
Ernten  wie  der  von  1891  die  entsetzlichste 
Hungersnot  bei  uns  geherrscht  haben  würde. 

Unzweifelhaft  sind  durch  diese  wachsende 
gegenseitige  Abhängigkeit,  welche  durch  den 
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internationalen  Austausch  entstanden  ist,  die 
Aufgaben  der  Wirtschaftspolitik  vielfach  er- 
schwert. Die  Besteuerung,  die  Arbeiter- 
schutzgesetzgebung —  um  nur  einige  Bei- 
spiele zu  nennen  —  sind  stetig  gehemmt 
durch  die  Rücksicht  auf  die  Konkurrenz- 
fähigkeit der  betreffenden  Gewerbebetriebe. 
Die  politischen,  die  wirtschaftlichen  Natur- 
ereignisse in  jedem  fremden  Lande  wirken 
sofort  zurück  auf  das  einheimische  Wirt- 
schaftsleben. Es  liegt  darin  immer  eine 
Mahnung,  die  Exportinteressen  nicht  zu  ein- 
seitig zu  betonen.  Es  liegt  darin  aber  auch 
ein  Sporn,  ätif  dem  Wege  internationaler 
Vereinbarungen  wenigstens  zwischen  Völkern 
verwandter  wirtschaftlicher  Entwicklung  eine 
gleichmäßige  Behandlung  gewisser  Onmd- 
elemente  der  Produktion  herbeizuführen,  wozu 
Anfönge  bereits  vorhanden  sind  (Post-, 
Telegraphen-,  Eisenbahn-,  Patentverträge 
u.  dgh),  deren  Ausdehnung  aber,  trotz 
aller  Schwierigkeiten,  wünschenswert  w^äre 
(Arbeiterschutz,  Wähnmgswesen). 

Vgl.  Art.  „Agrar-  und  Industriestaat"  oben 
S.  45  fg. 

LIterator :  Vgl.  weiter  die  Litemtvr  zu  den  Artt, 
„HandeUbilam*',  „IfandeUst/itistik",  „SchitU- 
tystem**.  —  Die  Entwiekelung  der  deuUchen 
Seeinteressen  im  fetzten  Jahrsehnt,  1905. 

Karl  Rathgen, 


Ansfuhrrnnsterlager^Handelsmiiseen, 
Handelsnachrichtenstellen. 

Angesichts  der  immer  wachsenden  Kon- 
kurrenz der  Produzenten  und  der  zunehmen- 
den Spezialisierung  der  gewerblichen  Pro- 
duktion ist  es  immer  schwieriger  für  den 
Einzelnen,  den  Markt  zu  übersehen,  die 
besten  Bezugsquellen  zu  ermitteln,  die  vor- 
handenen Kauflustigen  aufzufinden.  Für  den 
Anfänger,  für  den  kleineren  Fabrikanten,  für 
neue  Muster  ist  es  schwierig,  zur  Geltung 
zu  kommen.  Insbesondere  trifft  das  zu  im 
internationalen  Warenverkehr.  Daher  das 
Bestreben,  diese  Schwierigkeiten  zu  über- 
winden durch  gemeinnützige  oder  gemein- 
schaftliche, oder  halb  oder  ganz  staatliche 
Veranstaltungen. 

Dienten  zunächst  die  Ausstellungen  (vgl. 
d.  Art.  unten  S.  276  fg.)  diesem  Zwecke,  so 
entstand  bald  der  Wunsch,  dort  zusammen- 
gebrachte lehrreiche  Mustersammlungen  dau- 
ernd zusammenzuhalten  (so  zuerst  nach  der 
Weltausstellung  von  1873  in  Wien,  so  das 
Brüsseler  Handelsmuseum  1882,  so  das 
Imperial  Institute  in  London  1887^.  Die 
so  entstandenen  Handelsmuseen  Konnten 
naturgemäß  der  Förderung  des  Handels 
dauernd  nur  wenig  dienen,  da  sie  gerade 
dem  Wechsel  der  angebotenen  oder  ge- 
suchten Waren  nicht  folgten.    Sie  können 


als  Lehrmittel    für  den  Handelsantemcfat 
nützlich  sein.     Sie  sind   leicht  zu  SumiH 
hingen  kunstgewerblicher  Gegenstände  oder 
ethnographischer  Raritäten  gewordeo. 
Mit  dem  Anfang  der  achtziger  Jahre  be- 

f innen  die  Bestrebungen,  eigentliche  Ana- 
uhrmusterlager  zu  schalfea.  Wie  die 
großen  Kommissionshäuser  in  wichtigeo 
Handelsplätzen  (wie  z.  B.  in  Hambttf]^) 
Musterlager  oft  großartiger  Natur  für  die 
Erzeugnisse  der  von  ihnen  vertretenea  Firmeo 
unterhalten,  so  wollte  man  etwas  Aehinlich« 
als  genossenschaftliche  Unternehmung  der 
an  der  Ausfuhr  interessierten  iDdustrieUeD 
ins  Leben  rufen.  Das  älteste  und  wichtigste 
Unternehmen  dieser  Art  ist  das  1882  in 
Stuttgart  auf  Hubers  Anregung  gegründete 
Exportmusterlager,  das  in  kleinerem  Kreise 
erfolgreich  gewirkt  hat  und  das  Vorbiid  für 
verschiedene  andere,  zum  Teil  wieder  ein- 
gegangene Unternehmungen  geworden  ist 
Haben  diese  Ausfuhrmusterlager  regelmäßig 
ihren  Sitz  im  Produktionsgebiet,  so  können 
sie  auch,  als  Filialen  jener  oder  als  selb- 
ständige Unternehmungen  im  Einfuhrgebiet 
errichtet  werden. 

Bei  der  rein  vermittelnden  Natur  solcher 
Unternehmungen  verbindet  sich  naturgemäß 
mit  ihrer  Tätigkeit  die  Erteilung  von  Ans- 
künften  über  Bezugst^uellen  und  Absatz« 
gelegenheit,  wie  sie  dann  zum  Selbstzweck 
besonderer  Unternehmungen  wurde,  zuerst  in 
dem  Export bureau  der  1884  von  Jannaach 
gegründeten  Deutschen  Exportbank. 

Die  neueste  Entwicklung  geht  dahin, 
die  vorhandenen  Einrichtungen  gerade  nach 
dieser  Seite  hin  auszubauen  und  große  zen- 
tralisierte Auskunftsstellen  zu  schaffen,  deren 
Aufgabe  ist,  nicht  bloß  Antworten  auf  ge* 
stellte  Fragen  zu  geben  und  den  dazu  er> 
forderlichen  umfangreichen  Apparat  zn 
schauen,  sondern  auch  „zweckmäßige 
Handelsnachrichten  unaufgefordert  und 
selbsttätig  in  die  beteiligten  gewerblichen 
Kreise  hinauszutragen^^  (Wendlandt).  Die 
von  einer  solchen  Handelsnachrichten- 
stollo  vorzuführenden  Mustersammlungen 
werden  einei-seits  Rohprodukte  (mit  Angabe 
der  Herkimf  Isländer  und  Bezugsbedingungm), 
andererseits  die  Erzeugnisse  einzelner  zn 
fordernder  Industriezweige  umfassen  müssen« 
Die  Tätigkeit  des  Instituts  muß  auf  dem 
Zusammenwirken  der  organisierten  Intere»* 
senten  (Handelskammern  usw.)  mit  dem 
ganzen  staatUchen  Informationsapparat  be- 
ruhen. 

Den  Hauptanstoß  zu  solchen  EiniidH 
tungen  gab  die  Errichtung  und  grofiartige 
Ausgestaltung  des  Handelsmuseuma  (jedt 
Commercial  Bureau)  in  Philadelphia  mk 
1896.  Diesem  Muster  folete  1898  Frankreioh 
durch  Gründung  des  Office  National  dv 
Commerce  Exterieur.    In  England  tmfc  19W 
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Jüke  oommercial  iotelligence  bureau  of  the 
board  of  trade*'  Ids  Leben,  dem  1903  das 
bis  dahin  wenig  leistungs&hige  Imperial  In- 
iiütuie  angegliäert  wurae. 

In  Deutschland  sind  seit  1898  Be- 
stiebnngen  zur  ErrichtUDg  einer  „Reichs- 
handelsstelle'' im  Oaoge,  welche  die 
mannigfiachen  Ansätze  privater  und  staatlicher 
TSti^dt  in  einer  großen  Organisation  zu- 
sammenfassen soll. 

literatar:  F.  C,  Huber ,  Die  Ausstellungeyi  u. 
muere  Export-Industrie,  1886.  —  Derselbe,  Art, 
„AuMftkrwnuteHager"  im  H,  d.  SL,  t,  Avfl.,  Bd.  II, 
&  ^fg»  —  B.  Pisi4>r,  Handelfkongreß  und 
HamdeUmmeettm  in  PkUadelpkia,  1900.  —  Sehr. 
dee  Auseehuues  für  die  Emchtung  einer  Beicht- 
kamdOetUUe,  Nr.  1—6,  1900.  —  A.  Neufeld, 
Die  führenden  NaUonalexportäaUer,  1905.  — 
IF.  WentUandtf  Die  f  Orderung  dee  Außen- 
kandele,  1905  (umfoteaende,  vortreffliche  Samm- 
lung des  ganxen  Materials). 

Karl  Hathgen. 


AoBfnlirpramien. 

Die  Gewährung  von   Prämien   bei  der 
Anshihr  bestimmter  Waren  ist  ein  wesent- 
ücher  Teil  einer  protektionistischen  Handels- 
politik.    Wie   die   Gewerbszweige,   welche 
nur  fOr  den  inländischen  Markt  produzieren, 
üurdi  Einfuhrzölle  und  Verbote  geschützt 
werden,    so    soll    den    exportierenden    In- 
dngtrieen  die  Konkurrenz  im  Auslande  er- 
leichtert  werden    durch    Prämien   auf   die 
Angfuhr.    Nach  der  Praxis  des  Merkantilis- 
IB1I8  soll  dadurch   die   Ausfuhr  gefördert, 
<he  Handelsbilanz   verbessert   werden.     Es 
MÜ  —  uod  dieses  Argument  besteht  noch  — 
<lem  betreffenden  Produkt,  obgleich  die  Pro- 
duktion über  den  inländischen  Bedarf  hinaus- 
lieft, ein  Inlandspreis    verschafft    werden, 
J»  sich  über  den  Weltmarktspreis  erhebt. 
Vonoseetzung    dafür  ist   das   gleichzeitige 
fetehen  eines  Schutzzolles,  der  das  Ein- 
driogen  der  ausländischen   billigeren  Wai-e 
ywluDdert    Die  Gewährung  einer  A.  wird 
in  aolchen  Fällen  vor  allem  dann  verlangt. 
werten,  wenn  der  inländische  Markt  durch 
RTOfie  Vorräte   der   betr.    Ware   stark   ge- 
<irQckt  ist 

A.  können  direkt,  offen  oder  indirekt, 
^«rsleckt  gewährt  werden.  Direkte  Prä- 
mien bestanden  früher  und  bestehen  noch 
'0  Frukreich  zur  Unterstützung  der  Hoch- 
•wfiicherei.  Sie  sind  unter  dem  Merkantil- 
system  viel&ch  bei  Ausfuhr  von  Fabrikaten 
S^vihrt,  namentlich  zeitweise,  um  eine 
j*)ge  Industrie  gegen  ältere  Konkurrenten 
in  Aofilaode  zu  stützen  (z.  B.  die  preußische 
Sodeniodustne  unter  Friedrich  dem  Großen). 
Beute  werden  offene  Prämien  nur  aus- 
■ihinsweiae  gegeben.  In  Deutschland 
Wife  bei  der  Umgestaltung  der  Zucker- 


steuer im  Jahre  1891  an  die  Stelle  der  bis- 
herigen versteckten  eine  offene  Prämie  ge- 
setzt, um  der  Zuckerindustrie  den  üeber- 
gang  zu  erleichtern  und  um  sie  gegenüber 
der  Ausfuhr  ans  anderen  Ländern  kon- 
kurrenzfähig zu  erhalten,  welche  ihrer  Rüben- 
zuckerindustrie gleichfalls  Prämien  gewähr- 
ten, teils  offen,  wie  Oesterreich  (seit  1888), 
teils  versteckt,  wie  Frankreich  (seit  1884). 
Diese  Prämie  sollte  1895  ermäßigt  werden, 
1897  wegfallen.  Wegen  der  Prämien  der 
anderen  Länder,  des  Preisfalles  des  Zuckers 
und  der  Bedeutung  der  Rübenzuckerindu- 
strie für  die  Landwirtschaft  trat  aber  die 
Ermäßigung  1895  nicht  ein.  Durch  das 
Zuckersteuergesetz  vom  27.  V.  1896  wurde 
die  Prämie  für  den  Doppelzentner  Roh- 
zucker von  1,25  M.  auf  2,5<J  M.  (für  andere 
Zuckerarten  entsprechend)  erhöht.  Um  aber 
dadurch  die  Vermehnmg  der  Zuckerpro- 
duktion nicht  übermäßig  zu  reizen,  wurde 
gleichzeitig  die  Rohzuckerproduktion  kon- 
tingentiert, während  z.  ß.  in  Oesterreich 
der  gleiche  Zweck  dadurch  erreicht  wurde, 
daß  der  Gesamtbetrag  der  jährlich  zu  zah- 
lenden Prämien  kontingentiert  wurde. 

Auch  bei  der  anderen  wichtigen  land- 
wirtschaftlichen Industrie,  der  Branntwein- 
brennerei, hat  das  Sinken  der  Preise  und 
das  Anwachsen  der  inländischen  Vorräte 
zu  dem  G.  v.  16./ V.  1895  geführt,  wodurch 
eine  offene  A.  von  6  M.  für  den  Hektoliter 
reinen  Alkohols  bewilligt  wurde.  Die 
Mittel  dazu  sollte  eine  eigene  Abgabe  (Brenn- 
steuer) beschaffen,  welche  die  kleineren 
Brennereien  (mit  einer  Jahresproduktion 
unter  30()  hl)  frei  läßt,  in  Stufen  der  Große 
der  Jahresproduktion  ansteigt  und  bei  großen 
Brennereien  (von  3000  oder  1700  hl  Jahres- 
produktion) mit  6  M.  die  Höhe  der  A.  er- 
reicht. Tatsächlich  wii-d  also  eine  Prämie 
für  die  darüber  hinausgehende  Produktion 
nicht  gewährt,  der  kleine  und  mittelgroße 
Betrieb  begünstigt  gegenüber  dem  unter 
vorteilhafteren  Bedingungen  arbeitenden 
Großbetrieb.  Nach  der  Novelle  vom  5.  VII. 
1902  beginnt  die  Brennsteuerpflicht  regel- 
mäßig schon  bei  einer  Jahresproduktion  von 
200  hl  mit  2  M.,  erreicht  die  Höhe  der  A. 
von  G  M.  bei  einer  Jahresproduktion  von 
1600—1800  hl  und  beträgt  bei  größerer 
Produktion  6,5  M. 

Handelt  es  sich  hier  um  Begünstigung 
von  Industrieen  ihrer  landwirtschaftlichen 
Bedeutung  wegen ,  so  hat  gelegentlich  die 
Landwirtschaft  direkt  A.  für  ihre  Produkte 
erhalten.  Mehrere  australische  Kolonieen 
und  Kanada  zahlen  Prämien  auf  die  Ausfuhr 
von  Butter.  Benlhmt  ist  aber  vor  allem 
die  A.  auf  Getreide,  welche  in  England 
1689  eingeführt  wimle,  um  die  Grundherren 
für  das  oranische  Interesse  und  die  Be- 
willigung   der    Grundsteuer    zu    gewinnen. 
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Da  diese  Prämie  nur  gezahlt  wurde,  wenn 
die  Ausfuhr  auf  einem  englischen  Schiff 
erfolgte,  gehört  die  Maßregel  auch  in  den 
Kreis  der  ziun  Schutze  und  zur  Fördenmg 
der  englischen  Schiffahrt  getroffenen  Bestim- 
mungen. 

Eine  ganze  Literatur  voll  von  Bewim- 
derung  und  von  Angiiffen  knüpft  sich  an 
die  englische  Getreide -A.  Tatsache  ist 
jedenfalls,  daß  ein  sehr  bedeutender  Getreide- 
export stattfand  und  dieser  mit  dem  großen 
technischen  Aufschwung  der  englischen 
Landwirtschaft  im  18.  Jahrlu  im  engsten 
Zusammenhang  steht. 

Versteckte  A.  sind  dann  vorhanden, 
wenn  bei  der  Ausfuhr  die  Rückvergütung 
von  in  der  Ware  steckenden  Zoll-  und  in- 
ländischen Steuerbeträgen  in  einer  Höhe 
gewährt  wird,  daß  sie  die  tatsächlich  ge- 
zahlten Beträge  übertrifft.  Solche  versteckte 
A.  bilden  sich  vor  allem  dann  leicht  heraus, 
wenn  nicht  genau  festzustellen  ist,  wieviel 
Zoll  oder  Steuer  tatsächlich  in  der  Ware 
steckt.  Will  man  die.  Ausfuhr  nicht  er- 
schweren, so  wird  leicht  ein  etwas  zu  hoher 
Betrag  zurttckvergütet.  Solche  Fälle  treten 
ein,  wenn  Zölle  auf  gewerbliche  Rohstoffe 
und  wenn  inländische  Verbrauchssteuern  in 
der  Form  von  Rohstoff-  (Material-)  steuern 
erhoben  werden. 

W^ird  ein  Zoll  von  Rohstoffen  erhoben, 
die  auch  im  Inlande  j>roduziert  und  steuer- 
frei verwendet  werden,  so  liegt  in  der  unter- 
schiedslosen Gewälirung  von  Rückvergü- 
tungen eine  A.  (z.  B.  bei  der  Rückvergütung 
eines  Wollzolles).  Wird  der  verzollte  oder 
versteuerte  Rohstoff  nicht  in  allen  Betrieben 
gleichmäßig  ausgenutzt,  so  erhalten  alle, 
welche  ihn  besser  nutzbar  machen,  als  bei 
der  Stenerberechnung  angenommen  ist,  eine 
A.  in  der  RückvergiUung,  selbst  wenn  eine 
solche  nicht  beabsichtigt  ist. 

Die  wichtigsten  Beispiele  solcher  A. 
liefert  Frankreich,  welches  bis  1800  zahl- 
reiche und  hohe  Zölle  auf  Rolistoffe  legte 
und  sich  genötigt  sah,  sie  bei  der  Ausfuhr 
von  Fabrikaten  zurückzuerstatten.  Für 
Deutschland  haben  die  Rückvergütungen 
eine  gewisse  Bedeutung,  da  die  Verbrauchs- 
steuern früher  ausschließlich,  heute  noch 
zum  Teil  das  Rohmaterial  treffen.  Aus  der 
Schwierigkeit,  die  Rückvergütung  richtig 
festzustellen,  ergeben  sich  die  Hauptein- 
wendungen gegen  diese  Steuern.  So  wird 
auf  Tabak  und  Bier  eine  Rückvergütung 
gewährt,  in  der  regelmäßig  keine  A.  stecken 
wird.  Bei  der  Maischbottichsteuer  auf 
Branntwein  (Rückvergütung  16  M.)  erhalten 
die  technisch  nicht  ganz  schlecht  einge- 
richteten Bi-ennereicn  eine  Prämie.  Vor 
allem  aber  hat  die  frühere  Zuckerrüben- 
steuer infolge  der  Verbesserung  des  Aus- 
beuteverliältnisses    immer    wieder    zu   Ge- 


währung bedeutender  A.  geführt  Die  da- 
durch bewirkte  Schädigung  der  Einnahme 
aus  der  Zuckersteuer  ist  einer  der  wesent- 
lichsten Gründe  für  die  Abschaffung  der 
Rübensteuer  gewesen  (teilweise  1887,  ganz 
1891) ,  während  man  umgekehrt  in  Frank- 
reich 1884  die  Rübensteuer  neu  einge- 
führt hat. 

A.  können  sich  auch  entwickeln  aus  dem 
sogen.  Veredelun^verkehr,  der  zoUfr^en 
Zulassung  ausländischer  Rohstoffe  und  Halb- 
fabrikate zur  Verarbeitung  im  Inlande  nnter 
der  Bedingung  der  Wiederausfuhr.  Weon 
hier  das  Ausbeuteverhältnis  zu  niedrig  an- 
genommen wird,  so  bildet  sich  ähnlich  wie 
im  obigen  Falle  eine  A, 

Wenn  bei  der  Wiederausfuhr  einer  Ter- 
zollten  Ware  der  Zoll  zurückvergütet  wird, 
so  liegt  darin  natürlich  keine  A.  Aber 
wenn  die  Identität  des  ausgeführten  and 
des  eingefühlten  Ge^nstandes  nicht  fest- 
gehalten wird,  und  die  Zulassung  der  Ware 
zollfrei  erfolgt,  wenn  ein  entsprecheudes 
Quantum  ausgeführt  wird,  so  entsteht  fflr 
die  Ausfuhr  eine  Art  von  Prämie  wie  bei 
der  1894  in  Deutschland  erfolgten  Regelung 
der  Getreideausfuhr.  Vgl.  darüber  Art 
„Identitätsnachweis". 

Eine  ähnliche  Bedeutung  wie  die  Ge- 
währung von  A.  kann  die  Einrichtung  Ton 
besonders  billigen  Ausfuhilarifen  bei  den 
Staatseisenbahnen  annehmen. 

Wird  auf  dieselbe  Ware  in  einer  Anzahl 
von  Staaten  eine  A.  gewährt,  so  daß,  wie 
das  in  den  neunziger  Jahren  beim  Zucker 
der  Fall  war,  ein  relativ  großer  Teil  der 
auf  den  Weltmarkt  kommenden  Warenmenge 
eine  Prämio  erhäU,  so  wird  zwar  der  ß- 
landi»reis  der  betr.  Ware  über  dem  Welt- 
marktpreise stehen,  der  letztere  aber  all- 
gemein gedrückt  werden.  Das  ruft  auf  da 
einen  Seite  die  Klagen  der  nicht  doidi 
Prämien  begünstigten  Produzenten  (Zucker- 
rohrpfianzer,  Rafft neure)  hervor,  auf  der 
anderen  Seite  führt  es  zu  der  unsinnigen 
Konsequenz,  daß  die  Einfuhrländer  die 
Ware  auf  Kosten  der  Prämien  zahlenden 
Länder  übermäßig  billig  erhalten.  Die 
eigenen  Produzenten  kann  ein  Staat  gegen 
die  Prämienkonkurrenz  durch  Zuschh^ 
Zölle  in  Höhe  der  Prämie  schützen,  was 
tatsächlich  die  Vereinigten  Staaten  seit 
lö97  taten.  Diesem  Vorbilde  fol^e  18M 
Britisch-Indien.  Durch  eine  derartige  Maß- 
regel wird  der  Zweck  der  Prämiengewfthrung 
ganz  hinfällig  und  es  bleiben  nur  die  Schatten- 
seiten der  Einrichtung. 

Demgegenüber  konnte  sich  für  die 
Zuckerprämien  der  längst  gemachte  Vor- 
schlag durchsetzen,  durch  eine  internationale 
Vereinbarung  die  Prämien  überall  g^cb- 
zeitig  abzuschaffen,  die  Eonkurreni  der 
nicht  zustimmenden  Länder  durch  DiflEen»- 
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zierang  des  Zolles  auszuschalten.  Dieses 
seit  1ÖS4  erstrebte  Ziel  erreichte  die  Brüsseler 
Konvention  vom  5./1IL  1902  (vgl.  Art 
^nckerstener^). 

ISo  ganz    neues  Problem    ist    dadurch 
entstanden,  daß  nicht  bloß  der  Staat,  son- 
dern auch  Kartelle  A.  gewähren .    Das  ge- 
schieht zunächst  direkt  zugunsten  der  Mit- 
glieder, indem  die  auf  dem  Inlandsmarkte 
nicht  veräußerliche  Warenmenge  billig  im 
Auslände   abgesetzt  und  der  Schaden  von 
der  Gesamtheit  getragen  wird,  die  sich  an 
den  Inlandpreisen  schadlos  hält    Oeschieht 
das  bei  Roh-  und  Hilfsstoffen  der  Industrie, 
wie  Kohlen,  Kok,  Roheisen  usw.,  so  wird 
dadurch  die  inländische  weiterverarbeitende 
Industrie  geschädigt,  da  sie  höhere  Preise 
zahlen  muß  als  ihre  Konkurrenten  im  Aus- 
lande.   Um  das  zu  verhüten,  geben  dann 
die  Kartelle  der  Roh-  und  Halbstoffe  den 
exportierenden  Verbänden  ihrerseits  Prämien 
an!  deren  Ausfuhr.    So  haben  in  Deutsch- 
land   namentlich    das  Kohlensyndikat   und 
die  iSsenverbände   eine  ganz   aupgebildete 
Organisation  für  die  Gewährung  von  A.  ge- 
schaffen.   Erfolgt  aber  die  Gewährung  von 
Prftmien  durch  Kartelle  nicht  bloß  gelegent- 
lich (um  den  Markt  von  drückenden  Vor- 
iSten  zu  befreien),    sondern   als   bleibende 
Einrichtung,  so  besteht  die  Gefahr,  daß  die 
Klagen  der  Konkurrenten  im  Auslande  zu 
Vergeltungsmaßregeln    führen.      Die    eng- 
lischen Scbutzzollbestrebungen  werden  un- 
ndfelhaft  gefördert  durch  das  ,.Schleudem" 
<^it8cher  Kartelle.    Es  fragt  sich,  ob  der 
Miflbranch  der  Macht  großer  Industriever- 
^de   nicht    ebenso    durch    internationale 
yereinbanmgen  bekämpft  werden  wird  wie 
^  Prämienpolitik  der  Zuckerländer. 
I^ntir:   Avßer   den   betr,   Stellen   bei  Adam 
^M(A,  MaUktu   «.   Ricardo:    W.    Leoeis,    Die 
^•wWifÄ«»    Auffuhrprämien     %uw.     seit     der 
^^fflawoHon,   1870,  —  Derselbe^    AH,   „Aue- 
Mfprämien  i*.  Atufukrvergiituvgen"  i.  H,  d.  <SY., 
'•  ^»/.,  Bd.  IL  S,  34  fg.  —  H.  FawceU,  Free 
Tnie  and  Protection,  8,  17  ff.,   1878.   —  Artt. 
n^^imet  et  Drawbaekt"  und  „Admieeion  Tempo- 
'wi^'  in  Nouv.  Dict,  d'Economie  Bolitique,  1891. 

-  SckmoUer  u,  Hintze,  Die  prevßiache  Seiden- 
*»*»We  tat  18.  Jahrh,,   Acta   Boruseica,   189t. 

—  «Zornes  Anderson,  Drei  Schriften  über 
^^fetette  und  Grundrente.  Herausgegeben  (u, 
*Ä  timer  Einleitung)  von  L.  Brentano,  189S. 
"~  H^  NaudSy  Die  Getreidehandelspolitik  der 
^"^Päiichen  Staaten  vom  IS.— 18.  Jahrh.,  Acta 
^«ytita,  1896.  —  R,  Vöngea,  Du  handeU- 
?'*'»€*<  Bedeutung  der  Ausfuhrprämien,  190t. 
"7  *V.  die  Literatur  über  die  französische  und 
*»  Ätere  englische  JUandelspolüik,  Ober  die 
**^,  aber  die  Zuckerbesteuerung. 

Karl  Rathgen, 

Ansfnhrrerliote. 

A  waren  ein  beliebtes  Mittel  der  älteren 

«odebpolitik,    welches   einer  naiven   Be- 

^'irtcrlmoli  der  Yolkawirtscbaft    II.  Aufl.    Bd.  I. 


obachtung  sich  besonders  empfahl,  wenn 
gewisse  Dinge  von  besonderer  Wichtigkeit 
und  ünentbehrlichkeit  im  Ltmde  festgehalten 
werden  sollten.  So  findet  sich  fHih  das 
Verbot  der  Ausfuhr  von  Edelmetallen  und 
des  gemünzten  Geldes  aus  Gründen  der 
Münzpolitik,  bald  aber  auch  aus  Gründen 
der  Handelspolitik,  um  fremde  Kaufleute  zu 
zwingen,  den  Gegenwert  für*  die  von  ihnen 
eingeführten  Waren  auch  wieder  in  Waren- 
form auszuführen.  Zur  Bekämpfung  von 
Hungersnot  wurde  früher,  wie  noch  heute 
in  asiatischen  Staaten,  nach  schlechten  Ernten 
die  Getreideausfuhr  verboten,  weil  man  der 
Handelsorganisation  noch  nicht  zutraut,  daß 
sie  im  Notfall  die  nötigen  Getreidemengen 
herbeiführen  werde,  ein  Mißtrauen,  das 
bei  unentwickelter  Yerkehrswirtschaft  und 
schlechten  Verkehrswegen  auch  seine  Be- 
rechtigung hat.  Daraus  entwickelte  sich, 
im  Interesse  der  wohlfeilen  Ernährung  des 
Volkes  und  der  Erhaltung  niedriger  I^hne, 
im  Merkantilismus  das  Verbot  der  Getreide- 
ausfuhr geoerell  oder  bei  einer  gewissen  Höhe 
der  Preise  oder  über  eine  gewisse  Menge 
hinaus. 

Der  Merkantilismus  ging  aber  noch  einen 
Schritt  weiter,  indem  er  im  Interesse  der 
Leistiingsfähigkeit  der  Industrie  die  Ausfuhr 
wichtiger  Rohstoffe  verbot,  wie  namentlich 
der  Wolle,  deren  Ausfuhr,  wie  in  England, 
so  in  Brandenburg  und  anderwärts  verboten 
wurde.  Demselben  Zwecke,  der  einheimischen 
Industrie  gewisse  Produktionsvorteile  zu 
sichern,  diente  das  Verbot  der  Ausfuhr  von 
Maschinen  (in  England  erst  1844  aufgehoben) 
und  —  wenn  der  Ausdruck  erlaubt  ist  — 
die  Ausfuhr  von  gelernten  Arbeitern  (d.  h. 
ihre  Anwerbung  in  das  Ausland). 

Die  moderne  Handelspolitik  hat  die  A. 
im  wesentlichen  beseitigt  Bei  Mißernten 
ist  in  wirtschaftlich'  entwickelteren  Ländern 
die  durch  steigende  Preise  augeregte  freie 
Handelsbewegu  Dg  ausreichend,  um  genügende 
Zufuhr  zu  sichern.  A.  können  sogar  in 
diesem  Falle  schädlich  wirken,  da  der  Handel 
sich  scheut,  Waren  heranzubringen,  über 
welche  er  nachher  nicht  frei  verfügen  kann. 
Selbst  in  den  nissischen  Häfen  ist  1893  bei 
Aufhebung  des  A.  (das  wegen  der  sclilechten 
Ernte  von  1891  erlassen  war)  der  Getreide- 
preis nicht  gestiegen,  sondern  gesunken. 

A.  kommen  bei  uns  heute  nur  noch  vor 
als  außerordentliche  politische  Maßregel  für 
Gegenstände  des  Kriegsbedarfes  bei  drohender 
Kriegsgefahr.  Namentlich  die  Ausfuhr  von 
Pferden  pflegt  in  solchen  Fällen  verboten 
zu  werden,  um  die  Remontierung  zu  er- 
leichtern. 

Literatur :    Vgl.  die  Literatur  zu  Artt.  „Handels- 
politik", „Getreidehandel". 

Karl  Rathgen, 
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Ausfuhrzölle* 

A.  sind  Abiptb^u*  die  von  inländischeii  Waren 
%ei  der  Atis^hT  tiach  dem  Äu^lmude  beim 
Uebersöbreiteii  der  Grenze  erhoben  werden 
Unfprün glich  waren  die  Ä..  namentlich  im 
Mittelalter  „Finanxzölle^,  d.  h.  tie  wurden 
lediglich  ans  fiskalischen  Grnndeii  erhoben.  Im 
luetkamiliÄtischen  17*  und  18,  JahrU.  wurden 
besonders  solche  Güter  mit  ÄUäfnbraöllen  beleijt^ 
die  man  im  Interesse  der  Maunfaktareu  im  In- 
land Eurückhalten  wollte,  t.  B.  die  Rohstoffe. 
Noch  in  der  ernten  Hälfte  de»  Ul  Jahrh.  weisen 
die  Zolltarife  der  meiÄteis  Staaten  lauch  deä 
Molkerei ns)  solch*?  Ausfuhrzölle  auf,  die  erst 
mit  der  Äera  der  freihiTidleriscben  Handelgver- 
träfi-e  seit  1865  allmählich  verschwanden.  N'ur 
eiolcleiner  Ansfnbrzoll  von  Lumpen  und  anderen 
Abfällen  zur  Papierfabrilsarion  blieb  in  Deutsch- 
land bis  1873  erbalten.  Doch  spielen  auch  beute 
noch  die  A*  in  wirtBcbaftlic:n  weniger  ent- 
wickelten Staaten  für  ire wisse  Monopolartikel 
als  Finanzquelle  eine  bedeutende  Rolle  (China; 
Tm,  Peru:  Guano  ^  Brasilien:  Bra§ilhok 
n.  dgl  m.}.    Vgl  Art.  ^Zölle'^. 

MttJt  t*oti  Meckef, 


Auskanftswesen,  kaofntäiiiiischBs. 

Die  größte  Bedetitung  hesitzt  für  den 
modernen  Geschäftsverkehr  dio  F€»ststel]iing^ 
der  Kreditwiiitligkett  derjenigen,  welche 
Kredit  in  Anspruch  nehmea.  Die  Kredit- 
erteiJun^  nimmt  tatsächlich  immer  mehr 
ziL  Fast  alle  Umsätze  des  gn>ßen  GesohÄfts- 
verkehrs  volhbhen  sich  unter  Zuhilfenahme 
dm  Kredits  in  seinen  verschiedenen  Formen. 
Vom  Standpunkte  des  einzelnen  Geschäfts- 
maimes  aus  ht  es  unvermeidlich,  daß  er 
Kredit  gewähre,  wenn  er  überhaupt  Ge- 
schäfte machen  wiJL  Daß  vom  volkswirt- 
schaftlichen Standpunkte  aus  gesehen  die 
Kretlitgewähningim  Gekihäfts  verkehr  zweck- 
ralLßig  ist  und  in  welehora  Umfange,  iat  an 
dieser  Stelle  nicht  zu  erörtern.  Dieser  Tat- 
sache der  wachsenden  Kreditgewährung 
steht  gegenölier  die  wai-hsende  BcliWi€*rig- 
keit  für  den  Einzelnen,  sich  über  die  Kreilit- 
wilrdigkeit  des  Kreditnehmers  aus  eigener 
ÄnschÄUung  zu  unterrichten,  je  mehr  der 
Qe6chÄft.«iverkehr  aufhuri  einen  lokiiien  Cha- 
rakter zn  tragen,  je  gWjßer  die  Zahl  der 
PeiTBonen  ist,  welche  Kredit  verlanget^  und 
erhalten.  Damit  m^a^-hsen  ak»er  <lie  Gefahren 
des  MiBlirauches  des  Kredits  durch  un- 
solide Zahler  und  scldechte  Geschäftsleute, 
Gef ah n:*n,  welche  nicht  nur  den  ein jf,e Inen 
Kreditgebor  mit  Verlufet  bedrohe«,  sondern 
durch  die  Erschütterung  des  Vertrauens 
auch  ailgeineinsehälilich  wirken. 

Es  ist  il^o  nötig,  dieser  Gefahr  des 
Kiwlitri  lös    eal^geiau  wirken    und 

die  Kr«.  .^  V.-  igkeit  eines  Geschäftsmannes 
in  je<Jera  einzelnen  Falle  festzustellen.     Der 


nSdiBte  und  natüilichste  Weg  hierzu  ist, 
daB  auf  der  einen  Seite  der,  welcher  Kreiitt 
in  Anspruch  nimmt,  „Referenzen  aufgibt**, 
d.  h.  sich  auf  andere  vertninenRwOpligG 
Personen  benift,  daß  auf  der  uudcren  Seile 
der  Kreditgeber  sich  an  Geschäftöfreunde 
um  Äusktinft  über  den  Betreffenden  wen*let. 
Dieser  Weg  genügt  aber  immer  weniger,  je 
ausgedehnter  die  geschäftlichen  Bezieh ungna 
werden,  Wohl  ist  die  geschäflsln^undlic 
Auskunft  noch  weit  verbreitet  ^  in 
Linie,  w^eil  sie  den  AufragendeD  nichts  ko 
Aber  ihr  beschränkter  Wert  hat  mehr 
mefir  zu  Einrichtungen  geführt,  welche 
Kreditgeber  gegen  Verlust  s<"hüt4een  solli 
Man  hat  die  Prinzipien  dei'  Versiehe 
auf  den  Kredit  anwenden  W'oUen,  ohne 
mit  bisher  Erfolge  zu  erzielen.  Man 
vorgeschlagen,  daU  öffentliche  Kort>ei^n 
oder  Behörden,  im  Inlande  die 
kammern^  im  Auslande  die  Kousia] 
Auskunft  über  die  Kredit wilrfligkeit  geben 
sollten  —  ein  nicht  durchführbarer  Ge- 
danke. 

Praktisciiersind  schon  genossen  schaftUdbe 
Yereinigimgen  der  Gese.häftsleiite ,  Sehtiti- 
ge  mein  schatten  gegen  böswillige  Schuldner, 
Scliwiodler  etc.  Wenn  die  Mitglietler  ilire 
schlechten  Erfahrungen  der  gemein&icluift- 
liehen  Zentralstelle  anzeigen  und  diese 
wieder  die  Mitglieder  davon  in  Kenntnis 
setzt  („schwarze  Listen"')^  so  kann  immerhin 
einiger  Schutz  erreicht  werden,  aber  imm^ 
nur  in  lx3scliränktem  Umfange,  Daß  solche 
Listen  auch  Ihre  recht  Ijedenkliche  Seite 
hal>en,  ist  auch  nicht  zu  verkenneü.  Sehr 
große  ünternehmuDgen,  wie  die  ganz  groien 
Bauken,  können  einen  eigenen  Erkundlgimga- 
dienst  einrichten- 

Das  eigeutliclie  Sicherungsmittel,  soweit 
eine  Sicherung  überhaupt  ninglieh  ist,  hat 
sich  dadurch  herausgebildet,  daß  ein?!^lne 
Personen,  welche  für  die  gcsrlii  "  ^rU 
liehe  Auskunft  häufig  in  Anspruch  .  -ti 

wurden,  darang  ein  besonderem  (Je werbe 
machten  und  gegen  Entgelt  sicli  anlmten, 
i  Auskunft  zu  verschaffen.  So  sind  in  ien 
dreißiger  Jahren  m  Englaml  die  cFRteo 
,»Äu.skunfteien*'  entstandeef,  hal*e«  aber  Be- 
deutung erst  2(1  Jahre  später  erlangt  In 
den  Vereinigten  Staaten  fällt  der  Anfang  in 
da^  Jahr  IH4L  Bei  der  Ei|^nail  d« 
doiligen  Wirt^i-haftslebens  war  das  A*  be- 
sonders wichtig  und  hat  tu  den  beiden 
Untern  eil  uvun  gen  von  11  G,  Dun  &  Vo,  und 
der  Brad^sireet  Comfiany  eine  besonders 
gnSe  Entfaltung  gewonnen.  In  Frankreich 
fallen  die  Anfänge  in  die  fünfziger,  in 
Deutschland  in  «len  Anfang  der  s^iigjer 
Jahre,  Seitdem  m\  damus  ein  eniwiAkelter 
Erwerbszweig  geworden.  Das  Wdeulendstt 
deutsche  Instilul,  die  Anskunflei  von  W» 
Schim^melpfeng,  1867  gegründet    aeit  1887 
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mit  Bradsbreet  in  nahen  Beziehungen,  hatte 
1901  schon  33  Geschäftsstellen  und  1157 
Angestellte  und  erteilt  jährlich  über  zwei 
IGUioneo  Auskünfte. 

Diese  Anstalten  liefern  ihren  Abonnenten 
auf  Anfrage  Nachrichten  über  die  wirt- 
sdiaftliche  Lage  und  Kreditwürdigkeit  der 
Personeo,  nadi  denen  sie  sich  erkundigen. 
Das  Auskunftsbureau  Terschafft  sich  sein 
Material  durch  Korrespondenten,  sammelt 
und  ordnet  es  systematisch,  so  daß  ein 
grofies,  ^t  geleitetes  Institut  in  seinen 
Akten  schon  eine  ^ße  Menge  von  Infor- 
mationen besitzt,  die  im  Einzelfalle  durch 
besondere  Erkundigungen  bei  den  Korre- 
spondenten eiigftnzt  werden.  In  Amerika 
eeben  die  großen  Bureaus  Auszüge  aus 
diesem  Material  in  Form  von  „Referenz- 
bltehem'^  an  ihre  Abonnenten  ab.  Solche 
Register  müssen  natürlich  häufig  (etwa 
vierteljährlich)  erneuert  und  fortdauernd  auf 
dem  Laufenden  gehalten  werden,  macheu 
auch  die  Mnzelerkundung  nicht  überflüssig, 
die  in  Deutschland  allein  herrscht. 

Der  Wert  dieser  beruflichen  Auskunfts- 
erieilung  hängt  natürlich  ganz  ab  von  der 
Art,   wie  ihr  Betrieb   geleitet  wird.     Sie 
können  den  Geschäftsmann   nicht   befreien 
davon,  daß  er  selbst  aufmerke  und  entscheide. 
Sie  können  ihn  aber  dabei  weöenllich  unter- 
Btfttzen    und    dienen    in    bemerkenswerter 
Weise  dazu,   den   Geschäfts-   und  Kredit- 
verkehr solider  zu  machen,  das  Risiko  des 
Kaufmanns  zu  vennindern. 

Ganz  ohne  Gefahr  ist  es  nicht,  daß 
fioldie  Bureaus  eine  besondere  Macht  dar- 
stdlen  und  namentlich  durch  ungünstige 
Anskünfte  die  Geschäftsleute,  über  welche 
äe  berichten,  schädigen  können.  Aber  diese 
Oelahr  wird  dadurch  verringert,  daß  die 
Auskünfte  ganz  diskret  erteilt  werden  und 
^00  den  Abonnenten  nicht  weitergegeben 
werden  dürfen.  Je  größer,  je  besser  geleitet 
solche  Boreaus  sind,  um  so  mehr  vermin- 
dert sich  auch  die  Ge&üir  des  Mißbrauches 
schon  durch  das  eigene  Interesse  des  In- 
jttbers  an  möglichster  Genauigkeit  der  von 
ilun  gelieferten  Nachrichten. 

Im  Interesse  der  ^ßeren  Leistungf- 
äigkeit der  Bureaus  hegt  es,  wenn  sie  in 
^erbindang  treten  mit  den  kaufmännischen 
Vereinen  und  sonstigen  Interessenverbänden. 
Benso  wäre  wünschenswert  ein  Zusammen- 
goß der  soliden  Auskunftsbureaus  zu 
^iner  gemeinsamen  Vereinigung,  wie  tat- 
^^CQ  schon  verschiedene  solcher  Anstalten 
{t  B.  Bradstreets  imd  Schimmelpfeng)  Hand 
"  Hand  arbeiten. 

Manche  dieser  Anstalten  gehen  über  den 
Kreig  der  eigentlichen  KrcSditerkundiguog 
pUBQS.  Sie  benutzen  z.  B.  das  bei  ihnen 
^  Xepgen  zusammenlaufende  Material,  um 
*Mei  sonstige  für  den  Geschäftsverkehr 


wichtige  Nachrichten  zusammenzustellen 
und  zu  verbreiten  (so  namentlich  Brad- 
streets). 

Sie  übernehmen  es  vielleicht  auch,  kauf- 
männische Forderungen  zu  vertreten,  Mah- 
nungen zu  Zahlung  und  das  Inkasso  zu 
besorgen.  Die  MaJinung  eines  säumigen 
Schuldners  durch  eine  solche  Anstalt  kann 
fiir  den  Gläubiger  ganz  nützlich  sein,  da  sie 
eine  sehr  starke  Pression  bedeutet  Aber 
sie  ist  eben  deshalb  doch  nicht  ganz  un- 
bedenklich. 

Auf  Erkundigun^n  über  nicht  geschäft- 
liche Privatverhältnisse,  Familienangelegen- 
heiten u.  dergl.  lassen  sich  die  soliden  Bureaus 
nicht  ein. 

Angesichts  der  bei  ungeeigneter  Leitung 
möglichen  Mißbräuche  mit  Auskunftsbureaus 
hat  man  sie  in  Oesterreich  den  konzessions- 
pflichtigen  Gewerbebetrieben  zugerechnet 
In  Deutschland  sind  sie  durch  die  Novelle 
zur  Gew.-O.  von  1900  dem  §  35  der 
Gew.-O.  unterstellt,  welcher  ermöglicht, 
gewisse  Gewerbebetriebe  zu  untersagen, 
wenn  Tatsachen  vorliegen,  welche  die  ün- 
zuverlässigkeit  des  Gewerbetreibenden  in 
bezug  auf  diese  Gewerbebetriebe  dartun. 
Ganz  argem  Schwindel  auf  diesem  Gebiete 
kann  allerdings  dadurch  gesteuert  werden. 
Im  übrigen  kann  man  einen  besonderen 
Nutzen  nicht  davon  erwarten.  Eine  Art 
Garantierung  dieser  Anstalten  durch  Behörden, 
welche  den  Geschäftsbetrieb  doch  nicht 
kontrollieren  können,  ist  geradezu  bedenküch, 
wenn  sie  die  Aufmerksamkeit  der  Kaufieute 
verringert. 

Die  gewerblichen  Auskunfteien  ent- 
wickeln sich  naturgemäß  zu  großen  zentra- 
lisierten, ja  monopolisierten  Unternehmungen. 
In  einem  gewissen  Gegensatz  dazu  steht 
die  genossenschaftliche  Organi- 
sation der  auskimftsbedürftigen  Kaufleute, 
wie  sie  schon  in  den  vierziger  Jahren  in 
Amerika,  in  den  sechziger  Jahren  in  den 
sächsischen  ,,gewerblichen  Schutzvereini- 
gungen" vorkam.  Große  Bedeutung  haben 
in  Deutschland  die  „Vereine  Kreditreform" 
gewonnen,  die  zum  Schutze  gegen  schäd- 
liches Kreditgeben  zuerst  1881  gegründet, 
1882  sich  zu  einem  Verbände  zusammenge- 
schlossen haben,  der  1904/5  367  Vereine  (wo- 
von 286  in  Deutschland)  und  373  Filialen 
(179  in  Deutschland)  mit  über  74000  Mit- 
gliedern umfaßte,  denen  2 133000  schriftliche 
Auskünfte  erteilt  wurden.  Praktisch  wichtig 
ist,  daß  außer  der  Auskunft  beim  eigenen 
Verein  legitimierte  Mitglieder  oder  deren 
Vertreter  (Reisende)  bei  jedem  Verein 
mündliche  Auskunft  erhalten.  Die  Vereine 
besorgen  für  ihre  Mitgheder  kostenlos  das 
Mahnverfahren.  Eigenartig  ist  die  Stellung 
des  Geschäftsführers,  der  die  Vereinsein- 
nahmen  erhält,   dafür   die   Ausgaben  trägt 

18* 
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und  bei  der  AuskunftserteUung  einer  eigent-  Barzahlung  bewirkt.    Die  Prämiea-  und  Btr- 

lichen  Eontrolle  dureh  den  vorstand  nicht  EntschadigongssätsennteriiegenbeidemSchwi»- 

unterlieirt.  ^^^  ^^i*  Ear«e  fortgesetztem  Wechsel  and  werd« 

...      1        .r  »     V       -r     zr  ..-,  j  .  daher  jeweils  erst  vor  den  betreffenden  ZiehoBgea 

"**ir*?'J,  "^x*  ^^T'  ß^^^^  der  neu»»un  ^^^^^  gegeben.   Die  A.  bietet  noch  eine  Bäte 

wifuch^tchen    EntwtckeUmg    m    Dachen  weiterer  li|entnmlichkeiten,  Ton  denen  ledlgüefc 

^^,'  i-  IIIV\"  e^^t,  ^  iJ:  ^^TL'  heryorgehoßen  werden  mag  daß  der  NMof  der 

BA.  SS,l>.  e96/g.)  -  O.  Hayer,  D,e  recAütche  g^^g  »^  f^^  j^^  Verücfierten  keine  Anwige- 

^'  "^  «";  ^?^~'^  ^    ^-  ,^J^«  Pfliekt  besteht,  ebenso  wie  es  keine  GeSliw 

rerv,..Bd.6,Sjt59fg-W.SchlmmeWeno^  erhöhang  wäh^nd  der  oft  sehr  knnen.  nr 

~A^T^i   Y^   ^1  9'*'^fif',mdliche«  «   Gcgetzgebnng.    Dem  deutschen  RG.  t. 

^dd»'btry»mäß,genAiul^nfi,erteüung  1881.  jg.  V.  1901,    welchis  die  Staatsaufsicht  aber 

-D^be,   Ih»  konmUxU  und  d^eKrtdu.  ^  private  Versicherungswesen  regelt,  unteiw 

erWv««?  «»  Ausland,    1884.  -  Der,elhe,  ^,^^1  die  A.  nicht;  sie  iit  ausdrAckfich  Von  dar 

^    «J^»"^   KrcdUerkun^tgung   ^t^jer-  ^^^^^^^   y^^^^^    ;,^   ^   ^.^    hei   ihr  nur  U« 

IT^Ä"     .5     T"^',      •  k  ~  '*Z^^    '  kleine  Eiriken  ind  um  geschäftskundige  V«.- 

^ZS^ri'"  fli^T'^Tlr,  cLZ  ««^»'«rte  handelt.    Auch  ST  deutsche  Zd  d« 

^^^    'w^.J    ^^ir  T.   4!   ^    ^^'  österreichische  Entwurf  eines  Gesetzes  aber  d« 

T    Z.X^    '  ^    «    f;fT  T^;,?  Versicherungsvertrag    untersteUen  die  A    a» 

l^nft»v,t,en"(kavfT^nnürht»),a.d.^,t.A',a..  u^^tur:    Manes,    rerneherungt„t*m.  i  SS, 

Kredxterkundtgwng  %n   JJeutnehland,   Janro,  für  '^    '  ' 

Not.,  N,  F,,  Bd,  20,  S.  ItQfg.  —  M.  Bürgel,  

Die  Auakunßsbureaut,  Jahrb,  /.  6?«.   u.   Veno,, 

Bd.  15,  s.  917 fg.  —  H,  Jficohy,  Die  Kreditr  Aiissenhandel  8.  Ausfuhr  und  Einfuhr 

erkundimmg    ndck     ihrer    wirtschaftlichen    und                                obeo  S.  266  fg. 
nach  ihrer  rechtlichen  Seite,  1891,  —  E,  PißUn;  

^rlTsn^H'^H^^T^ ZP^J:Z  Ai.B8erkiu-s8etziu.gs.  Inhaberpapiere 

Auskunfttwesen,  in  Annalen  d.  Deutsch,  Reichs,  t^  •     j    1 1 

1901,  —  M.  Gätche,  Das  kaufmänn,  Auskunfts-  Aussetzung  8.  Fiüdelhäuser. 

Wesen  .in    den    Ver,    St,    von   Amerika    und  in  

Großbritannien,  1901,  —  E,  Suiro,  Die  kai^fm,  AuSSDermniren 

Kredüer^ndigung.     ScK^oU^^  l^^tZ^  8.  Arbeitseinstellungen  oben  S.  1781j^ 

W,   Schimmelpfeng,   —   Jahresberi4:hte   des    Ver-  .--.         o«i  x» 

bandes  der   Vereine  KredÜreform.  Ausspielgeschaft  8.  Spiel verträga 
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AnsstellmigeiL 

AuslosungSTersicherung.  ^  «nd  im  18.  Jahrh.  auf  dem  Oebiele 

^  ^„             ^.     ,         ^  „  der  Kunst  entstanden,   erstreckten  sich  auf 

Zweck  und  Wesen.    Die  A.,  auch  Kure-  ^jj^  der  eigeullicheo  Kunst  verwandten  Oe- 

verluBtvereicherung     Versicherung    von  Wer^  y^      ^     ^         ^-     gesamte  Industrie, 

papieren   genannt,   bezweckt   Ersatz   der  \er-  ui-or  i   T                   -J?    u  Ar  /^"'*\"""=» 

Inste,  welche  durch  die  Auslosung  verlosbarer  sehließhdi  das  ganze  wirtschaftliche,  »daß 

Wertpapiere,   wie    Staatsanleihen,  Kommunal-  ganze  soziale  Leben,  soweit  es  matenell  dar- 

Obligationen  usw.  entstehen.  Vergütet  wird  der  stellbar  ist,  in  ihren  Bereich. 

Schaden,    welcher   dem   Versicherten    dadurch  Als     die    erste     Gewerbe-A.    kann   die 

erwächst,    daß    die    versicherten    Wertpapiere  französische    von    1798   angesehen    werden. 

mit  einem  den  Kurswert  nicht  erreichendeu  Be-  Die   Ausdehnung  des   A.wesens  liAngt  eng 

trag  zur  Auslosung  gelangen.  zusammen  mit  der  Entwickhmg  und  immer 

A.  wbd7eU  Mi?tf  Yes'  fer  J^h^nden^^  rT  '''''''''''  Erleichterungjes  Verkeh»^ 

betrieben  und  zwar  im  allgem^einen  als  Neben-  JP   ^^"    T'^uf «  ^^^fo.T"J?^2  i^"^ 

zwei^  seitens  großer  Bankhäuser  oder  Privat-  öe werbe- A.   häufiger.     1851   fand  die  ente 

baukiers.    Nur  vereinzelt  wird  sie  von  eigent-  Welt-A.  in  London  statt 

liehen     Versicherungsanstalten     betrieben     (in  Der  Zweck  der  A  war  ursprünglich  in 

Deutschland  nur  von  einer  Aktiengesellschaft),  der  Hauptsache  ein  lehrhafter.    Sie  üollteOi 

Versicherungsbedingungen.  DieVer-  wie  die  Kunst-A.,  ein  besseres  Verständnis 

Sicherung  kann  für  eine  oder  mehrere  bestimmte  jq  breileren  Kreisen  wecken;  sie  aollteo,  ak 

Ziehungen  sowie    auch   bis    \\  iderruf   iKufend  ^^^    ^^    Heerechau    der    wirtschafÜidieQ 

abgeschlossen     werden.       Die     Entschädigung  ir-f.^    „«;^„    .rr^u  u^^  n^A  «Iri^JT«!^ 

erfolgt  in  der  Re^el  durch  Aushändigung  von  Krä^e,  zeipn    welcher  Grad  von  LfisUiQ» 

Ersaizstttcken.     Bei    im    Tarif    besoSders  ge-  l&higkeit    bereits   erreicht   sei,    soUten   te 

nannten,  dem  Aussterben  sich  nähernden  Papieren  Vergleich  ermöglichen,  auf  LAcken  aufmenc» 

wird  die  Vergütung  des  Verlustes  nur  durch  sam  machen,  die   Verbreitung  von  ^ 
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nisseQ  befördern,  Anregung  zu  Verbesserungen 
geben,  ein  Sporn  fOr  neue  Anstrengungen 
sein. 

Das  A.weeen,  namentlich  soweit  es  sich 
um  die  großen,  allgemeinen  A.  handelt,  ist 
diesen  Aufgaben  nur  zum  Teil  gerecht  ge- 
worden. Oewifi  haben  sie  anregend  gewirkt 
und  auf  Mängel  der  Produktion  hingewiesen. 
Die  lebhaften  Bestrebungen  zur  Hebung  des 
Kunstgewerbes  in  England  verdanken  ihren 
Ursprung  dem  Eindruck,  welchen  die  auf 
der  Welt-A.  von  1851  gezeigte  Geschmack- 
losigkeit gemacht  hatte.  Die  Notwendigkeit, 
dem  Erfindungsgeist  seinen  Lohn  zu  sichern 
durch  Patent-  und  ähnliche  Gesetze,  wurde 
den  Deutschen  klar  gemacht  durch  die  Ge- 
dankenarmut, die  1873  in  Wien  zutage  trat. 
Aber  im  ganzen  ist  in  neuester  Zeit  bei 
den  aUgemeinen  A.  der  lehrhafte  Charakter 
zurückgetreten.  Mehr  und  mehr  sind  sie 
geschftnliche  Veranstaltungen  geworden,  und 
zwar  in  zweierlei  Richtung. 

Erstens  sind  die  A.,  besonders  die  Welt-A., 
an  Umfang  sehr  gewachsen  und  damit  die 
Kosten.  Um  diese  zu  decken,  mußte  man 
den  Besuch  möglichst  zu  steigern,  möglichst 
breite  Kreise  anzulocken  suchen.  Infolge- 
dessen sind  die  A.  immer  mehr  große  Ver- 
gnügungsuntemehmungen  geworden. 

Zweitens  hat  auch  der  ernsthafte  Teil 
derA.  mehr  und  mehr  einen  geschäftlichen 
Charakter  angenommen.  Die  A.  sind  Ver- 
kaofsTeranstaltungen,  sind  ein  Mittel  ge- 
worden, den  Absatz  zu  steigern.  Sie  dienen 
dazu,  Waren  bekannt  zu  machen,  neue  Ver- 
bindungen anzuknüpfen.  Die  allgemeinen  A. 
sind  eine  Art  Messe  geworden. 

Daraus  er^ben  sich  wichtige  Konsequen- 
zen für  die  Bedeutimg  der  A.  Dienen  sie 
demiossteUer  dazu,  sich  bekannt  zu  machen, 
sobaben  alle  diejenigen  ein  geringes  Interesse 
^  der  Beschickung,  deren  Erzeugnisse  auf 
dem  Mtfkte  schon  gut  eingeführt  sind. 
I^ienen  die  A.  als  Verkaufsanstalten,  so  wird 
vor  allem  verkäufliche  Ware,  Mittelgut  aus- 
(l^stellt  werden  müssen.  Mit  dem  idealen 
Zweck,  die  höchste  Leistungsfähigkeit,  die 
edetaen  Produkte  zu  zeigen,  gerät  das,  wie 
M^  allgemeine  A.  zeigt,  in  Widerspruch. 
Kortapieuge  Prunkstücke,  die  für  A.  herge- 
stellt werden,  erfüllen  ihren  Zweck  als 
fieklamemittel  oder  sind  nachher  eine  schwere 
^  fiSr  den  Aussteller. 

Ans  dem  Charakter  der  A.  als  solcher 
^btsich,  daß  sie  für  gewöhnlichere  Massen- 
«äW  keine  Bedeutung  haben.  Mit  Vor- 
tefl  ausstellen  läßt  sich  nur,  was  wenigstens 
^  ro  einem  gewissen  Grade  individuellen 
Chankter  hat 

looerfaalb  dieser  Grenzen  haben  aber 
Mch  allgemeine  A.  noch  ihre  Bedeutung 
^  grofiartige  Veranstaltungen  der  Reklame, 
"öclit  bloß  für  die  Aussteller,  sondern  auch 


für  das  Land  oder  die  Stadt,  wo  die  A. 
stattfindet.  Dabei  wird  allerdings  auf  das 
Geschick  der  Anordnung  und  Durchführung 
außerordentlich  viel  ankommen.  Mit  Recht 
ist  oft  darauf  hingewiesen,  daß  ein  Teil  des 
günstigen  Vorurteils  für  französische  Waren, 
das  vielerwärts  besteht,  die  Folge  der  großen 
französischen,  früher  nationalen,  seit  1855 
internationalen  A.  ist. 

Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  ist  auch 
zu  beurteilen,  inwieweit  es  sich  rechtfertigt, 
zu  den  großen  Kosten  solcher  A.  aus  Mitteln 
der  Allgemeinheit,  des  Staates,  der  A.stadt 
beizutragen.  Wenn  dabei  auf  den  Gewinn 
hingewiesen  wird,  den  der  lebhafte  Verkehr 
den  Transportanstalten  bringt,  auf  die  Ver- 
mehrung des  Verbrauchs  etc.,  so  wird  eine 
Aufwendung  aus  öffentlichen  Mitteln  sich 
dann  um  so  eher  rechtfertigen,  wenn  die 
durch  die  A.  bewirkte  Steigerung  der  Ein- 
nahmen auch  der  Allgemeinheit  zugute 
kommt,  wenn  z.  ß.  die  Transportanstalten 
dem  Staate  oder  der  Gemeinde  gehören, 
oder  wenn,  wie  in  Paris,  die  Zunahme  des 
Verbrauchs  durch  den  Octroi  die  städtischen 
Einnahmen  vermehrt.  Große  Aufwendungen 
aus  öffentlichen  Mitteln  mit  dem  Hinweis 
auf  die  vermehrten  Einnahmen  der  Straßen- 
bahngesellschaften ,  der  Gastwirte ,  der 
Theater  etc.  zu  rechtfertigen,  bleibt  doch 
einigermaßen  bedenklich.  Sie  können  dann 
als  gerechtfertigt  angesehen  werden,  wenn 
dadurch  das  Ansehen  der  nationalen  Pro- 
duktion steigt,  die  Handelsbeziehungen  sich 
dadurch  erweitem.  Im  übrigen  alier  sollte 
die  Konsequenz  aus  dem  geschäftlichen 
Charakter  der  A.  gezogen  werden  und  die 
Aufbringung  der  Kosten  den  Unternehmern 
überlassen  bleiben. 

Anders  als  die  allgemeinen  A.  sind 
Fach-A.  zu  beurteilen.  Zum  Teil  sind 
allerdings  auch  sie  Verkaufsveranstaltungen 
oder  dienen  sie  der  Schaidust,  zum  Teil 
aber  kommt  ihnen  auch  jetzt  noch  der 
erziehliche  Charakter  zu,  welcher  früher  den 
A.  allgemein  beigelegt  wurtle.  In  neu  auf- 
blühenden Zweigen,  wie  z.  B.  der  Elektro- 
technik, können  sie  wirklich  den  technischen 
Fortschritt  fördern.  Bei  Fach-A.  ist  es  auch 
möglich  —  ob  es  geschieht,  hängt  von  der 
Leitung  ab  — ,  planmäßig  auf  bestimmte  Ziele 
hinzuwirken,  die  Lösung  t)estimmter  Probleme 
zu  fördern.  Vor  allem  kann  die  Prämiierung 
hier  eine  erzieherische,  Richtung  gebende 
Bedeutung  erhalten,  während  sie  auf  den 
allgemeinen  A.  ihre  wirtschaftliche  Bedeutimg 
in  der  Hauptsache  verloren  hat  Bemerkens- 
wert ist  in  dieser  Richtimg  vor  allem  die 
planmäßige  Leitung  der  landwirtschaftlichen 
A.,  welche  nach  dem  englischen  Muster  der 
R,  Agriciütural  Society  die  deutsche  Land- 
wirtschaftsgesellschaft (auf  Anregung  A. 
E  y  t  h  's)  seit  1886  in  die  Hand  genommen  hat 
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iiteraluri  no»fhet%  %*/.  lU,  ^  ir,4,  i.  Aaß, 

t.  Auß.,    lB7i.   —    B\    C    Muber,    Dit^    Au*- 

ämllttii*fen  und  unf^e  M^portimhußtriFt  ISM 
fliuHptwerli),  —  Berttelbef  Art.  ..AuftuteUufitfi-n'' 
u  E.  ä.  SL,  S.  Auß.,  Bd.  IL  S.  Mfg.  —  Jfctt- 
i^a/Hi^,  per  Wfltvcrk^hr  und  Mrt'ne  Miiit'h 
X.  A*tß^,  ISS 8,  Bd.  II,  S.  ?iftj.  (Spamer 'ä  Buch 
d&r  ßrßndungen,  Bd,  7)^  —  Art.  ^fEitpfmtion^** 
tn  ^otiih  Pirt*  d'Etonmme  PoiÜi^iue^  Bd.  /, 
6*.  97^.  —  Die   lahlrt-it^heif}   Att^ntdhmfftiirrirhU. 


Au&wanderiing. 

L  Aügemeitie  nrundlag^en,  1.  Wesen 
und  Be(griiR-  2,  Arten  der  A.  S.  Ursacben  der 
A.  4,  Wirkunoren  der  A.  a)  auf  das  Miitterland. 
b)  anf  das  Einwandeningslaud.  5.  Ä.politik. 
6.  Ge^liicbflicheji^p  IL  A.  aus  Deutschland. 
L  Zkte.  2.  Statistik  der  deutschen  A.,  Umfang 
nnd  Qilederung.  B.  Ä.recht  und  A.^esetzgebung 
lu  DentAchland.  4.  A. unternehmen  ö.  Deut^^eho 
A.politik.  a)  Lenkung.  gpesiAJmernnggprin^ip, 
h)  Aoskuufl^rteilung:,  c1  Erbaltuug  de«  Deutecb- 
tums  im  Auslände.  IH.  A.  nnd  ATech t  der 
aulienl entscheu  Staaten,  l,  GroÜbritan- 
üien.  2.  Frankreicb.  3.  Belgien.  4,  Die  Nieder* 
laude,  5.  Die  ScbweLz.  G.  Schweden  und  Nor* 
weg-en.  7.  Uiuemark.  8.  Portngal.  9.  Spanien, 
10/ Italien.  11.  OeaterTeich-Ungaru.  12.  Kuü- 
land.  13.  Griechenland.  14.  TÜrkeL  15.  Japan. 
t6.  Indien.  17.  China.  lY.  Internationale 
Rege  hing  des;  A.  weieni.  V.  Schluß. 
JB)inwaudernngaheschrinkungen. 

L  AUßrerueioe  tlrnudliiiireD. 

1.  \Vej?eD  und  Betriff.  Die  Wanderung^ 
das  Verlaufen  di?s  iioimalJichen  Boriens  zwecks 
Auisudiung  umlerer  ExisteuKbedingungün, 
ist  ein  biologisehßß  Phloomen,  *?ioe  natür- 
liche, der  gesamlen  organischen  Welt  eigen- 
tümlidie  Form  der  I^l»ensäuÖeruiig,  Wie 
dei"  Mensch  die  heimatliche  Scholle  vei^läßt, 
um  aich  anderwärts  eine  neue  H  dm  statte 
£11  gründen^  so  wechseln  auch  die  Tiere,  das 
Wild,  die  Fisch-  und  die  Vogehvelt,  dem 
Instinkt  folgend,  ihren  Standort,  m  suchen 
lOetter-  tuul  Schlingpflanzen,  arn  Enlbodcn 
oder  an  anderen  Pflanzen  sich  forttastend, 
uabewußt  neuen  Näfirbcwlen  auf,  so  breiten 
sich  gewisse  MoovS-  uud  KJeearten,  ohne 
fremde  Hilfe  fortwandemd,  aaa  Yielleieht 
ist,  wie  auf  Grund  einer  neueren  Theorie 
angenomDien  wird,  der  Keim  des  organischen 
Lehens  ülrerhaupt  durcli  eine  Wandenmg 
votj  Hiumielskuqieru  (Meteoriten)  anf  die 
Erfit'  gelangt. 

Dio  Wauileniug  der  Menschbat  ißt  die 
a&tHrüche  Folge  ilirer  Vermehrung.  ,,Raum 
für  alle  hat  die  Enle.*'  Die  Befolgung  des 
Bibel  Wortes  ♦,Seid  fnirhtliar  und  mehret 
Euch'*  muß  die  Inanspruclinahme  des  zur 
Verfügung  stehonden  Raumes  seitens  <ier 
durch  VVanderuD|j  sich  Tcrbreitendeu  Mensch- 
heit nach  sich  liehen.    Die  Wanderung   ist 


die  Vorbedingung  für  die  Schaffung  id 
neuer  Kultur^ntreo,  für  die  Verbreit 
menschlichen  Kultur  auf  der  Erde  nc 
mit  eines  der  Mittel,  deren  sich  die 
sehutig  bedient,  um  die  Menschheit  h5he: 
Entwicklungsstufen  zuzuführen,  Ton  d 
Stand putikt  der  alle  Teile  des  Meuscii 
gesehleehtä  umfassenden  Menschheit  gifc 
nur  Wanderungen  im  weiteren  Slnoe 
alle  Waoderuugsenscheintmgea  uinfi 
WolleD  wir  aber  diese  Eischeioimg^i! 
einem  bestimmten  Volke,  einer  Nation^  i 
staatlich  begi^nzten  geogmphi.^chen  Bea 
in  eineD  oi^nischen  Zusammenhang  bring 
so  müssen  wir  zwischen  innerer  Wanden 
und  A.  unterscheiden.  m 

Die  Bewegungen  der  Bevölkerung^ 
sich  innerliaJb  eines  staatlichen  Bezirk»  f^ 
ziehen,  die  Gründung  neuer  Ansied hinf 
der  Wegzug  von  einer  Gemeinde  zu  €3; 
andei^en^  gehören  zu  dem  Gebiete  der  erstei 
Die  für  die  Volkswirtschaft  so  bedeutsan 
Folgen  der  modernen  innerstaatlichen  Wan 
rungen,  wie  die  Entvölkenmg  des  üml 
Landes,  die  Anhäufung  großer  Meii#di 
massen  in  den  ßevölkenmgszentren,  berüii 
das  Gebiet  der  Freizügigkeit  und,  so« 
hiergegen  Abhilfe  geschaffen  werden  e 
auch  da^  der  inneren  KoloniBatjon.  Im  oa 
stehenden  soll  nur  von  der  A,  die  Rede  » 

Der  Menseli,  der  die  heimatliche  8ch< 
verläßt,  imi  sich  anderwärts  eine  neue  He« 
zu  gründen,  macht  vor  der  staatlichen  Gt 
nicht  immer  llalt.  Indem  er  sie 
schreitet,  wird  seine  Wandenmg  asu 
Durch  das  Niederlassen  auOerluili» 
hei  mathchen  Staatägebietea  wird  die 
vollendet. 

Die   l^griffsbestimmung  der  A,   la 
übrigen  keine  feststehende  und  einlieitliQ 


*>  Die  moderne  A.gesetEjpebußg  ver  _ 
es  in  der  Hegel,  eine  Begriffsbestimmung 
geben;  so  das  dentscbe  Gedeti.  dessen  Mol 
Bich  nur  negativ  aasdrllcken.  indem  sie  besa^ 
daO  die  Beftirderung  von  Eeieenden«  die  « 
wenn  auch  für  llingere  Zeit  nach  auJIerdeutaQl 
Läiidern  hejjehcn,  nicht  unter  daa  GesetJS  fi 
Das  üaterreichische  A. patent  legt  das  Hau 
wicht  atif  das  Fehlen  des  auimus  rever 
indem  et  den  als  Auswanderer  anspricblj 
sich  an«  den  üfcerreichii^chen  Landen  mi| 
VoraiitEe  begibt,  nicht  mehr  dorthin  xnr 
kehren.  Der  neue,  zurzeit  dem  Reiefasrat 
liegende  Entwurf  eines  Öaierreichiacheo 
sctzea  hat  diei^eEi  Standpunkt  yertasseu  nu 
zeichnet  als  A.  jede  Entfernung  iu  das  Analf 
um  dort  Erwerb  zu  Huchen.  Da«  B^rilisi 
ment  der  wirtschaftlichen  Betätigung  im  Ä 
laude  st.ellt  auch  das  nngaritche  A 
den  Vordergrund,  wonach  Auawaiider 
behufs  itiindigen  Erwerlia  für  unbesti 
sich  in  dm  Ausland  entfernt.  Eof 
die  Terminologie  de»  itaÜeniscb«» 
das  das  Hauptmerkmal  in  der  **' 
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Von  der  einen  Seite  wird  das  staats- 
rechtliche Moment  des  Aufgebens  der  bis- 
haigea  Staatsangehörigkeit  als  Begrüfs- 
meHnnal  in  den  Vordergrund  geschoben. 
Nach  neaerer  Ansicht  wohl  mit  Unrecht,  da 
die  AusbQrgerung  nur  eine,  nicht  einmal 
notwendige  B^leiterscheinung  der  A.  ist 
und  —  de  l^e  ferenda  —  da  eine  gesunde 
Ipolitik  darauf  gerichtet  sein  muß,  den  Aus- 
vaoderem  und  deren  Deszendenten  die  Bei- 
befaahang  ihrer  bisherigen  Nationalität  auch 
im  Auslände  zu  ermöglichen.  Andere  sehen 
das  Begriffsmerkmal  in  der  wirtschaftlichen 
Betätigung  im  Auslande  (demographischer 
Begriff),  noch  andere  in  einem  negativen 
Umstände,  in  dem  Nichtvorhandensein  der 
Absicht,  demnächst  in  die  Heimat  zurück- 
zukehren. 

Für  das  Gebiet  der  Volkswirtschaft  be- 
trachten wir  als  A.  das  Verlassen  eines 
Staatsgebietes,  um  sich  dauernd,  wenn  auch 
nicht  stets  für  immer,  aber  doch  für  längere 
Zeit,  außerhalb  desselben  niederzulassen. 
I^aoach  sind  zimächst  Reisende  oder  Personen, 
die  sich  für  kürzere  Zeit  des  Erwerbes  wegen 
im  Auslände  aufhalten  (Saisonarbeiter,  kauf- 
männische Angestellte)  für  den  Bereich  der 
Volkswirtschaft  als  Auswanderer  nicht  an- 
zusehen. Unerheblich  für  den  volkswirt- 
:>chaftlidien  Begriff  ist  die  Tatsache,  auf 
welchem  Wege,  mit  welchem  Beförderungs- 
mittel und  in  welcher  Klasse  des  gewählten 
Befikdeningsmittels  sich  die  A.  vollzieht 
Veder  ist  jede  im  Zwischendeck  reisende 
Pereon  ein  Auswanderer,  noch  verliert 
letzterer  seine  Eigenschaft  als  solcher  da- 
<lurch,  daß  er  in  der  Kajüte  reist  unerheb- 
lich ist  auch  die  Ursache,  die  zur  A.  bestimmt 
Verflüchtige  Verbrecher,  der  Fahnenflüchtige 
and  Auswanderer.  Wesentliches  Begriffs- 
merkmal  ist  das  Verlassen  eines  bestimmten 
Staatsgebietes,  sofern  letzteres  bisher  den 
Mittelponkt  des  Lebens  des  Ausgewanderten 
$6^)0dei  hat  Daher  sind  Personen,  die  sich 
in  dem  Staate,  den  sie  verlassen,  nur  vorüber- 
S^hend  aufgehalten  haben,  keineAuswanderer. 
Sesind  entweder  Rückwanderer,  falls  sie 
in  ihren  Heimatstaat  zurückkehren,  oder 
Jwchwanderer,  wenn  sie,  aus  einem  dritten 
Shuite  kommend,  das  betreffende  Staatsgebiet 
our  transitieren.  Da  Bundesstaaten  in  der 
'^  dn  einheitliches  Staatsgebiet  bilden, 

^^fdcnuigimittels  (Zwischendeck)  und  in  dem 
Stocnphiadien  A.ziel  (aolterhalb  Europa)  sieht. 
•Attwanderer  ist,  der  sich  in  dritter  oder  gleich- 
^^  Sehiffsklasse  nach  Ländern  jenseits  des 
^^Mäaatb  oder  der  Strafe  von  Gibraltar  (Eu- 
Vipa  aoageiiommen)  begibt.  Vgl.  anch  noch 
^«iraal  dn  droit  intemationaT  priv4  1893 
^;  ^ff.,  Battaglia:  Versoch  einer  systema- 
jjKhet  aad  kritischen  Darstellung  des  A.rechts. 
^1887,  S.  13  ff.  XL  Qoetsch,  A.gesetz,  Beriin 
W  8.  30  if. 


ist  die  Uebersiedelung  aus  einem  Bundes- 
staat in  einen  anderen  keine  A.,  sondern 
eine  innere  Wanderung  (so  im  Deutschen 
Reiche  nach  Art.  3  der  Reichsverfassung). 
Verschieden  von  dem  volkswirtschaft- 
lichen ist  der  staatsrechtliche,  der  juristische 
Begriff.  Diesen  festzustellen  ist  Sache  der 
Gesetzgebung  oder,  wo  diese  von  einer 
Terminologie  absieht,  Sache  der  Judikatur 
und  der  Praxis.  Namentlich  die  Statistik 
wird  sich  häufig  an  gewisse  äußere  Merkmale 
(Reisen  im  Zwischendeck)  halten  müssen, 
um  den  Umfang  der  A.  zahlenmäßig  erfassen 
zu  können. 

2.  Arten  der  A.  Die  A.  ist  eine  frei- 
willige, wenn  sie  auf  freier  Entschließung 
des  Auswandernden  beruht,  oder  eine  zwangs- 
weise, wenn  sie  auf  den  Wülen  eines  anderen 
zurückzuführen  ist.  (Verbannung,  Ostracis- 
mus,  Deportation,  Sklavenhandel,  Verbrecher- 
kolonie.) Die  erstere  ist  entweder  eine 
offene,  erlaubte  oder  eine  heimliche,  uner- 
laubte, je  nachdem  sie  mit  den  Gesetzen  des 
A.Staates  in  Widerspruch  steht  oder  nicht. 
Wir  haben  femer  die  Massen-A.  von  der 
Einzel-A.  zu  unterscheiden.  Erstere  besteht 
in  der  A.  ganzer  Völker,  Völkerstämme  oder 
Teilen  von  solchen  (Völkerwanderungen,  in 
der  Neuzeit  das  Trekken  der  Buren)  oder 
in  der  A.  ganzer  Bevölkerungsklassen.  (A. 
der  Mennoniten,  Mormonen,  Puritaner.)  Die 
Einzel-A.  ist  die  A.  der  einzelnen  Person 
mit  oder  ohne  Familie  und  bildet  die  regel- 
mäßige Form  der  modernen  A.bewegung. 
Die  A.  ist  entweder  eine  überseeische  oder 
eine  solche  nach  europäischen  Ländern. 
Erstere  ist  in  der  Regel  eine  dauernde, 
letztere  hauptsächlich  eine  temporäre,  d.  h. 
eine  solche,  die  nach  Ablauf  einer  bestimmten 
Frist  den  Auswanderer  in  die  Heimat  zurück- 
führt. Die  überseeische  A.  ist  entweder 
eine  direkte  oder  indirekte,  je  nachdem  sie 
sich  ohne  oder  mit  Schiffswechsel  in  einem 
überseeischen  Zwischenhafen  vollzieht  End- 
lich haben  wir  die  organisierte  A.^  die  plan- 
mäßig, unter  einheitlicher,  staatbcher  oder 
nicht  staatlicher  Leitung  erfolgt,  von  der 
nicht  organisierten  spontanen  A.  zu  unter- 
scheiden. Die  A.,  die  sich  nach  bestimmten, 
mit  dem  Mutterlande  in  einem  staatsrecht- 
lichen organischen  Zusammenhange  stehenden 
Ländern  richtet,  ist  die  koloniale  A.  und 
bedarf  als  solche  einer  gesonderten  Betrach- 
tung.   (Siehe  Art.  ,,Kolonisation".) 

3.  Ursachen  der  A.  Die  Vermehrung 
des  Menschengeschlechts  und  sein  Aus- 
breitungsbedürfnis auf  der  einen,  das  Vor- 
handensein des  der  Menschheit  zur  Ver- 
fü^ng  stehenden  Ramnes  auf  der  anderen 
Seite,  sind  die  beiden  Faktoren,  die  die 
A.bewegung  ins  Leben  gerufen  haben.  Die 
Zunahme  der  Bevölkeniug  ist  die  Haupt- 
quelle der  A. 
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Ein  staatlich  begrenztes  Oebiet,  dessen  Reiche    stetig  bessert,   daß   die   Höhe  de:« 

Aufnahmefähigkeit   durch   die   Vermehrung  Lohnes    ständig    steigt,    daß    die   deutsche 

seiner  Bevölkerung  erschöpft  ist,  muß  den  Volkswirtschaft  von  Jahr  zu  Jahr  mehr  auf 

überschießenden  Teil  durch  A.  abgeben,  wenn  ausländische   Arbeitskräfte  angewiesen   ist 

dieser  nicht  durch  Hungersnot,  mangelnde  so  ist  der  Schluß  gerechtfertigt,  daß  Deutsch- 

Iknährung    und    darauf    zurückzuführende  land   noch  eine  stärkere  Bevölkerungsziffer 

Seuchen  zugrunde  gehen  soll.    £ln  solches  als   die   gegenwärtige   ernähren    kann,   daß 

Gebiet    nennen   wir  übervölkert.     Für  die  eine  Uebervölkenmg  nicht  vorliegt    Diese 

Frage,  ob  ein  Staat  übervölkert  ist,  ist  jedoch  kann  daher  die  deutsche  A.  auch  nicht  ver- 

weder  die  absolute  Höhe  seiner  Bevölkerung  anlaßt  haben.    Aehnlich  liegen  die  Verhält- 

noch  die   relative   (Bevölkerungsdichtigkeit,  nisse  in  anderen  A.staaten,  z.  B.  in  Oroß- 

Anzahl    der   auf   einer  bestimmten   Fläche  britannien. 

wohnenden    Menschen)     maßgebend.      Ein         Kann  sonach  die  Bevölkerungszunahme, 

steriles   Wüsteogebiet   ist    vielleicht    schon  wiewohl  sie  den  A.strom  ständig  speist,  das 

dann   übervölkert,   wenn   20  Menschen   auf  An-    und    Abschnellen,    die    verschiedenen 

einem  Dkm  wohnen,  während   ein   frucht-  Fluktuationen   der  A.   zu   gewissen   Zeiten 

bares  Land   bei   einer   Einwohnerzahl   von  nicht  erklären,  so  müssen  noch  andere  Eak- 

200  Menschen  auf  gleicher  Fläche  von  dem  toren,  andere  Ursachen  die  A.  beeinflussen, 

Stadium  der  Uebervölkerung  noch  weit  ent-  Jn  früheren  Zeiten  haben   häufig  politische 

femt    sein   kann.    Letztere    liegt   vielmehr  und  religiöse  Unsachen  A.bewegungen  hervw- 

nur  dann  vor,  wenn   ein   staatliches  Gebiet  gerufen.    Auf   religiösen  Ursachen   beruhte 

unter    Inanspruchnahme    seiner    gesamten  z.  ß.  die  A.  der  französischen  EVotestanten 

Hilfsquellen  und  bei  Anspannung  aller  seiner  infolge  der  Aufhebung  des  Edikts  von  Nantes 

wirtschaftlichen  Kräfte  nicht  das  zur  Unter-  (1685),    die    der    Salzburger    Protestanten 

haltung    seiner    Bevölkerung    Erforderliche  (1731/32),  die  der  Independenten  und  Puri- 

prodiizieren  kann.  taner  aus  Großbritannien,  die  der  Juden  aus 

Die  Uebervölkerung  kann  auch  nur  eine  Kußland.    Durch  politische  Unzufriedenheit 

partielle,  eine  relative  sein,  falls  die  obige  igt  zum  Teil  die  A.  aus  Deutschland  nach 

Voraussetzung  nur  bezüglich  gewisser  Ge-  i848  hervorgerufen  worden ;    ferner  die  A. 

bietsteile  oder  bei   gewissen  Bevölkerungs-  aus     den     1866     annektierten     Provinzen 

klassen  (Berufsüberfüllung)  vorliegt  Preußens   unmittelbar   nach   der  AnnexioD; 

Aus  der  Erwägung,  daß  Ueber^'ölke^lng  endlich  die  A.  der  Elsaß-Lothringer,  die  1871 
zur  A.  führen  muß,  ist  häufig  der  Sclüuß  für  Frankreich    optiert    haben.      Auch   die 
gezogen    worden,    daß    die    A.bewegungen  irische  A.  ist  teilweise  durch  politische  ün- 
hauptsächlich    auf   Uebervölkerung    ziunlck-  Zufriedenheit  veranlaßt  worden, 
zuführen  sind.    In  vereinzelten  Fällen  mag         ^r^^^^^^  ^y^^^^  ^-^^^  y^^^^^  ^^^^  i„ 
dies    zurzeit    schon    zutreffen.     Namenthch  ^^^  j^^^^^.^  jj^  g^^^^^t^,         .^j^^  ^,^Ui 
^«^"1%  r^'f ""^    Uebervölkerung,     insoweit  j^^^   ^^       _  ^^  gegenwärtig  besonders 
^^l^^v         ^'  ^i'^"!^''^  Staatsgebietes   ein  ^^^^^    ^    ^^^^    ß^ßjf^f  ^^.^f  ^^^^   ^ 
Bevölkerungsausgleich    aus    irgendwelchen       utigehe  Gründe,  politische  Unzufriedenheit 
S^Ä  lüif    ^^^^^""^^^^  ^f.?^^'  ^"^'^  und  die  durch  den  russisch-japanischen  Krieg 
die  UeberfüUung  gewisser  Berufsklassen  zur  geschaffene  Lace  zurilckzuführen  sein  —  » 
A.  geführt  haben  und  noch  führen.    Im  all-  f^^^n   ol^rii^  J^ 
^' ««i.  •  j    u  j-    o  ui  or  1  treten  sie  ciocn  gegenüber  Ursachen  wirt- 

er     RÄLn'^?!^f%^Tf  T  schaftlicher  Sr  an  Tragweite  v«l% 

falsche.      Betrachten    wir    z.    B.    die    Be-  .„rflcij      n-.^  a  h«wpininm>n  dpr  Npuzeit  h^ 

S^hTT- r  "?'  f'  J-^-^?»"«  <i^  ™Te?in  S^r  Re^T^f^^erÄl'u'^J  ^ 

Ü5Ä.   "'f^    ^^^'-/f^-^lf^T  Auswandernden,    im    Auslande    fflr  W 

auf  S  281),  80  finden  w,  daß  die  deutsche  Arbeitskraft  eine  bessere  Gegenleistung  zn 

Bevölkerung  durch  Ueterechuß  der  Geburten  ^„-^^       ^,  ^^  ^j  ^^^  ^^  S-utterlandl  ob- 

7^i,„^!i^J^    ?'  ^f'^'''^  T*!!**   ^t'^''  waltenden     wirtschaftlichen     Verhältnissen 

Zuwandening,  regelmäßig  vwi  Jahr  zu  Jahr  ^g  jj^^  ^^^^,^    pj^  ^  ^^  ^^^^  ^^  ^ 

ÄAhnlf     ^^'^"  *'    ^^   'T'  •»,!"•  abnehmen,  je   nachdem  die  wirtschafÜiche 

i^hl    Sf.ir'"*"'*''"  ^*'^Kia^Jf  '*^;  Lage  der  rieimat   sich  gegenüber  der  des 

liehe    Etevölkeningszunahme    belauft     sich  Äanderungslandes  günstig  oder  ungünstig 

ÄttÄVn"iuiTt.ÄSrtf  -^^-    WiiSchaftlicfe  En^sen  „nd^S 

Auf  der  anderen  Seite  zeigt  die  deutsche  A. 

eine    sprunghafte,    aber    keine    steigende,  .    '^^^io?^"®  (die  Entwicklung  der  deutschen 


sondern  eher  eine  fallende  Tendenz.    Ein  -^- ««f.  l^'^p"""*.?'«  \*"'l!i*S'"'S  *T    •  i.. 

omanischer   Zijsammenhang    zwi^hen    Be-  ÄiranXsvSÄS'ÄÄ".£ 

viSlkeningszunahme  und  A.  ist  nicht  erkenn-  Loh^e  in  Ser  Heimat,  sondern  in  der  Entstehung 

Jttir.     berücksichtigt  man  femer,  daß  sich  nener  Mittelpnnkte  mit  niederer  Tolknpuunait 

die  soziale  Lage  der  arbeitenden  Klassen  im  im  Anstände. 
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Diagramm,  enthaltend   die  Kurven  der  Bevölkerungszunahme  und  der 
Auswanderung  im  Deutschen  Reich  von  1871 — 1904. 
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{^.fortlaufende  Linie  enthält  die  Knrve  der  Bevölkerungszunahme,  die  gestrichelte 
jjÜM^die  Auswanderunnkurve.      Die   Zahlen    bedeuten    links:    Anzahl    der   Bevölkerung   in 
'uooaeB,  reehts:   Anxanl  der  Auswanderer  in  Abstufungen  von  5:5  Tausenden;    oben:  die 
effektiven  Auswandemngszift'em ;  unten:  den  Jahrgang. 


AuEwandertiiig 


zurück  Kuführead  e  ungü  nsÜ^Er  werbs  verhält* 
nisse  tuul  wirt^lmftliche  Depression  m  der 
Heimat  auf  der  einen,  wirtschaftliche?  Pro- 
yjerität,  hohe  Löhne  und  sonstige  giinstig^ 
Erwerbs  verhÄltnisse  auf  der  an  deinen  Seite, 
sfiud  daher  als  die  Umstände  anzusehen,  die 
<len  Strom  der  A.  anschweQen  lassen. 
Tretibn  ungö  ästige  Verhältnisse  in  der 
Heimat  mit  garstigen  im  Eiowaiiderungs* 
lande  ^usamrueü,  s?o  wird  die  Bewegung  eiße 
um  so  stärket^j  sein*  Andererseits  wird  die 
Abnahme  der  Prospiprität  im  Auslande,  die 
Oesundung  der  wirtseimftiichen  I^age  iu  der 
Heimat  die  FluktuatbrietJ  vermindern. 

HierflSr  uur  eiuigf  Beispiele,  die  die  Stati- 
>*xik  gjihlenmäOig  belegt.  Die  Krisis  in  GroG- 
hritAmiJeü  IB2B,  die  durch  die  Kartoffelkrank- 
heit  1840  hervorgerufene  Hungere  not  iti  Irland, 
di€  Krisen  in  Deutschland  181  ü,  11  und  1846/47 
und  deren  Nach  Wirkungen  Anfang  der  öOiger 
Jahre  haben  eiae  starke  Steigerung  der  A.  ans 
diesen  Ländern  liervargeriifeo.  Die  iriäR^he 
Htingersrnüt  Imt  innerhalb  tnue^  Zeiträume«  von 
xehn  Jahren  VU  Millionea  Men^jchen  nu?*  Irland 
vertrieheu  «ud  einem  Bcvülkernngsverluät  von 
tiber  :iD%  herbeigeführt.  In  den  Jahren  1H41 
hm  60  sind  über  wOOOO  Menschen  aui^  Deutsch- 
land an Eige wandert..  1852—54  hat  die  A.  ans 
Deutschland  Ziffern  gezeitigt  ^1854  :  S15000f, 
wie  sie  «pILter  nur  selten  wieder  erreicht  worden 
siiid>  Auf  der  andere u  Seite  hat  withren^l  lier 
letzten  Jahre  die  Besser  an  g  der  wirtschaftlichen 
VerlmJtni§>*e  in  DeutAchland,  die  Annahme 
s»*ine^  E?ti>ifrteif  und  die  Steigeruntr  >^eiuea  Na- 
tional wwhi^tunde«,  die  deutj^che  Ä.  auf  ein  über- 
aus niedriges  Niveau  herabgedrlkkt.  (Siehe 
dm  DingramuL)  In  entsprechender  Weise  hahen 
die  Krisen  in  der  Union,  die  Geldkrisis  von 
ISiT,  die  Krisi«  von  1857  und  die  durch  den 
Bürgerkrieg  von  1861  hervorgerufene  wirt- 
^^ihaftliche  Depresiion,  die  Einwaiiderungsziffern 
fallen  lassen  11^:47:7^340,  1838:38914,  1856* 
ä004%,  18ä7:25l3Ü6,  gegen  ia58L  1^126  und 
1869:121282).  Der  wirtschaftliclie  AufsehwTiHg 
der  Union  Anfang  der  8iMi^^r  Jahre  ftpie^lt 
sich  in  den  EinwandernnufHzirtVrü  ebenso  wieiier 
wie  die  anf  die  Krisi.^  IK^H.IU  folgtuih^  [h'^--^- 
*don  rl880:  457257,  IHHI :  <i(llN3l,  m^:  7^SUilL^ 
r88H :  <TÖ3:t>2  gegen  imi  AH  :iß7,  IHUfj:  2V^UB, 
1896:  H4B2Ö7,  1K97:  2am.H2),  Endlich  h»t  die 
*?noTm  gesteigerte  FVosperität  der  Union  in  den 
letjfiten  Jahren  Einwandern  njj^yÄifTeni  hervorge- 
rufen, wie  sie  die  Statistik  hisher  uicht  nach- 
ifewie«en  hat  (1903:  857000,  IIW:  812  870, 
mKi  Über  dn(^  Million). ') 

Von  den  wirtschaftlichen  Ui-sachen 
grr*ßereri  Stiles,  die  sonai  h  die  Fluktuationen 
der  A*  und  Eiuwumlenmg  hervotTufeu,  sind 
die  ü runde  zu  nntei'seheideu,  dk*  das  ein- 
steine  Individttutn  bewegen,  sich  dem  Abstrom 

*)  Aehnliehe  VerbÄltni^ne  liejren  auch  bei 
iind«^ren  K  in  w ander iui;j^länderü  vor.  (Z.  B, 
Vermindcrnug  der  Einwanderung  nach  Bra- 
*<ilien  *ur  Zeit  der  Kaffeekrisis,  Sleigernng  der 
Einwanderung  nach  AustrHÜenV  Sltdafnka,  Kall- 
f  «imlen  Äur  Zeit  der  Butdeekang  der  GoldleJder.) 


anzuaclüieOen,  Als  solche  können  alle  Triel>- 
federn  meuschlichen  Handelns  in  Frage 
kommen.  Zutreffend  führt  Sadler  in  seiner 
Besprechung  des  Bevölkerungsgesetzes  aus, 
daß  keine  Ursache  gedacht  wenien  kann, 
welche  die  Handlungen  der  Menscdien  be- 
einflußt^ die  nicht  auch  auf  die  A,  der 
Menschen  Einfluß  genommen  hÄtte,  Ein 
nähei^e  Eingehen  auf  diese  Triebfedern  er* 
öUrigt  sich,  da  es  sich  im  weÄentliehen  um 
subjektive  Einzeleischeinungen  Iran  de  It,  die 
für  die  Volkswirtschaft  kein  Uervori'agendes 
Interesse  bieten.  Eine  besondere  Rolle  spielt 
hierbei  nur  das  Verlangen  wach  eigenem 
Besitz  in  den  landwiitseliaftlichen  Be- 
%'ölkenmgsklassen.  Wo  der  Parzellenlrnngtar 
(vgl  HegeduK  in  der  5^eit  Nr.  BTi,  19<>5  und 
Dr,  Woisl,  die  Airage  190ü)  infolge  mangeln* 
der  Agi^rgesetzgebung  ofler  zu  weit  fort* 
goachrittener  Fuh-eriäleFung  des  Grund- 
liesitzes  nicht  in  ausreichender  Weise  Be- 
fno*lignng  lindet,  ^i'ird  er  einen  starken 
Eintbiß  auf  die  A.  uaeli  solchen  Ländern 
lialien^  in  denen  laud  wirtschaftiieheLilndeiBien 
noch  der  l^siedelung  liarren. 

4.   Wirkungen   der  A*      a)   auf  ömm 
Mutterland.    Jede  A.  bringt  zunächst  stets 
'  für  den  Heimatsstaat  einen  volkswirtscbafl* 
j  liehen  Verlii.'^t  mit  sich,  der  sich  ans  den 
I  verschiedensten  Faktoren  zusammon setzt.   In 
*  erster   Linie   tritt   eine   Veruainderung  der 
Bevölkerung  um  die  Zahl  der  Ausgewanderten 
ein,  ein  Verlust,   der  um  so  fühilwirer  sein 
wird,  je  dünner  t>evölkert  das  51uiterland 
ist   und  je   grö Beiden    Umfang    die    A.   an- 
nimmt    Da  in  der  Regel  nur  kräftige  und 
arl^>eitsfähige  Personen  auswandern,  so  kaon 
ihr  Wegzug  und  die  hiendurch  eintretende 
I  Vermindenmg    der   Arbeitskräfte    sieh    für 
landwirtschaftliche  und  industrielle  Betriebe 
als    sehr    nachteilig    erweisen.      Besoudeni 
schädlich   imd  die   staatliche  Existenz  des 
Ileimatslaates  geradezu  gefährdeud  muS  die 
A.    wirken,   sobald   sie   solche   Dimensionen 
annimmt,  daB  der  IJefterschuß  der  Geburten 
über   die   Sterl»efäLle   nicht   ausreiclit,   den 
durch  A.  entstandenen  Bevölkern ngs verinst 
wettzumadien.^) 

Bei  einer  starken  Ä*  kann  auch  die  Zu* 
sammensetztmg  der  Bevölkerung  diudi 
Störung  ihrer  natürlichen  QUedening  nadi 


')  Dieser  FaU  tritt  «ehr  igelten  ein.  In  4cf 
Regel  wird  die  auswandernde  Bevolkenuig 
durch  Geburtentther^ehnG  mehr  als  ersetzt. 
(Vgl.  Philipporich :  A,  im  Handwörterhucb  d^ 
StaatswissentJchaflenJ  Dagegen  hat  Irland  M 
einer  k.  von  lii760!)O  Köpfen  in  der  Zeit  fon 
1667  bis  18117  einen  BevulkerungsTerlust  (1867: 
54H2ÜÜO,  18.97:  4I>50^^  Etnwolmar:»  «ofiit' 
weilen.  Eben^  ist  die  iritche  BerGlkemng  m 
der  Zeit  von  IÖ41  bis  1851  bei  einer  Ä.  voa 
2*/(  MUlioneti  um  IBfiiJiXK)  Seelen  aurück^ 
gangen. 
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Alter  und  Geschlecht  nachteilig  beeinflußt 
werden.    Die  A.  der  wafifen&higen  männ- 
lichen    Bevölkerung     bewirkt     eine    Ver- 
minderung der  militärischen  Machtmittel  des 
Staates.    Durch  A.  tritt  ferner  ein  ziffern- 
mäßig  nachzuweisender   oder   doch   durch 
Schätzung  zu  veranschlagender  Verlust  an 
dem  Nationalvermögen  ein.  Der  Auswanderer 
g^dit  in  der  R^el  nicht  den  mittellosen 
Bevölkatmgsklassen  an,  da  der  Proletarier 
^  nicht  unerhei^chen  Kosten  der  A.  nicht 
lu  bestreiten  vermag.     Der  Erlös   der   in 
der  Heimat  veräußerten  Habe  wird  in  das 
Ausland  mitgenommen  und  geht  somit  dem 
Matterlande  verloren.   Um  welche  gewaltigen 
Summen   es   sich   dabei    handelt,    ergeben 
die  Beichte  des  Oeneraleinwandenmgskom- 
missars  über  die  Einwanderung  in  die  Union. 
Kadi  dem  letzten,  den  Zeiti^aum  vom  1.  Juli 
Wß  bis  30.  Juni  1904  um&ssenden  Jahres- 
bericht haben    die   Einwanderer  in   dieser 
M  an  Vermögen  20894383  Dollars  mit- 
grfiracht,  gegenüber   dem   Vorjahre    mehr 
4776870    Dollars.      Das    Vermögen     der 
deutschen  Einwanderer  belief  sich  für  diesen 
Zeitraum    auf    3622675    gegen    2480634 
Dollars  im  Vorjahr.    Bei  einer  Anzahl  von 
3f)000  deutschen  Einwanderern  würde  somit 
ein  Betrag  von   etwa   500   Mk.   pro   Kopf 
eotfallen.     L^   man   diesen   Betrag  auch 
der  Zuwanderung  aus  den  früheren  Jahren 
zuerunde,  so  wünie  sich,  da  in  den  Jahren 
m-19ü3  5138091  Deutsche  in  die  Union 
eiogewaodert  sind,  das  deutsche  National- 
^wmögen  um  über  2^2  Milliarden  Mark  zu- 
gunsten der  Union  vermindert  haben.    Zu 
noch  höheren   Ziffern  gelangt  man,   wenn 
man  nicht  nur    den  Barbetrag  des  mitge- 
iKmuneoen  Vermögens,  sondern  den  Kapital- 
wert  des  Auswanderers  selbst  in  Rechnung 

Xig  man  hierbei  die  Engeische  Methode  an- 
vttdea,  die  den  Kapitalwert  eines  Auswanderers 
^  den  Kosten  seines  Unterhalts  nnd  seiner 
SniehQBg  auf  durchschnittlich  IdOO  M.  pro 
^berechnet,  oder  die  Beckersche  Methode, 
d|^  diesen  Wert  nach  dem  Ueberschnsse  der 
wtigen  Produktion  des  Ausgewanderten  über 
"Jen  Bedarf  auf  8— 90D  M.  bemißt,  oder  die 
^  Professors  Jannasch,  der  das  kapitalisierte 
woBmen  des  Auswanderers  zugrunde  legt 
nnd  bei  Annahme  eines  jährlichen  Einkommens 
Jja  400  M.  den  Wert  des  Auswanderers  auf 
*wM.  pro  Kopf  berechnet,  —  auf  alle  Fälle 
*JJ^M  wir  zu  Zahlen,  die  uns  die  Höhe  des 
Wh  A.  eintretenden  Verlustes  am  National- 
2*^^  des  Mutterlandes  deutlich  vor  Augen 
wea. 

Bb  wäre  indessen  verfehlt,  die  volkswirt- 
^^tliche  Bedeutung  der  A.  lediglich  auf 
j^nmd  dieser  immermn  einseitigen  und  zum 
|6il  aof  willkürlichen  Schätzungen  beruhen- 
^  Berechnungen  des  Kapitalverlustes  zu 


Zunächst  verringert  sich  der  Kapitalver- 
lust um  die  Betr%e,  die  in  Gestalt  von 
Unterstützungen  der  Ausgewanderten  an  ihre 
zurückgebliebenen  Anverwandte,  in  Gestalt 
von  Erbschaften  und  von  Ueberweisungen 
ersparter  Vermögen  in  die  Heimat  zurück- 
fließen. Diese  Beträge  erreichen  namentlich 
bei  der  temporären  A.  sehr  beträchtliche 
Höhen.  Zu  berücksichtigen  sind  femer  die 
indirekten  Yorteile,  die  der  Heimatstaat 
von  der  A.  hat  und  die  sich  auf  dem  Gebiete 
der  Schiffahrt,  des  Handels  und  der  Kapital- 
investierungeu  im  Auslande  bemerkbar 
machen.  Die  starke  deutsche  A.  Ende  der 
70er  und  Anfang  der  80er  Jahre  hat  den 
blühenden  Aufschwung  der  deutschen  Schiff- 
fahrt mit  ziu  Folge  gehabt  i);  sie  hat  diese 
leistungs-  und  konkurrenz^ig  gemacht  und 
somit  bewirkt,  daß  sich  nach  dem  Nach- 
lassen der  deutschen  A.  die  fremden  Aus- 
wanderer mit  Vorliebe  der  deutschen  Aus- 
wandererschiffe bedienen,  wodurch  den 
heimischen  Rhedereien  und  den  deutschen 
Seestädten  große  Vorteile  erwachsen.  Der 
Einfluß  der  englischen  A.  auf  das  Anwachsen 
der  englischen  Kauffahrteiflotte  war  gleich- 
falls ein  sehi*  erheblicher.  Die  Vorteile  des 
Mutterlandes  auf  dem  Gebiete  des  Handels 
und  der  Industrie  bestehen  darin,  daß  der 
Ausgewanderte  auch  in  der  Fremde  häufig 
Abnehmer  der  heimatlichen  Waren,  an  die 
er  gewöhnt  ist,  bleibt.  Indem  er  die  heimat- 
lichen Waren  verlangt  und  sie  konsumiert, 
macht  er  sie  unter  der  Bevölkerung  seiner 
neuen  Heimat  bekannt;  er  verrichtet  damit 
Pionierdienste  für  den  heimischen  Export. 
Die  gewaltige  Steigerung  der  deutschen  Aus- 
fuhr in  den  letzten  Jahrzehnten,  die  Be- 
deutung des  deutschen  und  britischen  Welt- 
handels sind  nicht  zum  Geringsten  auf  die 
Bedürfnisse  der  deutschen  und  englischen 
Ausgewanderten  zurückzuführen.  Ebenso  ist 
in  den  letzten  Jahren  eine  bedeutende  Ver- 
mehrung der  italienischen  Ausfuhr  bemerk- 
bar, die  zweifellos  mit  der  stark  gesti^enen 
italienischen  A.  in  einem  organischen  Zu- 
sammenhange steht. 

Dem  Auswanderer  folgt  aber  nicht  nur 
der  Kaufmann,  sondern  auch  der  Bankier. 
Das  heimische  Kapital  pflegt  mit  Vorliebe 
in  solchen  ausländischen  Staaten  investiert 
zu  werden,  in  denen  Angehörige  desselben 
Stammes  sich  als  Einwanderer  niedergelassen 
haben.  So  wird  z.  B.  auf  Grund  neuerer 
Konsularberichte  das  deutsche,  im  Auslande 
in  Grundbesitz,  industriellen  Anlagen,  Eisen- 


*j  Die  deutsche  A.  1882/83  erforderte  pro 
Jahr  etwa  179  Dampferfahrten,  beschäftigte 
also  unausgesetzt  20  Dampfer  jährlich  (vgl. 
Boscher  und  Jannasch.  Kolonieen.  Kolonial- 
poUtik  und  A.  S.  373). 


284 


Auswanderung 


bahnen,  Bergwerken,  Handelshäusern,  Ver- 
sicherungen usw.  angelegte  Kapital  geschätzt 

in  in  Millionen  Mark 

den  Ver.  Staaten  v.  Amerika  auf      2000 
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auf  der  gesamten  Erde  auf  7V2  Milliarden 
Mark.  Ein  großer  Teil  der  Zinserträgnisse 
dieser  Investierungen  fließt  dem  deutschen 
Nationalvermögen  wieder  zu.  Man  schätzt 
die  jährlichen  Erträgnisse  auf  420—450 
Millionen  Mark.  Auch  hierdurch  wird  ein 
Teil  des  durch  A.  bewirkten  Verlustes  an 
deutschem  Nationalvermögen  wieder  wett- 
gemacht. Immerhin  gehört  das  Abwägen 
der  Vorteile  und  der  Nachteile  der  A.  zu 
den  schwierigsten  Aufgaben  der  Volkswirt- 
schaftslehre, die,  da  die  Statistik  in  diesem 
Punkte  so  gut  wie  völlig  versagt,  auf 
Schätzungen,  Kombinationen  und  auf  mehr 
oder  weniger  zuverlässige  Rückschlüsse  aus 
wirtschaftliclien  Erscheinungen  angewiesen 
ist  Dies  bedingt  eine  besonders  vorsichtige 
Behandlung  der  A.politik,  d.  i.  der  Frage, 
wie  sich  der  Staat  und  seine  Organe  der 
A.  gegenüber  zu  verhalten  haben. 

b)  auf  das  Einwandeningsland.  Die 
A.  bringt  dem  Einwanderungslande  in  der 
Regel  kostenlos  Kapital  und  Arbeitskräfte. 
Sie  ist  für  unentwickelte,  dünn  bevölkerte 
lÄnder  nicht  allein  vorteilhaft,  sondern 
häufig  sogar  die  Vorbedingung  ihrer  gedeih- 
lichen Existenz.  Die  Neuankömmlinge  stellen 
ihrer  neuen  Heimat  ihre  Arbeitskraft  und 
ihre  Intelligenz  zur  Verfügung  und  tragen 
dazu  bei,  die  natürlichen  Reichtümer  des 
Landes  zu  erschließen  und  die  Bodenschätze 
zu  heben.  Die  Wirkungen  der  europäischen 
länwanderung  auf  die  Weltmachtstellung 
und  die  volkswirtschaftliche  Bedeutung  der 
Union  sollen  hier  als  bekannt  vorausgesetzt 
werden.  Auch  die  anderen  überseeischen 
Einwanderungsstaaten  haben  ihre  Entwick- 
lung und  ihre  weltwirtschaftliche  Bedeutung 
hauptsächlich  der  europäischen  A.  zu  ver- 
danken. 

Die  Einwanderung  kann  indessen  auch 
nachteilig  wirken,  namentlich,  wenn  sie  in 
großen  Massen  erfolgt  und  derEinwanderungs- 
staat  noch  nicht  vorbereitet  ist,  diese  in  sich 
aufzunehmen.  Die  Auswanderer  werden  in 
solchen  Fällen  häufig  dem  Elend  verfallen 
und  die  öftentliche  Armenpflege  belasten. 
Schädlich  wirkt  ferner  die  Einwanderung 
gewisser  Klassen  von  Personen,  namentlich 

von    Kranken    und  Arbeitsunfähigen,  sowie ^ ^ 

von  solchen  Personen,  deren  Lohnansprilche  1  in   dieser  VerschSbnng   eTne  Gefahr  für  die 
und  licbensbedürfnisse  so  geringe  sind,  daß  I  amerikanische  Knltor. 


sie  die  Lohnforderungen  der  vorhandeoea 
Arbeiterklassen  unterbieten  und  dadurch  die 
soziale  Lage  der  letzteren  verschlechteni. 
Endlich  kann  auch  die  EinwaDdemog  die 
Homogenität  der  Bevölkerung  des  Ein- 
wanderungslandes gefährden,  wenn  größere 
Bestandteile  der  eingewanderten  Massen  in 
Sprache,  Oedanken  und  Lebensfflhrung  der 
vorhandenen  Zivilisation  fremd  sind.^) 

Es  ist  Aufgabe  derEinwandenings-Oes^- 
gebung  und  -Politik,  hiergegen  Abhilfe  tu 
schaffen 

5.  Ä.polit]k.  Für  die  Politik  dnes 
Staates  gegenüber  der  A.  lassen  sich  allge- 
mein gültige  Normen  nicht  aufstellen.  Sie 
wird  sich  nach  den  jeweiligen  VerhältniseeD, 
insbesondere  nach  den  Wirkungen  zu  richteo 
haben,  den  die  A.  nach  Ansicht  der  staat- 
lichen Organe  in  jedem  konkreten  Falle  auf 
den  staatlichen  Organismus  ausübt. 

Uebervölkerte  und  stark  bevölkerte  Staaten 
werden  darauf  bedacht  sein  müssen,  sich 
Gebiete  zu  sichern,  in  die  der  Bevöikenings- 
überüuß  abströmen  kann.  Dies  kann  durch 
den  Erwerb  oder  die  Gründung  von  Eolooien 
oder  durch  internationale  Vereinbarungen, 
namentlich  durch  NiederlassungsvertrÄge  ge- 
schehen. 

Wie  die  Geschichte  der  kolonialen  Er- 
werbungen zeigt,  kann  die  Sicheining  der- 
artiger Gebiete  als  eine  so  wichtige,  dk 
gedeihliche  Fortentwicklung  eines  Staates 
berührende  Frage  angesehen  werden,  daß 
sie  zu  kriegerischen  Verwickelungen  fühlt 
Auch  der  russisch-japanische  Krieg  dürfte 
in  seiner  innersten  Ursache  mit  auf  den 
Willen  des  dicht  bevölkerten  japanischen 
Kaiserreiclis  zurückzuführen  sein,  sich  in 
Korea  und  der  Mandschurei  A.gebiete  für 
die  japanische  A.  der  Zukunft  offen  zu  halten. 

Einem  übervölkerten  Staat  vindiziert 
V.  Mohl  in  seiner  „Polizeiwissenschaft^  das 
Recht,  den  üebertluß  seiner  Bevölkerung 
nötigenfalls  zwangsweise  hinausschaffen  zu 
I  dürfen,  wobei  er  von  der  Erwägimg  geleitet 
wird,  daß  die  Mehrzahl  der  Bürger  nicht 
gehalten  ist,  sich  durch  eine  Minderzahl  die 
Lel:>ensmöglichkeit  rauben  zu  lassen.  Battaelia 
( Vei"such  einer  systematischen  und  kritischen 
Darstellung  des  allgemeinen  modernen  A.- 
rechts)  wiU  diese  Maßregel  niur  auf  Grand 

')  In  den  Ver.  St.  von  Amerika  befürchtet 
man,  daß  der  Rückgang  der  germanischen  Sin- 
Wanderung  anf  der  einen,  die  enorme  Steisenmg 
der  slavischen  und  romanischen  Einwandenuig 
anf  der  anderen  Seite  das  bisherige  BerSlk^ 
mngsverhältnis  (Ueberwiegen  der  germanischen 
Basse)  in  den  nächsten  Jahren  verschieben  wM. 
Der  Generalein wandemngskommissar  spriebs 
sich  in  seinem  letzten  Jahresbericht  mit  nafw- 
hohlenem  Mißbehagen  hiergegen  ans  und  si^ 
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eines  Gesetzes  und  nur  dann  angewandt 
s^eOf  wenn  die  Gesellschaft  ohnedies  dem 
ünter^ee  entge^n  ginge. 

Glücklicherweise  sind  die  A^laaten  der 
Gegenwart   von   dem  Stadium   der  üeber- 
v51kening  noch  so  weit  entfernt,   daß  sie 
nicht  gezwungen  sind,  zu  solchen  drakonischen 
Maßregeln   zu  greifen.     Dem   Extrem  der 
ZolSssigkeit   der    zwangsweisen    A.    wegen 
üebervölkerang  steht  das  andere   Extrem, 
die    zwangsweise    Yerhindenmg    der     A. 
gegeoQber.   Da  die  staatliche  Existenz  Selbst- 
zweck ist,  da  das  Wohlbefinden   des   Ge- 
eamtoiganismus  dem  des  einzelnen  Indivi- 
duums  vorangehen    muß,    so    wird    man 
theoretisch  ein  derartiges  Mittel  dann   für 
iiittfisig  erachten  müssen,  wenn  die  Existenz 
eines  Staates  durch  A.  bedroht  wird.    Von 
dieser  Erwägtmg  heraus  müssen  die  staat- 
tichen  Averbote    der   früheren  Zeiten  be- 
trachtet werden.    Auch  die  jetzt  noch  be- 
stehenden A.verbote,   wie   die  hinsichtlich 
der  Wehrpflichtigen   und    die    zu    Kriegs- 
idteo,  finden  in  dieser  Erwägung  ihre  Er- 
USroog  and  Rechtfertigung. 

Der  moderne  Rechtsstaat  neigt  im  übrigen 
dem  Prinzip  der  A.freiheit  zu.  Dort,  wo 
Ton  der  A.  nachteilige  Folgen  zu  befürchten 
sind,  wird  es  Aufgabe  des  Staates  sein, 
ihre  Ursachen  zu  beseitigen,  nicht  aber, 
dkee  selbst  zwangsweise  zu  verhindern. 
Die  Schaffimg  von  Arbeitsgelegenheit  bei 
Landeskulturarbeiten  größeren  Stiles  (Kanal- 
ond  sonstige  Meiiorationsbauten,  Wege-  und 
Bsepbahnanlagenj,  die  Verbesserung  der 
^erkehrsverhältnisse,  die  Regulierung  der 
agraiischen  Verhältnisse,  die  Inaugurierung 
^ioeriuDeren  Kolonisation,  kurz  alle  str«at- 
licheQ  Maßnahmen,  die  auf  Hebung  des 
inneren  Wohlstandes  der  Bevölkerung  ge- 
richtet sind,  werden  Mittel  sein,  der  A.  zu 
ßteuem.  Daneben  wird  der  Staat  darüber 
>n  wachen  haben,  daß  der  Entschluß  zur  A. 
in  der  Bevölkenmg  nicht  durch  künstliche 
Mittel  hervoi^rufen  wird.  Jede  Propaganda 
wrlwird  daher  unnachsichllich  zu  Unter- 
röcken sein. 

Solche  Staaten,  deren  Organismus  ge- 
nügend gekräftigt,  deren  Bevölkerungsaufbau 
^öt  genug  fortgescliritten  ist,  so  daß  sie 
^  in  mäßigen  Urenzen  gehaltene  A.,  ohne 
lüerdurch  wirtschaftlich  dauernd  geschädigt 
jn  werden,  vertragen  können  —  in  dieser 
We  dürfte  sich  zurzeit  die  Mehrzahl  der 
AÄaaien  befinden  —  werden  der  A. 
Wenüber  eine  vorsichtige,  im  wesentlichen 
pcutrale  Politik  zu  befolgen  haben.  Eine 
jRöidwie  auf  Förderung  der  A.  gerichtete 
l^ohtik  wird  schon  wegen  der  großen  Ver- 
antwortlichkeit, die  hierdurch  dem  Aus- 
fßwaoderten  gegenüber  übernommen  wird, 
^  weil  sie  leicht  eine  den  Staatsorganis- 
^^  schädigende  Massen-A.  zeitigen  kann, 


ausgeschlossen  sein.  Ebensowenig  wird 
geduldet  werden  dürfen,  daß  der  Entschluß 
zur  A.  durch  Dritte,  sei  es  durch  Privat- 
personen (Unternehmer,  Agenten),  sei  es 
durch  fremde  Regierungen  oder  deren  Ver- 
treter, auf  künstliche  Weise  hervorgerufen 
wird.  Eine  derartig  neutrale  Politik  schließt 
aber  nicht  aus,  daß  der  Staat  mit  der  A. 
als  einer  Erscheinung  des  Gesellschafte- 
lebens rechnet  die  A.bewegungen  kontrolliert 
und  den  staatlichen  Zwecken  insoweit  dienst- 
bar macht,  als  es  mit  den  Interessen  der 
Auswanderer  vereinbar  ist. 

Da  diese  in  der  Regel  den  geschäftlich 
ungewandten  Bevölkerungsklassen  angehören, 
ist  es  zunächst  Aufgabe  des  Staates,  sie 
gegen  Uebervorteilungen  zu  schützen  und 
di^ür  zu  sorgen,  daß  sie,  sobald  sie  sich 
zur  A.  entechlossen  haben,  die  Reise  in 
einer  ihren  Interessen  zuträglichen,  ihrer 
Gesundheit  bekömmlichen  Weise  bewerk- 
stelligen. Hernach  wird  der  geschäftliche 
Betrieb  der  Personen,  die  sich  mit  der  Aus- 
wandererbeförderung befassen,  zu  regeln  und 
zu  kontrollieren  und  auf  eine  angemessene 
Beschaffenheit  der  dem  Transporte  der  Aus- 
wanderer dienenden  Beförderungsmittel  Be- 
dacht zu  nehmen  sein. 

Um  die  A.  den  staatlichen  Interessen 
dienstbar  zu  macheu,  ist  es  wünschenswert, 
sie  in  solche  Bahnen  zu  lenken,  daß  ihre 
nachteiligen  Wirkungen  auf  das  National- 
vermögen ganz  oder  doch  teilweise  paralysiert 
werden.  Am  be;jten  wird  das  Ziel  en-eicht, 
falls  die  A.  nach  Eolonieen  des  Mutterlandes 
abgeleitet  wird.  In  Ermangelung  von  solchen 
oder  falls  die  vorhandenen  aus  klimatischen 
oder  sonstigen  Gründen  als  A.ziele  nicht 
in  Betracht  kommen  können,  wird  die 
Lenkung  nach  solchen  Ländern  zu  erfolgen 
haben,  in  denen  die  Ausgewanderten  sich 
nicht  allzu  rasch  der  Bevölkerung  ihrer 
neuen  Heimat  assimilieren,  sondern  sich 
heimatliche  Sprache,  Sitten  und  Gebräuche 
und  damit  den  Zusammenhang  mit  der 
Heimat  bewahren,  in  denen  sie  durch  die 
Art  ihrer  Tätigkeit  nicht  Konkuri-enten  der 
Produktion  des  Mutterlandes  auf  dem  Welt- 
markt werden,  sondern  Abnehmer  und 
Konsumenten  der  Exportartikel  des  Mutter- 
landes bleiben.  Als  geeignete  A.ziele  werden 
daher  solche  Länder  ins  Auge  zu  fassen 
sein,  in  denen  Stammesangehörige  bereite 
in  kompakten  Massen  vorhanden  sind  und 
deren  Produktionsverhältnisse  und  Exportr 
produkte  denen  des  Mutterlandes  nicht  allzu 
sehr  gleichen.^)  Mit  der  Fürsorge  im  Mutter- 
lande, die  sich  namentlich  auch  darauf  zu 
erstrecken  hat,  daß  der  Auswanderer  den 


*)  Ueber  Mittel  und  Wege,  wie  dieses  Ziel 
zu  erreichen,  vgl.  deatsche  Apolitik  und  Aos- 
knnftserteilnng  an  A.lostige. 
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EntschluB  ziir  A.  nicht  unbedacht  faßt, 
sontiern  sieh  bei  zuverlässigen  Auskunft^- 
stellen  über  die  ihn  intei'essierenden  Ver- 
halinisse  des  Einwanderungslandes  bereits 
in  der  Heimat  unterrichten  kann,  wird  zweek- 
niäßigerweiBe  eine  weitere  Fürsorge  nach 
erfolgter  Niederlassung  im  Auslände  Hand 
in  Hand  zu  gehen  halien.  Den  Organen  des 
Mutterlandes,  namentlich  den  Konsuln,  ist 
nach  der  gedachten  Richtung  hin  ein  weites 
und  dankbares  Feld  der  Tätigkeit  geOfTnet 
Je  mehr  aicli  ein  Staat  seiner  ans  wandern  den 
Staatsangehörigen  während  der  verschiedenen 
Phasen  der  A*  annimmt,  in  desto  daueruderem 
Zusammenhange  werden  die  Ausgewanderten 
mit  dem  Mutierlande  bleiben,  Sie  werden 
alsdann  auch  in  der  oeiien  Heimat  zu  einem 
Faktor  werden,  von  dem  das  Mutterland 
nicht  nnr  Wirtschaft  liebe  Vorteile  ^ieht, 
sondern  van  dem  es  in  kritischen  Zeiten 
auch  in  politischer  Hinsicht  LJntei-stützung 
imd  HiJfe  täi  erwarten  hat.  Die  vorstehenden 
Gesichtspunkte  fassen  wir  unter  dem  Begriff 
der  nationalen  A^pohtik  zusammen.  Um 
sie  betreil>en  zu  können,  müssen  Gesetz- 
gebung nnd  Vorwaltnng  ineinander  greifen. 
Sie  zu  inaugurieren ,  davor  hat  man  sich  in 
früheren  Zeiten  ge&cheut,  weil  man  davon 
eine  Förderung  und  Steigertino^  der  A,  be- 
fürchtete. Erat  die  moderne  GesetsigebuDg 
hat  einen  Anlauf  geuommen,  sie  aus  der 
Theorie  in  das  Gebiet  der  Praxis  zu  ver- 
setzen. 

6.  (i CRC blclit liebes,^)  Da»  cliarakteristische 
Merkmal  iler  ältesten,  geschichiHcb  erkennbaren 
A-bewegühtcen  besteht  darin,  daü  sie  sieb  in 
Form  von  Masaen Wanderungen  vollzogen.  Man- 
(?elnde  Kenntni*  der  fietüden  Läader,  schlechte 
VerkehrfeveriiältbiaseT  vör  allem  aber  das  ScbuU- 
bedUrfuif  gegen  über  der  Bt^vriikeriiag^  in  deren 
G«biet  die  Sieclerla^nug  erfulgen  »ollte,  er- 
klären die  ErscbeiniiDg,  aalt  sich  nnr  kompakte 
IfiiMeiif  wobl  bewaffnet  nnd  in  der  festen  Ab- 
■Icfat,  sich  die  neue  Heimat  nriiiq^enfalU  mit 
Waffengewalt  2U  erkämpfeü,  aar  A.  eulÄchloäseu. 
Die  A.  ftlhrt^  daher  im  Altertum  Ja  der  Kegel 
zu  ataat liehen  Neubild iimfen  oder  zu  kolonialen 
Gründnneeu,  Öu  eritHtaudeu  die  kultnrg'ßschicht- 
lieh  ao  bedeutsamen  NitHbrlassnngr^n  der  Griechen 
in  Sizilien.  Kleinasit^ii  iiud  au  den  Küaieu  des 
Tyrrh^puischirn  nrnl  Iberischen  Meeres  sowie  die 
Hundelskokmicen  der  Fb*>nizier-  Die  römi&ehen 
Militärkolouieen  bildeten  den  Grundstock  des 
römischen  Weltreichs.  Zu  Erobemugiz wecken 
anßfesetitte  Massen wanderung^eü  sind  auch  die 
VülkerwAndernngen  der  jjermanischen  Stäniroet 
die  von  O^ten  nach  Westen  tiuteud  dem  römi- 
schen Weltreiche  ein  Ende  bereiteten  nnd  die 
Vtsrbreitniij^  der  germanischen  Rassen  in  Mittel- 
enropa  nud  Grulibritannien  (Einwanderung  von 

')  Vgl  bierttber  v,  Pbilijjpovich  a.  a.  0.  und 
A,  und  A.politik  in  Dentscbland.  Röscher  und 
Jaimascb.  Kolouieen,  Kolonialpolitik  uud  A. 
Doval,  Histnire  de  rEmigratiou.  Ratbgen^  Engl. 
A.  und  A.politik. 


Sacbsen^  Dänen  und  Normannen  nacb  lilgli&dt 
zur  Folge  hatten.  Die  sieh  an  die  Krenzzilip 
anBchli  eilen  de  A.  ztigt  den  nümlicbeu  rharakter. 

Auch  die  Entdeck ung  der  neuen  Welt»  die 
eine  neue  Phase  in  der  A.bewe^ng  bedeutet, 
indem  sie  die  Grundlage  der  A.  Iber  See  schul, 
änderl^  hieran  xunächist  nichts.  Die  Wände* 
rnngen  aus  Europa  nach  der  neuen  Welt  vom 
15.  bis  17.  Jahrh.  trugen  gleicbfalls  miltt&ri^1ie& 
tiad  pulitlBchen  Charakter  lErobemngttsüge  tan 
Pizarro  nnd  Cortea)  und  führten  zuf  Gründll 
der  Kolonialreiche  ^^paniens  und  Portui 
welcher  im  IT.  Jabrh.  die  kolonialen  Gründu 
der  Engländer^  Eollander  und  Framcoaen 
nördlichen  Amerika  folgten.  Die  sich 
ausCih  ließen  den  BevülkeruagsverscbiebangeD  j 
im  wesentlichen  vom  Gesiehti?puukte  der  Kolo 
sation  zn  beurteilen. 

Der  Zug  der  modernen  spontanen,  auf  Einid* 
überlegrun^:  beruhenden  A,  konnte  erst  ein^taen, 
als  sieb  die  Verbilcni»ii3e  in  der  neuen  Welt  in 
konsolidieren  anfingen  und  als  die  Eindchrän* 
kungen  üelen,  die  verschiedene  KoloniaUtaateii 
der  Einwanderung  von  Augehörigen  anderer 
Nationen  entgegengesetzt  hatten. 

Einen  W'endeiJuiikt  bildet  namentUdi  die 
Loareifinng  der  Amerikanischen  Kolouieen  vü& 
den  Mutrcrstaaten.  in  erster  Linie  die  Gründong 
der  Union.  Die  neu  entstandenen  ttaatMchen 
Gebilde,  die  Union  an  der  Spit^Cp  erkaBnien 
bald,  daß  die  Einwandernng  arbt^icsamer,  kiuder^ 
reicher  Familien  die  Vorbedingung  für  ihre 
gedeihliche  staatliche  Fortentwicklung  bilde, 
Sie  trffneten  daher  der  europäischen  A.  bereit- 
willig ihre  Pforten  und  suchten  die&e  auf  jede 
mir  mögliche  Wtm,  namentlicb  dnrcb  kosten- 
lose Hergabe  von  HeimstÄtten  und  durch  Er* 
leichtemngen  bei  der  ersten  Ansiedelung  beran- 
zuziehen.  AI 3;  demnächst  auch  in  Europa  die 
staatsrechtlichen  Beschränkungen  der  A,  mMet 
freiheitlicheren  Aaffassnug  weichen  uinüten,  alt 
sieb  der  Übersee iacbe  Scbiffsr erkehr  atia^^ 
namentlich  durch  EinfOhrung  der  DampfsduK 
fahrt  verbesserte^  die  l'ebertahrtspreiie  aankoi, 
die  Dauer  der  Reise  sich  abkürzte  und  ihr« 
Gefabren  sich  minderten^  konnte  im  19,  Jahrh* 
jene  großartige  A  bewegung  einaeizen.  die  wenn 
auch  aus  tpon lauen Einzeiwandeningen  hest^bend, 
in  ihrem  Öesam  tum  fange  die  Waodernngen  aller 
früheren  Zeiten  in  den  Schatten  stellte.  Sie  bat 
hu  in  die  neueste  Zeit  angehalten,  nimmt  an 
Umfang  nw^h  fortgesetzt  £n  nnd  ist  zu  einem 
der  bedeutendsten  kulinrgeschicbllirben  Fak- 
loreu  in  den  gegeuseitigeu  Bejsiebungen  dfr 
Völker  geworden. 

Die  Sesam  Mahl  der  Amwaaderer,  die  Knrofia 
im  Laufe  der  Zeiten  an  die  neue  ^V>Jt  abgi:geb«B 
hat,  läßt  aich  ziüermäßi^  ^enau  nicht  an^ben. 
Immerhin  mui;en  von  Ende  des  18.  Jahrn.  ha 
in  die  Neuzeit  :ii-  *>  Millionen  Menschen  Europa 
den  Röcken  gekehrt  haben. 

Neben  Spanien   und  Portogal   iind 
tan  Dien  nnd  Deutschland  die  Länder,  die  An« 
A.Staaten  größeren  Stile§  wurden.     1  11- 

navische  A.  setzte  erst  Mitte  des  m\  1  rh« 

in  stärkerem  Maße  ein;  Oesterraivb-Üugani, 
Italien  und  Rn bland  Bind  am  vpHtaAten  in  4h 
Reihe  der  A  Staaten  dngetreten  Im  Ubrim 
wird  die  neuste  Pbaee  der  Wandernngen  dar 
Menschheit  dnrcb  ein  Naehlaasen  der  £emMf 
niichen,  eine  gewaltige  Steigenmgd«r  1 
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ind    romanischeii    (italienischen)   A.   charakte- 
risiert. 

Das  Hanptsiel  der  europäischen  A.  waren 
und  nnd  die  V.  St.  von  Amerika.  Daneben  ist 
seit  1830  eine  Anziehungskraft  Südamerikas  auf 
die  romanische  europäisdie  Bevölkerung  unver- 
kennbar. Um  die  gleiche  Zeit  treten  auch 
Australien  und  Südafrika  sowie  Nordafrika  (Al- 
rarieB)  in  die  Beihe  der  Einwanderungsländer. 
fiauptuudehungskraft  übt  aber  nach  wie  vor 
die  Union  aus.  Der  glftnsende  wirtschaftliche 
Anfoebwung  daselbst,  die  verwandtschaftlichen 
Besiehungen  der  früher  dorthin  Eingewanderten 
mit  ihren  Angehörigen  in  der  Heimat,  der  rege 
mit  Europa  unterhaltene  Schiffsverkehr  und  das 
Vorherrschen  einer  Sprache,  deren  Erlernung 
der  M ehrsahl  der  Einwanderer  keine  besonderen 
Schwierigkeiten  bietet,  erklären  es,  daß  sich  die 
A.  ans  Großbritannien,  Deutschland  nnd  den 
skaudinavischen  Ländern  zu  90— 95<^/o  der  Union 
zuwendet.  Die  italienische,  spanische,  portu- 
giesisdie  und  französische  A.  strömt  dagegen 
etwa  SU  oO — 80%  nach  den  stammverwandten 
romanischen  Ländern  Südamerikas.  Erst  in 
neuester  Zdt  macht  sich  eine  starke  italienische 
A.  nach  der  Union  bemerkbar,  welch  letzteres 
Lsad  auch  das  Hauptziel  der  slavischen  A. 
büdeL 

Die  Einwanderung  in  die  Union  belief  sich 
11  da  Jahren  1783  bis  1831  auf  etwa  420  OüO 
KSpfe.  Die  Zahl  100000  pro  Jahr  wurde  zum 
entenMale  1842,  300000:  1850,  600000:  1881, 
lOOOOO:  1902,  800000:  1903  überschritten. 

In  den  Jahren  1821  bis  1903  sind  nach  den 
V.  St  von  Amerika  ausgewandert 


|in«/od.Ge-| 
j  samtein-  l 
I  Wanderung I 


Zahl 


Oeiterreich-Ungam     .    . 

5*^01 

DiMnark 

E^lud  nnd  Wales  .    . 

fttnbdch 

Deutschland 

IrUad 

lua« 

^»derlande 

Schweden  und  Norwegen 
HaiAtBd  nnd  Polen  .  . 
SektUtod 


Sptni«n  nnd  Portugal 

Sckweiz 


^«»tige«  Europa  .  . 
wrops  msgesamt .  . 
Ajderes  Amerika  .  . 
^wBi,  Asien .     .    .    . 

AfrikÄ 

Andiire  Erdgegenden . 


6,46 

o,33 
i,oo 

13,43 

2 
24,98 
19,33 

6,66 
0,67 
6,54 
5,42 
1,9 
0,42 
1,02 
0,4 
90,56 
6,22 
2,06 
0,06 

1,15 
100,00 


I  522  925 
68  211 

204  502 
2766  156 

408619 
5  138  091 
3  979  569 
I  589219 

137  323 

I  405420 

,   1242455 

388  506 

84381 
208  963 
I  82321 
119226661 
I  I  268  069 
j  421  190 
I  2792 

I      347  I  i  I 

|2I  265  723 


^  Im  Fiskal  Jahr  1904  (vom  1.  JuU  1903  bis 
^imd  1904)  sind  812  870  Personen  (44176 
i^uger  als  im  Vorjahr)  eingewandert^  darunter 
^^  ans  Europa.  1905  ist  die  Million  zum 
^ites  Male  überschritten  worden.  Nach  dem 
Jjtitai  Zensus  von  1900  zählte  die  Union 
'5893734  Einwohner;  unter  diesen  10 341  276 
^  ^%    im    Auslande   Ghsborene,    also   Ein- 


gewanderte,    darunter 

wieder  95  «/o 

Europäer 

und  zwar  aus 

Deutschland  2663418 

Schweden 

572  014 

Irland            i  615  459 

Italien 

484027 

England           840513 

Rußland 

423  726 

Schottland        233  524 

Norwegen 

336388 

Wales                93  586 

Oesterreich 

275  907 

Großbritannien 

Ungarn 

145714 

insgesamt  2783082 

Diese  Zahlen,  die  das  starke  Ueberwie&^en  der 
germanischen  eingewanderten  Bevölkerung 
gegenüber  der  anderer  Rassen  ergeben,  werden 
schon  in  der  nächsten  Zeit  eine  starke  Ver- 
schiebung zugunsten  der  slavischen  und  roma- 
nischen Kassen  erfahren,  da  die  Einwanderung 
ans  Großbritannien  nnd  Deutschland  in  den 
letzten  Jahren  außerordentlich  nachgelassen,  die 
aus  Italien,  Rußland  und  Oesterreich-Ungam 
sehr  stark  zugenommen  hat. 

Im  Jahre  1904  steht  die  Einwanderung  aus 
den  zuletzt  genannten  drei  Staaten  an  der  Spitze 
mit  lt^6028  Personen  (Italien),  177156  (Oester- 
reich-Ungarn),  145141  (Rußland). 

Es  wanderten  insgesamt  in  die  Union  ein : 


1890 

455  302 

1895 

279948 

1900 

448572 

1891 

500319 

1896 

343  267 

1901 

487918 

1892 

623  084 

1897 

230  832 

1902 

698  743 

1893 

502917 

1898 

229  299 

1903 

857  046 

1894 

314367 

1899 

311  715 

1904 

812870 

Personen. 

Voraussichtlich  wird  die  Union  auch  für  die 
Zukunft  noch  lange  das  hauptsächlichste  Auf- 
nahmegebiet für  die  auswandernde  europäische 
Bevölkerung  bleiben,  da  auf  einem  Flächenraum, 
der  nach  Schätzung  amerikanischer  National- 
ökonomen 800  Millionen  Menschen  ernähren  kann, 
nur  etwa  80  Millionen  Menschen  wohnen.  Eine 
Aenderung  hierin  würde  nur  dann  eintreten, 
wenn  die  amerikanische  Einwanderungspolitik 
noch  mehr  als  dies  in  der  Gesetzgebung  der 
letzten  Jahre  zum  Ausdruck  kommt,  einen  auf 
die  Beschränkung  der  Masseneinwanderungen 
abzielenden  Charakter  annehmen  würde.  Gegen- 
über der  Einwanderung  in  die  Union  tritt  die 
nach  anderen  amerikanischen  Staaten  an  Umfang 
sehr  zurück.  So  sind  z.  H.  nach  Argentinien 
in  der  Zeit  von  1857  bis  1903  nur  3  004  995. 
darunter  1903  112  H71  Menschen  eingewandert, 
denen  überdies  eine  Rückwanderung  von  1 172467 
Köpfen  gegenüber  steht.  Nach  Brasilien  wan- 
derten in  der  Zeit  von  1855  bis  1895  1543246 
Personen  ein,  1896:  158  129,  1897:  112  495. 
Seitdem  ist  die  Einwanderung  stark  zurück- 
gegangen. Australien  und  die  britisch-südafri- 
kaniscben  Länder  sind  als  Einwanderungsgebiete 
zurzeit  gleichfalls  ohne  jede  gröUere  Bedeutung. 

Nur  Kanada,  dessen  Verhältnisse  denen  der 
Union  nach  mancher  Richtung  gleichen,  weist 
in  der  Neuzeit  stärkere  Einwanderungsziffem 
auf  (1904:  130  OOü  Personen.)  Es  hat  den  An- 
schein, als  ob  dieses  Land,  in  dem  noch  unge- 
heure Landstrecken  brach  liegen,  in  den 
nächsten  Jahren  auf  die  europäische  A.  eine 
stärkere  Anziehungskraft  auszuüben  bestimmt  ist. 

IL  A.  aus  Deutschland. 
1.  Ziele.    Die  kinderreiche,  germanische 
Rasse    zeichnete    sich    stets    durch    einen 
starken  Wanderungstrieb  aus.    Deutschland 
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hat  daher  von  altersher  neben  Großbritannien 
ein  großes  Kontingent  zur  A.  gestellt.  Die 
deutsche  A.  richtete  sich  früher  nach  dem 
Osten,  nach  Rußland,  Siebenbürgen,  Ungarn, 
nach  der  Dobrudscha  und  nach  Klein- 
asien. 

Peter  der  Große  zog  zahlreiche  Deutsche, 
uamentlich  Offiziere  und  Handwerker,  nach 
Rußland.  Auch  die  Manifeste,  in  denen  die 
Kaiserin  Katharina  den  nach  Rußland  ein- 
wandernden Deutschen  lYeiheit  von  Abgaben 
und  Kriegsdiensten  sowie  eine  gewisse 
Selbstverwaltung  zusicherte,  verfehlten  ihre 
Wirkung  auf  die  deutsche  A.  nicht.  In 
den  baltischen  Provinzen,  in  Polen,  Süd- 
rußland, in  der  Krim  und  im  Kaukasus 
wurden  annähernd  500  deutsche  Kolonieen 
gegründet  Die  Zahl  der  Deutsch- Russen 
wird  zurzeit  auf  über  eine  Million  ge- 
schätzt. 

Die  Bevölkenmg  deutscher  Abstammung 
in  Ungarn  dürfte  etwa  12%  der  Gesamt- 
bevölkerung betragen. 

Die  Entdeckung  der  neuen  Welt  gab 
der  deutschen  A.  eine  andere  Richtung; 
und,  zwar  war  es  das  Gebiet  der  jetzigen 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  das  von 
vornherein  ihr  Hauptziel  wurde. 

Bereits  1684  siedelten  sich  die  ersten 
Deutschen,  namentlich  Württemberger,  im 
nördlichen  Amerika  an.  1709  ließen  sich 
13—14000  Pfälzer  in  New-York  und  Süd- 
karolina nieder.  Die  Gesamtzahl  der  im 
Laufe  des  18.  Jahrh.  dorthin  ausgewan- 
derten Deutschen  wird  von  Kapp  auf 
80—100000  Personen  geschätzt.  Nach  Be- 
endigung der  Freiheitskämpfe,  die  zur  Grün- 
dung der  Union  führten,  beginnt  die  deutsche 
A.  dorthin  sich  zu  einer  regelmäßigen  zu 
gestalten.  Bis  1820  sind  bereits  mehrere 
100000  Deutsche  nach  der  Union  über- 
gesiedelt. Größere  Dimensionen  nimmt  die 
Bewegimg  von  1860  ab  an  (1851:  72  482, 
1852:  145918  Köpfe).  Das  Jahr  1854  bildet 
den  Kulminationspunkt  mit  215009  Köpfen. 
Von  da  ab  macht  sich  eine  fallende  Ten- 
denz bemerkbar,  die  erst  186G  wieder  einer 
steigenden  Platz  macht.  Von  1820—1870 
sind  insgesamt  2308483  Deutsche  einge- 
wandert Auch  nach  Gründung  des  Deut- 
schen Reichs  übt  die  Union  ihre  Anziehungs- 
kraft weiter  aus,  indem  sie  90— 95^/o  der 
deutschen  A.  absorbiert.  Die  Ziffern  schwan- 
ken zwischen  18240  (1877)  und  206 189 
(1881). 

Von  1821—1903  sind  5138091  Deutsche 
=  24,98  ®'o  oder  ^.4  der  gesamten  Ein- 
wanderung in  die  Union  übergesiedelt. 

Nach  dem  Zensus  von  1^00  befanden 
sich  daselbst  unter  einer  Gesamt  bevölkenmg 
von  75693734  Seelen  2663418  in  Deutsch- 
land (Geborene.    Die  eingewanderte  deutsche 


Bevölkenmg  ^)  nebst  ihrer  ersten  Oeneratioa 
wird  von  Mannhard  auf  26  MiUionen  Köpfe, 
das  gesamte  germanische  Blut  auf  59,53  ^t, 
darunter  33,56  <>/o  deutsches  und  16,46^ 
angelsächsisches  Blut  ^schätzt  Diese 
Zahlen  geben  jedenfalls  einen  Anhalt  dafür 
ab,  in  welcher  Weise  die  deutsche  A.  som 
Aufbau  der  Unionsbevölkerung  mit  bdce- 
tragen  hat.  Das  starke  Nachlassen  der 
deutschen  A.  überhaupt,  das  auf  den  glio- 
zenden  wirtschaftlichen  Aufschwung  des 
Deutschen  Reichs  und  die  hierdurch  erfolgte 
Verbesserung  der  sozialen  Lage  in  Dentech- 
land  zurückzuführen  ist,  hat  die  deutsdie 
Einwanderung  in  die  Union  gleichfalls  etaik 
zurückgehen  lassen  (1903:  33649,  1904: 
26085).  Doch  betragen  diese  Zahlen  noch 
immer  über  90  ^/o  der  Gesamt- A.  aus  Deutach- 
land (1903:  36310,  1904:  27984).  Es  ist 
auch  für  die  Zukunft  damit  zu  rechnen, 
daß  die  Union  für  Deutschland  noch  fSr 
lange  das  Einwanderungsland  par  excellenoe 
bleiben  wird. 

Gegenüber  der  Union  spielen  die  übrigen 
Bestimmungsländer  nur  eme  unbedeutende 
Rolle. 

Brasilien.*)  Die  ersten  deutschen  Wtade- 
ningen  nach  Brasilien  setzten  in  den  iwandcv 
Jahren  des  19.  Jahrh.  ein.  Wiewohl  bei  1er 
Gründung  der  dortigen  deutschen  Kolonieen  laU- 
reiche  Fehler  begangen  wurden  nnd  troti  te 
gruUen  Schwierigkeiten,  die  von  den  entea 
deutschen  Kolonisten  anfänglich  zu  überwinden 
waren,  haben  sich  die  Kolonieen  aU  lebenafiL^ 
gezeigt;  namentlich  in  Südbrasilieu  sind  sie  teiT 
weise  za  großer  Blüte  gelangt  Die  dort  in  der 
Reirel  ohne  Mittel  emffeti  offenen  Dentneben 
haben  sich  nach  nnd  na<l)  zu  einem  gesichelten 
Auskommen  emporgearbeitet  nnd  unter  Erbal- 
tnng  ihres  dentncheu  Wt- sens  zahlreiche  biAbende 
Niederlassnngeu  gegründet  Ihre  Nachkommen 
haben  sich  auch  in  der  zweiten  nnd  dritten 
Generation  deutsche  Sprache  und  deutsche  Sitten 
bewahrt  und  sich  die  Vorliebe  für  deutsche 
Waren  erhalten.  Der  deutsche  GroDkanfmann 
nimmt  unter  diesen  Umständen  dort  den  enten 
Platz  ein.  Auch  die  deutsche  Bevölkerung  in 
den  Städten  nimmt  an  Wohlstand  Mändig  m. 
Die  deutschen  Kolonisten  haben  teilweise  Mnstei^ 
gültiges  gebcliaft'en.  Für  die  Erhaltung  des 
Den lücht ums  daselbst  sorgen  zahlreiche  dentsdM 
Schulen  und  die  deutnche  Kirche,  eine  dentsdM 
Presse  und  ein  staikeutwickeltes  VereintUeben. 

In  dem  südlichsten  Staate  Rio  Grande  de 
Sul  beträgt  die  deutnche  oder  deutsch  sprechende 
Bevölkerung  über  100 100  Köpfe;  lb24  bis  Ib» 
fand  dort  die  erste  deutsche  Emwandemng  statt; 

^)  Vgl.  Mannhard  Oktoberheft  1903  der  dentech- 
amerikanischen  Geschichtsblütter. 

*)  Näheres  in  Schultz,  Studien  über  agraritdM 
und  po]iti>che  Verhältnisse  in  Sttdbra>i]ien ;  Caan- 
stadt,  Brasilien  Land  und  Leute;  Röscher  nnd 
Jannasch  a.  a.  0. ;  Wappaens,  Deutsche  A.  nnd 
Kolonisation;  Dr.  Heusei,  Beiträge;  Georg,  Der 
Auswanderer  Lallemand,  Reise  durch  SQd- 
brasilien. 
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eise  weitere  fo^^te  1849/50.    Von  dentschen  ge- 
■chlowcnen  Ansiedlanffen  ist  das  Gebiet  von 
^o  LcNirenco  zn  erwUmen,  das  seit  18d8  be- 
nedeit worden  ist  und  etwa  löOOO  Deutsche 
dttdt;  femer  die  Kolonien  SSo  Leopoldo  und 
Sebastian.    Behufs  Besiedelnng  der  Geoiete  Neu- 
wfkrttemberg  und  Xiam  mit  Deutschen  hat  sich 
neaerdingB  in  Deutsdiland   ein   Kolonisations- 
uitemdbimen   (Dr.    Meyer)   gebildet.     In   dem 
Staate  Santa  Catharina  leben  gleichfalls  über 
100000  Deutsche.     Die  ersten  deutschen  Aus- 
wanderer trafen  dort  in  der  ersten  Hälfte  des 
▼eriffen  Jahrh.  ein  (aus  dem  Moselland,   der 
Ei^  dem  Hunsrttck).    Später  kamen  Pommern, 
Meeklenbnrger,  Braunschweiser  und  Badenser. 
Die  deutsche  Kolonisation  vollzog  sich  daselbst 
unter  der  Leitung  und  Mitwirkung  erfahrener 
destacher  Männer,  die  es  namentlich  yerstanden, 
d^  Ansiedelungen  in  kompakten  Massen  zu  be- 
werkstelligen   (Dr.   Blumenau).     Der   deutsch- 
kolonisatorischen  Tätigkeit  daselbst  widmete  sich 
u.a.  auch  der  Hamburger  Kolonisationsverein  von 
1849,  der  die  deutschen  Kolonieen  Dona  Franciska 
und  SSo  Beute  ins  Leben  eperufen  hat.     Ihre 
Gründung  erfolgte  Anfanp^  der  50 er  Jahre;  sie 
bilden  auch  jetzt  noch  das  Zentrum  der  deutschen 
Kolonisation  daselbst    An  die  Stelle  des  Vereins 
von  1849  ist  1897  die  Hanseatische  Kolonisations- 
gesellschait  getreten,  der  durch  eine  Landkon- 
lession  vom  28.  Mai  1895  6  dOO  qkm  Rep^ierungs- 
liadereien  zum  Zwecke  der  Kolonisation  über- 
wieaen  worden  sind.    Die  Gesellschaft  besiedelt 
uf  Grund  einer  ihr  in  Deutschland   erteilten 
Allswanderungskonzession   ihre    in   den   Muni- 
nfien  Joinville,  Blumenau  und  Säo  Bento  ge- 
l4[enen   Ländereien,    deren  Größe  dem   Groß- 
lienogtum  Oldenburg  gleichkommt,  mit  deut- 
tdien  Auswanderern.    Das  Siedelnngsterrain  soll 
inidi  eine   Bahn    von  Blumenau   nach   Harn- 
wmia  demnächst  noch  näher  erschlossen  werden. 
Du  deutsche  Element  nimmt  trotz  des  Rück- 
nages  der  deutschen  Einwanderung  in  Santa 
uthtrina  auch  jetzt  noch  die  erste  Stelle  ein. 
Der  deutsche  Handel  dominiert  gleichfalls.     In 
Pirui  find  die  erste  deutsche  Einwanderung 
in  dea  Jahren  1828/aO  statt,  zu  welcher  Zeit 
Bkdnlinder  am  Rio  Negro  angesiedelt  wurden. 
185H  wurden  die  deutschen  Ansiedelougen  in  der 
^  Ton  C^uritiba  gegründet.     Wiewohl   das 
Dottsehtmn    von   Parana   seit   Jahren    keinen 
MBoemwerten  Nachschub  durch  Einwanderung 
erkalten  hat,  so  hat  es  sich  trotzdem  in  seinem 
Bestände  erhalten  und  hat  sich  gegenüber  der 
■^ken  italienischen  (seit  1899)  und  der  polnisch- 
gilizischen  Einwanderung  (seit  1873,  1896  war 
^e^tere  sehr  erheblich)  in  kommerzieller,  kapi- 
talistischer und  intellektneller  Hinsicht  eine  her- 
Torrij^de  Stellang  errungen.     In  Sao  Paulo 
^  10  den  50  er  und  60  er  Jahren  dt»  vorip:en 
Jshrh.  Deutsche  aus  Holstein,  Pommern  und  dem 
HiBgrfttk  eingewandert.     Die  durchschnittliche 
unvandernngszahl  der  letzten  30  Jahre  beträgt 
KoJthr  etwa  300  Deutsche;  eine  gegenüber 
P^.  sptniBch-portngiesischen    und    namentlich 
J^IieBiichen  Einwanderung  sehr  geringe  Zahl. 
j?e  Gesamtzahl  der  dort  befindlichen  Deutschen, 
^  OAfflentlich  auf  dem  Gebiete  des  Handels 
^'Wgeachtete  Stellnufi^  einnehmen,   wird  auf 
H^Opo  geschätzt.     Auen  in  den  übrigen  brasi- 
^'suxehen  Staaten,  namentlich  in  Espirito  Santo 
^  Minas  Geraea  sowie  in  dem  Bundesdistrikte 
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sind  einige  deutsche  Koloniegründungen  (Petro- 
polis!)  zu  verzeichnen.  Doch  hat  sich  die 
deutsche  A.  von  diesen  G^enden  schon  aus 
klimatischen  Gründen  im  wesentlichen  femge- 
halten. 

Zurzeit  ist  die  deutsche  A.  nach  Brasilien 
eine  sehr  geringe.  (1901:  402,  1902:  807, 1903: 
693,  1904:  355  Personen.)') 

Argentinien.  Die  deutsche  A.  dorthin  ist 
nur  eine  geringe.  (Von  1857  bis  1895  von 
2  274  000  Em  Wanderern  25  000  Deutsche).  Nach 
dem  Zensus  von  1895  sind  dort  etwa  17000 
Deutsche  vorhanden  gewesen.  1903  sind  etwa 
1000  Deutsche  eingewandert.  Immerhin  befinden 
sich  auch  dort  (namentlich  in  den  Provinzen 
Santa  Fe,  Entre  Bios,  Cordoba  und  B.  Aires) 
geschlossene  deutsche  Ansiedelungen,  die  sich 
heimatliche  Sprache  und  Sitte  bewahrt  haben. 
Es  liegen  verschiedene  Anzeichen  dafür  vor, 
daß  Argentinien,  in  dessen  Hauptstadt  die 
deutsche  Kolonie  eine  geachtete,  der  deutsche 
Handel  eine  dominierende  Stellung  einnimmt, 
und  dessen  Regiernng  einer  Besiedelung  des 
Landes  mit  deutschen  Elementen  wohlgesinnt 
ist,  mehr  als  bisher  für  die  deutsche  A.  in  Be- 
tracht kommen  wird. 

Uruguay  und  Paraguay.  Die  deutsche  A. 
dorthin  ist  gleichfalls  eine  sehr  geringe.  Die 
Anzahl  der  Deutschen  in  Paraguay  beträgt  etwa 
1500. 


^)  Von  der  Heydt'sches  Reskript.  Die 
Ende  der  50  er  Jahre  sich  häufenden  Klagen 
über  die  traurige  und  hoffnungslose  Lage  zahl- 
reicher deutscher  Einwanderer  in  BrasiBen,  die 
infolge  des  von  dem  Senator  Vergueiro  einge- 
führten Parceria-  oder  Halbpachtsystems,  das  den 
braBilianischen  Kaffeeplantagenbesitzer  billige 
europäische  Arbeitskräfte  liefern  sollte,  vielfach 
in  ein  sklavenähnliches  Abhängigkeitsverhältnis 
geraten  waren,  sowie  die  klimatischen  Gefahren 
in  den  äquatorialen  brasilianischen  Provinzen, 
gaben  dem  damaligen  preuliiscben  Handels- 
minister V.  d  Heydt.  Anlaü,  durch  Reskript  vom 
3.  November  1859  (unter  dem  Namen  von  der 
Heydt'sches  Reskript  bekannt),  die  Erteilung 
von  Konzessionen  zur  Beförderung  von  Aus- 
wanderern nach  Brasilien  für  unstatthaft  zu  er- 
klären und  die  bisher  erteilten  Konzessionen  zu 
widerrufen.  Aehnliche  Verordnungen  wurden 
auch  in  nichtpreußischen  deutschen  Staaten  er- 
lassen. Später  machte  sich  die  Ueberzeugung 
geltend,  daU  sich  die  Verhältnisse  in  Brasilien 
seit  jener  Zeit  wesentlich  gebessert  haben  und 
daß  insbesondere  in  den  3  Südstaaten  die  Vor- 
aussetzungen des  Reskriptes  nicht  mehr  zutrafen. 
Das  preuUische  Staatsministerium  hat  sich  daher 
in  der  Sitzung  vom  4.  Juni  1896  damit  einver- 
standen erklärt,  daß  das  Reskript  für  die  3  Süd- 
staaten außer  Wirksamkeit  gesetzt  werde  und 
daß  Anträge  auf  Konzessionicrung  von  Fall  zu 
Fall  zu  prüfen  seien.  Durch  das  Reichsgesetz 
über  das  A.wesen  ist  der  Reichskanzler  er- 
mächtigt worden,  unter  Zustimmung  des  Bundes- 
rates Konzessionen  zur  Beförderung  von  Aus- 
wanderern zu  erteilen,  ohne  daß  in  dem  Gesetz 
bezüglich  der  in  Frage  kommenden  Länder  eine 
Beschränkung  ausgesprochen  wäre.  Das  von 
der  Heydt'sche  Reskript  hat  daher  seine  staats- 
rechtliche Bedeutung  zurzeit  völlig  verloren. 
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Chile«     In  Chile  haben  Deutsche  nicht  nur  i 
auf  dem  Gebiete  der  Kolonisation,  in  Handel, 
Schiffahrt  und  Industrie,  sondern  auch  in  Heer  | 
und  Verwaltung  und  auf  sonstigen  Gebieten 
des  öffentlichen  Lebens  Hervorragendes  geleistet.  \ 
Der  Einfluß  der  deutschen  Einwanderung  und  ^ 
der    hierdurch    dorthin    gelangten    deutschen' 
Kultur  ist  in  dem  gesamten  Lande  unverkenn-  > 
bar  und  hat  dort  unter  allen  südamerikanischen 
Staaten   yielleicht    am    kräftigsten    und    um- 
fassendsten gewirkt. 

Der  Süden  Ton  Chile  ist  fast  ausschließlich 
durch  Deutsche  besiedelt  worden.  Der  Haupt- 
zug richtete  sich  nach  den  Provinzen  Valdivia, 
LIanquihue  und  Concepcion.  In  Valdivia  trafen 
1840  die  ersten  Deutschen  ein,  denen  in  den 
nächsten  20  Jahren  ein  lebhafter  Zuzug  aus  der  ; 
Heimat  folgte.  LIanquihue,  am  See  gleichen 
Namens  und  in  Osomo  wurden  die  ersten  deut- 
schen Siedelnn^n  gleichfalls  in  den  vierziger 
Jahren  gegründet.  In  Concepcion  langten  1849 
die  ersten  Ansiedler  an.  In  den  Provinzen 
Valdivia  und  LIanquihue  ist  die  deutsche  Be- 
völkerung auch  jetzt  noch  die  überwiegende. 
Sie  hat  sich,  wie  in  ganz  Chile  deutsche  Eigen- 
art, Sprache  und  Sitte  völlig  bewahrt.  Insge- 
samt sind  in  Chile  mehr  als  20000  Deutsche 
vorhanden.  Valdivia  kann  als  eine  Hochburg 
des  Deutschtums  bezeichnet  werden.  Die  deutsche 
Einwanderung,  für  die  nur  der  Süden  in  Be- 
tracht kommt,  ist  neuerdings  fast  gänzlich  ins 
Stocken  geraten.  Versuche  in  den  letzten  Jahren, 
Deutsche  auf  der  Insel  Chiloe  anzusiedeln,  sind 
fehlgeschlagen. 

Fern.  18ö7  wurden  von  einem  Deutschen, 
Freiherm  von  Schütz-Holzhausen  am  Chaucha- 
ma^o  (La  Merced,  Oxahampa)  und  am  Pozuzo 
einijB^e  deutsche  Ansiedelunfi:en  gegründet.  Im 
übrigen  hat  sich  die  deutsche  A.  von  Peru  wie 
von  der  sonstigen  Westküste  Südamerikas  fast 
völlig  femgehalten.  , 

Mexiko.  In  diesem  Lande  befinden  sich 
etwa  6000  Deutsche,  darunter  700  in  der  Haupt- 
stadt Da  der  deutsche  Einwanderer  mit  der 
bedürfnislosen  einheimischen  Indianerbevölke- 
rung namentlich  in  der  Landarbeit  nicht  kon- 1 
kurrieren  kann,  aber  auch  aus  klimatischen 
Rücksichten  hat  Mexiko  auf  die  deutsche  A.  fast 
gar  keine  Anziehungskraft  auszuüben  vermocht. 

Britisch-Amerlla«    Kanada.  Die  deutsche  ' 
Einwanderung   ist    unbedeutend.     Nach    dem  i 
Zensus  von  1901  wurden  im  Dominium  310  501  > 
Personen  deutscher  Abstammung  gezählt;  dar- 
unter 27300  in  Deutschland   Geborene.   6417 
Reichsangehörige.      Von    1871    bis    1904    sind 
19011  Deutsche  nach  Britisch- Amerika  ausge- 
wandert.    Die  stärkste  Ziffer  (6136)  weist  das 
Jahr  1893  auf.     Eine  deutsche  Einwanderung 
erfolgt  auch  über  das  Gebiet  der  Union. 

1902/3  wurden  unter  128364  Einwanderern 
1887  Deutsche  gezählt. 

Australien.  Bis  Anfang  der  80  er  Jahre 
des  vorigen  Jahrhunderts  fand  nach  Queensland, 
Neu  Süd- Wales,  Victoria  und  Neu-Seeland  eine 
nicht  unbedeutende  Einwanderung  aus  Deutsch- 
land statt.  Die  Hanpteinwanderung  erfolgte 
1850/70.  1883  wanderten  noch  über  2000 
Deutsche  ein.  Seitdem  ist  die  deutsche  Ein- 
wanderung von  Jahr  zu  Jahr  zurückgegangen  < 
(1904  nur  97  Personen),  was  auf  das  Aufhören 
des  Goldfiebers  und  auf  die  eine  Einwanderung 


erschwerende  australische  Gesetzgebung  sorlldc- 
zuführen  ist.  In  gewissen  Gegenden  Qaeent- 
lands  und  Südaustmiens  ist  das  Deutschtum 
auch  zurzeit  noch  ziemlich  stark  vertretOL 
1901  wurden  in  Britisch- Australien  42671  in 
Deutschland  Geborene  gezählt. 

Sfldafrlka«  Die  ersten  deutschen  Ansiedler 
kamen  1820  in  Algoa-Bay  (jetzt  Port  Elisabetk) 
an.  Nach  Beendi^un^  des  Krimkriegea  t(AfUfm 
ihnen  the  German  Military  Settiers  der  britiiek» 
deutschen  Legion.  Späterhin  wurden  durch  doe 
Hamburger  Firma  noch  weitere  DentMiM 
(Brandenburger,  Uckermärker  und  Pommern) 
m  Südafrika  ein^iedelt.  Die  Zahl  der  Deutschen 
in  Südafrika  wird  z.  B.  auf  etwa  35000  ange- 
geben, darunter  in  der  Eapkolonie  10000,  Natal 
5000,  Transvaal  15000,  Orangefreistaat  500a 
Gegenwärtig  hat  die  deutsche  A.  dorthin  lut 
ganz  aufgehört. 

Die  nachstehende  Tabelle  gibt  einen  Ueber- 
blick  über  die  Verteilung  des  Deutschtumi  aif 
der  Erde:  (vgl.  Statistisches  Jahrbuch  für  das 
Deutsche  Reich  1906). 

In  den  unten  genannten  Ländern  wurdcB 
gezählt:  (s.  die  Tab.  auf  S.  291). 

Insgesamt  wurden  im  Auslande  3029514 
Reichsgebürtige  festgestellt,  außerdem 
450392  Personen,  die  zwar  nicht  im  Deut- 
schen Reich  geboren  sind,  aber  die  Reidm- 
angehörigkeit  besitzen.  Ohne  RückaiGlit 
auf  ihre  Gebürtigkeit  ist  für  700710  Per- 
sonen im  Auslande  die  Reichsangehörigkeit 
nachgewiesen.  Die  Zahl  der  Deutschen  ist 
gegenüber  früheren  Zählungen  in  fast  allen 
europäischen  Ländern  gestiegen,  in  der 
Union,  Großbritannien,  Kanada  und  Austra- 
lien dagegen  gesunken,  i) 

2.  Statistik  der  deutschen  A.,  Urnfmag  ni 
Gliederung.  Eine  die  gesamte  A.  aus  Deutacb- 
laud  umfassende  Statistik  gibt  es  erst  seit  Grlli- 
duug  des  Deutschen  Reichs.  Die  Reiciuntatittik 
beruht  auf  dem  Beschlüsse  des  Bundesrates  t. 
7./XII  .1871.  Die  Erhebungen  erstrecken  sieh  n.  a. 
auf  Geschlecht,  Beruf,  Alter,  Wohnort  und  Zid 
der  Auswanderer.  Das  Ergebnis,  das  auch  An- 
gaben über  die  deut^he  A.  über  niederländiaehe 
und  belgische  sowie  einige  französische  Hllen 
enthält,  wird  von  dem  Statistischen  Amt  in  der 
Statistik  des  deutschen  Reichs,  in  den  Monat»' 
und  Vierteljahrsheften  und  in  den  statistticlien 
Jahrbüchern  yerüffentlicht.  Auch  die  Bekht- 
Statistik  erfaUt  den  Umfang  der  deutschen  A. 
nicht  Tollständig,  da  sie  nur  die  fiberseeisehe 
A.  und  von  dieser  nur  den  Teil  behandelt,  der 
über  deutsche^  belgische,  niederländische  md 
einige  französische  Häfen  geht  Hieraus  orklirt 
es  sich,  daJ]  die  Statistiken  der  Einwandernnga- 
länder  in  der  Eegel  höhere  EinwandernngnüTeni 
aufweisen. 

Es  wurden  deutsche  Auswanderer  nach  der 
Keichsstatistik  in  der  Zeit  von  1871 — 1904  be- 
fördert: (s.  die  Tabelle  auf  S.  292). 

Wie  aus  dieser  Zusammenstellung  er- 
sichtlich, hat  unmittelbar  nach  den  Krioga- 
jahreii  eine  verhältnismäßig  starke  A.  statt- 

^)  In  Brasilien  sind  nach  neueren  Berichtoi 
8000  Reichsangehörige  und  70000  in  Deutteh- 
land  Geborene  gezählt  worden. 
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Land 


i 

iJahr 

In 
Dentsch- 
land  Ge- 
borene 

Reichs- 
an^e- 
hCnge 

1900 

106364 

1900 

8020 

1897 

151  102 

1901 

1091 

817 

1900 

134599 

168238 

1901 

10745 

1896 

90746 
3319 

1900 

2218 

3040 

1900 

927 

1904 

248 

1900 

14637 

14  931 

1900 

40963 

53408 

1899 

31654 

1900 

1382 

1901 

35061 

lyoo 

2421 

1900 

2787 

1766 

1901 

53402 

1901 

1696 

1901 

42671 

1900 

27805 

6625 

lÖOO 

44i 

379 

1904 

187 

339 

Land 


I      ^° 

•^*^land  Ge- 
borene 


Reichg- 
ange- 
hörige 


Gestenreich ,     Lichten- 
fltein,  Booiien,  Herzo- 

gewina 

Ungarn,  Kroatien    .    . 
Earopftiaches  n.  Asiat 

Rußland 

Knland    (nur    in   den 
gr^fieren  Städten)     . 

S(^weix 

Italies,  San  Marino.    . 
Frankreich,  Monako 

Kolonieen     .... 

Spanien,  Andorra    .    . 

Kolonieen     .    .    .    . 

Portugal 

Kolonieen     .     .    .    . 
Liaembnrg     .    .    .    . 

Bdgien 

Niederlande     .    .    .    . 
Oitindische  Kolonieen 

I^emark 

Schweden 

liorwe^ 

Groilbntannien  .  .  . 
Britisch-Indien  .  .  . 
BritlMb-Anstralien  .  . 
Udiri^  britische  Ko- 
lonieen     

Serbien 

Bülgtfien 


Montenegro     .    .    .    . 

Türkei  onne  Tripolis  u. 
Ae&:7pten     .... 

Ver.  Staaten  v.  Amerika 
ohne  Porto-Biko  und 
Philippinen  .... 

Kuba 

Philippinen  und  Sulu  . 

Porto-Riko 

Mexiko 

San  Domingo  .... 

Haiti 

Venezuela 

Paraguay 

Uruguay     

Argentinien     .    .    .    . 

Chfle 

Peru 

Ekuador 

Aegypten 

Marokko 

Abessynien 

Liberia 

China 

Japan     

Siam 

Persien 

Uebriges  Asien,  Korea . 


1904 
1904 


1900 
1904 
1904 
1904 
1900 
1904 
1904 
1904 
1904 
1904 
1895 
1895 
1904 
1904 
1897 
1904 
1904 
1904 
1903 
1898 
1904 
1904 
1904 


6 

1504 

2  669  164 

165 
44 

31 

81 

312 

854 


440 
79 


34l 
28 


6 
3  399 


382 

202 

46 

2565 

184 
612 
916 
252 

17143 
7049 

535 

134 

1281 

184 

40 

1658 

603 

153 

49 

43 


^fimden.  Nachdem  darauf  der  infolge  des 
Deutsch -Französischen  Krieges  und  des 
Müliardensegens  eingetretene  wirtschaftliche 
Aufechwung  in  Deutschland  eine  Vermin- 
deniDg  der  A.  in  den  70er  Jahren  herbei- 
gefOhit  hatte,  haben  die  demnächst  ein- 
«Ucnde  Krisis  in  den  80er  Jahren  einer- 
wts,  die  ftt)8perität  in  der  Union  anderer- 
s^  die  Ziffern  wieder  anschwellen  lassen. 
Kese  erreichten  in  den  Jahren  1880  und 
1882  den  höchsten  Stand.  Bis  1892  be- 
toen  sich  die  jährlichen  Ziffern  mit  Aus- 
Miwne  weniger  Jahre  auf  über  100000,  um 
TOD  da  ab  ständig  zu  sinken  (niedrigster 
Tiefetand  1901  mit  22073).  Die  vorüber- 
iJefende  wirtschaftliche  Depression  in 
DeutficWand  in  den  Jahren  1902  und  1903 
*pef5^t  sich  in  einer  geringen  Aufwärts- 
fe^egung  wieder,  während  die  1904  ein- 
^^^ene  Besserung  einen  erneuten  Rück- 
Sangder  Ziffern  herbeigeführt  hat  (vgl.  auch 
<ta  Diagmmm  S.  281). 

^Auf  100000  Einwohner  entfallen  1876: 
5'  1881:  486,  1886:  177,  1897:  43,  1898: 
38,  1900:  39,  1903:  62,  1904:  47  Aus- 
»Mderer. 

t  A.reeht  luid  A^gesetigebung  in  Dentsch- 
«it  Geschichtliches.  Während  im  AI ter- 
^  das  jus  emigrandi  —  von  der  Sklaverei  abge- 


sehen —  als  ein  aus  der  Freiheit  des  Menschen 
sich  von  selbst  ergebendes  Naturrecht  anerkannt 
wurde,  hatte  die  deutsche  Patrimonial-  und  Feu- 
dalverfassung  des  Mittelalters  die  A.  mit  schweren 
Ketten  umgeben.  Der  Hörige  war  glebae  ad- 
scriptus ;  er  durfte  die  heimatliche  Scholle  nicht 
verlassen.  Der  Wegzug  aus  dem  Territorial- 
gebiet war  mit  den  härtesten  Strafen,  häufig 
mit  der  Todesstrafe  bedroht.  Aber  auch  der 
Nichthörige  war  in  seiner  Bewegungsfreiheit  ein- 

feengt.  Die  A.  war  teils  verboten,  teils  von 
er  Genehmigung  der  Territorialgewalt  abhängig 
gemacht,  stets  aber  falls  sie  erfolgte,  mit  ver- 
mös:ensrechtlichen  und  sonstigen  Nachteilen  ver- 
knüpft. Insbesondere  mußte  eine  Nachsteuer 
(detractus  personalis,  gabella  emigrationis)  ent- 
richtet werden.  Ferner  wurde  von  den  in  das 
Ausland  gehenden  Erbschaften  zu^nsten  des 
Fiskus,  des  Territorial-  oder  Patnmonialherm 
eine  Abgabe  (gabella  hereditaria)  erhoben.    Die 

i  Beschränkung  des  Bechts  auf  A.  ist  im  §  24 
des  Beichstagsabschiedes  von  1555  ausdrücklich 
auch  von  I^ichswegen  bestätigt  worden.    Sie 

j  fand  ihre  wissenschaftliche  Be^ründune:  durch 
die  aus  dem  Begriffe  des  polizeistaatlichen  Ab- 

I  solutismus  und  der  Patrimonialtheorie  ent- 
spruugeuen  Erwägung,  daß  das  einzelne  Indi- 
viduum nicht  willkürlich,  ohne  Einwilli^ng  der 
die  übrigen  Gesellschafter  repräsentierenden 
Staatsgewalt,  ans  der  Gesellschaft  scheiden  dürfe 
und  daß,  wo  dies  dennoch  geschieht,  eine  Ent- 
schädigung  eintreten   müsse.     Auch   die  dem 
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110438 
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42492 
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1875 
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54 

31 
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EI 

1069 
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1878 

25627 

20373 

S9 

104S 

545 

394 

50 

I 

1879 

35888 

30S08 

44 

I  630 

517 

23 

31 

1880 

117097 

103*15 

222 

2119 

539 

27 

36 

1881 

S20902 

206  1S9 

2S6 

2  I03 

876 

314 

35 

1882 

203  585 

189373 

383 

12S6 

i  205 
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40 
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1883 

173616 
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1583 
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1  152 
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I  129 
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18-9 
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84424 

äS 

2412 
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922 

263 

1890 

97*03 

S9765 

307 

4148 

1773 

471 

16S 

1881 

120  0S9 

'    '  U3046 

976 

3  779 

I  154' 

599 

97 

1893 

"6339 

lii  S06 

1577 

796 

1  iSS 
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87Ö77 
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i  126 

5S6 
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760 
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997 
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1380 

2 
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22073 

116g 

31 

19912 

11 
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271 

55 

6 

190i 

32098 

uSi 
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183 

Ü07 

363 

114 

3 
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36310 

8561  I 

33649 
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693 
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78 

3 
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54 
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19011 

S4719 

31814 

13012 

3S62 
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Merkantilismns  zuc^runde  liegende  Anffassnng,  1 
daß  Macht  üiid  WohNtand  eines  staatlichen  Ge- 
bildes von  der  Zahl  der  Bevölkemng  abhängig 
seif  bat  zur  Aufrechterhaltnng  dieser  Beschrän- 
kungen beigetragen.  Einen  reichsgesetzlichen 
Fortschritt  brachte  der  Westfälische  Friedens- 
schluß Tom  24JX.  1648,  in  dem  er  aus  religiö- 
sen Gründen  unter  gewissen  Voraussetzungen 
die  A.,  wenn  auch  nur  gegen  Entrichtung  der 
Nachsteuer  freigab.  Während  in  GroUbritanuien 
das  Recht  des  Individuums  auf  A.  bereits  in  der 
Magna  Charta  von  1215  zum  Ausdruck  gelan&rte, 
konte  sich  in  Deutschland  eine  freiheitliche  Auf- 
fassung erst  Ende  des  18.  Jahrb.  durchringen.^) 
Von  Einfluß   ist   hier  namentlich  die  von  der 

*)  In  Preußen  war  noch  nach  der  Vorschrift 
des  Allgem.  Landrechts  und  einer  V.  v.  Jahre 
1818  die  A.  von  einer  ausdrücklichen  Genehmi- 
gung abhängig  gemacht  In  Bayern  war  durch 
Mandat  v.  28./1I.  1764  die  A.  bei  Strafe  der 
Vermögenskonfiskatiou  verboten.  In  Sachsen 
wurden  von  mi]itär]>oIitischen  und  merkantilisri- 
Bchen  Gesichtspunkten  aus  zahlreiche  A. verböte 
erlassen.  Vgl.  Philipp 0 vi ch,  A.  u.  A.politik. 
Leipzig  18S^.  I 


Freiheit^philosophie  und  naturrechtlichen 
wügungen  diktierte  französische  Gesetzge 
des  Jahres  1789  geworden,  welche  die  Fn 
der  A.  als  Grundrecht  der  Menschen  proklami 
ferner  der  durch  den  Malthusianismus  herb 
führte  Wechsel  der  volkswirtschaftJichen 
fassung  über  die  Bedeutung  einer  zahlrei 
Bevölkerung  für  das  Gedeihen  der  Staaten 
endlich  die  gleichfalls  in  der  Malthou 
Theorie  begründete  Furcht  vor  Uebervülkei 
Aber  nur  zögernd  vollzog  sich  in  Deuti>ct 
die  rechtliche  Anerkennung  des  Prinzips 
Afreiheit.  Die  Nachsteuer  wurde  erst  d 
Art.  18  der  deutschen  Bundesakte  für  den 
beseitigt,  daU  das  Vermögen  des  Answander 
in  einen  anderen  Bundesstaat  überging.  D 
einen  BundesbeschluU  v.  23 /VL  1817  kam 
Abschoß  (gabella  hereditaria)  in  WegfaU. 
die  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts,  die  E 
nisäe  des  Jahres  1848  brachten  in  den  mei 
Bundesstaaten  die  verfassungsmäßige  i 
kennuug  des  Rechts  auf  A.,  das  nur  im  Intei 
der  Wehrpflicht  beschränkt  sein  sollte 
Preußen  Art.  11  der  Verfassung  v.  31/1.  1 
Sachsen  §  23  des  Staatsgrundgesetzes  von 
und  V.  V.  12./VIII.  I8ÖI,  in  Baden  doith 
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Öffentlichimg  der  deutschen  Grundrechte,   ygl. 
Philippovieh  a.  a.  0.). 

Satdem  ist  das  Prinzip  der  Aireiheit  Ge- 
meing:at  wohl  aller  modernen  Rechtsstaaten  ge- 
worden. 

Die  Bestrehungen,  das  deutsche  A.wesen  ein- 
heitlich zu  regeln,  traten  schon  zur  Zeit  des 
Bertehens  des  deutschen  Bundes  hervor,  als  die 
Oeffentlichkeit  und  die  amtlichen  Organe  auf 
die  steigende  Bedeutung  der  deutschen  A.  in 
\\m  OesJEuntheit  aufmerksam  wurden ;  sie  führten 
isdesKn  zunächst  zu  keinem  Ziele.  Die  Ahsicht 
der  preußischen  Regierung,  dem  Bundestage 
eine  entsprechende  Vorlage  zu  unterhreiten,  kam 
infolge  der  Ereignisse  des  Jahres  1848  nicht 
iir  Dorchführung.  Auch  die  Beschlüsse  der 
dentschen  Nationalversammlung,  die  in  den 
doitschen  Grundrechten  die  A.freiheit  prokla- 
mierte and  einen  Ausschult  mit  der  Ausarbeitung 
eines  Gesetzentwurfs  beauftragte,  führten  in- 
folge ihrer  vorzeitigen  Auflösung  zu  keinem 
Ergebnis.  Gleiches  Schicksal  hatten  der  1850 
Ifren^herseits  dem  Fürstenkollegium  vorge- 
legte Gesetzentwurf  zum  Schutze  deutscher  A. 
nnd  Kolonisation  sowie  eine  später  von  Bayern 
tnsgegangene  Anresrune  bei  dem  deutschen 
Bandesttf^e.  Somit  blieb  die  gesetzliche  Rege- 
lung ninäebst  den  Einzelstaaten  vorbehalten. 
Die  Binnenstaaten  befleißigten  sich  dabei  im 
wesentlichen  der  Ordnung  des  Agentenwesens, 
wihrend  in  den  Hansastädten  zum  Schutze  der 
Answsnderer  Passagier-Akte  nach  dem  Vor- 
hilde  der  englischen  Gesetzgebung  erlassen  wur- 
den. Die  Partikular-Gesetzgebuufi^  auf  diesem 
Gebiete,  die  sich  infolge  der  verschiedenartigen 
Interessen  der  Einzelstaaten,  buntscheckig  und 
differierend  gestaltete,  ließ  im  übrigen  jede 
größeren  nationalen  Gesichtspunkte  vermissen.^) 
Erst  dorch  die  Errichtung  des  Norddeutschen 
Bandes  nnd  des  Deutschen  Reichs  war  eine  Grund- 
Itge  fftr  eine  einheitliche  Re^luuff  der  Materie  da- 
^h  gegeben,  daß  die  Reichsvenassung  in  Art.  4 
Nr.  1  die  Bestimmungen  über  die  Kolonisation 
od  A.  nach  außerdeutschen  Ländern  der  Be- 
ttfnehtigang  und  Gesetzgebung  des  Reichs  unter- 
teilte. Infolge  gewisser  unliebsamer  Vorkomm- 
UiM  tnf  einigen  Auswandererschiffen  wurde  von 
^  Anfoiditsrecht  bereits  im  Jahre  1868  Ge- 
^eh  gemacht,  indem  ein  Bundes-  (später 
^ochs-)  Kommissar  mit  dem  dienstlichen  Wohn- 
öti  in  Hamburg  und  mit  der  Aufgabe  bestellt 
^»wde,  das  A-wesen  zu  überwachen,  die  Aus- 
^^mg  der  Lokalgesetze  und  die  Tätigkeit  der 
^albehdrden  zu  kontrollieren  und  auf  Besel- 
ig von  Mißständen  hinzuwirken.  Später 
^vde  ein  zweiter  Reichskommissar  für  Bremen 
ttd  die  Weserhäfen  besteUt. 

Von  dem  Gesetzgebungsrecht  machte  das 
^<Kh  ranächst  keinen  Gebrauch;  oder  doch 
F^bei  Regelung  von  Materien,  die  mit  der  A. 
^  einen  gewissen  Zusammenhange  stehen ;  vgl. 
|9l  nnd  3  des  Paß^^esesetzes  vom  12.  Oktober 
1^;  Staatsangehöngkeit^esetz  vom  1.  Juni 
*WÖ,  Vorschriften  der  Militärgesetze  über  die 
^  wdirpflichtiger  Personen  und  des  Reichs- 
'^^^[tsetzbnches  über  die  Verletzung  der  Wehr- 

.  *)  Die  biiherigen  partikularrechtlichen  Be- 
itiaaiuigeii  sind  angegeben  iuGoetsch,  Kom- 
•otir  zum  Agesetz  S.  184 fg.  Vgl.  ferner 
<*iiilippovich,  A.  u.  A.politik. 


Pflicht  durch  A.  (§§  140,  141,  360  Nr.  3,  Miü- 
tärstrafgesetzbuch  §§  64,  66,  69),  Bestimmung 
des  RStrGB.  über  die  Verleitung  von  Deut- 
schen zur  A.  (§  144);  §  6  der  Gew.-O.  und 
Art.  678  des  Handelsgesetzbuchs.  Bestrebungen, 
das  Gesetzgebungsrecht  des  Reichs  zu  verwirk- 
lichen, traten  bereits  im  Jahre  1868  hervor. 
Eine  damals  von  dem  Bundeskomplex  zur  Prü- 
fung der  A.Verhältnisse  ernannte  Kommission 
macnte  in  dem  von  ihr  erstatteten  Berichte 
auch  verschiedene  Vorschläge  für  die  zukünftige 
deutsche  A.eesetzgebung,  die  auf  Errichtung 
von  A.behörden  in  den  Hafenplätzen  und  auf 
Schaffung  von  Garantieen  für  die  Seetüchtigkeit 
der  A.schiffe  hinzielten.  Der  Bundesrat,  dem 
die  Vorschläge  unterbreitet  wurden,  hat  diese 
zwar  als  geeigfnete  Grundla&^e  für  die  reichs- 
gesetzliche Regelung  der  Materie  anerkannt, 
ging  im  übrigen  aber  damals  von  der  An- 
naJhme  aus,  daß  Auswandererschutzvorschriften, 
in  erster  Linie  auf  Grund  internationaler  Ver- 
einbarungen mit  den  in  Betracht  kommenden 
Staaten,  namentlich  mit  Großbritannien  und  der 
Union,  zu  erlassen  seien.  Die  deutscherseits 
nach  der  gedachten  Richtung  hin  eingeleiteten 
Schritte  hatten  jedoch  keinen  Erfolg.  Einer  in- 
folge der  starken  A.  des  Jahres  1873  und  der 
damit  im  Zusammenhange  stehenden  landwirt- 
schaftlichen Arbeitemot  regierungsseitig  zu- 
sammenberufenen Kommission  wurden  auch 
Vorschläge  zur  ^setzlichen  Regelung  des  A.- 
wesens  unterbreitet.  Den  Beschlüssen  der 
Kommission,  die  die  reichsgesetzliche  Regelung 
der  Materie  für  dringend  erwünscht  bezeichnete, 
wurde  indessen,  nachdem  die  A.  inzwischen  sehr 
erheblich  zurückfi^egangen  war,  eine  Folge  nicht 
gegeben.  Im  Jahre  18/8  legte  der  Abgeordnete 
Kapp  dem  deutschen  Reichstage  einen  aus- 
führlichen Gesetzentwurf  betr.  die  Beförderung 
von  Auswanderern  nach  außerdeutschen  Län- 
dern vor,  dem  eine  eingehende  Bec^ründung 
sowie  eine  umfassende  ZusammensteUung  der 
deutschen  einschlägigen  Partikulargesetzgebung 
beigegeben  war  und  der,  wenn  er  auch  nicht  zur 
Verabschiedung  gelangte,  das  Verdienst  in  An- 
spruch nimmt,  daß  er  für  die  späteren  legis- 
latorischen Arbeiten  eine  brauchbare  Unterlage 
geschaffen  hat. 

Die  Angelegenheit  kam  sodann  erst  im 
Jahre  1891,  im  Zusammenhang  mit  der  Frage 
der  Aufhebung  des  v.  d.  Heydt'schen  Reskripts, 

S.  oben  S.  289)  wieder  in  Fluß.  Ein  von  einer 
inisterialkommission  ausgearbeiteter,  1892  dem 
Bundesrate  und  dem  Reichstage  zur  Beschluß- 
fassung vorgelegter  Entwurf  gelangte  wegen 
Ueberfüllung  der  Session  mit  anderen  Aufgaben 
nicht  mehr  zur  Verhandlung. 

189Ö  nahm  die  Minist erialkommission  die 
fi^esetzgeberischen  Vorarbeiten  unter  Zugrunde- 
legung des  92iger  Entwurfs  wieder  auf  und 
stellte  unter  Berücksichtigung  der  in  der 
Oeffentlichkeit  hervorgetretenen  Wünsche  einen 
neuen  Entwurf  auf,  der  nach  Begutachtung 
durch  den  Kolonialrat  1896  dem  Bundesrat  und 
1^7  dem  Reichstage  zuging  und  von  diesem 
am  19.  Mai  1897  in  dritter  Lesung  mit  einigen 
Abänderungen  angenommen  wurde.  Das  Gesetz 
wurde  in  der  Nr,  26  des  RGBl.  (S.  463fg.) 
veröffentlicht. 

Das    Reichsgesetz    vom    9.    Juni 
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1897.^J  Das  Gesetz  geht  von  dem  Prinzip  (§  2).  Die  Erteilung  der  Erlaubnis  ist  an 
der  A.n:eiheit  aus.  Zwar  wird  diese  nicht  die  Erfüllung  gewisser  Bedingungen  ge- 
gesetzlich festgelegt,  doch  ist  sie  in  der  knüpft  (§§  3—5),  wobei  für  ausländisdie 
jBegründung  (zu  §  24)  anerkannt.  Auch  Unternehmer  besondere  Vorschriften  ge- 
wiu^e  bei  Einbringung  des  Gesetzentwurfs  geben  werden  (§  4).  Träger  der  Erlaulmis 
von  dem  Regierungsvertreter  auf  ihr  Fort-  können  physischePersonen  oderOesellschaften 
bestehen  ausdrücklich  hingewiesen  (Stenogr.  jeder  Art  sein  (§  3).  Die  Erlaubnis  darf  nar 
Berichte  des  Reichstages  1897,  S.  5092).  für  bestimmte  Länder,  Teile  von  solchen 
Ebensowenig  stellt  das  Gesetz  materielle  oder  bestimmte  Orte  und  im  Falle  übest^ 
neue  Grundsätze  darüber  auf,  welchen  Per-  seeischer  Beförderung  nur  für  bestimmte 
sonen  die  A.  überhaupt  nicht  oder  nur  unter  Einschiffungshafen  erteilt  werden  (Speziali- 
gewissen Yoraussetzun^n  gestaltet  ist.  Es  sierungsprinzip  §  6).  Deutsche  Siedelungs- 
bleiben  sonach  die  bisherigen  A.-Yerbote  gesellschaften  genießen  gewisse  Vergün- 
und  -Beschränkungen  in  Kraft.-)  Das  Ge-  stigungen ;  insbesondere  kann  bei  ihnen  von 
setz  betrachtet  es  als  seine  Aufgabe ,  das  dem  Erfordernis  der  sonst  voi^schriebenen 
A.weseu  als  solches  zu  ordnen,  nicht  aber  Sicherheit  und  dem  Nachweise,  daß  der 
gegen  die  A.  Abhilfe  zu  schaffen.  Es  rech-  Unternehmer  Reeder  ist,  abgesehen  werden 
net  mit  der  A.  als  mit  einer  Tatsache  und  (§  7).  Die  erteilte  Erlaubnis  kann  jederzeit 
will  dem,  der  den  Entschluß  zur  A.  gefaßt  beschränkt  oder  widerrufen  werden  (§  10>. 
hat,  die  Möglichkeit  gewährleisten,  daß  er  Die  Erlaubnis  berechtigt  zum  Qeschäfts- 
diesen  Entschluß  unter  den  verhältnismäßig  betrieb  im  ganzen  Reicb^ebiete  mit  der 
günstigsten  Bedingungen  ausführen  kann.  Einschränkung,  daß  der  Unternehmer  anfier- 
Der  Gesetzgeber  geht  dabei  von  der  Auf-  halb  seines  Gemeindebezirks  sich  der  Y«^ 
fassung  aus,  daß  dies  den  Forderungen  der  mittlung  von  Agenten  bedienen  muß  (Agenten- 
Humanität  und  der  Pflicht  des  Staates  zur  zwang  §  8).  Das  Agenfenwesen  ist  Landes- 
Ftlrsorge  für  seine  An^hörigen  entspricht,  sache.  Die  Agenten  bedürfen  gleichMs 
und  daß  es  auch  im  eigenen  Interesse  des  einer  Erlaubnis,  die  von  der  höheren  Yer- 
Staates  liegt,  auf  solche  Weise  dazu  bei-  waltungsbehörde  bei  Erfüllung  gewisser 
zutragen,  daß  in  den  Ausgewanderten  das  Bedingungen  nach  freiem  Ermessen  erteüt 
Gefühl  für  die  Heimat  möglichst  erhalten  wird  und  jederzeit  beschränkt  oder  wid»- 
bleibt.  rufen  werden  kann  (§§  11 — 19).    üeber  den 

Eine   Begriffsbestimmung   der  A.    wird  Geschäftsbetrieb  der  Unternehmer  und  Agen- 

nicht   gegeben.     Die   FeststeUung    ist   der  ten  und  deren  Beaufsichtigung  erläßt  der 

Praxis  und  der  Judikatur  überlassen.    Die  Bundesrat  nähere  Bestimmungen  M  (§  21). 
A.  nach  den  deutschen  Schutzgebieten  fällt         Die  Beförderung  der  Auswanderer  diarf 

nicht  unter  das  Gesetz.^)  nur  auf  Grund  eines  vorher  abgeschlossenen 

Yon  den  Bestimmungen  seien  folgende  schriftlichen  Vertrages  erfolgen  (§  22).    Per- 
hervorgehoben :  sonen,  deren  Beförderung  verboten  ist  (§  ^), 

Wer  die  Beförderung  von  Auswanderern  können  am  Yerlassen  des  Reichsgebiets  ver- 

nach  außerdeutschen  Ltodern  betreiben  will,  hindert  werden  (§  24).    Für  die  überseeisdie 

bedarf  hierzu  der  Erlaubnis  (§  1),  die  vom  Beförderung,  während  welcher  die  Auswan- 

Reichskanzler  unter  Zustimmung  des  Bundes-  derer  ihre  Person  und  ihre  Habe  für  längere 

rates    nach   freiem   Ermessen    erteilt   wkd  Zeit   einem  Seeschiff   anvertrauen    mftesen 

und  in  ihrem  Wohlergehen  völlig  von  den 

>)  Kommentare  von  Goetsch,   Berlm   1898  Einrichtungen  dieses  &hiffes  abhängig  sind, 

und  Stoerk,  Berlin  1899.   üeber  die  nähere  ge-  werden   besondere  Bestimmungen  getroffen 

setzliche   Entstehnngsgeschichte    vgl.   Goetsch  (Abschnitt  II).      Der    §   25    will    die  Yer- 

S.  ßfg. ,  pflegung    der  Auswanderer    während    der 

r.     ^  ?^cf  Zusammenstellung  derselben  ist  in  feeise  unter  aUen  Umständen  sicherstellen, 

Goetsch  S.  97 fg  enthalten  .„^^  ^  ,  indem    er  vorschreibt,   daß  diese   bis   sur 

')  üeber  die  Grtlnde,  die  dazu  geführt  haben,  t  „„ j„„„   nK^.^.^.v.«.^«    ^^^^J^Jq      iv« 

die  Besiedelnng  der  deutschen  Schutzgebiete  in  ^^"^^^^,,^^^^^5    ^^iT^^"    """^i     ^ 

dem  Gesetz  nicht  zn  regeln:  vgl.  Stenogr.  Be-  Selbstbeköstigung  ist  danach  ausgeschlossen, 

richte  des  Reichstags  1897  S.  5093.     Danach  ^^^   §§  27—30   regehi   nach  Analogie  des 

sind  A.   und   Kolonisation   der   Schutzgebiete  Handelsgesetzbuchs  das  Kechtsverhältnisawi- 

vom  gesetzgeberischen  Standpunkte  verschieden  sehen  Auswanderer  und  Unternehmer  für  den 

zu  behandeln.    Erstere  darf  nicht,  letztere  muß  Fall  der  Yerzögerung  des  Antritts  oder  des 

nach  jeder   Richtung    hin   gefördert   werden,  Nichtantritts  oder  der  Unterbrechung  derSee- 

w!li^]''^^'^f^^^^''  dafür  gegeben  sind,  reise.    In  den  §§  33-35  werden  gnmdsiti. 

TrL^JZ'^nSZ';^^^^  liehe  B^timmu^nleniml^^^ 

stehende  Kais.  Verordiiungsrecht  zu  beseitigen,  ren  Beförderung  der  Auswanderer  gegeben. 
das   sich   den  jeweiligen  Verhältnissen  besser 

anpaßt  als  die  schwerfällige  Maschine  der  Ge-         ')  Vgl.  Bundesratsverordnong  vom  l^JOL 

setzgebnng.  1898  (RGBl.  S.  39  fg.). 
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Die  A.-Schüfe  sollen  seetüchtig,  vorschrifts- 
m&fiig  eingerichtet,  ausgerüstet  und  ver- 
proviantiert sein  und  vor  Antritt  der  Reise 
einer  Untersuchung  unterzogen  werden^). 
Ebenso  sind  Auswanderer  und  Schiffsbe- 
satzung vor  Abgang  des  Schilfes  ärztlich  zu 
untersuchen.  Im  übrigen  überläßt  das  Gesetz 
die  Festsetzung  der  Details  dem  Bimdes- 
rate  (§  36). 

Abschnitt  VI  handelt  von  der  Behörden- 
Organisation.  Oberste  Aufsichtsbehörde  ist 
der  Reichskanzler,  dem  zur  Mitwirkung  bei 
Ausübung  der  ihm  auf  dem  Gebiete  des 
A.we6ens  zustehenden  Befugnisse  ein  sach- 
veratftndiger  Beirat  beigegeben  ist.  Die  Er- 
nennung des  Vorsitzenden  dieser  Behörde 
steht  dem  Kaiser  zu,  während  die  Mitglieder, 
mindestens  14,  vom  Bundesrate  gewählt 
werden.  Die  Organisation  des  Beirates 
ridbtet  sich  nach  einem  vom  Bundesrate  zu 
erlassenden  B^ulative,  seine  Tätigkeit  nach 
oner  selbst  g^benen  Geschäftsordnung 
(§  38).  Diese  Tätigkeit  ist  nur  eine  be- 
ratende. Seine  Anhörung  ist  bei  Kon- 
sessionierung  von  Siedelungs-Gesellschaften 


sowie  im  Falle  der  Beschränkung  oder  des 
Widerrufe  einer  üntemehmererlaubnis  eine 
obligatorische ,  sonst  eine  fakultative.  Das 
dem  Reichskanzler  zustehende  Aufeichts- 
recht  wird  in  den  Hafenorten  durch  von 
ihm  bestellte  Kommissare,  im  Auslande  durch 
die  Vertreter  des  Reichs  ausgeübt,  denen 
erforderlichenfalls  besondere  Kommissare 
beizugeben  sind  (§  41).  Im  übrigen  unter- 
liegt die  üeberwachung  des  A.we8ens  der 
Zuständigkeit  der  Landesregierungen,  die 
zu  diesem  Zwecke  in  den  Hafenplätzen, 
für  welche  Unternehmer  zugelassen  sind, 
A.behörden  zu  bestellen  haben.  -Abschnitt 
Vni  enthält  Strafbestimmungen,  und  zwar 
im  wesentlichen  gewerbepolizeilicher  Natur. 
Eine  Ausnahme  bildet  nur  der  einer 
Initiative  des  Reichstags  entsprungene  §  48, 
der  die  Verkuppelung  von  Frauenspersonen 
in  das  Ausland  mit  Zuchthausstrafe  be- 
droht 

4.  A.iuitemehmer.  Nachstehende  Ta- 
belle gibt  eine  üebersicht  über  die  auf  Grund 
des  Gesetzes  bisher  zugelassenen  Unterneh- 
mer und  A.ziele. 


Namen  des 
Unternehmers 


Bäfen,  über  welche  Auswanderer  ■ 
I        befördert  werden  dürfen         i 


Bestimmungsländer 


l  Norddeutscher 
Lloyd. 


I  Bremen,    Bremerhaven,    Brake, !  Großbritannien,  Kanada,  Ver.  Staaten  von 


Nordenham,  Hamburg,  Cuxhaven, 
fiotterdam,  Antwerpen,  London, 
Sonthampton,  Plymonth,  Havre, 
Cherbonrg,  Amsterdam. 


Amerika,  Argentinien,  Paraguay,  die  drei 
Sudstaaten  Brasiliens  (Paranä,  Santa  Catha- 
rina,  Bio  Grande  do  Sol),  nach  anderen 
Staaten  Brasiliens  nur  für  nichtdentsche 
Auswanderer,  Uruguay,  Aegypten,  Trans- 
vaal, Eapland,  das  Festland  von  Australien, 
Natal. 


2.  Hamhai|^-Ame- 
nkft-Lime. 


Hamburg,  Cuxhaven,  Bremen, 
Bremerhaven,  Brake,  Nordenham, 
Geestemünde ,  Stettin ,  Swine- 
mttnde,  Rotterdam,  Antwerpen, 
Amsterdam,  Ijmuiden,  Ylissingen, 
London,  Sonthampton,  Plymonth, 
Grimsby,  Havre,  Cherbonrg,  Ge- 
nua, Neapel,  Bonlogne  sur  mer. 


Großbritannien,  Kanarische  u.  Kapverdische 
Inseln,  Aegypten,  Transvaal,  Natal,  Kap- 
laud,  Azoren,  Kanada,  Ver.  Staaten  von 
Amerika,  die  drei  Sildstaaten  Brasiliens 
(andere  nur  für  nichtdeutsche  Auswanderer), 
Uruguay,  Paraffuay,  Argentinien,  das  Fest- 
land von  Australien,  dieNiederlande,  Bellen, 
Frankreich,  Spanien,  Portugal  und  Ittdieu. 


3.  Weniel  Jelinek, 
Bvemen. 


Bremen ,    Bremerhaven ,    Brake, 
Nordenham,  Antwerpen. 


Ver.  Staaten  von  Amerika,  die  drei  Süd- 
staaten Brasiliens,  Uruguay,  Argentinien, 
das  Festland  von  Australien. 


*•  ^,  Bremen. 


Bremen,    Bremerhaven,    Brake,   wie  zu  3. 
Nordenham,  Antwerpen,  Sonth- 
ampton. 


^  Hon,  Bremen. 


Bremen,    Bremerhaven,    Brake,   wie  zu  3. 
Nordenham,  Hamburg,  Cuxhaven, 
Rotterdam,  Antwerpen,Southamp- 
ton,  Cherbonrg. 


*•  Ägge,  Stettin. 


Stettin  und  Oderhäfen. 


Ver.  Staaten  von  Amerika,  Kanada. 


*)  Vgl  Verordnung  des  Bundesrats  vom  U./III.  1898  (RGBl.  1898  S.  57 fg.),  enthaltend 
fffKkrilten  ftber  Auswandererschiffe. 
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Namen  des 
Unternehmers 


Häfen,  über  welche  Auswanderer 
befördert  werden  dürfen 


Bestimmungsländer 


7.  Mißler,  Bremen. 


Bremen ,    Bremerhaven ,    Brake, 
Nordenham. 


Ver.  Staaten  von  Amerika,  Kanada, 
Südstaaten  Brasiliens,  Argentinien,  ] 
Natal,  Orangekolonie.  Transvaal  d 
land  von  Australien,  Großbritanuien 
Inseln  (nach  diesen  nur  mit  Päat 
sehene  nichtdeutsche  Auswanderer 


8.  Compag^ie  G6- 1  Havre 
n^rate  Transat- 1 
lantique,  Paris. 


Ver.  Staaten  von  Amerika. 


9. 


Soci^te  Anony- 
me de  Navi- 
gation Belge- 
Americaine(Red 
Star-Linie). 


Antwerpen. 


wie  zu  8. 


10.  Ismay  Imrie  u. 
Co.,  (White 
Star-Linie) 


Hamburg,  Bremen  mit  Schiffs- 
wechsel in  Liverpool  und  South- 
ampton. 


wie  zu  8. 


11.  Cunard  Steam- 
ship.  Comp.  Li- 
vei^ool.. 


wie  zu  10. 


wie  zu  8. 


I 


12.  International 
Navigation  Comp. 
American  Line, 
Philadelphia. 


wie  zu  10. 


wie  zu  8. 


13. 


Hanseatische 
Kolonisations- 
Geseilschaft, 
Hamburg. 


wie  zu  1  u.  2. 


Ländereien  der  Gesellschaft  im  Staa 
Catharina,  Brasilien. 


14. 


Kolonisations- 
unternehmen 
Dr.  Meyer. 


wie  zu  13. 


Es  sind  sonach  zurzeit  zwei  deutsche  und 
fünf  ausländische  (eine  französische,  eine  bel- 
gische, zwei  englische,  eine  amerikanische) 
Keedereien,  fünf  selbständige  A.expedienten 
und  zwei  Siedelungsuntemehmen  als  A.unter- 
nehmer  in  Deutschland  zugelassen. 

6.  Deutsche  A.politik.  a)  Lenkxing, 
SpoBialisierungsprinsip.  In  die  Ziele  der 
deutschen  A.politik  läßt  uns  die  Begründung 
zum  A.gesetz  einen  Einblick  gewinnen. 
Ablenkung  der  A.  von  ungeeigneten,  Hin- 
lenkung nach  geeigneten  Ijändern  wird  als 
erstrebenswertes  Endziel  dieser  Politik  be- 
zeichnet. Als  geeignete  A.ziele  werden 
solche  angesehen,  in  denen  in  klimatischer, 
agrikultureller  und  sonstiger  Beziehung  die 
Voraussetzungen  für  eine  gedeihliche  Exi- 
stenz der  Ansiedler  gegeben  sind,  in  denen 
das  Deutschtum  erhalten  bleibt  und  der 
Einwanderer  zum  Abnehmer  deutscher  In- 
dustrieerzeugnisse und  damit  zum  Ver- 
mittler handelspolitischer  Beziehungen  zwi- 
schen dem  Mutterlande  und  dem  Einwande- 


Neu- Württemberg,  Xingu  (Staat  Ric 
do  Sul,  Brasilien). 


rungsstaate  wird.  Diesen  Zielen 
als  ungeeignete  solche  gegenübei^ges' 
denen  das  Deutschtum,  deutsche  £ 
Sprache  und  Sitte  durch  Assimilieni 
loren  ^hen,  in  denen  sich  die  Bezie 
der  Emwanderer  zum  Mutterlaode 
und  in  denen  diese  selbst  durch  ihn 
!  keit  den  Wettbewerb  gegen  die  hein 
industrielle  und  landwirtschaftliche 
erzeugung  fördern.  Von  einer  Gh 
sierung  obiger  Gesichtspunkte  mit 
auf  gewisse  Einwanderungslftnder  L 
Gesamtheit  will  der  Gesetzgeber  ii 
absehen.  Insbesondere  wendet  er  sid 
das  in  der  Oeflfentlichkeit  häufi« 
getretene  Verlangen,  die  A.  schlechtl 
Nordamerika  ab-  und  nach  Südamerü 
zulenken,  von  der  Erwägung  aos^ 
daß  es  auch  in  Nordamerika  ko 
'  deutsche  Niederlassungen  gibt,  in 
I  sich  das  Deutschtum  durch  Gener. 
hindurch  erhalten  hat,  daß  auch  doi 
jede  deutsche  Arbeit  Konkurrenzarb 
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wShrend  andererseits  auch  in  Südamerika 
die  Verhältnisse  keineswegs  durchweg  so 
günstig  li^en,  wie  dies  häufig  angenommen 
la  werden  pflegt,  da  es  auch  dort  Gebiete 
gibt,  wo  die  deutsche  Sprache  und  Sitte 
s^n  in  der  zweiten  oder  dritten  Generation 
verioreo  gehen,  da  auch  dort  auf  deutschen 
Ansiedelungen  infolge  ungeeigneter  Boden- 
besi^enheit,  ungeregelter  Besitzverhält- 
nisse, mangelnder  Absatzwege  usw.  schwere 
Katastrophen  zu  verzeichnen  gewesen  sind, 
d^  anch  dort  die  Ansiedler  häufig  Mit- 
arbeiter an  der  Konkurrenz  gegen  deutsche 
Produktion  werden.  Indem  die  Genorali- 
sierung  in  der  Gegenüberstellung  von  Nord- 
und  Südamerika  verworfen  wird,  soll  ihr  von 
vornherein  durch  den  Vorbehalt  der  Prüfung 
aller  in  Betracht  kommenden  Verhält- 
nisse des  im  Einzelfalle  zum  Ziele  genom- 
menen Ansiedelungsterrains  eine  Schranke 
gezogen  werden;  es  soll  spezialisiert,  an- 
statt generalisiert  und  damit  vermieden 
voden,  Gebiete  oder  Gebietsteile,  welche 
die  verschiedenartigsten  Verhältnisse  auf- 
weisen, in  Pausch  und  Bogen  entweder  als 
ungeeignet  für  deutsche  Auswanderer  zu 
bezeichnen  oder  als  geeignet  anzupreisen, 
^lit  dem  vorstehenden  Vorbehalt  soll  aller- 
dings, solange  die  deutschenSchutz- 
gebiete  für  Ansiedelungen  größeren 
Maßstabes  noch  nicht  in  Frage 
kommen ,  die  deutsche  A.  nach  Südamerika, 
namentlich  nach  Südbrasilien  und  nach  ge- 
wissen Teilen  der  Laplatastaaten  hingelenkt 
weiden.  Auf  der  anderen  Seite  wird  damit 
gerechnet,  daß  Nordamerika  noch  für  lange 
Zeit  ein  Hauptziel  der  deutschen  A.  bleiben 
und  dafi  daher  die  Beförderung  von  Aus- 
wanderern nach  den  V.  St.  v.  Amerika  und 
Kanada  ebenso  wie  nach  Australien  in  Be- 
tracht gezogen  werden  muß.  Auch  wird  es 
oicht  als  Aufgabe  eines  A.gesetzes  ange- 
sehen, Reichsangehörige,  die  den  Entschluß 
g^t  haben,  nach  jenen,  im  aUgemeinen 
günstigen  Vorbedingungen  für  ihr  Fort- 
kommen bietenden  Ländern  auszuwandern, 
Ton  diesem  Vorhaben  abzubringen.  Dem 
^}^<lankeD,  daß  nicht  der  südamerikanische 
Kontinent  in  seiner  Gesamtheit  als  Ziel  der 
Unternehmertätigkeit  zu  bezeichnen  ist,  sou- 
^  dafi  diese  möglichst  nur  auf  bestimmte 
Ansiedelungen  oder  Ansiedelungsterrains  cr- 
Jjreckt  werden  soll,  wird  durch  §  6  des 
^€8et2e8  Ausdruck  g^eben,  wonach  die 
Erianbnis  nur  für  bestimmte  Länder,  Teile 
^  solchen  oder  bestimmte  Orte  zu  er- 
^feö  ißt  Durch  diese  Spezialisierung  der 
«tabnis  sollen  nicht  nur  generelle  Ver- 
^IP^snafiregeln,  die  häufig  über  den  beab- 
sichtigten Zweck  hinausreichen,  vermieden, 
^era  es  soll  auch  eine  Beschränkung  der 
S<B^gRiphi8chen  Tragweite  der  ünternehmer- 
^Ügköt  und  damit  die  Möglichkeit  erzielt 


werden,  die  Ansiedelung  von  Auswanderern 
in  kompakten  Massen  zu  bewirken  und 
hierdurcn  zur  Erhaltung  des  Deutschtums 
beizutragen.  Das  Spezialisieningsprinzip  soll 
ferner  der  Konzessionierungsinstanz  das 
Mittel  in  die  Hand  geben,  vor  Erteilung 
der  Erlaubnis  eine  gewissenhafte  Prüfung 
des  Ansiedelungsterrains  vorzunehmen  und 
damit  zukünftigen  Katastrophen  vorzubeugen. 
Diu*ch  ein  zielbewußtes  und  strenges  Ver- 
fahren bei  der  Erteilung  spezialisierter 
üntemehmerkonzessionen  wird  die  Erzielung 
der  erstrebten  Einwirkung  auf  die  Bewegung 
der  deutschen  A.  erhofft 

Anläßlich  der  bei  Anwendung  des  Spe- 
zialisierungsprinzips vorzunehmenden  Vor- 
prüfung soll  die  Konzessionierungsinstanz 
die  Verantwortlichkeit  für  das  Vorhanden- 
sein entsprechender  Existenzbedingungen 
übernehmen.  Diese  Verantwortlichkeit  soll 
indessen  nur  eine  politische,  eine  moralische 
sein,  während  die  materielle  Verantwortung 
dem  Unternehmer  auferlegt  wird,  der  die 
Konzessionswürdigkeit  seines  Projekts  nach- 
zuweisen hat  und  als  verantwortlicher 
Faktor  zwischen  Konzessionierungsinstanz 
und  dem  Auswanderer  treten  soll.  Insbe- 
besondere  soll  es  Aufgabe  des  Unternehmers 
sein,  mit  den  maßgebenden  Personen  des 
Einwanderungslandes  die  Ansiedelungsbedin- 
gungen fest-  und  sicherzustellen  und  die 
Ansiedelungsterrains  für  eigene  Eechnung  zu 
erwerben,  so  daß  der  Kolonist  sein  Besitz- 
recht demnächst  von  ihm  abzuleiten  haben 
würde.  Hier  soll  die  Tätigkeit  deutscher 
Siedelungs-GeseUschaften  einsetzen  (§  3b  u.  7 
des  Gesetzes),  wobei  an  solche  Unternehmen 
gedacht  wird,  die  ihren  Sitz  in  Deutschland 
haben,  mit  deutschem  Kapital  begründet 
sind  und  sich  diuxjh  ausgiebige  Uebernahme 
der  UnternehmerroUe  nicht  nur  in  den  Dienst 
der  nationalen  A.x>olitik  stellen,  sondern 
auch  Gelegenheit  bieten,  das  deutsche  Kapital 
durch  wirtschaftliche  Investierungen  in  den 
Einwanderungszielen  nationalen  Aufgaben 
und  Anlagen  zuzuführen.  Solchen  Gesell- 
schaften wird  jede  tunliche  Förderung  bei 
ihren  Bestrebungen  zugesichert. 

b)  Auskunfterteilung  an  Auswande- 
rungiEdustige.  Zentralauskunftstelle  für 
Auswanderer.  Ein  weiteres  Mittel,  dessen 
sich  eine  gesunde  A.politik  bedienen  kann, 
um  die  A.  nationalen  Interessen  dienstbar 
zu  maclieu,  ist  die  Auskunftserteilung  an 
A.lustige.  Dadurch,  daß  der  zur  A.  Ent- 
sclilossene  bereits  in  der  Heimat  Gelegen- 
heit findet,  sich  über  die  Verliältnisse  der 
Einwandenmgsländer  zu  unterrichten,  wird 
die  unüberlegte,  planlose  A.  eingeschränkt, 
werden  ungeeignete  Ziele  ekartiert,  wird  in- 
direkt eine  Lenkung  der  A.  im  nationalen 
Sinne  herbeigeführt.  Der  Frage,  die  des- 
wegen  so  iK)pulär  ist,   weil  sie  wesentlich 
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die  Interessen  des  schlichten  Mannes 
berührt,  der  das  Hauptkontingent  zur  A. 
steUt,  ist  schon  seit  langer  Zeit  ^ße  Auf- 
merksamkeit geschenkt  worden.  Ueber  den 
Weg,  auf  dem  die  Auskimfterteilung  zu 
verwirklichen  sei,  gingen  die  Ansichten  aus- 
einander. Von  der  einen  Seite  wurde  an 
eine  rein  staatliche  Einrichtung,  von  anderer 
an  eine  private,  jedoch  staatlicherseits  mit 
der  nötigen  Information  zu  versehende,  von 
noch  anderer  Seite  an  eine  gemischte,  pri- 
vate, unter  staatlicher  Aufsicht  stehende 
Einrichtung  gedacht.  Solange  sich  der 
Staat  der  A.  gegenüber  ablehnend  verhielt, 
war  die  Möglichkeit  einer  staatlichen  Aus- 
kunfterteilung nicht  gegeben.  Insoweit  eine 
solche  überhaupt  erfolgte,  blieb  sie  im 
wesentlichen  der  Tätigkeit  solcher  Vereine 
überlassen,  welche  die  Fürsorge  für  das  Ge- 
deihen der  Auswanderer  auf  ihre  Fahnen 
geschrieben  hatten.  Erst  mit  der  Wand- 
lung der  Auffassung  über  die  volkswirt- 
schaftliche Bedeutung  einer  richtig  geleiteten 
A.  war  der  Raum  für  eine  staatliche  Be- 
tätigung auch  auf  diesem  Grebiete  geschaffen 
und  man  begann,  die  Hilfsmittel  des  Staates 
auch  hierfür  nutzbar  zu  machen. 

Das  A.gesetz  eeht,  wie  die  Begründung 
zum  Abschnitt  Vi  ergibt,  von  der  Voraus- 
setzung aus,  daß  eine  staatliche  Fürsorge 
für  zuverlässige  Auskunfterteilung  uner- 
läßlich sei,  verneint  aber  stillschweigend  die 
Frage,  ob  es  hierzu  besonderer  neuer  Ein- 
richtungen bedarf  und  ob  hierzu  der  Erlaß 
neuer  gesetzlicher  Vorschriften  erforderlich 
ist  In  der  Begründung  wird  auf  die  in 
dem  Auswärtigen  Amte  bestehende  Aus- 
kunftstelle verwiesen.^) 


')  Ueber  die  Tätigkeit^  die  diese  Behörde  nach 
der  ^dachten  RichtUDg  hin  entfaltet  hat,  gibt 
der  Bericht  der  Reichstagskoramission  über  den 
Gesetzentwurf  S.  23  fc;.  Aufschluß.  Danach  er- 
hielt jeder  A.lnstige,  der  sich  an  das  Auswärtige 
Amt  gewandt  hatte,  über  die  von  ihm  gestellten 
Fragen,  soweit  diese  tatsächlicher  Natur  waren, 
auf  Grund  des  vorhandenen  Materials  eingehende 
Auskunft.  Ein  positiver  Hat  hinsichtlich  des 
zu  erwählenden  Zieles  wurde  dem  Auswanderer 
grundsätzlich  nicht  erteilt,  was  aber  die  War- 
nung vor  ungeeigneten  Zielen  nicht  ausschloß. 
Gegenüber  den  in  der  Presse  und  bei  Beratung 
des  Gesetzes  im  Reichstage  vorgebrachten 
Wünschen  auf  Schaffung  eines  öffentlichen  Aus- 
knnftsamtes  wurde  regierungsseitig  erklärt: 
darüber,  daß  das  Ausknnftswesen  einer  der 
wichtigsten  Faktoren  für  die  Handhabung  einer 
nationalen  A.politik  sei,  bestehe  vollständige 
Uebereinstimmnng  der  Regierung  mit  den 
Kreisen,  die  für  diese  Frage  besonderes  Inter- 
esse an  den  Tag  legten.  Auch  darüber,  daß 
das  Ausknnftswesen  nach  Inkrafttreten  des  Ge- 
setzes weiter  ausgestaltet  werden  müsse,  be- 
stehe kein  Zweifel.  Fraglich  sei  nur  die  Art 
und  Weise  der  Ausgestaltung.  Jedenfalls  könne 
ein  staatlicher  oder  unter  staatlicher  Aufsicht 


Nach  Inkrafttreten  des  Gesetzes  machte 
sich  alsbald  das  Bedürfnis  nach  Erricfatong 
eines  selbständigen  Auskunftsdienstes  be- 
merkbar. Regierungsseitig  wurde  davoD 
Abstand  genommen,  eine  besondere  staat- 
liche Stelle  hierfür  zu  schaffen;  vielmehr 
entschloß  man  sich,  die  n^u  zu  gründende 
Stelle  an  einen  der  schon  bestehenden  Ver- 
eine, die  sich  privatim  mit  der  Auskunft- 
erteilung befaßt  hatten,  anzugliedern,  sie 
finanziell  zu  unterstützen  und  sie  der  staat- 
lichen Aufsicht  zu  unterstellen. 

Von  den  vorhandenen  Vereinigungen 
wurde  die  Deutsche  Kolonial-Gesells(£aft  in 
Berlin  für  die  Uebemahme  der  Auskunft- 
steUe  gewählt,  wofür  die  Em^Sgung  maß- 
gebend war,  daß  die  Gesellschaft  üW  ganz 
Deutschland  verbreitet  ist,  daß  sie  Aber 
Verbindungen  und  Informationen  verfügt, 
wie  sie  in  dem  Maße  keinem  anderen  ähn- 
lichen Vereine  zu  Gebote  standen  und  daß 
sie  Angehörige  der  verschiedensten  Parteien, 
aller  wirtschaftlichen  Anschauungen  und 
aller  Konfessionen  in  sich  vereinigte.  Gegen 
einen  jährlichen  Reichszuschuß  von  30000 
Mark  erklärte  sich  die  Kolonialgesellschaft 
bereit,  die  gewünschte  Stelle  zu  errichten, 
sie  der  Aufsicht  des  Reichskanzlers  su 
unterstellen  und  nach  dessen  Direktiven  zu 
leiten  sowie  ilire  Organe  zur  Mitarbeiter- 
schaft hei-anzuziehen.  Die  Stelle  trat  untor 
dem  Namen  „ZentralauskimftsteUe  für  Aus- 
wanderer** am  1.  August  1902  ins  Leben. 
Sie  steht  unter  der  Aufsicht  des  PiiSsidenten 
der  Kolonial-Gesellschaft,  der  auch  den  Vor- 
stand mit  Genehmigung  des  Reichsiouizlers 
ernennt  Der  Vorstand  hat  sich  ausschließ- 
lich mit  den  Geschäften  der  Ausknnfter- 
teilung  zu  befassen. 

Der  Stelle  steht  ein  sachverständiger 
Beirat  zur  Seite,  der  sich  aus  Mitgliedern 
der  Kolonial-Gesellschaft  und  solcher  Ver- 
eine zusammensetzt,  die  sich  schon  bisher 
mit  der  Erteilung  von  Auskunft  befaßt 
haben.  Die  Oberaufsicht  wird  vom  Reichs- 
kanzler ausgeübt.  Die  Auskunfterteiloog 
soll  sämtliche  nicht  zum  Deutschen  Reiche 
gehörende  Länder  und  die  deutsdien  Sdiat>- 
gebiete  umfassen.  Sie  erfolgt  völlig  kostenlos 
und  wird  entweder  unmittelbar,  mündlich 
oder  schriftlich  durch  die  Stelle,  oder 
mittelbar,  durch  Vertrauensmänner  oder 
durch  innerhalb  des  Reichsgebiets  zu  er- 
richtende Zwei^tellen,  erteilt  Sitz  der 
Stelle  ist  Berim.  Ihre  Tätigkeit  richtet 
sich  im  übrigen  nach  einer  vom  Reichs- 
stehendes Ausknnftsbnrean  jeder  Zeit  dvatk 
Einstellung  von  Mitteln  in  den  Etat  ff^^rftiidet 
werden.  (Stenogr.  Ber.  1897  S.  59S/C)  Bd 
Verabschiedung  des  Gesetzes  wurde  demnldut 
von  dem  Reichstage  eine  auf  die  Sehaffang 
einer  solchen  Stelle  hinzielende  Besolutioii  aa- 
genommen. 
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kanzler  genehmigten  Geschäftsordnung. 
Zweck  und  Wesen  des  Auskunftsbeirates 
ist  durch  ein  Statut  geregelt.  Das  Material 
zur  Auskunfterteilung  wird  der  SteUe  im 
wesentlidien  durch  das  Auswärtige  Amt 
gelkfert  und  besteht  in  den  Berichten  der 
KodsqId  über  die  für  die  deutsche  A. 
wichtigen  Verhältnisse  ihres  Amtsbezirks. 
Den  Äonsuln  ist  zur  Pflicht  gemacht,  die 
erlebenden  Yeränderungen  jedesmal  recht- 
zeitig, ev.  auf  telegraphischem  Wege,  zu 
melden.  Die  Zweigstellen,  zurzeit  57,  er- 
teilen grundsätzlich  nur  mündliche  Aus- 
kunft Das  Material  hierzu  erhalten  sie  von 
der  Zentralstelle,  die  auf  die  dabei  zu  be- 
obachtenden Gesichtspunkte  in  einem  „Leit- 
faden" hingewiesen  hat 

Die  Auriranfterteilung  erfolgt   teilweise 
auch  durch  Zusendung  von  Veröffentlichungen 
über  die  Verhältnisse  in  den  verschiedenen 
Bnwanderungsländem.     Solche    Veröffent^ 
lichungen   hat   die  Stelle   bisher  über  fei- 
nde   Länder    herausgegeben:    Paraguay, 
Rio  Grande  do  Sul,  Kanada,  Chile,  Mexiko^ 
Argentinien,  SüdaMka.    Daneben  gelangen 
aadi  Abhandlungen    über    die    deutschen 
Kolomeen   an  Interessenten  zur  Verteilung. 
Ueber  ihre  geschäftlidie  Tätigkeit  hat  die 
Stelle  dem  Reichskanzler  alljährlich  zu  be- 
liditeD. 
Eb  wurden  danach  Auskünfte  erteilt : 

schriftl.  mündliche 
T(HD  1./IV.— 30./IX.  1902         2168         486 
,  l./X.1902bi830./IX.  1903  2906         470 
r,  1 JX.  1903  bis  30./IX.  1904  2780         528 

Viele  Personen  fragten  gleichzeitig  für 
Freunde,  Beru&genossen,  für  Gruppen  von 
30-80  Personen  an.  Es  ist  daher  anzu- 
Dßlunai,  dafi  ein  starker  Prozentsatz  der 
dewtBchen  A.  die  neue  Einrichtung  benutzt 
hit  und  diux^  die  Auskunft  wirtschaftlich 
g^ert  worden  ist. 

0)  Erhaltung  des  Deutsohtums  im 
Anilinde.  Schutz  der  Interessen  der 
deutschen  Auswanderer.  Die  Erhaltung 
toDeatBchtums  unter  den  Ausgewanderten, 
pttnentlidi  in  Nationalgefülü  und  Sprache, 
ist  ein  weiteres  Ziel,  auf  das  die  deutsche 
^^P^tik  gerichtet  ist.  Ein  geeignetes  Mittel 
jfcu  ist  zunächst  die  Schutzgewährung 
doich  das  Mutterland,  auf  die  nach  der 
^ochsverfassung  alle  Deutschen  im  Aus- 
^'^  gleichmäßig  Anspruch  haben.  Indem 
^  Seich  in  geeigneten  Fällen  seiner 
öAofej^cht  auf  Anrufen  der  Schutz- 
wdürfögen  in  ausreichender  Weise  nach- 
ipnuBt,  indem  es  sich  die  Machtmittel 
*^,  die  zur  Durchführung  der  Schutz- 
S'J'ttnmg  erforderlich  smd,  stärkt  es  in 
doi  Ausgewanderten  das  Nationalgefühl  und 
Wgt  dazu  bei,  ihre  Zusammengehörigkeit 
not  dem  Mutterlande  zu  einer  lebhafteren 
«nd  dauernderen  zu  gestalten.   Dem  gleichen 


Zwecke  dient  auch  die  Fürsorge  für  die 
Ausgewanderten  auf  kirchlichem  und  Schul- 
gebiete, da  Kirche  und  Schule  zur  Erhaltung 
des  Deutschtums  erheblich  beizutragen  be- 
stimmt sind,  erstere  durch  Pflege  des 
deutsch-religiösen  Empfindens,  letztere  durch 
Pfl^  der  deutschen  Bildung  und  Sprache. 
Die  kirchliche  Fürsorge  betätigt  sich 
durch  Förderung  der  kirchlichen  Be- 
strebungen im  Auslande,  namentlich  durch 
Gewährung  von  Unterstützungen  an  deutsche 
ausländische  Kirchengemeinden ,  Ermög- 
lichung ihres  Anschlusses  an  die  Landes- 
kirche, Heraussendung  von  Geistlichen,  Be- 
günstigung des  evangelischen  und  katho- 
lischen Missions  Wesens.  Die  Förder  img  des 
Schulwesens  äußert  sich  u.  a.  durch  die 
Gewährung  von  pekuniären  Zuschüssen  an 
deutsche  ausländische  Schulgemeinden,  für 
welche  Zwecke  alljährlich  erhebliche  Mittel 
in  den  Etat  eingestellt  werden ;  durch  Heraus- 
sendung deutscher  Lehrer,  deutscher  Schul- 
mittel, Schulbücher  und  Atlanten.  Als 
weitere  Mittel  zur  Erhaltung  des  Deutsch- 
tums sind  die  Förderung  der  deutsch-aus- 
ländischen Vereinstätigkeit  (Krieger-,  Turn-, 
Schützen-  und  Gesangvereine),  die  Unter- 
stützung der  national  gesinnten  deutsch- 
ausländischen Presse  und  endlich  die  Be- 
strebungen zu  erwähnen,  die  darauf  abzielen, 
den  Yerlust  der  Reichsangehörigkeit  zu  er- 
schweren und  die  zu  einer  Revision  der 
Staatsangehörigkeits  -  Gesetzgebung  führen 
werden. 

III.  A.  und  A.recht  der  aulserdeutschen 
Staaten. 

1.  Großbritannien^)  hat  stets  ein  Haupt- 
kontingent  zur  enropäischen  A.  gestellt.  Von 
1815  bis  1905  dürften  etwa  13  Mülionen  Briten 
ausgewandert  sein.  Die  Zahl  50000  wurde  zum 
ersten  Male  im  Jahre  1830,  100000:  1832. 
300000:  1851  überschritten.  1852  erreichte  die 
A.  die  bedeutende  Höhe  von  368764  Köpfen. 
Von  1853—1861  zeig^  sich  eine  sinkende,  als- 
dann wieder  eine  steigende  Tendenz.  Von 
1880—1893  hat  die  A.  nie  unter  200000  Seeleu 
betragen.  In  den  letzten  Jahren  wanderten 
aus:  1900:  168825.  1901: 171715,  1902:  205662, 
1903:  259950,  1904:  271435  Personen.  In  den 
letzten  40  Jahren  setzte  sich  die  britische  A. 
aus  etwa  50  0/0  Engländern,  40  %  Iren  und  10% 
Schotten  zusammen.  In  früherer  Zeit  stellte 
Irland  das  Hauptkontingent.  Der  Besitz  zahl- 
reicher, zur  Besiedelung  geeigneter  Kolonieen 
hat  zur  Fol^e,  da£  Großbritannien  nicht  in  so 
einseitiger  Weise  wie  andere  Staaten  seine 
Auswanderer  an  die  Union  abgibt.  Neben  dieser 
kommen  in  fiprößerem  Maßstabe  Kanada,  Austra- 
lien (seit  1821,  erste  Besiedelun^i^s versuche  1798) 
Neuseeland  und  Südafrika  (seit  1796)  in  Be- 


*)  Vpl.  V.  Philippovich,  Handwörterbuch  der 
Staatswissenschaften,  sowie  die  englischen  Blau- 
bücher Emigration  and  Immigration,  Report 
and  Appendix  to  report  (Statistical  Tables). 
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t rächt.  Auch  iit  ein  Abstrümeii  der  britischen 
BaT(j}keran^  nach  enropliicheii  Ländern  zu 
verzeichnen.  Immerhin  isl  die  Union  auch  für 
Großbritannien  das  Haaptziel  und  zwar  seit 
1840,  während  vorher  Britiach-Nordamerika  das 
Ueberg« wicht  hatte.  Seit  1840  nimmt  <iie 
Union  etwa  '/g  der  britischen  A.  auf*  danin ter 
die  Hälfte  Iren.  Von  1821— 190H  sind  276+il6(i 
Personen  an»  England  niid  Waleü»  3^795611  ans 
Irland  und  HHHöÖG  aut*  Sehottland  in  die  Union 
eingewandert.  Nach  dem  Zensös  von  ll^^HJÜ 
leben  in  der  Union  2783082  in  tiroßhntannien 
Geborene,  daj-untcr  1615459  Iren.  840  ö  Kl  Eng- 
lander, 233ri24  Schotten,  a3586  Walliser.  Die 
OriEfaniaatioü  der  ongl Ischen  A.,  insoweit  eine 
iolche  erfolgte,  ist  im  wesenlHchen  von  dem 
Gesichtpunkte  der  Kolonis^ation  (Besiedelung 
der  britischen  Kolonieen)  zu  betrachten. 

Die  A.freiheit  ist^  von  a&eitweili^eu  Ä, ver- 
boten allerdings  nnterbrocheni  bereits  in  der 
Sla^ija  Chfirra  von  1215  zur  gejefzlichen  An* 
erkeunungr  gelun^^t;  jedoch  nur  nach  dem  Prinzip 
der  „perpetnnl  allegiance''  salva  ßd*?  nostra; 
d.  h.  die  StaatfangebiJrigkeit  sollte  weder  durch 
A*  noch  durch  Annahme  einer  fremden  Staats- 
aügehürigkeit  verloren  geben.  Die  ZuläJ^^MTkeit 
der  Aufgabe  der  britishe  hen  Staat  »an  gehürigkeit 
ist  erst  durch  Gej^etz  von  12./V.  1070  ausge- 
sprochen worden  E^er  Besitz  zahlreicher  KöIo* 
nieen,  die  Ausbreitung  des  englischen  Handeln 
und  der  englisehen  ScbifTabrt.  die  in  England 
beüondera  zu  Geltung  gelangte  Lehre  des  Mat- 
thu^ianiÄmus  und  das  Fehlen  der  aUgemeinen 
Wetirpilidit  brachten  Pia  tnit  sich,  dwB  die  eng- 
lische A.gesetzgebung  von  jeher  eine  besonders 
liberale  war  und  sich  atub  oli  eine  der  ersten 
der  Frage  iles  ^^(■hulze^i  der  Auswanderer  bei 
der  Befürdenmg  zuwandte.  Die  verschiedenen^ 
diesem  Schutze  dietienden  Pa^sagierakte  sind  in 
der  MerchanI  Shipping  Act  vom  25.,  VI  11,  181*4 
kwlifissiert  Letztere  regelt  ganz  allgemein  die 
BefiJrderung  von  Passagieren  nach  Überseeischen 
Ländern.  Die  Vermittlung  der  Passagieiver- 
tritge  ist  nbhfiugig  genmebt  von  der  Erteihing 
^iner  „Utense"  als  Schiffsmakler  (paÄsaj^e  bro* 
ker),  die  vom  Friedensrichter  nach  freiem  Er- 
messen nnd  gegen  Hingabe  einer  Sicherheil  aus* 
gestellt  wird.  Die  Einrichtung  der  Scbiflfe 
richtet  Ätch  nach  den  vom  Board  of  Trade  er- 
lassenen Besjtimmnngen.  Die  Aa3knnfterteiUing 
liegt  dem  am  ll.-X.  1886  eröffneten  Emi^r^ints 
Infornmtion  Office  ob,  einer  von  dem  britischen 
Kolonial  am tp  abgezweigten  Amtsstelle,  deren 
beMJrd lieber  Charakter  dadurch  etwas  zurück- 
tritt, daP  ihre  um  ^  "  -  TK?ituüg  von  einem 
ans   Privat lenten  ngesetzten   Komitee 

iManaging  Ci»miiuiirr,  uiient(?elilich  beiorrt 
wird,  r^as  die  laufenden  Geschäfte  erledigende 
Pemoniil  besteht  am  dem  Ghief  Clerk  und  dem 
Editor  of  Publicatious.  Krsterem  liegt  der 
Verkehr  mit  dem  Fuhlikum,  letzterem  die 
Uemuftgahe  der  Veröffentlichungen  (der  „Poster*", 
„Circulars",  des  „professional  haiidhook**,  der 
Kmigmtion  Statutes  and  general  Handbooks, 
tlfr  sonitigen  tlandböoks)  ob.  Bis  1890  er- 
streckt« «ich  die  Auskunftserteilong  auflscbließ- 
lich  auf  die  Kolon ieen  ;  seitdem  auch  auf  andere 
Länder.  In  verschiedenen  Stfldten  bestehen  Zweig- 
stelleo des  Office.  Der  britischen  A,  steht  eine  üicht 
Dnbedeutende  Einwandeniug  gegenüber.  Es 
WBJiderten  ein  aus  Europa   IWl:  D&464,   liNJ^; 


166471,  imi:  6916S,  IStM:  B2mh  Fmmmm. 
Ein  neues  Gesetz  (Alien  Immigration  BQI  VM^ 

sucht  die  Einwanderung  unerwünschter  Ele* 
mente  zu  erschweren  {Unbemittelte,  Kranke, 
Idioten,  Verbrecher), 

2*  Frankrek'ltt     Der  Ceberscbnß  der  (h^ 
I  burten  über  die  Sterbefälle  ist  ein  sehr  geringer; 
^  die  Zunahme  der  Bevölkerung  daher  eine  un- 
',  bedeutende.    Hierauf  und  anf  die  bekannte  Ab- 
neigung der  franzosischen  Bev ülkening  j^c^goi 
die  A,  ist  es  zur ückzn fuhren,   dali   sich  die  A,- 
!  Eiffem  ju  sehr  engen  Grenzen    ballen.      Ueber 
j  den  Umfang  der  A.,  die  sich  über  sahlreicba 
'  Häfen  verzettelt^  liegen  zuverlässige  sT4itistiiC&e 
j  Angaben  nicht  vor.    Abgesehen  von  Algeriüir 
des,^en  Besiedelung  1S&}  eijiaetzte.  in  den  letzten 
I  2(1   Jahren    aber   fast    gauz   nachgelassen    bat, 
'  wendet  sich  die  A.  hauptsächlich  nach  mnderä 
romaniBcher  Hasse^  namentlich  nach  Sildamerifea. 
1886 — yO  fand   eine  starke  Einwanderung  von 
Franzosen  nach  Argentinien  statt.    Die  Befur- 
dening  der  Auswanderer  ist  durch  ^^  -  *'  *'>m 
18,/VlL  18*50  (loi  aur  remigrationf  *,"  *« 

für  Personen,  welche  sich  mit  ii*^i<i  ^  .  .„ijit 
oder  dem  Trausport  von  Auswar  >  raase^ 

wollen,  eine  ^autorisation'' des  ^1  utistifs 

vorschreibt.  Die  Bestimmungen  uUer  die  Ein* 
riclitung  und  Besichtigung  der  Auswanderer- 
!  schiffe  sind  durch  Dekrete  vom  9,  und  l&./UL 
1861  getrtjffen.  Vorschriften  Über  die  Erteilung 
und  den  ^Vide^^uf  der  Konzession,  die  Kaution*^ 
beütellun^  und  die  Verpfiichtung  der  Agenten 
enthalt  ein  Reglement  vom  dJlÜ.  iHfil, 

3.  Belgien.  Die  A.  aus  dem  dicht  bevöl- 
kerten Belgien  ist  nicht  nnbedentend.  Die 
iährtichen  dnrchschnittlicheu  Ziffern  betragen 
1881.85:  etwa  löOUO,  l886;iMJ:  mMt,  imi 
2y(>Ü0,  lyfti  sind  25064,  m)l :  1^710,  T 
2B128,  1903:  24971  Personen  auagewand^  _ 
Hauptziel  ist  neben  enropäisscheu  Lindem  lÖe 
Union,  außerdem  Kanada  und  Südamerika.  Die 
gesetzlichen  Bestiunnungen  (loi  r«Vglant  le 
Iransport  des  emigrants  vom  14./XII,  1876, 
Keglements  vom  lö.Xll.  1876  und  2^.  IV.  18901 
sind  im  wesentlichen  den  französischen  nach* 
gebildet.  Die  Erlaubnis  zur  Befürdemng  ^nm 
Auswanderern  wird  vom  Minister derAnÄW&rtigta 
Angelegenheiten  nach  Anhörung  der  In^pek- 
tioüskomnu.ssion  in  Antwerpen  erteilt.  Der 
Ansknnft.'tdienst  ist  ein  staatlicher  und  Hegt 
dem  1888  vom  Minisierinm  des  AnswJtrtigen 
eingerichteten  ^Service  de  renseignemeuts  co«* 
cernant  reraigration"  ob.  Die  Auakunftertet- 
lung  ist  eine  m und  liehe.  In  den  nenn  belgischen 
Provinzen  bestehen  Äusknnftabnreaus,  die  von 
der  Zentral  in  stanz  abhängig  sind:  In  *  Brasse! 
im  Musee  Commercial  de  FE  tat,  in  AMw^rpea 
im  Musee  Commercial  Industriel  et  Etbnogtm- 
phitjue" ;  in  den  lihrigen  Proviaeen  bei  den  Pto- 
vinÄialregiemngen.  ^) 

4.  nie  Niederlande*  Die  A.  wandet  sieh 
neben  den  Kolonieen  hanptsöchlich  den  Ver.  8t. 
von  Amerika  zu.    Die  niederländische  Gesett- 

;  gebung  (Gesetze   vom  L.VL  1861   und  Ib.jVU. 

1  1869,  dazu  Verordnungen  vom  27./XL  D«6v 
30 /IX.  1869  nnd  21.,  Vll.  1875)  sieht  von  dm 
Erfordernis  der  Erlaubnis  zur  Befördernng  von 
Ana  Wanderern  ab,  schreibt  aber  die  Steilmif 


dJH 


*)  Vgl.  Bockemever,  das  A.Wwea  ib 

Schweiz  usw.  8,  22  lg* 
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einer  Peraonal-  oder  Realkaution  in  Höhe  bis 
10000  Golden  vor  und  gibt  über  die  Beschaffen- 
heit nnd  Ansrflstong  der  Aoswandererschiffe 
Vorschriften. 

Die  dnrch  die  Gesetzgebung  eingerichteten 
amtlidien  Kommissionen  (in  Amsteäam,  Rot- 
terdam, Dordrecht,  Ylissingen  und  Harlineen) 
haben  den  Auswanderern  auch  Rat  und  Aus- 
kunft SU  erteilen. 

5.  Die  Sehweix.  Die  schweizerische  A.,  die 
lieh  hauptsächlich  der  Union  zuwendet,  weist 
folgende  jährliche  Ziffern  auf: 

1890  6693        189^    3107        1900    2650 

1891  6521        1896    2441        1901    2968 

1892  6629  1897  1778  1902  3617 
18^  5229  1898  1694  1903  4669 
1894  2863  1899  1701  1904  3727 
Das  A.wesen  ist  durch  Gresetz  vom  22./III. 

1888  geregelt.    Danach  ist  die  geschäftsmäßige 

Beförderung  und  der  Verkauf  von  Passagier- 

^eten  von  der  Erteilung   eines   durch   den 

Bundesrat  auszustellenden  Patentes  abhäni 

dia  nach  der  Vollziehungsordnung  vom  lO.j 

1888  beim  Departement  des  Auswärtigen  nach- 

nsiichen  ist  und  nur  unter  gewissen  Voraus- 

wtmngen  erteilt  wird.    Agenten.  Unteragenten 

nd  BUletTerkäufer  müssen  eine  Kaution  stellen. 

Voleitnng  zur  A.  ist  yerboten   und  strafbar. 

!iteh  einem  Bundesraubeschluß  vom  12.  II.  1889 

vaA  Veröffentlichungen  und  die  Erteilung  von 

inskuift  über   vom  Bundesrat  nicht  für  zu- 

Uniganerluuinte  Kolonisationsuntemehmen  zum 

Zwecke  der  Propaganda  verboten.    Der  durch 

du  Gesetz   eingesetzten    besonderen    Behörde 

nr  Ueberwachuug  der  A.  (A  bureau)  liegt  auch 

die  Eiteilunfi^  von  Auskunft,  Rat  und  Empfeh- 

iBBgen  to  Auswanderer  ob.    Der  Dienst  wird 

VQi  der  kommissarischen  Abteilung  des  Bureaus, 

deaen  Sitz  Bern  ist,  ausgeübt ;  die  Auskünfte 

werden  nnentgeltlich,  schriftlich  oder  mündlich 

erteilt 

,  i  Schweden  und  Norwegen.  Die  A.,  die 
iKh  hiQptsächlich  der  Union  zuwendet  (von 
1821-1903:  1405420  Köpfe),  war  früher  im 
Verhlltms  zu  der  Dichti£[keit  der  Bevölkerung 
OM  ziemlich  starke.  Seit  1894  hat  eine  be- 
dratende  Abnahme  stattgefunden  und  erst 
neoerdings  ist  wieder  eine  Steigerung  einge- 
^^HeiL  Die  jährliche  durchschnittliche  A.  aus 
Schweden  betrug:  1866—1870:  etwa  20500, 
18<U7o:  13000,  1876-80:  17000,  1881-85: 
35000,  1886—90:  400O),  1890—93:  39000 
ppfe,  1882^1087  und  1888  wanderten  jähr- 
ödi  über  50000  Schweden  aus.  Die  Zahlen  von 
1894-1903  sind: 


vom  22./V.  1869  und  durch  eine  Passagierakte 
vom  23./V.  1863  geregelt. 

7.  Dänemark.  1^0—93  wanderten  jährlich 
durchschnittlich  10000  Dänen  aus.  Die  Zahlen 
von  1893—1903  sind: 

1893  9150        1897    2260         1901    4657 

1894  4105         1898    2340  1902    6823 

1895  3607         1899    2799  1903    8214 

1896  2876         1900    3570 

Hauptziel  ist  die  Union.  Die  A.  ist  s-eregelt 
durch  das  dänische  Gesetz  vom  l./V.  1868;  in 
Island  durch  Gesetz  vom  H.fl.  1876. 

8.  Portugal«  Die  A.  ist  eine  ziemlich  be- 
deutende (1900:  21306,  1901:  20616.  1902: 
24170,  1903:  21608  Köpfe)  und  richtet  sich, 
wenn  man  von  den  Kolonieen  absieht,  haupt- 
sächlich nach  Brasilien,  in  zweiter  Linie  nach 
der  Union.  Sie  ist  durch  Gesetze  vom  20./VII. 
1855  und  23./IV.  1896  sowie  durch  Verordnung 
vom  3./VII.  1896  geregelt. 

9.  Spanien.  Die  spanische  A. Statistik  ist 
nicht  zuverlässig,  umfaßt  nur  die  Passagierbe- 
förderung  von  spanischen  Häfen  und  gibt  über 
die  Bedeutung  der  spanischen  A.  kein  zutreffen- 
des Bild,  da  eine  starke  A.  über  Bordeaux  und 
Marseille  geht. 

Hauptziele    sind   die    überseeischen   Länder 
romanischer  Basse: 
Es  wanderten  aus 


nach  1901 

Kuba  16059 

Argentinien  n  558 

Brasilien  2919 

Mexiko  2  972 


1902  1903 

10323  12804 

9157  14656 

1  161  I  641 

2  457  2  050 


1894  13358 

1895  18955 

1896  19  551 

1897  14559 

1898  13663 


1899  16  876 

1900  20661 

1901  24616 

1902  36968 

1903  39496 


,  Das  A.we8en  ist  durch  Verordnungen  vom 
^  186»,  2./in.  1883  und  4./VI.  1884  geregelt, 
ge  Norwegische  A.  zeigt  von  1871  (13393) 
5"  1877  (4217)  eine  fallende  Tendenz,  um  von 
fflitb  stark  zu  steigen.  1880  wanderten  21 489, 
1881:27280  1882:  30214  Norweger  aus.  Die 
^:  AUt  alsdann  bis  1898,  fängt  aber  später 
^^er  tu  zu  steigen.  Die  letzten  Jahresziffern 
M<i:1900:  12407,  1901:  14210,  1902:  24023, 
1909:  26831.     Das  A.wesen  ist  durch  Gesetz 


Eine  starke,  im  wesentlichen  temporäre  A. 
findet  nach  den  Mittelmeertändem  (Algier, 
Tunis,  Marokko)  statt.  Die  gesetzlichen  Vor- 
schriften sind  in  verschiedenen  Verordnungen 
enthalten.  (Vgl.  Verordnung  vom  9/X.  1871, 
enthaltend  Vorschriften  über  die  höchste  zu- 
lässige *Zahl  von  Passafi^ieren  auf  A. schiffen, 
Dekret  vom  6./V.  1882,  betreffend  Errichtung 
eines  Spezialbureaus  zur  Prüfung  der  Ein-  und 
A.fragen;  Min.-Erlaß  vom  10 /XL  1883,  betref- 
fend Pflichten  der  Schiffsreeder  nnd  A.unter- 
nehmer;  Verordnungen  vom  8./IV.  1903  und 
4./XI.  1904,  betreffend  die  Verhütung  der  heim- 
lichen A.) 

10.  Italien.  ^)  Bei  einer  Bevölkerungsdich- 
tigkeit von  107  Einwohnern  auf  den  C]^^  (1895) 
gegen  eine  solche  von  97  in  Deutschland,  8)  in 
Oesterreich- Ungarn,  72  in  Frankreich  bat  die 
A.  in  Italien  eine  besondere  wirtschaftliche  Be- 
deutung. Sie  ist  im  wesentlichen  eine  tempo- 
räre, da  der  Italiener  ähnlich  dem  Griechen, 
Chinesen,  Indier  und  Japaner,  seiner  Heimat 
nur  in  Ausnahmefällen  dauernd  den  Rücken 
kehrt.  Er  sucht  vielmehr  rasch,  wenn  auch 
unter  Entbehrungen  im  Auslande  zu  Vermögen 
zu  gelangen,  um  dieses  dann  in  der  Heimat  zu 
verzehren.  Die  italienische  A.  hat  daher  so- 
wohl für  das  Mutterland  als  auch  für  die  Be- 
stimmungsländer   eine    andere    wirtschaftliche 


*)  Vgl.  Bodio  im  Handwörterbuch  der  Staats- 
wissensdiaften ;  Angelo  Mosso,  gli  Emigranti, 
nuova  Autologia  Rom  liK)5  IH./VII.,  Bodio: 
Notes  sur  la  legislation  et  la  Statistique  com- 
parees  de  Temigration  et  de  Timmigration. 
Rom  1905. 
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Tragn^eite  als  z.  B.  die  deutsche  oder  britische 
A.  Sie  trägt  dazu  bei,  den  Nationalwohlstand 
des  Mutterlandes  zu  mehren,  während  sie  dem 
Bestimmnnfifslande  das  dort  erworbene  Ver- 
mögen in  oer  Regel  entzieht 

Die  italienische  A.statistik  weist  folgende 
Ziffern  anf.    Es  wanderten  aus: 


dauernd  oder 

. 

auf  unbe- 

zeitweilig 

insge- 
samt 

stimmte  Zeit 

124312 

122  439 

246751 

105  455 

119  868 

225313 

169  513 

123668 

293  181 

183620 

123  862 

302482 

165429 

134426 

299855 

126787 

156928 

283715 

131  308 

177  031 

308  339 

153209 

199  573 

352  782 

251577 

281  668 

533  245 

245  217 

286  292 

531509 

230  841 

277  135 

502  976 

1894 
1895 
1896 
1897 
1898 
1899 
1900 
1901 
1902 
1903 

Die  A.  zeig^  danach  eine  rapide  steigende 
Tendenz.  Die  etwa  50%  betragende  zeitweilige 
A.  ^sie  umfaüt  solche  Personen,  die  bei  der  Paß- 
nacnsuchung  erklären,  noch  Yor  Jahresablauf 
zurückzukehren)  geht  hauptsächlich  nach  euro- 
päischen Ländern ;  die  überseeische  Tomehmlich 
nach  der  Union,  Brasilien  und  Argentinien.  Die 
Zahl  der  Italiener  im  Auslände  wird  auf  über 
4  Millionen  angegeben.  (Bodio).  Das  A.wesen 
ist  durch  das  an  Stelle  des  Gesetzes  vom 
30./XII.  1888  getretene  Gesetz  vom  31./I.  1901 
neu  geregelt  worden.  (Dazu  Ausführungsregle- 
ment vom  lO./VlI.  1901,  abgeändert  durch  De- 
kret vom  U./XII.  19C2  und  Verordnung  vom 
13./Vn.  1904.)  Nach  dem  Gesetze  liegt  die  Be- 
arbeitung der  A.angelegenheiten  dem  General-A.- 
Kommissariat ob,  dem  ein  sachverständiger  Bei- 
rat zur  Seite  steht  Der  Chef  des  Kommissa- 
riats, der  auch  für  die  Genehmigiing,  die  Ver- 
sagung und  den  Widerruf  der  Untemehmer- 
konzessionen  zuständig  ist,  wird  vom  Minister 
der  Auswärtigen  Angelegenheiten  ernannt. 
Letzterer  hat  m  Gemeinschaft  mit  dem  Minister 
des  Innern  das  Recht,  unter  gewissen  Voraus- 
setzungen die  A.  nach  bestimmten  Ländern  zu 
untersagen.  Die  sachgemäße  Verwendung  eines 
A.fonds,  der  durch  eine  von  den  SchifTsgesell- 
schaften  zu  entrichtende  Gebühr  in  Höhe  von 
8  Lire  pro  Auswanderer  gespeist  wird,  wird 
von  einer  narlamentarischen  Kommission  kon- 
trolliert. In  den  Häfen  Genua,  Neapel  und 
Palermo  werden  A.inspektionen  errichtet.  Die 
A.schiffe  werden  auf  der  Ausreise  von  Marine- 
ärzten begleitet,  denen  amtlicher  Charakter  bei- 
gelegt und  der  Schutz  der  Auswanderer  wäh- 
rend der  Fahrt  anvertraut  ist.  Dem  Kommissa- 
riat ist  feruer  der  Auskunftsdienst  übertragen. 
Es  stellt  Notizen  über  die  Einwanderungs- 
länder, teils  warnender,  teils  empfehlender  Art 
zusammen  und  läßt  sie  lokalen,  in  den  A.be- 
zirken  zu  errichtenden  Komitees  zwecks  Ver- 
breitung unter  den  A.lustigen  zugehen.  Die 
Notizen  gelangen  teils  in  Form  von  Zirkularen, 
teils  in  Gestalt  eines  Bolletino  deir  Emigrazione 
(einer  Monatschrift)  zur  Versendung  (auch  an 
aie  Presse).  Die  Auskunfterteilung  trägt  mehr 
den  Charakter  einer  generellen  Belehrung  der 
Bevölkerung  als  den  der  Unterweisung  einer 
einzelnen  Person.    Sie  erfolgt  kostenfrei.    Auch 


in  den  Bestimmungsländern  sollen  im  EiuTer- 
ständnis  mit  den  Landesregierungen  Sehvti- 
und  Informationsbureaus  ftir  Auswanderer  er- 
richtet werden.  Ein  Gesetz  vom  l^IL  1901, 
betreffend  die  Sicherung  der  von  italieni«Aa 
Auswanderern  nach  der  Heimat  entsandten  Br- 
spamisse,  ermächtigt  die  Bank  von  Neapel,  den 
Geldüberweisungsdienst  zu  übernehmen.  Sie 
Auszahlungen  der  Anweisungen  der  Bank  Ikgt 
den  Postanstalten  ob.  (Dazn  AnefOhniiigi- 
reglement  vom  29./XII.  1901.) 

11.  Oesterreieh-Üngarn')  ist  mit  BnlBani 
zuletzt  in  die  Beihe  der  A.länder  jg^treten.  Wai 
Oesterreich  anlangt,  so  trug  dieses  Land  bis 
1880  noch  den  Charakter  eines  Einwandemn»» 
landes.  Die  A.beweffuuff  setzte  zwar  schon  ^»8 
ein ;  auch  machte  sich  18i66  als  Folge  der  kriege- 
rischen Ereignisse  eine  stärkere  Abwanderang 
bemerkbar ;  doch  wurde  bis  1880  die  A.  von  der 
Einwanderung  ttbertroffen.  Seit  diesem  Zeit» 
punkte  hat  die  A.  so  starke  Dimensionen  an* 
genommen,  daß  Oesterreich,  was  die  Zahl  der 
A.  anlangt,  zurzeit  unter  den  A.staaten  mit  fa 
erster  Beihe  steht.  Aehnlich  liegen  die  Ver- 
hältnisse in  Ungarn.  Zwar  sind  dort 
fi^roße  Flächen  unbebauten  Ackerlandes 
banden.  Die  rustikale  Bevölkerung  ist 
im  Norden,  Westen,  Süden  und  SOdoeten  dei 
Landes  in  kompakten  Massen  zusammenffedringt, 
während  der  zentrale  fruchtbare  Teu  och  in 
den  Händen  des  Großgrundbesitzes  nnd  der 
Kirche  befindet.  Dieser  Umstand,  der  dtzmnf 
zurückzuführende  Mangpel  an  Arbeitsgelegenbeil 
und  das  Fehlen  einer  Kentengutsgesetzgebnng 
hat  die  Ungarische  A.,  die  in  den  letzten  Jsiim 
sich  gleichfalls  durch  stark  ansteigende  Ziffen 
bemerkbar  macht,  groß  gezogen. 

Der  Umfang  der  österreichisch-ungarischen 
A.  ist  statistisch  schwer  zu  erfassen.  In  Oester- 
reich werden  die  auf  Anc^aben  der  Gemeinden 
beruhenden  Emigrationstahellen  seit  1884  nicht 
mehr  aufgestellt.  Die  Ungarische  A.statistik 
ist  wenig  verläßlich.  Man  ist  daher  anf  die 
Statistik  der  Einschiffnng^häfen  sowie  anf  die 
Einwanderungsstatistiken  angewiesen. 

Nach  Bodio  wanderten  aus 


aus  Oesterreich 

Ungarn 

1898 

32341 

22666 

1899 

55905 

42677 

1900 

62605 

54080 

1901 

65083 

71349 

1902 

93687 

82886 

1903 

103  579 

116  823 

Die  Gesetzgebung  ist  für  Oesterreich-Ungan 
nicht  einheitlich  geregelt.  In  Oesterreich  gelten 
noch  teilweise  die  Bestimmungen  des  Patentes 
vom  24.  März  1832,  namentlich  insoweit  siedle 
staatsbüri^erliche  und  militärstrafrechtliche  Seite 
der  Materie  regeln.  Die  Freiheit  der  A.  nnd  die 
Beseitigung  des  Abfahrtgeldes  ist  durch  die 
Staatsgrundgesetz  vom  21.  Dezember  1867  ane- 
gesprochen  worden.  Durch  das  Geaets  tob 
21.  Januar  1897,  betr.  strafrechtliche  Bestim- 
mungen in  bezug  auf  das  Betreiben  der  A.ge- 
schäfte,  sind  die  Beisebureaus  unter  die  kon- 
Zessionspflichtigen  Gewerbe  eigereiht  worden. ' 
Die  starke  Zunahme  der  A.  in  neneeter  Zsift 
hat  Anlaß  gegeben,  einer  gesetzlichen  Nenrege- 

')  Vgl.  WeUl,  Die  A.frage,  Berlin  1905. 
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hing  der  Materie  n&her  zu  treten.   Ein  Gesetz- 
entworL  betr.  den  Schutz  der  Auswanderer,  der 
in  mancher  Hinsicht  dem  deutschen  Gesetz  nach- 
gebildet ist  und  der  auch  die  Frage  der  Aus- 
Eunftserteilung  regeln  will,  liegt  zurzeit  dem 
Bdchsrate  zur  BeachluBfassung  vor  (vgl.  Weisl 
a.  a.  0.,  woselbst  der  Inhalt  des  Gesetzes  ab- 
gedruckt ist).     Das   A.wesen   in    Ungarn   ist 
neuerdings  durch  das  am  20.  April  1904  in  Kraft 
getretene  Gesetz  Yom  11.  März  1903,  durch  eine 
dazu  ergangene  Vollzugsordnung  yom  13.  April 
1904  und  eine  Yollziehungsinstniktion  geregelt 
worden.     Dta  Gesetz,  das  für  die  A.  die  Paß- 
ullicht  Tordeht  und  die  Beförderung  gewisser 
Klassen    Ton   Personen   verbietet,    erteilt   der 
Exekutive  weitgehende  Befugnisse.     Letztere 
kann  die  A.  nach  einzelnen  Ländern  ganz  all- 
semein  oder  für  bestimmte  Berufsklassen  ver- 
bieten und  auch  den  Weg  bestimmen,  den  die 
A  zu  nehmen  hat     Die  Beförderung^  von  Aus- 
wtnderem  ist  konzessionspflichtig.   Femer  sind 
die  Bildung  eines  A.fond8,  eines  sachverständigen 
Beirates  (A.-Senates)  und  die  Errichtung  von 
ikommiuionen   voi^esehen.     Die  Auskunfter- 
tdhmg  liegt  den  politischen  Behörden  ob. 

Der    in    der    Beendung    ausgesprochene 
Zweck  des  Gesetzes  istj  die  ungarische  A.  den 
lUioDtlen  Interessen  dienstbar  zu  machen,  sie 
ftber  einen  nationalen  Hafen  zu  leiten.     Das 
gidekseitifi^  ergangene  Gesetz,  betr.  die  Grenz- 
Mtiid,  8oU  diesem  Bestreben  Vorschub  leisten. 
Der  Yenuch,  die  gesetzlichen  Bestimmungen  in 
die  Praxis  umzusetzen,  der  dazu  geführt  hat, 
der  nngarisehen  A.  den  Weg  über  Fiume  und 
die  Benutzung   der  Schiffe   einer  bestimmten 
Beederei  vorzuschreiben,  ist  indessen  nach  Be- 
endipmg  des  hierdurch  hervorgerufenen,   ^e- 
vittigen    Konkurrenzkampfes     zwischen     der 
Ciuurd-Linie  und  dem  nordatlantiscben  Dampfer- 
Verband  als  gescheitert  anzusehen. 

12.  Bufljmnd«  Die  A.  aus  dem  europäischen 
Bofiland  richtete  sich  früher  hauptsächlich  nach 
dem  Osten,  nach  den  asiatischen  Besitzungen 
ies  Zarenreichs,  Sibirien^  Turkestan  und  den 
Annrprorinzen,  und  ist  insoweit  von  dem  Ge- 
ncht^ponkt  der  Kolonisation  zu  betrachten. 
Daneben  stellt  Ruiiland  in  den  letzten  Jahren 
auch  ein  starkes  Kontingent  zu  der  eigentlichen 
^'  Hauptziele  der  letzteren  sind  die  Union, 
Kanada,  aber  auch  Südamerika.  Diese  Wande- 
niogen  setzten  1870  mit  etwa  1000  Köpfen  ein. 
jS8l  wanderten  zum  ersten  Male  über  lOOüO 
Personen  aus.  Seitdem  ist  eine  stark  steigende 
Jendenx  bemerkbar,  auf  die  in  letzter  Zeit  auch 
der  mssisch-japanische  Krieg  nicht  ohne  Ein- 
»*fi  gewesen  ist 

Kr  Gesamtnmfang  der  A.  läßt  sich  nicht 
^Q  angeben,  da  eine  eigentliche  russische 
AjtatiBtik  fehlt.  Eine  staatliche  Kegelung  des 
^»esens  ist  in  Rußland  bisher  nicht  erfolgt, 
f ftr  Answanderer  ist,  wie  für  ieden  Ausland- 
Wienden,  die  Paßpflicht  vorgeschrieben. 

It  Orleehenland  hat,  obwohl  selbst  dünn 
JjjWkert,  eine  nicht  unbedeutende  A.,  haupt- 
"^eh  nach  den  Levanteländem  und  der  Union 
«i^weisen.  1902  sind  11490,  1903  13  705 
Gnechen  nach  den  V.  St  von  Amerika  ausee- 
ywdert  Die  j^echische  ReKierunfi:  legte  der 
f-  frtlher  Schwierigkeiten  in  den  Weg,  verhält 
tth  aber  zurzeit  ihr  gegenüber  nicht  mehr  ab- 
lehnend, da  von  den  Ausgewanderten  ansehn- 


liche Geldsummen  in  die  Heimat  remittiert 
werden,  die  in  den  letzten  Jahren  so  bedeutend 
geworden  sind,  daß  sie  anch  aiif  die  Gestaltung 
der  Landesvaluta  bessernd  eingewirkt  haben 
sollen. 

14«  Tfirkei«  Haupt-A.gebiet  ist  Mazedonien, 
aus  dem  Kutzowallachen  und  Griechen,  in  ge- 
rinfi;er  Zahl  auch  Bulgaren  auswandern.  Femer 
findet  eine  nicht  unbedeutende  A.  aus  Klein- 
asien, namentlich  von  Syriern  aus  dem  Libanon- 
gebiete statt  Hauptziel  ist  die  Union;  in 
zweiter  Linie  Südamerika. 

15«  Japan  ist  bei  einer  Bevölkerungsdichtig- 
keit von  118  Köpfen  auf  den  qkm  und  ^i  seinem 
gebirgigen  Charakter  ein  stark  bevölkertes 
und  abgesehen  von  den  Inseln  Jezo  und  For- 
mosa  wohl  als  übervölkert  anzusehendes  Land. 
Die  japanische  A.  ist  erst  neueren  Datums. 
1885  sind  auf  Grund  eines  japanisch-hawaiischen 
Begierungsabkommens  1000  japanische  Kulis 
nach  Hawaii  ausgewandert.  Später  erfolgte  auch 
eine  A.  nach  der  Union,  Kanada,  Queensland, 
Sibirien,  1899  auch  nach  Peru.  Die  Auswanderer 
sind  dem  Berufe  nach  hauptsächlich  Kulis 
oder  Kaufleute.  Japan  übt  über  seine  A.  eine 
strenge  Aufsicht  aus,  ohne  ihr  Hindemisse  in 
den  Weg  zu  le^en.  Durch  Verordnung  vom 
2.  August  1900  ist  die  A.  japanischer  Arbeiter 
nach  der  Union  und  nach  Kanada  bis  auf 
weiteres  untersagt.  Die  A.  ist  geregelt  durch 
Gesetz  vom  7.  April  189B  Nr.  70,  das  die  Aus- 
beutung der  Auswanderer  durch  Agenten  ver- 
hindern will.  Danach  bedürfen  Auswanderer 
eines  Erlaubnisscheines  der  japanischen  Be- 
hörden, Agenten  einer  staatlichen  Konzession. 
Ferner  ist  die  Schriftform  des  Vertrages  und 
die  Stellung  einer  Agentenkonzession  in  Höhe 
von  10000  Yen  vorgeschrieben.  Ein  Gesetz 
vom  12.  Febraar  1902  bestimmt,  daß  das  alte 
Gresetz  sich  auf  die  A.  nach  China  und  Korea 
nicht  mehr  beziehen  soll. 

16.  Indien,  das  als  stark  übervölkert  anzu- 
sehen ist,  hat  seit  längerer  Zeit  eine  beträchtliche 
A.  nach  anderen  asiatischen  Ländern,  aber  anch 
nach  Afrika  und  Amerika.  Nach  der  Indian  Emi- 
gration Act  Nr.  XXI,  von  1883  (amendiert  durch 
Act  Nr.  XVIII  von  1890)  ist  die  A.  an  und  für 
sich  frei.  Doch  dürfen  Indier  mit  Arbeitskon- 
trakt (labonr  for  hire)  nur  nach  solchen  Gegen- 
den auswandem,  in  denen  nach  Ansicht  der 
indischen  Regierung  für  die  Ausgewanderten 
ausreichender  Schutz  besteht.  Diese  Vorschrift 
ist  durch  Act  X  von  1902  auf  gewisse  andere 
Klassen  von  Auswanderern  (Handwerker,  Kestau- 
rationsbedienstete)  ausgedehnt  worden.  Die  Be- 
stimmungen gelten  im  übrigen  nicht  für  die  A. 
nach  Ceylon,  den  Straits-Settlements  und  nach 
den  britischen  Begierungskolonieen  in  Ost-  und 
Zentral-Afrika. 

17.  China.  Die  A.  trägt  einen  ausschließ- 
lich temporären  Charakter  und  ist  bei  der 
dichten  Bevölkemng  eine  sehr  bedeutende.  Es 
wandern  in  der  Kegel  nur  männliche  Chinesen, 
(Kulis)  aus,  welchen  die  Mitnahme  der  Frauen 
durch  die  familiengenossenschafllichen  Organi- 
sationen in  der  Heimat  verboten  ist.  Nur  etwa 
ö^Iq  der  Chinesen  im  Auslande  sind  weiblichen 
Geschlechts.  Bis  1842  war  die  A.  aus  China 
verboten,  ohne  daß  sie  gänzlich  unterdrückt 
werden  konnte.  1860  wurde  das  Verbot  auch 
formell  aufgehoben.    Nach  Gottwald  lebten  1902 
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etwa  7  642650  Chinesen  im  Auslände,  die  sich 
wie  folgt  verteilten: 

Formosa        2600000     Philippinen  80000 

Siam  2  500  000     Makao  74  568 

Malayische  Birma  40  000 

Halbinsel      985000     Australien  30000 

Sandaarchipel  600000     Asiatisches  Ruß- 
Hongkong        274543         land  25000 
Amerika           272  829     Japan  7  000 
Indochina         150000     Korea                    3  710 

Nach  derselben  Quelle  sind  von  4,85  Mill. 
chinesischer  Auswanderer  4  Mill.  in  die  Heimat 
zurückgekehrt. 

Für  tropische  Arbeiten  und  Kulturen  sind 
die  chinesichen  Kulis  unentbehrlich;  sie  sind 
daher  in  vielen  tropischen  Ländern  und  Kolo- 
nieen  gesuchte  Arbeiter.  Andere  Staaten  be- 
trachten die  Chinesen  in  der  Regel  als  uner- 
wünschte Einwanderer,  die  infolge  ihrer  Ge- 
nüfi^samkeit  und  ihrer  geringen  Lebens-  und 
Lohnansprüche  den  heimatlichen  Arbeitern  und 
Handwerkern  schwere  Konkurrenz  bereiten  und 
durch  die  Transmittierun^  ihrer  Ersparnisse  in 
die  Heimat  (1903  über  200  Mill.  Mk.)  auch  sonst 
volkswirtschaftlich  ungünstig  wirken. 

Die  Einwanderung  der  Chinesen  wird  daher 
vielfach  verboten  oder  erschwert  (V.  St.  von 
Amerika,  Kanada,  Australien,  Neuseeland,  Kap- 
kolouie,  Natal).  Dort,  wo  sie  getitattet  ist,  wird 
häufig  eine  hohe  Kopfsteuer  erhoben.  Für 
Transvaal  ist  neuerdings  im  Interesse  der 
dortigen  Minenindustrie  die  Kulieinfuhr  ge- 
stattet worden  (Draft  Ordinance  1904).  iJie 
Regelung  der  chinesischen  A.  ist  teilweise  durch 
internationale  Verträge  erfolgt  (englisch-chi- 
nesischer Vertrag  vom  13.  Mai  UK)4,  betr.  die 
Chinesenarbeit  in  den  britischen  Kolonieen  und 
Protektoraten).  Der  zwischen  der  Union  und 
China  auf  10  Jahre  abgeschlossene  Vertrag  vom 
17.  Mai  1894  ist  neuerdings  von  China  ire- 
kündigt  und  noch  nicht  wieder  erneuert  worden. 

IV.  Internationale  Regelung  des 
A.wesens. 

Bestrebungen,  das  A.wesen  in  seinen 
verschiedenen  Pliaseii  international  zu  regeln, 
sind  wiederholt  hervorgetreten.  So  hat  sicn 
das  Institut  de  droit  international  in  Venedig 
189G  mit  der  Ausarbeitung  eines  „Projet 
de  n'^glcmontation  internationale  de  lemi- 
gration''  einverstanden  erklärt.  Gelegentlich 
der  Session  in  Kopeuliagen  1897  wurde  ein 
solclies  Projekt  dem  Institut  von  den  Dele- 
gierten Olivi  und  Heim  burger  unterbreitet. 
Die  Beratung  führte  zu  einer  Resolution, 
durch  die  verschiedene  Gnmdsatze  für  die 
internationale  Begelung  der  Materie  auf- 
gestellt wenlen  (Principes  recommaudes  par 
rinstilul  de  droit  international  en  vue  d'un 
projet  de  Convention  et  adoptes  en  si'»ance 
du  ler  septembre  1897;  vgl.  Nähei*es  im 
„Annuaire  de  Pinstitut"  Bd.  IG  1897  S.  53  fg. 
u.  Bd.  20  1904  S.  300  fg.).  Die  bezüglichen 
Bestrebungen  haben  indessen  bisiier  zu 
einem  internationalen  Abkommen  nicht  ge- 
führt. Der  Abschluß  eines  solchen  steht 
im   üinblick  auf   die  widerstreitenden  In- 


teressen und  die  verschiedenartigeQ  Y 
hältoisse  der  einzelnen  Staaten  auch  nc 
in  weiter  Ferne. 

Dagegen  sind  verschiedeDe ,  mit  der 
in  einem  inneren  Zusammenhang  atehei 
Angelegenheiten  internatioDal  geregelt  (K 
denassungsverträge,  KonsularkonventioD 
die  BaDkroftverti%e).  Auch  ist  neuerdii 
ein  Abkommen  zwischen  dem  Deutsol 
Reiche  und  anderen  Staaten  zum  Seh 
auswandemder  weiblicher  Personen  gQ| 
Verkuppelung  getroffen  worden  (Abkomn 
über  Verwaltungsmaßregeln  zur  (Jewfihn 
wirksamen  Schutzes  gegen  den  MAdcb 
handel  vom  18.  Mai  1904  (RQBL  19 
S.  695  fg.). 

V.  Schlnss.    EinwandeniBgs- 
beschränkungen. 

In  der  Einwanderungspolitik  verad 
dener  für  die  europäische  A.  in  Betra 
kommender  Staaten  hat  sich  in  der  letz 
Zeit  ein  bemerkenswerter  Wandel  vollzog 
Während  früher  die  Einwanderung 
günstigt  wiu'de,  sucht  man  sie  jetzt  m 
liehst  zu  erschweren  und  in  Ansehung  , 
wisser  Einwandererklassen  zu  verbinde 
Gnmd  für  diese  hauptsächlich  in  den  V 
einigten  Staaten  von  Amerika,  Austnd 
und  Britisch- Südafrika  zutage  tretende  j 
scheinung  ist  einmal  die  enorme  Zunah 
der  A.  aus  solchen  Ländern,  deren  Be^ 
kerung  im  Hinblick  auf  den  Rassenunt 
schied  und  die  Schwierigkeit  ihrer  Ai 
milierung  mit  der  Bevölkerung  des  E 
Wanderungsstaates  dort  häufig  als  ni< 
erwünschter  Zuwachs  zu  der  eigenen  1 
völkerung  angesehen  w^ird ;  in  zweiter  Li 
der  steigende  Einfluß  auf  die  Einwanderun, 
politik  von  Seiten  gewisser  BevölkeruD; 
klassen  der  Ein  Wanderungsländer,  hau 
sächlich  der  Arbeiterklassen,  die  in  ein 
starken  Zuströmen  von  Personen  mit  | 
ringen  Lohnansprilchen  und  Lebensbedö 
nissen  eine  schwere  Gefährdung  ih 
sozialen  Lage,  ihres  Standard  of  life 
blicken.  Diese  Politik  hat  ihren  Nied 
schlag  in  einer  Einwanderungsgesetzgebu 
gefunden,  welche  die  oben  bezeichneten  T< 
(lenzen  verfolgt  und  von  Zeit  zu  Zeit  ima 
weitere  Verschärfungen  erfährt  So  I 
namentlich  das  neueste  amerikanische  E 
Wanderungsgesetz  vom  3.  März  1903  ( 
Act  to  regulato  the  Immigration  of  Alle 
Public  No.  162)  unter  Aufrechterhaltii 
der  bereits  früher  in  Geltung  gewesei 
Ei  nwanderungs  verböte  (Paupers,  Kran! 
Kontraktarbeiter  usw.,  Chinesen)  weit 
Einwanderungsl>eschränkungen  aufgeste 
Die  von  dem  Senator  Loclge  befürwwt 
sog.  „educational  lest"  (Erfordernis  eil 
bestimmten  Bildungsgrades  für  den  E 
Wanderer),  die  sich  hauptsächlich  gegen  < 
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slawische  und  romanische  Einwanderung 
richten  sollte,  hat  zwar  infolge  Einspruchs 
dee  Senates  noch  keine  Aufnahme  gefunden. 
Doch  liegen  Anzeichen  dafür  vor,  daß  die 
ßowanderungsgesetzgebung  der  Union  noch 
nidit  za  einem  endgültigen  Abschluß  ge- 
langt ist  und  daß  weitere  YerschArfungen 
bevostehen. 

Noch  strengere  Bestimmungen  enthält 
das  australische  iSnwanderungsgesetz  vom 
23.  Dezember  1901  (An  Act  to  place  cer- 
taiDS  restrictions    on   Immigration    and   to 

de  für  the  removal  from  the  Common- 
li  of  prohibited  Immigrants),  welches, 
von  anderen  Einwanderungs verboten  und 
Beschrftnknngen  abgesehen,  die  educational 
test  dadurch  verwirklicht  hat,  daß  es  die 
Einwanderung  solcher  Personen  verbietet, 
die  nicht  imstande  sind,  50  Worte  in  einer 
europüschen  Sprache  zu  schreiben.  Aehn- 
lidie  Bestimmungen  haben  Natal  und  die 
Kffikolonie,  ersteres  durch  Gesetz  vom 
ö.  Mai  1897  (Immigration  Restriction  Act), 
letxtere  durch  Gesetz  vom  30.  Januar  1903 
<An  Act  to  place  certain  restrictions  on 
Immigration)  getroffen.  Auch  in  dem  der 
Einwanderung  günstiger  gesinnten  Kanada 
ist  infolge  der  Alien  Labour  Act  von  1897 
die  ßnwanderung  von  Kontraktarbeitem  so 
gnt  wie  ausgeschlossen;   ferner  kann   auf 


Grund  der  kanadischen  Immigration  Act 
1886  (Kapitel  65  der  revised  Statutes)  und 
der  Immigration  Amraendmend  Act  vom 
15.  Mai  1902  die  Einwanderung  gewisser 
Klassen  von  Personen  (Paupers  usw.)  ver- 
boten werden. 

Die  Politik  dieser  Länder  eröffnet  eine 
interessante  Perspektive  für  die  fernere  Zu- 
kunft. Der  Ausgleich  der  widerstreitenden 
Interessen  Europas  einerseits,  dessen  Be- 
völkerungszuwachs sich  durch  A.  Ellbogen- 
raum schaffen  muß,  und  der  neuen  Welt 
andererseits,  die  auf  die  Femhaltung  eines 
ihr  nicht  genehmen  Bevölkerungszuwachses 
bedacht  ist,  wird  eines  der  wichtigsten  inter- 
nationalen Probleme  werden,  dessen  Lösung 
der  Staatskunst  der  Zukunft  vorbehalten 
bleibt. 

Literatur:  siehe  im  Text. 
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i       s.  Auswanderung  oben  besonders 
!  S.  295  fg. 


Antomobilindnstrie 

s.  Fahrrad-  und  Automobilindustrie. 


B. 


Babeuf,  Fran^ois-NoSl, 

~  er  gelbst  nannte  sich  der  Hevolntionssitte 
«■iß:  Gracchus  —  geb.  23.;XL  1760  in 
St  Qttcntin,  hingerichtet  27./y.  1797  in  Vendome ; 
s  Söötldemokratie  und  Sozialismus. 

C  Grünhevg. 


Bftckereigewerbe. 

1-  Geschichtliches.     2.  Die  neuere  Gesetz- 

anig.  a)  Deutsches  Reich,  b)  Die  übrigen 
ten.  3.  Umfang  und  Arbeitsverhältnisse 
^  B.  a)  Deutsches  Reich,  b)  Die  übrigen 
Stuten. 

1'CleMlilcbtlielies«  Die  Verwertung  des  Ge- 
2]^  als  Nahrungsmittel  und  die  Kunst  des 
^l^tWkens  sind  uralt.  Von  den  Kulturvölkern 
^  Altertums  wurde  hauptsächlich  Gerste,  da- 
Mbeii  auch  Weizen  zu  Nahmngszwecken  ver- 
ladet Im  Mittelalter  fand  neben  dem  Weizen 
'■dl  der  Roggen  ausgedehnte  Verbreitung, 
■•■entlich  bei  den  deutschen  Völkern.  Dem- 
«Bt^rechend  schieden  sich  damals,  wie  vielfach 

Wörterbuch  der  VoUuwirtschaft.    II.  Aafl.    Bd.  I. 


j  noch  jetzt,  die  Bäcker  in  Weiß-  und  Schwarz- 

'  bäcker.  Zu  diesen  traten  die  Zuckerbäcker, 
Kuchenbäcker  usw.  für  feinere  Backwaren. 

'  Zu  Beginn  unserer  Kulturgeschichte  vollzog 
sich  die  Herstellung  des  Brotes  aus  dem  Ge- 

!  treide,  wie  alle  anderen  technischen  Verrich- 
tungen ,     innerhalb     der    hanswirtschaftlichen 

'■  Tätigkeit  der  Familie.  Während  die  Männer 
das  Mahlen  des  für  den  Hansbedarf  erforder- 
lichen Getreides  zu  besorgen  pflegten,  war  das 
Backen  des  Mehles  gewöhnlich  Sache  der 
Frauen.  Mit  dem  Fortschreiten  der  Arbeits- 
teilung sonderten  sich  innerhalb  des  Haushalts- 
betriebes wie  die  übrigen  Gewerbe  auch  das- 
jenige der  Müller  und  Bäcker  aus.  Diese 
linden  sich  bereits  in  den  Sklaven  wirtschaften 
des  klassischen  Altertums,  bei  den  Griechen 
und    Römern.     Ebenso    waren    in    dem    Wirt- 

I  Schaftsbetriebe  der  Fronhöfe  des  Mittelalters 
jene    beiden    Gewerbezweige    vertreten.     Erst 

'  allmählich  lösten  sie  sich  von  dem  herrschaft- 
lichen Hausbalte  los,  indem  sie  auUerhalb  des 

;  Wirtschaftsbereiches  des  Hausherrn  eigene  Be- 
triebsstätten gründeten ,  wobei  den  Bäckern 
teils  nur  das  Mehl,  teils  der  fertige  Teig  zum 
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Verbacken  geliefert  wurde.  In  sehr  beschränktem 
Umfange  nnd  f&r  gewisse  Zeiten  (Festtage)  hat 
sich  dieses  ,,Lohuwerk**  im  B.  bis  anf  den 
heutigen  Tag  erhalten.  Seit  dem  14.  Jahrh. 
erfolgte  die  ^nzliche  Trennung  des  B.  von 
den  privaten  Haushaltungen  und  die  Begrün- 
dung desselben  als  eines  selbständigen  Hand- 
werkes. Müller  und  Bäcker  standen  dabei 
häufig  zueinander  in  dem  Verhältnis,  daß  der 
letztere  dem  ersteren  das  Getreide  zum  Ver- 
mählen übergab. 

Mit  dem  Auftreten  des  eigentlichen  Bäckerei- 
handwerks wurde  dasselbe,  wie  die  meisten 
übrigen  Handwerke,  den  herrschenden  Zunft- 
ordnungen unterstellt,  und  dementsprechend  war 
seine  Organisation.  Insbesondere  wurde  das 
Recht  zum  Bäckereibetriebe  an  bestimmte  Be- 
dingungen, an  den  Besitz  eines  mit  Backge- 
rechtigkeit ausgestatteten  Hauses  oder  einer 
besonderen  Verkaufsstätte  (Brotbank)  geknüpft. 
Man  suchte  dabei  den  Bedarf  an  Bäckereien 
in  den  Städten  deren  Bevölkerungszahl  mög- 
lichst anzupassen.  Als  letztere  in  Deutschland 
während  des  17.  Jahrh.  allgemein  stark  zurück- 
ging und  der  Bedarf  an  Backwaren  geringer 
wurae,  ging  man,  statt  die  Zahl  der  Back- 
gerechtigkeiten  ent<tprechend  zu  vermindern, 
dazu  über,  die  Bäcker  abwechselnd  backen  zu 
lassen  (Wechselbacken),  welche  Einrichtung 
auch  dann  vielfach  noch  lange  Zeit  fortbestehen 
blieb,  als  sich  die  Bevölkerungszahl  wieder  ge- 
hoben hatte. 

Die  strenge  obrigkeitliche  Regelung  der 
Handwerksbetriebe  in  jener  Zeit  äußerte  sich 
beim  B.  femer  nach  der  Richtung  hin,  daß  den 
Verbrauchern  und  namentlich  der  ärmeren  Be- 
völkerung gutes  und  möglichst  wohlfeiles  Brot 
fi^eliefert  werden  sollte,  durch  Einrichtung  stän- 
diger BrotHchauen  und  Ausbildung  eines  weit- 
genenden  Taxwesens.  Vereinzelt  finden  sich 
rottaxen  bereits  im  12.  und  IH.  Jahrb.;  mit 
dem  Selbstündigwerden  des  Handwerks  traten 
sie  immer  häufiger  auf  als  Verordnungen  teils 
einzelner  Stadtverwaltungen,  teils  der  staat- 
lichen Obrigkeiten  für  ganze  Territorien.  Mit 
Rücksicht  auf  den  veränderlichen  Preis  des 
Getreide«  wurden  die  Brottaxeu  entweder  auch 
ihrerseits  von  Zeit  zu  Zeit  abgeändert  oder  sie 
waren  in  der  Weise  eingerichtet,  daß  sie  sich 
dem  schwankenden  Preise  der  Rohprodukte 
durch  Zugrundelegung  einer  größeren  Anzahl 
von  Preissätzen  für  letztere  anpaßten.  Die 
Brottaxen  waren,  ähnlich  wie  die  Fleischtaxen, 
bis  gegen  Ende  des  18.  Jahrhunderts  in  allen 
Kulturländern,  ^anz  besonders  aber  auch  in 
Deutschland  weit  verbreitet,  da  der  Zweck 
derselben,  der  ärmeren  Bevölkerung  das  zum 
Lebensunterhalt  unbedingt  Erforderliche  zu 
billigen  Preisen  zu  verschaffen,  gerade  diese 
Taxen  berechtigter  erscheinen  ließ  als  die  meisten 
anderen  Preistaxen  (vgl.  auch  diesen  Art.). 

2.  Die  neuere  Gesetzgebung,  a)  Deut- 
sches  Reich.      Wälircncl    das    preußische 
allgemeine  I^iiulrecht  an  den  bislierigeii  Be- 
schränkungt^n  hinsichtlich  des  Betriebes  des 
Bäokereihandwerks   und   des  Verkaufes  der  j 
Backwaren  festgehalten  hatte,  wurden  diese ' 
Bescrhränkungen    infolge    der   freiheitlichen ' 
Gesetzgebung    der    Stein-Hardenbergischen ' 


Periode  zu  Anfang  des  19.  Jahrh«  in  dem 
durch  die  napoleonischea  Kriege  stark  ver- 
kleinerten preußischen  Staatsgebiet  ^nzlich 
beseitigt.  Dagegen  blieb  in  den  seit  181.5 
mit  der  preußischen  Monarchie  vereinigten 
Landesteüen,  in  denen  teils  Oewerbefreihdt 
teils  strenger  Zunftzwang  herrschte,  die 
hier  vorhandene  Gtewerbegesetzgebung  be- 
stehen. Erst  die  allgemeine  preußische 
Gewei43eordnung  vom  17./L  1845  schuf 
einheitliche  Verhältnisse  auf  der  Grtmdlage 
einer  beschränkten  Gewerbefreiheit  flia^ 
nach  wurden  die  Brottaxen  unter  Umständen 
wieder  zugelassen,  und  die  Bäcker  konnten 
angehalten  werden,  Preis  und  Gewicht  der 
Backwaren  durch  einen  Anschhsig  im  Ver- 
kaufslokal bekannt  zu  geben.  Die  V.  v. 
9./1I.  1849,  welche  eine  weitere  erhebliche 
Beschränkung  des  freien  Gewerbebetriebes 
durchführte,  ergänzte  jene  obigen  Bestim- 
mungen im  Sinne  einer  strengeren  Eontn^ 
und  machte  ferner  den  selbständigen  Betrieb 
des  B.,  wie  den  einer  größeren  Anzahl  anderer 
Handwerkszweige,  wieder  abhängig  von  der 
Mitgliedschaft  einer  Innung  bezw.  dem 
Nachweis  der  Befähigung.  Die  Gewerbe- 
ordnung des  Norddeutschen  Binides  vom 
21..  VI.  1869  führte  endlich  die  volle  Ge- 
werbefreiheit allgemein  ein,  beseitigte  die 
eiarentlichen  Preistaxen  (vgl.  Gew.-O.  §  72), 
auch  für  die  Backwaren,  beließ  es  jedoch 
bezüglich  der  Selbsttaxen  für  letztere  bei 
den  Bestimmungen  der  V.  v.  9./ IL  1849. 
Demgemäß  gelten  nunmehr  die  §§  73,  74 
und  79  der  R.Gew.-0.  Danach  kOnnen  die 
Bäcker  und  die  Verkäufer  von  Backwaren 
durch  die  OrtspolizeibehGrde  angehidten 
werden,  die  Preise  und  das  Gewiclit  ihrer 
Backwaren  für  bestimmte  Zeiträume  durdi 
einen  von  außen  sichtbaren  Anschlag  am 
Verkaufslokale  zur  Kenntnis  des  Publikums^ 
zu  bringen.  Gleichzeitig  können  die  be- 
treffenden Gewerbetreibenden  verpflichtet 
weixlen,  im  Verkaufslokale  eine  Wage  scuni 
Nacli wiegen  der  verkauften  Backwaren  seitens 
des  Publikums  bereit  zu  stellen.  Uebr^n«^ 
gelten  die  angeschlagenen  Preise  als  l&xi- 
malpreise. 

Von  verschiedenen  Seiten  ist  die  Un- 
wirksamkeit dieser  Bestimmunfjen  behauptet 
worden :  es  sei  durch  dieselben  die  wünschens- 
werte Uebereinstimmung  der  Getreidepreiae 
mit  den  Brotpreisen  nicht  gewährleistet 
(Vgl.  inbezug  hierauf  den  Art.  „Brotpreise^.) 
Man  hat  deshalb  die  Einfülirung  gesetzlicher 
Bestimmungen  befürwortet,  dahin  gehend, 
daß  die  Brot-  und  Backwai^n  nur  in  be- 
stimmten Gewiclitsmengen  (zu  500  g,  1  kg. 
2  kg  usw.)  verkauft  werden  dürfen  (Oe- 
wichtsbäckei-ei).  Hierdurch  werde  eine  will- 
kürliclie  Vergrößerung  oder  Verkleinerung 
der  Brote  tisw.  seitens  des  Verkäufers  zur 
Ausgleichung  der  Preise  des  Rohproduktes 


Bftckereigewerbe 


307 


verhindert,  und  es  könue  dann  der  Pi-eis 
der  Baclrwaren  seitens  des  kaufenden  Publi- 
kams  sicher  und  leicht  kontrolliert  werden. 
Im  Jahre  1887  ist  denn  auch  im  Reichs- 
tage von  den  Abgeordneten  Lohren  und 
(^nossen  ein  entsprechender  Oesetzentvrurf 
eingebracht  worden.  Ein  praktisches  Er- 
gebnis haben  diese  Anregungen  bisher  nicht 
gehabt 

Im  Anschluß  an  ihre  Untersuchungen  über 
die  Arbeiterverhfiltnisse  in  den  Bftckereien  und 
Konditoreien   (vgl.   unten  sub  3)   hatte   die 
Reicbskommission  für  Arbeiterstatistik  einen 
Entwurf  von  Bestimmungen  betreffend  die 
Beschäftigung  von  Gehilfen  und  Lehrlingen 
in  Bftckereien  und  Konditoreien  ausgearbeitet 
luf  Grund  desselben  sind  dann  seitens  des 
Bundesrates   unterm  4/in.   1896,  gestützt 
anf  §  120e  der  Gew.-O.,  Vorschriften  zur 
Begelang  der  Arbeitszeit  der  obigen  Arbeiter- 
kst^rieen   erlassen    worden  (ROBl.  1896, 
S.  ö5ff.).    Danach  darf  die  wirkliche  Ar- 
beitszeit der   Gehilfen   die   Dauer  von    12 
Stunden  nicht  überschreiten,  diejenige  der 
Lebiünge  soll  im  ersten  Jahre  zwei  Stunden, 
im  zweiten  Jahre  eine  Stunde  weniger  be- 
tragen.   Diese    Beschränkungen    sind    für 
solche  Betriebe  vorgesehen,  in  denen  regel- 
mäßig Oehilfen  und  Lehrlinge  während  der 
Nachtzeit    beschäftigt    werden.     Die    Vor- 
ächrihen,  welche  am  l./YII.  1896  in  Kraft 
g^ten  sind,  haben  zu  lebhaften  Klagen 
über  Schädigung   des   B.   geführt,   infolge 
deren  die  Keichsregierung  eine  Erhebung 
über  die  Wirkung    der   Vorschriften    ver- 
ADStaltet  hat   Das  Ergebnis  dieser  Erhebung 
ist  im  März  1897  dem  Reichstag  mitgeteilt 
▼Orden.  (Vgl.  die  Verhandlungen  des  Reichs- 
tag« vom  22.  und  23./IV.  1896  und  17./IIL 
1®7.)  Ene  Abänderung  der  Bestimmungen, 
«lie  vielfach  verlangt   wurde,   ist  indessen 
bisher  nicht  erfolgt,  obwohl  die  Angelegen- 
heit im   Reichstag    auch    in    den    letzten 
Jahren  wiederholt  zur  Sprache  gekommen 
»t.  Die  Abänderungspläne  erstrecken  sich 
j.        "La.  auf   die    Fragen    des    Schutzes    der 
I         fekereiarbeiter    und    auf    Verbesseningen 
Jer  Bäckereieinrichtungen  zum  Schutze  des 
Publikums  (Reinlichkeit  des  Betriebes,  Her- 
^Uung  und   Behandlung  der  Ware  usw.). 
In  letzterer  Beziehung  bietet  die  Gew.-O. 
keine  Handhabe.    Die  Bekämpfung  solcher 
•^^Istände  ist  Sache  der  einzelnen  ßundes- 
regieningen  und  Polizeibehöitlen.    Mehrere 
^zelstaatliche    Regierungen    und    größere 
StÄdte  haben   neuerdings  Verordnungen   in 
hygienischer  Hinsicht  erlassen. 

b)  Die  übrigen  Staaten.  In  Oester- 
reich  ist  nach  der  Qew.-O.  v.  20./XI1.  1859 
niit  den  £rgänzungs-  bezw.  Abänderungs- 
«eeetzen  v.  la/IU.  1883  und  v.  8./UL  1885 
^  ßerechtigimg  zum  Betrieb  des  B.,  wie 
ilberfaaopt  der  handwerksmäßigen  Qewerbe, 


an  den  vorgängigen  Nachweis  der  Be- 
fähigung geknüpft,  und  die  behördliche  Fest- 
setzung von  Maximaltarifen  für  Backwaren 
imd  andere  notwendige  Bedürfnisse  des 
täglichen  Unterhaltes  zulässig.  In  den 
meisten  anderen  Staaten,  so  namentlich 
Frankreich  imd  England,  ist  das  B. 
völlig  freigegeben,  doch  bestehen  mehrfach 
polizeiliche  Bestimmungen,  durch  welche, 
ähnlich  wie  im  Deutschen  Reiche,  die 
Prflfung  der  Preiswürdigkeit  der  Ware 
seitens  der  Käufer  erleichtert  werden  soll. 
In  Italien  sind  keine  besonderen  Vor- 
schriften über  das  B.  erlassen,  dort  hat  auf 
Grund  des  Gesetzes  v.  29./1II.  1903  Ober 
die  Munizipalisierung  der  öffentlichen  Dienste 
die  kommunale  Brotversorgung  in  einzelnen 
Gemeinden  Platz  gegriffen.  In  der  Schweiz 
ist  die  Einführung  der  Gewichtsbäckerei 
gesetzlich  zulässig.  Im  Kanton  Zürich,  wo- 
dieselbe  seit  Jahraehnten  besteht,  haben  die 
Bäckermeister  vor  einigen  Jahren  eine  bisher 
erfolglose  Bewegung  für  Abschaffung  der- 
selben eingeleitet.  (Vgl.  im  übrigen  noch 
den  Art.  „Gewerbegesetzgebung*'.) 

Was  die  gesetzliche  Regelung  der  Ar- 
beitsverhältnisse anbetrifft,  so  greift 
hier  in  den  einzelnen  Ländern  die  bezügliche 
Arbeiterschutzgesetzgebung  melu-  oder  we- 
niger ein.  England,  Frankreich,  Holland, 
Luxembiu^,  Schweden,  Finnland,  Norwegen 
sowie  einige  australische  und  nordameri- 
kanische Staaten  besitzen  besondere  Vor- 
schriften zur  Regelung  der  Arbeiterverliält- 
nisse  in  den  Bäckereibetrieben. 

3.  Umfang  und  Arbeitsverhältnisse 
des  B.  a)  Deutsches  Beioh.  Nach  der 
Gewerbezählung  vom  14./ VI.  1895  ergaben 
sich  für  das  B.  und  Konditoreigewerbe 
103958  Betriebe,  darunter  95528  Haupt- 
und  8430  Nebenbetriebe.  In  den  Haupt- 
betrieben waren  im  Durchschnitt  des  Jahres 
1895  261916  Personen  tätig.  Es  entfielen 
somit  durchschnittlich  2,8  Gewerbtätige  auf 
1  Hauptbetrieb.  Ein  Hauptbet.ieb  hatte 
durchschnittlich  547  Einwohner  zu  versorgen 
gegen  568  im  Jahre  1882.  Von  den  95528 
Hauptbetrieben  arbeiteten  19315  ohne  und 
76  213  mit  Gehilfen.  Unter  den  95528 
Hauptbetrieben  des  Jahres  1895  wai-en  7377, 
welche  nur  die  Konditorei  betrieben.  Aus 
vorstehenden  Angaben  tritt  u.  a.  die  be- 
kannte Tatsache  hervor,  daß  das  B.  vor- 
wiegend aus  kleineren  Betriel»en  besteht, 
welche  einen  engbegrenzten  Kundenkreis  aus 
der  Nähe  versorgen.  Da  dieses  Verhältnis 
auch  dem  Interesse  der  Konsumenten  durch- 
weg am  meisten  entspricht  und  der  Masciiinen- 
l>etrieb  im  B.  bisher  nur  in  sehr  geringem 
Umfange  Eingang  gefunden  hat,  so  erklärt 
es  sich,  daß  in  diesem  Gewerbe  das  Hand- 
werk sich  erlialten  hat  und  durch  die  Groß- 
betriebe nicht  bedrängt  wird.  Unter  letzteren 
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kommen,  außer  eini^ea  Privatbetrieben,  die 
sich  fast  ausschließlich  mit  der  Herstellung 
von  Schwarzbrot  in  größeren  Massen  be- 
schäftigen, hauptsächlich  die  Genossen- 
schafts-, Konsum-,  Militär-  und  städtischen 
Armenl^kereien  in  Betracht.  Die  Gesellen 
und  Ijehi'linge  erhalten  durchweg  nebst 
der  Löhnung  (Zeitlohn)  im  Hause  des 
Meisters  Wohnung  und  Kost.  Die  seit  dem 
Berliner  Bäckerkongreß  von  1895  in  einigen 
Großstädten  hervorgetretenen  Bestrebungen 
auf  Beseitigung  der  Naturalverpflegung  sind 
neuerdings  in  einigen  Städten  ganz  bezw. 
teilweise  von  Erfolg  gewesen. 

In  den  Jahren  1892—94  sind  seitens 
der  „Kommission  für  Arbeiterstatistik  des 
Deutschen  Reichs^'  (vgl.  auch  den  Art.  „Ar- 
beitsämter** oben  S.  itf))  u.  a.  eingehende  Erhe- 
bungen über  die  Arbeitszeit  in  Bäckereien  und 
Konditoreien  veranstaltet  worden.  Mehrere 
private  Untersuchungen  traten  denselben  er- 
gänzend zur  Seite.  Das  gewonnene  Material 
hat  als  zweifellos  erkennen  lassen,  daß  die 
Arbeitsverhältnisse  in  den  gedachten  Ge- 
werben vielfach  sehr  ungünstige  sind.  Die 
bezüglichen  Erhebungen  der  Kommission 
für  Arbeiterstatistik  erstreckten  sich  auf 
398  Orte  der  verschiedensten  Größe  und 
5347  Betriebe;  über  diese  wurde  je  zur 
Hälfte  von  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern 
berichtet.  Unter  den  Betrieben  befanden 
sich  85*^/o  gewöhnliche  Bäckereien,  d.  h. 
solche,  deren  Arbeitszeit  zu  einem  größeren 
oder  geringeren  Teile  in  die  Nachtstunden 
fällt,  6«/o  sog.  „Tagebäckereien^*  und  9% 
Konditoreien.  In  etwa  der  Hälfte  der  4551 
gewöhnlichen  Bäckereien  liatten  die  Gesellen 
„vor  den  Wochentagen"  eine  Arbeitszeit  von 
12  Stunden  und  weniger,  in  über  einem 
Viertel  derselben  von  12 — 14  Stunden  und 
in  den  übrigen  von  mehr  als  14  Stunden. 
Günstiger  lajgen  die  Verhältnisse  in  den 
Konditoreien  und  mehr  noch  in  den  Tage- 
bäckereien, während  in  den  Lmiengeschäften 
die  Arbeitszeit  wieder  außei-ordentlich  lang 
war.  Die  Beschafl'onhoit  der  Arbeits-  und 
Schlafstätten  der  Angestellten  gab  in  sani- 
tärer Beziehung  vielfach  zu  berechtigten 
Klagen  Anlaß.  Diese  Umstände  bestimmten 
den  Bundesrat  im  Jahi-e  1890  zum  Erlaß 
besonderer  Vorschriften  zur  Regelung  der 
Arl>eiterverhältnisse  in  den  Bäckereien.  (Vgl. 
oben  sub  2.) 

Neuere  brauchbare  statistische  Erhe- 
bungen ül)er  die  Ijage  der  Bäckereiarbeiter 
sind  die  für  einen  Teil  der  Betriebe  vom 
Vorstande  des  deutschen  Bäckerei  verband  es 
(Arbeitnehmer)  im  Januar  1904  veranstalteten. 
Von  den  in  3138  Betrieben  beschäftigten 
10  594  I*ei-8onen  sind  73,2  "/o  Gehilfen,  12,6 ^.o 
sonstige  Hilfsarl>eiter  und  14,2^0  Ijchrlinge. 
Die  für  Gehilfen  gesetzlich  zulässige  Arbeits- 
zeit   von   12  bezw.    13   Stunden    wurde    in 


406  Betrieben  überschritten,  die  Arbeitszeit 
der  Ijehrlinge  war  in  den  meisten  fietrieben 
ebenso  lang  als  die  der  Gehilfen.  Dazu 
kommt  noch  in  vielen  Fällen  eine  Ueber- 
arbeit.  Ruhepausen  waren  in  54,5%  der 
untersuchten  Betriebe  überhaupt  nicht  vor- 
handen. Weitere  üebelstände  liegen  in  der 
Nachtarbeit  und  in  der  Sonntagsarbeit.  Die 
Bestrebungen  der  Bäckergesellen  sind  seit 
längerer  Zeit  bereits  daraufhin  gerichtet, 
sowohl  die  Nachtarbeit  als  auch  die  Sonn- 
tagsarbeit zu  beseitigen,  bisher  indessen  ohne 
Erfolg.  Der  Wunsch  der  Gesellen  auf  ESn- 
fühning  einer  Freinacht  an  den  hohen  Fest- 
tagen ist  nicht  nur  von  den  Behörden,  sondern 
auch  von  der  Mehrzahl  der  Bäckermeister 
befürwortet  worden.  In  einzelnen  Stfidten 
ist  in  jüngster  Zeit  eine  volle  36stQndige 
Feiertagsruhe  im  Bäckergewerbe  angeordnet 
Vor  kurzem  ist  auch  von  dem  ^e^baQ^ 
deutscher  Bäckereiarbeiter  eine  Lehrlioes- 
statistik  im  B.  aufgenommen  worden,  ubb 
so  gewonnene  Material  soll  die  Unterlage 
für  Anträge  über  das  Halten  und  die  Aus- 
bildung von  Lehrlingen  im  B.  bilden.  Audi 
viele  Arbeitgeber  haben  sich  wiederholt 
gegen  die  Lehrlingszüchterei  ausgesprocken. 
b)  Die  übrigen  Staaten.  Auch  in 
Oesterreich,  wie  in  mehreren  anderen  Staaten, 
liaben  amtliche  und  private  Einzolunter- 
suchungen  ergeben,  daß  die  Arbeits  verhält* 
nisse  im  B.  vielfach  unbefriedigend  sind  und 
die  Beschaffenheit  der  Arbeitsstätten  die 
unerläßliche  Sauberkeit  vermissen  läßt.  Hin- 
sichtlich der  Nachtarbeit  sei  noch  erwähnt, 
daß  diese  in  Norwe^n  seit  1895  bereits 
verboten  ist,  ebenso  in  einigen  Städten  Italiens; 
in  Holland  liegt  augenblicklich  ein  ent- 
sprechender Gesetzentwurf  vor.  Die  Bäcker- 
gesellen Oesterreich  -  Ungarns ,  Dänemaito 
und  der  Schweiz  haben  sich  den  Bestre- 
bungen derdeutschen  Bäckereiarbeiter  auf  Be- 
seitigung der  Nachtarbeit  angeschlossen  und 
gehen  seit  einiger  Zeit  gemeinsam  mit  diesen 
vor.  Auf  Mitteilung  von  weiteren  Einzel- 
heiten muß  hier  verzichtet  werden.  Für 
Oesterreich  kommen  u.  a.  die  Berichte  der 
Gowerbeinspektoron ,  für  England  die  Er- 
hebungen der  Königl.  Arbeitskommission  in 
Betracrht. 

Literatur:  SchmoUer,  Zur  Geschichte  dtr 
deutschen  Kleingeirerbe  im  19.  Jahrh,,  Hatte 
1870.  —  K.  Bücher,  Art.  „Gewerbe"  imH,d,8i., 
J.  Aufl.,  Bd.  IV,  k  S60ff.  —  rem  Bokt* 
scheid tf  Art.  „Bärkercigewerbe"  im  ff,iL8Lf 
a.  Aufl.,  Bd.  Ih  S.  123 ff.  —  Urme^be,  Di» 
Brottaxen  und  die  GeiPichtsbäekerei,  Jakrb.  /• 
yat.,  y.  F.,  Bd.  15,  S.  4^7  ff.  —  IßerBeik^f 
Gettchichtt'  der  Polizeitaxen  in  Deutwkkmi 
usic,  elH'ndii,  Bd.  17,  S.  353 ff.  —  Sehr.  tL  F«r. 
/.  Sozialpol.,  Bd.  62 ff  —  Druckmuhen  dir 
Komm isif ton  für  Arheiteretatietik,  Erh^hwn§m 
Nr.  l.  Erhebungen  über  die  Arbeiiateit  Ai 
Bäckereien   und   Konditttreien,     Veramakdtti  im 
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September  1892.  Bearbeitet  im  Kaiaerl.  Statist. 
Ami  (I.  Teil),  Berim  189S,  —  Desgl.  Nr.  S 
(II.  Teil).  Mit  einem  Gutachten  des  Kaiserl. 
Gesundheitsamtes,  Berlin  189S.  —  K.  Olden- 
berfff  Der  Mcunmalarbeitstag  im  Bäcker-  und 
Kowlitorengewerbe,  im  Jahrb.  f.  Ges.  u.  Verw., 
Bd.  18,  Anlageband  (enthält  u.  a.  ausführlichere 
Angaben  Ober  die  Arbeitsverhältnisse  in  den 
einzelnen  Ländern).  —  W.  Stieda,  Die  Arbeits- 
zeit  im  Bäckerei-  und  Kanditoreigetcerbe,  Jahrb. 
f.  XaL,  JII.  F.,  Bd.  5,  S.  725  f.  —  A.  Behelf 
Zur  Lage  der  Arbeiter  in  den  Bdckereien,  Stutt- 
gart 1890.  —  Statistische  Erhebungen  des  Vor- 
standes des  Deutschen  Bäcker eirerban des,  Ham- 
burg 1904.  —  Soziale  Praxis,  Berlin  1905  und 
früher.  A.   Wittnlnghaus. 

Baeon,  Francis, 

Biron  TOD  Vemlam,  Yisconnt  von  St.  Albans, 
Begründer  des  wissenschaftlichen  Empirismnä, 
geb.am224. 1^1  zn  London,  ge^t.  am  9./IV.  1626. 

Merkantilist,  Vertreter  der  irrtümlichen  An- 
scfaMimg,  datt  im  Güteranstansch  der  eine 
Kontrahent  stets  gewinne,  was  der  andere  ver- 
liere; Bek&mpfer  der  Ansammlang  großer  Reich- 
tüner  in  einer  Hand ;  als  Zinstheoretiker  Vor- 
giaeer  ?on  &ilmasias. 

Von  seinen  Schriften  seien  c^enannt:  Essays 
monl,  economical  and  political,  London  1597; 
dtraelbe  in  latein.  Uebers.:  Sennones  lideles, 
ibid.  1625.  —  On  the  proficience  and  advan- 
cement  of  leaming  etc.,  London  1605;  dasselbe 
ii  Utein.  Uebers.:  De  dignitate  et  angmentis 
Haentianun,  ibid.  1623.  Lippevt. 

Basehot,  Walter, 

geb.  am  3.  IL  1826  in  Langport,  Grafsch.  Somer- 
set^gett.  als  Bankdirektor  in  London  am 
24,111  1877. 

Schfller  Ricardo  s  und  „letzter  Mann  der  Vor- 
^'xhen  Periode",  wie  er  sich  selbst  charak- 
terisiert. B.  Tersncht  in  seinen  „Economic 
stodies,  London  1880''  (erst  nach  seinem  Tode 
veröffentlicht)  die  Versöhnung  der  abstrakten 
Bit  der  neuen  r^istischen  ^hnle.  B.  schrieb 
anfierdem:  Lombard  Street,  or  a  description  of 
tbe  Bumev  market,  London  1873;  dasselbe. 
^'  AafL  1882;  dasselbe  deutsch,  Leipzig  1874. 

Lippevt. 

BahBeinheiten  s.  Eigentum. 
Bi^anin,  Michael, 

9^1814  in  Torschok  (Rniiland),  gest.  1876  in 
^;  8.  Anarchismus. 

Schriften.  Ein  vollständiges  Verzeichnis 
^  Nett  lau,  Bibliographie  de  Tanarchisme. 
^,  »eien  nur  hervorgehoben:  La  theologie 
V«^  de  Maizini.  Gen^ve  1871 ;  L'^tatisme 
^f  I'ttarchie.  Zürich  1874;  Oeuvres,  hrsg.  u. 
Wteitet  von  N(ettlau).  (Fed^ralisme,  socia- 
we  et  aatith^ologisme.  —  Aux  compafi^ions 
j^  l'anodation  internationale  des  travaUleurs 
S  ^^'^  et  de  la  Chaux-de-Fonds.  —  Dieu  et 
l£tat)  Paris  1895.  —  Michael  Bakunins  sozial- 
P^'iitiicher  Briefwechsel  mit  Alex. '  Iw.  Herzen 
JBd  Ogtrjow,  eingeL,  erläut.  u.  hrs^.  von  Mich. 
''ngauBow,  Deutsch  von  Boris  Minzes,  Stutt- 
f«tM2. 


Literatur:  Nettlau,  Michael  Bahmin.  Eine 
biograph.  Skizze,  Berlin  1902;  das  große  Werk 
desselben  Verf. :  The  life  of  M.  Bakunine,  I. 
u.  IL  Bd.,  London  1896198  —  ist  nur  auto- 
graphiert  u.  i.  Bchhdl.  nicht  erhältlich  ;  Bakunin 
in  den  Jahren  I848I49  (in  den  Soz.  Monatsh^ten 
von  1898).  —  G.  Adler  ^  Art.  „Bakunin"  im 
H.  d.  St.,  IL  Aufl.,  S.  129-^13L  S.  Artt. 
„Anarchismus'*  (oben  S.  89  ff.) ,  „Sozialdemo- 
kratie", „Intematiomde".     Carl  Grünberg. 


Bandini,  Salustio  Antonio, 

geb.  am  lO./IV.  1677  und  gest.  1760  in  Siena. 
Als  Verteidiger  einer  einzigen  Steuer,  gegenüber 
der  damaligen  fiskalischen  Willkürherrschaft  in 
Toskana,  Vorläufer  der  Physiokraten  in  Italien. 
Er  schrieb  1737  die  erst  1775  veröffentlichte 
Schrift:  Discorso  sulla  Maremma  Sienese. 

Llppert. 

Banken. 

I.  Begriff  der  B.  II.  B.geschäfte.  1.  Geld- 
geschäfte. 2.  Kreditgeschäfte.  3.  Effekten-, 
Gründungs-  und  damit  zusammenhängende  Ge- 
schäfte. III.  Die  B.  als  Unternehmung.  IV.  Die 
Arbeitsteilung  unter  den  B.  V.  Grundzüge  der 
geschichtlichen  Ent Wickelung  und  volkswirt- 
schaftliche Bedeutung  des  B.wesens.  VI.  B.gesetz- 
gebung. 

I.  Begriff  der  B. 

ß.  nennen  wir  eine  mit  einer  Ge- 
schäftsstelle ausgerüstete  Anstalt  oder  Unter- 
nehmung, deren  Zweck  ist,  gewerbsmäßig 
Geld-,  Kredit-  und  Effektengescliäfte  zu 
treiben. 

Es  empfiehlt  sich,  bei  der  Betrachtung  des 
B.wesens  von  diesem  weiteren  Begriffe  aus- 
zugehen. Dadurch  schließt  man  sich  der  in 
Deutschland  allgemein  populären  Auffassung  an 
und  ist  imstande,  eine  Gruppe  von  Erscheinungen 
zusammenzufassen,  die  tatsächlich  zusammen- 
hängen. In  England  gebraucht  man  das  Wort 
B.  überwiegend  in  engerem  Sinne;  man  ver- 
steht darunter  nur  diejenigen  Anstalten,  welche 
die  Kassenvorräte  und  andere  Geldsummen 
sammeln,  für  welche  der  Eigentümer  eine  kürzere 
Zeit  hindurch  eine  andere  gewinnbringende  Ver- 
wendung nicht  findet,  also  sog.  Depositen-  und 
Noten-  und  Girobanken.  Ein  Anklang  an  diese 
Auffassung  findet  sich  in  dem  deutschen  Aus- 
druck ,,  bankmäßige  Anlag^e".  Auch  ist  anzuführen, 
daß  das  deutsche  Notenbankgesetz  vom  14./ni. 
1875  schlechtweg  als  „B.gesetz"  bezeichnet  ist. 
In  Oesterreich  gebraucht  die  Gesetzgebung 
(Vereinsgesetz,  Gewerbeordnung,  Handelsgesetz- 
buch etc.)  die  Ausdrücke  B.  und  Kreditanstalt 
nur  für  diejenigen  der  Vermittlung  des  Kredit- 
und  Zahlungsverkehrs  dienenden  Unterneh- 
mungen, welche  in  der  Form  einer  Aktien- 
gesellschaft oder  Kommanditgesellschaft  auf 
Aktien,  einer  Landesanstiüt  oder  einer  der 
letzteren  verwandten  Form  (ständische  Anstalt 
Q-  dgl.)  gejrründet  sind;  von  der  offiziellen 
Statistik  werden  noch  die  bei  einigen  Sparkassen 
kraft  besonderen  Privilegs  errichteten  Pfandbrief- 
institute den  B.  beigezählt.  Es  liegt  auf  der 
Hand,  daß  man  mit  einer  solchen  Ausscheidung 
für  volkswirtschaftliche  Betrachtungen  eine  ganz 
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anzweckmäßige  Grenzlinie  ziehen  würde.  Es  hat 
für  nnsere  Zwecke  anch  keine  Bedentong,  daß 
man  aach  hei  uns  im  gewöhnlichen  Lehen  oft 
unterscheidet :  Bankier  (Einzelkanfmann,  Gesell- 
schafter der  offenen  Gesellschaft,  Komplementär 
der  Kommanditgesellschaft);  B.hans  (Firma); 
B.  (juristische  Person,  Aktiengesellschaft, 
Kommanditgesellschaft  auf  Aktien,  emgetragene 
Genossenschaft). 

Der  Name  B.  rührt  von  den  Tischen  her, 
auf  denen  in  früherer  Zeit  die  Geldwechsler  anf 
dem  Markt  oder  au  öffentlichen  Plätzen  ihre  Münz- 
schalen stehen  hatten^  solche  Tische  nannte  man 
B.,  ähnlich  wie  man  ja  noch  von  Fleischb.  usw. 
spricht.  Dieser  Sprachfi^branch  war  von  den 
Italiem  überkommen,  welche  den  Ausdruck  banco 
hatten;  wenn  die  Münzwechsler  das  Vertrauen 
mißbrauchten,  warde  die  B.  zerbrochen  (banco 
rotto,  daher  Bankerott).  Auch  im  Altertum 
hing  die  Namengebung  mit  den  Tischen  der 
Geldwechsler  zusammen  (Trapeziten  in  Griechen- 
land, mensarii  in  Rom).  Analog  erklärt  sich 
der  in  Holland  übliche  Ausdruck  „Tafelhalter"". 

II.  B^^eschäfte. 

Die  Geschäfte,  welche  von  den  B. 
betrieben  werden,  lassen  sich  in  H  Haupt- 
gruppen bringen :  Geld-,  Kredit-  und  Effekten- 
geschäfte. 

1.  Geldgeschäfte.  Dazu  gehören  eines- 
teils der  Münzwechsel,  das  Kaufen  und  Ver- 
kaufen fremden  Geldes  gegen  einheimisches, 
Austausch  einer  Münzsorte  gegen  eine  andei-e, 
anderenteils  das  Depot-  oder  Aufbewahnmgs- 
geschüft,  insoweit  es  sich  um  Hinterlegung 
von  Bargeld  handelt;  aus  dieser  Aufbe- 
wahnmg  ist  dann  die  KassefOhnmg  der 
Privaten  durch  die  B.  hervorgegangen,  hat 
sich  der  Giro-  und  Scheckverkehr  (vgl.  Artt 
„Giro"  und  „Scheck**),  sowie  die  Banknoten- 
ausgabe (vgl.  Art.  „Notenb.")  entwickelt  In 
weiterer  l3nie  kann  man  hierher  rechnen 
den  Handel  mit  den  EdelmetaUen,  Gold 
imd  Silber,  und  die  Vermittlung  der  Aus- 
prägung der  Wälmmgsmflnze.  Besonders 
die  großen  Notenb.  sind  es,  welche  diesen 
Zweig  heute  pflegen  (vgl.  Art.  „Notenb.'*). 

2.  Kreditgeschäfte.  Der  Schwerpunkt 
der  heutigen  B.  pflegt  in  den  Kreditge- 
schÄften  zu  liegen.  Schon  Ricardo  sa^te 
deshalb:  „Die  eigentliche  Funktion  des 
Bankiers  beginnt  mit  dem  Zeitpunkt,  wo 
er  mit  fremdem  Gelde  arbeitet.*'  Die  B. 
verleihen  ihr  eigenes  Kapital,  sie  vermitteln 
aber  außeixiem  zwischen  denen,  die  Kapital 
brauchen,  und  denen,  die  Kapital  haben, 
jedoch  niclit  als  Kommissionäre  oder  als 
Makler,  sondern  indem  sie  selbst  Geld  leihen 
und  das  Geliehene  wieder  verleihen.  Sie 
werden  Schuldner  und  Gläubiger,  und  ihre 
Kreditgescliäfte  zerfallen  deshalb  in  Passiv- 
und  AktivgescliÄfte. 

Grundregel  für  die  Kredit- 
geschäfte einer  B.  ist,  daß  die  Art  der 
Passivgoschäfte  maßgebend   ist  für  die  Art 


der  Aktivgeschäfte;  man  pflegt  dieB  anch 
so  auszudrücken :  eine  B.  soll  keinen  anderen 
Kredit  ^ben  als  nehmen.  In  der  Tat  Ter- 
dient  dieser  Satz  Grundregel  genannt  zu 
werden ;  denn,  abgesehen  von  der  Sicherheit 
der  Anlagen  ist  für  die  ZahlungsOhigkeit 
einer  B.  nichts  so  wichtig,  als  die  wob- 
achtung  dieses  Satzes,  der  grOßte  Teil  der 
Irrungen  auf  dem  Gebiete  des  B.we8en8 
läßt  sich  auf  Nichtbeachtung  desselben  zurück- 
führen. Der  Satz  hat  namentlich  seine  Be- 
deutung für  die  zeitliche  Anlage;  wenn  eine 
B.  jederzeitig  fällige  Gelder  angenommen 
hat,  so  darf  sie  dieselben  nicht  schwer 
realisierbar  festlegen,  also  nicht  z.  B.  gegen 
3-monatliche  Kündigung  ausleihen,  wenn 
sie  nicht  Gefahr  laufen  will,  zahlungsunfiUiig 
zu  werden.  Eine  Notenb.,  deren  Noten 
jeden  Augenblick  zur  Einlösung  Drfisentiert 
werden  können,  darf  nicht  die  Noten  be- 
nutzen, um  rentierende  Grundstücke  und 
Häuser  damit  zu  kaufen,  oder  Dezennien 
dauernde  hypothekarische  Amortisationadar- 
lehen  zu  machen  oder  damit  an  Termin- 
geschäften an  der  Börse  sich  zu  beteiligen: 
der  akuten  Schuld  der  Note  muß  auch  eine 
möglichst  sichere  und  zugleich  leicht  reali- 
sierbare Anlage  entsprechen.  Je  labiler  die 
Schuld,  um  so  mehr  Barvorräte  müssen 
auch  gehalten  werden,  um  so  mehr  muß 
auch  das  Stammkapital  selbst  zum  Tdl 
beweglich  gehalten  werden.  Kurz,  die 
Passivgeschäfte  sind  das  leitende  Moment 
im  B.wesen. 

Man  gewinnt  den  besten  Ueberblick  über 
das  B.wesen,  wenn  man  von  der  kurz-  und 
langfristigen  Natur  der  Kreditgeschäfte  aus- 
geht. 

a)  Die  kurzfristigen  Kredit- 
geschäfte der  B. 

Die  Passivgeschäfte.  Die  Haunt- 
form,  in  der  eine  B.  kurzfristig  Greld  leint, 
ist  das  Depositum  irreguläre.  Die  Kunden 
überweisen  der  B.  die  auf  kurze  Zeit  dis- 
poniblen Kassenbestände,  Anweisungen,  dk 
sie  auf  Dritte  erhalten  haben,  bald  fiUlige 
Wechsel,  die  sie  der  B.  verkaufen  oder  som 
Inkasso  übergeben.  Je  nachdem  das  Guthabeo 
durch  Barein  Zahlung  oder  durch  noch  nioht 
fällige  sowie  durch  kreditierte  Siunmen  ge- 
bildet wii-d,  unterscheidet  man  zuweilen  ein- 
gezahlte und  Buchkreditdepositen.  Diese  De* 
positenbildung  ist  naturgemäß  daam  gr&ftten. 
wo  es  üblich  wird,  eine  B.  überhaupt  zu  sönem 
Kassierer  zu  machen,  und  der  Scheck-  und 
Giroverkehr  sich  damit  verknüpft  (laufende 
Rechnung  auf  Depositen-  oder  Scheck-  oder 
Girokonto).  In  England  wird  der  grüßte 
Teil  aller  Zahlungen  von  über  5  £  dnrdi 
B.  geleistet. 

Für  Großbritannien  und  Irland  sibt  der 
Economist  vom  18./X.  1902  die  flMfatbma 
B.depositeu  auf  ca.  860  MiU.  £,  also  auf 
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17  Milliarden  M.  an  (die  Zahl  der  B.steUeOj^ie 
L^positen  entgegennehmen,  beträgt  mnd  7000) ; 
für  Deutschland  berechnet  der  deutsche  Oeko- 
nemist  vom  2Ö./VII.  1903  die  Depositen  der 
Aktienb.  mit  wenigstens  mehr  als  1  Mill.  M. 
AktienkapiUl  auf  1864,6  MUl.  M..  unter  Zn- 
redmnnfi^  der  sonstigen  Kreditorenbeträge  and 
aoazojsahlenden  Gewinne  auf  4665,7  Mill.  M. 
Pro  Kopf  macht  das  f  Or  das  Ver.  Kffr.  ca.  415  M., 
für  Deutschland  83  M.  Der  große  Unterschied  be- 
ruht in  erster  Linie  darauf,  daß  im  Ver.  K^.  die 
Sitte,  bei  der  B  ein  Konto  zu  halten,  yiel  Ter- 
breiteter  ist  als  in  Deutschland,  sowie  auf  der 
srOfieren  Wohlhabenheit,  zum  Teil  aber  auch 
darauf,  daß  nicht  geringe  Depositenbeträge 
wiederholt  gebucht  sind,  insofern  eine  B.  einen 
Teil  ihrer  Depositen  wieder  bei  einer  anderen 
B.  deponiert  und  daß  bei  Einräumung  be- 
stimmter Kontokorrentkredite  die  Summe  p^leich 
auf  Depositenkonto  s^tgeschrieben  wird ;  die  De- 
positen sind  in  England  auch  mehr  sichtbar  als 
bei  uns.')  Die  Sparkassendepositen  fallen  in 
Deutschland  übrigens  auch  schwer  ins  Gewicht, 
1902  betrugen  sie  über  10  Milliarden  M. 

Die  Depositen  sind  entweder  stets  fällige 
•nler    solche    mit    gewissen    Kündigungs- 
terminen; die  ersteren  bilden  hauptsächlich 
Aie  Kassenvorräte  der  Kunden ;    sie  unter- 
liegen in  normalen  Zeiten  nur  mäßigen  und 
ziemlich  regelmäßigen  Schwankungen,  deren 
Bewegung  eine  B. Verwaltung  durch  Erfali- 
ning  mit   annähernder    Sicherheit   kennen 
ienen    kann;    die    kündbaren    bilden    die 
Kapitaldepositen ,     die    Kündigungstermine 
s<ihwanken  zwischen  3—8  Tagen,  mehreren 
Worjhen  und  mehreren  Monaten,  das  Maxi- 
Tuum  sind  3 — 6  Monate. 

Je  nachdem  die  B.  Zins  gewährt  oder 
laicht,  spricht  man  von  verzinslichen  und 
»inveninslichen  Depositen.  Für  die  stets 
tälügen  Depositen  wird  seitens  der  großen 
Zeotralootenb.  meist  kein  Zins  gezalüt,  teils 
^eü  sie  durch  Ausgabe  von  Noten  unverzins- 
lidies  Kapital  haben  kOnnen.  teils  weil  sie 
flafflr  zuweilen  andere  Vorteile  bieten,  wie 
z-  B.  in  Deutschland  die  Reichsb.  gratis 
<l«n  Qiroverkehr,  teils  weil  auch  gerade  ihre 
Depodtenbestände  sehr  labiler  Natur  sind, 
■^wtere  B.  (auch  kleinere  Notenb.)  müssen 
iwist,  um  Depositen  heranzuziehen,  einen 
i  Zios  gewähren.  Bei  den  kündbaren  ist  der 
I  ^^^vShrte  Zins  natürlich  höher  als  bei  den 
jederzeit  ftlligen,  und  zwar  um  so  höher, 
!  i^  längere  KQndigangsfrist  eingeräumt 
"«nrd. 

.  Neben  den  Depositen  treten  für  eine  B. 
'1k  anderen  Verschulduogsmodi  mit  kurzer 
Frist  zurück.  Sie  kann  sich  Geld  ver- 
^^^en  durch  Verpföndime  von  Wert- 
P^pioen  und  anderen  beweglichen  Werten 

')  0  lauert,  Depositenbildung  in  England 
m  in  Deutschland  (Jahrb.  f.  Nat-Oek.  u.  Stat., 
lüLF.  VII.  Bd.  1894)  8.  8011;  Buff,  Konto- 
correBtgeichlft  im  deutschen  6.gewerbe.  Stuttg., 


(Faustpfand),  durch  AussteUung  von  Wedi- 
seln,  und  besonders  durch Weiterdiskontierung 
erhaltener  Wechsel,  was  die  B.  zwar  nicht 
zum  Schuldner,  aber  zum  Mithaftenden 
macht,  usw. 

Aktivgeschäfte.  Die  Depositen  kann, 
selbst  wenn  es  sich  um  stets  fällige  handelt, 
die  B.  zum  Teil  ausleihen,  weil  erfahiiings- 
gemäß  niemals  über  alle  Depositen  seitens  der 
Kunden  gleichzeitig  verfügt  wird.  Welche 
Summen  in  bar  jeweils  vorrätig  zu  halten 
sind,  muß  durch  Erfatirung  festgestellt 
werden,  es  hängt  hauptsächlich  von  den 
Zahlungsbedürfnissen  des  überwiegenden 
Kundenkreises  ab ;  der  Rest  darf  ausgeliehen 
werden,  jedoch  muß  hierbei  die  akute  Natur 
der  stets-  und  kurzfälligen  Depositen  im 
Auge  behalten  werden.  Als  geeignete 
Anlage  der  Depositen  erscheint  die  Ver- 
wertung im  Wechsel-  oder  Diskont-,  im 
Lombard-  und  aktiven  Kontokorrentge- 
schäft. 

Das  Wechselgeschäft  besteht  darin,  daß 
die  B.  noch  nicht  fällige  Wechsel  unter  Abzug 
des  Zinses  (Diskontos)  für  die  Zeit  bis  zum  Ver- 
falltag kauft.  Sie  leiht  dem  Verkäufer  der 
WecliSelforderun^  für  die  Zeit,  bis  wohin  der 
Wechsel  föllig  wird,  Bargeld.  Die  Auffi^be  der 
B.  ist,  nicht  nur  die  Sicherheit  der  Wechsel, 
also  die  Kreditwürdigkeit  des  Ausstellers  uud  Be- 
zogenen und  der  etwaigen  Indossanten  zu  prüfen, 
vor  falschen  (Keller-)Wechseln  sich  zu  schützen, 
Gefälligkeits-  und  Reitwechsel  scharf  im  Auge 
zu  behüten,  sondern  auch  die  Laufzeit  der  ganzen 
Wechselanlage  mit  der  tatsächlichen  Rückzahlung 
der  Deposita  in  Einklang  zu  bringen. 

ludem  die  B.  fortwährend  Wechsel  kauft, 
hat  sie  solche,  die  nur  wenige  Tage,  andere,  die 
noch  8,  14  Tage,  3—4  Wochen,  2-3  Monate 
laufen,  es  kommt  immer  Bargeld  eiu,  sie  erhält 
ununterbrochen  Teilbeträge  ihres  ausgeliehenen 
Geldes  zurück.  Steht  stärkere  Abhebung  der 
Deposita  bevor,  so  muß  sie  mit  der  Anlage  länger 
dauernder  Wechsel  zurückhalten,  ev.  auch  die 
Diskontierung  durch  Erhöhung  des  Diskontos  er- 
schweren, ihre  Wechsel  selber  weiter  diskontieren. 

Die  B.  gewährt  mittels  Wechsel  auch  oft 
in  anderer  Weise  als  im  Wege  der  Diskontierung 
Kredit  Scheut  sie  sich  einen  Wechsel  zu  dis- 
kontieren, so  gibt  sie  doch  zuweilen  einen  Vor- 
schuß darauf.  Oder  sie  gibt  Wechselkredit  in 
Form  der  Bürgschaft  (Aval);  durch  die  dritte 
Unterschrift  wird  der  Wechsel  für  den  Inhaber 
bei  einer  großen  B.  (z.  B.  Reichsb.)  diskontier- 
bar; oder  sie  gibt  Acceptkredit,  sie  läßt  also 
auf  sich  ziehen,  d.  h.  verspricht,  an  den  vom 
Trassanten  Bezeichneten  oder  dessen  Ordre  eine 
bestimmte  Summe  zahlen  zu  wollen;  indem  sie 
sieh  so  zugunsten  ihres  Kunden  zum  Schuldner 
macht,  gewährt  sie  ihm  Kredit;  der  auf  eine 
als  leistungsfähig  bekannte  B.  gezogene  Wechsel 
wird  überall  gerne  als  Zahlung  angenommen. 
Bei  9  Berliner  Großb.  betrugen  Ende  1904 
die  Accepte  795  Mill.  M.  und  die  Avale  über 
144  Mill.  M.  Auch  in  England  ist  bei  den 
großen  Joint*Stock-Depositenb.  der  Acceptkredit 
sehr  üblich.  Wenn  er  durch  hinterlegte  Papiere 
oder  sonstwie  sichergesteUt  ist,  so  ist  er  nicht 
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zu  tadeln.  Sind  die  B.accepte  ungedeckt  nnd 
dienen  sie  dem  eigentlichen  Betrieos-  und  An- 
la^ekredit  des  Industriellen  oder  dem  Börsen- 
Hpieler,  so  sind  sie  nicht  anl)e<lenklich. 

Analog  den  Wechseln  ist  die  Anlage  za  be- 
nrteileu,  die  im  Ankauf  fi^ekündigter  bald  fälliger 
Effekten  oder  im  Ankanf  von  sog.  Schatzscheinen 
(vgl.  Art.  „Staatsschulden**)  erfolgt. 

Das  Lombardgeschäft  (engl,  advances, 
franz.  avances)  besteht  in  der  Gewährung  kurzer 
Darlehen  gegen  Faustpfand.  Solche  Faustpfänder 
sind  Wertpapiere,  Pretiosen,  EdelmetallbaiTcn, 
fremde  Münzen,  Kaufmanns  waren  oder  Fabrikate, 
Agrarprodukte,  wie  Wolle,  Baumwolle,  Getreide, 
Zucker,  Spiritus.  Die  Beleibung  von  Rohstoffen 
und  Waren  ist  oft  technisch  schwierig;  leicht 
verderbliche  Waren  sind  überhaupt  zur  Ver- 
pfändung ungeeignet;  allein  auch  bei  den  nicht- 
verderblichen  Waren  ist  es  nicht  immer  möglich, 
groüe  Mengen  in  das  B.gebäude  aufzunehmen 
(die  d.  Reichsb.  hat  18  Warendepots).  Außer- 
ordentlich erleichtert  wird  das  Lombardgeschäft 
in  Waren,  wenn  die  Einrichtung  öffentlicher 
Lagerhäuser  in  Verbindung  mit  dem  Warrant- 
system  besteht;  der  Warrant-  oder  Lagerschein, 
der  berechtigt,  über  die  im  Lagerhaus  nieder- 
gelegte Ware  zu  verfügen,  dient  dann  zur  Ver- 
pfändung, (lieber  die  Warrantfrage  siehe  Art. 
„Lagerhäuser  und  Warrants**.) 

Wie  beim  Wechselgeschilft  muü  auch  beim 
Lombard  die  B.  stets  die  Sicherheit  und  leichte 
Realisierbarkeit  im  Auge  behalten,  sie  wird 
einesteils  verderbliche  Waren  und  im  Preis  sehr 
schwankende  Waren  und  Effekten  ausschlieUen, 
nur  eine  Quote  des  Wertes  beleihen,  um  bei 
Preissenkung  gedeckt  zu  sein,  ev.  NachschuU 
oder  Rückzahlung  von  Darlehensquoten  für  den 
Fall  des  Preisrückganges  sich  ausbedingen; 
anderenteils  wird  sie  die  Lombarddarlehen  immer 
nur  auf  kurze  Zeit  geben,  in  der  Regel  nicht 
über  8  Monate,  bei  Prolongationen  zurückhaltend 
sein,  um  nicht  eine  Festlegung  der  Anlage  ent- 
stehen zu  lassen,  das  Recht  sich  vorbehalten, 
bei  ausbleibender  Zahlung  sofort  den  Verkauf 
des  Pfandes  bewirken  zu  lassen. 

Die  Lombarddarlehen  stehen  im  allgemeinen 
den  kurzfälligen  kaufmännischen  Wecliseln  als 
bankmäUige  Anlage  nai^h ;  eine  Wechselforderung 
i«t  liquider  als  eine  Lombardf orderung;  Wechsel 
kommen  meist  zustande,  wenn  Geschäfte  abge- 
srhlossen  sind,  Lombar<ldarlehen  dagegen  sehr 
oft  deshalb,  weil  die  zum  Verkauf  bestimmten 
Waren  oder  Effekten  sich  nicht  verkaufen  lassen, 
wie  namentlich  gegen  Ende  einer  Ueberspeku- 
lation;  der  Effektenlombard  kann  die  Börsen- 
spekulation, der  Warenlombard  eine  Ueberpro- 
dnktion  und  Uebersi-hutdung  unterstützten:  so- 
lange die  Fabrikanten  Vorschüsse  auf  ihre  Fabri- 
kate erhalten,  vermögen  sie  fortzuarbeiten,  das 
Rohmaterial  ist  oft  selbst  nicht  bezahlt.  —  Ueber 
den  Konsumtivkre<lit,  den  die  Pfandhäuser  ge- 
währen, vgl.  den  Art.  ..Pfandleih-  und  Rück- 
kauf s^eschäfte^. 

Die  Kreditgewährung  in  laufender 
Rechnung;.  Der  von  den  B.  gewährte  Konto- 
korrentkredit wird  meist  der  Summe  nat^h  be- 
grenzt, er  ist  ein  kurzfristiger,  doch  beträgt  die 
Zeitdauer  in  der  Regel  */4— Va  »T^ahr,  selten  mehr 
als  1  Jahr;  er  ist  entweder  ein  gedeckter  o<ier 
teilweise  ji:e<leckter  oder  ungedeckter  (Blanko- 
kredit):  die  zur  Deckung  bestellten  Sicherheiten 


können  sein  Hyi)otheken  (gewöhnlich  Kredit- 
oder Kautionshypotheken  genannt),  Waren, 
Effekten,  Lagerscheine,  Konnossemente,  Wechsel 
(gewöhnlich  trockene  Sichtwechsel  mit  dem  Ver- 
merk „nicht  an  Order*'),  Bürgschaftsleistnnffen. 
Versicherungspolicen.  Die  gegebenen  Sicher- 
heiten haften  für  den  Saldo. 

Der  Kontokorrentkredit  entspricht  in  hohem 
Maße  dem  Bedürfnis  der  Kunden  in  Industrie, 
Handel  und  selbst  der  Landwirtschaft,  insofern 
bei  ihnen  häutig  ihre  Geldbedarfe  mit  ihren  Geld- 
eingängen zeitlich  nicht  harmonieren.  Er  ge- 
währt den  Kunden  in  gewissen  Grenzen  grm 
Bewegungsfreiheit;-  während  bei  Wechsel  md 
Lombarddarlehen  der  Kredit  sofort  ganz  ge- 
nommen und  erst  am  vereinbarten  Termin  zor&ck- 
bezahlt  wird,  kann  hier  der  Kunde  über  den  er- 
öffneten Kredit  in  beliebigen  Beträgen,  zo  lie- 
liebiger  Zeit  und  in  verschiedenen  Formen  (Ab- 
heben, Trassieren.  Ueberweisnng)  verfügen;  eben- 
so kann  er  beliebig  Rückzahlungen  machen,  ohne 
gehindert  zu  sein,  den  Kredit  in  der  ihm  ein- 
geräumten Höhe  von  neuem  zu  benutzen. 

Die  B.  selbst  hat.  wenn  der  Kunde  nur  mit 
ihr  arbeitet,  die  Möglichkeit,  auf  Gnind  des 
Kontokorrents  das  Geschäftsgebaren  und  damii 
fortwährend  auch  die  Kreditwürdigkeit  des 
Kuuden  zu  kontrollieren.  Sehr  häufig  führt  der 
Kontokorrentkredit  in  letzter  Linie  zu  einer 
starken  Einfluünahme  der  B.  auf  das  Kredit  in 
Anspnich  nehmende  Unternehmen. 

Hei  7  großen  Berliner  Aktienh.  betrogen  Ende 
1902  die  Kontokorrentkredite  1010,6  MiU.  M., 
darunter  190,0  Mill.  ungedeckte,  die  letzteren 
machten  durchschnittlich  28,6 "o  des  eigenen 
Kapitals  (Aktienk.  +  Reserven)  aus.  Bei  1013 
berichtenden  Genossenschaften  war  1901  der 
Gesamtkredit  im  Kontokorrent  1114  Mill.  M.*) 

Der  Kontokorrentkredit  erfonlert  seiner  ganzen 
Natur  nach  grolle  Vorsicht  seitens  der  B.,  er 
stellt  eine  B  anlaj^  dar,  die  hinsichtlich  der 
Sicherheit  und  Liquidität  hinter  den  beiden 
ersten  zurückzustehen  pflegt.  Große  B.  legen 
mit  Rücksicht  auf  das  große  Risiko  desludb 
sogar  einen  Spezialkontokorrentreservefonds  an. 
(Deutsche  B.  1902:  4  Mill.  M) 

Der  Reichsb.  und  den  Privatnotenb.  mit  allge- 
meinem Notenzirkulationsrecht  ist  in  Dentscbluid 
der  ungedeckte  Kontokorrentkredit  nicht  ge- 
stattet. Dem  gedeckten  Kontokorrent  nfthert 
sich  die  Reichsb.  insofern,  als  sie  beim  Lombard- 
darlehen dem  Scrhuldner  jederzeit  Teilrflck- 
zahlungen  gestattet,  sofern  diese  wenigstoDt 
10  "o  der  schuldigen  Summe  nnd  nicht  nnter 
500  M.  betragen.  Gerade  die  Bankiers  machen 
hiervon  besonders  gegen  Quartalswechsel  Rcrne 
Gebrauch,  weil  sie  hierbei  nur  für  soviel  Tage 
Zins  zu  zahlen  brauchen,  als  sie  das  Kapital 
wirklich  brauchen,  während  ihnen  beim  Verkavf 
von  Wechseln  der  Zins  für  die  volle  Lanfaeic 
abgezogen  wird.  Damit  diese  Einrieb tiinff  aber 
nicht  von  der  Börsenspekulation  behufs  UltiBo- 

'i  Buff.  Das  Kontokorrentgeschäft  im  deat- 
schen  B.gewerbe  1904  S.  45,  oO.  Die  Jabret- 
Umsätze  sind,  weil  auch  das  ganze  Zablmig»- 
geschäft  der  Kunden  im  Kontokorrent  neb  ab- 
spielt, naturgemäß  sehr  groß;  bei  der  Deatsdnii 
B.  im  Jahr  1902  über  22  Milliarden,  bei  to 
Diskontogesellschaft  nnd  Dresdener  B.  je 
18  Milliarden  M.    El>enda  S.  61. 


Banken 


31J^ 


re^enmg  mißbrancht  werden  kann,  müssen  i 

Mff.  ültimodarlehen,  wenn  sie  beim  Quartals- 

weehsd   frenommen    werden,    für    mindestens' 

UTigc  Zinsen  zahlen.*)  nv       w     ' 

EQtsi»T€chend  der  gegebenen   Charakte- , 

ristik   gestaltet    sich    natürlich    auch    der 

Zinsfnß   für  alle   diese   Geschäfte.     Am 

höchsten  steht  der  Zinsfuß  für  den  Konto- 

korrentkredit,  den  die  B.  gibt,  teils  mit  ihm 

glöch,  teils  niedriger  ist  der  Lombardzins, 

dann  folgt  (meist   um    l^/o   tiefer  als  der 

liwnbardzins)    der    Wechseldiskont;     noch 

niedriger  ist  natürlich  der  von  der  B.  gewährte 

DqjoBitalzins,    da    die    B.    nur    verdient, 

wenn  sie  weniger  Zins  gibt ,  als  sie  selbst 

f^Mi  (sog.  Zinsspannung).  Entscheidend  ist 

.1er  jeweilige   Stand  des   Wechseldiskonts, 

nach  ihm  richten  sich  alle  übrigen,  nach  oben 

und  nach  unten. 

Ungeeignete  Verwendungen  der 
kuizfilligen  De|)08iten  sind :  die  Ausleihung 
dereelben  im  Hypothekengeschäft,  es  sei  denn, 
daß  wie  bei  Sparkassen  ein  großer  Teil  der 
Depositen  lange  stehen  bleibt,  Erwerbung 
von  stark  im  Preis  schwankenden  Effekten, 
Beteiligung  an  industriellen  Unternehmungen, 
Benützung  zu  Börsenspekulationen  u.  dgl.; 
es  sind  dies  Anlagen,  aus  denen  nicht  immer 
«las  Kapital  leicht  wieder  herausgezogen 
weiden  kann.  Die  Liquidität  und  zuw^eilen 
auch  die  Sicherheit  der  B.  wird  imter  Um- 
htäoden  geßhrdet. 

b)  Die   langfristigen    Kreditge- 
schäfte.   Es   gibt   viele  Fälle,    in  denen, 
«ler  Kreditsuchende     langfristigen    Kredit  ! 
braucht,  weil   er   nicht  imstande  ist,   das 
Eafätal  sofort  herauszuwirtscliaften,  sondern 
nur  nach  und   nach,   er  kann  nur  Zinsen 
und  Tilgung»iuoten  aufbringen.    In  dieser 
La«  werden  zumeist  diejenigen  sein ,  di( 
OdW  brauchen  zum  Kauf  von  Grundstücken 
aller  Art,  zu  Meliorationen,   zum  Bau  von 
Hlusern,  zu  industriellen  Anlagen,  zur  Ab- 
findung   von    Miterben    usw.      Für    die»:^ 
Zwecke  können  die  B.  ihr  eigenes  Kapital 
nnd  die  ihnen  selbst  unkündbar  oder  gegen 
i»ge  Kündigung   geliehenen    Gelder    ver- 
wenden.    Eän    Haupttypus    des    Passivge 
«fclftg  sind  die  von  den  Hypothekenb.  aus- 
?^ebenen  Pfandbriefe;  dieselben  sind  meist 
«rtens  des  Gläubigers   unkündbar;   die  ß. 
binnen  das  so  erhaltene  Kapital  dann  auss- 
When  mit  dem  Versprechen ,  dem  Schuld- 
"»,  sokmge  er  seinen  Verpflichtungen  nach- 
kommt, nicht    kündigen    zu    wollen;    der 
Schnldner   hat    sehr   oft  außer   dem   Zins 
^w  Tilgungs^iuote  zu  zahlen ;  mit  diesen 
1%nng8((\ioten    werden   Pfandbriefe   durch 
AiBk)MiDg  heimbezahlt  oder  zurückgekauft 
'»der  neue  hypothekarische  Darlehen  gewährt. 
«VgLArtt.  ,,Blypothekenaktienbanken*'„,Land- 
^cbften''.  \,Rentenbanken''.) 

')  Die  Rochsb.  187e— 1900.    S.  114  f. 


3.  Effekten-,  Gründlings-^  und  damit 
zasammenhängende      Geschäfte.       Die- 
selben   können    sehr    mannigfacher   Natur 
sein.      Die    B.    betreiben    den    Kauf    und 
Wiederverkauf  von  Wertjiapiereu  auf  eigene 
Rechnung   und    in   Kommission,   sie   über- 
uehmen  neue  Anleihen  vom  Staat,  von  Pro- 
vinzen, Städten,  Standesherren,  Großindu- 
striellen, Aktiengesellschaften;  es  geschieht 
iiuch  dies  teils  auf  eigene  Rechnung,  teils 
in  Kommission ,  sehr  häufig  verbinden  sich 
hierbei  mehrere   B.   zu  einem    Konsortium. 
(Vgl.    Art.    „Emissionsgeschäfte'-);    sie    be- 
r^rgen    zumeist   die    Konvertierungen;    um 
Jas    Gelingen    solcher    sicherzustellen    und 
die   Mitwirkung   der   B.  mit   ihrer   großen 
I  Klientel  zu  eriialten,   gewährt  man   ihnen 
;  oine  Provision ,   wofür  sie  sich  verpflichten, 
das  Kapital  aufzubringen   für  jene,  welche 
die  Konvertierung  ablehnen.^)    Vielfach  be- 
'  teiligen   sie  sich   für  eigene  Rechnung  und 
kommissionsweise  an  Börsengeschäften  aller 
/^rt  in  Waren  und  Effekten;  namentlich  ist 
auch  das  Report-  und  Deportgeschäft  wichtig, 
durch  welches  sie  der  Spekulation  die  Pro- 
longation ermöglichen.-)    Vgl.  Art.  „Börsen- 
geschäfte''. 

An   die  Effektengeschäfte  schließen  sich 
weitere  mit  Effekten  zusammenliängende  an. 
Dahin  gehört  die  Einlösung  von   (..'oupons, 
die  Einlösung  ausgeloster  Papiere,  die  Be- 
sorgung   des    Bezugs    neuer    CouiK)nbogeu. 
Diese  Geschäfte  begründen  eine  Kundschaft, 
weshalb  die  B.   hier  eine  weitgehende  Ku- 
lanz  bekunden;   sie    notieren   sich   zumeist 
die  Nummern,  sehen  alle  Veriosungen  nach 
und    machen    ihren   Kunden   Mitteilung   in 
der  Erwartung,   daß   dieselben  dann  auch 
bei   ihnen    w^ieder  neue   Papiere  erwerben. 
Einige  B.  übernehmen  gegen  eine  Gebühr 
auch  eine  Haftung  für  das  Nachsehen  von 
Verlosungen.  —  Ein  außerordentlich  in  Zu- 
nahme  begriffener   Geschäftszweig    ist   die 
Annahme  von  Wcrti»apieren   und  sonstigen 
Wertgegenständen  in  Depot.    Die  B.  schaffen 
Einrichtungen,  um  diese  Deponierung  mög- 
lichst   sicher    zu    gestalten.      Werden    die 
Werti)apiere  offen  deponiert,  so  übernehmen 
sie   die  ganze  Verwaltung  dieser  Papiere; 
sie   trennen    die  Coupons   ab,   überwachen 
die  Auslosungen,  besorgen  ev.  neue  Anlagen 
usw.    (Vgl.    Art.   „DeiK)t   Depotgescliäfte^'.) 
Wichtige    und    folgenreiche    B.geschäfte 
I  bilden  das  Gründungs-  und  Umwandlungs- 


I  M  In  neuester  Zeit  ist  es  jedoch  gelungen, 
auch  ohne  ihre  Mithilfe  —  abgesehen  von  der 
Einsendung  der  Papiere  zur  Abstempelung  nnd 
zum  Umtausch  —  große  Konvertierungen  durch- 
zuführen. Siehe  Näheres  bei  Schanz,  Fmanz- 
archiv  1897.  S.  35)4  f. 

,       2)  Die  Bilanz  der  Diskontogesellschaft  pro 

1 1904  wies  z.  B.  73,75  Mill.  M.    für    Darlehen 

:  im  Report  auf. 
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geschält,  die  Uebernahme  neuer  Aktien- 
emissionen, die  Fusionsgeschäfte,  Auseinan- 
dersetzungsgeschäfte. 

Die  Beteiligung  von  B.  an  technischen 
Unternehmungen  ist  äußerst  häufig,  nament- 
lich an  solchen,  die  sich  bald  abwickeln; 
es  bildet  sich  liierbei  nicht  selten  ein  Syn- 
dikat oder  Konsortium  von  Technikern  und 
B.  So  hat  z.  B.  die  Diskontogesellschaft 
in  Berlin  in  Oemeinscliaft  mit  einer  unga- 
rischen und  deutschen  Fiima  (Julius  Hajdn 
und  Hugo  liUther)  die  Diu^hführung  der 
Korrektion  am  Eisernen  Tor  der  Donau 
übernommen.  Zuweilen  kommanditieren 
auch  die  B.  ein  Unternehmen,  ein  Waren- 
oder B.geschäft;  sie  beteiligen  sich  als 
Aktionäre,  rufen  eventuell  auch  allein  Unter- 
nehmungen ins  Leben. 

Besonders  große  Lust  zeigen  die  B.  für 
Umwandlungsgoschäfte ;  der  unsicheren  Fak- 
toren sind  weniger  als  bei  einer  Neugrün- 
dung; man  sieht  bereits,  wie  alles  ineinander 
greift  und  fimktioniert ;  das  Urteil  über  die 
Prosperität  ist  sicherer.  Die  Umwandlung 
in  eine  Aktiengesellschaft  wird  oft  von  den 
B.  angeregt,  weil  sie  hierbei  verdienen.  Sie 
kann  ompfolüen  sein,  weil  zur  Rentabilität 
eine  Vergrößerung  des  Betriebs  als  not- 
wendig erscheint  oder  weil  das  Unternehmen 
so  ^ß  geworden  ist,  daß  der  Besitzer  das 
Risiko  nicht  melir  tragen  will  oder  weil 
Familienrücksichten  eine  Abgabe  an  eine 
Aktiengesellschaft  wünschenswert  machen. 
Oft  ist  aber  die  Umwandlung  ganz  unzweck- 
mäßig und  nur  eine  fragwürdige  Speku- 
lation. Die  Umwandlungen  stellen  sich 
als  industrielle  Ausschlachtungsgescliäfte 
dar:  die  Untemehmeranteile  lassen  sich 
leichter  und  höher  verwerten,  als  es  beim 
Verkauf  des  ganzen  Unternehmens  möglich 
wäre.  In  der  Regel  geschieht  in  Deutsch- 
land die  Umwandlung  in  Form  der  Simul- 
tangründung; die  B.  tritt  in  das  Gründer- 
konsortium mit  ein,  der  bislierige  Besitzer 
überläßt  der  Aktiengesellschaft  zu  normalem 
Preis  das  Unternehmen:  das  Gründerkon- 
sortium sucht  die  Aktien  mit  Agio  zu  ver- 
kaufen. 

Auch  bei  neuen  Aktienemissionen  über- 
nimmt meist  eine  B.  die  Führung.  Die 
Erhöhung  des  Aktienkapitals  durch  Auf- 
zahlung ist  selten,  weil  sie  die  Zustim- 
mung aller  Aktionäre  voraussetzt  und  nicht 
ieder  Aktionär  die  licistung  machon  kann. 
Die  Erhöhung  des  Gnmdkapitals  geschieht 
meist  durch  Ausgabe  neuer  Aktien.  Wenn 
die  Ausgabe  von  100  neuen  Aktien  a  KXK) 
M.  in  der  Generalversammlung  beschlossen 
wird,  so  ist  der  einzelne  Aktionär  nicht  ver- 

E fliehtet,  selbst  neue  Aktien  zu  übernehmen. 
>ie  B.  übernimmt  die  neuen  Aktien  gegen 
einen  bestimmten  Preis  in  Bausch  und 
Bogen :  mit  dieser  Offerte  der  B.  treten  die 


Leiter  der  Gesellschaft  vor  die  Oeoenl- 
versammlung,  lassen  die  KapitaLserhöhung 
beschließen  und  zugleich  die  Offerte  ao- 
nehmen.  Die  B.  wird  in  der  Regel  ver- 
pflichtet,  den  bisherigen  Aktionftreu  nadi 
Verhältnis  ihres  Aktienbesitzes  die  neoen 
Aktien  gegen  einen  festen  Preis  oder  we- 
nigstens unter  einem  bestimmten  Fi&B- 
maximum  abzulassen ;  dieses  Preismaximam 

Sflegt  einige  Prozente  höher  zu  sein  als 
er  Preis,  zu  welchem  die  B.  die  Aktien 
übernimmt,  als  Entschädigung  für  das  Risiko, 
welchem  die  B.  durcli  mögliches  Fallen  dei 
Kurses  der  alten  Aktien  ausgesetzt  ist, 
und  weil  der  Kleinverkauf  der  Natur  der 
Sache  nach  teurer  ist  als  der  Grofieinkauf. 

Weiterhin  sind  B.  fast  bei  allen  Sa- 
nierungsgeschäften, wie  Fusionen,  Ausein- 
anderlegung in  mehrere  Unternehmungeo, 
Tilgung  von  Obligationsschulden  doroh 
Aktien  usw.  beteiligt,  teils  weil  sie  cÜe 
Technik  solcher  Geschäfte  beherrschen,  teüs 
weil  sie  solche  Rekonstniktionen  provo- 
zieren, um  die  neuen  Aktien  wieder  mit 
Gewinn  zu  verkaufen:  manche  Untemeh- 
mungen  kommen  aus  aen  Rekonstruktionen 
gar  nicht  heraus.  (Vgl.  Art  „Aktiengesell- 
schaften" oben  S.  51  fg.) 

Schließlich  spielen  die  B.  auch  in  den 
Kartellen  und  bei  sonstigen  Konzentrations- 
bestrebungen der  Industrie  eine  Rolle. 

Uel>er  die  Notenausgal)e  der  B.  vgl.  Art 
„Notenbanken". 

III.  Die  B.  als  Unternehmniig. 

Die  Unternchmungsformen  der  R  sind 
außerordentlich  mannigfach.  Eine  groBe 
Zahl  wird  von  Einzelunternehmem  betrieben: 
sehr  häufig  findet  sich  das  Kompagnon- 
geschäft (otfene  Gesellschaft),  teils  zur  Ve^ 
Stärkung  des  Kapitals,  teils  behu&  Ye^ 
tretung  und  Ergänzung  in  der  Leitung  und 
Führung  des  Geschäfts.  Auch  die  stUle  Ge- 
sellschart und  Kommanditgesellschaft  kommen 
vor:  die  Kommanditgesellschaft  auf  Aktien 
ist  bei  ß.  keine  häufige  Erscheinung,  in  Oester- 
reich  existiert  keine  B.  in  dieser  Foniii  in 
Deutschland  gibt  es  einige  ältere  Institute,  dk 
diese  Form  annahmen,  um  die  frOher  bei 
Aktiengesellschaften  notwendige  KonzesBion 
zu  umgehen  (z.  B.  Diskonto-KommanditgeseiD- 
scliaft).  Die  großen  B.  sind  heute  meist 
Aktiengesellschaften.  Diese  Form  eignet 
sich  insofern  gut  für  B..  als  aie  ein 
sichtbares  haftendes  Grundkapital  haben, 
infolge  der  Veröffentlichung  der  Bilanz  aooh 
einer  öft'entlichen  Kontrolle  imterstehen  — 
zwei  Momente,  die  sehr  zur  Hebung  des 
Vertrauens  beitragen;  es  ist  nicht  Zufidl, 
daß  in  England  das  DepositengeschAft  immer 
mehr  von  Privatb.  auf  Aktiengesellaohaften 
übergegangen  ist.  Das  B.wesen  unterii^gt 
so  festen  Regeln     daß   es  sehr  wohl  Ton 
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Beaaftn^Q  geführt  werden  kann;  die 
Sicherheit,  daß  nicht  geföhrliche  Oeschäfte 
betrieben  werden,  kann  bei  einer  Aktien- 
gesellschaft mehr  als  bei  einer  anderen 
Fonn  gewahrt  werden. 

Ei^n  sehr  breiten  Raum  im  B.wesen 
nimmt  in  neuerer  Zeit  namentlich  in  Deutsch- 
land die  genossenschaftliche  Unternehmungs- 
form ein.  Die  Schulze  -  Delitzschschen 
\(Mh,  und  Raiffeisenschen  Darlehenskassen 
hito  das  B.we6en  und  den  B. verkehr  auch 
den  mittleren  gewerblichen  und  bäuerlichen 
Eieiaen  zugänglich  gemacht  oder  ihm  we- 
Digsleas  vorgearbeitet  Durch  die  solidarische 
Hi^g  haben  sie  sich  das  nötige  Vertrauen 
^sescfaaffen.  (YgL  Art  ,.Darlehn8kassenver- 
eine^.)  Am  1.  Jan.  1905  gab  es  14272  Eredit- 
irenoeseiischaften  mit  1901122  Mitgliedern 
in  Dentschland. 

Schließlich  hat  auch  die  öffentliche 
üoternehmung  auf  dem  Gebiet  des  B.wesens 
Fuft  gefafit  Wir  besitzen  reine  Staats- 
iiod  novinzialb.,  welche  mit  großem  Erfolg 
tiUiff  sind,  ich  erinnere  an  dje  preußische 
Seehandlung  (vgl  d.  Art)  und  an  die  Königl. 
B.  in  Nürnberg  —  beide  Handels-  und 
Efiektenb. ;  sodann  an  die  russische,  schwe- 
diäsche  und  bulgarische  Staatsnotenb. ;  ferner 
an  die  zahlreidien  staatlichen  und  provin- 
ziellen Bodenkreditanstalten,  von  denen  die 
«ieotscheo  erwähnt  sein  mögen :  Herzogl.  Leih- 
hansanstalt in  Braunschweig,  gegi*.  1765; 
die  Landesb.  in  Altenburg,  gegründet  1792 
als  Kammerleihb.,  seit  181o  als  Landesb, 
konstituiert:  Landeskreditanstalt  zu  Cassel. 
gejeir.  1832;  Landesb.  in  Wiesbaden,  gegr. 
1840;  Landeskreditanstalt  in  Hannover,  gegr. 
1842;  landständ.  B.  des  königl.  sächs.  Mark- 
snftoms  Oberlausitz  in  Bautzen,  gegr. 
Id44;  die  Landeskreditanstalt  im  Herzogtum 
Meiotngen,  gegr.  1849;  Landeskreditanstalt 
iniHenogtum  Ootha,  gegr.  1853;  Landes- 
kreditlciiaae  im  Fürstentum  Schwarzburg- 
Rodolstadt,  gegr.  1855 ;  Landeskreditkasse  des 
6it)ffiienogtums  Sadisen  -  Weimar ,  gegr. 
1869;  Landeskreditkasse  in  Schwarzburg- 
i^OBdershausen,  gegr.  1883;  die  Boden- 
kreditansUdt  in  Oldenbura;,  gegr.  1883. 

Auch  die  zahlreichen  Landschaften  haben 
^ÜMQ  öffentlichen  Charakter  und  können 
den  IVoTinzialb.  in  gewisser  Weise  an  die 
Seite  gesteUt  werden ,  wenn  sie  auch  zu- 
T^^jf^  genossenschaftliche  Verbände  mit 
Korpontumsr^i^ten  darstellen.  Analoge 
rotenehmungen  sind  die  Pfandbrie&nstalten 
eimeber  Städte  (Berlin,  Dresden  usw.) 
ferner  Bind  die  staatlichen  und  provinziellen 
t^ödeakulturrentenb.  hierher  zu  zählen; 
ebenso  die  fientenb.  (vgL  Artt  ,Jjandeskultur- 
rentenbanken"  und  «Kentenbanken''). 

IXe  zahlreichen  Sparkassen  sind  ohnehin 
^ihenriegend  öffenUiche  Unternehmungen 
t Postsparkassen     im    Ausland;     Distrikts-, 


Kreis-,  Qemeindesparkassen  usw.)  vgl.  Art 
„Sparkassen^^ 

Dann  gibt  es  auch  Mischformen.  So  ist 
die  neue  Preußische  Centralgenossenschafts- 
kasse  (0.  v.  31./VIL  1895)  eine  B..  die  unter 
Aufsicht  und  Leitung  des  Staates  steht,  bei 
der  auch  der  Staat  das  Grundkapital  in  der 
Hauptsache  hergegeben  hat  aber  doch  Ge- 
nossenschafts-, Landschafts-,  Landeskommu- 
nalverbände  mit  Vermögenseinlagen  zuge- 
lassen werden  können  (s.  Art.  ,,PreuDische  Cen- 
tralgenossenschaftskasse^^).  Die  seit  2./XII. 
1896  ins  Leben  getretene  Bayerische  Land- 
wirtschaftsbank ist  eine  Geiiossenschaft  m. 
b.  H.,  aber  vom  Staat  finanziell  unterstützt.  Die 
am  17./I.  1903  ins  Leben  genifene  Hessische 
Landeshypothekenbank  ist  zwar  in  die  Form 
einer  Aktiengesellschaft  gekleidet,  Aktionäre 
können  aber  nur  der  hessische  Staat,  kommu- 
nale Verbände  und  Sparkassen  sein,  in 
Wirklichkeit  hat  der  Staat  92^/o  des  Kapitals 
gegeben,  auch  leitet  er  die  Anstalt  und  hat 
gesetzlich  die  Zinsen  der  Pfandbriefe  garan- 
tiert. Bei  den  Notenb.  ist  es  nicht  selten, 
daß  das  Kapital  Anteilseigner  hergeben,  die 
Leitung  aber  eine  staatliche  oder  staatlich 
beeinflußte  ist    (Vgl.  Art.  „Notenbanken".) 

Die  B.untemehmungen  brauchen  ein 
Stammkapital  teils  als  Betriebs-,  teils 
als  (}arantiefonds.  In  ersterer  Hinsicht  ist 
ein  Kapital  stets  für  eine  B.  notwendig, 
um  das  Geschäft  zu  beginnen,  nach  und 
nach  bekannt  zu  werden  und  Vertrauen  zu 
gewinnen.  Bei  langfristigen  Kreditgeschäften 
kann  die  B.  ihr  Stammkapital  sehr  gut  als 
Betriebsfonds  benutzen;  bei  Spekulations- 
und Effektengeschäften,  länger  wähi*enden 
Anlage-  und  Betriebskrediten  sollte  sie  über- 
wiegend eigenes  Kapital  verwenden.^)  Das 
Stammkapital  dient  aber  zugleich  als  Garan- 
tiefonds; letzterer  soll  aufkommen  \md  die- 
jenigen, die  der  B.  selbst  Geld  geliehen 
haben,  schützen,  wenn  die  B.  Verluste  er- 
leidet; wenn  eine  B.  überwiegend  kurz- 
fristige Kreditgeschäfte  treibt,  dann  liat  das 
Stammkapital  hauptsäclilich  den  Zweck  des 
Garantiefonds;  denn  die  Benutzung  des 
ganzen  Stammkapitals  als  Bctrieli^fonds 
verbietet  sich  hier  oft  wegen  des  gerin^n 
Zinses,  der  im  kiu^fristigen  Kredit  erhältlich 

')  Tatsächlich  verfügen  auch  die  sfroßen 
deutschen  Effektenb.  über  sehr  beträchtliche 
eigene  Mittel.  Anfang  Jnni  190ö  betrogen 
Aktienkapital  -\-  Reserven  bei  der  Dresdner  B.  — 
Schoaffhansen  285+66,2  =  351,2  Mill.  M.,  bei  der 
Deutschen  B.  180  +  76,6  =  256,6  Mill.  M.,  bei  der 
Diskontogesellschaft  170  +  57,5  =  227,5  Mill.  M., 
bei  der  Darmstädter  B.  154  +  27  =  181  Mül.  M., 
bei  der  Berliner  Handelsgesellschaft  100  -j-  29  =» 
129  Mill.  M.,  bei  der  Kommerz-  nnd  DisKontob. 
85 +  12,5  =-97,5  Mill.  M.,  bei  der  Nationalb.  für 
Deutschland  80+ 12  =  92  Mill.  M.,  bei  der  Mittel- 
deutochen  Kreditb.  45  +  5,6  =3  50,6  Mill.  M. 
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ist  Bei  den  englischen  Aktiendepositenb. 
sind  deshalb  oft  nur  25*^'o  des  gezeichneten 
Kapitals  eingezahlt.  Bei  genossenschaftlichen 
Instituten  ersetzt  bis  zu  einem  gewissen 
Grad  die  solidarisclie  Haftung  das  Stamm- 
kapital in  seiner  Eigenschaft  als  Ganintie- 
fonds. 

Wünschenswert  ist,  daß  das  Stamm- 
kapital mit  der  Ausdehnung  der  Geschäfte 
wachse,  da  sonst  die  Garantie  sich  ab- 
scliwächt.  Teilweise  geschieht  dies  durch 
succcssive    Einziehung    des    Aktienkapitals 

—  sehr  zweckmäßig,  um  die  B.leiter  nicht 
gleich  bei  Beginn  zu  verleiten,  in  der  Sucht 
nach  gut  verzinslicher  Anlage  eines  gi-oßen 
Kaj)itals  waghalsige  Geschäfte  zu  botreiben 

—  teils  durch  Bildung  von  Reservefonds 
aus  den  Jahresgewinnen  und  aus  den  Agio- 
gewinnen bei  Ausgabe  neuer  Aktion,  teils 
durch  Erhöhungen  des  Aktienkapitals.  (Vgl. 
auch  das  deutsche  Hypothekenbankgesetz 
vom  13.  Vir.  1899  §  7).i) 

Der  Gewinn  der  B.  setzt  sich  aus  sehr 
verschiedenen  Posten  zusammen.  Er  ergibt 
sich  durch  verzinsliche  Anlagen  der  eigenen 
Kapitalien,  ferner  aus  der  sog.  Zins- 
spannung, d.  h,  aus  der  DifTeronz  des 
Zinses,  den  die  B.  für  geliehenes  Kapital 
zahlt  und  bei  Ausleihung  desselben  selbst 
verlangt,  ferner  aus  der  Differenz  der  Ankaufs- 
bezw.  Uobernahms-  und  Verkaufspreise  von 
Effekten,  aus  Provisionen  für  Inkasso,  Kom- 
missionsgescliäfte,  aus  dem  Entgelt  für  Depots, 
aus  dem  Handel  mit  Gold  und  Silber,  Münzen 
u.  dgl. 

IV.  Die  Arbeiti^teilaog  unter  den  B. 

(Gliederung  derselben.) 
Ks  liegt  in  der  Natur  der  Verhältnisse, 
daß  die  einzelne  B.  bestimmte  Geschäfts- 
zweige mit  Vorlielie  pflegt,  es  ergibt  sich 
datlurch  eine  einfachere  einheitliche  Technik, 
ein  bestimmt  abgegrenzter  Kundenkreis  und 
<Ue  Möglichkeit,  mit  Sachkunde  das  Ganze 
zu  ül)orsehon.  Je  entwickelter  die  Volks- 
wirtschaft, um  so  weiter  winl  die  Arbeits- 
teilimg  im  B.wesen  gehen  können  und 
schlielUich  auch  müssen. 

Eine  Grupjve  von  B.  pflegt  hauptsächlich 
die  kurzfristigen  Kreditgeschäfte ;  sie  nennen 
si(!h  dann  oft  auch  I)ei)Ositen-,  Diskonto-, 
liOmbard-,  Kontokon\}nt-  oder  Scheckb.  Da 
sie  dem  Handel  und  der  Industrie  viel- 
fach umlaufendos  Kajütal  zur  Verfügung 
stellen,  so  faßt  man  sie  wohl  auch  zu- 
sammen unter  dem  Namen  Handels-  und 
Oewerbeb. 

Ein  anderer  Teil  der  B.  sucht  den 
Schwerpunkt  in  den  langfristigen  Kredit- 
geschäften:   es    sind    dies    die   Pfandbrief- 

*)  Voretehehende  Note  1  läßt  ersehen,  wie 
beträchtlich  die  Reservefonds  sind. 


Institute,  Hypothekenb.^  Bodenkreditb^  Im- 
mobiliarkreditinstitute.  Sie  dienen  Qber- 
wiegend  den  Hausbesitzern  und  Landwirteu. 
zum  Teil,  insofern  mit  industriellen  Anlagen 
Gebäude  und  Grund  und  Boden  verbunden 
sind  und  verpfändet  werden,  auch  der  In- 
dustrie und  dem  Handel.  Zu  der  Kategorie 
der  langfristigen  Kredit  pflegenden  Institute 
gehören  auch  die  Landschaften,  die  AK 
lösungs-  und  Rentenb.,  welch  letztere  den 
Gnmdbesitzern  Kredit  zur  Ablösung  der 
Grundlasten  oder  zum  Ankauf  von  Renten- 
gütern gewälu^n  bezw.  die  Berechtigten  und 
Verkäufer  abfinden  und  von  den  Verpflich- 
teten bezw.  Käufern  Zins  und  Tilgung»  |Uoten 
einziehen.  Auch  die  Landeskulturrentenh. 
fallen  in  diese  Kategorie;  sie  dienen  der 
landwirtschaftlichen  Melioration :  durch 
Ausgabe  von  Landeskulturrentenbriefen  (ana- 
log den  Pfandbriefen)  erlialten  sie  das  Kapital, 
das  sie  den  Landwirten  gegen  Hypothek 
für  Meliorationszwecke  geben.  Femer  be- 
treiben das  Hypothekengeschäft  —  meist 
sehr  zum  Nutzen  ihrer  Umgebung  —  die 
Sparkassen.  B.technisch  ist  dies  nicht  zn 
beanstanden,  insofern  ein  großer  Teil  der 
Sparer  tatsächlich  sein  Kapital  nur  in  seiu* 
langen  Zeiträumen  zunickzieht;  ist  gleich- 
zeitig ein  hinlänglicher  Betrag  der  einge* 
zahlten  Spargelder  in  leicht  verkäuflichen. 
lombardfäJiigen  Wertpapieren  sowie  kun- 
fristig  in  SVechseln  und  I>ombarddarlehen 
angelegt,  so  wird  die  S^iarkasse  auch  stär- 
keren Kückforderungsansprüchen  in  der 
Regel  gewachsen  sein.  Schließlich  fallen 
in  diese  Kategorie  auch  die  Lebensver- 
sichenmgsb.;  der  meist  nach  langer  Bei- 
tragszeit eintretenden  Fälligkeit  der  Ver- 
sicherungskapitalien entspricht  als  b.mäftige 
Anlage  die  Ausleihung  der  Prftmienreserre 
gegen  Hypothek.  Eine  Mittelstelliuag  nehmen 
die  Raiifeisenschen  Darlehenskassen  ein; 
sie  gewälu-en  kurzfristige  Darlehen,  aber 
auch  länger  dauernde,  jedoch  in  der  Regel 
nicht  über  10  Jahre  hinaus;  außer  auf 
Bürgschaft  geben  sie  Geld  auf  HypotheL 
Um  den  B.gi-undsatz  zu  wahren,  behalten 
sie  sich  mit  Rücksicht  auf  ihre  Depositen 
die  vierwiichentliche  Kündbarkeit  der  Hvik)- 
thekendarlehen  vor.  Durch  eine  Ausgleichs- 
steile, welche  überschüssige  Kapitalien  der 
einzelnen  Darlehenskassen  annimmt  und  den 
Kassen  leiht,  welche  Kapitalien  brauchen, 
wird  auch  diese  Bestimmung  in  ihrer  akuten 
Bedeutimg  abgeschwächt.  Diese  Mittelstnffa 
zwischen  kurz-  und  langfristigem  Kredit  ist 
für  die  RaifTeisenschen  Kassen  notwendig, 
weil  sie  sich  die  Aufgabe  stellen,  liaupt» 
sächlich  dem  landwirtschaftlichen  Betriebs- 
kredit  zu  dienen;  dieser  ist  seiner  Natur 
nach  zufn  Teil  nicht  ganz  knizfristiger 
Natur. 

£in    dritter   Teil    der   B.   widmet    sich 
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hanptsSchlich  dem  Effektengeschäft  und  der  Plätzen  Geltung  zu  verscliaffcn   und  damit 

indostridlen  Ent Wickelung :  es  sind  dies  die  der    nationalen    Zahlungsbilanz     die    ent- 

Effektenb^  Oründungsb.,  Emissionsb.,  CrMits  sprechenden  Spesen  an  Provisionen,  Courtagen 

mobiliers.  Unentbehrlich  unter  heutigen  Ver-  und  Stempelgebühi'cn  zu  erhalten,  sowie  die 

hältnisseD,  stellen   sie   doch   den  Teil   des  Negoziening    von    Finanzgeschäften    anzu- 

ß.veseos  dar,   der  vielfach  einen  hasard-  bahnen. 

artigen  Charakter  hat  und   der  Plutokratie        Unter  der   Beteiligung   der   Deutschen   B. 

als  willkommenes  Werkzeug  dient.    In  den  wurde  1884  die  Deutsche  Ueberseeb.  in  Berlin 

Oroib.,  die  man  hieher  zu  rechnen  pflegt,  j?«  Leben  gerufen,  an  deren  Stelle  1893  die 

hndet  sich   aber   meist    weiter  Blici   mit  ?.^^^:l^^J^^^^^  ffi'Vj^i^ 

gn)ßer  Yermögensmacht  und  guter  Risiko-  ifex^Ä^^r^^^^^ 

vpitcüODg  gepaart.  Diskontogesellschaft  entstund  1887  die  Brasil  i- 

Id  Deutschland  ist  neben  den  Notenb.  anischeB.  für  Deutschland  (Sitz  in  Ham- 

aui  schSrfsten  b^renzt  die  zweite,  den  lang-  bürg)  mit  4  Filialen  in  Brasilien,  die  Deut  seh- 

fristigen  Kredit  pflegende  Gruppe  der  B.;  asiatische  B.  (1889)  (Sitz  in  Shanghai),  mit 

zahlreiche   Institute    beschränken    sich   auf  Filiale  in  Berlin,  Kalkutta,  Hongkong,  Tientsin, 

diesen  (jeschäftszweig,    doch    kommt    bei  Tsingtau,  HankanTsinanfu,  Peking,  Yokohama 

ku^^undlangfnstlgenKredltgesch^^^^^  B    ^^^  B^^ü^^,  Handelsgesellschaft  sich  be- 

zuweiien  drückt  sich  das  schon  im  Namen  teili^ten.    Sie  hat  5  Filialen  in  Chile  und  2  in 

aus,   z.  B.    Bayerische    Hypotheken-    imd  Bolivia.    Diese  4  ältesten  deutschen  Ueberseeb. 

Wechaelb.    Die  von  den  Schuldnern  heim-  schatteten   1904   2566500   M.    Dividende    aus 

gezahlten  Tilgimgs<|Uoten ,  die  bis  zur  defi-  (drei  je 8® o, eine  10%).  DieDentscheOrientb. 

nitiven  Auslosung  oder  bis  zum  Rückkauf  mit  dem  Sitz  Athen   ist  eine  Schöpfung   der 

•1er  Pfandbriefe  angesammelt  werden ,  und  Nationalb.  für  Deutschland  (1904)  und  hat  Filialen 

.twaige  Deposita  eignen  sich  hier  zu  kurz-  i?lrTX^i' ^S.tl""^  nf^^ 

fri^r AnQ.    D^^^^^^  Hypotheken-  ^^^äWKÄB^W^^ 

h.geset2vom  13./VII.  1899  laßt  dies  auch  m  oHentb.  1905  eine  Inter^sengemeinschaft  ab- 

gevisser  Begrenzung  zu.    Man  spricht  seit-  geschlossen   hat,   existiert   seit   1899  und  hat 

'lern  von  remen  Hypothekenb.  und  solchen  Filialen    in    Jaifa,    Jerusalem,    Haifa.     Ende 

mit  gemischtem    Greschäftsbetrieb.      Doch  1905  wnrde  unter  Beteiligung  der  Deutschen  B., 

<lürfteu  die  Beengungen,  die  das  deutsche  Ueberseeischen  B.,  von  Lazard  Speyer-EUissen  in 

H\T)oüiekenb.ge8etz  dem  übrigen  ß.geschäft  Frankfurt  a.M.,  der  Schweizerischen  Kreditanstalt 

auferiegt,  bald  dahin   führen,  daß  man  das  ^^  Zürich  die  Zentralamerikab.  in  Berlin 

l.t.ere   bti^nnt  und  selbständig  ^^^^^^^^^  n^oÄ^^uaM^^^^^^^^^^  'L^Z%'^^ 

Am  häufigsten  ist  in  Deutschland   (na-  ^agua,  Salvador;  zu  gleicher  Zeit  gingen  die 

mentlich  auch    bei   den   vielen    kleinen   B.  Dresdner  B.  —  Schaaffhausenscher  B.verein  mit 

mit  Wechselstuben)    die    Verbindung    von  der  Uründung  der  Auslandsb.  in  Berlin  und 

kunfristigen  Geschäften   mit  den  Effekten-  Buenos  Aires  vor.    Als  erste  deutsche  Kolonialb. 

Pöschäften     (denen     zuweilen    auch     noch  wurden  1904  die  Westafrikanische  B.  (Sitz 

Hypothekengeschäfte      hinzutreten).        Die  Berlin,  Filialen  Hamburg    Lome    Duala)    1905 

ßtarke  Verwendung  kurzfristiger  Gelder  zu  die  Ost_afrik anis che  B  (bitz  Berlin   Filialen 

RW.    Spekulationen    und^Uebei^a^^^  S^TeShTnÄ^fe^^^^^^^^ 

^..n  Emissionen  in  Deutschland  ist,   b.tech-  „^eh    die   Banca    Generale    Romana    in 

fliÄü  angesehen,    nicht   immer   ganz    ein-  Bukarest    (1877)    mit  Filialen    in   Braila  und 

^andlreL    Andererseits  ist  aber  unbestreit-  Konstanza,  die  in  eine  Aktiengesellschaft  um- 

tior.  dafi  das  Depositengeschäft  den  deut-  gewandelte    Firma     Marmorosch,     Blank 

sohen  Effektenb.    eine    feste    solide    Basis  «    t'ie.   in   Bukarest   und   die   Banque   de 

cibt,  die    sie    nicht    zur    Forciening    des  t)redit  in  Sofia  hinzu,  so  hat  Deutschland  seit 

ftrÜDduDgsgeschäfts  zwingt.  ^^^ü^^i^^m  i;1,^''''^°i'*''  ^J^  f""  ^^Y'i^^T'' 

yMj'^'Pj'V^'iAf^  r*"i?T  la-S^^  ""'  ""'  ''"'  ''  '"'"" 

Ä    V    Ehrenden  Effektenb    auch   B.         Bezüglich  der  Maklerb.  vgl  Art.  „Boi-sen- 

pbüdet,  die  hauptsächlich  dem  ubersee-  ...eseri-  sJib  8,  bezüglich  der  Trustb.  vgl.  Art 

Ä  ^.^u'^^^l^   "^'^S^^ü?.^   ''''*'   "^'^  „Emi«>ionsgeschäft-. 

Tn^  stellen,    deni    ß^häftigung    und         g^^,^  ^„^^^  „„^  zum  Teil  schärfer  ist 

.ADjage  suchenden  heimischen  Kapital  neue  

Arbeitagelegcnheiten  zu  erschließen,  die  über- 
seeisch arbeitenden  Händler  und  Gewerbe-         *)  ^^^   Entwickelung    der   deutschen    See- 

treiheoden    von    fremder    Kreditgewährung  »"teressen  im  letzten  Jahrzehnt    zus.  gest.  im 

miVliohii*  iin«i.K».«r*;/*  »«  oi^^ii^»    ri,-«  L^:«««  Reichsmanneamt  Berlin  190o  S.  180 fic.    Frank- 

«S^^o     n^^*^    .    stdlen   die  J<inan-  ^^j^,,  ^^^^^  j.  ^    ^^  ^  Kolonial-  und  Aus- 

aaung  der  ObereeeischeD   Handelsmnsätze  ia„asb.  mit  1.^6  Filialen  und  327  Mill.  Frc». 

w  altem  in  Wechseln  zu  bewältigen,  der  Kapital.  Holland  16  Anslandsb.  mit  67  Filialen 

'•«inKhen    \aluta   am    den    übereeeisclieu  und  98  Mill.  Fl.  Kapital. 
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die  Arbeitsteilung  in  E  n  g  1  a  n  d.  Im  Mittel- 
punkt des  engbschen  B.wesens  steht  die 
B.  von  England,  die  als  Zentralnotenb.  ihre 
besondere  Aufgabe  hat  (vgl.  Art  „Noteub.") 
und,  indem  sie  die  Keserven  der  übrigen 
B.  als  Depositen  erhält,  das  Geldreservoir 
des  Landes  darstellt.  Ihr  stehen  am 
nächsten  die  sog.  Depositenb.  (joint-stock- 
banks  =  Aktiengesellschaftsb.) ;  es  gibt 
solche  im  Königreich  über  100  mit  etwa 
6000  B.steUen,  einige  davon  haben  auch 
noch  ein  sehi-  beschränktes  Notenausgabe- 
recht.  Sie  besorgen  die  Kassenführung 
ihrer  Kunden.  In  der  Verwendung  der 
Depositen  beschränken  sie  sich  auf  die 
oben  geschilderten  kurzfristigen  Kredit- 
geschäfte; (loch  ist  Publikum  und  Aktiv- 
geschäft verschieden  nach  der  Lage,  je 
nachdem  es  sich  z.  B.  um  die  City,  den 
Westen  oder  die  Vororte  von  London,  um 
die  Provinz,  um  Ackerbau-  oder  Industrie- 
bezirke handelt.  In  letzteren  spielt  das  Vor- 
scliußgeschäft  im  offenen  Kontokorrent  eine 
große  Rolle.  Im  großen  Ganzen  halten  sich 
diese  Depositenb.  von  allen  gewagten  und 
spekulativen  Anlagen  fern,  und  das  hat  sehr 
dazu  beigetragen,  die  B.benutzung  zu  vei-all- 
gemeinern,  da  der  Deponent  nicht  fürchten 
muß,  daß  sein  Geld  durch  hasardartige  Ge- 
schäfte verloren  geht.  Den  genannten  B.  stellen 
zur  Seite  die  Wechselmakler  oder  Diskont- 
häuser (billbrokers  or  discount  houses;  ur- 
sprünglich reine  Makler,  treiben  sie  jetzt 
Geschäfte  auf  eigene  Rechnung).  Die  B. 
gehen  nicht  gerne  über  ihren» Kundenkreis 
hinaus;  wenn  sie  keine  Gelegenheit  haben, 
ihre  Fonds  an  ilire  Kunden  vollständig  aus- 
zuleihen, so  gelK?n  sie  diesen  Teil  an  die 
Wecliselmakler  oder  Diskonthäuser  weiter, 
diese  kaufen  dann  Wechsel  und  gelx»n  Lfnn- 
l>arddarlehen.  Andererseits  benutzen  die 
B.  aucli  die  Wechsel niakler  oder  Diskont- 
häuser, um  sicli  Mittel  zu  verscliaffen;  sie 
diskontieren  die  gekauften  Wechsel  bei  ihnen 
weiter  oder  borgen  Geld  von  ilmen  gegen 
Verpfändung  von  Weitj)apieren  und  Waren. 
Die  Diskonthäuser,  die  aucli  wieder  ihre 
iKJstinimto  Klientel  haben,  stellen  sich  so 
als  Kanäle  zur  besseren  Verteilung  dar.  In 
Zeiten  der  Krisf}n  haln^n  die  Diskonthäuser 
meist  sehr  knaj^iK?  Mittel,  sie  diskontieren 
dann  viele  Wechsel  Im  der  B.  von  Eng- 
land. 

Die  Scliwierif^keit ,  gute  Diskonten  in 
ausreicliendem  Maße  zu  erhalten,  hat  in 
neuerer  Zeit  übrigens  <lie  B.  veranlaßt,  auch 
Kapitalien  an  die  Fondsbörse,  sowie  auf 
liyfHitheken  (mit  baldiger  Tilgung)  aus- 
zuleihen.*) 

.Vußer  den  genannten  B.  kommen  weiter 

»)  EbersUidt  in  Schmollers  Jahrb.  27  (liX)8) 
S.  Ü07,  611. 


in  Betracht  die  Privatbankiers  (Bankers). 
Sie  sind  die  Nachfolger  der  alten  Croid- 
schmiede;  in  ihrem  Betrieb  gleichen  ne 
den  Depositenb.,  publizieren  sogar,  um  das 
Vertrauen  des  Publikums  zu  ^winnen, 
vielfach  monatliche  und  halbjäbrliclie  Aiu- 
weise ;  in  London  gehen  sie  zurück,  werden 
selbst  zu  Aktiengesellschaften  oder  von 
solchen  aufgesogen,  in  der  Provinz  aber 
nicht,  in  ihrer  untersten  Stufe  näheni  sie 
sich  wucherischen  Geldverleihem. 

Eine  andere  Gruppe  mit  wesentlich  ver- 
schiedenem Charakter  stellen  die  „fremdea 
Bankiers  und  Kaufleute^^  (forciga  baokers 
and  merchants,  auch  foreign  bill  brokeis 
and  mercliants  genannt)  dar.  Sie  heilen 
so,  weil  es  fast  ausschließlich  Firmen  nicht 
englischen  Ursprungs  sind,  die  meisten 
stammen  aus  Deutschland:  Rothschild, 
Baring  brothers,  Frederick  Huth  &  Ca, 
John  Henry  Schröder  &  Co.  eta  Die  Ge- 
schäfte, die  von  ihnen  betrieben  werden. 
sind  den  drei  ersten  Kategorieen  fremd.  Sie 
stützen  sich  vorwiegend  auf  eigenes  Kapital, 
besoiT^en  die  überseeische  Kreditvennittlung, 
soweit  sie  mit  Import  und  £x]X)rt  verknüpft 
ist,  den  An-  und  Verkauf  fremder 
Wechsel  (dei-selbe  findet  wöchentlich  zwei- 
mal auf  der  Royal  Exchange  statt),  die 
Plazierung  fremder  Anleihen  auf  dem  eng- 
lischen Geldmarkt,  das  gesamte  £delmetaU- 
geschäft  und  das  mit  Wechseln  und  Wert- 
papieren verknüpfte  Arbitragegeschäft 
Rothschild  nimmt  an  der  Export-  und  Im- 
j)ortkreditgewährung ,  die  überliaupt  sehr 
stark  an  die  nächstfolgende  Gruppe  über- 
gegangen ist,  nicht  teil,  pflegt  aber  die  übrigen 
Zweige. 

Endlich  spricht  man  in  England  von 
fremden  und  Kolonialb.  (foreign  and  colonial 
banks).  Es  sind  dies  B.,  die  ihren  Haupt-* 
sitz  in  Ijondon  und  Filialen  in  englischen 
Kolonieen  haben ;  sodann  B.,  die  umgekehrt 
ilii-en  }lau[)tsitz  in  einer  englischen  KoloDie 
und  eine  Niederlassung  in  London  haben 
((X)lonial  Ikinks) ;  ferner  B.,  welche  Hauptsitz 
rosi».  Niederlassung  in  fremden  (nicht  eng- 
lischen) überseeischen  Ländern  haben  (foreign 
banks).  Diese  B.  stützen  sich  auf  englisches 
Kapital  und  englische  Leitung.  Sie  übertraf 
entweder  das  Prinzi])  der  englischen  jomt- 
st(x:k  banks  auf  die  englischen  Kolonieen 
und  andere  überseeische  Länder  oder  sie 
intu^hen  aus  der  direkten  Fördenmg  de» 
WanMi  Verkehrs  eine  Spezialität,  pflegen  das 
Vorschußgeschäft.  Scliließlich  gehören  hier- 
her auch  die  ])urely  foreign  banka,  reine 
Fremdb.:  deutsche,  französische  und  andere 
B.  haben  Niederlassungen  in  London,  um 
die  Finanzierimg  des  überseeischen  Haodeb 
ihrer  Heimatländer  koulanter  zu  besoigea  ab 
die  englischen  Institute. 

Die  foreign  and  colonial    banks    sowie 
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die  merchant  bankers  kann  man  unter  dem 
Namen  Handels-  und  Ereditb.  zusammen- 
fassen. 

Ende  1905')  ffab  es  32  englische  Kolonialb. 
mit  Sitz  in  London  und  2136  Niederlassungen 
in  den  Kolonieen,  das  eingezahlte  Kapital  be- 
tmTlOMill.  M.,  außerdem  existierten  19  sonstige 
en^iiehe  Ueberseeb.  (foreini  banks}  mit  l7ö 
NiederltBsnngen,  ihr  eingezahltes  Kapital  betrog 
344  Mill.  M.  Der  purely  foreign  banks  waren 
«  8')  mit  1080  MiÜ.  M.,  darunter  die  deutsche 
B.  —  sie  arbeitet  in  London  mit  über  3ü0  An- 
geiteUten  —  die  Dresdner  B.,  die  Diskontoge- 
seÜKhaft  Sie  konkurrieren  stark  mit  den  eug- 
üsdieiiB. 

Neben  diesen  spricht  man  noch  von 
Rnance  Gompanies,  Promoting  Syndicates 
etc.  Ihre  Tätigkeit  entspricht  in  vieler 
BiDsieht  der  unserer  Emissions-  und 
Effektenb.,  sie  stehen  aber  nach  englischer 
AnfhssnDg  außerhalb  des  B.wesens.  Hypo- 
thekenb.  nach  deutschem  Muster  kennt  man 
in  England  nicht 

V.  Grandzage  der  geschichtlichen 
Batwiekelang  nod  vo&swirtschattliche 
BedeatoDg  des  B.weseos. 

1.  Schon  das  Altertum  hat  die  B. 
gekannt  Sicher  nachgewiesen  sind  solche 
oamentiieh  für  Babylon  (6.  Jahrh.  v.  Chr.), 
Griechenland  (4.  Jahrh.  v.  Chr.)  und  Rom 
(3.  Jahrh.  v.  Chr.). 

In  Babylon  führte  die  B.  Zahlungsauf- 
trSge  aiis,  nahm  verzinsliche  Depositen  an, 
gab  B.billets  (hudus)  aus,  die  auf  Pi*äsen- 
taüon  zahlbar  waren,  machte  Darlehen  gegen 
Schnidschein    und    Pfand    (namentlich    das  1 
antichretische  Pfand   war  häutig) ,  trat  als ! 
Mitschuldner  in  einen  Kontrakt  ein  (über- 
nahm also,  wie  wir  heute  sagen  würden, 
das  Delcredere) ;   sie  machte  im  Interesse , 
eines  Kunden  den  Zwischenkäufer,   wobei 
ein  Teil,  z.  B.   die  Hälfte  des  Kaufgeldes, 
als  Schuld   der   B.   stehen    blieb,    bis   der| 
^ahre  Käufer   bezahlt   hatte.     Auf   Grund  i 
fbrer  Geschäftskunde  wurden  die  Bankiers 
in  Babylon  auch  von  den  Parteien  benutzt, 
Vertrüge  abzufassen. 

In  Griechenland  gab  es  drei  Arten  von 
Bankiers.  Die  Trapeziten,  welche  namentlich 
Depoeiten  annahmen  und  im  Auftrag  daraus 
an  Dntte  zahlten,  daneben  auch  Urkunden 
verfaßten.  Urkunden  und  streitige  Summen 
aofhewahrten;  ferner  die  Geldwechsler*); 
«ndlich  solche  Geldwechsler*),   welche  wie 

'■  Die  Entwickelung  der  deutschen  See- 
mteretien  im  letzten  Jahrzehnt  Berl.  1905, 
8.  Ite,  1«6. 

.  '  Nach  einer  andern  Quelle  gab  es  1898 
a  LoDd<m  13  fremde  Institute  mit  2  Milliarden 
lifk. 

')  Sic    hießen :     äoyvoaiiotßoi ,     xoXXvßtaiaif 

*i  Sie  führten  die  Namen:  Sai'eiarai,  roxiarai. 


die  Trapeziten  auch  ausliehen,  und  zwar 
auf  kurze  Zeit  gegen  Faustpfand  oder,  wenn 
es  sich  um  industrielle  Unternehmungen, 
Häuser,  Grundstücke  handelte,  auf  längere 
Zeit.  Dem  Bankier  verfügbare  Geldsummen 
zu  übergeben,  soll  sehr  verbreitete  Uebung 
gewesen  sein.  Daß  das  Umschi^eiben  aiu 
Grund  der  Deposita  (Giro)  gang  und  gäbe 
war,  ersieht  man  daraus,  daß  dtayoü^eir 
die  Bedeutung  von  Bezahlen  erhielt.  Neben 
den  Piivatbankiers  gab  es  auch  Gesell- 
schaftsb.  und  Tempelb.;  man  hinterlegte 
bei  den  Tempeln  von  Delphi,  Ephesus,  den 
Tempeln  auf  Delos  und  Samos  usw.  gerne 
wegen  der  großen  Sicherheit;  die  Tempel 
ähnelten  den  B.,  denn  sie  liehen  die  Schätze 
vielfach  wieder  aus.  Ob  Griechenland  auch 
Staatsb.  gekannt  hat,  ist  zweifelhaft  In 
manchen  Städten  wurde  das  B.gewerbe  ver- 
pachtet. 

Das  römische  B.wesen  —  das  gleiche 
gilt  für  das  ägyptische  —  ist  augenschein- 
lich dem  griechischen  nachgebildet.  Auch 
die  Xamen  sind  analog :  argentarii,  mensarii, 
nummularii.  Die  Geschäfte  waren  ebenfalls 
ähnliche :  Geldwechseln  und  Kreditgeschäfte. 
Sie  nahmen  kurz-  und  langfristige  Deposita 
an,  leisteten  die  Garantie  für  fremde  Ver- 
bindlichkeiten,  machten  mit  den  fremden 
Geldern  Lombard-  und  Hypothekendarlehen. 
Auf  Grund  der  Deposita  leistete  der  Bankier 
Zahlung  an  Dritte  (man  nannte  dies  de 
raensa  solvere  gegenüber  de  domo  solvere); 
auch  die  Distanzzahlung  vermittelte  der 
Bankier  (permutatio).  Die  Umschreibung 
(transscribere,  porscril)ere)  auf  Grund  des 
Kontokorrentverkehrs  war  ebenfalls  ge- 
läufig. Ein  wichtiges  Nebengeschäft  der 
römischen  Bankiei-s  bildete  die  Ueber- 
nahme  von  Auktionen  gegen  Provision  und 
das  dazu  gehörige  Eintreiben  des  Kauf- 
geldes. 

2.  Das  Mittelalter  kam  über  die  im 
Altertum  schon  entwickelten  Formen  wenig 
hinaus.  Voran  stand  das  B.wesen  in  Italien. 
Eine  große  Rolle  spielte  besondei^s  auch  in 
Deutschland  das  Geldwechseln,  weil  die 
Münzgebiete  sehr  klein  waren,  die  Münzen 
fortwährend  geändert  wurden,  es  auch  viele 
abgenutzte,  beschnittene  und  falsche  Münzen 
gab.  In  den  italienischen  Städten  ent- 
wickelten sich  überall  die  campsores  oder 
cambiat4)i*es  zu  banclicrii,  d.  h.  sie  nahmen 
auch  Gelder  an  zum  Zweck  der  Aufbewah- 
rung und  Zahlungsleistung,  es  entstand  der 
Giroverkehr  (vgl.  diesen  Art.).  Die  italie- 
nischen B.  lielien  die  Gii-ogelder  in  der 
mannigfachsten  Weise  aus,  legten  sie  oft 
unbankmäßig  fest,  gewährten  den  einzelnen 
Kunden  sogar  Blankokredit,  d.  h.  ließen  ihn 
sein  Guthaben  überziehen,  liehen  auch  dem 
Staat.  Die  liäufigen  Zahlungsverlogenheiten 
der  B.   führten   zu  zahlreichen  gesetzlichen 
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Erlassen  und  schließlich  zur  Verstaatlichung,  auf  Anregung  des  Schotten  Law  in  Frank- 
Die  erste  öffentliche  Girob.  war  der  banco  reich  1716—20,  dann  in  Dänemark,  Nor- 
di  Rialto  1587  in  Venedig,  dem  verboten  wegen,  Schweden  etc.  üeborall  zeigte  sh^ 
wurde,  überhaupt  die  Girogelder  auszuleihen,  eine  mißbräuchliche  Anwendung  der  Noten- 
die  Umschreibung  geschah  kostenlos,  die  ausgäbe,  was  große  Erschütterungen  zur 
ganze  Zahlungseinrichtung  ging  sonach  auf  Fol^  hatte,  häufig  verwandelten  sich  die 
Kosten  des  Staates.  1619  wurde  als  zweite  B.  m  Anstalten  für  Ausgabe  von  staatUehem 
öffentliche  Girob.  der  banco  giro  gegründet,   Papiergeld. 

worauf  der  banco  di  Rialto  bald  ein^ng.  4.  Das  19.  Jahrh.  hat  das  B.weseo 
Die  neue  B.  sollte  keine  Geschäfte  treiben,  intensiv  und  extensiv  ausgestaltet.  Die 
lieh  aber  dem  Staat  bedeutende  Summen,  zahlreichen  Erfahrungen,  die  man  nament- 
wodurch  sie  in  ihrer  steten  Zahlungsfähigkeit  lieh  in  Krisen  gemacht  hat,  hi^n  die  rieh- 
sehr  geschwächt  war.  tigen    Grundsätze    gezeitigt,    die    bei   der 

Die  Einrichtung  der  italienischen  Um-  Leitung  der  B.  eingehalten  werden  mOssen, 
schreibeb.  übertrug  sich  auch  auf  andere  haben  die  Notenausgabe  zu  einer  Tolks- 
Teile  Europas.  Bekannt  sind  die  Girob.  wirtschaftlich  nützlichen  Einrichtuni^  um- 
Lübecks  (15.  Jahr.),  Amsterdams  (1609— 1819),  gestaltet.  Der  Scheckverkehr  und  die  A\h 
Hamburgs  (1619—1875),  Nürnbergs  (1621).  rechnung  der  B.  haben  enorme  Di mensioneii 
Auch  sie  haben  zeitweise  un bankmäßige  angenommen,  der  alte  Giroverkehr  hat  sich 
Ausleihungen  gemacht  und  sind  dadurch  namentlich  unter  dem  Einflufi  der  deatschen 
wiederholt  in  Verlegenheit  geraten.  Reichsb.  in  moderner  Weise  großartig  um- 

Keine  B.  waren  an  sich  die  montes;  eine  gebildet.  So  hat  der  Geldverkehr,  den  die 
Anzahl  Kapitalisten  trat  freiwillig:  oder  ge-  B.  vermitteln,  andere  oder  doch  verbesaerle 
zwangen  zusammen,  nm  ein  Darlehn  für  den  Formen  angenommen.  Daneben  sind  cani 
Staat  aufznbrmgen;  diese  Gesellschaften  er-  „^„e  Zweige  des  B.wesens  entstanden^ 
hielten  bestimmte  Emnahmezweige  tiberwiesen :  ^oo  T?ffl^bf^.,^«Kaf*  o«k^«  ;^  i-  ..1j 
doch  gab  es  solche,  welche,  A  die  casa  di  pasMektengeschäft,  schon  im  1/.  ui^ 
<tiorgio,  B.geschäfte  betrieben.  Bankähnliche  J 8.  Jahrh.  bekannt,  wird  doch  erst  im  19. 
Einnchtungen  waren  dagegen  stets  die  montes  Jaiirh.  ein  wirklicher  B.zweig:  dies  beachte 
pietatis,  die  im  15.  Jahrh.  in  Italien  zahlreich  mit  seineu  Verkelirsmitteln ,  mit  der  Koo- 
entstanden ;  diese  Kapitalistenvereinignngen  zentration  der  Produktion,  mit  dem  wachsen- 
batten  den  Zweck,  bedürftigen  Personen  Geld  den  Kredit  die  Voraussetzungen  für  das 
zu  leihen.  Beide  Formen  fanden  nördlich  der  Emissionsgeschäft  und  den  Handel  mit  B- 
Alpen  Nachahmung  die  montes  m  den  Insti-  festen.  Die  erste  B.,  welche  in  diesem 
tuten,  die  man  Land-  oder  Stadtbankos  nannte  y^^:„  ,i^„  c..K«.-a..rvi,«b*  iu^^  ts*;»^^» 
(z.  b:  Wiener  Stadtb.  von  1708),  die  montes  ^^f*^  ^^"  Schwerpunkt  ihrer  Tätigtet 
pietatis  in  den  Lehn-  oder  Leihb  (prenü.  B.  ?!',?H^® '  ^^Y^  ^^^  ?"*  niederländisch«! 
176i)— 180B).  KOnig    1822    gegrimdete    Societe   g^ntflde 

3.  Im  18.  Jahrh.  beginnt  eine  neue  <les  Pays-I^  pour  favoriser  Pindustrie  na- 
Eutwicklung  dos  B.wesens  sich  anzubahnen ;  tionale,  insbesondere  der  in  Paris  von  Isaic 
die  italienischen  Vorbilder  und  Traditionen  Pereire  1852  gegi-Ondete  Credit  mobüier, 
erblassen.  Holland  und  besonders  England  na^'li  dessen  Muster  auch  viele  deutsdw 
übernehmen  die  Fnhnmg.  Das  Depositen-  Emissionsliäuser  sich  bildeten  (DannstSdter 
Wesen  l>ekommt  eine  viel  größeie  Bedeutung  B.  für  Handel  und  Industrie  1853,  aUge* 
dadurcOi,  daß  der  Scheck  und  die  B.note  nieine  deutsche  Kreditanstalt  in  Leipag 
sich  entwickelten  (vgl.  Artt.  ,,Scheck"  und  1850,  der  schlesische  B.verein  18o(),  Beiiioer 
„Noten!).")  und  die  Ausgleichung  der  Forde-  Handelsgesellschaft  1856,  Berliner  Diskonto- 
ningen  unter  den  B.  sich  ausbildete  (vgl.  Art.  gesellschaft  1851  bzw.  1856,  Norddeutadie 
„Abi-echnuiigsstollen"  oben  S.  4fg.).  Die  hol-  B.  in  Hamburg  1856  eta).  Auch  die  be- 
ländischon  Kassierer,  die  englischen  Gold-  kamite  k.  k.  prov.  Kreditanstalt  in  Wieo 
schmiede  waivn  die  Bankiers,  welc^he  so  (1855)  entstammt  dieser  Zeit. 
eingritTen.  Von  großer  Btxloutung  wari  Nelxjn  diesem  Zweig  erlangten  auch  die 
ferner  die  Errichtung  der  B.  von  England  j  Hypothekenb.  und  I^fandbriefinstitute,  teils 
1604  und  von  Schottland  1(>1)5.    Sie  unter-  ^lt-'"i    Häuserbau,    teils   der    Landwirt» 


Land  Wirtschaft 

dienend,  erst  im  19.  Jahrh.  ihre  Ausbildung, 
wenigstens  gilt  dies  von  den  Aktienbypo- 
thekenb.,  von  denen  die  erste  in  Deutscli- 
land,     die    bayerische    Hypotheken-    und 


schieden  sich  von  den  städtischen  Ciin)b. 
des  Kontinents  schon  dadurch,  daß  sie  in 
Form      der     Aktiongesellsrhaft     gegründet 

wunlen,  dann  alK>r  auch  durch  die  Art  des   ^       -       -. — ^i — 

<los(^häftsl>etriebs.  Sie  dui-ften  in  j("iler  Wechsclb.,  im  Jalire  1835,  die  übrigen  ent 
P'orm  Kivdit  gek'ii  und  nehmen,  in  ihi-en  •  seit  den  sec-hziger  Jahren  entstanden.»)  Die 
Händen  bildete  sich  die  Noti'nausgabe  ei-st  oirontlichen  Melioi-ationsb.  setzen  meist  noch 
voll   und  ^anz  aus.     Diese  al»er  trug  dazu ;  «P^^lter  ein   (die  erste  Landeskulturrentenb. 

1mm,  den  B.einrichtungen   im   ganzen   Lind 

Vorschub  zu  leisten.  Auf  dem  Kontinent  i^  Die  Landschaften  nahmen  dagegoi  ihrai 
bildeten  sich  nun  el>enfalls  Notenb.,   zueret  1  Ausgangspunkt  im  18.  Jahrhondert 
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in  Dentschland,  die  sächsische,  wurde  durch 
Gesetz  vom  26.'XI.  1861  ins  Leben  gerufen, 
ihr  folgte  am  20./IIL  1880  die  hessische,  am 
22j  Vn.  1881  die  schlesische,  am  lO./X.  1881 
die  schleswig-holsteinsche,   am  14./II.  1884 
die   oldenburgische,    am   21^1  V.   1884   die 
bayerische,  am  17./VI.  1885  die  posensche) ; 
das  in   neuester  Zeit  enorm  in  die  Breite 
gdiende  genossenschaftliche  B.wesen  nimmt 
ebenfalls    erst    seit   den    fünfziger   Jahren 
%inen  Anfang,  die  Sparkassen  stammen  fast 
alle  aus  dem  19.  Jahrhundert,  die  das  B.- 
wesen in  gewisser  Hinsicht  beinahe  in  jedes 
Dorf    hinaustragenden    Postsparkassen    be- 
nnnen  erst  seit  1861  von  England  aus  ihren 
Lraf  diuch  die  Welt  zu  machen. 

So  kEmn  man  sagen,  das  B.wesen  hat 
eist  im  19.  Jahrh.  eine  das  ganze  wirt- 
schafüiche  Leben  durchsetzende  und  be- 
befischende  Bedeutung  erhalten ;  wir  könnten 
uns  die  heutige  wirtschaftliche  Struktur 
ohne  die  B.  gar  nicht  mehr  denken.  Sie 
sind  das  Herz  des  volkswirtschaftlichen 
Organismus,  wo  die  Kapitalien  hinströmen, 
um  von  dort  aus  dahin  sich  zu  ergießen, 
wo  man  neuen  Kapitals  bedarf.  Im  Jahre 
1890  wurde  die  B.kraft  der  Welt  von 
MnlWl  auf  rund  67  Milliarden  M.  1904 
TOD  dem  amerikanischen  Ck)mptrolier  of 
cuirency  auf  141  Milliarden  M.  geschätzt. i) 
Nach  dem  Deutschen  Oekonomist  gab  es  in 
Deutschland  1883  113  B.,  welche  Bilanzen 
publizierten,  mit  1248,7  Mill.  M.  Aktien- 
lapital  und  174,4  Mill.  M.  Resen^en,  1904 
waren  es  175  B.  mit  2966,9  Mill.  M.  Aktien- 
Icapital  und  784,5  Mill.  M.  Reserven. 

Wirken  die  B.  durch  ihre  Kapitalvermitt- 
Inng  befrachtend,  tragen  sie  bei  ziu-  Steige- 
nmg  und  Erhaltting  der  Produktivität,  so 
sind  sie  nicht  minder  wichtig  für  das  ganze 
ZabluDgswesen  im  Inland  und  gegenüber 
dem  Ausland,  Regelung  der  Zahlungsbilanz, 
Hilfe  in  Krisen;  sie  ersparen  der  Volks- 
TOtschaft  viel  Bargeld,  festigen  durch  fort- 
vähreode  Kontrolle  über  ihre  Kunden  den 
Kredit  etc.  Tom  allgemeinsten  Standpunkt 
kommt  auch  die  Versorgung  ärmerer  Völker 
mit  Kapital  in  Betracht.  Im  großen  Ganzen 
ascheinen  die  B.  als  nützliche,  wertvolle  Ein- 
nchtoogen.  Darum  ist  auch  das  B.geschäft 
on  aogesehenes,  während  es  auf  niederer 
virlsdiaftlicher  Stufe  vielfach  mißachtet  ist, 
|o  Orieeh^land  waren  die  Freigelassenen, 
io  Born  die  Christen,  im  Mittelalter  vielfach 
Juden  die  Bankiers ;  in  Holland  waren  noch 
1657  die  sog.  Tafelhalter  vom  Abendmahl 
>Q>C;enommen.     Doch  waren   die  Bankiers 

|)  Hierbei  sind  die  Bilanzen  publizierenden 
B.  oerttekiichtigt,  gerechnet  sind  die  eigenen 
KAptilieo,  Gewinne,  Depositen  und  B.noten. 
Ai«il  miort  of  the  oomptroller  of  the  currency 
flf  ^  Dnhed  States.   Dez.  5, 1904.  Vol.  I  S.  42. 

^PSncrbicli  der  VolktwlrUehaft.    II.  Aufl.    Bd  I. 


in  Venedig  im  15.  Jahrh.,  die  Trapeziten 
zu  Demosthenes'  Zeit  ebenso  angesehen  wie 
die  großen  Bankiers  in  der  Jetztzeit. 

Die  heutigen  Schattenseiten  des  B.wesens 
liegen  hauptsächlich  in  den  Zweigen,  die 
mit  den  Effekten-Gründungs-Ümwandlungs* 
geschäften  zusammenhängen;  hier  treten 
die  B.  vielfach  als  Führer  der  plutokrati- 
schen  Elemente  auf,  hier  sind  sie  die  Stütz- 
punkte der  Agiotage  und  des  Börsenspiels, 
fördern  zweifelhafte  Gründungen  und  ver- 
wegene Ringe  (Beispiel  die  Bolle  des  Comptoir 
d'Escompte  beim  Kupferring  1887 '89),  bringen 
bedenkliche  Papiere  unter  das  Publikum, 
lediglich  um  des  Emissionsgewinns  willen. 

Eine  in  der  jüngsten  Entwickelung  des 
B.wesens  besondel«  hervortretende  Erschei- 
nung sind  die  Konzentrationsbestrebungen. 
In  Deutschland  machten  sich  diese  erstmals 
1870 — 97  geltend  und  zwar  damals  in  Form 
von  Kapitalserhöhungeu  einzelner  Institute 
und  Begründung  von  Kommanditen,  Filialen, 
Agenturen  und  Depositeukassen ;  bei  der 
1897/99  und  wiedenim  besonders  stark 
1902/5  einsetzenden  Bewegung  tritt  mehr 
die  Aufsaugung  von  Privatb.  und  die  Schaf- 
fung dauernder  Interessengemeinschaften  in 
den  Vordergrund,  die  sich  im  Wege  der 
Gründung  von  Tochter-  und  Trustgesell- 
schaften, des  Erwerbs  von  Aktien  anderer 
B.,  des  Aktienumtausches  oder  auch  eines 
bestimmten  Yertragsverhältnisses  vollzogen 
hat.  Es  sind  so  namentlich  vier  große  B.- 
gi-uppen  entstanden  (die  der  Deutschen  B., 
der  Diskontogesellschaft,  der  Interessenge- 
meinschaft Dresdner  B.  —  Schaaff  hausen  scher 
B. verein  und  der  Darmstädter  B.),  die 
einen  mächtigen  Einfluß  liaben.  Diese 
gewaltige  Konzentration  ist  nicht  in  jeder 
Hinsicht  erfreulich,  entspricht  aber  dem 
Zug  zum  Großbetrieb  im  modernen  Erwerbs- 
leben und  den  gesteigerten  Anforderungen 
der  nationalen  AVirtschaften  im  internatio- 
nalen Wettbewerb  und  wurde  in  Deutsch- 
land auch  durch  die  Börsen-  und  Börsen- 
steuergesetzgebung nocli  erheblich  beschleu- 
nigt. In  Oesterreich  sind  die  Privatbankiers 
ebenfalls  in  raschem  Verschwinden  begriffen, 
in  England  und  Wales  macht  sich  beson- 
ders bei  den  Depositenb.  die  Konzentration 
geltend  und  begann  schon  in  den  1830er 
Jahren,  setzte  dann  wieder  ein  seit  1877. 
Von  1}^77— 1904  sind  dort  nicht  weniger 
als  224  B.  von  anderen,  heute  noch  be- 
stehenden absorbiert  worden.  Die  Lloydsb. 
hat  allein  1884—1904  nicht  weniger  als 
35  andere  B.  aufgesogen.  15  B.  in  England, 
7  in  Schottland  und  2  in  Irland  haben  be- 
reits heute  je  über  100  Filialen,  die  London 
City  und  Midland-B.  steht  mit  447  an  der 
Spitze.*) 

M  Jaffe,  Die  Konzentration  des  B.wesens  in 
England.    B.archiv  4  (1905)  Nr.  7  S.  101  f. 
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W.  B.ge0etzgebii]ig. 

Da  die  B.  ihren  Grundzweck  in  den 
Kreditgeschäften  suchen  und  selbst  viel 
fremdes  Kapital  verwenden,  so  spielt  das 
Vertrauensmoment  eine  sehr  gro&ö  Rolle; 
ein  Yertraiiensmißbrauch  affiziert  hier  die 
weitesten  Yolkskreise;  das  hat  auch  immer 
dazu  geführt,  daß  der  Staat  eingriff,  bald 
präventiv,  bald  repressiv. 

So  haben  schon  die  römischen  Gesetz- 
eeber das  Publikum  zu  schützen  gesucht; 
die  Argentariersozietäten  mußten  dem  Publi- 
kum solidarisch  haften,  der  Argentarius 
durfte  nur  den  Saldo  gegenüber  seinen 
Kunden  einklagen;  in  der  Kaiserzeit  traf 
man  Vorkehnmg,  daß  .der  Bankier  bei 
filialen  sich  nicht  dem  Gericht  der  Haupt- 
niederlassung entzog,  man  räumte  den  Depo- 
nenten im  Konkurs  ein  Vorzugsrecht  ein 
und  unterwarf  Oberhaupt  die  Bankiers  der 
Staatsaufsicht 

Im  Mittelalter  finden  wir,  daß  die  italie- 
nischen Städte  fortwährend  gegen  die  auf- 
tretenden Mißbräuche  und  Zahlungsein- 
stellungen der  B.  ankämpften.  Meist  mußten 
die  Bankiers  eine  Kaution  hinterlegen  und 
schwören,  daß  sie  iliren  Verpflichtungen 
stets  gerecht  werden  wollten;  die  Richter 
waren  nicht  selten  mit  der  laufenden  Auf- 
sicht über  die  B.  betraut.  Viele  Detail- 
bestimmungen über  einzelne  Geschäftsformen 
wuitlen  erlassen.  Aehnliches  zeigt  sich  bei 
den  späteren  Girob. 

Die  moderne  Zeit  liat  in  bezug  auf  das 
B.wesen  in  weitgehendem  Maße  den  Ginind- 
satz  der  Freiheit  acceptiert,  namentlich  gilt 
dies  für  die  Errichtung  von  B. ,  nachdem 
das  früher  übliche  Konzessionspriuzip  ge- 
fallen ist 

Eine  Ausnahme  machen  allerwärts  die 
Notenb.,  bezüglich  derer  eine  detaillierte 
Gesetzgebung  sich  herausgebildet  hat  (vgl. 
Art.  „Notenb.");  der  Geldcliarakter  der 
B.note,  die  in  alle  Schichten  des  Volkes 
dringt,  sowie  die  wichtigen  volkswirtschaft- 
lichen Aufgaben,  welche  die  Notenb.  erfüllen 
können  und  sollen,  machen  das  gesetzliche 
Eingreifen  hier  unerläßlich.  Auch  bei  den 
Sparkassen  fehlt  es  nicht  an  zalüreichen 
Spezialgesetzen  und  Verordnungen  zum 
Schutz  derer,  die  ilu^  Spargroschen  denselben 
anvertrauten  (vgl.  Art.  .,Sj>arkasscn*'  und 
M.  S  e  i  d  e  1 ,  Das  deutsche  S|>arkassen wesen, 
Berlin  1896). 

Für  die  Hypothekenb.,  die  mit  der  Aus- 
gabe ungedeckter  Pfandbriefe  großes  Unheil 
anrichten  können,  hat  man  in  Deutschland  in 
dem  Hypotliekenb.ge8etz  vom  18./ VII.  1899 
eine  Reihe  von  Maßregeln  getroffen,  welche 
die  Pfandbriefinhaber  zu  schützen  geeignet 
sind  (vgl.  Art  „Hyi>othekenaktienb."). 

In  neuester  Zeit  macht  sich  das  Bestreben 


geltend,  auch  andere  Zweige  des  B.^ 
von  Mißbräuchen  zu  befreien.  In  dieser  BidH 
tung  lie^  z.  B.  die  Regelung  der  Haftungt- 
verhältmsse  bezüglich  der  bei  B.  so  oft  tot- 
kommenden  Effektendepots  (vgl  Art  ,4)epolr 
geschäfte"),  die  Regelung  des  Euuiuasioiifr- 
Wesens  (vgl.  diesen  Art.  u.  Art  „Bfinen- 
wesen^'),  die  £inschränkimg[  des  BOnen» 
Spiels,  insbesondere  der  instigierenden  Tätig- 
keit, welche  die  B.  als  Kommissionftre  aus- 
zuüben pflegen  (vgl.  Art  „BörseDweeeii^^ 
Auch  die  Bestimmung  des  deutschen  Ge- 
setzes betreffend  Gesellschaften  mit  be* 
schränkter  Haftung  vom  20./TV.  18Ö2,  wo- 
nach B.,  die  diese  Gesellschaftsform  an- 
nehmen, zur  Publikation  ihrer  Bilanz  w- 
pflichtet  sind  (§  42,  Abs.  4),  während  fOr 
andere  Untemehmimgen ,  die  diese  Gesell- 
schaftsform haben,  dies  nicht  ^t,  yetäiaoi 
flüchtig  berührt  zu  werden,  insofern  hier 
zum  Ausdruck  kommt,  daß  eine  öffentUdie 
Kontrolle  gegenüber  B.  als  BedQrfois  emp- 
funden wird. 

Sehr  erwägenswert  ist,  ob  nicht  auch 
I  den  B.«  welche  Deposita  annehmen  und  ein 
'  weitgehendes  Maß  von  Vertrauen  bean- 
spruchen, indem  sie  ohne  jede  Sicherheit 
und  öffentliche  Kontrolle  diese  Gelder  be- 
nutzen, entsprechende  Pflichten  auferlegt 
und  in  ihre  (leschäftsgebarung  ein  EinHiA 
ermöglicht  werden  sollte.^) 

In  England  ist  es  seitens  der  Privathankiwi, 
die  das  Depositengeschäft  ^fLegen,  mehr  m 
mehr  üblich  geworden,  freiwmig  den  Statu 
zu  pnblizieren,  am  die  Konknrreni  mit  im. 
Jointstockb.  bestehen  sn  können.  In  Denti^ 
laud  haben  bei  Beratung  des  Depotgetetoii 
Arnim  und  Genossen  in  der  ReictutagtkoB- 
mission  einen  Entwarf  eingebracht,  der  wt 
den  B.,  die  Bardepositen  annehmen,  rieh  ke- 
I  schäftigt.  Danach  sollten  anter  anderen  B. 
und  Kanfleate,  welche  die  Verwaltung  fremder 
Gelder  gewerbsmäßig  betreiben  —  maßgebod 
hierfür  soll  sein,  daU  die  B.  oder  der  Kanfntn 
im  Jahresdurchschnitt  fremde  Gelder,  wekht 
die  Hälfte  seines  verantwortlichen  Kapitrii 
übersteigen,  im  Besitz  hat  —  vierteljikilkh 
näher  detaillierte  Bohbilanzen  publiaierea,  in* 
sofern  sie  Gründungen  und  Untemehmna|ia 
für  eigene  Rechnang  ins  Leben  mfen  oder  flck 
an  von  Dritten  ins  Leben  gernfenen  Uatar 
uehmnngen  beteiligen,  Spekalationageschäfle  fir 
ei^ne  oder  fremde  Kechnnng  betrriben.  fIr 
reme  Depositeub.  —  im  Gegenmta  an  des  ftt^ 
stehend  charakterisierten  B.  mit  gendie* 
B.tätigkeit — waren  NormatiTbeBtimmnngM 
geschlagen,  dnrch  welche  diesen  ähnlkht 
den  Notenb.  der  zulässige  Geschiftikrui 
gegrenzt  nnd  monatliche  Publikation 
Status  auferlegt  werden  sollte ;  Emiarionen 
Beteiligung  an  solchen  sollten  ihnen 


')  Wenig  verspricht  sich  davon  DionBTpBy 
Entwicklungsgeschichte   der  dantaoben 
S.  119),  hält  aber  doch  ehie        '       ' 
sierung  der  B.  in  ihren  Gesd 
nötig  und  macht  Vorschläge  hittcflr. 
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sein,  insoweit  deatache  Staatspapiere  und  andere 
mit  pnpillarischer  Sicherheit  ansgestattete  Werte 
in  tfetracbt  kommen. 

Der  Reicbstag  hat  yorerst  die  Materie  nicht 
geregelt,  aber  den  Bdchskanzler  ersncht,  „in 
Stekaiebt  darauf,  daß  die  gewerbsmäfiige  Ver- 
wendnng  fremder  Gelder  seitens  der  B.  und 
Kaaflente  Sicberbeitsmaßregeln  für  das  mit 
Sinlagen  solcher  Art  beteiligte  Publikum 
dringend  erfordert,  die  Frage  einer  Prüfung 
za  nnterzieben,  wie  solche  SicherheitsmaLregeln 
getroffen  werden  können,  und  eyentuell  unter 
firwig^ong  der  in  dem  Entwurf  und  seiner 
Begrftndung  dargetofflen  Gesichtspunkte')  ein 
beiügliches  Gesetz    baldtunlichst  vorzulegen**. 

Zn  einer  solchen  Vorlaj^  ist  es  nicht  ge- 
kommen,  das  Interesse  hierfür  ist  auch  fast 
ganz  erloschen. 

In  besojp  anf  das  A  u  8 1  a  n  d  müssen  detaillierte 
Angaben  hier  entftülen;  doch  mag  auf  das  Züricher 
6.  ▼.  Sl.'V.  1896  hingewiesen  sein,  welches  die- 
jenigeB,  die  ffewerbsmäfiig  den  Verkehr  mit 
Wertpapieren  betreiben  oder  vermitteln,  einer 
staaüicben  Kontrolle  unterwirft;  vgl.  §  1,  4, 36. 

liUrmtar:  Merkel,  Du  Banken  im  Altertum, 
B.  <L  St.,  f.  At^.,  Bd,  II  (1899),  S.  161,  — 
lÜQMmey  Da»  venettanUcke  Bankwesen  im  I4.,  15., 
16.  Jahrk.,  Jakrb./.  H.  u.  SL  S4  (1879)  Ä.  S29.  — 
C  F.  jFerruriMf  Prindpii  di  eeietua  banearia. 
Mailand  1892,  —  Courceüe-SeneuU,  Traue 
tkeor,  €i  praL  de*  operationM  de  banque  8,  id. 
Tteue  par  Liteie,  I^Mria  1899,  —  Deraelbe,  Lee 
<^^erati4mM  de  banque,  Paris  1896,  —  E€iston, 
Banks  and  banking,  London  1896.  —  Ad, 
Wagner,  Das  Bankwesen,  in  Schönberg's  Handb. 
d.pol.  Oekon.,  S.  Avß.,  Tübingen  1890,  S.  41^ fg. 

—  J.  W.  GUbart,  The  history,  principles  and 
froeiits  0/  banking,  London  1901.  —  A,  E, 
Sttißoue,  Les  banques  de  depot,  les  banques 
it  credit  et  les  sociHcs  ßnaneieres,   Paris  1901. 

—  F,  Leitner,  Das  Bankgeschäft  und  seine 
Ttchnik,   Franlrfurt  a.  M.   1908;   2.    Aufl.   1905. 

—  Ol  WareehoMer,  Physiologie  der  deutschen 

Banken,  BerUn  1908.  —  Q.  Obst,  Geld-,  Bank- 

«W   BSrsentcesen ,    2.  Aufl.,    Leipsig   190S.    — 

&  BmJV  ^^  Kontokorrentgeschäft  im  deutschen 

Buikgnperbe,   StuUgart  I904.    —    Jajf4,    Das 

e^tiieks   Bankwesen  ^    Leipsig   1906.   —  John 

B,  MarHn,  The  evolution  of  our  (English)  banking 

sfHm,  Economic  Journal  1  (1891)  S.  589.  —  Cäsar 

Straurn,  Unser  Depositengeldersyetem  und  seine 

(a^Mfvii.     Ein  Vorsehlag  zur  Abhilfe,    Frank- 

>rl  0.  if.  189»,  —  Neumann^Hofer,   Depo- 

fiksgnekB^  und  Depositenbanken,  Leipsig  1894. 

—  JU  Ekereiadt,    Depositenbankwesen    und 

SAeekterkekr  in  England,   6chmoller*s  Jahrb., 

^  17  (1908),  S.  246,  —  Warsehauei*,   Das 

^^*fetil^bankwtsen  in  Deutsehland  mit  besond. 

^ftiUktiehtigung  der  Spareinlagen,  Jahrb.  f.  y. 

«•  &,  m.  F.,  Bd.  f  7  (1904),  ^'  4H'  —  ^^' 

^^^,    Depositenbanken    und    Üpekulations- 

*■»*»,  Leipsig  190t,  —  Schnapper,  Zur  Eni- 

v^wijf    des    engÜsehen    Depositenbankwesens, 

Ahdb-  voiksw.  Studien  1900,  Htft  1.   —  </. 

'Ifiiffe,   Qründwng  und  Geschichte  des  Cridit 

^kr,  TMngen  1908,  —  Model^Loeh,  Die 

fi^  Berliner  Ijfektenbanken,  Jena  1896.   — 

^  Loeb,  Die  Berliner  Großbanken  in  den  Jahren 

*)  TerL  des  Beicbstagt  1895/6  Nr.  342  S.  1766  f. 


1895  bis  1902  u.  die  Krisis  der  Jahre  1900  u,  190i 
(Sehr,  d.  Ver.f.  Sozialpol.,  Bd,  110,  Leipzig  1908), 

—  H.  Sattler,  Die  Effektenbanken,  Leipzig  1890, 

—  E,  Heinemann,  Die  Berliner  Großbanken 
an  der  Wende  des  Jahrh.,  Jahrb,  f.  N.  u.  St,, 
III,  F.,  Bd.  20,  (1900)  S.  86.  —  O.  Jeidels,  Das 
Verhältnis  der  deutschen  Großbanken  zur  Industrie 
mit  bes.  Berücksichtigung  der  Eisenindustrie, 
Leipzig  1905.  —  IL  Steinbach,  Die  Verwaltunge- 
kosten der  Berliner  Großbanken,  Schmoller*s  Jahr- 
buch 29  (1905)  S.  141.  —  R.  Rosendorff,  Die  deut- 
schen Banken  im  überseeischen  Verkehr,  SchmoUer^s 
Jahrb.  28  (1904),  ä'.  98  f.  —  Äf.  Jörgens, 
Finanzielle  Trustgesellschaften,  Stuttgart  1902.  — 
SteelCf  Bank  amalgamations.  Economic  Journal 
Vol.  VI,  (1896jS,540.  —  Goidschmidt,  Die  Bank- 
gruppen, 3Iainz  1904,  —  -K.  Fletschhammer, 
Zentralisation  im  Banktcesen  in  Deutschland, 
Schmoller's  Jahrb.  25  (1901),  S.  241.  —  Riesser, 
Zur  Entwicklungsgeschichte  der  deutschen  Groß- 
banken, mit  bes.  Bücksicht  auf  die  Konzeniraiions^ 
bewegitngen,  Jena  1905.  —  P.  WiUlich,  Die 
Konzentration  im  Deutschen  Bankwesen,  Stutig. 
1906.  —  V,  Poschinget*,  Bankwesen  und  Bank- 
poiitik  in  Preußen,  8  Bde.,  1878179.  —  Derselbe, 
Die  Banken  im  Deutschen  Beieh,  Oesterreich  und 
der  Schweiz  L,  IL  Jena  1877,  —  F.  Heckt, 
Bankwesen  und  Bankpolitik  in  den  siidd,  Staaten 
1819—1875,  Jena  1880,  —  Derselbe,  Die  Mann- 
heimer Banken  1870 — 1900,  Leipzig  1902,  —  E, 
Herz,  Die  Banken  der  Pfalz  und  ihre  Beziehungen 
zur  PfäizeT  Industrie,  Würzburger  Dissert,  1904. 

—  Lumm,  Die  Entwicklung  des  Bankwesens  in 
Elsaß-Lothringen  seit  der  Annexion,  Jena  1891, 

—  R,  Banck,  Geschichte  der  sächsischen  Banken 
mit  Berücksichtigung  der  Wirtschaftsverhältnisse. 
Berl.  Dies.  1896.  —  A.  Schulze,  Die  Bank- 
katastrophen in  Sachsen  im  Jahre  1901.  Tüb.  1908. 

—  Ad,  Weber,  Die  rhein.-westfäl.  Provinzial- 
banken  u.  die  Krisis  (Sehr.  d.  Ver.  f.  Sozialp. 
Bd.  110,  Leipzig  1903.)  —  Limburg,  Die  kgl. 
Bank  zu  Nürnberg  in  ihrer  Entwicklung  1780  bis 
1900,  in  Schanz*  Wirtschafts-  u.  Verwaltungs- 
studien, Bd.  18,  Leipzig  1908.  —  „Die  Dishmto- 
gesellschc^ft  1851 — 1901.**  Denkschr.  zum  50 jähr. 
Jubü.  Berlin  1901.  —  O,  Lindenberg,  50  Jahre 
Geschichte  einer  Spekulationsbank,  Berl.  1908,  — 
K,  S$eiHet*t,  Zur  Geschichte  d.  Württembergischen 
Vereinsbank,  SchmoUera  Jahrb.  29  (1905)  S.  911  f. 

—  Riga,  Da«  Bankwesen  Japans.    Leipz.  1904. 

—  Bankarchiv,  Zeitschr.  für  Bank-  und  Bihrsen- 
wescn,  Berlin  1901  fg.  G.  Schanz, 


Bannmeile. 

Das  Institnt  der  B.  (vgl.  Artt.  „Bürger, 
Bürgertum",  „Bürgerrecht")  schließt  den  Betrieb 
gewisser  Gewerbe  in  einem  bestimmten  Um- 
kreis um  die  Stadt  zu  deren  Gunsten  aus.  Be- 
sonders hänlig  bezieht  es  sich  auf  die  Brauerei, 
aber  auch  auf  audere  Gewerbe,  z.  B.  den  Aus- 
schank von  Getränken,  die  Weberei,  mitunter 
auch  sämtliche  Gewerbe.  Oft  schlieUt  das  B.recht 
das  betr.  Gewerbe  nicht  vollständig,  sondern 
nur  bestimmte  Arten  desselben  (z.  B.  feinere 
Weberarbeiten)  aus.  Die  räumliche  Ausdehnung 
der  B.  ist  keineswegs  immer  die  einer  Meile, 
knüpft  vielmehr  oft  an  vorhandene  Grenzen, 
z.  B.  die  eines  landesherrlichen  Amtsbezirkes, 
an.    Die  Bannrechte  stehen  in  einem  gewissen 
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Zusammenhange  mit  dem  Zunftzwang.  Indessen 

ist  man  in  nenerer  Zeit  selbst  in  solchen  Staaten, 

^e  den  Zunftzwang  noch  festgehalten  hatten, 

zn  ihrer  Aufhebung  geschritten. 

Litenitar :   Vgl.  außer  der  Literatur  zu  den  Artt. 

„Bürger,  Bürgertum",  „Bürgerrecht"  u.  „Zänfle" 

Benedict,  Der  Zunftzwang  und  die  Bannrechte, 

Leipzig  18S5,  sowie  die  älteren  Darstellungen  des 

deutschen  Privairechts.  Q,  v,  Below, 


Bannrechte  s.  Zwangs-  il  Bannrechte. 
Bannwalder  s.  Forsten. 


Barbfes,  Armand, 

geb.  I87IX.  1809  zu  Pointe-i-Pitre,  gest.  im 
Haag  26./yi.  1870;  s.  Art.  „Sozialdemokratie"*. 

C,  Orünherg, 


Bastiat,  Fr^d^ric, 

geb.  am  30./VT.  1801  zu  Bajonne,  gest.  in  Rom 
am  24./XII.  1860. 

Volkstümlicher  Interpret  wirtsehaftsjioli- 
tischer  Zeit-  und  Streitfragen  in  den  Kreisen 
der  französischen  Bourgeoisie,  Anhänger  Cobdens 
und  der  Wirtschaftspolitik  der  Manchesterschule. 

Von  seinen  Schriften  sind  besonders  zu  nennen : 
€ohden  et  la  ligue,  ou  Tagitation  anglaise  pour 
la  libert^  des  Ichanges,  Paris  1849;  Sophismes 
^conomiques,  Paris  1850  (eine  Streitschrift  gegen 
die  Schutzzöllner);  Harmonies  6conomiques, 
Paris  I8ÖO.  LipperU 


Bandrillart,  Henri  Joseph  L^on, 

Professor  der  politischen  Oekonomie  und  Mit- 
glied der  Acad^mie  des  sciences  morales  et 
politiques,  geb.  am  28.1X1.  1821  und  gest.  am 
24./I.  1892  in  Paris. 

Von  seinen  zahlreichen  Schriften  genügt  es 
hier  anzuführen:  Jean  Bodin  et  son  temps  etc., 
Paris  1803  (Preisschrift} ;  Histoire  du  luxe  prive 
et  public  depuis  l'antiquite  jusqu'ä  nos  jours, 
4  vols.,  Paris  1878—1880;  Lea  _population8  agri- 
coles  de  la  France,  s^r.  I— III,  Paris  1888-1893. 

lApperU 

Baner. 

A.Deutschland.  I.  Die  Urzeit  (die  Zeit  der 
ersten  Ansiedelung  vor  und  nach  der  Völker- 
wanderung). II.  Die  Entstehung  der  Großgrnnd- 
herrschaften  und  der  Villikationsverfassung  seit 
der  Karolingerzeit.  HL  Die  Auflösung  der  Villi- 
kationen  in  Nord  Westdeutschland  im  12.  und 
13.  Jahrb.  IV.  Die  Erstarrung  der  Villikations- 
Terfassung  in  Süd  Westdeutschland.  V  Die 
Kolonisation  der  Slayenländer  und  die  Ausbil- 
dung der  gutsherrlichen  Verfassung  im  nord- 
östlichen Deutschland.  VI.  Der  deutsche  B  stand 
im  18.  Jahrh.  Tor  der  Befreiung.  B.  Ausland. 
1.  Frankreich.    2.  England. 

A.  Deutschland. 
L  Die  Urzeit  (die  Zeit  der  ersten  An- 
siedelung  vor   und   nach    der  Völker- 
wanderung). 

Die  Geschichte  des  B.8tandes  beginnt  in 
Deutschland    wie   anderswo   mit    der  An- 


siedelung,  d.  h.   mit  dem  Uebei^gan 
seßhaften    Ackerbau   mit   fester   Ad 
privater  Sonderwirtschaft,  privatem 
besitz,  so  daß  uns  als  erste  Frage 
deutschen     Agra^eschichte     ent^^ 
Wann  hat  dieser  Prozeß  in  Deutscnlac 
vollzogen?    Wie  es  scheint  in  der  I 
zwischen  Cäsar  und  Tacitns,  als  dui 
Schließung  der  römischen  Orenze  im  1 
gegen  die  Einfälle  der  Germanen  ui 
starke  Zunahme  der  Bevölkerung  im 
eine    intensivere    wirtschaftliche    Tä 
notwendig  wurde. 

Bei  Cäsar  haben  wir  in  seiner  Schü 
der  Sneven  noch  ganz  den  Zustand  dei 
nomadentums  mit  überwiegender  Viehaui 
wenig  Ackerbau  auf  beschränktem  Gebie 
Sondereigentum  und  Sonderwirtschaft  d 
zelnen,  in  ^Feldgemeinschaft**,  d.h.  gemeii 
Betrieb,  mit  jährlichem  Wechsel  derNiederl 
Allerdings  ist  auch  bei  Tacitns  der  Ac 
keineswegs  die  im  Vordergrund  stehend 
Schaftsform,  seine  Bedeutung  für  die  Em 
des  Volkes  gering,  Jagd  und  Weidewii 
noch  immer  die  Hauptsache,  aber  wir 
doch  bereits  SeUhaftigkeit  und  bis  auf  vi 
feste  Wohnsitze,  kein  jährliches  Wechsc 
selben  mehr,  sondern  feste  Standorte  des 
baues  und  Ackerfluren,  nur  mit  jih 
Wechsel  des  Pfl Unlandes,  und  Sonderwirt8< 
Und  zwar  scheint  Tacitns  in  dem  beri 
Kap.  26  der  Germania  gerade  diesen  1 
jener  Zeit  allmählich  vollziehenden  Proi 
ersten  festen  Ansiedelung,  der  Seßhaftw 
zu  schildern.*) 

In  welchen  sozialen  Formen  ist  ni] 
dieser  üebei^ng  zur  Seßhaftigkeit  < 
wie  w^ar  die  Verfassung  der  ersten  deu 
B.?  Die  herrschende  Anschauung  i 
folgende : 

Die  Okkupation  des  heimatlichen  Bod 
folgte  in  der  Urzeit  durch  Völkerschi 
kleine  staatliche  Körper  von  höchstens  90- 
Seelen.  Diese  bestanden  aus  einer  Ajisi 
Hundertschaften,  diese  Hundert» 
in  der  Regel  aus  etwa  120  Familiei 
nebst  Angehörigen:  sie  beruhten  auf  c 
sprünglichen  Grundlage  der  gemeinsam 
stammuug. 

Bei  kriegerischer  Okkupation  einer 
Heimat  wurde  der  Boden  durch  die  H 
schaftsältesten  an  die  einzelnen  Hundert» 
zur  Nutzung  verteilt,  und  längere  Zeit, 
während  der  ganzen  nomadischen  Periode 
selten  die  einzelnen  Hundertschaften  am 
Revieren  des  Völkerschaftsgebietes  von  J 
Jahr.     So  noch  zu   Cäsars  Zeit.     Sobal 

*)  Die  hier  gegebene  Auslegung  der  d(l 
Nachrichten  Cäsars  und  Tacitus'  ist  kein 
unbestritten,  sie  kann  aber  an  dieser 
namentlich  in  ihrer  Abweichung  von  den  d< 
Untersuchungen  und  Auslegungen  I 
brands  (Recht  und  Sitte  etc.),  Wil 
(Die  wirtschaftliche  Kultur  der  Deattdi 
Zeit  Cäsars)  und  Max  Webers  (DerSti 
den  Charakter  der  altgermanischtn  8m 
fassung)  nicht  näher  bei^^det  werden. 
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der  Weidewirtschaft  ein  irgend  intensiverer 
Ackerbaa  zur  Seite  trat,  mußte  dieser  Wechsel 
tofliöien.  Es  erfolgte  die  Festsetzung  der  Hnn- 
dertBcbaft  in  einem  bestimmten  Gebiete  des 
ViAkenchaftsbezirkes.  So  zn  Tacitns*  Zeit.  Am 
S^oß  des  1.  Jahrb.  nach  Chr.  saß  also  die 
Hundertschaft  fest  in  einem  bestimmten  Ge- 
biete. Die  Handertschaft  hielt  aber  als  solche 
unlcbst  das  Eigentum  an  allen  gemeinsam 
geiititen  Flächen,  Wald,  Weide  nnd  anfangs 
anch  Aeckem  fest.  Nur  die  Hofraiten  wurden 
figentnm  der  Besitzer,  und  die  einzelne  Dorf- 
cemdiide  entwickelte  an  den  Ton  ihnen  zeitweilig 
iebnten  Aeckem  ein  zeitweiliges  Nutznngs- 
lecht  Allmählich  befestigte  sich  aber  dieses 
Nntnogirecht  an  den  Feldäckem.  Je  mehr 
sieh  fflr  sie  eine  bestimmte  Felderwirtschaft 
eitwidelte,  um  so  mehr  gingen  sie  aus  dem 
Ei^tUD  der  Hundertschaftsmarkgenossenschaft 
in  dis  Eigentum  der  Dor^emeinde  über. 
Gleicfazeitig  entwickelte  die  Dorfgemeinde  an 
des  ihren  Feldern  zunächst  gelegenen  Teilen 
derHimdertschaftsmark  in  Weide  und  Wald  ein 
Biberes  Nutzungsrecht  als  die  sonstigen  Genossen 
derHimdertschaftsmark,  nnd  anch  dieses  Recht 
Tentirkte  sich  allmählich  zu  Dorf  gemeineigen. 
DiBit  war  eine  Dorfmark  gewonnen,  und  die 
DofgemeindealsDorfmarkgenossenschaft 
is  weteatlichen  Beziehungen  aus  der  Hundert- 
xbiftamarkgenossenschaf t  ausgeschieden :  die 
Wdterbildong  der  Wirtschaftsverfassung  des 
glitten  Landes  ging  an  die  Dorfmarkgenossen- 
Mkiftm  Aber.  Wie  die  Völkerschaft  die  Besitz- 
nabme  der  Hundertschaft  geregelt  hatte,  so 
regelten  diese  die  Besitznahme  der  Dorfgenossen- 
9wen,  nnd  die  Dorfgemeinden  bestimmten 
«iedemm  in  gleicher  Weise  die  Besitznahme  der 
FaailienTäter.  Maßgebend  für  die  Besitznahme 
war  dabei  durch^hends  der  militärisc he  Ge- 
nchtiponkt  gleicher  und  gerechter  Beutever- 
teünn^.  Jede  Hundertschaft  erhielt  gleiche 
Nntiong  Tom  Volk,  jeder  Krieger  mit  seinen 
^^iben  Ton  der  Hundertschaft  oder  dem  Dorfe 
(Uaprecht). 

Dies  ist  die  sog.  „volkstümliche 
<iejitsche  Siedelung",  welche  nach 
Mdtzen  in  dem  kleinen  Gebiet  von  Mittel- 
iwrddeQtschland  zur  Ausbüdung  gelangt  ist, 
wo,  soweit  historisch  bekannt,  nur  deutsche 
Vcikerschaften  gesessen  haben,  und  welche 
sich  TOD  da  aus  überallhin  mit  den  deutschen 
Ewberungen  verbreitet  hat  (Siehe  Art 
-•Agai^geschichte"  sub  II  oben  S.  33). 

Ihr  Hauptzweck  war  die  Verwirklichung 
^  Ansprüche  der  einzelnen  Mark-  und 
S^aunesgenoBsen  auf  gleich  wertvolle  An- 
^ao  dem  ehemals  gemeinsanien  Volksland. 

Ue  breite  Masse  des  Volkes  bestand 
^^ttacfa  also  bei  sämtlichen  deutschen  Stämmen 
^  der  festen  Ansiedelung  aus  freien  Acker- 
^Mem  mit  gleichem  oder  annähernd  gleichem 
^ttitz,  die  ihren  Lebensunterhalt  durch 
Jgcoen  Anbau  ihrer  Landgüter  erwarben. 
^^  wohl  einen  Adel  mit  größerem  Grund- 
beatz  und  unfreie  oder  Halbfreie,  aber  beide 
Klisaen  waren  nicht  odilreich,  in  der  Haupt- 
Mae  waren  die  Deutschen  vor  der  Ent- 


stehung der  Villikationen  „ein  freies  Volk 
auf  freiem  Ghnindbesitz'S 

Dagegen  bestreitet  nun  aber  eine  neuere 
Auffossung,  vertreten  von  Seebohm, 
Fustel  de  Coulanges,  Wittich, 
Knapp  und  Hildebrand  diese  ursprüng- 
liche „Freiheit  und  Gleichheit"  der  Germanen 
auf  das  entschiedenste. 

Zunächst  erscheint  ihr  die  rationalistische 
Erklärung  der  Gemengelage  als  Mittel 
zur  Durchführung  dieser  angeblichen  Gleich- 
heit als  unhaltbtu*.  Sie  mag  später  bewußt 
zu  diesem  Zweck  geschaffen  worden  sein, 
ihre  erste  Entstehung  muß  nach  dieser  Auf- 
fassung anders  gedacht  werden. 

Nach  Knapp  war  sie  vielmehr  die  einfache 
Folge  des  langsamen  Wachstums  der  Flur  durch 
Inangriffnahme  immer  neuer  „Gewanne^,  wenn 
einmal  das  Zusammenwohnen  (in  Dörfern  oder 
Weilern)  gegeben  war.  Mit  jeder  Ausdehnung 
der  Flur  auf  früheres  AUmendeland  ist  in 
solchen  Fällen  eine  Ausbreitung  der  Gemen- 
gelage gegeben.  Nach  Knappes  Auffassung 
wären  diese  Fragen  der  Flureinnchtung  und  der 
sozialen  Verhältnisse  ihrer  Bebauer  überhaupt 
zu  trennen;  aber  ein  gewisser  Zusammenhang 
besteht  ro.  £.  doch :  wo  Gemengelage  später  be- 
wußt geschaffen  wurde,  ist  sie  eine  so  planmäßige 
Einrichtung,  daß  sie  auf  die  Hand  einer  Grnnd- 
herrschaft  nindeutet,  und  wenn  man  die  Siede- 
'  Inn^  in  Einzelhöfen  als  die  allgemeine  Urform 
,  annimmt  (s.  u.),  kann  sie  auch  gar  nicht  anfangs 
i  beim  Uebergang  zum  Ackerbau  entstanden  sein, 
.  sondern  nur  später,  sei  es  durch  Erbteilung,  sei 
^  es  durch  die  Grundherrschaft. 

Die  Grundherrschaft  geht  denn  auch 
nach  der  Auffassung  dieser  Agrarhistoriker 
(ausgenommen  Hildebrand),  wie  im  Artikel 
„Agrargeschichte"  gezeigt,  bis  auf  die  älteste 

I  Zeit  der  ersten  Ansiedelung  zurück :  die 
alten  freien  Germanen  des  Tacitus  waren 
danach  nicht  B.,  sondern  Grundherren,  er- 
nährt durch  ihre  coloni,  unfreie,  zins- 
pflichtige, aber  selbständige  Ackerbauer. 

Nach  HUdebrand  sind  die  ersten  Abhängig- 
keitsverhältnisse entstanden  beim  Uebergang 
zum  Ackerbau  durch  Verarmung  eines  Teües 
der  Stammesgenossen,  die  durch  die  Not  ge- 
zwungen zum  Ackerbau  übergingen,  unterstützt 
von  den  reichen  Herdenbesitzem  durch  die 
Ueberlassung  des  nötigen  Viehes,  wofür  sie  dann 
diesen  einen  Teil  des  Ertrages  ihrer  Acker- 
wirtschaft geben  müssen  und  überhaupt  von 
ihnen  abhängig  werden.     Danach  hätte  es  in 

j  jener  ältesten  Zeit  weder  eine  „freie  Dorfge- 

I  meinde"  gegeben  noch  eine  „Grundherrschaft'' ; 

I  denn  es  gsiDttberhanptkein  Grundeigentum, 
weil  Grund  und  Boden  noch  im  Ueberfluß  vor- 
handen war  und  überhaupt  keinen  Wert  hatte, 
solange  er  nicht  bearbeitet  war. 

i  Wie  aber  sollen  dann  diese  abhängigen 
hörigen  B.  zuerst  ^ wohnt  haben?  in 
Einzelhöfen  oder  m  Dörfern?  Auch 
hierauf  gibt  es  verschiedene  Antworten. 

Nach  der  Ansicht  Knapps  teils  so,  teils  so, 
je  nach  der  Bodengestaltung,  also  nach  Zweck- 
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wodurch  diese  ihr  erbliches  Besitzrecht  an 
den  Lathufen  verloren.  Dann  vereinigten 
sie  mehrere  dieser  freigewordenen  kleinen 
Lathufen,  in  der  Regel  je  vier,  zu  einem 
neuen  größeren  Gut  und  gaben  diese  neuen 
großen  B.güter  an  die  freigelassenen  Laten, 
entweder  ihre  eigenen  oder  die  anderer 
Grundherrschaften  —  die  ■  „freien  Land- 
sassen'' des  Sachsenspiegels  — ,  aber  jetzt 
nach  dem  Muster  des  mit  dem  alten  Meier 
abgeschlossenen  Vertrages  nur  zu  Zeitpacht, 
gegen  eine  hohe  Getreidepacht,  zu  „Meier- 
recht". 

Dadurch  erzielten  uie  eine  beträchtliche  Steige- 
rung ihrer  Einkünfte,  denn  der  alte,  nach  Hof- 
recht nicht  erhöhbare  Zins  der  Laten  entsprach 
längst  nicht  mehr  dem  beträchtlich  gestiegenen 
Wert  des  Grund  und  Bodens,  der  Grundrente, 
und  den  Fortschritten  der  landwirtschaftlichen 
Technik. 

Damit  war  also  eine  neue  rein  grund- 
herrliche Verfassung  geschaffen,  die  „neuere 
Grundherrschaft",  ohne  Herrschaft  über 
die  Personen. 

Zugleich  wurde  die  Wirtschaftsverfassung 
zeitgemäß,  den  technischen  Fortscliritten  ent- 
sprechend umgestaltet:  es  entstand  das  große 
niedersächsische  B.gut  mit  \'ier  Hufen.  Da- 
durch aber  wurden,  ganz  schematisch  be- 
trachtet, drei  Viertel  der  freigelassenen  Laten 
übertlilssig.    Was  wurde  nun  aus  diesen? 

£in  Teil  von  ihnen  blieb  in  den  bisherigen 
Höfen  wohnen  und  lebte  nun  in  reduzierter 
ländlicher  Wirtschaft  von  dem  Land,  das  sie 
anOer  dem  Hafenland  dabei  noch  gehabt  hatten 
oder  jetzt  bei  der  Neuordnung  der  Flnr  als 
überschüssig  erhalten  konnten  —  also  Garten- 
land, ,,Warthen",  nicht  zum  Hufenland  gehörige 
Aecker  auf  der  Flur  — ,  aber  nun  ebenfalls  zu 
„Meierrecht*'.  Damit  ist  eine  geringere  Klasse 
der  bäuerlichen  Bevölkerung  im  weiteren  Sinne 
des  Wortes  gegeben,  die  „Köter",  „Kossäten '^ 
etc.,  die  mit  den  Halb-  und  Viertelshufnem 
nicht  verwechselt  werden  dürfen.  Ein  anderer 
Teil  dieser  freigelassenen  Laten  zoe  in  die  da- 
mals eben  überall  gegründeten  Städte  und  tm^ 
zu  deren  raschem  Aufblühen  nicht  wenig  bei, 
und  ein  dritter  endlich  zog,  von  der  Not,  nicht 
von  Abenteuerinst  getrieben,  mit  seiner  beweg- 
lichen Habe  nach  dem  Slavenland  östlich  der 
Elbe,  das  eben  durch  das  Schwert  wiederge- 
wonnen und  dem  deutschen  Pflng  erschlossen 
ward,  und  wo  ihnen  beides  winkte :  die  persön- 
liche Freiheit,  die  ihnen  in  der  Heimat  znteil 
geworden  war,  und  das  gute  erbliche  Besitz- 
recht an  einem  B.gnt,  das  sie  dort  verloren 
hatten. 

Diese  Entwickelung  hat  aber  auch  in 
Nordwestdeutschland  nur  in  Nieder- 
sachsen vollständig  in  der  geschilderten 
Form  stattgefimden.  In  Westfalen  wurde 
zwar  auch  die  Genossenschaft  der  liaten 
aufgehoben,  aber  diese  in  der  Regel  nicht 
freigelassen,  daher  kam  hier  auch  das  Land 
nicht  in  die  freie  Verfügung  des  Herrn. 
Aber  die  reine  Gnmdherrschaft,  das  freie 


Meierrecht,  das  auch  hier,  we 
seltener,  entstand,  durchdrang  docH  in 
späteren  Mittelalter  auch  hier  das  ganic 
Verhältnis  der  Hörigen,  so  daß  schliefilidi 
im  18.  Jahrh.  die  persönliche  Abhäogigkeit 
der  Laten  entweder  ganz  beseitigt  oder  nm 
noch  formell  als  Rechtsgrund  für  ein  da 
Sache  nach  grundherrliches  Verhältnis  auf- 
recht erhalten  wurde  (Wittich). 

Während  diese  Umbildung  der  aUei 
Villikationsverfassung  in  Westfalen  sich  ohn< 
staatliche  Einmischung  auf  dem  Wege  dei 
Gewohnheitsrechts  vollzog,  entwickelte  sid 
in  Niedersachsen  nach  der  Auflösung  dei 
VilUkationen  sehr  bald  ein  Interesseokonfliki 
und  Kampf  zwischen  Staat  und  Grund' 
herr: 

Der  Grundherr  nahm  das  Land  in  an 
mittelbaren  Besitz  und  duldete  den  fralge 
lassenen  Laten  nur  als  Zeitpächter  auf  dm 
selben.  Der  Staat  aber,  der  hier  selbst  dei 
größte  Grundherr  war  und  blieb,  gewani 
bald  an  allen  grundherrlich  abhäng4;en  B 
des  Staatsgebietes  ein  lebhaftes  Interesse 
weil  er  sie  unmittelbar  zu  öffentliobei 
Leistungen,  Diensten  und  Steuern  heransog 
Die  landesherrliche  Steuer  lag  auf  dea 
bäuerlichen  Meiergut.  So  mußte  der  Stea 
bald  mit  dem  Grundherrn  in  Konflikt  kommeo 
Dieser  wollte  die  unbeschränkte  Verfügongs 
freiheit  über  sein  Grundei^ntum  behatrotiai 
und  es  willkürlich  dem  meistbietenden  Meiei 
verpachten.  Der  Staat  dagegen  hatte  eil 
Interesse  daran,  daß  der  Meier  für  dii 
staatlichen  Anforderungen  leistungs&hif 
blieb.  Daher  wünschte  er  die  EnuBltanf 
des  Meiers  beim  Gut  und  suchte  der  Steigenui( 
des  Meierzinses  Einhalt  zu  tun.  Aus  aiesen 
Konflikt  ging  der  Staat  als  Sieger  henroc 
Durch  Landesgesetz  wurde  dem  Unindhem 
die  Zinserhöhung  untersagt  und  dem  Meie 
bereits  im  16.  Jahrh.  ein  Erbrecht  an 
Meiergut  verliehen. 

Dies  ist  die  erste  und  zugleich  kraft 
vollste  Agrarpolitik  in  Deutschland,  ?« 
keiner  der  späteren  Maßregeln  an  Bedeiitiiii( 
und  Energie  überboten  oder  erreicht 

Aber  der  Staat  stei^rte  seine  Aosprfidii 
an  den  Meier  noch  weiter  und  diftogte  di 
Verfügungsfreiheit  sowohl  des  GnindheRi 
als  des  Meiers  über  das  Meiergut  imnie 
mehr  zurück.  Am  Ende  des  17.  Jahrh.  sehn 
er  den  „Pertinenzverband",  das  ,,B.gut"  in 
Rechtssinn,  d.  h.  das  geschlossene  un 
teilbare  B.gut,  und  be^n  darüber  knd 
öffentlichen  Rechtes  eine  Grundherrschaft  s 
üben.  Die  grundherrlichen  Befugnisse  de 
Privatgrundherrn  hatten  nur  nodi  so  wei 
eine  Bedeutung,  als  sie  in  üebereinstimmmii 
mit  den  Zwecken  des  Staates  ausgeiUi 
wurden.  Am  Ende  des  18.  Jahrh.  war  de 
private  Grundherr  aus  einem  unbeschiiiikte 
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ISgeotümer  ein  Rentenberechtigter  am  Meier-  huhn)  und  „Sterbfall"  (Mortuarium ,  Best- 
ellte geworden  (Wittich).  haupt,  Hauptrecht),  —  letzterer  ein  üeberrest 

des  früheren   allgemeinen   Beerbungsrechts 
IV.  Die  Erstarmn^  der  Villikationsver-  des  Herrn  gegenüber  dem  Hörigen,  schon 

hBSüng  in  Sudwestdeutschland.         im  16.  Jahrh.  fast  überall  in  eine  Geldabgabe 

Wahrend  so  in  Nordwestdeutschland  die  verwandelt  Seit  dem  30-jährigen  Krieg  ist 
Villikationsver&issiing  im  12.  und  13.  Jahrh.  ^ie  Leibeigenschaft  nichts  anderes  mehr  als 
ao^eM  wnitle  und  die  neuere  Grund-  eine  Besteuerung,  auf  die  persönliche  und 
herrechaft  und  das  Meierrecht  an  ihre  Stelle  soziale  Stellung  hatte  sie  schließlich  keinen 
traten,  bUeb  sie  in  den  meisten  Gebieten  Einfluß  mehr,  außei-dem  ging  sie  schon 
des  mittleren  und  südlichen,  insbes.  seit  dem  16.  Jahrh.  stark  zurück.^)  (Vgl.  Art. 
südwestlichen,     rheinischen    Deutsch-  „B.befreiung''). 

kids  in  der  älteren  Form  erhalten  und  er-  Im  15.  und  16.  Jahrh.  war  dies  noch 
stante  seit  dem  13.  Jahrh.  in  dieser  völlig,  anders,  und  es  waren  gerade  die  zahlreichen, 
Der  Late  wurde  damit  zum  „zinspflichtigen  an  verschiedene  Herren  zu  leistenden,  nicht 
Eigentümer"  oder  ,JErbzinsmann'-.  so  sehr  wirtschaftlich  als  menschlich-sozial 

Es  eelingt  hier  dem  Grundherrn  also  drückenden  pei-sönlichen  Pflichten  der  B., 
nidit,  die  wirtschaftliche  Nutzung  so  zu  deren  rücksichtslose  Ausnutzung  und  ver- 
erhöben wie  bei  der  niedersächsischen  Auf-  suchte  Steigerung,  neben  der  AUraendusur- 
lörong  der  Yillikationen,  —  im  Gegenteil:  pation,  in  der  Hauptsache  den  B.krieg 
die  Grund herrschaft  verflüchtigt  sich  all-  hervorgerufen  hat.  In  den  12  Artikeln  wird 
miihlich,  sie  zerföllt  von  selbst,  oder  sie  keineswegs  Abschaffung  aller  Lasten,  sondern 
viid  zur  Landesherrschaft  Dagegen  er-  in  der  Hauptsache  nur  Wiederherstellung 
langt  die  von  ihr  prinzipiell  getrennte  des  alten  Herkommens  gefordert  und  Rück- 
Oerichtsherrschaft  hier  größere  Be-  gäbe  des  Allmendebesitzes.  Außerdem  hat 
deotnng  und  wächst  sich  meist  zur  Landes-  sich  diese  Erhebung  zum  großen  Teil  in 
henschaft,  zum  kleinen  Territorialstaat  aus.  den    südöstlichen    Gebieten    abgespielt, 

Kc  Gerichtsbarkeit  war  schon  sehr  früh  vom  in  welchen  die  Entwickelung  vom  übrigen 
Kiiier  oder  den  größeren  Landesherren  zu  Lehen  Süden  nicht  unerheblich  abweicht ,  indem 
geg«ben  oder  veräußert  worden.  Namentlich  die  Grundherrschaft  hier  lebensfähiger  und 
wiresdieOeldnot  der  Territorialfttrsten,  infolge  mit  der  Leibherrschaft  verbunden  geblieben 
*wa  der  Adel  sich  Gerichtsbezirke  schuf ,  auch  ist,  und  die  B.  daher  schlechtere  Beaitz- 
Äje  daselbat  Grnndhenr  zu  sein  und  zwar  j^j^^^  ohne  persönliche  Freiheit  haben. 
üvcüdie^Vogtei",  d.h.  dieGenchtsherrschaft  /-rr»  „„f^„  \ 
iberjeWiche  Besitzungen.     Diese  büeb  nach   ^^^^'  ""^®"/ 

ta  Zer^  der  geistlichen  Gmndherrschaft  in  Im  Süden,  namentlich  dem  Südwesten  kam 
^Begel  als  Patrimonialgericht  in  der  Hand  es  also  zu  keinem  vollständigen  Bruch  mit  dem 
te  Vogtes.  Alten  wie  im  Nordwesten,  keiner  persönlichen 

Am  rieien  dieser  —  räumlich  geschlossenen  Emanzipation  des  B.standes,  darum  ward  er  der 
-  Gerichtsherrschaften  wurden  dann  kleine  ganzen  gerade  dort  zuerst  so  reichen  Kultur  des 
MftgtlDdige  Territorialstaaten  (die  Reichsritter  ausgehenden  Mittelalters  und  der  Frührenaissance 
ud  Beidugrafen),  die  meisten  dieser  Gerichts-  nicht  im  geringsten  teilhaftig:  er  war  sozial  tief- 
kttwi  blieben  den  größeren  Territorialfürsten  stehend  und  wirtschaftlich  zurückgeblieben,  da 
^  logen,  laadsässige  Dynasten  unterworfen,  keine  radikale  Umgestaltung  der  Wirtschafts- 
Beide  afltzten  ihre  Gerichtsherrschaft  dazu  aus,  Verfassung  ihn  wie  den  B.  des  Nordwestens  zu 
ftwdienste  aller  ihrer  Gerichtsuntertanen  in  größerer  Anspannung  seiner  Kräfte  zwang  und 
■Zeigendem  Maß  zu  beanspruchen,  gleichviel  wer  auch  innerlich  frei  machte.  So  war  es  hier  ge- 
deroi  Gnmdherr  war.  Doch  waren  auch  diese  rade  das  Veraltete,  für  beide  Teile  Unrationelle, 
^»«dicMte,  wenneleich  bedeutender  als  die  für  den  Verpflichteten  Chikanöse  der  Lasten, 
d«  Gnmdherm  daneben  auch  geleisteten,  ^nd  namentlich  die  Plackerei  des  verachteten 
^^caeswegs  erdrückend,  weil  es  zu  größeren  B.standes  durch  die  verhaßte  Geistlichkeit  und 
öitikrtrieben  der  Herren  hier  in  der  Begel  die  Amtsleute,  also  die  Vertreter  der  kleinen 
*Kkt  glommen  ist  Territorialstaatsgewalt,  was  den  Ausbruch  lang 

Mit  dieser  Gerichtsherrschaft  verband  unterdrückter  Leidenschaften  im  B.kriege  her- 
aäi  häufig,  ^r  keineswegs  immer  die  fitesten  Kultur  und  dichtesten  Bevölkerung 
li  J.  ^^  Erbberrschaft,  die  sich  g^wie  der  TeUung  der  Güter  schon  damals  be- 
«0  hier  von  der  Grundherrschaft  loslöst  ginnende  Bildung  eines  ländlichen  Proletariats.«) 
Die  R  bleiben  hier  ^eibeigen^  bis  ins  Da  es  sich  aber  hier  weniger  um  große 
jÄ  JahriL,  aber  diese  Leibeigenschaft  ver-  wirtschaftliche  Gesichtspunkte  liandelt,  nicht 

«rt  Mch  hier  wie  in  Westfalen  allmählich 

Su*i^   ursprüngliche    Bedeutung,    ver-        ,^  ^  ,    j^^^^^    ^j^  j^  ^eber  Leib- 

pMitet  den  Leibeigenen  nur  noch  zu  ver-  eigenschaft  in  Deutschland  seit  dem  Ausgang 
«uedenen  —  allerdings  unter  Umständen  ^^  Mittelalters"  in  Ges.  Beitr. 
gaide  sehr  drückenden  —  Abgaben,  wie        «)  Vgl.  Lamprecht  in  der  Westdeutschen 
pLdhziDs^(Leib6chilling  oder  Leib- oder  Hals-  Zeitschnft,  Bd.  6,  1887. 
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die  wirtschaftliche  Existenz  des  Grundherrn 
oder  des  Gerichtsherrn  —  der  hier  das 
Wichtigere  ist  —  in  Frage  steht  bei  einer 
Aenderung  der  Verhältnisse  oder  wenigstens 
einem  Stillstand  in  der  fortschreitenden  Be- 
drückung, so  verschlimmerten  sich  hier  die 
Zustände  nach  dem  B.kriege  trotz  der  Nieder- 
lage der  B.  im  allgemeinen  nicht,  eher  das 
Gegenteil.  Man  war  doch  von  der  mut- 
willi^n  Handhabung  und  Steigerung  dieser 
vorwiegend  persönlichen  Pflichten  etwas  ab- 
geschreckt. 

Auf  der  anderen  Seite  wurden  die  Besitz- 
rechte  der  B.  hier  immer  bessere,,  indem 
vielfach  unerbliche  Besitzrechte  (Falllehen) 
in  erbliche  (Erblehen)  verwandelt  wurden 
und  sich  im  Zusammenhang  damit  die  Frei - 
teilbarkeit,  zum  Teil  mit  Zustimmung 
des  Grundherrn,  zum  Teil  gegen  seinen 
Widerstand,  ja  gegen  den  der  Landesherr- 
schaft wie  z.  B.  in  Württemberg  (hier  ge- 
setzlich erst  1812  anerkannt)  durchsetzte.^) 

Die  Ijage  des  B.standes  im  Südwesten 
hat  sicli  also  im  allgemeinen  seit  dem 
16.  Jahrh.  nicht  mehr  wesentlich  vorsclilech- 
tert,  im  Gegenteil.-) 

Anders  dagegen  in  dem  erst  seit  dem  | 
12.  Jahrh.  germanisierten  und  kolonisierten  i 
Nordosten,   den  Landern  östlich  der  Elbe,  j 
Hier  beginnt  gei-ade  in  dieser  Zeit  erst  der 
eigentliche  Niedergang  des  B.standes,   die 
schrittweise  Verschleciiterung  seiner  aus  der ' 
Kolonisation  hervorgegangenen  Lage,  durch 
die  Ausbildung  der  gutshorrlichen  Verfassung 
imd  die  Entstehung  der  großen  Gutswirt- 
schaften. ' 

V.  Die  Kolonisation  der  Slavenländer  1 
und  Ansbildang  der  ipt^herrliehen  Ver- 1 
fassang  im  nordostliehen  Deutschland. ' 

Zur  Zeit  des  Tacitns  hatte  Deutschland  nörd- 
lich des  Mains  ungefähr  dieselbe  Ausdehnung 
wie  das  heutige  Reich.  Nach  der  Völkerwande- 
rung aber  war  der  ganze  Nordosten  an  die 
Slaven  verloren  gegangen.  Im  Anfang  des 
J).  Jahrh.  lief  die  S 1  a  v  e  n  g  r  e n  z  e  von  der  Stör, 
einem  nördlichen  NebenfluU  der  Elbe,  dieser  ent- 
lang, dann  westlich  davon  entlang  der  Ohre 
und'  Jeetze,  dann  wieder  an  der  Elbe,  dann  an 
der  Saale  nach  der  West^ieite  des  Böhmerwaldos 
und  hier  nunmehr  bis  zur  Ik)uan  und  Enns. 
Noch  im  9.  Jahrh.  begann  die  Wiedergewinnung 
der  im  Nordosten  dieser  (trenze  gelegeneu  Ge- 
biete und  die  Neugewinnung  der  Länder  im 
Südosten;  so  entstand  die  deutsche  Ostmark. 
923  wurde  MeiUen  gegründet. 

Die  eigentliche  große  Kolonisationsperiode 
aber,  in  der  die  heute  deutschen  ostelbischen 
Länder  erobert,  christianisiert,  germanisiert  und 

\)  Vgl.  Knapp,  ^Die  Grundherrschaft  im 
südwestlichen  Deutschland."     A.  a.  0. 

*)  (jothein  in  der  Westdeutschen  Zeit- 
schrift. Bd.  4,  1H«5  und  in  der  Beil.  z.  Allg. 
Zeit.  1888,  Nr.  2oH.  Ludwig,  Der  badische 
Bauer,  S.  119  f. 


kolonisiert  wurden,  ist  das  12.— 14.  Jabtk,  vnk 
die  allgemeinen  Züge  der  Entwi^elnag  wM 
dieselben  in  Ost-Holstein,  Mecklenburg,  Mark 
Brandenburg,  Pommern,  PreuOen  und  Scbl^ 
sien,  wie  andererseits  in  B(^meii  und  Mihrat 
Ein  wichtiger  Unterschied  besteht  nur  darin, 
wie  die  Länder  gewonnen  wurden,  ob  durch  Er- 
oberung mit  Waffengewfidt  oder  dur^  f riediidie 
Oermanisierun^.  Denn  in  letzterem  Falle  UM 
mehr  einheimische  slavische  BevOlkenuig  er» 
halten  und  erlangte  allmählich  Anteil  an  der 
neuen  Kultur,  beeinflußte  sie  aber  dadurch  auch 
mehr  als  dort,  wo  sie  fast  ganz  yertilgt  nod 
durch  lauter  deutsche  Ansiedler  ersetzt  wurde. 
Auf  diesem  Unterschied  beruhen  die  im  einsdnea 
hervortretenden  Unterschiede  in  der  KoloniMtkn. 

Das  Ordensiand  (Preutten)  wurde  air 
durch  harten  Kampf  gewonnen,  die  einheimiieht 
Bevölkerung,  soweit  sie  nicht  zugrunde  ging, 
daher  in  volle  Abhängigkeit  versetzt,  die  Mark 
Brandenburg  wurde  halb  durch  Kampf,  halb 
durch  Vertrag  gewonnen,  ebensoM  eeklenburg, 
dagegen  Pommern  (und  Rügen)  und  Schle- 
sien durch  Christianisierung  und  Oermanirie- 
rung  ihrer  einheimischen  HerzofirBgeechlechter, 
welche  freiwillig  die  deutsche  Kultur  ann^iMi 
und  einführten.  Ueberall  aber  folgte  dem  devt* 
scheu  Ritter  und  Mönch  der  deutsche  B.  Bit 
dem  schweren  deutschen  PAt^»  rodete  die  überall 
noch  in  Menge  vorhandenen  Wälder  und  vertrieb 
entweder  den  Slaven,  der  mit  leichtem  Hi^eii- 
pflug  nur  sehr  primitiven  Ackerbau  trieb,  meist 
von  Fischfang  und  Weidewirtschaft  lebte,  oder 
ward  sein  wirtschaftlicher  Lehrmeister. 

Die  in  diesen  Gebieten  durch  die  Koloni- 
sation geschaffene  ländliche  Ver&issuDg  ist-— 
wie  im  Art.  „Agrargeschichte''  schon  hervor- 
gehoben —  vor  allem  dadurch  charakterisiert, 
daß  hier  unbestritten  ilberall  eine  Orund- 
h  Ortschaft  vor  dem  B.,  d.  h.  vor  dem 
einwandernden  deutschen  B.  da  ist,  dieser 
sich  also  hier  von  Anfang  an  immer  auf 
gnindhorrlichem  Boden  ansiedelt 

Und  zwar  ist  es  eine  dreifache  Onnd* 
herrschaft:  zunächst  ist  der  Landesherr,  der 
Markgrat  Ordensmeister  oder  eingeborene  Fflialy 
zugleich  Grundherr  des  ganzen  Landes,  soweit 
es  nicht  einem  anderen  Grundherrn  gehOrt 
Neben  ihm  sind  es  dann  vor  allem  die  dentachen 
Klöster,  welche  die  Bekehrung  jener  Linder 
durchgeführt  hatten  und  dafür  groOe  Gebiete 
angewiesen  erhielten  mit  dem  ansdrttcklicbai 
Privileg  und  zu  dem  Zweck,  Kolonisten  Ar 
diese  Gebiet«  ins  Land  zu  rufen,  die  von  alta 
Pflichten  gegenüber  dem  Landeeherm  —  wmh 
genommen  die  Landesverteidigung  —  ezimiert 
wurden.  Zu  diesen  beiden  kommt  dann  nook 
als  weiterer  konkurrierender  Grundherr  in 
Pommern,  Rügen,  Mecklenburg  und  in  der 
Neumark  der  höhere  eingeborene  oder  einfe» 
wanderte  Adel,  die  großen  Vassallen.  8o  ii 
der  Neumark  der  „schloUgesessene**  Adel,  UeiM 
Markgrafen  an  der  Grenze  der  MarkgrnfKkail» 
welche  überall  an  der  deutschen  Grenae  der  Nen> 
mark  größere  geschlossene  Bezirke  besafien«  Üe 
sie  selbst  verteidigen  mufiten,  und  die  dafir 
„Immunität**  (Freiheit  von  der  DistriktsTOfflei) 
besaßen,  in  denen  sie  also  die  wdt^hendsten 
Rechte,  insbesondere  alle  Bechte  gegenlkber  te 
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B.  battCB ').  In  den  Ländern  mit  einheimischen 
Finten  dmgegen  einige  hohe  eingeborene  Adeln- 
gtacMecfater,  die  dem  Fflrsten  ziemlich  gleich 
Btnnden,  und  hie  and  da  anch  eingewanderte 
destiche. 

Diese  drei  GniDdherrschaften  haben  nun 
sftmtlich  in  systematischer  Weise  ihre  Oe- 
Inele  mit  deiitschen  B.  kolonisiert     Diese 
kamen,  wie  bereits  ausgeführt,  zum  größten 
Tal  aus   Niedersachsen,    infolge    der   dort 
damals    sich    vollziehenden   Auflösung    der 
Villikationen  (in  Niederschlesien  aus  Franken), 
und  sie  waren  zu  dem  Zug  in  das  unbe- 
kannte und  unkultivierte  Slavenland  nur  zu 
gewinnen,  wenn  ihnen  hier  persönliche  Frei- 
bdt  und  ein  gutes  erbliches  Besitzrecht  zu- 
t«l  ward.    Durch  sie  entstehen,  hauptsäch- 
lich in  den  Gebieten  der  Klöster,  die  zahl- 
lekben   Rodungsdörfer   im   AValde   —  die 
,,Hagendörfer^^   in   Pommern,    z.   B.   Hans- 
lagen —  sie  legen  auf   schon  vorher  be- 
laßtem   Gebiet    neben    alten    slavischen 
Dörfern  neue  desselben  Namens  an  (Groß- 
nnd  Klein-),  wir  finden  sie  auch,  mit  Slaven 
Tendsdit  in  demselben  Dorf  wohnen,  und 
so  Verden  sie  allmählich  in  denjenigen  Ge- 
bieten des  Ostens,  wo  die  Germanisierung 
em  faiedlicher  Prozeß  w^ar,  die  Lehrmeister 
der  Slaven,  und  auch  diese  erhalten  später 
nit  der  Annahme  der  deutschen  intensiveren 
Wirtschaftsweise    ihre    alten    Dörfer    nach 
deutschem   Recht    neuverliehcn ,    das    dem 
sknschen  ausdrücklich  als  milder  imd  besser 
^egeDQbei^gestellt  wird ;  die  slavische  Hörig- 
keit Tenichwindet  zugleich  mit  den  harten 
Dienten  und  Leistungen  der  slavischen  Zeit, 
md  in  der  verhältnismäßig  kurzen  Spanne 
^  zwei  Jahrhunderten  ist  m  diesen  Ländern 
die  Venchmelznng  der  einheimischen  slavi- 
Rhen  und  der  eingewanderten   deutschen 
Bevölkerung  vollzogen. 

Iifolgedessen  war  die  Lage  der  bäuerlichen 
Berfilkening  unmittelbar  nach  der  vollendeten 
KoiotiBation  —  also  am  Ende  des  13.  und  An- 
fuig  dei  14.  Jahrh.  —  in  diesen  Gegenden,  wo 
w  nicht  ganz  ans  eingewanderten  Deutschen 
WUttd,  sondern  ans  Deutschen  und  Slaven 
S^viid^t  war,  sehr  mannii^faltig.  Besonders 
^FU  für  dieses  Verhältnis  sind  die  Länder 
«^•mMern  und  Rügen.')  Die  B.  waren  allge- 
■tinnnr  ra  öffentlichen  Diensten  an  den  Landes- 
kcRi  verpflichtet,  zur  Leistung  der  ^Bede**  (vgl. 
dioen  Art.)  gleichfalls  an  den  Landesherrn,  wenn 
u^t  iosdrUcklich  davon  befreit,  und  zu  Zins 
*>d  Zelmten  —  am  Ende  des  13.  Jahrh.  schon 
^^•teolzen  zur  „Pacht"  —  an  den  Grund- 
■wi.  Ueberall  aber  gehörten  die  B.,  wie  be- 
^^  herroigehoben,  zu  einer  Grundherr- 
Jejift,  waren  von  ihr  angesiedelt  oder  neu 
inte  und  ihr  daftlr  zinspflichtig,  aber  dabei 
{MiHch  frei,  d.  h.  es  war  eine  „reine  Grund- 
Mrnehtft**  nur  über  das  Land,  nicht  über  die 

'jVel.  G.  W.  V.  Räumer,  Die  Neuraark 

üdenborff  im  Jahre  1337. 

*)  VgL  Fuchs,  Untergang  des  B.standes. 
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Menschen,  gleich  der  neueren  Gmndherrschaft 
in  Niedersachsen.  Was  diese  Gmndherrschaft 
hier  aber  von  jener  in  wichtigster  Weise  unter- 
scheidet, das  ist  ihre  räumliche  Abgeschlossen- 
heit, sie  ist  hier  von  Anfang  an  ein  geographisch 
abgegrenztes  Herrschaftsgebiet. 

In  diesem  territorialen  Charakter  der 
Grundherrschaft  im  Kolonisationsland  —  ent- 
sprungen eben  aus  den  Bedtirfnissen  der 
Kolonisation  —  haben  wir  die  eine  Wurzel 
der  späteren  ,,GutshoiTSchaft" ;  die  andere, 
der  Gutsbesitz,  reicht  in  Gestalt 
der  hier  wiedenim  im  Zusammenhang  mit 
der  Eroberung,  Germanisierung  und  Koloni- 
sation des  Landes  von  Anfang  an  zahl- 
reicheren und  größeren  Rittersitze,  der 
„Rittergüter*,  auch  bis  auf  die  Kolonisations- 
zeit zurück.  Lidern  diese  Rittersitze  zum 
Mittelpunkt  kleiner,  ebenfalls  räumlich  ab- 
geschlossener GnmdheiTSchaften  werden,  ent- 
steht die  „Gutsherrschaft".  Also  nicht  die 
Entstehung  der  Gnmdherrschaften  überhaupt, 
insbesondere  der  großen,  sondern  nur  aie 
der  kleinen  Grundherrschaften  nach  der 
Kolonisation  ist  hier  zu  erklären;  sie  ist 
hier  im  Gegensatz  zum  älteren  Deutschland 
das  Spätere. 

Wir  finden  nämlich  die  Menge  der  ein- 
fachen Ritter  und  Knappen  —  unterschieden 
von  dem  höheren  grumlbesitzenden  Adel  — , 
welcho  allein  damals  den  Kriegsdienst 
leisteten,  von  dem  der  B.  durch  /alilung 
der  „Bede"  befreit  war,  ein  Jahrhundci't 
nach  Beginn  der  Kolonisation  im  Besitz  von 
kleinen,  für  ihre  Dienste  ihnen  zu  Lehen 
gegebenen  Gütern  und  zwar  inmitten  der 
B.dörfer. 

Es  sind  teils  erledigte  B.hufen,  teils  die 
„Possessoreuhufen"*,  welche  dem  Unternehmer 
zugefallen  waren,  der  ein  neues  deutsches  Dorf 
im  Auftrag  des  Grundherrn  mit  deutschen  B. 
besetzte,  und  sehr  häufig  scheinen  diese  Ritter 
als  solche  Possessoren  fungiert  zu  hahen.  Solche 
Rittersitze  in  B.dr»rfern  —  und  zwar  häufig, 
ja  meist,  mehrere  in  einem  Dorf  —  kommen 
nun  ebenso  innerhalb  der  Grundherrschaft  des 
Landesherrn  vor  wie  innerhalb  der  der  großen 
Vassalien,  deren  Gefolgsleute  diese  Ritter  sind, 
seltener  in  der  der  Klöster,  und  sie  treten  um 
so  zahlreicher  und  mit  um  so  gröOerem  Hufen- 
besitz auf,  je  weiter  wir  im  Kolonisationsgebiet 
nach  Osten  ^ehen,  d.  h.  je  größer  der  Zusatz 
erhalten  gebliebener  und  germanisierter  sla- 
vischer  Bevölkerung  ist.  Daher  sind  sie  in  der 
Mark  Brandenburg,  die  hier  das  klassische 
Beobachtungsgebiet  bildet,  in  der  Altmark  am 
seltensten  und  kleinsten,  in  der  Xeumark  am 
zahlreichsten  und  größten.') 

Diese  Ritter  sind  also  lu^prunglich  N  a  e  h  - 
barn  der  B.,  mit  deren  Hufen  die  ihrigen 
im  Gemenge  liegen,  und  ursprünglich  ohne 
herrsc^haftliche  Rechte  an  ihnen.  Gutsbesitz 
und  Grundherrschaft,  die  beiden  Elemente 


*)  Vgl.  Fuchs  in  der  Zeitschrift  der  Sav.- 
Stiftung. 
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der  Gutsherrschaft,  sind  also  ursprünglich 
prinzipiell  getrennt. 

Dies  änderte  sich  aber  schon  im  Zeit- 
raum eines  Jahrhunderts  nach  Vollendung 
der  Kolonisation  durch  die  damalige  politische 
Ohnmacht  und  Finanznot  der  Laiidesherren. 
Sie  hat  zur  Folge,  daß  diese  in  zahllosen 
Verschenkungen  und  Verkäufen  sich  fast 
aller  ihrer  Rechte  an  der  bäuerlichen  Be- 
völkenmg  begeben,  der  landes-  und  grund- 
herrlichen Rechte  an  den  nur  von  ihnen 
abhängi^n  B.,  der  landesherrlichen  —  also 
Wa^ndienste,  Bede  und  vor  allem  hohe 
Gerichtsbarkeit  —  an  den  B.  in  den  anderen 
Grund herrschaften,  und  diese  an  große  und 
kleine  Vassallen  und  an  Bürger  der  neu  auf- 
blühenden Städte  —  häufig  als  Kredit- 
operation —  vergeben. 

Aus  dem  so  geschaffenen  Wirrwarr  von 
Berechtigungen  vollzieht  sich  dann  aber 
allmählich  eine  fortschreitende  Arrondierung 
und  Konsolidienmg  durch  zahlreiche  Aus- 
tauschungen, und  dabei  kommt  es  nun  zur 
Verschmelzung  der  Grundherrschaft, 
Gerichtsherrschaft  und  des  ritter- 
lichen Gutsbesitzes  in  einer  Hand: 
einer  der  in  den  Dörfern  sitzenden  Ritter 
vereinigte  Bede,  Pacht,  Recht  auf  die  öffent- 
lichen Wagendienste  und  höc;hstes  Gericht 
für  das  ganze  Dorf  (und  vielleicht  auch  noch 
für  ein  oder  mehrere  Nachbardörfer)  in  seiner 
Hand  und  schließlich  ließ  er  sich  dann 
auch  noch  das  Obereigentum  vom  Grund- 
herrn, d.  h.  dem  Landesherm  oder  großen 
Vassallen,  verkaufen  oder  verleihen. 

So  löste  sich  also  die  Gnmdherrschaft 
der  Fürsten  in  zahlreiche  kleine  Gutsherr- 
schaften auf  und  ebenso  auch  die  Gnmd- 
herrscliaften  der  größeren  Vasallen.  Hier 
gibt  es  dafür  aber  noch  einen  zweiten  Weg : 
die  Grundherren  erwerben  ihrerseits  alle 
übrigen  bisher  Fremden  zustehenden  Rechte 
über  die  B.  in  ihrer  Grundherrschaft  und 
errichten  selbst  aus  erledi^n  B.höfen  und 
Lehnsschulzenhöfen  Rittei-sitze  mit  größerer 
Eigenwirtschaft  in  den  Dörfern. 

Beide  Wege  führen  also  zu  demselben 
Ziel:  der  zunächst  kleinen  „Gutsherr- 
schaft^ 

In  der  Mittelmark  zeigen  die  SchoOregister 
ans  der  Mitte  und  zweiten  Hälft«  des  15.  Jabrh. 
bereits  die  Vollendang  dieses  Prozesses:  jedes 
Dorf  hat  seinen  bestimmten  Gntsherm. 

Diese  Gutsherrschaft  ist  also  keineswegs 
nur  ein  idealer  Komplex  von  Bechten,  Renten- 
berechtifipngen  etc.,  sondern  ein  reales,  terri- 
toriales Herrschaftsgebiet,  in  dem  der  Gutsherr 
die  Obrigkeit  ist,  dessen  Bewohner  seine  Privat- 
untertanen  sind.  Die  von  ihnen  früher  dem 
Landesherm  s^eschuldeten  Dienste  werden  nun 
von  dem  Gntsherm  zur  Bestellung  seines  Gates 
in  Anspruch  genommen.  Aber  noch  ist  dieses 
zunächst  ein  bis  zwei  Jahrhunderte  lang  klein, 
und  die  Dienste  der  B.  sind  daher  nnr  gering. 


Das  Entscheidende  ist  neben  der  rianlide 
Abgeschlossenheit  des  Herrschaftagebietet  4 
Uebergang  der  ganzen,  auch  der  höchsten,  Ol 
richtsgewalt  an  den  Orundherm,  die  Ye 
schmelznng  von  Gerichtsherrschaft  und  Ont 
herrschaft  in  einer  Person.  (V^l.  Art.  ^Ont 
herrschaff.)  Damit  scheiden  diese  ^Fti?atk 
aus  der  öffentlichen  Rechtssphäre  überhanpt  u 
der  Landesherr,  der  Staat  hat  nichts  mehr  ■ 
ihnen  zn  tan,  kein  unmittelbares  Interesse  md 
an  ihnen ;  anch  wefen  der  Hufenstener,  die  i 
später  von  den  B.höfen  erhebt,  hält  er  sk 
nötigenfalls  an  den  Gutsherrn. 

Daher  beginnt  auch  sehr  bald  mc 
Vollendung  dieses  Prozesses  der  Niedeigan 
des  B.Standes  in  diesen  Ländern,  und  zwi 
verändern  sich  zunächst  seine  persön 
liehen  Rechtsverhältnisse:  er  wird  andi 
Herrschaftsgebiet  gebunden,  wenigstens  8i 
lange  er  einen  Hof  in  demselben  innehs 
es  entsteht  die  dingliche  Uutert&nig 
keit  oder  „Bauerspflicht". 

Und  zwar  zunächst  nicht,  um  dem  Gntshen 
die  Dienste  der  B.  zn  sichern  —  denn  ^ 
sind,  wie  hervorgehoben,  noch  nicht  drückend  - 
sondern  um  der  Einnahmen  aus  der  Gericht 
barkeit  willen,  die  der  Herr  nicht  verlieren  wH 

Das  Zeitalter  der  Reformatio 
SLher  bringt  einen  Umschwung  auch  in  ersten 
Beziehung:  mit  der  Aenderung  der  Heera 
Verfassung,  dem  Aufkommen  der  Sfildoes 
beere,  wird  der  ritterliche  Kriegsdienst  en 
behrlich,  die  Lehnsdienste  geraten  in  Ve 
fall.  Der  Kriegsmann  wird  daher  zum  Ljuk 
wirt,  da  die  wenig  zahlreichen  und  weni 
großen  Städte  liier  im  Osten  auch  nur  eine 
kleinen  Teil  der  Ritter  aufnehmen,  und  < 
andererseits  hier  nicht  Landesherr  weide 
konnte,  und  beginnt  nun  sogleidi  die  Au 
dehnung  des  eigenen  Gutsbesitzes,  der  ISgei 
Wirtschaft  der  ritterlichen  Höfe  —  und  zwi 
nicht  durch  Neurodung,  sondern  durch  B 
werb  und  Einziehung  von  früherem  BJum 

Mit  diesem  Moment  also  beginnt  der  fC 
die  weitere  Agrargeschichte  des  Nordoste! 
charakteristische  Prozeß:  die  Verminde 
rung  des  B.landes  und  das  Wadise 
des  Outslandes,  die  Bildung  der  groBe 
Gutswirtschaften  durch  das  ^^Banen 
legen".  Die  liier  dem  zahlreichen  und  H 
Gutsherrschaft  gewordenen  Adel  gegeoüh 
viel  schwächere  Staatsgewalt  varsudbf 
diesem  Prozeß  gar  nicht  oder  nur  kan 
Zeit  ohne  Erfolg  Einhalt  zu  tun. 

Zunächst  wurden  zahlreiche,  durch  Pest  a 
Fehden  „wüst"  gewordene  Bauernhöfe  elafiM 
eingezogen;  1540  erhält  der  Adel  in  der  Ifai 
das  Recht,  „ungehorsame,  mutwillige"  B.  i 
„relegieren^  gegen  Abkanrang  ihrer  Stelle^  a 
ebenso  1540  und  1572  das  Recht,  B.  ^Br  dl 
eigenen  Bedarf"  —  d.  h.  hauptsächlich  snri 
richtnng  neuer  Höfe  ftlr  jüngere  SOhne  —  „ta 
zukaufen".  Dadurch  wurde  also  anch  dai  B 
sitzrecht  der  B.  verschlechtert 

Da   nun  aber  auch  diese   vergiWertc 
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oder  der  iZahl  nach  vermehrten  Gutswirt- 
8(Meu  in  derselben  Weise  mit  Frondiensten 
der  gotsherrlidien  B.  betrieben  werden, 
ao  bedeutete  diese  Yergrößerung  und  Ver- 
mehmoe  für  die  übrigbleibenden  B.  eine 
dieWicae  Steigerung  der  Dienste.  Infolge- 
dessen ward  aus  der  nur  dinglichen  die 
persönliche  UntertÄnigkeit,  die  „Erb- 
untertÄnigkeit",  begründet  durch  Geburt 
oder  Aufenthalt  innerlialb  der  Herrschaft, 
mit  Oesindezwangsdienst  der  Untertanen- 
Idoder,  fleiiatskonsens  eta 

YergrCßenuig  der  ritterlichen  Ontswirt- 
seluften  auf  Kosten  des  Blandes  und  wachsende 
Unfrdheit  der  B.  stehen  also  in  engem  Zn- 
saBUBenhang. 

Dabei  hat  nun  auch  in  dieser  Zeit  die 
Reieption  des  römischen  Hechtes  mit- 
gewirkt, allerdings,  wie  Großmann  gezeigt 
hat,  nicht  überall  in  der  gewöhnlich  ange- 
Dommeoen,  dem  B.  schädlichen  Weise. 

Der  Schutz  des  Eigentümers  in  allen  seinen 
Beulten  kam  auch  dem  B.  zugute,  wenn  — 
iber  eben  auch  nur  wenn  —  er  wenigstens  do- 
BiBU  ntilis  seines  Besitztums  war,  d.  h.  Erb- 
nmecfat  hatte.  Also  z.  B.  in  der  Alt-  und 
Xhtelmark.  Wo  dies  dagegen  nicht  der  Fall 
ist,  wie  in  der  Neu-  und  Uckermark,  Pommern 
usw.,  da  hat  es  der  Rechtslage  der  B.  allerdings 
geschadet,  indem  die  Bestimmungen  über  „Leib- 
etteoe^  (homines  proprii)  und  „Hörige"  (glebae 
•ueripti)  auf  sie  angewandt  wurden. 

Anch  die  Reformation  selbst  hat  durch 
die  Säkularisation  der  Klöster-  und 
lurchengüter  Einfluß  ausgeübt,  dem  Landes- 
hemi  wieder  eine  neue  recht  erhebliche 
Grond-  und  Gutsherrschaft  geschaffen  und 
diekge  der  betreffenden  B.  verschlechtert, 
die  jetzt  durch  die  fürstlichen  Amtsleute 
schärfer  herangezogen  werden  als  unter  dem 
milden  Krummstab.  Auch  erfolgt  hier  eben- 
Ms  die  Bildung  von  großen  Gutswirt- 
schaften ans  B.land  zur  Steigerung  der  Ein- 
künfte. 

So  sind  im  Laufe  des  16.  Jahrh.  eine 
Beihe  von  Faktoren  tatig  bei  der  Herab- 
drOcknng  des  B.standes  im  Kolonisations- 
W,  der  Verschlechterung  seiner  persön- 
fchen  wie  seiner  Besitzrechte.  Aber  diese 
Eotwiekelung  erlangte  erst  ihre  volle  Be- 
deotong,  als  durch  den  dreißigjährigen 
^rieg  auch  der  wirtschaftliche  Wohlstand, 
in  welchem  der  B.  dabei  zunächst  noch 
geblieben  war,  vernichtet  ward. 

Der  dreißigjährige  Krieg  hat  in  diesen 
iMera  s.  T.  besonders  stark  gewütet,  jeden- 
^  hat  die  80  viel  jüngere  Kultur,  das  so  viel 
^tner  bevölkerte  und  ärmere  Land  ihm  hier 
l^u^er  Widerstand  zu  leisten  und  sich  weniger 
KKht  von  den  geschlagenen  Wunden  zu  er- 
hoiea  vermocht  als  im  älteren  Deutschland. 
ZiUkMe  Dörfer  und  HOfe  hinterließ  der  Krieg 
•wttete",  eingeäschert  nnd  von  ihren  Besitzern 
▼eritiMn,  nnd  nur  z.  T.  waren  diese  hier  im- 


stande, sie  selbst  wieder  aufzubauen  und  ein- 
zurichten, meistens  mußte  es  die  Herrschaft  tun. ^) 
Dies  hatte  zunächst  zur  Folge,  daß  nur 
soviele  Höfe  wieder  besetzt  wurden  mit 
B.,  als  nötig  waren  zur  Bestellung  des 
Herrenlandes  mit  ihren  Frondiensten.  Ein 
Teil  der  wüsten  Hufen  aber  wird  von  dem 
Gutsherrn  eingezogen.  So  haben  wir  in 
dieser  Zeit  eine  zweite  Periode  der 
Vergrößerung  der  Gutshöfe  auf 
Kosten  der  B.höfe,  nicht  gerade  durch 
„Legung**,  aber  durch  Nichtwiederbesetzung. 
Und  die  so  von  der  Herrschaft  neuange- 
setzten B.  sind  nun  überhaupt  nicht  mehr 
Selbstzweck,  sondern  nur  Arbeitskräfte  für 
jene. 

An  Stelle  der  alten  Geld-  und  Naturalpächte 
treten  bei  ihnen  jetzt  ganz  allgemein  „s^emessene*^ 
oder  „ungemesseue''  Dienste.  Sie  erbalten  aber 
anch  schlechteres  Besitzrecht,  nirgends 
Erbzinsrecht,  höchstens  erblichen  Laßbesitz,  da 
nun  auch  Hof  (Gebäude)  und  Inventar  der  Herr- 
schaft gehören;  vielfach  lehenslänglichen  Laß- 
besitz, bei  dem  wohl  in  der  Folgezeit  tatsächlich 
Vererbung  Platz  greift,  aber  nicht  rechtlich. 
Wo  vorher  Erbzinsrecht  geherrscht  hatte,  wird 
so  erblicher  Laßbesitz,  wo  dieser,  unerblicher  die 
herrschende  Besitzform. 

Zugleich  verschärft  sich  die  Untertänigkeit 
weiter,  die  Edikte  gegen  das  Entlaufen  unter 
Androhung  schwerer  Strafen  werden  immer 
häufiger  und  immer  erfolgloser. 

Aber  auch  im  folgenden  18.  Jahrh.  geht 
dieser  Prozeß  des  Niedergangs  des  B.standes 
im  Nordosten  noch  weiter  fort.  Der 
nordische  und  der  siebenjährige 
Krieg  wirkten  in  den  davon  beti-ofFenen 
Ländern  ähnlich  wie  der  dreißigjährige,  und 
seit  der  Mitte  des  Jahrhunderts  gaben  die 
Fortschritte  auf  dem  Gebiet  der  landwirt- 
schaftlichen Technik  den  Gutsherren  einen 
mächtigen  Antrieb  zu  umfangreicherer  Ver- 
größerung ihrer  Gutswirtschaften  durch 
BJand,  da  der  lassitische  Fronb.  unge- 
eignet war  zur  Einführung  dieser Neuenmgen, 
und  damit  eine  große  Steigerung  des  Ein- 
kommens erzielt  werden  konnte.  So  kommt 
es  zu  der  dritten  und  wichtigsten  Periode 
des  „Bauernlegens**,  in  großem  Stil  unter 
kapitalistischen  Gesichtspunkten,  wo  nicht 
der  „B-schutz**  der  preußischen  Könige 
rechtzeitig  eingreift,  und  in  den  Adels- 
republiken Mecklenburg  und  Schwedisch- 
Pommern  sowie  in  Beeskow  und  Storkow 
wird  in  derselben  Zeit  die  sog.  „Leib- 
eigenschaft** zu  einer  wirklichen,  der 
Untertan  ^^-ird  ohne  das  Gut  wie  eine  Ware 
verkauft.-) 

*)  Vgl.  für  die  Mark  Brandenburg:  Groß- 
mann a.  a.  0,  für  Pommern:  Fuchs,  Unter- 
gang des  B.Standes,  für  Mecklenburg:  G. 
V.  Buchwald  a.  a.  0. 

*)  Vgl.  Fuchs,  Untergang  des  B.standes, 
S.  176. 
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Damit  sind  wir  bereits  im  18.  Jahrh.  an 
der  Schwelle  der  Reformen  angelangt 

VL  Der  deatgche  B.8tand  im  18.  Jahrh. 
vor  der  Befreiung. 

Wenn  wir  nun  versuchen  wollen,  die 
Lage  des  deutschen  B.8tandes  im  18.  Jahrh. 
am  Ende  des  geschilderten  historischen  £nt- 
wickelungsprozesses  in  einem  üeberblick  zu- 
sammenzufassen,  also  die  Verfassung  zu 
schildern,  deren  Auflösung  die  im  18.  und 
19.  Jahrh.  erfolgte  Befreiungsgesetzgebung 
bezweckte,  so  finden  wir  in  ihr  die 
drei  historischen  Entwickelungsformen  der 
älteren  Grundherrschaft  mit  persön- 
licher Unfreiheit,  der  neueren  Grund- 
herrschaft mit  persönlicher  Freiheit  und 
der  Gutsherrschaft  mit  neuer  Unfreiheit 
gleichzeitig  nebeneinander  in  gi'oßen,  be- 
stimmt abgegrenzten  Gebieten.  Wir  haben 
also  eine  Dreiteilung  in  der  ländlichen 
Verfassung  des  18.  Jahrh.:  ein  Gebiet  der 
älteren,  ailraählich  von  selbst  in  Verfall 
geratenen  oder  zur  kleinen  Landesherrschaft 
gewordenen  Grundherrschaft  im  Süden 
^genauer  Südwesten),  ein  Gebiet  der  neueren 
reinen  Gnmdherrschaft  im  Nordwesten 
und  ein  Gebiet  der  Gutsherrscliaft  im  Nord- 
osten (vgl.  Art.  „Agrargeschichte"  sub  II 
oben  S.  32),  zwischen  denen  es  natürlich 
Uobergangsgebiete  mit  Miscliformen  gibt. 

Von  jedem  gnindherrlichen  Verhältnis  freie 
B.göter.  „Freib.'',  gibt  es  im  18.  Jahrh.  ver- 
einzelt in  allen  diesen  Gebieten'),  als  Regel 
nur  bei  den  Ditmarsen,  den  bremischen  Marscnb. 
und  in  Ostfriesland.  Anch  hier  aber  bestand  im 
Mittelalter  wahrscheinlich  dieselbe  Verfassung 
wie  im  übrigen  Deutschland'')  und  anch  z.  1. 
später  noch  eine  kurze  Periode  der  Abhängig- 
keit«). 

1.  Der  Nordwesten,  das  Gebiet  der 
neaeren  Grandherrschaft  Hier  sind  drei 
Gruppen  von  Besitzrechten  zu  unterscheiden : 
1.  freies  resp.  belastetes,  zinsptlichtiges 
Eigentum;  2.  erbzinsartige  Besitz- 
rechte oder  Riehen ;  3.  Meierrecht.  Und 
zwar  ist  das  letztere  das  wichtigste  bäuerliche 
Besitzrecht  Niedersachsens,  weitaus  die 
meisten  B.  besaßen  hier  ihr  Gut  zu  Meierrecht. 

Dieses  Meierrecht  war  im  18.  Jahrh.  ein 
„erbliches  dingliches  Recht  auf  die  Nutzung 
eines  fremden  Gutes  mit  der  Verbindlichkeit, 
das   Gut    den    Grundsätzen    bänerlicher   Wirt- 


M  Ueber  die  besonders  bevorrechtete  eigen- 
artige Klasse  der  ^kölmischeu  Güter**  in  Ost- 
nud  WestpreuUen  vgl.  v.  BrUuneck,  Zur  Ge- 
schichte des  Grundeigentums  in  Ost-  und  West- 
preuUen, Bd.  1. 

')  Vgl.  y.  Richthofe n,  Untersuchungen 
zur  friesischen  Kechtsgeschichte ;  Heck,  Die 
altfriesische  Gerichtsverfassung ;  W  i  1 1  i  c  h ; 
OruudherrschaftinNordwestdeutschlaudfAuhan^. 

')  Vgl.  hierüber:  Allmers,  Die  Unfreiheit 
der  Friesen  zwischen  Weser  und  Jade. 


schaftsfOhrunfir  ^em&ß  zu  bewirtachaftea  vid 
bestimmte  jährliche  Lfeistunfen  davon  sa  tBtr 
richten.*'  (Wittich.)  Die  Dinglichkeit  des  Recht«! 
war  noch  im  18.  Jahrh.  bestritten  und  wurde 
erst  im  19.  Jahrh.  allgemein  anerkannt.  Sis 
äußerte  sich  hauptsächlich  in  dem  VeräoOemig» 
recht  des  Meiers  (mit  Konsens  des  Grandhem) 
und  seinem  dinglichen  petitorischeB  Klagencht 
in  bezug  auf  abhanden  gekommene  Stftwe  im 
Meierguts.  Aber  Eifentnm  an  dem  Gate  hatte 
der  Meier  nicht.  Ein  Hauptsog  dieses  Meie^ 
rechtes  war  die  Verpflichtung  des  Meiere  la 
tüchtiger,  bänerlicher  WirtschartBftthnuig.  Baker 
konnte  auch  nur  Meier  sein,  wer  dasu  geeigMt 
war,  persönliche  Untttchtigkeit  echloB  tou  der 
Nachfolge  in  das  Meiergut  aus.  Doinit  hiam 
zusammen  die  „Interimswirtschaft**  fftr  Miaaep- 

i' ährige  und  das  Zurückziehen  des  alt  gewonleMB 
feiers  auf  den  „Altenteil". 

Das  Meiergut  ist  für  Grundherrn  und  Meier 
unteilbar  und  es  darf  von  letzterem  nieht 
verschuldet  werden;  andererseits  muß  ee  voa 
dem  Grundherrn  immer  wieder  mit  einem  ] 
besetzt,  darf  also  nicht  eingeio^en 
Daraus  erklärt  sich  anch  das  eigentOaüiehe 
Erbrecht  des  hannoverschen  B.:  einer  dv 
Söhne,  der  „Anerbe'',  erhält  den  Hof,  und  & 
anderen  Kinder  haben  gar  keinen  Anepmd 
darauf,  sondern  nur  auf  den  übrieen  ^allodialea* 
Besitz.  Sie  werden  für  den  Hof  also  nieht  alb- 
ffefunden,  denn  dieser  ist  ja  nicht  Eigentm 
der  B.familie,  sondern  des  Grundherrn,  wen 
auch  dasNutzungsrecht  ein  erbliches  geworde&ist 

Die  Gegenleistung  des  B  für  diese  Nntnng 
an  den  Grundherrn  besteht  außer  geringea  VM 
vielfach  zu  Geld  gesetzten  Diensten,  vor  allen 
in  einer  Geldabgabe,  dem  „Meiersinfl'',  der 
im  18.  Jahrh.  nach  den  Landeegeeetien  nieht 
erhöht  werden  darf.  Er  ruht  als  „Reallait"  aif 
dem  Meiergut  ebenso  wie  der  Zehnte  nnd  die 
Frondienste,  die  dem  Gerichtsherm  gekistet 
werden,  welcher  mit  dem  Grundherrn  hier  r^et 
mäüig  keineswegs  identisch  ist  Die  Pm- 
monialgerichte ,  soweit  solche  hier  flberhaüt 
existieren,  sind  zwar  geschlossene  Gebiete,  oe 
Grundherrschaft  aber  ist  hier  noch  im  18.  Jabh. 
regelmäßig  Streubesitz. 

Der  private  Grundherr  hat  zwar  aach  ii 
Niedersachsen  in  der  Regel  einen  eiffenea  laii- 
wirtschaftlichen  Betrieb,  bewirtschaftet  Bit 
bäuerlichen  Frondiensten,  aber  dieeer  ist  hiv 
auch  im  18.  Jahrh  nur  von  patriarchaliachem 
Charakter  nnd  Umfang,  nicht  .kapitalistlach". 
nicht  viel  größer  als  aer  der  B.  Daher  >M. 
die  Frondienste  der  B.  hier  anch  nnr  geri^g^ 
auch  die  vom  Gerichtsherm  bezogenen :  sie  (  *^  ~ 
höchstens,  in  den  Landesteilen  mit  der  i 
Ausbildung  derselben,  bis  zu  drei  Tagea  in  ier 
Woche  —  im  Osten  das  Mindestmaß.  Es  gifc^ 
hier  Grundherrschaften  ohne  Rittergut  lai. 
Kitterfi:1\ter  ohne  Grundherrschaft,  und  am  A»" 
fang  des  18.  Jahrh.  waren  die  niedertlchiJKlw 
(trundherm  vielfach  von  den  Rittergtttera  ia  Um 
Städte  gezogen  und  hatten  ihre  figenkatvlete 
verpachtet.  Ueberall  trat  jedenfalls  dM  wirt** 
schaftliche  Bedeutung  dieses  Eigeabetriebea  war 
rück  hinter  den  eigentlich  mndkeni' " 
Renten,  den  Abgaben  der  B.  in  Geld  md  ] 
ralien. 

Daher  ist  die  persönliche  SteDuiv 
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der  niedersachsischen  B.  auch  eine  ganz 
pite,  freie.  Nur  in  Hildesheim  und 
Westfalen  finden  sich  noch  Reste  der 
alten  Hörigkeit,  die  aber  rechtlich  be- 
deutungslos, nur  noch  eine  Quelle  von  Ab- 
gaben sind. 

2.  Der  Nordosten,  das  Gebiet  der  Gats- 
hofTBchaft  Hier  sind  im  18.  Jahrb.,  ab- 
gesehen Yon  den  auch  hier  ausnahmsweise 
Yorfaaodenen  Freib.,  die  überhaupt  keiner 
Herrschaft  unterstanden,  den  plene  liberi^), 
folgende  Klassen  nach  ihrem  Besitzrecht 
zu  unterscheiden: 

1.  Die  Erbb.  Sie  haben  dominium  ntile, 
nutzbarefl  Sgentnm  oder  Untereigentnm  an  dem 
Qnmd  mid  Boden,  der  zu  ihren  HOfeu  gehört, 
die  Gebäude  nnd  ^Hofwehren*'  (Inventar)  sind 
ihr  Eigentum.  Es  sind  die  untertänig  ge- 
wordenen Erbzinsb.  der  Kolonisationszeit. 

Sie  llberwiegen  in  der  Altmark,  wo  es 
von  ^ters  her  weniger  zahlreiche  nnd  weniger 

Soße  Bitter^Qter  gibt,  daher  auch  weniger 
oerliche  Dienste  und  auch  im  18.  Jahrb.  nur 
eine  dingliche,  an  den  Besitz  eines  B.hofes 
in  der  Herrschaft  geknüpfte  Abhängigkeit.  Die 
AltBark  bildet  QMrhanpt  ein  Ueberffangsgebiet 
—  die  Brfleke  zur  ländlichen  Verfiissnng  des 
Nddwestens. 

Ebenso  liegen  die  Dinge  in  Nieder-Schle- 
•ien,  wo  das  entsprechende  Besitzrecht  £i£[en- 
tom  heißt,  die  Frondienste  auch  nur  gering  smd, 
weU  es  wenig  Rittergüter  und  im  Verhältuis 
daza  viele  B.  gibt  Aach  hier  ist  ein  Ueber- 
mgsffebiet,  in  dem  „die  Entwicklung  von  der 
Grandherrlichkeit  znr  Gntsherrlichkeit  nur  halb 
voUsoffen  ist".  (Knapp.)  Es  ist  ebenso  wie 
die  Aitmark  ein  Land  mit  ^:anz  deutscher  Be- 
völkerung nnd  von  dem  30-jährigeu  Krieg  nur 
wenig  heimgesucht  worden. 

t.  Die  erblichen   Lassiten   oder    ..erb- 

lieben  Knltmrb.*'     Bei  diesen  sind  die  Gebäude 

imd  das  Inventar  Eigentum  der  Herrschaft  und 

«beaso  anch  der  Grund  nnd  Boden.    Der  B.  hat 

nr  ein  erbliches,  aber  nicht  dingliches  Nntzungs- 

ncht  an  einem  fremden  Grundstück,  das  ihm 

nr  Kultur    und   Benutzung    gegen    gewisse 

Irinitleistnngen   und  Abgaben  überlassen  ist. 

Der  p  Laß  besitz''  besteht  nnter  diesem  Namen 

ttboD  im  Mittelalter  in  Knrsachsen  nnd  war  da- 

■ib  in  der  Hanptsache  dasselbe  wie  das  Meier- 

nckt— beides  Formen  der  Zeitpacht,  die  nicht 

nUiebe  .Zinsleihe'*  des  Sachsenspiegels. 

!■  18.  Jahrb.  herrschte  der  erbliche  Laß- 
^MitsTor  in  der  Mittel  mark  und  Priegnitz 
vM  findet  sich  zum  Teil  auch  noch  in  P  o  m  - 
lern.  Er  igt  in  diesen  Landesteilen  teils  un- 
■ktdbar  bei  der  Kolonisation  entstanden,  teils 
^olge  des  90- jährigen  Krieges  an  Stelle  des 
miurechtet  getreten.  Wahrscheinlich  in  dieHor 
2at  ist  durch  die  zahlreiche  Vernichtung  der 
Grtitde  nnd  ihren  \^'iederanfbau  durch  die 
^mdberrschaft  das  Eigentum  des  B.  an  den 
Mannen  bis  auf  geringe  Reste  (z.  B.  Ummanz 
W  Bügen)  verschwunden. 

Dornen  bleibt  —  nach  der  Deklaration  vom 
SLIU.  1/90,  in  welcher  das  erblich- lassi tische 
Bentzrecht  geschildert  wird ")  —  anch  hier  das 

'J  Vgl  oben  über  die  kOlmischen  Güter. 
'jVgL  Knapp,   B.befreinng  Bd.  2,  S.  85. 


B.gnt  immer  ungeteilt  nnd  kann  nur  an  einen 
Erben  überfi^hen.  Und  zwar  vererbt  es  nur 
an  die  nächsten  Verwandten  —  Witwe  oder 
Kinder  oder  Geschwister  des  letzten  Besitzers  —, 
es  besteht  also  nur  ein  beschränktes  Erbrecht: 
unter  mehreren  Kindern  hat  die  Herrschaft  die 
Auswahl.  Der  Erbe  braucht  sich  wegen  des 
Hofes  nnd  des  Inventars  mit  den  Geschwistern 
nicht  anseinanderznsetzen.  sie  dafür  nicht  abzu- 
finden. Im  Gegensatz  dazu  bleibt  bei  dem  schle- 
sischen  ^Eigentum"*  das  Gut  zwar  auch  ungeteilt, 
aber  es  vererbt  auch  an  entferntere  Venivandte, 
eine  Auswahl  des  Erben  durch  die  Grundherr- 
schaft findet  nicht  statt,  und  die  Geschwister 
müssen  von  dem  Anerben  für  den  Hof  abge- 
funden werden,  wenn  dieser  auch  für  die  An- 
nahme des  Hofes  einen  „Vorteil**  genießt.  *)  In 
Schlesien  fehlt  das  erblich-lassitische  Besitzrecht, 
abgesehen  von  den  Grenzgebieten,  ganz. 

3.  Die  unerblichen  Lassiten.  mit  nur 
lebenslänglichem  —  wenn  auch  in  der  Reffel 
tatsächlich  vererbtem,  d.  h.  in  der  Famüie 
bleibendem  —  oder  beliebig  kündbarem,  wider- 
ruflichem Nutzungsrecht.  Sie  sind  entstanden 
durch  Herabdrückung  erblicher  Lassiten  und 
durch  die  Neueinrichtung  der  B.güter  im  Osten 
nach  dem  80-jährigen  Krieg.     Sie  bilden  die 

große  Masse  der  bäuerlichen  Bevölkerung  der 
ckermark    und    Neumark,    Pommerns 
und  Rügens,  Oberscblesien's  usw. 

4.  Die  Zeitpachtb.,  d.  h.  untertänige 
bäuerliche  Zeitpächter,  in  Pommern  —  ina- 
besondere Schwedisch-Pomuiem  —  nnd  der 
Uckermark,  entstanden  im  18.  Jahrb.  haupt- 
sächlich da,  wo  die  Gutsherrschaft  ihr  Gutsland 
uicht  selbst  in  eigenem  Betrieb,  sondern  durch 
Verpachtung  nutzte,  also  besonders  bei  den  ju- 
ristischen Personen :  Domaniuni,  Universität  usw. 

Alle  diese  B.,  mit  Ausnahme  der  Erbb., 
sind  nun  aber,  hauptsäclilich  wegen  der 
vielen  Dienste,  die  sie  leisten  müssen, 
persönlich  untertänig,  „erbunter- 
tänig*',  an  die  Scholle,  u.  h.  das  herrschaft- 
liche Gut,  die  Herrschaft,  gefesselt. 

Die  Untertänigkeit  wird  also  bei  ihnen  nicht 
mehr  durch  den  Besitz  eines  B.gutes,  sondern 
durch  die  Geburt  und  deu  Aufenthalt  in  einer 
Gutsherrschaft  begründet,  vererbt  hich  also  auch 
auf  die  Kinder.    Die  Erbuntertanen  dürfen  die 
Herrschaft  nicht  ohne  Erlaubnis  verlassen,  aber 
—  abgesehen  von  den  im  18.  Jahrh.  in  Mecklen- 
burg und  Schwedisch-Pommern  vorgekommenen 
I  Auswüchsen  der  Entwickelung   —   auch  nicht 
,  einzeln  wie  Sklaven  verkauft  werden.     Es  be- 
steht ferner  neben  den  teiln  t^^emessenen,  teils 
I  ungemessenen  Frondiensten   der  Lassiten   (ge- 
lmessen iu  den  westlichen,  uniremessen  in 
i  den  östlichen  der  betrachteten  Gebiete),  ein  Ge- 
Isindezwan^sdienst   der    Untertanenkinder 
'  —  teils  nur  „Vormiete**,  teils  wirklicher  Gesinde- 
'<  Zwangsdienst  —  und  Verbot  des  Heiratens  nnd 
der  Erlernung  eines  bürgerlichen  Gewerbes  ohne 
Konsens  der  Herrschaft. 

Wo  diese  Erbuntertänigkeit  mit  schlechtem, 
unerblichem  Besitzrecht,  also  unerblichem  Laß- 


*)  Vgl.  Knapp,  Die  ländliche  Verfassung 
Niederschlesiens,  in  „Grundherrschaft  und  Kitter- 
gut^ 
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besitz  oder  bäuerlicher  Zeitpacbt  verbanden  ist. 
da  ist  die  neuere  sog.  „Leibeigenschaft*^ 
des  18.  Jahrb.  gegeben. 

3.  Der  Süden  (genauer  Südwest-  und 
Mitteldeutschland),  das  Gebiet  der 
Landesherrschaft  Hier  ist  die  ältere 
Grundherrschaft  zerfallen,  der  persönliche 
Zusammenhang  zwischen  Grundherr  und  B. 
geschwunden,  die  Grundzinsen  sind  zu  Real- 
lasten auf  dem  B.gut  geworden,  das  hier 
regelmäßig  zu  sehr  gutem  Besitzrecht  be- 
sessen wird,  zu  zinspüichtigem  Eigentum 
oder  zu  Erbzinsrecht,  als  Erbleheu. 

So  sind  in  Kursachsen,  das  infolge  seiner 
frühzeitigen  nud  gründlichen  Kolonisation  znm 
Gebiet  der  älteren  Grundherrschaft  gehört,  die 
meisten  B.güter  „Zinsgüter"  oder  „Erbzinsgüter". 
Beide  unterscheiden  sich  hier  folgendem!  aiien: 

Das  Zinsgut  wird  vom  Herrn  gegen  ein 
meist  sehr  geringes  Kaufgeld  und  einen  Zins 
vollständig  abgetreten,  der  Käufer  erhält  das 
volle  Eic^entum,  dominium  directum  et  utile.  Im 
^Lehnfsill"  muß  Erneuerung  nachgesucht  werden, 
Veräußerung  ist  ohne  Erlaubnis  des  Herrn  ge- 
stattet, Verschuldung  und  Verpfändung  nur  mit 
dieser.  Das  Erbzinsgut  wird  ge^en  einen 
(höheren)  jährlichen  Zins  oder  „Pension"  aus- 
getan, oft  nur  auf  Zeit;  in  dem  Erbzinskontrakt 
tritt  der  Herr  nur  das  dominium  utile  ab  und 
behält  sich  das  dominium  directum,  das  Ober- 
eigentum vor.  Der  Beliehene  hat  also  wohl 
völlige  Freiheit  in  der  Nutzung  des  Gutes,  aber 
der  Herr  hat  noch  nach  erfolgtem  Verkauf  ein 
Vorkaufsrecht.  *) 

Dazu  kommen  als  weitere  bäuerliche 
Lasten  in  diesen  Gebieten  neben  diesen 
Gnmdzinsen  zunächst  der  Zehnte,  der 
ebenfalls  als  Heallast  auf  dem  B.gut  ruht, 
und  dann  die  Dienste  und  Abgaben  („Beet*', 
„Abzug*'  etc.),  die  dem  Gerich tsherrn 
geleistet  werden;  aber  auch  diese  Dienste 
sind  gar  nicht  erheblich,  da  Rittergüter  in 
diesen  Gebieten  selten  und  klein  sind,  es 
sind  mehr  Jagd-  und  Bau-  als  Ackerfronden. 
Endlich  besteht  noch  aus  dem  Mittelalter 
Leibeigenschaft,  personliche  Abhängig- 
keit von  einem  Leibherrn,  die  aber  im  wesent- 
lichen auch  hier  nur  noch  eine  Quelle  von 
Abgaben  resp.  Renten,  eine  Form  der  Be- 
steuenmg  bildet. 

Die  ländliche  Verfassung  dieser  Teile 
Deutschlands  —  die  „süd westdeutsche 
Agrarverfassung'',  wie  wir  sie  kurz 
nennen  wollen  —  beruht  also  in  der  Regel 
auf  drei  sich  durchkreuzenden  Institutionen : 
Grundherrschaft,  Gerichtsherr- 
schaft und  Leibeigenschaft  resp.  Leib- 
herrschaft. 

So  z.  B.  in  Baden,  das  für  diese  ländliche 
Verfassung  typisch  ist.  Hier  saßen  weitaus  die 
meisten  B.  zu  wahrem  Eigentum,  auf  welchem 
jedoch  fast  immer  als  Beallasten  Bodenziuse  und 


der  Zehnte  lagen.  Diese  bildeten  ahm  In  der 
Mehrzahl  der  Fälle  allein  noch  den  Inhalt  der 
Grundherrschaft.  Nur  verhältnismäßig  selten 
besaU  der  Grundherr  ein  wirkliches  Obereigen* 
tum  am  Gut  selbst,  der  B.  bloß  ein  ab^eleitetei, 
übrigens  immer  noch  weit  überwiegend  erblichei 
Recht.    (Ludwifi^.) 

Gerichts-  und  Leibherrschaft  streben  in  8&d- 
westdeutschland  nach  räumlicher  AbechlieOoiig, 
Arrondieninjjf;  namentlich  wenn  der  Leibherr 
zugleich  Genchtsherr  seiner  Leibeigenen  war  — 
und  dies  war  er  wohl  meistens  — ,  verbot  er 
kraft  seiner  Gerichtsgewalt  für  einen  Beaik 
überhaupt  die  Aufnahme  von  freien  Leuten  oder 
fremden  Leibeigenen.  Diese  Entwickelang  er- 
folgte jedoch  weder  allgemein  noch  überaQ  im 
gleichem  Maß:  Voraussetzuufi^  dafür  war  nlm- 
lich,  daß  der  Gerichts-  und  Halsherr  zum  Landet- 
fürsten  emporstieg  So  war  in  Baden  der  Mark- 
graf vorwiegend  Gerichtsherr.  Viel  weniger 
geschlossen  war  die  Grundherrschaft ;  soweit  sie 
noch  wirklich  Obereigentum  des  Grundherrn  ent- 
hielt, war  sie  vielmehr  geradezu  Strenbesitz,  aber 
auch  die  Berechtigung  auf  die  Beallasten  war  ii 
der  Regel  in  demselben  Dorf  nicht  in  einer  Haii4 
vereinigt 

Die  Grenze  dieser  südwestdeutschenAgrar- 
verfassung  ist  im  Südosten  der  Schwarz- 
wald, Allgäu  und  Altbayern.  Hier 
finden  sich  nämlich  neben  Eigentum  und 
Erbzinsrecht  (Erblehen)  wieder  schlechtere 
Besi  tzrechte  —  dieF  a  1 1 1  e  h  e  n  (auch  „Schnpf- 
lehen")  oder  die  „Leibfälligkeit",  (d.  h. 
nur  auf  Lebenszeit  verliehene,  wenn  aach 
vielfach  tatsächlich  vererbte  Güter),  —  die 
Grundherrschaft  hat  eine  größere  Bedeutung 
behalten,  die  Frondienste  sind  stärker,  und 
es  besteht  noch  ein  Zusammenhang  zwischen 
der  grundherrlich -dinglichen  Abhängigkeit 
und  der  persönlichen  Unfreiheit,  die  sog. 
„Realleibeigenschaft*'.^) 

In  dem  Hanptgebiet  dieses  Südostens,  Alt- 
bayern, treten  uns  in  der  Kreittmayrschea 
Gesetzgebung  folgende  vier  Besitzrechte  entr 
gegen:  als  bestes  das  sog.  Erbrecht,  wobei 
das  nur  nutzbare  Eigentum  des  Gmndholdea 
auch  auf  dessen  Erben  übergeht,  dann  das  Leib- 
recht,  der  „Leibgeding*,  wobei  das  nntxbare 
Eigentum  des  Gmndholden  mit  dessen  Tode  ei^ 
lischt,  ferner  die  Neustift,  wobei  das  nntabaie 
Eigentum  mit  dem  Tode  des  Gmudherm  endigt 
endlich  die  „Herrengunst**  oder  „veranleitete 
Freistift'',  wo  die  Beendigung  des  Verbilt> 
nisses  vollständig  in  das  Belietoi  des  Gnud- 
herm  gestellt  ist.  Und  zwar  haben  sieh  An- 
fang des  19.  Jahrh.  mindestens  die  H&lfte  der 
Güter  in  den  unerblichen  Besitzverhältnissea  des 
Leibrechts,  der  Neu-  und  Freistift  befondoi 
(Hausmann).  Hier  in  Altbayern  ^bt  es  niar 
lieh  wieder  mehr  und  gröUere  Bittersitie  ab 
sonst  im  Süden,  die  „Hofmarchen",  häufig  ia» 
mitten  von  Dörfern  gelegen,  kleine  abgenuideli 
Grundherrschaften  verbunden  mit  Gerichts-  ui 
Leibherrschaft,  soweit  hier  noch  voriiaa< 
förmliche  „Gutsherrschaften**  —  d.  h.  die 


')  Vgl.  Hann,  Bauer  und  Gutsherr  in  Kur-         ')  Vgl.  Ludwig,  Der badiscbe Bauer, 8. 187. 
Sachsen,  S.  163.  Th.  Knapp,  Ges.  Beiträge  S.  866,  897,  4t& 
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zn  einer  ebensolchen  Entwickelung  wie  im  Nord- 
osten und  eine  gewisse  Aehnlichkeit  mit  dessen 
Verfassung;  den  Unterschied  aber  bildet  die 
doch  anch  hier  Tiel  geringere  Ausdehnung  der 
eigenen  Gntsbetriebe.  Vielleicht  hat  auch  hier 
im  Mittelalter  eine  Umgestaltung  der  Villi- 
kationsTerfassnng  ähnlich  wie  in  >iedersachsen 
stattgefunden  und  die  großen  B.gUter  des  Süd- 
ostens geschaffen. 

Dieser  Ueberblick  über  die  bäuerlichen  Be- 
sitzverfaftltnisse  in  den  verschiedenen  Gebieten 
zeigt  uns  nun  aber  ganz  deutlich  die  Wechsel- 
irirkung  zwischen  der  Entwickelung  der 
Grundherrschaft  und  dem  Eigentum 
resp.  überhaupt  Besitz  recht  der  B.: 

Wo  die  Gmndherrschaft  bedeutungslos  ge- 
worden ist,  ist  das  beste  Besitzrecht:  wahres 
Eigentum  oder  Erbzinsrecht. 

Wo  sie  sich  verjüngt  hat  zur  neueren  Grund- 
herrschaft, ist  ein  schlechteres,  aber  doch  schließ- 
lich auch  wenigstens  erblich  und  dinglich  ge- 
wordenes Besitzrecht:  das  Meierrecht. 

Wo  sie  sich  weiter  j^ebildet  und  verschärft 
kt  zur  Gutsherrschaft,  ist  das  schlechte,  meist 
uebt  einmal  mehr  erbliche  Besitzrecht:  der 
UßbesiU. 

Je  nachdem  ist  eben  das  Interesse  des  Grund- 
berm  an  dem  Grund  und  Boden  und  seinem 
Besitz  sehr  verschieden. 

Damit  hängt  aber  auch  noch  ein  anderes 
^lereits  gestreines  Moment  enge  zusammen, 
<las  ebenüdls  einer  wichtigen  Differenzierung 
der  ländlichen  Verfassung  im  18.  Jahrh.  zu- 
grunde liegt,  eine  Scheidung  der  bäuer- 
lichen Bevölkerung  in  zwei  große  Gruppen 
^•edeutet:  das  Vorhandensein  der  „Hofes- 
verfassung" und  scharf  abgegrenzter 
Bilassen. 

Beides  hängt  wieder  unter  sich  zusammen: 
<en  bestimmteB-klassen,  nach  dem  Umfang  und 
i'hankter  ihres  Landbesitzes  abgegrenzt,  — 
tiinx-,  Halb-,  Viertelsb.  und  Kossäten  bez.  Seld- 
nw  -  pbt  es  nur,  wo  es  das  geschlossene 
B.gQt,  den  ,.Hof^  in  einem  engeren  technischen 
•'^innepbt  Darunter  versteht  man  „ein  B.gut, 
^  semen  Bestand  an  Grundstücken  und  son- 
!^ti^  Zubehör  dauernd  bewahrt  hat  und  eine 
Beibe  Ton  Generationen  hindurch  unverändert 
u>  der  Hand  seiner  Besitzer  geblieben  ist 
iTittich). 

Ben  Gegensatz  dazu  bilden  B.güter,  welche 
^^  Abtrennung  einzelner  Stücke  des  Landes 
verl^lemert  oder  auch  vollständig  zersplittert 
v^en  können:  der  sog.  frei  bewegliche 
^'raidbesitz.  Wo  £e  geschlossenen  Höfe 
^oAeirichen,  beiden  diese  Güter  resp.  Grund- 
*^ke  „Wandeläcker",  „walzende  Grundstücke'* 
<^r  .Erbland"  (siehe  Art  „Wandeläcker"). 

&  ist  also  der  große  Gegensatz  zwischen 
<^  geschiossenen  bäuerlichen  Be- 
sitz, der  immer  nur  an  einen  Erben,  den 
«ioerben^  übergeht,  kraft  Rechtssatzes  oder 
^f  und  dem  frei  teilbaren,  der 
«ch  noch  die  heutige  Agrarver&ssung  des 
Deutschen  Reiches  durchzieht  und  differen- 
ziert, wenn  mck  nicht  mehr  ganz  in  dem- 

Wanertaeh  der  Yolkiwirtwshaft.    II.  Aaü.    Bd.  I. 


selben  gegenseitigen  Verhältnis  wie  vor  der 
Befreiungsgesetzgebung. 

In  der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahrh.  war 
nämlich  der  geschlossene  bäuerliche  Besitz  oder 
die  „Hof  es  Verfassung"  noch  in  einigen  Gegen- 
den herrschend,  wo  sie  infolge  der  Beformgesetz- 
gebnng  verschwunden  sind  Dagegen  bestanden 
sie  überall,  wo  sie  sich  noch  heute  trotz  dieser 
Gesetzgebung  finden,  auch  damals  schon,  und 
wo  sie  im  18.  Jahrh.  nicht  bestanden,  war  schon 
seit  dem  Ende  des  Mittelalters  die  freiere  Be- 
weglichkeit des  Grundbesitzes  eingetreten. 

Je  nach  dem  Umfang  des  Vorkommens  der 
einen  oder  anderen  Verfassung  —  des  geschlosse- 
nen oder  des  ungeschlossenen  bäuerlichen  Be- 
sitzes —  zerfällt  Deutschland  im  18.  Jahrh.  in 
vier  Gebietsgrnppen  *) : 

1)  reine  Hofesverfassung  (mit  nur  aus- 
nahmsweise freibeweglichem  Besitz):  die  fünf 
östlichen  Provinzen  Preußens,  Neuvorpommem, 
Mecklenburg,  Schleswig-Holstein  und  Lauenburg ; 

2)  vorherrschende  Hofesverfassung, 
daneben  auch  freibeweglicher  Grundbesitz :  Nord- 
osten der  heutigen  Provinz  Sachsen,  Königreich 
Sachsen,  einige  thüringische  Gebiete  (so  beson- 
ders der  Ostkreis  des  Herzogtums  Sachsen-Alten- 
burg), das  ehemalige  Königreich  Hannover  (aus- 
genommen einige  Marschdistrikte  und  dieFürsten- 
tümer  Göttingen  und  Grubenhagen),  das  Groß- 
herzogtnra  Oldenburg,  Westfalen  und  die  Mittel - 
und  Kleinstaaten  Nord  Westdeutschlands  (Schaum- 
burg-Lippe, Waldeck,  Braunschweig,  Wolfen- 
büttel und  Kurhessen),  endlich  im  Südosten 
Deutschlands  die  bayerischen  Kreise  Ober-  und 
Niederbayem,  Oberpfalz,  Schwaben  und  Neu- 
burg, der  Donau-  und  Jagstkreis  Württembergs, 
der  Dadische  Schwarzwald  und  einzelne  Teile 
des  Odeuwaldes; 

3)  vorherrschend  frei  beweglicher 
Grundbesitz  und  daneben  in  der  Minderzahl 
geschlossene  Höfe:  südwestlicher  Teil  der  Provinz 
Sachsen,  größter  Teil  der  thüringischen  Staaten, 
Fürstentümer  Göttingen  und  Grubenhagen,  Ober- 
hessen, die  bayerischen  Kreise  Ober-  und  Mittel- 
franken und  der  württerabergische  Schwarzwald- 
kreis ; 

4)  reine  Freibeweglichkeit  (mit  nur 
ausnahmsweise  vorkommenden  geschlossenen 
Gütern):  eiuigre  bremische  Marschländer,  die 
hessische  Provinz  Starkenburg  und  Bheinhessen, 
ausgenommen  den  Odenwald,  die  bayerische  Pfalz, 
die  ebenen  Teile  Badens,  der  württembergische 
Neckarkreis  und  der  bayerische  Kreis  Unter- 
franken. 

In  den  Gebieten,  wo  die  ungeschlossenen 
Höfe  vorherrschen,  gibt  es  nun  infolge  der  in 
der  Regel  stattfindenden  Naturalteilung  und 
der  duich  sie  herbeigeführten  Zersplitterung 
und  Zertrümmerung  der  Güter  keine  festen 
Höfeklassen,  sondern  nur  den  Unterschied 
zwischen  „Bürgern'*  und  „Hintersassen"  nach 
der  verschiedenen  Berechtigung  in  der  Gemeinde : 
nur  die  ersteren  sind  die  Mitglieder  der  ,,Bürger- 
gemeinde",  die  vollberechtigten  Gemeiudemit- 
glieder,  die  vor  allem  an  der  Allmeud  Anteil 
haben  (s.  d.  Art.  oben  S.  78  fg.). 

Dieser  Unterschied  zwischen  geschlos- 

>)  Vgl.  Wittich,  Art.  „Hof*  im  H.  d.  St., 
2.  Aufl.,  Bd.  IV,  S.  12l2fg. 
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senen  iind  ungeschlossenen  B.gQt6rn 
hängt  nun,  wie  aus  der  Uebersicht  über  das 
relative  Vorkommen  beider  Formen  hervor- 
geht, auch  zusammen  mit  dem  Unterschied 
der  Ansiedelung  in  Einzelhöfen  und 
Dörfern,  ohne  sich  aber  völlig  damit  zu 
decken,  und  zwar  so,  daß  im  allgemeinen 
die  Einzelhöfe  auch  geschlossene  Höfe  sind, 
z.  B.  in  Westfalen,  aber  nicht  umgekehrt, 
die  Hofesverfeissung  sich  also  nicht  auf  diese 
beschränkt,  sondern  wie  z.  B.  in  Hannover 
und  im  Nordosten  auch  bei  Dorfsiedelung 
vorkommt. 

Vor  allem  liängt  die  Hofesverfassung  aber 
aufs  engste  zusammen  mit  der  Grund- 
herrschaft und  ihren  verschiedenen 
Formen:  sie  findet  sich  im  allgemeinen  im 
NW.,  NO.  und  SO.,  also  im  Gebiet  der 
lebensfähig  gebliebenen  und  fortgebildeten 
Grund-  resp.  Gutsherrschaft,  dagegen  nicht 
in  Südwest-  und  Mitteldeutschland,  dem 
Gebiet  der  verfallenen  Grundherrschaft  — 
ganz  natürlich,  denn  nur  hier  ist  das  gute 
besitzrecht,  das  überhaupt  eine  Teilung  des 
Gutes  ermöglicht.  So  gehören  Eigentum 
und  Freiteilbarkeit  einerseits  und  Grund- 
herrschaft und  Hofesverfassung  andererseits 
zusammen ;  die  geschlossene  Vererbung  ist 
in  erster  Linie  für  den  Grund-  resp.  Guts- 
herrn da,  um  den  B.  leistungsfähig  zu  er- 
halten.i) 

Nun  liegt  aber  die  Frage  sehr  nahe: 
Was  sind  die  letzten  Gründe  dieser 
verschiedenartigen  Entwickelung  in 
den  verschiedenen  Teilen  Deutschlands,  dieser 
mehrfachen,  aber  immer  unter  sich  zu- 
sammenhängenden und  zusammenfallenden 
Gliedenmg  in  der  ländlichen  Verfassung  des 
18.  Jahrb.?  Warum  ist  nicht  überall  die 
Entwickhmg  bis  zu  der  modernsten  Form 
der  Gutsherrschaft  des  Nordostens  gediehen, 
wanim  im  Südwesten  die  alte  Grundlierr- 
schaft  verfallen,  ohne  sich  ziu*  neuen  fort- 
zubilden, warum  im  Nordwesten  diese  nicht 
weiter  ausgebildet  worden  zur  Gutsherr- 
schaft? 2) 

Letzteres  wurde,  wie  wir  gesehen  haben, 
vor  allem  verhindert  durch  das  hier  so  früh- 
zeitige Eingreifen  der  Staatsgewalt  zugunsten 
der  B. ;  dieses  aber  war  möglich,  weil 
die  Staatsgewalt  hier  später  nie  so  wie  im 
Kolonisationsgebiet  in  einer  Periode  voll- 
ständiger, namentlich  finanzieller  Ohnmacht 
sich  aller  ihrer  Rechte  an  den  B.  der  privaten 
Grundherrschaften  begeben  hat  —  im  Osten 


*)  Eine    abweichende    Auffassung    vertritt  i 
Sering:  „Die  Vererbung  des  ländlichen  Grand- 
besitzes in  Preußen",  Heft  V,  Vorbemerkung. 

•)  Vgl.   zu   dieser  Frage   jetzt  namentlich  i 
V.  Below,  Der  Osten  und  der  Westen  Deutsch- 
lands.    Der  Ursprung  der  Gutsherrschaft  (in : 
Territorium  und  Sudt  IdOOj.  ! 


erst  im  16.  Jahrh.  der  Prozeß,  der  im  altei 
Deutschland  schon  ein  Jahrtausend  frOhei 
zur  Bildung  der  alten  Großgrundherrschaftei 
geführt  hatte.  Ebenso  war  es  auch  im  Sfld 
Osten  in  Altbayern,  wo  besonders  der  hie 
so  lange  erhalten  gebliebene  große  geist 
liehe  Besitz  die  Bedeutung  des  Adels  h&ah 
drückte.^)  Im  Südwesten  dag^^n  dacht 
der  Adel  gar  nicht  an  Vergrößerung  seine 
Eigenbetriebes,  sein  Ehrgeiz  war  nicht  Land 
Wirt,  sondern  Landesherr  zu  werden.  Jedei 
Reichsritter  wollte  es  dem  Fürsten,  jede 
landsässige  Adelige  dem  Reichsritter  nach 
tun,  Gesetzgeber  und  Regent  sein.  Di« 
Jämmerlichkeit  des  Staatslebens  selber  w» 
eine  Schutz  wehr  des  B.standes.^ 

Also  zunächst  ein  politisches  Moment 
die  Entwicklung  des  betr.  Staates  odc 
namentlich  seines  Finanzwesens,  das  ihn  ?oi 
den  Ständen,  dem  Adel  mehr  oder  wenige) 
abhängig  machte,  ihn  mehr  oder  wenigei 
zwang,  seine  öffentlichen  Rechte  an  den  fi 
diesem  preiszugeben,  dann  auch  der  ver 
schiedene  Charakter  und  die  Bedeutung  dei 
Adels  selbst. 

Dazu  kommt  das  nationale  Moment 
das  ohne  Zweifel  bei  der  HerabdrückaDf 
des  B.Standes  im  Nordosten  mitgewirkt  hat 
die  um  so  stärker  ist,  je  weniger  das  be 
treffende  Gebiet  wirklich  von  Deutscto 
kolonisiert  wurde,  je  mehr  die  slavisehe  Be 
völkerung  geschont  und  nur  ^rmanisiert 
wurde  und  mit  den  deutschen  Emwandeien 
verschmolz. 

Endlich  hat  das  verschiedene  Maß,  ii 
dem  der  dreißigjährige  Krieg  die  vw- 
schiedcnen  Teile  Deutschlands  heimgesndit 
hat,  und  die  je  nach  dem  Alter  ilirer  Kultur 
dem  Reichtum  und  der  Dichtigkeit  ihr« 
Bevölkerung  verschiedene  Stärke  ihrer  Wider 
Standskraft  gegen  denselben  auch  einen  sdu 
großen  Einfluß. 

Aber  hinter  all  diesen  in  den  verschiedenen 
deutschen  Landen  verschieden  wirksameB 
Ursachen  steht  doch  im  letzten  Gnind  eine 
gemeinsame,  die  sich  uns  ergibt,  wenn  wii 
die  Gebiete  der  drei  Formen  der  ländlichen 
Verfassung  mit  der  physikalischen  Kute 
des  Deutschen  Reiches  vergleichen.  Daoo 
tritt  uns  nämlich  ein  ganz  offenbarer  —  und 
ja  auch  nur  natürlicher  —  Zusammenhang 
mit  der  physikalischen  Dreiteilung  odei 
richtiger  Zweiteilung  entgegen,  die  Riehl 
in  „Land  und  Leute^^  aufgestellt  hat:  nord- 
deutsche Tiefebene,  mittelgebirgiges  Deatsoli- 
land,  oberdeutsche  Hochebene,  Nieder*, 
Mittel-  und  Oberdeutschland.  IKese 
drei  Gebiete  haben  verschiedene  natürüdie 


*)  Vgl.  Brentano,  Beil.  z.  Allg.  Zeit  1806^ 
Nr.  ö. 

*)  Gothein,  ebenda,  1888,  Nr.  263. 
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fiediDgnngen  der  wirtschaftlichen  Entwicke- 
hing: 

Das  erste  ist  vorwiegend  Küstenland,  beson- 
ders geeignet  zn  Schiffahrt  nnd  Handel  mit  seinen 
ueh  dem  Meere  führenden  schiffbaren  Flüssen ; 
tber  diese  haben  nnr  wenig  Oeföll,  daher  hier 
eise  nur  ^feringe  Entwickelnne  der  Gewerbe, 
solaoge  diese  Ton  der  Wassencraft  abhängig 
flisd.  Das  swdte,  das  im  Westen  hinaufgeht 
Iris  nm  Bodensee  und  der  nördlichen  Schweiz 
nid  hinonter  bis  KjBln,  im  Osten  bis  zum  Erz- 
^ine,  also  die  Form  eines  Dreiecks  zeigt,  hat 
ein  Nets  von  Flüssen  nnd  Bächen,  viele  kleine 
nntsWe  Wasserkräfte.  Das  dritte  hat  ein  ähn- 
liebes Gleichmaß  im  Zng  der  FlnlJlinien  wie 
das  eiste,  die  Alpenflüsse  sind  aber  weder  zu 
Scbifithrt  noch  zum  Qewerbebetrieb  geeignet, 
,^e  trennen,  sie  vereinen  nicht*'. 

Im  zweiten  Gebiet,  im  mittelge- 
birgigen Deutschland,  haben  wir  also 
WS  natürlichen  Gründen  die  frühzeitig 
gewerbliche  Entwickelung  und  Ausbil- 
dung des  städtischen  Lebens,  des  beweg- 
lichen Eigentums  und  der  Geldwirtschan, 
▼or  allem  die  Entwickelung  des  Gewerbes 
and  auf  dem  Lande,  in  den  Dörfern,  die 
Verwischung  des  in  den  anderen  Gebieten 
bis  zur  Befreiungsgesetzgebung  aufrecht  er- 
haltenen Untersdiiedes  zwischen  Stadt  und 
lÄid.  Daher  hier  der  frühzeitige  Verfall  der 
alten  Gmndherrschaft,  des  Fronhofes  und  der 
Yillikaticn,  als  der  naturalwirtschaftlichen 
agrarischen  Verfassung  und  infolge  der 
dichten  Bevölkerung  und  des  starken  lokalen 
Absatzes  auch  keine  Fortbildung  des  länd- 
liches Kleinbetriebes  zu  dem  für  einen 
▼eiteren  Absatz  produzierenden  Großbe- 
trieb —  sei  es  einem  bäuerlichen,  wie  im 
Nordwesten,  sei  es  einem  gutsherrlichen, 
^  im  Nordosten  — ,  welche  die  Boden- 
g^tnog  meist  gar  nicht  gestattete,^) 
soodem  vielmehr  frühzeitige  Entstehung  der 
Wen  Teilung,  Mobilisierung  auch  des  Grund 
^  Bodens. 

Die  beiden  anderen  Gebiete  dagegen 
blähen  noch  lange  Zeit  agrarisch  mit 
geringer  gewerblicher  Entwickelung,  aus- 
scUiefilich  beschränkt  auf  die  Städte,  und 
J^wnger  Scheidung  zwischen  Stadt  und 
^d.  Das  erste  Gebiet  aber  hat  wenigstens 
&  h5here  kommerzielle  Entwicklung, 
^aber  hier  die  zeitgemäße  Weiterbildung 
te  Grundherrschaft  zum  großbäuerlichen 
«trieb,  zu  der  sich  im  dritten,  in  der  Hech- 
te des  Südostens,  nur  Ansätze  finden ; 
ni  beiden  aber  bleibt  es  bei  der  Geschlossen- 
beit,  Unteilbarkeit  der  B.güter.  Das  erste, 
jfe  mederdeutsche  Tiefebene  des  heutigen 
Deotschen  Reiches,  hat  dann  endlich  in- 
Mge  der  geschichtlichen  Entwickelung  den 
P^en  Dnterschied  zwischen  Nordwesten 
^  Nordosten    —    ein   Unterschied    von 


')  S.jetst  auch  Th.  Knapp  a.a.O.,  &442£f. 


tausend  Jahren,  z.  T.  aber  auch  ein  Unter- 
schied des  Bodens  und  des  Klimas.  Der 
Nordosten,  als  das  jüngste  Gebiet,  bleibt  am 
längsten  agrarisch  und  erfährt  daher  auch 
die  im  rein  agrarischen  Sinne  zwe<^mäßigste 
Fortbildung  der  neuen  Ginindherrschaft,  mit 
der  seine  deutsche  Geschichte  sogleich  be- 
ßnnt,  zur  Gutsherrschaft  —  ebenfalls  mit 
Geschlossenheit  der  Höfe. 

Aus  dieser  Verschiedenheit,  dieser  Drei- 
resp.  Vierteilung  der  ländlichen  Verfassung 
im  18.  Jahrh.  ergibt  sich  nun  auch  eine 
entsprechend  verschiedene  Aufgabe  und  Ge- 
staltung der  Befreiungsgesetz  gebung, 
der  B.befreiung  etc.,  im  18.  und  19.  Jahrh. 

Siehe  Art.  ,^.befreiung**  (unten  S.  344  fg.). 

B.   Ausland. 

1.  Frankreich.  Die  französische  Agrarge- 
schichte  seit  dem  frühen  Mittelalter  (und  sie  sogar 

fanz  besonders'  geht  ebenfalls  ans  von  der  Villi- 
ationsverfassnng.^)  Denn  schon  im  kelti- 
schen Gallien  war  die  Grundherrschaft  herrschend : 
die  Herren  hielten  es  für  schimpflich,  Land- 
wirtschaft zu  treiben,  die  Masse  des  Volkes, 
die  sich  wenig  von  den  Sklaven  imterschied, 
bebaute  das  Land.  Durch  die  römische  Herr- 
schaft traten  dann  neben  die  keltischen  Herren 
die  römischen  Possessoren.  Auch  hier  umfaßte 
also  die  Villikation  neben  einem  geringen  Herren- 
land zahlreiche  B.stellen,  welche  manchmal 
von  Freien,  meist  von  Colonen  nnd  Sklaven 
bewirtschaftet  wurden,  und  von  deren  Abgaben 
der  Herr  lebte.  Die  rechtlichen  Unterschiede  unter 
den  B.  verschwanden  allmählich,  nnd  es  bildete 
sich  eine  gleichmäßige  Form  von  Unfreiheit 
ans,  die  „Villikationshörigkeit"  (Darmstätter). 
Dabei  entwickelte  sich  erst  tatsächlich,  später 
rechtlich  ein  gewisses  Erbrecht  des  Unfreien 
an  seiner  Hufe,  an  der  er  ursprünglich  kein 
dingliches  Hecht  gehabt  hatte.  Seine  Unfähig- 
keit, bewegliches  vermögen  zu  erwerben,  blieb 
zwar  rechtlich  bestehen,  so  daß  der  Herr  beim 
Tode  des  Hörigen  von  seiner  Hinterlassenschaft 
einziehen  konnte,  was  ihm  gefiel;  aber  es  kam 
hier  zu  der  Milderung,  daß  der  Herr  sie  nnr 
einzog,  wenn  keine  Kinder  oder  Familien- 
mitglieder vorhanden  waren  (die  sog.  Main- 
morte). 

Als  dann  Karl  der  Große  den  Versuch  unter- 
nahm, sein  Reich  in  eine  durch  Beamte  ver- 
waltete Monarchie  umzuwandeln,  bildete  sich 
ein  enger  Zusammenhang  zwischen  den  Keicbs- 
ämtern  nnd  den  Grundherrschaften  ans.  Die 
durch  das  Lehenswesen  verursachte  Zersplitte- 
rung der  Herrschaftsrechte  bewirkte  dann, 
daß  fast  jeder  Grundherr  in  den  Besitz  obrig- 
keitlicher Befugnisse,  namentlich  der  Gerichts- 
barkeit gelangte.  Er  erstrebte  diese  vor  allem 
deswegen,  weil  er  als  Gerichtsberr  bei  dem 
Mangel  eines  geordneten  Bernfun gs Verfahrens 
fast  volle  Gewalt  über  den  B.  erlangte. 
Steuern  und  Frondienste  ausschreiben,  die  Jaga 
und  Fischerei  verbieten  und  allerhand  weitere 

*)  S.  Darmstädter,  Die  Befreiung  der 
Leibeigenen  (Mainmortables)  in  Savoyen,  der 
Schweiz  nnd  Lothringen.    S.  209  ff. 
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Dienste  tqh  4em  B.  erzwingen  konnte.  So 
bildete  ^icb  atltnählich  eine  groUe  Heihe  Ton 
Rechten  aus,  die  sog-,  droits  seig^neuriaiix,  welche 
bald  die  alten  gnmdherHichea  Rechte  in  den 
Schatten  ßtellteu  und  [jnndjiiell  auf  allen  ira 
Gerichts  bezirk  eingesessenen  Pera4>neii.  einerlei 
ob  sie  ein  B.gvti  lune  hatten  oder  nicbt^  nnd 
ob  sie  frei  oder  hörif^  waren  ^  lasteten.  Da 
aber  sehr  oft  der  Gericbtsbezirk  mit  der  Grnnd- 
herrsch» ft  ganz  oder  zum  Teil  iich  deokte, 
trafen  sie  doch  Tor  wiegend  die  Grundholden 
des  Gerichteherrn.  So  war  ans  dem  Herrn  der 
ViUikation  ein  Seigneur  geivorden>  und  ge- 
rade di ese  V erm isc hung  o  ff e  n  1 1  i  c  h  -  r  e  u  h  t  - 
lieber  nnd  privat  recht  lieh  er  Befügmsee, 
die  Vereinignug:  der  Villikation  mit  den  Graf- 
si^liaf  tarechten  gibt  nnch  Damjstätter  den 
SchlüKgel  für  die  Erkeuntiiia  der  fraJisösiüeheß 
Agrarx^erfaasüng* 

Als  jene  VillikatiousverfasRnn^  mit  deni 
Dnrcbhrneh  der  Geldwirtachaft  sich  überlebt 
hiilte,  nnd  von  heiden  Seiten  ihre  Anflüsang 
angestrebt  wnrde,  seitens  des  Gnindherrn  zur 
Erhübniig  seiner  Rente,  seitens  des  B,  zur  Er- 
tanj^nuf^'  der  Freiheit,  liatu  es  iu  Oberitalien,  In 
Nieiler&acbsen  und  in  England  zur  Aufliisung 
dieser  ViMikationsverfassung  durch 
Freilfts^nng  der  Li,  welche  dafür  ihr  erbliches 
Reiht  auf  ihre  Hufe  einblll^ten.  In  1 1 a  1  i e n  ent- 
stand ans  den  ehemaligen  Sc hntzhilrigen  eine  freie, 
über  besitzlose  ländliche  BeTÖlkerungf  und  ee 
hiMeie  sich  jener  Stand  von  Teilb.,  der  noch  heut^ 
der  Krebsschaden  der  AgrarverFasj§ung  Italiens 
ist,  während  in  N  i  e  d  e  r  s  a  c  h  s  e  n  »  wie  oben 
geaseigt,  dnrcli  eine  frühzeitige  energische  Agrar- 
püliUk  aiiä  den  ursprünglichen  Zeitpik^htern  die 
snftteren  erblichen  Meier  wurden,  in  England 
aber  der  Bf^tand  als  solcher  ganz  verschwand 
(vgl .  unten  sub  2  i.  Im  d  e  n  t  s  c  h  e  n  S  ü  d  w-  e  s  t  e  n 
dagegen  kam  es  nicht  zn  einer  HoJehen  Auf- 
lösung der  VillikationsTerfassun^ :  hier  strebten 
die  Grnndherrtit  die  hier  auch  wie  in  Frankreich 
zum  grüilten  Teile  Graf  Schafts-  und  Vogt*?iredite 
erworben  hatten,  und  deren  E^isitenz  nicht  wie 
in  Italien  nnd  Niedersachsen  auf  den  grund- 
herrlirhen  Abgaben,  sondern  vielmehr  auf  den 
zablreiehen  nutzbaren  Rechten  der  Gerichtsbar- 
keif  ruhlr,  die  Villikation§ Verfassung  zur  Be- 
grilndung  der  Laudeshuheit  aunzmiützen  und 
die  VilUkatiun  zii  einem  kleinen  Terntorialataat 
anszugest alten,  woraus  sich  im  Gegensatz  zu 
der  frühisüitigen  Freilassung  der  B.  in  jenen 
andern  Kiindr^ra  die  bis  in  das  1^*  Jahrhundert 
dauernd«  Leibeigenschaft  des  Südwestens  er- 
gibt^ 

Frankreich  nimmt  nun  hier  in  seinen 
verschiedeneu  Teilen  nach  DarmstMdfer ')  eine 
Mittelstcl  Uing  ein :  die  w  e  a  1 1  i  e  h  e  n  Provinzen 
und  das  stiidttTeiche  Flandern  zeigen  eine  ähn- 
liche Kntwii  ket ung  wie  Itiilien  und  da:»  benacfa- 
bnrle  England:  die  Hörigen  wurden  hier  schon 
selir  fr  tili  freigeias.^en  und  l>e  anders  in  der 
Kornmndie  durch  Zeilptlchter  ersetzt  Auch  in 
den  andere ri  westlichen  Provinzen  ist  die  Hörig* 
kcit  früh  verfichwuüdeu ,  dagegen  die  t^rund- 
herr»cbatt  bedeutend  verstärkt  worden-  Im  all- 
gemeinen aber  wUn^cbte  der  Seigneur  die  Er- 
setzung diit  Erh|iachier  durch  Zeitpächter  nicht, 
da  seine  Haupteinnalimeu  eben  die  seigneurialen 

»)  i.  tL  0.  8,  814  ff. 


I  Rechte  waren,  die  eine  mOgliebat  st&ndige  B* 
I  TB!kemug  voransaetzten.  Doch  konnte  er  ancl 
die  alte  Villikations Verfassung  nicht  in  volle« 
1 1 -mfang  anfreeht  erhalten :  er  war  bereit,  di 
I  Hörigkeit  gegen  EniJ^ehädigung  prelsxugebci 
um  die  Untertanen  im  Land  zu  erhalten  um 
neue  Untertanen  d,  b.  Steuerzahler  für  41 
Seigneurie  zu  gewinnen.  Auch  reli^uae  ntt 
humane  Ideeen  h&hen  dabei  mit  gewirkt  Bf 
sonders  aber  bat  das  fransrisische  Krioigtiti 
jene  frühzeitige  Befreiung  des  B.standets  ii 
12.  bis  14.  Jahrh,  sehr  gefördert,  indem  di 
Kapetioger  auf  ihren  eigenen  Besiiznngeo  di 
Unfreiheit  be*ieit igten*  Viele  andere  weltlich 
uud  geiä^tlicbe  Herren  Frankreiehs  folgten  diejiei 
Beispiel  im  12.  und  13.  Jahrh,  Dabei  vrarde 
nnu  aber  im  Gegensatz  xn  Italien  und  Niedej 
Sachsen  (auch  z.  T.  Englands  die  Eigentnnu 
Verhältnisse  nicht  verändert,  die  B.  blieben  vm 
mehr  wie  vorher  auf  ihren  Höfen  sitzen,  Wl 
die  sei gnen Haien  Abgaben  blieben  die  gleic^ 
die  Hörigkeit  wurde  vielmehr  durch  eine  Kantta 
Zahlung  oder  durch  Erhöhung  der  stJUiilige 
Abgaben  abgelöst. 

Dagegen  blieb  in  den  Provinzen  des  Osten 
I  die  Hörigkeit  erhalten,   doch   wurde  aie   anc: 
hier   durch   jene    Befreiungen   gemildert-     Di 
Herren    konnte» »    du    sie    hier    nicht    wie    li 
deutitchen  Südwe^iten  die  Landcj^hoheit  erlangtn 
die  Beschränkung  iler  Freizügigkeit  nnd  UeiratJ 
freiheit  auch  nicht  in  voller  Strenge  anfract 
erhalten.      Die    Kopfzint^e    wurden     meist    ii 
IH.  Jahrh,  !i:Liert,  die  Nutzung   von  Wald  nu 
Wciile  durch  Verträge  geordnet,  die  Gemelndi 
Verfassung    auRgebildet.      Dagegen     blieb    df 
Heimfall  der  lliiiterliir^^enscbafi  ungeticUw&cl 
in   Kr^ift  nnd   macht  sett  dem   tB,  Jahrh,  de 
Hauptinhalt   der   französischen    H^irigkcit,   Ai 
Mainmorte,   um,     Die^se    Mainmorte,    die  sie 
I  provinziell  sehr  verschieden   gcstnltete,   bildf« 
J  in  der  Folgezeit  einen  Bestandteil  der  8eigtit'Ufi( 
Verfassung.    Sie  wird  aber  dann  auch  im  U.  nu 
l(i,  Jaiirh^  vielfach  be*ieitigt,  seil  let]st«*rem  dnrt 
die  Entstehimg  der  absoluten  Monarrhie.  welcii 
aus  christlichen  nnd  humanen  Gründen  dir*  Rr^i 
der  «heidnischen  Sklaverei"  zu  beHeltii-' 
Ueberbanpt  wurden  die  B.   gcir^  i, 
8eigueurs  zunächst  schon  durch  die  Kod  i  r       - 
der   Gewohnbeitarechte    in    den    fannini   - 
dem    13.   Jahrb.   geschützt,    welche    ^v. 
ein©  Ausdehnung  der  Herren  rechte  ♦  i 
und  besonders  dnrcli  die  Reform  dieser 
im  IB,  Jahrk  wurde  ein  grober  Teil  von 
Rechten  für  immer  beseitigt,')    Im  J.i 
aber  wurde  für  ganz  Frankreich  das  Verftjignng 
recht  des  Seigneurs  ge^en  seinen   Leibeigeni 
aufgehoben,  und  die  Hörigen  auf  den  krmij^ficbi 
Domänen   sflmtlich    freigelassen,   und    die   voi 
König  erhoffte  Nachfolge  der  Si  blii 

keineswegs   ganz   aus.     Aber   m  B 

freiungen  treffen  nur  den  nnfrii* n  ,-uumL  di 
Mainmorte  ^elhi^t«  ohne  ihre  gesrbichtitche  Gnuil 
läge,  die  Grandherrschaft,  zu  bcseitigea,  tti 
auch  die  Seigneurie  bleibt  trotn  der  Eil 
griffe  des  absoluten  Fürsten  in  ilire  Iniieil 
Angelegenheiten,  in«^besondere  in  ihre  g&iidk 
liehen  Rechte,  bis  zum  Ende  deti  Anden  iMh 
ala  Inbegriff  einer  Ketbe  von  nttubtfm  Bemi 

*)  Wahl    Vorgeschichte  def  fmuS«.  Am 
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erkalten,  während  die  einstigen  Kompetenzen 
den  Seignenrs  fast  völlig  von  den  landesherr- 
lichen Beamten  abgenommen  worden  sind. 

Die  französische  Agrarverfassung  des  Ancien 
r^e  ist  also  vor  allem  durch  diese  Seig- 
aenrie  bestimmt.  „Wie  im  ostelbischen 
Deatxbland  der  Herr  uns  als  Ritter^tsbesitzer, 
in  Niedersaebsen  als  Grundherr,  in  Südwest- 
dentachlana  als  Landesherr  gegenübertritt,  so 
eneheint  er  uns  in  Frankreich  als  Seignenr."  ^) 
Dm  natxbaren  Rechte,  aus  denen  nach  jener 
Einachr&nkunff  der  Rechtsprechung  und  Ver- 
waltung dur(£  den  Landesherm  die  Seigneurie 
m  allem  besteht,  die  Bannrechte,  die  Ansprüche 
anf  herren-  und  erblose  Sachen,  die  Steuer-  und 
FronTerfassun^  der  Seigneurie,  sind  dabei  in 
ganz  Frankreich   die  nämlichen  gewesen.     So 

ndie  politische  Macht  des  Seigneurs  im 
ibrb.  schon  geworden  ist,  so  wenig  er 
■ehr  als  Organ  der  Staatsverwaltung  hervor- 
oitt,  80  drückend  ist  sein  wirtschaftliches  Ueber- 
gewiehtfür  die  abhängige  bäuerlicheBevölkerung, 
wenn  auch  die  Abgabin  selbst  nach  Wahl  im 
allgemeinen  nicht  so  hoch  waren,  wie  oft  an- 
genommen wird. 

Viel  weniger  einheitlich  dagegen  hatte  sich 
dasSchicksal  der  Grundherrschaft  iuFrank- 
raeh  entwickelt.*)  Im  größten  Teil  des  Landes 
hat  der  Seignenr  keine  Einwirkung  mehr  auf 
die  fienntxnng  des  Grund  und  Bodens,  der  B. 
beatzt  ihn  zu  einem  sehr  guten  Besitzrecht, 
einem  emphyteadschen ,  das  nur  wenig  vom 
Eijgentnm  sich  unterscheidet.  £r  kann  daher 
«in  Gut  teilen,  veräußern,  verpfänden  oder  ver- 
Khnlden.  Der  Herr  bekommt  lediglich  die  un- 
Tciinderlichen  Bodenzinse,  einen  Anteil  am 
Veikanbpreis  und  hie  und  da  Abgaben  beim 
IMtiwechsel.  Aber  dieses  sehr  gute  Besitz- 
reeht  finden  wir  nicht  überall,  vielmehr  zeigen 
gerade  diejenigen  Provinzen,  in  welchen  die 
Unfreiheit  am  frühesten  verschwunden  ist,  also 
diewestlichen,  eine  stärkere  ^rundherrliche 
Ver&ming  und  schlechtere  Besitzrechte.  In 
fielet  Provinzen  kamen  unter  verschiedenen 
Kamen  aoch  lassitische  Besitzrechte  vor,  so  be- 
fnjtn  das  in  der  keltischen  Bretagne  allgemein 
fthüehe  eigentümliche  Recht  der  Domaines  con- 
g^bles,  das  den  erblich  -  lassitischen  Besitz- 
nehten  sehr  ähnelte. ')  In  manchen  westlichen 
PTOTiuen,  wie  in  Flandern,  der  Normandie, 
Aijoo  nnd  Maine  und  in  Teilen  der  Bretagne 
Abttwogen  im  18.  Jahrb.  reine  Zeitpachtver- 
bUtniaie:  in  anderen,  besonders  in  der  Mitte 
^im  S  fl  d  e  n ,  finden  wir  bei  gewissen  Kulturen 
Mch  den  Teilbau.  Dort  im  Westen  begann  daher, 
^ England  (s.  u.)  kommend,  unter  den  Physio- 
V^tea  m  den  70  er  Jahren  des  18.  Jahrb.  auch, 
^id&ch  in  Zusammenhang  mit  der  Verkoppelung, 
^K  Versrößemng  der  Pachtgüter,  Zusammen- 
l^fvi^  ueiner  Pacht^üter  zu  großen,  unter  Ver- 
«andlnng  der  bisherigen  Kleinpächter  in  Land- 
^^^  Auf  diesen,  zum  Zweck  der  Einführung 
der  Fmehtwechselwirtschaft  Erst  in  den  80  er 
j^Kh  machte  sich  wie  in  der  Theorie  so  auch  in 
der  Praxis  ein  stärkerer  Rückschlag  gegen  den 
^^nftetrieb  zugunsten  der  kleinen  und  mittleren 

'l  Darmstädter,  Befreiung  S.  206. 
')  Darmstädter,  Befreiung  S.  207 £f. 
*)  Darmstädter,  Verteilung  des  Grund- 
«Stttoms  S.  498.    Befreiung  S.  207. 


Pächter  geltend,  und  Young  weiß  sich  1789 
nicht  genu|^  über  die  allgemeine  Tendenz  zur 
Kleinpacht  in  Frankreich  zu  wundem.^) 

Im  Westen  steht  also  der  Grund  und  Boden 
noch  vielfach  im  unmittelbaren,  auch  nutzbaren 
Eigentum  des  Herrn,  im  Osten  dagegen  hat 
er  die  persönlichen  Herrschaftsrechte  über  die 
B.  bewahrt.  Die  ländliche  Bevölkerung  ist 
hier  bis  zur  Revolution  noch  vielfach  hörig,  der 
Mainmorte  unterworfen.  Die  Mainmorte  reelle 
ist  ein  rein  grundherrliches  Verhältnis,  die 
Mainmorte  personelle  begründet  den  Heimfall 
der  ganzen  Hinterlassenschaft  des  Hörigen  an 
den  Herrn.  Im  16.  Jahrb.  ist  diese  Mainmorte 
noch  überall  in  Savoyen,  der  Schweiz  und 
Lothringen  in  voller  Geltung,  im  18.  Jahrb. 
wenigstens  noch  in  Savoyen  und  den  Vogesen- 
distrikten  und  findet  sich  auch  noch  in  den 
benachbarten  französischen  Provinzen.  Die  Zahl 
derMainmortables  in  Frankreich  am  Vorabend  der 
Revolution  soll  nach  einer  Angabe  IVs  Millionen 
betragen  haben,  nach  Wahl  wären  es  aber  nur 
noch  mehrere  hunderttausend  gewesen. 

2.  England.    Auch  in  England  bestand  im 
11.  Jahrh.  dieselbe  Vi Uikations  verfas 8 ung 
wie  in  Deutschland  und  Frankreich  (die  Manor- 
verfassung),  und  über  ihre  Entstehung  besteht 
hier  derselbe  Streit  wie  in  Deutschland:  Maine 
und  Stubbs  einerseits,  Seebohm  andererseits  sind 
hier  die  Hauptvertreter  der  entgegenstehenden 
Theorieen.     Die   einzelne  Grnndherrschaft    er- 
scheint hier  aber  nach  Asbley*)  regelmäßig  als 
ein  geschlossenes  Gebiet,  und  das  Herrenland,  das 
Saaliand,  ist  verhältnismäßig  groß:  ein  Drittel 
oder  gar  die  Hälfte  des  ganzen  zu  einer  Grund- 
herrschaft gehörigen  Pfluglandes.  Infolgedessen 
wurden  hier  ursprünglich  von  den  hörigen  B.  über- 
wiegend nicht  Zinse,  sondern  Dienste  (2—3  Tage 
wöchentlich   während   des   ganzen  Jahres   und 
außerdem  besondere  Hilfsdienste  beim  Pflügen 
und  in  der  Erntezeit)   geleistet,   welche  dann 
zunächst  im   13.  und  14.  Jahrb.  allmählich  in 
Geld  umgewandelt  wurden.    Dabei  entstand  auf 
dreifache  Weise  eine  Klasse  von  „Freisassen**; 
I  durch   Erhebung    von    Dienstb.    zu    Freib.   in- 
j  folge  der  Umwandlung  ihrer  Dienste  in  Geld- 
I  leistung,  durch  Einfriedigung  und  Verpachtung 
j  von   Weideland   und    durch    Verpachtung   von 
Teilen   des   Saallandes    (erste   Entstehung   der 
,,Farmer").    Im    13.  Jahrb.   erfolg   dann  aber 
I  Ablösung  des  Wochenwerks  allein  oder  sämt- 
I  lieber  Dienstleistungen ,  ohne  daß  der  Dienstb. 
I  dadurch   zum  Freib.   wurde.    (Beispiele   dieser 
I  Umwandlung    sämtlicher    Dienstleistungen    — 
des   Wochenwerks    wie    der   außerordentlichen 
I  Fronden  —  finden   wir  gelegentlich  bereits  um 
1 1240  auf  Fronböfen.  wo  das  gesamte  .Saalland 
I  verpachtet  war.)  Sodann  kam  es  hier  auch  wie  in 
I  den  westlichen  Provinzen  Frankreichs  schon  früh- 
j  zeitig  zu  der  persönlichen  Freilassung 
I  des  B.,  und  zwar  hier  ganz  allgemein :  nachdem 
■  die  Leibeigenschaft  schon  früher  aufgehört,  geht 
I  die  Hörigkeit  (Gebundenheit  an  die  Scholle)  hier 
:  schon    ganz    allgemein    während    des    15.   und 
16.   Jahrb.   unter.    Aber  diese  frühzeitige  all- 
!  gemeine  persönliche  Befreiung  wurde  von  den 
j  B.  durch  den  Verlust  ihres  Landes  teuer  bezahlt : 
!  sie  führte  tatsächlich    zum   allmählichen   voll- 


M  Wahl,  Studien  S.  210 ff. 

*)  Englische  WirtBchaftsgeschichte  I. 
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etändiffen  Untergang'  des  Land  besitze&den 
B.itanafis  in  EnglandL 

Sie  vmr  nämlich  wie  in  Nje^lersachsen  mit  einer 
Verschlechterung  des  bäuerÜchen  Be- 
st t  z  r  e  c  h  t  b  Terbnnden ;  der  B.  wurde  entweder 
m  eiDen  Zeltpäcfiter  ^^erwandelt.  oder  tieiD^  wie  e§ 
«(eheiut,  arsprün  glich  nicht  erb!  ich  es  Besitsrecht 
Terbe&Rerte  t^ieh  nicht  und  gab  dem  Gmndherr 
die  Möglichkeit^  eotweder  durch  gewaltsame 
Vertrinbung  des  B,  oder  durch  N ich t wieder- 
besetzung-  mit  ieinem  Sehn  beim  Tod  demselben 
den  B.hof  eu  le^eu«  ohne  daiJ  später  eine 
kräftige  staatliche  A^rariKditik  ihn  wie  in 
Niederaachsen  allgemein  eil  einem  erblichen 
ßeiitzer  gemacht  hätte.  Zugleich  wurden  auch 
hier  die  LandgiUer  vergröitert,  das  sog,  in* 
groasing  of  fariUÄt  «nd  zwar  weit  mehr 
alfi  in  Niöäersachfieii,  indem  hier  gunze  Dörfer 
in  eiaicelne  netie  Farmen  verwandelt  wurden. 
Kb  verband  sieh  hier  also  80p;leicb  damit  ein 
umfassendes  Bnuemle^n,  wie  im  deutitehen 
Nordosten  im  18,  und  19.  Jahrh,,  und  die  bii* 
berigeu  B.  wurden  in  Landarbeiter  auf  diesen 
Farmen  verwandelt.  Und  »war  trat  diese  Ent- 
wickehiug  in  Verbindung  mit  der  techniachen 
Muilregel  der  enclosures,  d,  h,  der  Zusammen- 
legung der  A  eck  er  und  Gemeinheit  Stellung  (Ver- 
kappelnngl  ein^  3! um  Zweck  des  üeberganjp  zur 
W  e  i  d  e  w  i  r  t  i  e  h  a  f  t  (insbeiondere  ;^ha&ucht, 
woraus  aber  dann  die  Feldgras wirtachaft  wird), 
infolge  de»  Aufkommens  der  Wollindustrie,  die 
der  merkantilijjitische  Staat  hier  mit  allen  Mitteln 
förderte  —  also  im  Zusammenhaug  mit  der 
damaligen  Gewerbepolitik.  Die  ländliche  Be^ 
vülkerung  verminderte  «ich  also,  der  Boden 
wurde  in  Weideland  umgewandelt  oder  durch 
ZeitpÄchter  hewirtJ^ehaftet:  1517  wird  nns  vom 
Abbruch  und  der  Zerstörung  ganzer  Dörfer  be- 
richtet: wi»  früher  20tj  Menschen  ihre  Nabrnug 
fanden,  leben  jetzt  nur  noch  B— 4  Hirten  i  Asljli\v  j. 

Nun  habeji  wir  aber  zwei  Perioden  dieser 
enclonnres  zu  unterseheiden :  die  erste  im 
15.  und  la  Jahrb.  (1450-1600),  nnd  die  zweite 
im  18.  und  la  Jabrh,  (1760—1830).  In  der 
ersteren  vollzieht  nicb  die  Umwand  Inng  am 
Hcbnelkten  und  gewaltHaiuDCen,  so  daü  man  sie 
geradezu  als  fievolutiou  der  Agrarverhilltnisse 
Eeaeichneu  kann,  in  iler  Zeit  von  14öÜ— 15B0, 
indem  j&uer^t  diui  Saallnnd,  dann  die  Uemein' 
weide,  die  commoüs^  jtuletzt  die  Aecker  der  ß. 
zusiam nie n geleert  und  eingehegt  werden.  Nach- 
dem dann  aber  1481)  eine  Verordnung  mr 
Erhaltung  der  B.hOfe,  wiederholt  in  eiuein 
Gefietje  von  Ihlhf  ergangen  war»  1517  Ünter- 
suebnng^aassehUiAe  für  einzelne  Urafsehäften 
eingei^etzt,  und  1518  eine  Verfügung^  erlassen 
wortlen  war  an  alle,  welche  wegen  unj^eaetz- 
Hcher  Eiohegungen  die  Gnade  des  Künig«  an- 
genifi'U  haften^  sämtliche  seit  dem  ersten  Re- 
gier ungsant  ritt  Heinrifhs  VU.  vorgeuc*mmeixen 
Einfriedigungen  niederiureißen,  ^heiueu  später 
j^wi!»eben  der  Thrunbeeteigrnng  der  Elisabeth 
uiirl  Av^m  i/Ti<le  de»  16,  Jahrh.  die  Elnbegnngen 
tue  i  itaümmmig  &llör  beteiligten  Pächter 

¥or  ^^  tilgen  zu  sein  und  ohne  Verdrängung 
der  kuieren  an»  ihrem  Besitz,  Diese  erhielten 
vielmehr  statt  bisher  einiger  30  Ackerst  ticke 
mit  Fkrzwang  nur  noch  4  und  h  iJtücke  ^n 
beÜL^biger  Bewirtsebaftung.  Im  ganzen  ist 
aeitdem  noch  Aahley  das  Ackerland  in  der  Ge- 
mengtslige  P/«  >fMbrh.  unungHastet  geblieben^ 


bis  niii  die  Zeit  der  ThronbestfligiiiL|^  George  HL 
eine  abermalige  Hochflut  von  techniscbeu  Keue^ 
rungen  in  daä  Gebiet  der  Landwirti^chaft  em- 
brach.  Aber  der  Zweck  der  Einhegnngen  ist 
jetzt  ein  anderer :  während  es  sich  im  16.  Jahrb. 
um  die  Einführung  des  nntzbringenden  Weide- 
hetriebs an  Stelle  des  Aekerbaiu  bandelte,  gilt 
es  jetzt  eine  bessere  Bewiitsebaftam^  dai 
Bodens :  Fruchtwechselwirtschaft  (Norfoll wlrt* 
scbaft).  Nach  Aihley  war  noch  ein  Drittel  des 
begonnenen  Werkes  zu  tun  Übrig  gelassen,  als 
die  Bewegung  im  18.  Jahrh,  aufs  neue  begann , 
und  sie  vollendete  nun  das  Werk  der  «mrten 
Periode. 

Das  Resultat  sind  die  heute  f l^r  die  en^ 
lisebe  Ägrarverfassnng  charakteristischen  LaH- 
fundien-  6ro0gmndbeait£  —  aber  nicht  grafie 
Guts  wirtschaften,  bewirtschaftet  von  den  Be- 
sitzern, Sonde  rUf  allerdings  an  eh  ziemlich  groit 
Farmen,  bewirtschaftet  von  Pächtern.  Vuo 
kleinen  Besten  abgesehen  bat  England  infolgt 
dieser  Eni  Wickelung  keinen  Eigentum  besitzi^ndea 
Bestand  mehr ,  tmd  darum  auch  keine  ui«^erDe 
II  be  freiung, 

Literatur:  ™  ^i.  iL  AUimn^M,  iHt  rn/teüitit  d^r 

Frimen  Mitüchen  Wr^tr  u,  JmUf  StutM^faH  iSy€ 
(Münchtitr  V<itk»iPirUcftafiL  Studun  XlXh  — 
jEI  If,  .lifWft*  Vtrjuitch  rintr  fret^Mdki^*  4rr 
LHhfdgtnithaft  in  I\>mmtt'n  untt  it%#ii»  Mt*Um 
tSös.  ^  A,  Befiel,  Ihr  dettiseke  MimtmM^f 
mit  Beriiekjnchiiiptit^   d^  JüittpitäekUekai^tit  Mt. 

"  vi  BeUtu\  Art.  „Ritierq^ii''  im  ff.  4.  6L, 
L  StippUBd.,  S.  €7ifg.  —  /^        ^ '  IHttM, 

/>w  Gntndfu^rrichii^   in   ;  .    iS^ 

Üd.  J ni.  WW.  -     B^rfiei br,    t^r-rtn, n  ttm  a,  Modi 

Mtinchrri  und  Lcipii^  VMtO.  —  t\  r,  BUttwv 
(rfftf*hir/t(L  Enttrirkrhtng  drr  AbgniimvißThäthidmt 
tu    ihm  Ulf  ni    unti    fi^tiiien,    Iieri4n    iA$S*  «-  ML 

Jhitichtfihirf^  ZriUchr.  j\  Getcßt.  d.  fJbtrrh,^  jV.  F*^ 
XV,  .1  "  nöhtHUp  Crher  Ir^ntnfu.  tr«iwa. 
dfr  I^ibi^ttfrftJirMtiß  in  Meektimburg,  ZeÜ§t^./L 
fiWhisgcsth..  Bd.  Iß,  Wrimnr  !M?L  —  X»  llr«M- 
iHHO,  Lehrbuch  dt  f  Aijntrp'Attikt  i^U7.  —  J9ir» 
at^tb**t  IVamm  herrMcht  in  Atihnji^rm  häverUtkiv^ 
Ortmdiifjiüz  f  BriL  tur  J%.  ämL,  MS6,  JFr,  ^ 
tiü  tK  —  |i<*#wlli**»  JttMtu»  M^tW  #a«ll^  IS97m^ 

GnmfMgrtUum*  in  Öät-  «.  Wnipn^^fim^  L  Di^ 
knimii^chrn    OiiUr,    BüHin  imt.    —    m^m^i^f^ 
iHe  I^rtbeifj^nafhaft    in  0>tprv%^ß«nt    KtiiMchr^  ^— 
Sttinfiny-SUßung  /.    Mcehitffetch*,    Bd.  Jü,    Gtrm^^ 
A,,  'niimaf  iM7.  —  Jl«r«rf6<*,  IHr  LHht4g«m — ' 
Mchajl  in  Jhmmem,    ehmtda  Bd.  9^  iSäS*  — 
n  Bti^hwaiä^  Biider  üim  der  votkmciirtmk^  ■_* 
fi,   politischen   Ver^Qngtnktit  MeeMtnbur§9  (i 

ftijt  irm),  Xi^u*stTEiifs  isns,  —  " 


htrt'  und  Bauer  tu  ikhUtim,  8tr^ßbmr9  1904  (, 
handfiingeyi    *t.    d,  St^uit^v.    ÄBWttJWW,    X/JQ. 
EhrirrfAgrarg*^ärh,u.Agrartt'^mend, 
herrsih^St  Htiirr4hmffi  f  Vidhfw*  Mh»  d.  Ba4.  Äbd^-^ 
jtehuJfn,   4.  Bd,,  1900).  —  Carl  «Jalu  Jn»«hf^ 
Bcr  intergang  de*  MatufmUande*  tmd  dem  Anf^ 
k<i7nmfn   der  Gulahttrraekc^teH.     ArWA 
tehen  QtteHen    aii*  Neumrpommem   und 
Str<ißhurg    !BS$    {AMn mit  tm^rn   a.     d,    S 
StiHinar,   Vfh  —  |lm***fl*r,    Bali  ist  h«  f 
Bd.  4i,  I^l*i,  —  i»^t*tiHbef   Zur  tJtMJikJ^ 
tf  itU  hrrrii^h  *  b^htfriiche  n      VerhAlfn  iätm     im 
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Maark  Brandenburg,  ZeiUchr,  d.  Sav.-SHfL  für 
ReekUgeseh.,  Bd.  li,  O.  A.,  Weimar  189L  — 
MMeraeibef  Die  Epochen  der  deutsehen  Agrar- 
geaehiehte  und  Agrarpolitik,  Jena  1898,  — 
FuaMl  de  Coulanges,  ReehercheM  eur  queU 
queä  problhnse  d'hietoire,  JParis  1886.  —  Der» 
MHbej  Le»  origines  du  systhne  ßodal,  Paris 
1890.  —  E,  Oothein,  Die  Lage  des  Bauern- 
standet  am  Ende  des  IfUtelalters  vornehmlich  in 
Südwestdeutschland,    Westdeut.  Zeitschr.    Bd.  4, 

1885.  —  Derselbe,  Die  Hofesverfassung,  Zeit- 
sekrifl  f.   Gesch.   d.   Oberrheins,    N.   F.,   Bd.  1, 

1886.  —   Derselbe,    Die    Bauernbefreiung   in 
Preußen,  Beil.  t.  AUg.  Zeit.  1888,  Nr.  252—66. 
—  Derselbe,   Agrargeschichtliche  Forschungen 
der  Gegenwart,  ebenda  1892,  Nr.  244,  248,  249, 
264,  276.  —  J}erselbe,  Wirtschaftsgeschichte  d. 
Sekwarswaldes,  Bd.  1,  Straßburg  1892.  —  Der- 
•rtbe,  AgrarpoliHsche  Wanderungen  im  Rhein- 
Imd  (StaatswissensehafUiche  Arbeiten,  Festgaben 
/fir  Karl  Knies),  BerUn  1896.  —  Grosamann, 
Ueher  die  gutsherrlich-bäuerlichen  RechtsverhöU- 
tute  in  der  Mark  Brandenburg  vom  16, — 18.  Jahrh. 
(StaatS'  u.  sotialwissenBch.  Forschungen,  Bd.  9, 
H,  \),    Leipzig    1890(1.    —    Derselbe,    Ueber 
Utüsen,  Ansiedelung  u.  Agrarwesen  etc.,   Jahr- 
Mi  für  Gesetsgeb.  und  Verwaltung,  1898,  H.  1.  — 
6.  Eanasen,    Die    Aufhebung   der  Leibeigen- 
kka^i  wnd  die    Umgestaltung  der  gutsherrlich- 
hämerUehen    Verhältnisse    in    den  Herzogtümern 
Sekknrig    und    Holstein,    St.    Petersburg    1861. 
—  Derseibe,    Agrarhistorische   Abhandlungen, 
:  Mb.  —  Joh,  Fr,  Haun,   Bauer  n.    Guts- 
*«T  in  Sachsen,  Straßburg  1892  (Abhandl.  a.  d. 
StaaUw.  Sem.,  IX).  —  Seb,  Hatismann,  Die 
GrwüdenÜastung    in    Bayern,     Straßburg    1892 
(Abk.  a.  d.  Staatsw.  Sem.,  X).  —  A.  v.  Haxt- 
ÄÄiwen,    Ueber  die  Agrarverfassung  in  Nord- 
ieuUchkmd,  1829.  —  Derselbe,   Ueber  den  Ur- 
tffwg  und   die  Grundlagen  der  Verfassung  in 
^  thenuUs   slavisehen   Ländern  Deutschlands, 
Betün  I842.  —  rh,  Heeh  u.  Th,  Siebs,  Die 
^^rissische  Gerichtsverfassung,  Weimar  1894.  — 
l^ersdbe,  Die  Gemeinfreien  des  karoUngischen 
yfXksrukU,  Haue  1900.  —  nieh,  Hildebrand, 
ÄwÄ«  u.  SiOe  auf  den  verschiedenen  wirtschaftl. 
RJtwttufen,  Bd.  1,  Jena  1896.  —  Hostmann, 
^  aUgermanisehe    Landwirtschaft,     Göttingen 
18U.  —  jt.   Th,   V.  Inama-Stemegg,   Hof- 
«y<«»  m  Hittelalter,   1872.  —  Derselbe,  Die 
-^^tibüdwg    der    großen    Chrundherrschaften    in 
^^mtMiUmd  itährend  der  Karolingerzeü  (StaaU- 
<•  »rialitissenseh.  Forsch.,  Bd.  1,  H.  1),  Leipzig 
^^9.  —  Derselbe,   Deutsche  Wirtsehaßsgesch., 
^  Äfc.,  Leipzig  1879,   1891.  —  Derselbe,   Be- 
VwAimy  von   Meitzen,   Siedelung  und  Agrar- 
*••«,  in  den    Jahrb.   f.  Nat.   u.   Stat.,   S.  f. 
^  U,  1806.  —  Fr,  Keil,   Die  Landgemeinde 
*  ^  Ssüichen  Provinzen  Preußens,    Leipzig 
^*W  (Schriften     des    Vereins    f.    SozialpoUtik, 
XLUl) —  Kern,  Beiträge  zur  Agrargeschiehte 
^^^Ifrtußens  (Forschungen  z.   brand.   u.   preuß. 
^»c*.  XIV).  —  Derselbe  u.  Knapp,  Nieder- 
*«*'«*«.  —  W.  Kiesselbaeh,  Der  Gang   des 
^^^Aandsls   im   MitUlaUer,    Stuttgart  1860.   — 
^ff'telke,     SozicUpolitische    Studien,    Stuttgart 
^^  —  Kindlinger,  Geschichte  der  deutschen 
^^f^fkeit  Hubes,  der  sog.  Leibeigenschaft,  Berlin 
1S19.  —  Q,    F,   Knapp,    Die  Bauernbefreiung 
■"^  der    Ursprung    der   Landarbeiter    in    den 
^^t^mM  Teilen  Preußens,  2  Bde.,  Leipzig  1887. 


—  Derselbe,  Die  Landarbeiter  in  Knechtschaft 
und  Freiheit,  4  Vortr.,  Leipzig  1891.  —  Her- 
selbe.  Grundherrschaft  und  Bittergut,  Vorträge 
nebst  biograph.  Beilagen,  1897.  —  Koch,  Die 
gesetzlich  geschlossenen  Hofgäter  des  badischen 
Schwarzwalds  (Volksw.  Abh.  d.  bad.  Hochseh. 
IV,  1900).  —  Köcher,  Der  Ursprung  der 
Grundherrschaft  und  die  Entstehung  des  Meier- 
rechts  in  Niedersachsen,  Zeitschr.  des  Hist.  Ver- 
eins f.  Niedersachsen  1897.  —  Kötzsehke, 
Deutsche  Zeitschrift  für  Geschichtswissenschaft, 
N.  F.  189718.  —  L.  K(ym,  Gesch.  d.  bäuer- 
lichen Rechtsverhältnisse  in  der  Mark  Branden- 
burg, Zeitschr.  f.  Reehtsgeseh.  Bd.  11,  Weimar 
1873.  —  Kraaa,  Bauerngut  u.  Frondienste  in 
Anhalt  vom  16. — 19.  Jahrh.  (Samnü.  nat.  u.  stat. 
Abh.  von  Conrad,  Bd.  18,  Jena  1898).  — 
Lampreeht,  Deutsches  Wirtschaftsleben  zur 
Zeit  Cäsars  und  Tacitus*,  Zeitschr.  des  bergisch. 
Geschichtsvereins,  Bd.  16,  —  Derselbe,  Das 
Schicksal  des  deutschen  Bauernstandes  bis  zu 
den  agrarischen  Unruhen  des  15.  u.  16.  Jahrh., 
Preuß.  Jahrb.,  Bd.  56,  1885.  —  Derselbe, 
Deutsches  Wirtschaftsleben  im  Mittelalter^  S  Bde.^ 
Leipzig  1886.  —  Derselbe,  Die  Entwickeltmg 
des  deutschen,  vornehmlich  des  rheinischen 
Bauernstandes  während  des  ßfittelalters  und 
seine  Lage  im  15.  und  16.  Jahrh.,  Westdeutsche 
Zeitschr.,  Bd.  6,  1887.  —  Derselbe,  Deutsche 
Geschichte,  Berlin  1891  ff.  —  Derselbe,  ArU. 
„Bauer**  u.  „Grundbesitz"  (Geschichte),  i.  H.  d. 
St.  —  Th,  LMdicig,  Der  badische  Bauer  im 
18.  Jahrh.,  Straßburg  1896  (Abh.  a.  d.  Staatstc. 
Sem.,  XVI).  —  M^aine,  Early  law  and  custam, 
London  1883.  —  Derselbe,  Early  history  of 
institutions,  London  1890.  —  L.  i\  Maurer, 
Einleitung  zur  Geschichte  der  Mark-,  Hof-,  Dorf- 
und  Stadtverfassung,  I864.  —  Derselbe,  (be- 
schichte der  Markverfassung  in  Deutschland, 
1856.  —  Derselbe,  Geschichte  der  Fronhöfe, 
der  Bauernhöfe  u.  d.  Hofverfassung  in  Deutsch- 
land, 4  Bde.,  1862 — 63.  —  Derselbe,  Gesch. 
der  Dorfverf  in  Deutschland,  2  Bde.,  1865-^66. 

—  A.  Meitzen,  IndividualtHrtsehaft  der  Ger- 
manen, Jahrb.  f.  N.  u.  St.,  Bd.  6,  1883.  —  Der- 
selbe,  Art.  „Ansiedelung",  1.  Jf.  d.  St.,  2.  Aufl., 
Bd.  I,  S.  291  fg.  —  Derselbe,  Ansiedelung  u. 
Agranvesen  d.  Westgermanen  und  Ostgermanen ^ 
der  Kelten,  Römer,  Finnen  und  Slaven,  3  Bde.  u. 
Atlas,  Berlin  1895.  —  Derselbe  aber  WiUich,  Die 
Grundherrschaft  in  Nordwestdeutschland,  Deutsche 
Literaturzeitung,  1897,  iVV.  48.  —  A.  v.  Mia^ 
skowsky.  Das  Erbrecht  und  die  (hundeigen- 
tumsverteilung  im  Deutschen  Reich,  Leipzig 
1882  u.  1884  (Sehr.  d.  Ver.  f.  Sozialpolitik,  XX 
u.  XXV).  —  J%istus  Moser,  Osnabrückische 
Gesch.,  hcrausgeg.  von  Abeken,  Berlin  1843.  — 
Ludwig  Müller,  Beitr.  z.  Gesch.  d.  Bauern- 
krieges, im  Rieß  und  seinen  Vmlanden,  Augs- 
burg 1891.  —  van  Niessen,  Zur  Entstehung 
des  Grundbesitzes  und  der  Gutsherrschaft  in  der 
Neumark,  Programm,  Stettin  1903.  —  Räch" 
fahl,  Zur  Geschichte  der  Grundherrschaft  in 
Schlesien  (Zeitschr.  d.  Sav.  St.  f.  Reehtsgeseh., 
S.-A.,  Bd.  16).  —  Derselbe,  Jahrb.  f.  Nat.  u. 
St.,  Bd.  74,  1900.  —  G,  W.  V.  Räumer,  Die 
Neumark  Brandentnirg  im  Jahre  1337  oder  Mark' 
graf  Ludwig  des  AeUeren  Neumärkisches  Ijand- 
buch,  Berlin  1837.  —  A.  F.  Riedel,  Die  Mark 
Brandenburg  i.  J.  1260,  2  Bde.,  Berlin  1831—32, 

—  W,  Denntann  Boss,    The  early  history  of 
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landholding  among  ihe  Germans,   London  1883, 

—  O.  L,  Schmidt,  Zur  Agrargeich.  Lübecks 
u.  Ostholsteint,  Zürich  1887.  —  K.  Schröder, 
Der  alUächs,  Volktcutel  und  die  grundherrliehe 
Theorie,  ZUchr.  d.  Sav,  Stift,  f.  RechUgesch., 
XXIV,  G.  A.  —  E.  O.  Schulze,  Die  Koloni- 
sierung und  Germanisierung  der  Gebiete  zwi- 
schen Sa>ale  und  Elbe,  Leipzig  1896.  —  Fr. 
Seebohm,  Die  englische  Dorfgemeinde,  deutsch 
ffon  Th.  von  Bunsen,  Heidelberg  1885.  —  Der^' 
selbe,  The  tribal  system  in  Wales,  London  1895. 

—  Derselbe,  Kritik  von  Meitzen,  Siedelung  u. 
Agrarwesen,  in  Economic  Journal  1897.  — 
Otto  Seech,  Geschichte  des  Untergangs  der  an- 
tiken WeU,  Bd.  1,  Berlin  1895  (2.  Buch,  1.  Kap.  : 
Die  Germanen).  —  Derselbe,  Art.  Colonat  in 
Pauly-Wissowa,  Becdenzyklopädie  IV.  —  See- 
liger.  Die  soziale  und  politische  Bedeutung  der 
Grundherrschaft  im  früheren  Mittelalter,  Abh. 
d.  Sachs.  Akademie,  Bd.  22,  1903.  —  Siebeck, 
Das  Arbeitssystem  der  Grundherrschaften  im 
Mittelalter,  Diss.,  Tübingen  1904.  —  Josef 
Silberniann,  Der  Gesindezwangsdienst  in  der 
Mark  Brandenburg,  Greifswald  1889.  —  W.  v» 
Sommerfeld,  Gesch.  der  Germanisierung  des 
Herzogtums  Pommern  oder  Slavien  bis  zum  Ab- 
tat^ des  IS.  Jahrh..  Leipzig  1896  (Staats-  und 
sozialwissensch.  Forsch.,  Bd.  13,  H.  5).  — 
Martin  Spahn,  Verfassungs-  u.  Wirtschafts- 
geschichte des  Herzogtums  Pommern  von  1478 
bis  1625,  Leipzig  1896  (Staats-  u.  sozicUwissen- 
schafüiche  Forsch.,  Bd.  14,  H.  1).  —  Slüve, 
Wesen  u.  Verfass.  d.  Landgemeinden  in  West- 
falen und  Niedersachsen,  1857.  —  Ulr.  Stutz, 
Besprechung  von  Meitzen,  Siedelung  u.  Agrar- 
wesen in  den  Gott.  Gel.  Anz.  1897.  —  Max 
Weber,  Der  Streit  um  den  Charakter  der  alt- 
germanischen Sozialverfassung  in  der  deutschen 
Literatur  des  letzten  Jahrzehnts,  Jahrb.  f.  Nat. 
I*.  Stat.,  in.  F.,  28.  Bd.  —  Fr.  Winter,  Die 
Cisterzienserklöster  des  nordöstlichen  Deutsch- 
lands, S  Bde.,  Gotha  1868—71.  —  W.  Wittich, 
Ländliche  Verfassung  yiedersachsens  und  Organi- 
sation des  Amts  im  18.  Jahrh.,  Diss.  Darmstadt 
1891.  —  Derselbe,  Beitrag  zum  Verständnis 
der  ländl.  Verf.  Hessens  im  18.  Jahrh.,  Quar- 
talblätter des  Historischen  Vereins  f.  das  Groß- 
herzogtum  Hessen,  H.  5,  1892.  —  Derselbe, 
Die  Grundherrschaft  in  Nordwestdeutschland, 
Leipzig  1896.  —  Derselbe,  Artt.  „Gutsherr- 
schaft" u.  „Hof  i.  H  d.  St.,  2.  Aufl.,  Bd.  IV, 
S.  930 fg.  bezw.  S.  1212 fg.  —  Derselbe,  Die 
wirtschaftl.  Kultur  der  Deutschen  zur  Zeit  Cäsars 
(Besprechung  von  Hüdebrand,  Recht  und  Sitte, 
SybeU  Histor.  Zeitschr.,  N.  F.,  Bd.  43,  H.  1, 
1897.  —  Derselbe  (und  H.  Bloch)  s.  o.  — 
Derselbe,  Zur  Frage  der  Freibauern,  Z.  d. 
Savi-St.  f  RS.,  S.-A.,  Bd.  22,  190L  —  WuUke, 
Gesindezwangsdienst  in  Sachsen  (Staats-  und 
Sozialw.  Forschungen  XII,  H.  4).  —  Zimmer^ 
fnann.  Der  große  deutsche  Bauernkrieg. 

Zu  B.  DarmstAdter,  Die  Befreiung  der  Leib- 
eigenen (Mainmortables)  in  Savoyen,  der  Schweiz 
%tnd  Lothringen  (Abh.  a.  d.  Staatsw.  Seminar), 
Stro^ßburg  1897.  —  Derselbe,  Die  Hörigen  im 
französischen  Jura  (Zeitschr.  f.  Sozial'  u.  Wirt- 
schaftsgeschichte 1896).  —  Derselbe,  üeber  die 
Verteiking  des  Grundeigentums  in  Frankreich 
vor  1789  (Festgabe  für  C.  Th.  v.  Heigel).  — 
Wahl,  Studien  zur  Vorgesch.  der  franz.  Revo- 
lution 1901.  —  Derselbe,     Vorgesch.   d.  franz. 


Revolution  I,  1905.  —  Wolters,  Siu> 
Agrarzustände  u,  Agrarpolitik  in  ü 
von  1700-^1790  (Staats-  u.  Sotialw 
XXII,  H.  5).  Dazu  Wahl  t.  d.  GöU 
1905,  Nr.  6.  —  AsMey,  Englische  W 
geschichte,  übers,  von  Oppenheim,  £  Be 
tano  u.  Leser,  Samml.  älterer  u.  neuer 
wissenschaftl.  Schriften  des  In'  u,  j. 
Nr.  7  18),  Leipzig  1896.  —  Bontuny,  Le  < 
ment  de  la  constittUion  en  Angleterre.  — 
Oanner,  Art.  „Bauernbefreiung"  i.  1 
2.  Aufl.,  Bd.  II,  S.  S88fg.  —  Hasbi 
englischen  Landart>eiier  in  den  letzten  l 
und  die  Einhegungen  (Sehr.  d.  Ver.  f. 
Bd.  59),  Leipzig  1894.  —  Ochenleoun 
lands  wirtschaftliche  Entwicklung  im 
des  MittelaUers,  1879.  —  PoUodk,  1 
des  Grundbesitzes  i?i  England,  über 
Schuster,  1889.  —  Seebohm,  Die  ei 
gemeinde,  übersetzt  von  Bunsen.  — Vina. 
ViUainage  in  England  1892. 


Banernbefreiimg. 

A.  Deutschland.  I.  Die  Vorstnf« 
der  Bauernschntz.  IL  Die  B.  im  al]| 
JII.  Die  B.  im  Nordosten.  1.  In  den  iUt 
vinzen  Preußens.  2.  Im  tlbrigen  Nordoi 
Die  B.  im  Nordwesten.  V.  Die  B.  i 
VI.  Ergebnisse.  —  B.  Ausland.  1. 
2.  Frankreich.    3.  Oesterreich. 

I.  Die  Vorstufe  der  B.:  der  B 
schütz. 

Die  Geschichte  des  Bauemsta 
Deutschland  bis  zum  18.  Jahrh.  (vgl.  d 
Art.  „Bauer")  ist  wesentlich  dadui^  b 
ob  und  in  welchem  umfang  nel 
bäuerlichen  ein  größerer  landwirtscl] 
Betrieb,  ein  „Rittergut*^  von  Anfang 
banden  ist  oder  nachträglich  zur  Au 
gelangt.  In  dieser  Beziehung  bes 
wesentliche  Unterschied  zwischen 
bieten  der  älteren  und  der  neueren 
herrschaft  einerseits  und  diesen  i 
der  Gutsherrschaft  andererseits,  also  3 
Nordwesten  und  Süden  und  Nordoi 

Im  Gebiete  der  älteren  Gmndherr84 
südwestdentschen  Agrarverfassui 
die  Kittergüter  als  größere  landwirt» 
Betriebe  so  gnt  wie  ganz.  Der  Bauer 
daher  hier  Eififentnm  oder  eigentamf 
Besitzrecht;  das  Recht  des  Gnmdh 
Banemland  wird  znr  bloßen  Bentenqi 
Verwandlung  von  Banernland  in  Gntau 
sangnng  der  bäuerlichen  Betriebe  durd 
Rittergntsbet riebe  ist  hier  also  ansge 
Der  schwäbische  und  fränkische  Ritte 
der  Krenzzngszeit  den  Ackerbau  als  üb 
mit  höfischer  Sitte  verachtet  hatte,  wa 
Reformationszeitalter  nicht  geneijjft, 
zuzuwenden.  Wenn  er  seine  Einktl 
mehren  wollte,  geschah  es  durch  S< 
der  Zinsen  und  Steuern  seiner  Untertai 
durch  Entziehung  ihres  Grundbesitses 

»)  Vgl.  Gothein,  Beil.  z.  Allg.  Z 
Nr.  253. 
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Im  Gebiete  der  neueren  Grandherrschaft  da- 
geffeOf  im  Nordwesten,  gibt  es  im  18.  Jahrh. 
„Rittergüter*'  als  grdßere  landwirtschaftliche 
Betriebe,  aber  doch  nur  in  geringer  Zahl  and 
TOD  geringem  Umfang,  verglichen  mit  dem 
Nordosten.  Denn  mit  der  Ansbildnng  des  ah- 
K^ten  Staates  und  der  Entwickelang  einer  ee- 
ordneten  Bestenernng  in  diesem  ward  bei  der 
Steoerfreiheit  der  privilegierten  Stände,  des 
Adds  and  der  Geistlichkeit,  der  Baner  von 
größter  Wichtigkeit  für  den  Staat  als  der  haupt- 
sidilicbste  Steuerzahler.  Es  begann  daher  hier 
eiii  Mhzeitiges  Eingreifen  des  Staates  in  die 
Eotwickelang  zugunsten  des  Bauern,  nicht  ans 
maalpolitischen  Gründen,  sondern  aus  finan- 
li eilen:  also  nicht  Befreiung  des  Banem  aus 
Kiier  Abhängigkeit,  sondern  nur  Schutz  gegen 
eia  Mafi  der  Bedrückung,  das  ihn  unfähig 
nichen  würde  zur  Tragung  der  Staatslasten, 
ud  Tor  allem  Erhaltung  des  Bauernstandes 
ond  der  Bauernhöfe  in  dem  damaligen  Bestände, 
Sehnti  gegen  Aufsaugung  durch  die  größeren 
Betriebe  ebenso  wie  gegen  Aufteilung  an 
kleinere  Leute.  Daher  das  Verbot  der  Zmser- 
böhnng  nnd  die  Verleihung  von  Erbrecht  am 
Meiergat  in  Niedersachsen  durch  den  Staat  im 
16.  JärL  —  der  Beginn  der  Agrarpolitik  in 
DeDtaebland  (vgl.  Art.  „Bauer"*).  Und  als  der 
dOoihrige  Krieg  auch  hier  die  bäuerliche  Be- 
vS&erong  stark  dezimiert  hatte,  verlangte  in 
Niedersadisen  der  Staat  vom  Grundherrn  die 
Wiederherstellung  der  Meierhöfe  (die  sog.  „Red- 
ategntion")  und  war  hier  auch  stark  genug, 
ne  durchzusetzen.  Hier  hatte  der  Grundherr 
di8  Und  der  „wüst**  gewordenen  Meierhöfe 
iwv  nicht  selbst  unter  den  Pflug  genommen, 
deu  es  fehlten  dazu  die  Arbeitskräfte ,  da  er 
IV  ab  Gerichtsherr  eigentliche  Frondienste 
TOD  den  Bauern  bezog,  und  das  war  er  hier 
lor  aoanahmsweise.  Aher  er  hatte  das  Meier- 
Rit  teraplittert,  die  Aecker  an  Köter,  Häusler 
od  Anbauer  gegehen,  die  nur  eine  höchst  ge- 
iiBge  Steuer  an  den  Landesherrn  zahlten.  Da- 
ber  Bofi  der  Grundherr  diesen  das  Land  wieder 
Mbmea  und  wieder  an  Meier  anstun.  Aus 
desselben  finanzieUen  Interesse  am  Baner  ent- 
>pnui^  auch  die  weiteren  Maßregeln  der 
itittbdien  Agrarpolitik  in  Niedersachseu ,  die 
Scbaffong  des  racnlossenen,  unteilbaren  Bauerur 
ST^es  am  Enae  des  17.  Jahrb.,  die  Ausübung 
^Qrundherrschaft  kraft  öffentlichen  Rechtes 
J*^  ftber  die  Meier  der  privaten  Grundherren, 
ftot  war  jede  Verwandlung  von  Bauernhöfen 
B  Bittergüter,  das  sog.  „Bauernlegen",  auch 
vr  ausgeschlossen,  die  Gutsherren  zogen  im 
^  Jahrh.  vielfach  in  die  Städte  und  verpach- 
(^  dieselben.  So  ist  Hannover  ein  Bauemland 
J^weien  nnd  geblieben  (Wittich). 

Aehnlich  hegen  die  Verhältnisse  im  Süd- 
ostenm  den  althayerischen  Landen.  Auch 
«tr  bat  sich  die  Grundherrschaft  —  ob  durch 
^ ilaliebe  Umgestaltung  wie  in  Niedersachsen, 
^tnoch  dahin  —  lebensfähig  erhalten.  Das 
waecht  der  Bauern  ist  ^ßenteils  ein  schlech- 
^  imerbliches,  und  die  Grundherrschaft  ist 
VKmieh  häufiger  als  dort  mit  Gerichtsherrschaft 
^Bittergnt  in  einer  Hand  vereinigt.  Daher 
btttebt  hier  auch  seit  dem  Anfang  des  17.  Jahrh. 
«ne  Tendenz  zur  Vergrößerung  der  Rittergüter 
^  Kosten  der  Bauernhöfe  dnrch  Einziehung 
der  Btaerahöfe,  und  das  bayerische  Landrecht 


von  1616  gestattet  dies  ausdrücklich.  Das 
Bauernlegen  war  hier  also  gesetzlich  erlaubt. 
Auch  feäte  es  nicht  am  notwendigen  Absatz 
für  einen  landwirtschaftlichen  Großbetrieb,  denn 
Bayern  exportierte  damals  Getreide  nach  Oester- 
reich,  der  Schweiz  und  Schwaben.  Trotzdem 
ist  es  hier  bei  vereinzelten  Versuchen  geblieben, 
und  zwar  deswegen,  weil  es  an  einer  geeigneten 
Arbeitsverfassung  bei  dem  landwirtschaftlichen 
Großbetrieb  fehlte.  Der  Staat  gestattete  zwar 
die  Bildung  neuer  Bittergüter,  „Hofmarchen''. 
und  die  Vergrößerung  der  bestehenden  durch 
Bauernlegen,  aber  nicht  die  Belastung  der  übrig 
bleibenden  Bauern  mit  so  hohen  Frondiensten, 
wie  sie  die  Bestellung  großer  Gntsbetriebe 
mangels  anderer  Arbeitskräfte  erfordert  hätte. 
Dasselbe  Landrecht  von  1616  beschränkte  ganz 
bestimmt  das  zulässige  Maß  der  Frondienste, 
denn  dieses  Landrecht  ist  bereits  ohne  Be- 
willigung der  Stände  erlassen.  Der  Staat  war 
also  auch  hier  schon  damals  stark  genug,  im 
öffentlichen  Interesse,  das  auch  hier  zunächst 
das  finanzielle  ist,  den  Bauern  gegen  die  Grnud- 
herren  zu  schützen,  den  bäuerlichen  Kleinbetrieb 
als  die  herrschende  Betriebsform  zu  erhalten, 
die  Ausbildung  des  landwirtschaftlichen  Groß- 
betriebes zu  hindern,  zu  der  hier  mehr  als  sonst 
irgendwo  im  älteren  Deutschland  die  Vorbedin- 
gungen gegeben  waren.  Zu  Hilfe  kam  ihm 
dabei  die  große  Bedeutung  des  landesherrlichen 
Grundbesitzes  und  außerdem  auch  noch  die  des 

feistlichen,  der  hier  ja  erst  am  Anfang  des 
9.  Jahrh.  der  Säkularisation  verfiel.  Demgegen- 
über waren  die  adeligen  Grandherrschaften 
überhaupt  von  verhältnismäßig  geringer  Be- 
deutung. Das  sind  die  Gründe,  weshalb  auch 
in  Altbayern  im  18.  Jahrh.  bäuerlicher  Grund- 
besitz herrscht*) 

Ganz  anders  aber  war  der  Verlauf  im  jünge- 
ren kolonisierten  Deutschland,  im  Nordosten. 
Hier  waren  die  Rittergüter  von  Anfang  an^ 
d.  h.  seit  der  Kolonisation,  zahlreicher  und 
größer  als  im  älteren  Deutschland,  und  zwar 
um  so  mehr,  je  weiter  wir  nach  Osten  gehen, 
und  daher  auch  landwirtschaftliche  Frondienste 
der  Bauern  von  Anfang  an  häufiger.  Die  durch 
Verschmelzung  einer  kleinen  Grundherrschaft 
mit  einem  solchen  Rittergut  und  mit  der  Ge- 
richtsherrschaft hier  entstehende  „Gutsherr- 
schaft" ist  ein  geographisch  abgeschlossenes 
Herrschaftsgebiet,  in  dessen  Mitte  regelmäßig 
das  Rittergut  liegt;  daher  sind  die  Bauern  hier 
auch  viel  leichter  zur  Bestellung  desselben  zu 
verwenden  als  bei  Streubesitz  einer  Grundherr- 
schaft oder  Gerichtsherrschaft.  Sie  scheiden  zu- 
gleich ganz  aus  der  Sphäre  des  Fürsten  ans, 
werden  zu  „Privatuntertanen"  des  Gutsherrn ;  ihr 
Besitzrecht  verschlechtert  sich,  ihre  Frondienste 
werden  gesteigert,  der  Gesindezwangsdienst  der 
Bauemkmder  ausgebildet,  ohne  daß  der  Staat 
dem  Widerstand  leistet,  der  hier,  infolge  des  so 
viel  jüngeren  Alters  der  politischen  und  nament- 
lich der  finanziellen  Verhältnisse  und  der  Ver- 
schleuderung der  landesherrlichen  Rechte  an 
der  bäuerlichen  Bevölkerung,  dem  Adel  im 
16.  und  17.  Jahrh.  noch  nicht  so  kräftig  gegen- 
übersteht, um  den  Bauern  gegen  diesen  zu 
schützen. 


')  Vgl.  Brentano,  Beilage  zur  Allgemeinen 
Zeitung,  1896,  Nr.  4-6. 
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So  konnte  sich  der  Adel  hier  ungestört  in 
der  ^Erbnntertänigkeit*"  die  Arbeitsverfassnng 
schaffen,  die  es  ihm  ermöglichte,  größere  Gnts- 
betriebe  ohne  eigene  Kosten  zu  bewirtschaften. 
Und  so  begann  er  hier,  als  er  mit  der  Aende- 
rung  der  Heeresverfassune  aus  einem  Krieger 
zum  Landwirt  wurde,  lusbaid  mit  der  Ver- 
mehrung und  Vergrößerung  seiner  Gutswirt- 
schaften durch  Einziehung  von  Bauernhöfen, 
durch  „Bauernlegen",  wozu  er  sich  das  Hecht 
entweder  usurpierte  oder  vom  Landesfürsten  aus- 
drücklich eingeräumt  erhielt.  Dadurch  wurden 
nun  zwar  anfangs  auch  hier  die  finanziellen 
Interessen  des  letzteren  durch  den  Ausfall  der 
Steuer  von  den  eingezogenen  Höfen  geschädigt, 
und  wir  begegnen  daher  auch  hier  Versuchen, 
sich  dieser  Entwickelnn^  entgegenzustemmen,  so 
z.  B.  in  Pommern-Stettm  in  der  zweiten  Hälfte 
des  16.  Jahrb.  Aber  sie  bleiben  hier,  wo  sie 
überhaupt  gemacht  werden,  eben  infolge  der 
Schwäche  der  Staatsgewalt  gegenüber  den 
Ständen  ohne  Erfolg  —  in  der  rommerschen 
Bauerordnung  von  1616  wird  die  Legunesbe- 
fugnis  des  Gutsherrn  ^anz  unbedinfirt  und  all- 
gemein anerkannt,  ja  m  Pommern- Wolgast  ist 
es  sogar  der  Landesfürst,  der  nach  erfolgter 
Säkularisation  nicht  nur  mit  der  stärkeren  Be- 
drückun&f  der  Bauern,  sondern  auch  mit  der 
Verwandlung  von  Bauemdörfem  in  größere, 
durch  entsprechend  gesteigerte  Frondienste  der 
übrigen  Bauern  bestellte  Gutsbetriebe  —  Do- 
mänenvorwerke —  aus  rein  rechnerischen  Ge- 
sichtspunkten zur  Steigerung  seiner  Einkünfte 
vorangeht.  Insbesondere  ist  im  Osten  nach  dem 
dreißigjährigen  Kriege,  der  hier  besonders  ver- 
heerend gewirkt  hat,  die  Staatsgewalt  auch 
nicht  imstande,  die  zum  Teil  auch  hier  —  wie 
z.  B.  in  Schwedisch-Pommem  —  versuchte 
,,  Wiedereinrichtung"*  (Redintegration)  des  Landes 
d.  h.  der  Bauernhöfe  durch  die  Herrschaften 
durchzusetzen,  und  so  vermindert  sich  hier  ge- 
rade damals  als  Folge  des  Krieges  das  Bauern- 
land  sehr  (vgl.  Art.  „Bauer"). 

Erst  im  18.  Jahrb.,  als  in  Preußen 
der  absolute  Staat  stark  genug  geworden 
war,  ist  in  den  älteren  Provinzen 
Preußens  —  und  nur  hier  —  dieser  Ent- 
wickelung  mit  Erfolg  Halt  geboten  worden, 
und  es  war  hier  ein  stärkeres  Interesse  als 
das  finanzielle,  das  militärische,  das  in 
dem  jungen  Staatswesen  bei  weitem  in  den 
Vordergnmd  getreten  war,  durch  das  die 
erste  Agraqx)iitik  der  preußischen  Könige 
veranlaßt  wurde. 

Das  finanzielle  konnte  es  auch  nicht  mehr 
sein ;  denn  das  hatte  die  Staatsgewalt  seit  ihrem 
Erstarken  hier  bereits  durchgesetzt,  daß  wenig- 
stens im  Prinzip  der  Gutsherr  für  geleckte 
Bauernhöfe  die  Steuer  weiter  bezahlen  mußte, 
die  Grundsteuer  also  eine  dingliche  Last  war, 
und  daß  der  Gutsherr  auch  für  seine  noch  vor- 
handenen Bauern  subsidiär  steuerpflichtig  war, 
für  sie  die  Steuern  bezahlen  mußte,  wenn  sie 
dazu  nicht  imstande  waren.  Das  war  die 
Kehrseite  der  Erb  Untertänigkeit ,  des  ^guts- 
herrlich-bäuerlichen  Verhältnisses".  Damm  be- 
rührte es  den  Staat  zunächst  auch  gar  nicht 
weiter,  daß  durch  das  Einziehen  zahlreicher 
Bauernhöfe   die  übrig  bleibenden  Bauern  der 


betreffenden  Gutsherrschaft  immer  mehr  b 
Frondiensten  belastet  und  daher  bei  doi  | 
rin^ten  Unfällen  zur  Tragung  der  Steneni  i 
fähifif  wurden.  Als  das  Bauernlegen  aber  a 
mählich  auch  die  Rekrutierung  und  die  Ei 
quartierun^  gefährdete,  da  wurden  die  preoJ 
sehen  Könige  aufmerksam  darauf  und  sndit 
es  zu  hindern. 

Aber  erst  Friedrich  dem  Großen  gel« 
es,  hier  Erfolg  zu  erzielen.  Auch  er  kam  da 
durch  das  militärische  Interesse,  Terbmid 
aber  mit  einem  allgemein  volkswirtschaftUdM 
das  ihn  ebenso  wie  alle  aufgeklärten  Abnl 
tisten  jener  Zeit  beherrscht  —  dem  der  „i 
völkemng*'  (Peupliemng)  des  Landes,  nicht  b 
Menschen  schlechthin,  sondern  mit  wohlhabeiidi 
wirtschaftlich  kräftigen  Existenzen.  Soverordiu 
Friedrich  der  Große  1748  die  Teilung  gni 
Bauernhöfe,  um  ausgediente  Soldaten  mit  Lai 
zu  versorgen,  die  pommerische  Domänenkamn 
aber  schlug  vor,  dazu  alle  wttst  liegend 
Bauernhöfe  zu  verwenden.  Dies  führte  lor  Ai 
nähme  einer  Statistik  der  letzteren  und  im  A 
Schluß  daran  zu  dem  weiteren  Vorachlw  ^ 
Präsidenten  der  Kammer,  v.  Schlabrendonf,  d 
Einziehen  der  Bauernhöfe  zu  verbieten,  aoi 
die  Leibeigenschaft  überhaupt  abauschalli 
Hier  taucht  also  die  Idee  der  B.  zusammen  ■ 
der  des  Bauern  Schutzes  auf.  Aber  nnr^ 
letztere  wurde  unter  Friedrich  dem  Großen  t« 
wirklicht,  zunächst  für  Schlesien,  dann  dnr 
das  Edikt  vom  12./Vm.  1749  für  alle  Fi 
vinzen.  Durch  strenge  Handhabung  der  Q 
setze  kam  dieses  Verbot  der  Einzienuni^  ▼> 
Bauernhöfen  nun  auch  wirklich  zur  Dore 
führung.  Und  zwar  vor  allem  1764  nach  de 
siebenjährigen  Krieg,  dessen  ungünstige  Wi 
kungen  für  den  Bauernstand  dadurch  hier  m 
gehoben  wurden,  indem  der  König  mit  rftc 
sichtsloser  Strenp^e  die  Wiederbesetzung  all 
während  des  Krieges  ,2 wüst"  gewordenen  m 
zum  Herrschaftsgut  eingezogenen  Banemlifl 
durchsetzte.  Dadurch  wnjde  also  schließlich  ^ 
Zahl  der  Bauernhöfe  nach  dem  Bestand  f« 
Jahre  1756  (in  Westpreußen  später  1778)  fa 
gelegt  und  für  die  Folgezeit  (bis  1807  resp.  181 
erhalten. 

Bei  diesem  Bauern  schütz  im  eng« 
ren  Sinne  —  im  weiteren  Sinne  kai 
man  darunter  alle  staatliehen  Maßregeln  i; 
gunsten  der  Bauern  innerhalb  der  bestehe 
den  Herrschafts-  und  Abhftngigkeitsn 
fassung  vei-stehen  —  handelt  es  sidi  ni 
nicht  um  einen  Schutz  des  einzelnen  Buia] 
in  dem  Besitz  seines  Hofes,  sondern  vif 
mehr  um  einen  Schutz  des  Bauen 
1  a  n  d  e  s ,  der  Bauernhöfe,  gegen  JSinziehan 
oline  Rücksicht  auf  die  augenblicklichen  B 
sitzer.  Es  ist  keine  privatrechtliche  Aemd 
rung  und  Besserung  der  bäuerlichen  Beett 
rechte,  sondern  eine  polizeiliche,  eine  Ve 
waltungsmaßregel,  die  definitive  Traun 
von  Riucrnland  und  Ghitsland.  Wohl  ab 
ist  sie  gegenüber  dem  Gutsherrn  in  flir 
Wirkung  auch  von  privatrechüicher  B 
deutung:  sie  schränkt  sein  Recht  an  de 
Ijand  seiner  Bauernhöfe  ein.  indem  er  • 
seitdem  nie  selbst,  sondern  nur  durch  Uebe 
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lassüog  an  Bauern  nutzen  darf,  so  daß  es 
von  da  an  tatsächlich  nicht  mehr  als  reines 
ISgentnm  im  römisch-rechtlichen  Sinne,  son- 
dern norals  eine  Art  Obereigentum  erscheint 
Dana!  ruht  dann  in  der  folge  der  private 
Bechtsgnmd  der  £. 

Aber  die  Durchführung  dieser  Maßregel 
ist  noch  vielmehr  dadurch  vor  allem  von 
fiedeotong,  daß  durch  sie  der  letzte  und 
vielleicht  heftigste  Anstoß  zum  Bauernlegen 
für  den  preußischen  Staat  unschädlich  ge- 
macht wurde:  der  Anstoß,  der  nach  1763 
dmch  den  technischen  Aufschwung  des  herr- 
schafüidien  Outsbetriebes  gegeben  wurde. 
Während  damals  in  Holstein,  in  Mecklenburg 
und  im  schwedischen  Teil  von  Vorpommern 
Ton  neuem  der  Gutsherr  massenhaft  Bauern 
Tertrieb,  mußte  er  dies  im  preußischen  Staat 
unteriassen. 

Die  weitere  Entwickelung,  welche  dort 
eingetreten  ist,  l&ßt  auf  das  deutlichste  die 
grofie  Bedeutung  dieses  preußischen  Bauem- 
schotzes  erkennen :  ohne  ihn  hätte  es  in  den 
Siteren  preußischen  Provinzen  im  19.  Jahrh. 
keine  Bauern  mehr  zu  befreien  gegeben. 

n.  Die  B.  im  allgemeinen. 

Dreierlei  Momente  sind  es,  welche 
sdK)n  im  Laufe  des  18.  Jahrb.,  mehr 
nodi  im  19.  Jahrb.,  die  größere  oder 
geringere  Abhängigkeit,  in  der  sich  die 
giofle  Hasse  der  bäuerlichen  Bevölkerung 
in  Deutschland,  teils  noch  aus  dem  Mittel- 
alter ter,  teils  infolge  neuerer  Entwickelung, 
be&nd,  allmählich  immer  unhaltbarer  er- 
sAanen  ließen  und  die  ersten  Versuche  zu 
ihrer  Beseitigung  hervorriefen :  einmal  die 
technischen  Fortschritte  auf  dem 
Gebiete  der  Landwirtschaft,  zusammen  mit 
<lcr  Ausbreitung  der  physiokratischen 
I^hre  von  der  fundamentalen  Bedeutung 
<lcr  letzteren,  dann  die  aus  derselben  philo- 
sophischen Wurzel  des  Naturrechts  stam- 
menden Ideen  der  Aufklärung,  der 
rHenachenrechte^,  endlich  die  damit  wiede- 
nun  zQsammenhängende  Entwickelung  der 
modernen  Staatsidee  mit  der  Forde- 
^  gleicher   politischer  Rechte  für  alle 


Die  technischen  Neuerungen  waren  un- 
dnrdkfOhrbar  bei  der  mehr  oder  minder 
Khlechten  wirtschaftlichen  Lage  des  Bauern : 
te  erdrQckenden  Diensten  oder  Abgaben, 
^  Gebundenheit  seiner  Wirtschaftsführung 
^orch  die  Abhängigkeit  von  Orund-  und 
ÖjBhenen  und  die  Gemengelage  der  bäuer- 
lichen Aecker  imtereinander  und  mit  denen 
^  letzteren,  und  bei  seiner  ^nzlichen 
^ditlosigkeit,  wo  er  nicht  Eigentümer 
Jones  HoIbs  war.  Die  in  der  öfifeutlichen 
llänong  sich  verbreitenden  Ideeen  der  Auf- 
Unmg,  des  Naturrechts,  aber  nahmen  vor 
^Uem  Anstoß  an  der  persönlichen  Unfreiheit, 


der  „Leibeigenschaft'';  und  mit  dem  mo- 
dernen Staat  war  diese  ebenso  unvereinbar, 
als  die  patrimoniale  Polizei-  und  Gerichts- 
gewalt. Eine  dreifache  Befreiung  der 
Bauern  war  es  also,  welche  die  Zeitbedürf- 
nisse forderten:  eine  wirtschaftliche, 
eine  persönliche  und  eine  politisch- 
staatsrechtliche.  Der  Bauer  sollte 
überall  persönlich  freier  Eigentümer  seines 
Hofes  mit  vollen  staatsbürgerlichen  Rechten 
werden.  Das  war  das  Ziel  der  B.,  das  die 
große  soziale  Frage  Deutschlands  im  18. 
und  in  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrh. 

Die  sog.  „B."  besteht  also  erstens  in 
der  Herstellung  der  persönlichen  Freiheit 
des  Bauern:  der  Aufhebung  der  älteren 
Leibeigenschaft  und  der  neueren  Erbunter- 
tänigkeit, die  das  18.  Jahrh.  auch  vielfach 
als  Leibeigenschaft  bezeichnet;  zweitens  in 
der  Herstellung  seiner  wirtschaftlichen  Frei- 
heit durch  Aufhebung  der  dem  Grund-, 
Gerichts-  oder  Gutsherrn  geschuldeten 
Frondienste,  Verwandlung  aller  schlechteren 
Besitzrechte  in  Eigentum  und  Ablösung 
aller  auf  dem  Bauerngut  liegenden  Real- 
lasten ;  drittens  in  der  Aufhebung  der  stän- 
dischen Gerichtsbarkeit  und  Polizeigewalt 
der  Guts-  und  Gerichtsherren  und  der  Ver- 
leihung politischer  Rechte  an  den  Bauern- 
stand. 

Während  die  letzte  Aufgabe  überall  in 
Deutschland  so  ziemlich  die  gleiche  war, 
gestaltete  sich  die  Lösung  der  beiden  ersten 
sehr  verschieden  für  die  drei  verschiedenen 
Gnippen,  die  in  der  ländlichen  Verfassung 
des  18.  Jahrh.  unterschieden  werden  können : 

Im  Gebiet  der  neueren  Grundherr- 
schaft, im  Nordwesten,  fällt  die  erste  Auf- 
gabe der  persönlichen  Befreiung  großenteils 
ganz  weg.  Hier  handelt  es  sich  haupt- 
sächlich um  Herstellung  des  vollen  Eigen- 
tums aus  Erbzinsrecht  und  dem  auch  schon 
erblich-dinglichen  Meierrecht,  Beseitigung 
der  hier  nicht  sehr  erheblichen  Frondienste 
an  Grund-  oder  Gerichtsherren  und  Ab- 
lösimg der  Reallasten.  Im  Gebiet  der 
älteren  Grundherrschaft,  im  Süden, 
gilt  es  vor  allem  die  Beseitigung  der  noch 
seit  dem  Mittelalter  bestehenden,  aber  zur 
bloßen  RentenqueUe  gewordenen  Leibeigen- 
schaft, dann  Aufhebung  der  hier  hauptsäch- 
lich dem  Gerichtsherrn  geleisteten,  auch 
nicht  sehr  erheblichen  Frondienste  und  Ab- 
lösung der  Reallasten,  während  Eigentum 
hier  schon  vielfach  vorhanden  ist.  Nur  im 
Südosten,  insbesondere  in  Altbayern,  handelt 
es  sich  daneben  auch  um  Verwandlung 
schlechter  Besitzrechte  in  Eigentum.  Im  Ge- 
biet der  Gutsherrschaft,  im  Nordosten, 
dagegen  ist  die  Hauptaufgabe  die  Beseitigung 
der  Frondienste  und  die  Verwandlung  der 
sclilechteren,  nicht  einmal  erblich-dinglichen 
Besitzrechte    in   Eigentum;    und  auch   die 


persötiJiche  Unfreiheit,  die  ErbyDtartfitiJgkeit^ 
ist  hier  nicht  nur  Verpflichtung  zu  aller- 
hand Gebiihren  und  Abgaben,  sondern  eine 
wirkliche,  ganz  pers(joliehe  Knechtung  und 
Schtnälerung  der  persindichen  Rechte,  — 
ebenso  wie  das  gegen  Leistung  der  Fitin- 
diensle  eingeräumte  iassitkc'iie  ßesitzrecht  — 
konsequent  in  der  Richtung  ausgebildet, 
dem  biitsherrn  die  ganze  verfügbare  Äi'- 
Witsknift  des  Untertanen  und  seiner  ganzen 
Famüie  zu  sichern. 

Im  Noi^J Westen  sind  die  meisten  Pflichten 
der  Viäuerliehen  B<jvolkerung,  die  zu  be- 
Hieitigen  siind,  ,4ieal lasten*',  die  auf  dem  Gut 
rnhcn,  da  handelt  es  sich  also  iu  der  Haupt* 
ya<he  um  Ablösung  der  Reallasten;  ebeuso 
hn  Süden,  wo  noch  die  ijersQnliche  Ab- 
hängigkeit hinzukonmit,  die  aber  eigentlich 
auch  nur  noi'h  in  ailei^ings  z.T.  sehr  drücken- 
den Abgaben  besteht.  Hier  wie  dort,  ist  es 
eine  aidiquieHe  Verfassung,  weuu  auch  liier 
nocii  mehr  wie  doii:;  hier  wie  dort  handelt 
©s  sich  vorwiegend  um  Abgaben,  in  Geld 
ml  er  leicht  in  Geld  umzuwandeln,  daher 
an  eh  leicht  durch  Renten  ü<ier  eine  Kapi- 
talabfindtmg&siimme  abzulösen,  ohne  Aende- 
rung  der  wirtsebuftliöhen  Jidstenz  des  Be- 
|irechtigten.  Die  Schwierigkeit  lag  da  also 
weniger  atif  wirtschaftlichem  Gebiet 
wie  auf  politischem,  umi  sie  war  in 
diesei'  lioziehung  im  Süden  größer  als  Im 
Norden,  weil  dort  die  Anfang  des  19.  Jalirh. 
mediatisierlen  Staudesherreu  besondere 
f  Schwierigkeiten  machten,  hier  die  Staata- 
^.gewalt  schon  seit  dem  Mittelalter  dem  Adel 
fpegeiiiU>er  sehr  uuabhäagig  war,  Waiden 
im  Westen,  Daraentlich  im  Südwesten,  in 
der  Regel  oder  doch  häufig  mehrere  Herren 
^  einem  Bauern  gegenüber  berechtigt,  der 
1  Bauer  also  von  mehreren  Herren  zu  bc- 
Ireien,  und  dadurch  das  Befreinngswerk 
komplizierter,  so  war  dafilr  der  Bauer  hier 
auch  nirercnds  so  vollständig  in  die  unein- 
geschränkte Gewalt  eines  Herrn  gekom- 
men wie  im  Nordosten,  wo  er  tatsächlich 
ein  Vennögensobjckt  des  Herrn  geworden 
war. 

Im  Nordosten  handelte  es  sich  im  Ge^ß- 
salz  zum  Westen  um  die  Beseitigung  eines 
dtu-ehans  neuzeitlichen  Verhältnisses:  der 
unfreien  Arbeit sverfa^ssung  des  modernen 
kapital isiischen  Großbcti-iebes  iu  der  Land- 
wirtsi^liaft  Hier  war  der  Bauer  nicht  nur 
dinghi'lu  sondern  im  höchsten  Maß  |»€r&Ön- 
lich  abhängig,  er  w^ar  —  w^o  lassitisches 
Bcsit^r^cht    herrschte    —    in    Wirküdikeit 

*  ii  nur  mit  Land  ausgestatteter  und 

♦  r  Arlfciter  des  Gutsherrn^  derExi- 
stensf.zweck  der  bäuerlichen  Wirtschaft  wmr 
die  BesteOung  des  gutsherrlieiieu  Ackers. 
Hier  galt  es  also,  wenn  der  Bauer  befreit 
werden  sollte,  vor  allem  Ersatz  zu  Bchaffen 
für  seine  Arbeitskmft;   um  diese,  nicht  um 


Geld  war  es  Jiier  dem  Berechdgteo  xuj 

dessen  ganze  wirtschaftliche  E:dsteü2 
fährdet  wurde  durch  die  Aufhebimg  die 
Verfassimg»  da  er  niclit  i,Rentner'  w 
sondern  Produzent,  laodwirtschaftliel 
Unternehmer,  der  seinen  Betrieb  m 
plötzlich  einstellen  wollte.  So  verijand  s 
hier  ein  sehr  schwieriges  wirtscha 
liches  Problem  mit  dem  pol i tisch»' 
das  liier  auch  l>esondera  schwierig  war 
folge  der  großen  Bedeutung,  welche  wen 
stens  in  dem  jungen  preußischen  Staat  < 
Adel  für  Heer  und  Beamtentum  hatte. 

Hier  w^ar  das  Bef rein ngs werk  also  ol 
Zweifel  am  schwierigstf?n,  im  Nordwes 
am  leichtesten.  'E^  hat  nun  at^er  nicht,  i 
man  vermuten  könnte,  da  begonneo.  wo 
am  leichtesten  war^  sondern  ila,  wo 
dringendsten  war,  und  das  wai^  elieu 
Noi-dosten,  wo  die  Verhältnisse  irn  iH  Jfl 
am  schlimmsten  geworden  waren. 
hat  es  sich  liier  auch  am  meisten  81 
sUindig^  vom  Ausland  nur  mittelbar  b|i 
flußt,  entwickelt,  wiUirend  WesteuJj 
Süden  die  neuen  Ideen  au^  Frank rejcfl 
erst  aufnalimen  und  verwirklichten  uiitl  ' 
den  Wellen  der  drei  fran2r»8iÄ4'heu  Resj 
tionen  von  1789,  1830  und  \^S  aucll 
erst  und  am  stärksten  Ijerilhrt  wunlei^ 

ÜeberaJl   aber   können  wir  trotz   die 
Unterschiede  zwei  Perioden   in  dei^ 
schichte   der  II    unterscheiden:    die  H 
und  die  nachnapoleouische  ZeSt^ 
IH.  und  das  19,  Jahrb.,    getremit  diirch 
große  französische  Revolution   untl    dii^ 
polconisclien     Krie^.      Im     erBtert^n    ■ 
mochten  die  aulgeklärten  absoluten  FfW 
trotz   weitergehender  Pläne    in    der  Hau 
Sache    nur   hei  ihren  eigenen  Biiuero,    < 
„Domänenbauern'^S  die  Befreiung  gl 
oder  teilweise   durclizuführen,    wo    sie 
gleich  Ijandesherr  und  Guts-   i*csp.  Gm 
oder  Gerichtsherr  waren.  Er-st  das  W,  äaA 
mit  der  an  die  große  Revolution  ankrulpl 
den    poUtischen   Entwickelung   br;i'  ' 
mählich  auch  die  Befreiung  der  „  : 
hauern*^    und    die    Vollendung    de 
freiungswerkes  überhaupt, 

Uh  Die  B.  im  Nordosten. 

t.  In  den  älterem  ProTlDsten  PreuDeB 

L  Ü i e  B ef  r  e  i u n  e^ der  D  0  m ä n  e  n  b *  o e 
Die  Lttge   der   bäuerlichen  Bevölkerung:  in 
älteren  ProviiiÄen  Preaüens  war  im  ik  Jjil 
in  der  Gatiherrschaft  des  Küaigs.  im  ^iPontaniii 
ganz  dieselbe  wh  iu  den  PrivatErnMberrschAfi 
Auch  dn  waren  durch  Bauen  '       > 
gebildet  worden,  die  Domftn 
waren  znsamtDen  mit  den  iii^j'^riiunurrij  i*«in 
dürfern^  dnrch  deren  Frondieagt«  ri©  betrie 
wurden,  an  einen  aog.  GeneralpAchter  ve 

*)  Vgl    Knapp,    Die  B.    iti    deu 
Teilen  Prenllens. 
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Dieser  war  fOr  das  ffanze  Gebiet  zugleich  die 
ofltente  Verwaltangsoehörde  nnd  bedrückte  die 
ihm  unterstellten  Baaem  nicht  weniger  als  der 
Priyat^tsherr  die  seinigen.  Am  Anfang  de."! 
18t  Jahrb.  (1702^  wnrde  nun  von  König  Fried - 
rieh  I.  nach  dem  Vorschlafif  des  Kammerrat h 
Lohen  T.  Wul£fen  eine  radikale  Umgestaltunj^ 
dieser  Domänen  Verfassung  ins  Auge  gefaUt : 
Verwandlung  der  Vorwerke  in  BauemhSe  uml 
Vererbpachtung  dieser  und  der  anderen  Baueni- 
gflter  des  Domaniums.  Damit  wären  zugleich 
die  Frondienste  der  Bauern  weggefallen  und 
sollte  auch  deren  persönliche  Befreiung  ver> 
bnnden  werden.  Das  ganze  für  seine  Zeit  über- 
raschend kühne  Projekt,  das  die  gutsherrliche 
Verfassung  an  der  Wurzel  angreifen  wollte 
durch  BMeitigung  der  großen  Gutsbetriebe, 
wurde  jedoch  aufgesehen.  Andere  Versuche 
Friedrichs  L,  die  „Leibeigenschaft^  versuch*** 
weise  an  einzelnen  Orten  aufzuheben^  führtet! 
ebeo&lls  zu  keinem  Ergebnis.  Nicht  viel  ^lück- 
licher  war  Friedrich  Wilhelm  I.  mit  der 
1718  nnd  1719  versuchten  Aufhebung  der  „Leib- 
eigenschaft*'  bei  den  Domänenbauern  in  O^^t- 
prenfien  nnd  in  Pommern. 

Aneh  hier  wie  bei  dem  Bauemschutz  war 
es  erat  Friedrich  der  Große,  welcher  die 
TOD  Friedrich  Wilhelm  I.  gewollte  Reform  zur 
Dorchfahrung  brachte.  Im  Jahre  1777  wurde 
ans  Anlaß  eines  speziellen  Falles,  wo  der  Tochter 
eines  Domänenbauem  die  Nachfolge  in  den  Ih>f 
wm  Amt  abgeschlagen  worden  war,  durcti 
Kahinettsordre  vom  2d.  Februar  allgemein  der 
bisherige  unerbliche  Laßbesitz  der  Domänen^ 
baoem  in  erblichen  Besitz  verwandelt. 
Eine  emgehende  Ordnung  des  Erbrechts  brachte 
tber  erst  die  Deklaration  von  1790.  Damit  war 
tlso  das  schlechtere  nnerbliche  Besitzrecht  bei 
den  Domänenbauem  beseitigt,  aber  die  wirt- 
schaftliche Verfassung  nicht  geändert  Frcm^ 
<üaiste  und  Erbnntertänigkeit  blieben  bestehen. 
.  DieErbuntertänigkeit  wurde  überhaupt 
niebt  allgemein,  sondern  pro vinzen weise  abgi> 
'clttfft  In  Ostpreußen  und  Littanen  da- 
iwch,  daß  1763  den  Domänenpächtem  die  Am- 
ihnng  des  Gesindezwangsdienstes  verbot  e^il 
vnrde;  mit  diesem  sichersten  Merkmal  d^i 
rnterOnigkeit  galt  diese  selbst  als  weggefallen, 
^  1804  ausdrilcklich  anerkannt  wurde.  In 
I^oonern,  der  Nenmark  und  Kurmark 
^Igte  die  Aufhebung  der  Erbuntertänigkeit 
Tertiigamäßig  in  den  Jahren  1799—1805  zib 
suunen  mit  der  DienstabiGsnng,  nicht  allgi.- 
iBeni,  sondern  hauptsächlich  bei  den  größeren 
Binem.  Erst  durch  Verordnung  vom  28./X.  181^7 
^e  allgemein  jede  noch  bestehende  Erbunte  r- 
^keit  der  Domanialbauem  in  Pommeni, 
Brandenburg  und  Schlesien  aufgehoben. 

Das  Hauptwerk  der  Befreiung  der  Domänen  - 
wrn  in  Preußen  aber  bildete  die  A  u  f  h  e  b  u  n  g- 
^er Frondienste,  die  Beseitigung  der  ganzen 
J>4em  gntsherrlich-bäuerlichen  Verhältnis^pe 
iKSCsden  Arbeitsverfassung.  Diese  wurde  erst 
«erFriedrich  Wilhelm  III.  im  Jahre  1799 
tt^niff  genommen,  als  schon  infol|?e  der  fmn^ 
<(MieB  SsTolution  die  Bauern  unnmifi^  wurden 
Jii  ihre  Dienste  nur  noch  widerwillig  leisteten. 
p  geschah  aber  nicht  durch  Zurückgreifen  anf 
«en  Lnbenschen  Plan :  Beseitigung  der  groljen 
^itshetriebe  durch  Zerschlagung  in  Bauernhöfe 
od  damit  migieich  Wegfall  der  Frondienste  — 


die  Form,  in  welcher  in  den  Jahren  1775—77  die 

I  Befreiung  der  Domänenbauem  in  Böhmen  und 

Mähren  durch  Maria  Theresia  nach  den  Plänen 

'  Raabs  wirklich  ausgeführt  wurde  (vfi;l.   unten 

sub  B),  —  sondern  mit  Erhaltung  des  Groß- 

I  betriebs   der   Domänenvorwerke ,    denen   daher 

Ersatz  für  die  wegfallenden  Dienste  der  Bauern 

geschafft   werden  mußte  durch  Bildung  einer 

ländlichen  Arbeiterklasse,   also   Ersatz 

der  unfreien  Fronarbeit  durch  freie  Lohnarbeit. 

Die  Notwendigkeit  dieser  Umwandlung  der 
Arbeitsverfassung   wurde   von    der  Eegierung 
vollständig  klar    erkannt   und   den   Domänen- 
pächtem  die  notwendige  Unterstützung  dazu 
gewährt,  indem  die  Kammer  ihnen  Tagelöhner- 
häuser auf  den  Vorwerken    erbaute   nnd  das 
I  nötige  Geld  zur  Anschaffung  eigenen  Viehes 
I  vorstreckte   resp.   verzinste.     Der  Bauer   aber 
I  mußte  für  die  Aufhebung  der  Frondienste  ein 
I  jährliches  „Dienstgeld"^  entrichten,  das  als  Real- 
last auf  seinen  Hof  gelegt  und  gerade  sg  hoch 
I  bemessen   wnrde,    wie   die  Kosten   der   neuen 
I  Einrichtung   sich  stellten.     Durch   diese  Um- 
wandlung gewann  der  Bauer  eine  Menge  Zeit 
und   freie   Verfügung   über   sein  Zugvieh ;   er 
konnte  also  jetzt  seinen  Acker  besser  bestellen, 
mußte  dies  aber  auch  tun,  um  das  Dienstgeld 
aufzubringen.    Auch  die  Arbeit  der  bezahlten 
Tagelöhner  war  trotz  niedrigen  Tagelohns  viel 
intensiver   als    die    früheren   Frondienste    der 
I  Bauern.    Beide  Teile  hatten  also  Vorteil  davon. 
,  Die    Umgestaltung    wurde   bei    den   einzelnen 
I  Domänenämtem  durchgeführt,  wenn  sie  pachtfrei 
'  wurden,   und  dauerte  daher,   da  die  Pachtzeit 
I  damals  6  Jahre  war,  im  ganzen  von  1799—1805. 
Sie  ist  die  erste  voUständie^  planmäßig  durch- 
I  geführte  Sozialreform  auf  dem  Gebiete  der  B. 
Diese  Ablösung  der  Frondienste   war  aber 
nur  in  der  Provinz  Preußen   obligatorisch,   in 
Pommern  und  der  Mark  fakultativ.    Denn  hier 
wurde    damit    zugleich    die    Verleihung    des 
Eigentums  ihrer  Stellen  an  die  Bauern  ver- 
bunden, welche  dafür  ein   „Einkaufngeld"  von 
100—200  Talern  bezahlen  mußten.   Dies  konnten 
aber  nur  die  wirtschaftlich  Kräftigeren,  und  es 
scheinen  daher  zunächst  nur  die  großen  Bauern 
davon  Gebrauch  gemacht  zu  haben.    Hier  wurde 
damit  zugleich  auch  die  Aufhebung  der  Erb- 
Untertänigkeit  verbunden,  wogegen  die  bisherige 
Unterstützungspflicht  der  Kammer  in  Wegfall 
kam.    In  Preußen  dagegen  war  an  Erwerb  des 
Eigentums  durch  die  Bauern  damals  nicht  zu 
denken.    Hier  wurde  ihnen  dies  erst  1808  nach 
dem  Krieg  mit  Napoleon  und  zwar  unentgeltlich 
verliehen,    um    ihnen    dadurch    Realkr^it   zu 
verschaffen  und  sie  in  den  Stand  zu  setzen,  sich 
selbst  nach  dem  Kriege  wieder  einzurichten. 

Damit  war  die  Befreiung  der  Domänenbauem 
in  Preußen  bis  auf  die  Ablösung  der  Reallasten 
vollendet.  Sie  waren  stufenweise  in  den  neuen 
Znstand  hinübergefübrt  worden,  das  sfutsherrlich- 
bäuerliche  Verhältnis  war  gelöst,  der  Einzelne 
zum  freien  Eigentümer  gemacht,  die  Dienstbar- 
keit und  Erbuntertänigkeit  beseitigt,  damit 
aber  auch  die  wirtschaftliche  Unterstützung, 
welche  er  bisher  von  der  Herrschaft  beansprachen 
konnte.  Der  Einzelne  war  nun  auf  sich  selbst 
gestellt,  auf  seine  eigene  Kraft  angewiesen. 
Dies  ist  die  große  Tat,  welche  (in  der  Haupt- 
sache wenigstens)  der  alte  preußische  Staat 
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vor  1806  auf  dem  Gebiete  der  Bauern Ijefreiuug^ 
zustande  f^ebracbt  bat. 

i.  DieAufliebungderErbuntertänig^- 
keit  bei  den  PriTatbaaern,  Aucb  die  Be- 
freiung der  PrJvatbuuern  häbeu  Preußens  Köni^ 
IUI  IB.  Jahrb.  scboxi  Tersui^bt,  aber  Terg^blicn: 
beriibmt  bt  der  Vei^ncb  E'  r  i  e  d  r  i c  h  s  d.  G  r.  1763^ 
die  «LdbeigenaGhaft"  in  Pomiuern  auch  bei  den 
Piivatbaneni  aufzubeben.  Er  scheiterte  au  der 
VeratäntluisJo.Higkeit  des  mit  der  Ausflihrung 
beauftragten  Beamten  und  dem  Widerstand  der 
Slfinde.  Nur  der  obuedies  unzutreffende  Name, 
nicht  die  Sache  —  Erbuntertäni^keit  verbunden 
mit  unerblicbera  Besitz  —  kam  iu  Weglall, 
In  demselben  Jahre  versuchte  der  KÖni^  in 
Oberschieiden  den  unerblichen  Besitz  der  Privat- 
banem  m  erblichen  ad  er  in  Eigentum  zu  ver- 
vrandeln ;  aber  trotz  des  geringen  Einkanfsgeldes 
gingen  nur  ^'enig  Baneru  darauf  eiO;  die  meisten 
woUt  e  n  a  uf  St  e  ner  ver  t  re  tu  n^  u  n  d  II  n  te  r  3 1  ü  tzu  D  gs- 
pflicbt  des  Gntsherm  uieht  verzichten,  und  nach 
dem  TJode  des  Königs  wurde  e^  auch  bei  jenen 
zumeist  wieder  rückgäagig  gemacht.  Auch 
Friedrich  Wilhelm  HI,  wollte  die  Erbnnter- 
iMuigkeit  bei  den  Privatkiuern  auf  beben,  fand 
aber  auch  nicht  Mittel  uud  Wege  dazu. 

üfät  der  tiefe  ^turz  des  preuDiscben  Staates 
1806  batte,  wie  auf  allen  Uebieteu  der  Wirt- 
Bchaftspolitik,  s«  auch  hier  eine  große  Umwälzung 
znr  Folge :  da«  System  des  wiriacbaftlichen 
Liberalismus  hielt*  und  zwar  hier  ton  Eng- 
land, nielit  von  Frankreich  her,  seinen  Einzug; 
die  wirtscbnftlicben  KrtÜte  de?*  Einzeloen  sollten 
frei  geuiacbt  werden »  um  dadurch  daa  Staats*  > 
weaen  wieder  aufzuricbten^  eine  innere  Neu- 1 
gestftltQug  sollte  iler  Wtjg  zur  Wiedeihcr&tellnng  i 
FreuÜenK  sein.  Ua.?  Königtum  ?(dlte  sich  — 
wie  in  der  berühmten  Deukscbrift  Hardenbergs 
vom  12./IX.  lfc*Ü7  au!4gefübrt  wini  —  mit  Auf- 
recliterbaltung  von  Moralität  und  Religion  die 
Ziele  der  Revulutiun  aneignen  und  m  dem 
preußischen  Staat  wieder  znr  Ueberlegenheit 
verhelfen:  „demokratiscbe  Gmud&ätze  iii  einer 
monÄfchi sehen  Eeperang"**) 

Der  erste  Schritt  zur  Verwirklichung  diefles 
Programms  iu  der  Agrarpolitik,  die  Auf- 
hebung der  Erb  Untertänigkeit*  knüpfte 
direkt  an  die  Folgen  des  Krieges  anr  wieder 
waren  die  Bauen ihiife  in  großer  Menge  zULTonde 
gerichtet,  die  GutÄberren  waren  rerpfllcbtet» 
sie  wieder  berzuiteUen,  aber  dazu  selbst  uieht 
imstande.  Daher  sollten  die  Bauern  freigelassen 
werden,  am  ^ich  selbst  zn  helfen.  So  ward 
durch  das  Edikt  ¥.  £#.  X.  1807  von  dem  neuen 
Minister  Freiherrn  vom  Stein  die  Erbunier- 
linigkeit  aufgehoben,  bei  den  Bauern  mit 
besserem  Besitz  recht  sofort,  bei  denen  mit 
iehleebterem,  unerblichem  mit  dem  Martinitag 
1610.  Damit  äelen  weg:  das  Loslassnngageld, 
der  6esinde£waug9diennt,  die  Pllicht.^  einen  er* 
legten  Hat  anzunehmen,  da**  Recht  der  Herr- 
ioh^t*  unter  den  Erben  zu  wäbleo^  und  der 
HelrAtakouaens.  Ais  Entschädigung  dafür  ge- 
Img  ei  den  Gutsherren  trotz  Steins  Widerstreben 
«inegewisiie  Durchbrechung  und  Einschränkung 
dis  mnern Schutzes  in  3  Verordnungen  von  180B, 
1609  und  18 Kl  durchzusetzen. 

Ks  blieben  aber  bestehen  die  F  r  o  u  d  i  6  n  a  t  e 
und  die  nur  lassi tischen  Besitzrechte, 
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Ihre  Verwandlnng^  in  Eigentum  nnd  die  Auf' 
hebung  der  Frondienite  bei  diesen  Lassitischei 
Bauern  —  die  Batiptmaßregel  der  ganzen  B,  — 
wird  bei  den  Frivatbaueru  als  jRegmiienmg 
der  ^tsherrlichen  und  bäuerlichen  YerhAlcaitse*' 
bezeichnet,  Sie  erfolgte  nicht  mehr  unter  Stdit, 
sondern  unter  Hardenber^^  der  seit  1810 
Minister  war.  Daher  heißt  diese  gmnze  Reform 
bäuüg^  die  „Stein- Bardenbergscbe  Gebets- 
gebung*^. 

3.  DieEegnliernngdergutsherrlicb* 
bäuerlichen  Verhältnisse.    Sie   wird  bf* 
gönnen  dureh  das  Edikt  v.  14 /IX,  18U  i^Ef^ 
gnliernngsedikt*').  Durch  die  llegulieruug  «oÜteii 
in  Wegfall  kommen :  auf  Seite  des  Hiuiern  allr 
Frondienste    [Hand-    und    Simnndiensie).    Geld' 
uud   Niitnral abgaben   der  Bauern   und   die  Bc- 
rechtigungeu  dt^  Gutsberm  anf  dem  Bauernlattd 
[Weiderecht   auf    den   bäuerlichen    Aeclcrni   h 
Brache    und    Stoppel    usw.);    ikial» 
lintersttitxungspdichl)  SteuerverTrer 
last  des  Gnt^herm,   das  Eecht  de« 
Holzbezug  uud  ihre  Hiltnog^-  und 
sarae  an  gutsherrlichem  Land  und  V\  .uu    r*  rnrr 
sollte  der  Bauer  da.^  Baneru  gut  samt  der  Hof- 
wehr,   die   auch   meist  dein  Herni   '^- 1  .;rt..    jg 
vollem   Eigentum   bekommen.     Diu  er 

den  Gutsherrn  natürlich  zn  euesr^i  iber 

—   uud   dies    hatte   die    Landi-i  ■.  r  i     rtr  lEitsii- 
yersammlung  in  dag  Gesetz  Ijjn. mut  i.r f  ni  — 
nun  nicht  in  Geld^   das  der  la?iäitiKche    Ban«r 
allerdings    schwer     hatte    beäcbatku    ki'inntti. 
sondern   in  Land:   das   bisher   von   dem   [ami- 
tischen    ßaner    in    erblicher    oder    uutirhlichcr 
Nutzung   besessene    Land   sollte   Kwisrli- 
und  dem  Gnt&herru  geleilt  werden,  der 
Lassit  erhielt   *,'s  seines  bisherigen    Laijur»-   «u 
Tollem  Eigentum,  der  nnerbliche  und  der  Pacht' 
baner  nur   die  HÄlfte;    das   dritte  Drittel   re»ii. 
die  andere  Rülfte  erhielt  der  Gutsherr  ebi^niall« 
zn  vollem  Eigentum,  konnte  es  also  nnn  tnic 
dem  Giitsland  vereinige  tu   was  er  infotge  da 
Bauern  Schutzes    vorher    nicht    gekonnt   hniU^ 
Nnr  wenn  das  Bauerogut  zn  klein  war,  sollte 
dafür  eine  Rente  in  Geld  gleich  */;,  retp.  '/^  d#* 
Ertrages  geKablt  werden.  Die  HeiytiHernn 
aber  nnr  auf  Antrag  einer  der  beiden   i 
erfolgen. 

l>er  ausbrechende  Krieg  MeO  das  Edikt  jedoch 
i^berhaupt  nnr  wenig  zur  AnwendnT"-  l  .»...»,^r, 
Sofgrt  nuLh  Erlal^  des  Edikt Ji  abt  ] 
RittergutahesitEer  trotz  der  reicL.  ,  .  „., 
Schädigung  lebhafte  Beschwerden  dartibrr,  dau 
das  Gesete  sie  zwinge,  einen  Teil  ihre^  Lande« 
an  die  Bauern  zu  verschenken;  vor  allem  be- 
tonten sie,  daß  sie  keine  Arheitskr&ftc  zum 
Ersatz  der  wegfallenden  Frondienste  hätten,  und 
da^  war  auch  in  der  Tal  der  innere  Mangel  du« 
Edikts,  daO  es  den  Gutsherren  diese  plötzliche 
radikale  Umgestaltung  der  Arheit?(Terfajiiiii]|g 
ohne  eine  Unterstützung,  wie  sie  dit»  Domiaift- 
Pächter  erhalten  bitten,  zumutete,  währ«ti4  Sil 
infolge  der  Landabtretung  sogar  künftig  nodk 
mehr  Arbeitskräfte  brauchten  als  vorber.  £i 
war  daher  keine  unbillige  Fordening,  dall  dk 
nnr  zu  Handdiensten  verpliicbteteii  kldMt 
bänerlicben  Stellen,  also  vor  allem  die  Konün, 
znuikhst  von  der  Reguliemiig  attagiKhiiiMei 
sein  sollten. 

Aber  die  Erscblaßnttg,  in  welche  d«r  prettüitte 
Staat   nach  dem    groPen    Aufschwang  in  te 
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Befreioogskriegen  yerfiel.  —  an  dem  bei  der 
tenerMen  Bevölkening  die  in  Anssicht  stehende 
EigeDtomsrerleihnng  nnd  Befreiung  von  den 
Frondiensten  gewiß  keinen  kleinen  Anteil  ^ 
habt  hatte,  —  ließ  die  Gutsherren  noch  viel 
nehr  erreichen.  Die  Regierung  befragte  die 
Landesreprftsentanten  nochmals  über  das  schon 
erlissene Qesetz,  und  so  kam  es  zu  der  Dekla- 
ration ▼.  29./ V.  1816,  die  tatsächlich  ein  neues 
Geietz  ist  und  eine  groite  Einschränkung  des 
Bes:iiliening8edikte8  von  1811  darstellt.  Es 
wurden  n&mlich  von  der  Begulierung  ausge- 
schlossen nicht  nur  die  sämtlichen  nicht  spann- 
fihigen  Stellen,  sondern  auch  noch  ein  Teil  der 
spaimfthigen  (die  nicht  katastrierten,  d.  h.  die 
iof  nrsprüngtichem  Ritteracker  entstandenen 
und  die  „neuen  Bestandes",  d.  h.  die  in  den 
W.  Ton  1808,  1809  und  1810  vom  Bauernschutz 
anagenommenen ,  in  der  Hauptsache  also  die 
wibrend  des  siebenjährigen  Krieges  ein&fe- 
gingenen  und  dann  wieder  hergestellten  Höfe). 
Dann  aber  —  und  dies  war  der  Haupterfolg 
der  Gntsherren  —  wurde  durch  die  Deklaration 
der  Banernschntz  ganz  aufgehoben  und 
damit  dem  Gutsherrn  die  unbedingte  Befugnis 
gegeben,  künftig  Bauemstellen  zum  Gut  zu 
seUagen,  zwar  nicht  mehr  durch  Legung,  aber 
dnrch  prifatrechtlichen  Erwerb.  Damit  war  der 
wichtigste  Grundsatz  der  früheren  Agrarpolitik 
preisgegeben :  „Erst  muß  man  den  Bauern  dnrch 
Einflhnmff  des  Eigentums  erstarken  lassen,  ehe 
er  die  TQUige  Freiheit  des  Verkehrs  ertragen 
kau".') 

Und  zwar  wurde  der  Banernschntz  —  und 
das  war  der  große  sozialpolitische  Fehler  — 
nicfat  nnr  aufgehoben  für  die  für  regulierbar 
erklärten  Stellen,  sondern  auch  für  die  von  der 
BegnliemDg  ausgeschlossenen,  und  dadurch  diese, 
die  in  der  alten  lassitischen  Verfassung  blieben, 
der  Einziehung  oder  Legung  preisgegeben.  Sie 
gingen  daher  auch  zum  größten  Teil  in  der 
Folmeit  ein.  Zunächst  wurden  die  infolge 
der  Freiheitskriege  „wüst"  gewordenen  Stellen 
nicht  wieder  besetzt,  sondern  zum  Gutsland  ge- 
srhlagen.  Auch  von  den  übrigen,  die  damals 
keseut  waren,  aber  nun  bei  ihrer  nächsten  Er- 
Itdigong  nicht  wieder  besetzt  zu  werden  brauchten 
oder  dnrch  privatrechtlichen  Vertrag  erworben 
werden  konnten,  wurde  bei  weitem  der  größere 
Teil  so  namentUch  die  „unerblichen",  entweder 
in  ein  anzweifelhaftes  römisch-rechtliches  Zeit- 
ptchtrerhiltnis  übergeführt  oder  eingezogen  — 
entweder  im  Fall  der  Erledigung  oder  durch 
Vertrag  oder  aber  in  vielen  }<  allen  wie  früher 
cui^  durch  Kündigung  des  Bauern  — ,  das 
I^andmit  dem  Gutsland  vereinigt  und  die  Bauern 
n  Landarbeitern  auf  dem  Gutshof,  den 
w  den  Osten  charakteristischen  Gutstaglöhuem, 
«Insten**  oder  ,.  Katenleuten''  gemacht.  So  be- 
kainen  die  Gutsherren  noch  mehr  Land  und  zu- 
gleich die  nötigen  Arbeitskräfte  zur  Bestellung. 
w  der  bei  weitem  kleinere  Teil,  in  der  Haupt- 
■ebe  wohl  die  «erblichen-,  blieb  in  der  alten 
verfaasiiBg  erhalten. 

^  Feraer  blieb  die  Patrimonialgewalt  der  Guts- 
Mirai  tnverftndert  bestehen,  und  dies  hat  ohne 
Zweifel  fiel  zur  Verzögerung  des  Regulierungs- 
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(und  Ablösungs-)werkes  bei  den  anderen  Bauern 
beigetragen.^) 

So  waren,  als  das  Sturmjahr  1848  herankam, 
noch  beträchtliche  Reste  der  alten  gutsherrlich- 
bäuerlichen  Verfassung  (Frondienste  und  Laß- 
besitz) vorhanden,  und  gegen  sie  richtete  sich 
die  liberale  Bewegung  dieses  Jahres  vor  auem. 
Es  galt  ein  Doppeltes:  Ausdehnung  der  Be- 
gulierung auf  die  1816  Ausgeschlossenen  —  so- 
weit nocn  vorhanden  —  und  Beschleunigung 
und  Forcierung  des  bisher  nur  freigestälten 
Re^ulierungswerkes  überhaupt. 

Nach  langen  Verhandlungen  mit  den  neuen 
Kammern  kamen  die  zwei  Gesetze  vom  2./IIL 
1850  zustande,  das  eine  über  B;egulierung  und 
Ablösung  der  Reallasten,  das  andere  über  Er- 
richtung einer  Rentenbank  zur  Erleichterung 
des  Befreiungswerkes.  Der  IIL  Abschnitt  des 
ersten  Gesetzes  hob  alle  Beschränkungen  der 
Deklaration  von  1816  auf  und  beseitigte  zu- 
gleich das  Prinzip  der  Landentschädigung,  weil 
es  sich  hier  meist  um  kleine  Bauern  handelte, 
die  zu  wenig  Land  hatten,  um  nach  Abtretung 
von  Vs  o^i^r  der  Hälfte  noch  wirtschaftlich 
selbständig  zu  bleiben:  an  seine  Stelle  trat 
daher  bei  ihnen  Regulierung  durch  Zahlung 
einer  Geldrente.  Der  Gutsherr  verzichtete  auf 
Eigentum  und  Hofwehr,  der  Bauer  auf  Unter- 
stützung und  Steuervertretung,  beides  wurde 
als  gleichwertig  kompensiert;  die  übrigen  Ver- 
pflichtungen wurden  einzeln  abgeschätzt,  was 
auf  Seite  des  Bauern  als  Mehrverpflicntung 
übriff  blieb,  in  eine  Geldrente  verwandelt,  aber 
nur  bis  zur  Höhe  von  */s  des  Reinertrages,  die 
ebenso  wie  die  älteren  Reallasten  in  bestimmter 
durch  die  Rentenbanken  erleichterter  Weise  ab- 
gelöst wurde.  Infolge  dieses  Gesetzes  wurden 
die  noch  nicht  regulierten  größeren  Stellen  und 
die  noch  vorhandenen  kleineren  reguliert,  aber 
sehr  groß  war  seine  Wirkung  nicht  mehr,  es 
kam  meist  zu  spät. 

Dasselbe  Gesetz  von  1850  brachte  aber  auch 
zugleich  den  Abschluß  der  vorher  getrennt  neben 
der  Regulierung  einhergegangenen  Ablösuncf  der 
Reallasten,  in  ihm  stoßen  also  diese  beiden  Wege 
der  wirtschaftlichen  B.  in  Preußen  zu- 
sammen. 

4.  Die  Ablösung  der  Reallasteu.  Die 
vor  1807  persönlich  untertänig,  „erbuntertänig" 
gewesenen  Bauern  mit  nur  lassitischem  Besitz- 
recht und  erdrückenden  Frondiensten  waren 
zwar  vor  der  ganzen  B.  (einschließlich  der  der 
Domäneubauem)  weitaus  die  Mehrzahl  unter 
den  spannfähigen  Bauern  in  den  älteren  Provinzen 
Preußens,  aber  es  gab  daneben  doch  auch  — 
abgesehen  von  den  zu  Eigentümern  gemachten 
Domänenbauern  —  eine  Minderheit  mit  besserem 
Besitzrecht :  zinspflichtige  Eigentümer,  Erb- 
zinsleute, Erbbauern  und  Erbpächter 
—  in  größerer  Anzahl  besonders  in  der  Altmark 
und  Mittelmark  und  in  Niederscblesien.  Auch 
sie  hatten,  aber  in  viel  geringerem  Umfang, 
Dienste  zu  leisten  und  Abgaben  aller  Art  zu 
geben,  Grundzinse,  Erbpacht,  Besitzänderungs- 
abgaben usw.,  z.  T.  ganz  altertümlicher  Art  — 
handelt  es  sich  hier  doch  um  die  Reste  der 
grundherrlichen  Verfassung  aus  der  Kolonisations- 
zeit.   Dazu  kamen  dann  die  zu  Eigentümern 

»)  Vgl.  Sugenheim,  Aufhebung  der  Leib- 
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femnchteu  Domfinen bau ern^  die  &n  Stelle 
er  frnher«D  t'rondieEst.e  ein  Dienstgield  jm  zahleu 
hatten.  Alle  dieäe  Leiatuiigf?*vprptlicb  tunken 
waren  aber  hier  bei  dem  besseren  ßesitzrecht 
nur  dingitcUer  Natur,  „Heal] asten''.  So  handelte 
es  ^ch  hier  bei  der  wirtschaftlichen  Be&einng 
dieser  Bauern  um  AbHlsnn^  der  Real* 
laBlen  d.  h.  Verwftüdlang  all  dieser  Leistungen 
—  soweit  Bie  es  nicht  »choa  waren  '—  in  feste 
Oeldrenten  und  Ablii*(mi§r  diesier  letzteren  dnrcU 
einmalige  Zahlung  der  niit  einen)  bestimmten 
Prozentsatz  kapitalisierten  Summe  (vgl.  Art. 
„Ablöjiung'*  oben  8.  3). 

Diese  Ablösung  ermöglichte  zunächst  die 
AblüBüugaordnuüg  v,  l.jVl.  1821,  aber 
ancli  nar  auf  Grund  eine»  Antrages,  Sie  galt 
in  gleicher  Weise  für  die  Domauial-  wie  für 
die  PriFatbaueru  und  bestimmte.  daO  andere 
J/ei§tungen  als  Ilienste  in  eine  feste  jÄhriiche 
Galdrente  Ter  wandelt  und  diene  durch  einmalige 
Zahlung  de^  2ä  fachen  Betrags  an  den  Be^ 
rechtigten  abgelöst  werden  sollte.  Die  Dienste 
«ollten  auch  nur  bei  den  spanufähigen  Bauern 
ablösbar  sein,  entweder  auoh  durch  Land- 
«ntschärtij^mug  oder  durch  eine  wieder  mit  dem 
25 fachen  Betrag  ablösbare  Rente. 

Durch  die  Regulierungen  ivar  aber  der  eigen* 
tünilit^he  Zustaud  geschaffen  worden,  daß  die 
PriFatbaneru  mit  früher  schlechteren»,  nur  lassi* 
tischem  Besit brecht  nun  völlig  freie  Eigentümer 
waren,  die  uiit  heKserem  Besitzrecht  lErbains- 
reclit,  Erbp(icbt)  aber  noch  nicht.  Diese  Anomalie 
aowie  den  Unterschied  in  Bezng  auf  die  Dienst^ 
ablßanng  zwi^ichen  spannfihigen  und  nicbtspann- 
fäfa igen  Bauern  beseitigte  nun  auch  das  Gesetz 
j.  S,/I1I.  IHö^X  das  überhaupt  mit  allen  Kesten 
blinerlicher  Ahhilngißrkeit  aufrlinuite. 

5^nuäcbwt  IhjU  oh  eine  j^rolie  Anzahl  (24) 
guts-,  gerifhts-  oder  grundherrlicher  ßerechti- 
gnngf-n  obije  EutBchHdi^ang  auf  —  alle  unr 
hie  und  da  übrig  gebliebene  reehtshigtorische 
Seltsanjkeiten  ohne  größere  wirtschaftlit'he  Be- 
deutung, 

Dann  aber  wurden  eben  fall**  ohne  Ent- 
schüdigmig  anfgeliüben:  da»  Obereigentum  des 
Guts%  Ctrnnd-  oder  Erbziusherrii  und  das  Eigen* 
tum  des  Erbverpächters  an  den  Bauernglitern 
mit  wolchen  besseren  BesitETechten.  Zugleich 
wurde  jede  nene  Begründung  eines  Erbrecht-» 
Erbainti*  und  erblich-lassi tischen  Verbältnis?>ea 
fUr  die  Zukunft  rerboten.  Feruer  wurde  nun 
aoch  deu  1821  ausgeschlossenen  Bauern  di« 
Ablösung  der  l)ieoste  gestattet  und  zwar  nun 
durch  sofortige  einmalige  Zahlung  des  18  fachen 
B€trages,  Ebenso  wurden  die  Regnlierungs- 
rentetj  ablösbar  gemacht 

Eine  solche  sofortige  Kapital  Zahlung  war 
aber  den  Bauern  in  der  Regel  unmöglich.  Da- 
her wurden  durch  ein  zweites  Gesetz  t.  2,/III. 
1850  die  sogenftonten  „Rentenbauken"  ge- 
«chaffeUt  staatliche  Bankinstitute  ^ur  Erleichte- 
rung des  Ablösung^-  und  dc>  Regulieruugswerkes. 
Durch  sie  übernahm  der  ^^taat  die  AbJindung 
dea  rentenberechtigten  Gutuherm  mit  dem 
20  fachen  Betrag  d^r  Reute  in  Ren teuh riefen, 
die  aber  nur  zu  4%  verzinst  wurden,  so  daU  */|<, 
der  Beute,  welche  der  Baner  zusammen  mit 
den  Steuern  an  den  Staat  zahlen  mnß^  zur 
Amortisation  (in 41  */(«  Jahren  i  verwendet  werden, 
(Ev.  Zahlung  von  unr  ^/i^  Eente^  dann  Amorti* 
saiion  m  ^S\  Jahren,) 


Mit  der  Verleihnug  des  vollen  freien  Et( 

tnms  durch  Reguliernng  und  Ablösung  erbie 
die  Bauern  aucli  hier  keineswegs  sofort  die  rolk 
Yerschnldnngsf reiheil,  "sond'^T^ii  •^►.  nur 
die  Versehuldnnpmöglicbkeit  bis  zu  td 

ihres  Besitzwertes,  von  1H2S  an  bi-  .iiu, 

und  erst  von  1843  au  die  volle  Vefuchaiduiigv 
frei  hei  L 

5.   Statistik.    Eine   genaue  Statistik  duT 
prenüischen  B.  gibt  es  nicht*    Nach  Knapp  «pfh 
es  in   den  Provius&en  Prenlien,    Ptnumen 
Reg,-Bez.    Stralsund i,    Brandenburg,    " 
nnd  Posen  1H16  (in  Posen  1825)  S74704  m p  ah  n 
fähige  Bauern r   davon  175558  (etwa   ^mI  mit 
besserem  nnd  i^HUB  (etwa^/i,)  mit  lassiti'icheiD 
Beaitzrecht.       Von     letzteren      wurden     SHÄt^T» 
reguliert  (70579   nach  den  Gesetzen    von    Ittll 
und  lölll,   1271)6  nach  dem  Geset^s   von   IS&Ok 

Von  den  175558  Bauern  mit  besserem  Be» 
sitzrerbt  bilden  die  bereits  von  1799  —  1^ 
regulierten  Domünenbauem  wohl  tlie  Mehn»lil. 
Nach  der  Befreiung  der  Dom^inenbauem  wir 
also  die  Ablösung  der  Res  Hasten  rein  uttmrriir)) 
—  aber  nicht  sozialpolitisch  —  das  Wichtigere, 

Die  nicht  spann  fähigen  Privathnuem  abrr 
sind  der  Regaliernng  zum  grdßereu  TejL  nickt 
teilhaftig  geworden,  sondern  vorher  in  Land- 
arbeiter vei-waudelt  worden. 

Jedenfalls  ist  durch  die  B^  in  den  Hltcren 
Provinzen  Preußens  die  Zahl  der  Baijernstrileij 
nicht  etwa  vermehrt*  sondern  im  Gegenteil  ef* 
heblich  vermindert  worden,  und  ebenso  —  nad 
zwar  in  noch  höherem  MaUe  infolge  der  (^aod* 
entschädigung  ^  das  Bauemland. 

2.  Im  nbHgen  Nordofiten,  Daß  die  Auf* 
lösnng  dl  s  i,nn:^herrlich'bänerlichen  VcfhältDisa» 
aüch  in  anderer  VVeise  muglich  war  —  sowohl 
in  teilweii^e  besserer  als  in  schlechterer  tum 
Rozialpolitischcu  Itesiclitspttnkt  aus  — ,  zHgt  dir 
Gang  der  B.  in  den  au  deren  zum  (Tebiüt  Her 
GatsheTTschaft  gehörigen  Teilen  de«  iM>r.lri4!ic  heu 
Deutschland:  dem  Osten  von  Schi e-  tia 

einerseits,    Mecklenburgj    Schwedi- 
nnd  Posen  anderenetts. 

In    Sehleswig*Holstein  *)    wurde 
Bftuerusclnitz,  der  frtl her  nicht  bej*T 
gerade  hei  der  Aufliebung  der  Lt  ;  afl 

(V    V.  19.^X1  L  1804)  eiiigeftlhn,  r-  ..Ik 

bei  der  Aufhebung  vorhaüdenen    :  Icji 

erbalten  bleiben,  dagegen  könnt«  l  u.^  .  üsclit 
die  ftugeublicklicben  Inhaber  derselhrn  die  Ur- 
guiierung  fordern  wie  in  PreuÜen  Atn  t 
es  hier  freigestellt,  die  Bauern,  w<  ' 
bltebeu^  zu  Zeitpttchtern  oder  Ei^: 
macbeu,  Eigentum  wurde  hier  bei  der 
lierang  also  nicht  geschaffen,  sondern  t\ 
mit  AbKtsnng  der  Reallasten  erst  dnrel 
preuilische  Gesetz  v.  3./T.  1873»  eine  NacbbÜ 
des  Gesetzes  von  1850,  aber  nur  bei  deji 
pachte rn,  nicht  bei  den  Zeitpächteni, 

Vor  allem  aber  haben  hier  die  GutshMTfB 
bei  der  KegnJienmg  vielfach  den  grollen  Gut»- 
betrieb  anfgegeben  und  das  Gntilnri^l  t"  n^ineff 
bäuerliche  Stellen  (zu  Eigentum  o'  >hv 

anfgelCst.     Hier  sind  also  durch    n.  :uiig 

dieliauemstellen  vermehrt  worden  im  tieg«iittt 
zu  den  älteren  preußischen  Provinien,  aber  fmm 

^)  Vgl  H antuen,  Di«  Anfhehitti^  4ff 
Lelbeigenichaft  in  den  Eersogtümem  Sdueiirif 
und  Holstein. 
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Eig«ntnm  hat,  und  nur  einem  Teil,   erst  die 
prenfiische  Gh^tzgebane  gebracht. 

lüg^n  ist  in  Mecklenburg*),  Schwe- 
disch-Pommern  (hente  Regierungsbezirk 
Stninnd*)  und  Posen  weder  vorher  noch  bei 
der  Anfbebnng  der  „Leibeigenschaft^  ein  Bauem- 
schntz  eingerohrt  worden,  und  auch  mit  dieser 
reinperaönüchen  Befreiung  gar  keineRegulierung 
der  lissitischen  Besitzrechte  verbunden  worden. 
Daher  bedeutete  sie  Utsächlich  eine  Verjagung, 
die  ^Freiheit  zu  gehen  und  zu  hungern**,  und 
hatte  eine  neue  Periode  der  Bauernlegungen  zur 
Folge,  die  in  den  beiden  ersten  Ländern  den 
ritterschaftlichen  Bauernstand  fast  ganz  ver- 
nichtete. In  Posen  griff  die  preußische  Kegierung 
noch  r^htzeitig  ein  und  holte  das  Versäumte 
nach,  in  Schwedisch-Pommem  nicht  oder  doch 
zn  spit:  im  Jahr  189:2  tatsächlich  nur  noch  für 
zwei  lassidsche  Bauern,  die  berühmt  ge- 
wordenen Eossäten  Dankwardt  und  Dober  auf 
Rfigen.*) 

IV.  Die  B.  im  Nordwesten. 

Aach  im  Nordwesten,  im  Gebiet  der  neueren 
Gnudherrschaft,  beschränkten  sich  in  dem 
wichtigsten  Lande,  in  Hannover^),  die  Re- 
formen des  18.  Jahrb.,  der  vomapoleonischen 
Zeit,  anf  die  landesherrlichen  Bauern, 
d.  h.  hier  aber  nicht  nur  die  eigentlichen 
Dominenbauem,  bei  denen  der  Landesherr  Grund- 
herr iit,  sondern  auch  die  Bauern  der  Privat- 
grondherren,  soweit  sie  der  Jurisdiktion  der 
Amtslente  unterworfen  sind  und  den  Aemtern 
toiehtfldienste  leisten  müssen.  Die  Befreiung 
beiteht  hier  aber  nur  in  der  Beseitigung  aller 
dieser  dem  Landesherm  geleisteten  Dienste. 
Diese  Dienstabstellung  wurde  seit  1753 
in  Angriff  genommen,  1775  wirklich  begonnen 
nad  in  den  90  er  Jahren  vollendet.  Sämtliche 
dei  Aemtern  geleisteten  landwirtschaftlichen 
Dienste  worden  in  Dienstgeld  verwandelt. 

Dies  war  hier  ein  sehr  viel  einfacherer,  weniger 
etMchneidender  Prozeß  als  in  den  älteren  Pro- 
Tiuen  Prenßens.  Allerdings  hat  er  auch  hier 
ftherall  die  Beschaffenheit,  z.  T.  auch  den  Um- 
fug  der  Domaniallandwirtschaftäbetriebe  ver- 
iidert  Im  Süden  wurden  die  größten  Amts- 
pachtaneen  auf  ein  gewisses  Maß  verkleinert, 
u  Norden  verschwand  ein  Teil  der  kleinen 
Amtspachtangen  ^anz;  die  übrig  bleibenden 
■afiten  ihre  Arbeitsverfassung  ändern,  an  die 
SieUe  der  Sjiann-  und  Handdienste  der  Bauern 
orae  Spannhaltung  mit  Gesinde,  freien  Tage- 
Iwem  oder  gebundenen  Gutstagelöhnern  setzen. 
Im  SUok,  wo  der  größere  Umfang  der  Land- 
virttehaftsbetriebe  am  meisten  Arbeitskräfte 
«rfwderte,  boten  die  hier  in  großer  Masse  vor- 
kttdeoen  Kleinköter,  Brinksitzer  und  Anbaiier 
Mbea  dem  Gesinde  jB^enügenden  Ersatz  für  die 
Mfgehobenen  Frondienste.  In  den  nördlichen 
I^äesteilen  traten  auf  den  wenigen  dort  vor- 
httdeaea  gröfieren  Betrieben  „Häuslinge''  als 
fe^Mindeae  Tagelöhner  neben  freie  und  Gesinde. 

'f  Vgl.  Sagenheim  S.  433. 

•)  V^jl.  Fuchs,  Der  Untergang  des  Bauern- 
■tttdes  m  Nenvorpommem  und  Rügen. 

')  Vgl.  Fuchs,  Sozialpolit.  Zentralbl.  1892. 

*)  Vgl  Wittich,  Grundherrschaft  in  Nord- 
ratdeatschland. 

Wörterbach  der  VolktwirUcbaft.    II.  Aafl.    Bd.  I. 


„Aber  nirgends  brachte  die  Dieustabstellung 
eine  irgendwie  bemerkbare  Aenderung  in  der 
sozialen  Struktur  der  ländlichen  Bevölkerung. 
Sie  hat  ebensowenig  wie  die  spätere  Dienst- 
abstellune:  auf  den  Rittergütern  eine  vorher 
nicht  vorhandene  Arbeiterklasse  neu  geschaffen. 
Umfang  und  demgemäß  auch  das  Arbeitsbedürfnis 
dieser  Betriebe  waren  hierfür  zu  gering.  Die 
handdienstfrei  gewordenen  niederen  Klassen  der 
ländlichen  Bevölkerung  genügten,  ohne  daß  die 
eine  oder  die  andere  ihren  Umfang  wesentlich 
vergrößerte,  diesem  Bedürfnis  vollkommen** 
(Wittich). 

Dagegen  wurde  an  eine  Auflösung  der  grund- 
herrlichen Verfassung  in  Niedersachsen  im 
18.  Jahrb.  überhaupt  nicht  gedacht.  Sie  wurde 
durch  die  Aufhebung  der  l^rondienste  auf  den 
Domänen  vielmehr  nur  befestigt.  „Einer  der 
wenigen  Ansätze  zum  gutsherrlichen  Verhältnis, 
der  hohe  Naturaldienst  der  südniedersächsischen 
Domänen  verschwand,  um  einer  Rente  Platz  zu 
machen,  die  sich  in  nichts  von  den  übrigen 
grundherrlichen  Leistungsverpflichtungen  unter- 
schied." An  eine  Ablösung  dieser  Rente  aber 
durch  Kapitalzahlung  wird  noch  nicht  gedacht. 

Die  Ablösung  der  Reallasten  brachte, 
für  Domanial-  und  Privatbauem  zugleich,  ganz 
unvermittelt  die  napoleonische  Zeit,  die 
Besetzung  des  Kurstaates  Hannover  durch  die 
Franzosen.  Die  südlichen  Provinzen  und  Hildes- 
heim wurden  mit  dem  Königreich  Westfalen 
vereinigt,  die  nördlichen  kamen  als  Teile  des^ 
hanseatischen  Departements  unter  die  unmittel- 
bare Herrschaft  Napoleons.  In  beiden  wurden 
sofort  übereinstimmende  Ablösungsgesetze  er- 
lassen. Aufhebunc:  aller  Grundherrschaft,  vor 
allem  Vertilgung  der  alten  Leibeigenschaft,  die 
ja  neben  dem  Meierrecht  noch  hie  und  da  vor- 
kam, war  die  Losung.  Sämtliche  formell  per- 
sönlichen Verpflichtungen  wurden  ohne  Ent- 
schädi^unj^  aufgehoben,  im  Norden  dem  Meier 
zinspflichtiges  Eigentum  zugesprochen,  im  Süden 
ein  Obereigentum  des  Grundherrn  anerkannt, 
und  dieses  wie  alle  Renten,  Natural-  und  Geld- 
zinse  usw.  hier  wie  dort  für  ablösbar  erklärt, 
Naturalzinsen  und  Zehnten  mit  dem  25  fachen 
Betrag  des  Durchschnittswertes  von  30  Jahren, 
der  Geldzins  mit  dem  20  fachen. 

Diese  dem  Bauern  sehr  vorteilhafte,  gegen  den 
Grundherrn  rücksichtslose  Ablösung  wurde  aber 
unterbrochen  durch  die  Ereignisse  des  Jahres 
1813.  Die  hannoverische  Regierung  stellte  sofort 
den  alten  Zustand  wieder  her :  die  aufgehobenen 
Patrimonialgerichte,  die  Aemterverfassiing,  über- 
haupt die  ganze  ländliche  Verfassung  des  18.  Jahrb. 
—  mehr  aus  Abneigung  gegen  den  Eroberer  und 
sein  politisches  System  als  gegen  die  Reform 
selbst.  Es  sollten  alle  Spuren  der  Fremdherr- 
schaft verwischt  werden.  Im  Gebiet  des  ehe- 
maligen Kurstaates  wurden  so  alle  ohne  Ent- 
schädiguug  aufgehobenen  Leistungen,  auch  die 
Eigenbehürigkeitsgefälle  wiederhergestellt,  die 
Ablösbarkeit  der  Reallasten  aufgehoben,  die 
meisten  schon  vollendeten  Ablösungen  wieder 
rückgängig  gemacht.  Im  ehemaligen  Fürsten- 
tum Hildesheim  blieben  die  unentgeltlich  auf- 
gehobenen Verpflichtungen,  also  die  „Hals- 
eigenschaft", aufgehoben,  und  die  vollendeten 
Ablösungen  wurden  wenigstens  anerkannt.  „Mit 
niedersächsischer  Zähigkeit  wollte  man  das  Alte, 
auch  wenn  es  schlecht  wäre,  zunächst  wieder 
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aufrichten^  um  es  selber  zu  verbessern."  Denn 
von  der  Notwendigkeit  der  Ablösung  in  land- 
wirtschaftlich-technischer Beziehung  war  man 
allgemein  überzeugt. 

Trotzdem  gelang  es  dem  hier  in  dieser  Zeit 
«ehr  mächtig  gewordenen  Adel,  die  Reform  noch 
lim  20  Jahre  hinauszuschieben.  Es  mußte  noch- 
mals ein  Anstoß  von  Frankreich  aus  erfolgen, 
um  endlich  die  endgültige  Ablösung  herbeizu- 
führen: die  Julirevolution  rief  Anfang  1K31 
Unruhen  in  der  bäuerlichen  Bevölkerung 
Hannovers  hervor,  die  nur  durch  sofortige 
Demission  des  Grafen  Münster,  des  Führers  der 
Aristokraten,  und  Vorlegung  eines  Ablösungs- 
gesetzentwurfes  beschwichtigt  werden  konnten. 
.^0  kam  die  V.  v.  lO./XI.  lasi  und  die  Ab- 
lösungsordnung V.  23./VII.  1833  zustande. 

Dadurch  wurden  alle  grundherrlichen  Ver- 
hältnisse, Erbzins-  und  Erbpachtverhältnisse,  alle 
Zinse,  Zehnten  und  sonstigen  Keallasten  ablös- 
bar, wenn  der  Verpflichtete  ein  erbliches  Recht  an 
seinem  Grundstücke  hatte.  Die  Ablösung  erfolgte 
durch  freie  Vereinbarung  oder  amtliche  Aus- 
einandersetzung, nur  auf  Antrag  des  Verpflich- 
teten, die  Entschädigung  entweder  durch  Ka- 
pitalzahlung oder  auch,  wie  in  Preußen,  Land- 
abtretung, aber  auch  nur  bis  zu  \'e»  oder  Ver- 
wandlung der  bisherigen  Leistungen  in  eine 
Geldrente.  Alle  festen  Geld-  und  Getreideab- 
gaben sollten  in  Kapital  abgelöst  werden, 
die  anderen  Leistungs Verpflichtungen,  Dienste, 
Zehnt  usw.  in  eine  (leldrente  verwandelt,  beim 
Zehnt  auch  Landabtinduug  gegeben  werden, 
die  Rente  jederzeit  durch  Kapitalzahlung  ab- 
lösbar sein,  das  Ablösungskapital  immer  den 
25 fachen  Betrag  des  ermittelten  Geldwertes 
ausmachen.  Mit  der  Ablösung  der  auf  einem 
Hof  ruhenden  grnndherrlichen  Lasten  erwarb 
der  Besitzer  das  volle  Eigentum. 

Aber  dieses  war  in  Wirklichkeit  durch  die 
V.  V.  23./ VII.  1833  in  landespolizeilichem  In- 
teresse, also  kraft  öffentlichen  Rechtes,  stark 
beschränkt,  indem  durch  sie  alle  Einrichtungen 
des  Meierrechtes  --  Erbfolge,  eheliches  Güter- 
recht, Leibzucht,  Interims  Wirtschaft  usw.  —  als 
bäuerliches  Privatrecht  wieder  eingeführt  wurden. 
Die  Abfindung  der  Geschwister  erfolgt  nach 
wie  vor  nur  aus  dem  Allodium,  das  (lUt,  obwohl 
Eigentum  des  Meiers  geworden,  wird  nur  auf 
den  Anerben  vererbt.  Allein  es  wurden  nicht 
nur  in  dieser  Weise  die  Grundsätze  des  Meier- 
rechts als  Privatrecht  des  Bauernstandes  auf- 
recht erhalten,  sondern  der  Staat  übte  auch 
weiterhin  noch  wie  früher  kraft  öffentlichen 
Rechtes  eine  Grundherrschaft  über  die  Bauern- 
höfe aus,  die  jetzt  nicht  mehr  durch  Mitwirkung 
privater  Grundherrschaften  beschränkt  war. 
Sämtliche  Verhandlungen  über  die  Höfe  müssen 
vor  der  Ort«»obrigkeit  vorgenommen  werden, 
die  ein  Recht  der  Einwirkung  zur  Erhaltung 
der  Höfe  hat. 

Es  war  also  durch  die  B.  in  Hannover  in 
Wirklichkeit  nur  die  Privatgrundherr- 
schaft beseitigt,  die  mit  ihr  verbunden  ge- 
wesene ländliche  Verfassung  aber  streng  auf- 
recht erhalten  worden,  und  die  öffentliche 
Grundherrschaft  des  Staates  bestand  weiter 
fort. 

Dieses  ganz  eigentümliche  Verhältnis  fand 
erst  ein  Ende  mit  dem  Königreich  Hannover 
selbst    Als  es  an  Preußen  geffdlen  war,  wurde 


gemäß  den  dort  damals  herrschenden  liberaki 
Anschauungen  durch  G.  v.  28./V.  187H  die 
staatliche  Grundherrschaft  beseitigt,  und  durdi 
G.  V.  2./VI.  1874  die  Hauptnormen  des  bin«- 
lichen  Privatrechtes  ersetzt  durch  ein  faknltt- 
tives  bäuerliches  Anerbenrecht,  die  „Höferdk" 
(vgl.  Art.  „Erbrecht,  ländliches"). 

Y.  Die  B.  im  Snden. 

Auch  im  Gebiet  der  älteren  Grundherrschaf^ 
in  der  südlichen  Hälfte  des  älteren  wesUidbM 
Deutschland,  ist  es  in  der  ersten  Periode  an 
zu  Reformen  bei  denjenigen  Bauern  gekomuNB, 
welchen  der  Landesherr  als  Grund-,  Gericht» 
oder  Leibherr  gegenüberstand,  und  auch  kki 
nirgends  zu  einer  gänzlichen  Auflösung  der  alla 
Verfassung  mit  so  weitgehender  DorchflUiniiji 
der  B.  wie  bei  den  preußischen  Domänenbaoen. 

Die  wichtigste  Maßregel  ist  hier  die  Auf- 
hebung der  Leibeigenschaft  inBades'i 
durch  den  Markgrafen  Karl  Friedrich  im  Jakn 
1783.  Waren  I'reuUens  Könige,  welche  die 
Aufhebung  der  „Leibeigenschaft  bei  ihren  Du- 
mänenbauem  in  Angritt*  nahmen,  Vertreter  da 
aufgeklärten  Absolutismus,  des  „Polizeistattes", 
der  die  Wohlfahrt  der  Untertanen  auch  gern 
ihren  Willen  nach  dem  Ermessen  des  Lum» 
herm  begründen  wollte,  so  verkörperten  sieh 
in  dem  Markgrafen  Karl  Friedrich  daneben  te- 
reits  die  neuen  physiokratischen  Ideeendei 
allgemeinen  Forderung  wirtschaftlicher  Freihat 
und  zugleich  der  besonderen  Pflege  der  Laid- 
Wirtschaft,  die  er  in  Paris  in  sich  anfgenomnei 
hatte.  Er  gehört  zu  den  frühesten  Anhängern  da 
neuen  Lehre  und  hat  sie  in  seinem  kleinen  huA 
zuerst  in  Deutschland  verwirklicht  8o  entfaltete 
er  eine  umfassende  Landeskulturpflege, 
indem  er  den  neuen  technischen  Fortschrittoi 
—  Anbau  von  Futterkräutem  und  Stallfütternif, 
rationelle  Wiesen  Wirtschaft  und  Veredelung  der 
Viehschläge  usw.  —  vor  allem  auf  dem  Vft% 
der  Belehrung  durch  tüchtige  Beamte  Verbrei- 
tuntr  verschaffte.  Er  erkannte  aber  auch,  dafi 
zu  ihrer  erfolgreichen  Durchführung  eine  grflii- 
liehe  Reform  der  ländlichen  Verfassung  nücig 
sei,  und  versuchte  diese  bei  den  seiner  Gmnd-, 
Gerichts-  oder  Leibherrschaft  nnterworfeaei 
Bauern  in  dreifacher  Weise. 

Am  anstößigsten  war  für  die  physiokrads^ei 
Lehren  wie  für  die  Ideeen  des  Natnrrechts  vaA 
der  Aufklärung  die  Leibeigenschaft,  wen 
auch  mehr  um  des  Namens  als  der  Sache  wilki. 
Das  Edikt  vom  23./VIL  1783  verfügte  die it- 
entgeltliche  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  vi4 
der  auf  ihr  beruhenden  Abgaben  —  und  ii 
diesen  bestand  ja  nur  noch  ihre  Bedentun|^  — 
des  Todfalls,  der  Manumissions-  und  ExpeditMW- 
taxe,  außerdem  auch  des  r Abzugs*',  eigentUdi 
einer  Gerichtsabgabe,  aber  irrtümlich  mit  da 
Leibeigenschaft  zusammengebracht.  Diese  Be- 
form  kam  tatsächlich  fast  allen  Bauern  nigile, 
da  der  Markgraf  fast  der  einzige  Leibheir  ii 
seinem  Territx)rium  war.  Sie  war  ein  Tolla 
Erfolg  und  wurde,  da  sie  dem  Zeitgeist  Mir 
sprach,  sehr  gefeiert. 

Dagegen  war  der  Markgraf  in  den 
anderen  Punkten  —  die  tatsächlich  die 
tigeren  waren  —  weniger  erfolgreich.  Die  i 


^)  Vgl.  Ludwig.  Der  badische  Bauer  ii 
18.  Jahrb. 
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frühff  Tergeblicb  versuchte  UmwandlaDc^  der 
Frondienste  in  Dienstgeld  gelang  ancn  ihm 
nicht  Das  Reskript  von  1778  und  die  Fron- 
ordnoog  von  1790  brachten  nur  eine  Vermin- 
denmji;  and  gerechtere  Verteilung  der  Fron- 
dienste zustande.  Auch  diese  Maßre&:el  war 
Ton  i])g:emeiner  Bedeutung,  da  der  Markgraf 
auch  &ut  der  alleinige  Gerichtsherr  im  Lande 
war.  Im  Gegensatz  dazu  kam  die  dritte  Re- 
form die  .Grundentlastung",  bestehend  aus 
AblQsnng  der  Reallasten,  des  Zehnten, 
der  Zinse.  Galten  usw.  mit  dem  2ö  fachen  Ea- 
piuübetrag  des  ermittelten  Geldwerts  und  aus 
Verleihung  Ton  Eij^entum  an  die  Erb- 
lehnflbaaem  nach  den  1785  und  1786  erlassenen 
fiestimmimgen ,  nur  bei  den  ffrundherrlichen 
Banern,  den  Grundholden  des  Mark^afen,  und 
auch  hier  nur  in  dem  einen  Amt  Baden weiler 
znr  Dorcbführung.  Der  badische  Bauer  war 
al2o  am  Ende  des  18.  Jahrb.  noch  immer  in 
der  Regel  grundherrlich  abhängig  und  zu  Ge- 
richtefronen verpflichtet  (Ludwicf). 

In  den  übrigen  Staaten  von  Süd-  und  Mittel- 
dentschland  wurde  in  dieser  Zeit  aber  noch 
weniger  erreicht. 

ta  maßte  auch  im  Süden  erst  die  fran- 
züiische  Revolution  mit  den  an  sie 
Mch  inschließeuden  Erei^issen,  die  Fremd- 
herrschaft und  die  Rheinbundszeit  kommen, 
um  die  Befreiung  der  ländlichen  Bevölkerung 
in  Flnß  zu  bringen.  Die  in  Frankreich  durch 
die  Ke?olotion  radikal  beseitigte  ländliche  Ver- 
fiMnng  war  dieselbe  gewesen  wie  die  Südwest- 
deutsche,  die  der  älteren  versteinerten  Grund- 
herrjchaft  (s.  u.  i ;  es  konnten  daher  hier  leicht  ent- 
sprechende franzusiäche  Gesetze  iu  den  von  den 
franiösiscben  Armeen  besetzten  Ländern  erlassen 
und  dnrchgeftthrt  werden,  und  auch  die  deut- 
<«hcn  Rheinbundsfürsten  mußten  infolgedessen 
wohl  oder  übel  zu  einer  durchgreifenden  Reform 
der  bäuerlichen  Verhältnisse  sich  bequemen. 
I'Mn  aber  hat  die  in  Preußen  von  Friedrich 
Wilhelm  II I.  durchgeführte  Bauernbefreiung 
auch  einen  bedeutenden  Einfluß  auf  das  übrige 
Deutj«chland  ausgeübt.  Der  blinde  Fanatismus, 
welcher  sich  nach  Napoleons  Sturz  gegen  alle 
«iuj  Frankreich  stammenden  Reformen  wandte, 
iiätte  ohne  das  Beispiel  Preußens,  das  die  Be- 
freiung der  bäuerlichen  Bevölkerung  legalisiert 
und  Ton  dem  revolutionären  Makel  befreit  hatte, 
LTinz  allgemein  —  wie  in  Hannover  und  eben- 
«*  im  Kurfürstentum  Hessen  -  -  die  alte  Ver- 
fassung wiederhergestellt. 

Hauptsächlich  durch  diesen  Einfluß  der 
preußischen  B.  blieben  die  Bemühungen  des 
■Vdels  auf  dem  Wiener  Kongreß,  dem  Bauern- 
stand die  Vorteile  wieder  zu  entreißen,  die  er 
der  französischen  Revolution  und  der  Frenid- 
herr^haft  verdankte,  im  übrigen  erfolglos.  Der 
''«iddeutgche  Adel  sah  sich  vielmehr  in  seinem 
eigenen  Interesse  genötigt,  den  baldigen  Erlaß 
der  im  Art.  13  der  Bundesakte  verheißenen 
neuen  Verfassungen  zu  fordern,  da  die  alten 
iB  den  nach  napoleonischem  Muster  regierten 
Staaten  kurzweg  abgeschafft  und  der  Adel  von 
den  souveränen  Fürsten  vielfach  unterdrückt 
worden  war.  In  diesen  neuen  süddeutschen 
Verfassungsurkunden  fanden  nun  auch 
^  hiuerlichen  Verhältnisse  ,.die  den  Anforde- 
nu^  der  Humanität  und  Vernunft  ent- 
sprechende Berücksichtigong"  (Sugenheim):  es 


werden  überall  die  noch  bestehende  Leib- 
eigenschaft aufgehoben  resp.  ihre  bereits 
erfolgte  Aufhebung  ausdrücklich  sanktioniert, 
und  die  Frondienste  für  prinzipiell  ablösbar 
erklärt. 

Aber  damit  war  in  wirtachaftlicher  Bezie- 
hung nicht  sehr  viel  geändert.  Denn  diese  Ab- 
lösung der  Frondienste  und  der  Reallasten  über- 
haupt verzögerte  sich  noch  Jahrzehnte,  haupt- 
sächlich infolge  des  Widerstandes,  welchen  der 
Adel  und  besonders  die  mediatisierten  Standes- 
herren leisteten.  Auch  hier  brachten  erst  die 
Julirevolution  und  die  Unruhen  in  der 
bäuerlichen  Bevölkerung,  die  sie  allenthalben 
im  Gefolge  hatte,  das  Ablösungswerk  ernstlich 
in  Gang. 

In  Baden  war  die  Regierung  1796  der 
französischen  Republik  gegenüber  die  Verpflich- 
tung eingegangen,  in  den  damals  zu  ihren 
Gunsten  säkularisierten  geistlichen  Territorien 
die  dort  noch  existierende  Leibeigenschaft  aufzu- 
heben :  aber  erst  die  Konstitution  vom  22  /VIII. 
1818  beseitigte  die  Leibeigenschaft  auch  iu 
diesen  Gebieten.  Bald  darauf  ergingen  dann 
zwei  GG.  v.  5./X.  1820,  deren  erstes  die  per- 
sönlichen Leibeigenschuftsabgaben  in  den  neu 
erworbenen  Gebieten  gegen  volle  Entschädigung 
aus  der  Staatskasse  autliob.  Das  zweite,  das  Ab- 
lösungsgesetz, regelte  die  Ablösung  der  Gülten, 
Erbzinsen  usw.,  sowie  der  „gutsherrlichen  Fron- 
den** durch  das  9— 18  fache,  resp.  15— 20  fache 
Kapital  des  Jahreswertes.  Da  es  aber  —  der 
Fehler  aller  deutschen  Ablösunßrsgesetze  vor  der 
Julirevolutitm  —  in  keinerlei  Weise  den  unbe- 
mittelten kleinen  Bauern  bei  der  Be.^chaffnng 
des  Kapitals  behilflich  war,  so  kamen  bis  1830 
nur  wenig  Ablösungen  zustande.  Dagegen 
wurde  die  Patrinionialg-erichtsbarkeit 
in  Baden  schon  sehr  früh,  schon  1824  aufgehoben. 

Unter  der  Einwirkung  der  Julirevolutiou  kam 
dann  endlich  eine  zweckmäßigere  Ablösun^s- 
Pfesetzgebung  zustande :  zunächst  wurden 
durch  Verordnunj^  die  noch  vorhandenen  Staats- 
fronen unentgeltlich  auf^^ehoben  und  durch  G. 
V.  28./XI.  1831  die  Herrenfronen,  soweit  ding- 
lich, mit  dem  18  fachen,  soweit  persönlich,  mit 
dem  12  fachen  Betrag  ablösbar  gemacht,  ein 
Teil  der  Entschädii|:nng  nun  aber  von  Staat  und 
(temeinde  übernommen.  Aehnlich  wurde  durch 
G.  V.  lö.III.  1833  die  Ablösung  des  Zehnten 
geregelt;  auch  hier  übernahm  der  Staat  '/.^  ^^^ 
Ablösungssumme  (rund  14  Mill.  M.)  und  er- 
richtete   eine    „Zehutenschuldentilgungskasse". 

Diese  Tilgungskassen  sind  staatliche 
Institute,  welche  dem  Berechtigten  das  Ab- 
flndungskapital  in  Schuldverschreibuntren  (Ren- 
tenbriefen) auszahlen  und  es  vom  Verpflichteten 
in  Amortisation.srenten  einziehen;  also  dasselbe 
wie  die  18ö()  in  Preußen  geschatfenen  Renten- 
banken. Damit  wird  erst  der  große  Fehler  der 
ganzen  älteren  deutschen  Ablösunesgesetzt^ebung 
behoben,  daß  mangels  einer  solclien  Staatshilfe 
nur  die  gfroßen  und  wohlhabenden  und  kredit- 
fähigen Bauern  von  der  Ablö.sung  Gebrauch 
machen  konnten,  die  sie  am  wenigsten  nötig 
hatten,  weil  sie  am  wenigsten  unter  den  alten 
Verpflichtungen  litten.  Die  erste  derartige 
Tilgungskasse  wurde  1832  in  Kurhessen  ge- 
gründet. 

Aber  erst  das  Jahr  1848  brachte  dieVollendun^r 
der  Ablösung  der  Reallasten,  also  insbesondere 
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der  Gülten,  Erbzinsen  üsw.  und  damit  Ver- 
leihung des  vollen  Eigentums,  wo  noch  nicht 
vorhanden,  durch  das  G^esetz  über  die  Auf- 
hebung der  Feudalrechte  v.  lO./IV.  1848: 
es  beseitigte  mit  einem  Schlag  alle  noch  vor- 
handenen Reste  der  mittelalterlichen  Verfassung. 
Die  Entschädigung  der  Berechtigten  im  12  fachen 
Betrag  der  ermittelten  Rente  wurde  nun  über- 
all ganz  auf  die  Staatskasse  übernommen,  wo 
nicht  ein  privatrechtlicher  Entstehungsgrund 
nachweisbar  war.  Zugleich  erfolgte  Ablösung 
der  Weiderechte,  der  Jagd-  und  Fischereibe- 
rechtigungen. 

Aehnlich  wie  in  Baden  verlief  das  Befrei- 
un^werk  auch  in  den  übrigen  Staaten  Süd- 
und  Mitteldeutschlands,  in  Württemberg,  Hes- 
sen usw.  Im  Königreich  Sachsen^)  wurde 
überhaupt  erst  durch  die  Julirevolution  der  An- 
stoO  zur  B.  gegeben.  Die  persönliche  Unfreiheit 
der  bäuerlichen  Bevölkerung  war  hier  damals 
noch  nicht  gesetzlich  aufgehoben,  aber,  wohl 
infolge  der  Bauernaufstände  im  Sommer  1790,'*) 
tatsl&hlich  in  Wegfall  gekommen,  es  bestand 
nur  ein  milder  Dienstzwang  wie  in  Hannover. 
Der  allgemeine  Ausbruch  von  Unruhen  im  Jahre 
1830  führte  zu  der  neuen  Verfassung  vom  4./IX. 
1831,  welche  den  Bauern  zunächst  die  parla- 
mentarische Vertretung  in  der  neuen  Depu- 
tiertenkammer gewährte.  Diese  schuf  dann  das 
Ablösungsgesetz  vom  17./V.  1832,  das  zu  den 
besten  in  Deutschland  gehört.  Hier  ging  also 
die  politische  Befreiung  der  wirtschaftlichen 
voraus. 

Nur  Bayern*)  nimmt  eine  erheblichere 
Sonderstellung  im  Gebiet  der  älteren  Grund- 
herrschaft ein:  hier  war  das  Befreiungswerk 
am  schwierigsten,  weil  hier  in  großem  Umfang 
schlechtere  Besitzrechte  als  Erbzinsrecht  und 
Eigentum  vorhanden  waren  und  eine  noch 
lebensfähige  grundherrliche  Verfassung  mit  be- 
deutenderen Frondiensten  als  sonst  im  Süden 
(vgl.  Art.  „Bauer").  Doch  bestAud  diese  Ver- 
fassung nur  in  den  altbayerischen  Landes- 
teilen. Da  galt  es  also  auch  Beseitigung  dieser 
gr  und  herrlichen  Verfassung  und  Verwandlung 
jener  schlechteren,  unerblichen  Besitzrechte  in 
erbliche  und  Eigentum. 

Dies  war  für  die  Bauern  der  landesherrlichen 
(trundherrschaft  im  18.  Jahrh.  ohne  nennens-  j 
werten  Erfolg  versucht  worden.  Nicht  erfolg- 1 
reicher  war  ein  zweiter  Versuch  1803 ,  die  i 
Grundholden  der  damals  säkularisierten  Klöster  1 
zur  Ablösung  des  an  den  Staat  übergegangenen 
Obereigentums  zu  veranlassen. 

Die  allgemeine,  auf  alle  Bauern  bezügliche, 
<Tesetzgebung  betfinnt  hier  schon  verhältnis- 
mäßifi^  früh:  die  Konstitution  von  18()8  hob 
die  Leibeigenschaft  und  die  Leibeigenschafts- 
abgaben auf,  und  das  Edikt  v.  28./ VI.  1808, 
wandelte  alle  uugemessenen  Dienste  in  gemessene  ; 
um  und  erklärte  alle  Grundreuten  für  ablösbar, 
aber  nur  bei  beiderseitigem  Einverständnis.  In- 
folgedessen hatte  diese  Bestimmung  nur  wenig 
praktischen  Erfolg.  Die  neue  Verfassung  von 
1818  brachte  die  erwarteten  weiteren  Refonnen 

*)  Vgl.  Sugenheim  a.  a.  0. 

*)  Vgl.  Haun,  Bauer  und  Gutsherr  in  I 
Sachsen. 

')  Vgl.  Hausmann,  Die  Grundentlastung  | 
in  Bayern.  1 


nicht,  sondern  wiederholte  nur  die  Anfhebiiiig  d« 
Leibeigenschaft.  Das  einzige,  was  in  den  folget 
den  Dezennien  geschah,  war  die  Festsetmi, 
der  Bedingungen,  unter  welchen  der  Staat  seiiie 
eigenen  Grundholden  die  Ablösung  gestattet« 
im  Jahre  1826. 

Eine  allgemeine  und  grundsätzliche  Begelm^ 
der  B.  brachte  hier  überhaupt  erst  das  Jah 
1848,  infolge  der  erheblichen  Unruhen  in  de 
bäuerlichen  Bevölkerung,  dann  aber  so  dord 
greifend  und  vorteilhaft  für  den  Bauern  wi 
nirgends  sonst.  Durch  das  G.  v.  4./VI.  184 
wurde  vor  allem  die  Standes-  und  gutsherrlicli 
Gerichtsbarkeit  und  Polizeigewalt  ohne  Ea\ 
1  Schädigung  aufgehoben ,  ebenso  die  Natura] 
frondienste.  Mortuarium  und  alle  persdnlichei 
nicht  auf  Grund  und  Boden  haftenaen  Al^be 
an  den  Grund-  und  Gerichtsherm.  Alle  nicb 
aufgehobenen  unständigen  Gefälle,  Zehnten  0» 
die  Besitz  Veränderungsabgaben  mußten  fixier 
d.  h.  in  eine  jährliche  unveränderliche  Abgak 
umgewandelt  werden,  und  mit  dieser  Fixienu( 
der  Besitzveränderungsabgabe  erhielten  di» 
Grund  holden  kraft  Gesetzes  das  volle  Eigentum 
Alle  schon  vorher  fixen  oder  so  fixierten  Grond 
gefalle  konnten  dann  abgelöst  werden  dord 
Zahlung  des  18  fachen  Betrages  durch  den  Ver 
pflichteten  oder  mit  Hilfe  einer  staatlichen  A^ 
lösungskasse,  welche  den  20  fachen  Kapitalbe 
trag  in  4proz.  Ablösungsschuldbriefen  sahlte 
also  mit  einem  staatlichen  Zuschuß.  Weil  tt 
kultativ,  geriet  das  Ablösungswerk  aber  nacli 
einiger  Zeit  ins  Stocken  und  wurde  erst  doidi 
das  G.  V.  28./IV.  1872,  das  die  Ablösung  mit 
dem  18  fachen  Betrag  obligatorisch  machte, 
vollendet. 

VI.  Ergebnisse. 

So  ist  der  Gang  der  B.  in  Deutschland 
ein  in  vielen  Punkten  übereinstimmender, 
in  anderen  dagegen  ganz  abweichender  ge- 
wesen. In  der  vornapoleonischeD 
Zeit  sind  überall  nur  Reformen  bei  den 
landesherrlichen  Bauern  gelungen,  aber  in 
umfassendem  Maße  als  wirkliche  BefreiiiQg 
nur  in    den  älteren  i>reußi8chen  Provinzen. 

In  der  nachnapoleonischen  Zeit  ist 
es  dann  wiederum  hier,  wo  die  so  sdiwie- 
rigo  Reform  der  nicht  nur  persönlichen, 
sondern  auch  zugleich  wirtschaftlichen  Be- 
freiung kräftig  in  Angriff  genommen  und 
zum  Teil  auch  durchgefflhrt,  zum  Teil  aller- 
dings wieder  preisgegeben  wird,  so  dafi  das 
Jahr  1848  sie  erst  zum  Abschluß  bringt 
soweit  es  noch  möglich  ist 

Im  Nordwesten  dagegen  wird  in  Han- 
nover die  Befreiung  zunächst  am  frühesten« 
schon  in  den  30  er  Jahren,  zu  Ende  ge* 
bracht,  aber  nur  als  Befreiung  von  der  pri- 
vaten Grundherrscliaft,  w*ähreod  die  5ffeai> 
liehe  des  Staates  erst  in  den  70  er  Jahren 
von  Preußen  beseitigt  wird. 

Im  Süden  (und  ebenso  in  Mitteldeutaek- 
land)  wird  anfangs  nur  die  persönliche  B^ 
fi-eiung  durch  die  Verfassmigen  von  der  iD> 
gemeinen  politischen  EntwickeluDg  mit  sich 
gefülirt,  die  wirtschaftliche  dag^Qgea  ist  kiar 
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ersit  durch  die  Julirevolution  in  Fluß  und 
*lurch  das  Jahr  1848  zum  Teil  erst  in  der 
Hauptsache  zustande  gekommen,  also  er- 
heblich später,  dann  aber  auch  je  später, 
Jesto  grilndlicher  imd  vorteilhafter  für  den 
Hauern:  mit  niedrigerer  Kapitalisierung  als 
im  Nordwesten  und  Nordosten,  mit  Staats- 
ziia'huß  und  ohne  Ijandabtretung. 

Die  Befreiung  von  der  Patrimonialgewalt 
endlich  hat  meist  erst  das  Jahr  1848  ge- 
bracht. 

Das  Ergebnis  des  ganzen  Befrei- 


nngswerkes  ist  in  der  Hauptsache  überall 
das  gleiche,  und  da  auch  überall  ähnliche 


Großbetriebe  hier  verhindert,  die  Parzel- 
lierungsfreiheit in  Wirklichkeit  nur  für  den 
bäuerlichen  Besitz  geschaffen  worden.  So 
bildete  bis  zur  Rentengutsgesetzgebung  der 
Neuzeit  im  preußischen  Nordosten  das  Bauern- 
land den  Fonds,  aus  dem  jedes  Bedürfnis 
nach  Arrondierung  und  Erweiterung  der 
vorhandenen  Besitzungen  einerseits  und  der 
Andrang  der  kleinen  Leute  zum  Grundbesitz 
andererseits,  ganz  überwiegend  befriedigt 
I  wurde  (Sering).  Es  hat  sich  also  sowohl 
durch  Auskauf ung  wie  durch  Parzellierung 


fortwährend  weiter  vermindert. 

Anderei-seits  hat  die  hergestellte  Yer- 
te«hnisehe  Reformen  zur  Befreiung  j  schuldungsfreiheit  im  Zusammenhang  mit 
des  Grand  und  Bodens  selbst  damit  ver-  dem  Mangel  eines  Intestatanerbenrechtes 
l>iinden  wurden,  war  die  Folge  überall  ein  |  bereits  zu  einer  steigenden  Verschuldung 
außerordentlicher  Aufschwung  der  deutschen  |  auch  des  Bauernstandes  geführt,  zwar  noch 
Landwirtschaft.  i  nicht  so  hoch  wie   beim  Gi*oßgrundbesitz, 

Aber  den  Grundcharakter  der  ländlichen  j  aber  —  wenigstens   im  Nordosten  —  auch 
Vorfassung    Deutschlands     am    Ende    des  I  schon  von  besorgniserregendem  Umfang. 
IS.  Jahrh.  hat  die  B.  nicht  verändert :   den  |       Nun  ist  aber  die  Ueberzeugung  von  der 

Wichtigkeit  eines  kräftigen  Bauern- 
standes für  Staat  und  Volkswirtschaft,  nicht 
nur  in  militärischer,  finanzieller  und  sozialer 
Beziehung,  sondern  auch  in  physischer,  für 
die  Gesundheit  der  Nation,  heute  noch  größer 
als  in  der  Zeit  der  B.    Die  gegenwärtige 


damals  schon  vorhandenen  „agrarischen 
Dualismus",  den  großen  Gegensatz 
zwischen  ost-  und  westelbischem  Deutsch- 
land. —  dort  überwiegend  Großbetrieb,  hier 
überwiegend  bäuerlicher,  Mittel-  und  Klein- 
^eb  —  hat  sie  nicht  gemildert,  sondern 


im  (regenteil  bedeutend  verschärft.  Denn  Agrark-risis  hat  auch  gezeigt,  daß  er  wider- 
im  Nordwesten  ist  von  den  wenigen  hier  |  standsfälliger  ist  als  der  Großbetrieb,  ihm 
vorhandenen  Großbetrieben  dabei  ein  Teil  i  mindestens  konkurrenzfähig  gegenübersteht, 
aiifgejijst  worden,  im  Nordosten  —  abgesehen  während  der  allgemeine  wirtschaftliche  Fort- 
y^ti  Schleswig-Holstein  —  nirgends.  Hier  schritt,  das  Wachstum  der  Bevölkerung  eine 
i-^t  vielmehr  gerade  durch  die  B.  die  Zahl  Verkleinerung  der  landwirtschaftlichen  Be- 
der  Bauemstellen  und  noch  mehr  das  Bauern-  triebe  fordert, 
iaiid  weiter  vermindert  woi-den.  |       So  ergibt  sich  als  Folge  der  B.  —  teils 

Insbesondere  hat  auch  die  B.  in  den ;  dessen  was  sie  zu  viel,  teils  dessen  was  sie 
alten  I^rovinzen  Preußens  —  also  dem  Haupt-  i  zu  wenig  getan  hat  —  für  die  Gegenwart 
sebiet  des  Nordostens  —  einmal  durch  die  !  ein  doppeltes  Problem  der  Agrarpolitik : 
Preüigabe  des  Bauemschutzes  für  einen  Teil  [Erhaltung  des  damals  frei  gemachten 
'1er  Bauern,  dann  durch  die  Landentschädi- |  Bauernstandes  und  Vermehrung  des- 
jing  die  für  den  Nordosten  charakteristische '  selben  im  Nordosten  durch  innere  Koloni- 
sation und  damit  zugleich  I^ösung  der  länd- 
lichen Arbeitei-frage ;  zum  mindesten  bei  dem 
neu  geschaffenen  Bauernstand  aber  auch 
Rückkehr  von  der  vollen  Freiheit,  die  zu 
nnd  beschleunigt.  Sie  hat  dadurch,  indem  !  Mißständen  geführt  hat,  zu  einer  gewissen 
«e  die  Bauemfrage  jener  Zeit  löste,  zugleich  |  öffentlich-rechtlichen  Gebundenheit  —  also 
die  heutige  ländliche  Arbeiterfrage ;  eine  Reform  des  Agrarrechts,  die  in 
df^s  Nord  Ostens  geschaffen.  '  bemerkcnswei*ter  Weise   an   die  öffentliche 

Auch  von  den  regulierten  bäuerlichen  |  Gruudhen-schaft  in  Hannover  erinnert.  Auch 
•Stellen  sind  in  der  Folgezeit  viele,  die  sich  j  bei  dem  vorhandenen  Bauernstand  würde 
airfat  halten  konnten,  emgegan^en.  Außer- !  gerade  die  B.  dem  Staate  zu  notwendig  or- 
dern ist  die  Herstellung  des  „freien  Verkehrs  1  scheinenden  Beschränkungen,  wie  z.  B.  lii- 
in  Grund  und  Boden'*  hier  keineswegs  eine  |  testatancH>en recht,  wenigstens  überall  da  das 
vollständige  gewesen,  sondern  liat  gerade  j  Recht  geben,  wo  der  Bauer  ihr  erst  das 
«n  dem  entscheidenden  Punkte  Halt  gemacht :  I  Eigentum  zu  danken  hat.  Und  da  Erhalten 
durch  die  Beiliehaltung  (resp.  Wiederein- 1  leichter  ist  als  Neuschaffen,  ist  die  Erhaltung 
führung)  der  Fideikommisse  und  besonders  1  dos  bestehenden  Bauernstandes  die  ersto 
<ler  l'nteilbarkeit  hypothekarisch  belasteter  •  Aufgabe  der  deutschen  Agi'arpolitik  der 
ööter  (ohne  Zustimmung  der  Gläubiger)  ist  |  Gegenwart. 

die  ron   der    allgemeinen    wirtschaftlichen .       Dazu  kommt  dann  aber  als  zweite  nicht 
Bitwiekelung  geforderte  Verkleinerung  der  j  minder    wichtige    Aufgabe    der   deutschen, 


^  großer  Gutsbetriebe  aus  früherem 
Baueniiand,  die  der  Bauernschutz  Friedrichs 
des  Großen  vorill)ergehend  aufgehalten  hatte, 
nieder  freigegeben,  ja  bedeutend  gefördert 
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insbesondere  der  preußischen  Agrarpolitik 
der  Gegenwart  —  und  zugleich  der  ganzen 
Wirtschaftspolitik  des  Deutschen  Reiches  — 
die  Vermehrung  des  Bauernstandes 
im  Nordosten  durch  eine  in  großem  Stil 
vom  Staat  selbst  durchgefühlte  innere 
Kolonisation,  also  eine  „Verwestlichung 
des  Nordostens'S  wie  Knapp  es  genannt  hat. 
Aber  der  geschilderte  historische  Entwicke- 
lungsgang  läßt  uns  zugleich  erkennen,  wo- 
muf  diese  neue  Kolonisation  des  Nordostens 
sich  wird  beschränken  müssen,  lun  organisch 
und  also  lebensfähig  zu  sein :  wenn  die  drei 
ländlichen  Verfassungsformen  des  Süd- 
westens, dos  Nordwestens  und  des  Nord- 
ostens uns  als  ebenso  viele  historische  Epochen 
und  Entwickehuigsstadien ,  die  in  dieser 
Reihenfolge  aufeinandergefolgt  sind,  er- 
schienen und  zugleich  als  abhängig  von  der 
Toix)graphie  der  betreffenden  Gebiete,  so  ist 
klar,  daß  das  Ziel  dieser  inneren  Kolonisation 
nur  sein  kann  —  Rückbildung  der  länd- 
lichen Verfassung  des  Nordostens  auf  die 
des  Nordwestens;  und  zwar  zunächst  auch 
nur  der  Uebergangsgebiete  wie  Altmark  oder 
Pro\4nz  Sachsen:  also  gnißere  geschlossene 
l^iuerngüter  vermischt  mit  großen  Gütern, 
nicht  aber  klein liäuerliche  Beti-iebe  mit  Fi-ei- 
toiU»arkeit  wie  im  Südwesten.  Die  Verwest- 
lichung kann  also  nur  eine  „Veruordwest- 
lichung^S  niemals  eine  „Vei-südwestlichung*' 
sein.  Denn  nur  historische  Unterschiede, 
wie  sie  zwischen  dem  Nordwesten  und  Nord- 
osten l^estehen,  können  auf  die  Dauer  durch 
künstliche,  staatliche  Maßregeln  überwunden 
werden,  niclit  aber  natürliche,  wie  der 
zwischen  der  norddeutschen  Tiefebene  und 
dem  mittelgebirgigen  Deutschland. 

Aber  darum  ist  die  Bedeutung  dieser 
inneren  Kolonisation  für  die  ganze  Volks- 
wirtschaft des  Deutschen  Reiclies  groß  genug. 
Sie  bedeutet  einerseits  die  einzige  mögliche 
Heilung  der  heutigen  Agrarkrisis  durch 
zwangsweise  erfolgende  Liquidation  der  am 
meisten  vei-schuldeten  Großbetriebe,  andei-er- 
seits  zugleich  Lösung  der  ländlichen  Arbeiter- 
frage durch  Zurückhaltung  der  heute  ab- 
wandernden Arbeitskräfte  auf  dem  Ijand 
und  endlich  auch  OefFnung  eines  Ventils 
für  den  Bevölkerungsübei-schuß  des  Süd- 
westens und  so  Beseitigung  der  hier  drohen- 
den zu  weit  gehenden  Zereplitterung  des 
Grundbesitzes.  Schon  hal)en  Badenser  und 
Württeml>erger  im  fernen  Nonlosten  eine 
neue  Heimat  gefunden.  p]s  ist  ein  besonders 
i-eizvoUes  JVoblem  der  inneren  Kolonisation, 
«laß  Men sehen material  des  Südwestens  dem 
Nonlosten  die  ländliche  Verfassung  des 
Nonl Westens  bringen  soll. 

Vgl.  die  Artt.  „AgrarjM)litik''  ol^en  S.  43  fg., 
„Erbrecht,  ländliches'*,  ,,Kolonisiition,  innei*e'*, 
,,Vei*schuldung,  ländliche*'. 


ß.  Ausland. 

1.  SaToyen.  In  den  selbständigen  Territorien 
französischer  Zange  an  der  Ostgrense  tob 
Frankreich,  in  Savoyen,  der  franzOsischeft 
Schweiz  und  in  Lothringen,  herrschte  im 
18.  Jahrh.  dieselbe  ländliche  Verfassimg  wie  im 
Östlichen  Frankreich,  also  insbesondere  auch  die 
main  morte  (s.  Art.  „Baner*'  sab  B.  1).  In  dem  erst- 
genannten Lande  Savoyen  ist  nun  überhaupt  die 
erste  durchgreifende  Beseitis^nng  dieser  länd- 
lichen Verfassung  auf  friedlichem  Wege  darch 
eine  großzügige  Reform,  eine  B.  im  engem 
Sinn,  d.  h.  nicht  nur  Anfbebnng  der  Unfreiheit, 
sondern  auch  Eigentumsyerleihau^  an  die 
Bauern,  in  der  2.  Hälfte  des  18.  Jahrh.  erfolgt.») 

Schon  im  16.  Jahrh.  hatte  der  Herzog  Emmt- 
nnel  Philibert  von  Savoyen  Gesetze   erlasse». 
welche  die   Ablösung  der  main  morte  ermOfj^- 
lichten.     Unter   Karl    Emmannel    III.,    einem 
„echten  Vertreter  des  anf geklärten  Absolntui- 
nms",  erging  nun  das  Edikt  vom  20./I.  1761 
welches  die  persönliche  main  morte^  d.  b.  dea 
unfreien    Stand    und    das   Heimfallsrecbt   der 
Mobilien  des  Mainmoiitable    leichter   abzalosen 
ermöglichte   als    die  früheren    Edikte,    weiche 
wegen  der  Höhe  der  Sätze  keinen  Erfolg  gehabt 
hatten.    Die  Leibeigenen  der  königlichen  Do- 
mänen werden  unentgeltlich   befreit,    nm  den 
Grundherren  mit  gutem  Beispiel  voranzogehea. 
Im  übrigen  ist  aber  die  Ablösung  auch  jetrt 
nur  eine  fakultative,  aber  mit  dem  interessantes 
neuen    Prinzip,   daU   die    Befreiung   nach  Ge- 
meinden stattfinden,  d.  h.  die  Gemeinden  die  Ab- 
lösung im  p:anzen  vornehmen  und  die  Summe  anter 
sich  verteilen  sollten.   Aullenlem  sollte  der  Statt 
einen  allgemeinen  Beitrag  zum  Befrei nngs werk 
leisten.     Allein  die  Bauern  hatten  auch  jetn 
keine  Lust  „für  einen  liechtsbegrilf,  also  etwas 
Abstraktes,  eine  Sache,  die  meist  in  ferner  Zt- 
kunft  lag,  etwas  sehr  Konkretes,  ein  gutes  Stfick 
Geld  herzugeben''.    Die  meisten  hatten  Kinder. 
denen  sie  nach  dem  geltenden  Recht  ihr  flib 
und  Gut  vererbten,  und  kümmerten  sich  nicht 
um  eine  ,.Unfreiheit,  die  nur  zukünftige  Ge- 
schlechter anging'^.    So  blieb  infolge  des  Hide^ 
strebens  der  Gemeinden  auch  dieses  Gesetz  eil 
Schlag  ins  Wasser.*)    Aber  es  hatte  immerhii 
die  ganze  Frage  der  Agrarverfassnng  aufgerollt, 
und  eine  Anzahl  köni^trener  Gmndherren  be- 
folgte   doch    das    Beispiel    des    Königs    aji 
lieü  ihre  Mainmortables   gegen  AblGsnng  firei^ 
indem  sie  sich  nach  dem  Prinzip  des  Gewtiea 
von   1762   mit   den   Aeltesten    der  Gemeinden 
verständigten.    Es  folgte  nunmehr  das  Geseta 
vom  19./Xn.  1771,  das  in  der  gleichen  Weiie 
wie  das  in  Kraft  bleibende  Gesetz  von  1762  die 
Ablösung  aller  grundherrlichen  Rechte  und  Be- 
züge ebenfalls  nach  (iemeinden  gestattete.  Zv 
Ausführung  wurde  eine   besondere  Delegttkn 
;  eingesetzt.    Dieses  Edikt  war  viel  weittrtg««' 
I  der  und  griff  ganz  anders  in  die  AgrarvenM- 
j  sung  Savoyens  ein   als  das  Gesetz  von  17% 
I  denn  es  vernichtete  die  Grundherrschaft,  isdea 
es  das  Band  zwischen  Adel  und  Bauern  |ttf 
zerschnitt'^j :  der  bisherige  Grundherr  und  Sei^ 
i 

*)  Darmstädter.  Die  Befreiung  der  Leibeij;cieA 
in  Savoven.  der  Schweiz  and  Elsaß-Lothruget- 
i       «)  Ebenda  S.  42. 
I       *)  Ebenda  S.  oOfg. 
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Deur  bekam  in  Znkonft  keine  Bodenzinse  mehr, 
hatte  überhaupt  an  seinem  Dorf,  dessen  Namen 
er  föhrte,  gar  keine  Beziehungen  mehr  und 
wurde  so,  da  er  keinen  Eigenbetrieb  hatte, 
TOS  dem  heimatlichen  Boden  vollständig  los- 
^lujir;  aas  einem  Empfänger  von  ^rundherr- 
ficben  Einkünften  wurde  er  ein  kleiner  Kapi- 
talist, der  die  Zinsen  einer  3  ^1^  %  igen  Staats- 
rente  bezog.  Der  Bauer  aber  wurde  freier 
Eigentfimer  seiner  Güter  und  jetzt  erst  direkter 
Untertan  seines  Monarehen ;  den  Bürgern  wurde 
es  hier  jetzt  erst  möglich,  Grundeigentum  zu 
erwerben.  Daher  begrüßten  die  Bauern  dieses 
Edikt  mit  groUer  B^eisterung,  die  Aristokratie 
aber  Tersnchte,  sich  begreiflicherweise  der 
Anafühmnf  zu  widersetzen,  was  unter  Viktor 
Amadeus  UI.,  einem  ebenfalls  wohlmeinenden, 
aber  schwachen  Fürsten,  1775  zu  einer  Sus- 
pendiemng  des  Gesetzes  von  1771  führte.  Allein 
mit  dem  Gesetz  vom  2./I.  1778  begründet 
die  Bureankratie  doch  endgültig  den  Sie^r 
über  die  Seigneurs,  zunächst,  indem  dadurch 
die  Ablusang  ünanziell  noch  mehr  erleichtert 
wurde.  Schon  das  Gesetz  von  1771  hatte  zu 
di^m  Zweck  den  Gemeinden  Teile  der  Ge- 
meindegüter zu  veräußern  gestattet.  Nun 
fahrten  die  Beamten  der  Delegation  in  müh- 
saner  nnd  langwieriger  Arbeit  die  Ablösung 
dmch.  £he  sie  vollendet  war,  brachte  der  An- 
schloli  des  Landes  an  die  französische  Republik 
1792  inch  hier  die  gewaltsame  Beseitigung  aller 
gnndherrlichen  Rechte,  mit  der  die  Ablösungen 
anftOrten  nnd  die  B.  mit  einem  Schlag  beencugt 
wurde.  Aber  Savoyen  hat,  wie  gezeigt,  die  ß. 
nicbt  der  französischen  Revolution,  sondern 
dem  aufgeklärten  Despotismus  zu  danken,  und 
das  kleine  Land  hat  damit  dank  einem  weit- 
blickenden Fürsten  und  einer  tüchtigen  Burean- 
kratie allen  großen  Ländern  ein  glänzendes 
Vorbild  gegeben  (Darmstädter). 

2.  Fnakreleh.  In  Frankreich  fielen,  wie 
in  Art  „Bauer"*  gezeigt,  vor  1789  Großgrund- 
besitz nnd  Großbetrieb  nicht  zusammen,  auch 
das  Land  der  Privilegierten  wurde  in  der  Haupt- 
wehe  von  Bauern  unter  verschiedenen  Rechts- 
formen  bewirtschaftet.  Diese  waren  teils,  wie  be- 
"»aders  im  Osten,  mit  Zinsen  belastete  Eigen- 
tümer (oder  wenigstens  Untereigentttmer),  teUs 
wie  in  Westen,  der  Mitte  und  dem  Süden, 
^ntfieond  kleine  Pächter,  Teilbauem  oder  Lassiten 
lubesondere  Domaniers.  Ueberall  aber  waren 
oe  Ton  einem  Grundheim  abhängig.  Während 
jHoch  im  Süden  und  Osten  dem  Grundherrn 
Wr  noch  ein  Obereigentum  zustand,  hatte  er 
y  Westen  und  in  der  Mitte  Frankreiclis  die 
Jwrschaft  über  den  Grund  und  Boden  behauptet ; 
^^  besaß  der  Seigneur  im  Osten  in  seiner 
Seilschaft  als  Gerichtsherr  hier  eine  vielleicht 
**h  mächtigere  soziale  Stellnnc;.*) 

We  Aufhebung  dieser  Feudalverfassung,  die 
*%emcine  B.,  wäre,  wie  Wahl  gezeigt  hat, 
JJÄ  ohne  die  große  Revolution  vom  Ancien 
J^Sine  jedenfalls  allmählich  und  auf  dem  Weg 
^  Ablösung  und  Entschädigung  herbeigeführt 
jwden.  Sie  war  schon  seit  Jahrhunderten 
Jjreh  ein  wiederholtes  Eintreten  des  Königtums 
w  die  Bauern  langsam  vorbereitet  und  im 
J>bre  1779  mit  der  Freilassung  der  Hörigen  in 


,  'i  Vgl.   Darmstädter, 
'mudeigentums. 
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den  königlichen  Domänen  begonnen  worden. 
(Vgl.  Art.  „Bauer".)  Durch  die  große  Revolu- 
tion ist  sie  aber  dann  gewaltsam  herbeigeführt 
worden.  Das  Dekret  vom  4./Vin.  1789  hob 
mit  einem  Schlag  die  ganze  Feudalverfassung, 
das  regime  feodal,  auf.  Man  wollte  allerdings 
zunächst  unterscheiden:  1.  die  ei&fentlichen 
Feudalrechte:  die  Leibherrschaft  (Mainmorte) 
und  die  feodalite  dominantef  Gerichtsbarkeit  usw.); 
diese  sollten  ohne  Entscnädi^ung  wegfallen; 
2.  die  Grundgerechtigkeiten ;  diese  wurden  ein- 
fach für  ablösbar  erklärt.  Durch  spätere  De- 
krete von  1792  und  das  Dekret  des  Konvents 
vom  17.  Juli  1793  wurden  dann  aber  alle  Feu- 
dal- und  Zinsrechte  einfach  ohne  Entschädigung 
beseitigt  und  die  Verbrennung  der  Schuldtitel 
angeordnet. 

Durch  die  Revolution  ist  aber  nicht,  wie 
man  lange  behauptet  hat  und  in  der  Masse  des 
französischen  Volkes  noch  heute  glaubt,  der 
kleine  Grundbesitz  in  Frankreich  erst  ge- 
schaffen worden.  Vielmehr  bestand  schon  seit 
Jahrhunderten  überwiegend  Freiteilbarkeit,  und 
es  überwogen  auch  die  guten  dem  Eigentum 
nahe  kommenden  Besitzrechte.  Das  Ergebnis  der 
Revolution  war  also  viel  mehr  die  Befreiung 
des  kleinen  Grundbesitzers  von  seinen  Lasten 
als  die  Vermehrung  der  Zahl  der  kleinen  Be- 
sitzer. Was  durch  die  Revolution  zunächst  her- 
beigeführt wurde,  war  allerdings  eine  neue 
Verteilung  des  Grundeigentums,  indem  der 
größte  Teil  der  Güter  der  Kirche  und  des  Adels, 
nach  de  Fovilles  Schätzun«^  ein  Zehntel  des 
französischen  Bodens,  öffentlich  verkauft  wurde. 
Dabei  wurde  vor  allem  der  schon  vor  der  Re- 
volution sehr  bedeutende  Grundbesitz  der  Bour- 
geoisie weiter  vermehrt.  Aber  auch  die  bäuer- 
lichen Grundbesitzer  haben  nach  Darmstädter 
einen  großen  Teil  der  Nationalgüter  erworben, 
vor  allem  haben  die  „Laboureurs**,  die  größeren 
bäuerlichen  Eigentümer  und  Pächter,  Land  ge- 
kauft, und  viele  von  ihnen  sind  dadurch  zu 
einer  höheren  sozialen  Schicht,  zur  bourgeoisie 
rurale,  emporgestiegen.*)  Auch  die  kleinen 
bäuerlichen  Eigentümer  haben  hie  und  da  eine 
Parzelle  erwerben  und  ihren  Grundbesitz  in  be- 
scheidenerem Umfang  vermehren  können. 

Vor  allem  aber  wurden  die  schon  vorhandenen 
bäuerlichen  Eigentümer,  also  besonders  im 
Osten,  von  den  Bodenzinsen  und  anderen  grund- 
herrlichen Abgaben  befreit  und  dadurch  Voll- 
eigentümer ihres  Landes,  die  Grund herren  ver- 
loren ihr  bisheriges  Obereigentum.  Der  Adel  ver- 
lor mithin  im  Osten  nnd  Süden  nicht  nur  seine 
seigneurialen  Rechte  und  Gefälle,  sondern  auch 
seine  Grundzinse;  die  Waldungen  wurden  den 
Gemeinden  überwiesen  oder  vom  Staate  einge- 
zogen, der  Rest  des  adligen  und  kirchlichen 
Grundbesitzes  verkauft ;  der  im  Osten  meist  aus- 
gewanderte Adel  vermochte  nur  einen  kleinen 
Teil  seiner  Besitzungen  zu  retten.  Die  Bauern 
wurden  hier  außerdem  von  der  Gerichtsherr- 
schaft und  Mainmorte  befreit  nnd  vermochten 
ihren  Grundbesitz  zu  vergrößern.  Sie  haben 
also  den  Hnuptvorteil  von  der  revolutionären 
Gesetzjj^ebung  gehabt.-) 

Im  Westen  und  einzelnen  Teilen  der  Mitte 
dagegen,  wo  die  Machtstellung  des  Adels  mehr 

*)  Ebenda  S.  502. 
-")  Ebenda  S.  5()3. 
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Auf  seinen  grundberrlichen  als  den  seignenrialen 
Bezügen  beruht  hatte,  hat  auch  die  Revolution 
seinen  Zusammenhang  mit  dem  Grund  und 
Boden  nicht  zerstört :  der  Adel  des  Westens  hat 
sein  Grundeigentum  in  der  Hauptsache  be- 
hauptet. Der  Bauer  des  Westens  wurde  zwar 
auch  von  den  seigneurialen  Lasten  befreit ;  aber 
diese  Befreiung  führte  nur  zu  einer  Steigerung 
■der  Pachtzinse,  denn  der  Pächter,  Teilbauer 
und  Domanier  wurden  durch  die  Revolution 
nicht  Eigentümer,  und  daß  viele  Güter  der 
Kirche  und  manche  des  Adels  an  Bürger  über- 

fin&^en,  änderte  nichts  an  seiner  Lage.  Hier 
lieb  auch  die  soziale  Geltung  des  Adels  nach 
1789  bestehen.  „Indem  ali-o  die  Revolution  die 
Seigneurie  und  das  Obereigentum  der  Grund- 
herren beseitigte,  die  Rechtsverhältnisse  der 
Pächter,  Teilbauern  und  Lassiten  aber  unberi\hrt 
ließ,  hat  sie  die  tiefgehenden  Gegensätze  her- 
vorgerufen, die  heute  zwischen  dem  Westen 
Frankreichs  einerseits  und  dem  Osten  und  Süden 
andrerseits  in  politischer  Beziehung  bestehen" 
—  wie  Darmstädter  sagt  — . 

3.  Oestcrreich.  Die  österreichischen  Kron- 
länder Böhmen,  Mähren  undSchlesiensind 
besonders  deshalb  interessant,  weil  sie  im  Gegen- 
satz zu  Ober-  und  Niederösterreich,  welche  mit 
5üddeutschland  übereinstimmen,  dieselbe  Agrar- 
verfassnng  wie  der  deutsche  Nordosten  hatten. 
Die  B.  hatte  hier  also  dieselbe  Aufgabe  wie  in 
4en  alten  Provinzen  Preuüens.  Sie  läuft  mit 
<lieser  auch  im  allgemeinen  parallel,  mit  merk- 
würdig wenig  gegenseitiger  Beeinflussung.  Das 
Resultat  war  aber  sehr  verschieden.') 

Zunächst  wurde  durch  Robotpatente  von  1680 
«n  und  durch  Urbarien  von  17ö8  die  Vermehrung 
der  Dienste  und  Lasten  einigermaßen  gehindert, 
und  1769  auch  aus  Steuerinteresse  ein  Bauern- 
schutz wie  in  Preußen  eingeführt,  also  20  Jahre 
später  als  dort  und  offenbar  durch  dessen  Bei- 
spiel beeinfluüt.  Aber  dieser  Bauernschutz  — 
und  das  ist  der  große  Unterschied  gegen 
Preußen  —  blieb  bis  1849  d.  h.  bis  zur  Voll- 
endung der  Reform  bestehen. 

Die  eigentliche  B.  beginnt  dann  auch  hier 
mit  der  Befreiung  der  Domänenbauern  1776 
bis  1778,  also  früher  und  noch  viel  radikaler 
als  in  Preußen,  nämlich  mit  Zerschlagung  der 

froßen  Meierhöfe  in  den  Domänen.  Bei  den 
rivatbanern  aber  sind  es  vor  allem  die 
berühmten  Reformen  Josephs  II.,  welche  den 
Höhepunkt  des  aufgeklärten  Absolutismus  dar- 
stellen: zunächst  die  Aufhebung  der  Leib- 
eigenschaft, d.  h.  Erbuntertäiiigkeit,  durch 
das  Patent  vom  l./XI.  1781,  also  26  Jahre 
früher  als  in  Preußen.  Die  weiteren  Reformen 
•des  Kaisers  aber  waren  nur  von  kurzem  Be- 
stand, weil  zum  Teil  zu  radikal:  es  waren 
Sicherung  des  Besitzrechts  1785  und  Erblich- 
machung  1789  sowie  die  „rrbarialregulierung" 
von  1789,  d.  h.  Verminderung  der  bäuer- 
lichen Leistungen  und  Verwandlung  derselben, 
auch  der  Dienste,  in  Geld  (also  keine  Landent- 
schädigung i.  was  alles  in  einem  Jahr  geschehen 
sollte.  Die  beiden  ersteren  Maßregeln  waren 
nicht  zu  radikal  und  übereilt,  wohl  aber' 
die  letzte,  da  sie  zu  dieser  vollständigen  Um-  i 

')  Grünberg.  Die  H.  in  Böhmen,  3Iähren . 
und  Schlesien  und  Knap])  in  ..(irundherrschaft  i 
und  Rittergut". 


&:e8taltung  der  gutsherrlich-bftuerliche 
fassung  weder  genügend  Zeit  ließ  ii< 
Uebergang  irgendwie  erleichterte;  sie  y 
mindesten  verfrüht.  Sie  wurde  dab 
Leopold  nach  Josephs  Tod  sofort  wiedei 
hoben,  zugleich  aber  unnötigerweise  a 
Erblichmachnng.  Es  kam  nun  die  Befbr 
haupt  ins  Stocken,  da  sie  diskreditiert  y 
zum  Jahre  1848;  aber  der  Bauemschntz 
weiter  und  verhinderte  daher  weitere 
gung  des  Bauemlandes.  1848  wurde 
dann  schnell  und  radikal  ohne  Schont 
Gutsherren  durchgeführt. 
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Banernvereine. 

Shon  liald  nach  der  Gründung  von 
laD'U-irtschaftlielien  Vereinen,  die  zu  Ende' 
•l-^^s  IS.  Jahrh.  und  zu  Anfang  des  19.  Jahrh.  | 
becano,  bildeten  sich  einzelne  landwirt- 
sciiaftliclie  Vereine,  die  ausschließlich  oder 
vorziijfsweise  aus  bäuerlichen  Besitzern  be- 
>landen,  die  sich  auch  dann  wohl  zur  Kenn- 
zHchnung  dieses  Umstandes  „landwirt- 
><haftlicher  B.*'  o<ler  ,,land wirtschaftlicher 
iMvereiu"*  oder  „Verein  kleinerer  land- 
«;irtxhaftlicher  Besitzer'*  nannten.  Es  waren 
*\\^  Vereine,  welche  sich  wie  alle  übrigen 
landwirtschaftlichen  Vei-eine  letliglich  mit 
Ijan«lwirtschaft  beschäftigten.  Sie  gehörten, 
iiafh«lf>ra  für  die  einzelnen  Länder  oder 
IV»yinz»?n  land  wirtscliaftliche'  Zentral  vereine 
i:oi»iMet  worden  waren,  zum  weit  über- 
wi^?ndeD  Teil  zu  dem  Verbände  des  Zen- 
tralverpins ihres  Bezirkes  und  unterschieden 
fi<A  von  anderen  Vereinen  lediglich  dadurch, 
•iaß  ihre  Mitglieder  meist  aus  dem  Stande 
«k^r  häuerlichen  Besitzer  waren. 

Dagegen  ist  das.  was  man  jetzt  unter  B. 
^^rstPht,  erst  ein  Produkt  der  im  Laufe  der 
iHzt-^n  40  Jahre  stattgeliabten  Entwickelung. 
l>ie  jetzigen  B.  unterscheiden  sich  von  den 
friih^ren  Vereinen  kleiner  Ijandwirte  da- 
•lnr»h.  daß  sie  keineswegs  bloß  rein  land- 
wirtschaftliche Zwecke  verfolgen,  sondern 
*iaß  sie  die  gesammten  Intei-essen  des 
I^»iernstandes  wahrnehmen,  daß  sie  ihn 
nicht  niur  wirtschaftlich,  sondern  auch  geistig 
und  sittlich  fördern  wollen :  femer  dadurch, 
*iai»  sie  sich  nicht  auf  ein  einzelnes  Dorf 
"^^  einige  wenige  benachbarte  Dörfer  be- 
s^Arinken,  sondern  daß  jeder  sich  über  eine 
SMze  Provinz  oder  eine  ganze  Jjandschaft 
«^rstrerjkt  Beide  Eigentümlichkeiten  be- 
dingen sich  gegenseitig.  Die  Ziele,  welche 
die  B.  verfolgen,  sind  mit  den  personlichen 
Krilten  und  materiellen  Mitteln  eines  ein- 
zelnen Dorfvereines  nicht  zu  erreichen, 
s^»ndem  hierzu  gehört  der  Zusammenschluß 
^l'T  kleinerer  Vereine.   Die  B.  stellen  eine 


soziale  Organisierung  der  Bauern 
dar ;  sie  sind  nicht  bloß  Fach  vereine,  sondern 
Vereine,  die  sich  die  Vertretung  des  Baueni- 
standes  als  solchen  zum  Ziele  gesetzt  haben. 
Zu  den  landwirtschaftlichen  Vereinen  haben 
sie  direkt  keine  Beziehungen,  sie  stehen 
neben  densell>en.  Ein  Mitglied  eines  B.  kann 
sehr  wohl  gleichzeitig  auch  Mitglied  eines 
landwirtschaftlichen  Vereins  sein,  und  zwar 
kommt  dies  sehr  häufig  vor.  Wenngleich 
die  B.  nach  der  Absicht  ihrer  ersten 
Gründer  die  Besprechung  und  Behandlung 
von  Fragen,  die  in  das  Gebiet  der  Politik 
und  Religion  schlagen,  grundsätzlich  aus- 
scliließen,  so  ist  dies  docli  nicht  ganz  zu 
vermeiden:  auch  müssen  die  politischen 
oder  religiiisen  Ansichten  ihrer  Jjoiter  mid 
ihrer  Mitglieder  auf  die  Tätigkeit  der  Ver- 
eine einen  wesentlich  bestimmenden  Ein- 
fluß ausüben. 

Der  älteste  Verein  dieser  Art  ist  der 
im  Jahre  1862  im  Kreis  Steinfurt  in  West- 
falen von  dem  F  r  e  i  h  e  r  r  n  v.  S  c  h  0  r  1  e  m  e  r- 
Alst  gegründete  B..  nach  dessen  Muster 
sich  daim  noch  mehrere  ähnliche  Vereine 
in  Westfalen  auftaten.  Nachdem  aber  die 
Regienmg  diese  Vereine  für  politische  und 
auf  Grund  des  Vercinsgesetzes  die  Ver- 
bindung der  einzelnen  Vereine  untereinander 
für  luizulässig  erklärt  liatte,  erfolgte  im  Jahre 
1871  die  freiwillige  Auflösung  derselben, 
unfl  Schorlemer  gründete  in  dem  gleichen 
Jahre  den  die  ganze  Provinz  umfassenden 
„ W estfälisch(^n  B.*',  der  demgemäß  auch 
neue  Statuten  erhielt.  Da  der  Westfälische 
B.  vorbildlich  für  alle  später  ins  Ijoben  ge- 
tretenen B.  gewesen  ist,  so  gebe  ich  hier 
im  Wortlaut  die  ersten  Paragraphen  seiner 
statutarischen  Bestimmungen  wicxler,  welche 
zur  Kennzeichnung  seiner  Bestrebungen  be- 
sondei-s  wichtig  sind,  und  zwar  nach  der 
Fassung  der  Vereinssatzungen  v.  7./ VI.  1887. 

„§  1.  Sitzdes  Verein  8.  Der  Weatfälische 
B.  hat  seinen  Sitz  in  Münster  (Westfalen).  §  2. 
Zweck  des  Vereins.  Der  Verein  will  die 
bäuerlichen  Grundbesitzer  zu  einer  Genossen- 
schaft verbinden  nnd  in  dieser:  a)  seine  Mit- 
glieder in  sittlicher,  geistiger  and  wirt- 
schaftlicher Hinsicht  heben,  b)  sie  zu 
einem  kräftigen  Bauernstände  vereinigen,  wel- 
cher sich  bestrebt :  c)  den  bäuerlichenGrund- 
besitz  zu  erhalten.  §  3.  Mittel  zur  Er- 
reichung der  Vereinszwecke,  a)  Be- 
sprechuntf  und  Beschlüsse  der  Mitglieder  in 
Versamnilunfren  zur  Wahrnehmung  ihrer  Inter- 
essen, zur  Abwendung  der  Schäden  für 
den  Grundbesitz,  zur  Beseitigung 
schädlich  erGewohnheiten,Milibräache 
und  Verschwendungen,  b)  Förderung?  der 
den  Interessen  des  Bauernstandes  entsprechen- 
den Bildung  und  Kenntnisse,  c)  Ver- 
sühnunj;  sich  widerstreitender  Interessen,  Bei- 
legung von  Streitigkeiten  und  Prozessen  auf 
gütlichem  Wege,  insbesondere  durch  die  vom 
Vereine    errichteten  Verglei  chs am t er    und 
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Schiedsgerichte,  d)  Gründung  gemein- 1 
samer  womtätiger  Anstalten  im  Interesse  des 
Grundbesitzes  und  der  Landwirtschaft,  insbe- 
sondere von  Kredit-Instituten,  gemein- 
samen Versicherungen,  Konsumge- 
nossenschaften u.dgl.  e)  Zur  Verhinde- 
rung der  Verschuldung,  Zersplitte- 
rung und  des  Verkaufs  bäuerlicher 
Güter:  Vorsorge  für  Eintragung  aller  ein- 
traguugsfähigen  Landgüter  in  die  Landgüter- 
rolle  und  rechtzeitige  Errichtung  letztwilliger  | 
Verfügungen  oder  Verträge  unter  Lebenden, 
wodurch  die  bäuerlichen  Landgüter  ungeteilt, 
ohne  zu  schwere  Belastung  mit  Ab-, 
findungen  auf  ein  Kind  oder  einen  Ver- 
wandten übertragen  werden."  Der  1.  Absatz 
Ton  §  4,  Mitgliedschaft,  bestimmt  dann  noch: 
„a)  Der  als  Mitglied  Aufzunehmende  muß: 
1.  einer  der  beiden  christlichen  Konfes- 
sionen angehören,  deren  Vorschriften  er- 
füllen, einen  sittlichen  und  nüchternen 
Lebenswandel  führen;  2.  Großjährig 
und  im  Vollgenuü  der  bürgerlichen 
Ehrenrechte  sein;  8.  einen  selbständigen 
Grundbesitz  haben  und  Landwirt- 
schaft betreiben." 

Der  jährliche  Beitrag  zum  Verein  ist  auf 
1  Mark  für  jedes  Mitglied  festgesetzt. 

Die  Wirksamkeit  des  Westfiliischen  B. 
ist  eine  ungewöhnlicli  umfangreiche  und  er- 
folgi-eiche  gewesen.  Seiner  Anregung  ist 
vorzugsweise  die  am  iiO.'IV.  1882  als  Ge- 
setz erscliienene  Landgüteroi'dnung  für  die 
Provinz  Westfalen  sowie  die  umfassende 
Benutzung  derselben  seitens  der  westfälischen 
Bauern  zu  danken :  er  hat  der  Versicherung 
gegen  Feuer-  und  Hagelschaden  sowie  der 
Lebensversicherung  eine  gegen  früher  viel 
weitere  Ausdehnung  unter  den  bäuerlichen 
Besitzern  dadurch  verschafft,  daß  er  mit  Ikj- 
währten  Versicherungsgesellschaften  vorteil- 
hafte Verträge  einging  und  den  Abschluß 
der  Verträge  mit  den  einzelnen  Besitzern 
durch  seine  Organe  vermittelte.  Seiner  Mit- 
wirkung ist  die  Gründung  der  Landschaft 
für  die  Provinz  Westfalen,  welche  unter  dem 
1').  VII.  1877  erfolgte  und  welche  Land- 
güter mit  einem  GrundsteueiTcinertrag  von 
mindestens  15<)  Mark  hyfK)thekarisch  beleiht, 
zu  danken.  Zur  angemessenen  Befriedigung 
des  Personalkredits  hat  der  Westfälisclie  B. 
zahlreiche  Darlehn skassen  ins  lieben  gerufen ; 
er  liat  ferner  einen  großen  Konsumverein 
zum  gemeinschaftlichen  Bezug  von  Futter- 
und  Düngemitteln,  von  Sämereien  und  von 
landwirtschaftlichen  Maschinen  und  Geräten 
gegnindet ;  desgleichen  eine  Anzahl  kleinerer 
Absatzgenossenschaften,  um  den  Ausschrei- 
tungen der  Zwischenliändler  entgegenzu- 
treten. Endlich  hat  der  Westfälische  B. 
innerhall)  seines  I^zirkes  Schiedsgerichte  und 
V'^ergleichsämter  eingerichtet,  \nn  Streitig- 
keiten vorzubeugen  oder  vorhandene  Zwistig- 
Keiten  ohne  Anrufen  des  Gerichte  auszu- 
gleichen ;  für  beide  Institutionen  hat  er  ein- 


gehende und  zweckentsprechende  Instruk- 
tionen fest^stellt.  Die  Zahl  seiner  Mit- 
glieder belief  sich  schon  1887  auf  rund 
20000;  jetzt  beträgt  sie  30000. 

Durch  die  großen  Erfolge  des  West- 
fälischen B.  angeregt,  wurde  nach  dessen 
Vorbild  in  den  80  er  Jahren  eine  Reihe  ähn- 
licher Vereine  ins  Leben  gerufen:  der 
Rheinische  B.  am  8.  XI.  1882.  der 
Trierische  B.  am  6./1V.  1884,  der  Hes- 
sische B.  am  26.' VIIL  1883,  der  Nassaui- 
sehe  B.  1881,  der  West-  und  Ost- 
preußische B.  am  15.  XII.  1882,  der 
Eichsfeldische  B.  am  IL  IL  1885,  der 
Schlesische  B.  am  12./XIL  1881  und 
der  Mittelbadische  B.  am  12./VL  1885. 

Schorlemer-Alst  hat  an  dem  Grund- 
satz, daß  die  B.  keine  Politik  treiben  sollten : 
theoretisch   festgehalten    und   auch   in   der 
Praxis  festzuhalten  gesucht.    Aber  es  liegt 
in  der  Natur  der  Sache,  daß  in  der  Gegen- 
wart, wo  für  die  Land'wirtschaft  die  wirt- 
schaftlich-politischen Fragen  so  stark  in  den 
Vordergrund  getreten  sind,  dies  tatsächlich 
nicht  durchzuführen  war.    So  hat  schon  der 
Westfälische  B.  seinerzeit    für  Einführung 
bezw.  Erhöhung  der  Getreidezölle,  für  iSn- 
führung  strengerer  W^ucherjgesetze,  für  Auf- 
hebung der  Wechselfreiheit   usw.  gewirkt 
und  seinem   Beispiel   sind   die   anderen  B. 
mehr  oder  weniger  gefolgt.    Noch  stärker 
trat   die   jyolitische  Tendenz   bei  den  nicht 
auf  einzelne  Gebiete  des  Deutschen  Reiches 
beschränkten  B.  hervor,   nämlich  dem  von 
Knauer-Gröbers    begründeten     Deut- 
scheu Bauern  bund  und  dem  von  Wisser 
ins  Leben  gerufenen  Deutschen  B.    Wie 
jener     eine     ausgesj)rochene     konservative 
Richtung  hatte,  so  verfolgte  letzterer  eine 
ebenso  ausgesprochene  liberale.   Beide  hatten 
ihre    Wirksamkeit    vorzugsweise    in    Nord- 
deutsch land,  hal)en  dieselbe  aber  nur  eine 
kurze  Reihe  von  Jahren  geübt.    Der  Bauem- 
bund   loste   sich   bald  nach  Gründung  des 
Bundes  der  Landwirte  auf  otler  ging  viel- 
mehr in  denselben  über:  der  Deutsche  B. 
erlosch   um   diesell)e   Zeit   ans   Mangel  an 
Teilnahme.  Auch  die  in  Bayern  während 
der  beiden  letzten  Jahrzehnte  entstandenen 
B.  Iiaben  ein  stark  politisches  GreprSge.   Es 
^  sind  teils  kleinere  ^  ereine,  die  ihre  Wirk- 
j  samkeit  nur  über  ein  eng  begrenztes  Gebiet 
ausdehnen,  teils  aber  auch  solche,  diegrüAere 
I  Bezirke   umfassen.     Sie   führen   sehr   ver- 
schiedene Namen :  B.,  christlicher  B.,  Bauern- 
I  bund  und  stimmen  in  ihren  Bestrebimgen 
I  keineswegs  ganz  überein.    Auf  das  Oflät- 
liche  Leben   in   Bayern   haben   sie   bereits 
,  einen  großen  Einfluß  erlangt,  der  voraus- 
I  sichtlich  in  Zukunft  noch  steigen  wird. 
I       Die  B.   beünden   sich   erst   im   AmiMg 
1  ihrer   Entwicklung;    wohin    diese    fOhion 
I  wird,   ist   zur  Zeit  noch   nicht  absusehfiBt 
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Es  ist  leicht  begreiflich  und  durchaus  ge- 
rechtfertigt, daß  die  Bauern  das  Bedürfnis 
fühlen,  aus  der  bisherigen  sozialen  Isolierung 
herauszutreten  und  sich  zur  Wahrung  ihrer 
geroeiDSchaftüchen  Interessen  zusammenzu- 
schließen. Sie  folgen  darin  nur  dem  durch 
alle  Bemfsklassen  jetzt  gehenden  Drange 
nach  genossenschaftlicher  Organisation.  Für 
die  Bauern  ist  diese  um  so  nötiger,  als  sie 
untereinander  räumlich  viel  mehr  geti*ennt 
sind  als  die  Glieder  fast  aller  übrigen  Ge- 
sellschaftsklassen. Eine  Gefahr  für  die 
B.  liegt  nur  darin,  daß  sie  sich  von  beredten 
Wortführern  politischer  oder  kirchlicher 
Parteien  blenden  und  für  deren  Zwecke  aus- 
nutzen lassen.  Der  Versuch  hierzu  ist  sehr 
häufig  und  nicht  selten  mit  Erfolg  gemacht 
worden:  er  wird,  wie  in  der  Gegenwart,  so 
auch  in  der  Zukunft  immer  wiederholt 
werden.  Sollten  die  B.  diesen  Lockungen 
allgemein  anheimfallen,  so  würden  sie  ihre 
innere  Berechtigung  und  ihre  Bedeutung 
verlieren.  Es  würden  dann  auch  in  ihnen 
selbst  Spaltungen  eintreten,  und  sie  würden 
nicht  mehr  als  die  Vertreter  des  Bauern- 
stand^ anzusehen  sein,  sondern  als  die  aus 
bäuerlichen  Mitgliedern  gebildeten  Gruppen 
!«onsti^r  politischer  Parteien.  Die  Möglich- 
keit einer  solchen,  im  Interesse  des  ganzen 
Bauernstandes  höchst  unerfreidichen  Ent- 
wickelung  ist  nach  dem  gegenwärtigen  Stand 
der  Sache  leider  nicht  in  Abrede  zu  stellen. 
Ihre  Verwirklichung  zu  verhüten,  ist  die 
Aufgabe  eines  jeden,  der  den  Beruf  und  die 
F^igkeit  hat,  für  die  Erhaltimg  eines  ge- 
sunden und  kräftigen  Bauernstandes  wirk- 
sam einzutreten. 

Literatv:  Jf.  Fasabender,  Die  Bauernvereine 
•"•^  dit  Ijige  der  LandicirUchaft ,  Puderhom 
US8.  —  ^rL  „LandwirttchafUicheg  Vereinsicesen" 
r^n  r.  Mendel  im  H.  d.  St.,  2.  Aufl.,  Bd.  5, 
S.517.  —  Landwirtsck.  Kalender  von  Mentzel 
««rf  Ungtrke  ßir  1905,  IL  T.,  S.  313 f. 

JPrlir.  roll  der  Goltz, 


Baugenossenschaften. 

^  B.  (Bauvereine,  Spar-  und  Bau  vereine, 
^  ohnungsgenossenschaften)  sind  auf  Grund 
tlt*r  Qenossenschaftsgesetzgebung  (Reichsges. 
^;  1.  V.  1889  und  dessen  Vorgänger)  er- 
lichtete  Vereinigungen  von  Personen  mit 
^m  Zwecke,  ihren  minder  bemittelten  Mit- 
gliedern billige  und  gute  Wohnungen  zu 
verschaffen.  Auch  gemeinnützige  Gesell- 
Jjcbaften  sind  zum  Zwecke  der  Wohnungs- 
lieschaffüng  für  Minderbemittelte  gegründet, 
<>*uie  die  Form  der  Genossenschaft  ange- 
Doomen  zu  haben  (eingeschr.  Vereine, 
A^ngesellscbaften  usw.).  Genossenschaft- 
li<A  eingerichtet  sind  sonst  noch  verschiedene 
Wohnnngsvereine,  die  besondere,  mit  der 
Wrängten  wirtschaftlichen  Lage  der  Mit- 


glieder nicht  oder  nur  lose  zusammenhängende 
bauliche  Unternehmungen  verwirklichen 
(Studenten-,  Korps-,  Verbindungs-,  Logen-^ 
Odd  Fellow-,  Vereins-Häuser  u.  dgl.).  —  Die 
stetige  gewerbliche  Entwuckelung  und  die 
Anhäufung  der  Arbeiterbevölkerung  in  ge- 
werblichen Mittelpunkten  schuf  im  Deutschen 
Reiche  in  der  zweiten  Hafte  des  vorigen 
Jahrhundeils  ein  erhöhtes  örtliches  Woh- 
nungsbedürfnis, das  von  den  Bauunter- 
nehmern entweder  nicht,  oder  nur  unter  der 
Voraussetzung  erheblichen  und  ungerecht- 
fertigten Cnternehraergewinns  befriedigt 
wurde  (Wohnungsnot).  Der  ZusammenschluE 
der  Wohnungsbedürftigen  wurde  damit  vor- 
bereitet, und  der  genossenschaftliche  Gedanke^ 
der  in  weiteren  Kreisen  mehr  und  mehr 
Verständnis  fand,  suchte  Abhilfe  der  Woh- 
nungsnot im  Wege  der  Selbsthilfe  zu  schaffen, 
zuerst  wohl  (Anfang  der  60er  Jahre)  unter 
Fühnmg  des  Allg.  Verbandes  der  Erwerbs- 
und Wirtschaftsgenossenschaften  (Schulze- 
Delitzsch),  dem  in  den  Verhandlungen  des 
Kongresses  deutscher  Volkswirte,  des  Zon- 
tralvereins  für  das  Wohl  der  arbeitenden 
Klassen  u.  a.  m.  Unterstützung  wurde.  Als 
die  Genosseuschaftsgesetzgebung  von  1867  68 
für  die  genossenschaftliche  Unternehmungs- 
form die  rechtlichen  Grundlagen  geschaffen 
und  dann  später  das  Gesetz  von  1889  die 
beschränkte  Haft|)tlicht  eingeführt  liatte,  ent- 
wickelten sich  die  B.  immer  rascher:  nach 
H.  Crügers  Angaben  bestanden  solcher 
1871:  23,  1875:  51,  1880:  36,  1885:  33, 
1890:  38,  1895:  124,  1900:322,1901:  385, 
1902:  466,  1903:  498,  1904:  550,  1905:  617. 
Die  Anfang  1905  vorhandenen  590  B.  (davon 
580  mit  beschr.  Haftpflicht)  zählten  114905 
Mitglieder  (davon  114691  in  Gen.  m.  beschr. 
Haftpflicht).  —  Die  B.  bauen  —  und  das  war 
der  ursprüngliche  Gedanke  —  entweder 
kleine  Ein-  oder  Zweifamilienliäuser,  die 
durch  allmähliche  Abzahlung  in  das  Eigen- 
tum der  Mitglieder  übergehen,  oder  —  und 
das  ist  eine  spätere  Entwickelung  —  sie 
schaffen  große  Mietshäuser  mit  allen  zeit- 
gemäßen Einrichtungen,  die  im  Eigentum 
der  Genossenschaft  bleiben  oder  bei  erbbau- 
rechtlicher  Grundlage,  die  in  neuester  Zeit 
Raum  zu  gewinnen  scheint,  durch  buch- 
mäßige Abschreibung  u.  dgl.  nach  langen 
Zeiträumen  (99  bis  100  Jahren)  abgetragen 
werden,  in  allen  Fällen  aber  dem  Mieter 
unter  gewöhnlichen  Umständen  einen  festen, 
nicht  diu-ch  Kündigung  oder  Mietssteigerung 
gefährdeten  Wohnungsbesitz  sichern.  In 
beiden  Fällen  gehört  zum  Grunderwerb  und 
Hausbau  von  vornherein  ein  größeres  Kapital^ 
und  diese  Voraussetzung  der  baugenossen- 
schaftlichen Tätigkeit  unterscheidet  die  ß. 
I  von  fast  allen  übrigen  genossenschaftlichen 
Unternehmungen.  Mit  dem  sich  langsam 
j  ansammelnden  eigenen  Vermögen  (Geschäfts- 
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anteile  und  Reservefonds)  ist  gerade  bei 
diesen  Vereinen  nicht  vorwärts  zu  kommen ; 
die  fremden  Gelder  (Bau-  und  hypotheka- 
rische Anleihen,  Ausgabe  von  Schuldvor- 
schreibungen usw.)  haben  bei  den  B.  eine 
besonders  hohe  Bedeutung,  sind  aber  hier 
auch  verhältnismäßig  am  leichtesten  zu  be- 
schaffen, da  in  den  Grundstücks-  und  Ge- 
bäudewerten der  Genossenschaftshäuser 
Sicherheit  dafür  gegeben  ist.  Für  die  Be- 
schaffung der  fremden  Gelder  kommt  frei- 
lich das  private  Kapital  weniger  in  Frage, 
es  sei  denn,  daß  große  gewerbliche  Unter- 
nehmer zum  Bau  von  Arbeiter-  und  Be- 
amtenwohnungen Mittel  zinslos  oder  für 
billigen  Zins  bereitstellen.  Dagegen  hat  mit 
der  Versiclierungsgosctzgebung  von  1889  die 
Kreditgewälirung  durch  die  ötfentl ichrecht- 
lichen Versicherungsanstalten  (§  129  des  In- 
validenversich.-Ges.  v.  1889  bzw.  §  164  des 
Ges.  V.  1899)  einen  großen  Teil  der  Schwierig- 
keiten baugenossenschaftlicher  Kapitalbe- 
schaffung beseitigt:  von  31  der  bestehenden 
Ver8i(!herungsanstalten  liatton  30  bis  Ende 
1904  rund  123  Mill.  M.  für  den  Bau  von 
Arbeiterwohnungen  —  freilich  nicht  bloß 
genossenschaftlichen  Vereinen  —  darlehns- 
weise  bereit  gestellt,  und  von  den  auf  Grund 
des  Invaii(lenversich.-Ges.  zugelassenen 
Kasseneinrichtungen  sind  zu  gleichem  Zwecke 
weiter  noch  fast  10  Mill.  M.  flüssig  gemacht. 
—  Die  B.  der  Reichs-  und  Staatsbeamten 
\md  der  Arbeiter  in  Reichs-  und  Staatsbe- 
trieben, deren  es  Anfang  1905  im  Reiche 
schon  100  gab,  erfreuen  sich  der  Fördenmg 
durch  die  Reiclis-  und  die  Landesregierungen 
{Preußen,  Bayern,  Sachsen-Meiniugen,  Reuß 
^.  L.):  so  sind  von  der  preußischen  Staats- 
regierung von  1H95  bis  1905  zur  Verbesse- 
rung der  Wohnungsverhältnisse  von  Arbeitern 
in  staatlichen  Betrieben  \md  von  gering  be- 
soldeten Staatsbeamten  74  Mill.  !M.,  und  reichs- 
seitig  von  1902  bis  1905  20  Mill.  M.  bereit 
gestellt  worden,  Mittel,  die  ebenfalls  zwar 
nicht  ausschließlich,  aber,  doch  zum  guten 
Teil  kreditweise  in  den  Betrieb  der  eigent- 
lidien  B.  geflossen  sind.  —  Auch  viele  Ge- 
meinden hal>en  sich  der  guten  Sache  ange- 
nommen, indem  sie  den  B.  Darlehen,  erb- 
l»auvertragliclie  Ueberlassung  gemeindlicher 
Grundstücke,  Hergäbe  billigen  Baugrundes,  1 
Uebernahme  von  Bürgschaft,  Unterstützung  | 
<iurch  l'ebernahme  von  Geschäftsanteilen,' 
Erlaß  oder  Ermäßigung  der  (irundwert-  und  | 
Umsatzsteuern  sowie  der  Straßen  bau-,  Kanali- ' 
sations-,  W'asserleitungs-Gebühren  zubilligen  ! 
u.  a.  m.  Auch  Sparkassen  und  ähnliche ' 
Einrichtungen  fönlorn  die  baugenossenstthaft-  • 
liehe  Arbeit.  Freilich  besteht  für  die  Her-  i 
gäbe  öffentlichen  Kredits  an  die  B.  und  an-  1 
<lere  Erleichterungen  aus  öffentlichen  Mitteln  I 
in  den  Haus-  und  Grundbositzervereinen  und  ' 
ähnlichen  Kori)erschaften  eine  starke  Gegner-  i 


Schaft,  die  sich  auf  den  Standpunkt  stellt, 
daß  öffentliche  Mittel  nicht  benutzt  werden 
sollten,  um  steuerzahlenden  Privatunter- 
nehmern empfindlichen  Mitbewerb  zu 
machen. 

Die  deutschen  B.  haben  sich  der  Mehrzahl 
nach  zur  Durchführung  der  gesetzlich  Tonre- 
schriebenen  Kension,  zum  Austausch  der  Er- 
fahrungen, zur  Erteilung  von  Bat  usw.  und  zur 
Wahrung  uud  Förderung  der  gemeinschaftlichen 
Ziele  zu  „Verbänden"  zusammengeschlossen;  die 
Zersplitteruug  in  neuu  derartige  z.  Z.  bestehende 
Verbände  wird  von  einsichti^n  Fachmännern 
als  schädlich  angesehen.  Nachteilig  ist  sie 
sicherlich  für  die  Gewinnung  eines  vollständigen 
statistischen  Ueberbllckes  über  die  wirtschaft- 
liche Tätigkeit  und  die  Erfolge  der  B.  Hier 
fehlt  es  leider  noch  sehr.  Was  darüber  ver- 
gleichsfähig zusammenzubringen  war,  hat  Hjas 
Crüger  in  seinem  11K)5  erschienenen  „Statistisehoi 
Beitrage  zur  B.- Bewegung  in  Deutschland*" 
veröffentlicht;  er  gibt  für  1904  von  142  B.  an, 
daü  seit  ihrer  Errichtung  von  ihnen  1849  Häuser 
mit  4288  Wohnungen  zum  eigentümlichen  Er- 
werb für  Mitglieder  und  1784  Häuser  mit 
10716  Wohnungen  zur  Vermietung  an  Mit- 
glieder für  72810000  M.  hergestellt  seien  und 
dali  die  Aktiva  80180000  M.  betragen,  denen 
ungefähr  ebensoviel  Passiven  gegenüberstanden 
(darunter  11316752  M.  Geschäftuguthaben  der 
Mitglieder  und  Reservefonds).  —  Die  Bemessung 
der  Geschäftsanteile,  die  die  erste  Grundlage 
zur  Bildung  eigenen  Vermögens  abgibt,  ist  Mi 
den  B.  zwar  verschieden,  im  sranzen  aber  haben 
sie  die  Geschäftsanteile  ziemlich  hoch  festgesetzt: 
von  491  B.  im  Jahre  1903  hat  der  Unter- 
zeichnete in  den  ,, Mitteil un&:en  zur  deutschen 
Genossenschaftsstatistik'*  nachgewiesen,  dafi  36 
ihre  Geschäftsanteile  auf  1  bis  50  M.,  90  aof 
100  M.,  216  auf  120  bis  200  M.,  109  auf  300  M., 
34  auf  500  bis  1000  M.,  3  auf  2000  bis  6000  M. 
festgesetzt  hatten.  Kleine  Geschäftsanteile  sind, 
weil  nur  unter  besonderen  Umständen  zweck- 
entsprechend, im  allgemeinen  wenig  üblich; 
teilweise  wird  damit  aber  auch  der  Kreis  der 
Mitglieder  eingeschränkt ;  denn  wenn  auch  Teü- 
zahlnngen  des  Geschäftsanteils  zulässig  und 
üblich  sind,  müssen  diese  bei  hohen  Geschäfts- 
auteilen sinngemäß  doch  auch  ihrerseits  hoch 
sein. 

In  Oesterreich  haben  die  B.  langsamer 
Fuü  gefalit.  Nach  dem  „Oesterr.  Statist.  Hand- 
buch für  1902"  bestanden  61  solcher  Genoesen- 
schaften  (davon  3  mit  unbeschränkter  Haft* 
Pflicht);  von  34  dieser  Genossenschaften  mit 
3245  Mitgliedern  wird  mit^teilt,  dafi  der  Ge- 
samtwert des  ihnen  gehonten  bebauten  und 
unbebauten  Grundbesitzes  8254558  Kr.  betrug. 

In  Enc>:land  wird  die  Auffi^abe  der  B.  tob 
den  Building  Societies  verwirklicht;  es  Bind 
dies  ihrem  Wesen  nach  aber  mehr  genossen- 
schaftliche Kreditvereine  als  B.  mit  dem  Zwedc 
der  Ansammlung  von  Kapital  durch  Mitglieder- 
beitrage,  ans  dem  die  Mitglieder  gegen  Ver> 
pfäudiing  von  Grund  und  Boden  VorschftMe 
erhalten.  Die  Entstehung  dieser  Gmiossen- 
schaften  reicht  bis  in  das  18.  Jahrk  rarfh^ 
In  den  letzten  Jahren  ist  dieenelisdieB.bewagnnf 
durch  die  Schaffung  der  Etuing  Tenants  (tmi 
der  Londoner  Vorstadt  Ealing  so  genannt)  in  i  * 
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Qeoe  Entwickelung  eingetreten.  Das  Ealinger 
Unternehmen  beruht  auf  dem  Gedanken,  daß 
die  Genossenschaft  große  Flächen  Landes  an- 
kauft and  dadurch  erhebliche  Ersparnisse  am 
Gnmderwerb  erzielt ;  der  Grund  und  Boden  geht 
aber  nicht  in  das  Eigentum  der  Mitglieder 
aber,  sondern  bleibt  genossenschaftliches  Gesamt- 
eigentam. 

Lttentlir:  Die  Literatur  ist  neuerdings  ziemlich 
uM^angreich  geworden,  besieht  aber,  was  die 
theoretische  Seite  anfangt,  meist  aus  kleineren 
Sekrijtcn.  Zu  verweisen  ist  namentlich  auj  die 
ZeiUckrißenliteratur,  Eine  sehr  ergiebige  Lite- 
nlumaekweisung  findet  sich  in  dem  von  der 
?rwß.  Centml-Genossenschaßs-Kasse  herausgeg. 
f^akr-  u.  Adreßbuch  der  deutschen  Encerbs-  u. 
Wirtschaftsgenossenschaflen",  Berlin  1904  ff.,  wo 
auch  die  hauptsächlichsten  Schrißen  des  framö- 
iüeken,  englischen,  italienischen  usw.  Sprach- 
gd>iäs  nachgewiesen  sind.  —  H,  AlbrecM, 
Bau  von  kleinen  Wohnungen  (Sehr.  d.  Ver.  f. 
Sozialpolitik  1896).  —  Derselbe y  Entwickelung  d. 
Bav^nossenschaften,  Berlin  1902.  —  Schriften  der 
Zentnlsteüe  für  Arbeitencohlfahrtspflege,  Bd.  3  u.  5. 
—  Jf.  Crüger,  siehe  im  Text;  außerdem  H.  d. 
SL,  f.  Avß.,  Bd.  II,  S.  465 fg.;  femer  in  dem 
von  ihn  herausgeg.  Jahrbuch  des  Aüg.  Verbandes 
der  auf  Selbsthilfe  beruhenden  Erwerbs-  u.  Wirt- 
sthafisgenftssenschaften.  —  Schrißen  des  intemat. 
Woknungskongresses  1902.  —  A,  Grävell,  Die 
Ba»igenossenschaßsfrage,  Berlin  1901.  —  M,  Graf, 
Bedeutung,  Zweck  u.  Ziel  der  Baugenossenschaft, 
Leipzig  1903.  —  P.  Kampffmeyer,  Die  Bau- 
genoiseiuehaflen  im  Rahmen  eines  nationalen 
Woknungsreformplanes,  Göttingen  1900.  —  A. 
PetersUief  Mitteilungen  zur  deutschen  Genossen- 
sehaftutatistik  (ZeiUchr.  d.  Kgl.  Preuß.  Statist. 
LandmmU  1902  und  Ergänzungshefte  XXI, 
XXllu.XXIVdazu,  Berlin  1904 ff.).  —  E,  Roth, 
Bangenotsenschaft  und  staatlicher  Kredit,  Stutt- 
gort  im.  —  C.  Schmtdtf  Die  Aufgabe  und 
die  Tätigkeit  der  deutsehen  Invaliditäts-  Versiche- 
f^t^gsanstalten  in  der  Arbeiterwohnungsfrage, 
^n  im.  A,  Petersilie. 


Baugewerbe. 

1-  Begriff  und  Geschichte.  2.  Gegenwärtige 
WedesB.  in  Deutschland.  3.  Sutistik.  4.  Das 
ß-  in  Oesterreich. 

l  Begriff  und  Geschichte.  Unter  B. 
im  weiteren  Sinne  versteht  man  alle  die- 
jenigen Berufs-  und  Gewerbestände,  die  bei 
^  Errichtung  von  Bauten  der  ver- 
schiedendsten  Art  (Häuser,  Mühlen,  Brücken 
«BW.)  direkt  oder  indirekt  tätig  sind:  ins- 
^*80Ddere  rechnet  man  sowohl  den  Beruf 
^  eigentlichen  Bauleiter  (Baumeister,  Bau- 
führer, ßauunternehmer,  Architekten)  wie 
•üe  Gewerbe  der  beim  Bau  tätigen  haud- 
werfamäfiigen  Arbeiter  (Maurer,  Zimmer- 
^«rte,  Steinmetzen,  Glaser,  Dachdecker  usw.) 
«ffl  B.  Die  amtliche,  auf  Grund  der  Berufs- 
«nd  Gewerbezählimg  vom  14./  VI.  1895  heraus- 
ge^gebene  „Berufsstatistik"  des  Deutschen 
ondies  laBt  unter  „B."  nicht  weniger  als 


13  verschiedene  Berufs-  und  Gewerbeklassen 
zusammen. 

Das  Gewerbe  der  Maurer,  Zimmerleute,. 
Glaser,  Dachdecker  usw.  hat  sich  im  wesent- 
lichen gleichartig  mit  dem  der  übrigen 
Handwerker,  in  Deutschland  also  zunftmäßig^ 
entwickelt.  Eine  Sonderstellung  nehmen 
nur  die  Steinmetzen  ein,  deren  Zusammen« 
Schluß  in  sog.  „Bauhütten*',  die  sich  meist 
bei  der  Fertigstellung  großer  kirchlicher 
Bauten  bildeten,  wegen  der  Beteiligung  von 
Mönchsorden  an  der  Bauleitung  und  Bau« 
ausfülirung  einen  besonderen  (kirchlich  ge« 
färbten)  Charakter  an  sich  trug. 

Das  B.  hat  sich  am  längsten  von  dem 
Einfluß  des  modernen  Grundsatzes  der  Ge- 
werbefreiheit freizuhalten  gewußt.  So  hielt 
man  in  Preußen,  wo  bereits  durch  das  Edikt 
V.  28./X.  1810  (GS.  S.  79)  die  Gewerbefrei- 
heit zur  Einführung  gelangte,  doch  daran 
fest,  daß  für  diejenigen  Gewerbe,  „bei  deren 
ungeschicktem  Betriebe  gemeine  Gefahr  ob-^ 
waltet,  Gewerbescheine  nur  dann  erteilt 
werden,  wenn  die  Nachsuchenden  zuvor  den 
Besitz  der  erforderlichen  Eigenschaften  nach- 
weisen". Als  derartige  Gewerbe  bezeichuete- 
ienes  Edikt  u.  a.  die  der  „Maurer,  Mülilen- 
baumeister,  Schornsteinfeger  und  Zimmer- 
leute", während  das  zu  seiner  Ergänzung 
dienende  Edikt  v.  7.;  IX.  1811  (GS.  S.  263> 
außerdem  auch  für  die  Architekten,  Röhren- 
und  Brunnenmeister  die  Erteilung  des  Ge- 
werbescheines von  der  Beibringung  eines 
Zeugnisses  der  Provinzialregierung  darüber 
abhängig  machte,  „daß  sie  zum  Betriebe 
ihres  Gewerbes  gesetzlich  geeignet  sind". 
Diese  Ausnahmestellung  der  dem  B.  ange- 
hörenden Personen  wurde  in  den  §§  44,  45^ 
der  Preuß.  Gew.-O.  v.  17.1.  1845  (GS.  S.  41> 
beibehalten  und  erlitt  selbstverständlich  auch 
durch  die  die  Ge werbe freiheit  erlieblich 
einschränkende  Verordnung  v.  9./II.  1849 
(GS.  S.  93)  keine  wesentliche  Veränderung. 

Erst  das  Gesetz  des  Norddeutschen  Bundes 
v.  8.  Vll.  1808  (BGBl.  S.  403)  beseitigte, 
wie  für  fast  alle  Gewerbe,  so  insbesondere 
auch  für  das  B.,  den  sog.  „Befäliigungs- 
nachweis"  innerlialb  des  gesamten  Bundes- 
gebietes, nachdem  Bayern  durch  das  Gew.-G. 
V.  30.;  1.  18G8  in  dieser  Hinsieht  vorange- 
gangen war. 

2.  Gegenwärtige  Lage  des  B.  in 
Deutschland.  An  dem  Grundsatz  der  Ge- 
werbefreiheit für  das  B.  hat  die  insoweit 
unveränderte  Üew.-O.  v.  21.  VI.  1809  bis 
heute  festgehalten.  In  dieser  Hinsicht  be- 
reitet sich  aber  neuestens  ein  Umscliwung 
vor;  gleichzeitig  mit  dem  neuesten,  die 
Veiliältnisse  des  Handwerks  neuregelnden 
Gesetz  betr.  die  Abänderung  der  Gewerbe- 
ordnung vom  26.' VII.  1897  hat  nämlich  die 
Reichstagsmehrheit  eine  Resolution  ange- 
nommen,   wodurch    die    verbündeten    Re- 
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gierungen  ersucht  werden,  dem  Reichstage 
in  der  nächsten  Session  einen  Gesetzentwurf 
vorzulegen,  durch  welchen  für  die  hand- 
werksmäßigen Betriebe,  insbesondere  für 
das  B.  und  diejenigen  anderen  Gewerbe, 
deren  Ausübung  mit  erheblichen  Gefahren 
für  liOben  und  Gesundheit  verbunden  ist, 
der  Befähigungsnachweis  eingeführt 
wird.  Mit  dieser  Resolution  hat  sich,  soweit 
dieselbe  gerade  das  B.  betrifft,  auch  ein 
Teil  der  Reichstagsminderheit  einverstanden 
erklärt.  Dem  zurzeit  tagenden  Reichstage 
ist  seitens  des  Reichskanzlers  unter  dem 
28./X1.  190;')  ein  Gesetzentwurf  vorgelegt 
worden,  demzufolge  für  B.treibende  zwar 
nicht  der  Befähigimgsnachwois  eingeführt, 
aber  (durch  llntei-stellung  der  Bauhand- 
werker unter  §  35  Gew.-O.)  die  Möglich- 
keit gcschafTen  wei*den  soll,  den  ßauhand- 
werkern  bei  erwiesener  Unfähigkeit  oder 
Tn Zuverlässigkeit  die  Befugnis  zum  Gewerbe- 
betriebe zu  entziehen.  Da  gleichzeitig  ein 
neuer  §  85 a  dieses  Entwurfs  bestimmt,  daß 
3Iangel  an  technischer  Fähigkeit  als  eine 
die  Entziehimg  der  Berechtigung  zum  Ge- 
werl>e betriebe  rechtfertigende  Tatsache  dann 
nicht  gilt,  wenn  der  Bauhandwerker  eine 
♦Staatsprüfung  oder  eine  Prtifung  an  einer 
staiitlich  anerkannton  bange werklichon  Fach- 
schule oder  die  Diploniin^enieurprüfung  oder 
eine  Meisterprüfung  gemäß  §  133  Gew.-Ö.  al>- 
gelogt  hat,  so  wird  dnrcli  diese  Vorschrift 
indirekt  auf  die  Erlangung  eines  Be- 
fähigungsnachweises für  (las  Bauhandwerk 
hingewirkt.  —  Der  neue  §  53a  endlich  gibt 
der  unteren  Verwaltungsbehörde  das  Rocht, 
im  Einzelfalle  unter  gewissen  A'oraus- 
setzungen  solchen  Personen  die  Leitung 
und  Ausführung  eines  Baues  zu  untersagen, 
denen  gogenülior  Tatsachen  vorliegen,  die 
auf  ihre  Unzuverlässigkeit  bei  derartigen 
Arbeiten  schließen  lassen. 

Uebrigens  hat  der  Staat  auch  sclion  jetzt 
in  umfassender  Weise  Fürsorge  getiT)fTon, 
um  einer  Gefährdung  dos  Publikums  durch 
Bauaufführungen  vorzubeugen.  Namentlich 
bestehen  in  allen  deutschen  Staaten  teils 
landesgesetzliehe,  teils  umfassende  |)^)lizei- 
lirhe  Vorschriften,  die  bei  der  Errichtung 
von  Bauten  zu  beol »achten  und  durch  die 
Gew.-(.>.  nicht  berührt  sind  (vgl.  z.  B.  für 
Preußen  §S  3311'.,  T.  S  ALRs.;  G.  v.  2.  VII. 
1S75;  für  Bayern  Riuordnung  v.  3(K  VIII. 
1877  mid  3.  IV.  1S7J»  sowie  Verord.  v. 
H).  IX.  i^Hl). 

Ferner  existieren  in  den  meisten  deut- 
schen Staaten  teils  staatliche,  teils  staatlich 
unterstützte  Baugewerkschulen,  die  sich  die 
Ausbildung  von  Bauhandwerkern  aller  Arten 
zur  Aufgabe  gemacht  hal»en  und  ihi-e  ünter- 
richtskurse  mit  Prüfungen  abschließen,  über 
welche  den  Prüflingen  Zeugnisse  ausgestellt 
werden.     Endlich   wird  das  gesamte  Bau- 


wesen von  Staats-  oder  Gemeindebeamten 
überwacht,  die,  soweit  es  sich  um  Staats- 
beamte handelt,  ihre  Anstellung  erst  nach 
mehrjährigen  Studien  auf  einer  technischeb 
Hochschule  und  nach  Ablegung  von  2  oder 
3  Prüfungen  erhalten. 

Einer  in  jüngster  Zeit  namentlich  in  den 
großen  Städten  vielfach  sich  geltend  machen- 
den Klage  über  den  sog.  ,,Bauschwmdel" 
und  die  damit  verbundene  Schädigung  der 
Bauhandwerker,  die  dadurch  entsteht,  dafi 
zahlungsunfähige  Personen  als  Bauunte^ 
nehmer  auftreten,  die  Baugnindstücke  schon 
während  des  Baues  mit  Hypotheken  belasten 
und  dadurch  bewirken,  daß  bei  der  in  der 
Regel  noch  während  des  Baues  eintretenden 
Zwangsversteigenmg  des  I^ugnmdstüekes 
die  Bauhandwerker  mit  ihren  Ansprüchen 
für  Arbeitslohn  und  Baumaterial  leer  aas- 
gehen, sucht  der  §  648  BGB.  durch  Ge- 
währung eines  Pfandrechtstitels  für  die  An- 
sprüche aus  dem  Vertrage  auf  Lieferung 
eines  I^uwerks  oder  einzelner  Teile  eines 
solchen  abzuhelfen.  Diese  Abhilfe  ist  aber, 
wie  anerkannt  werden  muß,  keine  genügende, 
weshalb  eine  weitere  gesetzgeberische  Re- 
gelung dieser  schwierigen  Materie  in  Aus- 
sicht genommen  ist. 

3.  Statistik.    Nach  der  neuesten,  auf  der 
j  Zählung  vom  14./VI.  189ö  beruhenden  amtlichen 

Statistik  für  das  Deutsehe  Reich  waren  vor- 
hauden  (siehe  die  Tabelle  auf  S.  367): 

4.  Das  B«  in  Oesterreich.  In  Oesterreicb. 
in  welchem  zu  dem  B.  die  Gewerl>e  der  Bau- 
meister, Zimmermeister,  Maurermeister,  Stein- 
metznieister  und  Brunnen meister  gezählt  werden, 
ist  für  die  Ausübung  dieses  Gewerbes  stet»  der 
Befähigungsnachweis  erfordert  und  noch  heate 
erforderlich.  Gew.-O.  v.  20./XI1.  1859  (RGBl. 
S.  227);  Novelle  zur  Gew.-O.  v.  Ift./III.  1883 
(KGBl.  S.  H9j;  G.  v.  26./XIL  1893  (RGBl.  S.  193». 
Die  Ausübung  des  B.  ist  nur  nach  praktisclier 
Erlernung  des  betr.  Gewerbes  oder  nach  dem 
Besuch  einer  Fachschule  sowie  nach  Ablegnu^ 
eiuer  Prüfung  auf  Grund  einer  von  der  poli- 
tischen Laudesbehörde  bezw.  der  GewerbebehSrde 
erster  Instanz  zu  erteilenden  Konzession  n- 
lässig.  Für  jede  Art  der  vorgenannten,  in  ihrer 
Wirksamkeit  genau  abgegrenzten  B.  bedarf  tt 
eines  bes(mdereu  Befähignngsnach weises  nud  der 
Erteilung  einer  besonderen  Eonzession. 

Literatur:  L.  Hettieloff,  Die  Baukütu  te 
Mittelalter»,  IS44.  -—  Jauner,  Die  BanküOta 
ilc»  deutschen  MittchlUrs,  1876.  —  LeuikoUf 
Da«  deutsche  Baupolizeirecht,  HiHhn  Ann^,  ISSh 
Ä*.  aofif.  —  Derselbe,  in  StewjeU  Wihierh.  i. 
deutschen  Vencaltungsreeht»,  Bd.  1,  S.  134 — ^^ 
—  H,  A.  Mancher,  Das  deutsche  Geweritettemm, 
18G6.  —  G,  SchmoUer,  Zur  Gesckiehte  4tr 
deutschen  Kleingewerbe,  1870.  —  Jf.  Mefßmr^ 
Geschichte  der  preußischen  HandwerkerpolUSkt 
t  Bde.,  1884  M.  JS88.  —  Neuburg,  m  Ä  d.  A, 
J.  Aufl.,  Bd.  IT,  S.  4ifOfg.  —  Sahli^  im  (ksHm. 
St.W.B.,  Bd.  1,  S.  110— 11s,  Wien  1895,  —  Ai- 
tistik  des  Deutschen  Reiches,  X  F,,  Bd.  lOt, 
Berlin    1897.    —    Stcnogr.    Verhandinnffen    dm 
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Baaordniuig  und  Bebaanngsplan. 

1-  Baoordnang.    2.  Bebauungsplan. 

1.  Banordnong:.  Bauordnung  und  Be- 
V-aiiungsplan  umschließen  zwei  Gebiete  ver- 
waltungstechuischer  Maßnalinien,  die  für  das 
Wohnungswesen  und  den  Städtebau  von  hoher 
Bedeutung  sind.  Die  B.-O.  hat  bestimmungs- 
gemäß (fiejenigeü  Anforderungen  festzu- 
^tzen,  die  an  den  Häuserbau  im  In- 
teresse der  Standfestigkeit,  der  Feuersicher- 
heit, der  Gesundheit,  des  Verkehrs  und  der 
nachbarlichen  Beziehungen  zu  stellen  sind. 
I>ie  8.-0.  behandelt  also  sowohl  die  Art  der  Be- 
bauung wie  die  der  Ausnutzung  der  Grund- 
stücke und  greift  hierdurch  unmittelbar  in 
die  Wohnungsherstellung  ein.  In  ihrer 
weiteren  Ausgestaltung  bietet  die  B.-O.  nach 
yerschiedenen  Richtungen  die  Möglichkeit, 
in  technischer,  hygienischer,  volkswirtschaft- 
licher und  sozialer  Hinsicht  auf  das  Woh- 
nnogswesen  einzuwirken. 

Die  von  der  B.-O.  allgemein  geregelten  Ge- 
bete and:  1.  Die  HGhenausnutznng  der 


Gebäude.      Die    zulässige    Gebäudehöhe    ist 
heute  in  Deutschland  fast  durchweg  abhängig 
von  der  Straüenbreite,  die  wiederum  durch 
den  B.-P.  (s.  unten)  festgelegt  wird.   Regelmäßig 
ist  die  Haushohe  der  Straßenbreite  gleichgestellt, 
so  daß  z.  B.  an  einer  22  m  breiten  Straße  die 
Gebäude  eine  Höhe  von  22  m   haben  dürfen. 
Im  Stadtinnern ,  an   hochwertigen ,  aber  nicht 
sehr   breiten  Geschäftsstraßen,    wird   mitunter 
eine  stärkere  Ausnutzung  gestattet.    In  Außen- 
bezirken, Vororten  und  Landhausbezirken  wird 
dagegen  die  Höhenausnutzuug  öfter  beschränkt 
I  und  eine  geringere  als  die   der   Straßenbreite 
'  entsprechende     Gebäudehöhe      vorgeschrieben. 
j2.  Die  Flächenausnutzung.    Es  ist  heute 
I  niemals    zulässig ,    ein    Grundstück    in    seiner 
I  ganzen  Fläche  mit  Gebäuden  zu  besetzen ;  viel- 
■  mehr  muß  stets  ein  Teil  frei  bleiben.   Im  Stadt- 
innern ist  das  Verhältnis  etwa  75  ^0  Banfläche 
zu  2b ^,0  Freifläche;   während  in  der  Richtung 
.  nach   den  Außenbezirken  der  Anteil  der  Frei- 
I  fläche  zunimmt.  Neuerdiug^s  wird  (wie  in  Berlin) 
j  die  Flächeuausnutzung   eines  Grundstücks  ver- 
I  mindert  im  Verhältnis  zur  Tiefe  und  zum  Ab- 
'  stand  von  der  Straße ;  eine  Vorschrift ,  die  der 
I  Anlage  von  Hofwohnungen   entgegenzuwirken 
■sucht.      3.     Die     bauliche    Anlaee    und 
I  Nutzung  der  Gebäude.    Hierbei  sind  die  An- 
i  f orderungen   der   Hygiene   zu   berücksichtigen, 
I  insbesondere  die  Vorschriften   über  Belichtung 
I  und  Besounune:  der  Räume,  Höhe  der  Räume. 
I  Anlage  der  Wasserleitung  und  Entwässerung 
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u.  a.  m.  4.  Bauansführung  und  Material, 
die  den  Bedingungen  der  Standhaftigkeit  und 
Feuersioherheit  entsprechen  müssen.  Vorge- 
schrieben werden  deshalb  die  Mauerstärken  (die 
sich  nach  der  Anzahl  der  Geschosse  *  abstufen), 
die  Zahl  der  Ein-  und  Ansgäncre,  die  Treppen- 
anlage, die  Beschaffenheit  des  Materials  u.  a.  m. 

Dio  B.-O.  erstreckt  sich  indes  nicht  nur 
auf   das    einzelne    Gebäude,    sondern    sie 


eine  größere,  für  Wohnstraßen  eine  geringere 
bauliche  Ausnutzung  bestimmt  wind. 

Bei  der  offenen  Bauweise  müssen  alle  G^ 
bände  freistehen,  während  bei  der  halboffenei 
Bauweise  die  Vereinigung  zweier  oder  mehnnr 
Gebäude  zu  einer  Gruppe  gestattet  wird.  Die 
Ersprießlichkeit  der  Anwendung  der  offenei 
Bauweise  für  Kleinwohnuuj^en  ist  bestrittfli. 
Als  „halboffener  Reihenbau'^  ist  die  Bauweise  za 


Neuer  Berliner  Raublock  (Arbeiterviertel)  in  der  Bebauung  von  1903.    Maßstab  1:3000. 
Abb.  2 


Bremer  Parzellierung  für  Arbeiterviertel.    Maßstab  1 :  3000. 


rogclt  auch  die  bauliche  Ausnutzung 
ganzer  Stadtbezirke.  E.^  geschieht  dies  durch 
die  Vorschrift  der  ofFenoii  oder  halboffenen 
liiuiweise,  und  dui-ch  die  Aussonderung  von 
liand hausbezirken,  Fabiik vierteln  und  In- 
dustriel>ezirken.  An  Stelle  der  Abstufung  der 
Bauvorschriften  nach  Zonen  oder  Bezirken 
tritt  neuerdings  mitunter  das  Bestreben,  die 
verschiedenen  Bausystenie  sich  gegenseitig 
durchdringen  zu  lassen,  so  daß  innerlialb 
der  gleiclien    Bezirke    fOr  Gescliäftsstraßen 


bezeichnen,  bei  der  zwei  gegenüberliegende  Seitfli 
eines  Häuserblocks  in  geschlossener  Keihe  bebMl 
I  werden,  während  die  beiden  anderen  Seiten  ota 
bleiben.  ~  Wird  bei  geschlossenen  Banbloeks  dAi 
Anlage  von  Hofgebäuden  untersagt,  so  dafi  te 
I  Blockinnere  fUr  Gärten  freibleibt,  so  entsteht  Üt 
I  weiträumige  geschlossene  Bauweise  (sog.  Itiii 
;  bebauuDg).    Landhausbezirke,  die  in  der  Nlhi 
I  v(m  (iroCstädten  zunächst  vielfach  den  Ober- 
klassen   dienten ,    werden   neuerdinffs   fUr  ^ 
Mittelklassen  angeles^t.    Die  Anssondernng  vm 
I  Fabrikbezirken  verfolgt  den  doppelten  Zweck, 
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die  Industrie  zu  konzentrieren  und  die  Wohn-  Massenmietshänser  mit  Hof wohnnngen  bebant 

böirke  von   geränschvollen  Betrieben   freizn-  werden.    Der  Haasgmndrii]  ist  aus  technischen 

hilten.    Dnrch  genane  Ausarbeitung  der  ver-  Gründen  für  die  Kleinwohnung  gänzlich  nn- 

xhiedenen  Vorsdiriften  zeichnen  sich  ans  die  tanglich.     Die   Kleinwohnungen   haben    keine 

B.-0.  Ton  Frankfurt  a.  M.,  München  (Staffelbau-  Querlüftung,  meist  auch  keine  zureichende  Be- 

Ordnung),  Mannheim,  Halle  u.  a.    Allgemeine  lichtung  und  Besonnnng.     Fig.  2  zeigt  eine 

Iwupolizeiliehe   Bestimmungen   für   das   ganze  Bremer  Parzellierung  mit  Straßenbreiten  von 

Suatsgrebiet  gibt  das  allgemeine  Bangesetz  für  10  m  und  5  m  Vororten,  bzw.  9  m  und  ß  m 

du  Königreich  Sachsen;  Landes-B.-O.  sind  in  Vorgärten,  und  40  m  Blocktiefe.    Die  Grund- 

Vorbereitung  für  Württemberg  und  Baden.  stücke  haben  3  Geschosse  bzw.  3  Wohnnngen 

Im  allgemeinen  ist  von  derB.-O.  zu  verlangen,  und  je  einen  kleinen  Garten, 

diu  sie  sich  von  jedem  Schematismus   freihalte  Literatur:  R.  Baumeistet-,  Stmltertceitenmgen, 

und  die   verschiedenartigen    Bedürfnisse^  des  ßeHin  1876.  —  SchUling  u.  Stubben,   Die 

Wohnungswesens     berücksichtige.       In    dieser  Bauordnung     und    der    StadterweUerungsplan, 

Hinsicht  ist  bis  in  die  jüngste  Zeit  viel  gefehlt  Schr,  d.  Ver,  /.  Sozialpol,  Bd.  95,  S.  lisff.  — 

worden,  indem  die  B.-O.  häufig  die  baupolizei-  k.  numpeU,  Das  aUg.  Baugesetz  f.  d.  Königr. 

liehen  Ansprüche ,  die  an  das  Massenmietshans  Sachsen,  Leipzig  1900.  —  Th,  Goecke,   Bau- 

zu  «eilen  smd,  als  alli^emeine  Norm  angenommen  ordnuna  u.  Bebauungsplan,  ZeiUehr.  f.  Wohnungs- 

md  dadurch  den  Klein  Wohnungsbau  schwer  ge-  fcesen  I,  S.  189.    —   Rud.  Eberstiidt,    Das 

sehidifirt  haben.   —  Günstig   werden   die   bau-  IVohnungsipesen,  Jena  1904. 

poliieilichen   Regelungen   im   allgemeinen   nur  Rud,  Eberstadt. 
wirken,  wenn    sie  rechtzeitifi:  und   präventiv, 
nicht  aber  wenn  sie  nachträglich  und  repressiv 

angeordnet  werden.   Auch  ist  die  B.-O.  nicht  im-  »«««.«.aIIä    ii»««M«»Aiif«.;i«.4«4A 

Stande,  Fehler  des  B.-P.  zu  korrigieren.  -  Mit  BaumWOlIe,  BaomWOllUiaastne. 

BezQ^  auf  die  Banbeschränkungen  ist  als  der  1.  Allgemeines  und  Zollpolitisches, 

richtige  Zustand  anzusehen,  daß  die  gedränfi^te  2.  Statistik,     a)  Großbritannien  und  Irland. 

Bauweise  von  innen  nach  außen ;  falsch,   daß  b)  Deutsches  Reich,    c)  Oesterreich-Ungam.    d> 

öe  Tön  außen  nach  innen  vordringt.  Frankreich,   e)  Italien,   f)  Schweiz,   g)  Rußland. 

.2  Der  Bebannnpplan  ist  eine  Plan-  aSÄfo^rtürrsISf '"  '^^"*'"''- 
wchnimg:  er  enthält  die  Gesamtheit  der-  "»••""""="•  »'  "<:=»«iii.uuci»«,iiu 
jenigen  Festsetzungen,  die  sich  beziehen  ^.  I-  AUgemeines  und  ZoUpoliüsches. 
Mfdie  Aufteilung  des  städtischen  Die  Baumwolle  »vard  seit  den  iütesten  Zeiten 
Baulandes  durch  die  Straßenzilge,  durch  j^  denjemgen  Ländergeb^ten  der  wärmeren 
Mentliche  Plätze  und  durch  Verkehrslinien.  Zone,  wo  Klima  und  Boclenbescliaffenheit 
Durch  den  B.-P.  werden  demnach  insbe-  ilirer  Kultur  forclerhch  sind  in  weitem  üm- 
»D<iere  festgestellt  die  Zahl  und  die  ^f°ge  angeba,ut.  China,  Ostindien  und 
Ffihning  der  Straßen  und  die  Einteihmg  Aegypten  sind  als  solche  alte  Produktions- 
«ler  einzelnen  für  den  Häuserbau  dienenden  'ander  in  erster  Linie  zu  nennen.  Dort  war 
Grundstücksblöcke.  Der  B.-P.  bUdet  hier-  a »gemein  auch  die  Kunst  des  Spinnens  und 
dmh  die  Grundlage  des  gesamten  städtischen  l^r't-^^  der  B.faser  als  hausgewerbliche 
Bauwesens:  aiiifder  durch  ihn  geschaffenen  Tätigkeit  verbreitet.  Ihre  Erzeugnisse 
Mi  vollzieht  sich  die  Preisbildung  der  cbenten  vorw-iegend  zur  Deckung  des  ort- 
Bodenwerte,  erfolgt  die  Ausgestaltung  der  i'^hen  Bedarfs.  Äur  die  ind.sclien  btoffe 
einzelnen  Grundstücke  und  empfängt  das  fanden  als  besondere  kostbar  einen  weiteren 
Bangewerbe  seine  bestimmende  Richtung.  Absatz  und  waren  m  den  MittelmeerläudCTn 
Die  Stadtverwaltung  bzw.  die  mit  der  J'ährend  des  ganzen  Altertums  begehrt. 
Planaufstellung  betraute  Behörde  hat  es  in  ^P^ter  waren  es  namentlich  arabische  Kauf- 
te Hand,  durch  die  Anlage  und  Breitenab-  eute  welche  den  Handel  mit  den  onen- 
aessung  der  Straßen  entwSler  die  städtische  tolischen  B.geweben  unter  den  Nationen 
Banweiw  sich  gemäß  dem  indi%'iduellen  des  Abendlandes  verbreiteten  und  auch  er- 
Bedflrfnis  entwickeln  zu  lassen  oder  anderer-  ^f^'^f'^  Vereuche  machten,  die  Kultur 
»eiU  ein  scheraatisches  gekünsteltes  Bau-  der  Pflanze  in  Spanien,  Itahen  und  Gnechen- 
«ytem  hervorzubringen.  land  einzufuhren.    In   die^n  Ländern  ent- 

Die  beifolgenden  AbbUdungen  veranschan-  wickelte  sich  etwa  seit  dem  13.  Jahrh.  auch  eine 

BekeBiwdenWengegetzteSyiteme  der  Boden-  lebhafte  ß.industne,  welche  später  von  Venedig 

fwdlieniiig.     Fig.   1    zeigt    einen    neueren  "«d  anderen   nonhtalienischen  Städten  aus 

Btriiaer  Banblock.    Ans  der  Stralienbreite  von  in  der  Schweiz,  England,  Frankreich  und 

Sa  folgt  nach  der  B.-O.  (8.  oben)  die  Gebäude-  Deutschland    (Barchentweberei)     verbreitet 

Äe,  ond  der  Preis  des  Bodens  erhöht  sich  wurde.    Seit  dem  16.  Jahrh.  gelangte  die 

tllremein  entsprechend  dem  Wert  der  fünf-  Industrie    auch    in    den    Niederlanden    zu 

piÄojriMÜebcrUuung.  Die  übermäßig  breiten  j^oher    Blüte,    während    sie    in    Südeuropa 

&wSnM?taÄAbSen  von  etwa  ™«h'*  ""'l    "^^^"^  zurückging.     I^nge  Zeit 

ao  Ms 8»m  angelet  werden.    Hierdurch  ent-  hindurch  beherrschten  die  Niederländer  den 


jGnuiditücke,to  (vgl.  Abb.)  eine  Tiefe  von  ßmarkt  der  Welt,   bis   gegen  Anfang   des 

'SUi  100  m  haben  nnd  fUr  Wohnzwecke  dnrch   IB.  Jahrh.,  mit  dem  Sinken  der  holländischen 
Waftertmch  der  Volkswirtechaft   II.  Aufl.   Bd.  I.  24 
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Machtstellung  überhaupt,  auch  der  Schwer- 
punkt des  B.handels  und  der  B.industrie 
auf  England  überging. 

Bis  dahin  trug  die  europäische  B.industrie 
wesentlich  einen  handwerksmäßigen  Cha- 
rakter. Sie  konnte  überall  um  so  leichter 
Eingang  finden,  als  sich  ihr  in  dem  alten 
WoU-  und  Ijeinongewerbe  (vgl.  die  bezüg- 
lichen Artikel)  ein  geeigneter  Anknüpfungs- 
punkt darbot.  Anfänglich  verwertete  man 
aus  technischen  Gründen  die  B.  vielfach 
nur  in  der  Weise,  daß  mit  leinener  Kette 
baumwollener  Einschlag  verbunden  wurde. 
Als  die  B.industrie  sich  immer  allgemeiner 
verbreitete  imd  internationale  Wettbewerbs- 
rücksichten maßgebend  -wurden,  trat  ähn- 
lich wie  in  anderen  Zweigen  des  Textil- 
gewerbes  bei  dem  Streben  nach  Verbilligung 
und  Konzentration  der  Produktion  an  die 
Stelle  des  Vollhandwerks  das  Verlagssystem, 
wodurch  das  Handwerk  allmählich  durch 
die  Hausindustrie  (vgl.  d.  Art.)  ersetzt  wurde. 
Aber  noch  immer  blieben  die  B.waren 
wegen  des  hohen  Preises  des  Rohproduktes 
und  der  schwierigen  Verarbeitung  ein 
relativ  kostbarer  und  deshalb  ziemlich  be- 
schränkter Gebrauchsartikel. 

Ein  völliger  Umschwung  in  diesen  Ver- 
hältnissen trat  ein,  als  im  18.  Jahrh.  das 
kapitalkräftige  England  mit  seinen  groß- 
artigen Handelseinrichtungen  und  seiner 
günstigen  zollpolitischen  La^e  zum  Mittel- 
]Mmkt  des  B.handels  und  der  Bindustrie 
geworden  war  und  Produktion  und  Absatz 
in  diesen  Waren  kräftig  zu  fordern  strebte. 
Hier  war  der  Antrieb  zu  denjenigen  tech- 
nischen Erfindungen  gegeben,  welche  bald 
die  B.industrie  auf  eine  völlig  andere  Grund- 
lage stellen  sollten,  die  Erfindimg  der 
Spinnmaschine  und  der  sonstigen  Zuberei- 
tungsmaschinen, und  später  des  mecha- 
nischen Webstuhls.  Diese,  der  gesamten 
Textilindustrie  zugute  kommenden  und  im 
Laufe  der  Zeit  wesentlich  vervollkommneten 
Neuenmgen  fanden  im  B.gewerbe  zuerst 
Eingang.  Gleichzeitig  konnte  für  sie  die 
Dampfmaschine  nutzbar  gemacht  werden. 
Dies  führte  zunächst  in  England  unter  den 
oben  angedeuteten  günstigen  wirtschaft- 
lichen Vorlxidingmigen,  später  aber  unter 
dem  mitwirkenden  I']intluß  der  Kontinentfd- 
spen-e  zu  Beginn  des  19.  Jahrh.  auch  in 
den  meisten  anderen  Staaten  Euit>i)as  im 
B.gewerbe  zur  Gründung  des  fabrikmäßigen 
Großl)etriebes.  Derselbe  nahm  die  Garn- 
industrie, das  Si>innen,  bald  ^nz  für  sich 
in  Anspruch,  während  die  Weberei  noch 
jetzt  vielfach  auch  hausindustriell  betrieben 
wiitl.  Allgt»moin  hat  die  zunehmende  Kon- 
zentration dtT  Kapitalniassen  und  die  ge- 
steigerte Jjoistungsfähigkeit  der  Maschinen 
im  Ijaufc  dos  vorigen  Jahrh.  der  Großin- 
dustrie  mehr  und   mehr   zum   Siege    ver- 


helfen und  dabei  eine  gewaltige  Ausdehnuiij 
des  B.gewerbe8  überhaupt  herbeigefühil 
An  letzteres  schließen  sich  als  Hilfsgewerb 
die  Bleichereien,  Färbereien  und  Druckerrie 
an.  So  ist  das  verhältnismäßig  junge  B 
gewerbe  allmählich  zu  einer  Weltii 
austrie  geworden,  der  gegenüber  die  altbc 
gründeten  Zweige  der  Textilindustrie,  di 
Wollen-  und  Leinengewerbe,  an  Umfang  zi 
rückstehen. 

Unter  solchen  Verhältnissen  steigert 
sich  naturgemäß  der  Bedarf  an  Roh-I 
ganz  außerordentlich.  Zu  den  alten  Pr 
duktionsländern  traten  seit  dem  Beginn 
des  19.  Jahrhunderts  die  Vereinigten  Steate 
von  Amerika  liinzu,  in  deren  südliohc 
Hälfte  die  B.kultur  bald  einen  soldie 
Aufschwung  nahm,  daß  sie  jetzt  de 
weitaus  größten  Teil  des  gesamten  Well 
bedarfs  deckt  und  zur  \erbillign^g  de 
Rohmaterials  wesentlich  beieetn^;e]|  ha 
Nach  den  amtlichen  Hamburger  Notizen  betra 
der  Preis  der  Rohb.  in  den  Jahren  1871'7 
176,13,  1876/80  125,37,  1881/85  117,11 
1886/90  111,98  und  1891/95  81,06,  189^190 
78,44,  1901  89,3,  1902  91,6,  1903  115^- 
1904  125,4  und  1905  97,47  M.  für  100  kj 
Uebrigens  ist  während  der  letzten  Jahrzehnt 
die  B.produktion  auch  in  den  alten  Ask\m 
ländern  mehr  als  früher  gefordert  woida 
wodiux^h  die  zeitweise  herrschende  SteUim 
der  amerikanischen  Produktion  in  etwi 
herabgedrückt  worden  ist  In  fthnlidu 
Weise  ist  die  Herrschaft  der  englisdie 
B.industrie  infolge  der  Ausdehnung  d€ 
letzteren  auch  in  anderen  Staaten  (s.  untec 
eingeschränkt  worden.  Nouerdin^  verde 
in  England,  Deutscliland  und  FtanloeiG 
Versuche  gemacht,  die  B.kultur  in  de 
Kolonialgebieten  zu  steigern. 

Bei  der  großen  Verbreitung  der  BJii 
dustrie  liängt  von  ihrem  Gedeihen  natu 
gemäß  die  wirtschaftliche  Lage  der  bc 
teiligten  Länder,  insbesondere  auch  ihrer  Ai 
beiterbevölkerung  wesentlich  ab.  Allgemmn 
B.mißernten  und  nachhaltige  Stockungen  ii 
Absatz  der  Fabrikate  haben  denn  anc 
wiederholt  zu  schweren  wirtschaftliche 
und  sozialen  Krisen  geführt. 

Fast  in  allen  Industrieländern  ist  mi 
bemüht  gewesen,  die  Entwickelung  der  B 
industrie  durch  eine  mehr  oder  minder  ent 
schiedene  Schutzzollpolitik  zu  fördern;  ä 
liat  zwar  zeitweise  Abschwächungen  ei 
fahren,  wird  aber  in  den  außerengliache 
Staaten  auch  gegenwärtig  nodi  aufrecht 
erhalten.  Dagegen  ist  die  JB.  als  Rohprodnl 
in  den  meisten  europäischen  Ländern  td 
Eingangszöllen  frei. 

In  betreff  der  geschichtlichen  Entwickdv^ 
und  der  Lage  des  B.^ewerbes  in  den  eil 
zelnen  Ländern  ist  noch  folgendes  herm 
zuheben : 
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Du  oben  bereits  angedeutete  rasche  Auf- 
blühen der  B.indu8trie  in  England  ging  ans 
TOD  der  Grafochaft  Lancashire.  Noch  jetzt  bildet 
die  Sudt  Manchester  mit  Umgebung  den  Mittel- 
pankt  der  Fabrikation,  während  das  benachbarte 
LiTerpool  als  erster  B.markt  der  Welt  dasteht. 
Die  aufsteigende  Entwickelung  der  englischen 
B.iBdQ8trie  wurde  im  Laufe  des  19.  Jahrh.  wieder- 
liolt  durch  heftige  Krisen  unterbrochen,  so  na- 
mentlich in  den  60  er  Jahren,  als  der  Bürger- 
kntg  in  den  Vereinigten  Staaten  eine  allge- 
meine, anhaltende  Stockung  der  dortigen  Bohb.- 
tnsfnhr  beryorrief  und  dadurch  die  Produktion 
der  enropiischen  Industrie  auf  mehrere  Jahre 
Uhmte.  Auch  in  den  letzten  Jahren  ist  ein 
StäliUnd  in  der  Entwickelung  zu  verzeichnen, 
der  in  dem  raschen  Aufblühen  der  B.industrie 
fremder  Linder  und  in  deren  Zollpolitik  be- 
{[rtndet  ist. 

Wihrend  im  18.  Jahrh.  zum  Schutze  einer- 
seiti  der  anfblühenden  einheimischen  B.industrie 
und  andererseits  der  durch  letztere  bedrängten 
Uterei  Q^werbe,  teilweiae  auch  im  Interesse 
da  Staatsfinanzen  Verbrauchsbeschränkun^en 
bezw.  hohe  Einfuhrzölle  auf  Bohb.  und  fertige 
Fabrikate  bestanden  und  auch  noch  die  ersten 
Jibndmte  des  yorigen  Jahrh.  verschärfte  Schutz- 
i911e  gebracht  hatten,  wurden  letztere  ange- 
lichu  der  zunehmenden  Erstarkung  des  heimi- 
schen Gewerbes  und  unter  dem  Druck  der  herr- 
schenden bandelapolitischen  Anschauungen  zu- 
nkhst  ermäßigt  und  im  Jahre  1845  ganz  auf- 

n*  'len.  Ein  letzter  Best  derselben  fiel  1860 
den  Handelsvertrag  mit  Frankreich. 
Hat  die  neuere  Entwickelung  in  England  zu 
einer  TGIligen  Verdrängung  der  alten  Hausin- 
dustrie eeährt,  so  ist  letztere  im  übrigen  Eu- 
rona  andi  heute  noch  in  mehr  oder  minder  er- 
hebüchem  Umfange  erhalten  geblieben,  so  ins- 
besondere innerhalb  des  Deutschen  Beiches, 
▼0  nnser  Gewerbe  in  den  verschiedensten  Teilen 
PRoflens  (Rheinland,  Schlesien),  in  Sachsen  und 
in  Sflddentschland  einschließlich  Elsaß-Loth- 
ringens, teilweise  von  alters  her  heimisch  ist. 
Der  hansindustrielle  Charakter  des  deutschen 
B^werbes  tritt  hauptsächlich  in  der  Weberei 
im  Gegensatz  zur  Spinnerei  hervor,  indessen 
bat  doch  seit  der  Mitte  des  19.  Jahrh.  auch  der 
Großbetrieb  in  der  Weberei  immer  mehr  an  Um- 
fanjr  gewonnen.  Der  deutsche  Einfuhrhandel  in 
Bohb.,  mit  Bremen  und  Hamburg  als  Haupt- 
pützen,  hat  sich  seit  längerer  Zeit  ähnlich  dem- 
jenigen anderer  Staaten  des  Kontinents  von  der 
unbedingten  Herrschaft  des  Liverpooler  Marktes 
n  emanzipieren  gesucht.  Er  besitzt  in  dem 
Verein  .Bremer  Baumwollbörse''  (gegründet  1872) 
einen  gemeinsamen  Mittelpunkt,  welcher  durch 
den  Hinzutritt  der  B.spinner  eine  erhöhte  Be- 
dentnng  gewonnen  hat. 

Bereits  im  18.  Jahrh.  suchten  die  preußischen 
Künige  das  B.ge werbe  durch  hohe  Zölle  und 
Hnftthrrerbote  zu  kräfti|:en.  An  dieser  Schutzzoll- 
politik wurde  späterhin  in  gemäßigter  Form  fest- 
^bilten.  Aehnlich  verfuhr  man  in  anderen 
dentscben  Staaten.  Auch  der  Zollvereinstarif 
^  31.x  1833  war  ein  schutzzöUnerischer.  Die 
Stie  desselben  erfuhren  erst  in  den  60er  Jahren 
^Vfch  die  an  den  Handelsvertrag  mit  Frankreich 
^Aknflpfende  Beform  eine  wesentliche  ErmäUi- 
^g.  bis  der  Tarif  von  1879  mit  seinen  Ab- 
lad^migen  von  1885  Verschärfungen  im  schutz- 


zöllnerischen  Sinne  brachte,  welche  durch  die 
1891  abgeschlossenen  Handelsverträge  wieder 
gemildert  wurden.  Im  neuen  deutschen  Zoll- 
tarif von  1902  und  in  den  anschließenden  Handels- 
verträgen haben  die  Sätze  für  gröbere  B.game 
eine  weitere  Ermäßigung  erfa&en,  auch  eine 
Beihe  der  B.warenzöUe  ist  in  Uebereinstimmung 
hiermit  herabgesetzt  worden.  Weiterhin  wurde 
im  Zolltarif  eine  Aenderung  an  der  Einteilung 
der  Game  vorgenommen,  durch  welche  eine  Ver- 
schiebung in  den  Zollsätzen  eingetreten  ist. 

Was  Oesterreich-Üngarn  anbetrifft,  so 
ist  in  der  ungarischen  Beichshälftedie  B.industrie 
noch  erst  im  Entstehen  begriffen,  während  sie 
inOesterreich,  speziell  im  Beichenberger  Handels- 
kammerbezirk ein  alt  angesessenes  Gewerbe  bildet, 
in  welchem  die  hausindustrielle  Weberei  trotz 
des  Vordringens  des  Großbetriebes  sich  noch  in 
weitem  Umfange  erhalten  hat. 

In  Oesterreich  trat  an  die  Stelle  des  starren 
Prohibitivsystems  des  18.  Jahrh.  mit  dem  Tarif 
vom  Jahre  1838  ein  Schutzzollsystem,  welches 
im  Laufe  der  folgenden  Jahrzehnte,  namentlich 
durch  den  französischen  Handelsvertrag  von  1866, 
erhebliche  Abschwächungen  erfuhr.  Seit  dem 
Jahre  1878  haben  dann  gegenüber  sowohl  den 
Garnen  wie  den  fertigen  Fabrikaten  wiederum 
schutzzöllnerische  Grundsätze  Platz  gegriffen, 
infolgedessen  die  Zollpositionen  wiederholt,  so 
in  den  Jahren  1882  und  1887,  erhöht  wurden. 
Die  Handelsverträge  von  1891  brachten  zwar 
einige  Ermäßigungen,  die  neuesten  Verträge 
weisen  dagegen  wiederum  nicht  unwesentliche 
Steigerungen  vieler  Zollsätze  auf. 

In  Frankreich,  wo  das  B.gewerbe  zu  den 
ältesten  und  bedeutendsten  Industriezweigen  des 
Landes  gehört,  ist  der  allgemeine  Verlauf  der 
Zollpolitik  ein  ähnlicher  gewesen  wie  in  Deutsch- 
land und  Oesterreich.  Das  strenge  Colbertsche 
Prohibitivsystem  wurde  im  Laufe  der  Zeit  mehr 
und  mehr  gemildert.  Zuletzt  geschah  dies  durch 
das  Handelsvertra^system  der  60  er  Jahre.  Seit 
1881  sind  dann  wieder  höhere  Zollsätze  in  Gel- 
tung, und  auch  der  neueste  Tarif  von  1892  mit 
Maximal-  und  Miuimalsätzen  bewegt  sich  in 
protektionistischer  Bichtung. 

Das  alte,  früher  durch  eine  umfangreiche  Bohb.- 
produktion  unterstützte  B.gewerbe  Italiens  hat 
sich  im  Laufe  der  letzten  Jahrzehnte  ebenfalls 
zur  Großindustrie  entwickelt.  Die  schutzzöUne- 
rischen  Tarifsätze  der  letzten  Jahrzehnte  sind 
durch  die  Handelsverträge  von  1892  und  1893, 
namentlich  durch  den  mit  der  Schweiz  von  1893, 
erniedrigt  worden.  Die  neuesten  Handelsver- 
träge haben  keine  wesentlichen  Aenderungen  in 
den  Zollsätzen  gebracht. 

In  der  Schweiz  war  das  B.gewerbe  bereits 
seit  dem  14.  Jahrh.  eingebürgert.  Die  dort  stark 
entwickelte  Hausindustrie  litt,  zumal  sie  ohne 
Zollschutz  gelassen  war,  seit  dem  Anfang  des 
vorigen  Jahrh.  besonders  schwer  unter  der  Kon- 
kurrenz der  englischen  Großindustrie.  Erst  nach- 
dem auch  in  der  Schweiz  das  B.gewerbe  der 
neuen  technischen  Entwickelung  fifcfolgt  war, 
konnte  es  dort  wieder  einen  befriedigenden  Auf- 
schwung nehmen.  Die  in  den  80  er  Jahren  ein- 
geführten Schutzzölle  haben  durch  die  Handels- 
verträge von  1891/92  keine  Abschwächung  er- 
fahren. Die  neuesten  Handels verträire  haben 
die  Zollsätze  für  verschiedene  Erzeugnisse,  ins- 
besondere für  B.gewebe,  noch  erhöht. 
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In  BuGUnd^  wo  die  B.imlnatrie  icliOB 
jetirt  iit  Tiden  Bezirken  aniässig  ul^  hat  dieselbe 
m  den  aiisgedebiiten  B.kultiireii  SltdmQlandSt 
des  Kankasiis  und  Zentralasiens  eine  sichere 
f  jes£tij^5ge1eiz:enbt'i  t  fUr  daaHohmAterial  im  eigenen 
Lande.  VVtjmauch  dieAe Produktion  g-e^enwärtißr ' 
zur  DecknüET  des  Bedaj^s  der  Industrie  Bei  weitem  | 
noeh  uicht  liinreicbt,  so  bietet  sie  doch  eine  nehr 
günstige  Vorbedingung:  für  die  weitere  Ent^ 
wickehing:  des  beimischen  Gewerbes.  Oe^en  den 
ausländischen  Wettbewerb  ist  dasselbe  durch 
hohe  Zölle  geijschötÄt- 

In  Belji^ien  nnd  den  Niederlanden  faOte 
die  Industrie  bereits  im  15,  Jahrb.  lesteu  Fu(i. 
Brü^g-e  nnd  späterhin  Antwerpen  beherrschten 
in  den  beiden  folgenden  Jahrhunderten  den 
Ifanxen  nordeuropjiii^^hen  B.handel  Tb.  oben). 
Auch  nachdem  die^e  Stellung^  auf  Eugland  üher- 
getTttugen  war,  bat  isieh  die  B.indnstrie  Belgiens 
nnl  der  Niederlande  weiterhin  p'ünatig  ent^ 
wickelt,  hl  Belgien  ist  neuerdings  in  den 
Verhältnissen  insofern  eine  Aemlemnif  ein* , 
getreten^  als  seit  dem  Jabre  ISHT  die  Einfuhr  j 
fremder  (iarne  und  Webwaren  im  Gegensatz 
zn  den  früheren  Jahren  die  Ansfuhr  dieser  Pro- 
dukte llbersteigt.  Die  ^Spinnerei  der  Niederlande 
kann  den  Jahres  bedarf  nocb  uieht  befriedigen, 
die  Produktion  der  niederlltndiBchen  Weberei 
deckt  dagegen  den  einheimis<  hen  Bedarf  vüllig 
nnd  iftEt  noeb  eine  grriOere  Ausfuhr  zu.  Belgien 
bat  in  den  Tarifen  von  1*^92  und  IW(}  einen 
mäßigen  Sehnt  s^xf dl  festgelegt;  in  deu  Nieder- 
landen können  Garne  frei  eingeführt  werden. 

Bezüglich  der  iiullereuropäischen  Lllnder  ist 
in  diesem  Zusammen  bangty  zunächst  auf  die 
YereinigtenBiaaren  YonAmerikahiHÄn- 
weiten,  wo  schon  vor  etwa  lOi)  Jahren  eine  eigene 
In4uslrie  beiiriindet  wurde^  wekhe  anzüglich  für 
den  ^genen  Bedarf  des  Landes  arbeitend*  neuer- 
dlnga  auch  für  die  Ausfuhr  Bedeutung  gewonnen 
hat.  We-sentlieh  jöref ordert  wurde  diese  Ent- 
Wickelung  durch  ein  ent''ehiedenea  Schutzzoll- 
system. Dasselbe  hat,  nur  knrze  Zeit  tou  frei- 
hÄndleriscben  Strömungen  durchbrochen,  die  Zölle 
sowohl  auf  Garne  wie  auf  fertige  Waren  bis  in 
die  uene«te  Zeil  hinein  »ehr  hoch  gehalten.  Der 
Tarif  Ton  1894  hat  Emiliüigungen  gebrach L 
iJer  neueste  Tarif  von  ISiU  zeigt  dangen 
wieder  wesentliche  Erb  ob  nn  gen  Die  ef gent- 
liche GrundJage  der  nordamerikanischeu  B.in- 
dustrie  bildet  die  dortige  ansgedehuie  Kultur 
der  itohb,  w>^^'> -^  '^^  "li  im  Laufe  des  vorigen 
Jahrb.  unter  klimatischen  und  wirt- 

sebaftlichen  \*  n  derart  entwir^kelt  hat^ 

daß  auf  sie  geuen  wartig  zwei  Drittel  der  ge- 
samten Welt|irodiiktion  entfallen.  Früher,  bei 
g^riugerer  lVüdnfcti<jn  in  den  auÜeramerikani* 
«shen  Lftndernt  war  der  relative  Anteil  der  Ver- 
einigten ^itaaten  uorh  gn'iBer. 

Neiden  Nordanieriku  bildet  Oataaien,  der  ur- 
alte Sitjc  dej'  B  kultnr,  amh  beute  noob  das 
wichtigste  Prt*duktii*a'<gebiet  für  das  Robinateriai 
Was  insbesondere  O  s  1 1  n  dien  anbelangt,  so  litt 
di«  donige  B.ge  werbe  bugt*  Zeit  untc  r  der  neu- 
erstandencn  »nswÄrtigen,  iusbesondere  englischen 
Kun  karren  JE,  durch  welche  die  Ausfuhr  an  Fabri- 
katen sUrk  beeinträchtigt  wurde.  Die^  bat  Kich 
neuerdings  ge&ndert,  nachdem  auch  in  Ostinfljen 
der  ma schindle  GroBhetrieh  Eingang  gefunden 
hat.  I>ie  Exiwrtfähjgkeit  der  dortigen  Fabriken 
ist  dank  (laii  niedrigen  Arbeitslöhnen  und  dem ' 


Mltig^ren   Bohmaterial    eine   sehr   bedi 
namentlich  für  gewjlhnllche  Qnalitäteni  m 

indische  GroEindnstrie  auf  dem 
Markte  schon  bald  ein  wichtiger  Falfl 
den  europäischen  Wettbewerb  werden 
Uebrigeus  ist  Indien  im  Laute  des  19, 
auch  ein  wichtiges  Einfuhrland  flir  f 
geworden;  es  nimmt,  ohne  d«n  t'harakt 
Ausfuhrland  es  zn  verlieren,  eine  groOi» 
fremder  B.fahrikate  auf. 

An  dritter  Steile  in  der  B.pr<Mlukti 
heute   Aegypten.      Die  B.knltnr    in 
Lande  ist  noch  jungen  Ursprungs.     Ijtfd 
stet«  vermehrten  und  verbesserten  Bewii 
anlagen  ist  das  Wachstum  des  Ertrages 
Ertjagsfähigkeit    uunnterbrc»oben    und 
ge,^t.iegen.    Die  tigj|>tische  B-  zeichnet 
den   übrigen  Ersengnisseu   durch    ihre 
ragende   Qualität  ans  und   sie  h^it 
den  Weltmarkt  um  so  größere  Bed^ 
sie  fast  ganz  anr  Ausfuhr  gelangt, 
dnstrie  des  Laude«  mwh   wenig  **utw!rl 

2.  ^tathtlk,    a)  Groasbritanmea  d 

landL     Die   Bedeutung  des  B.handelB 

Verbranch   an  Robb,  ergibt  sieh  aus   tfA 

Angaben  in  Millionen  engL  Pfnnd 

Jahre        Einfuhr        Anafuhr        Vtbi 

inmim        614,93        «3^25  s 

1851/55  873,30  134,05  7- 


inm  tio 

MiS,S9 

UOt74 

1 

löBifiD 

8NJ3 

36039 

186^70 

1 306^02 

3t4.9*» 

9 

ISllIlb 

'554,-0 

i75i38 

la 

iHi^im 

U5ö,3i 

|86,5S 

IM 

imiim 

1674,50 

a35i59 

^A 

!M)/m) 

179SM 

351,51 

*5 

18in,95 

i746,aa 

316,5s 

n 

189B/19(10 

1798,81 

^^a,33 

«s 

1901 

1829,71 

206,57 

1« 

UKte* 

1816,74 

^75.««* 

»5 

\dm 

1793.10 

304,66 

14 

1904 

1954*95 

^53*73 

17! 

In  der  auüererd entlichen  Steigenmgr  4 
fnhr  iletjstere  betrug  1820  erst  152,  lSa( 
264  MilL  Ffd.)  erfolgte  Anfang  der  ^^ 
jAmeribanischer  Bürgerkrieg)  ein  a' 
gang»  Jn  den  7üer  Jahren  machte 
im  Handel  wie  im  Yerbranch  die 
europä tische  GeschüftekrisiB  ntMihhalt^ 
Neuerdings  hat  die  wachsende  answi 
kurrenz  in  Handel  und  Industrie  disn 
merklich  gehemmt, 

Nachstehende  Uebersicht  tlber  die  Z^ 
Biabriken  zeigt,  daG  weniger  ihre  Zahl 
mehr  die  Leistungsfähigkeit  derÄelben  be4 
zugenommen  hat 

Jahre  Ansahl   Spindeln  EraftattUiIe 

1850  193a  20977017  ? 

18.56  22 IQ  38010217  298847 

1861  3887  30387467  ? 

1870  2483  33  995"!  44067^        Ä 

1881  2690  40  j«;  1000  s^ooüo 

1890  2363  405»»  934  615714 

190^  2476  43590232  683610 

1904  2077  49727107  7S9398 

Es  sind  hier  nur  die  Spindeln  mm 
angegeben.     Die   Zalü   der  Spinddn  xi 
doppeln  beiief  sich  1903  auf  3  8&24t4, 

Die  Ausfuhr  von  ß^fahrikatea  einhei 
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Ursprungs  gestaltete  sich  wie  folgt  (Angaben 
in  Mfllionen) ; 


Jthre     a  3  _• 

Li 
PI 

ii 

1-1 

in 

's;     « 

»       3F 

"1 

CQ  " 

-5  g 

im^j^i    13*>,77 

—       nsjtsS 

^ 

2St33 

1851Ö5    149,92 

4,67    1658,53 

0,81 

31,84 

1856^    189,58 

5,21  '2135,49 

0.90 

44,10 

18B165    104,94 

4,65    1944,42 

0,70 

48,67 

186670    167,41 

6,72  :  2904,09 

0,99 

70,34 

1871/75   211,42 

8,65  i  3521,65 

1,07 

75,27 

187680   232,40 

11,56  13869,24 

1,17 

68,47 

188185   254,93 

15,04  14491,47 

1,79 

74,21 

188690   254,39 

18,98    4983,82 

1,58 

71,16 

1891,%   234,62 

i8,47  ,4956,58 

0,97 

67,17 

189600   223,40 

28,93  :  5139,45 

0,69 

65,20 

1901      169,65 

31,06  !  5364,60 

0,69 

73,69 

1902      166,36 

32,38  i  5331.55 

0,61 

72,46 

191«      150,75 

34,33  '  5157,32 

0,57 

73,63 

190i      163,90 

24,33  1  5591,82 

0,64 

84,87 

In  den  letzten  Jahren  haben  die  Schutzzölle 
nnd  die  Erstarkong  der  Industrie  des  Auslandes 
einen  weiteren  Anfichwun^ verhindert. 

b  DentBobes  Beioh.  Die  Gewerbestatistik 
Tom  14,/VL  1895  ergab  2446  B.spinnereien, 
32751  B.webereien  und  16  332  Webereien  ge- 
miKhter  Waren.  Es  befanden  sich  darunter 
1991  law.  28997  und  14495  Hauptbetriebe, 
in  denen  74  807  bzw.  147121  und  77292 
Penonen  beschäftigt  waren.  Von  den  Haupt- 
betrieben hatten  &0  bzw.  926  und  667  mehr 
Als  5  Gehilfen.  In  diesen  Betrieben  wurden 
73016  bzw.  108073  und  57017  tätige  Personen 
«äUt  Ein  Vergleich  mit  den  cnewerbestati- 
Mischen  Erhebungen  vom  5./ VI.  1882  läßt  er- 
kennen, daß  die  Zahl  der  Betriebe  überhaupt 
wwentlicb  znrfickeegangen,  die  der  Hauptbe- 
tnebe  mit  mehr  als  5  Gehilfen  dagegen  größer 
^worden  ist.  Auch  die  Zahl  der  Arbeiter  hat 
sieb  in  diesen  letzteren  Betrieben  entsprechend 
erb()ht.  Es  ist  dies  ein  Zeichen  dafür,  daß  sich 
^  Großbetrieb  in  der  B.industrie  immer  mehr 
Atwickelt  hat  Nach  neueren  Schätzungen  be- 
trag die  iSahl  der  in  der  gesamten  deutschen 
B-indostrie  beschäftigten  Arbeiter  rund  350000 
<  19011.  Die  Spinnereien  arbeiteten  1875  mit 
^G^OOO,  1882  mit  4900000 Spindeln;  für  1892 
wild  ihre  Zahl  auf  6071  332,  für  1903  auf  8500000 
▼mnKklagt.  Die  Zahl  der  Webstühle  wird  für 
1901  mit  211811  angegeben. 

Einen  weiteren  Anhalt  zur  Beurteilung  der 
verhiltnisse  bieten  die  auf  Grund  der  handels- 
statutischen Ergebnisse  angestellten  Verbrauchs- 
berechnonsen.  Danach  betrug  der  Verbrauch 
u  roher  Baumwolle 


Jahre 


18*145 
181650 
185155 

mm 

1881,«5 
18K70 
187175 
187680 


mi 

ganzen 

t 

8917 
13246 
15  782 
26441 
46529 
46831 
68281 
116390 
124549 


pro 
Kopf 

kg 

0,34 

0,47 

0,53 

0,85 

1,39 

1,33 

2,84 
2,86 


Jahre 

1881/85 

1886  90 

189195 

18961900 

1901 

1902 

1903 

1904 


im 

pro 
Kopf 

ganzen 

t 

kg 

152329 

3,34 

201  046 

4,19 

252  381 

4,95 

302316 

5,54 

326  576 

5,73 

335  637 

S,79 

369  738 

6,28 

382  241 

6,41 

Bis  in  die  jüngste  Zeit  hinein  ist  hiemach 
der  Verbrauch  des  Rohmaterials  anhaltend  ge- 
stiegen. Dementsprechend  gestaltete  sich  die 
Produktions-  und  Handelsbewegung  in  Garnen 
und  fertigen  Waren.  Es  betrugen  nämlich  von 
B.gamen  in  Tonnen  netto 

Jahre  Produktion  Einfuhr  Ausfuhr  Verbrauch 


1854,55 

27618 

26730 

1743 

52605 

1856/60 

37223 

26144 

2259 

61  108 

1861/65 

37465 

12330 

3065 

46730 

1866/70 

54  625 

14897 

3571 

65951 

1871/75 

93112 

21  678 

5145 

109  64^ 

1876/80 

99639 

18947 

10075 

1x8^86 

1881'85 

123463 

19890 

8723 

134630 

1886/90 

160837 

21  131 

7014 

174954 

1891/95 

201  904 

17963 

8467 

211  400 

1896/1900 

241  854 

22578 

8822 

255  610 

1901 

261  261 

16050 

12078 

265  233 

1902 

268510 

17  128 

13024 

238358 

1905 

295790 

18946 

11  760 

302  976 

1904 

305  793 

21  225 

10058 

316960 

Bei  vorstehender  Berechnung  wurden  80'Vo 
des  Verbrauchs  an  Robb.  (s.  oben)  als  inländische 
Garnproduktion  angenommen. 

Von  B. waren  betrugen  in  Tonnen  netto  die 
Jahre       Einfuhr      Ausfuhr      Mehrausfuhr 


1859/60 

538 

8870 

8332 

1861/65 

487 

7710 

7223 

1866/70 

1118 

8458 

7340 

1871/75 

2t;oi 

9616 

7  115 

1876/80 

2186 

12646 

10460 

1881/85 

1515 

14  641 

13126 

1886/90 

1378 

16293 

14915 

1891/95 

1936 

32163 

30227 

1896/1900 

6394 

36828 

30434 

1901 

5807 

37720 

31913 

1902 

6190 

43622 

37432 

i9as 

6132 

47451 

41319 

1904 

6505 

47891 

41386 

Uebrigens  ist  bei  allen  obigen  Vergleichungen 
zu  berücksichtigen,  daß  1871  die  elsässische  In- 
dustrie mit  in  die  Zählung  aufgenommen  wurde. 

c)  Oesterreich-Ungam.  Was  zunächst  die 
B.spinnerei  betrifft,  so  belief  sich  die  Spindel- 
zahl 1876  auf  1570469,  1880  auf  1684889,  1884 
auf  2076891, 1890  auf  2  682  762, 1895auf3108113, 
1900  auf  3450000  und  1903  auf  rund  3700000 
Spindeln.  Die  ungarische  Reichshälfte  ist  hier- 
an nur  mit  (1900)  80000  Spindeln  beteiligt.  Die 
Gesamtzahl  der  beschäftigten  Arbeiter  betrug 
1902  lOOOüO.  1895  wareu  in  der  B.weberei  65402 
mechanische,  68526  Handstühle,  zusammen  133928 
Webstühle  tätig.  Die  Zahl  der  Webstühle  im 
Jahre  1902  wird  auf  111000  geschätzt.  Die 
B.dnickerei  beschäftigte  im  Jahre  1895  8956 
Arbeiter. 

Nach  der  Statistik  des  auswärtigen  Handels 
betrugen  in  1000  kg  bei 

Baumwollgarn: 

Jahre  Einfuhr  Ausfuhr      Mehreinfuhr 

1831/35  1367  53  1314 

1851/55  3903  97  380O 

1871/75  11608  342  11266 

1876/80  12510  557  11953 

1881/'85  12190  773  11423 

1886,/90  10718  1087  9631 


374 


Baumwolle,  Baumwollindustrie 


Jahre 

Einfuhr 

Ausfuhr 

Mehreinfuhr 

1891/95 

12  473 

1693 

10780 

1896/1900 

7  476 

2770 

4706 

1901 

6956 

2226 

4730 

1902 

8500 

2620 

5880 

1903 

7486 

3243 

4243 

1904 

7366 

4623 

2743 

Baumwollwaren 

Jahre 

Einfuhr 

Ausfuhr 

Mehrausfuhr 

1831/85 

36 

233 

197 

1851/55 

216 

452 

236 

ISlljlö 

1424 

1401 

—23 

1876/80 

1042 

2594 

1552 

1881/85 

1565 

3541 

1970 

1886/90 

1168 

3373 

2205 

1891/95 

"93 

2929 

I73<> 

1896/1900 

1203 

3591 

2388 

1901 

1263 

3535 

2272 

1902 

1276 

4250 

2974 

19a-i 

1308 

4974 

3666 

1904 

1383 

6611 

5228 

Während  der  Stand  der  heimischen  Industrie 
schon  längst  eine  erhebliche  Mehrausfuhr  an 


Verhältnissen  entsprechend  hat  sich  wilueiii 
des  Zeitraumes  1876—1903  die  Einfuhr  von  Rokl 
von  19561800  kg  auf  154164600  kg  gehoba 
während  gleichzeitig  die  Einfuhr  von  Game 
von  13  617  200  auf  892  200  kg  hernnterginff.  Di 
Einfuhr  von  Webwaren  verminderte  tick  to 
12265800  kg  im  Jahre  1876  auf  1817800  kg n 
Jahre  1903.  Diesem  Rückgange  in  der  Eümili 
von  Fabrikaten  steht  eine  beachtenswerte  2i 
nähme  der  Ausfuhr  gegenüber:  während  des  Zeit 
raumes  1876—1903  bei  Garnen  von  175600  k; 
auf  9201800  kg,  bei  Geweben  von  289600  k 
auf  17282300  kg. 

f )  Schweiz.  In  den  Spinnereien  waren  titig 

Jahre  1000  Spindeln  Jahre  1000  Spindel 

1830  400  1880  1950 

1840  750  1884  1841 

1&50  950  1888  1722 

1860  I3SO  1898  1704 

1870  1600  1904  1520 

Seit  Anfang  der  achtziger  Jahre  ist  danac 
ein  nicht  unerheblicher  Rückgang  in  der  Spindel 


B.waren  ermöglicht  hat,  können  die  Spinnereien  '  zahl  eingetreten,  es  ist  aber  auch  hier,  wie  Im 


den  Bedarf  des  Inlandes  noch  nicht  befriedigen 
d)  Frankreich.     Hier  hat  nach  den  Aus- 
weisen der  Betriebsstatistik  die  B.industrie  keinen 
sehr  erheblichen  Fortschritt  gemacht.     Es  be- 1 
trug  nämlich  in  den  B.etablissements 
der  beschäftigten 


Jahre 

Arbeiter 

Spindeln 

1875 

114  259 

4644167 

1880 

97  823 

4  608  594 

1886 

102  721 

4  806  889 

1887 

121  343 

4828427 

1893 

9 

5  000000 

1900 

y 

5  500000 

Kraft- 

Hand- 

Stühle 

stühle 

50  230 

78037 

61  975 

47312 

67  151 

33063 

70276 

28213 

86000 

9 

98000 

40000 

allen  ähnlichen  Vergleichen,  die  erhöhte  Leii 
tungsfähigkeit  der  Spindeln  mit  in  Anschlag  s 
bringen.  Die  Webereien  beschäftigten  1888  nac 
der  amtlichen  Fabrikstatistik  14643  Arbeiter  qb 
die  Zahl  \  23721  Webstühle,  1898  schätzte  man  die  Zal 
der  mechanischen  Webstühle  auf  rund  H000( 
1904  auf  17 135.  Nach  der  Fabrikstatistik  voi 
5./VI.  1895  betrug  die  Zahl  der  B.etablissemeni 
überhaupt  1231  mit  48536  Arbeitern.  Dabei  liii 
indessen  nur  die  dem  Fabrikgesetze  nntemelltc 
Betriebe  gezählt  worden.  In  der  in  der  Schw« 
sehr  bedeutenden  Stickereiindnstrie  sind  aac 
neueren  Erhebungen  18501  Stickmaechinen  u 
43885  Arbeiter  tätig.  Die  Erzeugnisse  der  Stiefe 
reiindustrie  bilden  einen  sehr  wichtigen  Aurfok 
Es  ist,  teilweise  wohl  infolge  der  gesteigerten  artikel,  während  die  Ausfuhr  von  eigentiidic 
Leistungsfähigkeit  der  Fabriken,  der  B.konsum  Webwaren  in  den  leteten  Jahrzehnten,  nana 
der  Spinnereien  in  den  Jahren  1836/40—1892  von  üch  unter  den  hohen  Schutzzöllen  des  AnsUMe 
48800000  auf  177  360000  kg  gestiegen.  Im  Jahre  »ehr  gelitten  hat.  Die  Einfuhr  von  B.  betn 
1897  betrug  der  Verbrauch  an  Rohb.  216000000  im  Jahre  1903  26003800  kg,  die  Einfuhr  ▼« 
kg,  1900  dagegen  nur  193  000000  kg.  Für  Game  '  B.waren  stellte  sich  im  gleichen  Zeiträume  ai 
und  Webwaren  betrugen  in  Mill.  Frcs.  8754600    kg,   die  Ausfuhr   von    B.waren  ai 

Jahre  Einfuhr  Ausfuhr  Jahre  Einfuhr  Ausfuhr   ^^  gf  SSs^Snd.     Die  amtliche  Statistik  gil 

für  1887  328  Webereien,  99  Spinnereien  u 

74  Wattefabriken  mit  72231  bzw.  134385  ondlH 

Arbeitern  an.   An  Spindeln  zählte  man  1857  eti 

1  Mill.,  1887  fast  4  Mill.,  1899  reichlich  6  10 

und  1904  über  6V's  Mill.    Infolge  der  gestöge 

ten  Leistungsfähigkeit  der  heimischen  Indortr 

ist  die  Ausfuhr  an  B.gamen  und  Fabrikiti 

In  den  Ausfuhrziffern  von  1902  ab  ist  der  '  ständig  gestiegen,  sie  betrug  im  Jahre  1880 IJB 

geringe  B.^j^arnexport  nicht  mehr  enthalten.         im  Jahre  1893  9,16  und  im  Jahre  1902  17,^ 

Berücksichtigt  man  den  erheblichen  Preis- 1  Mill.  Rbl.,  die  Einfuhr  betrug  dagegen  im  Jalu 

rückgang  der  Fabrikate   sowie  den  Ausfall  der '  1880  6,01,  im  Jahre  1893  3,58  and  im  Jak 

elsässischen  Industrie  von  1871  ab,  so  ist  aus   1902  11,08  Mill.  Rbl.     In  Rnssisch-Mitteluie 

den  obigen  Zahlen  eine  wesentliche  Steigerung   Transkaukasien  einerseits  und   Turkestan 


1827/36 

o,o 

55,3 

1897 

48,6 

122,0 

1837/46 

2,0 

99,6 

1898 

46,5 

131,5 

1847/56 

2,0 

63,4 

1899 

51,6 

180,6 

1857/66 

14,2 

77,4 

1900 

63,3 

179,8 

1867/76 

71,4 

71,0 

1901 

63,9 

180,4 

1877/86 

I06.I 

86,1 

1902 

62,6 

176,0 

1887/96 

62;9 

114,0 

1903 

61,9 

170,4 

der  Produktionsmengen  zu  erkennen. 

e)  Italien.  Der  Fortschritt  der  B.industrie 
erhellt  aus  der  Tatsache,  daü  von  1876—1900 
die  Zahl  der  Fabriken  von  647  auf  727,  die  Zahl , 
der  Spindeln  von  764862  auf  2111170.  die  Zahl ' 
der  Webstühle  von  27817  auf  78306  und  die 
der  Arbeiter  von  53484  auf  135198  gestiegen 
ist,  wobei  die  erhöhte  Leistungsfähigkeit  der 
Betriebe  mit  in  Rechnung  zu  ziehen  ist.    Diesen 


China  und  Buchara  andererseits  dienten  im  Jaki 
1887  ca.  66490  ha  und  im  Jahre  1893  ca.  1488401 
Land  der  Kultur  der  Rohb.  Die  in  diesen  Distril 
ten  erzeugte  B.  >yird  wohl  sicherlich  in  RilUai 
verbraucht.  Bei  seiner  wachsenden  B-indsstr 
führt  Rul^land  außerdem  noch  erhebliche  Meng« 
Rohstoff  aus  Persien,  Amerika,  Aegyptem  a 
Ostindien  ein.  Die  JSinfnhr  von  Rohl 
im  Jahre  1902  10866416  Pud. 
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h)  Vereinigte  Staaten  von  Amerika.  Die 
Zahlen  Aber  Produktion,  Ausfuhr  und  Verbrauch 
Too  Bohb.  geben  folgendes  ßild  (Angaben  in 
MilL  Pfd.): 

Fiskaljahre     Produktion  Ausfuhr  Verbrauch 

18oä56-18o9,«0    1750,4         «334,6         415,8 

1Ä56&-1869/70    1155,3  740,7        414,6 

lOT]f71-1874/7ö    1795,3         1243,5         551,8 

1876,^6— 1879^'80    2341,0         1599,4         74 1,6 

l880,W-1884/85    2943,7         1996,5         947,2 

1«85-8S-1889;90    3375,4        2270,2       1105,2 

189091— ISM/'Sö    4226,3         2851,5       1374,8 

1895i%-1899/00    4782,7        3232,6       1550,1 

1900,01  5192,7        3330,9       1861,8 

1901yO2  5340,3        3500,8       1739,5 

1902,03  5363,8        3543,0       1720,8 

1908^)4  5005.7        3023,7       1982,0 

190405  6782,9         4541,1       2241,8 

Von  der  Ausfahr  des  Jahres  1902/03  entfielen 
anfGroßbritannien  und  Irland  1399,5,  auf  Deutsch- 
land  957,5,  aof  Frankreich  403,3,  auf  Italien  222,5, 
auf  Spanien  133,2,  auf  RuÜland  91,0  und  auf 
andere  Staaten  336,0  Hill.  Pfd. 

Das  schon  durch  die  Steigerung  des  B.ver- 
branches  gekennzeichnete  Aufblühen  der  heimi- 
scben  Industrie  wird  durch  nachstehende  Daten 
aaehgewiesen : 

Jakre  Betriebe    Spindeln    Webstühle  Arbeiter 
1890       801       1 246  703        33  433       62  208 
IWÖ       956       7  132  415      157  310     135  369 
1880       905     14 188 103      324  866     221  585 
1900         ?       19008352      490398  ? 

1808         ?       24154856  ?  ? 

Die  Steigerung  der  Leistungsfähigkeit  der 
Faliriken  kommt  auch  in  der  Zunahme  der  Aus- 
fuhr fertiger  B.  waren  zum  Ausdruck.  Der  Export 
TQiBiabrikaten  bat  überhaupt  erst  um  die  Mitte 
ies  Torigen  Jahrhunderts  begonnen ;  er  betrug 
iB  Durchschnitt  der  Jahre  1862/1866  2,1  Mill.  $, 
stellte  nch  im  Mittel  der  Jahre  1876/80  auf  8,04 
lilL  1,  im  Mittel  des  Jahrzehnts  1881/90  auf 
12^  XilL  f ,  im  letztverflossenen  Jahrzehnt  auf 
1^71  MiU.  f  und  im  Jahre  1903  auf  27,13  MiU.  $. 
Aber  auch  die  Einfuhr  fremder  Fabrikate  ist 
troti  des  Aufschwungs  der  Industrie  und  trotz 
te  starken  Zollschranken  im  großen  und  ganzen 
nstiegen.  Sie  betrug  Anfang  der  siebziger 
Jahreetwa 33  MiU.  t,  im  Jahre  1897  34,43  MllT.  $ 
«Bd  19QB  52,71  Mill.  t. 

i)  Britlfloh-Oatindien.  Die  jüngste  Steige- 
nttder  Bohb.produktion  in  diesem  alten  Eultur- 
Ittoe  ist  daraus  zu  entnehmen,  daß  um  die 
litte  der  70er  Jahre  eine  Fläche  von  etwa  10,ö 
MQLaeres  mit  B.  bestellt  war,  im  Jahre  1891/92 
^>nen  eine  solche  von  17,9  Mill.  acres.  In 
teiolgeDden  Jahren  ging  die  Größe  der  Anhäu- 
ft^ etwas  zurück,  im  Jahre  1904/1900  machte 
lie  md  19  Mill.  acres  aus.  Die  Emteertrags- 
■M  achwankte  im  allgemeinen  zwischen 
M700O  und  3350000  BaUen ;  sie  betrug  im  Jahre 
1909^  2874893  BaUen.  Die  Ausfuhrziffern 
Ar  die  Bohb.  zeigen  folgende  Bewegung : 

Ikktllalire  engl.  Ctr.    Mill.  Bupien 

1867/71  5124000  190,5 

W72/76  5349000  154,7 

18n/81  3  895  000  105, 1 

1882/86  5407000  138,9 

1887/91  5675000  156,2 

4347000  113,8 


Fiskaljahre      engl.  Ctr.    Mill.  Rupien 
1896/99        4795000  114,1 

1900/01         3576000  101,3 

1901/02         5  700  000  144,3 

1902/03         6  045  000  147,6 

1903/04         7931000  243,8 

1904/05         5658000  174,3 

Während  in  früheren  Jahren  etwa  die  Hälfte 
des  Exports  auf  England  entfiel,  ist  dieser  An- 
teil in  den  80er  Jahren  auf  ein  Drittel  gesunken ; 
in  den  folgenden  Jahren  ist  er  noch  weiter  zurück- 
gegangen. An  der  Spitze  der  Bezugsländer  stehen 
heute  Deutschland  und  Japan,  im  weiteren  Ab- 
stände folgen  Belgien  und  Italien.  Der  Rest 
der  Ausfuhr  verteilt  sich  hauptsächlich  auf  Oester- 
reich-Ungarn ,  Frankreich  und  Großbritannien. 
Ueber  die  Entwickelung  der  indischen  Groß- 
industrie geben  nachstehende  Ziffern  Aufschluß : 

Fiskal-      Fabri-      q«:„j.,i„       Web-      a.i>«;*^» 
jähre         ken        ^P^^^*^^^      stuhle     ^^^^^^^^ 
1876/77  47         1100 112       9139        39  537 

1886/87  90        2  202  602      16  926        72  590 

1891/92  127  3272988  24670  117  922 
1895/96  148  3910143  37078  146000 
1900/01        190        4932602     40542  ? 

1903/04        204        5213344     46421       186  271 
Der  weitaus  größte  Teil  der  Fabriken  be- 
findet sich  in  der  Präsidentschaft  Bombay. 

Die  Produktion  an  Garnen  und  Geweben  be- 
trug in  den  fünf  letzten  Jahren  (Pfund): 
Jahre  Game  Gewebe 

1899/1900      501  685  195      95  320  358 
1900/01        342  777  547      95  »44  590 
1901/02        560  004  848     115  966  1 59 
1902/03        558812040    117284632 
1903/04        556  190  792     131  876  226 
Dieser  aufsteigenden  Bewegung  entsprechend 
ist  die  Ausfuhr  an  Greweben  neuerdings  sehr  ge- 
stiegen,  reicht  aber  trotzdem  an  die  Einfuhr  bei 
weitem  noch  nicht  heran.    Dagegen  hat  sich  die 
Gamindustrie  schon  mehr  vom  englischen  Markte 
unabhängig  gemacht.     Es  betrug  in  Millionen 
Rupien  £e 

Einfuhr  Ausfuhr 

Fiskal-  n^^^    C^e-     ^„      r««^«^  Öe- 
jahrf^    ^*™^  webe    ^^'     ^""^  webe     ^^'• 
1875/7fi    27,9     164,6    192,5        1,5      0,9        2,4 
imrm     31,7     211,1    242,8      27,6       8,8       36,4 

imwn   37,7  272,4  310,1    65,4   11,6     77,0 

18H4y'>  28,5  298,2  326,7  56,5  14,7  7li2 
lKir»,91>  29,6  247,6  277,2  68,7  »2,6  81,3 
ISOÜQI     24,9    273,5    298,4      41,7     »4,3       56,0 

i\mm  26,5  302,5  329,0  93,1  14,3  107,4 
i^KjL^o:^  22,9  281,5  304,4  85,4  13,3  98,7 
iüu;i,ü4     ?     288,7      ?      88,4    14,8    103,2 

Auch  hier  sind,  wie  bei  ähnlichen  Verglei- 
chungen  der  Werte,  die  Preisyerschiebungen  mit 
in  Anschlag  zu  bringen. 

k)  Qesamtübersicht.  Bezüglich  der  R  0  h  b.- 
erzeugnng  ergibt  ein  Vergleich  der  einzelnen 
Produktionsgebiete  folgendes  Bild  (Angaben  in 
Mill.  kg  für  die  Jahresdurchschnitte 

Länder  1880/84  1885/89  1891/'99 
Ver.  Staaten  v. 

Amerika  .    .  i  334,2  i  529,6  2  038,3 

Ostindien     .    .  380,6  458,2  497,0 

Aegypten     .    .  120,2  137,6  238,7 

Türkei,  Persien  21,8  21,8  28,0 
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Länder         1880/84 

Asiat.  Rußland, 
China,  Japan 
n.  Franz.  Co- 
chinchina  .    . 

Afrika  auU.Aeg. 

Brasilien .    .    . 

Mexiko    .    .  etwa  23,5 

Westindien,  Co- 
Inmbien  u.Ve- 
nezuela    .    . 

Peru    .... 

Italien ,  Grie- 
chenland, Au- 
stralien u.  a. 
Länder      .    .  2.7 


1885/89        1881/'99 


296,0 
68,1 

21,7 


3,0 

2,5 


296,0 
68,1 

19,3 
etwa  23,5 


2,0 
3,2 


2,9 


334,8 
68,1 
20,0 
32,9 


1,4 
4,3 


4,3 


Zusammen  2  274,3         2  562,2         3  260,8 


Nach  den  neuesten  Ermittelnneen  stellte  ndi 
die  Erzeufi^ung  von  B.,  soweit  sie  mr  den  Haadel 
in  Betracht  kommt,  in  den  HanptprodnktioM- 
ländem  der  Welt  folgendermaßen  (1000  BaDea 
zu  500  Pfund) : 

Länder  ISOO/Ül  1901;02 1902/03 19(B/04 1901/05 
Ver.Staat. 

10380 
2300 
I  225 

245  _  .  , 
Obige  Angaben  beruhen  teilweise  auf  Uofier 
Schätzung.  Bei  den  unbedeutenden  Prodnktkms- 
ländem  mußten  statt  der  wirklichen  Eneugmig 
die  Ausfuhrmengen  einfi^setzt  werden. 

lieber  den  Weltverbranch  an  Rohb.  lasset 
sich  folgende  Angaben  machen  (in  1000  Ballen 
von  500  engl.  P&nd): 


y.Amerikaio2i8 

Ostindien     2  200 

i  Aegypten    i  064 

Brasilien        150 


0631 

IG  134 

13566 

2688 

2634 

2960 

I  164 

I  276 

II87 

347 

308 

215 

ISSSßd  1893/94  1898/99 
Länder                                 bis               bis  bis 

1892/93  1897.98  1902/03 

Oroßbritanuien 3136  3283  3372 

Europ.  Kontinent 3515  4203  4774 

Ver.  Staaten  v.  Amerika 2366  2  656  3  837 

Brit.  Indien 850  1 057  i  291 

Andere  Länder ?  448  774 


1903y'a4 
3017 
5148 

3909 
(1937 


1904/05 

3SW 
5148 

4  3" 

2460 


Zusammen  9867 


II  647 


14048 


14011 


15507 


Was  endlich  die  B.  i  n  d  u  s  t  r  i  e  betrifft,  so  1  f acturer's  Association"  veröffentlichte  Zosammen- 
enthält  eine  von  der  „American  Cotton  Manu- 1  Stellung  folgende  neueste  Daten: 


Länder 


Jahr 


OroÜbritannien 1904 

Vereinigte  Staaten  von  Amerika — 

Rußland 1904 

Polen 1897 

Deutschland 1901 

Frankreich 19as 

Oesterreich 1904 

Schweiz 1904 

Italien 1903 

Spanien 18% 

Portugal 1899 

Schweden 1904 

Norwegen 1904 

Niederlande — 

Rumänien 1899 

Griechenland 1895 

Smvma 1894 

Indien 1904 

China 1901 

Japan 1901 

Brasilien 19as 

Kanada 1902 

Mexiko 1903 


saumwon- 
fabriken 

Spindeln 

Webstfthle 

2077 

49  727  107 

719398 

1201 

22  197  522 

503027 

227 

6554577 

154577 

77 

850000 

laooo 

390 

8434601 

211  818 

420 

6  150000 

106000 

128 

3250000 

110000 

69 

I  520000 

17135 

500 

2435  a» 

IIOOOO 

257 

2614500 

68289 

15 

160000 

p 

35 

372000 

10  000 

10 

87933 

2574 

48 

I  236  138 

lOOOO 

p 

40000 

p 

•> 

970000 

2  100 

I 

25000 

V 

192 

5  043  297 

4409a 

15 

600000 

laoo 

64 

I  332600 

? 

100 

300000 

15000 

iSa67 

22 

773  538 

154 

593900 

«8733 

Die  B.Statistik  beruht  nur  teilweise  auf  sorg- 
fältig erhobenem  amtlichen  Material.  Die 
privaten  Ermittelungen,  namentlich  solche  über 
Verbrauch,  Vorrat,  Spindelzahl  usw.  sind  viel- 
fach ungenaue  Schätzungen,  die  jedoch  gerne 
als  Grundlage  geschäftlidier  Spekulationen  be- 
nutzt werden.  Zur  Beseitigung  dieser  Mißstände 
hat  die  „Internationale  Vereinigung  der  B.- 
spinner  und  Fabrikanten*'  begonnen,  zuverlässiges 
Material  zu  sammeln.  Die  ersten  bezüglichen 
Veröffentlichungen  sind  vor  kurzem  erschienen 
<vgl.  Calwer,  a.  a.  0.  1905,  I.  S.  195  fL). 


Literator:  G.  SchmoU^f,  Zur  Getckiekte  Ar 
deutaeheii  Kleingeicerbe  im  19,  Jahrk.,  Baik 
1870.  —  IL  Jannanchf  Die  europäiteke  Baum 
icollindustrie  y  Brrlin  188i.  —  H,  HeHmtr* 
Die  oberehüssitche  Baumwoüinduttrie  und  ikn 
Arbeiter,  iStraßlnirg  1887.  —  E.  Nübiimg,  Ulm 
BaumicoUvebcrei  im  Mittelalter,  Le^jmf  1S9<K 
—  G.  r.  Schulze-Gät^tnUtz,  Der  GroßbetHtk 
ein  wirtschaßlfcher  und  eoticder  FarUekriUf 
.Studien  auf  dem  Gebiete  der  Ba^tmw<dHmdutirie, 
Leipzig  189 J.  —  E,  x\  HaJU,  Baumwaüptodmktkm 
und  J^anzHngtncirttchoß  in  den  nordameriimmi' 
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«cken  Südßtaaien.  1.  Teil :  Die  SldavenxeU,  Leipzig 
JS9?.  —  G.  V.  SehuUe-Gävemitz,  Die  Motkau- 
Wladimirtche   Baumwollindustrie,   im  Jahrb.  /. 
Ges.  M.  Vene.,  Bd.  20.  —  B.  Martin,  Der  wirt- 
Mckafdirhe   Aufschwung    der  BaumwoU Spinnerei 
IM  Königreich  Sachsen,  ebd.  Bd.  17.  —  E.  Ja  ff 4, 
Die  englische  Baumwollindustrie  und  die  Organi- 
sation   des   Exporthandels,    ebenda   Bd.  24.    — 
R.  Sonndarfer,  Die  Technik  des  Welthandels, 
2.  Auß.,  Wien  u.  Leipzig  1905.  —  r.  Juraschek, 
Baumwollindustrie  (Geschichte  u.  Statistik),  und 
W,  Lejcis,    Baumwollindustrie   (Zoilgeschichte), 
beides  Art.  im  U.  d.  St.,  2.  Auß.,  Bd.  11,  S.  485 fg.  u. 
S09fg.  —  r.  Jnraschek,  Uebersichten  der  Welt- 
Virtschaß  1885J89,  Berlin  1896  (Jahrg.  1890—1902 
iw  Erscheinen  begriffen).  —  W.  Schul t:ee,  Die 
PrfKlukiions-    und  Preisent/icickelung    der    Roh- 
pndukte  der  Textilindustrie  seit  1850,  Jena  1896. 
—  A.  Oppel,  Die  Baumwolle  nach  Geschichte, 
A)*hau,  Verarbeitung   und   Handel,    sowie  nach 
ihrtr  Stellung  im   Volksleben  und  in  der  Staats- 
trirlschaft,   Ijeipxig  1902.   —   K.   Kuntze ,    Die 
BiiumvoUindustrie,  Art.  im  Handbuch  der  Wirt- 
tckafiskunde  Deutschlands,  IIL  Bd.,  Leipzig  1904. 
—  Bmekte  über  Handel  und  Industrie.  Zusammen- 
tjtiteUt  im  Reichsamt   des   Innern,   Jahrg.  1905 
und  früher,  Berlin.  —  Deutsches  Handelsarchiv, 
kfr^iusgeg.  im  Reiehsamt  des  Innern,  Berlin  1905 
md  früher.   —   R,  Calwer,    Das  Wirtschqfts- 
jaAr  1901  und  folgende  (2  Teile),  Jena. 

A.  Wirtninghaus. 


Bazard,  Saint- Amand, 

^b.  19.IX.  1791  in  Paris,  gest.  19.A'n.  1832  in 
löürtry;«.  Art.  „Sozialismns".    C.  ariknhei*g. 


BeamteiiTereiiie. 

1-  Wesen  nnd  Bedeutung.     2.  Arten  und 
Wirksamkeit 

t  Wesen  nnd  Bedentnng.  Wir  be- 
trachten hier  nur  die  Vereinigimg  von  Be- 
tmten  des  Staates  oder  der  Selbst- 
▼erwal tungskörper:  über  den  genossen- 
schaftlichen Zusammenschluß  der  Beamten 
privater  Unternehmungen  s.  Art.  ,,Privat- 
wamte"*  und  vgl.  auch  Art.  „Privatbeamten- 
Tersicherung*'.  Der  Beamte  ist  durch  seine 
Offentlichrechtliche  Stellung  in  anderer  Lage 
«Is  der  Angestellte  privatwirtschaftlicher 
Unternehmungen,  und  doch  kann  auch  für 
ihn  in  vielen  Fällen  die  wirtschaftliche  Not- 
wendigkeit oder  auch  nur  ein  wirtschaftlicher 
oder  sozialer  Vorteil  in  genossenschaftlichem 
Zusammenschluß  gegeben  sein,  wie  ihn  die  Ge- 
verkäofaaften ,  die  Konsumgenossenschaften 
<^r  die  Scholze-Delitzschschen  Formen  der 
Genossenschaften  verwirklichen.  Aber  einmal 
'^egen  dergrOßeren  Abhängigkeit  des  Beamten 
önd  der  Hoheitsgewalt  seines  Arbeitgebers, 
des  Staates,  und  femer  wegen  des  ümstandes, 
daß  der  Beamte  oft  diese  Hoheitsgewalt  der 
Bdiurde  nach  außen  hin  selber  zu  vertreten 
Ofid  daher  gar  nicht  die  rechtliche  Möglich- 
keit hat,  aicli  gegen  diese  von  ihm  im  £inzel- 


jfall  verkörperte  Behörde  genossenschaftlich 
oder  gewerkvereinlich  mit  materiellen  Forde- 
rungen in  Gegensatz  zu  setzen,  sind  dem 
Zusammenschluß  der  Beamten  relativ  enge 
Grenzen  gezogen.  Und  doch  kann  es  zu  einem 
Bedürfnis  werden,  daß  gewisse  Klassen  sozial 
oder  rechtlich  minder  gut  gestellter  Beamter 
durch  Berufsvereine    ihre   gesellschaftliche 
Stellung  oder  wirtschaftliche  Lg^  zu  heben 
oder  daß  sie  wissenschaftliche  oder  künstle- 
rische Anregung  sich  zu  verschaffen  suchen 
wollen  oder  daß  sie  überhaupt,  wie  jetzt  in 
manchen   Beamtengruppen,  durch  den  Zu- 
I  sammenschluß   mehrerer   Beamteuschichten 
I  eines  und  desselben  Berufs  den  Zusammen- 
i  gehörigkeitsgedanken    zum  Nutzen  des  Be- 
nifs  wie  des  Staates  zu  heben  trachten.   Die 
i  Hauptaufgabe  der  B.  liegt  in  der  Wahrung 
und  Förderung  der  verschiedenen  Interessen 
des  Beamtenstandes.    Je  nach  dem  Zweck 
gibt  es  verschiedene  Arten  der  B. 
'       2.  Arten  nnd  Wirksamkeit    Die  B. 
verwirklichen  den  Gedanken  der  Selbsthilfe 
\  durch  Gegenseitigkeit  in  verschiedener  Rich- 
itung.      VornehnoLlich    sind   es    die   sozialen 
I  Formen    der   Versicherung    und    der  Ver- 
I  sorgung,  die  bei  ihnen  eine  Stätte  gefunden 
haben,  wie  Invaliden-,  Kranken-  und  Lebens- 
versicherung der  Mitglieder,  Hiuterbliebenen- 
versorgung,  Sterbekassen-,  Begräbniskassen - 
Einrichtungen,    Gewährung    von    Darlehen 
u.   dgl.  an  die  Mitglieder.     Vielfach    ver- 
bunden mit  diesen  Wirksamkeitsformen  ist 
die  Form  der  Konsumgenossenschaft,  die  in 
manchen  der  Beamten  Vereinigungen  die  Ober- 
hand gewonnen  hat.    Gegen  die  Beamten- 
konsumvereine sind,  wie  gegen  die    Kon- 
sumvereine überhaupt,  mancherlei  Klagen  aus 
kaufmännischen  Kreisen  laut  geworden,  die 
Reichs-  und  Staatsverwaltung  aber  blieb  — 
mit  Recht  —  in  diesen  Fällen  dimihaus  neutral. 

Das  Vorbild  aller  dieser  Organisationen  ist  der 
1864  in  Wien  gegründete  ^Erste  allgemeine 
B.  der  österreichisch  -  ungarischen 
Monarchie",  der  u.  a.  in  Währing  bei  Wien, 
in  Graz  und  Budapest  Witwen-  und  Waisen- 
häuser errichtet  bat,  außer  den  Staatsbeamten 
auch  Kommunal-  und  Privatbeamte,  Offiziere, 
Geistliche,  Professoren,  Aerzte,  Lehrer  undRechts- 
anwälte  zu  Mitgliedern  zählt.  In  den  Nieder- 
landen wird  als  wichtiger  derartiger  Verein 
De  Vereeniging  'Eigen  Hulp'  im  Haag  ge- 
nannt. In  Deutschland  ist  als  die  erste  Er- 
scheinung der  am  29.  Okt.  1875  gegründete 
„Preußische  B."  in  Hannover,  dann  1876  der 
„Deutsche  B."  in  Hannover,  dann  1876  der 
„Deutsche  B."  in  Berlin,  1884  der  „Deutsche 
Offiziersverein'*  zu  nennen.  Letzterer 
bringt  das  Konsumvereinsmoment  neben  seiner 
sonstigen  gemeinnützigen  Tätigkeit  voll  zur 
Greltuug  und  nennt  sich  deshalb  seit  1892 
«W^arenbaus  für  Armee  und  Marine". 
Diese  von  einem  Komitee  von  15  Offizieren, 
im  besonderen  von  einem  Direktorium,  das  aus 
zwei  Offizieren  und  einem  Kaufmann  besteht, 
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geleitete  Vefemif^ua^  verfolgt   kameradscbaft- 

ßche  und  wirtscliaftllche  Interessen,  irennittelt 
bilLii^eren  Be7Aii:  voo  BeJciejtlnn^.  Ansrilstung', 
Vorzugspreise  iu  Theatern»  Gasthäusern,  bei 
Zahnärstteü  uäw.  und  nimmt  als  ordenüicbe 
Mitglieder  (l9CM.ir  M>00Ü1  alle  aktiven  und  zum 
Tragen  der  Uniform  berechtigten  inaktiven 
Offiziere  auf.  Das  Geaehäftskapital  ist  in 
B  MilL  M.  Anteilacbeineu  und  3  MUl,  M.  4  proz* 
Obligattonen  investiert  und  darf  mir  im  Besitjs 
von  Mitgliedern  sein*  Umsatz  über  4  Mill.  M.; 
der  üeferschuß  wird  fttr  die  8chaffang  eines 
Reservefonds  (1905-  56&000  Mj  und  Darlehna- 
nnd  Uott^rstÜtzanarsfonds  verwendet*  (tanz  nach 
dem  M  üster  dieses  B*  organisiert  ist  daa  ^^  W  a  r  e  n  - 
bans  fi^r  deutacbe  Beamte,  A.G.",  das 
lSb9  gegründet  wurde  und  alle  aktiven  Jieichs-T 
Staat»-^  Kirchen-  and  Hofbeamte,  staatlich  ^g- 
prüfte  Ptraonen  wie  Aerztej  Anwälte  usw.,  auch 
Abgeordnete  nnd  Kommunal  Vertreter^  aber  auch 

—  auf  besondere  Entschließung  im  Einzelfall 

—  Pri Tatbeamte  und  Beamtenwitwen  aufnimmt* 
1905  waren  es  liier  481ÜÜ  Mitglieder,  der 
Warenumsatz  über  2'!^  Hill  M, 

Eine  iimfasscmilö  «Jrj^anisaiion  lokaler  B* 
ist  der  im  DeÄcmber  1890  gegründet©  Ver- 
band von  Zw^igvoreinen  des  Prciifii sehen  B*, 
der  1892  den  Namen  ,, Verband  den t scher  B*'^ 
annaliin  (jnristiR'he  Fer^>n)  und  an  dessen 
Spiljse  der  ünter^taatssekr^ütär  im  ReichB- 
amte  des  Innern^  Wermut h,  «teilt.  Der  Ver- 
band nmfaßt  zurzeit  155000  Mitglieder  iji 
:^1  \%?rlKinds vereinen  umi  ersti'ec^kt  sich 
über  duft  ganze  Dentsche  Keiidi.  Er  besitzt 
ein  Vermögen  von  2*iiK)0  M.,  der  Unter- 
gtütznngsfoacle,  dessen  Zinsen  lülfsl»ednrft[pen 
Hinterblieljenen  von  Mitgliedern  ungute 
kommt,  beläuft  glich  auf  86iXmi  M.  Der  Yer- 
liand  bezweckt,  die  wirtBcbaftlicheii  Interessen 
des  deutsehen  Beamtenstandes  zu  fr^rdern 
und  die  Beamten  auch  geistig  zu  helfen* 
Zu  diesem  Zwecke  umfaßt  sein  Progiamm 
den  Zusammenschluß  derlei Ix^n  zu  gemein* 
schaftlicher  Organisation  und  zu  lokalen  B,, 
die  Hinterbliebenonuuterstützung,  die  Be- 
^hafl'tmg  von  Wohl fahrtseiDricbtim gen,  Preis- 
ennäßigungea  in  Kurai^ten  etc.  sowie  Ver- 
kehrseneiiitarungen  für  die  Mitglieder,  der 
Äosehlnß  an  fremde  Versicheningseinrleh- 
tuug^n  und  die  Schaffung  eigener  Versiche- 
nmgseinri(?htiuigen.  So  besitzt  der  Verband 
eine  Sjar-  und  ÜarlehiiiikasBe,  eine  Hinter- 
bliebenen- imd  Pensionßversichenmgsanstalt 
a,  G.J  die  zugleich  Versiclierungsan^talt  für 
den  Staat  weisen  tiahnerverlmnd  und  für  den 
Übrigen  dentschen  Beamtenstand  einschlieii- 
lich  der  Geistlichen,  liehrer,  ReehtBan walte, 
Äetjete,  Ingenieure  usw.  ist^  Die  Begrfitidung 
einer  eigenen  Brand  Versicherungsanstalt  ist 
für  die  im  Jahre  190G  stattfindende  Uaupt- 
vcrsammlung  in  Aussicht  genommen. 

Der  Verband  gibt  die  ^Monatüuclirift  für 
deutsche  Beamte'' '  h^rau*(.  die  einen  Blick  in 
die  niannitrfaltifj  ^eätaUete  Gliederung  der  Be- 
amten Fereinigunge«  gewährt  und  libef  die 
Zwecke  der  einzelnen  orientiert. 


Außer  diesen  wichtigen  Verelnigungiea 

sind  nennenswertere  Organisationen  ntir  nrich 
bei  den  Post-  und  Eisenbahnbearii!«?a 
ZM  finden,  wo  sie  von  ge werkte baft- 
lieheo  Gedanken  ihren  Äuigang  tiabmen« 
zum  Teil  aber  alsbald  die  soziale  Inter- 
essenvertretung zugunsten  allgemein  beruf- 
licher^ humanitärer  und  vorsorgon- 
der  Ziele  aufgeben  mußten. 

Der  pBayeriöcbe  Verkebnb***,  gegründM  ISSS« 
unterhält  vor  allem  eine  Spar-  und  Vorscbiili- 
kaise    mid    eine    Witwen-    mid    Waifrenunt^f* 
atlltÄnng»kasse;   der  „Verband   di^m-- b'^r  To^f- 
und   Telegraphenai^s latenten**,    IH'Jr 
hat  Fürsorge- und  Sterbekaesen,  veiji 
günstigere  Bedingungen  bei  Veniicheiu*]^ 
Schäften,    für   ErholungsaufeuThalrii   m. 
anstalten^  bat  einen  Familienli 
fäiie  u*  dgl.)  eingerichtet  und 
schütz  in  Fällen  von  gnmdä^ät/  \ 
er   umfallt  ht-uie  iMürz  ld(M\ 
in    41   Bezirkjsvereinen    und    :: 
fast  60  "/^,  der  liesamtzahl  der  A 
Vereine    haben    unter    dem    1 1 
gese  tz  ten  Beh  orden  di  e  ol ]  t- 1 1  :j  ■  n  1 1 1  \  i 
von  gewerkschaf tlicben  hti  u  r  ^  v  r  m  1 1 . 
itützungi-    und    kamerad^rhidtUclKu 
gungen  durchgemacht.     Eio   IK^i^  i^e^j 
„Verband  der  deutftchen  Post-  urnl  Telegrajibm 
unterbeamten'^j  der  auch  die  Wahrung  der  Be- 
rnfsintcresaen   in   seinen  ^^atzii  rgesehBii 

h a t te*  b es t e h t  u ich t  me h r*    Be -  ■  d etttaaMT 

und  Ausidebnung  babin  die  \*  >,  .u.^'^  ij^"^  ^  •■ 
Einen bahnbeam  ten  angenommen^  nicht  . 
nigst^n  deshalb,  weJI  dif  L-ckritF^  und 
Qualität  des  Beamte  1.  i,'eradi^  U> 

bahndienst  für  das  V«   -  v  on  groii  i  - 

tigkeit  ist  und  weil  sie  n«:nnen^werte  Wm' 
einrichtungen  aufzuweisen  haben.    Eii 
von   lokalen   Vereinen,  die   z.  T,    mit 
tausend  Mitgliedern  alle  Klassen  dpf  Ei 
bediensteten    d.   h*   Beamte   u:  '     ' 
fassen  und  hier  und  da  ancli  K 
,  gründet  haben,  ist  seitdem  20,  k-v^t.  i.n-*  m  wm 
^Allgemeinen  Verband  der  Eisenbahn eereine  dt-f 
Preußisch  -  Hessiscben     Staatseis^ubnhncn     nad 
Reichs^eisenbahnen'*  isog*  CaMfeler  Verband i  m- 
saniraengefaJJt^  desseti  Mitglied^r/.-dd  uns  1.  ^.m. 
190*?  in  612  Verbands  vereinen  >^  '■> 
wichtigste  Einrichtunj^  dieses 
die  im  Oktober  1904  ins  Leben   gtut-*t*^at:  \*l- 
bandskrankenkaÄse  sein,  die  bei  riesn*nder*  nn^ 
drigen    Wwbenbeiträo'en    (10— oO   Pf.)   relativ 
hohe  Leir^tungen  [täghcher  Zu»chaÜ  von  öO  Pf. 
bis  M.  2M  Sterbegeld  M.  30-IoO  i  f  =  -  *     '     ^ 
die  Spar-  und  l>arlehnskft»9en  der  ] 
sol  1  en  in  ge m  ei u sam e r  Organi&at i o i 
Verband  übernommen  werden.    V 
\  heim   in  Jenkau   ist  eine   beachten 
i  richtnn^j    und    von    dem    Abkommen    : 
Hinterbliebenen-    tmd    Pcnsions-Vermi«  ii 
anstalt   des  Verbaudei  deutiH^her  B.  {b.   «ibcur 
war  ichon  die  Eede^    Der  Verband  gibt   ♦•m^ 
Mnnatjfsrhrift    heraui.      Der   bei    Knl 
(Gewerkst'baftsbewegnng,  Jena  MHXJ)  ^' 
18i*ä  gegründete  „Dentad)'  r        '  ,hii-l*.^#cafim 
an  Bedeutung  seit  der  i  am  Cttfielgf 

Verbandes  gÄnilich  BüjÜL.i^r.i, ,.  n  SU 
besteht  noch  ein  prenJijseher  EiiM.*nba]iii*B^I 
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dem  Sitz  in  Hannover.  Auch  die  einzelnen 
Gruppen  der  Eisenbahnbeamten  haben  interlokale 
Terb&nde,  z.  T.  mit  eigenen  Verbandszeitschrif- 
ten aufzuweisen,  so  —  nm  nur  einige  besonders 
wichtige  zn  nennen  —  die  Dienststellenvorsteher 
(seit  1896, 3450  Mitglieder),  die  mittleren  Staat^- 
eisenbahnbeamten  (seit  1896,  lOöOO  Mitglieder), 
die  Fahrbeamten  (seit  1889,  ca.  10000  Mitglieder), 
die  fiahnmeister,  Lokomotivführer  n.  a.  m.  — 

Interlokale  Bedeutung  bat  ein  etwa  SdOOO 
Mitglieder  zahlender  „Bund  deutscher 
lilitäran  Wärter'',  der  insofern  zu  denB.  ge- 
reehnet  werden  muB,  als  er  ^udsätzlich  Staats- 
beamte oder  Anwärter  fttr  em  Staatsamt  umfaßt 
Bei  dem  Bnnde  besteht  eine  Rechtsschutzkasse, 
eine  ünterstützungskasse  und  eine  Sterbekasse. 

Neuerdings  beginnt  die  B.bewegung 
immer  mehr  an  Boden  zu  gewinnen  und 
Benifeinteressenvertretiingen  ohne  faclilichen 
Abschluß  ins  Leben  zu  rufen.  So  werden 
aus  Schlesien  (Anfang  1906:  7000  Mitglieder 
mit  36  Vereinen),  Köln,  Frankfurt  a.  M., 
Leipzig,  Ostpreußen  kürzlich  erfolgte  Grün- 
duDgen  von  ß.  gemeldet,  die  auch  politische 
Zwecke  verfolgen. 

ZosammenfasiBende  und  allgemein  orien- 
tierade  Literatur  über  die  B.  fehlt,  die  hier 
geiMehten  tatsächlichen  Angaben  beruhen 
vorwiegend  auf  persönlicher  Erkundigung. 

A.  Elster. 

Bebanungsplan 

s.  Bauordnung  und  Bebauungsplan 
oben  S.  367  fg. 


Becher^  Johann  Joachim, 

geb.  ni  Speyer  zwischen  1625  und  1635,  gest. 
n  London  zwischen  1682  und  1685. 

Hoehbedeutender  deutscher  Merkantilist  (vgl. 
Art  „Merkantilismus'^},  kenntnisreich  und  genial, 
licriUimter  Arzt,  Chemiker,  Mineralog  und  Käme- 
nliit  (kaiserL  Bat  und  Mitglied  des  Kommerz- 
kellegroms  1675)  in  Wien,  aber  seiner  Zeit 
▼oraosffeeilt,  daher  nicht  von  ihr  verstanden 
ni4  i^eßlich  im  Elend  untergeganfi^en. 

iSrichrieb :  Politischer  Diskurs  von  den  eigen t- 
lidm  Unadien  des  Auff-  und  Abnehmens  der 
^t,  Linder  und  Bepublicken,  in  specie  wie 
ein  Und  volckreich  und  nahrhafft  zu  machen 
od  ia  eine  rechte  Sodetatem  civilem  zu  bringen 
•1667);  dasselbe,  2.-6.  Aufl.^  1673-1769.  - 
Psyehosophia  oder  Seelenweisheit  (1678);  dasselbe, 
^'  Aq£L  17^  (darin  Lossagung  von  einzelnen 
■Mfkantilistischen  Ansichten  im  „Diskurs"). 
.  et  über  Becher:  v.  Erdberg-Krczen- 
ciewski,  Johann  Joachim  Becher.  Ein  Beitrag 
<tt  Gesddchte  der  Nationalökonomie.  (Staatsw. 
5Jt»to,  her.  von  Elster,  VI.  Bd.  2.  Heft.) 
J«»  1896.  Lippert, 

Bede. 

1.  Wesen  und  Einrichtung  der  B.  2.  Ent- 
ftdaig  und  Ent Wickelung  der  B.  3.  Analogien. 

L  Wesen  nnd  Einrichtnng  der  B. 

Die  &  (petitio,  precaria,  precatura,  coUecta, 
exactio,  demanc^,  talia,  stiura  —  Schatz, 
Schaft,  Steuer)  ist  in  den  deutschen  Terri- 


itorien  seit  dem  10.,  11.  und  12.  Jahrh.  eine 
öffentlich-rechtliche,  und  zwar  direkte  Ab- 
gabe an  bestimmte  öffentliche  Autoritäten^ 
wie  an  den  Vogt,  Grafen,  Bischof.  Landes- 

I  herrn  oder  König.  Wie  aus  dem  Namen 
,,B.'',  d.  h.  Bitte,  hervorgeht,  war  sie  ur- 
sprünglich eine  freiwillige  I^eistung,  ein 
Charakter,  der  noch  lange  in  den  Ver- 
handlungen der  Stände,   in  deren  Kautelen 

'  bei  ihrer  Bewilligung  und  in  der  vertrags- 
mäßigen   Regelung    nachklingt     Mit    dem 

f  13.   Jahrh.  tritt   die  Freiwilligkeit   zurück^ 

I  um  dem  Herkommen  und  Zwang  der  öffent- 

I  liehen  Auflage  Platz  zu  machen.  Sie  wird 
zur  Erfüllung  allgemeiner  öffentlicher  Auf- 
gaben als  Beihilfe  zur  Kostendeckung  ver- 
langt, wobei  jedoch  die  Aufwendungen  für 
den  Heeresdienst  und  älinliche  Zwecke  den 
Hauptfall  bilden.  Die  Einhebung  wird  immer 
unabhängiger  von  der  speziellen  Bewilligung 

I  von  Fall  zu  Fall  und  erfolgt  jährlich  ein-^ 
zwei-  oder  dreimal. 

Die  Form  der  B.  ist  vorwiegend  Gnmd- 

I  und  Gebäudesteuer  in  der  Stadt  und  auf 
dem   platten    I.ande.    Bei   ihrer  Umlegmig 

j  zeigen  sich  in  Deutschland  die  ersten  Spuren 
durchschnittliche  Ertragsgrößen  der  Steuer- 
objekte zu  gewinnen.  Sie  ist  ferner  eine 
Repartitionssteuer  der  Gemeinden,  insofern 
der  Landesherr  von  den  einzelnen  Gemeinden 
feste  Kontingente  einhebt,  die  von  diesen 
auf  die  bedepflichtigen  Personen  des  ört- 
lichen Bezirks  verteilt  werden  und  für  die 
die  Gesamtheit  der  Steuerpflichtigen  soli- 
darisch haftet.  Zur  Entnchtung  der  B. 
waren  im  allgemeinen  die  Untertanen  des 
Territoriums    verpflichtet,    doch    bestanden 

.mancherlei    Ausnalimen.      Vollständig    be- 

I  freit   waren    die    ritterlichen    Besitzungen, 
während  die  Steuerfreiheit   der  neu  hinzu 
erworbenen    Bauerngüter     bestritten    war, 
i  ferner  die  bäuerlichen  Lehen  und  die  Be- 
I  Sitzungen,  denen  kraft  besondei-en  Privilegs 
I  B.freiheit  gewährt  worden  war.    B.freiheit 
"genossen    Teile    des    Grundeigentums    der 
'Geistlichkeit,   wenn   auch   nicht  im   vollen 
I  Umfang.  Die  Städte  erfreuen  sich  gewisser 
Bevorzugungen.    Der    Landesherr    befreite 
sie  entweder  von  dieser  Steuer  oder  setzte 
die  B.  herab   oder  fixierte  sie  wenigstens. 
Die  Zahlung  der  B.  geschah  ursprünglich 
teils  in  Naturalien,  teils  in  Geld.    Seit  dem 
13.  und  14.  Jahrh.  wird  sie  immer  mehr  zur 
Geldsteuer,  und  zwar  zur  hauptsächlichen 
des  landesherrlichen   Haushalts.     Die  Ent- 
richtung  der  B.   in  Naturalien   bildet  jetzt 
die  Ausnahme. 

2.  Entstehung  und  Entwickelong  der  B. 

Neben  den  Zöllen  ist  die  B.  die  älteste  Steuer 
in  den  deutschen  Landen.  Sie  ist  älter  als  die 
städtischen,  direkten  Steuern  und  als  die  Accise. 
Man  hat  sie  auf  verschiedene  Weise  abzuleiten 
I  gesucht.     Die   älteren  Ansichten   betrachteten 
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«ie  teils  als  eine  Grandabgabe,  d.  h.  „eine  wegen 
des  Besitzes  von  Grundstücken  geforderte  Leis- 
tung" ^  teils  als  eine  Abgabe  auf  den  Häusern 
und  liegenden  Gründen,  nicbt  eine  solche  auf 
den  Köpfen  nach  dem  Vermögen.    Sie   unter- 
scheide sich  von  der  ^Steuer**  dadurch,  daß  sie 
eine  im  gleichen  Verhältnis  auf  Herde  und  Rauch- 
fänge  gele^e  gleichbleibende  Grundsteuer  sei, 
während  die  „Steuer**  eine  nicht  sich  gleich- 
bleibende Vermögensabgabe  darstelle,  welche  auf 
Stände  und  Einzelne  repartiert  werde.    Später 
hat  man  das  B.wesen  in  unmittelbaren  Zusammen- 
hang mit  Reichsdienst  und  Landesverteidigung 
fesetzt.    Der  Landesherr  erhebe  kraft  Landes- 1 
oheit  diese  Abgabe  als  Beihilfe  und  Entschä- 1 
digung  dafür,  daß  er  mit  seinen  Mannen  den  | 
Dienst  leiste  und  ihn  den  Landesbewohnern  ganz 
oder  teilweise  abnehme.     Dadurch  empfangen 
die  B.  den  Charakter  von  Heeressteuem.    Allein 
das  rein  äußerliche  Zusammentreffen  der  B.frei- 
heit  der  ritterlichen  Besitzungen  und  die  B.- 
pflichti^keit  des  übrigen  Grundeigentums  cha- 
rakterisieren um  deswillen   noch  nicht  die  B. 
als  ein  Entgelt  für  eine  andere  Leistung.    Denn 
die  B.  ist  ihrer  Entstehung  und  Entwickelung 
nach  nichts  anderes  als  eine  öffentlich-rechtliche 
Auflage,  die  von  den  Landesherren  zur  Aus- 
führung ihrer  staatlichen  Aufgaben  und  Zwecke 
mit  der  allgemeinen  Ausbildung  ihrer  territo- 
rialen Machtstellung  eingeführt  wurde.    Daher 
sind  im  ständischen  Territorialstaat  die  Begriffe 
B.  und  Steuer  im  ganzen  als  identisch  anzu- 
sehen, von  denen  jener  der  ältere  und  früher 
häufigere   Ausdruck  ist.     Die  Blütezeit  der  B. 
erstreckt  sich  vom  13.-15.  Jahrb.,  während  sich 
ihre  Ausklänge  noch  bis  in  da.s  19.  Jahrh.  fühl- 
bar machen.    Sie   ist   erst  endgültig  aus  der 
Steuergeschichte  mit  der  Aufhebung  der  mittel- 1 
alterlicnen  Lasten  und  der  modernen  Neuord- 1 
nung  des  Steuerwesens  verschwunden.    Bis  da- ' 
hin  bat  sich  die  B.  als  landesherrliche  Einnahme  , 
in  vielen  Territorien  erhalten    und  ihre   Ver- 
waltung bildete  ein  wichtiges  Gebiet  des  landes- 1 
herrlichen  Steuerwesens.    Im  Westen  und  Süden  ' 
des  Reiches  hat  sie  sich  länger  erhalten  als  im  i 
Osten  und  Norden,  wo  sie,  wie  z.  B.  in  Branden- ' 
bürg  im  14.  Jahrh. ,   ganz  oder  teilweise  den 
Landesherren  verloren  ging  und  in  die  Hand 
der  weltlichen  und  geistlichen  Grundherren,  so- 
wie in  dieienige  der  Städte  gelangte. 

3.  Anaiogieen.  Außer  der  landesherrlichen 
B.  erscheinen  bisweilen  unter  dem  Namen  B. 
andere,  mehr  privatrechtliche  Abgaben.  So  er- 
heben, allerdings  nur  vereinzelt,  auch  die  Grund- 
herren von  ihren  untertänigen  Grnndholden  eine 
B.  Zum  Teil  gehen  auch  durch  Veräußerungen 
und  Verpfändungen  des  Landesherm  B.  an  die 
Grundherren  über.  In  anderen  Ländern,  die  mit 
Deutschland  die  gleichen  Grundlagen  der  Ver- 
fassung aufweisen,  zeigen  sich  analoge  Erschei- 
nungen. In  Frankreich  ist  es  die  Taille, 
ebenfalls  eine  landesherrliche  Abgabe,  die  auf 
der  Roture  (den  nicht-adeligen  Ständen)  lastet. 
Die  Taille  wird  im  Laufe  der  Entwickelung 
«ine  wesentliche  Grnndfeste  des  französischen 
Systems  der  direkten  Besteuerung,  und  ist  erst 
von  den  Wogen  der  französischen  Revolution 
hinweggespült  worden  (vgl.  Art.  „Taille** ).  Auch 
das  italienische  Fodrum,  ursprünglich  aus 
der  im  fränkischen  Reiche  bestehenden  Ver- 
pflichtung der  Lieferung  von  Nahrungsmitteln 


für  das  Heer  hervorgegangen,  läßt  sich 

wisser   Beziehung   als   eine    hierher   g 

Analogie  bezeichnen. 

Literatur:  Etgenbrodt,  Ueber  die  Nq 
Bedeahgaben,  Gießen  1826,  —  FdUee 
ZUe  und  Vngdd  im  KurfWnterUwH  t 
MiUeü,  des  kgl,  sächa.  Vereins  für  Erfc 
vaterländischer  Geschichtsdenkmäler,  H,  J 
—  Zeunier,  Die  deutschen  Städiesieit 
IS.  u.  13.  Jahr.,  Schmollers  Forschungen 
H.  2,  1878.  —  V,  BeloWf  Art.  „Bedsf 
d.  St.,  g.  Aufl.,  Bd.  II,  S.  5S5—5S8.  —  a 
Notisen  in  den  verschiedenen  Hand*  un 
bilchem  der  Finanncis*enscha/t  von 
Röscher,  in  Schönbergs  Handbuch  etc. 

Max  von  Ht 


Bedientenstener. 

Die  B.-  oder  Dienstbotensteuer  ist  eine 
Steuer  (siehe  Art.  „Luxussteuem").  £in< 
und  zwar  mit  progressiven  Sätzen  hat 
in  England  eingeführt  und  währei 
französischen  Kriegszeit  erhöht.  Mehrfii 
ändert,  hat  man  1869  einen  Einheitasa 
11  sh  für  jeden  männlichen  Dienstbotei 
servant)  eingeführt.  Ertrag  ca.  '200 
Gleiches  war  in  Holland  seit  dem  17. 
der  Fall,  wo   die  B.  auch  heute  noch  e: 

Vgl.  Art.  „Luxussteuern". 

Mojc  van  He 


Bedürfnis. 

1.  Arten  der  B.  2.  Verhältnis  der  Ln 
Unlnstgefühle  zur  B.  3.  Entwicklung 
4.  Gemein-B. 

1.  Arten  der  B.  B.  ist  in  der  urs 

liehen  Bedeutung  des  Wortes  die  Empf 
eines  bestimmten  Mangels  oder  einer 
befriedigiing  in  einem  bestimmten  I 
also  eine  besondere  Art  von  Unlust; 
dessen  Träger  nur  ein  menschliches 
vi  du  um  sein  kann.  Das  B.  ist  ein 
schaftliches,  wenn  es  durch  ma) 
äußere  Mittel  oder  durch  Dienstieis 
anderer  Personen  befriedigt  werden 
der  weitere  Bereich  der  B.,  wie  z. 
gemütlichen,  der  religiösen,  komm 
nicht  in  Betracht.  B.,  deren  Befrie< 
zur  Erhaltung  des  Lel)ens  notwend 
kann  man  als  Natur-6.  bezeichnen 
die  Grenze  dessen,  was  als  notW4 
anzuerkennen  ist,  verschiebt  sich  ol 
mit  der  steigenden  Kultur,  und  das  £x 
minimum  eines  europäischen  Arbeiter 
weit  über  dem  eines  Feuerländers. 
man  sich  den  Minimalbedarf  in  ii^genc 
Art  l)estinimt,  so  ist  darüber  hinaoi 
die  BefriedigiHig  einer  gewissen  S 
von  B.  berechtigt,  die  als  Kultur- 
betrachten  sind  und  durch  die  der  wüns 
werte  Normal  bedarf  an  Befriedt| 
mittein  nach  oben  begrenzt  wird.  Dl 
gehren  aber,   die   aktive  Seite  der 
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pfinduDg,  macht  hier  nicht  Halt,  sondern  dehnt 
sich  auf  Gegenstände  aus,  die  wenigstens  als 
ilberflüssig  erscheinen,  wenn  auch  ihre  Ein- 
beziehnog  in  den  Kreis  der  B.  noch  zu- 
gelassen werden  kann.  Hierdurch  würde 
sich  die  Klasse  der  Luxus -6.  bestimmen. 
Solche  B.  endlich,  deren  Befriedigimg  für 
schädlich,  unvernünftig  oder  unsittlich  zu 
halten  ist,  konnte  man  Entartungs-B. 
oenneD. 

Diese  Unterscheidungen  haben  jedoch  nur 
einen  relativen  Charakter.  Um  ihnen  eine 
festere  Bedeutung  zu  geben,  müssen  die 
Unterschiede  der  gesellschaftlichen  Klassen 
beriicksichtigt  werden.  Für  jede  Schicht 
der  Gesellschaft  hat  sich  dui*ch  die  ge- 
gebenen Umstände  eine  Norm  für  diejenige 
Kbefriedigung  gebildet,  die  man  als  die 
..Btandesmkßige^'  zu  bezeichnen  pflegt  und 
nach  der  das  einzelne  Mitglied  der  Klasse 
mehr  oder  weniger  genötigt  ist  sich  zu 
richten.  Man  darf  annehmen,  daß  dem 
Komplex  der  standesmäßigen  B.  der  in  dem 
oben  angegebenen  Sinne  aufgefaßte  Normal- 
bedarf der  betreffenden  Gesellschaftsschicht 
entspricht  Dieser  Normalbedarf  aber  be- 
stimmt sich  nicht  nur  dmrch  das  Einkommen, 
sondern  auch  durch  den  Verkehr  der  An- 
gehörigen derselben  Klasse  unter  sich  und 
durch  die  unter  ihnen  herrschenden  An- 
schauungen und  Traditionen.  Daher  gilt  für 
die  eine  Klasse  als  normales  B.,  dem  man 
sieh  nicht  entziehen  kann,  was  für  eine 
andere  durchaus  als  Luxus-l).  erscheint  und 
ebenso  kann  die  Befriedigung  eines  anfecht- 
baren Luxus-B.  vom  Standpunkte  der  einen 
l^iasse  noch  für  zulässig  gehalten  werden, 
vihrend  eine  andere  es  als  unvernünftig 
rerarteilen  müßte. 

t  Verhältnis  der  Lnst-  und  Unlnst- 
S^fiUe  znm  B.  Auch  die  subjektive  Emp- 
fifHiong  des  Einzelnen  bei  der  Befriedigung 
«Des  gleichen  B.  ist  in  den  verschiedenen 
Hassen  verschieden.  Die  Nichtbefriedigung 
«iöeß  empfundenen  B.  ist  immer  mit  einem 
Fnlostgerühl  verbunden,  dagegen  schließt 
&  Befriedigung  keineswegs  immer  ein 
positives  Lustgehlhl  ein.  Bei  den  „standes- 
njäßigen^  B.  wird  dies  sogar  in  der  Regel 
weht  der  Fall  sein.  Denn  einerseits  pflegen 
^iese  befriedigt  zu  werden,  bevor  die  Mangel- 
«apfindungen,  z.  B.  der  Hunger,  einiger- 
™eo  intensiv  geworden  sind  und  überhaupt 
stumpft  die  Gewohnheit  den  Genuß  ab; 
Mdererseits  aber  werden  viele  dieser  B. 
öberiiaupt  nicht  empfunden,  sondern  nur 
anerkannt,  sie  beruhen  nicht  auf  einem 
spontanen  Gefülil,  sondern  auf  einer  ver- 
ttaodesmftßigen  üeberlegung,  ihre  Befriedi- 
Pu»g  gewährt  kein  Vergnügen,  sondern  nur 
^  Bewußtsein,  den  Anforderungen  des 
S^es  entsprochen  zu  haben.  Manche  ^ 
Familie  z.  B.  möchte  sehr  gern  ihre  Aus- 1 


gaben  für  Kleidung  beschränken,  um  ihren 
Mittagstisch  i-eichlicher  auszustatten,  aber 
die  Rücksicht  auf  die  nötige  äußere  „Re- 
präsentation'' gestattet  ihr  dies  nicht.  Im 
allgemeinen  sind  es  die  Luxus-B.,  deren  Be- 
friedigung mit  Lustempfindung  oder  Ver- 
gnügen verbunden  ist  Weil  sie  eben  über 
den  Normalbedarf  hinausgehen,  bleibt  ihr 
Auftreten  verhältnismäßig  selten  und  sie 
behalten  daher  den  Reiz  des  Außergewöhn- 
lichen. Auch  beruhen  sie  auf  Wünschen, 
die  eigens  durch  die  Vorstellung  einer  An- 
nehmlichkeit oder  eines  Vei^flgens  hervor- 
gjnifen  worden  sind.  Je  reichlicher  die 
uxusgenüsse  werden,  um  so  mehr  stumpfen 
sie  sich  ebenfalls  ab  und  um  so  leichter 
entsteht  die  Gefahr,  daß  die  Phantasie 
Vorstellungen  von  zu  erstrebenden  Genüssen 
erzeugt,  die  zu  Entartungs-B.  führen. 

Aus  dem  obigen  geht  hervor,  daß  die 
Lusterafindimg,  die  den  verschiedenen  Ge- 
sellschaftsklassen aus  der  B.befriedigimg 
erwächst,  sich  nicht  im  Verhältnis  der  ab- 
soluten Menge  der  Befriedigungsmittel  ver- 
teilt. Was  dem  einen  als  ein  seltener  Luxus- 
genuß Vergnügen  macht,  ist  für  den  anderen 
etwas  Alltägliches,  dessen  Mangel  ihm  aller- 
dings sehr  empfindlich  sein  würde,  das  er 
aber  als  etwas  Selbstverständliches  gleich- 
gültig hinnimmt. 

Jedes  B.  wird  durch  ein  bestimmte? 
Maß  des  entsprechenden  Mittels  befriedigt, 
und  zwar  entweder  dauernd  oder  doch  auf 
längere  Zeit,  wie  bei  dem  B.  nach  Gebrauchs- 
gegenständen, oder  niu*  vorübergehend  bis 
zu  dem  baldigen  Wiedererwachen  des  B., 
z.  B.  nach  Nahnmgs mittein.  Bei  einer  ge- 
ordneten Wirtschaft  ist  daher  jedes  B.  von 
vornherein  (juantitativ  bestimmt :  man  schafft 
sich  z.  B.  emo  gewisse,  den  Umständen  an- 
gemessene Zahl  von  Möbelstücken  an,  und 
ebenso  schätzt  man  den  Bedarf  jedes  Tages 
an  Verbrauchsgegenständen  im  voraus  ab. 
Daß  das  B.  in  seiner  Intensität  abnimmt,, 
wenn  es  teilweise  befriedigt  ist,  versteht 
sich  von  selbst.  Insofern  haben  die  ein- 
zelnen Einheiten  oder  Teilmengen,  aus  denen 
man  sich  einen  Bedarfsbestand  nach  und 
nach  zusammengesetzt  denken  kann,  für  das- 
empfindende  oder  urteilende  Subjekt  eine 
verschiedene  und  zwar  abnehmende  Be- 
deutung, ^fan  mag  diese  Tatsache  psycho- 
logisch weiter  verfolgen,  vom  wirtschaftlichen 
Standpunkt  aber  kommt  sie  nicht  näher 
in  Betracht,  weil  die  wirtschaftlich  ange- 
messenen (Quantitäten  des  Bedarfs,  wie  ge- 
sagt, im  voraus  im  ganzen  abgeschätzt 
werden. 

3.  EntwickeluDg  der  B.  Die  Ver- 
mehnmg,  Vermannigfaltigung  und  Ver- 
feinerung der  B.  ist  ohne  Zweifel  als  ein 
Kulturfortschritt  zu  betrachten.  Was  den 
Wilden  auf  seiner  niedrigen  Stufe  zurück- 
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fehalten  hat,  war  vor  allem  seine  Biosi^- 
eit,  die  in  den  warmen  Zonen  durch  die 
Freigebigkeit  der  Natur  noch  begünstigt 
wurde.  Gleichwohl  ist  man  nicht  berechtigt, 
eine  Entwickelung  der  B.  ins  Endlose  zu  er- 
warten oder  zu  wünschen.  Jeder  einzelne 
soll  seine  B.  in  den  durch  seine  persönliche 
Lage  bedingten  vernünftigen  Schranken 
hjdten,  und  die  bei  fortwährend  zunehmender 
Bevölkenmg,  wenn  auch  jetzt  noch  nicht 
merkbiu*,  so  doch  schließlich  notwendig 
«teigenden  natürlichen  Schwierigkeiten 
der  Produktion  werden  ebenfalls  auf  die 
Ausdehnung  der  B.  hemmend  einwirken. 
Dennoch  ist  diese  einer  unabsehbaren  Er- 
weiterung fähig,  wenn  sie  vom  Standi)unkt 
der  Gesamtheit  betrachtet  wird,  denn 
die  Befriedigung  der  berechtigten  Kultur-B. 
ist  bei  der  großen  Mehrheit  der  GeseUsdiaft 
noch  durchaus  ungenügend  und  das  Ziel 
des  sozialen  Fortschrittes  liegt  gerade  darin, 
einer  immer  größeren  2iahl  von  Menschen 
die  Befriedigung  dieser  B.  zugänglich  zu 
machen.  Auch  nehmen  die  Mittel  zur  Be- 
friedigung derselben  Art  von  B.  im  Laufe  der 
Kulturentwickelung  immer  mannigfaltigere 
Formen  an,  wodurch  auch  das  betreffende 
B.  selbst  in  zahlreichen  Varietäten  auftritt, 
ohne  sich  mdes  in  seinem  Wesen  zu  ändern. 
4.  GemeiD-B.  Neben  den  in  der  Emp- 
findung oder  dem  Urteil  der  Individuen 
entstehenden  B.  gibt  es  auch  sogenannte 
Gemein-B.,  die  durch  die  Existenzbe- 
dingungen menschlicher  Gemeinschaften  als 
solcher,  wie  des  Staates,  der  Kirche,  der 
Oemeinden,  hen'orgerufen  werden.  Sie  ge- 
hören im  allgemeinen  nicht  zu  den  emp- 
fundenen, sondern  zu  den  verstandes- 
mäßig anerkannten  B.:  der  einzelne 
J^ürger  z.  B.  fühlt  kein  B.  nach  Festungs- 
werken und  Kanonen,  aber  er  erkennt,  daß 
diese  Mittel  zur  Verteidigung  des  Staates 
nötig  sind.  Tatsächlich  kommt  in  der  Regel 
auf  die  Meinung  des  Einzelnen  über  das 
Bestehen  gewisser  Gemein-B.  gar  nichts  an, 
sondern  es  winl  darüber  durch  die  Organe 
der  Gemeinschaft  entschieden,  die  ebenfalls 
nicht  nach  subjektiven  Empfindungen,  son- 
<lern  nach  aligemeinen  Erwägungen  und 
Ueberlegungen  urteilen.  Es  gibt  allerdings 
auch  Fälle,  in  denen  ein  Gemein-H.  von  vielen 
oder  allen  Einzelnen  unmittelbar  wie  ein 
•eigenes  empfunden  wird,  also  nicht  im  Ver- 
slande, sondern  im  Gemüte  Avurzelt;  so 
namentlich  bei  gn)ßen  En-egungon  der  patrio- 
tischen Opferwilligkeit  für  einen  dem  Volke 
am  Herzen  liegenden  Zweck.  Selbstver- 
ständlich sind  auch  bei  den  Gemoin-B.  not- 
wendige und  bei-echtigte  Kultur-B.  zu  unter- 
i^cheiden,  ebenso  wie  dai'über  hinaus  noch 
zulässige  Luxus-B.  und  unzulässige  Ent- 
ailuiigs-B.  Die  konki-eten  Grenzen  dieser 
♦Stufen  sind  auch  hier  nach  der  wirtschaft- 


lichen Lage  und  Leistungsföhi^keit  der  be- 
treffenden Gemeinschaft  zu  ziehen.  ESne 
besondere  Gefahr  besteht  bei  den  GemeiD-E 
darin,  daß  die  zu  ihrer  Befriedigimg  auf- 
gebrachten Mittel  nicht  wirklich  im  Interesse 
der  ganzen  Gemeinschaft,  sondern  in  un- 
gerechtfertigter Weise  zum  Vorteil  einzelner 
Personen  cäer  Gesellschaftsschichten  ver- 
wendet werden. 

Literatur:  Herm4inn,  StaatsttirUchtrflL  UnieT' 
suchungen,  t.  Aufl.,  S.  78  ff,  —  Wagner,  X<Jkr- 
und  Handbuch  der  polü,  Oekonamie,  S.  A^ß,, 
I.  Teil,  L  Halbb,,  S.  TSgr.,  S,  Halbb.,  S.  Si7f. 
—  V.  Wieser,  Der  natürliche  Wert,  8.  5  ff. 

Jjexis, 

Befähigungsnachweis. 

(Historisch.) 

1.  Die  Regelung  durch  die  Zunft.    2.  Die 
Regelang  dnrch  den  Staat. 

1.  Die   Rc^lnng   durch    die   Zunft. 

Die  ältesten  Ifechri^ten,  die  über  Bedin- 
gungen für  die  Ausübung  eines  Geweibes 
aus  Deutschland  vorliegen,  stammen  ans 
dem  12.  Jahrh.  Es  sind  jetzt  und  ebenso 
noch  in  den  folgenden  Jahrhunderten  dorcb- 
weg  solche,  welche  von  der  Aufoahme  in 
eine  Zimft  sprechen.  Meistens  handeln  sie 
nur  von  der  Fordenmg  von  Eintrittsgeldem 
und  von  der  Voraussetzung  moraliscfaer 
Eigenscliaften.  Von  dem  I^achweis  der 
Kenntnis  eines  bestimmten  Gewerbes  ist 
nicht  oder  nur  in  allgemeinen  AusdrQckeQ 
die  Rede.  So  soll  z.  B.  nach  einer  Auf- 
zeichnung über  die  Bäckerzunft  in  Basd 
von  1256  der  Zunftvorsteher,  wenn  ein  Ge- 
hilfe selbständig  werden  will,  die  versim* 
melten  Bäcker  dreimal  de  fidelitate  soisqne 
meritis  fragen;  si  bonae  famao  non  fucait, 
reprobetur.  Von  einer  eigentlichen  Prüfnoff 
wird  hier  also  nicht  ^sprechen;  nur  wiid 
wohl  das  Wort  merita  vorzugsweise  auf 
Leistungen  im  Bäckergewerbe  zu  beziehen 
sein,  lieber  eine  Art  Meisterstück  besitiea 
wir  bloß  eine  Notiz  aus  dem  13.  Jahrb.: 
nach  Urkunde  von  1272  mußte  in  Berlia 
der,  der  Mitglied  der  Bäckerzunft  werden 
wollte,  vorher  in  des  Meisters  Ofen  Brot 
gebacken  haben,  damit  man  sich  überzeugte, 
ob  er  seine  Arbeit  verstände.  Die  geringe 
Berücksichtigung  der  Frage  der  techmscfaen 
Vorbildung  in  den  Urkunden  erklärt  sidi 
wohl  daraus,  daß  in  jener  Zeit  der  ersten 
Bildung  der  Zünfte  sich  im  allgemeinen 
nur  der  um  ein  Handwerk  bewarb/  der  es 
verstand.  Allmälilich  wird  die  Prüfung 
wStrenger,  und  zwar  wird  sie  regelmäfiig 
mit  der  Aufgabe  eines  Meisterstücks  ver- 
■  bundeu.  Dazu  tritt  die  Forderung  einer 
bestimmten  liohr-  und  Arbeits-,  später  auch 
;  Wanderzeit.  Es  wird  femer  (wenngleidi 
nicht  immer)  verlangt,  daß  der  Aufzundi- 
.  mende  fi-eier  Herkunft  sei  und  das  Bürger- 
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recht  erworben  habe.  Diese  Steigerung  der 
Bedingungen  erklärt  sich  aus  der  zu- 
oehmenden  Ausbildung  der  Gewerbe  und 
au.^  dem  Bestreben,  die  Zahl  der  Xon- 
kurrenten  nicht  zu  groß  werden  zu  lassen. 
In  den  Städten  des  kolonisierten  Ostens 
veranlaßt  der  Gegensatz  gegen  die  slavische 
Bevölkerung  oft  auch  die  Forderung 
deutscher  Herkunft  für  neue  Zunftmitglieder. 

<  »bwohl,  wie  eben  angedeutet,  schon  früh 
aUgemeine  Voraussetzungen,  die  mit  der 
gewerblichen  Befähigung  an  sich  nichts  zu 
tun  haben,  aufgestellt  wurden,  so  ging  man 
dabei  doch  im  ganzen  nicht  über  ein  ge- 
rechtfertigtes Maß  hinaus.  Die  Handhabung 
der  Aufnahme  durch  die  Zunft,  die  tech- 
nische Prüfung,  aber  auch  die  Regelung 
der  Konkurrenzfrage  durch  sie  hat  einen 
bedeutenden  Anteil  an  der  Hervorbringung 
der  Blütezeit  des  deutschen  Handwerker- 
standes. Mit  der  Zeit  verschob  sich  freilich 
das  Verhältnis :  der  Gesichtspunkt,  den  An- 
gehörigen der  Zunft  ihre  wirtschaftliche 
Stellung  zu  sichern,  wurde  in  den  Vorder- 
grund gerückt,  der  B.  als  Handhabe  benutzt, 
um  Konkiurrenten  oft  willkürlich  auszu- 
schließen. Zu  diesem  Zweck  wurde  der 
Begriff  der  Beseholtenheit  maßlos  ausgedehnt. 
Lehr-  und  Wanderzeit  imd  Meisterprüfung 
zu  sehr  ^teigert 

2.  Die  Regelung  durch  den  Staat 
Die  eben  geschilderten  Mißbrauche  be- 
stimmteo  den  Staat,  in  die  gewerblichen 
Verhältnisse  tiefer  einzugreifen.  Teilweise 
geschah  es  schon  im  17.,  namentlich  aber 
&«t  dem  18.  Jahrh.  (bedeutungsvoll  ist  in 
dieser  Hinsicht  der  Reichsschluß  von  1731). 
Die  Zünfte  wurden  nicht  aufgehoben.  Aber 
der  Staat  regelte  das  Lehrlings-  und  Ge- 
selleuwesen  und  vor  allem  die  Meister- 
j'riifung.  Sie  wurde  noch  durch  die  Zunft, 
jedöch  nnter  staatlicher  Aufsiclit  vorge- 
nommen. Gegen  ungünstige  Entscheide 
konnte  Beschwerde  bei  den  Behörden  er- 
hoben werden.  Im  19.  Jahrh.  ist  der  B. 
durch  die  Einführung  der  Gewerbefreiheit 
<^gL  namentlich  die  Gewerbeordnung  des 
Xonldentßchen  Bundes  von  1869)  für  die 
ni«sten  Gewerbe  beseitigt  worden.  Soweit 
nian  ihn  bestehen  ließ,  legte  man  ihn  in 
die  Hand  von  staatlichen  Organen.  Zur 
Wiedereinführung  gelangte  er  in  Oesterreich 
im  Jahre  1883. 

Ueber  diesen  modernen  B.  und  die  Be- 
strebungen zu  seiner  Einführung  vgl.  Artt. 
rHandwerk,  moderne  Bestrebungen"  und 
-Lehrlingswesen*^ 

I«rteratlir:  Vgi.  du  Literatur  zu  dem  Art. 
Mnfte";  ferner  C,  Neuhurg ,  Art.  „Be- 
.^^^ngtnachttew*'  im  H.  d,  St.,  1.  Aufl.,  Bd.  II, 
•^*>r/.  G.  V,  Below. 


Begräbnisversicherung 

s.  „Hilfskassen" 

(vgl  auch  „Lebensversicherung''  und 

„Unfallversicherung"). 

Begräbniswesen 

s.  Bestattungswesen. 


Belegschaft  s.  die  folgenden  Artt.  Berg- 
arbeiter und  Bergbau. 

Beleihung  s.  Banken  oben  S.  309  fg. 


Bergarbeiter. 

I.  Geschichtliches  und  Statistisches.  II. 
Rechtsverhältnisse  der  B.  III.  Knappschafts- 
vereine. 1.  Geschichtliches.  2.  Gegenwärtige 
Rechtslage.    3.  Statistisches. 

I.  Geschichtliches  und  Statistisches. 

Während  im  Altertum  die  Arbeit  in  den 
Bergwerken  von  Sklaven  ausgeführt  wurde, 
galt  in  Dentschland  die  Bergarbeit  von  jeher 
als  eine  ehrenvolle  Tätigkeit  des  freien  Mannes. 
Die  bedeutungsvolle  Tätigkeit  der  Bergleute 
wurde  hier  voll  fi^ewtirdigt;  sie  erhielten  deshalb 
zahlreiche,  durch  die  Bergfreiheiten  verliehene 
Sonderrechte  hinsichtlich  der  Niederlassung,  Ge- 
richtsbarkeit und  Personalbesteuerunfif,  die  zum 
Teil  bis  in  die  neuere  Zeit  bestanden  haben. 
Diese  Besrünstigungen  und  die  eigenartifi^e  Arbeit 
der  Bergleute  führten  schon  in  früher  2ieit  unter 
den  deutschen  Bergleuten  zu  einem  ausge- 
sprochenen Korpsgeist,  der  seinen  Ausdruck  in 
zahlreichen  s^emeinsamen  Gebräuchen  (Berggebet 
vor  dem  Anfahren,  Bergmannsgruü  „Glückauf'', 
Bergmannstracht),  in  Bergmannssagen  und 
Rechtssätzen  gefunden  hat.  Die  Knappschaften 
(vgl.  unten  sub  III),  deren  Anfänge  sich  bis  in 
das  13.  Jahrh.  nachweisen  lassen,  bilden  be- 
sondere bergmännische  Korporationen  zur  Unter- 
stützung der  Berufsgenossen,  aber  auch  zur 
Wahrung  der  Standesehre.  Der  Bergmann  ge- 
hörte danach  einem  privilegierten  Stande  an. 
Etwa  seit  dem  30  jährigen  Kriege  be^nnen  die 
Bergbehörden  mehr  und  mehr  sich  in  die  An- 
gelegenheiten nicht  nur  des  Bergwerksbetriebes, 
sondern  auch  der  Bergarbeiter  einzumischen, 
indem  sie  u.  a.  die  Annahme  und  Entlassung 
der  Bergleute  verfügen,  die  von  den  Werks- 
besitzern zu  zahlenden  Löhne  selbständig  fest- 
setzen und  auch  in  die  ursprünglich  freie  Or- 
fi^auisation  der  Knappschaftskassen  eingreifen. 
5lit  dem  Aufhören  des  sog.  „Direktionsprinzips" 
(vffl.  Art.  „Bergrecht"  unten  S.  409)  beschränkt  sich 
inaessen  die  Tätigkeit  der  Bergbehörde  auf  die 
Aufsicht  über  die  Beobachtung  der  die  Rechts- 
verhältnisse der  Bergleute  betreffenden  gesetz- 
lichen Vorschriften  (s.  unten  sub  II)  und  auf  die 
Ausübung  eines  gesetzlich  näher  geregelten 
Aufsichtsrechts  über  die  an  sich  selbständigen 
Knappschaft« vereine  (s.  unten  sub  III). 

Bezüglich  der  Statistik  der  deutsc-hen, 
vornehmlich  aber  der  preußischen  Bergleute, 
welch  letztere  mehr  als  85%  der  im  ganzen 
Deutschen  Reiche  beschäftigten  Bergleute 
ausmachen,  sei  folgendes  mitgeteilt: 
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In  Deutschland  (ausschließlich  Luxem- 
burg) betrug  im  Jahre  1903  die  Zahl  der  B. 
(einschl.  Beamte)  622  606  Mann 

dayon  waren  oeschäftigrt : 
beim  Steinkohlenbergbau     470305      n 
„     Braunkohlenbergbau     52518      „ 
„     Eisenerzbergbau  35  570      „ 

„     Zinkerzbergbau  15231      „ 

„     Bleierzbergbau  11 761      „ 

„     Kupfererzbergbau         16 159      „ 
„     Salzbergbau  15 129      „ 

Der  Rest  verteilt  sich  auf  den  Bergbau  auf 
Silber-,  Kobalt-,  Nickel-^  Mangan-  und  andere 
Erze  sowie  auf  die  Gewinnung  von  Erdöl.  Im 
Salinenbetrieb  waren  3504  Personen  beschäftigt. 
In  Preußen  betnig  die  Zahl  der  B. 
und  zwar  auch  hier  einschließlich  der  Auf- 
sichtsbeamten für  1904 
im  Oberbergamtsbezirk  Breslau      129  127  Mann 

n  Halle  56202      „ 

„  „  Clausthal    15 134      n 

„  „  Dortmund  271 674      „ 

„  »  Bonn 97i46_  „_ 

Summa    569583  Mann 
Von  diesen  waren  tätig: 
beim  Steinkohlenbergbau        447  9^9  Mann 
„    Braunkohlenbergbau        43297      „ 
„    Eisenerzbergbau  21 979      „ 

^    Zinkerzbergoau  15  598      „ 

„    Bleierzbergbau  11 261      „ 

„    Kupfererzbergbau  16308      „ 

„    Salzbergbau  10674      „ 

Im  Salinenbetrieb  waren  außerdem  1956  Mann 
beschäftigt. 

Der  Kest  verteilt  sich  auch  hier  auf  den 
Bergbau  auf  Silber-,  Kobalt-,  Nickel-,  Mangan- 
und  andere  Erze,  außerdem  auf  die  Gewinnung 
von  Erdöl  (948  Mann). 

Die  Zahl  der  jugendlichen  Arbeiter  männ- 
lichen und  weiblichen  Geschlechts  unter 
IG  Jahren  und  die  Zahl  der  über  IG  Jahre 
alten  Arbeiterinnen  betrug   im  Jahre  1904: 

Jugendliche  jL^v^^Ua. 

Arbeiter  unter  h„„1„ 

16  Jahren  "^''^'^ 

Steinkohlenbergbau               13289  4889 

Braunkohlenbergbau                  774  786 

Erzbergbau                            4011  3  444 

Salzbergbau                               166  17 

sonstigen  Bergbau                    409  13 

Kinder  unter  14  Jahren  waren  im  Jahre  1904 
89  beschäftigt. 

Was  die  Arbeitszeit  der  Bergleute  in 
Preußen  betrifft,  so  ist  sie  bei  der  Ver- 
scliiedenheit  und  Mannigfaltigkeit  der  in 
Betracht  kommenden  ortlichen  und  betiieb- 
lichen  Verliältnisse  selir  verschieden.  Beim 
Steinkohlenbei^bau  tibersteigt  die  Schicht- 
dauer  (einschließlich  der  Ein-  und  Ausfahrt 
und  einschließlich  der  Ruhepausen)  für  die 
Mehrzalil  der  unterirdischen  Belegschaft 
nicht  10  Stunden,  in  einigen  wichtigen  Be- 
zirken z.  B.  in  Westfalen  beträgt  sie  8 
Stunden.  In  Oberschlesien,  wo  fi-üher  für 
einen  großen  Teil  der  Arbeiter  und  zwar 
auch  der  eigentlichen,   also  mit  den  Aus- 


beim 


und  Vorrichtun^sarbeiten  sowie  n 
Gewinnungsarbeiten  beschAftigten  . 
nominell  eine  12stündige  Arbeitssch 
stand,  sehen  in  neuester  Zeit  die 
Ordnungen  namentlich  für  die  bezei 
eigentlichen  B.  regelmäßig  eine 
Arbeitszeit  —  meistens  eine  Bok 
10  Stunden  vor.  Die  frühere  Uebu 
den  Bergleuten  nach  Erfüllung  ei 
stimmten  Leistung  gestattet  wurde, 
regelmäßigen  Schichtzeit  auszufahi 
wenigstens  der  Hegel  nach,  bell 
worden,  so  daß  infolge  dieser  üebi 
sächlich  eine  weitere  Verktlrzung  der 
zeit  eintritt.  —  Beim  Braunkohlen 
im  Oberbergamtsbezirk  U^le  beläi 
die  Arbeitszeit  der  unter  Ts^e  besch 
Arbeiter  auf  durchschnittlich  11  I 
einschließlich  der  Ein-  imd  Aus^ 
einschließlich  der  Frühstücks-  und  '. 
pausen  von  zusammen  VI 2  Stunden 
linksrheinischen ,  neuerdings  sehr 
deutung  gestiegenen  Braunkohlenbe]^ 
trägt  die  tägliche  Schichtdauer  ein 
lieh  mehi-erer  Pausen  von  zusammen  2 1 
12  Stunden,  wobei  zu  berücksiehtii 
daß  dieser  Bei]^bau  fast  ausschliei 
Tagebauen  betrieben  wird.  —  Bei 
bergbau  schwankt  die  Schichtdaue 
Tage  zwischen  8,2  und  11  Stunden. 
Was  die  Höhe  des  Arbeits) 
der  preußischen  B.  betrifft,  so  be 
den  einzelnen  größeren  Bergbaul 
der  von  einem  Arbeiter  im 
schnitte  der  Gesamtbelegschaft  erzic 
der  von  einem  unterirdisch  besohl 
eigentlichen  B.  (für  diesen  in  der  K) 
erzielte  reine  Jahresarl)eitsverdien8t 
entsprechende  Schichtlohn  nach  Ab 
Arbeitskosten  und  Kassenbeiträge: 

beim  M. 

oberschlesischen  Stein- 
kohlenbergbau 836 :  2,98  (  9, 

niedersehlesischeu  Stein- 
kohlenbergbau 843  :  2,79  (  S 

westfäl.  Steinkohlenberg- 
bau 1208:3,98  (14 

Saarbrücker  Steinkohlen- 
bergbau 1097:3,71  (12 

Aachener  Steinkohlen- 
bergbau 1169:3,89  (12 

Mansfeld.  Kupferschiefer- 
bergbau '   946:3,08  (10 

Siegen-Nassauischen  Erz- 
bergbau 847  : 2,97  (  S 

linksrnein.  Erzbergbau       727:2,49  t  7 

Oberharzer  Erzbergbau       704:2,33  (  7 

Kalisalzbergbau  1082  : 3,59  (11 

Oberharzer  Braunkohlen- 
bergbau 934:3,05  (lo 

linksrheinischen  Braun- 
kohlenbergbau 946:3,2s  (loi 

Die  dem  Bergbau  anhaftende  6< 
fahr   erhellt   aus    folgender  Ceberei 
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in  den  letzten  10  Jahren  in  Preußen  vor- 
gekommenen YerunglQckungen  mit  tödlichem 
Auseange  (in  Spalte  a  sind  die  Verun- 
^üdniDgen  beim  Steinkohlenbergbau,  in 
Spalte  b  diejenigen  beim  Braunkohlenberg- 
bau, in  Spalte  c  diejenigen    beim  Erzberg- 


bau, in  Spalte  d  diejenigen  bei  anderen 
Mineralgewinnungen,  in  Spalte  e  die  Ge- 
samtzahlen angegeben ;  die  Hauptspalte  gibt 
die  absolute  Zahl,  die  Nebenspalte  die  Zahl 
der  Verunglückten  auf  1000  Mann): 


a 

b 

c 

d 

e 

1895 

692  j 

2,540 

64 

2,103 

63 

1,002 

23 

1,917 

842 

2,229 

1896 

733  ' 

2,577 

52 

1,664 

72 

1,137 

21 

1,649 

878 

2,241 

1897 

7*4  i 

2,353 

78 

2,362 

68 

1,046 

23 

1,611 

883 

2,124 

1898 

929  . 

2,864 

70 

1,992 

65 

0,994 

30 

1,956 

1094 

2,485 

1899 

797 

2,314 

72 

1,945 

94 

1,393 

20 

1,231 

983 

2,114 

190O 

848 

2,247 

100 

2,361 

78 

1,116 

27 

1,537 

1053 

2,076 

1901 

956 

2,341 

122 

2,500 

81 

1,172 

50 

2,725 

1209 

2,220 

1902 

818 

1,989 

96 

2,165 

60 

0,897 

31 

1,681 

1005 

1,858 

1903 

826 

1,922 

83 

1,921 

68 

1,034 

29 

1,500 

1006 

1,802 

1904 

808 

1,799 

86 

1,987 

61 

0,913 

35 

1,635 

990 

1,705 

II.  Recbtsverhaltnisse  der  B.  | 

Während  die  Bergordnungen,  das  preußi- ' 
«he  Allgemeine  Landirecht,  und  die  Novellen- 1 
gesetzgebung  der  50  er  Jahre  des  19.  Jahrh.  | 
(ygL  Art    „Bergrecht"   S.  409)   den   staat- 
Käen  Bergbehörden    einen    weitgehenden 
Einfluß  auch  auf  die  Verhältnisse  der  B. ' 
beigelegt,  ihnen  namentlich  auch  die  An-  j 
nähme  und  Entlassung  der  Bergleute  sowie 
(lie  Feststellung   des  Lohnes   und  der  üb- 
ng«i  Arbeitsbedingungen   zuwiesen,   stellte 
«ch  das   Allgemeine    Berggesetz    für   die 
preußischen  Staaten  vom  24.  YI.  1865  auf 
^  Standpunkt   der   vollständigen  Freiheit 
^Arbeitsverhältnisses  und  überließ  dessen  1 
fegeluDg  den   Beteiligen.    Der  große  B.-  \ 
*088tand   von    1889   einerseits   und   die  im , 
Jahre  1901  erfolgte  wesentliche  Reform  der  i 
^everb^iesetzgebung   (sog.   Arbeiterschutz- 1 
?K8etz  vom  1.  VI.  1891)  andererseits  führten  1 
zu  der  Berggesetznovelle  vom  24.  VI.  1892, . 
^er  im  wesentlichen  auch  die  Gesetzgebung  | 
te  meisten  übrigen  deutschen  Staaten  gefolgt 
«t   Die  Einführung  verschiedener  Kcichs- ! 
besetze,  vor  allem  aber  diejenige  des  Bürger- 1 
hchen  Gesetzbuches,  das,  soweit  nicht  S{)ezial- 1 
i?«etze,  namentlich  das  Bergrecht,  ander- i 
^«tige  Bestimmungen   enthalten ,   naraent- , 
lieh  auch  in   seinen  Vorschriften  über  den  ' 
Wenstvertrag   (§§  611   bis  630),   auch   auf; 
^ie  B.  anwendbar  ist,  bedeutet  in  einzelnen  . 
Beziehungen    eine   weitere   Aenderung   der' 
fiechtsstellung    der    B.    Für    Preußen    hat  i 
ä'chließlieh  die  Berggesetznovelle  vom  14.  Vll. . 
1305,  die  im  Anschluß  an  den  großen  B.-  i 
*»tand  des  Jahres   1905   erlassen   wurde,  | 
«ne  weitere,  zum  Teil  einschneidende  Aende- 
niDg  des  Arbeitsverhältnisses  zur  Folge  ge- 
Wh.  Unter  Berücksichtigung  dieser  Rechts- 
lage gestaltet  sich  das  Rechtsverhältnis  der 
&  der  Hauptsache  nach  folgendermaßen : 

Die  Onindlage   des  Arbeitsverhältnisses 
Mdet  die  Arbeitsordnung,   die   vom  Berg- 

Worterbsoh  der  Tolkswlrtscbaft    II.  Aufl.  Bd.  I. 


Werksbesitzer  für  jedes  Bergwerk  erlasseu 
werden  muß.  Vor  dem  Erlaß  einer  Arbeits- 
ordnung muß  den  volljährigen  Arbeitern, 
in  Preußen  nach  der  Novelle  von  1905  dem 
für  größere  Bergwerke  vorgeschriebenen 
ständigen  Arbeiterausschuß  (siehe  unten) 
Gelegenheit  zu  einer  Aeußerung  über  den 
Inhalt  der  Arbeitsordnung  gegeben  werden. 
Die  Arbeitsordnung  muß  über  die  wich- 
tigsten Punkte  des  Arbeitsverhältnisses, 
namentlich  über  Dauer  der  Arbeitszeit,  Regu- 
lierung der  Gedinge,  Zeit  und  Art  der  Lohn- 
zahlung, Strafen  usw.  Vorschriften  ent- 
halten. Unter  dem  Gedinge  wird  die  Ver- 
einbarung des  Bergwerksbesitzei-s  mit  dem 
Arbeiter  über  die  I^eistung  gewisser  Arbeiten 
zu  einem  Arbeitslohne  verstanden,  der  ent- 
weder als  Pauschalsumme  oder  als  Einheits- 
satz für  die  Maß-  oder  Gewichtseinheit  be- 
stimmt wird.  Als  maßgebende  Faktoren 
kommen  bei  der  Gedingestellung  in  Betracht 
einmal  die  technische  Schwierigkeit  der 
Arbeit,  die  von  den  mannigfachsten  äußeren 
Einflüssen  (Gesteinsfestigkeit,  Nässe,  Tem- 
I>eratur)  abhängt,  und  sodann  die  Höhe  des 
üblichen  Normallohnes  für  einen  Arbeiter 
von  mittlerer  Leistungsfähigkeit.  Abzüge 
wegen  ungenügender  Arbeit,  besonders  das 
sog.  Nullen  von  Förderwagen  (gänzliche  oder 
teilweise  Nichtanrechnung  ungenügend  oder 
unrein  beladener  Fördergefäße)  müssen  in 
der  Arbeitsordnung  vorgesehen  sein.  In 
Preußen  sind  sie  durch  das  Gesetz  vom 
14.  VII.  1905  ganz  untersagt  und  es  ist  hier 
ein  l:>esonderes  Verfahren  —  event  unter 
Beteiligung  von  Vertrauensmännern  der 
Arbeiter  —  zur  Feststellung  des  bei  der 
Lohnberechnung  zu  berücksichtigenden  Teiles 
ungenügend  oder  vorschriftswidrig  gefüllter 
Fördergefäße  vorgeschrieben.  Straf  bestim- 
mungeu,  welche  das  Ehrgefühl  oder  die 
guten  Sitten  verletzen,  dürfen  in  die  Arbeits- 
ordnung nicht  aufgenommen  werden.  Geld- 
strafen dürfen   bei  schweren  Verstößen  bis 
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zur  vollen  Höhe,  sonst  nur  bis  zur  Hälfte  des 
durchschnittliehen  Tagesarbeitsverdienstes 
verhängt  werden.  Für  Preußen  schreibt  die 
Novelle  vom  14.  YIl.  1905  außerdem  vor, 
daß  die  im  Laufe  eines  Kalendermonats 
gegen  einen  Arbeiter  wegen  ungenügender 
oder  vorschriftswidriger  Beladung  von  Förder- 
gefäßen verliängten  Geldstrafen  in  ilirem 
Gesamtbeträge  fünf  Mark  nicht  übersteigen 
dürfen.  Die  Strafgelder,  sowie  die  wegen 
ungenügender  oder  vorschriftswidriger  Be- 
ladung der  Fördergefäße  in  Abzug  gebracliten 
Lohnbeträge  müssen  nach  der  Gesetzgebung 
von  1892  der  Knappschaflskasse  oder  einer 
zugimsten  der  Arbeiter  des  Bergwerkes  be- 
stehenden Unterstützungskasse  überwiesen 
werden.  Nach  der  Novelle  von  1905  muß 
auf  allen  Bergwerken,  für  die  ein  ständiger 
Arbeiterausschuß  vorgeschrieben  ist  (siehe 
unten),  eine  besondere  Unterstützungskasse 
bestehen  und  deren  Verwaltung  unter  Be- 
teiligimg  des  Arbeiterausschusses  in  einer 
gesetzlich  geregelten  Weise  eiiolgen.  Die 
Auflösung  des  Arbeitsverhältnisses  erfolgt, 
wenn  nichts  anderes  vereinbart,  durch  eine 
jedem  Teile  freistehende,  14  Tage  vorher 
zu  erklärende  Aufkündigung.  Fiu*  den  Fall 
der  rechtswidrigen  Auflösung  des  Arbeits- 
verhältnisses durch  den  Bergmann  kann 
die  Verwirkung  des  rückständigen  Lohnes 
im  Höchstbetrage  eines  durchschnittlichen 
Wochenlohnes  ausbedungen  werden.  Die- 
jenigen Fälle,  in  welchen  eine  Entlassung 
oder  ein  Austritt  des  Bergmanns  ohne 
Kündigung  zulässig  ist,  sind  im  Gesetz  des 
näheren  angegeben,  sie  können  durch  die 
Arbeitsordnung  ergänzt  werden.  Jedem  ab- 
kehrenden großjährigen  Bergmannc  wird  ein 
Arbeitszeugnis  (Abkehr)  ausgefertigt,  das 
auf  Verlangen  des  Arbeiters  auch  eine  An- 
gabe über  Fülmuig  und  Leistung  enthalten 
muß.  Bei  Verweigerung  des  Arbeitszeug- 
nisses wird  es  von  der  Ortspolizeibehörde 
ausgefertigt. 

Für  die  minderjährigen  B.  sind  in  An- 
lehnung an  die  Voi-schriften  der  Keichsge- 
werbeordnung  Arbeitsbücher  vorgeschrieben 
und  eingehende  Bestimmungen  über  deren 
Ausstellung,  Benutzung  usw.  erlassen  (S§ 
85a— S5h).  Wegen  der  Verpflichtung  der 
Bergwerksbesitzer,  ihren  Arbeitern  unter 
IS  Jahren  die  zum  Besuche  einer  Fort- 
bildungsschule erforderliche  Zeit  zu  ge- 
währen, und  wegen  der  Veri)flichtung  der 
B.  unter  18  Jahi-en  zum  Besuche  gewisser 
Fortbildungsschulen  gelten  im  wesentlichen 
die  gleichen  Vorschriften  wie  für  die  übrigen 
gewerblichen  Arbeiter.  Für  die  jugendlichen 
Arbeiter  und  die  Arbeiterinnen  gelten  die 
für  die  übrigen  gewerblichen  Arbeiter  be- 
stehenden Schutzvorschriften  der  Gewerbe- 
ordnung.   Auf  jedem   Bergwerke   ist  über 


die  daselbst  beschäftigten  Arbeiter  eine  \ 
sondere  Arbeiterliste  zu  führen. 

Für  Preußen  sind  durch  die  NoveUe  v 
1905  noch  einzelne  Sondervorschriften  { 
troffen.  Hinsichtlich  der  Arbeitszeit  < 
in  Steinkohlenbergwerken  unterirdisch  1 
schäftigten  Arbeiter  ist  u.  a.  voi^-schrieb 
daß  die  regelmäßige  Arbeitszeit  für  d 
einzelnen  Arbeiter  durch  die  Ein-  und  A 
fuhr  nicht  um  mehr  als  eine  halbe  Stuc 
verlängert  werden  darf  und  daß  ein  etwai{ 
Meiir  der  £in-  und  Ausfahrt  auf  die  Arbei 
zeit  augerechnet  werden  muß.  An  Betrie 
punkten  mit  einer  gewöhnlichen  Tempers 
von  über  28  "  C.  daxf  die  Arbeitszeit  6  Sti 
den  täglich  nicht  übersteigen,  auch  dür 
au  solchen  Punkten  Ueber-  und  Neb 
schichten  nicht  verfahren  werden.  I 
Oberbergämtern  ist  ferner  die  Verpflichti 
auferlegt  worden,  die  Fi-age,  ob  mit  Rü< 
sieht  auf  die  den  Gesundheitszustand  « 
Arbeiter  beeinflussenden  BetriebsverfaAitni 
eine  Festsetzung  der  Dauer,  des  Beginns  t 
des  Endes  der  täglichen  Arbeitszeit  gebo' 
ist,  zu  prüfen  und  unter  Zuziehung  eil 
besonderen  Gesundheitsbeirats  die  erford 
liehen  Vorschriften  zu  erlassen.  Die  Hau 
bedeutung  der  Novelle  von  1905  best« 
aber  darin,  daß  sie  für  alle  größeren  Be 
werke,  d.  h.  alle  diejenigen,  auf  welcl: 
mindestens  100  Arbeiter  beschäftigt  sii 
ständige  Arbeitei-ausschüsse  vorgeschriel 
hat,  die  darauf  hinwirken  sollen,  dafi  < 
gute  Einvernehmen  innerhalb  der  Belegsch 
und  zwischen  der  Belegschaft  imd  d 
Arbeitgeber  erhalten  bleibt  oder  wieder  h 
gestellt  wird.  Für  diese  obligatoriBcl] 
Arbeiterausschüsse,  die  übrigens  auch  ; 
Bayern  durch  das  Berggesetz  vom  30..^ 
1900  eingeführt  sind,  gibt  die  Novelle  t 
1905  eingehende  Vorschriften.  Als  be9oad< 
Aufgaben  weist  sie  ihnen  die  ^litwirku 
beim  Erlaß  von  Arbeitsordnungen,  die  1 
teiligung  an  der  Verwaltung  der  Weri 
Unterstützungskassen,  die  Wahl  der  V< 
trauensmänner  der  Arbeiter  bei  der  Ermi 
lung  der  Beladung  von  Fördergefäßen  (sie 
oben)  u.  a.  m.  zu.  Die  allgemeine  Amoi 
des  Arbeiterausschusses  bezeichnet  sie  dah 
daß  er  Anträge,  Wünsche  und  Beschwi^ 
der  Belegschaft,  die  sich  auf  die  Betriel 
und  Arbeitsverhältnisse  des  Bergwerte  l 
ziehen,  zur  Kenntnis  des  Bergweäsbesto 
zu  bringen  hat.  Weitere  Atägaben  köon 
dem  Arbeiterausschuß  durch  die  Aibeii 
Ordnung  zugewiesen  werden.  Ein  Arbeiti 
ausschuß,  der  seine  hiernach  begrenzte  Z 
ständigkeit  überschreitet,  kann  nach  n 
heriger  Verwarnung  durch  das  Oberbergu 
aufgelöst,  in  schweren  Fällen  kann  anoh  i 
Bergwerksbesitzer  von  seiner  Yerpflicätaii 
einen  ständigen  Arbeiterausschuß  zu  habe 
auf  die  Dauer  von  höchstens  einem  JA 
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beireit  werden.  Nach  dem  Vorbilde  der  den  Minister  für  Handel  und  Gewerbe 
Gewerbeordnung  laßt  die  Novelle  von  1905  besondere  Berggewerbegerichte  zur  Ent- 
(lie  Bildung  des  Arbeiterausschusses  in  ver-  Scheidung  der  aus  dem  Bergarbeitsverhältnis 
gchiedener  Weise  zu,  der  Hauptfall  aber  ist  entspringenden  Rechlsstreitigkciten  gebildet 
der,  daß  als  Arbeiterausschuß  solche  Ver-  worden.  Die  Vorsitzenden  sind  den  könig- 
tretungen  dienen  sollen,  deren  Mitglieder  liehen  Bergbeamten  oder  Berufsrichtern  ent- 
in ihrer  Mehrzahl  von  den  Arbeitern  des  noramen.  In  den  Fällen  luid  nach  den 
Bergwerks,  der  betreffenden  Betriebsabteilung  näheren  Bestimmungen  des  genannten  Reichs- 
oder der  mit  dem  Bergwerke  verbundenen  gesetzes  liaben  diese  Berggewerbegerichte 
Betriebsanlagen  aus  ihrer  Mitte  in  unraittel-  die  Aufgaben  der  Einigungsämter, 
barer  und  geheimer  Wahl  gewählt  werden. 

Die  Verhältniswahl  ist  für  zulässig  erklärt.  HL  Knappschaftsvereine. 

Zar  Wahl  berechtigt   sind    nur  volljährige        i.  Geschichtliches.  Die  dem  Bergbau  eigen- 

Arbeiter,  welche  seit  Eröffnung  des  Betriebes  tümlichen  Gefahren  und  das  von  alters  her  unter 

oder  mindestens   ein   Jahr   ununterbrochen  den  deutschen  Bergleuten  verbreitete  Gefühl  der 

auf  dem  Bergwerke  gearbeitet  haben.    Die  Zusammengehörigkeit   haben  schon  frühzeitig 

Vertreter  müssen   mindestens  30  Jahre  alt  dazu  geführt  durch  Bildung  von  ünterstützungs- 

sein  und  seit  Eröflfnung  des  Betriebes  oder  fy^Xw!?!?]!","^^^^^^ 

»in/inc*«««  riw^;  ToU«^  „«,ir,+^,.Kwxr»K««  ««f  Unglücksfällen  zu  mildem.  Schon  m  den  ältesten, 
ramdestens  drei  Jahre  ununterbrochen  auf  q^^^^^  ^^g  deutschen  Bergrechts,  namentlich 
dem  Berg^-erke  gearbeitet  haben.  W  ahler  j^  ^^^  gog  Kuttenberger  Bergordnuug  von  1300, 
UDd  Yeitreter  mQssen  die  bQrgeriichen  sind  derartige  Einrichtungen  erwähnt.  Sie 
Ehrenrechte  und  die  deutsche  Reichsange-  bildeten  und  entwickelten  Institute  von  großer 
hörigkeit  besitzen ,  die  Vertreter  überdies  sozialer  Bedeutung,  die  in  der  Neuzeit  für  ver- 
der  deutschen  Sprache  mächtig  sein.  Die  schiedene  ähnliche  Schöpfungen  vorbildhch  ge- 
Zahl der  Vertreter  soll  mindestens  drei  he-  worden  sind.  Zunächst  standen  diese  „Knapp- 
tragen, die  Ausschüsse  sind  mindestens  aUe  schaftskassen«,  m  Oesterreich  „Bruderladen" 
X  neu  zu  Wählen.  In  den  Arbeits-  I^^^^^KTll^^JZ^^^^^ 
Ordnungen  oder  in  besonderen  Satzungen  19  j^hrh.  eine  korporisierte  Verfassung,  in  der 
WDd  die  näheren  Bestimmungen  über  die  die  Werksbesitzer  und  die  Arbeiter  mit  an- 
Organisation, Wahl,  Zuständigkeit  und  Ge-  nähernd  gleichen  Rechten  die  Verwaltung  unter 
Schäftsführung  zu  treffen.  Diese  Bestimm-  Aufsicht  des  Oberbergamta  führten.  Für  Preußen 
flogen  unterliegen  der  Genehmigung  des  geschah  dies  durch  das  G.  v.  lO./IV.  18ö4,  das 
•>berbergamts,  die  nur  versagt  werden  darf,  ^^^  dem  Allgemeinen  Berggesetze  des  Jahres 
wenn  die  Bestimmungen  gegen  die  Gesetze  }^l.''^  wesentlichen  beibehalten  und  nur  noch 
verstofJen                     0       &  0  im  Sinne  einer  freieren  Stellung  der  \  crwaltung 

fortgebildet   wurde.    Diesem  Gesetze  sind  der 

Soweit    die    Rechtsverhältnisse    der    B.  Hauptsache  nach  auch  die  wichtigeren  deutschen 

Dicht  durch  das  Berggesetz  geregelt   sind,  Berggesetze  gefolgt.    Im  Königreich  Sachsen  ist 

gelten  dahlr  die aUgemeinen  gesetzlichen  Vor-  ^F<1^  ^^^  Novelle  zum  Berggesetz  v.  2.;1V.  1884 

Mwendbar  erklärte  Vorschriften  der  Reichs-  28  / VII.  18G9  eine  Neuordnung  des  Knappschafts- 
gewerbeordnung.    V  on    diesen    sind ,    abge-  wesens  stattgefunden. 

sehen  von  den  bereits  erwähnten  Vorschriften         «    ^  ....        t»     u^  1  x-    i 

öter  die   Beschäftigung    der   jugendüchen  ,    ^'  Gegenwärtige   Reehtsl^e.     ^ach 


—  .^.w^  ^*co  sog.  Trucksystems  und  über  -''-"••i'-"""'""\"     .  v.»«xv.»*v..  w..^«f,v.«v.vov.    aes 
«lasKoahÜonsrecht  hervorzuheben,  während  Peutschen   Kcichs   noch    heute   maßgebend 
aas  dem  Gebiete  der  übrigen  Gesetzgebung  ist   stellt  sich  die  Sachlage  wie  folgt: 
namentUch  das  Büi^rliche  Gesetzbuch,  da^  ,      ^^'\  Knappschaftsvereine  (Knappschafts- 
(Wtz  über  die  Be^hlagnahme  des  Arbeits-  ^ff")  sind  Kondom  lonen  des  öffentlichen 
^^                              ^'„i  /v[  lajjg  Rechtes ;  mit  der  Bestätigung  ihrer  Statuten 
<wer  Dienstlohnes  vom  -^g^nr'isov »  ^^  ^^^-  erlangen    sie    die    Eigenschaft    jimstischer 
H«ftpflichtgesetz  vom  2.  ^^.  1871   mit  den  Pei-souen.     Sie   bestehen    entweder  für  be- 
Aendeningen  des  Einfflhrungsgesetzes  zum  stimmte  Bezirke  oder  für  einzelne  Werke. 
ÖÖrgeriiehen  Gesetzbuch  hervorzuheben  sind.  Sie  sind  Zwangsgenossenschaften,  da  jeder 
^fehr  wichtig  für  den  Bergmann  sind  außer-  Bergmann    demjenigen   Knappschaftsvereine 
<ten    die    sog.    sozialpolitischen    Gesetze,  beitreten    muß,    in    dessen    Bezirk    er    be- 
Inuiken-,  Unfall- und  Invaliden  versicherungs-  scliäftigt  ist.     Diesem  Vereine  gehören  auch 
gwet»  (vgl.  imten  sub  III).  alle  im  Bezirke  belegenen  Bergwerke,  Auf- 
in Ausführung  des  Reichsgesetzes   vom  hereitungsanstalten    und    Salinen    an.     Die 
Ä.  VIL   1890    (Gesetz    vom    29.  IX.   1901)  \Verksl)eamten  und  die  Beamten  des  Knapp- 
öber   die    Oewerbegerichte   sind    für    eine  scliaftsvereins  sind  zum  Beitritt  berechtigt. 
lüttere  Anzahl  von  Bergbaubezirken  durch  Der  Zweck  der  Vereine  ist  die  Fürsorge  für 
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die  ihnen  als  Mit^^lieder  angehörigen  B.  und 
Beamten.  Zu  dieser  Fürsorge  gehört  in 
erster  Linie  die  Gewährung  einer  Kranken- 
Unterstützung  in  Krankheitsfällen^  bestehend 
in  freier  Kur  und  Arznei,  einem  entspredien- 
den  Krankenlohne  bei  einer  ohne  eigenes 
grobes  Verschulden  entstandenen  Krankheit, 
sowie  die  Gewährung  eines  Beitrags  zu  den 
Begräbniskosten  der  Mitglieder  und  Invaliden. 
¥m  diese  Leistungen  können  übrigens  inner- 
halb der  Knappschaftsvereine  besondere 
Krankenkassen  auf  den  einzelnen  Werken 
oder  Gruppen  von  Werken  gebildet  werden 
<  Werkskrankenkassen).  In  zweiter  Linie  haben 
die  Vereine  ihren  vollberechtigten  Mitgliedern 
eine  lebenslängliche  Invalidenunterstützung 
bei  einer  ohne  grobes  Verechulden  einge- 
tretenen Arbeitsunfähigkeit  (d.  h.  Unfähigkeit 
zur  Verrichtung  der  Benifsarbeit)  zu  ge- 
währen. Den  Witwen  der  vollberechtigten 
Mitglieder  ist  eine  Witwenunterstützung  auf 
Ijebenszeit  oder  bis  zur  etwaigen  Wieder- 
verheiratung zu  zahlen.  Schließlich  erhalten 
die  Kinder  verstorbener  vollberechtigter 
Mitglieder  und  Invaliden  eine  Erziehungs- 
beihilfe bis  nach  zurückgelegtem  j  4.  Lebens- 
jahre. DerAnspnich  auf  alle  diese  Leistungen 
wird  indessen  nur  von  den  vollberechtigten 
Mitgliedern,  die  meistens  als  „ständige'' 
Mitglieder  bezeichnet  werden,  erworben ;  die 
Ansprüche  der  minderberechtigten  Mitglieder- 
klassen, namentlich  der  sog.  ,,unstilndigen'* 
Mitglieder,  richten  sich  nach  den  Satzungen, 
doch  müssen  auch  den  mindestberechtigteu 
Mitgliedern  freie  Kur  und  Arznei  sowie 
Krankenlohn,  und  wenn  sie  bei  der  Arbeit 
verunglücken,  auch  Invaliden-  und  Witwen- 
unterstützung gewährt  werden. 

Um  diese  Ijcistungen  gewähren  zu  können, 
bedürfen  die  Knappschafts  vereine  bestimmter 
Einnahmen,  Diese  setzen  sich  zusammen 
aus  Beitrügen  der  Mitglieder  und  solchen 
der  Werksbesitzer.  Die  Mitgliederbeitrüge 
sollen  in  einem  gewissen  Prozentsätze  ihres 
Arbeitslohnes  oder  in  einem  entsprechenden 
festen  Betrage  bestehen,  die  Werksbesitzer- 
beiträge sollen  mindestens  die  Hälfte  des  Bei- 
trages der  Arbeiter  ausmachen  ;  bei  den  meisten 
Vereinen  sind  sie  höher  und  häutig  ebenso 
hoch  wie  diejenigen  der  Arbeiter.  Die  Werks- 
besitzer  sind  bei  Vermeidung  des  gegen  sie 
selbst  zu  richtenden  Zwangsverfahrens  ver- 
pflichtet, für  die  Einziehung  und  Abführung 
der  Beitrüge  ihrer  Arbeiter  aufzukommen, 
auch  hal)en  sie  ihre  Arbeiter  regelmüBig 
bei  dem  Kna])pschaftsvorstande  anzumelden. 
Die  Höhe  der  Beitrage  wird  durch  das 
Statut  bestimmt.  Die  meisten  Knappschafts- 
vereine erhelK?n  die  Beitrüge  —  abweichend 
von  den  Vorsicherungsanstalten  —  im  Um- 
higeverfahren  zur  Deckung  der  laufenden 
Bedürfnisse,  wobei  allerdings  meistens  auch 
die   Bildung    eines    gewissen    Kesen-efonds 


vorgesehen  wird.  Bestimmte  Vorec 
über  den  Reservefonds  und  über  die  da 
Sicherstellung  der  Leistungsfähigkeit 
Knappschaftsvereins  sind  im  Gesetz 
gegeben. 

Auch  die  Verfassung  der  Verein 
im  einzelnen  durch  das  Statut  bei 
Die  Verwaltung  erfolgt  durch  eine 
stand,  der  regelmäßig  zur  einen  Hftl 
den  Werksbesitzem,  zur  anderen  fifil 
den  Knappschaftsältesten  gewählt  wird 
Knappschaftsältesten  werden  ihreise 
den  Vereinsmitgliedern  nach  näher 
Stimmung  des  Statuts  gewählt  und  sie 
das  Recht  und  die  Pflicht,  einerseits 
folgung  des  Statuts  durch  die  Mitgli 
überwachen  und  andererseits  die  Bec 
letzteren  gegenüber  dem  Vorstände 
zunehmen.  Die  staatliche  Aufsicht 
durch  das  Oberbergamt,  das  einen  Kon 
ernennt,  der  den  Sitzungen  des  Vor 
und  den  etwaigen  Genei'alversamn 
beiwohnt  und  jeden  statutwidrigen  B 
zu  suspendieren  befugt  ist  Er  muJ 
von  einer  solchen  Suspension  dem 
bergamte  sofort  Anzeige  machen. 

Ein  Teil  der  Knappschaftsvereint 
in  einem  vertraglichen  Gegenseiügk 
hältnis  zueinander,  kraft  dessen  i 
gegenseitigen  Mitglieder  mit  deren 
erworbenem  Dienstalter  aufnehmen, 
liehe  Vorschriften  hienlber  bestehen  ii 
nicht. 

Wie  bereits  oben  angedeutet,  si 
großen  sozialpolitischen  Versicherung« 
des  Deutschen  Reichs:  das  Kran: 
Sicherungsgesetz  v.  15./ VI.  1883  mit 
Novellen  v.  lO.'IV.  1892  und  25.^" 
das  Unfallversicherungsgesetz  v.  6/VI 
(später  Gewerbeun fall versichenmgsgc 
30./ VI.  1900)  und  das  Invaliden  versieh 
gesetz  V.  22./ VI.  1889  (später  13./V1 
nicht  ohne  Einwirkung  auf  die  Knapp 
vereine  geblieben.  Nach  dem  Kran 
sichenmgsgesetz  tritt  zwar  für  die  Mil 
der  Knai)])schafts vereine  weder  dieOei 
kranken  Versicherung  noch  die  Verpfl 
einer  nach  Maßgabe  dieses  Geset: 
richteten  Krankenkasse  anzugehöre 
doch  müssen  die  statutmäßigen  Leii 
dieser  Vereine  in  Krankheitsfällen 
Betriebs-  (Fabrik-)  Krankenkassen 
schriebenen  Minaestleistungen  er 
was  nach  einer  Verordnung  v. 
1904  namentlich  auch  für  die  wichtig 
Schriften  der  Novelle  zum  Kran 
Sicherungsgesetze  v.  25./V.  19(K- 
Das  Unfall  Versicherungsgesetz  v. 
1884,  an  dessen  Stelle  das  Grewerb 
versichenmgsgesetz  v.  30./VI.  19( 
treten  ist,  berührt  zwar  die  Verpfl 
der  Knappschaftsvereine  zur  LeistQ 
Unterstützungen  bei  BetriebeonfSUen 
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gewährt  den  Yereinen  aber  dadurch  einen 
Ejsalz,  daß  es  ihnen,  wenn  und  soweit  sie 
Unterstützungen  gewährt  haben,  die  für  die 
Unterstützungszeit  von  den  Berufsgenossen> 
schärften  zu  leistenden  Rentenbetr^  über- 
weist Die  in  Verfolg  des  Unfallversicherungs- 
gesetzes gebildete  „Knappschaftsberufsge- 
D06sensch£%;^^  umfaßt  alle  deutschen  Knaj)p- 
sdbaftsvereine  und  ist  in  8  Sektionen 
gegliedert  Die  Versicherung  der  B. 
nach  dem  Invalidenversicherungsgesetze  v. 
13./V11.  1899,  das  an  Stelle  des  Gesetzes 
V.  22JVL  1889  getreten  ist,  erfolgt  ent- 
weder bei  den  zur  Diux^hführung  dieser 
Gesetzgebung  bestehenden  Versicherungs- 
anstalten oder  bei  den  nach  Maßgabe  des 
Gesetzes  vom  Bundesrate  zugelassenen  be- 
sooderen  Kasseneinrichtungen,  deren  es  für 
den  Bergbau  in  Preußen  3  und  im  König- 
rach  Sachsen  eine  gibt.  Im  ersteren  Falle 
haben  die  Knappschaftsvereine  das  Recht, 
für  solche  Personen,  welche  eine  Invaliden- 
oder Altersrente  von  der  Versicherungs- 
anstalt erhalten,  die  knappschaftlichen 
Pensionen  um  den  ganzen  oder  einen  teil- 
weisen Betrag  jener  Renten  zu  ermäßigen 
(Zoschußkassen  §  52). 

In  Preußen  ist  eine  umfassende  Reform 
der  Knappschaftsvereine  geplant.  Ein  Ge- 
setzentwurf, betreffend  die  Abänderung  des 
T.Titels  im  Allgemeinen  Berggesetze  vom 
34./VL  1865  liegt  dem  Landtage  vor,  seine 
yerabschiedung  erfolgt  voraussichtlich  noch 
im  Laufe  des  Jahres  1906.  Da  dieser  Ent- 
TOf,  der  eine  zeitgemäße  Reform  der  bis- 
littigen  Vorschriften  bezweckt,  für  die  Ent- 
wickelung  des  Knappschaftswesens  über- 
haupt von  großer  Bedeutung  ist,  empfiehlt 
es  sich,  seine  Grundzüge  im  folgenden  kurz 
mitzuteilen. 

Der  Entwurf  stellt  sich  die  Aufgabe,  die 
berggesetzlichen  (also  landesrechtlichen)  Vor- 
schriften .über  das  Knappschaftswesen  mit 
<feD  vielfach  auch  für  die  Knappschaf ts- 
^^ne  maßgebenden  Bestimmungen  der 
obenbezeichneten  Reichsgesetze  über  die 
Arbeiterversicherung  in  Einklang  zu  bringen, 
▼or  allen  Dingen  aber  diejenigen  Mängel 
*md  Lücken  zu  beseitigen,  welche  die  bis- 
herige Gesetzgebimg  über  das  Knappschafts- 
^esen  sachlich  aufwies.  In  letzterer,  hier 
^förnehmlich  zu  berücksichtigender  Beziehung 
östrebt  der  Gesetzentwurf  vor  allen  Dingen 
dietimlichste  Sicherstellung  der  den  einzelnen 
Knappschafts  vereinen  obl  iegenden  Leist  u  ngen . 
Zu  Oiesem  Zwecke  sucht  er  zwei  Uebel- 
rttade  zu  beseitigen,  die  bisher  diese  Sicher- 
«^cllung  hinderten:  die  ungemeine  Zer- 
yKttenmg  der  Knappschaftsvereine  und  die 
liteache,  daß  bisher  bei  den  meisten  Knapp- 
Mbftsv^reinen  Beiträge  und  Leistungen 
Bicht  nach  sachgemäßen  Grundsätzen  be- 
Bttseo  worden    sind.     Um    der   aus    den 


Angaben  unten  sub  3  (Statistisches)  ersicht- 
lichen Zersplitterung  der  Vereine  wirksam 
entgegentreten  zu  können,  legt  der  Entwurf 
der  Aufsichtsbehörde  die  Befugnis  bei,  einen 
Knappschaftsverein  aufzulösen  und  seine  Mit- 
glieder einem  anderen  Vereine  zu  über- 
weisen, sofern  die  Leistungsfähigkeit  des 
Vereins  derart  gefährdet  ist,  daß  eine  dauernde 
Abhilfe  nicht  zu  erwarten  ist.  Auch  wird 
die  Aufsichtsbehörde  ermächtigt,  im  Interesse 
der  dauernden  Sicherstellung  der  Ansprüche 
der  Mitglieder  die  Vereinigung  von  zwei 
oder  mehreren  Pensionskassen  in  der  Weise 
anzuordnen,  daß  entweder  die  vollständige 
Vereinigung  der  Pensionskassen  erfolgt,  oder 
aber  daß  die  Kassen  sich  unter  Beibehaltung 
ihrer  Selbständigkeit  zu  einem  Rückver- 
sicherungsverbande vereinigen.  —  Hinsicht- 
lich der  sachgemäßen  Bemessung  von  Bei- 
trägen und  Leistungen  bestimmt  der  Gesetz- 
entwurf ein  Doppeltes:  Für  die  Sicher- 
stellung der  Krankenkassenlei- 
stungen muß  ein  Reservefonds  im  Mindest- 
betrage der  durchschnittlichen  Jahresausgabe 
der  letzten  drei  Jahre  angesammelt  werden 
und  zur  Sicherung  der  Pensionskassen- 
leistungen müssen  die  Beiträge  in  Zu- 
kunft derartig  bemessen  werden,  daß  sie 
unter  Hinzurechnung  der  etwaigen  weiteren 
Einnahmen  der  Pensionskasse  "und  unter 
Berücksichtigung  aller  übrigen  für  die 
Leistungsfähigkeit  des  Vereins  in  Betracht 
kommenden  Umstände  die  dauernde  Erfüll- 
barkeit der  Pensionskassenleistungen  ermög- 
lichen. Ergibt  sich,  daß  die  Beiträge  zur 
Kranken-  oder  zur  Pensionskasse  nicht  ge- 
nügend sind,  so  ist  eine  entsprechende, 
nötigenfalls  durch  die  Aufsichtsbehörde 
zwangsweise  durchzuführende  Erhöhung  der 
Beiträge  oder  eine  entsprechende  Minderung 
der  Kassenleistungen  herbeizuführen. 

Der  Entwurf  will  sodann  einen  weiteren 
Mißsland    beseitigen,    der    sich    unter    der 
Herrschaft  der  bisherigen  Gesetzgebung  sehr 
unangenehm  bemerkbar  gemacht  hat.    Bisher 
fehlt  es  —  wie  oben  erwähnt  —  an  Vor- 
schriften darüber,  daß  denjenigen  dem  Knapp- 
schaftszwange     unterliegenden      Personen, 
welche  nach  längerer  MitgJiedszeit  von  dem 
I  Werke  ihres  Vereins  abkehren  und  in  einem 
I  zu  einem  anderen  Verein  gehörigen  Werke 
I  Bescliäftigung  aufnehmen,  oder  welche  aus 
I  einei-  knappschaftspflichtigen  Beschäftigung 
;  ganz   ausscheiden,    die    bisher    erworbenen 
!  Rechte  in  irgend  einer  Weise  auch  künftig 
j  erhalten    bleiben    müssen.     Jone    Personen 
I  gehen  vielmehr  mit  dem  Verluste  ihrer  Mit- 
j  gliedschaft  bei  dem  bisherigen  Verein  aller 
!  bisher  erworbenen  Ansprüche  verlustig.  Wenn 
'  auch  ein  Teil  der  Knappschaftsvereino  durch 
i  Absehließung  sogenannter  Goffenseitigkeits- 
I  vertrüge  gewisse  Maßnahmen  zur  Be.seitigung 
dieser  Härten  getroffen  liat,  so  beschränken 


fiicSi  doch  die  >JH'«>]iltätig^ti  Folgen  solcher 
lioahinen  auf  eitlen  Verhältnis  mäßig  nicht 
DÜen  Perscmen  kreis;  eine  Ansddiinmg: 
iieser  Bestrf^bnngen  ist  aber  wegen  der 
gi-oßen  VerM;hieclenlicit  der  Beitiig«  und 
Leistnn^^n  l»ei  den  einzelnen  Vereinen  nicht 
KU  erwartetu  Deahdb  will  der  Ge&etsseiit- 
wnrf  diesen  Mißs^iand  dunh  bestimmte  gesetz- 
liche Vorschriften  beeeitigen,  die  im  weäent- 
Uehen  darauf  hinanslanieot  daÜ  Mitglieder 
von  Penf^ior>&ka'58en  liei  Uebernahme  von 
BeB(.'häflj{3:nn^  im  Bezirke  eines  anderen 
Knapj  »Schafts  Vereins  ohne  Rück  sieht  anf  ilir 
Lefjeusalter  Mit^^^lietler  der  Pension skiisse 
des  neuen  Vereins  nnd  zwar  mit  ibi'em 
bisherig»^!  Ülenslalter  wenlen,  sofern  sie 
nicht  etwa  schon  /a\v  Bernfsarbeit  unfähig 
sind,  nnd  dah,  falls  so hhe Mitglieder»  welche 
zwei  mler  mehreren  Pensionskassen  als  Mit- 
glieder angeböil  haben,  oder  ihre  Witwen, 
10  den  Üenu!^  der  (nvaliden-  oder  Witwen* 
uniersltitxnngen  treten,  jede  beteiligte  Ten- 
sion skasse  für  die  Zeit,  wälirend  weichet 
das  Mitglied  ihr  angehoi-t  liat,  die  Summe 
der  bei  ihr  erdienteii  Steigenmgi?sätze  zu 
gewähi-en  hat.  Die  Herechnung,  Festsetzung 
und  Anszalduug  der  Leistnngen  der  Ije- 
teiiigten  Pensinnskassen  erfolgt  durch  den- 
jenigen Knappscimfis verein,  dessen  Pensions- 
kasse  «las  Mitglied  ?iuietzt  angehört  bat, 
Yoimnsset/.nng  dieser  Regelung  ist,  daß  die 
bisherige  Befugnis  <ler  Kiiappächaftsrei*eine, 
itn-c  PeasioDskassenleistmigen  nach  freiem 
ErnK^s*^en  zu  k^reehnen,  eine  Einschi^nkung 
erleidet:  eine  Eins^'hifinknng^  die  der  Ent- 
wnH  dmx'h  die  Vorschrift  trifft,  daß  die 
Bemessung  der  Invaliden-  nnd  der\yilwen-| 
pensiiincti  dun^li  die  Satzung  lediglich 
nach  alljHhilich,  allmonatlich  oder  allwöchent- 
lich ointiTtendea  Steigcrnngssatzen  erfolgen 
muH,  so  dall  der  Betrag  der  im  Einzelfalle 
zu  gcwälu-enden  Untei-stützunff  gleich  der 
Summe  der  von  dem  Mitgliede  ercJienten 
Steigernngssätze  ist.  —  Für  den  Fall  des 
A  u  s  s  c  ii  e  i  d  e  o  s  %*on  Pe  nsion  skassen  m  it* 
ghederu  ans  der  knappschaltspflit^htigen  Be- 
ßohäftigtujg  sieht  der  Entwurf  vor,  daß 
sfiicbe  Mirglieder  hei  einem  Dienstalter  von 
fiinf  Jahr*>n  liei-euLligt  sind,  sich  die  bis 
dahin  erworbenen  Ansprüche  auf  die  Peusions- 
kaösenleistungen  duR^h  Zahlung  einer  in 
der  Sjitzrmg  festzusetzenden  ADerkenunn^s- 
igebühr  zu  erbalten,  deren  nfiOnatlieliCT  Be- 
rtiBg  eme  Mark  nicht  ßhei-steigeu  darf, 

AUB  dem  weitei-en  Inhalte  des  Entwiirfe 

^nuf  hier  nur   noch   hervorg<-holien  werden, 

daß  die  Werksbesitzer  furtan  d  i  e  l'  1  e  i c he n 

[Beitrllge  zu  zahlen  halien  wie  die  von  ihnen 

l l)est.^häft igten    t^ei l ritt spfl ichligeu   Mit giieder, 

'löes  ..ininderbenL^ehligte''  oder  „unständige*^ 

f Mitglieder   der    Pensionskasse    nicht    mehr 

^bt   und    daß  hsuBic^litlieh  der  Organisation 

der   Vereine   mehHache   Aenderungen   vor- 


geschl^ön  weisen.    Unter  aadorem  eoHei 

die  1  leiden  den  Knappschaf tsveroioeu  ol 
liegenden  Verei ehern ngszweige,  die  Ki-ankec 
vei-sieheruDg  und  die  Invaliden-,  Witm*er 
und  Waisen versiebenmg  innerhalb  der  eii 
zelnen  Vereine  reclmnngsmäßig  vonelnandf 
getrennt  gehalten  Trerden. 

Eine   wegentliche   Aenderung   s- 
Entwurf  sclüießllch   hinsiehtlieir  dt - 
Rechtsmittel    vor,    welche   gegen    di*^   Eq 
Scheidungen   des  Voi-slaudes   Aber  die  Äi 
Sprüche  von  Milglieilern   s^ulässig  »ind,    l 
soUen  fortan  nicht  mehr,   wie  gegvnwÄrti 
Beschwerde  an  <fas  ( )herl>ergamt  und  Recht 
weg  vor  den  orflentlieheu  üciichten  no  b*  r 
einander  /.nliiesig  sein,  son* lern  es  s» 
Scheidungen    filier   Krankeukiis&'miiii  ; 
der  Beschwerde  an  da^  Obert^ei-gamt,   im 
dessen  Entsc^heidyng  der  Klage  im   unlni 
liehen    Rechtswege    imterliegen, 
gegen   die   Eut Scheidungen    fibf^i'    1 
kassenansprüche  unter  Aussclüu 
wegs  ein  Verfahren  vor  liesond«  ,   - 
gerichien  und  in    leti&ter  Instanz   v. 
n eu zubilden d en ,, 0 bersch iedsgtj rielit  i i .  i x . . ,^ , . ■ 
schafti5angelegt*u!ieiten*'  vorgesehen  ist    Di' 
sem  0 1  lerschicdsgeri  ch  t  wtnl  vf  ^  r:^  ^    -  i '  *  ^  ■ 
auch    die   Entscheidung   rd*er    i 
gegen    gewisse    Entscheid ungeii    m*  r      in 
bergüinter  ( Nicht t»estlitignng^ einer  Satjtua 
zwangsweise     Aendenmg     einer     Sainin 
zwangswoise    Änfl^ung   oder   Vereinipi 
von  Vera  neu  n^w.)  fll^erti-agen  werden 

3,  StatiNtisfcheH.  In  Dent-^T-hlnn^ 
standen  im  Jahit?  1003  124  ] 
vereine  mit  insge^mit  (iQSfN)-] 
auf  Preußen  ent Helen  davon  7.'i  Verein*^  m 
G^TäÜb  Mitgliedern,  auf  das  Konigreii 
Sachsen  3  Vereine  mit  .^1947  Mitglieder 
anf  Bayern  28  ^'ereine  mit  lOaSÖ  Mi 
gliedern  und  auf  Elsaß-lAtthringen  S  V^| 
mit  7t UH  Mitgliedern,  ^B 

Fflr  die  preußischen  Knappvsc^haftüvereii 
dienen  noch  folgende  Angaben  filr  däs  JnJ 
19(14:  In  diest^m  Jahre  tetrug  die  Än^a) 
dieser  Vereine  72,  die  ZM  der  Verein 
milglieder  (inOlfiG.  An  rntorstütÄun^ 
liei'echt igten  waren  (einsehlif^ßlich  d-: 
Personen,  welche  mie  UnfalU-eate  '' 
am  Seh  hisse  des  -lahre^i  vorhanden : 

fnvRlicien  69 171  oder  auf  1000  siÄnd.Müfb  171,« 
Wirwfcn  56159  „„  „  ^  ^  ti%i 
Waisen    47036    ^      „      ♦,        „        ^      1I9»I 

Das  Durchscitnittsalter  beim  Eiatritt  d# 
Ganssin Validität  Mtelite  sich  im  Dur  ' 
der  letzten    B)  -lahm  auf  4H,i  Jai 
durchsehnitlliche    Dauer    des    Be-m^    dt 
Uanzinvalidenrente    im     Durchscfmitt  Ji 
let?-ten  o  ihibre  auf  H^H  Jabr^. 

Die  Aufwendimgen  derVereioe 
Mitglieder  stellten  sieh  wie  folgt: 
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M. 


19  562  906 


52,85 


1,13 
0,70 

0,13 
2,61 
5,66 


al  für  Gesundheitspflege  (HoDorar  der 

Aerzte,  Arznei  und  sonstige  Kur- 

koiten,  Krankenlöhne) 
\i\  für  laufende  Unterstützungen  (nach 

Abzug  der  von  den  Bernfsgenossen- 

schaften  ^zahlten  Renten): 

1.  Invalidenpensionen  (einschließ- 
lich der  Halbinvaliden)  17399375 

2.  Witwenpensionen  7  354  087 

3.  Waisengelder  3  254  7^4 
0  Begräbniskosten  600  146 

In  Prozenten  der  Gesamtausgabe  stellen 
äch  diese  und  die  übrigen  Aufwendungen 
vie  folgt: 

41  Gesundheitspflege  36.92 

and  zwar 

1.  Aerztehonorar    5,38 

2.  Medizin  12,98 

3.  Krankenlohn    18,56 
b'i  Laufende  Unterstützungen 

and  zwar 

1.  Invalidenpensionen  32,83 

2.  Witwenpensionen      13,88 

3.  Waisengelder  6,14 
€1  Begräbniskosten 

d)  Ai&rordentliche  Unterstützungen 

e)  Schalunterricht 
fi  Verwaltungskosten 
t  Sonstige  Ausgaben 

Diesen  Ausgaben  von  insgesamt  52  989  681 
Mark  stand  eine  Einnahme  gegenüber  von 
insgesamt  60592491  M.,  von  der  auf  die 
Beiträge  der  Arbeiter  29927  137  M.,  auf  die 
BeitrSge  der  Werksbesitzer  24836295  M. 
entfielen  und  die  sich,  in  Prozenten  ausge- 
<irückt,  folgendermaßen  verteilte: 

t)  Beiträge  der  Arbeiter 

b)  Beiträge  der  Werksbesitzer 

et  Eintrittsgelder,  Strafgelder  usw, 

^)  Kapitalzinsen  usw. 

«  Sonstige  Einnahmen 

r>  Nutzungen  des  Immobiliarvermögens  0,06 

Das  Gesamtvermögen    der   preußischen 
Knappschaftsvereine  belief  sich 
M. 
Ende  1885  auf    25  913  979 
-     1890    „      38010904 
„     1895    „      60308615 
„     1900    „      92762050 
„      1904    „     132858334 

WeKnappschaftsberufsgenossenscliaft,  die, 
^ie  oben  bemerkt,  die  sämtlichen  knapp- 
^haftlichen  Betriebe  des  Deutschen  Reiches 
'imiaßt,  zählte  im  Jahre  1904  in  1960  Be- 
trieben 642526  Versicherte  mit  einer  an- 
i^lmungBÖÜiigen  Lohnsumme  von  insge- 
^t  748914375  M.,  oder,  auf  einen  Ver- 
Qcherten  berechnet  1165  M.  Die  Zahl  der 
^älirend  dieses  Jahres  angemeldeten  Un- 
Me  bebef  sich  auf  9950,  darunter  117S 
fflit  tödlichem  Ausgange  (gleich  15,49  und 
I^  auf  je  1000  versicherte  Personen).  Die 
faoze  Summe  der  in   1904  gezahlten  Ent- 


49,39 

40,99 

0,57 

6,62 

2,37 


Schädigungsbeträge  erreichte  die  Höhe  von 
16721655  M.,  die  Summe  aller  Ausgaben 
der  Berufsgenossenschaft  betrug  19899 141 M. 
Die  gezalüten  Entschädigungen  verteilen  sich 
wie  folgt: 

M. 

a)  Kosten   des  Heilverfahrens  für 

5675  verletzte  Personen  139632,52 

b)  Renten  an  49803  Verletzte         10  278  164,62 

c)  Abfindungen  an  Verletzte: 

und  zwar  an  153  Inländer  49  715,68 

an  23  Ausländer  17913,91 

d)  Sterbegeld  in  1281  Fällen  107983,13 

e)  Renten  an  8248  Witwen  Getöteter  1 615  416,33 

f)  Reuten  an  19666  Kinder  und 

Enkel  Getöteter  3136646,31 

g)  Renten  an  673  Verwandte  auf- 
steigender Linie  Getöteter  131  041,85 

h)  Abfindungen  an  301  Witwen  Ge- 
töteter im  Falle  der  Wieder- 
verheiratung 230  472,96 

i)  Abfindungen  an  2  ausländische 

Hinterbliebene  Getöteter  i  879,62 

k)  Kosten  für  freie  Behandlung  in 

Heil-  und  Genesungsanstalten      i  012  787,69 


Zusammen    16  721  654,62 


Die  Verwaltungskosten  stellten  sich  auf 
insgesamt  615631,52  M.  Der  gesetzlich  vor- 
geschriebene Reservefonds  betrug  am  Schlüsse 
des  Jahres  1904  38718122,64  M. 

Trotz  dieser  Leistungen  der  Knapp- 
schaftsberufsgenossenschaft und  trotz  der 
gleichfalls  erheblichen  Leistungen  der  Ver- 
sicherungsanstalten und  zugelassenen  Kassen- 
einiichtungen  ist  den  Knappschaftsvereinen 
als  solchen  eine  erhebliche  Bedeutung  für 
die  B.  und  den  Bergbau  verblieben.  Die 
im  folgenden  angegebenen  Zahlen  geben  filr 
das  Jahr  1904  diejenigen  Leistungen  der 
preußischen  Knappschaftsvereine  wieder, 
welche  auf  Grund  gesetzlicher  und  statu- 
tarischer Verpflichtung  über  die  Fürsorge 
der  Berufsgenossenschaften  und  Versiche- 
rungsanstalten hinaus  allein  den  Knapp- 
schaftsvereinen zur  Last  gefallen  und  den 
bezeichneten  ünterstützungsberechtigten  zu- 
gute gekommen  sind.  Letztere  sind  nach 
dem  Bestände  v.  31.;XIL  1904  aufgeführt. 
Es  sind  an  derartigen  Leistungen  gezahlt 
worden : 

M. 

a)  an  66  779  Ganzinvaliden     17236415 

b)  „  2  392  Halbinvaliden  162960 

c)  .,  56159  AVitwen  7354086 

d)  ;,  47  936  Waisen  3  254  7^4 


insgesamt  an  173226  Unterstützungs- 
berechtigte 
Dazu  traten  noch  außerdem: 

e)  an    außerordentlichen    Unter- 
stützungen 

f)  an  Schulunterricht  u.  a.  m. 

so  daß  sich  jene  Leistungen  auf 
den  Betrag  von 
belaufen. 


28  008  245 


370031 
68282 


28  446  556 
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Bergbau. 

L  Begriff  des  B.  IL  Geschichtliche  Ent- 
wickelnng  des  B.  1.  Altertum.  2.  Mittelalter. 
3.  Neuzeit.  4.  Neueste  Zeit.  III.  Betrieb  des 
B.  1.  Lagerstätten.  2.  Schürfen.  3.  Ausrich- 
tung. 4.  Vorrichtung.  5.  Abbau.  6.  Häuer- oder 
Gewinnungsarbeiten.  7.  Förderung.  8.  Fahrung. 
9.  Grubenausbau.  10.  Wasserhaltung.  1 1 .  Wetter- 
führung. 12.  Markscheiden.  13.  Aufbereitung. 
IV.  Statistik  des  B.  1.  Die  bedeutendsten  B.- 
länder  der  Welt.  2.  Anteil  der  einzelnen  Länder 
an  der  Versorgung  des  Weltmarkts  mit  Berg- 
werkserzeugnissen. 3.  Die  Bergwerkserzeug- 
nisse des  Deutschen  Reiches. 

I.  Begriff  des  B. 

Unter  ,,B."  im  weitesten  Sinne  vei-steht 
man  diejenigen  Unternehmungen  der  wirt- 
schaftlichen Tätigkeit  des  Menschen,  welche 
auf  die  Gewinnung  von  nutzbaren  Mineralien 
so^ie  auf  deren  Zubereitung  zu  einem  handels- 
fähigen Erzeugnis  gerichtet  sind.  Als  nutz- 
bare Mineralien,  welche  Gegenstand  des  B. 
sein  können,  sind  in  erster  Linie  die  Brenn- 
stoffe (Steinkohle,  Braunkolile),  die  Erze  (z.  B. 
Eisen-,  Kupfer-,  Zink-,  Blei-,  Silber-  und 
Golderze)  sowie  Stein-  und  Kalisalze  zu  er- 
wähnen. In  einzelnen  iJlndern  (z.  B.  Deutsch- 
land, Oesterreich-Ungarn ,  Frankreich)  sind 
die  nutzbaren  Mineralien  zum  Teil  dem  Ver- 
fügungsrechte des  Grundeigentümers  ent- 
zogen, alsdann  pflegt  man  unter  B.  vorzugs- 
weise die  auf  die  Gewinnung  dieser  „vor- 
l)ehaltenen  Mineralien*'  gerichtete  Tätigkeit 
zu  verstehen.  Die  Gewinnung  gewisser 
Mineralien,  wie  Bausteine,  Ton,  Edelsteine, 
wirti  meist  nicht  als  unter  den  Begi'iff  ,,B.'' 
fallend  angesehen ;  ebensowenig  die  Ge- 
winnung von  Erdöl,  obwohl  sowohl  bezüglich 
des  Vorkommens  als  auch  bezüglich  der  Art 
der  Gewinnung  zwischen  Erdöl  und  Sole, 
(deren  Gewinnung  meist  zum  B.betrieb  ge- 
i'echnet  wii*d)  kaum  Unterschiede  bestehen. 

Die  nutzbaren  Mineralien  ti-eten  sowohl 
an  der  Ol>ertläche  als  auch  im  Erdinnern 
auf.  Auch  hierauf  gründet  sich  eine  l'nter- 
scheidung,  wonach  iils  B.tätigkeit  im  engern 
Sinne  nur  die  Gewinnung  miteiirdisch  vor- 
kommender Mineralien  angesehen  wird.  Aber 
auch  bei  Tagebauen,  Brüchen  usw.  erfolgt 
meist  die  Gewinnung  ebensowohl  wie  beim 
unterirdischen  Betrielw?  nacli  den  Begeln 
der  B.kunst. 

Der  B.  befaßt  sich  liau])tsächlic'h  mit  der 


Hervorbringung  von  Rohstoffen,  im 
satz  zu  sonstigen  gewerblichen 
nehmungen,  die  die  Ueberführung  de 
Stoffe  in  Gegenstände  des  Gebrauch 
zwecken.  Die  ureprünglichen  Berj 
erzeugnisse  bedürfen  indes  vielfach 
gewissen  Zubereitung,  ehe  sie  eine 
fähige  Ware  bilden.  Soweit  diese 
reitung  nur  eine  mechanisclie  Veräu 
des  Stoffes  bezweckt,  wie  z.  B.  die 
reitung  der  Erze,  das  Waschen  der 
die  Ueberführung  von  Kohle  in  Kok 
Briketts,  die  Dai-stellimg  von  Salz  ai 
wird  sie  in  der  Regel  als  zum  B.l 
gehörig  angesehen,  wälirend  die 
chemische  Veränderung  bedingende] 
fahren,  z.  B.  die  hüttenmännische  Ti 
des  Erschmelzens  der  Metalle  aus  den 
meist  nicht  melu-  als  Zweite  des 
trachtet  werden.  Bei  den  englisch  sp 
den  Völkern  wird  indes  unter  „Minini 
fach  auch  die  Darstellung  der  Metal 
verstanden. 

Während  die  land-  und  foi-stwir 
liehe  Tätigkeit  darauf  geiiciitet  ist,  ai 
bestimmten  Bodenfläche  alljährlich  de: 
Ertrag  —  die  Ernte  —  wieder  zu  er 
stellt  sich  der  B.  lediglich  die  Aufgs 
Mineralien,  die  an  der  Oberfläche  o 
Erdinnern  vorkommen,  zu  gewinnen 
den  Verbrauch  überzuführen.  Eine  Erz 
dieser  Mineralien  durch  menschliche 
keit  oder  eine  selbständige  WiederentJ 
durcii  Naturkrilfte  in  absehbarer  2 
ausgeschlossen.  Landwirtschaft  kam 
auf  demselben  Grundstücke  Jahrti 
hindurch  ununterbrochen  betrieben  "< 
während  der  B.  in  einem  bestimml 
zirke  mit  der  Erschöpfung  des  Min< 
kommens  sein  Ende  erreichen  muß 
B.betrieb  ist  ferner  auf  solche  Gegen 
schi-änkt,  in  denen  die  Mineralien  gi 
werden,  im  Gegensatz  zu  anderen  g 
liehen  Unternehmungen,  die  bewegli< 
und  sich  übei-all  ansiedeln  können. 

In    der   Volkswirtschaft   nimmt 
I  unter  den  Zweigen  der  Gütei-erzeugii 
'  die  wichtigste  Stelle  ein.    Er  liefert 
I  und  Silber  das  allgemeine  Tauschmit 
j  den  Wertmesser  im  Handel  der  Völ 

den  anderen  Metallen  die  Rohstoffe 
I  wichtigsten  Gerätschaften  und  Waff 
I  Speisesalz  ein  Hauptnahrungsmittel, 
!  Kalisalzen  ein  Düngemittel  für  die 
[Wirtschaft,  während  die  Erzeugui 
I  Kohle  und  Eisenerzen  für  fast  die  § 
I  Industrie  und   den  Verkehr  die  une 

liehe  Grundlage  geworden  ist.  Die 
I  Werkserzeugnisse  gehören  zu  den 
1  Gütern,  welche  Gegenstände  des  Aus 
(der  einzelnen  Völker  auf  dem  Well 
!  bilden. 
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II.  eeschichtliche  Entwicklung  des  B. 

DerB.  ist  uralt.  Die  bergmännische  Tätig- 
keit der  alten  Völker  war  aosschlieülich  auf  die 
Gewinnimg  der  Metalle  gerichtet,  aber  auch 
in  Mitteliuter  und  in  der  neuen  Zeit  bildeten 
Torxogsweise  die  Erze  den  Gegenstand  des  B.- 
betriebes,  während  erst  in  der  allerneusten  Zeit 
die  Brennstoffe  einen  überragenden  £influß  ge- 
wannen. 

1«  Alterhm.  Die  ersten  Metalle,  welche 
die  Menschen  benutzten,  waren  diejenigen, 
welche  in  gediegenem  Zustande  vorkamen,  das 
Meteoreisen  und  das  Gold.  Später  waren  die 
bergmännischen  Bestrebungen  darauf  gerichtet, 
diese  sowie  die  übrigen  Schwermetalle,  Silber, 
Knpfer,  Blei,  Zinn,  aus  den  Erzen  zu  gewinnen. 
Ans  Knpfer  und  Zinn  sind  die  Gerätschaften 
der  sog.  Bronzezeit  gefertigt,  die,  wie  ange- 
Aommeo  wird,  der  Steinzeit  gefolgt  ist,  und  der 
Eisenzeit  vorangeht. 

Von  den  Aegyptem  als  dem  ältesten  Kultur- 
▼olke  wissen  wir,  daß  sie  Goldbergwerke  be- 
aßen. Die  alten  Assyrier  betrieben  Kupfer- 
erzbergwerke am  oberen  Laufe  des  Tigris.  Von 
der  kr^ännischen  Tätigkeit  der  Hebräer 
zengen  emige  Stellen  im  alten  Testament ;  nach 
der  biblischen  Ueberlieferung  war  Thubalkaiu 
«ein  Meister  in  Erz-  und  Eisenwerk". 

Einen  großen  Einfloß  für  die  Verbreitung 
der  Kenntnis  der  Anwendung  der  Metalle  übten 
die  Phönizier  aus.  Die  meisten  Bergwerke  auf 
den  griechischen  Inseln  im  Mittel meer  waren 
pbönizischen  Ursprungs.  Auch  die  Eisenerz- 
bergwerke in  Comwäl  (England)  sollen  zu- 
cnt  Ton  diesem  Volk  in  Angriff  genommen 
worden  sein. 

Der  B.  der  alten  Griechen  war  recht  be- 
dentend.  Kupfer  wurde  auf  der  Insel  Cypem, 
die  diesem  Metalle  den  Namen  gegeben  hat, 
*>wie  auf  Dolos,  Blei  und  Eisen  auf  der  Insel 
ßbodos  gewonnen.  Eine  reiche  Gold-  und 
Sübergmbe  stand  auf  der  Insel  Siphnos  in  Aus- 
^tnng.  Berühmt  sind  ferner  die  Silbererz- 
l^tfgwerke  zu  Lanrion,  aus  denen  die  Athener 
poße  Gewinne  zogen.  Der  B.  wurde  durch 
Sklafen  betrieben,  deren  Anzahl  zeitweise  auf 
WOOO  aogegeben  wird. 

,  Die  Römer  standen  hinsichtlich  der  Kennt- 
w»e  von  der  Gewinnung  und  dem  Gebrauch 
^  Metalle  unter  einem  zweifachen  Einflüsse, 
^tm  der  Etmsker  im  Norden  und  dem  der 
Sneehischen  Kolonieeu  im  Süden  des  Landes, 
^  tn  sich  arm  an  Metallen  ist.  Die  be- 
«Iwtendsten  B.betriebe  der  Etrusker  waren  die 
Knpfer-  und  Eisenerzgruben  auf  der  Insel  Elba. 

in  den  von  den  Römern  eroberten  Ländern 
'Tttdc  der  vorhandene  B.  zum  Staatseigentum 
ffkiirt  Der  Betrieb  wurde  anfangs  durch 
^ter  unter  Verwendung  von  Sklavenarbeit 
?«filurt.  Als  die  Arbeitskräfte  nicht  ausreichten, 
^en  Verbrecher  zur  Berg  wer  ksarbeit  ver- 
weilt oder  die  benachbarten  Bauern  zu  ge- 
'iweii  Leistungen  für  den  Betrieb  gezwungen. 
Als  auch  diese  Mittel  zur  Beschaffung  der  er- 
^fderlichcn  Arbeiterzahl  nicht  genügten,  wurden 
^Bergwerke  an  Unternehmer  gegen  Abgabe 
^  Zehnten  vom  Ertrage  überlassen.  Unter 
^  Stdleu  in  Deutschland,  an  denen  die 
Kj»»er  B.  betrieben,  sind  zu  erwähnen  die 
^iscserzgruben  in  Steiermark,   die  Blei-   und 


Silbererzbergwerke  in  den  Tälern  der  Lahn,. 
Agfl^er  und  Sieg,  zu  Markirch  in  den  Vogesen^. 
zu  Wallerfanfi^en  bei  Saarlouis,  in  der  Eifel  bei 
Commem  und  Call  u.  a.  m. 

2.  Mittelalten  Vor  der  Berührung  mit 
den  Römern  besaßen  die  alten  Germanen  nur 
geringe  Kenntnisse  des  B.  Unter  den  deutschen 
Stämmen  waren  es  namentlich  die  Franken, 
die  von  den  Römern  am  Rhein  den  Bergwerks»- 
betrieb  erlernten  und  ihn  überall  hintrugen. 
Der  Sieg  des  Germanentums  über  die  Römer 
verlieh  dem  B.  ein  ganz  besonderes  Gepräge. 
Der  Bergwerksbetrieb  wurde  ein  ausschlielJ^ 
liebes  Gewerbe  freier  Männer,  die,  von  einer 
eigenartigen,  deutschen  Gesetzgebung  be- 
gihistigt,  die  Technik  vervollkommneten  und  zur 
Entwicklung  des  B.  ganz  erheblich  beigetragen 
haben.  Im  Mittelalter  und  bis  in  die  neuere 
Zeit  hinein  war  Deutschland  das  erste  B.land 
der  Welt. 

In  die  Regierungszeit  Ottos  des  Großen  fällt 
die  Entdeckung  der  berühmten  Erzlagerstätte 
im  Rammeisberge  bei  Goslar  —  die  heate  noch 
ausgebeutet  wird  — ,  durch  fränkische  Berg- 
leute. Fränkische  Bergleute  waren  es  auch, 
die  im  Oberharz  (in  Zellerfeld),  im  Erzgebirge 
(Freiberg),  im  ^iansfeldischeu  den  B.  aufnahmen. 
Von  diesen  rasch  emporblühenden  Mittelpunkten 
des  deutschen  Erz-B.  zogen  nun  die  wander- 
lustigen Bergknappen  hinaus,  um  in  den  an- 
grenzenden Ländern  Bergwerksuntemehmungen 
zu  eröffnen.  So  wurde  der  Silber-B.  in  Böhmen 
(Kuttenberg),  der  Gold-B.  in  Schlesien,  Ungarn 
(Schemnitz)  und  Siebenbürgen,  die  Silberberg- 
werke bei  Trient  durch  fränkische  oder  säch- 
sische Bergleute  ins  Leben  gerufen.  Im  west- 
lichen Deutschland  stand  um  dieselbe  Zeit  der 
Eisenstein-B.  und  der  Betrieb  von  Eisenhütten 
und  Hammerwerken  im  Siegerlande,  sowie  der 
Blei-  und  Silber-B.  bei  Ems  und  im  Schwarz- 
wald in  Blüte. 

Für  die  Weiterentwicklung  des  B.  in  Deutsch- 
land war  die  Verleihung  des  Bergregals  an  die 
Landesherren  (durch  die  goldene  Bulle  1356j  von 
großer  Bedeutung.  In  Erwartung  der  aus  den 
Bergwerksabgaben  und  dem  Vorkaufsrecht  der 
Metalle  fließenden  reichen  Gewinne  ließen  es 
sich  die  Landesfürsten  angelegen  sein,  dem  B. 
alle  mögliche  Förderung  aogfedeihen  zu  lassen 
und  den  Bergwerksbetrieb  sowie  die  Arbeiter 
mit  einer  Reihe  von  Vorrechten  zu  bedenken. 

Die  B.technik  des  Mittelalters  war  nicht 
wesentlich  verschieden  von  derjenigen  der  alten 
Völker.  Zur  Gewinnung  wurde  die  Schlägel- 
und  Kisenarbeit,  bei  festem  Gestein  das  Feuer- 
setzen angewendet.  Die  Förderung  erfolg:te 
unter  Benutzung  von  Handhaspeln  oder  Pferde- 
göpeln, zur  Wasserhebung  bediente  man  sich 
seit  dem  15.  Jahrh.  der  Radkünste,  soweit  nicht 
die  WasserabfUhning  durch  Stollen  erfolgte. 

3.  Neuzeit.     Unter  dem  Einfluß  der  fort- 
i  schreitenden    Erkenntnis   der   Naturkräfte   und 

der  durch  die  Erfindung:  der  Buchdruckerkunst 
ermöglichten  Verbreitung  der  wissenschaftlichen 
Forschung  gelangte  der  B.  am  Ausgang  des 
Mittelalters  zu  hoher  Blüte.  Mit  <leni  Kr- 
Mcheinen  des  Buches  ,,De  re  nietiiUica*"  von 
Georj;  A«:ricola  Ib'A)  beginnt  die  wissenschaft- 
liche Behandlung  der  B.kunst,  mit  dem  Probier- 
bucli  des  Lazarus  Erkner  1574  die  der  Me- 
tallurgie und  der  Probierkunst.    Als  der  gröüte 
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Fortschritt  in  der  Technik  dieaes  Zeitraumes 
iit  die  Erlindnng  der  Sprengarbeit  ssn  be^ 
zeichnen,  die  zuerst  am  Harz  angewandt  wurde 
und  sich  von  da  tiberftllhiu  Terbreitete.  Die 
malhematischen  und  moehanischen  Wiaaeu- 
icbaften  bAÜen  eine  Reibe  von  hydraaliscben 
Maächineu  für  die  Fördenmir  und  Wasserbebuug 
erfinden,  w&brend  die  Markscheidekunst  die 
Yennessunsr  der  Gruben  räume  lebrte. 

Im  Mittelalter  meiNt   auf  Gewohnheitsrecht 
oder  auf  die  Willktlr  der  Landesherren   anife* 
wiesen  t    erhielt    der   B.  jetzt    fe§te    rechtliche 
Orund«.iltze    fiir    »eine    Eutwickelun^  durch  die 
Kodifikatiuu  ilea  £;elreiifleu  Rechtes   in   Uestall 
der  zahlrcicben  Beri^urdnung'en.    Alien  deutäcben 
Berironlnim^en    i*«t    der    Gedanke    gemeinsam, 
durch  Verleibnuj^  kleiner  an  das  Verhalten  der 
Lagerstätte   ansehiteöeuder   Grnbenfelder   viele 
einzehie  B.betriebD  in»  Leben  zu  rufen,  während 
gleichzeitig'  durch   die   (tcwährunjf    besonderer  i 
Vorteile  hu  die  Unternehmer  grftlierer  gemein- , 
Tintssi^er  Anlairen,    z.   B,   von  Stollen    für   die  i 
\Vas*irriü;?inis<  Stanzer  Bezirke,  der  B.  im  ^ninzen  ' 
gcfiirdfcrr  wurde. 

IHe  Entdeckung  der  erzreichen  UbergeeisrJien 
Länder  führte  ni*^ht  nnr  eine  EKdlnung  zahl- 
reicher B,  bettle  he  in  diesen  Llindern  dorch 
deutsche  Bergleute  herbei,  sondern  f^irderte 
auch  den  ein  bei  mischen  B*  mittelbar  dadurch, 
daÜ  die  durch  die  nenbelebte  Uandeli^tätigkeit 
gewonueneü  Heicbtilmer  der  Kaufleute,  Städte, 
jfeistlicheu  und  weltlichen  Gesellschaften  in  in- 
tünditichen  H  uuternebujungeu  angelegt  wurden. 
^o  stund  durcli  die  Beteiligung  vornehmer  und 
reit^ber  Ge werke  der  Krx-B.  im  Harz,  im  Erz* 
gcbirge,  in  Firkbmeu  nnd  l'ngarn  am  Ende  des 
lü,  Jahrb.  in  hoher  Blltte,  der  indessen  durch 
dk'  allgemeine  Verarmnne"  infolge  dejt  3t) jährigen 
Kriegen  ein  Ende  bereitet  wurde  Der  gtiijz- 
Ucbcn  Anflaifsung  der  bedeutendsten  deutschen 
Erzreviere  wurde  nur  dadurch  vorgebeugt,  daü 
der  Staat  fürsorgend  eingriff,  und  zwar  aowold 
durch  höhere  Bezahlung  der  l>ergördniingis^- 
mäßig  an  ihn  abzuHeferndeu  Metalle,  als  auch 
durch  Stiftung  l*efiund<*rer  Kassen  aus  allge- 
meinen Abgaben  zur  Fürdeniug  des*  B.  Im 
Laufe  der  Zeit  Ter  wandelte  sieb  diese  staat- 
liche Fl1r»ürire  in  eine  ansscbließUche  Bevor- 
mundung. Es  warde  nicht  nur  die  Betriebe- 1 
f  Üb  rang  und  Verwaltung  der  Bergwerke  bis 
IUP  einzelne  von  den  staatiicben  Beamten  he- 
anff^ichiigt  twmdern  aueb  über  das  Vennugen  i 
der  Gewerkschaften  in  der  Weise  verfügt,  daß ' 
nur  ein  kleiner  Teil  der  angesammelteD  Aus- 
beute an  die  üe werken  verteili  werden  durfte, 
während  von  den  UeberftchUsaen  der  Ausbeute- 
gruben  Vornchüise  an  notleidende  Grnben  an 
Stelle  der  von  den  Ge werken  zu  zahlenden  Zu- 
buße gegeben  wurden,  so  dnlJ  schlieülicb  die 
Gruben  nur  noch  dem  Namen  nach  den  Ge- 
werkjicbrtften  gehi»rteu  130g.  r>irektioni=*prinzip).  | 
AI«  die  flftbe  der  geleisteten  V'orschn^e  so 
groß  geworden  war ,  daß  an  eine  Kr^tat  lung  | 
nicht  m^^hr  gedacht  werdeu  konnte,  libemnhm 
wblieUlich  der  Staut  die  Gesamfheit  der  Grnben  | 
einen  Bcptirks*,  l'iefien  Kntwiekeiungsgang  haben 
die  beiden  größten  Err^revit-re  DeutaeblantU,  der 
OberhurK  und  das  Erzj^ebirge,  durebgi?nmcht, 
und  übrilich  iä*t  es  dem  Manatelder  B.  ergangen, 
dessen  kurftHcbsi.*tcher  Teil  stets  gewerkschaft- 
lich geblieben  ist,  während  der  im  Königreich 
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Preußen  belegene  Ül>er  ein  halbe«  Jahrbunderi 
Staatseigentum  w^ar  ujid  erst  zur  we&rfklii ' 
Zeit  wieder  an  die  Gewerkschäften  ahget 
wurde. 

I.  Neueste  Zeit.  Während  bisher  lidi  A 
bergbauliche  Tätigkeit  fast  an^i*fhlietflich  nl 
der  Gewinnung  von  Erzen  befaßt  imtt«,  i^it  Ä 
Geschichte  des  B.  in  der  neuehlj^u  Zeil,  W 
sonderij  im  19.  .Tahrb  ^  dadurch  gekruuzrii  bn«t 
daß  die  BrennstofleT  darunter  narneutltch  di« 
Steinkohle,  zu  überwiegender  Bedeutung  ge 
langten.  Die  Kohle  war  zwar  in  den  meist«] 
Bezirken  schon  frilher  bekannt  (z.  B.  &u  dr 
Ruhr  und  in  Saarbrücken,  in  Belgien .  m  de 
Nübe  von  Lütticb,  in  Frankreich  bei '8t.  r 
iu  England  in  der  Gegend  von  Kew^ 
Tynel  und  wurde  auch  wohl  in  gerin^^-^tni  i  [n 
fange  gewonnen  und  zum  Hau-ibraml  oder  nl 
Schmiedekohle  benutzt.  Der  eigen tHdje  Auf 
Schwung  des  Steinkohlen-B.  —  und  liamit  and 
die  Wejt^rent Wickelung  des  übrigen  B.  —  i> 
indes  aufs  innigste  verknüpft  mit  dt:r  V 
der  Ilanipfmascbine.  Die  DanjpfmaMhih^ 
nicht  nnr  dem  B.  unentbehrliehe  Hilf:<mitt<ti  (u 
Forderung  und  Wasserhebung,  i^nTtd^rn  ihn 
allgemeine  Verwendung   in   der   .  li 

dustne  rief  auch   einen  gewaltiu  ii 

Hrennslofien  hervor,     Ihre  An  ■•<    '■  dn 

Verkehr    (iu    Gestalt     von     i  n       ■ 

Dampfsehiffen)  bot  die  Mögh^  ^i..- n,    m«    l**'\i: 
werkserzeugnisse,  und   namentlich  äu^   nn  un« 
für  sich  geringwertigen  Masse ni^iltir  vm'  k'^u 
und  Eisenerze   an  entfernte  Plätze  zu 
und  eine  Verteilung  Über  größere  Bezirk 
j!Ufiibren,    wübrend   bisher   der    Verbrauch   ti 
Ort  und  Stelle  die  Regel   gebildet  hatte.    Flli 
die   Herstellung   der   Dam pfmaHch inen.    Etsco 
bahnen,    Dampfschiffe  sowie   für   die   q-e^amiet 
gewerblichen    Üuternehmuugea    wurdtn 
Mengen  von  Eisen  gebraucht,   was    1 
eine    Steigerung    der    Eisenerxfiinlrr  iii_     - 
Folge  hatte,  andererseits  gewaltii^*^  M  *.-^  \-   .  > 
Brennstoffen    für   das  Erschmelzen    de>    l]i>tjiJ 
aus  den  Erzen  erforderlich  nuichte.   da  die  bi* 
her    hierfür    benutzte    Holzkohle    ßing>*t 
mehr  anareichti. 

Eine  Entwiokelung  der  Steinkohl enfordfl 

zu  größerem  Umfange  bat  zuerst  in  " 
stattgefunden;  England  bat  sieb  vermOgti 
Reichtum!^  an  Steinkohle  und  F*isenerRen  IB 
Laufe  iies  19.  Jahrb.  zum  iUbreuden  BJatidi 
der  Welt  aufgeschwungen,  hat  jedoch  die* 
Stellung  am  Ende  des  \\k  Jahrb.  an  die  Vor 
einigten  Staaten  von  ^ordaJnerlka 
müssen. 

Abgesehen  von  der  gew  alt  igen  Eutwick 
des  8teinkoblen*B.   hat  sich  in  Deutet  hUn« 
die   bergmilunische  Tätigkeit   auch    n*         '    ' 
der  Gewinnung  der  an  sich  zwar  minder^ 
aber  zur   l^ampferzeugung  sehr   wohl   ,.,*    ... 
wendenden  Braunkohle  zngewnudt      Hterxu  i*' 
neuerdings    die   Gewinnung    il«  t    "^Lne 
getreten,  die  die  frühere  Dar^  il 

Salzes  aus  8oh|uelleD  bald  tibei 
großen  Teil  entbehrlich  macht^^.    Naö 
Jahre   1643  bei  Stafifurt   ein  mSHilii; 
salzlager  erbohrt  und  in  den  ' 
ftog,   Abraum  salzen   wichtige 
chemisch«    Industrie    sowie    ttir   <i]c    innnf 
scbaftlicbe   Püngung   erkannt    worden 
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(relaD^  die  Gewinnnnfif  und  Verarbeitung  der 
Stlisuze  zü  großer  Bedeutung. 

Gegenüber  diesen  Zweigen  bergbaulicher 
Titigkeit  ist  —  abgesehen  von  der  Gewinnung 
Ton  Eisenerzen  —  der  deutsche  Erz-B.,  auch 
üDter  dem  Einfluß  des  Wettbewerbs  übersee- 
ischer Länder,  mehr  in  den  Hintergrund  ge- 
treten. 

ni.  Betrieb  des  B. 

Die  Aufsuchung  und  Gewinnung  der 
nutzbaren  Mineralien  erfolgt  nach  bestimmten 
Regeln,  welche  den  Gegenstand  einer  so- 
wohl auf  mathematisch -naturwissenschaft- 
licher Grundlage  beruhenden  als  auch  auf 
Erfahrangssätzen  begriindeten  technischen 
Wissenschaft,  der  B.kunde  bilden.  Von 
dieser  in  umfangreichen  Lehrbüchern  be- 
handelten und  ein  Hauptfach  des  niederen 
und  höheren  bergmännischen  Unterrichts 
auf  den  Bergschulen  und  Bergakademieen 
bildenden  Lehre  kann  hier  nur  soviel  mit- 
geteilt werden,  als  zur  Gewinnung  eines 
reberblicks  liber  den  B.betrieb  sowie  zum 
Verständnis  der  hauptsächlichsten  fcich- 
männischen  Ausdnicke  notwendig  ist. 

1. Lagerstätten.  ünter„Lager statte*', 
dem  eigentlichen  Gegenstande  eines  jeden 
B.  versteht  man  denjenigen  Teil  des  Erd- 
innern,  innerhalb  dessen  sich  eine  Anhäufung 
nutzbarer  Mineralien  in  größerer  oder  ge- 
ringerer Menge  findet.  Tritt  ein  Teil  der 
lagerstätte  an  der  Erdoberfläche  hervor,  so 
^1  er  als  ^Ausgehendes''  bezeichnet.  Das 
Verhalten  einer  liagerstätte  im  Räume  wird 
l'e&timmt  durch  das  Streichen  oder  ihre  Er- 
>treckung  in  wagerechter  Richtung,  sowie 
durch  das  Fallen,  die  Erstreckung  in  ge- 
Qcigter  oder  senkrechter  Richtung.  Das 
'Streichen  wird  gemessen,  indem  man  mit 
dem  Kompaß  den  Winkel  bestimmt,  den 
^ioe  in  der  Lagerstättenebene  gezogene 
^agerechte  Linie,  die  Streichlinie  mit  der 
»»gnetiBchen  Nord-Südlinie  bildet.  Eine  in 
der  li^rstättenebene  zur  Streichlinie  senk- 
recht gedachte  Linie  heißt  die  Fallinie,  deren 
Enfallen  nach  Teilen  des  rechten  Winkels 
durch  den  Gradbogen  gemessen  wird.  Die 
die  I^agerstätte  umgebenden  Teile  der  Erd- 
rinde werden  Nebengestein  genannt,  und 
zwar  heißt  das  Nebengestein  unter  der 
l^geretätte  Liegendes  oder  Sohle,  dasjenige 
fe  der  Lagerstätte  Hangendes  oder  Dacli. 
^  nter  Mächtigkeit  einer  Lagerstätte  versteht 
"»an  ihre  Dicke  oder  Stärke,  gemessen  durch 
<fc  senkrechte  Entfernung  zwischen  Hangen- 
<fein  und  Liegendem.  Ist  das  Liegende  älter 
Qod  das  Hangende  jünger  als  die  l.«ager- 
«titte,  so  hat  man  es  mit  einem  Flöz  zu  tun, 
*^  mit  der  einschließenden  Gebirgsschicht 
^ches  Streichen  und  Einfallen  hat.  — 
Oänge  dagegen  sind  ausgefüllte  Spalten, 
»eiche  sich  von  dem  einschließenden  Neben- 
gestein durch  Streichen,  Fallen  und  durch 


die  Beschaffenheit  der  ausfüllenden  Mineral- 
massen unterscheiden.  Die  Flöze,  in  denen 
besonders  die  Kohlen  vorkommen,  haben 
zumeist  eine  bedeutende  Flächenausdehnung, 
während  die  Gänge,  die  Hauptlagerstätten 
der  Erze,  in  einer  von  den  Senkrechten  mehr 
oder  weniger  abweichenden  Richtung  ihre 
Haupterstreckung  in  die  Tiefe  zu  haben 
pflegen.  Im  Gegensatz  zu  den  platten- 
förmigen  Lagerstätten  (Flözen  und  Gängen) 
stehen  diejenigen  von  unregelmäßiger  Form, 
die  entweder  als  unregelmäßig  begrenzte 
Ausfüllungen  von  Holilräumen,  als  sog. 
Stöcke  oder  Nieren  erscheinen,  oder  Ab- 
lagenmgen  von  Mineralien  in  aufgeschwemm- 
tem oder  durch  Verwitterung  entstandenem 
Gebirge  bilden,  und  dann  Seifen  oder 
Trümmerlagerstätten  heißen.  Ist  die  regel- 
mäßige Fortsetzung  eine  Lagerstätte  durch 
irgendeinen  geologischen  Vorgang  unter- 
brochen worden,  so  spricht  man  von  einer 
Störung,  einem  Sprung  oder  einer  Ver- 
werfung. 

2.  Schürfen.  Der  auf  die  Auffindung 
von  Lagerstätten  nutzbarer  Mineralien  ge- 
richtete Zweig  bergmännischer  Tätigkeit  wird 
mit  „Schürfen*'  bezeichnet.  Die  Lager- 
stätten, welche  zu  Tage  ausgehen,  können 
durcli  Schürfgräben  bloßgelegt  werden.  Be- 
finden sich  die  nutzbaren  Mineralien  da- 
gegen im  Innern  der  Erde,  so  müssen  senk- 
rechte oder  wagerechte  Oefl'nungen  (Bohr- 
löcher, Schächte,  Stollen)  hergestellt  werden, 
um  an  die  Lagerstätte  zu  gelangen.  In 
neuerer  Zeit  bedient  man  sich  fast  aus- 
schließlich des  Stoßens  von  Bohrlöchern 
zum  Nachweis  des  Vorkommens  nutzbarer 
Mineralien.  Das  Tiefbohrveiiahren  hat  sich 
zu  einem  besonderen  Zweige  der  B.technik 
entwickelt,  dem  wir  Aufschlüsse  über  die 
Beschaffenheit  des  Erdinnem  bis  zu  2(X)0  m 
Tiefe  verdanken.  Die  Anwendung  des 
Diamantbohrverfahrens  (drehendes  Bohren 
eines  mit  Diamantsplittern  besetzten  Rohres) 
gestattet  es,  von  einer  im  Bohrloch  an- 
getrofienen  Lagerstätte  eine  Probe,  den  sog. 
Bohrkern,  zu  entnehmen  und  sich  so  über 
das  Verhalten,  die  Zusammensetzung  und 
den  Wert  des  Mineral  Vorkommens  zu  unter- 
richten. 

3.  Ansrichtnng.  Wenn  eine  Lagerstätte 
aufgefunden  worden  ist,  so  bestellt  die  nächste 
Aufgabe  des  Bergmanns  darin,  sich  Zugang 
zu  ihr  zu  verschafTen.  Dies  wird  berg- 
männisch als  die  Ausrichtung  oder  die 
Aufschließung  der  I^agerstätte  bezeichnet.  Um 
an  die  L^rstätte  heranzugelangen,  müssen 
von  der  Erdoberfläche  her  entweder  wage- 
rechte Oeffnungen  (Stollen)  oder  senkrechte 
Oeffnungen  (Schächte)  hergestellt  werden. 
Die  Anwendbarkeit  der  Stollen  hat  zur  Vor- 
aussetzung, daß  die  Ijagerstätte  höher  be- 
legen ist  als  irgend  ein  Punkt  der  Oberfläche. 
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Stollen  finden  sich  daher  vorzugsweise  in 
gebirgigen  Gegenden  sowie  bei  dem  aus 
früherer  Zeit  stammenden  Erz.-B.,  der  sich 
meist  in  geringen  Tiefen  bewegte.  In 
neuerer  Zeit  aber  bieten  für  die  zum  Teil 
sehr  tief  belegenen  Steinkohlenflöze  die 
Schächte  das  einzige  Mittel  des  Zugangs. 
Die  Schächte  werden  jetzt  gewöhnlich  in 
kreisrunder  Form  mit  einem  Durchmesser 
von  4 — 0  m  hergestellt.  Besondere  Schwierig- 
keiten stellen  sich  dem  Schachtabteufen  da 
entgegen,  wo  wasserführende  Schichten  oder 
gar  das  nur  aus  Wasser  und  Sand  bestehende 
sog.  schwimmende  Gebirge  (Schwimmsaud) 
durchsunken  werden  müssen.  Die  neuere 
B.technik  kennt  zwei  Wege,  um  diese 
Schwierigkeiten  zu  überwinden.  Entweder 
werden  rings  um  die  Schachtscheibe  eine 
Reihe  verrohrter  Bohrlöcher  niedergebracht, 
in  welchen  eine  bis  zu  —  24"  C  abgekühlte 
(.'hlormagnesiumlauge  auf  und  ab  bewegt 
wird.  Dadurch  werden  die  flüssigen  Sand- 
massen  in  den  festen  Zustand  übergef ülirt ; 
es  wird  ein  sog.  Frostkeni  geschafTen,  der 
mit  Abteufen  von  Hand  bewältigt  werden 
kann  (Gefrierverfahi*en).  Oder  aber  die  ganze 
Schachtscheibe  muß,  in  ähnlicher  Weise  wie 
ein  Bohrloch,  mit  Hilfe  gewaltiger  Bohi*er 
abgebohrt  werden  (Verfahren  Kind-C'haudron). 
In  beiden  Fällen  müssen  nach  erfolgtem  Ab- 
teufen die  Wasserzuflüsse  abgesperrt  werden. 
Dies  geschieht  dadurch,  daß  der  innerhalb  der 
wasserführenden  Schichten  stehende  Teil  des 
Schaclitos  (oft  auf  eine  Höhe  von  lOÖ  m  und 
darüber)  mit  einem  eisernen  Zylinder,  welcher 
aus  einzelnen  Ringen  (Tübbings)  zusammen- 
gesetzt ist,  ausgekleidet  wii-d  (Küveiago). 
Scliächte,  deren  rJicderbringen  mit  derartig 
erschwerenden  Umständen  verbunden  ist, 
erfordern  nicht  selten  einen  Aufwand  von 
mehreren  Millionen.  —  Neben  Stollen  \md 
Schächten  dienen  zur  Aufschließung  der 
Lagerstätten  auch  noch  die  sog.  Querschläge, 
das  sind  Gänge,  die  von  den  Schächten  aus 
in  wagerechter  Richtung  und  rechtwinklig 
zum  Streiclien  der  Gebirgsschichten  auf  die 
Ijagerstätte  zu  getrieben  weitlen.  —  Außer 
den  senkrechten  (saigeren)  Schächten  gibt  es 
auch  solche,  die  dem  Einfallen  der  I^ger- 
stätte  folgen  und  alsdann  flache  oder  tonn- 
lägige  Schächte  heißen.  Bei  Flr>zen  spricht 
man  in  diesem  Falle  auch  wohl  von  ein- 
fallenden Strecken. 

4.  Vorrichtung.  An  die  Ausrichtung 
schließt  sich  die  Vorrichtung  an,  welche 
der  eigentlichen  Gewinnung  der  Mineralien, 
dem  Al»l>au,  voranzugehen  hat.  Die  Vorrich- 
tung besieht  darin,  daß  <lie  Ijagerstätte  für 
die  Zwecke  des  Abbaus  sowolil  nach  der 
Tiefe  zu  als  auch  in  streichender  Erstreckung 
in  bestinunte  Abschnitte  zerlegt  wird.  Die 
Zerlegung  in  Abschnitte  n  a  c  h  d  e  r  T  i  e  f  e  z  u 
wird  Sohlenbildung  genannt.    Die  Abstände 


der  einzelnen  Sohlen  schwanken  zwischc 
20  bis  über  100  m.  Die  einzelnen  Sohk 
werden  durch  Grundstrecken  oder  Schlei 
strecken  bezeichnet,  das  sind  Gänge,  die 
wagerechter  Richtung  und  dem  Streidu 
der  Lagerstätte  folgend  hergestellt  werde 
Strecken  dagegen,  die  zwar  auch  die  Streic 
richtung  der  Lagerstätte  verfolgen,  aber  (d 
besseren  Haltbarkeit  wegen)  in  das  Nebe 
gestein  verlegt  sind,  heißen  Richtstrecken. 
Die  Zerlegung  der  Lagerstätte  in  ihn 
streichenden  Erstrecknng  erfol 
durch  sogenannte  schwebende  Strecken,  ei 
fallende  Strecken,  Bremsberge  (beim  Kohle 
B.)  oder  Ueberhauen,  Abhauen,  Rollen  (bei 
Erz-B.),  welche  in  der  Einfallrichtiing  d 
Lagerstätte  hergestellt  sind  und  die  einzeln* 
streichenden  oder  Sohlenstrecken  miteinaud 
verbinden. 

5.  Abbau.  Nachdem  die  Lagerstät 
durch  die  Vorrichtung  in  Abbaufelder  zerie 
worden  ist,  kann  die  eigentliche  Aus^ewinnui 
der  Mineralien,  derAbbau,  beginnen.  ] 
gibt  eine  ganze  Reihe  von  Abbauverfahrc 
deren  Wahl  von  der  Art  des  Minerals,  v 
der  Mächtigkeit  der  Ijagerstätte,  von  ihre 
Einfallen,  von  der  Beschaffenheit  des  Nebe 
gestein 8,  sowie  davon  abhängig  ist,  ob  d 
Mineral  ganz  rein  vorkommt  oder  aber  dur 
wertloses  Gestein  „Berge**  verunreinigt  ii 
Die  Abbauverfahren  können  in  2  Grupp 
eingeteilt  werden :  bei  der  einen  Art  werd» 
die  durch  die  Wegnahme  der  Minerali 
geschaftenen  Hohlräume  mit  taubem  Geste 
wieder  zugepackt  (Abbau  mit  Ber^evensaU 
bei  der  anderen  Art  läßt  man  diese  Hol 
räume  durch  das  Niederbrechen  der  darüb 
lagernden  Gebirgschichten  sich  von  seil 
ausfüllen  (Abbau  ohne  Bergeversatz,  Bruc 
bau).  In  dem  letzteren  Falle  treten  häul 
Senkungen  und  Brüche  an  der  Olierfläc 
auf,  die  auch  nicht  selten  Beschädigung 
oberirdischer  Anlagen  und  Baiüichkeiten  i 
Gefolge  haben  (Bergschäden).  Aus  dies« 
sowie  aus  einer  Reihe  von  anderen  Grund 
haben  die  Abliauverfahreu  mit  Bergeversa 
bei  weitem  die  größere  Bedeutung  gewönne 
Die  zur  Ausfüllung  der  Hohlräume  dienend 
Berge  sind  entweder  solche,  welche  bei  de 
Abbau  der  Mineralien  selbst  mitgewonn 
werden,  oder  aber  welche  bei  der  Herstellii) 
von  Strecken  im  Nel»engestein  (Ijuerschlägc 
Schächten  usw.)  fallen.  Nicht  selten  werd» 
auch  Veisatzstoffe  (wie  Bauschutt,  Kes» 
asche,  Hüttenschlacke,  Rückstände  von  d 
Aufbereitung  der  Minei-alien,  sog.  ..Wasc 
I  berge*')  von  Tage  her  liereingeschaift. 
I  neuester  Zeit  hat  man  mit  Erfolg  vereud 
Siind  mittels  Wasser  durch  Rohre  in  d 
I  auszufüllenden  Räume  hineinzuspülen,  w<A 
\  der  San<l  sich  nach  und  nach  zu  einer  feeli 
I  Masse  verdi(^htet,  während  das  Wasser  a 
I  läuft  (Spülverfahi-en).    Auch  Schlackenaui 
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Kesselasche,  Ton  usw.  kennen  für  diese 
Zwecke  verwendet  werden.  Dieses  Verfahren, 
ireldies  bereits  früher  beim  Anthrazit-B.  in 
Pennsvivanieu  (Nord-Amerika)  vereinzelte 
Anwendung  gefunden  hatte,  ist  in  Deutsch- 
land in  größerem  Maßstabe  zuerst  im  J.  1902 
auf  My^owitzgrube  in  Oberschlesien  einge- 
führt worden ,  hat  dann  auch  auf  anderen 
Beiigwerken  Eingang  gefunden  und  verspricht 
für  den  gesamten  B.betrieb  von  der  aller- 
größten ßedeutung  zu  werden.  Während 
bisher  vielfach  bei  den  mächtigen  Flözen 
Oberschlesiens  und  auch  anderwärts  große 
Sicherheitspfeiler  zum  Schutze  von  Baulich- 
keiten an  der  Oberfläche  unangetastet  stehen 
bleiben  mußten,  kann  jetzt  eine  reine  und 
Tollstäodige  Ausgewinnung  der  gesamten 
Lagerstätten  erfolgen,  da  durch  das  Spül- 
▼erfahren  eine  vollkommene  und  dichte  Aus- 
ffillung  der  durch  den  Abbau  geschaffenen 
Hohlräume  gewährleistet  wird.  —  Von  den 
Ijebräuchlichsten  Abbauverfahren  seien  der 
Rrstenbau  (hauptsächlich  im  Erz-  und  Salz-B.) 
sftwie  der  Stoß-,  Streb-,  und  Pfeilerbau  (im 
Kohlen-B.)  erwähnt.  —  Ist  die  Lagerstätte 
an  der  Erdoberfläehe  selbst  belegen,  so  kann 
die  Gewinnung  in  ähnlicher  Form  wie  beim 
Steinbruchbetriebe  erfolgen.  Man  spricht 
alsdann  von  einem  Tagebau.  Wenn  die 
Lagerstätte  in  verhältnismäßig  nur  geringer 
Tiefe  auftritt  und  von  wenig  mächtigen  öe- 
birgsschichten  (Deckgebirge)  überlagert  wird, 
S"  kann  es  vorteilhaft  erscheinen,  das  Deck- 
f?ebirgie  vorerst  mit  Handbetrieb  oder  durch 
l^'gerarbeiten  zu  entfernen,  „abzuräumen," 
«m  die  Lagerstätte  alsdann  im  Tagebau  zu 
gewinnen.  Dies  Verfahren  steht  vielfach 
^m  Braunkohlen-B.  sowie  beim  Eisenerz-B. 
in  Lothringen  in  Anwendung. 

B.  Hauer-  oder  Gewinnungsarbeiten. 
I'ie  Loalösung  der  Mineralien  aus  ihrem 
fiatürlichen  Zusammenhange  innerhalb  der 
^erstatte  ist  die  Aufgabe  der  Häuer- 
"«ier  Gewinnungsarbeiten.  Diese 
Arbeiten  werden  je  nach  dem  Widerstand 
<ler  zu  gewinnenden  Massen  oder  den  zur 
Verwendung  kommenden  Werkzeugen,  dem 
Jtezähe'',  verschieden  ausgeführt.  Während 
•Ban  lockeres  oder  rolliges  Gebirge  mit 
Kratze  und  Trog  wegfüllt,  müssen  milde 
^^aßsen,  wie  Braunkohlen  und  manche  Stein- 
kohlen, mit  einem  hauenden  Werkzeuge,  der 
Keilhaue,  gewonnen  werden.  Die  Gewinnung 
'on  festem  Gestein,  Erz,  harter  Kohle  usw. 
^Mgt  durch  Sprengarbeit,  Das  Wesen  der 
•^ppengarteit  besteht  darin,  daß  in  dem  Ge- 
^^n  oder  der  Kohle  Bohrlöcher  von  0,50  bis 
-  m  Tiefe  hergestellt  und  mit  Sprengstoffen 
gefüllt  werden.  Dadurch  daß  dann  die 
•^Sprengstoffe  zur  Entzündung  gebracht  werden, 
^rd  eine  Loslösimg  der  zu  gewinnenden 
Ä»ssen  bewirkt.  Die  Herstellung  der  Bohr- 
Mei  erfolgt  entweder  durch  Handarbeit, 


wobei  ein  Meißelbohrer  unter  Drehen  mit 
dem  „Fäustel"  genannten  Hammer  geschlagen, 
oder  —  bei  Gestein  oder  Kohle  von  geringerer 
Härte  —  der  sogenannte  Schlangenbohrer 
unter  Andrücken  gedreht  wird.  In  neuerer 
Zeit  bedient  man  sich  indes  überwiegend 
der  Bohrmaschinen,  welche  das  Stoßen  und 
Versetzen  des  Bohrmeißels  oder  das  Drehen 
des  Schlangenbohrers  mit  Hilfe  von  Druck- 
luft, Druckwasser  oder  Elektrizität  bewirken. 
An  Sprengstoffen  kommen  Sprengpulver, 
Dynamit  und  in  Steinkohlenbergwerken,  wo 
wegen  der  Gefahr  der  Entzündung  schlagen- 
der Wetter  die  Entstehung  hoher  Wärme- 
grade vermieden  werden  muß,  die  sog. 
Sicherheitssprengstoffe  zur  Anwendung.  Zur 
Entzündung  der  Sprengschüsse  werden  meist 
Zündschnüre  mit  Zündhütchen  benutzt, 
während  neuerdings  auch  vielfach  elektrische 
Zündung  in  Gebrauch  steht.  —  Im  Stein- 
kohlen-B.  haben  in  letzter  Zeit  die  Schräm- 
maschinen eine  große  Bedeutung  gewonnen. 
Diese  Maschinen  sind  entweder  nach  ähn- 
lichen Gnmdsätzen  wie  die  stoßenden  oder 
drehenden  Bohrmaschinen  gefertigt,  oder 
aber  sie  besitzen  ein  mit  Meißeln  besetztes 
Rad  oder  eine  Kette,  und  dienen  dazu,  in 
dem  Kohlenflöz  gewöhnlich  an  der  Sohle 
einen  Schlitz  herzustellen  und  dadurch  die 
Kohlenbank  gewissermaßen  zu  unterhöhlen. 
Die  Schrämarbeit  bietet  den  Vorteil,  daß  die 
Kohle  ganz  ohne  Sprengarbeit  oder  doch 
unter  bedeutend  geringem  Sprengstoffver- 
brauch und  unter  Vermehrung  des  Falls  von 
Stückkohle  gewonnen  werden  kann. 

7.  Förderung.  Die  aus  ihrem  Zu- 
sammenhang gelösten  Mineralmassen  vom 
Orte  der  (Gewinnung  nach  der  ObeiHäche 
zu  schaffen,  ist  die  Aufgal:»e  der  Förderung. 
Zur  Förderung  werden  die  auf  Schienen 
laufenden  sog.  Förderwagen  (Hunde)  benutzt, 
die  aus  Holz  und  Eisenblech  hergestellt  werden 
und  in  allen  Größen  (mit  einem  Fassungs- 
vermögen von  ^'i  bis  über  1  t)  im  Gebrauch 
stehen.  In  fast  jedem  Bergwerke  ist  eine 
dreifache  Förderung  zu  unterscheiden,  näm- 
lich 1.  von  den  Orten  der  Gewinnung  der 
Mineralien  (Abbauen)  aufwärts  oder  abwärts 
bis  zur  sog.  Hauptfördersohle,  2.  auf  der 
Hauptfördersohle  in  wagerechter  Richtung 
bis  zum  Schachte,  il.  in  senkrechter  Rich- 
tung bis  z\u'  Oberfläche ;  hierzu  kann  4.  noch 
über  Tage  eine  Förderung  vom  Schachte 
bis  zur  Verladestelle  treten. 

Bei  sehr  stark  geneigten  Ijagerstätten 
(Erzgänge  und  Stein kolilentlöze)  erfolgt  die 
Förclerung  der  ersten  Art  dadurch,  daß  die 
Mineralien  in  sogenannte  Stürzrollen  zur 
Haupt fönlersohle  abgestürzt  werden.  Bei 
w^enigor  steiler  liagerung  bedient  man  sich 
der  Bremsberge,  wolK^i  der  abwärtsgehende 
beladene  Wagen  vermöge  seines  größeren 
Gewichts     den     aufwärtsgehenden     leeren 


Wagen  herauf  zieht.  Ist  eine  ÄofwÄrts- 
f^nlening;  nacli  der  IlftUfitfördersühle  not- 
wflndig,  so  konuneo  lia&pel  zur  Verweiuiiin^, 
4i*>  in  ihrer  iiröpffinglichsteTj  Art  ilinch  Ar- 
beiter gediHjltt  weixleri  mußten,  wältn:^iitl  sie 
jetzt  meist  durch  Druckluft,  Dniokwasser 
inier  EK'ktrizitut  betriei>en  werden.  —  Die 
eitifiii-höte  Art  der  Förderung  in  wage- 
rechtor  Richtung  besteht  ilariii,  daß  die 
FOnlerwa^n  durch  einen  (meist  jviagereo) 
Arbeiter  (Schlep|>er  genannt)  geachoben 
wenlen.  Daneben  wertlen  tierische  Kräfte 
(Pferde^  PöuicsT  Älmüesel)  verwendet,  die  die 
zu  Zügen  vereinigteil  Wagen  ziehen.  Auf 
grolieren  Bergwerken  bedient  man  sicfi  beut- 
zutrige  überwiegend  der  mg.  maschinellen 
Streekenfonlerung.  Hierbei  wei^Jen  in  den 
Frinlersl recken  durch  maschineUe  Kraft  Seile 
iHler  Ketten  ohne  Ende  U?wegt,  an  welchen 
die  F*lr*  1er wagen  einzeln  oder  in  Zügen, 
durch  Oabeln^  Kette hcn,  Haken  oder  in  sonst 
geeigneter  Weise  Ijefeetigt  werden.  Auch 
stehen  vielfaeh  besondere  kleine  Oruben- 
Lokomotiven,  die  dureli  Klekti-izilät,  Ürnck- 
Inft,  liiler  durch  Benzin,  Petroleum  usw^  be- 
t rieben  werden,  in  Gebraut^h,  —  Die  Sehm^ht* 
iclrtlorung  von  dem  unterirdischen  ,,FfUlort*' 
bis  rur  Ti4ges51\'nung,  der  sog. ,, Hängebank'' 
erfolgt  in  der  Weise,  daß  die  FQrderwagen 
auf  die  Füi'derkurl>e  oder  Föj-dergt^stelie  auf- 
gosiehoben  w^n^den,  welche  im  Schachte 
mittels  Dmhttieilen  auf-  und  abbewTgt  werden. 
Bei  den  neuei-dings  selir  tiefen  Sehäehten  ist 
man  ^cnlMigt,  darauf  zu  sehen,  daß  mit  jedem 
„Treiben'*  eine  moglicbst  gri>Öe  Niitzla'^t 
hcfOrdeit  und  daB  der  Atifentlialt  zwischen 
zwei  Trcilj«?n  mögliclist  verringert  wird. 
Lhe  Fürderkorbe  sind  daher  zur  gleichapiligen 
Aufnahme  von  Iub  zu  H  Föi-derwii^^en  ein- 
gerichtet Auch  finden  sich  viclfac^h  Vor- 
rirhtungen,  um  gleichzeitig  mehrere  Fcirder- 
wa^en  von  mehrej'en  Etagen  aus  auf:fin- 
eehicUju,  w*ährend  vcrcin/.ell  auch  ein  .ndlist- 
Ultiges  Auf'  nnd  Ablaufen  der  Frn-derwagnn 
an  F(Uloit  und  HlLngebank  stattfindet.  Zur 
Auf-  nnd  Ahlu^wepirig  der  FiinlerkOrl>e 
dieneti  gewaltige  F>>rdernnischineu  (von  bis 
zu  liJ<xi  PfcRleknlften).  Als  Betriebskraft 
ist  bishm^  fast  aussclilietilich  Dampf  bpuutzt 
wortien,  während  netiertbngs  auch  die 
Elektrizität  mit  gutem  Erfolg«?  ffir  den  Be- 
trieb der  8ehaehtfor<iennascliinen  nutzbar 
femacht  wunle.  —  Da,  wo  noch  eine 
ördenuig  über  Tage  notwendig  ist,  kommen 
—  aljg*>iehen  vtm  den  auch  uut*.T  Tagij  flb- 
lieben  Fönterarten  —  liie  und  da  auch  f>i'aht- 
aeilbiihncii  mr  Anwendtmg.  w^obei  tlie  F'Vnier- 
g^fäBe  auf  dorn  Luftwege  an  Drahtseilen 
entlang  ihrem  BeBtimmuDgscirt  zugeführt 
wepJen, 

H.  FfihmniB:.  Die  Fördersclin«  hte  dienen 
vielfach  gleichzeitig  Sfiur  Fahrun g»  d.  h* 
znm  Fintas^^ni  tmd  Heraussriiatleu  der  Ai'- 
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beiter  und  Beamten.    Für  diesen  Zw^efe 

s^Dwohl   die   Fort!  en  nasch  inen    al 
Förderkörbe  mit   lieson deren  Si' 
rieht ungeo    ( Fang vorricb ti t n gen 
gerüstet.    In  manchen  ErzbcrgW' 
sind  no€!h  Fahrkünste  in  Gebrau  * 
die   mit  Tritten   und  Uritlbii   vk  ; 
und    durc*h    Ilaschi  neu  kraft    auf 
bewegt  w*erdcu   und  wobei    man 
wechselndes  Uebertreten  fiiniiuf* 
abgelangt.      Zur    Fahrung    in    I^a-r^^^r^tfltit^Q 
mit  steilem   Einfallen   werden  ifu? 

Treppen otler  Leitern  —  letzlert?  bi  i  ,         .\ 
j  ^,Faiirten"  genannt  —  benutzt, 
j       9,  Ombcitaushaii.     Unter   .,iirnb 
auaban*^  versteht  man  diejenigen  Arb»^; 
welche  die  Stützung  und  Autrcciiterhai 
I  der  nnterirdi suchen  Hohlräume  zum  Zw« 
!  haheiL      Der    ursfirüngliche    Ausl>au     4m 
I  Strecken  erfolgt   durch   die   sog.   Türsbjt^k- 
I  Zimmerung;  jeder  Tfirsti ick  besteht  an-  -"^ 
seitlichen    Hölzern    {Stera|»eln)    und 
darüber  gelegten  Holz,  der  Kappe,    *S  ,....  ,.. 
Quersehlitgc    und    Stix^ckeu .    welcbi.?    lang»' 
I  offen     erhalten     w*erden     müssen ,     weisen 
(jetzt  gew^öhnlich  in  Buckstji*inniauenmg  d> 
I  setzt     Viel  fach   bedient  mau  sieh  auch  d«*?! 
1  eisernen  Ausbaues,  sow^jhl  unter  Verw^endunff 
eisernf^r  Träger  in  Verbindung  mit  Xfaueruii;^ 
oder  Holxstemijeln   als  aucli   in  der   Form 
vollständiger   eiserner  Tür-st^ictke,     Auch   in 
den  Abbauen,  die  nur  t>is  zur  ^^rfolgten  W-^tr* 
nähme    der    ^linemlien    offen    erlwil!- 
wenlen   braue lien.    ist  der  Ausbau  ii. 
entbehren.     Die   übliche   Form   ist   die   da 
hölzernen  Steui]H>ls  nut  dem  An  pfähl,    10t 
Rücksicht     auf     die     zahlmchen      Venm- 
gliicknngcn  durch  Stein-  nrnl  K«>bb'r!faM  xn 
Steinkohlenbergwerken  wirl 
fach  der  sog.  t^j^tematiifichc  A .  i 
wuhei   auf   den   i\m  ab/^uljauciidc  ¥\lkh 
ohne  Höcksicht  avif  die  besser»^  oflfT  ?*^hl 
lere  Bescbaffenfieit  ih*s  Xeljf 
hetr.  SteUe  —  eine  k^stimnit. 
,  zu  setzen  sind.     Die  zum  Ausiian  d*jr 
I  werke  erfonlerlielien  JbilzmeniJ^nsind  seh 
heblich  nnd  machen  die  Baudnatrie  zu  et 
der   größten  Abnehmer  di^r  Forst wirtsc! 
1  ( I*  W  tu?  ge  r ha  1 1 Q  n  g.    E  i  nc  r  d  er  s*  ihli 
sten  Feinde  des  Betgnmmi«  ii 
Solxal d  d  ie  G  r 1 1 bcn  hai le  i  n  d  ie  T i«.^ f c  %'on  1  ri 
mutJ  mit  Wasserzudüssen  gei-eeluml  w 
die   entweder  vom  Tage  aus  in   das 
w^erk  hineingelangen  (Tiigewassfr)  iKler 
in  deji  unterirdi sehen  Gebirg^cluehtea  ent 
halten   sind.     In   ^birgigen  Oegenden, 
der  Bergwerks  betrieb  obf>rhalb  der  Tal 
stattfindet,  kann  die  Abführung  der  0 
wass<3r  mit  Hufe  von  Stollen  Wweri 
werden.     In  weitaus  der  .Mehrzahl  fler 
aber  mtiü  die  Hebung  der  Wa^iser  im  Sc! 
tlnrt^h  Wasserfialtungamaschmen  erioigpu. 
ersten  WaBSerhaltungsmaschbieü  waren 


Ifergbau 


399» 


stäDgepumpen,  bei  denen  hölzerne  oder 
eiserne  Gestänge,  an  die  die  Pumpenkolben 
auf  der  Schachtsohle  angeschlossen  waren, 
im  Schacht  auf-  und  abbewegt  wurden.  Jetzt 
werden  meist  die  unterirdischen  Wasser- 
lialtungsmaschinen  bevorzugt,  die  auf  der 
tiefsten  Sohle  in  der  Nähe  des  Schachtes 
aufgestellt  werden,  und  denen  die  Triebkraft 
(Dampf,  Druckluft,  Druckwasser  oder  Elek- 
trizität) in  einer  Leitung  durch  den  Schacht 
von  Tage  her  zugeführt  wird.  Die  Auf  wärts- 
führung  der  gehobenen  Wasser  erfolgt  durch 
eine  besondere  ebenfalls  im  Schachte  ver- 
lagerte Steigleitung.  Während  bisher  die 
hijtt-  und  hergehenden  Pumpenarten  die 
Regel  bildeten,  hat  man  neuerdings  mit 
Zeotrifugalpumpen,  die  mit  schnellaiifenden 
Drehstrommotoren  oder  Dampfturbinen  un- 
mittelbar gekujipelt  sind,  sehr  gute  Erfah- 
rungen gemacht. 

ILWetterfahrnDg.  Eine  der  wichtigsten 
Zweige  des  B.betriebes,  namentlicli  auf  Stein- 
kohlenbergwerken, ist  die  Wetterfüh- 
rung. Die  Grubenluft  wird  durch  das  Atmen 
der  Menschen  und  Tiere,  durch  das  Brennen 
der  Lichter,  durch  das  Faulen  des  Holzes, 
durch  die  aus  dem  Gestein  oder  aus  der 
Kohle  ausströmenden  Grase  sowie  durch  die 
in  größerer  Tiefe  und  infolge  des  Drucks 
derGebirgsschichten  eintretende  Erwärmung 
erheblich  verschlechtert  und  bedarf  daher 
«r  Erneuerung.  Eine  Erneuerung  auf 
natürlichem  Wege  findet  nur  unter  besonders 
S'ünstigen  Verhältnissen  statt,  in  der  Mehr- 
zahl der  Fälle  muß  füi-  eine  künstliche  Er- 
neuerung dadurch  gesorgt  werden,  daß  die 
verbrauchte  Luft  abgesaugt  winl.  Früher 
bediente  man  sich  der  Wetteröfen,  um  die 
verbrauchte  Luft  zu  erwärmen  und  dadurcli 
zum  Ausströmen  zu  bringen,  oder  man  schloß 
•ien  verbrauchten  Wetterstrom  an  einen 
Kamin  an.  Jetzt  werden  für  diesen  Zweck 
^t  ausschließlich  Wettermaschineu  (Ven- 
tilatoren) verwendet  Jedes  Steinkohlen- 
bergwerk hat  mindestens  einen  einziehenden 
and  einen  ausziehenden  Wetterschaclit. 
^h  den  einziehenden  Schacht  treten  die 
Wachen  Wetter  in  das  Grubengebäude  ein, 
werden  in  einer  Reihe  von  Teüsti-ömen  durch 
•%  Baue  geleitet,  um  sich  dann  in  dem  aus- 
ziehenden Schachte  wieder  zu  vereinigen  und 
^pn  der  Wettermaschine  abgesaugt  zu  werden, 
^m  die  Wetter  zu  zwingen,  einen  bestimm- 
ten Wm;  zu  nehmen,  kennt  der  Bergmann 
«oeReme  von  Hilfsmitteln,  wie  Wettertüren, 
^etterscheider,  Wetterluken,  Wetterbrücken, 
^derbewettenmg  usw.  —  Besondere  Auf- 
"^erksamkeit  erfordert  auf  Steinkohlenberg- 
werken die  Bekämpfung  der  „schlagenden 
Wetter**,  eines  Gemisches  leichter  Kohlen- 
waMerstoffe  (besonders  Grubengas-Methan, 
Cfl4)  mit  Luft,  welches  sich  außerordent- 
licfa  leicht  entzündet  (Schlagwetterexplosion). 


Zur  Erkennung  dieses  gefährlichen  Gasge- 
misches dienen  besondere  geschlossene  mit 
einem  engmaschigen  Drahtnetz  umgebene 
Ijampen,  Sicherheitslampen,  die  auf  der  von 
dem  Engländer  Davy  ermittelten  Tatsache 
beruhen,  daß  die  Lichtflamme  das  Gruben- 
gas erst  dann  zur  Entzündung  bringt,  wenn 
das  Drahtnetz  weißglühend  geworden  ist. 
Das  Vorhandensein  schlagender  Wetter  wird 
durch  die  Bildung  eines  blauen  Strahlen- 
kegels (der  sog.  Aureole)  an  der  kleinge- 
schi-aubten  Flamme  der  Lampe  angezeigt. 
Die  Sicherheitslampe  gewährt  keineswegs 
einen  vollkommenen  Scliutz  gegen  Schlag- 
wetterentzündungen, sie  hat  vielmehr  ledig- 
lich den  Zweck,  den  Bergmann  die  Anwesen- 
heit des  gefährlichen  Femdes  erkennen  zu 
lassen  und  ihn  vorsichtig  zu  machen.  Die 
Unschädlichmachung  der  schlagenden  Wetter 
läßt  sich  nur  durch  Zuleitung  großer  Mengen 
frischer  Wetter  bewirken,  wobei  eine  all- 
mälüiche  Verdünnung  und  Abführung  des 
Grubengases  erfolgt.  —  Schlagwetterexplo- 
sionen sind  nicht  allein  durch  die  mit  der 
plötzlichen  imd  gewaltsamen  Verbrennung 
verbundenen  Ei-schütterungen  und  Flammen- 
erscheinuugen  gefährlich,  sondern  auch  na- 
mentlich durch  die  als  Rückstände  der  Ver- 
brennung verbleibenden  Gase  (hauptsächlich 
Kohlenoxyd  und  Kohlensäure),  welche  jedes 
menschliche  und  tierische  Leben  ersticken 
,(sog.  Nachschwaden).  Um  im  Falle  einer 
Schlagwetterontzündung  in  das  mit  Nach- 
schwaden gefüllte  Grubengebäude  vortlringeu 
zu  können,  pflegen  auf  gi-ößeren  Steinkohlen- 
bergwerken besondere  Rettungsapparate  (trag- 
bare Sauerstoff'behälter  usw.)  sowie  eine  im 
Rettungswesen  ausgebildete  Rettungsmann- 
schaft vorhanden  zu  sein.  Besonders  ver- 
heerend pflegen  die  Sclilagwetterexplosionen 
da  zu  sein,  wo  fein  verteilter  Kohlenstaub 
(der  sich  hauptsächlich  bei  den  sog.  Fett- 
kohlenflözen entwickelt  und  ebenfalls  sehr  zur 
Entzündung  neigt)  in  der  liUft  vorhanden  ist. 
Der  Kohlenstaub  kann  dadurch  unschädlich 
gemacht  werden,  daß  er  durch  Besprengen 
mit  Wasser  zum  Niederschlag  gebracht  wird. 
Zu  diesem  Zwecke  sind  auf  vielen  Schlag- 
wettergruben weitverzweigte  Rohrnetze, 
„Spritzwasserleitungen'',  eingebaut,  aus  denen 
das  zur  „Berieselung*^  erfoixlerliche  Wasser 
entnommen  wird.  —  Manche  Steinkohlen- 
tlöze  neigen  zum  ,,Grubenbrand",  der 
sehr  erschwerend  auf  den  Abbau  einwirken 
kann.  Man  sucht  seiner  Herr  zu  werden, 
indem  man  den  in  Brand  geratenen  Feldes- 
teil dui-ch  Dämme,  Mauern  usw.  luftdicht 
abscldießt,  um  dadurch  das  Feuer  zu  er- 
sticken, oder  auch,  indem  man,  wo  dies 
möglich  ist,  den  ganzen  Feldesteil  unter 
Wasser  setzt. 

Während    auf    den   Schlagwettergruben 
verschlossene    Sicherheitslampen    mit   Gel- 
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oder  Benzinbrand  (teilweise  auch  mit  innerer 
Mündung  zum  Wiederanzünden  nach  Er- 
löschen) bergpolizeilich  vorgeschrieben  sind, 
stehen  auf  den  schlagwetterfreien  Stein- 
kohlen- sowie  auf  den  Erz-  und  Salzberg- 
werken meist  Oellampen  von  den  ver- 
schiedensten Formen  oder  auch  wohl  ge- 
wöhnliche Kerzen  in  Gebrauch. 

12.  Harkscheiden.  Die  Aufnahme  und 
zeichnerische  Festlegung  der  unterirdischen 
•Grubenräume  ist  der  Gegenstand  einer  be- 
sonderen Wissenschaft,  der  Markscheide- 
kunde. Bei  der  Erfüllung  seiner  Aufgabe 
bedient  sich  der  Markscheider  besonderer 
•Gerätschaften  und  Werkzeuge,  unter  denen 
Kompaß.  Gradbogen  und  Theodolith  erwähnt 
werden  mögen. 

13.  Anfbereitnn^.  Sehr  häufig  können 
•die  nutzbaren  Mineralien  nur  in  einem  so 
unreinen  Zustand  an  die  Oberfläche  geföixiert 
werden,  daß  sie  ohne  weitere  Reinigimg  von 
•den  ihnen  anhaftenden  tauben  Massen  als 
Handelsware  nicht  zu  verwerten  sind.  Diese 
Reinigimg  wird  in  der  Aufbereitung  oder 
Wäsche  bewirkt.  Bei  Erzen  kann  die  Auf- 
bereitung sowohl  von  Hand,  durch  Aus- 
schlagen und  Auslesen  der  erzhaltigen  Stücke, 
als  auch  auf  mechanischem  Wege  erfolgen, 
wobei  durch  ein  stufenweises  Zerkleinern  des 
Haufwerks  in  Steinbrechern,  Walzen  und 
Pochwerken,  durch  ein  Trennen  nach  der 
Xorngröße  in  Sieben  und  Trommeln,  sowie 
•durch  ein  Trennen  nach  dem  spezifischen 
Gewicht  in  Setzmaschinen  und  Herden  eine 
allmähliche  Anreicherung  des  Erzgehaltes  in 
dem  aufbereiteten  Gut  herbeigeführt  wird. 
Auf  ähnlichen  Grundsätzen  beniht  die  Wäsche 
der  Steinkohlen.  Die  Aufbereitung  allein 
genügt  indes  vielfach  nicht,  häufig  findet 
noch  eine  weitere  Verarbeitung  der  Erzeug- 
nisse in  den  mit  den  Bergwerken  verbundenen 
Nebenbetrieben  statt.  Au  erster  Stelle  ist 
hier  die  Verkokung  der  Steinkohlen  zu 
nennen,  wobei  durch  einen  Verilüchtigungs- 
vorgang  die  gewaschene  Steinkohle  in  einen 
gasärmeren  aber  kohlenstoffi-eicheren  Brenn- 
stoff, den  Koks,  übergeführt  wird.  Die  bei  der 
Verkokung  entstehenden  Gase  enthalten  eine 
Reihe  von  wertvollen  Bestandteilen  (haupt- 
sächlich Teer,  Ammoniak  und  Benzol),  die 
in  der  sog.  Nebenproduktengewinnung  abge- 
schieden werden.  Außerdem  wird  die  Ab- 
hitze dieser  Gase  vielfach  zur  Beheizung  der 
Dampfkessel  verwendet.  Neuerdings  hat 
man  auch  schon  mehrfach  mit  Erfolg  ver- 
sucht, die  in  den  Gasen  enthaltene  Kraft 
nicht  auf  dem  Umwege  der  Dampferaeugung, 
sondern  unmittelbar  in  Gaskraftmaschinen, 
nutzbar  zu  machen.  —  Aus  dem  an  sich 
sehr  wenig  marktfähigen  Grus  der  zur  Ver- 
kokung niciit  geeigneten  Magerkohlen  werden 
durch  Pressen  unter  Zusatz  von  Pech  Briketts 
hergestellt,  die  sich  namentlich  für  Eisen- 


bahn zwecke  großer  Beliebtheit  erfreuen.  8e 
viele  Steinkohlenbergwerke  besitzen  dgei 
Ziegeleien,  in  denen  der  beim  Gnibenbe&i 
fallende  Schieferton  oder  Tonschiefer 
Backsteinen  verarbeitet  wird,  die  dann  I 
die  Ausmauerung  der  Grubenräume  son 
für  die  Baulichkeiten  über  Tage  Verwendu 
finden.  —  Auch  die  Braunkohle  bedarf  eis 
umfangreichen  Verarbeitung,  um  in  ein  mar! 
fähiges  Erzeugnis  übergeführt  zu  werdi 
Während  früher  vielfach  durch  einhid) 
Pressen  der  Rolikohle  die  sog.  Naßpreßstd 
dargestellt  wurden,  hat  man  sich  gegenw&i 
überwiegend  der  durch  Pressen  unter  hohl 
Druck  erfolgenden  Herstellung  der  Brau 
kohlenbriketts  zugewandt,  die  fttr  Hausbnui 
zwecke  eine  stetig  zunehmende  Verbreitni 
gewinnen.  Auf  der  anderen  Seite  werd' 
bei  einer  bestimmten  Braunkohlenart  dur 
Verschwelen  wertvolle  Nebenerzeugnis 
(Paraffin  usw.)  hergestellt,  deren  Rückstai 
(Grudekoks)  ebenfaJls  im  Hausbrand  Vc 
Wendung  findet. 

IV.  Statistik  des  B. 

1.  Die  bedeutendsten  BJänder  d« 
Welt.  Die  bedeutendsten  B.länder  der  Wi 
sind  —  nach  der  Reihenfolge  des  Werta  d 
Bergwerkserzeuffnisse  geordnet  —  in  Tafel 
zusammengestellt. 

Wenn  diese  Zahlen  auch  streng  genomnv 
nicht  miteinander  verglichen  werden  könne 
da  bei  einzelnen  Ländern  die  Erzeugnis 
des  Steinbruchbetriebes  (Bausteine,  Kai 
Ton  usw.)  ein-,  bei  anderen  ausgeschlosa 
werden,  und  da  bei  manchen  nicht  die  En 
sondern  die  aus  Erzen  dargestellten  Metal 
der  Wertberechnung  zugnmde  gelegt  sin 
so  sind  sie  doch  immerhin  geeignet,  eim 
ungefähren  Anhalt  zu  geben.  Von  den  Her 
Werkserzeugnissen  der  Welt,  deren  Gesaa 
wert  auf  15000  Mill.  M.  jährlich  geschät 
werden  kann,  imd  bei  deren  Gewinnoi 
etwa  5  Millionen  Menschen  tätig  sind,  en 
fällt  dem  Werte  nach  etwa  Vs  auf  die  Yc 
einigten  Staaten,  ^,7  auf  Großbritannien  u 
V'i2  auf  das  Deutsche  Reich. 

Die  auf  der  ganzen  Welt  gewonneiM 
Mineralien  (bezw.  die  aus  den  Erzen  da 
gestellten  Metalle)  oi*dnen  eich  dem  Weit 
nach  in  der  folgenden  Reihenfolge.^) 
Kohle  im  Gesamtwert  v.  etwa  6200  MflL  1 
Gold  ^  .  „      r      »367     ■      . 

Eisenerze  „  „  r»      n       ^^^    •» 

Knpfer       „  „  .      „       664    ,      , 

Silber         ,  „  n      „        3^8     »      , 

Zink  r,  n  n        !>  336      •        I 

Zinn  „  „  ,.      »       298    • 

Blei  r  n  „      »       ao4    ,      : 

Kohle  und  Gold   spielen  daher  von  alk 
Bergwerkserzeugnissen   die  erste  RoUft  i 


^)  Nach  der  englischen  Statistik. 
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Tafel  1. 

Die  bedeutendsten  Bergbanländer  der  Welt,   geordnet  nach  dem  Wert  der 

Bergwerkserzengnisse. 


d 


Name  des  Landes 


Zahl    der 
Berg- 
arbeiter 


Wert  der  Berg- 
werkserzeng- 
nisse 


Die  wichtigsten  Bergwerkserzengnisse 
sind: 


Insgesamt: 

1.  Vereinigte    Staaten     von 

Nord-Amerika 

2.  Großbritannien   n.    Irland 

3.  Dentsches  Reich  vl  Luxem- 

burg») 

1  Baßland«) 


6.  Anstralien(Nen-Säd-Wale8, 
Queensland,  Süd-Anstra- 
:  lien,  Tasmanien, Viktoria, 
I  West-Aostralien) 


6.  Frankreich*). 

I 
7.Belpcn«) 

^.TrBnsTaal 

I 

9.  Mexiko 

10.  jOsterreich-üngam  *) 

I 

IL  Spanien 
ÜJipan 


4861932 
592294^) 

970044 

637260 

344245 


112672 

183730 

177652 
80087^ 
96020 

154958 

94364 

163530 


15000000000 
5830478720«) 

2036168080«) 

I  374  833  000 


(schätzungsweise) 

Kohle  (Wert  2064  MiU.  M.),  Roheisen 
(1376  MilL),  Petroleum  (380  Hill.), 
Kupfer  (365  Mill.),  Gold  (392  Mill.). 

Kohle  (1764  Mill.),  Eisenerz  (64  MiU.), 
Sandstein  (35  Mill.)  etc. 


Steinkohle  (1005  Mill.),  Braunkohle  (107 
Mill.),  Eisenerz  (74  Mill.),  Salz  (48 
MiU.),  Zinkerz  (33  Mill.) 
531 982  760   \  Roheisen    (180    MiU.),    Kohle   (einschl. 
I     Braunkohle)  (116  MiU.),  Petroleum  (96 
'     Mül.),  Gold  (82  Mül.) 
i 

! 

481  701  740  Gold  (324  MUl.),  Kohle  (52  Mül),  Silber- 
haltige Bleierze  (31  MiU.),  Kupfer  (30 
MilL) 

436  235  220  !  Kohle  (386  Mül.),  Eisenerz  (18  MiU.), 
I  Salz  (12  MiU.),  Braunkohle  (5  MUL), 
Zinkerz  (4  Mül.) 

295  118  360  Kohle  (247  MiU.),  Bausteine  (14  Mül.), 
Kalk  (8  Mül.) 

280926260  Gold  (252  MÜL),  Kohle  (1,7  MUL),  Dia- 
manten (0,4  MÜL) 

258636260  Süber  (ca.  150  MiU.),  Kupfern.  Kupfer- 
erz (ca.  40  MilL),  Gold  (ca.  36  MUL). 
Kohle  (ca.  11  MiU.) 


245318960 
143  966  440 
136057  220 


Braunkohle  (100  MüL),  Steinkohle  (97 
""".),  Salz  (47  MiU.),  Petroleum  (17 
MiU.),  Eisenerz  (14  MüL] 


MUL),  Salz  (47  MiU.),  Petroleum  ( 
MiU.),  Eisenerz  (14  Mül.) 
Kupferhaltigrer  Schwefelkies   (30  MilL), 


Eisenerz  (25  MUL),  süberhaltiges  Blei- 
erz (17  3iilL),  Kohle  (13  MilL) 
Kohle  (59  MiU.),  Kupfer  (35  Mül.),  Salz 
(19  MiU.) 


Die  Zahlen  sind  der  englischen  Statistik :  Mines  and  Quarries,  General  Report  and  Statistics 
te  1908  — Part.  lY.  Colonial  and  Foreign  Statistics  entnommen  u.  beziehen  sich  auf  das  Jahr  1903. 

*)  Nur  die  Arbeiter  in  den  Kohlengruben  u.  in  einigen  Erzbergwerken.  Die  Gesamt- 
ohl  aller  Bergarbeiter  ist  nicht  bekannt.  —  *)  Darunter  sind  auch  Steine,  Zement,  Petroleum 
<iv.  begriffen.  —  ')  EinschUeßlich  der  durch  Bergbau  oder  aus  wässeriger  Lösung  gewonnenen 
^,  jedoch  mit  Ausschluß  der  Steinbrüche.  —  *)  Für  1902.  Mit  Ausschluß  der  Steinbrüche, 
gloch  unter  Einschluß  von  Sidz  u.  Petroleum.  —  *)  Mit  Ausschluß  der  Steinbrüche.  —  *)  Mit 
aintchlaß  der  Steinbrüche.  —  ')  Weiße  und  Farbige.  —  *)  Mit  Einschluß  von  Salz,  Erdwachs 
■-  Petrolenm. 

der  Weltwirtschaft  Neben  Eisen  ist  Kupfer  erzeiigung  der  einzelnen  Lander  für  (1903) 
dm  wichtigste  MetaU,  das  an  Bedeutung  in  der  nachfolgenden  Uebersicht  zusammen - 
90^  das  Silber  noch  erheblich  übertrifft.  gesteUt:^) 

&  AiiteO  der  einzelnen  Lander  ani  (1000 1  zu  1000  kg) 

tor  Versorif^ong   des   Weltmarkts    mit  Geschätzte  jährliche  Gesamtkohlen- 
Boigwerkserzengnissen.   a) Kohle.   Was,     erzeugung  der  Welt:  881003 

nmiäist  das  wichtigste  Ber^erkserzeugnis,  | 

iie   Kohle,    anlangt,    so   ist   die    Kohlen- 1       >)  Nach  der  englischen  Statistik. 
Wörterbach  der  Volkswirtschaft    II.  Anfl.    Bd  I.  26 
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Davon  entfallen  auf: 

Vereinigte  Staaten  324 192 

England  234031 

(Deutschland            \  mit  Einschlnß  162457 

Osterreich- Ungarn  /  der  Braunkohlen  40  161 

Frankreich  34  906 

Belgien  23  797 

RnUland  16466 

Japan  10089 

Der  Gesamtbedarf  der  Welt  von  etwa 
881  Mill.  t  wird  also  zu  etwa  83®/o  von  den 
3  Haupt  -  B.ländem  (Vereinigte  Staaten, 
England  und  Deutseliland)  gedeckt  und 
zwar  entfallen  auf  die  Vereinigten  Staaten 
36%,  auf  England  26®/o  und  auf  Deutsch- 
land (unter  Einrechnung  der  Braunkohle) 
17%  der  Cresamtkohlenförderung. 

Wenn  auf  die  3  Hauptländer  der  Kohlen- 
erzeugung näher  eingegangen  wird,  so  ist 
bei  den  Vereinigten  Staaten  zu  unter- 
scheiden zwischen  der  vorwiegend  zu  ge- 
werblichen Zwecken  verwendeten  sog.  bitu- 
minösen Kohle  (Gas-  und  Fettkohle)  und 
der  gaparmen  aber  durch  geringen  Aschen- 
gehalt und  hohen  Heizwert  ausgezeichneten 
AnÜirazitkohle.  Erstere  findet  sich  nament- 
lich in  dem  appalachischen  Kohlenfelde,  das 
sich  vomÄIissisippi  in  gewaltiger  Ausdehnung 
nach  Osten  hin  über  die  Staaten  Pennsyl- 
vanien,  Ohio,  Maryland,  Virginia,  West- 
Virginia,  Kentucky  (östlicher  Teil),  Tennessee, 
Alabama  erstreckt  und  mit  66%  an  der 
Oesamterzeugimg  des  Landes  beteiligt  ist. 
An  zweiter  Stelle  ist  das  so^.  Mittelfeld 
(central  field)  in  den  Staaten  Indiania,  Illinois 
und  Kentucky  (westlicher  Teil)  zu  nennen, 
das  17%  der  Gesamterzeugimg  liefert  In 
1904  entfielen  von  einer  Förderung  von 
278  Mill.  t  (zu  907  kg)  bituminöser  Kohle 
98  Mill.  t  auf  Pennsvlvanien,  40  Mill.  t  auf 
niinois,  32  MiU.  t  auf  West-Virginia,  24  Mill.  t 
auf  Ohio,  11  Mill.  t  auf  Alabama.  Pennsyl- 
vanien  ist  auch  der  Mittelpunkt  der  Koks- 
erzeugimg (besonders  bekannt  der  Connels- 
villebezirk),  auf  die  sich  die  sehr  bedeutende 
Eisenindustrie  dieses  Staates  gründet 

Die  Anthrazitkohle  tritt  in  3  nahe  bei- 
einander gelegenen  kleineren  Becken  im 
östlichen  Pennsylvanien  auf.  Die  Förderung 
hat  in  1904  73  Mill.  t  betragen.  Diese 
zu  Hausbrand  zwecken  vorzüglich  geeignete 
Koldenart  findet  sich  in  größeren  Mengen 
lediglicli  an  dieser  Stelle,  so  daß  die  ber- 
einigten Staaten  in  der  Anthrazitkohlen- 
erzeugung ein  Monopol  besitzen. 

Infolge  des  großen  Kohlen reichtums  und 
der  leichten  Gewinnbarkeit  ist  dieses  Mineral 
in  den  Voreinigten  Staaten  trotz  höherer 
Arbeitslöhne  bedeutend  billiger  als  in  Europa, 
und  dieser  Tmstand  hat  nicht  zum  wenigsten 
zu  der  großartigen  Entwickelung  der  ameri- 
kanischen Industrie  beigetragen. 

Die  l)eträchtlichen    Kohlenmengen,    die 


in  den  Vereinigten  Staaten  gewonnen  werde 
werden  zumeist  im  Inlande  selbst  vobraiid; 
Die  Ausfuhr  hat  bisher  nur  eine  nnbede 
tende  Bolle  gespielt  In  1904  wurden  eti 
9  MilL  t  ausgeführt,  davon  6^  MilL  t  o« 
Britisch-Nordamerika,  und  geringe  Meogi 
nach  Mexiko  und  Kuba;  dieser  Aittfa: 
steht  eine  Einfuhr  von  etwa  1,5  MilL 
(hauptsächlich  aus  Britisch  -  Nordamerik 
gegenüber. 

In  England  sind  die  bedeutendsti 
Kohlenbezirke 

1.  das  North -Yorkshire- Kohlenfeld  d 
52  Mill.  t  Förderune: 

2.  das  nördliche  Kohlenfeld  (Northombc 
land  und  Durham  —  in  letzterer  Oralsdu 
die  bekannte  Durham-Gas-  und  Kokskohle  - 
(48  MiU.  t); 

3.  das  Kohlenfeld  von  SQd- Wales,  an 
gezeichnet  diux^h  die  berühmte,  hauptsftc 
lieh  ftlr  Marinezwecke  geeignete  walisiBcl 
Dampfkohle  (42  Müi.  t); 

4.  die  schottischen  Kohlenfelder  (35  MilL 
Die  englischen  Kohlenfelder  erfreuen  m 

fast  sämthch  einer  sehr  gQnsti^n  Lue 
der  Nähe  des  Meeres  oder  doch  in  der  rttl 
der  Mündungen  schiffbarer  Ströme.  Drasa 
Umstand  ist  die  gewaltige  Entwickelung  A 
englischen  Kohlenausfuhr  zuzuschreiben.  D 
Ausfuhr  ist  in  den  letzten  Jahrzdmte 
ständig  gewachsen  und  hat  auch  keine  AI 
nähme  erfahren,  nachdem  i.  J.  1901  ein  Am 
fuhrzoll  von  1  sh.  auf  die  t  eingeführt  wvdi 
Von  der  gesamten  Kohlenförderung  10 
230  Mill.  t  (zu  1016  kg)  sind  in  1904  47  Mfl 
—  etwa  20®/o  ausgeführt  worden.  Eoglift 
deckt  nicht  nur  fast  den  gan^^n  Bedii 
der  kohlenarmeu  Länder  Spanien,  Italiei 
Schweden,  Norwegen,  Dänemark,  Aegypia 
Argentinien,  sondern  es  trägt  auch  10 
Kohlen  Versorgung  Frankreichs  und  Roßlaodi 
deren  Bedarf  durch  die  heimische  ErzeuM 
nicht  befriedigt  wird,  in  erheblicher  Weifi 
bei  und  führt  schließlich  noch  betrfichtlick 
Mengen  nach  Deutschland  ein  (für  den  nori 
deutschen  Markt).  Deutschland  könnte  iwi 
selbst  Kohlen  genug  für  den  heimisdtf 
Bedarf  erzeugen,  aber  die  mit  der  BiBei 
bahn f rächt  belastete  schlesische  und  iva| 
fälische  Kohle  begegnet  auf  dem  noi^ 
deutschen  Markt  vielfach  einem  erfolgreiche 
Wettbewerbe  der  englischen  Kohle,  die  « 
die  Seefracht  zu  tragen  hat 

An  der  Stein kohlenförderung  des  De«< 
sehen  Reiches  ist  der  rheinisch-we^ 
fälische  Bezirk  mit  50®/o,  der  oberschlestal 
mit  il^'o,  der  Saarbrücker  (der  zum  geringt 
Teil  auch  in  die  Rheinpfalz  und  Btf 
Lothringen  hinübergeht)  mit  ll<Vo  betaffii 
wälu^nd  der  niedersohlesische,  der  sldiaiBd 
(Königreich  Sachsen^  und  der  Aadtfü 
Bezirk  verhältnismäßig  geringere  FBide 
mengen  aufzuweisen  haben  (vergleiciieTrfBl 
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unten  S.  408).  Sftmtliche  aufgefOhrten 
SoUeobezirke  liefern  alle  Arten  von  Kohlen, 
sowohl  für  Hausbrand  und  Industriezwecke 
lis  aoch  zur  Koksherstellung  und  Qas- 
^erzei^g.  Was  die  Kokserzeugung  anlangt, 
^  nimmt  der  im  rheinisch -west^ischen 
Bezirk  hergestellte  Koks  der  Menge  nach 
4Üe  erste  SteUe  ein. 

Inder  Gewinnung  von  Braunkohlen 
behauptet  das  Deutsche  Kelch  den  ersten 
&ng,  da  sidi  dieses  Mineral  —  von  Oester- 
reich-Ungarn  abgesehen  —  in  keinem  Lande 
4et  Welt  in  solcher  Menge  wieder  findet. 
Von  der  (in  1904)  insgesamt  49  Mill.  t  be- 
tragendon  Förderung  entfallen  etwa  40  Mill. 
auf  das  mitteldeutsdie  und  etwa  7  MUl.  auf 
das  niederriieinische  Becken,  das  zwischen 
K5ln  und  Bonn  bellen  ist. 

Der  Verbrauch  an  Steinkohle  im 
tlentsdien  Zollgebiet  hat  in  1904  etwa 
110  MilL  t  betragen,  während  die  heimische 
furdemng  sich  auf  120  ^lill.  t  beHeL  £s 
hleiht  also  ein  Ueberschuß  für  die  Ausfuhr. 
Insgesamt  sind  17,9  MilLt  ausgeführt  worden, 
▼ovoo  5,8  MilL  t  nach  Oesterreich-Ungam, 
04  lOlL  t  nach  den  Niederlanden,  2,6  Mill.  t 
Dich  Belgien,  1,1  MilL  t  nach  Frankreich, 
«tva  ebensoviel  nach  der  Schweiz  und 
M  Kill,  t  nach  Rußland  gingen.  Anderer- 
eeäs  wurden  7,2  Mill.  t  eingeführt,  davon 
der  größte  Teü  (5,8  Mill.  t)  aiis  England, 
daoebeQ  geringere  Mengen  aus  Belgien  und 
^^esterreich. 

Der  Verbrauch  an  Braunkohlen  (56  Mill.  t) 
übersteigt  die  heimische  Erzeugung  um 
etwa  8  MilL  t,  der  Mehrbedarf  wird  durch 
Bnfnhr  aus  (>e8terreich-Cngam  gedeckt 

b)  Biaen.  Die  nachfolgenden  Zahlen 
^ebeo  die  Beteiligung  der  einzelnen  B.länder 
tt  da*  EisenerzfSrdcrung  und  an  der  Dar- 
von  Roheisen  in  1903  an : 


Eisenerz-  Roheisen- 

fdrdernng ')  erzengang  *) 
1000  t 
limaiDt:                    100900   etwa  47000 

mon  entfallen  auf: 

Verdaiffte  Staaten         35  01 9  1 8  298 
DeatKUand  (mit 

Loxemlmrg;                21 231  10018 

Irland                         13  716  8935 

JPttiea                           8479  303 

Hafilaad                           5  648  2  440 

^nakieich                       5006  2841 

^edea                         3  678  507 

2«örreicli-UBgam          3  329  1 427 

Beigiiai                               166  1 299 

Die  3  in  der  Kohlenerzeugung  an  der 
•Spitze  stehenden  Länder  nehmen  also  auch 
ia  der  ISsenerzförderuug  eine  führende 
^üDg  ein,  wie  überhaupt  der  Reichtum 

')  Glückauf  1905  S.  964. 
^  *]  Statistiaches  Jahrbuch  fOr  das  Deutsche 
Itekk  1906  Anhang  S.  lö. 


an  Kohle  und  Eisenerzen  als  eine  der  Haupt- 
ursachen für  die  industrielle  imd  politisdie 
Vormacht  der  Vereinigten  Staaten,  Englands 
und  Deutschlands  anzusehen  ist  Von  der 
gesamten  Eisenerzförderung  der  Welt  werden 
m  den  Vereinigten  Staaten  etwa  35  ^/o,  in 
Deutschlaud  (einschl.  Luxemburg)  etwa  21^/o, 
in  Eogland  etwa  14  ^/o  gewonnen.  Diese 
3  Länder  sind  auch  an  der  Herstellung  von 
Roheisen  in  erster  Linie  beteiligt.  In  den 
an  Eisenerz  reichen  Ländern  Spanien  und 
Schweden  findet  dagegen  Roheisenerzeuguog 
nur  in  sehr  geringem  Umfange  statt;  die 
Eisenerze  werden  vielmehr  nach  England, 
Deutschland.  Frankreich  und  Belgien  ge- 
schafft, um  dort  verhüttet  zu  werden. 

Der  größte  Teil  (etwa  74%)  der  Eisen- 
erzförderung der  Vereinigten  Staaten 
entstammt  den  berühmten  Lagerstätten  an 
den  Gestaden  des  Oberen  Sees  (Staaten  Minne- 
sota und  Michigan).  Die  hier  gewonnenen 
Rot-,  Braun-  und  Magneteisenerze  sind  durch 
hohen  Eisengehalt  (durchschnittlich  etwa 
63  ®/o)  ausgezeichnet.  Die  Erze  werden  nicht 
an  Ort  und  Stelle  verhüttet,  sondern  die 
Hochöfen  sind  meist  in  der  Nähe  der  Ge- 
winnungsstätten des  Koks  (in  den  Staaten 
Pennsylvanien ,  Ohio  und  Illinois)  belegen. 
Die  Amerikaner  haben  es  verstanden,  die 
Schwierigkeiten,  welche  die  gewaltigen  Ent- 
fernungen (bis  zu  1600  km)  zwischen  den 
Fundstätten  der  Erze  und  der  Brennstoffe 
bieten,  durch  die  Entwickelung  der  Schiffahrt 
auf  den  großen  Seeen  sowie  durch  billige 
Eisenbahnfraehtsätze  zu  überwinden,  so  daß 
heute  Roheisen  in  Pittsbiu^  fast  ebenso 
billig  hergestellt  werden  kann  wie  in  Cleve- 
land  (England)  oder  in  Lothringen.  Ein 
weiteres  bedeutendes  amerikanisches  Eisen- 
erzvorkommen, das  etwa  10%  der  Gesamt- 
förderung liefert,  findet  sich  im  Staate  Ala- 
bama und  bildet  die  Grundlage  der  nicht 
unerheblichen  Eisenindustrie  dieses  Staates. 

In  den  Vereinigten  Staaten  wird  fast  der 
gesamte  Verbrauch  an  Eisenerzen  durch  die 
heimische  Fördening  gedeckt.  Nur  etwa 
3%  des  Verbrauches  werden  aus  fremden 
Ländern  (und  zwar  hauptsächlich  aus  Kanada 
und  Kuba)  bezogen. 

Unter  den  Eisenerzlagerstätten  Deutsch- 
lands ist  an  erster  Stelle  der  Minettebezirk 
zu  nennen,  der  sich  über  das  nördliche 
Lothringen  und  Luxemburg  bis  nach  Frank- 
reich (und  zu  einem  sehr  kleinen  Teile  auch 
nach  Belgien)  hin  erstreckt.  Die  Minette  ist 
ein  phosphorhaltiger  Brauneisenstein  und 
entliält  etwa  36%  Eisen.  75%  der  deutschen 
Eisenerzeugung  entstammen  dem  Minette- 
gebiet.  —  Demnächst  verdienen  die  Spat- 
eisenstein vorkommen  des  Siegerlandes  und 
die  Roteisensteinlagerstätten  in  Nassau  Er- 
wähnung (vgl.  Tafel  3  unten  S.  408).  Eisen- 
erz-B.   wird   femer   noch   in   Oberschlesien 
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sowie  in  Peine  (Provinz  Hannover)  betrieben ; 
die  hier  geförderten  Mengen  fallen  indes 
im  Yerhältnis  zur  Gesaintförderung  nicht 
sehr  erheblich  ins  Gewicht.  —  Die  haupt- 
sächlichsten Mittelpunkte  der  deutschen 
Eisenindustrie  sind  einerseits  der  rheinisch- 
westfälische und  der  oberschlesische  Bezirk, 
wo  die  Brennstoffe  gewonnen  werden,  und 
andererseits  Lothringen,  wo  die  Nähe  des 
Vorkommens  des  ]\Iinettelagers  diese  In- 
dustrie ins  Leben  genifen  hat. 

Die  Eisenerzförderung  des  deutschen  Zoll- 
gebiets beträgt  22  Mill.  t,  wovon  3,4  Mill.  t 
(hauptsächlich  nach  Belgien  und  Frankreich) 
ausgeführt  werden.  Der  gesamte  Verbrauch 
beziffert  sich  auf  24,6  Mill.  t.  Um  den 
Unterschied  zwischen  heimischer  Erzeugung 
(nach  Abzug  der  Ausfuhr)  und  Verbrauch 
zu  decken,  müssen  etwa  6  Mill.  t  eingeführt 
werden,  von  welcher  Menge  etwa  3  Mill.  t 
aus  Spanien  und  1,6  Mill.  t  aus  Schweden 
herrilhren. 

Von  dem  Eisenerzvorkommen  Englands 
ist  der  Clevoland-  oiler  North- Yorkshire-Bezirk 
(Toueisenstein  mit  etwa  30®/o  Eisen)  mit 
rt\'2  Mill.  t,  die  Ijagerstätten  von  Lincolnshire, 
Northamptonshire  und  Leicestershire  mit 
4V2  Mill.  t  und  die  Roteisenerzvorkommen 
in  Cumberland  und  North- Lancashire  mit 
1^2  Mill.  t  an  der  Förderung  beteiligt. 

Unter  den  3  eisenerzeugenden  Ländern 
befindet  sich  England  in  der  wenigst 
günstigen  I^age  bezüglich  der  Beschaffung 
der  für  die  Roheisendarstellung  erforder- 
lichen Eisenerze,  da  nur  etwa  ^/o  des  Be- 
darfes im  Inlande  gewonnen  wird,  während 
man  w^en  der  übrigen  2/5  auf  die  Einfuhr 
vom  Auslande  ange\nesen  ist.  Der  in- 
ländischen Förderung  von  13,7  Mill.  t  steht 
ein  Verbrauch  von  20,6  Mill.  t  gegenüber. 
Der  Mehrbedarf  wird  zum  ganz  überwiegen- 
den Teile  (78^o)  aus  Spanien  Ijczogen, 
während  daneben  geringe  Mengen  aus 
Griechenland,  Schweden,  Norwegen,  Frank- 
reich und  Italien  eingeführt  werden. 

Nachhaltigkeit  der  Kohlen-  und 
Eisenerzlagerstätten.  Bei  der  großen 
Wichtigkeit  von  Kohle  und  Eisen  füi-  die 
Wellwirtschaft  ist  die  Frage  der  Nachhaltig- 
keit der  Kohlen-  und  Eisenerzvorkommen 
von  erheblichem  Interesse.  Allerdings  l)e- 
gegnen  derartige  Untersuchungen  immerhin 
großen  Scliwierigkeiten,  weil  sich  einerseits 
nicht  immer  im  voraus  genau  l)estimmen 
läßt,  in  welcher  Weise  sich  die  Fönlerung 
in  den  einzelnen  iJlndem  entwickeln  wird, 
\md  w^eil  andererseits  der  BogrifT  Ablmu- 
würdigkeit  sowie  die  für  den  B.betrieb 
technisch  mögliche  Taufe  eine  verschiedene 
Auslegiuig  ziilassen. 

Was  zunächst  die  Kohle  anbetrifTt,  so 
liegen  die  neuesten  und  genauesten  Er- 
mittelungen  liezüglich  Englands  vor.     Die 


gewaltige  Steigerung  der  englischen  K 
ausfuhr  hatte  in  weiten  Kreisen 
ruhigung  hervorgerufen  und  zur  Ein» 
eines  Ausschusses  (Royal  CommiBBio] 
führt,  dem  die  Aufgabe  gestellt  ward 
Nachhaltigkeit  der  englischen  Kohlea\ 
zu  prüfen.  Der  Ausschuß,  der  seinen  l 
im  Januar  1905  erstattet  hat,  schätzt 
den  bis  jetzt  aufgeschlossenen  Kohlenl 
bis  zu  einer  Teufe  von  1220  m  in  '. 
von  31  cm  und  darüber  anstehende 
auf  100915  Mill.  t,  wozu  noch  44722 
treten,  die  in  bisher  noch  nicht 
schlossenen  Kohlonfeldern  und  in  gr 
Teufen  vorhanden  sind.  Dieser  Vorrat 
selbst  wenn  die  Förderung  und  die 
fuhr  in  dem  bisherigen  Maßstabe 
steigen  sollte,  noch  für  mehrere  Jahrhn 
ausreichen. 

In  betreff  der  Kohlen voiräte  Den 
lands  darf  mit  ziemlicher  Bestim 
behauptet  werden,  daß  die  deutschen 
kohlenbecken  (imd  zwar  namentlich  dai 
schlesische  und  das  rheinisch-westflL 
mehr  Kuhlen  enthalten  als  England  ui 
ganze  übrige  Eiux)pa  zusammengenom 
Wenn  also  die  englischen  Kohlen^ 
ihrer  Erschöpfung  entgegengehen, 
Deutschland  die  Stelle  Englands  i] 
Kohlen  Versorgung  der  skandinavischen 
der  sowie  von  Rußland,  Italien,  FranJ 
übernehmen.  Die  Vorbedingung  für 
derartige  Eutwickelung  würde  allerdio^ 
Herstellung  künstlicher  oder  der  Ausbf 
natürlichen  Wasserstraßen  von  den  im  I 
des  Landes  belegenen  Kohlenbecken 
dem  Meere  sein. 

Was  die  Vereinigten  Staatei 
betrifft,  so  ist  —  wenn  man  von 
Anthrazitbergbau,  der  in  etwa  100  J 
seinem  Ende  entgegengehen  dürfte 
sieht  —  eine  Schätzung  der  yorhan< 
Kohlenmengen  noch  kaum  versucht  w< 
Das  Ijand  ist  noch  nicht  genügend  geolc 
durchforscht,  um  ausreichende  Untei 
für  eine  derartige  Berechnung  zn  l 
Es  ist  nicht  daran  zu  zweifeln,  daß  es 
gewaltige  Kohlenvorkommen  im  Inner 
Ijandes  gibt,  die  bisher  noch  nicht 
tastet,  ja  vielleicht  noch  gar  nicht  b€ 
sind.  Die  Amerikaner  brauchen  sidi 
halb  noch  lange  nicht  über  die  Frage 
künftigen  Kohlenversorgung  zu 
ruhigen.  —  Eine  Ausfuhr  amerikan 
Kolile  nach  überseeischen  Ländern  ha 
her  in  nennenswerter  Weise  nicht 
^fundeu,  teils  weil  die  gesamte  EM 
im  Lande  selbst  verbraucht  wuidey 
auch,  weil  die  Kohlenbecken  zu  wei' 
Meere  entfernt  sind.    Ob  dies  auch  1 

0  Siminersbach.  Die  SteinkobloiTORi 
Erde.  —  Stahl  u.  Eisen  1904  S.  18571: 
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hin  so  bleiben  wird,  muß  die  Zukunft 
lehren. 

Weit  schwieriger  als  bei  Kohle  gestaltet 
ach  die  Schätzung  des  Vorrats  an  Eisen- 
erzen, da  man  wahrscheinlich  mit  der 
jdifflählichen  Erschöpfung  der  hochhaltigen 
Lagerstätten  zur  Gewinnung  minderwertiger 
Erze,  die  heute  nicht  als  abbauwürdig  ange- 
sehen werden  (mit  einem  Eisengehalt  von 
:W'o  und  weniger)  wird  übergehen  müssen. 
Der  Erz  vorrat  desMinettebezirks  in  Lothringen 
(mit  Einschluß  des  luxemburgischen  und 
fnozüsischen  Teils)  wird  auf  3435  Mill.  t 
angegeben,  dürfte  also  wohl  noch  lange 
Zeit  vorhalten. 

Was  die  Eisenerzlagerstätten  Englands 
anbetrifft,  so  sind  sie  zwar  noch  keines- 
wegs der  Erschöpfung  nahe,  aber  die  Erze 
ireniea  immer  ärmer.  England  ist  schon 
jetzt  und  wird  für  die  Zukunft  in  immer 
größerem  Maße  auf  den  Bezug  aus  dem 
Auslande  angewiesen  sein.  Nun  werden 
aber  die  Eisenerzvorkommen  von  Bilbao  in 
Spanien,  aus  denen  bisher  der  englische 
Bedarf  zum  größten  Teil  gedeckt  wurde,  in 
einigen  Jahrzehnten  ausgebeutet  sein.  Die 
^glische  Eisenindustrie  wird  sich  daher 
ftr  ihren  Erzbedarf  nach  anderen  Bezugs- 
'lueDen  umsehen  müssen. 

Für  die  europ^üsche  Eisenerzversorgung 
kommt  besonders  noch  Schweden  —  be- 
sonders berühmt  sind  in  diesem  Ijande  die 
Magneteisenerzvorkommen  von  Grängesberg 
nnd  Gellivara  —  in  Betracht.  Der  Erz- 
reichtiim  Schwedens  i^ird  auf  1200  Mill.  t 
^«echoet^)  England  hat  bisher  nur  ver- 
hältnismäßig geringe  Mengen  Eisenerz  aus 
Schweden  tezogen,  während  die  deutschen 
Bsenwerke  es  verstanden  haben,  Ver- 
Wnngen  anzuknüpfen,  die  ihnen  den  Bezug 
schwedischer  Eisenerze  zu  vorteilhaften  Be- 
dingungen auf  längere  Zeit  hinaus  ge- 
statten. Mit  dem  Nachlassen  der  Ergiebig- 
keit der  spanischen  Eisenerzfelder  wird 
<Jaher  der  deutsche  Mehrbedarf  aus  Schweden 
gedeckt  werden  können. 

Auch  den  Eisenerzlagerstätten  im  Gebiete 
de»  Oberen  Sees  in  den  Vereinigten  Staaten 
^  Nordamerika  wird  eine  lange  Dauer 
picht  mehr  zugesprochen.  Man  ist  bereits 
jetzt  mehrfach  dazu  übergegangen,  weniger 
hochhaltige  Lagerstätten  in  Abbau  zu  nehmen 
«nd  die  ärmeren  Erze  mit  den  reichen  zu 
mischen.  Es  erscheint  indes  nicht  ausge- 
schlössen,  daß  an  anderen  Stellen  des  Landes 
neue  Eisenerzvorkommen  entdeckt  werden. 

Von  aideren  außereuropäischen  Ländern 
lietet  namentlich  der  Norden  von  China, 
wo   Kohle    und    Eisenerze   in    gewaltigen 

*)  Schweden  und  die  zaktlnftige  Versorgnn^ 
to  Weltmarktes  mit  Eisenerz.  —  Stahl  und 
1905  S.  1041iL 


Mengen    nahe    beieinander    auftreten,    die 
Grundlage  für  eine  zukünftige  Eisenindustrie, 
o)  Erze  und  MetaUe.  Die  Tafel  2  (S.  406] 
gibt  für   die  wichtigsten  Metalle  ein  Bild 
des  Anteils  der  verschiedenen  B.länder  an 
der  Erzfördenmg  und  Metallgewinnung.    In 
Spalte  1  sind  die   einzelnen  Länder   nach 
jder    Reihenfolge    der    Menge    ihrer    Erz- 
förderung aufgeführt,  während  die  Spalten 
1 2  und  3  die  Beteiligung  der  betr.  Ijänder 
.an  der  Metalldarstellung  und  dem  Metall- 
verbrauch wiedergeben. 

d) Kupfer, Zink, Blei.  Das anKupfer- 
erzen  bei  weitem  reichste  Land  sind  dem- 
nach die  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerika (Fundstätten  hauptsächlich  die  Ufer 
des  Oberen  Sees  sowie  die  Staaten  Montana 
(Butte)  und  Arizona) ;  sodann  folgen  Spanien 
(Rio    Tinto  -  Bezirk),    Mexiko,   Japan.     Das 

I  Deutsche   Reich   kommt  erst  an  7.  Stelle. 

'in  der  Gewinnung  von  Zinkerzen  nimmt 
das  Deutsche  Reich  die  erste  Stelle  ein, 
doch  wird  ihm  dieser  Rang  von  denYerein igten 
Staaten  nahezu  streitig  gemacht,  während 
demnächst  Italien  und  Spanien  an  der 
Förderung  dieser  Erze  beteiligt  sind.  —  Was 
die  Förderung  von  Bleierzen  anbetritft, 
so  stehen  wiedenim  die  Vereinigten  Staaten 
an  erster  Stelle  (Hauptfundstätten:  Coeur 
d'Alrne  im  Staate  Idalio,  Joplin  im  Staate 
Missouri,  Leadville  im  Staate  Colorado). 
Demnächst  nehmen  Spanien,  Deutschland, 
Australien  an  der  Bleierzgewinnung  teil. 

Die  erzreichen  Länder  sind  keineswegs* 
immer  auch  in  der  entsprechenden  Weise 
an  der  Darstellung  der  Metalle  beteiligt. 
Wir  finden  vielmehr,  daß  die  in  den  wenig 
kultivierten  Ländern  gewonnenen  Erze  meist 
in  den  industriell  hocli  entwickelten  Ländern 
zugute  gemacht  werden. 

Inder  Herstellung  von  Kupfer  be- 
haupten zwar  die  Vereinigten  Staaten  die 
erste  Stelle.  Die  zweite  Stelle  nimmt  indes 
England  ein,  obwolü  dies  Land  arm  an 
Kupfererzen  ist;  ein  großer  Teil  der  über- 
seeischen Kupfererzerzeugung  (aus  Chili,  Peru, 
Britisch  -  Südafrika)  wird  in  England  ver- 
hüttet. Das  Deutsche  Reich,  das  in  der 
Gewinnung  von  Kupfererzen  erst  an  siebenter 
Stelle  steht,  ist  an  der  Darstellung  des 
Metalls  an  dritter  Stelle  beteiligt. 

Deutsclüand  und  die  Vereinigten  Staaten, 
welche  in  der  Zinkerzfördenuig  die 
höchsten    Ziflorn   aufzuweisen    haben,    sind 

'  zugleich  auch  die  beiden  bedeutendsten  Her- 
steller des  Metalls  Zink.  Demnächst 
finden    wir  al>er  Belgien   und  England   — 

I  und  nicht  Italien  und  Spanien ,  wie  nach 
der    Reihenfolge    der   Förderziflfern    zu   er- 

i  warten  gewesen  wäre  —  an  der  Versorgung 

I  der  Welt  mit  Zink  beteiligt. 

,       Was  das  Blei  anbetrifft,  welches  von 
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Tafel  2. 

Anteil  der  einzelnen  Bergbanländer  an  der  Gewinnung  von  Erzen  son 
der  Darstellung  und  dem  Verbrauch  von  Metallen  in  1903. 


1.  Erzgewinnung 


1000 
t 


2.  Metalldarstellung 


1000 
t 


3.  Metallverbrauch 


Insgesamt: 

1.  Vereinigte  Staaten 

2.  Spanien 

3.  Mexiko 

4.  Japan 

5.  Australien 

6.  ChUe 

7.  Deutschland 

Insgesamt: 
Deutschland 
Vereinigte  Staaten 

3.  Italien 

4.  Spanien 
5. '  Schweden 
6.   Frankreich 

Insgesamt: 

1.  Vereinigte  Staaten 

2.  Spanien 

3.  Deutschland 

4.  Australien 

5.  Mexiko 


I  Insgesamt: 

4.  Mexiko 

2.  Vereinigte  Staaten 

3.  Australien 

4.  Deutschland 

5.  Bolivia 

6.  Peru 

7.  Spanien 

8.  Kanada 


Insgesamt : 

Australien 

Vereinigte  Staaten 

Transvaal 

Rußland 

Kanada 

Indien 

Mexiko 

Neu-Seeland 


Kupfer. 
6io       Insgesamt: 
317    l  '  Vereinigte  Staaten 
56   2. j  England 
48  :i  Deutschland 
33   4 'Bußland 
31    ü..  Frankreich 
29      I 
22      I 

Zink. 
570      I  Insgesamt : 
176   1.1  Deutschland 
144  2.  Vereinigte  Staaten 
71   3.  Belgien 
41   4.  England 
19  5.  Frankreich 
19  6.  Rußland 

Blei. 
Insgesamt: 
Vereinigte  Staaten 
Spanien 
Deutschland 
Mexiko 
England 

Silber. 

4997        Insgesamt : 

1876  1.1  Mexiko 

1689  2.'  Vereinigte  Staaten 

360  3.  Deutschland 

180  4.,  Australien 

176  5.' Bolivia 

171  6.'  Spanien 

121  7.' Kanada 

99  8.1  Chile 

Gold. 

kg 
492 
119 

III 
92 

35 
28 

17 
15 
15 


580 

320 
70 

31 
II 

4 


571 
183 
142 

«31 
44 
37 
10 


893 

254 

1. 

178 

2. 

145 

3. 

141 

4. 

57 

6. 

880 

271 

l. 

163 

2. 

145 

3. 

100 

4 

29 

5. 

;  Insgesamt: 
1..  Vereinigte  Staaten 
2.!  Deutschland 

3.  England 
4.|  Frankreich 

ö.i  Oesterreich-Ungam 
6.1  Rußland 
7.;  Italien 

Insgesamt: 
1.  Deutschland 
2.:  Vereinigte  Staaten 
3.!  England 

4.  Frankreich 

5.  Belgien 

6.  Oesterreich-Ungam 


Insgesamt : 

Vereinifi^  Staaten 

England 

Deutschland 

Frankreich 

Rußland 


kg 
,5302 

2193 
1  1689 
!  396 
I  301 
I  279 
I  127 
98 
80 


Insgesamt : 

Australien 

Vereinigte  Staaten 

Afrika 

Rußland 

Kanada 

Britisch-Indien 

Mexiko 

China 
Die  Zahlen  in  Spalte  1  sind  der  englischen  Statistik)  die  in  Spalte  2  u.  3  den  statii 
Zusammenstellungen  der  Metallfiresell schalt  in  Frankfurt  a.  M.  sowie  dem  Statistiscbei 
buch  fQr  das  Deutsche  Reich  1905  entnommen.  Die  Zahlen  in  Spalte  1  geben  nicht  d 
mengen,  sondern  die  Menge  der  iu  den  Erzen  enthaltenen  Metalle  an. 


kg 

490 

134 

III 

102 

37 
28 

n 
16 


üeber  den  Verbraud 
von  Edelmetallen  ii 
den  einzelnen  L&nden 
liegen  keine  Zablei 
vor. 


den  drei  besprochenen  Metallen  den  geringsten 
Wert  besitzt,  so  wird  dies  Metall  meist  in 
denselben  Ländern,  in  welchen  auch  die 
Erze  gewonnen  werden,  dargestellt.  Nur 
die  australischen  Bleierze  werden  nicht  an 
Ort  und  Stelle  verhüttet,  sondern  nach  Eng- 
land, Deutschland  etc.  verschifTt. 

Eine   Betrac^htung    der    V erbrau chs- 


zifTeni  ergibt,  daß  der  Verbrauch  1 
wegs  mit  der  Gewinnung  der  Ehrze  « 
Darstellung  der  Metalle  in  unmitta 
Zusammenhang  steht,  sondern  da 
industriell  am  weitesten  entwiekeltei 
der  —  Vereinigte  Staaten,  Deota 
England  und  Frankreich  —  in  wechi 
Reihenfolge   den   höchsten   Bedarf  i 
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Irei  in  Bede  stehenden  Metallen  aufzuweisen 
tiaben. 

Ceber  die  Versorgung  Deutschlands 
mit  den  drei  besprochenen  Metallen  seien 
loch  die  folgenden  ZifTem  (für  das  Jahr  1903) 
iflgeführt;^) 

An  Kupfererzen  wurden  in  Deutsch- 
bod  772000  t  gewonnen,  16000  t  aus-  und 
UOOO  t  eingeführt  Das  durch  die  Ver- 
üchmelzung  dieser  Erze  hergestellte  Kupfer 
iRohkupfer  —  32000  t)  genügte  bei  weitem 
nidit  dem  Bedarf,  es  mußten  noch  83000  t 
eingeführt  werden  (wovon  64000  t  aus  den 
Vermigten  Staaten,  10000  t  aus  England, 
3000  t  aus  Japan),  wogegen  andererseits 
4000  t  ausgeführt  wurden  (davon  2000  t 
nach  Oesterreich-Üngaru,  1000  t  nach  Ruß- 
land). 

An  Zinkerzen  wurden  682000  t  ge- 
wonnen, 67  000 1  eingeführt  (worunter  14000 1 
aas  Oesterreich  -  Ungarn ,  14*000  t  aus 
Aostralien,  9000  t  aus  den  Vereinigten 
Staaten)  und  40000  t  ausgeführt  (im  Grenz- 
verkehr  mit  Belgien  21000  t  und  mit 
•^egterreieh-üngam  20000  t),  was  einen  Ein- 
fuhrüberschuß von  27  000  t  ergibt  Aus  den 
zur  Verschmelzung  zur  Verfügung  stehenden 
709000  t  wiu^en  183000  t  Rohzink  her- 
gestellt, welche  Menge  den  heimischen  Be- 
darf weit  übertraf,  so  daß  eine  erhebliche 
Ausfuhr  stattfinden  konnte.  Es  wurden 
67  000 1  Rohzink  ausgeführt,  worunter  28  000 1 
nach  England,  16000  t  nach  Oesterreich- 
ünoura,  8000  t  nach  Rußland.  Andererseits 
and  auch  wieder  26000  t  (hauptsächlich  im 
Grenzverkehr  mit  Belgien  und  Oesterreich- 
l^Dgani)  eingeführt  worden,  da  für  Zink 
(wie  auch  für  Blei  und  Kupfer)  ein  Eingangs- 
zoll bei  uns  nicht  besteht. 

Die  Gewinnung  von  Bleierzen  belief 
sich  auf  166000  t,  wozu  67  000  t  aus- 
Ündiacher  Erze  treten  (davon  44000  t 
«»tralifiche  Erze  und  9000  t  aus  Oesterreich- 
l'Dgara).  Die  Bleidarstellung  (150000  t) 
Wieb  hinter  dem  Bedarf  zurück,  weshalb 
eineEnfuhr  von  52000  t  stattfand  (darunter 
^000  t  aus  Belgien  und  14000  t  aus  den 
bereinigten  Staaten),  denen  eine  Ausfuhr 
m  31)000  t  (liauptsächlich  nach  Oesterreich- 
^ößum,  Rußland  und  England)  gegenüber- 

e)  Silber  und  Gk>ld.  Die  Versorgung 
fe  Welt  mit  Edelmetallen  erfolgt  haupt- 
^*icfalich  durch  die  überseeischen  Länder. 
Ke  Silber  reichsten  Länder  der  Welt  sind 
fedko,  die  Vereinigten  Staaten  (und  zwar 
^^^  die  Hauptfimdstätten  in  den  Felsen- 
Srogen  in  den  Staaten  Nevada  und  Colorado) 
J^  Australien.  An  vierter  Stelle  steht 
^^eotachland  gefolgt  von  Bolivia,  Peru,  Spanien 

^  *)  Naeh  dem  StatiBtiBchen  Jahrbuch  fUr  das 
I^WKhe  fiekh  1905. 


imd  Kanada.  Der  Gold  bedarf  der  Welt 
wird  zu  etwa  24^/o  von  Australien,  zu  22% 
von  den  Vereinigten  Staaten  (und  zwar  ist. 
hauptsächlich  der  Staat  Galifornien,  daneben 
die  Staaten  Colorado,  Montana  und  Süd- 
Dakota  beteiligt)  und  zu  19%  von  Transvaal 
gedeckt.  Demnächst  sind  Rußland,  Kanada, 
Indien  und  Mexiko  golderzeugende  Länder. 
Die  §old-  und  silberhaltigen  Erze  werden 
zumeist  in  den  Ländern,  wo  sie  gefunden 
werden,  zugute  gemacht  Das  in  Deutsch- 
land gewonnene  Silber  wird  allerdings  etwa 
ziu*  Hälfte  aus  fremden  Erzen,  Abfällen  und 
Rückständen  dargestellt,  so  daß  das  Deutsche 
Reich  auch  in  der  Herstellung  des  Metalls 
Silber  die  dritte  Stelle  einnimmt 

f)  Zinn,  Nickel.  Zinnerz  wird  über- 
wiegend in  den  unter  enp^lischer  Herrschaft 
stehenden  malayischen  Staaten  sowie  in 
Bolivia  und  Holländisch-Indien  gewonnen. 
Das  hauptsächlich  Nickel  liefernde  Land 
ist  Kaledonien.  Auch  in  Deutschland  findet 
B.  auf  Zinnerze  (zu  Altenberg  im  Erz- 
gebirge) und  Nickelerze  (zu  Reichenstein  in 
Schlesien)  statt,  doch  sind  die  hier  ge- 
wonnenen Mengen  nur  unbedeutend. 

3.  Die  Bergwerkserzengnisse  des 
Deutschen  Reiches.  ZurYeranschaulichung 
der  Bedeutung  der  einzelnen  Zweige  des  B. 
im  Deutschen  Reiche  dienen  die  Zahlen  in 
Tafel  3  (s.  S.  408).  Die  wichtigsten  Berg werks- 
erzeugnisse  sowohl  der  Menge  als  auch  dem 
Werte  nach  sind  hiernach :  Steinkohle,  Braun- 
kohle, Eisenerz  und  Salz.  Nachdem  über 
die  Hauptfundstätten  der  Kohlen  und  der 
Eisenerze  bereits  oben  gesprochen  worden 
ist,  erübrigt  noch  über  die  hauptsächlichsten 
Oewinnunc;8stellen  der  Stein-  und  Kalisalze 
sowie  der  Kupfer-,  Zink-  und  Bleierze  einige 
Worte  zu  sagen. 

Der  Kalisalz-B.  hat  seinen  Ausgang  in 
Staßfurt  (Provinz  Sachsen)  genommen, 
welches  heute  noch  einen  wichtigen  Mittel- 
punkt für  die  Kaliindustrie  bildet  Eine 
rege  Bohrtätigkeit  hat  den  Nachweis  er- 
bracht, daß  in  der  ganzen  norddeutschen 
Tiefebene  von  Thüringen  bis  zur  Nord-  und 
Ostsee  hin  Kalisalze  in  geringerer  oder 
größerer  Teufe  auftreten.  Seitdem  sind  in 
anderen  Teilen  der  Pro\inz  Sachsen  sowie 
in  Anhalt,  in  den  Thüringischen  Staaten,  in 
Hannover,  Hessen  -  Nassau ,  Braunschweig, 
Mecklenburg  zahlreiche  Kaliwerke  teils  schon 
entstanden,  teils  noch  im  Entstehen  be- 
griffen. Dem  deutschen  Kalisalz-B.  kommt 
eine  um  so  größere  Bedeutung  zu,  als  in 
außerdeutschen  Ländern  bisher  nur  ganz 
vereinzelte  und  unbedeutende  Vorkommen 
dieser  Salze  bekannt  sind,  so  daß  Deutsch- 
land mit  diesem  Bergwerkserzeugnis  auf  dem 
Weltmarkte  eine  Monopolstellung  einnimmt. 

Die  bergmännische  (jewinnung  des  Stein- 
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Tafel  3. 

Die  Bergwerkserzeugnisse  des  Deutschen  Reiches  in  1903.') 

Menge 

Wert 

Mit 
Arb 

t  zu  1000  kg 

1000  M. 

z 

Alle  Bergwerkserzeugnisse: 
1.  Steinkohlen: 

__ 

13"  950 

62; 

1 16637  765 

I  005  153 

4? 

Davon:  Rheinisch-Westfälischer  Bezirk 

65  591  743 

543810 

25» 

Oherschlesischer  Bezirk 

25  265  147 

194686 

& 

Saarhezirk 

12358395 

139022 

5 

Niederschlesischer  Bezirk 

4920  180 

40253 

2 

Königreich  Sachsen 

4693133 

51358;     2, 

Aachener  Bezirk 

2165439 

19 185        . 

2.  Braunkohlen: 

45819488 

107  412       5; 

Davon:  Provinz  Sachsen 

18384286 

45136 

2 

Provinz  Brandenburg 

12457648 

22751 

I 

Rheinprovinz 

6  022  224 

12932 

3.  Eisenerze: 

21  230650 

74  235  1     4 

Davon:  Älinettebezirk  (Lothringen  u.  Luxemburg) 

16  693  054 

40354;     V 

Sie^erland  u.  Nassau 

2494447 

24352 

1« 

4.  Kalisalze  (Kainit  u.  andere  Kalisalze): 

3650963 

42864 

l: 

Davon:  Provinz  Sachsen  u.  Anhalt 

2  054  958 

24527 

' 

Hannover,  Hessen-Nassau  u.  Braunschweig 

I  117  430 

12548 

5.  Steinsalz: 

I  095  541 

5056 

Davon:  Provinz  Sachsen  u.  Anhalt 

648  242 

2712 

Württemberg 

307  105 

1528 

6.  Kupfererze: 

772695 

20449        I. 

Davon:  Mansfelder  Bezirk 

686838 

19 162        I. 

Reg.-Bez.  Arnsberg 

52687 

375 

7.  Zinkerze: 

682  853 

33058       I 

8.  Bleierze: 

165  991 

14084        1 

Davon:  Oherschlesischer  Bezirk  (Zink-  u.  Bleierze) 

605  824 

24674        I 

Harzer  Bezirk  (Zink-,  Blei-  u.  Kupfererze) 

91  lOI 

5584 

Reg.-Bez.  Aachen  (Zink-  u.  Bleierze) 

54104 

4022 

Reg.-Bez.  Köln  (Zink-  u.  Bleierze) 

48563 

4252 

>)  Nach  den  Vierteljahrsheften  zur  Statistik  des  Deutschen  Reichs  1904  IV  S.  1051 


Salzes  wird  hauptsächlich  in  der  Pix)vinz 
Sachsen  und  in  Anhalt  sowie  in  Württem- 
berg betrieben.  Neben  dem  bergmännisch 
gewonnenen  Steinsalz  liefern  aber  auch  viel- 
fach die  Sohiuellen  den  Rohstoff  für  die 
Darstellung  des  Kochsalzes.  Im  Deutschen 
Reich  sind  1903  598394  t  Kochsalz  erzeugt 
worden.  An  der  Kochsalzerzeugimg  waren 
von  Preußen  die  Provinzen  Hannover  und 
Hessen-Nassau,  von  den  übrigen  deutschen 
Staaten  Elsaß-Lothringen,  Württemberg  und 
Bayern  besondei-s  beteiligt. 

Als  ein  Mittelpunkt  der  Kupfererz- 
gewinnung ist  besonders  der  Bezirk  von 
Eislebcn-Mansfeld  hervorauheben,  der  88®/o 
der  gesamten  deutschen  Förderung  liefert. 
Die  Kupfei-erae  treten  hier  in  eingesprengtem 
Zustande  in  dem  sog.  Kupfersclueferflöz  auf, 
das  nelx?n  Kupfer  auch  nocli  Silber  und 
Gold  enthält. 

Was  die  Gewinnung  von  Zinkerzen  an- 
langt, so  ist  hauptsächlich  dorOl>erschlesische 
Bezirk  (Beuthen-Tarnowitzer  Erzmulde)  zu 
nennen,  der  mit  80".  0  an  der  Gesamterzeugimg 
beteiligt  ist. 

Im  Gegensatz  zu  den  lH}iden  vorstehend 


besprochenen  Erzen  ist  die  deutsche 
erzgewinnung  auf  mehrere  Gebiete  v€ 
Blei-  und  Zinkerze  haben  dieEigentüi 
keit,  daß  sie  in  der  Regel  vergesellsc 
in  Gängen  vorkommen,  welche  nicht  1 
auch  Kupfererze  und  Silbererze  (die  1 
etwas  Gold  enthalten)  führen.  Iseben 
oberschlesischen  ist  besonders  auch 
Harzer  Bezirk  sowie  die  Rheinprovii 
Hauptstätten  der  Gewinnung  dieser  Mine 
zu  erwähnen.  (Die  Förderung  des  i 
so  berühmten  Erz-B.  des  Erzgebii^ges 
neuerer  Zeit  ganz  erheblich  nachgek 

Literatur:   Arndt,    Bergbau   u,  Bergba^j 

Jjcipzig  IS94.  —   KöM^r,  Jjehrbuck  der 

haul'unde,  6.  Aufl.,  Leipzig  190S.   —  A^i 

für  die  Statittik  die  im  Texte  erwähnten  (j 

(Lengetnann^  j 


Bergrecht. 

1.  Begriff  und  geschichtliche  Entwick 
2.  Inhalt  des  B.    3.  Gewerkschaft. 

].  Begriff  und  gesehiehtllehe  Esti 
lung.  Von  alters  her  sind  die  Verhältni 
Bergbaus  durch  ein  besonderes  Becht  ge 
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worden.    In  Dentsdüand   hat  sich   dies  Recht 
t«ilweifl  als  ein  für  ganz  Deutschland  ge- 
meinsames gebildet  und  zwar  als  Gewohn- 
heitsrecht,  teilweis   ist   es   durch    die  Gesetz- 
^bung,  und   zwar  diejenige  der  einzelnen 
deutschen Territorialstaaten  geschaffen 
oder    weiterentwickelt   worden.     Der    letztere 
Teil,  also  das   partikuläre  B.  überwiegt  z.  Z. 
bedeutend  den  ersteren  Teil,  das  sog.  gemeine 
B.,  dessen  Grundsätze   nur  noch   für  einzelne 
BechtsTerhältnisse  (gestreckte  Felder,  Erbstollen, 
Freikoie)  von  praktischer  Bedeutung  sind.    Das 
Bürgerliche  Gesetzbuch  und  das  Einführungs- 
ge^tz  dazu  haben  die  landesgesetzlichen  Vor- 
schriften    über    das    B.    unberührt     gelassen 
^kn.  67.  Einf.-Ges.)  mit  der  Wirkung,  daß  auf 
diesem  Gebiete  die   Landesgesetzgebung   auch 
weitere  neue  Vorschriften  treffen  kann    (Einf.- 
<je*.  Art  3).    Maßgebend  war  hierfür   die  Er- 
wägong.  daß   das  B.   sich   aus   öffentlich-  und 
phTatrechtlichen    Vorschriften    zusammensetze, 
nnd  daß  ein  Ausscheiden  der  priyatrechtlichen 
Vorschriften    aus    dem    gesamten   Rechtsstoffe 
deren  richtiges  Verständnis  erheblich  erschweren 
und  zur  Zerreißung  einer  Rechtsmaterie  führen 
würde,  welche  von  den  meisten  Staaten,  die  zu 
ihrer  gesetzlichen  Regelung  gelangt  seien,  den 
hihalt  eines  einzigen  Gesetzes  bilde. 
\  Das  B.  läßt   sich   hiemach   als   ein  auf  die 

I  hesonderen  Verhältnisse  des  Bergbaus  bezüg- 
liches, der  Landes^esetzgebung  vorbehaltenes, 
«OS  öffentUchrechtlichen  und  privatrechtlicheu 
Vorschriften  bestehendes  Sonderrecht  bezeichnen. 
Hinsichtlich  der  geschichtlichen  Entwicke- 
loog  sind  die  das  Gewohnheitsrecht  schildernden 
Aofzeichnnngen  von  den  rechtschaffenden  Akten 
^  Staatshoheit  zu  unterscheiden.  Von  den 
«steren  sind  zu  nennen :  die  Tyroler  Bergordnung 
des  Bischofs  Albert  von  Trient  von  1185  und 
12(^,  das  Iglauer  B.  vom  Jahre  1250,  das  bis 
iQiD  Eriaß  des  österreichischen  Berggesetzes 
▼on  1854  als  Norm  für  den  mährischen  und 
hShmischen  Bergbau  galt,  die  Kuttenberger 
^cr^ordnnng,  um  das  Jahr  1300  von  dem 
italwiijchen  Juristen  Getius  verfaßt,  femer  das 
Frdberger  B.,  das  durch  eine  Aufzeichnung  aus 
dem  U.  Jahrh.  bekannt  ist,  endlich  die  Harzer 
inraetlibertates  silvanorum,  ein  Rezeß  zwischen 
J«D  Henofi:  Albrecht  von  Braunschweig-Lüne- 
Intfg  nnd  den  „Waldwerken",  der  1271  nieder- 
^CMhrieben  ist.  Von  den  mit  gesetzlicher  Kraft 
*it>SBtttteten  Akten  der  Staatshoheit,  die  sich 
aneist    als    Kodifikationen     des     bisherigen 

S'teaden  Rechtes  darstellen,  sind  hervorzu- 
Jjjö:  die  Annabereer  Bergordnung  vom  Jahre 
2^,  welche  1518  bei  dem  rasch  aufblühenden 
^bao  zu  Joachimsthal  eingeführt  wurde  und 
^OQ  da  an  unter  dem  Namen  ^Joachimsthaler 
ßwfifordnnng"  teils  verändert,  teils  unverändert, 
J'lttt  allen  deutschen  bergbautreibenden  Län- 
^  all  braunschweig-lüneburgische,  pfälzische, 
ffhlesische  usw.  Bergordnung  zur  Geltung  ge- 
Nte  nnd  ausschließliche  Norm  für  den  Berg- 
^Q  worde.  Auf  dem  alten  salzbnrgiscben, 
2jjü«chen  und  bayerischen  Gewohnheitsrechte 
"^Cte  die  vom  Kaiser  Maximilian  im  Jahre  1517 
^  Oeiterreich,  Steiermark,  Kärnten  und  Krain 
*ri»«ene  Bergordnung.  Diese  beiden  Berg- 
onbrnigen  waren  vorbildlich  für  eine  große 
Antahl  weiterer  im  16.  Jahrhundert  für  einzelne 
Territorien  erlassener  Bergordnnngen,  von  denen 


hier  nur  die  Jülich  -  Bergsche ,  die  Cleve- 
Märkische,  die  Kurkölnische,  Kurtriersche,  die 
Hennebergsche  Bergordnnng,  sowie  die  Harzer 
Bergordnungen  von  1554  und  1593  genannt  sein 
mögen.  In  Preußen  erließ  später  Friedrich  der 
Große  für  die  verschiedenen  bergbautreibenden 
Provinzen  besondere  Bergordnungen,  die  revi- 
dierte Cleve-Märkische  Bergordnung  von  1766, 
die  Bergordnung  für  das  Herzogtum  Schlesien 
und  die  Grafschaft  Glatz  von  1769,  die  Berg- 
ordnung für  Magdeburg,  Halberstadt  und  Mans- 
feld  von  1772,  die  denn  wiederum  die  Quelle 
für  die  subsidiär  anwendbaren  b.lichen  Vor- 
schriften des  allgemeinen  Landrechts  für  die 
Preußischen  Staaten  (T.  II,  Tit.  16)  wurden. 

Einschneidende  Aenderungen  dieses  höchst 
zersplitterten  und  unübersichtslosen  Rechtszu- 
standes, dessen  charakteristisches  Merkmal  eine 
sehr  weitgehende  Bevormundung  des  Privat- 
bergbaus durch  die  staatlichen  Bergbehörden 
war  (sog.  Direktiousprinzip),  traten  erst  in  der 
zweiten  Hälfte  des  19.  Jahrh.  ein.  In  Sachsen 
wurde  1851  das  sächsische  Berggesetz  über  den 
Regalbergbau,  in  Oesterreich  1854  das  öster- 
reichische allgemeine  Berggesetz  erlassen.  In 
Preußen  betrat  man  zunächst  den  Weg  der 
Einzelgesetzffebung  und  regelte  durch  die  Ge- 
setze von  1851,  1^.  1860  einzelne,  der  Neu- 
ordnung dringend  bedürftige  Materien,  im  Jahre 
1865  wurde  aber  auch  für  Preußen  ein  einheit- 
liches Berggesetz,  das  „Allgemeine  Berggesetz 
für  die  Preußischen  Stoaten  vom  24./V1.  1865" 
geschaffen,  das  im  wesentlichen  auch  jetzt  noch 
in  Geltung  steht  nnd  auf  die  inzwischen  neu 
erworbenen  Preußischen  Landes  teile  ausgedehnt 
ist  Ergänzt  und  abgeändert  ist  es  u.  a.  durch 
das  Gesetz  vom  22./1I.  1869  über  den  Stein- 
und  Braunkohlenbergbau  in  den  vormals  Kur- 
sächsischen Laudesteilen,  durch  das  Geseu, 
betr.  die  Ausdehnung  verschiedener  Bestim- 
mungen des  Allgemeinen  Berggesetzes  auf  den 
Stein-  und  Kalisalzbergbau  in  der  Provinz 
Hannover,  vom  14./VII.  1895,  durch  das  Gesetz, 
betreffend  die  Abänderung  des  Allgemeinen 
Berggesetzes  vom  6./VII.  1905  (Mutungs-Sperre) 
und  durch  die  beiden  vornehmlich  auf  die 
Arbeiterverhältnisse  bezüglichen  Novellen  vom 
24,/VI.  1892  und  vom  14./VII.  1905.  Mehr- 
fache Aenderungen  traten  auch  infolge  der  Ge- 
setzgebung des  Deutschen  Reichs,  namentlich 
der  sog.  sozialpolitischen  Gesetzgebung  ein. 

Ein  großer  Teil  der  deutschen  Einzelstaaten 
ist  der  preußischen  Gesetzgebung  gefolgt,  so 
Bayern,  Braunscbweig,  Elsaß-Lothnngen,  An- 
halt, Altenburg,  Hessen,  Württemberg,  Koburg- 
Gotha,  Meiuingen,  Reuß  j.  L.  Andere  Staaten 
haben  sich  mehr  der  sächsischen  Berggesetz- 
Hebung  angeschlossen.  Bayern  hat  unter  dem 
OO.A'I.  1900^  Sachsen- Weimar  unter  dem 
l./ni.  1905  em  neues,  umfassendes  Berggesetz 
erlassen. 

Bevor  auf  den  Inhalt  des  deutschen  B.  ein- 
gegangen wird,  mögen  hier  ebenso  wie  in  der 
ersten  Auflage  dieses  Werkes  einige  kurze  Be- 
merkungen über  dasB.  der  wichtigsten  a  n  ß  e  r - 
deutschen  bergbau treibenden  Länder  einge- 
schaltet werden.  In  Oesterreich  gehören 
nach  dem  Allgemeinen  Berggesetz  vom  23./V. 
1854  „zum  Bergregale"  alle  Mineralien,  die 
wegen  ihres  Gehaltes  an  Metallen,  Schwefel, 
Alaun,   Vitriol  oder   Kochsalz   benutzbar  sind, 
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femer  die  Zementwasser,  Graphit  nnd  die  Erd-  umstand,   der  dazu  gefQhrt   hat,   daß  d 

harze  (diese  nicht  überall), '  endlich  alle  Arten  neueren     Berggesetzgebungen ,     namenäi( 

von  Schwarz-   nnd  Brannkohle   (sog.   vorbe-  auch  das  Preußische  AUgemeine  Berggeect 

haltene  Mineralien).     Die  Salzgewinnung  ^^^  ^^^^  rp^ji         ^^  ^^^^^  in  ein  Ber 

^^^nntTäTÄh^;:^^^^^^           S  nt  Staatsrecht  und  e^m  Bergpnvatrecht  AbsU. 

nach    erlangter   Berechtigung   in   Angriff  ge-  genommen  haben.    Auch  die  folgende  Dl 

nommen  werden.     Diese  Berechtigungen  sind  Stellung,  die  sich  der  Hauptsache  naoi  a 

entweder    Zuweisungen     von     Schnrfgebieten  das  Preußische  Bergrecht  beschränkt,  fOh 

(Schurffelder)  oder  Verleihungen  von  Bergwerk-  die  gedachte  Trennung  nicht  scharf  durc 

maßen  oder  Bergwerkskonzessionen.  In  Frank-  sie  stellt  zwar  das  Bergstaatsrecht  in  d 

reich  gilt  (mit  einzehien  neueren  Aenderungen)  Vordergrund,   zieht  jedoch  gleichzeitig  d 

dits  Berggesetz  vom  2i.^v.  1810.  ^i>ie8  nnter-  einschlägigen,  privatrechtüchen  Vorschrift 

von  den  Gräbereien  auf  Torf,  Erde  -  miniferas  ^    ^'^.  [^l  ^»^  Gestaltung  des  B.  wichbgs 

—  nnd  den  Steinbrüchen  —  carriöres  —  und  Frage  ist  die,  auf  welchem  Rechte  das  Bec 

verlangt  nur   für  die  ersteren  eine  besondere  einer  Person  zum  Bergbaubetriebe,  d.  L 

„concession",  durch  die  alsdann  ein  vom  Grund-  erster  Linie  zur  Gewinnung  gewisser  Min 

eigentum    unabhängiges,    selbständiges    Berg-  ralien  beruht.    Dies  Bergbaurecht  läßt  si* 

werkseigentnm  beCTt\ndet  wird.    Die  minieres  theoretisch  zurückführen  auf  ein  Recht  d 

und  carriferes  überläßt  es    wennschon  mit  ge-  Grundeigentümers   an   dem  ilim   gehörig 

ZrÄt^ÄT^A-ÄIfÄ  ö^^d  »^d  ^^^^  °>it  ^en  seinen  BesuS 

desGrund^igen^^^^^^^^^^  . 

Spanien.  In  Rußland  gehören  die  nutzbaren  untermlischen  Bodenschätzen,  und  schüe 

Mineralien  dem  Grundeigentümer,  nur  auf  den  lieh  auf  ein  Recht  desjenigen,  welcher  nul 

sog.   Kronländereien ,   oder   denjenigen  Grund-  bare  Mineralien  zuerst  entdeckt  hat,  —  Rec 

stücken^  welche  nnter  der  Verwaltung  der  Reichs-  des  Finders.    Jede  dieser  drei  Lösungen  i 

domänen  stehen,  bestehen  Besonderheiten.     In  bei  der  Gestaltung  des  B.  in  verschieden 

?.°?^*u"^.^®^^^^°  o^\®, ^''^^J^^f?  i^^  ^^^"  leiten  und  in  vei-schiedenen  Ländern  z 

flächenbesitzer    nur  Gold-  und  Silberbergwerke  Geltung  gelangt:    auf  der   Verschiedenh« 

sind  Eigentum  der  Krone;  für  den  Zinnbergbau  a-^^^^^i^IZ.^   i^«,i,4    ^^«    J^T^t^. 

in  Cornwall   nnd  Devonshire   besteht  Bergbau-  ^^f^^   j^^^ng    beniht    der    w^ntUcto 

freiheit.    In  den  Vereinigten  Staaten  von  Unterschied  der  verschiedenen  Ber^geset 

Nordamerika  ist  das  Mineraleigentum  mit  gebungen  (s.  ol»en).    In  Deutschland  bestai 

dem   Grundeigentum   verbunden,    insbesondere  bis  in  die  zweite  Ilälfte   des  vorigen  Jafa 

in  den  für  den  Bergbau  wichtigsten  Oststaaten  hunderts  hinein  das  sog.  Bergregal,  d.  h.  d 

Pennsylvanien,  Illinois,  Ohio  usw.,  nur  auf  den  der  Regel   nach  dem   Landesherm,   spät 

ansgedehnten  Bnndesländereien   der  westUchen  ^^^^^  Staate  zustehende  Recht,  über  gewiß 

Territorien  (Kalifornien,  Kanada^  Arizona)  wird  Mineralien    mit    Ausschluß    jedes    iSidew 

nach  den  Kongreüakten  von  1866  und  1872  dem  „„»     ,,^   n^^^^A^ir^^^n^^^     „,.«    ^:^^ 

Bergbautreibenden  unter  gewissen  Bedingungen  a^^ch  des  Grundeigentümers     aus   eigene 

einTeld  zur  Erzgewinnung,  teüweise  auch  zur  Rechte  zu  verfügen,  also  die  Mineralien  « 

Gewinnung  von  Kohlen,  überlassen,  das  zugleich  weder   selbst  zu  gewinnen   oder   ihre  (j 

den  Oberflächenbesitz  einschlieüt.    Für  den  Be-  wiunung  gegen  Abgaben   einem  Dritten  J 

trieb  der  Bergwerke  und  die  Arbeiter  Verhältnisse  überlassen.     Das  Bergregal  wird ,  als  de 

sind  überall  noch  besondere  Einzelgesetze  er-  Könige   zustehend ,    bereits  unter  den  « 

Jessen.  ronkalischen  Beschlüssen  (lib.  II  Feudoro 

2.  Inhalt  des  B.    Es  ist  bereits  oben  cap.  56)  erwähnt,  später  ging  es  jedoch  al 

erwähnt  worden,  daß  das  B.  sich  aus  Vor-  mählieh  auf  die  Kurfürsten  (caput  IX  d 

Schriften  des  öffentlichen   und  des  privaten  goldenen   Bulle  von   1356)   und  schliefiU( 

(bürgerlichen)  Rechtes  zusammensetzt  (Berg-  auf  alle  Reichsstände  über  (Art.  8,  §  1  di 

Staatsrecht,  Bergprivatrecht).  Dem  sog.  Berg-  Westfälischen  Friedens  von   1648).    Es  g> 

Staatsrecht  gehören  im  wesentlichen  die  all-  hörte  zu  den  sog.  „niederen"  Regalien,  d.  I 

gemeinen  Lehren  an,  insbesondere  die  Rechts-  denjenigen,  welche  nicht  einen  wesentlidK 

griindlagen    für   die   Aufsuchung    und   Ge-  und   ugveräußerlichen ,   sondern   einen  ui 

winnung  der  von  dem  Verfügungsrechte  des  wesentlichen,  veräußeriichen  Teil  der  StMÄ 

Gnindeigentümers    ausgeschlossenen    Mine-  gewalt   bilden.     Neben   diesem   staatliche 

ralien  und  die  Bezeichnung  dieser  Mineralien,  Bergi^gal  bestand  aber  in  Deutschland  sehe 

die  Urschriften    über  gewisse  Arbeiterver-  von  alters   die  sog.  .,Bergbaufreiheit",  d. '. 

hältnisse  und  über  das  Knappschaftswesen,  die  einem  jeden   zustehende   Befugnis,  ai 

sodann  die  Vorschriften   über  die   Bergbe-  und  unter  fremden  Grundstücken  ohne  E 

hörden,  die  Bergpolizei  sowie  die  Besteuerung  laubnis  des  (Jnmdeigentümers  nach  3Cw 

der  Bergwerke.    Aber  das  öffentliche  Recht  ralien    zu   suchen   und  sie  sich  unter  de 

greift  über  diesen  Kreis  hinaus  auch  in  die-  Bedingungen  anzueignen,  welche  der  Rcgi 

jenigen  Ijchren  hinein,  die  im  übrigen  als  herr  bei  der  Verleihung  festsetzte, 

zum  Privatrecht  gehörig  anzusehen  sind,  ein  Das  Allgemeine  l^rggesetz  vom  24^  V 
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1865  hob  das  Bergregal  auf,  soweit  es  dem 
^e  zustand,  und  setzte  an  dessen  Stelle, 
dem  modernen  Staatsrecht  entsprechend,  das 
Hoheitgrecht  des  Staates  (die  Berghoheit), 
aof  Onmd  dessen  der  Staat  insbesondere 
das  Hecht  der  Verleihung  gewisser  Mineralien , 
die  Oberaufsicht  über  den  Bergbau  usw. 
b^tzt  Das  Bergregal  ist  nur  erhalten  ge- 
blieben, soweit  es  auf  Grund  der  ßundes- 
akte  voQ  1815  bestimmten,  vormals  reichs- 
immittelbaren  Standesherren  (den  Grafen 
V.  Stolberg,  Fürsten  v.  Pieß,  Herzog  von 
Areoberg,  Fürsten  zu  Salm-Salm  usw.)  für 
ihr  Gebiet  zustand.  Die  Rechtsverhältnisse 
dieser  Standesherren  hinsichtlich  des  Berg- 
baues ia  ihren  Gebieten  sind  regelmäßig 
durch  bestimmte  Verträge  zwischen  ihnen 
und  der  Krone  Preußen  geregelt.  Vor  der 
Elnführuog  des  Allgemeinen  Berggesetzes 
in  die  1866  erworbenen  Provinzen  hat  sich 
der  Staat  kraft  des  Regalrechtes  einzelne 
ihm  schon  früher  vorbehaltene  wichtige 
Bergverksfelder  noch  ausdrücklich  für  sich 
reserviert  und  dadurch  den  Privatbetiieb 
innerhalb  derselben  ganz  oder  teilweise  aus- 
geschlossen, so  besonders  am  ehemaligen 
HannoTerschen  Oberharze  und  am  Kom- 
munioo-Unterharze. 

^  Die  Beiigbaufreiheit  im  oben  angegebenen 
Sinne  blieb  dagegen  bestehen.  Demgemäß 
flnd  auch  jetzt  noch  gewisse  Mineralien  von 
dem  YerfOgiingsrechte  des  Gnmdeigeutümers 
Ausgeschlossen  und  die  Aufsuchung  dieser 
XioeralieD  ist  nach  Maßgabe  des  Gesetzes 
einem  ieden  gestattet,  und  die  den 
gesetilichen  Erfordernissen  entsprechende 
«Mutung",  d.  h.  das  Gesuch  um  Verleihung 
'les  Beigwerkseigentums  in  einem  gewissen 
Felde  begründet  einen  Anspruch  auf 
Verleihung  des  Bergwerkseigen- 
tums. 

Das  wesentliche  Objekt  des  Bergbaues 
Wden  die  vom  Verfügungsrecht  des  Grund- 
^i^tQmers  ausgeschlossenen  Mineralien. 
Dfes  sind  nach  §  1  des  Preußischen  AJlge- 
o^en  Berggesetzes: 

Gold,  Silter,  Quecksilber,  Eisen  mit  Aus- 
![*hme  der  Raseneisenerze,  Blei,  Kupfer, 
'JM,  Zink,  Kobalt,  Nickel,  Arsenik,  Mangan, 
Antimon  und  Schwefel,  gediegen  und  als 
^,  Alaun-  und  Vitriolerze.  Steinkohle, 
»nunkohle  und  Graphit,  Steinsalz  nebst  den 
out  demselben  auf  der  nämlichen  Ijagerstätte 
^■«iommenden  Salzen   und  die  SoT<iuelleu. 

Durch  das  Gesetz  vom  6.  VII.  1905  betr. 
***6AbÄnderung  des  AUgemeinen  Berggesetzes 
^  24.  VI.  1865.92  ist  indessen  vorge- 
schrieben worden,  daß  die  Annahme  \(m 
Jlntungen  auf  Steinkohlen  und  Steinsalz 
*^  den  mit  diesen  auf  der  nämlichen 
J^gei«tätte  vorkommenden  vorläufig  —  d.  h. 
•j^w  anderweitiger,  gesetzlicher  Regelung 
^  Bestimmungen    über   das    Muten    und 


Verleihen,  längstens  aber  auf  2  Jahre  — 
nur  noch  in  ganz  besonderen  Ausnahme- 
fällen stattfindet  Im  übrigen  erleidet  die 
oben  wiedergegebene  Aufzählung  insofern 
eine  Einschränkung,  als  in  gewissen  Landes- 
teilen  bestimmte  Mmeralien  dem  Verfügungs- 
rechte der  Grundeigentümer  nicht  entzogen 
sind  (z.  B.  Eisenerze  im  Herzogtum  Schlesien 
und  der  Grafschaft  Glatz,  Stein-  und  Braun- 
kohlen in  gewissen  LAndesteilen,  in  denen 
das  Km-fürstlich  -  Sächsische  Mandat  vom 
29./VUI.  1743  Gesetzeskraft  hat,  Steinsalz 
nebst  den  mit  denselben  auf  der  nämlichen 
LÄgerstätte  vorkommenden  Salzen  und  die 
Solquellen  in  dem  ehemaligen  Königreiche 
Hannover  u.  a.  m.).  Andererseits  tritt  den 
oben  aufgeführten  Mineralien  für  das  Gebiet 
des  vormaligen  Herzogtums  Nassau  der 
Dachschiefer  hinzu.  (Im  Königreiche  Sachsen 
sind  nach  dem  Allgemeinen  Berggesetze  vom 
16.  VI.  1868  nur  diejenigen  Mineralien,  welche 
wegen  ihres  Metallgehalts  nutzbar  sind 
(metallische  Mineralien)  ingleichen  Steinsalz 
und  die  Solciuellen  von  dem  Verfügungs- 
rechte des  Grundeigentümers  ausgeschlossen ; 
alle  übrigen  Mineralien  sind  als  Bestandteile 
des  Gnmdstücks,  unter  dem  sie  sich  be- 
finden, erklärt  worden.  Insbesondere  ist  das 
Bergbaurecht  hinsichtlich  der  Stein-  und 
Braunkohlen  als  Ausfluß  des  Grundeigentums 
erklärt.  Die  Benutzung  von  Steinsalz  und 
von  Sohjuellen  zur  Salzgewinnung  hat  sich 
der  Staat  vorbehalten.) 

Die  vorbezeichneten  Mineralien  sind  also 
dem  Verfügungsrechte  des  Grundeigentümers 
entzogen,  die  Befugnis,  sie  zu  gewinnen, 
kann  nur  nach  Maßgabe  des  Gesetzes  er- 
worben werden.  Ohne  besondere  Befugnis 
bergbauliche  Anlagen  zur  Gewinnung  der- 
artiger Mineralien  zu  machen,  oder  ohne  Be- 
fugnis anstehende  Mineralien  sich  anzueignen, 
ist  bei  Strafe  verboten  (Ges.  vom  26..  III.  1856). 
Das  Aufsuchen  der  Mineralien  auf  ihren  natür- 
lichen Ablagerungen  —  das  Schürfen  —  ist 
indessen  einem  jeden  gestattet,  und  zwar  der 
Regel  nach  auch  auf  fremden  Grundstücken. 
Jedoch  muß  der  Scliürfer  die  Erlaubnis  dazu 
nachsuchen  und  bei  Weigerung  in  einem 
besonderen  Verfahren  durch  einen  Beschluß 
des  Oberbergamtes  erwirken.  Für  die  dem 
Grundbesitzer  durch  die  Schürfarbeiten  etwa 
entzogene  Nutzung  hat  ihm  der  Schürfer 
Entschädigung  zu  gewähren.  Auf  öffent- 
lichen Plätzen,  Straßen  und  Eisenbahnen, 
sowie  auf  Friedhöfen  ist  das  Schürfen  un- 
bedingt untersagt;  unter  Gebäuden  und  in 
einem  Umkreise  um  dieselben  bis  zu  200  Fuß 
darf  nur  mit  ausdrücklicher  Genehmigung 
des  Grundeigentümers  geschürft  werden. 
Auf  anderen  Grundstücken  ist  das  Schürfen 
unstatthaft,  wenn  nach  der  Entscheidung 
der  Hergbehönle  überwiegende  Grunde 
des  öffentlichen  Interesses  entgegenstehen. 
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—  Nach  sächsischem  Rechte  werden  be- 
sondere Schürfscheine  für  gewisse  Zeit  er- 
teilt, die  ein  bestimmtes  Feld  gegen 
Mutungen  Dritter  schließen.  Der  Freischurf 
<les  österreichischen  Berggesetzes  gewährt 
dem  Schürfer  die  ausschließliche  Befugnis 
für  den  angemeldeten  Schürf  bau  und  inner- 
halb eines  Kreises  um  denselben  von  850  m. 
Hat  der  Schürfer  durch  ein  dem  Gesetze 
entsprechendes  Schürfen  oder  ein  eigenes 
Orubengebäude  oder  auf  seinem  Gnmd  und 
Boden  (in  den  beiden  letzten  Fällen  auch 
■durch  Zufall)  einen  Fund  gemacht,  ist  er 
„fündig  geworden",  so  steht  ihm  das  Recht 
des  ersten  Finders  zu,  das  nach  dem 
Preußischen  B.  binnen  einer  Woche  durch 
Einlegimg  der  Mutung  ausgeübt  w^erden 
muß  imd  dieser  Mutun^  ein  Vorrecht  vor 
anderen  Mutungen  verleiht.  Die  „Mutung** 
ist,  wie  bereits  oben  bemerkt,  das  Gesuch  des 
Finders  um  Verleihung  des  Bergwerkseigen- 
tums in  einem  gewissen  Felde.  Sie  muß  bei  der 
Bergbehörde,  in  Preußen  bei  den  dazu  be- 
sonders ermächtigten  Bergrevierbeamten  an- 
gebracht werden.  Sie  muß  den  Namen  und 
Wohnort  des  Muters,  die  Bezeichnung  des 
betreffenden  Minerals,  die  Bezeichnung  des 
Fundpunktes  und  die  Angabe  des  dem  Berg- 
werke beizulegenden  Namens  enthalten.  Die 
Rechtsgültigkeit  einer  diesen  formellen  Er- 
fonlernissen  entsprechenden  Mutung  ist  aber 
materiell  dadurch  bedingt,  daß  das  in  ihr 
bezeichnete  Mineral  an  dem  angegebenen 
Fundpunkte  auf  seiner  natürlichen  Ablage- 
rung vor  Einlegimg  der  Mutung  entdeckt 
worden  ist  und  bei  der  amtlichen  Unter- 
suchung nachgewiesen  wird,  und  daß  außer- 
dem nicht  bessere  Rechte  Dritter  auf  den 
Fund  entgegenstehen.  Das  entdeckte  Mineral- 
vorkommen gilt  nur  dann  als  ein  Mineral 
Auf  seiner  natürlichen  Ablagenmg,  wenn  es 
sich  zur  bergmännischen  Gewinnung  als 
solches  eignet.  Die  amtliche  Fundesunter- 
suchung erfolgt  der  Regel  nach  durch  Augen- 
scheinseinnahine,  doch  können  unter  be- 
sonderen Umständen  auch  andere  Hilfsmittel, 
^ie  Analyse,  KontrolUK)hningen ,  Zeugen- 
vernehmungen u.  a.  m.,  welche  für  die 
Feststellung  des  Fundes  von  Bedeutung  sind, 
herangezogen  werden.  Ueber  die  Lage  und 
Oröße  des  durch  die  Mutung  begehrten 
Feldes  braucht  sich  der  Muter  erst  sechs 
Wochen  nach  Einlegung  der  Miitung  durch 
Einreichung  eines  von  einem  konzessionierten 
Markscheider  oder  einem  Feldmesser  anzu- 
fertigenden Situationsrisses  zu  erklären. 
Geht  der  Riß  nicht  rechtzeitig  ein,  so  wird 
die  Mutung  als  von  Anfang  an  ungültig 
gelöscht.  Das  gesetzlich  l)egehrte,  auf  dem 
Situationsrisse  angegebene  Feld  einer  Mutung 
ist  für  die  Dauer  ihrer  Gültigkeit  gegen 
Mutungen  Dritter  geschützt  und  zwar  vom 
Tage  des  Einganges  der  Mutung  an.    Die 


Felder,  für  welche  das  Bergwerksei^ton 
verliehen  wird,  müssen,  soweit  dies  d» 
Oertlichkeit  gestattet,  von  geraden  Liniei 
an  der  Oberfläche  und  von  senkrechtei 
Ebenen  in  die  ewige  Teufe  begrenzt  werdet 
Ihre  Größe  ist  natürlich  beschränkt,  sie  be 
trägt  für  jedes  Feld,  abgesehen  von  einige) 
weni^n  Kreisen,  —  höchstens  2 189000  qn 
In  dieser  Ausdehnung  kann  dem  Felde  jed 
beliebige  Form  gegeben  werden ;  jedodi  ma 
der  Fundpunkt  stets  in  das  Feld  eingc 
schlössen  werden,  auch  dürfen  je  zwf 
Punkte  der  Begrenzung  nicht  über  4184^  i 
voneinander  entfernt  liegen.  —  Die  de 
gesetzlichen  Erfordernissen  entsprechend 
Mutimg  begründet  einen  Anspruch  an 
Verleihung  des  Bergwerkseigentums  in  den 
bestimmten  Felde,  doch  kann  dieser  Ad 
Spruch  auf  dem  Rechtswege  nicht  gegen  di 
verleihende  Behörde,  sondern  nur  gegei 
diejenigen  Personen  verfolgt  werden,  wdtch 
dem  Muter  die  Behauptung  eines  bessere! 
Rechtes  entgegensetzen.  Um  Kollisiooe) 
mit  anderen  Berechtigten  tunlichst  ausza 
schließen,  wird  in  einem  von  der  Bergbeh^rd 
anberaumten  Schlußtermine  allen  Beteiligtei 
insbesondere  auch  den  Feldesnachbam  an 
kollidierenden  Mutern,  Gelegenheit  zu 
Wahrung  ihrer  Rechte  gegeben.  Danui 
wird,  falls  Einsprüche  Dritter  nicht  vorlieget 
von  dem  Oberbergamte  die  Verleihung  de 
begehrten  Feldes  durch  die  „Verleihungi 
Urkunde"  ausgesprochen  und  amtlich  bekam) 
gemacht.  Liegen  Einsprüche  Dritter  vor,  8 
entscheidet  zunächst  darüber  das  Oberbeig 
amt  und  im  Rekursverfahren  der  Ministe 
für  Handel  und  Gewerbe;  soweit  darübe 
der  Reclitsweg  zulässig  ist,  kann  aafierden 
binnen  einer  dreimonatlichen  Frist  die  se 
richtliche  Klage  gegen  den  betreffen&i 
Gegner  erhoben  werden. 

Durch  die  „Verleihungsiurkunde"  win 
das  „Bergwerkseigentum"  begründ^ 
Für  das  Bergwerkseigentum  gelten,  sowei 
nicht  Abweichendes  bestimmt,  die  sich  aa 
Gnmdstücke  beziehenden  Vorschriften  de 
Bürgerlichen  Gesetzbuches  und  mit  de 
gleichen  Beschränkung  finden  die  für  dei 
Erwerb  und  die  Ansprüche  aus  dem  EigeD 
tum  an  Gnmdstücken  geltenden  Vorschriftei 
auf  das  Bergwerkseigentum  entsprechend! 
Anwendung.  Das  Bergwerkseigentum  win 
demnach  in  das  Grundbuch  eingetrageo,  ii 
welchem  Zwecke  das  Oberbergamt  da 
Grundbuchamt  unter  Mitteilung  einer  be 
glaubigten  Abschrift  der  Verleihungsuikond 
um  die  Be  Wirkung  der  erforderlichen  Em 
tragungen  zu  ersuchen  hat  Der  wesentUdu 
Inhalt  des  Bergwerkseigentums  besteht  darin 
daß  der  Bergwerkseigentümer  die  ausscUieS 
liehe  Befugnis  hat,  nach  den  Bestimmungei 
des  Gesetzes  das  in  der  Verleihungsnrkara 
benannte  Mineral    in  seinem  Felde  ante 
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suchen  und  zu  gewinnen,  sowie  alle  hierzu 
erfonlerlichen  Vorrichtungen  unter  und  über 
Tage  zu   treffen.    Auch    steht    ihm   unter 
anderen  die  Befugnis  z\i,die  zur  Aufbereitung, 
d.    1l  zur   Reinigung,    Zerkleinerung   und 
KoDzentrierung  der  Bergwerksprodukte  auf 
mechanischem  Wege  erforderlichen  Anstalten 
zu  errichten  und  zu  betreiben.    Er  hat  auch 
das  Recht,  im  freien  Felde,  und  unter  be- 
sonderen Voraussetzungen  auch  im  fremden 
Felde  JSilfsbaue"  zur  Wasser-  und  Wetter- 
lusuDg  sowie   zum  vorteilhafteren  Betriebe 
sdnes  Bergwerks  anzulegen.    Und  schließ- 
lich hat  er    das   sehr   wichtige    und    ein- 
schneidende,   durch   die  Natm-  des   Berg- 
werksbetriebes notwendig  gewordene  Recht, 
die  Abtretung  des  zu  seinen  bergbaulichen 
Zwecken  erforderlichen  Grund  und  Bodens 
nach  näherer  Vorschrift    des  Gesetzes    im 
Wege  der  Enteignung  zu  verlangen.    Diese 
Eoteignung,    die    nur    mangels    gütlicher 
Enigiing  eintritt,  erfolgt  durch  das  Ober- 
ber^t  und  den  Bezirksausschuß  und  zwar 
im  allgemeinen   nur  zum  Zwecke  der  Be- 
nützung  der   fflr   gewisse   Tagesanlagen 
notwendigen  Fläche.    Der  Grundeigentümer 
kann  indessen    unter   bestimmten    Voraus- 
setzungen verlangen,   daß  der  Bergwerks- 
eigentümer   die    betreffende    Fläche    zum 
Eigentum    erwirbt.     Für    die    entzogene 
Nutzung  oder  das  entzogene  Eigentum  ist 
dem  Gnmdbesitzer  volle,  von  den  genannten 
Behörden  festzusetzende  Entscliädigung  zu 
^währen.    —    Ein    besonderes    Recht    auf 
öitschädigung  steht  dem  Bergwerkseigen- 
tfimer  gegen   diejenigen   Verkehrsanstalten 
(Chausseen,  Eisenbahnen,  Kanäle)  zu,  welche 
durch  sein   Gruben feld    geführt    sind    und 
^ufs  der  Sicherung  des  Verkehrs  beson- 
dre beigbaidiche  Vorkehrungen  notwendig 
Diadien. 

Diesen  sehr  wichtigen,  aus  dem  Berg- 
^erkseigentum  fließenden  Rechten  steht 
^iöesehr  wesentliche  Verpflichtung  des 
^^gwerksbesitzers    gegenüber:     die    Ver- 
P^htung  für  allen  Schaden,  welcher  dem 
yHindeigentume  oder  dessen  Zubehör  durch 
d^  unterirdisch  oder  mittels  Tagebaus  ge- 
führten  Betrieb   des   Bergwerkes   zugefügt 
^^  (Bergscliaden),  vollständige  Entschädi- 
giDg  zu  leisten,  ohne  Unterschied,  ob  der 
ß^tneb  unter  den  beschädigten  Grundstücken 
abgefunden    hat   oder   nicht,   ob   die  Be- 
schidigung  von  dem  Bergwerksbesitzer  ver- 
schuldet ist  und  ob  sie  vorausgesehen  werden 
•tonnte  oder  nicht.    Ist  der  Schaden  durch 
•^^n  Betrieb  zweier  oder  mehrerer  Bergwerke 
^^rursacht,  so  sind  die  Besitzer  dieser  Berg- 
werke als  Gesamtschuldner  zur  Entscliädigung 
^«fpflichtet.  Der  Ifergwerksbesitzer  ist  niclit 
^  Ersatz  des  Schadens  verpflichtet,  welcher 
w  Gebäuden  und  anderen  Anlagen  durch 
^  Betrieb  des  Bergwerkes  entsteht,  wenn 


solche  Anlagen  zu  einer  Zeit  errichtet  worden 
sind,  wo  die  denseU)en  durch  den  Bergbau 
drohende  Gefahr  dem  Grundbesitzer  bei 
Anwendung  gewöhnlicher  Aufmerksamkeit 
nicht  unbekannt  bleiben  konnte. 

Das  einmal  verliehene  Bergwerk  ist  nicht 
unveränderlich.  Es  kann  geteilt^  mit  anderen 
Bergwerken  zu  einem  einheitlichen  Ganzen 
vereinigt  (konsolidiert)  werden,  auch  ist  der 
Austausch  von  Feldesteilen  zwischen  an- 
grenzenden  Bergwerken  zulässig.  Diese  Maß- 
regeln bedürfen  der  Bestätigung  des  Ober- 
bergamtes, die  indessen  nur  versagt  werden 
darf,  wenn  überwiegende  Gründe  des  öffent- 
lichen Interesses  entgegenstehen. 

Was  den  Betrieb  des  Bergwerkes  betrift't.. 
so  gilt  hier  der  seit  der  Mitte  des  vorigen 
Jahrhimderts  immer  mehr  zur  Geltung  ge- 
langende, in  Preußen  durch  das  allgemeine 
Berggesetz  vom  24./ VI.  1865  durchgeführte 
und  auch  im  übrigen  Deutscliland  anerkannte 
Grundsatz  der  freien  Selbstver- 
waltung durch  die  Bergwerksbesitzer.  Die 
früher  sehr  weitgehende,  die  Selbstbestim- 
mung des  Bergwerksbesitzei-s  aufs  äußerste 
einschränkende  Bevormundung  des  Bergbaues 
durch  die  staatlichen  Bergbehörden  (Dirck- 
tionsprinzip)  ist  damit  beseitigt  Nur  soweit  das 
öffentliche  Interesse  es  erfordert,  ist  der  Berg- 
l^u  der  Aufsicht  der  Behörden  unterstellt. 
Die  Handhabung  der  Polizei  und  die  Wahr- 
nehmung der  öftentlichen  Interessen  bilden 
die  jetzigen  Aufgaben  der  Bergbehörde  gegen- 
über der  Verwaltung  und  dem  Betriebe  der 
Bergwerke.  Im  einzelnen  ist  dazu  folgendes 
zu  bemerken : 

Der  Bergwerksl>esitzer  ist  veri)flichtet, 
das  Bergwerk  zu  betreiben,  wenn  der  Unter- 
lassung oder  Einstellung  des  Betriebes  nach 
der  Entscheidung  des  Oberbergamtes  über- 
wiegende Gründe  des  öffentlichen  In- 
teresses entgegenstehen.  Ziu*  Durchfüh- 
rung dieser  Verpflichtung  besteht  ein  beson- 
deres gesetzliches  Verfahren,  das  bei  fort- 
gesetzter imbegründeter  Weigenmg  des  Berg- 
werksbesitzers, das  I^rgwerk  zu  betreiben, 
schließlich  zur  Entziehung  und  Aufhebimgdes 
Bergwerkeigentums  fühlt.  Das  Verfahren  ist 
wegen  verschiedener  Mängel  kaum  liin- 
reichend,  um  etwa  gefälmlete  öffentliche  In- 
teressen wirksiun  zu  schützen,  doch  ist  ein 
zur  Abstellung  der  Mängel  von  dei-  preußi- 
schen Regierung  ausgearbeiteter  und  dem 
Landtage  voi^gelegter  Entwurf  nicht  Gesetz 
geworden. 

Der  Ikjrgwerksbesitzer  ist  verpfliclitet,  der 
Bergbehörde  von  der  k^absicht igten  Inbetrieb- 
nahme des  Bergwerkes  mindestens  vier 
Wochen  vorher  Anzeige  zu  machen.  Er 
darf  den  Betrieb  nur  auf  Grund  eines  „Be- 
tnebs[)lanes''  führen,  welcher  der  Prüfung 
der  Bergbehönle  nacli  bestimmten  berg- 
polizeilichen Gesichtspunkten  (s.  unten)  unter- 
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liegt.  Von  der  beabsichtigten  Einstellung 
Kies  Betriebes  hat  er  vier  Wochen  vorher 
der  Bergbehörde  Anzeige  zu  machen.  Er 
hat  auf  seine  eigenen  Kosten  ein  Ghnibenbild 
in  zwei  Exemplaren  durch  einen  konzes- 
sionierten Markscheider  anfertigen  und  nach- 
tragen zu  lassen. 

Der  Betrieb  darf  nur  unter  Leitung,  Auf- 
sicht und  Verantwortlichkeit  von  Personen 
geführt  werden,  deren  Befähigung  hierzu  von 
der  Bergbehörde  anerkannt  ist.  Zu  diesem 
Zwecke  müssen  die  zur  Leitrmg  und  Beauf- 
sichtigung des  Betriebes  angenommenen 
Personen  (Betriebsfflhrer,  Steiger,  technische 
Aufseher  usw.)  der  Bergbehörde  namhaft 
gemacht  werden,  um  von  ihr  als  befähigt 
anerkannt  zu  werden.  Die  Befähigung  kann 
wieder  aberkannt  werden. 

Hinsichtlich  der  im  Betriebe  beschäftigten 
Arbeiter  geben  die  Gesetze  eingehende  Vor- 
schriften (8.  den  Art.  „Bergarbeiter*'). 

Der  Bergwerksbetrieb  ist  der  ständigen 
polizeilichen  Aufsicht  der  Bei^behörden  unter- 
worfen. Diese  sind  in  drei  Instanzen  ge- 
gliedert: Bergrevierbeamte,  Oberbergämter 
und  der  Minister  für  Handel  und  Gewerbe. 
Die  Revierbeamten,  deren  Bezirke  und  Amts- 
sitze von  dem  Handelsminister  bestimmt 
werden,  üben  neben  den  übrigen  ihnen  durch 
das  Gesetz  im  einzelnen  übertragenen  Ge- 
schäften die  „Bergpoiizei'*  nach  Vorschrift  des 
Gesetzes  und  zwar  in  den  wichtigeren  Revieren 
unter  Unterstützung  besondererünterbeamten , 
der  „Einfahrer*'  aus.  In  Beziehung  auf  die 
ihrer  Aufsicht  unterworfenen  Anlagen  und 
Betriebe  stehen  ihnen  die  Befugnisse  und 
Obliegenheiten  der  in  der  Reichsgewerbeord- 
nung bezeichneten  Gewerbeaufsichtsbeamten 
zu.  Die  kollegialisch  eingerichteten  Ober- 
bergämter, deren  Sitze  und  Bezirke  durch 
Königliche  Verordnung  festgelegt  sind  (es 
bestehen  Oberbergämter  in  Breslau,  Halle 
a.  d.  S.,  Klausthal  i.  H.,  Dortmund  und  Bonn 
a.  Rh.)  und  an  deren  Spitze  ein  Oberberg- 
amtsdirektor  mit  dem  Titel  „Iferghauptmann" 
steht,  haben  innerhalb  ihrer  Zuständigkeit 
die  gesetzliehen  Befugnisse  und  Verpflich- 
tungen der  Regierungen,  deren  Instruktion 
vom  23./X.  1817  auch  auf  sie  Anwen- 
dung findet.  Sie  bilden  die  Aufsichts-  und 
Rekursinstanz  f  ür  die  Revierbeamten,  nament- 
lich aber  sind  sie  die  zum  Erlaß  bergpolizei- 
licher Verordmmgeu  und  Anonlnungen  zu- 
ständigen Behörden.  Die  bergpolizeiliche 
Aufsicht  der  Bergbehöitlen  erstreckt  sich  auf 
die  Sicherheit  der  Baue  (unter  und  über 
Tage)  auf  die  Sicherheit  des  Lebens  imd 
der  Gesundheit  der  Arbeiter,  auf  die  Auf- 
rechterhaltung der  guten  Sitten  und  des  An- 
standes  durch  die  Eiurichtimg  des  Betriebs, 
auf  den  Schutz  der  ()l>ertläelie  im  Interesse 
der  bergbaulichen  Sicherheit  imd  des  öffent- 
lichen Verkehrs  sowie  auf  den  Schlitz  gegen 


gemeinschädliche  Einwirkungen  des  Beij^ 
Baues.  Dieser  Aufsicht  unterliegen  auch  dv 
zu  Bergwerken  gehörenden  AnfbereitnngB 
anstalten,  Dampfkessel  und  Triebwerke  so 
wie  die  Salinen.  Die  OberbergSmter  Bin 
befugt,  für  den  ganzen  Umfang  IhreB  Yei 
waltungsbezii'kes  oder  für  einzelne  TeQ 
desselben  Polizeiverordnungen  über  die  tim 
bezeichneten  Gegenstände  zu  erlassen,  and 
sind  sie  durch  das  am  14./VIL  1905  « 
lassene  Gesetz  betr.  die  Abänderung  eimd 
ner  Bestimmungen  des  AllgemeineQ  BeK% 
gesetzes  vom  24./VI.  1865/1892  verpfKchte 
worden,  zu  prüfen,  ob  mit  Rücksicht  auf  di 
den  Gesundheitszustand  der  Arbeiter  beeh 
flussenden  Betriebsverhältnisse  eine  Fesl 
Setzung  der  Dauer,  des  Beginns  und  de 
Endes  der  täglichen  Arbeitszeit  geboten  is 
Gegebenenfalls  treffen  sie  nach  AnhOron 
eines  „Gesundheitsbeirates"  die  hierzu  ei 
forderlichen  Festsetzungen  für  den  Oberbeq 
amtsbezirk  oder  Teile  desselben  und  eriasse 
die  zur  Durchführung  erforderlichen  Anoni 
nungen.  Der  genannte  „Gesundheitriwl 
rat"  besteht  aus  dem  Beighauptmann  al 
Vorsitzenden  und  vier  Beisitzern,  die  z 
gleicher  Zeit  mit  den  Bergwerksbesitzer 
und  den  aus  den  Arbeitern  gewählten  Knapi 
schaftsältesten  diu*ch  den  Provinadalauaschn 
derjenigen  Provinz,  in  der  sich  der  Sitz  de 
Oberbergamtes  befindet,  gewählt  werdet 
An  den  Verhandlungen  des  G^undheiü 
beirates  nimmt  auch  ein  vom  Oberbeigan 
zu  berufender  Knappschaftsarzt  mit  benrtei 
der  Stimme  teil.  —  Vor  dem  Erlasse  vo 
Polizeiverordnungen,  die  sich  auf  die  Sichei 
heit  des  Lebens  und  der  Gesundheit  de 
Arbeiter  und  auf  die  Aufrechteriialtnng  de 
guten  Sitten  und  des  Anstandes  im  BeSriefa 
beziehen,  ist  dem  Vorstande  der  beteiligte 
Berufsgenossenschaft  oder  Berufsgenossei 
Schaftssektion  Gelegenheit  zu  einer  gutacht 
ligen  Aeußenmg  zu  geben.  Die  Verküod 
gimg  der  Polizeiverordnungen  erfolgt  dorc 
das  Amtsblatt  der  Re^erungen,  in  dere 
Bezirk  dieselben  Gültigkeit  haben  soUei 
Neben  der  Befugnis  zum  Erlaß  der  Betf 
polizeiverordnungen,  die  sich  der  Regel  nac 
auf  den  ganzen  Bezirk  oder  Teile  dessdbe 
erstrecken,  steht  den  Oberbergämtem  aoc 
das  Recht  zum  Erlaß  von  beigpolizeiliche 
Anordnungen  zu,  wenn  nämlidi  ai 
einem  Bei*gwerke  in  Beziehung  auf  die  de 
Inhalt  der  bergpolizeilichen  Aufsicht  bildet 
den  Gegenstände  (s.  oben)  eine  Gefahr  eii 
tritt.  Das  Oberbergamt  hat  alsdann  die  gi 
eigneten  polizeilichen  Anordnungen  nach  Vei 
nehmung  des  Bergwerksbesitzers  oder  Bn 
Präsentanten  durch .  einen  BeschlnA  i 
trefl*en;  bei  dringender  Ge&hr  steht  dk 
Recht  auch  dem  Revierbeamten  und  zwi 
selbst  ohne  Vernehmung  des  Bergweiii 
besitzers  zu,  doch  unterliegen  die  getniffieiie 
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Maßiegeb  der  weiteren  Prüfung  des  Ober- 
ber^tes. 

Von  diesem  Polizeiverordnungsrechte 
haben  die  Oberbergämter  einen  weitgehenden 
rTebrauch  gemadit  Sowohl  die  Verhältnisse 
imter  Tage  sJs  auch  diejenigen  über  Tage 
sind  in  den  einzelnen  Oberbergamtsbezirken 
<liirch eingehende  Verordnungen  —  im  Einzel- 
ne anch  durch  Anordnungen  —  geregelt 
worden  und  die  Beaufsichtigung  ihrer  Durch- 
iührang  liegt  dem  Renerbeamten  und  den 
Enfahrem  ob.  Ueber  etwaige  Zuwiderhand- 
lungen gegen  polizeiliche  Vorschriften  ent- 
scheiden ebenso  wie  über  solche  gegen  ge- 
setzliche Bestimmungen  die  ordentlichen 
Gerichte.  Bei  Betriebsunfällen  ist  dem  Revier- 
beamten Anzeige  zu  erstatten,  der  die  zur 
Rettung  der  verunglückten  Personen  und  zur 
Abwendung  weiterer  Gefahren  erforderlichen 
Maßregeln  anzuordnen  hat. 

Abgesehen  von  diesen  polizeilichen  Auf- 
^iben,  sind  den  Oberbergämtem  durch  das 
<Tesetz  noch  weitere  besondere  Aufgaben 
zugewiesen,  so  die  Enteignung  von  Grund- 
eigentam  zu  Zwecken  des  Bergbaubetriebes, 
die  Entziehung  des  Bergwerkseigentums  im 
Falle  des  unbegründeten  Nichtbetriebs  eines 
6erg:werks  (s.  oben)  die  Beaufsichtigimg  der 
KoappBchaftsvereine,  die  Prüfung  und  Ge- 
nehmignng  der  Gewerkschafts-Statuten  (s. 
Abschnitt  Gewerkschaft),  die  Ueberwachung 
*ier  Ausbildung  derjenigen  Personen,  welche 
fich  fftr  den  Staatsdienst  im  Bergfach  vor- 
'■ereiten,  die  Prüfung  und  Konzessionierung 
'1er  Markscheider  usw. 

Die  dritte  Instanz  bildet,  wenigstens  für 
<l»e  weitaus  größte  Zahl  der  Fälle,  der 
^liniater  für  Handel  und  Gewerbe  in  Berlin ; 
die  erste  Abteilung  dieses  Ministeriums  ist 
•liejenige  für  Berg-,  Hütten  und  Salinen  wesen, 
•jeren  Ministerialdirektor  den  Titel  „Ober- 
^■ergfaaiiptmann^'  führt  An  den  genannten 
Minister  gehen  die  Rekurse  gegen  Entschei- 
'lungen  der  Oberbergämter  und  Beschwerden 
»'liier  diese.  Das  Gesetz  vom  14./ VH.  1905 
'■^r.  Abänderung  einzelner  Bestimmungen 
*K  Allgemeinen  Berggesetzes  hat  aber  gegen 
"inielne  Entscheidungen  der  <  )berbergämter 
^^statt  des  Rekurses  an  den  Minister  die 
Kl«ge  im  Verwaltungsstreitverfahren  züge- 
ln; diese  Klage  ist,  sofern  es  sich  \im 
?«visse,  mit  der  Einrichtung  der  obligato- 
O'^'heii  ständigen  Arbeiterausschüsse  in  Ver- 
bindung stehende  Entscheidungen  handelt, 
^^  dem  Bezirksausschusse,  sofern  es  sich 
^^egen  um  Einzelentscheidungen  der  Ober- 
^j^fginter  über  die  Dauer,  den  Beginn  und 
!*i  Ende  der  täglichen  Arbeitszeit  handelt, 
'*i  einem  besonderen  Organe,  dem  ,,Berg- 
**S8chuß",  zu  erheben,  dessen  Befugnisse 
'»>T  im  wesentlichen  denen  des  Bezirks- 
^'husses  gleich  sind.  Es  besteht  bei 
j^m  Oberbergamte  ein  Bergausschuß,  für 


jede  Provinz,  in  der  innerhalb  des  Oberbei^- 
amtsbezirkes  Bergbau  umgeht,  wird  eine 
besondere  Abteilung  gebildet.  Jede  Abteilung 
besteht  aus  dem  JBerghauptmann,  bei  Ver- 
hindenmg  des  Berghauptmanns  dessen  amt- 
lichem Stellvertreter  als  Vorsitzenden,  und 
aus  sechs  Mitgliedern.  Zwei  dieser  Mitglieder 
werden  durch  den  Minister  für  Handel  und 
Gewerbe  aus  den  Mitgliedern  des  Oberberg- 
amtes ernannt,  die  vier  anderen  Mitglieder 
werden  für  jede  Abteilung  aus  den  Ein- 
wohnern der  Provinz,  für  welche  die  Ab- 
teilung besteht,  diux^h  den  Provinzialausschuß 
gewählt.  Eines  dieser  Mitglieder  muß  einem 
Oberlandesgericht  der  Provinz  angehören. 
Gegen  die  Entscheidung  sowohl  des  Bezirks- 
ausschusses als  des  Bergausschusses  ist  die 
Revision  an  das  Oberlandesgericht  zulässig, 
die  indessen  nur  darauf  gestützt  werden 
kann,  daß  die  angefochtene  Entscheidung 
auf  der  Nichtanwendung  oder  auf  der  unrich- 
tigen Anwendung  des  bestehenden  Rechtes, 
insbesondere  auch  der  von  den  Behörden 
innerhalb  ihrer  Zuständigkeit  erlassenen  Ver- 
ordnungen beruhe  oder  daß  das  Verfahren 
an  wesentlichen  Mängeln  leide. 

Die  Verwaltung  der  fiskalischen,  in 
Preußen  neuerdings  durch  große  Neu- 
erwerbungen an  Umfang  und  Bedeutung  er- 
heblich wichtiger  gewordenen  Bergwerke, 
die  der  bergpolizeilichen  Aufsicht  der  Revier- 
beamten und  Oberbergämter  unterliegen, 
sowie  der  staatlichen  Hütten  und  Salinen 
! erfolgt  durch  besondere  Behörden,  die 
Berginspjeklionen,  Hütten-  und  Salzämter. 
Für  gewisse  größere  und  zusammenhängende 
fiskalische  fiiergbaugebiete  sind  mehrere  In- 
spektionen unter  einer  Bergwerksdirektion 
zusammengefaßt.  Solche  Direktionen  be- 
stehen zu  Zabrze  (Oberschlesien)  für  den  fis- 
kalischen Bergbau  in  Oberschlesien,  in  Reck- 
linghausen für  den  in  Westfalen  und  in 
Saarbrücken  für  den  Saarbergbau.  Die  oberste 
Instanz  bildet  auch  hier  der  Minister  für 
Handel  und  Gewerbe. 

Nach  dem  allgemeinen  Berggesetz  ge- 
hört zu  dem  Geschäftskreise  der  Revier- 
beamten auch  die  Wahrnehmung  der  Rechte 
I  des  Staates  hinsichtlich  der  Bergwerksab- 
!gal)en.  Diese  auf  dem  Regalrechte  (jetzt 
Hoheitsrechto)  des  Staates  beruhende  Steuer 
I  bestand  nach  den  Bergordnungen  aus  dem 
!  Zehnten,  d.  h.  dem  zehnten  Teile  des  Brutto- 
ertrages des  Bergwerkes,  aus  den  sog. 
I  yuatembergeldern,  die  zur  Erlialtung  des 
I  Bergamtes  dienten ,  und  den  sog.  Rezeß- 
'  geldern,  d.  h.  einer  Anerkennimgsgebühi' 
der  Belehn\mg,  deren  Nichtzahlung  die  Auf- 
hebmig  des  Bergwerkseigentums  zur  Folgo 
I  liatte.  Außerdem  bestanden  noch  verschiedcno 
[andere,  kleinere  Abgal>en.  Nachdem  man 
•schon  im  Jahre  1851  den  Zehnten  auf  den 
I  Zwanzigsten    ermäßigt    und   an   Stelle   der 
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verschiedenartigen  anderen  Abgaben  eine 
einprozenti^e  Aufsichtssteuer  für  die  im  Be- 
trieb befindlichen  Bergwerke  gesetzt  hatte, 
wurde  im  Jahre  1862  die  Bergwerksabgabe 
auf  l^/o  vom  Bruttoertrage  herabgesetzt,  so 
daß  von  da  ab  einschließlich  der  erwähnten 
Aufsichtssteuer  eine  Steuer  von  2®/o  des 
Bruttoertrages  zu  entrichten  war.  Die  von 
den  Eisenerzbergwerken  zu  entrichtenden 
Abgaben  wiuxlen  auf^hoben.  Diese  Berg- 
werkssteuer ergab  im  Durchschnitt  der 
Jahre  von  1881  bis  1890  die  Summe  von 
nahezu  6  Millionen  M.  jährlich.  Nach  dem 
Gesetz  wegen  Aufhebung  direkter  Staats- 
steuern vom  14./VII.  1893  sind  die  von  den 
Bergwerken  zu  entrichtenden  Aufsichts- 
steuern und  Bergwerkssteuern  vom  l./IV.  1895 
ab  außer  Hebung  gesetzt,  ohne  daß  indessen 
die  fi-üheren  Gesetze  aufgehoben  sind.  Der 
Bergbau  unterliegt  gegenwärtig  lediglich 
den  allgemeinen  Staats-  und  Kommunal- 
steuern, soweit  nicht  etwa  den  Privatregal- 
besitzem  (s.  oben)  bestimmte,  auf  Vertrag, 
Regulativ  usw.  benihende  Abgaben  zu  ent- 
richten sind.  Das  frühere  Salzmonopol  ist 
mit  dem  l./I.  1868  aufgehoben;  statt  dessen 
wird  eine  Abgabe  von  6  M.  für  den  Zentner 
im  Inland  erzeugten  oder  aus  dem  Aus- 
lande eingeführten  Speisesalzes  erhoben 
(Gesetz  vom  12./X.  1867). 

3.  Gewerkschaft  Wird  das  Eigentum 
an  einem  Bergwerke  nicht  von  einer  einzelnen 
physischen  Person,  sondern  von  mehreren 
Personen  erworben,  so  entsteht,  wenn  nicht 
die  Rechtsverhältnisse  der  Mitbeteiligten 
durch  Vertrag  oder  sonstige  Willenserkläning 
in  gerichtlicher  oder  notarieller  Form  ander- 
weitig geregelt  sind  —  eine  dem  B.  eigen- 
tümliche Gesellschaftsform :  die  Gewerkschaft. 
Die  wirtschaftliche  Bedeutung  der  Ge- 
werkschaft liegt  darin,  daß  sie  der  Eigen- 
art des  Bergbaues,  namentlich  dos  verhält- 
nismäßig kleineren  und  in  der  Entwickelung 
begriffenen  Bergbaues  dadurch  gerecht  wird, 
daß  den  Gefahren  und  Wechselfällen  des 
Bergbaues  durch  die  Zubußepflicht  der  Ge- 
werken  entgegengetreten,  die  in  der  Zubuße- 
pflicht liegende  Gefahr  für  den  Gewerken 
aber  dadurch  ausgeglichen  wird,  daß  er 
seinen  Anteil  und  damit  seine  Mitgliedschaft 
aufgeben  kann.  Von  einem  Grundkapital 
(wie  bei  Aktiengesellschaften)  oder  einer 
Stammeinlage  (wie  bei  der  Gesellschaft  mit 
beschränkter  Haftung)  sieht  die  Gewerk- 
schaft ab. 

Die  Gewerkschaftsform  bildet  die  \iralte 
deutsche   Form   der    bergrechtlichen   Asso- 
ziation und  sie  findet  sich  in  allen  deutschen 
Bergrechten.      Auch    in    Sachsen  -  Weimar- 
Eisenach,  wo  sie  bisher  unbekannt  war,  ist ' 
sie  neuordinp^s  durch  das  neue  Berggesetz  | 
vom  l./lll.  1905  in  eingehendster  Weise  ge- : 
regelt  woi-den. 


Der  folgenden  Schildening  ist  im ' 
liehen    der   preußische    Rechtszustand 
gründe    gelegt.      Sie    muß    unterschei 
zwischen    den    bis    zum   Inkrafttreten 
Allgemeinen  Berggesetzes  gebildeten  Gew 
Schäften    älteren    Rechtes    und     den 
jenem  Zeitpunkte  gebildeten  Gewerksdia 
neueren  Rechtes. 

a)  Die  Gewerkschaft  älteren  Rechtes 
als  Rechtsgrundlage  das  Miteigen  ton 
dem  Bei^werke.  Die  „Gewerken"  i 
demnach  Miteigentümer  des  Bergwerkes,  < 
jedem  einzelnen  Gewerken  gehört  das  o 
werk,  aber  nur  zu  einem  ideellen  T< 
Dieser  ideelle  Anteil  des  Bei:gwerke8  ( 
schließlich  des  im  Gesamteigentume  hei 
liehen  Vermögens)  ist  der  Kux,  da-  d 
entsprechend  als  unbewegliche  Sache  i 
auf  den  Namen  seines  Eigenttlmers 
Grundbuche  eingetragen  wird  und  von< 
Eigentümer  zur  HjT)othek  bestellt  und  d 
den  für  Grundstücke  bestehenden  ges 
liehen  Vorschriften  veräußert  werden  ki 
Eine  Verpfändung  des  ganzen  Bei^gwc 
durch  Mehrheitsbeschluß  ist  demgem&B  a 
nur  dann  zulässig,  wenn  die  einzelnen  Ei 
nicht  mit  Hypotheken  belastet  sind.  And« 
faUs  ist  Einstimmigkeit  erforderlich, 
die  Verbindlichkeiten  der  Gewerkschaft  ha 
n\ir  das  Vermögen  derselben.  Die  Gewer] 
nehmen  nach  Verhältnis  ihrer  Kuxe 
Gewinn  und  Verlust  der  Gewerkschaft  i 
auch  haben  sie  die  für  das  UntemehD 
erforderlichen  Beiträge  (Zubuße)  zu  leisl 
Sie  können  ihre  Kuxe  behufs  Abweodi 
der  Verurteilung  zui*  Zahlung  der  Zubi 
der  Gewerkschaft  zum  Verkaufe  überlaae 
Die  Zahl  der  Kuxe  beträgt  gemeinrecht] 
128,  wobei  die  sog.  Erb-  und  die  Freiki 
(für  Kirche,  Schule  und  Knappschaft)  t 
weise  inbegriffen  sind,  teilweise  nicht  ] 
Kuxe  waren  ursi>rünglich  unbeschränkt  t 
bar,  erst  seit  Inkrafttreten  des  allgemeii 
Berggesetzes  ist  eine  Beschränkung  da 
eingetreten,  daß  der  Kux  seitdem  nur  » 
in  Zehnteile  geteilt  werden  kann.  Die  i 
werkschaft  selbst  hat  nicht  den  Chamk 
einer  juristischen  Person ;  sie  ist  in  PreuJ 
zu  den  Gesellschaften  (Sozietäten)  im  Sil 
des  Allgemeinen  LÄudrechts  T.  I,  Tit 
zu  rechnen  und  in  gewissem  Urninge  ha 
lungsfähig,  namentlich  wechselfähig.  Da 
das  Ausscheiden  einzelner  Mitglieider  n 
sie  nicht  aufgelöst.  Ihre  Vertretung  erfc 
durch  einen  Repräsentanten  oder  emen  i 
mehreren  Personen  bestehenden  Gmbeof 
stand.  In  bezug  auf  die  innere  OrganisaA 
gelten  im  wesentlichen  die  Bestimmoni 
über  die  Gewerkschaften  neueren  Becfa 
(s.  unter  b).  Die  Gewerkschaften  ftit» 
Rechtes  können  durch  eine  mit  einer  Me 
heit  von  wenigstens  drei  Vierteilen  d 
Kuxe  gefaßten  Beschluß  sich  den  fOr  < 
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werkschaftea  neueren  Rechtes  geltenden  Be- 
stimmungen unterwerfen,  insbesondere  die 
Zahl  der  Kuxe  auf  einhundert  oder  ein- 
tausend mit  der  Wirkung  bestimmen,  daß 
die  neuen  Kuxe  zum  beweglichen  Vermögen 
g^5ren  (Mobilisierungsbeschluß).  Bei  außer- 
gewöhnlichen Umständen  kann  der  Minister 
für  Handel  und  Gewerbe  eine  andere  Eux- 
zahl  bestimmen.  Der  B^chluß  der  Gewerk- 
schaft unterliegt  der  Genehmigung  des  Ober- 
bergamtes. Besondere  Bestimmungen  sind 
zum  Schutze  der  Hypothekengläubiger  ge- 
troffen. 

b)  Wichtiger  als  die  Gewerkschaft  alten 
Rechtes  ist  diejenige  des  neueren  Rechtes, 
die  in  Preußen  durch  das  allgemeine  Berg- 
gesetz vom  24./VL  1865,  in  einem  TeDe  der 
übrigen  deutschen  Staaten  der  Hauptsache 
nach  im  Anschluß  an  dieses  preußische 
Gesetz  eingeführt  ist.  Die  Gewerkschaft 
neueren  Rechtes  ist  ein  selbständiges  Rechts- 
subjekt, eine  juristische  Person,  die,  soweit 
picht  durch  Statut  etwas  anderes  bestimmt 
ist,  den  Namen  des  Bergwerks  führt,  ihre 
besondere  Verfassung  durch  ein  Statut  regeln 
ond  unter  ihrem  Namen  Rechte  erwerben 
und  Verbindliclikeiten  eingehen,  Eigentum 
imd  andere  dingliche  Rechte  an  Bergwerken 
und  Gnmdstücken  en\-erben,  sowie  vor 
Geridit  klagen  und  verklagt  werden  kann. 
Für  ihre  Verbindlichkeiten  haftet  nur  das 
Vermögen  der  Gewerkschaft.  Sie  entsteht 
<Jurch  die  Tatsache,  daß  zwei  oder  mehrere 
Personen  Mitbeteiligte  eines  Bergwerkes  sind, 
i  h.  mitbeteiligt  in  bezug  auf  das  Eigen- 
^  am  Bergwerke.  Das  BergA\'erk  wird 
*isdann  nicht  auf  den  Namen  der  einzelnen 
Mitbeteiligten,  sondern  auf  den  der  Gewerk- 
^baft  eingetragen. 

Ein  bestimmtes  Grtmdkapital,  wie  bei 
den  Aktiengesellschaften,  ist  nicht  erforder- 
fi<^h,  ebensowenig  bedarf  die  Gewerkschaft 
zn  ihrer  Entstehung  der  Eintragung  in 
^  Handelsregister.  Doch  sind  neuerdings 
durch  das  Einführungsgesetz  zum  Handelsge- 
*Ubuch  diejenigen  Gewerkschaften  neueren 
ffeohtes,  welche  nach  Art  und  Umfang  einen 
IQ  hufmännischer  Weise  eingerichteten  Ge- 
^thiftsbetrieb  erfordern,  verpflichtet,  ihre 
^ntragung  in  das  Handelsregister  zu  bean- 
^^n.  Die  betreffende  Gewerkschaft  A^ird 
^it  der  Eintragung  Vollkaufmann  mit  allen 
^^ilrechtlichen  und  öffentlich  -  rechtlichen 
J^flichtungen  eines  solchen.  —  Die  Zahl 
^  gewerkschaftlichen  Anteile  (Kuxe)  — 
^  h.  also  der  Anteile  eines  Gewerken 
^  dem  gesamten  gewerkschaftlichen  Ver- 
yjgen —  beträgt  hundert,  doch  kann  diese 
^  durch  das  Statut  auf  tausend  erhöht 
^crten.  Da  das  Statut  der  oberbergamt- 
^n  Bestätigung  bedarf,  so  unterliegt  auch 
^  Festsetzung  der  Euxzahl  auf  tausend 
^*fi8er  Bestätigung.    Die  Kuxe  sind  unteil- 
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l)ar  und  gehören  zum  beweglichen  Vermögen, 
die  Kuxe  sind  also  mobilisiert.  Bei 
diesem  Rechtscharakter  der  Kuxe  unter- 
scheidet das  neuere  Recht  hinsichtlich  der 
Verpfändung  des  Bergwerks  dieses  selbst 
und  die  Kuxe  als  verschiedene  Objekte,  so 
daß  einerseits  die  Gewerkschaft  ihr  Berg- 
werk als  ganzes  —  und  nur  als  ganzes  — 
mit  Hypotheken  und  dinglichen  Lasten  be- 
schweren, andernteils  jeder  Gewerke  sein 
Anteilrecht  (Kux)  durch  Uel>ertragung  des 
Kuxscheines  und  schriftliche  Erklärung  ver- 
pfänden kann.  —  Die  Kuxe  werden  in  ein 
Verzeichnis  —  das  Gewerkenbuch  —  einge- 
tragen. Auf  Grund  dieses  Gewerkenbuchs 
wird  einem  jeden  Gewerken,  der  es  ver- 
langt, ein  Anteilschein  (Kuxschein)  ausge- 
fertigt, und  zwar  stets  auf  einen  bestimmten 
Namen,  niemals  auf  den  Inhaber.  Die  Kuxe 
können  ohne  Einwilligung  der  Mitgewerken 
auf  andere  Personen  mittels  schriftlicher 
Form  übertragen  werden.  Sie  werden  als- 
dann auf  Gnind  der  Uebertragungsurkunde 
und  gegen  Vorlegung  des  Kuxscheins  im 
Gewerkenbuche  auf  den  neuen  Eigentümer 
umgeschrieben.  Der  Gewerkschaft  gegenüber 

gilt    der    im    Gewerkenbuche    verzeichnete 
esitzer  des  Kuxes  als  Eigentümer  desselben. 
Nach  den  Verhältnissen  ihrer  Kuxe  nehmen 
die  Gewerken  an  dem  Gewinne  imd  Ver- 
I  luste  der  Gewerkschaft  teil.    Sie  sind  ver- 
I  pflichtet,    die    Beiträge,    welche    zur   Er- 
I  füllung     der     Schuld  Verbindlichkeiten     der 
I  Gewerkschaft  und  zum  Betriebe  erforderlich 
I  sind,  nach  Verhältnis  ihrer  Kuxe  zu  zahlen 
i  (Zubußepflicht).     Der   Gewerke   kann   aber 
:  seine  Verurteilung  zur  Zahlung  der  Zubuße 
dadurch   abwenden,    daß   er   unter   Ueber- 
reichung   seines   Kuxscheines   den  Verkauf 
seines  Anteils  behufs  Befriedigung  der  Ge- 
werkschaft  anheimstellt.    Der  Anteil  wird 
alsdann    verkauft.      Außerdem    kann    jeder 
Gewerke  freiwillig  auf   seinen  Anteil  ver- 
zichten, wenn  darauf  weder  schuldige  Bei- 
träge noch  sonstige  Schuldverbindlichkeiten 
haften,  oder  die  ausdrückliche  Einwilligung 
der  Gläubiger  beigebracht  wird  und  außer- 
dem die  Rückgabe  des  Kuxscheins  —  falls 
ein  soldier  ausgestellt  ist  —  an  die  Gewerk- 
scliaft  erfolgt.  —  Zu  den  wesentlichen  Rechten 
der  Gewerken   gehört   sodann    ihr   Stimm- 
recht   in    den    „Gewerken Versammlungen". 
Dies  Stimmrecht  wiixl  nicht  nach  Personen, 
sondern  nach  Kuxen  ausgeübt.    Zur  Gültig- 
keit eines  Beschlusses  ist  erfoixierlich,  daß 
;  alle  Gewerken  anwesend  oder  unter  Angabe 
I  des  zu  verliandelnden  Gegenstandes  zu  einer 
I  Vei-sammlung   eingeladen  waren.    Die  Be- 
I  Schlüsse  bedürfen  der  Regel  nach  der  ein- 
I  fachen  Stimmenmehrheit.    Beschlußfähig  ist 
I  die  erste  Versammlung,  wenn  die  Mehrheit 
j  aller  Kuxe  veilreten  ist ;  falls  dies  nicht  der 
;  Fall,  so  sind  sämtliche  Gewerken  zu  einer 
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zweiten  Versammlung  einzuladen,  die  als- 
dann ohne  Rücksicht  auf  die  Zahl  der  ver- 
tretenen Kuxe  beschlußfähig  ist,  aber  nur 
wenn  diese  Folge  bei  der  finladung  ange- 
^ben  war.  Nur  zu  gewissen  Beschlüssen 
ist  eine  Mehrheit  von  Xi  aller  Kuxe  er- 
forderlich, nämlich  zu  denjenigen,  durch 
welche  über  den  Gegenstand  der  Verleihung — 
Substanz  des  Bergwerkes  —  ganz  oder  teil- 
weis verfügt  werden  soll,  wie  beim  Ver- 
kauf, der  Verpfändung  oder  der  sonstigen 
dinglichen  Belastung  sowie  der  Verpachtung 
des  Bergwerkes,  ferner  zu  den  Beschlüssen 
über  Konsolidation  des  Bergwerkes  mit 
anderen  Bergwerken  sowie  über  die  An- 
nahme und  Aenderung  eines  gewerkschaft- 
lichen Statuts.  Zu  \erfügungen  über  das 
verliehene  Bergwerkseigentum  durch  Ver- 
zicht oder  Schenkung  ist  Einstimmigkeit  er- 
forderlich. Binnen  einer  Frist  von  vier 
Wochen  vom  Ablaufe  des  Tages,  an  dem 
ein  Gewerkschaftsbeschluß  gefaßt  ist,  kann 
jeder  Gewerke  die  Entscheidung  des  Gerichtes 
oder  des  statutarisch  bestimmten  Schieds- 
gerichts darüber  annifen,  ob  der  Beschluß 
zum  Besten  der  Gewerkschaft  gereicht,  und 
gegen  die  Gewerkschaft  auf  Aufhebung  des 
Beschlusses  klagen. 

Die  Vertretung  der  Gewerkschaft  erfolgt, 
wie  bei  der  Gewerkschaft  älteren  Rechtes, 
entweder  durch  einen  einzelnen  Repräsen- 
tanten oder  einen  aus  zwei  oder  mehreren 
Personen  bestehenden  Grubenvorstand.  Der 
Repräsentant  (oder  der  Grubenvorstand)  wird 
von  der  Gewerken Versammlung  gewählt.  Er 
vertritt  die  Gewerkschaft  in  allen  Angelegen- 
heilen gerichtlich  und  außergerichtlich; 
etwaige  Beschränkimgen  seiner  Vertretungs- 
befugnis müssen  in  seiner  Legitimation,  d.  h. 
der  Ausfertigimg  des  Wahlprotokolls,  ange- 
geben sein.  Für  gewisse  Gegenstände,  nament- 
lich zur  Erhebung  von  Beiträgen,  bedarf  er 
eines  besonderen  Auftrags  der  Gewerken- 
versammlung.  Er  führt  das  Gewerkenbuch, 
fertigt  die  Kuxscheine  aus,  beruft  die  Ge- 
werkenversammlung,  nimmt  die  Vorladungen 
und  andere  Zustellungen  an  die  Gewerk- 
schaft in  Empfang  usw.  Fehlt  der  Repräsen- 
tant oder  der  Grubenvorstand,  so  kann  die 
Bergbehöi-de  dessen  Bestellung  verlangen. 

Was  schließlich  die  Auflösung  der 
Gewerkschaft  betriift^  so  enthält  darüber  das 
Allgemeine  Berggesetz  keine  positiven  Vor- 
schriften, es  sagt  nur,  daß  durch  das  Aus- 
scheiden einzelner  Mitglieder  —  Gewerken 
—  die  Gewerkschaft  nicht  aufgelöst  werde. 
In  der  Literatur  und  in  der  Pi-axis  der  Ge-  i 
richtshöfe  werden  als  Auflösungsgnlude  be- ! 
zeichnet : 

a)  die   gegenseitige  Uebereinkunft  (Be- 1 
Schluß)  der  Gewerken, 

b)  die  Vereinigimg  aller  Kuxe  in  einer 
Hand,  j 


c)  die  Veräußerung  des  Bei^gwei 
tums, 

d)  die  Aufhebung  des  Ber^ei 
tums,  infolge  zwangsweiser  Entziehui 
das  Oberbergamt  (s.  oben)  oder  info 
zichtes, 

e)  der  Konkurs  über  das  Venni 
Gewerkschaft. 

Die  Vereinigung  der  Kuxe  in  ein 
ist  indessen  in  der  neueren  Litera 
Gerichtspraxis  nicht  mehr  als  Aui 
grund  anerkannt,  wenigstens  solani 
ein  auf  die  Auflösung  gerichteter,  S 
erkennbar  gemachter  Wille  des  AJlc 
tümers  aller  Kuxe  hinzutritt.  Auch 
Auflösung  infolge  der  Eröffnung  d 
kurses  über  daJs  Vermögen  der  Gew€ 
eintrete,  wii-d  neuerdings  bezweifel 
sichtlich  der  unter  c  und  d  erwähn 
lösungsgründe  herrscht  die  Ansicht 
die  Gewerkschaft  infolge  dieser  Gt 
Ansehung  des  etwa  verbleibenden  Ve 
noch  bis  zur  Beendigung 
Liquidationsverfahrens  als 
und  prozeßfähiges  Subjekt  anzuerkei 
eine  Ansicht,  die  aus  Rücksicht 
Rechtssicherheit,  insbesondere  den 
etwaiger  Gläubiger  der  Gewerkschi 
begründet  erscheint.  (Das  neuest 
gesetz,  das  für  Sachsen -Weimar-S 
erkennt  als  Auflösungsgründe  die 
c,  d  und  e  an  und  gibt  eingehen* 
Schriften  über  die  nach  der  Aufiösun 
gesehen  von  derjenigen  infolge  Konki 
eintretende  Liquidation.) 

Literatur :  Brassert,  Das  Allgemeine  2 
für  die  preußischen  StacUen,  Bonn  188S 
Klostetnnann-Fürst ,  Das  AUgemei 
gasctz  für  die  prevß.  Staaten,  Berlin 
Arndt y  Das  allgemeine  Berggesetz  für  c 
Staaten,  Halle  a.  S.  1888,  —  Engelt 
Bergrecht,  Leipzig  1899,  —  Weßihi 
preuß.  Gewerkschaftsrecht,  Bonn  1901,  - 
Die  Gewerkschaft,  Berlin  u,  Leipzig 
Zeitschrift  für  Bergrecht,  herausgeg.  von 
—  Zeitschrift  für  das  Berg-,  Hütten-  «. 
wesen  im  preußischen  Staate,  Berlin, 
(Lengemannf  J 


Bergwerksabgaben. 

I.  Allgemeines:  1.  Bemff  na* 
der  B.  2.  Geschichtliche  Entwickelung. 
setÄgebung:  1.  Preußen.  2.  Andere 
Staaten.  3.  Oesterreich.  4.  Frankreich. 
land. 

L  Allgemeines. 
1.  Begriff  nnd   Wesen   der  ] 

B.  sind   in   engem  Zusammenhang 
Regalität   des   Bergbaues   entstände 
haben    sich   in   Verbindung   mit  d 
leihung   von  Bergwerksrechten  an 
persouen   und   der   BeaufsichtigaDg 
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Betriebe  entwickelt.    Infolgedessen  sind  sie 
auch  keine  eigentlichen  Steuern,  sondern  eine 
Leistung  an   den   Bergwerksheim  für  die 
Verlähung  der  Gereciitsame,  die  jenem  ge- 
hörigen Bergwei^smineralien  zu  gewinnen. 
Sie  sind  daher  Gebühren.    In  den   neueren 
Epochen  des  Bergrechtes  ist  entweder  der 
alte  Regalitätsstandpunkt  festgehalten   oder 
der  Bergbau  frei  erklärt  worden.    In  beiden 
Fällen    ist    die    möglichst    reichliche  Ge- 
winnung der  Bodenschätze  der  maßgebende, 
volkswirtschaftliche  Gesichtspunkt  geworden, 
die  iiskahschen    Interessen   sind   zurückge- 
treten.  Damit   sind   auch   die   älteren,  roh 
angelegten,    nach    dem    Bruttoerti'age    be- 
messenen R,  die  namentlich  bei  unergiebiger 
Ansbeute    den   Betrieb   drückten   und    er- 
schwerten, teils  vermindert,  teils  aufgehoben 
worden.   Im  Rahmen  der  modernen  rationell 
entwickelten  Erwerbsbesteuerung  ist  um  des- 
willen heute  kein  Raum  für  besondere  Berg- 
werb«teuern.     Neben    geringfügigen    Ge- 
bührensätzen, welche  sich  allenfalls  recht- 
fertigen lassen,  wird  der  Ertrag  des  Berg- 
baues am   zweckmäßigsten    als   Reinertrag 
durch  die  allgemeine  (oder  sx>ezielle)  Ein- 
kommensteuer, eventuell  durch  die  Gewerbe- 
steuer getroffen. 

.  2.  6«Mhichtliche  Entwiekelong.  Schon 
^i«  alten  Athener  gestatteten  jedermann,  sich 
Grubenfelder  znteilen  zn  lassen  und  erhoben 
^tffirein  Einstandsgeld  ondein  Vierundzwanzig- 
«tcl  vom  Rohertrag.  Anch  in  Rom  war  die  Ver- 
Pwhtnnjj  von  Bergwerken  an  den  Meistbieten- 
den Qbhch  nnd  zur  Kaiserzeit  linden  sich 
Zehente  Ton  dem  Bruttoerträge  der  Bergwerke. 
.  Im  12.  und  13.  Jahrh.  wurde  der  Bergbau 
ffl  Deutschland  als  königliches  Re^l  be- 
btet nnd  entweder  von  der  Krone  in  eigenem 
Betriebe  oder  dnreh  üeberlassnng  an  Dritte 
^fWi  Leistung  von  Abgaben  ausgeübt.  All- 
jB^ch  bemächtigten  sich  aber  die  Landes- 
"örcn  des  Bergregals  in  ihren  Territorien  nnd 
Dntxt«n  es  weiter  m  gleichem  Sinne  aus.  Neben 
^Einkünften  aus  eigener  Regie  hatten  die 
«liebenen  zum  Teil  recht  hohe  Abgaben  für 
^.  staatliche  Konzession  zn  erlegen.  In  neuerer 
Zeit  ist  an  die  Stelle  des  Regals  das  Berg- 
JJ^Urecht  getreten  mit  seinem  Aufsichtsrechte 
ftker  den  Privatbergbau.  Die  Bergwerksabgaben 
^  daher  immer  mehr  Gebühren  geworden, 
J^  Teil  ganz  gefallen.  Die  Besteuerung  des 
'**J?l»ttbetriebe8  ist  von  der  Erwerbsbesteuerung 
JJWommen  worden.  —  Auch  in  England 
jjemchte  ursprünglich  das  Prinzip  der  Rega- 
UJJt  der  Krone,  die  den  Bergbau  gegen  sehr 
J2*chtliche  Abgaben  an  Private  verlieh.  Bald 
J^b  entspinnt  sich  zwischen  der  Krone  und 
2*J  Onmdbesitzem  ein  Kampf  um  das  Recht 
^Schftrfong  auf  dem  eigenen  Boden,  so  daß 
*«n  leit  Karl  I.  in  der  Hauptsache  die  Herg- 
^«rbgerechtigkeit  als  im  Grundeigentum  eut- 
«Wtfl»  anerkannt  wird.  Dieser  Gesichtspunkt 
2jd  —  mit  Ausnahme  der  Gold-  und  Silber- 1 
^öpjerke  —  in  der  Folgezeit  der  dominierende. 
^.Die  Könige  verteidigten  in  Frankreich  i 
*t  Erfolg  das  Bergregal  der  Krone  und  leiteten 


daraus  das  Recht  auf  den  Zehenten  gegen  die 
Ansprüche  der  Grundherren  ab.  Im  17.  und 
18.  Jahrh.  verpachteten  sie  die  Gewinnung  ge- 
wisser Erd schätze  im  ganzen  Staate  an  General- 
untemehmer  gegen  hohe  Bezahlung.  In  der 
französischen  Revolution  wurden  die  Bergwerke 
als  Nationaleigentum  erklärt  und  die  Berg- 
werkskonzessionäre hatten  die  in  der  Kon- 
zessionsurkunde bestimmten  Abgaben  zn  leisten. 
Das  neue  Berggesetz  v.  21.^/IV.  1810  hat  dann 
die  Verhältnisse  des  Bergbaues  neu  geregelt. 

IL  Gesetzgebung. 

1.  Preußen.  Die  früher  in  Preußen  be- 
standenen B.,  welche  in  der  Höhe  von  2% 
der  Bruttoproduktion  —  mit  Ausnahme  des 
Eisenerzbaues  —  unter  Berechnung  nach  dem 
Werte  der  abgesetzten  Bergwerksprodukte  zur 
Zeit  des  Absatzes  erhoben  Avurde,  wurden 
mit  G.  V.  14./VII.  1893  außer  Hebung  gesetzt. 
Nach  dem  KAG.  v.  14./VI1.  1893  unterüegt  der 
Bergbau  der  Gewerbesteuer  und  vielfach  auch 
der  Besitzwechselabgabe  (Umsatzsteuer).  Durch 
die  Heranziehung  der  bergbautreibenden  Er- 
werbsgesellschaften zur  Einkommensteuer  ist  der 
Berg^bau  vor  allem  durch  diese  betroffen. 

*J.  Andere  deutsche  Staaten.  Bayern. 
Die  1856  von  den  Bergwerken  der  rechts-rhei- 
nischen  Gebietsteile  eingeführte  5%  ige  Rein- 
ertragssteuer wurde  durch  eine  feste  Gmbenfeld- 
abgabc  von  9  Kr.  (26  Pf .j  für  jeden  ha  der  Ober- 
fläche oder  bei  Längeufeldern  von  ie  20  m  Länge 
ersetzt  (G.  v.  6./IV.  1869).  Daneben  unteriiegt 
das  Einkommen  aus  dem  Betriebe  des  Berg- 
baues der  Gewerbesteuer  (Ges.  v.  9./VI.  1899). 
—  Sachsen.  Die  Ueberschüsse  aus  dem  Be- 
triebe des  Bergbaues,  welche  unter  die  Mit- 
glieder verteilt  oder  zur  Bildung  von  Reserve- 
K)nds  oder  zur  Schuldentilgung  verwendet  wer- 
den, unterliegen  der  allgemeinen  Einkommen- 
steuer. Bei  Schttrffeldem  sind  für  je  1000 
Quadratlachter  (ca.  5,29  ha)  Schürffeld  viertel- 
jährlich 1  Nengroschen  bei  Bergwerken  auf  Gold 
und  Silber,  bei  den  übrigen  2  Xeugroschen  für 
jede  Maßeinheit  zu  entrichten  (G.  v.  lO./X.  1884). 
Kohlengruben  in  Sachsen,  als  nicht  auf  staat- 
licher Verleihung  beruhend,  sind  von  der  Schürf- 
und Feldersteuer  befreit.  —  Württemberg 
unterwirft  die  Bergwerke  der  Gewerbesteuer 
(G.  V.  8./VIII.  19(»)  und  außerdem  ist  auf  das 
Einkommen  aus  dem  Bergbau  die  allgemeine 
Einkommensteuer  (G.  v.  8.,^m.  1903)  anwendbar. 

3.  Oesterreich.  Die  Bergwerksfrone  (Berg-, 
Bergwerkszehent)  war  nrspriinglich  eine  natu- 
rale Quotenabgabe  vom  Roherträge  des  Berg- 
baues und  als  solche  die  Abgabe  des  10.  Kübels 
der  über  die  Hängebank  gestürzten  Erze.  Später 
wurde  auch  die  Leistung  in  aufbereitetem  Pro- 
dukte oder  in  Geld  zugelassen  oder  gar  gefor- 
dert. Sie  war  an  den  Staat,  zuweilen  auch  an 
den  landständischen  Grundherrn  zu  entrichten, 
wie  teilweise  in  Böhmen,  Mähren  und  Schlesien. 
Diese  letzteren  Gerechtsamen  wurden  1850  gegen 
Entschädigung  abgelöst  und  die  Berj^Averksfrone 
sollte  fortan  ausscnließlich  filr  den  Staatsschatz 
durch  die  Berjrbehörden  eingehoben  werden. 
L>as  Bergg.  v.  23.;  V.  1845  setzte  für  den  griißten 
Teil  der  Monarchie  diese  Abgabe  auf  die  Hälfte 
herab,  woneben  jedes  verliehene  Bergwerk  noch 
der  Massengebühr   unterlag.     Die  Einheit 
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dieser  bildet  das  GrtibeamaQ  von  12544 
Qnadratklafter  (45116  qm]  und  das  TagemaQ 
\*m  320C»0Qaadratklaftero  i715lXX)  qm)  Grand- 
iläclie.  Der  Steuersatz  dieaer  Einheit  bildete 
4  fi.  jähriich  (V,  v.  ^2L11I.  186ö|.  Die  Gebühr 
kann  bis  auf  die  Hälfte  eriBäGigpt  werden.  Nach- 
dem durch  G.  V.  28./IV.  1862  die  Berg-werks- 
frone  außer  Hebung  gesetzt  worden  war^  wtirde 
d&A  Einkommen  am  dem  Bergbau  der  Pen;onal- 
Einkommeuü teuer  unterworfen  (Gv  7. 25./X.  1896)* 
Fttr  jeden  Freischurf  ist  endlich  eine  Jahr^a- 
gebiinr  you  4  ü.  tax  erlegen, 

4.  Frankreich*  Der  Ertrag  des  Bergbaues 
wurde  in  Frankreich  einer  heso äderen  B,  (Rede- 
vauce  des  Mineisj  durch  G.  v^  2L/IV.  lölO  und 
Dekret  r.  ti./V.  1839  unterworfen.  Sie  zerfällt 
in  eine  j,feste  GebltUr"  [Redevance  fiie)  Ton 
10  Fres,  für  1  qkm  des  Konzessioaafeldes  und 
eine  „proportionale  Gebühr"  (Redevauce  pro- 
I>ornVjnelle)  von  o'^/o  des  Reiuertrageä  und  Zn- 
st'hlagäcentimes  für  die  Kosten  der  Erbebung 
und  einen  Dispo^iitiouRfonds.  AuUerdetn  sind 
die  Bergwerke  Diui^kbtUcb  dea  dnrch  ihre  Aus- 
beutung eingenommenen  Teils  der  Oberüäche 
zur  Tragung  der  Grundsteuer  verpflicbtet.  Von 
der  Patentsteuer  (s^  Art.  „Ge werberteuer"}  da- 
gegen ist  der  Betrieb  der  auf  Verieifanng  be- 
runenden  Bergwerke  befreit.  Die  nicht  ver- 
liehenen Gruben  (carriöreji  et  niini^resl»  d,  h. 
die  Stein-  und  Erdbrüche,  sowie  die  ;5chwefel-, 
AJaungniben  und  Torfstiche  u.  dgL,  sind  patent- 
steuerpflichtig.  Der  Ertrag  19(^ :  4,507  Mill.  Fres», 

j.  England.  Die  Gold-  und  Silberbergwerke 
gehören  der  Krone ,  die  übrigen  Gruben  stehen 
im  Eigentume  dea  Grundbesitzers  der  Oberfläche. 
Besondere  B.  aind  der  britischen  Steuer ge^et»- 

febuQg  fremd.  Die  Einkünfte  aus  dem  Betriebe 
es  Bergbaues  unterliegen  der  Einkommensteuer. 
Sie  wurden  früher  unter  der  ScUedula  A  be- 
steuert, fallen  aber  gegenwärtig  unter  Scbednla  D, 

Ltteratiir:  ir«f/nrr%  ^hihibenj  III^  S.  ^S5.  — 
Wo**,  Finfumriinttttitehaß t  ^  18L  —  AmdU 
Bfät4^ueruntf  dtr  Bvrgwtrke ,  Jahrh*  /*  Nat*t 
Bfl,  Sßf  ISSI.  —  Bt^ifielbt^f  Brrgbmt  ttftd  Berg^ 
bauimUlikt  Leipzitj  lJ!lli4  (Franfft'uiftem'it  Hnnd- 
find  Lchrinich,  s/lTO^lST).  ^  n^vtteihr,  Art. 
..B^t^wt^rkjtahfjahi^n''  im  H.  rf,  tSt,,  t.  Attß,,  ßtL  II, 
Ä.  M4^8S.  ^Ki'aUf  Art.  „Ber^u*erkmb^hen'% 
WihUrh.  iL  ihuf4chfn  VR.,  Bd.  1,  S,  mS—lTf). 
—  Vib^Htlu  ArL  ,,Btrtpecrk$abtjahtn*\  Oest^rr, 
SLW^l^r*  f^d,  L  —  FleiiJir,  ArL  ,Jfincs'%  Dkt. 
rf*     l\ithmtiufrntii/n    frun^ui^i^.    ^    Cat*vait4tf 


Berüoullf,  Jakob^ 

geh.  zu  Basel  am  27./Xn*  1654,  ge^t. 
ab  Professor  der  Mathematik  am  16./YUI- 

Begründer   der   KLimbinationen    de^ 
scheinlichkeitsscblussea    durch   Auffindung  di 
Gesetzen  der  grollen  Zahlen. 

Er  schrieb  das  posthntne  Werk:    Ar*  co( 
jectandi;  accedntit  tractatus  de  seriebus  iufi 
etc.,  Basel  1713.  Lipi^t 


i  da 

il^ 

i 


Bernlmnlt.  Theodor  tou^ 

elK  am  6/Xr.  mhi in  Berlin,  gest.  IS, IL  18S7 aof 
Jnt  Kunnersdorf  bei  Hirschberg  in  Schl^en. 
Bekam pl er  der  Grnndrententbeorie  Adam 
Smiths  und  Ricardos,  Smiths  Lehre  von  der 
Produktivität  d«?r  Arbeit  und  Ricardos  Lehren 
vom  Arbeitslohn  und  Kapitalgeman  —  in  der 
ikhrift:  «Versuch  einer  Kritik  der  Gründe,  die 
für  groües  und  klein  es  Grundeigentum  angetührt 
werden.    St.  Petersburg  1849",         Lippert 


BernsteiniJida&trie. 

Der  Bern  stein  T  ein  fossiles  Harz»  End^l 
in  kleineren  Mengen  in  versclüeilenen  f^ 
logischen  Lagerstatt en.  Der  Hauptfundo 
ifit  der  Meeresgrund  der  Ctetsee^  tiud  zwi 
namentlich  die  West-  und  Nordkiiste  d< 
Halbinsel  Samland  der  pi'eußiechen  Pn:)vii 
<>stpn^ußen.  Hier  wini  ^hon  seit  tiiL-hrerfi 
hundert  Jaliren  die  Gewinnung  des  Ben 
Steins  gewerbsmäßig  lietrieben^  wobei  i^ 
selbe  teils  vom  Strande  aiifgeleseü»  teik 
dem  an  den  Strand  tin^ibendeti  und 
aufgefangenen  { y,geschöpfteti*i  Seetanf  j 
gesucht»  teÜs  von  Böten  aus  bei  klarv: 
vom  Meet^ßbodea  aufgehoben 
wurde*  Daneben  ist  vor  einigen 
das  Graben  des  Bernsteiofl  im  Tagebau  {1^ 
eingestellt)  und  seit  Änfaog  der  neunzig« 
Jahre  die  Oewinnimg  durch  imterLrdische 
Bergbau,  hauptsächlich  in  den  Anlagen  b« 
Palmoiekeii  und  Kraxte pellen,  in  ninfanj 
reichem  Mähe  in  Anwendimg  gekommei 
Yorübei^ehend  hat  man  auch  durch  Bagg« 
rung  und  durcli  die  Taticherei  Erfolg 
zielt. 

Die  Kenntnis  des  Bernsteins  reicht ^^ 
in  die  vorhomerischen  Zeiten  zurilck.  Vc 
der  Ostseekuste  gelaugte  er  teils  auf  dei 
Seewege,  teils  an  den  Fttiß  laufen  der  Weiche 
der  Donau  und  des  Dniepr  entlang  zu  de 
Völkern  des  klassischen  Altertums,  weld 
ihn  we^en  seiner  elektriseheu  Eigenschaft^^ 
und  aemes  glänzenden  Änsseliens  hoc-1 
schätzten.  Als  im  13.  Jahrlu  dem  deuts 
■  i  *rden  das  ostpreuBische  Land  verln 
worden  war,  machte  derselbe  die  Oewinfl 
und  den  Vertrieb  des  Bernsteins  zum  Fiq 
regal,  welches  bestehen  blieb,  auch  nach 
das  Ordensgebiet  an   den   brandenbu 

Ereußischen  Staat  üljerp-e^ngcn  \mr,  w*i^ 
elbstverwaltnng  und  XWpachtung  der  Bi*r- 
steingewinnung  und  -Verwertung  wi 
miteinander  abwechselten.     Vom  Jai 
bis  1S90   war   die   Gewinnung    vt-i 
während    der    Handel    freigep.^bi^n 
Letzterer  erstreckt  sich  üliei 
pmtze    der    Welt.      Die    \  • 

Bernsteins  an  Rosen  kränzen,  Schmucks 
Zigarrenspitzen    usw,    geschieht    außer 
deutschen  Werkstfitton   namentlich  in 
stantinopel,  Wien,  Paris  und  Polangen  [i 
land).     Zu  Beginn   der  Süer  Jahre  *'* 
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VVieDer  Fabrikanten   gelungen,  durch   Zu-  isss,  Bd.  e,  s,  52 — ss.  —  Dnicksachen  des 

^aminenpressen  kleiner  geringwertiger  Bern-  preußischen  Abgeordnetenhauses,   IS,  Legislatur- 

Steinstücke  ein    unechtes  Bernstein  fabrikat  Periode,  s.  Sessi^  1S96  yr  220. -- DesgL  AnL 

(sog.    Ambroid)    herzustellen,    welches    dem  ^u  den  Verhandlungen  des  Hat^es  d^Abge^^^^ 

^^^*^         n         a!  •       ^.        1        1     «u   T  u       •  i.i.  ^^'    Lequlaturpertode,     1.    Session   1899,    Akten- 

ecbten  Bernstein   tauschend   ähnlich    sieht  ,,..^^.  j^,  ^^^^               ^    wu^inghaus. 
und   nicht  nur  die  früher  aus  Kopal  und 

anderen  Produkten  angefertigten  Imitationen  

zurückgedrängt  hat,  sondern  auch  mit  dem 

echten  Bernstein  empfindlich  in  Wettbewerb  iiä««#  «««i  d^«« <•««•. «:««:v 

tritt.    Längere  Zeit  Ldurch  war  die  Firma  B«™*  "»*  BeruiSStatlStlk. 

Stantien  und  Becker  in  Königsberg  an  der  1.  Begriff.     2.   Die  Klassifikatlou   der  B. 

Berasteinansbeute  Ostpreußens   weitaus   in  3.  Grundlagen  der  beruflichen  Gliederung  der 

ereter  ynie  beteUigt   und   nahm  auch  im  Gesellschaft,     a)   Anssrangspnnkt.     b)    B.Tor- 

m.  lü  den  Jahren  1896-1898  ist  die  „„^  g  ^^5^  Oberhaupt,  e)  Stellung 
NrtiuDg  des  Bemsteinregals  und  das  Ver-  i^,  |.  f^  Schema  einer  beruflichen  Gliedemn|. 
IdltniB  des  Staates  zu  der  genannten  Firma  4.  Die  persönliche,  gesellschaftliche  und  staat- 
0«genstand  eingehender  &hebungen  und  liehe  Bedentang  des  B.momentes.  6.  Grund- 
Erwigungen  gewesen,  welche  dahin  gefQhrt  sätze  der  B.erhebungen.  a)  Im  allgemeinen, 
haben,  dafi  der  preußische  Staatsfiskus  das  b)  Im  Deutschen  Beiche.  c)  In  Oesterreich  etc. 
Unternehmen  der  Königsberger  Firma,  so-  4)  Intemaüonale  Bestrebungen  zur  Vereinheit- 
weites innerhalb  Deutschlands  gelegen  ist.  l'«'»""«  der  B.erhebungen     6.  Einige  Resultate 

<m  1  T„i:  1QOO  ;„  «: v„_-.„i*,,„~  .-,u '  ner   B.erhebungen.     a)    Die   B.Terteüang    im 

»m  1.  Juh  1899  in  eigene  \  er^-altung  über-  deutschen  Reiche,    b)  Die  B.erhebungen  in  den 

Dommen  und  es  der  Direktion  der  Kömg-  einzelnen  Staaten, 

neben  fiemsteinwerke  zu  Königsberg  unter-  .    „       •«    tt  ^     n  •           <■   ^  ^^ 

fteUthat  Die  jährliche  Bernsteingewinnung  ^.  1- Begriff.    Lnter  B.  im  subjektiven 

in  Ostpreußen  beträgt  rund  400000  kg.    Die  Sinne  versteht  man  die  besondere  wirtschaft- 

fahreserträge  schwanken  nicht  unerhebUch.  Ijche   Täügkeit,  aus   welcher  eine   Person 

Die  ZaU    der    beschäftigten    Arbeiter   ist  »^n  regelmäßigen  Lebensunterhalt  gewinnt 

etwal200.  Die  Gesamtsumme  der  fiskalischen  o?er  wenigstens  beziehen  könnte,  falls  sie 

Einnahmen  des  preußischen  Staates  aus  dem  nicht  an  sich  schon  über  genügende  Unter- 

Berasteinregal   betrug   in    den   Etatsiahren  haltsmittel  verfugte.    Jene  Personen,  welche 

1864-1897,98    16656609,41    M.     Es  ent-  ihren  Lebensunterhalt  ohne  eine  spezifische 

fielen  hiervon  11043704,90  M.  auf  den  Tief-  Tätigkeit  bestreiten   bezw    wegen  Mangels 

'«o.  41956''5ä3   M     auf    die    Baggerei  ^m®^  Verdienstes  dauernd  nicht  bestreiten 

»»4098,95  M.  auf  die  Strandnutznng,  das  Auf-  können,  nennt  man  B.  lose,  wobei  aber  B.- 

lesen,  Stechen  und  Schröpfen,  475305.75  M.  losig^eit    und    Kwerbslosigkeit    nicht    zu- 

aof  die  Taucherei   und  337874,28  M.  auf  sammenfaUen.    Es  gibt  Personen,  die  nur 

den  Tagebau.    Nach  dem  Etat  für  1905  des  fJ°en  B.  haben  und  solche,  die  ihren  Lnter- 

Prenßischen  Staatshaushalts  ergibt  der  Be-  '^\  »"s  mehreren  B.  finden:  das  kann  ent- 

Web  der  Bemsteinwerke   eine  Bnittoein-  '^eder  so  der  iall  sein,  daß  diese  B.  nach- 

«»hme  von  3,54  Mill.  M.,  einen  Ausgabe-  einander,  z.  B   zu  ^wissen  Jahreszeiten  be- 

•«iarf von  1,86 Mill. M., daninter  1 ,75 MUl.  M.  ^^^\   ^ej^en     (im    \y inter     städtischer 

fortdauernd,  demnach  eine  Nettoeinnahme  Dienstbo  e,  im  Sommer  l-eldarbeiter),  wobei 

Ton  1  ^  3JJJJ  3^  die  Regelmäßigkeit  in  dem  ständigen  \V  echsel 

Die  deutsche  Ausfuhr  von  rohem  Bern-  "?d  i°  der  Korabination  liegt,  oder  so,  daß 

slön  steUte    sich    im    Jahresdurchschnitt  ^^  ^:  gleichzeitig  ausgeiibt  werden,   weü 

1901-19O5  auf  754,6  dz,  die  jährliche  Aus-  ^^^  «ine  zum  Lebensunterhalt  nicht  genügt, 

^  von  Bemsteinwaren    (inß.    Elfenbein  «^er  sonst  aus  anderen  Gründen  die  Aus- 

««1  Perlmutter)  betrug  im  Durchschnitt  der  Übung  eines  zweiten  B.  wünschenswert  er- 

KWchen  Jahre  833  6  dz.  scheint.    In  der  Regel  ergibt  hier  einer  der 

lu.^.       _    '        '      „         .    .    „  mehreren  B.  den  hauptsächlichsten  Arbeits- 

A.  ^'- ^•.^?""* »   V,  ^~'".  *"  ^'"-  Inhalt,  weshalb  man  diesen  als  Haupt-B. 

J*^,  Beritn  1868.  —  Ä.  Klebs,   Gewinnu7ig  u.  ■.    ^             ,              i     xt     i           t>            T 

y^rbeitung    des   Bernsteins,    Königsberg    iss.i.  "°^|  ^^^^  »"^^J?^  ^Is  Neben-B      resp     die 

-  Ämti,  Der  Bernstein,  Berlin  1887.  —  w.  anderen  als  Neben-B.  bezeichnet  (em  Klem- 

^orpf,     Gewinnung,    VerarbeUung     und  besitzer,  der  gleichzeitig  Heimarbeiter  ist). 

^^  des  Bernsteins  in   Pretißen   von   der  Unter  B.  im  obj ektiven  Sinne  versteht 

^tnsseü  bis  zur  Gegenwart,  in  den  , Staats-  „^^n  alle  jene   besonderen  wirtschaftlichen 

1^!^^b!;:\TZI^^^^^  zusammengenommen,     welche 

•rtöe,  Art.  „Be^nstHn^'  i.  H.  d.  St.,  2.  Aufl.,  untereinander  eine   Lebereinstimmung  auf- 

^'U,  s.  589 fg.  — Preußens  landtcirtschafti.  Ver-  weisen.     Wie  weit   diese  Gleichartigkeit  zu 

"^ng  in  den  Jahren  1881^1883,  Berlin  1885,  gehen  habe,  ist  schwer  ZU  Sagen,  und  zwar 

i'.  6«— 667.  —  Dasselbe  für  1884—1887,  Berlin  wird   diese   Frage   durch   die    zunehmende 
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Arbeitsteilung   immer    schwieriger;    daraus  nicht.    Es  wäre  dies  eine  Aufgabe,  würdig  eiiM 

ergibt  sich  auch,  daß  die  Beantwortung  der  sozialen  Akademie  bezw.  im  Einvernehmen  d€ 

Frage  je  nach  dem  Stande  der  Wirtschaft-  wissenschaftUchen  Ak^emieen  zu  lö^^^    Selb* 

lichln  Technik   immer  von   neuem   anders  !fI?if,Ä«lf L  f^^^^^^                           K 

j         1               *i      o^ 1  vielmenrist  sie  m  tintwickelnngr  oegTinen,  B.  Tc 

vorgenommen    werden    kann      Als    Regel  gebwinden,  andere  treten  dnreb  ArbeiteteUnn 

dürfte  anzunelmien   sem,    daß    man   solche  ^gu  auf  und  es  bedürfte  die  Lßsmg  des  Prol 

spezielle    verwandte    Arbeitstätigkeiten    zu  lems  einer  unausgesetzten  Beobachtong.    Es  i 

einem  B.  zusammenfassen  darf,  welche  von  schwierig  und  bis  zu  einem  gewissen  Grac 

den    Ausübenden    jedes    dieser    speziellen  wülkürhch,  zu  entscheiden,   welche  besondei 

Zweige  ohue  besondere  längerdauernde  Vor-  benannte  Tätigkeiten  man  als  B.  ansieht.  Jed« 

bildung  erlernt  resp.  ausgeübt  w^erden  können,  fall»  ^t  die  Zahl  derselben  sehr  groß.     W 

Worin  die  Verwandtschaft  Hege,  ist  auch  P^"  «^«  sem  mag,  ist  unbekannt;  nur  soji 

V:              1  •   1    «"^«^**«^»'  "^ö'^ »  ^°^  ""^  kann  anfiredeutet  werden,  daß  die  ireleirentiic 

sehr    verschieden:     es    kann    dies    m    der  der  einzelnen  B.zählungen  oder  für  £  Äii 

Eigenart  des  Kohstoffes,  m  der  tiinheit  des  ^er  Gewerberegister  angelegten  Verseichni« 

Erzeugnisses  oder  in  der  Besonderheit   der  (Nomenklaturen)  5—10000  und  mehr  solcher  ] 

mechanischen  Arbeitskraft  liegen  usf.,  wo-  umfassen.    Dieselben  werden  nach  der  nähen 

rüber  eine  durchgreifende  Hegel  nicht   auf-  Verwandschaft   in   B. arten   zusammengefali 

gestellt  werden  kaun.  welche  man  häufig  wieder  nach  größeren  G 

Mit  Rücksicht  auf  die  persönliche  Sphäre  Sichtspunkten  in  B.grnppen  und  endüch  na< 

der  Menschen,  ihr  Leben  in  Familie  und  den  poßen    naüonalökonomischen   Kategoru 

Tj»..c...^^crU^u  c,^^-«K*  ,v,««   „^«   T3  «„«/v  «er  Urproduktion,  des  Gewerbes  und  Handel 

Hauswirtschaft  spncht  man  von  B.zuge-  ^^^^-^^^  ^^^  Dienstleistungen  in  einige  mei 

hörigkeit    und    erstreckt    diesen    Begnff  hiermit  tibereinstimmende  B.k lassen  vereinig 

nicht  nur  auf  diejenigen,  denen   der  B.  im  Dieses   Problem    wird   sehr   unvollkommc 

subjektiven   Sinne   zukommt,    sondern   auch  dadurch  angeschnitten,   daß   vor  jeder  Volk 

auf  jene,  welche  mit  diesen  in  persönlicher  resp.  B.zählung  ein  „Schema"  aufgestellt  wir 

Lebensgemeinschaft     stehen     (Familienmit-  welches  eigentlich  nur  dazu  dient,  Anleitongi 

glieder,  Hausgesinde),  denen  also  der  durch  ^^  ^^^  ^ei  ^^^  Aufbereitung  vorzunehmen« 

den  B.  gewonnene  Lebensunterhalt  uumittel-  ^t^^®^^"^^,  4«J  ^'  ^^  ^1^1^  ®^^JS  ^^ 

bar  odir  mittelbar  zukommt.    Diese   Seite  Kjfi.^iZl11nr"Xr^?«^^^^               t 

1      -n      •ivi.x*            onjx         1*  i>.Klassinzierung  nur  oder  in  erster  Lilnie  w 

des  Bepffs  hat  eme  große  Bedeutung  liin-  ^em  Boden  der^.erhebungen  zu  suchen.    Zw« 

sichtlich  der  Zusammensetzung  der  Gesell-  dieser  Erhebungen  ist  ja  nicht,  die  objekti?« 

Schaft,  indem  die  sozialen  Besonderheiten,  in  einem  Volke  vorhandenen  B.,  sondern  d< 

welche  ein  B.  mit  sich  führt,   auch  für  die  individuellen   B.   der  Bewohner  zu  ermitteL 

B.Zugehörigkeit  von  Belang  sind.  um  das  tun  zu  können,  muß  aber  die  Nome 

Diese  Gliederung  der  Gesellschaft  nach  ^latur  der  B.,  die  hierbei  anzuwenden  ist,  fei 

dem  Momente  des  B.  ist  als  die  wichtigste  stehen.                             ,      ,         .  . 

—  neben  anderen  Güederungen,   wie  z.  B.  Die  B.feststeUung  und  -schemaUsieixing  i 

nach  dem  Kapital,  dem  BUdungs^-ade  -  an  J'L  "iÄT/h-i^w^^ 

Oi.  n    1     r-'ti          c    i.        «n  i.       X«  j-    \  tung  des  Erwerbsleoens,  indem  eine  Reine  v( 

Stelle  der  früheren  fester  gefügten  ständischen  ^cEtigen  Einrichtungen  auf  dieser  Volksgüed 

getreten,   Avelche   übrigens   m   den   letzten  „mg  beruhen  oder  mit  ihr   unauflöslich  ve 

Zeiten    ihres    fonnellen    Aufrechtbestehens  bunden  sind,  z.  B.  Genossenschaften,  Unfalln 

bereits    den    tatsäciilichen    Inhalt     früherer  Sicherung,  Krankenkassen,  ArbeitsTermittlm 

Epochen  zumeist  verloren  hatte.    So  ist  auch  u.  dgl.    j^amentlich  der  dfifentliche  Arbeitmad 

der  Inhalt  des   Begriffes  Stand,  welchen  weis  ist  nur  durchführbar  bei  einer  ersch^pfei 

man  gleichfaUs  im  objektiven  und  subjektiven  ^J^    systematisch    geordneten    Rnomenkktti 

mr=tef  Bl;r:^iie^^^^^  Stm  PnOeSeic'hr^^^^^^^ 

V?  w-^'^o?"^  ^-  im   subjektiven    oder  im  „jg  ^^^  ^      ^,^,^1^^   ^^^'  staatlichen  Arbeit 

objektiven  bmne,  und  bezeichnet  namentüch  amte  und  dem  Arbeitsbeirate  verfaßt  wurde  m 

solche  B.  als  Stand,  welche  übereinstimmende  von  den  öffentlichen  Arbeitsnachweisen  bennt 

soziale    Momente    sowie    Interessengemein-  wird.    Selbstverständlich  müßte  eine  solche  al 

Schäften  haben  und  für  die  Gesellschaft  von  gemeine  B.nomenklatur  des  Volkes  gleichnlfij 

gr(^ßerer  Bedeutung  sind.  bei  allen  statistischen  und  verwaltungsrechtlichc 

B.  und  Erwerb  deckt  sich  ebensowenig  Anlässen  benützt  werden,  wodurch  die  gern 

als  etwaB.  und  Arbeitszweig  oder  Nalmmgs-  ^^'^^^  Beziehung  und  Vergleichung  in  grdfci 

zweig.     Denn  es  gibt  mancherlei  Erwerb,  ^^'^'  ermoghcht  würde, 

der  keinen  B.  dai-stellt,  ebenso  wie  es  vieler-  8.  Grundlagen  der  bemflichen  Gliedi 

lei  Arbeitsleistung  gibt,  die  man  nicht  als  B.  rung  der  Gesellschaft  a)Ausgang8piuik 

bezeichnen   kann  (z.  B^  die  Abdienung  der  Bei  Losung  des  Problems  der  berufliche 

obligatorischen  Heeresj>flichtigkeit).  Gliederung  eines  Volkes  müssen  wir  —  c 

2.   Die  Klassifikation    der  B.    Eine  er-  ««  sich  nicht  um  einzelne  Individuen,  s^^ 

schöpfend  vollständige  Sammlung  aller  in  der  ,  "^  gesellscliaftliche  Zusammenh&nge  hande 
Volkswirtschaft  bestehenden  B.  uiid  eine  Avissen- !  —  von  der  o  b  j  e  k  1 1  v  e  n  Seite  des  B.momeo 

schaftliche  Klassifizierung  derselben  gibt  es  noch  ,  d.  h.  von  der  B. Zugehörigkeit  au 
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b)  B.vorhandensein  und  B  Josigkeit. 

Der  allgemeine,  normale  Zustand  hinsichtlich 
eines  jeden  Menschen  ist  der  des  Vor- 
handenseins eines  B.,  bezw.  der  Zuge- 
hörigkeit zu  einem  einen  B.  besitzenden 
Individuum.  Die  Ausnahme  —  aber  immer- 
hin ein  vorkommender  Fall  —  ist  die  B.- 
losigkeit.  Diese  B.losen,  d.  h.  Personen, 
die  keinen  B.  haben  imd  aus  keinem  anderen 
spezieilen  B.  ihr  abgeleitetes  Einkommen 
beziehen,  teilen  sich  in  zwei  Giiippen,  näm- 
lich je  nachdem,  ob  sie  von  angesammeltem 
Kapital  leben,  welches  ihrer  Nutznießung 
unterliegt  (Rentner),  oder  ob  sie  ihr  Ein- 
kommen ans  jenem  der  Gesamtbevölkerung, 
bezw.  nicht  bestimmbaren  Elementen  der- 
selben entnehmen,  das  sind  die  aus  öffent- 
lichen oder  allgemeinen  Mitteln  er- 
haltenen Personen  (Armenverpflegte,  Arme 
in  Kranken-,  Irrenhäusern  etc.,  Bettler, 
Vaganten,  Gefeingene). 

Insofern  b.lose  Personen  ihr  abgeleitetes 
Enkomnaen  von  bestimmten  anderen  Per- 
sonen beziehen ,  z.  B.  Ausgedingleute ,  sind 
sie  sinngemäß  mit  den  zugehörigen  B.  an- 
zuführen, so  hier  in  Verbindung  mit  der 
Landwirtschaft 

Da  die  BJosigkeit  in  der  Abwesenheit 
des  Rmomentes  liegt,  ist  es  widersinnig 
Katefforieen  für  diese  Volksschichten  anzu- 
wenden, welche  nur  dem  benif liehen  Teil 
te  Volkes  eigen  sind.  So  ist  es  falsch, 
etwa  diese  Personen  als  „erwerblose  Selb- 
ständige" anzusehen,  da  die  Selbständigkeit 
eine  Stellung  im  B.  anzeigt,  ein  solcher  aber 
^  nicht  vorhanden  ist. 

o)  B.aus&bTmg  und  -niohtausübung. 
Der  B.  kann  entweder  ausgeübt  werden, 
J^er  nicht  ausgeübt  werden.  Zu 
fetzterem  Falle  gehören  die  in  B. Vorbereitung 
^begriffenen,  die  B.pensionisten  und  die  be 
^jflichen  Arbeitslosen. 

Die    in    B.vorbereitung    begriffenen 

*^hrlinge, Schüler,  Praktikanten  etc.  sind  dann 

^^^mfazugehörig,  wenn  die  Vorbereitung  auf 

^.inen  speziellen  B.  bezogen  werden  kann; 

hegt  dage^n  eine  allgemeine  B.vorbereitung 

^or,  80  smd  diese  Personen  als  Familien- 

^gehörige  anzusehen,  welche  aus  Gründen 

Her  näheren  Bestinmiung  oder  technischen 

^t'^Sgungen  (z.  B.  Anstaltsinsassen)  als   in 

Willem  binderen  Zustand  befindlich  ange- 

^ben  werden  können. 

Die    nicht    mehr  B.tätigen    (B.pen- 
sionisten).   Mit  Rücksicht  auf  die  für  die 
Se^ellschaftliehe  Schichtung  maßgebende  B.- 
^^gehörigkeit  ist  es  grundsätzlich  zutreffend 
^pd  von  Belang,  auch  jene  Personen,  welche 
^^öen  B.  einstens  ausgeübt  haben,  aber  wegen 
•^ter,  Krankheit,  erlangten  Vermögens  etc. 
dauernd    aufgaben   haben,    ohne    einen 
köderen  zu   ergreifen,   zum   ehemaligen 
^  zugehörig  zu  erachten,  wenngleich  es  oft 


praktisch  schwer  möglich  sein  wird,  diesem 
Momente  Rechnung  zu  tragen.  Wenn  diese 
Personen  aus  einem  mobilen  Kapital  leben, 
dessen  Herkunft  nicht  mehr  ersichtlich  ist 
dann  gehören  sie  zu  den  oben  genannten 
Rentnern;  wenn  sie  aber  ihr  Einkoramen 
aus  dem  Gesamteinkommen  der  B.art  ziehen, 
i-esp.  der  Zusammenhang  ihres  Einkommens 
mit  dem  B.einkommen  von  früher  ersichtlich 
ist,  wie  zumeist  bei  den  Pensionisten  über- 
haupt, pensionierten  Staatsbeamten,  Militärs, 
dann  gehören  sie  diesem  B.  unbedingt  auch 
noch  in  diesem  Zustande  an.  Es  ist  gefehlt, 
diese  Klassen  von  Personen  als  eigenen  B.- 
stand  anzusehen. 

Wird  ein  B.  nun  z  e  i  1 1  i  c  h  nicht  ausgeübt, 
ohne  daß  im  übrigen  die  Bedeutung  des  B. 
für  das  Erwerbsleben  des  Individuums  an- 
getastet würde,  so  sprechen  wir  von  benif- 
licher  Arbeitslosigkeit,  wobei  vornehm- 
lich an  die  Unmöglichkeit  der  B^usübung 
wegen  Mangel  an  Gelegenheit  zu  denken 
ist.  Diese  Arbeitslosen  sind  berufszugehörig 
und  bleiben  dies  während  der  Zeit  der  be- 
ruflichen Erwerbslosigkeit,  möge  auch  eine 
sonstige  Verwendung  der  Arbeitskraft  platz- 
greifen. Dieser  Begrift*  der  beruflichen  Ar- 
beitslosigkeit ist  in  neuester  Zeit  sehr  be- 
langreich geworden. 

d)  Berufliche  Erwerbsbevölkerung 
und  B.Bugehörige  überhaupt.  Wenn  Avir 
nun  innerhalb  des  B.  im  objektiven  Sinne 
die  Scheidung  nach  dem  subjektiven  Momente 
machen,  so  gelangen  wir  dazu,  jene,  welchen 
dieses  Moment  eigentümlich  ist,  welche  also 
aus  der  bestimmten  Tätigkeit  ihren  Lebens- 
unterhalt gewinnen,  als  die  Erwerbsbe- 
völkerung zu  bezeichnen  gegenüber  allen 
jenen,  welche  dem  B.  im  objektiven  Sinne 
zugehören,  aber  darin  nicht  tätig  sind.  Be- 
grifflich zutreffend  ist  es,  zu  dieser  beruf- 
lichen Erwerbsbevölkenmg  auch  jene  zu 
zählen,  welche  den  B.  zurzeit  nicht  ausüben 
(s.  c);  allerdings  stimmt  dann  der  Ausdruck 
„Erwerbstätige*',  den  man  zumeist  füi- 
diese  berufliche  Erwerbsbevölkerung  an- 
wendet, mit  der  Sache  nicht  vollkommen 
überein,  sondern  deckt  sich  nur  mit  der  aus- 
übenden Erwerbsbevölkerung. 

Zu  den  B.zugehörigen  nicht-erwerbs- 
tätigen gehören  zunächst  die  nicht  im 
selben  B.  tätigen  und  keinen  andei*en  B. 
als  Haupt-B.  ausübenden  Familienange- 
hörige n ,  d.  i.  Frau  (resp.  Mann)  und  Kinder, 
ev.  andere  in  Hausgenossenschaft  lebende 
Verwandte,  Adoptierte  oder  sonst  in  Haus- 
genossenschaft  vei-sorgte  Personen. 

Dazu  ist  zu  sagen,  daß  sich  die  Gliede- 
rung der  B.zugelvirigen  in  Erwerbstätige  und 
Familienangehörige  tatsächlich  nicht  in  klarer 
Weise  vornehmen  läßt.  Klar  ist  die  Sache, 
wenn  die  Familienmitglieder  iliren  Geldlohn 
bekommen,  minder  klai-,  wenn  sie  keinen 
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erhalten ;  hier  entscheidet  die  Regelmäßigkeit 
der  B.ausübung,  wobei  eben  angenommen 
werden  muß,  daß  das  Einkommen  der 
Familienglieder  entweder  nur  in  Naturalein- 
kommen  besteht,  oder  aus  dem  Gesamtein- 
kommen nicht  ausscheidbar  ist  (vielfach  bei 
Landwirtschaft,  Hausindustrie,  Heimarbeit, 
Hauskommunionen). 

Auch  die  Kategorie  „mithelfende 
Familienmitglieder",  welche  .man  neuerdings 
geschaffen  hat,  lost  die  Frage  nicht  voll- 
kommen, sondern  ist  nur  ein  Kompromiß. 

Bezüglich  der  Scheidung  der  B.zuge- 
hörigen  in  Erwerbstätige  und  Nichttätige 
wird  oft  die  Ansicht  ausgesprochen,  daß  das 
Wohlbefinden  oder  die  wirtschaftliche  Kraft 
eines  Volkes  von  diesem  Verhältnisse  ab- 
hänge und  um  so  gi*ößer  sei,  je  weniger 
Nichttätige  auf  1  Tätigen  entfallen.  Diese 
Behauptung  ist  sehr  vorsichtig  aufzunehmen, 

finz  abgesehen  davon,  daß  die  statistischen 
rhebungen  sehr  imgleichmäßig  sind,  denn 
eine  Verhältniszahl  der  Erwerbstätigen  kann 
ebenso  gut  diu-ch  die  gix)ße  Zahl  der  Rentner, 
Kapitalisten,  durch  hohe  für  den  Familien- 
bedarf auskömmliche  Löhne  oder  Geschäfts- 
gewinne hervorgerufen  sein,  als  durch,  die 
Notwendigkeit  des  Mitarbeitens  oder  frühen 
Arbeitens  aller  erwachsenen  Familienglieder, 
namentlich  auch  der  Ehefrau;  im  ersten 
Falle  ist  die  geringe  Verhältniszalü  der  Er- 
werbstätigen diuxihaus  kein  ungünstiges 
Symptom,  im  zweiten  die  große  Zahl  der 
Erwerbstätigen  gegenüber  den  Nichttätigen 
durcliaus  kein  günstiges. 

Innerhalb  der  Ei'werbstätigen  nehmen  die 
Hausdienstboten  eine  besondere  Stellung 
ein.  Diese  Personen  sind  ohne  Zweifel  er- 
werbstätig, ebenso  klar  ist  es,  daß  Haus- 
dienste einen  B.  bilden  können,  aber  die 
Erwerbstätigkeit  vollzieht  sich  nicht  in  jenem 
B.,  der  als  Gnmdla^e  der  B.zugehörigkeit 
erscheint.  Da  wir  die  B.glie<lerung  als  ge- 
sellschaftliche Erscheinung  auffassen ,  die 
Gesellscliaft  aber  ohne  die  persönliche 
Lebenssphäre  imd  damit  die  Hauswirtschaft 
nicht  denken  können,  ergibt  sich  die  Schluß- 
folgenmg,  daß  wir  bei  Vornahme  einer  ge- 
sellschafllichen  B.gliederung  die  Hausdienste 


wohl  gesondert  als  B.,  aber  in  Verbi 
mit  allen  anderen  B.  aufzufassen  hab 

e)  Stellung  im  B.  (Soziale  B^t* 
Arbeitsraug.)  Diese  Unterscheidung  '• 
den  Begriff  des  B.  im  subjektiven 
umfaßt  also  nur  die  B.tätigen.  Hie 
der  Unterschied  des  Arbeitgebers 
über  dem  Arbeitnehmer  in  Kral 
der  Regel  wird  hier  zwischen 
ständigen,  höheren  Bediens 
und  Arbeitern  (d.  h.  Gehilfen,  Oe 
landwirtschaftlichen  Dienstboten ,  ] 
arbeitern,  Taglöhnem  etc.)  unteracl 
Allerdings  fließen  auch  hier  die  s 
Schichten  ineinander,  und  es  ruf 
manche  Besonderheit  und  Schwie 
hervor.  So  zählt  man  zu  den  SelbstS 
nicht  nur  die  Besitzer,  sondern  au 
Pächter,  und  aus  praktischen  Gründen  • 
triebsleiter  (Direktoren J,  und  es  entstehe 
Schwierigkeiten  hinsicntlich  der  sogen, 
meister,  Sitzgesellen,  Hausindustriell« 

Betreffs  dieser  sozialen  Schichtung 
nächst  zu  bemerken,  daß  sie  eigentli* 
auf  die  wirtschaftlichen  Untemehmung 
zug  hat  und  in  ihrer  Analogie  ai^  ] 
liehe  Dienste,  Beamtenstellung,  B 
Militär,  Arme  etc.  häufig  sehr  gezw 
oft  widersinnig  ausfällt. 

Ferner  ist  zu  sagen,  daß  diese  Gli© 
die  soziale  Schichtung  zwar  berOhn 
lange  nicht  erschöpft.  Die  soziale  Schi 
ist  zum  großen  Teil  nicht  nur  vc 
Stellung  zum  B.,  sondern  oft  weit  mc 
dem  Besitze  und  von  der  Höhe  desEinko; 
bedingt.  Diesem  Umstände  wird  tatsi 
manchmal  dadurch  Rechnung  eetragc 
die  Frage  nach  dem  Vorhandensein 
Grundbesitzes  gestellt  würd,  aber  das 
ein,  wenn  auch  wichtiges  Merkmal, 
sind  wir  eben  an  den  Grenzen  d 
momentes  angelangt  und  betreten  d 
biet  der  Besitz-  resp.  Einkommensvert 
;  das  die  Kenntnis  von  der  B.verteüo 
ganzen  muß. 

f)  Schema  einer  beruflichen  Q 
rung.  Aus  den  vorstehenden  Erörterun 
gibt  sich  nachstehendes  Schema  der< 

I  rung  der  Gesellschaft  nach  dem  B.mo 


Berufsangehörige  (unter  Anwendung  des  Berufst 


berufliche  Erwerbsbevölkenmg 


nicht  beruflich-erwerbstätig 


ausübend  (Erwerbstätige)  nichtaus  übend    ttberh.  nicht  er  werbstät. 


nicht  in  den  ei 
Berufen  erwei 


Selbständige, 

höhere 

Angestellte 

Arbeiter 


Arbeitslose  im 
engeren  Sinne 


(Familienmitglieder)  (Hausdienstb* 


£  i  ^ 

Beruflose 
Rentner,  vom  Kapital  lebende; 
Von  öffentl.  Mildtätigkeit  lebende; 
Kriminelle  Bevölkerung  (Gefangene,  Vaganten,  etc.); 
(event.:  dem  ö£fentl.  Wehrdienst  obliegende.) 
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Mit  diesen  Grundzü^en  einer  gesellschaft- 
lidien  B^liederung  stimmt  die  Einteilung 
bd  Ferraris  zusammen:  persone  attive, 
accessorie  (Dienstboten),  passive  (Familien- 
^^er)  und  isolate  (nentner,  Pensionäre, 
Anne  etc). 

4.  Die  pendnliche^  geselhchaftliche  und 
itutliehe  Bedeutung  des  B.momentes«  Das 
ß.moment  ist  von  gnmdlegender  Bedeutung  und 
na^enrer  Tragweite ;  an  diesem  Orte  kann  aber 
Dor  mit  wenigen  Worten  darauf  hingedeutet 
werden.  In  das  persönliche  Leben  tritt  der  B. 
im  allgemeinen  nach  Beendigung  der  Schnlvor- 
bereitong  mit  der  Frage  der  B.wahl  und  der 
nch  daran  anschließenden  speziellen  B.vor- 
bereitnng  ein.  Insbesondere  die  B.wahl  ist 
benteeine  so  desorganisierte,  daß  ihrer  Bedeutung 
ilsGnmdlafi^e  der  menschlichen  Existenz  keine 
entsprechende  Rechnung  getragen  wird.  Gleich- 
falU  Ton  großem  Belange  ist  das  Moment  des 
freiwilligen  oder  notgedrangenen  B.  w  e  c  h  s  e  1  s. 
An  die  persönliche  Sphäre  des  B.moments 
Kliliefit  sich  die  gesellschaftliche,  die 
B-organisation.  Ohne  Zweifel  ist  der  B.  das 
Fennent  der  wichtigsten  Vergesellschaftungs- 
jonnen.  Seine  Bedeutung  liegt  da  nicht  nur 
im  freien  Spiel  der  &:esellschaftlichen  Kräfte 
ud  Michte,  sondern  diese  Yergesellschaftlich- 
ugen  sind  Grundlage  der  wichtigsten  öffent- 
Hehrechtlichen  Gliederungen  im  Staate,  ebenso 
wie  das  B.moment  in  der  gesamten  Verwaltung 
hnitio&ell  wirksam  ist.  Diese  Bedeutung  reicht 
▼oo  den  kleinen  B.gemeinschaften  der  Zünfte, 
Genossenschaften,  Fachgewerkschaften  und  B- 
Tereine  bis  hinauf  zu  den  großen  politischen 
Ptiteien  und  beruflichen  Keichsverbänden ;  die 
Bjnteressen  beeinflussen  die  Yertretungskörper 
nnd  sind  wesentliche  Zielpunkte  der  Re^ieruugs- 
politik.  In  letzter  Linie  endlich  ist  die  B.-ver- 
tttlnng  der  Völker  maßgebend  für  die  inte r- 
■ttionalen  Beziehungen  der  Staaten,  insbe- 
sndere  in  handelspolitischer  Hinsicht,  und  nicht 
«Iten  die  ureigentlichste  Ursache  der  Vereini- 
?nng  Ton  Staaten  und  Völkern  zu  Staatengmppen 
vnd  Grofistaaten. 

5.  Grundsätze  der  B.erhebnngen. 
a)  Ln  allgemeinen.  Das  benifliche  Moment 
durchdringt  heute,  angesichts  seiner  gesell- 
schaftlichen Wiclitigkeit  die  gesamte  Be- 
völkerungsstatistik, aber  die  wichtigsten  und 
Snmdlegenden  statistischen  Maßnahmen  sind 
^*och  die  B.erhebungen,  und  zwar  muß 
^'Jg^geben  werden,  daß  diese  Erhebungen 
^en  Anforderungen  an  eine  Darstellung  der 
'«wflichen  Gliederung  der  Gesellscliaft,  wie 
^e  eben  entwickelt  wurden,  in  sehr  hohem 
jUße  nachkommen. 

Die  B.erhebungen  haben  sich  aus  der  bei 
*Jen  Volkszählungen  gestellten  Frage  nach 
^«n  B.  entwickelt ,  bezw.  sie  stehen  noch 
"^elWi  mit  diesen  in  Verbindung.  Bei  der 
^^alligen  Bedeutung,  welche  die  Kenntnis 
^^  Biwifbaues  eines  Volkes  besitzt,  und 
Jjelche  es  erforderlich  erscheinen  läßt,  die 
"•Erhebung  auf  eine  gesetzliche  Grunalage 
J?  stützen,  femer  angesichts  des  großen 
Ufanges  dieser  Erhebungen  erscheint  es 


nunmehr  an  der  Zeit,  die  B.erhebungen 
zwar  mit  den  Volkszählungen  in  einem  Zu- 
sammenhange zu  belassen,  da  sie  ja  das 
ganze  Volk  und  viele  persönliche  Lebens- 
momente  zu  erfassen  haben,  aber  doch 
in  sich  selbständig  auszubauen.  Wegen 
des  engen  Zusammenhanges  mit  der  Pro- 
duktionstätigkeit des  Volkes  ist  es  zweck- 
mäßig, die  B.erhebung  mitBetriebserhebungen 
zu  verbinden.  —  Die  beste  Zeit  ist  der 
September,  wo  Industrie  und  Landwirtscliaft 
im  Betrieb  stehen.  Der  großen  Kosten 
wegen,  aber  auch  wegen  der  doch  lang- 
samer vor  sich  gehenden  B.umformung,  ge- 
nügt es,  wenn  solche  Erhebungen  ungefähr 
alle  10—15  Jahre  voi'genommen  werden. 
—  Die  Bevölkerung  ist  an  dem  Orte  der 
B.ausübung  zu  erfassen,  dabei  aber  der  Zu- 
sammenhang mit  den  bei  Wander-  und 
Saison-B.  etwa  anderwärts  zurückgebliebenen 
Familienmitgliedern  zu  wahren  (Bau-,  Erd-, 
Ziegelarbeiter,  Badeort-Industrieen  etc.). 

Als  unmittelbares  Angriffsobjekt  erscheint 
der  subjektive  (individuelle)  B.  und  zwar  in 
seiner  Scheidung  und  Kombination  als  Haupt- 
B.  und  Neben-B.,  daneben  aber  ist  die  nicht 
erwerbstätige  B.bevölkenmg  (Familienglieder 
und  Hausdienstboten)  innerhalb  jedes  ein- 
zelnen B.  zu  erfassen.  Wie  weit  die  B.- 
klassifikation  (Spezialisierung  und  Gruppie- 
rung) zu  gehen  habe,  ist  nur  eine  Kosten- 
frage. Die  soziale  Schichtung  muß  ebenso 
zur  Berücksichtigung  gelangen,  wie  das 
Moment  der  Nichtausübung  (z.  B.  die  Ar- 
beitslosigkeit) und  die  B.losigkeit  nicht  über- 
gangen wei-den  sollten. 

In  technischer  Hinsicht  ist  zu  bemerken, 
daß  die  Aufnahme  mittels  Haushaltslisten 
erfolgen  muß,  da  ja  die  B.zugehörigkeit  das 
oberste  Prinzip  bildet,  und  daß,  angesichts 
der  Größe  und  Verzweigtheit  des  Problems, 
die  Aufbereitung  niu*  eine  zentrale  sein  kann, 
soll  sie  allen  Kombinationen  gerecht  werden. 
Die  Kosten  der  letzten  deutschen  B.erhebung 
betrugen  2,4  Mill.  Mark,  einschließlich  der 
Betriebserhebung  3,6  Mill.  Mark. 

b)  Im  Deutschen  Beiche.  Die  ei-sto 
große,  methodische  B.zählung  ist,  und  zwar 
ohne  Verbindung  mit  einer  Volkszählung 
jedoch  im  Zusammenhang  mit  einer  Be- 
triebsstatistik, im  DeutschenKeiche  mit 
RG.  V.  13.11.  1882  am  o.'M.  desselben 
Jahres  vorgenommen  worden  und  hat  eine 
große  l^deutung  für  die  Volkswirtschafts- 
lehre erlangt.  Sie  geschah  mit  geringen 
örtlichen  Ausnahmen  durch  Haushalt ungs- 
bogen  und  faßte  die  B.  in  153  B.arten  zu- 
sammen (wovon  110  auf  Bergbau  und  In- 
dustrie entfielen),  wobei  die  B.zugehörigen 
in  Angehörige,  Hausdionstboten  geschieden 
und  die  soziale  Schichtung  in  leitende  Per- 
sonen, höheres  Dienst  -  Personal  (Aufsicht, 
Schi-eibarbeit  etc.)  und  sonstige  Hilfspersonen 
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vorgenommen  wurde;  auch  wurde  auf  den 
Nebenerwerb  Rttcksieht  genommen.  Ferner  I 
wurde  Alter,  Geschlecht  und  Zivilstand  er- 
hoben, üeberdies  wurden  die  wegen  Alters, 
Verletzung,  Krankheit  dauernd  Erwerbsun- 
fähigen nach  dem  vormaligen  B.  und  die 
Witwen  nach  jenem  der  verstorbenen  Ehe- 
männer festgestellt.  Auch  wurden  die  selb- 
ständigen Landwirte,  welche  nebenbei  Tag- 
löhnerei  betreiben,  und  innerhalb  der  Indu- 
striellen die  Hausindustriellen  gesondert 
nachgewiesen. 

Die  zweite  deutsche  B.-  (und  Betriebs-) 
Zählung  wurde  mit  G.  v.  8.  IV.  1895  (welches 
mit  demjenigen  von  1882  fast  gleichlautend 
imd  ganz  kurz  ist)  an§;eordnet  und  am  14./ VI. 
1895  durchgeführt ;  die  Methodik  und  Technik 
wurde  so  wie  1882  im  Verordnungswege  und 
zwar  mit  Bundesratsbeschluß  v.  11.,  VI.  1895, 
§  522  der  Protokolle  festgestellt.  Diese  Er- 
hebung beruht  im  Wesen  auf  denselben 
Grundlagen  wie  die  erstgenannte,  nur  daß 
einige  Gesichtspunkte  (Hausindustrielle, 
Heimarbeiter,  Wandergewerbe)  schärfer  er- 
faßt und  auch  auf  das  regelmäßige  „Mit- 
helfen'^ der  Familienmitglieder  Bedacht  ge- 
nommen wurde.  Als  wesentliche  wichtige 
Neuerung  ist  aber  die  Ermittehmg  der  be- 
niflichen  Arbeitslosen,  die  Dauer  des  Zu- 
standes  der  Arbeitslosigkeit  und  das  Moment, 
ob  die  Arbeitslosigkeit  auf  vorübergehender 
Arbeitsunfähigkeit  beruht,  hinzugekommen. 
Bei  dieser  Zählung  wurden  10397  B.be- 
neunungen  verwendet,  welche  in  207  Arten, 
75  Gruppen  und  6  Klassen  zusammengefaßt 
w^urden. 

c)  In  Oesterreich  etc.  Nachdem  1762, 1804, 
1830  nnd  später  die  ständische  Gliederung 
(Geistliche,  Adlige,  Beamte,  Honoratioren, 
bttrfferl.  Gewerbsleute  und  Künstler,  Bauern, 
Nachwuchs  etc.)  der  männlichen  Einheimischen 
ermittelt  worden  war,  erfolgte  die  ß.erhebung 
im  Rahmen  der  Volkszählungen.  1857  hinsicht- 
lich der  einheimischen,  1869,  1880,  1890  und 
1900  hinsichtlich  der  Gesamtbevölkerung.  Je- 
doch erst  1890  wurde  dem  B.momente  eine 
frößere  Beachtung  geschenkt,  was  nicht  nur 
urch  ein  tiefer  greifendes  Aufnahmsverfahren, 
sondern  auch  durch  die  eigenartige  Aufberei- 
tunffsmethode  ermöglicht  wurde  (s.  Art.  „Volks- 
zählungen"). Es  wurden  da  173  B.arten  auf- 
gestellt, welche  in  29  Gruppen  und  5  Klassen 
zusammengefaßt  wurden.  Die  Erfassunsf  der 
B. Zugehörigkeit  und  der  sozialen  Schichtung 
sowie  des  Nebenberufes  erfolgte  im  wesentlichen 
nach  den  oben  entwickelten  Gesichtspunkten, 
die  auch  bei  der  deutschen  Zählung  Platz  greifen. 
Sodann  erfolgte  auch  hier  die  Berücksichtigung 
von  Geschlecht,  Alter  und  Zivilstand,  j^och 
auch  der  Gebürtigkeit  (nach  Geburtsort)  und 
die  Erfassung  des  Haus-  und  Grundbesitzes  ah 
Allein-  und  Mitbesitz  für  die  Gesamtbevölke- 
rung. Die  Kosten  lassen  sich  aus  den  Gesamt- 
kosten der  Volkszählung  nicht  genau  aus- 
scheiden. —  Im  Jahre  ISSO  blieb  man  bei  den- 
selben Grundsätzen  stehen ;  die  Zahl  der  B.arten 


beträgt  da  182,  ferner  wurde  durch  die  Sl 
?on  Zusatzfragen  bei  den  Erwerbstitii 
Gewerbe  und  Handel  der  künftigen  Bc 
Zählung  vorgearbeitet  und  eine  Untench« 
der  Familienmitglieder  in  mithelfende  un( 
mithelfende  vorgenommen;  dagegen  ent 
Frage  nach  dem  Grundbesitz.  — 

In  den  übrigen  wichtigeren  Staaten 
Ausnahme  Belgiens,  wo  die  B.erhebnng  : 

j  Schlüsse  an  die  Betriebszählnne  stattft 
erfolgten  die  B.erhebuugen  innernalb  der 
zählun&fen ,  im  allgemeinen  in  mind< 
thodischer  Weise  als  insbesondere  im  Dei 
Reiche.  Aber  auch  in  diesen  Ländern,  in 
die  B.  im  Rahmen  der  Volkszählunff  er 
werden,  bleibt  die  Verbindung  der  ß.eri 
mit  der  Betriebsaufnahme  nicht  ohne  I 
sichtigung  (Frankreich  1896,  1901,  C 
Oesterreich),  sondern  erfolgt  die  Verb 
durch  die  Stellung  von  Zusatzfragen. 

d)  Internationale  Bestrebong«!] 
Vereinheitlichung  der  B.erhebung«n. 
der  Internationale  Statistische  Kongreß  h 
und  zwar  auf  der  Petersburger  ätnion 
bemüht,  für  die  B.erhebuugen  der  eil 
Staaten  ein  einheitliches  Programm  si 
fehlen;  dasselbe  ist  iedoch  der  großen  A 

f  nicht  gewachsen  und  heute  ohne  jeden  ] 
Die  Bestrebungen  wurden  vom  Internat 
Statistischen  Institut  auf  einer  ongleic 
fassenderen  Basis  wieder  auf^nommen.  J 
t  i  1 1 0  n  lefi:te  der  Pariser  Session  deaeelbei! 
die  Grundzüge  einer  solchen  einheitliche 
menklatur^  vor,  und  daraufhin  unterbreite 
Kommission  der  Wiener  Session  (1881) 
Schemata.  Diese  wurden  den  wichtigstei 
stischen  Aemtern  zur  Begutachtung  üben 
worauf  Bertillon  der  Session  in  Chicago 
die  dergestalt  neuredigierten  Schemata 
breitete^   welche   von   einer  Speualkom: 

I  des  Institutes  geprüft  wurden.    Diese  8 1 

I  tischen  Arbeiten  umfassen  61,  bezw.  21 
600  B.arten  in  Zusammenfassung  nach  B.g 
und  Klassen,  sowie  eine  Unterscheidnni 
Unternehmern,  Beamten  etc.,  Arbeitern, 
halb  deren  der  Selbsttätigen  nnd  Angeli 
sowie  4  Altersgruppen  und  das  Geschiec 
Im  Jahre  1899  trug  R auchbergder 
in  Christiania  (1899)  Leitsätze  über  die 
la^en  einer  B.erhebung  vor,  welchen  i 
stitut  beitrat,  ohne  jedoch  zum  Wesen  de 
etwas  Förderndes  hmzuzufügen.  VorUU 
von  der  Behandlung  des  Problems  dnrch  da 
nationale  Forum  kaum  etwas  Ersprießli( 
erwarten ;  allenfalls  können  die  in  Deuti 
und  Oesterreich  zum  Durchbmch  gel 
wissenschaftlich  einwandfreien  Gmndpri 
der  B.erhebnn^n  den  übrigen  Staaten 
drücklich  zur  >  achfolge  empfohlen  werden 
muß  von  diesen  ersehen  werden,  daß  das  f 
der  B.erhebung  nicht  in  einer  n^l^ 
des  occupations"" ,  sondern  darüber  hin 
wichtigeren  Punkten  gipfelt. 

6.  Einige  Resultate  der  B.ei1ielN 

a)  Die  B.verteiliuig  im  Deutschen  B 

In  der  Tab.  I  ist  einerseits  die  B-Ter 
nach  den  großen  volkswirtsdiaftlioh 
klassen:  Landwirtschaft.  Industrie,  '. 
und  Verkehl'  und  Olfentlicnen  DienaÜisil 
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liberale  Berufe,    und  andererseits    nach   der  B.zugehörigkeit   in   Erwerbstätige, 
ie  und  Angehörige  geschieden  dargestellt. 

.  L    Die  berufszogehörige  BeTölkerung  des  Dentschen  Reiches  nach  B.klassen  1895 

und  1882  (in  1000). 


^. 

1895  ' 

189o  gegen  1882 

li^Ö 

jofiklaBäe 

-§  .  -^ 

fit 

s 

^  1 

±lj"=l 

«■ 

-^^ 

1  1 

(§ 

•s| 

4ii 

^lill 

L  Powtwirtadi. 

S292 

375 

9834 

ißSor 

35.8 

-  3,8 

'     -    6,8 

läj 

6 

KzSt 

3^o 

U6w 

20  253 

2%i 

--  26,1 

+     3,6     : 

4-  '.5 

18,0 

mid  Terkehr 

^339 

384 

3344 

5967 

1^5 

--  31,7 

16.4 

Ute  u.  weob^. 

iriMit 

433 

I 

4S3 

387 

1,7 

-     5,5 

—  0,4 

7,Ä 

rufe,  Zivil-  tmd 

^^IMISt 

1426 

191 

I  31& 

^^2S 

5.5 

+   »7,5 

1  +  0.6 

S,i 

auf  nod   ohne 

1 

KBgftbe 

ai43 

16S 

loi6 

3327 

6.4 

+  48,1 

'    +   ''S 

9,4 

Zuiammen : 

12914 

1339 

27517 

s«  770 

lOO.O 

+    H,5 

1        — 

14.3 

Zeiträume  1882—1895  haben  ziffem- 
die  Erwerbstätigen  am  meisten  zu- 
aen  Q7,8®/o),  weniger  die  Angehörigen 
)  una  nur  unbedeutend  die  Hausdienst- 
sehr  stark  dagegen  hat  sich  die  Zahl 
)8en  vermehrt.  Diese  Veränderungen 
Ziffem  sind  zum  Teile  auf  Aende- 
im  ErhebuDgsvorgange ,  zum  Teil 
ich  auf  tatsächliche  B. Verschiebungen 
Eofflhren.  So  dfirfte  insbesondere  die 
3r  &werb8tätigen  durch  früheren  Be- 
ler  Erwerbsarbeit,  und  die  Zahl  der 
i  durch  die  Erfolge  der  sozialen  Yer- 
ingseinrichtungen  gestiegen  sein. 


Was  die  großen  wirtschaftlichen  BJdassen 
anbelangt,  so  ist  die  landwirtschaftliche  Be- 
völkerung, welche  sich  1882  noch  (mit  42,5%) 
I  in   der  relativen  Majorität   befemd,   absolut 
j  und  relativ  zurückgegangen  und  beträgt  nur 
'  noch  ein  reichliches  Dritteil  der  Bevölkerung. 
,  Dage^n   ist  die   gewerbliche  Bevölkerung 
an  die  erste  Stelle  gerückt  (von  35,5  auf 
■  39,1%).    ungeachtet  dieses  Vordringens  des 
i  gewerblichen  Volkselementes  kann  nicht  an- 
genommen werden,  daß  das  deutsche  Volk 
j  vom  Agrar-  zum  Industriestaat  übergegangen 
!  sei.  Um  zu  beurteilen,  durch  welchen  flaupt- 
'  erwerbszweig  ein  Volk  charakterisiert  sei, 


e?8Ikenuig  des  Deutschen  Reiches  nach  Bemfsabteilnngen  und  Geschlecht 

1895 


minnlich  1 

I 
1 

i       II 
2 

III 
3 

!         IV        i 

4        1 

V 

VI 

weibUch 

5 

6 

Berufe.  I    Land- 
ab-      I  u.  Forst- 

teilungen  1     ^- 
^     I   Schaft 


Industrie 

und 
Bergbau  l 


Handel 

und 
Verkehr 


Lohn-  Oeflfentl.  ißerufelose 

arbeit  Dienst  u.      Selb- 
wechseln-       freie       ständige 
der  Art      Berufe    I 


Nach  der  „Berofs-  nnd  Gewerbesählung  vom  14.  Juni  1895'' 
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ist  es  erforderlich,  neben  den  Haupt-B.  auch 
die  Neben-B.  ins  Auge  zu  fassen.  Von  den 
Neben-B.fällen  entfällt  die  weitaus  größte 
Menge  auf  die  landwirtschaftliche  Tätigkeit: 
74^/0,  und  nur  12,5®/o  auf  die  Industrie. 
Fassen  wir  nun  alle  vorkommenden  Haupt- 
und  Neben-B.fälle  zusammen,  so  befindet 
sich  die  Landwirtschaft  mit  42,9^/o  noch 
immer  gegenüber  der  Industrie  mit  31,9^/o 
in  der  relativen  Majorität.  In  den  einzelnen 
Bundesstaaten  weicht  die  berufliche  Zusam- 
mensetzung der  Bevölkerung  vom  Reichs- 
durchschnitte sehr  erheblich  ab. 

Tab.  II.  Die  B.zugehörigkeit  der  Bevölkerung 
nach  B.klassen  in  einigen  Bandesstaaten  in  %. 


Bemfsklassen 

§ 

P 

Sachsen 
Bayern 

Württem- 
berg 

a 

Land-  und  Forts- 

wirUchaft 

36,1 

i«>,i 

45,8     44,4 

4«,4 

Industrie 

38,7 

58.0 

31,0    33,1 

34,8 

Handel  n.  Verkehr 

11,4 

14,0 

9,8 ;     7,1       9,9 

Hausdiener     und 

1 

wechselndeLohn- 

arbeit 

2,1 

1,2 

0,8      0,8 

0,8 

freie  Berufe,  Zivil- 

1       • 

n.  Militärdienst 

5,3 

5,4 

5,1  i     5,6      5,5 

ohne  Berufe  und 

1 

ohne  Berufsang. 

6,4 

6,3 

7,5'     9,0 1     6,6 

Znsammen : 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

Zerlegen  wir  die  großen  volkswirtschaft- 
lichen B.klassen  in  B.gruppen,  so  treten  neben 
der  Landvsirtschaft  —  allerdings  in  recht 
weitem  Abstände  —  die  Bekleidungsindustrie 
und  die  Gruppe  der  Baugewerbe  mit  einer 
Anzahl  von  1^.3— P  2  Mill.  Erwerbstätigen 
hervor;  annähernd  ebenso  stark  sind  die 
Erwerbstätigen  im  Handel.  Sodann  folgen 
die  Gruppen  der  Textilindustrie,  der  Nah- 
rungs-  und  Genußmittel  und  der  Metallver- 
arbeitung usf.  wie  die  nachstehende  Tab.  III 
ausweist. 

Wollten  wir  nun  in  der  B.gliedenmg 
noeli  tiefer  hinabsteigen  und  auf  die  einzel- 
nen B.arten  eingehen,  so  sind  außer  der 
Landwirtschaft  namhaft  zu  macheu  (1895, 
Erwerbstätige  in  1000):  Tuchmacherei  We- 
berei r>01,  Maurer  485,  Schuhmacherei  402, 
Tischler  357,  Schlosser  296,  Bäcker  und 
Konditorei  248,  Schmiede  195,  Fleisclierei 
177  usw. 

Nach  der  sozialen  Schichtung  gliedert 
sich  die  erwerbstätige  Bevölkenmg  in  der 
Landwirtschaft,  im  Gewerbe  und  Handel 
dergestalt,  daß  auf  die  Selbständigen  (zu 
denen  jedoch  nicht  nur  die  Eigentümer, 
Pächter  u.  dgl.,  sondern  auch  die  leitenden 
Beamten  gezählt  werden)  nicht  ganz  ^3  ent- 


Tab.  ni.    Erwerbstätige  im  Hanptbemi 
1895  und  1882. 


Berufsgruppen 


An- 
zahl in 
1000 

(189Ö) 


Landwirtschaft,  Gärtnerei, 
Tierzucht 

Forstwirtschaft  u.  Fischerei 

Bergbau,  Hütten-  u.  Salinen- 
wesen, Torf  gräberei 

Industrie  d.  Steine  u.  Erden 

Metallverarbeitung 

Maschinen,  Werkzeuge,  In- 
strumente, Apparate 

Chemische  Industrie 

Forstwirtschaftliche  Neben- 
produkte 

TextUindustrie 

Papier 

Leder 

Holz-  und  Schnitzstoffe 

Nahrungs-  und  Genußmittel 

Bekleidung  und  Beinigung 

Bangewerbe 

Polygraphische  Gewerbe 

Künstlerische  Gewerbe 

Fabrikpersonal  ohne  nähere 
Angabe 

Handelsgewerbe 

Versicherungsge  werbe 

Verkehrsgewerbe 

Beherbergung  u.  Erquickung 


Zusammen : 


8156 
137 

568 
501 
862 

385 
103 

43 
945 
136 
169 
647 
878 

1513 

1354 

119 

28 

30 
I  205 

26 
615 
493 


18913 


in  •/«■ 
Erwei 
tätig» 


18961: 


43,1 
0,7 

3,0 
2,7 
4,6 

a,o 
o,S 

0,2 
5,0 
0,7 
0,9 
3,4 
4,« 
8,0 

0,6 
0,2 

6,4 
0,1 
33 
2,6 


[00,0 :  IC 


fällt;    über   2/3   entfallen   auf  die  Arbei 
resp.  Angestellten. 

Das  Verhältnis  zwischen  Selbständij 
und  Arbeitern  hat  sich  von  1882  auf  li 
in  der  Landwirtschaft  zugunsten,  und 
der  Industrie  sowie  im  Handel  zu  ungons 
der  Selbständigen  verschoben.  Zum  gerini 
Teile  mag  liier  eine  geänderte  Erh(*aB 
technik  die  Differenzen  hervorgerufen  W> 
im  wesentlichen  dürfte  aber  diese  Ead 
nung  dadurch  zu  erklären  sein,  dafidieZ 
der  landwirtschaftlichen  Dienstboten  1 
Arbeiter  sich  durch  Abströmen  in  die  Stil 
verringert  resp.  die  Zahl  der  landwirtsdü 
liehen  Selbständigen  durch  Kauf,  Padit  • 
vermehrt  hat,  und  daß  in  der  Industrie 
Rückgang  der  Selbständigen  und  die  i 
nähme  der  Arbeiter  eine  Folge  der  K 
Zentrierung  der  industriellen  Betriebe 
wodurch  die  kleineren  üntemehmungeoj' 
drängt  imd  die  Zahl  der  Arbeiter  gestaj 
wurde.  —  Das  weibliche  Oeschleäit  u^ 
der  Zeit  von  1882  auf  1895  in  die  Sdi» 
der  industriellen  Arbeiter  ziemlidi  fl^ 
eingestrc'>mt,  während  die  weiblichen  8 
ständigen  in  der  Industrie  noch  mdir  WfO^ 
gegangen  sind  als  die  männlichen:  Indoi 


Beruf  und  Berufssiatistik 


429 


430 


Beruf  und  Beru&statistik 


Tab.  IV 

Soziale  Schichtuufir  der  Beyölkemng. 
1895  und  1862, 

Selb- 
ständige 

An- 
gestellte 

Arbeiter 

1 
^1 

^uf  100 
1895 

Erwerbstätige 

1  ^1 

kamei 
1882 

Berufsklasse 

S 

2  ■ 

, 

1895  in  1000 

&  i 

Landwirtschaft 

Industrie 

Handel 

2  222 

1542 
641 

männlich 
78           3  630 
254           3  551 
250              583 

40,1 
22,8 
36,4 

3,8 
14.2 

58,5 
73,4 
49,4 

3^8 
43,3 

10,9  1 

Zusammen 

Landwirtschaft 

Industrie 

Handel 

4405 

347 
520 
202 

582           7  764 

weiblich 

18           2252 

9               545 
12               144 

31,3 

12,6 
34,3 
35,0 

4,2 

0,7 
0,6 

2,1 

64,5 

86,7 
65,2 
62,9 

34,2  ; 

10,9 
51,4 
50,5 

0,» 
i.i 

Zusammen 

Landwirschaft 

Industrie 

Handel 

1069 

2569 

2062 

843 

39       !      2  941 
zusammen 

96           5  882 
263           4  096 
262              727 

22,0 

31,0 
24,9 
36.1 

0,8 
3,2 

11,2 

77,2 

67,8 
71,9 
52,7 

25,4 

27,8 
34,4 
44,7  1 

0.3: 

'.6 
9.0 

Zusammen 

5  474 

621 

10705 

28,9 

3,3 

67,8 

32,0 

«,9; 

weibliche  Personen  und  zwar  Arbeiter  1882 
0,55  MilL,  1895  0,99  Miil.,  dagegen  Selb- 
ständige 0,58  und  0,52  Mill. 

b)  Die  B.erhebungen  in  den  einzelnen 
Staaten  befolgen  so  verschiedenartige  Grund- 
sätze, namentlich  hinsichtlich  der  mithelfen- 
den Familienmitglieder,  Ehefrauen,  erwach- 
senen Söhne  und  Töchter,  femer  hinsichtlich 
der  Tagelöhner  u.  dgl.,  daß  eine  Vergleichung 
der  Resultate  dieser  Erhebungen  nur  sehr 
vorsichtige  Schlüsse  auf  die  B.8chichtung  hei 
den  einzelnen  Völkern  gestattet.  Die  nach- 
stehende der  oflizieDen  Statistik  des  Deut- 
schen Reiches  entnommene  Tab.  V  enthält 
für  den  Zeitraum  gegen  Ende  des  19.  Jahrh. 
die  'Verteilung  der  Er^'erbstätigen  nach  den 
Hauptabteilungen  (in  ®.o). 

Wenngleich  die  Ziffern  offensichtlich  da- 
rauf hindeuten,  daß  die  Erhebungsvorgänge 
bedeutende  Verschiedenheiten  besitzen,  so 
zeigt  sicli  doch,  daß  eine  Reihe  von 
Ländern  ausgesprochene  Agrarstaaten,  andere 
ebenso  entscluedene  Industrieländer  sind. 
Ebenso  zeigt  die  ZifTernreihe ,  in  welclier 
Weise  sich  allmälüich  der  üebergang  der 
Agrarstaaten  in  die  Industriestaaten  voll- 
zieht und  in  welchen  Grenzen  die  B.schichten 
sich  dabei  verhalten.  Die  neueren  und 
künftigen  B.zählungen,  namentlich  jene  von 
1900,  deren  Ergebnisse  noch  nicht  in  ge- 
nügender Menge  vorliegen,  um  Vergleiche 
zu  ermöglichen,  w^erden  eine  weitaus  größere 
Gleichmäßigkeit  aufweisen  und  den  in  inter- 
nationaler Hinsicht  springenden  Punkt  der 
Gliederung:  den  Gegensatz  der  agrarischen 


Tab.  V.   Die  Erwerbstätigen  nach  B.abteili 
in  den  wichtigsten  Staaten 
(Zählungen  um  das  Jahr  1890). 


Von  100  Beruf8tätifl:en  geh* 
jeder  BernfsaDteilung: 

Länder 

i^ 

Industrie 

und 
Bergbau 

Handel 

und 
Verkehr 

Haos- 
dienste  >) 

1 

5 

Deutschland 

37,5 

37,4 

1 
10,6  .   6,1 

Oesterreich 

64,3 

21,9 

6,4      3,5 

Ungarn 
Itaien 

58,6 

12,6 

3,3  '    4,9 

i 

56.7 

27,6 

3,9      3,9 

Schweiz 

37,4 

40,7 

10,7  ,    6,2 

Frankreich 

40,0 

27,9 

13,4    ;     9,9 

Schweden 

54,0 

15,0 

5.8     13,6 

1 

Norwegen 

49,6 

22,9 

11,7  :io,5 

England 

10,4 

56,9 

10,8  1  14,7 

Schottland 

14,0   58,1 

10,2     11,4 

Irland 

44,0   30,7 

4,5     11,1 

Verein.   St. 

V.  N.-Am. 

38,0 

24,1 

14,6 

19,2 

und  industiielien  Intercssen  in  seinen  Ol 
lagen  deutlicher  hervortreten  lassen, 

Literatur :  Statistik  des  Deutschen  Beickes, . 
7?(/.  2—4,  Berlin  18S3  (drucke  JErAeM 
1882).  —  DU  bertißieke  und  soziale  GM 


M  In  dieser  Hinsicht  bestehen  bedes 
Erhebungsdifferenzen. 

'^)  Tagelöhner  ohne  nähere  Angabe; 
dürften  in  der  Hauptsache  zur  Landwirti 
zu  zählen  sein,  wodurch  deren  %  entsprei 
ansteigen  müßte. 
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cies     deutschen    Volkes   nach   der   Berufszählung 

rom  l^-IVL  1895,  Statistik  des  DexUschen  Reichs, 

y.   F.,   Bd.  in.    —    OesterreiehUche    Statistik, 

Bd.  ^4f  Wien  1894  (Erhebung  von  1890)  ;  ebenda, 

66.   Bd.  (Erhebung   von   1900),    usf.   die    Volks- 

tählungsverke  der  übrigen  Staaten.  —  Bezüglich 

der  intemati(mal€n  Bestrebungen  s.  die  Comptes 

rtndut  der  Sessionen  des  Intern.   Instituts  im 

Bulletin  de  l'InstittU  intern,  de  Statistique,  bes. 

Bi.  8  u.  Bd.  12;    dann  Körösl,  Die  intemat, 

Klassierung  der  Berujsarten,  Statist.  Monats- 

tehrift,  Jahrg.  1893.  —  Systematisches  Verzeich- 

MM  der  Berufe  für  die  Zwecke   der  Geschöfts- 

ßikrung  und  Statistik   der  Arbeitsvermittelungs- 

wMtaken,    herausgeg.   vom   osterr.   k.  k.  arbeits- 

itaiiititehen    Amt    im    Handelsministerium.    — 

Sifitmatisches     Verzeichnis     der    Gewerbe     und 

anderer  gewerbsmäßig  ausgeübter  Beschäftigungen 

jur  ttatiiL  Zwecke   der  Handels-   und  Gewerbe- 

kammem,     i.    Aufl.,     laut    Erlaß    des     österr. 

HandeUmin.  r.  j.fVIII.  1899. 

Dazu  verschiedene  Darstellungen,  kritische 
Betpreehungen  der  detitschen  Bemfszählungen 
um  im  und  1889  in  fast  sämtlichen  Zeitschriften 
wd  durch  selbständige  Werke,  so  O.  v,  Mayr 
w  teinem  AUgem.  Statist.  Archiv,  v.  Scheel  in 
SckSubergs  Handbuch  der  polit.  Oekonomie, 
^  .iuß.,  IIIJ2,  S.  281  fg.  —  Rauchberg,  Die 
Berufh  und  Gewerbezählung  im  Deutschen  Reich 
w»  ms,  Berlin  1901  etc.  —  Veber  die  österr. 
Benjtxählungen  mehrere  Abhandlungen  von 
r.  Inama  und  Rauchberg  in  der  Statistischen 
Mmttsehrift. 

Sekrißen  allgemeineren  Charakters:  O, 
S^wudler,  Die  Tatsachen  der  Arbeitsteilung; 
^  Wesen  der  Arbeitsteilung  und  die  soziale 
DamnbilduTtg,  Jahrb.  f.  Ges.  u.  Verw.,  Bd.  IS, 
U'  Jahrg.  —  J^erselbe,  Was  verstehen  wir 
^i»ier  JÜttelstand,  hat  er  im  19.  Jahrh.  zu-  oder 
•hemmen  f  GöUingen  1897.  —  K.  Bücher, 
Ihe  EnUUkung  der  Volkswirtschaß,  Tübingen 
m,  bes.  S.  119  fg. 

Jn  „Beruf  und  Berufsstatistik'*  von  v.  Scheel 
^H.d.  St.,  Bd.  II  und  der  Art.  „Berufs-  und 
^^f^cerbestatistik"  KoUmanns  im  I.  SuppU- 
^«ntband  hierzu.  —  Femer  Zahn  in  der  2.  Aufl. 
^fttdben  Werkes.  —  r.  Inama,  Staatswissen- 
^^JUieke  Abhandlungen  JVr.  19,  Erwerbsfreiheit 
«»rf  ^enossenschafU.  Bindung,  Leipzig  1903.  — 
^'  Goldstatnnt,  Berufsgliederung  und  Reich- 
^,  Bd.  I,  1897.  —  rh,  Lotmar,  Die  I>Vei- 
^  der  Berufswahl,  Leipzig  1898.  —  --l.  Wagner, 
^ndlagen  der  Volkswirtschaft,  S.  Aufl.,  S.  613 
^682.  —  G.  V.  Mayr,  Statistik  und  Gesell- 
*f*aMAre,  2.  Bd.,  fVeiburg  1897.  —  v.  Fircks, 
^^^!^lkerungslehre  und  Berolkerungspolitik,  ^  10, 
^tig  1898.  —  Brachelli'Juraschek,  Die 
^^oaten Europas,  1903.  ^  PhiUppovich,  Grund- 
nl  der  polit.  Oekonomie,  I.  Bd.,  5.  Aufl.,  Frei- 
^7  1904.  —  Ferraris,  11  censimento  delle 
f^tstioni,  in  Suova  Antologia,  1893,  und  Pro- 
^•"•Wiii,  dassi  e  loro  rilevuzione  statistica,  in 
*^  t  Mewkorie  della  B.  Accad.  di  Scienze  di 
^^osa,  V,  X,  IL 

Endlich  wären  noch  die  historischen 
^dien  über  Berufstxutände  zu  erwähnen,  welche 
^  suwkieist  mit  den  historischen  Bevölkerungs- 
"••Am  zusammenfallen  (s.  „Bevölkerungswesen**), 


im  16.  Jahrh.,  in  Ztschr.  f.  d.  Gesch.  d.  Ober- 
rheins,  y.  F.,  Bd.  11,  u.  a.  m.  —  Vgl.  auch 
den  Art.  „Gewerbestatistik**  und  die  daselbst  an- 
geführte Literatur.  Mischler. 


Bernfsgenossenschaften. 


1.  Begriff.    2.  Organisation. 
4.  Weitere  Einrichtungen  der  B 


3.  Verwaltung. 
5.  Statist^. 


1.  Begriff.  Die  B.  sind  die  hauptsäch- 
lichsten Träger  der  deutschen  Arbeiter- 
unfallversicheruDg  (s.  Art.  „Unfallversiche- 
rung"). Sie  sind  mit  juristischer  Persönhch- 
keit  ausgestattete,  öffentlich-rechtliche,  auf 
Gegenseitigkeit  beruhende  Verbände  der  dem 
Zwang  der  Versicherung  unterworfenen  ge- 
werblichen und  landwirtschaftlichen  Betriebs- 
unternehmer, „eine  lureigenste  Schöpfung 
des  Fürsten  Bismarck^\ 

2.  Organisation.  Die  Reichsgesetze  über 
die  Arbeiterunfallversicherung  haben  nicht 
nur  einen  Versicherungszwang  eingeführt, 
durch  welchen  die  Arbeiter  der  versicherungs- 
pflichtigen Betriebe  bei  Unfällen  Ersatz  er- 
halten, sondern  auch  einen  Zwang  zur 
Organisation,  welche,  vde  schon  der 
Name  B.  andeutet,  nach  Berufen  gegliedert 
worden  ist.  Die  Entstehung  der  einzelnen 
B.  beruht  im  w^esentlichen  auf  dem  freien 
Zusammenschluß  der  Unternehmer  von  Be- 
trieben derselben  Art.  Diux^h  das  Gesetz 
selbst  war,  wenigstens  für  die  gewerbliche 
Unfallversicherung,  weder  der  berufliche 
noch  der  örtliche  Kreis  für  die  Genossen- 
schaften bestimmt,  ausgenommen  waren  nur 
die  See-B.  und  die  Tiefbau-B.,  welche  beide 
durch  das  Reichsgesetz  selbst  begründet 
wurden.  Femer  wurde  hinsichtlich  der  land- 
imd  forstwirtschaftlichen  B.  den  Regierungen 
der  Bundesstaaten  ein  weitgehendes  Be- 
stimmungsrecht eingeräumt. 

Jede  B.  umfaßt  einen  einzigen  Berufs- 
zweig oder  aber  eine  Reihe  naheverwandter 
Berufszweige.  Die  geographische  Ausdehnung 
der  B.  erstreckt  sich  entweder  auf  das  ganze 
Reich  oder  auf  fest  abgegrenzte  Bezirke, 
Bundesstaaten  oder  Provinzen  usw. 

Oberstes  Willensorgan  der  B.  ist  die 
Generalversammlung,  welche  sich  aus 
sämtlichen  Mitgliedern  oder  aus  gewählten 
Vertretern  zusammensetzen  kann.  Ausführen- 
des Organ  ist  der  aus  10—12  Mitgliedern 
bestehende  ehrenamtlich  tätige  Vorstand. 
Innerhalb  der  B.  können  Sektionen  errichtet 
werden ;  diese  Sektionsbildung  ist  die  Regel. 
Jede  Sektion  hat  ihren  etwa  aus  6  Mitgliedern 
bestehenden  Vorstand  und  ihre  Sektions- 
versammlung. Schließlich  können  besondere 
örtliche  Organe  geschaffen  werden,  die  so- 
genannten Vertrauensmänner,  welche 
hauptsächlich  bei  den  Entschädigungen  mit- 
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ziiwirkea  haben,  während  besondere  Beauf-  Möglichkeit,  den  B.  weitere  Einrieb 

tragte  zur  Ueberwachung  der  Betriebe  an-  tun  gen  anzugliedern. 

gestellt  werden  können.  Die  B.  sind  seit  1900  berechtigt,  fii 

3.  Verwaltung.   Die  wichtigste  Aufgabe  ™^*""fr'' vLÄnL  A..  R«.„oi-..n». 

t\^sil^ti?urrÄ'ÄSn\'  nehileruniTf  =  ^bi^  Ä 
Ir^Irf'rdÄn^MittT'Die  FesSunf  pAicht gleichgesteUtenPe«oaenÄen H.f 

jLÄ'^S^SeÄ  Unfärzei^^n       ,%-  .Errichtung    von  ^nteo^d« 
Ser  Unternehmer  nach  einer  von  der  Orts-  "1- J^°/i,?°4j*,fi,t?  j?!:  ?f*^l5'S?r 

Sz^z-e-^Ä^ÄnTS ,;  ~S£!3 

fruÄ^IÄ^';Ä\;ffe=  anÄflanÄrf  Ltd^eTÖZ 
FaUs  die  Feststellung  nicht  sofort  endgültig     ^    j    j  ^       ^  ^  j  ^^  ^ 

geregelt  werden  kann,  ist  eine  Entschädigung  Versicherung   gedeckt    werden      Von    d 
wenigstens    vorläufig    zuzubilligen,     üeber  v*«  i-  ur  •!°u°Z^S- i!-.  '"^\^^^'      '^r  . 
die  fetstellung  ergeht  ein  Be4eid,  gegen  Möglichkeit,  Haftpflichtversicheningseinnc 

welchen  eine  Benifungauf  schiedsgerichÜiShe  t""««"^  .^"    ^'^ff^"'    }f    «'«e    ^^., 

Entscheidune   vorce^hen   ist      Geeen   die  <*ebrauch  gemacht.     Gegen  diese  Einnd 

EÜtscSunl   reÄedsÄrichtsTbt  es  tungsi„d  aber  erhebUche  Bedenken  gelte, 

in  bestimmten  FäUen  ein  weiteres  Rechts-  geniaciit  joi-aen. 

mittel,  den  Rekurs,  über  welchen  das  Reichs-  ..  Neuerdings  hat  man  auch  vorgeschk^ 

vprsioWiinpsamt  t^^zw  die  landpcvprsiohp-  *^'®  Berufsgenossenschaften  zu  TrSgem  an 

;rÄter^«d;n.%'i:"iT^^^^^^^^  Arl^itslosigkeUsve^icherung  zu  machen  ( 

der  Entschädigung  erfolgt  durch  die  Post.  '■  ^^^^^^^  f);^  ^^^  ^^^^^  ^^ 


Jmlageverfahren, 

jedes  Rechnungsjahres;   bei  der  Tiefbau-B.  B-;  'on  diesen  nmfaßten  erstere  349  SektitM 

ist  jedoch  das  Kapitaldeckungsverfahren  ein-  S'*  ^^^  Betrieben  und  7466484  vetndinln 

geführt,  bei  den  Hochliau-B.  das  Prämien-  Ä»«"'  iT?^',^7f*L^fr.^*  i^ 

ri«^i.,.„L.„„-f.,i,.w^.,   /„     i_t     T'„»»ii ,:„K»  Betrieben  nno  11 1090 «I  veisicnerten  PenoMt 

deckungsverfahi-en  (s.  Art.  „Lnfallversiche-  j^  J)i^^^^  ^^^  ^^^  g   gj^^^g^  „gg  jßjga^ 

"'"s  )■  von     B. vorständen,     5889     Sektionsvwrtlifc 

Zur  Bestimmung  der  Beitragshöhe  dient  25687  Vertrauensmänuer,   3488   Verwdtni» 

dieBildung  von  Gefahrenklassen.    Die  t?»«"*«   nnd   227    technische   An&ichtjbeMte. 

zu  einer  Genossenschaft  gehörigen  Betriebe  S'*  H^<^if,^f?S!I!^i*^2t  Mm   S*iÄ 

werden     durch     die     G^nossfnschaf^ver-  &Mtl.ÄÄfen%MilLfeÄ 

Sammlung  in  Gefahrenklassen  eingeteilt,  bei  hosten.  Das  Vermögen  der  B.  betrug  210 mi 

welchen  die  Größe   des  Betriebs   und   die  titeratnr:  Vgl.  An.  „c^faUrerHcherung". 
Betnebsgeahrlichkeit    eine    Rolle    spielen.  Alfttd  Mmut- 

Bei  den  landwirtsciiaftlicheu  Betrieben  hin- 
gegen bildet  die  Nichtbeachtung  der  Unfall- 
gefährlichkeit die  Regel.  BeSltS. 

Zur    Verringenmg    der    Unfallgefahren  „.  \  Einleitung.    2.  Gmnd  dw  Bjchnt».  J. 

sind  die  B.  befugt,  Unfallverhütungs-  ?'*,  H-M """w ^w^'^'' Z?"'«»®^.-- w^ 

,.«..=,«1,  -:  tt^^  ,.  ^w^«■^K>      vn^  iu  r>.,5«K  in  der  Volkswirtschaf  t  und  im  SffenthcheaBeaL 

Forschriften  zutreffen.    Unlie  Durch-  ^^  Volkswirtschaft,    b)  Strafrecht,    c)  Verwl- 

fflhning  dieser   \orschnften   haben   die  B.  tungsrecht 

Sorp  zu  tragen,  ebenso  wie  sie  berechtigt  j  Einleitunjc.  Es  ist  vielfeich  und» 
sind,  über  den  Betneb  ihrer  lüt^heder  ein-  „och  neueXgs  (von  Ihering)ate  ein  be- 
gehende Ivontrelle  auszuüben.  Bei  Le,stunß;s-  ^^^^^    Kennzeichen    des    l'nte«clnedei 

R.SK    ■  h  ^'      ■   '^""    ^^-    ^ff-,  '^^^  zwischen    Juristen    und    Laien   hingestt» 

Reichsversicheningsanites     die     Auüösung  ^^^         ^^    ^^^^^    in,    Gegens.^  « 

fw,i!     ^T'\^^'t  .T^?«^"-.  i''l  '^'^  letztere.;    zwischen   „EigentuS^nnd  „R" 

Ä     nl  .^T^".'"^''-'^*"'*^!?     R^^LI"^  scharf  zu  scheiden  ver;tehen,w4hrBndleW«» 

»Ä  ^'9.^"^^'^^'^  "•>"•  Ihre  B.  übt  das  ^^-^^  ^     ^^^   ,.^,,i.   „„^'  „„terschiedita 

Reichsversichemngsaintaus(s.d.Ait.)bezw.  a„reheinanderwerfen.     So    richtig  e«  «• 

Landesversichenmgsämter.  ^,^^,,   ^^^   ^^q   ^^^  ^ai^   ^^  Be^  X 

4.  Weitere  Einrichtungen  der  B.  Von  .  und  „Eigentum"  nicht  ausdnan&nrahHM 

gix>ßer  Bedeutung  ist  die  seit  19O0  eingeführte  I  weiß,  so  muß  doch  auch  anderersmts  otigO 
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Satze  gegenüber  zugegeben  werden,  daß 
uDter  den  Juristen  nichts  weniger  als  Klar- 
heit über  den  Be|3^riff  und  das  Wesen  des 
„B."  herrscht  Schon  darüber  besteht  leb- 
hafter und  bis  heute  noch  nicht  entschiedener 
Streit,  ob  der  Besitz  als  ein  ^Recht"  oder 
als  ein  .JPaktum'S  als  etwas  rein  Tatsäch- 
liches anzusehen  ist.  Noch  mehr  Meinungs- 
lerediiedenheit  herrscht  über  den  legislativ- 
politischen oder  rechtsphilosophischen  Orund 
aes  Rschutzes,  über  die  Unterscheidung  des 
B.  TOD  der  Inhabung  oder  dem  Gewahrsam, 
üba  die  Berechtig:ung  der  Annahme  eines 
,,Bedit8-B/^  im  Gegensatz  zum  „Sach-B/^ 
iowiedarüber,  wie  weit  man  einen  „Uechts-B." 
eelten  lassen  soll  u.  dgl.  m.  Kurzum  — 
der  gerühmte  Vorzug  des  Juristen  vor  dem 
Laien  hftlt  bei  näherer  Betrachtung  jedenfalls 
insofern  nicht  stand,  als  der  Jurist  zwar  die 
Begriffe  „B."  imd  „Eigentum"  zu  scheiden 
vojsteht,  ohne  indes  selbst  über  das  Wesen 
des  „B."  zu  zweifelsfreier  Klarheit  durch- 
gedningen  zu  sein. 

M.  K  trägt  die  Hauptschuld  an  den 
ahlloeen  Kontroversen  in  der  Lehre  vom 
^B."  der  umstand,  daß  es  bisher  einerseits 
nicht  gelungen  ist,  einen  allseitig  be- 
friedigenden Grund  für  den  B.schutz  zu 
finden,  und  daß  man  andererseits  in  dieser 
Lehre  zu  häufig  historische  Erscheinungen 
»  begrifflichen  Notwendigkeiten  gestempelt 
TOd  positive  Vorschriften  vielfach  mit  JEr- 
»Jgangen  de  lege  ferenda  zusammenge- 
irorfni  hat. 

Im  folgenden  kann  die  Ansicht  des 
ünterzeidmeten  über  den  wahren  Grund 
te  B^utzes,  die  zivilrechtliche  Lehre  vom 
B.  nach  dem  BGB.  und  die  Bedeutung  des 
B.  in  volkswirtschaftlicher  Hinsicht  und  im 
^entliehen  Recht  nur  ganz  kurz  skizziert 
Verden. 

2.  Grand  des  B.schutzes.  Bald  wird 
die  Aufrechterhaltung  der  öffentlichen  Ord- 
nung, der  Schutz  gegen  Gewalt  (Sa  vigny), 
Wd  die  Rücksicht  auf  den  Eigentümer 
Ühering),  bald  der  in  dem  B.  sich 
nuuufestierende  Wille  dex,  Persönlichkeit 
(Bruns),  bald  die  in  dem  B.  sich  dokumen- 
tierende „tatsfichliche  Gesellschaftsordnung'', 
fe  j^ebene  Verteilung  der  Sachgüter" 
^d  die  daraaf  basierende  „Unantastbarkeit 
dertatsSchlichen  Yermögensstellung*'  (D  e  r  n  - 
^urg)  JUS  Grund  des  B.schutzes  bezeichnet. 

Kß  die  Savieny'sche  Ansicht  unhaltbar 
»t,  hat  bereits  Ihering  überzeugend  nach- 
gewiesen; ebenso  hat  dieser  die  Brunssche 
ioSttgung  m.  R  mit  Erfolg  widerlegt. 
Ö^gen  die  Demburgsche  Ansicht  spricht 
fckm  die  Erwägung,  daß  es  mindestens 
li^deDklich  erscheint,  den  B.  des  Diebes  „als 
ttoeo  Teil  der  tatsächlichen  Gesellschafts- 
«rtniiDg*',  als  die  „j^gebene  Verteilung  der 
fiiehgflter^  zu  bezeichnen. 

WSrterlmeb  der  YoUuwirtocbaft.    II.  Aufl.   Bd.  I. 


Und  auch  Ihering,  der  im  übrigen  der 
Wahrheit  am  nächsten  kommt,  muß  sich 
gegen  seine  Theorie  den  Einwand  gefedlen 
lassen,  daß  sie  den  Schutz  des  Rechts-B. 
ebensowenig  in  völlig  befriedigender  Weise 
zu  erklären  vermag,  wie  die  Tatsache,  daß 
gerade  im  B.prozeß  auf  die  Eigentiimsfrage 
gar  keine  Rücksicht  genommen  wird,  so  daß 
unter  Umständen  hier  der  Eigentümer  gegen 
den  Nichteigentümer  unterliegt. 

Der  wahre  Grund  für  den  B.schutz  ist 
gar  nicht  auf  dem  Boden  des  materiellen 
Rechts,  sondern  auf  dem  des  Prozeß- 
rechts zu  suchen.  Savigny,  der  in  dem 
Schutze  gegen  Gewalt  "den  Grund  ffir 
den  B.schutz  sieht,  wie  denn  dieses  Haupt 
der  historischen  Schule  merkwürdigerweise 
in  der  B.lehre  sich  wesentlich  durch  philo- 
sophische Erwägungen  statt  durch  historische 
Untersuchungen  hat  beherrschen  lassen,  stellt 
das  wirkliche  Verhältnis,  den  wahren  Gang 
der  historischen  Entwickelung  geradezu  ai3 
den  Kopf. 

Nicht  der  Schutz  gegen  Gewalt, 
sondern  der  Ersatz  der  Gewalt,  d.  h. 
der  Selbsthilfe,  durch  Gerichtshilfe  ist 
für  die  Einführung  des  B.schutzes  be- 
stimmend gewesen:  der  B.schutz  ist  der 
Preis,  welchen  der  Staat  füi'  den  Verzicht 
des  Individuums  auf  Selbsthilfe,  auf  gewalt- 
same WiederVerschaffung  des  entzogenen 
B.  gewährt  hat. 

Prozeßrechtlicher  Natur  sind  also 
die  Erwägungen,  die  ziu*  Einführung  des 
B.schutzes  geführt  haben ;  nur  derartige  Er- 
wägungen haben  auch  von  jeher  und  bis 
zum  heutigen  Tage  den  Umfang  und  das 
Maß  des  B.sehutzes  bestimmt,  dergestalt, 
daß  man  den  Satz  aufstellen  kann :  Je  klarer 
und  einfacher  das  bürgerliche  Recht  die 
materiellen  Rechtsverhältnisse  ordnet  und 
je  rascher  deshalb  und  vermöge  der  Ge- 
staltung des  Prozeßverfahrens  das 
Petitorium  (der  Streit  um  das  dem  B. 
zugninde  liegende  Recht),  zum  Ziele  führt, 
um  so  geringer  ist  das  Bedürfnis  für  einen 
besonderen  B.schutz. 

Denn  welche  Gründe    auch  immer  für 
den    B.schutz    angeführt    werden,    darüber 
herrscht  Uebereinstimmung,  daß  der  B.  u  m 
seiner   selbst    willen    keinen   Rechts- 
schutz verdient  oder  genießt;  insbesondere 
will  auch  die  sog.  „Willenstheorie"  den  B. 
nicht  seiner  selbst  wegen,  sondern  wegen 
I  des  darin  sich  manifestierenden  Willens  der 
I  Persönlichkeit  schtitzen. 
!       Denken  wir  uns  nun  ein  Prozeßverfahren, 
I  das  es  ermögliclite,  das  wirkliche  materielle 
Recht  an  einer  Sache  (oder  an  einem  Recht) 
I  in  ktlrzester  Frist  endgültig  prozessualisch 
I  festzustellen,   so  wäre,   wie  auf  der  Hand 
I  liegt,  ein  Bedürfnis  für  die  jedem  B.prozesse 
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wesentliche  provisorische  Regeluog  des 
B.stande8  gar  nicht  vorhanden. 

Es  wäre  alsdann  vielmehr  das  B.verhält- 
nis  sofort  endgültig  so  festgestellt,  wie  es 
dem  „materiellen  Recht",  dem  „Recht  zum 
B."  entspricht;  diese  Erwägimg  läßt  schon 
erkennen,  daß  der  B.  nicht  um  seiner  selbst 
willen,  sondern,  wie  Ihering,  der  große 
Theoretiker  mit  dem  genialen  praktischen 
Blick,  richtiff  erkannt  hat,  lediglich  wegen 
des  hinter  dem  B.  vermuteten  „Rechts'' 
geschützt  wird;  der  Zweck  des  B.schutzes 
geht  dahin,  den  präsumtiv  Berechtigen  in 
seinem  B.stande  zu  schützen  bezw.  ihm  zu 
dem  ihm  widerrechtlich  entzogenen  B.  zu 
verhelfen;  dies  ist  der  richtige  Kern  der 
Iheringschen  Idee.  Der  Grund  aber,  der 
einen  besonderen  B.schutz  notwendig  macht, 
besteht  lediglich  darin,  daß  mit  der  zu- 
nehmenden Stärkung  des  Staatsgedankens 
einerseits  die  Selbsthilfe,  die  früher  die 
Wiedererlangung  entzogenen  B.  und  die 
Abwehr  von  Stönmgen  ohne  weiteres  er- 
möglichte, immer  mehr  eingeengt  wird,  und 
andererseits  das  Prozeßverfahren  sich  so 
verw'ickelt  gestaltet,  daß  der  Streit  um  das 
Recht  in  der  Regel  so  lange  dauert,  daß 
der  B.schutzbedürftige  dessen  Ausgang  nicht 
abwarten  kann,  ohne  seine  ökonomische 
Existenz  gefährdet  zu  sehen.  Die  B. Ver- 
hältnisse erheischen  aber  notwendig  eine 
möglichst  schleunige  Regelung,  da  nicht  das 
Recht  zum  B.,  sondern  in  letzter  Linie 
nur  derB.  selbst  die  physische  und  wirt- 
schaftliche Existenz  des  Individuums  er- 
möglicht. Soll  der  seines  B.  gewaltsam 
Beraubte  warten,  bis  er  in  einem  mitunter 
höchst  zeitraubenden  Prozeßverfahren  erst 
die  Existenz  des  Rechtes  dargetan  hat, 
auf  das  sein  Anspruch  auf  den  B.  sich 
gründet,  so  kann  er  möglicherweise  —  trotz 
des  besten  Rechtes  —  ökonomisch  ruiniert, 
ja  physisch  zugrunde  gegangen  sein.  Diese 
Erwägung  allein  rechtfertigt  es  schon,  ein 
Verfahren  zu  schaffen,  das  den  B.stand 
schützt,  auch  ehe  es  möglich  ist,  das 
materielle  Recht  zum  B.  prozessualisch  nach- 
zuweisen :  je  mehr  die  Selbsthilfe  eingeengt ! 
ist  und  je  komplizierter  das  Prozeßverfahren,  | 
um  so  dringender  ist  ein  besonderer  B.schutz 
geboten.  , 

Daß  diese  Sätze  nicht  bloß  theoretische 
Spekulationen  sind,  sondern  vielmehr  in  der  j 
geschichtlichen    Entwickelung    der    B.lehre  | 
ihre  Begründung  finden,    lehrt  ein  kurzer 
]ilick  auf  den  historischen  Werdegang. 

Dem  ältesten  römischen  Recht  ist  ein  eigent- 
licher B.prozeß  gänzlich  imbekannt;  soweit 
hier  nicht  die  Selbsthilfe  als  das  nächstliegende 
und  durchaus  berechtigte  Mittel  den  in  seinem 
Recht  Verletzten  zum  Ziele  führte,  wurde  bei  j 
der  Einleitung  des  Petitoriums  eine 
Regelung  des  B.standes  durch  den  Prätor  in  i 
der  Weise  vorgenommen,  daß  eine  der  Parteien 


fegen  Bestellung  von  praedes  litis  ac  vindidan] 
en  B.  bis  zur  end^tigen  Entscheidiuig  d* 
Prozesses  er-  oder  behielt.  Dabei  ist  zu  betchte 
daß  vor  der  lex  Pinaria  entweder  der  Pitt 
selbst  den  Eigentnmsstreit  sofort  entsdiied  od 
(nach  anderer  Lesart)  doch  zwecks  dieser  £i 
Scheidung  sofort  einen  Richter  bestellte,  so  d 
also  ein  Bedürfnis  für  die  Einfühmog  eines  1 
sonderen  förmlichen  B.prozesses  mit  einer  pro 
sorischen  Entscheidmu;  fi;ar  nicht  vorlag, 
es  alsbald  zu  einer  endgültigen  materiellen  £ 
Scheidung  über  das  Recht  kam. 

Die  Selbsthilfe  sowohl  wie  die  Repnliem 
des  B-standes  durch  den  Prätor  gegen  BesteUn 
von  praedes  litis  ac  vindiciamm  kam  freili 
überwiegend  dem  mächtigen  oder  kapitalkriftijg 
Manne  zugute ;  wer  nicht  über  die  c^orderlu 
Sklavenschar  verfügte,  um  eventuell  mit  Gew 
den  ihm  entzogenen  B.  wiedererlangen  sn  kOnn 
mußte  den  Prätor  anrufen,  imd  wer  bei  die» 
keine  praedes  bestellen  konnte,  erhielt  sicberlj 
nicht  den  provisorischen  B. 

Dieser  Umstand,  nicht  minder  wie  die  dar 
den  Formularprozeß  eintretende  Trennung  d 
Verfahrens  in  zwei  Teile  (in  jnre  nnd  in  jiMie 
und  die  dadurch  notwendig  bedingte  Verlan) 
samung  des  Verfahrens  hat  sodann  cor  IS 
führung  eines  besonderen  B.prozesses  $ 
führt.  Indem  der  Prätor  durch  seine  Iit( 
dikte  die  bis  dahin  statthafte  Eiffenmacfat  vf 
bot  (vim  fieri  veto),  hat  er  zugleich  für  eil 
provisorische  Regelung  des  B.standes  im 
gewissen  Rechtsgrundsätzen,  an  denen  es  b 
dahin  völlig  gebrach,  in  entsprechender  WA 
Sorge  getragen.  Je  mehr  die  Selbsthilfe  eil 
geengt  wurde  (leges  Inliae  de  vi  prifiti  c 
publica  und  decretum  divi  Marci)  nnd  je  km 
plizierter  sich  das  Prozeßverfahren  eestalteü 
um  so  mehr  wurden  vom  Prätor  die  Interdiet] 
adipiscendae .  retinendae  nnd  recnpensd» 
possessionis,  die  provisorische  Regeiangde 
^.Verhältnisse  ausgebildet. 

Noch  deutlicher  spiegelt  sich  der  EinflnS  da 

Prozeßverfahrens  auf  den  Umfang  des  B jdmtsei 

;  wie  auf  die  Gestaltung  der  j^anzen  BJehn^  ii 

der  Entwickelung  des  gemeinen  nnd  heBtjgcs 

Prozeßrechts  wieder. 

Der  unendlich  schleppende  Prozeßgang  dei 
am  Ausgange  des  Mittelalters  sich  ansbUdaideB 
gemeinrechtlichen  schriftlichenVerfahrens  srtcfcw 
einen  möglichst  intensiven  nnd  weit^ehteda 
B.schutz  dringend  erforderlich;  ist  doch  die 
Langsamkeit  des  Prozeßgans^es  beim  Bäe^ 
kammerfi:erichte  sprichwörtlich  g^wordea.  ^ 
wurde  denn  der  B.prozeß  als  eine  besondcn 
Prozeßart  ausgestaltet,  bei  der  das  Htot- 
fi^ewicht  auf  möglichste  Beschlennigungdtf 
Verfahrens  gelegt  war,  und  um  diese  « ** 
reichen,  alle  möglichen  ProzeOformen  (po'C*' 
sorium  ordinarium,  summariissimnm  nnd  M^ 
äummarissi-issimum)  aufeinandergebftnft;  ^[Mir 
wohl  wird  uns  von  solchen  „summarüssimii''  ^ 
richtet,  deren  Dauer  sich  auf  3,  ja  selbrt » 
40  Jahre  (I)  belief.  Daß  unter  solchen  VcrMJ* 
aissen  das  petitorium  überhaupt  nicht odir 
nur  höchst  selten  zum  praktischen  Ziele  MM 
ist  selbstverständlich :  es  darf  nns  deshalb  inj 
wundernehmen .  daß  der  B.schutz  nicht  Mi 
den  Sach-B.  beschränkt  blieb,  sondern  auf«» 
möglichen  Rechte,  ja  selbst  auf  Fordern^ 
rechte   ausgedehnt   wurde.    So  finden  wir  »* 
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proiesse  über  £he.  Täterliche  Gewalt,  Adel, 
Bürgerrecht,  persGnliche  Freiheit,  Aemter,  Eeli- 
flODSübiing,  Kangstreitigkeiten  aller  Art  (ins- 
Nflondere  über  das  ins  sessionis,  praeeminentiae 
imdprtecedentiae  der  Reichsfürsten)  nsw. 

Wenn  nnn  seit  Beginn  dieses  Jahrhunderts 
wiedenim  eine  Einengung  des  B.schutzes 
stattgefonden  hat,  so  mögen  freilich  zunächst 
theoKtuche  Erwägnnfl^en  und  Untersnchnngen 
(insbesondere  das  epocnemachende  Werk  Savig- 
STS  aber  den  „B.**)  hierzu  den  Anstoß  gegeben 
haben;  diese  Erwägungen  hätten  sich  al^r  in 
der  Praxis  niemals  Eingang  zu  yerschaffen  ver- 
mocht, wenn  nicht  eine  Umgestaltung  desPro- 
I esse 8  und  eine  andere  Lage  des  materiellen 
Rechts  das  ökonomische  Bedürfnis  auf 
Gewihrong  von  B.schutz  erheblich  abge- 
sehwieht  hätte. 

Ton  einer  probatio  diabolica  des  Eigentums 
konnte  in  einem  großen  Teile  Deutschlands  hin- 
sichtlich des  Immobiliarsachenrechts 
nicht  mehr  die  Rede  sein,  nachdem  durch  Ein- 
fihmng  Ton  Kataster  und  Grundbuch  sowohl 
die  Grenzen  der  Grundstücke  wie  auch  die 
Bechte  an  denselben  fast  durchweg  sichergestellt 
waren.  Und  nachdem  durch  die  Einföhrung 
des  H6B.  für  einen  überwiegenden  Teil  des 
Xobiliarrerkehrs  die  deutschrechtlichen  Grund- 
sitze der  Art  306  f^.  HGB.  Geltung  erlangt 
hatten,  konnte  man  in  den  meisten  Streitfällen 
sein  Eigentum  selbst  leicht  und  sicher  nach- 
veisen,  so  daß  also  bei  Entziehung  des  B.  selten 
onfiedfirfnis  für  die  Geltendmachung  der  B.- 
Uige  Torla^,  yielmehr  fast  ebenso  rasch  der 
den  materidlen  Rechte  entsprechende  B.stand 
duch  die  petitorische  Alage  hergestellt 
weiden  konnte. 

Neben  dieser  Umgestaltung  des  mate- 
riellen Rechts  ging  eine  Reform  des  Pro- 
nsMs  Hand  in  Hand^  &s  weitläufige  und  endlos 
ka^  dauernde  schriftliche  Verfahren  des  ge- 
■onen  Rechts  wurde  mehr  und  mehr  tou  dem 
weit  schnelleren  mündlichen  Verfahren  verdrängt, 
^  dasselbe  in  dem  elastischen  Verfahren  der 
^CBtichen  ZiTÜprozeßordnung  den  B.prozeß 
praktisch  nahezu  entbehrlich  machte. 

£s  ist  in  dieser  Hinsicht  außerordentlich 
cWakteristiseh,  daß,  während  sowohl  im  Ge- 
^  des  gemeinen  wie  des  preußischen  Rechts 
^Bilarai  in  besonderen  summarischen,  auf 
oae  BteSchst  große  Beschleunigung  abzielenden 
noieß arten  —  (möglichst  kurze  Termine, 
Appellation  ohne  Suspensiveffekt,  oder,  wie  in 
nniflen,  gänzlich  ausgeschlossen)  —  verhandelt 
^irden,  die  ZPO.  eine  besondere  Prozeßart 
^  die  B.streitigkeiten  gar  nicht  kennt,  und 
l^oehen  von  der  ziemlich  bedeutungslosen 
Vorschrift  des  §  232  Abs.  2  ZPO.  der  Bllagen 
gir  kerne  Erwähnung  tut,  ja  sie  nicht  einmal 
Jiter  den  als  „Feriensachen"  zu  behandelnden 
Streitigkeiten  des  §  202  QYQ,  aufzählt. 

Duth  weitgehendste  Abkürzung  von  Ein- 
uinngi-  und  Ladungsfristen,  durch  die  Be- 
■Bdgng  des  Beweisinterlokuts  und  durch  die 
doi  riiäterlichen  Ermessen  einen  sehr  weiten 
Wranm  lassende  Struktur  des  Verfahrens 
aui  jeder  Prozeß  im  Notfalle  binnen  einigen 
TigCB  in  jeder  Instanz  entschieden  werden.  Ist 
*m  damit  dem  Bedürfnis  für  einen  besonderen 
B-fraiefi  im  wesentlichen  der  Boden  entzogen, 
•0  wird  dieser  durch  das  Institut  der  „einst- 


weiligen Verfügungen"  nahezu  vollends 
entbehrlich.  Kann  doch  nunmehr  mit  jeder 
petitorischen  Klage  ein  auf  einstweilige  Regu- 
lierung des  B.Standes  gerichteter  Antrag  auf 
Erlaß  einer  einstweiligen  Verfügung  verbunden 
werden.  Es  darf  uns  deshalb  nicht  wunder- 
nehmen, daß  die  Zahl  der  B.prozesse  von  Jaiir 
zu  Jahr  abnimmt;  das  aber  besagt,  daß  die 
B.lehre  für  das  Zivilrecht  einen  großen  Teil 
ihrer  praktischen  Bedeutung  verloren  hat 

Nach  dem  Inkrafttreten  des  BGB.  wird  diese 
Herabminderung  der  praktischen  Bedeutung  des 
B.schutzes  eher  noch  mehr  hervortreten.  Denn 
das  BGB  und  die  mit  ihm  gleichzeitig  in  Kraft 
getretene  Grundbuchordnung  sorgen  durch  Ein- 
nihrung  des  Grundbnchsystems  nicht  bloß  für 
klare  und  leicht  feststellbare  Rechtsverhältnisse 
an  Grundstücken;  vielmehr  ist  auch  in  betreff 
des  Erwerbs  von  Mobilien  der  in  Art  306 
des  HGB  aufgestellte  Grundsatz  für  das  ge- 
samte Privatrechtsgebiet  gemäß  §  932  des  BGB. 
in  Geltung. 

Ueberdies  ist  das  Recht  zur  Selbsthilfe  gegen- 
über dem  bestehenden  Recht  durch  die  §§  229, 
859  des  BGB.  erheblich  erweitert. 

Der  hier  vertretene  Standpunkt  berührt  sich 
am  nächsten  mit  der  Iheringschen  Lehre;  er 
unterscheidet  sich  im  wesentlichen  von  dieser 
nur  dadurch,  daß  er,  dem  historischen  Ent- 
wickelungs^ang  entsprechend,  die  prozessua- 
lische Seite  des  B.schutzes  in  den  Vorder- 
grund der  Betrachtung  rückt,  wie  dies  an- 
deutungsweise auch  schon  von  G.  Planck  ge- 
schehen ist,  indem  dieser  bei  Erörterung  der 
gegen  die  B.lehre  des  ersten  Entwurfes  des 
GB.  gerichteten  Kritik  sich  folgendermaßen 
äußert: 

„In  der  Inhabung  soll  mittelbar  das  Recht 
zu  derselben  geschützt  werden.  Der  Schutz  der 
Inhabung  ist  provisorischer  Schutz  des  Rechtes 
zu  derselben.  Der  Zweck,  welchen  das 
Zivilrecht  hier  verfolget,  ist  im  Grunde 
derselbe,  welchem  die  Vorschriften 
der  Prozeßordnung  über  einstweilige 
Verfügungen  dienen."') 

3.  Die  Lehre  vom  B.  nach  dem  BGB. 
a)  Einleitende  Bemerkungen.  Wäh- 
rend der  erste  Entwurf  die  I^.lehre  noch  in 
vielen  wichtigen  Punkten  gänzlich  unter 
dem  Einfluß  der  von  der  Savignyschen 
Theorie  beherrschten  gemeinrechtlichen  Dok- 
trin ausgestaJtet  hatte,  hat  der  zweite  Ent- 
wurf und  ihm  folgend  das  Gesetz  selbst  in 
einigen  gnmdlegenden  Fragen  die  die  bis- 
herig liChre  totol  umgestaltende  Auffassung 
Ihenngs  (in  seiner  eix)chemachenden  Sclu-ift : 
„Der  B.wille")  adoptiert.  Dementsprechend 
hat  es  den  B.willen  (animus  domini)  als 
^fordernis  des  B.erwerbes  gänzlich  ge- 
strichen und  auch  die  Vorschriften  der 
§§  855  und  868  des  BGB.  über  die  sog. 
B.diener  (prokuratorischen  Detentoren)  imd 

*)  Mit  Befriedigung  kann  ich  feststellen,  daß 
sich  Stammler  (a.  a.  0.  S.  318,  319)  den  (bereits 
in  1.  Aufl.  gleichlautenden)  Ausführungen  des 
Textes  im  wesentlichen  angeschlossen  hat, 
ohne   dies   freilich  ausdrücklich  hervorzuheben. 
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die    selbstnützigen    Detentoren    den    Vor-  sitzer,  die  Ehefrau  „mittelbare"  Besitzens 

schlagen   Iherings   gemäß    ausgestaltet   —  derselben. 

wodurch  die   ^nze  B.lehre   des  BGB.   an  Derjenige,  von  dem  der  Nutzbesitzer  säi 

Klarheit    und   Praktikabilität    unzweifelhaft  Recht  zum  B.  (z.  B.  den  Nießbrauch,  da 

gewonnen  hat.    Dagegen  hat  das  BGB.  für  Miet- oder  Pachtverhältnis)  ableitet  ist  nebe 

das  zweite  B.erwerbserfordemis,    das   sog.  dem  Nutzbesitzer  als  dem  „unmittelbaren 

corpus,  die  alte  Savignysche  Formulierung  Besitzer  oder  „B.mittler"  —  der  „mitteih« 

—  trotz  der  dagegen  von  Ihering  geltend  Besitzer.   Hat  der  „mittelbare"  Besitzer,  x.  ] 

gemachten    Bedenken   —    wenn   auch   mit  der  Verpächter  seinerseits  das  in  Afterpad 

wesentlichen  Modifikationen  beibehalten.  Die  gegebene   Grundstück    von    einem    Dritte 

im  ersten  Entwurf  enthaltene  Unterscheidung  gepachtet,  so  ist  auch  dieser  Dritte  ^mitte 

zwischen  „B."  und  „Inhabung"  hat  das  Ge-  barer"  Besitzer.  Besitzen  mehrere  eine  Sad 

setz  gänzlich  aufgegeben ;  es  kennt  nur  noch  in  ungeteilter  Gemeinschaft,  so  sind  sie  Mi 

den  „B.".                  o    i_     r»  .          -.^  ji  besitzer;  wogegen  derjenige,  der  nur  ein 

Auch  den  sog.  „Rechts-B."  verwirft  das  bestimmten  Teil  einer  Sache,  insbesonde 

BGB.  gnmdsätzlich ;    durch  die  Vorschrift  z.  ß.  abgesonderte  Räume  eines  Hauses  b 

des  §  868  des  BGB.  hat  es  indessen  eine  sitzt,  Teilbesitzer  genannt  wird. 

Reihe  der  nach  der  bisherigen  Doktrin  als  ^^^  ^^^  ^^-^^^  ^^^  verbotene  Eigei 

Rechtsbesitzer    bezeichneten    Personen    zu  ^^^  ^  j^  ^j^^^  ^^^  ^j^^^  ^^^ 

säl^trS  fnT£^   imn  'illfS'''^  gesetzliche  Ermächtigung  den  B.  entzieh 

der  m  den  §§    1029  und  1090  BÖB.  be-  fg^  ,^fehlerhafter^'  Besitzer;  hat  dagegenj 

zeichneten   Personen   (des    Grunddienstbar-  ^^-^  ^^  Genehmigung  des  bisheS^  Ä 

keitsb^tzers     und    des    .Besitzers    einer  gi^,^^  ^^^  j^^ 

beschränkten    pem)nlichen    Dienstbarkeit*^)  ^^^   j^    erworbenfso   kann   man    ihrTiiJ 

Stef  r^^de^SS^^^^^^^^^  ,,oi.nungsmäßigen"  Besit^^^  bezeichnen, 

sprechend  anwendbar  erklärt.  ^   ^^)  Erwerb  und  Verlust  des  R  Di 

Die  bisherige  Streitfrage,  ob  der  B.  ein  ^ehre  vom  Erwerb  imd  Verlust  des  R  u 

„Recht"  -  (was  m.  E.  unbedingt  zu  be-  ^J^^^  f   ^ehr   um   ihrer  selbst  i^nUen  il 

ahen)  -  oder  ein  „Faktum",  ist  Euch  nach  Ijehnehr  weg?n   ihrer  Tragweite   für  d« 

dem  BGB.   eine   offene;    eik  Versuch,   sie  ^^fF^  und  \erlust  des  Eigenüims  undd« 

endgültig  zu  lösen,  kann  erst  dann  gelingen,  ^nstigen  dinglichen  Kedite,  die  mit  d^ 

wenn  man  über  den  Begriff  des  Rechts  ins  ?'  einer  Sache  verknüpft  sind    sowie  ffii 

klare  gekommen  ist,  woran  es  noch  voll-  das   Strafrecht    von    ganz    erhebhcher  Be- 

ständig  mangelt.  deutung. 

Das  BGB.  behandelt  die  Lehre  vom  B.  Der  B.  wiixi  nun  nach  dem  Regelgrand- 

im  1.  Abschn.  des  3.  Buches  in  den  §§  854  satz  des  §  854  Abs.  1  BGB.  durch  die  Er- 

bis  872.  langung  der  tatsächlichen  Gewalt 

b)  Begriff  und  Arten  des  B.   Unter  über  die  Sache  erworben.    Das  Vorhanden- 

B.  versteht    das  BGB.    die  Ausübung   der  sein    des   sog.   animus   domini,   d.  L  des 

tatsächlichen  Gewalt  über  eine  Sache   im  Willens,  die  Sache  wie  ein  Eigentümern 

eigenen  Namen.    Darum  sind  diejenigen  haben,  ist  nicht  erforderlich;  dagegen  mw 

Personen,  die  die  tatsächliche  Gewalt  für  bei  Erlangung  der  tatsächlichen  Gewalt  die 

und  im  Namen  eines  anderen  ausüben,  dessen  Absicht    vorliegen,     diese    im    eigcnea 

Weisungen  sie  Folge  zu  leisten  hal^n,  ins-  Namen,  nicht  als  B.diener  od^r  Vertreter 

besondere  die  in  einem  Haushalt  oder  Er-  eines  Dritten  auszuüben,  da  sonst  nur  der 

werbsgeschäft  tätigen  Personen  (sog.  B.diener)  Dritte  den  B.  erwirbt, 

keine  Besitzer;   nur  ist  ihnen  das  Recht  Insoweit  sich  in  einer  derartigen „AbdcW^ 

beigelegt,  verbotene  Eigemnacht  mit  Gewalt  ein  ,,  Wille"  offenbart,  ist  aud^  nach  neutip« 

zurückzuweisen,   selbstredend  nicht  gegen-  Recht  zum  B.erwerb  ein  „animus"  erfoIde^ 

über  dem  B.herrn.  lichj    so  ist  m.  E.  der  lebhafte  Streit  w 

Man    unterscheidet    den    Eigenbesitzer,  schlichten,  der  hinsichtlich    des    Erfordaj- 

d.  h.  denjenigen,   der  eine  Sache   als  ihm  nisses    des  „animus'*    l)eim  B.erwerb  n** 

gehörend   besitzt,    von    dem    sog.  Nutz-  dem  Rechte  des  BGB.  besteht 

besitzer  (selbstnützigen  Besitzer)  d.  h.  dem-  Während  im  Falle  des  sog.  Ursprung; 

jenigen,  der  einem  anderen  gegenüber  auf  liehen  B.erwerbes  die  .,B.ergreifung**  (d«,i* 

Zeit  zum  B.  (im  eigenen  Namen)  berechtigt  die  Erlangung  der  tatsächlichen  Gewalt)  die 

oder  verpflichtet  ist,  z.  B.  dem  Nießbrauchs-,  einzig    zulässige    und   mögliche   Form  d» 

Pfandrechts- ,    Pacht- ,    Mietbesitzer ,    Ver-  B.erwerbes  bildet,  kann  dagegen  der  abp 

wahrer  usw.    Zu  diesen  Nutzbesitzern  ge-  leitete   (derivative)   B.,   abgesehen  von  dö' 

hört  auch    der  Ehemann    inbezug  auf   die  B.Übergabe,  auch  erworben  werden: 

zum    eingebrachten  Gut    der   Ehefrau    ge-  «)   durch   die  Einigung  des  bishfflcigV 

hörigen  Sachen ;  er  ist  „unmittelbai-er"  Be-  Besitzei-s  und  des  Erwerbera,  wenn  letsblV 


1  »Sache    innerhalb  der  Wohnung) 
B.yerl\ist  nicht  zur  Folge, 
jr  B.diener  die  tatsächliche  Gewalt 
Sache  nur  imXamen  desB.herrn 

0  darf  dieser  selbstverständlich  dem 
jene  Gewalt  jederzeit  mittels  Selbst- 
dehen. 

{chutz.   n)  Selbsthilfe.   Neben 
emeineu  Selbsthilferecht  des  §  229 
dem  unmittelbaren  Besitzer,  mag 
D  Allein-,  Teil-  oder  Mitbesitzer  sein, 
B.diener  (nicht  aber  dem  mittelbaren 
welcher  auf  das  Recht  des  §  229  BGB. 
it  ist)  ein  weitgehenderes  Selbsthilfe- 
pen  verbotene  Eigenmacht,    d.   U.  | 
iderrechtliche   Störung    oder    Ent-| 
des   B.   beigelegt.     Er    darf    sich  | 
jiner  derartigen  Störung  oder  ver- 
Sntziehung  des  B.  mit  Gewalt  er- 1 

Ist  dem  Besitzer   der   B.  wider-! 

entzogen,    so   darf    er    dem    auf| 
Tat    betroffenen    oder    verfolgten  ' 
«m  „fehlerhaften"  neuen   Besitzer),  I 
jene  Sache  mit  Gewalt  wieder  ab- 
bezw.  sofern  es  sich  um  ein  Grund- 
ndelt,  dieses  sofort  nach  der  Ent- 
durch  gewaltsame  Entsetzimg  des 
ieder  in  B.  nehmen.    Die  gleiche 
hat  der  Besitzer  gegenüber  dem  j 
»  ^fehlerhaften''  Besitzers,   sowie! 
r     demjenigen     B.nachfolger     des! 
welcher  die  Fehlerhaftigkeit  dieses ! 
m  Erwerbe  kannte, 
irichtshilfe.    Neben  und  an  Stelle  | 
thilfe  wird  dem  Besitzer  und  zwar . 
em  unmittelbaren,  wie  dem  mittel- ! 
lern  Mit-  -)  wie  dem  Teilbesitzer. : 

mittelbare  Besitzer  kann  die  ans  der  j 
mg  und  dem  B.verlust  (im  Falle  des ; 
nrorffehenden  Ansprüche  auf  Wieder- 1 
lg  des  B.,  bezw.  auf  Anfsnchnng  > 
idiaffnni^  der  Sache  zunächst  nur  zu-  j 
68  unmittelbaren  Besitzers  geltend  ; 
NTBt  wenn  dieser  den  B.  nicht  wieder  i 
m  kann  oder  will,  hat  der  mittelbare  Be- 

1  im  eigenen  Interesse  ein  Klagerecht,  i 
«•itcer  können  über  die  Grenzen  des 
ibien  an  der  gemeinschaftlichen  Sache  , 
»  Gebrauchs  nur  petitorisch,  nicht  aber 
Tisch  klagen  (§  866). 


A^C*OOV.J.>^U        lOl        VAV'X         XlUJl,         «fV^LlLX        11C»\^XL       OlCkCLC^CT- 

habter  B.störung  oder  B.entziehung  der 
Täter  im  sog.  Petitorium  ein  ihm  günstiges 
rechtskräftiges  Crteil  erlangt,  wenn  also 
festgestellt  wird,  daß  er  vermöge  des  ihm 
an  der  Sache  zustehenden  Rechtes  einen 
seiner  Handlungsweise  entsprechenden  B.- 
stand  verlangen  kann.  3Iit  dieser  Vorschrift 
(des  §  8G4)  hat  sich  das  BGB.  offensichtlich 
auf  den  hier  vertretenen  Standpunkt  gestellt, 
wonach  der  B.stand  nicht  um  seiner  selbst 
willen,  sondern  lediglich  wegen  des  ihm 
präsumtiv  entsprechenden  Rechtes  ge- 
schützt wird,  so  daß  also  der  B.schutz  weg- 
fällt, wenn  zweifelsfrei  feststeht,  daß  nicht 
dem  Besitzer,  sondern  dessen  Gegner  das 
Recht  zum  B.  gebührt. 

Die  Gerichtshilfe  \sird  aber  nicht  bloß, 
wie  die  Selbsthilfe,  gegen  eigenmächtige 
Eingriffe  eines  Dritten  in  den  B.stand, 
sondern  auch  dann  gewährt,  wenn  der  B. 
ohne  einen  solchen  Eingriff  in  Verlust  ge- 
raten ist.  —  Demnach  sind  drei  Fälle  der 
Gerichtshilfe  zu  unterscheiden: 

««)  Im  Falle  widerrechtlicher  Störung 
kann  der  ordnungsmäßige  Besitzer  gegen 
den  Störer  (oder  dessen  Auftraggeber)  auf 
Beseitigimg  der  Störung,  und,  sofern  weitere 
Störungen  zu  besorgen  sind,  auf  deren  Lnter- 
lassung  klagen. 

fff-f)  Im  Falle  widerrechtlicher  B.ent- 
ziehung hat  der  (ordnungsmäßige)  Besitzer 
gegen  den,  welcher  ihm  gegenüber  fehler- 
haft besitzt,  die  Klage  auf  Wiedereinräumung 
des  B. 

In  beiden  Fällen  (««  und  /^i-i)  ist  das 
Klagcrecht  dann  ausgesclüossen,  wenn  der 
Kläger  dem  Beklagten  oder  dessen  Rechts- 
vorgänger gegenüber  selbst  fehlerhafter  Be- 
sitzer ist  oder  war,  und  wenn  der  Erwerb 
des  B.  in  dem  letzten  Jahre  vor  dem  die 
B.klage  begriindenden  Eingriffe  erfolgt  ist. 
Liegt  dieser  B.erwerb  länger  als  ein  Jahr 
seit  dem  klagbegründenden  Eingriff  zmück, 
so  ist  die  Felüerhaftigkeit  des  B.  des  Klägers 
auf  sein  Klagerecht  ohne  Einfluß. 

;';)  Ist  eine  Sache  aus  der  Gewalt  des  Be- 
sitzers auf  ein  imB.  eines  anderen  befindliches 
Grundstück  gelangt,  (hat  sich  z.  B.  ein  Huhn 
auf  das  Nachbargrundstück  verirrt),  so  liat 
dem  Besitzer  der  Sache  (z.  B.  des  Huhns) 
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der  Gmndstücksbesitzer  die  Aufsuchung  und 
Wegschaffung  zu  gestatten.^)  Eine  eigen- 
mächtige Aufsuchung  und  Wegschaffung  der 
abhanden  gekommenen  Sache  ist  dem  Be- 
sitzer nicht  gestattet;  einer  solchen  kann 
sich  der  Grundstücksbesitzer  mit  Gewalt 
widersetzen.  Auch  kann  er  die  Gestattung 
der  Aufsuchung  verweigern,  wenn  die  Ent- 
stehung eines  Schadens  dadurch  zu  besorgen 
ist  und  ihm  dieserhalb  nicht  vorher  Sicher- 
heit geleistet  w^ird,  es  sei  denn,  daß  mit 
dem  Aufschübe  der  Aufsuchung  Gefahr  ver- 
bunden ist. 

Inwieweit  dem  Besitzer  wegen  Störung 
oder  Entziehung  des  B.  außerdem  ein  An- 
spruch auf  Schadensersatz  oder  auf  Heraus- 
gabe wegen  ungerechtfertigter  Bereicherung 
zusteht,  das  bestimmt  sich  nach  den  allge- 
meinen Vorschriften  der  §§  823,  812  BGB. 

Gegen  die  zu  ««  und  ß-i  gedachten 
Klagen  kann  der  Beklagte  außer  den  aus 
Vorstehendem  sich  ergebenden  Einwendungen 
des  „erloschenen  Anspruchs"  oder  des  „fehler- 
haften B.  des  Klägers"  nur  noch  die  in 
§  863  BGB.  erwähnten  geltend  machen. 
Behauptungen,  die  ein  Recht  des  Beklagten 
zum  B.  oder  zur  Vornahme  der  störenden 
Handlung  dartun  sollen,  sind  demnach  im 
B.streit  an  und  für  sich  nicht  zu  berück- 
sichtigen; nur  soweit  der  Beklagte  damit 
dartun  will,  daß  sein  Eingriif  in  den  B.  des 
Klägers  ein  vom  Gesetz  erlaubter,  mithin 
keine  widerrechtliche  Eigenmacht,  viel- 
mehr erlaubte  Selbsthilfe  sei,  sind  derartige 
Behauptungen  von  Erheblichkeit.  (Vgl.  z.  B. 
§§  227  bis  230,  501,  904,  910  BGB.). 

Schwierigkeiten  entstehen  hinsichtlich 
der  Frage,  was  der  Kläger  zur  Klagbe- 
gründung behaupten  und  beweisen  muß. 
Muß  er  bei  der  B.störungsklage  beweisen, 
daßdieStönmg  durch  verbotene  Eigen- 
macht erfolgt  sei,  und  bei  der  B.entziehungs- 
klage,  daß  der  B.  des  Beklagten  „fehlerhaft" 
ist  ?  Oder  muß  der  Beklagte  seinerseits  das 
Recht  zurStönmg  bezw.  den  fehlerfreien 
B.  nachweisen,  wofür  §  863  BGB.  und  die 
Erwägung  zu  sprechen  scheint  daß  Selbst- 
hilfe nur  ausnahmsweise  erlaubt  ist.  Noch 
schwieriger  gestaltet  sich  die  Sachlage,  wenn 
der  Beklagte  den  B.  des  Klägers  mit  der 
Beliauptung  bestreitet,  dieser  übe  die  tat- 
säcliliclie  Gewalt  über  die  Sache  nur  als 
B.dieuer  aus,  sei  also  gemäß  §  855  BGB. 
gar  niclit  ein  zur  Klage  legitimierter  Be- 
sitzer. Wer  ist  hier  beweisptlichtig?  Muß 
nicht  in  diesem  Falle  auf  die  causa  possessionis, 
ja  vielleicht  sogar  auf  den  animus,  wenn 
auch  nicht  domini,  so  doch  auf  die  Absicht 

')  Hat  der  Grundstücksbesitzer  oder  ein 
Dritter  die  Sache  widerrechtlich  in  Besitz  ge- 
nommen, so  findet  lediglich  der  zu  i^i  erwähnte 
Rechtsbehelf  statt. 


zurückgegangen  werden,  die  der  Erwöte 
beim  B.erwerb  gehabt  hat?  Diese  Zweifds 
fragen  zu  lösen,  ist  hier  nicht  der  Ort.  E 
ist  nur  darauf  hingewiesen,  um  die  obe 
(S.  434)  aufgestellte  Behauptung  zu  erhftrtei 
daß  in  neuerer  Zeit,  zumal  nachdem  f( 
den  B.strejt  die  Verhandlung  in  einer  b 
sonders  schleunigen  Prozeß art  und  d 
Verbot  der  Verbindung  des  B.8treites  m 
dem  Streite  um  das  Recht  (Verbindung  d 
possessorium  mit  dem  petitorium)  in  Weg& 
gekommen  ist,  die  praktische  Bedeutung  d 
B.schutzes  mittels  Gerichtshilfe  ganz  ^le 
lieh  an  Bedeutung  eingebüßt  hat,  da  d 
Lösung  der  im  Besitzprozeß  auftauche! 
den  Streit-  und  Zweifelsfragen  mitont 
mindestens  ebenso  schwierig  und  zeitranbec 
ist  wie  die  in  dem  Prozesse  um  das  Red 
(im  Petitorium). 

e)  Sonstige  Wirkungen  des  ] 
Abgesehen  von  dem  B.schutz  äußert  der  ] 
auch  für  das  materielle  Recht  gewi» 
Wirkungen:  1.  Gemäß  §  1006  BGB.  wii 
zugunsten  des  Besitzers  einer  bewegliche 
Sache  vermutet,  daß  er  Eigentümerdc 
Sache  sei,  und  ausnahmslos  zugimsten  eine 
Besitzers  von  Geld  und  Inhaberpapiereo 
im  übrigen  aber  greift  die  Vermutung  gegei 
denjenigen  Vorbesitzer  nicht  Platz,  dem  di 
Sache  gestohlen,  verloren  oder  sonst  ab 
banden  gekommen  ist.  2.  Der  gutglänbigi 
Eigen-  oder  Nutzungsbesitzer  erwirbt  dura 
lOjäluige  Ersitzung  Eigentiun  oder  Niei« 
brauch  an  einer  beweglichen  Sache,  §§  93« 
bis  945;  1033  BGB.  3.  30  jähriger  Ei^n-R 
eines  Grundstücks  in  Verbindung  mit  der 
Eintragung  im  Grundbuch  gewArt  Eigea- 
tum,  §  900  BGB.  (sog.  „Tabularersitzunf  ). 
4.  Der  Eigentümer  eines  Grundstücks  kintt 
durch  30  jährigen  Eigen-B.  eines  anderen 
in  Verbindung  mit  dem  Erlaß  eines  Auf- 
gebots seines  Eigentums  verlustig  gehen, 
§  927  BGB.  5.  Der  Eigenbesitzer  enrirtt 
das  Eigentum  an  den  Erzeugnissen  vsA 
sonstigen  zu  den  Früchten  der  Sache  ^ 
hörenden  Bestandteilen  gemäß  §§  955  w 
957  BGB. 

4.  Der  ß.  in  der  Volkswirtschaft  w 
im  öffentlichen  Recht  a)  VoUcBwirl- 
Schaft.  In  der  Volkswirtschaftslehre  spielt 
der  Ausdruck  ,,B.'*  eine  große  Rolle,  ohne 
daß  er  aber  hier  im  technisch-jurißtifld»* 
Sinne  gebraucht  würde.  —  Es  werd«i  ^ 
sog.  „besitzenden"  von  den  „nicht  besitien" 
den"  Klassen  unterschieden ;  über  die  Ve^ 
teilung  des  „B."  unter  den  verschiede^ 
Gesellschaftsklassen  wird  gehandelt  vsA 
untersucht,  wie  die  Steuerlasten  den  i,B.yJ 
liältnissen"  entsprechend  aufzubringen  aW« 
Der  Ausdnick  „B."  ist  in  diesem  Zusammen- 
liange  fast  gleichbedeutend  mit  dem  A^ 
druck  „Vormögen".  Näheres  hierüber  »el* 
unter  .^Steuer'  usw. 
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b)  Strafireoht.  Im  Strafrecht  ist  der 
.3."  im  tedinisch-iuristischen  Sinne  von 
ganz  erheblicher  Bedeutung.  So  kommt  es 
in  den  Fällen  der  §§  123  und  137,  ganz 
besondere  aber  in  denen  der  §§  242  ff.,  246, 
249,  289  RStGB.  für  die  Beurteilung  der 
Frage,  ob  ein  Verstoß  gegen  einen  dieser 
Paragraphen  vorliegt,  mitunter  nur  darauf 
an,  wer  im  B.  oder  der  Inhabung  (Gewahr- 
sam) derjenigen  beweglichen  oder  unbeweg- 
lichen Sache  gewesen  ist,  auf  welche  sich 
die  miter  Strafe  gestellte  Handlung  bezieht. 
Hierbei  ist  nun  zu  beachten,  daß  die  Vor- 
schriften des  Strafgesetzbuchs  unter  der 
Herrschaft  des  iu  den  einzelnen  Bundes- 
staaten vor  dem  l./I.  1900  in  Geltung  ge- 
wesenen Privatrechts  ergangen  sind.  Es 
bleibt  deshalb  zu  prüfen,  inwieweit  die 
zivilrechtlichen  Voraussetzungen  imd  Be- 
eriffe,  auf  denen  das  RStGB.  basiert,  durch 
das  BGB.  eine  Veränderung  und  Umge- 
staltung erfahren  und  ob  nicht  durch  eine 
Revision  des  StGB,  dessen  oben  erwähnte 
Paragraphen  mit  der  BJehre  des  BGB.  in 
Einklang  zu  bringen  sind.  Man  denke  z.  B. 
an  den  Fall,  wo  einerseits  ein  Dienstbote 
(als  ß.diener),  andererseits  ein  Mieter  als 
Notzbesitzer  über  die  ihm  anvertrauten  in 
semer  tatsächlichen  Gewalt  befindlichen 
Sachen,  bezw.  die  Mietgegenstände  zuun- 
gunsten des  Eigentümers  verfügt.  Die  Frage, 
ob  hier  Diebstahl  oder  Unterschlagung  an- 
wnehmen  ist,  wird,  je  nachdem  man  die 
früher  geltenden  Vorschriften  des  Privat- 
rechts oder  die  des  BGB.  zugrunde  legt, 
verschiedenartig  zu  beantworten  sein.^) 

c)  Verwaltongsreoht.  Im  Gebiete  des 
^orwaltongsrechts  ist  die  Befugnis  zur 
Teihiahme  an  öffentlichen  Wahlen,  ebenso 
^ie  die  Verpflichtung  zur  Entrichtung  von 
Sleuera  (Grund-  und  Gebäudesteuem,  Ein- 
kommensteuern vom  Grund-B.)  mitimter  an 
fei  mB.'*  eines  Wohnhauses  oder  eines  Grund- 
Wa  geknüpft.  Man  vgl.  z,  B.  §  5  der 
Preußischen  Städteordnung  vom  30./V.  1853, 
§  41  der  Preußischen  Laudgemeindeordnung 
^  3.;vn.  1891;  §§  14  und  87  der  Preu- 
fechen  Kreisordnung  vom  13./XII.  1871, 
19:I1L  1881;  §§  16  und  17  des  Preußischen 
Gesetzes  vom  21./V.  1861  (GS.  S.  317). 
ö»8  unter  solchem  „B."  niu:  „Eigen-B."  zu 
^«retehen  ist,  Mls  das  Gesetz  nicht,  wie 
^  ß.  in  §  16  des  Gesetzes  vom  21./V.  1861 
«Dd  §  16  der  Städteorduung  vom  30./ V. 
1853  Abweichendes  vorgesehen  hat,  erscheint 
^bedenklich.  (Vgl.  EOVG.  vom  17.;i.  1877, 
Bd.a  S.  89  und  vom  ll./Xn.  1882,  Bd.  IX. 
*  149.)    Dag^pen  wird  man  von  dem  wirk- 

^  Kan  vgL  über  diese  Fragen  Lobe:  Ueber 
itt  Einflufl  des  BGB.  anf  das  Strafrecht  unter 
woadercr  Berücksichtigung  des  Besitzes, 
Uiprigl898. 


liehen  Eigentum  im  Rechtssinne  weder 
das  Wahlrecht  noch  die  Steuerpflicht  ab- 
hängig machen  können;  für  das  Gebiet  des 
Verwaltungsrechts  muß  der  wirtschaft- 
liche Gesichtspunkt  der  entscheidende  sein. 
Ist  denmach  A  der  eingetragene  Eigentümer 
des  Grundstücks,  B  aber  ordnungsmäßiger 
Eigenbesitzer  (z.  B.  durch  Kauf  und  üeber- 
gabe  vor  erfolgter  Auflassung),  so  wird  man 
nur  dem  letzteren  das  mit  dem  „B."  des 
Grundstücks  verbundene  Wahlrecht  zu- 
billigen, von  ihm  aber  auch  die  Grundsteuer 
erfordern  können. 
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recht, S.  Bd.:  Sachenrecht,  S.  187 — 266,  Leipzig 
1905,  woselbst  auch  weitere  Literaturangaben. 

Xeukatnp. 


Besold,  Christoph, 

geb.  1577  in  Tübingen,  gest  1638  als  Professor 
der  Rechte  in  Ingolstadt. 

Merkantilist  (vgl.  Art.  „Merkantilismus"). 

Von  seinen  Schriften  gehören  hierher:  Dis- 
cnssiones  qnaestionum  aliquot  de  nsnris  et  annuis 
reditibus,  Tübingen  1598.  —  Colleginm  politicum, 
Tübingen  1614;  dasselbe,  2.  Aufl.  u.  d.  T.: 
Politicorum  libri  duo,  1618;  dasselbe,  3.  und  4. 
Aufl.,  1620  und  1626.  —  Discursus  de  aerario 
politico,  2.  Aufl.  Tübingen  1620;  dasselbe,  3. 
Aufl.  1639.  Lippert 
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sion  insbesondere.  5.  Abweichungen  Ton  den 
allgemeinen  Grundsätzen. 

1.  Betriff  und  Wesen  der  B.    Wir 

verstehen  unter  B.  materielle  Leistungen  des 
Staates  oder  sonstiger  öffentlicher  Körper, 
um  den  Staats-  oder  öffentlichen  Beamten 
die  ausreichenden  Mittel  zur  Bestreitung 
ihres  Lebensunterhaltes  zu  gewähren.  Sie 
steht  daher  auch  im  Mittelpunkte  der  Ver- 
mögensrechte, welche  den  öffentlichen 
Dienern  zukommen.  Die  Begründung  der 
B.  geht  in  der  staatsrechtlichen  An- 
schauung von  der  Natur  des  Staatsdienstes 
aus.  Die  Staatsbeamten  widmen  ihre  ganze 
Arbeitskraft  dem  Staate,  sind  in  der  freien 
Ausnutzung  ihrer  Zeit  behindert,  und  es  ist 
ihnen  um  des'willen  die  Möglichkeit  eines 
anderweiten  Erwerbes  benommen,  so  daß  sie 
für  ihren  und  ihrer  Familien  Unterhalt  auf 
die  Erträgnisse  des  Staatsdienstes  angewiesen 
sind.  Der  Staat  aber  seinerseits  Kann  bei 
der  berufsmäßigen  Arbeitsteilung  und  bei 
der  Notwendigkeit,  über  ein  technisch  vor- 
gebildetes und  geschultes  Personal  zu  ver- 
fügen, ein  brauchbares  und  dienstbereites  Be- 
amtenmaterial nur  bescliaffen,  wenn  er  dem- 
selben die  Sorge  um  den  Enverb  des  Lebens- 
imterhaltes  abnimmt.  Daher  ist  die  B.  eine 
Sustentation  oder  Alimentation  und 
durchaus  verschieden  von  dem  Lohne  bei 
der  Dienstmiete ;  sie  ist  eine  Entschädigung 
des  Staates,  welche  der  Staatsbeamte  dafür 
empfängt,  daß  er,  veraichtend  auf  ander- 
weiten Erwerb,  dauernd  und  ausschließlich 
dem  Staate  seine  Dienste  widmet.  Hieraus 
ergeben  sich  dann  weitere  Besonderheiten. 
Die  B.  wird  auch  bezahlt,  wenn  der  Beamte 
zeitweilig  keine  Amtsgeschäfte  vornimmt, 
und  wird  selbst  nach  Beendigung  des  Dienstes 
teilweise  als  "Wartegeld  oder  Pension  fort- 
geleistet. Das  Yollsti-eckungsverfahren  ist 
Beschränkungen  unterworfen  und  kann  nicht 
auf  den  vollen  Betrag  der  B.  Anwendung 
finden.  Bei  Beurlaubung,  Krankheit  oder 
sonstiger  notwendiger  Verhinderung  des 
Beamten  zur  Ausübung  seiner  Dienstpflichten, 
fallen  die  Kosten  der  Stellvertretung  dem 
Staate  und  der  Staatskasse  zur  Last.  Ebenso 
kann  der  Staat  die  ihm  zustehende  Disziplinar- 
gewalt dem  Staatsbeamten  gegenüber  auch 
auf  die  B.  wirksam  werden  lassen. 

Die  Auffassung,  welche  die  herrschende 
Lehre  des  Staatsrechtes  dai-stellt,  genügt  aber 
der  volkswirtschaftlichen  Beurtei- 
lung nicht.  Sie  klammert  sich  zu  ängst- 
lich an  die  formellen  Erscheinungen  der 
positiven  RechtsbilduDg  an  und  übersieht 
den  wirtschaftlichen  Kern  des  Staatsdienstes 
und  des  B.wesens.  Vom  Standpunkt  der 
Nationalökonomie  ist  die  B.  des  Staatsdieners 
eine  si>ezielle  Geartung  des  Lohnes,  eine 
Art  des  ausbedungenen  Arbeits- 
lohnes.   Sie  kann  daher  nur  als  eine  eigen- 


artige Erscheinungs-  und  Anwendongsfona 
der  allgemeinen  volkswirtschaftlichen  Lehn 
vom  Lohne  auf  eine  bestimmte  Kategorie  ^od 
Fällen  betrachtet  werden.  (Gemeinsam  igl 
der  B.  und  dem  Lohne  vor  allem,  daB  ü« 
ein  Entgelt  für  persönliche  Lei 
stungen  und  für  die  UeberlassuQ] 
der  Arbeitskraft  darstellen.  Ebenso bc 
steht  zwischen  den  Bedingungen  der  Ai 
Stellung  im  Staatsdienste  und  dem  Arbäts 
vertrage  eine  inhaltliche  Oleichartigkeit ;  den 
der  individuelle  Vertra|sschlaß  als  soldu 
ist  dem  Lohne  nicht  eigentümlich.  Durc 
das  Entgelt  für  die  persönlichen  Leistungc 
verpflichtet  sich  der  Staatsbeamte  wie  d< 
Arbeiter  im  -weiteren  Sinne  zur  Betätigac 
seiner  Arbeitskraft  nach  Leitung  des  Staat< 
oder  des  Arbeitgebers  und  in  der  von  diese] 
bezeichneten  Richtung.  Endlich  verzichti 
in  beiden  Fällen  der  Leistende  zugonste 
eines  Dritten  auf  die  selbständige  Di^ositio 
über  seine  Arbeitsleistung. 

Die  Besonderheiten,  welche  die  B.  du 
rakterisieren,  beziehen  sich  vornehmlich  ai 
die  Regelung  des  Entlohnungssysten 
und  entspringen  einer  dem  StaatsdieDS 
als  Arbeitsart  angepaßten  Lohnpolitfl 
Deshalb  sind  hier  die  Höhe  des  Einkommen 
und  die  Bedingungen,  unter  denen  es  be 
zogen  wird,  der  freien  Konkiirrenz  und  da 
freien  Preisbildung  entrückt.  An  ihre  Stelk 
tritt  eine  gesetzliche  oder  verordnungs- 
mäßige,  gleichmäßig  gehandhabte  Xom 
für  Höhe  und  Ordnung  des  Entgelts.  Mehr 
denn  bei  anderen  Arbeitsarten  smd  die  Tom 
Beamten  geforderten  Leistungen  der  (jnaüfi- 
zierten  Arbeit  beizuzählen  imd  erheisdiea 
eine  gründliche  technische  Vorbildung  nnd 
Schulung,  deren  Aneignung  meist  mit  relativ 
hohen  Kosten  verknüpft  ist    Die  Erlaogong 

;  der  Anstellung  ist  darum  an  äußere  Vom»" 
Setzungen  geknüpft,  die  für  alle  Bewerber 
gleiclunäßig  geregelt  sind  und  ein  bestimmtes 
Alinimalraaß  an  Leistung  sichern.  Die  Sieben 
heit  des  Bezuges  der  B.  des  Staatsbeamten 
aus  dem  klaglos  verwalteten  Amte  ist  ia 
dem  Wesen  der  öffentlichen  Gemein wirtschift 
begriindet  und  verdichtet  sich  zu  einen 
Rechtsanspruch,  mindestens  auf  seine  male* 
rielle  Kompetenz.  Damit  ist  keineswegs  dif 
^löglichkeit  der  Entlassung  oder  Verabschie 
düng  aus  Gründen  des  dienstlichen  Liteiesee 
ausgeschlossen,  die  vielmehr  —  als  vorübei 
gehende  oder  dauernde  Amtsentlassnn 
(„Quieszierung*')  —  bereits  in  den  Yorau 
Setzungen    vorgesehen    ist.     Der    gleiche 

I  Wurzel  ist  die  Disziplinargewalt  des  Staatt 

i  gegenüber  seinen  Beamten  entsprungeo.  J 
dem  Umstände  endlich,  daß  der  Staatsbeam 
auch  nach  dem  Dienstaustritt  ein  Einkomnu 
aus  öffentlichen  Mitteln  (Wartegeld,  Pensio 
empfängt,  ist  kein  Gegensatz  zum  Lohne  : 

;  erkennen.    Denn  gerade  hier  tritt  die  Eige 
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art  der  staatlichen  Lohnzahlung  hervor,  wo 
jmfgeschobene"  Gehaltszahlungen  in  der 
Form  Ton  Wartegeld  und  Pension  erscheinen. 
2.  Znsammensetziuig  der  B.  Für  die 
staatsinrtschaftliche  Behandlung  ei'scheinen 
alle  amtlichen  Bezüge  des  Staatsdieners  und 
geiner  Familie  aus  dem  Rechtstitel  der  An- 
stellong  im  Staatsdienst  als  eine  unzertrenn- 
lideEinheit,  die  man  passend  als  Total- 
gehalt (Wagner)  bezeicnnen  kann.  Seinen 
Bestandteilen  nach  sind  drei  Kategorien  zu 
unterscheiden : 

1)  Das  Alrtivitätsgehalt  oder  das  Ge- 
halt im  engeren  Sinne,  das  der  Be- 
amte für  seine  Dienstleistimgen  im  Amte 
bezieht  Dem  Inhalte  nach  sind  in  diesem 
wiederum  verschiedene  Teile  vereinigt:  a) 
Das  Gehalt  selbst  (im  engsten  Sinne), 
b)  Das  Wohnungsgeld  oder  der  Woh- 
n u ngsz u  s c h  u ß.  Jmtunter  kann  es  zweck- 
mäßig sein,  dieses  durch  die  Gewährung 
einer  naturalen  Dienstwohnung  zu  er- 
setzen. Aehnlichen  Charakters  ist  das  S  e  r  v  i  s 
bei  Offizieren  und  Militärbeamten,  das  an 
Stelle  des  vormaligen  ^'atiualquartiers  tritt 
und  nicht  nur  ziu:  Deckung  des  Wohnungs- 
aufvandes,  sondern  auch  zur  Beschaffung 
des  Mobiliars  und  zur  Bestreitung  von  Be- 
heizung und  Beleuchtung  dienen  soll,  c)  Die 
Zulagen  und  Nebenbezüge,  teils  in 
der  Form  von  Funktions-,  Orts-  oder  Per- 
flooalznlagen,  teils  als  Erstattungen  für  be- 
sonderen Dienstaufwand  oder  sds  Natural- 
bezüge und  Amtserträgnisse. 

2)  Die   Buhegenüsse,    die    dem    Be- 
llten beim  Ausscheiden  aus  dem  Staats- 
fenste  gewährt    werden.     Diese    sind    in 
ibem  wirtschaftlichen  Charakter  teils  Leib- 
i^ten,  teils  Zeitrenten.    Sie  erscheinen  in 
öner  dreifachen  Form:  a)  als  Abfertigung, 
^enn  die  Zahlung  nur  einmal  erfolgt  oder 
ach  nur   ein    paarmal  wiederholt.    Solche 
Abferti^ongen  kommen  vor,  falls  der  Beamte 
Dicht  die  erforderliche,  den  Pensionierungs- 
ttspruch  b^ründende  Dienstzeit  im  Amte 
]■[».  b)als  Wartegeld  oder  Disponibi- 
^itttsgehalt,  eine  Zeitrente,  die  der  Be- 
rate während  einer  zeitweiligen  oder  vor- 
Jbergebenden   Entlassung,    bei    temporärer 
'ereetzung  in  den  Buhestand,   auf  Grund 
föner  Amtsstellung  bis  ziu*  Wiederbenifung 
k  den  aktiven  Staatsdienst  empfängt.    Der 
'Ortbestand    des   Dienstverhältnisses    bleibt 
dibei  unberiüirt    c)  als  Buhegehalt  oder 
f^ension  (Alters-  oder  Dienstalters-,  Invali- 
dititspension),   eine  Leibrente   oder  lebens- 
Üogiiche  Rente,    welche    der  Beamte  auf 
Srimd   seiner    vormaligen    Anstellung    bei 
aänem   definitiven    Austritt    aus    dem 
Staatsdienste  und  dessen  Dienstverhältnissen 
wegen   hohen    Alters,    infolge    der   „Voll- 
streckung^   einer    vorgeschriebenen   Anzahl 
ron  Dienstjahren  oder  endlich  aus  Gründen 


körperlicher  oder  geistiger  Dienstesuntaug- 
lichkeit  bezieht. 

3)  Die  Versorgung  der  Hinterblie- 
benen des  Staatsdieners  (s.  d.  Art  „Witwen- 
und  Waisenversorgung*'). 

3.  Die  GehaJtsfestsetziing  nnd  die^ 
Gehaltsvorrüekang.  Die  Normierung  der 
Gehälter  geschieht  auf  der  Grundlage  einer 
bestimmten  Ordnung,  welche  in  einem  so- 
genannten Gehaltsregulativ  ihren  Aus- 
druck findet.  Zwischen  den  höchsten  Aemtern 
im  Staatsdienst,  welche  neben  der  größten 
Verantwortung  auch  häufig  einen  gewissen 
Repräsentationsaufwand  mit  sich  bringen, 
und  den  übrigen  Aemtern  besteht  regel- 
mäßig ein  größerer  Abstand  in  der  Geh^ts- 
höhe  als  zwischen  diesen  übrigen  Amts- 
gehältern untereinander.  Im  übrigen  wii-d 
eine  Mehrzahl  von  Gehaltsklassen  oder 
Gehaltsstufen  gebildet,  in  welche  dann 
die  homogen  gestellten  Aemter  eingereiht 
werden.  Neben  der  Gehaltsfestsetzung  sehen 
die  Gesetze  aber  auch  die  Gehaltsvor- 
rückung  vor.  Sie  vollzieht  sich  auf  einem 
doppelten  Wege.  Einmal  wird  sie  dadurch 
wirksam,  daß  der  Beamte  auf  ein  höheres 
Amt  befördert  wird,  mit  dem  dann  auch 
ein  höheres  Gehalt  verknüpft  ist.  Der  Be- 
amte wird  damit  in  eine  höhere  Gehalts- 
klasse versetzt.  Sodann  aber  pflegen  regel- 
mäßig Einrichtungen  getroifen  zu  sein^ 
welche  das  Vorrücken  eines  Beamten  auf 
einen  höheren  Bezug  innerhalb  der  gleichen 
Gehaltsklasse  ermöglichen.  Damit  entstehen 
B.Verschiedenheiten  der  gleichen  Beamten- 
kategorie auch  innerhalb  derselben  Ge- 
haltsstufe. Diese  Art  der  Vorrückung  kann 
nach  einem  dreifachen  Systeme  geordnet 
sein:  1.  Durch  Aufstellung  von  Orts- 
klassen und  Ortstarifen.  Dieses  ältere 
System  bestand  darin,  daß  für  die  Aemter 
gleicher  Kategorie  und  Klasse  an  verschie- 
denen Orten  verschiedene  Gehalte  ausgesetzt 
waren.  In  der  neueren  Zeit  ist  dieses  Ver- 
fahren mit  Recht  l^eseitigt  worden. 

2.  Durch  Aufstellung  von  Mini- 
mal- und  Maximalgehältern.  Nach 
diesem  System  werden  für  jedes  Gehalt  ein 
Minimum  und  ein  Maximum  und  zwischen 
beiden  feste  Gehaltsstufen  eingerichtet.  Jeder 
Beamte  beginnt  mit  dem  Minimum  und 
rückt  nach  und  nach  diu'ch  die  Mittelstufen 
zum  Maximum  auf.  Verschiedene  Gründe 
und  Mißstände  liaben  manche  Staaten  ver- 
anlaßt, auf  dieses  System  zu  verzichten,  wie 
dies  auch  in  Preußen  geschehen  ist. 

3.  Durch  Gewährung  fester  Dienst- 
alterszulagen. Hierbei  werden  nach  im 
voraus  für  jedes  Amt  festgesetzten  Perioden 
von  Jahren  regelmäßige  Zulagen  denjenigen 
Beamten  gewähi-t,  welche  die  vorgeschriebene 
Zeit  ein  bestimmtes  Amt  verwaltet  haben. 
Die   Beteiluug   mit  Dienstalterszulagen   ge- 
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schiebt  teils  nach  dem  Quinquennial-,  teils 
nach  dem  Triennialsystem,  d.  h.  von  5  zu  5 
oder  von  3  zu  3  Jahren. 

4.  Wartegeld  und  Pension  insbesondere. 

In  verschiedenen  deutschen  Staaten  ist  die  zeit- 
weilige Versetzung  in  den  Ruhestand  und  zwar 
nicht  durch  Pensionierung  zulässig.  Während 
dieser  Zwischenzeit  empfängt  der  Beamte  eine 
verkürzte  Gehaltszahlung,  das  Wartegeld. 
Die  einstweilige  Versetzung  in  den  Ruhestand 
kann  erfol&:en  wegen  Umbildung  der  Behörde, 
aus  Verwaltungsrücksichten,  wegen  Krankheit 
des  Beamten  oder  endlich  im  Disziplinarver- 
fahren wegen  eines  Dienstvergehens  verfügt 
werden.  Die  allgemeinen  Dienstpflichten  des 
Beamten,  die  Pflicht  des  Treugehorsams,  die 
Pflicht  des  achtungswürdi^en  Verhaltens  und 
die  Pflicht  der  Amtsverschwiegenheit  bleiben 
uneingeschränkt  aufrechterhalten.  Dagegen 
kommen  die  Pflichten  der  Amtserfüllung  und 
der  Amtsanwesenheit  in  Wegfall. 

Das  Wartegeld  steht  in  einem  Teilverhältnis 
zur  B.,  das  in  den  einzelnen  Staaten  verschieden 
geregelt  ist.  Für  die  Reichsbeamteu  beträgt 
es  bei  einem  Diensteinkommen  bis  450  M.  eben- 
soviel wie  dieses  und  bei  einem  höheren  Dienst- 
einkommen %  des  Betrages.  Die  preußischen 
Staatsbeamten  beziehen  bei  einem  Gehaltssatze 
von  3600  M.  und  mehr  die  Hälfte  des  Dienst- 
einkommens als  Wartegeld.  Für  niedrigere 
Gehälter  gilt  ein  besonderer  Tarif.  Bei  Wieder- 
anstellung kommt  das  Wartegeld  auf  das  Dienst- 
einkommen in  der  Weise  in  Anrechnung,  daß 
es  um  diejenige  Summe  gemindert  wird,  um 
welche  der  Betrag  des  neuen  Diensteinkommens 
unter  Hinzurechnung  des  Wartegeldes  den  Be- 
trag des  von  dem  Beamten  vor  der  einstweiligen 
Versetzung  in  den  Ruhestand  bezogenen  Dienst- 
eiukommens  übersteigt.  Bei  Beendifiruufi^  des 
einstweiligen  Ruhestandes  durch  Wiederan- 
stelluug  oder  bei  Auflösung  des  Dienstverhält- 
nisses durch  Tod,  Pensionierung,  freiwilligen 
Dienstaustritt  oder  durch  gerichtliche  Verur- 
teilung zu  einer  Zuchthaus-  oder  Ehrenstrafe 
erlischt  der  Anspruch  auf  Wartegeld. 

Die  Pension  setzt  die  bleibende  Versetzung 
des  Beamten  in  den  Ruhestand  (Veral^ 
schiednng,  Quieszierung)  voraus  und  unter- 
scheidet sich  daher  von  dem  Wartegeld.  Die 
Versetzung  in  den  dauernden  Ruhestand  ge- 
schieht durch  den  Akt  der  Pensionierung,  für 
welchen  ein  besonderes  Verfahren  vorgeschrieben 
ist.  Die  Pension  schlieCt  sich  au  die  B.  an 
und  wird  durch  einen  Teil  derselben  gebildet. 
Sie  ist  eine  aufgeschobene  Gehaltszahlung, 
welche  solange  gesperrt  bleibt,  bis  die  Tatsache 
der  Dienstunfähigkeit  eintritt. 

Der  Anspruch  auf  Pension  ist  geknüpft  an 
die  Pensionsberechtigung,  in  deren  Ge- 
nüsse alle  in  bezug  auf  ihre  Dienststellung  un- 
widerruflich angestellten  Berufsbeamten  stehen 
und  welche  ihr  Diensteinkommen  aus  Reichs- 
oder Landesstaatskassen  beziehen.  Die  auf 
Widerruf  oder  auf  Kündigung  au^es teilten  Be- 
amten besitzen  keine  Pensionsberechtigung. 
Doch  kann  ihnen  im  Falle  der  Dienstunfähig- 
keit ein  Gnaden  geh  alt  oder  eine  Susten- 
tation  gewährt  werden,  die  aber  keinen  Rechts- 
anspruch bildet.  Neben  der  Unwiderniflichkeit 
der  Amtsstellung  wird  zur  Pensionsberechtigung 


noch  eine  bestimmte  Dienstzeit gefordot 
welche  im  Reich  und  in  Preußeti  sowie  in  da 
meisten  deutschen  Staaten  10  Jahre,  mitnnie 
aber  auch  einen  kürzeren  Zeitraum  betrig 
(z.  B.  beim  Reichskanzler  und  einigen  Statu 
Sekretären  2  Jahre,  in  Württembere  9,  i 
Hessen  5  Jahre).  Vor  Ablauf  dieser  Fnst  kai 
bei  evidenter  Bedürftigkeit  nnr  im  Gnadenweg 
eine  lebenslängliche  Pension  einem  Beamten  K 
willigt  werden. 

Zur  Versetzung  in  den  Ruhestand  and  di 
mit  zum  Bezüge  der  Pension  ist  der  Nach 
weis  der  Dienstunfähigkeit  erf(»deilid 
Es  muß  der  Beamte  in  glaubhafter  und  fi 
eigneter  Weise  nachweisen,  daß  er  info^ 
eines  körperlichen  Gebrechens  oder  wege 
Schwäche  seiner  körperlichen  oder  geistige 
Kräfte  zur  Erfüllung  seiner  Amtspflichten  oi 
tanglich  geworden  ist.  Diesem  Nachweis  h 
hohes  Lebensalter  als  Grund  snr  V« 
Setzung  in  den  Ruhestand  gleichgestellt,  nn 
zwar  ist  meist  die  Vollendung  des  65.  Leben 

i'ahres  (Reich,  Preußen,  Sachsen,  Württembei| 
iaden)  oder  des  70.  (Bayern,  Hessen)  erforda 
lieh.  Ein  gleiches  ist  mitunter  der  Fall,  wea 
der  Beamte  40  Dienstjahre  im  Staatsdienst  vd 
endet  hat  (Bayern,  Hessen).  Die  verschiedene 
Gesetze  stellen  einläßliche  Grundsätze  na 
formelle  Vorschriften  für  das  Pensionienugi 
verfahren  auf. 

Der  Pensionsanspruch  wird  ge minder 
durch  Wiederbesoldnng  und  zwar  um  denjenig« 
Betrag,  um  welchen  das  neue  Diensteinkomne 
unter  Hinzurechnung  der  Pension  die  Subb 
der  vom  Beamten  vor  seiner  Pensioniemng  be 
zo^enen  B.  übersteigt.  Das  gleiche  tritt  eö 
bei  eventueller  Erwerbung  einer  neuen  Fenskni 
Die  endgültige  Aufhebung  des  Penskni 
ansprnches  erfolgt  mit  der  definitiven  Wieder 
anstellung  oder  mit  Ablehnung  einer  solchei 
seitens  des  Beamten  (z.  B.  in  Wttrttemberc 
Baden,  Hessen),  femer  durch  Disziplinanirtal 
(nicht  aber  durch  eine  gerichtliche  Veiw> 
teilnng)  und  endlich  mit  dem  Tode  des  Pensmf- 
berechtigten.  Der  Festsetzung  der  Pei« 
sion,  welche  in  einem  Jahresbetrage  utf^' 
drückt  wird,  liegt  die  Höhe  des  Diensteii- 
kommens  und  die  Daner  der  Dienstseit  sa- 
grunde („pensionsfähi^''  DiensteinkomM» 
„anrechnungsfähige''  Dienstzeit).  Das  G^t 
kommt  dabei  zum  vollen  Betrage  in  Amits. 
ebenso  die  persönlichen  Gehaltszulagen,  welehe 
zur  Ausgleichung  eines  von  dem  Beamtca  n 
früherer  Dienststellung  bezogenen  Di«ifta>* 
kommens  mit  Pensionsberechti^^g  gjinlkt 
wurden.  Dagegen  werden  mit  oen  Dotr 
schnitten  angesetzt  der  Wohnnngsgeldipsekiii 
das  Servis  der  Militärbeamten  uimI  dieNsttfU" 
bezüge  und  Amtserträgnisse,  letztere  n*^^^ 
Mittelstande  der  letzten  3  Jahre.  Dicnstip' 
wandsent^chädigungen  und  zufällige  Dienit^ 
künfte  bleiben  ganz  außer  Berecnnong.  ^ 
Pension  wird  nach  demjenigen  Betrase  ^ 
Diensteinkommens  festgesetzt,  welches  der  Be* 
amte  zur  Zeit  seiner  \er8etzung  in  den  Bu^ 
stand  bezog.  Bei  einem  pensionsfähigen  DieiS'' 
einkommen  von  über  12000  M.  wi^  von  ^^ 
überschießenden  Betrage  nur  die  Hälfte  ii  AB' 
satz  genommen.  Für  die  Zugrundelegung  des 
Dienstzeit  entscheiden  diejenigen  Jahre,  ww^ 
der  Beamte  im  Staatsdienst  verbracht  nat,  taut 
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MhlielQich  der  Zeit,  in  welcher  Rieh  derselbe  im 
einstweili^n  Bnhestande  hefnnden  hat.  Im 
fiefeh  und  Prenüen  wird  noch  dazu  diejenig^e 
Zeit  gerechnet,  welche  der  Beamte  vor  Er- 
langung der  Anstellong  der  vorg-eschriebenen, 
anfierdienstlichen  praktischen  Beschäftigung 
oder  der  Probe  gewidmet  hat  Endlich  können 
der  Dienst  in  der  Verwaltung  eines  fremden 
Sttatefl,  der  Dienst  als  Notar  oder  Rechtsan- 
wiit  und  der  Gemeinde-,  Schul-,  Kirchen-  und 
Hofdienst  zur  Anrechnung:  zugelassen  werden. 
Der  ordentliche  Pensionsoetrag  ist  im  Reich 
mid  in  Prenfien  f&r  die  Tollendeten  ersten  10 
Diensijiüire  auf  ^V«o  oder  V«  ^^^  Dienstein- 
kommens berechnet  und  steigt  mit  jedem 
weiteren  Dienstjahre  um  je  Veo-  l^^r  Höchst- 
belng  der  Pension,  über  welchen  hinaus  eine 
Steiffenmg  nicht  stattfindet,  beschränkt  sich 
auf  ^/m  <äer  '/«  ^^  Diensteinkommens. 

Dts  Beuntenrecht  in  Bayern  kennt  den  Be- 
griff der  Pension  nicht.  Das  Diensteinkommen 
scheidet  sich  in  ein  Dienst-  und  ein  Standes- 
gefaalt  Bei  Versetzung  in  den  dauernden  Ruhe- 
ttand  sind  die  Bezüge  des  Staatsdieners  auf 
dasStandesff ehalt  beschränkt. 

a.  Abwelcluiigeii  Ton  den  allgemeinen 
Omdsitien  betreffen  die  Angehörigen  des 
Heeres  und  der  Marine,  insbesondere  die 
Offiziere  und  einige  weitere  Gruppen  von 
Militärpersonen.  Für  diese  sind  zunächst 
abwdckende  Vorschriften  des  Besoldun^wesens 
in  Kraft,  und  auch  im  Hinblick  auf  die  Fest- 
•etsung  des  Ruhegehalts  und  das  Verfahren 
der  Pensionierunfi^  unterstehen  sie  teilweise 
iBderstrtiffen  Recntsnormen. 

Abwddiungen  Ton  den  Grundsätzen  sind 
ttjck  fftr  die  Richterbeamten  wirksam, 
piese  Stellung  ist  dem  Bedürfnis  entsprungen, 
im  Interesse  einer  unparteiischen  oder  unbeein- 
fefitea  Rechtsprechung  und  Rechtspflege  dem 
^terstand  die  größtmögliche  Unabhängigkeit 
a  liehem.  Daher  ist  bei  ihnen  die  unfrei- 
jnllige  Versetzung  auf  eine  andere  Stelle  oder 
is  den  Ruhestand  nur  in  ganz  bestimmten 
FlQen  und  unter  Einhaltung  eines  genau  vor- 
SJüeiehneten  Verfahrens  zulässig.  Sie  kann 
iianls  aus  Dienstgründen  eintreten.  Die  Fest- 
Ktnng  der  Pension  geschieht  nach  analogen 
^^nads&tzen  wie  bei  den  übrigen  Staatsbeamten 
(P»wifieii). 

Eine  dritte  Ausnahme  bilden  die  Pro- 
feiioren  an  den  Universitäten.  Sie 
iteken  in  höherem  Maße  im  Genüsse  von  Neben- 
J^tkgen  als  andere  Kategorieen  von  Staats- 
akten. Die  Unterscheidung  gipfelt  in  dem 
^■stiade,  daß  diese  Kategone  von  Staats- 
^ten  neben  dem  Gehalte  in  erheblicherem 
üothage  Voriesungshonorare  oder  Kollegien- 
|dder  and  Gebühren  von  Prüfungen,  Promo- 
tioMn  etc.  beziehen. 

Utentir:  Wagner,  Fin.  I,  ^^  152—164,  S. 
^V^S7S,  —  Geffckeuy  Schönberg  III,  1,  S. 
4*/.  —  Vocke,  FinanxxcUtenachafty  H.  u.  L. 
i  Ä.  III,  1,  S.  418.  —  Engel,  Preis  der  Ar- 
^  Berlin  1866,  —  Reineeke,  Die  Einkommens- 
^^HMtffnJMe  der  preuß.  unmittelbaren  Staats- 
*««•,  Berlin  1876.  —  Herrfurth,  Das  preuß. 
Art».,  Kcuuen*  und  Rechnungswesen,  S.  Anß. 
^i'  Teü:  RechUv^hältnisse  der  Staatsbeamten, 
BfHin  1896.  —  Lexis,    Die  Besoldungsverhält- 


nisse der  Lehrer  an  den  höheren  Unterrichts- 
anstalten  in  Preußen,  Jena  1898.  —  v.  Hechel, 
Art.  „Besoldung  und  Besoldungspolitik*'  im  H. 
d.  St.,  2.  Aufl.,  Bd.  II,  S.  6S3fy.,  dort  weitere 
Litcraturangaben.  Max  von  Hechel. 


Bestattnngswesen. 

1.  Die  Beseitigung  des  Leichnams  im  allge- 
meinen. 2.  Beer£^ui)^  oder  Verbrennung?  3. 
Die  verwaltungspolizeflichen  Vorschriften. 

1.  Die  Beseitigung  des  Leichnams  iui 
allgemeinen  ist  eine  Notwendigkeit,  die  Art 
dieser  Beseitigung  aber  hängt  mit  der  Seele 
des  betreffenden  Volkes  aufs  engste  zusam- 
men. Die  Notwendigkeit  der  Beseitigung 
beruht  auf  sanitären  und  ästhetischen  Fak- 
toren ;  was  die  Art  der  Beseitigung  anlangt, 
so  sind  die  allerverechiedensten  Gebräuche 
bekannt  geworden.  Von  der  ganz  fatalistisch- 
liberalen Sitte  der  Inder,  Siamesen,  Baktrier, 
Kaffern  und  anderer,  die  das  Bestattungs- 
geschäft den  Krokodilen  des  Ganges,  Aas- 
geiern, Hunden  oder  Hyänen  überlassen,  bis 
hinauf  zu  der  konservativen  Behandlungsart 
der  Aegypter  (Mumifizierung),  finden  sich 
die  mannigfachsten  Zwischenstufen  der  Be- 
handlung des  toten  menschlichen  Körpers. 
Diese  Dinge  haben  nur  ethnologische  und 
kulturgeschichtliche  Bedeutung.  Zu  einem 
volkswirtschaftlichen  Problem  wird  das  B. 
erst,  sobald  durch  einen  gewissen  Grad 
der  Bevölkerungszunahme  die  Hin  weg- 
schaffung der  menschlichen  Leichen  gesund- 
heitliche oder  bodenpolitische  Schwierigkeiten 
bereitet.  Abgesehen  von  der  ßegelung  der 
Leichenschau  (s.  d.  Art.),  der  Karenzzeit 
u.  dgl.  treffen  sich  die  hier  auftauchenden 
sozi^hygienischen  und  nationalökonomischen 
Fragen  vorzugsweise  in  der  heute  allein  noch 
für  uns  praktisch  bedeutsamen  Alternative: 
Beerdigung  oder  Verbrennung? 

2.  Beerdigung  oder  Verbrennung!    Die 

gesundheitlichen  Gefahren,  die  man  den  Be- 
erdigungsplätzen nachsagte,  haben  sich  nach  ge- 
naueren vom  Reichsgesundheitsamt  angestellten 
Untersuchunjpfen  nicht  bestätig,  wenn  sie  auch 
nicht  ganz  in  Abrede  gestellt  werden  sollen. 
Jedenfalls  von  den  nach  den  gegenwärtig  gelten- 
den Bestimmun&^en  aogelegten  Friedhöfen  haben 
sich  irgendwie  bemerkenswerte  gesundheitliche 
Gefahren  für  die  in  der  Nähe  Wohnenden  nicht 
erweisen  lassen.  Wenn  die  herrschende  Wind- 
richtung nicht  von  dem  Bestattuncfsplatz  nach 
den  bewohnten  Stätten  geht,  das  Wasser  nicht 
das  Gefälle  dahin  hat,  die  Tiefe  der  Gräber  etwa 
1 V2  m ,  der  Boden  trocken,  porös  und  gut  filtrierend, 
der  Begräbnisturnus  etwa  10  Jahre,  der  Grund- 
wasserspiegel unter  den  Kirchhöfen  tiefliegend,  die 
Bepflanzung  reichlich  ist  u.  a.  m.,  so  sind  weder 
schädliche  Ausdünstungen  noch  Verseuchung  des 
Grundwassers  zu  befürchten.  Wenden  sich  also 
in  neuerer  Zeit  die  Mediziner  und  Hygieuiker 
nicht  grundsätzlich  gegen  die  Beerdigung,  so 
treten  für  dieselbe  nachhaltig  die  Theologen 
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ans  biblischen,  die  Juristen  ans  strafnrozeßlichen 
Gründen  ein.  Dennoch  nimmt  die  Neigung  zur 
Einführung  der  Leichenverbrennung  zu,  und  es 
werden  namentlich  außer  den  hygienischen  ästhe- 
tische und  wirtschaftliche  Gründe  dafür  geltend 
gemacht,  ganz  abgesehen  davon,  daß  man  sich 
auch  auf  Stammesüberlieferungen  der  Deutschen 
beruft  wie  andererseits  chemisch-technische  Vor- 
züge der  neuen  Verbrennungsöfen  empfehlend 
ins  Feld  führt.  Die  wichtigste  Frage  ist  hier 
die  bodenpolitische.  Durch  die  namentlich  in 
Großstädten  hervortretende  Notwendigkeit,  zahl- 
reiche große  Geländestrecken  für  Kirchhofszwecke 
zu  erstellen,  wurden  die  kommunalen  Finanzen 
sehr  hoch  belastet  und  es  tritt  —  so  z.  B.  in 
Berlin  —  schon  der  Fall  ein,  daß  geeignetes 
Land  in  passender  Lage  überhaupt  in  abseh- 
barer Zeit  kaum  mehr  zu  finden  sein  wird. 
Weiter  entwertet  die  Nähe  eines  Kirchhofes  das 
Gelände  rinsps  in  seiner  Umgebung  stark  und 
entzieht  viel  Land  der  Bebauung.  Ist  auch 
gegenwärtig  wegen  der  relativ  geringen  Zahl 
der  Verbrennungen  dieses  Verfahren  —  infolge 
des  jedesmal  e^orderlichen  kostspieligen  „An- 
heizens"  —  und  wegen  des  meist  erforderlichen 
Eisenbahntransports  diese  Bestattungsart  noch 
die  teurere,  so  dürfte  sie  doch  in  absehbarer 
Zeit  durch  höhere  Frequenz  derselben,  größere 
Zahl  der  Ofen  und  bessere  Methoden,  andererseits 
wegen  der  steigenden  Bodenpreise  der  Kirchhöfe, 
die  billigere  werden.  (Vgl.  die  Berechnungen 
von  Weyl  bei  Wernich,  S.  ft,  s.  unten  Literatur.) 
Was  übrigens  die  Rentabilität  der  Krematorien 
betrifft,  so  kann  man  beispielsweise  auf  dasjenige 
in  Jena  verweisen,  welches  nach  kaum  acht- 
jährigem Betrieb  alle  Darlehen  zurückgezahlt 
hat  und  schuldenfrei  der  Stadt  übergeben  werden 
konnte.  Die  Fortschritte  der  Feuer^stattung  im 
letzten  Jahre  (1905)  in  Deutschland  sind  erheb- 
liche gewesen.  Zu  den  deutschen  Bundesstaaten, 
die  schon  früher  die  Feuerbestattung  offiziell  als 
zulässig  erklärt  hatten  (Sachsen-Coburg-Gotha, 
Baden,  Hamburg,  Sachsen-Weimar,  Hessen, 
Bremen  und  Württemberg)  sind  neuerdings 
noch  Sachsen-Meiningen  und  Anhalt  getreten. 
Femer  wurde  in  Lübeck  mindestens  offiziös 
die  Zulassung  ausgesprochen,  und  im  König- 
reich Sachsen  ist  dem  Landtag  der  Ent- 
wurf eines  Feuerbestattungsgesetzes  vorgelegt 
worden,  der  die  fakultative  Feuerbestattung  ein- 
führen will,  in  seiner  bisher  vorliegenden  Form 
jedoch,  durch  kirchlich-konfessionelle  Rücksichten 
geleitet,  die  Leichenverbrennung  eher  zu  er- 
schweren imstande  ist.  Die  beiden  größten  deut- 
schen Staaten,  Preußen  und  Bayern,  haben  sich 
noch  nicht  zur  Freigebung  der  Leichenver- 
brennung bereit  finden  lassen,  wenn  auch  die 
Verwaltung  der  bayerischen  Hauptstadt  die 
Erbauung  eines  Krematoriums  beschlossen  hat 
und  im  preußischen  Abgeordnetenhause  Anfang 
1906  von  den  liberalen  Parteien  von  neuem  der  An- 
trag auf  Zulassung  der  fakultativen  Feuer- 
bestattung gestellt  wurde.  Es  bestehen  gegen- 
wärtig 10  Krematorien  in  Deutschland,  sieben 
weitere  befinden  sich  in  Vorbereitung.  Lange 
Zeit  war  in  Gotha  die  einzige  derartige  Anstalt, 
in  welcher  am  lO./XII.  1878  die  erste  neuzeit- 
liche Leichenverbrennung,  im  März  1906  die 
viertausendste  stattgefunden  hat.  Seitdem  sind 
in  Deutschland  etwa  10000  solcher  Verbren- 
nungen vorgenommen  worden,  die  Jahresfrequenz 


hat  sich  von  knapp  1400  L  J.  1904  jetst 
1700  i.  J.  1905  gehoben. 

3.  Die  verwaltnngspolizelllch« 
Schriften.  1.  Eine  Anzeige  zum  £ 
gister  ist  von  jedem  Todesfall  zu  ei 
s.  RG.  über  den  Personenstand  v.  6J 
§§  56,  57,  60.  Es  ist  heimliche  Bec 
zu  verhindern,  imd  es  sind  Vorsic 
regeln  doppelt  notwendig  beim  Verdai 
unnatürlichen  Todes.  Vgl.  hierüber 
§  3671  und  StrPrO.  §  157.  2.  üeber  ] 
schau  und  Leichenhäaser  g.  d.  Art.  ] 
schau.  3.  Für  den  Leichentraospi 
Leichenpässe  auszustellen ;  die  Bestim 
über  die  Beförderung  von  Leid; 
Eisenbahnen  sind  einheitlich  gerc^ 
die  Verkehrsordnung  für  die  Eise 
Deutschlands  v.  15./XL  1892.  Insb< 
sind  Bestimmungen  über  die  Bescb 
des  Sarges  und  über  die  Begleite 
Leiche  getroffen.  4.  Die  Karrenzzeit  z 
dem  Eintritt  des  Todes  und  der  Be 
ist  verschieden ;  in  Süddeutschland  ^ 
Veriauf  von  2X24  Stunden,  in  Nord« 
land  meist  der  von  3X24  Stunden  g< 
Als  längste  Frist  sind  z.  B.  in  Prei 
Sommer  4,  im  Winter  5  Tage  festgesc 
den.  5.  Auch  über  die  R^lung  de 
tigen  sozialhygienischen  Fragen,  i 
gräbnisturnus,  Entfernung  der  Eiichl 
bewohnten  Stätten ,  Belegungsdic 
Größe,  Tiefe  der  Gräber  und  Besohl 
der  Särge  herrscht  in  Ermangeluni 
Reichsgesetzes  über  das  Bestattuni 
keine  Einheitlichkeit.  Der  Begrftbn 
schwankt  zwischen  5  und  60  Jahi 
Möglichkeit  der  Wiederverwendung  de 
höfe  zwischen  20  und  40  Jahren.  Be 
zu  weit  führen,  hier  auf  die  Bestim 
im  einzelnen  einzugehen.  Wenn  die  E 
nisse  auch  örtlich  verschieden  sein 
und  dürfen,  so  wäre  doch  der  Er) 
Norraativbestimmungen  seitens  des  1 
innerhalb  deren  den  partikularen  c 
kalen  Behörden  ein  Spielraum  blie 
wünscht. 

Literatur:  Wernich,  Leidhenwesen  eimt 
Feuerbestattung  (Handh.  d.  Hyg.,  h> 
i'on  Weyl,  Bd,  2,  AbL  3),  Jena  189. 
zahlreiche  Literatur.  —  Jolly,  Art,  Beet 
iresen  in  v.  Stengelt  Wörterbuch  des  1 
Verwaltungsrechts.  —  Rahts,  Art.  „Beet 
tcesen  i.  II.  d.  St.,  2.  Aufl.,  Bd.  11,  S,  5S8, 
weitere  Literatur.  —  Fetlchenfeldf  i 
Leichenhallen,  Soz.  Praxis  1905,  3>,  7. 
Feuerbestattung  v.  a.  die  Zeitschrift  „Die  1 
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BeTölkerong. 

1.  UeVersicht.  2.  Die  B.  der  Erde  nnd  die 
Volksahlen  der  einzelnen  Staaten  und  Völker. 
3.  B.dichte.  4.  An8iedelunjB;8Yerhältnisse.  5.  Fa- 
miliensttnd  (Zivilstand).  6.  B.bewegung.  7.  Ge- 
schichte der  B.  a)  Begriff  und  allgemeine  Be- 
dentnug  der  B.ge8chichte.  b)  iK&thode  nnd 
Qaelten.  c)  Das  Altertum,  d)  Die  spätere  Zeit 
Ins  nm  18.  Jahrb. 

L  Uebersicht.  An  dieser  Stelle  werden 
die  Größenziffern  der  B.  der  einzelnen  Staaten 
und  Nationen,  ihre  zeitliche  Veränderung 
und  ihre  örtliche  Verteilung  und  Dichte,  die 
AnsiedelungsverhAltnisse ,  die  Verhältnisse 
des  Familienstandes  und  endlich  die  B.vor- 
gäoge  in  geschichtlicher  Hinsicht,  behandelt. 
Andere  Massenerscheinungen  in  populatio- 
nistischer,  in  körperlicher,  in  wirtschaftlicher, 
ethischer  und  intellektueller  Richtung  sind 
unter  besonderen  Schlagworten  aufgeführt, 
und  zwar  unter  folgenden :  „Altersgli^erung 
derR",  ^Geschlechtsverhältnis  der  B.",  „Ehe. 
üeschließung**,  „Grebuiienstatistik",  „Unehe- 
liche Geburten^,  „Sterblichkeit  und  Sterb- 
lichkeitstafeln", „Wanderungen  (innerstaat- 
liche)'^, ,,  Auswanderung*',  „Kolonisation", 
Jeraf  und  Benifsstatistik",  „Analphabeten", 
«Anthropolc^e  und  Anthropometrie",  „Blinde 
nnd  Bhndenanstalten",  „Taubstumme  und 
TaubstummenaDStalten^S  Diese  Artikel  er- 
geben zusammengenommen  dasjenige,  was 
Dan  gemeiniglich  als  die  ,^Resultate  der  B.- 
statistik"  bezeichnet 

t  Die  B.  der  Erde  und  die  Volks- 
aUen  der  einzelnen  Staaten  nnd  Völker. 
Die  B.  der  Erde  ist  etwa  zur  Hälfte  durch 
ZiUungen  ermittelt,  während  über  die  andere 
Hüfte  nur  im  Wege  von  Schätzungen  ein 
»nähernder  Ueberblick  gewonnen  werden 
bnn.  Diese  Schätzungen  weichen  im  all- 
gemeinen nicht  sehr  voneinander  ab,  indem 
^•Jnraschek  für  den  neuesten  Stand,  bei 
^  schon  die  letzten  Volkszählungen  von 
1900  berücksichtigt  sind,  zu  1,5  Müliaixien 
Menschen  gelang,  während  Levasseur 
sowie  audi  IL  W  agner  und  Suppan  eine 
^  etwa  20  Millionen  niedrigere  Ziffer  auf- 
hellen, und  zwar  berechnet  v.  Juraschek  die 
B.  der  Erde  in  folgender  Weise : 


i«en 

Europa 

ifrikt 

Amerika 

ioitnlien 

Mtfgebiet 


.5  9  V  5 
JSSgm 

44178 

9907 

29872 

3875» 
8955 

12670 


Bewohner 
in  1000 


822718 
401  542 
142  567 
151  485 
6  688 
13 


.2  S 

es 

9-*    SR 


S  CT 

5®«§ 

18,6 

539,48 

40,2 

263,30 

4,8 

93,49 

3,7 

99,33 

0,7 

4,39 

— 

0,01 

jagtnxen  144  333      1525  013    10,5  1000,00 


Von  den  Weltteilen  ist  nur  Europa,  mit 
Ausnahme  der  Türkei  methodisch  gezählt, 
da  endlich  auch  Rußland  seit  1897  in  die 
Reihe  der  Staaten  mit  Volkszählung  einge- 
treten ist.  Die  neuesten,  entweder  auf  den 
letzten  Volkszählungen  oder  seitherigen  Be- 
rechnungen beruhenden  Daten  für  dessen 
einzelne  Staaten  sind  nach  Jurascheks  Geogr.- 
Stat.  Tabellen:  s.  die  Tabelle  auf  S.  445. 

Zu  dieser  Tabelle  ist  noch  speziell  zu  be- 
merken: Oesterreich  1903:  Fläche  3U0008  akm, 
26%9812  Bev.,  89,9  per  qkm;  Ungarn  1903: 
324851  qkm,  19885445  Bev.,  61,2  per  qkm; 
Bosnien  nnd  die  Herzegowina  1900:  51028  qkm, 
1737000  Bev..  34,4  per  qkm:  —  eigentl.  Däne- 
mark 1901:  38455  qkm.  2449540  Bev^  63,7 
per  qkm;  Faröer  1901:  1399  qkm,  1523()Bev., 
10,8  per  qkm;  Island  1901:  104  785  qkm,  78470 
Bev.,  0,7  per  qkm;  —  In  Rußland  wurde  am 
9./II.  1897  die  erste  Volkszählonfi^  vorgenommen, 
die  folgendes  ergab  (Bev.  in  Hill) :  Europ.  Ruß- 
land 93,44,  Polen  9,40,  Kaukasus  9,29,  Sibirien 
4,72,  Statthalterschaft  des  fernen  Ostens  1,29, 
Zentralasien  7,75,  Buchara  und  China  2,30,  dazu 
Finland  (1902)  2,78,  zusammen  sonach  130,97. 

Was  die  anderen  Kontinente  und  ihre  Staaten 
resp.  Völkerschaften  anbelangt,  seien  auf  Grund 
derselben  Quelle  die  wichtigsten,  bezw.  auch 
solche,  die  mit  Europa  in  irgendwelche  nähere 
Verbindung  getreten  sind,  hervorgehoben,  wobei 
bezügflich  der  europäischen  Besitzungen  auf  die 
Tabellen  auf  S.  446  verwiesen  wird. 

Um  die  Machtverhältnisse  der  europäischen 
Staaten,  wenigstens  insoweit  dieselben  auf 
der  Größe  des  Territoriums  und  der  B.  be- 
ruhen, richtig  zu  würdigen,  ist  es  erforder- 
lich, auf  die  außereuronäischen  Besitzungen 
und  Schutzstaaten  etc.  Rücksicht  zu  nehmen. 
Die  zwei  auf  S.  447  folgenden,  nach  Jurascheks 
Tabellen  berechneten  Aufstellungen  enthalten 
hierfür  die  erforderlichen  Behelfe,  indem 
aus  ihnen  zu  ersehen  ist,  vrie  sich  gegen- 
wärtig das  Festland  der  Erde  sowie  auch 
die  gesamte  Menscheu-B.  nach  einzelnen 
Kontinenten  und  auf  der  Erde  überhaupt 
unter  die  10  europäischen  Nationen  mit 
Kolonialbesitz  resp.  unter  die  übrigen  Staaten 
und  Völker  verteilt. 

3.  B.dichte  ist  das  Verhältnis  der  auf 
einem  Temtorium  lebenden  Menschen  zu 
der  Größe  desselben;  sie  wird  gegenwärtig 
vorwiegend  durch  die  Angabe  ausgedrückt, 
wieviele  Menschen  auf  1  qkm  wohnen. 
Dieser  Ausdruck,  der  eben  immer  durch 
Durchschnitte  gewonnen  wird,  ist  um  so  be- 
zeichnender, je  kleiner  das  Gebiet  ist.  Die 
Bedeutung  der  B.dichte  liegt  im  wirt- 
schaftlichen Belange,'  insofern,  als  die 
Anschauung  obwaltet,  daß  die  B.  auf  und 
aus  dem  Territorium,  mit  dem  sie  in  Be- 
ziehimg steht,  resp.  von  den  darauf  wohnen- 
den Menschen  ihren  Unterhalt  findet,  wie 
das  z.  B.  in  agrarischen  Ländern  ohne  Ex- 
port, in  Gebieten  mit  Handwerk  und  Klein- 
handel ohne  Export  und  Import  vielfach  der 
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Flächeninhalt  in 
qkm  ohne  Küsten- 
wässer u.  größere       Bewohner 

Jahr          Binnenseeen  in  1000, 

Rußland 1897/1902  5389985  105626 

Deutschland 1904  540  743  59  495 

Oesterreich  Ungarn 

(m.  Bosn.  H.)      .    .    .  1903  675887  48592 

Großbritannien.    .    .    .  1901/04  3^5  ^97  43  539 

Frankreich 1902  536464  39060 

Italien 1904  286682  33218 

Spanien 1902  504  903  18  737 

Belgien 1903  29455  6985 

Rumänien 1904  131353  6292 

Türkei —  169  317  6130 

Niederlande 1903  33079  5  43^ 

Portugal 1900  92575  5  423 

Schweden 1903  447862  5221 

Bulgarien 1900  96  345  3  744 

Schweiz  (mit  Seeen)  .    .  1900  41324  3327 

Serbien 1903  48303  2624 

Dänemark     mit    Faröer 

und  Island     ....  1901  144639  2543 

Griechenland     ....  1896  6467^  2434 

Norwegen 1903  321477  2293 

Krete 1900  8618  310 

Luxemburg 1900  2586  237 

Montenegro —  9080  228 

Monako 1900  22  15 

Thasos  (zu  Aegypten)    .  1897  393  12 

Marino 1899  60  1 1 

Liechtenstein     ....  1901  159  9 

Andorra    .    .    .    .    .    .  1899 452 5 


Bewolui€ 

Bewohner     in  %  ^^ 

an!  1  qkm   Gesamtiili 

19,6  263 


71,9 
138,1 

72,8 
115,9 

37,1 
237,1 

47,9 

36,2 
164,2 

58,5 

38,9 
80,5 
54,3 

17,6 

37.6 

7,1 

36,0 

91,5 

25,1 

690,0 

30,9 

183,3 

59,3 

11.6 


14« 

131 
108 

97 
«3 
47 
17 
16 

15 
14 
14 
13 
9 
8 

7 

6 
6 
6 


9  891  639 


401  541 


40,6 


1000 


Fall  ist.  Selbstverständlich  ist  ein  solcher 
r.konomisch  vielleicht  bedeutungsvollerDurch- 
schnitt  rein  territorial  betrachtet  oft  sehr 
imbezeichnend.  Diese  ökonomische  Wichtig- 
keit der  Dichteziffer  verliert  an  Bedeutimg, 
sobald  die  B.  eines  Gebietes  auch  von  Ex- 
port oder  Import  lebt  und  so  ihre  ünter- 
haltsmittel  aus  einem  größeren  Gebiete  findet. 

Die  Dichteverhältnisse  der  B.  stehen  auch 
im  Zusammenhange  mit  der  allgemeinen 
kulturellen  Entwickelung ,  für  welche 
eine  größere  Dichte  geradezu  Vorbedingung, 
vielfach  auch  Maßstab  ist. 

Die  Ent Wickelung  der  Dichteziffern 
kann  die  verschiedenartigsten  Grade  an- 
nehmen. Im  allgemeinen  wird  bei  kleiner 
Dichte  Möglichkeit  und  Tendenz  zur  Yer- 
dichtimg  vorliegen,  oft  aber  nur,  ohne  Aende- 
nmg  der  ^^i^tschaftlichen  Betriebsverhält- 
nisse, bis  zu  einem  unüberschreitbaren  Niveau. 
Unter  anderen  Verhältnissen  vermögen  selbst 
sehr  hohe  Dichteziffern  noch  fortzuschreiten, 
bis  an  jene  Grenze,  wo  die  B.dichte  in  das 
reine  Bewohnungsverhältnis  übergeht.  Sehr 
häufig  nimmt  dabei  das  Zuwachsprozent  der 
B.  mit  sleieender  Dichte  ab. 

Das  Verhältnis  der  Menschen  zum  Räume, 
letzteren  als  Bedingung  des  ständigen  Aufent- 
haltes angesehen,  bezeichnet  man  als  Wo h  n - 
dichte;  deren  persönliches  Substrat  ist  die 
Familie,  resp.  die  Wohnpartei,  und  das  sach- 
liche die  Wohnung,  das  Zimmer,  das  Haus  etc. 


Die  Wohndichte  wird  ausgedrückt  dnidi 
X  m*^  oder  X  m^  für  1  Bewohner  und  ihre 
Bedeutung  liegt  auf  dem  Gebiete  d« 
Hygiene,  EtWk  u.  ä. 

Die  Faktoren  der  Dichte  sind  tenitml«» 
wirtschaftliche  und  soziale,  endlich  poUtWie- 
Zu  den  territorialen  Faktoren  gehört  die  Bod«- 
beschaffenheit  in  oro-  nnd  hydrographisdier  Be- 
ziehung, Klima,  Niederschlagsmenge,  KW«f 
entwickelung  (große  Dichte  längs  der  Flö«*»  * 
den  Küsten,  in  den  Tälern,  abnehmend  mit  m 
Höhenlage).  In  wirtschaftlicher  Hinnclit  ••• 
dingt  agrarischer  Betrieb  jferingere  Dichte  •!••* 

fewerbliche  und  dieser  wieder  geringere  »bi* 
ommerzielle.  Der  Landban  kann  auf  denw« 
Fläche  bei  intensivem  Betrieb  mehr  MeaicMJ 
ernähren  als  bei  extensivem ,  ebenso  wie  « 
Großindustrie  mehr  als  das  Handwerk,  faflfi" 

fenügende  Exportmöglichkeit  hat   .0|^!2jr 
ommen  beim  Landban  noch  die  BesitivenW^ 
nisse  in  Betracht,  indem  hier  bei  GroßbeÖjeJ 
weniger  Menschen  auf  derselben  Fläche  eai^ 
werden   als    bei   Banembesitz    oder    g»'  •? 
Zwergwirtschaft.     Sodann   kommt  die  BoW* 
fmchtbarkeit,    der   Inhalt   an    BodenadiW«» 
eventuell  auch  der  Standard  of  life  der  R* 
Betracht   Die  politische  Einflußnahme  als  W^ 
i  liehe  Verteilung   der  B.  kann   fördernd  og 
I  hemmend  wirken  nnd  bedingt  viele  pcgenw* 
i  vorkommende  Besonderheiten  (Kolonisation,  W** 
I  lassnng  von  Grenzgebieten  u.  dgl.).  ^ 

\  Der  Erdkreis  nmfaßt  4  zusammenhiaffli" 
I  größere  Komplexe  intensiverer  Dichte,  nndiwj 
iZentralenropa,  die  zwei  südlichen  HalMiiwi 
.  Asiens  (Ostmdien  nnd  China)  mit  Japan,  «M 
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44 

Bewohner  in 

Fläche  in 

Bewohner 

auf  1  qkm 

«/oo  der  Be- 

1000 qkm 

in  1000 

Bewohner 

wohner  jedes 
Kontinents 

11  139 

330130 

29,6 

402 

417 

49815 

119,3 

60 

218 

9670 

44,3 

12 

1645 

9500 

5,8 

11 

634 

5197 

8,2 

6 

2279 

950 

0,4 

I 

1006 

8853 

8,8 

II 

25977 

400839 

15,4 

488 

296 

7635 

25J 

9 

59 

9 

0,2 

— 

05 

120 

239,6 

— 

2383 

19000 

8,0 

133 

2970 

13812 

4,6 

97 

800 

8000 

W,o 

56 

456 

7000 

15,4 

49 

95 

1  500 

157 

10 

6074 

797 

0,1 

6 

17005 

92458 

5,4 

649 

9413 

81  171 

8,6 

536 

8361 

16000 

1.9 

106 

1987 

13606 

6,8 

90 

2951 

5  191 

1,8 

34 

1  137 

4560 

2,6 

30 

I  248 

3917 

3,1 

26 

759 

3174 

4,2 

21 

942 

2591 

2,7 

17 

1334 

2  181 

1,6 

14 

113 

1574 

13,9 

10 

114 

1573 

13,8 

10 

29 

1347 

47,6 

9 

300 

I  272 

4,2 

9 

21 

I  007 

47,6 

7 

179 

978 

5,5 

7 

"5 

745 

6,5 

5 

253 

636 

2,5 

4 

49 

500 

10,3 

3 

128 

429 

3,3 

3 

87 

340 

3,9 

2 

48 

323 

6,7 

2 

8941 

8370 

0,9 

55 

^    »3 
8924 

6519 

1,4 

974 

17 

169 

0,1 

26 

II  181 

1488 

13 

— 

1000 

afolge  der  Teilung  yon  Sachalin  zwischen  Japan  und  Rußland  reihen  sich  die  Ziffern 
Territorium:  Japan  459,  europäische  Staaten  25936;  Bevölk.:  50079  und  400675; 

^und  16,4;  BeYölkemngsquote :  61  und  487.  >^ach  der  Volkszählung  von  1901  hatte 
4^7  Hill,  qkm  294  MilT.  Einwohner,  also  eine  Dichte  von  64;  davon  entfielen  auf 

ihen  Provinzen  2,8  Mill.  qkm  mit  232  Mill.  Einwohnern  und  auf  die  Eingeborenen- 

f6  Mill.  qkm  mit  62  Mill.  Einwohnern. 


(tlichen  Küstenstrich  (Nordamerikas 
)  und  endlich  Aegypten ;  nur  in  diesen 
iteht  die  Dichtezifter  im  allgemeinen 
Europas  Nordwesten  sowie  m  Italien 
r  10(^-200.  Sodann  ^ibt  es  außer 
ren  Afrika,  dessen  nördlichem  Küsten- 


saum und  einigen  östlichen  Staaten  der  Nord- 
amerikanischen Union  überhaupt  nur  ganz  ver- 
einzelte kleine  Staaten  (Siam,  Liberia,  Guate- 
mala, Haiti,  Salvador),  deren  Dichte  11  (was 
beiläufig:  dem  Gesamtdurchschnitt  für  die 
Erde  gleichkommt)  übersteigt.    Die  übrige  be- 
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Prozentallteil  des  Territorinms  der  Staaten  mit  außerenropäischem  Besitz  am  Tenitoriom  d«r 
einzelnen  Kontinente,  sowie  an  jenem  der  Erde  überhaupt. 
(Territorium  ohte  Küstengewässer  und  größere  Binnenseeen.) 

Polar- 


Enssische  Besitzungen 

Britische  „ 

Französische     „ 

Deutsche  „ 

Türkische  „ 

Portugiesische  „ 

Niederländ.       „ 

Italienische       „ 

Spanische  „ 

Dänische  „ 

Aegyptische      „ 

Bes.  d.  Vereinigt.  Staaten 
T.  Nordamerika 

Staaten  ohne  Koloniales, 
u.  selbst.  Völker 

Totale 

Prozentverteilung  d. Macht- 
sphäre d.  europ.  Kolonial- 
staaten üb.  d.  Kontinente 


Europa 

54,48 
3,19 
5.42 
5,47 
1,71 
0,94 
0,34 
2,90 
5,10 
1,46 
0,01 


18,98 
100,00 


",39 


Asien  Afrika  Amerika  Australien 

38,53           -  —  - 

11,85          18,96  22,67 

1,52         17,37  0,21 


4,05 
0,05 

3,48 


0,14 
0,68 

39,70 
100,00 

36,93 


18,96 

17,37 

7,92 

3,53 

6,95 

1,65 
0,72 

9,97 


32,93 
100,00 


92,22 

0,31 
2,72 


gegenden 

o,ao 

10,85 


24,17 


0,34 


24,44 

52,34 
100,00 


12,71 


4,41  — 


0,19 

0,15 
100,00 


12,69 


0,70 


88,25 
100,00 


2.1 1 


SUBM 

15.5» 

ao,$6 
4,5» 

2,oS 
1,5« 
M5 
0,54 
0,50 
0,16 
2,11 

6,78 

42,01 

lOO^OO 


100,00 


Prozentanteil  der  Bevölkerung  der  Staaten  mit 
der  einzelnen  Kontinente  sowie 


Europa       Asien 


Hnssische  Besitzungen 

Britische  „ 

Pranzösische     „ 

Deutsche  „ 

Türkische  „ 

Portugiesische  „ 

:Niederländ.       „ 

Italienische       ,, 

Spanische  „ 

Dänische  „ 

Aegyptische      „ 

Bes.  d.  Vereinigt  Staaten 
von  Nordamerika 

Staaten  ohne  Kolonialbes. 
u.  selbst.  Völker 

Totale 

Prozentverteilung  d.Macht- 
sphäre  d.  europ.  Kolonial- 
staaten üb.  d.  Kontinente 


26,31 
10,85 

9,73 
14,82 

1,53 
1,35 
1,35 
8,27 

4,67 
0,61 

O.Ol 


20,50 
100,00 


3,08 

36,73 
2,20 
0,01 
2,05 
0,10 
4,56 


0,00 
0,93 

50,34 
ico,oo 


außereuropäischem  Besitz  an  der  Bevölkennf 
an  jener  der  Erde  überhaupt. 

Afrika     Amerika  Australien  |^«^^iL 


SmuM 


28,18 

5,13 

85,55 

21,57 

0,28 

1,33 

9,15 

— 

7,00 

0,70 

— 

— 

4,53 

— 

— 

0,10 


7,69 


3.59        — 


^59 
26,19 

4,79 
1,57 


0,51 
0,21 

9,69 


25,46 
100,00 


0,02  — 


92,31 


38,57  48,46 


53,58 

40,89 
100,00 


2,53 


100,00 


2M 

!,»$ 
0,17 
0.91 

5,»3 
Ä99 

100,00 


wohnte  Erde  bleibt  zum  Teil  tief  unter  diesem 
Maß. 

Die  Frage,  welche  Dichteziffer  als  hoch  an-  < 
2usehen  sei,  kann  nur  mit  Rücksicht  auf  unsere  | 
gegenwärtigen  Kultur  Verhältnisse  und  auch  nur 
so  beantwortet  werden,  daß  wir  territoriale  Ab- 
schnitte zur  Grundlage  annehmen,  in  welchen  1 
die  Besonderheiten  der  städtischen  Wohndichte  ! 
nicht  beirrend  auftreten,  also  im  allgemeinen 
Bezirke    (Grafschaften   usw.) ;    diese  Gegenden  | 
sind  in  der  Hauptsache  in  den  nordwestlichen  : 
Ländern  Europas  aufzusuchen.   Es  waren  (nach  ; 
A.  Wagner)  Bezirks-  u.  dgl.  Gebiete  mit  einer  \ 
Dichte  von  100  und  mehr  in  folgender  Zahl 
vorhanden :  < 


Dichte    ^ 

Deutsch. 

Niederl.u. 

Großbrit.  Frank 

Reich 

Belgien 

u.  Irland   reich 

über  300 

I 

4 

12             1 

250-300 

I 

2 

2             2 

2OO-20O 

4 

2 

3            — 

160-200 

4 

I 

7            — 

125—150 

9 



8              4 

100-126 

10 

5 

7              3 

hinter  100 

43 

6 

81            77 

11,17  1,01  0,79  0,00      io(V» 

Die  Ziffer  von  300  wird  in  mehreren  Befirina 
Englands,  dann  auch  Belgiens  und  HoUindi  m 
zur  Höhe  von  600—800  überschritten,  doch  W 
sich  wohl  sapfen,  daß  in  solchen  Gebieten  stflth 
sehe  Ansiedelnnesform  vorlie«^.  welche  oü* 
schieden  vorhanden  ist,  sobald  die  Dichteslv 
1000  erreicht  oder  lOCO  nahe  kommt.  Je^^ 
falls  aber  erscheint  selbst  für  Europa  dne  P 
übersteigende  Dichteziffer  bereits  als  hoch,  o^ 
eine  200  übersteigende  als  exoeptionell. 

Der  Vollständigkeit  wegen  seten  hier  lov 
die  Dichteziffem  (auf  1  qkm)  für  die  denttc^ 
Staaten  und  die  Länder  Oesterreichs  aag^Mit 
Deutsches  Reich  (1900)  104,2,  Prenfleii  W. 
Bayern  81,4,  Sachsen  280,3,  Württemberg  UlA 
Baden  123,9,  Hessen  145,8,  Mecklenburg^* 
46,8,  S.-Weimar  100,3,  Mecklenburg^tr.  8&A 
Oldenburg  62.1,  Braunschweig  126,4.  Saehitt- 
Meiningen  101,6,  S.-Altenburfl[  147,8,  S.-Koklir 
Gotha  116,1,  Anhalt  137,5,  Sdiwanbnrg^  W 
Schwarzburg.R.  99,0,  Waldeck  61,7,  BfiVilLl^ 
216,0,  Reuß  j.  L.  168,4,  Schanmbnrg-^M  19^, 
Lippe  114,3,  Lübeck  325.1,  Bremm  879,01  But 
bürg  1850,1,  ElsaO-Lothnngen  11^,  Om»- 
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11(1900):  Niederösterreich  156,  Ober- 
58,  Salzbure  27,  Steiermark  60, 
,  Krain  51,  Küstenland  95,  Tirol  u. 
34,  Böhmen  122,  Mähren  110, 
)2,  Galizien  93,  Bukowina  70,  Dal- 
Jngam  59,6,  Kroatien-SlaTonien  56,8. 

ledelunffsverhältiiisse.  Die  An- 
1  der  Menschen,  d.  h.  die  Ver- 
n   deren    ständigen  Wohnstätten, 

Häusern  über  das  Territorium, 
topographische  EinheiteÄ,  d.  i. 
e,  Ortschaften  entstehen,  vollziehen 
zwei  Formen,  von  denen  die  eine 
1 0  s  s  e  n  e  (angehäufte)  Wohn  form, 
)  die  offene  (verstreute)  Wohn- 
ellt  Bei  der  ersten  Form  bilden 
le  einen  niur  durch  Verkelu^wege 

Komplex,  während  bei  der 
)nn  die  (rebäude  räumlich  nicht 
längen  d.  li.  durch  Gebietsteile 
nd,  die  mit  der  Bewohnung  nichts 
en.  Zu  den  geschlossenen  Wohn— 
hören  ihrer  ganzen  Entwickelung 
tädte,  wohl  auch  im  allgemeinen 
flecken;  die  Landorte  dagegen 
änsowohl  geschlossen  als  verstreut 
werden,  wobei  im  ersten  Fall  alle 
3n  samt  Wirtschaftsräumen  ver- 
1  von  der  gesamten  Fhir  des 
geben  sind  (Dorf System),  Wäh- 
ler zweiten,  vielfach  in  Gebirgs- 
rorkommenaen  Besiedelungsform 
System)  die  einzelnen  Bauem- 
m  isoliert  liegen  und  jede  von 
^ald  11.  dgl.  umgeben  ist.  —  Ein 
(tisches  äußerliches  Merkmal  für 
Aeidungvon  Stadt  und  Dorf  be- 
t  mehr,  nachdem  die  meist  alt- 
ene  rechtliche  Benennung  vielfach 
'  Bedeutung  verloren  hat  und  die 
I  durchgreifender  Anhaltspunkt  für 
ichied  von  Stadt  und  Dorf  ist.  Auch 
cht  sagen,  daß  Gewerbe  und  Handel 
,  Ackerbau  ein  Dorf  ausmachen, 
ibt  Industriedörfer  (z.  B.  mit  haus- 
em  Betrieb)  und  Ackerbürger- 
k)ch  hat  die  Stadt  im  Vergleich 
Bwonderheiten  ganz  anderer  Art, 


bis  2000  Einw.) 
(2000-5000  Einw.) 
j  {6000-20000  Einw.) 
e  (20000—100000  Einw.) 
(100000  u.  mehr  Einw.) 


den  Ortschaften  von  weniger  als 
f.,  im  Jahre  1900  nur  '/p.  Wir 
Bte  Ortschaften  im  allgemeinen  als 
lewiclmen  und  sie  in  solche  scheiden, 
hftens  500  Einw.  haben  und  die  Be- 

■ch  der  TolliBwirtschaft.    II.  Aufl.    Bd.  I. 


die  auf  das  Zusammenleben  der  Menschen 
und  ihre  Kulturinteressen  zurückgehen.  Ein 
Ort  mit  großer  Wohndichte  (s.  oben  sub  3). 
in  welchem  Güter  der  verschiedenartigsten 
Beschaffenheit  erzeugt,  sodann  Bedürfnisse 
der  verschiedensten  Art  und  Intensität  emp- 
funden und  befriedigt  werden,  bedeutet  für 
unsere  Zeit  eine  Stadt,  während  sich  mit 
dem  Begriffe  eines  ländlichen  Wohnnlatzes 
stets,  ganz  abgesehen  von  der  gerin^n  Wohn- 
dichte, eine  gewisse  Gleichmäßigkeit  der 
Güterproduktion  sowie  der  Bedürfnisse  in 
Art  und  CToßenteils  auch  in  Intensität  ver- 
bindet. Diese  Merkmale  sind  statistisch 
ni(^t  leidit  ^bar,  imd  nur  deshalb  er- 
übrigt, um  zu  einer  Vorstellung  über  die 
Ansiedelungsformen  zu  gelangen,  entweder 
die  Benützung  der  gemeinderechüichen  Be- 
zeichnungen oder  das  Größenmoment. 

Die  Zahl  der  Wohnplätze  ist  eine  unbe- 
zeichnende Ziffer,  da  die  Artverschiedenheit 
namentlich  der  kleinen  Wohnplätze  ungemein 

froß  ist  Auch  legen  manche  Staaten  ihren 
ählun^n  die  natürliche  Siedelungseinheit  der 
Ortschiat,  andere  die  politische  Yerwaltungs- 
einheit  der  Gemeinde  zugrunde.  Kennzeich- 
nender als  die  Zahl  der  Wohnplätze  ist  es,  die 
Bevölkerungsanteile  kennen  zu  lernen,  welche 
in  den  nach  Größen^ruppen  unterschiedenen  0. 
oder  G.  wohnen.  Die  nachstehende  Uebersicht 
gibt  die  einschlägigen  Verhältnisse  für  die  Zeit 
der  letzten  Zählungen: 

wohnten  in  Wohnplätzen 
Einwohnern 

500      2000 


Von  je  1000  Einw, 
mit 


Jahr  —500     —        — 


über 
40000 


Oesterreich  (0)1900  261 

Ungarn  (G)      1900  81 
Kroatien  -  Sla- 

vonien  (0)     1900  431 

Bosn.  Herz.  (0)1895  505 

Dtsch.Reich  (G)1900  200 

Frankreich  (G)1901  130 

Rußland  (W)    1897  400 

Serbien  (G)       1895  1 


2000  40000 
356      269       114 
392      434         93 


378 
344 

257 


166 
124 
313 


360  326 
286  235 
556      417 


25 

27 
230 
1S4 

79 
26 


Im  Deutschen  Reiche  betrug  der  Anteil 
der  B.  in  den  beiden  Jahren  1867  bis  1890  so- 
wie  die   B.zunahme   zwischen   beiden   Jahren 


Proz.-Anteii  am 
Zuwachs  der  Ge- 
samtbevölkerung 
1867/1900 

h7 
12,0 

19,9 
27,1 

39,3 


siedelnng  nach  Hofsystem  darstellen,  während 
diejenigen  mit  500—2000  Einw.  die  Besiedelungs- 
weise  des  Dorfs jstems  ergeben ;  danach  wohnten 
1900  nach  Hofsystem  rund  ^4,  nach  Dorfsystem 
rund  Vs  der  Bevölkerung.  Dabei  ist  die  Ent- 
wickelung der  Siedelungen  nach  Hof  System  (—  500 

29 


derer  Art, 

in  X: 

Anteil  an 

der  Bevölkerung 

Zunahme- 

1867  1875 

1885   1890  1900 

prozent 
19C01867 

63,5    61,0 

56,3    57,5    45,7 

1,1 

12,1     12,6 

12,4     10,3     12,1 

40,3 

10,8    12,0 

12,9     11,5     13,4 

74,7 

6,8      8,2 

8,9      9,3     12,6 

162,6 

6,8      6,2 

9,5     11,4     16,2 

234,1 
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Einw.)  in  der  letzten  Zeit  ungünstig  vor  sich 
gegangen,  indem  das  jährliche  Znwachsprozent 
der  B.,  welches  1890  anf  1880  noch  0,48  aus- 
machte,  1900  anf  1890  in  einen  Ausfall  von 
0,88  <^/o  umschlug,  während  die  nach  Dorfsystem 
angesiedelte  B.,  die  sich  1890/80  nur  um  0,24  % 
vermehrt  hatte,  ein  kräftiges  Wachstum  (0,79  %) 
aufwies.     Dieser  Einen^ng   res^.   langsamen 
Entwickelun^  des  ländlichen  B.teils  gegenüber 
zeigen  die  Märkte  und  Städte  ein  Wachstum, 
welches  namentlich  in  der  Zeit  von  1890  auf 
1900  recht  beträchtlich  war,  es  betrug  jährlich  i 
in   den  Märkten    etc.  von   2000—5000   Einw. , 
2,86%  (1890/1880 : 0,74),  in  den  Kleinstädten  etc. ! 
von   5000—10000   3,86    (0,60)  7o   und   in    den  ■ 
größeren    städtischen    Orten     von    10—20000 
Einw.  resp.  über  20000  Einw.  0,91  und  3,20  «/o 
(3,32%).    Die  Orte  mehr  städtischen  Charakters 
(über  aXK)  Einw.)  welche  1843  nur  18,9%  deri 
B.  umfaßten,  beherbergten  1890  38,1%,  also' 
mehr  als  den  doppelten  Anteil,  wovon  je  14  —  j 
15%  (1843:9,9  resp.  4,2%)  auf  die  Bewohner- 1 
kategorieen  der  Orte  mit  2000—5000  resp.  über 
20000  Einw.,   und  je  4-5%  (1843:3,2,    1,6)  i 
auf  solche  mit  500—1000  u.  10000—20000  Einw. ' 
entfallen.    Es  zeigt  sich  sonach  auch  innerhalb . 
der    städtischen   Ansiedelungen   je    nach    den  | 
Größen gruppen  eine  beträchtliche  Verschieden- 1 
heit  hinsichtlich  der  Wachstumsintensität,  ins- ' 
besondere  zugunsten  der  g[rößten  Orte. 

Schließlich  sollen  für  eme  Auswahl  der  grö- 
ßeren europäischen  Städte  die  Bevölkernn^s- { 
Ziffern  nebst  den  Zuwachsprozenten  mitgeteilt 
werden.  i 


JäbrL  Zawi 
Einw.  in  1000     rate  in  der 
Ton 


London 

Paris 

Berlin 

Wien 

St.  Peters- 
burg 

Konstant!^ 
nopel 

Moskau 

Glasgow 

Budapest 

Hamburg 

Liverpool 

Warschau 

Neapel 

Brüssel 

Manchester 

Madrid 

Barcelona 

Birmingham 

Amsterdam 

München 

Leipzig 

Breslau 

Dresden 

Köln 


um 
1800 

um 
1850 

um 
1900 

1800y%18ö(V 

959 

2363 

4536 

2,93 

1.9 

548 

1053 

2714 

1,84 

3.« 

172 

419 

2529 

2.87 

10,0 

232 

431 

1714 

1,72 

5.9 

210 

540 

1267 

2,86 

3,6 

500 

855 

1106 

1,29 

0,7 

300 

352 

1036 

0,32 

4,» 

77 

329 

760 

7," 

2,6: 

49 

157 

732 

5,3« 

7,3 

107 

159 

706 

^19 

7,1 

82 

376 

685 

7,17 

i,& 

75 

181 

638 

2,77 

6,& 

380 

449 

564 

0,32 

o,Ä 

66 

142 

558 

2,81 

S.8 

84 

336 

544 

6,52 

>,* 

157 

298 

540 

1,23 

a.0 

140 

190 

533 

0,60 

4,5: 

71 

242 

522 

4,«5 

a,3< 

217 

224 

5" 

0,06 

*,S< 

40 

HO 

500 

3,43 

7,3< 

34 

7« 

456 

4,17 

8,9; 

— 

III 

423 

— 

5,5' 

50 

91 

396 

2,65 

6.5» 

— 

lOl 

373 

5,6' 

5.  Familienstand  (Zivilgtand).  Die  Yerteiliiug  der  B.  nach  dem  Familienstai 
ergibt  das  richtige  Bild  nur  dann,  wenn  wir  die  heiratsfähige  B.  zur  Grundlage  nehm 
in  welchem  Falle  die  bei  den  einzelnen  Völkern  sehr  verschiedene  B^etzung  • 
jugendlichen  Altersjahre  für  die  Vergleichung  weniger  störend  wirkt.  Danadi  befan( 
sich  1900  unter  10<X)  Personen : 


verheiratet 

Ungarn  und  Kroatien  .    .  765,6 

Serbien 687,1 

Spanien 677,2 

Italien 658,8 

Dänemark 645,4 

England  und  Wales     .    .  644,8 

Deutschland 643,0 

Finland 637,6 

Griechenland 633,1 

Oesterreich 627,0 

Frankreich 626,2 

Norwegen 621,3 

Schweden 016,1 

Portugal 611,4 

Niederlande 60^,7 

Schottland 585,9 

Schweiz 569,0 

Belgien 559,8 

Irland 484,9 


Bevölkerung  im  Alter  von  20  und  mehr  Jahren 
männlich  verwitwet  weiblich 


ledig  u. 

geschied. 

verheiratet 

ledig 

175.6 

56,7 

732,2 

86,8 

248.0 

64,9 

731,2 

146,0 

243.6 

79,2 

634,2 

207,0 

209,4 

71,8 

640,4 

198,6 

282,4 

72,2 

581,6 

271,4 

290,7 

64,5 

584,4 

281,2 

302,0 

55,0 

602,0 

249,0 

305,0 

57,4 

591,3 

265,4 

310,2 

56,7 

659,0 

122,7 

321,0 

52,0 

590,0 

266,0 

289,4 

84,4 

602,3 

228,4 

303,2 

72,5 

540,4 

323,0 

314,3 

69,6 

546,5 

328,6 

319,0 

69,6 

532,1 

327,0 

67,3 

573,0 

301,0 

350.5 

63,6 

514,1 

345,5 

355,7 

75,3 

522,7 

322,1 

368,5 

71,7 

541,4 

326,3 

442,8 

72,3 

458,2 

371,3 

verwitwet 
u.  geechied. 

178,9 
122,8 
158,8 
161,0 
147,0 
134,4 
149,0 
1433 
218,3 
144,0 
169,3 
135,0 
138,1 

1393 
126,0 

140,4 
i55,a 
13*4 
170,5 


Die  Quote  der  Verheiratung  hängt  von  Art  des  Besitzes  und  Erwerbes,  von  Voll 
einer  großen  Menge  sieh  gegenseitig  auf- !  sitten  und  religiösen  Einflüssen  u.  dgL  I 
hebender  oder  verstärkender  Faktoren  ab,  so  die  Zahl  der  Ledigbleibenden  im  allgemdi 
von  dem  zahlenmäßigen  Verhältnis  der  Ge-  zugenommen  habe,  kann  nicht  behaof 
schlechter,  von  der  Zusammensetzung  und  werden.    So  ist  z.  JB.  im  Deatschen  Bai 
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die  Zahl  der  alten  Ledigen  männlichen  Ge- 
schlechtes zurückgegangen,  und  nur  jene  des 
weibMen  Geschlechtes  zeigt  eine  geringe 
Zonahme. 

&B.bewe^iiiig.  Die  Yolksmassen  bilden, 
zu  TerBchiedenen  Zeitpunkten  betrachtet, 
verschieden  große  Mengen,  welche  einerseits 
durch  den  Öeburtenüberschuß  (das  üeber- 
wiegen  der  Zahl  der  Geburten  über  die  Zahl 
der SterbefiÜle)  d.  L  die  natürliche  B.be- 
wegung.  und  andererseits  durch  den  Wande- 
niDgsüberschuß  (das  üeberwiegen  der  Ein- 
wandening  über  die  Auswanderung  oder 
umgekehrt),  d.  i.  die  Wanderbewegung, 
soDach  durch  das  Zusammenwirken  des  Ge- 
burtenüberschusses und  des  Wanderungs- 
ftberechasses  hervorgebracht  werden.  Den 
Ausdruck  für  die  B.bewegung  erlangt  man 
dadurch,  daß  von  einem  gegebenen  Zeitpunkt 
ausgegangen  und  jede  neue  Größe  mit  der 
bereits  vorher  vorhanden  gewesenen  ver- 
glichen wird.  Man  gelangt  dadurch  zu  Volks- 
massen, welche  (ziffermaßig)  fortschreiten, 
uodsolchen,  welche(ziffermäßig)  zurückgehen, 
während  eine  auch  nur  annähernde  Stabilität 
selten  anzutreffen  ist;  überhaupt  bildet  für 
onsere  Zeit  das  Fortschreiten  die  regelmäßige 
Entwickelungsform  der  Yolkszahl,  wenngleich 
aoch  Ausnahmen  vorkommen.  Da  ein  Ein- 
vanderungsüberschuß  bei  einem  Volke  nur 
woelt  werden  kann,  wenn  bei  anderen  eine 
Auswanderung  vorliegt,  so  unterscheidet 
ach  dieser  Faktor  der  ß.bewegung,  zu  dessen 
Beurteilung  es  notwendig  ist,  alle  gegenseitig 
wandernden  Völker  zusammenzuhalten, 
gnmdsätzlich  von  dem  anderen,  dem  Ge- 
burten- (resp.  Sterblichkeit8-)überschuß,  für 
^fessen  Beurteilung  jedes  Volk  in  sich  selbst 


Die  Bedeutung  der  B.bewegung  liegt  in 
fe  folitischen  Seite,  indem  die  Größe  eines 
Volkes  neb6t  seiner  zu  anderen  Völkern  ver- 
^tnisniäßiR  vor  sich  gehenden  Zunahme 
jQr  seine  Machtentfaltimg  ein  wesentlich 
Wtituierendes  Moment  bildet,  dann  in  der 
^iitschaftlidien,  indem  das  Wachstum  der 
«•mit  dem  Nahrungsspielraume  in  Ver- 
bindung gebracht  wird,  und  endlich  nach 
Jer  sozialen  Seite,  indem  die  verschiedene 
B-bewegung  der  großen  bestimmenden  Volks- 
JjJMea  eine  andere  gegenseitige  Stellung 
^*erBelben  und  eine  verschiedene  Eintluß- 
^me  auf  das  Staat^anze  bedingt. 

Für  Europa  ist  die  jährliche  Zuwachs- 
We  von  ruud  1  ®/o  eine  mittlere,  während 
^  etwa  eine  solche  von  weniger  als  0,5  % 
^  besonders  niedrie,  jene  von  mehr  als 
V>*«  als  besonders  hoch  bezeichnen  kann ; 
«m  Zuwachs  von  2—3  ®/o  ist  überhaupt  ex- 
'BpäooelL  Doch  ist  dabei  zu  bemerken,  daß 
^  solche  Beurteilung  der  Zuwachsrmote 
•«r  rdatiTe  Bedeutung  hat,  d.  h.  mit  Hin- 
Uck  auf  das  g^enseitige  Vermehrungsver- 


hältnis  der  einzelnen  Völker.  Für  ein  Volk 
selbst,  in  sich  betrachtet,  können  da  ganz 
andere  Maßstäbe  gelten  •  speziell  für  die 
wirtschaftliche  Seite  der  Sache,  nämlich  das 
Verhältnis  der  Volkszahl  zum  Nahrungs- 
spielraum, bedeuten  die  genannten  Quoten 
an  sich  gar  nichts,  und  es  kann  ganz  gut 
selbst  eine  Rate  von  2  bis  3  und  mehr  als 
durchaus  angemessen  erscheinen.  Um  eine 
Quote  von  diesem  Gesichtspunkte  zu  beur- 
teilen, wäre  eine  Reihe  anderer  Momente 
erforderlich,  z.  B.  der  Verlauf  der  Heirats- 
quote und  das  Heiratsalter,  die  Quote  der 
öterbefälle,  die  Preisbewegung,  die  Besitz- 
verteilung, die  Betriebsformen  u.  dgL 

Da  ftk  die  B.bewegung  nur  die  jeweilig 
für  zwei  Zeitpunkte  feststeDbare  Massenver- 
änderung Belang  hat,  so  bleibt  es  für  diese 
ganz  gleichgültig,  wie  sich  dieser  Erfolg 
durch  die  einzelnen  Fälle  der  Bewegungs- 
erscheinungen in  dem  zur  Grundlage  ge- 
legten Zeiträume  (z.  B.  10-jährige  ZäMungs- 
periode,  1  Jahr  etc.)  gebildet  hat.  Ja,  vom 
statistischen  Standpunkt,  d.  h.  mit  Rücksicht 
auf  die  effektive  Beobachtung,  ist  man  nur 
bis  zu  einer  gewissen  zeitlichen  Untergrenze 
(z.  B.  Jahrzehnt,  Jahr,  Monat  ete.)  imstande^ 
die  B.bewegung  zu  beobachten.  Wir  müssen 
uns  daher  danut  begnügen,  die  sich  zu  zwei 
verschiedenen  Zeitpunktien  herausstellende 
Differenz  in  den  Volksmassen  so  anzusehen^ 
als  ob  sie  in  zeitlicher  Gleichmäßigkeit  er- 
folgt wäre;  wir  berechnen  demgemäß  z.  B. 
aus  der  Veränderung  der  Zahl  zu  den  Zeiten 
zweier  Volkszählungen  eine  „durchschnitt- 
liche^'  Veränderun^quote  i)ro  Jahr,  während 
in  Wirklichkeit  die  Vermehrung  der  Volkszahl 
zwischen  den  2  Zählungsjahren  in  sehr  ver- 
schiedenem TemiK)  erfolgt  sein  kann.  In 
Ermangelung  der  Beobachtung  der  Aus- 
wanderungen bei  den  meisten  am  Festlande 
wohnenden  europäischen  Völkern  ist  man 
ferner  tatsächlich  nicht  imstande,  die  Ziffern 
der  Aus-  und  Einwanderung  genau  zu  be- 
stimmen ;  es  erübrigt  daher  nur  der  Ausweg, 
jene  Masse,  welche  gelegentlich  der  neuen 
Volkszählung  als  mehr  (weniger)  gegenüber 
der  vorhergehenden  festgestellt  wiuSe  und 
welche  durch  die  Summe  der  alljährlichen 
Ueberschüsse  der  Geburten  (ev.  Sterbefälle) 
nicht  ausgefüllt  ist,  als  Q^samtüberschuß  der 
Aus-  resp.  Einwanderungen  in  dem  5-  oder 
10-jährigen  Zeiträume  zwischen  den  zwei 
Volkszählungen  anzusehen,  wobei  sich  inner- 
halb dieses  Zeitraumes  hinsichtlich  der 
Wanderungen  die  verschiedenartigsten  Be- 
wegimgen  nach  der  positiven  oder  negativen 
Seite  ergeben  haben  können.  Wir  sind  ge- 
mäß der  heutigen  Technik  der  Geburten- 
imd  Sterblichkeitsstatistik  wohl  imstande,  die 
alljährlichen  ev.  allmonatlichen  Geburten 
(Sterblichkeits)-üeberschüsse  zu  konstatieren, 
wissen   aber   damit   noch   nichts   ül)er    die 
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Veränderungen  des  Yolkes  während  dieses! 
Zeitraumes,  weil  eine  Beobachtung  der  Aus-  • 
Wanderungen  und  damit  der  Gesamtmasse 
in  60  kleinen  Zeiträumen  unmöglich  ist.  | 
Nur  in  kleinen  Oebietsabschnitten  (besonders 
Städten),  wo  die  Geburten  und  Sterbefälle 
besdehungsweise  die  Zu-  und  Wegzüge  (durch 
die  Meldungen)  ev.  täglich  festgestellt  werden, 
können  wir  die  Bewegung  der  B.  in  Tages- 
perioden feststellen  und  das  Resultat  der- 


selben durch  die  in  größeren  Zeitiftn 
stattfindenden  Yolksz&hluneea  kontiollii 
Allerdings  läßt  sich  im  aUgemeineii  ai 
daß  weder  vom  politischen  noch  voth  i 
schaftlichen  und  sozialen  Standpunkte 
eine  so  weitgehende  zeitliche  Spezialisiei 
der  B.bew^gung  von  Erheblichkeit  ist,  w 
gleich  für  manche  vereinzelte  Momente 
nicht  in  Abrede  gestellt  werden  solL 
genügt  daher  von  diesem  Standpunkte 


Die  Yolkszahlen  der  größeren  Staaten  von  Eiux)pa  und  der  Vereinigten  Staaten 

Nordamerika  im  19.  Jahrh. 

(Mit  Benntznng  von  E.  Levassenrs  Darstellung  in  seiner  „Population  fran^.*') 


Bemerkung.  Die  Ziffern 
für  KnÜland    nnd   Italien 
beziehen  flieh  für  den  gan- 
zen Zeitraum  de»  19.  Jahrh, 
anl  den  Territorial  bestand 
zu    Ende    derlei ben^    alle 
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)wegong  loDerhalb  solcher  Zeit- 
t  durch  Beobachtung,  sondern 
hnung  ermittelt  wird, 
srührt  sieh  die  Lehre  von  der 
Qg  mit  jener  vom  B.wechseL 
h  die  erstere  nur  mit  den  Massen 
befaßt  und  deren  Größe  allein 
ad  ansieht,  untersucht  die  Lehre 
sei,  auf  welche  Weise  sieh  die 
2h  Einzelfälle  verändern,  wobei 
s  Größe  irrelevant  ist.  Da  hier 
he  Beobachtung  versagt,  beruht 
m  B.wechsel  aiS  mathematischer 
•  soll  von  diesen  Forschungen 
8.  Literatur)  und  niur  einiges 
s  der  B.bewegung  beigebracht 

42hs  stellt  sich  im  Zeitraum  1800 
iropa  (die  Staaten  nach  der  Höhe 
eiht)  in  ^!q  folgendermaßen  heraus: 

226 

i83(?) 
177  (?) 
i6o(?) 
[rl.  156 

i55(?) 

140 
;h  130 
rw.  128 

123 
irhanpt 
Staaten  v. 

dieser  Ziffern  ist  allerdings  zu 
aß  rücksichtlich  mancher  Staaten 
lernngen    vorgefallen   sind;    auch 


Rumänien 

114 

Oesterr.-Ungan 

i  94 

Italien 

93 

Schweiz 

90 

Balgarien 

86   (?) 

Portugal 

85,5 

Spanien 
Frankreich 

61,8 

45,5 

Montenegro 

i5,o(?) 

Türkei 

iij(?) 

Nord- Amerika 

115 
1333 

mögen  die  Angaben  für  so  manche  Staaten, 
besonders  atif  dem  Balkan  für  den  Anfang 
des  Jahrh.  nicht  zuverlässig  sein,  sowie  auch 
die  Zeiträume  nicht  durchweg  gleich  sind  und 
nicht  überall  100  Jahre  umfassen.  Immerhin 
aber  hat  sich  die  B.  Europas  im  19.  Jahrh.  von 
rund  185,4  Mill.  auf  398^  Mill.  vermehrt,  also 
mehr  als  verdoppelt.  Weitaus  gewaltiger  war 
relativ  genommen  die  Volksvermehrnng  in  den 
Ver.  Staaten  von  Nord- Amerika ,  wo  sie  auf 
mehr  als  das  10  fache,  d.  i.  von  5,3  Mill.  auf 
70,7  Mill.  anstieg. 

Im  Deutschen  Reiche  betrug  in  den  17 
Quinquennien  1816/20  bis  1895/1900  das  jähr- 
liche  Zuwachsprozent:    1,43,   1,34,   0,98,   0,94, 
1,16,  0,96,  0,57.  0,40.  0,88,  0,99,  0,58,  0,92,  1,14, 
0,70,  1,07,  1,12  und  1,50.  —  Dagegen  die  nie- 
drigen Zuwachsraten  Frankreichs  (1806—91 
nacn  Levasseur,  jene  für  1841 — 51  fraglich,  alle 
!  Quoten  nach  dem  jeweiligen  Territorialbestande) 
,  1806/21  0,30,  1821/31  0,67,  1831/36  0,59,  sodann 
die  weiteren  Jahrfünfte  0,41,  0,68,  0.21,  0,23. 
i  0,68,  0,40,  -1,48,  0.55,  0,41,  0,33,  0,10,  0,07  und 
,0,36  (für  1896/1900).  —  England  stand  wäh- 
rend der  ganzen  Zeit  des  Jahrh.  über  1%,  und  zwar 
I  betrug  die  Zuwachsrate  von  10  zu  10  Jahren 
:  seit  1800/1810  1,43,  1,81,  1,58,  1,45,  1,26,  1,19, 
1,32,  1,43,  1,60  und  1,82.  —  Die  hohe  aber  in 
!  der  letzten  Zeit  abnehmende  Bäte  der  Ver- 
I  einigten  Staaten  von  Nordamerika  hat 
I  sich  in  den  Dezennien  seit  1790/1800  folgender- 
maßen entwickelt:  3,50,  3,64,  3,31,  3.31,  3,26, 
i  3,58,  3,55,  2,37,  2,96,  2,52  und  2,02. 

Um  nun  klarzulegen,  wie  sich  für  Europa 
'  das  Zuwachsprozent  einerseits  aus  dem  Ueber- 
I  Schüsse  der  Geburten ,  andererseits  aus  dem 
I  Ueberschusse  der  Ein-  oder  Auswanderungen  zu- 
I  sammensetzt,  diene  die  folgende  Uebersicht  (%). 
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11,7,  Wanderungsverlust  0,2,  Zunahme  11,5 
11,7,  ,  1,1,         „         10.6 

*)  Zum  Teil  geschätzte  Daten  für 
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Es  wirkt  also  mit  geringer  Ausnahme  (nament- 
lich Frankreich)  der  Faktor  der  Wanderungen 
in  negativer,  jener  des  Geburtenüberschusses  in 
positiver  Richtung,  letzterer  aber  bedeutend 
stärker,  so  dafi  als  Schlul^resultat  nur  eine  ziemlich 
tiberall  stattfindende  Herabdrückung  der  durch 
die  Geburtenttberschüsse  erzielten  Quote  her- 
vorkommt. Da  diese  Quoten  im  ganzen  19.  Jahrb. 
nicht  viel  variieren,  so  ergeben  sie  als  Schluß- 
resultat eine  Verdoppelung  der  B.  des  Erdteils 
in  diesem  Zeiträume,  wobei  sich  aber  eine  nicht 
unbeträchtliche  relative  Verschiebung  der  ein- 
zelnen B.  zueinander  ergibt,  indem  insbesondere 
Frankreich  durch  seine  sehr  langsame  Zunahme 
allmählich  ziffermäßig  stark  in  den  Hintergrund 
gedrängt  wird. 

7.  Geschichte  der  B.  a)  Begriff 
und  allgemeine  Bedeutung  der  B.ge- 
schichte.  Die  Statistik  der  B.  beginnt  im 
allgemeinen  erst  mit  dem  19.  Jahrh.,  bis  an 
dessen  Schwelle  reicht  die  geschichtliche 
Erforschimg  derselben.  Die  Kenntnis  der 
Massen  Verhältnisse  in  der  B.  früherer  Epochen 
ist  für  die  Erkenntnis  dieser  selbst,  aber 
auch  für  die  B.lehre  und  für  die  Er- 
forschimg der  Grundlagen  unsei-er  Zeit  von 
großem  Belang.  Die  politischen,  sozialen 
und  wirtschaftlichen  Vorgänge  der  früheren 
Zeit  sind  von  den  zugnmde  liegenden 
Großen  der  B.massen  bedingt,  viele  \irsäch- 
liche  Zusammenhänge  werden  erst  auf  diese 
Weise  zu  erschließen  sein,  mid  die  Vor- 
stellung von  der  für  unsere  Kultur  so 
wichtigen  klassischen  Zeit,  sow^ie  von  der 
Vorgeschichte  des  eigenen  Volkes  wird  klar 
imd  plastisch.  Viele  B.probleme  bieten  in 
geschichtlicher  Betrachtung  ganz  neue  Ge- 
sichtspunkte dai%  was  speziell  auch  hinsicht- 
lich der  sog.  „H.frage"  gilt.  Die  zeitweise 
Hegemonie  Griechenlands,  sodann  Roms,  die 
Bedeutung  der  deutschen  Städte  am  Aus- 
gang des  Mittelalters,  das  stete  Zurück- 
weichen der  politischen  Macht  Frankreichs 
im  19.  Jahrh.,  das  Vorwalten  der  politischen 
und  ökonomischen  Macht  der  \  ereinigten 
Staaten  von  Nordamerika,  die  Ausbreitung 
der  Arbeiterbewegung  und  das  Wiederauf- 
leben des  Sozialismus  im  19.  Jahrh.  —  alles 
dies  sind  auch,  und  zum  großen  Teil,  Quan- 
titätsprobleme. 

Allerdings  ist  der  Umkreis,  der  bisher 
aufgehellt  ist,  ein  recht  beschränkter,  imd 
er  wird  wohl  für  immer  ein  beschränkter 
bleiljcn.  Die  Forschung  beginnt  im  wesent- 
lichen ei-st  bei  der  griecn.- römischen  Epoche ; 
weiter  zurück  liegen  bruchstückweise  Nach- 
richten, so  über  das  alte  Volk  der  Chinesen, 
der  Aegypter,  der  Juden.  Aber  auch  wälirend 
der  klassischen  Zeit  ist  es  eigentlich  nur  die 
(regend  um  das  Mittelmeer,  die  man  genauer 
kennt,  während  bezüglich  des  übrigen 
Eun^I^i  sowie  einiger  Gegenden  Asiens  und 
Afrikas  nin-  späi'liches  zutage  tritt,  hinsicht- 
lich der  übrigen  Erde  aber  gar  keine  Kennt- 


nis besteht.  Die  ganze  Zeit  des  Mittelaitei 
bis  in  das  13.  und  14.  Jahrh.  bleibt  popi 
lationistisch  bislang  ein  dunkles,  nur  duR 
spärlidie  Lichter  erhelltes  Gebiet  Erst  m 
die  Wende  des  Mittelalters  und  der  Neuze 
treten  zimächst  die  B. Verhältnisse  der  Südt 
sodann  später  einzelner  Provinzen  und  em 
lieh  ganzer  Länder  in  ein  helleres  Lid 
so  daß  wir  über  die  Zeit  des  18.  Jahrfa.  b 
reits  ziemlich  genau  orientiert  sind.  Dam 
aber  beginnt  auch  die  Zeit  der  Volk 
Zählungen  und  endet  die  Aufgabe  der  Rg 
schichte. 

b)  Methode  und  Quellen.  Volk 
Zählungen  liegen  für  die  ganze  Zeit  bis  zi 
Mitte  des  18.  Jahrh.  nur  vereinzelt  vor.  { 
haben  wir  derartige  Nachrichten  in  der  Bib 
über  Zählungen  bei  den  Juden,  femer  v( 
einer  Zählung  des  Demetrios  von  Phalen 
in  Athen  im  Jahre  312,  sodann  bestand  : 
Rom  der  Census,  eine  in  imregelmftfiig« 
Zeiträumen  (Lustrum)  vorgenommene  Zählui 
und  Einschätzung  zum  Zwecke  der  D 
Steuerung  und  des  Kriegswesens.  Der  Censi 
wai*  einerseits  der  Republikanische  ud 
später  Kaiserliche,  der  sich  auf  die  römische 
Bürger  bezog  und  sodann  der  Frovinzia 
census;  der  republikanische  Census,  desse 
Summen  uns  bis  in  den  Anfang  des  3.  Jahrl 
V.  Chr.  überliefert  worden  sind,  erhielt  sie 
bis  zum  Jahre  69  v.  Chr.  Darauf  folgö 
nach  längerer  Unterbrechung  die  3  Censu 
von  Augustus  aus  28,  resp.  8  vor,  und  1^ 
n.  Chr.,  ferner  jener  des  Claudius  aas  4^ 
und  endlich  jener  des  Yespasian  aus  74  n.  Chr., 
dessen  ZifFem  aber  nicht  erhalten  gebliebeo 
sind.  Die  Provinzialcensus  wurden  xn 
verschiedenen  Zeiten  für  die  verschiedeoeo 
Provinzen  schon  unter  der  Republik,  ßodian 
unter  den  Kaisern  vorgenommen ;  einen  all- 
gemeinen Provinzialcensus  hat  es  jedodi 
nie  gegeben.  Doch  scheint  der  Census  da 
Yespasian  im  Jahre  74,  welcher  sowohl  ein 
römischer  als  auch  ein  provinzieller  war,  d» 
Charakter  eines  allgemeinen  Census  gehabt 
zu  haben.  Von  da  ab  dauert  es  fikl\i 
tausend  Jahre,  ehe  wir  wieder  und  zwar  ia 
Städten  auf  Zählun^n  stoßen,  die  dann  nr 
Zeit  der  Reformation  und  LandteilungB&i 
darauf  in  der  Zeit  merkantilistischer  WW- 
Schaftspolitik  vereinzelt  auftreten,  biB  aCi 
wie  bemerkt,  um  die  Mitte  des  18.  JahA 
liäufiger  und  kontinuierlicher  werden.  Be- 
züglich aller  älteren  Censusvorgftnge  ist  fl 
sagen,  daß  die  Auslegung  der  Qoellea 
wenn  solche  überhaupt  vorliegen,  attß» 
ordentlichen  SchwierigKeiten  begegnet,  * 
daß  die  Anschaimngen  über  die  featZQ 
stellenden  Volksmengen  oft  weit  auseinande 
gehen. 

In  Ermangelung  von  Volksz&hloogf 
resultaten  ist  die  Forschung  senötigt,  »ndei 
Anliaitspunkte  zu  suchen  und  Berechnonge 
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anzustelleo.  Diese  sind  möglich,  sobald  wir 
eine  Tatsache  zifTennäßig  genau  kennen, 
welche  mit  der  Yolkszahl  erfahrungsgemäß 
in  einem  bestimmten  YerhSltnisse  steht,  wie 
z.  B.  die  Geburten,  die  Häuser,  die  Alters- 
klassen usw.  Nim  gibt  es  aber  mehrere 
Register,  welche  schon  in  den  alten  Kultur- 
staaten und  seither  geführt  wurden  und  aus 
denen  diese  vorerwtonten  statistischen  Tat- 
sadien  entnommen  werden  können.  In  den 
eriediischen  Staaten  gab  es  Listen  der  in 
das  kriegspflichtige  Alter  eintretenden  Jüng- 
linge, aus  denen  der  Militär-„Katalog**  ver- 
hißt wurde ;  diese  Rollen  sind  zum  Teil  er- 
halten und  wurden  schon  von  den  antiken 
Geschichtschreibem  benützt  Im  Mittelalter, 
und  zwar  schon  in  der  Earolingerzeit  und 
spfiter,  haben  wir  Domanialverzeichnisse  und 
irbarbüdier,  Rationarien  usw.,  welche  für 
unsere  Zwecke,  allerdings  nur  mit  der  er- 
toderlichen  Kritik,  verwendet  werden  können. 
Sodann  stehen  die  sog.  Landteüungen  zu 
Gebote,  aus  denen  Zahlen  für  Ortschaften, 
Häuser,  Steuerpflichtige  usw.  entnommen 
▼erden  können.  Von  ähnlicher  Bedeutung 
and  die  nun  gegen  Ende  des  Mittelalters 
hiufiger  werdenden  Mannschaftsmusterungen, 
Steoerrollen ,  Eidesrollen,  später  die  Eom- 
ffionikaatenregister,  die  Matriken  und  Standes- 
böcher,  welche  sdion  vor  dem  Tridentinischen 
KoDzQ  in  einzelnen  Diözesen  üblich  waren, 
^  da  ab  kraft  kirchlicher  Vorschrift  ein- 
geführt weiden  und  die  wertvollsten  Behelfe 
statistisch-historischer  „Rekonstruktion^^  der 
B.  darstellen.  Allerdings  gingen  im  30jäh- 
ngen  Kriege  viele  dieser  Bücher  verloren, 
wer  doch  gestatten  sie  die  Aussicht,  daß  es 
nach  genügender  Erforschung  derselben 
BHlglich  sein  werde,  die  Zeit  vom  16.— 18. 
Jahrh.  ziemlich  genau  für  die  B.statistik  auf • 
^hellen.  Es  ist  hier  zum  Schlüsse  nur  noch 
2u  bemerken,  daß  erst  in  der  allerjüngsten 
Zeit  die  historisch-statistische  Forschung  zu 
gemeineren  und  genaueren  Resultaten  ge- 
^t  ist,  während  die  Angaben  der  alten 
Sckriftsteller  und  der  Chronisten  des  Mittel- 
*her8  beziehungsweise  der  ersten  Neuzeit 
•ottdlende  ziffernmäßige  Unrichtigkeiten, 
^ttmaitlich  große  üebertreibungen  der  Gro- 
knverhältnisse  enthalten. 

c)  Dm  AltertanL  Griechenland 
^nt  schon  in  der  ersten  historischen  Zeit 
Äkr  didht  bewohnt  gewesen  zu  sein  und  zu- 
neigt einen  großen  B.zuwachs,  wegen  des 
Ueioeo  Territoriums  und  der  vielfach  un- 
fÜ08tigen  Bodenbeschaffenheit  sohin  eine 
ßoüe  Auswanderung  gehabt  zu  haben,  wie 
m  bis  heute  in  Gültigkeit  blieb. 

Die  B.   Griechenlands    stellte    sich   um 
432  V.  Chr.   folgendermaßen   heraus  (nach 
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Kleinasien  war  zur  Römerzeit  namentlich  an 
der  Westküste  sehr  dicht  bewohnt,  ebenso  Syrien 
bis  zu  den  assyrischen  Eroberungskriegen  und 
dann  wieder  seit  der  griechischen  Erobenmc;. 
Aegypten  war,  so  ähnlicn  wie  auch  heute  noch, 
eines  der  dichtest  bewohnten  Länder  der  Welt, 
namentlich  als  es  nach  Beendigung  der  per- 
sischen Fremdherrschaft  einer  neuen  Blüte  ent- 
gegenging, und  dann  zur  griechischen  und 
römischen  Zeit. 

Italien  dürfte  zu  Hannibals  Zeiten  4  bis 
VJ2  Mill.   (darunter   1  Mill.  Sklaven),   zu  Au- 

?Q8tus  Zeiten  öVs  und  zur  Zeit  des  Claudius 
Mill.  Einwohner  gehabt  haben  (Dichte 
22—30);  erst  um  1500,  im  Italien  der  Kenais- 
sance,  begegnen  wir  wieder  einer  solchen  Volks- 
zahl. Doch  war  im  alten  Rom  das  untere 
Italien  viel  dichter  bewohnt  als  das  ziemlich 
Öde  Oberitalien.  Die  B.  stieg  bis  in  die  Mitte 
des  2.  Jahrh.  v.  Chr.,  dann  erfolgte  eine  Ab- 
nahme, die  auch  unter  Augustus  noch  anhielt, 
aber  alsbald,  infolge  der  für  Italien  friedlichen 
Zeiten,  bald  einem  Zuwachs  Platz  machte.  Die 
Stadt  Rom  dürfte  um  Chr.  Geb.  mit  Ostia  etwa 
800000  bis  1  Mill.  Einwohner  gehabt  haben, 
worunter  die  Hälfte  Bürger :  Athen  samt  Hafen 
im  5.  Jahrb.  v.  Chr.  120000  Einwohner. 

Einen  Gesamtüberblick  über  das  römische 
Reich  zur  Zeit  des  Kaisers  Augustus  gibt  die 
folgende  Tabelle  (nach  Beloch),  wozu  nur  be- 
merkt sei,  daß  in  Anbetracht  der  dünnen  B.  der 
Barbarenländer  Europa,  das  heute  an  400  Mill. 
Einwohner  hat,  damals  etwa  30  Mill.,  also  kaum 
den  zehnten  Teil  der  Einwohner  von  heute  ge- 
habt haben  mag.    (S.  folg.  Seite.) 

Städte  des  Altertums.  Die  Griechen 
waren  ein  Stadtvolk.  Doch  entwickelten  sich 
ihre  Städte  aus  sehr  bescheidenen  Gemeinwesen, 
welchen  Charakter  die  homerischen  Städte  und 
die  Städte  überhaupt  bis  ins  6.  Jahrh.  an  sich 
trugen.  In  der  Zeit  nach  den  Perserkriegeu 
bis    auf   Alexander   fehlte   es    am   Mittelmeer 
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Europa 

Italien 

Sizilien 

Sardinien  und  Korsika 

Spanien 

Narbonensis  .  .  .  . 
Tres  Galliae  .... 
Donauländer  .... 
Griechische  Halbinsel  . 

Asien 
Provinz  Asien     .    .    . 
Uebriges  Kleinasien     . 

Syrien 

Kypros 

Afrika 

Aegypten 

Kyrenaika 

Afrika 

Römisches  Reich 
dav.  lat.  Occident    .    . 
dav.  griech.  Orient 
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44 
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26 
179 
33 
15 
16 
II 
28 


(außer  Athen  and  Syrakns)  an  Hnnderttansend- 
Städten.  Die  Volkszahlen  der  wichtigsten  Städte 
des  Altertums  waren  anUer  Athen  und  Rom 
(ß.  oben)  im  6.  und  4.  Jahrh.  in  1000:  in 
Griechenland  Theben,  Argos,  Megalopolis,  Sparta 
je  40—50,  Korinth  70,  sodann  Elis,  Korkyra, 
Messene,  Ölynthos;  im  hellenischen  ileinasien: 
Halikamassos ,  Ephesos,  Rhodos;  im  Westen 
SjTakus,  Akragas  (40—50),  Kroton,  Taras  (40 
bis  50);  in  Lybien  Kyrene.  Die  beiden  phöni- 
kischen  Städte  Sidon  und  Tyrus  hatten  um  die 
Mitte  des  4.  Jahrh.  je  40.  Ueberhaupt  galt 
um  diese  Zeit  eine  Stadt  mit  10000  Einw. 
für  bedeutend.  In  der  Zeit  nach  Alexanders 
Tod  beginnt  eine  Epoche  emporstrebenden 
städtischen  Lebens,  ähnlich  unserer  Zeit.  Die 
Großstädte  umfaßten  da  etwa  V,  Mill.  Ein- 
wohner und  mehr,  ohne  aber  1  Mill.  zu  er- 
reichen. Alexandria  in  Aegypten  zählte  im  1. 
Jahrh.  v.  Chr.  V2  Mill.,  war  aber  noch  im  An- 
wachsen begriffen;  Seleukia  am  Tigris  600000 
(im  2.  Jahrh.  400 (XX)),  auch  Antiochia  am 
Orontes  war  nicht  viel  kleiner.  Städte  über 
1(X)(XX)  Einwohner  dürften  im  griechischen 
Orient  damals  nicht  selten  gewesen  sein.  Anders 
in  Italien,  wo  Rom  einen  erdrückenden  Einfluß 
ausübte,  mehr  noch  als  heute  Paris  für  die 
übrigen  französischen  Städte,  und  andere  nicht 
recht  aufkommen  ließ.  Rom  war  die  einzige 
Großstadt  Italiens  (Pompeji  zählte  z.  B.  bei  der 
Zerstörung  20  (XX)  Einwohner)  und  auch  die 
früher  blühenden  Städte  Unteritaliens  verfielen 
bis  zur  Kaiserzeit  immer  mehr.  Im  oberen 
Italien,  dann  in  Gallien,  Spanien,  den  Donau- 
ländem  gab  es  damals  Städte  wohl  so  gut  wie 
gar  nicht,  und  dieselben  entstehen  vielfach  erst 
mit  dem  sich  ausdehnenden  römischen  Einfluß. 
Um  das  Jahr  400  n.  Chr.  sollen  nach  Ausonius 
die  wichtigsten  Städte  gewesen  sein :  Rom,  Kon- 


stantinopel, Karthago,  Antiochia,  AI 
sodann  Trier,  Mailand,  Capoa,  Aqnilej 
und  in  Spanien  Hisnalis,  Cordova, 
Athen,  Catina,  Syrakns,  Tolosa  nur 
kleinere  Städte  erwähnt  werden.  8oi 
lautet  über  die  Entwickelnng  städtiaehi 
ziffermäßig  fast  1000  Jahre  so  gut  n 
d)  Die  spätere  Zeit  bis  1 
Jahrh.  Durch  das  ganze  Mittela 
durch  und  später  bis  iu  das  17.  Jahr 
—  abgesehen  von  den  Städten  — 
einzelte  zu  historisch-statistischer 
struktion  verwertbare  Zahlenangabe 
böte,  so  daß  es  nur  möglich  ist,  in 
meinen  den  Gang  der  B.ent^ 
seit  Zusammenbruch  der  alten  ^ 
zeichnen. 

Das  Ende  der  römischen  Zeit  bra 
ziemlich  allgemeine  B.zunahme,  welcl 
durch  die  Völkerwanderung,  die  al« 
gebnis  der  Uebervölkerung  in  nördli 
östlichen  Gebieten  anzusehen  ist,  surfici 
und  dann  in  einen  Rückgang  verwände 
Das  oströmische  Reich  litt  weniger  nx 
sich  früher  und  zeigte  eine  ziemlich 
dichte,  bis  diese  Gegenden  durch  dj 
nach  Asien  und  Aegypten  zu,  iarch  d 
nach  dem  Balkan  zu  abgeschnitten,  ei 
Türkenherrschaft  zum  Opfer  fielen.  "V 
beginnt  die  Zeit  des  B. Verfalles  in  da 
ländem,  welche  (vielleicht  von  eini^ 
lationistisch  nicht  näher  erforschten 
abgesehen)  erst  in  unserem  Jahrh. 
Wiedererlangung  der  Selbständigkeit 
Balkanstaaten  einer  hier  und  da  sehr 
liehen  B.zunahme  weicht.  Im  wcato 
Reiche  blieb  die  B.,  nachdem  sich  di 
der  Völkerwanderung  gelegt  hatten, 
dünn  gesät  zurück.  Der  Prozeß  der  ] 
nistischen  Erneuerung  beginnt  dann 
dem  fränkischen  Reiche  und  zwar  i 
einer  Ausbreitung,  hier  und  da  auch 
Verdichtung  der  B.;  der  dichtere  W< 
B.  an  den  Osten,  auch  an  die  Ostmark 
dische  Stämme  bevölkerten  England, 
liehe  Rußland,  die  Mauren  Spanien,  d 
das  heutige  östliche  Preußen.  Damit  ffl 
wuchsen  etwa  seit  dem  12./13.  JiüuS. 
Städte  empor.  Die  Ehen  sind  sahlr 
Heiratsalter  niedric^,  die  Geburtencifl 
die  uneheliche,  steht  hoch.  Doch  mm 
milien  nicht  sehr  groß.  Die  SterMic 
bedeutend  und  der  Frauenüberschuß  g 
heute.  Die  dichtesten  Gegenden  sind  ni 
reich,  Spanien  und  Italien,  dagegen 
deutschen  Länder.  Dieser  zonehmea 
der  B.zahl  wird  vom  14.  bis  rar  ] 
17.  Jahrh.  von  einer  Reihe  popnlat 
ungünstig  wirkender  Hemmnisse  getn 
schwarze  Tod,  die  Reli^onskriege,  di< 
herrschaft.  die  Vertreibung  der  Ha 
Spanien,  die  Bauernkriege  und  endlie 
jährige  Krieg.  Dadurch  wird  eine  < 
Verminderung  der  B.  hervorgerafen,  1 
zur  Wende  des  18. ,19.  Jahrh.  in  euc 
allgemeine  Stagnation  üben^ht,.  wer 
dings  im  19.  Jahrh.  eine  Epoche  be 
B.zunahme  folgt.  Während  (uese  Zvldm 
Ausgang  des  römischen  Reiches  bis  an  1 
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Zeiten  als  eine  anßeroFdentlich  lanfi^same  zu 
bezeichnen  ist,  geht  sie  im  19.  Jahrb.  in  eine 
Terdoppeinng  in  100  Jahren  über  ^v.  Inama, 
f.  Literatur). 

FQr  Frankreich  stellt  Levasseur  einige 
Ziffern  anf,  welche  den  Gang  der  Entwickeluug 
in  dieser  großen  Epoche  veranschaalichen  sollen ; 
danach  betrug  die  B.zahl  Frankreichs  in  Mill.: 
fitfbarisches  Gallien  zur  Zeit  Cäsars  6,7;  rö- 
nuMhes  Gallien  znr  Zeit  der  Autoninen  8,5; 
zur  Zeit  Karls  d.  G.  5  Vi— 8  Mill.;  in  der  ersten 
HilfUj  des  14.  Jahrb.  20-22;  im  Jahre  1670 
.hentiger  ümfanR)  21,1;  1715  18;  1770  24,5; 
1789  fe;  1801  27,4.  —  Für  England  ergibt 
die  Berechnung  nach  dem  Domesdaybook  Wil- 
helm des  Eroberers  (1086),  jenem  berühmten 
Gnindbesitzbuch,  etwa  2  '/i  Mill.  Einwohner, 
welche  Zahl  etwa  ^s  Jahrtausend  stationär  ge- 
bliehen sein  dürfte ;  im  17.  Jahrb.  erfolgte  eine 
nsche  B. Vermehrung,  die  eine  Verdoppelung 
dieser  Zahl  mit  sich  führte,  so  daU  für  1690 
auf  Gnmd  einer  Herdsteuerliste  etwa  5  Mill. 
Einwohner  berechnet  worden  sind.  Sodann  schloß 
sieh  mit  der  industriellen  und  kommerziellen 
Entwickelnng  eine  Periode  bedeutenden  Wachs- 
tOBs  an;  1^40  dürften  sich  6,  1780  an  8  und 
1801  fast  10  Mill.  Einw.  vorgefunden  haben.  — 
Dänemark  (worüber  die  ältesten  Angaben 
dem  Erdbnche  Waidemars  II.  zu  verdanken 
nnd)  mag  im  8.  Jahrb.  etwa  Vs  Mill.,  im  13.  J. 
an  1' ,  besessen  haben  und  hatte  seit  Walde- 
manL  Zeiten  den  Höhepunkt  erreicht.  Sodann 
%t  ein  starker  Rückschlafif,  so  daß  um  die 
Ätte  des  17.  Jahrh.  nur  eine  B.  von  V2— '/4 
3ÜU.  Torgefunden  wurde.  Von  da  ab  steigt  die 
Zahl  regelmäßig  an,  so  daß  die  erste  Volks- 
zihlnng  1769  0,8  Mill.  Menschen  ermittelte. 

Genauere  Nachrichten  liefen  uns,  und  zwar 
Kit  dem  14.  Jahrh.  hinsichuich  der  Städte, 
qiedell  der  deutschen  vor.  Unt^r  den  Hohen- 
Italien  lag  die  Blüte  städtischer  Kultur  (von 
KShi  abgesehen)  in  der  oberrheinischen  Ebene, 
^  Basel  über  Straßburg,  Speier,  Worms  bis 
Ifiinz  und  Frankfurt,  während  heute  der 
^werpunkt  im  Norden  liegt  Die  Blüte  städti- 
schen Lebens  dauerte  bis  in  das  17.  Jahrb.;  am 
Xvä^fg  des  Mittelalters  umfaßten  Dresden, 
Ldjrig,  Heidelberg.  Eger,  Zürich,  Mainz  4— 
«000,  Frankfurt,  Basel.  Rostock  10-15000, 
An^ibnrg,  Ulm,  Breslau,  Nürnberg,  Hamburg  und 
Strasburg  rund  20000  oder  etwas  mehr.  Im 
%emdnen  sind  die  Bewohnerziffem  weit 
Uemer  als  man  geneigt  ist  sie  anzunehmen, 
^ach  sogar  ziemlich  bescheidene.  Vor  Aus- 
^nxh  des  ^jährigen  Krieges  waren  die  Volks- 
ahlen schon  höher:  Straßburg  30,  Breslau  40, 
•^nn  90,  Nürnberg  40— öO,  Danzig  und  Augs- 
^  50  Tausend.  Das  Gros  der  Städte  dürfte 
fleh  aber  damals  zwischen  1500  und  5000  Ein- 
wohnern gehalten  haben.  Im  18.  Jahrh.  ging 
<iie  Entwickeluug  der  Städte  sehr  langsam  vor- 
Viru,  um  in  ein  rapides  Anwachsen  im  19. 
fahrL  überzugehen.  —  Hinsichtlich  der  Städte 
iaden  anderen  Ländern  entbehren  die  Angaben 
Boch  vielfach  der  Genauigkeit  und  enthalten 
1^0  auch  Ueberschätzungen.  So  sollen  am 
tide  des  Mittelalters  Brüssel  und  Antwerpen 
mnd  50-600G0  Einw.  gehabt  haben,  Bologna 
'^m,  Florenz  40000,  Genua,  Mailand  noch 
dOOOO,  Palermo  noch  100000  und  Venedig  um 
1424  noch  190000  Einw.  gezählt  haben 
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I      Bd.  11,  S.  689 fg.   —   Derselbe,  Einleitung    in 

die  Theorie  der  Bevölkerungsstatistik,  Straßburg 

\      187Ö.    —    Knapp,     Theorie    d*s    Berölkerungs- 

wechseis,  Braunschweig  1874.  —  Perozzt^f  DcUa 

rappresentazione   grafica    di    una    colitttivita    di 

individui  nclla  sutcessione  del  tempo,  Annali  di 

I      statisticn,  Scr.  11,  Vol.  12,  Rnma  I880.  —  Ter- 
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wey,  Principles  qf  Vital  SUUisiics,  Joum.  of 
the  Statist.  Society,  De*,  1876, 

Ueber  den  Zusammenhang  von  Gebürtigkeit 
und  Wanderungen:  A,  WirmingKaMSy  Stadt 
und  Land  unter  dem  Einfluß  der  Binnenwande- 
rungen, Jahrb.  f.  N,  u.  St.  LXIV.  —  O.  v. 
Zwiedineckf  Ueber  Gebürtigkeit  und  Wande- 
rungen in  Ba^en,  in  Festschrift  für  t,  J,  Neu- 
mann,  Tübingen  1905. 

Zu  7  (Bevölkerungsgeschichte)  nur  dcLS  tüich- 
iigste  beziv.  leicht  zugängliche  aus  der  sehr  reich- 
haltigen Literatur,  und  zwar  zu  7  a,  b.  v,  Inatna" 
Stemegg,  Die  Quellen  der  historischen  Be- 
völkerungsstatistik, Stat.  Monatsschr.,  Bd.  12.  — 

B.  Hildebrandt  Ueber  die  Organisation  der 
amtlichen  Bevölkerungsstatistik  im  alten  Rom, 
dessen  Jahrb.,  Bd.  6.  —  Mommsen,  Römisches 
Staatsrecht,  Bd.  S,  S.  S47fg.  (über  den  Census). 

Zu  7,  c.  Ed,  Meyer  im  H.  d,  St.,  S.  Aufl., 
Bd.  II,  S.  674  fg.  —  Beloch,  Die  Bevölkerung 
-der  griechisch-römischen  Welt,  1886.  —  Hunte, 
Of  the  populousness  of  ancient  nations,  in  den 
Essays,  1752.  —  BOckh,  Staatshaushalt  der 
Athener,  S.  Aufl.,  Berlin.  —  Zumpt,  Ueber  den 
Stand  der  Bevölkerung  und  Volksvermehrung  im 
Altertum,  Abh.  der  Berl.  Akad.  I84O.  —  Moreuu 
de  Jonn^,  Statistique  des  peuples  de  Vanti- 
-quite,  Paris  1851.  —  Pöhlmann,  Die  Ueber- 
völkerung  der  antiken  Großstädte,  Leipzig  I884. 

Zu  7,  d.  a)  Allgemeines.  r.  Jnatita- 
Stemegg,  Die  Entwickelung  der  Bevölkerung 
Europas  seit  1000  Jahren,  im  Bericht  über  den 
7.  Internat,  hyg.-dem,  Kongr.,  25.  Heft,  Wien 
2887.  —  Derselbe,  Deutsche  Wirtschaftsgeschichte 
und  im  H.  d.  St.,  2.  Aufl.,  Bd.  II,  S.  660  fg.  — 
ß)  Deutsche  Städte.  Die  von  K.  Bikcher  in 
ihren  Grundlagen  befestigte  Forschung  weist  be- 
reits zahlreiche  Schriften  auf,  und  zwar  von  ihm 
selbst  über  Frankfurt;  Eheberg,  Straßburg 
(Jahrb.  f.  Nat.   u.  Stat.,   N.  F.  7,  8,    1883  fg.)  ; 

C,  Hegel,  Mainz,  Nürnberg  (Chroniken  der 
deuUchen  Städte) ;  Paasche,  Rostock  (Jahrb.  f. 
Hat.  u.  Stat.,  X.  F.,  Bd.  5,  1882);  G,  Schön' 
berg,  Basel  (1879  und  ebenda,  Bd.  6,  1888); 
G.  Knappt  Leipzig  (Mitt.  des  stat,  Bureaus, 
Heft  6,  1872) ;  S.  Daczynska,  Zürich  (Schweiz. 
Zeitschr.,  1889)  u.  a.  —  Zusammenfassend:  J, 
Jastrow,  Die  Volkszahl  deutscher  Städte  zu 
Ende  des  Mittelalters  und  zu  Beginn  der  Neu- 
zeit, Berlin  1886.  —  Material  für  mehrere  öslerr. 
Städte  im  Oesterr.  Städtebuch,  Bd.  1—8,  1887  fg. 
—  Ueber  italienische  und  andere  St/idte :  Lastri, 
Florenz  1775;  Salvioni,  Bologna  1890;  Fr, 
Magglore-Petmif  Palermo  1894;  Mallet,  Genf 
(Ann.  d'hyg.publ.)  1887;  Dunant,  Gei\f  (Schweiz. 
Zeitschr.,  1876)  etc.  —  /;  Größere  Gebietsabschnitte, 
Länder  etc.  Levasseur,  La  population  frangatse, 
T.  1,  Paris  1889 ;  daselbst  die  ganze  ältere  Lite- 
ratur über  Frankrtich.  —  Süsstnilchf  CröUliche 
Ordnung,  4.  Aufl.,  1775.  —  Lantprecht,  Deut- 
sches Wirtschaftsleben,  Bd.  1.  —  Schnutller, 
Studien  zur  preußischen  Wirtschaftspolitik  (Jahrb., 
Bd.  11,  Heft  1).  —  J.  Beloch,  Die  Bevölkerung 
Europas  im  Mittelalter,  und  Derselbe,  Die 
Bevi'dkerting  Europas  zur  Zeit  der  Renaissance, 
in  J.  Wolfs  Zeitschr.  f.  Sozial wisse^ischaft  III; 
sodann  Metntninger,  Württemberg  1847  (Jahrb.)  ; 
Fattriclus,  Hessen  I864  (Stat.);  Gindely, 
Böhmen  1869  (Akad.  d.  Wv^sensch.) ;  Göhlert, 
Oesterreich  1855  (ebenda);  Muret,  Waadt  1888 
(Schweiz.    Zeitschr.);     OuUlaume,     Xcuchätel 


1876  (ebenda)  ;  Maggiore-Pemi,  SiMÜ 
Ooury  de  Roslan,  Spanien  18SS;  i 
(Archeologia,  Bd.  7),  Maeaulay,  EUiBf 
u.  a.  über  England.  —  S.  die  reie 
Literaturangaben  im  H.  d.  SL,  2.  A^. 
S.  673  fg.  Mim 


Bewässenmg  und  EntwtaMi 

1.  Bedentnng  der  B.  und  £.  für  d 
Wirtschaft.  2.  Die  Anwendung  und  die 
der  B.  und  E.  3.  Förderung  der  B 
durch  den  Staat. 

1.  Bedentun^  der  B.  und  B. 
Landwirtschaft  Wasser,  uod 
in  großen  Mengen,  ist  für  die  li 
schaitliche  Bodennutzung  unbediog 
fordernis.  In  den  Boden  gelangt  & 
die  atmosphärischen  Niederschäge 
stalt  von  Regen,  Schnee  und  Tau.  1 
Boden  wird  es  teils  von  den  Pflanz 
genommen,  teils  versickert  es  in  die 
Schichten,  und  was  diese  nicht  zurüc 
fließt  nach  benachbarten  Bächen, 
oder  stehenden  Gewässern  ab.  Dur 
dunstung  aus  den  Pflanzen  und  i 
Erdoberfläche  kehrt  das  Wasser  in  c 
zurück,  um  dann  wieder  von  neuen 
Kreislauf  anzutreten.  Das  Wasser 
die  Pflanzen  nötig  zum  Aufbau  ihres  fi 
drei  Viertel  bis  vier  Fünftel  der 
Pflanzen  bestehen  aus  Wasser,  weld 
während  verdunstet  und  durch  ne 
dem  Boden  genommenes  Wasser 
werden  muß.  Mit  dem  Wasser  w: 
Pflanzen  gleichzeitig  deijenige  Te; 
Nahrung  zugeführt,  den  sie  aus  den 
ziehen  müssen;  denn  die  Pflanzen 
können  nur  in  Wasser  gelöste  NJ 
aufnehmen,  abgesehen  von  denjenig 
ihnen  die  Luft  darbietet  Ein  Boden, 
noch  so  reich  an  Pflanzennährslof 
aber  nicht  die  nötige  Menge  Wasser 
Lösung  enthält,  hat  für  die  landwii 
liehe  Produktion  keinen  Wert.  Das 
ist  aber  auch  von  großer  Wichtig! 
die  physikalische  Beschaffenheit  des 
Ein  stark  lehmhaltiger,  schwerer 
wird  bei  geringem  Wassergehalt  8 
daß  er  nicht  bearbeitet  werden  kai 
daß  er  dem  Eindringen  und  der  Vert 
der  Pflanzenwurzeln  große  Schwieri 
entgegensetzt ;  unter  denselben  VerhÄ 
wird  ein  sehr  leichter,  sandi^r  B 
locker,  daß  er  fortgeweht  wird  o 
die  Pflanzen  verdon-en  oder  bei  i 
Kälte  erfrieren.  Wasserüberfluß  man 
schweren  Boden  so  naß,  daß  er  n 
bearbeiten  ist  und  daß  die  Kultur] 
sich  nur  kümmerlich  auf  ihm  ent 
oder  überhau])t  eingehen.  Sandigei 
läßt  das  Wasser  schneller  in  die 
Schichten   versickern;   er  kann  ab( 
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unter  Wasserüberfluß  leiden,  wenn  nämlich 
der  Stand  des  Orundwassers  so  hoch  ist, 
daß  die  Pflanzenwurzeln  in  ihn  hineinreichen. 
In  stehendem  Wasser  gedeihen  unsere  Kul- 
turj'fianzen  nicht. 

Auch  die  für  das  Gedeihen  der  Pflanzen 
so  wichtige  Temperatur  des  Bodens  ist  sehr 
von  seinem  Wassergehalt  abhängig.  Ein 
großer  Wassergehalt  macht  den  Boden  kalt, 
veil  das  Wasser  bei  seiner  Verdunstung 
Kälte  erzeugt  und  weil  es  den  Zutritt  der 
atmosphärischen  Luft  zum  Boden  erschwert. 
Während  der  Vegetationszeit  im  Sommer 
ist  die  Luft  durchschnittlich  erheblich  wärmer 
als  der  Boden.  Das  Wachstum  der  Pflanzen 
geht  aber  um  so  schneller  vor  sich,  je  wärmer 
der  Boden  ist,  falls  es  nicht  an  genügender 
Feuchtigkeit  fehlt. 

Die  Erträge  des  Bodens  sind  daher  in 
hohem  Grade  davon  abhängig,  daß  den  dar- 
auf gebemten  Gewächsen  die  ihnen  nötige 
und  znträgliche  Menge  von  Wasser  zur  Ver- 
fügung steht.  Ist  dies  der  Fall,  so  kann  ein 
an  Pflanzennährstoffen  armer  Boden  mit 
Hilfe  zweckmäßiger  Bearbeitung  und 
Düngung  doch  noch  ziemlich  hohe  Erträge 
liefern,  während  ein  an  Pflanzennährstoffen 
reicher  Boden  stets  eine  geringe  Ertrags- 
fihigkeit  besitzt,  wenn  er  in  hohem  Grade 
an  Wassermangel  oder  an  Wasserüberfluß 
leidet 

Aus  dem  Gesagten  geht  die  große  Be- 
deutung der  B.  und  E.  für  die  landwirt- 
schaftliche Bodennutzung  deutlich  hervor. 
In  vielen  I^'äUen  vollzieht  sich  dieselbe  in 
genügender  Weise  von  selbst  ohne  oder  doch 
ohne  wesentliches  Zutun  des  Menschen: 
<las  atmosphärische  Wasser  reicht  für  das 
Bedürfnis  der  Pflanzen  aus,  und  das  über 
<lies  Bedürfnis  auf  den  Boden  gekommene 
Va^ser  sickert  schnell  genug  in  tiefere 
Schichten  und  von  da  in  benachbarte  Wasser- 
flächen. Häufig  geschieht  dies  aber  auch 
nicht  oder  doch  nicht  in  dem  erwünschten 
Orade  oder  mit  der  gewünschten  Schnellig- 
k«t:  der  Mensch  muß  daher  in  solchen 
Rllen  durch  B.  ftlr  größeren  Wasserzufluß 
^  durch  E-  für  rascheren  Wasserabfluß 
Sorgen. 

Cnter  sonst  gleichen  Verhältnissen  vdrd 
<üe  B.  um    so    nötiger,    je    lockerer    und 
tR)ckener  von  Natur  der  Boden,  je  wärmer 
nnd  weniger  feucht  das  Klima  ist ;   ebenso 
wngekehrt.    Dabei   kommt   wesentlich   nur 
<hs  Klima   während  des  Sommers   in  Be- 
tracht   Die  R  erscheint  besonders  wichtig 
ftr  Gegenden  mit  feuchtem  Klima  oder  für 
«ehr  eben  gelegene  Gnmdstücke,  bei  denen 
infolge  des  geringen  Gefälles  der  Wasser- 
abflnß  nur  langsam  sich  vollzieht.  Niedenmgen  ' 
ond  Bezirke,   die  an   große   Wasserflächen ' 
grenzen,   sind  daher  der  E.  mehr  bedürftig 
als  althängig  gelegene  Fächer  oder  Binnen- ; 


länder.  Ebenso  ist  die  E.  nötiger  für  Be- 
zirke, die  wegen  ihrer  großen  Entfernung 
vom  Aequator  oder  wegen  ihrer  starken  Er- 
hebung über  den  Meeresspiegel  ein  kaltes 
Klima  haben,  als  solche,  in  denen  wegen 
anderweitiger  Lage  eine  hohe  Temperatui- 
herrschend  ist. 

Ob  eine  künstliche  B.  oder  E.  angezeigt 
erscheint,  richtet  sich  auch  nach  der  Nutzungs- 
weise des  Bodens.  Manche  Pflanzen  be- 
dürfen und  vertragen  mehr  Wasser  als 
andere.  Ein  besonders  starkes  Wasserbe- 
dürfnis haben  die  Gräser  und  die  sonstigen 
auf  Wiesen  und  Weiden  wachsenden  Pflanzen. 
Dies  wird  noch  vermehrt  dadurch,  daß  die 
Pflanzen  auf  Wiesen  imd  Weiden  nie  zur 
Reife  gelangen,  sondern  in  noch  grünem  Zu- 
stande abgemäht  oder  von  dem  Vieh  direkt 
abgefressen  werden,  imd  infolgedessen  fort- 
dauernd großer  Mengen  Wasser  zur  Neu- 
bildung von  Stengeln  und  Blättern  bedürfen, 
gleichzeitig  aber  auch  viel  Wasser  durch 
Verdunstung  abgeben.  Die  Feldgewächse 
kommen  dagegen,  mit  Ausnahme  der  Futter- 
kräuter, stets  zur  Reife;  in  der  Reifezeit 
bedürfen  und  vertragen  sie  aber  wenig 
Wasser  und  verlieren  nur  geringe  Mengen 
durch  Verdunstung.  Für  Wiesen  hat  daher 
die  B.,  für  Ackerländereien  die  E.  besondere 
Bedeutung.  In  Gegenden,  die  ein  heißes 
Klima  besitzen  oder  in  denen  während  des 
Sommers  nur  geringe  atmosphärische  Nieder- 
schläge eintreten,  kann  es  allerdings  nötig 
oder  doch  sehr  wünschenswert  sein,  auch 
die  Ackerländereien  zu  bewässern. 

Die  B.  und  E.  haben  im  Gegensatz 
zu  anderen  landwirtschaftlichen  Kultui'maß- 
regeln  das  Eigentümliche,  daß  der  einzelne 
Bodenbesitzer  sie  in  der  Regel  nicht  durch- 
führen kann,  ohne  benachbarte  Besitzer,  und 
zwar  oft  auf  weite  Entfernungen  liin,  in 
Mitleidenschaft  zu  ziehen.  Durch  jede  B. 
wird  den  unterhalb  liegenden  Gnmdstücken 
Wasser  entzogen,  welches  ihnen  sonst  zu- 
geflossen wäre;  durch  jede  E.  wird  ihnen 
Wasser  zugeführt,  welches  sie  ohnedies 
nicht  gehabt  liTitten.  Da  nun  das  Wasser 
nicht  nur  für  die  Bodenkultur,  sondern  auch 
für  andere  gewerbliche  Tätigkeiten,  z.  B. 
ffir  den  Betrieb  von  Mühlen,  eme  große  Be- 
deutung hat  und  die  Interessen  der  einzel- 
nen Personen  an  der  Benutzung  des  Wassers 
oft  widersprechende  sind,  so  ist  es  nötig, 
daß  der  Staat  durch  allgemein  bindende 
Vorschriften  diese  Benutzung  regelt.  Kein 
Kulturstaat  kann  sich  dieser  Aufgabe  ent- 
ziehen; ihre  I^sung  ist  allerdings  sehr 
schwierig  und  zwar  sowohl  wegen  des 
Widerstreites  der  verschiedenen  dabei  kon- 
kurrierenden Interessen  als  auch  weil  eine 
an  einer  Stelle  vorgenommene  erhebliche 
Aenderung  der  Wasserverhältnisse  ihre  Folgen 
oft  noch  in  Gegenden  zeigt,  die  meilenweit 
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davon  eotfernt  liegen.  Ein  kleines,  von 
einem  oder  mehi"eren  fremden  Staaten  um- 
schlofiseneß  Land  kann  zu  einer  befriedigeu* 
den  Gestaltung  seines  Wasserrechtes  kaum 
gelangen,  weil  es  darin  von  den  Nachbarn^ 
die  oft  andere  Interessen  haben,  abhängig 
ist,  Hienißter  leiden  besonders  die  kleioen 
deutschen  Staaten,  da  wir  noch  kein  allge- 
meines deutsches  Was&errecht  besitzen.  Zu 
dem  WasBex*retTht  gehören  auch  die  Yor- 
schritten  über  B,  und  E,,  welche  beide  Maß- 
regoJn  hif^r  ausscUlielilich  in  Betracht 
kommen^  und  zwar  m  ihrer  Anwendung 
innerlialb  der  Landwirtschaft* 

2.  Die  An  wen  dang  und  die  Formen 
dei*  B,  tiEil  E,  Die  B,  findet  in  euiTi- 
päisclien  Ländern  wesentlich  bloB  bei  Wie- 
sen statt;  bei  Ackerland ereien  kommt  sie 
bloß  ausnaliiuBweise  in  Öndenr^jpa  vor*  Die 
B,  von  Aei'kern  ist  an  und  für  sieh  mit 
größeren  Schwieiigkciten  und  Uetielständen 
verbunden,  weil  durch  das  B.*wasset  die 
lockere  Ackerkinirae  leicht  fortgespült  wird, 
.was  ijei  Wiesen j  die  eine  feste  Grasnarbe 
^besitzen,  nicht  möglich  ist.  Die  B.  der 
Wiesen  erfolgt  teils  durch  Ce  berrieseluog, 
teils  durch  Üeberfitauung»  Bei  ersterer 
läßt  juau  das  Wasser  in  ganz  dünner  Schicht 
über  die  zu  bewässernde  Fläche  rieseln;  bei 
lelz lerer  wirtl  das  Wasser  in  gri^Beren 
Massen  auf  einmal  auf  die  Fläche  geleitet 
lind  bleibt  dort  längere  Zeit  stehen.  Die 
Ueberrieselnug  ist  wirksamen  aber  mir  durrfi- 
führbsir,  wenn  die  Wiesen  eine  abhängige 
Ijage  entweder  von  Natur  besitzen  oder 
dui"ch  Umbau  erlangt  haben.  Man  unter* 
scheidet  bei  den  Hieselwiosen  je  nach  der 
Art  ihres  künstliehen  Umbaues  ziAisehen 
Hang  wiesen  und  Bücken  wiesen.  Als 
Stau  wiesen  eignen  aicli  solche,  die  in 
breiten  Flußtälern  gelegen  sind  «od  wenig 
Gefäll  l>esltzen. 

ßesendere  Sru'gfalt  ist  schon  seit  Jahr- 
hunderten der  B,  von  Wiesen  in  Oberitalien 
gewidmet  worden.  Von  da  kam  die  Kennt- 
nis imd  Anwendung  der  B.  nach  anderen 
Ländern.  Innerlialh  des  Deutschen  Reiehes 
wiu^e  sie  namentlich  in  dem  Siegener 
Liande  ausgebddet,  wo  sie  schon  un  IS. 
Jahrhundert  große  Verbrtntitng  luitte.  Die 
dort  erzielten  Erfolge  bestimmten  dann  auch 
die  Ijandwiile  anderer  Gegenden  zur  Nach- 
ahmung, so  daß  Äur/eit  die  B,  von  Wiesen 
zwar  neeh  nicht  allgemeine  Verbreitimg  im 
Beutacheii  Beiohe  gefunden  hat,  alier  doch 
in  allen  Teilen  von  einer  mehr  ixler  minder 
großen    Zahl   von    IjandwLrten    gei\hi  wird. 

Die  Kosten  der  Umwandlung  einei  natür- 
lichen in  eine  künstJieli  l>eWiissei1o  Wiese 
sind  je  nach  der  Art  des  Bodens,  der  Terrain- 
bildimg und  lies  angewendeten  B. Systems 
veischieden  hoch.  Bei  Slau wiesen  bdaufeu 
ßie  sich   au!  elwa  5<J-^15<J  M.    jiro  ha,  ijei 
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Hang-  und  Rückenwiesen  auf  3ml— ISW? 
pro  ha.  Die  Kosten  machen  sich,  wenn  4 
Anlage  an  der  richtigen  Stelle  und  in  ri«' 
tiger  Weise  ausgefühi-t  ist,  reichlich  U-aiu 
da  die  Erträge  infolge  der  B,  meist 
Doppelte  und  Di-eifache  steigen,  a. 
Qnalität  des  Ilenes  sich  erheblich  \  *  1 1-  - 

Die    einfadiste    Form    der    E.     ■' 
durch  offene  Gräben,  weiche  in : ; 
geübt  werden  mnß,woes  sieh  n"^    ^ 
großer  Mengen  von  Tagewasser  i , 

Gräben  hatJen  a^:>er  im  Ackerlaii in-.LHL 

Nachteile:  sie  nehmen  viel  nittjjbare  File 
fort,  ersehw^eren   die   Bearbeitung    und  I 
Stellung  der  Felder  tind  erfonlern  bedeuten 
Unterhaltungskosten,    Als  Regel  sind  dife 
venleciite  Gräben   vorzuziehen,     Sdion  c 
Römer  wendeten  diese  an  unfl   nannte 
„fossae  caecae".    Zu  ihrer  Hers  teil  nag' 1 
man  etwa  4  Fuß  (1,3  m)  liefe,  ii 
ivon  etwa  4  Rnten  (15  m)  par 
Gräben,   fiUlte  diese   auf   der   buhljj 
1  Fuß  Jioch  mit  lockeren  Steinen  oder  Reisi 
bündeln  (Faschinen)  aus  und  deckt«  danlti 
wieder  Erde,   so  daß  das  ganxe  Feld  im 
wie  vor  bestellt  werden  konnte*    Man    ~ 
diese  Foitu   der  E.    bei    uns   jetzt   Sl 
oder  F  a  s  c  h  i  n  e  n  d  r  a  i  n  a  g  e.    Sie  wti 
der  Art,   daß   tlas  Wasser   aus   den  f^\'^ 
Schichten  des  Ackers  zwischen  dit^ 
Steine    oder  Fagchinen    sickert    un 
dieselben  einem  oHerieu  Gi^l->en  «^ 
zugefillirt  wird.     Indessen  ist  diesf 
immerhin  eine  unvoHkommeoe,    Kj 
Fortschritt  war  es,  als  man    zn  An: 
laufenden  Jahrhunderts  in  England 
Steine  oder   des  Reisigs    runde,   ^ 
tönerne  R  A  h  r  e  n  ( Drains)  nalim  imd  ^'^ 
mit  einen  oHenen  unlerirdisehen  Kanal  bor 
stellte.     Dns  Wasser  zieht  sich  dabei  dül^ 
die  zwischen  je  2  Mhreu  behndlicb-Ti  i  n^r^f 
Stoßfugen  hiudnr<:!h  in  den  Kanal 
von  diesem  in  einen   offenen   Äbzn 
geleitet,    Natjhdem   man    in   EngLi 

der  viei'zl^r  Jahj*e  in  der  Draini 

presse  enie  Maseliine  erfnmien  luitte.  ^»t 
mittels  dert^n  man  die  Dnünrilbi^n  eclmi^Il 
wohlfeil  und  in  vollkommener  Ff>rm  ii^J^'^ 
stellen    imstande  war,   erlangte   die  E  ^ 
nikUst  iii  jenem  Lande,   s|;*äter  auch  ia  ^ 
nachbarten    Ländern,    besoudei^s   »udi  !■ 
j  Deutscheu  Reiche,  eine  rasche  Verhrrilswl 
Für  schweren,  nasse»}  Beden  orl-    "'    ■  '  ^^"" 
mit  sehr  hohen  (inrndwassei 
keine  wirksamere  Melioration,  üi 
tönernen  Rubren^  die  man  im  » :  -   ; 
als  Drainage  bezeichnet.   Di 
Herstellung  belaufen  sich  je  nn 
besciiaffenheit    auf    löO— 2<MJ,    luiu;    ^i' 
i  schwierigen  Verhältnissen  auch  wohl  bui  a' 
:KK)  M,  ]^m  ha,  ~ 

3.  Forderung  der  B,   und  E* 
den    SliiaL      Im    Interesse    und 
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Aufgabe  des  Staates  liegt  es,  die  B.  und  E., 
vo  sie  als  nötig  oder  nützlich  zur  Förde- 
rung der  Bodenproduktion  erscheinen,  nach 
Möglichkeit  zu  unterstützen.  Hierzu  stehen 
ihm  viele  Wege  offen. 

Der  Staat  hat  zunächst  für  Lehran- 
stalten  zu  sorgen,  auf  denen  Männer  aus- 
gebildet werden,  die  B.-  und  K- Anlagen 
sachverständig  auszuführen  verstehen;  es 
sind  dies  die  sog.  Melioration s-  oder 
Kulturtechn  iker.  Im  Deutschen  Reiche 
bestehen  höhere  kulturtechnisehe  Lehran- 
stalten in  Berlin,  Bonn-Poppelsdorf,  München, 
Stuttgart;  femer  gibt  es  eine  größere  An- 
zahl von  Wiesenbauschulen. 

Ao^be  des  Staates  ist  es  ferner,  auf 
seineQ  eigenen  Gütern,  den  Domänen, 
die  B.  und  K  zu  fördern.  Läßt  er  die 
Dom&oen  auf  eigene  Rechnung  verwalten, 
80  mofi  er  die  erforderlichen  Anlagen  auch 
selbst  herstellen.  *  In  deutschen  Staaten 
pflegen  die  Domänen  aber  meist  verpachtet 
znsein.  In  diesen  Fällen  muß  der  Staat 
als  Verpächter,  nachdem  er  eine  B.  oder  E. 
als  nötig  und  den  diurüber  ausgearbeiteten 
Plan  als  zweckmäßig  anerkannt  hat,  dem 
Pächter  das  für  die  Ausführung  erforder- 
liche Kapital  gegen  mäßige  Verzinsung,  die 
gleichzeitig  eine  Amortisationsquote  ein- 
scfaliefit,  hergeben.  Die  preußische  Domänen- 
vervaltung  gewährt  den  Domänenpächtern 
znr  Ausführung  von  Drainagen  Darlehen, 
die  nach  den  jetzt  gültigen  Bestimmungen 
in  der  Regel  mit  Wo,  einschließlich  des 
Amoitisationsbetrages,  zu  verzinsen  sind. 

Ontsbeeitzem  soll  der  Staat  insofern  die 
Ausführung  von    B.-    und    E.-Anlagen   er- 
eichtem,  als  er  durch  gesetzliche  Maßregeln 
die  Gründung  von  Anstalten  möglich  macht, 
welche  niedrig  verzinsliche  und  amortisier- 
I     fcare  Darlehen  an  Privatpersonen  zur  Durch- 
fthning  von  Meliorationen  gewähren.    Der- 
artige Anstalten  gibt  es  in  vielen  deutschen 
Staaten.    Es  gehören  hierzu  in  Preußen  die 
durch  G.  v.  13./ V.  1879  ins  Leben  genifenen 
Landeskulturrentenbanken;    in 
Sachsen  dient   dem   gleichen  Zwecke  die 
Landeskulturrentenbank  v.  26./XL  1861 :  im 
^^herzogtiim  Hessen  die  Landeskultur- 
Jentenkasse  v.  5./IV.  1880;  in  Bayern  die 
Undeskulturrentenanstalt    v.   21./IV.  1885. 
Alle  diese  und  ähnliche  Anstalten  in  anderen 
fischen  Staaten,  die  dort  auch  wohl  den 
tarnen   Landeskreditkassen    führen,    geben 
*U  R-  und  K-Anlagen  billige  und  amorti- 
^ierbare  Darlehen.    Die   bayerische   nimmt 
<Wür  3'.4®/o  Zinsen  und  ^/2®/o  Amortisation, 
letztere  ist   dann  in   58  Jahren   vollendet. 
Auch  in  Österreich,  Frankreich  und 
England   werden    entweder    direkt    vom 
Staate     oder    von     staatlich     garantierten 
beditinstitiiten   Darlehen   zu   Meliorations- 
nrecken  heigegeben.    Außerdem  ist  in  den 


meisten  deutschen  wie  außerdeutschen 
Staaten  den  unter  gewissen  Voraussetzungen 
gewährten  Meliorationsdarlehen  ein  hyjx)- 
thekarisches  Vorzugsrecht  eingeräumt  (s. 
Buchenberger,Agrarweseu,Bd.  2S.  171). 

Endlich  muß  der  Staat  durch  seine  Ge- 
setzgebung Vorsorge  treffen,  daß  nicht  durch 
den  Widerspnich  einzelner  Beteiligter  die 
Durchführung  nützlicher  B.-  und  E.-Anlagen 
immöglich  gemacht  wird.  Schon  oben 
wurde  darauf  hingewiesen,  daß  durch  fast 
jede  B.  oder  R  viele  Grundbesitzer  gleich- 
zeitig berührt  werden ;  an  dem  Widerspruch 
eines  Einzelnen  kann  dieselbe  daher  scheitern. 
Besonders  für  den  kleinen  und  mittleren 
Grundbesitzer  ist  kaum  eine  B.  und  E.  ins 
Werk  zu  setzen,  wenn  es  jedem  dadurch 
Betroffenen  frei  stehen  soll,  dagegen  Ein- 
sprache zu  erheben.  Der  Staat  muß  daher 
die  Bedingungen  festsetzen,  unter  denen 
solche  Anlagen  selbst  gegen  den  Wider- 
spruch Einzelner  ausgeführt  werden  dürfen 
oder  müssen.  In  allen  Kulturstaaten  be- 
stehen auch  dahin  gerichtete  Vorschriften. 
Besonders  wichtig  sind  diejenigen,  welche 
für  die  Bildung  von  Wassergenossen- 
schaften, die  je  nach  ihrem  speziellen 
Zwecke  B.-  oder  E.-  oder  Drainage-Genossen- 
schaften  heißen,  die  nötige  gesetzliche  Unter- 
lage schaffen. 

Von  vorbildlicher  Bedeutung  ist  auf 
diesem  Gebiet  das  preußische  Gesetz 
V.  28./n.  1843  gewesen,  durch  welches  die 
Errichtung  von  B.-Genossenschaften  er- 
möglicht wurde;  durch  Ergänzung  v.  11./ V. 
1853  ^Tirden  gleiche  Bestimmungen  für  K- 
Genossenschaften ,  jedoch  mit  Ausschluß 
solcher  für  Drainage,  erlassen.  Das  G.v.  l./IV. 
1879  hat  dann,  unter  Aufhebung  der  früheren 
Bestimmungen,  allgemeine,  auch  für  die 
neueren  preußischen  Provinzen  gültige  Vor- 
schriften erlassen,  welche  die  G^nossen- 
schaftsbildung  für  sämtliche  wasserwirt- 
schaftlichen Unternehmungen  ermöglichen. 
Für  Bayern  ist  ein  Gesetz  über  B.-  und 
E.-Anlagen  unter  dem  28./V.  1852  er- 
schienen; für  Baden  am  25./VIIL  1876; 
für  Elsaß-Lothringen  am  IL/m.  1877 
und  am  2./VIL  1891;  für  Hessen  am 
30./VIL  1887.  In  Österreich  ist  die 
gleiche  Materie  durch  das  G.  v.  30./V.  1869, 
in  Ungarn  durch  das  G.  v.  14.  und  23./ VI. 
1885  geregelt.  In  Frankreich  wurde  die 
Bildung  von  zweckentsprechenden  B.-  und 
E.-Genossenschaften  (Syndikate)  durch  das 
G.  V.  21.' VI.  1865  und  durch  das  ergänzende 
Kais.  Dekret  v.  17./XI.  1865  ermöglicht. 

Literatur:  F.  W,  IHlnkelberg ,  Encykhpädie 
und  Methodologie  der  Kulturtechnik,  J  Bde., 
Braumchweig  188S,  —  Verselbe,  Der  Wieseti- 
bau  in  seinen  landwirtachafü.  und  technischen 
Grundzügen ,  S.  Aufl.,  Braunschweig  1895.  — 
Pereis,  Handbuch  des  landvnrtsch.  Wasserbaties, 
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—  Die  Arn,  von  Anschütz  über  Bticiisserung, 
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Bier  und  Bierbestenernng. 

I.  Allgemeines:  1.  Terminologisches  nud 
Technisches.  2.  Geschichtliche  Entwickelang. 
3.  Statistik  der  B.produktion  im  Deutschen 
Reiche,  ü.  Die  B.steuern:  1.  Wesen  und 
Charakter  der  B.  2.  Die  Hopfenstenem.  3.  Die 
Malzsteuem.  4.  Die  Maischhottichstener  und 
die  Eesselsteuer.  5.  Die  Faßstener  nnd  die 
Wtirzesteuer.  6.  Die  mittelbaren  Erhebnngs- 
formen.  III.  Gesetzgebung:  1.  Die  Brau- 
steuergemeinschaft im  Deutschen  Beiche.  2.  Der 
bayerische  Malzaufschlag.  3.  Die  Malzstener  in 
Württemberg.  4.  Die  B.steuer  in  Baden. 
5.  Elsaß -Lothringen.  6.  Oesterreich- Ungarn. 
7.  Frankreich.    8.  England. 

I.  Allgemeines. 

1.  Terminologisches  nnd  Technisches.  ..  ^^ 

Das  Wort  „Bier''  (ahd.  Pior,  Bior,  nhd.  Bier)  j  ll^^?^*^^*^^^^. ?^^  ttber  die  ttbrigc  Welt ^ 
;-,♦  ««f^,^^«  ,.rv«,  io*r.;n;ooV,«r.  VviK^«^  «u..,,  breitet  habe.  Viel  wahrscheinlicher  ut  es,  d 
st   entweder  ^m  latemischen  bibere  abzu-  ^i^3^   Fertigkeit    auch    bei    anderen    Volke 

leiten  oder  mit  dem  altgermanischen  Brewwo,:  selbständig  erworben  wurde.  Ein  wiehtiff 
Gerste,  m  Zusammenhang  zu  brmgen.  Bei ,  Produktionsgebiet  ist  schon  in  alten  Zdt! 
'len  Germanen  hieß  das  aus  Gerste  oder; unser  deutsches  Vaterland  gewesen,  wie  m 
Getreide  erzeugte  Getränk  Gel  oder  Ale;|Tacitus  (Germania  c.  23)  berichtet  und  ai 
daher  das  englische  Ale  und  die  Ausdnlcke  |  <ier  nordischen  Mytholope  erhellt^  -^^S"!!!^ 
<  )el  in  Schweden  und  Dänemark.  Die  meisten  ""^^      ^  ""^   ''***  **^'^''  ^"  ^  ''^    **"" 


weiter  mit  Wasser  vermischt  wird.  Hiera) 
wird  die  Würze  in  der  Braupüanne  unt 
Zusatz  von  Hopfen  gekocht,  alsdann  nai 
Abtrennung  des  Hopfens  möglichst  n» 
gekühlt  und  durch  Beigabe  von  Hefe 
Gärung  versetzt,  wodurch  ein  Teil  des  Zucke 
in  Alkohol  und  Kohlensäure  verwandelt  wii 
Wird  der  Gärungsprozeß  bei  höherer  Tei 

g^ratur  beschleunigt,  so  sammelt  sich  c 
efe  als  Oberhefe  auf  der  Oberfläche  d 
Würze,  während  die  bei  niederer  Temperat 
gebildete  Hefe  sich  als  Unterhefe  am  Bod 
des  Gefäßes  absetzt  Danach  unterscheid 
man  ober-  imd  untergäriges  Bier,  von  den 
das  erstere  schneller  fertig,  aber  nicht 
haltbar  ist  wie  das  letztere. 

2.    Geschichtliehe    Entwlekelanir-     I 

Kunst,  aus  Getreide,  namentlich  Gertte,  ein  1 
rauschendes  Getränk  herzustellen,  scheint  teh 
sehr  alt  zu  sein.  Ein  solches  bier&hnliches  C 
nuümittel  kannten  schon  «die  alten  Aegyvti 
über  dessen  Bereitimg  wir  durch  urknnanc 
Quellen  benachrichtig^  sind.  Doch  scheint 
mehr  als  fraglich  zu  sein,  ob  von  Aegypten  t 


Kultm'spraclien  haben  das  deutsclie  Wort 
Bier  mehr  oder  weniger  in  ihi-en  Sprach- 
schatz aufgenommen. 

Wir   verstehen  unter  Bier  ein  Gärungs- 


sichere Nachrichten  sind  uns  über  die  B.bereitu 
aus  der  Karolingerzeit  zugänglich.  Sehen  ii 
10.  Jahrb.  ünden  sich  unter  Lndwif  da 
Frommen  mehrfache  Beschränkung^  der  m 
sprilnglich  jedermann  freistehenden  Befogii 
B.  zu  brauen,  zugunsten  geistlicher  Stifter  m» 


Produkt,  welciies  aus  Malz,  Hopfen,  Hefe,  I  Klöster.  Im  11.  Jahrb.,  in  dem  auch  die  Ver 
neis,  Stärke  u.  dgl.  m.  und  Wasser  durch  j  wendung  von  Hopfen  zur  B.bereitnn^  mew 
weinige  Gärung  ohne  DestiDation  hergestellt  —  1079  —  urkundlich  nachzuweisen  wt  Ter 
wird  und  sich  noch  in  einem  gewissen  Nach-  ■  ^^^^^  ^^^  B.brauerei  den  hauswirtschafdictei 
trärungsprozeß  befindet.  Fik  die  BierlKJrei- '  ^^arakter  und  wird  zu  einem  gewerbsmiffig« 
tung  k%i^men  vorzü^^       Geiste,  Hopfen  und   betriebe.  ^ ^as^  R-b^^^^^^  He^.tdlon^^^  d.^ 

Wasser  in  Betracht.  Die  Gerste  wd  zuerst  1  gebunden  und  bildet  sich  zu  einem  Realreckt, 
in  Malz  verwandelt,  d.  h.  m  em  einem  unter-  1  Jas  auf  dem  Gebäude  „radiziert"  ist,  weiter  m 
l»rochenen  Keimungsprozeß  unterliegendes  (B.eigeu,  Brauerbe,  reales  oder  radiziertes  Bitt- 
<  retreide.  Dies  wird  erreicht,  indem  man  recht,  Braugerechtsame).  Die  Inhaber  dkiff 
die  Gerste  einrpieUt  oder  einweicht  und  dann  Gerechtsamen  waren  in  der  angesehenen  Br»»»- 
auf  der  Malztenne  abtropfen  läßt.  Aus  dem  S^^^  (Brauerzunft)  zusammengeschlossen.  Odff 
Malz  wird  durch  den  Maischprozeß  die  »ie  «bten  ihre  Braubefugnis  nicht  »elbstjw, 
Wra-ze  gewonnen,  wobei  diesem  aSe  löslichen  ^TifS^rr'lfe^'b^^^^^^^^ 
Bestandteile  entzogen  werden  und  clas  vor-  Gemeinde  in  den  Städten,  die  es  alsdiBH  u 
liandene  Stärkemehl  unter  dem  Einfluß  der  einzelne  Bürger,  in  der  Regel  mit  der  AufliK« 
Diastase  in  Dextrin  und  Zucker  verwandelt  des  „Reihebrauens"  im  städtischen  Bimte« 
wird.  Zu  diesem  Behufe  wird  das  Malz  vorher  weiter  verlieh.  Zum  TeU  endlich  wnrde  ^ 
geschroten  oder  zwischen  Walzen  zerquetscht,  Braurecht  als  landesherrliches  Regal  erkllrtirf 
wobei  nur  der  mehlige  Kern  zerdrückt,  nicht ,  lehenweise  vergeben  oder  in  eigener  Regie  «*• 
aber  die  Hülse  zerrissen   wird.     Nun  kann  i  ge  wert  et. 

ilas  Wasser  durch  die  Masse  leicht  so  durch-  |  ^'^ben  dem  Braurecht  war  das  Bierschig- 
dringen,  daß  die  Würze  rasch  und  rein  ab- !  ^«^J!,^  ®>°^  ?®^^°^%*'  xfJl?  .^^  ^S^^®^"^^ 

läuft     Das  zerkleinerte  Malz  winl  im  Ver-  ^fjl^«^";^- i"^^^^^^^^ 

1  4.      'L  ^\r  \    e      \.^  j.         1    sowie  aus  fi^ewerbs-  und  firesundheitspolueüieMi 

niaischapmrat  mit  A\asser  befouch  et,  und  Gründen  entsprangen  eine  Reihe  staatlicher,  wk 
von  da  fließt  der  Brei  in  den  Maischl>ottich,  gemeindlicher  Vorschriften  für  Braugewerbe  ml 
wo  er  durch  Anwendimg  von  Rührapparaten  !  ß.ausschaiik.    Neben  allgemeinen  KontroU-  ^ 
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Ümlichen  Bestunmnngen  waren  Tor  allem  Vor- 
Schriften  fiber  Menge  nnd  Art  der  bei  der  B.- 
berdtnng  znläangen  Materialien,  über  Bestellnng 
be9(mderer  Kommissionen  znr  QnalitätskontroUe 
(BJdeser),  znr  Ueberwachnng  der  Preistaxen 
n.  M  m.  flblich.  Untereinander  je  nach  Ort 
und  Gepflogenheiten  sehr  yerschieden,  erscheinen 
Mkbe  Verordnungen  schon  im  12.  nnd  13.  Jahrb., ; 
bis  sie  im  16.  nnd  17.  znr  bleibenden  Ein- 1 
riehtUDg  werden.  I 

Die  Hanpterzenßnngseebiete  waren  Nord- 
dentschland,  £ng:land  nnd  Belgien.  Das  17.  Jahrh. 
l»ldet  Ar  die  B.indnstrie  eine  Epoche  des  Bück- 
guges,  der  Tor  allem  auf  die  nolitiscben  Zeit- 
aeignisse,  namentlich  den  SOiährigen  Krieg, 
aber  anch  anf  das  immer  stärKere  Eindringen 
der  französischen  Sitten  zurückzuführen  ist, 
wodurch  andere  Oenußmittel^  bei  den  höheren 
pellschaftlichen  Klassen  Wem.  Kaffee,  Tee  und 
bei  den  ärmeren  Schichten  der  Bevölkerung 
Bmmtwein,  an  Stelle  des  B.  traten.  Unter 
diesen  Umständen  hatte  Süddeutschland  weniger 
n  leiden,  weshalb  auch  in  Bayern,  insbesondere 
Kit  dem  16.  Jahrb.,  die  B.brauereiindnstrie  sich 
n  hoher  Blüte  entwickelte  und  für  andere 
linder  bahnbrechend  wirkte.  Aehnlich  la^en 
die  Zustände  für  die  B.produkdon  in  Oesterreich. 
Ser  hat  sich  besonders  in  der  ersten  Hälfte 
des  19.  Jahrh.  ein  ^oßartiger  B.export  nach 
aUea  Weltteilen  gezeigt,  der  aber  in  den  letzten 
Jahnehnten  mehr  auf  die  bayerische,  namentlich 
die  I&nchener  B.industrie  übergegangen  ist 
iber  auch  in  Norddeutschland  ist  neuerdings 
ineriialb  weniger  Dezennien  eine  stets  wachsende 
Biadnstrie  ins  Leben  gerufen,  die  nicht  nur 
■it  der  einheimischen  Industrie  erfolgreich  zu 
koakorrieren  vermochte,  sondern  auch  mit  der  { 
Jj^Uacfaeii  Export-B.brauerei,  der  größten  der 
Welt,  in  die  Schranken  treten  konnte. 

t  Stitisilk  der  B.prodnktion  im  Dent- 
tthei  Reiehe.  Die  hier  angeführten  Zahlen 
loOea  em  Bild  über  den  gegenwärtigen  Stand 
^  B.]Hroduktion  in  den  einzelnen  B.steuer- 
gdietn  geben. 

la  der  Brausteuergemeinschaft  des 
Dei lachen  Reiches  verzeichnen  wir 

Menge  des   Biergewinnung 

gewonnenen 

Bieres 

MiU.  hl. 

0520  24,613  70 

6029  37,733  92 

6903  44,734  loi  I 

6581  42,226  92 

6404  43,364  93 

len  der  Brausteuergemeinschaft  zeifi^en 
eine  allmähliche  Abnahme  der  Zahl 
den,   offenbar  als  Wirkung  der  Ge- 


Femer  sind  zu  verzeichnen  in 
Württemberg      Baden      Elsaß-Lothringen 


PQ'g 


©  a         oj  g         © 

M  £.       W  p-       W 


Bier- 
brauereien 


H^altnig  des  Branereigewerbes  zum  Großbetrieb, 
dikci  aber  eine  konstante  Zunahme 


^  der  Pro- 

^iktioB  nnd  des  Konsums, 
la  Bayern  bestanden 

Menge  des   Biergewinnung 
gewonnenen  pro  Kopf  der 
Bieres        Bevölkerung 
MilL  hl.  1 

12,608  234 

15,186  265 

17,944  291 

17,361  275 

17,360  271 


m 

m 
m 


Bier- 
brauereien 

12847 
12  162 
12026 
12024 
IJ020 


p.       w         Ä       «  p-       » 

MilL  hl       1  Mill.  hl      1  Mill.  hl  1 

1884    3,028  152  1,236       78  0,802  51 

1894    3,493  169  1,728  loi  0,869  53 

1900   3,877  179  2,974  160  1,106  64 

1902  3,792  172  2,967  155  1,148  66 

1903  3,752  168  3,045  157  1,222  69 

1904  betrug  die  Ausfuhr  am  Bier  nach 

Tonnen    Wert  in  MilL  M. 

Belgien 15070  2,094 

Frankreich.    .    .    .      14558  i,97i 

Niederlande     .    .    .        5 112  0,742 

Oesterreich-Ungam         6  590  0,953 

Schweiz 13904  1,876 

Vereinigten  Staaten        8290  1,161 

anderen  Ländern     .      56986  14,865 

120510  23,262 

Dagegen  die  Einfuhr  aus 

Tonnen    Wert  in  Mill.  M. 
England      ....        2092  0,588 

Oesterreich-Ungarn .      72616  8,282 

anderen  Ländern     . i5o_  0,138 

~  74858"  8,908 

II.  Die  B.stenem. 

1.  Wesen  und  Charakter  der  B.    Die 

B.8teuern  zählen  unter  den  Aufwandsteuern 
zu  den  inneren  Verbrauchsabgaben  und  zwar 
gehören  sie  daselbst  der  Gruppe  der  Getränke- 
steuem  an.  Sie  wollen  die  Einkünfte  der 
Einzelwirtschaften  auf  dem  Umwege  der 
Ausgabeseite  treffen,  indem  sie  aus  der 
Tatsache  des  B.genusses  auf  die  Leistuogs- 
fl^igkeit  des  Verbrauchers  einen  Rückscliluß 
ziehen.  Da  sich  nun  das  B.  infolge  seiner 
größeren  Billigkeit  und  geringeren  Gesund- 
heitfischädlichkeit  einer  immer  größeren  Ver- 
breitung erfreut,  so  wird  das  B.  auch  filr 
die  Verbrauchsbesteuenmg  immer  wichtiger. 
Zudem  bietet  seine  Belastung  sowohl  volks- 
wirtschaftliche als  auch  steuertechnische  Vor- 
teile, da  es  bei  verhältnismäßig  niedrigen 
Erhebungskosten  hohe  Einnahmen  verspricht 
und  bei  mäßigem  Steuerfuß  weder  der  ge- 
deihlichen Entwickelung  derBrauereiindustrie 
hemmend  im  Wege  steht  noch  den  Konsum 
schmälert.  Außerdem  haben  die  steuertech- 
nischen Maßregeln  ohne  Zweifel  die  tech- 
nischen Fortschritte  der  Fabrikation  geför- 
dert. In  früheren  Zeiten  wurde  das  B.  häufig 
als  Haustrunk  bereitet,  woran  auch  heute 
noch  der  Gegensatz  zwischen  Hausbrauer 
und  gewerblicher  Brauer  in  der  englischen 
B.besteuenmg  erinnert.  Indessen  ist  auf 
diesem  Gebiet  heute  der  fabrikmäßige  Be- 
trieb der  Produktion  und  besonders  der 
Großbetrieb  siegreich  durchgedrungen,  wo- 
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durch    tue    steuerteclinisetie    Dim^hfülmmg 
W0&eatnch  erleichtert  wird. 

Die  Besteuern  knüpfea  entweder  aa  das 
fertige  Produkt  oder  au  das  Halbfabrikat  oder 
endlich  an  die  bei  der  Herstellung  Ter-' 
wendeleu  Stoffe  aii.  Die  Yeratdagung  zuti 
i^teuer  ^eacbielit  dann  uuter  Zugrtmdelegung  ■ 
einer  Maß-  oder  0e wichtsei oheit,  die  durch 
Abmessen  oder  Abwägen  mit  gesetzlich  voi^ 
e^golmebenen  Hohlmaßen  oder  Wagen  oder 
iurch  automatische  Apjmrate  festgestellt  wird, 
Der  Steiierfuß  ist  entweder  ein  einheitiicher 
oder  wird  nach  Qualität  des  Erzeugnisses, 
Betrieb&umfaDg  der  Produktion,  BeslimmuDg 
(Verkaufsbier  oder  Haustrunk)  ti,  dgL  m, 
abgestuft.  Neben  der  Einzelberechnuug  der 
Steuer  koramea  auch  Pauschalieningeu  (Ab- 
findungen, Abonnements,  Fixationen)  vor.  Als 
die  zweeJsmäßipte  Steuerform  darf  die  An- 
knüjifung  an  den  Produktionsprozeß  gelten. 
Weniger  Torteilbaft  ist  die  B.iabrikatsteuer* 
Die  einzelnen  Steuerarteu  zerfallen  in 

I.  Robstoffisteneni  (Eaterialstenem]  nach  der 
Menge  der  verarbdleten  Miiterialien : 

1,  Hopfensteuem. 

2,  MaUß teilen}. 

II.  Verarbeirungssteuern  (Fabrikationssteii- 
em)  nach  der  Leif'tTingsfäfaigkeit  der 
W©rk?arrichtuügen : 

1.  MaiacbbotticIiBtener. 

2.  Ketsdfltener. 
IIL  Pi'üilnktäteueni    (FiLbrlkatateuem)    nach 

der  Menge  des  ErzeTigiusees : 
1.  PftO*  oder  B.markensteuer. 
2-  Wurfes  teuer. 
H.  Eingangs-  oder  Torsteuern. 
IV*  Mitteihäire  Erhebnngi^formeu : 

1.  Abtiüdungew, 

2,  LizenEen. 

2,  Die  Höpfenstenern*  Mau  liat  wohl 
mitunter  versucht,  zur  Hohstoll'besteuerung 
den  Hopfen  zu  benutzen.  Dieser  ist  aller- 
dings nicht  ohne  Bedeutung  für  den  Ge- 
schmack und  die  Haltbarkeit  des  B.,  aber 
in  gleichem  Maße  nicht  für  alle  B,sorten 
nötig,  wcsbaJb  die  Hopfensteuem  immer  un- 
gleichmäßig wirken  müssen.  Dabei  kommt 
steuertet^hnisch  die  Schwierigkeit  der  Er- 
Viebiuig  in  Hetracbtj  weil  sich  die  Hopfen- 
steuern  an  den  Akt  des  Zusatzes  ^on  Hopfen 
zur  Würase  auscbließen  müßten^  wenn  die 
Material  steuern  in  der  Bmustätte  selbst  er- 
hoben werden  sollen.  Diese  Schwierigkeiten 
und  Bedenken  wachsen  nocli  beträchüich, 
wenn  man  diese  Abgaben  beim  landwirtschaft- 
lichen PTOdnzoüten,  beim  Hopfenbauer,  nacdi 
Analogie  der  Tabakbesteuerung^  erheben 
wollte.  Denn  dieser  Produktionszweig  ist 
nach  Ertrag  und  Emtemengef  nach  Verwert- 
liarkeit  und  Preisbildung  dauernd  großen 
Schwankungen  unterworfen  und  es  würden 
iliii«T  eine  Reihe  von  Ueber-  und  Kdek- 
wälzungsverliältnissen  zwischen  Hopfenbau^ 
B^brauerei  und  B^konsum  eintreten,  die  durch- 


aus vermieden  m^^rden  soUea.  Die  Hofl 
steuern  sind  daher  unzweckmäßig.  Wo  gSHI 
bestanden,  sind  sie  aus  den  dargelegten  örüi 
den  fnlher  oder  später  aufgehoben  ^onki 
Eine  Hopfensteuer  bestand  von  1711  bi»  18 
in  England^  die  ursprünglich  1  d  Ttnn  Pfui 
Hopfen  betrug  und  später  mehrfach  erilfli 
und  dann  wieder  vemiinderi  wunle,  D 
schwankenden  Beti^ige  Iiabeii  haup 
ihre  Ifeseitigimg  herbeigeführt, 

Aehnlich  ist  die  G  erstens  teuer 
urteilen.    Eine  solche  hat  Norwegen, 

3.  Die  Malz^teaern.  Bei  weitem  _ 
hafter  ist  die  Form  der  Rohst ofTIx^stcuemn 
die  das  Mak  zum  Stenerobj*^kt  iDar?ht.  ^ 
hat  den  Vorzugs  allgemein  und  glei*  hn^Ui 
zu  ^^irken,  da  neben  dem  Malze  dk*  Xbl 
Surrogate  nur  von  «ntergnc*nl  neter  Beden  tun 
häußg  aber  ganz  verholen  sind.  (Bniusteu« 
gebiet  nur  ^i  bis  l'Vo:  Verbot  der  3£al 
Surrogate  in  Bayern,)  Dabei  kann  man  d 
Steuer  anlegen  entweder  au  den  Piroxe 
durch  den  die  Gerste  u.  dgK  m.  In  M:^ 
verwandelt  wird,  oder  an  den  Akt  de: 

oder  Einroaischungj   wtdurch  alle:    

Bestandteile   dem    Malz    entzogen    und 
Dextrin  und  Zucker  Tcrwandalt  wertlen.   D 
durch   erhält  man  die  beiden  Gmudfoniif 
der   MaJzsteuern,    die    Vermalilungs- 
Malzsteuei*  im  engeren  Sinne  imd  die ' 
Steuer, 

a)  D i e  V erm a h  1  u n g s  -  (Brech-, 
tungfi-)  oder  Malz  Steuer  i.  e.  S.  knfl 
den  der  Einmaißchung  vorangehenden  AI 
des  Brecliens  *>der  der  Sehrotung  in  dt- 
Mflhle  an.  Die  Eiestimmung  der  Steuerpflifb 
geschieht  nach  dem  Gewicht  oder  dem  mm 
Inhalt  des  gesehi-oteten  ^aJxes,  'In  ilim 
Beinesi^ung  und  Sicherung  ist  eine  vother- 
gehende  Auzei^  über  die  Menge  des  inr 
öcbit)tung  bestimmten  Malzes,  mit  Änpbe 
des  Namens  und  Wohnortes  des  Versefipi 
und  MfdJers^  der  Zeit  und  Art  der 
Wendung  u,  dgl,  m.  zu  erstatten. 
Malz  ist  dann  jedes  künstlich  zum  Kei 
gebrachte  Getreide,  wie  es  zur  B.-  und  T 
bereitung  verwendet  wird,  zu  verstehen. 
Benutzung  von  Malzsurrogalen  ist  entwrfer 
schlechthm  zu  untersagen  oder  unter  scetiS^ 
Kontrolle  und  steueramüiche  l^^hanmiiflig  äW 
stellen.  Für  che  Malzsteuer  sintl  femer  !•«• 
sondere  F*orni allen  von  Wichtigkeit,  die  für 
die  Bezettehwg  und  Uel)erwachunR  ^ 
Malztransporte  von  und  Dach  der  MÖhfe 
die  steueramtliche  Kontrolle  dös  VenaJ»* 
lungsaktes,  die  Ausstellung  von  ErlaöbfliÄ- 
scheinen,  Vorschriften  für  die  Mahl^)fiii>* 
u,  dgL  m.  gelten.  Die  besondere  0«mtii4 
des  Mfillereigewerbes  ist  für  B^UftältlM 
dieser  Besteurungsform  von 
Belange,  Je  konzentrierter  d' 
desto  leichter,  je  dezentralim' 
desto  umstaudhcner  und  schwieriger 


bereitung  kurz  vor  seiner  Yerwenduug 
saer  heran,  indem  der  Akt  des  Ueber- 
8  des  Malzes  mit  heißem  Wasser  — 
inmaischea^^  —  als  Erhebungszeitpunkt 
twird.  Auch  hier  ist  das  Braumaterial 
lenwart  des  Steuerbeamten  abzuwiegen 
on  je  einer  Gewichts-  oder  Raumein- 
vt  gesetzliche  Steuersatz  zu  entrichten, 
ist  eine  vorgängige  Brauanzeige  für 
ESnmaischung  mit  Bezeichnung  der 
der  dabei  zu  verwendenden  Materialien 
es  daraus  zu  gewinnenden  B.  sowie 
äoeramtliche  Verwiegung  des  Malzes 
.'Eänmaiscbung  erforderlich.  Auch  hier 
es  einer  ßeiie  genauer  Kontroll  vor- 
an, Verbot  des  Einmaischens  bei  Nacht, 
ihningszwan^,  Beaufsichtigung  der 
eiiftome,  Revisionen  u.  d^l  .Die  Maisch- 
aetzt  ein  zur  Großindustrie  entwickeltes 
iwerbe  voraus  und  kann  dann  bei  guter 
mchung  zweckmäßig  sein.  Wo  dagegen 
iseDtlichen  mittlere  und  gar  kleine, 
m  Lande  zerstreute  Betriebe  vor- 
ten,  empfiehlt  sie  sich  weniger  wegen 
)fien  Ernebungskosten. 
ispiele  aus  der  Gesetzgebung: 
ÜDinaischungsteuer    des    Brausteuer- 

Die  Malschbottiehstener  nnd  die 
tateaer.  Beides  sind  Steuerformen, 
i  der  Leistungsfähigkeit,  d.  h.  meist 
Umminhalte  der  Werkvorrichtungen 
Aoapparate  ausgehen.  Im  Gegensatz 
rihnten  Materialbesteuerung  knüpfen 
den  Fiümkationsprozeß,  an  die  Ver- 
de des  Rohmaterials  an. 
Maischbottichsteuer  wird  be- 
nach  dem  Rauminhalte  der  zur  Ein- 
img  benutzten  Gefäße,  der  ,,Maisch- 
3**,  sowie  nach  der  Zahl  der  einzelnen 


Kesselsteuer  und  Würzesteuer  (s.  u.)  zu  ver- 
ringern gesucht,  indem  man  die  Raummessung 
durch  eine  Nachmessung  der  daraus  gewon- 
nenen Würze  ergänzt  hat.  —  Kesselsteuer 
mit  Würzekontrolle.  Hierdurch  werden 
auch  die  üeberwachungsvorschriften  ver- 
einfacht. 

Beispiele  aus  der  Gesetzgebung: 
Elsaß-Lothringen  (Kesselsteuer),  Niederlande 
und  Belgien  (Maischbottichsteuer  oder  Steuer 
nach  der  Gewichtsmenge  der  Stoffe). 

5.  Die  Fasstener  und  die  Würze- 
stener.  Die  Faßsteuer,  oder  auch  B.- 
markensteuer  genannt,  ist  eine  Steuer  vom 
fertigen  Fabrikat.  Ihre  Erhebung  ist 
einfach,  sie  wird  nach  dem  Raumgehalt  der 
die  Braustätte  verlassenden  B.fässer  bemessen, 
an  deren  Zapf-  oder  Spundloch  eine  Stempel- 
oder Steuermarke  so  angebracht  ist,  daß 
diese  beim  Gebrauch  vernichtet  wird  und 
ohne  ihre  Zerstörung  ein  Ablassen  des  B. 
unmöglich  ist.  Der  technische  Prozeß  ist 
durch  Kontix)llmaßregeln  nicht  gehindert, 
doch  muß  der  B.absatz  durch  Vorlegung 
periodischer  Auszüge,  durch  Kontrollbücher 
über  den  Zugang  und  Abgang  der  Materialien, 
durch  Bestimmungen  über  den  gesetzlichen 
Rauminhalt  der  Yersandfässer  u.  dgl.  m.  be- 
aufsichtigt werden.  Sie  ist  aber  lediglich,  wie 
die  Kesselsteuer,  eine  Quantitätssteuer,  von 
der  die  geringhaltigen  B.  stärker  belastet 
werden  als  die  schwerer  eingesottenen. 

Geltungsbereich:  Nordamerika. 

Die  Würzesteuer  dagegen  ist  eine 
Steuer  vom  Halbfabrikat.  Sie  versucht 
durch  die  Form  der  Steuer  nach  der  B.würze 
mit  Rücksicht  auf  den  Extraktgehalt  das 
B.  nach  seiner  Qualität  zu  belasten.  Den 
Anknüpfungspunkt  bietet  dabei  einesteils  die 
Menge  der  Würze,  der  im  Maischbottich 
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Boispiele  aus  der  Gesetzgebung: 

Oesterreich,  Fran kmlcli,  Eiip:land,  Italien- 
6.  Die  mittelbaren  Erhebiing^foriuen. 

Hierher  gehören  die  Abfindungen  (Abonne- 
ment, Fixation),  s,  Art,  ,,Ävifwandsteiiem** 
(stib  3  Yeraalagung  und  Eriiebung  der  A. 
I^'r.  3,  oben  S,  2l>l)  und  die  LisseazeD  a  Art 
.jLiziiiiKen**,  —  üeber  Eingangs-  und  Tor* 
steuern  s*  Art*  ^Okti*oi*'. 

UI*  Geiet^geliung. 

1.  0le  Brauste  II i>r^emeltii»ebaft  Im  Beut* 
^eben  Kelche.  Der  Grunfbatz  der  Material- 
besteiiPTung  war  in  PreuÜeit  ücboa  17H7  aji- 
geaommen  aiid  bei  Neiiregeluug  der  Brausten  er 
181^  iieibehalten  worden-  Die  Grundlag^en  der 
prtinOi.^cU€n  B,b6&teaeraug  fanden  dann  durch 
vwlkerreebtlifhe  Venritge  allmählich  in  den 
ineiäteu  iiorddenUtcben  Stiutten  Einicaag  (1B33 
Machten,  1841  Braun  »eh  weig,  1^67  Oldenburg), 
8ie  wurden  dttüu  weiterhin  l^.'jß  auf  die  hoben- 
£f)Uenis<!hen  Laiide  nnd  18f>7  anf  die  neuen 
PruYinzeo  unsjere dehnt.  Der  Zollyereins vertrag 
von  1867  butte  neben  der  Begelung  anderer 
innerer  Verbmnehssteuern  auch  MaximabiiUe 
tili  die  E,  bei  teuer  ung  fe&tgestitzt  und  die  Ver- 
fasanng  des  norddeutschen  Bandes  besceiehuete 
die  Geset£gebnng  über  die  B.äteuer  aU  Gegen- 
stand der  Bnudesgesetzgebung  nnd  die  B.^teuer 
als  BundeAsteuer.  Zunächst  kam  ea  jedoch  noch 
nicht  sni  einer  ein  hei  Ui  eben  i:?tenergeietig^hnng'^ 
aoTidem  es  wurden  nnr  die  Grundsätze  der 
nrenüi^ben  Bratuuakst'euer  auf  die  übrigen 
Bnndesaianten  ausgedehnte  Hessen  dagegen  be~ 
hielt  sein  Sjeiem  der  Raum  beste  uerung  bei^ 
wiihrend  cmÄelne  thilringinche  Staaten  ihre 
hüberen  Steuersätze  fort  erhoben.  TJaa  Eeichs- 
gesetz  V,  31. /A'.  1872  «chuf  für  die  Heichs-  oder 
norddeutsche  Braustenergemelnscbaft  ein  ein* 
beitliches  Recht,  durch  welches  in  der  Haupt- 
sache das  preuüifche  GeaetÄ  v,  2.;IL  1819  init 
einigen  Abänderungen  angenommeu  wurde.  Die 
AusmhnJngsTorschriften  wurden  vom  Bundesrat 
in   neuer  Fassung  am  ü./VIl.  1888  beüchlosscn, 

Wi%  Brausteucr  ist  eine  Material  Steuer  und 
wird  nach  dem  Gewicht  der  ziir  Bereitung  Ton 
B.  verwendeten  Stoffe  erhoben.  Die  hierfür 
£u  entrieh  teniieu  Steuersätze  lind  je  nach  der 
Beschaffenheit  der  Stoffe  dreifach  abgestoft.  Sit 
betragen  auf  je  100  kg  4  M*  bei  Getreide^  Mais, 
Reift  nnd  ^^riiner  Stärke,  Ö  M,  bei  Stärke,  8ULrke- 
mehl  und  .^tJirkeguniini  und  8  M.  l>ei  Zucker^ 
Sirup  nnti  uüen  anderen  Mabsurrogaten.  B«! 
Verblendung  gemii^chter  Stoffe  iat  der  Steuersatz 
des  darin  cnibalteuen  huchitbestenerten  Stoffes 
äu  entmhten.  Honig  und  Zucker,  wenn  sie 
unter  Ansgchiuß  anderer  abgabepflichtiger  Ma- 
te rialieu  Äur  Metbbercitung  verwendet  werden , 
unterliegen  nicht  der  Brauste ner. 

Die  Steuer  wird  in  drei  verschiedenen  Formen 
erhoben : 

1,  Dit^  linmaiacbungsstener  knüpft 
auf  vi^rt-lvfiLnire  Brautticeige  an  den  Akt  der 
A  :>r    Braust one   au*     Sie   ist   die 

Ji     ;  iti^     die     überall    da    aur    Äu- 

w^duug  kottimt^  wo  nicht  der  Brauer  zu 
eiücr  der  beiden  anderen  Steuerfonuen  zuige- 
Iftssen  ist  Die  Versieaerung  der  Branmaterialien 
erfolgt  nach   dem   Nettogewicht.     Vor   jedem 


ine«  BeÄiiii 

hH^H 

r    ijit  1 
or   der   » 


Brauakt  ist  Torgäugige  Anzelga  xu  en 
durch  Benachrichtigung,  so  oft  :  '  ' 
oder  wie  oft  in  einem  besUmmter  n  m 

braut  wird.    Die  Verwiegung  dei  .  .  *.    .^^\\\ 
Einmaischung  bat  in  Gegenwart  cinefi  Be^ait 
nnd  die  Einmaidcbnng  hat  in  der  E 
Wochentagen   in  der  Zeit   von  4  U 
bis  Minz  tJ  Uhr)  morgens  \^ä  10  Uhr 
erfolgen. 

%  Die  Yermahlungssteaer 
lassen  bei  jenen  Stoffen,  die  vor 
maischung  einer  Vermahlung  bedürfen,  und  wi 
nach  dem  Gewicht  der  zur  Verarbeitaftg  a 
der  Mi^ble  bestimmten,  noch  tniTantLimtii 
Stoffe  bem  essen  >  Die  Direktlvbeb5rde  kann  i 
Brauer  zu  dieser  Bcsteneniogsform  rQJiaM 
wenn  sie  das  Vertrauen  «It  r  ^t^-iicr^jt^hünli»  g 
nießen,  kaufmJiuui^che  J'  ^ti 

oOOai  kg  Braustoffe   vi  i  4 

besonderen  vorgeschriebene u  Kt?(ii j i .  ull 

werfen.    Diese    sind    folgende:    Ji.  U« 

mul!  der  Brauer  eigene  Müh! werke  udcr  Miu 
quetschen  hesitzent  für  die  beitinderR  Vfiri*chrift 
bestehen  nnd  die  unter  am  "  '  '  hli 
sind.    E>er  Beamte  VHK  den  \  "^lOl 

Mnungen,  kontrolliert  das  Mitü^iM  luc  t»  dl 
Gewicht,  läßt  es  aufschütten  und  legt  dann  di 
Verschluß  wieder  an.  Nur  bei  VcrhiiidprUi 
des  Beamten  oder  nach  eiustündigeni  Wuti 
auf  ihn  dar£  der  Brauer  selbst  den  Ven 
losen-  Außerdem  ist  ein  Mühlen-  nnd 
regi^ter  über  die  Einmaischungeu  zu  fl 
die  Braastofle  dürfen  nur  auf  den  g< 

Mhbl werken  rermahlen  werden.  !*üwie^^ 

gängige  Anzeige  über  Art  nnd  Mengt  Hir  « 
vermählenden  Sttiffe  und  die  Zeit  dt^r  hf*i 
sichtigten  Aufschüttuncr 

:i    Die  Fi  xatioa  b^  ^Ji 

durch  Zahlung  eine^  Gel^i -.  i^Lt^^^^  .i.l.. 
stimm teu  Zeitranm^  meist  1  Jahr,  nft^ 
Vereinbarung  des  Steuerpflichtigen  u; 
Steuer beht^rde  unter  oder  ohne  Vorbeiialt  dej 
Nachversteuerung.  Dabei  lehnt  »irh  die  kV 
findung  tunlichst  an  den  Verbraneb  an  UD<JdJ( 
FiirttiönÄsnmme  wird  nicht  unter  de?  Steti^r- 
anlkonft  de«  Durchschnitts  der  letjct^-n  ä  Jftlint 
uud  zwar  in  der  Regel  unabftnderb/^h  fe*tf^t?ti* 
Ausnahmsweise  ist  ein  Mii  '  üf  ookt 
Verabredung  deasen  ev.  Erb«  h  >'n^' 

Versteuerung  statthaft-    Die  hw^^wm  cMtrrit 
sich  mebt  auf  die  Gesamtheit  der  verwetKi^i^ni 
Braustoffe,   seltener  nnr  auf  die  iti'-ht  ftljer  cÜf 
Stühle    gehenden    Surrogate,      Ferner   hotrltfo 
Bestimmungen    übe?    die   Änfliehung  dr^  Fiu 
tion^v  er  träges  und   über  die  Fix.iifjtm  4er  nwr 
für  den  eigenen  Hftu-iialtnng%bedarf  brtnrti'tffl 
sog.  „nicht  gewerblichen''  Brauer.     Ej 
verfiteuerung  i^t  ausgescb losten  uud  di^ 
kann   hier  auf  h  Jahre  erfolgen,   wui 
Abgabe   von   B.   an    nk ht  zum    Hau 
hörende  Personen  untersagt  iet.  B<^"  '  ■ 
Überhaupt  ist  eine  vorgändge  An/ 
akre  nicht  erforderlieh,  doch  tat  ein  i-.^.-.  ,, 
über  Gewicht   der  Braust^jffe,   Menge  ao«!  ^ 
des  B,  u*  dergL  m.  zu  ITihren.    VerwieirttBg  J^ 
Vorräte»    Vejniessuug   des    B.xuge«    dtirch  ***■ 
Beamten  »owie  die  Eindchtnahme  allt?  BüäW 
ist  statthaft,   welche  über  dem  Verbraodi  l«* 
Braustoffen  Aufschlag  geben.  . 

Die  Bereitung   von  B.  (ttr  den  HaosftfJJJ 
ttjjd    lediglich  fflr  den  Haiisbedaxf  vot  w* 
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sehr  als  10  Personen  ttber  14  Jahren  ist  stener- 
frei,  wenn  diese  ohne  besondere  Brananlagen 
erfolgt. 

Zum  Schutze  der  Steuer  bestehen  ver- 
geUedene  Kontrollen,  die  sich  anf  die  Anzeige 
derBnnereiränme,  Gefäße,  Verschluß,  Wage  usw. 
becielieii,  Beschränkungen  für  die  Aufbewahrung 
TM  Braustoffen  und  die-  Aufbewahrungsorte 
sowie  ReTisionsbefugnisse  der  Beamten. 

Bei  der  Ausfuhr  v(m  B.  wird  für  1  hl  eine 
Steaervergütung  yon  1  M.  gewährt,  wenn  zu 
denen  Bereitung  mindestens  25  kg  Getreide- 
•duot  etc.  und  im  Falle  der  Mitverwendung 
Über  als  mit  4  M.  von  100  kg  besteuerter 
Kalzflnrrogate  mindestens  eine  dem  Steuerwerte 
Ton  1  ¥.  entsprechende  Menge  tou  Braustoffen 
•of  1  hl  verwendet  sind.  Das  Minimum  der 
Ansgugsmenge  muß  2  hl,  bei  besonders  gehalt- 
RicMm  B.  60  l  betragen.  Daneben  wird  auch 
ftr  schwächeres  B.  eine  Ausfuhrvergütung  von 
OjBO  M.  fiir  1  hl  gegeben,  wenn  zu  dessen  Be- 
reitODg  mindestens  20  kg  Getreideschrot,  Eeis 
oder  grftne  Stärke  und  im  Falle  der  Mitver- 
Wendung  höher  als  mit  4  M.  von  100  kg  be- 
rteoerter  Malzsurrofifate  mindestens  eine  dem 
Sienerwerte  von  0,80  M.  entsprechende  Menge 
Ton  Braustoffen  auf  1  hl  verbraucht  worden 
and.  Brauereien,  die  sowohl  schwächeres  als 
gtluütreicheres  B.  exportieren,  erhalten  nur  den 
niedrigeren  Satz  von  0,80  M.  für  1  hl  vergütet. 
Die  üebergangsabgabe  (s.  Art.  „Uebergangs- 
»ke»ben")  in  die  ßrausteuergemeinschaft  betr&t 
2  M.  für  jedes  hl  B. 

Eine  Steuererstattung  kann  erfolgen,  wenn 
die  rar  Einmaischung  bestimmten  Braustoffe  vor 
^  beabsichtigten  Verwendung  durch  Zufall 
vernichtet  oder  so  beschädigt  sind,  daß  ihre 
Verwendung  zur  B.bereitung  ausgeschlossen  ist, 
oder  wenn  durch  den  Eintritt  unvorhergesehener 
Ereignisse  die  angemeldete  B.bereitung  nicht 
mttfinden  kann. 

Defraudationen,  d.  h.  beabsichtigte  Steuer- 
veri[&Rangen,  werden  mit  dem  Vierfachen  des 
btenogenen  Betrages,  mindestens  aber  mit 
^  M.  Geldstrafe  geahndet.  Beim  ersten  Eück- 
^  tritt  Verdoppdung  der  Strafe,  bei  weiterem 
^lekfall  Gefängnis  bis  zu  2  Jahren,  nach 
fiditerlidiem  Ermessen  Haft  oder  Geldstrafe 
(mindestens  das  Sechzehnfache)  ein.  Ordnnngs- 
^idrigkeilen,  d.  h.  Verstöße  gegen  die  Kontroll- 
^«Khiiften  werden  mit  Ordnungsstrafen  bis  zu 
^50  M.,  bei  Verfehlun|^  gegen  die  Verwaltungs- 
^onchriften  bei  der  \  ermaiilungssteuer  mit  bis 
<&  GOO  M  bestraft. 

Der  Ertrag  der  Brausteuer  ist  fortwährend 
^Wiegen. 

Steuer-  und        pro  Kopf  der 
Zolleinnahmen      Bevölkerung 
MiU.  M.  M. 

1K9-83  19,165  0.56 

1884-88  29,943  0,66 

188B— 93  301643  0,79 

l»4-98  37,462  0,85 

W9B-99  37,929  0,88 

1900  40,274  0,91 

1901  40,414  0,90 

1902  38,008  0,83 
lÄB                 39,034  0,84 

Der  EingMigszoll  für  B.  jeder  Art  beträgt 
%  das  gaaxe  Keichsgebiet  6  M.  für  das  hl. 


2*  Der  bajeriseheMalzanfselilag.  InBayem 
findet  sich  seit  Ende  des  14.  Jahrh.  eine  Ver- 
brauchssteuer auf  dem  dunklen  B.,  während 
die  Bereitung  des  hellen  B.  1567  verboten,  aber 
bald  darauf  zum  landesherrlichen  Regal  erhoben 
wurde.  Der  Name  „Aufschlag"  geht  auf  das 
Jahr  1543  zurück.  Im  Jahre  1572  erfolgte  eine 
allgemeine  Besteuerung  des  B.verbrauches  durch 
eine  Erhöhung  und  Erweiterung  des  Aufschlages 
auf  alles  im  Inland  erzeugte  und  verbrauchte 
B.  mit  Bewilligung  der  Landstände,  die  die  Ab- 
gabe auf  Zeit  genehmigten  und  durch  land- 
ständische Verordnete  erneben  ließen.  Der  Ver- 
such Herzog  Albrechts  V.,  mittels  kaiserlichen 
Privilegiums  eine  „Verewigung  des  Aufschlags** 
zu  erreichen  und  seine  Erhebung  der  ständischen 
Verwaltung  zu  entziehen,  blieb  erfolglos.  Im 
16.,  17.  und  18.  Jahrh.  wurde  der  Aufschlag  zn 
verschiedenen  Malen  erhöht  und  der  Kampf  der 
Landschaft  um  Einflußnahme  auf  seine  Be- 
willigung und  Verwaltung  mit  den  Kurfürsten 
bildet  ein  besonderes  Merkmal  der  Entwickelung. 
Ende  des  18.  Jahrh.  betrug  der  Steuersatz  vom 
Eimer  im  ganzen  1  fl.  2  kr.  1  hell.,  wozu  noch 
eine  Auflage  vom  Handel  und  Ausschank  des 
B.,  das  Umgeld,  kam.  Die  Steuerformen  haben 
in  dieser  Periode  oftmals  gewechselt.  1806  und 
1807  wurde  endgültig  die  Materialbesteuemng 
als  Grundlage  angenommen  und  zugleich  der 
Steuersatz  von  27  auf  37  Vj  kr.  per  Metzen, 
1811  auf  50  kr.  für  die  gleiche  Stoffmenge  er- 
höht. Nunmehr  ward  der  Malzaufschlag  auch 
auf  das  gesamte  Königreich,  mit  Ausnahme  der 
RheinpfaTz,  ausgedehnt.  Die  Bestimmung  der 
Verfassung  v.  26./V.  1818  gestaltete  ihn  ztt 
einer  bleibenden  VerbrauchsaiSlage.  1819  wurde 
der  Reinertrag  aus  dem  Malzaufschlag  zur 
Tilgung  der  Staatsschulden  bestimmt.  Nach 
mehrfachen  erfolglosen  Reformversuchen  und 
teilweisen  Abänderungen  in  den  Jahren  1827^ 
1829,  1848  und  1861  fand  durch  G.  v.  16.  V. 
1868  die  Neuregelung  der  Steuer  statt,  deren 
Grundzüge  auch  heute  noch  in  der  Hauptsache 
maßgebend  sind.  Grundlegend  war,  von 
mehreren  gesetzgeberischen  Maßnahmen  abge- 
sehen, die  zumal  durch  die  Gesetzgebung  des 
Deutschen  Reiches  erforderlich  wurden,  das  G. 
V.  31. /X.  1879,  welches  gegenwärtig  in  Kraft  ist. 

Die  bayerische  Rhein pfalz  hatte  ein  Menschen- 
alter eine  Befreiung^  vom  Malzaufschlag  genossen. 
An  seiner  Stelle  hatte  sie  einen  „Beischlag  zu 
den  direkten  Steuern  in  einem  jährlichen  Be- 
trage von  100000  fl.  an  die  Staatskasse  abzu- 
führen" (G.  V.  23./V.  Iia6).  Vom  1../VIL  1878 
an  wurde  aber  der  Malzaufschlag  auch  auf  die 
Rheinpfalz  ausgedehnt  (G.  v.  lO./IIL  1878). 

Der  bayerische  Malzaufschlag  ist  eine  Material- 
steuer. Sie  will  den  B.verbrauch  und  in  mehr 
untergeordneter  Weise  die  Essigbereitung  treffen. 
Gegenstand  der  Auflage  ist  das  Malz.  Das 
Gesetz  versteht  darunter  alles  künstlich 
zum  Keimen  gebrachte  Getreide,  das  zur  B.-  und 
Essiffbereitung  dient.  Malzsurrogate  irgend- 
welcher Art  dürfen  nicht  verwendet  werden, 
und  es  sind  daher  alle  Stoffe  außer  Malz,  die  anf 
die  Substanz  des  B.  einen  anderen  als  rein 
mechanischen  Einfluß  ausüben,  als  „Zusatz  oder 
Ersatz  des  Malzes"  bei  der  B.bereitung  ver- 
boten. Das  gleiche  gilt  von  den  Hopfensnrro- 
gaten  (G.  v.  16.  V.  1868  und  RG.  v.  14./V.  1879]. 
Steuerfrei    dagegen    sind    ausgewachsenes   Ge- 
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treide  '/iur  EB^ig-bereitting^  uod  alles  Mals  zn 
aml ereil  Zweck eu  als  zur  Heratelhing-  you  B. 
uuii  Esaig,     Letzteres  Malz  isl  jedoch  kontioll- 

ijfliditig/  GrilDüialz,  auch  zur  Esssig-  und  Hefe- 
lereitnng,  hi  auf*ch lagfrei.  FZndlieh  unterliegt 
ttem  AufBchlage  jedes  tieiniscb  von  ungemälztyem 
Getreide  nnd  Malz  ^  ^Mischling'*  — ^  wenn  ea 
lid  der  Efisi/^bereittiug-  verwendet  wird. 

Steuerpilklitig  ist  der  Malzeigentümer.  Daa 
Maß  seiuer  Steu  erleid  tu  ug  wird  durch  die  Feat- 
Ätellung  der  Man^  ^le«  MaJseiä  begtiinnit^  was 
durch  Abmessen  in  der  Mühle  geschieht.  Die 
Steuerjitliclit  entsteht  in  dem  Äugenhlick^  in 
dem  das  Malz  för  den  Zweck  der  Eüsig*  oder 
B.bereilung  zum  Brechen  (Schroten,  Vermablen) 
in  die  Muble  gebracht  wird.  Das  Brechen  darf 
aber  nur^  und  zwar  für  aUe.  auch  die  steuer- 
freien Malzsort-en,  auf  ^ffenttieheiif  nicht  trans^ 
portablen  Mühlen  oder  auf  behördlich  bewilligten 
Privatmtlhlen  geschehen.  Das  Grün  malz  darf 
nur  auf  zugelassenen  Quetschniascbiuen  ge- 
arbeitet werden.  Vor  dem  Schroten  des  MaLzea 
ist  ein  ErlauhnL^schein  (Polette)  be»  dem  Steuer- 
beaiuten  der  HebeKtelJe  zu  erholen.  Gewerbs- 
mäßige Müller  dürfen  kein  ^lalz  Äura  Schroten 
cibne  einen  steueramtliehen  Makbrechscbein  an- 
nehmen nnd  haben  das  eingebrachte  Malz  ^tofort 
nachzumesieu  und  die  Menge  auf  dem  Schein 
zu  be^tätigeiL  Privatmalzmühlen  und  Öffent- 
liche mit  Zylinderwalzen  betriebene  Mühlen 
niüiseu,  andere  Offen tlii he  Mühlen  küuneu  mit 
einem  von  der  Staat^regierung  genehm  igten 
automatischen  MeUapparate  yeiBeben  werden. 
Besondexe  Vürgebrifteu  besteben  für  Mühlen 
ohne  solchen  amtlichen  Meßapparai.  Die  Haltung 
Ton  Grünmalzqaetßcben^  Futterachrot  und  Haus- 
mtihlen  bedarf  einer  steneramtlichen  Erlaubnis 
IL  dffh  nu  —  Der  Steuersatz  beträgt  (j  M»  für 
daü  JjI  trockenen  oder  eingesprengten  Malzes, 
woai  seit  WJO  \Q.  T;  8.,'Xll-  im^)  ein  Zuschlag 
fllr  das  bl  von  einem  Jahresverbrauch  Ton 
10  DTK}  bis  301X10  hl  von  2h  FL  nnd  von  5Ü  Pf , 
für  die  einen  Verbranch  tou  4O0Ü0  hl  über- 
?*teigonde  Menge  erhoben  wird.  Von  vorhandenen 
Brauereien,  welche  nicht  über  60(XJ  hi  ver- 
arbeiten, Hind  für  die  ersten  3000  hl  Malz  5  M, 
zu  zahlen,  eine  Vergünatigung,  die  erlischt, 
sobald  der  Verbrauch  70CM}  hi  Malz  überschreitet. 
IHeae  kann  in  Zukunft  jeder  Brauerei  gewährt 
werden j  welche  w  ^li'^^'^  nh  5ÜÜ0  hl  Malz  ver* 
wendet.    Der  Ma:  l^  wird  in  der  Regel 

in  vierte! jährigen  i  j^en  erhoben  und  zwar 

lür  da*  zur  Braun bierbereitung  in  den  Monaten 
Okt<*ber  mit  Dezember,  sowie  Januar  mit  März 
verwendete  Malz  in  zwei  Baten  (1.— 15./1.  nnd 
1. — 15./I\\,  die  andere  ein  halbes  Jahr  später). 
Der  AufMchlag  dagegen  für  daa  April  mit  Juni 
gesch rötete  Malz  kommt  in  der  ersten  Hilft« 
des  Juli,  dflÄ  Juli  mit  September  yemiahlene 
in  der  ersten  Häifte  des  Oktobers  im  ganzen 
Betrage  auf  einmal  zur  Hebung, 

Zur  *^icbernng  des  Malzaufschlagei  ist  eine 
ganze  Beibe  von  besonderen  Kon  troll  Vorschriften 
ireircifiten.  Sie  beziehen  sich  vor  allem  auf  eine 
Ueberwachnng  der  Jt.branereien,  Branntwein- 
brennereien, Hefe-  und  Essig^iedereien  ^  der 
Breeb-  und  QnetscbmÜhlen  nnd  -mascbinen 
n.  dgl.  UL  durch  die  Auf achkiß Verwaltung. 
Bmher  gebOren  auch  die  Bestimmungen  Über 
die  „ordeutliclie  i'achscbau'',  die  jederzeit  von 
den   Aufechlag^heaniten    vorgenoraaueD   werden 


kanUf  und  Über  die  ^anüerordenüirla^ 
?chan**,  die  bei  Verdacht  der  SteuerverkÜl 
eintreten  kaum 

Eine  RüekverglUung  dea  beriif^  '•!*•■ 
M&lzaufschlags  wird  gewählt, 
B.   über  die  Grenze  d**»  Geltin 
Malzanfachlages  gebracht  wird,  i 

mindaatens  60  1  beträgt.    Die  J 
Sätze,  für  deren  Erlaß  die  BU  >  i 

ständig  ist,  betragen  2,60  M-  vt?:  l 

1  M*  vom  Weißbier  für  das  bl  H*n  t'Ui 
fuhr  vun  Braun  hl  er  von  mehr  aJ»  12  000  1 
halb  eines  Jahres  durch  eine  dem  Zusi 
unterworfene  B  r  n  u  s  t  ä  1 1  e  erhöht  I 
Vergütnugsaatz  anf  2.75  M.  auf  den  hl] 
dieser  Menge  folgenden  48  tsOO  lü  und  aal 
für  das  diese  Menge  um  HOOLiO  hl  ilbersch 
B.  Unterliegt  aber  eine  eitpurtiereude  l 
dem  ermäßigten  SteuerBatze.  m  i 
Rückvergütung  für  die  ersten  je  It 
eines  Jahres  ausgeführten  24CK)  hl  nnr 
anf  das  hl  gewährt. 

Die  Uebergangsabgabe  beträgl 
für  das  hh 

Eine  Steuererstattung  kann  nur  in  A 
genommen  werden,   wenn  mit  <♦    ■■  »^^-ij 
la stetes  Malz   oder   ans   solch  i 
durch  Zufall    erweislich    so    btr>         ^; 
ist,    dalt   eine  Verwertung    oder   iuhneii 
Wendung  nicht  möglich  eracheint, 

Defraudationen  werden  nach  den  Grau 
des  Eeichsatrafgesetzbnches  geahndet, 
sonderen  Strafbestimmungen  des  Malzan 
gesetze^  sind  kaiuistiscb  abgestuft.  Je  fl 
eine   wirkliche  Defraudation   oil  | 

oder  geringere  Gefährdung  de*  ^ 

liegt.  Es  sind  dabei  die  versrJii'  ^  n- n 
setz  verbüteuen  oder  die  Nicht  faeachra 
vorgeiiehenen  Anordnungen  anfgL^itühU 
Geklstrafen  bewegen  sich  hier  zwi**cheu  3Ö 
1^50^040,  90-45U,  90^180,  M^-im,  1(1 
u,  dgl.  na.  Ordnunga Widrigkeiten 
GeldDuPen  von  1—7^  M.  bedn>ht. 

Endlich  künnen  (Temeinden  einen  sctg. 
malzauft^cblag''  zusätzlich  zur  Staataati 
beben,  zu  dessen  Einführung  die  Gene! 
des  Stant^ininiitterium»  einzubiden  ial. 
tat  im  r^ichtArheinischen  Bayern  fina 
erbeblicbf-r  Bedeutung  und  l>etrftgt  i 
liehen  Durchschnitte  nugeführ  5  MüL  ' 

Der  Ertrag  des  Malzau£sclilagei 

181&-19  anf  7.3i«>HtlL  M, 

182ü^21  „  8.290  „  , 

1830-31  „  S,8So  „  „ 

1840-41  ,  9t950  n  n 

imi^bl  „  itjio  ,  ^ 

1860^61  „  UJ40  p,  „ 

tHU^C5  ,  I7,IS0  „  ^ 

1879-83  «  27,701  *  . 

1^89-93  ,  3M89  „  . 

1899-1IM30  „  3Ö.0SS  „  ^ 

1901  ,  35,906  „  ^ 

1902  „  3-^.5^^  .  . 
1^03  „  33fiS4  n  n     51^9    *; 

3*  llie  Ma]ist«iier  In  Wllrttemben 
B*8teuer  in  Württemberg  ist  einf*  Bm 
»teuer,  die  im  Jahre  182«  ab  MaJxäten« 
Einbeziehung  der  Malzsurrogate  «ta 
wurde.  Die  Steuer,  für  die  gegcnwJi 
GG.  T.  8,/lV,  18ö6,  12./XIL  1871:  28  J 
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und  ITU.  1900  maßgebend  sind,  ist  zn  leisten, 
sobald  das  mm  Schroten  bestimmte  Malz  zur 
Mahle  gebracht  wird.  Die  Malzstener  wird  nach 
dem  Gewicht  erhoben.  Die  Verwendung  von 
Malunrrogaten  ist  yerboten.  Der  Steuersatz 
wird  f&r  je  zwei  Jahre  durch  das  Finanzgesetz 
festgestellt.  Die  Steuer  beträgt  von  der  in 
einer  B.brauerei  in  einem  Rechnungsjahr  ver- 
wendeten Malzmenge  für  die  ersten  öOO  dz 
90\  für  die  folgenden  1500  dz  100  »/o,  für  die 
fol^den  2000  dz  llO^'/o,  für  die  folgenden 
öOÖOd«  120%  und  für  den  Rest  125%  dieses 
Steuersatzes.  Bei  einer  Gesamt- Verwendungs- 
menge  bis  500  dz  beträs:t  die  Steuer  70% 
des  Steuersatzes.  Bei  Hausbrauereien,  die  nur 
für  den  eigenen  Bedarf  des  Haushaltes  brauen, 
betrigt  die  Steuer  für  die  ersten  5  dz  25  %  des 
Steaeisatzes.  Die  Kontrollen  haben  hauptsäch- 
lich den  Transport  des  Malzes  zur  Mühle  und 
nrlick  zu  überwachen  (Malzbegleitschein,  Re- 
insterfllhmng  durch  die  Ortssteuerbeamten  und 
die  ^werbsmäßigen  Brauer)  und  die  Brauereien 
ra  yisitieren.  Dem  Müller,  welcher  das  Schroten 
besorgt  und  das  Malzrefifister  führt,  wird  die 
itenerliche  Abfertigung  des  Malzes  übertragen. 
Die  Privatschrotmühlen  der  Brauer  stehen  unter 
«Btlichem  Verschluß.  Der  Ertrag  der  Malz- 
itener  erreichte : 


187M3 
188i-.88 
1888-93 

1900 

1901 

19Q2 

1903 


i  Die  B*8teaer    in   Baden.    Die   Accis- 
ordnnng  des  .Jahres  1812  hatte  die  badische  B.- 
tener  als  Malzaufschlag  von   1  fl.  Accis  und 
1  l  Ohmjg^eld  von   1   Malter  Malz  geordnet. 
1®5  wurde  der  Rauminhalt  des  BraugefäGes 
fo  Grundlage    der    Besteuerung   genommen. 
Das  G.  V.  30./IV.   1845  hat  eine  ^sselsteuer 
g»frecbt  erhalten,   die  nach  dem   Inhalte  des 
Briogefäßes  mit  der  Maßgabe   bemessen  wird, 
^  anch  die  Aufsätze  und  Kränze   auf  dem 
Braogefäß  als  dessen  Teile  zu  betrachten  sind, 
^'ichdem  1884  ein  Gesetzentwurf,  der  die  Rück- 
kehr rar  Materialbesteuerung  bezweckte,  sowie 
?ie  Bestrebungen  aus  den  Kreisen  der  B.brauer 
jn  der  gleichen  Richtung  fehlgeschlagen  waren, 
«am  das  G.  v.  30./VI.   1896  zustande.    Dieses 
[Öhrt  eine   Braumalzsteuer   ein,    schließt    alle 
jlaliersatz-  und  Zusatzstoffe  (Malzsurrogate)  von 
<«er  B.bereitung  aus.    Nur  Malz,  d.  h.  künstlich 
Jjui  Keimen  gebrachtes  Getreide  ist  zugelassen. 
Ott   Steuersatz    beträgt   für  je    100   kg   ge- 
brochenes oder  ungebrochenes  Malz  bei  einem 
Ittrhchen  Gesamtmalzverbrauch  bis  zu  1500  dz 
«  I.  fQr  die  ersten  250  dz  und  10  M.  für  die 
dieser  Menge   folgenden    1250  dz.    Bei    einem 
2<eianitverbranche     bis    5000   dz    beträgt   der 
^teneraatz  UM.  und  12  M.  für  einen  solchen 
^m  Aber  5000  dz;   im  übrigen  lehnt  sich  das 
^eie  Gesetz  an  die  in  Bayern  und  Württem- 
wrg  bestehenden  B.8teuem  wesentlich  an.    Der 
Krtra^  wmr: 


Gesamteinnahme 

Mill.  M. 

1879—83  3,518 

1884—88  4.481 

1889—93  5,520 

1900  8,030 

1901  7,676 

1902  7,813 

1903  7,648 


pro  Kopf 
d.  Bevölkerung 
M. 
2,23 
2,79 
3,32 
4,33 
4,07 
4,08 

3,94 


Gesamteinnahme      ^ 

pro  IV.C 
.  Bevölke 

MUl.  M. 

M. 

6,587 

3,34 

7.813 

3.89 

8,616 

4,22 

8,467 

3,91 

8,690 

3,98 

8.733 

3,95 

8.571 

3,84 

5.  £lsaß-Lothringen.  Die  B.steuer  ist  hier 
Kesselsteuer  und  wird  nach  dem  vollen  Raum- 
inhalt des  amtlich  geeichten  Kessels  und  für  jeden 
Brauakt  erhoben.  Der  Steuersatz  beträgt  beim 
braunen  („starken")  B.  2,30  M.  und  beim  „Dünn- 
bier" 0,58  M.  für  hl.  Die  Begriffsbestimmung 
des  „Diinnbier"  ist  im  Gesetze  festgelegt.  Als 
Ersatz  für  Schwund-  und  andere  Verluste  werden 
vom  steuerbaren  Kesselinbalt  20  "/o  in  Abzug 
gebracht.  Jeder  Brauakt  ist  in  vorgeschriebener 
Weise  anzumelden  und  für  ihn  wird  ein  ,,Brau- 
schein"  ausgestellt.  Die  übrigen  Kontrollen  sind 
die  gleichen  wie  in  den  meisten  Stenergesetzen. 
Die  Rückvergütung  beträgt  je  2,30  M.  und 
0,58  M.,  die  Uebergangsabgabe  je  3  M.  und 
0,58  M.  für  starkes  und  schwaches  B.  Der 
Ertrag  der  B.steuer  war: 

Gesamteinnahme      ^  BevöÄng 

Mül.  M.  M. 

1879—83  1,683  1,07 

1884-88  1,777  1,13 

1889—93  2,506  1,56 

1900  3,548  2,07 

1901  3,584  2,07 

1902  3,637  2,08 
.  1903                   3,87s  2.20 

6.  Oesterreich-rngarn«  Durch  G.  v.  25. /V. 
1829  wurde  eine  staatliche  B.steuer  in  der 
österreichisch-ungarischen  Monarchie  eingeführt, 
die  nach  der  Menge  des  angemeldeten  Erzeug- 
nisses bemessen  wurde.  Seit  G.  v.  15./XII.  1853 
trat  an  die  Stelle  dieser  Steuerform  eine  Be- 
steuerung nach  der  Gradhaltigkeit  der  Würze. 
Sie  war  ursprünglich  in  einzelnen  Kronländem 
verschieden  geregelt,  bis  die  neueren  GG.  v. 
25./IV.  1869  und  18./V.  1875  eine  einheitliche 
Ordnung  für  das  gesamte  Reichsgebiet  schufen. 

Die  B.Steuer  trifft  alle  Erzeugnisse  von  B., 
einschließlich  der  Bereitung  des  Haustrunks. 
Sie  ist  zu  entrichten  bei  der  Erzeugung  nach 
der  vollen  auf  den  Kühlstock  gebrachten  Menge 
und  nach  dem  vor  der  Beimischung  des  Gärun^rs- 
mittels  festgestellten  Extraktgenalte  der  B.- 
würze.  Diese  Feststellung  geschieht  durch  An- 
wendung eines  amtlichen  Saccharometers  bei 
einer  Normaltemperatur  von  14®  R.  Unter  B.- 
würze  wird  jede  zuckerhaltige  Flüssigkeit  ver- 
standen, aus  der  mittels  der  geistigen  Gärung 
B.  erzeugt  werden  kann.  Der  Steuersatz  be- 
trägt für  jeden  Hektoliter  B. würze  und  jede 
Saccharometergrade  33.40  h.  Oe.  W.,  wozu  in 
den  geschlossenen  Städten  als  Aequivalent  für 
die  bei  der  Einfuhr  zu  entrichtende  Linien- 
steuer noch  ein  Zuschlagbetrag  und  zwar  in 
Wien  und  Triest  von  1,90  kr.  für  das  Hekto- 
liter B.wftrze  und  in  den  anderen  Städten  von 
14  h.  für  jedes  Hektoliter  und  jeden  Saccharo- 
metergrad  der  B.würze  kommt.  Ein  steuer- 
freier Einlaß  findet  nicht  statt.    In  dem  von 
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der  Einfuhr  ans  dem  Auslande  zu  entrichtenden 
Zolle  ist  die  Verbrauchsahgabe  mit  einge- 
schlossen. 

Jeder  Steuerpflichtige  hat  eine  genaue  Be- 
schreibung seiner  Betriebsränme  und  eine  Ueber- 
sicht  über  seine  Werkvorrichtungen  dem  Gefälls- 
amt einzureichen  und  die  Aufnahme  eines  Be- 
fundaktes durch  dieses  zu  veranlassen.  Für  die 
Aufstellung  und  den  Verschluß  des  Kühlstocks, 
der  Gärbottiche  und  Läuterbottiche  sind  eigene 
Vorschriften  erlassen.  Auf  Grund  des  Befund- 
aktes wird  dann  seitens  der  Finanzbehörde  1.  In- 
stanz der  gefällsamtliche  Erlaubnisschein  aus- 
gestellt, der  Gewerbebetrieb  ^efällsamtlicher 
Kontrolle  unterworfen  und  bei  seinem  Still- 
stand gefällsamtlich  verschlossen.  Auf  Brau- 
anmeldung, die  für  jeden  Brauakt  oder  gemein- 
sam für  eine  Reihe  von  solchen  zu  s^eschehen 
hat,  wird  über  Anzeige  und  Steuerzahlung  eine 
.Bollete**  (Erlaubnisschein)  ausgefertigt.  Die 
Vornahme  eines  heißen  und  eines  kalten  Auf- 
CTisses  auf  die  Treber  kann  unter  bestimmten 
Voraussetzungen  gestattet  werden.  Doch  darf 
die  hierbei  gewonnene  Maisch  würze  nur  zum 
Einmaischen  für  das  folgende  Gebräu  verwendet 
werden.  Die  Steuer  ist  bei  der  Brauanzeige 
fällig,  doch  wird  eine  „Bor^ung**  von  2— .S  Mo- 
naten für  das  nicht  zu  mehrmonatlicher  Lage- 
rung bestimmte  B.  und  eine  solche  von  4—6 
Monaten  für  Lager-B.  gewährt  Bei  Barbezah- 
lung der  Steuer  bei  der  Anmeldung  wird  ein 
Diskont  von  4<^/o  p.  a.  bewilligt. 

Wenn  das  Gebräu  durch  den  Eintritt  unvor- 
hergesehener Ereignisse  im  Fortgang  gehemmt 
oder  ganz  verdorben  wird,  so  kann  unter  Ein- 
haltung bestimmter  Formalitäten  eine  Erstattung 
der  Steuer  erfolgen. 

Bei  der  Ausfuhr  von  B.  über  die  Zollinie 
ins  Ausland  wird  für  B.,  das  entkohlensäuert 
mindestens  2  * «  Saccharometergrade  zeigt  und 
in  Mengen  von  mindestens  1  hl  ausgeführt  wird, 
eine  Steuervergütung  gewährt,  und  zwar  von 
3  kr.  für  das  hl  ohne  Berücksichtigung  des  Ex- 
traktgehaltes der  B.würze,  aus  welcher  das  B. 
stammt,  und  von  33,40  h.  mit  Berücksichtigung 
des  niedrifirsten  Extraktgehaltes,  womit  der  aus- 
führende Bräuer  das  B.  vor  der  Ausfuhr  in  den 
letzten  6  Monaten  erzeugt  hat,  von  jedem  hl 
und  jedem  Saccharometergrade  dieses  Extrakt- 
gehaltes. Der  Anspruch  auf  Rückvergütung 
besteht  nur  für  die  B.brauer  selbst,  welche  zum 
Zwecke  der  Ausfuhr  eine  amtliche  Bewilligung 
einzuholen  haben. 

Defraudationen  werden  nach  den  Grundsätzen 
des  St.G.  über  Gefällsübertretungen  geahndet. 
Bei  allen  Versuchen  der  Steuerverkürzung  wer- 
den die  Uebertretungen  begangen  durch  eine 
Verletzung  der  KontroUvorschrif  teu.  durch  Außer- 
achtlassung der  Brauanzeige  u.  dgl.  m.  Solche 
^schwere  Gefällsübertretungen"  werden  mit  dem 
4— 8-fachen  Betrage  der  verkürzten  (iebühr  be- 
straft, wenn  daraus  eine  Steuerverkürzung  ent- 
steht oder  entstehen  kann.  Ordnunjfswidrig- 
keiten,  „leichte  Gefällsübertretungen",  sind  mit 
kleineren  (Jeldstrafen  bedroht. 

Der  Ertraii:  der  B.steuer  helief  sich  in  den 
im  Reichsrate  vertreteneu  Königreichen  und 
Ländern  auf: 

1865—6(3      29,500  Mill  Kr. 
\Hln — 76       43,440     ., 
18^5-86      43,9So     „       ,. 


1895—96     63,000  MiU.  Kr. 
1901      76,435     M       t. 
1904      77,680     „       „ 
Der   Einfi^angszoll   von  B.    betiiigt  f&r  ; 
100  kg  in  Fässern  6  kr.  und  in  Fiascben  odi 
Krügen  16  kr. 

7»  Frankreich«  Hier  hatte  man  frOher  di 
Kesselsteuer  mit  Würzekontrolle.  Seit  G.G. 
30./V.  1899  und  29./Xn.  1900  iat  min  s 
Würzesteuer  übergegangen.  Der  St^aenatx  \ 
trägt  in  Hauptsnmme  und  Zuschlägen  0,25  Fv 
für  je  1  hl  B.würze  und  ie  1<>  des  Dichtigkeii 
messers  über  lOJ®  (Dichtigkeit  des  WasMi 
bei  einer  Temperatur  von  15®  C.  Die  Stei 
knüpft  einesteils  an  die  B.würze,  andemtei 
au  den  Extrakt  aus  dieser  (Zuckeiffehalt)  1 
die  durch  den  DichtigkeitsmeMer  festgeitej 
werden.  Zur  Korrektur  dieses  Instnuna 
werden  noch  die  Ueberschüsse  ans  dem  Ai 
beuteverhältnis  berücksichtigt.  Wenn  die  G 
samtzahl  der  HektolitergraSe  die  deklarier 
Anzahl  um  10—15%  überschreitet,  so  ist  di 
doppelte  Steuersatz,  und  bei  einem  Uebenchi 
von  15—200/^  sind  5  Frcs.  vom  hl  z«  et 
richten.  Die  Braupfannen,  die  nicht  tragbi 
sein  dürfen,  müssen  im  allgemeinen  8  hl  fiiM 
Landwirte  dürfen  für  den  Haustnink  iteM 
freies  B.  herstellen,  wenn  es  nur  dem  eigCM 
Konsum  dient,  aus  selbst  gebauten  Rohstoffe 
gebraut  ist  und  die  benutzten  BraupfsBoe 
nicht  mehr  als  5  hl  fassen.  Privatperson^ 
Unterrichtsanstalten,  Pensionate  und  sonstig 
öffentliche  Anstalten  unterliegen  den  gleie^ 
Vorschriften  wie  die  gewerbsmäßigen  Brenercia 
dürfen  aber  bei  Verwendung  von  Brangeftta 
unter  8  hl  bewegliche  Braupfannen  bäitiei 
und  sind  von  der  Lizenzpflicht  ausgenonaen 
Ambulante  Brauereien  sind  untersagt  Ertnj 
1905:  13,717  3Iill.  Frcs. 

8.  England.  Hier  bestand  früher  nebei 
einer  Fabrikatsteuer,  die  nach  dem  Preiset« 
B.  bemessen  war,  eine  Hopfensteuer  und  seil 
1697  eine  iMalzsteuer.  1830  wurde  dieBjteod 
und  1862  die  Hopfensteuer  aufsehoben,  doei 
Erträge  im  übrigen  ungemeinen  SchwankuMp 
unterworfen  waren  (ISA:  86000  £  und  Iw 
720000  £).  Die  Malzsteuer  wurde  nach  dtfi 
Volumen  der  von  den  Mälzern  eingeweickttf 
Gerste  veranlagt.  Neben  der  MaLntener  be 
standen  noch  besondere,  nach  dem  Vmhog^ 
Betriebes  abgestufte  Lizenzen  für  die  B.bnatf 
Mälzer,  Händler  mit  geröstetem  Malze,  Hii^ 
mit  B.  und  B.wirte  (letztere  nach  dem  Xitf' 
werte  der  Geschäftsräume).  Als  ErgfiBivil 
wurde,  speziell  für  B.,  eine  Zuckersteoer  ^ 
hoben. 

Durch  G.  V.  12.,Tin.  1880  wurde  die  Uli« 
Steuer  im  Interesse  der  Landwirtschaft  imd^ 
Gerstenbaues  sowie  wej?en  der  Fortschritte  ^ 
MeCapi)arate  und  des  Uebergewichts  da  g^ 
werblichen  Brauereien  beseitigt.  Diese  wtf|^ 
in  eine  B.würzsteuer  mit  Kontrolle  von  Mvi 
Getreide  und  Zucker  verwandelt.  Der  Ste««i 
satz  beträgt  für  das  von  einem  ge  wer  blicke] 
Brauer  (brewers  for  sale)  enengte  B.  votj 

I  36  Gallonen  Würze  zu  1,057«  spes.  Gewicht« 
Einhcitsmaü  6  sh  9  d  und  wird  so  im  YerhA 

'  nis  bei  jeder  anderen  spez.  Schwere  der  Witi 

'  entweder  auf  Grund  des  Eintrags  in  das  B« 
durch  den  Brauer  oder  nach  der  MessmuT  dir 

I  den  Steuerbeamten,  und  zwar  nach  dem 
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lieser  Feststeliungeii  bemessen.    Stärke  1880,  —  Kindervater,   Die  R^orm  der  Bier- 

ge   der  Würze   werden   durch    ein   Cfe-  besteuerung  im  Deutschen  Reich,  Scham*  Fin.'A., 

aocharometer  and  mit  Benutzung  der  Bd,  4,  S.  569 fg.  —  Oroafils,  ImpSt  sur  la  inere, 

etze  beigefügten  Tabelle  festgestellt.  Bruxelles  I88O,  —   Appell,   Brausteuergesetz- 

tr  ist  sofort  nach  dieser  Feststellung  gebung,  2.  Aufl.,  Haue  a.  S.  1885.  —  May,  Das 

eder  gewerbliche  Brauer  ist  zur  Ftth-  bayerische  Malzaufschlaggesetz   v.  16.  Mai  1868, 

es  Braubuches   nach  vorgeschriebenem  Erlangen  I884.  —  Vgl.  auch  die  betr.  Abschnitte 

yerpflichtet  und   hat  die  Maische  in  in  den  Hand-  u.  Lehrbüchern  von  W^agner,  Stein, 

dibottichen  eine  Stunde  lang  nach  dem  Schönberg ,   Schale ,   Vocke ,   Eheberg ,    Conrad 

11  Abziehen  der  Würze  unberührt  stehen  «.  a.  m.  Mojc  von  HeekeL 

1  sowie  den  neuen  Sud  vom  alten  ge-  

[  Standen  aufzubewahren. 

ier  Beobachtung  dieser  beiden  letzten         Billardstener  s.  Luxussteuern. 

ften  ist  er  nur  dann  dispensiert,  wenn  ~ 

^TÄhrend  des  Brauaktes   die  Steuer-  Billetstener  s.  Luxussteuern. 

Kontrolle  erfolgt  ist.    Der  Brauer  

jederzeit  der  steueramtlichen  Kon-  Bimetallismns  s.  Währungsstreit,     ' 

unterziehen.  Doppelwährung,  vgl  audh  Silber- 
;  der  Bier   brauen  will,   hat  einen  Währung,  Öoldwährung. 

schein  zu  lösen,  welcher  alle  Jahre  _    _  _  _ 

jem  ist.    Außerdem  haben  alle  ge-  Binnenfischerei  s.  Fischerei, 

en  Brauer  dem  Steueramte  eine  fie- 


ag  and  üebersicht  über  seine  Betriebs-  Binnenschiffahrt. 

nd  Werkvorrichtuugen  einzureichen.  1   Begriff  und  Arten.    2.  Entwickelung.   3. 

inzen    der   Mälzer,   Maizröster   und  Volkswirtschaftliche  Bedeutung.     4.  Die  Auf- 

shftndler   wurden  aufgehoben.     Die  gaben  der  öffentlichen  Gewalt  gegenüber  den 

enz  der  gewerblichen  Brauer  beträgt  Binnenwasserfahrstraßen.    5.  Die  Preisbildung 

in  der  B. 

etwas  verschiedene  steuerliche  Be-  1.  Begriff  und  Arten.    Die  B.  ist  die 

f  erfahren  die  Haus- und  Privat-  Schiffahrt   auf  Binnenwasserstraßen,   d.  h. 

(private  brewers).    Sie  werden  in  auf  denjenigen  Wasserstiußen,  welche  inner- 

fisen   eingeteilt.    Die   ganz  kleinen  halb  des  Festlandes  verlaufen.    Hierzu  ge- 

iuer,  die  die  B.bereitung  in  einem  hören  zunächst  die  Binnenseeen,  die  sich  ent- 

.  dgl.  betreiben,  das  bis  8  £.  Miet-  weder    als    Ausweitungen    von    Flußläufen 

■stellt,  sind  sowohl  von  Lizenz,  als  oder  als  selbständige,  das  Mündungsgebiet 

Bjsteuer  frei.    Solche  dagegen  mit  von  Flüssen  bildende  Wasseransammlungen 

ietwert  von  8  bis  10  £.  zahlen  eine  darstellen    und    einer    unmittelbaren    Yer- 

eoz  von  4  sh,   aber  keine  B.steuer  bindung  mit  dem  offenen  Meere  entbehren. 

ich  die  letzte  Gruppe  der  Hausbrauer  Weiterhin   gehören   zu  den  Binnenwasser- 

m  Mietwert  von  10  bis  15  £.  lial>en  straßen  die  schiffbaren  Flüsse  und  Ströme, 

realizenz   von  9  sh  und  eine  Malz-  gleichviel,  ob  sie  ihre  Schiffbarkeit  dem  Ein- 

OT  6*'4  sh  für  je  2  Busheis  zu  tragen,  greifen  der  Menschen  verdanken  oder  nicht, 

ängangszoll  beträgt  vom  Barrel  1  sh  Im   allgemeinen   ist   bei   den   Flüssen   und 

10  sh  6  d  je  nach  der  Qualität  und  Strömen  heute  das  menschliche  Eingreifen 

eingeführten  Bieres.  unentbehrlich,  einmal,  um  eine  den  heutigen, 

Elrtrag  der  B.steuer  (ohne  Lizenzen)  hochgesteigerten     Anforderungen     entspre- 

4:  13,688  Mill.  £.  chende  Fairrinne  zu  schaffen,  und  weiter, 

r:  ThauHOf  Die  Theorie  und  Praxis  um    die    unteren    Flußgebiete    gegen   Yer- 

Ubertitung  und  Bierbereitung,  5.  Aufl.,  sandung  ZU  schützen.    Diesem  Schutz  dient 

1898.  —  Kobert,  Zur  Geschichte  des  namentuch  die  Baggerung.    Die  Herstellung 

HaUe  a.  S.  1896.  —  struve,  Entwick-  q[j^qj.  brauchbaren  Fahrrinne  erfordert  aber 

Bayerischen  Braugewerbes  im  19.  Jahrh.,  ^^  ^^^y^  umfangreichere  Arbeiten,  die  cnt- 

iZiZr^r^"!'  ^r^H^T l'T^^Zfl^^  weder.als  Regulierung  oder  als  Kanalisierung 

8.  600  fg.  -  Struve,  Art.  „Bier,  Bier-  erscheinen.      Die    Regulierung    will    diutjh 

i  und  Bierbesteuerung*',  ebenda,  g.  Aufl.,  künstliche   Quer-  und   Längswerke,   durch 

S.  801  fg.  —  r.  Mayr,  Art.  „Biersteuem"  üferdeckungen,  duTch  Ghind Schwellen  etc. 

em^*$  WOrterb.  d.  deutschen  VR.,  Bd.  I,  die  Hindernisse  eines  gleichmäßigen  Wasser- 

••  Suppl.-Bdn.  —  Biematzi,  Art.  „Bier-  abflusses  beseitigen,  ohne  jedoch  den  Ab- 

tn   Oesterr.  Staatswörterb.,   Bd.  1.  —  fluß  selbst  ZU  unterbrechen.  Die  Kanaüsienmg 

riiu,  Art    ,Biere''tm  Met.  des  fln.  1. 1,  ^^^    jy^i^sse    Unterbricht    den   Wasserabfluß 

^/>a7ÄivS:  n;?77r;"  ^-ch  wehr,  und  zerlegt  .so  den  Flußlauf 

Ä  5ft—5S5  und  Bd.  is,  S.  87—88.  —  1"  «me  Reihe  von  Bassins  m  verschiedener 

jr,  Veber  die  verschiedenen  Methoden  der  Höhenlage,  von  denen  jedes  für  sich  schiff- 

euerung,  Zuchr.  f.  g.  Brauwesen,  München  bar   ist.     Die  Höhenuntersclüede   zwuscheu 
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deu  eiozelnen  ÄbteDung^n  i^-erden  durch 
kÜDStlielie  Yemiistaltungeo  (Sdiiffsdiirch- 
ISsse,  Schleusen,  Schi iTshebe werke  eic.)  fiber- 
wuncien. 

Endlich  gehören  zu  den  Binnen'^^*asise^- 
Straße II  tlie  Kanäle,  d.  h,  künstlich  in  die 
Eitle  gegrabene  Waßsedäiife.  Ihr  Bett  ver- 
dankt lediglich  dem  menschlichen  Eingmifen 
sein  Entstehen,  und  ihr  Wasser  wird  ent* 
weder  von  anstoßenden  natiuiieliea  Wasser- 
Ülufen  und  Seeen  hineingeleitet  oder  dui-ch 
besondere  YeranBtaltungen  <z.  B.  durch 
Pumpwerke,  dtirch  Talspcn-en  etc.)  beschafft 
Die  Kanäle^  die  ausachließlich  ^nJer  in  der 
Ilaiiptsache LScJüf falirts;?  wecken  dienen ^  heJßen 
*  Sc \n f tal  I  r I R k a n ü Je.  Sie  gli cd erri  si ch  in  Kan *1lc 
nvi t  Sei  iv 1 1 V I ^t reck en  { W asserscli eid en  kanäle } 
und  Seiten-  (Ijateml-)Kanäle.  Der  Seiten- 
kanal g;eht  einem  FluMlanf  jmmllel,  der  sieh 
sfiur  Hegiilieruüg  oder  Ivanalisierung  nicht 
eigneu  Die  Kanäle  mit  Sclieitcletrecke«  ver- 
b i i ide n  ni ehrcre  B i n n enge wässer  nn\ er  Ueber- 
windnng  der  Wasfiei-sctieidc.  KanlUe^  die 
mw  auf  einem  Ende  Anschluß  an  eine  schiff- 
Imre  Wa^erstraßc  haben,  heilien  SticlLkanäle, 
Hat  der  Kanal  erhebliche  Hdben  unter  schiede 
zu  fibcrwinden,  so  daß  er  verschiedene  Teile 
voö  luigleicher  Höhenlage  umfaßt,  so  er- 
scheint er  als  Haltungskanal;  bei  unbe- 
deutenden Höhenunterscliieden  genügt  ein 
einfacher  Durchstich. 

Je  nachdem  die  B.  auf  Binnensceen,  Fluß- 
laufen  tKier  Kanälen  stattfindet,  unterscheidet 
man  Binnensee-,  Fhdi-  uml  KanalscJüffahrt. 
Bei  der  Flußschi  ff ahil  weiten  auch  die 
einzelnen  Stromgebiete  zum  Ausgangspunkt 
von  Unterscheidungen  gemacht,  z.  B.  Rhein- 
seJiiffahrtj  EltischiÖidirt",  Wesei-öchiffahrt  etc. 

Eine  andere  Unterscheidung  gründet  sich 
auf  die  Richtung  der  Schiffahrt,  5fan  spncht 
von  ^iBei-gfahi-t'*,  wenn  die  SchilTe  stromauf 
{^.?Ai  Berg'*)  fahren,  von  „Talfalirt'',  weiui  sie 
stromalr  (,,ku  Tal")  gehen,  und  von  ,,Vuer- 
fahrt*',  wenn  sie  nur  tlen  Verkehr  zwischen 
den  beiden  Ufern  vermitteln. 

Auch  nach  der  Art  der  Fahrzeuge  und 
nach  den  Mitteln  ilirer  Fortbewegung  macht 
man  l^nterseliiede:  wonlen  Flöße  zur  Fahrt 
gebmucht,  m  spricht  man  vou  Flößerei. 
Sie  dient  —  von  eimgea  Ausnahmen  ab- 
gesellen  —  vornehmlich  dazu,  die  Bestan<l- 
teüe  dea  Falirzenges  ( IMkeu/ Baumstämme, 
Bretten  imddie  nötigen  ßegleit  mann  Schäften 
zu  Tal  zu  führen;  ilire  Fahrzeuge  sind  In 
der  Hegel  nicht  :5fl  datiernder  Verkehrsver- 
mittelung liestimmt.  Der  Floßeiiei  steht 
gegenüi)er  die  „Schiffahrt"  im  engeren  Sinne, 
tl  \u  die  Befördonmg  auf  „SchüTeu'^  also 
auf  gefäßartigen,  zu  freier  Fahrt  auf  deju 
Wasser  fiüiigen  Falirzeugen.  Nadi  der  Art 
der  Fortliewügung  liat  man  die  „gt^bundene*' 
und  die  ,,nicht  gebundene'*  ScSiiffahrt  zu 
iiiiterscheiden.    Zur  ^gebundenen'*  Schiffalirt 


gehört  die  Treidelei  (Fortbeweguug  der! 
zeuge  vom  Ufer  aus  durch  mensch' 
tierische  oder  mechanische  Kraft)  und  di 
Ketten-  und  Seilsclüffahrt  (Fort Wwr 
einer  Kette  oder  an  einem  Seil,  di^ 
Boden  liegen  und  vom  Schuf  zn  heheu  ^i\v- 
Zur  „nicht  gebundenen'*  Schiffahrt  gtrhr» 
namentlich  die  Uuder-,  Segel-,  Motor-  üti 
Dampfschiffahrt,  Daran  sctdicßt  sicJi  tl 
Schlcppschiffaln't,  bei  welcher  die  Fahrzeiu 
durch  Dampfer  auf  der  Falirstraße  gcit^ 
werden.  * 

Nach  der  Art  des  zu  bewältigenden^ 
kelirs  sclieidet   man  die  Persoaen-  vim 
Göterschi ffahrt  und   gliedei-t  auch  woW 
Qüierscliif fahrt  noch  weiter   nach  der 
der  7Ai  befördernden  Güter. 

'**  Ktitwiekelung.  Der  Urgprnnsr  an 
ist  in  Drmkel  gehüllt*  MÄtiehes  spricht  _ 
daß  ilie  Flü^fle  früher  als  6a»  Meer  211  Vet 
kehr^iwet^ken  benutzt  wurden,  du  »It  netii^i 
Gefahren  boten  und  in  der  Stromang  iinth  em« 
—  freilich  nnr  zu  Tal  Ter«  eotl  hure  -  Trii^ 
kmf t  znr  Verfil^ng  stellteu^  und  *l»  «e  i 
Befürdenjug  großer  Massen  und  schwerer  G5 
stände  leichter  ennugliehten  atn  die  mmi 
primitiven  Verkehrsmittel  jener  Zm^n. 
Recht  sind  die  graiien  schifte-  '* 
al»  die  älte&teri  Knlliirtunb  r-; 
iiet  worden.  Bei  dem  NÜ.  J  ...i  ... 
Tij^ri«  nnd  atidert.'n  Htromen  ist  die 
fllr  Verkehrszwt^cke  bis  in  ?fr>ljr  frill 
KU rlickzn verfolgen.  Für  Erhtdtntig  mä 
beüfterung  der  i^ehiffburkeit  ge5eh(»ii  I^^f  I 
biiidurcU  wenig,  wenngleich  fiozelne  Arb 
znr  Ausbeaserimg  der  Strüme  auch  aJj 
Altertum  und  im  Mittelalter  vorkan 
in  der  Zeit  des  Merkautilsyi*tetfi?i.  Ahn 
17,  Jahrb.  wurde  eine  iehhi^^ 
dieser  Richtung  entfaltet,  it 
Jand,  Frankreich  und  BriUiu. 
Dar?  Meiste  geschah  aber  erst  im  19,  Jnhdi 
wehdiem  —  wesentUch  unter  dem  EiaÜiiLij 
Ei**enbahuen  —  das  Verkehrs bedttrfnia  frbei 
iiiumbnu 

Die  Älteren  Arbeiten  zur  Verbta9«niiif  ] 
Ströme  erscheinen  vornehmlich  ab  Reguüera» 
Zur  Kimahsiernng  der   Flüase  konuf*  m* 
grüüerem  !Stile  erst  übergehen,   alu  mau  ' 
Kamiuerschieüse  —   veriniitJich    im  lö.  U 
erfunden  —  em  wirksameres  3Iittel  tnr  til 
Windung  der  Höheunaterschii- '     -  ^  -  däj 
Seit  dem  17,  Jabrfa.  wurde  *] 
ange wand t.  We i le re  Fo rtseh r i ; 
iich  durch  die  Erfindung  der  h> 
wehre''  (seit  Anfang  des  19.  J     ! 
Die  Nadel  wehre  gehtatteien  die  Ka 
RUch  solcher  Flüsäe,   deren  Wasäo 
anrege  imäJJ  ig  war. 

Die  Kanäle  waren  schon  dem  Alttrtu 
kannt,   wenn   auch   vorxtigi weise  iti  Be-j 
EntwäSBerüngszwecken,     loi    Mttt<dflll«r 
der  Xauaiban  in  Italien  und  Holland  *thn 
11.  und  12.,  in  Deutic bland  im  14.  Jahrki 
Die  älteren  Kanäle  lageü  im  flachen  KQ 
lande  und  in  den  ebenen  8troiiig^bii>ten, 
die    Kammerschleuse    die    Ueberwindting 
Hdhennnter^chiede  ermöglicht«.     Seit  dtn 
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Jahrh.  wurde  mit  Hilfe  dieser  Erfindung  an  der 
ScbaffoDg  eines  wirklichen  Kanalnetzes  gear- 
beitet Eine  Zeitlang  haben  die  blendenden 
WiriLongen  der  Eisenbahnen  das  Interesse  an 
den  Kan&len  zurücktreten  lassen.  Neuerdings 
wird  aber  dem  Kanalbau  wieder  größere  Auf- 
merknmkeit  zugewendet.  Man  hat  erkannt,  daß 
den  Kanälen  —  wie  den  Binnenwasserstraßen 
überhaupt  —  neben  den  Eisenbahnen  eine  selb- 
stindige  Bedeutung  zukommt,  und  die  Fort- 
schritte der  Technik  ermöglichen  jetzt  eine 
pßere  Verzweip^ung  des  Kanalnetzes  infolge 
besserer  Ueberwindung  der  Höhenunterschiede 
(durch  ^uppelte  Schleusen,  schiefe  Ebenen, 
hydraulische  Schiffshebewerke,  Brückenkanäle) 
und  infolge  wirksamer  Speisung  der  Kanäle  mit 
Wasser  (durch  Pumpwerke,  Talsperren  etc.). 
In  Deutschland  hat  neben  einer  Heihe  von 
kleineren  Vereinen  namentlich  der  1869  er- 
richtete „Zentralverein  für  Hebung  der  deut- 
schen Fluß-  und  Kanalschiffahrt"^  für  weiteren 
Ausbau  des  Binnen wasserstraßennetzes  gewirkt. 
Kit  der  Klärung  einschlägiger  technischer  und 
wirtschaftlicher  Fragen  befaßt  sich  seit  1885 
der  „Internationale  B.-Kongreß",  der  in  mehr- 
iihrigen  Zwischenräumen  zusammentritt.  Seit 
1896  ist  speziell  zur  Förderung  der  mittelenro- 
•  PÜschen  Kanalprojekte  der  „Deutsch-öster- 
reichisch-nngarische  Verband  für  B."  in  Tätig- 
keit, der  seine  erste  Versammlung  in  Dresden 
m  21.  und  22./1X.  1896  abgehalten  hat. 

Rußland  (europäisches  ohne  Finland)  hatte 
uch  den  Zusammenstellungen  von  Kurs  um 
äe  Jahrhundertwende  1962  km  künstliche  und 
54782  km  natürliche  schiffbare  und  26166  km 
nur  flößbare  Wasserwege :  Frankreich  6138  km 
Kanäle  (davon  38  km  nicht  mehr  benutzt), 
7668  km  schiffbare  Flüsse  (davon  1202  km  nicht 
achrhenutzt)  und  2938  km  nur  flößbare  Wasser- 
straßen; Großbritannien  5137  km  Kanäle  und 
^  km  schiffbare  Flüsse;  Holland  3561  km 
Kanäle  und  919  km  schiffbare  Flüsse;  die  Ver- 
^;  Staaten  von  Amerika  5410  km  Kanäle  und 
24590  km  natürliche  B.wege.  Deutschland  hatte 
wßer  6403  km  nur  flößbaren  Wasserläufen  und 
wßer  1765  km  Haffstrecken  und  sonstigen 
Küstengewässem  7205  km  schiffbare  Flüsse  und 
wl2  km  Kanäle,  von  denen  147  km  gleichzeitig 
*nch  der  Seeschiffahrt  dienen. 

,  Die  Triebkräfte,  die  in  der  B.  benutzt  werden, 
'ögen  noch  heute  nebeneinander  die  ursprüng- 
uchsten  und  die  später  dazu  getretenen  wirk- 
^meren  Formen,  üas  strömende  Wasser  wurde 
*ohi  zuerst  als  Triebkraft  benutzt  (noch  heute 
^  Flößen  überwiegend).  Dazu  trat  früh  die 
^«nschliche  Muskelkraft,  die  zum  Stoßen  und 
«udem  und  zum  Ziehen  vom  Lande  aus  be- 
Jintzt  wurde.  Für  den  Schiffszug  sind  später 
^  tierische  Kräfte,  neuerdings  auch  mecha- 
Jjche  Triebkräfte  zur  Anwendung  gekommen. 
iHe  Benutzung  des  Windes  tritt  ebenfalls  früh 
»uf,  aber  in  unvollkommener  Form  und  nur  als 
^rginzung  der  Arbeit  der  Menschen.  Erst  die 
Neuzeit  verschaffte  der  Segelschiffahrt  eine  selb- 
^digc  Bedeutung.  Die  üebertragung  der 
uunpikraft  auf  den  Wasserstraßenverkehr  setzt 
-  da  frühere  Versuche  nicht  günstig  genug 
iMefallen  waren  —  mit  dem  von  Roh.  Fulton 
iW  fertiggestellten  Dampfschiff  „Claremont** 
m.  Seitdem  hat  die  Dampfschiffahrt  auf  den 
Flüssen  rasche  und  große  Fortschritte  gemacht, 


zunächst  in  Amerika  (zuerst  auf  dem  Hudson, 
1811  auch  auf  dem  Missisippi),  dann  in  England 
(1813  auf  dem  Forth  und  Avon,  1814  auf  den 
Flüssen  Tay,  Themse  und  Tyne  etc.)  und  in 
Irland  1815.  Auf  der  Seine  fuhr  der  erste 
(englische)  Dampfer  1816;  seit  1820  wurden  die 
Dampfer  auf  den  französischen  Flüssen  in  grö- 
ßerem Maße  benutzt.  Auf  der  Weser  begann 
1817,  auf  der  Elbe  und  dem  Rhein  1818,  auf 
der  Donau  1830  die  Dampfschiffahrt.  Auf  den 
Flüssen  sind  neben  den  neueren  Schrauben- 
dampfem  die  Raddampfer  wegen  ihres  ge- 
ringeren Tiefganges  stark  in  Benutzung  ge- 
blieben. Die  Benutzung  der  Dampf  kraft  er- 
möglichte größere  Fahrzeuge,  was  dann  auch 
wieder  vielfach  Anlaß  bot,  die  sonstigen  Fahr- 
zeuge, namentlich  die  Schleppkähne,  zu  ver- 
größern. Dabei  zieht  allerdings  die  Leistungs- 
fähigkeit der  einzelnen  Wasserstraßen  bestimmte 
Grenzen.  Auf  dem  Rhein  z.  B.  kommen  Schiffe 
von  mehr  als  2000  t  vor,  während  1840  die 
größten  Rheinschiffe  über  400  t  nicht  hinaus- 
gingen. Auf  der  Elbe  verkehren  Fahrzeuge 
bis  zu  800  t,  auf  der  Oder  und  Weser  bis  zu 
450  t,  auf  der  Weichsel  bis  zu  350  t.  Von  den 
13517  km  deutschen  Binnen waßerstraßen ,  die 
nach  Abzug  der  Haffstrecken  und  sonstiger 
Küstenge  Wässer  verbleiben,  sind  2877  km  für 
Schiffe  von  mehr  als  400  t  fahrbar,  ein  Ver- 
hältnis, das  von  keinem  anderen  europäischen 
Lande  erreicht  wird.  Die  deutsche  Bflotte 
(einschl.  Haff-  und  Küstenschiffe)  hatte  1882: 
18715,  1892:  22848  und  1902:  24839  Schiffe 
mit  einer  Tragfähigkeit  —  soweit  sie  ermittelt 
werden  konnte  — von  1,66  bezw.  2,76  bezw.  4,88 
Miil.  t.  Von  der  Flotte  des  Jahres  1902  waren 
22235  Segelschiffe  und  2604  Dampfschiffe;  über 
300  t  Tragfähigkeit  hatten  4575  Segel-  und 
58  Dampfschiffe  (gegen  687  und  9  im  Jahre 
1882).  Die  Verkehrsleistung  der  deutscheu  B. 
(Güterbeförderung  in  Tonnenkilometern)  ist  in 
der  Begründung  zur  preußischen  Kanalvorlage 
von  1904  berechnet  für  1875  auf  2,9  und  für 
1900  auf  11,5  Milliarden  tkm  (Zuwachs  2Ü1X), 
die  der  Eisenbahnen  für  1875  auf  10,9  und  für 
1900  auf  36,9  Milliarden  tkm  (Zuwachs  239  »o)- 
Vom  Gesamtgüterverkehr  Deutschlands  kamen 
1875  21%  und  1900  2A\  auf  die  B. 

3.   Volkswirtschaftliche    Bedeatang. 

Die  B.  stützt  sich  auf  Verkehrswege,  die 
nicht  ganz  gleichartig  siad.  Die  Biunen- 
seeen,  soweit  sie  nicht  als  Ausweitungen 
schiffbarer  Ströme  erscheinen,  können  in 
der  Regel  nur  einem  verhältnismäßig  eng- 
begrenzten Gebiet  einen  Wasserverkehr  er- 
möglichen. Wichtiger  als  sie  sind  im  allge- 
meinen die  schiffbaren  Flußläufe  und  die 
Kanäle,  weil  sie  sich  in  mehr  oder  minder 
langem  Zuge  durch  das  Land  erstrecken. 
Die  Flußläufe  sind  vielfach  den  Kanälen  da- 
durch überlegen,  daß  sie  wegen  der  größeren 
Breite  der  Fahrstraße  der  Verwendung  großer 
SchifTsgefäße  und  mechanischer  Triebkräfte 
weniger  enge  Grenzen  ziehen  und  auch  einen 
schnelleren  Verkehr  ermöglichen.  Hei  den 
i  Kanälen  zwingt  die  Enge  der  Fahrstraße  in 
I  dieser  Beziehung  zu  vorsichtigerem  Ver- 
I  halten,  um  die  Kanalufer  nicht  zu  gefährden. 
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Auch  sind  vielfach  die  Aolagekosten  der 
Kanäle  höher  als  die  Kosten  der  Fluß- 
Tegulierung  und  Flußkanalisierung,  während 
•die  Unterhaltungskosten  geringer  sind.  Indes 
kann  man  das  nicht  als  ausnahmslose  Begel 
hinstellen,  da  die  besonderen  Verhältnisse 
der  einzelnen   Fahrstraßen   den   Ausschlag 

geben.  Bei  den  Flüssen  erleichtert  die 
trömung  den  Verkehr  zu  Tal,  erschwert 
aber  den  Verkehr  zu  Berg.  Bei  den  Kanälen 
fällt  der  unterschied  zwischen  Berg-  und 
Talfahrt  weg,  aber  hier  ist  auch  für  die  auf 
Zugkraft  angewiesenen  Fahrzeuge  die  Be- 
nutzung der  Kraft  nach  beiden  Seiten  hin 
erforderlich.  Bei  den  Flüssen  bergen  Un- 
regelmäßigkeiten des  Flußbettes  (Klippen, 
Sandbänke,  starke  Verengungen  etc.)  manche 
Oefahren  für  die  Schiffahrt  in  sich,  die  bei 
den  Kanälen  fehlen.  Auch  der  Wechsel  in 
der  Höhe  des  Wasserstandes  wirkt  bei 
Flüssen  erschwerend,  während  Kanäle  mit 
guten  Speifiungseinrichtungen  eine  größere 
Gleichmäßigkeit  des  Wasserstandes  erzielen 
können.  Die  Unterbrechung  der  Schiffahrt 
durch  Zufrieren  der  Fahrstraße  ist  dagegen 
bei  Kanälen  eher  möglich  als  bei  großen 
Flüssen  mit  starker  Strömung;  Flüsse  mit 
geringerem  Grefälle  und  kleineren  Wasser- 
mengen sind  dieser  Gefahr  ebenfalls  sehr 
ausgesetzt.  Kanäle  und  Flüsse  haben  also 
je  ihre  besonderen  Vorzüge  und  Nachteile. 
Beide  erscheinen  nun  als  Verkehrsstraßen 
neben  den  Landstraßen  und  den  Eisenbahnen. 
Diesen  Verkehrswegen  gegenüber  zeigen  die 
Wasserstraßen  den  Vorzug,  daß  sie  der  An- 
wendimg mechanischerTriebkräfte  und  großer 
Transportgefäße  viel  weiteren  Spielraum 
lassen  und  gleichzeitig  der  Fortbewegung 
einen  viel  geringeren  Reibungswiderstand 
entgegenstellen.  Aus  diesen  günstigen  Eigen- 
schaften ergibt  sich  der  Hauptvorteil  leistungs- 
fähiger Binnenwasserstraßen:  die  Möglich- 
keit massenhafteren  und  billigeren  Verkehrs. 
Das  günstigere  Verhältnis  z'W'ischen  toter 
Last  und  Nutzlast,  die  oft  relativ  geringeren 
Ent-  und  Beladekosten  und  die  größere 
Freiheit  in  der  Wahl  der  Ladeplätze  sind 
nur  geeignet,  diesen  Hauptvorteil  zu  ver- 
stärken. Selbstverständlich  läßt  sich  eine 
allgemein  gültige  Verhältniszahl  in  bezug 
auf  die  Frachten  der  verschiedenen  Ver- 
kehrswege nicht  aufstellen.  Die  Regel  ist 
aber,  daß  leistungsfällige  Binnenwasser- 
straßen billigere  Frachten  als  die  Eisen- 
bahnen ermöglichen,  die  ihrerseits  wieder 
darin  den  Landstraßen  sehr  überlegen  sind. 
Daß  ausnahmsweise  auch  eine  ungünstigere 
Frachtgestaltung  auf  Wasserstraße  als  auf 
Eisenbahnen  möglich  ist,  soll  damit  nicht 
geleugnet  werden. 

7ai  dem  Hauptvorzug  der  Binnenwasser- 
straßen tritt  noch  hinzu,  daß  die  Wasser- 
sti'aßen  eine   vielseitigere  Benutzung,  eine 


größere  Mannigfaltigkeit  von  Fahrzeuj 
statten  als  die  Eisenbahnen  und  c 
einen  freien  Wettbewerb  der  Fraeb 
auf  der  Fahrbahn  zulassen,  was  a 
Eisenbahnen  undurchführbar  ist. 

So  bedeutsam  diese  Vorzüge  si 
darf  doch  nicht  übersehen  werden, 
anderen  Beziehungen  die  Wasserstrafi 
Eisenbahnen  und  Landstraßen  nach 
Insbesondere  kommt  in  Betracht,  d 
Wasserstraßen  bei  weitem  nicht  € 
große  Verzweigungsfähigkeit  aufweis 
Eisenbahnen  und  Landstraßen.  Die 
liehen  Flußläufe  ziehen  sich  als 
große  Adern  durch  das  Land;  ein  1 
Straßennetz  kann  nur  durch  die  Ein 
von  Kanälen  zurVerbindung  der  verschi 
Stromgebiete  erreicht  werden.  Abc 
sind  manche  Schranken  gezogen.  Ai 
großen  Fortschritte  der  Technik  in 
auf  Ueberwindung  der  Höhenunter 
machen  uns  nicht  unabhängig  von  den 
L'chen  Verhältnissen. 

In  manchen  Gegenden  ist  die 
von  Kanälen  unmöglich,  z.  B.  weg 
ündurchführbarkeit  der  Speisung  mit  ^ 
In  anderen  ist  die  Anlage  technisd 
lieh,  aber  so  kostspielig,  daß  sie  \ 
schaftlich  ^^'ird. 

Auch  die  Unterbrechungen  des  V 
durch  Frost,  durch  Hochwasser  und 
Wassermangel  spielen  in  unseren  Ge 
im  Verhältnis  eine  stärkere  Rolle  > 
Störungen,   die  bei  Eisenbahnen  eil 

An  Schnelligkeit,  an  Pünktlichke 
an  Sicherheit  steht  der  Wasserstral 
kehr  im  allgemeinen  unzweifelhaft  den 
bahnen  nach.  Freilich  können  daf 
Wasserstraßen,  namentlich  die  r^ 
und  kanalisierten  Flüsse  und  die 
manche  Nebenvorteile  aufweisen,  < 
Eisenbahnen  fehlen,  wie  Gewinnung 
Kulturflächen,  Schaffung  von  Kräfte 
Be-  oder  Entwässening  etc.;  aber  f 
Stellung  als  Glied  des  Verkehrs 
kommt  das  nicht  in  Betracht. 

Im  ganzen  haben  wir  es  hiem 
der  B.  mit  einem  Verkehrsmittel  3 
das  nur  einem  Teil  der  modemei 
kehrsbedürfnisse  gerecht  wird,  wähn 
einen  anderen  Teil  die  Eisenbahnen 
beschränktem  Umfange  auch  die 
Straßen  besser  geeignet  sind.  Dies< 
stand  muß  sowohl  von  einer  Ueberscl 
als  auch  von  einer  Unterschätzung 
abhalten.  Sie  ist  ein  imentbehrlidi* 
manche  Zwecke  vorzüglich  geeignet 
des  Verkehrswesens  überhaupt,  8i( 
aber  nicht  allein,  also  nicht  ohne  < 
gänzung  durch  die  anderen  Verk^i 
I  dem  Verkehrsbedürfnis  genügen.  D 
;  gilt  von  den  übrigen  Verkehrsmittelii 
;  brauchen  unbedingt  ein  Nebeneinand 


Der  nichtschiffbare 
Teil  der  FlußlÄufe  ist 
seh  warz  ei  n  getragen , 
der  schiffbare  Teil  und 
die  SchiffahrtskanUle 
rot.  Die  Richtung  der 
Flußläufe  ist  nur  in 
großen  Zügen  wieder- 
gegeben. Die  gewöhn- 
liche Fahrwassertiefe 
bei  Mittelwasser  ist  — 
im  wesentlichen  nach 
den  Angaben  des  im 
pr  eu  ßischen  M  i  niste- 
rium  der  öffentlichen 
Arbeiten  bearbeiteten 
„Führers  auf  den  deut- 
>n  Schiffahrtsstraßen**.  2.  Aufl,.  Berlin  1903  —  folgendermaßen  ersichtlich  ge- 
ht: Fahrwassertiefe  bei  Mittelwasser  bis  zu  1  m    I 

über  1—3   ,.    |( 
.      3-5    .    III 
.>      5  m         Ifll 
Der    durch    Gesetz    vom     i.    April    1905    vorgesehene    Wasserweg    vom 
dn   nach  Hannover   ist   durch  =  =  =r==  =  "=  gekennzeichnet.     (Die  durch   das 
etz   angeordneten    Strom  Verbesserungen    und    der  in    Aussicht  genommene 
ß* Schiffahrtsweg  Berlin— Stettin  sind  weggelassen.) 
Die  Stromgebretsgrenzen  sind  nur  schematisch  —  ohne  genaue  Beachtung 
Verlaufs  der  Wasserscheidenlinien  —  eingetragen. 
^  =-  Beginn  der  Schiffbarkeit 
i'  ^        „  M     Flößbarkeit. 


\AUti.  KiältMUma*  ^c^^v^  »i«»«- 
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raßen,     Eisenbahnen    und    Land- 

.  ist  nach  dem  Ausgeführten  nament- 
den  Verkehr  geeignet,  der  sehr 
n  muß.  Dahin  gehört  ohne  Frage 
blicher  Teil  der  Massengüter,  öle 
1  erst  durch  Binnenwasserstraßen 
ihig  werden.  Da  aber  mit  der  Be- 
'  auf  diesen  Wegen  eine  größere 
üchkeit  und  geringere  Schnelligkeit 
n  ist,  so  werden  vielfach  auch  bei 
item  die  Eisenbahnen  vorgezogen, 
r  Linie  sind  deshalb  für  die  Aus- 
'  Verkehrsmittel  die  besonderen  Ab- 
en  bei  den  einzelnen  Geschäftsab- 
i  maßgebend:  diese  Abmachungen 
i  bald  eine  schnellere  imd  pünkt- 
eförderung,  bald  geben  sie  in  dieser 
g  so  viel  Spielraum,  daß  der  billigere 
eg  benutzt  werden  kann.  In  Wirk- 
itehen  sowohl  bei  den  Eisenbahnen 
bei  den  Wasserstraßen  die  Massen- 
a  Vordergrunde  (in  Deutschland 
ts  mit  mehr  als  ^ö  des  Gesamt- 
I.  Auch  bei  höherwertigen  Artikeln 
1  Interesse  an  billiger  Beförderung 
tark  überwiegen,  daß  der  Wasser- 
jezogen  wird,  wie  die  Erfahrungen 
*nd  beweisen. 

ange  der  Bef  ördenmgsstrecke  kommt 
r  so  weit  in  Betracht,  als  sie  sowohl 
eile  als  auch  die  Nachteile  des 
eges  und  der  Eisenbahn  deut- 
rvortreten  läßt 

en  Personenverkehr,  der  heute  meist 
5  schnell  und  pünktlich  verlangt 
äten  im  ganzen  die  Wasserwege 
?n  Eisenbahnen. weiter  zurück, 
weit  die  Scliienenwege  durch  künst- 
nnen  Wasserwege  ergänzt  werden 
bangt,  wie  schon  erwähnt,  wesent- 
den  natürlichen  Verhältnissen  ab, 
weit  diese  Ergänzung  angestrebt 
muß,  richtet  sich  nach  den  vor- 
i  Verkehrsbedürfnissen,  die  mit  den 
virtschaftlichen  Zuständen  eng  zu- 
ängen.  Stets  aber  handelt  es  sich 
t  lun  eine  Prinzipienfrage,  sondern 
tatsächliche  Frage,  die  nur  von 
Tall  entschieden  werden  kann  und 
ließlich  auf  ein  Rechenexempel 
ift.  In  jedem  einzelnen  Fall  ist  zu 
ob  —  die  technische  Ausführbar- 
lusgesetzt  —  die  Vorteile  für  die 
;it  groß  genug  sind,  um  auf  die 
e  Opfer  zu  rechtfertigen,  die  mit 
.nalanlagen  verbunden  sind.  Dabei 
?dings  nicht  die  Nah  Wirkung,  sondern 
lehmlich  die  Fernwirkung  den  Aus- 
eben. Die  geplanten  Wasserwege 
insbesondere  als  Glied  eines  ganzen 
raßennetzes  aufzufassen  und  von 
Gesichtspunkt    aus    zu    würdigen. 


Die  rein  lokale  Wirkung  allein  könnte  die 
erhebliche  Heranziehung  von  Staatsmitteln, 
wie  sie  heute  in  der  Regel  verlimgt  wird, 
im  allgemeinen  nicht  rechtfertigen. 

Das  Wasserstraßennetz  würde  seine  ideale 
Gestalt  dann  haben,  wenn  seine  einzelnen 
Glieder  (Kanäle  und  natürliche  Wasserläufe) 
überallhin  einen  ungehinderten  Verkehr  großer 
Fahrzeuge  ermöglichen  würden.  Das  Ideal 
wird  nie  ganz  zu  erreichen  sein,  weil  die 
natürlichen  Verschiedenheiten  der  einzelnen 
Stromgebiete  nicht  vollkommen  beseitigt 
werden  können.  Aber  berechtigt  und  not- 
wendig ist  das  Bemühen,  wenigstens  eine 
Annäherung  an  dieses  Ideal  durch  Inne- 
haltung einheitlicher  Mindest  abmessungen 
für  Breite  und  Tiefe  der  Fahrstraßen,  für 
Breite,  Länge  und  nutzbare  Tiefe  der 
Schleusen,  für  Höhe  der  Brückendurch- 
lässe etc.  herbeizuführen.  In  Deutschland 
werden  neuerdings  Mindestabmessungen  be- 
fürwortet, die  Schiffen  von  600  t  die  Fahrt 
ermöglichen.  Tatsächlich  hat  Deutschland 
ebenso  wie  die  anderen  Staaten  noch  mit 
einer  sehr  großen  üngleichmäßigkeit  der 
Abmessungen  imd  damit  auch  der  Leistungs- 
fähigkeit der  Binnen  Wasserwege  zu  kämpfen. 
In  Deutschland  fehlen  überdies  noch  wichtige 
Bindeglieder  zwischen  den  einzelnen  Strom- 
gebieten, namentlich  im  Westen  der  Elbe. 
Durch  das  preußische  Gesetz  vom  1./IV.  1905, 
betreifend  die  Herstellung  und  den  Ausbau 
von  Wasserstraßen,  wird  u.  a.  die  Her- 
stellung eines  Schiffahrtskanals  vom  Rhein 
zur  Weser  vorgesehen.  Eine  Verbindung 
des  Weser-  mit  dem  Elbegebiet  ist  trotz 
vielfacher  darauf  gerichteter  Bemühungen 
noch  nicht  gesichert  (vgL  die  beigefügte  Karte). 

4.  Die  Aufgaben  der  öffentlichen 
Grewalt  gegenüber  den  Binnenwasser- 
strassen.  Abgesehen  von  dem  polizeilichen 
Schutz  und  der  Sicherung  ungestörter  allge- 
meiner Benutzbarkeit  der  Wasserstraßen,  der 
Beseitigimg  unnötiger  Erschwerungen  des 
Verkehrs,  der  Organisation  der  Wasser- 
straßenverwaltung und  eventuell  der  Schaff  ung 
internationaler  Abmachungen  über  die  ein- 
zelnen Stromgebiete  ist  dem  Staat  vorzugs- 
weise die  Aufgabe  zuzuweisen,  die  Schaffung 
eines  leistungsfähigen  und  hinreichend  ver- 
zweigten Wasserstraßennetzes  zu  ermög- 
lichen und  zu  befördern.  Die  dazu  er- 
forderlichen Regulienmgen  und  Kanali- 
sierungen der  Ströme  und  die  Vorkehnmgen 
zur  Erhaltung  der  Schiffbarkeit  hat  der 
Staat  als  Eigentümer  der  öffentlichen  Flüsse 
herbeizuführen,  zu  regeln,  zu  leiten  und  je 
nach  dem  Umfang  der  beteiligten  öffent- 
lichen Interessen  mit  Staatsmitteln  zu  be- 
fördern oder  auf  Staatskosten  durchzuführen. 
Auch  bei  den  Kanälen  muß  der  Staat  kraft 
seines  Oberaufsichtsrechtes  in  bezug  auf 
Linienführung,  Abmessungen  und  Ausrüstung 
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der  Kanäle  die  Leitung  in  der  Hand  be- 
halten. Die  Ausführung  der  Kanalbauten 
aus  Staatsmitteln  erscheint  in  den  Fällen 
unabweisbar,  in  denen  eine  Kanalverbindung 
vorwiegend  im  allgemeinen  Staatsinteresse 
liegt.  In  anderen  Fällen,  in  denen  auch 
ein  besonderes  Interesse  kommunaler  Selbst- 
verwaltungskörper oder  einzelner  Interessen- 
tengruppen nachzuweisen  ist,  werden  auch 
diese  Organe  in  entsprechender  Weise  mit 
heranzuziehen  sein. 

Den  eigentlichen  Schiffahrtsbetrieb,  der 
den  Charakter  eines  rein  gewerblichen  Unter- 
nehmens trägt,  überläßt  der  Staat  im  allge- 
meinen am  besten  den  privaten  Unter- 
nehmungen. Indes  sind  Fälle,  in  denen  der 
Staat  zweckmäßigerweise  auch  den  Betrieb 
übernimmt,  nicht  ausgeschlossen. 

Die  Frage,  wie  der  Staat  die  Binnen- 
wasserstraßen finanziell  l)eliandeln  solle,  ist 
gerade  in  den  letzten  Jaliren  Gegenstand 
eingehender  Verhandlungen  gewesen.  Die 
Ansichten  gehen  aber  nach  wie  vor  weit 
auseinander. 

Man  muß  bei  der  Frage  die  verschiedenen 
Arten  der  Wasserstraßen  auseinanderhalten. 
Daß  die  natürlichen  Flußläufe  nicht  zur 
Gewinnung  möglichst  hoher  privatwirtschaft- 
licher Reinerträge  benutzt  werden  sollen, 
wird  im  allgemeinen  anerkannt.  Es  kann 
sich  hier  nur  darum  drehen,  ob  die  Be- 
fahrung  der  Flüsse  abgabenfrei  oder  mit 
Gebüiiren  belastet  sein  solle.  Die  Abgaben- 
freiheit ist  im  Laufe  des  10.  Jahrh.  bei  den 
wichtigsten  Strömen  erreicht  woixlen.  Art.  54 
der  deutschen  Reichsverfassung  läßt  auf 
allen  natürlichen  Wasserstraßen  Abgaben  nur 
für  Benutzung  besonderer  Veranstaltungen 
zur  Erleichterung  des  Verkehrs  zu,  aber 
nicht  über  die  gewöhnlichen  Ileretellungs- 
und  Unterhaltungskosten  hinaus. 

Die  Aufhebung  der  früheren  Flußzölle 
erklärt  sich  zum  guten  Teil  a\is  der  Reaktion 
gegen  die  Mißstände,  die  mit  dem  mannig- 
faltigen, zahli-eichen,  verkehrsstörenden  und 
dabei  oft  genug  ohne  Gegenleistimg  einge- 
forderten Gebühren  verbunden  waren.  Die 
neuerdings  mehrfach  verlangte  Wiederein- 
führung der  Flußzölle  wird  in  den  beteiligten 
Ki-eisen  als  ein  empfindlicher  Eingriff  in  die 
bestehenden  wirtschaftlichen  Verhältnisse 
bekämpft. 

Diese  praktische  Erwägimg  l)edingt  nun 
freilich  nicht,  daß  das  Prinzip  der  Gebühren- 
erhebung für  Befahrung  regulierter  und 
namentlich  kanalisierter  Flußläufe  unbe- 
dingt und  ausnahmslos  abzulehnen  sei.  Die 
Aufwendungen  für  Verbesserung  der  Fluß- 
läufe sind  erheblich,  und  leicht  kann  der 
Staat  nur  zögernd  an  diese  Aufgaben  heran- 
treten, wenn  jede  Aussicht  auf  unmittel- 
bai*e  —  wenigstens  teilweise  —  Verzinsung 
und  Tilgung  der  Anlagekapitalien  fehlt.    Es 


kann  im  Interesse  schnellerer  und  inr 
samerer  Verbesserung  der  Wasserstraft 
erwünscht  sein,  die  Be^hning  dieser  Straß) 
nicht  ganz  freizugeben.  Mit  einer  „Zwec 
gebühr*',  deren  Erträge  für  Verbessenu 
der  Wasserstraßen  bestimmt  sind,  schein 
sich  die  beteiligten  Kreise  am  ehesten  at 
söhnen  zu  können.  Bei  der  Bemessui 
einer  solchen  Gebühr  bereitet  der  Umstai 
Schwierigkeiten,  daß  nicht  lediglich  d 
Schiffahrt  wegen  die  Regulierungen  ni 
Kanalisierungen  der  Flüsse  erfolgen,  al 
auch  nicht  lediglich  der  Schiffohrtsverke 
zur  Tilgimg  und  Verzinsung  der  gesamt 
Aufwendungen  für  die  Flußverbe^mngi 
herangezogen,  daß  aber  eine  genaue  Scheidui 
der  Aufwendungen  nach  diesem  Gesieht 
punkt  nur  schwer  durchgeführt  werde 
kann.  Dem  Staat  erwachsen  aus  solch« 
Anlagen  auch  mancherlei  indirekte  Vorteil 
die  nicht  in  Geld  zu  bewerten  sind.  B 
solchen  Gebüiiren  femabliegende  Xeba 
zwecke  zu  verfolgen,  wie  z.  B.  Erschwenm 
auswärtiger  Konkiurenz,  Schutz  der  Eisen 
bahnen  gegen  die  vermeintliche  Konkurrea 
der  Wasserstraßen  u.  dgl.  m.  wird  vielÖM^ 
deslialb  als  bedenklich  angesehen,  weil  ei 
zu  einer  fühlbaren  Schmälenmg  des  Hanot« 
Vorzuges  der  Wasserstraßen,  nämlich  da 
billigeren  Beförderung,  führen  könne. 

Daß  bei  kanalisierten  Flüssen,  weil  sie 
eine  völlig  fi-eie  Fahrt  nicht  mehr  gestatten, 
mäßige  Gebülii'en  noch  eher  als  bei  regulierten 
Flüssen  gerechtfertigt  sein  können,  darf  in» 
allgemeinen  zugegeben  werden. 

Bei  den  Kanälen,  die  in  der  Hand  des 
Staates  sind,  ist  die  unentgeltliche  Befahrnng 
nicht  so  häufig  eingeführt  wie  bei  den 
Flüssen  und  wird  auch  nicht  so  häufig  w 
langt.  Auch  die  Fachkreise  haben  hiei 
nicht  selten  grundsätzlich  die  Erhebung  tt» 
Gebühren  als  berechtigt  anerkannt.  Im  allge- 
moinen  ist  das  als  richtig  anzusehen.  Öö 
Ausmaß  der  Gebühren  kann  freilich  se^ 
verschieden  beurteilt  werden.  Vielfach  viw 
auch  hier  verlangt,  daß  nur  ein  Teil  der 
Verzinsung  und  Tilgung  des  Anlagekapitals 
durch  die  Gebühren  zu  decken  sei,  da  die 
Vorteile  leistungsfähiger  Kanäle  für  die  Ge- 
samtheit auch  die  Mitbeteiligung  des  Staites 
an  diesen  Lasten  rechtfertigen.  Darf  man 
dem  auch  in  der  Hauptsache  zustimmen, « 
können  die  Umstände  doch  höhere  Gebühre" 
rechtfertigen.  Nur  darf  die  LeistungsfihJj' 
keit  des  Kanals  für  den  Verkehr  durch  di€ 
Gebühren  nicht  stark  beeinträchtigt  o^o 
aufgehoben  werden. 

Viel  umstritten  ist  auch  die  Frage,  ^ 
welchem  Maßstab  die  Gebühren  zu  bemeßS» 
sind.  Die  praktische  Gestaltung  derOebflhie« 
zeigt  eine  große  Mannigfaltigkeit  BJ 
fernung,  Tragfähigkeit,  Triebkraft,  Gew 
der  Ladung,  Wert  der  Güter  usw.  konuD^ 
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»r.  In  den  Kreisen  der  Fach- 
«rielfech  der  Bemessung  nach 
ier  Ladung  —  event.  in  Yer- 
einer  Berücksichtigung  des 
Güter  in  wenigen  großen 
Vorzug  gegeben.  Eine  allge- 
üdung  ist  nicht  möglich,  da 
md  Gewohnheit  hier  sehr  mit- 

reisbildung  in   der  B.    In 

le  bilden  sich  die  Wasser- 
vonkurrenzpreise.  Die  Kon- 
iber  —  da  ein  Netz  mit  ein- 
lessungen  noch  nirgends  be- 
er Hauptsache  nur  innerlialb 
Stromgebiete  \sirk8am.  Der 
konkiuriert  nicht  mit  dem 
andern  nur  mit  den  Schiffern 
t.  Dieser  Umstand  erschwert 
idringen  von  Schiffern  aus 
igebieten,  aber  auch  im  Fall 
zung  des  Schiffalirtsgewerbes 
ngebiet  den  Abzug  der  über- 
kfte  nach  anderen  Gebieten,  so 
nkurrenz  sehr  verschärft  wird. 
Unregelmäßigkeit  der  Frachten 
lenhang  mit  den  wechselnden 
erhäitnissen  oft  zu  bemerken, 
sen  ist  ferner  in  der  Regel 
i  höher  als  die  Talfracht,  weil 
größere  Kosten  und  Schwierig- 

Iförmige  Tarifbildung  ist  bei 
sserstraßen  nicht  selten.  Sie 
gt  durch  den  Umstand,  daß 
elbstkosten  des  Schiffers  (Yer- 
Tilgimg  des  Anlagekapitals, 
emeinen  Yerwaltimgspersonals 
38  der  Schiffsmannschaft,  Ver- 
en  für  das  Schiff,  Steuern  usw.) 
je  der  zu  fahrenden  Strecke 
t,  während  ein  anderer  Teil 
ikosten  für  die  Ladung,  Er- 
lutzung  der  Fahrzeuge  und 
kenkosten)  zwar  mit  der  Ent- 
8t,  aber  langsamer  als  diese. 
nt,  daß  bei  längeren  Strecken 

der  B.  stärker  hervortreten, 
iziehen    von    Frachtaufträgen 
Ständnisse   in   bezug    auf   die 
cht  nötig  werden, 
se  Berücksichtigung  des  Wertes 

in  wenigen  großen  Klassen 
indet  sich  sehr  häutig, 
tedenen  Gesichtspunkte  werden 
üder  verbunden.  Auf  einen 
jhtspunkt  läßt  sich  die  prak- 
ung  der  Wasserfrachten  nicht 

ibarung  der  Frachten  von  Fall 
t  namentlich  im  Güterverkehr 
i  freilich  durch  Vermittler 
Agenten,    Makler),    die    das 


schwierige  Geschäft  der  Heranziehung  von 
Frachten  berufsmäßig  durchführen.  Große 
Gesellschaften  setzen  dagegen  häufig  ein- 
seitig Tarife  fest,  wie  es  auch  im  Personen- 
verkehr üblich  ist.  Diese  Tarife  sind  ent- 
weder durch  die  Konkurrenz  mit  anderen 
Gesellschaften  beeinflußt  oder  von  den  ver- 
schiedenen Gesellschaften  vereinbart  worden. 
Eine  Zusammenziehung  von  Angebot  und 
Nachfrage  auf  den  Schiffsfrachtenmarkt  wird 
durch  die  neuerdings  an  verschiedenen  Plätzen 
aufgekommenen  Schifferbörsen  ermöglicht. 
2^1euangaben  über  die  Höhe  der  Frachten 
sind  wegen  der  großen  Mannigfedtigkeit  und 
Veränderlichkeit  der  tatsächlichen  Verhält- 
nisse an  dieser  Stelle  untunlich. 

Literatur :  Aus  dtr  übergroßen  Zahl  von  Schriften 
seien  —  unter  Weglassung  der  statistischen 
Quellen  und  der  Parlamentsdrucksaehen  —  nur 
nxichstehende  angeführt:  Ä  van  der  Borght, 
Das  Verkehrswesen  (mit  ausführlicher  Biblio- 
graphie von  K,  Frankenstein),  Leipzig  1894,  — 
Denkschrift  über  die  Ströme  Memel,  Weichsel, 
Oder,  Elbe,  Weser  und  Rhein,  bearb.  im  Auf' 
trage  des  Ministers  der  öffentlichen  Arbeiten, 
Berlin  1888.  —  Victor  Kurs,  Tabellarische 
Nachrichten  über  die  flößbaren  und  schiffbaren 
Wasserstraßen  des  Deutschen  Reiches,  Berlin 
1894.  —  Derselbe,  Schiffahrtsstraßen  im  Deut- 
schen Reich,  Jahrb.  f.  Nai.,  S.  F.,  Bd.  10,  S. 
641  fg.  —  Derselbe,  Die  Binnenschiffahrt,  im 
Handbuch  der  Wirtschaftskunde  Deutschlands, 
Bd.  IV,  Leipzig  I904.  —  Derselbe^  „Binnen- 
schiffahrt" im  H.  d.  St.,  2.  Aufl.,  Bd.  II,  S.  861  fg. 

—  Meitzen,  Topographische  Erwägungen  über 
den  Bau  von  Kanälen  in  Deutschland,  Berlin 
1890.  —  Emil  8ax,  Die  Verkehrsmittel  in  Staats- 
und Volkswirtschaß,  I.  Teil,  Wien  1878.  —  Der- 
selbe, Transport  und  Kommunikationswesen,  in 
Schönberg  (4.  Aufl.J^  Bd.  1,  S.  551  fg.  —  Seibt, 
Die  verkehrswirtschaftl.  Bedeutung  der  Binnen- 
wasserstraßen, in  Schmoller«  Jahrb.  f.  Ges., 
Verw.  u.  Volksw.,  N.  F.,  Bd.  26,  S.  929 fg.  (1902). 

—  Soetbeer,  IHe  Eibzölle,  Leipzig  1860.  — 
Sammeriad,  Die  Rheinzölle  im  Mittelalter, 
Halle  a.  S.  I894.  —  Stoerk,  „Binnenschiffahrt" 
im  H.  d.  St.,  2.  Aufl.,  Bd.  II,  S.  878  fg.  —  DU 
Stromgebiete  d.  Deutschen  Reiches,  hydrographisch 
und  omgraphisch  dargestellt  (herausgeg.  vom 
Kaiserlichen  Statist.  Amt),  1.  Teil,  Berlin  1891, 
II.  Teü,  Berlin  1900—1902,  111.  Teä,  Berlin  1905 
bis  1900.  —  Führer  auf  den  deutschen  Schiffahrts- 
straßen, bcarb.  im  prevß.  Ministerium  der  öff. 
Arbeiten,  2.  Aufl.,  Berlin  1908.  —  Sym^pher^ 
Transportknstf'n  auf  Eisenbahnen  und  Kanälen, 
Berlin  188 't.  —  Derselbe,  Die  tpirtschafÜiche 
Bedeutung  des  Rhein — Weser — Elbe — Kanals, 
Berlin  1899.  —  Der  selbe.  Wasserwirtschaftliche 
Vorarbeiten,  Leipzig  1901.  —  Schumacher^ 
Zur  Frage  der  BinnenschiffahrtsaJbgaben,  Berlin 
1901.  —  llrich,  Staffeltarife  und  Wasserstraßen, 
Berlin  1894.  —  v,  Weber,  Die  Wasserstraßen 
Norde ur( ppas ,  Leipzig  1881.  —  Protokolle  und 
Schriften  der  internationalen  Binnenschiffahrt^- 
kongresse.  —  Verhandlungen  des  Zentralvereins 
für  Hebung  der  Fluß-  und  Kanalschiffahrt,  von 
1S7J  an.  —  Zeitschrift  für  Binnenschiffahrt, 
herausgeg,    vom   Zentralverein  für  Hebung    der 
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deutschen  Fluß-  und  KanaUchiffahrt,   seit  1894  | 
in  Berlin  erscheinend. 

R,  van  der  BorghL 


Binnenzölle. 


B.  sind  die  innerhalb  der  Landesgrenzen  er- 
erhobenen Zölle.  Solange  die  Zölle  nnr  fiska- 
lischen Interessen  dienten,  erhob  man  im  In- 
land an  Brücken,  Flüssen,  Straßen  etc.,  des- 
gleichen an  den  Grenzen  der  einzelnen  Gebiets- 
teile, Provinzen  n.  dgl.  m.  solche  Abgaben,  wel- 
che ursprünglich  eine  Art  Gebühren  waren  für 
gewisse  Dienstleistnn^n  der  Obrigkeit.  Später 
wurden  sie  zu  wichtigen  Einnahmequellen  lo- 
kaler Autoritäten.  Je  größere  Fortschritte  aber 
die  nationale  und  volkswirtschaftliche  Konzen- 
tration seit  dem  17.  Jahrh.  machte,  um  so  mehr 
mußten  sie  den  Grenzzöllen  weichen,  eine  Ent- 
wickelunfi^,  die  wesentlich  ein  Symptom  der  Ver- 
einheitlichung des  nationalen  Yolkswirtschafts- 
^bietes  war.  In  Frankreich  wurden  die  B.  in 
der  Hauptsache  durch  Colbert  beseitigt,  in 
Deutschland  hat  der  Zollverein  (s.  Art.  „Zoll- 
verein*') mit  ihnen  aufgeräumt. 

Vgl.  Art.  „Zölle".  Max  von  Hecket, 


Blanc,  Louis 

geb.  am  28./X.  1811  in  Madrid,  wo  sein  Vater, 
Jean  Charles,  während  der  französischen  Herr- 
schaft das  Amt  eines  Generalinspektors  der 
Finanzen  bekleidete.  Seine  Mutter  war  eine 
Pozzo  di  Borgo.  Die  erste  Erziehung  genoß 
Blanc  in  Corsica.  Unter  der  Restauration 
kehrte  die  Familie  nach  Frankreich  zurück.  Sie 
geriet  in  wirtschaftliche  Bedrängnis.  Die  Juli- 
revolution vollendete  ihren  Ruin.  Blanc.  der 
seit  1830  in  Paris  studierte,  mußte  seinen  Lebens- 
unterhalt durch  Stundengeben  und  Schreib- 
arbeiten für  eine  Advokatenkanzlei  erwerben. 
Die  ihm  von  seinem  Onkel,  dem  russischen  Ge- 
sandten in  Paris,  Grafen  Pozzo  di  Borgo, 
in  unwürdiger  Weise  angebotene  Unterstützung 
hatte  er  abgelehnt.  1832  sah  er  sich  gezwungen, 
eine  Hauslehrerstelle  bei  einem  Fabrikanten  in 
Arras  anzunehmen.  Hier  begann  auch  seine 
journalistische  Tätigkeit,  die  ihn  1834  nach  Paris 
zurückführte.  Erst  Mitarbeiter  verschiedener 
Blätter  und  hauptsächlich  des  demokratischen 
„Bon  sens'^,  übernahm  er  1837  die  Leitung  des 
letzteren,  um  sie  jedoch  schon  ein  Jahr  darauf 
wegen  Meinungsverschiedenheiten  mit  dem  Ver- 
leger wieder  niederzulegen.  1839  begründete 
er  eine  eigene  Monatsschrift,  die  „Revue  de 
progr^s  politique,  social  et  litteraire'^,  die  dazu 
bestimmt  war,  die  fortgeschrittensten  Anhänger 
der  Demokratie  zu  ralliieren,  und  in  der  er  seine 
politischen  und  sozialen  Reformvorschläge  dar- 
legte und  vertrat.  Seine  publizistische  und 
politische  Tätigkeit  stellte  ihn  in  die  ersten 
Reihen  der  Gegner  der  bürgerlichen  Gesellschafts- 
ordnung sowie  des  Julikönigtums  und  machte 
ihn  außerordentlich  populär.  Der  Sturz  Louis 
Philipps  brachte  ihn  als  Arbeitervertreter  in  die 
provisorische  Regierung  und  an  die  Spitze  der 
„Gommission  du  Luxembourg**,  die  den  Plan  zu 
einer  „Organisation  der  Arbeit"  ausarbeiten  sollte. 
Nach  den  Ereignissen  der  Juniustage  1848  (s. 


National  Werkstätten)  mußte  er  flüchten:  < 
Belgien  und  später  nach  England,  wo  i 
seiner  am  8./IX.  1870  erfolgten  BOckki 
Paris  blieb.  Von  da  ab  beteiligte  er  sie 
in  reger  Weise  am  politischen  Leben. 
inzwischen  sehr  gemäßigt  geworden,  i 
1872  wurde  er  in  die  Nationalversamm! 
wählt.  Der  Deputiertenkammer  gehOrt 
dem  Jahre  1876  bis  zu  seinem  am  6./3 
in  Cannes  erfolgten  Tode  an. 

Schriften:  Besonders  herrorzohel 

Organisation  du  travail.  Extrait  de  la  ] 

Progr^s,  Paris  1840  (bekannter  und  h 

die  erste  angesehen  ist  die  Aussnabe  ^ 

[o.  0.]);  Histoire  de  dix  ans,  1830—40 

Paris  1841—44;  Histoire  de  la  B^volat 

?aise,  12  Bde.,  Paris  1847—62;  Le  so* 

Droit  au  travail.  R^ponse  ä  M.  Thiers.  Ps 

La  Revolution  de  f^vrier  au  Luxemboiu 

1849 ;  Pages  d'histoire  de  la  Revolution  c 

1848.    Paris  1850.    R^v^lations  histori 

reponse  au  livre  de  Lord  Normandy, 

A  year  of  revolution  in  Paris,  Bmxell 

Histoire  de  la  Revolution  de  1848,  2  Bd 

Questions  d'aujourd'hui  et  de  demain  Pf 

Discours  politiques  (1847—1881),  Paris 

Literatur:     (Anonym)     Louis    Bkme 

Gegenwart,  Bd.  4,  Leipzig  1850.  —  <Jh, 

Louis  Blanc,   sa   vie   et  ses  oeuvres,  I\ 

—  Lt^on  Faticher^  Du  Systeme  de  Ltnt 

ParU  1848.  —  AH.  „Blanc"  im  H.  d.  Ä 

Bd.  IL,  S.  64s  fg.  —  Lippen,  ÄrU 

ebenda  2.  Aufl.,  Bd.  //,  S.  94O  fg.  —  Oe 

schauer  Louis  Blanc,  Berlin  1896,  — 

„Sozialismus"  und  „NaiionaltcerkstäUe» 

Carl  GrÜ9 


Blanqui,  Adolphe  J6rom< 

^eb.  am  21./XI.  1798  zu  Nizza,  ^t  als 
der  Academie  des  sciences  moräes  et  p 
am  28./I.  1854  in  Paris. 

Verfasser  der  ersten  kritischen  Gesch 
politischen  Oekonomie,  die  sich  aber  in 
zeitlichen  Abteilung  nur  mit  englischen 
sischen  und  italienischen   Autoren  bei 

B.    schrieb:    Histoire    de    r^oonom 
tique  en  Europe,  Paris  1838:  dasselbe, 
2  Bde.  1860;  dasselbe  deutsch  von  Büß, 
Karlsruhe  1841 .  —  I^es  classes  ou  vri^res  e 
pendant  l'annee  1848,  Paris  1849.     Lii 

Blanqai,  Lonls-Auguste, 

geb.  7./II.  1805  zu  Puget-Thdniers,  g 
1881  in  Paris;  s.  Art.  „Sozialdemcdmiti 

C.  Grü9 


Blasensteuer,  Blasenzina 

B.Steuer  oder  B.zins  heißt  eine  F< 
Branntweinsteuer,  die  nach  dem  Düu 
Brenn  blase  für  jeden  einzelnen  Bre&na 
Annahme  einer  gewissen  Brennseit 
wird.  Die  technischen  Schwächen  des 
haben  dazu  geführt,  von  diesem  Beste 
modus  in  der  neueren  Zeit  abzusehen. 

Vgl.  Art.  „Branntweinsteuern**. 

Jfox  VOH  JEI 


Blei — Blinde,  Blindenanstalten 
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linde,  Blindenanstalteii. 

yat-  und  öffentlich-rechtliche  Sonder- 
2.  Die  B.-Armenversorgung.  3.  Der 
bt.  4.  Die  Erwerbsfähigkeit  der  B. 
k. 

ivat-  und  öffentlich-rechtliche 
iellnng.  Als  blind  wird  jene  Person 
t,  welcher  das  Sehvermögen  voll- 
,uf  beiden  Augen  fehlt.  Die  hier- 
iugbar  gegebene  Unfähigkeit  zu 
ktigkeiten  und  in  vielen  Lebens- 
Qgt  auch  eine  Sonderstellung  der 
i^b  der  Rechtssphäre  mit  sich, 
e  sich  zur  Geltungszeit  des  mittel- 
1  Hechtes  in  einer  Beschränkung 
irhchen  und  feudalen  Rechtsfähig- 
rend  gegenwäilig  die  Besonderheit 
)hen  von  dem  Kanonischen  Rechte 
3hem  die  Blindheit  Unfähigkeit  zu 
len  begründet  —  einerseits  einen 
Schutz  auf  dem  Gebiet  der  bürger- 
chte  bezweckt  und  andererseits  auf 
iete  der  Verwaltung,  mit  Hinblick 
urmenrechtlichen  Verhältnisse  und 
derheit  des  Unterrichtes  bezw.  der 
büdung  gelegen  ist. 
Jeschr&ikungen  der  bfirgerlichen 
&-  und  feudalen  Rechtsfähigkeiten 

nach  dem  Sachsenspiegel  in  der 
?it  zu  beerben  und  nach  Lehen  recht 
dusse  von  der  Succession  in  Reichs- 
l  sonach  auch  von  der  Thronfolge, 
jchränkungen  sind  nach  Rezeption 
3hen  Rechtes  alle  in  Wegfall  geraten, 
leutigen    Bestimmungen    l)eziehen 

Errichtung  und  Abschluß  von 
len  und  Verträgen.  So  können  in 
ändern  die  B.  ein  Testament  niu- 
onderen  Kautelen,  Zuziehung  von 
gen  als  sonst  usw.,  machen  (öster- 
rgerl.  Gesetzb.  §  580,  Code  civil, 

Das  deutsche  Bürgerliche  Gesetz- 
timmt,  daß  Personen,  die  Ge- 
»s  nicht  zu  lesen  vermögen,  im 
»n  also  auch  die  B.,  ihre  letzt^^illigen 
jen  nur  mündlich  vor  Richter  oder 
.  2  Zeugen  treffen  können.  Weitere 
leiten  m  der  zivilrechtUchen  Hand- 
jkeit  betreffen  den  Abschluß  von  Erb- 
und  die  gerichtliche  sowie  notarielle 
ung  von  Rechtsgeschäften  (G.  v. 
6).    Einem  B.,  der  als  solcher  seine 

nicht  zu  versehen  vermag,  kann 
p  Einwilligung  für  bestimmte  Ge- 
in  Pfleger  bestellt  werden.  In 
h  schreibt  das  G.  v.  25./VII.  1871 
ille  Urkunden  über  Rechtsgeschäfte 
«ndßn,  welche  von  B.  (in  eigener 
•ricntet  werden,  an  einen  Notariat s- 
den  sind.  Hinsichtlich  der  Uebor- 
iner   Vormundschaft   bildet    nach 


I  §  191    a.  b.  G.  B.  „üntauglichkeit   wegen 
'  Leibesgebrechen"  einen  Ausschließungsgrund. 

2.  DieB.-Armenversorgung.  Im  großen 
und  ganzen  geht  die  Versorgung  armer  B. 
heute  in  der  allgemeinen  Armenpflege  auf. 
Eigentliche  spezielle  B.versorgungs- 
häuser  für  Erwachsene  gehörten  immer 
und  gehören  auch  heute  noch  zu  den  ver- 
einzelten Ausnahmen.  Tatsächlich  liegt  auch 
kein  Grund  vor,  die  B.  —  ausschließlich 
vom  Standpunkte  der  Armenpflege  —  gerade- 
in geschlossener  Pflege  zu  halten;  insofern 
aber  in  einem  Lande  die  geschlossene 
Armenpflege  in  größerem  ümfemge  besteht,, 
empfiehlt  sich  wohl  die  Zweckspezialisierung 
der  Siechenhäuser  und  die  Zweckzuwendung- 
einiger  derselben  für  B.  Als  erstes  B.ver- 
sorgungshaus  erscheint  das  Hospice  des 
Quinze-Vingt  für  300  B.  zu  Paris,  welches 
bis  ins  12.  Jahrh.  zurückreicht.  Aehnliche 
Häuser  entstanden  dann  in  vereinzelten 
Städten,  so  in  den  deutschen  Landen  5  nach 
den  Befreiungskriegen,  von  welchen  sich 
Königsberg  und  Breslau  erhielten,  sodann 
in  Dresden,  Frankfurt,  Wien,  Prag,  Gmünd 
(Württemberg)  usw.  Vielfach  war  und  ist 
es  zum  Teil  noch  üblich,  die  blinden  Armen 
auf  den  Wanderbettel  z\i  verweisen,  etwa 
mit  der  Gestattung,  Bettelmusik  zu  machen 
usw.  Der  Staat  selbst  erachtet  die  B. Ver- 
sorgung in  der  Regel  nicht  als  seine  Pflicht,, 
sondern  sieht  sie  als  Bestandteil  der  allge- 
meinen Armenpflege  an,  wonach  sie  dann 
z.  B.  den  Gemeinden  (Oesterreich  usw.)  oder 
den  Proviuzialverbänden  (Pi-eußen)  obliegt. 
Namentlich  seitens  der  Gemeinden  geschieht 
da  jedoch  fast  gar  nichts,  so  daß  die  über- 
geordneten Verbände  helfend  eingreifen 
müssen,  wenn  überhaupt  von  Oeffentlich- 
keits wegen  etwas  geleistet  werden  soll. 
Zunächst  ist  es  aber  das  Verdienst  von 
Vereinen  bezw.  reichen  Privatpereonen,  wenn 
solche  B.vei-sorgungsanstalten  für  Erwachsene 
bestehen. 

3.  Der  ß.nnterricht.  Als  der  wichtigste 
Teil  der  Verwaltung  des  B.wesens  erscheint 
gegenwärtig,  und  mit  Recht,  die  Ausbildung 
des  B.,  um  demselben  die  allgemeine  Bildung 
zu  vermitteln  imd  ihn  erwerbsfähig  zu  ge- 
stalten. Dieser  spezifische  B.unterricht  kann 
zweckmäßig  nur  in  B.s  c  h  u  1  e  n  erteilt  werden, 
doch  müssen  diese  aber  durchaus  nicht 
Internate  sein.  Insofern  hier  die  Armen- 
pflege hereinspielt,  und  das  ist  ja  in  weitem 
Maße  der  Fall,  hat  das  unter  2  bemerkte 
auch  hier  Gültigkeit.  Die  armen  B.  er- 
halten Freiplätze  in  den  Instituten,  während 
die  bemittelten  zu  den  Kosten  beisteuern. 
Diese  B.ausbildungsan8talten  sind  in  der 
Regel  für  jugendliche  B.  bestimmt,  und  es 
schließen  sich  an  dieselben  mitunter  Fort- 
bildungsanstalten  an.  Um  denselben 
Zweck  ftlr  Erwachsene  zu  en-eichen,  wird 
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ein  Fachuaterricht  maachmal  auch  iti  den 
B.vei'eoi'gungshäusern  erteilt.  NcKih  eiceu 
Schritt  weilet  gehen  daoa  die  B.werk- 
stlitteii  oder -arbeitsanstalt eil,  wel- 
che den  I^ebenserwerb  eriöoglicheti  sollen, 
aber  kaum  recht  zum  Durdibruuh  gelangt 
stiul 

Der  Begründer  des  metliodischen  Berniter- 
riclits  ist  der  Schreiblelirer  Valentin  Hauy 
in  Paris,  der  1784  eine  äolohe  Unterricht sanatalt, 
gef fordert  vun  der  Phüantropisehen  Gesellscliaft^ 
grün  liefe  und  eigenartige  Lehrmittel  (erbftbene 
Bacbstaben,  Rahmen  mit  ZeüendrÄhten,  geBiickte 
Landkarten  etc.)  verwendete^  welche  er  durch 
eine  blinde  Wienerin,  namens  Parftdies,  kennen 
gelernt  hatte.  Hany  begründete  dann  1806  anch 
in  Berlin  [gelegentlich  einer  Rei^e)  eine  sülclie 
Anstalt,  deren  Leiter,  Zeune,  für  die  Methodik 
nnd  Technik  Aitsen  Unterrichts  viele  Verdienste 
erlangte.  Dasselbe  gilt  ftir  den  Direktor  der 
180Ö  errichteten  nnd  1816  öffentlich  erklärten 
B.lebranstalt  in  Wien,  namen?«  Klein.  Gegen- 
wärtig steht  der  B.nnterrieht  methodisch  anf 
hoher  Stufe  nnd  ermöglicht  durch  die  Ausbildung 
der  Stachel-  nnd  ReliefachrUt,  Pnnktierschrift^ 
ja  der  gewöhnlichen  Schrift,  des  Kojjfre^^hnena, 
der  plastischen  Landkarten,  des  Älnsiknnter- 
richt»  usw,  eine  sehr  vielgeiti^e  Bildnuff  der  B., 
nur  sind  diese  Schulen,  welche  allerdings  all- 
mählich zahlreicher  wurden,  noch  Tiel  £n  wenig 
Ter  breit  et. 

Da  nur  ein  geringer  Teil  der  B,  in  den 
Anstalten  iintergebradit  ist  i^sp.  metho- 
dischen Unterriclit  genießen  kann,  er- 
scheint eine  Vorsorge  für  die  anderen  hin- 
sichtlich des  Elementar  Ußierrichts  ge- 
boten* Diese  Frage  wird  so  7m  lernen  ver* 
Sucht,  daß  die  blinden  Kinder  von  der 
Schulpflicht  pnn?>ipieJl  nicht  ausgenommen 
{%.  K  in  Pn^ußen,  Oesten-eicli  usvv.),  die 
Vülköschull obrer  aber  durch  l>esonderes  Ent- 
gelt angeoifert  werden,  sich  dem  Unterricht 
dei  K  soweit  möglich  speziell  anzuweiulen, 
weshalb  sie  auch  in  den  Lehreiiseminaren 
<3ine  diesbezügliche  Anleitung  erhalten. 

Seit  1H73  besteht  ein  inteniationaler  li- 
lehrerkrpngreß,  der  alle  1^  Jahre  zusammentritt. 

4,  Die  ErwerbKfüliigkeit  der  B.  ist 
heute  noch  ziemJich  Wsclu'änkl ;  sie  be- 
zieht sich  auf  SDinnen,  Stnckcn,  Teppich- 
er^eugimg  (aus  rucbstilckcn ,  Stroh  usw.), 
Stj-oharbeiteu  überhaupt ,  Bürstenbloderai'* 
beiten,  Rohi-  und  Korbllechten,  Erzeugung 
von  SLlmlien  aus  Tuchstüidten,  Flechten  von 
8ebüüreu,  Bandwel>en,  Dmhtarbejten,  Seiler-, 
Drechsler-,  lUnder-  und  Tischlerarbeiten, 
Musikausüliupg,  Klavierstimmen  u.  dgl.  Ee 
sind  das  allerdings  nldit  wenige  Ikschäf- 
tigmigmrten,  aber  doch  solche,  welche  einen 
wenig  sicheren  nnd  wenig  glcichmäEigen 
tmd  hiumehenden  Erwerb  bedeuten* 

5,  HtatJstik*  Die  Zahl  der  B.  usw,  wird 
in  manclien  Staaten  im  Anselilusse  an  die 
Volkszilldungen,  in  anderen  durch  besondere 
Erhebungen,  mitynter  dim:;h  Sanitätsorgane^ 
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ermittelt:  die  eretgenanntje  Erhebung 
wohl  nur  annäliernde  Besultate,  wm^ 
hervorgeht,    daß    die   aufeinan^lerfo" 
Zählungen    oft  ganz  unmotivierte 
kungen  ergeben. 

Anf  100000  Einwohner  entfielen  Blinder 
Deutsch. Reich  lÖCM)    6o   Schweiz 
0 es ter reich      1900    54  i  Schweden 
Ungarn  1900  löi    Norwegen 

Frankreich       1871     84  ,  Dänemark 
Italien  1901  iiS^Faröer^L 

Spanien  IB^  147   Island 

Portugal  1890  125    Finland 

Holland  1889    47   Europ.  Rnü- 

England  nAW  IMX     75  !      land 
Schottland       1891     66  ,  ßuigarien 
Irland  18M  ti6|  Serbien 


ISIIO  isi 

Die  Zahl  der  ß.   im  Deutschen  Reiche  wa 
am  1.  Dezember  1900  die  ful^nde  <  je  weilig  k 
Klammer    auf    100 001)   Einwohner    hpfrrLiipt 
Reich  M3Ui  Prenüen  21614  m  un^l 
Ostpreußen  M,   Westprenßen  Id,    Potjü 
Poien  73,  Schle^ieu  21B  etc.);  Baveni 
Sachsen    2715   (72);    Warttenjberg    1 
Baden  1003  (08);  Hessen  537  ffi2);  EK 
ringen   997  (Bl)  usf*    —    In  PrenÜen   - 
Zahl  der  Blinden  1831/1890  anniit 

I  Doppelte   an,   sie   hetmg  1831: 

:  12849,  1H49;  12179,  1858:  l2tMI7,   r.^.M    .tv-u 
1871:22978,   1880:  22677,   114(J0:   21B14. 
Das  enorme  Anwachsen  auf  1871     " 
Folge  des  Krieges,  imd  die  hierauf  en 
Abnahme  ist  zunächst  durdi  da>  ;il't 
Absterben  dieser  Altersklassen  i '!!-.,! 

Es   kann    im    allgetneinen    ang 
werden,  daß  die  Zalil  derB.,  vHrhält 
d.  h,  im  Verhältnis  zur  B*- 
letzten  Zeit  ab  ge  n  om  m  e  j  I 
Üesterreieh  in  den  Jahren  IS5U  l^^^ 
von  91  auf  81  und  r>4 ;   in  Preußen  in 
Jahren  1>^70,  ISÖO  und  IIHX«  von  93  au 
und  63;  in  Oesterreich  zei^t  sich  tlimi 
nähme  im  Zeiti-aum  1880.  llWX»  ausnr 
in  aUeü  Ländern, 

Man  sehreiht  die  Abnahme  namenilicli 
Cm  Staude  äu»  daÜ  gegeuüber  frllher  wff 
Fülle  von  Blennorhoea  neonatrirciui  vorkoa 
(welche   nach  Cohn'i  Unteren [:haij*r  m_ 
B.  in  23,5  %  der  Fälle  Ursache  der  ^ 
ifitj    und   daü    auch    die  Erhliadungd 
Blattern  ahg^enoiDmen  haben;  aber  au 
ist  dieses  Henibgehen   der  Ziffer  ein  Vfrrll 
der  Fortschritte  der  Angi  nheiiknndt*.    AnM 
Zusammenhang  der  Verbreitnog  der  HliJ 
mit  der  Blenn,  neot.  deutet  «ucb   drr  " 
hin,  daß  in  den  Ländern  mit  hidier  11  le^ 
Ziffer^  wie  z.  B.  in  den  österreichis^d 
läaderDf  die  B.;&ahl  sdir  groü  iett  (Ki 
auf  100000), 

Was    das    Terhältnis    der    tfcid»ni 
schlechter  anl/ielangt,   s*>  ^rlitlnt  zu 
das  männliche  Geschlecht  ; 
sein,  was  vielleicht  mit  der  ,^.   .-  .  :;  Leh 
bedix»hung   bcd   und    in    den   <%s{en  Ja 
nacli    der    Geburt     und    sodann    mit 
größeren    Gefalirea    der    Berufsiirbeii 
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hSugL  Nach  den  neueren  Erhebungen 
labl  der  weibl.  B.  nur  in  Frankreich, 
rk,  Schweden,  Bayern  und  Ungarn 
ism&fiig  grufier  als  jene  der  männl. 
)00— 1200  auf  1000  mÄnnl.  B.,  Fin- 
18!),  sonst  aber  geringer,  im  allgem. 

00  auf  1000  mänul.  B.,  seltener  noch 

ntensität  der  Blindheitsfälle  steigt  mit 
lahmenden  Alter;  es  waren   1900 
XK)  Bewohner  jeder  einzelnen  Alters- 
im  Deutschen  Reiche 

Iteragmppen    männl.    weibl. 

0— ö  lo  8 

l>er  6—10  17  14 

„    10—20  28  21 

„    20—40  40  30 

n    4ö-€0  59  73 

n       60  353         340 

Familienstande  nach  wurden 
Ben  1895  etwa  55  ^0  als  verheiratet 
rwitwet  ermittelt,  wobei  sich  gegen 
eine  erhöhte  Heiratsfi^etjuenz  zeigt: 
irreich  waren  1890  von  100<J0  Ein- 

1  des  betreffenden  Familienstandes 
lige  7,7,  verheiratete  6J,  verwitwete 
as  im  Zusammenhange  mit  der  Zu- 
der  B.  bei  den  steigenden  Aiters- 
steht. 

r  die  Ursache  der  Erblindung  lehren 
Qtersnchangen  über  gruL'ere  Gruppen 
unter  anderem  (nach  Cohn),  daU  in 
Is  der  Hälfte  der  untersuchten  Fälle 
lindnofi^  durch  rechtzeitiges  Eingreifen 
t,  und  in  "4  der  Fälle  vielleicht  hätte 
'halten  werden  können.  Darans  dürfte 
hl  flchiieüen,  daB  die  B.ziffer  noch  be- 
h  flinken  könne. 

opiflchen  Ländern,  dann  im  hohen  Norden 
3jEab]  groU;  ebenso  bei  den  Arbeitern 
r  Gewerbe,  wie  Schmelzhütten  und 
,  in  denen  sie  einer  starken  Licht- 
mg  ausgesetzt  sind, 
r  die  Zahl  der  B.  an  stalten  besteht 
in  Anfstellnng  (aus  1887).  welche  aber 
tUständig  gewesen  sein  dürfte.  Danach 
a  Europa  bestanden  haben:  75  Ver- 
sanstalten  mit  über  5000  Insasseu,  wo- 
mit 1612  Ins.  auf  Grolibrit.  -  Irland 
i;  an  Erziehungsanstalten  haben  augeb- 
)  mit  ca.  80U0  Zöglingen  bestanden. 
renn  wir  diese  Ziffern  von  zusammen 
ersorgten  B.  als  Miuimalziffern  erheblich 
in.  müssen  wir  sagen,  daß  die  Zahl  <ler 
;n  mit  den  in  ihnen  untergebrachten  B. 
its  des  Umstaudes,  daß  die  Gesamtzahl 
in  den  i^^enannten  Ländern,  ohne  Ruü- 
I  iie  allem  auf  0,2  Mill.  geschätzt  wer<len 
rewiß  Va — \i  Mill.  ausmacht,  dem  Be- 
il keiner  Weise  jjerecht  wird.  —  In 
:ich  weist  die  ofüzielle  Statistik  ISyi 
liehe  und  11  private  B.anstalten  (aller 
t  zusammen  1109  B.  aus,  während  die 
okhl  der  B.  in  diesem  Lande  angeblich 
•000  ausmacht. 

Ur:  Organ  der  TaubMhiutmen'  und  Bliiul* n- 
Un,   Frankfurt   seä   JüSS.    —    CentralblaU 

erbucb  der  Volkswirt scbaft.    II.  Autl.    H«I.  I. 


för  das  gesamte  Uhterriehtstresen  in  Prev^ßeu, 
1881,  —  Mathiaa,  Organ  für  TatUntummen- 
und  BlindenunUrricht ,  Friedberg  1866 fg,  — 
Guadet,  Instituteur  des  Avetigles,  Parts  1860 fy, 

—  Hauy,  Essai  stur  Viduoatdon  des  avtugUs, 
Paris  1786.  —  Zeune,  VnUrrieht  der  Bünden, 

4.  Aufl.,  BeHin  1834.  —  Klein,  Lehrbuch  non 
Unterricht  der  Blinden,  Wien  1819.  —  VeraeLbe, 
Geschichte  des  Blindenunterrichts,  Wien  1887.  — 
St,  Marie,  Der  Blinde  und  seine  Bildung, 
Leipzig  1868.  —  H,  Merle,  Das  Blinden-, 
Idioten-  und  Taubstummenbildungncesen,  Norden 
1887.  —  Pablasek,  Die  Blindenanstalten,  deren 
Bau  etc.,   Wien  1875. 

Die  Volkstählungswerke  jener  Länder,  in  denen 
die  Gebrechen  mit  erhoben  werden  oder  wurden 
(Oesterreich,  Ungarn,  Bosnien^  Preußen,  Bayern, 
Sachsen,  Dänemark,  Schweden,  Norwegen,  Eng- 
land, Schottland,  Irland,  Bulgarien,  Serbien, 
Finland  etc.).  —  Femer  die  amtl.  Quellenwerke 
mehrerer  Staaten,  in  denen  die  Erhebungen  über 
die  Blinden  durch  Sanitätsorgane  oder  die  Ge- 
meinden erfolgen  (Oesterreich,  Deutsches  Reich 
etc.).  —  GxUtstadt,  Verbreitung  der  Blinden 
und  Taubstummen,  in  Zeitschr.  d.  prtuß.  stat. 
Bureaus  1888.  —-  G,  v,  Mayr,  Statistik  und 
(iesellschaftslehre,  2.  Bd.  (Bevölkerungsstatistik), 
^  j?rf.  —  Derselbe,  Die  Verbreitung  der  Blind- 
heit etc.,  München  1877.  —  Kittz,  Beitrag  gur 
Blindenstatistik,  1874.  —  -W.  Cohn,  Geographie 
der  Augenkrankheiten,  Jemi  1874-  —  JE^ 
Wagner,  Beiträge  zur  Blinde nst<itistik  Oester- 
reich» 1880, 1890  u.  1900,  in  den  Jahresberichten 
der  Klarsehen  Blindenanstalt  in  Prag,  1903/4.  — 
E.  Loening  und  v.  Fireks,  Art.  „Blinde  und 
Blindenanstalten'',  H.   d.  St.,   S.  Aufl.,  Bd.  II, 

5.  94^  fg.  —  Stengel,    Wörlerb.,  Bd.I,  S.tSBfy. 

—  MiacMer-ribrich,  Oesterr.  St.W.B.,  Bd.  II, 
S.  117.  Mischler, 


Bodenkreditinstitate. 

I       Der  Ausdruck  B.  ist  der  Sammelname  für 
I  die  mannigfaltigen  Organisationen,  diedemhypo- 
,  thekarischen  Kredit  dienen.     Man  kann  unter 
denselben    zwei    Haupt i^^ruppen    unterscheiden: 
:  die   öffentlichen   und   die   privatgesell- 
|schaftlichenB.    Die  ersteren  sind  durch  den 
Staat  oder  durch  kommunale  Körperschaften  ins 
Leben  gerufen  und  stehen  mittelbar  oder  un- 
,  mittelbar  unter  deren  Verwaltung.  Ihr  Wirkimga- 
;  kreis  ist  lokal  abgegrenzt ,   d.  h.  er  erstreckt 
'  sich  auf  ein  einzelnes  Land  oder  einen  bestimm- 
:  ten  Teil  (Provinz  etcj  eines  solchen.  Die  meisten 
i  derartigen  Institute  sind  Gegcnseitigkeitsgesell- 
schaften.  erstreben  daher  keinen  Gewinn,  oder 
der  von  ilineii  geniaclite  Gewinn  kommt  doch 
der  Gesamtheit  wieder  zu  gute.    Die  zeitlich 
ersten  öt!tntlichen  B.  sind  die  im   18.  Jahrh. 
I  dureli    Friedrich   d.   Gr.    ins   Leben    gerufenen 
Landschaften,   welche  allen  späteren  ähn- 
licben  Anstalten   zum  Vorbild   gedient   haben. 
Manche    von    ihnen    führen    die    Bezeichnung 
'  ..Ritterschaft*  oder  ^ritter  schaftlich  er 
K  r  e  d  i  t  V  e  r  b  a  n  d** ;  auch  die  meisten  Landes- 
k  r  e  (l  i  t  k  a  s  s  e  n  erfüllen  gleichzeitig  die  Funk- 
tionen  von  öffentlichen  B.,  pflegen  aber  nicht 
auf  (tegenseitigkeit  zu  beruhen. 

Die  privatgesellschaftlichen  B.  sind 
Aktienunternehmen  und  stellen  deshalb  Erwerbs- 
gesellschaften dar.     Man  faiit  sie  unter  dem 
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Namen  „Hypothekenbanken"  oder  Hypo- 
thekenaktienbanken*' znsammen;  die  von 
den  einzelnen  Gesellschaften  dieser  Art  ^wählten 
Namen  lanten  sehr  verschieden.  Ihre  Wirksam- 
keit ist  nicht  lokal  abs^egrenzt,  sondern  erstreckt 
sich  ttber  alle  Teile  des  Deutschen  Reiches,  wo 
sie  begehrt  nnd  staatlicherseits  zugelassen  wird. 
Das  Nähere  siehe  bei  den  Artt.  „Hypotheken- 
aktienbanken" j  „Landeskreditkassen" ,  „Land- 
schaften". Freiherr  v,  d,  Goltz, 


Bodenreform. 

I.  Geschichte  nnd  Theorie  der  B.  1.  Begriff 
nnd  Wesen.  2.  £nt Wickelung  der  Bewegung. 
3.  Die  neuere  B.bewegung.  4.  Jüngste  Ent- 
wickelung.  II.  Stellung  der  B.  in  der  Wissen- 
schaft und  in  der  Praxis.  1.  Die  Theorie. 
2.  Die  Praxis. 

I.  Geschichte  nnd  Theorie  der  B. 

1.  Begriff  und  Wesen.  Als  Boden- 
reformer im  engeren  Sinne  bezeichnet  man 
die  Vertreter  eines  neuzeitlichen  Programms, 
das,  unter  Festhaltung  an  der  individua- 
listischen Gesellschaftsordnung,  eine  mehr 
oder  minder  weitgehende  Sozialisieniug  des 
Bodens  anstrebt.  Der  Allgemeinheit  soll 
demnach  zustehen:  die  Verfügung  über 
das  Bodeneigentum  oder  eine  Ein^^irkung 
auf  dasselbe  in  irgend  einer  Form,  sowie 
der  Ertrag  der  Bodenwertsteigerung  (so- 
weit diese  nicht  durch  eigene  Tätigkeit  des 
Besitzers  herbeigeführt  ist).  Im  weiteren 
Sinne  werden  dann  ferner  —  und  zwar 
gerade  von  der  Partei  der  Bodenreformer 
selber  —  als  „bodenreformerisch'*  alle  die- 
jenigen Bestrebungen  bezeichnet,  die  in  Ge- 
schichte und  Gegenwart  auf  eine  sozial  rich- 
tige Verteihmg  des  Grundeigentums  und  eine 
den  öflFentlichen  Interessen  entsprechende 
Verwendimg  der  Grundrente  abzielen.  Der 
Ausdruck  B.  gestattet  also  eine  engere  An- 
wendung, die  sich  auf  die  programmgemäßen 
Forderungen  und  Anschauungen  der  Boden- 
reformer beschränkt;  und  eine  weitere  An- 
wendung, die  unter  B.  die  Behandlung  des 
Bodenbesitzrechts  nach  sozialen  und  staats- 
politischen Gesichtspunkten  versteht.  Ein 
aUgemein  sozialistisches  Programm  dagegen 
ist  die  B.  in  keinem  Sinne;  die  Durch- 
fühnmg  der  Ansprüche  der  Allgemeinheit 
erstreckt  sich  immer  niu:  auf  den  Boden.  — 

Der  Gnmd  und  Boden  nimmt  vermöge 
seiner  natürlichen  Eigenscliaften  in  der 
Volkswirtschaft,  vermöge  der  ihm  anhaften- 
den Institutionen  aber  im  privaten  und 
öffentlichen  Recht  zu  allen  Zeiten  eine  Sonder- 
stellung ein,  die  nach  drei  Hauptrichtungen 
hervortritt:  im  Bodenbesitzrecht,  in  der 
Bodenverteilung  und  in  der  Botienverscliul- 
dung.  Die  besondere  Behandhmg  des  Bodens, 
die  diesen  von  den  bewegUc;hen  Gütern 
scharf  scheidet,  ist  in  jedem  Zeitalter  und 


bei  jedem  Volke  nachweisbar.  Auch  < 
Gegenwart,  die  in  mancher  Hinsicht  c 
frühere  Sonderrecht  des  Bodens  beseit 
hat,  ist  von  nichts  weiter  entfernt,  als  ^ 
einer  GleichsteUung  des  Bodens  mit  den  1 
weglichen  Gütern;  sie  unterwirft  vielim 
den  Boden  besonderen  Einrichtun^n  < 
Rechts  und  der  Verwaltung  (Immobiiiair 
kehi*srecht,  Grundbuchwesen,  Bodenpan 
liemng,  Besteuerung  u.  a.  m.),  die  imf  < 
Bodennutzung  einen  entscheidenden  Einfl 
ausüben.  Diese  natürliche  und  reditUc 
Sonderstellung  des  Bodens  bildet  die  8» 
liehe  Grundlage  der  B. 

2.  Entwickelnng  der  Beweg^mig.  I 
programmatische  Bewegung  nim 
die  B.  ihren  Ursprung  im  18.  Jahri 
sie  hat  in  dieser  Hinsicht  keine  Voi| 
schichte  und  ist  aus  den  wissenschaftlidi 
Systemen  des  18.  Jahrh.  abzuleiten.  We 
gleichwohl  in  den  bodenreformerisdi 
Schriften  vielfach  die  bodenpolitischen  V^ 
hältnisse  der  Vergangenheit  herangezog 
werden,  so  geschieht  dies  einerseits,  um  c 
Bedeutung  der  Bodenpolitik  für  die  gesam 
Entwickelung  der  Völker  zu  zeigen ;  andere 
seits,  um  an  den  älteren  Einrichtungen  d 
Forderungen  der  Bodenreformer  zu  enftute 
und  auf  einzelne  Personen  als  „Vorlänf 
der  B.**  hinzuweisen. 

Als  älteste  unter  den  bodenpolitiachea  G 
setzgebuugen  wird  in  den  bodenreformeru^ 
Schriften  die  mosaische  Ge.setzgebQng  tok 
gestellt.  Das  mosaische  Gesetz  scheidet  bera 
auf  das  genaueste  —  mit  einer  sonst  im  Ahe 
tum  wohl  kaum  nachweisbaren  Schärfe  —  d« 
Ackerbanboden  von  dem  städtischen  Wohnbode 
und  stellt  beide  Kategorieen  des  Bodens  nitf 
ein  verschiedenes  Recht.  Für  das  AckeignoM 
stück,  als  die  Grundlage  der  Selbstänfigl« 
und  Freiheit  der  Familie,  sind  weitgwM 
Schutzvorschriften  vorgesehen,  nämlich:  1.  da 
Vorkaufsrecht  der  nächsten  Verwandten;  2.  dl 
Einlösungs-  oder  Rückkaufsrecht  zngamtfl 
des  ursprünglichen  Besitzers  oder  seines  näduta 
Verwandten;  3.  der  Rückfall  des  yeränfltfM 
(rrnndstückes  bei  Eintritt  des  in  öOjihnga 
Zwischenräumen  einzuschiebenden  JooeljalffM 
das  indes  von  der  Bibelkritik  nur  als  ein  Postala^ 
aufgefaßt  wird.  (Aus  den  Vorschriften  Aber  du 
.Tobeljahr  geht  übrigens  hervor,  daO  hierbei  fl* 
Berechnungs  weise  des  Bodenpreises  YoransgeMtH 
wurde,  die  auf  einer  zeitlich  begrenitei 
Veräußerung  des  Grundstückes  bemhte;  ähilia 
dem  englischen  99  Jahr-Lease.  Nach  Ler.  « 
V.  15  soll  nämlich  der  Preis  des  AckersnM* 
Stückes  berechnet  werden  „nach  der  Ziil  da 
Emtejahre  bis  zum  nächsten  Halljahre".)  Wj 
Schntzbestimmnneen  haben  keine  Geltmgflb 
die  städtischen  Wohnhäuser,  bei  denen  derTervB 
nach  Ablauf  einer  einjährigen  Frist  ein  »J 
gültiger  ist  (Lev.  25  v.  23 fg.;  Ruth  4, 3). —  Wj 
Bodenverhältnisse  im  alten  Griechenland  wirki 
von  den  Bodenreformen!  vielfach  erörtert,  JeM 
in  der  Hauptsache  wohl  nur,  insofern  es  nckn 
bodenpolitische  Maßnahmen  handelt,  die  riA^M 
bestimmte    hervorragende   Namen    ank&tfiei 
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Reichen  und  yielbenützten  Stoff  für  die  boden- 
reformeriBche  Betrachtung  bietet  die  Geschichte 
des  römischen  Reiches.  An  den  verschiedenen 
Spochen  der  römischen  Geschichte  werden  die 
Folgen  einer  fehlerhaften  Bodenpolitik  anfge- 
zeift,  während  in  den  Beispielen  einzelner 
Bonner  —  wie  die  Gracchen,  die  zu  den 
^Vttern  der  B."  gerechnet  werden  —  die  Auf- 
lehnnnff  gegen  einen  als  schlecht  erkannten 
Zustand  verkörpert  erscheint.  —  Die  Boden- 
entwiddang  des  Mittelalters  wird  in  eingehender 
Weise  behandelt  von  Franz  Oppenheimer,  dessen 
Dantellmig  sich  eng  an  die  Geschichte  der 
Institationen  hält  und  insbesondere  die  länd- 
lichen und  städtischen  Bodenverhältnisse  bis 
zum  15.  Jahrh.  berücksichtigt.  —  Ans  der 
Penode  des  landesfürstlichen  Städtebaues  (17.  bis 
18.  Jihrh.)  wird  auf  die  Baupolitik  der  preußi- 
schen Könige  und  ihre  Wirkungen  (in  einer 
historisch  nicht  ganz  unanfechtbaren  Auffassung) 
hingewiesen.  Eigene  Untersuchungen  auf  den 
Tenehiedenen  Gebieten  der  Bodenentwicklnng 
haben  die  Bodenreformer  nur  zu  einzelnen  Fragen 
gelidert  Auch  ist  eine  zusammenhängende 
Geschichte  der  Bodeninstitutionen  und  des  Im- 
Bohilianrerkehrsrechtes  von  dieser  Seite  nicht 
geboten  worden. 

Den  Ausgangspunkt  der  B.  als  einer 
selbständigen  Anschauung  bildet  die  Lehre 
der  Physiokraten  (ökonomische  Schule  des 
18.  Jahrb.),  weshalb  die  B.  von  ihren  An- 
hängern auch  als  ,,Neu-Physiokratie" 
bezeichnet  wird.  Fran^ois  Quesnay, 
der  Begründer  des  physiokratischen  Systems, 
bat  in  seinen  in  den  Jahren  1756 — 58  er- 
schienenen Arbeiten  die  grundlegenden  Ge- 
<^iü^en  ausgesprochen,  aus  denen  späterhin 
die  Anschauungen  der  Bodenreformer  sich 
aOndhlich  entwickelten.  Quesnay  scheidet 
den  Boden  von  allen  übrigen  Wirtschafts- 
^^tem  und  erklärt  ihn  für  die  alleinige 
>Mle  aller  ReichtOmer  der  Nation.  Vom 
iWen  geht  die  wirtschaftende  und  werter- 
wigende  Tätigkeit  aus.  In  weiterer  Folge 
«ytwickelt  Quesnay  alsdann  —  wie  dies  das 
ZW  eines  jeden  großen  Sozialreformers  sein 
muß—  ein  „natürliches  harmonisches  System 
fe  Volkswirtschaft",  das  hier  auf  den  Boden 
*rf  seine  Kultur  gegründet  wird.  Endlich 
»B  der  Boden  auch  den  alleinigen  öegen- 
*f«öd  der  Besteuerung  bilden,  die  in  Gestalt 
*»er  einzigen  Steuer,  des  Impöt  unique, 
«fadegen  ist 

FrtB^oifl  Quesnay  (1694—1774)  hat  seine 
"^itchairangen  von  Anbeginn  auf  das  engste  mit 
^  fesamten  Staatsverfassung  und  Verwaltung 
^^flnft  and  hierdurch  ein  geschlossenes  System 
Mbarcn.  bei  dem  es  sich  nicht  um  einzelne  Maß- 
*»lMen  oder  Eingriffe  der  Bodenpolitik  handelt ; 
Widern  auf  dem  Boden  als  Basis  wird  das  ganze 
Schinde  Ton  Staat  und  Volkswirtschaft  syste- 
JjttiKh  aofgebaut  Hieraus  erklärt  sich  der  Ein- 
wQoeaiajs  auf  die  Bodenreformer  der  späteren 
2ettt  wenn  auch  seine  praktischen  Ziele  andere  ge- 
vcKiiind.  JLaterre  est  Puniqne  source 
dti  richesses"  —  dieser  Satz  steht  im  Mittel- 
lükt  dea  ganzen  Systems.    Das  Gedeihen  der 


Bodenkultur,  die  Anlage  von  Kapital  und  Melio- 
rationen zu  befördern,  die  besten  Bedingungen 
für  die  Bodennutzung  herzustellen,  ist  das  Ziel 
der  staatlichen  Ordnung.  Deshalb  wird  eine 
einheitliche  Staatsgewalt  verlangt,  für  deren 
Handlungen  die  Grundsätze  wiederum  in  syn- 
thetischer Weise  abgeleitet  werden.  Hinsicht- 
lich der  Besteuerung  wird  gefordert  daß  sie 
nicht  hinderlich  und  zerstörend  auf  die  Volks- 
wirtschaft wirke  —  „impöt  non-destructeur". 
Auch  hierfür  kann  nur  der  Boden,  der  doch  alle 
Güter  hervorbringt,  in  Betracht  kommen;  und 
nur  aus  diesem  Grunde,  nicht  etwa  zum 
Zwecke  der  Sozialisiemug  der  Grundrente,  wird 
eine  einzige^  auf  den  Grundbesitz  zu  legende 
Steuer,  der  impöt  unique,  befürwortet. 

Die  großangel^e  Systematik  Quesnay» 
wurde  von  den  in  der  Behandlung  der 
Bodenpolitik  nachfolgenden  Autoren  zunächst 
verlassen.  Dagegen  wurde  die  s  o  z  i  a  1  e  Seite 
der  Bodenrechtsordnung  um  so  schärfer 
hervorgehoben,  und  es  wurden  aus  der  er- 
kannten Bedeutung  des  Bodens  die  An- 
sprüche der  Allgemeinheit  abgeleitet. 
Die  hierbei  gezogenen  Folgerungen  gingen 
dahin,  daß  in  einer  gerechten  Staatsordnung 
der  Boden  Gemeingut  sein  müsse,  daß  unter 
solchen  Bedingimgen  eine  harmonische  Volks- 
wirtschaft möglich  sei,  und  daß  die  Be- 
steuerung der  Grundrente  die  gerechteste 
Steuerform  abgebe.  Die  allmähliche  Heraus- 
arbeitung dieser  Fordenmgen  fällt  in  den 
Zeitraum  von  Ende  des  18.  Jahrb.  bis  etwa 
1870.  ^* 

Die  Forderung  des  Gemeineigentums  am 
Boden  wurde  aufgestellt  von  dem  Engländer 
Thomas  Spence  (1750—1814),  der  im  Jahre 
1796  eine  Schrift  „The  meridian  sun  of  liberty",. 
als  Abdruck  eines  im  Jahre  1775  gehaltenen 
Vortrages  bezeichnet,  veröflfentlichte ;  ihm  sind 
indes  wohl  mehr  allgemein  revolutionäre  als 
speziell  bodenreformerische  Ziele  zuzuschreiben. 
Der  Schotte  William  Ogilvie  veröffentlichte 
1782  eine  Schrift,  in  der  das  Recht  des  Boden- 
besitzers auf  die  von  ihm  selber  geschaffene 
Bodenbesserung  (Melioration)  beschränkt  und 
eine  einzige  Steuer  empfohlen  wird,  die  den 
ursprünglichen  und  den  ohne  menschliches  Zu- 
tun gestiegenen  Bodenwert  erfassen  solle  — 
beides  bodenreformerische  Gedanken.  Eine  An- 
zahl von  Schriften,  die  sich  gegen  das  unbe- 
schränkte Privateigentum  am  Boden  wandten, 
erschienen  während  der  folgenden  Jahrzehnte 
in  England.  Größere  Anfmerksamkeit  fand  die 
Bodenbesitzfrage  nach  der  im  Jahre  1846  in 
Irland  ausgebrochenen  Hungersnot.  Herbert 
Spencer  sprach  sich  in  semen  im  Jahre  1850 
erschienenen  Social  Statics  auf  das  ent- 
schiedenste für  das  Gemeineigentum  und  gegen 
das  Privateigentum  am  Boden  aus  (später  wider- 
rief er  die  damaligen  Ausführungen).  Um  die 
gleiche  Zeit  untersuchte  John  Stuart  Mill 
m  seinen  Principles  of  political  economy  die 
Unterschiede  zwischen  dem  Eigentum  am  Grund- 
besitz und  an  den  durch  menschliche  Arbeit 
geschaffenen  Gütern.  „No  man  made  the  land; 
it  is  the  original  inheritance  of  the  whole 
species.^     Der  Staat   hat   deshalb  das  Recht, 
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das  Land,  wenn  er  es  im  Gexaemlnteresse  für 
erforderlich  hält,  an  sich  zn  ziehen,  voraus- 
gesetzt,  daß  er  die  Eigentümer  für  die  ihnen 
entzogenen  Werte  entschädigt.  Späterhin  (im 
Jahre  1870)  begründete  J.  St.  Hill  die  ,,Land 
Tennre  Reform  Association'',  die  in  Artikel  4 
ihrer  Satzungen  die  bodenreformerischeForderunfi^ 
Aufgestellt,  den  „unverdienten  Wertzuwachs^ 
des  Bodens  durch  Besteuerung  von  den  Grund- 
besitzern zurückzufordern.  —  In  Frankreich 
veröffentlichte  H.  de  Colins  im  Jahre  1849 
■sein  Buch  „Socialisme  Rationnel",  der  das 
Kollektiveigentum  am  Boden  fordert  und  für 
die  Bestrebungen  der  Bodenreformer  im  fran- 
zösischen Sprachgebiet  den  Namen  abgegeben  hat. 
In  Deutschland  hatte  1853  Herrn.  Heinr. 
Gossen  eine  Schrift  veröffentlichte«  Entwicklung 
der  Gesetze  des  menschlichen  Verkehrs"),  die 
zwar  den  Ankauf  des  Bodens  durch  den  Staat, 
dagegen  aber  die  Verpachtung^  an  den  Meist- 
bietenden befürwortete.  Als  Vertreter  boden- 
reformerischer  Ideen  i.  e.  S.  ist  Dr.  Th.  Stamm 
zn  nennen.  („Die  Erlösung  der  darbenden  i 
Menschheit"  1.  Aufl.  1870.)  Stamm  begründete  ■ 
einen  Verein  „Allwohlsbund",  der  bodenreforme- 1 
rische  Grundsätze  vertrat  und  bis  1892  be- 1 
stand. 

3.  Die  neuere  B.bewegnng  ist  anzu- 
knüpfen an  Henry  George,  der  nach 
seiner  eigenen  Angabe  die  gleichen  Ziele  wie 
die  (ihm  erst  bei  seinen  wissenschaftlichen  \ 
Studien  bekannt  gewordenen)  Physiokraten 
verfolgt.  H.  George  hat  den  Boden  wieder- 
um in  denMittelpunkt  eines  geschlossenen 
Systems  und  einer  Wirtschaftsordnung , 
gerückt,  und  wiederum,  wie  einst  (^uesnay, 
eine  Darlegiuig  der  gesetzmäßigen  Ent- 
wicklung und  der  naturgemäßen  Zusammen- 
hänge von  Staat  und  Volkswirtschaft  auf 
den  Boden  gegnlndet.  Hierin  liegt  Avohl 
Georges  größtes  Verdienst  und  hier- 
durch dürfte  sich  auch  sein  starker  und 
nachhaltiger,  von  keinem  Vorgänger  er- 
reichter Erfolg  erkläi*en.  In  zwei  Worten 
hat  George  ferner  durch  die  Ueberschrift 
seines  Hauptwerkes  ein  soziales  Gesetz  for- 
muliert, das  nach  seiner  Auffassung  die  Ent- 
wicklung der  Gegenwart  kennzeichnet : , 
„Fortschritt  und  Armut''  —  eine  äußerst 
wirkungsvolle  Antithese  (wegen  der  Ein- 1 
Wendungen  s.  unten).  Unter  Armut  ver- 
steht hierbei  George  nicht  nur  Dürftigkeit 
und  Elend  einzelner  Schichten,  sondern  ganz 
allgemein  die  dauernd  unbefriedigende  Lage  i 
der  Arbeit  inmitten  eines  Zeitalters  steigen- , 
den  Reichtums.  Der  Fortschritt  unserer  Zeit 
vollzieht  sich  nach  George  in  einer  immer , 
stärkeren  Klass(»n Scheidung  und  unter  einer 
für  die  Arlx^it  ungünstigen  Entwicklung. 
Die  Produktivität  der  Arbeit  steigert  sich, 
während  das  Ergebnis  nicht  den  arbeitenden 
Klassen  zugiite  kommt.  Die  Erklärung  sucht 
IL  George  in  den  fehlerhaften  Wirkungen 
der  lk)denrente.  Der  Besitz  des  Bodens  ist 
ein  Mono}>f)l,  das  dem  Besitzer  die  Aneig- 
nung  eines  Teils   der  von  der  Arl)eit  er- 


zeugten Werte  gestattet.  Die  Grundrente 
steigt  stets  auf  Kosten  des  Wertes  der  Ar- 
beit Billiger  Boden  bedeutet  fOr  den  Ar- 
beiter den  höchsten,  teurer  Boden  den 
n  i  e  d  r  i  g  s  t  e  n  Auleil  an  der  Oütererzeugang. 
Wie  die  ungünstige  Lage  der  arbeitenden 
Klassen,  so  sind  in  den  fortschreitenden 
Ländern  auch  die  Absatz-  und  HaudeU- 
krisen  eine  Folge  der  wirtschaftswidrigen 
Einflüsse  der  Bodenrente.  Die  Abhilfe  er- 
blickt H.  George  vor  allem  in  einer  radi- 
kalen Besteuerung  der  Grundrente,  wobei 
er  sich  ebenso  auf  Kicardo  wie  auf  Quesnay 
(s.  jedoch  oben)  beruft;  durch  eine  einzige 
Steuer  —  Single  tax  —  soll  die  Grundrente 
eingezogen  und  der  Allgemeinheit  zugeführt 
werden. 

In  den  Arbeiten  H.  Georges  verbindet 
sich  die  abgenmdete  Darstellung  eines 
Systematikers  mit  dem  praktischen  Blick 
des  Beobachters,  der  das  öebiet  eines  zeit- 
genössischen Mißstandes  herausfindet.  Die 
Hauptschrift  George's  hatte  bei  ihrem  &- 
scheinen  einen  sofortigen  und  ungewöhn- 
lich starken  Erfolg.  Die  hierdurch  einge- 
leitete Bewegung  hat  sich  rasch  und  während 
des  folgenden  Jahrzehnts  (1880—1890)  zu- 
nächst in  den  von  George  vorgezeichnetea 
Balmen  ausgebreitet. 

Henry  George,  geb.  2.  September  V&d 
zu  Philadelphia,  zuerst  Matrose,   später  Gold- 
gräber, Schriftsetzer  und  Bedakteor.  veröito- 
lichte  1871  ein  Schriftchen  „oor  Land  and  LtMii 
Policy".  Sein  Hauptwerk  -Progress  and  Pover^y* 
erschien   1879   und   wurae   alsbald   in   weites 
Kreisen  bekannt.    Der  literarische  Erfoif  btkito 
dem  Verfasser  den  Weg  in  das  öffentliche  nä 
politische  Leben.    Auf  größeren  Bdsen  wirfcte 
George  in  Amerika,  England,  Schottland  oid 
Australien  für  seine  Ideen  und  warb  eine  aU- 
reiche   Anhängerschaft     Im   Jilhre  1886  nm 
Kandidaten  für  das  Bürgermeisteramt  von  Nev 
York  aufgestellt,  unterlag  er  mit  einer  achtasf- 
gebietenden  Minderheit.     Inmitten  des  WiU- 
feldznges   für    eine    zweite   Kandidatur  starb 
Geor§:e  am  29.  Oktober  1897. 

Die  Arbeiten  Henry  Georges  geboren  ff 
denen,  deren  Wert  mehr  in  der  Anfwerfiaf 
and  Umgrenznng  großer  Probleme  als  in  dod 
Lüsnng  liegt,  und  die  deshalb  ihren  Wert  liekt 
verlieren,  wenn  die  gebotene  Lösung  lelbtf  ^ 
nnzureichend  erwiesen  wird.  Was  unter  ^ 
Grnndanschauunc^en  H.  Georges  zunächst  die  Be 
Ziehungen  zwischen  Bodenrente  und  AiMtf* 
einkomm en  betrifft,  so  ist  es  richtig,  dal  d» 
Bodenrente  erarbeitet,  also  durch  Arböt 
gedeckt,  erzeugt  oder  begUchen  werden  wU- 
Üeber  die  Formen,  in  denen  dies  in  der  Velb| 
wirtsohaft  geschieht,  sowie  ttber  den  UotenekiM 
zwischen  ländlicher  und  stidtisdher  BodMnt* 
bat  indes  H.  George  keine  Unterrachnagei  üT" 
stellt.  —  Neue  l^griffliche  ächeidnngeB  itf^ 
halb  der  Grundrente  anfsnstellen  war  Intf 
das  Ziel  Henry  George's;  sein  Werk  iit  ^ 
allem  darauf  anfifelefift,  die  Ansprache  der  AU- 
G^emeinheit  auf  die  Grundrente  praktiaeh  dor^ 
zuführen.  Dem  Plan  der  FortsteverugderOnrf' 
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rente  wird  man  wesentliche  theoretische  nnd  rechten    (Hypotheken,    Grundbesitz)    angele^ 
praktische   Bedenken    ent^^enstellen   müssen,  wird.    Die  Zunahme  der  Zinseinkommen  kann 
Eine  einzige  Steuer,  wie  sie  George  vorschwebt,  nur  durch  erhöhte  Tributleistungen  seitens  der 
dürfte  keinesfalls  die  erwünschten  Wirkungen  zinsschuldenden    Volksmassen    erfolgten.      Die 
haben.    Doch  wird  auch  die  Gesamtanschauunc:,  Grundrente  ist  die  Mutter  des  Kapitalzinses ; 
daß  die  Mißstände  der  Bodennutzung  in  Stadt  mit    der   Grundrente    würde    der   Kapitalzins 
und    Land    ausschließlich    im    Wege   der   Be-  schwinden  und  die  Arbeit  zu  ihrem  vollen  Rechte 
stenerung   mechanischer  Weise   zu    beseitigen  kommen.    Die  Vorschläge  Flürscheims  zur  Ab- 
seien,   erheblichen   Einwendungen  unterliegen,  hilfe  umfassen  teils  eine  Besteuerung  der  Grund- 
—  Die   von  George  (nach  dem  Vorbild  von  rente,  teils  eine  mit  Abschätzung  der  Bestand- 
Adam    Smith)    gebrauchte     und    von     seinen  teile  des  Bodenwertes  verbundene  Verpachtung. 
Gegnern    mitunter    beanstandete   Bezeichnung  Der  Bund  für  B.  in  Deutschland  ist  eine  Grun- 
des   Grundbesitzes    als    eines    Monopols    wird  düng  Flürscheims  (1888).  —  Bodenreformerische, 
dagegen  kaum  einem  Mißverständnis  begegnen,  jedoch  von  der  Partei  selbst  nicht  anerkannte 
Es  ist  ausdrücklich  darauf  hinzuweisen,   daß  Anschauungen  entwickelte  T h e o d OT  H e r t z k a 
mit  Bezu^  auf  volkswirtschaftliche  Verhältnisse  („Freiland^,  1890;  eine  durch  Hertzka  angeregte 
der  Ausdruck  Monopol  zu  allen  Zeiten  nur  ge-  Expedition  nach  Afrika  schlug  fehl). 
\>raucht  worden  ist,  um  das  Bestehen  und  die         4.  Jüngste  Entwickliuiff.    Die  weitere 
Benutzung   einer  wirtschaftlichen  Uebermacht  Entwicklung  der  B.  während   der  jüngsten 
m  der  Verfügung  über  die  Wirtschaftsgüter,  Zeit  hat  sich  von  der  ersten,  durch  Henry 

^?^r^^iw®L^"uf^lo        ®   r^^^u'^'^  George    bestimmten    Richtung    wesentlich 

durch  eme  allein  berechtigte  Person  zu  bezeichnen.  ^„4r^^„x  „„,i  -a.    x^x,  ^„„^«  ;«4.^«„«*;««oi^« 

Bei  dem  Boden  treten^  zu  seinen  natürlichen  ^^^^^V^*  "°^  ist    trotz  enger  internationaler 

Eigenschaften  noch  die  Institutionen  des  Rechtes  Beziehungen  m  der  Hauptsache  eme  n  a  1 1  o  - 

nä  der  Verwaltung,  die  dem  Bodenbesitz  ein  n»!^  geworden.     Die  Tätigkeit  H.  Georges 

MoiMpol  im  volkswirtschaftlichem  Sinne   ver-  liatte  sclion    zu    seinen   I^ebzeiten   den   £i*- 

leüicn.   Ob  es  möglich  ist,  dieses  Monopol  auf  folg.   daß  die  von   ihm  aufgestellte  Lehre 

dem  Ton  George  vorgeschlagenen  Wege  zu  be-  eine    politische    Agitation     hervorrief,     zu- 

-eitijeD,  ist  eine  andere  Frage.  nächst   in    seinem   Heimatlande,    weiterhin 

Jon  wesenüicher  B«ieutun^  erscheint  die  ^^  anderen  Ländern.    Für  die  Bewegung  be- 

▼on  H.  George   geschaffene   scharfe   Antithese  j^.,*^*^    ,i-  „    ;«o^f^«„    «;«^«    r-««?«..      «i« 

-Fcmhritt  und   Armut-;   ein   Ausdruck  von  1^?"^^*^    '^'^    '"fl^":'}    ^^^^^    Gewinn,    als 

pwkender  agitatorischer  &aft.    Bei  aller  Wirk-  hierdurch  eine  Scheidung  der  B    m  natio- 

!«Bkeit  wird  die  von  George  geprägte  Formel  ^ale  Richtungen  bewirkt  wurde,  die  bei  der 

doch  wohl  nicht  als  erschöpfend  gelten  können.  Verschiedenheit  der  Bodenbesitzverhältnisse 

Ke  «yenwärtige  Entwicklung  wird  wohl  voll-  in  den  einzelnen  Ländern   alsbald  auf  eine 

rttafigergekennzeichnet  durch  einen  Gegensatz,  nationale  Durcharbeitung  des  bodenrefonne- 

denichin  die  Worte  formulieren  würde:  „Fort-  rischen  Programms  hindrängte.     Gesonderte 

'^UM'i  ^^^  A^,h^°?^^,^^^^  •     I^ie  Wirt-  Organisationen  entstanden,  die  sich  die  Fort- 

M%^nrSerst^Ä?^^^^^^^  büTung  der  Theorie  angd^^^^         ließen 

«er  Volksmassen -einer  Abhängigkeit,  die  in  insbesondere  aber  auf  die  Aufstellung  und 

«niler,  pditischer  und  rechtiicher  Hinsicht  die  Burcliführung   praktischer,    den  Zuständen 

Cm  Gefahren  mit  sich  brin^.    Gerade  die  der  einzelnen  iJlnder  angemessener  Reform- 

npoUtik  aber  muß  das  Gebiet  bilden,  auf  forderungen  hinarbeiteten, 
ifm  den  Schädigungen  der  Wirtschaf tlich-tech-         in     Deutschland    traf    die    B.    (im 

Jöd^bhängigkeit  entgegengewirkt  und  die  engeren  Sinne  eines  Parteiprogramms)  nun- 

Ä^algmS"^?^^?^^^^^  XS  mehr  zusammen  ^^^ 

^€n  kann^—  hafter  bozialix)litiker,  die  den  Boden   zum 

Als   einer    der    ersten    unmittelbar   durch  Soudergebiet  ihrer  Studien  gemacht  hatten. 

H.  (ieorge  angeregten  Autoren   ist  Michael  Diese    Verbindung    mit    wissenschaftlichen 

^iQrscheim  zu  nennen,  der  in  seiner  ersten  Kreisen,  die  mit  der  älteren  B.  zunächst  nur 

?fkrifi(,.Auf  friedlichem  Wege"  1884)  sich  auf  den  den  Gegenstand  der  Betrachtung,  nicht  aber 

Jstiadpankt  Georges  stellte.    In  semer  späteren  die    Methode   gemeinsam    hatten,    gibt    der 

uijttgreicheren  Teröffentl^^^^^      (,Der  einzige  ß.    in    Deutschland    das    Gepräge.      Unter 

te^^^^ÄÄr^eh^^^^^^^^  i-     Nationalökonomen     wirkSli     A  d  o  1  f 

JürtigeStellung  des  Arbeitseinkommens  ledig-  )M^,»c^,:     ,^^^,^o  \^''*'®i?' n""^^"*    '^''" 

«k  die  Bodenrente  verantwortlich    gemacht;  Junsten  Hudolf  bohm,   F.  üertmann, 

nftncheim  will  hierzu  noch  das  Kapital   ge-  wnter  den  Hygienikem  Max   Gruber  und 

fcdmet  wissen.   Flürscheim  scheidet  das  Kapital  andere   für  die  B.     Ihre  Arbeiten  richteten 

»^wirkliches"  Kapital,  d.  h.  erübrigte  Güter  sich   hauptsäclilich  auf  die  Mißstände,   die 

ProduktiTk^ital  i.  S.  der  Nationalökonomie);  mit  der  neueren  städtischen  und  industriellen 

J4  m^imaginäres«  ppital  Entwicklung  in  Deutschland  verknüpft  .sind. 

Ä  dS  N^tL'eÄ^SpS^  Auf    theoi^tischem.  Gebiete    be^to    sich 

-»—(Tributrechte,  Forderungen).  Der  Grund  ;  J,^^"^  Oppenheinier     der  inst>esondere 


ua  Boden  büdet  die  HauptqneDe  des  imaginären  {^»"^r  die  Behandlung  der  Besiedelungs-  und 
Kipitiüs,  das  in  steigendem  Maße  nicht  zur "  Bevölkerungsfrägen  neue  Gesichtsi)unkto  auf- 
Produktiott,   sondern  in  sicheren  Forderungs-   stellte.    Der  Bund  deutscher  lkx.lonreformor 


hat  im  Jahi^  1S96  ein  von  seiiiem  Vor- 
sitzenden A  (1 0  ]  f  D  a  m  a  s  c  h  k  e  (*iatworfeues 
Prof^'aTnnT  angeiiomnieii ,  das  die  näc-listen 
Eid6  der  B.  xiim  Ausdnick  brißgf  und  dio 
pmktisdye  ReforrttarLdt  in  d*^n  Vtmlergruiid 
rüi^kt*  Auch  iii  deo  übrigen  Ländern  bildeten 
die  bwienix^ formerischen  Yerljäude  Sonder- 
progmnime  init  natiooal  angefatitea  Foitle- 
nnigen  ivnss» 

In  DetitS4^hlftnd  baue  die  ssiixmJe  Bodenpolitik 
«inen  her  vorragende  ii  Vertreter  gefunden  in 
C  li  r  I  R  txi  b  e  r  t  u  i4 ,  der  in  den  Janreii  1 860  bii 
1870  in^^be^^Miidere  die  Fragen  des  Realkredita 
In  wi!4s«n$efanttUciien  Arbeiten  bebnndeke.  Das 
rasiehe  Anwuchsen  der  Stählte  in  den  70  er  Jnbren 
lenkte  dn  nndie  Auf merksniiikeilde]Sozial]>olitiker 
sinf  die  init  ilem  Steigen  der  Grundrente  Ter* 
bnn denen  Probleme.  Hier  war  ea  Tor  allem 
Ad.  Wagner t  der  sich  für  die  Sozialisiernng 
der  Grnndrente  anssprach.  Die  eigenen  Cnter- 
Buchnngen  Wagners  betreffen  insbesondere  die 
DilferenÄierunsr  des  Bodens  nach  seinen  ver^hie- 
denen  Verwendunpi zwecken,  ftuwie  die  Vorgänge, 
die  sich  mit  denj  IJehergang  de^  Boden»  Toni 
Ackerland  znm  städtiseben  Bauland  verknüpfen. 
Da?^  G runde i gen  tnnif  da$t  die  Verfügung  über 
wichtige  gewerbliche  Betriebskräfte  m  sicli 
schließt  tKohle^  Wasserkraft  u  moII  nach  Wagner 
dem  Staate  zustellen.  —  Von  den  Arbeiten 
Karl  Btlcbera  i^-ehoren  hierher  die  Unter- 
Hurlrti Ulfen  über  die  AÜmendep  die  die  i^oziale 
Beden  tun  ST  dea  Gern  ein  deirrundeigentumB  be- 
handeln und  von  den  Hodenrefomiern  Tielfacb 
herangezogen  werden.  Die  Beiträge  von  Bnd, 
So  hm  und  P.  Qertmann  betreffen  im  be- 
»iüiideren  da?*  Erbbanrecht. 

Franz  Oppenheim  er  nimmt  in  seinen 
Unter suehungeu  zum  Ansgangspankt  nicht,  wie 
Henry  George,  das  Privateigrentnm  aU  sotches, 
««ndcrn  die  Verteilnng  des  Orundbeaitzea  und 
ihre  Wirkung  anf  die  Verteilung  und  den  Stand 
der  Beryll  kerung.  Oppenheimer  wirft  zur  Ansein* 
andersetjcang  mit  dem  Soziaüsmus  die  wichtige 
Finge  auf,  wober  der  ^freie"  Arbeiter  kommt,  der 
nach  KarlMar^die  Voranssetzung  der  kapita- 
Hsti sehen  Wirtschafls weise  bildet.  Es  l@t  niebt 
richtig,  daü  „die  Ma^ehiue  den  Arbeiter  frei- 
»etJGt*»  wie  Marx  lehrt;  die  Industrie  setat  in 
ihrer  Gesamtheit  nicht  nur  keine  Arbeiter  frei 
«ondeni  »ehaftt  fortwährend  Stellen  für  neue 
Volkamengen.  Dagegen  tindet  iu  der  Laud- 
wirtEtebaft  insbesondere  in  den  Bezirken  des 
Groügmndeigentums  fortwährend  eine  Frei- 
setzung von  Arbeitskräften  statt,  die  in  die 
Städte  strömen.  Oppenheimer  belehrt  Heine  Anf- 
fa^nng  dun-h  die  geschichtliche  und  durch  die 
gegenwärtige  Entwicklung  und  ergänzt  üie 
dUTrh  Mine  Lohntbeorie.  Znr  Abhilfe  fordert 
Oppenheim  er  nicht  die  ^Weersteuerung'^  der 
Grnndrente.  sondera  die  Errichtung  von  Ge- 
ll o  s  i  e  n  s  c  h  a  f  t  e  n  ^  die  für  einen  bentimm  ten  ab- 
gegrenzten Bedrk  das  Gmndeigeatuni  erwerben. 
Die  1  in  dt  ich  e  Siedelnng^enosi^en^cbaft  würde 
die  lechniscbeu  Vorteile  des  GroEbe triebe»  mit 
dem  Individual^iesitz  verbinden;  während  in  der 
Htädtiscb  tinges^iedelten  OenofgeuBchaft  die  Miß- 
^tlnde  der  heutigen  Oroilhtadt  versch winden 
müßten.  Eine  Ge^rUsebaft  mit  hinreichendem 
Kapital  zur  Durchflihrunif  der  Oppenheimerachen 
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Vorichläge  iat  im  Juni  1906  bi^^ütiflet 
und^  hat  ihre  Tätigkeit  nach  dem  Erwerb 
geeigneten  GeJtiudes  in  der  Nähe  von  £i 
begonnen.  — 

Beiträge  zu  Eintel  fragen  wir  zu  aUgem**iin?j 
Programm  fragen  haben  geliefert  HeinncJ 
Freese,  F.  &tÖpeh  8ehär,  vonltelldurf 
Banmerarode, B.  Baumeister,  Eugen  JÄjje 
u  a.  Da;;  neue  Programm  der  de tt täuben  Bodfa 
reform  er  verlangt:  ^daO  der  Grimd  und  Bodcj 
unter  ein  Hecht  gestellt  werde,  da^  f'^lnr] 
Gebratich  als  Werk*  nnd  WohmiUitte  befi!>f4iin 
da^  feden  Mißbrauch  mit  ibm  f»n  ' ''  "*  mh* 
das  die  WertÄteigemrig,  di^  er  cfli;  -^m 

des  Einzelnen  erhält,  möglichsit  lUm  .  .r.„.^i,iijiü*( 
nutzbar  macht^.  Der  Bund  gibt  u  a  tivtr 
!  Zeitschriften  herauj*»  die  „Dentäche  VoIlutitiMjm* 
und  das  (für  wisjienachaftliche  Erürtemngru  W 
aümuito)  f, Jahrbuch  der  B*". 

In  England^  Amerika  und  Au-  hti 

die   Verbinde   der  Bo^lenreformi ;  .^th 

V  e  rbrei  tu ug  gefunden .  A  l  f  r  i  i  i  K  \i 
Wallace,  liekannt  al«  Xatiirfor^her 
nistiiseher  Bichtung*  ver Riffen t lichte  1882 
Schrift  ^Land  Xalionalisation",  in  di*r  pr  fuj 
das  staatliche  Obereigen'!'"  —  i-  •  -  --'fai 
während  dem  P*äfhter    i  ^«n 

der  von  ibm  geiichaffent:i.  .  Mu 

swlL     Diu  Or^^an  der  von  W  >md 

AJdrigde  geleiteten  englische  i;  :  >li*; 

Zeitschrift  ^Land  aud  La^iour  ;  t^iue  t^tit^  ii» 
Glasgow  berausi^ey^ühenc  Zeitiichrift  .Ua*l 
Values'*  vertritt  die  Anschanungen  der  B*jd''a- 
r^former  in  Schottland.  Auf  dfm  Bodcu  ä^ 
H.  GeoT^e»i?ben  Programm 8*  «debt  die  LmH 
Restoration  Leagiiü ,  die  n,  *i.  eine  erbeblicbr 
Anzahl  von  Pariamen t,^liedem  jin  ihjra  in^ 
bängern  zählt.  -—In  Amenka  aiud  die  l^itcr 
der  B.bewegiing  H.  G  eo r g e  junior  und  Tüia 
L.  Johnson:  die  ^Singlf  Tax  Heviow*  f«r- 
tritt  die  bodenreformeriscben  Ford»  ihtisiii,  — * 
Die  ^Kevne  dn  Sociali^me  Ratiüii:;  1er 

B.  in  Frnukreich  und  Belgien;  du  ^n 

^Beforur  fSlagelse)  und  ^Socuil  . 
iSti  N^kh  ol  m  /  d  leuen  ihr  in  D  iü  j  m  1 1 
Schweden. 

II.  StelliLDg  der  B,  in  der  Wisiewcliif' 
und  iu  der  Fm?ÜH* 

i.  Die  Thenrie.  Die  II  hat  in  der  <>^- 
schichte  ihrer  Theorien  einen  grüßoren  &f* 
w  ickl  t  \  n  gsp  roze  li  d  t  n  t.^ h  getna*  di  t  Sie  i^  ^^ 
v*AV^-*i^i]^an  —  wohl  mit  d^tii  R<x-ht'*  ^ 
\-  ;rt    —    an&   den    ]' 

1  jiAnsehanungeudi  -  ^ 

aueli    die     Übrigen     nenereu     'r  "' 

rnittejbar  inler  uninittell^ar  ihi' 
vi»rdankeiL  International  in  ihr^u  eft»*^^^ 
Tlicorien  und  Fonlerungen,  liat  die  H  ^^^^ 
unter  der  Macht  der  tatsÄ*"ldtrhen  Vediäi'* 
nii>&»:»  entschieden  natiöDalisieri  und  *^' 
DuRdifÜiining  i>rakUsnher  Äiifgak^n  pjT 
sfrelit.  Es  fi-agt  sieh,  welche  weiteren  Slie^* 
und  Leistungen  in  der  B.bewegiing  ^^^^ 
bar  fiiud. 

Die  B.  erhebt  nach  der  wia«ieiiÄ'har 
Seite  den  Angpniuh,  tiiehr  ztt  »ein  j^- 
Name  —  Refurmieriing  eine§  l»eselirla^ 
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Gebietes  —  eigentlich  besagt;  sie  erscheint  oder  in  der  Gemeinde  —  und  gegen  das 
vielmehr  als  ein  vollständiges  System  einer  üebermaß  privater  Vorteile  auf&eten  muß. 
Wirtschaftsordnung.  Die  Theoretiker  der  B.  Denn  nur  eine  unabhängige  öffentliche 
haben  stets  behauptet,  daß  sich  auf  der  Gewalt  ist  imstande,  das  Gemeininteresse 
Sozialisierung  des  Bodenbesitzes  ein  ökono-  wahrzunehmen  und  den  in  der  Boden- 
misches  System  aufbauen  lasse;  ihre  Ar-  ausnutzung  stets  besonders  mächtigen 
beiten  sind  dementsprechend  nach  einem  ge-  Sonderinteressen  das  Gegengewicht  zu 
s^ossenen  Plane  angelegt.  Die  B.  erwartet  halten.  Hieraus  erklärt  es  sich,  daß  die 
und  verheißt  demnach  unter  Wahrung  bodenreformerischen  Programme  stets  (so 
der  individuellen  Schaffenskraft  schon  bei  Quesnay)  auf  eine  Stärkung  der 
eine  harmonische  Wirtschaftsord-  öffentlichen  Verwaltung  hinauslaufen;  wäh- 
nnng.  An  sich  darf  man  eine  solche  rend  umgekehrt  ebenso  die  im  Gemein- 
Lö6ung  wohl  als  möglich  bezeichnen ;  dies  interesse  auf  bodenpolitischem  Gebiete  er- 
lun  so  mehr,  als  die  B.  das  Kapital  in  ihre  griffenen  Maßnahmen  häufig  solche  gewesen 
ErOrteruDgen  einbezieht  und  mit  vielem  sind,  die  man  im  weiteren  Sinne  als 
Nachdruck  hervorhebt,  daß  ihr  Programm  bodenreformerische  bezeichnen  kann  und  die 
die  Beseitigung  der  mit  dem  Kapitalismus  zu  den  praktischenForderungen  der  B.  zählen, 
verbundenen  Jmßstände  in  sich  scliließt.  Die  Diese  natürlichen  Zusammenhänge  haben 
kritischen  Einwendungen,  die  gegen  die  B.-  es  bewirkt,  daß  die  Staatsverwaltung  und 
Theorie  io  ihrer  heutigen  Form,  wie  gegen  einzelne  Gemeindeverwaltungen  neuerdings 
jedes  frei  konstruierte  Sozialsystem  sich  gegenüber  den  Mißständen  in  der  privaten 
voibringen  lassen,  sind  zahlreich.  Man  wird  Bodenausnutzung  eine  Reihe  von  Maßnahmen 
von  der  B.  deshalb  verlangen  können ,  daß  empfohlen  und  durchgeführt  haben,  die  in 
sie  den  drei  Anforderungen  entspricht,  die  dem  Programm  der  Bodenrefomer  stehen  und 
man  m.  E.  an  jede  Theorie  stellen  muß:  ausschließlich  der  oben  dargelegten  jüngsten 
daß  die  Theorie  wissenschaftlich  aufgebaut  Periode  der  B.  —  Einwirkung  der  deutschen 
sei,  daß  sie  in  der  Geschichte  begründet  sei,  Wissenschaft  —  angehören.  Die  haupt- 
und  daß  sie  in  der  neuzeitlichen  Entwicklung  sächlichen  Punkte  betreffen  die  Vermehrung 
eine  Stütze  finde.  und  Festhaltung  des  Gemeindegrundbesitzes ; 

Die  Stärke  der  B.  liegt  in  der  natürlichen  die  Vermehrung  des  staatlichen  Besitzes  an 
nnd  rechthchen  Sonderstellung  des  Bodens.  Bergwerken  sowie  an  Geländeflächen  in 
Indes  hat  die  leicht  erkennbare,  aber  doch  staaüicherseits  neu  erschlossenen  Verkehrs- 
nnr  scheinbare,  Einfachheit  der  Materie  gebieten;  die  Einfühnmg  des  Erbbaurechts 
DMnehen  Fehlgriff  in  den  bodenreformischen  auf  staatlichem  und  kommunalem  Gelände : 
Prognunmen  venirsacht  Zunächst  mag  dies  die  Einfühnmg  der  Besteuenmg  des  Wert- 
gelten hinsichtlich  des  Glaubens  an  die  un-  Zuwachses  und  der  Grundsteuer  nach  dem 
Wingte  und  automatische  Wirkung  der  Be-  gemeinen  Wert  Der  gegenwärtige  Stand 
«tenerongBpläne,  ein  echt  physiokratisches  der  B.  in  Deutschland  läßt  sich  nach  der 
ErhstücL  So  hoch  die  Bedeutung  der  Be-  praktischen  Seite  etwa  dahin  charakterisieren, 
stenerang  zu  veranschlagen  ist,  so  kann  sie  daß  aus  dem  Parteiprogramm  eine  Reihe  von 
<Joch  wohl  nur  als  ein  Accessorium,  nicht  aber  Fordenmgen  herausgearbeitet  wurden,  die 
*b  Grnndlage  der  Bodenpolitik  in  Betracht  sich  auf  die  Stärkung  des  öffentlichen  Gnmd- 
kommeD.  Andererseits  ist  gerade  der  Um-  besitzes  und  auf  die  Besteuenmg  des  Bodens 
ßtaod,  daß  der  Boden  infolge  seiner  natür-  beziehen  und  in  deren  Durchführung  die 
liehen  Eigenschaften  besondere  Institutionen  Bodenreformer  manche  Erfolge  erzielt  haben, 
^önanssdttlaggebender  Bedeutung  besitzt,  und  Die  Tätigkeit  der  Bodenreformer  sucht  ferner 
<l*ß  diese  in  erster  Reihe  der  Sozialisie-  die  Aufmerksamkeit  der  staatlichen  und 
^  bedürfen,  von  der  B.  nicht  genügend  kommunalen  Kreise  und  der  Oeffentlichkeit 
^«achtet  worden.  Ein  Sonderrecht  des  Bodens,  auf  die  Bedeutung  und  die  Eigenart  der 
^  die  Bodenreformer  verlangen,  besteht  Bodenprobleme  hinzulenken,  wobei  die 
^iogst.  Kein  anderes  Gebiet  unserer  Wirt-  urspriinglichen  schärferen  Programmforde- 
*^  ist  in  ähnlichem  umfang  von  besonderen  rungen  der  B.  im  eigentlichen  Sinne  zu- 
Schöpfungen des  Rechts  und  der  Verwaltung  rückzutreten  scheinen  zugunsten  der  Be- 
<iurchsetzt  wie  der  Grund  und  Boden.  Das  strebungen  für  eine  sozime,  den  Gemein- 
rSonderrecht^*  ist  vorhanden;  es  bedarf  nur  Interessen  dienende  Bodenpolitik. 
^  richtigen  Ausgestaltung.  —  In  der  Befürwortung  der  Vermehmn^  und 

IDie  Praxis.  Nach  der  praktischen  Festhaltung  des  staatlichen  und  gemeindlichen 
Seite  ist  hier  insbesondere  die  Tätigkeit  Grundbesitzes  haben  die  Bodenreformer  nur 
*r  Bodenreformer  in   Deutschland   zu  ^^.f'  ^^^5^«?^  ^^f^^f  aufgenommen,  der  in 

wu^i^*^*«^*  1  ^^"''°r  /^""'*  ^"  frühereu  Perioden  (unter  der  mittelalterlich- 
«Jrtem.  Man  darf  es  als  emen  natür-  städtischen  Verwaltung  wie  unter  dem  Absolu- 
«bai  und  notwendigen  Grundzug  der  B.  ^ismus)  in  Deutschland  streng  befolgt  wurde. 
«Oöchnen,  dafi  diese  für  die  Stärkung  Für  den  städtischen  Grundbesitz  findet  die  För- 
ster öffentlichen  Gewalt  —  sei  es  im  Staat  derung  wohl  allseitige  Büligung.  Alter  Gemeinde- 
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besitz  ist  in  den  meigten  deatschen  Städten  noch 
heute  vorhanden,  obwohl  in  frtlheren  Notjahren 
und  z.  T.  durch  spätere  Veräußerungen  viel  ver- 
loren ging.    Insbesondere  sind  die  meisten  der 
heute  vorhandenen  Parkankj^en  der  Städte  teils 
auf  altem  Gemeindeland  errichtet,  teils  in  der 
absolutistischen  Zeit  angelegt  worden.    Im  Be- 
reich der  Stadterweiteruni?  besitzt  femer  eine 
Reihe  von  Städten  größere  Geländeflächen,  die  für 
private  und  öffenüiche  Bauzwecke  verwendbar 
sind;  so  Frankfurt  a.  M.,  Altena,  Kiel,  Düssel- 
dorf, Elberfeld,  Mannheim  u.  a.  m.    In  PreuIJen 
wird  neuerdings  (seit  dem  Ministerialerlaß  vom  , 
19.;III.  1901)  auf  die  Erhaltung  und  Vermehrung  I 
des  fifemeindlichen  Grundbesitzes  hingewirkt.  — 
Bei  der  Anlage  des  Preußischen  Mittellandkanals 
befürworten  die  Bodenreformer  Maßnahmen,  um  > 
die  Verteuerung  der  Geländeflächen  für  Industrie- 
und  Wohnbezirke  fernzuhalten.  —  Wegen  der 
SiedelungsgenoBsenschaften  s.  oben  sub  I.  4.  — 
Ueber  das  Erbbau  recht  s.  diesen  Artikel. — 
Die  von  den  Bodenreformern    empfohlene   Be- 
steuerung nach  dem  gemeinen  Wert  (wo- 1 
runter  der  alljährlich  oder  jeweils  nach  Ablauf ' 
einiger  Jahre  durch  Schätzung:  festzusetzende  • 
Verkaufswert   eines  Grundstücks   zu    ver- ! 
stehen  ist),  gelangt  in  einer  stetig  wachsenden  ' 
Zahl    von    Gemeinden    zur    Einführung.      In 
Preußen  wurden  1904  gegen  80  Stadtgemeinden 
und  60  Landgemeinden  mit  dieser  Steuerform 
gezählt. 

Die  Zuwachssteuer  soll  denjenigen  Boden- 
wert treffen,  der  ohne  eigene  Aufwendung  des 
Eigentümers  entsteht  („unverdienter  W^ertzu- , 
wachs");  sie  wird  erhoben  von  dem  Verkäufer, 
wenn  —  nach  Abrechnung  aller  zur  Grundstücks- 
besserun^  gemachten  Auslagen  —  das  Grund- 
stück beim  verkauf  eine  Wertsteigerung  gegen- 
über der  zuletzt  voraufgehenden  Veräußerung 
aufweist.  Die  Wertzuwachssteuer  wurde  im 
Jahre  1898  eingeführt  im  Siedelungsgebiet 
von  Kiautschou  mit  einem  Steuersatze  von 
3373%  des  Wertzuwachses;  die  Landordnung, 
an  deren  Ausarbeitung-  und  Durchführung  be- 
teiligt waren  von  Tirpitz ,  von  Diederichs , 
und  Schrameyer ,  hat  sich  in  der  Praxis  be- 1 
währt.  In  deutschen  Städten  ist  die  Zu- 
wachssteuer bisher  zur  Einführung  gelangt  in 
Cöln  mit  einem  bis  zu  25  vom  Hundert  fort- 
schreitenden Steuersatz,  femer  in  Frankfurt  a.  M. 
und  in  Gelsenkirchen.  Für  das  Groüherzo^tnm 
Hessen  sollte  die  Erhebung  mit  einem  bis  zu 
20  V.  H.  gehenden  Satz  den  Gemeinden  durch 
Landes^esetz  freigestellt  werden;  doch  wurde 
die  in  der  zweiten  Kammer  angenommene  Vor- 
lage durch  die  erste  Kammer  abgelehnt  Für 
Berlin  ist  die  Einführung  durch  eine  im  Januar 
UK)6  ausgearbeitete  Magistrats  vorläge  vorge- 
schlaj^en  worden.  — 

Die  praktische  Tätigkeit  der  Bodenreformer 
im  Auslände  bewegt  sich  hauptsächlich  auf  den 
Gebieten  der  städtischen  Verwaltung,  der 
städtischen  Ansiedelung  und  Bebauung  und  der 
.Steuerpolitik.  Die  Richtung,  in  der  die  Boden- 
reformer in  den  einzelnen  Ländern  vorgehen, 
ist  jeweils  durch  das  Bodenbesitzrecht  und  die 
kommunal  politischen  Verhältnisse  bestimmt. 
In  England  betätigen  sich  die  Bodenreformer 
auf  dem  Gebiet  der  städtischen  Ansiedelung 
und  Ausbreitung  und  fördern  (unter  der  Mit- 
wirkung von  Henry  R.  Aldridge)  die  Woh- 


nungsreform  und  die  Bewegung  cur  Qr 
^nossenschaftlicher  Garteostädte.  Die  c 
Bodenreformer  sind  femer  eifrige  Vertn 
Bestrebungen  für  die  üebemahme  und  < 
fifestaltung  städtischer  Untemehmnn^ 
dem  Gebiet  der  Gas-.  Elektrizität-  und  ' 
Versorgung  und  der  Verkehrsmittel.  —  ! 
Seeland  und  Neu  -  Süd  wales  ist  eiae 
rentensteuer  vom  „ungebesserten"'  d^ 
sprünglichen  Bodenwert  zur  EinfiUuii 
langt.  (Wessen  einzelner  Fragen  der 
Politik  vgl.  den  Artikel  „Wohnungswea 

Literatur:  Henry  George,   M,  fTAn 
Th.   Stamm,    R.   A.   Waii4ice    und 

9chrijten  «.  ohtn  im  Text.  —  Ad^tif  M' 
Art.  „Grundbesitz"  im  H.  d.  St.,  2.  Ati^, 
S.  79Sff.  —  Gtistuv  SehmolUr,  Zur  L 
geschickte  der  Staats-  und  Soxialwissem 
Leipzig  1888,  S.  2^7 ff.  —  Franz  i 
heimeTf  Die  Siedelungsgenossensckafl, 
1896.  —  Derselbe,  Großgrundeigeni^ 
soziale  Frage,  Berlin  1898.  —  Ad,  Dami 
Die  Bodenreform,  S.  Auß.,  Berlin  1904.  - 
»eibe^  Avfgat}en  der  Gemeindepolitik, 
Jena  1905.  —  Karl  JHehi,  Art.  ,JEM 
reform"  im  IL  d.  St.,  2.  Auß.,  Bd.  2,  , 
—  Jahrbuch  der  Bodenreform,  heraust 
A.  Damaschke,  Jena  1905,  mit  rtgel. 
JAt^rdturnachir eisen.  Jtud,  Ebers 


Bodenzersplittemng. 

1.  Begriff  und  Bedeutung  der  B. 
tistik.    3.  Maßregeln  gegen  eine  zu  weit  ( 
Zersplitterung. 

1.   Begriff   nnd   Bedentang  d 

a)  Begriff,  unter  B.  versteht  nuu 
sehr  verschiedene  wirtschaftliche  E 
nungen :  einmal  die  Verteilung  der  lai 
schaftlich  benutzten  Fläche  in  eine 
Zahl  kleiner  und  kleinster  Betneb 
zweitens  die  Zersplitterung  eines 
betriebes  in  eine  größere  Anzahl  unt 
nicht  zusammenhängender  Parzeilen. 
Erscheinungen  können  sehr  wohl  kon 
vorkommen:  doch  ist  das  durchaus 
überall  der  Fall;  wir  haben  Gegend 
gut  arrondiertem  Kleinbesitz  und  wir 
größere  Güter  in  vollständiger  Gemen 
b)  Entstehung.  Die  Entstehui 
B.  läßt  sich  im  wesentlichen  auf  di 
Sachen  zurückführen:  die  ursprfinglic 
siedelimg,  das  Erbrecht  und  das  Eine 
intensiverer  Kulturen  sowie  der  Im 
Ueberall  wo  in  Mitteleuropa  die  sl 
germanische  Form  der  Dorfaosiedeli 
im  Gegensatz  zu  der  keltisch-römische 
der  Hofbesiedelung  wie  der  bei  der  s] 
Kolonisienmg  Ostdeutschlands  angewc 
Form  des  Kolonialdorfes  —  b«  der 
Urbarmachung  des  Landes  in  Anir 
kam,  führte  die  ihr  eigentQmlicbe  G 
Verfassung  zur  B.  Jeder  Abschnitt  de 
flur,  der  in  sich  an  Bodenbeschalfenh 
Lage  gleich  war,  bildete  ein  eigenes  G 
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Jede  Hufe  erhielt  an  jedem  Gewann  gleichen 
Anteil  so  daß  der  Gesamtbesitz  der  Hufe 
über  die  ganze  Flor  zerstreut  dalag.  Nach 
Lamprecht  ist  noch  um  die  Wende  des 
12.  und  13.  Jahrh.  die  Hufe  das  deutsche 
Normalgut;  von  da  an  beginnt  bereits  die 
TeUnog  der  Hufe  unter  die  Erben,  die  nach 
deutschem  Becht  alle  gleichberechtigt  sind. 
In  der  weiteren  Entwickelung  des  Erbrechts 
naacheü  sich  mehrfach  widerstreitende  Ten- 
denzen geltend.  Schließlich  siegt  in  Frank- 
reich und  Westdeutschland  mit  der  Ein- 
führung des  Code  civil,  der  die  populatio- 
nistischen  Tendenzen  des  18.  Jahrh.  zum 
eoetgischen  Ausdruck  bringt,  das  gleiche 
Erbrecht  und  die  unbeschränkte  Teilbarkeit. 

Gleichfalls  im  18.  Jahrh.  beginnt  in  West- 
deutschland die  Industrie  als  Haus-  und  Fabrik- 
industrie im  größeren  Maßstabe  für  ihre 
Arbeiter  Land  zu  verlangen.  Der  Einfluß 
derSpezialkulluren  (Handelsgewächs-,  Wein- 
bau usw.)  ist  natürlich  bedeutend  älter. 

c)  Soziale  und  wirtschaftliche 
Bedeutung.  Die  Frage  der  B.  hat  ihre 
soziale  und  ihre  wirtschaftlich -technische 
Seite.  Die  Bedeutung  des  kleinen  Grund- 
l-esitzes  an  sich,  seine  Vor-  und  Nachteile 
sind  aus  dieser  Betrachtung  auszuschließen 
i^gL  Art  „Grundbesitz").  Hier  kommt  nur 
in  Betracht,  wie  weit  eine  Zersplitterung 
'1er  Güter  und  Grundstücke  in  ihrer  gegen- 
wärtigen Größe  zum  Zwecke  der  Vermehnmg 
'^  kleinsten  Grundbesitzes  zu  billigen  oder 
zuvünsc-hen  ist  Napoleon  hat  den  Teilungs- 
z^^aog  im  Code  civil  aus  politischen  Gnmden 
^tidert,  wie  er  selbst  in  seinem  viel 
zitierten  Briefe  vom  3.  Yl.  1806  an  seinen 
ftiKler  Joseph,  den  König  von  Neapel,  aus- 
spricht: 

rEtablissez  le  code  civil  a  Naples.  Tont  ce 
'iti  Be  T0Q8  sera  pas  attache  va  se  detmire  en 
Pw  d*ann^,  et  ce  qne  vous  voudrez  conserver 
^couolidera.  Voila  le  grand  avautage  dn  code 
'3yiL  Q  consolide  votre  pnissance  pnisque  par 
liQ  tont  ce  qoi  n'est  pas  fideicomniis  tombe  et 
4V^  ne  reste  plus  de  grandes  maisons  que  celles 
1^  Tons  ^riges  en  fiefs.  C'est  ce  qui  m'a  fait 
ff^cher  un  wde  civü  et  m'a  porte  ä  Fetablir." 

Politische  und  soziale  Erwägimgen  liegen 
^  zum  Teil  den  auf  innere  Kolonisation 
S|erichteten  Bestrebungen  in  Deutschland, 
^fibritannien  und  Rußland  zugrunde ;  doch 
^•ödelt  es  sich  bei  dieser  fiiewegung  zu- 
aWist  darum,  in  Gegenden  mit  überwiegen- 
'fea  oder  ausschließlichem  Großgrundbesitz 
B>um  für  mittlere  und  kleinere  bäuerliche 
Wirtschaften  zu  schaffen.  Wo  bereits  eine 
^te  Besiedeluog  vorhanden  ist,  wie  in 
veiteo  Strecken  Mitteldeutschlands  und  dem 
9<^  Teile  West-  und  Süddeutschlands 
«wie  Fiankreichs  kommt  dieser  Gesichts- 
pttürt  nicht  mehr  in  Betracht.  In  der  Tat 
Wen  die  Fürsprecher  mehr  oder  minder 
üobegrenzter    Teilbarkeit,    wie    vor   allem 


Brentano,  weniger  die  Klasse  der  Bauern 
als  die  der  ländlichen  und  industriellen 
Arbeiter  im  Auge,  denen  die  Gelegenheit^ 
Grund  und  Boden  in  kleinsten  Parzellen  zu 
erwerben,  das  Aufsteigen  in  eine  sozial 
höhere  Klasse,  die  der  Grundbesitzer,  er- 
möglicht Ihr  Spartrieb  wird  geweckt,  ihr 
Interesse  an  der  bestehenden  Eigentums- 
ordnung verstärkt.  Auch  dem  Bauern  ist 
die  Möglichkeit  geboten,  sich  vorteilhaft  zu 
arrondieren  und,  da  der  Grundstückmarkt 
stets  in  Bewegung  ist,  durch  event.  Abver- 
kauf einzelner  Grundstücke  im  Notfall  da& 
Hauptgut  schuldenfrei  zu  erhalten.  Als 
Nachteile  stellen  sich  die  ungemeine  und 
dem  Ertragswert  in  vielen  Fällen  nicht  mehr 
entspreciiende  Steigerung  der  Preise  dar. 
Die  Nachfrage  ist  dringend,  sowohl  seitens 
der  kleinen  Landwirte,  die  weitere  Parzeilen 
erwerben  müssen,  um  ihr  Gütchen  lebens- 
fähig zu  machen,  wie  seitens  der  Arbeiter, 
die  ihre  in  den  Freistunden  brach  liegende 
und  deshalb  von  ihnen  nicht  bewertete 
Ai-beitskraft  ausnützen  wollen.  Neben  dem 
Landhunger  und  der  SchoUeukleberei,  die 
sich  in  gleicher  Weise  bei  Bauern  wie  bei 
Arbeitern  zeigen,  tritt  für  den  Arbeiter  der 
auf  dem  Lande  lokalisierten  Großindustrie 
ein  dritter  Nachteil  hervor:  an  den  Besitz 
gefesselt,  kann  er,  der  einem  einzigen  Unter- 
nehmer gegenüber  steht,  die  Chancen  des 
Arbeitsmarktes  nicht  gehörig  ausnutzen. 

Die  Zersplitterung  des  Bodens  begünstigt 
jede  Speziaikultur.  Am  „Vorgebirge^*  bei 
Bonn,  wo  ausschließlich  Blumen,  Gemüse 
und  Obst  für  den  Bonner  und  Kölner  Markt 
gezogen  werden ,  beschäftigen  ein  paar 
Morgen  die  Arbeitskraft  einer  Familie  voll- 
ständig; ist  der  Kauf-  oder  Pachtpi-eis  ein 
angemessener,  was  bei  Bonn  durchaus  nicht 
immer  der  Fall  ist,  so  wird  sich  gegen  die 
Zersplitterung  in  der  Umgegend  großer 
Städte  nicht  viel,  jedenfalls  techniscii  nichts 
einwenden  lassen. 

Durchaus  einig  ist  man  aber  darüber^ 
daß  die  Zersplitterung  eines  einzelnen 
größeren  oder  kleineren  Bauerngutes  in  eine 
übergroße  Zahl  zerstreut  liegender  Parzellen 
schädlich,  ist.  Die  einzelne  Ackerparzelle 
erschwert,  so^ie  sie  unter  ein  bestimmtes 
Mindestmaß  herabgeht,  die  Bewirtscliaftung 
erheblich  (anders  liegt  natürlich,  wie  noch- 
mals hervorgehoben  sei,  der  Fall  bei  Spaten- 
knltur).  Durch  die  irrationelle  Teilung  haben 
die  Aecker  oft  Formen  erhalten,  die  ein 
Umwenden  des  Pfluges  schwierig  machen 
(Anwendäcker,  Spitzäcker).  Sehr  bedeutend 
ist  der  Verlust  durch  Grenzfurchen.  Der 
1  Furcheninhalt  eines  Grund stücJces  in  Recht- 
eckform (Verhältnis  5:1)  wird  von  Krämer 
unter  der  Voraussetzung,  daß  eine  Grenz- 
furche 20  cm  breit  ist,  für  ein  solches  von 
5  ha  auf  0,48  ^/o,  für  ein  solches  von  25  a 
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auf  2,15%  der  Gesamtfläche  berechnet. 
Nicht  minder  ins  Gewicht  fallend  ist  der 
Zeitverlust,  der  durch  das  öftere  Wenden 
beim  Pflügen,  Eggen,  Walzen  und  Drillen 
entsteht.  Die  Zusammenhangslosigkeit  mit 
den  anderen  Grundstücken  erschwert  eine 
rationelle  Melioration  (Drainage  oder  Be- 
wässerung). Zumeist  liegen  die  parzellierten 
Grundstücke  im  Gemenge  mit  den  Be- 
sitzungen der  Dorfgenossen;  dann  ist  der 
tatsächliche  Flurzwang  die  Folge,  üeber- 
fahrtsservituten  aus  ]\langel  an  Wegen  und 
die  Unmöglichkeit,  die  nicht  an  den  Wegen 
liegenden  Gnindstücke  jederzeit  zu  betreten, 
bedingen  wieder  gänzliche  Unfreiheit  der 
Wirtschaft.  Der  fortgeschrittene  Landwirt 
ist  außerstande,  eine  rationellere  Wirtschaft 
einzuführen,  wenn  es  seinen  Nachbarn  nicht 
gefällt.  Intensivere  Weidewirtschaft  ist  selbst- 


verständlich undenkbar  ohne  größere  uo 
was  noch  wichtiger  ist,  zusammenhängen 
Grundstücke.  In  Gegenden  der  B.  m,  £ 
weit  nicht  etwa  Gemeindeweide  yorhand 
ist,  die  Brach-  oder  Stoppel  weide  ein  k(lmm< 
lieber  Notbehelf.  Aber  auch  dde  Intan 
yierung  der  Viehhaltung  durch  StaUfüttem 
ist  in  den  Parzellierungsdistrikten  nicht 
erreichen,  weil  die  Ausdehnung  des  Futto 
baues  von  dem  üebergang  zu  einer  ratioodl 
Fruchtwechselwirtschaft  und  diese  wied 
von  der  vorherigen  Grundstückzusamme 
legung  bedingt  ist. 

2.  Statistik,  a)  Deutschland.  I 
letzte  Betriebsstatistik,  die  wir  von  Deutsc 
land  besitzen,  ist  die  vom  14.  Juni  18£ 
Nach  dieser  Betriebsstatistik  waren  Za 
und  Flächengröße  der  landwirtschafüidu 
Betliebe  in  Deutschland  die  folgenden: 


Parzellenbetriebe  (bis  2  ha) 
Bauern  wirtschaften  (2—100  ha) 
Großbetriebe  (über  100  ha)  .    . 


Anzahl 

der 

Betriebe 

3  236  367 

2  296  889 

25061 


%  aller 
Betriebe 

5M3 

41,29 

0,45 


Landwirtachaftlidi 

benutzte  Fliehe 

ha  % 

I  808  444         5,56 

22  877  696       70,36 

7  831  801       24,08 


Die  Zahl  und  Fläche  der  Parzellarbelriebe 
1895  und  1882: 


bis  2  lia  betrug  in  den  beiden  Jahre 


(Trüßenklassen 

Zahl  der  Betriebe 

Landwirtsch.  benutzte  Flieh« 
ha                     ha 

1895        i 

1882 

1895 

1         1882 

unter  0,1  a 

0,1—2  a 

unter  2  a 

663 

76223 

76886 

212  331 

748653 

815047 

676215 

I  491  262 

707  235 

66143 
195  298 

656  193 

I  405  682 
738515 

0,6 

769 

769 

6629 

82797 

257  735 
462  711 
720466 
997803 

658 

5994 
72860 

2—5  a 

5—20  a 

20-50  a 

50  a  bis  1  ha     .    .    .    . 

20  a  bis  1  ha 

1—2  ha 

,       6984*6 
1    1 047080 

1 

Die  kleinsten  Parzelleubetriebe  bis  1  lia 
haben  also  in  allen  Größenklassen  zuge- 
nommen. 

Die  Parzellenwirtschaften  haben  ihren 
Hauptsitz  im  Süden  und  Westen  Deutsch- 
lands; von  den  100  stärkst  pajzellierten 
kleineren  Verwaltungsbezirken  hegen  nur 
11  außerhalb  dieses  Gebiets.  Den  stärksten 
Anteil  an  der  landwirtsoliaftlich  benutzten 
Fläche  haben  die  Parzellenbetriebe  in  dem 
preußischen  Kreise  Zellerfeld  imd  dem 
"württembergischen  Oberamt  Neuenburg:  in 
beiden  entfallen  auf  die  Parzellenbetriebe 
über  41  «/o  der  Fläche. 

Wie  weit  die  zweite  Form  der  Zer- 
splitterung, das  Zerfallen  der  Einzelbetriebe 
in  unzusammenliängende  Parzellen,  gehen 
kann,  mögen  einige  ßeismele  aus  der  Rhein- 
provinz zeigen.  Auf  die  G46900  ha  be- 
tragenden Acker-  und  Wiesenparzellen  der 


Regierungsbezirke  Trier  und  Koblenz  ent- 
fallen 7  588400  einzelne  Parzellen,  80  daß 
1  ha  sich  in  12  Teile  zerteilt  In  der  Ge- 
markung Maischeid  entfielen  vor  der  w 
einigen  Jahren  erfolgten  ZusammenlegoocMu 
die  Gesamt  Wirtschaftsfläche  von  943  ha  18390 
Parzellen  (Durchschnittsgröße  5,10  a),  in  dff 
Gemarkung  Hahnroth  2468  Parzellen  im 
eine  Fläche  von  109  ha  (Durcbschnittagi^ 
4,4  a).  Ein  Notar  aus  Heinsberg  teilt  nA 
daß  er  während  der  Zeit  v.  1./ Vfi.  1885  bis 
zum  1.  VII.  1893  201  Teüungakte  ^ 
Nachlaßimmobilien  aufgenommen  habOi  V^ 
Anzahl  der  Beteiligten  betnig  817,  die  Ge- 
samtheit der  zu  teilenden  Immobiliarpunelkn 
4754,  die  einen  Flächeninhalt  von  821  J* 
55  a  6  qm  repräsentierten.  Jeder  Bete^ 
erhielt  also  durchschnittlich  1  ha,  wfttaw 
vorher  in  ein  und  derselben  Masse  i^ 
vereinigt  waren. 
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Diese  wahllos  herausgegriffenen  Beispiele 
zeigen,  daß  die  B.  in  vielen  Fällen  jedes 
vernünftige  Mafi  überschritten  hat.  Der  Ge- 
danke, da  in  Erbiällen  jedes  Kind  an  jeder 
Parzelle  einen  Anteil  haben  müßte,  wird  im 
Sfiden  der  Rheinprovinz  mit  fast  krankhaftem 
Fanatismus  verteidigt  und  durchgeführt; 
selbst  wenn  ein  Kind  im  Kloster,  eines  in 
Amerika  ist  und  nie  daran  denkt,  seinen 
Anteil  in  Besitz  zu  nehmen,  wird  er  ihm 
von  jeder  Parzelle  zugeteilt. 

Am  klarsten  zeigt  die  durch  keinerlei 
virtschaftüche  Erwägimg  zu  rechtfertigende 
Zersplitterung  des  Waldbesitzes,  wie  weit 
dießodeoteilung  durch  vorgefeißte  Meinungen 
begünstigt  wird.  In  4  Gemeinden  des  Wester- 
wjädes  mit  einem  Komplex  von  Privat- 
waldungen im  Umfange  von  1041,3  ha  mit 
1659  Parzellen  befinden  sich  1269,  also  76% 
aller  Parzellen  unter  der  Größe  von  50  a, 
eine  Größe,  die  einen  forstmäßigen  Betrieb 
nicht  mehr  zuläßt  Die  Waldfläche  des 
Kreises  Lennep  betrfigt  11988,25  ha,  wovon 
11769,21  ha  Privatbesitz  sind.  Es  beträgt 
daselbst  die  Zalil  der  mit  einer  Größe  von 


bis 
25  a 

einem  Besitzer  ge- 
börigen  Waldpar- 
allen   6787 

mehreren  Besitzern 
gehörigen  Wald- 
pwzellen  ....  1076 


25  a 

bis 

1  ha 


1-5 

ha 


mehr 

als 

5  ha 


7303     2232      104 


1152       590 


18 


Summa  7S63     ^455     2822       122 

h  Belgien.     Ueber  die  Entwickelang  in 

^en  eibt  die  folgende  Tabelle  (nach  Conrad) 

Anaknnfi, 

TUf^^k^  1846      1866     1880 

j>etneDe  0/  0/  0/ 

^on  oO  a  u.  darüber    .    .  43,2  41,9  51,9 

-  51  a  bis  1  ha    .    .    .  12,3  14,5  13,4 

•    1  ha  bis  2  ha .    .    .  14,4  iM  12,8 

1  lia  und  danmter  .    .    .  69,9  70,8  78,1 

jjgj  ha 30,1  29,2  21,9 

Summa  100,0  100,0  100,0 

Wie  weit  die  fortschreitende  Zersplitterung 
^  den  Einfluß  der  Industrie  mit  ihren  starken 
^^termassen  surückzuführen  ist,  ist  nicht 
lenznitellen. 

Cj  Frankreich.  Nach  den  Betriebsz&hlungen 
^  1962  und  1892  betrugen  die  Betriebe  (ex- 
Mtationg  agricoles)  und  die  von  ihnen  einge- 
BOffimene  Fl&che: 

Größen-  Zahl  der  Betriebe  Gesamtfläche  der 
kl  "  *««iwix^wicuc  Betnebe  (in  ha) 
*«we       ,uao        i8g2  1892 


habe,  wie  man  mit  großer  Uebertreibnng  gesagt 
hat,  kann  nicht  die  Rede  sein.  Nur  darf  man 
nicht  vergessen,  daß  diese  nicht  ungünstige 
Besitzverteilung  nur  dadurch  erreicht  worden 
ist,  daß  die  französische  Bevölkerung  das  Erb- 
recht des  Code  civil  durch  das  Zweikinder- 
system korrigiert  hat. 

d)  Großbritannien.  Die  Betriebsstatistik 
vom  Jahre  1895  weist  erstens  die  sog.  agri- 
cultural  holdings  mit  über  1  acre  (0,40  ha)  und 
zweitens  die  holdings  of  land  not  exceeding 
1  acre  including  allotments  nach.  Die  letzt- 
genannten Zwergwirtschaften,  soweit  sie  nicht 
allotments  sind,  werden  Jedoch  erst  von  V*  acre 
an  nachgewiesen.  Die  Fläche,  die  bei  der  Be- 
triebsstatistik erfaßt  wird,  besteht  bei  den 
agricultural  holdings  lediglich  aus  Acker  und 
Wiese.  Agricultural  holdine^s  waren  nun  vor- 
handen: In  Größe  von  1— 5  acres  (0,40 — 2  ha) 
117 %8  mit  366792  acres  Fläche;  in  Größe  von 
über  5  acres  402138  mit  32210721  acres  Fläche. 
Dazu  kamen  579133  holdings  of  land  not  ex- 
ceeding 1  acre  including  allotments,  deren  Fläche 
nicht  mitgeteilt  wird.  Auf  die  Zahl  der  Zwerg- 
betriebe entfällt  in  Großbritannien  ein  sehr  viel 
größerer  Prozentsatz  als  in  Deutschland,  vor 
allem  infolge  der  Vergebung  von  allotments  an 
Arbeiter. 

3.  Massregeln  gegen  eine  zu  weit- 
gehende Zersplitterung,  a)  Repressive 
Maßregeln.  Die wirtschaftüch-technischen 
Nachteile  einer  zu  weitgehenden  Bodenzer- 
splitterung haben  schon  frühzeitig  weit- 
blickenden Staatsmännern  zu  einschneiden- 
den Maßnahmen  Veranlassung  gegeben.  Die 
wichtigste  repressive  Maßnahme  ist  die  Zu- 
sammenlegung der  Grundstücke  für  jeden 
einzelnen  Besitzer  im  Wege  eines  öffent- 
lichen Verfahrens  (Vereinödung,  Flurberei- 
nigung) ;  vgl.  Art.  „Gemeinheitsteilung*'  und 
„Grundstücke,  Zusammenlegung  derselben". 

Die  einmal  erfolgte  Zusammenlegung 
bietet  jedoch  keineswegs  die  Gewähr,  daß 
die  alten  Mißstände  dauernd  beseitigt  sind. 
Trotz  der  offenbaren  Vorteile  des  Zusammen- 
halts der  zusammengelegten  Grundstücke 
bleibt  die  Tendenz  zur  Zersplitteining  mit 
den  bisherigen  Ursachen  erhalten.  Die  Gene- 
ralkommission in  Düsseldorf  (Zusammen- 
legungsbehörde für  die  Rheinprovinz)  hat 
eine  Zusammenstellung  über  neuerliche  Zer- 
splitterung in  von  ihr  zusammengelegten 
Gemarkungen  veröffentlicht,  der  wir  einige 
Beispiele  entnehmen: 

Aufteilung 


1892 


1882 


^t  1  ha  2  235  405  2 167  667  1 327  253  1 083  833 
iHOha  3  328  676  3  362  252  25  558  1 67  26  2 1 1 924 
tb.lOha     138671     142088  22493393  22296104 

Die  Parxellarbetriebe  haben  sich  danach  so- 
wohl der  Zahl  nach  wie  bezüglich  der  Fläche, 
die  sie  beanspruchen,  nicht  unbeträchtlich  ver- 
aehrt; davon  jedoch,  daß  das  Erbrecht  des  Code 
dril  den  Boden  Frankreichs  -zu  Staub  zerrieben" 


r-rKfia  Anzahl  von       in  in 

Gemarkung    ^f^"®     der  Pia-  Par-  Jah- 

Pläne  neu  zellen  ren 

Oberwambach   281       906  77  254  5 

Etzbach  148       934  25  70  i 

Oberülfen  151       368  40  121  2,5 

Birnbach  224       504  12  44  1.5 

Wederath  426       662  38  96  i 

b)  Präventive  Maßregeln.   Die  Zer- 
splitterung kann  nur  mit  den  Ursachen  der 
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Zersplitterung  verschwinden.  Damit  ist  von 
vornherein  gegeben,  daß  sie  bestehen  bleibt, 
wo  sie  wirtschaftlich  berechtigt  ist 

Die  präventiven  Maßregeln  sind  solche, 
die  sich  gegen  die  Zersplitterung  selbst 
richten,  und  solche  aUgememerer  Natur,  von 
denen  die  letztere  nur  als  Folgeerscheinung 
l)erührt  wird. 

Als  Maßregeln  allgemeiner  Natur  kommen 
die  Aendenin^  des  geltenden  Erbrechts  und 
das  Einschreiten  gegen  die  sog.  Güter- 
schlächterei in  Betracht,  worilber  die  be- 
treffenden Artikel  zu  vergleichen  sind. 

Direkt  gegen  die  Zersplitterung  richten 
sich  die  Teilungsverbote  und  die  Statuierung 
eines  Parzellenminimums.  Die  wichtigsten  in 
Deutschland  noch  bestehenden  einschlägigen 
Bestimmungen  sind  die  folgenden: 

Im  Königreich  Sachsen  bestimmt  das 
G.  V.  30./XI.  1843,  daß  von  einem  „Rittergute" 
fortan  auf  einmal  oder  nach  und  nach  nur  so 
viel  abgetrennt  werden  soll,  daß  Vs  der  auf  dem 
Grund  und  Boden  —  mit  Ausschluß  der  Gebäude 
—  bei  Erlaß  des  Gesetzes  haftenden  Steuer- 
einheiten bei  dem  Hanptgute  verbleiben.  Dieser 
Beschränkung  sind  auch  die  übrigen  Grund- 
stücke unterworfen,  sofern  sie  innerhalb  der 
ländlichen  Gemeindebezirke  gelegen  und  als  ^e- 
schlössen  zu  betrachten  sind.  Frei  teilbar  smd 
die  städtischen  und  die  walzenden  Grundstücke, 
<lie  in  keinem  geschlossenen  Komplex  begriffen 
sind.  Ausnahmen  finden  statt:  1.  bei  Weiu- 
bergsgrundstücken,  2.  im  Falle  des  Tausches, 
wenn  nicht  über  V»  der  zusammengehörigen 
Steuereinheiten  abgezweigt  werden  sollen,  3.  zum 
Zwecke  des  Betriebs  der  Handelsgärtnerci,  4.  bei 
Abtrennung  für  öffentliche  Zwecke,  ö.  für  Wohn- 
gebäude, 6.  für  Gewerbs-  und  Fabriketablisse- 
ments, 7.  für  wirtschaftliche  Zwecke.  Bei  3., 
5.  und  7.  dürfen  nicht  mehr  als  V»  der  Steuer- 
einheiten abgetrennt  werden.  Den  Regierungs- 
behörden ^ird  vorbehalten,  Abtrennungen  über 
das  gesetzlich  erlaubte  Drittel  hinaus  sowie 
mehr,  als  es  die  eben  genannten  Ausnahmen 
zulassen,  in  einzelnen  geeigneten  Fällen  zu  ge- 
statten. Das  von  einem  geschlossenen  Grund- 
stücke Abgetrennte  erhält  die  Eigenschaft  eines 
walzenden  Gnmdstücks,  sofern  es  nicht  infolge 
Tausches  in  einen  geschlossenen  Komplex  ein- 
tritt. Eine  gewisse  Erleichterung  der  Teilung 
wurde  durch  G.  v.  21./IV.  1873  geschaffen.  Wie- 
weit das  Gesetz,  das  übrigens  schwere  Angriffe 
erfahren  hat,  in  neuerer  Zeit  angewendet  worden 
ist,  erhellt  aus  einer  von  Mamroth  beige- 
brachten Statistik,  die  sich  auf  14  Amtshaupt- 
mannschaften bezieht.  Es  wurden  da.<»elbst  all- 
jährlich 350—450  Dismembrationen  beantragt 
und  davon  90— %"o  genehmigt. 

Das  Gesetz  hat  entschieden  jfünstig  auf  die 
Erhaltung  des  Bauernstandes  gewirkt,  aber  doch 
auch  die  landwirtschaftliche  Bevölkerung  mehr 
als  notwendig  in  die  Industrie  gedrängt.  Aehn- 
liche  Bestimmungen  bestehen  noch  in  einer  Reihe 
deutscher  Mittel-  und  Kleinstaaten. 

Praktisch  von  großer  Hedeutung  sind  die 
^gesetzlichen  Vorschriften  ülK»r  ein  I*arzellen- 
ininimum  in  Baden,  Hessen  und  Preußen. 


In  Preußen  ist  die  Minimalparaelle  in  zw« 
Provinzen  eingeführt.  Fflr  die  drei  Ober 
amtsbezirke  Sigmaringen,  Haider 
loch  und  Gammertingen  (ehenuuigc 
Fürstentum  HohenzoUem)  bestimmen  die  Y.  \ 
12./III.  1809  und  v.  4./VI.  1845,  daß  Gnmc 
stücke  mit  Ausnahme  von  Oftrten  in  kleinei 
Teile  als  V«  Jauohert  (11  a  72  qm)  nicht  lei 
stückelt  werden  dürfen.  —  Im  Begieranei 
bezirk  Wiesbaden  gelten  die  nachstehende 
Bestimmungen  in  den  zum  ehemaligen  Heno| 
tum  Nassau  ^hOrigen  Teilen  allgemein,  in  de 
sonstigen  Teilen  des  Regierun^bezirks  Wiei 
baden  mit  Ausnahme  des  Kreises  Biedenkoi 
für  diejenigen  Gemarkungen,  die  znsammei 
gelegt  oder  in  der  Zusammenleffunfp  begriffe 
sind.  Die  V.  v.  12.,IX.  1829,  die  Instniktio 
V.  2./I.  und  2./IL  1830  und  die  V.  v.  18.^Vr 
1837  bestimmen,  daß  die  Teilung  verboten  ii 
1.  des  Frucht-  und  Ackerlandes  in  Flächen  nnt€ 
50  D  Ruten  (12  a  öO  qm),  2.  der  Wiesen  i 
Flächen  unter  25  D  ß«ten  f6  a  25  qm),  3.  de 
Gartenparzellen  unter  20  G  AUten  (5  a).  ebens 
nach  der  Regierungsverfügung  v.  6.;1V.  186 
die  zur  Erzeugung  von  Grünfntter  bestimmte 
Futterwiesen,  falls  diese  besondere  geschloaien 
Distrikte  in  der  Gemarkung  bilden.  4.  Da 
Regierungsreskript  vom  16./V1II.  1839  verbiete 
femer  die  Teilung  der  Kraut-  und  Gemäse 
felder,  falls  sie  nicht  besondere  geschlossei» 
Distrikte  in  der  Gemarkung  bilden,  nnrei 
15  Q  Ruten  (3  a).  Au.>nahmen  kOnnen  (ihgt 
sehen  von  bestimmten  vorhergesehenen  Filkn 
wie  für  Setzlingspflanzbeete,  Bleichplätze,  zoji 
Zweck  der  Yereinigun?  der  Teilparzellen  mit 
benachbarten  Grundstücken  etc.)  in  allen  Fällen 
mit  Genehmigung  der  Regierung  erfolgen. 

Im  Großherzogtum  Baden  bestimmt  du 
G.  V.  6.  IV.  1854,  daß  die  Teilung  von  WiM 
Reutfeld  und  Weiden  in  Stücke  unter  10  Morg«i: 
(3,60  ha),  von  Ackerfeld  und  Wiesen  unter  V^ 
Morgen  (9  a)  weder  zur  Aufhebung  einer  Ge 
meinschaft  noch  im  W^ege  eines  anderen  (re 
Schaftes  bei  Strafe  der  Mchtigkeit  stattfiodei 
darf.  Eine  Ausnahme  findet  statt  bei  Ver 
einigung  der  abgeteilten  Liegenschaft  mit  dseii 
angrenzenden  Grundstück  des  Erwerbers.  Di< 
Verwaltungsbehörde  kann  1.  auf  Antrag  def 
Gemeinderats  und  Bürgerausschusses  für  eiM 
bestimmte  Gemarkung  das  Verbot  auf  ein 
grüUeres  Maß  erweitem,  2.  in  gleicher  Weise 
ein  bestimmtes  Maß  als  Grenze  der  Teilbarkeit 
für  Garten  und  Rebgelände  festsetien.  S.  iv 
einzelnen  Falle  Nachsicht  von  TorstehendenVeT' 
boten  bewilligen. 

Im  Großhe  rzogtum  Hessen  bestimmt  $  *^ 
des  G.  V.  28,  IX.  1887  unter  Aufhebung  frflhercr 
Gesetze,  dali   eine  Teilung  von  Gmndstftclnl 
nur   insoweit  zulässig  sei,   als   dadurch  keia^ 
Parzelle  Ackerland  unter  10  a,  Wieeland  wW 
|6  a,   Waldungen   unter  50  a  gebildet  wflrde. 
i  Ausnahmen   finden,   abgesehen  von   der  aU^^ 
meinen   Dispensationsbefugnis   der   BegienBift 
,  statt  für  Weinberge,  Gartenland  und  ObetbiW 
I  stücke,  Krautländereien,  Abtretungen  für  (ÜcM* 
\  liehe  Zwecke,  Abtretungen  zu  Hofraiten.  rlr 
1  zusammengele^e  Grundstücke   g^ilt  noch  ^ 
besondere  Bestimmung,  daß  bei  Teilnngen  jeta 
neuen    Grundstücke   eine    zur    freien   Bewirt- 
schaftung ausreichende  Zugftnglichkeit  erhittn 
bleiben  müsse. 
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EIq   Terstftiidig  den  Terschiedenen  wirt-  Von  seinen  Schriften  nennen  wir:  Discoars 

schaftlichen  Zwecken  der  Grundstücke  ent-  sw  le  rehaussement  et  diminution  des  monnayes, 

sprechend    festgesetztes    PÄrzellenminimum  pour  r^pjmse  aux  pan^oxes  du  Sw^ 

befugnis  der  RegeniDg,  '^e  etwa  im  ite-  ^^^^  ^^  ^„(,.  ^^^  Abschlag  der  Müntz/Sk  wie 

nernngsbenrk    Wjeebaden,    dürfte    überall  diesem  allgemeinen  Uebelabznhelffensey 

darduHS  zu  empfehlen  sein.  Hamburg  1624.  —  Leg  six  liyres  de  la  r^publique. 

Litentar:  PrtedrUh  LM,  Die  Aclerverftusung.  *'»™^^'" !  dasselbe  in  lateinischer  üebersetaung 

dUZ^erg«<rtiehafiunddUAu«canderung,l8it.  ?d-T.:  De  republica  libn  VI,  1M6;  dasse  be 

—  PettT  Front  Beickensperger,  Die  Agrar-  m   deutscher   üebersetzung   von  Joh.   Oswaldt 

fm9eau*dtm<U*ichUpunktderNati<»ialökon<mie,  «•  ?1  T- :   Respublica.     Das  ist  grttndtll^e  uad 

dtiPMHk  und  dt.  Recht,  mit  besonderem  Sin-  rechte  Underweysjmfl:  oder  eigentlicher  Bencht. 

Uitke  OHfPtüußen  vnä  die  Rheinprovinz,  Trier  "»   welchem   augfUhrllch   vermeldet    wirdt;   wie 

m7.  —  BemharM,  Vereueh  einer  Kritik  der  nicht  allein  das  Regiment  wol  zu  bestellen,  sonder 

GrOMde.  die  JSr  große*  und  kleine,  Grrtndeigen-  »»ch  in  allerley  Zustandt ...  zu  erhalten  sey  usw.. 

tim  angißlhrt  Verden.  PeterOurg  1848.  —  üchr.  Mwnpelgart  lo92.                                   lAppert. 

de*  Ver.  /.  Sozialpolitik,  Bd.  Sl  (188£),   Bd.  18  

nSS4),  Bd.  61  (1894)-    —    ^-  de  FovtUe,   Le 

»OTteHement,  Pari,  1885.  —  Lujo  Brentano,  JlOIiniiaSe. 

rOerGebundenh^  und  TeO^rk^  ^J«f'-  B.  war  in  der  alten  Zunftverfassung  der. 

t"?!'n^!^:    "^^'.^^•r  ''■'^Yr    *?'  der  ohne  Erlaubnis  selbständig,  aber  heimlich 

^.:ii.  Dez.  189S.  -  B.ZoUa.  U  probljme  de  „beitete.     Berechtigt   zum  sabsttndigen   Ge- 

kdmnon  de  la  proprUterurole,m  V»"  «o«»  Werbebetrieb  waren  nämlich  nnr  die  Zunftmeister 

T^»f       'i-     XT"       ;/^''/    f-^'  nnd  die  von  der  Stadt  konzessionierten  Frei- 

SlT*     i"  -  «%t-»f'»»r!f*'.,'^.*-^r,"'""  meister  (s.d.).   Wer  nicht  Zunftmitglied  werden 

^  fjT  /^«««•2;«"?»>"*"%'"   ^'**™'  oder   eine  Freimeisterstelle  erhalten  oder    als 

^r^AUenburgu  Waruemberg,  Jahrb.  ^  yat..  verheirateter  Geselle  nicht  mehr  im  Hause  des 

Til    _i'  r  l  ^~  T.       7  »    \5*y***'  Meisters  wohnen  konnte,  der  mußte  sich  ohne 

Mmjnerbot    Anerbenreeht  und  Beeehrünkung  Arbeitsbefugnis  durchzuschlagen  suchen.    Aber 

Arftmrtj«*«,«  J«tm  6««^*«»  <f""^^^  seiuLeben  war  ein  höchst  elendes,  von  bestilndiger 

L^,  &rft«  1896.  -  Denbn:hnfi  über  d,e  Unruhe  und  Sorge  erfüUtes.     Er  maßte,  um 

Ä./an,^  «n*rifim«a/pa«eK5  tn  <fer ifA««-  J^^^^^  ^  bekommen,  bUliger  arbeiten  als  der 

f^.p«^ddorf  1895  (nu-httm  Buchhandel).  Zunftmeister,  heimlich,  als  ob  es  eine  Schande 

;:  w^",^"'-  ^T^    •         l  /?r'r""T  w&re.     Daher  werden  die  B.  auch  Heimliche. 

mBknnlande,   .n  ^aaU^»,en,cha/thche  Ar-  widerwärtige,    Ruscher    genannt.      Mitunter 

l^:f»^benfarR,rl^e.,  herouegcg  von  wurden  förmliche  Bgagden  unter  obrlgkeiüicher 

iZSrt'  ^'^'^S  1»S6.- HjJo^ting.  Mitwirkung  von  den  ^nften  veranstaltet  Trotz 

i>^MeutHng.Vejy,Hungu.W,ederbegr,t,,,lunp  ^„^^   Schwierigkeiten   ihrer  St«Uung   sind   die 

lt»S^'  "     *«onrf«r«r  Rucktichi  av/  die  g    ^^^^  ^f^  ^^^^  zahlreich  gewesen^  was  zum 

K^l^  .».  Ä«.V"5*f'.  I^nep  1896.  -  ^eü  darin  seinen  Grund  hatte,  daß  die  Znnft- 

^I«r6«^d«  ländlycl^  GrundbcUe,  ,m  ^^.^^^^  ^^,^34  jfjg^  ^^4^^,^  ^ei  ihnen  arbeiten 

i^    V7'  r- ,  /Tn      •         •';  "eßen.    Die  Versuche  einer  etymologischen  Er- 

*wten«m»  für  Undu>,rUehaft,D„m,nen  und  ^^           ^^^  .^^^^^^  g    ^^  unsicher 

'onun  herausgeg.    von    Prof.    Dr.    AI.    Sermg,  -.  ,^       ^          „  ,          .       ,      , .              ... 
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■'^  pQrteUenwirUchaften   im   Königr.    JSachsen,  _      _        
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f^^f^tUen    für    Industriearbeiter).    —    Für    die  \                              PÄraawafaiiÄr 

fferfirtÄ  kommen  in  Betracht :  Die  Landwirtschaft  ■                              DVneunwuw. 

m  Deutschen  Reich,   Bd.  11t  der  Statistik  des  ^        I.  Allgemeines:!.  Begriff  und  Wesen  der 

f^f^u»chen  Reichs,  Berlin  1898  (gibt  auch  Zahlen  |  B.  2.  Formen,  Ausdehnung  und  Veranlagung  der 

"^^erer  LSnderJ.  —  Cimrad,  Die  Statistik  der  B.    IL   Gesetzgebung:   1.  Deutsches  Reich. 

rirtifkaftHchen  Kultur,  1.  Hälße,  Jena  1904.  I  2.  Oesterreich.    3.  Frankreich.    4.  England. 


W.  WygadziuMkL 


Bodiii,  Jean  (Bodinus,  Joannes), 


I.  Allgemeines. 
1.   Begriff   und  Wesen  der  B.    Wir 

verstehen  unter  B.  im  allgemeinen  die 
Besteuenmg  der  an  der  Börse  abge- 
schlossenen Geschäfte  sowie  all  derjenigen 
Uebertragimgen  von  mobilen  Werten,  die 
sich  an  eine  börsenmäßige  I^handlung 
anschließen.    Die     B.    ist    eine    Verkehrs- 


ftb.  1590  zu  Angers,  gest  1597,  als  Procureur  du 
iii,  ia  Laon. 

Hoehbedeutender  Nationalökonom   der   vor- 
aerkutilistiBchen  Periode,  begabt  mit  uufi^e- 

vftBÜchem  Scharfblick  f&r   die  Ursachen  der  ^t  .  r.  i- 

fiehwaDkongen  der  Geld-  und  Warenpreise  im  i  Steuer.     Wie    bei    allen    Steuern,    so    liegt 
MmBatiottsieitalter.  lauch     der     B.     der     Gedanke     zugrunde, 
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die  einzelwirtschaftliche  [  Steuerkraft  zur 
Leistung  heranzuziehen.  Dies  kann  aber 
auf  verschiedenem  Wege  geschehen,  indem 
entweder  die  wirtschaftliche  Leistungsfähig- 
keit an  der  Quelle  der  Einkommensbildung 
(Ertragssteuern)  oder  nach  Abschluß  des 
Entstehungsprozesses  des  Einkommens  (Ein- 
kommensteuer) oder  nach  einem  Rückschlüsse 
aus  den  Ausgaben  (Aufwandsteuern)  getroffen 
wird.  Neben  diesen  Möglichkeiten  kann  die 
Steuertechnik  auch  die  Leistungsfähigkeit 
dann  ermitteln,  wenn  innerhalb  des 
Bildungsprozesses  des  Einkommens  die 
Vermögenswerte  sich  im  Flusse  des  wirt- 
schaftlichen' Verkehrs  befinden.  Darum  ist 
die  Verkehrsbesteuerung  ein  organisches 
Glied  der  Erwerbsbesteuerung  und  nimmt 
als  solches  eine  Mittelstellung  zwischen  Er- 
trags- und  Einkommensteuern  ein.  Sie  ge- 
langt zur  Wirksamkeit  in  demjenigen  Zeit- 
punkte, wo  das  quantitative  Element  des 
Ertrags  durch  den  wirtschaftlichen  Verkehr 
als  Zwischenglied  in  die  qualitative  Form 
des  Einkommens  übergeht. 

Sobald  wir  diesen  Entwickelungsgang  des 
Erwerbslebens  festhalten  und  an  die  drei- 
fach gegliederte  Erwerbsbesteuerung  an- 
setzen, ist  die  B.  nach  Stellung  und  Be- 
i-echtigung  von  selbst  als  notwendiger  Teil 
des  Verkehrssteuer-Systems  gegeben.  Denn 
der  Verkehr  selbst  ist  in  diesem  Getriebe 
ein  wertbildender  Faktor.  Mit  Hecht  werden 
daher  der  B.  zunächst  alle  Kauf-  und 
anderweiten  Anschaffungsgeschäfte  in  Wert- 
papieren und  börsenmäßig  gehandelten  Waren, 
der  Handel  mit  Geld  und  Geldsorten,  die 
Emissionen  von  Aktien,  Renten-  und  Schuld- 
verschreibungen u.  dgl.  m.  unterworfen.  Der 
Begriff  der  Börse  erzeugt  aber  sofort  im 
wirtschaftlichen  Denken  den  Begriff  des 
Börsengewinnes  und  Börsen  Verlustes.  Der 
Gedanke,  die  Börsengewinne  als  Vorteile 
vermögensrechtlicher  Natur  aus  dem  Spiel 
des  ZufaDs  als  mehr  oder  minder  immeri- 
torischen  Erwerb  einer  Sonderbelastung  zu 
unterwerfen,  war  die  unmittelbare  Folge 
dieser  Begriffsbildung.  Da  nun  aber  der 
Börsengewinn  äußerlich  selten  erkennbar 
und  daher  steuertechnisch  nicht  meßbar 
war,  so  hat  man  sich  genötigt  gesehen,  auf 
die  Funktion  der  Börsensteuer  als  Gewinn- 
steuer in  der  Hauptsache  zu  verzichten.  Nur 
in  einem  Fall©  ließen  sich  außerordentliche 
Gewinne  konstatieren  und  durch  die  Be- 
steuerung treffen,  nämlich  die  Ge^-innste  der 
Lotterielose.  Allein  diese  Konsequenz  hat 
bis  jetzt  keine  Gesetzgebung  gezogen,  man 
hat  sich  vielmehr  auf  den  verkehrssteuer- 
politischen  Standpunkt  gestellt  und  den  Er- 
werb von  Lotterielosen  als  einen  steuer- 
pflichtigen Verkehrsakt  betrachtet,  der  die 
Möglichkeit  eines  Gewinnes  in  Aussicht  stellt 
Und   auf  Grund  dieser  Erwägung  hat  man 


den  Kauf  und  Verkauf  von  Lotterielosen  mit 
einer  Verkehrssteuer  (im  Deutschen  Reich 
20%  des  Wertes)  belastet. 

Allein  bei  der  Börsensteuer  ist  der  reine 
Verkehrssteuer-Charakter  nur  da  vorhanden, 
wo  der  Bankier  und  Kaufmann  Börsengeschäfte 
für  eigene  Rechnung  betreibt.  Wo  indessen 
die  Kontrahenten  nur  imAuf  trage  ihrer  Kunden 
handeln,  da  ist  die  Börsensteuer  nur  insoweit 
Verkehrssteuer,  als  sie  auf  diese  überwälzt 
wird,  werden  kann  und  darf.  Insofern  dies 
nicht  geschieht,  paaren  sich  in  der  Börsensteuer 
mit  den  verkehrssteuerlichen  gewerbs- 
und  einkommensteuerartige  Ele- 
mente. Dagegen  ist  die  Begründung  der 
Börsensteuer  schlechthin  zu  verwerfen,  die  in 
ihr  eine  Art  Strafe  oder  Buße  auf  dem  „un- 
produktiven", sogar  als  unsittlich  betrachteten 
Börsenspiel  erblicken  möchte.  Dies  schließt 
allerdings  nicht  aus,  daß  man  die  Sätze  für 
diese  Börsenumsätze  relativ  hoch  bemessen 
kann. 

2.  Formen,  Ausdehnnng  nnd  Yeran- 
lagnng  der  B.  Der  Ausdruck  „Borsen- 
steuer"^  faßt  den  Begriff  etwas  zu  eng.  Denn 
die  meisten  Gesetzgebungen  dehnen  sie  auch 
auf  diejenigen  börsenmäßigen  oder  börsen- 
ähnlichen Geschäfte  aus,  (ue  außerhalb  der 
Börse  durch  gewerbsmäßige  Händler  abge- 
schlossen werden.  Dies  dient  zur  Sicherung 
der  Abgabe.  Mitunter  besteht  für  solche 
Fälle  eine  Steuerfreiheit  oder  Steuerermäßi- 
gung, wenn  beide  Kontrahenten  keine  be- 
rufsmäßigen Effektenhändler  sind  (Oester- 
reich).  Dadurch  wird  die  Börsensteuer  zu 
einer  allgemeinen  Umsatzsteuer  in  beweg- 
lichen Werten  überhaupt.  Wie  bereits  oben 
hervorgehoben  wurde,  ist  eine  Besteuerung 
der  Börsengewinne  praktisch  nicht  durch- 
führbar. Man  hat  sich  daher  überhaupt 
darauf  beschränkt,  die  formalen  Anhalts- 
punkte steuertechnisch  zu  benutzen,  und  man 
wird  die  (Konjunktur-)  Gewinnbesteuerung 
besser  im  Rahmen  der  Einkommen-  oder  Ver- 
mögenssteuer erfassen  müssen.  Die  Börsen- 
steuer aber  empfängt  damit  das  (Jepräge 
einer  mittelbar  bemessenen  Abgabe,  sie 
zieht  aus  der  Tatsache  des  Umsatzes  an  sich 
einen  Rückschluß  auf  die  einzelwirtschaft- 
liche Leistungsfähigkeit  und  das  Einkommen, 
aus  dem  in  letzter  Linie,  wenngleich  aus  dessen 
mehr  unperiodischen  Bestandteilen,  auch 
sie  zu  erlegen  ist.  Ob  und  wie  weit  dieser 
Schluß  den  tatsächlichen  Verhältnissen  ent- 
spricht, bleibt  ebenso  ungewiß  wie  die  Kon- 
klusion von  dem  Verbrauch  auf  die  Steuer- 
kraft bei  den  Aufwandsteuern;  jedenfalls 
ist  er  ebenso  beschränkt  richtig. 

Das  Steuersubjekt  ist  bei  der  B.  die- 
jenige Person,  für  deren  einzelwirtschaft- 
lichen Betrieb  der  Verkehrsakt  erfolgt. 
Dies  werden  regelmäßig  die  beiden  Kon- 
trahenten sein,  die  das  Geschäft  abschließen. 


Borsensteuer 
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Sehr  häufig  sind  Steuerzahler  und  Steuer- 
träger verschiedene  Personen,  indem  der 
Vermittler  des  Geschäfts,  der  Makler,  Kom- 
missionär u.  dgl.  m.  zunächst  die  fällige 
Steuer  auslegt  und  sie  dann  auf  den  eigent- 
lichen Leistungspflichtigen  abwälzt.  Die 
Steuer^uelle  ist  die  in  dem  Verkehrsakt 
piäsunuerte  wirtschaftliche  Kraft,  indem  an- 
genommen wird,  daß  durch  ihn  die  Bildung 
des  Einkommens  gefördert  wird.  Diese  Vor- 
aussetzung macht  den  Akt  des  Umsatzes 
selbst  zum  Steuerobjekt,  und  die  spezielle 
Geartung  der  Verkehrshandlung  bilaet  die 
Grundlage  für  die  Abstufung  der  Steuer- 
pflicht. Das  einzelne  Geschäft  bildet  den 
formalen  Anhaltspunkt  für  die  Steuer.  Daraus 
folgt  auch,  daß  der  Steuerfuß  kein  einheit- 
licher Satz  sein  darf,  sondern  eine  Quote 
darstellen  soll,  die  sich  auf  die  Steuereinheit 
bezieht  und  mit  der  Größe  des  Umsatzes 
steigt  und  fällt. 

Die  hauptsächlichste  Erhebungsform  der 
B.  ist  die  Stempelform  (Abstempelung 
oder  Benutzung  von  Stempelmarken  imd 
Stempelbogen).  Bei  weitem  seltener  ist  die 
direkte  Hebung. 

Die  B.  kann  sein: 

1.  eine  Emissionssteuer.  Diese  stellt 
sich  dar  als  eine  Quotenabgabe  bei  der  Aus- 
gabe vonWertpapieren  (Aktien,Anteilscheinen, 
Obligationen  etc.)  und  wird  bemessen  nach 
der  Höhe  des  emittierten  Kapitalbetrages. 
Die  aus  dem  Ausland  eingebrachten  Effekten 
werden  bei  der  Einbringung  versteuert.  Die 
inländischen  Emissionen  genießen  häufig  vor 
den  ausländischen  eine  Steuerbegünstigung. 
Bei  diesen  ist  meist  der  Erwerber,  bei  jenen 
der  Emittent  der  Steuerzahler,  der  die  aus- 
gelegte Steuer  auf  seine  Abnehmer  abwälzt. 

2.  eine  Wertübertragungssteuer 
oder  allgemeine  Umsatzsteuer.  Sie  wird 
von  jedem  Umsatz  mobiler  Werte  erhoben 
und  trifft  die  Kauf-  imd  anderweiten  An- 
schaffungsgeschäfte teils  mit  Beschränkung 
auf  eigentüche  Börsenwerte,  teils  mit  Aus- 
dehnung auch  auf  alle  usancemäßig  gehandel- 
ten Waren  (Produktenbörse).  Die  Umsatz- 
steuer wird  meist  auf  gewisse  Einheiten  be- 
rechnet („börsenmäßigen  Schluß"),  d.  h.  auf 
eine  bestimmte  Zahl  der  Gegenstände  z.  B. 
25  oder  50  Stück,  oder  eine  bestimmte  Gnmd- 
summe,  z.  B.  5000  M.  Sie  ist  in  der  Regel 
eine  Prozentabgabe. 

3.  eine  Schlußnotensteuer.  Zur 
Sicherung  derB.  besteht  bisweilen  die  ver- 
bindliche Vorschrift,  über  jedes  auf  der 
Börse  oder  börsenmäßig  abgeschlossene  Ge- 
schäft eine  dies  dartuende  Urkimde  auszu- 
fertigen. Dieses  Dokument  ist  der  Schluß- 
zettel oder  die  Schluß note  und  die  Vor- 
schrift, alle  Geschäfte  in  dieser  Weise  zu 
beurkunden,  das  Prinzip  des  Schlußnoten- 
zwanges.   Der  in  der  Schlußnote  gefertigte 


Wertbetrag  ist  dann  Gegenstand  der  Steuer- 
veranlagung, die  Steuer  selbst  ein  meist  vom 
Tausend  berechneter  Quotenanteil.  Die  dem 
Schlußnotenzwang  unterworfenen  Geschäfte- 
sind  im  Gesetz  genau  verzeichnet,  wenn  sich 
derselbe  nicht  auf  alle  Transaktionen  de& 
Börsenverkehrs  erstreckt. 

4.  eine  Kontingentierungssteuer. 
Es  würde  nach  den  statistisch  bemeßbaren 
Jahresumsätzen  für  jede  einzelne  Börse  eine 
jährliche  Pauschalsumme  (Abfindung,  Abonne- 
ment) festgesetzt  und  auf  die  einzelnen  Be- 
sucher der  Börse  nach  ihrem  Börsenverkehr 
von  einem  Ausschuß  repartiert  werden. 
Hingegen  hat  man  auf  die  Gefahr  der  im- 
gerechten  Umlegung  auf  die  einzelnen  Börsen- 
besucher hingewiesen.  Ebenso  würde  das 
Prinzip  der  Verkehrssteuer,  auf  der  die  Be- 
rechtigung ruht,  durchbrochen.  Dieser  Vor- 
schlag ist  bis  jetzt  noch  nirgends  durch- 
geführt worden. 

5.  eine  Lotteriesteuer,  d.  h.  eine 
Abgabe  von  den  ausgegebenen  Lotterielosen. 
Sie  stellt  eine  reine  Verkehrssteuer  dar  und 
erstreckt  sich  daher  auf  den  Verkehr  mit 
Losen,  trifft  aber  nicht  als  Gewinnsteuer  die 
Lotteriegewinne. 

Die  Kontrollen  zur  Sicherung  des  Ein- 
gangs der  B.  sind  mit  großen  Schwierig- 
keiten verbunden,  weil  die  mobile  Natur  der 
Börsengeschäfte  eine  wirksame  üeberwachung^ 
erheblich  erschwert  Man  hat  vor  allem  in 
den  neueren  Gesetzen  versucht,  die  B.  durch, 
den  „Schlußnote  nzwang''zusichem,und 
daher  teils  den  Nichtgebrauch  von  Schluß- 
zetteln unter  Strafe  gestellt  oder  die  Klag- 
barkeit der  Börseuabschlüsse  von  der  vor- 
handenen Ausstellung  dieser  Dokumente  ab- 
hängig gemacht.  Ein  anderes  Kontrollmittel 
wäre  der  Registrierungszwang  aller 
Börsengeschäfte,  d.  h.  die  Verpflichtung, 
diese,  nach  Analogie  des  französischen 
Enregistrement,  in  ein  von  der  Steuerbehörde 
oder  von  dem  einzelnen  Geschäftsmann  ge- 
führtes Register,  das  jederzeit  kontrollierbar 
wäre,  einzutragen.  Der  erstere  Fall  wäre 
insbesondere  dann  nicht  von  der  Hand  zu 
weisen,  wenn  die  Steuerbehörde  im  Börsen- 
gebäude eine  Amtsstelle  hat.  Von  Bedeutung^ 
für  die  Kontrolle  wäre  endlich  die  statuten- 
mäßige Vorschrift,  daß  alle  Kassageschäfte 
durch  zentrale  Abrechnungshäuser  zu  er- 
ledigen, während  die  Zeitgeschäfte  an  ge- 
wissen Liquidationstagen  durch  einen  Liqui- 
dationsausschuß zu  bewirken  sind  (s.  d.  folg. 
Art  „Börsen  wesen").  In  beiden  Fällen  hätte  die 
Abgleichung  bei  den  einschlägigen  Stelleu 
eine  obligatorische  zu  sein,  die  Umgehung 
müßte  unter  Strafe  gestellt  werden. 

IL  Gesetz^ebuDg. 

1.  Deutsches  Reich.  Die  deutsche  Reichs- 
gesetzgebung  hat  durch  G.  v.  l./VII.  1881  die 
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an  der  BOrse  abgeschlossenen  Geschäfte  bestevert, 
indem  sie  anf  den  Umsatz  Ton  Aktien,  Benten- 
nnd  SehnldTerschreibnngen ,  dann  amf  Schloß- 
noten  und  Rechnungen  und  endlich  anf  Lotterie- 
lose einen  dreifachen  Stempel  legte.  Der  erste 
dieser  Stempel,  der  Emissionssteropel,  wurde  nach 
•der  Höhe  des  (iegenstandes  bemessen  und  betrug 
ftlr  inländische  und  ausländische  Aktien  5®/oo, 
fOr  inländische  und  ausländische  Renten-  und 
^huld?erschreibunffen  2^00  und  für  inländische 
Renten-  und  Schmdyerschreibungen ,  die  mit 
staatlicher  Genehmigung  von  Gemeinden,  Ge- 
meindeyerbänden  usf.  ausgegeben  werden,  1  %o* 
Die  Lotterielose  hatten  ö%  zu  entrichten.  Da- 
:^e^n  wurden  die  eigentlichen  Börsenumsätze 
m  Effekten  und  Waren  von  einem  Fixstempel 
getroffen,  insofern  über  den  Abschluß  des  Ge- 
schäftes Schlußnoten  und  Rechnungen  vorlagen. 
Auf  Schlußnoten  war  bei  Bargeschäften  ein 
Stempel  von  0,20  M.,  bei  Zeitgeschäften  ein 
solcher  von  1  M.  gelegt.  Rechnungen,  Konto- 
korrente und  ähnliches  hatten  gleichfalls  einen 
Stempel  von  0,20  M.  zu  zahlen.  Nach  der  Novelle 
V.  29. /y.  188Ö  ist  nicht  das  Dokument,  in  dem 
der  Geschäftsabschluß  in  Erscheinung  kommt, 
sondern  der  Geschäftsabschluß  als  solcher 
steuerpflichtig.  Die  steuerpflichtigen  Geschäfts- 
abschlüsse zerfallen  in  solche  in  ausländischen 
Banknoten,  ausländischem  Papiergeld  und  aus- 
ländischen Geldsorten  sowie  in  allen  Sorten 
von  Wertpapieren  inländischen  und  ausländischen 
Ursprungs,  und  andererseits  in  solche  in  Waren, 
•die  börsenmäüifi^  gehandelt  werden  und  zwar 
unter  Zugrundelegung  von  Usancen  der  Börse. 
Die  Abschlüsse  werden  durch  den  „Schlußnoten- 
zwang" evident  gehalten  und  kontrolliert.  Die 
Stenerform  war  der  Stempel,  und  die  Steuersätze 
betrugen  Vio®/oo  bei  Effektenumsätzen,  '/io®/oo 
bei  Warenumsätzen. 

Die  B.  wurde  dann  durch  G.  v.  27./IV.  1894 
neu  geregelt  und  durch  G.  v.  14./VI.  1900  im 
Zusammenhang  mit  einer  großen  Flotten  vorläge 
weiter  ausgebaut  und  in  den  Sätzen  mehrfach 
■erhöht.  Damach  sind  steuerpflichtig  die  Umsätze 
in  Aktien,  Kuxen,  Renten-  und  Schuldverschrei- 
bungen, dann  die  Kauf-  und  sonstigen  An- 
schaffungsgeschäfte, die  Lotterielose  und  Schiffs- 
frachturkunden. Die  Umsätze  in  Aktien,  Renten- 
und  Schuldverschreibungen  sind  der  Emis- 
sionssteuer unterworfen,  die  bei  Aktien, 
Aktienanteilsscheinen  und  Interimsscheinen  über 
Einzahlungen  auf  diese  Wertpapiere  2%  von 
inländischen  und  2^/}%  '^on  ausländischen  be- 
trägt, wenn  diese  im  Inlande  ausgehändigt, 
veräußert,  verpfändet  usw.  werden.  Kuxe  (An- 
teilscheine gewerkschaftlich  betriebener  Berg- 
werke) werden  mit  1  %  und  einer  festen  Abgabe 
von  1,50  M.  für  jede  Urkunde  besteuert.  In- 
ländische Aktien  solcher  Gesellschaften,  die  aus- 
schließlich gemeinnützigen  Zwecken  dienen,  die 
Kapitaleinlagen  höchstens  zu  4®/o  verzinsen,  bei 
Auflösung  nur  den  Nennwert  der  Anteile  zu- 
sichern, den  etwaigen  Rest  des  Gesellschafts- 
vermögens gemeinnützigen  Zwecken  zuwenden 
und  überhaupt  für  die  minderbemittelten  Volks- 
klassen bestimmt  sind,  bleiben  von  der  Ab- 
gabe frei. 

Inländische  Renten-  und  Schuldverschrei- 
bungen und  solche  Obligationen  ausländischer 
Staaten  und  Eisenbahngesellschaften  im  inländi- 
schen Yerkehrsakt  werden  mit  6*/oo  und  Schuld- 


verschreibungen anderer  ausländischer  Erwerbs- 
ffesellschaften  werden  mit  1%  besteuert.  Deutsche 
Reichs-  und  Staatsanleihen  sowie  die  nach  G.  v. 
8./yi.  1871  abgestempelten  ausländischen  Inhaber- 
papiere auf  Prämien  bleiben  steuerfrei. 

Die  Kauf-  und  sonstigen  Anschaffungsge- 
schäfte unterliegen  einer  Umsatzsteuer,  der 
Schlußnotensteuer.  Sie  wird  von  allen  Ge- 
schäften mit  ausländischen  Banknoten,  Papier- 
geld und  Geldsorten  sowie  von  in-  und  aus- 
ländischen Schuldverschreibungen  mit  */io^/oo 
und  von  Kuxscheinen  mit  1  ^/oo  erhoben.  Sonstige 
Wertpapiere  werden  mit  '/io7oo  besteuert.  Hier 
sind  teilweise  Ermäßigungen  zugelassen.  Ferner 
ist  von  Kauf-  und  sonstigen  Anschaffungsge- 
schäften, die  nach  börsenmäßigen  Usancen  über 
Meufi^en  von  Waren,  die  börsenmäßig  gehandelt 
werden,  abgeschlossen  werdeiL  ein  Scnlußstempel 
von  */io**/oo  «u  entrichten.  Von  der  Steuer  be- 
freit sind  Waren,  die  von  dem  einen  Kontra- 
henten im  Inland  hergestellt  sind,  die  von 
Hvpotheken-  und  Bodenkreditanstalten  als  Dar- 
lehensvalnta  ausgereichten  Pfandbriefe,  die  Kon- 
tantgeschäfte ü^r  ausländische  Banknoten,  Pa- 
piergeld, Geldsorten  und  ungemünztes  Gold  und 
Silber  und  die  zur  Versicherung  von  Wertpapieren 
gegen  Veriosung  geschlossenen  Geschäfte. 

Die  Lose  ößntlicher  Lotterieen  und  die  Aus- 
weise über  Spieleiulagen  bei  öffentlichen  Aus- 
spielungen von  Geld  und  anderen  Gewinnsten 
sowie  die  Wetteinsätze  bei  öffentlichen  Pferde- 
rennen und  ähnlichen  Gelegenheiten  sind  mit 
20  ^/q  bei  inländischen  und  mit  25%  bei  aus- 
ländischen Spieluntemehmungen  für  die  gesamte 
planmäßige  Anzahl  der  Lose  oder  Ausweise  zu 
oesteuem.  Steuerzahler  ist  bei  inländischen 
Lotterieen  deren  Veranstalter  und  bei  ausländi- 
schen der  Einführer  der  Lose.  Die  Auflage  ist 
vor  dem  Vertrieb  durch  direkte  Zahlung  vom 
Nennwert  sämtlicher  Lose  zu  entrichten.  Von 
dieser  Abgabe  sind  befreit  die  Lose  der  von  den 
zuständigen  Behörden  genehmigten  Ausspie- 
lungen und  Lotterieen,  sofern  der  Gesamtpreis 
der  Lose  einer  Ausspielung  100  M.  und  bei 
Ausspielun^n  zu  ausschliSlich  mildtätigen 
Zwecken  die  Summe  von  25000  M.  nicht  über- 
steigt. Auf  die  Staatslotterieen  deutscher  Bundes- 
staaten finden  diese  Bestimmungen  keine  An- 
wenduni^. 

Schiffs  fr  achturkun  den  (Konossemente) 
im  Schiffsverkehr  zwischen  inländischen  und 
ausländischen  See-  bzw.  Flußhäfen  werden  mit 
1  M.  von  der  einzelneu  Urkunde  besteuert. 
Dieser  Satz  ist  auf  0,10  M.  ermäßigt  für  den 
Verkehr  zwischen  inländischen  und  ausländi- 
schen Hafenplätzen  an  der  Nord-  und  Ostsee, 
des  Kanals  oder  der  norwegischen  Küste. 

Der  Ertrag  der  Börsensteuer  belief  sich  auf 
folgende  Summen: 

pro  Kopf  der 
Bevölkerung 
MiU.  M,  M. 

1882—86  14682  0,32 

1887—91  26351  0,54 

1892-96  37  375  ^,72 

1897—1901        58695  1,06 

1902  78438  1,35 

1903  73  loi  1,24 

2.  Oesterreich«  Nach  mehrfachen  Anläufen 
kam  das  G.  v.  18./IX.  1892  zustande,  das  eine 
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Effektenumsatzsteuer  für  Oesterreich 
schuf  und  durch  G.  v.  9./III.  1897  in  verschie- 
denen Punkten  verschärft  wurde  und  die  aus- 
gesprochene Tendenz  verkörpert,  den  sog.  mühe- 
losen Gewinn  der  Börse  zu  erfassen.  Gegenstand 
der  Besteuerung  ist  jeder  Umsatz  von  Effekten 
and  zwar  in  jeder  Art  und  jeder  Form,  sei  es 
auf  der  Börse  oder  sei  es  außerhalb  dieser. 
Geschäfte,  aus  denen  ein  Umsatz  nicht  hervor- 
geht, sowie  Kaufs-  und  Verkaufsgeschäfte  aulier- 
Salb  der  Börse  zwischen  zwei  Nichteifekten- 
händlem  sind  von  der  Steuer  frei.  Steuersubjekt 
ist  bei  Börsengeschäften,  die  durch  ein  offizielles 
Arran^ementbureau  abgeschlossen  werden,  jeder 
der  beiden  Kontrahenten,  bei  direkten  Geschäften 
der  Ablieferer,  bei  außerhalb  der  Börse  geschlos- 
senen Kostgeschäften  der  Kostgeber,  event.  der 
Kostnehmer,  bei  außerhalb  der  Börse  abgeschlos- 
senen Kauf-,  Verkaufs-  und  Lieferungsverträgen 
der  dabei  tätige  Kaufmann,  bei  zwei  Kaufleuten 
der  Verkäufer.  Ausgenommen  von  der  Umsatz- 
steuer ist  der  bereits  anderweitig  besteuerte 
Umsatz  von  inländischen  Wechseln  und  kauf- 
männischen Anweisungen,  sowie  derjenip^en  von 
Valuten  und  Devisen.  Die  Steuereinheit  bildet 
der  „börsenmäßige  Schluß-',  d.  h.  in  der  Regel 
25  Stück  oder  10  000  Kr.  Nominalwert  eines  Wert- 
papiers, oder  ein  Geldumsatz  von  10000  Kr.  Der 
Steuersatz  beträgt  für  jeden  Schlnß  bei  Ge- 
schäften in  Dividendenpapieren  und  Prämien- 
schuldverschreibungen mit  Ausnahme  der  Staats- 
prämienanlehen  1  Kr.,  bei  allen  übrigen  40  h. 
Bei  Umsatzgeschäften  außerhalb  der  Börse  in 
inländischen  Kffekten  bis  zum  Nominalbetrage 
von  1000  Kr.  wird  die  Steuer  von  40  auf  10  h 
nnd  bei  Geschäften  dieser  Art  in  inländischen 
Prämienschuldverschreibungen  im  Betrage  bis 
200  Kr.  wird  sie  von  1  Kr.  auf  20  h  Tierab- 
gesetzt. 

3.  Frankreich.  Durch  den  Dimensions- 
stempel (G.  v.  13.  Brumaire  J.  VII)  waren  alle 
Rechnungsauszüge,  Schlußakten  und  deren  Er- 
satzmittel« die  von  Geschäftsvermittlern  an  der 
Börse  zur  Buchung  des  Geschäftsabschlusses 
oder  der  Ausführung  eines  Auftrags  ausgestellt 
wurden,  einer  Steuer  unterworfen.  Diese  Ab- 
gabe war  von  allen  Schriftstücken  ohne  Rück- 
sicht auf  die  Art  der  Geschäfte  fällig.  Doch 
gebrach  es  stets  der  Verwaltung  an  den  not- 
wendigen Handhaben  für  Kontrolle  nnd  Sicher- 
stellnng  der  Steuer.  Infolgedessen  hat  man  ver- 
schiedene Versuche  angestellt,  die  Erhebung  zu 
regeln  und  Strafen  für  die  Hinterziehung  fest- 
zusetzen. In  der  Hauptsache  ohne  Erfolg.  Erst 
mit  der  Vorlage  des  Budgets  für  1893  griff  man 
auf  eine  B.  zurück,  da  man  neue  Mittel  für  den 
durch  die  Reform  aer  Getränkestenem  bedingten 
Ausfall  aufbringen  mußte.  Die  Getränkesteuer- 
reform, die  vom  Budget  getrennt  wurde,  wurde 
erst  durch  G.  v.  29./12.  1900  gelöst,  während 
die  B.  bereits  1893  zum  Gesetz  erhoben  wurde 
(G.  V.  28./IV.  1893). 

Dieses  bestimmt,  daß  jedes  Börsengeschäft, 
das  den  Kauf  oder  Verkauf  von  Börsenwerteu 
in  jeglicher  Gestalt  oder  jeglichem  Umfang  ver- 
mittelt, dem  Schlußnotenzwang  unterliegt. 
Der  Schlußnotenstempel  (Bordereau)  beträgt 
5  Cts.  für  1000  Fr.  oder  für  einen  Bruchteil 
vom  Tausend.  Reportgeschäfte  zahlen  die  Hälfte. 
Diese  Abgabe  ist  nicht  dem  Zuschlagszehntel 
unterworfen.    Durch  G.  v.  29  /XII.  1895  wurde 
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der  Steuersatz  für  Geschäfte  in  französischer 
Rente  auf  Vi  der  sonstigen  Höhe  ermäßigt. 
Außerdem  wird  eine  Emissionssteuer  von 
Aktien  und  Obligationen  französischer  Gesell- 
schaften, Departements,  Gemeinden,  öffentlicher 
Anstalten,  ausländischer  Gesellschaften  und 
Regierungen  eingezogen,  die  bei  inländischen 
Effekten  1,20  ^/^  und  0,75%  bei  ausländischen 
bis  zu  einem  Nennbetrag  von  500  Frcs.  und 
1,50%  für  jedes  weitere  Tausend  oder  Bruch- 
teile davon  beträgt.  Endlich  haben  alle  Arten 
von  Wertpapieren  —  mit  Ausnahme  der  fran- 
zösischen Staatspapiere  —  eine  Umsatzsteuer 
(droit  de  transmission)  zu  erlegen,  die  bei  Namens- 
papieren, bei  jeder  Umschreibung  vom  Emit- 
tenten mit  V«%  <ies  Kurswertes,  bei  Inhaber- 
Sapieren  im  Jahresabonnement  mit  75%  ^^ 
urchschnittlichen,  vorjährigen  Kurswertes  des 
emittierten  Kapitals  gleichfalls  vom  Emittenten 
erhoben  wird. 

4.  England  besteuert  die  Schlußzettel  mit 

einem  Fixstempel  von  1  d  und  die  sonstigen 

Uebertragungen  von  Kapitalien  mit  2V2  sh  für 

je  100  £  durch  einen  Wertstempel,  insofern 

über   diese   eine   förmliche  Urkunde   errichtet 

ist.    Eine  eigentliche  B.  fehlt. 
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Börsenwesen. 

1.  Begriff,  Name  und  Entstehung  der  Börsen ; 
Arten  von  Börsen;  Verbreitung  und  Bedeutung 
derselben.  2.  Rechtliche  Stellung  der  Börsen. 
3.  Organisation  der  Börsen.  4.  Zulassung  von 
Wertpapieren  zum  Börsenhandel  und  zur  Notiz, 
!  5.  Börsengeschäfte.  6.  Festsetzung  der  Preise 
bezw.  Kurse  für  die  Kassa-  und  Termingeschäfte ; 
Art  der  Preisnotierung;  die  Feststellung  der 
Lieferungsqualität.  7.  Abwickelung  der  Termin- 
geschäfte. 8.  Maklerbanken,  Einschußsystem  und 
Liquidationskassen.   9.  Beurteilung  der  Termin- 


gesehäfte  imd  Gesetzgebung  inbetreff  derselbeti. 
10.  Das  Eüiümis^ionsgeschÄft  nud  der  BGrseti- 
bandel    iL  Die  Znkuiift  der  Böree. 

1.  Begrifl  Xame  und  Entstehung  dür 
Börsen :  Arten  der  Bürf^en :  VerUreitung 
und  Bedeutung  der**elben.  Die  Böi'^e  ist 
mn  oigei>gpai'teter  Maikt :  rait  jedem  Markt 
liat  sie  gemeinsam ,  daB  eine  viellieit  %'ou 
Käufern  imd  Verkäufern  2U  gleicher  Zeit 
sich  treffen  und  mitemauder  Geschiifte  hu 
inaciieu  siieheu  :  Üiro  Besonderheit  aber  liegt 
darifi,  daß  nicht,  wie  auf  anderen  Märkten, 
die  Ware  selbst  in  den  entsprechenden 
Men gen verh all ni Seen  c^der  Muster  dereelhen 
aufti-eten:  man  kauft  und  verkauft  an  der 
B^^rse  nicht  vorgezeiple  Mengen  Kaffee  oder 
Weisen,  auch  nicht  bestimmte  mitgebmchte 
Stücke  und  Numraeru  eines  Wert]>apieres, 
sondern  best i nun te  QuantitTtten  eines  Tj^iiiis 
solcher  gar  nicht  im  Br»rsemiium  befindJichen 
Waren  und  EtTekten,  also  z.  B,  so  imd  so 
viel  Hektoliter  Roggen,  der  g^uud,  gut, 
tim-ken,  frei  von  Dai  rgerudi  ist  und  wenig- 
stens 712  g  per  Liter  wiegte  m  und  so  viel 
Ztr,  Santoskaffee  von  guter  DurchKchuitts- 
•|ualitlt,  so  und  m  viel  Tausend  italieniBche 
4*^wige  Rente.  Die  ^\'aren,  welche  den 
Oegenstand  dos  Borscnhaiidels  bilden,  müssen 
ftlstj  fungittel  otler  verlrctbai*  sein. 

Die  Verknüidung  der  Gattungswam  mit 
dem  Markt  ist  süuacth  das  wesenthche  Chai-ak- 
tcristikum  frtr  die  B<jrse.  Der  Geuviskauf 
kommt  zwar  auch  außerhalb  der  B<;>rse  häufig 
vor,  &o  namentlich  der  Kauf  von  Wertpai)ieren 
lieim  Bankier,  aber  die  Wechselstube  des 
Bankiers  ist  keine  Büi-se,  weil  ihr  das  gleich- 
zeitige ZusammentrelTen  einer  Mehrheit  von 
Käufern  und  Verkäufern,  das  Merkmal  des 
Marktes,  fehlt. 

Börse,  sagen  wir  also,  ist  eine  au  einem 
l>estimmten  Ort  zu  einer  bestimmten  Zeit 
i^egehüäBig  gtalttiade^de  Vei-sammluog  von 
Personen,  welche  in  der  Hauptsache  den 
Kauf  und  Verkauf  von  nicht  präsenten  ver- 
tretkiren  Tauschgütern  (Ueldsorten,  Wech- 
seln, kurEfnstigea  Darleho  otler  ^.täglichem 
Geld-*,  ElTektcu,  fungibelen  oder  fimgibel 
gern  achten  Waren)  bezweckt. 

Da  tlie  BT^rse  eine  git)ße  Zalil  von  6e- 
fichäftsleiiten  zu  bestimmten  T^esstunden 
Äusammeiiführt,  ist  natürlich  die  Möglichkeit 
gii?gelxMj^  auch  noch  andere  mit  dem  Handel 
zusammenhängende  Geschäfte  einzuliedehen ; 
i'in  Beispiel  dafür  gibt  Hamburg,  wo  auch 
Ijcute  die  Boi>e  bestjchen,die  Versicherungen 
untl  Speditioufigeschäfte  abschliejien ,  Em- 
bfdlage,  Filsser"  und  Site ke  verleihen,  ja  wo  sf> 
ptr  Hechtsanwälte  sich  ointtudeu,  um  mit  ilimn 
Kunden  öieh  zw  bespn^^chen. 

Wie  der  An*».lruLk  Markt  in  yem-biedeiien 
Bt^ziebungun  gcbrnnchr  winb  wo  ist  e&  naUirlirii 
audi  mit  dem  Ausdruck  Börse  der  Full;  bidd 
ha{  mjin  die  (ie»!unibeit  dtr  aa  der  Jiurae  ver- 


kehrenden Leute  im  Auge,  bald  das  Gebäude 
ader  den  Plat«,  wo  der  Verkehr  aitih  abspielt, 
bald  die  GeBamtheit  der  Ge&i  hilft e  bezw.  den 
Preisstand  eiues  ß(5rsentagea  (die  Börse  war 
heute  liftu,  gedrückt,  tfing  zurllek  usw.).  bald 
die  Zeitdauer  eines  Bürseatn^es  I  gegen  Ende 
der  Bürse  fielen  die  Karsei* 

Der  oben  entwickelte  Begriff  der  Börse  er- 
jächernt  mir  vom  Tolkawirtsebaftlichea  8taDd- 
puukt  ans  als  braaebbar  and  entspricht  auc'h 
der  geschieht  liehen  Entwickeltiiig  der  Börseu. 
Dali   Börse   mid   Markt    sieb    in   etwus   unier* 

I  ftcheideumüsseu,  wi rd  niem oad  beji w eif ein  wedle u; 
e*  füllt  niemand  ein,  einen  VieUmarkt,  Wojl- 
nmrkt,  eine  Getreidescbraiiuej  ein  tu  Viktualieu- 

i  markt,  eine  Lederrnease  ixsw.  Rürse  zn  nenueu; 
vielmehr  ist  jedernjanu   der  Meinung,   daß  die 

I  Bijrse  in  etwas  von  dem  gewvhulkbeii  Markt 
abweichen  müsse;  dieses  etwa!*  liegt  m.  E.  im 
dem  UattiLngsebafmkter  der  gebändelten  Ware. 
Wenn  AVe r m a  t  h  das aasscblai^gebende  Moment 
der  Börse  „in  der  wirtscbaftliehen  BedentntJg^ 
der  Zusammenkünfte,  name&tlich  in  ihrer  £iii^ 
Wirkung  auf  die  Preis bddn.ug  in  einen*  «"eiteren 
Wirtsehaftsgebiete,  über  den  engeren  Kreis  der 
Teilnehmer  binans"*  »eben  will,  so  ist  damit 
eine  Abgrenzung  absolut  nicbt  raugUcb;  die 
Mftucbener  Getreideadi ranne  wilre  danarb  sicher 
eine  Börse ,  während  die  auf^drücklich  als  solche 
in  Preußen  anerkannten  Börsen  Tfm  Gleiwitz. 
Grimmen  und  viele  andere  kaum  mehr  so  ge- 
nannt werden  dürften.  Und  selbst  wenn  W'ermüth 

l  hierbei  eine  kaufmännische  Vereiaignnn;  \ m 

i  Äuge  bat,  bleibt  docb  die  Frage  scüwer  jsn 
entscheiden.    Andere  Definitiunen   sind  so  lui- 

'  bestimmt,  daß  nichts  mit  ihnen  anzufangen  isL 
Der  Sprachgebrauch  ist  freilich  bestrebt,  den 
Tolk?? wirtschaftlichen  Begriff  Bürse  etwas  m 
verwischen;  dadnrch  darf  man  mdi  aber  für 
wissensc  haftliche  Zwecke  nicht  irrem  weben 
lassen;  so  kann  es  sehr  wohl  sein,  driU  der 
bursenm fluide  Handel  und  der  Handel  mit 
präsenten  individuellen  Waren  nebeneinander 
herläuft  und  auf  den  ganzen  Verkehr  dieser 
Art  dann  der  Ausdruck  Börse  angewandt  wird; 
besonders  nahe  ivtrd  es  gelegen  E^ein,  den  Ani- 
driicik  Bßrse  £U  gebrancben^  wenn  auf  einem 
Markt  nach  prüsenten  Mugtem  und  Proben  ce* 
kauft  wird  und  dieser  Verkehr  auch  iji  den 
Ränraea  der  Burse  sieh  abwickelt  (Beispiel  j 
Berliner  Frühbiirsei;  der  Kauf  nach  Muster  ist 
und  bleibt  aber  individueller  Kauf,  und  ein 
Markt  dieser  Art  ist  und  bleibt  Markt,  ist  aber 
keine  ßftrse.  Wenn  mancbe  Provinzbürsen  über- 
haupt nur  den  Handel  nach  Mustern  und  Proben 
kennen,  so  wäre  es  besser,  sie  nicht  Bür*ie  jgu 
nennen.  Ebenso  kann  es  für  Wissenschaft  liebe 
Zwecke  «u  nichts  füiiren,  wenn  man  dem  Spracli' 
gebrauch  folgen  wollte,  insofern  er  von  einer 
ArbeitsbUrse,  Musikerbörse,  ArtisteulMirne  u.  d^L 
spricht;  e?5  bandelt  sich  hier  um  Veran^f  "  ir, 
welche  zwar  auch  AngelK>t   und  ^a*  ;  - 

sanimenbringen  bezw.  ihr  ZusÄmmciiit- n. ,,  ^^r- 
mittehi,  auch  ist  eine  gewisse  Vertretbarkeit 
vorhanden ;  wer  einen  Lohnarbeiter  oder  i?cblo<?ier 
sucht t  verlangt  zwar  gewisse  Qimlitiiteu,  ah^r 
es  ist  ibm  eleicbgültig^  ob  er  A  oder  H  beÜit, 
so  oder  anders  aussieht  usw.  Allein  tlie  Ver- 
mittlung von  Arbeit  ist  doch  keine  Bilrse  im 
Volkswirt sebaftlichen  Sinne.  Der  Beaufl ragte 
kauft  und  verkauft  nichts^  er  sagt>  nur:  da  ist 
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ein  Arbeiter  oder  eine  Arbeitsstelle;  das  Kauf- 
geschäft bezüglich  der  Arbeit  vollzieht  sich  erst 
beim  Unternehmer;  es  fehlt  der  Abschluß  von 
Kaufgeschäften  auf  dem  Markt  selbst,  ja  das 
persönliche  gleichzeitige  Getenübertreten  einer 
Mehrheit  von  Käufern  und  Verkäufern.  In 
Deutschland  ist  es  übrigens  auch  gar  nicht  sehr 
üblich,  dem  von  Molinari  aufgebrachten 
Schlagwort  bourse  de  travail  folgend,  von 
Arbeitsbörsen  zu  sprechen. 

SchlieOlich  ist  selbstverständlich,  daß  auch 
Börse  im  Keehtssinn  sich  nicht  schlechtweg  mit 
dem  volkswirtschaftlichen  Begriff  zu  decken 
braucht ;  der  Gresetzgeber  kann  für  seine  Zwecke 
einen  besonderen  Begriff  aufstellen  oder  doch 
den  volkswirtschaftlichen  Begriff  einengen,  in- 
dem er  die  Börse  z.  B.  als  Börse  im  Rechtssiun 
nur  gelten  läßt,  wenn  sie  staatlich  genehmigt 
ist  oder  bestimmte  Börseneinrichtungen  besitzt. 

Aus  dem  Umstand,  daß  der  Börse  der 
Handel  mit  fimgibelen  oder  vertretbaren 
Tauscbgütern  wesentlich  ist,  ergeben  sich 
weitere  Eigenschaften  des  Marktes  Börse  als 
Folgeerscheinungen.  Die  persönliche  An- 
wesenheit der  eigentlichen  Käufer  behufs 
Besichtigung  der  Ware  usw.  wird  unnötig, 
ebenso  aie  der  eigentlichen  Verkäufer  behufs 
Zeigung  der  Ware;  man  kann  die  Geschäfte 
durch  Mittelspersonen  abschließen  lassen,  was 
auch  tatsächlich  im  weitesten  Maß  geschieht ; 
der  Auftragskauf  und  Auftragsverkauf  sind 
für  die  Börse  charakteristisch,  das  Gros  der 
Börsenbesucher  sind  nicht  Produzenten  und 
Konsumenten,  sondern  Kaufleute,  von  denen 
wieder  ein  großer  Teil  als  Kommissionäre 
und  Makler  tätig  sind.^)  Das  Marktpublikum 
der  Börse  imterscheidet  sich  also  sehr  von 
dem  eines  sonstigen  ^Marktes,  welcher  per- 
sönliche Anwesenheit  der  Interessenten  un- 
erläßlich macht.  Ist  aber  einmal  der  Auf- 
tragskauf und  -verkauf  möglich,  so  ist  eine 
weitere  selbstverständliche  Folgeerscheinung, 
daß  die  Aufträge  nicht  bloß  vom  Platz, 
sondern  auch  aus  der  näheren  und  ferneren 
Umgebung  herrühren,  und  zwar  aus  letzterer 
um  .so  mehr,  je  mehr  die  Kommunikations- 
mittel sich  verbessern ;  auf  diese  Weise  kann 
sich  das  Angebot  und  die  Nachfrage  eines 
weiten  Gebietes  an  einem  Börsenplatz  kon- 
zentrieren, und  einzelne  große  Börsen  haben 
sich  in  der  Tat  zu  Märkten  emporgehoben, 
welche  nicht  bloß  lokale,  sondern  nationale 
imd  internationale  Bedeutung  haben  und 
deren  Preisnotienmgen  deshalb  weit  ilber 
die  lokalen  Grenzen  wirksam  sind.  Aber 
nicht  bloß  die  örtliche  Ausdehnung,  sondern 
auch  die  zeitliche  wird  durch  das  oben  an- 
gegebene Moment  beeinflußt.  Der  fungibele 
Charakter  des  Tauschguts  macht  es  möglich, 
auch  künftige,  noch  nicht  existierende  Waren 
in  die  Konkurrenz  des  Marktes  einzubeziehen 

-  ij  y\!lt  das  Geschichtliche  vgl.  die  wertvollen 

*)  Deshalb  definiert  auch  D.  Cohn  (Getreide-  Untersuchungen  von  R.  Ehren  her  g  iu  seinem 
terminhandel,  Leipzig  1894)  Börse  als  „Markt  j  schönen  Werke  ^Das  Zeitalter  der  Fugger"", 
det  doppelseitig  vermittelten  Verkehrst  1 18%,  Bd.  1,  S.  50f.,  69f.;  Bd.  2,  S.  3f.,  291  ff. 
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und  so  Gegenwart  und  Zukunft  sozusagen 
zu  verschmelzen. 

Wie  im  weiteren  Verlauf  unserer  Skizze 
ersichtlich  sein  wird,  sind  auch  die  Art  der 
Geschäfte  und  ihre  Abwickelung  sowie 
sämtliche  Einrichtungen  der  Börse  geradezu 
durch  den  fimgibelen  Charakter  der  Effekten 
imd  Waren  beiiingt. 

Börsen  haben  erst  angesichts  des  Groß- 
handels der  Neuzeit  ihre  volle  Bedeutung 
erlangt,  da  diesem  nicht  mehr  die  mittelalter- 
liche Verkehrskonzentration  der  Messen  ge- 
nügte; durch  die  Häufigkeit  der  Börsenver- 
sammlungen und  Ausbildung  der  Fungibilität 
der  Waren  sowie  fester  Geschäftsgebräuche 
(Usancen),  welche  den  Verkehr  außerordent- 
lich vereinfachten  und  erleichterten,  streifte  er 
die  Schwerfälligkeit  der  Messen  ab.  Gleich- 
wohl lassen  sich  die  Anfänge  der  Börse 
bis  ins  Mittelalter  zuriickverfolgen.^) 

Es  gab  im  Mittelalter  zwai*  mancherlei 
Versammlungen  und  Versammlungsorte  von 
Kaufleuten,  die  aber  docli  keine  Börsen 
waren,  wie  Gildehäuser,  Handelsgerichte, 
Trinkstuben  der  korporativ  organisierten 
Großhändler;  ebensowenig  waren  die  mittel- 
alterlichen Kaufhäuser,  Hallen,  Fondachi 
u.  dgl.  Börsen,  obwolil  daselbst  Ge- 
schäfte abgeschlossen  wurden  und  die  Kauf- 
leute zusammenkamen;  es  waren  vielmehr 
große  Warenspeicher  und  Verkaufsstände, 
in  denen  die  Waren  vor  dem  Geschäfts- 
abschlüsse besehen,  nacli  demselben  ge- 
messen, gewogen  und  übergeben  wurden; 
im  Mittelalter  kam  der  Kauf  nach  Probe, 
wie  der  Lieferungskauf  nur  ausnahmsweise 
vor,  Regel  war  der  Kauf  nach  Besicht ;  niu- 
bei  einzelnen  Waren  gab  es  Marken,  deren 
Qualität  so  bekannt  und  anerkannt  waren, 
daß  sie  regelmäßig  unbesehen  gekauft  und 
geliefert  wurden,  z.  B.  Heringe  im  nord- 
europäischen Verkehr.  Da  den  Waren  die 
Fungibilität  fehlte  und  auch  sonst  der  Han- 
del mit  vielen  Hemmnissen  und  Formalitäten 
durchsetzt  war,  konnte  ein  börsenmäßiger 
Betrieb  nicht  durchdringen;  nur  bei  den 
Gewürzen  ist  es  zweifelhaft,  ob  sie  nicht 
doch  vielleicht  gegen  Ende  des  Mittelalters 
an  einigen  Plätzen  börsen mäßig  gehandelt 
wurden. 

Dagegen  ist  zweifellos,  daß  der  Wechsel- 
briefhandel bereits  im  Mittelalter  börsenmäßig 
betrieben  wurde  und  den  Grund  des  Börsen- 
verkehrs gelegt  liat.  Es  war  dies  der  Fall 
im  12.,  13.  und  14.  Jahrh.  in  Lucca,  Genua, 
Florenz,  Venedig,  Montpellier,  Marseille, 
Barcelona  usw.,  im  15.  Jahrh.  in  Lyon  und 
London  usw.,   im   16.  Jahrh.  in  Toidouse, 
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Ronen,  Augsburg  (der  Markt  von  Perlach), 
in  Nürnberg  (Herrenmarkt),  Hamburg,  Köln 
usw.  Dieser  Verkehr  spielte  sich  vielfach 
auf  offenen  Plätzen  ab,  und  in  den  Ländern, 
in  welchen  die  Italiener  Faktoreien  hatten, 
in  der  Nähe  ilirer  Konsularhäuser  oder 
Loggien,  weshalb  auch  die  Börse  selbst  viel- 
fach den  Namen  „loggia"  oder  „löge"  er- 
hielt. Auch  die  heute  üblich  gewordene 
Bezeichnung  „Börse^'  rührt  von  dem  Platze 
her,  an  dem  in  Brügge,  dem  größten 
Fremdenmarkte  des  Mittelalters,  die  Floren- 
tiner, Genuesen  und  Venetianer  ihre  Kon- 
sularhäuser hatten. 

An  den  börsenmäßigen  Wechselverkehr 
schloß  sich  alsbald  ein  Börsenverkehr  in 
Leihkapitalien    für   kaufmännische  Zwecke. 

Die  für  den  Börsenverkehr  notwendige 
FuDgibilität  stellte  sich  natürlich  auch  ein, 
wie  an  dem  Beispiel  der  ersten  Weltbörsen 
Antwerpen  und  Lyon  Ehrenberg  gezeigt 
hat.  Es  kommt  dies  zum  Ausdruck  in  der 
sog.  ditta  di  borsa,  man  bezeichnete  damit 
jene  Kreditnehmer,  welche  an  der  Börse 
allgemein  für  zahlungsfähig  gehalten  wurden ; 
für  den  einzelnen  Börsen besucher,  welcher 
diesen  Geschäftshäusern  Kredit  gewährte, 
entfiel  damit  die  schwierige  Prüfung  ihrer 
Kreditwürdigkeit;  eine  große  Masse  von 
kaufmännischen  Forderungen  wurde  ihrer 
Qualität  nach  gleichartig,  fungibel,  die  Par- 
teien konnten  ihre  Tätigkeit  auf  die  Ver- 
einbarung der  Preise  von  Wechseln  und 
Leihkapitalien  konzentrieren.  Die  Fungi- 
bilisierung  ergriff  dann  auch  die  öffent- 
lichen Schuldforderungen;  während  früher 
die  Qualität  der  einzelnen  fürstlichen  Schul- 
den je  nach  der  Art  der  geleisteten  Bürg- 
schaft oder  der  verpfändeten  Einkünfte  eine 
ungemein  verschiedenartige  war  und  die 
Anleihen  nicht  marktmäßig,  sondern  mit 
einzelnen  Handelshäusern  ohne  Konkurrenz 
abgeschlossen  wurden,  trat  darin  seit  1542/43 
und  1551/52  eine  ziemlich  plötzliche  Aen- 
denmg  ein;  in  Antwerpen  waren  die  sog. 
Rentmeisterbriefe  allgemein  fungibel  ge- 
worden; es  waren  dies  Privatobligationen, 
welche  die  Rentmeister  für  Rechnung  der 
Regierung  ausstellten;  letztere  gewährte 
keinerlei  sonstige  Sicherheit,  die  Qualität 
der  Rentmeisterbriefe  wurde  ausschließlich 
bestimmt  durch  die  Zahlungsfälligkeit  der 
Rentmeister  d.  h.  von  Beamten,  welche  ur- 
sprünglich wohl  durchweg  Kaufleute  gewesen 
waren,  sie  wurden  von  der  Börsenmeinung 
als  ditte  di  borsa  behandelt  und  bildeten  bis 
zur  großen  Krise  von  1557  die  Hauptträger 
der  gewaltigen  Kapitalbewegimg,  welche  sich 
in  Antwerpen  konzentrierte.  Das  gleiche 
ereignete  sich  um  dieselbe  Zeit  bezüglich 
der  „Königsbriefe''  an  der  Lyoner  Börse, 
besonders  seit  dem  „grand  parti"  von  1555, 
diurch  welchen  alle  bis  dahin  von  der  Krone 


in  Lyon  aufgenommenen  schwebenden  An- 
leihen nebst  anderen  in  Höhe  eines  Drittels 
der  bisherigen  Schuld  zusammengelegt 
wurden.  Die  Börsenraeinung  kümmerte  sich 
nicht  in  erster  Linie  um  die  Qualität  etwaiger 
SpezialSicherheiten,  sie  legte  vielmehr  das 
Hauptgewicht  auf  die  allgemeine  Zahlungs- 
fähigkeit und  auf  den  guten  Willen  des 
Schuldners,  in  der  richtigen  Erkenntnis,  daß 
diese  Momente  in  letzter  Instanz  auch  beim 
Kredite  der  Fürsten  entscheidend  waren. 

Mit  der  Börsenmeinung  ergaben  sich  natur- 
gemäß auch  Kursschwankungen  im  Kapital- 
werte der  bereits  zirkulierenden  fürstlichen 
Schuldverschreibungen ,  die  Preisbildung 
erfolgte  nicht  mehr  individuell,  sondern 
stand  unter  fortwährender  Herrschaft  der 
Börsenmeinung,  mit  den  Schwankungen  ent- 
standen Baisse-  und  Hausseströmungen  usw. 
Hand  in  Hand  mit  dieser  Bewegung  ging 
die  die  Fungibilität  verstärkende  Mobili- 
sierung der  Leihkapitalien ;  wohl  kannte  das 
>Iittelalter  die  Inhaberklausel,  aber  nur,  um 
die  Geltendmachung  von  Forderungen  durch 
einen  Vertreter  zu  erleichtern,  nicht  behufs 
Veräußerung;  ein  Handelsverkehr  mit  In- 
haberpapieren hat  im  I^Iitteialter  bestimmt 
noch  nicht  stattgefunden,  wohl  aber  be- 
gegnet man  einem  solchen  in  Antwerpen 
im  16.  Jahrh.  Eine  Ordonnanz  Karls  V. 
erklärte  den  Inhaberschuldschein  für  eine 
Formalobligation  nach  Art  des  Wechsels ;  in 
England  bürgerte  sich  statt  dessen  zunächst 
das  Orderpapier  ein;  im  17.  Jalirh.  wurde 
das  Wechselindossament  üblich. 

Das  mittelalterliche  Wort  „bursa'*  ist  erst 
spät  aus  dem  griechischen  livooa  entstanden  und 
bedeutete  einen  ledernen  Geldbeutel;  in  diesem 
Sinne  ersetzte  es  seit  dem  11.  Jahrh.  allmählich 
die  altlateinischen  Ausdrücke  marsupinm, 
crumena.  Später  wurde  es  auch  angewendet 
auf  Wahlkassen,  gemeinschaftliche  Kassen 
(bourses  communes)  kaufmännischer  Korpora- 
tionen, auf  die  gemeinschaftlichen  Kosthäuser 
der  Studenten  (bursae  scholarum,  Bnrsen;  aus 
der  Burse  wurde  in  Süddeutschland  die  „Bursch**) 
usw.  Die  Verbindung  des  Ausdrucks  Börse  mit 
einem  Markte  führt  sich  auf  Brügge  zurück. 
Daselbst  lebte  vom  13.  bis  zum  Anfange  des 
16.  Jahrh.  eine  Patrizierfamilie  van  der  Burse, 
welche  drei  Geldbeutel  im  Wappen  führte;  das 
alte  Haus  dieser  Familie  trug  dieses  Wappen 
und  war  im  13.  und  14.  Jahrh.  ein  „hostel**, 
ein  Warenmagazin  und  Logierhaus  für  fremde 
Kaufleute ;  später  machten  die  Venetianer  dieses 
Haus,  das  allgemein  „de  burse"  hieß,  zu  ihrem 
Kousularhaus,  zu  ihrer  Loge,  und  unmittelbar 
dabei  errichteten  die  Genueser  und  die  Floren- 
tiner ebenfalls  ihre  Logen.  Der  Platz  in  der 
Nähe  dieser  Gebäude,  den  man  ebenfalls  bereits 
im  15.  Jahrh.  als  „de  burse"  erwähnt  findet,  diente 
nachweisbar  den  Italienern  zu  ihren  täglichen 
geschäftlichen  Versammlungen ;  das  Objekt  dieses 
Verkehrs  waren  die  Wechsel.  Von  Brügge  ans 
wurde  die  Börse,  sowohl  der  Name  wie  die  Ein- 
richtung selbst,  zunächst  nach  Antwerpen  über- 
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trafiren,  wo  schon  1460  die  Stadtbehörde  eine 
Börse  anlegte  nnd  im  Jahre  1531  einen  großen 
Börsenban  anführte,  der  dann  bis  zur  Gegen- 
wart vorbildlich  für  derartige  Baaten  geblieben 
ist.  Die  rings  nm  den  freien  Börsenplatz  laufen- 
den Säulenhallen  sind  eine  Nachahmung  der 
italienischen  Logien  (Lauben);  der  Mittelplatz 
blieb  meist  unbedeckt,  erst  später  wurde  er 
mit  Rücksicht  auf  das  nordische  Klima  überdacht. 
Es  folgte  die  „Börse**  von  Toulouse  1549  auf 
Grund  königlichen  Edikts;  die  Versuche  zur 
Errichtung  eines  Börsengebäudes  in  London 
reichen  bis  1535  zurück,  sie  wurde  aber  erst 
1566 — 70  von  Gresham  durchgeführt  und  das 
Gebäude  dann  auf  königlichen  Befehl  „The 
Royal  Exchange"  gekannt;  der  Ausdruck  für 
Börse  ist  auch  bis  heute  in  allen  Ländern 
englischer  Zunge  excbange. 

Von  durchschlagender  Bedeutung  für  die 
Entwickelung  der  Börse  wurden  im  16.  Jahrb. 
Antwerpen  und  Lyon;  die  vollständige 
Handelsfreiheit,  welche  an  diesen  Plätzen  ge- 
währt wurde,  entzog  den  mittelalterlichen  Privi- 
legien der  einzelneu  fremden  „Nationen"  den 
größten  Teil  ihrer  Bedeutung  und  verschmolz 
die  nach  den  Mittelpunkten  des  Weltverkehrs 
ittrömenden  Angehörigen  dieser  „Nationen"  zu 
einer  nach  Recht  und  Pflicht  ziemlich  gleich- 
artigen Kaufmannschaft;  sie  war  es  auch  in 
erster  Linie,  welche  die  Anfänge  eines  Kom- 
missionshandels ermöglichte  und  damit  den  Kreis 
denenigen,  welche  an  den  Vorteilen  der  Markt- 
bildung  teilnahmen,  ungemein  erweiterte.  Ant- 
werpen zeigte  so  ein  erheblich  anderes  Bild  als 
Brügge,  wo  die  Italiener  das  Wechsel-  und 
Leihkapital geschäft  beherrschten  und  wo  noch  um 
1500  die  Sonderprivilegien  der  Einheimischen, 
welche  sich  das  Monopol  gewisser  Vermittler- 
dienste (Wirte,  Makler  usw.)  vorbehielten,  die 
Annäherung  der  verschiedenen  Nationen  er- 
schwerten; erst  Antwerpen  und  Lyon  schufen 
eine  Börsen gemeinschaft  und  Börsenmeinung. 

Die  Haupterbschaft  Antwerpens  trat  im 
17.  Jahrb.  Amsterdam  an,  aie  Börse  war 
unter  freiem  Himmel,  auf  der  „Neuen  Brücke", 
bei  schlechtem  Wetter  in  der  „Alt  Kirchen", 
seit  1613  in  einem  eigenen  Gebäude;  sie  bildete 
die  vorhandenen  Elemente  des  Börsenverkehrs 
weiter  und  schuf  erst  recht  das,  was  man 
Fondsbörse  nennt ;  das  Papier,  welches  den  An- 
stoß dazu  gab,  war  die  Aktie,  und  zwar  die 
der  ostindischen  Kompagnie  nach  deren  Be- 
gründung 1602;  die  Aktien  Spekulation  brachte 
auch  das  Zeitgeschäft,  überhaupt  die  Aus- 
gestaltung der  Technik  des  modernen  Börsen- 
verkehrs*); 1672/73  kam  auch  der  regel- 
mäßige Börsenverkehr  in  niederländischen  Staats- 
papieren hinzu;  iu  den  folgenden  Jahrzehnten 

'}  Völligen  Einblick  in  das  Börsengetriebe 
an   der  Amsterdamer  Börse  gibt  die  köstliche 
Schrift  des  ^geistvollen  Spaniers  Don  Joseph  de  | 
la  Vega,  betitelt  Confnsion  de  confusiones,  dia- 1 
logos  curiosos  entre  un  Philosopho  agudo,  un 
Mercader    discreto   y    un    Acciouista    erudito, 
descrivendo  el  negocio  de  las  Acciones  su  origeu,  i 
so  ethimologia,  su  realidad,  su  juego  y  su  enredo,  1 
Amsterdam  1688.    (Ehrenberg  i.  d.  Jahrb.  f. ' 
Nationalök.    u.   Stat.   3.   Folge   Bd.   3   (1892)  i 
S.  809f.,    und   Zeitalter   der   Fugger,    Bd.   2  1 
S.  336f.) 


wurde  Amsterdam  langsam  zu  einer  internatio- 
nalen Fondsbörse.  Der  erste  bekannte  Fonds- 
kurszettel aus  dem  Jahre  1747  wies  44  Fonds- 
arten auf,  bis  zum  Ende  des  Jahrhunderts  ver- 
mehrte sich  diese  Zahl  auf  HO  (80  inländische 
und  30  deutsche  Papiere);  die  bis  1770  in 
Amsterdam  aufgenommenen  fremdstaatlichen  An- 
leihen schätzt  man  auf  etwa  .250  Mill.  fl.  Auch 
ein  völlig  ausgebildeter  Warenterminhandel  ist 
in  Amsterdam  frühzeitig,  namentlich  seit  1720 
zu  beobachten. 

Seit  dem  Niedergang  Amsterdams  nach  der 
Eroberung  Hollands  durch  die  Franzosen  ent- 
wickelte sich  allmählich  unter  dem  Einfluß 
Rothschilds  Frankfurt  a.  M.  zu  einem  be- 
deutenden Mittelpunkte  des  internationalen 
Fondsverkehrs. 

Paris,  das  schon  im  Mittelalter  ein  Wechsel- 
platz von  einiger  Bedeutung  gewesen,  dann  aber 
durch  Lyon  stark  in  den  Hintergrund  gedrängt 
worden,  hob  sich  wieder  mit  dem  Verfall  Lyons 
seit  Ausgang  des  16.  Jahrb.;  zu  einer  Fondsbörse 
wurde  Paris  aber  erst  seit  1702,  offiziellen 
Charakter  und  gesetzliche  Gewährleistung  erhielt 
die  Börse  1724:\) 

In  London  entstand  ein  regelmäßiger 
Fondsverkehr  mit  dem  Auftreten  zahlreicher 
Aktiengesellschaften  seit  1691 ,  der  zuerst  in 
der  Royal  Exchange  sich  abwickelte,  1694  nach 
der  Exchange  AUey  auswandern  mußte.  Die 
jetzige  Stock  Exchange   wurde   1801  errichtet. 

In  B  e  r  1  i  n  bestand  eine  Börse  für  den  Wechsel - 
handel  schon  in  den  ersten  Jahrzehnten  des 
18.  Jahrb.,  ihre  erste  Börsenordnung  ist  vom 
Jahre  1739,  Börsenkurse  preußischer  Staats- 
papiere werden  daselbst  erst  seit  1806  gemeldet. 
Der  spekulative  Fondsverkehr  und  eine  aus- 
ffebildete  Börsentechnik  treten  an  den  deutschen 
Plätzen  erst  nach  1817  auf. 

In  Wien  wurde  die  Fondsbörse  1771*),  in 
Triest  die  Handelsbörse  1794  errichtet. 

In  Amerika  sind  die  Börsen  von  Phila- 
delphia und  New  York  die  ältesten,  sie 
scheinen  Ende  des  18.  Jahrhunderts  entstanden 
zu  sein. 

In  Japan  la.ssen  sich  die  Reisbörsen  bis 
Ende  des  17.  Jahrb.  zurückverfolgen;  die  Zeit- 
geschäfte haben  sich  bald  entwickelt.^} 

Was  die  Jetztzeit  anlangt,  ist  es  kaum 
möglich,  alle  Börsenplätze  aufzuführen.  In 
Deutschland  existierten  bei  Erlaß  des  Börsen - 
gesetzes  v.  22./ VI.  1896  29  Börsenplätze,  davon 
trafen  auf  Preußen  16  (Berlin,  Breslau,  Danzig, 
Düsseldorf, Elbing,Essen,  Frankfurt  a.M.,Gleiwitz, 
Grimmen,  Halle  a.  S.,  Köln,  Königsberg,  Magde- 
burg, Memel,  Posen,  Stettin) ;  Bayern  2  (München, 
Augsburg) ;  Sachsen  4  (Leipzig,  Dresden,  Zwickau, 
Chemnitz) ;  Württemberg  1  (Stuttgart) ;  Baden  1 
(Mannheim);  Elsaß  -  Lothringen  2  (Mülhausen, 
Straßburg);  je  1  auf  Bremen,  Hamburg,  Lübeck. 
Hiervon  haben  aber  nur  drei  einen  weit  über 
die  lokalen  Grenzen  gehenden  Einfluß,  das  sind 
die  Börsen  in  Berlin,  Hamburg,  Frankfurt  a.  M. ; 

^)  Die  Börsenordnung  von  1724  ist  mitsreteilt 
bei  Ehrenberg,  Bd.  2  S.  352. 

-)  Die  Wiener  Börsenordnung,  welche  sich 
nach  der  Pariser  richtete,  ist  mitgeteilt  bei 
Ehrenberg,  Bd.  2  S.  352. 

*)  Vgl.  Bulletin  de  statistique  et  de  legis- 
lation  compar^e.    Janvier  1904.    S.  157  f. 


letztere  beherrschte  früher  ganz  SUddeut schlau d. 
Manche  Prodükteülx^rseu  haben  sieb  infolge  dei 
Börsei!geH*Mzea  au%elÜ8t.  Im  Ausland  sind 
die  her vorrag-eiid steil  rUlUe  Liverpo*)!,  London, 
MMicheßtcr  in  England  j  Bröaael,  Antwer]>en  in 
Belg:ien;  Amsterdam  in  Holland;  Paris  uiad  Le 
HaTre  in  Frankreich  (im  ganzen  hat  Frank- 
reich 72);  Wien.  Prag^  Trieat  in  Oesterreich, 
Bndapeat  imd  Fiünie  in  Ungarn;  New  York 
iinil  iliiiasto  in  Amenka.  In  Japan  gab  m 
imi  Ö9  Bffrsen.M 

Die  große  Eotwickelung  der  heutigen 
Börsen  liilogt  teils  mit  *len  nflodemeri  Ter- 
kehrt^miHelii  zusammen,  Avelche  sozusagen 
dm  Hinterland  der  Biirsen  immer  mehr  er- 
weitert imd  den  Verkehr  nach  mid  sswischen 
den  Börsen plfitzen  bedeutend  erleichtert  nnd 
beschleunigt  haben,  teils  beniht  sie  darauf, 
dali  ein  immer  grölierer  Teil  der  National- 
vermögen die  Form  des  Inhaberpapiers  an- 
genommen imd  damit  sieh  in  den  allgemeinen 
Markt  Eingang  versebafft  hat,  teils  darauf, 
daii  man  iiumi^r  melir  Waren  ;gu  Gattvmgs- 
waj-en  3sn  maeheti  gosneht  hat.  Die  Börsen 
sind  die  ^vichtigsten  Organe  der  Yolks- 
wirtseliaft  znr  Verteilung  der  Wertpapiere 
und  violer  Erzeugnisse  nach  Raum  und  Zeit 
und  durch  die  fortwährende  Bewerttojg  die 
TÄ'irksamsten  KontrtJl  in  stanzen  der  T^nter- 
nelimnngenj  des  Kre<lits  der  Staaten  und 
öfTentliciien  Körperschaften  geworden, 

rur  Dentschland  nimmt  man  ati*  daß  vor 
ein  bis  zwei  Mensrhenaltern  4—5%  dea  Volka- 
verniog«ns  die  Form  von  Effekten  Ivattej  jetzt 
ich  ätzt  man  diesen  Teil  auf  mindert  ena  11%, 
in  England  auf  40**/«.  Im  Berliner  Kurszettel 
waren  am  31./V.  1808  "21  öffentliche  Fonds  notiert ; 
am  3O7V.  1B40  traten  3  Eisenbahnaktien  hinzu; 
am  *'U./SIL  1848  wie^  er  deren  bereits  44  anf; 
am  :?.,XII.  1867  kamen  Bau  kanteile  und  Hjjjo- 
tbekenpapiere  hinzu,  insgesamt  waren  163 
Ert'ekteti  notiert.  Am  31./Xn.  1870  wie»  dau 
BerlinerKursblatt  ,'5r?8,  Ende  1894  127H  Effekten 
anf,  jeiÄt  (lind  «^-s  über  2(X)Ü.  Der  Frankfnrter 
Kni'szettel  zeigt  am  ^  Jan,  1§Ü()  1^.  am  2.  Jan. 
lyOO  nU4  Paidere. 

Die  Bonsen  zerfallen,  wie  sehon  die  oben 
mitgeteilten  gesehiclitlichen  Notizen  einsehen 
lassen,  in  zwei  Hanpiarten:  Effekten- 
oder Fondsbörsen-)  und  Prod\ikten-  oder 
WarenU>reen ;  den  Effekten  kc*inmt  die  Eigen- 
schaft der  FungibilitiU  am  meisten  zu,  sie 
sind  daher  für"  die  Bijrse  am  geeignetsten^ 
nnd  die  .Märkte  filr  die  Mehrzald  der  Wert- 
jmpiere  sind  deslmlb  aui'h  nur  die  Börsen; 
nieht  in  gleichem  MaÖe  trÜTt  dies  zu  für 
die  Produkte;  diese  sind  streng  geuomraeo 

*)  Finanz,  u,  wirtacbaftl.  Jahrbuch  f.  Japan 
P.HJ5  8.  76,  wo  eine  Reihe  statistisither  Daten 
über  die  japanischen  Börsen  mitgetoik  ist. 

*)  Au  den  Effekrenh<irsen  timlet  auch  der 
Verkehr  in  Geldwort^n .  tÜglicheTO  üeUl  und 
Wechsehi  itatt,  denominatiri  lit  a  iioritin.  Peber 
da*  Aufkommen  der  .lusdrlicke  ^Effekten,  Fonds, 
Stacks«  vgl  Ehrenberg,  Bd.  2  S >:^1  Note  2, 


nur  individuelle  Waiv?n:  man  kann  aber 
gewisser  Begreüzung   dnreh    Abseiten    roiil 
kleinen  Verseluedenheiteu,  dnreh  Auf  stellen  { 
von  Typen  auch  hier  Gatttmgswaren  ftcltaffen 
und  dadureli  dem  B^lrsenverkehr  zngäogHch 
ma*±en. 

Uuter  den  Produkten,  die  hauptsächlich  im 
Börsenverkehr  Eingang  gefatiden   haben»   sind 
zu  nennen  Getreide  (New  York,  ChicHgo,  Liver*! 
poolj  Odessa,  Budapest  uswj  mit  .4uanahme  der 
Gerste,  welche  von  den  Branem  stor^  nach  Be- 
sieh ti|^ußg   oder   nach   Muitern    gekauft    wird, 
Rohspiritus,  Htihöl,  Fetrolenm,  (Bremen^  Louduti  1 
New    York)    Rohzucker    (Magdeburg,     F'ragi,  ] 
Zuckerraffinade  (Paris,  London),  Kaffee  (Tlam* 
burg^  Havre',  Salpeter  (Hamburg),  Wolle  (Havrej^  I 
Baumwolle  i Liverpool,  Bremen),  Kohle  (London), 
anch  Terschiedene  Indnstrieprodnkte,  wie  Eisen  . 
(Glasgow,  Brüssel,   London,   Xew  York),  Speck 
imd  Schmalz  iXew  York)  usw. 

In  Deutsch] and   und  überhau f>t  auf  dem  1 
Kontinent  sind  die  Effekten-  und  IVidukteri- 
liörse  in  der  Regel  miteinander  verbunden,  ] 
die    Ixiiderlei    Gesehäftsgebanmgen    spielen  I 
sieh  im  selbeü  Gebäude  ab,  die  Mitglieder  | 
kommen    gemeinschaftlich    für    die   Kosten 
auf.  unterstehen  zum  Teil  denselben  Organen; . 
in  England  tmd  Amerika  dagegen  sind  bei de^ 
zumeist  gesondert    und   zerfallen   selbst  oft 
wiedei'  in  mehrere  geti-ennte  und  Toneinander 
unabhängige  SpeziallxJrsen ;  in  London  zählt 
man  nieht  weniger  als  15  bursenartige  Ver- 
ein igtm  gen    in    hez ng   auf   den    Pro<lukten- 
handel,  und  selbst  die  Effektenboiise  ist  dort 
insofern    keine    einheitliche,    als    für   aus- 
ländische  Wechsel  eine  eigene  Börse,  die 
Royal  Excliange,  besteht.    Auch  in  Hamburg 
laesteht    eine    besondere    bCirsenaitige    Ver- 
einigung für  den  Kaffee-  und  ZnckeVliandel. 

2.  Eeclitliche  8telluDg  der  Bargen. 
In  Deutsehland  war  früher  der  Reehtszu* 
stand  %^erscliieden.  In  Preußen  war  na*."!! 
G.  T,  24.  VL  ISßl  zur  Erriehtung  einer 
Börse  sowie  zum  Erlaß  oder  zur  Ergänzung 
von  Börsenordnungen  die  Genehmigung  des 
Handelsministers  nutig,  und  in  WOHtjemberg 
wurden  nach  G.  \\  13.  VIIL  1805  zur  Fest- 
steUimg  von  Börsonnreisen  nur  solche  Ver- 
eine zugelassen,  welchen  dua-eh  lande^hen^- 
liche  Entschließung  die  Eigensr-haft  tinent- 
licherBörsenvereine  beigelegt  war.  InLei[>zig  ' 
dagegen  unterstellte  der  Staat  die  Buii^e  d^r 
Handelskatnmer,  w^elche  die  Anordnungen 
und  Bestimmungen  genelimigte  sowie  die 
fortlaufende  Aufsieht  fiber  den  Betrieb  der 
Bfh*se  fühlte;  auch  in  Hamburg  iiatte  der 
Staat  durt^h  G.  v,  23.  L  1880  die  Haudols- 
kammer  delegiert,  diese  Irntto  dana*.h  die 
Aufsicht  über  die  Börse  nud  übte  innerhalt» 
derselben  tue  Polizei  nach  Maßgal^e  einer 
mit  Genehmigung  des  Senats  zu  erlassenden 
Bi'ir^noi'dnimg  aus.  lu  [jüberk  hatte  der 
Senat  auf  Auti^  der  Handelskinimer  eine 
Börsenordnung  erlassen,  die  Aufsicht  führte 


Börsenwesen 


503 


an  jedem  Börsentag  je  ein  Mitglied  des 
Börsenausschusses  der  Handelskammer.  In 
Bremen  hatte  der  Staat  sich  noch  zurück- 
haltender gezeigt ;  er  hatte  nur  Bestimmungen 
über  die  Zahlung  von  Börseneintritts-  und 
Standgeldern  erlassen,  femer  über  die  be- 
eidigten Börsenmakler  usw.;  die  bremische 
Handelskammer  erließ  Bestimmungen  für 
das  Schied^richt ;  nach  der  Börsenordnung 
führte  die  Handelskammer  auch  die  Aufsicht. 
In  München  und  Dresden  waren  vollends 
die  Börsen  reine  Privatvereine,  welche 
statutarisch  Eintritt,  Ordnung  und  Geschäfts- 
bedingungen regelten. 

Das  BG.  V.  22./VI.  1896  hat  das  B.  in 
Deutschland  bis  zu  einem  gewissen  Grade 
einheitlich  geregelt  und  mehr  dem  staat- 
lichen Einflüsse  unterstellt.  Seitdem  bedarf 
die  Errichtung  einer  Börse  der  Genehmigung 
der  Landesregierung.  Ob  diese  Geuehmigimg 
als  eine  Pri\4iegierung  oder  als  eine  Kon- 
zessionienmg  aufzufassen  sei,  ist  strittig, 
dürfte  aber  trotz  fehlender  Strafvorschrift 
in  letzterem  Sinn  zu  entscheiden  sein.^)  Die 
Landesregierungen  sind  befugt,  bestehende 
Börsen  auch  wieder  aufzuheben.  Sie  üben  die 
Aufsicht  über  die  Börsen  aus,  sie  können  die 
tmmittelbare  Aufsicht  den  Handelsorganen 
(Handelskammern ,  kaufmännischen  Korpo- 
rationen) übertragen.  Dieser  Aufsicht  der 
Landesregienmgen  und  der  mit  der  un  mittel- ' 
baren  Aufsicht  betrauten  Handelsorgane 
unterliegen  auch  die  auf  den  Börsenverkehr " 
bezüglichen  Einrichtungen  der  Kündigungs- 
bureaus, der  Liquidationskassen,  Liquidations- 
vereine und  ähnlicher  Anstalten  (§  1).  Bei 
den  Börsen  sind  als  Organe  der  Landes- 
regierung Staatskommissare 2)  zu  bestellen: 
ihnen  liegt  es  ob,  den  Geschäftsverkehr  an 
der  Börse  sowie  die  Befolgung  der  in  bezug 
auf  die  Börse  erlassenen  Gesetze  und  Ver- 
waltungsbestimmungen nach  näherer  An- 
weisung der  Landesregierung  zu  überwachen ; 
sie  sind  berechtigt,  den  Beratungen  der 
Börsenorgane  beizuwohnen  und  diese  auf 
hervorgetretene  Mißbräuche  aufmerksam  zu 
machen:  sie  haben  über  Mängel  und  über 
die  Mittel  zu  ihrer  Abstellung  Bericht  zu 
erstatten.  Mit  Zustimmung  des  Bundesrats 
kann  für  einzelne  Börsen  die  Tätigkeit  des 
Staatskommissars  auf  die  ^litwirkung  beim ! 
elirengerichtlichen  Verfahren  beschränkt  oder, 

»)  Vgl.  über  die  Frage  F.  A.Wiener,  Die 
Börse,  Berl.  1906  S.  262  f. 

*)  Ueber  die  Bedenken,  die  gegen  den  Staats- 
kommissar geltend  gemacht  wurden,  vgl.  u.  a. 
die  Aeaßemng  der  Frankfurter  Handelskammer 
in  der  Petition  vom  23./XII.  1895  an  den  Reichs- 
tag (Bericht  der  Handelskammer  pro  1895,  An- 
hang S.  11—17).  Der  Handelskammerbericht 
pro  1896,  S.  58,  betont  einige  Schattenseiten, 
welche  die  unmittelbare  Staatsaufsicht  mit  sich 
gebracht  haben  soll. 


sofern  es  sich  um  kleine  Börsen  handelt,  von 
der  Bestellung  eines  Staatskommissars  ab- 
gesehen werden  (§  2). 

Außerdem  hat  das  Gesetz  dem  Bundes- 
rat eine  Reihe  wichtiger  Anoi-dnungsbefug- 
nisse  beigelegt  in  bezug  auf  Benutzung  der 
Börseneinrichtimgen,  Feststellung  des  Börsen- 
preises, Emissionswesen  und  Böi-sentermin- 
geschäfte  (§  6,  35,  42,  50).  Cm  dem  Bundes- 
rat die  hierbei  nötige  sacliliche  Information 
zu  ermöglichen,  ist  im  Gesetz  ein  Börsen- 
ausschuß vorgesehen,  der  befugt  ist,  Anträge 
an  den  Reichskanzler  zu  stellen  und  Sach- 
verständige zu  vernehmen;  er  besteht  aus 
mindestens  30  Mitgliedern,  die  vom  Bundes- 
rat auf  je  5  Jahre  zu  wählen  sind ;  die  Wahl 
der  einen  Hälfte  erfolgt  auf  Vorschlag  der 
Börsenorgane,  die  andere  Hälfte  wird  unter 
angemessener  Berücksichtigung  von  Land- 
^ivirtschaft  und  Industrie  gewählt. 

Des  weiteren  stellt  das  Börsengesetz 
selbst  Bestimmungen  auf  in  bezug  auf  den 
Inhalt  der  Börsenordnungen,  Ausschluß  vom 
Börsenbesuch,  Handhabung  der  Ordnung  an 
der  Börse,  über  das  ehrengerichtliche  Ver- 
fahren, über  das  Börsenschiedsgericht,  regelt 
die  Feststellung  des  B<3rsenpreises  und  das 
Maklerwesen,  die  Zulassung  von  Wert- 
papieren zum  Börsenhaudel,  den  Börsen- 
terminhandel,  das  Kommissionsgeschäft,  setzt 
Strafe  auf  verwerfliche  Einwirkung  auf  den 
Börsenpreis ,  Verleitung  zu  Börsenspeku- 
lationen, unredliches  Handeln  der  Kom- 
missionäre. 

Im  Auslände  sind  ausschließlich  auf  privater 
Grundlage  die  Börsen  Großbritanniens  nnd 
überwiegend  die  der  Vereinigten  Staaten 
Amerikas  auf/c^ebaat;  in  England  beruht  die 
Organisation  lediglich  auf  Anwendung  des  Ge- 
selTschaftsrechts ;  meistenteils  sind  sogar  die 
„  Associations^  Aktiengesellschaften  mit  dem  aus- 
gesprochenen Zweck,  nicht  bloß  den  Mitgliedern 
Erleichterungen  für  den  Abschluß  von  Geschäften, 
sondern  sogar  unmittelbaren  Gewinn  nach  Mög- 
lichkeit zuzuführen ;  in  den  Statuten  fehlt  jeder 
Hinweis  auf  öffentlich-rechtliche  Beziehungen 
zwischen  Börse  und  Staat ;  in  Amerika  beruhen 
nur  die  Produktenbörsen  von  Chicago  (G.  v. 
18./n.  1859)  und  von  New  York  (G.  v.  19./IV. 
1869)  auf  Staatsffesetzen,  aber  auch  diese  ver- 
leihen weitgehendes  Selbstverwaltungsrecht. 

In  Oesterreich  dagegen  hatdasG.v.  l./IV. 
187Ö  die  Errichtung  der  Börsen  von  der  Be- 
willi^ng  des  Finanz-  und  Handelsministers  ab- 
hängig gemacht,  ebenso  müssen  die  Statuten  von 
diesem  genehmigt  werden;  das  Gesetz  kennt 
auch  den  von  der  Begiemng  ernannten  Börsen- 
kommissar, welchem  die  Oberaufsicht  au  der 
Börse  zusteht,  die  Ausführung  aller  Börsenvor- 
schriften überwacht,  Mißbräuche  zu  rügen,  ev. 
deren  Beseitigung  zu  bewirken  hat;  er  hat 
allen  Beratungen  der  Börsenleitung  beizuwohnen 
und  Beschlüsse,  die  er  für  s^esetz-  und  statuten- 
widrig hält,  zu  sistieren,  bis  die  höhere  Stelle 
entschieden  hat;   die  Börsenleitungen,  welche 


«Börieuaiifstchtshehurdeii".  Es  ht  am 
Bnndesacaaten  überinssen,  ob  sie  eine  staatliche 
Eehurde  oder  HaHilelskammem  hezw.  kaQf- 
m^{uuif!che  Korporati oueu  da^u  ernetiueti  wollen. 

Sübou  frflhei"  waren  in  PreuÜen.  indem  das 
Gesetz  iiber  die  Hand&bkammern  v.  24jiL  lö7t> 
die  ErmächtiKiing  bierzu  gab,  die  unmittelbare 
Aufsicht  über  die  Bürsie  in  Breslau,  Esi?enj 
Frankfart,  Halle ^  Külü  imd  Po^eu  den  Qandeta^ 
Kammern  Ubertrageii;  dagegen  waren  in  Berlin, 
Dauzig-,  Elbiiig,  künigsberg,  Magdeburgs,  Meinel 
und  Stettin  die  Aeltesten  bezw.  das  Vorsteber- 
amt  der  Kaufinannscbaft  delegiert ;  die  Rürse 
m  Düsseldorf  unterlag  der  Auf  sieht  der  Kgh 
Begieninir  daselbst;  io  Gleivvitz  stand  die  Bürae 
unr  unter  einer  ^elbstgewilblteu  BurnenkommiB- 
fiiou.  I*ie  UebertraifiunB:  der  Aufi^klit  gescbah 
teils  durch  Aller böch^tö  Order,  teils"  dureh 
ininijtterielie  Verfiig'niit^.  Auch  in  den  übrigen 
de II tscheu  Staaten  babeu  meist  die  Handels- 
kamraern  die  Aufsicht  geführt  (s.  oben),  Jetjt 
igt  gleichniäUiK  an  den  B  GroGhiirsen  Berliu. 
Fraükfort  und  Hamburg  die  unmittefbare  Inf- 
aicht  den  Handelekainmem  Übertragen;  7gl.  die 
Bürseuordnung  für  Berlin  §  1,  für  Frankfurt  a.  M, 
§  1,  für  Hamburg  §  2, 

unter  der  Bf>rsennnfsicht-sbebörde  steht  das 
ÄUr  Leitung  der  KJrse  berufene  Organ,  der 
^B  ö r  s e  n  V  0  f  s  t  a  n  d " .  Ob  d ieser  aus  dem  Schoß 
der  Handeiafcamiuer  uäw,  oder  au.s  iUr  Mitte  der 
Eor^ienmitglieder  genommen,  ob  der  Bürsenvor- 
stand  behufs  sacbgemäüer  Wabrnehmun^  der  Ter* 
fichiedenen  ihm  übertragenen  Funktionen  in 
mehrere  Abteilungen  zerlegt  werden  soll,  über- 
läßt das  Gesetz  den  BLJr^en Ordnungen.  (Vgl. 
die  Biirsen Ordnungen  ffir  Berlin  ^  2f,  für 
Frankfurt  a.  M,  §  1,  für  Hamburg  §  4  und  5.) 

Das  deutsche  Börsengesetz  Überweist  (g  8) 
den  Erlaß  allgemeiner  Be*itifiimungeu  für  die 
Ordtinug  und  den  G est? liäftH verkehr  in  erster 
Linie  der  Bür8enaufsicbl.«behrlrde.  Die  Hand- 
habung der  erlajispueu  Be3timmnHf::en  aber  ist 
als  ein  AnsHuß  des  Börsen  haus  rech  Im  dem  Börseu- 
vomand  libertraj^^eUt  welchem  auch,  soweit  die 
BorsenaufHicbtitbebÜrde  Ton  ihrer  Befugnis  keinen 
Gebrauch  macht,  der  EriaU  der  allgemeinen 
Ürdnnugsvorscbrifteu  znfüllt  lier  ß^räenvor* 
stand  ist  befugt,  Personen,  welche  die  Ordnung 
oder  den  Geschäfte  verkehr  an  der  Börse  stören, 
sofort  aus  den  Börsen  räumen  zu  entfernen  und 
mit  zeitweiliger  AusschlieÜung  von  der  Börne 
otler  mit  Geldstrafe  lu  bestrafen.  Das  Huchst- 
mali  beider  Strafen  setzt  die  Büraenonlnuniaf  tesi. 
Die  Ausschließnng  tou  der  Bürse  kann  mit  Ge- 
nehm ig  unj?  der  Börseuanf Sichtsbehörde  durch 
Anschlag  in  der  Börse  bekannt  L'e macht  werden. 
Genien  die  VerbÄugung  der  Sfrateii  ist  innerbftlb 
der  durch  die  Böri^ehordnung  fesätEusetzenden 
Frist  die  Beschwerde  au  die  Börsenaufsiehts^ 
behiirde  möglich.  Finden  sieb  an  der  Börse 
Personen  EU  Zwecken  ein,  welche  mit  der  Ord- 
nung oder  mit  demGeschiUtsverUehr  au  derselben 
nnvereinbar  sind,  ao  i^t  ihneu  der  Eintritt  au 
untersagen. 

Auch  im  Ausland  sind  regelmäßig  ge- 
wiihltE  Mitglied  erausscbüsse  mit  der  mimittei- 
barcii  Aufsiebt  und  Lt^itimir  betraut.  Vgl.  die 
Publikation  der  deutj^cben  BEK.  „Die  haupt- 
säcbliehften  Börsen  Dentscblanda  und  des  Aiis- 
landet  1892."  Den  Siaatskummis^sar  kennt  auch 
Oesterreicb ;  sehr  weitgehende  Befugnisse  hat 


der  staatlich  ernannte  Börsen kommissar  nacb  i 
dem  ZUrieber  G.  v.  3L/V.  189^  §  35  f.  In  Basd] 
sind  die  mit  der  AnsühuDg  der  sttaatlicben  Anf-J 
sieht  hetranten  Organe  das  Börsenktimniissariat,  I 
die  Börsenkommissien,  der  Hegierungsrat ;  über 
ihre  Befngnisse  vgl.  g  13  f.  des  Ges. 

c;   Ehrengericb t.     Nadi  dem   deutÄcben 
BG.  V.  22.!Yl    1896  wird  an   jeder   mvm  eial 
Ehrengericht  gebildet ;  e»  besteh  t»  wenn  dieun-i 
mittelbare    Aufsicht    über    die    Biirge     einem  [ 
Handelsorgaue  Übertragen  ist,  aus  der  Oeaamt- 
beit    öder    einem    Ausscbusse   dieses   Aufsicht^  I 
Organs,  andernfalls  ans  Mitgliedern»  wekbe  v*>tt| 
deu  Bürsenbesucbern  oder  den  Biirsenorj^auen  ge-| 
wählt  werden.    (Nach  den  BO.  von  Berlin*  Ham*| 
bürg,  Frankfurt  bilden  5  Mitglieder  der  Handels^] 
kammer ,   welche  ¥on   dieser  gewi^hlt   werden, ' 
das  Ehrengericht.)    Das  Ehrengericht  deht  ztirj 
Verantworning  Börsen besnc her,   we3i:he  im  2a- 
sammenhantre  mit  ihrer  Tätigkeit  au  der  Börse] 
sich  eine  mit  der  Ehre  o^ler  dem  Anspruch  auf] 
kaufniÄnnisches  Vertrauen  nicht  äu  vereinbarende 
Haudluuir    haben    SEUscbulden    kommen   lassen. 
,  Von  der  Einleitung  oder  Ablehnung  eines  ehren* 
j  gerichtlichen  Verfahrens  ist  der  Staatskcimmissar 
äu  unterricbten^  er  kawu  die  Einleitung   eine«, 
1  ebren gerichtlieben  Verfahrens  verlangen ;  diesem  i 
Verlangen  sowie  allen  von  dem  Kommissar  ge-  | 
I  stellteu     Be  weil  an  tragen     mivü     §iattiiegeben  , 
I  werden:   der  Kommissar  hat   das  Recht,   allen. 
Verbandlungeu  beizuwohnen  und  die   ihm   ge- 
eignet erscheinenden  Anträge  soTvie  Fragen  an 
den  Besehnldigten ,    die  Zeugen  und  Sadiver- 
stÄndi^eu  zu  stellen  (§  9— llVj    Daa  Verfabrtii 
ist  geregelt  tu  den  g  12—27. 

Eine  Bei  he  vou  Beispielen  ^  au;^  denen  ein 
Anhalt  für  die  Voraussetzung  ekreugericbtlichen 
Einschreitens  tax  entnehmen  ist,  bat  die  BEK. 
in  ihrem  Bericht  S.  21  formuliert,  darunter  sind 
u.  a.  genannt  arglistige  BeeinÜusaung  der  Kur^e 
inshe«.  durch  Scheiugeschiifte.  Abschiebungen, 
Unterderb  and  reg  nliernn  gen  und  dnrcb  Ver- 
breitung falscher  Gerüchte,  Gewäbrnng  und  An- 
nahme von  Geschenken  in  der  Absicht,  Äeulie- 
rnnj^eu  in  der  Presse  2ngimsten  oder  sram  Nachteil 
gewisser  Uniernehniiingen  her heian führen  oder 
KU  unterdrücken,  Anwendung  von  Gescbäftabe* 
dingungen,  welche  gegen  den  kaufraäunischen 
Austand  verstoüeu.  Abschluß  von  BörsenspekU' 
lationsgeschäfteu  tuicPersoneu  in  unFelbstHudiger 
oder  dürftiger  wirtschaftlicher  La^e  usw. 

An    der   Berliner    IMIrse    fungierte    bereits 
früher  eine  von   ilen  Aeltesteu  der  Kaufmann- 
schaft eingesetzte  Kommission  als  Disziplinar- 
hof :  s*fine  Tätigkeit  war  aber  sehr  eiugeschriiiikt. , 
Achn liehe    Voikchruniren    existieren    an    aus^ 
ländischen  Btirsen;  vgl.  Ber.  d.  d.  BEK,     ^Die  , 
hanptsücblichsten  Biir^n  Deutschlands  und  de»  | 
Auslandes*'  1892,  S.  *ilf. ;  femer  Schumacher 
über    die     ametikanischeu    Getreidebörsen    ia 


*J  Gegen  die  Mitwirkung  des  Staatskommis- 
sars beim  Ehrengericht  spracbeu  sich  vielfach 
die  Handelskreise  ans;  vgl.  Petition  der  Frmnkr 
fnrter  Handelskammer  (Bericht  der  Haudeb- 
kammer  pro  1895,  Anhang  8.  23)  f  s.  auch  ebenda 
8.  27  die  nicht  belanglosen  Ein wend nutzen  gegen 
eine  einzige  Beruf ungskammet  für  das  gunse 
Reich ;  es  wurde  daselbst  die  Schaffung  einer 
zweiten  Instanz  in  Ehrensachen  an  jeder  cin- 
^Inen  Börse  vorgeschlagen. 
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Conrads  Jahrbüchern,  III.  F.  Bd.  11  (1896) 
S.  64  f. 

d)  Börgenschiedsgerichte.  An  allen 
größeren  Börsen  haben  sich  dieselben  heraus- 
gebildet ;  diejenigen,  die  an  der  Börse  nnd  nach 
deren  Usancen  Börsens^eschäfte  abschließen,  ver- 
pflichten sich  im  voraus,  dem  Börsenschiedsge- 
richt sich  zu  unterwerfen.  Es  hat  dies  den 
großen  Vorteil,  daß  die  Entscheidungen  von 
Berufsgenossen  getroffen  werden,  die  über  die 
Bedür&isse  des  Handels  und  die  tatsächlichen 
Verhältnisse  aus  eigener  Erfahrung  informiert 
sind,  ferner,  daß  in  kurzer  Frist  Gewißheit  er- 
langt werden  kann,  ob  ein  Vertrag  rechtsbe- 
ständig ist  oder  nicht,  und  daß  man  also  in 
der  Lage  ist,  zu  entscheiden,  ob  noch  diese  oder 
jene  Börsenoperation  ausgeführt  werden  mnß.^) 

Das  deutsche  BG.  v.  22./VI.  1896  stört  die 
Börsenschiedsgerichte  nicht,  will  aber  ver- 
hindern, daß  das  Börsenschiedsgericht  durch 
allgemeine  Geschäftsbedingungen,  in  denen  für 
alle  Abschlüsse  die  Usancen  einer  bestimmten 
Börse  als  maßgebend  erklärt  werden,  vielfach 
solchen  Personen  aufgenötigt  wird,  welche  nicht 
zu  den  Börsenbesuchem  gehören  und  häufig  die 
Tragweite  des  im  voraus  erklärten  Verzichts 
auf  richterliche  Entscheidungen  nicht  zu  über- 
sehen in  der  Lage  sind.  Der  §  28  des  BG.  saj^t 
deshalb:  „Eine  Vereinbarung,  durch  welche  die 
Beteiligten  sich  der  Entscheidung  eines  Börsen- 
schiedsgerichts unterwerfen,  ist  nur  verbindlich, 
wenn  jeder  der  Beteiligten  Kaufmann  oder  für 
den  betreffenden  Geschäftszweig  in  das  B()rsen- 
register  eingetragen  ist  oder  wenn  die  Unter- 
werfung unter  das  Schiedsgericht  nach  Ent- 
stehung des  Streitfalles  erfolgt."  —Die  Kom- 
missionen zur  Entscheidung  über  die  L  i  e  f  e  r  - 
barkeit  von  Waren  undEf^kten  gelten  nicht 
als  Schiedsgerichte  im  Sinne  des  §  28,  sie  sind 
Sachverständige  im  Sinne  des  §  402  f.  der  ZPO., 
ihre  Gutachten  können  der  Prüfung  des  Gerichts 
unterliegen.  Das  ist  aber  insofern  belanglos, 
als  durch  die  allgemeinen  Geschäftsbedingungen 
der  Börsen  regelmäßig  der  Rechtsweg  gegen 
die  Entscheidungen  der  Sachverständigen  aus- 
geschlossen ist. 

Außerdem  sind  an  der  Börse  noch  mehrfache 
Organe  und  Einrichtungen;  z.  B.  eine  Kommis- 
sion, welche  über  die  Zulassung  von  Wert- 
papieren entscheidet  (Zulassungsstelle  s. 
unten sub4);  Abrechnungsstellen  (s.  unten 
sub  7);  Kündigungsbureaus;  mit  Bezug 
auf  die  Preisfeststellung  (s.  unten  sub  6)  lassen 
sich  noch  die  Kursmakler  zu  den  Organen 
der  Börse  rechnen  (vgl.  Art.  Maklerwesen).  Des 
Staatskommissars  wurde  schon  oben  sub  2 
gedacht. 

4.  Zulassiing  von  Wertpapieren  zum 
Borsenhandel  nnd  zur  Notiz.  DenEtTekten 
ist  meist  der  Absatz  so  gut  wie  verschlossen, 
wenn  dieselben  nicht  zum  Handel  an  der 
Börse  zugelassen  sind;  sie  haben  einen  all- 
gemeinen Markt  erst  durch  die  Börse  und 
aie  tägliche  Notierung  im  Kurszettel.    Da- 


*)  lieber  die  Wirksamkeit  der  Börsenschieds- 
gerichte an  der  Berliner  Fonds-  und  Prodnkten- 
börse  im  Jahre  1905  vgl.  Berliner  Jahrb.  für 
Handel  und  Industrie,  Jahrg.  1905,  Bd.  I,  S.  675. 


durch  gewinnt  die  Börse  eine  eminente  Be- 
deutung, sie  öffnet  die  Pforte,  durch  welche 
die  Wertpapiere  in  die  Hände  des  Publikums 
gelangen ;  sie  kann  faule  und  gesunde  Papiere 
passieren  lassen. i) 

Während  früher  die  Zulassung  von  Effekten 
zum  Börsenhandel  keiner  Kontrolle  seitens 
der  Börsenorgane  unterlag  und  jedes 
Emissionshaus  (s.  Art.  „Emissionsgeschäfte") 
ohne  weitere  Beschränkung  alle  Effekten  an 
der  Börse  einführen  konnte,  waren  die  größeren 
Börsen  von  selbst  schon  seit  längerer  Zeit 
dazu  übergegangen,  die  Zulassung  von  Wert- 
papieren von  der  Genehmigung  der  Börsen- 
behörde oder  des  für  diesen  Zweck  bestellten 
Ausschusses  abhängig  zu  macheu.  Hierbei 
war  nicht  die  Absicht  und  konnte  es  nicht 
sein,  ein  Urteil  über  den  wirklichen  Wert 
des  Papiers  zu  geben;  denn  ein  solches  ist 
nahezu  unmöglich,  namentlich  weiß  niemand, 
wie  die  Zukunft  sich  gestaltet :  eine  Aktien- 
gesellschaft kann  in  wenigen  Jahren  durch 
einen  unfähigen  gewissenlosen  Direktor 
heruntergebracht  werden,  ein  Staat  in  kurzer 
Frist  durch  unglückliche  Kriege  oder  Miß- 
wirtschaft stark  an  Kredit  einbüßen;  keine 
Instanz  wird  vernünftigerweise  eine  Verant- 
wortung für  die  Güte  des  Papiers  über- 
nehmen mögen.  Die  Börsen  haben  deshalb 
ihr  Augenmerk  nur  darauf  gerichtet,  die 
Gefahr  des  Betrugs  bei  Emissionen  auszu- 
schließen und  den  Emittenten  zu  veranlassen, 
Unterlagen  mitzuteilen,  aus  denen  das  Publi- 
kiun  sich  sein  Urteil  selbst  zu  bilden  liatte. 

Das  deutsche  Börsengesetz  knüpft  an 
diese  aus  dem  Verkehr  selbst  erwachsene 
Einrichtung  an,  sucht  sie  aber  noch  zu  ver- 
schärfen und  zu  verallgemeinem  bezw.  zu 
vereinheitlichen.  Vor  allem  bemängelte  man 
die  Zusammensetzimg  der  Organe,  die  bis- 
her über  die  Zulassung  von  Effekten  ent- 
schieden; in  diesen  waren  nur  die  Börsen- 
interessen vertreten;  ein  großes  Emissions- 
haus hat  allerdings  selbst  das  Bestreben, 
seinen  Emissionskredit  nicht  zu  schädigen; 
die  Provinzialbankiers  und  das  Publikum 
nehmen  gern  Papiere  eines  Emissioushauses 
ab,  wenn  es  immer  gut  fundierte  und  sich 
gut  im  Kurs  haltende  Papiere  emittiert  hat ; 
allein  Tatsache  ist,  daß  viele  Aktien,  fremde 
Staatsschuldverschreibungen  und  sonstige 
Effekten  emittiert  wurden,  an  denen  viel 
Geld  verloren  wurde.  Die  Gefahr,  daß 
Emissionshäuser  mehr  auf  den  mit  der 
Emission  verknüpften  Gewinn  als  auf  die 
Interessen  des  Anlage  suchenden  Publikums 
sehen,  ist  jedenfalls  vorhanden;  man  liält 
zum  mindesten  die  in  der  Zulassungsstelle 
der  Börse  sitzenden  Bankiers  und  Börsen- 


*)  Vgl.  über  die  Mißbräuche  der  New  Yorker 
Börse  in  dieser  Hinsicht  H.  Crosby  Emery, 
Spekulation  usw.,  S.  179  f. 
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leute  in  dieser  Hinsicht  für  befangen,  um 
auch  den  Interessen  des  anlagebedürftigen 
Publikums  und  den  allgemeinen  Interessen 
eine  angemessene  Vertretung  zu  geben,  hat 
der  §  36  bestimmt,  daß  mindestens  die 
Hälfte  (der  Entwm-f  verlangte  mindestens  ^/s) 
der  Mitglieder  der  Zulassungsstelle  aus  Per- 
sonen bestehen  soll,  welche  nicht  ins  Börsen- 
register für  Wertpapiere  eingetragen  sind,  eine 
Bestimmung,  die  angesichts  der  weitgehenden 
Ablehnung,  die  das  Börsenregister  gefunden 
hat,  ziemlich  wertlos  geworden  ist.^)  Ton 
der  Beratung  und  Beschlußfassung  sind  die- 
jenigen Mitglieder  jeweils  ausgeschlossen, 
welche  an  der  Einführung  eines  Wertpapieres 
in  den  Börsenhandel  beteiligt  sind.  Wenn 
der  Staatskommissar  nach  §  2  Abs.  2  nicht 
mit  Zustimmung  des  Bundesrats  auf  die 
Mitwirkung  beim  ehrengerichtlichen  Ver- 
fahren beschränkt  ist,  kann  er  den  Sitzimgen 
der  Emmissionsstelle  als  Aufsichtsorgan  bei- 
wohnen. Im  übrigen  werden  die  Bestim- 
mungen über  die  Zusammensetzung  der 
Zulassungsstelle  durch  die  Börsenordnungen 
getroffen. 

Die  Zulassungsstelle  für  Wertpapiere,  die 
in  Berlin  von  der  Handelskammer  gewählt  wird, 
besteht  aus  22  Personen,  von  denen  5  aus  der 
Zahl  der  Mitgflieder  der  Handelskammer  und 
6  aus  der  Zahl  der  Aeltesten  der  Kaufmann- 
schaft zu  wählen  sind  (§  25  der  Berliner  BO.) 
In  Hamburg  wird  die  Zulassungsstelle  ans 
9  Personen  gebildet,  die  am  Handel  in  Wert- 
papieren beteiligt  sind  (§  24  der  BO.)  In  Frank- 
furt besteht  die  Zulassungsstelle  aus  6  wirk- 
lichen und  8  stellvertretenden  Mitgliedern,  die 
von  der  Handelskammer  gewählt  werden  (§  17 
der  BO.). 

Die  Zulassungsstelle  hat  nach  dem 
deutschen  Böi-sengesetz  die  Aufgabe  und 
Pflicht,  die  Vorlegimg  der  Urkunden,  welche 
die  Grundlage  für  die  zu  emittierenden 
Wei-tiiapiere  bilden,  zu  verlangen  und  diese 
Urkunden  zu  prüfen,  dafür  zu  sorgen,  daß 
das  Publikum  über  alle  zur  Beurteilung  der 
zu  emittierenden  Wertpapiere  notwendigen 
tatsächlichen  und  rechtlichen  Verhältnisse 
so  weit  als  möglich  informiert  wird,  und  bei 
ünvollständigkeit  der  Angaben  die  Emission 
nicht  zuzulassen,  endlich  Emissionen  abzu- 
lehnen, durch  welche  erhebliche  allgemeine 
Interessen  geschädigt  werden  oder  welche 
offenbar  zu  einer  Uebervorteilung  des  Publi- 
kums führen.  Die  Zulassungsstelle  darf  die 
Emission  ohne  Angabe  von  Gründen  —  solche 
müssen  aber  vorhanden  sein  —  ablehnen. 
Sie  ist  auch  befugt,  zum  Börsenhandel  zu- 
gelassene Wertj)apiere  von  demselben  wieder 
auszuschließen,  was  auch  früher  schon  mit 


*)  Im  Regierungsentwurf  sollte  ein  Drittel  aus 
Personen  bestehen,  „welche  sich  nicht  gewerbs- 
mäßig am  Börsenbandel  mit  Wertpapieren  be- 
teüigen''. 


Erfolg  gegen  ausländische  kontraktbrüchige 
Schuldner  angewandt  wurde ;  die  Zulassung 
I  deutscher  Eeichs-  und  Staatsanleihen  darf 
nicht  versagt  werden. 

Ob  gegen  die  Entscheidungen  und  Be- 
schlüsse der  Zulassungsstelle  Beschwerde 
I  zulässig  ist,  ist  in  den  Börsenordnungen  zu 
regeln.  Nach  der  Berliner  BO.  (§  30)  ist 
Beschwerde  an  die  Handelskammer  vor- 
gesehen, ebenso  nach  der  Hamburger  (§  26) 
und  Frankfurter  (§  19). 

Besondere  Bestimmung  ist  im  deutschen 
Reichsgesetz  getroffen  bezüglich  der  Zu- 
lassung von  Aktien  eines  zur  Aktiengesell- 
schaft oder  zur  Kommanditgesellschaft  auf 
•  Aktien  umgewandelten  Unternehmens  zum 
Börsenhandel  und  bezüglich  der  Zulassung 
von  Anteilscheinen  oder  staatlich  nicht  garan- 
tierten Obligationen  ausländischer  Erwerbs- 
gesellschaften. Die  Zulassung  der  ersteren 
soll  vor  Ablauf  eines  Jahres  nach  Eintragung 
der  Gesellschaft  in  das  Handelsi-egister  und 
vor  der  Veröffentlichung  der  ersten  Jahres- 
bilanz nebst  Gewinn-  und  Verlustrechnung 
nicht  erfolgen.  In  besonderen  Fällen,  wenn 
z.  B.  eine  Umwandlung  aus  allgemeinen 
oder  öffentlichen  Interessen  geboten  ist,  kann 
diese  Frist  von  der  Landesregierung  ganz 
oder  teilweise  erlassen  werden.  Die  Zu- 
lassung der  zweitgenannten  Papiere  ist  da- 
von abhängig  gemacht,  daß  die  Emittenten 
sich  auf  die  Dauer  von  5  Jahren  verpflichten, 
die  Bilanz  sowie  die  Gewinn-  und  Verlust- 
rechnung jährlich  nach  Feststellung  derselben 
in  einer  oder  mehreren  von  den  Zulassungs- 
stellen zu  bestimmenden  deutschen  Zeitungen 
zu  veröft'entlichen  (§  39).  Der  Zweck  dieser 
letzten  Bestimmung  leuchtet  von  selbst  ein  ; 
es  ist  billig,  daß  das  Publikum,  welches 
fremde  Industriepapiei-e  durch  Vermittlung 
eines  deutschen  Emissionshauses  erlialten 
hat,  über  die  Lage  der  Gesellschaft  in  den 
ersten  Jahren  wenigstens  sich  leicht  in- 
formieren kann. 

Was  die  Bestimmung  über  die  Aktien 
anbetrifft,  so  soll  dadurch  die  vielfach  von 
Banken  betriebene  und  oft  lediglich  auf  den 
Agiogewinn  zielende  und  nicht  selten  un- 
passende Umwandlung  von  Unternehmungen 
erschwert  und  insbesondere  verhindert 
werden,  daß  eine  ganz  vorübergehende 
günstige  Stimmung  der  Böree  und  des  Publi- 
kums zur  Umwandlung  benutzt  wird.  Nicht 
unmöglich  ist  freilich,  daß  man  zu  recht  be- 
denklichen Manövern  schreitet,  um  im  ersten 
Jahr  eine  scheinbar  günstige  Bilanz  zu  er- 
halten. Die  Praxis  hat  sich  übrigens,  da  viele 
Banken  ihre  Mittel  durch  das  Liegenlassen  der 
Aktien  nicht  wähi*end  li,4,  unter  Umständen 
2—3  Jalire  festlegen  wollten,  in  manchen 
Fällen  in  der  Weise  geholfen,  daß  man  Trust- 
gesellschaften, d.  h.  Banken  gründete,  welche 
ihi-e  eigenen  Aktien  und  Obligationen  aus- 
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gaben  und  damit  die  Mittel  für  die  fest- 
gelegten Aktien  gewannen.  Großbanken,  die 
über  reiche  Mittel  verfügen,  sind  oft  im 
stand,  auch  selbst  die  zu  emittierenden  Aktien 
ein  Jahr  lang  zu  behalten.  Neuestens  hat 
aber  eine  Großbank  einfach  Aktien  eines 
umgewandelten  Unternehmens  zur  Zeichnung 
aufgelegt  lediglich  mit  dem  Versprechen, 
Dach  Abfluß  eines  Jahres  die  Zulassung  zu 
beantragen,  ohne  aber  eine  Verantwortung 
zu  übernehmen  für  den  Fall,  daß  sie  abge- 
lehnt wird.^) 

Eine  wichtige  Befugnis  ist  femer  dem 
Bundesrat  in  §  42  erteilt,  insofern  er  den 
Mindestbetrag  des  Grundkapitals  bestimmt, 
welcher  für  die  Zulassung  von  Aktien  an 
den  einzelnen  Börsen  maßgebend  sein  soll, 
sowie  den  Mindestbetrag  der  einzelnen  Stücke 
der  zum  Handel  an  der  Börse  zuzulassenden 
Wertpapiere.  Ersteres  soll  dazu  dienen,  die 
großen  Börsen  von  einer  Menge  Aktien  zu 
entlasten,  die  infolge  ihres  kleinen  Kapital- 
betrags eines  größeren  ^larktes  nicht  be- 
dürfen, zu  lokales  Interesse  haben  und  die 
Uebersicht  uud  Kursfeststellung  nur  er- 
schweren. Die  andere  Bestimmung  ist  wert- 
voll, weil  oft  versucht  wird,  dxvrch  recht  kleine 
Appoints,  namentlich  vom  Ausland  her,  die 
Einfühnmg  von  Wertpapieren  bei  einem 
wenig  urteilsvolleu  Publikum  sehr  zu  er- 
leichtern. Nachdem  das  deutsche  HGB.  für 
die  inländischen  Aktien  Minimalappoints  auf- 
stellt (Namenaktien  200  M.,  Inhaberaktien 
1<300  M.),  muß  doch  die  Möglichkeit  bestehen, 
zu  verhindern,  daß  die  ausländischen  Aktien 
günstiger  gestellt  werden;  in  Frankreich 
sind  seit  1893  für  Gesellschaften  mit  mehr  als 
200000  Frcs.  Kapital  Aktien  zu  100  Frcs.,  bei 
kleineren  sogar  Aktien  bis  25  Frcs.  herunter 
möglich :  in  England  besteht  überhaupt  keine 
Begrenzung,  tatsäclüich  sind  Aktien  zu  1  £ 
sehr  häufig. 

Der  Bundesrat  kann  auch  noch  weitere 
Bestimmungen  über  die  Voraussetzungen  der 
Zulassung  treffen,  die  Landesregierungen 
können  sie  unter  Mitteilung  an  den  Reichs- 
kanzler ergänzen. 

Der  Bundesrat  hat  von  den  ihm  in  dieser 
Hinsicht  erteilten  Bef  agnissen  Gebrauch  gemacht 
{Bekanntmachung  des  Keichskanzlers  v.  ll./XII. 
1896,  BGBL,  Nr.  40,  S.  763).  Die  Zulassune:  von 
Wertpapieren  zum  Börsenhandel  darf  danach  nnr 
erfolgen,  wenn  die  Gesamtsumme  der  Stücke, 
welche  auf  Grund  der  Zulassung  alsbald  in  den 
Verkehr  gebracht  werden  sollen,  nach  ihrem 
Nennwert  sich  mindestens  beläuft:  für  die 
Börsen  von  Berlin,  Frankfurt  a.  M.  und  Ham- 
bnrg  auf  1  Mill.  M ,  für  alle  übrigen  Börsen  auf 
500000  M.  Für  Berlin,  Frankfurt  a.  M.  und 
Hamburg  kann  die  Börsenanf Sichtsbehörde  im 
Einzelfalle  die  Zulassung  von  Werten  im  Min- 

»)  Handclsztg.  d.  ßerl.  Tagebl.  Nr.  110  vom 
1.  Mftrs  1906. 


destbetrage  von  500000  M.  gestatten,  wenn  der 
Gegenstand  der  Emission  nur  Bedeutung  für 
das  engere  Wirtschaftsgebiet  hat,  welchem  der 
Börsenplatz  angehört.  Die  Landesregierung 
kann  unter  gleicher  Voraussetzung  für  alle 
Börsen  die  Zulassung  eines  Betrages  von 
weniger  als  500 000  M.  gestatten.  Sind  die 
Wertpapiere  von  einem  Gemeinwesen,  einer  Ge- 
sellschaft oder  Person  ausgestellt,  von  welcher 
sonstige  Werte  ^bereits  an  derselben  Börse  zu- 
gelassen sind,  so  fällt  die  Im  ersten  Satz  be- 
zeichnete Beschränkung  weg  (§  1).  Aktien  und 
luterimsscheine  einer  Aktiengesellschaft  oder 
Kommanditgesellschaft  auf  Aktien  dürfen  nur 
zufi^elassen  werden,  wenn  die  einzelnen  Stücke 
auf  mindestens  1000  M.  lauten.  Soweit  in  Ein- 
klang mit  der  inländischen  Aktiengesetzgebung 
die  Aktien  oder  Interimsscheine  auf  einen  ge- 
ringeren Betrag  laateu,  kommt  vorstehende  Be- 
schränkung in  Wegfall.  Ausländische  Aktien 
und  luterimsscheine,  welche  auf  einen  geringeren 
Betrag  lauten,  dürfen  nur  mit  Zustimmung  der 
Landesregierung  zugelassen  werden  (§  2).  Die 
Zulassung  von  Wertpapieren  hat  zur  Voraus- 
setzung: 1.  daß  sie  voll  gezahlt  sind;  2.  daß  sie 
auf  deutsche  Währung  oder  gleichzeitig  auf  diese 
und  eine  andere  Währung  lauten;  3.  daß  die 
Zinsen  oder  Dividenden  sowie  die  verlosten  und 
gekündigten  Stücke  au  einem  deutschen  Börsen- 
platze zahl'bar  sind  und  die  Aushändigung  der 
neuen  Zinsbogen  daselbst  kostenfrei  eitolgt. 
Die  Vorschrift,  daß  die  Wertpapiere  voll  ge- 
zahlt sind,  findet  auf  Aktien-  und  Interimsge- 
sellschaften von  Versicherungsgesellschaften 
keine  Anwendung.  In  geeigneten  Fällen  kann 
die  Zulassungsstelle  von  den  Voraussetzungen 
der  Ziffern  1,  2,  3  absehen.  Die  bewilligten 
Ausnahmen  sind  dem  Staatskommissar  unter 
Angabe  der  Gründe  mitzuteilen.  Bei  Ausnahmen 
von  der  Vorschrift  unter  Ziffer  2  setzt  die  Zu- 
lassungsstelle den  Kurs  für  die  Umrechnung 
der  fremden  Währung  in  deutsche  Währung 
fest,  welcher  im  Börsenhandel  zur  Anwendung 
kommen  soll. 

Das  Verfahren  bei  der  Zulassung  hat  der 
Bundesrat  geregelt  (Bekanntmachung  des  Reichs- 
kanzlers V.  ll./XII.  1896,  RGBl.  Nr.  40,  S.  764): 
1.  Vor  allem  ist  erforderlich  ein  schriftlicher  Antrag 
bei  der  Zulassungsstelle.  Der  Antrag  muß  ent- 
halten die  Bezeichnung  der  Einführungsfirma, 
des  Betrages  sowie  der  Art  der  einzuführenden 
Wertpapiere.  Dem  Antrage  sind  Prospekt  und 
eine  Reihe  vorgeschriebener  Nachweise  (s.  unten 
S.  511)  beizufügen.  Der  Prospekt  muß  von  den- 
jenigen, welche  ihn  erlassen,  unterschriftlich  voll- 
zogen sein.  2.  Die  Zulassungsstelle  verfüg  sodann 
die  Veröffentlichung  des  ordnungsmäßigen  An- 
trages; diese  erfolgt  auf  Kosten  des  Antrag- 
stellers im  Reichsanzeiger  und  in  mindestens 
zwei  anderen  inländischen  Zeitungen;  diese 
werden  von  der  Zulassungsstelle  mit  der  Maß- 
srabe  bestimmt,  daß  sich  unter  ihnen  eine 
Zeitung,  welche  am  Börsenplatze  erscheint,  und 
wenn  es  sich  um  Aktien  oder  Schuldverschrei- 
bungen einer  inländischen  Aktiengesellschaft 
oder  Kommanditgesellschaft  auf  Aktien  handelt, 
eine  Zeitung  befinden  muß,  welche  in  dem 
engeren  Wirtschaftsgebiet  erscheint,  dem  die 
Gesellschaft  angehört.  Außerdem  ist  der  An- 
trag durch  Aushang  in  der  Börse  bekannt  zu 
machen  (§  10  der  Bekanntmachung).    3.  Nach- 


dem  die  Verttffentlicbniig  verfügt  ist  tritt  die 
Ziita(«^nu^sstdle  akbald  iu  die  Prüfung'  dartlber 
ei«,  (k1>  der  l^ri>K|jekt  flie  Vi>rjB^e8c;hri ebenen  An- 
gulieii  enthült.  Er^i^eben  sich  Anstände  in  betreff 
der  Ycdigtiiudigkeit  oder  Dentlichkeit  der  An- 
gäbet** m  ffirdei't  sie  den  Ar  trägst  eil  er  m  deren 
Be^citiiTiuig  auf.  Sie  bestimmt  femer  nach 
MaUi*iibe  des  §  36  Ah^.  Sa  und  b  des  Oesetze-S, 
wek'bc  sonstigen  Ani^»ben  in  den  Proi^pekt  auf- 
znnebmen  «dt^r  wekbe  soMHtijsfmj  Urknnden  ihr 
zur  pTüimig  Torznleg^en  sind ,  und  richtet  an 
den  Antrai^&telkr  die  entsprechende  Aufforde- 
mag.  Ktämmt  der  Antragsteller  den  Auf  forde- 
rnni^en  nkbt  naidi,  so  wird,  vorbehaltlich  des 
in  der  Hiirsienf^rdanug  etwa  vorgesehenen  Be- 
Hchwerderechts ,  der  Antrags  zurückgewiesen 
(§  11).  4,  Zwischen  der  Veröffentlichung  des 
Antrag-!^  durch  die  am  Biirsenplatae  erscheinende 
Zeiinn;^  und  dem  Znlas:<innj^sbe&chlüü  muß  eine 
Frii^t  von  mindestens  3  Tagen  liegen  t  damit 
etwaige  Erinnerunfren  ^e^en  die  Zulassung  ein- 
laufen können,  a  Ijei  der  Befehl iiOfassung  über 
die  ZutiiM^nng  aind  die  infolge  der  Verößent* 
lichnng  des  Antragen  etwa  erhfihenen  E rinne- 
rung-en  zu  prüfen  und  die  im  g  37  Abs.  3e  des 
Börsen  gesietzes  he  »ei  ebneten  Gesi€hti*punkte  zu 
beachten,  d.  h,  Emissionen  nicht  zuzulassen , 
^dureh  welch*;  erhebliche  allgemeine  lutere^seu 

feschädigt  werden  öder  welche  offenbar  zn  einer 
ebervt>rteilnGg  des  Publikutnsi  fl^hren'^*  In 
dem  Zulassnjiirsbeiichkiij  iit  der  Tag  zu  be^ 
stimmeu,  yon  wekliem  ab  die  Einführung  an  der 
Börse  erfolgen  darf.  Nach^  3t<  Abs.  1  des  Ge- 
getztM  muU  zwischen  der  Veröffeut liebung  des 
Antrages  und  der  Einfübrnng  an  der  BörJ^e  eine 
Frist  Ton  ininde^lens  H  Tagen  liegen.  Da  oben 
unier  Ziff.  4  bereits  über  3  Tnge  verfügt  ist, 
90  steilen  noch  H  Tage  in  minimo  zur  Verfügung. 
Pas  ist  näher  dahin  prä^sien,  dalS  zugelassene 
Wertpapiere  frühejätens  atn  dritten  V\  erktiig 
nach  dem  Tilge  des  ZnlassnngsbeÄchliiyseü  and 
nach  dem  Ta^e,  an  welchem  der  Proä]iekt  zu- 
ers^t  TerÖffentlicht  worden  ist.  an  der  Börse  ein- 
geführt werden  dürfen.  Der  Zulassung^begchlnlf 
ist  dnrch  dreitägia^en  Ausbang  in  der  Börse  nn 
veröffentlichen.  Die  Beigaben  zum  Proipekl 
sind  vcäO  der  Veröffentlicijung  des  Znlaisnnp- 
bescblusses  ab  bis  snr  Einführung  an  der  B5rie 
öffentlich  auszulegen.  6.  i>ie  Veröffentlichnng 
des  Prosipektcs  rauti  tou  dem  Antragsteller  in 
denselben  Zeitungen,  mit  Ansuabine  des  Keichs- 
an^eigers,  bewirkt  werden,  in  denen  der  Autrag 
auf  znlasguiig  veröffentlicht  wollen  i^t. 

Es  ist  die  Unaitte  eingerissen,  daU  die  Banken 
zutor  den  ganzen  Prospekt  in  2  Blattern  fin 
Berlin  sind  diesi  meist  die  Berliner  ß<irsenztdtang 
und  der  Berliner  BÜrsencanrier}  publizieren,  in 
der  übrigen  Pres.«%e  aber  der  Anffordenmg 
zur  Zeichnung  nur  einen  ProspektauÄKag,  der 
nicht  selten  wesentliche  Angaben  verschweigt, 
beifügen.  Dadurch  wird  die  Abi?icht  des  Ge- 
setzes vereitelt.  Ihm  richtii^^te  würe  w^ohl,  zu 
bestimmen,  dati  die  Zeitungen  mitderZeichnnugs- 
nnfforderung  entweder  den  ganzen  Prospekt 
unmittelbar  oder  als  Bei  tage  bringen  müssen 
<>der  dali  die  Zeidinnoi^-san  ff  orderungen  lediglich 
den  Hinweis  zu  enthalten  haben,  wo  "der  Prospekt , 
k*jatenh>s  m  beziehen  ist,  Letzteres  würde  sich 
tinipfehleu ,  weil  d^r  Abdruck  oder  auch  die  j 
Beilage  in  der  Zeitung  sehr  tener  ist  und  eraterer 
meist  ftuch  infolire  des  Kleindrucks  sehr  ungern  I 


gelesen  wird.  Weniger  empfohlen  sc H Mut  mir 
der  Vorschlag,  daÜ  der  gekürzte  Pro-;  "  '  w- 
falls  erst  Ton  der  Zulaaaungs^telle  zu  ^  ;i 

sei.  Die  Frist,  zwischen  Verüffenthcnnuir  mid 
Zeichnung  ist  etwas  kurz.'l 

Für  die  Börsen,  welelie  rlie  Zulassiuig 
von  Wertpapiei^n  win  der  Genehnugung 
iha^r  <lrgane  abhängig  machten,  bildete 
s^chon  frilhcr  die  Gmndlage  der  Beurleilung 
der  einzureichende,  fflr  die  Publikation  i>e- 
stimmle  ProBj>ekt  nebst  be^^ümraten  An- 
lagen^ die  dem  Antrag  beizugeben  wai-en. 
Durch  den  Prospekt  w^endete  gicli  das 
Emisslonshaua  unter  Äiif^be  der  Anony nullit 
mit  seinem  Namen  und  seinem  Emissions* 
kredit  an  das  Publikum,  um  Ihm  diejenigen 
Mitteilungen  zu  machen,  welche  zur  Beur- 
teilung des  inneren  Wertes  des  augelxitenen 
Pai:tiei*e.^  erfonleiiich  w^aren:  die  B(jrsien 
hatten  deslialh  auch  Vi>rsehriften  eidassen 
ober  das,  was  der  Eiufühnmgsprospckt  ent- 
haheu  mußte»  und  sie  prüften,  oh  diesen  Vor- 
schriften genügt  war, 

Sa  hatten  die  für  die  Berhner  Bflrse  gelten* 
den  „leitenden  Gesichtspunkte*'  laa  andirea 
Börsen  spricht  man  von  Koderun gshesf  im mungeui 
neben  den  allgem  einen  Voran ssetixinj^tfu  für  14 
Effekten kategorieen  die  speziellen  Erforderni>iHe 
Torgeschriebeu,  Siehe  die  früher  geltende  Börsen* 
Ordnung ;  die  leitenden  Gesichtspunkte  sind  auch 
mitgeteilt  im  Bericht  der  BEK.  B.  47—61;  in 
Conrads  Jahrb.  IIL  Folge  Bd.  11  il89tji  S.  241 
hat  L  ü  b  das  Typische  derselben  herausiirchoben. 

Wie  aus  dem  bereite  Mitgeteilten  ersteht* 
lieh,  hat  das  deutsche  Böi^eugeselic  el^enfalls 
den  Prospeklzwang  aecejdiert  Sofern  es 
sich  nicht  tim  deutsche  Heiehs-  oder  Staats- 
anleihen iiandelt,  [»ei  denen  der  Prospekt 
naturgemäß  entfällt  (1  38  des  BO.),  mnü  vor 
der  Zulassung  von  Weiljwijiei-en  —  das 
gU?ieiie  gilt  für  Konvertierungen  und  Kapi- 
tals*?rhuhnngen  —  ein  Prc*spekt  verr>ffent lieht 
wenleo^  welcher  thc  filr  die  Beurteiluug  des 
Wertes  der  einzuführenden  Papiere  wesent- 
lichen Angaben  enthält.  Der  Prospekt  hat 
den  Betrag^  welcher  in  den  Verkehr  gebracht, 
sowie  den  Betrag-,  welcher  vorlätdig  vom 
Verkehr  ausgeschlossen  wei-den  und  die  Zeit, 
für  w*elche  dieser  Atissdduij  et*folgeir  soll, 
ersictitlicli  zu  machen.  Für  Schuldver' 
scjireihungen,  liezüglich  deren  das  Reich 
Oller  ein  Staat  die  voTleifarantie  übernommen 
hat^  und  für  Seil nldversclireihnn gen  kom- 
munaler Körperschaften  tiud  kommimal- 
stt^j^disoher  Kreditinstitute  sowie  der  itti*i  r 
staatlicher  Aufsicht  stehenden  Pfamlln ;  - 
anstalten  kann  die  Landesregierung  von  'itj 
Verpflichtung  zur  Einreichmig  cme^  Pri>- 
spekts  entbinden.  —  Das  weitere  Detail  in 
betreff  des  Inhalts  des  Prospektes  ist  tdciil 
reichsgesetzlirh  festgelegt,  da  hier  wechselnde 
Bedüiinisse  sidi  geltend  machen.    Der  §  42 

*J  F.  A.  Wiener,  Die  BtJrse.  Berl  1906  S.  157, 
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gibt  deshalb  dem  Bundesrat  die  entsprechen- 
den Befugnisse. 

Von  dieser  Befugnis  hat  der  Bundesrat  Ge- 
branch gemacht.  Die  Bekanntmachung  des 
Reichskanzlers  vom  ll./XII.  1896  (RGBl.  Nr.  40 

5.  764)  enthält  über  den  Prospekt  folgende,  den 
bisherigen  Bestimmungen  der  Berhner  Börse 
nachgebildete  Vorschriften : 

Der  Prospekt  muß  angeben :  1.  das  Gemein- 
wesen, die  Gesellschaft  oder  Person,  fdr  deren  i 
Werte    die    Zulassung    erfolgen    soll;    2.    den  • 
Rechtstitel(Gesetz,  Privileg,  Gesellschaftsvertrag, 
Gesellschaftsbeschiuß   usw.) ,    auf  welchem    die 
Berechtigung  zur  Ausgabe  der  Wertpapiere  be- : 
ruht:  3.   den  für    den    Ertrag    der    Emission 
vorgesehenen    besonderen   Verwendungszweck ; 
4.  den   Nennbetrag    der    Emission ,    und  zwar ' 
sowohl  denjenigen  Betrag,  welcher  in  den  Ver- 
kehr   gebracht,    als    auch    denjenigen   Betrag, 
welcher  vorläufig  vom  Verkehr   ausgeschlossen 
werden,  und  die  Zeit,  für  welche   dieser  Aus- 
schluß erfolgen   soll  (§  38  Absatz  2  Satz  3  des 
Börsengesetzes) ;  5.  die  Merkmale  (Betrag,  Reihen, 
Nummern)  der  zu  emittierenden  Stücke,  und  ob 
diese  auf  den  Inhaber  oder  auf  Namen  lauten; 

6.  die  Bestimmungen  über  Kündbarkeit  oder 
Unkündbarkeit,  sowie  über  die  Tilgung  der 
Werte ;  7.  die  Art  der  Sicherst ellung  für  Kapital-, 
Zins-  oder  Dividendenzahlungen  und  die  Um- ; 
stände,  welche  für  die  Beurteilung  der  Sicher- ! 
Stellung  von  Bedeutung  sind ;  8.  die  Vorzugs- 
rechte, welche  den  zu  emittierenden  Werten  vor 
früher  ausgegebenen  Werten,  oder  diesen  vor 
jenen  zustehen  (Prioritätsschulden,  Prioritäts- 
aktien usw.) ;  9.  die  bei  Zins-,  Dividenden-  oder 
Kapitalzahlungen  erfolgenden  Abzüge  oder  Be- 
schränkungen;  10.  die  Plätze  und  die  Termine, 
an  denen  die  Zinsen  oder  Dividenden  und  die 
Kapitalbeträge  zahlbar  sind;  den  Zinssatz;  die 
Fristen  für  die  Verjährung  des  Anspruchs  auf 
Zinsen  oder  Dividenden  und  auf  die  Kapital- 
beträge; 11.  den  im  Falle  des  §  3  Absatz  4 
festgesetzten  Umrechnungskurs.    (§  5.) 

Außerdem  muß  der  Prospekt  enthalten: 
A*)  bei  Anleihen  eines  ausländischen 
Staates,  einer  ausländischen  kom- 
munalen Körperschaft  oder  kommu- 
nalen Kreditanstalt:  1.  eine  Uebersicht 
über  den  letzten  (ordentlichen  und  außer- 
ordentlichen) Haushaltsetat  des  Gemeinwesens 
oder  die  Angabe,  daß  das  Gemeinwesen  einen 
Haashaltsetat  nicht  veröffentlicht;  2.  eine  Ueber- 
sicht über  die  wesentlichen  Ergebnisse  der  drei 
letzten  Jahreshaushaltsabschlüsse  des  Gemein- 
wesens; 3.  eine  Uebersicht  über  den  Schulden- 
bestand des  Gemeinwesens;  4.  sofern  die  Ver- 
bindlichkeiten, welche  das  Gemeinwesen  inner- 
halb der  letzten  10  Jahre  aus  Anleihen  nach 
Maßgabe  der  öffentlichen  Anleihebedingungen 
dnrcn  Zins-  oder  Kapitalzahlung  zu  erfüllen 
hatte,  bisher  unerledigt  geblieben  sind,  die 
Mitteilung  der  darauf  bezüglichen  Umstände; 
B)  bei  Anteilscheinen  oder  Schuld- 
verschreibungen eines  gewerblichen 
Unternehmens:  1.  eine  Bezeichnung  des 
Zwecks  und  des  Umfangs  des  Unternehmens; 
2.  Angaben  über  eine  dem  Unternehmen  er- 
teilte Konzession  (Privileg),  deren  Dauer  und 
die  das  Unternehmen  besonders  belastenden 
KonzeasionBbedingongen ;  3.  Angaben  über  die 


Erwerbungsrechte ,  welche  einem  anderen 
gegenüber  dem  Unternehmen  zustehen;  4.  An- 
gaben über  die  innerhalb  der  letzten  drei  Jahre 
eingetretenen  Bau-  oder  Betriebsstörungen,  durch 
welche  die  Ertragsfähigkeit  des  Unternehmens 
für  längere  Zeit  wesentlich  beeinträchtigt  worden 
ist;  5.  Angaben  über  die  Befugnisse,  welche 
den  Inhabern  der  Schuldverschreibungen  gegen- 
über dem  Aussteller  eingeräumt  sind;  Ö)  bei 
Grundkreditobligationen  und  Hypo- 
thekenpfandbriefen: 1.  die  Angabe  der 
wesentlichen  Grundsätze,  nach  denen  die 
Ermittlung  des  Wertes  und  die  Beleihung 
der  Pfandgegenstände  erfolgt;  2.  die  An- 
gabe des  Betrages,  bis  zu  welchem  Schuld- 
verschreibungen und  Pfandbriefe  im  Ver- 
hältnis zum  Grundkapital  und  zu  den  Hypo- 
theken ausgegeben  werden  dürfen;  3)  die  An- 
gabe des  Bestandes  an  Hypotheken,  Grund- 
schulden und  Darlehnsf Order ungen  sowie  der 
Höhe  der  ausgegebenen,  am  Schlüsse  des  letzten 
Kaleudervierteljahres  in  Umlauf  gewesenen 
Schuldverschreibungen;  4.  die  Angabe  der 
wesentlichen  Befugnisse,  welche  den  Inhabern 
der  Schuldverschreibungen  gegenüber  den  Aus- 
stellern eingeräumt  sind  (Bestellung  eines  Pfand- 
halters, Faustpfandrechte  u.  dgl.) ;  5.  die  Angabe 
der  dem  Staate,  der  Gemeinde  usw.  zustehenden 
Aufsichtsbefugnisse.    (§  6.) 

Bei  Aktien  oder  Schuldverschrei- 
bungen einer  Aktiengesellschaft  oder 
Kommanditgesellschaft  auf  Aktien 
muß  der  Prospekt  außer  dem  durch  die  §§5 
und  6  Erforderten  angeben:  1.  den  Gegen- 
stand des  Unternehmens;  2.  den  Tag  der 
Eintragung  in  das  Handelsregister;  3.  die  Höhe 
des  Grundkapitals;  4.  die  Art  der  Bestellung 
und  Zusammensetzung  des  Aufsichtsrats  und  des 
Vorstandes  sowie  die  Namen  der  gegenwärtigen 
Mitglieder;  5.  die  Art,  wie  die  Berufung  der 
Generalversammlung  der  Aktionäre  geschieht; 
6.  die  Art,  wie  die  von  der  Gesellschaft  aus- 
gehenden Bekanntmachungen  erfolgen;  7.  das 
Geschäftsjahr  der  Gesellschaft;  8.  die  Bestina- 
mungen  über  die  Aufstellung  der  Bilanz,  die 
Ansammlung  von  Reservefonds,  die  Verteilung 
des  Gewinns,  das  Stimmrecht  und  die  Bezugs- 
rechte der  Aktionäre.  Für  inländische  Gesäl- 
schaften  genügt  der  Hinweis  auf  die  betreffenden 
Vorschriften  des  Handelsgesetzbuchs,  soweit 
diese  durch  den  Gesellschaftsvertrag  nicht  ab- 
geändert sind ;  9.  die  zugunsten  einzelner  Aktio- 
näre bedungenen  besonderen  Vorteile,  soweit 
sie  in  fortlaufenden  Bezügen  oder  in  der  Rück- 
zahlung der  Aktien  bestehen;  10.  sofern  nicht 
bereits  zwei  volle  Jahre  seit  der  Eintragung 
der  Gesellschaft  in  das  Handelsregister  ver- 
flossen sind :  die  zugunsten  einzelner  Aktionäre 
bedungenen,  nicht  unter  Ziffer  9  fallenden  be- 
sonderen Vorteile;  die  von  der  Gesellschaft 
übernommenen  vorhandenen  oder  herzustellenden 
Anlagen  oder  sonstigen  Verroögensstücke ;  die 
von  Aktionären  auf  das  Grundkapital  gemachten 
Einlagen,  welche  nicht  durch  Barzahlung  zu 
leisten  sind;  der  Gesamtaufwand,  welcher  zu 
Lasten  der  Gesellschaft  an  Aktionäre  oder 
andere  als  Entschädigung  oder  Belohnung  für 
die  Gründung  oder  deren  Vorbereitung  gewährt 
ist;  11.  die  in  den  letzten  fünf  Jahren  verteilten 
Dividenden;  12.  die  Bilanz  des  letzten  Ge- 
schäftsjahres nebst  Gewinn-  und  Verlustrech- 
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ßnag  oder  —  sofern  das  erste  Geschäftajahr  i 
der  i^iellschaft  noch  nicht  abeelaiifen  iat  — 
leiiie  Gegen Überstelluug  tler  Vernjogensstücke 
und  Verbindlichkeiten  j  33,  die  Hühe  der  Hyi>o- 
thekenaohulden  nml  Atileihenp  deren  Fälligkeit 
lind  Tilgung»art;  14.  die  Beznifsrechte  der 
eitlen  Zeichner  und  anderer  Peri^oiieü.  Bei 
Schul dverscbreibunp:en  einer  GesellÄcbalt  mit 
beacbräukter  Haftung  ßnden  die  vorstehenden 
Beatimmtiu^'eu  etitspreebeude  Anwendung,  (§  7.) 

Es  sind  beifüge ben:  L  jedem  Znlassiiiig3- 
jintrago  der  Nachweis  über  den  der  Etnission 
zugrunde  liegenden  Recbtistitel  (§  5  Zift'.  2}  i^o- 
wie  Über  das  V^erbäitnia  zu  früher  ausgegebenen 
Werten  {§5  Ziif.  8);  2.  dem  Aiilrage  "auf  Zu- 
lasmmg  der  Anleihe  eines  auäländischeu  Staates, 
«iner  ausländischen  konimiintileu  Körfericbaft 
oder  kumiunnalen  Kreditanstalt:  der  Nachweis, 
rtaü  die  dvirch  §  6  A  nuter  1  —  3  erf^irderten 
UeberBJchtPn  aaf  amtlichen  Feststelkint^en  be* 
ruhen ;  3,  dem  Antrage  auf  Zulassung  der  Werte 
eines  Unternehmens»  weiches  auf  einer  Kon^cession 
beruht:  die  Konzessionsurkunde  oder  ein  Ausj^iig 
Alls  derselben,  welcher  die  im  §6B  unter  ä 
erforderten  Angaben  nach  weist;  4  dem  Antrage 
auf  Znlaasinig  von  Aktien  oder  Sdiuldvt^rüchrei- 
b  nn  gen  einer  Ak  tien  gese  1 1  seh  a  f t  oder  K  um  m  and  i  t» 
gesell j^ehaft  anf  Aktien:  a)  der  Nachweis  Über 
die  Eintragung  in  das  Handelsregister;  h)  der 
0 e^el  1  seh aftsfer trag;  c)  der  letzte  GescbSfts- 
bericht;  d)  bei  inländischen  GeöeUschaften*  so- 
fern nicht  bereits  zwei  volle  Jahre  seit  der  Ein- 
tr^^ting  in  das  Handelsregister  Terfloasen  sind» 
der  nach  Art.  20li  U  ijetifit  ^  VM)  des  Handels* 
gesctzbucha  von  besonderen  Revlsüreu  erstattete 
Bericht  Die  Beweisstücke  sind  in  einer  B'örui 
vorzulegen,  welche  nach  dem  Ermessen  der  Zu- 
lassungsstclle  den  Inhalt  glaubhaft  ergibt.  Den 
BeweiÄStücken,  welche  in  einer  anderen  ala  der 
dentfichen,  englischen  oder  franzii^isthen  Sprache 
abgefaßt  äind,^  ist  eine  beglaubigte  Uebersetsung 
beizufügen-    (§  8.) 

Von  den  Erfordemisien  im  §  6  A  unter 
1  bis  3  sowie  im  §  8  unter  2  kann  bei  Anleihen 
«olcher  anglündischen  Stauten  ausniihmsweiüe 
abgesehen  vverden,  deren  Finanz  Verhältnisse  so 
klar  liegen  und  e^o  aligemein  bekannt  sind,  dali 
es  einer  weiteten  Information  des  Pnhliknms  im 
Sinne  des  §  36  Absats  3  b  des  Bürseugeaetzes 
nicht  bedarf.  Bei  Schuldverschreibungen  von 
Gewieinwesen ,  Gesellschaften  oder  Personen, 
welche  von  solchen  Staaten  garantiert  sind, 
kann  von  den  Erfordernissen  im  ^  ö  A  unter  1 
bis  3,  im  §  0  B  unter  2  bis  3,  im  g  7  unter  2, 
4  bb  10,  12  und  im  §  8  unter  2  bis  4  aus- 
nahmsweise abgeeeben  w^erdeu.  Eine  derartige 
AusnabmebewilUgiing  ist  unzulässig,  wenn  auf 
4^rt  111^1  Mi-ÜBcben  Staat  die  im  §  i>  A  unter  4 
h(v  i    YaranssetEUngen    zutreffen.     Die 

be^^      ^       Ausnahmen  sind  dem  Staatskominissar 
imter  Angabe  der  Gründe  mitznteileu,  {§  d,) 

Sollen  der  ganze  Z eil assiiDgs mortis  und 
<lerFrD&pektzwang  seriell  einen  Wert  bai>eu, 
€t>  niflsöen  hie  iiatörlicli  audi  inOgÜehöl  wirk- 
sam gemat^ht  wertlen.  In  ersterpr  Hinsicht 
mußte  verhindert  werden,  daß  Werl iiapiere 
trotz  der  Ablehnung  an  der  BiJrsö  13edeu- 
tring  gewinnen.  Das  geschieht  nach  tl«:m 
^leutscIieQ  Bürseijgesetz  dadurch,  daß  nac^i 


dem  g  41  für  Wertpapiere^  deren  ZiilasBUüg 
zum  BOreenhandel  verweigert  cwlcr  nicht 
Dachgesneht  bt,  eine  anatliche  Feststellung 
des  Preises  nicht  erfolgen  daii  (Int  i 

ist  bei  diesen  Papderen  ancli  der  S*'r  n 

der  Kommissionäre  nicht,  statthaft  HbH.  ^  4w  i 
und  daÖ  Oieschäfte  in  solchen  Wert|v%pieren 
von  der  Beritit^ung  der  Börsenehinchtungeii 
(wie  Schied sgeirichte,  Sachvei-stämligeukötn- 
missionen,  Liiiuidalionsbureaus  usw.)  ausge- 
schlossen sifid  und  von  den  Knrsmaklern 
n i cht  verui i  tt el t  wenle n  d  flrfen.  A ucli  *1  ur fe n 
ftlr  solche  an  der  Börse  abgescMossene  ije- 
scliäfte  Preislisten  (Eiirszettel)  nicht  ver- 
öfFentlieht  mler  in  niechanificii  bergeatellter 
VeiTielfälligting  verbr<:itet  werrleti,  soweit 
nicht  die  Börsenordnung  für  liesoudere  Fälle 
(vgl.  z.  B,  Hambuj'ger  1^0.  §  27)  Auanahtnen 
gestattet. 

Die  nämlichen  Folgen  treffen  Wertpapiere, 

welche  zur  üffenüicheu  Zeichnunt^  ^  '  r^^ 
werden  vor  beendeter  Zuteilung  an  di^  ' ) 

Dasgeacbab  um  den  sog.  „Handel  per  L. .  ii. ..,.  n"* 
ÄU  nnterdrücken.  Derselbe  gewährte  den  Emis- 
sioush&usem  die  Mögliebkeit,  in  Zeiten  hoch- 
gehender iJpekulation  die  Kurse  weit  Über  den 
von  ihnen  selbst  in  Ausjficht  geüoinmenen  Emi»* 
siouskuns  in  die  Hübe  zu  treiben  und  d<«u  Ver- 
such zu  machen,  vor  der  Emission  und  der  Zu* 
leilung  die  Effekten  zu  den  erbfibt^en  Kursen 
abzusetzen.  In  sfdchem  Fall  sanken  die  Zeich* 
nungen  zu  einer  leeren  Form  herab,  uml  dU 
Zeirbuer  hatten  vielfach  vergebUrh  Kautiimtni 
bestellt  und  Effekten  verauOert.  Auch  kam  es 
vor,  daß  unreelle  Zeichner  die  Stücke,  au!  deren 
Zuteilung  sie  glaubten  rechnen  zu  kiinnen, 
alsbald  per  Erscheinen  verkauften  und  nichl 
selten  das  Emissionshaua  zwangen ,  die 
eigenen  Stücke  wieder  zurttckzukaufeu ;  durch 
S4>Tehe  Manipulationen  wurden  namentlich  anch 
die  Finanz  Verwaltungen  geschädigt.  Der 
einzige  Vorteil  des  Handek"  per  Emcheinen, 
I  daü  der  Einzelne  durch  ein  Aufgeld  beim  Ban- 
kier das  Papier  sich  sichern  kann,  wurde  von 
der  B.E.E.  und  dem  Gesetzgeber  nicht  für 
groß  genug  befunden,  um  die  Nachieile  aufzu- 
wiegen. 

Sicht  verboten  ist,  Geschäfte  in  nicht  zuge* 
lasteuen  Wertpapieren  an  und  außer  den  Börsen 
abzuschließen^  auch  ist  statthaft,  Kurszettel  über 
Geschäfte  in  nicht  zugelassenen  Wertpapieren, 
sofern  sie  nicht  an  der  Btir^e  abgeschlossen 
worden  sind,  im  Inland  zu  veröflfentliuhen, 
ebenso  wenig  steht  der  Veröffentlichung  von 
Preislisten  in  ausländischen  Zeitungen  über 
im  Ausland  oder  an  ausländischen  B(>rsen  für 
I  diese  Papiere  gezahlten  Preise  etwas  im  Wege. 
eben^  nicht  der  von  Kursen  ausländischer 
;  Bi^rsen  in  deutseben  Blättern. 

Selbötverständlich  mußt«  aueh  Vorkeh- 
rung getroffen  werden,  daU  nicht  die  von 
einer  Börse  abgelehnten  Papiere  durch  Ver- 
mittlung einer  anderen  dennocdi  auf  den 
deutschen  Markt  gelangen :  der  GeseUgeber 
liat  deshalb  in  g  37  angeordnet^  daß  die  ab- 

*)  Aehnlicb  §  2i  des  Züricher  Q-  t,  31 JV,  I89S. 
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lehnende  Zulassungsstelle  unter  Angabe  der 
Gründe  den  Vorständen  der  übrigen  deut- 
schen Börsen  für  Wertpapiere  Mitteilung 
machen  müsse;  dabei  ist  anzugeben,  ob  die 
Ablehnung  mit  Rücksicht  auf  örtliche  Ver- 
hältnisse oder  aus  anderen  Gründen  erfolgt 
ist;  in  letzterem  Fall  darf  die  Zulassung 
von  einer  anderen  Börse  nur  mit  Zustimmung 
derjenigen  Stelle  erteilt  werden,  welche  die 
Zulassung  abgelehnt  hat.  Der  Antragsteller 
hat  anzugeben,  ob  das  Gesuch  um  Zulassung 
bereits  bei  einer  anderen  Börse  eingereicht 
ist  oder  gleichzeitig  eingereicht  wird.  Ist 
dies  der  Kdl,  so  sollen  die  Wertpapiere  nur 
mit  Zustimmung  der  anderen  Zulassungs- 
stelle zugelassen  werden.^) 

Es  kann  aber  anch  Yorkommen.  daß  eine 
Znlassun^telle  die  Genehmigung  erteilt  und 
eine  zweite  dieselbe  verweigert ;  in  diesem  Fall 
soll  nach  einer  Vereinbarmig,  die  die  Znlassungs- 
stellen  getroffen  haben,  die  erste  zwar  den 
Prospekt  einer  erneuten  Prüfung  unterziehen, 
aber  nicht  schlechtweg  zur  Zurücknahme  der 
Genehmigung  verpflichtet  sein.*) 

Was  den  Einführungsprospekt  anlangt,  so 
hat  das  Börsengesetz  den  Versuch  gemacht, 
das  Emissionshaus  in  gewissen  Grenzen  aus 
dem  Prospekt  haftbar  zu  machen  bezw.  die 
früher  strittige  Rechtslage  in  dieser  Hinsicht 
zu  klären.  Nach  §  48  des  Gesetzes  haften, 
wenn  in  einem  Prospekt  für  die  Beurteilung 
des  Wertes  erhebliche  Angaben  unrichtig 
sind,  diejenigen,  welche  den  Prosi)ekt  er- 
lassen haben,  sowie  diejenigen,  von  denen 
der  Erlaß  des  Prospektes  ausgeht,  wenn  sie 
die  Unrichtigkeit  gekannt  haben  oder  ohne 
grobes  Vei-schulden  hätten  kennen  müssen, 
als  Gesaratschuldner  jedem  Besitzer  eines 
solchen  Wertpapiers  für  den  Schaden,  wel- 
cher demselben  aus  der  von  den  gemachten 
Angaben  abweichenden  Sachlage  erwächst. 
Das  gleiche  gilt  wenn  der  Prospekt  infolge 
der  Fortlassung  wesentlicher  Tatsachen  un- 
vollständig ist  und  diese  Unvollsländigkeit 
auf  böslichem  Verschweigen  oder  auf  der 
b(jslichen  Unterlassung  einer  ausreichenden 
Prüfung  seitens  derjenigen,  welche  den  Pro- 
spekt erlassen  haben,  oder  derjenigen,  von 
denen  der  Erlaß  des  Prospektes  ausgeht, 
beruht.  Die  Ersatzpflicht  wird  dadurch  nicht 
ausgeschlossen,  daß  der  Pmspekt  die  An- 
gaben als  von  einem  Dritten  herrührend . 
bezeichnet.  Kommt  schon  in  dieser  Be- 1 
Stimmung  das  Besti^ben  zum  Ausdruck,  die 
Haftpflicht   nicht  zu  überspannen   und  die ! 


^)  Mit  dieser  Regelung  war  nicht  ganz  die  ] 
Frankfurter  Handelskammer  einverstanden;! 
vgl.  den  Jahresbericht  1895  Art.  S.  49;  18961 
i;.  59,  64.  I 

*)  Vgl.  hierüber  und  über  manche  andere  Fragen  ! 
Tborwart,  Die  Zulassung  von  Wertpapieren  an ' 
den  Börsen  im  Bankarchiv  1  (1901)  >r.  1  S.  6;  1 
>>.  2  S.  26. 

Wörterbuch  d.  VoULBwirt«cbaft.    II.  Aufl.    Bd.  I. 


soliden  Emissionshäuser  nicht  abzuschrecken, 
so  geschah  dies  noch  weiter  dadurch,  daß 
der  §  45  den  Ersatzanspruch  bereits  in 
5  Jahren  seit  der  Zulassung  der  Werti)apiere 
verjähren  läßt,  ferner  daJB  nach  §  44  die 
Ersatzpflicht  ausgeschlossen  ist,  wenn  der 
Besitzer  des  Papieres  die  Unrichtigkeit  oder 
UnVollständigkeit  der  Angaben  des  Prospektes 
bei  dem  Erwerbe  kannte  oder  bei  Anwen- 
dung derjenigen  Sorgfalt,  die  er  in  eigenen 
Angelegenheiten  beobachtet,  kennen  -mußte, 
es  sei  denn,  daß  die  Ersatzpflicht  durch 
bösliches  Verhalten  begründet  ist;  ferner 
kann  der  Ersatzpflichtige  der  Ersatzpflicht 
dadurch  genügen,  daß  er  das  Werti)apier 
gegen  Erstattung  des  von  dem  Besitzer  nach- 
gewiesenen Erwerbs}>reises  oder  desjenigen 
Kurswertes,  den  die  Wertpapiere  zur  Zeit  der 
Einführung  liatten,  übernimmt.  Darin  liegt 
ein  Schutz,  daß  die  Haftpflicht  der  Emissions- 
häuser nicht  zu  einer  Bereicherung  des  Er- 
werbers der  betreffenden  Wertpapiere  fiUirt, 
sondern  nm-  zur  Abwendung  seines  Schadens. 
Endlich  erstreckt  sich  die  Ersatzpflicht  nur 
auf  diejenigen  Stücke,  welche  auf  Grund 
des  Prospektes  zugelassen  und  von  dem 
Besitzer  auf  Grund  eines  im  Inland  abge- 
schlossenen Geschäfts  erworben  sind  (§  44). 
Der  Emittent  kann  also  seine  Haftung  aiif 
die  von  ihm  selbst  eingeführten  Stücke  da- 
durch beschränken,  daß  er  schon  in  dem 
Antrage  auf  Zulassung  und  Prospekt  die 
Nummern  oder  die  Serie  bezeichnet,  welche 
den  Gegenstand  der  Emission  bilden  sollen. 
Besitzer,  welche  im  Ausland  Stücke  erworben 
haben,  können  überhaupt  keinen  Ersatzan- 
spruch geltend  machen.  Die  in  den  §§  43 
bis  45  begründete  Haftung  kann  nicht  durch 
Vereinbarung  ermäßigt  oder  erlassen  weitlen. 
Auch  bleiben  weitergehende  Ansprüche,  wel- 
che nach  den  Vorschriften  des  bürgerlichen 
Rechts  auf  Grund  von  Verträgen  erhoben 
werden  können,  unberührt  (§  46).  Ebenso 
ist  unabhängig  von  der  hier  behandelten 
Haftung  die  der  Emittenten  von  Aktien 
gegenüber  der  AG.  für  die  Unrichtigkeit 
und  UnVollständigkeit  der  von  den  Grün- 
dern gemachten  Angaben  (vgl.  §  203  des 
HGB.).  Endlich  hat  das  B(>rsengesetz  auch 
Strafe  aufgestellt  für  denjenigen,  welcher 
in  betrügerischer  Absicht  wissentlich  un- 
richtige Angaben  in  Prospekten  oder  in 
öffentlichen  Kundgebungen  macht,  durch 
welche  die  Zeichnung,  der  Ankauf  oder  Ver- 
kauf von  Wertpapieren  herbeigeführt  weitieu 
soll  (§  75). 

Die  Bestimmung  wegen  UnVollständigkeit 
oder  Weglassung  von  tatsächlichen  Angaben 
auf  (rrund  böslichen  Verhaltens  wurde  in  Han- 
delskreisen beanstandet  und  vielfach  die  Mei- 
nung vertreten,  es  sei  doch  Sache  der  Zulas- 
sungsstelle, alles  das  zu  verlangen,  was  nötig 
ist;  eine  nachträgfliche  Haftung  wegen  UuvoU- 
ständigkeit  eines  Prospektes,  den  die  Zulassungs- 
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stelle  als  Tollständig  und  genügend  ausdrücklich 
anerkannt  hat,  könne  nicht  wohl  verlangt 
werden.  Vgl.  Bericht  der  Frankfurter  Handels- 
kammer pro  1895,  Anl.  S.  öl. 

Die  Tätigkeit  der  Zulassungsstellen, 
speziell  der  für  die  Emission  wichtigsten  in 
Berlin,  hat  sich  bisher  als  segensreich  er- 
wiesen. Ihre  Ablehnungen  und  Beanstan- 
dungen waren  wohl  begründet.^)  Die  eigene 
Prüfung  des  Publikums  kann  und  soll  natür- 
lich nicht  unnötig  gemacht  werden. 

Ueber  die  Zulassung  von  Effekten  im  Aus- 
land Tgl.  den  Bericht  der  B.E.K.  „Die  haupt- 
sächlichsten Börsen  Deutschlands  und  des  Aus- 
landes usw."  1892,  S.  63  (Brüssel);  S.  65  (Ant- 
werpen); S.  75  (London);  S.  82,  86  (Paris;  S.  92 
(Amsterdam) ;  S.  1 17  (Chicago) ;  S.  124  (New  York) ; 
S.  150  (Dublin);  S.  152  (Glasgow).  In  Oester- 
reich  bestimmt  nach  dem  Börsengesetz  v.  l./IV. 
1875  §  9  der  Finanzminister  nach  Anhörung  der 
Börsenleitung,  welche  Wertpapiere  börsenmäßig 
gfehandelt  und  amtlich  notiert  werden  dürfen; 
das  ist  kaum  zweckmäßig  und  kann  sogar 
politisch  unangenehm  werden.  Nach  dem 
Züricher  G.  v.  31. /V.  1896  §  23  kann  die  Direk- 
tion des  Innern  die  Aufnahme  in  das  Kursblatt 
untersagen  und  die  erfolgte  Zulassung  sistieren ; 
Rekurs  an  die  Regierung  ist  möglich.  Nach 
dem  Baseler  G.  v.  8./IV.  1897  §  23  sind  die 
Grundsätze  für  das  Verfahren  bei  der  Kotierung 
eines  Wertpapieres  durch  ein  Reglement  vom 
Refi:ierangsrat  festzusetzen ;  der  Entscheid  über 
Zulassung  von  Wertpapieren  zum  Handel  an 
der  Börse  nach  Anhörung  der  Börsenkammer 
und  die  Festsetzung  der  Kotierungsgebühren 
steht  der  Börsenkommission  zu  (§  20).  Mit 
Strafe  ist  bedroht,  „wer  bei  Emission  von  Aktien 
oder  Obligationen  oder  bei  Offerten  von  Wert- 
papieren m  Prospekten  oder  sonstigen  Bekannt- 
machungen wissentlich  oder  grobfahrlässifif 
falsche  Tatsachen  behauptet"  (§  28).  Bezüglich 
Rußlands  vgl.  das  oben  S.  504  erwähnte  Gesetz. 

5.  Borsengeschäfte-}.  Die  an  der  Börse 
geschlossenen  Geschäfte  werden  schriftlich 
fixiert;  jeder  Kontrahent  erhält  durch  den 
Makler,  ev.  der  eine  Kontrahent  vom  anderen 
eine  Schlußnote,  welche  die  wesent- 
lichen l^estandteile  des  Geschäftsabsclilusses 
enthält  Das  wurde  für  die  Zeitgeschäfte 
bereits  im  17.  Jahrh.  an  der  Amsterdamer 
Börse  üblich,  wo  die  Schlußschein  formulare 
gednickt  waren. "0 

Die  au  der  Br)rse  geschlossenen  Geschäfte 
sind  entweder  Kasse-  oder  Termingeschäfte. 

Als  Kassegesc  hafte  gelten  diejenigen, 
welche  alsbald  nach  Absclüuß  zu  erfüllen 
sind,  es  geschieht  entweder  am  selben  Tage 
oder  sehr  häufig  erst  am  folgenden ;  in  Berlin 
kennt    man    auch    ,.i>or  einige   Tage   abge- 

*)  Vgl.  z.  B.  „Unerledigtes  von  der  Zu- 
lasauugsatelle-  Herl.  Tagbl.  v.  17.  Juli  1U05  Nr.  Hö8. 

'^)  Ueber  manche  Besonderheiten  an  den 
amerikiinisohen  Börsen  vjrl.  H.  l'rosby  E  m  ery , 
.Spekulation  usw.,  IHÜö,  S.  32 fg. 

* I  Vgl.  Ehrenberg,  Zeitalter  der  Fngger, 
Bd.  2  S.  344. 


schlossene  Geschäfte'S  deren  Erfüllung  vom 
dritten  Tag  an  verlangt  werden  kann. 

Die  Kassengeschäfte  nennt  man  auch  Kon- 
tant-  oder  bei  Produkten  Effektiv-  oder  Loko- 
geschäfte. So  wird  Getreide  ab  Bahn,  Speicher, 
Kahn  oder  auch  ab  Fuhre  gehandelt,  je  nach 
dem  Ort,  an  dem  der  Käufer  abzunehmen  hat; 
es  wird  bei  der  Empfangnahme  bar  bezahlt. 

Im  Sinne  des  deutschen  Börsen  st  euer  Ge- 
setzes gelten  als  Kontantgeschäfte  solche  Ge- 
schäfte, welche  vertragsmäßig  durch  Lieferung 
des  Gegenstandes  seitens  des  Verpflichteten  an 
dem  Tage  des  Geschäftsabschlusses  zu  erfüllen 
sind  (Finanzarchiv  1895,  S.  121). 

Ein  großer  Teil  der  Kapitalanlagen  des 
Publikums  läuft  als  Kassegeschäft  erst  durch 
eine  Börse;  die  Provinzi^dbankiers  beziehen 
von  dort  durch  Kommissionäre  Papiere  für 
ihre  Kunden  oder  verkaufen  deren  Bestände 
dort.  Tatsächlich  bilden  die  Kassegeschäfte 
das  Rückgrat  der  Börsen. 

Börse ntermingeschäfte^)  (futures, 
march^  ä  terme)  sind,  allgemein  gesprochen^ 
Zeitgeschäfte,  die  an  der  Börse  abgeschlossen 
werden  auf.  Grund  bestimmter  von  der 
Börsengemeinschaft  gewohnheitsmäßig  fest- 
gehaltener oder  ausdrücklich  aufgestellter 
Bedingimgen,  durch  welche  die  Fungibili- 
tat,  falls  sie  nicht  schon  von  selbst  ge- 
geben ist,  die  Lieferungszeit  (bei  Waren) 
oder  Lieferungsfrist  (bei  Wertpapieren),  die 
Einheitsmengen,  die  und  deren  v  ielfaches  ge- 
handelt werden  darf,  eventuell  die  Modsdi- 
täten  der  Abwickelung  und  Entscheidung  von 
Differenzen  geregelt  sind  -),  so  daß  alle  Ver- 
träge bis  auf  Preis  und  Quantum  einen 
typischen  Inhalt  haben. 

An  den  deutschen  Effektenbörsen  ist  der 
Handel  per  ultimo  üblich;  die  Käufe  und  Ver- 
käufe lauten  in  bezug  auf  Erfdllung  auf  das 
Ende  des  Monats;  die  von  der  Börse  festge- 
setzten Erfüllungstage  (in  der  Nähe  des  Monats- 
endes) nennt  man  Ultimotage,  Liquidationstage, 
Liquidationstermine :  die  französischen  und  eng- 
lischen Börsen  haben  vielfach  noch  einen  zweiten 
Tag,  auf  den  die  Liefernngsgeschäfte  lauten,  es 
ist  die  Mitte  des  Monats,  der  Medio.  Doch 
kommen  an  einzelnen  Börsen  noch  weitere  Ab- 
weichungen vor.  In  Wien  hat  man  neben  den 
Effektengeschäften  per  (Cassa  Abwickelung  an 
dem  auf  den  Abschlußtag  folp^enden  Werktage) 
solche  per  arrangement  auf  emige  (höchstens  5) 
Tage  Liefening  oder  solche  auf  Ultimo.  Die 
meisten  Aktien,  die  wichtigeren  Staatspapiere 

*)  Ueber  die  Entstehung  des  Zeitgeschäftes 
an  der  Amsterdamer  Börse  bei  den  Aktien  der 
Ostindischen  Kompagnie  zn  Anfang  des  17.  Jahrh. 
vgl.  Ehrenberg,  Dan  Zeitalter  der  Fugger, 
Bd.  2  S.  294. 

^^  Wie  der  deutsche  Gesetzgeber  für  seinen 
Zweck  im  i^  48  des  BG.  d&s  Börsenterminge- 
schäft umschrieben  hat,  darüber  siehe  unten 
8.  ö32.  Die  amtliche  Feststellung  von  Termin 
preisen  ist  vom  ökonomischen  Standpunkt  für 
die  Begriffsbestimmuug  gleichgültig. 
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nnd  Lose  werden  per  arrangement  gehandelt. 
In  Berlin  hat  man  anch  Geschäfte  „üx  und 
täglich''  (siehe  unten). 

An  der  Produktenbörse  fehlen  überhaupt  die 
der  Effektenbörse  eigentümlichen  scharf  be- 
summten  Termine,  sie  werden  auf  den  laufenden 
oder  auf  folgende  Monate  abgeschlossen.  Der 
Verkäufer  ist  berechtigt,  innerhalb  der  verein- 
barten Frist  dem  Käufer  die  Ware  anzukündigen 
i Andienung)  und  zu  liefern;  in  Amerika  ist  der 
lieferun^monat  fest  bestimmt. 

Die  Verträge  in  Börsentermingeschäften 
werden  in  der  Uegel  nur  in  bestimmten  gröüeren 
Eiuheitsbeträgen  oder  dem  Vielfachen  davon 
abgeschlossen ;  der  Einheitsbetrag  heißt  Börsen- 
schluß; er  ist  z.  B.  für  preußische  Konsols  und 
sonstige  in  Mark  gehandelte  Papiere  in  Berlin 
15000  M.,  für  Francspapiere  50000  Frcs.,  für 
Rubelpapiere  5000  Bubel,  für  Dollarpapiere 
1000  Dollars,  für  Getreide  war  er  früher 
50  Tonnen  usw.  Bei  Produkten  muß  auch  die 
Qualität  festgestellt  werden,  unter  der  die  Ware 
nicht  lieferbar  ist.  Dies  geschieht  entweder  ein 
für  allemal,  so  muß  in  Berlin  der  Kartoffelroh- 
spiritns  80®/o  nach  Tralles  haben,  oder  es  findet 
periodische  Normierung  statt,  namentlich  auf 
Grund  neuer  Ernten,  so  ist  es  in  Hamburg  bei 
Kaffee;  die  Kaffeesorte  des  Terminhandels  ist 
^Santos  good  average",  d.  h.  sie  muü  zu  %  ^^s 
snperior,  %  aus  good  und  Ve  a«s  regulär  Santos- 
kaffee  bestieben.  Was  aber  unter  superior,  good 
und  regulär  zu  verstehen  ist,  wird  jedes  Jahr  nach 
der  Kaffeeernte  von  neuem  festgestellt,  kleine  Ab- 
weichungen nach  oben  und  unten  sind  gestattet, 
müssen  aber  besonders  vergiitet  werden.  Die 
Fungibilisierunff  kann  anch  mit  dem  Lagerhaus- 
wesen und  den  Warrants  sich  verbinden ;  so  ist 
es  in  Glasgow  der  Fall,  der  Terminhandel  be- 
zieht sich  auf  Warrants  über  Roheisenbarren, 
für  eine  bestimmte  Qualität  der  letzteren  haften 
die  Lagerhansuntemehmungen ;  analog  ist  das 
Verhältnis  bei  den  Weizen  Warrants  in  Chicago. 

Die  Termingeschäfte  bilden  in  hen-or- 
ragendstem  ^Maße  die  Grundlage  der  Speku- 
lation, im  Zusammenhang  mit  ihnen  hat 
man  an  den  Börsen  zwei  Parteien,  die 
Hausse-  und  die  Baissepartei  ^).  Wer  auf 
Ultimo  gekauft  hat,  hofft  und  wünscht,  daß 
his  zum  Ultimo  der  Preis  steige,  so  daß  er 
auf  Ultimo  das  Gekaufte  wieder  teuerer 
verkaufen  könne;  wer  dagegen  auf  Ultimo 
verkauft  hat,  erwartet  und  wünscht,  daß 
bis  dahin  der  Kurs  sinke,  «damit  er  das  Ver- 
kaufte, was  er  noch  gar  nicht  hat,  billig 
kaufen  könne. 

Statt  Baissepartei  sagt  man  auch  Kontremine ; 
wenn  die  Baissiers  oder  die  Fixer,  wie  sie  auch 
genannt  werden,  verkaufen,  was  sie  noch  nicht 
besitzen,  so  nennt  das  die  Börsensprache :  fixen, 
verkaufen  in  blanco,  verkaufen  ä  decouvert; 
wenn  sie  später  kaufen :  sich  decken ;  wenn  die 
Haussiers   verkaufen:  abgeben.    An   den  eng- 

*)  Das  Treiben  der  beiden  Parteien  schildert 
f^hr  amüsant  bereits  für  die  Amsterdamer  Börse 
•Icr  Spanier  Don  Joseph  de  la  Vega  1688;  vgl. 
Ehrenberg,  Zeitalter  der  Fugj^^er,  Bd.  'i, 
i5.  :i41f.,  346  f. 


lischen  und  amerikanischen  Börsen  nennt  man 
die  Haussiers  Bulls  (Stiere),  die  Baissiers  Beara 
(Bären);  in  Frankreich  neißen  diej  ersteren 
mineurs,  die  letzteren  contremineurs. 

Die  Termingeschäfte  werden  an  den  Ef- 
fektenbörsen meist  fest  abgeschlossen  derart» 
daß  die  Menge,  der  Preis  und  der  Erfüllungstag 
schlechthin  normiert  sind.  Beide  Teile  sind 
mit  der  Erfüllung  an  diesen  Verfalltag  ge- 
bunden (Fixgeschäft).  Es  kommen  aber  auch 
solche  vor,  bei  denen  ein  Wahlrecht  ausbe- 
dungen wird.    Es  sind  dies 

1.  Das  Wandel-  oder  Escomptege- 
schäft.  (Geschäfte  auf  tägliche  Liefe- 
rung.) Der  eine  Teil  darf  willkürlich  schon  ver 
dem  Erfüllungstag  (Ultimo)  Erfüllung  verlangen^ 
Hat  der  Verkäufer  das  Recht,  so  spricht  man  vomi 
„Verkauf  auf  Ankündigung",  hat  der  Käufer 
das  Becht,  vom  „Kauf  auf  tägliche  Lieferung''; 
in  letzterem  Fall  genügt,  da£  dem  Verfallstag^aa 
Wort  „täglich"  beigefügt  ist  (z.  B.  Ultimo  Juni 
täglich),  m  ersterem  Fall  muß  das  Kecht  des 
Verkäulers  deutlich  ausgedrückt  sein  („in  Ver- 
käufers Wahl  auf  Ankündigung").  Haben  beide 
Kontrahenten  das  Recht,  so  genügt  der  Aus- 
druck „gegenseitig  täglich".  Geschäfte  (per 
ultimo)  „fix  und  täfi:lich"  nennt  man  jene,  bei 
denen  die  frühere  Erfüllung  nicht  schon  vom 
Tag  des  Abschlusses,  sondern  erst  von  einem 
späteren  Tag  ab  (z.  B.  von  Medio  ab)  verlangt 
werden  kann.  Das  Wandelgeschäft  gewährt 
dem  Berechtigten  den  Vorteil,  daß  er  auch  die 
Kasseknrse  ausnutzen  kann,  der  Käufer  kann 
z.  B.  kündigen,  sobald  er  die  Papiere  per  Kasse 
günstig  verkaufen  kann.  Dafür  muß  der  Wahl- 
berechtigte aber  auch  einen  höheren  Kur» 
zugestehen,  als  beim  gewöhnlichen  Termin- 
geschäft, diese  Differenz  nennt  man  Ecart  An 
der  Produktenbörse  hat  man  strenggenommen 
nur  Wandelgeschäfte. 

2.  Das  Vor  Prämien-  und  Rückprämien- 
geschäft  (options,  marches  a  prime).*)  Bei 
ersterem  hat  der  Käufer,  bei  letzterem  der  Ver- 
käufer das  Recht,  vor  dem  Erfullungstag  gegen 
Zahlung  eines  Reugeldes  (Vorprämie,  Rück- 
prämie) zurückzutreten  (zu  „abandonnieren"). 
Die  Erklärung  mu£  am  Prämienerklärnngstag  (in 
der  Regel  drittletzter  Tag  vor  Ultimo)  erfolgen. 
Die  Notierung  lautet  z.  B.  239^3  V.  230,2  R. 
d.  h.  das  Papier  wurde  auf  Ultimo  zu  239  ge- 
kauft, gegen  Zahlung  der  Prämie  von  3%  vom 
Nominalwert  kann  der  Käufer  vom  Geschäft 
zurücktreten ;  ähnlich  bei  der  Rückprämie.  Das 
Reugeld  nennt  man  auch  Dont,  Ecart.  Daher 
sagt  man  aucli  239  dont  3  V.  In  Wien  nennt 
man  die  Geschäfte  Dontgeschäfte. 


')  Die  Anfänge  der  Prämiengeschäfte  sind 
in  den  Wetten  über  den  künftigen  WecLselkurs 
zu  suchen,  wie  solche  in  Spanien  und  den 
Niederlanden  üblich  waren  und  bereits  1541  von 
der  niederländischen  Regierung  verboten  wurden ; 
vgl.  Näheres  bei  Ehrenberg,  Zeitalter  der 
Fugger,  Bd.  2  S.  19.  —  Die  volle  Anwendung 
der  Vor-  und  Rückprämieugeschäfte  bei  Speku- 
lationen in  Aktien  der  Ostindischen  Kompagnie 
au  der  Börse  zu  Amsterdam  wird  in  dem  Buch 
des  Spaniers  Don  Joseph  de  la  Veiira  168S 
geschildert  (Ehrenberg,  ebenda  S.  339;. 
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Beim     Vorprämiengeschäft     begrenzt     der  wird    ein    derartiges   Liefemngsgeschäft   vom 

kaufende  Haussier  sein  Bisiko  für  den  Fall,  daß  Standpnnkte    des   Empfängers    „&eschäft    mit 

die  Kurse  wider  Erwarten  sinken,  beim  Bück-  Muß''  genannt.    Beim  Schluß  auf  fest  und 

prämiengeschäft  der  verkaufende  Baissier  für  offen  kann  der  Wahlberechtigte  am  ErfüUungs- 

den  Fall,  daß  die  Kurse  wider  Erwarten  steigen,  termin  von  dem  gekauften  Betrage  einen  Teil 

Der  Käufer  wird  die  Vorprämie  zahlen,  udls  fordern  (fest  und  offen  nehmen)  oder  vom  ver- 

der  Kurs  des  Papiers  um  mehr  als  die  Höhe  kauften  Betrag  einen  Teil  liefern  (fest  und  offen 

der  Prämie  gesunken  ist,   der  Verkäufer  die  ansagen).    Vielfach  wird  „Schluß  auf  fest  und 

Rückprämie,  falls  der  Kurs  um  mehr  als  die  offen"*    auch    im    Sinn    von    Nochgeschäft   ge- 

Höhe  der  Prämie  über  den  Verkaufskurs  ^e-  braucht  (Frankfurt  a.  M.). 
stiegen  ist.    Beim  Vorprämiengeschäft  ist  der        Je  größer  das  Wahlrecht  in  diesen  beiden 

Kurs  ungefähr  in  der  Höhe  der  Prämie  höher,  Geschäften  ist,  um  so  mehr  pflegt  der  Kurs 

beim   Kückprämiengeschäft   niedriger    als   der  beim  Kauf  über  dem  des  Fixgeschäfts,  beim 

Kurs   der  zur    selben   Zeit    auf    die   gleichen  Verkauf  unter  dem  des  Fixgeschäfts  zu  liegen ; 

Termine  abgeschlossenen  gewöhnlichen  Termin-  eine  gesonderte  Prämie  tritt  nicht  auf. 

Geschäfte.    Dies  ist  nicht  der  Fall,  wenn  die        Die  Verwendung  und  Kombination  der  ver- 

rämie  sofort  beim  Abschluß  des  Geschäfts  bezahlt  schiedenen  Geschäftsformen  kann  hier  nicht  ver- 

vrird  (sog.  Barprämie,  wie  sie  in  Frankfurt  a.  M.  folgt  werden.    Sie  sind  bei  Effekten  häufi^r 

vorkommt),  da  der  Prämienempfänger  (Prämien-  als  bei  Produkten^),  an  manchen  Börsen  sind 

zieher,  Prämiennehmer)  in  diesem  Fall  unter  allen  sie  entweder  gar  nicht  oder  nur  zum  Teil  üb- 

Umständen  das  Entgelt  für  sein  Bisiko  in  Händen  lieh.    Am  häufigsten  kommen  die  Vorprämien- 

hat,   mag   der   wahlberechtigte  Prämienzahler  geschäfte  vor. 

(Prämienkäufer,  Prämienbesitzer)  schließlich  sich         Die  Prolongations-  (Report-und 

entscheiden  wie  er  will.   Es  gibt  auch  doppelte  Deport-)    oder    Kostgeschäfte.      Die 

Prämiengeschäfte;    der   Käufer   einer   Doppel-  Spekulanten  suchen  nicht  selten  ihre  Engage- 

Ä%\T'piht'^«n  iil^lJ^tJ^LStrÄ^  ^^^^^  auf  einen  weiteren  Termin  zu  über- 

Ä4"seM^^^^^^^  t^"^  -!?r^eh  dann,    wenn  die  Kurse 

vereinbarten  Kurs  an  den  anderen  Kontrahenten  anders  verliefen  a^s  sie  erwartet  hatten    so 

entweder  zu  verkaufen  oder  von  ihm  zu  dem-  daß    sie  sich  nicht  decken  konnten^);    der 

selben  Kurs  zu  kaufen  oder  beides  zu  unter-  Haussier  soll  nun  das  Gekaufte  abnehmen, 

lassen.  der  Baissier  das  Verkaufte  liefern ;  der  erste 

3.  Das  Stellgeschäft  oder  die  Stellage  hat  aber  oft  nicht  soviel  Geld,  als  die  große 
ist  dadurch  charakterisiert,  daß  der  eine  Kon-  Summe  des  Termingeschäfts  ausmacht,  oder 
trahent  das  Becht  hat,  einen  bestimmten  Betrag  ^j^  Beschaffung  ist  ihm  nicht  möglich  bezw. 
Effekten  am  Ultimo  entweder  zu  einem  ver-  „„  „^„♦H„,n;«ir  A^^r,  ««/i^«^  Uo*.  b^;«^>  Tt>.^i^^ 
abredeten  höheren  Kurs  abzunehmen  oder  zu  zu  urastöndhch,  der  andere  hat  kerne  Papiere^ 
einem  gleichzeitig  verabredeten  niedrigeren  Kurs  Hier  hilft  die  Prolongation.  Der  Haussier 
zu  liefern.  Wird  das  Stellgeschäft  so  abge-  s^cht  sich  jemand,  der  ihm  die  Papiei-e  bis 
schlössen,  daß  der  Wahlberechtigte  auch  ganz  zum  nächsten  Ultimo  abnimmt,  indem  er 
und  gar  vom  Geschäfte  zurücktreten  darf,  so  hofft,  daß  sich  die  Kurse  bis  dahin  so  bessern, 
heißt  man  es  ein  zweischneidiges  Prämien-  daß  er  doch  noch  mit  Gewinn  abschließt.  Er 
geschäft  (Wien :  Geschäft  auf  Geben  und  Kehmen).  verkauft  sie  diesem  zum  Liquidationskurs  und 
Eine  Prämie  wird  beim  Stellgeschäft  nicht  ge-  kauft  sie  gleichzeitig  bis  zum  nächsten  Ultimo 
zahlt,  wohl  aber  em  doppelter  Ecart,  der  Käufer  „„  ^:„^,^  ^««^;,.v.«^^«  Pw^o^  r,„,.«^i, .  a^^ 
einer  SteUage  muß  nach  oben  höhere  und  nach  ^\^'P^^  vereinbarten  Preise  zurück;  der 
unten  niedngere  Kurse  einräumen,  als  beim  ge-  Baissier  openert  umgekehrt,  er  kauft  und 
wohnlichen  Termingeschäft,  und,  da  das  Wahl-  verkauft  gleichzeitig  zurück.  Den  Betrag,  um 
recht  sehr  einschneidend  ist,  ist  der  Ecart  meist  den  der  vereinbarte  Kurs  den  gegenwärtigen 
auch  höher,  als  beim  Vor-  und  Rückprämien-  Liquidationskurs  übersteigt,  nennt  man 
geschäft.  Report  (in  Oesterreich  Kostgeld),  den  Betrag. 

Die  Notierung  für  das  einfache  Stellgeschäft  ,ini  den  er  hinter  jenem  zurückbleibt,  Deport 

Lon'^^uf;  ^V^u^-I^^q'®  320/314,  die  Differenz  (j^  Oesterreich  I^ihgeld).    In   dieser  DüTe- 

.^rd'SIdl^tL'efsU^^^^^^^^^^^  Lz  in  Verbindung^mit    den    Stilckzinsen 

PrämienerklämngstaghSt  der  eine  Wahlberech-  des  Papieres    kommt    die  Vergütung    zum 

tigte  zu  sagen,  ob  er  beziehen  oder  liefern  will;  Ausdruck,  welche  der  Geldgeber  beansprucht, 
er  wird   den  Betrag  fordeni,   wenn   der  Kurs         Beispiel:  A  hat  300000  M.  eines  Papieres 

höher  als  die  Mitte,  dagegen  liefern,  wenn  er  abzunehmen,  das  er  zu  102  auf  ultimo  gekauft 

niedriger  als  die  Mitte  steht;  in  dem  einen  wie  liat.  Der  Liquidationskurs  ist  100.  A  gibt  sie,  wie 

in  dem  anderen  Fall  ist  sein  möglicher  Verlust  

beschränkt  auf  das  halbe  Stellgeld ;  er  gewinnt,  *)  In  Hamburg  hat  die  Liquidationskasse 
wenn  der  Kurs  über  den  höheren  gestiegen  oder  seit  l./X.  1889  die  Noch-  und  Doppelprämien- 
unter den  niedrigeren  gesunken  ist  geschäfte  von  der  Verbuchung  ausgeschlossen, 

4.  Beim  Noch  geschäft  ist  der  wähl-  weil  sie  nicht  imstande  war,  die  Engagements 
berechtigte  Kontrahent  befugt,  einen  fest  ^e-  zu  übersehen,  in  Ha  vre  kommen  sie  dagegen 
kauften  Betrag  am  Erfülhingstermin  noch  ein-  viel  vor. 

mal  oder  mehreremale  zu  fordern  oder,  wenn         *)    Der    Haussier    unterläßt    oft   auch    die 

es  sich  um  Verkauf  handelt,  noch  einmal  oder  Deckung,  weil  ihm  die  Kurse  nicht  genug  ge- 

mehreremale  zu  liefern  (Kauf  bezw.  Verkauf  mit  stiegen,  der  Baissier,  weil  sie  ihm  nicht  genug 

einmal   Noch,   zweimal   Noch   usw.);  in   Wien  gefallen  sind. 
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man  in  Berlin  sa^,  dem  B  zu  100  herein ;  A 
heißt  deshalb  Hereingeber^  B  Hereinnehmer  oder 
Beportenr;  der  Prolongationszinsfuß,  den  B  be- 
ansprucht, ist  1%]  die  Zinsen,  die  das  Papier 
fibt,  betragen  4%.  Durch  die  Berechnung  der 
tückzinsen  erhält  der  Hereinnehmer  diese  4% ; 
er  muß  noch  3**/o  hinzu  erhalten.  3%  in  1  Monat 
machen  ';,2  =  V4.  Der  Keportsatz  ist  demnach 
V4%  und  der  A  kauft  deshalb  bei  der  Hereingabe 
das  Papier  zu  IOOV4V0  ^ör  den  nächsten  Ultimo 
zurück;  der  Geldgeber  hat  dadurch  7%  Zinsen 
lukriert.  Wäre  der  Prolongationszinsfuß  4®/©, 
so  würde  kein  Report  auftreten,  das  Papier 
würde  „glatt  hereingegeben,  ^latt  hereinge- 
nommen''; wäre  der  Prolongationszinsfuß  nur 
3®/o,  so  würde  ein  Deport  von  Vis  auftreten,  das 
zu  100  hereingegebene  Papier  würde  zu  99^ Vi« 
zurückgekauft.  Das  Prolongatiousgeschäft  des 
Haussiers  nennt  man  Reportgeschäft,  weil  der 
Haussier  meistens  Report  zahlt;  um  Geld  zu 
erhalten,  wird  er  eben  oft  bereit  sein,  noch  mehr 
Zins  zu  zahlen,  als  das  Papier  dem  Herein- 
nehmer ohnehin  schon  an  Stückzinsen  bringt; 
das  fhrolongationsgeschäft  des  Baissiers  nennt 
man  Deportgeschäft,  weil  dieser  meist  Deport 
zahlt;  um  die  nötigen  Effekten  zu  erhalten, 
wird  er  sich  oft  dazu  verstehen,  die  Stücke 
billiger  zurückzuliefem,  als  er  sie  erhalten  hat, 
bezw.  für  sein  Geld  weniger  Zins  zu  verlangen, 
als  den  Stückzinsen  des  erhaltenen  Papiers  ent- 
spricht Ersteres  wird  besonders  leicht  ein- 
treten, wenn  es  sich  um  ein  niedrig  verzins- 
liches Papier,  letzteres,  wenn  es  sich  um  ein 
hoch  verzinsliches  Papier  handelt. 

Genießt  der  Prolongierende  einen  guten 
Kredit  („ist  die  Aufgabe  eine  gute"),  so  braucht 
er  häufig  seine  Effekten  gar  nicht  zu  nennen, 
wenn  er  mit  jemand  wegen  der  Hereinnahme 
derselben  verhandelt.  Die  Kontrahenten  einigen 
sich  einfach  über  Ultimogeld  für  einen  Monat, 
z.  B.  über  100000  M.  Kurswert  nach  Liquidations- 
kursen und  ö^/o.  Die  Effekten  werden  erst  ge- 
nannt, wenn  es  zur  Aufgabe  an  das  Liquidations- 
bureau kommt.  Doch  verwahren  sich  manch- 
mal die  Geldgeber  bei  Abschluß  des  Geschäfts 
gegen  das  Hereinnehmen  gewisser  Papiere. 

Der  Spekulant  kann  sich  natürlich 
auch  mit  seinem  Gegenkontralienten  direkt 
verständigen:  der  Käufer  kann  also  mit 
seinem  Verkäufer,  der  Verkäufer  mit  seinem 
Käufer  ausmachen,  daß  gegen  Vergütung  die 
Erfüllung  seiner  Verbindlichkeit  hinausge- 
schoben werde.  Man  nennt  dies  die  e  i  g  e  n  t  - 
liehe,  echte  oder  direkte  Prolongation, 
während  man  das  Report-  und  Deport- 
geschäft, das  mit  einem  Dritten  abgeschlossen 
wird,  die  indirekte,  unechte,  un- 
eigentliche Prolongation  nennt.  In  der 
Durchführung  und  Vergütung  verhalten  sich 
beide  gleich.  Behufs  Prolongation  wenden 
sich  die  Haussiers  und  Baissiers  vielfach  an 
Banken  und  Kapitalisten  des  Orts,  da  sie 
über  disponibles  Geld  und  Effekten  ver- 
fügen. Die  Emissionshäuser  hal»en  auch  oft 
ein  Interesse  dai-an,  die  Haussiers  behufs 
Haltung  der  Kurse  zu  stützen.  Der  Prolon- 
gationszinsfuß  bezw.   die   Reportsätze   sind 


sehr  verschieden;  sie  sind  um  so  höher,  je 
teurer  überhaupt  gerade  Geld  ist,  also  je 
höher  der  Wechseldiskont  steht,  ferner  je 
stärkeren  Kursschwankungen  das  betreffende 
Papier  ausgesetzt  ist,  je  geringer  die  Kredit- 
würdigkeit des  Spekulanten  und  je  be- 
deutender die  Hausseengagements  sind. 
Auch  ist  von  Einfluß,  ob  die  Arbitrage 
gegen  Ultimo  Stücke  übrig  hat  oder  braucht. 
Steigt  der  Keportzins  sehr  hoch  —  es 
kommen  10,  ja  50  und  noch  höhere  Prozente 
vor  — ,  so  ist  das  ein  Zeichen  übei-spannter 
Haussespekulation ;  bei  solch  teueren  Spesen 
wird  die  weitere  Fortsetzung  der  Sj^eku- 
lation  bald  unmöglich,  und  es  folgt  dann 
ein  Zusammenbruch,  der  oft  panikartigen 
Pmssturz  bringt. 

Das  Prolongationsgeschäft  hat  dem  Effekte 
nach  viel  Aehnlichkeit  mit  dem  Lombardgeschäft ; 
man  muß  aber  beide  auseinander  halten ;  sie  sind 
juristisch  verschieden,  das  Lombardgeschäft  ist 
eine  Beleihung,  erstreckt  sich  nur  auf  eine  Quote 
des  Pfandes  und  spielt  sich  nicht  gerade  bis 
Ultimo  oder  Medio  ab.  Der  Unterschied  wird 
etwas  verwischter,  wenn  im  Fall  eines  Lombard- 
Darlehens  der  Geldleiher  das  Recht  hat,  die  ver- 
pfändeten Stücke  zu  benutzen. 

Die  Prolongationen  sind  gegen  Ende  des 
17.  Jahrb.  an  der  Amsterdamer  Börse  aufge- 
kommen, der  sachkundige  Beschreiber  der  Amster- 
damer Börsengeschäfte,  Joseph  de  la  Vega, 
spricht  noch   1688  von  ihnen  als   „misteriosas 

Srolongationes";  vorher  vertrat  augenscheinlich 
ie  Beleihung  der  Aktien  die  Prolongation.*) 

Die  verschiedenen  Börsengeschäfte  sind 
in  ihrer  Gesamtheit  das  Ergebnis  einer 
langen  Entwickelung,  die  liier  nicht  im  ein- 
zelnen verfolgt  werden  kann.  Nur  soviel 
mag  bemerkt  werden,  daß  die  Einzelheiten 
von  einer  allgemeinen  Tendenz  beherrscht 
werden,  die  dahin  geht,  die  Spekulation 
immer  mehr  zu  erweitern,  aber  zugleich 
durch  Verteilung  und  Einengung  des  Risikos 
ihrer  Roheit  zu  entkleiden,  sie  gewisser- 
maßen gesitteter  zu  machen.-)  Verfolgen 
wir  das  am  Effektenhandel  —  beim  Wareu- 
handel  ist  es  vielfach  analog. 

Beim  reinen  Kassegeschäft  ist  eine  Spekulation 
nur  möglich,  indem  man  das  Gekaufte  so  lange 
behält,  bis  eine  günstige  Preislage  den  Verkauf 
gestattet;  mau  kann  hierbei  nur  ä  la  hausse 
spekulieren.  Es  erfordert  diese  Art  Spekulation 
Festlegung  von  viel  Kapital,  die  Nachfrage  und 
die  Realisation  der  Verkäufe  bei  begrenztem 
Vorrat  erzeugen  starke  Preisschwankungen  und 
großes  Risiko. 

Die  Spekulation  und  damit  der  Markt  er- 
weitern sich,  wenn  der  Kredit  hinzutritt,  z.  B. 
indem  der  Käufer  gekaufte  Papiere  lombardiert 
und  die  so  gewonnenen  Mittel  zu  weiteren  An- 


*)  Ehrenberg,  Zeitalter  der  Fugger,  Bd.  2 
S.  344. 

2)  M.  Weber,  Die  technische  Funktion  des 
Terminhandels,  Deutsche  Jurist.-Ztg.,  189(>,  No.  11 
S.  207;  No.  13  S.  248. 
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kaufen  benutzt:  er  kündigt  die  Darlehen,  sobald  der  Engagementszeit  kreditieren,  wird  die  Ab- 

als  er  bei  gOnstiger  Preislage  verkaufen  kann,  hängigkeit  der  Spekulanten  vom  Kapital  geringer, 

Immerhin  bleibt  auch  hierbei  der  Umfang  der  sugleich  das  Risiko  des  Geld  oder  Stücke  dar- 

Ankäufe  noch  an  den  Vorrat  der  Papiere  oder  leihenden   Kapitalisten   vermindert    durch   die 

Waren  gebunden;  die  Preisschwankungen  werden  Vermehrung   der   Zahl   der    Umsfttze,   welche 

aber  infolge  der  verstärkten  Käufe  und  Verkäufe  die   Chancen   der   Verwertung    der    hineinge- 

noch  grSfier,  ebenso  das  Risiko,  was  auch  den  noramenen  StQcke  verbessert,  der  ZinsfuB  für 

Oeldleiher  nötigt,   die  Beleihnngsgrenze  sehr  tägliches  Geld  sinkt. 

niedrig  zu  halten  -  der  Effekt  ist  doch  eine        dj^  Entwicklung  drängt  dann  weiter  dahin, 

nur  genüge  Ausdehnnngsmöghchkeit  der  Spe-  jje  Fristen  für  die  Engagements  zu  verlängern: 

(tuiaiion.        „  ,  ^, ,.  .  _„  Q„,, -^j  ^^;»„.  „„L»  AU  »IS  Tagen  und  Wochen,  sog.  Arrangements- 

Um  einen  erheb  ichen  Schritt  weiter  geht  die  tagen,   werden  allmähUch  nur  zwei  Termine. 

Sijekulatiou,  sobald  der  unechte  Lombard  auf-  j^^^^^'  „^^   ^^^^^      y^  gehließlich   nur   noch 

tritt.  Der  Heremnehmer  kann  die  Papiere  weiter  ultimo  als  Stichtag  übrig  bleibt.     Wenn  die 

v«n«»n''t^'h.u  r  v^r".«*„'l,"l.«Cit?  Ä  »«»dung  der  Kontrahenten  aneinander  so  bis 

ÄTk'  ^^ItlZll^ltaZ^^t^JJI^^^^  Ultimo  läuft,  ist  in  Verbindung  mit  dem  Ab- 

fpä  P«™^~^!Si„T^'  v^rSn^nm  ,^^  »t'"^»   «»«^  individuellen   Momente  und   der 

Str    ÄrJ  i  1?  i.^LT„ÄU    nntlr  Reduktion  aller  spekulativen  Geschäfte  auf  einen 

später,  indem  er  a  la  baisse  spekuliert,  unter  j,  ^^  gleicher  Abschlnßsumme  der  Markt 

^nÄÄ.^^.^ÄrÄJ?*,i''^«'w.I"^^^^  Ä««  vefbreltert,  die  Möglichkeit  der  jeder- 

t^^Äff«;lLb.f^.tt»^^Ä,^^^^^^^^^  zeitigen  Realisation  iuf  das  jTaximum  gesteigert. 

ITJr^  ™   F-pwlÄnni   wSw„  d^r  Stückebcdart  im  Verhältnis  zu  den^msätzen 

&!  ,i!^.I  hI  .nllln^X  v.tnn«Xt^  »»^  ^iu  Minimum  reduziert.  Auch  die  Prolon- 
kOnnen  sie  nach  der  anderen  Seite  hm  an  Baisse-     ^^j     ^^^„^2^  ^-^^   ^j^        ^^  jg„  Stichtagen 

nÄi^'n«  lTith?«'n™f«?,°f  wirTÄ!S;  ^».  das  Risiko  des  hereinnehmenden  und  heraus- 

DieZahl  der  möglichen  Umsätze  wird  von  dem  gebenden  Kapitalisten  ist  durch  die  Verbreiterung 

Umfange  des  effeTvtiven  Vorrates  unabhängiger,  |es  Marktes  auf  das  möglichste  Minimum  re- 

dasselbe  Quantum  von  Wertpapieren  kann,  da  der  ^^^.^^     ^ei   einigermaßen    bekannter   Kredit- 

Hereinuehmer  es  nicht  Vorrang  zu  halten  braucht,  „urdigkeit  des  Spekulanten  erfolgt  die  Repor- 

in  schneller  Folge  von  Hand  zu  Hand  gehen,  ^^^^^^  „^ne  die  Forderung  besonderer  SicEer- 

n»  »h^l  f/Hyr"'v.rlJ!r^!if  H^^^^^^  heiteu^AndieStellederwildenZinsschwankungen 

?o"nÄ^ivt  Äf  Ulf^fn'tS""^  ^""  -  --*  ""'^•'•^-  Prolongationszins. 

StVSscTwÄtTerÄ^^r'^^^^  ^  «•  ^^^^T"""^  ««^  ^^'S?  »>«-'• 
stürmisch.  Das  große  Risiko  dieser  „Kasse-  Knrse  for  die  Kassa-^  und  Terminge- 
geschäfte"  bringt  es  mit  sich,  daß  vielfach  nur  scharte;  Art  der  Freisnotierang:  die 
gejfen  Ein.schflsse  bei  einer  Bank  kreditiert  wird,  Feststellnn^  der  Lieferongsqualität  Es 
meist  nur  gegen  tägliche  Kündigung  und  oft  liegt  in  der  Natur  der  Verhältnisse,  daß  man 
enormen  Zinsfuß.  Auf  diesem  halbbarbarischen  seit  langem  die  Preiserscheiaungen,  welche 
Stande  der  Kreditspekulation  stehen  noch  viel-  die  Börse  darbietet,  zu  fixieren  und  zu  über- 
fach die  amerikaniMhen  Effektenbörsen «)  schauen  sucht.  Die  FeststeUung  der  PreLse 
dieXÄtS"IrfSÄAS  und  Kut^e  gehört  sogar  zu  den  besonder, 
die  Abwickelung  hinausschieben;  jeder  hat  nun  ^'''li.^'Sen  Einnchtungen  des  Börsenverkehrs 
Zeit,  während  des  Engagements  die  Knrsent-  "»  >hr  Ergebnis  auf  die  gesamten  am  Handel 
Wickelung  abzuwarten  und  durch  ein  Gegen-  in  den  betreffenden  Gegenständen  beteiligten 
gescbäft  seinen  Gewinn  (oder  auch  Verlust)  zu  kaufmännischen,  industriellen  und  landwirt- 
realisieren. Während  bei  der  Kasseuspekulation  schaftlichen  Erwerbsgnipi)en  sowie  auf  das 
die  Sorge  um  die  Beschaffung  der  Stücke  und  kaufende  Publikum  von  größtem  Einfluß  ist. 
des  Geldes  alsbald  beginnt,  nachdem  das  Ge-  Dje  ßijrse  bewertet  das  Vermögen  für  einen 
ÄÄX^r^^^^^^  sehr  g,.ßenTeü  der  Nation,  und  diese  Be- 
ist  sie  hier  hinausgeschoben  und  auf  einen  ^^Iftung  ist  maßgebend  fiir  die  lebens- 
langeren Zeitraum  verteilt.  Eventuell  steht  ihm,  fuhrung  und  Hauslialtung.  Die  Kursnotiening 
falls  er  nicht  sich  hat  decken  können,  die  Pro-  unterwirft  den  Aussteller  von  Wertpapieren 
longation  zu  Gebote.  Da  aber  innerhalb  der  Zeit  der  öffentlichen  Kontrolle,  sie  spiegelt  das 
die  Mehrzahl  kauft  und  wieder  verkauft,  kann  Urteil  des  Publikums  über  seine  Vermögens- 
die  Zahl  der  Umsätze  im  Verhältnis  zum  vorhan-  läge  wieder,  sie  zwingt  ihn,  seine  Situation 
denen  Quantum  sehr  steigen,  die  effektive  Liefe-  evident  zu  halten  und  Mißstände  abzuötellen. 

srn^riJssÄenÄÄK  ^-'^  d-.G--t='s^^r„f,r  Ä^  "^^r^i 

die  Skontration  auf  das  absolut  notwendige  ilaßbe-  ?-"f ^f-P/^'f,J°l?;',''>  ^"^^-  ^  --^'  -^^'  ^• 

schränkt;  dadurch,  daß  sich  die  Parteien  während  '*'«')  '*'"'  ■*'-"-''  ''■^i- 

rr^~',    .  •    ü„         V  i  •  r..       .    ^  In  Deutschland  hat  das  Börsengesetz  vom 

uJ1TI"^VT1^I  ""f  ''"  E'?«»'»  \'}%  22.  VI.  1896  sich  bemüht,  eine  gute  Preis- 

land  und  bei  Getreide  in  Amerika  im  AnschluÜ  *    i.  i.  n  i  x-  *•  «  t  i 

an  dieBeleihung  der  Warrants;  vgl.  H.Crosby  Feststellung  und  iNotierung  zu  ermöglichen. 

Emerv,  Spekulation  usw.,  1896  S.  39.  Der  Bundesrat   kann  eine  amtliche  Fest- 

*i  Siehe  Näheres  H.  Crosby  Emery,  Spe-  Stellung  des  Böigen  preise»  bestimmter  Waren 

kulation  usw.  1896,  S.  74  f.       *  '  allgemein    oder    für    einzelne    Börsen    vor- 
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schreiben    (§   35).     Für   alle    Objekte   des  außerdem  auch  den  äußerst  störenden  Wht- 

Börsenhandels  ist  die  amtliche  Feststellung  warr  der  verschiedenen  Umrechnungssätze 

nicht  verlangt 'an  den  hanseatischen  Börsen  und  sonstigen  Usancen  in  der  Notierung  be- 

z.  B.  werden  rrodukte  aller  Gattungen  imd  seitigen  (§  35).    Hiervon  hat  er  auch  Ge- 

Länder  gehandelt,  ohne  daß  die  einzelnen  brauch  gemacht  (siehe   unten   S.  521).  — 

Geschäftsabschlüsse  immer  oder  überwiegend  Ueber  die  Beeinflussung  der  Preise  durch 

zm*  Bildung  eines  Börsenpreises  im  tech-  die  Presse  s.  unten  Seite  532. 
nischen    Sinn    führen.     Nach    der   Börsen-        An  der  Berliner  Effektenbörse  besteht  für 

Ordnung  (§32)    findet   denn   auch   an    der  die  Kassa  Geschäfte  folgende  Einrichtung.    Die 

Hamburger  Börse  eine  amtliche  FeststeUung  KursfesteteUun^  liegt  in  den  Händen  der  yer- 

von    Preisen    (Kursen)    nur    statt    für    den  eidetenKursma^ler,  die  m  Gruppen  geteUt  sm^ 

Handel    in   Wertpapieren,   Wechseln,   Geld  i^f^  t^T^'JÄ« '^^^^^ 

1  -n.j  1  A  II  s  xn  1  m  •  i  j  1  und  Kurse  feststellen,  die  ihr  zusfewiesen  sina: 
imd  Edelmetall  und  für  den  Terminhandel  ^ie  einzelne  Gruppe  besteht  in  der  Regel  ans 
m  Spiritus,  Kaffee,  Zucker  und  Baumwolle.  2  Maklern,  zu  Anfang  1906  hatte  man 
Für  Wertpapiere  bringt  die  im  HGB.  §  400  81  Kursmakler,  die  in  42  Gruppen  einj^eteilt 
gegebene  Forschrift  über  das  Selbstein-  waren.  Diese  Aufträge  werden  dem  Makler 
trittsrecht  des  Kommissionärs  indirekt  einen  teils  limitiert,  d.  h.  mit  Preisgrenze,  teils  un- 
Zwang zur  amtlichen  Feststellung.  Wenn  limitiert,  ,.be8tens",  d.  h.  ohne  Preisgrenze  er- 
bei  Waren  oder  Wertpapieren  der  Börsen-  ^}^^'.  Sie  werden  entweder  für  einen  Tag  oder 
preis  amtlich  fest^estillt^ird,  erfolgt  die  ^i '^^,^TAtJ^^^ 
Feststellung  sowohl  f&- Kassa-  wie  für  Zeit-  ^^^  p,^  ^hr  erteilten  Aufträge  bilden  die  Gnmd^ 
geschäfte  durch  den  Borsenvorstand,  soweit  lage  für  den  Einheitskurs.  Die  Makler  sehen 
die  Börseuordmmg  nicht  die  Mitwirkung  zu,  wieviel  Kaufs-  und  Verkaufsanfträge  und 
von  Vertretern  anderer  Berufszweige  vor-  zu  welchem  Limit  einander  gegenüberstehen 
schreibt.  Bei  der  Feststellung  darf  außer  und  bei  welchem  der  angegebenen  Limite  vom 
dem  Staatskommissar,  dem  Börsenvorstand,  Angebot  und  der  Nachtrage  das  meiste  be- 
den  Börsensekretären,  den  Kursraaklem  und  ^'^^digt  werden  kann.  Wenn  z.  B.  für  ein  be- 
den  Vertretern  der  beteiligten  Berufszweige,  8"«»™^««  ^»P^^' 

deren   Mitwirkung  die  Börsenordnung  vor-  Kauf  sauf  träge  Verkaufsanfträge 

schreibt,  niemand  zugegen  sein.    Als  Börsen-  200000 bestens  100000  nicht  unter  91,00 

preis  ist  derjenige  Preis  festzusetzen,  welcher  60000 nicht  iiber  91,20     80000    „        „     91.10 

der  wirklichen  Geschäftslage  des  Verkehrs  ö00Ö0"nichtttber91,l0\?0p^\_r, »_91,20 

an  der  Börse  entspricht  (§  29);  es  soll  also  120000  nicht  unter  91,40 
^e  Bewertung  %m  besonderen  persönlichen  vorliegen,  so  muß  sich  der  Einheitsknrs  anf  91,20 
Beziehungen  und  sonstigen  speziellen  Lm-  stellen ;  hierbei  können  260000  M.  des  Angebotes 
ständen  absehen.  Im  dem  Borsenvorstand  ^u^  ^er  Nachfrage  befriedigt  werden.  Die- 
möglichst  vollständig  das  Material  zu  ver-  jenigen,  die  am  teuersten  einkaufen  und  am 
schafTen,  sind  einesteils  die  „Kursmakler^'  billigsten  verkaufen  wollen,  kommen  zum  Ziel; 
vorgesehen ;  sie  werden  aus  dem  Kreise  der  die  Aufträge  der  über  dem  Kurs  von  91,20  Ver- 
Vermittler ausgewählt,  von  den  Landes-  kaufenwollenden  und  der  unter  dem  Kurs  91,20 
regierungen   bestellt,   vereidigt   und   unter-  Kaufenwollenden  sind  unausführbar.    Wie  aber 

stehen   der  Aufsicht  des  BöÄenvorstandes;  Ä/Ä"L 'fhlM^^^^^^^ 

.1       oa  n  ji  n.      \  tt4.  i.«i.-  u  'A,   '  j,  m  der  Reßrel  au«  2,  beide  müssen  sich  also  den 

Ihre  Stellung  und  Geschäftstätigkeit  ist  so  Kurs  berechnen,  zu  welchem  sie  die  zahlreichsten 

abgegrenzt  (§   32,  33),    daß    sie  moffüclist  Aufträge  ausführen  können.    Beide  verhandeln 

immleressiert  erscheinen  (siehe  Art.  „Makler-  um  1»,  Uhr  coram  publico  darüber,   wie  der 

Wesen'*).     Geschäfte,  die  ohne  Vermittlung  Kurs  fixiert  werden  soll.    In  der  Regel  wird 

eines  Kursmaklers  abgeschlossen  werden  in  mit  dem  Kurse,  der  für  das  betreffende  Papier 

Waren   oder  Wertpapieren,   bei  denen  eine  tagszuvor  erzielt  war.  zu  rechnen  an^faneen, 

amtliche  Feststellung  des  Börsenpreises  er-  ^•^-  3eder  der  beiden  Makler  sieht  nach,  welche 

Äeit;Äsit^^^^^^^  D^h  ^="  ^r^S^r^S^l^ 

feststellung  berücksichtigt  zu  werden.    Doch  ^^^  ^^^  ^^^^^^  j^^^se  nSr  wenig  oder  nicht^ 

ist  der  V  erstand  nicht  gehindert,  sie  zu  be-  ausgeführt   zu   werden  vermag,   so  geben  die 

rücksichtigen  (§  31).    Der  Bundesrat  kann  Makler  im  Kurse  herauf  oder  herunter,  bis  ein 

abweichende    amtliche    Feststellungen    des 

Börsenpreises  für  einzelne  Börsen  zidassen^),  Börse  in  Stettin  hat  der  Bundesrat  genehmigt, 

daü  die  amtliche  Feststellung  der  Börsenpreise 

')  Das  ist  z.  B.  geschehen  in  Frankfurt  a.  M.;  ohne  Mitwirkung  von  Knrsmaklem  erfolge  und 

nach  der  Börsenoranung  v.  16./XII.  1896  (§  7)  vom  §  29  Abs.  2  des  Börsengesetzes  abgewichen 

erfolgt  daselbst  die  Feststellung  und  Veröffent-  werde.     Bezüglich  Hamburgs  vgl.  §  82  f.  der 

Hebung  der  Kurse  im  Auftrage  der  Handels-  Hamburger  BO.    Ueber  die  Bestrebungen  der 

kammer  durch  die   Maklerkammer    unter    der  Maklerkammer  in  Berlin,  die  Knrse  allein  fest- 

Oberaufsicht  der  Handelskammer,  unbeschadet  setzen  zu  dürfen,   vgl.  Handelszeit,   des  Berl. 

der  dem  Börsenvorstande  nach  §  29  Abs.  2  des  Ta^ebl.  Nr.  287  v.  9.  Juni  1903  und  Nr.  619 

fiörsengesetses  eingeräumten  Rechte.    Für  die  v.  5.  Dez.  190ö. 
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Kurs  ermittelt  ist,  bei  dem  entweder  alle  oder 
doch  die  verhältnismäliig:  meisten  Anfträge  zum 
Ziel  gelangen  können. 

Bei  dieser  proyisorischen  Knrsstellnng  sind 
die  Interessenten  für  das  betreffende  Wer§)apier 
zugegen  und  in  der  Lage,  durch  weitere  Kauf- 
oder Verkaufsauf  träge  den  Kurs  zu  beeinflussen. 

Auch  ist  der  Kursmakler  schon  vorher,  d.  h. 
sobald  er  aus  seinen  Aufträgen  ersehen  hat, 
daß  der  Kurs  eines  Papiers  erheblich  höher 
oder  niedri§:er  als  am  Torangegangenen  Börsen- 
tag sein  wird,  verpflichtet,  auf  der  an  seiner 
Schranke  befindlichen  Tafel  darauf  aufmerksam 
zu  machen,  damit  die  Interessenten  an  dem 
Papier  eventuell  noch  Kauf-  oder  Verkaufs- 
aufträge geben  können.  Ist  eine  erhebliche 
Steigerung  zu  erwarten,  so  wird  -p  +  H-,  steht 
ein  erhebliches  Sinken  in  Aussicht,  so  wird 
angeschrieben. 

Die  definitive  Feststellung  der  Kurse  erfolgt 
durch  den  Börsenvorstand,  die  Makler  sagen  um 
2  IThr  dem  letzteren  die  Kurse  an,  in  der  Regel 
verbleibt  es  bei  den  provisorisch  festgestellten 
Kursen. 

Diese  Kurse  werden  im  amtlichen  Kursblatt 
publiziert.  Befindet  sich  hinter  dem  Kurs  ein 
(t  (Geld  =  Nachfrage),  oder  ein  P  (Papier  = 
Angebot),  oder  ein  B  (Brief),  so  heißt  das,  daß 
bei  diesem  höchst  limitierten  Preise  der  Nach- 
frage kein  oder  nur  ein  minimales  Angebot  vor- 
banden war  bezw.  diesem  niedrigsten  Limit  des 
Angebotes  keine  oder  nur  eine  minimale  Nach- 
frage gegenüberstand;  konnten  Geschäfte  ab- 
geschlossen werden  und  wurden  alle  über  und 
in  der  Höhe  des  Kurses  liegenden  Kaufs-  und 
alle  unter  und  in  der  Höhe  des  Kurses  liegenden 
Verkaufsangebote  befriedigt,  so  wird  das  Zeichen 
bz  (bezahlt)  dem  Kurs  beigefügt  ^)  (s.  obiges  Bei- 
spiel); konnten  dagegen  die  in  der  Höhe  des 
Kurses  liegenden  Kaufsan§:ebote  bezw.  Verkaufs- 
angebote nicht  ganz  befriedigt  werden,  so  wird 
bez.  G  oder  bez.  B  zugefügt.  Der  Kunde,  der 
einen  Kaufs-  oder  Verkaufsauftrag  gegeben  hat, 
kann  also  selbst  prüfen,  ob  sein  Auftrag  aus-  j 
geführt  werden  konnte. 

Beispiel  1 : 

Kaufsaufträge  Verkaufsaufträge 

20[)(m    91,80  lOOCOO    91,00 

60000    91,20 —  800U()    91,10 

50000    91,10         \      40000    91,20 

120000    91,30 

Kurs  91,20  bez.  G  (40000  Kaufsaufträge  zu  ! 
91,20  können  nicht  befriedigt  werden). 
Beispiel  2: 
Kaufsaufträge  Verkaufsaufträßre 
HOOOOO    91,20  100000    JK),a) 
4(X)(XX)    91,00                 2(X)00ü    90,50 

m)(m  90.r)0  loooooo  91,00 

600000    90,00  400000    91,10 

K Urs  91  bez.  B  (60000J  M.  der  Verkaufsauf- 
träge, die  zum  Kurs  91  limitiert  waren,  bleiben 
un^friedigt). 

Sind  die  Beträge,  die  in  der  Höhe  des  Kurses 
befriedigt  werden  konnten,  nur  gering,  der  übrig 
gebliebene  Rest  aber  groß,  so  wird  dies  durch 

M  Nach  der  Frankfurter  BO.  S  9  soll  bz. 
bedeuten,  daß  alle  vorhandenen  Aufträge  ihre 
Erledigung  fanden.] 


ein  vorgesetztes  „etwas''  angedeutet,  also  etwas^ 
bez.  G,  etwas  bez.  B  notiert.  Kein  Kurs  (— ) 
wird  angegeben,  wenn  entweder  unlimitierte» 
Angebot  ohne  Nachfrage  oder  unlimitierte  Nach- 
frage ohne  Angebot  oder  überhaupt  weder  An- 
gebot noch  Nachfrage  vorlag.  Sind  lediglich 
Geschäfte  ohne  Vermittlung  eines  Knrsm^lers 
zustande  gekommen,  so  erfolgt  auch  keine 
Kursangabe. 

Bei  der  Notiening  werden  nur  Bruchteile 
von  0,10;  0,20  usw.,  außerdem  0,25  und  0,75 
gegeben ;  hat  sich  ein  Kurs  99,55  herausgestellt, 
so  wird  er  99,60  —  99,50  notiert. 

Diese  Art  der  Feststellung  oder  richtiger 
der  Bildung  der  Kassekurse,  die  auch  von 
München,  Dresden  und  nach  dem  Börsengesetz 
auch  von  Frankfurt  a.  M.  angenommen  wurde^ 
ist  im  wesentlichen  in  Berlin  schon  am  2./XII. 
1867  für  einen  Teil  der  Papiere  und  seit  den 
70er  Jahren  für  alle  Papiere  eingeführt  worden. 
Man  wird  zugeben  müssen,  daß  dieser  Einheits- 
preis die  Marktlage  vollständig  zum  Ausdruck 
bringt;  würden  alle  Beteiligten  am  Markt  sich 
einfinden  und  in  freiem  Aufstrich  den  Preis 
bilden,  so  würden  sie  bei  vollster  Sachkenntnis 
und  Wahrung  ihrer  Interessen  auch  zu  keinem 
anderen  Ergebnis  gelani^en ;  es  würden  dieselben 
Quantitäten  den  Einheitspreis  erzielen.  Dabei 
ist  allerdings  Voraussetzung  volle  Fungibilität 
der  Effekten  und  Nichtberücksichtigung  des 
Kreditmoments;  letzteres  ist  aber  auch  hier 
wenig  erforderlich,  indem  man  voraussetzt,  daß 
die  Kassakäufer  wirklich  Geld  und  die  Ver- 
käufer wirklieh  die  Papiere  haben ;  die  Fungibili- 
tät ist  nicht  immer  gegeben  bei  Wechseln,  sie 
werden  aber  durch  Makler  und  Dazwischentreten 
von  Bankhäusern  fungibel  gemacht  (vgl.  Lob, 
S.  260).  Der  Vorzug  dieser  Feststellung  ist  ferner, 
daß  auf  diese  Weise  innerhalb  2  Stunden  eine  große 
Anzahl  Papiere  gehandelt  werden  können;  der 
Kommissionär  kann  den  Kommittenten  nicht 
schneiden,  er  muß  den  einen  wie  den  anderen  be- 
dienen, er  kann  nur  seine  Provision  verschieden  be- 
messen ;  der  Einheitskurs  gibt  deshalb  wenig  i^- 
legenheit  und  Veranlassung,  daß  der  Kommissionär 
den  Kunden  zum  Wechseln  von  Effekten,  zur 
Spekulation  veranlasse.  Ein  Mangel  dieser  Fest- 
stellung ist,  daß  die  Quantitäten  nicht  mitgeteilt 
werden,  was  aber  unschwer  zu  ermöglichen  wäre, 
ferner,  daß  den  Patronen  (Eraissionshäusem)  der 
Papiere  wohl  leicht  die  Möglichkeit  gegeben 
ist,  den  Kurs  zu  beeinflussen  und  zu  machen.') 

\)  Vgl.  auch  Lob,  Knrsstellnng  und  Makler- 
wesen an  der  Berliner  Effektenbörse,  Conrads 
Jahrb.  H.  Folge.  Bd.  11  (1896)  S.  256.  Ehren- 
berg, (Handw.  der  Staatsw.  IL  Bd.  1899)  S.  1047 
glaubt,  daß  der  Einheitskurs  mit  der  Zeit  ver- 
schwinden werde.  An  der  größten  Fondsbörse 
der  Welt,  an  der  Londoner,  kennt  man  den 
Einheitspreis  nicht.  Der  offizielle  Kurszettel 
bringt  für  alle  stark  gehandelten  Papiere  meist 
eine  ganze  Reihe  von  Kursnotierungen;  es  ist 
nichts  weiter  als  eine  Bekanntmachung  einzelner 
zustande  gekommener  Preise,  die  der  Makler 
durch  Mitteilung  an  den  von  der  Börsenleitung 
dafür  bestimmten  Beamten  veranlaßt  hat.  Die 
Geschäfte  kommen  aber  so  zustande,  daß  der 
Makler  (broker),  der  einen  Auftrag  erhalten 
hat,  also  eigentlich  Kommissionär  ist,  sich  in 
der    Börse   an    einen    oder    mehrere   Händler, 
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Die  Termin  preise  der  Effekten  werden  in; 
Berlin  folgendermaßen  festgestellt.    Käufer  nnd 
Verkänfer  erteilen  kurz  vor  12  Uhr  den  Knrs- 
maklem  teils  limitierte,  teils  nnlimitierte  Auf- 
träge.  Dieselben  setzen  wie  beim  Kassageschäft 
auf  Grund   der   Aufträge   den   Kurs   fest   und  , 
teilen  ihn  der  Corona  mit:  jeder  der  Umstehen- 1 
den  kann  dann  erklären ,    wieviel  er  zu   dem  i 
Kurse  kaufen  oder  verkaufen  will ;  danach  bildet , 
sich  der  Kurs.  Die  Makler  müssen  ihn  so  fixieren, ; 
daß  er  den  Marktwert  des  Papiers  zur  Zeit  der  i 
Feststellung   darstellt.     Dabei    muß    der    freie 
Verkehr,   der  sich  gleichzeitig  entwickelt,  be- 
rücksichtigt werden.    Nach  Feststellung  dieses 
sog.  „ersten"  Kurses  werden  von  I2V4— 2  Uhr 
nur  noch  die  Preisschwankungen  verfolgt  nnd 
die    h()chsten   und    niedrigsten    Kurse    notiert, 
es  lautet  z.  B.  die  Notiz   für  ein  Wertpapier 
154,75-155,20-155,00—155,10;     der      „erste" 
Kurs    ist    154,75,    die    folgenden    zeigen    die 
Schwankungen  nach  ihm;  der  letzte  Kurs  155,10 
ist  der  sog.  Schlußkurs ;  auch  dieser  ist  amtlich. 

Bezüglich  der  Kursnotierung  der  Effekten 
ist  noch  zu  bemerken,  daß  der  Kurs  ausgedrückt 
ist  entweder  in  Prozenten  des  Nominalwertes 
oder  nach  Stücken,  in  Deutschland  ist 
ersteres  Regel  ^);  die  Stückzinsen  stecken  ent- 
weder im  Kurs  (London,  Paris,  New  York, 
Italien)  oder  werden  separat  vergütet  wie  in 
Deutschland  und  vielen  anderen  Ländern.  Die 
separate  Vergütung  erfolgt  bei  allen  Papieren 
mit  festem  Zins  nach  dem  Zinsfuß  des 
Papiers,  bei  Aktien  jedoch  nach  dem  gleich- 
heitlich festgestellten  Zinsfuß  von  4%*);  die 
darüber  oder  darunter  erwartete  Dividende 
kommt  ihrem  Werte  nach  im  Kurs  zur 
Geltung.  Bei  Berechnung  der  Stückzinsen  gilt 
in  Deutschland  das  arithmetische  Jahr  zu  360 
Tagen  (Monat  30  Tage):  und  wenn  der  End- 
punkt der  Zinsberechnung  in  den  Februar  fällt, 
sind  28  bzw.  29  Tage  zugrunde  zu  legen;  bei 
Kassegeschäften  wird  der  Kauftag.  bei  Zeit- 
geschäften der  Erfüllungstag  mitgerechnet.') 
In  Deutschland  wird  bei  inländischen  Aktien, 
welche  nur  im  Kassegeschäfte  gehandelt  werden, 
der  Dividendenschein  am  Schluß  des  Geschäfts- 
jahres der  Gesellschaft  vom  Stück  getrennt,  bei 
den  übrigen  inländischen  und  ausländischen 
Aktien  erst  dann,  wenn  er  zur  Auszahlung  ge- 
langt.^) Im  Ausland  ist  die  Detachierung  über- 
haupt erst  am  Fälligkeitstermin  üblich.  Bei 
der  Detachierung  sinkt  im  Ausland,  sofern  eine 
Stückzinsberechnung  nicht  besteht,  das  Papier  um 

Tagesspekulanten  (dealers,  Jobbers)  wendet 
und  sie ,  ohne  zu  sagen ,  ob  er  kaufen 
oder  verkaufen  ynll^  um  den  Preis  befragt. 
Diese  nennen  2  Preise,  einen  für  Käufer  und 
einen  für  Verkäufer,  z.  B.  100  für  Kauf,  100 »,'4 
für  Verkauf;  paßt  dem  Makler  das  Angebot,  so 
schließt  er  das  Geschäft  ab.  Die  Preise  sind 
natürlich  während  der  ganzen  Bürsenzeit  auf- 
ond  abwogend. 

*)  Bekanntmachung  des  Bundesratsbeschlusses 
vom  28./VL  1898  (RGBl.  No.  30)  §  1 ;  gewisse 
Ausnahmen  zulässig,  aber  nur  wenn  alle  Börsen 
«ich  darüber  einigen.  So  werden  Versicherun gs- 
lüitien  nach  Stück  gehandelt. 

*-)  Ebenda  §  4. 

*)  Ebenda  §  3. 

*)  Ebenda  §  8. 


den  Betrag  der  Dividende,  in  Deutschland,  wo  4% 
Stückzinsen  gerechnet  werden,  wird  das  Papier, 
je  nachdem  die  Dividende  hinter  dem  4%igen 
Zins  zurückbleibt  oder  denselben  übersteigt, 
entsprechend  steigen  oder  sinken :  eine  Aktie  z.  B., 
die  7®/o  Dividende  bringt,  wird,  wenn  am  31.  De- 
zember das  Geschäftsjahr  endet  und  die  Abtren- 
nung erfolgt,  bei  4%  Zins  bis  zum  31.  Dezember 
von  180  auf  183  steigen  und  am  1.  Januar  auf  180 
fallen ;  wer  am  31 .  Dezember  die  Aktie  mit  der  Divi- 
dende kauft,  zahlt  IK-J  +  4%  Stückzinsen  =  187 : 
wer  am  folgenden  2.  Januar  kauft,  findet  die 
Dividende  detachiert,  er  zahlt  180.  Umgekehrt 
wird  eine  Aktie  mit  1%  Dividende,  die  am 
2.  Januar  auf  29  steht,  bis  zum  31.  Dezember 
auf  26  fallen,  um  am  folgenden  2.  Januar  auf 
29  zu  steigen;  wer  am  31.  Dezember  die  Aktie 
kauft,  zahlt  26  -f-  i\  Stückzinsen,  erhält  aber 
10/0  Dividende  ==  26  -f  4  —  1  =  29 ;  am  darauf- 
folgenden 2.  Janaar  zahlt  er  keine  Stückziusen, 
erhält  auch  keine  Dividende,  daher  29.  So  er- 
klären sich  die  großen  Kursänderungen  der 
Aktienpapiere  in  Deutschland  vom  alten  zum 
tteuen  Jahre.  Sie  werden  zuweilen  verdeckt, 
wenn  sie  mit  sonstigen  Kursänderungen  koinzi- 
dieren. 

Für  Wertpapiere  in  fremder  Währung  be- 
standen in  Deutschland  früher  usancemäßige  Um- 
rechnungssätze, die  aber  an  den  einzelneu  Börsen 
nicht  gleich  waren.  Die  einen  rechneten  z.  B. 
1  £  =  20M.,  andere  21  M.  usw.  Infolgedessen 
waren  die  Kurse  verschiedener  Börsen  nicht 
immer  direkt  miteinander  vergleichbar.  Durch 
Bekanntmachunc:  vom  28  /VI.  1898  §  3  (RGBl. 
Xo.  30  S.  915)  hat  der  Bundesrat  eine  gleich- 
mäßige Umrechnung  angeordnet;  es  sind  dem- 
nach zu  rechnen  1  i:  =  20,40  M. ;  1  Fr.  =  0,80  M. ; 
1  holl.  fl.  =  1,70  M.  usw. 

An  den  Produktenbörsen  sind  die  Preis- 
notierungen außerordentlich  mannigfaltig.  Es 
soll  nur  für  Getreide  einiges  angegeben  werden. 
In  Berlin  werden  seit  der  Wiederherstellung^ 
eines  geordneten  Geschäftsverkehrs  (I./IV.  19(X)j 
die  Preisfeststellungen  von  Mitgliedern desBörsen- 
vorstandes  unter  Mitwirkung  von  Kursmaklern 
(4  in  2  Gruppen)  bewirkt.  Der  Börsen  vorstand 
(Abteilung  Produktenbörse)  besteht  aus  4  von 
I  der  Handelskammer  aus  ihrer  Mitte  gewählten, 
;  12  von  den  Börsenbesuchem  aus  den  an  dem 
Verkehr  der  Produktenbörse  beteiligten  Per- 
sonen (von  denen  2  Aelteste  der  Kaufmannschaft 
und  2  Angehörige  des  Müllereigewerbes  sein 
müssen)  und  aus  5  von  den  Börsenbesuchem 
gewählten  Vertretern  der  Landwirt.schaft  und  der 
landwirtschaftlichen  Nebengewerbe,  zusammen 
also  aus  21  Mitgliedern  (§  3  und  g  5  der  Börsen- 
ordnung für  Berlin  vom  31./ni./l.AV.  1903). 

Die  Preisfeststellung  erfolgt  sowohl  für  den 
Loko verkehr  wie  für  die  Lieferungsgeschäfte 
auf  Zeit  in  derselben  Weise,  wie  die  Fest- 
stellung der  Terminpreise  an  der  Effektenbörse 
mit  dem  Unterschiede,  daß  ein  „erster  Kurs"  an 
der  Produktenbörse  nicht  festgestellt  wird. 
Hier  notieren  vielmehr  die  Kursmakler  von 
12  L^hr  an  die  Preise,  zu  denen  sie  selbst  Ge- 
schäfte abgeschlossen  haben,  und  die  Preise, 
welche  ihnen  von  anderen  Maklern  und  Händlern 
angegeben  werden.  Danach  stellen  sie  die 
Kurven  auf,  welche  sie  um  2  Uhr  dem  amtieren- 
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^en  Mitgliede  des  Böreenvorstandes  ansagen. 
Letzteres  hält  regelmäßig  vor  2  Ubr  noch  per- 
sönlich Umfrage  an  der  Börse  nach  den  ge- 
handelten Preisen,  wobei  dann  etwa  vorhandene 
Differenzen  zwischen  den  von  den  Korsmaklem 
berücksichtigten  Angaben  und  den  Notiemngen, 
welche  andere  Börsenbesncher  aufgenommen  zn 
haben  wünschen,  unter  den  Beteiligten  alsbald 
im  Börsensaal  erörtert  werden.  Die  end^ltige 
Entscheidung  trifft  das  amtierende  Mitglied  des 
Börsenvorstandes.  Theoretisch  hat  das  etwa 
anwesende  landwirtschaftliche  Mitglied  mit  zu 
entscheiden,  praktisch  ist  das  aber  bedeutungs- 
los, einmal  weil  den  außerhalb  des  Börsenhandels 
stehenden  landwirtschaftlichen  Mitgliedern  die 
erforderliche  Kenntnis  der  Personen  nnd  Handels- 
Usancen  fehlt,  und  femer  weil  bei  Meinungs- 
verschiedenheiten die  Stimme  des  die  Preisfest- 
stellung leitenden  kaufmännischen  Mitgliedes 
den  Ausschlag  gibt  (§  9  der  Geschäftsordnung 
des  Börsenvorstandes  Abt.  Produktenbörse  vom 
19./20./X.  1903). 

Von  Bedeutung  sind  eigentlich  nur  die  Preise 
für  Lieferungsgeschäfte,  weil  es  sich  nur  bei 
diesen  um  generelle,  typische  Ware  handelt. 
Die  Lokogeschäfte  betreffen  regelmäßig  konkrete 
Ware,  von  welcher  Proben  dem  Geschäftsab- 
schluß zugrunde  gelegt  werden.  Die  Kurs- 
makler sind  von  dem  Lokogeschäft  so  gut  vrie 
ausgeschlossen,   denn   die  Beteiligten  ersparen 

fern  durch  direkten  Abschluß  untereinander  die 
urtage.  Die  Knrsmakler  sind  wohl  bestrebt, 
bei  den  von  ihnen  ermittelten  Lokonotierungen 
besondere  die  Höhe  des  Preises  rechtfertigende 
Eigenschaften  der  Ware  zu  ermitteln,  meist 
aber  erfolglos.  Ein  Angabezwang  für  die  Börsen- 
besucher besteht  nicht. 

In  den  Vereinigten  Staaten  geschieht 
die  Preisfeststellung  für  Getreide  in  folgender 
Weise:  Früher  allgemein,  heute  noch  an 
kleineren  Getreidebörsen  besteht  die  Einrichtung 
des  P  u  b  1  i  c  C  a  1 1 ;  in  einem  amphitheatralischen 
Baum  versammeln  sich  auf  Sitzen  die  Interes- 
senten zu  bestimmten  Zeiten.  Der  über  ihnen 
thronende  ('aller  bietet  die  verschiedenen  Termine 
aus,  erbittet  zu  ihnen  Kaufs-  und  Verkaufs- 
offerten nnd  konstatiert  jeden  Geschäftsabschluß, 
der  zustande  kommt.  Jedes  Gebot  zum  Ankauf 
wie  zum  Verkauf  bleibt  in  Kraft,  bis  es  acceptiert 
oder  zurückgezogen  oder  unterbrochen  ist.  Solange 
ein  (Tcbot  in  Kraft  ist,  kann  ein  zweites  in  der- 
selben Höhe  von  anderer  Seite  nicht  gemacht 
werden.  Jede  Verkaufsofferte  wird  also  durch 
ein  niedrigeres  Gebot,  jede  Kaufsofferte  durch 
ein  höheres  außer  Wirksamkeit  gesetzt,  und 
jeder  (teschäftsabschluß  hebt  alle  bisherigen 
Gebote  auf.  Wird  keine  Quantitätsangabe  ge- 
macht, so  versteht  es  sich  von  selbst,  daß  das 
Gebot  sich  auf  einen  Schluß,  also^auf  5000  Busheis 
bezieht.  Die  Notierung  der  zustande  gekommenen 
Abschlüsse  erfolgt  an  einer  großen  schwarzen 
Wandtafel.  Die  heutige  Ausdehnung  der  Ge- 
schäfte, die  Hast  ihrer  Abwickelung  hat  den 
Public  Call  an  den  großen  Plätzen  als  unmodern 
erscheinen  lassen.  Ein  Zwang,  am  Public  Call 
seine  Geschäfte  abzuschließen,  besteht  nicht.  So 
wird  er  mehr  und  mehr  verdrängt  durch  den 
Pit;  derselbe  besteht  aus  amphitheatralisch  sich 
aufbauenden  Treppen  (also  ohne  Sitze);  über 
den  Köpfen  der  Händler  thront  auch  hier  ein 
Beamter ;  er  hört  jeden  Geschäftsabschluß  und ' 


notiert  ihn;  er  hat  beständig  den  Knopf  eines 
Telegrapbenapparates  in  der  Hand,  durch  eine 
oder  wenige  Bewegungen  fixiert  er  die  Tatsache 
und  sendet  sie  zugleich  in  alle  Welt  hinaus. 
Alle  Begistrierungen  des  Apparats  werden 
von  einem  Buchfünrer  in  ein  großes  Buch  — 
Quotation  book  —  eingetragen;  dasselbe  ver- 
tritt also  die  schwarze  Tafel  des  Public  Call. 
In  Chicago  und  New  York  ist  aber  selbst  das 
wegen  der  großen  Menge  von  Geschäften  nicht 
möglich.  In  New  York  hat  man  als  Ersatz 
eine  Art  Uhr  mit  großem  sechzehnteiligen  Ziffer- 
blatt, die  jede  Preisvariation  in  Höhe  eines 
sechzehnte!  Cent,  sobald  sie  eintritt,  anzeigt. 
Die  so  fort  und  fort  notierten  Preise  sind  in 
Amerika  um  so  wertvoller,  als  die  Kreditfähig- 
keit der  Kontrahenten  infolge  des  Einschuß- 
systems die  Preise  nicht  ändert.  Mangelhaft 
ist  die  Nichtberücksichtigung  der  Mengen,  doch 
kann  für  die  Mehrzahl  der  Notierungen  ein 
Börsenschluß  angenommen  werden.  Eine  eigent- 
liche Kursbestimmung  kennt  das  System  nicht, 
es  ist  nur  eine  weitgehendste  Preisregistrierung. 

Eine  besondere  Art  von  Kursnotierung  ist  m 
Amerika  der  „list  price",  er  dient  als  Grund- 
lage für  die  Getreidekäufe  im  amerikanischen 
Nordwesten,  wohin  er  auch  mitgeteilt  wird;  in 
ein  dem  Quotation  book  ähnliches  Buch  können 
abgeschlossene  Kassa  geschäfte  eingetragen 
werden.  Eine  Kommission  von  fünf  erwählten 
Börsenmitgliedem  benutzt  diese  und  die  nicht 
eingetragenen,  berücksichtigt  auch  die  Tendenz 
des  Terminmarktes ;  die  Festsetzung  erfolgt  auf 
offener  Börse,  wo  Vorschläge  und  Bedenken 
stets  vorgebracht  werden  können.  Das  Gunze 
ist  mehr  Sache  des  Taktes  als  der  Berechnung. 
Die  Einrichtung  wird  sehr  mißbraucht,  um  im 
Westen  billig  einzukaufen;  die  Eintragungen 
in  das  Registrierungsbuch  werden  fast  nur  zu 
dem  Zweck  überhaupt  gemacht.  Vgl.  Näheres 
bei  H.  Schumacher,  Die  Getreidebörsen  in 
den  Ver.  Staaten  von  Amerika,  Conrads  Jahrb., 
3.  F.,  Bd.  11  (1896),  S.  199f. 

In  Bezug  auf  Zürich  vgl.  das  G.  v.  31.  V. 
1896,  §  22,  26  (danach  ist  den  Börsensensalen 
und  Börsenagenten  untersagt,  an  der  Börse 
Wertpapierkurse  zu  veranlassen,  welche  mit 
Nachfrage  und  Angebot  im  Widerspruch  stehen). 
Das  Baseler  G.  v.  8./IV.  1897  begnügt  sich  mit 
der  Bestimmung  ($  15),  daß  der  Börsenkommissär 
„das  unter  Mitwirkung  von  Delegierten  der 
Börsenkammer  vom  Börsenschreiber  täglich  auf- 
zustellende Kursblatt  zu  unterzeichnen  habe*^. 
Der  Börsenschreiber  hat  ein  Börsenregister  zu 
führen,  in  welchem  sowohl  die  sämtlichen  Ge- 
schäftsabschlüsse als  auch  die  Preise  von  An- 
gebot und  Nachfrage  notiert  werden. 

Bei  Waren  und  Pi-odiikten  beziehen  sich 
die  Termingeschäfte  und  Terminpreise  auf 
eine  durch  die  Börsenordnung  naher  fest- 
gesetzte Qualität.  Es  leuchtet  ein,  daß  es 
nicht  gleichgültig  ist,  welche  Qualität  die 
Unterlage  für  den  Temiinhandel  bildet; 
denn  der  Terminpreis  beeinflußt  mehr  odei* 
minder  auch  die  Kassa-  und  Lokogeschäfte. 
Auch  kaim  die  LieferungsqualitÄt  so  fixiert 
sein,  daß  man  diese  Ware  in  der  Regel 
unmittelbar  gar  nicht  gebrauchen  kann  (viel- 
fach früher  für  Getreide  von  den  MtUlern 
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behauptet),  so  daß  das  Termingeschäft  noch 
mehr  dem  Effektivhandel  entfremdet  wird 
und  z.  B.  eine  Quantität  Getreide  sich  aus- 
sondert, die  ruhelos  ihren  Kreislauf  im 
Temiinmarkt  zurücklegt  Man  hat  auch 
diesem  Punkt  in  neuerer  Zeit  sein  Augen- 
merk zugewendet,  und  eine  nähere  Prüfung 
zeigt,  daß  bei  der  Feststellung  der  Qualität 
Meierlei  Gesichtspunkte  und  Interessen 
gleichzeitig  zu  berücksichtigen  sind. 

Vgl.  die  ausführliche  Erörterung  in  dem  Be- 
richt der  d.  BEK.  nnd  ihre  Vorschläge,  S.  123  f. ; 
femer  den  hartnäckigen  Kampf  des  preußischen 
Handelaministers  (Bismarck)  mit  der  Berliner 
Börse  nm  Erhöhung  der  Lief ernngsqnali tat  von 
Weizen  (Ministerialreskript  an  die  Aeltesten  der 
Berliner  Kaufmannschaft  v.  12./VI.  1888);  femer 
über  die  Qualitätsfeststellnngen  und  ihren  Ein- 
flnC  in  Amerika  Schumacher  in  Conrads 
Jahrb.,  3.  F.,  Bd.  10  (1895);  Bd.  11  (1896),  S.  16ö. 

7.  Abwickelung  der  Termingeschäfte. 
Die  Termingeschäfte  lauten  ihrem  Inhalte 
nach  an  der  Börse  auf  A\irkliche  Lieferung 
und  Abnahme ;  sog.  reine  Diiferenzgeschäfte, 
bei  denen  die  Kontrahenten  die  Lieferung 
und  Abnahme  vorweg  aussehließen  und  nur 
die  Zahlung  einer  Kursdifferenz  (ünterscliied 
zwisclien  dem  vereinbarten  Preise  und  dem 
Börsenpreis  der  Lieferuugszeit)  bedingen, 
kommen  an  der  Börse  nicht  vor.  Außerhalb 
der  B«»rse  Lst  ihre  Möglichkeit  gegeben  und 
sie  fallen  dann  unter  §  764  des  BGB.  Diesen 
Differenzgeschäften  liegt  entweder  überhaupt 
kein  Kaufvertrag  zugnmde,  oder  wenn  sie 
.sich  auch  in  die  Form  von  Handelskaufs- 
geschäften kleiden,  so  sind  sie  doch  von 
diesen  durch  den  Ausschluß  der  Effektiv- 
liefenmg,  was  aber  eine  Willenseinigung 
der  Parteien  voraussetzt,  unterschieden.  Wohl 
aber  kann  es  auch  an  der  Börse  schließlich 
zu  einer  bloßen  Differenzregulierung  kommen, 
jedoch  erst  dann,  wenn  es  dem  Spekulanten 
gelingt,  bis  zum  Lieferungstermin  ein  dem 
früheren  entgegengesetztes  Gescliäft  abzu- 
schließen. Der  Verzicht  auf  Liefenmg  und 
Abnahme  und  die  Diffcrenzregulienmg  er- 
geben sich  als  Folge  der  zur  Abwickelung 
der  Termingeschäfte  getroffenen  Einrich- 
timgen.  Zahlreiche  Spekulanten  haben  auf 
Ultimo  gekauft  und  zugleich  verkauft,  und 
es  wäre  nutzlos,  wenn  nun  jeder  die  Papiere 
abnehmen  und  wieder  liefern  müßte ;  es  ge- 
nügt, wenn  nur  die  Verkäufer  bezw.  Käufer, 
(he  sich  nicht  haben  decken  können,  liefern 
bezw.  abnehmen.  Zu  diesem  Behuf  haben 
sieh  nacii  dem  Muster  der  Abrechnungs- 
stellen Li(]^uidationsbureaus  gebildet;  wenn 
jeder  für  jedes  Effekt  einen  Skontrobogen 
aiusfüllt,  aüso  angibt,  wie  viel  er  davon  ge- 
imd  verkauft  hat  und  von  wem  bezw.  an 
wen,  so  kann  das  Biu^au  feststellen,  wer 
abzunehmen  und  wer  zu  liefern  hat,  und 
Wide  aufeinander  verweisen ;  die  Zwischen- 
männer, die  sich  gedeckt  haben,  fallen  hemus 


(8.  oben  Art.  „Abrechnungsstellen"  S.  11).  In- 
soweit die  beteiligten  Verkäufer  und  Käufer 
nicht  eine  Kette  (also  A»->B»->C*-^D),  sondern 
einen  geschlossenen  Ring  (z.  B.  A^B»-»C»-»p ) 

bilden,  entfällt  überhaupt  eine  Lieferung 
und  Abnahme.  Allein  damit  ist  die  Sache 
doch  noch  nicht  erledigt;  es  ist  auch  noch 
erforderlich,  daß  jeder  zu  seinem  Geld 
kommt.  Kurze  Zeit  vor  dem  Lieferungs- 
termin (in  Berlin  2  Tage  vor  Ultimo)  stellt 
eine  Sachverständigenkommission  für  jedes 
Papier,  in  welchem  Termingeschäfte  abge- 
schlossen werden,  den  sog.  Liquidations- 
oder  Kompensationskurs  fest  —  das 
gescliieht  in  Berlin  seit  29./IV.  1858  —  und 
zwar  nach  der  zurzeit  bestehenden  Markt- 
lage in  möglichst  abgerundetem  Betrage. 
Dieser  dient  allen  Abrechnungen  zwischen 
Vormann  und  Nachmann  als  Grundlage; 
z.  B.  A  hat  an  B  1(X)000  M.  eines  Papiers 
zu  1(K),80  verkauft,  B  hat  sie  weiter  an  C 
zu  101,50  .verkauft;  B  braucht  nicht  zu 
empfangen  und  nicht  zu  liefern,  aber  er 
rechnet  auf  Grund  des  Liquidationskurses 
d.  h.  des  gerade  bestehenden  Marktpreises 
mit  seinem  Vormann  ab. 

Nehmen  wir  an,  der  Liquidationskurs  sei  auf 
101  festgestellt;  dann  regnliereu  sich  vorstehende 
Geschäfte  folgendermaßen:  A  hat  an  B  ein 
Papier,  das  jetzt  101  steht,  zu  100,80  verkauft ; 
er  hat  0,20  am  Hnndert  verloren ;  der  B  könnte, 
wenn  er  das  zu  100,80  gekaufte  Papier  wirk- 
lich bekäme,  es  zu  101  verkaufen;  er  gewinnt 
0,20  am  Hundert,  also  200  M.  bei  100000  M.; 
es  ist  sonach  ganz  in  der  Ordnung  wenn  infolge 
der  Abrechnun^f  A  an  B  200  M.  Differenz  zahlt. 
B  hat  an  C  em  Papier,  das  jetzt  zu  101  er- 
hältlich ist,  zu  101,50  verkauft,  C  hat,  wie  er- 
sichtlich, 0,50  verloren  nnd  deshalb  an  den  Ge- 
winner B  0,50  vom  Hundert,  bezw.  500  M. 
von  100000  M.  zu  bezahlen.  Es  sind  dies  nun 
0,50  4-0,20  =  0,70;  tatsächlich  hat  auch  B 
zu  100,80  gekauft  und  zu  101,50  verkauft; 
101,50-100,80  ist  ebenfalls  =  0,70;  der  A  liefert 
aber  an  C  zu  dem  Wert,  den  das  Papier  gerade 
hat,  d.  h.  zu  dem  Liquidationskurs  von  101. 

Für  jede  Zwischenpartei  ist  also  die  Differenz 
zwischen  ihrem  Einkaufs-  und  Verkaufspreis 
=  der  Summe  der  Differenzen  zwischen  Ein- 
kaufspreis und  Liquidationskurs  und  zwischen 
Verkaufspreis  und  Liquidationskurs. 

Werden  die  Sclilußscheino  direkt  dem 
Bureau  eingereicht,  so  kann  jedem  gesagt 
werden,  was  er  an  Differenzen  einzuzahlen 
hat,  woraus  die  Gewinner  befriedigt  werden ; 
haben  die  Beteiligten  Depots  bei  einer  und 
derselben  Bank,  so  können  die  Differenz- 
regulierungen durch  Giroübertragung  sich 
vollziehen ;  auch  die  Lieferung  der  Effekten 
kann  im  Weg  des  Giros  geschehen,  siehe 
Effektengirodepots  im  Art.  „Giroverkehr''. 

Ein  Liquidationsverein  für  Zeitgeschäfte  be- 
steht seit  18./III.  1869  in  Berlin;  die  Girostelle 
ist  der  das  Liquidationsburean  führende  Berliner 
Kassaverein,   in  Breslau   besteht  ein  analoger 
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Saldienmgs verein  seit  1880;  in  Frankfurt  a.  M. 
hat  diese  Funktion  der  Verein  „KoUektiv- 
skontro",  in  München  bestand  ein  KoUektiv- 
skontro  Ton  1869  bis  zum  Becfinn  des  Krieges 
und  vom  Dez.  1872—1903;  in  Hamburg  hat  die 
Wechslerbank  ein  Liquidationsbureau  errichtet. 
Auch  in  Wien  (Wiener  Giro-  und  Kassenverein) 
und  Paris,  New  York  usw.  hat  man  derartige 
Kinrichtungen.  In  London  stellen  diejenigen, 
die  Papiere  abzunehmen  haben,  tickets  (Scheine) 
aus,  welche  sie  ihren  unmittelbaren  Vormännern, 
von  denen  sie  gekauft  haben,  tibergeben:  durch 
Giro  gelangen  sie  schließlich  an  die,  welche  zu 
liefern  haben;  diese  sehen  aus  der  Kette,  an 
wen  sie  abzugeben  haben  ^) ;  doch  hat  man  für 
Zeitgeschäfte  in  solchen  Effekten,  in  welchen 
bedeutende  Umsätze  stattfinden ,  ein  stock 
exchange  Clearing  house,  das  den  kontinentalen 
Einrichtungen  gleicht.  Vgl.  Börsenenquete- 
bericht,  „Die  hauptsächlichsten  Börsen  Deutsch- 
lands und  des  Auslandes",  S.  20,  22,  27,  34,  47, 
68,  87,  106,  127;  in  bezug  auf  Amerika  H. 
Crosby  Emery,  Spekulation  etc.,  S.  54fg. 

An  den  Produktenbörsen  finden  sieh 
naturgemäß  ebenfalls  Einrichtungen,  um  die 
effektive  Uebergabe  und  Uebernahme  von 
Waren  auf  ein  Minimum  zu  beschränken. 
Eine  Hau])trolle  spielt  hierbei  der  Kundigungs- 
S(*hein.  Der  Verkäufer  erklärt  sich  darin 
zur  Liefenmg  bereit;  für  jeden  „Schluß'' 
wird  ein  besonderer  Schein  ausgestellt;  da 
sämtliche  Scheine  über  die  gleich^»  Quantität 
und  Qualität  und  auf  den  gleichen  börsen- 
amtlich festgestellten  Kündigungspreis  lauten, 
so  ermöglicTit  sich  ein  Weiterbegeben;  der 
Käufer  überträgt  den  Schein  durch  Indossa- 
ment als  Verkäufer  an  einen  Dritten  u.  s.  f. 
Der  letzte  Abnehmer  zahlt  bei  der  effektiven 
Abnahme  den  Kündigungspreis  (der  also 
dem  Liquidationskurs  entspricht) ;  die  Diffe- 
renzen zwischen  Vertragspreis  und  Kün- 
digungspreis werden  gesondert  unter  den 
Beteiligten  verrechnet  und  ausgezahlt  bezw. 
durch  (iiix)  bei  einer  Bank  geregelt.  In 
Liverpool  werden  die  Schlußsclieine  über 
Weizen  direkt  bei  einem  Bureau  eingereicht 
und  dadurch  es  möglich  gemacht,  daß  jedem 
gesagt  wird,  was  er  zu  zahlen  habe.  Da, 
wo  das  System  der  Liquidationskassen  be- 
steht, sind  ebenfalls  von  Hand  zu  Hand 
gehende  Kündigungsscheine  unnötig  (s.  sub  8). 

8.  Maklerbanken ,  Einschnsssystein 
and  Liqnidationskassen.  Das  Termin- 
geschäft verlangt,  da  die  I^istung  erst  in 
der  Zukunft  liegt,  Benicksichtigimg  der 
Zahlungsfähigkeit  der  Kontrahenten:  man 
will  sicher  bedient  sein.  Das  hat  zu  ver- 
>>chiedenen  Einrichtungen  geführt.  Was  zu- 
nächst die  Maklerbanken  anlangt,  so 
sind  sie  ein  Bedürfnis  geworden,  weil  die 
Makler  namentlich  im  Termingeschäft  nicht 

M  Dieser  Modus  scheint  bereits  im  17.  Jahrb. 
in  Amsterdam  entstanden  zu  sein;  vgl.  Ehren- 
berg, Zeitalter  der  Fugger,  Bd.  2,  S.  343. 


nur  Geschäfte  vermitteln,  sondern  meist 
selbst  eintreten  (Propremakler),  sei  es  weil 
sich  eine  Gegenpartei  nicht  sogleich  finden 
läßt,  sei  es  weil  sie  für  kurze  Zeit  speku- 
lieren. Das  ist  ihnen  und  in  beschränktem 
Maße  selbst  den  Kursmaklem  (§  32  des  BG.) 
erlaubt.  Natürlich  können  die  Makler  nur 
so  operieren,  wenn  sie  Kredit  haben.  Makler, 
die  keinen  Kredit  genießen,  infolgedessen 
nicht  auf  ihren  Namen  Geschäfte  abzu- 
sclüießen  imstande  sind,  können  in  ge- 
ringem Maße  als  sog.  Aufgabemakler  fungieren 
—  in  Berlin  früher  wohl  über  500,  meist  kläg- 
liche Existenzen,  —  sie  verpflichten  sich,  einen 
Gegenkontrahenten  zu  finden,  müssen  aber 
selbst  einstehen,  wenn  sie  keinen  bis  zur 
bestimmten  Zeit  finden,  was  für  sie  ein 
Risiko  bedeutet.  Eine  Reihe  von  Maklern 
hat  sich  nun  so  geholfen,  daß  sie  in  ein 
festes  Verhältnis  zu  einer  sog.  Maklerbank 
getreten  sind,  d.  h.  sie  suchen  zwar  für 
jeden  Verkaufsauftrag  einen  passenden  Kauf- 
vertrag und  umgekehrt  zu  ermitteln,  führen 
aber  nicht  den  Verkäufer  und  Käufer  unmittel- 
bar zusammen,  sondern  benennen  sowohl  dem 
Verkäufer  wie  dem  Käufer  sofort  als  Gegen- 
partei die  Maklerbank.  Diese  gilt  als  kredit- 
wüniig,  kann  also  nicht  zurückgewiesen 
werden.  Als  Entgelt  für  diese  Interzession  be- 
zieht sie  einen  bestimmten  Teil  der  Courtage, 
welche  die  Makler  erhalten.  Diese  maclien 
aber  die  Abschlüsse,  für  die  nach  außen, 
Dritten  gegenüber,  die  Bank  haftet,  für 
eigene  Rechnung,  sie  lukrieren  die  Differenzen, 
wenn  sie  billiger  gekauft  als  verkauft  haben; 
im  umgekehrten  Fall  liaften  sie  der  Bank 
für  den  Schaden.  In  der  zu  ihren  Gunsten 
ausfallenden  Kursdifferenz  liegt  der  wesent- 
liche Venlienst  der  ]\Iakler  und  das  Entgelt 
für  ihr  Risiko,  die  Courtage  (meist  V  2 "  00) 
kommt  demgegenüber  nur  wenig  in  Betracht, 
sie  hat  eigentlich  dem  Propremakler  gegen- 
über gar  keinen  Sinn  mehr,  erklärt  sich  nur 
historisch;  in  Ijondon  ist  sie  denn  auch  bei 
dem  dealer  oder  Jobber,  der  ganz  dem 
Propremakler  entspricht  —  letzterer  ruft  auch 
in  der  Regel  2  Kurse,  einen  Brief-  und 
einen  Geldkurs  aus  —  bereits  verschwunden. 
Für  die  Bonität  der  Gegen kontrahenten  stehen 
die  Makler  prinzipiell  nicht  ein;  sie  dürfen 
jedoch  mit  ein  und  derselben  Firma  GescMfte 
nur  bis  zu  einer  bestimmten  Höhe  abschließen, 
widrigenfalls  sie  für  das  Plus  der  Maklerbank 
haften;  die  Maklerbanken  teilen  die  am 
Bürsenhandel  Beteiligten  nach  ihrer  Kredit- 
würtligkeit  ein.  Die  Makler  sollen  sich  im 
Lauf  der  Börse  möglichst  glatt  stellen,  d.  h. 
keine  gi*oßen  Engagements  lialten,  das  zu- 
lässige Maximum  der  nicht  abgewickelten 
Geschäfte  richtet  sich  nach  ihren  Depots 
bei  der  Maklerbank.  ^) 


\'gl.  über  die  Maklerbanken  Näheres  bei 
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Von  weit  generellerer  Bedeutung  als  die " 
Haklerbanken  ist  das  Einschußsystem. 
Zu  demselben   hat   das  Bestreben  geführt, 
das  Termingeschäft  noch  seines  letzten  indi- 
viduellen Momentes  zu  entkleiden,    indem 
man  auch  die  Ungleichheit  in  der  Bonität 
der   Kontrahenten,   das   Kreditmoment,   ge- 
i^issermaßen   eliminiert  und   die  Generali- 
sierung   der  wirtschaftlichen  Persönlichkeit 
der  Kontrahenten  durchführt   d.  h.  die  Per- 
son des  Spekulanten  völhg  fungibel  macht. 
Die  eine  Partei   kann    zu  ihrer  Sicherung 
von  der  Gegenpartei   bei    oder   kurz   nach 
Abschluß  des  Geschäfts  verlangen,  daß  sie 
einen     bestimmten     Teil     des    Kaufpreises 
hinterlege  und  dieses  Depot  bei  eintretender, 
für  sie  ungünstiger  Preisveränderung  um  den 
Betrag  dieser  Veränderung  erhöhe.  Eventuell 
kann  der  Einschuß  sich  auch  lediglich  auf 
den  Fall  der  Preisverändenmg  beschränken. 
Das  Einschnßsystem  ist  unter  dem  Namen 
deposits,  periodical  Settlements,  margins  üblich 
im  Londoner  Getreidehandel  und  an  der  Liver- 
pooler Baumwollbörse,  ferner  an  der  Baumwoll- 
börse in  Bremen;  auch  begann  es  bereits  in- 
offiziell Platz  zn  greifen  (vor  dem  Erlaß  des  B.G.) 
im   deutschen  Getreidehandel;   gegenüber  den 
anUerbalb  des  Börsenplatzes  wohnenden  Termin- 
speknlanten  in  Wertpapieren  ist  es  ohnehin  sehr 
verbreitet;  am  allgemeinsten  ist  es  in  die  Or- 
ganisation der  Börse  eingewoben  in  Amerika. 
An  der  New  Yorker  Getreidebörse  ist  das  börsen- 
mäßig geregelte  „Marginsystem"  im  Jahre  1876 
eingeführt  worden,  und  im  Jahre  1885  betrug 
die    Summe    der   Margineinzahlungen    bereits 
24,4  Millionen  Dollar.    Auch  im  Kaffeetermin- 
handel  in  New  York  ist  dasselbe  üblich. 

In  durchgebildeterer  Form  tritt  das  Ein- 
schußsystem auf  in  den  Liquidations- 
kassen. 

Es  sind  dies  Anstalten  (Aktiengesell- 
schaften), welche  die  Erfüllung  von  Liefe- 
rungsverträgen über  Waren  gegen  Einschuß- 
zahlung gewährleisten.  Dieselben  über- 
nehmen die  Garantie  dadurch,  daß  sie  sich 
Jedem  Kontrahenten  gegenüber  als  Gegen- 
Kontrahenten  bezeichnen.  Das  einzelne  Ter- 
mingeschäft wird  also  durch  ihr  Dazwischen- 
treten in  zwei  zerlegt. 

Liqnidationskassen  für  den  Produktentermin- 
handel  bestehen  in  Ha  vre  (Aktiengesellschaft 
mit  4  Mill.  Frc«.  Kapital)  seit  1882,  in  Ant- 
werpen seit  1887;  erstere  macht  Geschäfte  in 
Kaffee.  Wolle,  Baumwolle  etc.,  letztere  unr  in 

£.  Lob,  Kursfeststellnng  und  Maklerwesen  an 
der  Berliner  £ffektenbJ3rse,  Conrads  Jahrb.,  3.  F., 
Bd.  11  (1896),  S.  268 f.;  er  beurteilt  sie  tiber- 
wiegend günstig.  In  Berlin  hatte  man  früher 
drei  Maklerbanken,  jetzt  nur  noch  eine,  es  ist 
der  „Berliner  Maklerverein",  gegründet  1877  mit 
einem  Aktienkapital  von  3  Mill.  M.:  in  Ham- 
burg besteht  die  „Maklerbank".  In  Paris  nnd 
London  kennt  man  die  Einrichtung  der  Mnkler- 
binken  nicht;  v^l.  auch  Berl.  Tagebl.  Nr.  132 
V.  12./DL  1904,  l.  Beibl.  S.  4. 


Kammzug  und  Kaffee;  der  Versuch  der  Kasse 
in  Antwerpen  (1892),  auch  den  Getreidetermin- 
handel  einzubeziehen,  scheiterte  teils  wegen  der 
yToQen  Mannigfaltigkeit  der  Sorten,  teils  an  der 
UnmögUchkeit  der  Händler,  die  Einschüsse  zur 
Verfügung  zu  halten.  Auch  in  Rotterdam 
ist  am  14./IV.  1888  eine  Liqnidationskasse  er- 
richtet worden  (Aktienkapital  2  Mill.  Frcs.),  im 
?:leichen  Jahr  auch  in  Amsterdam,  London, 
n  Deutschland  entstand  eine  Warenliqnidations- 
kasse  in  Hamburg  am  ll./VL  1887  (3  Mill.  M. 
Aktienkapital)  für  Termingeschäfte  in  Kaffee, 
Zucker  und  Baumwolle,  ferner  in  Magdeburg 
eine  Liquidationskasse  für  Termingeschäfte  in 
Zucker  am  30./ES.  1889  (Grundkapital  ursprüng- 
lich 3  Mill.  M„  jetzt  2  Mill.  M.)^  endüch  in 
Leipzig  am  l.fL.  1890  eine  Liquidationskasse 
für  den  Kammzugterminhandel,  die  aber  seit 
1899  infolge  des  Verbots  des  Kammzugtermin- 
handels aufgehoben  ist.  (Auszüge  aus  den  Regle- 
ments der  Liquidationskassen  hat  die  BEK. 
gemacht  in  der  Publikation  „Die  hauptsäch- 
lichsten Börsen  Deutschlands  und  des  Auslandes "^ 
S.  48  ff.  —  Eine  Statistik  der  deutschen  Liqui- 
dationskassen, Ergebnisse  und  Geschäftsgeba- 
nmg  hat  Ende  mann  in  der  Beilage  zum 
Berichte  der  BEK.  geliefert.) 

Zur  näheren  Charakterisierung  mögen  einige 
Bestimmungen  der  Hamburger  Liquidationskasse 
für  Termingeschäfte  in  Kaffee  aus  dem  Regfu- 
lativ  V.  l./I.  1897  herausgehoben  werden.  Die 
Gesellschaft  garantiert  nur  diejenigen  Greschäfte. 
welche  die  bei  ihr  als  Makler  —  einige  40  — 
zugelassenen  Personen  ihr  aufgegeben  haben. 
Jeder  Makler  kann  als  Selbstkontrahent  ein- 
treten und  muß  es  bei  Geschäften  mit  Firmen, 
die  in  einem  Hamburg  benachbarten  Orte  domi- 
zilieren. Tritt  der  Makler  nicht  als  Seilrat- 
kontrahent ein,  so  erteilt  er  sofort  nach  Ab- 
schluß des  Geschäfts  jedem  Kontrahenten  eine 
gestempelte  Schlußnote,  in  jeder  wird  die 
Gesellschaft  als  Gegenkontrahentin  bezeichnet. 
Die  entsprechenden,  für  die  Gesellschaft  be- 
stimmten Schlußnotenhälfteu  läßt  der  Makler 
von  den  Kontrahenten  zum  Zeichen  der  Unter- 
werfung unter  das  Regulativ  unterschreiben. 
Die  Uebergabe  ans  Kontor  der  Gesellschaft  gilt 
als  ein  abseiten  des  Maklers  gerichteter  Antrag, 
die  bezüglichen  Kontrakte  in  ihr  Einganj^sbuch 
einzutragen.  Mit  der  Uebergabe  der  Schluß- 
noten hat  jeder  Kontrahent  den  vorgeschriebenen 
Einschuß  bei  der  Liqnidationskasse  zu  hinter- 
legen, der  von  ihr  verzinst  wird ;  statt  Bargeld 
kann  die  Gesellschaft  auch  andere  Sicherheiten 
annehmen :  dann  erfolgt  die  Eintraip^ng  des  Kon- 
traktes in  das  Eingangsbuch  und  die  Gesellschaft 
übersendet  jedem  Kontrahenten  für  je  500  in  dem 
Kontrakte  gebändelte  Sack  (=  29250  kg  netto) 
einen  Liqnidationsschein,  welcher  den  bedungenen 
Preis  sowie  die  Lieferungszeit  und  Haftungs- 
,  erkläning  enthält.  Der  Einschuß  beträgt  für 
'  jeden  der  beiden  Kontrahenten  3  31.  für  den 
I  Sack,  also  für  jeden  Schluß  (500  Sack)  1500  M. 
Die  Gesellschaft  kann  in  einzelnen  Fällen  ohne 
Allgabe  von  Griinden  einen  größeren  Einschuß 
i  verTangen  oder  anderweitige  Bedingungen  stellen. 
Sie  ist  dadurch  im  stand,  bedenklichen  Operationen 
'  ihrer  Kontrahenten  beizeiten  einen  Riegel  vorzu- 
I  schieben.  Sobald  sich  für  ein  Geschäft  eine  Preis- 
schwankung von  1  Pf.  für  Vi  kgf  oder  mehr  gegen 
■  den  Buchwert  des  Kontrakts  ergibt,  ist  bei  nicht 
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g^enügendemGuthabeD  die  Gesellschaft  berechtigt  Lage,  Ausschreitungen  entgegenzutreten,  sie 

und   verpflichtet,   einen  entsprechenden  Nach-  hätten    sich  insbesondere  in  B^mburg  be- 

schuß  oder  die  Stellung  einer  Sicherheit  von  ^^hrt.    Die  Kommission  hielt  ein  völlig  ab- 

demKontrahenten  zu  verlangen,  zu  dessen  un-  schließendes  Urteil  für  noch  nicht  möglich. 

fac^rhurLKcnS^^^^^^  ^r^^^  ^^  ^^  Entwickeluog  An- 
die  gegebenen  Sicherheiten  nicht  mehr  den  schußsystemes,  wie  sie  m  Amerika  sich 
Wert  besitzen,  zu  dem  sie  angenommen  sind,  vollzogen  nat^),  so  findet  man,  daß  dasselbe 
Der  Vorstand  kann  bezw.  muß  von  dem  Nach-  das  wichtigste  Mittel  der  Demokratisierung 
schuß  absehen,  wenn  der  Verkäufer  glaubhaft  der  Börse  ist.  Es  gibt  Börsenleute,  die  nie  mit 
nachweist,  daß  er  imstande  ist,  die  verkaufte  ganz  fremden  Personen  ein  Termingeschäft 
Ware  rechtzeitig  zu  liefern,  bezw.  indossierte  abschließen  würden,  die  es  aber  tun,  sobald 
Lagerscheme  oder  Kon^emente  deponiert,  ^1»  Einschuß  gemacht  wird.  Die  Risiko- 
ebenso  wenn  mit  dem  gleichen  Kontrahenten  auf  u^rA^^^u^^r^^  ;o+  %^^»;r*^«  ;««  t«*««^«^  a^^ 
denselben  Monat  Geschäfte  abgeschlossen  sind,  Beschränkung  ist  weniger  im  Interesse  des 
die  gegen  den  Abrechnungsprels  einen  Gewinn  gP^^^^^^s  als  im  Interesse  der  Börse^  Das 
für  den  betreffenden  Kontrahenten  ergeben.  J^mscnußsystem  gibt  femer  dem  Börsen- 
Wenn  ein  Kontrahent  mit  Zahlung  des  Ein-  Händler  gegenüber  dem  auswärtigen  Spieler 
oder  Nachschusses  in  Bückstand  kommt,  so  kann  eine  große  üeberlegenheit.  Der  Börsen- 
die  Gesellschaft  ohne  weiteres  alle  oder  einzelne  händler  hat  die  Neigung,  die  Preise  zuun- 
dcr  Kontrakte  des  Säumigen  liquidieren,  für  die  gunsten  des  Outsiders  zu  beeinflussen  und 
sich  dann    ergebende   Fordening   an   die    de-  ^^^^    dadurch    zu    Nachschußfordenmgen 

?ri?.n  ^i^'l'^iS  '±h  S  z»  veranlassen,  was  diesem  oft  die  Fc^- 
an  denen  sie  em  Fianarecnt  hat,  auch  diese  ,  ,  oiiij  «i-u  i^ 
Sicherheiten  ohne  Klage  etc.  für  Rechnung  des  Setzung  der  Spekulation  unmöglich  macht, 
Deponenten  verkaufen.  Der  Nachscbuß  wird  er  wird  mit  großem  Verlust,  fttr  den  der 
auf  Verlangen  zurückbezahlt,  wenn  sich  der  Ein- und  Nachschuß  aufkommt,  „aus  dem  En- 
Prei^  wi^er  zugunsten  des  Kontrahenten  ge-  gagement  geworfen":  besonders  leicht  ge- 
staltet, aber  nur,  wenn  die  Preisbesserung  lingt  dies,  wenn  der  Kredit  nicht  flüssig  ist, 
mindestens  1  Pf.  für  V2  kg  beträgt.  Die  An-  bezw.  der  (Geldmarkt  als  Bundesgenosse  mit- 
dienung,  der  Fall  des  Verzugs  in  der  Andienung  ^y^^^^^  Dje  Hausse-  und  Baissespekulation 
TnUttSlrLrÄrkSr^^^^^^^^^  f^  überwiegend  nach  der  Seiti"hin  ver- 
zwei  auf  denselben  Termin  lautende  Liqui-  ^^^^en,  nach  welcher  das  größere  Interesse 
dationsscheine  ein,  so  wird  sofort  abgerechnet  ^^  der  Börse  gegenüber  den  Outsiders  geht, 
und  das  Guthaben  gutgeschrieben  bezw.  die  Andererseits  ist  aber  das  Einschußsystem 
Schuldigkeit  einverlangt.  Die  Gesellschaft  ver-  doch  geeignet,  zu  große  Ausschreilungen  der 
gütet  dem  Makler  als  Courtage  in  der  Regel  Spekulation  hintanzuhalten.  Gerade  erst 
%  %  des  Kaufpreises,  ebenso  die  Hälfte  des  kürzlich  wurde  angesichts  des  Fallissements 
Schlußnotenstempels     Jeder  Kontrahent  trägt  ^leg  Pariser  Zuckerspekulanten  Jaluzot  dar- 

Ä^^^i^'^.^.n^hin'^^^  '-^"^   hingewiesen,    daß   in   Magdeburg   und 

gebührfUrjedenSchl«ß(oOOSack)  vom  Makler  em.  h^^^„,|     ^ie     Liquidation  sk^sen     gegen 

Die    deutsche  Börsenenquetekommission  derartige    Mißbräuche    schützten    und    den 

hat  in  sehr  ausführlicher  Weise  das  Für  und  Terminhandel  in  solideren  Bahnen  hielten. 

Gegen  in  betreif  der  Liquidationskassen  in  Wenigstens  für  die  seit  dem  Kaffeecorner 

ihrem  Bericht  S.  30  fg.  erörtert    Gegen  die-  1888  abgelaufene  Zeit  trifft  dies  zu.     Die 

selben  wurde  namentlich  geltend  gemacht,  Zuckerkommissionsfirraen    schließen   in   der 

daß  sie  infolge  der  Garantie  bei  den  wohl-  JRegel  in  bezug  auf  die  Geschäfte  ihrer  Kunden 

habenden  Klassen  die  Neigung  zur  Spekulation  entsprechende  Gegengeschäfte  bei  der  Liqui- 

unterstützten ,  ferner  die  Produzenten   und  dationskasse   ab   und   verlangen   von   ihren 

Händler,  welche  den  Termin  kauf  in  effektiven  Kunden    naturgemäß    dieselben    Ein-    und 

Geschäften  benutzten,  mit  Ein-  und  Nach-  Nachschüsse,  die  sie  selbst  leisten  müssen.-) 

Schüssen  beiasteten,  endlich  daß  sie,  in  der  Sind  die  Einschüsse   von  vornherein   nicht 

Sucht  zu  verdienen,  das  Termingeschäft  auf  zu  niedrig  bemessen,   so  ist  auch  das  ,,aus 

immer  neue  Waren  auszudehnen    strebten :  dem  Engagement  Werfen"  nicht  leicht   zu 

ebenso  wurde  ihr  Einfluß  auf  dioGestaltung  der  besorgen. 

Lieferungsbedingungen,  Bestellung  der  Mak-  Das  deutsche  Borsengesetz  hat  die  Auf- 
ler,  Kursnotierung  usw.  bemängelt;  der  Vor-  sieht  der  Landesregierungen  und  der  von 
stand  und  Aufsichtsrat  derLi(iuidationskassen  ihnen  betrauten  Organe  über  die  Llijuidations- 
seion  in  der  Lage,  Einblick  in  die  gesamten  "  kassen  und  ähnliche  Einrichtungen  statuiert 
laufonden  Engagements  zu  gewinnen,  um  |  (S  1);  es  ist  damit  die  Möglichkeit  gegeben, 
aus  dieser  Kenntnis  pei-sün liehen  Vorteil  zu  '  unzweckmäßige  und  mißbräuchliche  Be- 
ziehen. Dagegen  wurde  als  Vorzug  der- 1  Stimmungen  der  Reglements  zu  beseitigen, 
selben   die   Ausschließung    der  minder  be-i--  — 

mittelten  Tersc^nen  von  der  Börsenspekulation  1^  j^Urb.  f.  Nat.,  3.  F.,  Bd.  11,  18%,  S.  176fs?. 

angesehen;     die     Liquulationskassen     seien  |  «,    Vgl.    Handelszeitnng   des  Berl.  Tagebl. 

durcli    Kontrolle    über    die    .Makler  in   der  Nr.  ;j95  v.  5.  Aug.  liK)5. 
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Etwaigen  Bestrebungen,  immer  neue  Waren 
in  die  Liquidationskassen  einzubeziehen, 
kann  durch  §  49  vorgebeugt  werden.  Be- 
züglich der  Preisfestsetzung  und  anderer 
Punkte  sind  sie  ohnehin  den  allgemeinen 
Bestimmungen  unterstellt 

9.  Beurteiliing  der  Termingeschäfte 
und  Gesetai^bnng  in  betreff  derselben.^) 
Abgesehen  von  der  Fungibilität  der  Waren*) 
ist  Voraussetzung  für  einen  gesunden  Ter- 
minmarkt, daß  die  betrelTenden  Waren  und 
ebenso  die  Wertpapiere  in  großer  Menge 
voriianden  sind.  Der  Massenverkehr  braucht 
andere  Formen  behufs  Verteilung  der  Vor- 
ritte nach  Zeit  und  Ort  als  der  Kleinverkehr, 
und  zwar  um  so  wirksamere  und  beweg- 
lichere, je  größer  die  Summen  sind  und  je 
stoßweiser  (Ernten  von  Rohprodukten)  sie 
auftreten ;  auch  ein  Wertpapier,  das  in 
Milliarden  auf  dem  Markte  umherflutet, 
braucht  andere  ümsatzmittel  als  ein  solches, 
(las  nur  in  der  Höhe  einer  Million  existiert 

Bei  der  Würdigung  der  Termingeschaite 
ist  vor  allem  ihre  marktbildende  Kraft  her- 
vorzuheben. Die  von  der  Börse  in  kunst- 
voUer  Weise  geförderte  Fungibilität  der 
Tauschgüter  und  selbst  der  Spekulanten  er- 
möglicht, wie  oben  schon  gezeigt,  eine  große 
Erweiterung  des  Kreises  der  am  Umsatz 
Beteiligten;  diese  anschweUende  Höhe  der 
Umsätze  verstärkt  denn  auch  die  Möglich- 
keit, jederzeit  große  Quantitäten  am  Markt, 
ohne  allzu  starke  Erschütterung  des  Preis- 
niveaus, abzusetzen  oder  zu  erwerben;  der 
Platz  zieht  so  vrie  ein  Magnet  immer  mehr 
Aufträge  und  Zusendungen  an  sich.  Durch 
(las  Termingeschäft  wird  die  Börse  erst 
recht  zum  Engrosmarkt,  zur  nationalen  und 
iDternationalen  Zentralverteilungs-  und  Preis- 
bildungsstelle für  Produkte  und  Effekten. 
Die  Provinzialmärkte  büßen  zugunsten  des 
zentralen  Terminmarktes  im  Zusammen- 
hang mit  der  Ent Wickelung  der  Verkehrs- 
mittel an  Umsätzen  und  Bedeutung  ein.  3) 
Nicht  mit  Unrecht  hat  man  gesagt,  der 
Terminhandel  wirke  für  den  Börsenplatz, 
der  günstige  Bedingungen  für  seine  Ent- 
faltung besitze,  wie  im  Mittelalter  die  Ver- 
leihung eines  Umschlags-  und  Stapelrechts. 

*)  Eine  sorgfältige  Würdigung  des  Termin- 
bandels  gibt  das  Buch  von  H.  Crosby 
Emery,  Spekulation  etc.,  S.  96 fj?.  ! 

*)  Selbstverständlich  sind  rasch  verderbliche  ■ 
Waren  für  das  Termingeschäft  ebenso  unsre- 1 
eignet  wie  schnell  reproduzierbare;  Kartelle, ! 
Trusts,  Monopole  lassen  das  Termingeschäft  zu- 1 
sammenschrompfen.  < 

*;  Die   Wiedererstarkung   der   lokalen   Ge- 
treidemärkte  seit  dem  Tenninverbot  wird  sehr  '■ 
in  einer  Eingabe  der  Zentralstelle  der  preuL\ 
Landwirtschaftskammem    in    Berlin    gerühmt.  • 
Anlage  zum  Entwurf  v.  Id.ßL   19()4,  Druck.'«, 
des  Reichst.  Nr.  244  S.  44. 


So  erklärt  sich  zum  Teil  das  abfällige  Urteil 
der  Bandelsleute  in  kleineren  Plätzen  über 
den  Terminhandel  der  Börsenmärkte,  die 
Billigung  seines  Verbots  in  Getreide  usw., 
so  wird  auch  verständlich,  daß  ein  Termin- 
markt wieder  Terminmärkte  erzeugt  Der 
Terminhandel  in  Kaffee  in  Hamburg  wurde 
eingeführt,  um  den  Markt  nicht  gegenüber 
Antwerpen  und  Havre  zu  verlieren,  und 
neuerdin^  ist  London  zum  Terminhandel 
in  Getreide  übergegangen,  um  nicht  von 
Liverpool  und  anderen  Plätzen  zurückge- 
drängt zu  werden. 

Der  große  Markt,  wie  ihn  der  Termin- 
handel schafft,  ermöglicht  zugleich  in  zahl- 
reichen Fällen  die  Ausstoßung  überschüssiger 
Zwischenglieder  durch  direkte  Abschlüsse 
mit  dem  Auslande  seitens  der  Verarbeiter; 
er  bewirkt  so  auf  die  Dauer  eine  Herab- 
setzung der  sterilen  Zwischenhandelsspesen, 
die  sich  für  manche  Artikel  auch  ziffermäßig 
nachweisen  läßt. 

Den  Termingeschäften  wird  weiter  nach- 
gerühmt, daß  sie  preisausgleichend  wirken 
und  da^pit  die  zeitliche  imd  örtliche  Ver- 
teilung der  Waren  fördern,  sodann,  daß  sie^ 
dem  Handelsverkehr  und  Produzenten  viel- 
fach als  Versicherung  dienten.  Beim  Ter- 
mingeschäft greifen  Gegenwart  und  Zukunft 
ineinander;  wenn  eine  gute  Ernte  in  Aus- 
sicht steht,  so  werden  die  Terminpreise^ 
heruntergehen ;  das  wird  aber  auch  die  Ver- 
käufer effektiver  Ware  zu  Konzessioneu  ver- 
anlassen; sie  wissen,  daß  die  Chancen  in 
Zukunft  für  sie  nicht  günstig  stehen,  und 
geben  ihre  Ware  ab,  die  Preise  der  Gegenwart 
und  Zukunft  nähern  sich.  Umgekehrt  werden 
die  Terminpreise  steigen,  wenn  die  Versorgung^ 
in  der  Zukunft  sich  ungünstig  zu  stellen 
scheint;  die  Verkäufer  effektiver  Ware 
werden  dann  sich  zurückhaltend  zeigen,  und 
der  G^genwarts])reis  wird  auch  in  die  Höhe 
gehen.  Diese  teilweise  Ausgleichung  der 
Preise  der  Gegenwart  und  Zukunft,  dies 
Berücksichtigen  von  Vorrat  und  späterer 
Produktion  ist  volkswirtscliaftlich  nützlich, 
es  vermindert  die  Größe  der  Preisschwan- 
kungen, wirkt  auch  regidierend  auf  den 
Verbrauch  und  zieht  naturgemäß  die  Ware 
zeitig  daliin,  wo  der  Mangel  am  größten 
sein  wird;  die  Spekulation  ist  auch  immer 
geseliickter  gewonlen,  die  Zukunft  zu  be- 
urteilen ;  die  Terminpreise  haben  den  am 
Tonnin  auftretenden  Preisen  sich  immer 
mehr  genähert.^)  Diese  ausgleichende  Wir- 
kung nach  Ort  und  Zeit  kann  auch  vielen 
sog.  Ditlerenzgeschäften  nicht  abgesprochen 

\)  Bekannt  sind  in  dieser  Hinsicht  die  Unter- 
S'uchuniifen  von  Prof.  ('  o  h  n  und  von  Dr.  K  a  n  t  o  - 
rowicz:  vgl.  hierzu  jedoch  die  ainerikanischeu 
Beobachtungen  bei  H.  Crosby  Eniery.  Speku- 
lation etc.,  S.  13.'i  fg. 
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werden.    Wenn  ein  hollÄndischer  Getreide- 
iinporteur    eine    Schiffsladung  Weizen,  die 
noch  schwimmt,  nach  Amsterdam  verkauft  und 
er  verkauft  später,  weil  inzwischen  der  Preis 
in  London  höher  geworden  ist,  dieselbe  dort, 
während    er    in    Amsterdam    durch    einen 
Rückkauf  sich  deckt,  so  entsteht  in  Amster- 
dam für  ihn  ein  Differenzgeschäft,  während 
er  in  London  effektiv  liefert;  in  Amsterdam 
hat  sein  Rückkauf  zur  Hebung  der  niedrigen 
Preise,  in  London  sein  Verkauf  zur  Drückung 
der  hohen  Preise  beitragen  können.    Damit 
ist    auch    schon   das  Versicherungsmoment 
angedeutet,  welches  den  Termingeschäften 
eigen  ist.    Der  Großhändler  ist  in  der  Lage, 
unmittelbar,  nachdem  er  die  Nachricht  über 
den  Einkauf  der  Ware  für  seine  Rechnung 
erhalten  hat,  durch  entsprechenden  Verkauf 
auf  Termine   sich  seinen  Verkaufspreis  zu 
sichern  und  sich  damit  von  weiteren  Preis- 
schwankungen unabhängig  zu  machen.  Aehn- 
lich  können  auch  Produzenten,  welche  einen 
weitgehenden    Absatz    haben,    sich    sicher- 
stellen.  Der  große  Handelsmüller  in  Königs- 
berg, der  das  von  ihm  erzeugte  ]\Jehl  zu 
angemessenem  Preis  auf  spätere  Monate  nach 
Skandinavien  verkauft,  benützte  früher  den 
Terminhandel  in  Berlin,  um  sich  gegen  eine 
erhebliche  Steigerung  der  Getreidepreise  zu 
siehern,  obwohl  er  keineswegs  die  Absicht 
liatte,  das  in  Berlin  gekaufte  Getreide  dem- 
nächst abzunehmen;   für  ihn   war  das  eine 
Art  Ver-sicherung.  Sanken  die  Getieidepreise 
in   Königsberg,   so  verdiente  er  bei  seiner 
Verarbeitung    für  das  Mehl,    das  er  nach 
Skandinavien   verkauft  hatte,  so  viel  mehr, 
daß  er  den  Verlust  an  dem  in  Berlin  abge- 
schlossenen   Deckungsgeschäft    ausgleichen 
konnte.   Stiegen  die  Getreidepreise,  so  wurden 
die  Verluste,  welche  er  am  skandinavischen 
Geschäft  erlitt,  ausgeglichen  diu-ch  den  Ge- 
winn,   den   das  Berhner  Deckungsgeschäft 
ihm  brachte.    Auf  diese  Versicherung  wird 
um  so  mehr  Wert  gelegt  seitens  des  Handels- 
standes,  je  gewaltiger  die  Produktmengen 
sind,   die   in  kurzer  Frist  vom  Markte  auf- 
genommen   werden    müssen.  —    Die   Ver- 
sicherung   hat    auch    noch     eine    weitei-e 
Wirkung.    Die  Mögliclikeit,  das  Risiko  auf 
eine  Vielheit    von   Schultern,    auf  die   der 
Spekulanten,  zu  verteilen,   drängt  das  Kon- 
signationsgut zurück;  anstatt  Auslandsware 
kommissionsweise    zu    übernehmen,    wählt 
man  die  festen  Cif- Abschlüsse  und  eliminiert 
damit  das  Moment  der  Unsicherheit,  welche 
das    Schweben     großer    Konsignationslager 
über    dem    Preisniveau    eines  Marktes    für 
dieses  mit  sich  bringt,  und  spart  den  Tribut 
von    Komraissionsgebühren     und    älmlichen 
Spesen,  die  sonst  an  das  Ausland  zu  zahlen 
sind. 

Bei  Wollpapieren  treten  die  Vorzüge  der 
Termingeschäfte  unmittelbar  weniger  hervor 


als  bei  Waren  i),  doch  fehlen  sie  nicht  ganz. 
So  ist  von  einigem  Belang  die  Erleichterung 
der  Ausgleichung  internationaler  Zahlungsver- 
bindlichkeiten;  diese  ergibt  sich  schon  des- 
halb, weil  die  Termingeschäfte  den  Markt 
erweitem  und  infolgedessen  den  jederzeitigen 
Kauf  und  Verkauf  von  Wertpapieren  ohne 
erhebliche  Kursbeeinflussung  ermöglichen. 
Ebenso  empfinden  der  Kaufmann  und  Pro- 
duzent es  wohltätig,  wenn  sie  im  Verkehr 
mit  Ländern  schwankender  Valuta  durch 
Verkauf  der  gezogenen  Wechsel  auf  Zeit 
sich  gegen  die  bchwankimgen  der  aus- 
ländischen Valuta  sicherstellen  können. 

Die  Vorzüge  der  Termingeschäfte  werden 
sehr  reduziert  insofern,  als  am  Terminge- 
schäft sich  viele  Spekulanten  beteiligen,  die 
nur  ein  Interesse  an  der  Differenzbildimg 
haben  und  deshalb  alles,  was  den  Kurs  und 
Preis  zu  beeinflussen  vermag,  übertreibend 
darsteUen,  wenn  nicht  gar  unwahre  Tat- 
sachen von  vornherein  verbreiten,  Schein- 
geschäfte abschließen  usw.  Erfahren  diese 
Manipulationen  auch  früher  oder  später  ihre 
Kon-ektur,  so  entstehen  jedenfalls  Preis- 
fluktuationen, die  namentlich  gegen  die 
Outsiders  vielfach  ausgenutzt  werden  können. 
Die  BEK.  äußert  sich  dahin,  daß  der  Ter- 
minhandel nicht  die  Häufigkeit,  sondern 
nur  die  Größe  der  Preisschwankungen 
hindere.  Selbst  das  letztere  ist  aber  sehr 
zweifelhaft.^)  An  den  effektiven  Bezug  und 
an  die  effektive  Liefenmg  von  Waren  und 
Papieren  hängt  sich  ein  großer  Schwärm 
von  Geschäftsabschlüssen,  die  auf  Comerungs- 
Versuchen  beruhen  oder  einen  Spielcharakter 
haben  und  deren  volkswirtschaftlicher  Nutzen 
sehr  dubiöser  Natur  ist;  das  Mißverhältnis 
zwischen  den  effektiven  Lieferungen  und 
abgeschlossenen  Geschäften  ist  deshalb  auch 
oft  enorm.^)  Zahlreiche  Existenzen  werden 
durch  das  Börsenspiel  ruiniert.  Nicht  selten 
wird  mit  fremdem  Geld  spekuliert,  so  daß 
dann  auch  Dritte,  Unbeteihgte,  den  Schaden 
zu  tragen  haben. 

Auch  das  Moment  der  Versicherung  und 
des  rechtzeitigen  Bezugs  usw.  wird  in  seiner 
Bedeutung  sehr  beeinträchtigt.;  ein  großer 
Teil   des  legitimen  Geschäfts  ist  gar  nicht 


^)  Vgl.  manche  treffende  Bemerkungen  bei 
Bachmann,  Die  Effektenspekulation,  Zürich 
1898. 

*)  Vgl.  die  m.  E.  sehr  beachtenswerten  Unter- 
suchungen über  die  Bewegung  der  Termin-  und 
Kassawerte  von  Bachmann,  Die  Effekten- 
spekulation, Zürich  1898. 

')  Vgl.  die  Statistik  der  deutschen  Liqui- 
dationskassen  (s.  oben  S.  52ö),  femer  die  Angaben 
Schumacher's  über  den  Umfang  der  ameri- 
kanischen Termingeschäfte  in  Getreide  (Conrad'» 
Jahrb.,  3.  F.,  Bd.  2  [1896],  S.  162  f.),  die  An- 
gaben über  Crosby  Emery  (Spekulation  etc., 
S.  186)  über  Baumwolle. 
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in  der  Lage,  dieses  Vorteils  sich  zu  be- 
dienen, schon  deshalb  nicht,  weil  er  nicht 
solche  Mengen  zur  Verfügung  hat,  welche 
zum  Börsenschluß  gehören^),  und  weil  ihm 
vielfach  auch  die  an  der  Börse  üblichen 
Termine  nicht  passen.^)  Die  Abwälzung  des 
Risikos  kommt  einer  relativ  kleinen  Grupi)e 
zugute ;  das  Risiko  wird  auch  nicht  aus  der 
Welt  geschafft,  sondern  vielfach  nur  auf 
schwächere,  wenn  auch  auf  eine  große  Zahl 
Schultern  übertragen.  Auch  die  Bedeutung 
des  Terminhandels  für  die  Ausgleichung  inter- 
nationaler Zahlungsverbindlichkeiten  schränkt 
sich  ein,  insofern  ein  großer  Teil  der  Effekten 
hierfür  überhaupt  gar  nicht  in  Betracht 
kommt.  An  der  Berliner  Böree  wurden 
nach  Saling  1899  nur  etwa  63  Werte  auf 
Zeit,  dagegen  2000  per  Kasse  gehandelt. 
Das  mit  dem  Terminhandel  eng  verknüpfte 
Reportgeschäft,  das  den  Banken  den  Vor- 
teil bietet,  ihre  flüssigen  Geldbestände  sehr 
kurzfristig  anzulegen,  und  auch  etwas  zur 
internationalen  Ausgleichung  der  Zinssätze 
dient,  hat  das  Mißlicne,  daß  die  haute  finance 
als  Geld-  und  Stückelieferer  es  sehr  in  der 
Hand  hat,  die  Kurse  zu  beeinflussen,  die  herein- 
genommenen Papiere  eventuell  auch  in  den 
Generalversammlimgen  der  Aktiengesell- 
schaften zu  benützen.  Das  Termingeschäft 
begünstigt  überliaupt  den  häufigen  Wechsel 
im  Aktienbesitz  und  damit  die  Entfremdung 
der  Aktionäre  gegenüber  ihren  Unter- 
nehmungen. Der  niedere  Typ  der  Ter- 
min wäre  und  die  Oscillationen  des  Ter- 
minmarktes werden  von  den  Produzenten 
und  dem  EfTektivhandel  oft  sehr  lästig 
empfunden.^)  Selbst  die  marktbildende  Kraft 

'j  In  der  Handelszeitnng  des  Berl.  Tagebl. 
V.  10.;X.  1903  heißt  es  z.  B.:  „Die  Zucker- 
raffinerieen  pflegen  sich  gewöhnlich  gegen  Preis- 
schwankungen des  Weltmarktes  am  Termin- 
markt zu  schützen,  während  die  Zuckerp^roß- 
händler  dies  deshalb  nicht  können,  weil  sie  im 
aUgemeinen  nicht  so  große  Posten  effektiver 
Ware  kaufen,  um  ohne  Risiko  am  Terminmarkt 
biO  Sack  (das  geringste  terminmäßi&f  gebändelte 
Quantum)  in  blanco  verkaufen  zu  können/ 

*)  Ueber  die  Kreise,  welche  den  Termiu- 
handel  in  Amerika  zur  Versicherung  benützen, 
▼gl.  die  interessanten  Ausführungen  bei  C  r  o  s  b  y 
Emerv,  Spekulation  etc.,  S.  159  f.  Bezüglich 
der  Kaffeeterminhändler  in  Hamburg  vgl. 
K.  Schönfeld,  Der  Kaffee-Engroshandel  Ham- 
burg», Heidelberg:  1903  S.  102  f. 

*)  Die  Frankfurter  Handelskammer  (Bericht 
pro  1895,  Anhang  S.  59)  sagt :  „Es  mag  zu^e- 
feben  werden,  daß  unter  Umständen  die  Ein- 
führung eines  Terminhandels  einzelnen  Interessen 
zuwiderläuft.  Insbesondere  mag  beim  Waren- 
terminhandel  wegen  der  dann  unvermeidlichen 
Festsetzung  und  Veröffentlichung  von  Börsen- 
preisen der  Produzent  sich  mitunter  geschädigt 
lühlen,  weil  von  seinen  Abnehmern  zwischen 
dem  Preise  der  —  allerdings  typischen  —  Termin- 
ware und  der  ihm  angebotenen  oder  gelieferten 

Wörter bach  der  Volkswirtschaft.    II.  AuÜ.    Bd.  I. 


der  Termingeschäfte  erfährt  eine  Einschrän- 
kung, wenigstens  insofern,  als  bedeutende 
Handelsplätze  sie  geradezu  ablelinen:  die 
Getreidehändler  in  Mannheim,  wo  in  Deutsch- 
land das  größte  Effektivgeschäft  in  Getreide 
sich  vollzieht,  perhorreszierten  schon  vor 
dem  Verbot  den  Terminhandel,  und  in  K5ln 
und  Stettin  liat  der  Terminhandel  das  reelle 
Getreidegeschäft  vertrieben,  um  dann  selbst 
zur  Bedeutungslosigkeit  herabzusinken.  M 

Werden  so  manche  Lichtseiten  des  Ter- 
minhandels erheblich  abgeschwächt,  so  ist 
doch  nicht  zu  vergessen  einmal,  daß  die 
Ausartungen  der  Spekulation  nicht  fehlen, 
auch  wenn  es  keinen  Terminhandel  gibt; 
im  Gegenteil,  sie  sind,  wie  oben  gezeigt, 
viel  roher  und  stärker  beim  reinen  und  bei 
dem  vom  eigentlichen  und  uneigentlichen 
Lombardgeschäft  begleiteten  Kassamarkt,  nur 
nicht  so  ausgedehnt  und  in  die  Weite  gehend 
wie  beim  Terminmarkt;  es  ist  bezeichnend 
und  durchaus  verständlich,  daß  in  Wien  die 
Spekulation  solider  wiurde,  als  mit  der  Zu- 
rückdrängung des  spekulativen  Kassahandels 
und  der  kurzfristigen  Arrangementsgeschäfte 
der  Terminhandel  sich  ausbildete,  und  daß 
in  London  die  solideste  Gebarung  an  das 
Termingeschäft  in  Effekten  sich  knüpft,  so 
zwar,  daß  dort  das  eigentliche  Kassageschäft 
beinahe  ganz  verschwindet  und  besondere 
Vergütimg  beansprucht.^)  Die  versuchte  Ein- 
schränkung des  Termingeschäfts  in  Deutsch- 
land hat  keineswegs   nur   günstig  gewirkt 

Lief erungs wäre  individueller  Art  Vergleiche  ge- 
zogen, die  Preise  scharf  kontrolliert,  durch  die 
gar  nicht  gerechtfertigte  Gleichstellung  der 
typischen  und  individuellen  Ware  auch  gedrückt 
werden  können.  Ebenso  kann  sich  mitunter 
der  Eft'ektivwarenhandel  in  einem  Terminartikel 
durch  vereinzelt  vorgekommene  Ausschreitungen 
der  Terminbörse  (^Preistreibereien  u.  dgl.)  ge- 
schädigt filhlen.  Allein  in  dem  ersten  Falle 
sind  es,  trotz  der  möglichen  Schädigung,  nicht  (?) 
berechtigte  Interessen  des  Produzenten,  die  zu 
schützen  wären,  da  er  nicht  verlangen  kann, 
daß  ihm  von  Staats  wegen  jedes  Moment,  das 
einen  Preisdruck  ausüben  könnte,  ferngehalten 
werden  muß;  im  zweiten  Falle  handelt  es  sich 
doch  nur  um  außerordentliche  Ereis^nisse,  die 
bei  der  Einführung  eines  Terminhandels  an  sich 
meist  vorausgesehen  werden  können." 

';  So  behauptet  wenigstens  Hammesfahr, 
Getreidehandel  und  Terminbörsen,  Antwerpen 
1897,  S.  7. 

*)  Oft  verweist  man  auf  die  New  Yorker 
I  Börse  als  Bele^  dafür,  daß  mit  dem  Kassa- 
j  geschäft  die  wildeste  Jobberei  verbunden  ist, 
I  allein  im  Grunde  genommen  handelt  es  sich 
,  hier  nicht  um  ein  Kassageschäft:  formell  sollten 
:  allerdings  die  Geschäfte  am  folgenden  Tage 
i  erfüllt  werden,  allein  es  kommt  entweder  zur 
Differenzregulierung  oder  zur  Prolongation ;  das 
I  Engagement  schwebt  von  Taff  zu  Tag.  Vgl. 
Bachmann.  Die  Eft'ektenspekulation,  Zürich 
'  1.S98,  S.  103  t. 
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im^he  unten  S,  533).  SodaDO  vermag  das  Ter- 
fiicheningsmometit  .de^  Termingeschäfts  in 
Waren  wohi  leichter  entbehrt  zn  werden 
bei  großer  Kapitalkraft  und  gleichmäßiger 
Zufnhr,  Deut^^chland  kann  nach  j^lnsiciit 
matiQher  olme  Schaden  den  Termin  markt  in 
mancheii  Prodidtteo  nicht  m  leicht  missen 
aJg  England,  dessen  ungehenere  Kapitahnacht 
die  Einlagenmg  der  Waren  nnd  Rolistofte 
auch  ohne  Teiiimg  des  Kisikos  zu  tragen 
imstande  ist.  Oleichwohl  hat  auch  Lircr- 
pool  nnd  neuerdinga  (s^it  IL  Okt.  1B97) 
sogai"  London  deis  Geti^idetern^inbandelj  wie 
er  ja  auch  in  dem  kapitaireicheu  Amster- 
dam besteht^ 

Ein  abecliließende.*!  generelles  Urteil  über 
das  Burseotenjüiigesv-liäft  erscheint  beinahe 
nnmuglidu  imd  e&  dürfte  das  daran  liegen, 
daß  je  iiacli  Waren  und  Effekten  tmd  je 
nach  firtlichen  Verhältnissen,  insbesondere 
je  nach  dem  Pet^onenki-eis,  der  an  der  Bfn-se 
üeschafte  Uiacht^  die  Vorzüge  oder  SeliaUen- 
saiten  überwiegen» 

Die  Versuche  der  Gesetzgebung,  die 
Mißstände,  die  ans  dem  Termiidiandei  her- 
vorgeheo.  zu  heseitigen,  sind  alt  —  schon 
niederländische  Mikte  vou  1610,  1G21,  lö23^ 
1624  gingea  gegen  Blanko  verkaufe  in  Aktien 
vor^)  —  teils  verbot  man  ihn,  teils  entzog 
man  demi-tigen  Geschäften  ^  speziell  den 
DifferenzgeschäitendieXlagbarkeit,  in  beider- 
lei Hinsicht  mit  zweifelhaftem  Erfolg,  In 
<}esterreich  hat  man  IS? 5  (Ges,  v.  h  April) 
und  in  Frankreich  1885  (Ges.  v.  28.  ilirz) 
die  Klagbarkdt  der  Zeit-  und  Differenz- 
geschafte  i^-ieder  zugelassen;  doch  geben 
selbst  hier  die  Gerichte  dem  Spieleinwand 
einen  gewissen  Raum, 

In  Deutselüand  hatte  Preulen  1S36  die 
Zeitgeschäfte  in  spanischen  Staatspapieren, 
1840  in  allen  ausländischen  Wertpapieren, 
1844  in  Proraessen  und  1  uteri ra&scneinen 
Ton  Eisonbahnaktien  verboteu.  Die  deutsche 
Konkursordnnng  v.  HX  Febr.  1877  17-  Mai 
189S  ermöglicht  im  §  240  eine  Straf- 
Verfolgung  wegen  ttberniäßigeu  Differenz- 
baDdels  unter  Voraussetzung  nac^hfolgen- 
der  Zahhmgseißstellung  und  Konkurseröff- 
nung, Auch  die  Judikatur  im  Bereich  des 
Zivilrechts  suchte  dem  Bur^enspiel  entgegen- 
zutreten. Das  Reich^ericht  hat  die  Reehts- 
an schauung  vertreten,  daß  Börsentenninge- 
sebäfte  dem  verbotenen  Glücksspiele  gleicli- 


^\  Der  Verkäufer  hatte  danach  beim  Blanko- 
f  trkaiif  keinen  Be<-btflaiiapriich  gegen  den  Küufer 
liuf  Almahme  der  Aktien.  Die  reÄeimäßigeD 
Beeucber  der  Ainstertlanier  Börse  hielten»  wie 
JoFf^  ^-  ^  '^Wj'fl  16^  berichtet,  auch  bei  großen 
Pn  luigen  ihr  Wort,  dagegen  die  Out- 

gidt;  „.,,_.^v.u  schf>n  damals  oft  Ton  dem  Ein- 
wand Gebranch.  S.  Nühere»  iiflch  Joseph  de  Veen 
hei  Ehren b er g,  EeitAlter  der  Fogger  11. 
S.  339,  342,  344. 


zuaehten  sind,  sobald  nach  dem  Vertragii- 
inhalt  die  Ab  Wickelung  des  GeschiltB  ledighcii 
durch  Begleichen  der  aus  dem  Steigen  <Mler 
Fallen  des  Kurses  sich  ergebenden  Differenz 
erfolgen  s*>ll ;  bei  der  Beweisaufnahme  wurde 
auch  das  Verhältnis  des  Umfangs  des  Ge- 
schäfts zu  der  Vermögenslage  aer  Kontnk 
beuten,  der  Beruf  der  Kontrahenten  und 
sonstige  Momente,  weleJie  auf  die  Spielab- 
sieht  einen  Schluß  gestatten,  herangeEogen* 
Die  Gerichte  sind  den  Anschauungen  des 
Reichsgerichte,  die  in  mancher  Hinmoht 
auch  nicht  einwandfrei  waren,  Tiellftch  nicht 
gefolgt,  die  Grenze  wai*  schwer  scharf  zu 
ziehen.^)  Das  am  1.  Januar  lillH)  in  Kraft 
getretene  H,Ö.B.  hat  dann  im  §  764  den 
Ditfereijzeiuwand  ausdrücklich  a«fgeuf>mmeo. 
Das  deutsche  Borsengeftctz  t.  22.  VH. 
1896  hat  eine  Reihe  von  Wegen  eingeschlagen, 
um  den  Terminhandel  Ton  seinen  Auswüchsen 
zu  reinigen  und  einzuengen.  Vot  allem  ist 
der  börsenmäßigc  Tenninhandel  —  siebe 
die  Begriffsbestimmung  in  g  4S  de^  BG.  — 
m  Getreide  imd  in  Milhlenfabrifcaten^),  femer 
in  Anteilen  von  Bergwerke-  und  Fabiik- 
imternehmungen  untersagte  der  Börsen- 
terminliaudel  in  Anteilen  %'on  anderen  Kr- 
werbsgeselischaften (Bankaktien)  kann  niu"  ge- 
stattet wenlen,  wenn  das  Kajutal  der  betreffen- 
den Erwerb^esellscliaft  mmdesteus  20  MilL 
Mark  beträgt  ( g  50) ;  durch  diese  Größe  soll  ver- 
hindert werden,  daß  sog.  Schwänze  (Auf- 
kauf der  meisten  Stücke,  um  der  Gegen- 
partei beliebige  Bedingungen  zu  stellen) 
entstehen.  Sodann  ist  der  Bundesrat  be- 
fugt, auch  noch  fflr  andere  Wai-en  oder 
\Vert].japiere  den  Börsen  terminhandel  zu 
untersagen;  hiervon  hat  der  Bundesrat  Ge- 
brauch gemacht,  insofern  er  den  Börsen- 
temiinhandel  in  Kammzug  vom  1.  VI.  1899 
ab  %*erbot^):  ebenso  kann  der  Bundesrat  den 
Terminhandel  von  Bedingungen  abhAngJg 
machen,  w^as  namentlich  wichtig  ist  in  liezug 
atif  die  Lieferungabedingtmgeii .  Höhe  dea 
Mindestkapitals  aes  zuzidassenden  Wert- 
papiers etc.  (§  4G).    Sollen  Waren  neu  zum 


^}  Vgl.  die  AüBEÜge  ans  urteilen  des  Keiehs- 
^erichts  betr,  den  Einwand  desDiferen^geachäfts 
m  den  Beilagen  £u  den  Beriebten  der  BEK.; 
femer  Wiener,  Das  Differenzgegcliäfl  rom 
Standpunkte  der  jetzigen  Rechtsprechung.  Berlin 
1893;  Bendis^en,  Die  Einrede  de^  reinen 
Diterenzgesebäfts  und  die  EeebtBprcchiinji  des 
Reichsgerichta,  Berlin  1895;  E,  Hftlsner;  Die 
Börsenp'eschäfte  in  rechtlicher  nnd  volkswirt- 
schaftlicher Beziehung,  BerHn  1897,  S.  r4fg., 
wo  noch  weitere  Literatnr  zu  finden  iit. 

*)  Der  borsenmäCige  Terra inLacdel  in  fictreide 
nnd  MUhlenfabrikaten  kam  in  D&utR'blnnd  Mitte 
der  70er  Jahre  dea  19.  Jahrli änderte  uuf,  tijjd 
zwar  zuerst,  in  Berlin. 

'}  Bekanntm.  y.  J0./1V.  1899  [MGBl  Kr.  !6, 
S.  206), 
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Terminhandel  zugelassen  werden,  so  lag 
früher  die  Entscheidung  daröber  in  den 
Händen  der  Börseninteressenten  und  B^rsen- 
organe :  es  geschah  zuweilen  im  Widerspruch 
beteiligter &werbskreise^).  Um  eine  allseitige 
Würdigung  sicherzustellen,  sind  nach  dem 
neuen  Gesetz  die  Börsenorgane  verpflichtet, 
vor  der  Zulassung  von  Waren  zum  Börsen- 
termiohandel  in  jedem  einzelnen  Falle  Ver- 
treter der  beteiligten  Erwerbszweige  gut- 
achtlich zu  hören  und  das  Ergebnis  dem 
Reichskanzler  mitzuteilen;  die  Zulassung 
darf  erst  erfolgen,  nachdem  der  Reichskanzler 
erklärt  hat,  daß  er  zu  weiteren  Ermittlungen 
keine  Veranlassung  habe  (§  49).  Die  Durch- 
führung des  Verbots  des  Terminhandels  bzw. 
der  Nichtzulassung  zum  Terminhandel  wollte 
durch  §  51  imd  52  sichergestellt  werden. 
um  zu  verhindern,  daß  bei  Terminge- 
schäften nicht  unkontrakiliche  Ware  zu 
Kündigungen  benutzt  wird,  ist  im  §  53  aus- 
gesprochen, daß  der  Verkäufer,  sofern  er 
nach  erfolgter  Kündigung  eine  unkontrakt- 
liche Ware  liefert,  in  Erfüllungsverzug  ge- 
rät, auch  wenn  die  Lieferungsfrist  noch  nicht 
abgelaufen  ist;  eine  entgegenstehende  Ver- 
einbarung ist  nichtig. 

Die  wiederholte  Andiennng  nnkontraktlicher 
Ware  fügt  nicht  nur  dem  Käufer  Nachteil  zu, 
insofern  er  immer  von  neuem  Veranstaltungen 
zur  Abnidime  der  Ware  treffen  muß,  sondern 
macht  ihn  auch  geneigt  zn  einer  Regniiemng 
mit  dem  Verkäufer*  durch  solche  Kündigungen 
wird  zudem  der  Schein  erweckt,  als  ob  für  die 
Zwecke  des  Terminhandels  viel  größere  Mengen 
Getreide  zur  Verfügung  ständen,  als  dieses  tat- 
sächlich der  Fall  ist.  Absichtlich  hat  man  auf 
diese  Weise  oft  einen  Preisdruck  herbeigeführt ; 
für  den  Verkäufer  knüpften  sich  keine  Rechts- 
iiachteile  daran,  er  hatte  nur  die  verhältnis- 
mäßig gerinj^en  Sachverständigengebühren  zu 
zahlen.  (In  Berlin  wurden  1892  z.  B.  von  65050 
Tonnen  besichtigten  Weizens  47000  Tonnen  für 
nnkontraktlich  erklärt.)  Durch  den  §  53  ist 
dem  vorgebeugt.  Ueber  die  Regelung  in  der 
jetzigen  Schlußnote  der  Berliner  Produkten- 
börse siehe  unten  S.  534. 


')  Vgl.  die  Abhandlung  ,,Das  Termingeschäft 
in  Kammzuff^  in  dem  Bericht  der  B£k.,  „Die 
hauptsächlichsten  Börsen  Deutschlands  und  des 
Auslandes  etc.",  1892,  S.  142f.,  ans  der  deutlich 
zu  ersehen  ist,  daß  die  Interessen  der  Spinner 
und  Weber  in  Bezug  auf  das  Termingeschäft 
entgegengesetzte  waren.  Ueber  die  Frage  des 
Terminhandels  im  Kammzug  haben  sich  auch 
die  Handelskammern  von  Aachen  (dagegen)  und 
von  Leipzig  und  Breslau  geäußert  (Auszüge  in 
der  Handebzeitung  des  Berl.  Tagebl.  v.  31. /I. 
1896,  10./V.  1897  und  20./V.  1897).  Ueber  die 
Bewegung  in  Frankreich  gegen  den  börseu- 
mäßigen  Zeithandel  in  gekämmter  Wolle  siehe 
Handelszeitnng  des  Berl.  Tagebl.  v.  21./XU.  1895 
Nr.  648.  Der  deutsche  Börsenausschuß  hat  am 
13.  Dez.  1898  sich  für  das  Verbot  des  Xamm- 
zogterminhandels  mit  1  Stimme  Majorität  aus- 
gesprochen. 


Weiter  hat  das  neue  Börsengesetz  das  in 
Amerika  zuerst  1890  vorgeschlagene  und 
auch  von  der  BEK.  adoptierte  Börsenregister 
aufgenommen.  Bei  jedem  zur  Führung  der 
Handelsregister  zuständigen  Gerichte  ist  je 
ein  Börsenregister  für  Waren  und  Wert- 
papiere zu  führen,  in  welches  sich  diejenigen, 
welche  sich  an  Börsentermingeschäften  be- 
teiligen wollen,  nach  Namen,  Stand  und 
Wohnort  eintragen  lassen  müssen,  wenn  sie 
sich  die  Klagbarkeit  sichern  wollen.  (§  54  fg.) 
Durch  ein  Börsentermingeschäft  in  einem 
Geschäftszweige,  für  welches  nicht  beide 
Parteien  zur  Zeit  des  Geschäftsabschlusses 
in  einem  Börsenregister  eingetragen  sind, 
wird  ein  Schuld  Verhältnis  nicht  begründet; 
das  gleiche  gilt  von  der  Erteilung  imd  üeber- 
nahme  von  Aufträgen,  sowie  von  der  Ver- 
einigung zum  Abschlüsse  von  Börsentermin- 
geschäften ;  die  Unwirksamkeit  erstreckt  sich 
auf  die  bestellten  Sicherheiten  und  die  ab- 
gegebenen Schuldanerkenntnisse  j  eine  Rück- 
forderung dessen  aber,  was  bei  oder  nach 
völliger  Abwickelung  des  Geschäfts  zu  seiner 
Erfüllung  geleistet  worden  ist,  findet  nicht  statt 
(§  66);  die  Eingetragenen  sowie  diejenigen, 
deren  Eintragung  zur  Wirksamkeit  des  Ge- 
schäfts nicht  erforderlich  ist  —  dies  ist  nach 
§  68  Abs.  2  der  Fall  in  Ansehimg  von  Per- 
sonen, welche  im  Inlando  wedereinen  Wohn- 
sitz noch  eine  gewerbliche  Niederlassimg 
haben  —  sind  für  das  Differenzgeschäft  ge- 
schützt, insofern  als  ein  Einwand  nicht  da- 
rauf gegründet  werden  darf,  daß  die  Er- 
füllung  durch  Lieferung  der  Waren  oder 
Papiere  vertragsmäßig  ausgeschlossen  war 
(§  69)^).  Diese  Vorschrift  wird  durch  die 
Vorschrift  des  §  764  des  BGB.  nicht  berührt 
(Art.  14  des  Einführungsgesetzes  zum  HGB. 
V.  10..' V.  1897).  2) 

Das  Börsenregister  ist  öffentlich,  die  Ein- 
tragung wird  aiu  Kosten  des  Eingetragenen 
im  Eeichsanzeiger  und  anderen  öffentlichen 
Blättern  (vgl.  §  11  des  HGB.)  veröffentlicht; 
vor  der  ersten  Eintragung  ist  eine  Gebühr 
von  150  M.,  in  jedem  folgenden  Jahre  eine 
solche  von  25  M.  zu  zahlen.    (§  56,  57,  62.) 

Schließlich  hat  das  Gesetz  auch  noch 
besonders  den  Fall  vorgesehen,  in  welchem 
jemand  —  man  pflegt  ihn  „Schlepper"'  zu 
nennen  —  gewohnheitsmäßig  in  gewinn- 
süchtiger Absicht  andere  unter  Ausbeutung 
ihrer  Unerfahrenheit  oder  ihres  Leichtsinns 


')  Es  ist  jedoch  strittig,  ob  der  §  69  nur 
den  Einwand  des  vertragsmäßigen  Ausschlusses 
der  Effektivliefernng  abschaffe  oder  ob  er  über- 
haupt den  Einwand  des  Spiels  radikal  beseitige. 
Vgl.  über  diese  Frage  Hü  Isner,  Die  Börsen- 
geschäfte in  rechtlicher  und  volkswirtschaft- 
licher Beziehung,  Berlin  1897,  S.  56  fg.,  wo  auch 
die  weitere  einschlägige  Literatur  sich  findet. 

*j  Vgl.  hierzu  Hülsner,  a.  a.  0.,  S.  78 f. 
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zu  Börsenspekulationsgeschäften  verleitet^ 
welche  nicht  zu  ihrem  G^ewerbetriebe  ge- 
höreu ;  wenn  diese  Voraussetzungen  gegeben 
sind,  so  tritt  für  den  Schuldigen  Geldstrafe 
bis  zu  15000  M.  und  zugleich  Gefängnis- 
strafe ein ;  auch  kann  auf  Verlust  der  bürger- 
lichen Ehrenrechte  erkannt  werden  (§  78). 
Selbstverständlich  kommen  hierbei  nament- 
lich Termingeschäfte  in  Betracht ;  der  Para- 
graph deckt  aber  auch  die  Fälle,  in  denen 
ein  Börsenspiel  in  Form  des  Kassagescliäfts 
sich  abwickelt.  Aehnlich  liegt  es  mit  dem 
Fall  der  Bestrafung  desjenigen,  der  in  be- 
trügerischer Absicht  auf  Täuschung  berech- 
nete Mittel  anwendet,  um  auf  den  Börsen- 
und  Marktpreis  von  Waren  oder  Werti)apieren 
einzuwirken  (§  75),  und  der  desjenigen,  der 
für  Mitteilungen  in  der  Presse  —  auch  für 
die  Unterlassung  von  Mitteilungen  —  durch 
welche  auf  den  Börsenpreis  eingewirkt  wer- 
den soll,  Vorteile  gewährt  oder  verspricht 
oder  sich  gewähren  oder  versprechen  läßt, 
welche  in  auffälligem  Mißverhältnis  zu  der 
Leistung  stehen  (§  7G). 

Im  Zusammenhang  mit  dem  B.G.  ist 
auch  noch  auf  das  Depotgesetz  v.  5.  VII. 
1896  hinzuweisen,  insofern  durch  dasselbe 
den  Kommissionären  (Banken)  erschwert  wer- 
den soll,  mit  den  Effekten  der  Kommittenten 
zu  spekulieren:  s.  Art.  ,,Depot,  Depotge- 
schäfte". 

Die  Beurteilung  des  Vorgehens  der  deut- 
schen Gesetzgebung  gegen  den  Terminhaudel 
und  der  Wirkung  der  getroffenen  Bestimmungen 
ist  schwierig:.  Immerhin  läßt  sich  folgendes 
schon  jetzt  teststellen. 

Was  das  Börsen  regist  er  anlangt,  so 
hofite  man,  dasselbe  werde  infolge  der  Oeffent- 
lichkeit  und  der  finanziellen  Selastuug  die- 
jenigen vom  Termingeschäfte  abhalten,  welche 
es  lediglich  „zur  Erlangung  eines  Spielgewinns 
verwerten  wollen"  (Motive) ;  der  große  Schwärm 
Unberufener,  welche  mit  der  Ware  nichts  zu 
tun  haben,  namentlich  auch  der  außer  der  Börse 
Stehenden  sollte  damit  ausc^estoßen  und  ver- 
hindert werden,  daß  der  Warenbandel  immer 
mehr  zun»  Werthandel  sich  gestalte.  Dagegen 
sollte  es  den  Eingetragenen  einen  Schutz  gegen 
den  Differenzeinwand  gewähren. 

Die  Benutzung  des  Börsenregisters  fiel  jedoch 
ganz   anders  aus,   als   man   vielfach   erwartet 
hatte;  es  hielten  sich  nicht  nur  die  Outsiders 
in  der  Hauptsache  fern  —  die  Höchstzahl  der 
eingetragenen  Outsiders  im  Jahre  1901  betrug 
36  im  ganzen  Reich  —  sondern  auch  die  Be- 
teiligung   seitens    der    Börsenkaufleute    selbst 
blieb  sehr  gering ;  für  Wertpapiere  waren  über- 
haupt im  ganzen  Deutschen  Reich  am  1.  Januar  j 
der  Jahre  1897— 19(tö  nur  94,  194,  175.  175,  390,  i 
351, 309, 284, 262  und  für  Waren  nur  162, 236, 213.  i 
212, 197, 187, 197,  199,  209  eingetragen.  Die  Ein- 1 
tragungen  für  Waren  kommen  fast  ausschließlich  | 
auf  Hamburg  und  Magdeburg,  weil  die  Liqui- 
dationskassen Geschäfte  nur  mit  solchen  eingehen, 
welche  eingetragen  sind.    Der  Zwan^,  den  die 
Großbanken   (die   sog.   Stempel  Vereinigung)   in 
Berlin  auszuüben  suchte,  scheiterte;  als  sie  am 


15./X.  1900  von  ihren  eig'enen  Mitgliedern  ver* 
lanete,  nicht  nur  sich  selbst  eintragen  zu  lassen, 
sondern  auch  nur  mit  solchen  Börsenbesuchem 
und  Bankiers  Zeitgeschäfte  zu  machen,  die  in 
das  Börsenregister  eingetragen  seien,  stieß  das 
auf  allgemeinen  Widerstand,  weshalo  der  bin- 
dende Beschluß  bereits  am  2./XI.  1900  wieder 
fallen  gelassen  werden  mußte.  Die  Klein- 
bankiers  wollten  auch  nicht  riskieren,  durch  die 
Eintragung  als  Spieler  zu  gelten  und  den 
Kredit  bei  ihrer  Kundschaft  einzubüßen.  Und 
ihr  Kundenpublikum  wollte  erst  recht  nichts 
davon  wissen.  Das  erst  durch  den  Reichstag 
in  das  Gesetz  gebrachte  Verbot  des  börsen- 
mäßigen Terminhandels  in  Industrie-  und  Berg- 
werksaktien sowie  in  Getreide-  und  Mühlen- 
fabrikaten hatte  dem  Register  ohnehin  einen 
großen  Teil  seiner  Bedeutung  genommen.  Auch 
hoffte  man  durch  Einführung  neuer  Geschäfts- 
formen den  Vorschriften  über  das  Börsenregister 
ganz  entgehen  zu  können.  Der  Versuch  stützte 
sich  darauf,  daß  man  annahm,  der  §  48  B.G. 
definiere  den  Begriff  der  Börsentermingeschäfte 
erschöpfend,  und  es  könnten  mithin  nur  solche 
Geschäfte  dazu  srerechnet  werden,  bei  denen 
die  gesetzlichen  Merkmale  des  fest  bestimmten 
Lieferungstermins,  der  Festsetzung  der  Be- 
dingungen durch  den  Börsenvorstand  und  der 
amuichen  Preisfeststellung  zutreffen.  Es  war 
nicht  schwer,  die  Sache  so  zu  gestalten,  daß 
eine  dieser  Voraussetzungen  nicht  zutraf,  wenn 
auch  dadurch  der  Verkehr  etwas  holpriger  als 
bisher  wurde.*)  Die  einen  halfen  sich  so.  daß 
sie  den  fixen  Charakter  des  Lieferung^termins 
festhielten,  aber  die  vom  Börsen  vorstand  fest- 
gesetzten Bedingungen  in  einigen  mehr  oder 
minder  erheblichen  Punkten  abänderten.  Andere 
hielten  es  für  ratsam,  auch  den  fixen  Charakter 
des  Geschäfts  zu  ändern,  wobei  sie  aber  die 
im  Falle  nicht  rechtzeitiger  Lieferung  zu  be- 
willigende Nachfrist  im  voraus  begrenzten  (sog. 
handelsrechtliche  Liefernngsgeschäfte  nach  den 
Bedingungen  der  Darmstädter  Bank).  Wieder 
andere  kleideten  die  Geschäftsabschlüsse  in  die 
Form  von  Kassa^eschäften  *),  bei  denen  durch 
Xebenabrede  vereinbart  wurde,  daß  die  Lieferung 
der  Stücke  und  die  Zahlung  des  Kaufpreises  bis 
zum  jeweiligen  Monatsende  ausgesetzt  sein  solle 
(Kassaliefernngsfi^escbäfte ,  Kassakontokurrent- 
geschäfte,  KontoTiandel). 

Diese  neuen  Geschäftsformen  verdrängten 
im  Effektenhandel  das  nach  den  offiziellen  Ge- 
schäftsbedingungen abgeschlossene  Börsen termin- 
geschäft,  sie  wurden  auch  im  Handel  mit  Wert- 
papieren angewendet,  in  denen  der  Börsentermin- 
handel  untersagt  ist. 

Die  Hoffnung  der  Handelskreise,  auf  diese 
Weise  wenigstens  gegen  die  an  die  Nichtein- 
tragung  in  das  Register  geknüpften  Folgen  des 
g  66   B.G.   (Unwirksamkeit  der  Börsentermin- 

*)  Vgl.  in  betreff  der  Ersatzmittel  auch 
E.  Lob.  Wirkungen  des  Börsengesetzes  auf  das 
Bank-  und  Börsengeschäft,  Jahrb.  f.  Nat.  und 
Stat.,  3.  F.,  Bd.  13  (1897),  S.  731. 

*)  Infolgedessen  gibt  es  auch  seit  dem  l./I. 
1897  (neben  dem  Einheitskurse  für  den  ge- 
wöhnlichen Kassahandel)  variierende  Kassakurse 
für  den  Großkassahandel:  vgl.  die  Aeußernng 
der  Berliner  Aeltesten  (Handelszeitnng  des 
Berl.    Tagebl.    Nr.  178  v.  7./IV.  1897j. 
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feschäfte)  geschützt  zu  sein,  verwirklichte  sich 
nicht.  Das  Reichsgericht  erklärte  auch  die 
geschaffenen  Ersatzmittel  für  Börseutennin- 
ifeschäfte.*)  Soweit  solche  Geschäfte  nicht  durch 
Zahlung  gemäli  §  6ß  Abs.  4  B.G.  erledigt  werden, 
ist  ihnen  also  der  Kechtshoden  entzogen. 

Der  Registereinwand  wurde  immer  häufiger 
erhoben,  namentlich  als  im  Frühjahr  1900  ein 
groüer  Kurssturz  an  der  Börse  eintrat.  Selbst 
gewohnheitsmäCige  Börsenbesucher,  reiche  Rent- 
ner, vermögende  Kaufleute,  Bankiers  scheuten 
»ich  nicht,  sich  ihren  Verpflichtungen  aus  Börsen- 
tenningeschäften  durch  Erhebung  des  Register- 
eiuwands  zu  entziehen.  Manche  spekulierten 
gleichzeitig  a  la  hausse  und  ä  la  baisse  und 
zogen  je  nach  Gestaltung  der  Kurse  den  Gewinn 
ein,  während  sie  den  Verlust  durch  Geltend- 
machung ihrer  Nichteintragnng  ablehnten. 

.\ber  wenn  auch  von  einem  Kontrahenten 
kein  Einwand  erhoben  wurde,  konnte  und  kann 
das,  abgesehen  von  dem  Fall,  wo  Bezahlung  er- 
iolfft  ist  (B.G.  §  6B  Abs.  4),  leicht  noch  geschehen 
sieitens  Vormünder  und  Konkursverwalter  hin- 
sichtlich abgegebener  Anerkenntnisse  und  be- 
stellter Sicherheiten,  und  zwar  bis  zum  Ablauf 
der  HO  jährigen  Verjährungsfrist. 

Diese  Situation  wurde  noch  wesentlich  ver- 
schärft, insofern  das  Reichsgericht^,!  die  im  §  50 
B.G.  verbotenen  Börsentermingeschäfte  in  In- 
dus trieaktien  usw.,  gleichgültig  ob  beide  Kon- 
trahenten ins  Börsenregister  eingetragen  waren 
oder  nicht,  gemäU  §  l'&i  B.G.B.'für  nichtig  er- 
klärte, während  das  B.G.  ihnen  im  §  öl  nur 
die  Benutzung  gewisser  Börseneiurichtungen 
entzogen  hatte.  Die  Folge  ist,  daß  auch  die 
durch  Zahlung  erledigten  Geschäfte  dieser  Art 
bis  zum  Ablaufe  der  80jährigen  Verjährung 
noch  in  Frage  gestellt  werden  Können. 

An  den  Effektenbörsen  ging  das  Termin- 
geschäft sehr  zurück,  wie  die  Ergebnisse  der 
zur  Abwickelung  bestimmten  Liquidationsvereine 
und  die  Maklerbanken  zeigen.')  Das  Münchener 
KoUektivskontro ,  das  früher  eine  umfang- 
reiche Tätigkeit  entwickelt  hatte,  muCte  1903 
seine  Arbeit  sogar  ganz  einstellen,  die  Makler- 
bank in  Berlin  muüte  1901  liquidieren.  Der 
Umsatz  von  12  großen  Aktienbanken  an  den 
drei  Hauptbörsenplätzen  in  Zeitgeschäften  sank 
1893—1902  von  100  auf  42%  (von  5a>0  Mill.  M. 
auf  2457  Mill.  M.),  bei  den  ültimopapieren  konnte 
immer  häufiger  an  der  Berliner  Börse  ein  erster 
Kurs  gar  nicht  festgestellt  werden.  Gleich- 
zeitig nat  der  Kassahandel  eine  jähe  Zunahme 
gefunden*),  und  die  Kassakurse  weisen,  weil 
nun  die  Spekulation  des  Kassageschäfts  sich 
bediente,  eine  erheblich  sprunghaftere  Bewegung 
auf  als  früher*;,  auch  ist  der  Geldbedarf  der 
Börse  und  Banken  infolge  des  Kassahaudels  er- 
heblich größer  geworden,  die  Diskontsätze  werden 
bei    hochgehender   Konjunktur   höher    hinauf- 


»  Erkenntnisse  v.  12.;X.  1898;  25./X.  1899; 
27.  VI.  1899. 

*)  Erkenntnis  v.  1.  Dez.  1900. 

'i  Vgl.  die  zahlenmäßigen  Nachweise  in  der 
Denkschrift  des  Zentralverbandes  des  deutschen 
Bank-  und  ßankiergewerbes  vom  Dez.  1903  betr. 
die  Wirkungen  des  Börsen gesetzes  etc.,  S.  19  f. 

*)  Vgl.  ebenda  S.  23  f. 

*j  Ebenda  S.  27  f. 


j  getrieben  wie  sonst^),  die  Börse  hat  die  fördernde 
'  Funktion,  die  ihr  die  Coulisse  (vgl.  Art.  „Coulisse") 
I  leistete,  verloren,  die  konstante  Marktfähigkeit, 
]  welche  die  Börse  einst  vor  ausländischen  Börsen 
I  ausgezeichnet  hatte,  kam  abhanden^),  die  Kon- 
!  zentration  im  deutschen  Bankwesen  seit  1897 
I  wurde  durch  die  Börsengesetzgebung  sehr  ge- 
'  fördert,  da  der  Effektenhandel  jetzt  enorme  Bar- 
i  mittel  erfordert,  die  Kleinbanken  aber  mehr  auf 
;  den  Börsenhandel  aufgewiesen  sind  als  die  Groß- 
j  banken,  bei  denen  viele  Aufträge  sich  kompen- 
1  sieren.     Das  nützliche  Arbitragegeschäft   (vgl. 
j  Art.  „Arbitrage**  obenS.  228  fg.)  ist  durch  den  vom 
•  Terminhandelsverbot  herbeigeführten  Mangel  an 
'  Wertpapieren  (allerdings  noch  mehr  durch  die 
I  hohen  Stempelabgabeu)  nahezu  vernichtet*),  und 
\  während  das  Ausland  die  deutschen  Börsen  zu- 
sehends mied,  wurden  die  ausländischen  Börsen 
I  immer   mehr   von    deutschen    Kapitalisten    in 
j  Nahrung  gesetzt,  indem  die  Terminspekulation 
dort  in  erheblichem  Maße  sich  betätigte.*) 
I       Zu    großen  Reibungen    führte   das  Börsen- 
I  gesetz  auch  bei  den  Produktenbörsen.*) 
I       Dem    Verbot    des    börsenmäßigen   Termin- 
i  handeis  in  Getreide-  und  Mühlenfabrikaten  suchte 
die  Berliner  Getreidebörse  bezw.  der  neu  ent- 
standene Verein   Berliner  Getreide-  und  Pro- 
duktenhändler sich  zu  entziehen,  indem   seine 
Mitglieder    bereits   im   September   1896    einen 
neuen  Schlußschein  •)  ausarbeiteten,  der  auf  dem 
handelsrechtlichen  Lieferungsgeschäft  beruhte, 
aber  den  wesentlichen  volkswirtschaftlichen  Kern 
des  Börsenmäßigen,  die  typisch  bestimmte  Ware, 
festhielt,  und  unter  Zugrundelegung  desselben 
ihre  Geschäfte  fortsetzten.    Eine  Störung  kam 
I  zunächst  in  anderer  Richtung. 
i       Nach  dem  B.G.  §  4  kann  die  Landesregie- 
;  rung    die    Aufnahme    einer  Vorschrift    in    die 
I  Börsenordnung  verlangen,  daß  in  den  Vorständen 
!  der   Produktenbörsen   die   Landwirtschaft,    die 
I  landwirtschaftlichen    Nebengewerbe     und     die 
1  Müllerei  eine  entsprechende  Vertretung  finden. 
I  Die  preußische  Regierung  hielt  sich  auf  Grund 
'  des  früher  ergangenen  Landesgesetzes  betr.  die 
!  Errichtunc:  von  Landwirtschaftskammem  vom 
I  30./ VI.  1894  hierzu  für  verpflichtet  (vgl.  jedoch 
'  A.  Katz,    Reichsbörsengesetz    und    preußisches 
{ Landwirtschaftskammergesetz,    in    der    Nation 
V.  24.  VII.  1897,  S.  646)  und  sah  in  den  neuen 
'  Börsenordnungen  solche  Vertretungen   vor,   so 
iauch    in    der    Berliner   v.  23.,Xn.  1896.     Die 
I  Börsenmitglieder  fanden  darin  eine  Mißtrauens- 
bekundung, eine  Art  Kontrolle  durch  ihnen  fremde 


»)  Ebenda  S.  30  f. 

*)  Ebenda  8.  33. 

»)  Ebenda  S.  42  f.  (Ein  Entwurf  v.  1906  will 
die  für  den  Arbitrage  verkehr  bereits  bestehenden 
Stempelerleichterun^en  erweitem.) 

*;  Vgl.  die  drastischen  Belege  ebenda  S.  46  f. 
Mau  sieht,  die  Wirksamkeit  des  Gesetzes  hin- 
sichtlich der  Effektentermingeschäfte  ist  alles 
eher  als  eine  durchweg  günstige. 

*»  Vgl.  F.  Goldenbaum,  Auflösung  und 
Wiederherstellung  der  Berliner  Produktenbörse, 
Schmollers  Jahrb.  24  a9a)i,  S.  219  f.,  und  25 
(1901;,  S.  239  f. 

*)  Derselbe  ist  mitgeteilt  bei  Golden  bäum 
a.  a.  0.,  Jahrg.  1900,  .S.  2c*7f.,  ebenso  der  früher 
geltende  S.  283  f. 
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Leute.  Namentlich  stießen  sie  sich  auch  daran, 
daß  die  landwirtschaftlichen  Vorstandsmitglieder 
nicht  Mitglieder  der  Börse  zu  sein  brauchten 
und  nicht  gewählt,  sondern  vom  Landwirt- 
schaftsminister ernannt  werden  sollten.  Die 
Produktenbörsen  in  Halle,  Köln,  Posen,  Stettin, 
Oleiwitz  lösten  sich  auf,  bestanden  aber  viel- 
fach als  freie  Vereinigungen  fort,  und  auch  in 
Berlin  beschlossen  die  Mitglieder  der  Produkten- 
börse, vom  2./1. 1897  ab  die  Börsenräume  nicht 
mehr  zu  betreten,  sie  wanderten  nach  dem  Feen- 
palast aus  und  stellten  am  ll./L  1897  auch  die 
offizielle  Veröffentlichung  von  Preisen  ein.    Als 

fleichwohl  die  Behörden  die  Versammlungen  im 
eenpalast  als  Börse  ansahen  und  die  Einholung 
der  Genehmigung  verlangten,  die  Berechtigung 
dazu  aber  bestritten  wurde*),  wurde  am  11. /VI. 
1897  die  Fortsetzunff  dieser  Versammlungen 
untersagt.  Die  Händler  setzten  nun,  um  den 
Anschein  der  Versammlung  zu  vermeiden,  im 
sog.  Kontorhaus  (ehemaligem  Heiligen  Geist- 
hospital) ihre  Geschäfte  von  Kontor  zu  Kontor, 
tatsächlich  aber  vielfach  in  den  Korridoren  fort, 
weshalb  auch  hierin  der  preußische  Handels- 
minister einen  genehmigungspflichtigen  Verkehr 
erblicken  zu  müssen  glaubte  (lO./I.  1900).  Die 
seit  Mai  1897  geführten  Verhandlungen  behufs 
Wiederherstellung  der  Getreidebörse  führten 
nun  zu  einer  Verständigung.  Nicht  unwesent- 
lich trug  dazu  bei,  daß  die  Preisuotierungen 
der  früheren  Berliner  Produktenbörse  sehr  ver- 
mißt wurden,  selbst  die  Oberrechnungskammer 
soll  sich  sehr  bekla§:t  haben;  die  Versuche,  die 
ehemaligen  Preisnotierungen  durch  andere  Ein- 
richtungen zu  ersetzen,  erwiesen  sich  als  gänz- 
lich unzulänglich.*]  Die  Regierung  konzedierte, 
daß  sämtliche  Vorstandsmi^lieder  durch  freie 
Wahl  der  Mitglieder  der  Börse  gewählt 
werden,  jedoch  müssen  die  fünf  landwirtschaft- 
lichen Mitglieder  aus  einer  vom  Landesökonomie- 
kollegium  präsentierten  Liste  von  zehn  Personen 
gewählt  werden;  sämtliche  Vorstandsmitglieder 
müssen  ihre  Funktionen  ehrenamtlich  ausüben. 
Gleichzeitig  einigten  sich  die  Landwirte  mit 
den  Interessenten  üoer  eine  neue  Schlußnote'), 
die  sich  aber  nur  wenig  von  der  1896  einge- 
führten unterscheidet.  Nach  derselben  muß  der 
Weizen  ein  Normalge  wicht  von  755  g  per  Liter, 
gesund,  trocken  und  für  Müllereizwecke  gut 
verwendbar  sein.  Der  Vorwurf,  daß  der  Termin- 
weizen wegen  seiner  geringen  Qualität  über- 
haupt unbrauchbar  und  dadurch  der  Termin- 
preis zu  niedrig  werde,  kann  absolut  nicht 
mehr  gemacht  werden.  Lieferbar  ist  zudem 
nur  der  Weizen,  der  vor  der  Audienung,  jedoch 
nicht  früher  als  an  dem  der  Andienung  voran- 
gehenden Werktage,  von  drei  Sachverständigen 
begutachtet  und  vertragsmäßig  befunden  wurde. 
Ist  letzteres  der  Fall,  so  haben  die  Sachver- 
ständigen eine  Beutelprobe  von  mindestens  2  kg 
zu  hinterlegen.  Der  Minderwert,  bei  dem  der 
Käufer  noch  abnehmen  muß,  ist  auf  2  M.  pro 


*)  Der  Oberverwaltungsgerichtshof  stellte 
sich  durch  Urteil  v.  26.;X1.  1898  auf  den  Stand- 
punkt der  Behörde. 

*)  Vgl.  das  Nähere  bei  G  o  1  d  e  n  b  a  u  ni  a.  a.  0., 
Jahrg.  1901.  S.  254f. 

^)  Ihr  Wortlaut  ist  mitgeteilt  bei  Golden- 
baum a.  a.  0.,  Jahrg.  19Ü0,  S.  290. 


Tonne  festgesetzt.  Getreide  mit  größerem 
Ifinderwert  ist  von  der  Lieferung  ausgeschlossen. 
Bei  einem  Mehrwert  muß  der  Käufer  bis  zu  2  M. 
für  die  Tonne  vergüten,  aber  niemals  mehr. 
(Eine  Schädigung  der  Verkäufer  bedeutet 
dies  nicht,  weil  sie  die  wertvollere  Ware  im 
Wege  des  Lokogeschäfts  verkaufen  und  sich 
für  ihre  Lieferung? Verpflichtungen  durch  ein 
anderes  Lieferungsgeschäft  decken  können.)  Die 
typisch  bestimmte  Ware  ist,  wie  man  sieht,  so- 
viel wie  möglich  festgehalten.  Unter  10  Zentner 
=  eine  Tonne  kann  auch  in  der  Menge  nicht 
heruntergegangen  werden.^)  Dagegen  besteht 
ein  wesentlicher  Unterschied  gegenüber  dem 
ehemaligen  Börsentermingeschäft  darin,  daß  der 
nichtsäumi^e  Teil  die  ihm  bei  Verzug  des  anderen 
Teils  zustehenden  Rechte  nicht  mehr  sogleich 
beim  Ablaufe  der  Lieferungsfrist  geltend  machen 
kann,  sondern  dem  Säumigen  zunächst  zur  Be- 
wirkung  der  Leistung  eine  angemessene  Frist 
gemäß  §  326  Abs.  1  BGB.  gewähren  muß.«)  Die 
Geschäftsbedingungen  lauten  also  nicht  auf  eine 
festbestimmte  Lieferungszeit  und  fallen  deshalb 
aus  der' Begriffsbestimmung  des  §  48  B.G.  für 
die  Börsentermingeschäfte  heraus.  Auch  sind 
die  neuen  Geschäftsbedingungen  nicht  vom 
Börsenvorstand  erlassen,  sie  können  von  diesem 
nicht  erzwungen  werden,  selbst  die  Sachver- 
ständigen zur  Begutachtung  des  Getreides 
werden  nicht  vom  Börsenvorstand,  sondern  vom 
Verein  Berliner  Getreide-  und  Produktenhändler 
benannt  und  vereidigt.  Eine  Benutzung  der 
Börseneinrichtungen  (ausgenommen  des  Ge- 
bäudes) besteht  nicht,  wohl  aber  eine  amtliche 
Preisnotierung.  Bis  jetzt  hat  das  Reichsgericht 
in  seinen  Erkenntnissen  nicht  ausgesprochen, 
daß  ein  Börsentermingeschäft  auch  danu  vor- 
liegen könne,  wenn  die  Lieferungszeit  oder 
Lieferungsfrist  nicht  fest  bestimmt  ist.')  Immer- 
hin ist  man,  nachdem  sich-  das  Reichsgericht 
über  den  §  48  B.G.  (im  Widerspruch  zu  der 
in  den  Motiven  des  B.G.-Entwurfs  klar  aus- 
gesprochenen Absicht  des  Gesetzgebers)  einmal 
hinweggesetzt  hat,  dessen  nicht  sicher,  das 
Damoklesschwert  schwebt  über  der  Berliner 
Getreidebörse  auch  nach  ihrer  Wiederherstellung. 
Durch  die  rechtliche  Unsicherheit  wurde  das 
Zeitgeschäft  in  Getreide  an  der  Börse  sehr  ein- 
geschränkt, das  handelsrechtliche  Lieferungs- 
geschäft konnte  den  früheren  Verkehr  nicht 
wieder  bringen.  Die  Verengerung  des  Marktes 
hat  bewirkt,  daß  dem  Händler  die  Deckung 
erschwert  ist,  viele  benutzen  deshalb  ausländische 
Börsenplätze  hierzu.  Die  Outsiders  sollen  aller- 
dings so  gut  wie  gänzlich  die  Börse  meiden. 
Die  Berliner  Produktenbörse  ist  infolge  ihrer 
Schwächung  immer  mehr  von  den  amerikanischen 
abhängig  geworden.  Die  Absicht,  die  der  Reichs- 


')  Als  Norm  werden  stillschweigend  30  Tonnen 
festgehalten. 

*)  Die  Berliner  Börsenhändler  machen  unter 
sich  aber  keinen  Gebrauch  davon. 

«)  In  dem  Urteil  v.  25.  X.  1899  wird  zwar 
die  vertragsmäßige  Vereinbarung  einer  Nach- 
frist für  unerheblich  erklärt,  aber  in  dem  kon- 
kreten Falle  handelte  es  sich  nicht  um  eine 
nach  den  Umständen  des  Falles  angemessene, 
sondern  um  eine  von  vornherein  festbestimmte 
Nachfrist  von  zwei  Tagen. 
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tag  mit  dem  Verbot  des  Tenningeschäfts  be- 
zweckte, nämlicb  die  Beseitigung  des  Preis- 
drucks, wurde  unter  der  Herrschaft  der  alten 
Zollsätze  nicht  erreicht.  Zwar  ist  richtip:,  daü 
der  Terminhandel  den  Import  von  Getreide  er- 
leichtert, indem  er  dem  Importeur  ermöglicht, 
sich  gegen  das  Risiko  sofort  zu  decken,  auch 
ist  zweifellos,  daß  der  Terminhandel  erst  recht 
den  Eontakt  mit  dem  Welthandel  und  dem 
Weltmarktpreis  herstellt.  Aber  ebenso  dürfte 
außer  Zweifel  stehen,  daß  das  Verbot  des 
Terminhandels  den  Kaufmann  auch  im  Inlands- 
verkehr  oft  nötigt^  das  höhere  Risiko  durch 
Bieten  geringerer  Freise  auszugleichen.*)  Seit 
der  Verkümmerung  des  Terminhandels  in  Berlin 
stand  der  Preis  wiederholt  längere  Zeit  nied- 
riger als  der  Weltmarktpreis.^) 

Femer  ist  sicher,  daß  die  Spekulation  ebenso 
ferne  ä  la  bausse  wie  ä  la  baisse  spekuliert. 
In  den  70er  Jahren  überwog  noch  durchaus  in 
Amerika  die  Haussespekulation.  1891/92,  wo 
die  Weizenemte  in  einem  großen  Teil  der  Welt 
eine  schwache  war,  ging  die  Hausse  au  den 
europäischen  Börsen  schon  vor  der  Ernte  vor 
und  hielt  den  Preis  hoch  bis  Februar,  1897 
setzte  das  Stei^n  der  Getreidepreise  abermals 
zuerst  an  den  JBörsen  in  Wien,  Budapest  und 
Paris  ein.  Wenn  die  Baissespekulation  so  oft 
überwiegt,  so  liegt  der  Grund  in  dem  Ueber- 
an^ebot  und  der  infolgedessen  größeren  Chance, 
bei  der  Baissespekulation  zu  gewinnen.')  Andere 
Produkte,  die  nicht  im  Termin  gehandelt  werden, 
sind  ebenso  und  noch  stärker  gesunken  als  Getreide. 
Die  Hoünung  des  Reichstags  —  er  forderte  so- 
gdx  die  Reichsregierung  zu  Verhandlungen  in 
dieser  Ricbtune  mit  auswärtigen  Staaten  auf  — , 
daß  man  im  Ausland  den  Börsenterminhandel 
in  Getreide  auch  aufhebe,  scheint  sich  nicht  zu 
Terwirklichen;  bis  jetzt  ist  nur  Oesterreich  ge- 
folgt, dagegen  hat  London  das  Termingeschäft 
sogar  neu  eingeführt. 

Die  vielen  im  Gefolge  des  Börsengesetzes 
zutage  getretenen  Mißlichkeiten  und  die  darüber 
entstandenen  Klagen  veranlaßten  am  19./II.  1904 
die  Reichsregierung,  einen  Entwurf  betr.  die 
Aenderung  des  Abschnitts  IV  des  Börsengesetzes^) 
vorzulegen,  welcher  wenigstens  in  etwas  eine 
Bessemnj^  zu  erzielen  suchte.  Danach  sollen  den 
Begistereinwand  für  sich  nicht  erheben  können 
die  Kaufleute,  die  in  das  Handelsregister  ein- 
getragen sind,  sowie  diejenigen,  die  zur  ange- 
gebenen Zeit  oder  früher  berufsmäßig  Börsen- 
oder Bankiergeschäfte  betrieben  oder  eine  Börse 


*)  Vgl.  St.  V.  Tisza,  Ungarische  Agrar- 
politik 1897.  T.  führt  auch  den  Nachweis,  daß 
mfolge  des  Terminhandels  in  Budapest  die  Ge- 
treidepreise des  Augusts  (also  unmittelbar  nach 
der  Ernte)  immer  mehr  denen  des  Novembers 
sich  näherten;  vgl.  auch  Crosby  Emery, 
Spekulation  etc.,  S.  126. 

*)  Wermert,  Börse  etc.  1904,  S.  252. 

•)  Ueber  die  besonderen  Gründe  der  über- 
wiegenden Baissetendenz  an  den  amerikanischen 
Getreidebörsen  vgl.  Schumacher  in  Jahrb. 
f.  Nat  u.  SUt.,  3.  F.,  Bd.  11  (1896),  S.  240  f. 
und  209  f. 

*)  Eh-ucks.  des  Reichstags,  11.  Legislatur- 
periode, I.  Session  1903/4,  Nr.  244. 


nicht  bloß  vorübergehend  besucht  haben,  auch 
wenn  sie  nicht  in  das  Börsenregister  eingetragen 
sind ;  ist  der  Gefifenkontrahent  nicht  eingetragen, 
so  können  sie  die  Erfüllung  nach  wie  vor  ver- 
weigern; ebenso  können  sie  Ansprüche  aus 
ßörsentermingeschäften  mit  Erfolg  nur  geltend 
machen,  wenn  sie  zur  Zeit  des  Geschäftsab- 
schlusses in  das  Börsenregister  eingetragen  sind. 
Die  Eintragung  in  das  Börsen refi:ister  soll  er- 
leichtert werden,  indem  die  Gebühr  für  die 
erstmalige  Eintragung  von  150  auf  20  und  die 

Jährliche  Emeuerungsgebühr  von  25  auf  10  M. 
lerabgesetzt  wird. 

Schriftlich  und  ausdrücklich  abgegebene 
Schuldanerkenntnisse  sollen  schlechthin  rechts- 
wirksam und  eine  Beanstandung  von  Börsen- 
termingeschäften nur  sechs  Monate  (nicht 
wie  letzt  30  Jahre)  lang  möglich  sein, 
Sicherheiten  nicht  zurückgefordert  werden 
können,  wenn  sie  unter  genauer  Bezeichnung 
der  verpfändeten  Werte  schriftlich  zur  Deckung 
von  Verlusten  aus  Börsentermingeschäften  be- 
stellt sind,  endlich  Forderungen  ans  Börsen- 
termingeschäften, denen  der  Registereinwand 
entgegensteht,  wenigstens  zur  Aufrechnung 
gegen  Verbindlichkeiten  aus  anderen  Börsen- 
termingeschäften mit  derselben  Partei  ver- 
wendet werden  dürfen.  Die  Vorschriften  über 
Zahlungen ,  Anerkenntnisse ,  Weigerungsfrist. 
Sicherheitsleistungen  und  Aufrechnung:  sollen 
nicht  nur  fifegenüber  dem  Registereinwande, 
sondern  auch  gegenüber  dem  Dmerenzeinwand 
(aus  §  764  BGB.)  Anwendung  finden  und  auch 
bei  börsenmäßigen  Termingeschäften  in  Waren 
und  Wertpapieren  gelten,  in  denen  der  Börsen- 
terminhandel untersagt  ist.  Endlich  sollen,  um 
den  Produktenbörsen  in  ihrer  jetzigen  Gestalt 
Sicherheit  gegen  die  ausdehnende  Rechtsprechung 
des  Reichsgerichts  gewähren  zu  können,  Kauf- 
oder sonst^e  A^ischafifungsgeschäfte  in  Waren, 
die  zwischen  Erzeugern,  Verarbeitern  und  be- 
rufsmäßigen Händlern  der  betreffenden  Waren 
nach  Bedingungen  abgeschlossen  sind,  die  der 
Bundesrat  genehmigt  hat,  nicht  als  Börsen- 
termingeschäfte gelten. 

Zu  einem  Gesetz  ist  es  infolge  des  frühzeitigen 
Schlusses  des  Reichstaj^es  nicht  gekommen,  auch 
hat  schon  die  Kommission  die  Vorschläge  der 
Reichsregierung  sehr  eingeschränkt  und  modi- 
fiziert.») 

Im  Ausland  hat  in  neuerer  Zeit  die  Gesetz- 

febung  sich  ebenfalls  mit  den  Termingeschäften 
eschäftigt.  Das  Züricher  G.  v.  31./V.  1896 
untersagt  §  10:  Käufe  oder  Verkäufe  über  Wert- 
papiere auf  Zeit  (Termingeschäfte)  abzuschließen 
mit  öffentlichen  Beamten  und  Angestellten  im 
Kanton  Zürich,  die  zur  Leistung  einer  Amts- 
kaution verpflichtet  sind,  mit  Ueschäftsange- 
stellten  ohne  schriftliche  Bewilligung  der  Ge- 
schäftsinhaber, mit  Personen,  deren  Identität 
vom  Beauftr£^^^ten  in  vorsätzlicher  oder  fahr- 
lässiger Weise  nicht  zuvor  festgestellt  wird  oder 
deren  Mittellosigkeit  bzw.  Zahlungsunfähigkeit 
bei  Entgegennahme  des  Auftrages  dem  Beauf- 

*)  Die  Gegenüberstellung  des  Textes  der 
Beschlüsse  der  Kommission,  des  Entwurfs  der 
Reichsregierung  und  des  noch  geltenden  (lesetzes 
ist  auch  mitgeteilt  bei  0.  Warschauer,  Die  Re- 
form des  Börsenges.  in  Deutschland,  Conrads 
Jahrb.  3.  Folge,  Bd.  30  (1905)  S.  459. 
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tragten  bekannt  ist  oder  bei  gehöriger  Sorgfalt  geschäfte  nnd  Termingeschäfte  zugelassen.  Die 
bekannt  sein  könnte.  Ebenso  ist  untersagt,  für  letzte  Art,  welche  den  Hanptteil  der  Geschäfte 
die  bezeichneten  Personen  mit  Dritten  Termin-  bildet,  ist  nur  an  der  Börse  selbst  erlaubt.  Als 
geschäfte  abzuschließen.  §  11:  Wer  die  Not-  Termin  kann  das  Ende  des  laufenden,  nächsten 
läge,  die  Verstandesschwäche,  den  Leichtsinn  oder  dritten  Monats  bestimmt  werden.  Beim 
oder  die  Unerfahrenheit  eines  anderen  benutzt,  Liefernngsgeschäft  kann  irgend  eine  Zeit,  die 
um  mit  ihm  oder  für  ihn  ein  Geschäft  in  Wert-  nicht  1^  Tage  überschreitet,  als  Liefenings- 
papieren  abzuschließen,  wird  nach  §  42  (abge-  termin  bestimmt  werden.  Ueber  die  Haftung 
sehen  von  allfälliger  Schadenersatzpflicht)  mit  der  Makler  siehe  oben  S.  504. 
Polizeibuße  bis  auf  6000  Frcs.  (wozu  ey.  noch  jo.  Das  Kommissionsgeschäft  und  der 
Gefängnis  tritt)  bestraft  falls  nicht  die  Be-  ßörsenhandel.  Sowohl  bei  Kassen-  als 
rTnSutg'^^^^^^  ScÄ  Termingeschäften  geschieht  die  Beteiligung 
kann  die  Aufhebung  des  Geschäftes  verlangen.  ?es  nicht  zu  dem  engeren  Kreise  der  Borsen- 
Das  Baseler  G.  v.  8./IV.  1897  bedroht,  besucher  gehöngen  Publikums  am  Börsen- 
ähnlich wie  das  Züricher,  diejenigen  mit  Strafe,  handel  größtenteils  durch  Kommission.  In 
welche  Termin-  und  Prämiengeschäfte  mit  öffent-  der  Provinz  gibt  man  einem  Bankier  einen 
liehen  Beamten  usw.  abschließen  (§  29);  femer  Kauf-  oder  Yerkaufsauftrag,  dieser  gibt  ihn 
ieden,  „der  wissentlich  oder  grobfahrlässi^ falsche  weiter  an  einen  Bankier  am  Börsenplatz, 
^achnchten  verbreitet,  die  geeigjnet  sind,  die  ^^^^^^  ^^^^^^  j^n  an  der  Börse  aus. 

z^rAbi^Linrn^^^^^^^^^^  ..  ^^.rf  ?r  ;;•  t'  t^r'"^.>"- 

zumuntern,  durch  Abschluß  von  Schein geschäften  könunhch  gleichzeitig Eigenhändler  und  Kom- 

die  Kurse  beeinflußt,  in  gewinnsüchtiger  Ab-  missionäre,  dagegen  handelt  m  England  und 

sieht  andere  unter  Benutzung  ihres  Leichtsinns  Amerika  der  „banker''  nur  kommissionsweise, 

oder  ihrer  Unerfahrenheit  zum  Abschluß   von  der  „merchant"  macht  Propregeschäfte.    Der 

Spekulationsgeschäften,  die  nicht  zu  ihrem  Ge-  Bankier  besucht  in  London  überhaupt  nicht 

Werbebetrieb  gehören,  verleitet"  (§  28).    „Die  ^q  Börse,  an  seine  Stelle  tritt  der  broker. 
Zuladung,  von    Wertpapieren    zum    Termin-         Die  Kommissionäre  bezw.  Bankiers  haben 

und  Prämienbandel  ist  von  einem  eiubezahlten  •    ■n^^+cs/.Viionri  xri/^ifo/^K  ;«  ^x^^;  T?i/>Uf,,r.«..^n 

Aktienkapital  von  mindestens  ö  Mill.  Frcs.  ab-  ]^  Deutschland  vielfach  m  zwei  Richtiingen 

hängig;   der  Lieferungstermin  darf  in  keinem  »rund  zur  Klage  gegeben    einmal  dadurch, 

Fall  über  das  Ende  des  folgenden  Monats  hinaus  daß  sie  m  der  Sucht  nach  Provisionen  und 

festgesetzt  werden;  aus  wichtigen  Gründen  kann  sonstigen  Gewinnen  die  der  Börse  fern  stehen- 

die  Sörsenkommission  diesen  Tennin  reduzieren  den  Leute  zu  Spekulationen  an-  und  ver- 

oder   für   einzelne   Wertpapiere   Termin-  und  leiteten,  ferner  dadurch,  daß  sie  melir  und 

Prämiengeschäfte   zeitweise  ganz   untersagen;  mehr  in  ihrer  Stellung  zu  ihren  Kommittenten 

Prolongationen  von  Termingeschäften  sind  je-  i„   ^ine  schiefe  Lage  gerieten.     In  ersterer 

^ÄJ?r:.L"L^A"f5^fi  ^^„irr^f^-  Hinsicht  hat  das  deutsche  Gesetz  durch  das 


S.  270);  den   französischen  Gesetzentwurf,  beugen,  in  zweiter  Hinsicht  dagegen  teils  durch 

betr.  strafrechtlicher  Verfolgung  von  betrüge-  Regelung  des  Depotwesens  (s.  dieses),   teils 

risehen  Preßreklamen  für  Finanzzwecke  v.  28./IL  durch NeuordnungihrerKommissionspflichten 

1893  (Beil.  zu  d.  Ber.  der  BEK.    „Die  haupt-  eine  Besserung  herbeizuführen  gesucht 
sächlichsten  Börsen  usw.«  S.  160)  und  die  Be-         Die  Stellung  des  Kommissionärs  hat  sich 

w^Z^  Hif  fw  l'^a^f  t?HÄ^"^^^^^^  m.  ähnlich  wie  dfe  des  Maklers  im  Laufe  der 
Waren,  die  aber  im  Sand  verlief  (Sayous,  Die  ry  ..  ,  ,  ■l^  •  li.  unr»  /4_i.  o-^\ 
Reorganisation  der  französischen  Produkten-  und  Zeit  verschoben.  Das  im  alten  HGBj Art.  3. 6) 
Warenbörsen,  Conrads  Jahrbücher  f.  Nationalök.  zugelassene  Recht  des  Selbsteintritts  ist  die 
u.  Statist.  3.  Folge  16  (1898)  S.  808 fg.);  die  Regel  geworden,  ja  im  Produktentermin- 
Anti-option-Bewegung  in  den  Vereinigten  handel  war  der  Kommissionär  juristisch  be- 
Staaten von  Amerika  (Schumacher  in  reits  Eigenhändler,  insofern  er  auf  Grund 
Jahrb.  f.  Nat,  3.  Folge  Bd.  11,  1896,  S.  226 fg.,  eigener  fester  Anstellungen  nach  auswärts 
das  Referat  von  Kanitz  in  der  Beil.  z.  BEK.,  handeltet 

Fni'^V^w.filtff  n  ?vü  ?^r^/''''^'*'^  Der  Selbsteintritt  erleichtert  beim  7ai^ 
l^ZlA't'^Z:^^^^^  sammentreffen  gleichartiger  Auft^e  die 
p.  195 fg.).  Die  Bewegung  in  Oesterreich  Kechnungsiegung,  ermöglicht  es,  Aufträge, 
(Bunzel,  Der  Terminhaudel ,  seine  Volkswirt-  ^ie  sich  gegenseitig  decken,  durch  Kom- 
sehaftliche  Bedeutung  und  Reform,  in  der  Zeitsehr.  pensation  zur  Ausführung  zu  bringen;  hat 
f.  Süzialp.  u.  Verw.  VI,  1897,  S.  385  fg.),  hat  zu  der  Kommissionär  selbst  einen  entsprechen- 
dem G.  V.  4./I.  1903  geführt,  welches  die  den  Bestand  von  Waren  oder  Effekten,  wäre  die 
Börsentermingesehftfte  in  Getreide-  und  Mühlen-  Ausführung  durch  Bechtsgeschäft  mit  einem 
fabrikaten  sehr  wirksam  unterdrückt.  (Dasselbe  nriftpn  oft  mir  pinp  7Pi^anbpndp  und  mit 
ist  mitgeteilt  Wiener  Zeitung  vom  10,1.  \d(X%  ^"^^^"  ^^   "^^  ^^°^  zeitraubenüe  unü  mit 

in  französ.  Uebersetzung  im  Sülle tin  de  Statist.  

et   de  legislation  compar^e  März  1903  S.  453).         M  Ueber  diese  Anstellungen  vgl.  K.  Wie  den - 

In  Japan  sind  dagegen  nach  dem  G.  v.  S.^III.  feld,  Der  deutsche  Getreiaehandel,  in  Jahrb.  f. 

1893    an   der  Börse   Bargeschäfte,   Lieferungs-  Nationalök.,  3.  Folge  Bd.  7  (1894)  S.  202  fg. 
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Mehrkosten  verbundene  Belästigung.  Diei 
Kommittenten  wollen  mit  einem  Dritten  in 
der  R^el  nichts  zu  tun  haben,  sie  wollen ' 
vom  Kommissionär  unmittelbar  bedient  sein ' 
und  möglichst  schnell  die  Sicherheit  haben,  j 
daß  und  zu  welchem  Preise  das  Gescliäft ; 
zum  Abschluß  gelangt  ist :  an  der  Börse ' 
wird  aber  die  sofortige  Ausführung  des  Auf- 
trages nicht  immer  möglich  sein  oder  den 
Preis  nach  der  für  den  Kommittenten  un- 
günstigen Richtung  wesentlich  beeinflussen. 
Andererseits  ist  nicht  zu  verkennen,  daß 
der  Selbsteintritt  die  Handhabe  zur  Uebervor- 
teilung  der  Auftraggeber  gibt;  durch  den 
Selbsteintritt  wird  der  Kommissionär  Gegen- 
kontrahent des  Kommittenten,  aus  einer  Ver- 
tmuensperson  desselben  wird  er  ein  In- 
teressierter ;  die  Aussicht,  das  Gut  für  eigene 
Rechnung  liefern  oder  übernehmen  zu  dürfen, 
kann  für  den  Kommissionär  ein  Anreiz 
werden,  Ratschläge  zu  erteilen,  die  mehr 
sein  als  des  Kommittenten  Interesse  be- 
rücksichtigen; der  Selbsteintiütt  in  ein  Spe- 
kulation.sgescbäft  kann  zu  einem  Spekulieren 
des  Kommissionärs  auf  Kosten  des  Auflrag- 
frebei*s  Anlaß  geben,  namentlich  bieten  die 
Xachschüsse  das  Mittel,  den  Kommittenten 
aus  dem  Engagement  zu  werfen;  auch  der 
Verdunklung  des  Abrechnungs Verhältnisses 
und  dem  sog.  Kursschnitt  sowie  dem  Speku- 
lieren auf  dem  Rücken  des  Kommittenten 
wird  Vorschub  geleistet^) 

Beispiele    für    diese    Manipulationen,     wie 
sie    früher    vorkamen,     sind     folgende:     Der 
Kommittent   hatte   den   Auftrag    zum   Ankanf 
per    ultimo    von    100000   M.    Harpener    Berg- 
werksaktien   gegeben;    der  erste   Kurs   setzte 
mit  188  ein,  ging  auf  139,  dann  auf  140,  um 
schließlich  wieder  auf  189  anzukommen ;  war  der 
Bankier  in  der  Lage,  aus  seinen  eigenen  Beständen 
die  Papiere  zu  liefern,  so  konnte  er  dem  Kunden 
den  höchsten  Kurs  anrechnen  und  zu  diesem  als 
Verkäufer  auftreten ;  oder  der  Bankier  kaufte  in 
Ausführung  des  Auftrages  zu  188  und  setzte  dem 
Kunden  den  späteren  Kurs  von  140  in  Rechnung, 
indem  er  zu  diesem  „Börsenpreis"  als  Selbst- 
kontraheut    an     den    Kunden    verkaufte;     er 
^.schnitt"  am  Kurs ;  oder  er  kaufte  telephonisch 
in  Frankfurt  zu  189,  um  sofort  in  Berlin  als 
Selbstkontrahent  zu  140  an  den  Kunden  weiter 
zu  verkaufen ;  oder  er  kaufte  sofort  bei  Beginn  i 
der  Börse  von  einem  Dritten  und  wartete  nun  ! 
die  weitere  Kursentwicklung  ab ;  fiel  der  Kurs,  l 
w)  berechnete  er  eben  den  von  ihm  gezahlten 
Kurs :  stieg  dagegen  der  Kurs,  so  verkaufte  er ' 
die  zu  188  gekauften  Harpener,  sobald  der  Kui^  i 
anf  140  gegangen  war,  an  einen  anderen  Bankier  ; 
nnd  kaufte  wieder  in  Ausführung  des  Auftrages  i 
seinem  Kunden  ebenfalls  zu  140. 

Das  deutsche  BOrsengesetz  bezw.  HGB. ; 
l>e*trebt   sich,    die    Vertrauensstellung    des 


Kommissionärs  sonel  wie  möglich  festzuhalten 
und  die  Schädigung  der  Kommittenten  zu 
beseitigen.^)  Vor  allem  sucht  es  Klarheit 
zu  schaffen,  ob  im  konkreten  Fall  Selbst- 
eintritt des  Kommissionäi-s  vorliegt  oder 
nicht.  Das  Gesetz  bricht  mit  der  früheren 
Praxis,  nach  der  der  Kommissionär  sich  so- 
gar ei'st  im  Prozeß  auf  die  eine  oder  die 
andere  Art  der  Ausfülirung  berufen  konnte. 
Jetzt  ordnet  §  405  des  HGB.  an:  Erklärt 
der  Kommissionär  bei  der  Anzeige  von  der 
Ausfühnmg  des  Auftrages  nicht  ausdrücklich, 
daß  er  selbst  eintrete,  so  gilt  dies  als  Er- 
klärung, daß  die  Ausfüiunmg  durch  Abschluß 
des  Geschäfts  mit  einem  Dritten  fürBechnung 
des  Kommittenten  erfolgt  sei. 

Danach  braucht  also  der  Kommittent  den 
Kommissionär  nicht  mehr  als  Käufer  oder 
Verkäufer  anzunehmen,  wie  es  früher  der 
Fall  war,  wenn  der  Kommissionär  mit  der 
Ausfühnmgsanzeige  nicht  den  Selbsteintritt 
erklärt  hatte.  Eine  Vereinbarung  zwischen 
dem  Kommittenten  und  dem  Kommissionär, 
daß  die  Erklärung  darüber,  ob  der  Auftrag 
durch  Selbsteiutritt  oder  durch  Abschluß 
mit  einem  Dritten  erledigt  sei,  über  den 
Tag  der  Ausführungsauzeige  hinaus  auf- 
geschoben werden  dürfe,  ist  ungültig  (HGB. 
§  405,  Abs.  2).  Zidässig  ist  aber  nach  den 
Motiven,  daß  der  Kommissionär,  sei  es  bei 
dem  einzelneu  Gescliäft,  sei  es  ein  für  alle- 
mal mit  seinem  Aufti-aggeber  vereinbart,  er 
weitle  vorbehaltlich  der  Erklänmg  des  Gegen- 
teils als  Selbstkontrahent  ausführen.  Wider- 
ruft der  Kommittent  die  Kommission  und 
geht  der  Widerruf  dem  Kommissionär  zu, 
bevor  die  Ausführungsanzeige  zur  Absendung 
abgegeben  ist,  so  steht  dem  Kommissionär 
das  Recht  des  Selbsteintritts  nicht  melir  zu 
(HGB.  §  405,  Abs.  3). 

Das  Selbsteintrittsrecht  ist  übrigens  nur 
möglich  bei  Wai*en,  welche  einen  Börsen- 
oder Marktpreis  haben  und  bei  Wert- 
l)apieren  nur,  wenn  der  Börsen-  oder  Markt- 
preis amtlich  festgestellt  wird  (HGB. 
§  4<J0  Abs.  1);  diese  Beschränkung  gründet 
sich  auf  die  Anschauung,  daß  bei  amtlicher 
Pi-eisfeststellung  der  Kommittent  den  vom 
Kommissionär  berechneten  Preis  leichter  auf 
seine  Richtigkeit  und  Berechtigung  hin  prüfen 
kann :  auch  will  man  durch  diese  Bestimmung 
erreichen,  daß  die  Börsen  von  selbst  die 
amtliehe  Feststellung  des  Preises  bei  Wert- 
papieren anstreben. -J 


M  Vgl.  den  RiedlingsprozeL*  in  Wien  (Berl. 
Tagebl.  v.  l./VI.  18%,  No.  274);  femer  E u de- 
in a  n  n ,  Das  moderne  Börsenkommiäsionsgeschäft 
im  Effektenverkehr,  Berlin  1895  S.  14  f. 


*)  Die  §§  70—74  des  B.G.  waren  dem 
Kommissionsgeschäft  ge>^idmet.  Art.  14  des 
Einftthrungstfesetzes  zum  HGB.  v.  lO./V.  1897 
bestimmte,  daß  mit  Inkrafttreten  des  neuen 
HGB.  (im  Jahr  leOJ)  die  §JJ  70—74  des  Börsen- 
gesetzes wegfallen;  es  traten  damit  die  be- 
züglichen v^§  des  neuen  HGB.  an  ihre  Stelle. 

*)  Eine  amtliche  Preisfeststellung  findet  über- 
haupt nicht  statt  bei  Wertpapieren,  deren  Zu- 
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Macht  der  Bankier  als  Kommissionär  von 
dem  Selbsteintritt  Gebrauch,  so  ist  seine 
Pflicht,  Rechenschaft  über  die  Abschließung 
des  Kaufs  oder  Verkaufs  zu  geben,  auf  den 
Nachweis  beschränkt,  daß  bei  dem  berechneten 
Preise  der  zur  Zeit  der  Ausführung  des  Auf- 
trages bestehende  Börsen-  oder  Marktpreis 
eingehalten  ist  (HGB.  §  400  Abs.  2).  Da 
aber  der  Akt  des  Selbsteintritts  auf  dem 
innerlichen  Entschluß  des  Kommissionärs, 
als  Selbstkontrahent  aufzutreten,  beruht  und 
demnach  eine  äußere  Kimdgebung  der  Be- 
tätigung dieses  Entschlusses  fehlt,  kann  der 
Kommittent  nur  dann  kontrollieren,  ob  der 
zur  Zeit  der  Ausfühnuig  des  Auftrages  be- 
stehende Börsenpreis  seitens  des  Bankiers 
innegehalten  worden  ist,  wenn  gesetzlich 
festgelegt  ist,  welcher  Zeitpunkt  im  Falle 
des  Selbsteintritts  maßgebend  sein  soll.  Des- 
halb bestimmt  der  §  400  Abs.  2  des  HGB. 
des  weiteren:  Als  Zeit  der  Ausführung  gilt 
der  Zeitpunkt,  in  welchem  der  Kommissionär 
die  Anzeige  von  der  Ausführung  behufs  der 
Absendung  an  den  Kommittenten  abge- 
geben hat. 

Um  nun  aber  zu  verhindern,  daß  der 
Kommissionär  durch  verzögerte  Absendung 
der  Alisführungsanzeige  doch  auf  dem  Kücken 
des  Kommittenten  spekuliert,  sind  folgende 
Kautelen  getroffen :  1.  Wird  bei  einem  Auf- 
trage, der  während  der  Börsen-  oder  Markt- 
zeit auszuführen  war,  die  Ausführungsanzeige 
erst  nach  dem  Schlüsse  der  Börse  oder  des 
Marktes  zur  Absend ung  abgegeben,  so  darf 
der  berechnete  Preis  für  den  Kommittenten 
nicht  ungünstiger  sein  als  der  Preis,  der 
am  Schlüsse  der  Börse  oder  des  Marktes 
bestand  (HGB.  §  400  Abs.  3).  2.  Bei  Auf- 
trägen zu  bestimmten  Kursen  (erstem  Kurs, 
Mittelkurs,  letztem  Kurs)  ist  der  Kommissionär 
ohne  Rücksicht  auf  den  Zeitpunkt  der  Ab- 
eendung  der  Ausführungsanzeige  berechtigt 
und  verpflichtet,  diese  Kuree  dem  Kom- 
mittenten in  Rechnung  zu  stellen  (HGB. 
(§  400  Abs.  4).  3.  Bei  Wertpapieren  und 
Waren,  für  welche  der  Börsen-  oder  ]^Iarkt- 
preis  amtlich  festgestellt  wird,  kann  der 
Kommissionär  im  Falle  der  Ausfühnmg  des 
Auftrages  durch  Selbsteintritt  dem  Kommit- 
tenten keinen  ungünstigeren  Preis  als  den 
amtlich  festgestellten  in  Rechnung  stellen 
(HGB.  §  400  Abs.  5).  Wohl  aber  kann  der 
Kommittent  unter  Umständen  die  Bei-echnung 
eines  günstigeren  Preises  verlangen.  Der 
§  401  des  HGB.  bestimmt  ausdrücklich: 
Auch  im  Falle  der  Ausführung  eines  Auf- 
trages durch  Selbsteintritt  muß  der  Kom- 


lassnng  zum  Börsenhandel  nicht  beantragt  oder 
abgelehnt  worden,  ferner  aber  auch  bei  den 
Wertpapieren,  deren  Preise  amtlich  notiert 
werden,  für  die  Zeit  des  inoffiziellen  Verkehrs, 
also  z.  B.  in  Berlin  von  2—3  Uhr. 


missionär,  wenn  er  bei  Anwendung  pflicht- 
mäßiger Sorgfalt  den  Auftrag  zu  einem 
günstigeren  als  dem  nach   §  400  sich  er- 

fjbenden  Preise  ausfüliren  konnte,  dem 
ommittenten  den  günstigeren  Preis  in 
Rechnung  stellen  (HGB.  §  401  Abs.  1).  Hat 
der  Kommissionär  vor  Absendung  der  Aus- 
führungsanzeige aus  Anlaß  des  erteilten 
Auftrages  an  der  Börse  oder  am  Markte  em 
Geschäft  mit  einem  Dritten  abgesjchlossen, 
so  darf  er  dem  Kommittenten  keinen  un- 
günstigeren als  den  hierbei  vereinbarten 
Preis  berechnen  (HGB.  §  401  Abs.  2).  Diese 
Bestimmungen  (HGB.  §  400  Abs.  2—5  und 
§  401)  stellen  zwingendes  Recht  dar,  sie 
können  nicht  dm*ch  Vertrag  der  Parteien 
zum  Nachteile  des  Kommittenten  abgeändert 
werden  (HGB.  §  402).  Durch  ihre  Ver- 
letzung setzt  sich  der  Kommissionär  nicht 
nur  einer  ehrengerichtlichen  Ahndung  (B.G. 
§  10),  sondern  auch  strafgerichtlicher  Ver- 
folgung aus.  Nach  §  79  des  B.G.  wird  ein 
Kommissionär,  welcher,  um  sich  oder  einem 
Dritten  einen  Vennögensvorteil  zu  verschaffen, 
1.  das  Vermögen  des  Kommittenten  dadurch 
beschädigt,  daß  er  hinsichtlich  eines  abzu- 
schließenden Geschäfts  wider  besseres  Wissen 
unrichtigen  Rat  oder  unrichtige  Auskunft 
erteilt,  oder  2.  bei  der  Ausführung  eines 
Auftrages  oder  bei  der  Abwickelung  eines 
GeschÖts  absichtlich  zum  Nachteile  des 
Kommittenten  handelt,  mit  Gefängnis  be- 
straft; neben  der  Gefängnisstrafe  kann  auf 
Geldstrafe  bis  zu  3000  M.  sowie  auf  Verlust 
der  bürgerlichen  Ehrenrechte  erkannt  werden. 
Sind  mildernde  Umstände  vorhanden,  so  kann 
ausschließlich  auf  Geldstiafe  erkannt  werden. 
Der  Versuch  ist  strafbar  in  den  Fällen  der 
Ziff.  1. 

Gegen  diese  Ordnung  vgl.  die  Darlegung  der 
Frankfurter  Handelskammer  in  der  Petition  vom 
23./X1I.  1895  im  Jahresbericht  der  Handels- 
kammer pro  1895,  Anhang  S.  71  f.  Was  die 
Wirkung  anlangt,  so  äußert  der  Jahresbericht 
der  Frankfurter  Handelskammer  pro  1896  S.  61 
sich  dahin,  ^daß  die  neuen  Bestimmungen  auf  die 
Praxis  des  Börsengeschäftes  fast  gar  keinen  Ein- 
fluß ausgeübt  haben,  einfach  weil  es  für  den  Kom- 
missionär praktisch  unausführbar  ist,  sich  gegen 
Schaden  durch  sofortige  telegraphische  Verstän- 
digung des  Kommittenten  zu  decken.  Eine  solche 
findet  ebenso  selten  statt  wie  früher,  allerdinp 
würde  nur  bei  chikanösem  Vorgehen  aes  Kommit- 
tenten der  Kommissionär  auf  Grund  der  neuen  Ge- 
setzesbestimmungen leicht  zu  Schaden  kommen 
können ;  allein  er  riskiert  lieber  diesen  vielleicht 
einmal  vorkommenden  Schaden  als  die  täglich 
möglichen  Differenzen  bei  sofortigen  tele- 
^raphischen  Mitteilungen,  die  doch  nicht  mit 
der  beständigen  Bewegung  des  Preisstandes  ^nau 
übereinstimmen  können  und  die  der  Kommittent 
auch  —  zur  Wahrung  des  Geheimnisses  seiner 
geschäftlichen  Angelegenheiten  und  zur  Er- 
sparung der  Telegramm  kosten  —  vermieden 
wissen  will"*. 

Auch  ist  zweifellos,  daß  die  Beseitigung  des 
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ja  gewiß  zu  verarteilenden  Knrsschnittes  mehr 
die  kleinen  als  die  großen  Banken  getroffen  hat; 
die  kleineren  konnten  oft  von  der  geringen 
Provision  nicht  leben  nnd  snchten  deshalb  noch 
durch  den  Eorsschnitt  zu  verdienen.  Die  großen 
Bankiers  brancheu  nicht  zu  schneiden,  da  die 
zahlreichen  Geschäfte,  die  sie  „in  sich''  macheu, 
d.  h.  kompensieren  können,  ihnen  erheblichen 
Nutzen  abwerfen ;  sie  können  auch  nicht  schneiden, 
insoweit  sie  mit  größeren  Häusern  arbeiten,  die 
durch  Verteilung  ihrer  Aufträge  die  Möglichkeit 
haben,  die  Ausführung  derselben  genau  zu  kon- 
trollieren. 

Das  Ausland  zeigt  auch  Neigung  nach 
Regelung  der  vorwürfigen  Frage.  Das  Züricher 
G.  V.  31./V.  1896  verlangt  in  §  6,  daß  in 
der  Schlußnote  angegeben  werde,  ob  der  Auf- 
trag durch  Selbsteintritt  oder  in  Kommission 
ausgeführt  worden  sei.  In  letzterem  Falle  ist 
der  Auftraggeber  berechtigt,  die  Vorweisung  der 
bezüglichen  Abschlußdokumente  zwischen  dem 
Vermittler  und  dem  Dritten  zu  verlangen.  Das 
Baseler  G,  v.  S./TV.  1897  bedroht  in  §  28  mit 
Geldbuße  oder  Gefängnis  den,  der  „als  Kom- 
missionär bei  Abwickelung  eines  Geschäfts  ab- 
sichtlich zum  Nachteile  des  Auftraggebers 
handelt." 

11.  Die  Zukunft  der  ßorse.  Es  ist 
nicht  unmöglich,  daß  die  Bedeutung  der 
Fondsbörsen  in  Zukunft  abnimmt.  Die 
wachsende  Konzentration  im  Bankwesen  ist 
ihr  abträglich.  Bei  den  grosen  Banken 
strömen  so  viele  Kauf-  und  Yerkaufsaufträge 
zusammen,  daß  sie  dieselben  in  weitem 
Maße  kompensieren  können ;  es  kommen  nur 
die  nicht  kompensierbaren  Beträge  an  die 
Börse,  das  Marktmaterial  wird  geringer. 
Schließlich  kann,  wenn  die  Kapitalkonzen- 
tration im  Bankgewerbe  so  weit  gediehen 
ist,  daß  es  nur  noch  wenige  Banken  mit 
einer  großen  Zahl  von  Filialen  und  Depo- 
sitenkassen gibt,  Angebot  und  Nachfrage 
durch  Telephon  zwischen  den  wenigen 
Großbanken  reguliert  werden.^) 

Litermtur:  F,  SU'Uck,  Die  Effektenbörse,  Leipzig 
1881.  —  Meyer,  Die  Effektenbörsen,  Wien 
1899,  —  CourtoiSf  Tratte  des  Operations  de 
bourse  et  de  change,  11.  ed,,  Paris  1892.  —  M, 
Weher,  Die  Börse,  Göttingen  1896.  —  Müller, 
Das  Reportgesckäjt,  Zürich  1896.  —  A,  Sand- 
Heim,  Die  Börsen  ti.  Börsengeschäfte  (Salings 
Börsenpapiere  I.  Teil)  8.  Aufl.,  Leipzig  1899.  — 
Ad,  Waehtel,  Bank-  n.  Börsenverkehr,  Wien 
1899.  —  Ehrenberg,  Das  Zeitalter  der  Fugger, 
Jena  1896.  —  Ktrchenpauer,  Die  alte  Börse, 
ihre  Gründer  und  ihre  Vorsteher,  Hamburg  1841. 
—  Grossmann,  Die  Amsterdamer  Börse  vor 
fOO  Jahren,  Haag  1876.  —  Tischer,  Die  Or- 
ganiMotion  des  deutschen  Börsenwesens,  München 
1898.    —   -Fr.    A.    Wiener,    Die   Börse,    eine 


tStudie  über  die  EntwickeLung  des  Rechts  und  der  , 
Verfassung  der  deutschen,  insbesondere  der  Berl.  • 
Börse    und    der    hauptsächlichsten    Börsen    des  1 


')   Vgl.   auch   Riesser ,    Zur  Entwicklungs- 
eeschichte der  deutschen  Großbanken  mit  bes. , 
Rücksicht   auf  die  Konzeutratiousbestrebuugen 
Jena  1905  S.  259. 


Auslandes,  Berlin  1905.  —  Sayous,  Etüde 
economique  etjuridiquesurles  bourses  allemandes 
de  valeurs  et  de  commerce,  Berlin  1898.  —  P. 
Schul tze.  Die  Organisation  der  Berliner  Börse, 
Dresden  1900.  —  Ä  Spangenthal,  Geschichte 
der  Berliner  Börse,  Berlin  1903.  —  E.  Lob, 
Kursfeststellung  und  Maklerwesen  an  der  Berliner 
Effektenbörse,  Conrads  Jahrb.  S.  F.  11  (1896) 
S.  256.  —  Rud,  SonnUorfer,  Die  Warenbörsen, 
deren  Einrichtung  und  Bedeutung  für  den  inter- 
nationalen Handel,  Wien  1890.  —  K,  Wietlen- 
feld,  W^sen  u.  Wert  der  Zentralproduktenbörsen, 
Schmollers  Jahrb.  27  (1903)  S.  163.  —  Fuehs^ 
Warenterminhandel,  Schmollers  Jahrb.  15  (1891), 
S.  49.  —  Dav,  Cohn,  Der  Getreideterminhandel, 
Leipzig  1891.  —  Wtedenfeld,  Der  deuUche 
Getreidehandel,  Conrads  Jahrb.  3.  F.  7  (1894) 
S.  161f.,  360f.  —  H.  SehuuMcher,  Die  Ge- 
treidebörsen in  den  Ver.  Staaten  von  Amerika, 
Conrads  Jahrb.  3.  F.  11  (1896)  S.  199f.  — 
Henry  Crosby  Etnery,  Speculation  on  the 
stock  and  produce  exchanges  of  the  United  States, 
New  York  1896.  —  Hammesfahr,  Getreide- 
handel und  Terminbörsen,  Antwerpen  1897.  — 
Bunzel,  Der  Terminhandel,  »eine  volksw.  Be- 
deutung u.  Beform,  Zcitschr.  f.  Volksw.,  Syzialpi>l. 
u.  Venvaltung  0  (1897)  S.  385.  —  Sayoii8,  Die 
Reorganisation  der  französischen  Produkten-  u. 
Warenbörsen,  Conrads  Jahrb.  3.  F.  16  (1898) 
S.  808 f.  —  A.  Horovitz,  Entstehung  u.  Entwicke- 
lung  des  Getreidetenninhandels  in  Oesterreich, 
Conrads  Jahrb,  3.  F.  23  (1902)  S.  433.  —  H, 
V,  SchuUet*n'Schrattenhofen,  Ergebnisse  der 
über  den  börsenmäßigen  Terminhandel  in  landw. 
Produkten  in  Oesterreich  1900  abgehaltenen 
Enquete,  ebenda  21  (1901)  S.  289.  —  Lande^~ 
berger,  Die  Beform  der  landwirtschaftlichen 
Börsen  in  Oesterreich,  Zeitschr.  f.  Volksic, 
Sozicdpol.  u.  Verwaltung  11  (1902)  S.  26.  — 
F,  Goldenbaum,  Auflösung  und  Wiederher- 
stellung der  Berliner  Produktenbörse,  Schmoll^rs 
Jahrb.  24  (1900)  S.  219f.,  25  (1901)  S.  239 f  — 
Bayerdörfer,  Der  Kaffeeterminhandel,  Conrads 
Jahrb.  3.  F.  1  (1891)  S.  64I,  84O.  —  K.  Schön^ 
feld.  Der  Kaffee- Engrvsha  ndel  Hamburgs,  Heidelb. 
Diss.  p03,  S.  87 ff  —  R.  Ehrenberg,  Die 
Fondsspektdation  und  die  Gesetzgebung,  Berlin 
1883.  —  Börsen -Enquete -Kommission  (Amt!. 
Drucks.),  A.  Kommissionsbericht,  9  Teile,  Berlin 
1892193.  —  B.  Stenogr.  Berichte  über  die  Sach- 
rerständigenvemehmungen,  6  Teile,  Berlin  1892J93. 
—  van  Gülpen,  Terminhandel  u.  Börse,  Berlin 
1895.  —  Ad,  Endemann,  Das  moderne  Börsen- 
Kommissionsgeschäft  im  Effektenverkehr,  Berlin 
1895.  —  Pfleger  u.  Gschwlnd,  Börsenreform 
in  Deutschland,  Stuttgart  1896,97.  —  H&lsner, 
Die  Börsengeschäfte  in  rechtlicher  u.  volks%cirt- 
schaftlicher  Beziehung,  Berlin  1897.  —  Staub, 
Der  Begriff  der  Börsen termingeschöfte  in  §  48 
des  Börsengesetzes,  1899.  —  Riesser,  Die  handels- 
rechtlichen Lieferungsgeschäfte,  Berlin  1900.  — 
Wtedenfeld^  Die  Börse  in  ihren  irirtschaftl. 
Funktionen  u.  ihrer  rechtlichen  Geltung  vor  und 
unter  dem  Börsengesetze,  Berlin  1898.  —  H, 
Bachmann,  Die  Efektenspektdation  mit  bes. 
Berücksichtigung  der  Ergebnisse  der  dentschfn 
Börse nempiete,  Zürich  1898.  —  Sehweyer^  Der 
Börsenverkehr  und  seine  gesetzlich'  Regelung, 
München  1902.  —  Glätzner,  Die  rechtliche 
yntur  der  Zulassung  von  Wertpapieren  zmn 
Börsenhandel,  Greifswald  IOO4.  —  E,  Lob,  Die 
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Wirkuttgen  des  Börsenffcsettcs  avf  das  Bank-  n. 
Hörscngeacküft ,  Conrads  Jahrb.  S.  F.  13  (1897) 
S.  727.  —  Kntpper,  Der  Berliner  Effekten- 
handel unter  dem  Einfluß  des  Reichshörsengesettes 
vom  22.  Juni  1896,  1902,  —  Riesset*,  Die  Xot- 
wendigkeit  einer  Revision  des  Börsengesetxes,  190S. 

—  Denkschrift  des  Zentral  Verbands  des  deutschen 
Bank-  und  Bankiergewerbes  betr.  die  Wirktnigen 
des  Börsengesetzes  v.  2i.  Juni  1896  u.  der  durch 
das  Reichsstcmpelgesetz  v.  14'  Juni  1900  einge- 
führten Bfirsensteuererhöhung ,  Berlin  1903.  — 
JPesenberg,  Die  Wirk'ungen  des  Tcrminverbftts 
im  Börsengesetz,  1904.  —  ^«  Wermert,  Börse, 
Börsengesetz  u.  Börsengeschäfte,  Leipzig  1904*  — 
Differenzgeschfijt  und  Börsentermingeschäft  in 
Gesetzgebung  u.  Rechtsprechung,  Berlin  1904.  — 
If .  r.  Seeler,  Die  Xovelle  zum  Börsengesetz, 
Berlin  1904.  —  Eschenbach,  Zur  Revision 
des  Börsengesetzes,  Berlin  1904,  preuß.  Jahrb. 
Bd.  116.  —  Zatltg,  Zur  Börsengesetznorelle  1904. 

—  A,  Wnlff',  Die  Börsengesetsnovelle,  Hamburg 
1905.  —  O.  Warschauer,  Die  Reform  des 
Börsengesetzes  in  Deutschland ,  Conrat/s  Jahrb. 
.y.  /'.  20  (1905)  JS.  438.  —  Wolf,  Börsenreform 
in  der  Schweiz,  Zürich  1895. 

G.  Schanz, 


dar  ch  schnitt  liehen  Ertrags  der  einzelnen 
Grundstücke,  indem  man  für  diese  einzelne 
Schätznngsklassen  (Bonitätsklasseu)  bildet  nnd 
jedes  Grundstück  individuell  in  eine  solche  Klasse 
einweist  (bonitiert). 

Vgl.  Art.  „Grundsteuer".    Max  v.  Hechel. 


Botero,  Gioranni, 

geb.  1540  zu  Bana  (Herzogtum  Piemont),  irest. 
am  27./TE.  1617  in  Turin. 

Vorgänger  von  Malthus  in  der  Schrift :  Delle 
cause  dfella  grandezza  della  citt4  (s.  u.).  Be- 
kämpfer  der  merkantil  istischen  Anschauung,  daß 
der  Besitz  von  Edelminen  ein  wichtiger  Faktor 
im  National  Wohlstand  sei. 

Seine  Hauptschriften  sind:  Della  ragione  di 
Stato  libri  X,  Venedig  1559  (mehrfach  übersetzt 
u.  a.  von  Conring  ins  Lateinische,  1666).  —  Delle 
cause  della  grandezza  e  magnificenza  della  citta, 
Venedig  1589;  dasselbe  in  engl.  Uebersetzung 
London  1635 ;  dasselbe  deutsch  u.  d.  T. :  Gründ- 
licher Bericht  von  Anordnung  guter  Polizeyen 

sampt  Ursachen,  wodurch  Statt  zu  Auifnemraen 
und  Hochheiten  kommen  mögen,  Straßburg  1596. 

Lippert, 


Boissel,  Fran^ois, 

geb^  zu  Joyeux  im  Vivarais  1728.  gest.  gegen 


1807 


im 
Art.  ^Sozialismus** 


C.   Grünberg, 


Boykott 

s.  Arbeitseinstellungen  oben  S.  178 fg. 


Boisguillebert,  sieur  de,  le  Pesant, 
Pierre, 

geb.  am  17./n.  1646  zu  Ronen,  gest.  daselbst  am 
10.;X.  1714. 

Als  Gegner  der  staatKchen  Einmischung  in 
das  Wirtschaftsleben  des  Volkes  Verkündiger 
des  Grundsatzes,  daß  die  menschliche  Arbeit  die 
Grundlage  der  Gesellschaftsordnung  sei;  als 
Lobredner  der  Landwirtschaft  Vorgänger  der 
I'hysiokraten. 

Seine  staatswirtschaftlichen  Schriften  sind: 
Le  detail  de  la  France  sous  le  r^gne^  present 
(1695):  dasselbe,  2.  Ausg.  1697;  Supplement  au 
detail  de  la  France,  1707.  —  Factum  de  la  France, 
Oll  moyens  tres-faciles  de  retablir  les  linances  de 
TEtat,  1707.  —  Traite  de  la  nature,  cultnre, 
conjmerce  et  iuteret  des  grains  etc.  —  Causes  de 
la  rarete  de  largent  etc.  —  Dissertation  sur  la 
nature  des  richesses,  de  Targent  et  des  tributs,  etc. 

Lippert, 


Bonifikation  (AusfuIirYergUtung). 

B.  nennt  man  auch  die  Ausfuhrvergütungen, 
namentlich  dann,  wenn  sie  neben  der  Rücker- 
stattung der  gezahlten  inländischen  Verbrauchs- 
steuern noch  eine  Gratifikation  oder  Prämie 
einschließen. 

Vgl.  Art.  ,,Ausfuhri)rämien"  (oben  S.  271  fg.). 
Max  von  Hecket, 


Boykottrersielierung. 

Die  B.  wird  seit  12  Jahren,  soweit  bekannt 
nur  in  Deutschland  und  hier  nur  von  dem  Boykott- 
schutzverband deutscher  Brauereien  betrieben, 
welcher  1895  als  Versicherungsverein  auf  Gegen- 
seitigkeit die  Erlaubnis  zum  Geschäftsbetrieb 
im  Deutschen  Reich  erhalten  hat.  Die  B.  be- 
zweckt, den  Brauereibesitzem  die  durch  Ver- 
ruf serklämn  gen  und  Boykottierungen  entstan- 
denen Schäden  unter  Ausschluß  der  durch  Arbeits- 
einstellungen erwachsenen  Nachteile  zu  ersetzen. 

Alfred  Manes, 


Brandkassen. 

Als  B.  werden  meistens  ältere,  örtlich  oder 
beniflich  begrenzte  Feuerversicherungs vereine 
auf  Gegenseitigkeit  bezeichnet,  wie  sie  seit  dem 
15.  Jahrb.  vorzugsweise  im  nördlichen  Deutsch- 
land und  Skandinavien  entstanden  sind.  Auch 
öffentlich-rechtliche  Feuerversicherungsanstalten 
haben  diese  Bezeichnung  angenommen  (vgl.  im 
übrigen  den  Art.  „Feuerversicherung".) 

Alfred  Manes, 


Branntwein,  Branntweinindustrie. 

1.  Allgemeines.  2.  Die  wirtschaftliche  Be- 
deutung des  Brennereigewerbes.  3.  Produktion, 
Handel  und  Verbrauch. 


1.  Allgemeines.    Als  B.  bezeichnet  man 

Bonitierung.  gewöhnlich   den   durch  Gärung   zuckerhal- 

Unter  ,B.-  versteht  man  eine  Operation  der  ^iger    Flüssigkeiten    gewonnenen    Alkohol, 

Katasteraufnahme  für  die  Grundsteuer.    Sie  be-   welcher   zu   Genußzwecken    zubereitet    ist. 

steht   in  der  Erforschung  und  Feststellung  des  i  Solcher   B.    enthält    außer   Wasser   bis   zu 
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50°/o  Alkohol  und  geringe  Mengen  anderer  1053,  endlich  ilber  200000  1   171  Brenne- 

Stoffe  (Fuselöle  usw.).  Das  im  wesentlichen  reien.    Bevor  die  Bedeutung  dieser  Zahlen 

auf  gleiche  Weise  hergestellte  Fabrikat  mit  durch  Mitteilung  weiterer  Einzelheiten  er- 

einem  Alkoholgehalt  bis  über  90  %  wird  in  läutert  wird,  sei  bemerkt,  daß  im  Vergleich 

der  Regel  als  Spiritus  bezeichnet  und  dient  zu  den  Verhältnissen  anderer  Länder,  na- 

vorwiegend  den  verschiedensten  technischen  mentlich  Großbritanniens,  in  welch  letzterem 

Zwecken.     Letztere    Verwendung    hat    in  Lande  die  B.brennerei  vorwiegend  großin- 

neuerer  Zeit  bedeutend  an  Ausdehnung  ge-  dustriell   und    ohne   engere  Beziehung  zur 

Wonnen,    üebrigens  wird  auch  viel  Trinkb.  Landwirtschaft  betrieben  wird,  die  deutschen 

aus  starkem  Spiritus  durch  Verdünnen  mit  Brennereien,   soweit  sie  für  einen  solchen 

Wasser  hergestellt.  Im  weiteren  Sinne  ver-  Vergleich  überhaupt  in  Betracht  kommen, 

steht  man  unter  B.  sowohl  den  Trinkb.  als  nur  einen  mäßigen  Umfang  haben, 
den  Spiritus,  und   so  soll  es  auch  hier  ge-        Von  obigen  66031  Brennereien  im  Deutschen 

schehen.  Reiche     verarbeiteten     6081     (darunter     6059 

Je  nach  dem  Rohmaterial,  aus  welchem  landwirtschaftliche)     hauptsächlich    Kartoffeln, 

die  zur  Gewinnung  des  Alkohols  dienenden  9722  (darunter  8934  landwirtschaftliche)  hanpt- 

zuckerhaltigen      Flüssigkeiten      hergestellt  sächlich  Getreide,  29  verarbeiteten  Melasse  und 

werden,   ist  die  B.fabrikation  eine  verschie-  50199  ^dere  nichtmehlige  Stoffe    Von  den  6059 

dene.     Man   verwendet    nämlich    entweder  IS'Ä^^Infcß.n^ 

04.  sv^     ,„^i^u^    «1^    «^i,v,^    u««^:*«     ,,^1.^«  fallen  oaUü  auf  rreuuen.  und  diese  zum  weitaus 
Stoffe,    welche   a^s    solche   bereits   ^ucker-      qq^^^  ^eüe  auf  die  6^8telbischen  Provinzen 

haltig    sind    (Zuckerrüben,     Melasse,    Obst,  ^^^  Sachsen,  nämlich  3063.    Die  übrigen  2859 

Trester,    Beeren  usw.)  oder  al>er  stärkehal-  verteilen    sich   ziemlich    gleichmäßig   auf   das 

tige  Stoffe  (Kartoffeln,  Getreide,  Mais  usw.),  übrige  Reichsgebiet.     Während  nun  aber  die 

deren  Stärke  durch  Verwendung  von  Malz  preuUischen     Brennereien     vorwie^nd     solche 

zunächst    in   Dextrin    und   Zucker    zerlegt  mittleren  und  größeren  Umfangs  sind,  herrscht 

y^[^  in    Süddeutschland,     namentlich     in    Bayern, 

Der  B.  wurde  etwa  seit  dem  12.  Jahrh.  f.^^^^^^l«;,  ^^^^^  ^^^^  Elsaß-Lothringen  der 

1      t     I«     *     1       n  •      «»   •  ..  j  KleinbetrieD  durcnaus  vor. 

durch  die  Araber  Spaniens  im  übrigen  süd-        Unter  den  8934  landwirtschafüichen  Getreide- 

liehen   und  westlichen  Europa  vornehmlich  breunereien  entfallen  1456  auf  Preußen,   und 

als  Arzneimittel   bekannt   und   wai*  damals  zwar,  im  Gegensatz  zu  den  Kartoffelbrennereien, 

nach    seiner  Herstellung  ausschließlich    ein  hauptsächlich  auf  die  westlichen  Provinzen.    Die 

Weindestillat.    Bei  den  slavischen  Völkern  zahlreichen  süddeutschen  Brennereien  sind  auch 

haben  sich  Produktion  und  Verbrauch  sehr  hier  fast  durchweg  Kleinbetriebe,  woraus  sich 

früh  selbständig  entwickelt.  Zu  Beginn  der  S^^,^5^4^i^  «^^a  ^^^  ?*^i^no1nI  8.^?5^>^^?» 

Neuzeit  ging  man  in  großem  Umfange  zur  ??f  t^l"!"  ;S' i^Ä ^rffir.^^^^^^    ""^ 

Geti.ideb'4^^^    über^infolgedesse'n    die  ^^Ähllfndwf^Ä^ 

Herstellungskosten    wesentlich  sanken   und  Kartoffel brennereien  sind  vorwiegend  in  Nord- 

der   B.  bald  zum  Genußniittel  der  breiteren  deutschend  heimisch  und  meist  mittleren  üm- 

Volksschichten    auch    Westeurojjas    wurde,  fanges. 

Eine  weitere  Produktionssteigerung  w^ii*de  Die  an  sich  wenig  zahlreichen  (29)  Melasse- 
dadurch  angebahnt,  daß  man  um  die  Mitte  brennereien  sind  fast  nur  Groübetriebe ;  20  von 
des  18.  Jahrh.  den  B.  aus  Kartoffeln  her-  ihnen  hatten  1903/04  jede  eine  Jahresproduktion 
steUeu  lernte.  Gegenwärtig  steht  im  Deut-  ""91  ^^^"^  ^OOOJil.  Sie  stehen  in  engster  Be- 
«^k  «  r>r.:^u^  /«  «v  „«^  5k^«r,^  ;«  A^of^«  Ziehung  zur  Rübenzuckerfabnkation,  und  danach 
sehen  Beiche  (s  u )  und  ebenso  n  Oester-  i^^stimmt  sich  ihr  Standort, 
reich  und  Rußland  die  Kartoffel  bei  der  ^y^s  endlich  die  andere  nichtmehlige  Stoffe 
B.bereitung  im  Vordergrunde.  In  Frank-  (Wein,  Weinhefe.  Weintrester,  Obst  und  Obst- 
reich und  England  werden  hauptsächlich  trester,  Brauereiabfälle,  Beerenfrüchte  u.  dergl.) 
Getreide  und  Melasse  verarbeitet,  in  den  verarbeitenden  Brennereien  anbetrifft,  so  sind 
Vereinigten  Staaten,  Ungarn  und  Rumänien  solche  fast  ausschließlich  in  Süddeutschland  und 
vorwiegend  Mais,  in  Südeuropa  Trester  und  der  Rheinprovinz  heimisch,  entsprechend  den 
QUg^  dortigen  landwirtschafthchen  Verhältnissen.  Es 
o*  n«Ä  ^ri^c.^u^9^u^^^^  Do.^^«««..»  A^^  handelt  sich  fast  nur  um  kleine  und  kleinste 
2.  Die  wirtschaftbche  ßedentnng  des  ..„selbständige  (Neben-)Betriebe.  Unter  den 
Breonereigewerbes.  Auf  die  Produktions-  5016O  Brennereien  dieser  Art  waren  nämlich 
Verhältnisse  des  Brennereigewerl^es  kann  an  1903, 04  46061  mit  einer  Jahresproduktion  von 
dieser  Stelle  nur  mit  Beschränkung  auf  das  unter  50  1  und  weitere  3739  mit  einer  solchen 
Deutsche  Reich  näher  eingegangen  werden,  von  50—500  1. 

Hier    waren     während    des    Betriebsjahres        Vergleicht  man  nun  die  Proiluktionsverhält- 

19« j3  04  66 031  (1894/  95  65 377)  B.brennereien  ^^^^^  <lieser  verschiedenartigen  Brennereibetriebe 

vorhanden.    Von  diesen  Imben  im  Betriebs-  ™i^^^?!tvtni  f""  .^T^Vi""^-  ^^L^"^  ^f  k^^''^ 

;-k«^  icu\o  AI  „„  «^;.,^.„   \ii.^v.^i  i,^,.«^o*^iu  Jahr  1903/04  (und  ähnlich  in  früheren  Jahren) 

lahre  l'^3; 04  an  ro»i^m  Alkohol     erge^^^  {.^^  Produktion  {Angabe  in  1000  hl  reinen  Alke- 

bis  zu  00  1  0I344,  o0—l(J0  1  3<39,  100  bis  ^oisi  von  3040  bei  den  landwirtschaftlichen,  6 

500J  30o8,  oOO— oOOOl  2259,  oOOO— j)00o01  bei  den  anderen  Kartoffelbrenuereien.  287  bei 

2851,    50— lOOOOO  1    1556,    100-200000  1  den  landwirtschaftlichen,  405  bei  den  anderen 
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Getreidebrennereien,  93  bei  den  Melassebrenne- 
reien nnd  23  bei  den  anderen,  nichtmehlige 
Stoffe  verarbeitenden  Brennereien,  demnach  eine 
Gesamtproduktion  von  3854000  hl  (29ö2000hl 
im  Betriebsjahr  1894/95)  reinen  Alkohols  für  das 
Oebiet  des  Deutschen  Reiches. 

Hieraus  erhellt,  daß  die  zahlreichen  ver- 
schiedenartigen, in  Süddeutschland  ansäs- 
sigen Brennerei-Kleinbetriebe  für  die  Pro- 
duktion fast  gar  nicht  in  Betracht  kommen. 
Der  Schwerpimkt  des  Brennereigewerbes  liegt 
vielmehr  diuxjhaus  in  Norddeutschland,  und 
hier  sind  es  die  vornehmlich  in  den  öst- 
lichen Provinzen  Preußens  belegenen  land- 
wirtschaftlichen Kartoffelbrennereien,  welche 
in  erster  Linie  Interesse  erregen,  da  sie 
mit  mehr  als  drei  Vierteln  an  der  Gesamt- 
produktion beteiligt  sind.  In  diesen  öst- 
lichen Distrikten  weist  der  vielfach  vor- 
handene leichte,  sandige  Boden  auf  den  An- 
bau der  Kartoffeln  hin.  Dort,  in  verhältnis- 
mäßig dünn  bevölkerter  Gegend  und  bei 
vorherrschendem  Großgrundbesitz  ist  die 
Verwertung  dieser  Erzeugnisse  als  Nahrungs- 
mittel ausgeschlossen.  Hohe  Transport- 
kosten verti-agen  die  Kartoffeln  bei  ihrem 
im  Vergleich  zum  Volumen  niedrigen  Preise 
ebenso  wenig.  Da  tritt  nun  die  Brennerei 
ein,  welche  die  Kartoffeln  in  ein  hoch- 
wertiges, transportfähiges  Produkt  umwan- 
delt und  gleichzeitig  in  ihrem  Nebenprodukt, 
der  Schlempe,  ein  vorti-effliches  Viehfutter 
liefert  Dadurch  wird  eine  ausgedehntere 
Viehhaltung  ermöglicht,  welche  ihrerseits 
wiederum  eine  stärkere  Düngung  und  in- 
folgedessen eine  intensivere  Ausnützung  des 
Bodens  gestattet.  Die  B.brennerei  bildet 
somit  für  die  Landwirtschaft  ein  überaus 
wichtiges  Nebengewerbe. 

In  früheren  Zeiten  stand  die  Brennerei 
in  einem  ähnlichen  Verhältnis  zur  Getreide- 
produktion wie  jetzt  zum  Kartoffelbau. 
Nachdem  aber  die  Verkehrsmittel  sich  ge- 
bessert haben  und  das  Getreide  ohne  über- 
mäßige Kosten  nach  den  Marktorten  beför- 
dert werden  kann,  ist,  wenigstens  in  Deutsch- 
land, die  Getreidebrennerei  als  landwirt- 
schaftliches Nebengewerbe  mehr  in  den 
Hintergrund  getreten. 

3.  Produktion,  Handel  nnd  Verbrauch. 

Die  B. Produktion  der  einzelnen  Länder 
war  neuerdings  folgende  (Angabe  in  Mill.  hl 
reinen  Alkohols) :  Deutsches  Reich  3,8,  Ruß- 
land 3,5.  Frankreich  2,2.  Oesterreich-Üngam 
2,4,  Italien  1,9,  Ver.  St.  von  Amerika  1,7, 
Großbritannien  1,6,  Dänemark  0,3,  Belgien 
0,3,  Schweden  0,2  und  Norwegen  0,03.  Da 
die  Unterlagen  nicht  alle  zuverlässig  sind, 
überdies  die  Jaliresproduktion  vielfach 
schwankt,  so  können  jene  Daten  nur  ein 
ungefähres  Bild  der  Lage  geben. 

Was  den  B.  h  a  n  d  e  1  anbetrifit,  so  ist  das 
Ausfuhrgeschäft,  welches  bis  zu  den  50  er 


Jahren  dieses  Jahrhunderts  in  den  Händen 
Frankreichs  lag,  seitdem  auch  von  Deutsch- 
land, Oesterreich  und  Rußland  eifrig  be- 
trieben worden.  Als  weitere  Exportstaaten 
kommen  Schweden  imd  die  Ver.  St  von 
Amerika  in  Betracht.  England  hat  von  je- 
her hauptsächlich  seine  Kolonieen  versoi^. 
Der  Umfang  des  Ausfuhrhandels  wird  in 
erster  Linie  durch  die  Steuer-  und  Zollge- 
setzgebung bedingt. 

Im  Deutschen  Reiche  war  bis  zum  Jahre 
1885  die  Ausfuhr  eine   anhaltend  günstige. 
Seitdem  ergibt  die  Handelsstatistik  folgende 
Ziffern : 
Jabre 
^thnS^tv  t(™«»Okg)  Jahre  t(znlOOOkg) 
Jahre 
1885  89728         1902         43924 

1886/90  48406  1903         35217 

1891/95  18984  1904  16 156 

1896/1900         32014  1905  17387 

1901  25  711 

Die  Einfuhr  von  B.  im  Deutschen  Reiche 
erstreckt  sich  in  der  Hauptsache  nur  auf 
den  Veredelungsverkehr  und  auf  feinere 
Liköre;  sie  ist  mit  dem  Inkrafttreten  der 
durch  das  Gesetz  vom  14.  Juni  1900  wesent- 
lich erhöhten  Zollsätze  erheblich  zurückge- 
gangen. 

Ueber  den  B.verbrauch  (1 1  reinen  Al- 
kohols pro  Kopf  der  Bevölkenmg)  lassen 
sich  für  den  Durchschnitt  der  Jahre  1885/1903 
folgende  Angaben  machen:  Dänemark  7,13, 
Oesterreich-Ungarn  4,8,  Belgien  4,44,  Deut- 
sches Reich  4,33,  Niederlande  4,27,  Frank- 
reich 4,07,  Schweden  3,8,  Schweiz  3,1, 
Rußland  2,59,  Ver.  St  von  Amerika  2,43, 
Großbritannien  und  Irland  2,28,  Norwegen 
1,61  und  Italien  0,66.  Vorstehende  Zahlen 
können  in  Anbetracht  der  Schwierigkeiten 
solcher  Verbrauchsberechnungen,  nicht  sämt- 
lich als  zuverlässig  gelten.  Namentlich 
scheint  die  Ziffer  für  Kußland  zu  niedrig 
zu  sein.  Im  Deutschen  Reiche  hat  der  Ver- 
brauch von  Trinkb.  in  den  letzten  10  Jahren 
zwischen  4,4  und  4  1  pro  Kopf  geschwankt 
Im  ganzen  wimlen  1903/04  3743817  hl 
(gleich  6,3  1  pro  Kopf)  in  freien  Verkehr 
gesetzt,  darunter  2351 922  hl  (4,0 1  pro  Kopf) 
Trinkb.  und  1391895  hl  (2,4  1  pro  Kopf) 
zu  gewerblichen  und  anderen  Zwecken. 
Die  Verwendung  dieses  letzteren,  abgabe- 
freien B.  hat  sich  in  den  letzten  10  Jahren 
fast  um  das  Doppelte  gesteigert,  während 
der  Verbrauch  von  Trinkb.  langsam  zurückgeht 

Eine  große  Anzahl  der  landwirtschaft- 
lichen und  gewerblichen  Brennereien  ist  in 
dem  „Verwertungsverbande  deutscher  Spiri- 
tusfabrikanten^^  zusammengeschlossen.  Die 
Mehrzahl  der  deutschen  Spritfabrikanten 
(welche  den  Spiritus  rektifizieren  imd  weiter- 
verarbeiten) ist  in  der  „Zentrale  ftlr  Spin- 
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tusverwertung,     G.    m.    b.    H."    vereinigt. 
Beide  YerbÄnde,   die   im  Jahre  1899    ge- 
gründet worden  sind,    haben  für  die  Zeit 
vom  15.  September  1899  bis  30.  September 
1908     einen    Vertrag     miteinander     abge- 
schlossen, nach  welchem  sich  die  dem  Ver- 
wertungsverbande   angehörenden    Spiritus- 
fabrikanten verpflichten,   den  gesamten  von 
ihnen  produzierten  Rohspiritus  ausschließ- 
lich durch  die  Zentrale  verwerten  zu  lassen. 
Die  Organisation  bezweckt  die  Herbeiführung 
einer  größeren  Stabilität  des  Spirituspreises 
und    eine   bessere    Ausnutzung    der   Kon- 
junktur. Sie  verfolgt  ihre  Aufgabe  dadurch, 
daß  sie  den  Spiritusverbrauch  zu  technischen 
Zwecken   durch  Herabsetzung  des  Preises 
für   denaturierten  Spiritus   und   durch   die 
Einrichtung  besonderer  Verkaufslokale,  Fest- 
legung bestimmter  Verkaufsbedingungen  usw. 
zu  heben  sucht.  Ihr  Vorgehen  hat  in  vielen 
Abnehmerkreisen   eine  heftige  Gegnerschaft 
hervorgerufen ;  die  im  Reichsamt  des  Innern 
gepflogenen     kontradiktorischen     Verhand- 
lungen über  die  deutschen  Kartelle  wurden 
im  Jahre  1906  auch  auf  die  Tätigkeit  der 
Zentrale  für  Spiritusverwertung  ausgedehnt 
Beztiglich  der  gesetzlichen  Bestimmungen 
über  den  Handel  mit  B.  s.  Artt.  „Gewerbe- 
gesetzgebung*'  und  „Schankgewerbe". 
Literatur  :  Laves,  Die  Entwickelung  d.  Brennerei- 
u.  Branntweinsteuer  in  Deutschland,    im  Jahrh, 
f.    Ges.    u.    Verw,,    Bd,  11    (1887),   —  Julius 
Wolf,    Art.  „Branntwein,    BranntweinhandeV* 
t.  //.  d.  St.,  1.  Aufl.,  Bd.  n,  S.  713fg.  —  Paul 
Wiitelshöfer,   Art.  „Branntweinproduktion  u. 
-Verbrauch"    i.    H.   d.    St.,    S.    Aufl.,    Bd.   11, 
8.  1089 ff.  —  Behrend,    Art.  „Spiritushandel" 
I.  Jf.  d.  SL,  S.  Aufl.,  Bd.  VI,  S.  896 fg.  —  Zeit- 
schrift für   Spiritusindustrie    (Berlin).    —   Die 
Entwickelung  des  Brennereibetriebes  im  deutschen 
Branntweinsteuergelnet   von   1881 — 1894,    Jahrb. 
f.  NaL,   8.  F.,  Bd.  18,  S.  4£Sfg .  —  Statistik  d. 
Deutschen  Reiches,   insbes.   die  Vierteljahrshefte 
u.  d.  Stat.  Jahrb.  —  Denkschrift  über  das  Kar- 
teüwesen,    bearbeitet    im  Reichsamt   des  Innern, 
Berlin    1906.   —    Rudolf  Sonndorfer,    Die 
Technik  des  Welthandels,   Wien  u.  Leipzig  1900. 
—   Struve  u.    Sehulze^Besse,    Der  Alkohol- 
rerbrauch   in    den   bedeutendsten   KulturstacUen, 
AufsatM  in   der  Beilage   zur  „Tageszeitung  für 
Brauerei",  Xr.  tS8,  1905. 
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Branntweinsteuer. 

I.  Allffemeines.  1.  Wesen  und  Charakter 
der  B.  2.  Die  Materialsteuem.  3.  Die  Ver- 
arbeitongs-  oder  Fabrikationsstenem.  4.  Die 
Produkt-  oder  Fabrikatstenem.  5.  Das  Brannt- 
weinmonopol. 6.  Mittelbare  Erhebnngsformen. 
IL  Gesetzgebung.  1.  Deutsches  Keich.  2. 
Oesterreich.  3.  Frankreich.  4.  England.  5. 
Andere  Staaten. 

I.  Allgemeines. 
1.  Wesen  und  Charakter  der  ß.    Die 

B.  gehört  in  die  Gruppe  der  Aufwandsteuem, 


und  zwar  zählt  sie  zu  den  inneren  Yer- 
brauchsabgaben  und  speziell  zu  den  Ge- 
tränkesteuem.  Sie  will  demgemäß  das  Ein- 
kommen der  Einzelwirtschaften  auf  dem 
Umwege  der  Ausgabeseite  treffen,  indem  sie 
aus  der  Tatsache  des  Branntweingenusses 
einen  Rückschluß  auf  die  Leistungsfähigkeit 
des  Konsumenten  zieht.  Andererseits  aber 
werden  damit  zugleich  auch  andere  Zwecke 
verfolgt,  die  auf  dem  Gebiete  der  Gesund- 
heitspolizei liegen,  namentlich  will  man  auch 
die  das  Volk  verseuchende  Branntweinpest 
bekämpfen. 

Da  der  Branntwein  wegen  seines  höheren 
Alkoholgehalts  in  geringeren  Mengen  kon- 
sumiert wird  als  Bier  und  Wein,  so  verträgt 
auch  die  einzelne  Maß-  oder  Mengeeinheit 
eine  imvei-gleichlich  stärkere  Belastung  durch 
die  Steuer.  Aus  diesem  Grunde  bildete  der 
Branntwein,  insbesondere  in  neuerer  Zeit^ 
einen  beliebten  Steuergegenstand,  sobald  es 
sich  für  die  Finanzpolitik  um  die  Flüssig- 
machung ergiebiger  Einnahmequellen  han- 
delte. Häufig  hat  man  zur  Rechtfertigung 
der  höheren  Besteuerung  des  Branntweins 
hygienische  imd  sozialpolitische  Motive  ins 
Treffen  geführt,  besonders  die  bereits  er- 
wähnte Bekämpfung  der  Trunksucht  Nun 
ist  allerdings  nicht  in  Abrede  zu  stellen,  daß 
eine  hohe  B.  insofern  eine  derartige  günstige 
Wirkung  hervorbringen  könne,  als  der  ge- 
sundheitsschädlidie,  ungereinigte  Branntwein 
zugunsten  des  weniger  schädlichen  Bieres 
im  Konsum  der  großen  Masse  mehr  ver- 
drängt werden  kann.  Dagegen  ist  der 
Branntweingenuß  nach  Gegenden  sehr  ver- 
schieden, es  werden  also  die  Konsumenten 
und  damit  wesentlich  die  unteren  Bevölke- 
rungsschichten sehr  ungleich  durch  hohe  B. 
belastet 

Besonders  wichtig  für  die  Steuerpolitik, 
besonders  in  Deutschland,  ist  die  Beziehung 
der  Branntweinbrennerei  zur  Landwirt- 
schaft Diese  hat  ein  hervorragendes  In- 
teresse an  jener,  weil  durch  die  Brennerei 
eine  bessere  Ausnützung  landwirtschaftlicher 
Erzeugnisse  und  Rückstände,  namentlich  der 
Kartoffel,  möglich  wird,  man  kann  sehr 
billig  Viehfutter  und  reichlichen  Dünger  er- 
zeugen (Schlempe)  und  die  Schlempebereitung 
ist  niemals  völlig  durch  den  Futterbau  zu 
ersetzen.  Infolgedessen  haben  auch  in  der 
Tat  die  neueren  Steuergesetze,  z.  B.  in 
Deutschland  und  Oesterreich,  diese  Seite 
der  Volkswirtschaftspolitik  berücksichtig 

Endlich  ist  es  beachtenswert,  daß  die  B. 
mit  großen  technischen  Schwierigkeiten 
zu  kämpfen  hat,  weil  in  der  Brennerei  die 
mannigfachsten,  eine  ganz  verschiedene 
Fabrikationsweise  bedingenden  Stoffe  ver- 
wendet werden,  die  Produktion  häufig  in 
kleinen ,  vornehmlich  landwirtschaftlichen 
Betrieben  erfolgt,  die  Versendung  in  gering- 
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der  Branntweinexport  nach  umständen  ge- 
hemmt, wodurch  ein  blühendes  Gtewerbe  in 
seiner  Entwickelung  gestört  wird.  Die 
meisten  Vorteile,  die  man  in  volkswirt- 
schaftiicher  Beziehung  von  einem  Brannt- 
weinmonopol erhofft,  lassen  sich  mindestens 
ebensogut  durch  eine  entsprechend  geordnete 
Steuer  erreichen.  Daher  dürfte  die  Ein- 
führung eines  Monopols  nur  dann  zu  be- 
fürworten sein,  wenn  ganz  besondere  Um- 
stände, namentlich  ein  siegreich  durchge- 
drungener Großbetrieb  der  Brennereiindustrie, 
es  wünschenswert  erscheinen  lassen. 

Das  Branntweinmonopol  kann  in  sehr  ver- 
schiedener Weise  durchgeführt  werden. 
Neben  der  Yerstaatlichung  des  Brennerei- 
gewerbes überhaupt  können  nur  einzelne 
Seiten  der  Produktion  monopolisiert  werden : 
Produktionsmonopol,  Kohspiritus- 
monopol,  Raffinationsmonopol.  Die 
übrigen  Vorgänge  können  der  Privatindustrie 
überlassen  bleiben.  Ebenso  kann  man  an 
ein  Handelsmonopol  oder  an  ein  Groß - 
handelsmonopol  und  endlich  an  ein 
Ausschankmonopol  denken.  Dabei  ist 
natürlich  auch  eine  Vereinigung  aller  öko- 
nomischen Akte  von  der  Brennerei  bis  zum 
Klein  verschleiß  möglich:  Branntwein- 
monopol im  weitesten  Sinne  des  Wortes 
oder  schlechthin. 

Bei  allen  Besteuerungsformen  spielen 
auch  die  P  r  ä  m  i  e  n ,  die  Exportprämien,  eine 
Rolle,  ob  man  nänilich  die  Rückerstattung 
bei  der  Ausfuhr  auf  eine  Steuerrückzahlung 
beschränken  will  oder  Exportbonifikationen 
gewährt,  die  eine  eigentliche  Gratifikation 
an  den  Exi)orteur  bedeuten. 

6.  Mittelbare  Erhebungsf ormen.  Diese 
sind  die  Abfindungen,  s.  Art.  „Auf- 
wandsteuern** (oben  S.  258 fg.),  und  die 
Lizenzen,  s.  Ai-t.  „Lizenzen". 

II.  Gesetzgebung. 

1.  Deutsches  Reich.  Bis  zum  Jahre  1887 
bestanden  im  Reichsgebiete  verschiedene  Nonnen 
der  Branntweinbesteuerung.  Neben  der  im 
wesentlichen  den  Norden  deslteiches  umfassenden 
B.gemeinscbaft,  der  seit  1873  auch  Elsaß-Loth- 
ringen beigetreten  war,  hatten  Bayern,  Württem- 
berg, Baden  nnd  die  Hohenzollernschen  Lande 
besondere  B.  HohenzoUern  hatte  eine  panscha- 
lierte  Fabriksteuer,  Baden  (GG.  v.  1852,  1874, 
1879  nnd  1882)  eine  pauschalierte  Blasensteuer 
(Kesselgeld),  Bayern  (GG.  v.  1880  nnd  1885) 
suchte  die  landwirtschaftlichen  Brennereien  zu 
fördern,  indem  hier  die  ältere,  ans  der  ersten 
Hälfte  des  16.  Jahrh.  stammende  Malzsteuer 
durch  eine  Verbindung  der  Maischbütten-, 
Material-  nnd  Fabrikatstener  mit  obligatorischer 
Abfindung  für  kleine  Brennereien  und  fakulta- 
tiver für  gewisse  größere  Brennereien  ersetzt 
wurde.  In  Württemberg  wurde  seit  1865  der 
Branntwein  neben  Lizenzen  nur  insoweit  be- 
steuert, als  das  zur  Branntweinbereitnng  aus 
mehligen  Stofifen  verwendete  Malz  der  gleichen 


Steuer  wie  das  Braumalz  unterlag,   während 
die  Steuerreform  durch  G.  v.  18./V.  1885  sich 
teils  an  die  bayerische,  teils  an  die  norddeutsche 
B.   anlehnte.    In  der  norddeutschen  B.gemein- 
schaft  (G.  V.  8./VII.  1868)  wurde  der  aus  mehligen 
Stoffen   bereitete  Branntwein  in  der  Form  der 
Maischbütten-   nnd   der   aus  Obst   u.   dgl.   ge- 
wonnene in  derjenigen   der  Materialstener  er- 
hoben.   Trotz   des  beträchtlichen  Branntwein- 
verbrauchs in  Deutschland  war  doch  der  Ertrag 
der  B.  ein  geringfügi^^er,  weshalb  man  allgemein 
das  Bedür&s  einer  Reform  empfand.    Im  Jahre 
1886    beabsichtifi^te    die    Reichsregiemng    ein 
Monopol  einzuführen,  nach  welchem  die  Her- 
stellung  des  rohen  Branntweins  den  privaten 
Brennereien   verbleiben,    während   die   weitere 
Verarbeitung,   die  Reinigung  und  der  Verkauf 
dnrch  das  Reich  c^eschehen  sollte.    Der  Ertrag 
wurde  auf  669  MUl.  M.  veranschlagt,  nach  Ab- 
zug der  Kosten,  einschließlich  der  Tilgung  der 
zu  gewährenden   Entschädi^nngen^    sollte   ein 
üeberschuß   von  303  Mill.  M.  erzielt  werden. 
Das  Branntweinmonopol  wurde  aber  vom  Reichs- 
tage mit  überwältigender  Mehrheit  abgelehnt 
Das  gleiche  Schicksal  teilte  ein  Ersatzentwnrf 
vom  Jahre  1886,  der  auf  eine  Verbindung  einer 
Schank-    und   Maischraumsteuer    abzielte    und 
zunächst  eine  Einnahme  von  123  Mill.  M.,  später 
von    235   Mill.   M.   in    Aussicht   stellte.     Die 
Schwierigkeiten,    die    sich    einer   Reform   der 
B.   entgegenstellten,    gründeten    vor   aUem   in 
dem  Umstände,  daß  die  notleidende  Landwirt- 
schaft   in    Norddeutschland    mit   ihren   vielen 
kleinen      Brennereien      Berücksichtigung     er- 
heischte   und   man   die  Abnahme    des    B.ver- 
brauchs    und    damit    einen    Stenerausfall    be- 
fürchtete,   zumal    da  Rußland   in   den  letzten 
Jahren  seine  Kartoffelbrennerei  erweiterte  und 
Deutschland    schwere  Konkurrenz   zu    machen 
drohte.   Neben  technischen  Schwierigkeiten  stieß 
aber    das  Monopolprojekt    anf    eine  mächtige, 
prinzipielle  Geguerschaft.    Ein   dritter  Gesetz- 
entwurf, der  bereits  die  Fabrikatsteuer  ins  Auge 
faßte,   bezweckte   neben    einer   Erhöhung   der 
Erträge  ans  der  B.  eine  Schonung  der  kleineren, 
namentlich  der  landwirtschaftlichen  Brennereien. 
Er    wurde   1887   eingebracht  und   zum   G.   v. 
24./VI.    1887   erhoben.     Noch    im   Jahre    1887 
traten  auch  die  süddeutschen  Staaten  der  nord- 
deutschen B.^meinschaft  bei,   so  daß  das  vor- 
erwähnte Reichsgesetz  im  ganzen  Reichsgebiet 
Geltung  erhielt.    Die  Klagen   über  die  hervor- 
tretende  Schädigung   der   kleineren    landwirt- 
schaftlichen, besonders  der  Obstbrennereien  ans 
Süddentschland  führten   zur  Novelle   v.   8./VI. 
1891,    die   namentlich  anf   diese  Kate^neen 
Rücksicht  nahm.    Allein  trotz  des  Rückgangs 
der  Branntweinerzengung  seit   1887   wird   im 
Deutschen  Reiche  immer  noch  ein  überschüssiger 
Betrafi:  von  einigen  100000  hl  über  den  Inlands- 
bedarf hergestellt,  der  bei  der  Konkurrenz  des 
durch      starke      Exportprämien      fi:eschützten 
russischen  nnd  österreichisch-ungarischen  Brannt- 
weins nur  zum  Teil  anf  dem  Weltmarkte  ab- 
gesetzt werden  kann.    Diese  üeberschüsse  üben 
daher  auf  die  Inlandspreise  einen  fortwährenden 
Druck   aus,   nnd  um  diesem  zu  begegnen,   hat 
die  Novelle  v.  17./VI.  1895  durch  eine  Zusatz- 
steuer,  die   sog.   „Brennsteuer",   die   Pro- 
duktion zu  beschränken  gesucht.    Andererseits 
sucht  das  gleiche  Gesetz  die  Ausfuhr  durch  eine 
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Exportprämie  zu  heben.  Das  G.  y.  4./IV. 
1898  traf  eine  andere  Bemessung  des  Kontingents, 
nicht  mehr  nach  Kopfquoten  der  Bevölkerung, 
sondern  nach  dem  Durchschnitte  derjenigen 
Branntweinmenge,  die  innerhalb  der  voraus- 
gegangenen 5  Jahre  in  den  verbrauchssteuer- 
pflichtigen Inlandsverbrauch  tlbergegan^en  ist. 
Die  gleichen  Ursachen,  vor  allem  die  Not- 
wendigkeit, die  Ueberproduktion  zu  bekämpfen, 
führten  zu  einem  neuen  gesetzgeberischen  vor- 
gehen. Vom  1./X.  1901  bis  1.  Vni.  1902  kam 
die  Brennsteuer,  die  nur  auf  5  Jahre  erhoben 
werden  durfte,  wegen  nicht  rechtzeitiger  Ver- 
abschiedung der  Gesetzesvorlage  außer  Hebung. 
Den  heutigen  Rechtsstand  hat  das  G.  v.  7./VII. 
1902  begründet. 

Die  deutsche  B.  wird  erhoben  als  Ver- 
brauchsabgabe, als  Maischbottich-,  Materialsteuer, 
als  Zuscmag  zur  Verbrauchsabgabe  und  als 
Brennsteuer.  Die  hauptsächlichste  Form  ist  die 
Verbrauchsabgabe. 

1.  Die  Verbrauchsabgabe  wird  in  zwei 
verschiedenen  Sätzen,  in  einem  Vorzugs-  und  in 
einem  Normalsteuersatze,  erhoben.  Jene  ist  auf 
eine  kontingentierte  Gesamtjahresmenge  anzu- 
wenden, dieser  dagegen  ist  von  dem  Ueberschuß 
über  diese  fällig.  Für  diese  Gesamtmenge  ist 
die  Verbrauchsabgabe  auf  0,50  M.  für  das  Liter 
reinen  Alkohols  bemessen,  lieber  das  Kontingent 
hinaus  darf  Branntwein  hergestellt  werden,  doch 
ist  hierfür  eine  Steuer  von  0,70  M.  für  je  1  1 
reinen  Alkohols  zu  entrichten.  Von  der  Ver- 
brauchsabgabe sind  befreit  der  Branntwein,  der 
ausführt  wird,  sowie  derjenige,  der  zu  ge- 
werblichen und  wissenschafthchen  Zwecken,  zur 
Effligbereitung,  zur  Heizung,  Beleuchtung,  zum 
Kochen,  Putzen  etc.  verwendet  wird.  Brannt- 
wein dieser  Kategorie  muß  indessen,  bevor  er 
in  den  Verkehr  gebracht  wird,  zum  Genuß  un- 
branchbar  gemacht  d.  h.  denaturiert  werden. 
Von  dieser  Denaturierung  ist  nur  unter  be- 
stimmten Voraussetzungen  Branntwein  zu  Heil- 
nnd  wissenschaftlichen  Zwecken  ausgenommen. 
Zur  Sicherung  der  Verbrauchsabgabe  sind  be- 
sondere Kontrollmaßregeln  getroffen, 
welche  die  heimliche  Ableitung  von  alkohol- 
haltigen Dämpfen,  Lutter  oder  Branntwein  ver- 
hüten sollen.  Hierzu  sind  Vorschriften  über  die 
Aufetellnng  der  mit  dem  Destillierapparat  in 
fester  Verbindung  stehenden  Sammelgefäüe  zu 
erwSlinen,  in  die  der  Branntwein  abgeleitet 
wird.  Mitunter  ist  auch  ein  unter  amtlichem 
Verschluß  stehender  Meßapparat  zugelassen  oder 
kann  die  Aufstellung  eines  solchen  neben  den 
Sammelgefößen  angeordnet  werden.  Dazu  kommen 
Normen  über  die  Anzeigepflicht,  Betriebsunter- 
brechungen und  Betriebseinstellungen,  weitere 
Xafiregdn  zur  Menge-  und  Stärkefeststellung, 
Ueberwachung  der  Niederlagen  u.  dgl.  m.  Für 
kleine  Brennereien,  die  in  einem  Betriebs- 
jahre nicht  mehr  als  1500  hl  Bottichraum  be- 
maitchen  sowie  Abfälle  der  Biererzeugung  ver- 
arbeiten, können  Erleichterungen  der  Kontrolle 
gewährt  werden  und  kann  die  Steuer  nach  der 
Leistungsfähigkeit  der  Brennvorrichtungen  in 
der  Form  von  Abfindungen  entrichtet  werden. 

Die  Verbrauchsabgabe  ist  zu  entrichten,  wenn 
der  Branntwein  aus  der  steuerlichen  Kontrolle 
in  den  freien  Verkehr  überführt  wird,  und  zwar 
von  demjenigen,  der  den  Branntwein  zu  freier 
VerffigUDg  erhält 


Zur  Verhütung  von  Unterschleif  bestehen 
Defraudationsstrafen  von  5—10000  M.,  womit 
nach  Umständen  auch  Gefängnisstrafen  kon- 
kurrieren können.  Ordnungswidrigkeiten  werden 
mit  Geldstrafen  von  1— 3U0  M.  geahndet 

In  denjenigen  Fällen,  in  denen  bei  der 
Ausfuhr  von  Branntwein  sowie  von  Fabrikaten, 
zu  deren  Herstellung  Branntwein  verwendet 
worden  ist,  nach  dem  Auslande  ein  Erlaß  oder 
eine  Vergütung  der  Verbrauchsabgabe  statt- 
findet, ist  der  Betrag  von  6  M.  für  je  1  hl 
reinen  Alkohols  zu  erstatten.  Bis  zum  gleichen 
Betrage  kann  für  den  zur  Essigbereitung  ver- 
wendeten Branntwein  eine  Vergütung  der  Srenn- 
steuer  eintreten.  Diese  Ausfuhrvergütungen 
sollen  durch  die  Brenn  Steuer  gedeckt  werden. 

2.  Die  Feststellung  des  Kontingents. 
Der  niedrigere  oder  Vorzugssteuersatz  wird  auf 
die  kontingentierte  Branntweinmenge  (Kontin- 
gent) angewendet.  Das  Kontingent  wird  von 
o  zu  5  Jahren  festgesetzt  Nach  dem  G.  v. 
24./VI.  1887  betrug  es  4,5  1  per  Kopf  der  Be- 
völkerung, durch  G.  v.  4./1V.  1898  wurde  es 
nach  dem  Durchschnitte  der  Branntweinmenge 
berechnet,  die  innerhalb  der  5  vorausgegangenen 
Betriebsjahre  in  den  steuerpflichtigen  Inlands- 
verbrauch  übergegangen  ist  DasG.  v.  7./VII. 
1902  unterscheidet  drei  Verfahren: 

a)  Das  regelmäßige  Verfahren.  Die 
bisher  beteiligten  Brennereien  werden  nach 
Maßgabe  der  in  den  vorhergehenden  5  Betriebs- 
jahren zum  niedrigeren  Abgabensatze  herge- 
stellten Alkoholmengen  wieder  beteiligt.  Einzelne 
Abweichungen  sind  vorgesehen. 

b)  Die  Kontingentsminderung  beim 
Betriebswechsel.  Wenn  eine  dickmaischende 
Brennerei  während  der  letzten  5  Betriebsjahre 
zur  Hefenerzeu^ng  übergegangen  ist,  so  wird 
bei  der  Neukontingentierung  ihr  Kontingent  um 
'/,  und,  wenn  eine  Brennerei,  die  vorher  nicht 
mehlige  Stoffe  verarbeitet  hat,  in  dieser  Zeit  zur 
Hefenerzeugung  übergegangen  ist,  um  Vs;  ^^^ 
wenn  sie  zur  Getreideerzeugung  ohne  Hefen- 
bereitnng  übergegangen  ist,  um  Vs  gekürzt. 

c)  Die  Neuveranlagung  zum  Kon- 
tingent Für  eine  Mehrzahl  näher  bezeich- 
neter landwirtschaftlicher  Brennereien  und 
Materialbrennereien  ist  nach  dem  Umfang  ihrer 
Betriebseinrichtungen  unter  Berücksichtigung 
des    landwirtschafüich   genutzten   Bodens,   der 

gesamten,  wirtschaftlichen  Verhältnisse  und  des 
etriebsumfangs  anderer,  am  Kontingent  be- 
teiligter Brennereien  die  Alkoholmenge  zu  er- 
mitteln, deren  jährliche  Herstellung  angemessen 
ist  Für  die  Neuveranlagung  entscheidet  das 
Verhältnis  der  am  Kontinjrent  beteiligten 
Brennereien  gleicher  Art  zwischen  ihrer  Ge- 
samterzeu^nng  und  der  zum  Vorzugssteuersatz 
durchschnittlich  hergestellten  Branntweinmenge. 
Die  Kontingentserhöhung  darf  bei  den  land- 
wirtschaftlichen Brennereien  80000  1  und  bei 
den  Materialbrennereien  8000 1  nicht  übersteigen. 
Landwirtschaftliche  Materialbrennereien,  die 
zum  gewerblichen  Betriebe  übergehen^  dürfen 
Branntwein  zum  Vorzugssteuersatze  nicht  her- 
stellen, solche,  die  im  Betriebsjahre  nicht  mehr 
als  10  hl  Branntwein  herstellen,  dürfen  ihr  Ge- 
samterzeugnis  zum  Vorzugssteuersatz  herstellen, 
und  Materialbrennereien,  denen  eine  jährliche 
Koutingentsmenge  von  nicht  über  10  hl  zuge- 
teilt ist,  können  die  5jährige  Koutingentsmenge 
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die  Konsnmabgabe  fallenden  Brennereien  zu 
dem  Vorzugssatze  erzeugt  werden  darf.  Ein 
G.  V.  4./VUL  1891  hat  die  individueUe  Ver- 
teilung der  kontingentierten  Alkoholmenge  auf 
die  einzelnen  Arten  der  Brennereien  und  die 
einzelnen  Betriebe  genauer  geregelt,  üeber 
das  zugewiesene  Kontingent  hinaus  darf  zwar 
Branntwein  produziert  werden,  doch  ist  Ton 
diesen  Alkoholmengen  der  Normalsteuersatz  von 
90  h  für  jeden  Hektolitergrad  (Liter)  reinen 
Alkohols  zu  entrichten.  Von  der  Konsumsteuer 
sind  befreit  der  Branntwein  ans  selbst  erzeugten 
Stoffen  zum  eigenen  Hausbedarf,  sowie  zu  ge- 
werblichen und  anderen  Zwecken  benutzter, 
nicht  als  Gretränke  verwendeter  Branntwein. 
Die  kleineren,  landwirtschaftlichen  Brennereien, 
die  Stoffe  der  eigenen  Land\iirtschaft  ver- 
wenden und  dieser  wiederum  die  gewonnene 
Schlempe  zuführen,  erhalten  eine  Bonifikation 
von  6,  8  oder  10  Kr.  für  jedes  hl  Alkohol  hin- 
sichtlich der  zum  Satze  von  70  h  und  von  je 
2,  4  oder  6  Kr.  hinsichtlich  der  zum  Satze  von 
90  h  weggebrachten  Alkoholmenge  und  zwar 
je  nachdem  die  durchschnittliche  Erzeugung 
über  i—lj  über  2—4  oder  bis  2  hl  Alkohol  be- 
trägt. Wird  steuerpflichtiger  Branntwein  gegen 
Abschreibung  der  Abgabe  in  Fässern  oder 
anderen  fi^eaichten  Behältnissen  und  in  Mengen 
von  mindestens  50  hl  ausgeführt,  so  wird  für 
ieden  Hektolitergrad  (Liter)  Alkohol  eine  Steuer- 
bonitikation  von  10  Kr.  für  jedes  hl  gewährt. 
Bereits  versteuerter  Branntwein,  auf  dem  die 
Abgabe  nicht  mehr  haftet,  wird  bei  der  Aus- 
fuhr in  Mengen  von  mindestens  50  hl  außer  der 
Steuerbonfikation  mit  einer  Abgaberückvergütung 
von  350  Kr.  für  je  1  hl  begünstigt.  Doch  darf 
die  Gesamtsumme  dieser  Bonifikationen  während 
einer  Betriebsperiode  den  Betrag  von  2  Mill.  Kr. 
nicht  überschreiten. 

2.  Die  Produktionsabgabe  trifft  allen 
Branntwein,  der  innerhalb  der  Zolllinie  erzeugt 
wird.  Sie  oeträgt  für  jedes  hl  und  jeden  Alko- 
holgrad 70  h.  Die  Bemessung  der  Alkohol- 
menge erfolgt  je  nach  der  Verschiedenheit  der 
Erzeugungsstoff'e ,  der  Brenn  Vorrichtung:  und 
nach  der  Größe  des  Gärraumes.  Sie  wird  er- 
mittelt entweder  im  Wege  der  Pauschalierung 
der  Leistuncfsfähigkeit  der  Brennvorrichtung 
oder  durch  Abfindung  oder  endlich  durch  An- 
zeigen eines  behördlich  vorgeschriebenen  Kon- 
troUapparates.  Zur  Sicherung  der  Abgabe  sind 
Vorschriften  über  Beschreibung  der  Erzeugungs- 
stätten und  Uebersicht  der  Werkvorrichtungen 
und  Aufbewahrungsgefäße  erlassen.  Zur  Zahlung 
der  Produktionsabgabe  ist  der  Branntwein- 
brenner verpflichtet,  während  die  Konsumabgabe 
der  zu  entrichten  hat,  der  den  Branntwein  zu 
freier  Verfügung  erhält.  Von  der  Produktions- 
steuer sind  befreit  die  Branntweinherstellung 
aus  selbsterzeugteu  Stoffen  zum  eigenen  Haus- 
bedarf, wobei  jedoch  mancherlei  Einschränkungen 
hinsichtlich  der  berechtigten  Länder  und  der 
Maxiraalmenge  vorgesehen  sind,  sowie  derjenige 
steuerpflichtige  Branntwein,  der  zum  Behuf e  der 
Ausfuhr  abgabefrei  eingelagert  wird. 

Aus  dem  Erträgnis  der  Konsumabgabe  wird 
für  den  voraussieht  liehen  Entgang  des  sog. 
Propinationseinkommens  an  die  Pro- 
pinationsberechtigten  in  Galizien  und  in  der 
Bukowina,  d.  h.  an  Städte  und  Private,  welche 
bis  1910  und  1911  das  ausschließliche  Kecht  der 


Branntweinproduktion  und  des  Branntweinaus- 
schankes hatten,  für  ersteres  ein  jährlicher  Be- 
trag von  2  Mill.  Kr.  bis  einschließlich  des  Jahres 
1910,  für  letzteres  ein  jährlicher  Betrag  von 
200000  Kr.  bis   einschließlich  1911  verabfolgt 

Der  Ertrag  der  Steuer  belief  sich  in  Oester- 
reich  1905  auf  88420  MiU.  Kr. 

In  Ungarn,  wo  der  Ausschank  von  Brannt- 
wein ein  kleineres  Regalrecht  einzelner  Per- 
sonen und  von  Gemeinden  war,  wurde  durch 
das  Schanksteuergesetz  v.  28./XII.  1888  die  Ge- 
samtheit dieser  Kechte  gegen  Entschädigung 
abgelöst.  Nunmehr  wird  eine  nach  der  Ein- 
wohnerzahl abgestufte,  feste  Schankgebühr  und 
eine  nach  der  ansgeschänkten  Menge  bemessene 
Steuer  erhoben. 

Der  Eingangszoll  für  Branntwein  betraf  für 
das  Gesamtgebiet  der  österreichisch-ungarischen 
Monarchie  120  Kr.  für  je  100  kg. 

3.  Frankreich.  Seit  dem  17.  Jahrb.  hat 
die  französische  Steuergesetzgebung  den  Brannt- 
wein einer  Abgabe  zu  unterwerfen  gesucht. 
Für  das  ganze  Gebiet  der  Aides  findet  sich  eine 
allgemeine  Abgabe  vom  Branntwein  zuerst  1628. 
Sie  nimmt  die  im  ganzen  gleiche  Entwickelung 
wie  die  übrig:en  Getränkesteuern  vom  Bier. 
Wein,  Apfelwein  u.  dgl.  m.  Als  die  General- 
stände im  Jahre  1789  zusammentraten,  wurde 
völlige  Beseitigung  aller  Geträukesteuern  be- 
schlossen und  damit  auch  die  B.  aufgehoben.  Allein 
die  steigenden  finanziellen  Bedürfnisse  erheischten 
bald  eine  beträchtliche  Vermehrung  der  Staats- 
einnahmen, und  so  kehrte  man  1804  auch  wieder 
zur  Besteuerung  des  Branntweins  zurück.  Man 
griff  zunächst  zu  einer  Produktionssteuer,  die 
seit  1810  als  Fabrikatsteuer  erhoben  ward. 
Dieser  wurde  1806  eine  Abgabe  vom  Groß-  und 
Kleinhandel  mit  Branntwein  beigefü^  und  1810 
die  Großhandelsabgabe  durch  eine  Zirkulations- 
steuer ersetzt.  1824  vereinigte  man  die  Fabri- 
kations-, Kleinverkaufs-  und  Zirkulationsstener 
zu  einer  einzigen  Abgabe,  neben  der  eine  Ein- 
gangsgebühr erhalten  blieb.  Damit  war  für 
Jahrzehnte  die  Steuerreform  zum  AbschluH  ge- 
langt, und  alle  weiteren  Aenderungen  der 
geltenden  Bestimmungen  bezogen  sich  aus- 
schließlich auf  eine  Veränderung  der  Steuersätze. 
Im  Laufe  der  letzten  Jahre  stellte  sich  immer 
mehr  das  Bedürfnis  einer  eingreifenderen  Um- 
gestaltung der  B.-Gesetzgebung  heraus,  wobei 
namentlich  die  Interessen  der  Landwirtschaft 
und  der  agrarischen  Brennereien  eine  nicht  un- 
wichtige Kolle  spielen. 

Nach  jahrzehntelanger  Stagnation  kam  eine 
Reformbewegung  in  Fluß.  Der  Erfolg  dieser 
Bewegung  schien  öfters  ganz  scheitern  zu  sollen. 
Seit  1880—95  trug  man  sich  mit  allerlei  Plänen, 
die  aber  zu  keinem  Ergebnis  führten.  Erst  seit 
1895  trat  man  energischer  an  diese  Frage  heran. 
Allein  auch  jetzt  natte  es  noch  den  Anschein, 
als  sollte  die  Bewegung  abermals  resultatlos 
verlaufen.  Erst  nach  langen  Kämpfen  und 
Schwankungen  kam  das  G.  v.  29./XII.  1900  zu- 
stande, das  die  Getränkesteuer  neu  ordnete  und 
vielfach  vereinfachte. 

Die  geltende  Alkoholsteuer  in  Frankreich  ist 
eine  Fabrikat-  oder  Verbrauchsabgabe. 
Sie  trifft  Branntwein,  Spiritus,  Fruchtbranntwein, 
Absynth  und  andere  alkoholhaltige  Getränke 
mit  einem  Steuersatz  (einschließlich  der  Zu- 
schlagszehntel) von  220  Frs.  für  das  lil  reinen 
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Alkohols,  was  eine  40^/oige  Erhöhung  der 
Steuerlast  gegenüber  dem  bisherigen  ^chts- 
stand  bedeutet.  Die  Tendenz  der  Ghesetzc^ebung 
gin^  ausdrücklich  darauf  hinaus,  den  Alkohol 
st&HLer  zu  belasten  und  die  Steuern  auf  den 
80g.  ^hygienischen  Getränken"  (Wein,  Obst- 
wein, Bier)  zu  ermäßigen.  Dazu  kommt  noch 
eine  statistische  GebülS'  von  0,25  Frs.  vom  hl, 
die  aber  ohne  steuerpolitische  Bedeutnng  ist. 
Die  Privilegien  der  Eigenbrenner  (bouilleurs  de 
crü)  sind  durch  das  neue  Gesetz  nicht  beseitigt 
worden.  Vielmehr  unterscheidet  es  Eigenbrenner, 
die  mit  unvollkommenen  Apparaten  eine  land- 
wirtschaftliche Brennerei  betreiben,  und  Ei^en- 
brenner  mit  vollkommeneren  Betriebseinnch- 
tungen  (Apparate  mit  mehr  als  200  1  täglichen 
Gärungsstoff,  durch  Dampfkraft  betriebene 
Werkvorrichtungen,  Brennkolben  mit  mehr  als 
5  hl  Rauminhalt  Jene  sind  für  die  Erzeugnisse 
ihrer  eigenen  Wirtschaft  steuerfrei.  Diesen  ist 
ein  jährliches  steuerfreies  Quantum  von  20  1 
reinen  Alkohols  für  den  Hausbedarf  zugestanden. ') 

Außerdem  werden  noch  Lizenzen  (s.  Art. 
„Lizenzen")  erhoben.  Diese  betragen  bei  den 
Branntweinbrennern  je  nach  der  Fabrikations- 
menge zwischen  40  und  120  Frs.  jährlich,  bei 
den  GroOhändlem  zwischen  200  und  500  Frs. 
und  sind  bei  den  Eleinverschleißem  nach  8  Orts- 
und STarifklassen  abgestuft  (Sätze :  20—450  Frs.) 

Gemeinden  dürfen  als  Oktroi  den  doppelten 
Satz  der  Eingangssteuer  erheben. 

Die  Stadt  Paris  kann  85,20  Frs.  vom  hl  er- 
heben.   (Vgl.  Art.  ,.Oktroi".) 

Der  Ertrag  der  B.  belief  sich  auf  330,610 
MiU.  Frs.: 

Der  Eingangszoll  beträgt  70  Frs.  vom 
hl  reinen  Alkohols. 

4.  England.  Wir  finden  im  britischen 
Steuersystem  eine  B.  zuerst  1660  und  zwar 
von  der  Branntweinerzeugun^.  Zuerst  auf 
2—4  d  pro  Gallone  zu  3,785  1  57,5  proz.  Spiritus 
(proofsprit)  festgesetzt,  wurde  sie  allmählich  auf 
28h  TVa  d,  1779  auf  2  sh  lOVt  d  und  1780  auf  5  sh 
IV«  d,  d  +  5%  erhöht.  Die  Kriegsereignisse  | 
an  der  Grenzscheide  des  19.  Jahrh.  nötigten  nach 
kurzer  Unterbrechung  zu  weiteren  Erhöhungen 
des  Steuerfaßes,  der  1820:  11  sh  87*  d  er- 
reichte. Nachdem  1826  der  Steuersatz  auf  7  sh 
ermäßigt  worden  war,  folgten  in  den  nächsten 
Jahrzehnten  unbedeutende  Steigerungen,  bis 
endlich  1861  eine  gewisse  Buhe  bei  10  sh  pro 
Gallone  zu  4,543  1  für  das  ganze  Gebiet  des 
vereinigten  Eönifi^eichs  eintrat.  Die  1885  von 
neuem  in  Aussicht  genommene  Erhöhung  des 
Steuersatzes  auf  12  sh  wurde  verworfen.  Weniger 
abwechselungsreich  als  die  Entwickelung  der 
Steuersätze  hat  sich  die  Steuertechnik  gestaltet. 
Von  Anfang  an  war  sie  auf  dem  System 
der  Fabrikatsteuer  aufgebaut,  das  nur  1784 
bis  1825  durch  eine  Steuer  vom  Halbfabrikat, 
d.  h.  von  der  gegorenen  Würze  unter  Annahme 
gewisser  Ausbeuteverhältnisse ,  unterbrochen 
wurde.  Die  gegenwärtig  geltende  B.  geht  in 
ihren  Grundlagen  auf  das  G.  v.  1825  zurück, 
welches  1860  weiter  entwickelt  und  durch  G. 
V.  2e,IVIU.  1880  abgeschlossen  wurde. 

Die  englische  B.  ist  demgemäß  auch  heute 

')  Neuerdings  (1906)   hat  die  Kammer  die 
Wiederherstellung    des   Privilegs    der   Eigen- 1 
brenner  beschlossen.  > 


eine  Fabrikat-  und  zwar  eine  Würzesteuer  von 
10  sh  pro  Gallone  inländischen  und  14  sh  aus- 
ländischen Branntweins.  Zu  deren  Schutze  be- 
stehen eine  ganze  Reihe  von  strengen  Aufsichts- 
und KontrolTmaßregeln.  Für  den  Betrieb  der 
Brennerei  ist  ein  Minimal-Kauminhalt  der  Blase 
von  400  Gallonen  (ca.  18,20  hl)  festgesetzt,  und 
sind  daher  die  kleineren  Brennereien  verboten 
sowie  diejenigen,  welche  weiter  als  V*  englische 
Meile  von  einer  Marktstadt  entfernt  liegen, 
falls  in  den  Brennereien  nicht  Wohnungen  für 
die  Steuerbeamten  hergerichtet  werden.  Kein 
Fabrikant  darf  zugleich  fürs  Inland  und  Aus- 
land produzieren.  Dazu  kommen  genaue  Vor- 
schriften über  Art  und  Umfang  des  Betriebes 
und  alle  hierbei  wichtigen  Punkte.  Der  Betrieb 
der  Brennerei  wird  fortwährend  steueramtlich 
überwacht,  und  der  Dienst  der  Aufsichtsbeamten 
unterliegt  einer  regelmäßigen  Oberaufsicht. 
Gleichartigen  Verordnungen  unterstehen  die 
Einbringung  des  Branntweins  in  die  Lager- 
häuser und  die  Hinausgabe  in  den  Verkehr. 

Daneben  bestehen  Lizenzen.  Die  Brenner 
und  Baffineure  haben  eine  Jahreslizenz  von 
10  £  10  sh,  Spirkushändler,  welche  Brannt- 
wein mindestens  in  Mengen  von  2  Gallonen  ver- 
kaufen, eine  solche  von  10  £  und  Spiritus- 
händler mit  Kleinverkaufsrecht  eine  solcoe  von 
13  £  13  sh  zu  entrichten.  Die  Branntwein- 
schänker  zahlen  Lizenzen  nach  dem  Mietwert 
des  Hauses,  in  welchem  sie  den  Ausschank 
betreiben.  Beträgt  er  einschließlich  Garten 
und  Hof  weniger  als  10  £,  so  beziffert  sich 
die  Jahreslizenz  auf  4  £  10  sh,  bei  einem  solchen 
von  10—15  £  auf  6  £,  bei  15—20  £  auf  8  £ 
und  steigt  bis  60  £  bei  einem  Mietwert  von 
700  £  und  darüber.  Schanker,  welche  ihr  Lokal 
Sonntags  schließen  oder  an  Werktagen  früher 
schließen,  haben  nur  %  der  Steuer,  und  wenn 
sie  beides  tun,  */,  davon  zu  entrichten. 

Die  Einnahmen  aus  der  Steuer  von  Brannt- 
wein (Excise)  betrugen: 

1718 

1785 

1803 

1830 

1852 
1865-66 
1875-76 
1880-84 
1885-88 
1888-89 

1895 

1905 

Dazu  kommt  der  Ertrag  der  Lizenzen  1895 
von  1—2  MiU.  £. 

5.  Andere  Staaten.  In  Italien  bestanden 
früher  in  den  verschiedenen  Staaten  meist 
Monopole,  welche  teils  verpachtet,  teils  in  eigener 
Regie  betrieben  wurden.  1864  wurde  eine  Ver- 
brauchsabgabe für  die  Städte,  1874  eine  Fabri- 
kationssteuer (Maischraum Steuer)  nebst  dem 
dazio  di  consumo  eingeführt,  durch  welch  letz- 
teren eine  abweichende  Bemessung  für  ge- 
schlossene und  offene  Orte  vorgesehen  wurde. 
Außerdem  hatten  die  Gemeinden  das  Recht,  eine 
Verbrauchsabgabe  bis  zu  50®/©  der  Fabrikations- 
steuer zu  erheben.  Eine  ganze  Reihe  von  Ge- 
setzen haben  sich  mit  Reformversuchen  be- 
schäftigt (1874,   1879,   1883,   1888   und   1889). 
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beuteltem  Roggen-  und  ^/4  Weizenmehl  be- 
stehend) und  zwar  in  der  Weise,  daß  zu 
Anfang  und  um  die  Mitte  eines  jeden  Monats 
bei  einer  bestimmten  Anzahl  von  Bäckereien 
und  immer  an  denselben  Verkaufsstellen 
die  in  Berlin  üblichen  ganzen  Brote  zu 
50  Pfg.  angekauft  werden.  Mit  Rücksicht 
auf  das  schwankende  Gewicht  der  Brote 
werden  dieselben  in  erkaltetem  Zustande 
genau  verwegen  und  alsdann  auf  ihre  Be- 
schaffenheit untersucht.  Es  ergeben  sich 
also  für  jeden  Beobachtungstag  zahlreiche 
Einzelfeststellungen,  welche  zu  Durch- 
schnitten für  den  Tag  und  weiterhin  für 
den  Monat  und  das  Jahr  zusammengezogen 
werden.  Außerdem  werden  in  den  städtischen 
Markthallen  noch  jedesmal  16  Stadt-  und 
8  sogenannte  Landbrote  (meist  etwas  gröberes 
Roggenbrot)  eingekauft  und  verwegen.  Diese 
Ankäufe  sind  nicht  auf  bestimmte  Bäckereien 
begrenzt,  so  daß  sie  eine  Art  Kontroll- 
erhebung darstellen.  Seil  dem  Herbst  1891 
wird  in  gleicher  Weise  auch  der  Preis  für 
das  Weizenbrot  („Schrippe",  etwa  ^4  Weizen- 
mehl, Vi  Roggenmehl;  2  Stück  zu  5  Pfg.) 
ermittelt. 

Die  nachfolgende  Aufstellung  teilt  die 
Ergebnisse  der  einzelnen  Jahre  mit.  Als 
Preise  für  Roggen,  Roggenmehl,  Weizen 
und  Weizenmehl  sind  die  Berliner  Groß- 
handelspreise nach  den  Ermittelungen  des 
Kaiserlichen  statistischen  Amtes  bezw.  der 
Kaufmannschaft  eingesetzt.  Die  Preisangaben  i 
verstehen  sich  in  Mark  für  100  kg ;  außer- 
dem ist  das  Gewicht  des  Roggenbrotes  von 
50  Pfg.  in  kg  mitgeteilt. 

Roggen 

M. 
13,06 
12,09 
13,45 
15,55 
17,00 
21,12 
17,60 
13,37 
11,77 
11,98 
11,88 
13,01 
14,63 
14,60 
14,26 

14,07 
14,42 

13,23 
13,51 
Weizen 

M. 
17,64 
15,15 
13,61 
14,25 
15,62 

17,37 


Jahre    Weizenbrot    Weizenmehl    Weizen 

1898 
1899 
1900 
1901 
1902 
1903 
1904 

Als  Beispiel  für  die  monatlichen  Schwan- 
kungen mögen  die  Ergebnisse  des  Jahres 
1904  dienen,  mit  Beschränkung  auf  das 
Roggenbrot : 


M. 

M. 

M. 

42,90 

26,40 

18,55 

41,70 

22,- 

15,52 

41,33 

21,10 

15,18 

41,43 

23,— 

16,36 

41,68 

23,10 

16,31 

41,56 

21,74 

16,11 

41,78 

23,42 

17,44 

Monate 

Roggenbrot 

Rog^enmeiil 

Roege 

Januar 

23,51 

17,— 

12,86 

Februar 

23,57 

17,85 

13,10 

März 

23,49 

17,57 

13,— 

April 

23,10 

17,08 

13,01 

Mai 

23,40 

16,87 

13,30 

Juni 

23,43 

17,13 

13,15 

Juli 

23,75 

17,80 

13,72 

August 

23,70 

18,20 

13,95 

September 

23,61 

17,93 

13,96 

Oktober 

23,47 

17,62 

13,86 

November 

23,49 

17,71 

13,91 

Dezember 

23,43 

17,80 

14,25 

Durchschnitt   23,50 


17,55 


13,51 


TfthrA   ^gg«ii-     Gewicht     Roggen- 
"^^^^^      brot       des  Brotes       mehl 

M. 

kg 

M. 

1886 

20,80 

2,40 

17,91 

1887 

20,65 

2,42 

17,06 

1888 

21,22 

2,36 

18,90 

1889 

24,69 

2,02 

21,77 

1890 

27,18 

1,84 

23,45 

1891 

31,66 

1,58 

29,05 

1892 

29,52 

1,70 

23,97 

1893 

21,89 

2,28 

17,69 

1894 

20,43 

2,45 

15,47 

1895 

20,63 

2,42 

16,50 

1896 

20,93 

2,39 

16,30 

1897 

22,30 

2,24 

17,44 

1898 

25,15 

1,99 

20,12 

1899 

24,21 

2,07 

19,37 

1900 

23,96 

2,09 

19,31 

1901 

24,23 

2,02 

18,86 

1902 

24,21 

2.07 

19,61 

1903 

23,83 

2,09 

17,97 

1904 

23,50 

2,12 

17,55 

Jahre 

Weizenbrot    Weizenmehl 

M. 

M. 

1892 

43,39 

26,00 

1893 

37,67 

21,40 

1894 

35,15 

19,00 

1895 

34,51 

20,70 

1896 

35,47 

21,90 

1897 

37,74 

24,40 

Bei  Beiuleilung  dieser  Zahlen  ist  in 
Betracht  zu  ziehen,  daß  neben  dem  Preise 
des  wichtigsten  Rohmaterials,  des  MeWes, 
auch  noch  andere  Bestimmungsgründe  für 
die  Höhe  des  B.  maßgebend  sind.  Hierher 
gehören  zunächst  die  sonstigen  Herstellungs- 
und Betriebskosten  (insbesondere  auch  die 
Löhne,  die  Mieten  für  die  Arbeits-  und 
Ladenräume),  welche  nach  der  Lage  des 
Geschäfts  und  den  örtlichen  Verhältnissen 
überhaupt  verschieden  sind,  dabei  auch  zeit; 
liehen  Veränderungen  unterliegen  und  ebenso 
nach  dem  Umfang  der  Produktion  und  der 
Größe  des  Umsatzes  verhältnismäßig  steigen 
oder  sinken.  Neben  diesen  Unkosten  beein- 
flussen den  B.  und  dementsprechend  auch 
den  Geschäftsgewinn  alle  die  mannigfachen 
besonderen  Umstände,  welche  auf  die  Preis- 
gestaltung im  Kleinhandel  einwirken:  der 
Wettbewerb  unter  den  Bäckern  (welcher 
durch  die  Neigung  des  Publikums,  das 
Brot  unter  allen  Umständen  aus  einem  nahe- 
gelegenen Laden  zu  beziehen,  abgeschwächt 
wird),  die  Zahlungsfähigkeit  der  Käufer 
(Bai-zahlung  oder  Kredit)  und  das  mehr  oder 
minder  wirksame  Bestreben  des  Publikums, 
im  eigenen  Interesse  den  Preis  des  Brotes 
genau  zu  kontrollieren.  Gerade  diese  Prüfung 
wird  aber  dadiu-ch  sehr  erschwert,  daß  im 
allgemeinen  nicht  nach  feststehenden  Ge- 
wichtssätzen mit  veränderlichen  Preisen  für 
das  Brot,  sondern  nach  bestimmten  Preis- 
sätzen (50  Pfg.-Brot  usw.)  verkauft  wird, 
so  daß  die  Preisschwankungen  nur  in  dem 
wechselnden  Gewicht  des  Brotes  zum  Aus- 
druck gelangen  können,  dessen  Feststellung 
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im  einzelnen  Falle  das  Publikum  in  der 
Regel  unterläßt.  Eine  solche  Kontrolle  der 
Yerkaufspreise  seitens  der  Verbraucher  würde 
durch  Einführung  der  Gewichtsbäckerei 
(s.  Art  ,3äckereigewerbe"  a.  a.  0.)  wesent- 
lich erleichtert  werden. 

Den  mitgeteilten  Zahlen  ist  nun  zu  ent- 
nehmen, daß  trotz  der  übrigen  einwirkenden 
umstände  der  B.  im  ^ßen  luid  ganzen 
dem  Mehlpreise  und  weiterhin  dem  Roggen- 
bezw.  Weizenpreise  folgt.  Allerdings  ist  zu 
beachten,  daß  bei  sinkenden  Melüpreisen 
der  B.  vielfach  nur  zögernd  heruntergeht, 
während  die  Aufwärtsbewegung  sich  rascher 
vollzieht.  Hier  wirkt  u.  a.  das  Bestreben 
der  Bäcker  mit,  den  Mehlvorrat  bei  sinkenden 
Preisen  zum  EinkaufspreLse  zu  verwerten 
und  im  B.  in  Anrechnung  zu  bringen.  Nach 
Obigem  erscheint  es  begreiflich,  wenn  die 
Preise  bei  den  einzelnen  Bäckern  mehr 
oder  minder  stark  voneinander  abweichen. 
Uebrigens  ist  beim  Weizenbrot  der  Preis- 
unterschied zwischen  Brot  und  Mehl  erlieb- 
lich größer  als  beim  Roggenbrot.  Ein 
weiteres  Interesse  knüpft  sich  an  die  Preis- 
unterscliiede  einzelner  Orte,  den  Einfluß 
neuer  Getreidezölle  auf  die  B.  und  damit 
auf  das  Ausgabebudget  der  Haushaltungen 
lu  a.  m.  In  ersterer  Beziehung  sei  noch 
erwähnt,  daß  die  durchschnittlichen  Pi-eise 
des  Roggenbrotes  (schwarzes)  (1  kg)  be- 
trugen in  M.  in  den  Städten: 

Jahre  Berlin  Cüln    3Iünchen    Dresden 

1896  21  19  —  22 

1897  22  20  —  22 

1898  25  22  29  25 

1899  24  21  29  25 

1900  24  22  29  25 

1901  24  22  28  2\ 

1902  24  23  28  2\ 

1903  24  23  2S  24 

Literatur:  O.K.  Metzler,  Stat.  Untersuchungen 
äAer   den    Einfluß    der    Getreidepreise    auf  div 
Brotpreise,    Jenn    1887,   —   J.  JoloicicZf    Ge- 
treidepreis    und    Brtttpreis^     Posen     188'J,     — 
E,  Hirschberg,    Zur  Statistik   der  Roggen-  u, 
Brotpreise  in  Deutschland,  Jahrb./.  yät.,  JV.  F., 
Bd.  14.  —  Ißerselbe,  Die  Brotpreise  in  Berlin, 
ebenda  N.  F.,  Bd.  18,  SO;  HJ.  F.,  Bd.  1,  S,  7, 
9,  11,  13,  15,  17.  ^  Dernelbe,    Die  Brotpreis»' 
in    Berlin     im    Jahre     1899.      Stniale    Praxis,  | 
IX.  Jahrg.,  Nr.  2S.  —  Verselbe,  Beiträge  zur  . 
SUUiMtik    der    Brotpreise    im   Deutschen    Reiche,  ! 
Berlin   1898.   —   H.    v.  Scheel,    Zur   Statistik  \ 
der    Brotpreise  in  Deutschland,    Jahrb.  f.  Xat.,  , 
y.  F.,  Bd.  15.  —  Dernelbe,  Art.  „Broipreise", 
H.   d.    St.,   1.  Aufl.,    Bd.  2,   und    im  1.  Supple- 
mentband, 1,  Aufl.  —  Derttelbe,  ebenda  J.  Aufl., 
Bd.  II,  S.  1098/g.  —  K.  Singer,  Lebensmittel-  ; 
preise  in  den  Jahren  1890 — 190  i,  im  Stat.  Jahrb.  j 
DeuUeher    Städte,    XII.    Jahrg.   —   Statistische  I 
Jahrbuch  d.  Stadt  Berlin,  29.  Jahrg.  und  früher. 
A,   Wtrmtnghauii. 


Brflckengeld,  Wegegeld. 

1.  Bemff  und  Wesen  des  B.  und  \V.    2.  Ge- 
schichtliches und  Gesetzgebung. 

1.  Begriff  und  Wesen  des  B.  und  W. 

B.  und  W.  sind  gebührenartige  Abgaben,  die 
für  die  Benutzung  öffentlicher,  d.  h.  von 
einem  öffentlichen  Körper  hercestellter  und 
unterhaltener  Bnlcken  und  Wege  von  den 
Benutzern  zu  entrichten  sind.  Das  Erträgnis 
aus  dem  W.  und  B.  soll  einen  Beitrag  zur 
Kostendeckung  oder  oft  nur  zu  den  Kosten 
der  Erhaltung  der  Brücken  und  Wege  liefern. 
Die  ganze  Frage  steht  im  engsten  Zusammen- 
hange mit  der  gesetzlichen  Regelung  der 
Wegelasten  und  wird  durch  den  Umstand 
entschieden,  wer  die  Mittel  für  den  Bau 
und  die  Unterhaltung  der  Wege  und  der 
Brücken  aufzubringen  und  zu  tragen  hat. 
Wenn  man  an  der  Einhebung  einer  solchen 
Abgabe  festhält,  so  hat  mau  es  mit  einem 
typischen  Ausdruck  der  sog.  ,.Beiträge*'  oder 
Präzipualleistungen  zu  tun,  da  sie  sich  als 
Zahlungen  derjenigen  darstellen,  die  solche 
Anstalten  überhaupt  oder  besonders  zu  be- 
nutzen pflegen.  Die  W.  imd  B.,  zu  deren 
Entrichtung  die  Benutzer  dieser  Verkehrs- 
mittel verpflichtet  waren,  sind  an  und  für 
sich  prinzipiell  nicht  ohne  Berechtigung.* 
Sie  haben  namentlich  in  früheren  Zeiten  bei 
der  Beschaffung  des  Unterhaltsaufwandes 
eine  wichtige  Stelle  eingenommen.  Die 
moderne  Tendenz,  die  auf  möglichste  Be- 
freiung des  Verkehrs  von  allen  Beschrän- 
kungen gerichtet  ist,  hat  die  Anwendung 
dieser  Gebühren  als  Staatsabgaben  i-egel- 
mäßig  beseitigt  mid  sie  niu:  mehr  als  Kom- 
munalabgaben etc.  zugelassen.  In  der 
neueren  Zeit  hat  man  dagegen  vei^ucht, 
nicht  den  zufälligen  Benutzer  eines  Weges 
oder  einer  Brücke  zur  Gegenleistung  heran- 
zuziehen, sondern  ist  von  dem  Standpunkte 
ausgegangen,  daß  derjenige,  der  von  dem 
Wege  einen  besonderen  \ orteil  hat,  auch 
hauptsächlich  als  Kostenvenirsacher  ange- 
sehen wird.  Aus  diesem  Zusammenhange 
erklärt  sich  dann  die  Auflegimg  von  Wege- 
fronden an  die  Ortsbewohner,  insonderheit 
die  Gnmdbesitzer,  erklären  sich  die  unent- 
geltlichen Materiallieferungen  der  Adiacenten, 
die  Ausführung  einzelner  Straßeuteiie  durch 
diese  u.  dgl.  m. 

2.  Geschichtliches    nnd    Gesetxgebnng. 

Schon  sehr  frühzeitig  linden  sich  W.  und  B.  im 
Mittelalter.  Sie  waren  lediglich  Kostener- 
stattungen für  einen  gemachten  Aufwand. 
Jedoch  finden  wir  bald  eine  Entartung  dieses 
Prinzips  und  daher  den  Uebergang  zu  eigent- 
lichen, aus  einem  Straßenregal  entwickelten 
W.steuem.  Dies  geschah  teils  durch  Erhöhung 
der  ursprünglichen  Gebührensätze  über  den  Be- 
trag der  Kostenverursachung  hinaus,  teils  durcii 
die  Vermehrung  der  Zollstätten,  teils  durch 
einen  mehr  nnd  mehr  willkürlichen  Zwan^  zur 
Benutzung  gewisser  Straßen,  Wege  und  Brücken 
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and  endlich  durch  Erhebung  von  Abipaben, 
denen  überhaupt  nicht  mehr  eine  Gegenleistung 
entsprach.  Letzteres  war  namentlich  der  Fall 
bei  einer  Reihe  von  FluOzöUen,  deren  Bestand 
lediglich  auf  fiskalische  Interessen  zurück^ng. 
Bei  der  hervorstechenden  Neigung  des  Mittel- 
alters zur  Dezentralisation  und  Lokalisierung 
vermehrten  sich  derartige  Abgaben  in  ^ßter 
Mannigfaltigkeit.  Vergebens  hat  die  Kaiser- 
liche Gewalt  versucht,  diesem  perversen  Ent- 
wickelungsprozeß  Einhalt  zu  tun.  Es  fehlte 
ihr  eben,  wie  auf  vielen  anderen  Gebieten,  an 
Vollzugsorganen  und  einem  geeigneten  Ver- 
waltungsapparat. 

Die  neuere  Gesetzgebung  hat  wesentlich 
andere  Pfade  gewandelt.  In  Preußen 
wurde  durch  G.  v.  27./XI.  1874  die  Er- 
hebung von  Chausseegeldern  an  den  Staats- 
straßen abgeschafft,  während  die  an  den 
Pro\inzial-,  Kreis-,  Gemeinde-  und  Privat- 
stiaßen  bestehenden  \V.  hiervon  unberührt 
blieben.  Doch  sind  auch  hier  viele  der  be- 
zugsberechtigten Gemeindeverwaltungen 
durch  autonome  Beschlüsse  dem  Vorgang 
des  Staates  gefolgt.  In  Bayern  wiurde 
durch  Y.  v.  24.  YIIL  1840  das  1834  einge- 
führte Chausseegeld  wieder  beseitigt.  Da- 
gegen blieb  auch  hier  die  Zulässigkeit  der 
.  Erhebung  von  W.  und  B.  für  die  Gemeinden 
bestehen,  die  auch  gegenwärtig  mehr  oder 
weniger  davon  Gebrauch  machen.  Ebenso 
wurden  in  Baden  (1820),  in  Württem- 
berg (1828  und  1833)  und  in  Hessen 
(1835)  die  staatlichen  Wegeabgaben  aufge- 
hoben. Als  Abgaben  von  Gemeinden  und 
größeren  Kommunalverbänden  wurden  sie 
unter  gewissen  Voraussetzungen  beibehalten. 
Am  spätesten  unter  den  größeren  deutschen 
Staaten  hat  sich  das  Königreich  Sachsen 
zur  Beseitigung  des  staatlichen  Chaussee- 
geldes entschlossen,  wo  dies  erst  1885  imd 
zwai-  nicht  ohne  heftigen  Widerspruch  er- 
folgte. Als  Kommunalabgabe  blieb  es  auch 
hier  bestehen. 

In  Oesterreich  kompetiert  die  Erhebung 
von  „Wege-  und  Brückenmauten"  in  das  Be- 
reich der  kommunalen  Wege  Verwaltungen. 
Diese  Auflagen  gehören  daher  allenthalben  zu 
den  regelmäßigen  und  weitverbreiteten  Ein- 
richtungen des  kommunalen  Finanzwesens.  In 
Frankreich  haben  sich  nur  gewisse  Inter- 
essenten an  den  Kosten  der  Wegeunterhaltung 
zu  beteiligen,  in  Fällen  außerordentlicher  Ab- 
nutzung durch  Erlegung  von  Entschädigungen, 
so  z.  S.  die  Industriellen.  Dagegen  wurden 
B.  (Brückenzölle)  fri\her  sehr  häutig  erhoben. 
Durch  G.  V.  30.;'Vn.  1880  ist  jedoch  der  Rück- 
kauf und  die  Ablösung  der  Zölle  betreffs  der 
im  Zuge  von  Staats-,  Departements-  und  Vici- 
nalstraßen  liegenden  Brücken  angebahnt  wor- 
den. Die  Konzessioniening  neuer  B.  im  Zuge 
von  Staats-  und  Departementsstraßen  ist  schlecht- 
hin untersagt,  während  sie  im  Bereiche  der 
Vicinalstraßen  auf  exzeptionelle  Bedürfnisse  be- 
schränkt ist.  Eine  Art  von  Schlagbaum-  oder 
Barrieregeld  wurde  in E  n  g  1  a n d  im  18.  Jahrb.  an 


den  sog.  Tumpick-Roads  („Drehkreuz-Straßen") 
erhoben,  wo  es  eine  künstliche  Ausbildung  er- 
hielt.   In  neuerer  Zeit  (Local  Government  Act 
of  13./Vni.  1888  Art.  11)  wurden  sie  kommu- 
nalisiert und   in  Main-Roads  („Hauptstraßen"^) 
verwandelt,    deren  Unterhaltung  gegenwärtig 
Sache  der  Grafschaft  ist.    In  Italien  ist  die 
temporäre  Einführung   von  B.-   und   Straßen- 
geldem   auf  Provinzialstraßen  unter  gewissen 
Voraussetzungen  durch    vom   König   auf  Gut- 
achten vom  Staatsrat  genehmigten  BeschluH  des 
Provinzialrats,  auf  Kommunalstraßen  durch  von 
der  Provinzialdeputation  genehmigten  Gemeinde- 
beschluß zulässig  (G.  V.  16./VII.  1884). 
Literatur:  Wagner ^  FiuanzwigsrMchaft,  Bd.  2, 
IS.  128  ff.    —    Reitzenstetn-Trüdinger ,     in 
Schlmberg,   Bd.  IW,  S.  74.    —    Schanz,    Die 
Aufhelning  des  ßskalischm  Chaussee-  u.  Brücken- 
geldes im  Konigr.  Sachsen,  Fin.-Arch.,  Jahrg.  1, 
S.  84  7 fg.  —  Reitzensieinf  Art.  „  Wegebau  und 
WegebaupflichV*,  Stengel' s  W.B.  d.  d.  V.W.R.  — 
Huber f    Art.  „Verkehrsmittel"   im  H.  d.  St.,  2, 
Aufl.,  Bd.    VII,   insbesondere  S.  420fg. 

Max  von  Heckel, 


Bmderladen  (Knappschaftskassen)  s. 
Bergarbeiter  sub  III  oben  S.  387  fg. 

Bachdrnckergewerbe. 

1.  Volkswirtschaftliches,  a)  Geschichtliche 
Entwickelung.  b)  Neuere  Betriebs-  und  Arbeits- 
verhältnisse. 2.  Preßgesetzgebun^.  a)  Deutsches 
Reich,    b)  Oesterreich.    c)  Sonstige  Länder. 

1.  Volkswirtschaftliches,  a)  Qeschlcht- 
liche  Entwickelung.  Die  Buchdruckerkunst, 
bekanntlich  um  das  Jahr  1450  von  dem  Mainzer 
Johann  Gutenberg  erfunden,  verbreitete  sich  in- 
folge der  Pflege  humanistischer  Studien  und  des 
allgemeinen  Wiederauflebens  der  Wissenschaften 
in  jener  Zeit  sehr  rasch  in  den  mitteldeutschen, 
süddeutschen  und  österreichischen  Städten.  Von 
den  Rhein  landen  ans  fand  die  Kunst  in  Nord- 
deutschland, den  Niederlanden  und  England  Ein- 
gang. Auch  in  Italien  und  Frankreich  ist  sie 
früh  heimisch  geworden.  Die  universelle  Be- 
deutung der  Erfindung  wurde  von  den  gebil- 
deten Kreisen  der  damaligen  Zeit  sehr  bald  er- 
kannt, und  allgemein  trat  das  Bestreben  hervor, 
sich  ihre  Vorteile  dienstbar  zu  machen.  Bereits 
gegen  Ende  des  15.  Jahrh.  war  die  Kunst  in 
sämtlichen  zivilisierten  Ländern  mehr  oder 
weniger  verbreitet.  Ueberall  hatten  deutsche 
Jünger  des  Faches  die  Einführung  vermittelt. 
Leider  ging  gerade  in  dem  Heimatlande  der 
Buchdruckerkunst   mit    dem   Niedergange    des 

feistigen  Lebens  infolge  der  zerstörenden  Wir- 
ungen des  30jährigen  Krieges  auch  das  neue 
Gewerbe  sowohl  in  technischer  als  in  wirtschaft- 
licher Beziehung  sehr  zurück.  Eine  bessere  Pflege 
fand  dasselbe  in  den  Nachbarstaaten ;  namentlich 
die  Niederlande  lieferten  im  16.  und  17.  Jahrh. 
vorzügliche  Drucke.  Erst  als  um  die  Mitte  des 
18.  Jahrh.  eine  neue  geistige  und  literarische 
Bewegung  in  Deutschland  Boden  gewann,  kam 
auch  für  die  heimische  Buchdruckerkunst  wieder 
eine  Zeit  des  Aufschwunges  und  erhöhter  gewerb- 
licher Leistungsfähigkeit.  fUeber  die  geschicht- 
liche Entwickelung  des  Bucndruckes  und  seinen 
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Zusammenhang  mit  dem  Bachhandel  siehe  anch 
diesen  Art.  nnten  S.  559  fg.) 

Zn  einer  nie  geahnten  Entfaltung  gelangte 
das  B.  im  Laufe  des  vorigen  Jahrhunderts, 
unterstützt  einerseits  durch  die  Verallgemei- 
nemng  des  Bildungsbedürfnisses,  den  regen 
geistigen  und  wirtschaftlichen  Verkehr,  und 
andererseits  durch  wichtige  Erfindungen  in 
der  Drucktechnik.  Auf  dem  Gebiete  des 
eigentlichen  Buchdruckes  steigerte  sich  die 
Produktion  in  ungewöhnlicher  Weise  (s.  die 
Angaben  in  dem  Art.  „Buchhandel").  Eben 
soldie  außerordentliche  Fortschritte  machte 
das  Zeitungs-  und  Zeitschriften  wesen  (s.  Art. 
^.Zeitungen"*) ,  namentlich  seit  der  Mitte  des 
19.  Jahrb.,  als  das  politische  Leben  in  die 
breiten  Volksmassen  eindrang  und  die  Tages- 
presse sich  zu  ihrer  gegenwärtigen  Macht  zu 
entfalten  begann.  Daneben  hat  im  Laufe  der 
letzten  Jahrzehnte  der  sog.  Accidenzdruck  eine 
immer  größere  Bedeutung  gewonnen.  In  Handel 
und  Gewerbe  steigerte  sich  der  Bedarf  an  Ge- 
schäftspapieren aller  Art,  Preislisten,  Formularen, 
Etiketten,  Wertpapieren  etc.  ganz  gewaltig; 
hierzu  treten  Programme,  Plakate,  Farailien- 
anzeigen  u.  dgl.  m.  Wie  oft  unter  ähnlichen 
Verhältnissen,  so  standen  anch  hierbei  die  Stei- 
gerung des  Bedarfes  und  die  Fortschritte  der 
Technik  in  Wechselbeziehunpf.  Mit  der  Erfindung 
der  Schnellpresse,  ein  Verdienst  des  Deutschen 
Friedrich  König  (f  1833),  wurde  die  alte  Hand- 
presse durch  eine  erheblich  leistungsfähigere 
Druckvorrichtung  ersetzt.  Den  Bedürfnissen 
des  Zeitungsdruckes  kam  die  Erfindung  der 
Rotationsmaschine  entgegen.  Weiteren  Anforde- 
rungen an  die  Druckarbeiten  wurde  durch  die 
Ausbildung  des  Stein-  und  Lichtdruckes  genügt. 
Auch  in  der  Herstellung  der  zur  Bildung  der 
Druckformen  erforderlichen  Schriften,  des  Satzes, 
der  Druckplatten  etc.  wurden  im  Laufe  des  18. 
und  19.  Jahrb.  mehrfache  Verbesserungen  erzielt. 
Hierher  gehören  u.  a.  die  Erfindung  der  Stereo- 
typie, insbesondere  der  Papierstereotypie,  die  Er- 
setzung des  Handgusses  durch  den  Maschinen- 
guß und  die  Maschinen  zur  Herstellung  des 
^tzes  (2ieUengießmaschine,  Typograph).  Hand 
in  Hand  mit  diesen  Erfindungen  ginjo^n  die 
SToßen  Fortschritte  in  der  Fabrikation  des 
Papiers  (s.  diesen  Art.);  auch  in  der  Buch- 
binderei wurden  große  Fortschritte  erzielt. 
Alle  diese  Umstände  vereinigten  sich,  um  nicht 
nur  die  heutige  Massenproduktion  von  Druck- 
sachen aller  ijt  zu  ermöglichen,  sondern  auch 
den  wachsenden  Ansprüchen  des  Publikums  hin- 
sichtlich der  Ausstattung  der  Werke  zu  eut- 
sprechen. 

b)    Neuere    Betriebs-    und  Arbeits- 
verhftltnJBBe.     Im   Deutschen   Reiche 
waren  nach  der  Beruf szählnng  vom  14.  VI. 
1895  in  den  polygraphischen  Gewerben  (die- 
selben umrissen  neben  den  Buchdnickereien 
die  Stein-  und  Zink-,  die  Kupfer-  und  Stahl-, 
die  Farbdruckereien,  die  photo^phischen 
Anstalten  imd  die  Schriftgießereien)  119291 
Erwerbfitfttige    im    Hauptbenife,    darunter  i 
13261    Geechäftsleiter    und   106030   Auge-j 
stellte  vorhanden;  auf  die  Buchdnickereien] 
entfellen    hiervon   75494   bezw.    5686    und' 
69808  Personen.    Nach  der  Betriebsstatistik ' 


betrug  die  Zahl  der  eigentlichen  Buch- 
druckereien im  Jahre  1895  6303  mit  80942 
Erwerbstätigen  gegenüber  3547  bezw.  42 113 
im  Jahre  1882.  In  dem  Zeitraum  von 
1861—82  wuchs  die  Buchdruckerbevölkerung 
in  Preußen  um  149,5  ®/o,  im  Königreich 
Sachsen  gar  um  216,2  ®/o.  Die  Zunahme  der 
gewerbstätigen  Personen  im  B.  von  1882  bis 
1895  betrug  im  Deutschen  Reiche  92,2^/0, 
die  der  Betriebe  77,7%.  Zur  Beiuteilung 
der  seit  1882  erfolgten  Ausdehnung  des 
B.  im  Deutschen  Reiche  bietet  auch  die 
Statistik  der  ünfallversichenmg  einen  An- 
lialt.  Danach  betrug  in  der  Buchdrucker- 
berufsgenossenschaft die  Zahl  der: 

in  den  versiehe-  durchschnittl.  auf 

Jahren  rungspflich-  versicherten  1  Betrieb 

tigen  Betriebe  Personen  Arbeiter 

1887  3745  55  792  14,9 

1891  4295  69800  16.2 

1894  4<>97  85403  18,2 

1897  5014  loi  125  20,2 

1900  5617  116  630  20,8 

1903  6236  144047  23,2 

Da  die  Betriebe  ohne  Motorenverwendung 
und  solche  mit  weniger  als  10  Hilfspersonen 
von  dieser  Statistik  nicht  berührt  werden, 
so  ist  die  obige  Zunahme  der  Betriebe  und 
der  Arbeiter  zum  Teil  auf  Erweiterung  be- 
stehender bisher  imberücksichtigter  Geschäfte 
bezw.  vermehrte  Verwendung  von  mecha- 
nischer Triebkraft  zurückzuführen.  Nament- 
lich die  Accidenzdruckereien  geringeren  Um- 
fanges  haben  sich  in  der  letzteren  Zeit  dank 
der  Einfühnmg  der  Kleinkraftmaschinen 
(Gasmotoren  etc.)  die  Vorzüge  des  Groß- 
betiiebes  mehr  als  frülier  zu  >iutzen  machen 
können. 

Das  B.  ist  aus  naheliegenden  Gründen 
von  jeher  in  den  Städten  konzentriert  ge- 
wesen ;  im  Jahre  1895  entfielen  im  Deutschen 
Reiche  auf  die  Orte  von  melir  als  20000 
Einwohnern  allein  68,0  ®/'o  aller  Gewerbtätigen, 
während  auf  dem  platten  Lande  (in  Orten 
von  unter  2CK)0  Einwohnern)  Dnickereien 
fast  ganz  fehlten. 

Die  eigentliche  Großindustrie  ist  im 
Druckereigewerbe  verhältnismäßig  wenig 
vertreten,  und  wenn  die  an  der  Gehilfenzahl 
gemessene  Größe  der  Betriebe  im  Laufe  der 
Jahre  zugenommen  hat  (s.  oben),  ist  dies 
hauptsäclüich  der  kräftigeren  Entwickelung 
der  mittleren  Betriebe  zu  verdanken.  So 
wird  denn  auch  der  in  mehreren  anderen 
Gewerbszweigen  hervorgetretene  Kampf 
zwischen  Klein-  und  Großbetrieb  im  B. 
weniger  empfunden. 

Die  Organisation  der  Arbeitnehmer  und 
Arbeitgeber  hat  im  deutschen  B.  schon  fnlh 
eine  hervorragende  Bedeutung  gewonnen. 
Die  ersteren  gründeten  im  Jahre  1866  den 
„Deutschen  Buchdnickerverband" ,  welcher 
seit  1878  den  Namen  „Unterstützungs verein 
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deutscher  Buchdrucker"  geführt  hat.  An- 
fänglich auf  die  Pflege  des  Kassenwesens 
zur  Unterstützung  hilfsbedürftiger  Mitglieder 
beschränkt,  nahm  der  Verband  später  auch 
die  Regelung  der  Arbeitsbedingungen  in  sein 
Programm  auf.  Er  gewann  unter  der  Ge- 
hilfenschaft eine  große,  tonangebende  Be- 
deutung und  ziählte  bei  seiner  Auflösung  im 
Jahre  1892  mehr  als  18000  Mitglieder,  um- 
feßte  also  den  weitaus  größten  Teil  der  Ge- 
hilfen. Dieser  Organisation  stellten  die 
Prinzipale  im  Jahre  1869  den  „Deutschen 
Buchdruckerverein"  gegenüber,  dessen  Mit- 
gliederzahl neuerdings  (1903)  1066  beträgt. 
Der  von  Anfang  an  oestehende  latente  Ge- 
gensatz zwischen  beiden  Vereinigxmgen 
rührte,  veranlaßt  durch  Streitigkeiten  über 
den  Lohntarif,  im  Jahre  1873  zu  einer  Ar- 
beitseinstellung. Dieselbe  endigte  mit  der 
Anerkennung  des  Gehilfenverbandes  durch 
die  Prinzipale*  es  kam  zu  einer  Verein- 
banmg  über  aen  Lohntaiif,  welche  durch 
die  allerdings  zeitweise  unterbrochene  Tätig- 
keit von  Schiedsämtem  und  später  der 
„Tarif kommissiou"  gesichert  wurde.  Dieses 
gegenseitige  Verhältnis  hat  18  Jahre  hin- 
durch bestanden,  bis  der  durch  die  Forde- 
rung nach  Arbeitsverkürzung  bezw.  Lohn- 
erhöhimg  hervorgerufene  große  Ausstand 
von  1891/92  mit  einer  völligen  Niederlage 
der  Gehilfen  endigte  und  nicht  nur  das  Auf- 
hören der  Tarifkommission,  sondern  auch  die 
Auflösung  des  Unterstützungsvereins  der  Ge- 
hilfen herbeiführte.  An  dessen  Stelle  trat 
im  Jahre  1892  der  „Verband  deutscher  Buch- 
drucker" mit  gegenwärtig  mehr  als  42000 
Mitgliedern.  Eine  zu  Anfang  des  Jahres  1896 
anhebende  Lohnbewegung  schloß  mit  einer 
neuen  Vereinbarung  zwischen  Prinzipalen 
und  Gehilfen  auf  der  Grundlage  eines  Tarifs, 
welcher  an  die  Stelle  des  nach  dem  Aus- 
stande von  1891  von  ersteren  einseitig  fest- 
gesetzten trat.  Zur  Ausführung  der  Be- 
schlüsse wurde  durch  gemeinsame  Ueber- 
einkunft  ein  Tarifausschuß  und  ein  Tarifamt 
gebildet.  Die  Zahl  der  der  Buchdrucker- 
Tarifgemeinschaft  beigetretenen  Firmen  ist 
von  1631  mit  18340  Gehilfen  im  Jahre  1897 
auf  5134  mit  45868  Gehilfen  im  Jahre  1905 
gestiegen  (vgl.  im  übrigen  Artt.  „Arbeitsein- 
stellungen" oben  S.  185  fg.,  „Gewerkvereine" 
und  „Unternehmerverbände"). 

In  Verfolg  amtlicher  Erhebungen  über 
die  Arbeits-  und  Betriebsverhältnisse  in  den 
Buchdnickereien  und  Schriftgießereien  hat 
der  I^undesrat  im  Interesse  der  Besserung 
der  Gesundheitsverhältnisse  und  der  Rein- 
lichkeit in  diesen  Betrieben  unterm  31./VIL 
1897  Vorschriften  über  die  Einrichtung  und 
den  Betrieb  der  Buchdnickereien  und  Schrift- 
gießereien auf  Grund  des  §  1 20  e  der  Gew.-O. 
erlassen. 

In  Oesterreich  sind  die  Arbeits-  und 


Betriebsverhältnisse  der  Buchdruckereien 
denen  innerhalb  des  Deutschen  Reiches  im 
wesentlichen  gleich.  Auch  dort  sind  die 
Buchdruckergehilfen  schon  seit  längerer  Zeit 
zu  Gewerkvereinen  organisiert,  wie  denn 
überhaupt  in  fast  allen  Kulturstaaten  das  B. 
zuerst  und  am  erfolgreichsten  Fachvereini- 
gungen zur  Vertretung  der  Berufsinteressen 
geschaffen  hat.  Für  Oesterreich  ist  in  erster 
Linie  zu  nennen  der  1842  gegründete  „Verein 
der  Buchdrucker  und  Scliriftgießer  Nieder- 
österreichs", welcher  im  Jahre  1901  9800 
Mitglieder  zählte.  Gleiche  Vereine  bestehen 
in  den  anderen  Kronländem.  Im  Jahre  1894 
haben  sich  diese  Einzelvereine  zu  einem  ge- 
meinsamen Verbände  zusammengeschlossen. 
Die  Tarifgemeinschaftsverhandlungen,  die 
seit  längerer  Zeit  im  österreichischen  B. 
stattgefimden  haben,  haben  neuerdings  zu 
dem  Ergebnis  geführt,  daß  ab  l./I.  1906  ein 
Tarifvertrag  mit  achtjähriger  Dauer  abge- 
schlossen worden  ist 

Ueber  die  internationalen  Verhält- 
nisse der  Organisationen  im  B.  der  verschie- 
denen Länder  hat  das  internationale  Bnchdrucker- 
sekretariat  in  Bern  im  Jahre  1902  Erhebungen 
veranstaltet,  an  denen  sich  31  Organisationen 
in  25  Ländern  mit  156  201  Mitgliedern  beteiligt 
haben.  Von  dieser  Gesamtzahl  arbeiteten  ca. 
144000  Verbandsmitglieder  oder  92  »/o  auf  Grund 
einer  Tarifvereinbarnn^,  ca.  12000  Mitglieder 
oder  8%  ohne  Tarif.  Die  tätliche  Arbeitszeit 
betrug  für  123137  Mitglieder  bis  zn  9  Stnnden, 
für  31064  Mitglieder  9—10  Stunden  und  für 
2000  Mitglieder  bis  11  Stunden.  Die  höchsten 
Löhne  und  zugleich  die  kürzeste  Arbeitszeit 
haben  die  Buchdrucker  in  Nen-Süd- Wales ;  am 
ungünstigsten  sind  die  italienischen  Buchdrucker 
gestellt. 

2.  Preßgesetxgebnng.  a)  Deutsches 
Beich.  Die  Erkenntnis  von  der  Bedeutung 
der  Druckschriften  als  Mittel  zur  allgemeinsten 
Verbreitung  neuer  Ideeen  und  damit  zur  Be- 
einflussung der  Gesinnung  weiter  Volksschichten 
führte  schon  kurz  nach  der  Erfindung  der  Bucb- 
druckerkunst  im  vermeintlichen  Interesse  der 
Kirche  und  des  Staates  zum  Erlaß  beschrän- 
kender obrigkeitlicher  Maßnahmen  gegenüber 
den  Druckerzeugnissen.  Die  wichtigste  der- 
selben war  die  Zensur,  die  amtliche  Prüfung 
und  Genehmigung  der  zu  vervielfältigenden 
Schriften  aller  Art  vor  ihrer  Drucklegung  und 
Veröffentlichung.  Nach  dem  Vorgange  der  Kirch- 
lichen Behörden  griffen  bald  auch  die  weltlichen 
Mächte  dieses  Mittel  zur  Einschränkung  der 
Preßfreiheit  auf,  so  daß  schon  im  16.  Jahrh. 
sehr  eingehende  Zensurbestimmungen  in  Gel- 
tung waren.  Sie  wurden  ergänzt  durch  den 
Zwang  zur  Angabe  des  Druckers  und  des  Druck- 
ortes auf  jeder  Schrift  sowie  durch  die  Konzes- 
sionierung und  Beaufsichtigung  der  Druckereien 
und  des  Buchhandels;  bereits  veröffentlichte 
Druckschriften  konnten  wegen  ihres  gemein- 
gefährlichen Inhaltes  verboten  werden.  Maß- 
gebend wurden  in  dieser  Beziehung  zahlreiche 
Keicbstagsabschiede  von  1524—1570,  sowie  die 
Reichspreßordnung  von   1548.     Als  Aufsichts- 
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behörde  für  das  gesamte  Preßwesen  bestand 
seit  1569  die  Kaiserliche  Bücherkommission  in 
Frankfurt  a.  M.  (s.  anch  im  Art.  „BnchhandeP 
unten  S.  560  fg.)-  Während  des  ganzen  17.  und  bis 
tief  in  das  18.  Jahrb.  hinein  hielten  die  Regierungen 
an  dem  Zensurzwange  fest.  Erst  unter  dem  Ein> 
drucke  der  neueren  Aufklärungsideeen  gewann 
eine  freiere  Bichtung  mehr  und  mehr  Anerken- 
nung. Zwar  wurden  die  liberalen  Bestimmungen 
der  Bundesakte  vom  8./VI.  1815  aus  Furcht  vor 
den  demagogischen  Umtrieben  nicht  zur  Aus- 
führung: erebracht.  und  das  Bundespreßgesetz 
vom  20./IX.  1819  war  von  einem  reaktionären 
Geiste  erfüllt.  Doch  ließ  sich  der  Gedanke  der 
Prefifreiheit  auf  die  Dauer  nicht  mehr  abweisen, 
und  die  seit  dem  Jahre  1848  entstandenen 
Landespreßgesetze  mußten  mit  dem  Zensur- 
zwange endgültig  brechen,  wenn  auch  andere 
einschränkende  Maßnahmen,  wie  der  Konzes- 
sionszwang für  die  Buchdruckereien,  eine  Zeit- 
lang noch  erhalten  blieben. 

Eine  einheitliche  Regelung  des  Preß- 
rechtes erfolgte  innerhalb  des  Gebietes  des 
Deutschen  Reiches,  zu  dessen  Kompetenz 
diese  Materie  verfassungsmäßig  gehört,  durch 
das  Reichsgesetz  v.  7.'V.  1874.  Durch  Ver- 
ordnung vom  22.Y.  1891  ^iirden  die  Be- 
stimmungen dieses  Gesetzes  auf  Helgoland 
und  durch  Landesgesetz  vom  8./ VIII.  1898 
mit  einzelnen  Beschränkungen  auch  auf 
Elsaß-Lothringen,  woselbst  bis  dahin  noch  die 
sehr  einschränkenden,  aus  der  französischen 
Zeit  übernommenen  Bestimmungen  in  Kraft 
waren,  ausgedehnt.  Das  Preßgesetz  beruht 
auf  dem  Grundsätze  der  Preßireiheit,  sieht 
aber  dennoch  gewisse  Beschränkungen  hin- 
sichtlich der  Herstellung  und  des  Vertriebes 
von  Druckschriften  vor.  Als  solche  gelten 
alle  Erzeugnisse  der  Buchdruckerpresse  so- 
wie alle  anderen,  durch  mechanische  oder 
chemische  Mittel  bewirkten,  zur  Verbreitung 
bestimmten  Vervielfältigungen  von  Schriften 
und  bildlichen  Darstellungen  mit  oder  ohne 
Schrift  und  von  Musikalien  mit  Text  oder 
ErlAuteningen.  Das  Gesetz  knüpft  an  die 
Herstellung  und  den  Vertrieb  dieser  Druck- 
schriften bestimmte  Verpflichtungen,  regelt 
die  Verantwortlichkeit  für  die  durcli  die 
Presse  begangenen  strafbaren  Handlungen, 
und  sieht  unter  gewissen  Voraussetzungen 
eine  Beschla^ahme  von  Druckschriften  auch 
ohne  richterliche  Anordnung  vor.  Maßgebend  , 
fflr  die  Buchdruckereien  etc.  ist  femer  noch 
der  §  14  der  Gew.-O.  (Anzeigepflicht).  Vgl. ' 
auch  §§  43  und  56  der  Gew.-O. 

b)  Oesterreioh.  Hier  unterliegt  das 
Preßgewerbe  erheblicheren  Einschränkungen 
als  im  Deutschen  Reiche.  Die  Druckereien 
gehören  nach  der  Gew.-O.  von  1859  zu 
den  „konzessionierten"  Gewerben,  deren  Aus- 
übung von  einer  besonderen  obrigkeitlichen 
Genenmic^n^  abhängig  ist,  welclie  nur  bei 
VerlÄßlichkeit  und  ünbescholtenheit  des 
Nachsuchenden  erteilt  werden  darf.  Nach 
dem  Preßgesetz  v.  17.  XII.  1862  mit  Novelle 


V.  15./X.  1868  waren  politische  Tagesblätter 
kautionspflichtig,  wobei  die  Kautionssumme 
imit  der  Größe  der  Orte  stieg.  Erst  durch 
I  Gesetz  vom  9./ VII.  1894  ist  die  Pflicht  zur 
I  Erlegung  einer  Kaution  aufgehoben  worden. 
Uebrigens  herrscht  auch  in  Oesterreich  wie 
jetzt  in  den  meisten  zivilisierten  Staaten  die 
Zensiuireiheit 

I  o)  Sonstige  Länder.  In  England, 
Belgien,  Dänemark  und  Nordamerika  bestehen 
'  nur  Verpflichtungen  hinsichtlich  des  Inhalts 
j  der  Dnickschriften  (Berichtigimgspflicht)  und 
I  gerichtspolizeiliche  Schranken.  Darüber  hin- 
I  aus  unterliegt  in  Frankreich,  Italien  und 
;  Spanien  die  Presse  der  Anmeldepflicht.  In 
■  Rußland  herrschte  bisher  strenger  Zensur- 
zwang. 

Literatur:  C.  A.  Schaab,  Grsehiehte  der  Er- 
findung der  Buchdruckerhmst,  S  Bde.,  f.  Ausg., 
Mainz  1855.  —  J,  Wetter,  Kritische  Gesch.  d. 
I      Erfindung    der  Buchdruckerkunst,    Mainz  18S6, 

—  K,  Falkenstein,  Gesch.  der  Buchdrucker- 
kunst,  i.  Ausg.,  Leipzig  1856,  —  A,  v,  d,  Linde, 
Geschichte  der  Erfindung  der  Buchdruekerkunst, 
S  Bde.,  Berlin  1886.  —  Faulntann,  Die  Er- 
findung  der  Buchdruekerkunst,  Wien  1891.  — 
A,  Gerstenberg,  Die  neuere  Entwickelung  des 
deutschen  Buchdruckereigewerbes  in  statistischer 
und  sozialer  Beziehung,  Jena  1892,  —  Zur 
Arbeit erversichcrung.  Geschieh te u. I Virken 
des  UnterstUtzungsvereins  deutscher  Buchdrucker, 
Leipzig  188t.  —  Fr,  Zahn,  Die  Organisation 
der  Prinzipale  und  Gehilfen  im  deutschen  Buch- 
druckereigewerbe (Sehr.  d.  V.  f.  Sozialp.  4^).  — 
F.  Tiedemann,  Die  neuere  Entwickelung  der 
Arbeitsverhältnisse  und  der  gewerkschaftlichen 
Organisation  im  Buchdruckergewerbe,  i,  d.  Zeit- 
schrift für  Staatsic,  Jahrg.  53.  —  W.  Kule- 
mann,  Die  internationale  Organisation  der 
Buchdrucker,   im  Jahrb.  J.  Gesetzgebung,   1898. 

—  K,  KHmseh,  Adreßbuch  der  Buch-  und 
Steindruckereien  des  Deutschen  Reiches,  Frank- 
furt a.  M.  —  G,  Heimann,  Die  Berufskrank- 
heiten der  Buchdrucker,  Jahrb.  f.  Nat.,  S.  F, 
Bd.  10.  —  H,  Rehm,  ArU.  „Preßgewerbe"  u, 
„Preßrecht"  im  11.  d.  St.,  i.  Aufi.,  Bd.  VL  — 
E,  Wiener,  Die  Buchdruckerei,  Art.  im  H,  d, 
Wirtschaftskunde  Deutschlands,  Leipzig  1904*  — 
Soziale  Praxis,  Jahrg.  1904105  und  früher,  — 
Zeitschriß  für  Deutschlands  Buchdrucker  (Organ 
des  Deutschen  Buchdruckervereins,  seit  1889).  — 
Korrespondent  für  Deutschlands  Buchdrucker  u» 
Schriftgießer  {Gehilfenorgan), 

A,  Wirminghaus, 
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1.  Geschichtliches.     2.  Der  deutsche  B.  in 
der  Gegenwart.    3.  Der  B.  des  Auslandes. 
1.  Oeschiohtlichet}.    Unter  den  Völkern  dea 


Altertums  waren  die  Griecben  die  erstenj 
bei  deoen  iich  ein  B*  entwickeln  konnte^  und ' 
jEwar  seit  dem  5.  Jakrh,  t.  Chr.,  als  eiuerieits 
da:»  BedtirfBi^  nach  geiitiger  fiitdung  allge- 
meiner geworden  und  andererseits  in  den 
PapjrnsroUen  ein  betiuemes,  leicht  von  Hand 
zu  Hand  Übertragbare s  Material  für  die  Nieder* 
«chrift  g'efunden  war  In  der  Blütezeit  der 
griechiscben  Kultur  und  Literatur  verbreiterte 
eich  das  Verlangen  reicher  und  gebildeter  Prirot- 
leute  nach  dem  Besitsc  der  Handschriften  von 
den  zahlreichen  Werken  der  Dichter  und  Philo- 
äiiphen.  Zu  dieser  Kacbfmß-e  trat  apftter  der 
Bedarf  der  öffentUcbea  Bibliotheken  v^m  Aleian- 
drieu,  Pergamon  u.  a.  Mit  dem  Eindriogen  der 
griechischen  Kultnr  in  ibt;*  nämisehe  Reich  i^iirde 
auch  hier  seit  dein  3.  Jahrb.  v.  i'br.  das  Interesse 
an  der  Sammlung  Tun  Handsc^hriften  |re weckt 
itnd  dnrcb  die  eigene  umfangreiche  Literatur 
wesentlich  gefordert.  Die  Buebhiindler  des  klas- 
sischen Altertums?  ließen  durch  ihre  Sklaven  usw. 
von  deu  aUepemeiR  beliebten  literangcheu  Er- 
zeugniasen  äbscbriften  in  mehr  oder  minder 
l^oBer  Zahl  herstelleu  und  vertrieben  diesulbeu 
m  ihren  Läden,  gaben  sie  auch  wobl  an  Zwischen- 
händler weiter*  Es  darf  angenommen  werden, 
daÜ  «später  außer  in  Hom  andL  in  aÜen  größeren 
Froviuzialstädten  de»  Weltreiches  Bachhändler 
aniftssig  waren,  welche  durch  ihren  Vertrieb  der 
Verbreitung  der  Bildnngi?mittel  der  damaligen 
Zeit  außerordentlich  fiirderlich  waren. 

Im  früheren  Mittelalter  be^hränkte  t^ieh 
die  Pflege  der  geistigen  Interessen  und  damit 
anch  die  Vervielfältigung  der  handschriftÜchen 
Texte  fast  gan£  auf  die  kirchlicben  Kreise,  üie 
Mönche  beschäftigten  sich  g^eru  mit  deui  Ab- 
schreiben der  in '  den  Klusterbibliothtfken  (luf* 
bewahrten  Handschriften  der  Werke  geistlicher 
nnd  weltlicher  Autoreu,  haiipt^äohlicb  zum  Um- 
tausch gegen  andere,  gelegentlich  ancli  wohl 
«lim  Verkauf,  Ein  eigentlicher  B.  war  dies 
nicht,  dessen  Entvnckelung  auch  durch  das 
Fehlen  eines  wohlfeilen  Schreibmaterials  —  das 
Pergament  war  sehr  teuer  —  gehindert  wurde. 
Nur  in  Italien  scheint  sich  an?  der  Grundlage 
der  früheren  klassischen  Kultur  der  B.  in  ge- 
M'issem  ririfanije  erhajten  zu  haben.  Eine  Aus- 
nahme von  diesen  allgemeinen  Veriiältnisaen 
bildeten  die  UniveraitÄtsorte  (Paris,  Bologna, 
Oxford,  die  älteren  deutschen  Universitüieni, 
wo  seit  dem  13.  be^w.  IL  Jabrh.  daa  rege  Be- 1 
dürfnis  nach  Handschriften  einen  regelmäßigen  i 
An-  und  Verkauf  derselben  notwendig  machte.  I 
So  wurde  dort  der  B.  eifrig  gepflegt  und  einet 
liehSTdlichen  Be^elnug  unter worfeUj  die  Buch- 
hÜndler  seibat  vielfach  seitens  der  Universitäten 
fc  Aiif  die  gewisienhafte  Erfüllung  ihrer  Obliegen- 
rlieiteu  vereidigt.  Als  später,  namentlicb  in  den 
StMten,  Wohlstand  und  Bildnngsbedürfnis  zu- 
nahmen, konnte  sich  auKerhalb  der  Universi- 
täten  auch  der  freie  Haadächrifthandel  mehr 
i'Ulwickeln,  In  .-«einen  geschäftlichen  Formen 
blieb  derselbe  ein  sehr  emf acher  und  war  von 
•dem  des  Altertums  nicht  wesentlich  verschiedeo. 
Eine  völlige  Verminderung  erfuhr  der  B..  und 
zwar  zunäehät  hinsichtlich  seiner  Ausdehnung, 
bald  aber  auch  in  Be^^ug  auf  die  Technik  des 
Betriebes  im  J5.  Jahrh,  durch  die  Erfindung 
4er  Bucbdruckerkunst  Der  Preis  der 
Werke  sank  sofurt  sehr  stark,  etwa  auf  den 
Itkaften  Teil  des  Haudschrifteupreises,    Gleich- 


zeitig setzte  die  damal*)  aufkommende  nnd  sich 
rasch  entwickelnde  Fapierfabrikatiou  [ß.  d.  Art,>i 
ein  lilligeres  Material  an  die  stelle  de«  teuereftl 
Pergaments.      Das    Sinken    der    BUcherpreis^l 
steigerte    naturgemäß    die    Nachfrage    außer- f 
ordentlich t  und  die  j^I eichzeitige  Verallgemeine- 
rung   der    humanistischen    Studien    wirkte    in 
gleicher  Richtung.    Solche  Verhältuisfle  mutlteu 
den  B,  in   völlig  andere  Bahnen  lenken, 
bildeten   sich   die  Gewerbe  des  Druckers  uu4 
des  Verlegers,  von  denen  ersterer  die  technische ' 
Herstellung^  letzterer  den  kaufmännischen  Ver- 
trieb der  Drucksachen   übernahm*     Anfänglich 
waren  Druck-  und  Verlagsgescbäft  meistens  iu 
einer  Hand  vereinigt,  in  späterer  5^eit  dagegen 
in  der  Begei  getrennt.    Den  Verlegern  lag  t« 
üb,  für  die  Massenproduktion  neue  Abaatzweere 
zu  sehafTen.    Zu  diesem  Zwecke  liefen  sie  dnvrh 
Agenten,   sog.   Buchführer  die  griiCereii  -Stiult^^ 
und  MeUplätze  hesucben.  Die  BuchfÜbrer  pflei^^t^aj 
hierbei  einen  grüüeren  Vorrat  von  Exempliiren 
der  einzelnen  Verlags  werke  mit  sich  iai  lühreul 
und  znm  Verkauf  auszustellen.    Mauclit^  trroßerti 
Buchhändler  hatten  an  den  Haujutpliir'    - 
dige  Agenten  oder  Geschäftsführer.  ;i 

auch   wohl   selbst  die   wichtigeren  Mi :  ,...    ,,..4 
Märkte.     Neben  den  Werken  des   eigenen  Ver- 
lags wurden   auch   fremde  Sachen   geführt   ab 
der  partieen weise  Verkauf  und  ÄuatAu&i^h  iChan* 
gieren)  von  Büchern  zwistdien  den  Buchhündler 
üblich    geworden    war*     Der   stets    Wiich^ouilÄl 
Bedarf  an  Druckschriften,  namentlich  auch  unt<^ 
dem    Laienelement,    brachte   es   njit   sich.   da0 ' 
sich  bald  zwi  geben  %^erleger  und  Publik  um  die 
KleinlUindler,  ebenfalla  Bucbführer  genannt,  ein* 
schoben,  deren  Verkehr  mit  den  Verlegern  si^h 
auf   den    damaligen   Me^s^en   konzentrierte,     lu 
Deutschland   traten  ^h  wichtige  MeÜpliifze  fÜ 
den  B,  in  der  ersten  Zeit  vor  allem  Fran^  fii  r  t  i  M  , 
sodann  Ctiln,  Straßburg^  Augsburg, 
weniger   Leipzig  hervor,   in   welcher: 
auch   zahlreiche    Druck-   nnd   Verlagsgeschjüle 
sich    ansiedelten.     Ebe    wesentliche    Vervoll- 
kommnung erfuhr  die  Organisation  des  B  durch 
die  gegen  Ende  des  16.  Jahrb,  aufkomm enden 
sog.   Mei^kataloge,  Verzeichnisse   der   von   den 
GroUhiindlern  vertriebenen  Schriften,   mit   An- 

fihe  des  Druckers  und  Verlegen.  Durch  diese 
ataloge  wurde  das  Mitführen  der  Bücher 
seitens  der  Händler  überflüssig  nnd  die  Eeiinc- 
nis  der  neuen  Verlagswerke  unter  dem  Publilcum 
mehr  verbreitet. 

Bis  dahin  trug  der  B.  einen  vor^'iegond 
internationalen  Charakter»  insofern  als  die 
Händler  der  verschiedenen  Länder  in  enger 
geschäftlicher  Beziehung  zueinander  standen 
und  Druckst hriften  des  einen  Landes  im  anderen 
auf  Abiiatz  rechnen  durften*  So  wurde  die 
Frankfurter  Bucbbündlermesse  regelmaüi^  auch 
vom  Auslände  (Italien.  Frankreich,  den  Nieder- 
landen etc,)  stark  besucht.  Seit  dem  Beginn 
des  17.  Jahrh.  trat  hierin  ein  völliger  Umschwnnu' 
ein,  weicher  in  Deutschland  einerseits  auf  die 
mit  der  Reformation  einsetzende  nationale  B^ 
wegung,  and e renkte! ts  auf  die  mannigfachen 
staatlichen  Preil Vorschriften  und  BeUinderungeu 
des  freien  Austauschen  zurückzufahren  ist.  In 
letzterer  Hinsicht  machte  sich  für  Frankfurt  ».  M. 
die  Tätigkeit  der  dort  im  Jahre  lö6tJ  eiu^* 
richteten  sog.  Kaiserlichen  ßücherkommissioi^ 
eropfindlicb  geltend.    I*ie  fremden  ßucbhüLudl« 
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zoRen  sich  immer  mehr  von  Frankfurt  zurück, 
welches  hierdurch  seine  Stellung  als  Mittelpunkt 
des  internationalen  B.  und  damit  auch  seine 
Bedeutung  als  Buchhändlermeßplatz  überhaupt 
allmählich  schwinden  sah.  An  seine  Stelle  trat 
Leipzig.  Hier  war  zwar  auch  in  demselben 
Jabi«  wie  in  Frankfurt  eine  Bücherkommission, 
die  kursächsische,  eingesetzt  worden,  sie  ver- 
fuhr aber  wesentlich  milder  und  veriol^e  we- 
niger die  polizeilichen  als  die  fiskalischen  Zwecke, 
£rteilung  von  Privilegien  zum  Schutze  gegen 
Nachdruck  etc.  Was  der  Stadt  Leipzig  als 
Buchhändlermeßplatz  besonders  zugute  kam, 
war  ihre  La£^  in  Mitteldeutschland,  dem  Schau- 
platz der  durch  die  Reformation  angeregten 
geistigen  und  literarischen  Bewegung,  und  das 
mit  dieser  im  Zusammenhang  stehende  Bedürfnis 
nach  Massenverbreitung  biOiger  Schriften,  be- 
sonders in  deutscher  Sprache.  Dazu  war  Leipzig 
durch  seine  Lage  als  Vermittlerin  zwischen 
Süddeutschland  und  dem  Norden  und  Osten 
gegenüber  Frankfurt  wesentlich  im  Vorteil.  Da 
sich  überdies  in  Leipzig  inzwischen  auch  das 
Druck-  und  Verlagsgeschäft  mächtig  entwickelt 
hatte,  so  konnte  es  etwa  seit  der  Mitte  des 
17.  Jahrb.  im  deutschen  B.  die  Führung  über- 
nehmen, welche  es  seitdem  nicht  wieder  ver- 
loren hat.  Bezüglich  der  weiteren  Entwickelung 
des  B.  in  den  außerdeutschen  Staaten  s.  unten  sub  3. 
Begreiflicherweise  hat  der  30-jährige  Krieg, 
welcher  das  geistige  Leben  Deutschlands  anis 
tiefste  zerrüttete,  auch  die  Entwickelung  des 
B.  Jahrzehnte  hindurch  empfindlich  gehemmt. 
Dodi  blieb  die  Zahl  der  Drucke  immer  noch 
eine  ansehnliche.  Dziatzko  veranschlagt  die ' 
Gemmtzahl  der  in  Deutschland  erschienenen 
Drucke  (ohne  die  Einblätter  u.  dgl.)  für  das 
15.  Jahrh.  auf  etwa  30000,  für  das  16.  Jahrb. 
auf  100000,  für  das  17.  Jabrh.  auf  200000  und  I 
für  das  18.  Jahrh.  auf  500000.  Für  das  19.  Jahrh.  i 
dürfte  die  Gesamtsumme  der  in  Deutschland  i 
neuerschienenen  Bücher  auf  mindestens  1  Mill. 
sich  belaufen ;  in  den  vierzi&:er  Jahren  war  die  | 
2^ahl  auf  jährlich  etwa  10000  angewachsen, 
neuerdings  hat  sie  das  Doppelte  weit  über-  i 
stiren.  I 

Seit  dem  Anfang  des  18.  Jahrh.  nahm  der 
B.  unter  Leipzigs  Führung  allmählich  diejenigen  j 
Formen  an,  unter  denen  er  noch  jetzt  besteht. , 
Die  Buchführer  verschwanden  mehr  und  mehr, 
und  die  sog.  Sortimentsgeschäfte  traten  für  den  ' 
Einzelverkauf  an  ihre  Stelle.    Gestützt  auf  die 
zunehmende  Rechtssicherheit  und  die  gesteigerte 
Verkehrsentwickelung ,    konnte   sich   zwischen 
Verlegern  und  Sortimentem  das  sog.  Konditions- 1 
geKhäft  entwickeln,  welches  namentlich  für  den 
Vertrieb  von  Neuheiten  von  größter  Bedeutung 
geworden  ist.    Zur  Vermittelung  des  Verkehrs 
zwischen  Verlegern  und  Sortimentem  bildete 
sich  das  eigentümliche  Buchhändler-Kommissions- ' 

rchftft  als  besonderes  Gewerbe  aus.    Die  den ; 
empfindlich  schädigende  Unsitte  des  Nach-  \ 
druekes,  gegen  welche  sich  die  Beteiligten  durch 
£rwirkunpr  tou  Privilegien,  nur  zu  oft  erfolg- 
los, zu  schützen  suchten,  wurde  namentlich  von 
der  kursächsischen  Bücherkommission  energisch 
bekämpft.    Doch  brachte  für  Deutschland  erst 
der  Beginn  des  19.  Jahrb.,  für  andere  Länder 
noch  s^tere  Jahrzehnte  eine  befriedigende  Aus- 1 
rataltung  des  Urheberrechts  (s.  d.  Art.)   und 
damit   eine   völlige   Beseitig^ung   jener   Unzu- 1 
Wörterbnch  der  Volkswirtschaft.    II.  Aufl.    Bd  I. 


'  träglichkeiten.    Bezüglich  des  Preßrechts  vgl 
I  Art.  „Buchdruckergewerbe"  oben  S.  558. 

I       2.  Der  deutsche  B.  in  der  Geg^enwart 

'  Entsprechend  seiner  oben  angedeuteten  ge- 
I  schichtiiehen  Entwickelung  scheidet  sich  der 
|B.  in  den  Verlags-,  den  Sortiments-  und 
den  Eomndssions-B.  Zu  den  Sortimentern 
treten,  wie  diese  den  Einzelverkauf  betreibend, 
die  Kolporteure  und  die  Antiquare  (für  ältere 
I  Bücher  und  solche  aus  zweiter  Hand), 
üebrigens  sind  ähnlich  wie  der  eigentliche 
Bücherhandel,  wenn  auch  weniger  strenge 
der  Kunst-,  der  Musikalien-  und  der  Land- 
kartenhandel organisiert  In  Deutschland 
sind,  im  Gegensatz  zum  Auslande,  Yerlags- 
und  Sortimentsgeschäft  öfter  in  einer  Firma 
vereinigt  Nach  den  gegenwärtig  in  Deutsch- 
land allgemein  gültigen  Normen  vollzieht  sich 
der  B.  in  der  Hauptsache  in  folgender  Weise. 

Die  als  Detailisten  überall  im  Lande  mehr 
oder  minder  stark  verbreiteten  Sortimentsbuch- 
händler pflegen  neben  ihrem  festen  Lager  Neuig- 
keiten kommissionsweise  auf  Lager  zu  halten; 
vor  längerer  Zeit  erschienene  Sachen  werden  in 
der  Regel  seitens  der  Verleger  nur  auf  feste 
Bestellung  geliefert.  Da  sämtliche  Bücher  einen 
festen  Verkaufspreis  haben,  so  erhalten  die  Sorti- 
menter vom  Verleger  als  Qeschäftsgewinn  einen 
bestimmten  Rabatt,  jetzt  durchweg  25%  vom 
Bücherpreise.  Nach  einer  im  Jahre  1887  auf- 
genommeneu statutarischen  Bestimmung  des 
Börsenvereins  (s.  unten)  wurde  der  bis  dahin 
vielfach  übliche  und  nicht  selten  zu  „Schleuder- 
preisen" führende  hohe  „Kundenrabatt"  beseitigt 
und  für  neue  Bücher  nur  ein  Diskont  von  5% 
für  Barzahlung  des  Käufers  als  zulässig  erklärt. 
Seit  1902  ist  der  Rabattsatz  auf  2%  ermäßigt 
worden  und  an  die  Bedingung  eines  EinkaiSs 
für  mindestens  10  M.  geknüpft  worden  (auf  Zeit- 
schriften, Schulbücher  im  Einzelverkauf  und 
Lehrmittel  überhaupt  wird  kein  Rabatt  gewährt). 
Bei  Verkäufen  an  Behörden  und  öffentliche 
Bibliotheken  kann  der  Rabatt  bis  auf  5%  er- 
höht werden,  bei  Universitätsbibliotheken  bis 
auf  10%.  (Man  ist  neuerdings  bestrebt,  die  Aus- 
nahmestellung der  Universitätsbibliotheken  zu 
beseitigen  und  die  Verhältnisse  in  ganz  Deutsch- 
land dahin  zu  regeln,  daß  alle  öffentlichen 
Bibliotheken,  die  über  einen  jährlichen  Etat 
von  mindestens  10000  M.  verfügen,  l%^lo  Rabatt 
an  Büchern  und  an  den  Zeitschriften,  die  we- 
niger als  zwölfmal  im  Jahre  erscheinen,  erhalten 
soDen.)  Die  Berliner  und  Leipziger  Sortimenter 
haben  sich  den  Bestimmungen  des  Börsenvereins 
als  für  sie  undurchführbar  lange  Zeit  hindurch 
widersetzt.  Im  Jahre  1902  haben  sie  jedoch 
den  bis  dahin  gewährten  Rabattsatz  von  10% 
des  Bücherpreises  auf  5%  ermäßigt.  Im  Ge- 
biete des  Bayerischen  Buchhändlervereius  wird 
überhaupt  kein  Rabatt  gewährt 

Infolge  der  Herabsetzung  der  Kundenrabatt- 
sätze  im  Jahre  1902  entstand  eine  Bewegung 
in  den  Kreisen  der  Abnehmer  wissenschafthoher 
Werke,  welche  zur  Gründung  eines  „Akademi- 
schen Schutzvereins"  führte.  Der  Zweck  des 
Vereins  ist,  im  Interesse  der  Wissenschaft  auf 
den  Verlag,  Vertrieb  und  Absatz  der  wissen- 
schaftlichen   Literatur   einzuwirken,    der  Ver- 

36 


562 


*  Buclihandel 


tanenittg  der  Schriftwerke  £ii  steuern,  den  Ab- 
satz m  fordern  und  die  Äutüren  gegen  wirt- 
«ebaftlicbe  üabermacht  beim  Äbachlnü  der  Ver- 
laga verträte  zu  acliUtzen. 

Die  raeiuten  Verleger  tinterbaltei)  am  Kom- 
itiissionsplatze  (s.  nuten)  fUr  ihre  Verlapartikel 
ein  mg.  Auiliefeningskger,  Ton  welchem  an« 
den  Sortimentem  der  einzelnen  Plätze  auf  Ver- 
Jnngeti  die  betrefTendeti  Exemplare  £u^stelit 
werden.  Nenigkeiteu  beliebt  der  Sortimenter 
Tora  Verleger,  und  zwar  ebenfalls  Aber  den 
KommiBsionsiilatz,  gewöhnlich  mit  dem  \'orbehalt 
deJ  Etickgahe  der  nicht  abgesetzten  Exemplare 
(k  conAition)*  Der  Sortimenter  bat  dann  ent- 
weder den  Preii  zu  zahlen  oder  innerhalb  einer 
Frist  die  Bücher  zurückzuliefern,  falls  lie  nicht 
4ils  nog.  Disponenda  vorläufig  in  den  Fänden 
des  Sortimenters  verbleiben.  Alle  Abrechnungen 
erfolgen  am  Eommisglonsplatze  (Leipzig,  ^,  unten] 
«nr  Ostermesse.  Neben  dem  Konditionag'escbfift 
kommen  übrigens  bei  dein  Vertrieb  von  Neuig- 
keiten regelmäßig  auch  Käufe  „auf  feste  Rech- 
nung" vor.  Zur  Verraittelnng  der  zwischen 
Teriegera  und  Sortimentern  sieb  abwickelnden 
Geschäfte  bedienen  sich  beide  Teile  ihrer  Kern- 
missionüre. 

Wenn  schon  das  Verlag.«igeachaft  gegenüber 
dem  Sortimenta-B.  Ertlich  konzentriert  und  haupt- 
sächlich auf  die  größeren  oder  sonst  besonders 
geeigneten  Plfitze  beschränkt  ist  —  neben  Leipzig 
sind  neuerdings  auch  Berlin  und  Stuttgart  wich- 
tige Verlagsorte  geworden  ^  so  tritt  diese 
Ertliche  Vereinigung  beim  Kommissions* B.  noch 
entschiedener  hervor  Nach  dem  Adreßbuch  des 
deutschen  B.  war  im  Jahre  lyCtö  das  dentÄche 
buchhftndleri^che  KommissioU8ge'*cbäfr,  also  im 
Deutschtin  Reich,  in  Oesterreich-Ungfi.rn  und  in 
der  Sehweiz,  an  7  Plätzen  mit  IUI  Kommissio- 
nären ansäsäig.  Der  Kommissionshandel  bat 
banptsftühlicb  in  Leipzig  seinen  l^itz,  wo  denn 
auch  allein  117  von  jenen  191  Kommissionären 
etabliert  sind.  Leipzig  bildet  somit  den  g-e- 
ßchäft liehen  Mittelpunkt  des  deutschen  B.  Der 
KommiäsionHr  heaorgt  alle  Geschäfte  seiner 
Kommittenten  (Verleger  bezw.  Sörtimenter)  am 
Konimisaionsptatz,  an  ihren  Kommii^Hionär  senden 
lUe  ^^erleger  ihre  Werke,  von  ihrem  Kommissionär 
wiederum  erhalten  sie  die  Sortimenten  Die 
hezügliehen  Korrespndenzeu  ereheo,  soweit 
Leipzig  in  Betracht  bommt»  durch  Vermittehing 
des  Kommiasionftra  an  die  „B^steUftn^tak  für 
buchhändleriBCheGeBchäftspapiere"  im  deutschen 
Bnchhändlerhause  in  Leipzig  («.  unten). 

Die  großen  Vorzüge  der  umfassenden  und 
doch  einfachen  Organisation  beruhen  auf  der 
durch  sie  erzielten  Zuverlässigkeit,  Schnell  ig- 
keit  und  Bil%keit  dei*  Geschäftsbetriebes,  Jene 
dem  deuttchen  B.  eigentümlichen  Kinrichtniigen 
bieten  insbesondere  den  Vorteil,  daß  neue  Er- 
scheinungen de?  Büchermarktes  leicht  und  mit 
feringeuKosten  verbreitet  und  bekannt  werden 
unoen,  was  für  das  Publikum,  die  Autoren 
und  den  B.  selbst  vün  größtem  Werte  ist. 
AUerdin^  nötigen  sie  auch  den  Verleger^  Ton 
vornherein  eine  verbiiltnismiillig  groOe  Zahl  von 
Exemplaren  herzustellen  zu  lassen,  die  bemacb 
nicht  selten  unverkäuflich  sind. 

Die  Elitwickelung  des  detit^cbeü  B.  wäh- 
rend der  letzten  Jahrzehnte  wird  durch  die 
Tateadie  gekeauzeichnet,  daß  im  Jahm  1831^ 


nur  1348  Bacbhaadluugeu  aller  Art,  danintcr 
232  reine  Terlagsgescbäfte,  vorhanden  w^aren, 
ihr©  Zahl  1871  bereits  3838  bezw.  86G  be- 
tnig  und  1906  die  Höhe  von  11247  Ws^w^ 
2904  erreichte,  Nach  diesen ^  dem  ,,Offt?Jelleii 
Adreßbuch  des  deuti*t'liea  B.''  entnommenoii 
An  graben,  welche  ciDigermaÜeD  voUstäudig 
sein  dürften,  hat  sich  also  die  Zahl  dör 
Buehhitndler  außerordentlich  vermehrt,  in 
weit  gTüßeretn  Maße  als  die  der  deutsch« 
Verlags  werke,  welche  sidi^  wie  früher  äq-^ 
gedeutet,  während  der  letzten  fünfzig  Jahr 
nur  etwa  verdoppelte.  Freilich  sind  iöT 
den  obigen  Zahlen  außer  den  Buch  band- 
hingen  aes  Deutschen  Reichs  tl9t*6:  87 52} 
auch  die  außerhalb  seiner  Grenzen  an- 
sässigen, mit  den  deutschen  in  Verldndung 
stehenden  Buehhandlungeo  (darunter  intl 
Jahre  1906  allein  lüOl  in  öesleireich- Ungarn,' 
327  in  der  Schweiz)  sowie  eine  grfißere  An* 
zahl  Buchbinder,  die  sich  mit  dem  Vertrieh 
buchhäücllerischer  Erzeugnisse  bescliÄftigen. 
mit  eiDbegrilfen. 

Die  deutschen  Buchhändler  besitzen  tu 
dem  im  Jalire   1825  gegründeten  „Börsen- 
verein    der    deutschen    Buchhändler^    mit 
zahlreichen  Orts-   und   Kreis  vereinen*   eiiiai 
wirksame  Intereseenvecrtretung.    Die  Kreis 
vereine  sind  Orgaue  des  Börsenvereins ;  m 
sind   die   Instanten    ffir   die    Raljattbestii: 
nnüigen,    die    sie    selbständig    aufzi  ist  eilen/ 
aber  beim  Bömenverein  zur  Geuehmigung 
einzureichen   hal)en.     Die   Ortsvercine   sind 
i^in  private  Vereinigungen,  sie  haben  keine 
direkten  Beziehungen  zum  Borsenvereia  oderj 
den  Kreisvereinen.    Durch  die  vom  Börsen«^ 
verein    aufgestellte    Verkehrsortinung    von 
26JIV,  1891    hat   er   die    allgemeinen 
schäftlichen    und    Oi^aaisatioiiB£rageß    d^ 
deutschen  B,  geregelt.    Der  Verein,  welchem 
die  meisten   größeren   Buchhandlungen  an- 
gehören,  zählte  m)b  3293  Mitglieder,   dar- 
unter   eine    gri'^ßere    Anzalü    nicht    reichs* 
deutsche.    Viele  Nichtmitglieder  haben   dii* 
Bestimmungen  der  Yerkehrsordaung  als  iür 
sich  verbindlich  erklärt,    Sitz  des  Vereins 
ist  das  deutsche  Buch  hau  dlerhauB  in  Leipzig, 
sein  Organ  das  „Börsenblatt^*;  auch  gibt  er 
daa  Buchhändler-Adreßbuch  heraus  (s.  Lit#*| 
ratur).    Von  R^justigen  ^ßeren  bucidiändl^l 
rischen  Vereinigungen  sind  m  nennen  der 
„Deutsche  Yerlegerverein'*  in  Frankfurt  a.  3L, , 
1886  gegründet  mit  (10*)5)  571  Mitgliedern; 
der  „Ünterstiltzungsverein  deutscher  Bnch-1 
händler     und    BuchhÄndlungsgehilfen"     in 
Berlin,    1836   gegifindet,   mit   (11KH>)    1943 
Prinzipalen  imd  1146  Gehilfen,  und  der  ..All- 
gemeine deutsche  Buchhandlungs-liehiUen^ 
Verband",  s^^sit  1872,  zur  UnterBtfitzuüg  * 
Krankheit^  Stcrbefall  etc.^  endlich  die 
Jahre    1805    gegdludete   ,, Allgemeine   Ver 
einigung  dcutsclier  Bnchhandlungsgühilfen**, 

0.  Der  B,  den  AnBlaJides.   Der  eigen« 


Buchhandel — Budget  und  Budgetrecht 


563 


artigen  Entwickelung  des  deutschen  B.  hat 
sich  derjenige  Oesterreich-Ungarns 
imd  der  Schweiz  angeschlossen.  In  beiden 
Ländern  ist  auch  der  deutsche  Börsenverein 
<lurch  zahlreiche  Firmen  vei-treten.  Wien 
bildet  den  Mittelpunkt  des  gesamten  B. 
innerhalb  der  österreichisch -ungarischen 
Monarchie;  daneben  hat  die  tschechische 
Literatur  in  Prag,  die  ungarische  in  Pest 
ihre  Zentralstelle.  Organ  ist  der  1854  ge- 
gründete „Verein  der  österreichisch-unga- 
rischen Buchhändler'*,  mit  Fachblatt.  Der 
B.  in  den  Niederlanden  ist  in  seiner 
Organisation  dem  deutschen  ähnlich.  Dort 
war  im  16.  und  17.  Jahrh.  das  Buchdrucker- 
gewerbe durch  Christoph  Plantin  (1514^ 
1589)  in  Antwerpen  und  die  Familie  Elzevier 
(1580 — 1696)  in  Leiden  und  Amsterdam  zu 
höherer  Bedeutung  gelangt.  Letztere  Stadt 
ist  jetzt  Hauptplatz.  Ebenso  ist  in  Däne- 
mark, femer  in  Schweden  und  Nor- 
wegen der  B.  im  wesentlichen  dem  deut- 
schen entsprechend  organisiert 

Sämtliche  übrigen  Staaten  blieben  von 
der  neueren  deutschen  Entwickelung  un- 
berührt. Insbesondere  ist  dort  das  Konditions- 
geschäft unbekannt.  Verleger  und  Sorti- 
menter verkaufen  in  der  Regel  nur  gegen 
feste  Rechnung.  Italien  zeigte  sich  kurz 
nach  Erfindung  der  Buchdruckerkunst  so- 
wohl in  der  technischen  Herstellung  der 
Bücher  als  auch  im  B.  selbst  Deutschland 
weit  überlegen.  Damals  (im  15.  und  16. 
JfJirh.)  war  Venedig  Hauptort.  Mit  dem 
Sinken  der  Kultur  und  der  politischen  Zer- 
rüttung des  Landes  büßte  es  indessen  diesen 
Vorrang  bald  wieder  ein,  und  erst  seit  dem 
Jsdure  1870,  dem  Erstehen  des  geeinigten 
Königreichs,  blüht  auch  hier  der  B.  wieder 
auf.  In  Frankreich  war  er  anfänglich  in 
Lyon,  seit  dem  17.  Jahrh.  in  Pai-is  konzen- 
tnert,  welches  jetzt  das  Geschäft  durchaus 
beherrscht  Paris  betreibt  nicht  nur  den 
Verlag  von  für  das  Inland  bestimmten 
Werken,  sondern  hat  daneben  auch  einen 
sehr  umfangreichen  Export  vornehmlich 
französischer,  spanischer  und  portugiesischer 
Drucke  nach  dem  Auslande.  Der  B.  Bel- 
giens, mit  dem  Hauptsitz  Brüssel,  ist  dem 
französischen  entsprechend.  In  England, 
wo  er  bereits  imter  Elisabeth  einen  günstigen 
Aufschwimg  nahm,  wird  der  B.  völlig  von 
den  Londoner  Finnen  beherrscht.  Verlags- 
geschäft und  Kleinhandel  sind  streng  ge- 
schieden. Das  englische  Geschäft  verdankt 
seine  Bedeutung  einmal  dem  umfangreichen 
Export  nach  den  Kolonieen  und  sodann  dem 
CToßen  Interesse  des  dortigen  gebildeten 
Poblikums  am  Bücherbesitz.  Dement- 
sprechend sind  im  allgemeinen  streng 
wissenschaftliche  Bücher  teurer,  die  übrigen 
erheblich  wohlfeiler  als  in  Deutschland. 
Die    Verhältnisse    in    den    Vereinigten 


Staaten  von  Amerika  sind  den  eng- 
lischen ähnlich.  Auffallend  stark  verbreitet 
ist  hier  der  Kolportage-B. 
Literatur:  Theod,  Birt^  Das  antike  Buchwesen, 
Berlin  1882,  —  I..  Hänny,  SchrifUUUer  und 
Buchhändler  im  alten  Rom,  Leipzig  1885.  — 
IF.  Wattenbach,  Das  Schriftwesen  im  Mittel- 
alter, S,  Aufl.,  Leipzig  1896.  —  Albr.  Kirch' 
hoff,  Beiiräge  zur  Geschichte  des  deutschen 
Buchhandels,  Leipzig  1851  und  1853.  —  Ed. 
jProtiifiumn^  Aufsätze  zur  Geschichte  des  Buch- 
handels im  16.  Jahrh.,  Jena  1876  u.  1881.  — 
Geschichte  des  deutschen  Buchhandels,  hrsg.  vom 
Börsenverein  der  deutschen  Buchhändler,  Bd.  1 : 
Friedr.  Kapp,  Geschichte  des  deutschen  Buch- 
handeis  bis  in  das  17.  Jahrh.,  Leipzig  1886.  — 
O.  V.  Hase,  Die  EntuHckelung  des  Buchgewerbes 
in  Leipzig,  Leipzig  1887.  —  A.  Sehümiann, 
Organisation  und  Reehtsgewohnheiten  des  deut- 
schen Buchhandels,  Halle  1880  u.  1881.  —  Der» 
seihe.  Der  deutsche  Buchhandel  der  Neuzeit 
uud  seine  Krisis,  Halle  1895.  —  Kanr.  Weid» 
Ung,  Die  buchhändlerischen  Kqndüionsgeschäfte, 
Berlin  1885.  —  W.  Ruprecht,  Der  Ladenpreis 
im  deutschen  Buchhandel,  Göttingen  1889.  — 
X.  Pohle,  Das  deutsche  Buchhändler kartell,  in 
den  SehHften  d.  Ver.f.  Sozialp.,  Bd.  61,  S.  469 fg. 

—  K.  Dziatzko,  Art.  „Buchhandel"  im  H.  d.  St.- 
i.  Aufl.,  Bd.  II,  S.  1122 fg.  —  G,  Fischer,  Grund- 
züge der  Organisation  des  deutschen  Buchhandels, 
Jena  1908.  —  K,  Bilcher,  Der  deutsehe  Buch- 
handel und  die  Wiksenschafl,  Denkschrift  des 
Ahademischen  Schutzvereins,  Leipzig  190S.  — 
K.  Trübner,  Wissenschaft  und  Buchhandel, 
Denkschrift  der  deutschen  Verlegerkammer,  Jena 
190S.  —  IL  L,  langer,  Die  Ausschreitungen 
des  Buchhandels,  Antwort  auf  die  Denkschrift 
des  Akademischen   Schutzvereins,   Leipzig  1908. 

—  Die  Artt.  „Buchhandel"  in  Brockhaus'  und 
Meyer*s  Konversationslexikon.  —  Börsenblatt  für 
den  deutschen  Buchhandel  usw.,  Leipzig  seit  I8S4. 

—  Publikationen  des  Börsenvereins,  Leipzig  seit 
1869.  —  Offizielles  Adreßbuch  des  deutschen  Buch- 
handels, begründet  von  O.  A,  Schulz,  68.  Jahrg., 
Leipzig  1906,  bearbeitet  von  der  Geschäftsstelle 
des  Börsenvereins.  —  Adreßbuch  für  den  Buch-, 
Kunst-  und  Musikalien handel  der  österreichisch- 
ungarischen Monarchie,  hrsg.  von  PerleSf  Wien 
seit  1866.  A.  Wirminghaus. 
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1848.  5.  Das  B.R.  des  Deutschen  Reiches. 
6.  Das  B.R.  der  österreichisch-ungarischen 
Monarchie,  a)  Geschichtliehes.  b)  Staatsrecht- 
liche Grundsätze. 

I.  Das  Bndget. 

1.  Terminologisches.  Der  Name  „B." 
geht  auf  das  altfranzösische  „Bougette" 
(pochette)  zurück  und  bedeutet  Lederbeutel 
oder  Felleisen.  Durch  die  Normannen  kam 
das  Wort  nach  England,  wo  man  budget 
daraus  machte  und  damit  einen  parlamen- 
tarischen Terminus  verknüpfte.  Wenn  näm- 
lich das  Haus  der  Gemeinen  die  Subsidien 
bewilligen  sollte,  so  öffnete  gegen  Ende  des 
Parlaments  der  Schatzkanzler  eine  Mappe, 
in  welcher  der  Gesetzentwurf  enthalten  war. 
Dieses  Pergamentblatt  stellte  den  Geldbeutel, 
d.  h.  den  Schatz  der  Krone  dar,  und  jene 
Handlung  hieß  die  Eröffnung  des  Geld- 
beutels. Nach  Frankreich  zurückgekehrt, 
findet  sich  ein  französischer  Ausdruck  budget 
erst  Ende  des  18.  Jahrh.  wieder  und  er- 
scheint zum  erstenmal  offiziell  in  den 
Arr^ts  der  Konsuln  vom  9.  Thermidor  J.  X 
und  vom  17.  Germinal  J.  XI,  bis  es  unter 
dem  Kaiserreich  allgemeine  Anwendung  fand 
und  zwar  nicht  im  Sinne  von  Staatskasse, 
sondei-n  im  Sinne  von  Voranschlag.  Die 
älteren  Bezeichnungen  für  den  gleichen  Be- 
griff waren  vorher  1790 :  Etat  du  Roy,  1791 : 
Livre  de  Prospectus  des  Depenses,  1792: 
Etat  des  Depenses,  Apercu  annuel  u.  dgl.  m. 
Von  Frankreich  haben  alle  Länder  das  Wort 
B.  in  dieser  Bedeutung  mehr  oder  weniger 
übernommen,  wenn  auch  der  spezifisch  offi- 
zielle Ausdruck  ein  anderer  ist :  Voranschlag, 
Haushaltsetat,  Annual  Financial  Statement, 
Progetto  di  Bilancio,  Presupuestos  generales 
del  Estado  u.  a. 

2.  Begriff  and  Wesen  des  B.  Unter 
B.  versteht  man  die  Berechnung  oder  Schät- 
zung der  Ausgaben  für  eine  bevorstehende 
Finanzperiode  sowie  der  zu  erwartenden 
Einnahmen  zur  Deckung  dieser  für  eine 
Zwangsgemeinwirtschaft.  Auch  die  äußere 
Darstellung  und  üebersicht  dieser  Tatsachen 
nennen  wir  B.  Ursprünglich  setzt  der  Be- 
griff B.  eine  öffenthche  Wirtschaft  voraus, 
und  man  spricht  daher  von  Reichs-,  Staats-, 
Kreis-,  Gemeinde-B.  Doch  hat  man  neuer- 
dings den  Ausdruck  auf  die  Sphäre  der  privaten 
Einzelwirtschaften  übertragen,  wenn  man  von 
Haushaltungs-B.  redet  imd  dabei  die  Gestal- 
tung der  Ausgabeposten  im  Verhältnis  zu  einer 
bestinmiten  Einkommen  shöho  im  Auge  hat. 

Dem  Begriffe  B.  verwandt  und  doch  nicht 
identisch  mit  ihm  ist  der  Ausdruck  Finanz- 
plan.  Sie  verhalten  sich  vielmehr  zu  ein- 
ander wie  Wirkung  und  Ui'sache.  Die  Ord- 
nung und  der  geregelte  Fortgang  der 
Finanzwirtschaft  hängen  ab  von  dem  Gleich- 
gewicht zwischen  Ausgaben  und  Einnahmen 


(Bilanz,  Balancierung),  die  letzteren  dürfen 
hinter  den  ersteren  nicht  zurückbleiben  und 
auch  nicht  dauernd  jene  überschreiten. 
Dieses  Ziel  wird  dadurch  erstrebt,  daß  die 
Leiter  einer  öffentlichen  Wirtschaft  für  einen 
längeren  oder  kürzeren  Zeitraum  einen  festen 
Finanz-  oder  Wirtschaftsplan  aufstellen,  der 
die  allgemeinen  Grundzüge  der  Ausgabe- 
und  Einnahmewirtschaft  nach  Maß  und  Art 
kennzeichnet  und  die  Elemente  des  finanz- 
wirtschaftlichen Gleichgewichts  aufstellt. 
Dieser  bildet  die  Grundlage  der  ganzen 
Finanzgebarung  eines  öffentlichen  Körpers 
und  orientiert  in  großen  Umrissen  über 
dessen  ökonomische  Zukunft.  Die  Auf- 
stellung einer  solchen  Richtschnur  nennt 
man  die  Festsetzung  des  Finanzplanes- 
Neben  dieser  mehr  generellen  Ordnung  der 
Finanzwirtschaft  ist  aber  auch  eine  spezielle 
Organisation  notwendig.  Es  muii  das 
Typische,  das  im  Finanzplan  zum  Ausdruck 
kommt,  für  einen  kürzeren,  meist  ein-  oder 
zweijährigen  Zeitabschnitt  konkretisiert  und 
zu  einzelnen  Voranschlägen  oder  B.  gegossen 
werden,  die  den  im  einzelnen  immer  mehr 
oder  weniger  schwankenden  Verhältnissen 
der  Ausgaben  und  Einnahmen  für  eine 
Finanzperiode  Rechnung  tragen  sollen.  Auf 
diese  Weise  stellt  sich  der  Finanz-  oder  Wirt- 
schaftsplan als  die  Niederlegung  der  allge- 
meinen Grundsätze  über  die  ständigen  Ein- 
kommensquellen und  Aufwandszwecke  dar, 
während  das  B.  die  infolge  des  Finanzplanes 
erforderlichen  besonderen  Erscheinungen  der 
Finanzwirtschaft  aufnimmt.  Ersterer  be- 
zeichnet das  stabile  Element,  letzteres  inner- 
halb dieser  den  tatsächlichen  mobilen  Be- 
wegungsspielraum. 

Wenn  schon  eine  größere,  private  Einzel- 
wirtschaft ohne  einen  festen  Wirtschaftsplan 
und  periodische  Voranschläge  ihre  Aufgaben 
nicht  lösen  kann,  so  bedarf  jeder  öffentliche 
Haushalt  in  um  so  höherem  Grade  der 
Finanzpläne  und  B.  Mangels  solcher  würde 
der  Ueberblick  über  die  künftige  Ausgabe- 
und  Einnahmewirtschaft  verschwinden,  das 
Gleichgewicht  würde  gefährdet  werden  und 
bei  Befriedigung  der  öffentlichen  Bedürfnisse 
würde  die  zufällige,  zeitliche  Reihenfolge 
der  Ausgaben  an  Stelle  des  Maßes  der 
Dringlichkeit  entscheidend  werden.  Zu- 
dem wird  jede  öffentliche  Wirtschaft  des 
Staates  oder  der  Selbstverwaltungskörper 
stets  im  Auftrage  Dritter  geführt,  weshalb 
jedem  Verwaltungszweig  eine  feste  Be- 
grenzung seiner  Ausgaben  zugewiesen  werden 
muß,  welche  materiell  das  Ausmaß  seiner 
Verantwortung  begründet  Als  Verwaltungs- 
norm dient  das  B.  auch  als  Grundlage  der 
Kontrolle.  Ihre  äußere  Erscheinungsform 
ist  die  Rechnung,  mittels  der  die  ord- 
nungsmäßige Diu-chführung  des  Voran- 
schlages nachgeprüft  wird. 
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3.  Bmtto-  nnd  Netto-B.  Ein  Brutto-B.  Nettoetats  waren  gebräuchlich  in  Frankreich 
ist  dasjenige,  das  sämtliche  Ausgaben  und  bis  1818,  in  England  bis  1858,  in  Bayern  bis 
sämtliche  Einnahmen  in  ihrem  voUen  Um-  ,^868,  in  Preußen  sind  sie  durch  die  Verfassung 
fange,  also  einschHeßlich  der  Betriebs-,  Ver-  ^^«"^«J:  ?^  J^^^'^f  %^'l^  hat  em  Netto- 
wallungs-  und  Erhebungskpsten  vortr^..  ^-^^^^^^^^^,1^^^^^^^ 
Em  ^etto-B.  dagegen  ist  em  solches,  bei  feste  Prozente  der  Bruttoeinnahme  erfolgt  und 
dem  nur  die  Reinbeträge  der  einzelnen  ß.-  nur  die  Nettobeträge  ins  B.  eingesetzt  werden 
posten  erscheinen,  demgemäß  die  Erhebungs-  (Ausnahme :  Zölle  und  Salzsteuer).  In  Württem- 
und  ähnliche  Kosten  bereits  in  Abzug  ge-  berg,  wo  die  Gemeinden  die  Steuern  erheben  und 
bracht  sind.  Die  Einnahmen  sind  um  die  »^  den  Nettobetrag  an  die  Staatskasse  ab- 
Beträffe  der  Verwaltungskosten  gekürzt,  und  liefern,  in  Sachsen  und  Hessen  bestehen,  aller- 
Ausgaben,  mit  welchen  ev.  Einnahmen   Ge-  dinp  mit  Brutto-Spezialetats,  Netto-B. -Bratto- 

ivr.v^S.«  ,/ ri«i    ^^«k„«^^«  ci^A    ^^^Ar.1.  , etats  haben  heute  Preußen,  Bayern,  Baden,  dann 

buhren  u.  dgl.  verbunden  sind    werden  um   Oesterreich,  Frankreich  uid  Englknd  (hi^r  ein- 
den  Betrag  dieser  geramderl.    Geschichthch  ^^Ine,  kleinere  Abweichungen), 
sind  die  Netto-B.  die  älteren,  die  Brutto-B. 

die  jüngeren.  Der  Grund  hierfür  liegt  in  4.  Haupt-,  Spezial-  und  Nebenetats. 
der  Behördenorganisation  der  Finanzver-  Etat  und  B.  sind,  wie  oben  sub  1  erwähnt, 
waltung.  Diese  war  früher  zumeist  auf  ort-  zwei  Namen  füi*  die  gleiche  Sache.  Der 
liehe  Dezentralisation  aufgebaut.  Die  lokale  Hauptfinanzetat  ist  der  Voranschlag 
Verwaltung  lieferte  nur  die  üeberschüsse  ^er  gesamten  Finanzwirtschaft  eines  öffent- 
an  die  Zentralkasse  und  Zentralverwaltung  liehen  Körpers  und  er  umfaßt  daher  im 
ab,  die  an  der  Kenntnis  der  Erhebungs-  Prinzip  alle  Zweige  der  Ausgabe-  und  Ein- 
kosten nur  ein  geringes  Interesse  hatte.  Je  nahmewirtschaftwälirend  einer Finanzi)eriode. 
mehr  aber  in  die  Finanzverwaltung  das  Doch  ist  dieser  Zustand  nirgends  vollständig 
Prinzip  der  fiskalischen  Kasseneinheit  ein-  erreicht,  sondern  durch  Neben-  und  Spezial- 
drang,  wonach  alle  Ein-  und  Ausgänge,  etats  für  einzelne  Zweige  durchbroclier. 
mindestens  rechnungsmäßig,  in  einer  Neben  dem  Hauptfinanzetat  stehen  die  be- 
Kasse zusammenfließen,  und  die  Zentralisa-  sonderen  Hauptetats,  die  Voranschläge  für 
tion  zunahm,  desto  melir  wollte  man  auch  ^^^  einzelnen  größeren  selbständigen  Dienst- 
die  Betriebs-  und  Erhebungskosten  erkennen,  zweige  auf  der  Ausgabeseite  und  die  Haupt- 
Nebenetats  in  größerer  oder  geringerer  Zahl  gruppen  der  Einkünfte  auf  der  Einnahme- 
blieben aber  gleichwohl  üblich,  wodurch  seite,  die  sich  gewöhnlich  den  Einteilungen 
zwar  die  Finanzverwaltung,  nicht  aber  Dritte,  ^^r  Organisation  der  allgemeinen  Staatsvor- 
einen  Einblick  in  die  ganze  Gebarung  waltung  und  der  Gliedening  des  Finanz- 
hatten. Erst  in  der  konstitutionellen  Epoche  dienstes  anschließen.  Die  Hauptetats  sind 
gelang  es  dem  Drängen  der  Volksvertretung,  ihrerseits  Bestandteile  des  Hauptfinanzetats 
die  Bruttoetats  zum  Siege  zu  bringen,  wo-  ^^^  werden  gebildet,  bevor  letzterer  zu- 
durch  die  Nettoetats  verschwanden  und  sammengestellt  wird.  Nach  der  Genehmigung 
sämtliche  Kosten  der  Finanzverwaltung  er-  des  Hauptfinanzetats  erhalten  die  Hauptetats 
sichtlich  wurden.  a^s  dessen  Teile  ihre  bestimmte,   rechtliche 

Das  reine  Netto-B.  ist  zu  verwerfen.  Aus  Bedeutung  und  Stellung, 
ihm  kann  weder  die  volle  Steuerbelastung  Spezialetats  nennt  man  die  Unter- 
noch  die  wirkliche  Größe  der  Kosten  der  abteilungen  des  Hauptetats  für  die  einzelnen 
Staatsleistungen  erkannt  werden.  Es  er-  Aemter  und  Behörden  der  umfan^eicheren 
Schwert  die  KontroUe,  verwischt  die  Klar-  Verw^altungsressorts,  die  Elemente  des  Haupt- 
heit  über  das  Verhältnis  zwischen  Ertrag  und  schließlich  des  Haupt finanzetats  sind 
und  Betriebskosten  der  einzelnen  Einnahme-  (Kapitel,  Sektionen,  Titel).  Die  Aufstellung 
zweige  und  verlangsamt  die  Reformen  un-  dieser  Spezialetats  schließt  sich  auch  an  die 
zweckmäßiger  Erhebungsarten.  Dagegen  ist  Gliederung  der  Kassen  nach  Geschäftszweigen 
es  übersichtlicher  als  das  Brutto-B.,  nament-  ^n^  an  die  örtliche  Verteilung  der  Kassen  an. 
lieh  bei  großen  privatwirtscliaftlichen  Staats-  Der  Ausdruck  Spezialetat  wird  aber  auch 
anstalten.  Gegenwärtig  ist  indessen  weder  häufig  gebraucht  zur  Bezeichnung  von  selb- 
das  eine  noch  das  andere  System  konse<iuent  ständigen  Nebenetats,  die  für  einzelne,  ge- 
durchgeführt. Während  im  allgemeinen  das  sondert  geführte  Verwaltungszweige  neben 
Prinzip  der  Bruttoetats  vorherrscht,  enthält  dem  Haupt finanzetat  errichtet  werden.  Solche 
fast  j^es  B.  Posten,  welche  netto  etatisiert  Spezial-  oder  Nebenetats  kamen  früher 
sind.  Doch  sind  diese  Ausnahmen  in  unserer  häutig  vor,  sind  aber  unter  dem  Einflüsse 
verfassungsmäßigen  Finanzwirtschaft  nur  von  der  neueren  Verfassungszustände  immer 
formeller  Bedeutung,  weil  die  dem  B.  bei-  seltener  geworden.  In  der  Regel  handelt 
gegebenen  Spezial-  und  Nebenetats  regel-  es  sich  dabei  um  einzelne,  apart  stehendo 
mäßigauch  die  Betriebs- und  Erhebungskosten  Einrichtungen  und  Anstalten  des  Staates 
ausweisen.  Die  finanzstatistische  Verglei-  oder  eines  anderen  öffentlichen  Körpei-s. 
chungaberwirddadurchwesentlicherschwert.  Diese  Nebenetats  treten  aus  dem  Raluneu 


566  Budget  und  Budgetrecht 


des  ganzen  B.  heraus,  sind  verselbständigt  rechtlicher  Natur  und  ergibt  sich  aus  der 
und  stehen  nur  dadurch  mit  dem  Haupt-  Verwaltungs-  und  Kassengliederung  eines 
finanzetat  in  Zusammenhang,  daß  in  letzterem  Landes  (Etat  der  Berg-,  Forst-  und  Domänen- 
die  Ueberschüsse  als  Einnahmen  oder  die  Verwaltung,  Zentralkassen-,  Provinzialkassen-^ 
Zuschüsse  aus  dem  allgemeinen  Haushalt  Lokalkassen-Etats  usw.) 
als  Ausgaben  eingestellt  werden.  Der  Be-  5.  Die  Filiation  des  B.  Unter  Filiation 
stand  solcher  Nebenetats  ist  gegen  das  verstehen  wir  den  äußeren  Aufbau  des  B. 
Prinzip  der  fiskalischen  Kasseneinheit.  Am  nach  den  in  Aussicht  genommenen  Ausgaben 
häufigsten  kommen  solche  Ausscheidungen  und  Einnahmen,  eine  Gliederung,  die  sich 
vor  für  ge\Wsse  öffentliche  Betriebsver-  der  Organisation  der  Staatsverwaltung  an- 
waltungen  (Eisenbahnen  ,  Staatsfabriken,  schließt.  Sie  ist  eine  Zusammenfassung  der 
städtische  Gas-  und  Wasserwerke),  für  Ab-  Teilvoranschläge  der  einzelnen  Stellen  und 
Wickelung  gi*oßer  Ausgaben,  z.  B.  bei  Kriegs-  Ressorts.  Regelmäßig  pfle^  die  Filiation 
entschädigimgen,  bei  Neuorganisationen  ein-  der  Ausgabewirtschaft  den  Ministerialgliede- 
zelner  Verwaltungsgebiete,  bei  Stiftungen  rungen  zu  entsprechen,  von  denen  jede  Ab- 
mit  staatlicher  oder  gemeindlicher  Zuschuß-  teilung  wieder  in  Sektionen,  Kapitel,  Titel, 
pflicht  u.  dgl.  ra.  Die  Entstehung  solcher  Paragraphen  zerfällt  und  sich  zu  einem 
Nebenetats  für  außerhalb  des  B.  befindliche  festen,  meist  wenig  veränderlichen  Rubriken- 
Fonds  oder  Verwaltungszweige  ist  häutig  bau  auftürmt.  Innerhalb  der  Rubriken  finden 
dem  Zwecke  entsprungen ,  etwaige  üeber-  dann  weitere  Abscheidungen,  wie  in  persün- 
scliüsse  über  die  Ausgaben  wieder  der  liehe  und  sächliche,  ordentliclie  und  außer- 
gleichen Verwendung  zu  sichern ,  sie  der  ordentliche,  einmalige  und  fortdauernde  usw. 
sich  stets  erneuernden  Bewilligung  durch  die  Ausgaben  statt,  regelmäßig  mit  Hinzu- 
Volksvertretung  zu  entrücken.  Das  Institut  fügung  der  Ansätze  des  verflossenen  H.  und 
solcher  Nebenetats  hat  endlich  für  die  Ordnung  mit  Berechnung  der  Mehr-  oder  Weniger- 
des  Finanzwesens  das  Mißliche,  daß  die  Voll-  Ausgabe  für  einen  bestimmten  Zweck.  Die 
ständigkeit  des  B.  gestört  und  ein  sicherer  Einnahmen  pflegen  nach  bestimmten  zu- 
Ueberblick  über  die  gesamte  Einnahme-  und  sammengehörigen  Grupi)en,  direkte  Steuern, 
Ausgabewirtschaft  des  Staates  erschwert  wird,  indirekte  Steuern,  Monopole,  Betriebsverwal- 
.,,-,,  ,  ,  .!_...  TN  tungen  usw.  vorgetragen  zu  werden.  Alle 
bolche^ebenetat8  wurden  errichtet  im  Deut-  ^ij^se  Einteilungen  werden  in  jedem  Staate 
sehen  Reich  und  in  Frankreich  fiir  Liquidation  ^«..^„^  „„^i^«o  «il«^«'^«  „^  ^«r  a.,p^«i;^u  i-.;., 
der  Kriegsentschädigung  1871-73,  in  Preußen  etwas  anders  getroffen,  so  daß  äußerlich  kein 
hat  die  Seehandlung  einen  Nebenetat,  wobei  y«  ^e?^  anderen  vollkommen  gleicht,  ^eben 
nur  der  UeberschuU  im  Staats-B.  erscheint.  ^©0  Detailübersichten  wird  eme  zusammen- 
Gleiches  geschieht  häufig  bei  der  Münzver-  fassende  Hauptübersicht  gegeben.  Die  Filia- 
waltung.  Bayern  hat  eine  ganze  Reihe  solcher  tion  ist  endlich  für  die  parlamentarische 
Fonds  mit  Spezialetats ,  deren  Gebarung  erat  Behandlung  des  B.  von  Belang.  Die  Be- 
aus  der  Staatsrechnung  ersichtlich  wird  z.  B.  willigung  geschieht  auf  Grund  des  Rubriken- 
den Unterstüteungsfonds  für  pragmatische  Staats-  i3aues,  jedes  spezielle  Votum  genehmigt  eine 
diener  und  deren  Relikten,  den  allgemeinen  u^^^.:  ',/,f^  c™^^  f««  ^.r,^  u^c.^;;.,,«*^« 
Stipendienfonds,  den  allgemeinen  Industrieunter,  bestimmte  Summe  für  einen  bestimmten 
Stützungsfonds  usw.  Baden  hat  für  einige  Be-  rubrizierten  Zweck  wobei  die  Regierung  an 
triebsverwaltungen  (Eisenbahnbetriebs-,  Eisen-  ^"ö  Verwendung  der  einzelnen  bewilligten 
bahnbau-,  Eisen bahn-Schuldentilgungs-,  Boden-  Positionen  (Kredite)  strikt  gebunden  ist. 
seedampfschiffahrt-Spezialetats)  solche  Ausschei-  6.  Ordentliches  und  aasserordent- 
dungen.  Sehr  erheblich  und  bedeutungsvoll  liches  B.  Die  Untei-scheidung  in  ordent- 
war  in  Frankreich  bis  1893  die  Zahl  solcher  üches  und  außerordentliches  B.  ist  ebenso 
>,ebenetat8  außerhalb  des  allgemeinen  B.  Seit  ^It,  wie  wichtig  für  den  Staatshaushalt.  Sie 
?:L^i^r&t\lÄ  ^^a^^Z  ^'I  ,rf^^  '''  die  üntei^cheidung  von 
Budgets  annexesrattach^spour  ordre  au  budgit  ordentlichen  und  außerordenthchen  Ein- 
gen^ral  (1905:  140.6  Mill.  Frcs.).  In  Aegypten  "ahmen  und  Ausgaben.  Wie  jede  Wirt- 
besteht eine  Absonderung  gewisser  Einnahme-  schaft  überhaupt,  so  haben  auch  die  offent- 
quellen zur  Deckung  der  Staatsschuld,  und  liehen  Körper  teils  regelmäßig  wiederkeliren  de 
ebenso  weisen  die  Kanton-B.  in  der  Schweiz  l^ürfnisse,  teils  vorübergehende,  einmalige 
vielfach  solche  Nebenetats  auf.  Ein  berilhmtes  und  unperiodische.  Den  gleichen  Charakter 
Beispiel  eines  solchen  Etats  war  die  Gründung  zeigen  auch  die  Eingänge,  sie  sind  teUs 
eines  Tilgungsfonds  (Sinkm§:  Fund  für  die  ^iJodi^oh  tpils  nnnpnodi^oh  Tnfolsrwlp^cpn 
Staatsschulden  in  England  im  vorigen  Jahr-  penoaiscn  teüs  unpenodiscn.  intolgede^sen 
hundert  durch  Robert  Walpole  (1716)  und  ^^t  es  zur  t man zpraxis  geworden,  zwei  von- 
WilliamPitt(1786),  eine  Einrichtung,  welche  einander  getrennte  Etats  vorzusehen,  von 
ihren  Zweck  nicht  erreichte,  aber  zu  Anfang  denen  der  eine  die  regelmäßigen  und  dauern- 
unseres  Jahrhunderts  vielfach  Nachahmung  fand,  den  Positionen  aufführt,  während  der  andere 
Verjfl.  Art.  „Staatsschulden''.  die  unperiodischen  und  vorübergehenden 
Die  Unterscheidung  von  Verwaltungs-  vorträgt.  Ersteren  nennt  man  das  ordent- 
und  K  a  s  s  e  n  e  t  a  t  s  ist  lediglich  verwaltungs-  liehe,  letzteren  das  außerordentliche  B.  Beim 
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r^lmäßig  wiederkehrenden  Dienste  finden 
sich  zum  geringsten  Teil  neue  Postulate. 
Wenn  er  auch  nach  Zeit  undEaum  keineswegs 
unveränderlich  ist,  auch  die  typische  Nei- 
gung zum  Wachsen  zeigt  (s.  u.  sub  12  „Tendenz 
zum  Wachsen  des  B."),  so  stellt  er  doch  das 
mehr  stabile  Element  des  Etats  dar.  Der 
außerordentliche  Etat  dagegen  umfaßt  bei- 
nahe die  ganze  Zahl  der  Neuforderungen 
und  bildet  daher  hauptsächlich  den  Gegen- 
stand parlamentarischer  Bewilligung  und  der 
parlamentarischen  Käm[)fe. 

So  einfach,  klar  und  anerkannt  die  Schei- 
dung in  ordentliches  und  außerordentliches 
B.  im  Prinzip  ist,  so  mannigfach  und 
schwankend  ist  die  praktische  Durchführung. 
Die  Finanzpraxis  in  den  einzelnen  Staaten 
weicht  voneinander  erheblich  ab  und  auch 
in  der  Theorie  läßt  sich  ein  definitiv  ab- 
schließendes Ergebnis  nicht  verzeichnen. 
Als  brauchbarstes  Merkmal  für  die  Unter- 


scheidung läßt  sich  aber  inunerhin  die 
Grenze  zwischen  Finanzplan  und  B.  an- 
nehmen. Hiernach  lassen  sich  als  ordent- 
liche Ausgaben  und  Einnahmen  diejenigen 
bezeichnen,  die  im  Finanzplan  vorgesehen 
sind.  Die  außerordentlichen  Ausgaben  und 
Einnahmen  dagegen  sind  solche,  die  im  ein- 
zelnen B.  in  Abweichung  vom  Finanzplane 
vorkommen.  „Sie  fallen  wie  Meteore  in  die 
regelmäßigen  Kreise  der  periodisch  er- 
scheinenden Ausgaben  und  Einnahmen^' 
(Schanz).  Dabei  darf  man  eben  nicht  ver- 
gessen, daß  gewisse  Posten  anscheinend 
außerordentlicher  Natur  sind,  während  sie 
tatsächlich  sich  als  eine  periodische  Massen- 
erscheinung kennzeichnen.  Für  die  praktische 
Finanzgebarung  bleibt  es  aber  immerhin 
ratsam,  wie  es  in  Deutschland,  Ungarn  und 
Italien  zu  geschehen  pflegt,  folgendes  Schema 
festzuhalten : 


Ordentliches  Budget 


Fortdauernde  VA«B,aJ.n^ 


Einmalige  ordentiiche  j  A«fg\'»»„ 
Außerordentliches  Budget 


Einmalige  auOerordentliche  }  H^Än 
Produktive  Kapitalanlagen 


Seitdem    die   öffentlichen    Haashalte    einen 
Finanzplan  und  periodische  Voranschläge  ilir 
ihre  Wirtschaftsfühmnfi:  aufzustellen  begonnen 
haben,   hat  sich  für  den  Aufbau  der  B.   die 
Scheidung  in  ein  Ordinarium  und  in  ein  Extra- 
ordinarium  als  Bedürfnis  herausgestellt.    Schon 
in  den  ständischen  Verfassungstormen  und  in 
der  absoluten  Monarchie  pflegte  man  zwischen 
einer  „Kammerkasse'^,  die  ihre  Einkünfte  regel- 
mäßig aus  Domänen,   Regalien  und   Hoheits- 
rechten bezog,  und  einer  „Steuerkasse"  zu  unter- 
scheiden.    £rstere    war   das   stabile   Element,  I 
letztere  das   variable  und   bildete    tatsächlich ! 
seiner  Wirkung  auf  die  Fiuanzverwaltung  nach  j 
ein  aufierordentliches  B.,  zumal  da  es  Prinzip 
der  Finanzwirtschaft  war,  die  Staatsansgaben  | 
zunächst     aus    den    finanziellen    Mitteln    der 
Kammerkasse  zu  decken,  und  nnr  insoweit  als  j 
diese  nicht  ausreichten,  die  Besteuerung  in  An- 
spruch zu  nehmen.    Denn  die  Steuer  galt  Jahr- , 
hunderte   lang   nur   als   ein   anüerordentliches 
Anskunftsmittel,  nicht  als  ständige  und  regel- 
mäßige Einrichtung  der  Finanzverwaltung:.   Der ' 
Sache  nach    hat  sich    in    der  Fiuanz^ebaning 
der  neueren,  konstitutionellen  Aera  nichts  ge- 1 
ändert,  auch  nachdem  die  Steuern  das  Haupt- 
kontingent  der   regelmäßigen   und   bleibenden  i 
Staatseinnahmen  bUdeten  und  die  alten  Kammer- ! 
einkünfte  dagegen  mehr  und  mehr  in  den  Hin- 
tergrund   zurückgedrängt    wurden.     Dagegen ' 
hat  die  moderne  Finanzwirtschaft  in  der  Form 
zwei    verschiedene    Wege    eingeschlagen.     In 
Deutschland,  im  Eeiche   wie  in   den   meisten 
Gliederstaaten,  in  Oesterreich  und  in  England 


hat  man  die  Einheit  des  B.  zur  Grundlage 
genommen  und  jeden  Etat  in  zwei  Hauptab- 
teilungen: ordentliche  Ausgaben-Ein- 
nahmen und  außerordentliche  Aus- 
gaben-Einnahmen zerlegt.  Ein  eigenes 
gesondertes  außerordentliches  B.  ist  nur  aus- 
nahmsweise oder  in  beschränkterem  Umfange 
zugelassen,  z.  B.  in  Sachsen  werden  seit  Mitte 
der  70er  Jahre  nur  außerordentliche  B.  für  die- 
jenigen Ausgaben  hergestellt,  die  entweder  di- 
rekte Mehreinnahmen  hervorbringen  oder  nach- 
haltig den  Nationalwohlstand  erhöhen.  Aehn- 
lieh  liegen  die  Verhältnisse  in  Preußen.  Bayern 
und  Württemberg.  Baden  und  Hessen  haben 
dagegen  ein  ausgeschiedenes  außerordentliches  B. 
Vor  allem  aber  hat  sich  in  Frankreich  neben 
einem  ordentlichen  B.  ein  außerordentliches  als 
dauernde  Einrichtung  des  Finanzwesens  im 
ganzen  behauptet.  Schon  das  Ancien  Regime 
kannte  einen  außerordentlichen  Wirtschaftsplan 
(affaires  extraordinaires).  und  glich  somit  in 
seiner  Finanzwirtschaft  den  verwandten  Staats- 
formen der  ständischen  und  absoluten  Monarchie. 
Auch  die  Finanzen  während  der  französischen 
Revolution  wurden  durchgängig  vom  Ertrage 
der  außerordentlichen  Einnahmequellen  gespeist, 
die  neben  dem  Steuereingang  aus  der  Ausgabe 
von  Assignaten^  der  Veräußerung  der  Kirchen- 
güter, des  Besitztums  des  Adels  und  aus  Ver- 
mögenskonfiskationen flössen.  Unter  dem  Kon- 
sulat und  dem  ersten  Kaiserreich  fehlten  außer- 
ordentliche B.  Einen  ähnlichen  Charakter  aber 
hatte  die  sog.  Domaine  extraordinaire,  die  den 
Ertrag  der  Kontributionen  der  besetzten  Terri- 
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torien  und  Auflagen  daraus  empfing  und  dazu 
diente,  die  Generäle  und  Soldaten  mit  Dota- 
tionen zu  bedenken,  einen  Krie^chatz  in  den 
Tuilerien  anzuhäufen  und  endlich  Unterstütz- 
ungen der  Industrie  und  dem  Staatsschatz  zu 
gewähren.  Durch  den  Umstand,  daß  der  Kaiser 
allein  und  ohne  weiteres  üher  diese  Domaine 
verfttffte,  war  dieses  Institut  dem  ordnungs- 
gemäßen Rechnungswesen  des  Staates  entrückt 
und  eine  Privatsache  des  Kaisers. 

Unter  der  Restauration  wurden  alle  Aus- 
gaben, die  einen  außerordentlichen  Charakter 
Satten,  wie  die  Kriegsentschädigung  1814—15, 
der  Unterhalt  der  Okkupationsheere  der  Ver- 
bündeten, der  iOO  Millionen-Kredit  für  den  Krieg 
mit  Spanien  1823,  die  Kosten  für  das  algerische 
Unternehmen  u.  dgl.  m.  in  das  einheitliche  B. 
aufgenommen,  in  dessen  Rahmen  eine  Scheidung 
in  D^penses  permanentes  und  D^penses  tempo- 
raires  vorgenommen  wurde.  Unter  der  Juli- 
monarchie wurde  1833  unter  dem  Namen  B. 
annexe  zur  Fortsetzung  der  öffentlichen  Bauten 
ein  Spezialkredit  außerhalb  des  allgemeinen  B. 
eröffnet  und  1837  ein  wirkliches  außerordent- 
liches B.  geschaffen,  das  aber  bereits  nach  zwei- 
jährigem Bestände  wieder  verschwindet.  Unter 
dem  zweiten  Kaiserreich  wurden  die  außer- 
ordentlichen B.  zu  einer  bleibenden  und  grund- 
sätzlichen Einrichtung  des  öffentlichen  Haus- 
halts seit  1862.  Außerhalb  des  ordentlichen  B. 
wird  ein  besonderer  Fonds  errichtet,  der  aus- 
drücklich für  die  Ausgaben  des  außerordent- 
lichen B.  bestimmt  und  alljährlich  in  seiner 
Höhe  durch  ein  Gesetz  festgelegt  wurde,  zu- 
gleich unter  Angabe  der  Zwecke,  zu  deren  Be- 
streitung er  dienen  sollte.  Der  cäsaristische 
Wunsch,  durch  die  Zweiteilung  der  Ausgaben 
das  Anschwellen  des  Finanzbedarfs  zu  ver- 
schleiern, gab  dem  Institute  das  Leben.  Es 
blieb  bestehen  bis  zum  Zusammenbruche  des 
napoleonischen  Systems. 

Durch  ein  G.  v.  16./IX.  1871  sollte  das  aus 
dem  Kaiserreich  überkommene  außerordentliche 
B.  völlig  beseitigt  werden.  Die  französische 
Republik  wollte  ein-  für  allemal  mit  dieser 
Ueberlieferung  brechen.  Auch  Thiers,  damals 
an  der  Spitze  der  republikanischen  Regierung, 
war  ein  entschiedener  Gegner  der  außerordent- 
lichen Fonds.  Allein  die  Macht  der  Tatsachen 
zwang  ihn  bald,  den  Verhältnissen  Zugeständ- 
nisse zu  machen.  Schon  in  seiner  Botschaft 
vom  7./XII.  1871  stellte  er  dies  in  Aussicht, 
und  am  15./III.  1872  verlangte  die  Regierune^ 
die  einschlägigen  Kredite,  ursprünglich  cSö  Mill. 
Frcs.  in  der  Gestalt  einer  sog.  Liquidations- 
rechnung. Am  20,/IIL  1873  fügte  L6on  Say 
eine  neue  Position  hinzn,  wodurch  die  Kredite 
773  Mill.  Frcs.  erreichten.  Diese  Summen 
wurden  ohne  budgetäre  Spezialisierung  be- 
willigt, und  es  fehlte  hier  infolgedessen  an  einer 
genauen  Kontrolle  und  Rechnung.  Dieser  Zu- 
stand wurde  indes  noch  im  Jahre  1873  durch 
den  Finanzminister  Magne  beseitigt.  Auf  die 
erste  Liijuidatiousrechnung  folgte  1876  eine 
zweite,  die  1878  durch  das  B.  der  außerordent- 
lichen Einnahmeciuellen  (Budget  des  d^penses 
sur  ressourc^s  speciales;  abgelöst  wurde.  Dieses 
enthielt  gewisse  Einnahme-  und  Ansgabeposten 
der  Departements,  Gemeinden,  der  Handels- 
kammern usw.  und  kam  seit  l.,i.  1893  in  Weg- 


fall.   Außerhalb  des  allgemeinen  B.  steht  heute 
nur  noch  das  durchlaufende  B. 
I       Wenn  auch  im  Staatshaushalt  eine  Schei- 
'  düng  zwischen  ordentlichen  und  außerordent- 
Ilichen   Ausgaben    unumgänglich   notwendig 
'  ist,  so  erscheint  doch  die  Ausschaltung  eines 
besonderen  außerordentlichen  B.  aus   dem 
allgemeinen  nicht  wünschenswert    Denn  die 
Gefahr  liegt  fQr  die  Finanzverwaltung  zu 
nahe,  ihm  neben  den  einmalig-außerordent- 
liclien  Ausgaben  auch  die  emmalig -ordent- 
;  1  i  c  h  e  n ,    als    ^lassenerscheinung    wieder- 
I  kehrenden    Ausgaben    einzuverleiben.      Da- 
durch aber  tritt  leicht  eine  Verschleierung 
des  wahren  Tatbestandes  hervor,   und  die 
Uebersicht  über  die  Entwickelung  des  Finanz- 
planes wird  erschwert  oder  geht  gar  ver- 
loren.    Demgegenüber  ist  entschieden  das 
englisch-deutsche  Verfahren  vorzuziehen,  bei 
dem  in  der  Hauptsache  ein  einheitliches,  in 
Ordinarium  und  Extraordinarium  zerfallendes 
B.  aufrecht  erhalten  wird.     Daß  besondere 
Zeitumstände    und    besondere    Verhältnisse 
auch    hin   und   wieder    die    formelle   Aus- 
scheidung erheischen  können,  soll  nicht  ge- 
leugnet   werden.      Denn    außerordentliche 
!  Verhältnisse   rechtfertigen  außerordentliche 
Maßregeln,  aber  sie  sollen  und  müssen  stets 
die  Ausnahme  bleiben. 

7.   Schätzung  und  Berechnung   der 
Etatspositionen.     Die   Vorausbestimmung 
der    einzelnen   B.posten    ist    eine   wichtige 
•  Aufgabe  der  Finanzleitung.    Sie  erreicht  ihr 
Ziel  in  um  so  höherem  Örade,  je  mehr  ihre 
subjektiven  Schätzungen  der  Ausgaben  und 
Einnahmen  dem   objektiven  Ergebnis,   den 
Tatsachen,  nahekommen.    Werden  die  Ein- 
.  nahmen  zu  günstig ,  die  Ausgaben  zu  un- 
günstig angenommen,  so  führen  große  imd 
dauernde  Üeberschüsse  leicht  zu  verschwen- 
derischen Ausgabesteigerungen  und  zu  be- 
denklichen Rückschlägen  hinterher.  Dagegen 
führt   die   Veranschlagung  in   umgekehrter 
I  Richtung   auf    die    abschüssige    Bahn    der 
chronischen  Defizite.    Beides  ist  in  gleicher 
I  Weise    verderblich    für    das   Finanzwesen. 
I  Durch  gewisse  Regeln  und  Grundsätze  hat 
dies  die  B.technik  zu   erleichtern   gesucht. 
'  Man  hat  dabei  vor  allem  schon  einen  festen 
Anhaltspunkt  in  einem  Teil   der  Ausgaben 
und   Einnahmen,   die   sich   mit  minimalen 
Schwankungen  fixieren  lassen  (CiviUiste,  Be- 
soldungen,  Schuldzinsen  —  kontingentierte 
Steuern,  Ertrag  der  erwerbswirtschaftlichen 
Einkünfte,  gewisse  [direkte]  Steuern  u.  dgl.). 
Andere  Posten  hingegen,  besonders  die  außer- 
ordentlichen ,    lassen   sich   nur  durch  eine 
I  proleptische    Schätzung     etatisieren.      Die 
'  Hilfsmittel  hierzu  sind  teils  detaillierte,  sorg- 
fältig und  vorsichtig  aufgestellte  Eassenvor- 
anschläge,  teils  gewisse,  allgemeine,  aus  der 
Vergangenheit  geschöpfte  Erfahrungen. 
Früher  liat  man  wohl  am  häufigsten  die 
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Ergebnisse  des  letztvergangenen  Jahres  zur 
Etatsaufstellung  für  das  folgende  benutzt. 
Allein  die  immerhin  mögliche  Abweichung 
und  die  Neigung  zu  abnormer  Gestaltung 
hat  zur  Annahme  längerer  Jahresperioden 
veranlaßt,  wobei  der  Durchschnitt  der  zurück- 
liegenden Perioden  zu  Grunde  gelegt  wurde. 
Am  häufigsten  hat  man  3  Jahre  zur  Durch- 
schnittsberechnung gewählt,  da  bei  einem 
kürzeren  Zeitraum  die  ausgleichende  Wirkung 
zu  unsicher  und  bei  einem  längeren  Intervall 
die  Entfernung  von  der  Gegenwart  zu  groß 
zu  sein  schien.  Doch  hat  man  bei  sehr 
schwankenden  Posten  auch  einen  längeren 
Jsüiresdurchschnitt  gewählt.  Bei  Zahlen 
ohne  bestimmte  Bewegungstendenz  triift  das 
aritiimetische  Mittel  ziemlich  den  Tatbestand, 
dagegen  muß  bei  einer  gleichmäßigen  Ten- 
denz zum  Steigen  oder  Sinken  auch  der 
durchschnittliche  Zunahme-  oder  Abnahme- 
koeffizient in  die  Rechnung  eingestellt 
werden.  Diese  Indizien  haben  aber  nur 
relativen  Wert,  sie  dürfen  nicht  §h  starren 
Regeln  werden ;  denn  stets  muß  individuali- 
siert, müssen  die  tatsächlichen  Bedürfnisse 
berilcksichtigt  werden. 

Die  B.zahlen,  welche  nur  Schätzunp- 
resultate  sind,  pflegen  meist  in  runden  Zahlen 
angesetzt  zu  werden,  eine  Gepflogenheit,  der 
die  Mehrzahl  der  Staaten,  mit  Ausnahme 
Frankreichs,  folgen. 

In  Frankreich  wurde  seit  1815  die  letzte 
Finanzrechnnng  für  das  Einnahme-B.  ange- 
nommen, später  legte  man  sogar  die  Erj^ebnisse 
des  laufenden  Jahres  soweit  als  möglich  zn- 
gnmde,  so  1848  die  ersten  11  Monate  dieses 
Jahres  und  ftlgte  als  12.  den  des  exercice  hinzu 
(die  soe.  lUgle  de  la  penulti^me).  Nachdem 
dieser  Modus  1851—1867  geruht  hatte,  kehrte 
man  1867  wieder  zu  diesem  Systeme  zurück. 
Seit  1882  legrt  man  auch  den  Durchschnitt  (der 
Ueberschüsse)  und  zwar  den  5-jährigen,  oder 
eine  Kombination  zwischen  diesen  und  dem  Er- 
gebnis des  letzten  Jahres  zugrunde,  nachdem 
die  unzutreffenden  Vorschläge  sehr  ungünstig 
gewirkt  hatten.  Das  B.,  das  im  Januar  vor- 
gelegt wurde,  war  nach  der  letzten  bekannten 
Rechnung  geschätzt  worden  und  hatte  bei  seinem 
Vollzüge  eigentlich  die  Einnahmen  vor  2  Jahren 
zum  Ausgangspunkt  genommen.  Infolgedessen 
zeigten  sich  zeitweise  ganz  erhebliche  Ueber- 
schüsse, und  im  Vertrauen  auf  diese  wurden 
zahlreiche  Nachtragskredite  regierungsseitig  ein- 
gebracht und  das  B.  verwirrt.  1882  suchte  nun 
Leon  Say  durch  obiges  Verfahren  der  Schätzung 
und  durch  die  Uebemahme  eines  großen  TeUs 
der  auiterordentlichen  Ausgaben  ins  Ordinarium 
einesteils  die  durch  UeMrschüsse  genährten 
Hoffnungen  zu  zerstören  und  anderenteils  der 
Wirklichkeit  mehr  gerecht  zu  werden. 

Endlich  ist  für  die  budgetäre  Berechmmg 
der  Ansatz  derjenigen  Posten  mit  Schwierig- 
keiten verknüpft,  bei  denen  von  vornherem 
eine  Differenz  zwischen  der  Soll-  und  Ist- 
einnahme, der  Gebühr  und  dem  tatsächlichen 


Eingang  zu  ervvarten  ist  Hier  ist  die  Ver- 
bindung beider  Elemente  bei  der  Schätzung 
zu  empfehlen.  Um  dieses  zu  bewerkstelligen, 
hat  man  zwei  Wege  versucht.  Einmal  hat 
man  das  Soll  in  das  B.  eingestellt  und  hin- 
sichtlich des  mutmaßlichen  Ist  in  die  Aus- 
gaben gewisse  Beträge  für  Nachlässe  und 
üneinbringlichkeiten  aufgenommen.  Sodann 
aber  hat  man  die  Etatssätze  zweifach  ge- 
gliedert und  zwar  der  Gebühr  die  Abstattung 
an  die  Seite  gesetzt  (Frankreich,  Baden  — 
Italien).  In  Bayern  wird  die  zu  erwartende 
Einnahme  in  dem  B.  vorgetragen,  in  den  be- 
gleitenden Bemerkungen  aber  werden  Soll- 
einnahme, Rückstände  und  Nachlässe  spezi- 
fiziert. Dagegen  fehlt  in  Preußen  im  Staats- 
haushaltsetat,  wie  in  der  Rechnung  die 
Kenntlichmachung  der  Ausfälle   und  Nach- 


Die  Vorbereitimg  des  B.  liegt  in  den 
Händen  der  vollziehenden  Gewalt.  Die  ein- 
zelnen Verwaltungsbehörden  und  Fachmini- 
sterien bearbeiten  die  SpezialVoranschläge 
ihrer  Ressorts.  Diese  einzelnen,  speziali- 
sierten Ansätze  werden  dann  vom  Finanz- 
minister  gesammelt  und  gesichtet.  Dieser 
fügt  dann  noch  sein  eigenes  Spezial-B.  und 
den  Einnahme-Etat  hinzu,  motiviert  das  Ge- 
samt-B.  und  stellt  es  für  die  parlamenta- 
rische Beratung  bereit 

Als  eine  Anomalie  erscheint  es,  wenn  in  Eng- 
land vier  parlamentarische  Kommissare  und  zwei 
parlamentarische  Sekretäre  das  B.  vorbereiten 
oder  wenn  in  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  die  Repräsentantenkammer  das  B.  vor- 
schlägt und  der  Schatzmeister  nur  ein  Expose 
dazu  cfibt,  er  also  nur  durch  Mittelspersonen 
Ausgraben  und  Einnahmen  beantragen  kann. 
Freilich  handelt  es  sich  hier  mehr  um  Förm- 
lichkeiten, weil  der  Vorstand  der  Finanzleitung 
den  betr.  Organen  seine  Absichten  suggeriert. 
Aehnlich  in  Belgien,  wo  1833  ein  beständiges 
B.komitee  im  Finanzministerium  gebildet  worden 
ist,  und  in  Rußland,  wo  jeder  Kessortminister 
über  den  Finanzminister  hinweg  seinen  Spezial- 
etat  direkt  an  den  beschlußfassenden  Staatsrat 
einschickt. 

8.  Vollzug  des  B.  Nach  Bewilligung 
des  B.  durch  die  Volksvertretung  und  Sank- 
tionierung (s.  u.  B.recht)  folgt  der  tatsäch- 
liche Vollzug  durch  die  Leitung  der  Finanz- 
vervs^altimg.  Zuerst  werden  die  „Kredite 
eröffnet",  indem  die  Zentralstelle  den  ein- 
zelnen Verwaltungsbehörden  die  Summen 
bezeichnet,  die  ihnen  während  der  Finanz- 
periode zur  Verfügung  stehen.  Ebenso 
werden  die  Kassen  verständigt.  Innerhalb 
der  einem  Spezialvotum  unterworfenen  Be- 
träge besteht  für  die  einzelnen  Stellen  volle 
Bewegungsfreiheit  der  Verwendung. 

Die  Ausgaben  und  Einnahmen  auf  Grund 
des  B.  kommen  aber  häufig  nicht  mehr  in 
der  gleichen  Finauzperiode,   für  die  sie  be- 
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-willigt  sind,  zum  Abschluß.  Es  gibt  Rück- 
stände in  Ausüben  und  Einnsmmen  und 
solche  Zu-  und  Abgänge,  die  nach  ihrer 
Entstehung  in  die  Rechnung  bereits  ge- 
schlossener Finanzperioden  gehören,  aber 
erst  nachträglich  zur  Zahlungsanweisung  ge- 
langen. Soli  aber  die  Staats-  oder  Finanz- 
rechnung ein  vollständiges  und  zutreifendes 
Bild  von  der  Durchführung  des  B.  geben, 
so  ist  es  notwendig,  daß  man  Ausgaben  und 
Einnahmen  auf  Rechnung  des  bereits  abge- 
laufenen Dienstes  machen  läßt.  Zu  diesem 
Behufe  aber  ist  es  erforderlich,  daß  man  die 
der  Finanzverwaltung  gesteckte  Frist  ziu* 
Abwickelung  ihrer  Verbindlichkeiten  um  den 
Spielraiun  einiger  Monate  verlängert.  Neben 
dem  Begriff  der  Finanz-  oder  B.periode, 
innerhalb  welcher  gesetzlich  der  Vollzug  des 
Finanzgesetzes  zu  geschehen  hat,  tritt  nun 
noch  ein  weiterer,  der  jenen  und  einen  zu- 
sätzlichen Zeitraum  zur  tatsächlichen  end- 
gültigen Abschließung  der  Geschäfte  be- 
zeichnet. Diesen  nennt  die  französische 
Finanzsprache  Exercice,  was  sich  etwa  mit 
„Gebarungsperiode''  ins  Deutsche  über- 
tragen läßt. 

Die  französische  Nomenklatur  ^ exercice'^ 
stammt  aus  der  Zeit  des  Aemterkanfes.  Wegen 
der  Ueberzahl  der  Beamten  übte  —  „exer^ait" 
—  der  einzelne  Zahl-  oder  Schatzmeister  sein 
Amt  nur  V*  bis  '/i  Jahre.  Die  exercices  der 
einzelnen  Beamten  waren  somit  in  mehrere 
Jahre  verschlungen.  Seit  1822  erstreckt  sich 
in  Frankreich  diese  Zuschlagsfrist  über  1  Jahr 
noch  auf  8  Monate,  in  PreuUen  auf  2  '^  Monate 
(1.  IV.  bis  15./VI.).  Italien  gewährt  einen  Spiel- 
raum von  4V,  Monaten  usw. 

Aber  auch  trotz  dieser  Verlängerung  der 
Finanzperiode  bleiben  doch  noch  immer  ein- 
zelne Posten  unerledigt.  Auch  diese  müssen 
etatstechnisch  behandelt  werden.  Für  die 
schließliche  Abfindung  hat  man  zweierlei 
Methoden  befolgt.  Entweder  werden  diese 
Reste  einfach  für  den  Dienst  der  laufenden 
Finanzperiode  verrechnet,  ohne  Rücksicht 
auf  ihre  sachliclie  Zugehörigkeit  zum  Dienst 
der  vorjährigen  B.periode.  Das  B.  nimmt 
auf  diese  Reste  keine  Rücksicht.  Ist  die 
Gebarungsperiode  zu  Ende,  so  gelten  die 
nicht  verwendeten  Kredite  als  erloschen  und 
müssen  bei  eintretendem  Bedürfnis  ins  neue 
B.  unter  Einrechnung  der  Reste  eingestellt 
werden.  Oder  die  Zahlungen,  die  sachlich 
in  die  Rechnung  der  Vorjahre  gehören, 
werden  von  der  Rechnimg  des  laufenden 
Dienstes  getrennt,  imd  dann  ist  auch  im  B. 
eine  Trennung  gegeben. 

In  Frankreich  können  die  nach  Ablauf  der 
Uebaningsperiode  restierenden  Kredite  in  den 
nächsten  4  Jahren  zur  Verwendung  kommen, 
ohne  neuerdings  votiert  werden  zu  müssen.  Diese 
Kreditreste  werden  separat  nach  den  4  Jahres- 
diensten, auf  die  sie  sich  beziehen,  als  „ge- 
schlossene Rechnungfen"  (Service  des  exercices 
clos)  auch  in  das  B.  neben  den  Krediten  der 


laufenden  Periode  eingesetzt  Nach  Ablauf  der 
4  Jahre  sind  die  Kreditreste  erloschen  und  die 
Fordening  an  den  Staat  ist  verjährt.  Kommen 
aber  nichtsdestoweniger  für  Bechnunj?  bereits 
abgeschlossener  B.perioden  innerhalb  80  Jahren 
Zahlungsschuldigkeiten  vor,  so  bedürfen  die 
hierzu  erforderlichen  Kredite  einer  erneuten  Be- 
willigung, wie  die  Kredite  der  laufenden  Pe- 
riode, von  denen  sie  im  B.  getrennt  erscheinen. 
Sie  nehmen  eine  gesonderte  Stellung  ein  und 
heißen  „Kredite  abgeschlossener  B.perioden*' 
(Service  des  exercices  perim^s).  —  In  Bayern 
läßt  man  die  Reste  außerhalb  des  B..  dagegen 
werden  in  der  Rechnung  nachträgliche  Aus- 

faben  und  Einnahmen  mit  jenen  der  früheren 
inanzperioden  vereinigt  und  unter  dem  Titel 
„auf  den  Bestand  der  vorigen  Finanzperiode 
und  zurück"  verrechnet.  In  Württemberg 
werden  die  Passiv-  und  Aktivreste  einer  beson- 
deren Verwaltung  und  Verrechnung,  der  so^. 
„Restverwaltung",  unterworfen.  Durch  die 
Aktivreste  werden  zunächst  die  Passivreste  ge- 
deckt, und  zwar  dürfen  sie  nur  zu  solchen  Aus- 
gaben verwendet  werden,  welche  aus  dem  Jahre 
herrühren^für  das  die  etatsmäßige  Bewilligung 
stattgefunden  hat.  Daneben  aber  gibt  es  Ueber- 
tragungen,  indem  die  für  bestimmte  Verwal- 
tun^zweige  in  einem  Rechnungsjahre  etats- 
mäßig bewilligten,  aber  in  diesem  Jahre  nicht 
vollständig  verbrauchten,  sondern  erübrigten 
Mittel  zu  diesem  Restbeträge  in  das  näcoste 
Jahr  übertragen  werden.  Hiermit  wird  die  Be- 
fugnis verknüpft,  daß  sie  zu  etwa  neu  anfallen- 
den Ausgaben  des  gleichen  Verwaltungszweiges, 
vornehmlich  dann  verwendet  werden  dürfen, 
wenn  für  diese  Ausgaben  die  budgetmäßigen 
Mittel  unzulänglich  sein  würden. 

Ueber  den  Vollzug  des  B.  vgl.  Artt. 
„Finanz Verwaltung"  und  „Rechnungs-Kon- 
trolle'^  „Rechnungs-Hof". 

9.  Uebertra^angen  (Virements)   und 
Reservefonds.  Bei  Verwendung  der  Kredite 
ist  die  Regierung  an  den  Zweck  der  be- 
willigten Kapitel  gebunden  und   für  Uel>er- 
sclireitungen  haftbar.  Für  die  Verausgabungen 
von  finanziellen  Mitteln  sind  um  deswillen 
die  Rubriken  des  B.  maßgebend.    Sie  bilden 
die  Grenze  zwischen  der  gesetzgebenden  und 
verordnenden  Gewalt  im  Staatsleben.     Die 
Wirkung   der  Spezialisienmg   des  B.  nach 
Voten  wird  ganz  oder  teilweise  durch  die 
Zulässigkeit  der  Uebertragung  oder  des 
V  i  r  e  in  e  n  t  (virement)  aufgehoben.     Diese 
erstreckt  sich  entweder  auf  die  Uebertragung 
der    Kredite    des    einen    Titels    auf    einen 
anderen  oder  auf  diejenige  von  einer  Fiuanz- 
periode  auf  die  andere  oder  endlich  auf  beide 
zugleich.     Bei  nicht  zu  weitgehender  Si)e- 
zialisierung  der  Voten  ist  eine  Uebertragung 
innerhalb   des   gleichen  Kapitels   nicht  er- 
forderlich.   Dagegen  macht  ein  allzu  ausge- 
i  dehntes  Uebertragungsrecht  die  Intentionen 
,  des  B.  hinfällig  und  ermöglicht  es  der  Ver- 
I  waltung,  einzelne  Zwecke  zugunsten  anderer 
I  zu  beschneiden.    Auch  die  zeitliche  Ueber- 
'  tragung  ist  nur  bedingt  zu  rechtfertigen,  wie 
j  bei  einmaligen  Bewilligungen  für  bestimmte 


Budget  und  Budgetrecht 


571 


Zwecke,   und  auch  hier  ist  die  Annahme 
einer  Zeitgrenze  wünschenswert. 

Das  Virement  ist  in  Frankreich  und  Belgien 
statthaft  gewesen  und  hat  dort  zu  großen  Miß- 
bräuchen geführt.  In  ersterem  Lande  wurde 
es  durch  G.  v.  IQ.ßX.  1871  abgeschafft,  und  in 
Belgien  war  man  neuerdings  genötigt,  die  vielen 
schwebenden  Kredite,  von  denen  einzelne  noch 
aus  dem  Jahre  1859  stammten,  annullieren  zu 
lassen.  In  Deutschland  hat  man  das  üeber> 
tra^ngsrecht  nicht  anerkannt,  doch  ausnahms- 
weise gestattet.  In  Preußen  können  bei  sämt- 
lichen außerordentlichen  Baufonds  die  am  Jahres- 
schlüsse verbleibenden  Bestände  zur  Verwendung 
in  die  folgenden  Jahre  übertragen  werden.  In 
Bayern  pflegt  jedes  Finanzgesetz  die  Etats  der 
Landbau-Unterhaltungskosten  für  jedes  Staats- 
ministerium und  die  für  wissenschaftliche  und 
Kunstsammlungen  bewilligten  Gelder  als  auf 
spätere  Finanzperioden  übertragbar  zu  erklären. 
Das  wachsende  üebertragungswesen  in  Württem- 
bergist seit  1883—85  wieder  eingedämmt  worden. 

Häufig  ist  im  B.  ein  Reservefonds 
vorgesehen.  Seine  finanzwirtschaftliche 
Funktion  ist  die  Deckung  unvorhergesehener, 
akuter  Bedürfnisse,  und  als  solcher  läßt  er 
sich  rechtfertigen.  In  früheren  Zeiten  war 
dieser  bei  der  Schwierigkeit  augenblicklicher 
GeldbeschafiFung  unentbehrlich.  Heute  ist 
seine  Wichtigkeit  erheblich  herabgedrückt 
Den  akut  auftretenden  Anforderungen  vermag 
ein  gut  fundierter  Kassabestand  (Verlags- 
kapital) oder  eine  kreditwirtscliaftliche  Ein- 
richtung durch  Kassen-  oder  Schatzscheine 
genügend  gerecht  zu  werden.  Infolgedessen 
pflegen  heutzutage  auch  die  budgetären  Re- 
servefonds verhältnismäßig  gering  zu  sein, 
unbedingt  notwendig  sind  sie  keineswegs, 
wenn  auch  in  geringem  Umfange  erwünscht. 

Preußen  hat  einen  kleinen  Reservefonds  von 
1,20  Mill.  M.  neben  dem  Betriebsfonds  der 
Generalstaatskasse  von  180,S3  Mill.  M.,  Bayern 
eine  allgemeine  Reserve  von  wechselnder  Höhe 
'339000—431000  M.)  und  ein  Verlagskapital 
von  etwa  38-40  Mill.  M.  Ebenso  Württem- 
berg, Sachsen,  Hessen.  England  hat  seinen 
Treasury  Chest  Fund,  während  Frankreich 
keinen  Reservefonds  vorgesehen  hat. 

10.  Zeitdauer  des  B.  Die  Zeitdauer, 
für  welche  ein  B.  bewilligt  wird,  heißt  B.- 
oder  Finanzperiode.  Sie  umfaßt  in  größeren 
Staaten  meist  1  Jahr  und  schwankt  in  kleineren 
zwischen  2  und  3  Jahren.  Im  letzteren  Falle 
werden  die  Bansätze  für  die  verschiedenen 
Jahre  verschieden  bemessen  (Baden,  Württem- 
berg) oder  sie  halten  sich  in  gleicher  Höhe 
(Bayern,  Sachsen).  Früher  hatte  man  teil- 
weise noch  längere  Finanzperioden,  so  in 
Bayern  bis  1868:  6  Jahre. 

Die  Beurteilung  der  Vorzüge  und  Nach- 
teile beider  Systeme  ist  eine  relative.  Längere 
B.perioden  schützen  Regierung  und  Parlament 
«•er  Abnützung,  sparen  an  Kosten  und  lassen 
mehr  Zeit  für  andere  gesetzgeberische  Ar- 
beiten. Auch  machen  sie  die  Katenbewilli- 
gungen entbehrlicher  und  lassen  die  Aus- 


gaben weniger  rasch  anschwellen.  Auch  er- 
leichtem sie  die  Uebertragungen.  Einjährige 
B.  verstärken  den  Einfluß  der  Volksvertretung 
und  verschärfen  deren  Kontrollrecht.  Des- 
gleichen lassen  sich  die  Positionen  zuver- 
lässiger ansetzen,  da  mit  der  längeren  Frist 
auch  'die  Möglichkeit  von  außerordentlichen 
Ausgaben  und  Störungen  der  Einnahme- 
wirtschaft steigen. 

Der  Beginn  des  Finanzjahres  ist  in  den 
einzelnen  Ländern  sehr  verschieden :  1.  Januar 
(Frankreich,  OesterreicJi,  Bayern),  1.  April 
(Deutsches  Reich  [seit  lb77],  Preußen^ 
deutsche  Bundesstaaten,  England)  1.  Juli 
( VereinigteStaaten,  Italien  [seit  1884],  Spanien) 
und  andere  Termine.  Der  Anfang  des  B.- 
jahi'es  ist  ohne  erhebliche  Bedeutung,  sondern 
durch  Gepflogenheit  der  parlamentarischen 
Tagimgen  bedingt.  Empfehlenswert  wäre  es^ 
wenn  Vorlage  und  Beschließung  etwa  ein 
Vierteljahr  vor  Beginn  des  Finanzjahres  ge- 
schehen würde.  Fällt  die  Vorlage  viel  früher, 
so  werden  Nachtragskredite  oft  unvermeid- 
lich, fällt  sie  viel  später,  so  ist  Gefahr  vor- 
handen, daß  die  Votierung  noch  nicht  bis 
zum  Beginn  des  Finanzjahres  abgeschlossen 
ist  und  daher  mit  provisorischen  Teiltjuoten 
(„provisorischen  Zwölftel'*)  oder  sonstigen 
Auskunftsmitteln  gewirtschaftet  werden  muß. 
Die  Fälle,  daß  aas  B.  erst  während  der 
Finanzperiode  selbst  zustande  gekommen  ist 
(gewiß  ein  Mißverhältnis!),  sind  in  der 
Fiuanzgeschichte  keineswegs  selten.  So  in 
Oesterreich  seit  einem  Decennium  regelmäßig 
und  auch  zuweilen  in  den  deutschen  Staaten. 
In  Frankreich  wurde  seit  1814  das  B.  für  das 
nächstfolgende  Jahr  bereits  im  Januar  vor- 
gelegt, so  daß  seine  Aufstellung  14—15 
Monate  vor  Beginn  des  Finanzjahres  fällt. 
Sehr  häufig  wurden  die  Etats  bereits  im 
Juli  bewilligt,  sowohl  wegen  der  Sommer- 
pause der  Kammern  als  auch  im  Interesse 
der  Finanzverwaltung,  damit  diese  bis  l./L 
die  Steuerzettel  fertigstellen  könne.  Später 
änderte  man  diesen  Usus,  man  beriet  das  B. 
erst  gegen  Ende  des  Jahres  und  votierte 
nur  die  direkten  Steuern  schon  im  Juli  in 
einem  besonderen  Finanzgesetz,  um  bis  1. 1. 
die  Steuerrollen  aufstellen  zu  können. 

11.  Bilanz,   Ueberschuss  und  Defizit 

Der  geregelte  Fortgang  der  Finanzwirtschaft 
beruht  darauf,  daß  die  Einnahmen  weder 
hinter  den  Ausgaben  zurückbleiben  noch 
diese  dauernd  oder  erheblich  überschreiten. 
Das  zu  erstrebende  Ziel  ist  das  Gleichgewicht 
zwischen  der  Ausgabe-  und  Einnahmewirt- 
schaft, die  B  a  1  a  n  c  i  e  r  u  n  g  (Bilanz).  Bleiben 
aber  die  Ausgaben  hinter  den  Einkünften 
zurück,  so  entsteht  ein  Ueberschuß 
(exc(''dant  des  recettes),  und  vermögen  ilie 
verfügbaren  Einnahmen  die  Ausgaben  nicht 
zu  decken,   so  tritt  ein   Unterschuß,    Fehl- 
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betrag  oder  ein  Defizit  ein  (exc^dant  des 
•depenses). 

Vorübergehende  üeberschüsse  oder  solche 
von  geringer  Höhe  können  als  Merkmal 
«iner  gesunden  Finanzwirtschaft  gelten.  Sie 
werden  dann  zur  Bestreitung  außerordent- 
licher Ausgaben,  für  den  Reservefonds 
u.  dgl.  m.  verwendet.  Dagegen  kann  ein 
unbedingt  günstiges  Urteil  über  ein  System 
dauernder  und  erheblicher  üeberschüsse 
nicht  gefällt  werden,  üeberschüsse  dieser 
letzteren  Art  sind  zunächst  ein  Zeichen  der 
unzutreffenden  Schätzung  der  Ausgaben  und 
Einnahmen.  Denn  entweder  sind  die  Ein- 
nahmen zu  ungünstig  angenommen  worden, 
oder  es  wurden  notwendige  Ausgaben  zurück- 
gedrängt, um  einen  glänzenden  Abschluß 
zu  erzielen.  Das  aber  widerspricht  dem 
Wesen  und  den  Aufgaben  der  Finanzver- 
waltung, die  zuerst  die  Ausgaben  und  dann 
die  Einnahmen  zu  bemessen  hat  und  daher 
auch  nicht  mehr  Einnahmen  einstellen  soll, 
als  zur  Deckung  der  Ausgaben  erforderlich 
ist.  Nachdem  nach  unseren  modernen  Ver- 
hältnissen in  der  Regel  an  eine  tatsächliche 
Herabsetzung  der  Steuern  imd  Auflagen 
kaum  zu  denken  sein  wird  —  es  sei  denn 
zur  Milderung  augenblicklicher  Notstände, 
beispielsweise  Grund  Steuernachlässe  —  so 
empfiehlt  es  sich  am  meisten,  eine  stärkere 
Tilgung  der  Staatsschulden  mit  Hilfe  er- 
zielter üeberschüsse  vorzunehmen.  Allein 
nicht  selten  wird  geflissentlich  in  verdeckter 
Weise  auf  die  Erziehmg  großer  üeberschüsse 
hingearbeitet.  Weisen  die  Rechnungen  solche 
auf,  so  wird  es  der  Finanzverwaltung  leichter, 
für  außerordentliche  Zwecke  beträchtliche 
Mittel  flüssig  zu  machen,  die  sonst  nur  mit 
großen  Schwierigkeiten  von  der  Volksver- 
tretung zu  erlangen  sind.  In  bestimmten 
Grenzen  und  bei  sorgfältiger  Handhabung 
kann  ein  solches  Verfahren  durchaus  passend 
sein.  Allein  sehr  häufig  ^ird  dadurch 
leicht  eine  volkswirtschaftlich  ungesunde 
Bedürfnisbefriedigung  geweckt,  es  werden 
verschwenderische,  sachlich  nicht  begründete 
Aufwendungen  gemacht,  man  baut  auf  die 
Unerschöpfhchkeit  dieser  Finanzquellen  auch 
in  künftigen  B.perioden,  und  es  folgt  dann 
auf  die  goldenen  Tage  der  üeberschüsse  eine 
Aera  kürzer  oder  länger  dauernder  Defizite. 
Der  Vorzug  beträchtlicher  üeberschüsse  wird 
deshalb  nicht  selten  durch  ander  weite,  nach- 
teilige Erscheinungen  mehr  als  aufgewogen. 

Die  Fehlbeträge  oder  Defizite  können 
verschiedener  Art  sein.  Gehen  sie  aus  einer 
zufälligen  Verspätung  gewisser  Einkünfte 
oder  aus  einer  verfrühten  Verausgabung 
noch  nicht  angefallener  Mittel  hervor,  so 
sprechen  wir  von  Kassendefiziten.  Die 
Deckung  solcher,  keineswegs  eine  ungesunde 
Finanzgebainmg  erweisender  Fehlbeträge 
geschieht  in  der  Regel  durch  die  Aufnahme 


einer  kiu*zfristigen  Schuld  in  der  Form  von 
Schatzscheinen  oder  Schatzanweisungen,  d.  h. 
durch  kurzfristige  Anweisungen  der  Finanz- 
verwaltung auf  die  Staatskasse.  (Vgl.  Art. 
„Staatsschulden",  besonders  unter  „Verwal- 
tun^schulden**.)  Der  Finanzverwaltung  muß 
das  Recht  zustehen,  innerhalb  der  Grenzen  der 
im  Etat  eröffneten  Kredite  solche  Schulden 
aufzunehmen.  Der  Betrag  der  Schatzscheine, 
welchen  sie  begeben  darf,  wird  durch  das 
Finanzgesetz  jeweilig  vorgesehen. 

Ebenso  wie  ein  Kassendefizit  kann  auch 
ein  Kassenüberschuß  entstehen. 

Davon  ist  zu  unterscheiden  das  eigent- 
liche (materielle)  oder  Defizit  im  engeren 
Sinne,  das  erscheint,  wenn  die  Summe  der 
regelmäßigen  Einkünfte  zur  Bestreitung  der 
Ausgaben  unzulänglich  ist.  Es  kann  beim 
ordentlichen  Etat  entstehen,  dann  hat  man 
es  mit  einem  Defizit  im  ordentlichen  Be- 
darfe  zu  tun,  oder  es  ergibt  sich  beim  außer- 
ordentlichen Etat  und  heißt  hier  Defizit  im 
außerordentlichen  Bedarfe.  Im  ersteren 
Falle  kann  eine  Sanierung  zumeist  nur 
durch  Erhöhung  der  Einnahmequellen  und 
zwar  durch  eine  Steuervermehrung  eintreten, 
während  im  letzteren  Falle  regelmäßig  An- 
leiheoperationen zu  Hilfe  genommen  werden 
müssen.  Ein  anderer  Weg  wäre  nur  die 
Verminderung  der  Staatsaktiven,  eine  Ver- 
pfandung oder  Veräußerung  von  Staatsgütern. 
Doch  ist  deren  Benutzung  wenig  empfehlens- 
wert und  häufig  auch  dadurch  erschwert, 
daß  gerade  in  Zeiten,  in  denen  der  Staat 
schnell  Deckungsmittel  flüssig  machen  muß, 
er  für  seine  Objekte  keine  entsprechenden 
Preise  zu  erzielen  vermag.  Auch  ist  die 
Wiederholung  des  Verfcihrens  nach  Lage 
der  Dinge  naturgemäß  eine  sehr  beschränkte. 

Ein  Defizit  im  ordentlichen  Bedarfe,  das 
bereits  im  B.  vorgesehen  ist,  indem  zur 
Deckung  ordentlicher  Ausgaben  außerordent- 
liche Deckungsmittel  bereit  gestellt  werden 
müssen,  nennt  man  auch  ein  „budgetmäßiges 
oder  wirkliches  Defizit'^  Ein  Defizit  kann 
aber  auch  wälirend  der  Ausführung  des 
Etats  durch  Erhöhung  der  ordentlichen  Aus- 
gaben oder  Äündenmg  der  ordentlichen  Ein- 
nahmen oder  durch  ein  Zusammenwirken 
beider  Faktoren  eintreten.  Eine  derartige 
plötzliche  Störung  des  Gleichgewichts  kann 
man  mit  dem  Ausdrucke  „akutes  Defizit**, 
eine  andauernde,  eine  Reihe  von  Finanz- 
perioden erfüllende  Diskordanz  mit  „pro- 
gressives" oder  „chronisches  Defizit"  be- 
zeichnen. Letzteres  bildet  im  Laufe  der 
Finanzgeschichte  den  typischen  Haupt&üh 
und  die  beträchtlichen  „Defizitschulden",  an 
denen  vieler  Staaten  Haushaltungen  leiden, 
haben  den  Druck  der  öffentlichen  Schidden- 
last  ungemein  vermehrt  (Vgl.  Artt.  „Finanz- 
verwaltimg^S  „Staatsschulden".) 

12.  Tendenz  zum  Wachsen   des  B. 
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Die  Tatsache,  daß  die  B.  in  unablfissigem 
Wachsen  begriffen  sind,  wird  durch  das 
Beispiel  aller  Staaten  erhärtet.  Zu  diesem 
Ergebnis  hat  vor  allem  das  „Gesetz  der 
wachsenden  Staatstätigkeiten'^  beigetragen, 
das  überall  erkennbar  ist.  Die  Staatszwecke 
imd  damit  die  Aufgaben  des  Staates  und 
der  übrigen  öffentlichen  Körper  wurden 
immer  mehr  ei-weitert,  neben  dem  Elechts- 
und  Machtzwecke  sind  dem  Staate  noch 
eine  Reihe  von  Problemen  auf  kulturellem 
Gebiete  zugewiesen  worden.  Auch  ist  im 
Laufe  der  Zeit  immer  mehr  die  Prävention 
gegenüber  der  Repression  in  den  Vorder- 
grund getreten.  Damit  haben  zwei  große 
Rubriken  der  modernen  B.,  das  Militärwesen 
und  die  Verwaltung  der  öffentlichen  Schulden, 
immer  größere  Zuwendungen  beansprucht 
Andere  Ursachen  liegen  teils  in  der  fort- 
schreitenden Geldentwertung,  teils  in  der 
zunehmenden  Dichtigkeit  der  Bevölkerung. 
Aus  beiden  Umständen  sind  füi*  den  Staats- 
haushalt größere  Aufwendungen  notwendig 
geworden. 

Anwachsen  der  Ausgaben  in  Frankreich: 
Konsulat  and  erstes 

Kaiserreich  1003,064  Mill.  Frcs. 

Restauration  1031,462  „        „ 

1822  949,174  „        „ 

1830  1095,142  „        „ 

1840  1363,711  „        „ 

1850  1472,637  „        „ 

1860  2084,091  „ 

1870  3439,013  „ 

1880  3760,696  „ 

1890  3615,575  „ 

1900  3547,863  „        „ 

1905  3769,732  „ 

Das  Wachstum  von  1822—1895  beträgt  so- 
mit 375  o/o. 

Anwachsen  der  Ausgaben  im  Deutschen  Reich : 

1874  672,812  Mül.  M. 

1880—81        550,065      „ 

1886-87        693,532     „ 

1890—91      1353,620     „ 

1900         2056,497     „ 

1905         2208,887     „ 

Auch  der  Reichshaushaltsetat  weist  in 
der  immerhin  kürzeren  Frist  von  30  Jahren 
eine  Bedarfssteigerung  von  320%  auf. 

IL  Das  Bndgetrecht 

1.  Allgemeines.  Man  unterscheidet 
zwischen  einem  B.R  im  objektiven  und 
einem  B.R.  im  subjektiven  Sinne.  Das 
B.R.  im  objektiven  Sinne  ist  der  Inbe- 
griff derjenigen  Rechtsnormen,  die  im 
modernen  Yerfassungsstaate  füi*  das  Zu- 
standekommen des  Finanzgesetzes,  für  die 
Beschaffung  der  wirtschaftlichen  Mittel  zur 
Führung  des  öffentlichen  Haushalts  sowie 
für  den  Vollzug  und  die  Kontrolle  der 
Finanzwirtschaft  maßgebend  sind.  Sie  stellen 
die  Bedingungen   und   die  Schranken  dar, 


innerhalb  deren  die  Finanzverwaltung  ihre 
Aufgabe  zu  lösen  hat.  Dagegen  umfaüßt  das 
B.R  im  subjektiven  Sinne  die  Gesamt- 
heit der  Rechte  und  Befugnisse  der  Volks- 
vertretung gegenüber  der  staatlichen  Firanz- 
verwaltung.  Sie  kennzeichnen  die  Voraus- 
setzungen und  die  Grenzen,  welche  die  Ein- 
wirkung des  Parlaments  auf  das  Finanz- 
wesen bestimmen. 

Das  Wesen  und  die  Ausgestaltung  des- 
B.R.  verleihen  der  Stellung  des  Parla- 
ments im  Staatsorganismus  das  Gepräge,  und 
das  Steuerbewilligungsrecht,  die  Wurzel 
des  B.R.  überhaupt,  steht  im  Mittel- 
punkte der  parlamentarischen  Machtbefug- 
nisse, weil  daraus  der  Einfluß  der  Volks- 
vertreter auf  die  ganze  Finanzwirtschaft  und 
deren  Stellung  zur  Staatsleitung  hervorgeht. 
Gleich  allen  Instituten  des  Verfassungs- 
staates, hat  auch  das  konstitutionelle  B.R. 
seine  Quelle  in  England.  Es  ist  von  der 
französischen  Revolution  und  Restauration 
nach  Frankreich  übertragen  und  dort  weiter 
ausgebildet  worden.  Das  französische  und 
englische  B.R.  hat  dann  im  Laufe  des 
19.  Jahrh.  auf  die  Verhältnisse  der  übrigen 
festländischen  Verfassungsstaaten  einen  grö- 
ßeren oder  geringeren  Zufluß  ausgeübt. 

2.  Das  englische  BJK.  a)  G^^ 
sohiohtliohes.  Die  Einkünfte  der  eng- 
lischen Könige  bestanden  teils  in  dem  Er- 
trage der  königlichen  Domänen,  teils  in 
Regalien,  die  aus  der  Ausübung  von  Kron- 
und  Lehensrechten  flössen.  Die  Versuche 
einzelner  Könige  während  des  13.  Jahrh., 
wülkürlich  Schätzungen  beizutreiben,  wurden 
von  den  Betroffenen  siegreicli  abgewiesen 
durch  das  Statutum  de  Tallagio  non  con- 
cedendo  (25.  Edw.  I),  wonach  die  Auf- 
erlegung jeder  Steuer  an  die  Zustimmung 
der  Erzbischöfe,  Bischöfe,  Grafen,  Barone,. 
Ritter,  Burgfleckenbewohner  und  der  übrigen 
Freisassen  des  Landes  gebunden  war.  Die 
hiermit  gesetzte  Bedingung  des  parlamen- 
tarischen Bewilligungsrechtes  wurde  den 
Aspirationen  des  Königtums  gegenüber  stets 
erfolgreich  durchgesetzt.  In  seinen  Kämpfen 
gegen  die  Stuart  gewinnt  das  Parlament 
die  Oberhand  und  erringt  endgültig  durch 
die  Petition  of  Right  (1627)  und  die  Bill 
of  Rights  (1689)  seine  Rechte  der  Steuer- 
bewilBgung.  Wenn  auch  schon  früher  Geld- 
bewilligungen zu  bestimmten  Zwecken  und 
unter  parlamentarischer  Kontrolle  vorkamen,, 
so  trat  doch  erst  unter  Karl  II.  der  Grund- 
satz in  Geltung,  daß  die  Leistungen  im 
Staatsinteresse  erfolgen  und  daher  ihre  Ver- 
wendung einer  öffentlichen  Beaufsichtigung 
unterliegt.  Der  geforderte  Bedarf  wird  nicht 
mehr  generell,  sondern  speziell  zu  be- 
stimmten Zwecken  (Appropriation)  be- 
willigt. Infolge  der  Appropriationsklausel 
ist  die  Regierung  verpflichtet,  dem  Parlament 
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über  die  Verausgabung  der  bewilligten  Gelder 
Eechenschaft  zu  geben.  In  der  nun  jähr- 
lich sich  wiederholenden  Bewilligung  der 
Mittel  für  den  Staatshaushalt  erblickt  das 
Parlament  neben  der  nur  für  6  Monate  be- 
willigten Aufruhrakte  (Mutiny  Act)  ein 
Sicherungsmittel  für  seine  j^liche  Ein- 
berufung. Der  Sieg  des  Parlaments  war 
dann  gegen  Ende  der  Regierung  der  Königin 
Anna  für  alle  Zeiten  ein  vollständiger. 

b)  Der  konsolidierte  Fonds.  Schon 
im  Mittelalter  waren  gewisse  Bewilligungen, 
wie  die  Zölle,  dauernd  erfolgt.  Auch  die 
parlamentarischen  Subsidien  wurden  schon 
seit  Coke  in  dauernde  und  zeitlige  ge- 
schieden. Für  die  Folgezeit  ist  es  daher 
charakteristisch,  daß  durch  Gesetz  immer 
mehr  Einnahmequellen  und  Ausgabeposten 
perenniert  werden.  Die  aus  solchen  dauernd 
bewilligten  Einnahmequellen  erzielten  Ein- 
künfte wurden  zunächst  in  drei  „Fonds" 
verwandelt  (Aggregate,  General  und  South 
Sea  Fund),  von  denen  ein  jeder  für  be- 
stimmte Ausgabezwecke  aufzukommen  hatte. 
Unter  Georg  III.  (27.  Geo.  IH.  c.  13)  wurde 
ein  einheitlicher  Fonds,  der  Consolidated 
Fund,  gebildet  und  1816  mit  diesem  der 
Consolidated  Fund  von  Irland  vereinigt 
<56.  Geo.  in.  c.  98),  dem  1837  dann  weitere 
erbliche  Einkünfte  der  Krone  zugewiesen 
wurden  (1  Vict.  c.  2).  In  den  Jahren  1854 
(17  u.  18  Vict.  c.  94)  und  1856  (19  u.  20 
Vict.  c.  59)  ward  der  konsolidierte  Fonds 
mit  neuen  Ausgaben  belastet,  während  andere 
von  ihm  genommen  und  auf  temporär  zu 
bewilligende  Auflagen  gestellt  wurden.  Damit 
war  die  Stellung  des  konsolidierten  Fonds 
in  der  heutigen  Finanzwirtschaft  Englands 
vollendet.  Gegenwärtig  sind  dessen  wich- 
tigste Ausgaben,  die  gesetzlich  auf  ihn 
angewiesen  sind:  die  Zinsen  der  Staats- 
schuld, die  auf  die  Regierungsdauer  des 
Monarchen  vereinbarte  Civilliste,  die  Auf- 
wendungen für  einen  großen  Teil  des  Civil- 
staatsdienstes  und  der  Pensionsetat  (früher 
ein  Bestandteil  der  Civilliste).  Diese  ein 
Drittel  des  Gesamtbedarfs  umfassenden 
Staatsausgaben  erscheinen  im  Jahres-B.  über- 
haupt nicht  mehr  und  sind  ohne  weitere 
parlamentarische  Ermächtigung  alljähi'lich 
vom  Consolidated  Fimd  zu  leisten.  Da- 
gegen sind  die  Einkünfte  dieses  Fonds  so 
reichlich  bemessen,  daß  nach  Deckimg  der 
ihm  zufallenden  Verausgabungen  noch  ein 
erheblicher  üeberschuß  verbleibt,  welchen 
das  Parlament  zur  Bestreitung  der  jährlich 
zu  genehmigenden  Ausgaben  heranzieht. 
Auf  diese  Weise  ist  heute  nur  ein  ^7 
aller  Staatsausgaben  auf  solche  Einnahmen 
gestellt,  die  alljälirlich  neu  vom  Parlamente 
zu  bewilligen  sind. 

o)  Staatsrechtliche  Grundsätze 
des  B.B.     Das   B.   wird   jährlich    festge- 


stellt und  dem  Parlamente  zur  BewiUigung 
unterbreitet.  Alle  Geldbewilligungen  können 
nur  von  der  Eltone  beantragt  werden.  Die 
Geldbills  erscheinen  heute  noch  als  Forderung 
des  Königs  an  die  Gemeinen,  die  ihre  Be- 
willigungen keineswegs  über  das  Maß  der 
Regierungsforderungen  ausdehnen  können. 
Das  Oberhaus  liat  kein  Umänderungsrecht 
der  Geldbills,  es  kann  sie  nur  im  ganzen 
annehmen  oder  im  ganzen  verwerfen.  Der 
Schwerpunkt  der  Entscheidimg  im  einzelnen 
liegt  also  beim  Unterhaus.  Als  Einschränkimg 
des  überwiegenden  Einflusses  der  Gemeinen 
in  Geldsachen  steht  den  Lords  die  Befugnis 
des  Verbotes  der  Täcks  (der  ,,bepackten" 
Gesetze)  zu.  Demgemäß  darf  keine  Geldbül 
eine  mit  dem  Gegenstand  der  Geldbewilligung 
nicht  zusammenhängende  Bestimmung  ent- 
halten, weil  sonst  das  Gesetzgebungsrecht 
des  Oberhauses  wesentlich  beschränkt, 
vielleicht  praktisch  aufgehoben  würde.  Diese 
staatsrechtlichen  Gnmdsätze  sind  mehr  oder 
weniger  von  den  kontinentalen  Verfassungen, 
insbesondere  von  den  deutschen,  übernommen 
worden. 

Die  Beratung  und  Beschließung  des 
Jahres-B.  geschieht  auf  folgende  Weise.  Die 
Krone  richtet  zunächst  an  das  Parlament 
die  Forderung,  ihr  Gelder  zu  bewilligen, 
worauf  das  Unterhaus  den  prinzipiellen  Be- 
schluß faßt,  daß  Seiner  Majestät  Geldmittel 
zu  bewilligen  seien.  Alsdann  berät  und  be- 
schließt das  Haus  an  einem  anderen  Tage, 
als  Ausschuß  des  ganzen  Hauses  konstituiert, 
über  den  Beschluß  des  Hauses,  um  hierüber 
an  das  Haus  zu  berichten.  Dieses  nimmt 
den  Besclüuß  an,  wird  neuerdings  in  den 
Ausschuß  des  ganzen  Hauses  verwandelt, 
um  jds  Commitee  of  SuppHes  die  eeforderte 
Begierungsvorlage  zu  bewilligen.  Nach  An- 
nahme dieser  Resolution  durch  das  Haus 
berät  dieses,  von  neuem  als  Commitee  of 
the  Whole  House  of  Ways  and  Means  kon- 
stituiert (in  neuester  Zeit  sogar  gleichzeitig 
mit  dem  Commitee  of  Supplies),  über  die 
Art  der  Deckung  der  Ausgaben.  In  diesem 
Ausschusse  gibt  der  Schatzkanzler  einen 
Bericht  über  die  Finanzlage  des  Jahres,  den 
man  in  England  mit  budget  bezeichnet. 
Die  Beschlüsse  des  Ausschusses  werden 
dem  Hause  voi^gelegt  und  von  diesem  in 
der  Regel  ohne  weiteres  genehmigt.  Gegen 
Ende  der  Sitzungsperiode  werden  die  einzelnen 
Dotationen  der  Bedarfsposten  in  eine  Appro- 
priationsbill zusammengefaßt  und  dieser  wird 
die  Appropriationsklausel  beigefügt,  wonach 
die  bewilligten  Gelder  nur  für  die  in  der 
Bill  bezeichneten  Zwecke  verausgabt  werden 
dürfen.  Durch  die  Appropriationsakte  er- 
hält die  Regierung  somit  die  formelle  Er- 
mächtigung zur  Erhebung  der  Einnahmen 
und  zur  Bestreitung  der  Ausgaben.  In 
einem    pai'lamentarischen    Staate,    wie    in 
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England,  ist  eine  B. Verweigerung,  als  kon- 
stitutionelles Zwangsmittel  gegenüber  dem 
Ministerium,  gegenstandslos,  da  dieses  letztere 
nur  ein  Ausschuß  der  Parlamentsmajorität 
ist.  für  dessen  Sturz  ein  einfaches  Miß- 
trauensvotum genügt. 

Für  die  laufende  Finanzwirtschaft  wird 
dem  Schatzkanzler,  nachdem  die  Appro- 
priationsbill erst  gegen  Ende  der  Session 
zustande  kommt,  durch  die  Ways  and  Means 
Act  die  Ermächtigung  ziu*  Erhebung  der 
notigen  Gelder  erteilt,  welche  seit  1866  die 
Bank   von  England   einstweilen  vorstreckt. 

Die  königliche  Zustimmung  zur  Appro- 
priationsbill wird  in  einer  dtertümhchen 
Form  erteilt,  welche  die  Geldbewilligimg 
nach  Art  eines  freiwilligen  Geschenkes  nach 
außen  hin  erscheinen  läßt.  Sie  wird  näm- 
lich mit  der  Formel  gegeben:  Le  roy 
remercie  ses  bons  sujets,  accepte  leur 
benevolence  et  ainsi  le  veult  Bei  anderen 
Public  Acts  lautet  dagegen  die  Formel  Le 
roy  le  veult. 

"  Ueber  die  Kontrolle  der  Finanz  Wirtschaft 
vgl.  Artt  „Finanzverwaltung"'  und  „Rech- 
nungskontrolle und  Rechnungshof'. 

3.  Das  französische  B.R.  a)  Gfre- 
sohiohtliohes.  Ursprünglich  beruhten  auch 
die  Einnahmen  der  französischen  Könige 
auf  ihrem  Dominal besitz  und  auf  den  Ein- 
künften, die  ihnen  aus  den  damit  verbundenen 
Gei'echtsamen  und  aus  der  Ausübung  von 
Hoheitsrechten  zuflössen.  Für  die  gewöhn- 
lichen Bedarfszwecke  kommen  allgemeine 
Steuern  nicht  vor,  während  solche  für  außer- 
01  deutliche  Ausgaben,  wie  fürTributzahlungen 
an  die  Normannen  oder  später  für  die 
Kreuzzüge  erscheinen.  Diese  Aides  (auxilia) 
und  Exactions  (exactiones)  hatten  zunächst 
ein  temporäres  Gepräge,  wurden  aber  im 
Laufe  der  Zeit  bei  allgemeinen  Notständen 
immer  öfter  wiederholt  und  häufig  unter 
Mitwirkung  der  Reichsstände  (ctats  gOneraux) 
weiter  ausgebildet.  Sclüießlich  werden  diese 
außerordentlichen  Auflagen  zu  bleibenden 
und  ordentlichen  Gliedern  des  Finanzsystems, 
die  kontingentierten  Gruppensteuem  differen- 
zieren sich  immer  mehr,  bis  im  15.  Jalirh. 
Frankreich  ein  umfassendes  Steuei-system 
erreicht  Diese  ganze  Epoche,  in  der  die 
Generalstaaten  ihren  Einfluß  auf  die  Steuer- 
be^illigung  ausübten,  beginnt  mit  dem  Jahre 
1314  und  endigt  im  Jahre  1614  mit  der 
Minderjährigkeit  Ludwig  XI  IL  und  der 
Regentscliaft  der  !Maria  von  Medici.  Von 
1614 — 1789  wurden  die  Generalstaaten  nicht 
mehr  einberufen.  In  diesen  175  Jahren  ver- 
fügte die  Krone  souverän  in  allen  Finanz- 
angelegenheiten, sie  führte  Steuern  ein, 
ordnete  nach  freiem  Ermessen  die  Ausgabe- 
wirtschaft, ohne  eine  Volks-  oder  Standes- 
vertretung zur  Mitl)eratung  heranzuziehen. 
In    die    entstandene    Lücke    der    Finanz- 


organisation suchten  die  Parlamente  einzu- 
treten, die  das  Recht  der  Steuerregistrierung 
für  sich  in  Anspruch  nahmen.  Ihr  ohnehin 
geringfügiger  Einfluß  auf  die  Steueirbe- 
willigung  wurde  durch  den  Absolutismus 
Ludwigs  XIV.  gebrochen  und  selbst,  als 
1715  ihre  Rechte  teilweise  wiederhergestellt 
wurden,  fristeten  sie  nur  ein  Scheindasein  bis 
zum  Ausbruch  der  französischen  Revolution. 
1789  wurden  die  Generalstaaten  nach 
beinahe  zweihundertjähriger  ünterbi^echung 
wieder  in  die  Reichshauptstadt  entboten. 
Hier  knüpfte  der  dritte  Stand  ursprünglich 
seine  Forderungen  an  das  SteuervenÄilligungs- 
recht  der  ständischen  Staatsverfassung  an, 
gab  aber  diesen  Standpunkt  in  dem  Augen- 
blick auf,  als  er  sich  zur  Assembl6e  Nationale 
und  damit  als  Vertretung  des  souveränen 
Volkes  erklärte.  Von  der  Steuerbewilligung 
war  man  damit  zum  Anspnich  übergegangen, 
frei  über  die  Art  der  Bestreitung  der  Staats- 
bedürfnisse zu  entscheiden.  Dabei  wiu-den 
die  Täcks  oder  Takings  ziu:  Rettung  der 
königlichen  Rechte  verboten  und  der  Be- 
sclüuß  gefaßt,  daß  unter  keinem  Verwände 
die  zur  Bezahlung  der  Nationalschuld  und 
zur  Bestreitung  der  Civilliste  notwendigen 
Summen  verweigert  werden  dürften.  Auch 
die  Steuergesetze  waren  zunächst  jährhch 
neu  zu  bewilligen.  Bei  ihrer  Unhaltbarkeit 
und  den  in  Aussicht  genommenen,  grund- 
legenden Steuerreformen  wagte  man  nicht, 
ihre  Kontinuität  auszusprechen  (Verfassung 
vom  3./ IX.  1*91  und  G.  vom  13./ VL  1791). 
Die  jakobinische  Verfassung  vom  24.  VI. 
1793  trug  nur  wenig  zur  Fortbildung 
des  B.R  bei,  wogegen  die  Direktorialver- 
fassung vom  Jahre  1795  für  dieses  ent- 
scheidender ward.  Nach  dieser  letzteren 
liatte  der  gesetzgebende  Körper  (Corps 
16gislatif)  jährlich  die  öffentlichen  Auflagen 
festzustellen.  Alle  Steuern  werden  für  ein 
Jahr  fixiert  und  bedürfen  zu  ihrer  Fort- 
erhebmig  einer  ausdrücklichen  neuen  Be- 
willigimg, doch  müssen  alle  Jalire  eine 
Grund-  und  Personalsteuer  festgestellt  werden. 
Auch  hat  die  Direktorialverfassung  versucht, 
eine  verbesserte  Ordnung  des  B.-,  Staats- 
rechnungs-  und  Rechnungskontroüwesens 
herbeizufüliren.  Dagegen  hat  die  nächst- 
folgende KonsularverfassuDg  vom  Jahre  18ÖÖ 
die  Tätigkeit  des  gesetzgebenden  Körpers 
auf  ein  Vetorecht  gegen  neue  Gesetze  be- 
schränkt. Das  B.  erscheint  jetzt  zum  ersten- 
mal als  ein  geschlossenes  Ganzes,  als  ein 
die  Gesamtheit  der  Ausgaben  und  Einnahmen 
umfassender  Gesetzentwurf,  wobei  aber  dem 
gesetzgebenden  Körper  kein  Einfluß  auf  die 
Verabschiedung  des  Finanzgesetzes  eing«»- 
j  räumt  wird.  Er  konnte  das  B.,  wie  jeden 
j  anderen  Gesetzentwurf,  nur  im  ganzen  an- 
:  nehmen  oder  im  ganzen  ablehnen.  Diese 
1  Votierung  des  B.  en  bloc  wurde  von  der 
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napoleonischen  Aera  übernommen  und  ihre 
Uebung  dauerte  bis  zum  Schlüsse  der  Kaiser- 
zeit. Diese  Voranschläge  waren  Netto-B. 
und  wiesen  mannigfache  Lücken  auf,  so  daß 
aus  ihnen  die  Mangelhaftigkeit  der  im- 
perialistischen Finanzwirtschaft  hervorgeht. 

Die  Restauration  rezipierte  zunächst  die 
Votierung  en  bloc.  Allem  die  Strömungen, 
die  eine  Spezialisierung  der  Voten  und  einen 
stärkeren  Einfluß  der  Volksvertretung  auf 
das  Zustandekommen  des  Finanzgesetzes  ver- 
langten, waren  so  mächtig,  daß  durch  G. 
vom  25./UI.  1817  die  Votierung  aller 
Kredite  nach  Ministerien  gesetzlich  bestimmt 
wurde.  Seit  1818  verschwinden  die  Netto-B. 
und  treten  Brutto-B.  an  deren  Stelle.  Außer- 
dem wurde  die  unbegrenzte  Verwendungs- 
dauer der  einmal  bewilligten  Kredite,  die 
die  Kontrolle  der  Finanzverwaltung  wesent- 
lich erschwerte,  abgekürzt  und  die  Be- 
nutzung der  votierten  Summen  für  die  Aus- 
gaben auf  den  Jahresdienst,  einschließlich 
eines  neunmonatlichen  Zeitraumes  nach  Ab- 
lauf des  Finanzjahres,  beschränkt  (Ordonnanz 
vom  14./rX.  1822).  Femer  wurde  der 
Rechnungshof  angewiesen,  seine  Kontrolle 
der  ihm  von  den  Ministern  vorgelegten 
Rechnungen  den  Kammern  mitzuteilen 
(Ordonnanz  vom  6./VIL  1826).  Endlich 
schritt  man  zu  einer  größeren  Spezialisierung 
der  parlamentarischen  Voten,  indem  die 
Kredite  für  die  einzelnen  Ministerien  in 
Sektionen  eingeteilt  wurden,  von  denen  jede 
ein  besonderes  Votum  der  Kammer  dar- 
stellte (Ordonnanz  vom  l./IX.  1827).  Auch 
die  B.  der  Depai-tements  imd  kommunalen 
Verwaltifhgsverbände  wurden  in  das  allge- 
meine B.  aufgenommen,  nachdem  sie  aus 
den  Zuschlägen  zu  den  Staatssteuern  zu 
decken  waren.  Hiernach  wies  das  Ausgabe-B. 
93  Spezial Voten  auf,  und  das  G:  vom  2./Vin. 
1829  setzte  die  Sjjezial-B.  mit  dem  allge- 
meinen B.  in  Verbindung.  Immerhin  aber 
war  während  der  ganzen  Restaurationsepoche 
die  Vorlegung  und  Votierung  des  B.  kein 
Ausfluß  des  Verfassungsrechtes.  Denn  die 
Charte  vom  4./ VI.  1814  hatte  nur  das 
Steuerbewilligungsrecht  geregelt  Alle  übrigen 
staatsrechtlichen  Grundsätze  der  B.behand- 
lung  in  dieser  Zeit  haben  sich  gewohnheits- 
rechtlich entwickelt  wie  auch  das  kon- 
stitutionelle Zwangsmittel  der  B. Verweigerung 
der  Epoche  fremd  war. 

Unter  dem  Julikönigtum  wurde  die 
Spezialisienmg  der  Voten  noch  weiter  aus- 
gebildet, indem  das  B.  eines  ieden  Ministe- 
riums in  eine  Mehrzahl  von  Spezialkapiteln 
einzuteilen  war  und  die  üebertragungen 
zwischen  den  verschiedenen  Kapiteln  (Vire- 
ments,  Revirements)  als  unzulässig  abge- 
schafft wurden  (G.  v.  29./I.  1831).  Durch 
die  formelle  Rezeption  der  einzelnen  Spezial-B. 
in  das  Haupt-B.  wurde  die  Finanzwirtschaft 


einheitlicher  gestaltet  (G.  v.  9./VII.  1836), 
sowie  auch  das  Kontrollrecht  der  Kammern, 
die  Bestimmungen  über  die  Etatsüber- 
schreitungen und  die  außerordentlichen 
Kredite  neu  geregelt  wurden.  Aufstellung 
und  Vollzug  des  B.  wurden  durch  eine 
Kodifikation  der  bestehenden  Vorschriften 
in  einer  auch  heute  noch  in  der  Hauptsache 
gültigen  Form  geordnet  (Ordonnanz  v.  31./V. 
1838). 

Das  zweite  Kaiserreich  kehrt  zu  den  bona- 
partistischen  Traditionen  des  B.R.  wieder 
zurück.  Die  Zahl  der  Voten  wird  wieder 
beschränkt  (1861  auf  50),  und  in  der  ganzen 
Periode  von  1851 — 70  fehlt  es  an  einer 
wirksamen,  parlamentarischen  Kontrolle  der 
Finanzverwaltung.  Doch  hat  das  Dekret 
V.  31./ V.  1862  auch  jetzt  noch  geltende 
Grundsätze  über  die  Komptabilität  aufgestellt 
Endlich  ist  das  B.R  der  dritten  Republik 
auf  den  Grundlagen  des  B.R.  der  dem 
zweiten  Kaiserreich  vorausgehenden  Re- 
gierungen ausgebaut  worden. 

b)  Staatsrechtliche  Grundsätze.  Für 
jedes  Jahr  ist  ein  B.  zu  votieren,  dessen 
Zeitdauer  (Finanzjahr,  annee  financiere)  vom 
1./1.  bis  31./XII.  läuft  Das  B.  oder  Finanz- 
gesetz zerfällt  in  ein  B.  der  Ausgaben  und 
in  ein  B.  der  Einnahmen.  Häufig  weitlen 
diese  noch  durch  spätere  Gesetze  ergänzt, 
die  Nachtrags-  und  außerordentliche  Kredite 
eröffnen  oder  ratifizieren.  Das  B.  wird  vor 
Eröffnung  des  Finanzjahres,  auf  das  es  sich 
bezieht,  votiert  Wenn  dies  bis  1./L  nicht 
geschehen  ist,  dann  dürfen  auch  keine 
Steuern  erhoben  und  keine  Ausgaben  ge- 
macht werden.  Seit  dem  l./I.  1893  sind 
die  außerhalb  des  Haupt-B.  stehenden  Spe- 
zial-B. beseitigt  worden  (B.  sur  ressources 
extraordinaires  et  B.  sur  ressources  speciales). 
Heute  besteht  nur  das  allgemeine  B.  (B. 
general)  und  einige  sog.  „Anhangs-B."  (B. 
annexes  rattach^s  pour  ordre  au  budget 
g6n6ral),  die  der  Oninung  halber  dem  aJl- 
gemeinen  B.  angefügt  werden  und  bestimmten 
Anstalten  angehören,  die  ein  gesondertes, 
wirtschaftliches  Dasein  füliren  und  eigene 
Mittel  oder  Staatsdotationen  besitzen  (Staats- 
druckerei, Ehrenlegion,  Münzen  und  Medaillen 
u.  dgl.  m.).  Auch  diese  letzteren  unterliegen 
der  jährlichen  Bewilligimg. 

Der  B.ent>\'urf  wird  vom  Finanzminister 
nach  den  Voranschlägen  der  einzelnen 
Ressortministerien  zusammengestellt  und  zu- 
erst der  Deputiertenkammer  vorgel^^  Die 
Beratung  be^nnt  mit  dem  Ausgabe-B.,  dem 
dann  das  Einnahme-B.  folgt  Das  Finanz- 
gesetz gibt  in  seinen  Artikeln  zunächst  nur 
die  Hauptsummen  der  Ausgaben  an,  die  den 
Ministenen  für  die  Ausgaben  der  sich  er- 
öffnenden B.periode  gewährt  werden.  Diesem 
aber  ist  ein  spezialisierter  Etat  beigeschlossen, 
wo  die  Ausgaben  auf  die  einzelnen  Ministerien 
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und  innerhalb  eines  jeden  Ministeriums  auf 
^ne  bestimmte  Zahl  von  Eapitehi  verteilt 
sind;.  Jedes  Kapitel,  deren  Zahl  vom  Parla- 
ment noch  vermehrt  werden  kann,  ist  in 
einem  besonderen  Votum  zu  bewilligen,  so 
daß  bei  starker  Spezialisierung  die  Erledigung 
des  B.  etwa  700  Voten  bedarf.  Der  Minister 
darf  sich  nur  innerhalb  der  einzelnen  Ka- 
pitel frei  bewegen.  Die  Virements  sind 
verboten.  Ist  es  dem  Minister  unmöglich, 
mit  der  Dotation  eines  Kapitels  seine  Auf- 
gabe zu  lösen,  so  muB  er  noch  während 
der  Sessionsperiode  einen  Zuschuß  erbitten. 
Dieser  ist  entweder  ein  Nachtragskredit 
(Credit  supplementaire),  wenn  es  sich  um 
ursprünglich  im  B.  vorgesehene  Verwendungs- 
zwecke handelt,  oder  ein  außerordentlicher 
Kredit  (Credit  extraordinaire),  wenn  neue 
Ausgaben  zu  machen  sind.  Sind  die  Kammern 
nicht  versammelt,  so  kann  ein  Nachtrags- 
kredit durch  ein  im  Staatsrat  erlassenes, 
vom  Ministerrat  genehmigtes  Dekret  eröffnet 
werden.  Doch  diarf  das  nur  für  Kapitel  ge- 
schehen, für  die  das  jährliche  Finanzgesetz 
dem  Staatsoberhaupt  förmlich  diese  Befugnis 
erteilt  und  die  unter  dem  Namen  Verzeichnis 
der  genehmigten  Posten  (Nomenclature  des 
Services  vot6s)  in  einem  Anhangsregister  des 
Pinanzgesetzes  aufgeführt  sind.  Die  Dekrete 
müssen  dem  Parlament  nach  dessen  Wieder- 
2usammentritt  innerhalb  14  Tage  zur  Ge- 
nehmigung vorgelegt  werden.  Das  gleiche 
Verfahren  ist  bei  notwendig  gewordener 
Eröffnung  eines  außei-ordentlichen  Kredits 
während  der  Vertagung  der  Kammern  ein- 
zuhalten. Indessen  darf  die  Einführung 
-eines  neuen  Postens  auf  diesem  Wege  keines- 
falls bewirkt  werden. 

Bei  dem  B.  der  Einnahmen  werden 
die  Repartitionssteuern  (impöts  directs  de 
repartition)  auf  je  ein  Jahr  bewilligt  und 
müssen  die  Repartitionsoperationen  in  den 
verschiedenen  Abstufungen  alljährlich  neu 
vorgenommen  werden.  Die  indirekten  Steuern 
dagegen,  die  zwar  ihrer  Natur  nach  ständig 
sind,  werden  gleiclifalls  nur  auf  ein  Jahr 
bewilligt,  und  das  Finanzgesetz  bemerkt  aus- 
drücklich in  einem  Artikel,  daß  den  Beamten 
der  Steuerverwaltung  die  Erhebung  von 
Steuern,  Einkünften  und  Erträgnissen  unter- 
sagt ist,  die  nicht  im  Anhangsregister  auf- 
geführt sind. 

Das  B.  wird,  wie  bemerkt,  zuerst  der 
Deputiertenkammer  vorgelegt.  Von  dieser 
amendiert  und  votiert  gelangt  es  dann  an 
den  Senat.  Seine  verfassungsmäßige  Stellung 
ist  durch  G.  v.  25.  IL  1875  (Art.  8)  nicht 
genau  geregelt,  weshalb  sich  über  die  hudge- 
tären  Kompetenzen  des  Senats  vielfache 
Debatten  entwickelt  haben.  Jedenfalls  schreibt 
•das  Gesetz  dem  Senate  keine  Enbloc- Ab- 
stimmung über  das  Finanzgesetz  vor.  Er 
besitzt  demgemäß  das  unbestrittene  Recht 
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der  B.-Amendierung,  er  kann  eine  Steuer 
oder  Ausgabe  herabsetzen  oder  streichen. 
Dajgegen  wird  dem  Senate  von  mancher 
Seite  die  Befugnis  abgesprochen,  eine  von 
der  Kammer  be^dlligte  Ausgabe  zu  erhöhen 
oder  einen  von  inr  abgelehnten  Kredit  wieder- 
herzustellen, weil  das  Finanzgesetz  von  der 
Kammer  zuerst  beschlossen  werden  müsse 
und  dieser  Beschluß  sich  auf  das  B.  als 
Ganzes,  wie  auf  jeden  einzelnen  Teil  des- 
selben beziehe.  Tatsächlich  hat  zwar  die 
Kammer  prinzipieU  an  diesem  Standpunkt 
festgehalten,  sich  dagegen  wiederholt  bereit 
gefunden,  vom  Senat  verlangte  Erhöhungen 
oder  Wiederherstellungen  von  Krediten  nach- 
träglich zu  votieren.  Und  der  Senat  hat 
sich  seinerseits  begnügt,  seine  Amendements 
bewilligt  zu  sehen,  und  hat  auf  die  end- 
gültige, authentische  Auslegimg  seiner  ver- 
mssungsmäßigen  Rechte  verzichtet. 

Wenn  bis  ziun  l./l.,  also  bis  zum  Beginn 
der  Vollzugsperiode,  die  Annahme  des  B. 
durch  das  Parlament  nicht  erfolgt  ist,  so 
gewähren  die  Kammern  der  Regierung  einen 

Srovisorischen  Generalkredit  in  vorläufigen 
[onatsraten  in  der  Höhe  des  letztbe- 
schlossenen B.  Diese„provisorischen  Zwölftel*' 
(douziemes  provisoires)  sind  in  letzter  Zeit 
zu  einer  fast  ständigen  Einrichtung  der 
französischen  Finanzpraxis  geworden,  weil 
die  Zeit  von  etwa  drei  Monaten  nach  einer 
längeren  Sommerpause  zur  parlamentarischen 
Erledigung  des  Finanzgesetzes  nicht  auszu- 
reichen pflegt,  zumal  da  diese  wichtigste 
Aufgabe  der  Volksvertretung  häufig  hinter 
dem  heillosen  Unfug  endloser  Interpellationen 
gewohnheitsmäßig  zurücktreten  muß. 

Das  französische  B.R.  war  für  die  Ver- 
fassungen der  meisten  Staaten  des  Kon- 
tinents vorbildlich,  und  es  wurden  von  ihnen 
die  meisten  seiner  Grundsätze  angenommen. 
Eine  besondei-e,  scharfe  Fortbildung  haben 
sie  in  Belgien  erfahren,  wo  zum  ersten 
Male  in  die  eim)päische  Verfassungsgeschichte 
der  strikte,  konstitutionelle  Satz  auftritt,  daß 
alle  Einnahmen  und  Ausgaben  in  das  jähr- 
lich zu  votierende  B.  eingestellt  werden. 
Die  jährliche  Aufstellung  und  jährliche 
Votierung  des  B,  durch  die  Kammern  werden 
der  gleichzeitigen  franzosischen,  jedoch 
nicht  auf  Vorfassuiigssätzen  ruhenden  Praxis 
entlehnt.  Dies  geschah  in  Belgien  l^ereits 
1830,  in  Frankreich  erst  unter  der  dritten 
Republik. 

4.  Das  B.R.  der  Rnndesstaaten  des; 
Deutschen  Reiches.  a)  Geschicht- 
liches. In  Deutschland  wuitlen  die  staat- 
lichen Funktionen  zuerst  durch  die  dezentrali- 
sierten Territorialgewalten  ausgeübt.  Dalior 
bildete  sieh  in  diesen  kleineren  Wirkungs- 
kreisen zunächst  eine  selbständige  öffontliciio 
Wirtschaft  aus.  Diese  Entwickolung  zeigt 
sich    am    frühesten    in    den    Reichs-    und 
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BischofsstMl^n,  wo  der  städtische  HaushuJtl 
Bchon  im  13*  Johrh^  vor^aegend  geld-  und 
steiierwirtacliaftlieh  m-lrti-  wälirend  in  den 
frirstlicheii  Territorien  noch  irnraer  die 
Xaturalwiilsoliaft  vorherrscht  und  der  Haus- 
Sialt  im  aJJgemeinen  den  Ertrag*  der  landos* 
]ierrlielien  Domänen  ziir  Ornndlage  hat, 
Äticli  der  Gedanke  der  Steuerpfliclitigkeit 
der  Mitgheder  des  Gera  ein  we&eus.  der  Stadt- 
bürger in  den  Städten,  ist  fiTdizeitig  zum ! 
Dnrehbriteti  gekommen*  Hier  bildeten  die 
Art  der  Bcfitenenrng,  die  Bemitisimg  des 
riffeatUehen  Kredits  imd  eine  sachgemäße 
Finanz  Verwaltung  einen  wesentlichen  Be- 
standteil der  öüentlichen  Verwaltung,  bevor 
ftich  in  den  Territorien  hierzu  ein  Bedürfnis 
zeigte*  Das  städtische  Steueru^eseo  zeigt 
eine  große  Zald  Tmi  Steuern,  eine  Verbindung 
von  direkten  und  Indirekten  AufJÄge»,  die 
Bclion  auf  eine  entwickelte  Steuertechnik 
gchheßen  lassen*  Die  diiM^kten  Steuern 
wareil  teils  Vermögens-^  teils  reine  Personal- 
Steuern,  teils  aus  beiden  Elementen  kombi- 
nierte Abgaben,  sie  wurden  teils  penodisch, 
teils  uniieno^Jiseh  zu  außerordentlichen 
Zwecken  erholten.  Daneben  aber  finden  sich 
auch  mannigfach  ausgebildet  Verbmuche- 
f^teuem^  insonderheit  auf  Kalinitigs-  und 
iTcnußmittel  (Geti'Jinkcstencrn)»  Das  ge- 
Irührenartige  Element  ist  diUT:h  Marktab- 
gaben, SjMjrteln  und  andere  Abgaben  ver- 
iretea. 

.  Dagegen  Imt  die  Auflegung  des  Deutschen 
lieiche»  seit  Ende  des  Mittelalters  und  vor- 
nt?lunlieh  seit  dem  16.  und  17,  Jahrlu  die 
Ausbildung  einer  geordneten  Heichsfinanz- 
verwaltung  und  einer  besonderen  Steuer- 
verfassung verhindert.  Die  Verswebe^  eine 
allgemeine  direkte  Keichssteuer  zu  fsehaffen, 
deren  letzter  zwischen  1427  und  1551  mit 
(lern  „Gemeiaeo  Pfennig*'  (vgl  Art.  ,,Pfenuig, 
Gemeiner'')  gemacht  wiutle,  wai'en  erfolglos, 
und  ebensowecug  vermochte  das  siÄtere 
Svstem  von  Matrikularumlagen ,  aus  dorn 
ftich  die  Einricbtung  der  ., Romer monate'" 
fvgl.  Arlt.  ,^JlatrikuJarbeiträge'*  und  ,,R(Jnier- 
monate*')  entwickelte,  für  die  Gestaltung 
eines  eigentlichen  Keicbsfinan^twesons  eine 
feste  Grundlage  abzugeben. 

Die  eigentliehen   Träger  der  staaUiehen 
Finanzgeseliichte   blielien   daher  tlein   Gang 
der  politischen  Dinge  gemäß  die  deutschen 
Temtorien,    Anfänglich  herrschte  aucli  hier 
die  Domänen-  und  Kegalienwiilschaft  vor, 
die   neben  gebühre nartigen  Einkünften   aus 
Hohe i tsrecht ea ,    Gcleitsgeldern    imd   Zöllen 
für  die  Yersorgmjg  des   öftentlichen  Haus* 
halts  verwendet  wurden.  Erst  der  w^acbsende 
I  Finanzbedarf  &chuf  ein  eigeutliches  Steuer- 
^wesen,  das  zunächst  in  der  Form  der  direkten 
[Besteuerung,  s|iäter  seitdem  16,  und  17,  Jahrb. 
auch  m  derjenigen  der  iuneren  Verbrauchs- 
steuern   in  Erscheinung  tmt     Damit   aber 


stellte  sich  mehr  und  mehr  das  BedftrEnis 
einer   festen   Verfassungsform   der   Flnaitx» 
Verwaltung  heraus.     Regelmäßig  w^ar  diese  I 
in  zwei  Kassen  organisiert.    Die   ehrcj   die] 
„Kammerkasse*'  bezog  ihre  wi rtseiiafi lieben  * 
Mittel  aus  dem  Ertrage  der  Domänen.  He- 
galien   und    Hoheitsrechte    und    imtei^tand 
mehr  otler  weniger  ausschheülich  der  fiU^sl- 
liehen  Verwaltung,    Die  andere^  die  ..laud- 
ständische    Steuerkasse^^^     wurde    aus    den, 
Steuern  gespeist,  die  von  den  I^ndstHnden  j 
zu  bewilligen  waren,  imd  l>ei  dieser  igt  die 
Mitwirkung  der  Stände  die  Regeb     Da  dle^j 
SteuerbewQligungen    trotz    ihrer    hänfigea] 
Wiederholungen  grtmdsät^lich  einen  auiier- 
ordentlichen  Chamkter  hatten,  so  stellte  diej 
Steuerkasse  in  der  Tat  eine  Art  außejxirdent-J 
liehen   B,  dar,   während  die  Kammerkass&l 
das  eigentliche,  ordentliche  B.  bildete.    Mit 
dem  Ueljergaag  vom  ständischen  Patrimonial- 
staat  zum  absolutistischen  deutschen  Einzel- 
staat  an    der   Grenzscheide    des    17,    znw. 
IS,  Jahrb.    hat   die  landesherrliche  Gewalt 
ihre  Vormacbtsstellimg   dazu  benutzt,   auch 
tlas  Finanzwesen  einheitlicher  zu  gestalten 
und  namentlich  das  Steuerwesen  unter  Be- 
seitigimg oder  Eindämmvmg  des  ständischen 
EinÜusses   w^eiter   auszubilden.      Auf   die 
Weise  entstand  die  Gnmdlage,  auf  der  sich " 
die  moderne  <tirekte  Staatst^steuernng  auf- 
tiaute.    Namentlich   strebte  &c4ioo   der  auf- 
geklärte Despotismus  jener  Zeit  dahin,  die 
^ßere  AUgemeinheit  imd  Gleichmäßigkeit 
der  Besteuerung  durchzuführen  und  die  be- 
stebenden  Steuersysteme  zu  vervollständigen- , 
Der  Kampf  richlete  sich  vor  allem  gt^geaf 
die  privilegierten  Klassen  imd  Stände,  dereaJ 
Mitbelastung    die    abflute    Monarchie    ah 
Hauptziel  der  Stener|K))itik  verfolgte. 

l!>ehon  im  deutschen,  ständischeo  Staate 
griff  man  häufig  zur  AufsLelbmg  [»eriodischerJ 
VoranscbJäge,  weil  die  ffimtliche  KinanzveiwI 
waltung  den  Ständen  den  Beweis  erbringca^ 
mußte,   daß  die  landcsfilrstlichen  Einkünfte 
zur    Bedeckung    des    Fiüanzt>edarfe9    nicht 
ausreichten,  man   also  genötigt  sei,  außer 
ordentliche  Zuschüsse  von  den  Ständen  zu 
beanspruchen*    Die  absolute  Monaitrhie  hatta 
das  Hecht  der  ständischen  Steuert iewillignng| 
beseitigt  oder  doch  wesentlich  besdii*änkt,( 
w^ährend  die  Gcptlogenbeit,  Etats  aufzustellen,, 
immer  mehr  Eingang  fand.     Man  kann  be*l 
haupten^    daß    gemde    in    den    deutschöiij 
Territorien  seit  jener  Zeit  flie  Etataufstelliu 
allgemeine  Uebutig  warcL     Allerdings  wa 
und  blieb  sie  eine  häusliche  Angelegenheit^ 
der  Finanzverwaltuüg,  an  sie  knUpften  ddi 
keine  rechtlichen   Folgen.    Ebenso  würden 
die  Voranscldäge   geheim  gehalten,   da  sie 
aiu*    für    die    bureaukratische    Verwalmiisr, 
nicht  aber  für  die  Oeffentlichkeit  t 

waren.  Im  Jahre  1688  wurde  in  Prcmb-»  .:...-a% 
riem  Hofkanimeri^dlsidenten  Knvphaufleii  < 
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erste  öeneralfiaanzetat  errichtet  und  seit 
dieser  Zeit  bürgerte  sich  die  Einrichtung 
des  Etatswesens  ohne  Unterbrechung  ein. 
Aber  erst  im  Jahre  1821  wurde  der  Etat 
zum  erstenmal  veröffentlicht.  Bisweilen 
waren  es  nicht  Gesamtvoranschläge,  die  von 
der  Finanzverwaltung  aufgestellt  wurden. 
Man  begnügte  sich  vielmehr  mit  Spezialetats, 
namentlich  für  gewisse  wichtige  Verwen- 
dungszwecke. Und  viel  später  si^d  diese 
zu  Hauptetats  vervollständigt  worden.  Bis 
ziun  Jahre  1766  war  in  Oesterreich  nur  die 
Errichtung  von  Militäretats  bekannt  und 
leidlich  entwickelt,  die  vollständigen  Staats- 
voranschläge beginnen  erst  mit  diesem  Zeit- 
punkt. 

Alle  diese  Verhältnisse  blieben,  je  nach 
Zeiten  imd  Umständen  modifiziert,  in  Deutsch- 
land bis  ins  19.  Jahrh.  herein  die  herrschen- 
den. Allein  diese  Ansätze  hatten  sich  trotz- 
dem bisher  noch  zu  keinem  B.R  verdichtet. 
Darum  kann  man  erst  seit  dem  19.  Jahrh. 
von  einem  deutschen  B.rechte  sprechen. 
Für  die  Entwickelung  der  konstitutionellen 
Aera  lassen  sich  zwei  Zeiträume  unter- 
scheiden, welche  die  budgetrechtlichen 
Gnmdsätze  der  verschiedenen  einzelstaat- 
lichen Verfassungen  bestimmen :  die  Epoche 
vor  dem  Jahre  1848  und  die  Epoche  nach 
dem  Jahre  1848. 

b)  Das  BJR.  der  Verfassungen  vor 
1848.  Die  budgetrechtlichen  Einrichtungen 
der  vor  dem  Jahre  1848  erlassenen  deutschen 
Verfassungen  werden  durch  drei  Momente 
charakterisiert.  Einmal  wirken  in  ihnen 
Anklänge  an  die  älteren,  ständischen  Insti- 
tutionen fort,  sodann  aber  zeigt  sich  der 
Einfluß  der  französischen  Charte  und  der 
damaligen  parlamentarischen  Bewegungen  in 
Frankreich,  und  endlich  erheischte  das  Bundes- 
recht zum  Teil  noch  besondere  Bestimmungen. 
Die  Einzelstaaten,  die  hier  in  Betracht 
kommen,  gehörten  dem  Süden  und  Westen 
Deutschlands  an  (Sachsen- Weimar,  Nassau, 
Bavem,  Württemberg,  Baden,  Hessen-Darm- 
stadt). 

J)as  B.R.  stellt  sich  in  diesen  Staaten 
in  dreifacher  Gestalt  dar.  Es  ist  ein  Recht 
der  Steuerbewilligung,  der  Zustimmung  zur 
Veräußenmg  von  Staatsgütern  und  der  Ge- 
nehmigung bei  Aufnahmen  von  Staatsanleihen. 
Das  EinnahmenbewiUigungsrecht  ist  aber 
kein  unbeschränktes,  da  die  Einkünfte  aus 
dem  Kammergute  und  aus  anderen  Ertrags- 
iiueUen  dem  Ermessen  der  ständischen 
Volksvertretung  entrückt  sind.  Auch  hier 
zeigt  sich  noch  immer  die  Erinnerung  an 
die  ständischen  Verfassungsgrundsätze  wirk- 
sam, daß  nur  bei  eintretender  Unzulänglich- 
keit der  Kammereinkünfte  Steuern  mit  land- 
ständischer Zustimmung  zu  erheben  seien. 
Mitunter  findet  sich  sogar  eine  Beteiligung 
des  Landtags  an  der  Verwaltung  der  Landes- 


kasse. Alle  jene  Konstitutionen  enthalten 
die  verbindliche  Norm,  daß  den  Ständen  ein 
B.  vorzulegen  ist,  aus  dem  erst  genau  das 
Erfordernis  für  die  Finanzperiode  festgestellt 
werden  könne.  Die  Vollständigkeit  des  B. 
und  die  Forderung,  es  endgültig  im  Gesetzes- 
wege zu  fixieren,  bilden  in  der  Regel  keinen 
Bestandteil  der  Verfassung.  Nur  wiixi  den 
Ständen  ein  Prüfungsrecht  des  Etats  ein- 
geräumt. Aus  diesem  aber  entwickelt  sich 
mit  Notwendigkeit  ein  tatsächliches  Fest- 
stellungsrecht, weshalb  das  B.  überall  ala 
ein  Bestandteil  des  Finanzgesetzes  erscheint» 
Zur  Verhütung  einer  mißbräuchlichen  Aus- 
übung des  Steuerbewilligungsrechtes  finden 
sich  häufig  die  Verbote  der  Täcks  oder  dea 
Tacking  (s.  England)  und  die  den  Ständen 
auferlegte  Verpflichtung,  die  als  notwendig 
anerkannten  Steuern  zu  bewilligen.  Ein 
Beschluß  des  Deutschen  Bundes  vom  Jahre 
1832  hat  sogar  von  Bundes  wegen  die 
Steuerverweigerung  zur  Erzwingung  stän- 
discher Forderungen  als  unzulässig  erklärt 
Dieser  Grundsatz  fand  in  manchen  Ver- 
fassungen in  der  Form  Eingang,  daß  der 
Landtag  seine  Zustimmung  zu  bestehenden 
Steuern  und  Abgaben  nicht  versagen  kanu^ 
wenn  diese  die  Führung  einer  den  Bundes- 
pflichten und  der  Bundesverfassung  ent- 
sprechenden Regierung  und  insbesondere 
die  Deckung  von  Ausgaben  gewährleisten, 
die  auf  bundes-  oder  landesgesetzlichen  oder 
privatrechtlichen    Verpflichtungen    beruhen. 

Der  Haushalts- Voranschlag  wird  zunächst 
der  Zweiten  Kammer  vorgelegt  und  darf 
erst  dann  in  der  Ersten  Kammer  Gegen- 
stand der  Beratung  und  Beschlußfassung 
werden,  wenn  das  Abgeordnetenhaus  seine 
Beratungen  über  dieses  beendigt  und  das 
Etatsgesetz  beschlossen  hat.  Die  Erste 
Kammer  kann  das  von  der  Abgeordneten- 
kammer amendierte  und  überlieferte  B.  nur 
in  dieser  Form  im  ganzen  annehmen  oder 
im  ganzen  ablehnen.  Sie  kann  keine  Ver- 
änderungen vornehmen.  Die  Kontrolle  der 
Finanzgebarung  pflegt  in  den  kleineren 
Staaten  durch  einen  Landtagsausschuß,  in 
gi'ößeren  durch  einen  besonderen  Rechnungs- 
hof zu  erfolgen. 

c)  Das  B.B.  der  Verfassungen  seit 
1848.  Preußen.  Diejenigen  deutschen 
Elinzelstaaten,  in  denen  mit  dem  Jahre  1848 
und  später  konstitutionelle  Einrichtungen 
geschaffen  wurden,  sind  in  der  Hauptsache 
von  Gnmdsätzen  der  belgischen  Verfassung 
des  Jahres  1830  beeinflußt.  In  diese  Gruppe 
gehört  vor  allem  eine  Anzahl  norddeutsclier 
Staaten.  Als  Typus  dieses  Verfassungslebens 
darf  Preußen  gelten. 

Die  preußische  Verfassung  v.  31./I.  1850 
bestimmt  vor  allem,  daß  alle  Einnahmen 
und  Ausgaben  des  Staates  für  jedes  Jahr 
im  voraus  zu  veranschlagen   und  auf  den 
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Staatshaushaltsetat  zu  bringen  sind  (Art  99), 
der  alljährlich  durch  ein  Gesetz  festgestellt 
wird.  Steuern  und  Abgaben  dürfen  für  die 
Staatskasse  niu*  in  dem  Betrage  eingehoben 
werden,  in  dem  sie  im  Haushaltsetat  auf- 
genommen oder  durch  besondere  Gesetze 
angeordnet  sind  (Art.  100).  Jedoch  dürfen 
die  einmal  bestehenden  Steuern  und  Ab- 
^ben  fort  erhoben  werden,  bis  sie  durch 
Gesetz  abgeändert  werden  (Art.  109).  Die 
Kontrolle  der  Finanzgebarung  wird  durch 
die  Oberrechnungskammer  bewirkt,  der  die 
administrative  Vorprüfung  der  Staatsrechnung 
obliegt  Die  Anerkennung  der  budgetmäßigen 
Führung  der  Finanz  Verwaltung  durch  die 
Regierung  geschieht  durch  einen  Kammer- 
beschluß, die  sog.  „Decharge".  Etatsüber- 
schreitungen,  worunter  nach  preußischem 
Rechte  alle  Abweichungen  von  den  mit  dem 
Abgeordnetenhause  vereinbarten  Spezialtiteln, 
nicht  nur  die  von  den  gesetzlich  publizierten 
Positionen  des  Etats  zu  verstehen  sind 
(G.  V.  27./m.  1872),  bedilrfen  nach  ausdrück- 
licher Verfassungsbestimmung  der  nachträg- 
lichen Genehmigimg  der  Kammern  (Art  104). 

Der  Haushaltselat  ist  zuerst  dem  Abge- 
ordnetenhause vorzulegen.  Nach  Beendigung 
der  Beratung  hierüber  und  nach  Beschließung 
des  Finanzgesetzes  gelangt  er  an  das  Herren- 
haus, das  den  Haushaltsetat  nur  in  der  vom 
Abgeordnetenhause  erledigten  Gestalt  im 
ganzen  annehmen  oder  im  ganzen  ablehnen 
kann.  Eine  Amendierung  oder  eine  Wieder- 
herstellung abgesetzter  Regierungsanträge 
ist  unstatthaft.  Die  Etatsperiode  dauert  ein 
Jahr,  und  der  Beginn  des  Rechnungsjahres 
ist  der  1.  April. 

Durch  das  Verfassungsrecht  des  Deut- 
schen Reiches  hat  das  B.R.  der  Elnzel- 
staaten   eine  starke  Einschränkung  erlitten. 

5.  Das  B.R.  des  Dentschen  Reiches. 
Auch  beim  B.R.  des  Deutschen  Reiches 
sind  die  Spuren  des  französisch-belgischen 
Verfassungsrechtes  unverkennbar.  Die 
Reichsverfassung  v.  16./IV.  1871  bestimmt, 
daß  alle  Einnahmen  und  Ausgaben  des  Reichs 
für  jedes  Jahr  veranschlagt  und  auf  den 
Haushaltungsetat  gebracht  werden  müssen, 
der  vor  Beginn  des  Etatsjahres  (seit  1877 
1.  April,  bis  dahin  1.  Januar)  festzustellen 
ist  (Art.  69).  Die  Reichsausgaben  sind  zu- 
nächst zu  bestreiten  aus  den  üeberschüssen 
der  Vorjahre  sowie  aus  den  Zöllen,  den  ge- 
meinschaftlichen Verbrauchssteuern  und  den 
aus  dem  gemeinsamen  Post-  und  Telegraphen- 
wesen fließenden  Einkünften.  Insoweit  die 
Ausgaben  dadurch  nicht  gedeckt  werden, 
sind  sie  bis  zurEinfilhrung  von  Reichssteuem 
durch  Beiträge  der  einzelnen  Bundesstaaten 
nach  Maßgabe  der  Bevölkerung  (,,Matrikular- 
beiträge*')  aufzubringen,  die  bis  zur  Höhe  des 
budgetmäßigen  Betrags  durch  den  Reichs- 
kanzler   ausgeschrieben    werden   (Art.   70). 


Die  ursprüngliche  Bestimmung  des  Art.  38 
(Abs.  2),  daß  die  gesamte  I^nnahme  aus 
den  Zöllen  imd  Verbrauchssteuern  nach 
Abzug  gewisser  Beträge  in  die  Reichskasse 
fließen  sollte,  ist  durch  die  sog.  „Franken- 
steinsche  Klausel"  (RG.  v.  15./VU.  1879) 
erheblich  beschränkt  worden.  Nach  dieser 
findet  eine  üeberweisung  derjenigen  Beträge 
aus  den  ZöUen  und  der  Takaksteuer  an  die 
einzelneii  Bundesstaaten  nach  Maßgabe  der 
Bevölkerung,  mit  der  sie  zu  den  Matrikular- 
beiträgen  herangezogen  werden,  statt,  welche 
die  Summe  von  130  Mill.  M.  in  einem  Jahre 
übersteigen.  Außerdem  hat  das  RG.  v. 
l./VII.  1881  betr.  die  Erhebung  von  Reichs- 
stempelabgaben erklärt,  daß  der  Ertrag  dieser 
Abgaben  in  die  Reichskasse  abzuführen  und 
den  einzelnen  Bundesstaaten  nach  Maßgabe 
der  Bevölkerung,  mit  welcher  diese  zu  den 
Matrikularbeiträgen  herangezogen  werden, 
zu  überweisen  sei.  Dadurch  ist  die  ursprüng- 
lich provisorisch  gedachte  Einrichtung  der 
Matrikularbeiträge  zu  einem  ständigen  In- 
stitute der  Reichsfinanzwirtschaft  geworden. 
Einzelne  Staaten,  denen  gewisse,  prinzipiell 
der  Reichskasse  zukommende  Einnahmen  in 
ihre  Landeskassen  fließen,  haben  relativ 
höhere  Matrikularbeiträge  zu  entrichten. 
Neben  den  Matrikularbeiträgen  haben  manclie 
Bundesstaaten  noch  ein  sog.  „Aversiun"  für 
die  dem  Reiche  entgehenden  Einkünfte  aus 
den  Zollenklaven  zu  entrichten. 

Die  Reichsausgaben  werden  in  der  Regel 
auf  ein  Jahr  bewilligt,  können  aber  auch  für 
eine  längere  Reihe  von  Jahren  votiert  werden, 
z.  B.  der  Militäretat.  Auch  im  letzteren 
Falle  sind  die  auf  jedes  Jahr  entfallenden 
Beträge  in  dem  Jahresetat  vorzuführen. 

^n  freies  Einnahmebewilligungsrecht 
nach  belgischem  Muster  steht  dem  Reichs- 
tage, wenigstens  für  die  gesetzlich  feststehen- 
den Einnahmequellen  nicht  zu.  Femer  ist 
das  B.R.  des  Reichstages  verfassungs- 
mäßig (Art.  62,  Abs.  4)  dadurch  begrenzt, 
daß  bei  Feststellung  der  Militärausgaben  die 
auf  Grundlage  der  Verfassung  gesetzlich 
feststehende  Organisation  des  Reichsheeres 
zugrunde  gelegt  werden  muß.  Desgleichen 
können  Rechte  einzelner  Bundessts^ten  in 
deren  Verhältnis  zur  Gesamtheit  nur  mit 
Einwilligung  des  berechtigten  Bundesstaates 
abgeändert  werden.  Deshalb  ist  die  Be- 
seitigung und  Einschränkung  von  Reservat- 
rechten im  Wege  von  B.beschlüssen  als 
verfassungswidrig  zu  erachten  (Art  TS 
Abs.  2).  Das  Etatsgesetz  kommt  durch  über- 
einstimmenden Beschluß  von  Reichstag  und 
Bundesrat  zustande,  ist  vom  Kaiser  unter 
Verantwortlichkeit  des  Reichskanzlers  aus- 
zufertigen und  zu  verkündigen.  Nachtrags- 
etats müssen  im  Wege  der  Gesetzgebung 
fixiert  werden. 

Ueber  die  Ven^^endung  sämtlicher  Reicll^- 
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einnahmen  hat  der  Reichskanzler  alljährlich 
dem  Bundesrate  und  Reichstage  zur  Ent- 
lastung Rechnung  zu  legen  (Art.  72).  Die 
Rechnungen  weiden  durch  den  Rechnungs- 
hof des  Deutschen  Reiches  vorgeprüft,  der 
mit  der  preußischen  Oberrechnungskammer 
vereinigt  ist  Dem  Bundesrate  und  Reichs- 
tage wird  die  allgemeine  Rechnung,  mit  den 
Bemerkimgen  des  Rechnungshofes  versehen, 
imterbreitet,  auf  deren  Grund  die  Erteilung 
des  Absolutoriums  in  Form  einfacher  Bundes- 
rats- und  Reichstagsbeschlüsse  erfolgt.  Diese 
sind  der  legislatorischen  Freiheit  entrückt. 

Ueber  die  Einzelheiten  der  Finanzwirt- 
schaft des  Deutschen  Reiches  vgL  Art.  „Reichs- 
finanzen",  „Matrikularbeiträge'^  und  „Rech- 
nungskontrolle und  Rechnungshof*. 

6.  Das  B.R.  der  österreiehisch-iuiga- 
risehen  Monarchie,  a)  Gfresohichtliches. 
Die  älteren  Entwickelungsstadien  der  Finanz- 
wirtschaft in  den  österreichischen  Krön  ländern 
haben  sich  in  der  gleichen  Weise  wie  in 
den  ilbrigen  deutschen  Staaten  vollzogen.  An- 
sätze zu  einem  konstitutionellen  Ausbau  der 
staatsrechtlichen  Einrichtungen  finden  sich 
hier  in  der  zweiten  Hälfte  des  19.  Jahr- 
hunderts. Die  erste  oktroyierte  Verfassung 
V.  4. /in.  1849,  deren  B.R.  sich  an  das 
belgische  Muster  anlehnt,  ist  nie  vollzogen 
worden,  da  alsbald  in  Oesterreich  der  Ab- 
solutismus wiederhergestellt  ward.  Das 
Wiedererwachen  des  Verfassungslebens  im 
Jahre  1860  brachte  dem  verstärkten  Reichs- 
rate —  einem  Mittelding  zwischen  Staatsrat 
und  Volksvertretung  —  ein  Recht  der  Mit- 
wirkung bei  Feststellung  der  jährlichen  Vor- 
anschläge des  Staatshaushaltes,  der  Zustim- 
mung bei  Veränderung  der  Finanzgesetz- 
gebung und  wichtigen  Akten  der  Finanzver- 
\valtung.  Das  Diplom  v.  20.  X.  1860  um- 
grenzt in  gleicher  Weise  den  Wirkungskreis 
des  Reichsrates,  welcher  die  Vertretung  der 
Gesamtmonarchie  darstellte.  Durch  das 
Patent  v.  26./II.  1861  wurde  der  Reichsrat  in 
eine  aus  zwei  Kammern  bestehende  „Reichsver- 
tretung^'  verwandelt,  welche  die  Voranschläge 
des  Staatshaushaltes  als  Gegenstand  der  Ge- 
setzgebung zu  behandeln  haben.  Dabei  wird 
jedoch  verfügt,  daß  bestehende  Steuern, 
Auflagen  und  Abgaben  nach  den  dermalen 
in  Kraft  befindlichen  Gesetzen  eingehoben 
werden,  bis  diese  verfassungsmäßig  abge- 
ändert worden  sind. 

Mit  der  Wiederanerkennung  der  unga- 
rischen Verfassung  von  1848  beginnt  im 
Jahre  1867  auch  hier  die  konstitutionelle  Aera 
imd  wurde  zugleich  der  Dualismus  beider 
Reichshälften  vollzogen.  Nach  der  Verfas- 
sung besteht  ein  freies  B.R.  für  alle  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  (Art.  3  §  37).  Die 
Anerkennung  dieses  Prinzips  blieb  auf  die 
cisleithanischen  Verfassungsverhältnisse  nicht 
ohne  Rückwirkung.    Daher  änderte  sie  das 


Staatsgrundgesetz  v.  21./n.  1867  dahin  ab,  daß 
die  Feststellung  der  Voranschläge  des  Staats- 
haushaltes und  insbesondere  die  jährliche 
Bewilligung  der  einzuhebenden  Steuern,  Ab- 
gaben und  Gefälle  der  Kompetenz  des  Reichs- 
rates zuerkannt  werden.  Im  wesentlichen 
hat  demgemäß  auch  in  Oesterreich  das  bel- 
gische B.R.  Eingang  und  Anerkennung  ge- 
funden. 

b)  Staatsrechtliche  Grundsätze.  Das 
österreichische  B.  zerfällt  in  ein  ordent- 
liches und  in  ein  außerordentliches,  indem 
bei  jeder  Position  der  Ausgabe-(Erfordemis-) 
und  Einnahme-{Bedeckungs-)Seite  diese 
beiden  Gnippen  unterschieden  werden.  Die 
Unterabteilungen  dieser  Kategorieen  sind  die 
Kapitel,  Titel  und  Paragraphen.  Jeder  Para- 
graph ist  G^egenstand  eines  parlamentarischen 
Votums.  Innerhalb  eines  jeden  Paragraphen 
der  Ausgabeetats  werden  die  Mittel  durch 
Verfügung  der  Regierung  verteilt.  Revire- 
ments sind  unstatthaft.  Die  B.  sind  Brutto- 
B.  Wenn  das  Finanzgesetz  bis  zum  Beginn 
der  B.periode  (1.  Januar)  nicht  zustande  ge- 
kommen ist,  so  wird  der  Regierung  provi- 
sorisch die  Forterhebung  der  Steuern  be- 
willigt. Die  gleichen  Grundsätze  gelten  auch 
für  dde  Länder  der  imgarischen  Krone. 

Für  die  gemeinsamen  Angelegenheiten 
beider  Reichshälften  besteht  ein  gemeinsames 
B.,  das  von  dem  gemeinsamen  Ministerium 
den  Delegationen  der  österreichischen  und 
ungarischen  Volksvertretung  unterbreitet 
wird.  Beide  Staaten  haben  hierzu  in  einem 
alle  zehn  Jahre  zu  bestimmenden  Verhältnis 
zu  den  geraeinsamen  Ausgaben  beizutragen. 
Die  gemeinsamen  Einnahmen  bestehen  in 
unbedeutenden  Erträgnissen  aus  gemeinsamen 
Verwaltungszweigen,  hauptsächlich  aber  aus 
dem  Nettoertrage  der  Zölle.  Der  Rest  ist  von 
beiden  Staaten  durch  Matrikularbeiträge  (vgl. 
Art.  ,,Matrikularbeiträge")  aufzubringen.  Von 
dem  Gesaraterfordernis  werden  zunächst  2  ^ 'o 
zu  Lasten  des  ungarischen  Staates  als  Ent- 
gelt für  die  Inkorporienmg  der  Militärgrenze 
in  Ungarn  geschrieben,  von  dem  Reste  werden 
die  eigenen  Einnahmen  der  gemeinsamen 
Angelegenheiten  und  der  Reinertrag  der  ZöUe 
abgezogen,  und  der  Rest  wird  zwischen  Oester- 
reich und  Ungarn  im  Verhältnis  von  70  :  30 
aufgeteilt.  Die  so  ermittelten  Daten  werden 
in  das  B.  beider  Staaten  aufgenommen,  da 
der  österreichische  und  ungarische  Finanz- 
minister zwar  die  bezüglichen  Quoten  an 
den  gemeinsamen  Finanzminister  zu  leisten 
haben,  sie  aber  zur  Abstattung  nicht  durch 
die  Delegationen,  sondern  durch  die  öster- 
reichische und  ungarische  Gesetzgebung  er- 
mächtigt werden  müssen.  Neuerdings  werden 
die  bezüglichen  Kapitel  ohne  nochmaliges 
Votum  in  die  B.  der  beiden  Staaten  einfach 
eingestellt.  Eine  gemeinsame  Anleihe  beider 
Staaten   für   gemeinsame  Bedürfnisse   kann 


nur  auf  Gruud  ilbereiastimnjeiider  ÜeBetze 
bekler  Staaten,  nicht  aber  nach  Delegations- 
besdiluB,  statlünilen. 

Die  Rechnungskontrolle  g«f?chieht  für  jede 
Reichshälfte  tlui-ch  einen  Obersten  RechnnngB- 
hof.  In  Oosterreich  besteht  jtHloch  kein  for- 
meUes  Rechnnngjigesetz.  Der  Rechnnnpshof 
legt  xiiuächÄt  flen  Zentralreehnim^bschlulä 
für  (las  vorletzte  Etatsjalir  dem  Kaiser  zur 
GeDehmigung  vor,  und  hierauf  unterzieht 
ihn  der  Reichsrat  einer  Prüfung.  Dem  Ministe- 
^um  erteilt  j^odaan  ilie  Volksvertretnng  in 
rorm  einer  Hes^ilntitm  das  Absolutorium* 
Filr  die  RechnnngsknntrolJe  der  gemeinsamen 
Ang^^lejü^nlieiten  l>estehl  ein  gemGiii&araer 
Rechnujigfehof, 

Llterjltur:  i'soi*rntfft  Emrlchtmi/i  Ut^t  Budget^ 
HUmtmt'i'hmiiitj  tittd  KtmtroiU ,  Wien  ISG6,  — 
ißet'tieibt^,  IktJt  oftfrrrrirftutch*'  Hmhjrt  rftn  TSiif 
^erglirhr^ii  mit  tierti'ti  itnderet'  rurttjHtUchfr  Slaalatif 
X  A»ß.,  ^  ttdr^,  Wirn  Jß§J.  —  Witguen  IHü 
Ordntiny  d««  thferrrit'hi»etitn  StutifAhniiJihaää^ 
Wit^i  I&GS,  —  Iift*rfurth,  Etntf-,  KrtA^tn-  and 
Rfrhnttngtttrriitnt ,  4-  -I*^.i''*p  Jltrtin  lUO^*  - — 
Sehüfjftei,  Xnr  Th^**nt  drr  Vrrhing  de*  Stuatw- 

♦Vriffler,  Httd*jet  und  Jiudt}4'tf'ffht  Im  ^taaU- 
hmiMhidtf  ihr  kfjnnftttttmnHlrn  Mftmnrhh  mit 
iMHnmirrrr  liückniriUtinhmf  auj  doÄ  tUtcnri^hiärhr 
und  dettUthf  Vcrfafi#»uffMrfrM,  Wi^n  ISS5.  — 
ff Vt||  11  r»',   I''{minzu^hii^ttMrhttß^   Hä.  i»  ^  IS ^  IIS* 

—  JÜtHn,  Fhmtit*ri^9t:nAfhitß,  M.  1,  H.im—S€9. 

—  Wtt\tn€^\  Srh*mhrrfj,  Bd.  S,  S.  äSiß—,5S6.  — 
Eottrhi't%  Stftt  4,  ^  ISof,  —  Cf^hfu  Finavi- 
teu«t^i*( hilft,  S.  lS:i—^*m.  —  Ehehrrfft  P*itmns- 
friMjttttJtchtiß,  S.  Jifß,,  Leiptiif  lUiHl,  v%  SUl^T*  — 
Sehunst  Art.  .JhtdgrV  im  IL  d.  Xt.,  ^.  Aufl., 
Bd.  il,  S.  USSßj.  —  BvoekUnua,  ArL  „Stimtj^^ 
kau*hak'%  St^fiifd's  WJL  d.  d.  VJL  —  iril|f  rpll^ 
Jhtft  Sttmlftbudtjetf  HrlttintjfrtrH  iSU9.  ^-  Bi^^JsHhe^ 
Zur  L^hrr  imti  Budffet*  und  J^ßchnftntjini'rtrH, 
FinttJitttrcMv  }ß,  Ä  97.  —  i'.  ifi'ckH»  Prts  BiMigHf 
J^jmg  /#Äs\  ^  MilM^'i^a  ri .  Hdanei^f  drth  StatOf 
T&riiw  1^9!f.  —  Ler'Off~He»tfi(eu,  Srknee  rff# 
FmunrrM,  4.  rd,  L  !i  eh.  J— J.  ~  Hoiteau,  ArL 
tfBiidgfft*',  IHtiionmtirr  dr^  Fintmce^.  —  j^r'Cojrifts 
Af(.  „BHdy*ft*%  I}u'{nmttnire  dr  l' Admiuijth'ffUttn 
ß'un^ttitt',  —  f>6rr  doji  Uudtjcirccht  v^l,  die 
Lfhr*^  und  Ifandtmrhrt  den  SttmUri'thtJf  .*  ffirfirr 
fSnrinif  Budget  und  f?eitfU  /ÄrJ7,  iintU  uud 
Budget  1679.  —  Lattnud ,  Pn^  BudgrttrcM 
nttfh  dtrtt  BrMtimtnuitg^H  der  f>riiißixehen  VVr- 
/a»»rtnff*nrhfn4e  iß7L  —  Jt'ilinek^   Gtirii  Kitri 

Wf^tdntnuj  1887.  — JI<?r«**Mi<*,  ArL,^ Budiirtncht" 
im  II,  d.  St.,  t.  Avß.,  ßd,  11,  S.  UG4J(f.  —  Stmit*m, 
Lr  Budijet  et  Mim  irirWliiVmr,  4*  rd.^  ParU  Hftju. 
Ma^  von  iivrhvL 


Buouarotti^  Philippe, 
.11,'XIL  i7Bl  in  TbA,  gest.  Iö37  in  PariF; 


Barger,  BörgertEiii, 

L   Die    EntJitchUDg   deä    deutiichea    B.tunis. 
2.  Die  Periode  der  «tÄdfisckea  Selb»tän<ügkeit. 


3.  Die  Gegensätze  im  Innern  der  Stadt.  4.  Der 
Sieg  der  Landesherren  Über  die  Städte,  b.  Das 
19.  Jahrh, 

1.  Die  Entn^tehiuiK  des  dentgchen  B.- 
tanii^.     Ein    Städteweseii   hat   Deutsehlaad 
znerst  durch   die   Römer  erhalten.     Äüeia 
dieses  ist  nieht  von  Bestand  gewesen.    Denn] 
werui    anch    die    Bauten    der    Römer    den 
späteren  deuts^^heii  Städten  öfters  xnstatteti 
gekommen  sind    und   wenn  auch   einzelne  j 
Orte  eine  gewisse   Bedeutunjj   för  Handel] 
nnd  Gewerbe  vielleicht  fortdauernd  bewahrt  j 
haben,    so    ist    doch    von   den    i'echtliirhen^ 
Eigentümlichkeiten    der  alten    Römerstädte 
anf   deutschem   Boden    nichts  erhalten   ge^ 
blieben*     Unser  dentsclies  Städtewesen  er- 
hebt sich  auf  neuen  und  selbstilndlgea  Grund- 
lagen.   Als  der  Termin,  von  dem  an  man 
ein   deutsches  Stä^ltcwesen   «nd   demgemäß 
auch   ein    deutsches    B.tura    datieren   kaun, 
lißt  sicli  etwa  das   IL  JahHu  bezoichneD, 
Jetzt  kommt  zum  erstenmal  <ler  Änsdnick 
B.  (bnrgensis)   vor.    Jetzt   s^ind  Harulel  tmd  ' 
Oewerbe  stärker  entwickelt  (aus  der  erstettj 
Hälfte  des  folgenden  Jahrhnndert.^  ist  seh«  »a 
die  Existenz  von  Zünftei*  ijaehweisbar,  was 
eine  längt^re  gewerbliche  Eutwickelung  W* 
reits    voraussetzt).    Jetzt   spielt   das  B.tuin  i 
auch  schon  in  der  Politik  eine  KoUe,     Viel 
gestritten    hat    nian    fiber    die    B>fige,    aus 
welchem  Matenal   sich   der  entstehende  B.- 
stand    zusam  1^1  engesei zt    habe.      Wenn    oft 
belmuptet  worden   ist,  daß  die  B,^  speziell 
die  Handwerker  ans  Hörigen  des  Stadt  he  rru  ] 
hervorgegangen  sind,  so  ist  daimif  zu  ent- 
gegnen, daJi  sieh  die  Hevrdkenmg  der  StJIdte] 
regelmäßig  überwiegend   aus  Einwanderei-u  ] 
xiißammensetzt,  daß  es  daher  ausgeschlosaea 
ist,  die  B.  aJs  einen  einheitlichen  Kreis  vr>n 
stadtherrlichen    Hörigen    aufzufassen.      Die 
Einwanderer  waren  teils  freier,  teils  unfi-eier 
Herkunft.     Die   letzteren   blieben    teilweisai 
zu  gewissen  Leistimgen  an  ihre  alten  Hei'reitJ 
verfiflichtat  (eine  Analogie  bilden  die  in  6mS 
StiLdte  wandernden   riLssischen  LeilMeigetjrn,i 
die  an  ilu*e  Herren  nach  wie  vor  den  Ölfrolf  I 
zalilten);    doch   wunle    ihr   l^  ;  :    Kur 

vollen   Freiheit   dnndi   Fri^dlc::  die 

Städte   erhielten,   und   auf   and^rLiu    WcgiaJ 
all  mal  dich  bewirkt.     Ueljerdies   bildete  sidlj 
frtdi  der  Rechtggrundsatz  aus.  daß  der  Heit 
den  Reclitsan Spruch,  den  er  an  eine  in  <^in«l 
Stadt  wandernde  Person   zu  liaben  glaubt e^j 
inner imlb   Jahr   und    Tag    geltend    macheal 
mnßte.    Die  unterselicidomlen  Merkmale  ml 
der  Verfassung  der  Gi/inL'mden,   deren  5lit' 
glieder  als  B.  gelten^  sind   folgende.    Jed« 
Stadt    ist    befesi:igl.     Sie    liat   ferner   eineol 
Markt.  Für  ihr  Gebiet  besteht  ein  l)e**fmderer,f 
ein   Statltgcriehtsbezirk ,    in    dem    ilas   sict 
bildende,  von  dem  Landrec^ht  iintiir^ehiedenel 
Stafitret^lit    zur  Anwendung   gelangt,     Fasti 
lalle  Stätlto  erhalten  auch  eine  Mitwirkung 
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bei  der  Besteüun^  der  Gerichtspersonen. 
Hinsichtlich  der  mihtärischen  und  finanziellen 
Leistungen  sind  die  B.  vor  dem  Landmanne 
bevorzugt.  Die  Gemeindeverfassung  ist  in 
der  Stadt  von  Haus  aus  dieselbe  wie  auf 
dem  platten  Lande.  Indessen  während  hier 
die  meisten  Gemeinden  von  einem  Grund- 
herrn abhängig  sind,  wissen  die  Stadtge- 
meinden sich  von  der  Herrschaft  des  Öe- 
meindeherm  mehr  oder  weniger  frei  zu 
macheu,  seinen  Anteil  an  den  Gemeinde- 
nutzungen zu  beseitigen,  die  Ordnung  und 
Verwaltung  der  Gemeindeangelegenheiten 
selbst  in  die  Hand  zu  bekommen.  Der  in- 
folge des  Erwerbs  größerer  Selbständigkeit 
imd  der  Erweiterung  der  Aufgaben  wachsende 
Geschäftskreis  der  Gemeinde  macht  die  Ein- 
setzung neuer  Kommunalorgane  nötig,  von 
denen  die  wichtigsten  B.meister  und  Rat 
sind.  Ein  Stadtrat  kommt  zuerst  in  der 
zweiten  Hälfte  des  12.,  häufiger  erst  im 
13.  Jahrh.  vor.  —  Aelter  als  das  deutsche 
B.tum  ist  das  des  benachbarten  Frankreicli 
und  namentlich  das  italienische.  Das  eng- 
lische ist  mit  dem  deutschen  etwa  gleich- 
alterig.  Dagegen  hat  Deutschland  den  Vor- 
zug vor  den  skandinavischen  und  slavischen 
Ländern,  welche  erheblich  später  und  zwar 
unter  dem  Einfluß  des  deutschen  Vorbildes 
ein  Städtewesen  erhalten. 

2.  Die  Periode  der  städtischen  Selb- 
ständigkeit Wie  bemerkt,  beruht  die  Aus- 
bildung des  deutschen  Städtewesens  wesent- 
lich auf  dem  Erwerb  größerer  Selbständig- 
keit für  die  Stadtgemeinden.  Diese  Selb- 
ständigkeit und  Unabhängigkeit  den  Landes- 
herren wie  Grundherren  gegenüber  haben 
sich  im  Laufe  der  Zeit  noch  gesteigert. 
Wenngleich  die  deutschen  Städte  nie  eine 
so  freie  und  mächtige  Stellung  erlangt  haben 
wie  viele  ober-  und  mittelitalieuische  Städte, 
80  darf  man  doch  von  einem  eigentlichen 
Zeitalter  der  städtischen  Selbständigkeit  auch 
in  Deutschland  sprechen.  Rs  erstreckt  sich 
etwa  vom  13.  bis  zum  15.  Jahrh.,  teilweise 
auch  noch  länger.  Die  Städte  suchen  sich 
von  den  staatlichen  Pflichten  nach  Möglich- 
keit frei  zu  machen  und  die  Verwaltung 
selbst  in  die  Hand  zu  nehmen.  Dieses 
glückt  ihnen  auch  in  weitem,  den  einzelnen 
in  verschiedenem  Umfange.  Innerhalb  ge- 
wisser Grenzen  etablieren  sie  eine  selbständige 
Verwaltung.  Sie  waren  moralisch  berechtigt, 
größereSelbständigkeit  gegenüber  denLan  :les- 
und  Grundherren  zu  verlangen;  ihre  wirt- 
schaftliche Kultur  war  eine  höhere;  sie 
durften  sie  nicht  von  dem  Barbaren  zertreten 
lassen  (ein  klassisches  Beispiel  liefert  das 
Münzwesen).  Und  eben  weil  ihre  wirt- 
schaftliche Kultur  eine  überlegene  war,  weil 
sie  als  die  Geldmächte  der  Zeit  über  größere 
materieüe  Mittel  verfügten,  besaßen  sie  auch 
die   Kraft,   ihre   Ansprüche   durchzusetzen. 


Mit  ihrer  politischen  steht  ihre  wirtschaft- 
liche Selbständigkeit  in  Zusammenhang:  sie 
bilden  geschlossene  wirtschaftliche  Körper, 
sowohl  in  dem  Sinne,  daß  jede  Stadt  ihre 
wirtschaftlichen  Verhältnisse  nach  eigenen 
Gesetzen  ordnet,  ihr  besonderes  Maß  und 
Gewicht  hat,  wie  auch  namentlich  insofern, 
als  sie  ihre  Erwerbsquellen  in  energischem 
Kampfe  gegen  andere  Städte,  gegen  das 
umliegende  platte  Ijand  und  gegen  die 
Staaten  zu  verteidigen  und  zu  erweitern 
strebt.  Die  Mittel,  die  die  Städte  anwenden, 
um  jene  Stellung  (die  der  selbständigen 
„Staatwirtschaft*')  zu  behaupten  und  zu  ver- 
stärken, sind  im  wesentlichen:  das  Gäste-, 
das  Stapel-  und  das  Bannmeilenrecht,  der 
Abschluß  von  Städtebündnissen.  Das  (läste- 
recht unterwirft  die  in  die  Stadt  kommenden 
fremden  Kaufleute  (die  sog.  „Gäste")  ge- 
wissen Beschränkungen,  untersagt  ihnen 
etwa  den  Kleinverkauf  oder  den  Verkauf 
gewisser  Waren  oder  gestattet  ihnen  den 
Handel  nur  zu  gewissen  Zeiten.  Das  Stapel- 
i-echt  zwingt  die  Kaufleute,  welche  in  eine 
damit  ausgestattete  Stadt  kommen,  iiire 
Waren  daselbst  eine  Zeit  lang  oder  gar  über- 
haupt feilzubieten ;  vielfach  ist  damit  die  Ver- 
pflichtung verbunden,  keinen  anderen  Weg 
m  der  Nachbarschaft  als  den  durch  den 
Stapelort  führenden  zu  benutzen.  Das  Bann- 
meilenrecht ist  eine  Watte  gegen  die  Kon- 
kurrenz des  platten  Landes:  es  verbietet 
den  Betrieb  gewisser  Gewerbe,  namentlich 
häufig  des  Brauens,  in  einem  bestimmten 
Umkreis  um  die  Stadt.  Die  Städtebündnisse, 
welche  seit  dem  13.  Jahrh.  in  großer  Zahl 
geschlossen  werden  und  in  dem  rheinischen 
von  1254,  dem  schwäbischen  Bunde  und  der 
Hanse  ihre  benihm testen  Vertreter  haben, 
dienen  politischen  und  wirtschaftlichen  Be- 
strebungen zugleich.  —  Die  Periode  der 
städtischen  Selbständigkeit  fällt  mit  einer 
Zeit  allgemeiner  erfreulicher  Entwickelung 
der  bürgerlichen  ßerufszweige  zusammen. 
Der  Herrschaft  des  hansischen  Kaufmannes 
in  den  nordischen  Reichen  entspricht  eine 
mit  den  Kreuzzügen  beginnende  Blütezeit 
des  Levantehandels.  Man  darf  sieh  freilich 
von  der  Bevölkeningszahl  der  Städte,  von 
den  Vcrmögensverhfitnissen  der  B.  in  dieser 
Periode  keine  zu  hohen  Vorstellungen  machen. 
Im  14.  und  15.  Jahrh.  haben  z.  B.  Städte 
wie  Nürnberg  und  Straßburg  kaum  mehr 
als  20000,  Zürich,  Basel,  Frankfurt  etwa 
(höchstens)  10000,  Mainz  etiÄ-a  6000,  Dresden 
und  Leiden  5000,  Meißen  2000,  Köln  in  der 
zweiten  Hälfte  des  16.  Jahrh.  37000  Ein- 
wohner gehabt.  Die  Vermögen  waren  nach 
heutigem  Begriff  ebenfalls  nicht  hoch.  Trotz- 
dem repräsentierten  die  B.schaften  damals 
eine  bedeutende  Macht.  „Ihre  Hauptstärke 
ruhte  in  der  glücklichen  sozialen  Gliederung 
und  Organisation  ihrer  Bevölkerung,  welche 
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ihnen  erlaubte,  im  Falle  der  Gefahr  eine 
einheitliche,zusammengeschlossene  Volkskraft 
in  die  Wagschale  zu  werfen,  wie  sie  keiner 
der  damals  in  Frage  kommenden  Mächte 
zu  Gebote  stand''  (B  ü  c  h  e  r).  Charakteristisch 
sind  die  verhältnismäßig  starke  Vertretmig 
der  unmittelbar  produktiven  Berufsarten  (in 
den  Gewerben  und  der  Urproduktion),  das 
Ueberwiegen  der  kleinen  und  mittleren  Ver- 
mögen, die  geringe  Zahl  der  Steuerunfähigen 
Tmd  der  ganz  großen  Besitzer.  Was  die 
Städte  in  dieser  Zeit  geschaffen  haben,  ist 
für  die  Entwickelung  des  deutschen  Volkes 
von  tiefgreifender  Bedeutung  geworden.  Die 
freien  Formen  des  von  ihnen  ausgebildeten 
Stadtrechtes  haben  die  deutsche  Rechts- 
entwickelung nachhaltig  beeinflußt.  Die 
städtische  Verwaltung  des  Mittelalters  ,hat 
der  späteren  territorialen  Verwaltung  in 
vielen  Beziehungen  als  Muster  gedient. 

3.  Die  Gegensätze  im  Innern  der  Stadt. 
a)  Die  Ritterbürtigcn.  In  der  Zeit  des 
aufkommenden  Städtewesens  begegnen  wir 
oft  einem  Gegensatz  zwischen  Ritterbürtigcn, 
speziell  Ministerialen  und  B.;  in  vielen 
Städten  wei*den  die  ersteren  vertrieben.  Die 
Auseinandersetzungen,  die  später  wegen  des 
(nicht  bedeutenden)  privilegierten  ritterlichen 
Besitzes  in  den  Städten  stattfinden,  sind  nicht 
von  Erheblichkeit^  b)  Der  Klerus.  Weit 
wichtiger  ist  der  Gegensatz  zwischen  B.  und 
Klerus.  Die  Stellung  des  letzteren,  der 
ebenso  allgemein  wie  das  Rittertum  privi- 
legiert war,  aber  über  einen  unvergleichlich 
größeren  Besitz  verfügte,  griff  tief  in  das 
städtische  Leben  ein.  Der  wachsenden  Aus- 
dehnung des  kirchlichen  Grundbesitzes  sucht 
die  Stiidt  dm-ch  Amortisationsgesetze  (seit 
dem  13.  Jahrh.)  vorzubeugen.  Ein  weiterer 
Streitpunkt  ist  die  Ausübung  bürgerlicher 
Gewerbe  in  den  kirchlichen  Immunitäten, 
welche  die  dadurch  beeinträchtigten  B.  nach 
Mögliclikeit  zu  verhindern  suchen,  c)  Die 
Juden.  Seit  dem  Ende  des  11.  Jalu-h. 
beginnen  Judenverfolgungen  bezw.  -Ver- 
treibungen, die  sich  seitdem  immer  von 
neuem  wiederholen.  Gegen  die  Vermehrung 
des  jüdischen  Grundbesitzes  gehen  die  Städte 
gelegentlich  in  ähnlicher  Weise  wie  gegen 
die  des  kirchlichen  vor.  Hinsichtlich  der 
allgemeinen  wirtschaftlichen  Tätigkeit  und 
der  Ursache  der  Verfolgiuig  der  Juden  sind 
in  neuerer  Zeit  hauptsächlich  zwei  Auf- 
fassungen vorgetragen  woixlen.  Röscher 
meint,  daß  „die  Juden  jahrhimdertelang 
gleichsam  die  kaufmännischen  Vormünder 
der  neueren  Völker  gewesen"  seien,  und 
bringt  demgemäß  die  Judenverfolgimgen  mit 
dem  „ersten  Aufblühen  des  nationalen 
Handelsstandes"  in  Zusammenhang.  Dem- 
gegenüber bemerkt  Bücher:  „Religiöser 
Fanatismus,  nationale  Antipathie  mögen 
manchmal    mitgewirkt    haben;    die   Haupt- 


ursache der  Judenverfolgungen  war  zweifel- 
los der  Wucher."  Ihr  einziges  Gewerbe  sei 
(bis  zum  17.  Jahrh.)  das  Geld-  und  Pfand- 
leihgeschäft gewesen,  d)  Die  Kämpfe  inner- 
halb der  B.schaft,  die  das  Mittelalter  kennt, 
erscheinen  hauptsächlich  in  der  Form  des 
Gegensatzes  von  Patriziern  und  Handwerkern, 
teilweise  auch  in  der  Form  von  Differenzen 
patrizischer  Koterieen.  Das  Patriziat  umfaßte 
teils  Gnmdbesitzer,  teils  Großhändler,  teils 
Rentiers,  teils  solche,  die  bald  mehr  dies, 
bald  mehr  jenes  waren.  In  der  zweiten 
Hälfte  des  13.  Jahrh.  beginnen  Erhebungen 
der  Handwerker  gegen  die  Patrizier;  das 
klassische  Zeitalter  der  Zunftkämpfe  ist  aber 
erst  das  14.  Jahrh.  Die  Handwerker  werfen 
den  Patriziern  hauptsächlich  3  Punkte  vor: 
Gewalttätigkeiten  gegenüber  den  ärmeren 
B. ;  ausschließliche  Besetzung  der  Ratsstellen 
durch  Patrizier ;  ungerechte  Verwaltimg  des 
städtischen  Gutes.  Die  Handwerker  siegten 
in  den  südwestdeutschen  und  mitteldeutschen 
Städten  meistens  (nicht  z.  B.  in  Nürnberg 
und  Frankfurt).  In  den  Hansestädten  des 
Nordens  traten  die  Zunftimruhen  im  allge- 
meinen erst  später  hervor  und  beseitigten 
die  patrizische  Herrschaft  nicht.  Uebrigens 
sicherte  aucli  der  Sieg  der  Zünfte  nui-  vor- 
übergehend eine  demokratische  Regierung. 
Trotz  der  demokratischen  Formen  und  Ein- 
richtungen setzte  sich  doch  bald  wieder  ein 
engerer  Kreis  von  B.,  auf  welchen  die  regel- 
mäßig wiederkehi-enden  Waiden  sich  be- 
schränkten, in  den  politischen  Korporationen 
der  Stadt  fest. 

4.  Der  Sieg  der  Landesherren  über 
die  Städte.  Seit  dem  Ende  des  Mittel- 
alters treten  manche  unerfreulichen  Züge  in 
der  Entwickelung  des  deutschen  Städtewesens 
hervor.  Teils  ungünstige  wirtschaftliche 
Konjunkturen,  teils  das  Wachstum  der  Be- 
völkerung ei-schwerten  den  Erwerb.  Uel>er- 
all  suchen  darum  die  im  Besitz  Befindlichen 
sich  in  instinktivem  Egoismus  gegen  weitere 
Teilliaber  zu  schützen.  Die  Stapel-,  Bann- 
meilenrechte usw.  weixlen  verschärft.  Die 
Bedingungen  der  Aufnahme  in  die  B.schaft, 
in  die  Zunft  wei-den  erschwert,  die  Arbeits- 
gebiete der  einzelnen  Zünfte  zu  engherzig 
abgegrenzt.  Im  16.  Jahrh.  sinkt  die  Macht 
der  Hansa  hin.  Die  Entdeckung  des  See- 
weges nach  Ostindien  und  Amerika  äußert 
zwar  keineswegs  sofort  seine  ungünstigen 
Wirkungen  auf  den  deutschen  Handel; 
allniälüich  aber  ti-eten  sie  ein.  Dazu  kommen 
in  der  zweiten  Hälfte  des  16.  Jahrh.  die 
spanisch- niederländischen  Kriege,  im  17.  vor 
allem  der  30jäl\rige  Krieg.  Im  16.  Jahrh. 
liatte  das  deutsche  Städtewesen  noch  manche 
schöne  Blüte  entfaltet:  im  17.  erreichte  es 
seinen  Tiefstand.  Während  dieser  Periode 
des  Rückganges  haben  die  Städte  ihre  Selb- 
ständigkeit verloren.   In  der  Zeit  vom  15.  bis 
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zum  17.  Jahrh.  bemächtigten  sich  die  Landes- 
herren der  Herrschaft  in  den  Städten.  Sie 
haben  aber  nach  ihrem  Siege  sich  auch 
energisch  die  Sache  ihrer  B.schaften  ange- 
legen sein  lassen.  Die  Verwaltung  -der 
Territorien  hatte  inzwischen  solche  Fort- 
schritte gemacht,  daß  sie  nunmehr  der 
städtischen  Verwaltung  ebenbürtig  war.  Die 
Mhere  Einseitigkeit  des  Territoriallebens 
hatte  die  Voraussetzung  der  unabhängigen 
Städte  gebildet;  die  Wurzel  ihres  LebKBns 
verlor  die  Nahrung,  als  in  den  Territorien 
alle  Volksinteressen  Aufnahme  fanden.  Leider 
trat  bei  der  Zersplittenmg  Deutschlands  das 
Reich  als  Ganzes,  wie  es  bei  den  Nachbar- 
staaten der  Fall  war,  nicht  für  Handel  und 
Gewerbe  der  B.  ein.  Von  Frankreich  z.  B. 
wurde  Deutschland  deshalb  überflügelt.  Doch 
haben  manche  Einzclstaaten  (namentlich 
l^ußen)  Tüchtiges  geleistet.  Die  Landes- 
herren nahmen  jetzt  die  Interessen  ihrer 
Städte  gegenüber  denen  fremder  Städte  wahr. 
Sie  griffen  aber  auch  in  die  inneren  Ver- 
hältnisse der  städtischen  Gemeinwesen 
onlneud  ein.  Freilich  wurde  die  Wirtschafts- 
verfassung der  alten  Stadt  damit  nicht  be- 
seitigt In  der  Hauptsache  änderte  sich 
neJmehr  vorerst  nur  die  politisclie  Ver- 
fassung: auf  die  Zeit  der  Stadt  Wirtschaft 
unter  städtischer  Leitung,  die  dem  Mittel- 
alter eigentümlich  ist,  folgte  eine  Zeit  der 
Stadt  Wirtschaft  unter  landesherrlicher  Lei- 
tung. Durch  die  landesherrliche  Regierung 
wurden  die  Mißbräuche  im  Zunftwesen  ge- 
mildert, woran  sich  später  (im  19.  Jahrh.) 
die  gänzliche  Aufhebung  der  Zünfte,  die 
Herstellung  der  Gewerbefreiheit  schloß.  Die 
letztere  hat  die  Hindernisse,  welche  die  alte 
Zunft  einer  notwendigen  Entwickelung  der 
Gewerbe  entgegensetzte,  beseitigt,  wenn  sie 
freilich  auch  manche  Fragen  ungelöst  läßt. 
Endlich  schritt  der  Staat  positiv  durch  die 
Unterstützung  von  Fabriken,  Aufnahme  von 
B.  gewerblich  vorgeschrittener  Staaten  (oft 
gegen  den  Willen  der  Stählte)  usw.  ein. 

6.  Das  19.  Jahrh.  Mit  dem  Beginn 
des  19.  Jahrh.  setzt  ein  neuer  Abschnitt  in 
der  Entwickelung  des  B.tums  ein.  Dasl9.Jahrh. 
hat  das  Verhältnis  des  Staates  zu  den  Städten 
in  einer  Weise  geordnet,  die  sich  in  ge- 
wissem Sinne  als  ein  Ausgleich  zwischen 
den  Systemen  der  beiden  vorhin  geschilderten 
Perioden  bezeichnen  läßt.  Politische  Selb- 
ständigkeit besitzt  die  Stadt  nicht  mehr; 
al)er  es  ist  ihr  Selbstverwaltung  für  die 
kommunalen  Angelegenheiten  eingei-äumt. 
Den  hervorragendsten  Platz  unter  den  legis- 
latorischen Maßregeln  ül>er  diese  Frage  nimmt 
die  preußische  Städteordnung  von  1808  ein. 
Das  19.  Jahrh.  führt  ferner  eine  Aufgabe 
zum  Abschluß,  die  schon  in  der  vorigen 
Periode  in  Angriff  genommen  war,  nämlich 
die  Beseitigimg  der  Schranken  der  mittel- 


alterlichen Wirtschaftsorganisation.  Hier- 
durch, weiter  durch  die  Herstellung  eines 
einheitlichen  Wirtschaftsgebietes,  wie  sie 
sich  in  der  Begründung  des  preußischen 
Zollvereins  und  des  neuen  Deutscnen  Reiches 
vollzog,  endlich  durch  die  Vervollkommnung 
der  technischen  Mittel  der  Industrie  ge- 
winnen die  Erwerbszweige  des  B.tums  einen 
ungeahnten  Aufschwung.  So  erfreulich  diese 
Entwickelung  ist,  so  bietet  doch  auch  das 
19.  Jahrh.  noch  manche  ungelöste  Frage. 
Der  wirtschaftliche  Städtekrieg  früherer  Jahr- 
hunderte, der  seit  der  Bildung  großer  natio- 
naler Wirtschaftsgebiete  und  der  Herstellung 
der  Handelsfreiheit  in  ihrem  Innern  erloschen 
schien,  wird  vielfach  in  neuen  Formen  fort- 
geführt. Das  B.tum  wird  ferner  durch  den  sich 
erweiternden  Gegensatz  zwischen  Reich  und 
Arm  bedroht.  Andererseits  ist  freihch  doch 
auch  begründete  Aussicht  vorhanden,  daß 
die  mittleren  Vermögensklassen  nicht  nur 
nicht  verschwinden,  sondern  sich  sogar  ver- 
mehren werden. 
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Mih\K:h4;n  IS'JS,  —  ißt*i*»eth<*t  IHf  Ktit»tehting 
<ftjt  Handwtrkft  in  Drut^tr/dmid  ^  Zrit^irfir,  ßlr 
Soxiat'  »And  WirUihiijt6ijm'h.t  lUL  5*  S.  t^4ß„ 
Weimar  mtf),  —  HieiMriiet^  Jhrkt  und  Smdt 
jti    ihfem    reehtÜeht^H    VtrhäUnütf    Leipzig    ISüT. 

—  €i,  i'i  BelttWt  fffm  dUerf  deMUfk^.  Stt'idte- 
ti^tijtrti  Hftd  Bfhyertum,  Bidrfdd  u.  Leipzüj  ISUS 
fH.  Jttß,  li}OS),  —  i*,  Srhmoiier,  Vmrhs^  und 
CnUr^nrhHut^tn ^  LfipTtif  JSi*J>'  (rtß,   dttiu  Zt«fhr. 

/  Sr>nfduünen»th<\(t  jim4 .  .S,  Ü^  ß^)*  —  AL 
S€hutt*%  Gf^nthiehtr  drs^  müttdntUrlkktn  Ifujidch 
und  VcfkfhfK  ^mäühtm  Wt*tdüidachhtt*d  und 
Indien i  4*  Bde.^  Leipifg  19t tu  (Ptd»  datu  Histm', 
Zea*ehr.,  Hd.  ^i*,  *S.  sf&ff.  «.  Bd.  90,  S.  ä^a  f.). 

—  Uu  V*  Beimv,  Gn*ßhdndter  und  A7rmA<l>i (/?*•»* 
im  drutMrhfn  Mitfrlidtfr,  Jahrlh  /  NnL,  Bd,  TS, 
S.  If,,  df*ta  IttOO,  —  f;  Ke^itfitni,  Brr  Groß* 
hnndel  im  MiUehttirr ,  Ifnnsi^che  Gr^chirhf-e* 
bliiUer,  p/aAiv/.  If^Ol,  f^ipjiij  190t.  —  K-  Srtu*6tivt% 
tehrbttch  d^r  deuUcHcJi  RtchU^e^ekichte,  4.  Anß., 
Lripslfj  JfHH^.  —  Ptutf  St^hüüe,  Dh  Eumrhifug 
dcit  Bechtisaiicj :  SUtdiinft  mncht  ,r/v!i  <  BtrUn 
i^m.  --  Jtl*  Srhnuhr,  Ntifidrijtf^fMchirhte  der 
rtmmniAi'hen  VtiUer  im  MdtehiHtr,  MUtifhmi  lUiHl, 

—  IV'*  ArU.  „OUdm*%  ..Hftrmt**,  ,fZünftt*'  und 
namenUick  unfh  „  Wirt»i^httft4»ta/tm'', 
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L  Eiüleitnu^.  2.  Entatehnnjyse'esehichte  des 
BGB.  3.  Inhalt  des  BGB.  4,  Würdiguug  und 
kritische  BetracbttiDg. 

1.  Einleituitg.  AlsdaHdeutsc^heStamtiies- 
bewuütiücin  si<h  in  den  weitesten  Kreisen 
des  Volkes  zu  einem  NationaJWx^ijßtsein 
nicht  bloß  erweiterte,  s* indem  aiieli  zum 
erstenmal  hin  Bokiiey  in  der  praktischen 
Politik  Kiim  Durch bnich  kam^  nämlich  zur 
Zeit  der  Befrei unfrskrje^,  trat  anch  zuerst 
in  den  ln-eitemi»  Beliichten  des  Volkes  die 
hh  dahin  nur  von  einzelnen  hervorragenden 
Männern  vertretene  Föixlcrnng  nach  einem 
all(?emeinen  nationalen  BGB.  für  das  deutsehe 
Volk  auf.  Mm»  kann  es  als  eine  von  jenen 
ßettsamen  tatmeu  lie^^eielmeUf  iu  denen  sieh 


die  Weltgeschichte  zuweilen  gefällt,  daß  es 
gerade  eiu  Man  n  f  r  a  n  z  5  s  i  s  e  h  e  r  AV 
stammung  w^ar,  der  di^en  für  die  Einigung 
des  deutsehen  Volkes  so  unendlich  wichtigen 
Ge<lanken  in  jener  Zeit  am  beredtesten  und 
eneririsclisten  vertrat:  Thibaiit  ^-ar  es,  der 
im  Jahre  1814  in  eine*r  besonderen  Schrift 
„Die  Notwendigkeit  eines  allgemeinen  bürger- 
lichen Rechts  fflr  Deutschland'^  am  lebhaf- 
testen verfocht.  Und  seltsamerweise  war  e^ 
abermals  ein  deutscher  Mann  von  franzG- 
81  scher  Herkunft,  in  w^elcbem  dem  Vorsclüag«^ 
Thibauts  der  gefährlichste  Gegjjer  erwuehn, 
der  es  vermöge  seiner  blendenden  Dialektik 
^^  freilich  auch  begünstigt  durch  die  Zeil» 
umstände  —  fertig  brachte,  den  Gedankefi 
an  die  Schöpfung  eines  einheitliehen  kodifi- 
zierten Privatrechts  für  Deutschland  schon 
im  Keime  zu  ersticken. 

Die  Gründe,  mit  welelieu  Savigur  seiner 
und  im  Grunde  genommen  jetler  Zeit  den 
Beruf  für  die  Schöpfung  einer  das  gesamt^* 
Privati-eeht  umfassenden  Ko<iitikatino  ah- 
spi-ach?  beruhten  auf  der  von  ihm  vertretenen 
unricbtigen  Rechts« juellentheorie  und  inshe- 
soudere  der  falschen  Stellung,  welclie  er  und 
ihm  folgend  die  historische  Sciiule,  cL  i*  di*^ 
überwiegende  Mehrzahl  aller  Juristen  bis  anf 
den  heutigen  Tag,  dem  sog.  Gewohn- 
heitsrecht an wi es.  Dies  näher  d arzulepen, 
muß  einer  anderen  Gelegenheit  vorbehallen 
bleiben.  Für  uns  genügt  cs^  zu  wissen,  daß 
die  Geschichte  dem  klaren»  piukttseh-vei- 
stäu d igen  Thi baut  gegenüber  dem  geistreichen 
Theoretiker  Savigny,  wenn  auch  erst  nach 
Verlauf  von  melip  al.s  8fj  Jaliren  recht  ge- 
geben hat.  Aber  nicht  bloß  der  äußere  Er* 
folg,  die  ,,hnUale  Tatsache'*  der  ExisteoÄ 
eines  „BGB.  für  das  Deutsche  Reich**  hat 
Savigny  unrecht  gegeben;  auch  die  Gründe, 
welche  er  gegen  den  Versuch  einer  Kodifi- 
kation Überhau [»t  geltend  gemacht  hat,  werdet^ 
heute  schwerlich  «och  einen  Gläubigeu  finden. 
Das  aber  mtiß  Savigny  unV>edingt  zugegeljen 
werden,  daß  seine  Zeit  für  die  Sc*lif^pfutig 
eines  einheitlichen  deutschen  BGB,  ntx*h 
nicht  reif  war;  es  geluuch  an  der  unum- 
gänglicheu  Voraussetzung  für  die  SchaiTung 
eiueji  einheitlichen  Privatreclits ,  au  der 
politischen  Einheit  Die  sog,  Bundes- 
tagsverfassnng  umschlang  die  einzelueu 
deu(sfdien  Bundesstaaten  mit  eineöi  so  lösen 
Bande,  daß  eine  Einigimg  über  ein  gemein- 
sames OB.,  liei  dem  die  einzelnen  Staaten 
manche  ihrer  ,,lierechtigtea  Eigeutünilich- 
keiteu*'  hätten  opfcni  müssen,  gar  nidii  m 
erzielen  gewesen  wäre  —  ganz  altgesehen 
davon,  daß  der ,,  Deutsche  Bund''  auch  Ijftnder, 
wie  einzelne  zur  i5ßterrciehisc4if-n  Krone  ge- 
hörige, umfaßte,  die  nicht  einmal  gleiche 
wirtschaftliche  und  nationale  lntori.^ssen  mit 
den  illirigen  Staaten  des  deutschen  Unndes 
verbanden.    Günstigsteufalls  hätte  man  dem 
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Partikularismiis  so  viele  Konzessionen  machen 
müssen,  daß  die  Zahl  der  schon  gegenwärtig 
recht  großen  „Vorbehalte  zugunsten  der 
Landesgesetzgebung''  ^)  mindestens  hätte  ver- 
dreifacht weisen  müssen,  so  daß  im  Gnmde 
genommen  für  ein  wirklich  „einheitliches 
Recht^*  nicht  viel  übrig  geblieben  wäre.  — 
Aus  diesem  Grunde  müssen  wir  es  als  ein 
Glück  begrüßen,  daß  Savigny  sich  dem  Ge- 
danken, in  jener  Zeit  ein  einheitliches 
bürgerliches  Recht  zu  schaifen,  mit  Erfolg 
widersetzt  hat 

Es  ist  bezeichnend  und  zugleich  ein  Be- 
weis für  die  Richtigkeit  des  Vorstehenden, 
daß  der  Gedanke  an  die  Schöpfung  eines 
einheitlichen  deutschen  Privatrechts  erst 
wieder  auftauchte,  als  auch  der  Einheits- 
gedanke im  deutschen  Volke  mit  aller  Energie 
wieder  erwachte.  Schon  im  Jahre  1848  trat 
das  Streben  nach  politischer  Einheit  wieder 
deutlich  hervor  und  damit  auch  der  Gedanke 
an  ein  einheitliches  bürgerliches  Recht  -) ;  es 
ist  das  bleibende  Verdienst  der  sog.  Revo- 
lutionsjahre, daß  sie  durch  Schaffung  einer 
allgemeinen  deutschen  Wechselordnung  und 
durch  die  Anregung  zur  Abfassung  eines 
„Allgemeinen  deutschen  HGB.",  das  freilich 
erst  gegen  Ende  der  fünfziger  Jahre  zu- 
stande kam,  den  ersten  Gnmdstock  für  die 
Schöpfung  eines  einheitlichen  Privatrechts 
gelegt  liaben. 

2.  Entstehmigsgesehichte  des  BOB.    Als 

das  deutsche  Volk  nach  dem  gänzlichen  Zu- 
sammenbruch des  „Heiligen  römischen  Reichs 
deutscher  Nation"  sich  wenigstens  zum  Teil 
wieder  zu  einem  engeren  politischen  Verbände 
in  dem  „Norddeutschen  Bande"  zusammenschloß, 
wurde  der  gemeinsamen  Bundesgesetzgebung 
in  der  Verfassung  vom  bürgerlichen  Recht  nur 
das  Obligationen-,  Handels-  und  Wechselrecht 
zugewiesen.  Die  beiden  bewährten  Gesetz- 
bücher, die  Wechselordnung  und  das  Allgemeine 
HGB.  blieben  im  wesentlichen  unverändert  in 
Kraft;  ihr  Charakter  erlitt  aber  insofern  eine 
sehr  bedeutsame  Aenderung,  als  sie  seit  dem 
1. 1.  1870  aus  Partikular^esetzen  der  einzelnen 
Bundesstaaten  zu  „Bnndesgesetzen  des  Nord- 
deutschen Bundes"  erhoben  wurden,  wodurch 
sie  jeglicher  Abänderung  durch  die  Landes^e- 
setzgebunc:  entzogen  waren.  Ein  bereits  im 
Jahre  1869  gestellter  Antrag,  die  Zuständigkeit 
des  Norddeutschen  Bundes  auf  das  „gesamte 
bürgerliche  Recht"  auszudehnen,  wurde  zwar 
im  Keichstage  angenommen,  fand  aber  nicht  die 
Zustimmung  des  Bundesrats. 


'j  Niederlagen,  die  der  deutsche  Einheits- 
gedanke erlitten,  hat  Zitelmann  diese  Vorbehalte 
ebenso  geistreich  wie  zutreffend  genannt. 

*)  Der  §  64  der  Reichsverfassung  vom  28./IV. 
1849  (RGBl.  S.lOlflF.)  bestimmte:  „Der  Reichs- 
gewalt liegt  es  ob,  durch  .die  Erlassung  allge- 
meiner Gesetzbücher  über  bürger- 
liches Recht,  Handels-  und  Wechselrecht, 
Strafrecht  und  gerichtliches  Verfahren  die 
Rechtseinheit  im  deutschen  Volke  zu  begründen." 


Erst  nachdem  der  „Norddeutsche  Bund"  sich 
zum  „Deutschen  Reiche"  erweitert  hatte, 
wurde  durch  das  auf  dem  Antrage  der  Abge- 
ordneten Miquel  und  Lasker  beruhende  G.  v. 
20./XII.  1873  der  Art.  4  Nr.  13  der  RV.  dahin 
abgeändert,  daß  der  Zuständigkeit  des  Reiches 
auch  die  „gemeinsame  Gesetzgebung  über  das 
gesamte  bürc^erliche  Recht"  tiberwiesen  wurde. 
Bereits  im  folgenden  Jahre  betraute  der  Bundes- 
rat eine  aus  5  hervorragenden  Juristen  be- 
stehende Kommission,  (die  sog.  „  Vorkommission"  i. 
mit  der  Ausarbeitung  eines  Planes  über  die 
Methode  des  gesetzgeberischen  Vorgehens. 
Dieser  Plan  fand  die  Billigung  des  Bundesrats, 
der  zugleich  mittels  Beschlusses  vom  22./VI. 
1874  elf  der  namhaftesten  praktischen  und  theo- 
retischen Juristen  unter  dem  Vorsitz  des  Prä- 
sidenten des  Reichsoberhandelsgerichts,  Dr. 
Pape,  mit  der  Aufgabe  beauftragte,  gemäl! 
dem  von  der  „Vorkommission"  anffifestellteu 
Plane  den  Entwurf  eines  BGB.  für  das  Deut- 
sche Reich  auszuarbeiten.  Mit  echt  deutscher 
Gründlichkeit  ging  die  Kommission  an  die 
Lösung  der  ihr  übertragenen  schwierigen  Auf- 
jfabe :  ihre  1.  Sitzung  hielt  sie  am  17./IX.  1874, 
ihre  letzte  Ende  Dezbr.  1887  ab.  Von  dem 
Fleiß,  welchen  sie  auf  das  große  Werk  ver- 
wandte, legen  die  von  ihr  als  Vorarbeiten  ee- 
lieferten  19  Druckbände  in  Folio  und  die  12S}9 
metallographierte  Folioseiten  umfassenden  Be- 
ratungsprotokolle ein  ebenso  beredtes,  wie  rühm- 
liches Zeugnis  ab.  Der  gesamte  Rechtsstoff 
wurde  in  5  Teüe  zerlegt  und  die  Ausarbeitung 
je  eines  Teilentwurfs  je  einem  „Redaktor"  über- 
trafen und  zwar  der  „Allgemeine  Teil"  dem 
Ministerialrat  Dr.  Gebhard;  das  „Obligationen- 
recht" dem  Vizepräsidenten  Dr.  von  Kübel ;  das 
„Sachenrecht"  dem  Obertribnnalsrat  Johow ;  das 
„Familienrecht"  dem  früheren  Appellations- 
gerichtsrat Professor  Dr.  G.  Planck;  das  „Erb- 
recht" dem  Ministerialrat,  späteren  Oberlandes- 
gerichtspräsidenten Dr.  von  Schmitt. 

Die  von  den  Redaktoren  ausgearbeiteten 
Teilentwürfe,  welche  nebst  Begründung  9961 
Druckseiten  in  10  Foliobänden  umfassen,  wurden 
den  Beratungen  der  Kommission  zue^runde  ge- 
legt; nur  betreib  des  Obligationenrechtes  diente 
daneben  noch  der  sog.  ^Dresdener  Entwurf 
eines  allgemeinen  deutschen  Gesetzes  über 
Schuldverhältnisse"  den  Beratungen  zur  Grund- 
lage, da  der  Entwurf  des  Obligationenrechtes 
von  dem  Redaktor  wegen  dessen  tödlicher  Er- 
krankung nicht  fertiggestellt  war.  Zu  dem 
fertigen  Entwürfe  wurden  sodann  auf  Grund 
der  Arbeiten  der  Redaktoren  und  der  von  der 
Kommission  genehmigten  Beratungsprotokolle 
besondere  „Motive"  ausgearbeitet,  die  aber  einer 
Prüfung  und  Genehmigunc^  der  Gesamtkom- 
mission nicht  unterlegen  haben. 

Mittels  Beschlusses  vom  31. /I.  1888  ordnete 
der  Bundesrat  die  Veröffentlichunfi:  des  Ent- 
wurfs nebst  den  Motiven  an  und  forderte  gleich- 
zeitig zur  Einsendung  von  kritischen  Bemer- 
kungen auf. 

Dieser  Aufforderung  wurde  im  weitgehendsten 
Maße  von  Juristen  und  Laien,  von  Theoretikern 
und  Praktikern  entsprochen ;  Fachblätter  sowohl 
wie  politische  Zeitungen  und  Zeitschriften  ließen 
sich  über  den  Inhalt  des  Entwurfs  oder  einzelne 
Teile  desselben  kritisch  aus. 

Fand  der  Entwurf  auch  im  ganzen  vielfache 


588  Bftrgerliches  Gesetzbuch 


Zustimmung,  so  wurden  andererseits  doch  sehr  (90 — 103);  den  „Rechtsgeschäften"  (104  bis 
g:ewichtige  kritische  Stimmen  laut,  die  ihn  teils  185) ;  den  „Fristen  und  Terminen"  (186— 193) ; 
im  ganzen,  teils  in  Einzelheiten  rundweg  ver-  (jer  „Verjährung"  (194—225):  der  „Aus- 
warfen Gleichwohl  beschloß  der  Bundesnit,  an  ^^  ^ej.  Rechte",  „Selbstverteidigung-, 
dem  Entwürfe  insoweit  wenigstens  festzu-  q^iko*v.;u^«  /ooß  oqi\  „«/1  a^^  qi^-uS« 
halten,  als  er  zur  Grundlage^für  eine  sog.  1!^?^^®^!^^^  ulll^^^  ^^Jit^'^I'^u? 
„zweite  Lesung"  durch  eine  ganz  neue  Korn-  hejtsleistung"  (232-240)  Dem  (>B  fehlen 
mission  genommen  werden  sollte,  der  nur  4  indes  die  m  fast  allen  Fandektenlenrbüchem 
Mitglieder  der  ersten  Kommission  (Planck,  sich  findenden  Vorschriften  über  die  „Rechts- 
Rüger,  von  Mandry  und  Gebhard),  angehörten,  quellen"  und  insbesondere  über  das  „Gewohn- 
Diese  zweite  Kommission  bestend  aus  11  stän-  heitsrecht."  Dies  ist  als  ein  Vorzug  des 
digen  und  einer  Reibe  von  nichtständigen  Mit-  (}B.  zu  bezeichnen  und  zwar  aus  dem 
gliedern,  die  zunj  Teil  den  ausschlaggebenden  Gnmde,  weil  Vorschriften  über  die  sog. 
ÄiaSen%tlfsa^^^^  „RechtsW^^^^^^  (d  i  die  Rechtsbüdunf) 
während  die  erete  Kommission  nur  aus  Juristen  gar  nicht  m  ein  GB.  über  das  Privat- 
bestanden hatte.  Die  Kommission  begann  ihre  recht  hineingehören,  wie  ich  bereits  ander- 
Tätigkeit  im  Aprü  1891  und  endigte  dieselbe  weit  nachgewiesen  i),  da  derartige  Vor- 
im  Dezember  1895.  Der  von  dieser  Kommission  Schriften  vieiraehr  ausschließlich  einen  Be- 
fertiggestellte zweite  Entwurf  fand  weit  all-  standteil  des  Verfassungsrechts  bilden, 
gemeineren  Beifall  als  der  erste,  so  daC  ihm  Auch  finden  sich  im  GB.  keine  allge- 
gegenüber  die  Kritik  allmählich  fast  verst^^^^  meinen  Vorschriften  über  den  „Beweis^-, 
Stenrl^ht^^^^^^^^^  ^7  i-  1-  Entwurf  die  6  §§193-198  ge- 
Annahme  aus.  Der  Bundesrat  änderte  den  Ent-  ^^J^^\  ^'^J^"'  J^^,  ^^:  ^^  ^ich  viel- 
wurf  meist  nur  in  einzelnen  untergeordneten  ^^^^hr  darauf  beschränkt,  die  Beweislast  von 
Punkten  ab,  abgesehen  von  dem  Vereinsrecht,  Fall  zu  Fall  zu  regulieren  und,  soweit  dies 
das  er  in  sehr  wesentlichen  Beziehungen  um-  nicht  geschehen,  cUe  Verteilung  der  Beweis- 
gestaltete, last  der  Wissenschaft  und  Praxis  überlassen. 

schlüge  'li-  Ses^s'^motiizS  Entwurf  .^^ff  'TV^l^^^^Vl  T'fS/'  ^'^ 
dem  Reichstage  zur  verfassungsmäßigen  Be-  schmtten  das  Recht  der  SchiüdverMtnisse;; 
ratung  vorgelegt.  Dieser  überwies  denselben  ^^"^  zwar:  „Inhalt  der  Schuld  Verhältnisse" 
einer  Kommission  von  21  Mitgliedern,  die  ihre  (§§241—304);  ,,Schuldverhältnisse  aus  Ver- 
Beratungen im  Februar  1896  begann  und  im  trägen*'  (305 — 361);  „Erlöschen  der  Schuld- 
Juni  desselben  Jahres  beendete.  Die  Kommission  Verhältnisse"  (362 — 397);  „üebertragung  der 
beschränkte  sich  auf  eine  Reihe  von  Abände-  Fordenmg"  (398—413);  „Schiildübemahnie^' 
"■«"fr^iL  (.^"^"If^ip  ^^\^  *^^^^t^5®  w"?^"  (414-449);  „Mehrheit  von  Schuldnern  und 

ttf^  ^D^^^P^SterS^^^^^^^                  t  ht^--:,  ^•'"'{T^S^'^.r^fn^^^^^ 

zweite  Lesung  in  8  Sitzungen  unf  die  dritte  ^^^"[^^[ff^^^»^^^^^ 

in   2  Sitzungen   erledigte,    nahm   im    wesent-  Abschnitt  des  2.  Buches  entliält  in  2o  „Titeln" 

liehen  die  Vorschläge  seiner  Kommission  an.   Am  die  Vorschriften  des  sog.  „speziellen  Teils" 

l./VII.  189H  wurde  das  BGB.  mit  222  gegen  des     Obligationen  rechts       (Kauf,     Tausch, 

48   Stimmen    (der   Sozialdemokraten)    und    18  Schenkung,  Miete,  Pacht,  Leihe,  Darlehn  usw.). 

?«JJS'^'o^*'Ä^r'''vXf.T!fnH^  ^^  3.  das  „Sachenrecht"  enthaltenden 
lovb  vom  Kaiser  voUzofireu   und  m  der  Mr.  ^113,01         •  V   •      i     ai.     1-   »i^  j-    -»- 

des    RGBl,    vom    24./VI?I.    1896    (S.    195)    als  1^"^'}«  ^'''^^^  ^'^}  "«,  1-  .f  ^8*;^"'«,^'«  }.Z' 

Reichsgesetz  verkündet.  Schriften   über  den  „Besitz"  (§§  854— 8<  2), 

„_.,.,      „i-.«     1    •  1 1            •  im  2.  „Allgemeine  Vorschriften  Ober  Rechte 

r^    *of  »^*°5?,5  •  ;-^V  ,.i^u*^"^®'?®!-  an    Grundstücken"  (raaterieUes  Grundbwch- 

Der  Stoff  des  BGB.  ist  in  5  Bücher  zerleg^  ^^^^^  (873-902)  nnd  im  3.  die  Vorschi-iften 

die    weder    m   einzelne   „Abschnitte"    und  „ber    das    „Eigentum"    (903-1011).     Die 

Lnterabschnitte,  letztere  vom  Gesetz  „Titel"  folgenden  G  Abschnitte  sind  in  nachstehender 

genannt,  und  in  fortlaufende  Paragraphen i)  Reihenfolgedem„Erbhaurecht"(1012-1017); 

zerfallen    deren  das  GB.  im  ganzen   238o  jen    „Dienstbarkeiten"    (1018-1093):    dem 

zälilt.     In  der  systematischen  Anord-  Vorkaufsrecht"   (1094-1104);   den   „Real- 

nung  des  Stoffes  ist  das  BGB.   im   aJlge-  j^gtenu    (1105-1112);    „den     Hypotheken, 

meinen  der  in  den  heutigen  Pamektenlehr-  Grundschulden  und  Rentenschulden"  (1113 

büchern   üblichen   Methode   gefolgt.    Dem-   ^ 

gemäß  behandelt  das  erste  Buch  in  dem  in 

7  Abschnitte  zerlegten  „Allgemeinen  Teile"  ')  Ys'i?«''»^»  Aufsatz:  „Das  Gewohnheits- 

die  grumUegenden  Lehren    und    zwar  von  If  \\  i"  •  ^^^°"«   '',"'*  k^""',- v**  if^Tf'p!." 

,1^.,     D«_,...J^„u   /««  1     Qo^.   ,!«„     Co,u«„.i  Rechts"  im  Archiv  für  bürgerliches  Recht  Bd. 

den  „Personen"  (§§  1-89);  den   „Sachen"  i2s.89fg.    Von  der  herrschinden  Ansicht  wird 

die  Streichang  des  im  1.  Entwarf  ttber  das  Ge- 

■)  Das  Einführungsgesetz  zum  BGB.  zerfällt  wohnheitsrecht   handelnden   §   2    lediglich   um 

in  4  Abschnitte,  die  in  fortlaufende  Artikel  deswillen  gelobt,  weil  dadurch  ein  die  Anwen- 

inicht  §S1,  und  zwar  im  ganzen  deren  218,  ein-  dnng  des  sog.  „Gewohnheitsrechts"  verbietender 

geteilt  sind.  i  Rechtssatz  beseitigt  sei. 
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bis  1203),  und  endlich  dem  „Pfandrecht  an  j 
beweglichen  Sachen  und  an  Rechten" , 
(1204—1296)  gewidmet.  | 

Das   ,,Familienrecht"    ist    im    4.   Buche 
behandelt,  das  in  die  3  Abschnitte :  „Bürger-  l 
liehe    Ehe^'   (§§    1297—1588);    „Verwandt- 1 
Schaft^'  (1589—1772)  und  „Vormundschaft" 
(1773—1921)  zerfäUt 

Im  5.  imd  letzten  Buche  endlich  ist  das , 
„Erbrecht"  geregelt  und  zwar  in  folgenden  I 
9    Abschnitten:     1.    Abschnitt     „Erbfolge"' 
(§§  1922—1941);  2.  Abschnitt:   „Rechtüche  i 
Stellung  des  Erben"  (1942—2063);  3.  Ab-, 
schnitt:   „Testament"   (2064—2273);  4.  Ab- 
schnitt: „Erbvertrag'*  (2274-2302);   5.  Ab- 
schnitt:  „Pflichtteil"  (2303—2338);   6.  Ab- 
schnitt:    „Erbunwürdigkeit"    (2239—2345); 

7.  Abschnitt:    „Erbverzicht"   (2346—2352); 

8.  Abschnitt:     „Erbschein"    (2353—2370); 

9.  Abschnitt:  „Erbschaftskauf'  (2371—2385). 

Im  folgenden  sollen  nun  die  wichtigsten ' 
Vorschriften   des   BGB.    einer    kurzen    Er- i 
örterung    unterzogen    werden,    jedoch    nur| 
insoweit,   als   sich   ein   öffentliches ,   insbe- 1 
sondere    ein   weitgehendes   volkswirtschaft- 
liches Interesse  daran   knüpft   oder  es  sich 
um  wesentliche  Aenderungen   des  frilheren 
Rechtszustandes  handelt. 

2.  Allgemeiner  Teil,  a)  Im  Per- 
sonenrecht ist  hervorzuheben,  daß  allen 
physischen  Personen  unverminderte  Rechtsfähig- 
keit zukommt,  and  demnach  ein  so^.  „btirger- 
licher  Tod"  dem  BGB.  unbekannt  ist ,  womit 
also  auch  die  noch  bis  zum  l./I.  1900  (z.  B. 
in  PreuCen)  in  Geltung  gewesene  Vermögensun- 1 
fähigkeit  der  Rlostergeistlichen  weggefallen  ist.  I 

Die    Handfnngsfähigkeit  ist  im   An- 1 
Schluß  an  das  bestehende  Kecht  geregelt;  das 
BGB.  unterscheidet: 

a)  vollständig  Geschäftsunfähige,  zu  denen 
es  Kinder  unter  7  Jahren  (Unmündige),  wegen 
Geisteskrankheit  entmündigte  und  nicht  bloß 
vorübergehend  geistig  gestörte  Personen  rechnet ; 

.^}  in  der  Geschäftsfähigkeit  beschränkte 
Personen,  nämlich  über  7  Jahre  alte  Minder- 
jährige, wegen  Geistesschwäche,  Verschwendung 
oder  Trunksucht  entmündigte  und  gemäß  §  19(]§ 
BGB.  unter  vorläufige  Vormundschaft  gestellte 
Personen:  und  endlich 

/)  volljährige  Personen,  d.  h.  solche,  die  das 
21.  Lebensjahr  vollendet  haben  oder  nach  er- 
reichtem 18.  Lebensjahr  durch  Beschluß  des 
Vormundschaftsgerichts  für  großjährig  erklärt 
sind.  — 

Männliche  Personen  sind  erst  nach  erlangter 
Volljährigkeit  ehemttndig,  weibliche  mit  voll- 
endetem 16.  Lebensjahre;  beide  bedürfen  aber 
zur  Eheschließung  bis  zum  vollendeten  21. 
Lebensjahre  der  Einwilligung  des  Vaters  bezw. 
der  Mutter. 

Ueber  16  Jahre  alte  Minderjährige  sind 
fähig,  ein  Testament  zu  errichten ;  diese  Fähig- 
keit mangelt  aber  den  wegen  Geistesschwäche, 
Verschwendung  oder  Trunksucht  entmündigten 
Personen. 

Die     Entmündigung     wegen     Geistes- 


schwäche und  Trunksucht  ist  erst  vom 
BGB.  neu  eingeführt. 

Die  Lehre  von  der  Todeserklärung  und 
Verschollenheit  hat  dasselbe  im  wesent- 
lichen im  Anschluß  an  geltendes  Kecht  sorg- 
fältig ausgestaltet;  neu  und  sachgemäß  ist  be- 
stimmt, daß  die  bei  einem  all&^emeinen  Unglücks- 
fall (Brand,  Explosion,  Ueberschwemmung  u. 
dgl.)  verschollenen  Personen  schon  nach  Ablauf 
von  3  Jahren  für  tot  erklärt  werden  können. 

Für  die  meisten  Rechtsgebiete  neu  ist  auch 
das  Kecht  auf  den  „Namen**,  mittels  dessen 
man  sowohl  das  Kecht  zum  Gebrauch  eines 
Namens  im  Prozeßwege  feststellen  lassen  wie 
den  Mißbrauch  des  eigenen  Namens  durch  Dritte 
verfolgen  kann. 

Aus  der  Lehre  von  den  „Juristischen  Per- 
sonen", die,  wie  nach  bisherigem  Kecht,  in 
„Vereine"  und  „Stiftungen"  zerfallen,  sind  nur 
einzelne  besonders  wicntiee  Neuerungen  hin- 
sichtlich des  Vereinsrechtes  hervorzuheben. 
Drei  Arten  von  Vereinen  sind  zu  unterscheiden : 

«)  Solche  inländische  Vereine,  deren  Zweck 
auf  einen  wirtschaftlichen  Geschäftsbetrieb 
gerichtet  ist.  Diese  erlangen  Kechtsfähigkeit 
entweder  durch  besondere  reichsrechtliche  Vor- 
schriften (z.  B.  die  Bestimmungen  des  BGB., 
der  Gew.-O.,  des  Gesetzes  betr.  die  Gesell- 
schaften mit  beschränkter  Haftung, 
des  Gesetzes  betr.  die  Erwerbs-  und  Wirt- 
schaftsgenossenschaften), oder  durch 
staatliche  Verleihung  seitens  des  Bundesstaates, 
in  dessen  Gebiet  der  Verein  seinen  Sitz  hat. 

(:t)  Solche  inländische  Vereine,  deren  Zweck 
nicht  auf  einen  wirtschaftlichen  Geschäftsbe- 
trieb gerichtet  ist,  (sog.  „ideale"  Vereine,  z.  B. 
gemeinnützige ,  wohltötige ,  wissenschaftliche, 
politische,  gesellige,  religiöse  Vereine)  j  diese  er- 
langen Kechtsfähigkeit  nur  durch  Emtra^ng 
in  das  Vereinsregister  desjenigen  Amtsgerichts, 
in  dessen  Bezirk  der  Verein  seinen  Sitz  hat.  — 
Kann  ein  derartiger  Verein  nach  dem  öffent- 
lichen Vereinsrecht  verboten  werden  oder  ist 
er  danach  unerlaubt  oder  verfolgt  er  endlich 
einen  politischen,  sozialpolitischen  oder  reli- 
giösen Zweck,  so  muß  seine  Eintragung  unter- 
bleiben, wenn  die  Verwaltun^behörde  binnen 
sechs  Wochen  seit  erfolgter  Mitteilung  von  der 
Anmeldung  des  Vereins  gegen  die  Eintrafi^nng 
Einspruch  erhebt.  Nach  fruchtlosem  Ablauf 
dieser  Frist  oder  nach  Beseitigung  des  Ein- 
spruchs kann  sich  die  Verwaltungsbehörde  der 
Eintragung  und  damit  der  Kechtsfähigkeit  des 
Vereins  nicht  mehr  widersetzen,  wenn  nicht 
besondere  Gründe  zur  Entziehung  derselben 
vorliegen. 

;')  Ausländische  Vereine,  d.  h.  solche,  die 
ihren  Sitz  nicht  in  einem  Bundesstaate  haben. 
Ist  ein  solcher  Verein  nach  den  Gesetzen  des 
ausländischen  Staates,  dem  er  angehört,  rechts- 
fähig, so  gilt  er  auch  im  Inlande  äs  rechtsfähig, 
wenn  seine  Kechtsföhi^keit  durch  Beschluß  des 
Bundesrats  anerkannt  ist ;  andernfalls  kann  ihm 
diese  Kechtsfähigkeit  durch  einen  solchen  Be- 
schluß verliehen  werden. 

b)  In  der  Lehre  von  der  Willensbetäti- 
gung, (unter  welchem  Ausdrucke  ich  die 
Lehren  von  der  „Willenserklärung",  dem  „Rechts- 
geschäft" und  dem  „Vertrage"  zusammenfasse», 
sind  von  besonderer  Bedeutung  die  Vorschriften 
über  den  Irrtum  (§§  119—122,  2078)  und  über 
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die  Form  der  H^clitEgeänhäfte  und  spezieil  der 
TertrÄge.  Die  IrrtTimslelire  kaiiu  hier  im  eiu- 
zeluen  jxit^ht  iiargeatdh  werden;  es  ^enüi;!-t, 
berromihelieii  ^  daü  sie  von  der  bisher  herr- 
SL-benden  ffemeiiirechtüüheü  Theorie  ^  iDsbeson- 
dere  von  der  Savigiiyacheu  Irrtum  sieh  re  voll- 
ständig ahweicht  und  im  grol^eti  und  ganzen 
ftllgemelue  Anerkennung^  findet  und  mit  Recht 
p^enielit,  da  sie  den  wirtschaftlichen  ßedllrfnis^eu 
des  Verkehrs  nach  Möglichkeit  e:e recht  zu  werden 
bemüht  ist.  Der  Grondgedauke  der  neuen  Irr- 
tnmelehre  ist  der,  daß  der  Irrtum  dos  Rechts- 

fescbäft  an  und  für  sich  ntcht*tun^4ilti|^  macht, 
uO  aber  der  durch  die  irri^^e  Erklürnng-  Ver* 
pflichtete  dasst'lbe  anfechten  kann,  j<?döch  nur 
unverzüglich  nach  erlanji^ter  Kenntnis  von  dem 
Irrtum,  wobei  er  indes  dem  anderen  Teile  oder 

F  jedem  Dritten  wegen  des  diesen  durch  die  Au* 
lechtuug  eriv&diienden  Schadens  ersats^pfllch* 
tig  iit. 

~  Inbexug  auf  die  Form  der  Reebtageschäfte 
baldigt  das  Gesetz  im  allgemeinen  dem  Grund- 
satz der  Formf reiheit,  jedoch  mit  zahl- 
reichen Ausnahmen,  E  i  n  f a  c  h  e  Schriftlich- 
keit  ist  Torgescbrieben  in  den  Fällen  der  g§ 
32,  a?,  57,  5a  81,  111,  368,  410,  416.  ÖB6.  581 
Abs.  2,  761,  im,  im,  781,  TaS,  784  Abs.  2,  792, 
1154.  1192^  von  denen  al»  die  wichtigateu  der 
AbBcöiuÜ  eine^  3iiet-  oder  Pachtvertrages  über 
ein  Grunds tlick  flir  eine  lungere  Zeit  als  Jahres- 
frist, die  Blirgscbaft,  das  Schuld  versprechen  und 
Schiildanerkeuntai3  nowia  die  Anweisung  her- 
vorgehoben werden  sollen. 

Eine  für  den  groBten  Teil  Deut^hlands  ganz 
bejouderi?  eiuschneideude  nod  wenig  glläckucbe 

'  Neuerung  htit  der  Reichatag  dadurch  in  daü 
BGB.  hineingebracht^  dali  er  neben  dem  Tor 
Gericht  oder  einem  Notar  errichteten  auch  das 
eigenhändig  ge-  und  unterschriebene 
(und  mit  Ort  und  Datum  versebeuej  Testa- 
»jeut    (sog,   holographisches    Testament)    ein* 

I  gefiibrt  hat.  *)    Dadurch  ist  u.  a,  jetzt  die  Ab* 

I  fionde flieh keit  in  das  Gesetx  hineingekommeuT 
itJt  swar  für  ein  8  c  b  e  n  k  n  n  g  s  t  e  r  s  p  r  e  c  b  e  n 
Hüter  Lebenden  g^emäO  §518  die  gericht- 
liche oder  notarielle  Beurkundung  erforderlich 
ist,  daß  aber  ein  Schenknut^j^Tersp reeben  von 
tüdeswegen^  für  welches  an  und  für  sich 
viel  grüliere  Kautelen  erforderlich  gewesen  wären, 
in  p  ri  vatschrif  tlicher  Forin  rechtsgliitig 
iiliijv  Leihen  werden  kann.  ^  2301  Aha.  1  in  Ver- 
bindung mit  §  2231  des  BGB. 

0  e  ff  e  n  1 1  i  c  h  e  B  e  g  1  a  n  b  i  g  u  n  g  d  e  r  U  n  - 
terschrift  durch  die  Kustündige  Behörde  oder 
den  zuständigen  Bearateu  oder' Notar  verlangt 
das  GB.  in  den  FäUeu  der  §§  371,  409,  411, 
ll,=>5,  i:i42.  1491,  1492,  1560,  lö77,  1597,  1662. 
1T06  und  1945.  M 

Gerichtliche  oder  notarielle  Beur- 
kundung, die  ^^emiLÜ  |  12S  selbst  bei  Ver- 
trä^n  in  der  Weise  erfolgen  kann,  daß  zu- 
iiädast  die  Erklärung  des  einen  und  davon  ganz 
gctgondert  (sei  es  Wirtlich,  sei  es  zeitlich)  die  £r- 

M  Minderjährig-e  oder  des  Schriftlesens  un- 
kundige Personen  koimeu  ein  Testament  in  or- 
dentlicher Form  nur  vor  einem  Richter  oder 
Notar  errichten- 

*1  In  den  Fttlleu  der  §§  1035,  1372,  1528 
-künneu  die  Beteili|j:ten  öffentliche  Beglau- 
iiigung  der  Unterschnft  verlangen. 


klärung  dei  anderen  Teil  ei  gerichtlich  oder  no^ 
tarielj  benrkundet  wird,  ist  vorireBcbriebm)  m 
den  Fällen  der  |S  (81  Ab«.  2)  ;-ill,  312,  BIS, 
518,  873,  877,  1491  Abs,  2.  1501,  1516,  1517, 
17aj,  1748  Abs.  3,  2a^3,  22BI  in  Verbindung 
mit  2^3H  u.  2247,  2291  Abs.  2,  2296  Abs.  2, 
234S,  2352,  2371.  Als  besonder»  wichtige  Neue- 
rung ist  hervorzuheben ,  daß  die  Verträge, 
mittels  deren  jemand  das  Eigentum  an  einem 
Grundstück  zn  übertragen  oder  ein  dinglkhes 
Recht  au  einem  solchen  zu  bestellen  sicli  ver- 
pflichtet, nur  dann  rechtswirksam  sind,  wenn 
aie  gerichtlich  oder  notariell  beurkundet  worden> 
D  i  e  E  r  r  i  c  h  t  n  n  g  e  i  n  e  s  G  e  s  c  h  ä  f  t  ^  vor 
Gericht  oder  Notar  be z w*  vor  dem 
G  rund  buch  am  t  bei  gleichzeitiger  An- 
wesenheit beider  Teile  ist  geboten  laden 
Fallen  der  gsi  925,  1015,  1371,  1131,  1434.  1750, 
1770,  2276,  2290. 

c)  Von  besonderer  w^irtscbaftlieher  Bedeut 
ist  endlich  noch  die  Verjährungslehre,  in 
sofern  als  sie  geeignet  ist,   durch  Anfj^tellnng" 
kurzer    Verjährungsfristen    dem    wirtschafrlieli 
verderblichen     Bor^s^vstem    Schränken    zu 
setzen.    In  dieser  Htosicht  hat  nun  das  Gesetz 
nicht  nur  an  den  hewithrten  Vorschriften  de«j 
preußischen  Recht.s  festgehalten,  insofern  e^  fäf  J 
die  im  Verkehrslebeu  bauflgsten  Ansprüche  di© 
kurze  zweijährige  Verjäbrungsfrist  einführt,  so 
daß  also   die  acbeinbare,   eine  30^jährige   \'er- 
jöhruDgsfriiit    fej3tsetzenile   Regel  Vorschrift    daii 
§  1^5  praktiscb  nud  statistisch  die  Au  f^ti  n  hüii 
bildet;   es  bat  vielmehr,   darüber  himv  1. 
för  eine  Reihe  praktiscb  sehr  bedeuisu; 
eine    bisher    3(>jäbrige    Vernibmnijsfnit    ae 

greuüisdien   Rediis  mit  Recht  auf  4  Jafarfl^ 
erabgeaetzt.  Ansprüche  der  Fabrikanten,  Kanf- 
leute  und  Handwerker  verjühren   »iimlit'b  nach 
preullischem  Recht   im   allgemeiueu   zwar   in 
Jahren;    von    diesem    Grundsatz    ließ    dasselbe] 
aber  die  bedeutsame  Ausnahme' zu,  daß,   weiinj 
die  Leistung  in  bezug  auf  den  Gewerbi^boi 
trieb  des  Schuldners  erfolgt  ist,  die  gewöhn» 
liehe    30 -jähr ige    Verjährung    Platz    greift. 
Dieser  Verjährungsfrist  unterlagen  also  bis  zum 
L/I.  liÄ)Ü  alle  Forderungen  der  Fabrikanten  und 
Grollkaufleute  gegen  den  sog.  Detaillisten  und 
Handwerker  aus  dem  geschäftlichen  Verkeliri 
ein  Umstand,  der  sicherlich  nicht   wenig  dazu] 
beitrug,  das  für  das  Gedeihen  des  Mittelstände 
geradezu  schädliche  „Borpjstem"  aufrecht 
erhalten.    Indem  nun  das  BGB.  diese  3a-J/ihr?if«| 
Frist  durch  eine  v  i  e  r  j  ab  r  i  g e  * )  V*. « 
frist  ersetzt,   wird  es  auch  auf  eine  i.  ■ 

kung  jenes  verderbliehen  ,, Borgs jsrems''  förder- 
lich einwirken. 

Auch  im  übrigen  ist  die  ffanze  Verjilhrungi^J 
lehre  sorgfähig,   klar  und  konsequent   ausire 
bildet,  so  (laß  sich  ihre  vorteilhafte  Einwirkung 
auf  das  Verkehrs-  und  Wirtschaftsleben  sicher- f 
lieh  schon  recht  bald  geltend  machen  wird, 

d)  Den  Interessen  des  Verkehrs  nach  einer 
anderen  Richtung,  nämlich  nach  der  Seite  der 
Redlichkeit,  dient  der  gegen  den  Wucher  ge- 
richtete §  138j  welcher  nicht  bloß  den  Geld- 
wucber,  sondern  jeden  Wucher,  insbesonderftj 
auch  den  Sachwucher  trifft,  indem  er  jedef' 


^)  Ea  lü  bedauerlich ,  daß  man  aueli  fdf 
diesen  Fall  nicht  tine  zweijährige  Friat  fest* 
gesetet  htt. 
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einzelne  Rechtsgeschäft  für  nichtig  erklärt, 
..durch  das  jemand  unter  Ausbeutung  der  Not- 
lage, des  Leichtsinns  oder  der  Unerfahrenheit 
eines  anderen  sich  oder  einem  Dritten  für  eine 
Leistung  Vermögensvorteile   versprechen   oder 

Sewähren  läüt,  welche  den  Wert  der  Leistung 
ergestalt  übersteigen,  da£  den  Umständen  nach 
die  Vermögensy orteile  in  auffälligem  Mißver- 
hlUtnisse  zu  der  Leistung  stehen''. 

3.  Recht  der  Schuldverhältnisse. 
a)  Auch  in  dem  Recht  der  Schuldverhältnisse 
hat  das  Gesetz  es  sich  angelegen  sein  lassen, 
Schutz  und  Sicherung  des  redlichen 
Verkehrs  herbeizuführen  und  deshalb  zwar 
einerseits  den  Schuldner  zur  prompten  und-  ge- 
wissenhaften Erfüllung  seiner  Verpflichtungen 
angehalten,  andererseits  aber  Vorsorge  getroffen, 
daS  der  Gläubiger  seine  etwaige  wirtschaftlich 
überlegene  Stellung  nicht  zur  Bedrückung  des 
wirtschaftlich  schwächeren  Schuldners  ausbeuten 
kann,  a)  Demgemäß  soll  der  Schuldner  so  er- 
füllen, wie  „Treu  und  Glauben  mit  Rücksicht 
auf  die  Verkehrssitte  es  erfordern*^  (§  242)  und 
nicht  mittels  kleinlicher  chikanöser  Bemänge- 
lung der  Leistung  des  Geyers  sich  der  eigenen 
Leistungspflicht  zu  entziehen  suchen  (§  320 
Abs.  2).  fi)  Andererseits  ist  die  Höhe  der  dem 
Gläubi^r  zustehenden  Verzugszinsen  den  heu- 
tigen VerkehrsYerhältnissen  entsprechend  auf 
4%  herab^setzt  und  ein  Zinseszinsanspruch 
im  allgemeinen  ebenso  unzulässig  wie  die  For- 
derung yon  Verzugszinsen  von  einem  Zinsan- 
sprach  (§§  248,  289).  Uebermäßig  hohe  Ver- 
tragsstrafen können  vom  Richter  aaf  einen  an- 
gemessenen Betrag  herabgesetzt  werden  (§  343). 
;•)  Der  Pfändung  nicht  unterworfene  Forde- 
rungen können  nicht  abgfetreten  werden; 
auch  findet  eine  Aufrechnung  gegen  die- 
selben nicht  statt  (§§  394,  400). 

b)  Von  den  einzelnen  Schuld  Verhältnissen 
sind  die  wirtschaftlich  bedeutsamsten  Neuerungen 
bei  der  Miete  und  beim  Dienstvertrage  einge- 
treten *). 

Der  durch  das  Gesetz  zur  allgemeinen  Geltung 
gelan^nde  Satz:  »Kauf  bricht  nicht  Miete^ 
enthält  für  viele  Teile  des  Deutschen  Reiches 
eine  wohltätige  Neuerung,  die  ebenso  den  Schutz 
der  wirtschaftlich  Schwächeren  bezweckt  wie 
die  fernere  Vorschrift,  daß  das  Pfandrecht  des 
Vermieters  sich  nur  auf  diejenigen  einge- 
brachten Sachen  des  Mieters  erstreckt,  die  der 
Pfändung  nicht  unterworfen  sind.    Dem 

fleichen   Zwecke  dient  die  Bestimmung,   daß 
er  Mieter   (ohne  Kündigung)    zur   sofortigen 
Aufhebung   des  Mietsverhältnisses  unter  allen 


*)  Eine  teilweise  juristische  Neuerung, 
die  aber  wirtschaftlich  nicht  von  erheblicher 
Tragweite  ist.  besteht  darin,  daß  der  Wett- 
vertra^  dem  Spielvertrag  vollständig  gleichge- 
stellt ist  (§  762).  Ebenso  ist  das  sog.  „üiffe- 
renzgeschäft"  als  ein  rechtsunverbindliches 
«Spiel"  charakterisiert  (§  7&4).  Diese  letztere 
Neuerung,  die  gegen  den  Wiaerspruch  der  Re- 
gierungen erst  durch  einen  Beschluß  des  Reichs- 
tages in  das  Gesetz  aufgenommen  ist,  kann 
aber  als  eine  „Verbesserung:"  nicht  bezeichnet 
werden.  Vgl.  darüber  „Differenzgeschäft  und 
Börsentermingeschäft  in  Gesetzgebung  und 
Rechtsprechung".  Berlin  1904.  Vgl.  hierüber 
auch  d.  Art.  „Spielverträge". 


Umständen  berechtigt  ist,  wenn  die  fernere  Be- 
nutzung der  Wohnung  die  Gesundheit  in  er- 
heblicher Weise  gefährdet  (§§  544,  549,  571). 

Von  ganz  erheblicher  praktischer  Tragweite 
und  Bedeutung  sind  die  Vorschriften  über  den 
Dienstvertrafi;,  dies  insbesondere  um  deswillen, 
weil  die  wichtigen  Vorschriften  der  §§  617—619 
auch  auf  das  Gesinde  Verhältnis  Anwendung 
finden,  für  das  im  übrigen  die  landesrechtlichen 
Vorschriften  in  Kraft  bleiben  (Art.  95  EG.). 
Nach  §  618  hat  nämlich  der  Dienstherr  Räume, 
Vorrichtungen  oder  Gerätschaften  so  einzurichten 
und  zu  unterhalten  und  Dienstleistungen  so  zu 
regeln,  daß  der  Dienstverpflichtete  gegen  Ge- 
fahr für  Leben  und  Gesundheit  soweit  geschützt 
ist,  als  die  Natur  der  Dienstleistung  dies  ge- 
stattet. Femer  muß  er  zugunsten  der  in  seine 
häusliche  Gemeinschaft  aufgenommenen  Dienst- 
verpflichteten, (was  bei  Gesinde  stets  der  Fall), 
diejenigen  Einrichtungen  und  A  nordungen 
treffen,  die  mit  Rücksicht  auf  die  Gesundheit, 
die  Sittlichkeit  und  die  Religion  des  Verpflich- 
teten erforderlich  sind.  Jeder  Verstoß  gegen 
diese  Vorschriften  macht  den  Dienstherm  nach 
den  Bestimmungen  über  unerlaubte  Handlungen 
schadensersatzpflichtig.  Man  denke  nun  an  die 
kleinbäuerlichen  ländlichen  Verhältnisse,  in 
denen  sicherlich  mancherlei  gesundheitsgefähr- 
dende Einrichtungen  (mangelhafte  Einrichtung 
der  Treppen,  mangelhafte  Beleuchtung,  enge, 
ungesunde  Schlaf  räume)  existieren.  Soll  nun 
der  kleine  Grundbesitzer,  der  alle  diese  mangel- 
haften Einrichtungen  mit  seinem  Gesinde  teilt, 
für  jeden  diesem  infolge  solcher  Mängel  zu- 
stoßenden Schaden  persönlich  haftbar  sein,  so 
wird  dies  nicht  selten  seinen  ökonomischen  Ruin 
zur  Folge  haben,  dem  er  nicht  einmal  durch 
Besserung^  der  Einrichtungen  vorbeugen  kann, 
da  ihm  hierzu  die  Mittel  fehlen. 

Neuerungen  zugunsten  des  Dienstverpflich- 
teten enthalten  femer  die  §§  616,  629  und  630; 
nach  §  616  wird  dieser  des  Anspruchs  auf  den 
Lohn  nicht  dadurch  verlustig^  daß  er  für  eine 
verhältnismäßig  nicht  erhebliche  Zeit  durch 
einen  in  seiner  Person  liegenden  Grund  ohne 
sein  Verschulden  (z.  B.  durch  Krankheit,  mili- 
tärische Uebung)  an  der  Dienstleistung  ver- 
hindert wird. 

c)  In  der  Lehre  vom  Schadensersatz  hat  das 
BGB.  sowohl  hinsichtlich  der  Haftung  für 
Dritte  wie  hinsichtlich  der  Fälle  und  des  Um- 
fangs  der  Haftung  die  ziemlich  engherzigen 
Grundsätze  des  gemeinen  Rechts  nicht  anc^e- 
nommen,  vielmehr  im  wesentlichen  sich  auf  den 
der  heutigen  Anschauung  entsprechenden  Stand- 
punkt des  französischen  Rechts  gestellt,  das  eine 
sehr  weitgehende  HaftunjBT  festsetzt  (§§823—853). 

4.  Sachenrecht.  Das  Sachenrecht  ist  im 
wesentlichen  nach  deutschrechtlichen  Grund- 
sätzen geregelt :  das  Immobiliarsachenrecht  steht 
unter  der  Herrschaft  des  Grundbuchsystems^ 
das  Mobiliarsachenrecht  wird  von  dem  deutsch- 
rechtlichen Grundsatz  beherrscht:  „Hand  muß 
Hand  wahren".  —  Wegen  der  Lehre  vom  „Be- 
sitz" und  vom  „Eigentum"  vgl.  Artt.  „Besitz" 
(oben  S.  432  f^.),  „Eigentum". 

Von  dinglichen  Rechten  an  fremder  Sache 
kennt  das  BGB.  nur  das  „Erbbaurecht'',  die 
„Dienstbarkeiten"  (nnd  zwar  als  solche:  Grund- 
dienstbarkeiten, Nießbrauch  und  beschränkte 
persönliche   Dienstbarkeiten),    das    „Vorkaufs- 
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recht",  die  ,,Real]asten'^  nnd  das  ,,Pfandrecht". 
Des  Ausdruckes  ^.Pfandrecht"  bedient  sich  das 
BGB.  nur  zur  Bezeichnung  des  Pfandrechts  an 
„beweglichen  Sachen"  und  an  „Rechten",  wo- 
:eg^n  es  das  Pfandrecht  an  unbeweglichen 
lachen  nur  unter  den  Bezeichnungen  „Hypo- 
thek", „Grundschuld",  „Kentenschuld"  kennt. 
Während  die  Hypothek  ein  Pfandrecht  an  einem 
Grundstücke  darstellt,  das  zur  Sicherung  einer 
persönlichen  Forderung  dient,  liegt  der 
Grundschuld  die  Sicherung  einer  derartigen 
persönlichen  Forderung  nicht  zugrunde;  sie  be- 
zweckt vielmehr  bloU  die  Herstellunjgf  einer 
dinglichen  Haftung  für  die  Zahlung  einer  be- 
stimmten Geldsumme  aus  einem  Grundstücke 
^rundwechsel).  Die  Kentenschuld  ist  eine 
^rundschuld,  die  die  Sicherst«llung  der  Zahlung 
einer  in  bestimmten  regelmäßig  wiederkehrenden 
Terminen  zu  entrichtenden  Geldsumme  (Rente) 
aus  dem  Grundstücke  bezweckt. 

Hervorzuheben  ist,  daß  zur  Begründunj?  aller 
vorerwähnten  dinglichen  Rechte  an  Grund- 
stücken (insbesondere  auch,  was  z.  B.  für  Preu- 
ßen neu  ist,  der  Entstehung  von  Grunddienst- 
barkeiten] die  Eintragung  in  das  Grund- 
buch erforderlich  ist,  und  daß  auch  sonstige 
Rechtsveränderungen  an  diesen  Rechten  in  der 
Regel  —  (Ausnahmen  enthalten  die  §§  1028, 
1154, 1192,  1199, 1287)  —  nur  durch  Eintragung 
in  das  Grundbuch  bewirkt  werden  können. 

5.  Familienrecht,  a)  Persönliches 
Eherecht  Dies  entspricht  im  allgemeinen 
dem  bisherigen  Recht.    Nur  die  Ehescheidungs- 

f  runde  sind  eigenartig  und  zum  Teil  in  neuer 
assung  aufgestellt.    Als  Ehescheidungsgründe 
läßt  das  Gesetz  nur  folgende  zu: 

«)  Ehebruch,  Doppelehe  und  widernatürliche 
Unzucht;  fi)  Lebensnachstellun^ ;  /)  bösliche 
Yerlassung;  Ö)  unheilbare  Geisteskrankheit; 
£)  schwere  Verletzung  der  durch  die  Ehe  be- 

f rundeten  Pflichten,  insbesondere  grobe  Miß- 
andlung  oder  ehrloses  oder  unsittliches  Ver- 
halten, wenn  dadurch  eine  so  tiefe  Zerrüttung 
des  ehelichen  Verhältnisses  verschuldet  wird, 
daß  dem  nichtschuldigen  Ehegatten  die  Fort- 
setzung der  Ehe  nicht  zugemutet  werden  kann. 
—  Zu  beachten  ist,  daß  der  zur  Ehescheidungs- 
klage berechtigte  Ehegatte  an  deren  Stelle  auch 
auf  „Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft" 
(Trennung  von  Tisch  und  Bett)  klagen  kann. 
b)  Eheliches  Güterrecht.  Das  BGB. 
kennt  nur  ein  ordentliches  gesetzliches 
eheliches  Güterrechtssystem,  das  System  der 
sog.  ,.Verwaltungsgemeinschafr',  an 
dessen  Stelle  in  einzelnen  Ausnahmefällen  als 
sog.  außerordentliches  gesetzliches  Güter- 
recht das  System  der  Gütertrennung  Platz 
greift.  Nach  dem  System  der  „Verwaltungs- 
gemeinschaft" bleibt  das  Vermögen  der  Ehe- 
gatten grundsätzlich  getrennt;  nur  erhält  der 
Ehemann  au  dem  „eingebrachten  Gut"  der  I^>au 
«in  umfassendes  Verwaltungs-  und  Nießbrauchs- 
recht (j.Nutjsnießung"),  welch  letzteres  über  die 
Befugnisse  des  gewöhnlichen  Nießbrauchers  hin- 
ausgeht. 

Zum  „eingebrachten  Gut"  gehört  alles  Ver- 
mögen der  Frau,  das  sie  zur  Zeit  der  Ehe- 
schließung besitzt  oder  während  der  Ehe  unter 
irgend  welchem  Rechtstitel  erwirbt  —  mit  Aus- 
schluß des  sog.  „Vorbehaltsguts",  welch  letzteres 
im  „freien"*  Eigentum  der  Frau  verbleibt,  d.  h. 


der  Verwaltung  und  Nutznießung  des  Mannes 
nicht  unterworfen  ist.  Vorbehalts^t  sind  nun : 
a)  die  ausschließlich  zum  persönlichen  Gebrauch 
der  Frau  bestimmten  Sachen;  ß)  alles,  was  die 
Frau  durch  ihre  Arbeit  oder  den  selbständigen 
Betrieb  eines  Erwerbsgeschäfts  erwirbt ;  /)  alles, 
was  durch  Ehevertrag  für  Vorbehaltsgnt  erklärt 
ist;  S)  aller  unentgeltliche  Erwerb  unter  Leben- 
den sowie  alle  Zuwendungen  von  Todeswegen, 
sofern  der  Zuwendende  ausdrücklich  bestimmt 
hat,  daß  der  Erwerb  Vorbehaltsgnt  sein  soll; 
e)  alles,  was  die  Frau  auf  Grund  eines  zu  ihrem 
Vorbehalts^t  ^hörenden  Rechts  oder  eines 
sich  darauf  beziehenden  Rechtsgeschäfts  oder 
als  Ersatz  für  Vorbehaltsgnt  erwirbt. 

Im  rechts&^eschäf tlichen  Verkehr  mit 
Dritten,  nicht  aber  dann,  wenn  der  Dritte  eine 
Zwangsvollstreckung  betreibt,  gilt  das  Vorbe- 
haltsgut als  solches  nur  dann,  wenn  diese 
Eigenschaft  in  dem  bei  dem  zuständigen  Amts- 
gericht geführten  „Güterrechtsregister"  einge- 
tragen ist  oder  dem  Dritten  bekannt  war. 

Statt  des  ordentlichen  gesetzlichen  Güter- 
rechts kann  durch  einen  entweder  vor  oder 
während  der  Ehe  errichteten  Ehevertrag*)  der 
„Güterstand"  der  Eheleute  jederzeit  ver- 
tragsmäßig geregelt  werden,  und  zwar  ent- 
weder durch  Einführung  des  Systems  der 
„Gütertrennung"  oder  eines  der  vertragsmäßigen 
Güterstände  des  BGB.  (allgemeine  Gütergemein- 
schaft, Errungenschaftsgemeinschaft,  Fahmis- 
gemeinschaft).  Auch  ist  es  statthaft,  durch  be- 
sondere Vereinbarungen  die  gesetzlichen  oder 
einen  der  vertragsmäßigen  Güterstände  in  ein- 
zelnen Punkten  zu  modifizieren.  Dieser  großen 
Rechtsgebieten  früher  unbekannte  Wechsel 
des  Güterstandes  während  bestehender  Ehe  wird 
nicht  selten  «ron  böswilligen  Schuldnern  zur 
Schädigung  der  Gläubiger  benutzt.  Im  rechts- 
geschäftlichen Verkehr  mit  Dritten  erlangen 
derartige  vertragsmäßige  Festsetzunfi^en  der 
Eheleute  über  den  Güterstand  nur  in  derselben 
Weise  Rechtswirksamkeit  wie  die  Vorbehalts- 
^utseigenschaft,  wodurch  aber  eine  Schädigung 
der  Gläubiger  nicht  vermieden  wird. 

c)RechtsverhältniszwischenEltern 
und  Kindern.  Als  bedeutsamste  Neuerung  auf 
diesem  Gebiete  ist  die  Ersetzung  der  väter- 
lichen Gewalt  durch  eine  elterliche  Gewalt 
hervorzuheben.  Leben  beide  Eltern  noch,  so 
hat  in  der  Regel  der  Vater  ausschließlich  das 
Recht  und  die  Pflicht,  für  das  Vermögen  des 
Kindes  zu  sorgen  und  dasselbe  zu  vertreten: 
die  Sorge  für  die  Person  des  Kindes  liegt 
beiden  Eltern  gemeinschaftlich  ob,  jedoch  der- 
gestalt, daß  bei  Meinungsverschiedenheiten  die 
Meinung  des  Vaters  vorgeht.  Ist  der  Vater 
tot  oder  an  der  Ausübung  der  elterlichen  Ge- 
walt aus  tatsächlichen  oder  rechtlichen  Gründen 
verhindert,  so  steht  der  Mutter  allein  die  Sorge 
für  die  Person  und  das  Vermögen  des  Kindes 
und  dessen  Vertretung  zu ;  doch  kann  der  Mutter 
unter  gewissen  Voraussetzunfipen,  insbesondere 
auf  ihren  Antrag,  ein  Beistand  bestellt  werden, 
der  sie  je  nach  Lage  des  Einzelfalles  bei  Aus- 
übung der  elterlichen  Gewalt  zu  unterstützen 
und  zu  überwachen  hat. 


*)  Der  bei  jzleichzeitig:er  Anwesen- 
heit beider  Teile  gerichtlich  oder  notariell 
abgeschlossen  werden  muß. 
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Die  elterliche  Gewalt  dauert  nnr  bis  zur 
Volljährigkeit  des  Kindes;  sie  erlischt  aber 
auch  während  der  Minderjährigkeit  des  Kindes 
nicht  durch  Verheiratung  des  Kindes,  Ein- 
richtung einer  selbständigen  Wirtschaft  u.  d^l. 

Die  Stellung  der  unehelichen  Kinder  ist  im 
allgemeinen  den  Vorschriften  des  gemeinen  und 
preußischen  Rechts  entsprechend  geregelt-  dem 
außerehelichen  Schwängerer  steht  jedoch  ledig- 
lich die  Einrede  der  mehreren  Beischläfer  zu, 
die  aber  wegfällt,  wenn  er  nach  der  Geburt  des 
Kindes  seine  Vaterschaft  in  einer  öffentlichen 
Urkunde  anerkannt  hat 

d)  Das  sehr  sorgfältig  behandelte  Vormund- 
schaftsreeht  ist  im  wesentlichen  in  Anlehnung 
an  die  bewährten  Grundsätze  der  preußischen 
Vormundschaftsordnung  vom  o./VII.  1875  auf- 
gebaut 

6)  Erbrecht    Siehe  den  Art  „Erbrecht". 

7)  Umfang  der  Geltung  des  BGB. 

a)  Das  BGB.  ist  mit  dem  l./I.  1900  inner- 
halb des  gesamten  Reichsgebiets  in  Kraft  ge- 
treten. Jedoch  enthalten  die  Uebergangsvor- 
«chriften  des  Einführungsgesetzes  (Artt.  153 — 
218)  eine  Reihe  Ton  Bestimmungen,  vermöge 
deren  auf  die  an  und  für  sich  durch  das  BGh. 
geregelten  Rechtsverhältnisse  auch  nach  dem 
l./I.  1900  das  bisherige  Recht  anzuwenden 
ist.  Derartige  RechtsTerhältnisse  lassen  sich  am 
besten  als  „Dauerverhältnisse"  bezeichnen. 

So  z.  B.  bleiben  nach  Art.  210  die  bisherigen 
Vormünder  im  Amte  *) ;  so  werden  die  erbrecht- 
lichen Verhältnisse  nach  dem  bisherigen  Recht 
beurteilt,  wenn  der  Erblasser  vor  dem  l./I.  1900 
gestorben  ist;  endlich  bleiben  auch  für  die  vor 
diesem  Zeitpunkt  geschlossenen  Ehen  die  bis- 
herifiren  güterrechtlichen  Vorschriften  mit  der 
Maßgabe  in  Kraft,  daß  durch  Ehe  vertrag 
unter  allen  Umständen  eine  nach  den  Vor- 
fichriften  des  BGB.  zulässige  Regelung  des 
Gttterstandes  getroffen  werden  kann. 

b)  In  bezug  auf  die  räumliche  Herrschaft 
des  BGB.  sind  in  den  Artt  7—31  des  Ein- 
führungsgesetzes eine  Reihe  von  Vorschriften 
getroffen,  welche  in  dieser  Hinsicht  (also  in  be- 
zog auf  das  sog.  „internationale  Privatrecht") 
das  Erforderliche  anordnen.  In  Abweichung 
von  der  bisher  herrschenden  gemeinrechtlichen 
Lehre  ist  für  die  Entscheidung  mancher  Fragen 
(z.  B.  der  Geschäftsfähigkeit,  des  GUterstandes), 
im  allgemeinen  nicht  das  am  Wohnsitze  der 
Person  geltende  Recht,  sondern  das  Recht  des- 
jenigen Staates  maßgebend,  dem  die  Person  an- 
gehört (sog.  „Nationalitätsprinzip"). 

c)  Das  BGB.  ist  zwar  an  und  für  sich  eine 
umfassende  Kodifikation  des  Privatrechts;  gleich- 
wohl bleiben  aber  neben  demselben  eine  Reihe 
von  anderweiten  privatrechtlichen  Vor- 
schriften in  Kraft. 

n)  In  Kraft  bleiben  die  bestehenden  privat- 
rechtlichen Vorschriften  der  Reichsgesetze, 
soweit  nicht  aus  dem  BGB.  selbst*)  oder  aus 


')  Lebt  jedoch  die  zur  Ausübung  der  elter- 
lichen Gewalt  berechtigte  Mutter  des  Mündels 
am  l./I.  1900,  so  erlischt  das  Amt  des  bisherigen 
Vormundes  als  solchen.    Artt.  203,  205  BG. 

*)  Vgl.  hierzu  Neukamp:  „Das  Verhältnis 
des  BGB.  zur  Reichsgewerbeordnung",  im  Ver- 
waltungsarchiv Bd.  ö  S.  209  ff. ,  insbesondere 
S.  213». 
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dem  Einführungsgesetz  ^)  sich  deren  Aufhebung 
ergibt. 

ß)  In  Kraft  bleiben  femer  alle  privatrecht- 
lichen Vorschriften,  deren  Aufrechterhaltung  in 
den  Artt.  56—152  EG.  ausdrücklich  angeordnet  ist. 

Dazu  gehören  besonders  die  in  Staatsverträgen 
enthaltenen  privatrechtlichen  Bestimmungen,  so- 
fern diese  Verträge  seitens  eines  Bundesstaates 
mit  einem  ausländischen  Staate  vor  Inkrafttreten 
des  BGB.  geschlossen  sind ;  femer  zählen  hierhin 
die  in  den  Landesgesetzen  und  den  Hausver- 
fassun&^en  enthaltenen  privatrechtlichen  Normen, 
die  sich  auf  die  Landesherren  oder  die  Mitglieder 
der  landesherrlichen  Familien  oder  die  Mitglieder 
des  vormaligen  Hannoverschen  Königshauses,  des 
vormaligen  Kurhessischen,  des  vormaligen  Her- 
zoglich Nassauischen  Fürstenhauses  ^er  der 
Fürstlichen  Familie  Hohenzollem  beziehen.^ 

Von  den  sonstigen  privatrechtlichen  Vor- 
schriften des  Landesrechts,  die  im  allgemeinen 
gemäß  Art.  55  EG.  durch  das  BGB.  aufgehoben 
werden,  sind  nur  solche  ausdrücklich  aufrecht 
erhalten,  die  entweder  besonders  geartete  Ma- 
terien regeln  (z.  B.  Fideikommisse ,  Lehen, 
Rentengüter,  Gesinde-,  Erbpach^,  Büdner-, 
Häusler-,  Anerbenrecht;  Wasser-,  FlöDerci-, 
Mühlen-,  Deich-  und  Sielrecht ;  Bergrecht,  Jagd- 
und  Fischereirecht  uswj,  oder  die  in  einem  mehr 
oder  weniger  engen  Zusammenhang  mit  dem 
durch  das  BGB.  grundsätzlich  nicht  betroffenen 
öffentlichen  Recht  der  einzelnen  Bundes- 
staaten stehen  (z.  B.  die  Vorschriften  über  Re- 
galien, über  Ersatzpflicht  des  Staates  und  der 
öffentlichen  Körperschaften  für  die  von  ihren 
Beamten  in  Ausübung  öffentlicher  Gewalt 
zugefügten  Schäden,  über  Gehalts-  und  Pensions- 
ansprüche der  Beamten.  Geistlichen  und  Lehrer, 
über  Erwerbsbeschränkungen  der  sog.  toten 
Hand,  Enteignung  u.  dgl). ') 

4.  Würdij^ng  und  kritische  Betrach- 
tung. 1.  Bei  der  Beurteilung  des  Wertes 
und  der  Bedeutung  des  BGB.  ist  in  erster 
Linie  der  früher  geltende  Rechtszustand 
zur  Vergleiehung  heranzuziehen.  In  dieser 
Hinsicht  fällt  nun  schon  zugunsten  des 
BGB.  —  ohne  Rücksicht  auf  dessen  Inhalt 
und  materiellen  oder  technischen  Wert  — 
ranz  erheblich  ins  Gewicht,  daß  es  die 
Buntscheckigkeit  des  Rechtszuslandes,  die 
in  dem  Gebiete  des  Privatrechts  in  Deutsch- 
land bis  zum  l./I.  1900  herrschte  und  ein 
trauriges  Abbild,  gewissermaßen  eine  letzte 
Reminiszenz  der  ehemaligen  trostlosen  poli- 
tischen Zerrissenheit  bildete,  zum  größten 
Teil  beseitigt  hat.  An  Stelle  der  6  (oder 
gar  7)  größeren  Rechtssysieme  (gemeines 
Recht,  Preußisches  Allgemeines  Landrecht, 
Sächsisches  BG.,  Französisches  Recht  [zer- 
fallend in  Rheinisches  und  Badisches  Recht], 
Dänisches  Recht  und  Oesterreichisches  All- 
gemeines BG.),  die  überdies  noch  durch  40 

»)  Vgl.  z.  B.  Artt.  37,  38,  39,  40,  41,  42  BG. 

*)  Aehnliche  Vorbehalte  enthält  Art.  58 
EBGB.  zugunsten  des  hohen  Adels  und  ge- 
wisser Familien  des  landsässigen  Adels. 

')  Die  meisten  dieser  Sonder^ebiete  sind  in  be- 
I  sondereu  Artikeln  dieses  Wörterbuches  besprochen. 
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verschiedene  größere  und  viele  kleinere 
Partikularrechtssysteme  durchbrochen  waren, 
regelt  jetzt  ein  einheitliches  BG.  die  Privat- 
rechtsverhältnisse innerhalb  des  ganzen 
DeutschenReiches  im  wesentlichen  einheitlich. 
Damit  gelangt  die  politische  Einigung  des 
deutschen  Volkes  erst  zu  voller  Bedeutung 
undWirksamkeit.  Es  läßt  sich  nicht  verkennen, 
daß  der  große  wirtschaftliche  Aufschwung, 
dessen  sich  Deutschland  seit  der  Mitte  der 
fünfziger  Jahre  des  vorigen  .lahrhunderts 
zu  ertreuen  hat  und  der  noch  fortwährend 
im  Steigen  begriifen  ist,  so  daß  es  jetzt 
schon  dem  größten  Handels-  und  Industrie- 
staate der  Welt,  dem  englischen  Volke,  eine 
dieses  lebhaft  beunruhigende  Konkurrenz 
auf  dem  Weltmarkte  bereitet  —  es  läßt 
sich  nicht  verkennen,  daß  dieser  Auf- 
schwung nicht  bloß  der  politischen  Einigung 
des  deutschen  Volkes,  sondern  auch  der 
Einheit  auf  dem  wirtschaftlichen  und  Rechts- 
gebiete, insbesondere  im  Zoll-,  »Münz-,  Maß- 
undGewichtswesen,  im  Handels-  undWechsel- 
recht  und  im  Prozeßverfahren  in  erhebUchem 
Maße  zu  danken  ist.  Diese  Vorteile  und 
dankenswerten  Folgen  eines  einheitlichen 
Re  c  h  t  e  s  müssen  in  noch  bedeutend  erhöhtem 
Maße  zutage  treten,  nachdem  die  große 
Masse  aller  für  die  wirtschaftlichen  Verhält- 
nisse eines  Volkes  so  überaus  bedeutsamen 
Privatrechtsnormen  eine  für  das  ganze  Reich 
einheitliche  Geltung  erlangt  haben.  —  Neben 
diesen  wirtschaftlichen  Vorteilen  —  und 
noch  höher  als  diese  zu  veransclüagen  — 
fällt  aber  zugunsten  des  BGB.  noch  der 
politische  Gesichtspunkt  ins  Gewicht,  daß 
es  ein  neues  festes  Einheitsband  um  die 
deutschen  Stämme  schlingt,  die  ihrer  ganzen 
Veranlagimg  und  geschichtlichen  Entwicke- 
lung  gemäß  nur  zu  sehr  geneigt  sind,  in 
den  alten  Fehler  des  Partikularismus  zu 
verfallen. 

Diese  Erwägungen  allein  schon  recht- 
fertigen es,  die  Schöpfung  des  BGH.  als 
eine  große  nationale  Tat  aufs  freudigste  zu 
begrüßen,  selbst  wenn  dessen  Inhalt  zu 
erheblichen  sachlichen  Ausstellungen 
Anlaß  geben  sollte. 

2.  Solche  Ausstellungen  schwerwiegender 
Natur  sind  aber  gegen  das  GH.  nicht  zu 
erheben. 

Seine  Sprache  wird  fast  allgemein  als 
eine  mustergültige  anerkannt  und  vielfach 
amtlich  als  nachahmenswertes  Beispiel  von 
Klarheit  nnd  Kürze  empfohlen.  Daß  es 
auch  im  übrigen  in  t  e  c  h  n  i  s  c  h  e r  H  i  n  s  i  c  h  t 
einen  hohen  Grad  der  Vollendung  erreicht 
hat,  >\ird  neuerdings  in  überwiegendem 
Maße  zugegeben. 

Auch  der  materiell  e  Inhalt  seiner 
Vorschriften  erlangt  und  veitlient  im  großen 
und  ganzen  rückhaltlose  Billigung.  Das 
„Recht    der    Schuldverhältnisse''    und    das 


„Sachenrecht"  tragen  dem  Zwecke  dieser 
Normen,  dem  Verkehr  zu  dienen,  in  aus- 
reichendem Maße  durch  Förderung  der 
Verkehrssicherheit,  durch  klare  und  einfache 
und  meist  nicht  allzuschwer  verständliche 
Vorschriften  ausreichend  Rechnung,  wobei 
man  allerdings  die  gänzlich  verfehlte  For- 
derung einer  „volkstümlichen,  auch  dem 
Laien  ohne  weiteres  verständlichen  Aus- 
drucksweise" ^)  nicht  erheben  darf.  Auch 
entsprechen  diese  Vorschriften  ebensowohl 
wie  die  familienrechtlichen  Normen  und 
die  erbrechtlichen  Bestimmungen  im  wesent- 
lichen den  heutigen  ethischen  Anschauungen 
des  deutschen  Volkes. 

Sehr  große  Anfordenmgen  stellt  das  GB. 
an  den  Richter:  die  Erforschung  des  wirk- 
lichen Willens,  welche  §  133  vorschreibt, 
die  mehrfach  gebotene  Berücksichtigung  von 
Treu  und  Glauben  (vgl.  z.  B.  §§  157,  242, 320), 
die  Anwendung  des  Wucherparagraphen,  das 
Recht,  Vertragsstrafen  zu  ermäßigen,  er- 
heischen eine  sorgfältige  Abwägung  aller  in 
Betracht  kommenden  Interessen  und  eine 
umfassende  Kenntnis  aller  einschlägigen 
Verkehrsverliältnisse.  Das  in  so  weitem 
Maße  Platz  greifende  richterliche  Ermessen 
zwingt  zur  gewissenhaftesten  Prüfung  aller 
Umstände  des  Einzelfalles  und  zur  sorg- 
fältigsten Begründung  der  getroffenen  Ent- 
sclieidung,  wenn  diese  nicht  wenigstens  den 
Schein  der  Willkür  hervorrufen  soll. 

Es  soll  nicht  verschwiegen  werden,  daft 
das  GB.  in  dem  Bestreben,  alle  Fälle  zu 
regeln,  eine  Reihe  von  Bestimmungen  enthält, 
die  bei  der  praktischen  Anwendung  Schwierig- 
keiten bereiten.  Ich  nenne  in  dieser  Hinsicht 
z.  B.  die  Vorschriften  der  §§  90,  313,  326, 
826,   831,   833,    1377    Abs.  2   und    1967 -). 


*)  Als  verfehlt  bezeichne  ich  eine  solche  For- 
derung um  deswillen,  weil  es  bei  der  immer 
weiter  fortschreitenden  Arbeitsteilung  ein  ganz 
vergebliches  Bemühen  ist,  die  Wissensgebiete 
der  großen  Masse  in  umfassender  Weise  zugäng- 
lich zu  machen.  —  Die  Forderung  eines  gemein- 
verständlichen Privatgesetzbnchs^  das  auch  dem 
Laien  die  Beherrschung  des  Privatrechts  ohne 
weiteres  ermöglichen  könnte,  ist  um  nichts  besser, 
als  die  Bestrebungen  der  sog.  „Naturheilknn- 
difi^en",  die  Medizin  als  Wissenschaft  durch  die 
jedermann  verständliche  „Naturheilknnde"  zn 
ersetzen. 

*)  Ueber  die  Schwierigkeiten,  welche  §  90 
verursacht,  vgl.  man  meinen  Vortrafi":  „lieber 
die  wirtschaftlichen  Grundlagen  des  Kechts  in 
ihrer  entwicklungsgeschichtlichen  Bedeutung- 
(abgedr.  in  der  AUg.  Oesterr.  Gerichtszeitnng 
1903  Nr.  19  u.  20)  und  meinen  Aufsatz  in 
Holdheims  Monatsschrift  für  Handelsrecht  Bd.  14 
S.  1  ff. :  ..Finden  auf  den  Verkauf  von  Inhaber- 
aktien die  Vorschriften  der  §§  459  ff.  BGB., 
§§  377,  378  BGB.  oder  diejenigen  der  §§  437, 
438,  195  BGB.  Anwendung?  Zu  §  313  und 
dessen  Mängel,  vgl.  Verhandlungen  des  26.  d. 
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Die  Praxis  wird  sich  bemühen  müssen,  in 
diesen  und  ähnlichen  Fällen  durch  verstän- 
dige Auslegung  und  Anwendung  des  Gresetzes 
die  durch  eine  allzu  buchstäbliche  Inter- 
pretation hervortretenden  Härten  nach  Mög- 
lichkeit abzumildern  und  überall,  dem  Geiste 
des  GB.  entsprechend,  den  praktischen 
Bedürfnissen  des  Verkehrs  gerecht  zu  werden. 

Besonders  erfreulich  ist  es,  daß  der  am 
1.  I.  1900  erfolgte  üebergang  von  dem  alten 
in  den  neuen  Rechtszustand  sich  dank  der 
von  den  Einzelstaaten  sorgsam  ausgearbeiteten 
Ausführungsgesetze  (Preußen  v.  20.;IX.  1899 ; 
Bavern  v.  9./ VI.  1899;  Sachsen  v.  18./ VI. 
1898;  Württembergv.  28.;Vn.  1899;  Baden 
V.  17./VI.  1899  usw.),  dank  der  trefflichen 
Arbeiten  der  Theorie  imd  dank  vor  allem 
<ler  Praxis,  zumal  der  des  Reichsgerichts, 
die  mit  Erfolg  bemüht  gewesen  ist,  die  Vor- 
schriften des  Gesetzes  seinem  Geiste  und 
den  Bedürfnissen  des  praktischen  Lebens 
entsprechend  auszulegen,  sich  in  einer  ge- 
radezu überraschend  glatten  und  einfachen 
Weise  vollzogen  hat.  Man  kann  deshalb 
schon  jetzt  nach  kaum  sechsjähriger  Geltungs- 
dauer des  BGB.  feststellen,  daß  dessen  In- 
halt und  seine  Grundsätze,  auch  soweit  sie 
von  dem  bisherigen  Rechtszustande  ab- 
weichen, immer  mehr  Boden  in  den  An- 
schauungen des  Volkes  gewinnen,  so  daß 
nicht  daran  zu  zweifeln  ist,  daß  das  BGB. 
allmählich  im  Volksbewußtsein  feste  Wurzeln 
fassen  ^lird. 

3.  Die  heftigsten  Angriffe  sind  gegen  das 
BGB.  und  insbesondere  dessen  1.  Entwurf 
mit  der  Begründung  erhoben,  seine  Be- 
stimmungen   ermangelten    vollständig    des 


Jnr.-Taffes  Bd.  1 S.  18 ff.;  Bd.  2  S.  105 ff.  389 ff. ;  zu 
i$  833  Litten:  „Die  Ersatzpflicht  des  Tierhalters" 
Berlin  1 905.  In  dieser  Hinsicht  hegt  gegenwärtig 
(Frühjahr  1906]  dem  Reichstage  ein  Gesetzent- 
wurf vor,  der  in  einer  m.  E.  verfrühten  Weise 
eine  Abändernne^  des  §  833  BGB.  bezweckt, 
statt  eine  Ansgleichnng  etwaiger  Härten  durch 
die  Rechtsprechung  abzuwarten.  Vgl.  darüber 
die  freilich  leider  wohl  vergebliche  Warnung  von 
Träff er  im  „Recht"  Bd.  X  S.  343 ff.  Der  §  1377 
Abs.  2  enthält  eine  praktisch  in  den  meisten  Fällen 
gänzlich  undurchführbare  Vorschrift,  da  es  z.  B. 
keinem  Kaufmann  einfallen  wird,  das  von  seiner 
Ehefrau  eing^ebrachte  bare  Geld  „mündelsicher** 
anzulegen ;  hat  er  es  aber,  wie  dies  in  der  Regel 
der  FaU  sein  wird,  in  seinem  Geschäfte  nutz- 
bringend angelegt,  so  kann  die  Frau,  falls  ehe- 
liche Zwistigkeiten  ausbrechen,  auf  Grund  der 
§§  1391,  1^4,  1418  nicht  bloU  den  Ehemann 
mit  Anträgen  auf  Sicherheitsleistung  vexieren, 
sondern  sogar  auf  Aufhebung  der  ehemännlichen 
Verwaltung  und  Nutznießung  klagen  und  zwar 
bei  einem  <ue  Bedürfnisse  des  praktischen  Lebens 
nicht  hinlänglich  berücksichtigenden  Richter  stets 
mit  Erfolg.  Daß  es  sich  mar  nicht  bloß  um 
theoretische  Möglichkeiten,  sondern  nm  praktische 
Wirklichkeit  handelt,  beweist  der  in  der  E.  des 
RG.  v.23./n  1905  (60, 182)  entschiedene  Rechtsfall. 


„sozialpolitischen'*  oder  „sozialen"  Geistes 
der  Neuzeit.  Demgegenüber  hat  schon  einer 
der  verdienstvollsten  Mitarbeiter  beider 
Kommissionen  für  den  Entwurf  des  BGB. 
und  zugleich  einer  der  gründlichsten  Kenner 
des  Gß.,  G.  Planck,  mit  Recht  hervorge- 
hoben, der  Ausdruck  „sozial''  und  „sozi^- 
Solitisch"  sei  völlig  nichtssagend  und  be- 
eutungslos,  sofern  man  nicht  näher  erläutere^ 
was  man  darunter  verstehe;  begreife  man 
aber  unter  einer  ,.sozialen"  Gesetzgebung^ 
lediglich  eine  solche  zugunsten  einer  be- 
stimmten Bevölkerungsklasse  (der  „wirt- 
schaftlich Schwachen" ,  der  „Besitzlosen"^ 
der  „Enterbten",  oder  welch  sonstiger  Aus- 
drücke man  sich  zu  bedienen  liebt),  so  sei 
demgegenüber  daran  zu  erinnern,  daß  das 
GB.  nicht  dazu  da  sei,  ausschließlich  eine 
Klassen  gesetzgebung  darzustellen^ 
sondern  den  Bedürfnissen  des  ganzen 
Volkes  nach  Möglichkeit  gerecht  zu  werden. 

Der  Richtigkeit  dieser  Sätze  wird  sich 
kein  Verständiger  verschließen  können :  man 
hat  aber  gleichwohl  an  dem  Vorwurf,  das 
BGB.  sei  von  einem  „antisozialen"  Geiste  er- 
füllt, vielfach  festgehalten,  wenn  auch  dieser 
Vorwurf  gegenüber  dem  fertigen  GB.  nicht 
mehr  in  derselben  Schärfe  erhoben  wird  wie 
gegenüber  dem  1.  Entwurf. 

Typisch  für  die  Art  dieser  Angriffe  ist 
die  Abhandhuig  von  Menger:  „Das  bürger- 
liche Recht  und  die  besitzlosen  Volks- 
klassen"^),  der  nicht  müde  wird,  den  1  Ent- 
wurf als  die  rücksichtsloseste,  einseitigste 
und  bnitalste  Klassengesetzgebung  zugunsten 
der  „besitzenden"  und  zum  Nachteil  der  .,be- 
sitzlosen*'  Klassen  zu  brandmarken.  Den 
Verfassern  macht  er  den  Vorwurf,  daß  sie 
„die  Tendenz  liaben,  alle  Lebensverhältnisse 
vom  Standpunkte  der  Reichen  und  Vor- 
nehmen zu  beurteilen";  daß  die  an  vielen 
Stellen  sich  findende  „auffallende  Kürze" 
der  gesetzlichen  Vorschriften  keineswegs 
auf  einem  Zufall  beruhe,  sondern  in  dem 
Entwurf  überall  da  wiederkehre,  „wo  es 
sich  um  Rechtsverhältnisse  handle,  bei 
welchen  die  Angehörigen  der  besitzenden 
Volksklassen  armen  und  schwachen  Personen 
gegenüberstehen,  und  wo  es  gerade  die 
Pflicht  der  Verfasser  gewesen  wäre, 
die  Interessen  dieser  letzteren  durch  be- 
sonders ausführliche  und  genaue  Gesetzes- 
bestimmungen zu  sichern".  ^ 

Diese  schweren  Vorwürfe  gegen  das  GB. 
und  dessen  Verfasser,  die  sich  durch  die 
ganze  Abhandlung  des  Verfassers  hindurch- 
ziehen, liaben  vielfach,  insbesondere  bei  der 
sozialdemokratischen   Partei    lebhaften   An- 


*)  Archiv  für  soziale  Gesetzgebung  und  Sta- 
tistik, Bd.  2  S.  Iff.,  S.  419  ff.  (Tübingen  1889; ; 
jetzt  als  selbständiges  Buch  (3.  Aufl.  Tübingen 
1904)  erschienen. 
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klang  gefuadeu.  Es  scheint  deshalb  Mer, 
wo  es  sich  Tor  allein  um  die  Würdigung 
des  BGB.  nach  der  Volkswirtschaft- 
iieht^n  Seite  hin  handelt,  geradezu  geboten, 
des  näheren  zu  prüfen,  inwieweit  die  Kritik 
31eii^ers  gerechtfertigt  ist,^) 
^  \,  Von  vornherein  kann  Menger  zugegeben 
werden,  dai]  einzelne  seiner  Ausstellungen, 
lÄ'olün  ich  ilie  Knapjiheit  der  Vorschnften 
l0Wi"  den  DieuBtverti^  und  den  Mangel 
■tinerBestimninrig  zähle,  wie  sie  §  17 16  BGB. 
enthiüt,  dem  L  Entwurf  gegenüber  durcliaus 
gerechtfeitigt  wareiL  Das  GB,  selbst  bat 
aber  diese  Slangel  mit  Reclit  beseitigt,  und 
damit  ist  der  Kritik  Mengers  vollständig  der 
Ikiden  entzogen. 

Wie  unbegründet  selbst  vom  Standpunkte 
Mengexs  aus  gerade  diejenigen  Beschidcü- 
Ijungen  sind,  mittels  deren  den  Verfaßsem 
des  Entwin-fe,  wie  in  der  oben  mitgeteilten 
Stelle  und  auch  sonst  geradezu  PÜieht^'er- 
letzung  vorgeworfen  wird,  ergibt  sich  aus 
folgendem  Sat7^e  seiner  Abhandlung:  ^,Kein 
Hec!htösatz/^  sa^  Menger,  ,, .  ,  .  kann  Gel- 
timg und  Dasein  behaupten,  wenn  er  mit 
den  bestehenden  MaehtverhiÜtnissen,  uament- 
lich  auch  mit  dem  Interesse  der  Herrsehen- 
den  und  Besitzenden,  im  Widerspnicli  steht*' 

Ist  dieser  Satz  richtig,  wie  kann  es  als- 
dann den  Verfassern  des  Ent%Turfs  zum 
Vorwurf  gereichen,  daß  sie,  wne  Mengier 
OM'hzu weisen  sieh  bemiLht,  stets  und  überall 
jener  Maxime  entfii>rechend  daß  GB.  ausge- 
staltet haben? 

Statt  die  Verfasser  und  den  Entwurf 
fiberall  mit  dem  härtesten  Tadel  wegen 
dieses  ihres  angeblichen  Standpunkts  m 
(il>ersclultten,  hütten  sie  gerade  von  Menger 
das  höchste  Lob  verdient,  w^eil  sie  jene 
^,wichtige  Wahrheit'^  jenes  von  Menger  ent- 
deckte Naturgesetz  (nach  Mengers  Ansicht) 
bei  der  Ausgestaltung  des  Entwurfs  stets 
aufs  genaueste  befolgt  haben, 

Früfen  wir  nun,  welche  materieUe  Be* 
i^^ehtigung  die  Kritik  Mengers  überhaupt  hat 
Dies  ist  freilich  nur  da  möglich,  wo  M enger 
den  Boden  der  Phrase  vermßt  und  seiner- 
#eits  mit  positiven  Bessenrngsvoi^chlägeD 
Uervoriritt,  von  denen  wegen  H^ummangels 
hier  alleitlings  deren  nur  zwei  besonders 
iharakteristisehe  einer  näheren  Erörtenmg 
tmterzogen  werden  können. 

Als  eine  besonders  wichtige  Neuenmg 
lluf  dem  Gebiete  des  FamiJienrechts  bringt 
Menger  eine  Gesetzesbestimmung  in  Vor- 
schlag, w^onach  alle  Mütter  verptlieJitet  sind, 
ihm  Kinder  in  der  ersten  Let»eoBSieit  selbgt 
tn  stillen.  Damit  glaubt  Menger  das  ,,Ammen- 
UDwesen'*  mit  einem  Schlage  beseitigen  zu 
können.    Bei  diesem  Vorschlage  ist  es  ilim 


*)  Ml»  Tgt  Jetit  über  die  Mische  Schrift 
meine  Kritik  in  dem  Jur.  Llt-ßl  lÖÜö  S.  109 ff. 


aber  offenluLr  entgangen,  daß  das,  waa  er 
vorschlägt,  in  einem  großen  deutschen  Staate^) 
seit    mehr    als    VMt   Jahren    und    bis    ziinij 
1.  L    1900  geltendes   Recht   war   und   daft! 
gleichwohl  dort  das  Ainmenunwesen   nicht  | 
minder   im   Seh  wränge    ist   als   in   anderen 
Ländern ,   die   eine   solche  Voi^chrift  nicht  j 
kennen.  —  Menger  hat  sicJi  hier,  wie  auchl 
sonst    wiederholt,    um    die    praktische' 
Durchführbarkeit  seines  Vm'schlags  gar 
nicht  gekümmert ;  er  hat  nicht  übej*!^!,  w^ie 
etwa   eine   Entscheidung,    durch    die    einai 
Mutter  znm  Stillen  üires  Kindes  yerurteilt] 
wird,  vollstreckt  werden  soll,  und  wie  esl 
gar  zu  halten,  wenn  Manu  und  Frau  dai'über  | 
einig  sind,  daß  die  Mutter  ihr  Kind   nichtj 
stillen  solL    Soll  alsdann  etwa  der  Staats- ' 
anwalt  in  diese  Familienangelegenheit   edn- 
greif  en  ? 

Nicht  viel  besser  als  mit  dieser  jeder 
praktischen  Erlahrung  und  Üeberlegimg  ent- 
ralenden  Stuben  Weisheit  steht    es  mit  der 
Kritik  M.'S,   die  er  au  den  BestimmuDgen 
des  EntwTirfes  über  die  „unehelichen  Kinder"  i 
übt    Wie  ol)erflIchlich  Menger  hierbei  zu] 
Werke   gegangen,    das   geht   schon    daraus] 
hervor,   daß   er  dem  Entwurf  und   de^eaj 
Verfassern  imputiert,  „es  solle  dem  uüehe-| 
liehen  Kinde  der  Beweis  aufgebürdet  werden, 
daß  seine  Mutter  anderen  Mäanem  als  dem 
Beklagten  während  der  Empfänguis^eit  dea j 
Beisf'ldaf  uicTit  gestattet  hat^'.    Menger  stütn 
seine    Ansicht    auf    eine    offenbar    mUJver-^ 
ständlich  aufgefaßte  Aeußening  der  Motive, 
wälirend  die^  an  tler  entscheidenden  Stelle  i 
(Bd.    4    S.    Sis'd    zu    §    1572)    anstlracklicit| 
sagen,  „daß  die  Behauptung  und  der  Nach-- 
weis  genügen  solJi    daß    der  in   Anspnicbl 
Genommene  mit  der  Mutter  des  Kindes  in 
der  Empfängniszeit  den  Beischlaf  vollzogen 
hat**. 

Die    sonstigen    Ausführungen    Mengers, 
der  LauptBächhch  die  sog-  exceptio  plurium| 
beseitigt  wissen  wUl,  gehen  von    dter  deitl 
Tatsachen   durchaus    zuwiderlaufenden   An- 
sicht aus,   als   ob   die  außerelieliclien   Er- 
zeuger meist  oder  Überwiegend   den   so^ 
„beätzenden  Klassen*^  angehörten,  die  sie 
nach   Menger   zudem   durch  jedes   erlaubt 
oder    unerlaubte   Mittel    ihrer    gesetzlieheul 
(und  moralischen)  ünterlmltsitflicht  zu  ent-; 
ziehen  suchen.    Nichts  ist  schon  tatsät.^hli€' 
unrichtiger  als  dies.    Jedenfalls  hal)e  ich  iä] 
einer  nahezu  2U*jiUirigen  richterlichen  Praxis 
in  der  ich  sehr  ^ahJureiGhe  sog.  Alimenh 
Prozesse  zu  entscheiden  hatte,  auSerardentAl 
lieh   selten  Fälle  kennen  gelernt,   in  denen 
der  Beklagte  den  sog,  „besitzenden  Klassen'* 
angehörte.    In  der  überwiegenden  Zahl  der 

<)  §67  1L2  ALR  bestimnjt  nilmlich^  „Eint 
gesnnde  Mniter  ist  ikr  Kind  selbst  jtn  ^umj 
Terp  fliehtet,** 
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Fälle  gehörten  die  Kindsmutter  und  der  Be- 
klagte derselben  „sozialen  Klasse'^  der  „Be- 
sitzlosen" an.  Mit  dieser  auch  durch  die 
Statistik  leicht  zu  erh&*tenden  Tatsache  ent- 
faüen  schon  sämtliche  Schlußfolgerungen, 
die  Menger  an  den  auch  auf  diesem  Gebiete 
angeblich  sich  geltend  machenden  Gegen- 
satz zwischen  Arm  und  Reich  und  an  die 
auch  hier  angeblich  hervortretende  BcTor- 
zugung  des  Wohlhabenden  gegenüber  dem 
Besitzlosen  geknüpft  hat  Wer  freilich  von 
der  grundlosen  Voraussetzung  ausgeht,  die 
alle  Ausführungen  Men^rs  wie  ein  roter 
Faden  durchzieht,  daß  jeder  Wohlhabende 
ein  Schurke  und  jeder  Arme  ein  von  ihm 
geknechteter  Biedermann  sei  —  man  denke 
nur  an  die  ebenso  unerhörte  wie  grundlose 
Behauptung,  daß  die  Armenanwälte  ihre 
Funktionen  schlecht  und  widerwillig  leisten  — , 
der  macht  sich  die  Beweisführung  ungeheuer 
leicht. 

Was  Menger  sodann  gegen  die  Zulässig- 
keit  der  exceptio  phuium  vorbringt,  ist 
durchaus  unhaltbar.  Auch  hier  erleichtert 
er  sich  wieder  die  Beweisführung,  indem 
er  diese  Einrede  als  „Einrede  der  Untreue" 
bezeichnet,  wodiuxjh  er  ihr  einen  ganz 
anderen  legislativ-politischen  Zweck  unter- 
schiebt als  den,  den  sie  in  Wirklich- 
keit hat. 

Nicht  darum  ist  es  dem  Gesetzgeber  zu 
tun,  die  Geschwängerte  zu  verpflichten,  dem 
Schwängerer  die  geschlechtliche  Treue  zu 
bewahren;  vielme&  hat  die  Einrede  nur 
den  Zweck,  zu  verhüten,  daß  ein  anderer 
als  der  wirkliche  Erzeuger  des  Kindes 
in  Anspruch  genommen  wird.  Das  ist  aber 
nur  möglich,  wenn  diese  Einrede  zugelassen 
wird. 

Für  die  Zulassung  der  Einrede  spricht 
aber  nicht  bloß  die  allgemeine  Volksüber- 
zeugung, die  selbst  in  den  Gebieten,  wo 
kraft  Gerichtsgebrauchs  die  Einrede  nicht 
zugelassen  wira,  kein  Verständnis  dafür  hat, 
daß  ein  anderer  als  der  wirkliche  Er- 
zeuger auf  Alimentation  in  Anspruch  ge- 
nommen werden  kann,  sondern  auch  wichtige 
legislativ-politische  Gründe,  z.  B.  die  Er- 
wägung, daß  es  einer  Lohndime  nicht  mög- 
lich sein  darf,  alle  Männer,  denen  sie  inner- 
halb eines  gewissen  Zeitraumes  den  Bei- 
schlaf gestattet  hat,  als  Erzeuger  ihres 
Kindes  nach  der  Reihe  oder  nach  Auswahl 
in  Anspruch  zu  nehmen. 

Aehnlich  wie  in  diesen  beiden  Fällen 
liegt  die  Sache  inbetreff  der  meisten  sonstigen 
kritischen  Auslassungen  Mengers,  denen 
gegenüber  hier  betont  werden  muß,  daß 
das  BGB.  erfolgreich  bestrebt  gewesen  ist, 
sich  der  wirtschaftlich  Schwachen  in  mög- 
lichst weitgehender  Weise  anzunehmen,  so 
daß  es  auch  in  dieser  Hinsicht  als  eine 
„nationale  Tat**  gepriesen  zu  werden  venlient. 


Llteratar:  Entwurf  eines  BGB,  für  das  Deutsche 
Reich,  1.  Lesung.  Ausgearbeitet  durch  die  von 
dem  Bundesrate  berufene  Kommission,  amtliche 
Ausgabe,  Berlin  und  Leipzig  1888,  6  Bde,  — 
Entwurf  eines  Einf,-G,  zum  BGB.  ßir  das 
Deutsehe  Reich  nebst  Motiven,  amtliche  Ausgabe, 
Berlin  und  Leipzig  1888.  —  Zusammenstellung 
der  gutachtlichen  Aeußerungen  zu  dem  Entwürfe 
eines  BGB.,  gefertigt  im  Reichs-Justizamt,  6  Bde., 
Berlin  1890  u.  1891.  —  Protokolle  der  Kommissi(m 
für  die  2.  Lesung  des  Entwurfs  des  BGB.,  im 
Auftrage  des  Reichs-Justizamts  bearbeitet  von 
Dr.  Achilles,  Dr.  Gebhard  und  Dr.  Spahn,  6  Bde. 
und  1  Registerband  (im  Erscheinen  begriffen).  — 
Bekker  und  Fischer,  Beiträge  zur  Erläutening 
und  Beurteilung  des  Entwurfs  eines  BGB.  für 
das  Deutsche  Reich,  18  Hefte  von  Vierhaus, 
Bekker,  Meischeider,  Koch,  v.  Liszt,  Fischer, 
Zitelmann,  Seuffert,  Bemhöft,  Cosack,  Krech, 
Schröder,  Petersen,  Eck  und  Gierke,  Berlin 
1888 — 1896.  —  Bahr,  Gegenentwurf  zu  dem 
Entwürfe  eines  BGB.  für  das  Deutsche  Reich, 
Kassel  1891.  —  Entwurf  eines  BGB.  für  das 
Deutsche  Reich,  t.  Lesung.  —  Denkschrift  zu 
dem  Entwurf  eines  BGB.  —  Gierke,  Der  Ent- 
wurf eines  BGB.  und  das  deutsche  Recht,  Leipzig 
1889.  —  O.  Planck,  Zur  Kritik  des  Entwurfs 
eines  BGB.  für  das  Deutsche  Reich,  im  Archiv 
für  die  civilistische  Prajcis,  Bd.  75,  S.  S^?fg.  — 
Sammlung  von  Vorträgen  über  den  Entwurf  eines 
BGB.  für  das  Deutsche  Reich,  Heft  1:  Allge- 
meiner Teil  von  Eck,  Berlin  1896;  Heft  S:  Das 
eheliche  Güterrecht  von  Sehröder,  Berlin  1896; 
Heft  S:  Das  Sachenrecht  von  Fischer,  Berlin 
1896.  —  J'acobi,  Das  persönliche  Eherecht  des 
BGB.,  Berlin  1896.  —  Strohal,  Das  deutsche 
Erbrecht  nach  dem  BGB.,  S.  Aufl.,  Berlin  1903/4. 
—  Neumann  (Handausgabe),  4.  Aufl.,  Berlin 
1905.  —  Bemhöft,  Art.  „BGB."  im  H  d.  St., 
2.  Aufl.,  Bd.  II,  S.  1187  fg.  —  Die  Lehrbücher  des 
bürgerlichen  Rechts  von  Cosack,  4.  Aufl.,  Jena 
1904;  Cretschmar,  Düsseldorf  1902 ;  Crome, 
Freiburg  1900—1905:  Demburg,  2.  u.  3.  Aufl., 
Halle  1902 — 1905;  Enneeeertis,  S.  Aufl.,  Mar- 
burg 190415;  Kohler,  Berlin  1904;  Lands- 
berg,  Berlin  1904;  MatthiaSf  S,  Aufl.,  Berlin 
1900;  SUteltnann,  Leipzig  1900.  —  Die  Kom- 
mentare von  G,  Planck  (u.  a.),  S.  Aufl.,  Berlin 
1905;  Holder  (u.  a.) ,  München  1900 — 1904; 
Oareis  (u.  a.J,  Berlin  1900—1904;  Staudinger 
(u.  a.J,  Kommentar  zum  BGB.,  ü.  Aufl.,  München 
190415.  —  Kuhlenbeck,  2.  Aufl.,  Berlin  190S4; 
Melsner,  189711905  ;  Rehbeinf  Berlin  1899  bis 
1908.  —  Eck,  Vortrüge  über  das  BGB.,  1.  u.  2.  A  ufl., 
Berlin  1908-4.  —  Hachenburg,  Vortrage  über 
das  BGB.,  2.  Aufl.,  Mannheim  1900. . —  Leske, 
Vergl.  Darstellung  des  BGB.  und  des  preuß. 
ALR.,  Berlin  1908.  —  Wieruszowski,  Hand- 
buch  des  Eherechts,  Bd.  1  u.  II,  Düsseldorf 
1900i'4.  —  Sonstige  Literaturübersichten,  Anzeigen 
und  Besprechungen  über  Bücher  und  Abhand- 
lungen, die  das  BGB.  betreffen,  flnden  sich  in 
sehr  großer  Zahl  in  den  Jahrg.  1896 — 1905  des 
Jurist.  Literaturblattes  (Berlin,  Carl  Heymanns 
Verlag),  Neukamp. 
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1.  Der  Erwerb  des  B.  \S''ie  die  Stadt-  Bürger  zu  genießen,  zu  ihnen  in  ein  Klientel- 
gemeinde iiu  allgemeinen  aus  der  Landge-  verhÄltnis  traten.  Von  größerer  Wichtigkeit 
meinde  hervoi-gegangen  ist,  so  zeigt  sich  ist  das  Pfalbürgertum  gewesen:  zahlreiche 
eine  Uebereinstimmung  mit  dieser  auch  in-  Einwohner  von  Landgemeinden  (mitimter 
sofern,  als  die  Stadtgemeinde  früh  den  Be-  auch  ganze  Landgemeinden)  erwarben  das 
sitz  eines  Gnmdstücks  zur  Bedingung  der  B.  in  einer  Stadt,  um  deren  Schutz  und 
GemeindemitgHedschaft  macht.  Sie  ist  ur-  städtische  Privilegien  zu  erlangen.  Nachdem 
sprünglich  ebenso  wie  die  Landgemeinde  König  und  Ijandesheri-en  lange  ohne  durch- 
Kealgemeinde.  In  sehr  vielen  Städten  ist  schlagenden  Erfolg  gegen  das  Pfahlbflrgertum 
der  Gnindbesitz  auch  noch  bis  in  die  Neu-  gekämpft  hatten,  ist  es  im  16.  Jahrh.  mfolgo 
zeit  Voraussetzung  für  die  Gemeindemit-  des  Erstarkens  der  Territorialgewalten  ver- 
gliedschaft  geblieben.    In  anderen,  nament-  schwunden. 

lieh   größeren,    änderten   sich   freilich   die  n*^^«*«^.  c  i.-^  j;, ,  ^  .    j^_   ,  ,     ».. 

T^    ,.  °                    .               \T'Ä.ä.  1   lA        -1-»             1  lilteratur:  o.  die  Literatur  zu  dem  -Ir/.  „Burner, 

Bedingungen  schon  im  Mittelalter.  Es  wurde  BUrfrertum"  oben  S.  r>85fg.;  femer:  t.  Eister, 

etwa  nur  der  Äacliweis  des  Bezugs  einer  Art'.  „Anzuf/sgeld",  H.  d.  St.,  i.  Aufl.,  Bd.  II, 

bestimmten    Rente    verlangt.      Schließlich  s.  4S7fg.  —  a.  v,  Below,  „Bürgerrecht",  ebenda 

übei-wog  die  bloße  Fordening  eines  Bürger-  Bd.  II,  s.  I20öfg.  —  MfMjr  Geoiv  Schmidt, 

fehles    (Öftei-S    auch    bereits    im  Mittelalter).  ^'>  Pfahlbürger,   Zeitschrift  f.  Kulturgeschichte, 

lieses  wurde  von  der  Gemeinde,  je  nach-  •^«^»'i^-  ^^^->  ^-  Ui-ssi.         g.  v.  Below. 

dem   OS   ihr   zweckmäßig  ei-schien,   erhöht  

oder  herabgesetzt,    um  den  Zuzug  zu  er- 

schweren  oder  zu  erleichtern.    Im  modernen  Büsch,  Johann  Georg, 

Staat  ist  das  Einkaufsgeld  im  allgemeinen  geb.  am  3./I.  1728  zu  Alt-Medingen  im  Lüne- 

versehwunden.     Die  Gemeinde   wird    ganz  burgischen,  gest.  am  5.VJII.  1800,  Vorsteher 

überwiegend   als   Einwohnergemeinde    auf-  der  von  ihm  gegründeten  Handelsakademie  in 

gefaßt.  Hamburg. 

2.  Die  verschiedenen  Klassen  der  Beschließt  als  Handelsbilanztheoretiker  auf 
Bürger.  Diejenigen  Bewohner  der  Stadt,  ^?r  Basis  der  Ueberschätzung  der  Geldmaterie 
welche  das  B.  nidit  envorben  haben,  kann  ^^%?f^^'„lf^,^i'/rL^,1!!rA^^^^ 

man  et.,  als  Beisassen  oder  als  bloße  Ein-  0^^^!^^^^^^^^ 

wohner  bezeichnen,    ^lchtburger  der  btadt  Staatswirtschaft  und  Handlung.  3  Teile,  Hamburg 

waren   hauptsächlich  das  Gesinde  und,   so-  (1780—84);  dasselbe  Werk  a.  n.  d.  T. :  Schriften 

lange  Grundbesitz  Voraussetzung  für  den  Er-  über  Staatswirtschaft  und  Handlung.  3  Teile  ebd. 

w^erb  des  B.  war,  die  Mieter.    Diesen  war  (1784);  dasselbe,  neue  Aufl.  ebd.  1800.  —  Theo- 

es  rechtlich  unmöglich,  Bürger  zu  werden;  retisch-praktische   Darstellung   der   Handlung, 

es  kommt  aber  auch  vor,  daß  Pei-sonen,  die  Hamburg  (1792);  dasselbe,  2.  Ausg.  ebd.  1799; 

wolü  Bürger  werden   konnten,  den  Erwerb  dasselbe,  3.  Ausg.  hrsg  von  ^o^mann  ebd.  1808. 

des  B   unferließen;  der  Stadtrat  g^^^^^  iaJd^^gTÄ 

mitunter  den  Erwerb.   Die  Einwohner  liaben  Sämtliche  Schriften.  16  Bde.,  Wien  1813-18. 

mit  den  Bürgern  manches  Recht  der  Stadt  Lippert 
gemein,   so   insbesondere   den   Vorzug  des 
städtischen    Gerichtsstandes.      Anderes    ist 

Älftt  .faSk.h^4:.S^^^^^^^  Butter  und  deren  Ersatzmittel. 

den    Gebrauch    (resp.    den    unentgeltlichen  Wälirend    die  deutsche  Milchwirtschaft 

Gebrauch)  gemeinsamer  städtischer  Anstalten  in  früheren  Zeiten  neben  der  unmittelbaren 

(z.  B.  der  Stadtwage)  und  die  Nutzung  der  Verweitung  der  Milch  in  der  Hauptsache 

städtischen  Allmende,  sowie  (sehr   häutig)  die  Hei^tellung  von  Käse  betrieb  (Sclueswig- 

für    den    Beti-ieb    von    Gewerben.      Diesen  Holstein    und    der   bayerische   Allgäu),    ist 

machte  man  von   dem  Erwerbe  des  B.  be-  neuerdings  mit  der  durch  die  Einfülinmg 

sonders  in  der  Weise  abhängig,  daß  man  des  Futterbaues  wesentlich  verstärkten  Rind- 

ihn  als  Bedingung  für  den  Eintritt  in  eine  Viehzucht  und  mit  der  Erfindunff  des  Zentri- 

Zunft  hinstellte.  Die  Nutzung  der  städtischen  fugalentrahmei-s  (Ingenieur  Lefeldt  1877)  die 

Allmende  haben  oft  alle  Inliaber  des  B.,  oft  B.fabrikation  immer  mehr  in  den  Vorder- 

aber  auch  ein  engerer  Kreis  innerhalb  der-  grund  getreten.     Sie  wurde   erheblich  ge- 

selben.    Mitunter  ist  dieser  mit  dein  Patri-  fördert  durch  die  Ende  der  70er  Jahre  des 

ziat  identisch.  Der  Hauptunterschied  zwischen  vorigen  Jahrhunderts  einsetzende  Gründimg 

Patriziern  und  einfachen  Bürgern  lag  darin,  zahlreicher,  namenthch  auch  genossenschaft- 

daß  jene  die  Ratssitze    und    die  bedeuten-  lieber  Molkereien,  insbesondere  solcher  mit 

deren  Beanitenstellon  in  der  Stadt  einnahmen,  sog.  beschränktem  Betrieb,  bei  welchem  die 

Nur  vorüberpehonde  Bedeutung  hat  das  In-  Schwierigkeit    der   Verwertung   der  Rück- 

stitut  der  Muntmannen  gehabt,  d.  h.  solcher  stände  (Mager-  und  B.milch)  durch  ROck- 

Personen,  die,  um  den   Schutz  mächtiger  gäbe  derseli)en  an  die  Milchlieferanten  be- 
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seitigt  wurde.  Die  Herstellung  von  B.  bildet 
heute  den  Hauptgegenstand  der  milchwirt- 
schaftlichen  Unternehmungen ;  von  rund 
18826  Mill.  Ltr.  jährlicher  Milcherzeugung 
Deutschlands  (auf  Grund  der  Yiehzählung 
vom  1.  Xn.  190()  berechnet)  werden  über 
10000  Mill.  Ltr.  zu  B.  verarbeitet.  Die  B.- 
iabrikation  ist  besonders  vertreten  in  Schles- 
wig-Holstein, Mecklenburg,  Ost-  und  West- 
preußen, Oldenburg,  Pommern,  Brandenburg 
und  Süddeutschland;  die  Gewerbestatistik 
von  1895  fühi-t  an  Molkerei-,  B.-  und  Käse- 
fabriken sowie  an  Fabriken  ziu-  Herstellung 
von  kondensierter  Milch  7774  Betriebe  mit 
23200  Personen  auf.  Nahezu  die  gesamte 
3Ienge  der  in  Deutschland  fabrizierten  B. 
wird  im  Inlande,  welches  außerdem  einen 
erheblichen,  stets  wachsenden  Teil  seines 
Bedarfs  von  auswärts  bezieht,  verbraucht 
Die  früher  bedeutende  Ausfuhr  deutscher 
B.  ist  immer  mehr  zurückgegangen,  seit 
etwa  1^  3  Jahrzehnten  überwiegt  die  Einfuhr 
ausländischer  B.  Es  betrug  an  frischer,  ge- 
salzener oder  eingeschmolzener  Milch-B.  die 


TaliwA 

Einfuhr 

Ausfuhr 

Janre 

t 

Mill.  M. 

t 

Mill.  M. 

1896 

7610 

11,3 

6944 

14,1 

1897 

100S6 

15,3 

3604 

7,0 

1898 

1052g 

15,0 

2830 

5,5 

1899 

12524 

19,9 

2622 

5,4 

1900 

16636 

25,6 

2537 

5,5 

1901 

18008 

29,0 

2466 

5,4 

1902 

16690 

28,4 

2200 

5,0 

1903 

24294 

43,4 

1268 

2,8 

1904 

34340 

63,8 

801 

1,8 

1905 

36072 

67,1 

832 

1,9 

Diese  Verhältnisse  übten  einen  gewissen 
Dnick  auf  die  B.preise  aus  und  führten  zu 
lebhaften  Klagen  der  Interessenten  über  die 
ungenügenden  Erträge  der  Milchwirtschaft. 
Die  deutsche  B.produktion  ist  neuerdings 
durch  einen  Zollsatz  von  30  M.  bezw.  20  M. 
(Vertragssatz)  gegen  die  Einfuhr  ausländischer 
B.  geschützt.  Dem  Wunsch  der  Produzenten 
auf  stärkere  Ei'höhung  des  Schutzzolles  ge- 
legentlich der  letzten  Handelsvertragsver- 
handlungen ist  aus  dem  Grunde  nicht  ent- 
sprochen worden,  weil  die  ausländische  B. 
in  ausgedehntem  Maße  auch  von  den  breiten 
Bevölkerungsschichten  verbraucht  wird.  Die 
wichtigsten  Einfuhrländer  für  Deutschland 
sind  die  Niederlande,  Rußland  (Sibirien), 
Dänemark  und  Oesterreich-Üngarn ;  als  Aus- 
fuhrland kam  früher  hairptsächlich  Groß- 
britannien in  Betracht.  Neuerdings  gehen 
auch  deutsche  B.sendungen  (Dosen-B.)  nach 
den  Kolonieen. 

Von  anderen  Ländern,  in  denen  die  Her- 
stellung von  B.  größere  Bedeutung  hat, 
sind  außer  den  genannten  noch  Frankreich, 
Schweden,  die  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  und  Australien  hervorzuheben.  Einige 
Länder    fördeni  ihre  B.ausfuhr    durch  be- 


sondere Vergünstigungen,  so  Australien  und 
Ungarn  durch  Gewährung  von  Ausfuhr- 
prämien, Rußland  durch  anderweitige  Maß- 
nahmen insbesondere  in  der  Beförderungs- 
erleichterung. In  der  Schweiz  wird  die 
gewonnene  Milch  vorwiegend  zur  Her- 
stellung von  Käse  verwendet. 

Der  gesteigerte  Verbrauch  der  B.  förderte 
die  Bemühungen  zur  Schaffung  eines  Ersatz- 
mittels namentlich  im  Interesse  der  weniger 
bemittelten  Volksklassen. 

Die  ersten  Versuche  hierzu  unternahm  auf 
Veranlassuns:  der  französischen  Regierung  der 
Chemiker  Mlge-Mouri^s  zu  Anfang  der  70  er 
Jahre  des  vor.  Jahrh.  Seine  Untersuchungen 
waren  insofern  von  Erfolg  begleitet,  als  er  ein 
Fabrikat  erfand,  gegen  welches  weder  vom  hy- 
gienischen noch  vom  wirtschaftlichen  Standpunkt 
aus  Bedenken  geltend  zu  machen  waren.  Als 
Rohmaterial  für  diese  Kunstbutter  (Margarine) 
diente  das  aus  Ochsennierentalg  auf  chemischem 
Wege  gewonnene  Oleomargarin ,  welches  nach 
Ausscheidung  des  flüssigen  Teiles  mit  dem  vierten 
Teile  seines  Gewichts  frischer  Milch  in  einer 
Buttermaschine  verarbeitet  und  nach  Zusatz  von 
Butterfärbemitteln  und  aromatischen  Stoffen 
in  den  Verkehr  gebracht  wurde.  Der  größte 
TeU  des  heute  in  Deutschland  zur  Margarine- 
fabrikation verarbeiteten  Oleomargarins  wird 
aus  Amerika  eingeführt.  Die  Erfindung  Mouri^s' 
fand  bald  in  vielen  Ländern  Nachahmer  und 
Verbesserer ;  so  entstand  in  Amerika  die  Butterine, 
in  Wien  die  Spar-B.  In  Deutschland  wurde  die 
erste  Kunstbutterfabrik  im  Jahre  1872  ge- 
gründet. 

Das  Aufkommen  der  Kunst-B.  hatte  bald 
viele  Unterschiebungen,  Verfälschungen  und 
Vermischungen  mit  echter  B.  (Misch-B., 
Gutsmisch-B.  usw.)  im  Gefolge.  Zur  Ver- 
hinderung absichtlicher  Täuschungen  wurde 
daher  in  Deutschland  durch  Reichsgesetz 
vom  17.  Vn.  1887  die  Bezeichnung  „Marga- 
rine" als  Ausdnick  für  Kunst-B.  aller  Art 
festgelegt  (weitere  gesetzliche  Bestimmungen 
siehe  unten).  Die  deutsche  Berufsstatistik 
vom  14./VI.  1895  ergab  89  Margarinefabriken 
mit  2180  Arbeitern.  Nach  den  Produktions- 
erhebungen des  Reichsamts  des  Innern  be- 
trug die  Zahl  der  Betriebe  im  Deutschen 
Reich  im  Jahre  1897  nur  69  mit  einer  Ge- 
samterzeugung  von  908700  dz  im  Werte 
von  76,1  Mill.  M.  Der  durchschnittliche 
Verkaufswert  für  1  dz  betrug  demnach 
83,7  M.  Zur  Herstellung  obiger  Gesamt- 
menge Margarine  wurden  an  RohstofTen 
verwendet  550  40<^  dz  tierische  Fette, 
231400  dz  pflanzliche  Fette,  528600  dz 
Milch  und  47  900  dz  Salz ,  zusammen 
1358(K)0  dz  im  Werte  von  64,8  Mill.  M. 
Für  23  Mill.  M.  wurden  liiervon  aus  dem 
Inlande,  für  41,8  Mill.  M.  aus  dem  Auslandtt 
(für  38  Mill.  M.  aus  Amerika)  bezogen.  Der 
Außenhandel  mit  Margarine  ist  ziemlich 
unbedeutend.  Die  Ein6ihr  in  das  deutsche 
Zollgebiet  betnig   im  Jahre  1905    1508  dz 
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im  Werte  von  0,15  Mill.  M.,  die  Ausfuhr : 
nur  709  dz  im  Werte  von  0,07  Jklill.  M.  I 
Die  Einfuhrzölle  für  Margarine  sind  die  \ 
gleichen  wie  diejenigen  für  B. 

Der    Verkehr    mit    B.    und    Margarine  j 
unterliegt  besonderen  gesetzlichen  Bestim- ' 
mungen.    Zur  Erleichterung  der  chemischen  , 
Untersuchung  der  Margarine  schrei bt  das  I 
Gesetz  vom  15./VL  1897  betr.  den  Verkehr  i 
mit  B.,  Käse,  Schmalz  imd  deren  Ersatzmitteln  ! 
(sog.  Margarinegesetz)  den  Zusatz  eines  be-  ■ 
sonderen   Kennmittels  vor ,  als  welches  in  | 
den  Ausführungsbestimmungen  vom  4./ VII. 
1897  Sesamöl  bezeichnet  worden  ist.    Gleich-  j 
zeitig  fordert  das  Gesetz,  mit  einigen  Ein- 
schränkungen für  kleinere  Orte,  gesonderte 
Herstell ungs-,  Aufbewahrungs-,  Verpackungs- 1 
und    Verkaufsräume    für    Margaiine.      Der 
Bundesrat  hat  sodann  unterm   l./III.  1902 
als  Nachtrag  zu  diesem  Gesetz  Verordnungen 
über  den  zulässigen  Fett-  und  Wassergehalt 
der  Natur-B.  erlassen. 


Auch  in  vielen  anderen  Ländern  ist  der 
Verkehr  mit  Margarine  gesetzlichen  Be- 
stimmungen unterworfen.  Dies  gilt  insbe- 
sondere von  Dänemark,  England,  iVankreich, 
Italien,  den  Niederlanden,  Norwegen,  Oester- 
reich-üngarn ,  Rußland,  der  Schweiz,  den 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika  usw.  Einige 
dieser  Länder  legen  der  Herstellung  und 
dem  Verkauf  von  Mai-garine  eine  besondere 
Steuer  auf. 

Literatur:  3f.  Fleischniann,  Das  Margarinc- 
gesetz  vom  15.1  VL  1897,  Breslau  1898.  —  J, 
Siedet,  Die  MüchxHrtschaft.  —  Derselbe,  Die 

Margarinefabrikation,  beides  Artikel  im  Hand- 
buch der  Wirtschaftskunde  Deutschlands,  III.  Bd., 
Leipzig  1904.  —  Soxhl^t,  üeber  Margarine, 
Bericht  an  das  Zentralkomitee  des  landwirtsch. 
Vereins  in  Bayern,  München  1895.  —  Statistik 
dv8  Deutschen  Reichs.  —  Berichte  und  Xach- 
richten  über  Handel  und  Industrie.  Zusammen- 
gestellt  im  Reichsamt  des  Innern,  Berlin  1906 
und  früher.  A,  Wirminghaus, 


c. 


Cabet,  Etienne, 


^eb.  am  l./I.  1788  in  Dijon  als  Sohn  eines  Bött- 
chers. Ursprünglich  für  das  Handwerk  seines 
Vaters  bestimmt,  wurde  er  seit  seinem  zwölften 
Lebensjahre  zum  Schulmeister  ausgebildet,  um 
sich  dann  der  Medizin  und  schlieOlich  dem  Rechts- 
studium und  der  Advokatur  zuzuwenden.  Eine 
erfolgreiche  Verteidigung  in  einem  politischen 
Prozesse  veranlaitte  ihn  1818  zur  Uebersiedelnug 
nach  Paris,  wo  er  jedoch  als  Advokat  zu  keiner 
rechten  Geltung  zu  kommen  vermochte.  An- 
hänger der  republikanischen  Partei  und  auch 
am  Carbonaribnnde  beteiligt,  spielte  er  in  der 
.Tulirevolution  eine  gewisse  —  wenn  auch  nur 
sekundäre  —  Rolle  und  wurde  von  dem  nenen 
Regime  zum  Oeneralprokurator  von  Corsica  er- 
nannt. Dieses  Amt  verlor  er  jedoch  bald  infolge 
seiner  prononziert  republikanischen  Haltung. 
Er  trat  darauf  (Januar  1831)  als  Deputierter 
ins  Parlament  und  tat  sich  hier  sowie  als 
Journalist  durch  rücksichtslose  Bekämpfung 
des  Julikönigtums  hervor.  1834  unter  Anklage 
wegen  Majestätsbeleidigung  gestellt,  flüchtete 
er  nach  England,  wo  er  bis  zu  seiner  im 
Jahre  1839  erfolgten  Amnestierunfif  blieb  und 
sich,  unter  dem  Einflüsse  der  Lektüre  von 
More's  Utopia  zum  Kommunisten  entwickelte. 
Nach  Frankreich  zurückgekehrt,  entfaltete  er 
eine  rege  Agitation  zur  Verwirklichung  seines 
kommunistischen,  in  seinem  1840  erschieneneu 
Roman  „Voyage  en  Icarie**  geschilderten  Ideals. 
Im  Jahre  1848  versuchte  er  die  Gründung  eines 


kommunistischen  Gemeinwesens  auf  einem  von 
ihm  angekauften  Terrain  in  Texas,  das  sich 
jedoch  als  gänzlich  unbrauchbar  erwies.  Im 
folgenden  Jiuire  wurde  der  Versuch  in  der  von 
den  Mormonen  verlassenen  Stadt  Nauvoo  (Illinois) 
wiederholt  —  anfänglich  mit  befriedigendem  Er- 
folge. Cabet,  der  inzwischen  auf  die  .Anzeige 
einiger  ehemaliger  Genossen  in  Paris  wegen  be- 
trügerischer Geschäftsführung  in  contumaciam 
verurteilt  worden  war,  konnte  nach  Frankreich 
zurückkehren  und  die  Wiederaufnahme  des  Pro- 
zesses erwirken.  Er  wurde  freigesprochen.  In 
den  nächsten  Jahren  brachen  dann  in  der  Kolonie 
„Ikarien^'  Streitigkeiten  aus,  die  endlich  zur 
Ausschließung  Oabets  und  ca.  180  seiner  An- 
hänger durch  die  Mehrheit  der  Gemeinde  ftihrten 
(3./II.  1856).  Dies  brach  ihm  das  Herz.  Am 
l./XI.  1856  veriieß  er  Nauvoo,  am  8./XI.  1856 
starb  er  in  St.  Louis. 

Schriften:  Ein  vollständiges  Verzeichnis 
von  Oabets  Schriften  findet  sich  in  der  unten 
citierteu  Schrift  von  Lux  und  in  Stamm- 
hammers Bibliographie.  Besonders  hervorzu- 
heben sind:  Voyage  en  Icarie,  5.  Aufl.,  Paris 
1848.  Die  erste  Auflage  erschien  1840  pseudo- 
nvm  u.  d.  T.:  Voyage  et  aventures  de  Lord 
W.  Garrisdale  en  Icarie,  Trad.  de  PAnglais  de 
Francis  Adams  par  Th.  Dufmit,  2  Bde;  Com- 
ment  je  suis  communiste  et  mon  crddo  com- 
muniste,  Paris  1840;  Douze  lettres  d'un  com- 
muniste ä  un  reformiste  sur  la  communaute, 
Paris  1841—42;  die  Zeitschrift  „Le  PopülairC*, 
September  1833  bis  Oktober  1835  und  Neue  Folge, 
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März  1841  bis  Oktober  1851 ;  Almanach  Icarien  für 
1843—48  und  1852;  Le  vrai  christianisme  snivant 
Jesus-Cbristf  Paris  1847 ;  Realisation  de  la  com- 
monaute  (6  Liefeningen),  Paris  1847 ;  Realisation 
dlcarie.    Nouvelles  de  Nauvoo,  Paris  1849.  — 
Eine  deutsche  Ausgabe  des  Cabetschen  Haupt- 
werkes „  Voyage  en  Icarie"  von  Wendel-Hipp- 
ler (Pseudonym  für  Hermann  Everbeck)  ist 
bereits  1847  in  Paris  und  wieder  1893  erschienen. 
Literatur:    A.    Shaw,    Ikaria,    iV^tr   York  und 
London  1884   (deutsch  von  M.  Jakobi,   Stuttgart 
1886).   —  A.  Holinaky,  Cabet   et  les  Icariens 
(in    „Revue    aocialiste",    Bd,  I4   [1891]   und  15 
fl89i]),   —  Art.  „Cabet"  im  H.  d.  St.,   1.  Aufl. 
von  LejHs;  2.  Aufi.  von  LipperU  —  H,  Lux, 
Etienne  Cabet  und  der  ikarische  Kommunismus, 
Stuttgart   1894.    —   S.  Artt.   „Sozialismus'*   und 
„Sozialdemokratie".  Carl  Grünberg, 


Campanella,  Thomas, 

geb.  am  5./IX.  1568  in  Stilo  (Calabrien).  Er 
trat  bereits  mit  14  Jahren  in  den  Dominikaner- 
orden und  yeröffentlichte  im  Alter  von  22  Jahren 
eine  gegen  Aristoteles  und  die  scholastische 
Philosophie  gerichtete  Schrift:  Philosophia  sen- 
sibus  demonstrata,  die  ihm  zahlreiche  Feinde 
machte.  Oezwungen,  Neapel  zu  verlassen,  durch- 
zog er  einen  großen  Teil  Italiens,  bis  er  1598 
in  ein  Kloster  seiner  Vaterstadt  verwiesen  wurde. 
Hier  soll  er  eine  weitverzweigte,  auf  die  Ver- 
creibuncf  der  Spanier  und  die  Aufrichtung  der 
Republik  sowie  einer  neuen  Oesellschaftsordnung 
abzielende  Verschwörung  angezettelt  haben.  Ob 
ihm  diese  von  seinen  Feinden  angedichtet  wurde 
oder  ob  sie  wirklich  existierte,  mag  dahingestellt 
bleiben.  Sicher  ist,  daß  Campanella  1599 
von  den  Spaniern  als  Gefangener  nach  Neapel 
gebracht,  dort  als  Hochverräter  und  Ketzer 
wiederholt  gefoltert  und  durch  27  Jahre  im 
Kerker  gehalten  wurde.  Erst  1626  erlangte  er 
auf  Bitten  des  Papstes  Urban  VIII.  eine  be- 
schränkte Freiheit  wieder  und  durfte  in  Rom 
leben.  Doch  fühlte  er  sich  auch  in  dieser  Stadt 
vor  den  Nachstellungen  der  Spanier  nicht  sicher 
und  begab  sich  daher  1634  unter  dem  Schutze 
des  Grafen  von  Noailles  nach  Frankreich. 
Ludwig  XIII.  und  Kardinal  Richelieu  nahmen 
ihn  freundlich  auf  und  setzten  ihm  eine  Jahres- 
pension von  2000  Livres  aus.  Am  21.^1.  1639 
starb  Campanella  in  einem  Pariser  Kloster. 
Schriften:  Von  diesen  ist  hier  nur  zu  er- 
wähnen die  „Civitas  solis"",  die  nach  v.  Mohl 
zum  ersten  Male  in  lateinischer  Sprache  im 
Jahre  1620  erschienen  ist.  Allgemein  bekannt 
in  die  Frankfurter  Ausgabe  von  1623  (als  An- 
hang zum  dritten  Buche  der  Realis  philosophiae 
epilogisticae  partes  IV,  hrsg.  von  C.'s  Schüler, 
Thomas  Adami)  sowie  die  Pariser  von  1637. 
Nach  Kleinwächter  (Die Staatsromane,  S. 50, 
Anm.),  der  jedoch  keine  Gründe  für  seine  Ver- 
mutung an^bt,  „muß  schon  .  .  zwischen  1611 
bis  1620  eine  italienische  Ausgabe  existiert  haben  **. 
Das  Werk  ist  auch  in  neuerer  Zeit  wiederholt 
aufgelegt  und  1836  ins  Italienische  („La  citt4 
de!  Sole-*;  Lugano),  1840  von  Villegardelle 
ins  Französische,  1885  von  Henry  Morley 
(„Ideal  common  wealths^;  London)  ins  Eng- 
lische, 1900  von  Wessely  („Der  Sonnenstaat"; 
München)  auch  ins  Deutsche  übersetzt  worden. 


Literatur:  E,  S,  Cyprianus,  Vita  Th.  Campa- 
nellae,  II  ed.,  Amsterdam  1731.  —  Francis 
VUlegardelle,  La  cite  du  soleil  de  Campanella, 
Paris  I840.  —  A,  C.  Dareste,  Thomas  Morus 
et  Campanella,  ou  essai  sur  les  utopies  contempla- 
tives  de  la  Renaissance  et  de  la  Reforme,  Pari& 
I84S.  —  Louise  Collet,  Collection  des  oeuvres 
choisies  de  Campanella,  Paris  I844.  —  Bal^ 
dachini,  Vita  di  Campanella,  Neapel  1847.  — 
X.  AniaMle,  Fra  T.  Campanella,  la  sua 
congiura,  i  suoi  processi  e  la  sua  pazzia,  S  Bde., 
Neapel  1882.  —  Derselbe,  Fra  T.  Campanella, 
ne  castelli  di  Roma,  in  Roma  ed  in  Parigi,. 
2  Bde.,  ebenda  1886.  —  E,  Oothein,  Campa- 
nella (in  der  ZeiUchr.  f.  Kulturgeschichte),  N.  F.„ 
I.  Bd.  (1894).  —  Benedetto  Croce,  Intomo 
al  communismo  di  Tomnmso  Campanella,  Neapel 
1895.  —  O.  Adler,  Idealstaaten  der  Renaissance 
(More-Rahelais-Campaneüa  (in  den  Annalen  des 
Deutschen  Reiches,  Jahrg.  XXXII  [1899]).  — 
Art.  „Campanella''  im  U.  d.  St.,  1.  Aufl.,  von 
Lentis,  2.  Aufl.,  von  Lippert.  —  S.  Art, 
„Sozialismus".  Carl  Orünberg, 


Campomanes,  Don  Pedro  Bodriguez^ 
Graf  Yon, 

geb.  am  l./Vn.  1723  zu  Santa  Eulalia  de  Sorriba 
in  Asturien,  gest.  als  Staatsrat  am  3./II.  1802. 

Ebenso  großer  Patriot  wie  Nationalökonom, 
dem  Spanien  u.  a.  die  Initiative  zur  Durch- 
führung folgender  Reformen  verdankt:  Errich- 
tung einer  Nationalbank,  Aufhebunc:  der  Kom- 
zöUe,  Einführung  des  freien  Getreidehandels. 

Seine  bedeutendsten  Schriften  sind :  Tratada 
de  la  regalia  de  la  amortizacion,  en  el  quäl  se 
demuestra  por  la  serie  de  las  varias  edades  desde 
el  nacimiento  de  la  iglesia  en  todos  los  siglos  y 
paises  catolicos  el  uso  constante  de  la  autoridad 
civil  para  impedir  las  ilimitadas  enagenaciones 
de  bienes  raices  en  iglesias,  communidades  y  otras 
manos  muertas,  etc.  Madrid  1765.  (Hiervon  er- 
schienen in  Venedig  und  Mailand  2  italienische 
üebersetzungen.)  —  Diacurso  sobre  el  fomento 
de  la  industria  populär  y  su  educacion,  6  vols. 
Madrid  1774—1777,  dasselbe  im  L  Bd.  ins 
Deutsche  von  Göriz  übersetzt  u.  d.  T. :  Abhand- 
lung von  der  Unterstützung  der  gemeinen  In- 
dustrie in  Spanien,  Stuttgart  1778.      Lippert 


Canard,  Nicolas  Fran^ois, 

geb.  gegen  1755  zu  Monlins,  gest.  daselbst  1833. 
Benutzte  erstmalig  algebraische  Formeln  zu 
volkswirtschaftlichen  Forschungen.  Steuerüber- 
wälzungstheoretiker  mit  Anlehnung  an  Smith. 
Verfasser  der  vom  Pariser  Nationalinstitut  ge- 
krönten Preisschrift:  Principes  d'economie  poli- 
tique,  ouvrage  couronn^e,  etc.,  Paris  1801 ;  das- 
selbe ins  Deutsche  übersetzt  Ulm  1806  und  Augs- 
burg 1824.  Lippert. 


Cancrin  (Cankrin),  Graf  von^ 

geb.  am  8./XII.  1774  zu  Hanau,  182:^—1844 
russischer  Finanzminister,  gest.  am  21. /IX.  1845 
zu  Pawlowsk,  unweit  St.  Petersburg. 

Cancrins    merkantilistisches   Regiment    be- 
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diente  sich  hoher  Schutzzölle  zur  wirtschaft- 
lichen Isolierung  Rußlands. 

Von  seinen  Schriften  seien  genannt:  Welt- 
reichtum, Nationalreichtum  und  Staatswirtschaft 
oder  Versuch  neuer  Ansichten  der  politischen 
Oekonomie,  St.  Petersbure  1821  (erschien  anonym). 
—  Oekonomie  der  menschlichen  Gesellschaft  und 
das  Finanzwesen,  St.  Petersburg  1845.  (Die 
Tendenz  beider  Schriften  ist  eine  antismithia- 
nische.)  Lippert, 

Cantillon,  Richard,    . 

Geburtsjahr  unbekannt,  war  Kaufmann  in  London, 
dann  Bankier  in  Paris  und  starb  am  15./V.  1784 
in  London. 

Vorgänger  Quesnays  in  der  unten  aufge- 
ftQirten  Schrift,  worin  er  in  dem  Abschnitt  über 
das  agrarische  Pachtwesen  Englands  das  Koh- 
matenal  zu  dem  späteren  systematischen  Ge- 
bäude der  physiokratischen  Schule  geliefert. 

Das  bezügliche  Buch  führt  folgenden  Titel : 
Essai  sur  la  nature  du  commerce  en  i^^neral. 
Traduit  de  TAn^lois.  Londres  (recte  Pans)  1755. 
(Das  Buch  erschien  anonym,  wo  und  wann  das 
«n^lische  Original  gedruckt,  ist  unbekannt )  Das- 
selbe, faksimilierter  Neudruck,  hrsg.  von  Dunbar, 
Boston  1892 ;  dasselbe,  englische  kastrierte  Ueber- 
aetzunp:  des  französischen  Textes,  u.  d.  T. :  The 
analysis  of  trade,  commerce,  coin,  bullion,  banks, 
and  foreign  exchanges,  where  in  the  true  prin- 
<^iples  of  this  useful  knowledge  are  fuUy  but 
briefly  laid  down  and  explained,  etc.  etc.  by 
Philip  Cantillon,  late  of  the  city  of  London, 
merchant  (London  1759) ;  dasselbe  in  italienischer 
Uebersetzung  von. Fr.  Scottoni,  Venedig  1767. 

Lippevt, 


Carey,  Henry  Charles, 

geb.  am  15./XII.  1793  zu  Philadelphia  und  gest. 
daselbst  am  13./X.  1879. 

Einst  sehr  gefeierter,  jetzt  der  Vergessenheit 
anheimgefallener  Nationalökonom.  Bekämpfte 
die  Ricardosche  Lehre  von  der  Bodenrente. 
Optimistischer  Gegner  von  Malthus,  gegen  dessen 
Lehre  er  behauptet,  daß  bei  vorgeschrittener 
Kultur  die  menschliche  Zeugungskraft  abnehme. 
Als  Werttheoretiker  an  Ricardo  sich  anlehnend. 

Von  seinen  Schriften  seien  genannt:  Essay 
on  the  rate  of  wages  with  an  examination  of 
the  difference  of  the  condition  of  the  labouring 
poDulation  troughout  the  world,  Philadelphia 
1835.  —  Principles  of  political  economv.  3  vols., 
Philadelphia  und  London  1837—40.  —  The  past, 
the  present  and  the  future.  Philadelphia  1848. 
—  The  harmony  of  interests,  a^cultural,  manu- 
facturing  and  commercial,  Philadelphia  1851.  — 
Letters  to  the  President  on  the  foreiwi  and  do- 
mestic  policy  of  the  Union  etc.,  Philadelphia  1858 
(seine  berühmte  Kundgebung  für  Einführung 
aes  Protektionssystems  in  den  Ver.  Staaten).  — 
Principles  of  social  science,  3  vols..  Philadelphia 
1858—59 ;  das.selbe  deutsch  vonK.  Adler.  München 
18ß3— 64.  Lippert, 

Carlyle,  Thomas, 

geb.  am  4.,/XII.  1795  in  Ecclefechan,  Ort  in  der 
schottischen  Grafschaft  Dumf ries.  gest.  zu  London 
am  5./II.  1881. 


Sozialreformator  auf  konservativ  -  sittlicher 
Grundlage,  bekämpfte  den  egoistischen  Indi- 
vidualismus mit  dem  Rüstzeug  des  christlichen 
Sozialismus.  Ge^er  von  Adam  Smith  und  Ricardo. 
Agitierte  für  AoschafFung  der  Komzölle  etc. 

Von  seinen  staatswissenschaftlichen  Schriften 
sind  zu  nennen:  Sartor  resartus,  Boston  1835: 
dasselbe,  2.  Aufl.  London  1838.  —  Chartism. 
London  1839.  —  Past  and  present,  London  1843. 
—  Latter-day  pamphlets,  London  1850.  —  Nach 
seinem  Tode  veröffentlicht:  Last  words  on  trades- 
unions,  promoterism,  and  the  signs  of  the  times. 
London  1882.  —  Gesammelte  Werke,  16  Bde.. 
London  1857—58.  —  Auswahl  von  Kretzschmar. 
deutsch,  6  Bde..  Leipzig  1855—56 ;  Sozialpolitische 
Schriften,  übers,  von  Pfannkuche,  hrsg.  von 
Hensel,  Göttingen  1895—%.  Lippert 


Cementindnstrie  s.  Zementiiidustrie. 


Centralgenossenschaftskasse 

s.  Preußische  Centralgenossen- 
schaftskasse. 


Der  Chartismus. 

1.  Entstehung  und  Verlauf  der  Bewegung. 
2.  Ihr  Wesen  und  ihre  historische  Bedeutung. 

1.  Entstehnng  nnd  Verlauf  der  Be- 
wegung. Bis  zum  Jahre  1832  beherrsclite 
in  England  der  Großgrundbesitz  unbeschrÄnkt 
das  Parlament.  Parallel  mit  der  industriellen 
Entwickelung  des  Landes  mußten  jedoch 
notwendig  Bestrebungen  der  durch  dieselbe 
zu  immer  gr«")ßerer  wirtschaftlicher  Bedeutung 
gelangenden  Volksschichten  nach  tätiger  und 
entscheidender  Anteilnahme  am  politischen 
Leben  hervortreten.  In  der  Tat  begegnen 
wir  solchen  bereits  zu  Ende  des  18.  Jahr- 
hunderts. Sie  wurden  jedoch  durch  die 
Geschehnisse  der  bei  ihrem  Ausbruche  auch 
in  England  freudigst  begrüßten  franztisischen 
Revolution  sowie  durch  die  fast  ein  Viertel- 
jahrhundei-t  ausfüllenden  Koalitionskriege 
gegen  Frankreich  vollständig  zurückgedrängt. 
Mit  dem  Frieden  kehrten  auch  sie  wieder, 
und  es  begann  ein  langer  uud  hartnäckiger 
Kampf  um  die  Erweiterung  des  Wahlrechtes, 
der  mit  der  Reformbill  von  1832  einen  für 
das  Bürgertum  siegreichen  Abschluß  fcind. 
Die  Arbeiter,  welche  diesen  Ausgang  durch 
ihre  drohende  Haltung  hatten  herbeiführen 
helfen,  gingen  leer  aus.  Vorläufig  nur,  wie 
sie  glaubten  —  wie  sich  jedoch  bald  zeigte : 
endgültig.  Die  Hoffnung,  daß  das  neue 
Parlament  auch  ihnen  das  Stimmrecht  ge- 
währen werde,  erfüllte  sich  nicht,  und  als 
22  Radikale  einen  dahin  abzielenden  Antrag 
einbrachten,  vereinigten  sich  gegen  denselben 
501  Stimmen  und  konnte  daher  die  Re- 
gierung mit  Recht  erklären:  daß  sie  die 
Parlamentsreform  mit  der  Bill  von  1832  al.^ 
abgeschlossen   ansehe.   —   Die   Erbitterung 
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der  Arbeiterklasse  hierüber  floß  mit  der 
über  das  neue  Armengesetz  vom  14./Vin. 
1882  zusammen.  Dasselbe  hatte  die  — 
nach  dem  Elisabethinischen  Armengesetz 
von  1601  und  einer  Reihe  von  Nachtrags- 
gesetzen durch  die  einzelnen  Kirchspiele  in 
oft  sehr  abweichender  Art  und  mit  großem 
Kostenaufwand  geleitete  —  Armenpflege 
neu  geordnet.  Das  Wesentlichste  der  neuen 
<)rganisation,  abgesehen  von  ihrem  staatlich 
zentralistischen  Charakter,  bestand:  in  der 
Sohaft'ung  von  Armen  verbänden  aus  mehreren, 
isoliert  minder  leistungsfähigen,  Kirchspielen ; 
in  der  Beseitung  von  Hausuntersttitzungen 
in  Geld  und  Begrenzung  der  öffentlichen 
Unterstützungspflicht  durch  die  Ayf nähme 
in  die  fortan  obligatorischen  Arbeitshäuser 
(workhouses) ;  in  einer  derartigen  Einrich- 
timg der  letzteren,  daß  der  Unterstützte  es 
jedenfalls  schlechter  hatte  als  der  selbständig 
außerhalb  des  Werkhauses  Arbeitende  — 
in  der  Abschreckung  vor  der  Inanspnich- 
nahme  der  Armen  Unterstützung  also.  Man 
wollte  auf  diese  Weise  die  ungeheuer  an- 
geschwollene Belastung  der  Besitzenden  mit 
Armensteuem  vermindern  und  zugleich  auf 
die  Besitzlosen  erziehlich  einwirken.  So 
zweifellos  aber  auch  das  Gesetz  im  ganzen 
genommen  und  dauernd  einen  bedeutenden 
systematischen  Fortschritt  gegen  fnlher  re- 
präsentierte, so  wurde  es  doch  anfänglich 
außerordentlich  hart  empfunden.  So  mancher 
Arme  zog  dem  Leben  im  Arbeitshause  den 
Tod  außerhalb  desselben  oder  Verbrechen 
und  Gefängnis  vor.  Und  sicherlich  gab 
Carlyle  den  Gefühlen  vieler  Ausdruck, 
wenn  er  schrieb:  .,Siehe,  überall  fliehen 
Elend  und  Not,  wie  sich  die  Mauern  des 
Werkhauses  erheben  .  .  .  Wenn  die  Prole- 
tarier mißhandelt  werden,  müssen  die  Prole- 
tarier notwendigerweise  an  Zahl  abnehmen. 
Es  ist  ein  allen  Hatten fängern  bekanntes 
Geheimnis:  Stopft  die  Zugänge  zum  Korn- 
boden zu,  beunruhigt  die  Tiere  durch  be- 
ständiges Miauen,  durch  Lärmen  und  Fallen, 
und  die  lästigen  Gltete  werden  verschwinden 
und  das  Gebäude  verlassen.  Eine  noch 
kürzere  Methode  ist  Arsenik,  vielleicht  sogar 
eine  mildere,  wenn  sie  nur  erlaubt  wäre." 
—  Dazu  kamen  femer  die  damals  in  voller 
Blüte  stehenden  Gräuel  des  Fabriksystems, 
denen  das  Fabrikgesetz  von  1833  zu  steuern 
Vtestimmt  war,  ohne  daß  es  seinen  Zweck 
erreichte.  Sie  riefen  einen  ener^schen 
Kampf  um  Verkürzung  der  Arbeitszeit  ohne 
Lohn  Verminderung  hervor:  die  Zehnstunden- 
bill-Agitation. Dazu  kamen  endlich  die 
niedrigen  Löhne,  die  Teuening  der  Lebens- 
mittel infolge  der  hohen  Komzölle,  die  un- 
sichere Arbeitsgelegenheit  und  die  damals 
schon  häufige  Arbeitslosigkeit  —  Leiden, 
welche  die  Krise  von  18i36  31>  noch  ver- 
mehrte   und    die    in    der    Agitation    um 


die  Wiedereinführung  des  Elisabethinischen 
Armengesetzes  ihren  Ausdruck  fanden. 

Das  Mittel,  all  das  zu  beseitigen,  was 
die  Arbeiterklasse  schädigte,  und  auch  posi- 
tive Maßnahmen  zu  ihren  Gunsten  zu  er- 
zwingen, meinten  die  Arbeiter,  sei  das 
Wahlrecht.  Denn  dann  könnten  sie,  ver- 
möge ihrer  üeberzahl,  die  politische  Macht 
erobern  und  dieselbe  ebenso  ihren  Klassen- 
interessen dienstbar  machen,  wie  das  bisher 
die  Großgrundbesitzer  getan  hätten  und  nun 
auch  die  Großindustriellen  täten. 

So  entstand  die  Bewegung,  die  man  als 
Ch.  bezeichnet. 

Den  letzten  äußeren  Anstoß  hatte  sie 
durch  die  bereits  erwähnte  Regierungser- 
klärung im  Jahre  1837,  daß  die  Wahlreform 
abgeschlossen  sei,  erhalten.  Sie  führte  zur 
Einigung  der  radikalen  Parlamentsmitglieder, 
welche  für  die  Weiterführung  der  Wahl- 
i-eform  eingetreten  waren,  mit  der  um 
dieselbe  Zeit  begründeten  .,Workingmen's 
Association''  imd  zur  Aufstellung  folgender 
gemeinsamer  Programmpunkte:  allgemeines 
Stimmrecht  für  jeden  erwachsenen  Mann; 
geheime  Abstimmung;  jährliche  Parlaments- 
erneuerung ;  gleichmäßige  Wahlbezirksein- 
teilung; Abgeordnetendiäten;  Abschaffung 
der  Vermögensqualifikation  für  das  passive 
Wahlrecht  —  lauter  Forderungen,  die, 
bis  auf  die  einjährigen  Legislaturperioden, 
seither  ganz  oder  nahezu  ihre  Verwirk- 
lichung gefunden  haben.  Dieses  Programm 
der  „6  Punkte",  als  „Volkscharte"  (the 
people's  Charter)  bezeichnet,  gab  der  Be- 
wegung den  Namen. 

Ueber  die  Mittel  zu  seiner  Verwirk- 
lichung waren  die  Meinungen  geteilt.  Die 
einen,  mit  dem  Sekretär  der  „Workingmen's 
Association",  Lovett,  an  der  Spitze,  er- 
warteten alles  von  der  Gewinnung  der 
öffentlichen  Meinung  und  deren  Druck  auf 
die  Gesetzgebung.  Die  anderen ,  unter 
Führung  des  Iren  Feargus  O'Connor, 
befürworteten  die  Anwendung  von  Gewalt. 
Die  letzteren  erlangten  immer  mehr  das 
üebergewicht,  worauf  nicht  nur  die  bürger- 
lich-radikalen Elemente  aus  der  Bewegung 
ausschieden,  sondern  auch  die  Regierung 
aus  ihrer  anfänglichen  Passivität  der  Agi- 
tation gegenüber  heraustrat,  die  üblichen 
nächtlichen  Massenversammlungen  bei  Fackel- 
schein untersagte  und  die  Zuwiderhandelnden 
gerichtlich  verfolgte.  Die  vielen  Verur- 
teilungen gössen  freilich  zunächst  nur  Gel 
ins  Feuer,  und  auf  dem  am  4./II.  1839  in 
London  zusammengetretenen  „Nationalen 
Konvent"  —  einem  von  den  Arbeitern  ge- 
wählten ,, Volksparlament"  —  zeigte  sich 
ein  solches  Anwachsen  der  extremen  Ele- 
mente, daß  ihnen  die  gemäßigte  Minderheit 
das  Feld  räumte.  Die  Majorität  aber  erwog 
verzweifelte  Schritte:  vor  allem  einen  General- 
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streik  und  Waffengewalt.  Beides  wurde 
auch  nach  Ablehnung  der  Petition  um  die 
Charte  durch  das  Parlament  (12./VII.  1839) 
versucht,  und  beides  mißlang  natürlich.  Am 
15./ VII.  1839  kam  es  in  Birmingham  zwischen 
der  Polizei  imd  den  Chartisten  zu  einer 
förmlichen  Straßenschlacht,  zu  Plünderungen 
und  zur  Einäscherung  von  Fabriken,  so  daß 
Truppen  einschreiten  und  die  Ruhe  her- 
stellen mußten.  Auch  in  anderen  Städten 
fanden  im  Laufe  des  Jahres  1839  ähnliche 
Erhebungen  statt  —  alle  mit  dem  gleichen 
Erfolge.  Die  vom  „Nationalen  Konvent" 
angeordnete  allgemeine  Arbeitseinstellung 
aber,  die  am  5.;  VIII.  1839  beginnen  und 
durch  einen  „heiligen  Monat"  dauern  sollte, 
scheiterte  ebenfalls  kläglich,  und  zwar  an 
dem  Widerstände  der  Gewerkvereine. 

Die  geschilderten  Ereignisse  brachten 
den  Ch.  für  einen  Augenblick  zum  Still- 
stande. Einerseits  löste  sich  nämlich  der 
„Nationale  Konvent"  unter  dem  Drucke 
seiner  Mißerfolge  auf,  und  andererseits  griff 
eine  energische  Repression  von  selten  der 
Regierung  Platz,  die  sich  in  zahlreichen 
(380)  Verurteilungen  äußerte  und  die  Agi- 
tation dadurch  lähmte,  daß  sie  ihr  die  Führer 
entzog.  Allein  schon  im  Sommer  1840 
flackerte  die  Bewegung  wieder  mächtig  auf. 
Neue  Führer  entstanden  ihr,  und  allmählich 
kehrten  auch  die  alten  aus  den  Gefängnissen 
zui-ück.  Es  kam  zur  Verschmelzung  der 
lokalen  Organisationen,  zu  einer  „Nationalen 
Chartistenorganisation  von  Großbritannien" 
(20./ VII.  1840),  zur  —  erfolglosen  —  Auf- 
stellung chartistischer  Kandidaturen  bei  den 
Parlamentswahlen  des  Sommers  1841;  zu 
einer  neuen  Petition  um  die  Charte,  die 
3300000  Unterschriften  (gegen  bloß  ^.4  Mill. 
der  ersten)  getragea  haben  soll ;  schließlich, 
als  das  Parlament  sich  weigerte,  die  Bitt- 
steller zur  Begnlndung  ihrer  Petition  vor 
seine  Schranken  zu  lassen  (2./V.  1842), 
neueixiings  zum  Beschlüsse  eines  General- 
streiks. Dieser  wurde  auch  am  o./VIII.  1842 
im  Bezirke  von  Manchester  ins  Werk  gesetzt. 
Er  fand  jedoch  in  den  übrigen  Teilen  des 
Landes  weder  Nachahmung  noch  Unter- 
stützung und  brach  deshalb  schon  am  22./ VIII. 
1842  zusammen.  Das  Ergebnis  aller  An- 
strengungen und  der  heroischen  Entbeh- 
rungen der  Sti-eiker  war  nur  ein  Monstre- 
prozeß,  bei  dem  von  59  Angeklagten  31  ver- 
urteilt, später  jedoch  —  nach  Kassierung 
des  Urteils  infolge  eines  Fonnfehlers  — 
außer  Verfolgung  gesetzt  wninlen. 

Eigentlich  ist  die  chartistische  Bewegung 
damit  zu  Ende.  Was  nun  folgt,  sind  ver- 
gebliche Versuche,  neuerdings  ein  Zusammen- 
gehen zwischen  dem  bürgerlichen  Radikalis- 
mus und  dem  Ch.  anzubahnen;  dann  ein 
pliantastischer  Plan  FeargusO'Connors, 
mit  einem  Aktienkapital  von  40<XMJ  £  all- 


mählich sämtliche  Landgüter  in  England 
aufzukaufen,  sie  in  Bauernhöfe  zu  zer- 
schlagen und  diese  in  durch  das  Los  be- 
stimmter Reihenfolge  an  die  Aktionäre  — 
chartistische  Arbeiter  —  abzugeben.  Na- 
türlich mußte  die  mit  so  kleinen  Mittehi 
eingeleitete  Unternehmung,  die  auf  nichts 
weniger  als  die  Schaffung  eines  englischen 
Kleingrundbesitzerstandes  —  aus  Fabrik- 
arbeitern —  hinauslief,  scheitern.  Ueberdies 
aber  gab  sie  der  chartistischen  Bew^ung 
einen  fatalen  Anstrich  von  Lächerlichkeit 
und  förderte  die  Uneinigkeit  zwischen  den 
Führern  nicht  nur,  sondern  auch  innerhalb 
der  Anhänger  der  Bewegimg  selbst  Immer- 
hin jedpch  flackerte  diese  unter  dem  Ein- 
drucke der  siegreichen  Pariser  Februar- 
revolution noch  einmal  auf.  Wieder  trat 
ein  Konvent  in  London  zusammen  und 
wurden  in  Massenversammlimgen  wilde,  auf- 
rührerische Reden  gehalten.  Wieder  ver- 
einigte eine  Petition  fast  2  Mill.  —  freilich 
meist  fingierte  —  Unterschriften.  Und 
O'Connor  drohte,  er  werde  dieselbe  am 
lO./IV.  1848  an  der  Spitze  von  150000  Mann 
dem  Hause  der  Gemeinen  überreichen.  Allein 
es  kam  anders.  Die  Regierung  untersi^ 
den  geplanten  Massenaufzug  und  traf  alle 
Maßnahmen,  um  ihrem  Verbote  Nachdruck 
zu  verleihen.  In  der  Versammlung  auf 
Kennington  Common  aber,  von  wo  aus  der 
Zug  beginnen  sollte,  fanden  sich  nicht  eia- 
mal  30000  Teilnehmer  ein,  die  auf  O'Con- 
nors  Rat  friedlich  wieder  auseinander- 
gingen und  ihn  allein  die  Petition  über- 
reichen ließen. 

Von  da  ab  war  der  Ch.  tot  und  be- 
graben, obgleich  seine  Organisationen  noch 
kurze  Zeit  ein  Scheinleben  fortführten  und 
bis  in  den  Anfang  der  50er  Jahre  Versuche 
zu  seiner  Wiederbelebung  gemacht  wurden. 

2.  Ihr  Wesen  und  ihre  historische 
Bedeutung.  Fragen  wir  nun,  am  Schlüsse 
angelangt,  nach  dem  Wesen  und  der  histo- 
ris(;hen  Bedeutung  der  chartistischen  Be- 
wegung, so  ist  vor  allem  festzuhalten,  daß 
dieselbe  von  Anfang  an  in  ihrer  radikal- 
politischen Form  einen  sozialen  Inlialt  barg. 
Allein  welcher  politischen  Bewegung  hätte 
je  ein  solcher  gefehlt?  Etwas  anderes  ist 
es,  ob  dem  Ch.  ein  sozialistischer  Charakter 
eignete,  und  ob  man  ihn  wirklich  —  mit 
Brentano  —  als  „die  erste  sozialdemo- 
kratische Bewegung  des  19.  Jahrhunderts^* 
bezeichnen  kann?  Diese  Frage  ist  m.  E. 
zu  verneinen.  Für  ihre  Bejahung  sprechen 
I  weder  die  wilden  Reden  der  Führer  noch 
!  die  \'ielen  wilden  Taten  ihrer  Anhänger. 
Gewiß  war  unter  jenen  Rev.  Stephens 
nicht  der  einzige,  der  erklärte:  „Der  Ch, 
ist  keine  politische  Frage,  .  .  .  sondern  eine 
Messer-  und  Gabelfrage;  die  Charte,  d.  h. 
gute  Wohnung,  gutes  Essen  uud  Trinken, 
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gutes  Auskommen  und  kurze  Arbeitszeit." 
Er  hatte  auch  recht,  üra  derartige  Dinge 
handelt  es  sich  jedoch  nicht  bloß  in  den 
modernen  Arbeiterbewegungen,  sondern  hat 
es  sich  auch  schon  mehr  oder  weniger  in 
den  Sklaven-  und  Bauernkriegen  gehandelt. 
Und  auch  in  diesen  schon  waren  zur  Er- 
reichung des  Zieles  Mord  und  Brand  ge- 
bräuchlich. Darauf  kommt  es  aber  bei  der 
IVafung  des  sozialistischen  Charakters  irgend 
einer  !^£issen-  und  also  auch  der  chartistischen 
Bewegung  nicht  an,  sondern  auf  ihre  grund- 
sätzlidie  Stellung  zur  Privateigentumsord- 
nung. Diese  aber  hat  der  Ch.  nie  verneint. 
Er  ist  nie  über  sein  politisch-radikales  Pro- 
gramm hinaus  und  nie  zu  programmatischer 
Klarheit  über  das,  was  nach  dessen  Ver- 
wirklichung zu  ^chehen  habe,  gekommen 
—  mögen  auch  im  übrigen,  unter  dem  Ein- 
flüsse der  gleichzeitig  von  Owen  (s.  d.)  in 
Fluß  gebrachten  sozialistischen  Bewegung, 
manche  Führer  sozialistischen  Ideeen  ge- 
huldigt haben. 

Daß  der  Ch.  so  wesentlich  stets  im 
Rahmen  einer  politischen  Bewegung  ver- 
blieben ist,  es  aber  darüber  unterlassen  hat, 
die  Hebung  des  wirtschaftlichen,  sittüchen 
und  geistigen  Menschen  energisch  anzu- 
streben, bestimmt  auch  das  Maß  seiner  ge- 
schichtlichen Bedeutung  für  die  englische 
Arbeiterschaft  insbesondere.  Sie  besteht 
darin,  daß  es  ihm  gelungen  ist,  diese  zum 
Bewiißtsein  ihrer  besonderen  Klasseninter- 
essen zu  erwecken  und  mit  dem  altüber- 
kommenen Grefühl  der  Unterwürfigkeit  auch 
der  aus  dieser  resultierenden  Passivität  ein 
Ende  zu  machen.  Ein  höchst  wichtiges 
Ergebnis,  aber,  wie  gesagt,  auch  das  einzig 
bleibende  und  dam^s  allein  mögliche.  So 
kam  es  denn  zu  immer  stärkerer  gewerk- 
schaftlicher Organisierung  der  englischen 
Arbeiter,  aber  auch  dazu,  daß  die  Öewerk- 
schaftsorganisationen  sich  je  länger  je  mehr 
von  der  chartistischen  Bewegung  z\u"ück 
zoffen.  Sie  zogen  es  vor,  ihre  Befreiung 
auf  dem  Wege  vorzubereiten,  den  der  Ch. 
vollständig  außer  acht  gelassen  hatte. 

Literatur:  Th,  Carlyle,  Chartism,  London  18S9 
(deutsch  von  Pfannkuche  in  Bd.  1  «S*.  1 — 101  der 
von  P.  Henael  hrsg.  SoxicUpolüüchen  Schriften 
r<m  Thomas  Carlyle,  GöUingen  1895).  —  Eng. 
Buret,  De  la  mish'e  des  classes  laborieuses  en 
Angleterre  et  en  France,  S  Bde.,  Paris  I840 
(I.  Bd.,  S.  1S4—207).  —  Friedr.  Engels,  Die 
Lage  der  arbeitenden  Klassen  in  England,  Leipzig 
I845.  —  JLC.  Gammage,  History  ofthe  Chartist 
movement,  London  I854.  —  L,  Brentano^  Die 
englische  Chartistenbewegtmg  (in  Preuß.  Jahrb., 
Bd.  SS),  Berlin  1874.  —  Derselbe,  Die  christlich- 
sosiale  Bewegung  in  England  (2.  Ausg.),  Leipzig 
188S.  —  Derselbe,  Art.  „Chartismus"  im  H.  d.  St., 
2.  Aufi.,  Bd.  in,  S.  14Sg>  —  Will.  Lavett,  Life 
and  struggles  etc.,  London  1876.  —  Aschrott,  Das 
englische  Armentcesen,  Leipzig  18S6.  —  Sidney 


Webb,  SocicUism  in  England,  London  1890.  — 
Mrs,  Webb  {Beatrice  Pötter),  Die  britische  Ge- 
nossenschaßsbewegung,  hrsg.  von  Brentano,  Leipzig 
189S.  —  Sidney  und  Beatrice  Webb,  History 
of  trade  unionism,  London  1894  (deutsch  u.  d.  T. 
Die  Geschichte  des  britischen  Trade- Unionismus, 
von  R.  Bernstein,  StuUgaH  1895).  —  Graliam 
Wall€LS,  Art.  „Chartism"  in  Dictionary  of 
PolUiccU  Economy,  Jjondon  1894.  —  fTohn  JL. 
Tildsl^,  Die  Entstehung  und  die  ökonomischen 
Grundsätze  der  Chartistenbewegung,  Jena  1898 
(daselbst  S.  1S7 — 1S9  weitere  Literaturangaben). 
—  H,  Herlener,  Die  Arbeiterfrage,  IIL  Aufl., 
Berlin  1905.  Carl  Grünberg. 
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Chemische  Industrie. 

1.  Allgemeines  und  Zollpolitisches.  2.  Sta- 
tistik, a)  Deutsches  Reich,  b)  Qroßbritannien. 
c)  Frankreich,  d)  Vereinigte  Staaten  von  Amerika. 
e)  Andere  Länder. 

1.  Allgemeines  und  Zollpolitisches. 
In  begrifflicher  Hinsicht  faßt  die  deutsche 
gewerbliche  ßetriebszählung  v.  14/VL  1895 
unter  der  „chemischen  Industrie"  folgende 
Gewerbebetriebe  zusammen:  1.  Die  ch. 
Groß-I.;  2.  die  sonstige  Verfertigung  von 
chemischen,  pharmazeutischen  und  photo- 
graphischen Präparaten;   3.  die  Apotheken: 

4.  die    Herstellung    von    Farbmaterialien: 

5.  die  I.  der  Explosivstoffe  und  Zündwaren 
sowie  6.  die  Fabrikation  künstlicher  Dünge- 
mittel und  die  Abfuhr-  und  Desinfektions- 
anstalten. Zur  „ch.  Groß-I."  zählt  man  bei 
dieser  Einteilung  diejenigen  Betriebe,  welche 
sich  mit  der  Herstellung  solcher  unorgani- 
scher Verbindungen  befassen,  deren  Fabri- 
kation infolge  ihres  starken  Verbrauchs  auf 
breitester  Grundlage  möglich  ist  (Aetznatron, 
Alaun,  Alkalien,  Ammoniak,  Blutlaugensalz, 
Vitriol,  Glaubersalz,  Kali,  Phosphor,  Salpeter, 
Soda,  Sulfat  usw.).  Unter  den  „sonstigen 
chemischen,  pharmazeutischen  und  photo- 
graphischen Präparaten"  versteht  man  die 
große  Menge  der  organischen  und  unorga- 
nischen Verbindungen,  welche  meist  in 
reinem  Zustande  und  in  kleinen  Quantitäten 
von  der  Technik,  der  Wissenschaft  und  der 
Medizin  verlangt  werden.  Die  Produkte 
beider  Gruppen  bezeichnet  man  kurzweg 
als  Chemikauen.  Die  übrigen  vier  Unter- 
abteilungen umfassen  die  Gewerbezweige, 
welche  die  Herstellung  von  solchen  Fabrikaten 
betreiben,  welche  —  wie  dies  auch  schon 
in  der  Bezeichnung  zum  Ausdruck  kommt 
—  einem  bestimmten  Zweck  dienen  sollen. 

Die  Kenntnis  einzelner  chemischer  und  ver- 
wandter Produkte  ist  uralt.  Dies  gilt  insbe- 
sondere von  einigen  Farben  und  von  verschie- 
denen chemischen  und  pharmazentischen  Prä- 
paraten, die  bei  den  Kulturvölkern  des  Alter- 
tums umfangreiche  Verwendung  fanden.  Bereits 
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zur  Zeit  der  Erenzzüge  kamen  aus  dem  Orient  g:anz  neuer  Zweige  zur  eh.  I.  hinzu.  Das  Ge- 
eine ganze  Menge  von  Farbstoffen  nach  £uropa,  werbe  entwickelte  sich  naturfemäü  am  besten 
die  in  den  orientalischen  Ländern  aus  Pflanzen-  in  den  Ländern,  die  für  den  JBezug  von  Roh- 
und  Tierstoffen  gewonnen  wurden.  Gegen  Ende  materialien  und  den  Absatz  der  Fertigfabrikate 
des  15.  Jahrh.  ging  man  auch  im  Abendlande  die  günstifi^sten  Vorteile  boten.  Hierzu  gehört 
in  größerem  Umfange  dazu  über,  farbengebende  neben  Großbritannien,  Frankreich  und  den  Ver- 
pflanzen anzubauen,  und  besonders  die  Krapp-  einigten  Staaten  von  Amerika  in  erster  Linie 
pflanze  wurde  für  die  französische  Farben-I.  auch  Deutschland,  welches  viele  der  wichtigeren 
von  großer  Bedeutung  (Alizarin).  Auch  in  Rohprodukte  selbst  erzeug^. 
China,  vornehmlich  aber  in  Indien,  leifte  man  Der  Aufschwung  der  deutschen  eh.  L 
sich  schon  in  den  ältesten  Zeiten  auf  die  Zucht  ^^^  selbständigen  Großgewerbe  hängt  mit 
von  Farbenpflanzen  und  das  m  letzterem  Lande  j^_  »/..u«««»,*.^^«  i?;«-™  a^^  ^k««,;«^u«« 
gewonnene  Indigo  hat  bis  zum  Anfang  des  vor.  ^,^P  Zeitpunkt  des  Einzup  der  chemischen 
Jahrh.  den  Fa?benmarkt  beherrscht  Die  in  Wissenschaft  m  Deutschland  (Liebig  1827 1 
Deutschland  und  anderen  europäischen  Ländern  zusammen.  Die  gegen  Ende  der  40er  Jahre 
aus  der  Waidpflanze  erzielte  ßlaufarbe  spielte  entdeckten  gewaltigen  Salzlager  (Steinsalz 
ebenfalls  in  der  Farben-I.  lange  Zeit  hindurch  und  Kalisalze)  in  Deutschland  (besonders 
eine  große  Rolle.  Die  bereits  im  Altertum  und  Staßfurt)  machten  in  Verbindung  mit  den 
im  Mittelalter  im  Anschluß  an  den  Bergbau  bereits  erwähnten  Erfindungen  auf  dem 
eifrig  betnebene  Verarbeitu^^^  Gebiete  der  Sodaherstellung  die  deutf^che 
der  Metalle  (Alchymisten)  führte  zur  Entdeckung  Aiiroi:^^n  »«/»  QoI^  t  K^^n^i;^K  ^^o  \» 
verschiedener  MetaUfarben  und  Säuren,  welchl  Alkalien-  und  Salz-L  bezüglich  des  Au>- 
anfänglich  den  Erfindern  zu  ihren  Experimenten  gangsmatenals  vom  Auslande  unabhäniri<?, 
dienten,  später  aber  auch  mancherlei  nützliche  und  diese  1.  bildeten  im  verein  mit  der 
und  praktische  Anwendung  fanden,  besonders  stark  wachsenden  Zunahme  der  Herstellung 
in  der  Glas-L,  der  Färberei  und  der  Medizin,  von  Säuren  die  Grundlage  für  den  Auf- 
Hauptsächlich  beschäftigten  sich  zu  iener  Zeit  schwung  der  übrigen  chemischeu  Gewerl)e- 
Aerzte  und  Apotheker  in  ihren  Laboratorien  zweige  Deutschlands.  Durch  die  i-ege 
mit  der  Daretellung  solcher  Produkte  Auch  Wechselwirkung  von  Wissenschaft  und  Tech- 
Äf-^BÄa^^^^^^  5j^'  gefördert^ahm  Deutschland  in  der 
Schwefel  und  Kohle,  waren  schon  im  Mittelalter  Darstellung  feinerer  chemischer  und  phar- 
bekannt.  Doch  vollzog  sich  die  Fabrikation  mazeutischer  Erzeugnisse  bald  eine  fülirende 
aller  dieser  Warengattungen  nur  in  beschränkten  Stellung  ein  und  die  fortschreitend  günstige 
Grenzen  und  von  einer  eigentlichen  eh.  L  konnte  Entw^ckelung  dieser  FaV)rikationszweige, 
noch  gegen  Ende  des  18.  Jahrh.  kaum  die  namentlich  die  großen  Erfolge  der  Teer- 
Rede  sein.  ,T  1.  1  •  u  farben-L,  hat  wälu'end  der  letzten  Jahrzehnte 
In  den  ganzen  Verhältnissen  trat  aber  zu  ein  gewaltiges  Emporsteigen  fast  aller  Zweige 
Anfang  des  vor.  Jahrh.  ein  gewaltiger  Um-  a^^  A^.^^^^v^^r^  ^.u  i  ^,,,«  Vr^^r^  r^i,«Kf 
schwung  ein,  als  die  wissenscLfüichen  Fort-  ^®^,  deutschen  ch  1.  zur  iolp  gel^)t. 
schritte  auf  dem  Gebiete  der  Chemie  einen  immer  ^^}''^f  ihre  technische  Leistungsfähig- 
größeren  Erfolg  hatten  und  in  Verbmdung  mit  «eit  dem  Auslande  gegenüber  m  vielen 
der  Technik  eine  weitere  Verwendung  der  j^e-  Zw^eigen  überlegen  machte.  Dieser  Auf- 
wonnenen  Produkte,  insbesondere  zu  Hilfsstoifen  schwung  hat  nur  in  wenigen  Jahren  eine 
anderer  Industrieen,  ermöglichten.  Der  Anstoü  Unterbrechung  bezw.  einen  Stillstand  zu 
zu  diesem  Aufschwung  ging  von  Frankreich  verzeichnen  gehabt.  Es  war  dies  besonders 
und  England  aus  Frankreich  (Paris)  war  zu  ^jer  Fall  in  den  Jahren  1884  und  1885,  als 
jener  Zeit  der  Sitz  der  chemischen  A\issen8^^^^^  ^i  allgemeine  Lage  der  ch.  I.  durch  die 
England  der  Sitz  der  ch.  I.  Von  diesen  Landern  ^  ,  ^  .  ^  *  i  tt  u  j  i  ^ 
aus  verbreiteten  sich  die  Wissenschaft  und  die  ^^"^^^  ^"^^.,.  tretende  Ueberproduktion 
I.  immer  weiter;  fast  in  allen  Kulturländern  äußerst  nachteilig  beeinflußt  wurde.  Seit 
wurde  die  ch,  I.  im  Laufe  des  19.  Jahrh.  hei-  ^^^^  macht  sich  als  Folge  davon  bei  den 
misch,  wenn  auch  in  der  Art,  daß  sich  in  dem  Fabrikanten  das  Bestreben  bemerkbar,  sich 
einen  Lande  diese,  in  dem  anderen  Lande  jene  durch  Konventionen  zu  helfen.  Füi-  eine 
Spezialität  mehr  herausbildete.  Die  sich  in  Reihe  von  Präparaten  kamen  denn  auch  zu 
kürzester  Zeit  folgenden  epochemachenden  Er-  j^ner    Zeit   Vereinbarungen   über   eine   Be- 

Hfp  SK  !.1I  S/.!Jn^H?/in'.^!r  Ä  schräukung   dcr   Produktion    zustande,    die 

metDoden;  sie  ersetzten  die  von  der  Natur  ge-     -u-       rr^  «4  i  -u       • 

bildeten  Produkte  durch  künstliche  und  brachten  ^ich    im   I^aufe   der  späteren  Jahre  immer 

eine  groüe  Anzahl  neuer  Fabrikate  hervor.    So  weiter  ausgedehnt  haben.     Heute   zählt  die 

traten  in  der  Farbeu-I.  an  die  Stelle  der  bisher  deutsche  ch.  I.  Verbände,  Preiskonventionen 

verwendeten  Naturfarben  künstliche  Farbstoffe ;  und    ähnliche   Gebilde  weit    über    hundert, 

die   Herstellung    vieler    chemischer    Produkte  Darunter  befinden   sich  vöDig  ausgebildete 

wurde    durch     die    Eutwickelung    der    Soda-  Syndikate  (z.  B.  Sodasyndikat),   femer  Ver- 

(Leblanc-Verfahren,  Solvaysches  Ammoniakver-  einigungen,    die  weniger   straff  organisiert 

fahren)   und   Alkah-L    und    durch    eine   Reihe  ^^l  ^^^^^        ^j^j^  ^^^^        ß    ^^zahl   loser 

wichtiger  Entdeckungen,  u.  a.  die  Gewinnung  7„^ '    ^^.,^,ui..t„««   ^i-    :f  „«^u  ^^^w^^v^Tli 

des  Schwefels  aus  scWefelhaltigen  Erzen,  auf  /^"saramenschlüsse,  die  je  nach  dem  \\echsel 

eine  völlig  andere  Grundlage  gestellt  und  we-  ^^er    technischen   und   wirtschaftlichen  \  er- 

sentlich   nach   Men^e  und  Art   erweitert;   die  hältnisse   entstehen    und    auseinandergehen. 

Fabrikation   künstlicher  Düngemittel   trat  als  Ein  Beweis  für  die  heutige  günstige  Stellung 
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der  eh.  L  Deutschlands  ist  auch  darin  zu 
erblicken,  daß  dieser  Gewerbezweig  fast 
der  einzige  war,  welcher  in  seiner  Renta- 
bilität von  der  großen  Wirtschaftskrise  der 
Jahre  1901  und  1902  wenig  oder  fast  gar 
nicht  berührt  worden  ist  Zum  Teil  ist 
diese  Erscheinung  darauf  zurückzuführen, 
daß  die  eh.  I.  Deutschlands,  soweit  sie 
natürliche  Salze  verarbeitet,  fast  eine  Mono- 
polstellung inne  hat,  die  ihr  den  Wett- 
bewerb mit  dem  Auslande  imgemein  er- 
leichtert; zum  Teil  hängt  dies  auch  damit 
zusammen,  daß  die  chemischen  Werke,  vor- 
nehmlich auf  dem  Gebiete  der  Farben-I., 
die  hervorragendsten  Patente  in  Händen 
haben. 

Fast  alle  Staaten,  in  denen  die  eh.  I. 
eine  größere  Bedeutung  erlangt  liat,  haben 
die  Erzeugnisse  dieses  Gewerbezweiges  durch 
mehr  oder  weniger  hohe  Eingangszölle  gegen 
die  Einfuhr  aus  dem  Auslande  geschützt. 
Das  Deutsche  Reich  ist  bei  der  Aufstellung 
seiner  Zolltarife  von  der  Auffassung  ausge- 
gangen, die  Roh-  und  Hilfsstoffe  tunlichst 
frei  zu  lassen  und  Rohstoffe  wie  Fabrikate 
der  eh.  I.  nur  insoweit,  als  die  besonderen 
Produktions-  und  Absatzverhältnisse  eines 
einzelneu  Artikels  es  begründen,  mit  Zöllen 
zu  belegen.  Der  Zolltarif  des  Jahres  1902 
geht  zwar  in  der  Einzelbenennung  einer 
großen  Anzahl  zollpflichtiger  oder  zollfreier 
Waren  und  Warengattungen  erheblich  weiter 
als  die  früheren  Tarife,  sachlich  ist  er  aber 
nicht  von  jenem  Grundsatze  abgewichen. 
Man  ist  bei  dieser  Auffassung  von  der  Er- 
wägung ausgegangen,  daß  auch  bei  anzu- 
erkennendem Schutzbedürfnis  die  Einfuhr 
aus  dem  Auslande  nicht  ausgeschlossen, 
sondern  nur  auf  ein  erträgliches  Maß  ein- 
geschränkt werden  soll.  Viele  Zweige  der 
deutschen  eh.  I.  sind  auf  die  Ausfuhr  ange- 
wiesen und  haben  das  dringende  Bedürfnis, 
für  den  Absatz  ihrer  Erzeugnisse  in  das 
Ausland  möglichst  günstige  Bedingungen  zu 
erlangen.  In  den  deutschen  Handelsver- 
trägen mit  den  einzelnen  Staaten  sind  denn 
auch  die  Zollsätze  für  die  Rohstoffe  und 
Fabrikate  der  eh.  I.  unter  diesen  Gesichts- 
punkten festgelegt  worden.  Auch  in  den 
meisten  übrigen  Ländern  werden  im  allge- 
meinen niu*  auf  solche  Waren  Zölle  erhoben, 
die  den  Gegenstand  eines  Staatsmonopols 
bilden  oder  bei  denen  besondere  Verhältnisse, 
so  auch  gesundheitspolizeiliche  Rücksichten, 
dies  begründen. 

2.  Statistik,  a)  Deutsches  Reich. 
Die  gewerblichen  Betriebszählungen  von 
1S75,  1882  und  1895  ergaben  für  die  eh.  I. 
8645  bezw.  9191  und  10385  Hauptbetriebe 
mit  52202,  71777  und  115  2:U  beschäftigten 
Personen.  Von  der  Zahl  der  Betriebe  des 
Jahres  1895  entfallen  458  auf  die  eh.  Groß-I. 
im  engeren  Sinne  (siehe  oben),  1453  auf  die 


Herstellung  sonstiger  chemischer  Präparate,. 
5354  auf  die  Apotheken,  945  auf  die  Farben-I.^ 
420  auf  die  Sprengstoff-I.  und  1755  auf  die 
'  Düngemittel-  und  Desiufektions-I.   Die  eh.  L 
!  zählte  1895  8228  Kleinbetriebe  (1—5  Per- 
jsonen)  mit  18122  Personen,    1781  Mittel- 
betriebe (6—50  Personen)  mit  25993  Per- 
'sonen  und  376  Großbetriebe  (51  und  mehr 
Personen)  mit  71 116  Personen.    Zur  Berufs- 
genossenschaft der  eh.  I.  gehörten  im  Jahre 
1903  7747  Betriebe  mit  174669  versicherten 
Personen    gegenüber    5947    Betrieben    mit 
115713  Personen  im  Jahre  1895.    An  Kollek- 
j  tivunternehmungen  bestanden  im  Jahre  1895 
1 958   Betriebe,    darunter    194   Aktiengesell- 
schaften. 

Die  deutsche  eh.  I.  produziert  fast  alle 
wichtigeren  Erzeugnisse  dieses  Gewerbe- 
zweiges. Besonders  hervorragend  sind  wegen 
ihrer  Reinheit  und  guten  Bescliaffenheit  die 
deutschen  Drogen  und  pharmazeutischen 
Präparate,  berühmt  sind  auch  die  Produkte 
der  Teerfarben-I. ,  welche  im  Deutschen 
Reich  die  meisten  und  bedeutendsten  Fabriken 
hat,  nicht  minder  die  ültramarinfabrikate. 
unter  den  chemischen  Großbetrieben  ragen, 
besonders  die  an  das  Staßfurter  Steinsalz- 
lager sich  anschließenden  Fabriken  hervor. 
Recht  bedeutend  ist  auch  die  Sodafabrikation 
und  die  Schwefelsäurebereitung.  Auch  die 
deutsche  Sprengstoff-I.  ist  wellbekannt. 

üeber  die  Höhe  der  Produktion  der 
deutschen  eh.  I.  liegen  keine  vergleichbaren 
statistischen  Nachweise  vor.  Die  für  das 
Jahr  1897  vom  Reichsarat  des  Innern  ver- 
anstalteten Erhebungen  über  die  einheimische 
Gütererzeugung  sind  zwar  auch  auf  diesen 
Gewerbezweig  ausgedehnt  worden;  die  Er- 
gebnisse sind  aber  nur  in  ihrem  Endresultat 
öffentlich  bekannt  gemacht  worden.  Hier- 
nach wurden  im  Jahre  1897  83112790  dz 
Waren  im  Werte  von  947  902  570  M.  von  der 
eh.  I.  hergestellt. 

Die  Bedeutung,  welche  die  eh.  I.  im 
deutschen  Wirtschaftsleben  hat,  kommt  auch 
im  Außenhandel  zum  Ausdruck.  Sie  nimmt 
unter  den  deutschen  Export-I.  die  vierte 
Stelle  ein.  Die  Ausfuhr  von  Fertigfabrikaten 
beträgt  allein  mehr  als  ein  Drittel  der  Ge- 
samtproduktion. Nach  der  Statistik  des 
auswärtigen  Handels  des  deutschen  Zoll- 
gebiets betrug  die  Einfuhr  und  Ausfuhr  von 
Rohstoffen  und  Fertigfabrikaten  der  eh.  I. 
und  der  Pharmazie  in  den  Jahren  bezw.  im 
Durchschnitt  der  Jahre: 


Jahre 


A.  Robstoffe. 
Einfuhr  Ausfuhr 


1000  t  Mill.  M.  1000  t  Mill.  M. 
1880         421,8        111,7         206,2         36,9 
1881/85       443,3         130,6         257,5         30,6 
1886/90       854,9        139,6         268,2         28,3 
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Jahre 

Einfuhr 

Ausfuhr 

1000  t 

MiU.  M. 

1000  t 

Mill.  M. 

1891/95 

ii68,2 

163,8 

336,0 

34,0 

1896/1900 

1648,2 

189,4 

1!''^ 

40,3 

1901 

1940,2 

220,9 

863,3 

45,4 

1902 

1898,3 

211,6 

765,4 

44,2 

1903 

1982,9 

233,6 

855,7 

51,5 

1904 

2060,7 

259,6 

950,4 

57,1 

B. 

Fabrikate. 

1880 

193,7 

102,3 

251,1 

200,2 

1881/85 

193,0 

111,2 

325,1 

216,0 

1886/90 

193,2 

99,7 

391,0 

213,9 

1891/96 

221,5 

107,3 

498,6 

267,3 

18961900 

297,8 

110,3 

656,6 

34", 6 

1901 

349,0 

110,7 

789,3 

363,0 

1902 

317,8 

III, I 

809,8 

386,1 

1903 

302,7 

117,2 

871,9 

396,9 

1904 

306,2 

118,1 

917,4 

416,5 

Während  nach  dieser  Zusammenstellung 
die  Einfuhr  chemischer  Fabrikate  im  Laufe 
der  letzten  25  Jahre  keine  erhebliche  Zu- 
nahme erfahren  hat,  ist  die  Ausfuhrmenge 
ganz  bedeutend  gewachsen.  Es  ist  dies  in 
Verbindung  mit  der  gewaltigen  Steigerung 
der  Einfuhr  der  EohstofPe  ein  weiteres 
Zeichen  für  die  starke  Zunahme  ihrer 
Leistungsfähigkeit. 

Am  deutschen  AuBenhandel  mit  che- 
mischen Erzeugnissen  sind  fast  alle  Länder 
beteiligt.  An  der  Spitze  steht  Großbritannien, 
welches  dem  deutschen  Gewerbe  sowohl 
eine  ganze  Heihe  von  Rohprodukten  zuführt 
als  auch  viele  Fertigfabrikate  von  ihm  auf- 
nimmt. Dann  folgen  die  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika ;  in  weiterem  Abstände  Oester- 
reich-Ungarn,  Belgien,  die  Niederlande  und 
Frankreich.  Von  sonstigen  außereuropäischen 
Gebieten  kommen  besonders  Indien  und 
China  in  Betracht 

Bezüglich  der  einzelnen  Zweige  der  deutschen 
eh.  I.  (nach  der  Einteilung  der  Reichsstatistik) 
ist  noch  folgendes  hervorzuheben: 

Die  eh.  Groß-L  geht  aus  einerseits  von  der 
Darstellung  der  Soda  mittels  Schwefelsäure, 
andererseits  von  der  Verarbeitung?  der  natürlich 
vorkommenden  Natrium-  und  Kaliumsalze  und 
anderer  Ber^werksprodukte-  Der  Umstand,  daß 
diese  Stoffe  in  reichlichem  Maße  im  Lande  vor- 
handen sind,  bat  die  ffroßarti^  Entwickelung 
dieses  Zweiges  der  eh.  I.  ermö^icht.  Soda  wird 
in  Deutschland  in  der  Bauptsache  durch  das 
Solvay-Verfahren,  welches  in  der  Einwirkung 
von  Ammoniak  und  Kohlensäure  auf  Kochsalz 
besteht,  gewonnen ;  die  Produktion  von  kristalli- 
sierter und  kalzinierter  Soda  beträgt  gegen- 
wärtig über  330000  t,  ungefähr  das  Sechsfache 
der  Erzeugung  des  Jahres  1875.  Die  deutsche 
Soda-I.  ist  heute  völlig  unabhängig  vom  Aus- 
lande (England) :  sie  ist  sogar  imstande,  Va  dei 
Produktion  im  Werte  von  etwa  5  Mill.  M.zu  expor- 
tieren. Die  Ausfuhr  von  Soda  betrug  in  Tonnen : 
kristallisierte  kalzinierte  kaustische 
Soda 


Jahre 


1881/85 

4074 

6704 

997 

1886,90 

5157 

18288 

1411 

1891/95 

3488 

33063 

4909 

1896/1900 

1706 

41  753 

5170 

1901/05 

2795 

43104 

5494 

Die  Uebersicht  ergibt  ein  fortdauerndes 
Sinken  der  Bedeutung  der  kristsdlisierten  zu- 
^nsten  der  kalzimerten  Soda.  Abnehmer 
deutscher  Soda  sind  hauptsächlich  die  Schweiz, 
Schweden,  Italien,  Belgien  und  die  Niederlande. 
Ein  weiteres  wichtiges  Fabrikat  der  eh.  6roß-I., 
von  welchem  eine  ganze  Eeihe  anderer  Fabri- 
kationsKweige  abhängt,  ist  Schwefelsäure.  Als 
Rohmaterial  hierzu  dient  heute  vorwiegend 
Schwefel-  und  Eisenkies  oder  Zinkblende.  An 
Schwefelkies  werden  in  Deutschland  mehrere 
hunderttausend  Tonnen  gefördert,  dazu  wird 
noch  eine  große  Menge  spanischer  und  portu- 
giesischer Kiese  bezogen.  Die  Produktion  von 
Schwefelsäure  betrug  1888  400000,  1898  768000 
und  1903  1 011 000 1  Die  Einfuhr  von  Schwefel- 
kies (unausgebranntem)  stellte  sich  auf  (in 
Tonnen) : 

1880  78399  1891/1895    268049 

1881/1885    109847  1896/1900    394589 

1886/1890    182875  1901/1905    490388 

Der  Export  von  Schwefelsäure  betrug  in  t: 
1871/1880        1253  1891/1895      19569 

1881/1885      13362  1896/1900      32109 

1886/1890      16648  1901/1905      48405 

Die  Ausfuhr  geht  besonders  nach  Oesterreich- 
Uneam,  den  Niederlanden,  der  Schweiz,  Frank- 
reich und  Belgien.  Von  anderen  Mineralsäuren 
sind  noch  Salzsäure  und  Salpetersäure  zu 
nennen.  Die  Produktion  dieser  Säuren  ist  in 
Deutschland  eine  sehr  große  und  völlig  aus- 
reichend, um  den  einheimischen  Bedarf  zu  decken. 
Der  Export  von  Salzsäure,  Salpetersäure  und 
Salpetersalzsäure  betrug  in  t: 

Jahre  Salzsäure  IJ^fÄ^^S 

1444 


1900 


13210 


1901 

12143 

1520 

1902 

12307 

1650 

1903 

12696 

1930 

1904 

12374 

2525 

1905 

12607 

2720 

Sehr  wichtig  für  den  hier  geschilderten  Teil 
der  eh.  I.  ist  femer  die  Salzförderung.  Deutsch- 
land besitzt  zurzeit  die  größten  Kali-Salzla^er 
der  Welt.  Die  Bergwerke  fördern  die  Rohsaue, 
welche  dann  in  etwa  30  chemischen  Fabriken  auf 
Chlorkalium  und  andere  Kalisalze  verarbeitet 
werden.  Die  deutsche  (einschl.  luxemburgische) 
Produktion  an  Kalisalzen  und  an  Chlorkalium 
betrug  in  1000  t: 

Jahre        Kalisalze        Chlorkalium 
I  1871/75  455  *' 

1876^/80  698  83 

1881/85  1037  127 

I  1886/90  1144  131 

I  1891/95  1483  139 

1896/1900        2296  203 

!  1901  3535  295 

'  1902  3285  268 

1903  363"  280 

Ein  großer  Teil  der  Kalisalze  wird  von  der 
,  Landwirtschaft    zu    DUngunraswecken    auf^ 
I  nommen,   ein  nicht  unbeträcntlicher  Teil  wird 
auch   zu   dieser  Verwendung  ausgeführt    Von 
'  der  Chlorkalium-Produktion  wird  etwa  die  Hälfte 
exportiert,  die  Ausfuhr  betrug  in  t: 

1886/^90      73506  1896/1900      95600 

!       1891/95      79  744  1901/05      X29678 
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Wichtige  Nebenerzengnisse  der  Ealiindustrie 
bilden  schwefelsanres  Kali,  schwefelsaure  Mag- 
nesia and  Kalimagnesia,  Chlormafi^esinm  sowie 
ans  den  Endlane^en  gewonnene  firomsalze  und 
Brom.  Die  Prodnktion  dieser  Salze  betrug  im 
Jahre  1903  258000  t. 

In  der  Industrie  chemischer  und 
pharmazeutischer  Präparate  nimmt 
Deutschland  eine  führende  Stellung  ein.  Die 
Fabrikation  erfolgt  sowohl  in  Anlehnung  an 
andere  Zweige  der  eh.  I.  als  auch  in  besonderen 
Fabriken  und  Laboratorien.  Die  Erzeugnisse 
der  Präparatenindustrie,  deren  jährlicher  Pro- 
duktionswert auf  etwa  52  Mill.  M.  veranschlagt 
wird,  finden  nicht  nur  für  wissenschaftliche  und 
pharmazeutische  Zwecke  Verwendun|f,  sondern 
auch  für  mancherlei  Gewerbezweige,  wie  Färberei, 
Zeugdruck,  Photographie  usw.  Die  Roh- 
materialien für  diese  Lidustrie  werden  haupt- 
sächlich im  Inlande  gewonnen:  in  einigen  Ar- 
tikeln: Jod,  Chinarinde,  Kamprer,  Gummiarabi- 
kum, Galläpfel  und  vielen  tropischen  Pllanzen- 
produkten  ist  man  auf  die  Einfuhr  aus  dem 
Auslande  angewiesen.  Als  Absatzgebiet  für 
Avissenschaftliche  und  pharmazeutische  Präpa- 
rate kommt  vornehmlich  das  Ausland  und  zwar 
mehr  oder  weniger  fast  alle  Länder  in  Betracht, 
Präparate  für  technische  Zwecke  werden  da- 
gegen hauptsächlich  im  Inland  konsumiert.  Der 
Export  der  Präparatenindustrie  übersteigt  aber 
den  Import  ganz  erheblich.  Die  Ausfuhr  der 
wichtigeren  Artikel  betrug  in  Tonnen: 
Fabrikate  1900  1905 

Bleiglätte  3  577  4  4^6 

Kohlensäure  3258  7317 

Bittersalz  5126  13480 

Oxalsäure  3  570  3  9^6 

Chlorbarium  3  024  4  592 

Barytsalze  2  903  4  958 

Wasserglas  5  892  11  558 

Vitriol,  grüner        3829  4495 

In  der  deutschen  Farben- und  Farbstoff - 
industrie  spielt  die  Herstellung  von  Teer- 
farben die  Hauptrolle.  In  dieser  Industrie  nimmt 
das  Deutsche  Bleich  bei  weitem  den  ersten  Rang 
ein;  an  der  Gesamtproduktion  der  Welt  an 
Teerfarben,  die  auf  130—150  Mill.  M.  geschätzt 
wird,  ist  Deutschland  mit  etwa  120  Mill.  M. 
beteiligt.  Die  hauptsächlichsten  Rohmaterialien 
^Steinkohlenteer,  leichte  Steinkohlenteeröle,  Au- 
thracen,  Naphthalin,  Karbolsäure)  bezieht  die 
Teerfarbenindustrie  aus  England.  £in  gewaltiger 
Teil  der  Produktion  geht  ins  Ausland;  die 
wichtigsten  Abnehmer  sind  die  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  und  Großbritannien,  aber 
auch  Oesterr eich- Ungarn.  China  und  Italien  be- 
ziehen große  Mengen  dieser  Fabrikate,  in  ge- 
ringerem Maße  fast  alle  übrigen  Industriestaaten. 
Die  Ausfuhr  von  Anilin  und  anderen  Teeriarb- 
stoffen  betrug  in  Tonnen: 

1872  «0         725  1891/95         11 824 

1881/85       3813  1896/1900       20014 


1886,^       6681 


1901,05         30 115 


Von  sonstigen  Teerfarben  kommen  noch  für 
den  Export  in  Betracht  Alizarin,  Indigo,  Ani- 
linöl  und  Anilinsalze  usw.  Die  Ausfuhr  dieser 
Artikel  stellte  sich  im  Jahre  1905  auf  9339 
bezw.  11165  und  19410  t. 

Auch  in  der  Herstellung  von  Mineral-  und 

Wörterbuch  der  Volkswirtschaft.    II.  Aufl.    Bd.  I. 


Lackfarben  nimmt  die  deutsche  Industrie  eine 
hervorragende  Stellung  ein.  Infolge  der  Ver- 
wendung dieser  Farben  in  den  verschiedensten 
wichtigen  Industriezweigen  ist  ihr  Konsum  ein 
pranz  gewaltiger;  die  deutsche  Produktion  deckt 
ihn  aber  bei  weitem,  sie  ist  sogar  mit  nahezu 
%  derselben  auf  den  Absatz  im  Auslande  an- 
gewiesen. Die  Ausfuhr  der  wichtigeren  Mineral- 
farben betrug  in  Tonnen: 

Farben  1890 

BleiweiÜ  12320 

Mennige  5  830 

Ultramarin  5  258 

Zinkasche,  Zinkweiß  \ 


Lithopon  / 

Bronzen  u.  Chromfarben 
Maler-  u.  Waschfarben 


8891 

5227 
1243 


1900 
15  126 

6603 

4205 
14909 

5820 

3677 
3065 


1905 

16478 

8903 

4839 

20  131 

7  747 
4721 
3  162 


Als  Bezugsländer  kommen  mehr  oder  weniger 
fast  alle  Staaten  in  Betracht;  an  der  Spitze 
stehen  Holland,  Belgien,  Großbritannien  und 
Schweden. 

Die  deutsche  Sprengstoff-  und  Pulver- 
industrie, deren  jährliche  Produktion  an- 
nähernd 11000  t  ausmacht,  hat  namentlich  auf 
dem  Gebiete  der  Militärpulverfabrikation  her- 
vorragende Leistungen  aufzuweisen ;  die  Dyna- 
mitfabrikeo,  welche  ungefähr  12 — 15Ö00 1  Dyna- 
mit jährlich  produzieren,  gehören  mit  zu  den 
ersten  der  Welt.  Die  Industrie  deckt  nicht  nur 
den  heimischen  Bedarf  vollständig,  sondern  sie 
ist  auch  imstande,  ihre  Fabrikate  in  sehr  be- 
deutenden Mengen  zu  exportieren.  Der  Export 
an  Schießpulver  und  Sprengstoffen  betrug  in 
Tonnen : 


Jahre 

Schießpulver 

Sprengstoffe 

1886.^0 

V 

2089 

1891,'95 

2809 

2437 

18961900 

2331 

3499 

1901yO5 

1755 

3640 

Deutsche  Sprengstoffe  werden  überall  hin 
ausgeführt;  Hauptabnehmer  sind  Großbritannien 
und  Australien.  Auch  die  Herstellung  von 
Munition  —  Zündhütchen  und  Patronen  -—  ist 
recht  bedeutend.  Deutschland  besitzt  die  meisten 
Fabriken  dieser  Branche.  Obwohl  die  deutsche 
Industrie,  welche  7«  i^rer  Erzeugnisse  zur  Aus- 
fuhr bringt,  den  Bedarf  des  einheimischen 
Marktes  vollkommen  befriedigen  kann,  ist  die 
Einfuhr  dieser  Waren  in  den  letzten  Jahren 
etwas  gestiegen.  Auch  die  noch  junge  Zünd- 
warenindustrie  spielt  bereits  auf  dem  Weltmarkt 
eine  p^oße  Rolle. 

Die  Industrie  der  che  mischen  Dünge- 
mittel erfreut  sich  in  Deutschland  einer  be- 
trächtlichen Entwickelung  und  ist  in  beständigem 
Anwachsen  begriffen.  Die  Verwendung  der 
Fabrikate  hat  sich  immer  mehr  verbreitet,  wenn- 
gleich die  Billigkeit  des  Chilisalpeters  und  des 
schwefelsauren  Ammoniaks  sie  zeitweise  be- 
einträchtigte. Das  älteste  der  chemischen 
Düngemittel  ist  das  Knochenmehl.  Dieses 
Fabrikat  wird  durch  Zermahlen  von  Knochen, 
welche  vorher  entfettet  werden,  zwar  in  größeren 
Menden  in  Deutschland  gewonnen;  die  Pro- 
duktion reicht  jedoch  nicht  aus,  um  den  ein- 
heimischen Bedarf  zu  decken.  Von  größerer 
Bedeutung  ist  die  Herstellung  von  Superphos- 
phaten,  denen  aber  durch  die  seit  der  Mitte  der 
achtziger  Jahre  des  vorigen  Jahrhunderts  ein« 
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geführte  Thomasschlacke,  welche  durch  Ent- 
ziehuDff  des  Phosphors  als  Nebenprodukt  aus 
dem  Eisen  abgeschieden  wird,  eine  erhebliche 
Konkurrenz  entstanden  ist.  Die  Aosfnhr  von 
Knochenmehl,  Superphosphaten  und  Thomas- 
phosphatmehl gestaltete  sich  folgendermaßen 
(Tonnen) : 


Knochen- 
mehl 
8019 
12793 
14  135 


Snper- 

phosphate 

55701 

60  643 

100498 


Thomas- 
phosphatmehl 
81  4$o 
173027 
222  133 


Jahre 

1896/1900 
1901/05 

Knochenmehl  wird  in  der  Hauptsache  im- 
portiert aus  Rußland,  Superphosphat  aus  Belgien, 
und  Thomasphosphatmehl  aus  Frankreich  und 
Belgien.  Die  Ausfuhr  von  Knochenmehl  richtet 
sich  hauptsächlich  nach  Schweden,  der  Schweiz 
und  Oesterreich-Ungam,  diejenige  von  Super- 
phosphat nach  Oesterreich-Ungam  und  der 
Schweiz;  der  Export  von  Thomasphosphatmehl 
geht  nach  Oesterreich-Ungam,  den  Niederlanden 
und  nach  vielen  anderen  europäischen  Ländern. 

b)  Qrorsbritannien.  Großbritannien  war 
das  erste  Land,  in  welchem  die  eh.  L  in 
größerem  Umfange  festen  Fuß  faßte  (s.  oben). 
Die  Fortschritte  der  chemischen  Wissen- 
schaft konnten  dort  infolge  der  günstigen 
Entwickelung  der  übrigen  Gewerbezweige 
und  infolge  der  ausgedehnten  Verkehrs-  und 
Handelsbeziehungen  für  die  Ausbildung  der 
eh.  I.  besonders  vorteilhaft  verwertet  werden, 
sowohl  hinsichtlich  der  Beschaffung  der  Roh- 
materialien als  auch  hinsichtlich  des  Ab- 
satzes der  Fertigfabrikate.  Wenn  auch  die 
aufblühende  eh.  I.  anderer  Länder,  nament- 
lich Deutschlands,  dem  englisclien  Gewerbe 
bald  nachkam  und  es  in  vielen  Zweigen 
überholte,  so  steht  die  englische  eh.  L  in 
einzelnen  Produkten  auch  heute  noch  an 
der  Spitze.  Dies  gilt  insbesondere  von  der 
Sodafabrikation  und  der  Ammoniakgewinnung. 
Die  großen  Leblanc-Soda-Fabriken,  welche 
bereits  um  die  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts 
in  England  gegründet  worden  sind,  haben 
sich,  über  40  an  der  Zahl,  nebst  mehreren 
Salinen  und  Seifenfabriken  im  Jahre  1890 
zu  der  größten  chemischen  Fabrikationsge- 
sellschaft der  Welt,  der  „United  Alkali 
Company  Ltd."  mit  ca.  180  Mill.  M.  Aktien- 
kapital vereinigt,  deren  Betriebe  unter 
zentralisierter  Leitung  stehen.  Auch  die 
größte  Ammoniak-Sodafabrik  der  Welt  hat 
ihren  Sitz  in  England.  Im  Gegensatz 
zu  Deutschland,  wo  das  Leblanc- Verfahren 
schon  bald  durch  Solvays- Verfahren  ver- 
drängt worden  ist,  heiTScht  in  England  auch 
heute  noch  das  erstere  vor. 

Nach  der  Berufszählung  von  1895  waren 
in  Großbritannien  und  Irland  102936  Personen 
mit  der  Herstellung  von  chemischen  Pro- 
dukten beschäftigt.  Ueber  die  Anzahl  der 
Betriebe  liegen  keine  statistischen  Nach- 
weise vor. 


Ein  Vergleich  der  Gesamteinfuhr  \md 
Ausfuhr  chemischer  Erzeugnisse  für  mehrere 
Jahre  ist  infolge  der  oftmals  wechselnden 
Gruppierung  der  einzelnen  Waren^attungen 
in  der  Statistik  nur  teilweise  möglich ;  auch 
bietet  ein  Vergleich  des  englischen  Gesamt- 
außenhandels mit  demjenigen  anderer  Länder 
aus  demselben  Gnmde  kein  genaues  Bild. 
Der  Import  und  Export  von  Chemikalien, 
Färb-  und  Gerbstoffen  betrug  in  1000  £: 


Jahre 


1896/1900 
1901 
1902 
1903 
1904 


Einfuhr 
6426 
5918 
6129 
6133 


9302 


Ausfuhr 
8580 
8690 
8956 
9587 
12080 
13652 


In  den  Ziffern  der  beiden  letzten  Jahre 
sind  auch  andere  chemische  Erzeugnisse, 
u.  a.  Drogen,  enthalten. 

Bezüglich  einzelner  wichtiger  Zweige  der 
englischen  eh.  I.  ist  folgendes  hervorzuheben: 
Die  englische  Alkali-L  hat  sich  bereits  in  den 
filnfziger  und  sechziger  Jahren  des  19.  Jahrb. 
in  so  starkem  Maße  entwickelt,  daß  sie  den 
Einfahrbedarf  der  ganzen  Welt  befriedigen 
konnte;  seit  einigen  Jahren  aber  ist  ihre  Aus- 
fuhr nnter  der  Erstarkung  des  ausländischen 
(deutschen)  Wettbewerbs  zurück^^egangen.  Der 
Wert  der  Alkaliausfuhr  betrug  m  lOCß  £: 

1887;90    1761         1896/1900    1139 
1891/95     1900  1901         1126 

Auch  der  Export  von  Teerfarbstoffen,  der  in 
früheren  Jahren  recht  bedeutend  war,  hat  im 
Laufe  der  letzten  Jahre  nachgelassen;  der  Im- 
port dieser  Artikel  ist  dagegen  erheblich  ge- 
stiegen. Der  Wert  der  Ausfuhr  von  Farbstoffen 
stellte  sich  in  1000  £  in  den  Jahren  bezw.  im 
Durchschnitt  der  Jahre  auf: 


Jahre 

Teerfarbstoffe 

Andere  Farbstoffe 

1887,90 

190 

308 

1891/95 

207 

255 

1896/1900 

241 

191 

1901 

210 

130 

1902 

204 

133 

1903 

205 

141 

Die  Einfuhr  von  Teerfarbstoffen  betrug  in 
1000  £: 

1887/20        579  1901    778 

1891195        588  1902    800 

1896;  1900      721  1903    947 

An  Rohmaterialien  für  die  Farbenfabrikation, 
ebenso  an  Zwischenprodukten  der  Farbstoff- 
technik, deren  Herstellung  dort  besonders  be- 
trieben wird,  liefert  England  aber  noch  eine 
ganze  Menge.  Die  eh.  Präparaten-I.  ist  weniger 
bedeutend,  jedoch  spielt  auch  sie  in  einigen 
Artikeln  auf  dem  Weltmarkte  eine  grolie  Rolle. 

Die  Einfuhr  einiger  wichtiger  Chemikalien 
betrug  im  Jahre  1904  in  1000  £: 


Bleich  pul  ver 

66 

Salpeter 

175 

Borax 

114 

Krist.  Soda 

30 

Schwefel 

96 

And.  Soda 

60 

Kaiziumkarbid 

51 

And.  Chemikal. 

1767 

Glycerin 

129 

Drogen  u.  Arzn. 

1330 
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Folgende  Chemikalien  wurden  hauptsächlich 
ausgeftthrt  in  1000  £: 

Tonerde  45     Aetznatron  649 

Bleichpulver  214  Doppeltkohlens.  Natron  109 
Kupfervitriol  1022  Kristallisierte  Soda  33 
Glycerin  326     Schwefelsaures  Natron    73 

Salpeter  38     Andere  Soda  128 

Kalziumsoda     280     Andere  Chemikalien   2488 

Die  Spreuffstoff-I.  Großbritanniens  führt  einen 
großen  Teil  üirer  Produktion  ans;  die  Einfuhr 
ist  demgegenüber  gering.  Im  Jahre  1904  be- 
trugen in  1000  £: 

Pulver  Dynamit 

Einfuhr  11,2  120,3 

Ausfuhr  223,5  573,2 

Recht  bedeutend  ist  auch  die  eh.  Dünge- 
mittel-L  An  Düngemitteln  importierte  Groß- 
britannien 1904  salpetersaures  Natron  im  Werte 
von  1079982  £  und  phosphorsauren  Kalk  im 
Werte  von  560707  £.  Exportiert  wurden  in 
diesem  Jahre  an  schwefelsaurem  Ammoniak  für 
1994278  £  und  an  anderen  Düngemitteln  für 
«Ö6580  £. 

c)  Frankreich.  Die  eh.  I.  Frankreiehs 
ist  ebenfalls  bereits  zu  Anfang  des  vorigen 
Jahrhunderts  zur  vollen  Entfaltung  gelangt. 
Doch  hat  sich  ihre  Entwickelung  langsamer 
vollzogen  als  diejenige  der  englischen  und 
heute  steht  sie  an  Bedeutung  hinter  dieser 
und  der  deutschen  I.  weit  zurück.  Fast 
alle  Zwei^  dieses  Gewerbes  sind  dort  mehr 
oder  weniger  stark  vertreten;  hervorragend 
ist  die  Seifen-  und  Parfümerie-  sowie  die 
Kerzenfabrikation.  Die  Herstellung  von 
Farben  ist  ebenfalls  recht  beträchtlich,  ebenso 
<lie  Fabrikation  einiger  chemischer  Präparate. 
Von  Bedeutung  ist  auch  die  Leim-  und 
Oelatine-l.  Die  Schießpulver-  und  Spreng- 
stoff-I.  ist  nur  durch  wenige  Werke  ver- 
treten. Der  Verbrauch  Frankreichs  an 
Chemikalien  hat  ständig  zugenommen,  auch 
der  Außenhandel  ist  fast  ummterbrochen 
gewachsen.  Der  Wert  der  ausgeführten 
<hemischen  Erzeugnisse  betrug  in  MiU.  Frcs. : 


1886/90    A& 

1891/96    56 

1896,1900    77 


1901  87 

1902  90 

1903  96 


d)  Vereinigte  Staaten  von  Amerika. 
Die  eh.  I.  dieses  Landes  hat  in  der  zweiten 
Hälfte  des  vorigen  Jahrhunderts  einen  mäch- 
tigen Aufschwung  genommen.  Die  wich- 
tigsten Zweige  sind  die  Herstellung  von 
Farben  und  Farbstolfen,  die  Düngemittel- 
fabrikation, die  Fabrikation  von  Drogen  und 
^•hemischen  Medikamenten  sowie  die  Pulver- 
und  SprengstofFfabrikation. 

Nach  dem  Zensus  vom  Jahre  1900  be- 
trug die  Zahl  der  Betriebe,  welche  sich  mit 
der  Herstellung  von  Chemikalien  befassen, 
r>444  mit  einem  Kapital  von  498  MiU.  Dollar. 
An  besoldetem  Personal  zählte  man  im 
Jahre  1900  22318  und  an  Arbeitern  101522. 
Die  Kosten  des  Materials  stellten  sich  auf 


356  Mill.  Dollar  und  der  Wert  der  Produkte 
auf  553  Mill.  Dollar. 

Der  Außenhandel  der  eh.  I.  Amerikas 
hat  auf  dem  Weltmarkte  eine  immer  größere 
Bedeutung  erlangt.  Mit  der  Einfuhr  hat 
auch  die  Ausfuhr  fast  ständig  zugenommen, 
und  wenn  auch  die  Produktion  den  ein- 
heimischen Bedarf  zurzeit  nidit  annähernd 
zu  decken  vermag,  so  ist  sie  in  einzelnen 
Fabrikaten  doch  bereits  in  stärkerem  Maße 
exportfähig. 

Der  Außenhandel  in  Chemikalien,  Farben 
und  Drogen  betrug  in  1000  Dollar: 

Jahre  Einfuhr         Ausfuhr 

1890/91  47317  6545 

1891/92—1896/96        45  646  7  620 

1895/96—1900/01         47  263  1 1  563 

1901/02  57  724  13  288 

1902;'03  64351  13698 

1903/04  65272  14474 

e)  Andere  Länder.  Die  eh.  I.  anderer 
Länoer  tritt  hinter  derjenigen  der  im  vor- 
stehenden erwähnten  weit  zurück.  In 
Oesterreich  betrug  die  Zahl  der  Betriebe 
nach  dem  Stande  vom  l./VI.  1897  4906; 
jn  der  Schweiz  nach  der  Fabrikstatistik  von 
1895  167  mit  4058  Arbeitern ;  in  Schweden 
nach  der  Zählung  von  1897  770  mit  18816 
Arbeitern  und  emem  Produktionswerte  von 
48  Mill.  Kronen  und  in  Norwegen  nach  der 
Fabrikstatistik  von  1895  62  mit  2307  Arbeitern. 
Eine  Gegenüberstellung  des  Außenhandels 
der  einzelnen  Länder  ist  infolge  der  ver- 
schiedenartigen (iruppierungen  und  Be- 
nennungen der  einzelnen  Zweige  der  eh.  I. 
schwer  zu  ermöglichen;  bezüglich  der  ein- 
zelnen Erzeugnisse  muß  in  dieser  Beziehung 
auf  die  Handelsstatistik  der  betreffenden 
Länder  verwiesen  werden. 

Literatur:  Da  es  in  der  v?issenschafUichen  Lite- 
ratur an  einer  einigermaßen  volUtändigen  Dar- 
stellung der  gesamten  chemischen  Industrie  fehlt, 
so  konnten  in  dem  vorstehenden  Artikel  nur 
einzelne  für  die  Beurteilung  der  Industrie  wich- 
tige Daten  vorgeführt  werden.  Im  übrigen  ist 
auf  die  nachstehenden  Quellen  zu  verweisen, 
A,  Krüger,  Die  chemische  Großindustrie; 
O.  Meyer,  Industrie  der  chemischen,  pharma- 
zeutischen u,  dgl.  Präparate;  8,  Kapff,  Die 
Farbenindustrie;  K.  Hatnpke,  Die  Spreng- 
stoffindustrie ;  Derselbe,  Fabrikation  künstlicher 
Düngemittel;  sämtlich  Artikel  im  Handbuch  der 
Wirtschafts kundc  Deutschlands,  III,  Bd.,  Leipzig 
190S.  —  -1.  nTunghahn,  Die  chemische  In- 
dustrie, Heft  10  der  Einzeldarstellungen:  Das 
Interesse  der  deutschen  Industrie  an  den  Handels- 
verträgen, gesammelt  vom  Handelsvertragsverein, 
Berlin  1902.  —  O.  Maller,  Die  chemische  In- 
dustrie in  der  deutschen  Zoü-  und  Handelsgesetz- 
gebung  des  neunzehnten  Jahrhunderts,  Berlin 
1902.  —  F.  C,  Huber,  Deutschland  als  In- 
dustriestaat, Stuttgart  1901,  —  The  Statesmun's 
Year-Book,  London  1905  und  früher.  —  Bc- 
gründung  zu  dem  Entwurf  eines  Zitlltarifgesetzes, 
Reichstagsvorlage,  Berlin  1901.   —   Statistik  des 
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Deutschen  Beichs,  insbesondere  die  Vierteljahrs- 
hefte,  Berlin  1905  und  früher,  —  Deutsches 
Handetsarchir,  herausgegeben  im  Beichsami  des 
Innern,  Berlin  1905  und  früher. 

A,  Wimiinghaus, 


CUld,  Sir  Josiah, 

^eb.  1630  zu  London,  gest.,  als  reicher  Aktionär 
der  Ostindischen  Kompagnie,  am  22./VI.  1699. 

Gemäßigter,  eine  große  Bevölkerung  höher 
als  Goldttberflnß  schätzender  Merkantilist.  Als 
Handelsbilanztheoretiker  die  Aufe^abe  der  Bilanz 
auf  den  Nachweis  beschränkend,  ob  der  aus- 
wärtige Handel  eines  Landes  gewinn-  oder  ver- 
lustbringend. 

C-hild  veröffentlichte :  Brief  observations  con- 
ceming  trade,  and  the  interest  of  money,  with 
the  appendix :  A  tract  against  the  high  rate  of 
usurie  (by  Sir  Thomas  Culpeper),  London  (1668) : 
dasselbe,  2.  Aufl.  u.  d.  T.:  A  uew  discourse  of 
trade,  London  1694;  dasselbe,  3.  Aufl.  ebd.  1698; 
dasselbe.  5.  Aufl.  Glasgow  1751;  dasselbe  in 
französ.  Uebers.  von  V.  de  Goumay  und  Butel- 
Dumont,  Amsterdam  und  Berlin  1754.  —  A 
treatise  whercin  it  is  demonstrated  that  the  £ast 
India  trade  is  the  most  national  of  all  foreign 
trades,  etc.  by  <l>dondr(ti^,  London  1681.  (Nach 
„the  British  Merchant",  vol.  1,  p.  182  und  nach 
Mc  Culloch,  Literature  of  pol.  econ.,  London  1845, 
p.  41/42  ist  Child  der  Autor  dieser  Schrift.) 

Lippert, 


Chomageyersicherung. 

1.  Französische  Bezeichnung  von  Arbeits- 
losigkeitsversicherung (s.  d.  Art.  oben  S.  207  fg.). 

2.  Eine  Art  der  Feuerversicherung,  welche 
insbesondere  in  Ländern  mit  französischem  Recht 
häufig,  dagegen  in  anderen  Staaten,  beispiels- 
weise in  Preußen,  regelmäßig  verboten  ist  (Min.- 
Verf.  V.  23./VI.  92),  mit  dem  Zweck,  den  Eigen- 
tümern von  Miethäusem,  Fabriken  etc.  den 
Schaden  zu  ersetzen,  welcher  durch  das  Leer- 
stehen der  Wohnungen,  die  Unterbrechung  des 
Betriebs  etc.  (Chomage  =  Feiern,  außer  Betrieb 
sein)  erwächst.  Der  deutsche  Reichsgesetzent- 
wurf über  den  Versicherungsvertrag  läßt  die 
Chomageversicherung  als  Versicherung  ent- 
gehenden Gewinnes  allgemein  zu.  (Vgl.  Art. 
B'euerversicherung.)  Alfred  Manes, 


Christlicher  Sozialismns  (christlich- 
soziale Bestrebnngen). 

1.  Begriffsentwickelung.  IL  Geschichte.  A.  Ka- 
tholisch-soziale Bestrebungen,  a)  In  Frankreich, 
Belgien  und  Italien;  b)  m  Deutschland;  c)  in 
Oesterreich ;  d)  in  den  übrigen  Ländern.  B.  Evan- 
gelisch-soziale Bestrebungen,  a)  In  Deutschland ; 
b)  in  der  Schweiz  und  Frankreich.  C.  Die 
christlich-sozialen  Bestrebungen  in  England. 

L  ße^ffsentwickelmig. 

Nichts  ist  mehr  geeignet,  zu  ^lißverstäud- 
nissen  und  durchaus  falschen  L>teilen  zu 
fuliren,  als  wenn  mau  von  «jClu*.  S."  spricht. 


Einen  solchen  gibt  es  nicht  und  hat  es  nie  ge- 
geben, wenn  man  den  Begriff  des  S.  richtig  auf- 
faßt :  als  grundsätzliche  Ablehnung  des  Privat- 
eigentums zugunsten  einer  kollektivistischen 
Grestaltun^  unserer  Wirtschaftsordnung.  Nicht 
nur  hat  sich  das  Cliristentum  niemals  prin- 
zipiell für  diese  und  gegen  jenes  ausgesprochen 
(s.  Art.  ^^Sozialismus  und  Kommunismus"): 
auch  die  Parteien  und  ihre  Wortführer,  welche 
sich  als  „christlich-sozial^'  bezeichnen,  bezielen 
überall  nur  eine  Reform  der  herrschenden 
Ordnung  unter  Beibehaltung  ihrer  prin- 
zipiellen Grundlagen.  Was  ihnen  im  Ver- 
hältnis zu  anderen  wirtschaftsprogrammatisch 
gleichgerichteten  Parteien  einen  besonderen 
Charakter  verleiht,  ist  —  abgesehen  natürlich 
von  Meinungsverschiedenheiten  über  Art  und 
Maß  der  anzubahnenden  "\\irtschaftlichen  Re- 
form —  die  Auffassung:  daß  die  letztere 
vom  Geiste  des  Christentums  diktiert  und 
erfüllt  sein  müsse  und  daß  ihr  nur  dann 
lebendige  Kraft  innewohnen  könne. 

Mit  der  Kennzeichnung  des  .,chr.  S.'^ 
aJs  programmatische  Forderung  so- 
zialer Reformen  auf  christlicher 
Grundlage  ist  jedoch  nicht  allzuviel  ge- 
wonnen. Nicht  mehr  jedenfalls  als  einerseits 
seine  Abgrenzung  gegen  den  S.  sowohl  wie 
gegen  die  übrigen  wirtschaftspolitischen  Par- 
teien und  andererseits  gegen  jene  Bestrebun- 
gen, die  sich  lediglich  als  Ausfluß  des  W  o  h  1  - 
tätigkeits Sinnes  darstellen,  und  die  daher 
ebenfidls  aus  unserer  Betrachtung  auszu- 
scheiden sind.  Zur  positiven  Wesenserfassung 
der  christlich  -  sozialen  Lehren  und  Bewe- 
gungen bedarf  es  noch  genauer  Bestimmung 
desjenigen,  was  sie  als  ihre  „christliche 
Grundlage"  bezeichnen.  Das  aber  ist  keines- 
wegs einfach  noch  leicht.  Denn  das  Christen- 
tum ist  ja  konfessionell  gespalten.  Aller- 
dings muß  trotz  aller  dogmatischen  Differen- 
zierung seine  Sittenlehre  eine  einheitliche 
sein.  Sie  ist  es  auch.  Immerhin  aber  be- 
dingt die  Verschiedenheit  der  geschichtlichen 
Entwickelung  des  Katholizismus  und  Protes- 
tantismus auch  gewisse  prinzipielle  Gegen- 
sätze in  ihrer  Gesamtauffassung  des  mate- 
riellen Lebens.  Als  maßgebend  für  die  Struktur 
der  von  ihnen  gefärbten  sozialen  Reform- 
bewegungen und  für  die  Art,  wie  diese  sich 
praktisch  geltend  machen,  ist  namentlich  die 
Tatsache  hervorzuheben,  daß  der  Katholizis- 
mus autoritär  ist,  während  es  der  Protes- 
tantismus nicht  ist.  Auch  nicht  sein  kann 
übrigens.  Nicht  bloß,  weil  sein  Ausgangs- 
punkt die  freie  Persönlichkeit  ist  und  ihm 
m  der  Ausgestaltung  des  Indindualismus 
seit  der  Renaissance  eine  ausschlaggebende 
Rolle  zugeteilt  war,  sondern  auch  weil  es 
ihm  an  der  straffen,  für  sich  allein  bestehen- 
den und  in  sich  geschlossenen  tausendjährigen 
Organisation  fehlt,  die  der  katholischen 
Kiixjlie  eignet. 
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Betrachten  wir  nun  zunächst 

1.  die  katholisch-soziale  Rich- 
tung, so  ist  festzuhalten,  daß  sie  nicht  nur 
eine  Organisation  der  Arbeit,  sondern  der 
Gesellschaft  überhaupt  bezielt.  Ihre  Vor- 
schläge in  ersterer  Richtung  erscheinen  also 
als  Anwendung  einer  allgemeinen  Staats- 
und Gesellschaftstheorie  auf  ein  besonderes 
Gebiet.  Ihre  Stellung  zum  gesamtgesell- 
schaftlichen Problem  aber  wird  durch  die  Auf- 
fassung bestimmt :  daß  eine  gedeihliche  Lö- 
sung des  letzteren  nur  an  der  Hand  des  von 
Gott  selbst  stammenden,  daher  ewig  wahren 
und  über  alles  positive  Recht  sowie  dessen 
wechselnde  Gestaltungen  in  Zeit  und  Raum 
erhabenen  Sittengesetzes  möglich  sei,  als 
dessen  Vennittlerin  die  Kirche  erscheint. 
Dieses  zur  Richtschnur  des  irdischen  Lebens 
machen,  sichert,  und  sichert  allein,  die  Er- 
reichung auch  der  überirdischen  Bestimmung, 
die  —  bei  aller  sonstigen  natürlichen  und, 
hierdurch  bedingt,  auch  gesellschaftlichen 
Ungleichheit  —  allen  Menschen  gleich  eig- 
net. Umgekehrt  ist  ein  vollständiges  und 
harmonisches  Sichausleben  in  materieller 
Beziehung  ebenfalls  nur  möglich,  wenn  die 
Gesellschaft  von  gemeinsamem  religiös-sitt- 
lichem Bewußtsein  durchdrungen  ist. 

Was  nun  die  letztere  betrifft,  so  ist  sie 
nicht  als  bloßes  Nebeneinander  von  Individuen 
anzusehen,  das  vom  Staate  künstlich  geleitet 
wird.  Sie  ist  vielmehr  ein  lebendiger  Or- 
ganismus, der  —  dem  natürlichen  Vergesell- 
schaftungstriebe der  Menschheit  entsprungen 
—  aus  der  Familie  als  der  sozialen  Zelle 
er^vachsen  ist  und  dessen  Teile  ihre  be- 
sonderen Funktionen  sowie  eine  relative 
Autonomie  besitzen.  Die  Formen  der  Ver- 
gesellschaftung —  von  der  Familie  angefangen, 
durch  Gemeinde,  Provinz,  berufsgenossen- 
schaftliche Gruppienmg  hindurch  bis  zum 
Staate  hinauf  —  sind  also  nichts  Gewillküi-tes. 
Ohne  sie  ist  der  Menschheit  die  Erreichung 
ihrer  irdischen  Ziele,  ist  jegliche  Civilisation 
und  Gesittung  unmöglich.  Blühend  und  stark, 
solange  die  Menschheit  von  religiös-sittlichem 
Bewußtsein  erfüllt  ist  und  beherrscht  wird, 
gehen  sie  parallel  mit  der  Erschütterung  des 
letzteren  zurück.  Und  umgekehrt  wird  dieser 
moralische  Rückgang  um  so  mehr  gefördert, 
je  weitere  Fortschritte  die  widernatürliche  in- 
divid»ialistische  Lehre  macht,  die  egoistischen 
Sonderinteressen  auf  Kosten  des  Solidaritäts- 
gefühles sich  vordrängen,  und  demgemäß 
die  natürlichen  gesellschaftlichen  Zusammen- 
hänge sich  lösen. 

Aus  jenem  obenerwähnten  Prinzipe  sitt- 
licher Gleichheit  der  Menschen  folgt  nun 
zwar,  wie  schon  betont  wurde,  keineswegs 
auch  der  Anspnich  auf  Gleichheit  in  den 
materiellen  Lebensbedingungen  und  daher 
auch  keine  VenÄ^erfung  des  Privateigentums, 
auf  welches  die  Ungleichheit  in  den  letzteren  i 


zurückgeht.  Wohl  aber  eignen  danach  jedem 
unterschiedslos  zur  Erreichung  seiner  sitt- 
lichen Bestimmung  eine  Reihe  unverletzlicher 
Rechte,  deren  Nichtachtimg  als  Sünde,  weil 
als  Zuwiderhandlung  gegen  das  göttliche 
Gebot,  erscheint.  Dahin  gehören  namentlich 
allgemein  das  Recht  auf  Leben,  körper- 
liche Integrität  und  Anerkennung  der  persön- 
lichen Würde;  insbesondere  aber  noch: 
auf  Seite  der  Eltern,  mit  der  Pflicht  hierzu, 
das  Recht,  ihren  Kindern  ein  geordnetes 
Familienleben  und  eine  sittlich  -  religiöse 
Erziehung  zu  gewähren;  sowie  auf  Seite 
der  Kinder,  der  Anspruch  auf  diese  und  jenes. 

Von  selbst  ist  damit  das  Urteil  über  jene 
Erscheinungen  unseres  Gesellscliafts-  und 
Wirtschaftslebens  gesprochen,  welche  die 
moderne  Entwickelung  gezeitigt  hat,  und  die 
in  ihrer  Gesamtheit  das  soziale  Problem  aus- 
machen. Wie  aber  dem  üebel  steuern  und 
eine  soziale  Neuordnung  herbeiführen?  Die 
Antwort  scheint  sehr  einfach :  durch  Restau- 
ration der  christlichen  Sitten-  und  Gesell- 
schaftslehre. SoU  man  sich  nun  aber  mit  reli- 
giösen Sanktionen,  mit  missionärer  Tätigkeit 
der  Kirche,  mit  dem  Appell  an  die  Caritas 
begnügen?  Oder  soll  auch  äußerer  Zwang 
in  Anwendung  kommen  ?  M.  a.  W. :  Sollen 
die  notwendigen  sozialen  Reformen  im  Wege 
der  —  aus  einer  Umbildung  der  Anschau- 
ungen über  die  gesellschaftlichen  Interessen 
und  Bedürfnisse  entspringenden  —  Selbst- 
hilfe der  Beteiligten  erfolgen,  oder 
durch  gesetzgeberische  Eingriffe 
des  Staates? 

Angesichts  dieser  Fragen  scheiden  sich 
die  Geister. 

Die  einen  verharren  gnmdsätzlich  auf  dem 
Standpunkte  des  wirtschaftlichen  Liberalis- 
mus. Denn  „die  Kirche  will,  daß  der  Mensch 
wie  seiner  überirdischen,  so  auch  seiner  zeit- 
lichen Bestimmung  in  Freiheit  zustrebe^' 
(P6rin).  Wenn  sie  daher  davon  sprechen, 
daß  „les  lois  ecrites  sont  d'une  impmeuse 
n<'»cessite"  (Le  Play),  so  denken  sie  sich 
dabei  den  Staat  wesentlich  als  Sicherheits- 
produzenten zugunsten  der  freien  Persönlich- 
keiten und  Assoziationen.  In  jedem  Falle 
aber  sehen  sie  in  aller  weitergehenden  staat- 
lichen Reglementierung  wirtschaftlicher  Ver- 
hältnisse, auch  wo  sie  die  Notwendigkeit 
derselben  zur  Beseitigimg  schreiendster  Miß- 
bräuche zugeben  müssen,  einen  Beweis  so- 
zialen Niederganges. 

Eine  andere  Richtung  hingegen  verwirft 
auf  das  entschiedenste  die  freie  Konkurrenz 
und  will  dieselbe  nicht  nur  durch  Caritas, 
sondern  auch  diuxjh  positive  staatliche  Maß- 
nahmen eingedämmt  wissen.  Eine  Besserung 
in  der  Lage  der  wirtschaftlich  Schwachen 
überhaupt  und  der  Arbeiterklasse  insbesondere 
soll  nicht  bloß  als  Reflexwirkung  christlichen 
Handelns  auf  Seite  der  herrschenden  Klassen 
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erwartet  werden,  zu  dem  diese  nur  Gott 
gegenüber,  und  ihm  allein  verantwortlich, 
verpflichtet  sind.  Denn  jedes  IndiWduum 
hat  nach  dem  christlichen  Sittengesetze  ein 
direktes  Recht  auf  eine  menschenwürdige 
Existenz.  Dem  Staat  erwächst  daher  auch, 
gerade  weD  er  nicht  mechanisch,  sondern 
als  gottgewollte,  nach  der  universalen  Völker- 
gemeinschaft h()chste  organische  Vergesell- 
schaftungsform zu  begreifen  ist,  die  Aufgabe 
imd  die  Pflicht,  dieses  Recht  zu  schützen 
und  zu  verwirklichen. 

Beiden  Richtungen  ist  gemeinsam,  daß  sie 
bei  der  Konzeption  ihres  Ideals  einer  kor- 
porativen Gliederung  der  Gesellschaft  sich 
bald  mehr,  bald  weniger  von  Einrichtungen 
des  Mittelalters,  als  einer  Periode,  in  der 
mehr  als  je  vor-  und  nachher  sozialer  Frieden 
(weil  zugleich  auch  Glaubenskraft  und 
Glaubeoseinheit)  geherrscht  haben  soll,  be- 
stimmen lassen. 

Was  die  Stellung  der  Kirche  selbst  zu 
den  skizzierten  Doktrinen  betrifl't,  so  haben 
sich  im  Laufe  der  letzten  3  Jahrzehnte  zahl- 
reiche Kirchenfürsten  in  allen  Teilen  der 
Welt  lebhaft  mit  denselben  beschäftigt,  und 
nicht  wenige  unter  ihnen  huldigen  entschie- 
denst dem  Interventionsprinzip.  Dieses  ist  i 
denn  auch  ausdrücklich  durch  den  Heiligen 
Stuhl  sanktioniert  worden.  In  seiner  Ency- 
clica  ,.Renim  novarum*'  vom  15./ V.  1891  ^) 
hat  nämlich  Leo  XIIL  —  in  voller  Ileber- 
einstimmung  übrigens  mit  einem  Hirtenbrief, 
den  er  1877  noch  als  Kardinal  und  Erz- 
bischof von  Perugia  erlassen  hatte  —  der 
Dazwischenkunft  des  Staates  zur  Wahnmg 
der  Gerechtigkeit  bei  der  Gestaltung  der 
Produktions-  und  Verteilungsverhältnisse  im 
Interesse  der  arbeitenden  Klassen  einen  sehr 
weiten  Spielraum  zugestanden.  Und  es  ist 
nur  natürlich,  daß  diese  pontifikale  Aeuße- 
nmg,  durch  die  katholisch- demokratische 
Bewegung  in  vielen  I^ändern  hervorgerufen, 
ihrerseits  wieder  die  Ausdehnung  dieser  Be- 
wegimg in  die  Breite  und  in  die  Tiefe  außer- 
ordentlich gefördert  hat. 

Gerade  diese  Entwickelung  hat  dann 
freilich  hinwiederum  den  heiligen  Stuhl  zu 
einem  Schritt  zurück  veranlaßt.  Die  Encyclica 
Leos  XIII.  vom  18./I.  1901  „Graves  de 
communi  re"^)  mißbilligt  niclit  nnr  die 
i^zeichnung  „christliche  Demokratie",  die 
„für  viele  Gutgesinnte  einen  Übeln  Klang 
hat,  da  sie  ihnen  als  zweideutig  und  ge- 
fährlich erscheint",  sondern  lehnt  zweifellos 


')  Eine  deutsche  Uebersetzung :  „Rund- 
schreiben .  .  .  ttber  die  Arbeiterfrage",  auch 
erschienen  in  Freiburg  i.  B.  1891. 

•)  Eine  italienische  Uebersetzung  der  Ency- 
clica in  der  „Rivista  internazionale  di  scienze 
»ociali  e  discipline  ausiliarie'*  vom  Februar  1901 
S.  177  «9. 


auch  einen  Großteil  der  christlich -demo- 
kratischen Bestrebungen  ihrem  Wesensinhalte 
nach  ab.  Seither  hat  auch  Papst  Pius  X. 
diesen  Standpunkt  eingenommen.  Die  Wir- 
kung dieser  päpstlichen  Erklärungen  kann 
allerdings  nicnt  als  von  entscheidender  Be- 
deutung bezeichnet  werden  (vgl.  unten  Ge- 
schichte). 

Oben  schon  wurde  hervorgehoben,  daß 
auch 

2.  die  protestantisch-soziale 
Richtung,  sowohl  bei  der  kritischen  Be- 
urteilung der  gegenwärtigen  Entwickelung 
in  Gesellschaft,  Wirtschaft  und  Recht,  als 
auch  bei  der  positiven  Stellungnahme  zu  den 
sich  aufdrängenden  Reformfragen  notwendig 
von  denselben  Grundgedanken  ausgehen  muß. 
wie  die  katholisch  -  sozialen  Bestrebungen. 
Zugleich  aber  wurde  auch  auf  den  Wesens- 
unterschied beider  hingewiesen.  Den  protes- 
tantisch-sozialen fehlt  die  Geschlossenheit 
der  katholisch-sozialen  Bestrebungen,  weil 
es  ♦dem  Protestantismus  an  einer  universalen 
höchsten  Instanz  fehlt,  der  gegenüber  schließ- 
lich alle  Kreise  der  Gläubigen  —  Priester 
und  Laien  —  in  ihrem  Gewissen  sich  zum 
Gehorsam  verpflichtet  fühlten.  Die  evan- 
gelischen Konsistorien,  Oberkircheni-äte  etc. 
sind  nicht  nur  bloße  Landesbehörden^ 
deren  Macht  und  W'irksamkeit,  territorial 
umschrieben,  an  der  Landesgrenze  aufhören, 
sondern  sie  sind  zugleich  Regierungs- 
organe, daher  auch  Organe  der  jeweiligen 
Regierung  und  durch  deren  Einfluß  begriff- 
lich schon  und  nicht  allein  tatsäclüich  be- 
stimmbar. Ueberdies  aber  können  ihre  Ent- 
scheidungen auch  noch  deshalb  weder  für 
Laien  noch  für  Priester  auch  nur  in  entfernt 
ähnlicher  Weise  wie  beim  Katholizismus  ver- 
bindlich sein,  weil  ja  der  Protestantismus 
auf  der  Anerkennung  der  freien  Persönlich- 
keit beruht.  M.  a.  W. :  eine  Stellungnahme 
zur  sozialen  Frage  kann  im  Protestantismus 
niemals  durch  die  Kirche  als  solche,  son- 
dern nur  durch  einzelne  Angehörige 
derselben  erfolgen.  Geschieht  dies  in  ein- 
heitlicher Weise,  so  beruht  es  nicht  auf  geist- 
licher Autorität,  sondern  auf  innerlicher  Gleich- 
stimmung. Diese  aber,  frei  entstanden,  kann 
selbstverständlich  auch  nicht  autoritativ  fest- 
gehalten werden. 

II.   Geschichte. 

A«    Katholisch  -  soziale      Bestrebnogen. 

a)    In    Frankreich,    Belgien    und    Italien. 

Natürlich  und  ganz  folgerichtig  ist  e«,  daß  wie 
der  Sozialismus,  auch  christlich-soziale  Bestre- 
bungen uns  zuerst  in  demjenijgfen  Lande  ent- 
gegentreten, in  dem  das  Prinzip  der  rechtlich 
gleichen  und  freien  Persönlichkeit  zuerst  za 
vollem  Siege  gelangt  ist:  in  Frankreich.  Allein 
man  geht  entschieden  zn  weit,  wenn  man  ilmen 
in  der  Revolution  selbst  schon  begegnen  will. 
Der  ehemalige  Hofprediger  Ludwig«  äVI.  und 
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spätere  konstitutionelle  Bischof  von  Calvados, 
blande  Fauchet  (22./IX.  1744— 31./X.  1793), 
soll  ihr  erster  Vertreter  gewesen  sein.']  In  der 
Tat  hat  dieser  sowohl  in  seiner  Zeitschrift: 
^La  Bouche  de  fer**,  dem  Organ  des  freimaure- 
rischen Pariser  Clubs  ,.le  Cercle  social",  als  auch 
als  Redner  in  diesem  letzteren  die  Schaffang 
einer  mäßigen  Besitzgleichheit  im  Wege  einer 
Reform  der  Erbrecht^esetzgebung  als  Voraus- 
setzung für  die  Verwirklichung  des  natürlichen 
Anrechts  aller  auf  Existenz  im  Wege  der  Ge- 
setzgebung empfohlen  und  als  Mittel  zu  ihrer 
Erhaltung  die  Durchdringung  der  Gesellschaft 
mit  dem  naturgesetzlichen  Geiste  der  Liebe  und 
Brtlderlichkeit  gepredicft.  Diese  Aeußerungen 
haben  denn  auch  Fauchet  heftige  Angriffe  so- 
wohl Ton  jakobinischer  wie  von  konservativer 
Seite  und  die  Anklage  zup^ezogen,  daß  er  nach 
einem  «Agrargesetz"  strebe.  Allein  nicht  nur, 
da£  er  sich  hiergegen  entschieden  verwahrte; 
viel  wichtiger  noch  ist  an  dieser  Stelle,  daß  er 
überhaupt  niemals  zu  einer  systematischen  Ge- 
dankenentwickelung darüber  gelangt  ist :  ob  und 
in  welchem  Maße  das  Christentum  in  seinen  ge- 
schichtlich gewordenen,  dogmatischen  Erschei- 
nungsformen das  gesamte  Menschheits-  und  ins- 
besondere das  Wirtschafts-  und  Rechtsleben  be- 
herrschen solle.  Im  Gegenteil,  er  verliert  sich 
vielfach  geradezu  in  Pantheismus.  Demgegen- 
über kommen  allgemeine  Redensarten,  wie  die 
von  der  „Vereinigung  der  Freiheit  mit  dem 
Evangelium",  wenig  in  Betracht.  Aehnliche 
wären  unschwer  auch  bei  vielen  anderen 
Revolutionsmännem  nachzuweisen,  die  niemand 
dem  ^christlichen  Sozialismus"  zuzählt — darunter 
bei  CamilleDesmoulins,  bei  Robespierre 
und  sogar  bei  Marat.^)  Dazu  kommt  schließ- 
lich noch,  daß  Fauchet  während  der  Revolution 
eine  nur  sehr  untergeordnete  Rolle  gespielt,  und 
daß  seine  Zeitschrift  ebensowenig  irgend  welchen 
nennenswerten  Einfluß  zu  erlangen  vermocht 
hat  wie  der  „Cercle  social". 

Viel  später  erst  wird  der  Weg  betreten,  der 
in  die  christlich-soziale  Bewegung  ausmündet; 
und  zwar  geschieht  dies  im  Anschluß  einerseits 
an  die  katholische  und  allgemein-reli&fiöse  Re- 
naissance seit  der  Restanration  und  andererseits 
an  den  wissenschaftlichen  Rückschlag  ^egen  das 
Industriesystem,  der  in  Frankreich  1804  schon 
mit  Ferrier*)  anhebt,  in  Fod6r^*)  (8/1. 1764 
bis  4/11.  1835)  seine  Fortsetzung  findet  und  in 
Sismondi^)  zu  klassischer  Formulierung  ge- 
langt. 

Losfi:elöst  vom  katholischen  wie  von  jedem 
kirchlichen  Dogma  begeben  wir  jener  religiösen 
Renaissance  im  Zusammenhang  mit  dem  Ge- 


*i  Vgl.  PaulJanet,  Les  origines  du  socia- 
lisme  contemporain,  Paris  1883,  S.  72  ff.,  bes. 
S.79  und  Andr^  Lichtenberger.  Le  socia- 
lisme  et  la  r^volntion  fran(:aise,  Paris  1891). 
S.  69ff. 

"■  Vgl.  Edear  Quinet,  La  Revolution 
1.  Bd.  ö.  Buch  (La  Religion). 

'j  Du  gouvemement  consider^  dans  ses  rap- 
ports  avec  le  commerce,  Paris  1804  (III.  Aufl. 
1822). 

*j  Essai  historique  et  moral  sur  la  pauvrete 
des  nations  etc.,  Paris  1825. 

'j  Nouveaux  principes  d'economie  politiciue. 
2  Bde.,  Paris  1819  (IL  Aufl.  1827;. 


danken  positiver  Sozialreform  zuerst  bei  Saint- 
Simon  und  dem  Saint-Simonismus  (s.  Art.  „Sozia- 
lismus und  Kommunismus").  Von  dem  letzteren 
her  kommt  dann  der  bedeutendste  ältere  Ver- 
treter der  katholisch-demokratischen  Schule, 
Buchez  (s.  Art.  „Sozialismus  und  Kommunis- 
mus"), mit  Roux  Verfasser  der  „Histoire  parle- 
mentaire  de  la  Revolution  fran^aise"  *) ;  und  nicht 
minder  dü^rften  Saint-Simonistische  Anregunfiren 
auch  die  „Economie  politique  chretienne"  (8  Bde., 
Paris  1834)*)  von  Alban  de  Villeneuve- 
Bargemont  {S.IXllL  1847  —  Juni  1850)  beein- 
flußt haben.  Aogesehen  von  Anrufung  der  christ- 
lichen Caritas  weiß  nun  freilich  dieser  gec^en  die 
Verelendung  der  Massen  durch  das  fndustrie- 
system  und  dessen  uneingeschränkte  Entfaltung 
nichts  Rechtes  vorzuschlagen.  Am  markantesten 
ist  noch  seine  Forderung  einer  Wiederherstellung 
der  alten  Innungen.  Buchez  dagecfen  predigt 
Selbsthilfe  der  Arbeiter  im  Wege  der  Assoziation, 
filTÜndet  im  Jahre  1831  in  Paris  eine  Tischler- 
Prodnktivgenossenschaft  und  wird  so  der  Vater 
des  französischen  Assoziationswesens. 

Energischer  fast  noch  als  Buchez,  mit 
größerer  agitatorischer  Kraft  jedenfalls,  freilich 
aber  auch  viel  unklarer,  wirkt  dann  Lamennais 
(Jean  Marie  F^licit^  Robert  de,  19./VL 
1782— 27./ir.  1854)  für  eine  Versöhnung  zwischen 
Katholizismus  und  Revolution.  Anfänglich  bloß 
von  rein  liberalen  Ideeen  erfüllt*),  wendet  er  sich 
nach  deren  Verdammung  durch  die  Encyclica 
Gregors  XVI.  „Mirari  vos"  vom  15.  VIII.  1882 
der  sozialen  Richtung  zu  und  fordert  in  seinen 
„Paroles  d'un  croyant"  (1.— 5.  Aufl.  1834)  sowie 
in  einer  Reihe  anderer  Schriften^)  mit  flammen- 
der Beredsamkeit  weitgehende  Reformen  zu- 
funsten  der  besitzlosen  Volksklassen.  Freilich 
rieht  er  gleichzeitig  mit  der  Kirche.  Das  ändert 
aber  nichts  an  der  Tatsache,  daß  er  nach  wie 
vor  gänzlich  im  Banne  der  christ-katholischen 
Weltauffassung  bleibt.  Und  obzwar  abge- 
schwächt, gilt  dies  doch  auch  von  Constan- 
tin   Pecqueur  (4./X.    1801-27./XIL  1S81)% 

')  Vgl.  über  den  Geist  dieses  Werkes,  dessen 
erster  Band  1856  umgearbeitet  unter  dem  Sonder- 
titel „Histoire  de  la  formation  de  la  nationalit^ 
fran^aise**  erschienen  ist:  Paul  Janet,  Philo- 
sophie de  la  Revolution  fran(;aise.  Paris  1875, 
S.   60  fi".     In  Betracht  kommen   hier  von  den 
[Schriften  Buchez'  besonders:  Essai  d'an  trait^ 
:  complet  de  Philosophie  au  point  de  vue  du  catho- 
I  licisme  et  du  progres  (2  Bde.,  Paris  1838)  und 
I  der   nach   seinem   Tode   von    seinen   Schülern 
jCerise  und  Ott   hrse.  Traite  de  politique  et 
I  de  science  sociale  (2  Bde.,  Paris  1866). 

*)  Uebrigens  hatte  auch  Ecrement  schon 
'  vorher  in  seinen  „Entretiens  et  vues  sur  T^co- 
I  nomie  politique"  (Paris  1818)  die  Durchdringung 
I  der  Volkswirtschaft  mit  religiösem  Geiste  ge- 
'  fordert. 

■       ')  Besonders  wichtig  ist  in  dieser  Beziehung 

'  das  Werk :  „Des  progres  de  la  revolution  et  de 

;  la  guerre  contre  reglise.    Paris  1829. 

I       *)  Unter  diesen  sind  in  erster  Linie  zu  nennen : 

Le  livre  du  peuple.    Paris  1S31:  De  l'escl avage 

moderne.     Paris    1840;    üne    voix    du    prison. 

Paris  1843. 

•■^i  Dessen  wichtigste  in  Betracht  kommende 
Schriften  sind :  Des  amelioiations  materielles  dans 
leurs  rapports  avec  la  liberte.    Introduction  k 
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der  die  Vergesellschaftong  sämtlicher  Produk- 
tioDsmittel  als  die  allein  gerechte  d.  h.  dem 
Willen  Gottes  gemäße  Ordnung  erklärte;  Dem- 
selben Kreise  von  Denkern  ist  endlich  anch 
Fran^ois  Huet  (1814— l./VII.  1869)  beizu- 
zählen, ein  Schüler  Colins',  der  in  seinem  ^R^gne 
social  du  christianisme"  (1858)  als  Versöhnung 
zwischen  Christentum  und  Sozialismus  den  Ge- 
danken entwickelt:  die  Gesellschaft  als  Allein- 
eigentümerin aller  Produktionsmittel  solle  die- 
selben den  Einzelnen  zu  individualistischer  Pro- 
duktion zuteilen  —  selbstverständlich  unter  Vor- 
behalt des  Heimfallsrechtes  am  Kapital  nach  dem 
Ableben  des  Besitzers,  der  somit  unter  Leben- 
den wie  auf  den  Todesfall  nur  über  das  ver- 
fügen könnte,  was  er  selbst  erarbeitet  hat. 

Die  skizzierte  geistige  Bewegung  vollzog 
sich  zunächst  außerhalb  der  offiziellen  Kirche 
und  sogar  im  Gegensatz  zu  ihr.  Es  ist  aber 
klar,  daß  ihr  die  letztere  nicht  auf  die  Dauer 
feindlich  und  noch  weniger  bloß  gleichgültig 
gegenüberstehen  konnte,  sondern  ihrem  Einflüsse 
um  so  zugänglicher  werden  mußte,  je  mehr  die 
sozialistischen  Lehren  und  Bestrebungen  an  Aus- 
dehnung: gewannen  und  zu  einer  Macht  im  Leben 
Frankreichs  wurden.  *)  So  sehen  wir  denn  auch, 
wie  seit  der  Mitte  der  40  er  Jahre  der  Klerus 
sich  in  steigendem  Maße  mit  den  Interessen  der 
arbeitenden  Klassen  bekannt  zu  machen  und  sie 
durch  karitative  Anstalten,  vereinzelt  auch  durch 
Unterstützung  von  Produktivassoziationen,  zu 
fördern  sucht.  Zur  Bildung  einer  katholisch- 
sozialen  Arbeiterpartei  konnte  es  jedoch  lange 
Zeit  nicht  kommen.  Aus  dem  Grunde,  weil  die 
katholisch-sozialen  Ideecn  im  Banne  des  wirt- 
schaftlichen Liberalismus  haften  blieben.  Ihre 
hervorragendsten  publizistischen  Vertreter,  Fre- 
deric Le  Play  (1806— 13./IV.1882)^),  Claudio 
Jannet  (1844—94)*)  und  der  Belgier  Charles 
P^rin  (geb.  29.  VIII.  1815)*),  kamen  über  ein 
Programm  der  Selbsthilfe:  durch  Beobachtung 
des  Dekalogs,  freie  Assoziationen  und  Fürsorge 
der  Unternehmer  für  ihre  Arbeiter  (Patronat) 
nicht  hinatis. 


r^tude  de  l'^conoraie  sociale  et  politique.  Paris 
1839  (IL  Aufl.  1840);  Theorie  nouvelle  d'econo- 
mie  sociale  et  politique,  ou  ^tudes  sur  l'organi- 
sation  des  soci^t^s.  Paris  1842:  De  la  r^- 
publique  de  Dieu.  Union  religieuse  pour  la 
pratique  immediate  de  l'egalite  et  de  la  frater- 
nite  universelle.    Paris  1^. 

')  Besonders  interessant  ist  in  dieser  Rich- 
tung der  Hirtenbrief  des  Pariser  Erzbischofs 
Sibour  vom  8.  Juni  1851.  (Er  liegt  mir  nur 
in  italienischer  Uebersetzung  u.  d.  T.  Pastorale . . . 
intonio  alle  dottrine  religiöse  e  civili  nella  quäle 
si  e  esaminato  il  socialismo.    Modena  1851). 

*j  Sein  Hauptwerk  ist:  Les  ouvriers  euro- 
p^ens  etc.,  Paris  1855;  IL  Aufl.,  6  Bde.,  1877/79. 

•'*)  Capital,  speculation  et  finances  au  XIX* 
si^cle.  Paris  1892;  die  Vereinigten  Staaten  von 
Nordamerika  (deutsch  von  W.  Kämpfe)  Frei- 
burg i.  B.  1892. 

*)  De  la  richesse  dans  les  societ^s  chretiennes. 
Paris  18ß2  (III.  Aufl.  1881:  deutsch :  Regensburg 
18(>(>);  Les  lois  de  la  societe  chretienne.     Paris 
1875  (II.  Aufl.  1 87« ;  deutsch :  Freiburg  i.  B.  1876) ; ! 
Le  socialisme  chretien.    Paris  1879;  L'^conomle  ■ 
politique  dapres  lencyclique  sur  la  condition  des  '■ 
ouvriers.    Paris  1891. 


Anders  wurde  es  erst  nach  dem  deutsch- 
französischen  Kriege  von  1870.  Es  bildete  sich, 
unter  dem  Einfluß  einerseits  der  ,,Commune*'- 
Kämpfe  und  andererseits  der  katholisch-sozialen 
Bewegung  in  Deutschland,  eine  neue,  stark  inter- 
ventionistische Richtung  heraus.  Ihr  hervor- 
ragendster Führer  ist  Graf  Albert  deMun 
(geb.  28./n.  1841).  Er  ist  auch  der  Bejgründer 
des  „Oeuvre  des  cercles  catholiques^, 
einer  Vereinigung  mit  äußerst  verwickelter  hie- 
rarchischer Gliederung,  deren  Ziel  die  berufs- 
genossenschaftliche Organisation  der  Arbeit  und 
des  Handwerks  ist  {„\e  regime  corporatif  dans 
l'Etat  chretien"). 

Der  Bruch  mit  dem  wirtschaftlichen  Libera- 
lismus fand  nun  zwar  vielfach  Anklang,  be- 
gejpete  aber  andererseits  entschiedenstem  und 
weitaus  überwiegendem  Widerspruch.  Nament- 
lich waren  es  die  Hauptstützen  der  katholisch- 
konservativen Partei,  die  großgrundbesitzlichen 
und  großindustriellen  Kreise,  die  im  Verlassen 
der  alten  Bahnen  eine  gefährliche  Neuerung  und 
eine  verdächtige  Hinneigung  zum  Sozialismus 
erblickten  und  bekämpften.  Ihnen  gesellten 
sich  hierbei  auch  einflußreiche  Kirchen fttrsten, 
in  erster  Linie  die  Bischöfe  F  r  e  p  p  e  1  und  T  u  r  i  - 
naz,  so  daß  schließlich  Graf  deMun  selbst  es 
nötig:  fand,  zu  wiederholten  Malen  öffentlich  die 
Bezeichnung  als  „christlicher  Sozialist"  abzu- 
lehnen. Zieht  man  auch  noch  die  Abneigung 
der  großindustriellen  Arbeiter  gegen  autoritäre 
Leitung  durch  die  Untemehmerklasse  in  Betracht, 
so  ist  es  leicht  begreiflich,  daß  die  Partei  des 
Grafen  de  Mun  einen  nachhaltigen  Erfolg  zu 
erzielen  nicht  vermocht  hat  und  daß  die  katho- 
lischen Arbeiterzirkel,  trotz  ihrer  Verbreitung 
über  ganz  Frankreich,  über  einen  verhältnis- 
mäßig höchst  bescheidenen  Umfang  nicht  hinaus- 
gediehen sind. 

Gerade  dieser  Mißerfolg  sowie  das  stetige 
Anwachsen  der  sozialdemokratischen  und  der 
kirchenfeindlichen  Strömungen  zeitigte  neue 
Organisationsbestrebungen  katholisch  -  sozialen 
Charakters.  Die  Neuerer  vertraten  im  Gegen- 
satz zu  der  alten  Taktik  die  Auffassung,  daß 
der  Kirche,  um  die  breiten  Volksmassen,  vor 
allem  die  großindustriellen  Arbeiter  zu  gewinnen, 
denselben  nicht  bloß  Wohltätigkeit,  sondern  Ge- 
rechtigkeit, zu  deren  Erreichung  aber  eine  von 
der  Leitung  durch  die  höheren  Gesell- 
schaf tsschichtenunabhängi^e,  selbst- 
ständige politische  Organisation  bieten  müsse. 
Diese  Bewegung  erhielt  außerordentliche  Förde- 
rung durch  die  Encyclica  „Rerum  novarum'' 
vom  15.  Mai  1891.  So  entstand,  unter  Aus- 
nützung auch  der  antisemitischen  Strömung,  die 
„christlicheDemokratie"  („D^mocratie 
chretienne"),  die  sich  im  Jahre  1896  zu  Reims 
als  neue  Partei  mit  selbständigem  Programm 
konstituierte. 

Sie  erhielt  insbesondere  aus  den  Kreisen  der 
katholischen  Jugend  und  des  niederen  Klerus 
starken  Zulauf,  aber  auch  wohlwollende  Unter- 
stützung von  Seite  des  ,. Oeuvre  des  cercles  catho- 
liques'' .  Je  leidenschaftlicher  freilich  die  Agitation 
ihrer  Führer  in  Wort  und  Schrift  wurde,  desto 
stärker  machte  sich  eine  Gegenströmung  von 
konservativer  Seite  her  geltend.  De  Mun,  der 
an  mehreren  Kongressen  der  neuen  Richtung 
teilgenommen  hatte,  konnte  endlich  seine  Be- 
denken gegen  die  auf  denselben  zutage  treten- 
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den  Tendenzen  nicht  verhehlen  nnd  brachte  sie 
1897  öffentlich  znm  Ansdmck.  Noch  feindselii^er 
stellte  sich  die  Le  Playsche  Schnle  der  christ- 
lichen Demokratie  gegenüber.  „Die  Bande  der 
demokratischen  Abb^s"^  wnrde  angeklagt,  der 
Sozialdemokratie  in  die  Hände  oder  ihr  doch 
mindestens  vorzuarbeiten.  *)  Zngleich  wnrde  ihr 
jede  Berechtigung  bestritten,  sich  anf  die  Encyclica 
,,Rernm  novamm'^  zu  berufen.  Allerdings  schien 
es  einen  Augenblick,  als  ob  der  Heilige  Stuhl 
selbst  sich  auf  Seite  der  so  Angegriffenen  stellen 
wollte :  im  Jahre  1898  äußerte  sich  Papst  Leo  XIII. 
einer  von  Kardinal  Lan^enieux  geführten 
Abordnung  französischer  Arbeiter  gegenüber: 
,,Die  Demokratie  werde,  wenn  von  christlichem 
Geiste  beseelt,  dem  Vaterlande  Frieden,  Wohl- 
stand und  Glück  gewährleisten."*  Kaum  drei 
Jahre  später  jedoch  triumphierten  die  Gegner. 
Die  Encyclica  „Graves  de  communi  re**  vom 
18.  Januar  1901  nahm  hinwiederum  für  sie 
oder  doch  zweifellos  gegen  die  „christliche  Demo- 
kratie"* Partei  und  läüt  von  dieser,  obgleich  es 
ihre  Vertreter  und  Anhänger  natürlich  nicht 
zugeben  wollen,  kaum  mehr  bestehen  als  den 
Namen.  Ob  damit  auch  die  Bewegung  selbst 
zu  Ende  und  ob  ihr  wirklich  fortan  nur  mehr 
die  Bedeutung  zukomme  eines  „souvenir  historique 
destiue  ä  bientöt  s'effacer  dans  le  tourbillon  des 
idees  et  des  evenements**  (Rambaud),  läOt  sich 
füglich  bezweifeln.  Sicher  aber  hat  sie  durch 
diese  Stellungnahme  Roms  an  innerer  Festigkeit 
nichts  gewonnen,  sind  ihre  Reihen  in  Verwirrung 
gebracht  und  jene  der  Gegner  gestärkt  worden. 

Einer  ganz  analogen  Entwickelung  wie  in 
Frankreich  begegnen  wir  auch  in  Belgien. 
Die  hier  im  Jahre  1867  begründete  „Födera- 
tion catholique  des  oeuvres  ouvriöres 
beiges-*  war  auf  ausschlieOlich  karitativer 
Grundlage  aufgebaut.  Erst  die  Arbeiterbewe- 
gung von  1886  machte  der  Alleinherrschaft  des 
wirtschaftlichen  Liberalismus  auch  in  katholisch- 
sozialen Kreisen  ein  Ende.  Unter  dem  Druck 
der  Ereignisse  im  Hennegau  entstand,  dank 
insbesondere  den  Bemühungeji  des  Bischofs 
Doutreloux  von  Lüttich  („Ecole  de  Li^ge"), 
eine  katholisch-soziale  Bewegung  interventio- 
nistischen Charakters.  Seither  hat  dieselbe, 
parallel  mit  den  Fortschritten  und  Erfolgen  der 
Sozialdemokratie  (s.  d.)  stetig  an  Umfang  und 
Intensität  zugenommen.  Selbstverständlich  mußte 
sie  damit  auch  zugleich  immer  mehr  in  demo- 
kratisches Fahrwasser  geraten.  In  der  Tat  ist 
es  denn  auch  bereits  1891  unter  Führung  der 
Abbes  P  0 1 1  i  e  r  und  D  a  e  n  s  zur  Gründunp^  einer 
christlichen  Volks-  und  Arbeiterpartei,  der 
r-Ligue  d^mocratique  beige"  s^ekommen, 
welche  sich  dieselben  Urogramm atiscben  Forde- 
rungen zu  eigen  machte  wie  der  französische 
„parti  d^mocratiqne  chr^tien".  Die  Re- 
flexwirkung dieser  Parteibildunfif  war  die  gleiche 
wie  in  der  großen  Nachbarrepublik.  Es  kam  zu 
offener  Spaltung  innerhalb  der  früher  durchaus 
geschlossenen  katholischen  Regierungspartei,  nnd 

M  So  schreibt  Rambaud  in  seiner  „Histoire 
de»  doctrines  ^conomiques"*  (II.  Aufl.  S.  710): 
^Maintes  fois  les  ^crivains  socialistes  se  sont 
felicit^  qu  on  amenät  des  recrues  au  marxisme, 
bien  loin  d'en  emmener  du  marxisme  au  christia- 
nisme;  et  nons  pensons  qu*ils  ont  eu  raison." 


täglich  verschärft  sich  der  Kampf  zwischen  den 
radikal-demokratischen  Jungkatholiken  und  den 
konservativen  Alten.  Ueber  die  Stärke  jener 
geben  die  Wahlziffem  ziemlich  genaue  Auskunft. 
Es  vereinigten  die  christlichen  Demokraten  auf 
ihre  Kandidaten  bei  den  Hauptwahlen  von  1905 : 
55737,  bei  den  Teilemeuerungs  wählen  von 
1902:  27294»);  bei  den  Teilemeuerungswahlen 
von  1904:  17495  Stimmen.  Danach  zu  urteilen, 
hat  also  die  Bewegung  keine  Fortschritte  zu 
verzeichnen,  und  man  geht  wohl  kaum  fehl, 
wenn  man  diese  Erscheinung  auf  die  Encyclica 
„Graves  de  communi  re"  zurückführt. 

In  Italien  schließlich  kann  von  einer 
katholisch -sozialen  Bewegung  erst  seit  etwa 
zwei  Jahrzehnten  gesprochen  werden.  Die  Er- 
klärung dafür  liegt  in  demselben  Umstände, 
welcher  auch  den  katholisch-sozialen  Bestre- 
bungen auf  italienischem  Boden  im  Vergleich 
mit  den  prinzipiell  gleichgerichteten  in  anderen 
Ländern  ihr  besonderes  Gepräge  verleiht :  in  der 
Notwendigkeit  für  die  italienischen  Katholiken, 
nicht  bloß  znm  sozialen  Problem,  sondern  auch 
zu  den  politischen  Gestaltungen  im  Gefolge  des 
Risorgimento  und  der  Säkularisierung  des  Kirchen- 
staates Stellung  zu  nehmen.  Während,  um  die 
Worte  eines  katholischen  Schriftstellers  *)  zu  zi- 
tieren, „die  Einheit  Deutschlands  ohne  Verletzung 
unverjährbarer  Rechte  geschaffen  worden,  hat 
die  Wiederaufrichtung  Italiens  zwischen  dem 
neuen  Königreiche  und  dem  römischen  Stuhl 
einen  klaffenden  Abgrund  aufgerissen."  Die 
katholische  Partei  bekämpft  also  auch  den  po- 
litischen Status  quo,  und  mit  ein  Mittel  hierzu 
ist  ihr  Programm  sozialer  Reform  auf  christ- 
licher Grundlage. 

Ihre  Stärke  ist  sicherlich  bedeutend.  Klar- 
heit hierüber  zu  gewinnen,  ist  jedoch  kaum 
möglich.  Denn  die  italienischen  Katholisch- 
Sozialen  halten  sich  zufol^  päpstlicher  Weisung 
(„Non  expedit")  dem  eigentlichen  politischen 
Leben  fem.  Oder  richtiger:  sie  treten  bei  den 
politischen  Wahlen  nicht  als  geschlossene  selb- 
ständige Partei  auf,  sondern  l^gnügen  sich  da- 
mit, wo  sie  mitstimmen,  sich  auf  Seite  der  kon- 
servativen Kandidaturen  zu  schlagen.  Die 
Wichtigkeit  und  der  Erfolg  dieser  Unterstützung 
sind  bei  den  letzten  allgemeinen  Wahlen  im 
November  1904  besonders  augenfällig  in  Erschei- 
nuufif  getreten. 

Ihre  wissenschaftliche  Hauptvertretung  hat 
die  Partei  in  dem  Organ  der  1889  bekundeten 
„Societä  cattolica  per  gli  studi  scien- 
tifici",  der  „Rivista  di  scienze  social!  e 
discipline  ausilarie",  einer  der  bestgelei- 
teten katholisch-sozialen  Zeitschriften,  die  auch 
absolut  genommen,  durch  Inhalt  und  Form, 
wertvoll  ist.  Sie  verdankt  ihre  Entstehung 
Anregungen  auf  dem  ersten  katholisch-wissen- 
schaftlichen Kongreß  Italiens  (Congresso  cat- 
tolico  italiano  per  gli  studi  sociali) 
zu  Genua  im  Herbst  1892. 

Es  braucht  wohl  kaum  hervorgehoben  zu 
werden,  daß  ebenso  wie  anderwärts  auch  auf 
italienischem  Boden  der  Gegensatz  zwischen  der 


*)  In  den  15  Wahlkreisen,  die  zur  Verglei- 
chuug  herangezogen  werden  können. 

*)  Giov.  Rossignoli,  Icongressi  dei  catto- 
lici  a  Milano  e  Torino  (i.  d.  Rivista  intemazionale 
di  scienze  sociali  etc.  v.  November  1895,  S.  379; 
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katholisch-konservativen  Kichtnng  nnd  den  christ- 
lichen Demokraten  lebendig  ist,  die  auch  hier 
von  der  Leoninischen  Encyclica  de  conditione 
opificum  ihren  Ausgangspunkt  genommen  haben. 
Bereits  die  Verhandlungen  des  zweiten  ka- 
tholisch-wissenschaftlichen Kongresses  von  Padua 
(26.— 28./yiII.  1896)  haben  ihn  zu  allgemeinem 
Bewußtsein  gebracht,  obgleich  beide  Teile  sich 
größte  Mühe  gaben  ^  ihn  zu  verhüllen  und  zu 
Uberkleistem.  M  Seither  hat  er  sich  offenbar 
noch  verschärft  und  vertieft,  wie  sich  nament- 
lich auf  dem  Katholikentage  (Congresso  dei 
cattolici  italiani)  zu  Bolo^a  im  Herbst 
1908  gezeigt  hat.*)  Gerade  weil  es  sich  nicht 
bloß  um  Meinunc:sverschiedenheiten  über  den 
einzuschlagenden  Weg  zum  gleichen  Ziel  handelt^ 
sondern  zum  Teil  wenigstens  auch  um  wesens- 
verschiedene Auffassungen  über  dieses  Ziel  selbst, 
hat  das  Wort  des  Pontifex  vom  Jänner  1901  die 
Kluft  zwischen  Alten  und  Jungen  nicht  auszu- 
füllen vermocht.  Und  man  darf  wohl  auch  be- 
zweifeln, ob  dies  dem  Breve  Pius'  X.  vom  De- 
zember 1903  gelingen  wird,  das  sich  als  neuer- 
liche Ablehnung  des  christlich-demokratischen 
Standpunktes  charakterisiert  und  dessen  19  Leit- 
sätze für  die  christlich-sozialen  Bestrebungen 
sich  durchaus  auf  konservativem  Boden  halten. 

b)  In  Deutscbland.  In  Deutschland  be- 
gann der  katholische  Sozialismus  eine  größere 
Rolle  erst  in  den  60  er  Jahren  zu  spielen :  unter 
dem  Einflüsse  von  Lass alles  Agitation  und 
Lehren  und  im  Anschlüsse  an  die  Entstehung 
einer  besonderen  Arbeiterpartei  (s.  Artt.  ,.Sozia- 
lismus  und  Kommunismus"  und  „Sozialdemo- 
kratie"). Wohl  hatte  im  Jahre  1848  bereits  der 
damalige  Pfarrer  und  spätere  Erzbischof  von 
Mainz,  Freiherr  Wilhelm  Emanuel  von 
Ketteier  (22./Xn.  1811-13./VII.  1877),  sowohl 
als  Prediger*)  und  auf  der  ersten  Generalver- 
sammlung der  katholischen  Vereine  Deutsch- 
lands als  auch  in  der  Frankfurter  Nationalver- 
sammlung auf  die  Wichtigkeit  der  Beschäftigung 
mit  den  großen  sozialen  Problemen  der  Gegen- 
wart hingewiesen.  Seine  Anregung  hatte  jedoch 
keine  ernsthaftere  Beachtung  gefunden.  Anders, 
als  er  unter  geänderten  Zeitverhältnissen  seine 
berühmte  Schrift:  „Die  Arbeiterfragfe  und  das 
Christentum"  (1.— 3.  Aufl.  1864)  ersciieiuen  ließ, 
in  der  er  sich  auf  das  engste  an  Lass  all  es 
Kritik  der  herrschenden  volkswirtschaftlichen 
Zustände  anlehnte  nnd  auch  mit  diesem  als 
Mittel  zur  Ausgleichung  des  Gegensatzes  zwischen 
Kapital  und  Arbeit  die  Produktivassoziation 
empfahl  —  nur  daß  er  die  materielle  Fundierung 
der  letzteren  nicht  vom  Staate,  sondern  von  der 
freiwilligen  Betätigung  christlicher  Nächsten- 
liebe forderte.  Später  ging  er  in  seinen  An- 
forderungen an  die  staatliche  Mitwirkung  viel 
weiter*;.     Noch    mehr    gilt    dies    von    seinem 

*)  Vgl.  Alb.  Guidi,  II  secondo  congresso 
cattolico  italiano  per  gli  studi  sociali  in  Padova. 
Notizie  edimpressioni  (Rivistaiutemazionaleusw. 
vom  Oktober  1896,  S.  222/43). 

")  Vffl.  Cronaca  sociale  (ebd.  vom  No- 
vember und  Dezember  1903.    S.  478  ff.  und  638  ff.). 

^)  Aus  jener  Zeit  stammt  die  Schrift:  Die 
ersten  sozialen  Fragen  der  Gegenwart.  Sechs 
Predigten.    Mainz  1849. 

*)  Die  Arbeiterbewegung  und  ihr  Streben  im 


treuen  Mitarbeiter,  dem  Mainzer  Domkapitular 
Christoph  Moufang  (12./II.  1817— 27./IL 
1890).  Sie  verlangten  nämlich  nicht  bloß  die 
Hebung  und  Wahrung  des  religiösen  und  damit 
sittlichen  Bewußtseins,  sowie  dessen  praktische 
Betätigung  durch  die  Einzelnen  auf  allen  Lebens- 
gebieten, sondern  auch:  gesetzliche  Schranken 
ge^en  die  „Tyrannei  des  Kapitals",  gegen  Wucher 
und  Börsenspekulationen;  eine  gerechte  Ver- 
teilung der  Steuer-,  sowie  die  Herabsetzung 
der  Militärlasten ;  neben  freier  Zulassung  und 
Be^ünsti^fung  von  Arbeitervereinigrungen  ge- 
meinnützigen Charakters  insbesondere  auch  Be- 
währung staatlicher  Geldunterstützung  an  Pro- 
duktivassoziationen ;  energischen  Scnutz  der 
Arbeiterklasse  im  Wege  gesetzlicher  Regelung: 
der  Kinder-  und  Frauenarbeit;  der  Arbeitszeit 
und  Sonntafi^ruhe ;  der  Entschädigungsansprüche 
unverschuldet  arbeitsunfähig  Gewoniener:  der 
liohntarife;  der  Verpflichtung  der  Arbeitgeber 
zu  Vorkehrungen  im  Interesse  der  Erhaltung 
der  Gesundheit  nnd  Sittlichkeit  in  den  Arbeits- 
lokalitäten; der  staatlichen  Ueberwachung  der 
Durchführung  dieser  Arbeiterschutzgesetzge- 
bung. 

Ueber  die  von  Ketteier  und  Moufang 
vor  nun  vier  Jahrzehnten  formulierten  Vorschläge 
ist  der  soziale  Katholizismus  in  Deutschland  ge- 
danklich und  programmatisch  bis  heute  nicht 
hinausgekommen.  Dagegen  hat  er  sich  nicht 
damit  begnügt,  sich  bloß  mit  der  Arbeiterfrage 
zu  beschäftigen,  sondern  seine  Aufmerksamkeit 
auch  der  Organisation  des  Handwerks  und  de^ 
Bauernstandes  zugewendet,  fi'ir  welch  letzteren 
die  Schaffung  eines  besonderen  Agrarrechtes  au- 
gestrebt wird. 

Was  neben  dieser  Mittelstandspolitik  speziell 
die  Arbeiterfrage  anbetrifft,  so  haben  K  e  1 1  e  1  e  r 
und  seine  Mitarbeiter  zur  Verwirklichung  ihres 
auf  deren  Lösung  gerichteten  Programms  seit 
1868  auf  publizistischem  Gebiete  sowohl  wie  auf 
dem  des  Vereinswesens  eine  äußerst  rege  Tätig- 
keit entfaltet  und  nicht  nur  zahlreiche  Wohl- 
fahrts-  und  Wohltätifirkeitsanstalten ,  sondern 
auch  eine  Menge  katholischer  Arbeitervereine 
ins  Leben  gerufen.  Von  einer  selbständigen 
katholischen  Arbeiterbewegung  konnte  jedoch 
damals  und  lange  nachher  noch  keine  Rede 
sein.  Nicht  nur  daß  die  Arbeitervereine  durch- 
aus unter  bevormundender  Leitung  des  Klerus 
und  arbeiterfreundlicher  Laien,  insln^sondere  aus 
dem  Kreise  der  Unternehmer,  standen;  sie  waren 
auch  —  nicht  zum  wenigsten  ebendeshalb  — 
mehr  der  Pflege  von  Religiosität  und  „sozialen 
Standestugenden",  Mäßigkeit,  Zufriedenheit,  Ar- 
beitsamkeit, als  derjenigen  wirtschaftlicher  Inter- 
essen zugewendet  und  kamen  jedenfalls  über 
die  Errichtung  von  Unterstützungskassen  nicht 
hinaus. 

Erst  vor  einem  halben  Menschenalter  begann 
sich  hierin  eine  Wandlung  anzubahnen.  Her- 
vorgerufen wurde  sie  hauptsächlich  einerseits 
durch  das  rapide  Anschwellen  der  Sozialdemo- 
kratie, das  hinwiederum  mit  der  richtigen 
Einsicht  von  der  Zwecklo.sigkeit  und  Zweck- 
widrigkeit des  Sozialistengesetzes  auch  zu  dessen 
Fallenlassen  fülirte ;  andererseits  durch  die  Sym- 
pathieen  für  die  Arbeiterbewegung,  die  in  der 

Verhältnis  zur  Religion  und  Sittlichkeit  Mainz 

1869. 
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Leoninischen  Encyclica  ^Rernm  noTarnm*'  zum 
Ausdruck  kamen. 

Im  Gefolge  dieser  Wandlan^  griff  der  Ge- 
danke von  der  Notwendigkeit  berufsge- 
nossenschaftlicher Organisation  auch  inner- 
halb der  katholischen  Arbeiterschaft  um  sich. 
Allein  es  war  nnr  natürlich,  daß  die  ersten  An- 
läufe zu  seiner  Verwirklichung  noch  innerhalb 
des  Bahmens  der  alten  Vereinsorganisation  und 
daher  auch  unter  ausschlaggebendem  patronalem 
Einflnsse  sich  Tollzogen.  £s  kam  zunächst  nur 
zur  Bildung  konfessioneller  Fachabtei- 
lungen innerhalb  der  katholischen  Arbeiter- 
Tereine,  so  daß  die  Zugehörigkeit  zu  jenen  Ton 
der  Mitgliedschaft  in  diesen  bedingt  erschien; 
und  zudem  waren  die  Fachabteilnugen  noch 
ganz  und  gar  von  dem  Gedanken  der  Interessen- 
harroonie  zwischen  Untemehmeni  und  Arbeitern 
beherrscht. 

Bald  aber  wurde  es  anders.  Die  Fachab- 
teilnugen konnten  nicht  gedeihen.  In  den  Ge- 
sellenvcreinen:  weil  diese  auf  die  Fortdauer 
fehrenraitgliedschaftlicher)  Zugehörigkeit  der 
Meister  Gewicht  legten  und  Rücksicht  nahmen. 
In  den  Arbeitervereinen  aber  aus  den  be- 
reits betonten  Gründen  sowie  infolge  zu  geringer 
Mitgliederzahl.  Dabei  faßte  aber  der  gewerk- 
schaftliche Gedanke  immer  tiefer  Wurzel,  und 
damit  wurde  auch  das  Bedürfnis  zu  möglichst 
engem  und  weltumfassendem  Zusammenschlüsse 
der  Berufsgenossen  immer  lebhafter.  Es  durch 
AnschlnÜan  die  bestehenden  sozialdemokratischen 
Gewerkschaften  zu  befriedigen,  perhorreszierte 
man.  Dagegen  erschien  je  länger  je  mehr  der 
Gegensatz  zwischen  katholischen  und  evan- 
gelischen Arbeitern,  die  sich  von  der  Sozial- 
demokratie fernhielten  und  sie  vielmehr  be- 
kämpften, angesichts  der  Gemeinsamkeit  in  den 
wirtschaftlichen  Interes5?en ,  ebensowohl  wie  in 
der  christlich-sozialen  Weltanschauung^  von  ge- 
ringer oder  doch  nicht  entscheidender  Wichtigkeit. 
So  kam  es  denn  zur  Bildung  christlicher 
Gewerkvereine  auf  interkonfessio- 
neller Grundlaj?e,  die  dann  hinwiederum 
bemüht  waren  und  sind,  ihre  Machtstellung 
durch  Zentralisation  zu  verstärken.  Zu  diesem 
Zwecke  halten  sie  seit  1899  Kongresse  ab*) 
und  haben  überdies  mit  1.  Januar  1901  einen 
Gesamtverband  mit  einer  leitenden  Instanz 
(Gewerkschaftskommission  und  Gewerkschafts- 
ausschuß) ins  Leben  gerufen,  dem  jedoch  bisher 
eine  Reihe  wichtiger  Organisationen  fernge- 
blieben sind.  —  In  letzterer  Zeit  hat  auch  die 
Errichtung  von  Arbeitersekretariaten  be- 
gonnen. 

Von  der  Stärke  der  christlichen  Gewerkver- 
einsbewegung  und  zugleich  von  ihrem  Wachs- 
tum geben  die  nachstehenden  Ziffern  ein  ziemlich 
deutliches  Bild.  Es  betrug  die  Mitgliederzahl 
des  Gesamt-  der  übrigen  insgesamt 
Verbandes  Organisationen 
Ende  1898  82290 

1901  84179  76275  i6o45;4 

1902  79077  96668  175745 

1903  84652  105248         189900 

1904  100053  103  108         203  10 1 


Damit  ist  iedoch  natürlich  schon  mit  Rücksicht 
auch  auf  die  Interkonfessionalität  der  Gewerk- 
schaften noch  keine  Klarheit  geschaffen  über  die 
Bedeutung  der  katholisch-sozialen  Arbeiterbe- 
wegung überhaupt.  In  dieser  Richtung  nun  ist 
hervorzuheben,  daß  auf  dem  von  nicht  sozial- 
demokratischen und  prinzipiell  auf  christlicher 
Grundlage  verharrenden  Arbeitern  am  25. — 26. 
Oktober  1903  in  Frankfurt  a.  M.  abgehaltenen 
„deutschen  Arbeiterkongresse"  außer 
den  60000  Mitglieder  zählenden  katholischen 
Gesellenvereinen  auch  noch  weitere  katholische 
Arbeitervereine  mit  insgesamt  201 000  Mitgliedern 
vertreten  waren.  *)  Nach  0.  Müllers  Angaben 
erhöht  sich  diese  Ziffer  auf  260000,  wovon  70000 
auf  den  n  0  r  d  -  u  n  d  n  or  d  o  8 1  d  e  u  t  s  ch  e  n  ,7ö00O 
auf  den  westdeutschen  und  86003  auf  den 
süddeutschen  Verband  entfallen. 

Die  skizzierte  Entwicklung  hat  jedoch  in 
katholisch-sozialen  Kreisen  keineswegs  ungeteilte 
Zustimmung  gefunden.  Die  Gründe  hierfür  sind 
leicht  einzusehen.  Schien  und  scheint  vielfach 
bereits  das  gewerkschaftliche  Zusammenwirken 
von  Katholiken  und  Protestanten  für  jene  die 
Gefahr  einer  Abschwächuni^  ihrer  katholisch- 
religiösen Grundsätze  in  sich  zu  bergen,  so 
wurde  und  wird  dies  in  noch  höherem  Maße 
von  der  Betonung  der  materiell-wirtschaftlichen 
Interessen  befürchtet,  die  ein  fallweises  Zu- 
sammengehen mit  den  sozialdemokratischen  Ge- 
werkschaften nicht  ausschließt,  vielmehr  ein 
solches  bereits  wiederholt  gezeitigt  hat.  Ernst- 
hafte Bedenken  ebensowohl  in  den  Kreisen  des 
hohen  Klerus  wie  auch  der  katholisch-sozial 
gesinnten  Unternehmer  hat  auch  der  scharf  aus- 
geprägte demokratische  Zug  in  der  Bewegung 
hervorgerufen,  der  naturgemäß  zu  schließlich 
vollständiger  Loslösung  von  der  alten  autori- 
tären Leitung  führen  muß,  soweit  sie  nicht  schon 
eingetreten  ist.  Hat  ja  „der  Vorstand  der  christ- 
lichen Gewerkschaften,  dem  sich  diesbezüglich 
auch  die  Vertreter  der  katholischen  Arbeiter- 
vereine Westdeutschlands  anschlössen,  als  Vor- 
bedingung für  ihre  Beteiligung  (an  dem 
deutschen  Arbeiterkongreß  von  1903;  verlangt, 
daß  als  stimm-  und  redeberechtigte  Delegierte 
auf  dem  Kongreß  nur  Arbeiter  und  aus 
dem  Arbeiterstand  hervorgegangene 
Beamte  der  Vereine  und  Organisatio- 
nen teilnehmen  dürften".  Diese  Forderung 
wurde  damit  motiviert :  es  müsse  bei  aller  Wert- 
schätzung der  Mitarbeit  von  außerhalb  der  Ar- 
beiterbewegung stehenden  Politikern  und  Sozial- 
politikem,  vorgebeugt  werden,  daß  diese  „den 
Kongreß  beeinflussen  und  ihm  gleichsam  den 
Stempel  aufdrücken".  *)  Vielmehr  sei  prinzipiell 
festzuhalten,  daß  „die  nichtsozialdemokratische 
Arbeiterbewegung  nur  dann  Erfolge  haben 
(könne),  wenn  die  Arbeiter  auf  sozialem  Gebiete 
ihr  Geschick  selbst  in  die  Hand  nehmen  und, 
soweit  denselben  die  Befähigung  noch  fehlt, 
diese  ihnen  anerzogen  wird."  Die  Kongreßver- 
handlungen selbst  aber  waren  zwar  von  ent- 
schiedener Kampfesstimmung  gegen  die  Sozial- 
I  demokratie  erfüllt ;  zugleich  aber  wurde  es  aus- 


';  Bisher  haben  deren  vier  stattgefunden: 
21.-23,'V.  1899  in  Mainz;  8.— 4. TL  19»)  in 
Frankfurt;  26.-29./V.  1901  in  Krefeld;  9.  VI. 
bis  2.  VIL  1902  in  München. 


M  Protokoll  der  Verhandlungen  des  deut- 
schen Arbeiterkongresses.     Hagren  i.  W.  0.   J. 

^)  ebenda  (Bericht  des  Organisationskomitees 
an  den  Kongreß). 
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drticklich  abgelehnt,  sich  gegen  diese  „als  bloßen 
Stnrmbock  gebrauchen  zu  lassen". 

Kurz,  die  „christliche  Demokratie"  hat  sich, 
wenn  nicht  dem  Namen  so  doch  dem  Wesen 
nach,  auch  auf  deutschem  Boden  herausgebildet 
und  mit  ihr  ihre  entschiedene  Bekämpfung  durch 
die  altkonservative  Richtung  —  genau  so  wie 
in  Frankreich,  Belgien,  Italien.  Der  Unterschied 
zwischen  diesen  —  so  gut  wie  —  rein  ka- 
tholischen Ländern  und  Deutschland  besteht  nur 
darin,  daß  hier  der  Gegensatz  zwischen  Alt- 
und  Jungkatholiken  auch  noch  durch  die  Inter- 
konfessionalität  der  christlichen  Gewerkvereins- 
bewegung  verschärft  wird. 

So  erklärt  sich  das  Hirtenschreiben  despreu- 
ßischen  Episkopats  vom  22.  August  1900,  in 
welchem  wenige  Monate  vor  der  Encyclica 
„Graves  de  communi  re"  der  Klerus  zwar  zur 
ungeschmälerten  Förderung  der  katholischen 
Arbeitervereine,  zu^rleich  aber  auch  zur  Pflege 
berufs^enossenschaftlichen  Zusammenschlusses 
der  Arbeiter  —  innerhalb  dieser  —  ermahnt 
wird,  um  so  den  Beweis  zu  erbringen,  „daß  es 
keiner  religiös-neutralen  Neuschöpfungen  (be- 
dürfe), um  die  materiellen  Interessen  der  christ- 
lichen Arbeiterschaft  zu  verteidigen  und  zu 
fördern."  Zurück  also  zu  den  katholischen 
Gewerkschaften  oder  richtiger :  zu  den  ka- 
tholisch-konfessionellen  Fachabtei- 
lun^en! 

Diese  Parole  ist  auch  von  dem  seit  1896  be- 
stehenden Verband  der  katholischen  Arbeiter- 
vereine Nordostdeutschlands  mit  dem  Sitze  in 
Berlin  aufgenommen  worden.  Begründet  wird 
er  in  folgender  Weise.  *)  Der  katholische  Ar- 
beiter dürfe  eine  Besserung  seiner  Lage  nur  im 
Eahmen  der  auch  für  das  wirtschaftliche  Leben 
maßgebenden  kirchlichen  Lehren,  also  auch  nur 
unter  Leitung  der  Diener  der  Kirche  anstreben. 
Denn  ibm  selbst  mangle  die  moralische  Fähig- 
keit, die  Grundsätze  des  Christentums  auf  die 
^ökonomischen  Verhältnisse  richtig  anzuwenden. 
Durch  die  Anlehnung  an  die  Kirche  und  die 
geistliche  Führung  würden  überdies  die  Arbeiter- 
organisationen auch,  und  allein  erfolgreich,  vor 
ausschließlicher  Pflege  der  materiellen  Interessen 
auf  Kosten  und  zum  Schaden  der  sittlich-religiösen 
und  idealen  bewahrt. 

Eine  ernsthafte  praktische  Bedeutung  hat 
jedoch  der  Gedanke  der  katholischen  Fachab- 
teilungen bisher  nicht  einmal  innerhalb  des  Ver- 
bandes, von  dem  er  propagiert  wird,  gewonnen. 
Im  ttbrijren  Deutschland  wird  die  Bevormun- 
dungspolitik entschiedenst  abjjfelehnt  —  aus 
denselben  Gründen,  die  seit  1890  Bestrebungen 
einer  Verselbständigung  auch  der  katholischen 
Arbeiterbewegung  gezeitigt  haben.  Wenn  aber 
keine  positiven  Erfolgte,  so  hat  doch  das  Schlag- 
wort von  der  Kathohsierung  der  Gewerkschafte- 
bewegung einen  negativen  aufzuweisen:  es  hat 
diese  letztere  selbst  nicht  unbedeutend  in  ihrer 
Weiterentfaltung  gehemmt. 

c)  In  Oesterreich.  In  allen  wesentlichen 
Punkten  in  derselben  Kichtunff  wie  in  Deutsch- 
land bewegen  sich  die  katholisch-sozialen  Be- 
strebungen auch  in  Oesterreich.  Ihr  bedeutendster 
und  einflußreichster  publizistischer  Vorkämpfer 

*)  Vgl .  von  Savigny,  Arbeitervereine  und 
Gewerkschaften  im  Lichte  der  Encyclica  Herum  j 
novarum.    Berlin  1900. 


war  bis  1892,  neben  dem  aus  Deutschland  ein- 
gewanderten Rudolf  Meyer  (lO./'XIL  1839— 
15./I.  1899),  Carl  Freiherr  von  Vogelsang 
(3./IX.  1818— 8./II.  1890).  Beiden  gelang  es, 
namentlich  auch  unter  dem  österreichischen 
Hochadel,  zahlreichen  Anhang  zu  tinden.  Ihr 
bedeutendster  Jünger  ist  wohl  der  Abgeordnete 
Prinz  Alois  Liechtenstein.  Auch  in  Oester- 
reich begegnen  wir  innerhalb  der  katholisch- 
sozialen Bewegung  einer  konservativen  und  einer 
demokratisch-radikaleren  Strömung.  Die  letztere 
hat  die  Bildung  der  christlich-sozialen  Partei  mit 
sich  gebracht,die  unter  Führung  desPriuzen  Liech- 
tenstein und  des  Wiener  Bürgermeisters  Karl 
Lueger  sowie  unter  geschicktester  Benützung 
der  populären  antisemitischen  Strömung  seit 
einem  halben  Menschenalter,  vorab  in  Nieder- 
österreich immer  fester  Fuß  gefaßt  hat.  Sie 
beherrscht  hier  seit  1896  nicht  bloß  den  Wiener 
Gemeinderat  unbeschränkt,  sondern  auch  den 
Landtag  und  hat  auch  im  Reichsrat  eine  höchst 
einflußreiche  Stellung  inne.  Die  einzige  ernst- 
hafte Gegnerschaft,  mit  der  sie  im  Stammlande 
der  Monarchie  und  in  der  Reichshauptstadt  zu 
rechnen  hat,  ist  die  sozialdemokratische.  Ueber 
das  eigentliche  Stärkeverhältnis  der  beiden  feind- 
lichen Parteien  werden  erst  die  nächsten  allge- 
meinen Wahlen  Klarheit .  schaff'en ,  die  aller 
W^ahrscheinlichkeit  nach  nicht  mehr  auf  Grund 
des  Kurien-,  sondern  des  allgemeinen,  gleichen 
und  direkten  Wahlrechts  stattfinden  werden.  Wa.s 
die  bisherige  Entwickelung  betrifft,  so  ist  folgen- 
des festzuhalten.  Bei  den  Reichstagswahlen  im 
Frühjahr  1897  haben  die  Christlich-Sozialen  in 
Niederösterreich  sämtliche  (9)  Mandate  aus  der 
V.  Kurie  (mit  allgemeinem,  gleichem  und  direk- 
tem Wahlrecht)  erobert  und  auf  ihre  Kandidaten 
240  000  Stimmen  gegenüber  130  OCO  sozialdemo- 
kratischen veremigt.  Bei  den  Wahlen  von  1901 
verloren  sie  zwei  dieser  Mandate  an  die  Sozial- 
demokratie und  brachten  es  —  bei  allerdin^  im 
Vergleich  mit  1897  bedeutend  verringerter  Wahl- 
beteiligung auf  164  000  Stimmen,  während  deren 
139000  für  sozialdemokratische  Kandidaten  ab- 
gegeben wurden. 

Den  geistigen  3Iittelpunkt  der  katholisch- 
sozialen Bestrebungen  überhaupt  und  der  christ- 
lich-sozialen insbesondere,  die  vorwiegend  mittel- 
standspolitLscher  Natur  sind,  bildet  neben  dem 
österreichischen  Katholikentag,  der 
bisher  fünfmal  zusammengetreten  ist'),  die 
nach  dem  Muster  der  Görresgesellschaft  gegrün- 
dete Leogesellschaft. 

Was  die  katholischen  und  christlich-sozialen 
Arbeitervereine  anbelangt,  so  betrug  ihre  Zahl 
—  soweit  sie  festgestellt  werden  konnte  —  nach 
der  jüngsten  amtlichen  Statistik  *)  am  31.  De- 
zember 1900  insgesamt  1007  oder  15  •/o,  Ende 
1904:  (approximativ)1168oderl3,69o/o  aller 
in  Oesterreich  vorhandenen  Arbeitervereine;  die 
Ziffer  der  Mit&flieder  aber  stellte  sich  auf  94011 
bezw.   148698,    wobei  jedoch   „allerdings  die- 


»)  1875,  1888  und  1905  in  Wien;  1892  in 
Linz;  1896  in  Salzburg. 

*)  Die  Ar  heiter  vereine  inOest  erreich 
nach  dem  Stande  vom  31.  Dezember  1900  samt 
den  in  diesem  Stande  bis  Ende  1904  vorge- 
kommenen Aenderungen.  Hrsg.  vom  k.  k.  ar- 
beitsstatistischen Amt  im  Handelsministerium. 
Wien  1905. 
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jeui^en  Personen,  welche  gleichzeitig  Mitglieder 
zweier  oder  mehrerer  Vereine  sind,  doppelt  ge- 
zählt" erscheinen.  Unter  den  Ende  1900  gezähl- 
ten 1007  Vereinen  befanden  sich  659  allge- 
meine, 159  Bildungs-,  6  Geselligkeits-, 
109Fach-,56ünterstütznng8-nndl8wirt- 
schaftliche  Vereine,  nnd  ihre  gesamte  Mit- 
gliederzahl repräsentierte  1,8%  der  Arbeiterschaft 
nberhanpt,  während  die  in  (sozialdemokratischen) 
(rewerkschaften  oder  diesen  nahestehenden 
Organisationen  vereinigten  Arbeiter  10,7%  der 
Gesamtheit  erreichten. 

Anch  diese  Daten  zeigen,  daß  die  katholisch- 
nnd  christlich-soziale  Partei  vorwiegend  Mittel- 
standsparteien sind. 

.  Uebrigens  fehlt  es  auch  in  Oesterreich  nicht 
an  Bestrebungen  zu  einer  Verselbständigung  der 
Arbeiterorganisation  im  Rahmen  des  allgemeinen 
katholisch-  und  christlich-sozialen  Programms.  ^) 

Entsprungen  sind  sie  auch  hier  dem  Bedürf- 
nis nach  einer  Bekämpfung  der  Sozialdemokratie 
auf  deren  eigenem  Boden.  So  kam  es  zur  Grün- 
dung des  christlich-sozialen  Arbeiter- 
vereins für  Niederösterreich  (21./XI. 
18B9'2),  der  bald  andere  folgten.  Um  die  Bewe- 
gung in  fest«  Form  zu  bringen  und  „der  Gefahr 
einer  Verflachung  und  Verwirrung  vorzubeugen, 
deren  Anzeichen  sich  schon  im  Jahre  1894  deut- 
lich bemerkbar  machten",  wurde  am  3,^11. 1895 
beschlossen,  „einen  Parteitag  für  ganz  Oester- 
reich einzuberufen  und  diesem  ein  Arbeiterpro- 
gramm sowie  den  Antrag  auf  Einsetzung  einer 
Parteivertretung  zu  unterbreiten."  Dieser  Par- 
teitag hat  dann  auch  am  5.  Januar  1896  in 
Wien  stattgefunden,  und  es  sind  ihm  seither 
fünf  weitere  —  1897, 1899,  1901,  1903,  1905  — 
nachgefolgt.  Das  auf  dem  IV.  Parteitage  be- 
schlossene Programm  verwirft  zwar  „den  Klassen- 
kampf als  solchen",  erklärt  es  aber  andererseits 
für  „unbeding[t  notwendig,  daß  die  gesamte 
chrisUich  gesinnte  Arbeiterschaft  von  ganz 
Oesterreich  sich  innerhalb  ihrer  jeweiligen  Par- 
tei selbständig  organisiere".  Die  Stimmung 
ist  inzwischen  bedeutend  radikaler  noch  ge- 
worden. Auf  dem  V.  und  VI.  Parteitage  ist 
die  neuerliche  Forderung  nach  einer  Verselb- 
ständigung der  politischen  Arbeiterorganisation 
bereits  damit  begründet  worden,  daß  „die  christ- 
liche Arbeiterschaft  in  den  christlichen  Parteien 
nur  dann  die  nötige  Berücksichtigung  erlangen 
werde"  und  daß  sie  jedenfalls  nur  dann  ^e- 
fähigt  sei,  ihre  eigenen  Angelegenheiten,  welche 
die  Arbeiterinteressen  in  was  immer  für 
einer  Sache  berühren,  selbst,  ohne  Mithilfe 
und  Einsprache  anderer  nicht  beteiligter  Fak- 
toren zu  schlichten".  Ja,  es  wurde  sogar  eine 
Stimme  laut:  es  sei  „gar  nicht  nötig,  daß  man 
sich  immer  vor  dem  Wort  Klassenkampf  fürchte". 
Denn  „das  Wahre  am  Klassenkampf  sei  der  tat- 


')  Vgl.  zum  folgenden :L.  Kunschak,  Zehn 
Jahre  christlich-sozialer  Arbeiterorganisation, 
Wien  1903;  Programm  der  christlich-sozialen 
Arbeiterschaft  Oesterreichs.  Wien;  Christ- 
liche Gewerkschaften.  Hrsg.  vom  Reichs- 
verbande der  nicht -politischen  Vereinigungen 
christlicher  Arbeiter  Oesterreichs.  Wien  1905; 
Protokolle  des  V.  und  des  VI.  Parteitages 
von  1903  und  1905.  Wien.  (Die  Protokolle  der 
früheren  Parteitage  sind  nicht  erschienen.) 


sächlich  vorhandene  Kampf  der  Ausgebeuteten 
gegen  die  Ausbeuterklasse". 

Gar  weit  ist  diese  Organisationsarbeit  bisher 
allerdings  nicht  gediehen.  Aus  den  Berichten 
der  Parteivertretunger§:ibt  sich,  daß  die  Zahl  der 
angegliederten  Organisationen  betragen  hat, 
1903:  145  mit  30000  und  1905:  200  mit3600O 
Mitgliedern.  Doch  sind  diese  Zififem  vielleicht 
zu  hoch  gegriffen,  wenn  man  nach  der  Höhe  der 
zur  Einzahlung  gelangten  Partei  beitrage  — 
4  Heller  (3,3  Pfennige)  pro  Person  und 
Jahr  —  urteilen  darf.  Diese  stellten  sich  näm- 
lich für  die  2  V2  Jahre  von  Mitte  1901  bis  Ende 
1903  auf  920  Kronen  58  h.,  während  ihre  Ge- 
samtsumme für  die  nächsten  1  V2  Jahre  794  K> 
89  h.  ausmachte.  Hiervon  entfielen  auf  Wien 
allein  331,08,  bezw.  380,24  K.,  was  eben  damit 
zu.sammeiihängt,  daß  die  christlich-soziale  Partei 
überhaupt  in  Wien  den  fruchtbarsten  Boden  ge- 
funden hat.  Hand  in  Hand  mit  den  politischen 
Bestrebungen  der  christlich-sozialen  Arbeiter- 
schaft gehen  auch  gewerkschaftliche.  Sie  be- 
wegen sich  auf  derselben  Linie  wie  die  der 
christlichen  Gewerkvereine  in  Deutschland.  Ihre 
bisherige  Entwickelung  läßt  sich  nicht  übersehen. 

d)  In  den  übrigen  Iiändem.  Unter 
diesen  ist  in  erster  Linie  die  Schweiz  zu 
nennen.  Hier  kam  es  durch  P.  Theodosius 
Florentini  (f  1865)  schon  seit  1844  zur  Grün- 
dung religiöser  Genossenschaften  und  Laien  Ver- 
einigungen auf  karitativer  Grundlage.  Seit  1859* 
treten  auch  katholisch-sozialreformerische  Be- 
strebungen mittelstandspolitischer  Struktur 
hervor,  in  deren  Gefolge  bäuerliche  Berufs- 
verbände entstehen.  Eine  katholisch-soziale 
Bewegung  gleicher  Tendenz  wie  in  Deutschland 
hat  jedoch  erst  1868  mit  einer  vom  Kardinal 
Mermillod  (t  22./n.  1892)  in  Sainte-Clotilde 
gehaltenen,  ganz  und  gar  von  Kettelers  Auf- 
fassung durchtränkten  Rede  über  „die  Kirche  und 
die  Arbeiter  im  19.  Jahrh."  M  eingesetzt.  Unter 
ihren  Wortführern  in  der  Gegenwart  sind  be- 
sonders hervorzuheben :  der  Nationalrat  Gaspard 
Decurtins,  der  mit  größter  Energie  für  natio- 
nalen und  internationalen  Arbeiterschutz  eintritt 
und  dessen  wohltätiger  Einfluß  auf  die  schwei- 
zerische Gesetzgebung  sehr  bedeutsam  geworden 
ist;  femer  die  Professoren  J.  Beck  in  Freiburg 
und  K.  Eberle  in  Chur. 

Der  wissenschaftlichen  Erörterung  sozialpo- 
litischer Fragen  dienen:  die  bereits  im  Jahre 
1885  von  Kardinal  Mermillod  begründete  und 
nach  dessen  Tod  suspendierte,  seit  1903  aber 
wieder  aufgenommene„U  nioncatholiquedes 
6tudes  sociales  et  6conomiques"  in  Frei- 
burg, sowie  die  1890  ins  Leben  getretene  „Ver- 
einigung schweizerischer  Sozialpoli- 
tiker**, dem  sich  seit  dem  Herbst  1902  der 
„Circolo  ticinese  di  studi  politico- 
sociali"  angegliedert  hat. 

Die  katholischen  Sozialreformer  und  Arbeiter- 
organisationen in  der  Schweiz  stehen  im  wesent- 
lichen auf  christlich- demokratischem  Boden.  Der 
„Verband  katholischer  Männer  und  Arbeiterver- 
eine der  Schweiz"  wirkt  seit  1888,  die  Federation 


*)  L'eglise  et  les  ouvriers  au  XIX "  siecle. 
Paris  18w.  In  Fortsetzung  seiner  Propaganda 
veröffentlichte  M.  noch :  Second  discours  sur  les 
ouvriers  au  XIX*  siecle,  ebenda  1868,  und  La 
question  ouvri^re,  ebenda  1872. 
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catholiqne  romande"  seit  1896  mit  Dichtkatho- 
lischen and  sozialdemokratischen  Organisationen 
im  schweizerischen  Arbeiterband  and  im  Ar- 
beitersekretariat zusammen. 

Was  England  nnd  die  nordamerika- 
nische Union  betrifft,  so  Terhindern  dort  die 
eigentümlichen  religiösen,  wirtschaftlichen  und 
politischen  Verhältnisse  die  Bildung  besonderer 
katholisch-sozialer  Parteien.  Immerhin  aber  ist 
festzustellen,  daß  eine  Reihe  von  Kirchenfürsten 
and  Priestern  sich  mit  regem  Eifer  dem  Stu- 
dium der  Arbeiterfrage  gewidmet  hat.  So  vor 
allem  in  England  Kardinal  William  Manning 
(t  4./1. 1892),  der  bereits  1874  Predigten  über  „die 
Arbeit,  ihre  Würde  und  ihr  Recht"  hielt*)  und 
widerhoit  mit  Eifer,  Geschick  und  Erfolg  im 
Interesse  der  Arbeiterklasse  auf  die  öffenüiche 
Meinung  gewirkt  hat,  wie  denn  insbesondere 
sein  Eintreten  für  die  Maifeier  und  seine  Haltung 
^gelegentlich  des  Streikes  der  Londoner  Dockar- 
beiter im  Jahre  1889  tiefen  Eindruck  gemacht 
hat.  Das  gleiche  gilt  von  seinem  Nachfolger 
im  Erzbistum  von  Westminster,  Kardinal  Herbert 
Vaughan,  und  in  den  Vereinigen  Staaten 
hauptsächlich  von  dem  Kardinal  Gibbons  und 
Mgr.  Ireland. 

Schließlich  ist  noch  darauf  hinzuweisen,  daß 
auch  in  Holland  seit  1888  eine  sozialpolitische 
Organisation  auf  katholischer  Basis  besteht,  der 
„Römisch-katholische  Volksbund",  der 
auf  Fachteilungen  aufgebaut  ist  und  etwa 
16  OOü  Mitglieder  aus  dem  Kreise  der  industriellen 
Arbeiter,  Handwerker,  Bauern  und  kleinen  Ge- 
schäftsleute in  sich  vereinigt. 

Die  übrigen  Länder  haben  keine  regeren 
katholisch-sozialen  Strömun&:en  aufzuweisen. 

B.  Evangelisch  -  soziale  Bestrebungen, 
a)  In  Deutachland.  Als  Schöpfer  des  evange- 
lischen Sozialismus  auf  deutschem  Boden  pflegt 
man  allgemein  Johann  Heinrich  Wichern 
(21./IV.  1808— 7./IV.  1881)  zu  bezeichnen.  Dies 
ist  auch  insofern  richtig,  als  Wiehern  zuerst 
und  im  Jahre   1848  schon   den  Gedanken  aus- 

fesprochen  hat,  daß  es  nur  ein  Mittel  gegen 
ie  das  Volksleben  zersetzenden  Kräfte  der 
Gegenwart  gebe:  Abhilfe  der  wirtschaftlichen 
Not  der  kleinen  Leute  und  Durchdringung  der 
Gesellschaft  mit  dem  sittlichen  Geiste  aes  evan- 
^lischen  Christentums.  Praktisch  hat  er  sich 
jedoch  —  allerdings  mit  bewunderungswürdigem 
Eifer  und  viel  Erfolg  —  lediglich  der  „Inneren 
Mission"  und  „christlicher  Liebestätigkeit"  zu- 
gewendet, ohne  auch  ein  Programm  sozialer 
Reform  aufzustellen. 

Einen  Schritt  weiter  auf  dem  von  Wi ehern 
gewiesenen  Wege  machte  VictorAimeHuber 
(lO./III.  1800— 19./Vn.  1869).  Auch  er  steht 
auf  dem  Boden  der  „Inneren  Mission".  Doch 
begnügte  er  sich  nicht  mehr  mit  der  Forderung 
und  Uebung  von  Wohltätigkeit,  die  der  Einzel-, 
nicht  aber  auch  der  Massennot  gegenüber  wirk- 
sam werden  kann,  sondern  verlangte  eine  von 
christlich  -  evangelischem  Brüderlichkeitsgefühl 
getrag-cue  genossenschaftliche  Organisation  auf 
allen  Gebieten  des  wirtschaftlichen  Lebens.    Zur 

M  The  rights  and  diguitj  of  labour.  London 
1887.  (Deutsch  in  der  ,. Deutschen  Revue"  vom 
März  und  Aprü  1890j. 


Erreichung  dieses  Zieles  wendete  er  sich  je- 
doch weder  an  die  eigentlichen  Interessenten, 
die  Arbeiter,  noch  postulierte  er  Staatshilfe  — 
denn  er  war  ultrakonservativ  und  Gegner  staat- 
licher Intervention  — ,  sondern  appellierte  an 
alle  aufrichtifi:  christlich  und  konservativ  ge- 
sinnten Gebildeten  und  Besitzenden.  Der  £r- 
foljpf  seiner  „mehr  als  zwanzigjährigen  auf- 
op^mden  Wirksamkeit  war . . .  genug,  nnd  sell^ 
die  Geistlichkeit  blieb  ihm  kühl  nnd  ver- 
ständnislos ijegenüber"  (Göhre). 

Eine  eigentliche  evangelisch -soziale  Be- 
wegung setzt  erst  1877  ein.  Sie  knüpft 
äußerlich  an  das  im  gleichen  Jahr  erschienene 
Buch  des  Pastors  Rudolf  Todt  (1838  bis 
1887):  „Der  radikale  deutsche  Sozialismas  ui\d 
die  christliche  Gesellschaft"  (2.  Aufl.  1878)  an. 
Innerlich  aber  an  das  rapide  Anschwellen  der 
Sozialdemokratie  und  deren  immer  stärker  her- 
vortretende Bedeutung  im  politischen  Leben  auch 
der  Nation.  Innerlich  in  zweifachem  Sinne. 
Todt  und  viele  ihm  Gleich|^innte  versuchen 
nicht  nur,  sich  über  das  Wesen  der  Sozial- 
demokratie und  der  durch  sie  vertretenen  Ar- 
beiterforderungen objektiv  klar  zu  werden  und 
sich  an  ihnen  für  ihre  eifi^ene  nraktische  Stellung- 
nahme in  den  Kämpfen  der  Gegenwart  zu 
orientieren :  sie  geraten  auch  —  vom  Atheismus 
und  Republikanismus  abgesehen  —  in  voll- 
ständige Abhängigkeit  von  den  Gedankenreihen 
des  Sozialismus.  Indem  Todt  das  wirtschaft- 
liche Programm  der  deutschen  Sozialdemokratie 
an  der  Hand  des  Evangeliums  überprüft,  findet 
er  es  erst  „dem  Geist  des  neuen  Testaments 
nicht  entgegen"  und  gelangt  zuletzt  dazu,  es 
in  positiver  Formulierung  als  „geradezu  evan- 
gelische Wahrheit"  zu  erklären.  Auch  darin 
geht  er  weit  über  seine  Vorläufer  hinaus,  daß 
er  die  Bildung  einer  politischen  Partei  für  not- 
wendig hält,  die  „mit  allen  christlichen  Mitteln, 
zu  denen  voran  der  Gehorsam  gegen  die  be- 
stehenden christlichen  Gesetze  gäiört,  für  eine 
Staatsinterveution  wirken  und  .  .  .  einem  quie- 
tistischen  laisser  faire,  laisser  passer  entsagen" 
solle. 

Mit  dieser  prinzipiellen  Stellungnahme  zur 
sozialen  Frage  stand  jedoch  die  praktische  Be- 
tätigung Todts  in  keinem  rechten  Verhältnis. 
Zwar  begründete  er  im  Vereine  mit  Prof.  Adolf 
Wagner,  Rudolf  Meyer  und  dem  Hof- 
prediger Adolf  Stöcker  am  5./XII.  1877  den 
„Zentral verein  für  Sozialreform  auf  religiöser 
und  konstitutionell-monarchischer  Grundlage", 
dessen  Programm  nicht  nur  von  der  Kirche, 
sondern  auch  vom  Staat  energisches  Eintreten 
für  die  berechtigten  Interessen  der  arbeitenden 
Klassen  forderte.  Allein  er  selbst  wollte  sich 
als  Geistlicher  an  der  Bildung  einer  politischen 
Partei  nicht  beteiligen  und  begnü&^te  sich  da- 
mit, daß  der  Zentralverein  „durch  Verbreitung 
geeigneter  Schriften  und  Aussendung  von  Reise- 
rednern"  wirken  sollte. 

Den  Versuch,  aus  den  Kreisen  der  Gebildeten 
heraus  und,  in  Konkurrenz  mit  der  Sozialdemo- 
kratie, direkt  an  die  Arbeiterschaft  selbst  heran- 
zutreten, machten  erst  ein  Jahr  später  Stock  er 
und  Adolf  Wagner.  Sie  begründeten  am  31. 1. 
1878  in  Berlin  die  „christlich-soziale  Arbeiter- 
partei" ,  deren  scharf  zugespitztes  staats-sozia- 
listisches  Programm  zwar  einerseits  auf  christlich- 
monarchischem Boden  zu  fußen  erklärte,  dabei 
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aber  andererseits  ^aos  rein  politischen,  sozialen 
und  moralischen  ErwS^ngen,  anf  Gmnd  der 
nationalökonomischen  Wissenschaft  entstanden^ 
war  nnd  in  dem  „jeder  direkte  Ausgangspunkt 
von  der  Schrift  glatt  vermieden"  erschien. 

Der  Versuch  mißlang.  Die  neue  Partei  er- 
hielt von  allem  Anfan|^  an  nur  geringen  Zuzug 
aus  industriellen  Arbeiterkreisen.  Ihr  Anhang 
rekrutierte  sich  vielmehr  vorwiegend  aus  Hand- 
werkern, kleinen  Kaufleuten  und  Beamten,  An- 
gehörigen der  höheren  Stände.  Und  so  darf  es 
denn  nicht  wundernehmen,  daß  sie  rasch  einen 
immer  konservativeren  Charakter  annahm  und 
sehr  bald  vollständig  in  das  Laster  des  Anti- 
semitismus überffing.  Offiziell  kam  dies  im 
Sommer  1880  dadurch  zum  Ausdruck,  daß  sie 
an  Stelle  der  alten  die  Bezeichnung  „christlich- 
soziale Partei''  annahm. 

Seither  —  wenn  man  von  der  gleich  zu  be- 
sprechenden national-sozialen  Episode  ab- 
sieht —  ist  es  in  Deutschland  zur  Bildung  einer 
besonderen  evangelisch-sozialen  Arbeiterpartei 
nicht  gekommen.  Man  hat  vielmehr,  um  mit 
Göhre  zu  sprechen,  immer  nur  evangelisch- 
soziale Stimmung  gemacht,  evangelisch- soziales 
Wollen  gezüchtet".  Dies  gilt  ebensosehr  von 
den  „evangelisch-sozialen  Arbeiter- 
vereinen", wie  von  dem  „evangelisch- 
sozialen Kongreß". 

Jene  sind  seit  1882  in  den  Kheiulanden  und 
in  Westfalen  entstanden  nnd  haben  sich  in  der 
Folge  über  ganz  Deutschland  verbreitet.  Ur- 
sprünglich verfolgten  sie  fast  ausschließlich 
religiös-konfessionelle  und  Bildnngs-,  jedenfalls 
aber  keine  sozialpolitischen  Zwecke.  Parallel 
mit  dem  stärkeren  Hervortreten  der  sozialdemo- 
kratischen Agitation  auch  in  den  rheinisch- 
westßLlischen  Gebieten,  besonders  seit  dem  großen 
Beri^beiterstreik  von  1889,  wurden  jedoch  die 
dortigen  Vereine  in  steifi^endem  Maße  von  sozial- 
politischen Ideeen  erfüllt.  Nur  machten  sie  sich 
zunächst  das  von  Stöcker  repräsentierte  kon- 
^ervative  Prinzip  zu  eigen.  In  den  übrigen 
Vereinen  hingegen  wurde  das  proletarische  Prin- 
zip lebendig  und  lebendiger.  Zwar  einigten 
sich  dann  die  konservativen  „Alten"  unter  Li c. 
Weber  nnd  die  radikalen  „Jungen"  unter 
Pastor  Friedrich  Naumann  im  Jahre  1^93 
auf  ein  KompromiUprogramm.  Damit  war  je- 
doch der  innere  Gegensatz  nur  äußerlich  über- 
brückt. In  Tat  und  Wahrheit  dauerte  er  scharf 
nnd  unversöhnlich  fort.  Soweit  ein  Urteil  mög- 
lich ist.  ist  im  großen  und  fifanzen  das  konser- 
vative Prinzip  siegreich  geblieben,  wenngleich 
nach  wie  vor  auch  innerhalb  der  evangelischeu 
Arbeiterorganisationenein  ähnliches  Streben  nach 
Verselbständiguuff  vorhanden  zu  sein  scheint 
wie  in  den  kathdischen,  mit  denen  zusammen 
sie  im  Herbst  1903  den  deutschen  Arbeiter- 
kongreß veranstaltet  haben  (s.  oben  S.  619;.  — 
Jedenfalls  hat  unter  den  inneren  Kämpfen  die 
Ansbreitung^kraft  der  evanifelischen  Arbeiter- 
vereine bedeutend  gelitten.  Sie  sind  denn  auch 
gegenwärtig  nnr  wenig  stärker  als  vor  einem 
Jahrzehnt,  da  ihre  Zahl  350  mit  etwa  80000 
Mitgliedern  ausmachte.  Anf  dem  Frankfurter 
Kongreß  betrug  die  vertretene  Mitgliederzahl 
106000,  von  denen  75000  auf  den  Gesamt- 
verband der  evangelischen  Arbeiter- 
vereine,   8000    auf    den   Evangelischen 


Arbeiterbund  (im  Ruhrrevier),  7500  auf 
den  Evangelischen  Arbeiterverein 
Bayerns,  je  4000  schließlich  auf  die  freie 
Vereinigung  der  evangelischen  Ar- 
beitervereine Sachsens  und  den  Evan- 
gelischen Arbeiterverband  Württem- 
bergs entfielen. 

Eine  analoge  Entwickelung  hat  auch  der 
„Evangelisch-soziale  Kongreß"   durch- 

femacht.  Seine  Entstehung  geht  auf  die  Initiative 
töckers  zurück,  der  nach  dem  Erscheinen 
der  kaiseri.  Eriässe  vom  4./II.  1890  und  der  Ein- 
berufung der  internationalen  Arbeiterschutzkon- 
ferenz nach  Berlin  den  Augenblick  zu  kräftiger 
Wiederaufnahme  seiner  politischen  .Tätigkeit 
und  zur  Rekonstruktion  der  christlich-sozialen 
Partei  unter  Heranziehung  aller  ihr  irgendwie 
verwandten  sozialen  Strömimgen  innerhalb  der 
evangelischen  Kirche  für  gekommen  erachtete. 
Der  Kongreß  fand  vom  27.— 29./V.  1890  in  Beriin 
statt,  und  es  wurde  hierbei  beschlossen,  ihn  zu 
einer  ständigen,  alljährlich  zusammentretenden 
Institution  auszugestalten.  Seither  haben  16 
weitere  Kongresse  stattgefunden  0- 

In  dem  Bestreben,  die  Einigkeit  der  ver- 
schiedenen, oft  weit  auseinandergehenden  An- 
schauungen, die  auf  dem  Kongresse  vertreten 
waren,  nicht  zu  stören,  hatte  man  bei  der  Zweck- 
bestimmung des  letzteren  sorgfältig  alles  Tren- 
nende vermieden.  Freilich  nur,  um  dann  zu 
der  ganz  farblosen  und  theoretisch-akademischen 
Formel  zu  gelangen:  „Der  Kongreß  will  die 
sozialen  Zustände  unseres  Volkes  vorurteilslos 
untersuchen,  sie  an  dem  Maßstabe  der  sittlichen 
Forderungen  des  Evangeliums  messen  und  diese 
selbst  für  das  heutige  Wirtschaftsleben  und  die 
in  ihm  Stehenden  fruchtbarer  und  wirksamer 
machen  als  bisher."  Natürlich  kam  es  trotzdem 
und  eben  darum  zu  immer  lebhafterem  Meinungs- 
austausch, bei  dem  die  Gegensätze  mild  zwar 
in  der  Form,  aber  scharf  im  Wiesen  offen  zu- 
tage traten :  Gegensätze  in  der  Auffassung  der 
Stellnngnahme  zur  Sozialdemokratie;  der  Be- 
tätigung der  Kirche  und  ihrer  Organe  den  wirt- 
schaftlichen und  sozialen  Kämpfen  des  Tages 
gegenüber ;  der  Frage  nach  Bildung  und  Struktur 
einer  ei&^enen  christlich-sozialen  Partei.  Sollte 
man  sich  darauf  beschränken,  die  Sozialdemo- 
kratie schlechtweg  abzulehnen,  oder  zwischen 
ihrer  Geschichtsautfassunfi:  und  ihren  wirtschaft- 
lichen Zielen  unterscheiden  und  den  letzteren 
mit  objektiver  Prüfung  und  Würdigung  ge^en- 
übertreten?  Sollte  die  Kirche  sich  ausschließ- 
lich auf  Missionsanfgaben  zurückziehen  und  bloß 
mittelbar,  durch  Nenbelebung^  des  religiösen 
Gefühles,  sozial  wirken ,  oder  in  die  sozialpoli- 
tischen Auseinandersetznnfifen  der  Gegenwart 
auch  direkt  eingreifen?  Und  wie  sollt«  es  mit 
einem   politischen  Eingreifen    und    einer   poli- 

')  Am   28.-29 /V.   1891.   20.-21./IV.  1892, 

1.— 2./VI.  1893,  2.-3./VI.  1S98  in  Berlin;  am 

16.-17./V.  1894  in  Frankfurt  a.  M. ;  am  5.-6./VI. 

1895  in  Erfurt  und  am  28.— 29./V.  1896  in  Stutt- 

jrart;  lO.-ll./VI.  1897  in  Leipzig;  25— 26.  VI. 

1899  in   Kiel;    7.— 8./VI.   1900   in   Karlsruhe; 

28.— 29..V.   1901   in  Braunschweig;  21.— 23.  V. 

!  1902  in  Dortmund:  3.-4./VI.  1903  in  Darmstadt : 

!25.— 26./V.  1904  in  Breslau:   13.— 14.  VI.   1905 

I  in  Hannover;  5.— 7./VI.  1906  in  Jena. 
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Tiscben  Orgiuiiaatioa  der  „Laien  in  ihrer  Eig^eu- 
Schaft  Als  CbriÄteii"  gehalten  werden:^  Sollte 
«lie  letztere  einen  |mtriarcUaUsch-kt>nservBtiven 
Charakter  tragen  oder  j^ich  an  den  Verbältnisseu 
und  Bedürfnissen  der  pr&Ietariscben  Bevülke- 
rungücMchtea  orientieren  ? 

Anfänglich  hatte  es  den  Anj^chein,  als  ob  die 

Richtung  der  „Jungen"  nnter  der  Führung^  Ton 

S*  a  n  m  a  n  n  *J  und  G  ö  h  r  e  *)*  welche  obige  Fragen 

nach  ihrer  Kweiteu,   radikalen  Alternatire   zn 

,  bejahen  gewüH  waren^  auf  dem  Kongreß  Ober- 

i  weisser  hätten,   S«hon  bei  dessen  zweiter  Tagung 

II89I)  Btellte  Prof.  Herrmann  t Marburg)   die 

—   freilich  nicht  angenommene  —  These  auf^ 

es  seit  hei  aller  Verwerfim^  und  energischesten 

Bekämpfung    der    materiAlistiHchen    Geschichts- 

anffassung,   „uncbriadich ,   die  wirtischaftlichen 

i^iele,  denen  die  Arbeiter  unter  FUhrtmg  der 

Sozialdemokratie  zustrehen^  im  Namen  der  cbriit- 

lichen  Kirche  tu  bekam pfen"^.    Ebenso  erklärte 

aicb  der  IV.  KoiigreB  {IW'äi)  „im  allgemeinen  eiü- 

.  Ter  Alanden"  mit  den  Leitsätzen  Prof.  Kaftaus 

UBerlinlj  die  in  der  Anschaunng  gipfelten:    ea 

sei  „Christenpflicht,  die  WirtsehÄftsardnung  80 

zu  gestalten,  daß  sie  eine  Grundlage  für  die 

Pflege    der   sittlichen   Ideale  des  Christentums 

)  bietet**^  unddali  diese  Pflicht  „gegenüber  der  heute 

bestehenden  Wirtätchaftsordnong,  .  .  .  sowohl  zur 

VerteidiguJig  ihrer  we9entlj*:hen  Grundgedanken 

fegen  Um sluragcl liste,  äIs  zw  einschneidenden 
ordeningen  mit  Bezug  auf  ihre  Urogeataltung" 
'führe.     Immer  mehr  Anbang  und  Anklang  ge* 
WFum  endlich  die  Idee,  eine  „sozialeHefortn- 
iiartei  aller  kleinen  Leute**  auf  mitional- 
monarchiötischer  und  cbriatlicher  Grundlage  m 
I  bilden,  also  in  der  politischen  Tätigkeit  das  von 
ISttk'ker    so    lange    festgehaltene    konservativ- 
|i|>a  tri  archaische     Bevornmuduug5|irin/ip      toII- 
ständig  fallen  zu  lassen  und  da  wieder  anzu- 
knüpfen, wo  der  Faden  der  Bewegung  im  Jahre 
1B78  abgerissen  war.    Dies  erweiterte  natürlich 
neuerdings    den   Riß    Bwi?ehen    ^Alten*"    und 
jjJnngen*'.    Zugleich   zeitigte  es  den  ErlatI  des 
I prenitbcben  Oherkircbeurats  vom  16.  Dezember 
'l*4H5,  der  Geistlichen  Beteiligung  an  snzialpoU- 
risdien  Agitationen  untersagte,  sowie  den  Aus- 
tritt Stocke rs  aus   dem  voritande  des  Kon- 
greises.    Dieser  hinwiedenim  konnte  auf  seiner 
VII.  Tagung  —  im  Mai  18%  —  zu  keiner  ent* 
achiedenin  Stellungnahme  gegen   die  kirchliche 
\  Obej  behürde  gelangen.    Allerdings  slieü  die  voiu 
"^tiferenten  Prof.  Ton  Soden  f Berlin j  über  ♦.die 
iCiiiale  Wirkigamkeit  des  im  Amt  stehenden  Ger^t- 
Ilfchen,  ihr  Recht  und  ihre  Grenaen'*  aufgestellte 
und  auch  von  Prof.  S  o  h  m  (Lei|»£ig)  empfohlene 
These :  da£  die  !<oziale  Tätigkeit  des  Geistlichen 
gnindsätjclich     außerhalb     seines     Amtes 
Üge,  anf  Widerspruch.     Allein  auch  die   ent- 
L-  I  rzte    AuffasHunff    des    Korreferenteu 

LTs  Planck  lEßiingen)  fand  keine  a(l- 
K^i-iiiK  iiH'  /Zustimmung.  8a  kam  es  denn  wo.  einem 
Kompromiil,  das  beiden  Thesen  Rechnung  tragen 

')  Von  den  Schriften  Naumanns  aus  jeuer 
Zeit  seien  hervorgehoben:  Arbeiterkalecbismus 
oder  der  wahre  Soiialismus.  ('alw  und  Stutt- 
gart 18S9;  Das  soziale  Progrcimm  der  evan- 
geli sehen  Kircbe.  Leijizig  1891 ;  Was  heiUt 
ilbnatlich*st>Eiar*  GKSammelte  Heden  nnd  Auf- 
*ätj&e.  2  Hefte,  ebenda  I>«y4-I8m 

*J  Drei  Monate  Fahriksarbeiter.  Leipzig  189L 


sollte.  Die  eTangelische  Kirche,  hieß  e»  in  der  be- 
schlossenen ResolutiQUi  könne  ^eine  das  Volksg«- 
wissen  bestinuriende,  geistig  führende  Stellung. .. 
nur  dann  behaupten  und  einen  ^zial  vergilb* 
nenden  Einfluß  nur  ausüben,  wenn  ihre  bleuer 
und  Zugehörigen  die  treibenden  Krade  dt-r  Ztiit 
verstehen  f  den  Gründen  gesell  seh  afUi^^b  er  und 
sittlicher  nSchäden  nachgehen  nnd  an  deren  IVbei^ 
Windung  n ae h  d e m  M  a ß e  de r  i h  n e n  d a r a  US 
e  r  w  a  c  b  s  e  n  d  e  n  A  u  f  g  si  b  e  n  uii  twirken*^ ',  wt^ 
halb  denn  auch  an  die  evangelischen  Kirchen* 
hehörden  die  Bitte  gerichtet  wnrde.  „den  evi.\n* 
geliscbeu  Geistlichen  die  aus  diesen  Grundsätzen 
sieh  ergebenden  K echte  und  Freiheiten  mu  des 
Gewissens  willen  zu  gewahren  und  zn  .^chittÄt^n," 
Damit  war  man  wieder  zum  Standpunkte  der 
älteren  Zeit  und  zur  Beschränkung  der  Wirk- 
samkeit des  Kongresses  auf  die  Zöchtmig  evuc 
gelischer  Stimmungen  zurückgekehrt.  Dähei  if 
man  auch  gehlieben.  Naumann  und  G^hrc 
aber  legten  ihr  Pfarramt  nieder  und  Htelheil 
sich,  gefolgt  von  einej  Schar  Gleichgesinnten 
durchaus  auf  eigene  Füße. 

Im  Herbst  1896  begründeten  sie  den  „Ka- 
t i  ö n  a  1  s 0 zi a l e n  Verein",    Ziel  dt^s^elben  wir 

I  unter  Festhaltung  des  CbrLütentums  als  «Mittel- 
punkt de«  geistigen  und  sittlichen  Lf l""- 
das  nicht  zur  Parteisache  gemacht  w» 
sich  aber  auch  im  öffentlichen  Leben  t 

des  Friedens  und  der  Gemeinscbaftlicbkeii  be- 
währen soll"*:  die  Gewinnung  der  großindustri- 
ellen  Arbeiterklasse  für  eine  naiional-kiiiserlicbe 
Machtpolitik  nach  außen  unter  Voranst^lhing 
der  Forderung  sozialer  Reformen;  SchaT  i  '  ^i 
einer  sozialistisch  gerichteten,  von  sozi;;  i 

Gebildeten  geführten  nationalen  Arknt'/i  m'.  ^m.- 
pung,  welche  an  die  Stelle  der  murxi&iiRh- 
mternationalen  Sozialdemokratie  treten  und  diese 
ablösen  solite.  Ihre  Ideeeu  verfocbten  die  K*- 
tioüftlso^ialcn  in  einem  zn  diesem  Zwtseke  in 
Berlin  ins  Leben  gerufenen  Wochen  blatte:  ..Dio 
Zeit,  Organ  für  nationalen  Sozialismus 

lauf  christlicher  Grundlage",  da.*  bald 
wieder  einging,  und  in  der  seit  Ende  181t4  von 
Naumann  beransgegeheneu  —  auch  gegen- 
wärtig noch  bestehenden  —  WochensrhriJt  .,  Die 
Hilfe\ 

Innerhalb    der   alten    Faneien    begegUL'Te 
diese  Bestrebungen   im    wesentlr  '  '*^    ,.l^  i  .,^| 
B e nr l  eil ung.    Die  Soz iaid e rao k  ra  t  ;  ij  j 

sie  ihr  nützliche  Vorarbeit  in  iv.  :  .  .  .  .  ii ' 
würden,  die  ihr  selbst  vorher  gar  nicht  oder  nur 
sehr  schwer  zugänglich  gewesen  waren.  Die 
Konservativen  befürchteten  dies.  I^ocb  hat  dit* 
tatsächliche  Entwickelung  ebensowenig  diese  wie 
die  htK;b geschwellten  Erwartungen  der  NiitionaU 
sozialen  reihst  gerechtfertigt  Die^M!  fandMi  m^ 
der  A r bei terschrtft kaum  nennenswertfiä  '  / 
Nicht  einmal  die  evangeliscben  Arbcr  jj 

vermoebten  sie  an  sich  tu  sieben,  wit-  s*u 
auch  hei  den  HeichBtagiwabkn  von  18SS  &ici 
mehr  als  26  500  Stimmen  —  TOfwie^d   aiL 
Handworker-t  häuerlicheUj  Lehrer  und  BeamtetH 
kreisen  —  aufbrachten.     Anderersei t«  begann 
wohl  auch  mit  unter  dem   Eindruck   der  Hnu] 
täaschung  hierüber  —  im  Schotte   des   Verein 
schon  ein  Jahr  nach  de'^sen  Grünilung  die  Oppo 
sition  gegen  seine  alkuentschiedene  Fe»t!tKnnri 
nach  der  proletarisch-soxialen  Seite  hin,  und  di#] 
Forderung  wurde  laut  nach  einer  ^energische 
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Schwenkung  nach  rechts".  Diese  hat  sich  denn 
anch  in  den  nächsten  Jahren  immer  ausge- 
sprochener vollzogen.  Immer  mehr  trat  die 
Weltmachtpolitik  m  den  Vordergmnd,  das  Soziale 
zurück.  Die  Ton  evangelischem  Geist  erfüllten 
Nationalsozialen,  die  ausgezogen  waren,  um  das 
industrielle  Proletariat  aus  dem  Banne  der  inter- 
nationalen Sozialdemokratie  zu  lösen,  und  von 
deren  Fehlem  ebenso  hatten  leben  wollen,  wie 
sie  selbst  „von  den  Fehlem  der  bürgerlichen 
Welt  lebt",  wandelten  sich,  —  wie  es  ihnen 
Max  Weber  auf  dem  ersten  Delegiertentage  in 
Erfurt  empfohlen  und  vorausgesagt  hatte  — 
zu  liberalen  Imperialisten.  Nach  den  Reichs- 
tagswahlen vom  Juni  1903,  bei  denen  anf  ihre 
Kandidaten  Moß  90000  Stimmen  entfallen  waren 
—  vereinigten  sie  sich  schließlich  ihrem  QtoQ- 
teil  nach  mit  der  „Freisinnigen  Vereinigung", 
welche  die  gleichen  Ziele  verfolgt.  Einige, 
darunter  der  Parteisekretär  Maurenbrecher, 
fanden  den  Weg  zur  Sozialdemokratie,  den 
05bre  schon  vier  Jahre  zuvor  gegangen  war. 

b)  In  der  Schweiz  und  Frankreich.  Wie 
in  Deutschland,  so  haben  sich  auch  in  der 
Schweiz  frühzeitig  schon  evangelische 
Männer-  und  Jünglings  vereine  gebildet. 
Gegenwärtig  existieren  ihrer  in  der  Deutschen 
Schweiz  316  mit  ööOO,  in  der  französischen 
166  mit  3400  Mitgliedem,  die  in  zwei  Verbän- 
den zusammengeschlossen  sind.  —  Eine  evan- 
gelisch-soziale Bewegung  aber  ist  auf  schweize- 
rischem Boden  —  aufi^eregt  von  Deutschland 
aus  —  erst  zu  Ende  der  80  er  Jahre  des  ver- 
flossenen Jahrh.  aufgekommen.  Zunächst  führte 
sie  zur  Gründung  von  Gresellschaften  und  Kon- 
ferenzen in  Bem,  Neuenburg,  Zürich,  Basel  und 
Genf,  von  denen  die  drei  erstgenannten  sich  auf 
die  akademische  Erörterung  sozialer  Fragen 
beschränken,  während  die  beiden  anderen  darüber 
hinaus  auch  praktisch  sich  zu  betätigen  suchen. 

Die  Zahl  der  evangelischen  Arbeitervereine 
ist  sehr  klein.  Es  existieren  ihrer  nur  vier:  in 
Basel,  Bem,  Borgen  und  Zürich.  Im  Gegensatz 
XU  vielen  evangeluchen  Arbeitervereinen  Deutsch- 
lands zählen  sie  nur  Mitglieder  aus  dem  Ar- 
beiterstand und  lehnen  die  Aufnahme  von  Nicht- 
arbeitera  ffrandsätzlich  ab. 

Versuche  politischer  Parteibildnng  auf  evan- 
gelisch-sozialer Grandlage  sind  in  der  Schweiz 
nicht  gemacht  worden. 

Aehnlich  ist  die  Entwickelung  auch  in  Frank- 
reich verlaufen.  Die  Jünglingsvereine,  die  hier 
seit  1852  gegründet  wurden,  hielten  und  halten 
sich  auf  fast  ausschließlich  religiösem  Boden. 
Sie  haben  diesen  natürlich  auch  nicht  durch 
den  Anschluß  an  die  Andalkoholbewegung  ver- 
lassen. Im  Jahre  1885  setzten  auch  evangelisch- 
soziale Bestrebungen  ein.  Ihr  Ergebnis  war  die 
Oründung  der  „Association  protestante 
pour  r^tude  des  questions  sociales" 
(1887),  die  seit  1888  jährlich  einen  Kongreß  in 
Nimes  abhält  sowie  der  „Revue  de  th^ologie 
pratique"^  die  1896  in  die  „Revue  du 
christianisme  pratique"*  aufgegangen  ist. 

In  den  übrigen  kontinentalen  Ländern  kann 
von  einer  evangelisch-sozialen  Bewegung  nicht  j 
.gesprochen  weraen.  | 

Einen  ganz  eifi^entümlichen  Charakter  weisen  | 

€•  die  ehrifttlieh-sozialen  Bestrebungen  | 
In   EnglMid  auf.    Von  einer  Geschlossenheit 
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der  Anschauungen  im  Kreise  ihrer  Anhänger 
ist  freilich  auch  nicht  viel  mehr  die  Rede  als 
bei  den  analogen  Bewegungen  auf  dem  Kon- 
tinente und  namentlich  im  protestantischen 
Deutschland.  Immerhin  aber  kann  man  sie 
doch  viel  eher  als  die  letzteren  als  „christlich- 
sozialistisch  "^  bezeichnen.  Denn  viele  ihrer  Ver- 
treter sind  gegenwärtig  ^radezu  privateigen- 
tumsfeindlich, während  bei  anderen  wenigstens 
keine  prinzipielle  Stellungnahme  zugunsten  der 
Privateigentumsordnung  und  gegen  den  Kollek- 
tivismus anzutreffen  ist.  Jene  unterscheiden 
sich  —  um  mit  Stewart  D.  Headlam  zu 
sprechen  —  durch  nichts  vom  Sozialismus  „außer 
durch  ihre  Motive".  Mit  ihnen  aber  sind  sowohl 
die  prinzipiellen  Anhänger  der  Grundlagen 
unserer  Wirtschaftsordnung  als  auch  die  der 
Privateigentums£rage  gegenüber  Neutralen  darin 
einigj  daß  es  eine  „siuliche  Atmosphäre"  zu 
Schemen  gelte,  in  der  alle  Bestrebungen  zur 
Hebuns:  der  Volkswohlfahrt  und  zur  Vernich- 
tung der  Armut  zu  gedeihen  vermögen.  Die 
leitenden  Grundsätze  merbei  sollen  sein:  „1.  daß 
die  „Sorge  um  die  andere  Welt"  nicht  den 
wesentlicbsten  Zujg^  des  Christen  auszumachen 
hat,  sondern  daß  dieser  im  Gegenteil  dazu  da  ist, 
ein  Himmelreich  auf  Erden  begründen  zu  helfen ; 
2.  daß  die  christliche  Religion  keine  Maschinerie 
ist,  durch  die  jedes  Individuum  seine  Seele 
retten  mag,  sondern  daß  sie  in  einer  Gesell- 
schaft —  die  christliche  Kirche  —  verkörpert 
ist,  welche  dazu  da  ist,  um  in  großem  Maßstabe 
und  durch  die  stanze  Welt  jene  Werke  zeit- 
licher, menschlicher  Befreiung  zu  vollbringen, 
die  Jesus  Christus  im  kleinen  und  durch  sein 
Beispiel  in  Palästina  vollbrachte;  3.  daß  die 
heilige  Taufe, . . .  jedes  kleine  menschliche  Wesen 
auf  Grund  seines  Menschseins  als  gleichberech- 
tigt mit  jedem  anderen  .  .  .  erklärt, .  .  .  also  ein 
Sakrament  der  Gleichheit  und  Solidarität  be- 
deutet, und  die  heilige  Kommunion  das  Symbol 
einer  wirklichen  Brüderschaft  und  Genossen- 
schaft, die  das  ^anze  menschliche  Leben  durch- 
dringen sollen". ') 

Die  christlich-sozialen  Bestrebungen  in  Eng- 
land treten  uns  schon  Ende  der  40  er  Jahre  ent- 
gegen. Sie  gehen  direkt  auf  französischen  Einfluß 
zurück  und  wurden  nicht  wenig  durch  die  char- 
tistische Bewegung  (s.  Art.  „Chartismus"  oben  S. 
602  fg.)  gefördert  Als  ihre  ersten  Vertreter  sind  der 
Prediger  am  Lincoln's  Inn  Frederic  Denison 
Maurice  (29./VIII.  1805-1./IV.  1872)  und  der 
Advokat  John  Malcolm  Ludlow,  der  in 
Frankreich  erzogen  und  mit  den  dortigen  sozia- 
listischen Theoneen  und  Bewegungen  wohl  ver- 
traut war,  zu  nennen.  Ihnen  schloß  sich  dann 
CharlesKingsley(12./VI.1819-23./I.1875)an, 
und  andere  folgten.  „Sie  nannten  sich  „Christian 
Socialists",  um  damit . . .  anzudeuten,  daß  es  ihre 
Absicht  sei,  das  unsoziale  Christentum  und  den 
nnchristlichen  Sozialisrons  zugleich  auf  bessere 
Wege  zu  bringen  und  die  Gesellschaft  .  .  .  von 
dero  Uebel  des  einseitigen  Individualismus  zu 
befreien"  (Kaufmann).  Ihre  praktische  Tätig- 
keit galt  seit  1849  vornehmlich  der  Förderung 
des  Genossenschaftswesens  überhaupt  und  der 
Prodnktivassoziationen  insbesondere,  ohne  daß  sie 

*)  Stewart  D.  Headlam,  Christlicher  So- 
zialismus in  England  (i.  d.  Wiener  Wochen- 
schrift „Die  Zeit"  vom  23./\^  1896). 
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jedoch  in  letzterer  Richtung  fiprößereund  dauernde 
JSrfolge  zu  erzielen  vermoditen.  Dagegen  ge- 
blUurt  ihren  Bemühungen  kein  geringer  Anteil 
an  dem  Verdienst  der  Wohlfahrtsgesetzeebung 
zugunsten  der  arbeitenden  Klassen  im  letzten 
halben  Jahrhundert. 

Zu  einer  eigentlichen  Parteibildun^  haben  es 
die  Christlich-Sozialen  in  England  bis  heute 
nicht  ^bracht.  Ihren  Vereinigungspunkt  bildet 
die  1879  von  Stewart  D.  Headlam  gegrün- 
dete ^Gilde  des  heiligen  Matthäus'',  die  1896 
etwa  250  Mitglieder  zählte  und  eine  rege  publi- 
zistische Tätigkeit  entfaltet.  Aus  ihr  heraus 
hat  sich  die  ,, Chris tian-Social  Union"  entwickelt 
—  „eine  Gesellschaft  mit  weniger  scharf  aus- 
gesprochenen Prinzipien,  welche  darauf  aus- 
feht,  die  zahmeren  und  knieweicheren  Mitglieder 
er  reformfreundlichen  Geistlichkeit  zu  ge- 
winnen*'. Beide  Gesellschaften  suchen  die  öffent- 
liche Meinung  für  die  ^^vernünftigen  Forderungen 
des  Sozialismus*'  zu  gewinnen.  Ihre  Tätigkeit 
ist  ausschließlich  auf  die  Kreise  der  Gebildeten 
und  namentlich  der  jüngeren  Geistlichkeit  be- 
schränkt. Die  Arbeiterschaft  ist  bisher  von  der 
neuen  Bewegung  fast  ganz  unberührt  geblieben. 
Naturgemäß.  Denn  ^^unglücklicherweise  geht  — 
wenijg^stens  in  London  —  die  große  Menge  der 
arbeitenden  Bevölkerung  nicht  in  die  Airche" 
(Headlam). 

Literatur:  /.   Allgemeines.     </.   E.   Joerg, 

Geschichte  der  soxialpolüischen  Parteien  in 
Deutsehland,  freiburg  t.  Br,  1867.  —  Rud. 
Meyer,  Der  Emanzipationskamp/  des  vierten 
SUindes,  Berlin  1874  (^'  ^^fl'  IS82),  —  H.  v. 
Scheel y  Unsere  soxialpolitischen  Parteien,  Leipzig 
1878.  —  E,  de  Laveleye,  Le  soeialisme  con- 
temporain,  Paris  1881  (9.  Aufl.  1894).  —  L.  Brett" 
tano,  Die  gewerbliche  Arbeiterfrage  (in  Schön- 
berg,  1.  Aufl.,  I).  —  C,  W,  Kambli,  Die  sozialen 
Parteien  und  unsere  Stellung  zu  denselben,  St. 
Gallen  1887.  —  M.  Kaufmann ,  Christian 
sodalism,  London  1887.  —  Art.  „Soeialisme 
ehret ien"  im  Nouveau  Dictionnaire  de  l'econ. 
polit.,  S.  860 fg.  von  Qu^rin  und  im  Supplement 
hierzu  S.  762 fg.  von  Hubert^  Valleroua;,  — 
E.  Villey,  Le  soeialisme  contemporain,  Paris 
1895.  —  L.  Abbott,  Christianüy  and  social  Pro- 
blems, Boston  1896.  —  J.  Hodges,  Christian 
soeialism  and  the  social  union,  ebenda  1896,  — 
Stegtnann  und  Hugo,  Handbuch  des  Sozialis- 
mus, Zürich  1896.  —  E,  v,  Phlll^povich, 
Grundriß  der  politischen  Oekonomie,  Freiburg  i.  B. 
1893,  S.  834  fg.  (5.  Aufl.  1904).  —  H.  Herkner, 
Die  Arbeiterfrage,  3.  Ai^.,  Berlin  1903.  —  Femer 
sind  zu  vcrgl.  die  Literaturangaben  bei  den  Artt. 
„Sozialismus  und  Kommunismus"  und  „Sozial- 
demokratie". 

IL  Katholisch-soziale  Betregungen. 
Außer  den  LUeratiirangaben  im  Text:  a)  All- 
gemeines. </•  Bourgeois,  Le  catholicisme 
et  Ics  questions  sociales,  Paris  1867.  —  Nitti, 
II  socudismo  cattolico,  Turin  1891  (frz.  u.  d.  T, 
Le  soeialisme  cathulique,  Paris  1894).  —  A,  M, 
Weiss,  Soziale  Frage  und  soziale  Ordnung  oder 
Institutionen  der  Gcsellschaftslehre,  2  Bde.,  Frei- 
burg i.  B.  189-2.  —  L.  Grigoire  (Georges 
Guy  au),  Le  papc,  les  catholiques  et  la  question 
sociale,  2.  Aufl.,  Paris  1895.  —  G.  Ratzinger, 
Die  Volkswirtschaft  in  ihren  sittlichen  Grund- 
lagen, 2,  Aufl.,  Freiburg  i.  B,  1896,  —  H.  Pesch 


S.  J.,  Die  soziale  Befähigung  der  Kirche,  Berlin 
1899;  Liberalismus,  Sozialismus  und  christliehe 
Gesellschaftsordnung,  Freiburg  i,  B,  1900.  — 
Andr,  Brüll,  ArL  „Katholisch-soziale  Be- 
strebungen", im  ff.  d.  St.,  S.  Aufl.,  Bd.  VI,  S.  833143. 

—  Zeit  sehr  ift  en:  „ChrisUieh-sozuüe  Blätter**, 
Aachen,  zuletzt  Neuß  1868 j 98;  „Monatsschrift 
für  christliehe  Sozialreform",  früher  Wien,  jetzt 
Basel  seit  1878;  „La  reforme  sociale",  Paris 
seit  1891;  „Rivista  intemazumale  di  scienze 
sociali  e  discipline  aueiliarie",  Born  seit  1893; 
„Revue  sociale  ccUholique,  LoUvain  seit  1896. 

b)  Frankreich,  Belgien  und  Italien. 
L,  Harmel,  Die  christliche  Arbeiterkorporation 
zu  Val-des-Bois  (aus  dem  Franz.),  Mainz  1879. 

—  Alb.  de  Mun,  Discours,  7  Bde.,  Paris 
188811904.  —  L'abb4  Secretain,  Veglise  et  la 
jeunesse  ouvrih'e,  Paris  1889.  —  Hub,  Brice, 
Les  institutions  patronales,  Paris  1894.  —  -^» 
Delaire,  Le  Play  et  la  science  sociale,  3.  Aufl., 
Paris  1896.  —  JP.  E,  Fag%%et,  Lamennais,  in 
der  Revue  des  deux  mondes  v.  l.jIV,  1897.  — 
G.  Goyau,  Autour  du  catholicisme  social, 
Paris  1897.  —  H.  Vignes,  La  science  sociale 
d'apris  les  principes  de  Le  Play  et  de  ses 
continuateurs,  2  Bde.,  Paris  1897.  —  F.  Char^ 
bonnel,  Les  jeunes  catholiques  et  Vaction  sociale, 
in  Le  mouvement  socialiste  vom  l.jXI.  1899, 
S.  523J30;  Sanguier^Lachaud,  Erwiderung 
hierauf  u.  d.  T.,  ebenda  vom  15.1X1.  1899, 
S.  617 j£5.  —  Gayraud,  Les  democrates  chretiens, 
Paris  1899.  —  Un  Travel,  L'avvenire  del 
partito  cattolico,  in  Critica  sociale  von  1899, 
S.  4l7,  SSjiS,  40143,  68173.  —  Alois  Stein- 
häuser, Neuestes  aus  Frankreich.  Christliche 
Demokratie,  Einsiedeln  1900.  —  M.  Turmann, 
Le  d^veloppement  du  catholicisme  social  depuis 
VEncydiqus  „Rerum  novarum",  Paris  1900  (vgl. 
hierzu  G.  7\>niolo,  i.  d.  Rivista  intemazionale 
di  scienze  sociali  etc.  vom  Mai  190t,  S.  3J13).  — 
Vemieei*sch,  Manuel  social,  La  Ugislation  et 
les  Oeuvres  en  Belgique,  Louvain  1900.  —  J, 
Beck,  Papst  und  Demokratie  in  Italien,  i.  d. 
Monatsschr.  f.  christl.  Sozialreform  von  19^)i, 
S.  108 jl9.  —  J*.  Bambaud,  Histoire  des  doctrines 
economiques,  f.  Aufl.,  Paris  1902,  S.  547 j 70  und 
auch  S.  471J84.  —  T,  Veggian,  II  movimento 
sociale  cristiano  nella  seconda  metci  del  XIX. 
secolo,  Vicenza  1902.  —  Ed,  Berth,  Catholicisme 
social  et  soeialisme,  in  Le  mouvement  socialiste 
V.  IS.jXI.  1903,  S.  321150.  —  G,  WeiU,  Histoire 
du  mouvement  social  en  France,  Paris  1904, 
S.  343(66  (daselbst  zahlreiche  LitercUurangaben). 

—  A.  Cabiatl,  II  motu  proprio  di  Pio  X.,  in 
Critica  sociale  von  1904,  ^*  ^1^- 

c)  Deutschland,  Oesterreieh,  die 
Schweiz  und  die  übrigen  Länder.  JB. 
Liesen,  W.  E.  v.  Ketteier  und  die  soziale  Frage, 
Frankfurt  1882.  —  Cr.  Wermert,  Neuere  sozial- 
politische Anschauungen  im  Ealholisismus  Deutsch- 
lands,  Jena  1885.  —  F.  Greiffenrath,  Bischof 
V.  Ketteier  und  die  deutsche  SozicUr^orm,  Frank- 
furt 1893.  —  Rud,  Meyer,  Der  Kapitalismus 
fln    de    siede,   Wien  und  Leipzig  1894.    —    G, 

Cecconi,  Cenno  storico  delV  asione  cristiano^ 
sociale  in  Austria,  Monza  1896.  —  Francis 
de  Pressensä,  Le  cardinal  Manning,  2.  Aufl., 
Paris  1896.  —  F,  M,  Schindler,  Das  soziale 
Wirken  der  katholischen  Kirche  in  Oesterreieh, 
Wien  seit  1896.  —  E  de  Girard,  KeOeler 
et  la  question  ouvrikre  avec  une    iniroduetion^ 
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kistorique  iur  le  mouvemerU  social  eathO' 
lique,  Bern  1897.  —  H.  Pesch,  Zur  katho- 
litch'SozicUen  Bewegung  in  der  Schweiz,  frei- 
bürg  i.  B.  1898,  —  K.  Wa^entig,  Gewerbliche 
MiUeUtandepolitik  auf  Grund  österreichischer 
Quellen,  Leipzig  1898.  —  O.  Pfülf,  BUchof 
r.  Ketteier,  S  Bde.,  Mainz  1899.  —  E.  Pietet, 
Le  parti  catholique  suisse  et  les  questions  sociales, 
i.  d.  Bibliothkque  universelle  54,  1 — 2,  —  JT. 
Beckj  Art.  Katholisch-soziale  Bewegung  in  der 
Schweiz,  in  Reichesbergs  Handwörterb.  d.  Schweiz. 
Volksw.,  Sozialp.  u.  Vene.  I,  S.  785/49,  Bern 
1908.  —  J'.  Liannet,  Ketteier,  un  evegue  social, 
Faris  1908.  —  O.  MiUler,  Kaiholische  Arbeiter- 
vereine, M.'Gladbaeh  1904;  Katholische  Arbeite- 
rinnenvereine,  ebenda  1905;  Die  christliche  Ge- 
werkschaftsbewegung Deutschlands,  Karlsruhe 
1905.  —  E,  GiesbertSy  Die  christliche  Arbeiter- 
bewegung in  Deutschland,  i.  d.  Monatsschr.  f. 
Christi.  Sozialreform  von  1904,  S.  5/14,  84/98.  — 
IthenanuSf  Christliehe  Gewerkschaften  oder 
Faehabteüungen  in  katholischen  Arbeitervereinen  t 
Köln  1905. 

IIL  Evangelisch-soziale  Bewegungen 
in  Deutschland  und  in  den  übrigen 
Ländern.  Außer  den  Literaturangaben  im 
Texte:  J,  H.  Wiehern,  Die  innere  Mission 
der  deutschen  evangelischen  Kirche;  eine  Denk- 
schrift an  die  deutsche  Nation  1849  (8.  Aufl., 
Hamburg  1889).  —  Ad,  WacKy  DU  christlich- 
soziale  Arbeiteppartei,  Vortrag,  Leipzig  1878,  — 
Frz,  Mehring,  Herr  Hofprediger  Stöcker,  der 
Sozialpolitiker;   eine  Streitschrift,  Bremen  1882. 

—  F.  W,  H,  Wagner,  Die  Mängel  der  christlich- 
sozialen Bewegung,  Minden  i.  W.  1885.  —  A, 
Stöcker,  Christlich-soziale  Beden  und  Aufsätze, 
Bielefeld  1885  (S.  Aufl.,  Berlin  1890);  Dreizehn 
Jahre   Hofprediger  und  Politiker,   Berlin   1895. 

—  Alex.  V,  Oettingen,  J.  H.  Wichems  Be- 
deutung für  die  soziale  Bewegung  unserer  Zeit, 
in  Freufi.  Jahrb.,  Bd.  61  von  1888.  —  M.  Schön, 
Die  Geschichte  der  Berliner  Bewegung,  Leipzig 
1889.  —  Berichte  über  die  Verhandlungen  des 
(L — XVL)  evangelisch-sozialen  Kongresses,  Berlin 
1890/1905.  —  O.  Baumgarten,  Nette  evan- 
aelisch-soziale  Bewegungen  in  Deutschland,  im 
H.  d.  SL,  8.  Aufl.,  Bd.  V,  S.  762 fg.  —  M.  v. 
Naih%isius,  Die  Mitarbeit  der  Kirche  an  der 
Lösung  der  sozialen  Frage,  S  Bde.,  Leipzig 
1898(94.  —  Ä.  Munding,  V.  A.  Hubers  aus- 
gewählte Schriften  über  Sozialreform  und  Ge- 
nossenschaftswesen, Berlin  1894.  —  L,  Weber, 
Geschichte  der  sittiich-religiösen  und  sozialen 
Entwickelung  Deutschlands  in  den  letzten  fünf- 
unddreißig Jahren,  Gütersloh  1895.  — Protokolle 
über  die  Verhandlungen  des  National-sozialen  Ver- 
eins (L—VJL   VeHretertag),   Berlin    1896— 190S. 

—  JP.  Oöhre,  Die  evangelisch-soziale  Bewegung, 
Leipzig  1896;  Meine  Trennung  von  den  National- 
sozialen, in  Die  Zukunft,  27.  Bd.,  S.  S81l95, 
4S21S8;  Wandlungen  der  NationaXsozialen,  in 
Sozialistische  Monatshefte  vom  Dezember  1901, 
S,  917186  ;  Das  Ende  der  Nationalsozialen,  ebenda 
vom  August  1908,  S.  553159.  —  Fr,  Naumnnn, 
Natümalsozialer  Katechismus,  Berlin  1897  ;  Demo- 
kratie und  Kaisertum,  ebenda  1900;  die  Wochen- 
schrift Die  Zeit,  ebenda  lOOljOS;  Die  National- 
sozialen, in  Die  Nation  v.  l'lVIJL  1908.  —  Jf. 
A.  Xohbe,  Der  evangelisch-soziale  Kongreß  und 
seine  Gegner,  Gdttingen  1897.  —  K,  JHehl, 
Die  ChristliehsozitUen,   in  Deutsche  Rundschau 


vom  Mai  1899.  —  O,  Uhlhom,  Art.  „Evan^ 
gelisch-soziale  Bestrebungen",  im  H.  d,  St.,  t.  Aufl., 
Bd.  VI,  S.  818 fg.  —  Brentano,  Die  natiorial' 
sozial-freisinnige  Vereinigung,  in  Die  Nation 
V.  8.1  VIII.  1908.  —  C  H.  Mann,  Art.  Emn- 
gelisch-soziale  Beioegung  in  der  Schweiz,  in 
Reiehesbergs  Handwörterb.  f.  Schweiz.  Volksw,, 
Sozialp.  u.  Verw.  I,  S.  782185.  —  Fr.  Wein^ 
hausen,  Der  letzte  Parteitag  der  National- 
sozialen,  in  Die  Nation  vom  5.JIX.  1908.  — 
O,  Weill,  Histoire  du  mouvement  social  en 
France,  S.  866  fg.,  Paris  1904. 

IV.  Christlich-soziale  Bewegungen 
in  England.  Charles  Kingsley,  His  letters 
and  memories  of  his  life,  2  Bde.,  London  1877, 

—  ff.  Maurice,  Life  of  Frederic  Denison 
Maurice,  2  Bde.,  2.  Aufl.,  London  I884.  — 
Hughes,  Fred.  Den.  Maurice  cu  Christian  socicUist, 
in  Economic  Review  vom  April  1891.  —  O,  v» 
SehuUe^Odvemitz ,  Zum  sozialen  Frieden, 
Leipzig  1898.  —  M,  Kaufmann,  Art.  ,J)er 
negiere  christlich-  und  ethisch-reformatorische 
Sozialismus  in  England",  im  H.  d,  St.,  1.  und 
2.  Aufl.  —  Rob,  de  la  Suzeranne,  Ruskin  et 
la  religion  de  la  beaute,  Paris  1896.  —  H,  v, 
Noatitz,  Das  Aufsteigen  des  Arbeiterstandes  in 
England,  Jena  1900.  —  H.  v.  Düngern,  Fried- 
rich Denison  Maurice  (1848—66),   Berlin  1902. 

—  S.  Saenger,  John  Ruskin,  sein  Leben  und 
Lebenswerk,  Straßburg  1903.  —  Vgl.  Artt.  „Chartis- 
mus"  (oben  S.  602  fg.)  und  „Sozialdemokratie". 

Carl  Grünberg. 


Gichoiiensteuer. 

Eine  untergeordnete  Verbraachssteuer,  die 
zeitweise  in  England  und  Frankreich  Ton  den 
Kaffeesurrofiuten  erhoben  wurde  und  die  heute 
noch  in  Italien  besteht. 

Vgl.  Art.  „Aufwandsteuem"  sub  II.  6.  Die  Ci- 
choriensteuer  oben  S.  262.    Max  von  Hechel. 


CiTilUste. 


1.  Begriff  und  Formen  der  C.  2.  Entstehung 
und  Tatsächliches  der  C.    3.  Republiken. 

1.  Begriff  und  Formen  der  G.  Unter 
C.  versteht  man  den  ausgeschiedenen  Teil 
des  Staatsbudgets,  der  für  die  Bedürfnisse 
des  Staatsoberhaupts  und  der  regierenden 
Familie  bestimmt  und  der  unbeschränkten 
Verfügung  des  Monarchen  unterstellt  ist. 
Die  C.  gehört  in  allen  monarchischen  Staaten 
zu  den  „Ausgaben  der  Verfassung"  und  bildet 
nicht  nur  in  allen  konstitutionell  regierteu 
Ländern,  sondern  auch  in  einzelnen  absoluten 
Staaten  seit  dem  18.  Jahrh.  einen  integrieren- 
den Bestandteil  des  Staatshaushaltes.  Die 
Festsetzung  der  C.  ist  entweder  schon  in 
der  Verfassungsurkunde  gegeben  oder  sie 
erfolgt  durch  besondere  Finanzgesetze  oder 
ist  im  Staatsbudget  enthalten.  Die  Höhe  der 
C.  ist  teils  ein  für  allemal,  vorbehaltlich  ein- 
verständlicher Abmachungen  zwischen  dem 
Staatsoberhaupte  und  der  Volksvertretung, 
geregelt  oder  wird  auf  Lebensdauer  bei  der 
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Thronbestei^ng  bemessen  (England,  Sachsen, 
Spanien),  teils  wird  sie  ohne  ausdrücklichen 
Endtermin  bis  auf  weiteres  fixiert  (Preußen), 
teils  ist  sie  Gegenstand  einer  jährlichen  oder 
sich  in  Perioden  wiederholenden  Bewilligung 
^Oesterreich-Üngam).    Die  C.  genießt  femer 

fewisse  Rechtsvorztige  und  Vorrechte,  z.  B. 
teuerfreiheit,  ünverschuldbarkeit,  Unpfänd- 
barkeit u.  dgl.  m. 

Die  Formen  der  C.  sind  zweierlei.    Die 
■eine,   das   englische   System   (auch  C. 
i.  e.  S.  genannt)  besteht  in  der  Aussetzung 
•einer   bestimmten    Geldsumme,    die   einen 
Posten  des  Staatsbudgets  bildet.    Diese  geld- 
wirtschaftliche Gestalt  ist  in  den  meisten 
Staaten  —  außer  Deuschland   —   die  vor- 
herrschende (England,  Italien,  Spanien  etc.). 
Die  andere,  das  deutsche  System,  istge- 
^kennzeichnet  durch  den  Zusammenhang  der 
Ausgaben  des  Monarchen  und  der  Dynastie 
mit  einem  bestimmten  Komplex  von  Liegen- 
schaften, auf  welche  die  C.  fundiert  ist. 
Im  einzelnen  walten  dabei  mehrfach  Ver- 
schiedenheiten ob.    Bei  der  domanialen 
Form    sind    die    Erträgnisse    der   landes- 
herrlichen Stammgüter  ohne  grundsätzliche 
Ausscheidung   für   den    fürstlichen  Bedarf 
und    den    Staatshaushalt    bestimmt.     Hier 
herrscht  noch  der  ursprüngliche  Standpunkt 
vor,   daß   auch   die   Staatsa'jsgaben   primär 
aus  dem  Domanium  zu  bestreiten  sind  und 
nur  subsidiär  andere   Staatseinnahmen   zur 
Dockung  beigezogen  werden  sollen. 
System  findet  sich  jedoch  nur  mehr  s] 
disch  (Mecklenbui^ ,   Sachsen- Weimar- 
nach,  beide  Reuß,  Waldeck).    Häufiger  g^g 
die    Ordnung   der   C.   aus   den  Ausein- 
andersetzungen   zwischen    Fürst    und 
Staat  hervor.    Dabei  schritt  man  entweder 
zu   einer  Realteilung   des   Domaniums, 
wobei    der   Landesherr    über    den    Güter- 
komplex  zur  Bestreitung  seines  Hofhaltes 
unbeschränktes  Eigentum  erhielt,  während 
der  andere  Teil  in  eigentliche  Staatsdomänen 
verwandelt  wurde  (Anhalt,  Lippe,  Sachsen- 
Altenburg,  Sachsen-Coburg-Gotha).    Oder  es 
wurden  dem   Landesherm  als  C.  nur  die 
Erträgnisse  gewisser  ehemaliger  Domänen 
zugewiesen  und  diese  aus  der  Gesamtmasse 
ausgeschieden  (Königreich  Hannover,  ähnlich 
Niederlande).    Oder  endlich,  es  wurde  von 
dem  Ertrage   des  ehemaligen  Domaniums 
ein  bestimmter  Geldbetrag  ausgeworfen. 
Diese  Lösung  wurde  am  häufigsten  gewählt 
(Preußen  und  die  meisten  deutschen  Staaten). 
Die  Unterhaltsbeiträge  der  übrigen,  voll- 
jährigen   Mitglieder     der    landesherrlichen 
Familie  bezeichnet  man  als  Apanagen  (vgl. 
Art.  „Apanage   und  Apanagensteuer*'   oben 
S.    HO  fg.),    neben    denen    noch    Wittume, 
Aussteuern  u.  dgl.  m.  in  Betracht  kommen. 
Sie  sind  in  der  C.  bereits  inbegriffen  und 
weixlen  vom  Familienoberhaupte  festgesetzt 


(Preußen,  Oesterreich-Üngam,  Bayern,  klei- 
nere Staaten)  oder  sie  werden  gesondert 
ausgewiesen  für  jedes  Mitglied  von  Fall  zu 
Fall  (England,  Spanien,  Baden,  Hessen, 
Oldenburg)  oder  unter  Vererbung  nach  Linien 
(Bayeni,  Württemberg,  Sachsen). 

2.  Entstehnng  nnd  Tatsächliches  der 

C.  Die  Herausbildung  der  C.  steht  in 
engstem  Zusammenhang  mit  der  Ent- 
wickelung  des  konstitutionellen  Regimes  und 
zeigt  sich  daher  zuerst  da,  wo  der  Parla- 
mentarismus zum  Siege  gelangt  war.  Neben 
diesem  staatsrechtlich-politiscben  Ausgangs- 
punkt hat  aber  die  C.  auch  eine  rein  nnanz- 
wirtschaftliche  Wurzel.  Ursprünglich  waren 
die  Staatsaus^ben  und  die  Ausgaben  für 
den  Hofhalt  nicht  getrennt.  Für  beide  hatte 
der  Landesherr  aufzukommen,  wozu  ihm  vor 
allem  die  ihm  gehörigen  Domanialgüter  die 
Mittel  boten.  Als  aber  im  Laufe  der  Zeit 
die  Erträge  der  Stammgüter  zur  Bestreitung 
der  Staatsausgaben  nicht  mehr  hinreichten, 
mußte  das  Lsmd  eintreten.  Allmählich  voll- 
zog sich  daher  die  grundsätzliche  Scheidung 
zwischen  den  Ausgaben  des  Hofes  und  der 
öffentlichen  Verwaltung  in  dem  Maße,  als 
sich  aus  der  patrimonialen  Landeshoheit  die 
moderne  Staatsidee  entwickelte.  Allein  es 
bedurfte  immerhin  eines  nicht  unbeträcht- 
lichen Zeitraumes,  bis  die  Trennung  ganz 
erfolgt  war;  denn  einzelne  Bestandteile  der 
öffentlichen  Ausgaben  blieben  noch  lange  mit 
der  FinanzverwsJtung  der  Krone  vereinigt 
Der  Ausdruck  C.  stammt  aus  England 
und  ist  durch  ein  Mißverständnis  aus  den 
englischen  Einrichtungen  auch  ins  kontinen- 
tale Staatsrecht  als  Terminus  übergegangen 
und  aus  demselben  kaum  mehr  zu  beseitigen. 

In  England  hatte  sich  gleich  wie  in  anderen 
Staaten  der  oben  erwähnte  AnsscheidnngsprozeO 
zwischen  Staats-  nnd  Hofausgaben  geltend  ge- 
macht. Unter  König  Wilhelm  IH.  wnrden  vor 
allem  die  Ausgaben  für  Heer  nnd  Flotte  abge- 
trennt und  unter  jährliche  Parlamentsbewillignng 
gestellt.  Mit  dem  königlichen  Hanshalt  war  nur 
mehr  die  Civilverwaltunj:  (Civil  Govern- 
ment) verbunden .  während  die  Ausfiraben  fQr 
Landheer  nnd  Marine  (Armj  and  Navy)  der 
Parlamentsverwaltung  unterstanden.  Im  poli- 
tischen Sprachgebrauch  gewöhnte  man  sich  nun 
allmählich  daran,  den  civilen  Teil  des  Bnd^ts 
und  die  dafür  aussetzten  Dotationen  als  Civil 
List  und  Civil  List  Revenues  zu  bezeichnen, 
indes  noch  keineswegs  in  dem  Sinne  eines  Ein- 
kommens für  den  königlichen  Hofstaat,  sondern 
als  Inbegpriff  aller  Hanptposten  der  damaligen 
Civil  Verwaltung'.  Dieses  Vermischen  der  Aus- 
firaben des  Hofhalte  mit  der  Civilverwaltung 
führte  jedoch  bald  zu  Finanzverlegenbeiten  der 
Krone.  Schon  nach  der  Thronbesteigung  Georgs  IL 
wurde  dem  Könis^  als  Zusatz  zu  der  stark  ge- 
schwundenen ^erblichen  Revenue",  d.  h.  zu  den 
erblichen  Einkünften  der  Krone,  die  einer  parla- 
mentarischen Behandlung  nicht  unterworfen 
waren,  eine  Barsumme  von  800000  £  garantiert. 
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Georg  IIL  endlich  verzichtete  bei  seinem  Be- 
fiemngsantritt  auf  die  schlecht  verwaltete  erb- 
liche ^Bvenne  nnd  stellte  sie  dem  Parlament 
ZTU  Verfügung,  wogegen  er  eine  feste  Summe 
von  800000  £  annahm  (1  Geo.  ni.  c  1),  ein 
Arrangement,  das  sich  nnr  auf  Lebenszeit  des 
Monarchen  bezog.  Die  erbliche  Kevenae  von 
Schottland  nnd  ein  besonderes  Einkommen  von 
Irland  behielt  sich  der  König  vor.  Immerhin 
aber  lasteten  noch  eine  ganze  Keihe  von  Staats- 
ansgaben anf  dieser  C.  Die  neuen  Geldver- 
legenheiten der  Krone  veranlagten  später  das 
Parlament,  weitere  civile  Ausgaben  auf  die 
Staatskasse  zu  übernehmen.  Ebenso  hat  Georg  IV. 
die  erblichen  Einkünfte  mit  einer  festen  Jahres- 
somme  von  850000  £  für  England  und  von 
207000  £  für  Irland  vertauscht.  Bei  der  Thron- 
besteigung Wilhelms  IV.  wurde  die  C.  von 
weiteren  Staatsausgaben  entlastet  und  für  die 
übrig  bleibenden  Bedürfnisse  eine  Summe  von 
510  WX)  £  vereinbart.  Den  Abschluß  des  ganzen 
Prozesses  nnd  damit  die  definitive  Scheidung 
zwischen  Staats-  und  Hofhaushalt  erfolgte  erst 
unter  der  Königin  Viktoria.  Diese  stellte  bei 
ihrem  Begiemn&^san tritt  die  ganze  erbliche 
Kronrevenue  (vorbdiialtlich  des  erblichen  Bechtes) 
dem  Parlamente  zur  Verfügung  und  nahm  eine 
Jahressumme  von  385000  £  mit  einer  Zusatz- 
rente von  10000  £  an.  Besondere  Apanagen 
wurden  dann  noch  durch  periodische  Bewilli- 
gunjg^en  des  Parlaments  für  die  Mitglieder  der 
königlichen  Familie  ausgesetzt.  Erst  seit  diesem 
Zeitpunkt  deckt  sich  der  Begriff  Civil  List  mit 
dem  Einkommen  der  Krone  zur  Bestreitung  des 
Hofhaltes.  Und  in  diesem  Sinne  hat  dann  der 
Ausdruck  C.  Eingang  in  das  Staatsrecht  der 
monarchischen  Staaten  Europas  gefunden. 

Der  derzeitige  Bestand  der  englischen  C. 
beläuft  sich  auf  470000  £  und  derjenige  der 
Apanagen  auf  118000  £. 

Der  Deutsche  Kaiser  bezieht  als  solcher 
keine  C,  sondern  es  wird  ihm  jährlich  durch  das 
Etatsgesetz  ein  „DispositionsK>nds"  aus  Beichs- 
mittdn  zur  Verfügung  gestellt  In  Preulien 
erhält  die  Krone  aus  dem  Ertrag  der  Domänen 
2Jb  MiU.  Tlr.  Gold  (7  719  296  M.),  wofür  diese 
haften,  zugleidi  ein  Betrag,  der  nicht  im  Bud- 
get erschSnt  (G.  v.  I77I.  1820).  Hierzu  wird 
aus  Staatsmitteln  ein  Zuschuß  zur  Beute  des 
Kronfideikommißfonds  von  8  MiU.  M.  gewährt. 
Apanagen  etc.  sind  in  dieser  Summe  einbe- 
gnffen.  In  Bayern  ist  die  C.  anf  4293044  M. 
festgesetzt  (Verf.-G.  v.  l./XII.  1834  und  G.  v. 
29.  aIL  1876),  wozu  die  Kosten  der  Beichsver- 
wesung  und  der  Apanagen  mit  1172862  M. 
kommen.  Hierfür  haften  in  erster  Linie  die 
Domänen ;  dazu  Nntznießungsobjekte.  Die  Apa- 
nagen werden  besonders  bemessen  und  budget- 
mäßig bewilligt.  In  Württemberg  wird  die 
C.  auf  Begierungszeit  verabschiedet  und  um- 
faßt eine  auf  den  Staatsgutserträgnissen  lastende 
Geldsumme  und  Naturalien.  Betrag  2  023  825  M. 
Hierzu  die  Apanagen  mit  71 419  M.  In  Sachsen 
besteht  eine  auf  dem  Staat^sfut  lastende  und 
auf  Begiemngszeit  bemessene  C.  von  3550000  M., 
dazu  Wittümer  und  Apanagen  mit  805597  M. 
In  Baden  erkennt  zwar  die  Verfassungsur- 
kunde V.  1818  den  Domanialbesitz  als  Fatri- 
moniaibesitz  des  großherzoglichen  Hauses  an, 
doch  sind  die  Einkünfte  daraus  der  Landes- 
▼erwaltong   überwiesen,    jedoch   vorbehaltlich 


einer  gesetzlich  festgestellten  auf  den  Domanial- 
besitz radizierten  C,  die  gegenwärtig  für  das 
großherzogliche  Haus  1 897  ^8  M.  beträgt  Aehn- 
uch  in  Hessen  (Betrag  der  C.  einschließlich- 
Apanagen  1230000  M.). 

Oesterreich-Ungarn  führt  die  C.  in  die 
beiden  Staatsbudgets  in  gleichem  Betrage  ein, 
und  diese  erreicht  für  jede  Beichshälfte  zurzeit 
11300000  Kr.    Diese  Summe  war  1879  um  je 
2  MiU.  Kr.  erhöht  worden  (seit  1867 :  3650000  fl.). 
Derselbe  Betrag  sollte  auf  10  Jahre  diese  Höhe 
.  behalten.    Die  Apanagen  sind  einbegriffen.    In 
iBußlafid  wird  der  Unterhalt  des  kaiserlichen 
I  und  kronprinzlichen  Hofes  durch  das  Beichs- 
I  budget  b^tritten  und  vom  Kaiser  festgesetzt. 
I  Zur  Schatulle  gehören  auch  die  altaischen  Ber^- 
;  werke   usw.     Für   die  Apanagen   besteht  ein 
eigener  vom  Kaiser  Paul  aus  den  ehemaligen 
Hofländereien  gegründeter  Fonds,  welcher  der 
kaiserlichen  Famuie  gehört  und  über  den  das 
Familienoberhaupt  verfügt.    Der  Betraj^  des  im 
Budget  eingesetzten  Bedarfes  des  kaiserlichen 
Hauses  ist  auf  11769264  Bubel  normiert.    In 
Spanien  erfolgt  Festsetzung  der  C.  beim  Be- 
gierungsantritt des  Könifips  (gegenwärtig  7  MilL 
Pesetas,  dazu  2,2  Mill.  Apanagen). 

3.  Republiken*  In  Bepubliken  bezieht  der 
Präsident  keine  C,  sondern  es  tritt  an  ihre 
Stelle  eine  Beamtenbesoldung  des  Staatsober- 
hauptes. Sie  sind  relativ  niedrig,  wenn  sie  auch 
Beamtengehältern  gegenüber  als  beträchtlich 
erscheinen.  In  ihnen  sind  auch  die  Bepräsen- 
tadonskosten  enthalten. 

Der  Präsident  von  Frankreich  bezieht 
1600000  Frcs.  Gehalt,  300000  Frcs.  Bepräsen- 
tationsgelder  und  300000  Frcs.  Beiseauslagen 
(G.  V.  16./IX.  1871).  Diese  Beträge  unterstehen 
'  aer  jährlichen  Bewilligung.  Der  Präsident  der 
Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  er- 
hält seit  G.  V.  3./in.  1873  eine  während  seiner 
Amtsdauer  unabänderliche  Summe  von  50000  $. 
In  der  Schweiz  bestehen  minimale  Gehälter 
für  die  Oberhäupter  der  Staaten. 

!  Literatur :   Rau,   FinanzwiMentchaft^  ^^  45  bi* 

I      51,  —  Röscher,  Syst.  IV,  ^^  118,  —  Wagner^ 

\      Fin.  I,  §  174—176,  —  Höjier,    GtschUhU  der 

\      englischen    Cwüiiste,    1834.   —    Qneist,    Art. 

„Civülüte"    in   Stengels    \V,B,    d.    D,    V,R.   — 

Mischler,  Art,  „Civilliste"  im  H.  d.  St.,  £,  Aufl,, 

Bd,  JJI  S.  48  Jg,  Max  von  Heckei, 


Clearing  s.  Abrechnungsstellen 
oben  S.  4  fg. 


Cobden,  Richard, 

geb.  zu  Dunford  (Grafsch.  Sussex)  am  3./VI.  1804, 
seit  1881  Kattundruckereibesitzer  in  Manchester, 
gest.  am  2./IV.  1865  in  London. 

Haupt  der  englischen  Freihandelspartei  unter 
den  Ministerien  Peel  und  Palmerston;  Urheber 
nebst  John  Bright  (s.  oben  S.  f52)  der  Macht- 
stellung genannter  Partei  durch  die  1846  erfolgte 
Freigabe  des  Komhandels;  Gründer  (1889)  der 
Anti-com-law-League.  Gründer  mit  Bright  (s.  d.) 
und  anderen  der  sog.  Manchesterschule. 

Sammlungen  seiner  acfitatorischen  Schriften 
und  Beden :  The  political  writings  of  Richard 
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Cobden,  2  Bde.,  London  1867.  —  The  poliücal  wohl  jenen  weitestgehenden  C.  mit  Bonr^nin 

writinffs  of  R.  Cobden,  with  an  introduction  by  (Les  gyst^raes  sociaüstes  et  r^volntion  wono- 

L.  Msület,  London  1881.  —  Cobden's  speeches  miqne.  Paris  1904)  als  reinen  (collect! yi am e 

on  qnestions  of  pnblic  policy,  ed.  by  J.  Bright  pnr)  bezeichnen.    Der  Begriff  des  C.  wird  all- 

and  Th.  Rogers,  2  Bde.,  London  1870.  gemein  als  dem  des  Sozialismus  gleichbedeutend 

LipperL  gebraucht  —  wie  sich  aus  dem  Gesagten  ergibt, 
mit  Recht.  S.  Art.  „Sozialismus  und  Kommunis- 
mus". Carl  Cfrünberg. 

Colbert,  Jean  Baptiste,  


feb.  am  29./IV.  1619  zu  Reims,  seit  1663  General-  CoUeoia. 

ontroUeur  der  Staatsiinanzen  Frankreichs,  fiel  ^     .^       j      /^     o  -r!'    tt  _*             j      /^ 

bei  Ludwig  XIV.  im  August  1683  in  Ungnade  «   ^:  -^Jj«^  ^^' C-    2.  Die  Verfassung  der  C. 

und  starb  am  6./IX.  168^  in  Fontainebleau.  ^'  ^^^  Stellung  des  Staates  zu  den  C. 

Nächst  SuUy  der  bedeutendste  französische  1.  Arten  der  C.    Die  Verbände,  welche 

Staatsmann  und  Staatsfinanzpolitiker  des  XVIL  in  demRomderRepublik  als  collegia  bezeichnet 

Jahrh.   Als  Steuerpolitiker  strenger  üeberwacher  werden,  haben  das  miteinander  gemein,  daß 

der  Durchführung  des  Gerechtigkeitaprinzips  der  q{q  religiösen  (sakralen)  Zwecken  gewidmet 

Besteuerung.     Als  MerkantUist  Bevölkerungs-  g^^^   So  heißen  die  Priesterschaften  collegia ; 

ZrwXi?Ärn.p^  ^AÄint^HkÄ  80  fcmer  Handwerkerverbände ;  so  Nachbar^ 
emer  lex  Fapia  Jroppaea.  Als  ZoUpolitiker  ab-  .,,  -rrj-rrj  i.  'u»j  -j 
wechselnd  Protektionist  und  Prohibitionist,  aber  ^«^en  Von  den  Handwerkerverbänden  sind 
beides  nur  in  Fällen  handelspolitischer  Notwehr.  Dach  Plutarch  die  ältesten :  die  der  Gold- 
Gründer  der  Lyoner  Seidenfabriken.  schmiede,   Bauhandwerker,  Färber,   Riemer, 

Lippert.  Gerber,    Kupferschmiede,    Töpfer,  tibicines 

(Musikanten,  welche  bei  den  Opfern  Dienste 

^  ,,        j      T        n   »11            n/^  leisteten).    In  der  Kaiserzeit  erweitert  sich 

tolins,  de,  Jean-UuiUaome-tesar-  ^er  Kreis   der  collegia.    Denn   nicht   nur, 

Alexandre-Hippolyte,  daß  neue  Handwerkerverbände  auftauchen, 

feb.  in  Brüssel  24./XII.  1783,  gest.  in  Paris  es  begegnen  auch  Gemeinschaften  ganz  neuer 

2,/XI.  1869;  s.  Art.  „Sozialismus".  Art:   collegia   funeraticia  (mit  dem  Haupt- 

Carl  arünbetg.  zweck,   die   Bestattung   der    Mitglieder    zu 

sichern);  Geselligkeitsvereine  (z.  B.  collegia 

r^  II     x|  I  miraorum);ünterstützungsvereine (z.B. solche 
l^OiiecUTlsmus,  ^.^^  Veteranen).  Diesen  Verbänden  der  Kaiser- 
französisches  Lehnwort  und  noch  jüngeren  ür-  zeit   fehlt  teilweise   der  sakrale  Charakter. 
Sprunges  als  das  Wort  SoziaUsmus.     In  dem  j^^  gemeinsame  Element  der  collegia  Hegt 

lÄ^^^ÄÄ^^^^^  n\ä^"ä2^^^^     SrC^"  Wie  an^e. 

ebensowenig  in  dem  1863  erschienenen  1.  Bande  ^    ?•  ^>»ö  Z®?^T*^  ^^  •^'  •  ^'®  ^P 

von  Littrl's  „Dictionnaire  de  la  langue  fran-  deutet,   steht  bei  den  collegia  in  der  alten 

caise",  sondern  erst  im  Supplementbande   zu  Zeit    und    meistens   auch   noch   später   im 

diesem  Werke  von  1877.    Geschaffen  wurde  es  Vordergrunde  das  religiöse  Bedürfnis:   ein 

ca.  18dO  durch  den  belgischen  Sozialisten  Colins,  gemeinsamer  Schutzgott  wird  durch  gemein- 

und  seit  dem  Ende  der  80  er  Jahre  bürgerte  es  same  Opfer  und  Feste  verehrt.  Daranschließt 

sich  immer  mehr,  erst  m  den  Ländern  franzö-  gjeh   die   Pflege   der   Geselligkeit,   ^ielfach 

8i«:her  Zunge  und  m  der  Folge  auch  ander-  ^^^^  ^j^  ^^^  ^  ^-^  Bestattung?    Bei  der 

""  WasTn  Begriff  des  C.  anbetrifft,  so  definiert  ^°s  geläufigen  VorsteUung  von  dem  Charakter 

ihn  Litt r6  als  „throne  sociale  qui,supprimant  unserer    deutschen    Zünfte    bedarf    es    der 

la  propri6t6  individuelle,  la  remet  tonte  eutiöre  besonderen  Hervorhebung,  daß  die  römischen 

entre  les  mains  de  TEtat,  de  la  Soci6t6".   Diese  Handwerkerverbände  nicht  etwa  befugt  waren, 

Definition  ist  iedoch  nicht  ^enau,  da  sie  nur  innerhalb  ihres  Gewerbebetriebes  Nichtmit- 

einige    der    als    coUectivistisch     bezeichneten  glieder    von    dem   Gewerbebetriebe    auszu- 

Theorieen  ins  Auge  faCt     Wohl  gehen  diese  schließen.    Erst  in   der  späteren  Kaiserzeit 

msgesamt  von   dem   Gedanken   aus     daß   an  ^ur^en   die  Handwerker  einer  bestimmten 

Stelle   der   Einzelwirtschaften   der   Staat   (die  t}_„^u^  „„^   i?;«*^^   ;„   ^«„   v^*^«'««^^« 

Gesellschaft)   als  Träger  der  Herrschaft  über  Branche  zum  Eintritt  in  den  betreffenden 

die  Produktionsmittel  zu  treten  habe.     Ueber  Verein  genötigt  und  auch  da  aus  anderen 

das   MaC  der  Anwendung  dieses  Grundsatzes  (sogleich  zu  erwähnenden)  Motiven  als  denen, 

aber  gehen  sie  auseinander.    Nach  den   einen  die   den   deutschen   Zunftzwang  begründet 

wäre  dem  Staat  die  Verfügung  über  samt-  haben.  Ebensowenig  ließen  sich  die  römischen 

liehe  Produktionsmittel,  stehendes  und  um-  Verbände  die  Sorge  für  die  Güte  der  Hand- 

laufendes  Kapital  ebensowohl  wie  Grund   und  werksprodukte  und  die  Ausbildung  von  Lehr- 

Boden,  zu  überweisen,  so  daß  Individualeigentum  ^^          ^^^  Gesellen  angelegen  sein.    Auch 

nur   an   Genußgütern    bestehen    bhebe.     Nach  •    S^iu,v^u^^  u^..;.*i,i,««.  v,oV^«  o;«  «;^i,*  a:^ 

anderen  hinge^n  hätte  die  CoUectivierung  in  m  pohüscher  Beziehung  haben  sie  nicht  die 

minderem,   übrigens  verschieden  abgestuftem,  Rolle  gespielt  wie  die  deutschen  Zünfte  des 

Umfange  Platz  zu  greifen.     Zum  Unterschiede  Mittelalters.   —  Was   die  Organisation   der 

von  diesem   weniger   umfassenden   kann   man  collegia  l)etrlfrt,  so  stehen  an  der  Spitze  ein 
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oder  mehrere  ma^tri,  die  die  Yersammlun^n 
berufen  und  die  Aufeicht  über  die  Vereins- 
kasse haben.  Neben  ihnen  haben  die  collegia 
noch  andere  Beamte  (zum  Teil  mit  Titeln, 
die  der  MunicipalverfsuBSung  entlehnt  sind): 
es  werden  curatores,  quaestores,  tribuni, 
aediles,  scribae,  decuriones  usw.  genannt. 
Unter  den  Mitgliedern  gab  es  mehrere  Ab- 
stufungen. Sklaven  kommen  nur  in  einigen 
Arten  der  collegia  vor,  in  den  Handwerker- 
verbänden nicht:  diese  sind  Genossenschaften 
ireier  Handwerker. 

3.  Die  Stellnng  des  Staates  zu  den  C. 
In  der  Zeit  der  Republik  scheint  freies 
Vereinsrecht  geherrscht  zu  haben,  die  Kon- 
2essionierung  neuer  collegia  von  der  Erlaubnis 
der  Behörden  nicht  abhängig  gemacht  worden 
2u  sein.  Von  einem  Eingreifen  des  Staates 
wird  in  dieser  Zeit  nur  selten  berichtet. 
Oanz  am  Ende  der  republikanischen  Zeit 
beginnt  jedoch  ein  Umschlag.  Anknüpfend 
an  die  damals  gefaßten  Beschlüsse,  macht 
der  Staat  in  der  Kaiserzeit  den  Grundsatz 
geltend,  daß  ein  colJegium  der  Konzessionie- 
rung bedürfe.  Wichtiger  noch  ist  eine  andere 
Art  der  Einwirkung,  die  die  Kaiser  auf  die 
collegia,  speziell  die  Verbände  der  Gewerb- 
treibenden,  ausüben.  Der  Staat  sucht  sie 
völlig  zu  Werkzeugen  der  Verwaltung  zu 
machen  und  erreicht  dies  Ziel  durch  eine 
Reihe  der  härtesten  gesetzlichen  Bestim- 
mungen. Die  Umbildung  der  collegia  zu 
Zwangskorporationen  als  emer  legalen  Institu- 
tion fällt  ins  3.  Jahrh.  (vielleicht  ist  Aurelian 
ihr  Schöpfer).  Die  HandwerkerkoDegien 
müssen  im  Dienste  der  haupstädtiscnen 
Verpflegung  arbeiten,  auch  den  Bedürfnissen 
anderer  Stadtgemeinden,  des  Staates  über- 
haupt und  denen  des  kaiserlichen  Haushalts 
Frondienste  leisten.  Es  wird  gegen  sie 
ein  Zwang  dahin  ausgeübt,  daß  die  Korporation 
für  Erfüllung  der  ihr  obliegenden  Verpflich- 
tungen, z.  B.  für  das  Eintreflfen  der  vorge- 
schnebenen  Nahrungsmittel,  haftete,  daß  der 
Staat  gesetzlich  die  Möglichkeit  verschloß, 
sich  der  Mitgliedschaft  zu  entziehen,  imd 
gesetzlich  die  Zugehörigkeit  zur  Korporation 
regulierte.  Das  letzte  Glied  in  der  Kette 
der  Entwickelung  war  die  Einfülining  der 
Erblichkeit.  Die  Ergänzung  des  coUegium  ge- 
.««chah  nun  in  der  Hauptsache  durch  Vererbung. 
Die  Regierung  wies  aber  auch  kiu^er  Hand 
den  colle^a  Mitglieder  zu,  ja  sie  verurteilte 
zum  Eintritt  in  gewisse  collegia,  z.  B.  unter 
die  pistores,  etwa  leichtere  Verbrecher  oder 
arbeitsfähige  Bettler.  Wie  der  Kolone  an 
sein  Gut,  war  der  Gewerbetreibende  an  seine 
Beschäftigung,  an  seine  Genossenschaft  gebun- 
den. Was  der  Einzelne  leistete,  kam  nicht 
ihm  zugute,  sondern  seinen  Herren,  die  ihn 
zwangen,  für  den  Pöbel  der  Hauptstädte  zu 
schaffen.  Als  Gegenleistung  erhielten  die 
Korporationen  vom  Staate  manche  Privilegien 


(z.   B.   Befreiung  von  persönlichen  Dienst- 
leistimgen  utid  vom  Mihtär,  von  der  Grund- 
steuer).   Trotzdem  wurde  die  Mitgliedschaft 
in  einer  solchen  Genossenschaft  —  Burck- 
hardt  (Konstantin   d.  Gr.,   S.  434)   spricht 
von  dem  „Mittelding  von  Staatsfabrik  und 
Galeere,  wo  für  öffentliche  Bedürfnisse  gear- 
beitet wurde"  —  als  höchst  lästig  empfunden. 
Auf  alle  mögliche  Weise  suchten  sich  die 
Mitglieder  dem  Zwange  zu  entziehen.    In 
den   Reihen    der  Korporationen   nahm   die 
Flucht  überhand;  die  stets  erneuerten  Gesetze 
vermochten  ihr  nicht  wirksam  zu  steuern. — 
Wie  lange  die  römischen  collegia  bestanden 
haben,  läßt  sich   bei   der  Lückenhaftigkeit 
der  Ueberlieferung  der  ersten  Jahrhunderte 
des   Mittelalters    nicht    mit    Bestimmtheit 
sagen.   Im  Ostreich  retteten  sich  die  Zwangs- 
inuun^n  in  den  byzantinischen  Staat  hinüber. 
Daß  die  späteren  italienischen  Zünfte  irgend- 
wie an  die  alten  römischen  collegia  anknüpfen, 
ist  nicht  absolut  ausgeschlossen.    Jedenfsdls 
ist  aber  zwischen   den  römischen  und  den 
mittelalterlichen   Zünften    ein   sehr  großer 
Unterschied   im    Wesen    vorhanden.     „Die 
düstere  Lage,   in  welcher  die  sklavisch  ge- 
fesselten Handwerker  und  Gewerbetreibenden 
sich  befanden,  kontrastiert  scharf  mit  dem  in 
stolzem  Selbstbewußtsein   überschäumenden 
Leben,   welches  die  Zünfte  der  mittelalter- 
lichen Städte  entwickeln**  (Liebe nam). 
Literatur:  W,  Liebenam,  Zur  Geschichte  und 
OrganücUion  des  römischen  Vereinswesens,  Leipzig 
1890.  —  Joh.  Merkel,  Art,  „Collegia"  im  H. 
d,  St.,  2,  Äufl,,  Bd,  11,  S,  845 fg,  —  SchiUer 
u.  Voigt,   Die  römischen   StacUs;   Kriegs-  und 
Privataltertümer  (S,  S02fg.),   2.  Aufl.,   München 
189S,  —  Hartmann,  Zur  Geschichte  der  Zünfte 
im  frühen  JUiUelaUer,   Zeitschr,  f.  Sozial-   und 
WirUchafUgesch.,  Bd.  S,  S.  109 fg.,  Weimar  1895. 
(Wiederabgedruckt  in:  Hartmann,  Zur  Wirt- 
schaftsgeschichte  Italiens  im  frilhen  Mittelalter, 
Gotha   1904.)    —  WatUdng,    Etüde    hUtorique 
sur    les    eorporcUions    professionelles    chez     les 
Romains   depuis  les   origines  jusqu*  d  la  chute 
de  l'empire  d'Occident,   Bd.  1-^4,   Brüssel  1895 
— 1900.      Vgl.    dazu    Kamemann,    Deutsche 
Literaturzeitung  1896,  Nr.  51.  —  A.  v.  Halban, 
Das  römische  Recht  in  den  germanischen  Volks- 
staaten, 2.  Teil,  S.  288,  Breslau  1901.  —  Korne- 
mann,  Art.  CoUegium  in  Pauly-Wissowas  Real- 
Enzyklopädie  IV,  S.  380 fg.  —  Edm,  Oroag, 
Kollegien  und  Zwangsgenossenschaften  im  S.  Jahr- 
hundert, Vierteljahrsschr.  f.  Sozial-  u.  Wirtschafts- 
geschichte 1904,  S.  4Slfg'  G,  V,  Below. 


Colportage. 

Unter  C.  versteht  man  den  Vertrieb  von 
auf  mechanischem  Wege  hergestellten  Schrif- 
ten oder  Bildwerken,  falls  derselbe  mittels 
Gewerbebetriebes  im  Umherziehen 
stattfindet.  Nach  §  56  der  deutschen  Gew.-O. 
(in  der  Fassung  des  G.  vom  6.  Vm.  1896) 
ist  die  C.  verboten:  a)   falls   die   zu   ver- 
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treibenden  Schriften  oder  Bildwerke  in  ßitt- 
lidier  oder  religiöser  (nicht  in*  politischer) 
Beziehung  Aergernis  zu  geben  geeignet 
sind;  b)  falls  sie  mittels  Zusichenmg  von 
Prämien  oder  Gewinnen  erfolgt ;  und  c)  falls 
die  zu  vertreibenden  Schriften  oder  Bild- 
werke in  Liefenmgen  erecheinen,  sofern  als- 
dann  nicht  der  Gesamtpreis  auf  jeder  einzelnen 
Lieferung  an  einer  in  die  Augen  fallenden 
Stelle  bestimmt  verzeichnet  ist.  Der  Col- 
porteur  —  der  mit  einem  Wandergewerbe- 
scheio  versehen  sein  muß  —  hat  ein  Ver- 
zeic^is  der  feilzubietenden  Gegen- 
stände der  zuständigen  Verwaltungsbehörde 
seines  Wohnortes  zur  Genehmigung  vorzu- 
legen, die  nur  versagt  werden  darf,  wenn 
das  Verzeichnis  verbotene  C.gegenstände  ent- 
hält Das  genehmigte  Verzeichnis  muß  der 
Golporteur  bei  Vermeidung  der  Betriebsein- 
stellung stets  bei  sich  fükren  und  dem  zu- 
ständigen Beamten  auf  Erfordern  vorzeigen. 
Beschränkt  sich  der  Golporteur  auf  das 
Aufsuchen  von  Bestellungen,  so  be- 
darf es  einer  Vorlegung  des  Druckschriften- 
verzeichnisses nicht.  Ein  Verstoß  gegen 
diese  Vorschriften  ist  gemäß  §§  146  Nr.  4, 
148  Nr.  7,  149  Nr.  2  der  Gew.-O.  strafbar. 
Für  das  Stadthausieren  mit  Schriften 
oder  Bildwerken  gelten  die  §§  42a  imd  48 
Gew.-O. 

In  Oesterreich  ist  die  C.  gemäß  §  23 
des  Preßgesetzes  vom  17./ XII.  1862  gänzlich 
verboten  und  mit  Geldstrafe  von  5—200  fl. 
bedroht. 

In  Frankreich  ist  die  C.  allen  im 
Besitz  der  bürgerlichen  und  politischen 
Rechte  befindlichen  Franzosen  erlaubt.  Die 
Colporteure  müssen  den  Beginn  ihres  Ge- 
werbebetriebes der  zuständigen  Behörde  an- 
zeigen und  mit  einem  Verzeichnis  der  zu 
colportierenden  Gegenstände  versehen  sein.  — 
In  England  bestehen  keine  Sondervor- 
schriften über  die  C. 

Vgl.  Artt.  „Gewerbegesetzgebung**  imd 
„Wandergewerbe",  sowie  G.  Meyer:  Art. 
„C."  im  H.  d.  St.,  2.  Aufl.  Bd.  UI.  S.  67  fg. 

Xeukamp. 


Die  Commime  in  Paris. 

1.  Ursachen  und  Wesen  der  Commune.  2.  Ihr 
Verlauf.    3.  Ihre  Verwaltung. 

1.  Ursachen  und  Wesen  der  C.    Die 

Kapitulation  von  Sedan  hatte  die  Prokla- 
mierung der  Republik  in  Paris  ziu:  Folge 
(4'IX.  1870)  sowie  die  Bildung  einer  pro- 
visorischen „Regienmg  der  nationalen  \er- 
teidigung".  Diese  vennochte  jedoch  den 
Sieg^auf  der  deutschen  Heere  ebensowenig 
aufzuhalten  'wie  die  Belagerung  von  Paris 
und  dessen  scldießliche  Kapitulation  (28. 1. 
1871).  Während  des  darauf  folgenden  Waffen- 
stillstandes erfolgten  die  Walilen  zur  National- 


versammlung, die  am  12./IL  1871  in  Bordeaux, 
zusammentrat.  Bald  kam  es  zwischen  ihr 
und  den  Pariser  Volksmassen  zu  Konflikten. 
Diese  führten  schließlich  zum  Aufstande  der 
„C."  vom  18./III.  1871  und  zum  Bürger- 
kriege,  der  am  28./ V.  1871  mit  der  blutigen 
Niederschlagung  der  Communards  sein  Ende 
fand. 

Die  Ursachen  des  Aufstandes  waren  mehr- 
facher Art. 

Wie  nach  der  Februarrevolution  so  hatte 
auch  nach  dem  4./ IX.  wieder  die  französische 
Bourgeoisie  sich  der  Zügel  der  Regierung 
bemächtigt  Der  politische  Radikalismus  und 
die  sozialistischen  Arbeitermassen  von  Paris^ 
die  das  Empire  gestürzt  hatten,  waren  leer 
ausgegangen.  Von  vornherein  war  also  zu 
erwarten,  daß  sie  wie  1848  auch  jetzt  den 
Versuch  machen  würden,  zur  Herrscliaft  zu 
gelangen.  Gleich  nach  Errichtung  der  Re- 
publik wurden  auch  in  einigen  Provinz- 
städten Putsche  in  diesem  Sinne  versucht. 
Ohne  Erfolg.  Die  ungeheure  Mehrheit  Frank- 
reichs stand  diesen  Bestrebimgen  feindselig 
oder  verständnislos  gegenüber.  Sie  war  ja 
nicht  einmal  republikanisch.  Die  Republik 
hatten  ausschließlich  die  Pariser  Volksmassen 
ausgerufen.  Die  aus  dem  allgemeinen  Stimm- 
recht hervorgegangene  Nationalversammlung 
wies  denn  auch  eine  antirepublikanische 
Majorität  auf,  und  die  ÜDcinigkeit  über  die 
Person  des  Prätendenten  nur  verhinderte  die 
Restauration  der  Monarchie.  Das  Mittel,  die 
bedrohte  republikanische  Staatsform  zu  ver- 
teidigen, bot  sich  den  Parisern  in  ihrer  durch 
die  Belagerung  geschaflfenen  militärischen 
Organisation:  in  der  „Nationalgarde".  Den 
größten  Zulauf  hatte  diese  aus  den  Reihen 
der  durch  die  Kriegsläufte  arbeitslos  Ge- 
wordenen gefunden:  jeder  Waffenfähige 
konnte  sich  einreihen  lassen  und  erhielt 
dann  einen  Tagessold  von  1,50  Frcs.;  die 
Verheirateten  überdies  einen  Zuschuß  von 
75  Cent,  für  die  Frau  und  von  25  Cent  für 
jedes  Kind.  Mit  anderen  Worten:  die 
Nationalgarde  war  eine  Versoi^gungsanstalt 
für  den  größten  Teil  der  hauptstädtischen 
Bevölkerung,  und  zugleich  hatte  sie  den 
Proletariermassen  Waffen  in  die  Hand  ge- 
geben und  sie  dieselben  benützen  gelehrt. 
Ihr  militärischer  Nutzen  während  der  Be- 
lagerung mag  dahingestellt  bleiben:  sicher 
erschien  sie  jetzt,  bei  unmittelbar  bevor- 
stehendem Friedensschlüsse  der  Nationalver- 
sammlung sowolü  wie  der  Regierung  als 
überflüssig.  Aber  auch  als  ungerechtfertigte 
Belastung  der  Finanzen,  als  politische  Ge- 
fahr, als  Bedrohung  der  bürgerlichen  Rechts- 
ordnung. Begreift  es  sich  so  vollkommen^ 
daß  die  Regierungskreise,  da  die  Auflösung 
der  Nationalgarde  für  den  Augenblick  un- 
möglich war,  wenigstens  einen  Teil  derselben 
abstoßen,  den  anderen  aber  strafferer  Dis- 
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ziplin  und  ergebenen  Führern  unterstellen 
woUte,  so  ist  auch  andererseits  das  Wider- 
streben dei*  Nationalste  gegen  beides  er- 
klärlich. Sie  wollte  die  Republik  verteidigen 
und  vor  Hunger  geschützt  bleiben.  Denn 
es  liegt  auf  der  Hand,  daß  trotz  Waffenstill- 
stand und  Friedenspräliminarien  Handel  und 
Wandel  noch  immer  damiederlagen  und  alle 
Arbeitsgelegenheit  fehlte.  So  war  denn  genug 
revolutionärer  Zündstoff  in  Paris  aufgehäuft 
Die  Nationalversammlung  vermehrte  noch  die 
Spannung  durch  eine  Reihe  ungescliickter 
Maßregeln.  Sie  hob  nicht  nur  das  während 
des  Krieges  auf  unbestimmte  Zeit  erlassene 
Wechselmoratorium  unvermittelt  auf,  sondern 
lehnte  es  auch  zugleich  ab,  auf  die  Frage 
einer  Stundung  der  fälligen  Mietzinsforde- 
rungen einzugehen  (lO./UI.  1871).  Das  be- 
deutete eine  schwere  Schädigung,  wenn  nicht 
den  wirtschaftlichen  Ruin,  unzähliger  Ar- 
heiter-  imd  kleinbürgerlicher  Existenzen.  Daß 
ferner  Nationalversammlung  und  Regienmg 
ihren  Sitz  nach  Versailles  verlegten,  war 
von  ihrem  Standpunkt  aus  ganz  natürlich: 
sie  wollten  in  Freiheit  vor  dem  Terrorismus 
der  hauptstädtischen  Massen  beraten  und 
handeln  können.  Allein  es  verbitterte  die 
letzteren  noch  mehr :  es  verletzte  ihren  Stolz 
als  Hauptstädter  und  ließ  sie  neue  Schritte 
gegen  ihre  Interessen  und  die  Republik  be- 
fürchten. 

Hier  ist  nun  der  Pimkt,  wo  sich  das 
Schlagwort  „C.''  zu  einer  Tatsache  zu  ver- 
dichten beginnt. 

Ein  unklares  Wort!  Nationale  Erinne- 
nmgen  an  die  große  Revolution  und  an  die 
damalige  lev6e  en  masse  der  französischen 
Gemeinden  gegen  die  monarchische  Invasion 
knüpfen  sich  daran.  Daher  „hatte  man  (die 
C.)  während  der  Belagerung  als  Waffe  gegen 
den  fremden  Feind  gefordert**.  —  Es  faßte 
andererseits  am  kürzesten  den  Protest  weiter 
Volkskreise  gegen  die  Frankreich  eigene 
übermäßig  zentralisierte  Verwaltung  zu- 
sammen und  die  Fordenmg  eines  größeren 
Maßes  von  Selbstverwaltung  für  die  Bezirke 
und  Gemeinden.  Sieht  man  genau  zu,  so 
entdeckt  man  diese  seine  politische  Seite  zu 
gutem  Teil  auch  in  dem  feindseligen  Ver- 
halten der  in  der  Nationalversammlung 
dominierenden  Provinz  gegen  die  alle  vitalen 
Kräfte  der  Nation  aufsaugende  Hauptstadt. 
—  Endlich  bedeutet  die  „C."  die  Verselb- 
ständigung aller  Gemeinden  einander  gegen- 
über, also  auch  insbesondere  der  Städte 
gegenüber  dem  flachen  Land  —  als  der  not- 
wendigen Voraussetzung  radikaler  Reformen 
zugunsten  der  Industriebevölkerung  in  ab- 
sehbarer Zeit.  Denn  daß  solche  im  zentra- 
listischen  Staate  mit  seiner  unvermeidlichen 
Majorisierung  der  großen  Städte  durch  die 
klemen  (ländlichen  und  städtischen)  Ge- 
meinden unmöglich  seien,  hatte  das  Jahr  1848 


zur  Genüge  gezeigt  und  bewies  auch  die 
neueste  Entwickelung  der  Dinge  in  der 
Versailler  Nationalversammlung.  So  gelangt 
man  denn  zu  der  Idee  einer  neuen  Form 
des  politischen  Gemeinlebens  als  Grundlage 
und  Voraussetzung  einer  Neuordnung  des 
Wirtschaftslebens  im  Interesse  der  besitz- 
losen, zunächst  der  städtisch-industriellen^ 
Volksschichten  —  ein  Gedanke,  den  P  r  o  u  d  - 
hon  schon  mit  seinem  Vorschlage  einer 
„Föderalisierung"  d.  h.  Auflösung  der  Ge- 
sellschaft in  autonome  Körper  angeregt  hatte 
(s.  Art  „Anarchismus"  oben  S.  89fg.). 

Alles  das  muß  man  im  Auge  behalten^ 
wenn  man  die  Entstehung  der  „C."  in  Paris 
verstehen  will.  Paris  reklamierte  für  sich 
die  imabhängige  Organisation  und  Leitung 
seiner  politischen,  wirtschaftlichen  und  recht- 
lichen Verhältnisse  „innerhalb  der  Grenzen, 
welche  die  Erhaltung  der  nationalen  Einheit 
forderte",  und  wollte  diese  absolute  Autonomie 
auch  allen  anderen  Gemeinden  Frankreichs 
eingeräumt  wissen.  Die  Entscheidung,  „ob 
die  C.  etwas  rein  Politisches  oder  etwas 
Sozialistisches  vorgestellt  habe,"  ist  nach  dem 
G^sa^en  und  wenn  man  bedenkt,  daß  sie 
von  den  Pariser  Kleinbürgern  und  Arbeiter- 
massen ausging,  leicht  zu  treffen.  An  sich 
nicht  soziahstisch  —  weshalb  sich  ja  auch 
die  Internationale  (s.  d.)  anfänglich  von  ihr 
fernhielt  —  überwog  in  ihr  doch  immer 
mehr  der  proletarische  Charakter,  der  schließ- 
lich auch  die  Internationalisten  mitriß. 

Der  äußere  Verlauf  war  der  folgende. 

2.  Ihr  Verlauf.  Schon  am  3./IIL  1871. 
war  die  Stiftung  der  „republikanischen  Föde- 
ration der  Nationalgarde"  erfolgt  und  ein 
provisorisches  „Zentralkomitee"  gewählt 
worden.  Zweck  des  Bundes  war:  die  Auf- 
rechterhaltung der  Republik  und  das  Recht 
für  die  Nationalgarde,  ihre  Führer  selbst  zu 
wählen  und  abzusetzen.  Am  15.:  III.  kon- 
stituierte sich  das  Zentralkomitee  endgültig. 
Als  dann  die  Regierung  am  18./I1L  —  er- 
folglos —  versuchte,  sich  der  Kanonen  der 
„Föderierten"  zu  bemächtigen,  brach  die  In- 
surrektion los.  Die  Regieruugstruppen  und 
Organe  zogen  sich  nach  Versailles  zurück^ 
das  Zentralkomitee  setzte  sich  auf  dem  Stadt- 
hause fest,  und  es  wurde  die  C.  ausgerufen. 
Am  26./ni.  fanden  dann  die  Haupt-  und  am 
16./IV.  die  Nachwahlen  für  den  Munizipalrat 
statt,  bei  denen  160000  communalistische 
gegen  600iX)  gegnerische  Stimmen  abgegeben 
wurden.  Unter  den  78  Gewählten  befanden 
sich  19  Internationalisten,  die  Majorität 
repräsentierte  der  kleinbüigerliche  Radika- 
lismus. Neben  dem  Munizipalrat  bestand 
das  Zentralkomitee.  Von  einer  planvollen 
Leitimg  und  Regierungsoiranisation  war  von 
Anfang  an  keine  Rede.  Die  letztere  ließen 
ja  auch  die  Verhältnisse  nicht  zu,  welche 
die  Konzentrierung  aller  Kräfte  zum  Kampfe 
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mit  den  Regierungstruppen  notwendig 
machten.  Allein  auch  die  militärische  Orga- 
nisation ließ  alles  zu  wünschen  übrig,  und 
80  konnte  denn  über  den  schließlichen 
Untergang  der  C.  gar  kein  Zweifel  obwalten. 
Am  2./IV.  fand  das  erste  (Jefecht  mit  den 
Tersailler  Truppen  statt.  Am  21./Y.  drangen 
diese  in  die  Stadt  ein.  Es  kam  zu  einem 
8-tägigen  Straßenkampfe,  der  von  beiden 
Seiten  mit  schonungsloser  Grrausamkeit  ge- 
führt wurde.  Unerhört  war,  auch  im  Ver- 
ffleich  mit  1848,  die  Rache  der  Sieger  an 
den  niedergeworfenen  „Föderierten".  Nach 
den  amtlichen  Ermittelungen  sollen  ihrer 
6500,  nach  den  Behauptungen  der  Commu- 
nalisten  20000  Männer,  Weiber,  Kinder  in 
den  Straßenkämpfen  und  unmittelbar  nach 
denselben  getötet  worden  sein,  und  über 
13000  wurden  später  kriegsgerichtlich  ver- 
urteilt, darunter  7500  zur  Deportation. 
Ihrerseits  hatten  sich  auch  die  „Föderierten" 
viele  Untaten  zuschulden  kommen  lassen: 
die  Ermordung  der  Generale  Le comte  und 
Thomas,  die  Zerstörung  der  Vendöme- 
fiäule,  die  Erschießung  von  63  Geiseln,  Brand- 
stiftimgen  in  größtem  Unjfange,  die  letzleren 
freilich  meist  erst  zu  einer  Zeit,  als  bereits 
jede  Autorität  und  Leitung  innerhalb  der  C. 
aufgehört  hatte. 

3.  Ihre  Yerwaltiing.  Daß  die  C.  keine 
Zeit  gehabt  hatte,  sich  zu  organisieren  und 
auszuleben,  erklärt  auch  das  geringe  Maß 
ihrer  soziali^litischen  Tätigkeit  Abgesehen 
von  einigen  Maßnahmen  transitorischen 
Charakters  —  Verlängerung  des  Wechsel- 
mofatoriums.  Erlassung  der  Mietzinse  für  die 
Zeit  von  Oktober  1870  bis  Juli  1871,  Sus- 
pension des  Pfänder\'erkaufes  in  den  Leih- 
anstalten —  wurde  noch  normiert :  das  Ver- 
bot von  Lohnabzügen  und  von  Nachtarbeit 
in  den  Bäckereien;  die  grundsätzliche  Be- 
vorzugung von  Arbeitergenossenschaften  bei 
kommunden  Submissionen ;  die  Ueberlassung 
von  verlassenen  Etablissements  an  Arbeiter- 
genossenschaften gegen  Entschädigung  der 
Eigentümer;  die  Gleichstellung  unehelicher 
Kinder  mit  ehelichen. 

Zum  Schlüsse  möge  noch  die  absolute 
Integrität  der  C.regierung  und  ihrer  Organe 
in  Geldsachen  registriert  werden.  Sie  zeigte 
sieh  am  besten  darin,  daß  die  3  Milliarden 
der  Bank  von  Frankreich  von  der  C.  nicht 
angetastet  wurden. 

Literatar:  JowntU  offidel  de  la  RepMhlique 
franraMe  (I4S  iVni.  bis  22.1  V,  1871  reichend), 
Paris.  —  .7.  d^Arnac,  Les  conciliaimles  de 
i*hotrl  de  Viile,  Pari«  1871.  —  Jules  Cl^e, 
Les  hommes  de  la  Commune,  Paris  1871.  — 
LantazoUf  La  Place  Vendome  et  la  RoqueiU. 
Documents  historiques  sur  la  Commune,  Paris 
1871  (1£.  Auß,  187S).  —  Firmin  MaUlard, 
Affiches,  profession«  de  ß>i,  documents  offieiels, 
cluhs  et  comites  pendant  la  Commune,  Paris 
1871.   —   B,  Maion,    La   troisieme   de/aite  du 


Proletariat  Jran^is,  Neuchdtel  1871.  —  B.  & 
Mainerif  Ijs  straggi  di  Parigi  nel  1871,  Milano 
o.  J.  —  8empraniu9,  Histotre  de  la  Commune 
de  Paris  en  1871,  Paris  0.  J.  —  Enquete  parle- 
mentaire  sur  l'insurrection  du  18.  Mars,  3  Bde., 
Paris  1872.  —  Jf.  DelpU,  Le  18.  Mars,  riciu 
des  faits  et  recherche  des  eauses  de  l'insurrection. 
Rapport  fait  ä  l'assembUe  Nationale  187t.  — 
Ed.  Moriac,  Paris  sota  la  Commune,  4.  Ävfi., 
Paris  1879.  —  84ances  officielles,  les,  de  U Inter- 
nationale ä  Paris  pendant  le  sihge  et  pendant 
la  Commune,  4.  Aufl.,  Paris  1872.  —  C.  A. 
Dauban,  Le  fand  de  la  Soeiete  sous  la  Commune, 
Paris  1878.  —  E,  Dühring ,  Kritische  Ge- 
schichte d.  Nationalökonomie  u.  d.  Sozialismus, 
8.  Ai^L,  Berlin  1875,  S.  677—686.  —  JAsM- 
garay,  Histoire  de  la  Commune  de  1871, 
Bruxelles  1871  (deutsch  u.  d.  T.:  „Geschichte 
der  Commune  von  187V*,  Braunschweig  1878  v. 
Stuttgart  1891  u.  1893).  —  Vti  Camp,  Les 
convulsions  de  Paris,  4  Bde.,  Paris  1878179.  — 
BemK  Becker,  Geschichte  und  Theorie  der 
Pariser  revolutionären  Commune  von  1871,  Leipzig 
1879.  —  Cluseret,  Memoires  du  general..  Vol.  I 
u.  II  (le  deuxikme  sikge  de  Paris),  Paris  1887. 
—  Ad,  Hepner,  Die  Erschi^ung  der  (Geiseln 
(i.  „Neue  Zeit",  Jahrg.  10,  Bd.  1).  —  Louise 
Michel,  La  Commune,  2.  Aufl.,  Paris  1898.  — 
Paul  Louis,  Histoire  du  socialisme  fran^is 
(S.  240— 270),  Paris  1901.  —  G.  Adler,  Art. 
„Chmmune"  im  H.  d.  St.,  2.  Aufl.,  Bd.  III, 
S.  70 fg.  —  M,  Vuillaume,  Un  peu  de  veritr 
sur  la  mort  des  otages  (i.  „La  Vie  socialiste", 
Nr.  15—18),  Paris  1906.  —  Nicht  vergessen 
werden  darf  unter  der  Literatur  über  die  Commune 
der  vortreffliche  Roman  der  (xebriider  Paul 
und  Victor  Marguerite,  La  (Commune,  Paris 
1904.  —  Vgl.  fem  er  die  Literaturangaben  beim 
Art.  „Internationale".  Carl  Orünberg. 


Comte,  Isidore  Marie  Auguste 
Fran^ois  Xarler, 

Begründer  des  Positivismns,  creb.  19^.  1798 
zu  Montpellier,  gest.  am  5./1X.  1857  in  Paris. 

Anhänger  des  St  Simonismas.  Vater  des 
Wortes  Soziologe.  Nach  dem  Oedankengange 
des  positiven  Teils  seines  Systeme  de  Philo- 
sophie positive  ergänzt  sich  die  soziale  Statik 
oder  die  GesetzmiSigkeit  aller  sozialen  Erschei- 
nungen dnrch  die  soziale  Dynamik  oder  die 
konstante  Entwickelung  aller  sozialen  Vorgänge. 

Von  seinen  Schriften  sind  zn  nennen:  Plan 
des  travanx  scientifiques  n^cessaires  poor  rter- 
ganis^  la  soci^t^,  Paris  (1822);  dasselbe,  2.  Aufl. 
u.  d.  T. :  Systeme  de  philosophie  positive.  Paris 
1824.  —  Cours  de  philosophie  positive,  6  Bde., 
Paris  (1830—42);  dasselbe,  4.  Anfl.  Paris  1881. 
—  Sur  Tesprit  positif,  Paris  1844.  —  Sur  Ten- 
semble  da  positivisme,  Paris  1848;  dasselbe, 
deutsch  von  E.  Roschlau  u.  d.  T. :  Der  Positivis- 
mus in  seinem  Wesen  und  seiner  Bedeutung. 
Leipzig  1894.  —  Systeme  de  politique  positive 
ou  trait^  de  sociologie  instituent  la  religion  de 
rhnmanit^,  4  Bde.  Paris  1851—54:  dasselbe, 
neue  Ausgabe,  Paris  1880—83;  dasselbe,  neueste 
Ausgabe,  Paris  1892—95.  LipperU 
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Condillac,  Etienne,  Bonnot  de,  Abb^ 
Ton  Mnreaux, 

^eb.  am  30./Vm.  1715  zu  Grenoble,  führte  als 
Sensnalist  alle  Seelentätigkeit  auf  das  Empfin- 
dungsvermögen zurück,  war  Mitglied  der  mn- 
zösischen  Akademie  und  starb  am  d./Vni.  1870 
auf  seinem  Gute  Flux  bei  Beaugency. 

Bekämpfer  der  Einseitigkeit  der  phyßiokra- 
tischen  Doktrin  durch  Würdigung  auch  des  6e- 
werbefleifies  und  Handels  als  produktiver  Fak- 
toren neben  der  Landwirtschaft. 

Die  bezügliche  Schrift,  wegen  welcher  ihm 
die  Fhysiokraten  Entstellung  ihres  Systems  vor- 
warfen ,  führt  den  Titel :  Le  commerce  et  le  | 
gouvemement,  consider^s  relativement  Tun  ä' 
Pautre,  Amsterdam  1776;  dasselbe,  Neudruck  im  ! 
XIY.  Bde.  der  CoUection  des  principaux  6cono- 
mistes  (Paris  1847).  LipperL 


geschichte ;  Anhänger  des  merkantilistischen  Be- 
völkerungsprinzips. Als  Verfasser  der  Schrift: 
y,Examen  rerum  publicarum  totius  urbis^,  Be- 
gründer der  deutschen  Universitätsstatistik. 

Nur  fol^nde  wenige  seiner  überaus  zahl- 
reichen Schriften  sind  hier  aufzuführen :  De  vec- 
tigalibus  (1653).  —  De  aerario  (1663).  —  De  re 
nummaria  (1663).  —  De  importandis  (1665).  — 
De  commerciis  (1666).  —  De  contributionibus 
(1669).  —  De  ordine  in  docenda  politica  scientia 
observando  (1669?).  —  Seine  gesammelten  Schrif- 
ten (ausschl.  der  theologischen  und  medizinischen), 
hrsg.  von  Goebel,  Braunschweig  1730,  umfassen 
7  Folianten.  Lippert. 


Conseils  de  pmd'hommes 

s.  Gewerbegerichte. 


Condoreet,  Marie,  Jean  Antoine  Nico- 
las Garitat^  Marqnis  de, 

Seh.  am  17./Vm.  1743  zu  Ribemont  bei  St.  Quentin, 
[itglied  des  Konvents  und  der  Girondisten,  beim 
Sturz  dieser  Partei  eingekerkert  und  im  Gefäng- 
nis von  Bourg-la-Heine  an  Gift  gestorben  am 
27./III.  1794,  als  Mitglied  der  Acad^mie  frauQ. 
Ideolog,  „volcan  couvert  de  neige'',  wie  ihn 
d'AIembert  nennt,  Pbysiokrat,  Pionier  des  Bodens 
für  dieGesellschaftswissenschaft  als  sozialePhysik, 
Vorgänger  Comtes  in  der  Uebertragung  der  phy- 
sischen Elemente  auf  die  psychologische  Forschung 
in  seinem  Hauptwerke:  „Esquisse  d'un  tableau 
historique  etc."  (s.  u.).  Vater  der  Lehre  von  der 
Gesetzmäßigkeit  der  scheinbar  freiwilligen  Hand- 
lungen in  der  Schrift:  „Elements  du  calcul  des 
prooabilit^  etc.**  (s.  u.).  Vorgänger  von  Malthus 
durch  Befürwortung  moralisch  -  ökonomischer 
Hemmnisse  beim  Bevölkerungsvermehrungs- 
prozeß. 

Von  seinen  zahlreichen  Schriften  sind  zu 
nennen:  Lettre  d'un  laboureur  de  Picardie  ä 
M.  N.***  (Necker),  Paris  1875.  —  R6flexions  sur 
le  commerce  des  bl^s,  Londres  (recte  Paris)  1776. 
—  Essai  sur  Tapplication  de  1  analyse  ä  la  pro- 
babilit^  des  d^cisions,  rendues  ä  la  pluralit^  des 
voix,  Paris  1785;  dasselbe,  2.  Aufl.  u.  d.  T.: 
Elements  du  calcul  des  probabilit^s  etc.,  avee  un 
discours  sur  les  avanta^es  des  math^matiques 
sociales,  Paris  1804.  —  La  vie  de  Turgot,  Paris 
1786.  —  Nach  seinem  Tode  erschienen :  Tableau 
g^n^ral  de  la  science,  qui  a  pour  objet  d'appli- 
cation  du  calcul  aux  sciences  politiques  et  mo- 
rales,  Paris  1795.  —  Von  seiner  Witwe  heraus- 
gegeben: Esquisse  d'un  tableau  historique  du 
progres  de  l*e8prit  humain,  Paris  1795;  das- 
selbe, 2.  AufL,  ebd.  1823;  dasselbe  deutsch  von 
E.  C.  Posselt  (1796).  —  Gesamtausgabe  seiner 
Schriften  21  Bde.,  Paris  1804;  12  Bde.,  Paris 
1W7— 49.  Lippert. 


Consid^rant,  Prosper-Yictor, 

geb.  12./X.  1808  zu  Salins,  gest.  27./XIL  1894; 
8.  Art.  „Sozialismus".  Carl  Grünberg, 


Coulisse. 


Conringy  Hermann, 

geb.  am  9./XL  1606  zu  Norden  in  Ostfriesland, 
seit  1660  Professor  der  Politik  und  des  Natur- 
rechts in  Helmstedt,  daselbst  gest.  als  Braun- 
schweigischer  Geheimrat  am  12./XII.  1681. 
Polyhistor;  Begründer  der  deutschen  Rech ts- 


Mit  C.  bezeichnet  man  an  manchen  Börsen 
die  nicht  vereidigten  Makler  (Privatmakler)  so- 
wie die  Händler,  mittleren  und  kleinen  Bankiers, 
die  den  Effektenhandel  für  eigene  Rechnung 
betreiben,  jedoch  mit  der  Absicht,  baldmöglichst 
ihre  Engagements  durch  eine  entge^ngesetzte 
Operation  abzuwickeln.  Ihre  Gewinnchancen 
beruhen  auf  der  geschickten  Ausnutzung  der 
täglichen  Kursschwankungen.  Die  C.  tritt  als 
Käuferin  der  jeweils  ap  der  Börse  zum  Angebot 
gelangenden  Papiere  auf,  um  sie  womöglich, 
wenn  eine  Kursbewegung  nach  oben  enolgt, 
noch  am  selben  Tage  mit  Vorteil  abzusetzen; 
sie  tritt  als  Verkäiuerin  zur  Befriedigung  des 
den  Markt  aufeuchenden  Anlagebedarfs  auf,  um 
die  den  Gegenstand  der  Nachfrage  bildenden 
Papiere  womöglich,  wenn  eine  Kursbeweguuj^ 
nach  unten  enolgt,  noch  am  selben  Tage  mit 
Vorteil  zu  erwerben.  Ihr  Eingreifen  trägt  wohl 
mehr  zur  Ausgleichung  der  Kursbewegung  bei 
als  die  noße  Spekulation  mit  ihren  Tang- 
fristigen  Engagements.  In  Berlin  ist  die  C. 
infolge  der  honen  Umsatzsteuer  von  '/lo  und 
'/lo^/oot  welche  den  aus  der  Ausnutzuns^  der 
Tagesspannungen  resultierenden  Vorteil  leicht 
absorbiert,  sehr  zurückgegangen.  ^)  Der  Ausdruck 
C.  ist  besonders  üblich  in  Frankreich  und  in 
Gestenreich.  In  Frankreich  werden  speziell  die 
nichtamtlichen  Makler  C.  genannt  im  Gegensatz 
zu  den  amtlichen,  die  man  Parquet  nennt;  vgl. 
Näheres  im  Art.  „Maklerwesen". 

G.  Schanz. 

Conponstener. 

Die  C.  ist  eine  Erhebungsform  der  Kapital- 
renten- und  Einkommensteuer  für  gewisse  Arten 
von  SteuerkapitaliexL  Das  Charakteristische 
ist,  daß  die  Steuer  von  der  Rente  aus  öffent- 
lichen    Schuldverschreibungen ,     Obligationen, 


')  Denkschr.  des"  Zentralverb,  des  deutschen 
Bank-  und  Bankiergewerbes  v.  Dez.  1903  betr. 
die  Wirkungen  des  Börsenges.  etc.  S.  32. 
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Staats-  und  Gemeindepapieren,  Aktien,  Anteil- 
Bcheiuen  nicht  beim  steuerpflichtigen  Bezu^ 
berechtigten  nnd  Gläubiger,  sondern  beim 
Emittenten  nnd  Schuldner  erhoben  wird.  Dieser 
letztere  hat  den  auf  die  Zinsen,  Dividenden  n. 
dgL  m.  entfallenden  Steuerbetra^  direkt  an  die 
Staatskasse  abzuführen,  während  er  sich  selbst 
schadlos  hält,  indem  er  den  Stenerbetrag  auf 
Gläubiger  zurückwälzt  und  bei  Einlösung  der 


Zinsen-  und  Dividendenscheine,  der  Coupons, 
den  fälligen  Betrag  derselben  um  die  ausgelegte 
Steuer  kürzt,  daher  „Couponsteuer". 
Vgl  Art.  „Kapitalrentensteuer" 

Max  van  HeekeU 


Cnrrencytheorie  s.  Noten-  u.  Zettel- 
bank. 


D. 


DampfersubTentton. 

1.  Begriff,  Veranlassung  und  Entwickelung. 
2.  Formen  der  D.  3.  Gegenleistungen  der  sub- 
ventionierten Unternehmer.  4.  Berechtigung 
nnd  Bedeutung  der  Subventionen. 

].  Begriff,  Veranlassung  und  Ent- 
wickelang. Unter  D.  versteht  man  die 
finanzielle  Beihilfe,  die  aus  Staatsmitteln  den 
Unteraehmern  bestimmter  Dampferlinien  ge- 
währt wird. 

Die  Subvention  setzt  da  ein,  wo  ein 
vorliandenes  Verkehrsbedürfnis  von  allge- 
meiner Bedeutung  mangels  genügender 
Rentabilitätsaussichten  «von  der  rrivatunter- 
nehmung  nicht  odernicht genügend  befriedigt 
wird.  Dieser  Anlaß  kann  auch  bei  der 
Binnenschiffahrt  wirksam  werden.  Subven- 
tionen sind  z.  B.  für  KettenschifPahrtsunter- 
nehmungen  gegeben  worden.  Häufiger  noch 
liegt  ein  solcher  Anlaß  bei  denjenigen 
überseeischen  Dampferlinien  vor,  welche  zur 
Besorgung  des  Postdienstes  bestimmt  sind. 
Die  Rücksicht  auf  den  Post-  und  Reiseverkehr 
verlangt  bei  diesen  Linien  eine  besondere 
SchneÖi^eit,  Regelmäßigkeit  und  Pünktlich- 
keit der  Fahrt,  und  diese  umstände  steigern 
bei  Linien  nach  entfernten  überseeischen 
Gebieten  die  Betriebskosten  weit  über  die- 
jenigen der  gewöhnlichen  FrachtschiflFahrt 
hinaus.  Die  Privatunternehmung  kann  deshalb 
bd  solchen  Linien  nach  den  Erfahrungen 
aller  Kulturstaaten  nicht  auf  genügende 
Rentabilität  und  oft  genug  überhaupt  nicht 
auf  Reinerträge  rechnen.  Wie  gering  mitunter 
die  Rentabilitätsaussichten  sind,  ergibt  sich 
aus  der  Tatsache,  daß  die  „Royal  Mail 
Steam  Companj^',  obgleich  sie  seit  1839 
von  der  englischen  Regierung  mit  jährlich 
240000  £  unterstüzt  wurde,  bei  dem  Post^ 
dienst  nach  Westindien  und  Mexiko  jahrelang 
mit  Verlust  arbeitete  und  daß  der  „Nord- 
deutsche Lloyd'*,  der  seit  1886  namhafte 
Subventionen  für  den  Postdienst  nach  Ost- 
asien und  Australien  bezieht,  in  den  ersten 


10  Jahren  noch  einen  ungedeckten  Fehlbetrag 
von  626943  M.  aufwies.  Dieser  Umstand 
hält  die  Privatunternehmung  von  recht- 
zeitigem Eingreifen  ab,  und  mitunter  zieht 
es  die  Privatuntemehmung  vor,  sich  über- 
haupt lediglich  auf  die  rentablere  Fracht- 
schiffahrt  zu  werfen. 

Alle  Kulturstaaten  haben  deshalb  hier 
mit  Subventionen  eingegriffen,  allen  voran 
England.  Schon  1837  begann  England  mit 
Subventionen  der  „Peninsular  Steam  Navi- 
gation Company"  im  Interesse  des  Postdienstes 
nach  Gibraltar.  Mit  der  späteren  Erweiterung 
des  Postdienstes  dieser  Gesellschaft  (seit 
1840  „Peninsular  and  Oriental  Steam  Navi- 
gation Company"  genannt)  wurden  auch  die 
Subventionen  gesteigert  1839  begannen  die 
Subventionen  der  „Royal  Mail  Steam  Com- 
pany", die  zunächst  den  Postdienst  nach 
Westindien  und  Mexiko  übernahm.  Späterhin 
sind  noch  die  British  India  Steam  Navigation 
Company,  die  Orient  Steam  Navigation 
Company,  die  Union  Steam  Ship  Company 
und  die  Castle  Mail  Packets  Ciompany  in 
den  Kreis  der  subventionierten  Linien  ein- 
getreten. Auch  die  britischen  Kolonieen 
gewähren  mehrfach  Subventionen  für  Post- 
ünien.Großbritannien  allein  verwendet  jährlich 
über  15  Mill.  M.  zu  solchen  Zwecken.  Die 
Niederlande  setzten  1852  mit  Subventionen 
i  einer  englischen  Gesellschaft  für  den  Post- 
I  dienst  nach  Niederl.  Indien  ein.  Seit  1891 
'  fließen  die  Subventionen  einer  niederlän- 
I  dischen  Gesellschaft  zu.  Diesen  Beispielen 
sind  die  anderen  Kulturstaaten  gefolgt,  z.  B. 
Italien  seit  den  50er  Jahren,  Frankreich, 
Oesterreich  und  Spanien  seit  den  80er 
Jahren,  die  Ver.  Staaten  von  Amerika  seit 
I  den  90er  Jahren,  später  Japan  usw. 
I  In  Deutschland  suchte  schon  1881  die 
I  Reichsre^erung  die  Notwendigkeit  von  D. 
zu  erweisen.  Erst  mit  dem  G.  vom  6.  IV. 
1885  wurde  das  Ziel  erreicht.  Es  wurden 
jährlich  4,4  Mill.  M.  auf  15  Jahre  zur  Unter- 
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Stützung  von  zwei  monatlichen  Linien  nach  I 
Ostasien  und  Australien  und  der  Zweiglinie  j 
Triest-Brindisi-Alexandrien  bewilligt.  Auf ! 
Grund  des  G.  vom  27 ./VI.  1887  wurde! 
diese  Zweiglinie  dim^h  die  Linie  Brindisi- 
Port-Said  ersetzt  und  als  Anlegehafen  der 
Hauptlinie  Genua  vorgesehen.  Laut  G.  vom 
20./IIL  1893  kam  die  AnschluBlinie  im 
Mittelländischen  Meer,  für  die  eine  jährliche 
Beihilfe  von  400000  M.  gezahlt  worden  war, 
in  Wegfall ;  statt  dessen  sollten  Beihilfen ' 
bis  zum  Höchstbetrage  von  100000  M.  jähr- 1 
lieh  für  das  Anlaufen  eines  südeuropäischen 
Hafens  bewilligt  werden  können.  Durch 
das  G.  vom  13./IV.  1898  ist  unter  Erhöhung 
der  Subventionssumme  um  1,5  Mill.  M.  jähr- 
lich eine  Erweiterung  des  ostasiatischen 
Dienstes  durch  eine  14tägige  Verbindung 
mit  China  vorgesehen.  Für  das  erweiterte 
Gesamtuntemehmen  wurde  1898  der  Vertrag 
mit  dem  Norddeutschen  Lloyd  auf  15  Jahre 
-erneuert.  Hiernach  gehen  zunächst  abwech- 
selnd von  Bremerhaven  und  Hamburg  je 
eine  Hauptlinie  nach  Shanghai  und  nach 
Yokohama,  die  auf  Verlangen  einen  belgischen 
oder  holländischen  Hafen  anlaufen  müssen, 
und  eine  Anschlußlinie  von  Hongkong  nach 
Shanghai.  Die  Fahrten  dieser  3  Linien 
erfolgen  in  jeder  Richtung  alle  4  Wochen 
derart,  daß  dadurch  eine  14tägige  Verbindung 
mit  China  erreicht  wird.  Daran  schließt 
sich  eine  Anschlußlinie  von  Singapore  nach 
Neu-Guinea  —  alle  8  Wochen  —  und  eine 
Hauptlinie  von  Bremerhaven  über  einen 
belgischen  oder  holländischen  Hafen  nach 
Sydney  —  alle  4  Wochen.  Die  jährliche  Sub- 
vention für  diese  Linien  beträgt  5590000  M. 
Am  Gewinn,  der  über  eine  bestimmte  Grenze 
hinausgeht,  nimmt  das  Reich  teil  und  kann 
bis  zur  Höhe  seines  durchschnittlichen 
Gewinnanteils  der  letzten  3  Jahre  weitere 
oder  erhöhte  Leistungen  von  demüntemehmen 
fordern.  An  Stelle  der  zuerst  genannten 
beiden  Linien  ist  später  auf  Grund  besonderer 
Vereinbarung  eine  14tägige  Linie  über 
Shanghai  nach  Japan,  getreten,  die  abwech- 
selnd von  Bremerhaven  und  Hamburg  ausg^t. 
Die  australische  Hauptlirie  ist  für  einen 
Teil  des  Jahres  zu  einer  dreiwöchentlichen 
Verbindung  ei^weitert.  Seit  Juli  1900  wurde 
noch  eine  Anschlußlinie  nach  Hongkong 
über  Yap  und  Neu-Guinea  nach  Sydney 
eingerichtet  und  die  Anschlußlinie  Singa- 
pore— Neu-Guinea  bis  Sydney  ausgedehnt. 
Die  erstgenannte  Anschlußlinie  Hongkong — 
Sydney  kam  1902  wieder  in  Fortfall;  die 
Fahrten  der  Anschlußlinie  Singapore — Neu- 
Guinea— Sydney  wurden  so  vermehrt,  daß 
eine  6wöchentliche  Verbindung  zustande 
kam.  1904  ging  im  Einverständnis  mit  der 
Reichsverwaltung  die  Anschlußlinie  Singa- 
pore— Neu-Guinea — Sydney  ein  zugunsten 
einer  Bwöchentlichen  Verbindung  von  Sydney 


über  Neu-Guinea  nach  Hongkong  und  Japan 
(Kobe- Yokohama). 

Durch  G.  vom  l./n.  1890  wurde  femer 
auf  10  Jahre  eine  jährliche  Subvention  von 
900000  M.  an  die  deutsche  Ostafrikalinie 
für  die  Fahrten  nach  Ostafrika  —  alle  4 
Wochen  —  eingeführt.  Durch  G.  vom  25./ V. 
1900  ist  eine  14tägige  Verbindung  mit  Ost- 
afrika vorgesehen  und  dazu  noch  eine  monat- 
liche Linie  nach  Südafrika  hinzugefügt  und 
für  das  so  erweiterte  Unternehmen  für  15 
Jahre  die  jährliche  Subvention  auf  1 350  000  M. 
erhöht  worden. 

Im  ganzen  gibt  das  Deutsche  Reich  hier- 
nach für  Post-D.  jährlich  6,94  Mill.  M.  aus, 
während  in  Großbritannien  über  15  MiU.  M., 
in  Frankreich  über  20  Mill.  M.,  in  Italien 
7,4  Mill.  M.,  in  den  Ver.  Staaten  72/3  MilL  M., 
in  Japan  etwa  13  Mill.  M.  für  gleiche  Zwecke 
aufgewendet  werden.  Die  in  nichtdeutschen 
Staaten  sehr  entwickelten  sonstigen  Sub- 
ventionen ffür  Schiffbau,  Schiffsausrüstung, 
Fahrt,  HilfsKreuzerdienste  usw.)  kommen  hier 
nicht  in  Betracht  Vgl.  Art;.  „Schiffahrt" 
(Schiffahrtspolitik). 

Ftlr  die  Staaten,  welche  neben  bestehenden 
fremden  Konkurrenzlinien  ei^ne  Linien 
schaffen  oder  erweitern  wollen,  ist  die  Unter- 
stützung der  ausländischen  Linien  ein  starker 
Antrieb  zur  Unterstützung  der  eigenen  Linie. 
Das  Aufkommen  neuer  Linien,  die  mit  älteren 
in  Wettbewerb  treten  solleuj  ist  oft  auf 
anderem  Wege  gar  nicht  möghch,  und  auch 
der  Erhöhung  der  Verkehreleistungen  be- 
stehender Linien  treten  durch  den  Wettbewerb 
subventionierter  fremdländischer  Linien 
häufig  sehr  große  Hindemisse  in  den  W^. 
Dieser  Gesichtspunkt  spielt  insbesondere 
auch  für  die  deutsche  Linie  nach  Ostasien 
eine  Holle. 

Die  Subvention  des  Norddeutschen  Loyd 
für  die  Linie  Bremerhaven-Shanghai  war  vor 
der  Erneuenmg  des  Vertrages  im  Durch- 
schnitt für  die  Seemeile  5,55  M.,  während  sich 
die  Subvention  der  konkurrierenden  Linien 
der  „Peninsular  and  Oriental  Steam  Navigation 
CompanN-*'  auf  6,35  M.  und  der  „Compagnie 
des  Messageries  maritimes"  nach  dem  Ver- 
trag von  1894  auf  8,30  M.  für  die  Seemeile 
behef.  Für  den  Norddeutschen  Lloyd  hat 
sich  infolge  der  erhöhten  Anforderungen  des 
neuen  Vertrages  von  1898  der  Durchschnitt 
auf  der  genannten  Linie  noch  ermäßigt. 

2.  Formen  der  D.  Zu  den  D.  rechnet 
man  auch  wohl  die  Schiffbau-  und  Fahrt- 
prämien, die  allen  Fahrzeugen  zustehen, 
wenn  sie  den  gesetzlich  bezeichneten  näheren 
Anforderungen  genügen.  Sie  haben  aber 
einen  anderen  Charakter  als  die  D.  im  engeren 
Sinne.  Diese  eratrecken  sich  nach  der  oben 
gegebenen  Begriffsbestimmung  nur  auf  ein- 
zelne bestimmte  Schiffahrtsunternehmun^en 
und  werden  ihnen  auf  Grund  von  Si>ezial- 
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gesetzen  und  Verträgen  für  üeberaahme! 
genau  bezeichneter  Gegenleistungen  gewährt. ' 
Sie  kommen  in  verscSiiedenen  Formen  vor. 
Die  häufigste  Form  ist  die,  daß  den  betr. 
Unternehmern  jährlich  eine  feste  Summe 
ausgezahlt  wird.  In  Deutschland,  England, 
Frankreich,  Spanien,  Portugal,  Rußland, 
Britisch  Indien,  in  verschiedenen  englischen 
Kolonieen  ist  diesSystem  ziu*  Geltung  gebracht, 
zum  Teil  mit  sehr  erheblichen  Beträgen. 
Eän  anderes  System  ist  die  Gewährung  von 
Meilengeldem.  Holland  z.  B.  gibt  für  jede 
geographische  Meile  einen  bestimmten,  nach 
den  Lmien  abgestuften  Satz,  der  zwischen 
1,50  und  20  fl.  schwankt.  Italien  gewährt 
je  nach  der  Linie  18—32  Lire  für  die  Seemeile 
(bei  einigen  Linien  werden  feste  Summen 
jährlich  gezahlt),  Oesterreich-Üngam  1,2 — 2  fl. 
für  1  Seemeile.  In  Oesterreich-Ün^n  werden 
außerdem  noch  —  ebenso  wie  in  Rußland  — 
die  im  Suezkanal  zu  erlegenden  Gebühren 
vergütet.  Diese  zweite  Form  sucht  sich 
den  wirklichen  Fahrtleistungen  anzupassen. 
Die  Form  einer  Ertragsgarantie,  wie  sie 
bei  den  Eisenbahnen  eine  so  große  Rolle 

f3spielt  hat.  kommt,  soviel  bekannt,  bei  den 
ost-D.  nicht  vor. 
3.  Gegenleistungen  der  subventionier- 
ten Unternehmer.  Die  Gewährung  staatlicher 
Subventionen  erfolgt  nirgends  ohne  Aus- 
bedingung bestimmter  Gegenleistungen.  Vor 
allem  wird  eine  regelmäßige  Fahrt  auf  be- 
stimmten Linien  unter  Anlaufen  gewisser 
Häfen  gefordert.  Im  einzelnen  wird  das 
verschieden  geordnet.  Bald  wird  eine  monat- 
liche Fahrt,  bald  eine  Fahrt  in  festen  Abständen , 
z.  B.  von  28  oder  von  14  Tagen,  bald  eine 
Ijestimmte  Zahl  jährlicher  Fahrten  (z.  B.  6 
oder  12  oder  24  Fahrten  im  Jahre)  ohne 
genaue  Abgrenzung  der  Zwischenperioden 
verlangt.  In  Deutschland  sind  nach  dem 
unter  1  Gesagten  die  Anfordenmgen  an  die 
Häufigkeit  der  Fahrten  wesentlich  gesteigert 
worden,  hauptsächlich  mit  Rücksicht  auf 
das  Voi^ehen  der  fremden  Konkurrenzlinien. 
Dazu  treten  bestimmte  Anforderungen 
an  die  Schnelligkeit  der  Fahrt,  entweder  in 
der  Art,  daß  die  Mindestzahl  der  in  einer 
Stunde  zurückzulegenden  Knoten  (Seemeilen), 
oder  in  der  Art,  daß  die  Gesamtdauer  der 
Fahrt  für  die  einzelnen  Strecken  in  Tagen 
oder  Stunden  festgesetzt  wird.  In  Deutsch- 
land bestimmte  das  G.  vom  6..  lY.  1885  die 
i^Iindestgeschwindigkeit  auf  den  Hauptlinien 
nach  Ostasien  und  Australien  auf  11^/2 
Knoten  in  der  Stunde.  Nach  dem  G.  vom 
20..  III.  1893  konnte  für  die  überseeischen 
Anschlußiinien  ausnahmsweise  eineGeschwin- 
digkeit  von  weniger  als  IIV2  Knoten  zu- 
gelassen w^erden.  Das  G.  vom  13.  IV.  1898 
verlangte  eine  Mindestgeschwindigkeit  von 
13  Knoten  für  ältere  und  von  14  Knoten 
für     neue     Schilfe     auf     der    Chinesisch- 


Japanischen  Linie,  von  12,6  Knoten  auf  der 
Zweiglinie,  von  12,6  Knoten  für  ältere  und 
13,5  Knoten  für  neue  Schiffe  auf  der 
australischen  Linie ;  auf  Verlangen  des  Reichs- 
kanzlers muß  aber  die  G^hwindigkeit 
erhöht  werden,  soweit  auf  einer  ausländischen 
Konkurrenzpostlinie  eine  Erhöhung  eintritt, 
und  zwar,  falls  letztere  ohne  Steigerung  der 
Subvention  erfolgt,  ebenfadls  ohne  besondere 
Gegenleistung  des  Reiches.  Für  die  deutsche 
Ostafrikalinie  waren  1890  IOV/2  Knoten  in 
der  Stunde  vorgesehen.  Das  G.  vom  25.  V. 
1900  verlangt  auf  der  westlichen  Hauptlinie 
und  auf  der  Strecke  Neapel — Dar  es  Salam 
der  östlichen  Linie  12  Knoten,  auf  den 
übrigen  Strecken  der  östlichen  Linie  IOV2 
Knoten  und  auf  der  durch  den  Suezkanal 
von  und  nach  Ostafrika  führenden  Zwischen- 
linie, durch  welche  die  abwechselnd  von 
Osten  und  von  Westen  um  Afrika  führenden 
Hauptlinien   verbunden  werden,    10  Knoten 

Daran  schließen  sich  besondere  Anforde- 
rungen an  die  Größe,  Konstruktion  und  Ein- 
richtung der  Schiffe.  Außerdem  müssen  — 
z.  B.  in  Deutschland  —  neue  Schiffe  hinsicht- 
lich der  Verwendbarkeit  im  Krie^  und  sämt- 
liche Postdampfer  der  subventionierten  Linien 
hinsichtlich  ihrer  Bemannung  den  vertrags- 
mäßigen Anforderungen  der  Marineverwal- 
tung entspechen.  Mehmch  ist  auch  vereinbart, 
daß  im  Kriegsfedle  die  Schiffe  zur  Verfügung 
der  Krie^marine  gestellt  werden.  Mitunter 
w;ird  weiterhin  auch  staatliche  Genehmigung 
der  Tarife  gefordert  (z.  B.  in  Oesterreich 
und  Deutschland). 

Da  in  den  meisten  Fällen  die  Subvention 
einheimischen  Gesellschaften  zufließt,  so 
wird  im  Interesse  der  nationalen  Industrie 
auch  wohl  der  Bau  der  zu  verwendenden 
neuen  Sdiiffe  auf  einheimischen  Werften 
(z.  B.  in  Deutschland)  und  die  Entnahme 
bestimmter  Betriebsmaterialien  von  ein- 
heimischen Werken  —  wenigstens  bis  zu 
einem  bestimmten  Betrage  —  vorgeschrieben. 
Daß  die  subventionierten  Dampfer  verpflichtet 
id,   die  Post  und   deren  JBegleiter  ohne 

mdere  Vergütung  mitzunehmen,  versteht 
sich  von  selbst. 

4.  Berechtigniig  und  Bedeutmig  der 
Subventionen.  Die  grundsätzliche  Be- 
kämpfung der  Subventionen  ist  nicht  berech- 
tigt. Auch  diese  Frage  kann  nur  von  Fall 
zu  Fall  entschieden  werden.  Nachteile 
können  freilich  eintreten,  namentlich  dann, 
wenn  die  subventionierte  Linie  oder  die 
Anlaufshäfen  nicht  richtig  ausgewählt  werden. 
Linien,  die  dem  Hauptstrom  der  Auswan- 
derung entsprechen,  können  durch  Beförde- 
nmg  der  Auswanderung  dem  Lande  nachteilig 
werden.  Aus  diesem  Gnmde  hat  z.  B.  Italien 
die  bestehende  Linie  nach  Südamerika  nicht 
subventioniert.    Die  Auswahl  eines  unzweck- 
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mäßigen   Anlaufshafens  kann  event  mehr 
dem  Auslande  als  dem  Inlande  nützen. 

Diese  Nachteile  liegen  nicht  im  Wesen 
der  Sache  und  können  deshalb  vermieden 
werden.  Ihnen  stehen  wichtige  Vorteile 
gegenüber.  Die  AbhÄnrigkeit  der  Industrie 
imd  des  Handels  beim  Export  ihrer  Erzeug- 
nisse und  beim  Bezu^  ihrer  überseeischen 
Rohstoffe  von  ausländischen  Linien  bedingt 
den  Abfluß  zahlreicher  Erachten,  Umladungs- 
kosten, Vermittelungsgebühren  etc.  in  aus- 
ländische Hände,  ohne  die  nötige  Schnelligkeit 
und  Pünktlichkeit  der  Güter-  und  Postbe- 
förderung zu  gewährleisten.  Der  unmittelbare 
Handelsverkehr  mit  überseeischen  Gebieten 
findet  jedenfalls  in  regelmäßigen  Verbin- 
dungen mit  eigenen  Schiffen  eine  sehr 
wirksame  Stütze  und  Hilfe  und  führt  außerdem 
dem  Lande  zahlreiche  Einnahmen  zu,  die 
sonst  dem  Auslande  zufließen.  Nur  muß 
man  sich  hüten,  zu  glauben,  daß  stets  die 
Schaffung   solcher   Linien    eine    Verkehrs- 

Ostasiatische  Linie 
bei  der  Ansreise 103  645  t  =  98,32  MUl.  M. 

davon  dentscher  Herkmift      .      ^7i4%  57)^% 

bei  der  Heimreise 75847  t  =  139,66  Mill.  M. 

davon  filr  Deutschland  bestimmt    55,8  %  24,8  % 

Weiterhin  kann  auch  der  einheimische 
Schiffbau  und  die  einheimische  Produktion 
von  Betriebsmaterialien  wesentlich  gefördert 
werden.  Dem  deutschen  Schiffbau  und  der 
deutschen  Kohlenindustrie  z.  B.  haben  die 
subventionierten  deutschen  Linien  wesentr 
liehe  Vorteile  gebracht. 

Zu  diesen  wirtschaftlichen  Vorteilen  tritt 
noch  eine  Förderung  der  allgemeinen  natio- 
nalen Interessen  hinzu.  Nicht  nur,  daß  die 
Handelsmarine  die  Beschaffung  des  Mann- 
schaftsmaterials für  die  Kriegsmarine  beför- 
dert, auch  die  größere  Acutung  fremder 
Völker  vor  einer  Nation,  die  mit  großen 
Dampfern  nationaler  Fl^ge  im  Auslande 
erscheint,  kommt  hier  in  &tracht. 

Die  Vorteile  können  für  die  Gesamt- 
interessen schwer  genug  in  die  Wagschale 
&llen,  um  die  Subventionierung  aus  Staats- 
mitteln während  einer  gewissen  Zeit  zu 
rechtfertigen.  Ob  das  der  Fall  ist,  ist  eine 
reine  Tatmge. 

Literatur:  W,  Anneoke,  Die  ataatlich  stUtventio- 
nierten  Dampferlinien  in  Deutschland,  Jahrb.  /. 
Ges.  u.  Verw.,  Bd.  10.  —  v.  Philippovichy 
Art.  „Dampfersubvention"  im  H.  d.  St.,  £.  Aufl., 
Bd.  in,  S.  101  fg.  —  Neubatier,  Die  deuUche 
Reiehspostdampferlinie  nach  Ostasien  u.  Australien 
in  20  jährigem  Betriebe,  Berlin  1906,  —  Außer- 
dem Deutsches  Handelsarchiv,  Berichte  der 
Handelskammem,  Drucksachen  u.  Verhandlungen 
des  Reichstags  etc.        IL  van  der  BorghU 
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Steigerung  nach  sich  ziehen  werde.  Die 
verkehrschafifende  Wirkung  der  Verkehrs- 
verbesserung setzt  stets  eine  noch  auslösbare 
Entwickelung  des  Verkehrsbedürfnisses  vor- 
aus, und  diese  beruht  auf  den  gesamten 
wirtschaftlichen,  sozialen  und  kulturellen 
Verhältnissen  der  zu  verbindenden  Gebiete. 
Die  deutsche  Linie  TriestrBrindisi  z.  B. 
mußte  1887  aufgegeben  werden,  weil  für 
diese  Strecke  genügender  Verkehr  nicht  zu 
erzielen  war.  Dagegjen  haben  die  deutschen 
subventionierten  Linien  nach  Ostasien  und 
Australien  im  ganzen  eine  günstige  Verkehrs- 
entwickelung aufzuweisen.  Diese  Linien 
bewältigten  ohne  Edelmetalle  und  Kontanten 
(auf  Aus-  und  Heimreise)  1888  einen  Verkehr 
von  58477  t  (Wert  74,5  Mill.  M.),  1895  einen 
Verkehr  von  152415  t  (Wert  139,5  Mill.  M.> 
1903  einen  Verkehr  von  313804  t  (Wert 
345,11  Mill.  M.).  Im  Jahre  1903  kamen 
auf  die 

Anstralische  Linie 
62  445  t  =  36,97  Mill.  M. 

67,6%  65,00/0 

71S67  t  =  70,15  Mill.  M. 

«0,9%  78,5% 

4.  D.  in  Belgien,  Frankreich,  Großbritannien^ 
Italien,  Niederlande,  Schweiz. 

2.  Begriff,  Umlang  und  Arten  der  D» 

Unter  D.  versteht  man  alle  behördlichen 
Anordnungen  zur  Verhütung  von  Unfällen 
beim  Betriebe  von  Dampfkesseln.  Teils 
präventiver,  teils  repressiver  Natur,, 
beziehen  sich  aie  polizeilichen  Vorschriften 
sowohl  auf  die  Anlegung,  den  Bau  und 
die  Ausrüstung  der  Kessel  wie  auf  ihren 
Betrieb.  Für  die  Anlegung  der  Dampf- 
kessel ist  entweder  eine  Genehmigung  im 
Einzelfcdle  erforderlich  (sog.  „Konzessions- 
verfeihren"),  oder  es  sind  Normativbestim- 
mungen über  die  Anlegung,  den  Bau  und 
die  Ausrüstung  der  Kessel  aufgestellt,  die 
der  Unternehmer  bei  der  Anlage  eines- 
Dampfkessels  zu  beobachten  und  deren 
Beobachtung  er  zu  versichern  hat,  wobei  ihn 
unrichtige  Angaben  strafbar  machen  (sog. 
„Deklarationsverfahren"). 

Der  Betrieb  der  Dampfkessel  wird  in 
der  Weise  staatlich  überwacht,  daß  entweder 
nur  bestimmten  behördlich  geprüften  und 
approbierten  Personen  die  Bedienung  einea 
Dampfkessels  und  die  Ueberwachung  des 
Dampfkesselbetriebes  gestattet  ist,  oder  daß 
der  Unternehmer  oder  dessen  Angestellte 
für  die  ordnungsmäßige  Bedienung  und  die 
Beobachtung  aller  Sicherheitsvorschriften 
strafrechtlich  verantwortlich  sind.  Ueberdies 
müssen  sich  die  Unternehmer  eine  von  Zeit 
zu  Zeit  stattfindende  Revision  ihrer  Dampf- 
kessel auf  ihre  Kosten  durch  staatlich 
angestellte  oder  anerkannte  Sachverständige 
geukllen  lassen. 
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NnierdjDgs  haben  sicli  in  einer  Keilie 
voQ  Staaten  (so  insbeaoüdei'e  in  Eng^IaTid^ 
DeutscWand,  der  Schweiz  und  Italien)  die 
kes&elbesitzenden  Personen  tax  sog,  Kessei- 
re visioHBverbäJideii  zuBammeDgeschloßseDj  die 
im  Interesse  ilirer  Mitglieder  eine  periodische 
Pnlfitog  und  Beaufsichtigung  der  diesen 
gehörigen  DampfkeBsel  doi-eh  besondei-s 
aogestellte  Ingenieure  Tornehmen  lassen. 
Diese  Prüflingen  haben  in  den  einzehien 
Staaten  1  insbesondei^  auch  des  Deutschen 
Reiches,  behßi-dlicho  Anerkennung  gefunden 
und  ersetzea  deshalb  die  Revisionen  durch 
l^taatsbeamte. 

2.  U.  im  Deulsch«!!  Bcieh««  Für  die  An• 
l  <?  j^r  u  n  g  von  Dampfkesaela  gilt  im  allgem einen 
E:einftü  g§  24  ff.  Reicha-Gew.*ö.  nnd  nach  näherer 
V  Urschrift  des  Bimde^ratsbeschlusses  vom  6»/VIlL 
1890  das  Konzeasionaverfahren ;  für  die  Loko- 
motivkessel  der  Eisenbahnen  greifen  iedock 
die  Sondervorschriften  der  g§  8—11  der  Be- 
triebsünJnung  für  die  Hüupteisenhahnen  Deutsch* 
Iftuds  vom  öjVIL  1892  und  der  gg  10-14  der 
Bfthnordnnnif  für  (iie  Nebenbahnen  Dentschlaud« 
vom  selben  Tage  Fi  atz.  Knr  tu  El  saß- Lot  bringen* 
in  welchem  gemäü  §  6  d.  G.  vom  27./11.  1888 
4ie  landesrecbt heben  Vorschriften  im  allgemeinen 
in  Kraft  bkibeUj  aoweit  nicht  der  Bundesrat 
die  gemäß  g  24  Abu.  ^  Gew.*0.  zu  eri aasenden  An- 
ordnun^eii  anch  dort  2nr  Einführnng  bringt, 
bat  im  ÄnschluÜ  an  daa  jtranzösische  Becht  das 
8u^,  „Deklftrattonsverfahrea"  gemäß  V*  vom 
'AJXL  1884  Geltung,  vermüge  deren  der  Unter- 
"  nehmer  nur  verptiichtet  ist,  bei  dem  Ban  und 
der  Einrichtung  des  DampfkesHels  gewisse 
Normal ivbeBtimmangeu  zn  beobachten  und  vor 
der  Auf !*teJ long  desselben  eine  entsprechende 
Anzeige  bei  der  zuständigen  Behörde  einzu- 
reichen. Im  übrigen  Deut^idjind  bedarf  es , 
dagegen  in  jedem  einzelnen  Falle  zur  Anlegung 
Ton  Dampfkesseln,  mögen  dieselben  zum 
Maschinenbetriebe  bestimmt  sein  oder  nicht,  des 
in  den  gg  24^  25  Gew.-O.  vorgeschriebenen  behörd- 
lichen Genehm ignugsverfaJirena.  Auf  die  In 
%  22  des  BnndeBratabeachliiBses  vom  ö.  VIII.  1690 
bezeichneten  Dampfkoch|jefälk%  Dampf  Überhitzer 
<(der  Behälter  und  Kochkessel^  in  denen  Dampf 
ans  Wasser  durch  EinwirUang  von  Fener  er- 
zeugt wird,  findet  dieser  BescblnÜ  keine  An- 
wendung; für  diese  Anlagen  bleiben  die  landei- 
rechtlichen  Konzessionienuigs Vorschriften  maß- 
gebend. 

Kine  in  einem  deutschen  Bnndesstaate  ge- 
prüfte und  genehmigte  DampCkcsaelanlage  darf 
ohne  weiteres  (also  ohne  nochmalige  Prüfung 
und  Genehmigmig),  in  jedem  anderen  Bundea- 
"  ^at«  in  Betrieb  gesetzt  werden.  {Sog  Frei- 
tigigkeit  der  Dampfkeasel). 

Der  Betrieb  der  Dampfkesselanlagen  nnter- 
Uegt  lediglich  laudes rechtlichen  l'eber- 
wachungsTorschriften :  insbeaoudere  sind  die  Vor- 
schriften Über  die  Verantwiirtliehkeit  der  Be* 
iriehsnnteruehmer  und  Betnebsleiter  fär  einen 
ord II u  11  tfs mäßigen,  das  Publikum  nicht  gefÄkr- 
deudtiu  Betriebt  »owie  über  periodische  Revtsionen 
der  Dam  pfkessekn Ingen  —  letztere  freilich  ib- 
haltlich  übereinstimmend  auf  Gmnd  der  Bnnde«- 
faisbeschlüise  vom  a./TlI.  Wm  und  2.1./VD 
ll^H  —  von  den  einzelnen  Bundeäregitrungen 


erlassen.  Man  vgl.  für  Preußen  G.  vom  3./V. 
1872  und  vom  8./VID  ItJCfö  (betr.  die  Kosten 
der  Fillfnng  liberwachungsbedflrftiger  Anlagen) 
und  MV,  vom  28. XI.  18ü7,  sowie  vom  9.,  12., 
22./m.  1900;  21./L,  3./n./ 27./VI1L  li*03;  für 
Bayern  Art.  31  des  FolStUB,  und  MV.  vom 
aL/L  und  IB.IV,  1894,  für  Sachsen  V.  vom 
5,/lX.  1890  und  28.AK.  1892;  für  Württemberg 
Art,  82  dea  PoIStGB.  und  MV.  vom  U..XIL 
1871,  V.  vom  Id.iVl.  1873,  MV.  vom  4./XI. 
1890,  23./XI.  1891  und  18./II,  IGfV.  1892  und 
237KrL  1895;  für  Baden  G.  vom  22.fl.  1874 
und  T.  vom  24. /X.  1891.  Die  periodiBchen 
Be Visionen  der  Dampfkesselanlagen  ünden  ent- 
weder durch  Staatsbeamte  (^insbesondere  die 
Fabrikaufsichtsbeamten  des  g  li9b  Gew.-0.)  oder 
durch  die  von  den  privaten  DampfkesBel-Ecviiioiii- 
vereinen  angestellten  Techniker  statt.  Im 
Deutschen  Reiche  eiiätieren  gegenwärtig  i  Jantiar 
1906)  38  Dampfkessel^Jeberwachnngsvereine  mit 
93735  Mitgliedakaseln  nnd  a7666  Kesseln,  die 
im  staatlicüen  Auftrage  revidiert  werden, 

%M  D.  in  Oesterrelcli.  Auch  hier  gehdren 
die  Dampfkessel  gemllß  §g  25—34  Gew.-O.  und 
G.  vom  15.,  III.  1 883  zu  den  g e  n e  h  m  i  g  u  n  g  s- 
pfHcbtigen  Anlagen.  Das  0.  vom  7,;vn. 
1871  und  die  auf  Grund  desselben  ergangene 
V.  vom  selben  Tage  schreibt  jährliche  Re- 
viaionen  der  Dampfkessel  entweder  durch  staat- 
lich angestellte  Personen  oder  durch  amthcb 
autorisierte  Techniker  gewisser  FrivatgeaeU- 
schaften  vor.  Die  MV.  vom  l.;X*  1875  enthilt 
genane  Vorschriften  über  die  Sicherheitsfor- 
kehrnngeUj  welche  bei  den  Dampfkesseln  an- 
zubringen, uud  in  welcher  Art  die  Revisionen 
vorzunehmen  sind*  Weitere  Vorschriften  in 
dieser  Hinsicht  enthalten  die  MV.  vom  26 /VU. 
1882  und  II./VII.  1890,  sowie  die  V.  vom  2.jXlI 
1893.  Dem  österreichischen  Reeht  eigentümlich 
sind  die  durch  V,  vom  15./YIL  1891  uen  ^ 
regelten  Beatimmungen  über  den  Nachweis  der 
Befähigung-  zur  Bedienung  von  Dampflie»elu 
und  zur  Ueoerwachnng  des  DampfkeBSeloetriebes, 
wodurch  insbesondere  auch  von  den  Kessel- 
wärtern ein  auf  Grund  eber  Prüfung  zu  er- 
bringender Befähigungsn  ach  wein  verlangt 
wird. 

4,  IK  in  Belgien^  Frankreich,  «ir^iö- 
hritannJen,  Italien,   Niederlande,  i^ehwH», 

In  Belgien,  den  Niederlanden ^  der  Schweiz 
fBundesratsTerordnung  vom  16./X,  1897 1  nnd 
Italien  gilt  für  DampfkesselanlageiL  ein  ähn- 
liches Konzesaionssjstem  wie  In  Dent schlau d; 
in  Frankreich  dagegen  gilt  letzteres  nur  für 
^  Schilf skessel",  wogegen  für  Landdampfkesftel 
ein  „Deklarationsrerfahren"  Platz  greift,  wie 
es  entsprechend  in  Blsaß-Lothnngen  Geltung 
hat.  In  Großbritannien  sind  nur  für  Berg- 
werks- nnd  Dampfschiffsjkessel  besondere  Sichir^ 
heits-  und  Kon  troll  Vorschriften  erlas.^en;  Im 
übrigen  beschränkt  mau  sich  dort  auf  repretifve 
Maßnahmen  (Boiler  Exploäon's  Act  1^  mä 
1890  45  und  46  Vict,  chap.  22;  Ö3  und  M  Vict 
chap.  35), 

Llteratar  t  Die  LehrlyUchtf  de4  Vtrwtdtun*}0rtehu. 

—  iMHdmttnn,  KomviCJiUu'  rur  GrwMh  rjnm* 
lu   ^  ii  Oetr.*fK).   —    Mo9l4*rt    Art.    .Jktmpp 

—  V.  Thati,  Art,  ,,Daffip/k^^et*'\  iMst^rrSi,  W.B.. 


Dampfkesselpolizei  —  Darlehnskassenvereine 


641. 


landesgetetzliche  im  Kfmigreich  Sachsen  gellende 
Bestimmungen  betr.  die  Dampfkessel,  2.  Avfl., 
Leipzig  1891.  Xeukamp, 


DarlehnskasseiiTereine. 

1.  Die  Bedeutung  und  Wirksamkeit  der  D. 
2.  Statistisches. 

1.  Die  Bedeutnng  und  Wirksamkeit 

der  D.  a)  Die  D.  verdanken  ihren  Ursprung 
Fr.  Wiih.  Rai  ff  eisen  (1818—1888),  der 
als  Bürgermeister  von  Flamersfeld  auf  dem 
Westerwald  die  erste  Darlehnskasse  im  Jahre 
1849  daselbst  gründete.  Ihre  Zahl  in  jener 
Gegend  wuchs  bald,  besonders  seitdem 
ßa&eisen  1852  Bürgermeister  in  Heddesdorf 
bei  Neuwied  geworden  war.  Nach  seinem 
Ausscheiden  aus  dem  öffentlichen  Dienste 
widmete  er  sich  bis  zu  seinem  Tode  ganz 
den  D.,  die  unterdes  eine  große  Verbreitung 
gefunden  hatten  und  in  I^euwied  ihren  ge- 
schäftlichen Mittelpunkt  besaßen. 

Die  Einrichtung  von  D.  durch  Kaiffeisen 
fällt  zeitlich  fast  zusammen  mit  der  durch 
Schulze-Delitzsch  bewirkten  Gründung  der 
Yorschußvereine.  Beide  Männer  sind  aber 
unabhängig  voneinander  vorgegangen;  ihre 
Oi^;anisalionen  weisen  manche  Aehnlich- 
keiten,  aber  auch  erhebliche  Verschieden- 
heiten auf.  Beide  gründen  sich  auf  die 
Selbsthilfe  und  haben  als  wirtschaftlichen 
Hauptzweck  die  Kreditgewährung,  dienen 
auch  gleichzeitig  als  Sparkassen ;  beide  sind 
sxd  Solidarhaft  beruhende  Genossenschaften. 
KaifFeisen  hat  aber  im  Gegensatz  zu  Schulze 
von  vornherein  nicht  nur  wirtschaftliche, 
sondern  auch  sittlich-religiöse  Zwecke  ver- 
folgt; seine  D.  sollten  gleichzeitig  Werke 
der  christlichen  Nächstenliebe  darstellen 
und  danach  wählte  er  ihre  Organisation. 
Sie  unterscheiden  sich  von  den  Schulzeschen 
Vereinen  dadurch,  daß  der  einzelne  D.  stets 
nur  auf  ein  räumlich  eng  begrenztes  Gebiet 
{Kirchspiel,  einige  benachbarte  Dörfer)  sich 
erstreckt ;  daß  er  keine  Dividenden,  sondern 
nur  eine  mäßige  Verzinsung  der  Sparein- 
lagen gewährt;  daß  ein  etwaiger  Gewinn 
der  DarlehnskaÄse  zufließt  und  als  Reserve- 
fonds oder  zu  gemeinnützigen  Zwecken  ver- 
wendet wird;  daß  die  Vorstandsmitglieder 
ihre  Tätigkeit  unentgeltlich  ausüben  und 
höchstens  der  Rechner  eine  kleine  Ent- 
schädigung empfängt;  daß  die  Darlehen  je 
nach  dem  vorliegenden  Bedürfnis  nicht  niu* 
auf  einige  Monate,  sondern  auch  auf  ein 
und  mehrere  Jahre,  selbst  auf  zehn  Jalire, 
unter  Umständen  noch  Jänger,  gewährt 
werden;  daß  die  einzelnen  Mitglieder  keine 
Geschäftsanteile,  oder  doch  nur  ganz  geringe, 
an  der  Darlehnskasse  haben.  Durch  das 
deutsche  Reichsgesetz  v.  I.V.  1889 
betr.  die  Erwerbs- und  Wirt  Schaft  s- 
genossenschaften  sind  allerdings  manclie 

Wörterbuch  der  Volkswlrtsehatt.    II.  Aufl.    Bd.  I. 


der  früher  vorhanden  gewesenen  Unterschiede 
beseitigt  worden;  andererseits  haben  die 
ursprünglich  nach  Schulze  -  Delitzschscheu 
Grundsätzen  eingerichteten  Vorschußvereine 
sich  manches  von  den  Raiffeisenschen  D. 
angeeignet,  so  daß  jetzt  viele  der  erstei-en 
von  den  letzteren  sich  tatsächlich  noch  kaum 
unterscheiden.  Es  ist  von  Schulze-Delitzsch 
und  seinen  Anhängern  den  D.  der  Vorwurf 
gemacht  worden,  daß  sie  auf  einer  wirt- 
schaftlich unhaltbaren  Grundlage  beruhen. 
Dies  namentlich  deshalb,  weil  sie  unter 
Umständen  ein-  und  selbst  vieljährigen 
Kredit  bewilligen,  w^ährend  die  Kapitalien, 
mit  denen  sie  selbst  arbeiten,  fast  ausnahms- 
los einer  viel  kürzeren  Kündigungsfrist 
unterliegen.  Auch  die  Nichtbildung  von 
Geschäftsanteilen  oder  die  Bildung  von  ganz 
geringen  Geschäftsanteilen  ist  als  gefährüch 
für  den  finanziellen  Bestand  der  D.  bemängelt 
worden.  Theoretisch  haben  diese  Einwände 
zwar  eine  gewisse  Berechtigung,  praktisch 
haben  sie  sich  aber  als  bedeutungslos  heraus- 
gestellt Denn  in  den  mehi'  als  50  Jahren 
des  Bestehens  der  Raiffeisenschen  D.  hat 
meines  Wissens  noch  keiner  derselben 
bankerott  gemacht,  während  zahlreiche  nach 
Schiüze-DeUtzsch  eingerichteten  Vorschuß- 
vereiiie  diesem  Schicksal  erlegen  sind.  Die 
größere  Sicherheit  der  D.  liegt  in  ihren 
eben  erwähnten  Eigentümlichkeiten.  Sie 
erstrecken  sich  nur  über  einen  räumlich 
begrenzten  Bezirk,  so  daß  die  wirtschaft- 
lichen Verhältnisse  und  die  persönlichen 
Eigenschaften  jedes  Darlehnsempfängers  dem 
Vorstande  genau  bekannt  sind;  ferner  wird 
durch  das  Fortfallen  der  Dividenden  jeder 
Anreiz  genommen,  mit  den  Beständen  der 
Darlehnskasse  irgend  welche  gewagte  Ge- 
schäfte zu  machen  und  überhaupt  auf  hohe 
Gewinne  zu  spekulieren;  endlich  bietet  der 
Umstand,  daß  die  D.  nicht  von  bezahlten 
Beamten,  sondern  von  Mitgliedern,  die  sich 
freiwillig  und  ohne  Entschädigimg  hierzu 
hergeben,  geleitet  werden,  einen  wesentlichen 
Schutz  gegen  riskante  Geldoperationen.  Die 
von  Schulze-Delitzsch  begründeten  Vorschuß- 
und  Sparvereine,  die  ihr  Urheber  bezeich- 
nenderweise auch  Volksbanken  genannt 
hat,  haben  gewiß  viel  Gutes  gestiftet;  sie 
haben  aber  immer  mehr  den  Charakter  von 
auf  Gegenseitigkeit  begründeten  Bankinsti- 
tuten angenommen.  Für  städtische  Verhält- 
nisse mag  dies  nützlich  und  nötig  gewesen 
sein,  eine  so  einfache  Organisation  wie  die 
der  D.  hätte  dort  nicht  dem  Bedflrfnis  ge- 
nügt. Aber  mit  dieser  Umwandlung  in 
Banken  haben  die  Vorschuß  vereine  neben 
den  damit  verknüpften  Vorteilen  auch  das 
'  geschäftliche  Risiko  mit  in  den  Kauf  nelimeu 
müssen,  das  stets  mit  bankähnlichen  Insti- 
i  tuten  verknüpft  ist. 

Nach  langjährigem  Streite  über  die  Voi- 
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züee  oder  Nachteile  der  Raiffeisenschen  und 
Schulzeschen  Vereine  hat  sich  jetzt  ziemlich 
allgemein  die  üeberzeugung  Bahn  gebrochen, 
daß  die  D.  die  geeignetere  Institution  dar- 
stellen, wenn  es  sidi  darum  handelt,  den 
mittleren  undkleinerenLandwirten 
den  von  ihnen  benötigten  Personalkredit  zu 
gewähren.    Der  beste  Beweis  dafür  liegt  in 
dem  Umstände,  daß  die  für  die  bäuerliche 
Bevölkerung    gegründeten   Vorschuß  vereine 
mit  der  Zeit  in  ihrer  Organisation  sich  den 
D.  genähert,  auch  häufig  den  Namen  „D." 
an^nommen  haben.   Andererseits  haben  die 
Baiffeisenschen  Vereine  das  Bedürfnis  ge- 
fühlt, im  Jahre  1876  durch  Errichtung  der 
Land  wir  t  schaftlichen  Zen  tral-Dar- 
lehnskasse  für  Deutschland  in  Neu- 
wied für  ihre  Zwecke  ein  bankähnliches 
Institut  zu  schaffen,  welches  für  die  ein-j 
zelneu  D.,  soweit  als  nötig,  die  Vermittelung  I 
von  Geldgeschäften  übernimmt  Ferner  haben  | 
die  RaiflFeisenschen  D.  in  den  Verträgen  mit  i 
ihren     Schuldnern     eine     Kündigungs-! 
klau  sei  aufgenommen,  nach  der  sie  sich' 
eine  Aufkündi^mg  des  Darlehens  mit  drei- 1 
monatlicher  Fnst  vorbehalten,  falls  das  Dar-  i 
lehen  gefährdet  erscheint.    Damit  ist  dem 
Hauptbedenken  gegen  die  D.  die  Spitze  ab- 
gebrochen.   Uebrigens  ist  von  dem  in  der, 
Kündigungsklausel    enthaltenen    Recht    bis 
jetzt  nie  oder  nur  sehr  selten  Gebrauch  ge- 
macht worden. 

b)  Die  Wirksamkeit  der  D.  besteht 
zumeist  darin,  ihren  Mitgliedern  billige,  auch 
in  Raten  abzuzahlende  Darlehen  zu  ge- 
währen, und  zwar  für  so  lange,  als  die- 
selben zur  Erreichung  des  bestimmten 
Zweckes  nötig  sind  und  als  sie  nach  derj 
Lage  des  Schuldners  sicher  gestellt  er- 
scheinen. Gleichzeitig  erfüllen  die  D.  den 
Zweck  von  Sparkassen,  indem  sie  von  seiten 
ihrer  Mitglieder  Spareinlagen  an  nehmen 
und  verzinsen.  Die  Benutzung  der  D.  als 
Sparkassen  ist  für  die  meisten  Landbewohner ; 
weit  beiiuemer  als  die  der  öffentlichen,  in  | 
Städten  befindlichen  Sparkassen.  Diu'ch  die  i 
unbeschränkte  Solidarhaft  der  Mitglieder  der 
D.  sind  deren  Gläubiger,  also  auch  die  Ein- 
leger in  die  Sparkasse,  vollständig  sicher 
gestellt  Das  G.  v.  l./V.  1889  läßt  aUer- 
dings  auch  Genossenschaften  mit  beschränkter 
Hani)flicht  zu ;  aber  von  dieser  Befugnis  ist 
seitens  der  D.  nur  ein  verschwindend  ge- 
ringer Gebrauch  gemacht  worden,  vielmehr 
hat  man  an  dem  bewährten  und  für  D.  allein 
richtigen  Grundsatz  der  unbeschränkten 
Solidarhaft  festgehalten.  Ein  weiterer 
Schutz  sowohl  der  Gläubiger  wie  der  Mit- 
glieder der  D.  liegt  in  der  durch  das 
erwähnte  Gesetz  vorgeschriebenen  regel- 
mäßigen Revision  der  D.  und  ihrer  Ge- 
scliäftsführung. 

Die  D.  erfüllen  endlich  in  vielen  Fällen ' 


den  für  die  bäuerliche  Bevölkerung  so 
wichtigen  Zweck  von  Konsumgenossen- 
schaften. Es  geschieht  dies  in  der  Weise,, 
daß  der  Vorstand  der  D.  Futtermittel,  Dünge- 
mittel, Brennmaterial  und  sonstige  Bedürf- 
nisse für  diejenigen  seiner  Mitglieder,  die- 
sich  hierzu  zusammentun,  im  großen  ankauft 
und  dann  nach  Maßgabe  der  gemachten  Be- 
stellungen verteilt.  Dadurch  erhalten  die 
Mitglieder  die  Gegenstände  nicht  nur  weit 
billiger,  sondern  auch  in  besserer  Qualität^ 
als  wenn  sie  dieselben  einzeln  bezögen. 

c)  Der  von  den  D.  erzielte  Erfolg  ist 
ein  ungemein  großer  und  günstiger  gewesen. 
In  den  meisten  Orten  ihrer  Wirksamkeit  ist 
der  den  Bauern  so  verderbUche  Wucher  ganz 
ausgerottet  oder  doch  auf  ein  erheblich  ge- 
ringeres Maß  beschränkt  worden ;  besonders 
gilt  dies  von  dem  Viehwucher,  unzähligen 
Landwirten  femer  ist  der  Besitz  von  Haus 
und  Hof,  dessen  sie  sonst  verlustig  e^egangen; 
wären,  durch  die  D.  erhalten  woroen.  JOie^ 
D.  erziehen  ihre  Mitglieder  zur  Spai^mkeit,. 
Wirtschaftlichkeit,  und  wirken  hierdurch 
sowie  durch  Belebung  des  Gemeingefühls, 
und  der  Selbstverantwortlichkeit  auf  die 
Förderung  der  Sittlichkeit  Es  gibt  keine 
auf  Freiwilligkeit  beruhende  Institution, 
welche  in  dem  letzten  Menscbenalter  auch 
nur  annähernd  einen  so  imi&tssenden  und 
vorteilhaften  Einfluß  auf  die  bäuerliche  Be- 
völkerung ausgeübt  hätte  als  gerade  die  D. 
Nur  langsam  hat  sich  die  Erkenntnis  von 
dieser  hervorragenden  Bedeutung  der  D. 
Bahn  gebrochen.  Durch  das  den  Bauern 
ei^ntümliche  Mißtrauen,  durch  die  Gegen- 
agitation der  gewerbsmäßigen  Geldverleiher,. 
durch  die  Opposition  von  sonst  wohlgesinnten, 
aber  ängstlichen  und  nicht  gerade  weit- 
sichtigen Männern  der  höheren  Öesellschafts- 
klassen,  endlich  durch  die  Schwierigkeit  in 
den  Dörfern  geeignete  Personen  zu  finden, 
welche  die  Gründung  und  Leitung  der  D. 
in  die  Hand  nehmen,  wurden  der  schnellen 
Ausbreitung  der  D.  große  Hindemisse  in 
den  Weg  gelegt.  Erst  seit  20—25  Jahren 
ist  dieselbe  in  rascherem  Tempo  erfolgt,  und 
gegenwärtig  gibt  es  kaum  emen  deutschen 
Staat  oder  auch  nur  einen  größeren  Landes- 
teil, in  dem  D.  nicht  vertreten  sind. 

2.  Statistisohes«  Von  der  preußischen  Rhein- 
provinz aus  verbreiteten  sich  die  D.  zunächst 
m  Westfalen,  Hessen  und  in  Nassau;  später 
folgte  auch  ihre  Gründung  in  Bayern,  Baden 
und  Württemberg,  noch  später  in  lütteldeutsch- 
land,  in  den  letzten  10—15  Jahren  sind  sie  auch 
in  größerer  Zahl  im  nordöstlichen  Deutschland 
zur  Erscheinung  gekommen.  Für  die  Kaiifeisen- 
schen  D.  bildet  den  Mittelpunkt  die  General- 
anwaltschaft  ländlicher  Genossen- 
schaften in  Neuwied  (seit  1877)  und  als 
Geldausgleichstelle  die  ungefähr  gleichzeitig  int 
Leben  getretene  Landwirtschaftliche 
Zentrai-Darlehnskasse  ebendaselbst.  Da- 
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neben  hat  sich  aber,  wiewohl  im  allgemeinen« 
nach'  den  gleichen  Grundsätzen,  eine  ganze 
Reihe  von  ^sonderen  Landes-  oder  Provinzial- 
verbänden  gebildet,  die  unabhängig  von  der 
Generalanwaltschaft  dastehen.  Unter  den  Be- 
teiligten herrscht  zurzeit  eine  Meinungsver- 
schiMenheit  darüber,  ob  es  zweckmäßiger  sei, 
die  Unabhängigkeit  zu  wahren  oder  sich  der 
Generalanwaltsdiaft  anzuschließen.  Uebrigens 
hat  die  letztere  in  den  verschiedensten  Teilen 
des  Deutschen  Reiches  Filialen  errichtet,  um 
den  ihr  zugehörigen  Verbänden  und  einzelnen 
Vereinen  den  Geschäftsverkehr  zu  erleichtem. 

Einen  weiteren  Mittelpunkt  haben  die  D. 
in  dem  Allgemeinen  Verband  der  land- 
wirtschaftlichen Genossenschaften  in 
Deutschland,  der  1884  gegründet  wurde  und 
an  dessen  Spitze  der  G«h.  Regierungsrat  Haas 
zu  Offenbach  a.  M.  steht.  Auch  zu  diesem 
Verband  fi:ehören  zahlreiche  Unterverbände  für 
einzelne  Länder  oder  Landesteile,  die  in  ihrer 
Or^ranisation  zwar  ebenfalls  hier  und  da  Ab- 
weichungen zeigen,  aber  doch  in  den  Haupt- 
punkten von  ähnlichen  Gesichtspunkten  ausgehen. 

Der  allgemeine  Verband  der  landwirtschaft- 
lichen Genossenschaften  in  Deutschland  ist  ur- 
sprünglich hervorgegangen  aus  Vereinen,  die 
nach  den  Grundsätzen  von  Schulze -Delitzsch 
eingerichtet  waren;  aber,  wie  schon  oben  be- 
merkt, haben  diese,  was  das  Darlehnsgeschäft 
betrifft,  sich  vieles  von  den  Raiffeisenschen 
Vereinen  angeeignet.  Sie  führen  häufig  den 
Namen  D. ;  ebensohäufig  bezeichnen  sie  sich 
aber  auch  als  landwirtschaftlicher  Kreditverein 
oder  in  noch  anderer  Weise. 

Nach  der  vom  allgemeinen  Verband  aufge- 
stellten Statistik  gab  es  am  1.  Juli  1903  im 
Deutseben  Reich  11750  D.  oder  landwirtschaft- 
liche Kreditgenossenschaften.  Nach  den  ge- 
machten Erfahrungen  ist  die  Zahl  der  Mit- 
glieder jedes  Vereins  durchschnittlich  auf  100 
anzunehmen;  es  würde  daher  die  Gesamtzahl 
aller  den  D.  angehörenden  Personen  auf  über 
eine  Million  zu  veranscblafiren  sein.  Die  obigen 
Zahlen  umfassen  sämtliche  D.  im  Deutschen 
Reich  ohne  Rücksicht  auf  die  Zugehörigkeit  zu 
diesem  oder  jenem  Verbände.  Von  den  11760 
einzelnen  D.  waren  11042  mit  unbeschränkter, 
690  mit  beschränkter  Haftpflicht,  18  mit  unbe- 
schränkter Nachschußpflicht.  Von  der  Gesamt- 
zahl kamen  auf  das  Königreich  Preußen  6099 
und  hiervon  allein  auf  die  3  Provinzen  Rhein- 
preulten  (1120),  Hessen-Nassau  (691)  und  West- 
falen (421)  2232;  Ostpreußen,  Westpreußen, 
Brandenburg  und  Pommern  waren  nur  mit  zu- 
sammen 1238  Vereinen  vertreten.  Dagegen  hatte 
Bayern  2613,  Württemberg  1008,  Baden  395, 
Hessen-Darmstadt  472,  Elsafi-Lothringen  420  D. 

In  Oesterreich  hat  die  Gründung  von 
D.  erst  1885  begonnen;  im  Jahre  1890  be- 
standen dort  etwa  150  Vereine ;  um  die  gleiche 
Zeit  existierten  in  Italien  gegen  50  D.  In  der 
Schweiz  gibt  es  zwar  zahlreiche  Vorschnß- 
kassen  nach  dem  Schulze-Delitzschschen  Muster, 
aber  keine  D. 

Literatur:  F.  W,  RaiffeUen,  Die  DarUhns- 
kastenvereine  in  Verbindung  mit  Konsum-,  Ver* 
kau/s-  ustp,  Genossenschaften,  als  Mittel  zur  Ab- 
hilfe der  Not  der  UindL  Bevölkerung  sowie  der 
ttädüschen   Arbeiter,    1.    Aufl.,    Seuicied  1866; 


4.  Aufl.,  1883.  —  J>€r9elh€f  Kurze  Anleitung 
zur  Gründung  von  Darlehnskassenvereinen  usw., 
Neuwied,  1.  Aufl.,  1883,  6.  Aufl.,  1888.  —  Th, 
Kraus,  Die  Raiffeisenschen  Darlehnskassenver* 
I      eine  in  der  Rheinprovinz,  i  Hefte,  1876  w.  1877, 

—  Zu  dem  Streu  über  die  Schulze- Deliizschschen 
Vorschußkassen  und  die  Raiffeisenschen  Dar- 
lehnskassen  vgl.  die  Abhandlungen  von  NÖU  und 
Held  im  Arbeiterfreund  (herausg.  von  Böhmert 
und  Gneist),  11.  Jahrg.,  1873,  S.  lUfg-,  S.  S95fg. 
u.  S.  39g fg.;  sowie  E.  Nasse  in  den  landw. 
Jahrb.  r.  Thiel,  5.  Jahrg.,  1876,  S.  557 fg.  — 
Q.  Mahlstedt,  Die  landw.  Genossenschaften 
und  deren  Vereinigung  zu  Verbänden,  1889.  — 
Art.  „Darlehnskassenvereine"  von  Marcliet  im 
H.   d.   St.,   S.  'Aufl.,   Bd.  UI  (1900),  S.  liOfg. 

—  Jahrbuch  des  Allgemeinen  Verbandes  der 
deutschen  landwirtschaftlichen  Genossenschaften 
für  1903,  Offenbach  a.jM.  1904  (besonders  S.  11, 
80  und  84).  —  Fr.  Müller,  Die  geschichtliche 
Entvnckelung  des  landw.  Genossenschaftswesens 
in  Deutschland  von  1848149   bis  zur  Gegenwart, 

—  Jf.  F<Msbender,  F.  W.  Raiffeisen  in  seinem 
Leben,  Denken  und  Wirken,  Berlin  1902. 

Frhr.  v.  d,  Goltz. 
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Degression,  degresslTe  Steuer. 

Die  Degression  (auch  Regression  genannt) 
ist  eine  Abart  der  Progression,  mit  der  sie  die 
Tendenz  teilt,  die  höheren  Vermögens-  und  Ein- 
kommensstufen nicht  nur  absolut,  sondern  auch 
relativ  stärker  zu  belasten.  Sie  geht  dabei  von 
der  Anschauung  aus,  da£  mit  den  Größen  nicht 
nur  die  Extensität,  sondern  auch  die  Intensität 
der  wirtschaftlichen  Leistungsfähigkeit  steigt, 
daß  also  eine  immer  kleinere  Quote  des  Gesamt- 
einkommens von  den  unentbehrlichen  Bedürf- 
nissen absorbiert  wird  und  immer  mehr  Mittel 
zur  Befriedifi^un^  der  höheren  und  LuxusbedUrf- 
nisse  übrig  bleiben. 

Zu  diesem  Ziele  gelangt  die  De^ession  da- 
durch, dal{  sie  eine  obere  Grenze  der  Emkommens- 
S'ößen  als  Durchschnitt  annimmt  und  dafür  einen 
aximalsteuersatz  feststellt  (Horizontale).  Von 
dieser  Linie  an  und  aufwärts  wird  dann  dieser 
Maximalsteuersatz  angewendet  auf  sämtliche 
folgenden  höheren  Einkommensstufen.  Dage^n 
werden  diejenigen,  die  in  ihrer  Höhe  diesis 
Grenze  nicht  erreichen,  durch  einen  niedrigeren 
Steuersatz  entlastet.  Unter  dem  angenommenen 
Durchschnitte  geht  der  Steuersatz  herab,  degre- 
diert  oder  regrediert:  daher  D.  und  d.  Steuer. 
Beispiel:  Eine  Steuer  nimmt  als  obere 
Grenze  den  Betrag  von  100000  M.  Einkommen 
an  und  besteuert  diesen  Betrag  und  alle  höheren 
Beträge  mit  4  %.  Die  Mnkommensbezüge 
unter  dieser  Grenze  werden  in  absteigender 
Linie  entlastet:  50000  M.  3V«  %.  20000  M. 
3  «/o.  5000  M.  2,60  %,  1000  M.  1,80  %  usw. 
Vgl.  Art.  „Steuern"*. 

Max  von  Hecket. 
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Deichwesen. 

Unter  D.  versteht  man  die  Gesamtheit 
derjenigen    Einrichtungen    und    Maßregeln, 
welche  den  Schutz  von  Grundstücken  gegen 
solche   Beschädigungen   zum  Zweck  Üben, 
die  ihnen   durch  Ueberflutung  mit  Wasser 
drohen.    Wollte  man  ein  einzelnes  Grund- 
tsück  vor  Wasser  schützen,  so  müßte  man 
dasselbe  ringsum   mit  einem  entsprechend 
hohen  Damm  (Deich)  umgeben;  dies  würde 
aber   in  den  meisten  F^len  viel  zu  kost- 
spielig  sein.    Wirtschaftlich   lohnend   wird 
die   Einrichtung   von   Deichen   erst,   wenn 
man  eine  größere  Fläche  mit  solchen  um- 
gibt.   Daraus  folgt  die  Notwendigkeit,  daß 
alle  Besitzer   der  in  dem  gleichen  Ueber- 
schwemmungsgebiete  liegenden  Grundstücke 
sich  zum  Zweck  der  Herstellung  und  Unter- 
haltung der  notwendigen  Deiche  zusammen- 
tun.   Auf  dieser  genossenschaftlichen  Grund- 
lage hat  sich  denn  auch  tatsächlich  das  D. 
entwickelt.    Es  haben  sich  für  einzelne  Be- 
zirke  Deich  verbände   gebildet,   welche 
durch    statutarische,    für    alle    Mitglieder 
bindende  Bestimmungen  die  für  die  Unter- 
haltung der  Deiche  nötigen  Maßregeln  fest- 
setzten.   Insbesondere  liandelte  es  sich  da- 
bei   um    die    Geldbeiträge    sowie    um    die 
Arbeits-    oder   sonstigen   Naturalleistungen, 
die  den  einzelnen  Mitgliedern  dabei  obliegen, 
die  sog.  Deichlasten.   Die  Deichverbände 
gehören  zu  den  ältesten  landwirtschaftlichen 
Genassenschaften,  die  man  kennt.   Sie  haben  | 
sich  je  nach  den  örtlichen  Bedürfnissen  und  i 
Gewohnheiten  ganz  verschieden  entwickelt,! 
und   erst   spät    liat  die    staatliche   Gesetz- j 
gebung   Veranlassung   gefunden,   allgemein 
gültige  Bestimmungen   darüber   zu  tfefFen.  | 
Selbst  das  Preußische  Landrecht  beschränkt 
sich  auf  sehr  wenige  Vorschriften  über  das  j 
D. ;    es    bietet  namentUch    noch   nicht  diel 
Möglichkeit,  neue  Deichverbände  auch  gegen  i 
den  Willen  einzelner  AÄ^derstrebender  Inter- 1 
essenten  ins  Leben  zu  rufen. 

Für  die    preußische    Monarchie    er- 
folgte die  Regelung  des  D.  durch  das  G.  v. ! 
28./L  1848,  welches  durch  das  G.  v.  ll./IV. 
1872  auch  über  die  1866  neu  erworbenen  | 
Provinzen  Hannover  und  Schleswig-Holstein, , 
jedoch  unter  Aussclduß  der  Marschgebiete, ' 
ausgedehnt  wurde.    Dieses  Gesetz  verfolgt : 
hauptsächlich  den  Zweck,  die  Bildung  von 
Deichgenossenschaften  zu  befördern  und  zu  i 
erleichtern,  nötigenfalls  auch  zu  erawingen. 
Es   überläßt   zwar   die   innere  Einrichtung; 
der  bestehenden  Deichverbände  diesen  selbst,  | 
macht  sie  aber  bei  neu  zu  gründenden  Ver- 
bänden von  der  Prüfung  und  Genehmigimg 
der  Staatsbeliöi-de  abhängig.    Außerdem  triift 
es  Bestimmungen,   welche   es  den  älteren 
Deichverbändeu     müglicli     machen,      ihre 
Satzungen    den     veränderten    Bedürfnissen' 


und  Verhältnissen  gemäß  umzugestalten. 
Eine  wesentliche  Ergänzung  hat  das  Gesetz 
von  1848  erhalten  durch  den  kgl.  Erlaß  v. 
14  XI.  1853,  durch  den  die  allgemeinen 
Grundsätze  festgestellt  wurden,  welche  für 
die  Organisation  aller  neu  zu  gründenden 
Deichverbände  als  Richtschniir  dienen  sollten. 
Das  Gesetz  verleiht  den  einzelnen  Verbänden 
Korporatiousrechte ;  es  legt  ferner  den  Mit- 
gliedern gewisse  Lasten  und  Verpflichtungen 
auf,  die  im  Verwaltungswege  erzwingbar  sind. 
Die  Deichpflicht  oder  Deichlast 
ruht  als  unablösliche  Reallast  auf  den  ein- 
zelnen durch  den  Deich  geschützten  Gnmd- 
stücken  und  geht  deshalb  auch  bei  Teilung 
von  solchen  Grundstücken  auf  jedes  neu 
gebildete  Teilgrundstück  bezw.  auf  dessen 
Besitzer  über.  Es  handelt  sich  dabei  zu- 
nächst um  die  Aufbringung  der  für  die 
Unterhaltung  der  Deiche  nötigen  Geldmittel; 
dann  aber  auch  um  die  Liefenmg  und 
Heranschaifung  der  für  diesen  Zweck  er- 
forderlichen Materialien  (Erde,  Rasenstücke, 
Faschinen)  sowie  um  die  Stellung  der 
erforderlichen  menschlichen  Arbeitskräfte. 
Neben  diesen  regulären  Deiclipflichten  gibt 
es  aber  noch  außergewöhnliche ;  solche  liegen 
allen  Bewohnern  der  von  UebeiHutung  be- 
drohten und  selbst  der  benachbarten  Bezirke 
dann  ob,  wenn  eine  Ueberschwemmungs- 
gefahr  vorhanden  ist,  deren  Abwendung 
durch  die  als  Regel  vorgeschriebenen 
Leistungen  nicht  möglich  ei-scheint.  Die 
Entscheidung  darüber,  ob  dieser  Fall  ein- 
getreten ist,  hat  lediglich  die  zuständige 
Polizeibehörde  zu  treifeu. 

Für  die  ]Marschen  der  Herzogtümer 
Schleswig-Holstein,  wo  die  Deiche 
eine  so  wichtige  Rolle  spielen,  wurde  schon 
unter  dänischer  Herrscliaft  das  D.  gesetzlicli 
reguliert.  Durch  Patent  vom  29. 1.  180) 
wui-de  eine  staatliche  Aufsicht  über  die 
Deiche  und  die  Einsetzung  von  Deichinspek- 
toren angeordnet;  das  allgemeine  Deich- 
reglement V.  6.JV.  1806  traf  Bestimmung 
über  die  Bildung  von  Deich  verbänden,  über  die 
denselben  obliegenden  Verpflichtungen  usw. 

Aehnlich  wie  in  Schleswig-Holstein  war 
das  D.  im  Königreich  Hannover  geregelt, 
nur  daß  hier  an  Stelle  eines  allgemeinen 
Gesetzes  örtliche  Verordnungen  erlassen 
wunlen.  Nach  Annektion  beider  Länder 
durch  Preußen  blieben  zwar  die  alten  Vor- 
schriften in  Kraft,  es  wurde  aher  bestimmt, 
daß,  soweit  es  an  solchen  fehlte,  die  in  <ien 
preußischen  GG.  v.  28.  L  1848  und  v.  11.  IV. 
1872  getroffenen  Anordnungen  in  Gültigkeit 
treten  sollten. 

In  den  übrigen  deutschen  Staate ri, 
ebenso  in  Oesterreich  und  Ungarn  hin- 
stellen keine  besonderen  Gesetze  über  das 
D.;  dasselbe  wird  vielmehr  diurch  die  all- 
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gemeinen  Bestimmungen  über  den  Wasser-  am  31./Xn.  1905  6642  Stück  verschlossene  D.  vor- 
schiilz  geregelt  handen  und  294  244  offene  D.  über  rund  3187  Mill. 

fr--6^  S  6^5  "^u^Bd  9  y^-eTs  7^'bü  «>««»«°  Eiligen  bezifferten  120  MiU.  M.  Außer- 
(L  .6),  S.  ««?-;^  «»«'  ^J!\JJ^''t>'  ^-rlLt"  dem  waren  1207^tttck  Mündel-D.  mit  26  MUl.  M. 
^i.7    WT^TT*L.ff,^r^LfrTrf  vorhanden.  An  Gebühren  für  die  D.  vereinnahmte 

und  Strombaurecht  nach  allgemeinem   positiven  ^    Artftn   dftP  D      Naoh    Art    Hpr    Vpr 

und  hannoverschen  Landesrecht  erUitUerly  Hanno-         ^'  Arten   aer  U.     JMacn    Art    aer     ver- 

ver  1S16.  —  K.  J.  Rousseau,  Beiträge  zur  Währung  unterscheidet  man  a)verschlo8- 
Deich' und  Hußbau'Polizei-Geseugebung,  Harn-  sene,  offene  uud  Tresor-D.  Bei  ver- 
hurg  1820.  —  Art.  „Deichxcesen"  von  G,  An-  schlossen  D.  werden  die  Wertpapiere  oder 
schütz,  H.  d.  St.,  s.  Auß.,  Bd.  III  (1900),  S.  sonstigen  Wertobjekte  in  einem  versiegelten 
Ui—160,  Frhr.  v.  d.  Goltz.     ,  Paket  oder  verschlossenen  Behälter  übergeben, 

I  so  daß  der  Verwahrer,  w^enn  keine  Angabe 

Demologie,  Demographie  >  erfolgt,  ihren  Inhalt  gar  nicht  kennt.    Beim 

s.  Statistik  und  Bevölkerung         offenen  D.  werden  die  Wertpapiere  unver- 

( letzteres  oben  S.  445  fg.).  schlössen    übergeben,  so  daß  die   einzelnen 

Stücke,  ihre  Art,  ihr  Nennwert,  ihre  Nummern 

D^parcieux,  Antoine,  ,usw  ersichtlich  sind. 

u         io  V   i-Ao  •    ri  V  •  fT  •  s.         Das  offene  D.  wird  eme  Notwendigkeit, 

geb.  am  18./X.  1  (03  in  Cesson  bei  üzes,  gest.  wünsoht    daß    dpr    BankiPr   dip 

al8  Mitglied  der  Akademie  der  Wissenschaften  ,  ^®°P  ™*^  T/ ut  a  '  v^^^tt         u 

am  2. IX.  1768.  Papiere  nicht  bloß  verwahrt  ( Verwahnmgs- 

Verfasser  einer,  in  der  Schrift:  „Essai  sur  la  vertrag),  sondern  auch  verwaltet,  also  die 

ürobabilite  de  la  duree  de  la  vie  humaine  etc.,  |  Zins-   und  Dividendencoupons  abtrennt  und 

Paris  1746"  nebst  Supplement  Paris  1760,  ver-  ^  einzieht,  die  Verlosungen  und  Kündigungen 

öffentlichten,  hauptsächlich  auf  Berechnung  fran- '  kontrolliert,   die  fällig  gewordenen  Summen 

zosischerTontinen  basierten  Sterblichkeitstabelle,  einkassiert,  neue  Couponsbögen  bezieht,  die 

Außer  der  oben  angeführten  Schrift  veröffent-xnterimsscheine   in    definitive    Stticke    um- 

lÄs  S^^^  Tr  la^X'bilk"%?c'  ^^^«^^^^^  ^^^^^«^1  auch  Bezugsi^chte  geltend 
ffi  17^  xipperf!      macht,  die  Einzahlungen  besorgt,  neue  Effekten 

*      kauft  usw.  Die  Großbanken  mit  ihrem  großen 

Depositen  s.  Banken.  sichtbaren   Aktienkapital  sind  für  die  Ver- 

^ *  *  Wahrung  und  Verwaltung  besonders  geeignet, 

n       A    n       A         «.   «  ^'^^^  ^^®  ^^®  nötige  Sicherheit  bieten.    Aber 

Depot,  Depotgescnälte.  auch  viele  Geschäfte  führen  die  Wertpapiere 

1.  Begriff;  wachsende  Ausdehnung  der  D.-  offen  in  den  Gewahrsam  der  Banken,  so 
geschäfte.  2.  Arten  der  D.  3.  Die  D.bedmgungen.  besonders  die  Pfand-  und  Koromissions- 
4.  Die  bei  den  offenen  D.  zutage  getretenen  geschäfte.  Dem  Bankier  werden  entweder 
Mängel.  5.  Versuch  zur  Abstellung  dieser  i  Wertpapiere  für  bereits  bestehende  oder 
Män^l  (D.^esetz  vom  5./VII  1896).  6.  Wirkung  gleichzeitig  entstehende  Forderungen  als 
und^urteüung  des  deutschen  D.gesetzes.  pj^nd  gegiben,  oder  die  Hingabe  erfolgt  so, 

1.  Be^ff;  wachsende  Bedeutung  der  daß  die  Papiere  dem  Bankier  für  etwaige 
D^eschäfte.  Man  versteht  unter  einem  künftig  entstehende  Forderungen  haften  sollen. 
D.geschäft  die  Hinterlegung  von  Wertsachen  Bei  Kommissionsgescliäften  entstehen  offene 
he\  einem  Dritten,  der  sich  verpflichtet,  D.  dadurch,  daß  der  Bankier  im  Auftrag 
dieselben  aufzubewahren ;  die  hinterlegten  des  Kunden  für  denselben  Wertpapiere  an- 
Saehen  selbst  nennt  man  D.  schafft  (Einkaufskommission)  und  in  Verwah- 

Volkswirtschaftlich  hat  die  größte  Be-  ning  behält,  oder  der  Kunde  dem  Bankier 
deutung  die  Hinterlegung  von  Wertpapieren ;  Wertpapiere  zur  Veräußerung  übergibt 
l»eiderenormen  Zunahme  derselben,  besonders  (Verkaufskommission)  oder  Wertpapiere  zum 
der  sehr  gefährdeten  Inhaberi^piere  und  der  Zweck  des  Umtausches  oder  des  Bezugs  von 
damit  ziemlich  parallel  gehenden  Entwicke-  anderen  Wertpapieren  aushändigt  Das  offene 
hing  des  Bankwesens  ist  es  in  weitem  Maße  D.  ermöglicht  auch,  daß  diese  Fälle  leicht 
üblich  geworden,  die  Wertpapiere  bei  Banken  ineinander  übergehen ;  so  werden  lombar- 
zu  hinterlegen.  Diese,  namentlich  die  Groß-  dierte  Wertpapiere  im  Auftrage  des  Hinter- 
banken, haben  in  neuerer  Zeit  meist  umfang-  legers  von  dem  Verwahrer  als  Kommissonär 
reiche  feuer-  und  einbruchssichere  Gewölbe  veräußert  neue  Papiere  dafür  gekauft  und 
nach  den  neuesten  Erfahningen  der  Technik  an  die  Stelle  der  verkauften  als  Unter- 
nerstellen lassen  und  auch  sonstige  Einrieb-  pfand  gesetzt ;  oder  zu  einer  ursprüng- 
tungen  geschaffen,  um  das  Publikum  zur  liehen  einfachen  Verwahrung  treten  später 
Deponiening  zu  reizen.  gewünschte  Verwaltungshandlungen,  Kom- 

Bei  der  deutschen  Reichsbank  allein  waren  missionsgeschäfte,  Einräumung  eines  Pfand- 


646 


Depot,  Depotgeschäfte 


rechts  zur  Sicherung  eines  vom  Bankier 
entnommenen  Darlehns. 

Das  Tresor- D.  ist  eine  Zwischenart 
zwischen  offenem  und  versclilossenem  D.^) 
Selbst  kleine  Banken  besitzen  jetzt  die  mit 
Stahl  gepanzerten  Kammern«  (Tresors),  in 
welchen  schmiedeeiserne  Schränke  mit  ver- 
schließbaren Fächern  (safes,  coffres  forts) 
sich  befinden.  Diese  Fächer  werden  gej^en 
Entgelt  vermietet,  so  daß  die  Kunden  ihr 
D.  selbst  verwalten  können.  Das  Fach  ist 
in  der  Regel  doppelt  verschlossen.  Der 
Bankier  überläßt  einen  Schlüssel  dem  Kunden, 
den  anderen  behält  er,  so  daß,  da  beide 
Schlüsser  verschieden  sind,  nur  beide  zu- 
sammen öffnen  können. 

Der  Mitverschluß  seitens  der  Bank  dient 
dazu,  eine  bessere  Kontrolle  über  die  Personen, 
welche  den  Zutritt  zu  den  Schrankfächern 
begehren,  auszuüben.  Der  Tresorfachinhaber 
muß  sich  durch  Unterschrift  oder  sonstwie 
legitimieren.  In  der  Regel  wird  dem  Tresor- 
fachinhaber noch  seitens  der  Bank  ein  geheim 
zu  haltendes  Schlüsselwort  (Paßwort)  ange- 

§eben,  dessen  Kenntnis  Voraussetzung  des 
lutritts  ist.  Zuweilen  besitzt  der  Bankier 
noch  ein  Exemplar  des  dem  Kunden  aus- 
gehändigten Schlüssels,  um  nicht,  falls  dieser 
sein  Exemplar  verliert,  das  Fach  aufbrechen 
und  umändern  lassen  zu  müssen.  Dann 
kann  aber  der  Kunde  verlangen,  daß  dieses 
Exemplar  unter  sein  Siegel  gelegt  wird, 
oder  er  kann  noch  durch  ein  \  orlegeschloß 
das  Fach  verschUeßen. 

b)  Nach  ihrer  rechtlichen  Natur  imter- 
scheidet  man  regelmäßige,  unregel- 
mäßige oder  beschränkt  regelmä- 
ßige D. 

Beim  regelmäßigen  D.  (auch  Sonder- 
D.  genannt)  ist  der  Bankier  veq)flichtet,  ge- 
nau dieselben  ihm  übergebenen  Stücke  für 
die  Hinterleger  aufzubewahren  und  zurückzu- 
geben. Der  Hinterleger  bleibt  w^ährend  der 
ganzen  Vertragsdauer  Eigentümer  der  depo- 
nierten Wertpapiere  und  hat  im  Konkurs 
des  Verwahrers  ein  Aussonderungsrecht. 
Falls  die  Papiere  noch  vorhanden  sind,  ist 
er  also  vollständig  gesichert  Das  verschlossene 
D.  ist  immer  regelmäßiges  D.;  ebenso  ist 
es  der  Fall  beim  offenen  D.,  wenn  es  sich 
um  unvertretbare  Papiere,  wie  Lose,  Wechsel, 
Konnossemente,  Lagerscheine,  Hypotheken- 
briefe liandelt. 

Beim  unregelmäßigen  D.  verpflichtet 
sich  der  Bankier  dem  Hinterleger  zur  Rück- 
gabe von  Wertpapieren  in  deich  großer  Menge 
und  gleicher  Art.  Das  Eigentum  von  den 
eingelieferten  Papieren  geht  an  den  Bankier 
über:   im   Konkurs   haben   die  Hinterleger 

M  lieber  die  rechtliche  Natur  des  Tresor-D. 
besteht  Streit,  vgl.  die  am  Schluß  angegebene 
Literatur. 


nur  die  Stellung  gewöhnlicher  Konkurs- 
gläubiger. Das  Ei^ntum  geht  auf  den 
Verwahrer  sofort  mit  dem  Abschluß  des 
Vert^^^  über,  wenn  der  üebergang  aus- 
ddlcklich  ausgemacht  w^ar;  ist  dagegen  dem 
Bankier  bloß  ein^räumt  worden,  die  hinter- 
legten Wertpapiere  zu  verbrauchen,  dann 
geht  das  Eigentum  an  ihn  erst  über,  sobald 
er  von  der  Gestattung  tatsächlich  Oebrauch 
macht  und  die  hinterlegten  Papiere  sich 
aneignet.  Bis  dahin  bleibt  der  Hinterleger 
Eigentümer  und  behält  im  Konkurs  des 
Bankiers  sein  Aussondenmgsrecht.  Das  ud- 
regelmäßige  D.geschäft  hat  große  Aehnlich- 
keit  mit  dem  Darlehn,  weslialb  auch  das 
BGB.  §  700  die  Vorschriften  über  das  letztere 
zum  Teil  auf  ersteres  anwendet.  Das  un- 
regelmäßige D.  ist  besonders  liäufig  im 
Verhältnis  der  Bankierkommissionäre  und 
ilirer  Kommittenten. 

Das  beschränkt  regelmäßige  D. 
stellt  Zwischenstufen  zwischen  dem  regel- 
mäßigen und  unregelmäßigen  D.  dar  und 
kommt  in  zwei  Typen  vor.  Der  eine  ist 
das  Sammel-  oder  Vermengungs- 
depot;  die  von  den  Hinterlegern  gelieferten 
Stücke  dürfen  zusammengeworfen  werden, 
der  Kunde  verzichtet  darauf,  dieselben 
Stücke,  die  er  hingegeben,  zurückzuver- 
langen, doch  wird  der  Verwahrer  nicht 
Eigentümer,  die  gleichartigen  Papiere  werden 
vielmehr  gemeinsames  Eigentum  der  be- 
treffenden Hinterleger;  diese  haben  Mit- 
eigentum nach  Bruchteilen,  nicht  zur  ge- 
samten Hand;  jeder  Hinterleger  kann  aJso 
über  das  D.  nach  Maßgabe  seines  Anteils 
dinglich  verfügen,  seinen  D.anteil  veräußern, 
verpfänden.  Im  Konkurs  haben  die  Hinter- 
leger ein  Absondenmgsrecht  Das  Sammel-D. 
ist  selten,  ein  hervorragendes  Beispiel  liegt 
aber  vor  bei  dem  Berliner  Kassenvereine 
(siehe  Art  „Giro"  sub  5  Efifektengiro). 

Eine  zweite  Art  des  beschränkt  regel- 
mäßigen D.  ist  das  sog.  Summen-D.^)  Der 
Bankier  ist  hier  zur  gesonderten  Aufbewah- 
rung der  Wertpapiere  verpflichtet,  wie  beim 
regulären,  aber  er  hat  das  Recht,  die  hinter- 
legten Stücke  gegen  gleichartige  und  gleich- 
wertige andere  zu  vertauschen.  Der  Bankier 
darf  aber  die  Stücke,  die  er  vertauschen 
will,  erst  dann  wegnehmen,  wenn  er  andere 
an  deren  Stelle  gelegt  hat.  Nimmt  er  sie 
ohne  gleichzeitigen  Ersatz  weg,  so  behält 
der  Hinterleger  an  den  weggenommenen 
Stücken  das  Eigentum  und  der  Verwahrer 
macht  sich  der  Unterschla^ng  schuldig. 
Vom  Sammel-D.  unterscheidet  sich  da« 
Summen-D.   durch   die  bei   letzterem  nach 


!  M  Schey.  Bank-D.gesetz  in  Holdheim» 
Monatsschrift  5.  Jahrg.  1896  Heft  3  S.  75. 
Cosack,  Lehrbuch  des  Handelsrechts  §  100  nennt 
das  unregelmäßige  D.  Sammen-D. 
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den  einzelnen  Hinterlegern  gesonderte  Ver- 
wahrung, vom  regulären  D.  durch  die 
bestehende  Substitionsbefugnis  des  Ver- 
wahrers. Praktisch  könnte  das  Bedeutung 
haben,  wenn  z.  B.  ein  Kunde  eine  10  000  M. 
Obligation  haben  will  und  der  Bankier  eine 
solche  dem  D.  entnimmt  und  dafür  zwei 
oOOO  M.  Obligationen  aus  seinem  Bestand 
einlegt. 

Natürlich  ist  auch  eine  Kombination  von 
Sammel-  und  Summen-D.  möglich,  indem 
dem  Bankier  gestattet  ist,  Stücke  des  Sanmiel- 
D.  gegen  andere  gleichartige,  ihm  selbst 
gehörige  Stücke  zu  vertauschen.  Im  Zweifel 
ist  dies  als  Absicht  der  Parteien  anzunehmen. 

In  der  Praxis  kommt  sehr  häufig  auch 
eine    Modifikation    des    regulären    D.    vor, 
wodiutjh  dieses  dem  Sammel-D.  sich  nähert. 
Bei  der  Reichsbank  und  anderen  Großbanken 
legt   man   die  gleichartigen  Effekten   zwar 
auch  zusammen,  aber  so,  daß  die  gleichartigen 
Effekten  jedes  Hinterlegers  einen  besonderen  | 
Umschlag  haben.    Dadurch  wird  die  Ver-i 
waltimg   (Abtrennung    der   Coupons    usw.) 
ebenfalls  leichter,  es  müssen  al)er  die  Wert- 1 
papiere  eines  Kunden  nach  Gattungen  zerteilt  j 
werden.     Die   Reichsbank   hat  die   Arbeit, 
auf  die  Deponenten  abgewälzt,   indem  sie  | 
vom  Hinterleger  für  jede  Effektengattung ; 
einen  besonderen  Niederlegungsantrag  ver-| 
langt    und    einen    besonderen    Depotschein  ■. 
ausstellt.    Diese  Modifikation  des  regulären  1 
D.  statt  des  schlechthinigen  Sammel-D.  wurde  i 
aus  wohl  rechtlich  unzutreffenden  Bedenken  | 
für  notwendig  gehalten.  ^) 

c)  Weiter  spricht  man  von  Einzel-| 
oder  Gemeinschaf ts-D.  Ersteres  liegt, 
vor,    wenn    eine   einzelne    physische   oderi 

i'uristische  Person,  letzteres,  wenn  eine  Mehr- 1 
leit   von   Personen   mit  einem   Verwahrer! 
einen   D.- vertrag  abschließt.    Mangels    be- 
sonderer abweicnender  Vertragsbestimmung  | 
wird  das  ganze  D.  an  jeden  der  Mithinter-I 
leger  herausgegeben  (§  428  BGB.).    Manche  I 
Banken  (z.  B.  Reichsbank,  Bayr.  Handelsbank)  1 
haben  diese  Bestimmung  auch  vertragsmäßig 
ausgeprägt,  andere  (z.  B.  Kgl.  Bayr.  Bank) 
verlangen  AufsteUung  eines  Bevollmächtigten,  j 
Ehegatten,  Geschwister,  sonstige  Personen,! 
die  ein  gemeinschaftliches  Vermögen  besitzen  j 
und  verwalten,  wählen  gerne  das  Gemein- 1 
Schafts -D.,   weil  im  Fall   der  Erkiankungl 
oder   sonstigen   Behinderung,  ebenso   beim 
Tod  der  einen  Person  die  andere  über  das 
D.  verfügen  kann.    In  Frankreich  wurden 
die  depOts  joints  viel  benutzt,  um  im  Todesfall 
die  Einmischung   des   Fiskus    zu    hindern, 
was  aber  durch  die  Gesetzgebung  durchkreuzt 
wurde,  weshalb  viele  Gemeinschafts-D.  von 
Franzosen    jetzt    in    Deutschland    errichtet 
werden. 


»j  Vgl.  P.  Adler,  Die  Bank-D.gefcchäfte  S.  48  f. 


d)  Endlich  gibt  es  freie  und  gesperrte 
D.  Das  erstere  ist  gegeben,  wenn  der 
Deponent  über  sein  D.  frei  verfügen  kann, 
letzteres,  wenn  vertn^mäßi^  oder  gesetzlich 
seine  Verfügung  und  Berechtigung  ganz  oder 
teilweise  ausgeschlossen  ist.  Dies  ist  z.  B. 
der  Fall,  wenn  die  Zinsen  der  deponierten 
Effekten  vertrajB;smäßig  oder  auf  Grund  eines 
Testaments  einem  Dritten  auf  bestimmte 
Zeit  oder  Lebensdauer  zugewiesen  sind. 
Das  D.  kann  dann  nur  mit  Zustimmung  des 
Dritten  nach  Konstatierung  seines  Ablebens 
ein  freies  werden.  Hierher  gehört  auch  der  von 
der  Reichsbank  vorgesehene  Fall,  daß  Wert- 
papiere zur  Sicherung  des  einem  Offizier 
bei  seiner  Verheiratung  versprochenen  Zu- 
schusses hinterlegt  werden,  insofern  ihre 
Aushändigung  an  den  Hinterleger  nur  unter 
schriftlicher  Zustimmimg  der  zuständigen 
Militärbehörde  erfolgen  darf.  Die  Mündel-D. 
sind  natürlich  ebenralls  zeitlich  gesperrte  D. 

8.  Die  D.bedin^n^n.  Das  D.geschäft 
gründet  sich  auf  einen  Vertrag  zwischen 
Deponenten  und  Depositar.  Soweit  dieser 
Lücken  läßt,  kommen  die  Bestimmungen 
des  BGB.  (bes.  §§  688—700)  und  des  D.- 
Gesetzes V.  5.A'II.  1896  in  Betracht  Die 
Banken  pflegen  allgemeine  Bedingungen  ftlr 
das  D.  aufzustellen,  welche  der  Deponent 
durch  Unterzeichnung  acceptiert.  Meist  sind 
die  hauptsächlichsten  dem  Niederlegungs- 
vertrag  vorgedruckt.  Nach  erfolgter  Hinter- 
legung werden  von  den  Banken  D.scheine 
ausgefertigt ;  diese  weiden  häufig  als  Recta- 
napiere  ausgestellt,  d.  h.  sie  lauten  auf  den 
Namen  des  Berechtigten  und  sind  nicht  durch 
Indossament  übertragbar.  Ist  ein  D.schein 
abhanden  gekommen,  so  kann  er,  wenn  nichts 
weiter  vereinbart  ist,  im  Wege  des  Auf- 
gebotsverfahrens für  kraftlos  erklärt  werden 
(BGB.  §  808). 

Der  Verwahrungsvertrag  kann  vom  Hinter- 
leger jederzeit  gekündigt  werden  (B.G.B. 
§  695). 

Die  Auslieferung  des  D.  geschieht  gegen 
Rückgabe  des  D.scheines.  Die  Banken  be- 
halten sich,  auch  wenn  der  D.sehein  als 
Recta|)apier  ausgestellt  war,  regelmäßig  vor, 
die  Legitimation  des  Vorzeigers  oder  die 
Echtheit  und  Gültigkeit  der  Quittung  nicht 
prüfen  zu  müssen.  Eine  sorgfältige  Prüfung 
nimmt  die  Reichsbank  vor,  wenn  der  Hinter- 
leger ein  Paßwort  mit  eingereicht  hatte  und 
der  üeberbringer  des  Scheines  dasselbe  nicht 
kennt,  eine  Pflicht  hierzu  lehnt  sie  aber 
auch  für  diesen  Fall  ab. 

Wichtig  ist,  inwieweit  die  Vertrags- 
bedingungen die  Haftung  des  Verwahrers 
beschränken.  Beim  verschlossenen  D.  wird 
in  der  Regel,  sofern  der  Wert  der  hinterlegten 
Sache  nicht  genau  angegeben  ist,  ein 
Maximalbetrag  der  Haftsumme  festgesetzt, 
z.  B.  bei  der  E&jt.  Hypotheken-  und  A\  echsei- 
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bank  500,  1000,  2000  M.  je  Dach  der  räum-  i  sofort  klar  waren ;  ein  dritter  Teil  der  Banken 
liehen  Größe  des  D.,  bei  der  Reichsbank  i  verpflichtete  sich  nur  dann  zur  Absonderung 
r)(.MX)  M.,  bei  der  Kgl.  ßajT.  Bank  10000  M.  I  in  specie,  wenn  sie  über  den  Empfang 
Manche  (wie  die  Reichsbank)  haften  auch  bestimmter  Nummern  quittiert  hatten,  was 
darüber  hinaus,  wenn  der  Menrbetrag  ange-  aber  ganz  in  ihrem  Belieben  stand.  (Siehe 
geben  und  dafür  Yersicherungsgebühr  bezahlt !  die  System.  Darst.  der  Geschäftsbedingungen 
wird.  i  von  24  Bankfirmen  in  den  Ber.  der  Börsen- 

Was  das  Entgelt  betrifft,  so  mögen  enquetekommission.) 
alsBeispieleeinige  Angaben  über  die  Reichs-  üeberhaupt  hatte  in  Bankierkreisen  — 
bank  genügen.  Das  Lagergeld  beträgt  pro  namentlich  bei  den  weniger  kapitalkräftigen 
Jahr  bei  den  verschlossenen  D.  je  Kommissionshäusern  —  sich  vielfach  die 
nach  Umfang  und  Gewicht  10,  20,  30  M.  Meinung  verbreitet,  daß  ein  weitgehendes 
Die  Versicherungsgebühr  ist  für  jedes  an-  1  Verfügungsrecht  über  die  zur  Verwahrung 
gefangene  Tausend  des  über  5000  M.  hin- !  oder  als  Pfand  gegebenen  Papiere  den 
aus  angegebenen  Mehrwerts  auf  0.25  M.  fest- ;  Bankiers  zustehe,  von  welchem  sie  unter 
gesetzt.  der  Voraussetzung,  daß  sie  jederzeit  in  der 

Für  die  offenen  D.  verlangt  die  Reichs-  Lage  seien,  andere  Papiere  derselben  Art 
bank  pro  Jahr  bei  inländischen  Papieren :  zurückzugewäliren,  zu  Verpfändungen,  im 
^2  ^joo^  bei  ausländischen  ^/4  ^^;^,  mindestens  i  Reportgeschäft  oder  in  anderer  Weise  Ge- 
aber  2  M.,  bei  Lospapieren  und  Inhaber-  brauch  machen  dürften.  Hierzu  hatte  sehr 
papieren  mit  Prämien  sowie  ausländischen  j  die  deutsche  Rechtsprechung  beigetragen^ 
Papieren  mindestens  H  M.  für  jeden  D.schein ;  j  weil  sie  den  Tatbestand  der  Unterschlagung 
für  jede  Gattung  von  Papieren  muß  jedoch  1  (§  246  des  StGB.)  nicht  für  anwendbar 
ein  besonderer  D.schein  ausgefertigt  werden.  I  erklärt  hatte  auf  eine  rechtswidrige  Ver- 
Dafür  besorgt  aber  die  Reichsbank  auch  die  |  fügung,  wie  Verpfändung,  sofern  sie  sich 
Verwaltung   (Nachsehen    der    Verlosungen,  j  nicht  als  Zueignung  darstellte,  noch  selbst 


Abtrennung  der  Coupons  usw.).    Manches, 
wie  Erhebung  und  Auszahlung  des  Geldes  ver- 


auf  eine  objektiv  rechtswidrige  Zueignung, 
falls  der  Täter  im  Augenblick  der  Aneignung 


loster  Obligationen,  muß  noch  eigens  honoriert  die   Absicht   des  Ersatzes  der  Wertpapiere 
werden.    Die  Gebühren  sind  im  voraus  zu  hatte  und  falls  deren  Ausführbarkeit  durch 


entrichten.    Eine  Rückvergütung   gezahlter 
Gebühren  findet  in  keinem  Fall  statt. 


bereite  Mittel  gewährleistet  war,   und  zwar 
aucli  dann  nicht,  wenn  der  Eigentümer  der 


Für  Mieten  von  Kassenschrank-'  Papiere  diu*ch  diese  rechtswidrigen  Ver- 
fächern  verlangen  die  Banken  verschiedene  j  fügungen  geschädigt  woixlen  war,  indem 
Sätze,  die  sich  nach  der  Größe  der  Fächer  z.  B.  später  der  Depositar  in  schlechte  Ver- 


richten :  pro  Monat  3—9  M.,  pro  Vierteljahr 
5—20  M.,  pro  Halbjahr  8—40  M.,  pro  Jahr 
14—72  M. 

4.    Die  bei  den   offenen  D.  zutage 

Betretenen  Mänj^el.  Mit  der  kolossalen 
Intwickelung  der  D.geschäfte  haben  sich 
Mißbräuche  seitens  der  Depositare  eingestellt, 
die  namentlich  in  einer  Verdunkelung  der 
Eigentmnsverhältnisse    bestanden;    der  De- 


mögenslage  geriet. 

b)  Auch  beider  Einkaufskommission 
hatten  sich  die  Eigentumsverhältnisse  ver- 
dunkelt. Der  Kommissionär  erwirbt  Eigentum 
an  dem  Kommissionsgut,  die  Uebertragung 
des  Eigentums  der  für  Rechnung  seines. 
Auftraggebers  gekauften  Papiere  auf  den 
Kommittenten  bedarf  eines  Aktes ;  sie  konnte 
und  kann  sich  entweder  durch  Aushändigung 


ponent  sah  sich  infolgedessen  bei  eintretendem  I  der    Papiere   oder   durch   sog.   constitutum 
Konkurs    des  Verwalirers   nicht   genügend  ;  possessorium  (§  930  BGB.)  vollziehen. 


geschützt,  der  Depositar  war  bei  Verun- 
treuungen nicht  schwer  genug  strafbar. 
Die  Börsenspekulation  seitens  der  Depositarc 
war  sehr  erleichtert.  Die  zahlreichen  Bank- 
brüche im  Herbst  1891  haben  die  Aufmerk- 


Mißlich  war  aber,  daß  der  Kommittent 
kein  anderes  Mittel  hatte,  die  Besitzüber- 
tragimg und  die  Nummemaufgabe  zu  er- 
zwingen, als  den  langwierigen  Weg  der 
Klage.     Das    Zaudern    des    Kommissionärs 


samkeit  auf  diese  Verliältnisse  gelenkt.  ;  konnte  aber  für  den  Kommittenten  sehr 
a)  Bei  Verwahrung  und  Verpfän-j  verhängnisvoll  werden ;  wenn  die  Besitzüber- 
d  u  n  g  von  Werti)apieren  war  oft  streitig  j  tragung  nicht  erfolgte,  so  war  er  bei  aus- 
imd  zweifelhaft,  ob  nach  dem  Willen  der  brechendem  Konkurs  des  Kommissionärs 
Paileien  regelmäßiges  oder  unregelmäßiges  einfacher  Konkursgläubiger,  er  konnte  nicht 
I).  vorlag.  seine  Papiere  als  sein  Eigentum  schlechtweg 

Ein  Teil  der  Banken  liatte  in  ihren  all-  beanspruchen,  er  konnte  auch  nicht  die 
gemeinen  gedruckten  Bedingungen  das  freie  Papiere  von  einem  unredlichen  dritten  Er- 
Verfügungsrecht  und  die  Rückgabe  in  genere  werl)er  vindizieren,  konnte  nicht  sie  im  Falle 
sieh  deutlich  vorbehalten,  allein  viele  Kunden  einer  unrechtmäßigen  Lombardierung  auch  von 
übersahen  es;  ein  anderer  Teil  der  Banken  einem  redlichen  Pfandgläubiger  gegen  Zah- 
ge>»rauchte  Wendungen,  die  nur  dem  Kenner  lung  des  Lombarddarlehns  zurückerlangen, 
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das  kauf Qiännische  Zurückbehaltungsrecht '  ad  a.  Ein  Kaufmann  ^)  —  man  bescliränkte 
eines  Dritten,  dem  der  Kommissionär  diese  i  die  Regelung  nicht  auf  Bankiers,  teils  weil 
Stücke  aus  irgend  einem  Anlasse  übergeben  dieser  Begriff  im  Handelsgesetzbuch  nicht 
hatte,  war  ihm  gegenüber  bedeutungslos. '  abgegrenzt  ist,  teils  weil  die  D.  auc^  bei 
Die  Absonderung  durch  den  Bankier  allein  i  Kaufleuten  nicht  selten  sind  — ,  welchem 
gewährte  dem  Kommittenten  wenig  Sicher-  im  Betrieb  seines  Handelsgewerbes  Aktien^ 
heit  beim  Konkurs,  da  dieselbe  durch  Zufall  I  Kuxen,  Interimsscheine,  Erneuerungsscheine 
oder  ünordentlichkeit  illusorisch  gemacht ,  (Talons),  auf  den  Inhaber  lautende  oder 
werden  konnte ;  niu*  die  Nummembezeich-  durch  Indossament  übertragbare  Schuldver- 
nung  machte  das  Eigentum  für  ihn  praktisch  i  Schreibungen  oder  vertretbare  andere  Wert- 
wirksam. Die  Bankiers  waren  zudem  sehr  \  papiei-e  mit  Ausnahme  von  Banknoten  und 
allgemein  der  Ansicht,  daß  eine  Anzeige  des  Papiergeld  unverschlossen  zur  Verwahrung 
Kommissionärs:  „die  Effekten  für  den  Kom-  oder  als  Pfand  übergeben  sind,  ist  verpflichtet: 
mittenten  in  D.  genommen  zu  haben",  sie  ;  1)  diese  Wertpapiere  unter  äußerlich  erkenn- 
nicht  hindere,  über  die  Si)ecies  zu  verfügen,  barer  Bezeichnung  jedes  Hinterlegers  oder 
derKommittent  habe  lediglich  einen  Anspruch  Verpfänders  gesondert  von  seinen  eigenen 
auf  ein  Quantum  der  bezeichneten  Papiere  i  Beständen  und  von  denen  Dritter  aufzu- 
( fiktives,  ideelles  D.) :  das  Oberhandelsgericht  bewahren  -),  2)  ein  Handelsbuch  zu  fülu*en, 
hat  das  gebilligt  (Entsch.  Bd.  16  S.  210),  in  welches  die  Wertpapiere  jedes  Hinterlegers 
das  Reichsgericht  1880  aber  verworfen  (Erk.  oder  Verpfänders  nach  Oattung,  Nennwert, 
v.  2.  XII.  1880,  Bd.  5  S.  1).  Nummern  oder  sonstigen  Unterscheidungs- 

^  _  .      _,  ,  ___  .  merkmalen  der  Stücke  einzutragen  sind ;  der 

c)  Beim  Lratausch  von  Wertpapieren  Eintragung  steht  die  Bezugnahme  auf  Ver- 
und  der  Geltendmachung  von  I^zugsrechten  zeichnisse  gleich,  welche  neben  dem  Haudels- 
begen  che  Verhältnisse  mbetreff  des  Ligen-  buche  gefülirt  werden.  Die  Eintragung  kann 
tumserwerbes  ganz  analog  wie  bei  b.  unterbleiben,  insoweit  die  Wertpapiere  zurück- 

d)ImFallederBeteiligungmehrerer  g^^"  sind,  bevor  die  Eintragung  bei 
Bankiers  erwarben  die  Bankiers  der  ordnungsmäßige«!  Geschäftsgange  erfolgen 
Haupt-   bezw.   Börsenplätze   (auch  Zentral-  konnte  (9  1  •  ,       „•  .    i 

bankiers  genannt)  gegenüber  den  kleinen  ^,  ^J^^  ^^^^f  "°f  ^^^^  Hinterlegers  oder 
Provinzial-  oder  Lok^bankiers  als  ihren  Kom-  Verpfänden,  diirch  welche  der  \  erwahrer 
mittenten  wegen  aller  Forderungen  aus  lau-  ^%  ^?"^^i^*ü?'^^^  emächtigt  wird  an 
fender  Rechnung  in  Kommissionsgeschäften  Stelle  hinterlegter  oder  verpfändeter  Wert- 
an  dem  gesamten  in  ihren  Besitz  gelangenden  KP^If^  ^^^  bezeichneten  Art  gleichartige 
Koramissionsgut  ein  Pfandrecht.  Es  wurden  ^Wertpapiere  zurückzugewähren  oder  über 
nur  diejenigen  Effekten  von  diesem  Pfand-  ^'f  Papiere  zu  seinem  Nutzen  zu  verfügen, 

rechte  nicht  betroffen,  hinsichüich  deren  J?^  °"L.^  *'f \^wr ^u^  ^'^  ^^''v, "^ffr  u "^u^"^ 
der  hauptstädüsche  Bankier  nicht  als  red-  Geschäft  ausdrückbch  und  schriftlich  abge- 

licher  Pfandgläubiger  angesehen  y^erden  ^^^'{^^''^J^,  ^'^^^^^^ 
konnte,  also  im  wesentlichen  diejenigen,  ^^  ^""^  ^^'  ^^^  ^^f  Hinterleger  oder 
die  ausdrücklich  als  fremde  zu  bezeich-  ^erpfänder  gewerbsnaäßig  Bank-  u^^ 
neu  waren;  eine  solche  Bezeichnung  war  wecbslergeschäfte  betreibt,  in  welchem  Fall 
aber  selten.  Auf  diese  Weise  wurden  die  natürh^h  auch  die  ad  a  aufgeführten  \or. 
Wertpapiere  des  Publikums  der  Provinzen  f  Triften  nicht  gelten  (§2).  Durcli  diese 
dem  Pfandrecht  der  großstädtischen  Bankier  Ausnahme  sollten  Einrichtungen  geschützt 
zur  Sicherung  von  Forderungen  verhaftet,  ^^erden  welche  wie  beim  Berliner  Ka^n- 
die  diese  den  Provinzial  bankiers  gegenüber  ^^^.^"  ^^''^^  Erleichterim^  der  Geschäfts- 
liatten.  Sie  dienten  ihnen  im  Idle  des  ab>5:ickelung  getroffen  sind;  die  Effekten- 
Konkurses  der  Provinzialbankiers  als  Gegen- '  ^^^^^^^^""^,  ^?J^^f  der  Bankiers  hat  sich 
stände  der  Befriedigung  und  konnten  so  dem  ,  ^}  genannter  Bank  an  einem  einzigen  Tage 
Eigentümer  infolge  des  auf  dem  Pfandrechte  Ä-ifl/'^f  i^.^  Stück  im  Werte  von 
l^eruhenden  Aussonderungsrechts  des  haupt-  ^  ^^'^^'  ^^  belaufen ;  es  wäre  unmöghch 
stärltischen  Bankiers  verloren  gehen,   ohne 

daß  zwischen  diesem  und  dem  Eigentümer  *)  Das  Gesetz  gilt  nicht  für  Minderkaufleute, 
ein  Schuldverhältnis  bestand.  ^^r  welche  die  Vorschriften  über  die  Handels- 

bücher keine  Geltung  haben  (§  13).    Bezüglich 
5.  Versuch  zur  Abstellung   der   auf  dieser  und  anderer  Depositare  vgl.  BGB.  ij  688  f. 
dem  Gebiete  des  D. Wesens  aufgetretenen        *)  Etwaige  Rechte  und  Pflichten  des  Ver- 
MangeL    Das  deutsche  Reichsgesetz   betr.  S?V^?  ""^^^  Pfandgläubiprs  im  Interesse  des 

iremder  Papiere  vom  i>  UI    1896  ha     m ,  ^urch  diese  Bestimmung  nicht  berührt. 
lOigender  AVeise  die  voi-stehend  dargestellten         3,  Y\!lt  die  Fälle,  in  welchen  das  BGB.  maC- 
Mängel  zu  beseitigen  gesucht.  gebend  wird,  vgl.  §  700. 


650  Deix)t,  Depotgeschäfte 


gewesen,  den  regulären  Gesetzesbestira- 
muDgen  nachzukommen.  (Siehe  oben  S.  646 
Sp.  2  das  über  das  Sammeldepot  Gesagte.) 
ad  b.  Der  Kommissionär,  welcher  einen 
Auftrag  zum  Einkauf  von  Wertpapieren  der 
oben  bezeichneten  Art  ausführt,  hat  dem 
Kommittenten  binnen  drei  Tagen  ein  Ver- 
zeichnis der  Stücke  mit  Angabe  der  Gattung, 
des  Nennwerts,  der  Nummern  oder  sonstiger 
Unterscheidungsmerkmale  zu  übersenden. 
Die  Frist  beginnt,  falls  der  Kommissionär 
bei  der  Anzeige  über  die  Ausführung  des 
Auftrags  einen  Dritten  als  Verkäufer  namhaft 
gemacht  liat,  mit  dem  Erwerbe  der  Stücke, 
anderafaUs  mit  dem  Ablaufe  des  Zeitraumes, 
innerhalb    dessen    der   Kommissionär   nach 


er  dem  Kommittenten  die  Stücke  nicht 
innerhalb  dieser  Frist  aushändigt.  Die  Frist 
ist  hier  länger  gestellt  als  bei  der  Einkaufs- 
kommission, weil  derartige  Geschäfte  sich 
oft  ungeheuer  häufen.  Auch  ist  der  Rechts- 
nachteü  geringer  bei  Unterlassung,  indem 
nur  der  Verlust  der  Provision  —  allerdings 
ohne  vorherige  Mahnung  seitens  des  Kom- 
mittenten —  eintritt ;  die  volle  Zurückweisung 
des  Geschäftes  würde  für  den  Kommittenten 
auch  zwecklos  sein,  da  ihm  mit  der  Rück- 
gewähr der  alten  Stücke  auch  nicht  gedient 
wäre  (§§  5,  6). 

ad  d.  Ein  Kaufmann,  welcher  im  Betriebe 
seines  Handelsgewerbes  fremde  Wertpapiere 
der  oben  bezeichneten  Art  einem  Dritten 
ErstattungderAusführungsanzeigedie  Stücke  =  zum  Zweck  der  Aufbewalirung,  der  Ver- 
bei  ordnungsmäßigem  Geschäftsgange  ohne :  äußerung,  des  Umtausches  oder  des  Bezuges 
schuldhafte  Verzögerung  beziehen  konnte,  von  anderen  Wertpapieren,  Zins-  oder 
Ein  Verzicht  des  Kommittenten  auf  die !  Gewinnanteilscheinen  ausantwortet ,  hat 
Uebersendung  des  Stückeverzeichnisses,  ist,  ^  hierbei  dem  Dritten  mitzuteilen,  daß  die 
-falls  der  Kommittent  nicht  gewerbsmäßig  '•  Papiere  fremde  seien.  Ebenso  hat  er  in 
Bank-  oder  Geldwechslergeschäfte  betreibt,  dem  Falle,  daß  er  einen  ihm  erteilten  Auftrag 
nur  dann  wirksam,  wenn  er  bezüglich  des  zur  Anschaffung  solcher  Wertpapiere  an 
einzelnen  Auftrages  ausdrücklich  und  einen  Dritten  weitergibt,  diesem  hierbei 
schriftlich  erklärt  wird.  Soweit  die  i  mitzuteilen,  daß  die  Anschaffung  für  fremde 
Auslieferung  der  eingekauften  Stücke  an  den  Rechnung  geschehe.  Der  Dritte,  welcher 
Kommittenten  erfolgt  oder  ein  Auftrag  des  eine  solche  Mitteilung  empfangen  hat,  kann 
Kommittenten  zur  Wiederveräußerung  aus-  i  an  den  übergebenen  oder  an  den  neu  be- 
geführt ist,  kann  die  Uebersendung  des  schafften  Papieren  ein  Pfandrecht  oder  ein 
ötückeverzeichnisses  unterbleiben  (§  3).  Diese ;  Zurückbehaltungsrecht  nur  wegen  solcher 
Bestimmung  ermöglicht  eine  genaue  Fixierung  Forderungen  an  seinen  Auftraggeber  geltend 
des  Eigentumsübergangs.  Mit  der  Absendung  machen,  welche  mit  Bezug  auf  diese  Papiere 
des  Stück  Verzeichnisses  geht  nämlich  das ,  entstanden  sind  (§  8). 
Eigentum  an  den  darin  verzeichneten  Die  §§  9 — 12  enthalten  die  Strafbestim- 
Wertpapieren  auf  den  Kommittenten  über,  mungen;  darin  ist  namentlich  die  Lücke 
soweit  der  Kommissionär  über  die  Pai)iere  ausgefüllt,  die  in  bezug  auf  den  Begriff  der 
2U  verfügen  berechtigt  ist  Die  Bestimmungen  Unterschlagung  bisher  bestand,  indem  er 
des  bürgerlichen  Rechts,  nach  welchen  der  auf  rechtswidrige  Verfügungen  über  fremde 
üebergang  des  Eigentums  schon  in  einem  im  Gewahrsam  des  Täters  befindliche  Sachen, 
früherenZeitpunkte  eintritt,  bleiben  unberilhrt.  bei  denen  die  Absicht  nicht  auf  Aneignung  ge- 
Für  die  Verwahrung  dieser  ins  Eigentum  |  richtet  war,  nicht  angewendet  werden  konnte ; 
des  Kommittenten  übergegangenen  Papiere :  ferner  ist  die  Strafe  für  D.unterschlagimg 
gilt  das  ad  a  Gesagte  (§  1).  |  verschärft,  indem  einem  Kaufmann,  der  seine 

Kommt  derKominissionär  den  dargelegten  Zahlungen  eingestellt  hat  oder  über  dessen 
Verpflichtungen  nicht  nach  und  holt  auch  1  Vermögen  das  Konkursverfahren  eröffnet 
das  Versäumte  auf  Aufforderung  des  Kommit- 1  worden  ist,  Zuchthausstrafe  angedroht  ist, 
tenten  binnen  3  Tagen  nicht  nach,  so  ist  wenn  er  im  Bewußtsein  seiner  Zahlungs- 
letzterer berechtigt,  das  Geschäft  als  nicht  Unfähigkeit  oder  Ueberschuldune  fremde 
für  seine  Rechnung  abgeschlossen  zurück- 1  Wertpapiere,  die  er  im  Betriebe  seines 
zuweisen  und  Schadensersatz  wegen  Nicht- .  Handelsgewerbes  als  Verwahrer,  Pfandgläu- 
erfüllung  zu  beanspruchen.  Die  Auffordenmg  |  biger  oder  Kommissionär  in  Gewahrsam 
des  Kommittenten  verliert  jedoch  ihre  genommen,  sich  rechtswidrig  zugeeignet  hat. 
Wirkung,  wenn  er  dem  Kommissionär  nicht  1  g.  Wirkung  und  BenrteilnBg  des 
binnen  3  Tagen  nach  dem  Ablauf  der  Nach-  dentschen  D^gesetzes.  Das  deutsche  D.- 
holungsfrist  erklärt,  daß  er  von  seinem  |  gesetz  stellt  den  ersten  umfassenden  Versuch 
Rechte  Gebrauch  mache  (§  4).  dar,  gesetzlich  das  Bank-D.wesen  zu  regelnd: 

ad  c.  Handelt  es  sich  um  einen  Umtausch  j 

oder  Geltendmachung  eines  Bezugsrechts  ,^  ^  güricher  G.  vom  31./V.  1896  macht 
durch  den  Kommissionär,  so  hat  er  binnen  ^^^^  Anlauf,  indem  es  im  §  12  statuiert:  .Die 
2  A\ochen  nach  dem  Empfang  der  neuen  veräußening  oder  die  Ven)fändang  der  gekauften 
Stücke  das  Stückeverzeichnis  mit  den  vorge-  Wertpapiere  durch  den  Vermittler  ist  unzulässig. 
schriebenen  Angaben  zu  überschicken,  soweit   sofern  nicht  der  Auftraggeber  eine  solche  Ver- 
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man  miiß  aber  bezweifeln,  ob  dieser  Versuch 
ganz  geglückt  ist  Soweit  sich  übersehen 
läBt,  ist  gerade  seit  Erlaß  des  Gesetzes  das 
reguläre  Bank-D.  in  immer  wachsendem 
Maße  zurückgegangen,  dagegen  hat,  indem 
von  dem  §  2  des  Gesetzes  Gebrauch  ge- 
macht wird,  das  depositura  irreguläre,  bezw. 
die  Einrichtung  des  Stückekonto  beim 
Kommissionär  fortwährend  zugenommen,  so 
daß  also  der  Schutz,  den  das  Gesetz  im 
§  1  schaffen  wollte,  immer  mehr  entfällt. 
Teils  liegt  der  Grund  darin,  daß  der  Bankier 
auf  diese  Weise  aller  formalen  Verfehlun^n 
(vgl.  §§  8,  9)  und  Denunziationen  ledig  wird, 
teils  und  besonders  darin,  daß  er  sich  mir 
so  wirksam^)  schützen  kann,  wenn  es  sich 
um  den  —  häufigen  —  Fall  handelt,  daß 
er  noch  nicht  wegen  der  ihm  aus  der  Aus- 
fühnmg  des  Airftrags  zustehenden  For- 
derungen befriedigt  ist  und  auch  nicht 
Stimdung gewährt  hat,  wie  es  bei  Anschaffung 
von  Wertpapieren  gegen  einen  bloßen  Ein- 
schuß sowie  bei  Einkaufskommissionen  im 
Kontokorrentverkehr  angenommen  werden 
kann;  es  ist  schlechterdings  dem  Bankier 
nicht  zuzumuten,  daß  er  Eigentum  übertragen 
solK  ohne  befri^igt  zu  seiu  oder  gestundet 
zu  haben. 

Nach  dem  Gesetzentwurf  sollte  er  in 
diesem  FaUe  die  Uebersendung  des  Stücke- 
verzeichnisses aussetzen  können,  aber  ver- 
pflichtet sein,  dem  Kommittenten  eine  Rech- 
nung über  den  ihm  noch  zu  zahlenden  Be- 
trag binnen  drei  Tagen  zu  schicken  und 
ihm  schriftlich  zu  erklären,  daß  er  das  Ver- 
zeichnis erst  nach  Zahlung  des  Betrages 
übersenden  werde.  Allein  diese  Bestimmung 
ging  nicht  in  das  Gesetz  über. 

Auch  der  §  8  wird  sehr  bemängelt, 
namentlich  insofern  er  sich  auf  die  erst 
durch  den  Reichstag  einbezogene  Einkaufs- 
und Verkaufskommission  bezieht.  Nach  den 
scliarfsinnigen  Auseinandersetzungen  Rie- 
ßers  ist  kaum  zu  bezweifeln,  daß  der  §  8 
in  vielen  Fällen  —  man  denke  nur  an  das 
häufige  Selbsteintrittsrecht  des  Kommis- 
sionärs —  ziemlich  illusorisch  ist  und  die 
Rechtsstellung  des  ursprünglichen  Kommit- 
tenten meist  nicht  oder  doch  nicht  erheblich 
verbessert  hat*).  Die  Ausfühnmg  des  §  8 
war  zudem  für  die  Zentralbankiers  mit  nicht 
unerheblichen  Schwierigkeiten  verknüpft-^); 

Wendung  schriftlich  und  ausdrücklich  zuge- 
standen haf 

')  Daß,  wie  man  angenommen  hat,  der 
Kommissionär  durch  das  gesetzliche  Pfandrecht 
(§1  397;  398^  399  des  HOB.)  stets  genügend  ge- 
schützt sei,  ist  unrichtig;  vgl.  Rießer  a.  a.  0. 
S.  36. 

*)  Rießer  a.  a.  0.  S.  42f.;  siehe  dazu  die 
sorgfältige  Analyse  des  §  8  und  seiner  Wirknngen 
von  Lusenskj. 

')  Rießer  a.  a.  0.  S.  46;  wie  sie  sich  zu 
helfen  gesucht,  siehe  ebenda  S.  47. 


auch  hat  die  Mitteilungspflicht,  wie  sie  der  §  8 

statuiert,  gegenüber  ausländischen  Bankiers 

zu  Mißlichkeiten  geführt^). 

Literatur:  Schiceyer,  Die  Bankdepotgeschäfte 
in  geschichtlicher,  tr irtschqfÜicher  und  rechtlicher 
Beziehung,  München  1899.  —  Wettstein,  Das 
Kassenschrankgeschüfi,  Bern  190S,  —  P.  Adler^ 
Die  Bankdepotgeschäfte  nach  ihrer  civilrechüichen 
Seite,  Wiirzb.  Diss,,  Berlin  1905,  —  Kommentare 
zum  Bankdepotgesetz  von  Riesser,  Berlin  1897, 
lAisensky,  Berlin  1896,  Kunreuther,  Berlin 
1896,  Apt,  Berlin  1896,  v,  Pechmann, 
München  1899,  G,  Schanz. 

DetaUhandel  s.  Kleinhandel. 


Devalvation  s.  Papiergeld. 

Dezimalsystem  s.  Münzsystem,  vgl. 
auch  Maß-  imd  Gewichtswesen. 


DiebsUUTersichening. 

1.  Zweck  und  Wesen.  2.  Entwickelung  und 
Organisation.  3.  Untemehmungsformen  und 
Statistik. 

1.  Zweck  nnd  Wesen.  Die  D.  bezweckt 
die  Deckung  von  Yermögensverlusten,  welche 
durch  gewisse  Diebstalildelikte  hervorgerufen 
werden.  Sofern  es  sich  um  einfache  Dieb- 
stähle (§  243  des  Reichsstrafgesetzbuches) 
handelt,  beschränkt  sich  die  Versicherung 
in  Deutschland,  wie  auch  in  den  meisten 
Staaten  des  Auslandes,  auf  die  Entwendung 
von  Fahrrädern.  Zu  weit  größerer  Entwicke- 
lung ist  die  Einbruchs-D.  gelangt  Bei 
dieser  wird  Ersatz  geleistet  in  drei  Fällen 
des  schweren  Diebstahls  (§  244  des  Reichs- 
strafgesetzbuches), nämlich  beim  Einbruchs- 
diebstahl, beim  Diebstahl  mit  Aschen 
Schlüsseln  und  beim  nächtlichen  Diebstahl. 
Außer  dem  Verlust  wird  die  Beschädigung 
der  versicherten  Lokalitäten  und  Gegen- 
stände ersetzt  Die  Versichenmg  erstreckt 
sich  aber  nicht  auf  den  vom  Versicherten 
I  vorsätzlich  oder  durch  eigene  grobe  Ver- 
schuldung oder  von  einem  Haushaltsmit- 
glied oder  während  der  Geschäftszeit  von 
einem  Angestellten  unternommenen  Dieb- 
stahl. Ebenso  fallen  nicht  unter  Versiche- 
rung Einbrüche  usw.,  welche  während 
eines  Krieges  oder  Aufruhrs,  oder  gelegent- 
lich einer  Ueberschwemmung ,  eines  Erd- 
bebens, einer  Explosion  oder  eines  Brandes 
I  erfolgen.  Mit  der  D.  von  Banken  und  in- 
j  dustriellen  Betrieben  verbunden  wird  oft 
I  eine  Versichemng  gegen  die  Ausraubung 
'  von  Kassenboten. 

I       2.  Entwickelung  und  Organisation.   Ver- 
i  einzelt  vorgekommen  ist  die  D.  wiederholt  in 

1)  Rießer  a.  a.  0.  S.  55.  Ob  den  aus- 
■  ländischen  Bankiers  gegenüber  die  Mitteilunfi^s- 
I  pflicht  besteht,  ist  übrigens  strittig;  Rießer  be- 
'  jaht,  Lusensky  verneint  sie. 
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frühen  Jahrhunderten.  Der  moderne  Betrieb 
stammt  aus  den  60er  Jahren  des  vorigen  Jahr- 
hunderts und  ist  bei  der  Seeversicherungsbörse 
der  Lloyds  zuerst  aufgekommen  (die  Seeversiche- 
rung schließt  nämlich  Diebstahlschäden  während 
des  Transportes  ein,  ebenso  wie  die  Feuerversiche- 
rung Ersatz  bietet  für  während  eines  Brandes 
gestohlene  versicherte  Gegenstände).  Englische 
Gesellschaften  brachten  die  Versicherung  in  den 
80  er  Jahren  auch  nach  Deutschland.  Deutsche 
Unternehmungen  finden  sich  aber  nicht  vor  dem 
Jahre  1895. 

Die  in  den  Versicherungsscheinen  enthaltenen 
Bedingungen  über  Anzeigepflicbt ,  Gefahrände- 
rung, KtGidigung,  Feststellang  des  Schadens, 
Ersatzleistung  usw.  entsprechen  im  allgemeinen 
den  Bedingungen  der  Feuerversicherung  (vgl. 
d.  Art.).  Der  Feuerversicherungswert  wird  auch 
bei  den  Prämien  der  D.  zugrunde  gelegt. 

Die  Höhe  des  Risikos  hängt  ab  von  der  Größe  der 
Gemeinde,  in  welcher  sich  die  versicherten  Güter 
befinden,  von  der  Bauart  und  Benntzungsart 
eines  Hauses,  den  Dimensionen  des  Objektes,  der 
Diebessicherheit  eines  Seh  rankes  usw.  Die  Prämie 
beträft  z.  B.  für  Gegenstände  des  Privathaus- 
halts in  fest  benachbarten  Gebäuden  bei  einer 
Versicherungssumme  bis  30000  Mk.  ^U  bis  2  pro 
Mille,  je  nachdem  der  volle  Wert  der  Gegen- 
stände versichert  wird  oder  nur  \/a  oder  V*  des- 
selben. Für  Bargeld  in  nicht  feuerfesten 
Schränken  wird  5  pro  Mille  verlangt.  Die 
Prämientarife  sind  ebenso  wie  die  Bedingungren 
seit  Gründung  des  Verbands  der  deutschen  Ein- 
bruchsdiebstahlversicherungsgesellschaften im 
Jahre  1900  einheitlich  geregelt. 

3.  Untemehmangsrormen  und  Statistik. 
Die  D.  wird  in  Deutschland  nur  von  Aktien- 
gesellschaften und  nur  als  Nebenzweig  be- 
trieben. Die  amtliche  Statistik  zählt  für  1904 
28  Aktiengesellschaften  (meistens  Feuerver- 
sicherungsanstalten) und  9  ausländische  Ge- 
sellschaften mit  Betrieb  in  Deutschland.  Bei 
den  deutschen  Anstalten,  die  auch  zum  Teil  in 
Deutschland  tätig  sind,  waren  354  796  Policen 
auf  0,5  Millionen  Mark  Versicherungssumme 
lautend  in  Kraft,  für  welche  6  Millionen  Mark 
Prämien  vereinnahmt  wurden,  während  für 
Schäden  1  Million  Mark,  an  Verwaltungskosten 
einschließlich  Steuern  1,7  Million  3Iark  verausgabt 
wurden. 

Literatur:  Manen ,  Die  Diebstahl  Versicherung, 
Berlin  1899.  —  Derselbe  ^  Art.  „Diebstahls- 
rersicherung"  H.  d.  St.,  S.  Auß.,  Bd.  III. 
S.  101  fg.  —  Derselbe f  Versichertmgswescn,  ^  59, 
Leipzig  1905.  —  SnUth,  Burglary  Insurance  in 
,,Transactions  of  the  Insurance  S<^cicty  of  Edin- 
fnirgh'*,  190'i.  —  Geschäftsbericht  des  kaiserlichen 
Aujsichtnamtesjilr  Privatversicherung,  Berlin  1905. 
Alfrexl  ^fane8, 

Dienstbotensteuer  s. 

lU-'dientens teuer  (oben  S.  38<»)  und 
Luxussteuern. 


Dienstleistnngen  (persönliche). 

1.  Volkswirtschaftlicher  Begriff.    2.  Entgelt. 
3.  Rechtsgrundlagen.    4.  Besteuerung. 

1.  Volkswirtschaftlicher  Be^ff.  Unter 
p.  D.  versteht  man  solche  Arbeitsleistungen, 


welche,  für  sich  allein  betrachtet,  Bedürf- 
nisse zu  befriedigen  vermögen;  sie  unter- 
scheiden sich  von  den  übrigen  Arbeits- 
leistungen dadurch,  daß  die  letzteren  die 
Herstellung  eines  Sachgutes  bezwecken, 
welches  erst  die  Bedürfnisbefriedigung  er- 
möglicht. Es  bildete  eine  Streitfrage  der 
volkswirtschaftlichen  Theorie,  ob  die  p.  D. 
so  wie  die  Sachgfiter  und  allenfalls  die 
„Rechte  und  Verhältnisse"  zu  den  Gütern 
und  zum  Vermögen  zu  rechnen  seien.  Gegen- 
wärtig wird  dieser  Frage,  welche  man  im 
allgemeinen  zu  bejahen  scheint,  wenig  Gre- 
I  wicht  beigelegt  imd  mehr  die  Natur  und 
!  Eigenart  dieser  p.  D.  untersucht,  um  für  die 

gersönliche  Dienste  Leistenden  die  richtige 
tellung  in  der  Berufsgliederung  des  Volkes 
I  zu  finden. 

'       Der  Umkreis  der  p.  D.  läßt  sich  etwa 
I  in  folgende  Hauptgruppen  auflösen :  Oeffent- 
I  lieber  Dienst  (in  Verwaltung,  Justiz,  Heer- 
wesen),  Kirchendienst,    Unterricht   (öffent- 
j  lieber,  ifreier) ;  die  sog.  liberalen  Berufe  wie 
I  Rechtsanwälte,  Notare,  Aerzte  und  ärztliches 
;  Hilfspersonal ,    Ahnten    verschiedener    Art 
(und  auch  die  bereits  genannten  Privatlehrer) : 
I  künstlerische  D.  und  Hilfsdienste  im  weitesten 
Wort  verstände  (Künstler,  sog.  Artisten,  Mo- 
,  dellsteher  usw.)-  häusliche  D.  innerhalb  und 
:  außerhalb  des   Hausverbandes  (Hausdienst- 
boten, Wäscherei,  sog.  „Bedienung'*  usw.); 
allgemeines  Anbieten  der  D.  für  jedermann 
(Dienstmänner  u.  dgl.);  Prostitution. 

Es  kann  mitunter  dasselbe  Bedürfnis 
durch  ein  Sachgut  oder  durch  eine  D.  be- 
frie<ligt  werden,  wie  z.  B.  durch  ein  Buch 
bezw.  einen  Vortrag. 

2.  Das  Entgelt  für  die  p.  D.  ist  ein  Lohn, 
und  zwar  kann  derselbe  ganz  dieselben  Formen 
annehmen  wie  der  Lohn  für  Arbeitsleistungen 
überhaupt  (Zeitlohn,  Stücklohn,  Anteilslohn  usw.). 
Er  kann  individuell  vereinbart  werden  oder 
auf  Kollektivverträgen  beruhen  oder  von  der 
üflfentlichen  Gewalt  geregelt  sein.  Sprachge- 
wohnheitlich  haben  sich  verschiedene,  zumeist 
nicht  fest  umgrenzte  Bezeichnungen  ausgebildet^ 
welche  entweder  nach  der  Qualität  der  D.  oder 
nach  den  einzelnen  Berufen  differieren:  Gehalt 
für  höhere,  Lohn  für  niedere  dauernde  D.,  Taxe 
für  obrigkeitlich  festgesetztes  oder  genehmigtes 
Entgelt:    Palmare.   Honorar,  Salair,  Stola  für 

.die  Leistungen  der  Rechtsanwälte,  Aerzte, 
I  Lehrer,  Geistlichen ;  Sold,  Löhnung  für  jene  der 
:  Heerpersonen  u.  s.  f. 

3.  Reehtsgrondlagen«  Die  gesetzliche  Re- 
gelung der  p.  D.  bezieht  sich  einerseits  auf  das 

I  Verhältnis  des  Dienstgebers  und  Dienstnehmers 
zu  einander,  und  andererseits  auf  die  Ausübung 
der  D.  als  einer  Erwerbstätigkeit  im  s^werb^ 
rechtlichen    Sinne.      Die   Regelung    des   Ver- 
hältnisses   erfolgt  im   allgemeinen    durch   das 
I  bürgerliche  Recht   unter  dem   Gesichtspunkte 
I  des  Arbeitsvertrages  (Dienstmiete  etc.) .   doch 
sind  diese  Bestimmungen  nur  für  weni^  Dienst- 
i  Verhältnisse  allein  maßgebend.    Zumeist  ist  ihr 
i  Geltungsbereich  durch  Normen  des  öffentlichen 
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Bechts  eingeengt,  welche  entweder  das  ganze 
Verhältnis  umfassen,  (wie  z.  B.  die  Dienstboten- 
ordnnngen)  oder  nur  einzelne  Punkte  (wie  z.  B. 
das  Entgelt)  betreffen.  Was  endlich  die  öffient- 
lidien  Beamtendienste  n.  dgl.  anbelangt,  ver- 
liert der  Vertrag  als  Rechtsgrundlage  des 
Dienstverhältnisses  seine  Bedeutung  vollkommen 
und  wird  durch  Dienstpragmatiken,  Disziplinar- 
ordnungen, Beamtengesetze  u.  d^l.  ersetzt.  Als 
ErwerMtätigkeiten  werden  die  persönlichen 
Dienste  mitunter,  aber  nur  zum  geringsten 
Teile  durch  die  allgemeinen  Gewerbeordnungen, 
viel  mehr  jedoch  durch  spezielle  Normen  für 
einzelne  Arten  der  Dienste  geregelt  und  unter- 
liegen manni^achen  gewerbepolizeilichen  Be- 
stimmungen, insbesondere  dann,  wenn  es  sich 
um  Schutz  der  Moral,  der  Gesundheit,  der  wirt- 
schi^tlich  schwächeren  Lage  der  Dienstnehmer 
u.  dgl.  handelt.  —  Das  Dienstrecht  ist  nirgends 
kodifiziert,  zumeist  sehr  lückenhaft  und  veraltet. 
4«  Die  Besteaerang  der  p.  D.  erfolgt  dort, 
wo  sie  nicht  in  der  Einkommensteuer  aufgeht^ 
als  Lohnsteuer,  ev.  durch  beide  Steuern,  wobei 
aber  die  älteren  Steuergesetze  (wie  z.  B.  die 
aus  1849  stammende  österreichische  Ein- 
kommensbesteuerung) die  einzelnen  Lohnkate- 
gorieen  sehr  unsystematisch,  ungleichmäßig  und 
lückenhaft  behandelten. 

Literatur:  Schönberg ,  besondere  Abhandlung, 
Bd.  S,  —  r.  Scheel,  At^.  „Dien^tleUtungen, 
persönliche",  H.  d.  St,,  S.  Aufl.,  Bd.  III,  S.  163 fg. 
—  Sodann  die  Lehrbücher  der  Nationalökonomie. 

Mischler, 

Differenzgeschäfte  s.  Börsen wesen, 
besonders  sub  7,  oben  S.  523. 


Differenzialtarif  s.  Eisenbahnen. 
DifferenzialzoUe. 

Dififerenzial-  oder  Unterscheid un^szöUe  sind 
solche  Zölle,  die  Waren  einer  und  derselben 
Gattung  mit  einem  verschiedenen  Zollsatz,  einem 
höheren  oder  niederen,  bele&^en.  Das  Unter- 
scheidungsmerkmal kann  sich  dabei  beziehen 
auf  die  Art  der  Einfuhr,  ob  zu  Wasser  oier  zu 
Land,  auf  das  Land  der  Herkunft,  auf  die  Flagge 
des  Schiffes  u.  dgl.  m.  Die  D.  sind  entweder 
Zuschlagszölle  (surtaxes,  Zuschläge  zu  den  nor- 
malen Zollsätzen)  oder  Zollabschläge  (detaxes, 
Minderungen  der  normalen  Zollsätze)  oder 
Ketorsions-  oder  Kampfzölle  (potenzierte  Zoll- 
zuschläge als  Mittel  der  Retorsion). 

Vgl.  Art.  „Zölle".  Uax  von  HeckeL 

Diskonto,  Diskontopolitik. 

1.  Begriff.  2.  Das  D.geschäft  als  Bankzweig. 
3.  Die  Faktoren,  welche  die  Höhe  des  D.  be- 
stimmen.   4.  Die  D.politik. 

1.  Begriff.  Unter  D.  (escompte,  discoinit, 
soonto)  versteht  man  den  Abzug,  den  derjenige, 
der  eine  später  fällige  Forderung  kauft  oder 
in  Zahlung  annimmt,  vom  Nominalbetrag 
derselben  zunlckbeliält  bezw.  beansprucht. 
Der  Diskont  ist  nichts  als  eine  Unterai-t 
des  Zinses,  seine  Eigentümlichkeit  liegt  in 
der  ßerei^hnungsweise.      Wer   ein   erst   in 


I  3  Monaten  fälliges  Papier  von  5000  M.  gegen 
I  4  ^.  0  D.  annimmt,  zahlt  für  dasselbe  4950 
(5000  M.  verzinsen  sich  zu  4^/o  im  Jahr 
mit  200  M.,  im  Tierteljahr  mit  50);  diese 
4950  M.  ergeben  aber  in  3  Monaten  zu  4^  o 
49,50  M.  Zins,  mit  Kapital  also  4999,50  M.; 
dadurch,  daß  der  Zins  beim  D.  im  voraus 
abgezogen  wird,  ist  er  effektiv  größer  als 
sonst.  Wird  das  Entgelt  für  die  hergegebene 
bezw.  empfangene  Summe  prozentuell  aus- 
gedrückt, so  spricht  man  von  Diskontsatz. 
Das  Kaufen  später  fälliger  Forderungen 
gegen  D.  nennt  man  diskontieren  oder 
eskomptieren,  das  Weiterverkaufen  redis- 
kontieren, reeskomptieren.  Weitaus  am 
häufigsten  ist  die  Erscheinung  des  D.  bei 
W^echseln,  aber  auch  kaufmännische  An- 
weisungen, sog.  unverzinsliche  Schatzscheine, 
Steuerrestitutionsscheine,  noch  nicht  fällige 
Zinscoupons,  ausgeloste  oder  gekündigte  Obli- 
gationen, welche  in  bestimmter  Zeit  heim- 
gezahlt werden,  werden  von  Banken  gegen  D. 
vor  der  Verfallzeit  genommen  und  gekauft. 
Mit  dem  Ausdruck  D.  bezeichnet  man  anch 
eine  Provision  für  Annahme  von  sofort  fälligen 
Schnldtiteln,  z.  B.  von  Sichtwechseln  auüerhalb 
des  Domizils;  der  Annehmende  hat  unter  Um- 
ständen Kosten  and  Unbequemlichkeiten  behufs 
Realisieran^  derselben;  anch  im  Sinne  von 
Disagio  bei  Papiergeld  kommt  der  Aasdmck 
vor;  femer  im  Sinne  von  Rabatt  bei  Barzahlung 
für  Warenbezüge,  bei  denen  sonst  eine  be- 
stimmte Kreditierung  üblich  ist;  doch  spricht 
man  hierbei  mit  Vorliebe  in  Deutschland  nicht 
von  einem  D.,  sondern  Skonto.  Endlich  hat 
sich  der  Ausdruck  auch  auf  die  diskontierten 
Wechsel  übertras^en ;  die  Reichsbank  bezeichnete 
früher  mit  Diskonten  die  Platzwechsel,  zu- 
weilen nennt  man  auch  Diskonten  oder  Prima- 
diskonteu  größere  Wechsel  erster  Bank-  oder 
Geschäftshäuser.  In  England  spricht  man  auch 
von  einem  Diskont  in  dem  Sinne,  daß  man 
darunter  den  Abstand  des  Wechselkurses  vom 
Münzpari  versteht. 

!       2.   Das    D.^eschäft   als    Bankzwei^. 

I  Bei  den   Banken  sammeln  sich  die  Kassa- 
Vorräte  und  die  Summen,  welche  disponibel 
sind,  bezw^.  nach  einer  Verwendung  suchen ; 
I  diese   vielfach   ihnen   nur  auf  kurze  Frist 
I  überlassenen  Beträge  verwenden  die  Banken 
1  zu   Ankäufen   noch    nicht   fälliger  Wechsel 
I  und    sonstiger    Wertpapiere    und    strecken 
dadurch  dem  Fordenmgsberechtigten  bis  zui- 
Verfallzeit  das  Geld  vor.    Die  Banken  ge- 
nießen den  D.,  geben  event.  einen  Teil  davon 
ihren    Deponenten;    der   aus    dem    Papier 
Foi-denmgsberechtigte  hat  sich  neue  flüssige 
Betriebsmittel   verschafft,   das   tote  Kapital 
der  Kassenbestände  ist  möglichst  eingeengt. 
In  der  Banksprache  nennt  man  nach  den 
Behältern,  in  welchen  die  W^echsel,  nach  der 
Verfall  zeit    geordnet,    aufbewalirt    werden, 
den  Besitz  eines  Bankhauses  an  D.papieren 
das  Portefeuille  desselben. 

Die  Spitze  unter  den  Diskonteuren  nehmen 
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die  Notenbanken  ein,  indem  sie  ihre  Deposita 
und  ihre  Noten  zur  Anlage  in  Wechseln 
benutzen,  vielfach  infolge  gesetzlicher  Vor- 
schriften benutzen  müssen ;  die  Zentralnoten- 
banken sind  deshalb  geradezu  die  Organe, 
durch  welche  die  Regulierung  des  D.  vor 
sich  geht ;  unter  und  neben  ihnen  beteiligen 
sich  aber  zahllose  Privatbanken,  Genossen- 
schaften, Sparkassen  am  D.geschäft,  bei 
Geldbedarf  rediskontieren  sie  die  Wechsel 
an  die  Zentralnotenbanken,  welche  die 
Sammelreservoirs  für  MetaUgeld  bilden. 

Die  Banken  werden  unterstützt  von 
Wechselroaklern,  welche  ihnen  D.material 
vermitteln  (event..  wie  in  London,  auch 
abnehmen) ;  außerdem  dienen  zum  Ausgleich 
zwischen  den  am  D.geschäft  sich  beteiligen- 
den Bankhäusern  die  Börsen  der  großen 
Handelsplätze,  wo  sich  Wechsel  verkaufen 
und  kaufen  lassen.  Vergl.  Artt.  „Banken*' (oben 
S.  309  fg.),  „Börsenwesen"  (S.  497  fg.),  ,^oten- 
oder  Zettelbank*'  (über  die  Art  der  Beteiligung 
der  ReichsbanK  ebenda),  „Wechsel". 

8.  Die  Faktoren,  welche  die  Hohe 
des  D.  bestimmen.  Es  stehen  sich  zwei 
Parteien  gegenüber:  Wechselverkäufer  (An- 
gebot) und  Wech8elkäufer(NachfrageJ;  erstere 
brauchen  Geld  zum  Fortbetrieb  inres  Ge- 
schäftes oder  behufs  Deckung  von  Verbind- 
lichkeiten, die  letzteren  suchen  eine  kurz- 
fristige Anlage  für  disponible  Geldvorräte 
oder  Noten.  Es  muß  demzufolge  von  Einfluß 
sein  die  Größe  des  Wechselangebotes,  welches 
durch  den  veränderlichen  Gang  der  Geschäfte 
sowie  die  Dringlichkeit  des  Geldbedürfnisses 
(man  denke  nur  an  Krisen,  wo  der  D.  enorm 
in  die  Höhe  schnellt)  bedingt  ist;  anderenteils 
entscheidet  die  jeweilige  Lage  des  Geld- 
marktes, ob  also  derselbe  flüssig  oder  versteift 
ist,  d.  h.  ob  bei  den  Banken  ^ße  disponible 
Summen  sich  anhäufen,  wie  m  Zeiten  starker 
Qeschäftsdepression,  in  denen  infolge  man- 
gelnder Unternehmungslust  die  Kapitalien 
brach  liegen,  sowie  in  Zeiten  stark  zu- 
nehmender Edelmetallproduktion  und  Edel- 
metallzuflüsse, oder  ob  die  Büttel  der  Banken 
knapper  werden,  wie  im  Frühjahr  und  Herbst 
infolge  gesteigerten  Bedarfs  von  Zahlungs- 
mitteln seitens  des  Publikums  oder  infolge 
Edelmetallabflusses  aus  Anlaß  ungünstiger 
Ernten,  auswärtiger  Kapitalanlage  etc.,  oder 
infolge  günstigen  Geschäftsgangs,  hochge- 
hender Spekulationen  etc.  Im  Zusammen- 
hang damit  spielt  fortwährend  herein  die 
Möglichkeit  anderweitiger  Anlagen;  bis  zu 
einem  gewissen  Grade  konkurrieren  mit  den 
D.anlagen  die  Lombardgeschäfte,  der  Kauf 
von  leicht  wieder  zu  veräußernden  Effekten, 
besonders  aber  das  Reportgeschäft  (vgl.  Art. 
„Börsen wesen"  sub  5  oben  S.  516);  aiese  An- 
ia^n  sind  nicht  so  li([uid,  verursachen  Kom- 
missions-  und  Stemi>elko8ten,  der  Kauf  von 
Wertpapieren  kann  zur  Zeit  der  notwendigen 


Realisation  Kursverluste  bringen,  wodurch 
der  etwa  erhältliche  bessere  Zins  wieder 
aufgewogen  wird. 

Weil  fortwährend  wechselnde  Faktoren 
wirksam  sind,  so  zeigt  der  D.  häufige  und 
zuweilen  große  Schwankungen;  b^i  der 
deutschen  Keichsbank  betrug  im  Jahre  1905 
der  Diskontsatz  vom  1./I. — 9./I.  5®/o:  vom 
10./!.— 13./U.  4«/o;  vom  14./U.— 24./n.  ä^^^^o; 
vom  25./n.— 10./IX.  3»/o:  vom  11./IX.— 2.'X. 
40/0 ;  vom  3./X.— 3./XI.  5% ;  vom  4./XI.  bis 
10./XI.  51/2^/0;  vom  11./XI.— 31./XU.  G^'/o;  im 
Dezember  1857  stand  der  D.  in  Hamburg  im 
Minimum  auf  10 — 12®/o,  vor  der  Erisis  auf 
4 — 7  ®/o ;  man  hat  aber  auch  schon  erlebt,  daß 
er  auf  V2  ^/o  gefallen  ist.  Das  enorme  Sinken 
des  D.  erklärt  sich  daraus,  daß  der  Geldgeber 
sich  schadlos  halten  kann,  indem  er  den 
Deponenten  nur  in  gewissem  Abstand  vom 
D.  Zins  zahlt  (Differenz  des  Zinses  der  Aktiv- 
und  Passivgeschäfte).  Vielfach,  namentlich 
in  England,  ist  es  üblich  geworden,  in  den 
KontokorrentvertrSgen  geradezu  festzustellen, 
daß  der  Depositenzins  auch  mit  dem  Wechsel 
des  Bank-D.  in  bestimmter  Weise  sich 
ändert,  dadurch  ist  dem  Bankier  die  Ab- 
wälzung selbst  bis  auf  den  einzelnen  Tag 
garantiert. 

Im  Einzelfall  kann  der  D.  von  dem  gerade 
üblichen  Satz  abweichen;  es  spielt  eben 
auch  das  Risiko  eine  Rolle,  wie  das  ja  auch 
allgemein  in  kritischen  Zeiten  in  der  D.höhe 
zum  Ausdruck  kommt ;  so  pflegt  —  es  gibt 
auch  Ausnahmen  —  der  D.  höher  zu  werden, 
je  länger  die  Laufzeit  eines  Wechsels  ist, 
das  Risiko  nimmt  zu,  die  rasche  Lii^uidität 
ab;  ferner  ist  eine  bekannte  Erscheinung, 
daß  Wechsel  erster  Güte  billiger  diskontiert 
werden  als  solche  geringerer  Güte,  ebenso 
billiger  Wechsel  auf  Bank-  und  Giroplätze, 
internationale  Handelsplätze  als  auf  andere 
Plätze. 

So  verschieden  und  von  so  wechselnder 
Natur  der  D.  auch  gegenüber  dem  Zinsfuß 
für  dauernde  beste  AnUgen  sein  mag,  so 
nähern  sich  beide  doch  bis  zu  einem  gewissen 
Grade,  wenn  man  den  durchschnittlich  be- 
zahlten D.  ins  Auge  faßt.  Angesichts  des  Um- 
standes,  daß  beide  Kapitalarten,  wie  wir  ge- 
sehen, durch  eine  Art  kommunizierender  Röhi« 
miteinander  verknüpft  sind,  ist  dies  auch 
nicht  zu  verwundem.  Die  Anlage  in  Wechseln 
rentierte  bei  der  deutschen  Reichsbank 
1876—1900  durchschnittlich  zu  3,8^  0;  der 
Privat-D.  der  Berliner  Börse  war  freilich  nur 
2.97 6®/o,  was  sich  aber  zum  Teil  aus  dem  erst- 
klassigen Material,  der  Konkurrenznotwendig- 
keit der  Privatdiskonteure  gegenüber  der 
Reichsbank  und  den  besonderen  Aufgaben 
der  D.politik  der  letzteren  erklärt 

Wie  der  Kapitalzins  ül)erhaupt  von 
Gegend  zu  Geeend  und  von  Ijand  zu  Land 
sich   nicht   vollständig  ausgleicht,   so   muß 
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es    natOrlich    auch    beim  D.    der  Fall    sein,  trägemu  ihrer  DUkontopolUik  seit  dem  Jahre  ISU, 

obwohl  ja  gerade  auf  diesem  Gebiete  die  ^y^^^-  ^>w*.,  Berlin  1900.  —  P.  Laubet,  La 

Arbitrage  außerordentlich  wirksam  und  es  ^^TlJ''  ^^^'IJ^^^^^^'^P^^*  ^"^  fu^T 

aucÄnt  ist,  daß  heute  die  B^^^^^  ^J^^,,'!:^,'^^^ 

bestrebt  smd,  den  ^nngsten  \orted  emer  ^^^j^^   y    y^^^ ^  ^^^     ^\    VerwaUung, 

kurzfnsti^n  Anla^  mi  Ausland  auszunutzen.  jg.  Bd,,  s,  4es—5S7).               o.  Scham. 

Allein    die    zu   diesem   Zweck   notwendige  

Uebertragung  von  Geld  und  anderen  Werten 

verursacht  Kosten,   die  erst  bei  einer  ge-  DoiüällOll 

Rissen   Zinsdifferenz    8idi   lohnen;    zudem  j          .^j    jj  Geschichte!    1.  Aeltere  Zeit.. 

eignen   sich   für  Ankäufe   nur  eretkk^ige  3.  Neueri  Zeit  in  Preußen.    3.  In  den  übrigen 

börsengängige  WechseL    Eine  gewisse  boü-  dentachen  Staaten.    4.  In  den  außerdentschen 

darität  besteht  deshalb  nur  hinsichtlich  der  Staaten.    III.  Statistik.    1.  PrenCen.    2.  Die 

sog.  Privat-    oder   Marktdiskontsätze,    und  anderen  Staaten.    IV.  Die  Nntznnff  der   D. 

selbst  da  zeigen  die  Jahresdurchschnitte  der  1.  Selbstverwaltnog.  2.  Erbpacht.  8.  Zeitpacht. 

großen  Plätze  zum  Teil  erhebliche  Unter-  V.  Die  Zukunft  der  D. 

schiede.  L  Besritf. 

Der  dittchschnittUche  Markt-D  betrug:  ^nter  D.  versteht  man  gewöhnlich  dea 

in  Wien»)     Berlm    London')    Pans  ^^^   ^^  ^^^^  ^   Lan^dgOtern.    Doch 

wird  der  Begriff  auch  in  viel  weiterem 
Sinne  gefaßt,  indem  alle  Gruudstticke  des 
Staates,  die  der  Urproduktion  dienen  (Forsten, 
Fischereien,  Mineralbnmnen  etc.)  oder  sogar 
wie  in  Frankreich  der  gesamte  Grundbesitz 

M   1x1    rx     11^1-     T.-    /i-.    ^  «*  <^es     Staates     (Straßen,     Flüsse,    Brücken, 

4.  Die  D^oUÜk.    Die  (Jrundsätze,  von  FestungswÄDe  etc.)  dazu  geiechnet  weiden: 

denen   sich  cfie   Banken  bei  Diskontierung  ^  '^t%sch  dem  in  der  deutschen  Wissen- 

von    Wechseln    und   a^lichen    D.papieren  ^^y^^  ^^^^^^^  Sprachgebrauch  erforderüch, 

eiten  lassen,  bdden  die  p.pohtik  Die  ^gent-  ^  ^^  Landgüte?  des  Itaates  auch  wklich 

liehen  Träger  der  D.politik  smd  die  Noten-  ^^^    BodenpS>duktion     dienstbar    gemacht 

banken   geworden,   und   zwar  am   naeisten  ^^^^^  g- J^    Grundstücke  im  Staatsbesitz, 

die  Zentralnotenbanken    welche  a^s  Haupt-  ^.^  ^^  ^-^j^  ^^^  ^^^^  ^^^  forstwirtschaft' 

Ä'^uT^^^'i^^^f  ^ä^"?"^^^^  liehen  Pn>duktion  geeignet  sind,  aber  noch 

mo  Imt  die  deuteche  Reichsbank  an  9176  y^^^  ^           wie   die  Staatsltodereien  der 

^-  ^'J'^^f^   ^^"^^    ''''^   ^"^   ^^  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  oder 

Mdl.  M.  W^hsel   und  Auftragspapiere   zur  ^^^   ^.^^  Deutschland  in   seinen  Kolonieen, 

Einziehung  übernommen).    Welche  Aufgabe  ^^^^   Kronland,    öffenüiches    Land    oder 

Ihnen  hier  zufällt,  und  wie  sie  dieselbe  im  ^^^^  bezeichnet    Die  produktiven  Land- 

Zusammenhang  mit  anderen  Mitteln  durch  ^^^^  ^^^u^^  wiederum  in  Feldgüter  (D. 

^'^  P'^^^'%''l^^^!^%'^\7i^^  im  Art.  l  ^  s.)  und  Forsten.    Im  folgenden  werden 

^^oten-  oder  Zettelbank-  sub  II,  3  ausfuhr-  ^^  ^^^  Hauptsache  nur  die  ersteren  behandelt, 

hch  dargelegt.  ^ 

Literatur:  V.  Sievers,  BeUrag  zur  Geschichte  H-  Geschichte. 

und  Theorie   des  DiskonUs,  Jahrb.  /.   N.-Oek,,  1.  Aeltere   Zeit«     Im   Altertum   spielt   der 

1S7S,  Bd.  19,  —  R,  MaynCf  Der  Diskont,  Jena  Staatsgrnndbesitz  eine  bedeutende  Rolle ,   ins- 

JS99.  —  </'.  Lamimann,  System  der  Diskonto-  besondere  in  Rom.    Der  moderne  D.besitz  ist 

poliu'k,  Leipzig  1900.  —  K.  Helfferich,  Dis-  zum   großen  Teil   der   Rest  des   umfassenden, 

kont  und  Währung,  in  der  „Nation"  1900.  —  aus  dem  Mittelalter  überkommenen,  Grundbe- 

W.   Liotz,    Art.    Diskonto    u.   Diskontopolitik,  sitzes  der  Landesherren.    In  natural wirtschaft- 

H.  d.  St.,  s.  A%ifi.,  Bd.  III  (1900),  S.  170  fg.  liehen  Verhältnissen  ist  der  Staat,  will  er  anders 

—   O.    Warschauer,  Die  Probleme  der  Dis-  die  ihm  zufallenden  Aufgaben  lösen,  auf  um- 

kontopolitik  und  der  inländische  Wechselverkehr,  fangreichen  Grundbesitz   als   die   einzige   mit 

Scham'   Finanzarchiv  18  (1901),  S.  501  fg.  —  einiger  Sicherheit  und  Regelmäßigkeit  fließende 

E,  Vaye,    Ueber  die  Höhe   der  verschiedenen  Einnahmequelle  angewiesen.   Er  bildet  die  wirt- 

Zinsarten   und  ihre  wechselseitige   Abhängigkeit,  schaftliche   Grundlage   aller    staatlichen   Tätig- 

Jena  190S.  —  X.  E,   WeiU,  Die  Solidarität  keit  im  Mittelalter  wie  in  den  Anfängen   des 

der  Geldmärkte,  eine  Studie  über  die  Verschieden-  modernen   Staats.     Besonders    berühmt   ist    die 

hett  der  gleichzeitigen  Diskontsätze  verschiedener  Verordnung  (das  sog.  capitulare  de  villis),  in 

Länder,  Frankfurt  ajM.  1903.  —  J.  Friedrich,  welcher  Karl  der  Große  die  Verwaltung  seines 

Die  Währungs-  u.  Diskontpolitik  der  deutschen  umfassenden  Domanialbesitzes  ffeordnet  hat. 

Reichsbank,  Breslau   18i^.   —   Die   Reichsbank,  Die   finanzielle  Bedeutung  der  D.  führte  je- 

1876—1900   (Diskontopolitik,    S.    lS3—l8,i).   —  doch  bald  dazu,  ihren  Umfang  zu  mindern.    Die 

Martin,   Die  Bank  ton  England  nebst  Bei-  Besoldung  der  höheren  Reichsämter  konnte  im 

Mittelalter  nicht  anders  erfolgen  als  durch  Aus- 

')  Marktd.  für  Dreimonatswechsel.  stattung  mit  Reichsgut  zu  Lehen.     In   dem: 
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Maße,  als  die  Vasallen  unabhängig  wurden,  ver- 
wandelten sieh  die  D.  in  ihren  erblichen  Besitz. 
Zwischen  Privateigentum  des  Kaisers  oder  Terri- 
torialherm  einerseits  und  des  Reiches  oder  Landes 
andererseits  wird  aber  nicht  geschieden;  diese 
Scheiduns:  hat  sich  erst  sehr  spät,  zum  Teil 
heut  noch  nicht  durchgesetzt. 

DerD.besitz  der  Territorien  wuchs  in  Deutsch- 
land ständig  auf  Kosten  des  Reiches,  das  bei 
seiner  Auflösung  im  Jahre  1806  keine  D.  mehr 
besal{,  parallel  mit  der  Verschiebung  des  poli- 
tischen Schwergewichts  vom  Reiche  auf  die 
Einzelstaaten.  Eine  bedeutende  Vermehrung 
«rfuhr  der  D.besitz  durch  die  Säkularisation  des 
Kirchengutes  zur  Zeit  der  Reformation  in  den 
protestantisch  gewordenen  Ländern,  und  in 
fi^ößerem  Umfange,  auch  in  katholischen  Län- 
dern, seit  der  französischen  Revolution  und  den 
napoleonischen  Krie&fen.  Zu  einer  Klarstellung 
der  Eigentumsverhältnisse  zwischen  Fürst  und 
Land  führten  staatsrechtliche  Gründe  dann,  als 
die  D.erträge  für  die  Kosten  der  Landesver- 
waltnng  zu&:leich  mit  denen  der  fürstlichen  Hof- 
haltung nicht  mehr  ausreichten  und  die  Landes- 
herren Steuern  zu  erheben  genötigt  waren.  „Ein 
Bestenenings  r  e  c  h  t  der  Landesherren  gegen  ihre 
Untertanen  wurde  reichsgesetzlich  erst  in  den 
Reichstagsabschieden  von  1530  und  1Ö42  aner- 
kannt zur  Deckung  der  Reichs-  und  Kreisbei- 
träge. Durch  Reichsabschied  von  1654  wurde 
-es  auf  Steuern  zu  Zwecken  der  Landesverteidi- 

fung  u.  dgl.  ausgedehnt;  herkömmlich  trat  die 
rinzessinsteuer  hinzu.  Uebrigens  hatten  die 
Landstände  das  Recht  der  Steuer  b  e  w  i  1 1  i  ff  u  n  ^ ; 
St  ruhe  (Anfang  des  18.  Jahrb.)  lehrt,  daß  in 
Deutschland  gemeiniglich  die  landesherrlichen 
Kammergüter  alle  Regierungsbeschwerden 
tragen,  die  Landstände  hingegen  nur  dann  bei- 
tragen müssen,  1)  wenn  sie  aus  den  Domanial- 
gefällen  nicht  bestritten  werden  können,  2)  die 
Reichsgesetze  solche  den  Untertanen  auflegen, 
3)  oder  selbige  sich  zu  deren  Abführung  ver- 
bindlich gemacht  haben  **  (Rintelen).  Ueber  die 
Verwendung  der  Einnahmen,  die  sie  bewilligten, 
verlangten  die  Stände  mitwachen  zu  dürfen ;  so- 
lange die  Einnahmen  aus  Steuern  und  aus  den 
D.  gleichmäßige  Verwendung  zu  Staatszwecken 
fanden,  war  es  nicht  zu  vermeiden,  dann  den 
Ständen  auch  Anteil  an  der  Verwaltung  der  D. 
zu  gewähren.  Ueberall  strebten  die  Fürsten 
deshalb,  um  sich  von  der  Kontrolle  der  Stände 
zu  befreien,  darnach,  ihre  Kammergüter  aus  der 
Staatsverwaltung  auszuscheiden. 

In  den  einzelnen  Staaten  haben  sich,  gemäß 
der   verschiedenen  Einsicht   und  Tatkran;  der  | 
Fürsten,  die  Besitzverhältnisse  an  den  D.  sehr  j 
verschieden  gestaltet. 

2.  Neuere  Zeit  in  Preussen.    In  Preu-  i 
ßen  begann  bereits  der  große  Kurfürst  eine  i 
zielbewußte,  «auf  Vermehrung  der  D.  gerich- ! 
tete  Politik.    Friedrich  Wilhelm  L  machte  > 
die  Versuche  seines  Vorgängers,  die  D.  zu 
zerschlagen     und     in    Erbpacht    auszutun, 
rückgängig  und  vereinigte  durch  das  Edikt  i 
vom  23.  VllL  1713  die  königlichen  Schatull-j 
guter    mit    den    Kammergütern,    nachdem ' 
•durch   das   gleiche  Edikt   die   Unveräußer- : 
lichkeit    sämtlicher   D.  ausgesniochen   war. 
Zugleich    bestimmte   er  aus   den   Ei-trägen 


eine  feste  Summe  von  270000  Tim.  für  die 
königliche  Schatulle  und  230000  Tim.  für 
den  Hofstaat.  Auf  diese  Weise  war  eine 
reinliche  Scheidung  zwischen  derVer^'endung 
der  D.einkünfte  für  die  Staats-  mid  für  die 
privaten  Bedürfnisse  des  Fürsten  vollzogen. 
Durch  das  preußische  Allgemeine  Landrecht 
wurde  auch  gesetzgeberisch  ausgesprochen, 
daß  die  D.  Staatseigentum  seien;  doch 
wurde  die  „Inalienabilität"  wieder  aufgehoben 
und  die  Veräußemng  an  Privatbesitzer  ge- 
stattet. Die  Wirren  der  französischen  Kriege 
und  die  durch  sie  angehäufte  Schuldenlast 
führten  Anfang  dieses  Jahrhunderts  zu  der 
Veräußenmg  einer  größeren  Anzahl  der  D. 
Die  definitive  Regelung  der  Verhältnisse 
der  D.  erfolgte  durch  Friedrich  Wilhelm  III. 
In  der  V.  v.  17./L  1820  wegen  der  künftigen 
Behandlung  des  gesamten  Staatsschulden- 
wesens wiuxien  sie  dem  Pfandrecht  für  die 
Staatsschulden  unterworfen;  doch  wurde 
eine  feste  Vorzugsrente  von  2500000  Tim. 
Gold  als  Krondotation  festgestellt,  die  mit 
unbedingter  Priorität  dem  Pfandrecht  der 
Staatsgläubiger  vorangeht.  Die  Verfassimgs- 
urkunae  sprach  im  Art.  59  aus,  daß  den 
Kronfideikommißfonds  die  durch  das  G.  v. 
17./I.  1820  auf  die  Einkünfte  der  D.  und 
Forsten  angewiesene  Rente  verbleibe.  Die 
Verwaltung  der  D.  i.  d.  S.  untersteht  seit 
1878  dem  Landwirtschaftsministerium,  wo 
sie  eine  eigene  Abteilung  unter  einem 
Ministerialdirektor  bildet.  Das  Privatgnmd- 
eigentum  des  kgl.  Hauses  wird  von  dem 
Hausministerium  verwaltet 

3.  In  den  übrigen  dentschen  Staaten. 
In  Bayern  erfolgte  die  Umwandlung  des 
Kammer^ites  in  Staatsgut  durch  die  Doma- 
nial-Fideikommißpragmatik  des  Kurhauses 
Pfalz-Bayern  v.  20./X.  1804;  durch  G.  v. 
1834  wurde  die  CiviUiste  auf  die  Staats-D. 
radiziert.  InWürttembergun terscheidet 
die  Verfassung  das  Kammergut  und  das 
Hof-D.kammergut.  Letzteres  ist  das  von 
der  Hof-D.kammer  verwaltete  Privateigentum 
der  kgl.  Familie.  Das  Kammergut  dagegen 
ist  ein  vom  Königreiche  unzertrennliches 
Staatsgut;  es  haftet  nicht  nur  für  CiviUiste 
und  Apanage,  sondern  auch  für  den  Aufwand 
der  Staatsverwaltung.  Rechtlich  wird  dieser 
Aufwand  durch  Steuern  nur  subsidiär  gedeckt. 
In  Baden  sind  die  D.  formeU  Eigentum 
des  Regenten  und  seiner  Familie;  doch 
bezieht  er  nur  die  darauf  radizierte  CiviUiste. 

In  den  deutschen  Kleinstaaten,  wo  der 
Domanialbesitz  zum  Teü  noch  recht  groß 
ist,  ist  die  Auseinandersetzung  zwischen 
fürstlichem  und  staatUchem  Besitz  nach  den 
verschiedensten  Grundsätzen  erfolgt ;  vielfach 
sind  die  Rechtsfragen  noch  bestritten.  Eine 
Sonderstellung  nehmen  die  beiden  M  e  c  k  1  en  - 
bürg  ein:  das  Domanium  umfaßt  hier  nicht 
weniger  als  -  5  des  I-iandes  und  ist  zugleich 
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unbestrittenes  Privateigentum  der  Landes- 
herren, die  in  mittelalterlicher  Weise  landes- 
herrliche und  grundherrliche  Befugnisse 
vereinigen. 

4.  In  den  außerdentochen  Staaten.  Der 
Staatsgnmdbesitz  Frankreichs  wurde  durch 
die  Revolution  von  1789  bedeutend  vermehrt; 
doch  wurden  die  als  „Nationalgüter''  konfis- 
zierten Bedtztümer  der  königl.  Familie,  des 
Klerus  und  der  Emimerten,  nachdem  sie  als 
•Grundlage  für  das  bedenkliche  finanzielle  Assig- 
aatenexperiment  gedient  hatten,  rasch  wieder 
verkauft.  Die  eegenwärtis^en  eigentlichen  D. 
Frankreichs  (Feldglter)  sind  ganz  unbedeutend. 
In  England  ist  nach  formalem  Staatsrecht 
die  Krone  Obereigentümerin  des  gesamten  Grund- 
besitzes. Im  Jahre  1793  wurden  die  damals 
noch  vorhandenen,  stark  zusammengeschmolzenen 
D.  zu  Staatseigentum  erklärt  und  unterstehen 
der  obersten  Rnanzverwaltung.  In  Oester- 
reich  ist  der  eigentliche  Staatsbesitz  von  dem 
sog.  „Religionsfonds"  formell  geschieden.  Ruß- 
land hat  ein  eigenes  Ministerium  der  Reichs- 
D.,  welches  zugleich  die  landwirtschaftlichen 
Angelegenheiten  überhaupt  behandelt;  zu  den 
D.  gehören  jedoch  ausgedehnte  Ländereien  in 
Aaien,  so  daß  das  D.ministerium  zugleich  ein 
Kolonialministerium  ist.  In  den  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerika  gebort  die  Ver- 
waltung der  öffentlichen  Ländereien  zar  Kom- 
petenz des  Bandes.  Bei  der  Lostrennung  von 
England  übertrugen  die  damaligen  13  Bundes- 
staaten ihren  großen  Landbesitz  dem  Bunde, 
zunächst  in  der  Absicht  und  mit  der  Motivie- 
rung, daß  dieser  Besitz  als  Einnahmequelle  des 
Bundes,  „als  Garantiefonds  für  die  in-  und  aus- 
ländischen Kriegs^läubiger"  dienen  sollte.  Nach 
völkerrechtlicher  Notwendigkeit  fielen  alle  von 
•den  Indianern  oder  fremden  Regierungen  ab- 

fetretenen  Ländereien  unter  die  Souveränität 
es  Bundes,  und  so  erhielt  dieser  die  Kompetenz 
zur  Leitung  der  Kolonisation  und  das  Eigentum 
der  öffentlichen  Ländereien  in  dem  gesamten 
Westen,  d.  h.  dem  ganzen  außerhalb  der  Grenzen 
der  13  alten  Staaten  gelegenen  Gebiete  der 
heutigen  Union  (mit  Ausnahme  von  Texas). 
Die  gesamte  Landverwaltung  wird  durchans 
zentralistisch  von  dem  GeneraTlandamt  der  Ver- 
einigten Staaten  in  Washington  mit  den  ca. 
100  von  ihm  direkt  abhängigen,  über  das  ganze 
Gebiet  zerstreuten  Distriktsämtern  geführt. 
Dordi  Selbstbewirtschaftung  oder  Verpachtung 
werden  jedoch  die  öffentlichen  Länder  der  Union 
nicht  ausgenutzt,  sondern  durch  Verkauf  oder 
Schenkuns:.  Die  Einzelheiten  des  Verfahrens 
sind  deshalb  vom  kolonialpolitischeu  Stand- 
punkte aus  zu  würdigen. 

in.  Statisük. 
1.  Preufsen.    Die  Zahl  und  Fläche  der 
D.vorwerke    und    -grundstücke    betrug   im 
Jahre  1904 

Zahl     Nutzbare  Fläche 
in  ha 
Staat  II22  362070 

davon 
östliche  Provinzen  820  310  575 

westliche  Provinzen         302  5 1 495 

•Ostpreußen  1 26  50  966 

Westpreußen  79  36  01 7 

Wörterbach  der  Volkswirtschaft.    II.  Aufl.    Bd.  I. 


Brandenburg 

Pommern 

Posen 

Schlesien 

Sachsen 

Schleswig-Holstein 

Hannover 

Westfalen 

Hessen-Nassau 

Rheinland 


Zahl  Nutzbare  Fläche 

in  ha 

135  54 108 

156  64350 

88  30697 

99  24  505 

137  49932 

19  2  885 

177  32664 

5  1465 

94  13500 

7  981 


Im  Jahre  1899  erlosch  die  Verhaftung 
der  D.  und  der  Einnahmen  aus  ihrem  Ver- 
kaufe für  die  Staatsschulden.  Femer  sind 
der  Regierung  durch  das  Ansiedelungsgeselz 
vom  1./VIL  1902  100  MiU.  M.  zur  Verfügung 
gesteUt  worden,  um  in  den  Provinzen  West- 
preußen und  Posen  Güter  zur  Verwendung 
als  D.  oder  Forsten  anzukaufen.  Von  der 
hierdurch  erlangten  größeren  Bewegungs- 
freiheit ist  namentlich  in  letzter  Zeit  eifrig 
Gebrauch  ^macht  worden.  Während  in  dem 
ganzen  Zeitraum  von  1876  bis  zum  l.'IV. 
1903  die  D. Verwaltung  nur  16855  ha  für 
15478990  M.  angekauft  hatte,  betrug  der 
Zugang  allein  im  Etatsjahr  1903  18 155  ha 
für  den  Preis  von  12721351  M.  Der  Abgang 
von  1876—1903  betrug  64823  ha,  der  im 
Etatsjahre  1903  5448  ha.  Die  Politik  der 
preußischen  D.verwaltung  geht  dabei  dahin, 
den  vorhandenen  beschlossenen  Besitz  im 
wesentlichen  zu  erhalten  bezw.  abzurunden, 
Einzelgrundstücke  dagegen  abzustoßen.  Die 
Erwerbungen  von  D.  und  D.grundstücken 
erfolgten  teils  im  Landeskulturinteresse,  teüs 
aus  politischen  Rücksichten.  Bei  letzteren 
ist  nach  einer  Mitteilung  vom  Ministerial- 
direktor Thiel  die  Endabsicht  der  Regierung, 
die  notleidenden  Besitzer,  die  zum  Teil 
recht  tüchtige  und  ordentliche  Landwirte 
sind,  in  ihrer  Tätigkeit  zu  erhalten,  indem 
sie  aus  Besitzern  zu  Pächtern  ^macht  werden 
und  ihnen  dadurch  das  Benefizium  zugewendet 
wird,  daß  sie  die  Differenz  zwischen  den 
hohen  Wucherzinsen  und  dem  Pachtzins, 
den  sie  an  den  Staat  zahlen,  genießen  und 
dadurch  lebensfähig  bleiben.  Die  Veräuße- 
rungen von  D.  erfolgten  fast  sämtlich  zum 
Zweck  der  Gründung  bäuerlicher  Wirt- 
schaften. 

Die  finanzielle  Rolle  der  D.  in  ihrer  Be- 
deutung für  den  pi-eußischen  Staatshaushalt 
hat  sich  sehr  geändert.  Im  18.  und  zu 
Anfang  des  19.  Jahrh.  bildeten  ihre  Erträge 
noch  die  Hälfte  bis  ein  Viertel  aller  Staats- 
einnahmen, heute  sind  sie  auf  2— 3^o  der 
Gesamterträge  der  Ueberschußverwaltungen 
zurückgegangen.  Nach  dem  Etat  von  1904 
betrug  die  Bnittoein  nähme  aus  den  D.  24,76 
MiU.  M.,  die  Nettoeinnahme  14,43  MUl.  M.. 
wälirend  sich  die  Gesamtbruttoein nähme  dos 
Staates  im  gleichen  Jahre  auf  2809  Mill.  M. 
belief. 
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Die  preußischen  D*  wenleu  fast  aiis- 
nchlie Blich  durch  Verpachtung  geoutzt.  Die 
erzielten  Pachtbetiäge  in  tieri  östlichen 
Pi-ovinzeu  betrugen  nach  Coniml  pro  ha 
nutzbarer  Fläche  in  Slai'k: 

im  Jahre  1849  13,90  Mark 

„       ,      1889  3i,"S     „ 

n         n       1B79  35,63       „ 

,     „    mo        3895    » 

Der  Rrickgaiig  der  Paehtpreise  hat  an- 
gehalten*  Nach  Frhr.  v.  d.  Goltz  belief  sich 
in  (lein  Jahrzehnt  18Ö3— 1U02  der  durch- 
fechnittliehe  Rückgang  der  Pachtpreise  mii 
1*5,07  '^  0 ;  iß  den  ostlichen  Provinzen  hewegte 
ersieh  zwischen  21*  und  30 ''0*  Nach  einer 
Berechnung  von  Thiel  bringen  die  pi^u Bischen 
Lh  einen  Hruttoertra4j  von  ca.  3>  und 
einen  Nettoertrag  von  ca.  2"/o* 

*i.  Die  anderen  J^taaten.  Für  die  anderen 
Staaten  genüge  eine  kürzere  Uebersicht  Wir 
halten  uns  dabei  ^ana;  au  Conrad,  der  die  Zahlen 
Eolet^t  yollätHndig  zasammengestellt  hat.  In 
Bayern,  Württemberg  nnd  "Sachsen  ist  der 
Doraanial  besitz  bezw,  sein  Ertrag  unbedeutend. 
Dai  UroGherzogtum  Baden  besitzt  111807  ha 
in  Gnindatücken  aller  Art,  haiipt«ftchiicb  Wald. 
LandwirUchafthch  genutzt  sind  davon  17388  ha: 
der  Ertrag  au»  iandwirtsebaftUchen  Gmnd- 
HÜcken  war  in  den  Jahren  1887/%  17154211  M., 
das  sind  5%  der  gemmten  ordentlichen  Staatis* 
einnahmen.  In  Meeklenburg<Schwerin  um  fangen 
die  D.   559261   ha  oder  42,50  »/^^   der   Gesamt- 

i  Ällche  des  GroßherzogttiiQS.  Davon  sind  98589  ha 
erSÜere  Zeitpachth^fe,  im  ganzen  229 :  der  ganze 
Rest,  also  etwa  %  der  Fläche,  wird  abgesehen  | 
vm  Forst"  und  SeeenÜät-hen,  iro  Kleinbelriebe 
hauptafichlich  durch  Erbpäcbter  bewirtschaftet 
Da  die  Erträge  des  Doiuaniumi  der  Kontrolle 
dti  Landtages  nicht  nnterliegen,  sind  sie  nicht 
bekannt.  Im  Herzogtum  Anhalt  sind  17  779  ha 
iro  l&ndesfiskalischen  Besitz,  die  im  Jahre  1888,811 
einen  Reinertrag  von  1  801 152  M.  gleich  lO:iB% 
der  Staatseinnalimen  brachten. 

In  Oester reich  ist  der  größte  Teil  der  Staats- 
güter im  Laufe  de^  vorigen  Jahrhunderts  verkauft 
worden.  Von  dem  eigentlichen  Siaaubesitz,  der 
1021811  ha  umfaßt/sind  nur  ö,23%  landwirt- 

r  Schaft  lieh   nutzbares   Land  ^    meist   Atpcu    und 
Weiden :    die   Überwiegende  Masse   entfällt  auf 

i  Forsten  und  Unland.    ¥on  den  32529J>  ha  dea 

FBeligioniJifouds  sind  53  SIS  ha  nutzbare«  Land. 
In  Ungani  betmg  die  Gesamtansdehmnog 
der  Staats-D.  im  Jahre  IHm  15o8%2  ha,  d.  h, 
5,52%  der  Landestirtche;  sie  erhrachten  einen 
Ueberschaß  von  4  2310'Ji.l  Gnldeu.  i»ie  2ahlen 
fflr  das  im  Besitze  der  Regierung  befindliche 
Land  in  den  Vereinigten  Maaten  von  Nord- 
amerika nnd  in  Rußland  sind  ganz  unzuver- 
läsiig ;  der  landwirtBchafllich  nutzbare  Domanial* 
besitz  im  europäischen  RnUland  umfaßte  nach 
der  letzten  Znsammen  st  ellnng  ans  dem  Jahre 
1886  87  rund  4  Mill.  Dessätinen-  In  England 
belief  sich  der  Ertrag  der  Domanialgüt^r  im 
Jahre  18<J0  auf  8600000  JL 

IV.  Die  Nutzung  der  IX 

Die   D,   kunneii    liureh   Selb^ieverwaltong 
oder  (Inroh  Facht   und   zwar  Groß-   oder 


Eleiapacht  genutzt  werden.  Darüber  ent- 
scheiaen  wirtschaftliche  und  sozial pofi tische 
Erwägungen,  Wirtschaftlich  konnnt  ein 
möglichst  hoher  Reinertrag  in  Betiacht.  Die 
Ein  nähme  Q  atis  den  D.  spielen  jedofdi,  ^' 
weit  es  sich  um  fortdauernde  Nutzung  und 
nicht  wie  in  den  Vereinigten  Staaten  von 
Kordaioerika  um  den  Verkauf  handelt,  im 
Haushalt  der  meißten  modernen  Staaten,  wie 
sich  ans  den   mitgeteilten   statistischen  Än- 

fiben  ergibt,  nur  eine  unbedeutende  Rolle* 
s  winl  deshalb  in  den  folgenden  Betrach- 
tuDgon  zweckmäßig  der  Hauptnachdmck  anf 
dtc  sozialpolitische  Seite  des  Problems  zu 
legen  sein  (vgl.  jedoch  auch  Art,  *,Paeht*'). 
1,  Selhstven^^altmig  (Administration, 
Regie ).  Diese  ist  selbstvej'sländlich,  wenn 
es  sich  um  spezielle  Zwecke  handelt,  wie 
Gestüte ,  lan  d  w  irtsclmf  tli  che  Versut  •  1  js* 
Stationen  usw.,  bei  denen  ein  etwaiger  Ucljcr-J 
schnß  aus  dem  Betriebe  der  LandwirtsclialB^ 
überhaupt  nicht  in  Frage  kommt.  Aehnlich^ 
wo  ein  Gut  nur  kurze  Zeit  im  Besitze  des^ 
Staates  bleibt.  So  kauft  die  Änaiedelungs- 
kommission  für  den  Osten  Preußeiis  tiat.*h 
dem  Gesetz  von  1886  Landgüter,  um  sie  za 
zersclilagen  und  an  deutsehe  Bauern  aTr-z:i* 
tun;  die  Zwischen  Verwaltung,  die  w  ^ 

dazu    dient,    die   meist    herabgeki  1 

Güter   wieder  in   guten   Kultui*^«Jötand    zu 
bringen,   bleibt   zweckmäßiger  weise  in   den 
Händen  der  Ansiedelungskommission,  selb 
wenn  sich  dabei  ein  kleiner  Verlust  ergibt,! 
Im  allgemeinen   ist  in   der   Landwirt^chaftl 
die  Selhstverwfütung  der  Verpachtung  weit| 
vorzuziehen;    docli    kommen    gerade"  bei ntj 
staatlichen   Besitz   die  eigentümlicJien  Vor- 1 
Züge    der   Selbstverwaltung   nicht    stur   Er- 
scheinung,  da  er  sich   be^alilter  Beamter^ j 
Administratoren  bedienen  muB,    Die  I^nd- 
wirtschaft  ertordert  mehr  als  jedes  ander 
Gewerbe  die  individuelle  Initiative  und  die 
unbeschränkte    DispositionsfreUieit   des   B#*J 
triebsleiters ;  die  Änforderimgen  des  Staates, 
insbesondere   die  nötige   strenge  finanziell« 
Kontrolle  zwingen  jedoch  dazu,   den  Admi- 
nistrator  durch   genaue    Vorschriften,    di^ 
nach    I^age    der   Sache    ßchemalisch    seia 
müssen,  aufs  engste  einzuengen  nnd  je^lfi 
einigennaßen   einschneidende   ßetnebsänd^ 
rnng  von   einer  Erlauhais  der   vorgesetzteal 
Behörde  abhängig  zu  machen,  die  sich  uiA 
folge  des  Instanzenganges  oft  in  unerträg-j 
lieber  Weise  vei^Ögett.  Die  Selbstv^rw-altnug 
hat  ferner  im  allgemeinen  den  V  1  ircl 

das  Eigeninteresae  den  wirts^h  B^^ 

sitsser  zur  höchsten  Ausnutzung  dt 
unler  gleichzeitiger   Schonung   row 
dauernder  Produktivkraft,  alm  zur  raüuncii*  a  J 
Wirtschaft,    zn   veranlassen,   wrihrend   der 
Pächter  stets  der  Versuchung  des  Hanbliaii&| 
anheimfällL  Zwar  Hegt  kt^lere  Gefahr  betmf 
Administrator  nicht  vor,  doch  hat  dieser  au 
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kein  Interesse  daran,  den  höchsten  nach- 
haltigen Keinertrag  herauszuwirtschaften. 
Man  hat  diesen  Nachteil  durch  das  System 
der  Gewährsverwaltung  beseitigen  wollen, 
indem  der  Administrator  für  einen  Minimal- 
ertrag garantierte  und  vom  Mehrertrag  be- 
stimmte Anteile  erhielt.  Das  System  ist 
allgemein  aufgegeben,  weil  sich  nur  wenige 
fanden,  die  bereit  waren,  auf  solchen  Ver- 
trag einzugehen,  wenn  sich  die  Haftung  auf 
einen  dem  fiskalischen  Interesse  entsprechen- 
den Gutsertrag  erstreckt.  Tatsächlich  ist 
die  Gewährsverwaltung  das  wirtschaftlich 
unvollkommenste  System,  weil  es  dem  Be- 
wirtschafter  das  Risiko  des  Pächters  zu- 
gleich mit  der  Gebundenheit  des  Beamten 
auferlegt.  Endlich  wird  zu  berücksichtigen 
sein,  daß  Administratoren  immer  abhängige 
Beamte  sind,  deren  Zahl  möglichst  zu  ver- 
mindern im  politischen  Interesse  liegt. 
Zwar  ist  der  Pächter  auch  kein  ganz  freier 
Mann,  doch  steht  er  wesentlich  besser  als 
der  Administrator  da.  Demgemäß  kommt 
die  Administration  jetzt  kaum  mehr  in  Be- 
tracht. 

S.Erbpacht.  Dem  Eigentum  am  nächsten 
steht  die  Erbpacht,  die  denn  auch  bei  der 
Nutzimg  der  D.   weitgehende   Anwendung 
gefunden  hat.    Ein  Versuch  in  großem  Maß- 
stabe wurde  in  Preußen  unter  Friedrich  I. 
von   1700   bis   1710   gemacht     Die  Veran- 
lassung dazu  war  eine  von  dem  Kammerrat 
Luben  eingereichte  Denkschrift,   die  an  ein 
älteres  dem  Kurfürsten  Joachim  von  Berndt 
V.   Arnim    überreichtes   Projekt    anknüpfte. 
Luben   setzte   darin  auseinander,   daß   die 
Erbpacht  außerordentliche   finanzielle  Vor- 
teile gegenüber  der  Verzeitpachtung  der  D. 
biete.    Insbesondere  falle  bei  der  Erbpacht 
die  kostspielige  Unterhaltung  der  Gebäude, 
ebenso  auch  aie  so  unangenehme  Remission 
der  Pachtgelder,   die  den  Etat  schwankend 
mache,  fort;  düe  Erbpacht  bringe  alljährlich 
einen   ansehnlichen  Kanon,   und,   was  die 
Hauptsache,   sofort  eine   große  Summe  an 
Einstandsgeldem.    Diese  und   populationis- 
tische   Gründe   schlugen   bei   dem    geldbe- 
dürftigen Könige  durch.    Luben  wurde  mit 
der  Ausführung  seines  Planes  beauftragt  und 
begann  damit  Trinitatis  1701.     Gegen  die 
bisherigen  Zeitpächter  wurde  auf  das  Rück- 
sichtsloseste vorgegangen.     Das   war   viel- 
leicht die  Hauptursache  des  Scheiterns  des 
Versuchs ;  ordentliche  Kolonisten  meldeten  | 
sich  weni^,  da  sie  mit  Recht   fürchteten,  j 
daß  bei  emer  Aenderung  des  Königlichen  i 
Willens  gegen  sie  mit  gleicher  Härte  vor-l 
g^angen    werden    würde    wie    gegen    die  1 
Zeitpächter.    Das  geschah  denn  auch  schon ' 
nach    10   Jahren ,    da  auch  das   finanzielle  | 
Resultat  nicht  befriedigte.     Erst  Friedrich  j 
der  Große  bediente  sich  wieder  der  Erb- 1 
liacht,    doch    lediglich    als    Maßregel   der, 


inneren  Kolonisation,  unter  Verzicht  auf 
jeden  Gewinn.  Im  ganzen  hat  er  gegen 
400  Vorwerke  parzelliert  und  in  Erbp^xht 
auseegeben.  Einige  Vereibpachtungen 
fanden  auch  unter  seinen  beiden  Nachfolgern 
statt. 

Eine  besondere  Bedeutung  hat  die  Ver- 
erbpachtung von  D.eigentum  zurzeit  noch  in 
Mecklenburg-Schwerin.  Es  ist  bereits  er- 
wähnt worden,  daß  das  ausgedehnte  Doma- 
nium  überwiegend  in  kleinen  Betrieben  be- 
wirtschaftet wird.  Seit  1867  hat  eine  syste- 
matische Umbildung  des  bis  dahin  vorherr- 
schenden Zeitpachtsystems  in  das  der  Erb- 
pacht stattgefunden.  Die  Erbpächter  dürfen 
ohne  besondere  Genehmigung  nicht  par- 
zellieren oder  den  Besitz  mit  anderen  Grund- 
stücken konsolidieren,  sind  aber  im  übrigen 
in  der  Verfügungsfreiheit  über  das  Gut, 
insbesondere  hinsichtlich  letztwilliger  Ver- 
fügungen und  der  Verpfändbarkeit,  soweit 
nicht  das  an  erster  Stelle  eingetragene 
Pfandrecht  des  kapitalisierten  Kanons  ent- 
gegensteht, nicht  beschränkt.  Bei  der  Durch- 
fiihrung  der  Vererbpachtung  machte  die 
Regierung  zum  letztenmal  von  ihrem  Rechte 
Gebrauch,  die  Hufe  zu  verändern,  so  daß 
wohl  abgerundete,  mit  Wiesen  und  Acker- 
land gut  versehene  Bauernhöfe  geschaffen 
wurden,  daneben  aber  für  Schul-  und  Ge- 
meindedotationen entsprechende  Ländereien 
reserviert  werden  konnten.  Im  ganzen  sind 
im  mecklenbiurgischen  Domanium  mehr  als 
5300  gut  fundierte  bäuerliche  Erbpachtstellen 
geschaffen  worden,  außerdem  zahlreiche 
Büdnereien  (kleinbäuerliche  Besitzungen)  und 
Häuslereien. 

Dimjh  die  ein-  für  allemal  stattfindende 
Fixienmg  des  Pachtzinses  bei  der  Erbpacht 
verachtet  der  Verpächter  auf  den  etwaigen 
Rentenzuwachs  des  Grund  und  Bodens; 
deshalb  ist  die  Vererbpachtung  unter  fis- 
kalischen Gesichtspunkten  keineswegs  zu 
empfehlen.  Aber  als  Mittel  zur  Fördenmg 
der  inneren  Kolonisation  besitzt  sie  manche 
Vorzüge  (vgl.  Artt.  „Pacht**  und  „Kolonisation, 
innere'*). 

3.  Zeitpacht  Die  jetzt  gebräuchlichste 
Art  der  Nutzung  der  D.  ist  die  durch  Ver- 
paclitung  auf  Zeit.  Es  existiert  hier  bezüg- 
lich der  Einzelfragen  ^Groß-  oder  Kleinpacht, 
Lizitation  oder  freihändig  Verpachtimg, 
kurze  oder  lange  Pachtfristen  usw.)  kein 
prinzipieller  Gegensatz  der  Verpachtung  von 
staatlichen  und  ])rivaten  Gütern.  Der  preu- 
ßische Staat  verpachtet  zumeist  im  großen. 
In  vielen  Fällen  bleibt  der  Pachtbesitz  in 
der  Familie,  und  die  preußischen  D.pächter 
gehören  zu  den  tüchtigsten  Landwirten  der 
Monarchie. 

Ein  neuer  Versuch  ist  vom  preußischen 
Landwirtschaftsministerium  im  Sommer  1908 
mit  der  Veri)achtung  einer  D.  in  der  Provinz 
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Sachsen  nach  dem  in  Dänemark  gebrauch- 1 
liehen  System  der  Pacht  mit  gleitender 
Skala  gemacht  worden.  Die  gesamte  Pacht 
beträgt  85000  M.;  mit  der  Maßgabe,  daß 
davon  30600  M.  in  üblicher  Weise  zu  zahlen 
sind,  die  übrigen  54400  M.  dagegen  nur 
einen  Normalbetrag  darstellen,  der  Je  nach 
den  laufenden  Zucker-,  Spiritus-  und  Weizen- 
preisen variabel  ist.  Es  ist  dabei  natürlich 
Fürsorge  für  den  Fall  getroffen,  daß  die  An- 
bauverhältnisse sich  wesentlich  ändern ;  der 
Pächter  kann  dann  eine  andere  Normierung 
der  Verteilung  der  Pacht  verlangen.  Der 
Erfolg  wird  zeigen  müssen,  wie  weit  dieser 
interessante  Versuch  vorbildlich  werden 
kann;  bis  jetzt  haben  sich  die  D.pächter 
überwiegend  ablehnend  verhalten. 

V.  Die  Zukunft  der  D. 

Man  ist  im  allgemeinen  darüber  einig, 
daß  die  D.  am  besten  in  Zeitpacht  genutzt 
werden,  falls  sie  überhaupt  beibehalten 
werden.  Ueber  die  Zweckmäßigkeit  eines 
größeren  Staatsbesitzes  an  landwirtschaft- 
lichen Gütern  gehen  die  Meinungen  jedoch 
sehr  weit  auseinander. 

unbedingt  für  Erhaltung  und  Ausdehnung 
des  Staatsbesitzes  treten  die  Sozialisten  aUer 
Schattierungen  wie  die  verschiedentlichen 
Bodenreformer  ein*  der  Grundbesitz  gehört 
nach  der  Ansicht  der  ersteren  als  Produk- 
tionsmittel, nach  der  der  anderen  als  Renten- 
quelle in  den  Besitz  des  Staates.  Weit 
nüchterner  ist  die  Begründung,  die  den 
staatlichen  Grundbesitz  als  finanzielle  Reserve 
für  Notzeiten  bezeichnet  Dagegen  ist  jedoch 
einzuwenden,  daß  einmal  der  augenblickliche 
D.besitz  der  europäischen  Großstaaten  doch 
\iel  zu  unbedeutend  ist,  um  gegenüber  den 
gesteigerten  finanziellen  Ansprüchen  mo- 
derner Kriegführung  irgendwie  ins  Gewicht 
zu  fallen,  und  daß  femer,  wie  der  Verkauf 
der  Nationalgüter  in  Prankreich  vor  einem 
Jahrhimdert  gezeigt  hat,  die  Verwertung 
größeren  Grundbesitzes  in  schwieri^n  Zeiten 
nur  zu  Schleudeq  »reisen  möglich  ist. 

Für  eine  neuerliche,  wenn  auch  nur  vor- 
übergehende Ausdehnung  des  Staatsgrund- 
besitzes ist  kürzlich  noch  Schmoller  ein- 
getreten. Er  argumentiert  folgendermaßen : 
Es  ist  ein  —  aus  den  bekannten  Ursachen 
zu  erklärender  —  chronischer  agrarischer 
Notstand  vorhanden,  der  sich  seit  1891,  zu- 
mal im  Osten,  ins  Unerträgliche  verschärft 
hat.  Das  Mittel  dagegen  ist:  der  Staat  er- 
wirbt den  Grundbesitz,  dessen  Inhaber  sich 
in  gefährdeter  Lage  befinden,  und  besetzt 
ihn  wieder  unter  solchen  rechtlichen  Be- 
dingungen, \Nie  es  dem  Gesamtinteresse 
entspricht,  und  so,  daß  der  Betreffende 
wirtschaftlich  gedeihen  kann.  Bei  dem  An- 
kauf werde  den  Behörden  freie  Hand  ge- 
lassen werden  müssen.   Die  Beseitigung  und 


Milderung  des  Notstandes  wäre  der  eine 
leitende  Gesichtspunkt  beim  Ankauf,  die 
Herstellung  einer  richtigen  Grundbesitzver- 
teilung, die  Vermehrung  der  mittleren  und 
kleineren  Bauemstellen  sowie  eine  richtige 
innere  Kolonisation  der  andere.  Tüchtige 
Wirte,  die  an  den  Staat  verkaufen  wollten, 
könnte  man  zunächst  als  Pächter  auf  ihrem 
bisherigen  Besitze  lassen.  „Eine  mäßige 
Zunahme  staatlicher  Pächter  wäre  kein  Un- 
glück. Die  preußischen  D.pächter  haben 
stets  zu  den  besten  Landwirten  gehört;  sie 
können  sich  nicht  in  falscher  Weise  ver- 
schulden, sie  strengen  sich  sehr  an,  ver- 
wenden jeden  Gewinn  als  Betriebskapital.^* 
Für  den  größeren  Teil  des  neuerworoenen 
D.besitzes  soll  das  Staatseigentum  nur  die 
vorübergehende  Form  des  üeberganges  in 
einen  neuen  gesunden  Zustand  sein.  Die 
neuen  Erwerber  wären  überwiegend  als 
Erbpächter  oder  Rentengutseigentümer  an- 
zusetzen. Gegenüber  allen  hätte  es  der 
Staat  in  der  Hand,  die  Besitzgröße,  die 
künftige  Gestaltung  des  Erbrechts,  die  Ver- 
schuldungsmöglichkeit wie  den  GutspreLs 
normal  zu  gestalten. 

Im  wesentlichen  lassen  sich  für  Beibe- 
haltung oder  sogar  Ausdehnung  des  D.be- 
sitzes zweierlei  Gründe  anführen.  Es  sind 
einmal  politische,  wie  sie  zur  Schaffung  des 
Hundertmillionenfonds  für  die  beiden  Pro- 
\dnzön  Westpreußen  und  Posen  geführt 
haben.  Es  sind  aber  femer  kulturelle 
Momente,  die  jetzt  namentlich  von  Thiel  in 
den  Vordergrund  geschoben  worden  sind. 
Die  D.Wirtschaften  haben  sich  zu  jeder  Zeit 
dadurch  ausgezeichnet,  daß  sie  an  der  Spitze 
des  landwirtschaftlichen  Fortschrittes  standen, 
was  besonders  auf  das  den  D.pächtern  zur 
Verfügung  stehende  durchschnittlich  recht 
große  Betriebskapital  zurückzuführen  sein 
dürfte.  Unter  diesem  Gesichtspunkte  is^t 
auch  die  Neuschaffung  von  D.  als  „Muster- 
wirtschaften" nur  zu  empfehlen. 

Selbstverständlich  werden  die  D.  für 
spezielle  Zwecke  stets  notwendig  und 
wünschenswert  bleiben;  der  Staat  kann 
dabei  auch  manches  volksi^drtschaftiich 
wichtige  Experiment  machen,  das  von  Privat- 
leuten nicht  durchgeführt  werden  kann  wie 
etwa  die  schon  erwähnte  Verpachtimg  nach 
dem  System  der  gleitenden  Skala.  Ver- 
suchswirtschaften, Musterweinbergsanlagen, 
Gestüte  finden  ihren  natürlichen  Platz  auf 
staatlichem  Dominalbesitz. 

Wenn  und  soweit  man  D.  verkaufen  will, 
wird  man  sie  im  wesentlichen  jetzt  ZwecJceri 
innerer  Kolonisation  verwenden.  Das  ge- 
schieht denn  auch  in  Preußen  in  beträcht- 
lichem Umfenge. 

Literatur:  Balch,  Zur  Geschichte  und  Vererb- 
pachtuny  der  Domänenbauem  in  Meckienburtj- 
Schicerin,  1869,  —  Bet^ghoff^Ising,  Die  Em- 
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icirkelung  des  hindwirUcha/tlichen  Pachtwesens  in  Rußland  (seit  1812  tatsächlich  Besitzer  der 
Prttißen,  Leipzig  1887,  —  Conrad^  RimpleTf  von  ihm  freilich  vernachlässigten  Donau- 
ninMen,  Art.  „Domänen",  H.J  St  t.  Aufl.  mündungen)  V.  25./Vn.  1840,  der  das  Prinzip 
Ä/.///,Ä^iY^^- JV^Äerrr  d. G^^^^^  ^^^  p^-^^-^  ^^^  Schiffahrt  auf  der  unteren 

Zhu^,  i>rBod^und  du  laZlirtschafu  ^?^  anerkannte  blieb  ohne  praktische 
tUhenVerhrutnüse  des  preußischen  Staates,  BeHin  Wirkung.  Einige  Erleichterung  der  Schiff- 
1868:1901.  —  Rimpier,   Dotnänenpoiüik  und  fahrt  auf  der  oberen  und  mittleren  Strecke 

irrundeigentwnsverteilunfjvomehmlichin Preußen,    brachte  der  Vertrag  VOm  2./Xn.  1852  zwischen 

1888,  —  Schriften  des  Vereins  jür  Sozialpolitik,  Oesterreich  und  Bayern,  dem  1855  Württem- 

Bd.  u  n.  SS,  —  Schmoller,  Die  Epochen  der  berg  beitrat.    Erst  der  Pariser  Frieden  vom 

pretißischen  Finanzpolitik,  Jahrbuch,  N.  F.  Bd,  1,  3o./ni.  1856,   durch  den  die  Türkei  in  das 

'^'\~'t^T''!%' ftrJ^^^^^^^^  Völkerkonzert     aufgenommen 

KanUz,  Jahrbuch  ^.  F.  Bd,  19,1895.  —  Schwarz  _T  .  r  ■%'  i -im-        o* 

u.  striitz.  Der  staaishaushall  und  die  Finanzen  ^urd^,  unterwarf  die  ganze  schiffbare  Strom- 
Preußens,  Bd.  1  und  3,  Berlin  1900H904.  —  Strecke  den  Bestimmungen  der  Wiener 
Sering,  Die  landicirtschafüiche  Konkurrenz  Kongreßakte  Unter  gleichzeitiger  Proklanue- 
Nordamerikas,  Leipzig  1887,  —  Somhart,  Die  rung  freier  Schiffahrt.  Gleichzeitig  wurde 
Fehler  im  Parzellierungsverfahren  der  preußischen  eine  von  den  Signatarmächten  derKongreßakte 
Domänen,  Berlin  1876,  —  Thiel,  Au^  der  preu-  gebildete  „europäische  Donaukommission" 
ßischenDonuinenverwaltung,in:^WhHch^^^  {q^  2  Jahre  zur  Beaufsichtigung  derDurch- 
SÄ-^^^  a^^^^^^^^^  ^r^^  Jf  Kongreßbestimmungen  auf  der 
zubeachunj.^i>erseibe,UeberVerpachtungs.  unteren  Stromstrecke  eingesetzt  Eine  m 
hedingunqen,  Berlin  1904,  —  Wagner,  Finanz-  Aussicht  genommene  Ständige  Kommission 
Wissenschaft,  8.  Aufl.,  Teü  1,  s.  527 fg.,  Leipzig  der  Donau-Uferstaaten  trat  nicht  ins  Leben, 
und  Heidelberg  1883.  w.  Wygodzinskt,  weil  die  von  den  Vertretern  der  üferstaaten 
vereinbarte  D.-akte  v.  7./XI.  1857  die  Zu- 
Domizil s.  H  e  i  m  a  t  r  e  c  h  t.                Stimmung  der  Signatarmächte  nicht  erlangte. 

Das  Mandat   der   europäischen    Donaukom- 

DonanscMf fahrt  mission   —   mit   dem  Sitz   in  Galatz,  aber 

uonauBcaiiiaiin.  unabhängig  von  der  rumänischen  Territorial- 

Die  Donau,  2860  km  lang  und  von  Lim  hoheit— wurde  deshalb  wiederholt  verlängert, 
an  filr  kleine  Ruderschiffe,  von  Donauwörth  Dje  von  der  Kommission  ausgearbeitete 
an  für  Dampfschiffe  fahrbar,  ist  eine  bedeut-  Schiffahrtsakte  für  die  Donaumündimgen 
same  Verkehrsader  zwischen  (Jst  und  West  y.  2./XI.  1865,  die  durch  Zusatzakte  v. 
Durch  den  Donau-Main.(Ludwigs-)Kanal,  28./V.  1881  ergänzt  wurde,  ist  noch  heute 
1836—1845  erbaut,  hat  die  Donau  eme  —  jn  Kraft.  Die  Berliner  Kongreßakte  v. 
aUerdings  sehr  verbesserungsbedürftige  —  13./ VI.  1878  ordnete  die  Schleifung  der 
Verbindung  mit  dem  Rliemgebiet.  Die  Festungen  und  das  Verbot  des  Fahrens  von 
Verbesserung  dieses  Kanals  und  die  Her-  Kriegsschiffen  zwischen  dem  „Eisernen  Tor'' 
steUung  von  Aerbindungen  mit  dem  Elbe-  und  der  Mündung  an,  beauftragte  Oesterreich- 
und  Odergebiet  wurd  eifrig  angestrebt.  Durch  Ungarn  mit  der  Beseitigung  der  Schiffahrts- 
U  schiffbare  Nebenflüsse  sind  wichtige  Hindernisse  am  Eisernen  Tor  und  sprach  die 
seitHche  Verzweigungen  geboten.  Für  die  Fortdauer  des  Mandates  der  europäischen 
Verbessening  der  Fahrstraße  hat  Bayern  Donaukommission  aus,  der  nunmehr  auch  die 
auf  der  bayerischen  Strecke  (seit  1838)  und  strecke  vom  ,,Eisemen  Tor"  bis  Galatz  unter- 
Oesterreich  diuxih  Sprengungen  unterhalb  stellt  wurde.  Zur  Durchführung  dieser 
Grein  1845  und  1853  und  durch  die  1869  Bestimmungen  vereinbarten  die  Signatar- 
liegonnene  und  im  wesentlichen  vollendete  mächte  der  Berliner  Kongreßakte  zu  London 
Reguüerung  im  Wiener  Becken  ErhebUches  ©inen  Vertrag  v.  lO.III.  1888,  der  u.  a.  das 
geleistet.  Das  größte  Hindernis  für  die ,  Mandat  der  europäischen  Donaukommission 
'Schiffahrt  waren  seither  die  Katarakte  bei .  bis  1904  ausdehnte  mit  der  Maßgabe,  daß 
<  >rsova  („das  eiserne  Tor").  Das  Hindernis  1  danach  das  Mandat  für  je  3  Jahre  als  stiU- 
ist  auf  Grund  des  Berimer  Friedensvertrages  schweigend  verlängert  gelten  soll.  Die 
von  1878  von  der  unganschen  Regiening  ^  Durchführung  des  Vertrages  war  von  dem 
durch  großartige,  1890  begonnene  und  1896  Anschluß  der  Uferstaaten  abhängig  gemacht 
vollendete  Arbeiten  abgeschwächt  worden.    ;  und  konnte  nicht  erfolgen,   weil  Rumänien 

Die  Wiener  Kongreßakte  von  1815,  welche  seine  Zustimmung  verweigerte, 
die    Befreiung    der  internationalen    Ströme '    ,^      .  ^      ,.  .  .     . 

von  BinnenzöUen  und  die  Sicherung  der  >**?^f*°V  Goetz,  Das  Donaugehict  mit  nnck- 
Branohharkeit  des  Fahrwas'iers  anstrebte  '^^^  ''"•^  *'*'"''  ^♦^«<^*''^^«"  dargestellt,  Stutt- 
üraucnnarKeit     aes     J?ani  wassere     ansireore,        ,jart  188S.  —  JelUneU,  Art.  „Donauschiffahrt" 

erlangte  für  die  Donau  erst  spät  praktisclie      ^^  //.  rf.  ^v^,  2.  Aufl.,  Bd.  III,  S.  j.h  fq.  (dort 

Bedeutung,  da  die  Türkei  damals  noch  nicht        „„^A    weitere   Literaturangaben).    —    Ze'itsrhHfl 

zum    eurojÄischen    Völkerkonzert    gehörte.       „Danubim"  (Wien).      n,  van  der  Borght, 
Auch  der  vertrag  zwischen  Oesterreich  und 


DoppelbesteaerEiig. 

1,  Wesen  uud  Arten  der  D,  2,  Bie  Gesetz- 
gebung. 

1.  Wesen  und  Arte»  der  D.  Unter 
dem  Begiilfß  der  Doppelbesteuerung  pilv^. 
niari  zwei  vei-schiedeue  Grupi>eii  voti  Hnanz- 
wirtsciuiftliclieii  Ersehemuügen  zuisaranien- 
zufasset). 

1 )  Mail  sprichl  vou  einer  m  a  t  e  r  i  e  1 1  c*  ii 
Doppeltest eacrung^   wen«    eine  wie- 
i\  tU'  h « ♦  1 1  e    BeEteuent  n  g     des     gleichen 
SteiieiTibjekts  rt^ler  Steuei*subieJcts  iarierlialb  i 
dt*B    nflniliehou    Staates    oder    seitens    ver- ! 
ticiiiedener  Staaten   vorliegL     Die  materielle  i 
Döppelbeäteuerimg    kann    nun  aber  wieder; 
In  iWGi  vei-schleileoen  Äi1ea  erfolgen.    Es 
wird  entweder  das  gleiehe  St eueiTtbjekt durch 
gleidie  Steuergewalten  bei  zwei  Yerschie- 
denen  Steuersubjekten  zur  Leistung  heran- 
gezogen.    Der  ^\ichtig&ie   FaU   die&er  Art 
kommt  bei  den  Erlragssteuern  vor,  wenn  der 
Ertrag   ei  lieg   Grnnd  Stücks   oder  Gebäudes, 
auf  dem  Schulden  lasten,   ohne  Abzug  der 
Seliuld Zinsen   vom    Grundbesitzer-Schuldner 
durch   die  Grund-  oder  Gebäudesieuer  uad 
beim  Gläubiger  die  vom  Grundbesitzer   an 
ihn    gezahlten  HypoÜieken Zinsen  durch  die 
Kapitalrentensteüer  getroffen  werden.    Oder 
es  handelt  sieh  um  eine  doppelte  Besteuerung 
des  gleichen  Steuerabjekts  bei  dem  gleichen 
Steneisubjekl  durch  zwei  verschiede nei 
Steuergewalten.   Ein  Beispiel  dieser  Art  hegt 
Tor,   wenn   ein   Gnmdbesitzer  für  seine   in 
Üeblen-eich  gelegenen  Grundstücke  hier  die 
Grundsteuer  zu  zahlen  hat,  und  in  Pi-euBen,  [ 
-wo   er   seinen   bleibenden  Wohnsitz  anfge-  j 
schlagen  !ial,  noehmals  der  Ertrag  seiner  be-  | 
mts  in  '>esten'eich  \Trsteuerten  Omndrente  i 
einer  Steuer  unterworfen  wird.    Hier  spricht 
man  von  einer  eigentlichen  DoppeH>e!^1euerung 
im  iiergeb rächten  technischen  Sinne.    Dabei 
kommen  7,wei  Steuer ge  walten  von  gleicher  Art 
imd  <Jrdnuüg  in  Betradit,  zwei  seJbstilndige 
Staaten,   die  ein   uud  dasselbe  Sleuenibjekt 
au  erfassen   heabsie titigen.      Und    nur  mit 
dieser  Grupfie  befaßt  sich  das  interten-itoriale 
und  internalioüale  SteueiTecht.    Jeder  Staat 
kann  vermöge  der  ihm  zustehenden  Zw^angs- 
gewalt    imd   infolge    seiner   Unabhängigkeit 
vom   anderen    seine   Steuer  erheben.     Das 
Problem  des  internationalen  Steuerrechts  hat 
zur  Voraussetzung  die  modernen  Yerkeiirs- 
nnd  Wirtschaf  ts^erhältnisse,  die  Anerkennung  | 
der  Freizflgigkeit  und  die  rechtliche  Gleich- 
stellung von  Inländern  und  Ausländern,    Alle 
diese  Umstände  sowie  die  allgemeine  Gerech- 
tigkeit und  Zweckniäßigkeitsgründe,  nament- 
lich die  Rückeicht  auf  die  im  Auslande  er-, 
^'erbenden  oder  wohnen«len  Inländer  haben 
aber    dazu    geführt,    nicht    die    imliedingte  | 
Zwangegewalt  auszuüben,  sondern  einen  aus- 
gleichenden Mittelweg  zu  suefien.    Dies  liat 


zu   einer   Reihe   ¥on  Fordenmgeu  geführt 
Sie  gipfeln  alle  in  dem  Grundsatze,  dati  dio  J 
Real-   und  Ertragssteuern  an  den  Staat  zai 
enU'ichten  sind,   in  dem  die  Erwerbß<:|uelli 
oder  ErwerbsemnchUing   liegt,   h1r  die  Be*| 
zalilung   der  Subjekt-   und  Personalsteuenit| 
besonders  der  Einkommensteuer,  der  \Volin*1 
ort  oder  der  *Jrt  des  Verbrauchs  maßgel^end 
sein  soll, 

2)    Die    zweite  Gruppe   der  D.    i^t   die 
formelle  D*    liu:  Wesen  besteht  dann,  daß 
die  gleiche  Steuergewalt  die  gleichen  Steuer 
Objekte  und  Steuersubjekte  dmx^h  v  e  r  s  c  h  i  »**" 
d  e  n  e  S  i  e  n  e  r  f  0  r  m  e  n  zu  treften  HiidiL    In 
diesen  l^'äUen   liegt   im    FrinKii»*?    nur  eine, 
einmalige  Belastung  vor,  nmn  will  nur  einfacM 
besteuern,  die  Doppelung  aber  besteht  leiligüeiii 
in    dei    Form    der    Verardagungsnieflimieti 
aus  steuertechnischen  orter  steuei'|Jolitis<*heß^ 
Rücksichten.    Am  häutigsten  hat  mau  diesen 
Weg  gew*ählt  ^ur  iliflerenzielien  Behaii'ü  :  ;,' 
des  fundierten  und  unlundierten  Einkorn  1 1 
man  l>eabsichtigte  jenes  stäi*ker  zu  bekt^tt-u 
als  dieses.    Zu  diesem  Beliufe  hat  mau  zuv| 
formellen  D,  gegi*i(!en,  indem  man  das  fundierte 
Einkommen,  d.  h,  das  aus  Vernjügt^^ns-  und 
Kapital  besitz  fließende,  zuerst  den  Edragi 
Grund-,  Gebäude-,  Gewerbe-,  Kaiiitahentr: 
steuern  imterworfen  hat  uad  dann  den  Be!r 
des  gesamten  Einkommens  noch  einmai  mii 
einer  allgemeinen    Fiiikommenstener    üWr 
spannt  hat.  Dadurch  entstand  eine  formell  dop 
pelte  Steuer  für  das  fundierte  imd  eine  nu! 
einfaciie  filr  das  unfundierte  oder  Ar^citseinJ 
kommen.  Der  Grundgedanke  war  dal  »ei,  das" 
sichere  und    djiuerude    fundierte   {Rf*nten-) 
Einkommen  als  das  leistn  5 
zu  belasten  als  das  auf  die  ]  ■'■ 
kraft  gestellte  un  fundierteEm  k»jmmen .  Zu  deü 
gleichen  Ergebnis  ist  man  auch  neuerdiuj^ 
gelangt  durch  eine  Kombinierune  der  aüg 
ui einen  Einkommensteuer  mitder  Vennogen 
Steuer. 

2,  Die  Gesetzgebung.    Zu  eineiTi    r^^^^-'-v. 
Ausbau  eines  intern.'itionalen  Steuer  r 
Berück  Sit:  litignng  der  Ih   isi   es  bin  > 

nicht   gekoiDinen.     Eine  gesetzliche  ^ 

der  Jlaterie  ist  regelmäßig  nnr  in  > 
Staaten  zustande  gekümmen.  So  im  Deut- 
schen Reich  iG,  v.  lä,/V.  187Ü)  uad  in  der 
Schweiz.  Ebenso  haben  PrenCen  und  lUTeru 
mit  Oesterreich  Verträge  ablese bloüseu,  die  auf 
die  BeBeitjgnng  der  gegenseitigen  D.  gei  ichtet 
äiind. 

Die  GmüdzÜ|e  der  dentM^hen  Gesetzgebung 
fiind  folgende.  Zunächst  wird  das  Verbot  de"r 
D.  als  gesetzgeberiscbes  Prinzip  aufge-stelil. 
Als  Haujitreger  eilt»  daß  für  die  Stenerpflicbt 
eines  jeden  Inländers  Bein  Wohnsitz,  ev.  jnmngeb 
einei^  äDlchen  mu  Aufenthaltsort  innerhalb  dei 
Bandeai  Reicbs-j gebiet«  maßgebend  «ein  w>ll.  Bei 
einem  doppelten  WgbnaitJi  im  H^  ■  < 

in  einem  anderen  Band««atanr  i 
nnr  im  HeiniatsstÄat  steiieji.f' ■    ^  n 

auf  Grundbesitz  niid  Gewer!'       ■      ^  i* 
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hieraus  fließende  Einkommen  darf  nur  in  dem 
Bundesstaat  besteuert  werden,  in  welchem  der 
Grundbesitz  und  Gewerbebetrieb  liegt.  Bundes- 
^Reichs-)  und  Staatsbeamte  dürfen  nur  in  dem- 
jenigen Bundesstaate  besteuert  werden,  in  dem 
sie  ihren  dienstlichen  Wohnsitz  haben.  Ge- 
hälter, Wartegelder  und  Pensionen  von  Ciyil- 
beamten  oder  Militärpersonen  und  deren  Hinter- 
bliebenen dürfen  nur  von  demjenigen  Bundes- 
staat besteuert  werden,  welcher  die  Zahlungen 
zu  leisten  hat. 

Literatur:  Zürcher,  Kritische  Darstellung  der 
bundesrechtiichen  (schweizerischen)  Praxis  betr. 
das  Vei'bot  der  Doppelbesteuerung,  Basel  1882,  — 
Schreiber,  Kritische  Darstellung  der  bundes- 
rechtlichen (schweizerischen)  Praxis  betr.  das  Ver- 
b*>t  der  Doppelbesteuerung,  1882.  —  Speiser, 
Verbot  der  Doppelbesteuerung,  Basel  1886.  — 
CUiuss,  Das  R.Q.  v.  IS.jV.  1870,  Schanz*  Fin. 
Arch.,  5.  Jahrg.  —  Antoni,  Die  Steuersubjekte, 
Schanz'  Fin.  Arch.,  5.  Jahrg.  —  Schanz,  Zur 
Frage  der  Steuerpflicht,  Schanz''  Fin.  Arch., 
9.  Jahrg.  —  Laband,  Art.  „Doppelbesteuerung", 
Stengels  Wörterb.  d.  deutsch.  V.W.B.  — Eheberg, 
Art.  „Doppelbesteuerung",  H.  d.  St.,  2.  Aufl., 
Bd.  JIl  S.  2S5fg.  Max  von  Hechel. 


Doppelwähmng. 

1.  Die  reine  D.  und  ihre  Voraussetzungen. 

2.  Tatsächliche  Verwirklichimg  der  reinen  D. 

3.  Möglichkeit  der  Aufrechterhaltung  der  reinen  D. 

1.  Die    reine    D.   nnd   ihre  Vorans- 
setznn^en.    Im  folgenden  soll  lediglich  die 
D.  als  nationales  Geldsystem  einzelner  Staaten, 
nicht  die  von  den  Bimetallisten  projektierte 
internationale  D.  betrachtet  wenien.    (Vgl.! 
über  letztere:  Art.  „Währungsstreit").    Die, 
reine  D.  ist  -eine  bestimmte  Entwickelimgs- ; 
form  eines  Währungszustandes,  bei  welchem 
versucht  wird,  Goldmünzen  und  Silbermtlnzen  | 
nebeneinander  und  zwar  derart  im  Umlauf  zu 
erhalten,  daß  der  Nennw^ert  sowohl  der  gol- ' 
denen  wie  der  silbernen  Kurantmünzen  und  i 
deren    Metallwert    jederzeit    voll    überein- 
stimmen. Es  ist  einer  der  vielen  Versuche,  die  j 
unternommen  worden  sind,  um  der  Schwierig- 
keit Herr  zu  werden,  die  man  empfand,  wenn  ' 
man  Silber  zu  Währungsmünzen  prägte  und  i 
doch  daneben  Goldmünzen  im  Umlaufe  haben 
wollte.    Dem  Gedanken  nach  sollen  neben- 
einander für  den  inländischen  wie  für  den ' 
internationalen      Zahlungsverkehr      sowolü  > 
goldene  als  silberne  Münzen  Währungsgeld 
und   Wertmesser   sein.     Durch   gesetzliche; 
Tarifiening    der  goldenen   gegenüber    den 
silbernen  Münzen  soll  erreicht  werden,  daß 
eine   bestimmte  Menge  vermünzten    Goldes, 
Vertreter  von  Silbergeld  und  eine  bestimmte 
Menge    vermünzten   Silbers    Vertreter    von 
Goldgeld   sein   kann.     Das    Schicksal    des 
Münzwesens    soll   nicht  ausschließlich  vom 
Gold  und  nicht  ausschließlich  vom  Silber  be- 
stimmt werden,  es  soll  aber  auch  anderer- 
seits keine  Kurantmünze  geben,   deren  Me- 


tallwert nicht  dem  Nennwert  voll  entspräche, 
also  keine  Kurantmünze,  deren  Schicksal 
vom  Silber  oder  Gold  unabhängig  wäre. 

So  imgefähr  ist  dasjenige  vorzustellen, 
was  als  D.zustand  von  den  einen  gerühmt, 
von  anderen  skeptisch  beurteilt  wird. 

Präzisiert  man  genauer,  welche  Voraus- 
setzungen erfüllt  sein  müssen,  damit  der 
Zustand  erreicht  werde,  daß  Währungs- 
münzen aus  beiden  Metallen  nebeneinander 
und  einander  vertretend  fungieren  und  daß 
das  Münzwesen  vom  Schicksal  keines  der 
beiden  Metalle  losgelöst  sei,  so  zeigt  es  sich, 
daß  drei  rechtliche  und  eine  vierte  Be- 
dingung tatsächlicher  Natur  bei  reiner 
D.  erfüllt  sein  müssen. 

Die  drei   rechtlichen  Bedingungen  sind: 

a)  Es  werden  sowohl  aus  Gold  ^ie  aus 
Silber  Währungsmünzen  geprägt,  d.  h. 
Münzen,  die  bis  zu  jedem  Betrag  gesetz- 
liches Zahlungsmittel  sind  und  so  viel 
Edelmetall  enthalten,  als  der  Nennwert  be- 
trägt. 

b)  Zwischen  den  Gold-  und  Silbermünzeu 
wird  ein  Umrechnungsverhältnis  festgesetzt. 
Der  Schuldner  hat,  sofern  er  nicht  ausdrück- 
lich Zahlung  in  Goldmünzen  bezw.  Silber- 
münzen versprochen  hat,  die  Wahl,  mit 
welchem  Metall  er  zahlen  will.  Diese  Walil- 
freiheit  besteht  sowohl  für  die  Privatleute 
als  für  den  Staat,  wenn  Schulden  zu  zahlen 
sind. 

c)  Zur  Privatprägung  sind  Gold  und 
Silber  imbeschränkt  zugelassen. 

Reine  D.  besteht  nicht^  wo  eines  der 
drei  eben  erwähnten  rechtlichen  Erforder- 
nisse fehlt,  z.  B.  wo  die  Privatsilberprägung 
eingestellt  ist.  Reine  D.  braucht  aber  auch 
nicht  da  zu  bestehen,  wo  bloß  die  drei  eben 
erwähnten  rechtlichen  Bedingungen  erfüllt 
sind,  eine  wesentliche  tatsächliche  Voraus- 
setzung aber  noch  fehlt.  Zum  Vorhanden- 
sein der  reinen  D.  ist  wesentlich,  daß  tat- 
sächlich im  D.land  sowohl  die  goldenen 
wie  die  silbernen  WJÜirungsmünzen  ihrem 
Nennwerte  entsprechend  verwendet  werden 
und  so  reichlich  im  Umlaufe  vorhanden 
sind,  daß  es  möglich  ist,  ohne  Aufgeld 
genau  nach  dem  gesetzlichen  Umrech- 
nungsverhältnis für  goldene  Währuugs- 
münzen  Silbergeld  und  für  letzteres  wiede- 
nim  Goldgeld  einzutauschen.  Nur  wo  diese 
vierte  tatsächliche  neben  den  drei  rechtlichen 
Voraussetzungen  verwirklicht  ist,  kann  die 
Wirkung  eintreten,  daß  im  D.lande  beliebige 
Quantitäten  Silbers  wie  Goldes  in  Kuraiit- 
geld  und  umgekehrt  alle  Kurautmünzen 
beliebig  in  Barrenmetall  ohne  Verlust  zu 
verwaudeln  sind  und  daß  der  Tarif,  der 
für  die  Umrechnung  von  Goldgeld  in  Silber- 
geld und  umgekehrt  besteht,  ohne  Schädigung 
der  Gläubiger  vom  Schuldner  nach  Gut- 
dünken ausgenutzt  werden  kann.    Die  viel- 
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gerühmte  Wirkung,  daß  ein  DJand  eine 
Ümtauschstelle  beider  Metalle  zu  festem 
Tarif  sei,  kann  hingegen  niclit  eintreten, 
wo  nur  die  drei  rechtlichen  und  nicht  auch 
die  vierte  tatsächliche  Vorbedingung  der  D. 
erfüllt  sind:  nicht  also  da,  wo  tatsächlich 
nur  Kurantmünzen  aus  einem  der  beiden 
Metalle  umlaufen,  ebensowenig  da,  wo  die 
Kurantmünzen  aus  einem  der  beiden  Me- 
talle nur  gegen  wechselndes  Agio  zu  haben 
sind. 

2.  Tatsächliche  Verwirklichnng  der 
reinen  D.  Es  ist  zuzugeben,  daß  der  eben 
geschilderte  Zustand  der  reinen  D.  mit  der 
Wirksamkeit  als  Austauschstelle  beider  Me- 
talle in  der  Phantasie  sehr  wohl  vorgestellt 
werden  kann.  Der  Zustand  ist  möglich,  so- 
lange das  gesetzlich  statuierte  Umrechnungs- 
verhältnis beider  Metalle  identisch  ist  mit 
dem  außerhalb  des  D.staates  herrschenden 
Wertverhältnis  beider  Metalle.  Zurzeit 
herrscht  jedoch  reine  D.  in  keinem  Lande 
der  Welt.  Wo  die  rechtlichen  Bedingungen 
der  D.  bestanden,  da  war  das  gesetzlich 
statuierte  Umrechnungsverhältnis  der  Silber- 
münzen gegenüber  dem  Gholde  vom  tatsäch- 
lichen Wertverhältnis  so  stark  entfernt,  daß 
nur  Silbermünzen  als  tägliches  Geld  fungierten 
und  Goldmünzen  ein  wechselndes  Agio  er- 
zielten: wo  aber  das  Goldagio  in  früheren 
D.ländern  vermieden  wurde,  hat  man  eine 
der  rechtlichen  Stützen  des  D.systems,  die 
unbeschränkte  Silberprägung,  beseitigt. 

3.  Möglichkeit  der  Anfrechterhaltnng 
der  reinen  D.  Es  ist  eine  der  bestritten- 
sten  Fragen,  ob  jemals  in  der  Geschichte 
die  reine  D.  auf  längere  Zeit  mit  Erfolg 
aufrecht  zu  erhalten  gewesen  sei.  Die  in 
der  Literatur  seit  Petty  und  Locke  bis 
1867  vorherrschend  vertretene  Theorie  war, 
daß  die  reine  D.  nur  als  kiu-z  vorüber- 
gehender Zustand  möglich,  daß  sie  dagegen 
nach  den  bisherigen  Erfalinmgen  auf  die 
Dauer  unhaltbar  sei,  da  das  >toktverhältnis 
zwischen  Silber  und  Gold  keineswegs  stetig 
so  bleibe,  wie  es  im  D.lande  gesetzlich 
fixiert  sei.  Sobald  das  Marktverhältnis  bei- 
der Metalle  von  der  im  D.staate  fixierten 
Relation  sich  entferne,  ende  die  D.  im  Zu- 
stande einer  „einfachen",  nicht  doppelten 
Währung,  in  einem  Monometallismus  des- 
jenigen Metalles,  welches  bei  der  gesetzlichen 
Tarifierung  überschätzt  sei.  ü.  sei  faktisch 
Alternativwährung.  Für  diese  der  D.  un- 
günstige Beurteilung  wurden  —  außer  heute 
veralteten  aprioristischen  Argumenten  — 
inslHJSondere  zwei  Erfahningstatsachen  ins 
Feld  gef ülirt :  die  Schicksale  des  englischen 
Münzwesens  im  18.  Jahrh.  und  die  des 
amerikanischen  Münzwesens  in  der  ersten 
Hälfte  des  19.  .lahrh.  Die  D.  mit  freier 
Prägimg  beider  Metalle,  welche  in  Groß- 
britannien im  18.  Jahrh.  nominell  heirschte,  i 


endete  trotz  des  1717  zu  ihrer  Aufrechter- 
haltung unternommenen  Versuches  einer 
korrekten  Tarifierung  in  der  tatsächlichen 
Goldwähnmg,  da  der  Marktpreis  des  Silbers 
höher  stand,  als  in  der  gesetzlichen  Tarifie- 
rung angenommen  war;  ebenso  erging  es^ 
der  D.politik  der  Vereinigten  Staaten,  wo 
infolge  verkehrter  Tarifierung  (1 :  16)  von 
1834  bis  zur  Papierwirtschaft  des  Bürger- 
krieges tatsächlich  Goldzahlung  und  Gold- 
rechnung, trotz  freier  Prägbarkeit  beider 
Metalle  mit  fester  Relation,  herrschte. 

Strittig  ist  dagegen  in  der  Literatur  seit 
1867,  ob  die  in  Frankreich  1803  eingeführte, 
angeblich  bis  1873  aufrechterhaltene  D.  ein 
gegen  die  Doktrin  von  Petty  und  Locke 
zeugender  Erfalirungsbeweis  sei.  Die  Be- 
wunderer der  französischen  D.  zu  1:15^* 
behaupten,  diese  D.  sei  wirklich  aufrecht- 
erhalten worden  und  dies  sei  gelungen, 
nicht  weil  1803—1873  das  Marktverhältnis 
zufällig  ziemlich  wenig  von  der  französi- 
schen Relation  sich  entfernt  habe,  sondern 
vielmehr,  weil  die  französiche  D.  die  Markt- 
relation zwischen  Gold  und  Silber  beeinflußt 
und  die  Schwankungen  derselben  so  gemildert 
habe,  daß  die  sonst  bei  D.  beobachteten 
Folgen  nicht  eingetreten  seien. 

In  der  Erörterung  dieses  Problems  ist 
im  Währungsstreit  von  beiden  Parteien  eine 
gewisse  Disziplinlosigkeit  nicht  immer  ver- 
mieden worden.  Subjektive  Meinungen  Ein- 
zelner über  das,  was  in  der  Weltgeschichte 
eingetreten  wäre,  wenn  Frankreich  nicht  die 
D.  zu  1:15V2  gehabt  hätte,  wurden  mit  dem 
Ansprüche  auf  Wissenschaftlichkeit  vertreten. 
Selbstverständlich  ist  dies  aber  ein  Streit 
um  eine  Frage,  die  mit  wissenschaftlichen 
Hilfsmitteln  gar  nicht  entschieden  werden 
kann,  eine  Kontroverse,  in  der  überhaupt 
ein  überzeugender  Erfahrungsbeweis  für 
oder  wider  nicht  zu  führen  ist.  Die  Wissen- 
schaft kann  nur  ermitteln,  was  wirklich  ge- 
schehen i.st,  und  Ursache  und  Wirkung  der 
tatsächlichen  Ereignisse  erforschen,  nicht 
aber  feststellen,  was  vielleicht  geschehen 
wäre,  wenn  es  anders  gekommen  wäre.  Fragen 
wir,  was  an  Tatsachen  bezüglich  der  18<»3 
bis  1873  in  Frankreich  herrschenden  D. 
festzustellen  ist,  so  ist  das  wissenschaftlicli 
Beweisbare  erschöpft.  Es  ergibt  sich  fol- 
gendes : 

Die  Geschichte  der  französischen  D.  ist 
zunächst  nicht  eine  erfahrungsmäßige  Wider- 
legimg  der  Theorie,  daß  bei  starker  Abweich- 
ung des  Markt  Verhältnisses  von  dem  im  D.- 
lande statuierten  ümrechnungsverhältnisse 
der  beiden  Edelmetalle  die  D.  im  tatsäch- 
lichen Monometallismus  endige.  Denn  die 
Franzosen  haben  im  kritischen  Moment 
nicht  an  ihrer  D.  festgehalten,  sondern  als 
der  Krieg  von  1870/71  beendet  war  und 
nach   der  Papiei'wirtschaftszeit   die  Barzah- 
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lungen  vorbereitet  wurden,  1873  die  Silber-  wirkungslos  auf  die  Preisbildung  der  Edel- 
)rägiuig  beschränkt,  später  ganz  eingestellt,  metalle  geblieben  sein ;  ob  aber,  wenn  Frank- 
iTorausgegangen  war,  daß  1872  und  1873  reich  die  reine  Silberwähnmg  gehabt  und 
kein  (iold  zur  Ausmünzung  gebracht  nichts  von  dem  gewonnenen  Golde  vermünzt 
wurde,  sondern  nur  Silber.  Die  in  Frank-  hätte,  andere  kaufkräftige  Nachfragende  sich, 
reich  gesetzlich  statuierte  Relation  1 :  15V2  nicht  gemeldet  hätten,  ist  nicht  zu  ent- 
ist  femer  1803 — 1873  nicht  die  stets  scheiden.  Tatsächlich  hat  die  Industrie,, 
herrschende  gewesen.  Bis  zur  Entwickelung  haben  ferner  England  imd  Nordamerika  bis 
der  kalifornischen  und  australischen  Gold-  zum  Bürgerkrieg,  neben  Frankreicli  eine 
gewinnung  —  von  1820  an  gerechnet  —  ist  Menge  des  neu  produzierten  Goldes  aufge- 
Öold  am  Weltmarkt  gegen  Silber  durchweg  nommen,  und  keineswegs  hat  etwa  die 
mehr  wert  gewesen  als  15V2:1.  Am  nächsten  Nachfrage  Frankreichs  allein  den  Goldzufluß- 
kommen der  französischen  Relation  zwischen  bewältigt.  Selbst  wenn  aber  der  Einfluß  Frank- 
1820  und  1850  die  Jahre  1820,  1839,  1840  reichs    auf    die  Erhaltung    des  Wertes  des 


mit  1 :  15,62 :    am  weitesten  entfernt  sind   Goldes  gegenüber  Silber  in  den  50er  Jahren 


von  ihr  die  Notierungen  der  Jahre  1833  und 
1834  mit  1 :  15,93.    Ton  1851  —  1872  haben 


so  groß  als  nur  irgend  möglich  angenommen 
wird,  so  ist  damit  kein  Präjudiz  dafür  ge- 


die  Abweichungen  des  Marktverhältnisses  liefert,  daß  die  französische  D.  —  wenn 
vom  offiziellen  französischen  Wertverhält-  i  aufrechterhalten  —  auch  nach  1873  ange- 
nis  nicht  aufgehört.  Die  größten  Extreme  sichts  der  seitdem  riesig  zunehmenden 
steDen   die  Jahre    1859   1 :  15,19  und    1872  Silberproduktion  die  Sil  bereut  wertung  hätte 


mit  1:15,63  dar.  (Die  Ziffern  sind  dem 
amerikanischen  Münzbericht  für  1896,  S.  221 
entnommen.)  Aber  auch  in  Frankreich  ist 
nicht  etwa  für  so  viel  Silbermünzen,  als 
aus  15^/2  Pfd.  Silber  geprägt  wurden,  stets 
von  1803 — 1873  so  viel  an  Goldmünzen  ein- 


aufhalten können:  denn  Frankreich  hat  es 
unterlassen,  die  Probe  auf  diese  Theorie  zu 
machen,  und  die  Tatsache  bleibt,  daß  das 
Wertverhältnis  der  Edelmetalle  nach  dem 
Anschwellen  der  Goldproduktion  in  den 
50er  Jahren    nur   in    bescheidenen  Grenzen 


zutauschen  gewesen,  als  aus  1  Pfd.  Gold  geändert  wurde,  daß  dagegen  in  der  Zeit 
ausgebracht  wurden.  Tatsächlich  war  viel-  der  Zunahme  der  Silberproduktion  seit  An- 
mehr  das  Yerkehrsgeld  bis  1848  Silbergeld,  fang  der  70er  Jahre  das  Silber  sich  ent- 
Wer  Goldmünzen  haben  wollte,  mußte  ein  werten  konnte.  Wieviel  dazu  der  Umstand 
Agio  bezahlen,  welches  1815  bis  auf  2V*i®'o,  mit  beiträgt,  daß  der  Begehr  nach  den 
1848  bis  auf  12  «/o,  1829—1841  bis  auf  1,  Münzabschnitten  des  Kleinverkehrs,  für  die 
ja  2^.0  stieg  (vgl.  H.  d.  St.,  Bd.  III,  S.  242).  Silber  sich  niu*  eignet,  beschränkter  ge- 
ümgekehrt  ist  für  Sill>erkurant  zwischen  worden  ist  und  daß  dieser  Begehr  gegen- 
1851  und  1870,  in  welcher  Epoche  der  Um-  wärtig  nicht  so  ausdehnungsfällig  ist  wie 
lauf  sich  immer  mehr  in  einen  tatsächlichen  der  Begehr  nach  Münzen  aus  Gold,  d.  h. 
Goldumlauf  verwandelte,  in  jedem  einzelnen  nach  den  Zahlungsmitteln  für  den  größeren 
Jalire  eine  nicht  unbeträchtliche  Prämie  be-  Verkehr,  ist  daneben  ein  Umstand,  der  jeden- 
wiUigt  worden.  falls  nicht  ignoriert  werden  darf. 

Endlich  ist  zwischen  1800  und  1870  die  Es  ist  möglich,  vielleicht  wahrscheinlich, 
Jahresproduktion  der  AVelt  —  für  Jahrzehnte  daß  Frankreichs  D.  neben  anderen  Ursachen 
l)ezw.  Jahrfünf te  im  Durchschnitte  berechnet  dazu  beigetragen  hat,  nach  den  kalifornisch- 
—  beim  Silber  nie  über  Vr.\  Mill.  kg,  also  australischen  Goldentdeckungen  eine  be- 
^'4  der  heutigen  Jahresproduktion  gestiegen,  trächtliche  Verschiebung  des  Wertverhält- 
während  sie  beim  Golde  allerdings  zwischen  nisses  zwischen  Silber  und  Gold  zu  verhin- 
11445  kg  (1811 — 1820)  und  201750  kg  dern,  es  ist  dagegen  gar  kein  Anhaltspunkt 
il856 — 1860)  geschwankt  hat.  dafür   gegeben,   daß    ohne    Frankreichs   D. 

Im  übrigen  ist  klar,  daß  Frankreich,  in-  1 1803—1848  etwa  eine  Silberentwertung,  wie 
«lein  es  1850 — 66  für  4611  Mill.  M.  Gold  wir  sie  jetzt  haben,  eingetreten  wäre.  Denn 
vermünzte  und  gleichzeitig  für  rund  1182  auch  ohne  Rücksicht  auf  Frankreich  be- 
Mill.  M.  mehr  Silber  exiK)rtierte,  als  es  ein-  trachteten  und  begehrten  in  der  ersten 
führte,  innerhalb  dieser  Frist  nahezu  ebenso '  Hälfte  des  19.  Jalirhunderts  eine  Menge 
auf  die  Jahresbilanz  des  Edelraetallmarktes  |  anderer  Länder,  in  denen  damals  mehr  aJs 
eingewirkt  hat,  als  wenn  es  1850  reine ,  heute  die  kleinen  Umsätze  überwogen,  das 
Goldwährung  eingeführt  und  eine  all  mäh-  Silber  als  bequemstes  Wähnmgsmetall. 
liehe  Abstoßung  seines  Kurantsilber\'orrates  \  Jedenfalls  ist  aus  der  bisherigen  Ge- 
vorbereitet hätte.  Mit  anderen  Worten :  der  j  schichte  der  D.  nicht  zu  entnehmen,  daß 
Umstand,  daß  sich  bei  der  plötzlichen  Ver- 1  durch  D.bestrebungen  eine  einmal  einge- 
raehrung  der  Goldpreduktion  seit  1848  eine  tretene  Entwertung  des  Silbers  rückgängig 
Vermünzungsmöglichkeit  in  Frankreich  er- '  gemacht  werden  könnte,  sondern  nur,  daß 
öffnete,  verbunden  mit  der  Möglichkeit, ,  die  D.länder,  welche  nach  1873  —  im  Ge- 
Silber   von    dort    zu    kaufen,    kann    nicht   gensatz  zu  Frankreich  —  die  unbeschränkte 
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Prägung  beider  Metalle  aufrecht  erhielten, 
der  tatsächlichen  Silberwährung  verfallen 
sind,  seitdem  die  Marktrelation  das  Silber 
ungünstiger  bewertete  als  die  Gesetzgebung 
der  betreffenden  Länder. 

Eine  besondere  Stellung  nimmt  G.  F. 
Xnapp  zur  Frage  der  D.  ein.  Da  er  nicht 
das  Metall  als  Wertmesser  anerkennt,  son- 
dern nur  die  Geldeinheit,  z.  B.  den  Franc, 
so  existiert  für  ihn  nicht  das  Bedenken,  daß 
zwei  Metalle  nicht  gleichzeitig  Wertmesser 
sein  könnten.  Er  erklärt  vielmehr  die  tat- 
sächlichen Mißerfolge  der  D.versuche  damit, 
daß  es  stets  nur  eine  valutarische  Geldail 
gebe ;  deren  Wesen  sieht  er  darin,  daß  diese 
Geldart  bei  Zahlungen  aus  Staatskassen  den 
Privaten  aufgedrängt  werden  kann.  Es  sei 
nun  auch  bei  D.  entweder  Goldgeld  oder 
Silbergeld,  muß  aber  beides  gleichzeitig  bei 
Zahlungen  aus  Staatskassen  als  aufdrängbare  | 
Geldart  behandelt  werden.  | 

Literatur:  Vgl.  die  in  den  ArU.  „Geld",  „Silber- 
Währung"  u.  „  Währungsstreit"  zitierten  Schriften,  | 
femer  Art.  „Doppelwährung"  von  Lejtis  im  H.  d.  ; 
St.,  2.  Aufl. ,  Bd.  111  S.  237 fg. ,  sowie  «7.  Lau^ 
rence  Laughlin,  The  history  of  bimetallism  ni  , 
the    United    States,   2.   Aufl.,   New    York  1895,  \ 
—  TT.    Pragei* ,    Die    Währungsfrage   in    den 
Ver.  Staaten  usw.,  Stuttgart  1897.  —  Joh.  Wer~  i 
"nickCf  Japan  und  die  Silberentwertung,  Jahrb.  f.  \ 
JVat.,  S.  F.,  Bd.  11,  S.  887 ff.  •—  Baut  Leroy- 
BeauUetif   Traite   theorique   et  pratique  d^eco- 
nomie  politique,  Paris  1896,  S.  268  ff.  —  Henry  ! 
Parker  Willis,  A  history  of  the  Latin  mon-  j 
etary  union,  a  study  of  international  vwnetary  ' 
action,  Chicago  1901.  —  Philipp  Kalkmann,  i 
Englands     Uebergang    zur     Gold    Währung    im 
IS.'jahrh.,  Straßburg  1895.  11'.  Lotz,       I 


Zölle  für  diese  oder  die  betr.  Rohstoffe  ent- 
richtet wurden.  Im  weiteren  Sinne  versteht  man 
darunter  auch  alle  Ansfuhrvergütungen  über- 
haupt, einschUeßlich  der  bereits  bezahlten  jin- 
ländischen  Verbrauchssteuern.  Vgl.  Artt.  „Zölle'* 
und  „Ausfuhrprämien"  (letzteres  oben  S.  271  fg.). 
M€ix  voti  Heckel. 


Drainage  s.  Landwirtschaft. 


Drawbacks. 

D.   oder  Bückzölle  sind  Eückerstattungen, 
welche  bei  der  Ausfuhr  von  Waren  gewährt' 
werden,  für  die  früher  bei  der  Einfuhr  bereits , 


Dreifelderwirtschaft  s.  Ackerbau  und 
Ackerbausysteme  (oben  S.  17  fg.). 

Düngemittelindnstrie 

s.  Chemische  Industrie  (oben  S. 605 fg.). 

Dupont  (de  Nemours),  Pierre  Samuel, 

geb.  zu  Paris  am  14./XII.  1739,  während  der 
Kevolution  Deputierter  des  dritten  Standes  des 
Arrondissements  Nemours,  nach  dem  9.  Thermi- 
dor  Mitglied  des  Rates  der  Alten,  unter  Lud- 
wig XVIII.  Staatsrat,  gest.  am  6./VIII.  1817 
im  Staate  Delaware  in  Nordamerika,  als  Mitglied 
des  Pariser  Instituts. 

Urheber  der  wissenschaftlichen  Bezeichnung 
der  Schule  Quesnays,  s.  u.  das  von  ihm  heraus- 
gegebene Werk :  „La  Physiocratie".  Er  erkenut 
die  mannigfachen  Berührungspunkte  des  Physio- 
kratismus  mit  dem  Smithianismus  an. 

Von  seinen  Schriften  nennen  wir:  De  Tex- 
portation  et  de  l'importatiou  des  grains  etc.. 
boissons  1764.  —  Du  commerce  de  la  Compagnie 
des  Indes,  Paris  1769;  dasselbe,  2.  Aufl.  („aufi:- 
ment^e  de  l'histoire  du  Systeme  de  Law*')  ebenda 
1770.  —  Observations  sur  les  effets  de  la  liberte 
du  commerce  des  grains  et  sur  ceux  des  pro- 
hibitions^  (Basel  und)  Paris  1770.  —  M§moires 
sur  la  vie  et  les  ouvrages  de  Turgot,  2  Bde., 
Philadelphia,  recte  Paris  1782;  dasselbe,  Neu- 
druck im  1.  Bde.  der  Dupontschen  Ausgabe  der 
Werke  Turgots,  Paris  1808.  —  Effets  des  assig- 
nats  sur  le  pri.\  du  pain,  Paris  1790.  —  Von 
ihm  herausgegeben:  La  Physiocratie,  ou  Con- 
stitution naturelle  du  gonvemement  le  plus 
avantageux  au  genre  humain.  Recueil  (de 
traitös  de  Quesnav),  2  Bde.,  Paris  1768:  dasselbe, 
Neudruck,  6  Teile.  Yverdun  1768—69. 

Lippert 


Dm*chf uhrzolle  s.  Zolle. 


E. 


Edelmetalle. 


I.  Natürliche  und  ökonomische  Eigenschaf- 
ten. II.  Produktion  und  Verbrauch  der  E. 
III.  Die  Prophezeiungen  über  die  Zukunft  des 
Goldes. 

L  Natürliche  nnd  ökonomische  Eigen- 
schaften. 

1.  Gold  und  Silber  zeichnen  sich  zu- 
nächst  durch   einige    natürliche   Eigen- 


schaften aus,  die  —  sobald  die  Anwendung 
des  Gewichts  auf  den  E.verkehr  entwickelt 
und  vollends  die  Prägung  von  Münzen  ein- 
mal versucht  war  —  der  Verwendung  dieser 
Metalle  als  Geldstoff  besonders  zugute  kommen 
mußten.  Es  ist  jedoch  hervorzuheben,  daß 
mehrere  der  günstigen  natürlichen  Eigen- 
schaften dem  Golde  in  höherem  Maße  als 
dem  Silber  zukommen. 

a)  Gold  und  Silber  besitzen  Homogenität, 


Edelmetalle 


667 


Teilbarkeit  und  Wiedervereinbarkeit.  Die 
Teilbarkeit  beim  Golde  geht  so  weit,  daß 
man  auf  elektrischem  Wege  ein  Goldblatt, 
welches  10  000  mal  dünner  als  Schreibpapier 
ist,  herstellen  kann.  Die  kleinsten  Einheiten 
von  Gold  und  Silber  lassen  sich  in  beliebige 
Formen  wiedervereinigen,  während  es  bisher 
nicht  möglich  gewesen  ist,  aus  10  kleinen 
einen  großen  Diamanten  zu  fabrizieren. 
Gold  und  Silber  eignen  sich  besonders  zum 
GeklstoiT,  weil  jede  Gewichtseinheit  eines 
dieser  E.  schlechthin   vertretbare  Sache  ist. 

b)  Die  leichte  Erkennbarkeit  ist  ein  Vor- 
zug des  Goldes  und  Silbers,  der  nur  dann 
verleren  geht,  wenn  diese  Metalle  mit  zu 
großen  Mengen  anderer  Metalle  vermischt 
werden.  Die  Erkennbarkeit  beruht  erstens 
auf  dem  hohen  si)ezifischen  Gewicht  (Gold 
19.265,  Silber  10,4  bis  10,6),  zweitens  auf 
dem  glänzenden  Aussehen  und  hellen  Klang 
der  beiden  genannten  Metalle.  So  nahe  das 
Platin  dem  Gold  und  Silber  in  anderen 
natürlichen  Eigenschaften  steht,  so  ist  es 
doch  nicht  so  leicht  in  der  Farbe  wie  Gold 
und  Silber  erkennbar.  Aber  auch  dem  Silber 
geht  die  leichte  Erkennbarkeit  der  Färbung 
verloren,  wenn  ^'looo  Kupfer  oder  mehr 
demselben  beigemischt  wird. 

c)  Gold  ist  im  höchsten  Grade,  Silber  in 
geringerem  Grade  gegen  die  Chemikalien, 
welche  im  Alltagsverkehr  auf  Münzen  ein- 
wirken, widerstandsfähig.  Gold  wird  von 
der  atmosphärischen  Luft  überhaupt  nicht 
angegriffen ;  Silber  zeigt  sich  als  ein  weniger 
edles  Metall,  indem  es  in  schwefelwasser- 
stoffhaltiger  Luft  schon  bei  gewöhnlicher 
Temperatur  angegriffen  wird  und  sich  mit 
einem  Anflug  von  braunem  Schwefelsilber 
überzieht.  Immerhin  ist  auch  Silber  bei 
normalen  Temperaturen  gegen  atmosphärische 
Einflüsse  weit  widerstandsfähiger  als  Kupfer 
und  Eisen.  Gold  löst  sich  in  den  meisten 
Säuren  nicht,  während  Silber  in  verdünnter 
Salpetersäure  sowie  konzentrierter  Schwefel- 
säiu^  löslich  ist  und  von  Salzsäure  etwas 
angegriffen  wird.  Die  Hauptlösungsmittel 
für  Gold  sind  Königswasser  (eine  Mischung 
von  3  Teilen  Salzsäure  und  1  Teil  Salpeter- 
säure), Chlor,  Cyankaliumlauge. 

2.  Die  ökonomischen  Eigenschaften, 
welche  Gold  und  Silber  zu  Münzmetallen 
(lualifizieren,  sind:  der  beträchtliche  Wert, 
den  eine  geringe  Menge  E.  darstellt,  und  in 
srewissem  Maße  die  Wertbeständigkeit  beider 
Metalle.  In  diesen  beiden  Beziehungen  ist 
gegenwärtig  das  Gold  dem  Silber  beträcht- 
lich überlegen.  In  deutscher  Währung  ge- 
messen, schwankt  der  Preis  von  1  k^  Fein- 
gold um  2790,  der  Preis  von  1  kg  Feinsilber 
(im  Herbste  1905)  um  85  M.  In  einem  Eisen- 
bahn wa^gon  von  10000  kg  Tragfähigkeit 
lassen  sich  somit  in  Feingold  27  900000  M., 
in  Silberbarren  nur  850000  M.  transi^ortieren. 


Infolge  seines  geringeren  spezifischen  Wertes 
ist  das  Silber  —  auch  wenn  es  nicht  im 
Werte  schwanken  würde  —  nur  für  die 
Abschnitte  zwischen  20  Pfg.  und  5  M.,  nicht 
aber  für  Münzen  von  größerem  Nennwert 
ein  zweckmäßiges  Münzmetall.  Je  nach  dem 
Bedarf  eines  Landes  an  Zahlungsmitteln 
unter  5  M.  spielt  das  Silber  eine  wichtigere 
oder  unwichtigere  Rolle  im  Zahlungsverkehr. 
Es  ist  das  Münzmetall  für  den  Kleinverkehr. 
Wo  ein  Großverkehr  entsteht  und  für  dessen 
Bedarf  nicht  durch  Goldmünzen  genügend 
vorgesoi^  wird,  entwickelt  sich  erfahrungs- 
gemäß im  Großverkehr  statt  der  Silber- 
zahlung ein  reichlicher  Papierumlauf:  der 
tatsächliche  Umlauf  von  gemünztem  Silber 
dagegen  ist  überaus  schwer  über  den  Bedarf 
der  Zahlungen  des  Klein  Verkehrs  hinaus  zu 
erweitem.  In  der  Wertbeständigkeit  sind 
sowohl  Gold  wie  Silber  erheblich  dem  Platin, 
vor  allem  aber  denjenigen  Erzeugnissen  des 
Bergbaues,  der  Industrie  und  des  Acker- 
baues überlegen,  die  im  Jahre  der  Produktion 
regelmäßig  verbraucht  werden,  wie  Kohlen, 
Bier,  Getreide.  Man  darf  allerdings  die 
Wertbeständigkeit,  welche  daraus  folgt,  daß 
die  jährliche  Neuproduktion  nur  einen  kleinen 
Bruchteil  zu  den  vorhandenen  und  im  Ge- 
brauch befindlichen  Gold-  und  Silbermengen 
hinzufügt,  nicht  überschätzen.  Es  liegt  hierin 
nur  eine  Sicherheit  dafür,  daß  bei  vorüber- 
gehender Minderung  der  Neui)roduktion  nicht 
sofort  eine  gewaltige  Verteuerung  des  Goldes 
oder  Silbers  eintreten  muß.  Nicht  aber  ist 
hierdurch  verbürgt,  daß  der  Wert  des  Goldes 
oder  Silbers  gleich  hoch  bleibt,  wenn  ohne 
Mehrung  des  zahlungsfähigen  Bedarfes  z.  B. 
gewaltige  wohlfeil  gewonnene  Mengen  neu- 
produzierten Silbers  dringend  ausgeboten 
werden. 

Wie  groß  oder  klein  der  Bruchteil  sei, 
den  die  jährliche  Neuproduktion  dem  in 
Händen  der  Menschen  befindlichen  Vorrat 
von  Gold  und  Silber  hinzufügt,  ist  genau 
überhaupt  nicht  anzugeben.  Die  Schätzungen 
bezüglich  der  Größe  des  vorhandenen  ge- 
münzten und  ungemünzten  Kvorrates  sind 
ziemlich  unzuverlässig.  Mit  einiger  Genauig- 
keit kann  überhaupt  nur  ein  kleiner  Teil 
des  E. Vorrates  der  Welt,  das  in  den  Banken, 
welche  Ausweise  publizieren,  lagernde  Gold 
und  Silber,  statistisch  erfaßt  werden.  (Lexis 
versuchte  für  1900  eine  Schätzung  des  ver- 
münzten und  unvermünzten  Goldvorrates 
im  Gebiete  der  europäischen  Kultur  und 
veranschlagte  denselben  auf  35500  Mill.  M. 
Dies  bedeutet  ungefähr  12^/*  MUl.  k^  Feingold.) 

Die  Wertbeständigkeit  ist  eine  Eigen- 
schaft, die  seit  etwa  1870  dem  Silber 
keineswegs  mehr  in  gleicher  Weise  nach- 
gerühmt werden  kann  wie  dem  Golde.  Von 
1870—1005  hat  sich  das  Wert  Verhältnis 
zwischen  Silber  und  Gold  von  1 :  15V  2  bis 
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auf  1 :  35,  ja  1 :  39  verschoben.  Die  Ver- 
suche, die  man  unternommen  hat,  um  zu 
beweisen,  daß  bei  dieser  Aendening  das 
Silber  wertbeständig  geblieben  sei  imd  nur 
das  Gold  sich  verteuert  habe,  sind  bis  jetzt 
als  mißlungen  zu  betrachten.  JedenMs  ist 
vom  Standpunkte  der  nach  Gold  rechnenden 
Euroi>äer  die  zwischen  1870  und  1905  ein- 
getretene Aenderung  des  Wertverhältnisses 
von  Silber  zu  Gold  als  Aenderung  des 
Silberwertes,  im  wesentlichen  als  Sinken 
des  Silberwertes  auf  die  Hälfte  des  früheren 
Satzes  und  weniger  aufzufassen.  (Vgl.  Art. 
„Geld*'  sub  IV.)  Vielleicht  hat  nichts  so 
sehr  die  Stellung  des  Silbers  als  Währungs- 
metall erschüttert,  nichts  so  sehr  den  Be- 
strebungen für  Wiedereinsetzung  des  Silbers 
in  die  frühere  Rolle  als  Währungsmetall 
hochentwickelter  Völker  Schwierigkeiten  be- 
reitet als  die  Wahrnehmung,  daß  überhaupt 
auf  Grund  irgend  welcher  Ursachen  das 
Silber  seit  1870  Wertschwankungen  erlitt. 
Ob  das  Vertrauen  der  eurojiäischen  Ge- 
schäftskreise in  die  Wertbeständigkeit  des 
Silbers,  nachdem  es  einmal  ins  Schwanken 
kam,  durch  staatliche  Maßregeln  je  wieder- 
herzustellen sei,  ist  eine  der  Hauptkon tix>- 
versen  im  Währungsstreit. 

II.  Prodnktion  und  Verbranch  der  E. 

Die  jährliche  Produktion  der  Welt  seit 
1801  wird  auf  folgende  Gewichtsmengen 
geschätzt : 

ni.  Wert- 
im  Jahres-  I.  Gold  II.  Silber  Verhältnis 
durchschnitt         kg  kg       von  Silber 

zu  Gold 
1801—1810  17778  894150  1:15,61 
1811—1820  II 445  «;40  77o  1:15,51 
1821—1830  14  216  460  «;6o  i  :  15,80 
1831—1840  20  289  «;96  450  i  :  15,75 
1841—1850  54  759  7^0415  i :  15,83 
1851—1855  199388  886 115  i  :  15,41 
1856—1860  201750  904990  1:15.30 
1861 — 1865  185057  I  loi  150  I  :  15,40 
1866—1870  195  026  1  339  085  1 :  15,55 
1871—1875  173904  1969425  1:15,97 
1876—1880  172  414  24^0252  1:17,81 
1881—1885  i';4  9«;9  2808400  1:18,63 
1886—1890  169869  3387532  1:21,16 
1891—1895  24^170  4901333  1:26.32 
1896-1900      387257     5  154  551       1:33.54 

1901  392  705      5  382  369       1  :  34,68 
provisorisch : 

1902  445  453      5  019  103       i:39,i5 

1903  489810     5302493       1:38,10 

1904  526461      5446313 
Anmerkung.     Im  Statistischen  Jahrbuch  f. 

d.  Deutsche  Reich,  Jahrgang  1905,  S.  19*,  dem 
diese  Ziffern  entnommen  sind,  ist  als  Quelle  für 
die  Zeit  bis  1890  Soetbeer,  für  die  folgende  Zeit 
der  Bericht  des  amerikanischen  Münzdirektors 
genannt.  Die  Ziffern  für  1871-75  und  1876-80 
stimmen  mit  Soetbeers  „Materialien",  nicht  aber 
mit  den  1892  im  ^Literaturnachweis".  8.  117 
und  118  angegebenen  Ziffern.    Ob  letztere  kor- 


rekter sind,  vermag  ich  nicht  zu  kontrollieren. 

Ganz  exakt  sind  die  Prodnktionsziffem   nicht 

einmal  für  die  Gegenwart,  geschweige  denn  für 

die  Vergangenheit  zu  ermitteln. 

Von  der  Gesamtgoldproduktion  lieferten  1900: 
Vereinige  Staaten  119  126  kg 

Australien  1 10  591    „ 

Kanada  41  951    » 

Kurland  30315    r 

Britisch  Indien  und  Ostind.        15057    « 
Mexiko  13  542    „ 

Afrika  13  048    ,, 

Alle  anderen  Gebiete  blieben  unter  je  10000  kg; 

Deutschland  produzierte  nur  99  kg  aus  eigenen 

Erzen. 

Afrika  hatte  noch  1899  109876  kg  produziert 

und  hat  schon  1904  seine  Produktion   wieder 

auf  129501  kfi:  gesteigert.    Das  Jahr  1900  war 

durch  den  südafrikanischen  Krieg  beeinflußt 
An  der  Gesamtsilberproduktibn  1900  waren 

beteiligt : 
Vereinigte  Staaten  mit  i  793  395  kg 

Mexiko  „     i  786  887    .. 

Australien  „       415  014    ,. 

Bolivia  „       341 295    « 

Peru  „       226973    .. 

Deutsches  Reich 

(aus  eigenen  Erzen  „       168349    ^ 

Kanada  »       138400    ,. 

Chile  „       129503    ^ 

Spanien  „         99095    . 

Oesterreich-Ungam  „         61 871    „ 

(-olumbia  „         57  994    . 

Japan  ^         53  809    „ 

Alle     anderen    Länder    bleiben     unter    je 

50000  kg. 

Welche  Verwendung  das  neu  produzierte 
E.  findet,  läßt  sich  nur  in  sehr  allge- 
meinen Umrissen  erkennen.  Möglich  sind 
folgende  Fälle  der  Verblendung  neuge- 
wonnenen Goldes  und  Silbers:  zur  Ver- 
münzung,  zu  industriellen  Zwecken,  zum 
Ersatz  für  Abnützung  des  Münziunlaufes 
und  der  E.geräte,  endlich  zur  Befriedigimg 
des  asiatischen  Bedarfs.  Genaue  Ziffern 
über  die  Größe  des  jährlichen  industriellen 
Verbrauchs  in  der  zivilisierten  Welt  fehlen: 
es  existieren  nur  Schätzungen,  welche  das 
für  wenige  Länder  ziffermäßig  Erhobene  ver- 
werten und  verallgemeinern.  Ueberaus 
schwierig  ist  es  vollends,  festzustellen,  wie- 
viel von  dem  industriellen  E. verbrauch  der 
Welt  auf  Verwendung  von  neugewonnenem, 
noch  nicht  vermünztem  E.,  wieviel  auf  ein- 
geschmolzene Münzen  und  eingeschmolzenes 
Gold-  oder  Silbergeschirr  entfällt  B^onders 
wertvoll  wäre  es,  zu  wissen,  wieviel  Münzen 
der  industrielle  Verbrauch  dem  UmJauf  ent- 
zieht Wäre  diese  Größe  genau  für  alle 
Länder  bekannt,  so  wüßten  wir,  um  wieviel 
mindestens  der  Geldumlauf  der  mit  geord- 
netem Münzwesen  bisher  ausgestatteten 
Länder  durch  Ausmünzung  neu  produzierten 
E.  vermehrt  werden  muß,  damit  der  frühere 
Zustand  wiederhergestellt  werde.  Anderer- 
seits ist  zu  beachten,  daß  nicht  alle  industrielle 
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Verarbeitung  E.  endgültig  dem  Münzgebraiieh 
entzieht :  bedeutet  doch  die  industrielle  Ver- 
arbeitung unter  Umständen,  daß  ein  Teil 
der  Neuproduktion  als  Reserve  aufgespart 
wird,  aus  der  später  in  Notfällen  Material 
zu  Münzen  entnommen  werden  kann.  End- 
gültig verloren  geht  im  Effekt  für  die 
Menschheit  das  für  galvanische  Vergoldung 
und  Versilberung,  für  photographische 
Zwecke,  für  Zahnplombierungen  usw.  ver- 
wendete E.,  ferner  alles,  was  bei  Schiff- 
brüchen u.  dgl.  dem  Gebrauche  entzogen 
wird.  Lexis  schätzt  diesen  Entgang  an 
Gold  auf  insgesamt  jährlich  mehr  als  50  Mill. 
M.,  also  etwa  18000  kg,  während  er  die 
entsprechenden  Verluste  beim  industriell 
verwendeten  Silber  auf  jährlich  etwa  98  000  kg 
veranschlagt.  Die  Abnutzung,  welche  der 
E.vorrat  überhaupt  —  er  sei  in  Münzform 
oder  in  Form  von  Schmucksachen  verwertet 
—  jährlich  erleidet,  schätzt  Lexis  beim  Gold 
auf  2  ^/oo,  beim  Silber  auf  2^/2  ®/oo  des  Ge- 
samtvorrats. Bei  der  Unsicherheit,  in  der 
wir  bezüglich  der  Höhe  des  in  Münz-  und 
Gerätform  vorhandenen  E.vorrats  schweben, 
ist  mit  diesen  wieder  auf  Schätzung  be- 
ruhenden Annahmen  über  die  Abnutzungs- 
quote praktisch  wenig  anzufangen.  Es  ist 
außerdem  wahrscheinlich,  daß  sich  mit  der 
zunehmenden  Aufspeicherung  von  Münzen 
in  den  Bankkassen  und  öffentlichen  Kassen 
die  Abnutzungsquote  für  die  Münzen  künftig 
verringert. 

Betrachten  wir  mit  aller  hiernach  ge- 
botenen Vorsicht  die  Schätzungen  des  in- 
dustriellen Verbrauchs,  so  ist  jedenfalls  sehr 
wahrscheinlich,  daß  die  Industrie  von  der 
Neuproduktion  eine  sehr  viel  größere  Quote 
beim  Golde  als  beim  Silber  aufnimmt  Der 
amerikanische  Münzdirektor  schätzte  für  1902 
den  industriellen  Verbrauch  der  Welt  auf 
114  000  kg  Gold  und  1509070  kg  Süber. 
Hierbei  ist  nur  neuproduziertes  Material, 
nicht  ungeschmolzenes  altes  Material  berück- 
sichtigt. Jährliche  Erhebungen  finden  in 
den  vereinigten  Staaten  statt.  In  Deutsch- 
land wurde  für  1896  und  1897  ein  jährlicher 
industrieller  Goldverbrauch  von  16000  kg 
ermittelt,  wovon  4800  kg  als  Verlustgold 
bezeichnet  werden.  Trotz  allen  Scharfsinns, 
der  auf  diese  Statistik  verwendet  wird,  ist 
das,  was  wir  über  Industriebedarf  und  Ab- 
nutzungwissen, noch  sehr  wenig  befriedigend. 
Vor  allem  aber  ist  es  schwierig,  zu  sagen, 
ob  der  Industriebedarf  eine  feste  Größe  oder 
ein  Jahr  für  Jahr  steigendes  Quantum  dar- 
stellt. Beim  Silber  ist  es  wahrscheinlich, 
daß  die  Menge  des  industriell  verwendeten 
Quantums  in  der  euroi)äischen  Welt  bei 
Verbilliffung  des  Metalls  allmählich  steigt, 
bei  starker  Preissteigerung  des  Metalls  ab- 
nimmt. Ebenso  ist  es  möglich,  daß  der  in- 
dustrielle Goldbedarf   nicht  im  Abnehmen, 


sondern  im  Zunehmen  begriffen  ist  Aber 
all  dies  ist  exakt  bisher  nicht  zu  ermitteln. 

Etwas  besser  sind  wir  über  den  E^bfluß 
nach  Asien  unterrichtet  Während  das 
Silber  bisher,  und  zwar  seit  uralter  Zeit, 
wenn  es  nach  Indien  und  Ostasien  verbracht 
war,  dort  festgehalten  wurde  und  nicht  mehr 
nach  Europa  zurückkam,  ist  Gold,  welches 
nach  Indien  verschickt  wurde,  von  Indien 
gelegentlich  wieder  zurückgesendet  worden. 
In  der  Bilanz  des  Silbers  spielte  bisher  der 
asiatische  Bedarf  tatsächlich  die  Rolle  einer 
dauernden  Unterbringung  neuproduzierten 
Silbers.  Einiges  Silber  wird  jedoch  von 
Ostasien  neuerdings  abgegeben.  Abgesehen 
von  der  Währungspolitik  asiatischer  Staaten, 
abgesehen  femer  von  der  Entwicklung  an- 
derer Ausgleichungsmittel  der  Zahlungs- 
bilanz neben  der  Silberversendung  (Waren- 
import nach  Asien  und  Zahlung  in  Re- 
gierungswechseln seitens  der  indSchen  Re- 
gienmg)  wirken  noch  zahlreiche  weitere 
Momente  dahin,  daß  jährlich  die  Gix)ße 
des  asiatischen  Silberverbrauchs  beträcht- 
lich schw^aukt.  Es  ist  sicher,  daß  für  die 
Größe  der  Silberausfuhr  die  Wertrelation 
der  E.  nicht  gleichgültig  ist;  es  ist  jeden- 
falls wahrscheinlich,  daß  bei  erheblicher 
Steigerung  des  Silberwertes  die  Gewichts- 
menge des  von  Asien  aufzunehmenden 
Silbers  sich  zunächst  beträchtlich  verringern 
würde.^) 

Ist  die  Abnützung  der  E.  keine  durch- 
aus feststehende  Größe,  der  industrielle  und 
der  asiatische  Verbrauch  aber  unbedingt 
wechselnd  und  insbesondere  der  Silberver- 
brauch eben  erwähnter  Art  mit  vom  je- 
weiligen Silberpreis  abhängig,  so  ist  vollends 
die  Nachfrage,  welche  für  neuproduziertes 
E.  durch  Ausmünzung  geltend  gemacht  wird, 


^)  Die  deutsche  Metallgesellschaft  entnimmt 
in  ihren  1905  veröffentlichten  Statistischen  Zu- 
sammenstellungen den  Zirkularen  von  Pixley  & 
Abells.  daß  der  Wert  des  von  London  nach 
Britiscn  Indien,  Straits  Settlements  und  China 
exportierten  Rohsilbers  betrug: 

davon  nach 
Britisch  Indien 
1895  £     6030902  £  3624496 

18%  „      6473399  „   4905978 

1897  „      7103345  „    5805006 

1898  „      5  481 912  „   4312057 

1899  „      6970770  „    s26oo2^ 

1900  „      99^^5642  „    6696204 

1901  „      9090679  „    7600410 

1902  „      7673420  „    6367450 

1903  „      8555269  „    7423330 

1904  „     10482878  „    9890818 

Indien  nimmt  auch  seit  1893  fortgesetzt 
Silber  auf.  Die  Nettoeinfuhrziffem  Indiens  werden 
in  Unzen  angegeben.  Danach  hätte  die  Netto- 
silbereinfuhr  Indiens  betragen 
1901/1902  39005192  oz.  =  ca.  1113000  kg 
1902/1903     42872201    „     =     ^    1333000  ^ 
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eine  durchaus  wechselnde  Größe.  Da  Grold 
in  den  Gold  Währungsländern  und  den  Ländern 
mit  hinkender  Wähnmg  zur  Privatprägung 
unbeschränkt  zugelassen  ist,  so  ist  keine 
Schwierigkeit  vorhanden,  das  nicht  für  In- 
dustriezwecke benötigte  neuproduzierte  Gk)ld 
zu  festem  Preise  unterzubringen,  solange 
Gold  eine  seltene,  nicht  beliebig  vermehrbaJe 
Ware  bleibt.  Aber  auch  das  neuproduzierte 
Silber,  welches  nicht  nach  Asien  abfloß  oder 
in  den  industriellen  Verbrauch  gelangte,  ist 
vermünzt  worden,  allerdings  seit  Anfang  der 
lOer  Jahre  unter  anderen  Bedingungen  als 
das  Gold.  In  den  europäischen  Ländern 
ist  nicht  eine  Demonetisation,  sondern  eine 
„Subalteruisation"  des  Silbers,  eine  Be- 
schränkung auf  die  Scheidemünzprägung 
eingetreten;  in  den  Vereinigten  Staaten  ist 
bis  1893  fortgesetzt  eine  sehr  beträchtliche 
Ausmünzung  von  Silberkurant  sowie  An- 
kauf von  Silber  gegen  Noten  versucht 
worden :  eine  Nachfrage,  die  seit  Herbst  1893 
wegfällt.  Unbeschränkt  ven^'endbar  auf  dem 
Wege  der  Privatprägung  war  das  Silber  bis 
1893  in  Indien,  bis  vor  kurzem  war  es  noch 
unbeschränkt  in  Wähnmgsgeld  in  Mexiko 
zu  verwandeln.  In  mexikanischen  Dollars 
gemessen,  hatte  das  Silber,  solange  Mexiko 
die  freie  Silberprägung  aufrecht  erhielt, 
einen  festen  Preis,  gerade  wie  das  Gk)ld,  in 
deutschem  und  englischem  Gelde  gemessen, 
einen  festen  Preis  hat  Soweit  man  am 
Weltmarkt  nach  Gold  rechnet,  erscheint  da- 
gegen der  Silberpreis  gegenwärtig  als  fort- 
während schwankende  Größe. 

Es  ist  eine  berühmte  Kontroverse,  welche 
Ursachen  denn,  der  Preisfall  des  Silbers  habe. 
Es  hängt  diese  Frage  mit  dem  allgemeinen 
Problem  der  Preisbestimmungsgründe  der  E. 
zusammen.  Die  Beantwortung  dieser  Frage 
hat  man  sich  vielfach  im  bimetaUistischen 
wie  im  goldwährungsfreundlichen  Lager  viel 
zu  leicht  gemacht.  Insbesondere  findet  man 
Behr  viel  voreilige  Behauptungen  über  den 
Einfluß  der  Produktionskosten  auf  den  Wert 
der  R  Es  ist  in  Wirklichkeit  ebenso  irrig, 
die  Produktionskosten,  zu  denen  jährlich 
neue  E.meugen  gefördert  werden,  für  völlig 
unwesentlich  für  die  Preisbildung  der  E. 
wie  andererseits  die  Kosten  der  Neupro- 
duktion für  das  allein  ausschlaggebende 
Moment  der  Preisbildung  zu  erklären.  Es 
ist  mehr  als  wahrscheinlich,  daß,  solange 
Gold  und  Silber  nicht  im  wohlorganisierten 
Großbetrieb  gewonnen  wurden,  der  Wert 
des  insgesamt  geförderten  E.  im  Durchschnitt 
die  Kosten  nicht  gedeckt  hat,  wenn  auch 
einzelne  glückliche  Goldsucher  in  der  Periode 
des  Kleinbetriebes  lotterieartige  Gewinste 
gemacht  haben.  Auch  nach  Durchdringen 
des  kapitalistischen  Großbetriebes,  der  viel 
früher  für  die  Silbergewinnung  als  für  die 
Goldgewinnung  sich  geltend  machte,  ist  es 


sehr  wohl  in  einzelnen  Fällen,  weü  das  in- 
vestierte Kapital  nicht  zurückgezogen  werden 
konnte,  vorgekommen,  daß  Silbergniben 
weiter  betrieben  wurden,  deren  Ertrag  wenig 
mehr  als  die  Betriebskosten,  nicht  aber  die 
Verzinsung  des  fixierten  Kapitals  deckte. 
Je  mehr  die  Gewinnung  der  E.  Sache  dea 
kapitalistisch  organisierten  Großbetriebes 
wird,  um  so  unwahrscheinlicher  wird  es,, 
daß  dauernd  neues  E.  unter  den  Selbstkosten 
geliefert,  vor  allem  daß  neues  Kapital  im 
Berglmu  investiert  wird,  wenn  durchweg 
z.  B.  der  Silberpreis  die  Selbstkosten  nicht 
decken  würde. 

Aber  ist  es  denn  nicht  andererseits  sehr 
wohl  'möglich,  daß  dauernd  der  Wert  des 
Groldes  wie  des  Silbers  weit  über  den  Ge- 
winnungskosten aufrecht  erhalten  wird  ?  Die 
Behauptung  der  orthodoxen  Bimetallisten 
geht  dahin,  daß  Silber  wie  Gold  unbedin^ 
einen  Seltenheitswert  haben,  der  unabhängige 
von  der  Produktionszunahme  und  von  noch 
so  niedrigen  Selbstkosten  aufrecht  erhalten 
bleibe,  solange  Gk)ld  und  Silber  nicht  be- 
liebig vermehrbar  seien.  Statt  zu  schwanken 
stehe  der  Seltenheitswert  der  E.  fest,  sobald 
eine  imbeschränkte  Nachfrage  zu  festem 
Preise  für  ein  Metall  geschaffen  werde. 

Sind  diese  Thesen  wahr?  Die  Antwort 
ist  beim  Golde  leichter  als  beim  Silber  zu 
geben.  Gold  hat  tatsächlich  in  der  Gegen- 
wart einen  Seltenheitswert.  Ob  dieser 
Seltenheitswert  darauf  beruht,  daß  den 
Menschen  in  Ländern  mit  freier  Privatgold- 
prägung —  mögen  sie  wollen  oder  nicht  — 
Gold  zur  Zahlung  aufgenötigt  werden  kann,, 
oder  darauf,  daß  beim  heuligen  Goldpreis 
und  dem  heutigen  Stande  der  Goldgewinnung 
das  neu  produzierte  Gold  in  der  angebotenen 
Menge  auch  ohne  Zwang  begierig  gekauft 
wird,  darüber  kann  man  streiten.  Jedenfalls 
ist  es  recht  wahrscheinlich,  daß,  wenn  Gold 
beim  heutigen  Preise  eine  stark  über  den  Be- 
darf vermehrbare  Ware  wäre,  wenn  z.  B.  mit 
billigen,  hinter  dem  heutigen  Verkaufspreise 
weit  zurückbleibenden  Selbstkosten  das  8-  bis 
10-fache  der  gegenwärtigen  Jahresproduktion 
geliefert  werden  könnte,  Gold  nicht  nur  an 
Seltenheit,  sondern  auch  an  Seltenheitswert 
einbüßen  würde.  Bis  jetzt  liegt  die  Sache 
beim  Golde  so,  daß  ohne  internationale  Ab- 
rede eine  Menge  kauffähige  Abnehmer  bereit 
sind,  zu  bestimmtem  Preise  Gold  aufzu- 
nehmen. Ein  bisher  schlummernder  Bedarf 
nach  Gold  wird  seitens  der  Länder,  die  sich 
bisher  der  Goldwährung  nicht  erfreuen, 
wirksam  geltend  gemacht,  sobald  reichlicher 
als  bisher,  aber  nicht  über  diesen  Bedarf 
hinaus,  zu  —  gleichgültig  wie  niedrigen  — 
Selbstkosten  Gold  neu  gewonnen  wird. 

Wie  steht  es  aber  in  dieser  Hinsicht 
mit  dem  Silber?  Nach  der  orthodox-bime- 
tallistischen  Theorie  ist  nicht  die  Zunahme 
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"der  Silberproduktion  Ursache  des  Preisfalles 
"des  Silbers  seit  1870,  ist  ferner  nicht  die 
Yerbilligung  der  Silbergewinnung  von  Ein- 
fluß auf  die  Yerbilligung;  des  Sübers,  son- 
dern die  Ursache  der  Süberentwertune  ist 
•das  Aufhören  einer  unbeschränkten  Nach- 
frage der  Münzanstalten  zu  festem  Preise 
für  Silber;  der  Zusammenhang  zwischen 
Süberpreis  und  Silberproduktion  aber  sei  der, 
daß  beim  sinkenden  Silberpreis  die  Pro- 
•duktion  in  einer  Art  Verzweiflung  ausgedehnt 
worden  sei. 

a)  Betrachten  wir  zunächst  die  Frage, 
•oh  denn  irgend  ein  Zusammenhang  zwischen 
Produktionskosten  und  Silberpreis  zu  be- 
merken ist.  Die  Behauptung  bimetallistischer 
Schriftsteller,  die  niedrigen  Silberpreise  seien 
•die  Ursache  der  Produktionszunahme  in  den 
Tereinigten  Staaten,  und  bei  höheren  Silber- 
■preisen  würden  die  amerikanischen  Minen 
die  Produktion  eher  vermindern  als  aus- 
dehnen, erscheint  zum  mindesten  seltsam, 
wenn  wir  die  amerikanischen  Münzberichte 
7.ur  Hand  nehmen.  Es  ergibt  sich,  daß  von 
1888  bis  1896  die  gesamte  Süberproduktion 
•der  Vereinigten  Staaten  von  rund  45,8  auf 
^,8  Millionen  Unzen  fein  gestiegen  war.  Der 
Süberpreis  im  Jahresdurchschnitt  fiel  gleich- 
zeitig von  42'/?^  auf  30  ^^/ir.  d.  Es  ist  die 
Steigerung  der  Produktion  nicht  etwa  durch 
gleichmäßige  Mehrleistung  der  bisher  be- 
triebenen Minen  zustande  gebracht.  Von 
1893  an  zeigt  sich  vielmehr  ein  jäher  Rück- 
gang bei  einzelnen  Produktionsstätten,  vor 
allem  infolge  des  Preissturzes.  Mehrere 
Staaten  zeigten  189G  gegenüber  1888  eine 
Produktionsminderung.  Aber  die  Zunahme 
der  Produktion  in  Alaska,  Colorado,  Idaho, 
Montana,  Oregon,  Texas,  Utah,  Washington 
bewirkte,  daß  im  ganzen  1895  mehr  Silber 
als  1888  in  der  Union  produziert  wurde. 
Die  Melinmg  wurde  nicht  bloß  der  Tätigkeit 
von  1888  betriebenen,  sondern  auch  der 
Förderung  neuerschlossener  Minen  verdankt. 
Tatsächlich  ist  auch  heute  die  Lage  der 
amerikanischen  Silberminen  bei  den  gewaltig 
gesunkenen  Preisen  des  Silbers  ganz  ver- 
schiedenartig. Es  gibt  solche  mit  derartig 
niedrigen  Selbstkosten,  daß  sie  heute  noch 
Gewinne  erzielen,  und  andere,  deren  Selbst- 
kosten durch  die  lieutigen  Preise  vermutlich 
nicht  gedeckt  werden.  Bei  vielen  Silber- 
minen sind  die  Selbstkosten  dadurch  schwer 
zu  berechnen,  daß  das  Silber  in  Verbindung 
mit  anderen  Metallen  dort  auftritt  Nicht, 
daß  die  besonders  günstig  situierten  Minen 
zu  Selbstkosten  produzieren,  die  hinter  dem 
Marktpreis  zurückbleiben,  wirkt  ungünstig 
auf  den  Silberpreis:  es  wirkt  weit  mehr  die 
Befürchtung,  daß  bei  neuerliclier  Steigerung 
des  Silberpreises  außer  den  heute  noch  mit 
Gewinn  arbeitenden  Produzenten  eine  Menge 
von  Silbermiiien,  die  nicht  mehr  rentieren 


und  den  Betrieb  einschränken  mußten,  auf 
dem  Markte  wieder  erscheinen  imd  viele 
neue  erst  recht  hinzukommen  werden,  nach- 
dem neue  Werke  sogar  bei  fallenden  Preisen 
begründet  wurden.  Nicht  also  die  niedrigen 
Produktionskosten  des  gegenwärtig  produ- 
zierten Silbers,  sondern  die  Möglichkeit,  daß 
bei  steigendem  Silberpreis  die  Produktion 
der  mit  Selbstkosten  zwischen  24  und  60  d 
produktionsfähigen  Werke  über  jeden  denk- 
baren Bedarf  hinaussteige,  wirKt  als  einer 
von  mehreren  Preisbestimmungsgründen  zu 
Ungunsten  des  Silbers.  Die  billigen  Pro- 
duktionskosten wirken  nicht  direkt,  sondern 
indirekt,  und  zwar  indem  die  Seltenheit  des 
Metalles  und  damit  der  Seltenheitswert  ver- 
ringert wird,  auf  den  Preis. 

b)  Wie  steht  es  aber  mit  der  zweiten 
Behauptung,  daß  die  Süberentwertung  seit 
Anfang  der  7öer  Jahre  nicht  durch  die  Pro- 
duktionsmehrung, sondern  nur  durch  Auf- 
hören der  unbeschränkten  Nachfrage,  die  die 
lateinische  Münzunion  bis  1873  entfaltet  habe, 
I  verursacht  sei?  Prüft  man  diese  Doktrin 
I  angesichts  der  Tatsachen,  so  ergibt  sich,  daß 
bei  der  seit  Anfang  der  70er  Jahre  sich  an- 
bahnenden Silberentwertung  in  Wirklichkeit-, 
eine  Menge  von  Umständen  zusammengewirkt 
haben:  bei  zunehmender  Silberproduktion 
kam  zunächst  das  Doppelwährungsland  Frank- 
reich von  1870  an,  solange  Zwangsumlauf 
der  uneinlöslichen  Banknoten  herrschte  und 
der  Stand  der  Wechselkurse  eine  nennens- 
werte Metalleinfuhr  dorthin  überhaupt  nicht 
gestattete,  außer  Betracht;  gleich  der  ver- 
mehrten Silberproduktion  wirkte  nach  dem 
Kriege  von  1870  1871  preisdrückend  auf  den 
Markt  die  Aussicht,  daß  Deutschland  einen 
großenTeil  seines  gemünzten  Silbers  verkaufen 
werde;  tatsächlich  erfolgten  diese  Verkäufe 
später,  und  zwar  nicht  «zu  einem  festen 
Normalpreise,  sondern  zu  Preisen,  die  — 
bei  der  ungünstigen  Marktkonjunktur  für 
Silber  —  immer  niedriger  wurden :  Belgien 
und  Frankreich  und  bald  auch  die  übrigen 
Staaten  der  lateinischen  Münzkonvention 
weigern  sich,  als  die  Probe  auf  die  bime- 
tallistische  Theorie  zu  machen  war,  dieses 
Risiko  zu  laufen  und  zu  festem  Preise 
künftig  noch  unbeschränkte  Siibermengen 
zur  Münze  zuzulassen;  Land  für  Land 
schreitet  daraufhin  zur  „Subaltemisation" 
des  Silbers,  die  Produktion  aber  nimmt  fort- 
während zu.  Es  ist  eine  weder  beweisbare 
noch  widerlegbare  Doktrin,  die  die  Bime- 
taUisten  aufstellen,  daß  die  Wirkung  aller 
auf  ein  Sinken  des  Silberpreises  hinarbeiten- 
den Umstände  aufgewogen  worden  wäre, 
wenn  eine  unbeschränkte  Nachfrage  zu 
festem  Preis  in  bestimmten  Ländern  für 
Silber  aufrecht  erhalten  worden  wäre.  Die 
betr.  Länder  haben  eben  die  geforderte  Be- 
dingung in  der  kritischen  Zeit  nicht  erfüllt. 
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AVill  man  sich  aber  einmal  auf  Utopieen  ver-  j  sörgnisse  betreffs  der  „zu  kurzen  Golddeeke'^ 
legen,  so  ist  nicht  nur  erlaubt  auszumalen,  geschwunden  sind.  Die  dem  Golde  schon 
was  eingetreten  wäre ,  wenn  eine  unbe-  für  die  Zeit  nach  1877  ungünstige  Prognose 
schränkte  Nachfrage  zu  festem  Preise  für '  von  Sueß  ist  von  Voraussetzungen  aus- 
Silber erhalten  geblieben  wäre,  sondern  es  gegangen,  die  zum  Teil  sich  nicht  bestätigt 
ist  ebenso  die  Gegenfrage  berechtigt:  wäre  haben:  die  Technik  der  Gewinnung  und 
die  Silberentwertung  überhaupt  denkbar,  ■  Verhüttung  der  Golderze  sowie  die  öko- 
wenn  seit  1870  die  Silberproduktion  —  statt '  nomische  Organisation  der  kapitalistisclien 
zu  steigen  —  fortgesetzt  zurückgegangen  Unternehmung  haben  seit  1877  sich  ge- 
wäre ?  In  der  Tat  ist  aber  mit  allen  solchen  waltig  verbessert:  geht  auch  —  wie  Sueß 
hirngymnastischen  Uebungen  nichts  Ernstes  richtig  prophezeite  —  die  Goldgewinnung 
zu  erreichen,  sondern  nur  mit  einer  unpartei-  vom  Waschgold  immer  mehr  zum  Berggold 
liehen  Feststellung  der  umstände,  die  wirk- ,  über,  so  hat  sich  letzteres  keineswegs  als 
lieh  Tag  für  Tag  seit  1870  den  Silbermarkt  so  imeinträglich  und  unzuverlässig  für  die 
beeinflußt  haben.  Diese  mühsame  Arbeit  Gk)ldproduktion  gezeigt,  wie  auf  Gnmd  des 
ist  für  1870—73  von  M.  Bonn  geliefert ,  Sueßschen  Buches  angenommen  wurde, 
worden.  Für  die  Gegenwart  ist  die  Silber-  Endlich  ist  die  Ansicht  von  Sueß,  daß  ydr 
entwertung  einmal  Tatsache,  imd  ebenso  ist  über  das  Goldvorkommen  Amerikas,  Afrikas, 
Tatsache,  daß  selbst  bimetallistische  Geologen  Asiens,  Australiens  hinlänglich  informiert 
wie  Sueß  zugegeben  haben,  bei  einer  Erhöhung  seien,  um  eine  reiche  Ausbeute  dort  als 
des  Silberpreises  auf  180  M.  in  Gold  i»er  1  kg  ausgeschlossen  erachten  zu  müssen,  von 
sei  eine  Vermehnmg  der  Silberproduktion .  seinen  hervorragendsten  Fachgenossen  nicht 
in  quantitativ  nicht  bestimmt  schätzbarer  als  zutreffend  bezeichnet  worden.  Die  Be- 
Ausdehnung  denkbar.  Silber  ist  zwar  nicht  merkung,  daß  die  Goldernte  eine  „Ernte 
ein  beliebig  unbeschränkt  vermehrbares,  aber  ohne  Nachwuchs''  ist,  kann  nicht  Eindnick 
doch  ein  bei  einem  hohen  Silberpreis  in  machen,  denn  der  Charakter  einer  Ernte  ohne 
sehr  starkem  Maße  und  über  den  Bedarf  Nachwiichs  ist  allen  Bergbauprodukten  ge- 
hinaus  vermehrbares  Gut.  Der  Gedanke,  meinsam.  Dafür  wird  aber  auch  das  neu- 
demgegenüber  eine  Sicherheit  durch  Kartei- .  gewonnene  Gold  nicht  im  Laufe  des  Jahi-es 
lierung  oder  auch  Regalisienmg  der  Welt-  wie  Obst  und  Gemüse  oder  auch  Steinkolilen 
Silberproduktion,  d.  h.  durch  planmäßige  An-  konsumiert,  sondern  es  bleibt  größtenteils 
l^assung  der  Produktion  an  den  Bedarf,  zu  der  Nachwelt  erhalten.  Die  Befürchtung, 
schaffen,  wird  bis  jetzt  von  den  Fachleuten  daß  die  Goldgewinnung  nicht  ausreicht  um 
als  undiutihf ülirbar  bezeichnet,  vor  allem  weil  den  mit  Goldwährung  ausgenisteten  Staaten 
das  Silber  großenteils  als  Nebenprodukt  von  den  Ersatz  dessen,  was  an  ihren  Münzen 
Blei,  Kupfer,  auch  Gold  gefunden  wird  und  •  abgenutzt  oder  für  Industriezwecke  einge- 
schlechterdings  nicht  die  Produktion  aller  schmolzen  wiixl,  zu  gestatten,  ist  angesichts 
dieser  Metalle  in  der  Welt  von  einem  SjTidi-  der  Entwickelung  der  letzten  zwei  Jahrzehnte 
kat  oder  einem  Staatenbunde  kontrolliert  nicht  zu  verteidigen.  Ebensowenig  aber 
und  planmäßig  geregelt  werden  könne.  kann  der  Gedanke,  daß  so  viel  Gold  produ- 

____.._^      _        .  „,         -,  ziert  wei-deu  müsse,   daß   alle  Staaten   der 

III.  Die  Prophezeinngen  nber  die        ^Velt  baldigst  die  reine  Goldwährung  adop- 
Znknnft  des  beides.  Vieren    können,    ernstlich    heute   vertreten 

Lautet  beim  Silber  das  Problem :  wohin  werden.  Es  kommt  darauf  an,  daß  die  Gold- 
mit  einem  Metall,  welches  bei  Garantie  eines  Produktion  ausreicht,  um  den  barzalilenden 
festen  hohen  Pi-eises  zu  i-eichlich  angeboten  Staaten  die  Aufrechterhaltung  der  Gold- 
werden dürfte,  so  glaubte  man  einige  Zeit  Währung  zu  gestatten,  die  Industrie  zu  ver- 
beim  Golde  genau  die  entgegengesetzte  sorgen  und  allmählich  einigen  finanziell 
Schwierigkeit  voraussagen  zu  müssen.  Gegen-  kräftigen    Papierwährungsstaaten    die    An- 


über  den  jBestrebungen  auf  Verallgemeinerung 
der  Goldwährung  erhoben  seit  1877  der 
Wiener  Geologe  Eduard  Sueß  und  seine 
Anhänger  die  Frage:  Woher  wollt  ihr  das 
nötige  Gold  nehmen  ?  Dies  Problem  hat  in  den 
letzten  Jahren  sehr  an  Interesse  verloren. 
Die  jährliche  Gold  i  )roduktion  wies  von  1 878  bis 
188,3  eine  rückläufige,  dann  bis  1888  eine 
stagnierende  Bewegung  auf.  Seitdem  ist  sie 
so  lebhaft  gestiegen  und  zeigt  sie  die  Ten- 
denz, für  die  nächsten  Jahre  sich  auf  be- 
trächtlicher Höhe  zu  beliaupten,  so  deutlich, 
daß  für  den,  der  nicht  mit  Jahrhunderten, 
sondern  mit  Jahrzehnten  rechnet,  die  Be- 


sam ml  ung  eines  reichlichen  Goldscliatzes 
zwecks  Vorbereitimg  der  Goldwährung  zu 
ennöglichen.  Daß  dem  in  der  Gegen- 
wart so  ist,  zeigen  die  Ausweise  über  E.- 
ausniünzung,  Reinfuhr  und  -ausfuhr  und 
Bankkassenbestände  der  letzten  Jahre  in  Eng- 
land, Frankreich,  Deutschland,  Rußland, 
Oesterreich-rngarn ,  Nordamerika. 

Literatur:  H.<J.i^t.,Ar(t.:  „Edelmctatle" ,  „G^ld'', 
„Silbe/-".  —  Th,  Beckert  und  Alb,  Brand, 
llüüfnkunde,  Stuttgart  lS9ö,  S.  47S—r>'J4.  — 
Ottotnar  Haupt,  m  Keutertt  Fiuaus-f'hronik 
V.  17. !  VII.  1S97 :  „Die  sichtbaren  EdehnetnUrurrfUe 
der  Weh",  L   —    Vergelbe,    Gold,   Silber  und 
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Währung,  Wien  1877,  —  Alexander  I>el  Mar, 

A  history  qf  Ute  preeious  meiaU  from  ihe  earlieat 
times  to  ihe  present,  London  1880.  —  Schön» 
berg,  4.  Aufl.,  Bd.  1,  S.  350  ff.,  398  ff.  (Nasse, 
Lcxis).  —  Jacob,  Hut.  inquiry  into  ihe  pro- 
duction  and  conaumption  of  the  preciout  metaU, 
London  1831.  —  Ad,  Soetbeer,  Materialien  zur 
Erlmäerung  und  Beurteilung  der  Edelmetallver- 
hältnisse,  Berlin  1886,  2.  Aufl.  —  Derselbe^ 
Literaturnachweis  über  Geld-  und  Münxwesen, 
insbesondere  über  den  Währungsstreit  1871 — 1889, 
mit  geschichtlichen  u.  statistischen  Erläuterungen, 
Berlin  1892.  —  Reports  of  the  director  qf  the 
mint  to  the  Sea'etary  of  the  Trcasury,  Washington 
(jährlich  seit  1873).  —  Reports  of  the  director 
of  the  mint  upon  the  production  of  the  preeious 
wetaU  in  the  United  States,  Washington  (ebenf. 
jährlich).  —  Ed,  Suess,  Die  Zukunft  des  Goldes, 
Wieii  1877.  —  Verselbe ,  Die  Zukunß  des 
Silbers,  Wien  1892.  —  Statistische  Tabellen  zur 
Währungsfrage,  vom  k.  k.  österr.  Finanzministe- 
rium seit  1892  veröffentlicht.  —  Drucksachen 
und  stenogr.  Berichte  der  vom  Deutschen  Reiche 
berufenen  Kommission  behufs  Erörterung  von 
Maßregeln  zur  Hebung  und  Befestigung  des 
Silberwerts,  Berlin  1894,  2  Bde.  —  Otto 
Arendt,  Leitfaden  der  Wähi-ungsfrage,  in  vielen 
Auflagen  seit  1893,  Berlin.  —  H,  Mayer, 
Miinzwcsen  und  Edelmetallproduktion  Rußlands, 
Leipzig  1893.  —  Schmeisser,  lieber  Vorkommen 
und  Gewinnung  der  nutzbaren  Mineralien  mit 
bes.  Berücksichtigung  des  Goldbergbaues,  Berlin 
1894.  —  Karl  Futterer ,  Afrika  in  seiner 
Bedeutung  für  die  Goldproduktion  in  Vergangen- 
heit, Gegenwart  und  Zukunft,  Berlin  1895.  — 
'W.  Lexls^  Die  Edelmetallgeic Innung  und  -rer- 
trendung  in  den  letzten  zehn  Jahren,  Jahrb.  f. 
Ges.,  3.  Folge,  9.  Bd.,  S.  507  ff.  —  Berichte  des 
französischen  Münzdirektors  seit  1896.  —  Ei*nst 
Biedermann,  Die  Statistik  der  Edelmetalle  usw., 
Berlin  seit  1898  in  3  Aufl.  —  Karl  Helfferich^ 
Beiträge  zur  Geschichte  der  deutschen  Geld- 
reform, Leipzig  1898,  S  Bde.  —  Afojp  J".  Bonn, 
Die  Vorgänge  am  Edelmetallmarkt  in  den  Jahren 
1870 — 1873,  Stuttgart  1900.  —  Die  internationalen 
Uebersichten  im  Statistischen  Jahrbuch  für  das 
Deutsche  Reich,  Berlin  1905.  —  Questions  mone- 
taires  contemporaines ,  herausgeg.  von  Cauives, 
Souchon,  Bourguin,  Paris  1905,  insbes.  S.  131  ff. 
und  S.  Se7ff.  —  K.  Helfferich,  Das  Geld, 
Jjcipzig  1903.  11'.  lAitz. 


Edenvertra^  s.  Handelspolitik. 

Effektengiro  s.  Giroverkehr. 

En^oismns  s.  Selbstinteresse. 

Eherne»  Lohn^^esetz    s.  Lassalle,  vgl. 
auch  Sozialdemokratie. 


tische  Bedeutung  der  E.8chließung8ziff6r.  5.  Die 
Schwankungen  dieser  Ziffer.  II.  Die  Verteilung' 
der  E.Schließungen  üher  das  Jahr.  III.  Zivil- 
stand der  Heiratenden.  IV.  Heiratsalter. 
V.  Heirat  und  Beruf.  VI.  E. Schließungen  unter 
Blutsverwandten.  VII.  E.scheidung.  vIII.  Die 
Ehen.  1.  Die  Zahl  der  E.  2.  Die  durchschnitt- 
liche Dauer  der  E. 

I.  Die  Heiratsziffem. 
1.  Im  Verhältnis  zur  Gesamtbevol- 
keroDg.  Der  einfachste  Ausdruck  der  Rsclüie- 
ßungszifFer  ist  das  Verhältnis  der  E.schlie- 
ßungen  zur  ß;esamten  Bevölkerung  aller 
Altersklassen  d.  i.  die  allgemeine  K- 
Schließungsziffer.  Dabei  erscheinen 
auch  die  jugendlichen  Altersklassen,  welche 
für  die  Beurteilung  der  Quote  der  Kschlie- 
ßungen  ohne  Belang  sind,  in  die  Berechnung 
einbezogen.  Diese  Besetzung  der  jugend- 
lichen Altersklassen  ändert  sich  in  ein  und 
demselben  Volke  nur  langsam,  ist  aber  in 
verschiedenen  Völkern  sehr  ungleich:  in- 
folgedessen kann  diese  Quote  der  E.schlie- 
ßungen  zutreffenderweise  nur  zur  Ver- 
gleichung  der  Häufigkeit  der  E^chließung 
bei  einem  Volke  im  Verlaufe  der  Jahre,  da- 
gegen nur  mit  Vorsicht  zur  Vergleichung 
der  Häufigkeit  bei  verschiedenen  Völkern 
benutzt  werden;  in  diesem  Sinne  sind  die 
folgenden  Ziffern  aufzufassen.  Auf  1000 
Bew^ohner  entfielen  E.schließungen  im  Durch- 
schnitte : 

1871/80  1881/901891/19001903 


Deutsches  Reich 
Preußen  .  .  . 
Bayern  .  .  . 
Sachsen  .  .  . 
Württemberg  . 
Oesterreich  .  . 
Ungarn  .  .  . 
Italien  .... 
Frankreich  .  . 
England  .  .  . 
Schottland  .  . 
Irland  .... 
Schweiz  .  .  . 
Belgien  .  .  . 
Niederlande  .  . 
Schweden  .  .  . 
Norwegen .  .  . 
Dänemark  .  . 
Spanien  .  .  . 
Rumänien  .  . 
Serbien  .  .  . 
Bulgarien .  .  . 
Europ.RuCland*) 
Finland  .  .  . 
Ferner    1903: 


8,6 
8,7 
8,4 
9,4 
8,5 
8,4 
10,2 

7,7 ') 

8,0 

8.1 

7,2 

4,7 

7,7 

7,3 

8.1 

6:8 

7,2 

6,4 
11,4 

9,3 
8,3 
West 


7,8 
8,0 
6,9 
9,1 
6,5 
7,8 
9,6 
7,9 
7,4 
7,5 
6,7 
4,3 
7,0 
7,0 
7,1 
6,3 
6,5 
7,2 
6.6 
7,2 
10,9 

8^5 

7,3 

Austr. 


8,2 
8,3 
7,7 
9,1 
7,4 
8,0 
8,8 
7,3 

;:i 

7,2 

4,9 
7,5 
7,9 
7,3 
5,9 
6,6 

8,0 

7,1 

9,7 

8,4 

8, 

7,0 

9,3; 


7.9 
8,0 

7,4 
8.2 
7.8 

7,7 
8,6«) 

7,1 
7.6 
7,8 
7,0 
5,2 
7,5 
7,1 
7,4 
5.8 
6,0 
7.1 
8,2 
8.7 


6,3 
Neusee- 


Ehe,  Eheschlieflung. 

(Statistik.) 

I.  Die  Heiratsziffem.  1.  Im  Verhältnis  zur 
Gesamtbevölkerung.  2.  Im  Verhältnis  zur  hei- 
ratsfähigen Bevölkerung.  3.  Die  Faktoren  der 
E.schlieSungshäufigkeit.      4.    Die     symptoma- 


land8,2;  Neu  Süd  Wales  6,8,  Viktoria  6,3;  Süd 
Australien  6,2 1  Queensland  5,7;  Japan  8,3; 
Ceylon  6,8;  Chili  4,9;  Jamaika  4,5- 

2.  Im  Verhaltiiis  zur  heiratsfShigeii 

*)  Die  Jahresperioden  stimmen  nicht  immer 
genau  mit  der  Ueherschrift  der  Kolumne. 
«)  1904. 
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Be völkemiie.  Einen  genaueren  Maßstab  für 
die  Yergleichung  der  Heiratsziffem  der 
Völker  erhalten  wir  durch  die  besondere 
E.schließungsziffer,  welche  entsteht,  wenn 
wir  an  Stelle  der  (Jesamtbevölkerung  die 
nach  Alter  und  Zivilstand  heiratsfähigen 
Volksklassen  der  Berechnung  zugrunde 
legen.  Allerdings  sind  hier  die  unterschiede 
in  der  Erreichung  der  physischen  Reife  und 
auch  in  den  Rechtsbedingungen  so  ver- 
schieden, daß  eine  exakte  Vergleichung 
schwer  durchführbar  erscheint  Man  muß 
sich  damit  begnügen,  die  untersten  Alters- 
klassen, femer  die  Verheirateten  auszu- 
scheiden und  den  Rest  der  Bevölkerung  als 
die  heiratsfähige  Bevölkerung  anzusehen. 

Bei  der  Darstellung  der  „besonderen"  Ziffer 
*  empfiehlt  es  sich ,  von  der  Zahl  der  E.schließen- 
den  anstatt  von  der  Zahl  der  E.schließnngen 
resp.  Trannngen  anszngeben;  man  verwendet 
für  diese  beiden  DarsteUungsweisen  (von  denen 
die  erstere  für  die  „allgemeine"  Ziffier  weniger 
üblich  ist),  die  Ans(ü*Q(£e:  Heiratsziffer  einer- 
seits und  E.schließon^- ,  resp.  Trannn^ziffer 
andererseits.  Es  heirateten  von  1000  über 
15  Jahre  alten  Personen  (col.  3, 4)  jedes  (Geschlechts 
(1,  2)  im  Jahresdarchscbnitt  des  8.  Dezenniums 
des  i9.  Jahrh.  (1,  2,  3)  resp.  1904  (4): 

besondere  Heiratsziffer 

Männer  Frauen   Personen  überh. 

1.  2.  ^T~  IT 

Deutschland    .  59.3  52,6  55,7  55,5 

Oesterreich      .  57,0  50,4  53,5  49,2 

Ungarn  .    .    .  83,3  79,7  81,4  72,8 

Frankreich  .    .  51,7  49,2  50,4  44,6 

Niederlande  52,6  48,2  50,3  45,9 

Großbritannien  58,2  48,8  53,1  — 

Irland     .    .    .  27.7  24,0  25,8  — 

3.  Die  Faktoren  der  E.schließungs- 
hiafigkeit  sind  so  mannififfaltig,  daß  hier  nur 
einiges  von  Belang  angedeutet  werden  kann. 
Religiöse  Anschauung  und  Volkssitte  kann  die 
Vornahme  der  E.schließung  geradezu  als  Gebot 
erscheinen  lassen,  wie  das  im  Osten  nnd  Süden 
Europas,  bei  den  Völkern  griechisch  -  orienta- 
lischen Glanbens,  den  strenggläubigen  Juden, 
einigen  Sekten  usw.  der  Fall  ist.  Länder 
mit  größeren  Banemgütem,  die  üblicher  Weise 
'»der  gesetzlich  uu^teilt  an  den  Anerben  über- 
^hen,  während  im  übrigen  ein  zahlreicher 
Dienstbotenstand  besteht,  haben  eine  niedrige 
Frequenzziffer.  Länder  mit  agrarischem  Zwerg- 
besitz  eine  hohe.  Wo  die  Schichten  der  Fabrik- 
arbeiter, landwirtschaftlichen  Tagelöhner,  selb- 
ständigen G^werbsleute  im  Volksganzen  in  den 
Vordergrund  treten,  zeigt  sich  eine  große  Häufig- 
keit der  E.8chließungen ;  dasselbe  ist  in  Gebieten 
mit  einem  niedrigen  Lebensstandard  der  Fall 
Q.  dgl.  m. 

4«  Die  sjmptomatische  Bedeutung  der 
E^Mhließongsziffer.  Die  E.schließungsziffer 
ist  an  sich  weder  ein  günstiges  noch  ein  un- 
günstiges Symptom.  Am  ehesten  kann  eine  sehr 
niedrige  E.schließungsziffer  als  ungünstiges 
Symptom  angesehen  werden,  während  eine  hohe 
verschiedenartige,  nämlich  günstige  und  un- 
günstige, Ursachen  haben  kann,  z.  B.  frühzeitige 


Heiraten,  geringes  Lebenshaltun^sniveau,  Vor- 
handensein starker  ehefähiger  sozialer  Schichten 
oder  allgemeine  Häufigkeit  der  E.schließungen. 
Wenn  man  von  der  Absicht  ausgeht,  daß  das 
eheliche  Zusammenleben  als  wünschenswerter 
Gesellschaftszustand  zu  gelten  habe,  so  kommt 
es  da  doch  nicht  auf  die  Zahl  der  E.schlie- 
ßungen,  sondern  auf  die  Zahl  der  £.,  welche 
mit  der  E.dauer  zusammenhängt,  und  auf  das 
Heiratsalter  an.  Auch  läßt  die  E.schließungs- 
ziffer nicht  ohne  weiteres  einen  Schluß  auf  die 
Volksvermehmng  zu,  welche  wieder  —  abge- 
sehen von  den  unehelichen  Geburten  —  durch 
die  eheliche  Fruchtbarkeit  und  die  Sterblichkeit 
bedingt  wird. 

5.  Die  Sclnrankimgreii  der  E.sehüe- 
ßnngssiffer  sind  a) langzeitige,  welche  eine 
allmähliche  Umgestaltung  der  E.schließnn^- 
ziffer  im  Sinne  einer  Erhöhung  oder  Herabmm- 
demuff  bedeuten.  Da  die  Statistik  der  Bevölke- 
rungsbjewegung  zumeist  nur  das  19.  Jahrh.  um- 
faßt, ist  man  auch  nur  imstande,  den  Lauf 
der  Kurve  für  diese  Zeit  zu  verfolgen.  Der 
Gang  der  E.schließungskurven  der  einzelnen 
Völker  im  19.  Jahrh.  ist  nicht  derselbe.  So 
sehen  wir,  daß  im  Deutschen  Reiche  die  Ziffer 
in  den  Jahrzehnten  seit  1841  sich  folgender- 
maßen stellt  (in  <>/oo):  1841—50  8,1;  1851—60 
7,8;  1861—70  8,5;  1871-80  8,6;  1881—90  7,8; 
1891—1900  8,2.  (S.  die  Kurve  beim  Art.  „Ge- 
burten^'.) Eine  ähnliche  Erscheinung  bemerken 
wir  in  Frankreich:  1801—10  7,6;  1811—20  7,9; 
1821—30  7,8;  1831—40  8,0;  1841-50  8,0; 
1851—60  7,9;  1861-70  7,8;  1871-80  8,0; 
1881-90  7,4;  1891—1900  7,5;  in  Oesterreich 
1841-50  7,90;  1871-80  8,4;  1881-90  7,8; 
1891—1900  8,0;  ähnlich  bei  Großbritannien, 
Niederlande,  Belgien  usf.  Allerdings  finden  sich 
auch  Staaten  mit  entschiedenem  Rückganip:. 
Einen  sehr  erheblichen  Rückgang  haben  die 
E.Schließungen  in  Schweden  erfahren,  wo  deren 
Quote  1751—60  9,1  betrug,  sodann  bis  1830 
8—90/0«,  1830-60  7-8  7oo;  1860—90  6-7%c> 
ausmachte  und  seither  unter  oder  knapp  über 
6*^/00  steht.  Dasselbe  gilt  für  Norwegen: 
1841-50  7,8  1881-1900  6,6.  Bei  der  Beur- 
teilung des  Verlaufs  dieser  Kurven  ist  zu  be- 
achten, daß  diese  in  den  ersten  Dezennien  des 
19.  Janrh.  vielfach  hoch  angestiegen  waren 
und  daß  sie  im  Laufe  des  Jahrhunderts  mehrere- 
mal  ein  Steigen  und  Sinken  ergeben.  Am 
Ende  des  Jahrhunderts  zeigt  sich  bei  manchen 
Völkern  (z.  B.  im  Deutschen  Reich)  ein  Herab- 
sehen. Von  einer  allgemeinen  „Erschwerung 
der  Heiratsmöglichkeit*'  kann  nach  all  diesen 
Resultaten  nicht  gesprochen  werden,  wohl  aber 
kann  das  rücksichtlicn  einzelner  Berufsschichten 
zutreffen.  —  Es  ist  bei  der  Kompliziertheit  der 
Lebensverhältnisse  unmöglich,  die  langzeitigen 
Schwankungen  auf  eine  einzige  Grundursache 
zurückzuführen.  Man  versucht  das  dadurch, 
daß  man  die  E.schließungskurve  mit  der  Kurve 
der  Getreidepreise,  des  Exports  und  Imports  usw. 
in  eine  ursächlich  zu  verstehende  Parallele  bringt 
und  so  die  allgemeine  Lebenshaltung  in  eine 
einheitliche  Formel  zusammenfaßt.  Mitunter 
tritt  da  ein  Zusammenhang  unverkennbar  her- 
vor, ebenso  häufig^  aber  wird  er  von  anderen, 
nicht  isolierbaren  Faktoren  verdeckt. 

b)Dieknrzzeitigeik{akuten)  Schwan- 
kungen in  der  Ziffer,  welche  den  allgemeinen 
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ländlichen  Dienstbotenwesens  in  Tage-  recht  späte  und  seltene  Rschließung  anf- 
löhnerbetrieb.  zuweisen. 

V.  Heirat  und  Beruf.  VI.     £.schliessiiiigen    unter    Blutsver- 
wandten 

Die  Heiratsziffer  eines  Volkes  birgt  sehr         /m.  j-     ^r  ,.      n   /j  •  t:^        •    i. 

beträchtliche  Unterschiede  lünsichtlich  der  ^   ^^  ^'^  l^T*""^  n";^'/"^'^'' J' i?"  m^^° 

einzelnen  Berufsklassen,   wobei   die  Dauer  Öeschwisterkindern^nkd  und  Ni^^^^ 

der  Berufsvorbereitung,  die  Erlangung  der  Sf"^-!^«?  ^^  ^'""^  Besonderheit   hinsichtüdi 

Selbständigkeit  oder  eines  nach  subjelrtivem  Stephtät  resp.  verminderter  Kinderza^ü  auf- 

Erinessen  ausreichenden  Einkommens  maß-  Z'^f^Zl  wt  eine  oftene  Frage     Aerzte  und 

ffebend  ist  •  Statistiker  sind  bisher  ungeachtet  sehr  ent- 

So  betrug  in  England  1884/85  das  durch-  schiedener   Behauptungen    von    vereinzelter 

«chnittliche   Heiratsalter   bei   den   erstmaügen  ^^^^  (Mantegazza)  zu  keinen  Beweisen  ge- 

E.  und    zwar    bei    den    beiden  Geschlechtern  langt.     Die  Zahl   der  Verw^andten-E.  wird 

gegenüber  dem  allgemeinen  Durchschnitte  von  von  der  Statistik  ziemlich  niedrig  angegeben 

26  V2   und  24  Vs  Jahren  folgende   Anzahl  von  (7— 11  auf  1000  E.schließungen,  am  höchsten 

Jahren:  bei  den  Bergarbeitern  24,06  und  22,46;  in  Frankreich)  doch  dürften  die  Zahlen  nm- 

den    TexÜIarbeitern    24  38,   24,43;    Schustern,  Minimalzahlen  darstellen.  In  abgeschlossenen 

fÄS;2li'ot^  fegenden  und  Orten  mag  .die  Zahl  solcher 

lungsbediensteien26,25, 24,43;  Kaifleitei  26,67,  ^-  ^i^rigens  weit  höher  steigen. 
24,22;  Landwirten  29,23,  26,91;  liberalen  Pro-  vil    F  anliAi'ilnno» 

fessionen  und  Rentnern  31,22,  26,40.    Von  Inter-  ^^^'  J!-.8cneiaung. 

€8se  sind  die  Ziffern  der  schweizerischen         Die  E.  finden  ihr  Ende  entweder  durch 

Statistik  (1886/^),  weil  diese  möglichst  spezia-  den  Tod  oder  durch  Rechtsmittel;  die  Zahl 

lisierte  Berufe  zeigt;  danach  entfielen  auf  1000  der   durch  den   Tod    gelösten   E.  ist   stets 

berufstä^ge  Männer  im  Alter  von  mehr  als  20  etwas  kleiner   als   die  Zahl    der  E.-schlie- 

ÄTni^ulÄzi!^  J  t7nÄnd^l,'s\^^^^^^^^  5^^-,  wodurch  für  die  Zahl  der  bestehen- 

rei  und  dem  Schmiedegewerbe  ie  34,  Sattlerei  33,  ^?l  ^'  ?/"  jährlicher  Zuxj^chs  resultiert,  der 

Gartenbau,  Bierbrauerei  32,  Uhrmacherei,  Buch-  sich  mit  einigen  Promille  berechnet.     Die 

druckerei  31,  Schreinerei  und  Glaserei,  Speng-  Auflösung  der  E.  durch  den  Tod  geschieht 

lerei  29,  Polizei-  und  Strafvollzug,  Hafnerei  28,  häufiger   durch  den   Tod    des    Mannes   als 

Seidenspinnerei-  und  -weberei,  Dachdeckerei  27,  der  Gattin ,    weil   letztere   jünger   heiratet. 

Müllerei  26,  Schuhmacherei,  Buchbinderei,  Stein-  Neben  den  Lösungen  durch  den  Tod  treten 

hauerei  25   Post  und  Telegraph,  Baukunst  24,  jene  durch  Rechtsmittel  sehr  zurück. 
Ä  Ä9'/"v  -betrieb, ^immerei,  Baum-         dj^  Rlösungen    durch  Rechtsmittel  suul 

wollfärberei  23.  Kalk-  und  Ziegelbrennerei  22,  „, ^^^u^„    „^„°  ,i«„   at  ;  ^  i.  ♦  ;  « i-  ^ ;  ♦  r,  ^  « 

Gastwirtschaft,  Schneiderei  21,  Landwirtschaft  abgesehen  von  den  N 1  c  h  1 1  g  k  e  1 1  s  e  r  - 
Baumwollspinnerei  und -Weberei  17,  Leinen- und  klärungen,  die  nur  ganz  vereinzelt  vor- 
Hanfspinnerei und  -Weberei  15,  Straßen-  und  kommen,  volle  Klösungen,  d.  h.  E.- 
Wasserbau 12,  Forstkultur  11.  —  Durchschnitt-  Scheidungen, oderTrennungen,  durcli 
liebes  Heiratsalter  beim  männlichen  Geschlecht  welche  nur  das  eheliche  Zusammenleben 
in  Preußen  1881/86  für  Bergbau,  Hutmacher  aufhört,  während  das  E.band  bestehen 
27,6,  Fabnkarl^iter  27,7  Metellind  28,0,  Ind^^^  bleibt.    Die  gesetzliche  Ausdrucks  weise  ist 

Armee    29.3,    Tagelöhner    (nicht  -  ländl.)   29,4  f  "P,^  "^^  \^'  ^^  Oesterreich  die  vollen 

Landw.  29,6,  Textilind.,  Verkehrsgewerbe  300  Auflösungen   Trennungen   und   die   Losimg 

Handel  30,9,  Gesundheitspfl. ,  Kirche,  Beamte  ^er    Gemeinschaft    bei    Weiterbestand    des 

31,8—33,4.    Dabei  zeigen  die  Selbständigen  in  Bandes  Scheidungen. 

allen  Berufen  ein  niedrigeres  Heiratsalter  als  Die  E.8cheidungen  (einschl.  Trennun- 
die  Arbeiter,  Bediensteten  usw.  gen)  sind  —  insoweit  Nachrichten  vorliegen 
Im  allgemeinen  scheint  bei  der  Land-  und  eigentliche  „Ehen"  bestehen  —  am 
Wirtschaft  eine  spätere  und  seltenere  Heirats-  häufigsten  in  Japan,  wo  die  E.scheidung 
häuligkeit  vorzuliegen,  die  in  G^enden  mit  1893  noch  Vs  der  Kschüeßungen  betrugen ; 
CToßer  Dienstbotenhierarchie  in  verbreitetes  bis  1902  sank  das  Verhältnis  jedoch  auf  ^  < 
Zölibat  dieser  Klasse  übergeht,  sich  dagegen  der  E.schließungen.  Sehr  hoch  stehen  sie 
bei  landwirtschaftlicher  Tagelöhnerei  bessert  sodann  auch  in  den  Vereini^n  Staaten  von 
Die  Gewerbe  sind  günstiger  situiert,  insbeson-  Nord- Amerika  und  zwar  insbesondere  in 
dere  solche,  die  kleine  selbständige  Betriebe  einigen  derselben;  ihre  Zahl  war  1867  86 
haben ;  die  Arbeiter  der  Großindustrie  haben  auf  10  000  bestehende  E.  in  den  westlichen 
ähnliche  Verhältnisse.  Dagegen  sind  einige  Staaten  49  (insbesondere  Utah  96,  Montana, 
in  Krise  befindlichen  Handwerke  minder  gut  Wyoming  70—80  usw.),  in  den  nördlichen 
situiert.  Die  liberalen  Berufe,  ferner  die  Zentralstaaten  27,  den  südlichen  Zentral- 
Unselbständigen  (aber  auch  die  Selbständigen)  Staaten  18,  den  nordöstlichen  Staaten  14  und 
in  Handel  und  Verkehr  haben  ül)ei-all  eine  den  südöstlichen  7.    In  Europa  (188G,190<> 
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auf  10000  bestehende  £.)  sind  sie  relativ 
am  zahhreichsten  in  der  Schweiz  21,  Däne- 
mark (1876/80)  18,  Kgr.  Sachsen  16,  in  Pro- 
vinz Sachsen  11,  in  Provinz  Westpreußen 
und  Ostpreußen  10,  Pommern  9;  sodann 
folgen  Frankreich  8,1,  Provinz  Schlesien  7,7, 
Niederlande  6,4,  Posen  5,6,  Belgien  4,3, 
Westfalen  3,9,  Schweden  3,2,  Ungarn  3, 
Oesterreich  2,0,  Norwegen  1,9,  Schottland  1,7, 
Finland  1,0,  Italien  1,1,  England  0,7,  Ir- 
land U,l ;  der  Durchschnitt  für  das  Deutsche 
Reich  war  1886—90  auf  10  000  E.  7,76 
E.scheidungen.  —  Die  Zahl  der  E.schei- 
dungen  ist  im  alJgemeinen  im  Steigen  be- 
griffen, bleibt  aber  in  manchen  Ländern  (z.  B. 
in  Italien)  stationär  imd  sinkt  in  anderen 
(Schweiz).  Die  konfessionelle  Zusammen- 
setzung der  Bevölkerung  ist  ein  sehr  aus- 
schlaggebender Faktor,  insbesondere  tritt  der 
Unterschied  von  katholischen  und  protestan- 
tischen Ländern  stark  hervor;  besonders  zahl- 
reich sind  die  Rscheidungen  bei  konfessio- 
nellen Misch-E.  Der  hauptsächlichste  Schei- 
dungsgrund ist  E.bruch  und  gegenseitige  Ein- 
willigung. Das  Vorhandensein  von  Kindern 
ist  im  allgemeinen  ein  Abhaltungsgrund  von 
einer  Scheidung.  Am  häufigsten  ereignen 
sich  die  Scheidungen  im  Alter  von  80—35 
Jahren  und  bei  vorzeitig  (zu  früh)  geschlosse- 
nen E.  Die  Zahl  der  Scheidungen  ist  in  den 
Großstädten  weit  zahlreicher  aJs  sonst  und 
wächst  im  allgemeinen  mit  der  Größe  der 
Städte.  Es  läßt  sich  jedoch  nicht  leugnen, 
daß  die  Praxis  der  Gerichte  in  E.schei- 
dungsachen  ungemein  verschieden,  bald 
laxer  bald  strenger  ist  und  so  auch  die  in 
der  Statistik  auftretende  Zahl  der  Rschlie- 
ßungen  stark  beeinflußt. 

YIIL  Die  Ehen. 

1.  Die  Zahl  der  E.  Diese  sowie  die 
sonstigen  Verhältnisse  der  E.  werden  i.  R. 
nicht  ermittelt.  Man  kann  ihre  Zahl  beiläufig 
der  Hälfte  der  Anzalil  der  verheirateten  Per- 
sonen gleichsetzen. 

Ganz  genan  ist  diese  Ziffer  nicht,  vielmehr 
ist  die  Zahl  der  verheirateten  Männer  vielfach 
kleiner  als  die  Zahl  der  verheirateten  Frauen*; 
übrigens  mögen  die  Angaben  der  befragten  zu- 
sammenlebenden Personen  nicht  immer  der  Wahr- 
heit entsprechen.  Auch  findet  bei  vielen  E. 
nicht  immer  ein  eheliches  Zusammenleben,  sneziell 
nicht  immer  ein  Aufenthalt  beider  Teile  im 
selben  Lande  statt.  Endlich  steht  hier  und 
da  die  staaüiche  Auffassung  des  Begriffs  mit 
der  konfessionellen  im  Widerspruch.  So  werden 
eheliche  Verbindungen  bei  den  orthodoxen  jü- 
dischen Bevölkerungen  im  östlichen  Oesterreich 
und  Europa  überhaupt  oft  unter  Formen  abge- 
schlossen, welche  den  staatiichen  Vorschriften 
widersprechen,  z.  B.  als  Rabbinats-E. ,  E.  vor 
dem  Familienrat  usw.,  so  daß  diese  Beziehungen 
staatlich  als  Konkubinate  angesehen  werden. 

2.  Die  durchschnittliche  Dauer  der 
E.     Um  diese   zu  ermitteln,  wäre   es   er- 


forderlich, eine  große  Anzahl  von  E.  von 
der  Schließung  bis  zur  Lösung  zu  unter- 
suchen. Statt  dieser  sehr  schwierigen  und 
praktisch  in  größerem  Umfange  kaum  durch- 
führbaren Beobachtung  kann  man  zu  Mittel- 
werten dadurch  gelangen,  daß  man  die  Zahl 
der  stehenden  E.  durch  die  Zahl  der 
Kschließungen  und.  der  Erlösungen  divi- 
diert, wobei  die  mittlere  Dauer  zwischen 
diesen  beiden  Grenzwerten  liegt;  so  be- 
trugen die  beiden  Grenzwerte  in  der  Schweiz 
(1876/90)  22,7—25,8  Jahre  und  der  ange- 
näherte Durchschnitt  etwa  24,2.  Eine  E., 
welche  die  silberne  Hochzeit  gestattet,  ist 
sonach  ihrer  Dauer  nach  eine  überdurch- 
schnittliche. 

üeber  die  „eheliche  Fruchtbarkeit"  s.  Art. 
„Geburten*-. 

Literatur:  Allgemeine  Lehr-  und  Hand- 
bücher: Bemoulli,  Handb.  der  PoptUatio- 
nistik.  —  WappäuH,  Allgem.  Bevölkerungs- 
statütik,  2  Teile,  —  OetHngen,  MoraUtatistik, 
S.  Aufl.  —  O.  x\  Mayr,  Bevölkerungsstatistik, 
^  88/g.  —  A.  V.  Flrcks,  Bev'Ukerungslehre  und 
Berölkerungspolüik.  —  J".  Conrad,  Grundriß 
zum  Studium  der  polit.  Oektmomie,  IV.  Statistik, 
1.  Teil.  —  A,  Wagner,  Grundlegung  der  polit. 
Oekonomie,  S.  Aufl.,  1.  Teil,  ^  SSSfg.  —  O. 
Schmoiler,  Grundriß  der  allgem.  Volkswirt- 
schaftslehre, 1.  Teil.  —  F,  Zahn,  Art.  „Heirats- 
statistik*', H.  d.  St.,  2.  Aufl.,  Bd.  IV,  S.  1184 fg. 

Internationale  Vergleiehungen: 

Brachen l-v.  Jurascheh,  Die  Staaten  Euro- 
pas, 5,  Aufl..  —  G.  r.  Mayr,  Intern,  vgl. 
Jahresberichte  über  die  Bevölkerungsbewegung, 
im  Allg.  Statist.  Archiv,  Jahrg.  4,  S.  457 fg.  — 
Vierteljahres  hefte  zur  Statistik  des  Deutschen 
Reichs,  1900,  1.  Heft.  —  Statistik  des  DeiUschen 
Reichs,  y.  F.,  Bd.  44'  —  Confronti  intemazio- 
nali  (3Iovimento  delia  popolazione  /Bodio/J,  zu- 
letzt Born  1894,  (Malrimonie  nascite  1874^1892), 
auch  im  Buüet.  de  Vlnst.  Intern,  de  Statistique 
abgedruckt  (Bd.  VII  u.  X).  —  Statistische  Nachr. 
des  Großh.  Oldenburg,  £2.  Heft,  1890  (Koümann). 

Amtliche  wichtigen  Veröffent' 
lichungen:  Ehe,  Geburt  und  Tod  in  der 
Schweiz.  Bevölkerung,  1871—1900,  Bern  1895.  — 
C.  V»  WtHght,  A  Raport  on  marriage  and 
divorce,   Washington  1891  etc. 

Rubin  und  Westerg  aar  d ,  Statistik  der 
Ehen  auf  Grund  der  sozialen  Gliederung  der 
Bevölkerung,  Jena  1890.  —  X.  Becker,  Die 
Jahresschwankungen  in  der  Häufigkeit  verschie- 
dener BerölkerungS'  und  moralstatistischer  Er- 
scheinungen, Alig.  Stat.  Archiv,  Bd.  2,  S.  S2fg. 
H,  SUbergleitt  Ueber  die  Grundlagen  einer 
Statistik  der  Aufgebote,  ebenda  Bd.  S,  S.  4^^*S9' 

Jnsbes.  zu  I.  E,  Cadet  ^  Le  mariage  en 
France,  Phris  1890.  —  W,  SHeda,  Die  Ehc- 
srhliejfungen  in  Elsaß-Lothr.,  Stat.  MiU.  r.  E.- 
L.,  Heft  12,  Straßburg  1879.  —  A.  Baujon, 
La  nuptialitS  depuis  1878,  Arbeiten  des  VJ.  in- 
tern. Kongr.  f.  Hyg»  u.  Demogr.,  Heft  S2,  Wien 
1887.  —  Veber  den  Zusammenhang  von  Ehen 
und  Frachtpreisen  s.  v.  Scheel,  Jahrb.  f.  Xat. 
u.  Stat.,  Bd.  6,  femer  v.  Juraschek,  Wiener 
Stat.  3fonat*schr.,  Jahrg.  9,  Weins,  Jahrg.  .7, 
Földen,  Jahrg.  I4. 
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EbBflüblieOiing 

(p QÜ ze i li c li e   B e sc h rä q k ti ii g e n), 

h  HechtsiiihaJt  und  Tendenz  <ler  polizei- 
lichen BeschrKnknng'  der  E.  'i.  Geltendes  Recht, 
ä.  Ebefähi/^keitsSZiMi^iiiffise  und  Ebenieldexettel. 
4,  Juden-Ehen  und  Ijernflicke  E.beächrELiikiiDgen. 

h    Rectiti§inlia1t    und    Tendenz    der 
Ipfilizeüichen  Besebrltukiing  der  E.    Ak 
ipidizeiliche  Be,schritnkiingcn  dorE.  bcKcifduiet 
wman  jene   von  der  Verwaltung  aupgehende 
■Ge^tattuiig  oder  VerweigeriiDg  der  K,,  welche, 
auf  bestimuiU'u  im  (leseUe  riauihflft  genuwihteii 
Nonnen  beruh(^hd^  döu  Zweck  vei  fvdgt,  wirt- 
gchaftliih  schwache  oder  moraliEeh  uj^^Onsitig: 
mialitiüsierte  Fersouen  davou  abzuhalten,  eine 
Ehe  einzu^hoD.    Der  Zweck   liegt  iü   dem 
Wunsche,    einen    solchen    Bevfylkeriingszu- 
wach.s  hintan  zulialten,   welcher  uititmaBlich 
entweder  eine  vermehre  Arnioulas!:  oder  eine 
nsoralische  Gefahr  für  die  Beviilkerimf^  dar- 
stellen  dtlrfte*    Die  Rechts wirkimgeu  eines 
i^olches  Verbotes  ist,  ilaß  die  Ehe   für  das 
Gebiet    der    politischen   Verwaltung    keine 
HechtsfolgeD  hervorruft. 

Diese  Beecliräükungen  der  E.  — ^  deren 
Weisen  SiDuacth  ein  ganz  anderes  ist  ais 
jenes  der  privat-  iiad  kireheni-echtlichen 
Ehehindernisae ,  während  djB  dienstlichen 
Eheverbote  z,  B.  bei  MiJitärpersouea  den 
Zi^eeken  nach  iriemlicli  nahe  stehen  —  ent* 
fetanden  im  17,  und  18*  Jahrh,  als  Reaktion 
gegen  das  Ue!»erhand  nehmen  der  Bettler 
nnd  Vaganten,  vielfach  in  Verbindung  mit 
Nicflcilassmigsverkjten,  Sie  sind  im  Laufe 
de,s  111,  Jaiirii.  faßt  fiberall  wieder  abge- 
ichaft't  woixlcn  und  widei^prcchen  prinzipiell 
der  gegenwärtigen  Auschannug  und  Rechts- 
<»P(lüunfe%  wenngleich  es  ilberaU  politische 
*'.iM.  ien  gibt,  üo  namentlich  manche  Kon- 
:  .itivo,  welche  die  WiedereiufidLnmg  dieser 
Üi'vrhränkungen  In  ihr  Programm  aufge- 
punmmcn  halben.  Zumeist  wirtl  diese  Foixte- 
rtmg  aber  in  einer  gegen  früher  wesentlich 


abgeschAVäcliter  Form  aiifgesteJItT  indem  z.  B» 
ntu*  das   Verbot   hinsichtlich  tat^chiieh  in 
Armenpflege  stehender  Personen  empfohlea^ 
mler  die  Forderung  des  NacliweiseK  eint^j 
kleinen   Kapitales  gestellt   wird.      Es  steht  | 
außer  jedem  Zweifel,  daß  nüt  der  polizei*i 
liehen     E.l»esc)iränkung     die     Konkuhinalifl 
nnd  die   uneheliclion   Geburten    zahlreicher  | 
w eitlen,  so  daß  einerseits  eine  andere  sitt- 
liche Gefalir  herbeigeführt  wir»!  als  jene  ist» ] 
welche     durch     das    E.verlKjt     vorhindert  j 
werden  soll,  und  andererseits  die  zahlreichen  J 
unehelichen     Annen  kinder    füe    Aiinenlasti 
eljenao  steigern,  wie  es  die  wat^hsende  Zaiiij 
der  elielichen  Nachkommen  der  armen  E.- 
sclilielSenden  tun  wtlnlc.     Di(^en  Tatsacbeaj 
steht  jed*x:h   £,  B.   entgegen,   daß   die  Pjt>] 
portion    der    unehelichen    Kinder   in    Tirols  | 
einem  Lande,  in  dem  solche  Bescdirankungi?«  ^ 
bis  heute  bestehen,  sehr  nicflrig  ist. 

2,  Geltendes  Reebt    a)  Bayern,    In 
den  Ländern  des  Deutschen  Heiches  besteht, 
seit  dem  üesetsie  des  Nonldeutsiiien  Bund*3ä  | 
vom  4v'V,  1868,  welches  durch  Art,  HU  dec] 
I  Verf,  V.  15./XL  1870   und   Art  2  des   Ver- 
!  träges  v,  2.1,  XL  desselben  Jahres  auf  Sud- 
hessen. Baden  imd  Württemberg  ausge*]ehnt^ 
wurde,     die     Verehelichungsfrelheit      mit 
alleiniger  Ausnahme  von   Bayern.     N&cli 
dem  baverischen  G.  v,  16./IV.  1H68  und  de^t?*^!!  ^ 
Novelleti  %^  2a/lL  1872,   2L'IV.   Issj    „nd  ^ 
17./111,  1892  i^owie  dem  Ausführuir 
vAim  BGB.  V,  Ö,/VL  1SÖ9  Art.  1:^4 
l  lay  eri  sc!  ler  Lau  desan  gel  lüri  ger  (au  sgen  i  j  r  1 1  mr  n 
er  stamme  aus  der  I'falz)  eine  Ehe  nur  ab- 
schließen,   wenn    er    von    der    Distnktvel^ 
waltunggbehdrde  seiner  Heiü)atgemein*Ie  ein 
Zeugnis    besitzt,    welches   dartut,    daß    die 
Heiniatsgemeinde   keinen  Einspnich  erhebt; 
darin   liegt  die  polijieiltche  EVst?iiräukung  j 
begründet,    Di€^  Gemeinde  kami  atis  folg^?n- 
den   Gründen   Einsj>rnch  erheben:    1)    falb^ 
gegen  Bräutigam  cjtter  Bmut  eine  i^fi»  i«tiu  i.*> 
Klage    wegen    Verbrechen    oder    \ 
scliw^ebt;   falls  eine  derartige  Vei 
erfolgt  ist  nnd  die  Strafe    nicht    . 
od  er  nachgelassen  ei^ch  eint:  in  nerhal  ^  -  *  *  -  n  r 
,lahR>  uacdi  einer  Verurteilung  ;^u  einer  Zucht* 
hausstrafe,  oder  wegen  bestimmter  Delikt« 
(wider   die   Sittlichkeit,    Diebstahl,    Unter- 
schlagung ,    Betrug ,    Hehlerei ,    Fälschung^  j 
Gaukelei)  zn  einer  freiheitsstnife  von  min- 
destens 4   Wochen:   ebenso  falls   lanerbmlU| 
der  letEten  3  *lalire  3  mal  eine  Vernrteilung^J 
wegen  Landstreichei"ei,  Bettels  oder  Aridt 
gehen   erfolgte,    durch   3  Jahi«    nach   de 
letzten  Venirti?ilung:   2)  dann,  wenn  inner- 
halb desscll>en  Zeitraums   die  Brant  wegn*ii  ' 
Prostitnticu  vermleilt  war  oder  deshalb  miter  i 
PolJ3;eiaulsicht  stand;   3)  wenn  der  Bränti- ! 
gam  innerhalb  der  letzten  3  Jahre  in  ufTent-, 
lieber  Arnienversorgimg  stand ;  fea-ner  solange  ^ 
einer  der  EheteÜe  gegenüber  der  Geraointkv 
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oder  Armenkasse  mit  Zahlungen  im  Rück- 
stand ist;  endlich  4)  falls  der  Bräutigam 
unter  Vormundschaft  steht  oder  sich  im 
Konkurs  befindet,  oder  gegen  ihn  der  An- 
trag auf  Entmündigung  gestellt  ist  —  Hin- 
sichtlich der  Rechtsfolgen  einer  ohne  Zeug- 
nis abgeschlossenen  Ehe  wurde  durch  das 
oben  zitierte  Gesetz  von  1892  bestimmt,  daß 
die  Wirkung  der  E.  nur  für  den  Erwerb 
des  Heimatsrechtes  ausbleibt,  dagegen  nicht 
hinsichtlich  des  Erwerbes  der  Staatsbürger- 
schaft (z.  B.  bei  der  Ehefrau,  Kindern). 

b)  In  Oesterreich  besteht  der  poli- 
tische Ehekonsens,  wie  hier  der  tech- 
nische Ausdruck  lautet,  nur  noch  in  Tirol 
und  Vorarlberg,  auf  Grund  des  Hofde- 
k-retes  vom  12./V.  1820  (Prov.  Gesetz-Saraml. 
S.  94),  für  unansässige  Personen  aus  der  Klasse 
der  Dienstboten,  Gesellen,  Tagelöhner  und  In- 
wohner. Der  Konsens  wird  nach  eingeholtem 
Beschluß  der  Gemeinde  von  der  politischen 
Behörde  1.  Instanz  erteilt  und  kann  solchen 
Personen  verweigert  werden,  welche  inArmen- 
versorgimg  stehen,  dem  Bettel  ergeben  sind 
oder  ein  unstetes  Leben  führen.  Der  Abschluß 
einer  Ehe  ohne  vorher  eingeholten  Konsens 
zieht  Polizeistrafen  nach  sich.  —  In  den 
übrigen  österreichischen  Ländern  besteht  der 
Konsens  und  zwar  zumeist  seit  1868  nicht 
mehr,  in  einigen  bestand  er  überhaupt  nie. 
In  Salzburg  ist  der  Ehekonsens  zwar  nicht 
gesetzlich  aufgehoben  worden,  wohl  aber 
wurde  diuxih  die  Verwaltungsjudikatur  ent- 
schieden, daß  für  die  Annahme  des  Be- 
standes eines  solchen  keine  gesetzlichen 
Gnmdlagen  bestehen. 

3«  Eheffthigkeitszeagnisse  nnd  Ehemelde- 
zettel. Die  £hef  ähigkeitszengnisse  sind 
keine  polizeüicheu  Beschränkungen  der  £., 
sondern  nur  eine  im  Interesse  der  Ordnung 
liegende  Einrichtung.  Diese  Zengnisse  werden 
znmeist  seitens  der  politischen  Verwaltung  der 
Heimatsgemeinde  jenen  Landesangehörigen  aus- 
gestellt, welche  sich  im  Auslande  verehelichen 
wollen.  Sie  konstatieren  persönliche  Ehefähi^- 
keit  (lediger  Zivilstand  usw.,  ohne  daß  damit 
schon  das  Nichtvorhandensein  von  Ehehinder- 
nissen  bewiesen  wäre)  und  enthalten  im  übrigen 
die  Anerkennung  des  Uebergangs  der  Staats- 
b&rgerschaft  des  Mannes  auf  die  Frau  und  die 
ehelichen  Kinder.  Diese  Zeugnisse  bestehen 
sowohl  in  den  Ländern  des  Deutschen  Reiches 
als  auch  in  Oesterreich  zu  Recht. 

Gleichfalls  Interessen  der  Ordnung  dienen 
die  £hemeldezettel,  welche  nur  zur  Evi- 
denthaltung der  Melderegister  bestimmt  sind 
und  die  Verpflichtung  voraussetzen,  den  Ab- 
schloß der  Ehe  der  Ortsbehörde  anzuzeigen.  Sie 
bestanden  nach  Aufhebung  des  Untertänigkeits- 
Verbandes  in  einigen  österreichischen  Ländern, 
können  aber  gegenwärtig  nur  noch  in  Krain 
als  aufrecht  bestehend  angenommen  werden, 
wenngleich  sie  tatsächlich  kaum  mehr  in  Uebung 
stehen. 

4.  JndeM-Ehen  and  berufliche  E.be- 
sehriokmigen.    Die  Juden  waren  früher  in 


Deutschland  und  Oesterreich  hinsichtlich  ihrer 
E.  beschränkenden  Bestimmungen  unterworfen, 
welche  nebst  den  Verboten  der  Einwanderung 
und  Niederlassung  bezweckten,  die  Zahl  der 
Juden  in  bestimmten  Gemeinden  oder  Ländern 
über  ein  gewisses  Niveau  nicht  hinauswachsen 
zu  lassen.  Diese  Beschränkungen  sind  mit 
§  2  des  oben  sub  2,  a  zitierten  deutschen 
Bnndesgesetzes  im  Geltungsbereiche  desselben 
(sowie  der  Erweiterung  desselben  durch  die 
Keichsverfassnng)  aufgehoben  worden.  In  Oester- 
reich, wo  der  Ehekonsens  für  Juden -Ehen 
noch  zufolge  §  124  des  bürgerlichen  Gesetz- 
buches bestand,  erfolgte  die  Aufhebung  durch 
die  Kaiserl.  V.  v.  29./XI.  1859,  RGBl.  2^17. 

Der  genannte  §  2  des  Bundesgesetzes  be« 
seitifi^t  auch  die  polizeilichen  Ehebeschräukungen, 
welche  für  bestimmte  Berufstände  (Ge- 
werbsgehilfen)  bestanden. 

Literatur:  //.  d.  St.,  2.  Aufi.,  Art.  „Eheschließung*^ 
von  Rehm,  Bd.  IV,  Ä'.  286 fg.  —  Die  Lehr- 
und  Handbücher  des  deutschen  Verwaltung»' 
rechts.  —  Seydel,  Bayerisches  Staatsrecht, 
Bd.  5,  S.  18Sfg.,  Freiburg  L  B.  ISOO,  — 
Thuilichunif  Ueher  zulässige  Beschränkungen 
des  Rechts  der  Verehelichung,  Tübingen  1866.  — 
i\  Sicherer,  Personenstand  und  Eheschließung 
in  Deutschland,  Erlangen  1879.  —  Schütz^  Veber 
das  VerehelichungS'  und  Uebersiedelungsrecht,  mit 
besonderer  Rücksicht  auf  Württemberg,  Zeitschr^ 
/.  Staatsw.,  1848,  S.  25  fg.  —  Mischler- Vi  bricht 
Oesterr.  Staatswörterbuch,  Bd.  L  Art.  „Ehekonsens 
(politischer)  und  Ehefähigkeitszeugnisse".  — 
Posselt-Csorichf  Der  politische  Ehekonsens  im 
Kronlande  Salzburg,  Oesterr.  Zeitschr.  f.  Ver- 
ic(Utung,  Jahrg.  188S,  Nr,  23  u.  J7. 

Mischlev, 


Elchwesen 

s.  Maß-  und  Gewichtswesen. 


Eigentum. 

1.  Begriff  und  Arten.  2.  Geschichtlicher 
Ueberblick.  3.  Die  Lehre  vom  E.  nach  dem 
BGB.    4.  Volkswirtschaftliche  Bedeutnng  des  E. 

1.  Begriff  und  Arten.  Das  E.  definiert 
man  am  richtigsten  wohl  als  dasjenige  Recht 
an  einer  Sache,  das  diese  in  der  Gesamt- 
heit ihrer  Beziehungen  erfaßt  und 
der  rechtlichen  Heri-schaft  des  Berechtigten 
(des  Eigentümers)  unterwirft  ( Wi  n  d  s  c  h  e  i  d]. 
Daraus  ergibt  sich,  daß  es  einerseits  mit 
dem  Wesen  und  Begriff  des  E.  durchaus 
verträglich  ist,  die  im  E.  befindliche  Sache 
in  der  einen  oder  anderen  Beziehung 
der  Kechtssphäre  eines  anderen  als  des 
Eigentümers  zu  unterwerfen,  (was  von 
Stammler  a.  a.  0.  S.  304  verkannt  wird)^ 
und  daß  andererseits  der  Eigentümer  nicht 
eine  Summe  von  Einzel  rechten  an  der 
Sache  ausübt,  daß  diese  vielmehr  in  ihrer 
Totalität  seiner  rechtlichen  Heri-schaft 
unterliegt.  Dies  hat  die  praktisch  wichtige 
Bedeutung,  daß  der  Eigentümer  einer  mit 
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dem  Einzelrecht  eines  Dritten  belasteten 
Sache  ^le  Rechte  an  derselben  ausüben 
darf,  die  mit  der  Ausübung  des  Rechtes 
des  Dritten  irgendwie  verträglich  sind. 
Verkehrt  und  irreführend  ist  es,  wie  dies 
vielfach  geschieht,  das  E.  als  die  volle  \md 
ausschließliche  rechtliche  Herrschaft  über 
die  Sache  zu  bezeichnen;  verkehrt  schon 
um  deswillen,  weil  bei  einem  jeden  mit 
dinglichen  Rechten  Dritter  belasteten  E.  von 
einer  ausschließlichen  Herrschaft  des 
Eigentümers  gar  nicht  die  Rede  sein  kann, 
und  irreführend,  weil  mit  einer  „vollen  und 
ausschließlichen"  Herrschaft  des  Eigentümers 
die  zahlreichen  gesetzlichen  und  polizeilichen 
Einschränkungen  des  E.  gar  nicht  zu  ver- 
einigen sind.  Das  BGB.  betont  demnach  in 
§  903  mit  Recht,  daß  der  Eigentümer  mit 
der  Sache  nur  so  weit  nach  Belieben  ver- 
fahren und  andere  von  jeder  Einwirkung 
ausschließen  kann,  als  nicht  das  Ge- 
setz oder  Rechte  Dritter  entgegen- 
stehen. 

Die  moderne  deutsche  Rechtswissenscliaft 
läßt  im  Anschluß  an  die  wirkliche  oder 
vermeintliche  Auffassung  des  römischen 
Rechts  nur  ein  E.  an  körperlichen 
Sachen  gelten;  sie  verwirft  mit  Energie 
die  Ansicht  derjenigen,  welche  den  E.bepiff 
auch  für  die  Rechtsbeziehungen  an  emer 
unkörperlichen  Sache,  also  an  einem  „Rechte" 
verwenden.^)  Das  BGB.  hat  sich  diesem 
Standpunkt  der  herrschenden  gemeinrecht- 
lichen Lehre  angeschlossen:  es  kennt  auch 
seinerseits  nur  ein  E.  an  körperlichen 
Sachen  (§  903  in  Verbindung  mit  §  90  d.  G.). 
Aber  weder  das  BGB.  noch  die  herrschende 
Lehre  sind  in  dieser  Hinsicht  konsequent; 
das  BGB.  bezeichnet  denjenigen,  welcher 
sich  im  Besitze  der  Erbschaft,  also  eines 
Komplexes  von  körperlichen  Sachen  und 
Rechten    befindet,    als    „Erbschaftsbesitzer" 

i§  2016);  folgerichtig  muß  es  den  wirklichen 
Crben  als  „Eigentümer"  der  Erbscliaft  an- 
sehen, und  auch  die  gemeinrechtliche  Doktrin 
erkennt  wenigstens  ein  E.  an  einer  Sachge- 
samtheit (sog.  universitas  rerum)  an.  Es 
wäre  deshalb  tenninologisch  richtiger,  auch 
ein  E.  an  „unkörperlichen"  Sachen,  an 
„Rechten"  gelten  zu  lassen,  zumal  der  — 
alleidings  von  der  neueren  Lehi*e  verpönte 
—  Ausdruck  „geistiges  E.''  kaum  zu  er- 
setzen und   zu  entbehren  ist*)     Jedenfalls 

M  Demgegenüber  sagt  z.  B.  §  1  I.  8  ALR. : 
„Eigentümer  heiüt  derjenige,  welcher  befugt  ist, 
über  die  Substanz  einer  Sac^he  oder  eines 
Rechts,  mit  Ausschließung  anderer,  aus  eigener 
Macht,  durch  sich  selbst  oder  einen  Dritten  zu 
verfügen." 

*)  Auch  Art.  4  Nr.  6  der  Reichsverfassung 
spricht  von  dem  „Schutz  des  geistigen  E.'*, 
den  sie  der  Gesetz#?ebung  des  Reiches  unter- 
wirft und  laut  Bek.  des  Reichskanzlers   vom 


muß  man  darüber  im  klaren  sein,  daß  der 
„Inhaber"  eines  „Urheberrechts"  („Patents" 
u.  dgl.)  eine  dem  „Eigentümer*'  einer  körper- 
lichen Sache  ganz  analoge  Rechtsstellung 
hat,  und  daß  die  ,Jnnehabung"  eines  solchen 
oder  eines  ähnlichen  Rechts  wirtschaft- 
lich genau  dasselbe  bedeutet,  wie  das  R 
an  einer  körperlichen  Sache.  Wenn 
demnach  z.  B.  das  BGB.  (in  §  1038)  den 
Nießbrauch  an  einem  Bergwerk  zu  dem 
Nießbrauch  an  „Sachen"  rechnet,  wenn 
ferner  allgemein  in  der  Wissenschaft  und 
Praxis  von  dem  Bergwerks  ei  gentümer 
gesprochen  wird,  obwohl  das  Bergwerks-E. 
nicht  sowohl  die  unmittelbare  rechtliehe 
Herrschaft  über  eine  körperliche  Sache,  als 
vielmehr  das  Vorhandensem  eines  ausschließ- 
lichen Aneignungsrechts  bedeutet,  wenn 
endlich  sowohl  die  gemeinrechtliche  Doktrin 
wie  das  BGB.  einen  „Nießbrauch"  an  un- 
körperlichen Sachen  zuläßt,  so  ist  nicht  ab- 
zusehen, weshalb  man  nicht  mit  demselben 
Fug  und  Recht  von  einem  „Eigentümer' 
eines  „Patents",  eines  MÜrheberrechts"  oder 
sonstiger  un körperlicher  Sachen  u.  dgl.  sollte 
reden  können.^) 

Wie  sehr  die  wirtschaftliche  Ent^^icke- 
lung  dahin  drängt,  den  Sach-  und  E.begriff 
zu  erweitern  und  nicht  auf  „körperliche 
Sachen"  zu  beschränken,  wie  dies  in  irriger 
theoretischer  Auffassung  seitens  des  BGB. 

gischehen,  dafür  bietet  ein  interessantes 
eispiel  die  modernste  E.art,  das  E.  an  einer 
„B  a  n  n  e  i  n  h  e  i  t",wie  es  durch  das  preußische 
G.  V.  19.  Vm.  1895  in  der  Fassung  der 
Novelle  vom  11.  VI.  1902  (GS.  S.  215)  und 
der  Bek.  vom  8,  VU.  1902  (GS.  S.  237)  ge- 
regelt ist.  Nach  diesem  Gesetz  bilden  die 
dem  G,  v.  3.  XL  1838  unterliegenden  Privat- 
eisenbahnen und  die  Kleinbahnen,  letztere, 
sofern  deren  Unternehmer  verpflichtet  ist, 
das  Unternehmen  für  die  Dauer  der  erteilten 
Genehmigung  zu  betreiben,  mit  den  dem 
Bahnunternehmen  gewidmeten  Vermögens- 
werten eine  „B  a  h  n  e  i  n  h  e  i  t".  Diese  „Bahn- 
einheit", also  ein  Komplex  von  Grundstücken, 
beweglichen  Sachen,  barem  Qelde  (Kassen- 
beständon),  Fordenmgen  imd  sonstigen  An- 
sprüchen in  Verbindung  mit  einer  ,,Be- 
rechtigimg"  (Konzession)  bildet  ein  einheit- 
liches auf  Antrag  des  „Eigentümers"  der 
Eintragung  in  ein  „Bahngrundbuch"  (§§  8—15 


9./IV.  1903  (RGBl.  S.  147)  ist  das  Deutsche 
Reich  seit  dem  l./V.  1903  dem  internationalen 
Verbände  zum  Schutze  des  „Rewerblichen 
E.**  beigetreten.  Vgl.  jetzt  auä  Gierke  a.  a.  0. 
S.  367. 

')  Vgl.  auch  meinen  Vortrag:  „Ueber  die 
wirtschaftlichen  Grundlagen  des  Kechts  in  ihrer 
entwiokelunffsgeschichtlichen  Bedeutung",  abge- 
druckt in  Nr.  19  und  20  der  Allg.  Oesterr. 
Gerichtszeitimg  von  llX)d. 
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d.  G.)  fähiges  Recht,  auf  welches  die  für 
Grundstücke  geltenden  Vorschriften  des  BGB. 
Anwendung  finden  (§  16).  Das  Bahngrund- 
buch, das  dem  für  Grundstücke  zu  führenden 
Gnmdbuch  durchaus  entspricht,  wird  von 
demjenigen  Amtsgericht  geführt,  in  dessen 
Bezirk  me  Hauptverwaltung  des  Bahnunter- 
mehmens  ihren  Sitz  hat.  Auch  die  Gnmd- 
sätze  des  bürgerlichen  Rechts  über  die  Ver- 
pfändung von  Grundstücken  durch  Eintragung 
von  Hypotheken,  Grund-  oder  Rentenschmden, 
sowie  die  Vorschriften  über  die  Zwangs- 
vollstreckung in  Grundstücke  finden  auf  die 
Bahneinheiten  entsprechende  und  im  wesent- 
lichen unveränderte  Anwendung  (§§  20 — 39). 
Ißt  die  Genehmigung  für  das  Bahnunter- 
nehmen erloschen,  so  tritt  auf  Antrag  eines 
Bahnpfandgläubigers  oder  des  Bahneigen- 
tümers die  „Zwangsliquidation"  des 
Bahnuntemehmens  ein  (§§  40—53). 

Wenn  man  von  den  in  der  neueren  Zeit 
praktisch  nahezu  bedeutungslosen  Unter- 
scheidungen des  E.  in  ein  Ober-  und  ünter- 
(geteiltes)  E.  [dominium  directum  und  utile, 
z.  B.  bei  Lehensverhältnissen]  absieht,  so 
hat  man  als  bedeutsame  Arten  des  E.  im 
heutigen  Recht  zu  unterscheiden: 

a)  G  e  m  e  i  n-E.  und  Sonde  r-E.^)  Ersteres, 
die  geschichtlich  überlieferte  älteste  Form 
des  E.,  die  offenbar  bereits  in  prähistorischer 
Zeit  bestanden  hat,  ist  ein  solches,  das  einem 
größeren,  sei  es  politischen  oder  genossen- 
schaftlichen ,  insbesondere  gescWechtsge- 
Dossenschaftlichen  Verbände  in  der  Weise 
zusteht,  daß  seine  Nutzungen  direkt  den 
einzelnen  Verbandsgenossen  zufallen.  Hier- 
bei ist  wieder  die  dop])elte  Möglichkeit  ge- 
geben, daß  entweder  das  Gemein-K  unter 
die  einzelnen  Verbandsgenossen  zur  Selbst- 
nutzuug  aufgeteilt  wird  oder  daß  die  von 
den  Verbandsgenossen  gemeinschaftlich  ge- 
zogenen Nutzungen  zur  Verteihmg  gelangen. 
Aus  diesem  Gemein-E.  hat  sich  in  späterer 
Zeit  nach  der  einen  Seite  das  öffentliche 
E  und  nach  der  anderen  das  Gesamt-E. 
entwickelt 

Den  Gegensatz  zum  Geniein-E.  bildet 
das  einer  späteren  Entwickehingsstufe  ange- 
hörige  Sonder-E.,  bei  welchem  Eigentümer 
und  Nutzungsberechtigte  zusammenfallen, 
dergestalt,  daß  demjenigen,  welchem  das  E. 
zusteht,  auch  dessen  Nutzungen  gebühren 
nnd  zugute  kommen. 

b)  Oeffentliches  E.,  d.  h.  solches, 
das  im  E.  des  Staates,  einer  Gemeinde  oder 
einer  sonstigen  öffentlichen  Korporation  steht, 
und  Privat-E.,  d.  h.  solches,  das  einer 
oder  mehreren  Privatpersonen  gehört. 


>)  Sehr  häufig  werden  auch  Geiuein-£. 
und  Privat-E.  als  Gegensätze  einander  gegen- 
ibergestellt,  was  nnr  verwirrend  wirkt  und  zu 
Intämem  Anlaß  gibt. 


c)  Gesamt-E.  und  Einzel-E.,  je  nach- 
dem mehreren  Personen  eine  Sache  in  un- 
geteilter Gemeinschaft  (zur gesamten 
Hand,  z.  B.  bei  der  ehelichen  Gütergemein- 
schaft, bei  der  deutschrechtlichen  Gesell- 
schaft; §  718  BGB.)  zusteht,  oder  einem 
Einzelnen  oder  mehreren  Einzelnen  nach 
bestimmten  Bruchteilen  (als  Mit-E.)  gehört. 

d)  Mit-E.  (Quoten-E.)  und  Allel  n-E., 
je  nachdem  das  E.  an  einer  Sache  mehreren 
Rechtssubjekten  nach  Bruchteilen  (§  1008 
BGB.)  oder  nur  einer  Einzelperson  zusteht. 

e)  Bewegliches  E.  (Fahrnis,  fahrende 
Habe,  Mobilien)  und  unbewegliches  E. 
(Grund-E.,  Grundbesitz,  Immobilien),  je  nach- 
dem den  Gegenstand  des  E.  eine  bewegliche 
oder  eine  unbewegliche  Sache  bildet. 

Neben  diese  Arten  des  E.,  von  denen 
die  zu  b — e  genannten  vorwiegend  recht- 
lich bedeutsam  sind,  tritt  dann  noch  die 
ausschließlich  volkswirtschaftlich  in 
Betracht  kommende  Unterscheidung  zwischen 
Produktiv-E.  und  Nutz-E.  Das  ersterc 
stellt  die  Gesamtheit  der  in  der  Volkswirt- 
schaft tätigen  Produktiv  mittel  dar,  d.  h. 
derjenigen  E.substanz,  die  dazu  dient,  neue 
Güter  zu  erzeugen  (Ackerboden,  Maschinen, 
Fabriken  u.  dgl.];  das  Nutz-E.  ist  die  Ge- 
samtheit derjenigen  Gegenstände,  die  dem 
Unterhalt  und  „Verzehi-''  (im  weitesten  Sinne 
des  Wortes)  dienen :  Nahrungs-  und  (jtenuß- 
mittel,  Kleider,  Wohngebäude  u.  dgl.  Faßt 
man  das  Wort  „Produktion'*  im  weitesten 
Sinne,  d.  h.  so,  daß  es  nicht  bloß  die 
Schafftmg  neuer  Güter,  sondern  auch  neuer 
Werte  oder  von  Erträgen  bedeutet,  so 
gehören  zu  den  Produktivmitteln  ferner  alle 
dem  Gütertransport  dienenden  Gegenstände, 
weil  diese  den  Wert  der  vorhandenen  Güter 
erhöhen  helfen ;  ebenso  z.  B.  Wohngebäude, 
soweit  sie  dazu  dienen,  dem  Vermieter 
Mietzins  zu  verschaffen,  so  daß  ein  von  dem 
Eigentümer  und  Vermieter  mitbewohntes  Ge- 
bäude zugleich  Produktiv-  und  Nut  z-E.  ist. 

2«  Oeschlohtlloher  Ueberblick.  Die  Ent- 
wickelongsgeschichte  des  £.  bildet  einen  der 
wesentlichsten  und  wichtigsten  Bestandteile 
der  Entwickelongsgeschichte  des  Rechts  und 
der  Volkswirtschaft  überhaupt.  Hier  kann  dieser 
Entwickelongsgang ,  so  wie  er  sich  bei  den 
europäischen  Kulturvölkern  im  allgemeinen  ge- 
staltet hat,  nur  in  den  allergröbsten  Umrissen 
angedeutet  werden.  Bei  den  Griechen  kann  man 
nur  aus  der  Tatsache,  daß  noch  in  geschicht- 
licher Zeit  neben  dem  im  Sondereigentum  be- 
findlichen Ackerboden  ein  im  „Gemein-E." 
stehendes  Wald-  und  Weideland  sich  findet,  den 
Kttckschluß  machen,  daß  ursprünglich  einmal 
aller  Grund  und  Boden  sich  im  „Gemein-E."* 
befunden  haben  mag.  Ja  eine  UeberlieferuDg. 
die  sich  auf  die  Verhältnisse  in  Sparta  bezieht, 
erweckt  den  Anschein,  als  ob  dort  auch  in 
historischer  Zeit  der  ganze  Qmnd  und  Boden 
in  einem  derartigen  „Gemein-E."  des  Staates 
gestanden  und  den  Spartiaten  nur  in  einzelneu 
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Losen  zur  lebeussliinj^Uchieii  Niitzuug  tiDd  mit. 
dem  Rechte,  die  Lose  nut  ihre  Srjkue  xn  ver- 
erbeu,  überliiSÄeu  würden  aei  iCurtinftj.  Iii  Atheu 
dagegen  tindeit  wir  in  ikr  fireanhidjtlirh  be- 
j^laubiß^ten  Zeit  dttrchweg  schon  ein  8omJer-E. 
am  Grund  und  Bfxlen.  8<>lou  sieht  sic-h  mgAt 
u^hoü  j^eiUitigt,  Vorsor^'e  g-e^^en  die  Lulifiindiyij' 
bilduti^''  All  t  reffen.  intJem  er  "das  MaL'  de-^  Grund- 
besiuer werbe  featsetKt  und  eine  HÖchstgrreuKe 
fUr  (iieaen  Erwerb  bestirauit. 

Auch  bei  den  R  n  m  e  r  n  weisen  nach  Mönunsen 
die  Anfänge  der  geschichtlichen  L'eberli^'iiTUtit,' 
Mit  ein  (temein-E*  am  Fniehtaüker,  ja  auf  tie:?seu 
genieinname  ßei^telhin/^'  durch  die  rienchlechi»* 
genofisen  zurück ;  daneben  hat  aber  an  neb  einend 
^*cbou  ein  .Sonder-E.  am  Ackerhaf  neb^t  Garten- 
land i*opr.  „berediuiD'*^  T,Lrbeland^i  bestanden. 

Da*  Weidfland  war  bei  den  R^>mern 
8mats»E,  nnd  wurde  nur  Eum  Teile  den  BÜr^renj 
^egen  eine  Abgabe  znr  Benntzung  überlas-seu. 
Auf  die  weitere  Eut Wickelung  dieser  Verbalt- 
nisse  sowie  tlherhaupt  der  Keehte  des  ri.imischcn 
i^taate.N  nnd  der  HimiKcben  Bürj^er  an  dem  ^og. 
m^fj  ]niblicus,  deren  Au8gcstaltun«:  einen  gTüÜen 
Teil  der  Yertaijsuö^?!-  und  politischen  Kämpfe 
in  der  alleren  Zeit  der  rütn lachen  Eeuublik  auä- 
tnächt,  kaun  hier  uicbt  nüher  eingegangen 
werden  ivgh  Art,  „Grundbesit^f;")- 

Den  GemiÄuen  war  nach  der  bestimmten 
rcberlieftfrnng  de«  t'lUnr  und  Tat^itun  ein 
l^ouder-E.  am  Gnind  und  Boden  vüHig  fremd. 
Dieser  jütand  vielmehr  im  Gemeiu-E.  der  Völker- 
»ehaft  nnd  wurde  aurb  nicht  von  den  EJnjEelnenj 
sondern  von  der  Gemeinde  tnier  Sippschaft 
lUnndertftchftft)  bestellt;  nur  die  Ertrüge  des 
Ackcri*  wurden  unter  die  Einzelnen  verteilt 
Erst  allmfthiich  trat  au  die  Stelle  der  gemein- 
sam t:n  ße^tellüu^'^  des  Acker»  eine  Äolrjjt;  durch 
ä\t  einzelnen  Gung-enoi^en,  denen  ursprunglich 
nach  dem  Lose  je  ein  einaelntr  Teil  des'  Ge- 
meindelandes zur  selbständigen  Behauung  zn- 
gewiciien  wurde,  ^;i  In  dieser  Weiae  entwi*?kelte 
»ich  alhnäblii'h  da»  Sonder-E.  am  Grund  und 
Roden,  wobei  jedoeb  zw  belebten  int.  dalt  das 
E.  am  \\  aide  nnd  an  der  U'eide  in  der  Form 
der  sog.  Markgenos^enächaft  bi^  in  die  »p^te^ten 
Zeiten  ungeteilt  blieb  und  noch  beute  in 
manchen  Gegenden  Deutsehlands  (unter  den 
Be*eichnunffen:  Realgemeinde,  Markgenossen- 
schaft u.  dgL)  förtbe.-iteht. 

In  den  Ländern  dej*  t*Üds!ariichen  Rechts 
bat  sich  verwiegend  unter  der  Bezeichnting 
*,Zadruga*'  ein  urs^prün glich  auf  einem  er- 
weiterten Familien  verbände  henibendes  eigen- 
Mrtig  au  pge^t  alle  lest  Gerne  in  scbattn-E  jsog.  fLins- 
kommunionj  vereinzelt  erhalten,  wogegen  in 
einzelnen  TeiJen  Rußland«  unter  der  Beiseicb- 
nung  „Mir'*  ein  eigentümlich  rettalteteB  Kom- 
munion-E.  ganÄcf  (3  '  1  (ort  besieht, 
I>ic  römrtni*cb*we&teni  Vöikert  M 
denen  sich  das  r&mi.si  ij-j.L^.EUJHnetsehe  Recht 
Ä'hen  in  frÜheMter  Zeit  Geltung  verschafft  hat, 
keuneu  nur  ein  Sonder*E.  am  Gmnd  und  Boden, 
das  3EUTO  Teil  < besonder!  in  Frankreich!  mit  der 
wei lebendsten    nnd    mch    noch    lort während 

^)  Die  Bedenken«  welche  Meltxen  in  dem 

Art.  „Feldgen  :  ^^r■'  (H  d.  St.,  2,  Auf!, 
Bd-  IV.  8.  H4;  ^  u   die  der  herrsch benden 

Ansicht  ent.«^iM<  *  .-r  *,.4.  IiHr%telluuir  des  Texten 
gflit'nd  ifemacht  hat,  verdienen ernete  Beachtung. 


steigetuden  Bodenzersplittening  Hand  in  Hand 
gebt. 

Abgesehen  Ton  den   vorstehend   <*r wähnten 
nur  noch  vereinzelt  vorkommenden  l^i  --    *  t] 
eine.'^  Gemeiu-E.  ist  demuacb  die  ben: 
nnng  der  europäbicben  Kulturvölker   i....   ,,     :^ 
auf  dem  PriudiJ  de»  Sonde r-E-  anfgebaut. 

Wahrend  das  griechische  und  r  .»'1«^- )» -  Recht 
das    <irund-E*    und    die    bewi^gJ  -     im 

wesentlichen  darcbaif?  gleielmrtJu  ;    ein  — 

bei  den  Römern  finden  ßicb  in  dieser  Hin  reicht 
nur  ganz  untergeordnete  r  echt  liehe  Versihi*^'ticn- 
beiten^  z.  B.  in  der  Ertitzungslehre  — ,  hat  da- 
gegen das  deutsehe  Recht  von  jeher  Grundbeniu 
und  Fahrnis  in  rechtlicher  und  wirt^haftljcher 
Hinaicht  scharf  gesondert, 

Sowohl  für  die  Vererbung  wie  für  die  rrber- 
eignung  de^  G  r  n  n  d  b  e  ^  i  t  z  e  b  unter  Lebenden 
haben  iieit  tlteüter  gescbichtlicher  Zelt  wesent- 
lich andere  Bestimmungen  gegoken,  als  für  die 
Vererbung  und  VerßuDeruug  der  FahrniN 

In  älterer  Zeit  war  eine  freie  Vererb» nij: 
nnd  eine  unbedingt  freie  Veriiußerung  di*s  (irund- 
besitzen  auBgeaemoMen ,  und  auch  in  späterer 
Zeit  die  letatere  gegen li her  der  VeräuÜLTung 
von  fahrender  Habe  wesentJicb  erHchwert.  Aucb 
ini  heutigen  Hecht  und  iiisl*e.son eiere  tu  drm 
des  BGB.  gelten  für  die  VeräuÜerung  <l 
be.'^itzes  die  in  Anknüpfang  an  das  u.. 
lirbe  Statutarre^ht  der  Städte  weitTjr  ausge- 
bildeten besonderen  Formen  des  sog.  Grundbuch- 
recht«- 

Ebenso  sind  f Qr  die  Vererbung  des  Grund- 
besitzes  noch  heute  in  den  Bestiniujuneen  llbcr 
das  Anerben-,  das  Büdner-  und  Hi\u*derrecbt, 
über  Faraiüentideikommis^e  und  L»>b^'iJ  ^»wi»» 
über  Stamm  guter  manche  vou  den  ^e  i 

Vererbung^irrundmtzen  ahweicheoär  - 

ten  in  Kraft  geblieben,  die  auch  nutet  der 
Herricharr  des  BGB.  znnächi^t  wenlgütens  in 
Geltung  bleiben  werden. 

Audererseitj*  hat  das  deutsche  R«cht  die  Ver- 
äußerung von  faeweglicben  Sachen  nnd  deren 
K.ttbergang  insofern  rinfacber  ge^taltt^t,  alü 
das  n'^niische  Recht,  ali  m  dem  t^ntglftiibieren 
Erwerber  einer  beweglichen  Sache  in  dtT  Kegei 
auch  dann  ein  unanfechtbar  es  E.  gewährt. 
wenn  der  Verftoto^  gar  nicht  Eigenttlmer 
der  veräußerten  Saehe  war. 

SchlieBIich  ist  noch  hervortnheben,  daß  sich 
der  E.begriff  im  Laufe  der  geaehicbtlichen  Ent- 
Wickelung  immer  mehr  erweitert  hat  M^ 
auch  dai  römisebe  Recht,  wie  weni^tf^ns  dii» 
herrschende  Lehre  behau pttT  des  E. 

auf  körperliche  Sachen  '  >'%  m 

ijit  dodi  seit  dem  Mittelalter  ui*  -  r  ,vuch 

—  ganz  analog  mit  der  Äusdehu^  ^äit/,- 

hegriffes  ( vgl.  ÄrL  p Besitz"  oben  >,  i.  ^nf 

alle  mllglicben  Arten  von  Rechten  i^  < 

worden.  Hiergegen  hat  iwar  die  neuf! 
wissen«!chaft,  indem  ^te  auf  tUm  ^reine  römische 
Recht  "*  zurück  geben  tn  m  bissen  glaubte,  mit 
Ent.9idiiedenheit  Front  gemacht;  sie  bat  es  aber 
fefleichwohl  nicht  zu  verhindern  verm«N'bf.  dtiU 
den  modernen  wirttichaf trieben  und  V>  ^ 
dürfnisien  entsprechend  di#  RechtHen^  ; 

der  Gegen  warf  zur  Sfehnpfnug  eineü  3og  n 

E;"*  und  neueste»!*  eines  pgewerblicheu  < 

dem  E.  an  kürperücheu  Sacbeti  uoh^^v-m  .i* 
analügen  Reehl^  an  den  geistigen  .Scbö|Tfungfn 
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des  Individanms  (Urheberrecht,  Patentrecht, 
Moster-  und  Markenschutz)  geführt  hat.  Dazu 
ist  neuestens  noch  das  „Bahn-£.^  als  £.  an 
«inem  Rechtskomplex  getreten. 

3.  Die  Lehre  vom  £.  nach  dem  BGB. 

b)  A 1 1  g  e  m  e  i  n  e  8.  Das  BGB.,  das,  wie  schon 
aus  dem  oben  sub  2  Bemerkten  erhellt,  das 
Immobiliarsachenrecht  ganz  abweichend  von 
den  Vorschriften  des  Mobiliarsachenrechtes 
geregelt  hat,  behandelt  die  Lehre  vom  E. 
in  den  Vorschriften  der  §§  903—1011.  Im 
allgemeinen  ist  diese  Lehre  nach  deutsch- 
rechtlichen Grundsätzen  geregelt;  das  römi- 
sche Recht  ist  auf  ihre  Gestaltung  wie  auf 
die  des  Sachenrechtes  des  BGB.  überhaupt 
nm-  von  ganz  geringem  Einfluß  gewesen. 
Für  das  Immobiliarsachenrecht  insbesondere 
sind  die  deutschrechtlichen  Grundsätze  des 
Grundbuchrechtes  maßgebend. 

b)  Inhalt  des  E.  Gegenüber  dem 
starren  E.prinzip  des  römischen  Rechtes 
stellt  das  BGB.  in  der  Ijehre  vom  R  den 
für  bewegliche  wie  unbewegliche  Sachen 
gleichmäßig  geltenden  Satz  an  die  Spitze, 
daß  der  Eigentümer  nicht  berechtigt  ist, 
die  Einwirkung  eines  anderen  auf  die  Sache 
zu  verbieten,  wenn  diese  Einwirkung  zur 
Abwendung  einer  gegenwärtigen  Gefahr 
notwendig  und  der  drohende  Schaden  gegen- 
über dem  aus  der  Einwirkung  dem  Eigen- 
tümer entstehenden  Schaden  unverhältnis- 
mäßig groß  ist.  Der  Eigentümer  muß  sich 
in  diesem  Falle  mit  dem  Ersatz  des  ihm 
erwachsenen  Schadens  begnügen.  (Vgl.  auch 
Art.  „Enteignung''.) 

Alle  übrigen  Vorschriften  des  BGB.  über 
den  Inhalt  des  E.  beziehen  sich  lediglich 
auf  das  E.  an  Grundstücken.  Diese 
Vorschriften  behandeln  insbesondere  dio 
gesetzlichen  E.beschränkungen  zugimsten  des 
Nachbargrundstückes  (NachbaiTccht) ,  von 
denen  die  Vorschriften  über  die  Duldung 
schädlicher  Einwirkungen  (§§  906,  907), 
das  Ueberhangsrecht  (§  910),  das  Ueber- 
faUsrecht  (§  911),  den  Ueberbau  (§g  912—916) 
und  den  Notweg  (§§  917 — 918)  den  heutigen 
Rechtsanschauuugeu  und  Verkehrsbedürf- 
nissen durchaus  entspi-echen.  Durch  die 
§§  919—923  ist  für  eme  sachgemäße  Rege- 
lung der  Abgrenzung  von  Grundstücken 
Sorge  getragen.  Im  §  905  liat  zwar  das 
BGB.  cien  gemeinrechtlichen  Grundsatz  auf- 
genommen, wonach  das  Recht  des  Eigen- 
tümers eines  Grundstückes  sich  auf  den 
Raum  über  der  Oberfläche  (Luftsäule)  und 
auf  den  Erdkörper  unter  der  Oberfläche 
erstreckt;  es  hat  diesen  aber  verständiger- 
weiso  dahin  eingegrenzt,  daß  der  Eigentümer 
Einwirkimgen  nicht  verbieten  kann,  die  in 
wicher  Höhe  oder  Tiefe  vorgenommen  werden, 
daß  er  an  deren  Ausscliließung  kein  Interesse 
hat. 

c)  Erwerb    und    Verlust    des   E. 


Das  E.  an  Grundstücken  kann  nur  nach 
Maßgabe  des  Grundbuchrechtes  erworben  und 
verloren  wei-den.  Insbesondere  vollzieht  sich 
die  Kübertragung  an  Gnmdstücken  nur 
durch  die  in  der  Regel  —  soweit  nicht 
gemäß  Art.  143  E.  BGB.  landesgesetzlich 
Ausnahmen  zugelassen  sind  —  vor  dem 
Grundbuchamt  bei  gleichzeitiger  Anwesen- 
heit beider  Teile  abzugebende  Auflassungs- 
erklärung des  Veräußerers  und  Erwerbers 
imd  die  sich  daran  anschließende  Eintragung 
im  Grundbuche.  Eine  Ersitzung  des  E.  an 
Gnmdstücken  ist  nur  als  außerordentliche 
gemäß  §  900  BGB.  dann  möglich,  wenn 
neben  einem  30  jährigen  Eigenbesitz  eine 
ebenso  lange  Eintragung  im  Grundbuche 
bestanden  hat  (sog.  „Tabularersitzung^') ;  der 
nichtbesitzende  eingetragene  Eigentümer 
kann  sein  E.  nur  unter  gewissen  Voraus- 
setzungen durch  30jähngen  Eigenbesitz 
eines  anderen  und  ein  im  §  927  geregeltes 
Aufgebotsverfahren  verüeren. 

Als  Formen,  in  denen  sich  der  Erwerb 
und  Verlust  des  E.  an  beweglichen 
Sachen  vollziehen  kann,  kennt  das  BGB.  die 
üebeilragung  (§§  929—936);  die  Ersitzimg 
(§§  937—945);  die  Verbindung,  die  Ver- 
mischung und  die  Verarbeitung  (§§  946  bis 
952);  den  Fnichterwerb  (§§  953-957):  die 
Aneignung  (§§  958—964)  und  den  Fund 
(§§  965—984).  Hervorzuheben  ist  hier,  daß 
die  üebertragung  durch  die  auf  den  E.Über- 
gang gerichtete  Willenseinigung  des  Eigen- 
tümers und  des  Erwerbes  und  die  damit 
verbundene  Uebergabe  der  Sache  seitens  des 
ersteren  an  den  letzteren  erfolgt,  und  daß 
ein  rechtsgültiger  Kübergang  in  der  Regel 
auch  dann  stattfindet,  wenn  dem  Ceber- 
eignenden  die  übergebene  Sache  nicht  ge- 
hörte, sofern  nur  der  Erwerber  zur  Zeit  der 
Uebergal>e  in  gutem  Glauben  war,  d.  h.  den 
Veräußerer  für  den  Eigentümer  gehalten 
hat.  Die  Ersitzung  vollzieht  sich  in  einem 
I  Zeitraum  von  10  Jahren.  Für  den  Erwerb 
'■  durch  Verbindung  und  Verarbeitimg  kommt 
!  der  gute  oder  böse  Glaube  des  Erwerbers 
nicht  in  Betracht ;  derjenige,  der  aus  fremdem 
Stoffe  eine  neue  bewegliche  Sache  herstellt, 
erwirbt  vielmehr  das  E.  der  letzteren  nur 
dann  nicht,  wenn  der  Wert  der  Verarbeitung 
erheblich  geringer  ist,  als  der  Wert  des 
Stoft'es.  Besonders  eingehend  sind  die  Vor- 
schriften über  den  Funderwerb  geregelt: 
der  Finder  ist  verpflichtet,  jeden  Fund  im 
Werte  von  mehr  als  3  M.  unverzüglich  bei 
der  Polizeibehörde  anzuzeigen;  er  hat  An- 
spnich  auf  Finderlohn  (§  971)  und  erwirbt 
das  E.  der  gefundenen  Sache  in  der  Regel 
binnen  Jalu^sfrist  nach  der  Anzeige  des 
Fundes  bei  der  Polizeibehörde,  sofern  sich 
I  ein  Empfangsberechtigter  inzwischen  nicht 
gemeldet  hat.  Ist  die  Sache  in  den  Ge- 
I  Schäftsräumen  oder  den  Befördenmgsmitteln 
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einer  öffentliehen  Behörde  oder  einer  dem 
öffentlichen  Verkehr  dienenden  Verkehrs- 
anstalt (Wartesälen,  Eisenbahnwagen  usw.) 
gefunden,  so  erwirbt  der  Finder  keine  Rechte 
an  der  gefundenen  Sache  und  auch  keinen 
Anspruch  auf  Finderlohn;  er  hat  vielmehr 
die  Sache  unverzüglich  an  die  Behörde  oder 
die  Verkehrsanstalt  oder  deren  Angestellte 
abzuliefern, 

d)  Die  Ansprüche  aus  dem  E.,  ins- 
besondere diejenigen  des  Eigentümers  auf 
Herausgabe  der  Sache  sind  in  den  §§  985 
bis  1007  des  BGB.  teilweise  im  Anschluß 
an  das  gemeine  Recht  geregelt  und  geben  hier 
zu  besonderen  Bemerkungen  keinen  Anlaß. 

4.  Volkswirtschaftliche  Bedentnng 
des  E.  Das  E.  bildet  eine  der  wichtigsten 
und  bedeutsamsten  Grundlagen  der  heutigen 
Wirtschafts-  und  Rechtsordnung;  imd  zwar 
ist,  wie  schon  erwähnt,  die  Wirtschaftsord- 
nung der  modernen  europäischen  Kultur^ 
Staaten  auf  dem  Gnmdsatz  des  Sonder- E. 
aufgebaut.  (legen  diese  Sonder-E.ordmmg 
haben  sich  in  neuerer  Zeit  lebhafte  Angriffe 
erhoben;  abgesehen  von  dem  paradoxen 
Proudhonschen  Satze :  „la  propriet^,  c'est  le 
vol"  ist  die  moderne  E.ordnung  von  den 
verschiedensten  Seiten  aus  zum  Gegenstande 
der  wissenschaftlichen  Kritik  gemacht.  Zu- 
zugeben ist  diesen  Kritikern,  daß  alle  die- 
jenigen Theorieen,  welche  die  gegenwärtig 
geltende  Sonder-E.ordnung  als  die  einzig 
mögliche  oder  als  die  aus  aprioristischen 
Gründen  absolut  gebotene  und  einzig  ge- 
rechte hinstellen  wollen,  von  vornherein  als 
verfehlt  bezeichnet  werden  müssen. 

Weder  aus  der  Persönlichkeit  des 
Menschen,  noch  aus  der  Arbeit,  noch  endlich 
aus  der  Besitzergreifung  (Occupationstheorie) 
läßt  sich  die  gegenwärtige  Form  der  E.ord- 
nung als  die  absolut  notwendige  oder  einem 
sog.  „Natiurecht"  entsprechende  rechtfertigen. 
So  unhaltbar  alle  diese  Theorieen  sind,  so 
nichtssagend  ist  endlich  die  Ableitung  des 
Sonder-E.  aus  demGesetz(sog.„Legaltheorie") ; 
denn  ebensogut  wie  das  Gesetz  die  gegen- 
wärtige E.oranung  sanktioniert  hat,  ist  es 
auch  denkbar  und  logisch  möglich,  daß  es 
eine  andere  wirtschaftliche  Ordnung  gutheißt, 
der  das  gegenwärtig  existierende  Sonder-E. 
gänzlich  fremd  ist. 

Aber  die  entscheidende  Frage  für  die  Be- 
urteilung der  gegenwärtigen  E.ordnung  und 
ihrer  Bei-echtigung  haben  die  modernen 
Kritiker  derselben  zu  untersuchen,  ja  selbst 
nur  aufzuwerfen  unterlassen  —  die  Frage 
nämlich,  ob  die  geschichtliche  Entwickelung 
der  wirtschaftlichen,  sozialen  und  rechtlichen 
Verhältnisse  der  europäischen  Kulturvölker 
eine  andere  Gestaltung  der  E.verhältnisse 
erfordert  oder  zuläßt,  als  die  gegenwärtige. 
Nicht  darauf  kommt  es  an,  ob  bei  ganz 
anderen  Völkern,  zu  ganz  anderen  Zeiten 


und  unter  ganz  andei*en  wirtschaftlichen  und 
sozialen  Verhältnissen  eine  ganz  andere  E.- 
ordnung, als  die  gegenwärtige  existiert  hat, 
nicht  das  ist  entscheidend,  ob  ursprünglich 
das  E.  auf  diese  oder  jene  Art,  sei  es  durch 
Besitzergreifung  oder  dm-ch  Arbeit  entstanden 
ist  Vielmehr  konunt  es  nur  darauf  an,  zu 
untersuchen,  welchen  Weg  uns  die  ge- 
schichtliche Entwickelung  der  gesamten 
Kultur-  und  Wirtschaftsverhältnisse  der- 
jenigen Völker  weist,  deren  E.ordnung  wir 
der  kritischen  Sonde  unterwerfen.  Neben 
jenem  grundverkehrten  Aus^ngspuukt  der 
modernen  Kritiker  der  heutigen  E.ordnung 
läuft  eine  weitere  ganz  falsche  Gnmdan- 
schauung  einher,  nämlich  die  Meinung,  als 
ob  die  Gesetze  oder  die  Rechtsordnung  über- 
haupt imstande  seien,  die  Wirtschaftsortlnung 
zu  meistern.  Diese  Ansicht  ist  nicht  bloß 
eine  gänzlich  unhistorische,  sondern  auch 
eine  theoretisch  gnmdverkehrte,  da  die  wirt- 
schaftlichen Verhältnisse  das  Frühere  sind 
und  die  Gesetze  nur  der  Ausfluß  der  jeweiligen 
Wirtschaftsordnung,  von  der  sie  Gestalt  und 
Richtung  erhalten. 

Prüft  man  von  diesen  Grundsätzen  aus 
die  Frage  der  Berechtigung  des  Sonder-E., 
so  ergibt  eine  unbefangene  Betrachtung  des 
Entwickelungsganges  der  europäischen 
Kulturvölker,  daß  bei  diesen  die  ursprüng- 
lich vorhandene  Gemein -Kordnung  sich 
immer  mehr  und  immer  intensiver  zu  einer 
Sonder-E.ordnung  ausgestaltet  hat.  An  diesem 
Ergebnis  vermag  auch  die  Tatsache  nichts 
zu  ändern,  daß  in  der  heutigen  Zeit  eine 
umfassende  Vermehrung  des  öffentlichen  E. 
sowie  eine  weitgehende  Zusammenballung 
des  Sonder-E.  in  großen  wirtschaftlichen 
Unternehmungen  (Aktiengesellschaften  und 
sonstige  Kapitalassoziationen)  wahrnehmbar 
ist.  Die  Vermehrung  des  öffentlichen  E., 
wie  sie  z.  B.  in  der  Verstaatlichung  der 
Eisenbahnen  und  sonstigen  Verkehrsanstalten 
(Post,  Telegraphie,  Telephon)  zutage  ge- 
treten ist  dient  in  ereter  Linie  nicht  wirt- 
schaftlichen Zwecken,  sondern  einer 
Erhöhung  der  Verkehrssicherheit  im  Frieden 
und  einer  Steigerung  der  Wehrkraft  im 
Kriegsfalle.  Für  unsere  Betrachtung  ist  aber 
in  letzter  Linie  nicht  dies,  sondern  der  Um- 
stand entscheidend,  daß  auch  das  öffentliche 
E.  des  Staates  durchweg  den  Charakter  von 
Sonder-E.  an  sich  trägt,  mdem  es  nicht  etwa, 
wie  das  Gemein-E.  der  vorhistorischen  imd 
ältesten  geschichtlichen  Zeiten,  den  unmittel- 
baren Zwecken  der  einzelnen  Verbandsge- 
nossen dient,  vielmehr  lediglich  für  die 
Staatszwecke  verwertet  wird!*)    Und  auch 


')  Diesen  Unterschied  zwischen  „Gemein-E." 
und  „öffentlichem  E."  beachtet  A.  Wagner 
nicht  hinlänglich;  indem  er  deshalb  auch  die 
terminologische  Ungenauigkeit  sich  zu  Schulden 
kommen   läßt,    „C^mein-   und   Friyat-E.''   als 
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die  KapitalassoziatioDen  der  modernen  Eultm^ 
weit  unterscheiden  sich  himmelweit  von  dem 
Gemein-£.  der  alten  Zeit:  auch  sie  sind  viel- 
mehr ein  Ausfloß  der  Sonder-E.ordnung. 
Denn  der  Zusammenschluß  der  einzelnen 
Sondereigentümer  zu  einer  solchen  Ver- 
einigung beruht  nicht  nur  auf  deren  freier 
Willensentschließung;  sie  sind  vielmehr  im 
Gegensatz  zu  den  Verbands^nossen  der 
alten  Zeit  jeden  Augenblick  m  der  Lage, 
aus  dem  Eiipitalverbande  wieder  auszutreten ; 
die  Aktionäre  durch  Veräußerung  ihrer 
Aktien,  die  sonstigen  Gesellschafter  einer 
Kapitalvereinigung  durch  ihren  Austritt  usw. 
Dieser  scharf  ausgeprägten  Entwickelung 
des  Sonder-E.,  die  gerade  in  der  neueren 
Zeit  noch  insofern  weitere  Fortschritte  ge- 
macht hat,  als  in  dieser  das  Sonder-E.,  den 
ursprünglichen  Rahmen  weit  überschreitend, 
auch  auf  die  individualistische  Verwertung 
und  Ausnützung  geistiger  Errungen- 
schaften (Entdeckungen,  Erfindungen,  dichte- 
rische und  musikalische  Erzeugnisse  u.  dgl.) 
ausgedehnt  ist,  stehen  nun  die  Bestrebungen 
des  Sozialismus,  Kommunismus  und  ver- 
wandter Richtungen  und  politischer  Ver- 
einigungen aufs  schroffste  gegenüber.  Die 
Gegner  der  heutigen  Wirtschaftsordnung 
führen  insbesondere  zwei  wirkliche  oder 
vermeintliche  Cebelstände  derselben  vor- 
wi^end  auf  das  Sonder-E.  zurück,  nämlich : 

a)  den  sog.  Anarchismus  der  Produktion  imd 

b)  die  ungleiche  Verteilung  der  Güter  (des 
E).  Die  letztere  beniht  aber  nicht  sowohl 
auf  dem  Vorhandensein  des  Sonder-E.  als 
auf  der  ungleichen  Natur  der  einzelnen 
Menschen,  die  eine  derartige  Ungleichheit 
der  Güterverteilung  mit  Notwendigkeit  be- 
dingt und  selbst  bei  einer  Gemein-E.ordnung, 

Gegensätze  gegenüberzustellen,  gelangt  er  zu 
dem  Ergebnis,  die  Wahl  zwischen  „Gemein- 
ond  Privat-£."  sei  nach  historischen  und  ört- 
lichen Verhältnissen,  vor  allem  nach  den  ver- 
schiedenen Bodenkategorieen  zn  treffen. 
Als  solche  unterscheidet  er  „Standorts-  und 
Wohnan&;8boden",  „Bergwerksboden",  „Weide-, 
Wald-,  Jagd-  und  ähnlichen  Boden",  „landwirt- 
schaftlich und  sonstig  benutzten  Boden",  „Wege- 
boden" und  „Gewässer".  —  W.  ist  soviel  zu- 
ZQ^ben,  daß  sich  die  eine  oder  andere  Boden- 
art mehr  und  besser  dazu  eignet,  im  öffent- 
lichen £.  zu  stehen  als  im  privaten  und 
daß  dieser  Umstand  auch  in  der  geschichtlichen 
Entwickelung  dafür  bestimmend  gewesen  ist, 
einzelne  Bodenarten  vorwiegend  dem  E.  des 
Staates  oder  der  Gemeinden  zuzuweisen.  Ja  es 
können  auch  in  Znknnft  bei  Beurteilung  der 
Frage,  inwieweit  das  öffentliche  £.  auszu- 
dehnen ist,  die  einzelnen  „Bodenkategorieen" 
Ton  erheblicher  Bedeutunfif  sein.  Mit  der  Frage 
aber,  ob  der  Wirtschaftsordnung  der  enropäischen 
Knltorvölker  das  Prinzip  des  6  e  m  e  i  n  -  £.  oder 
des  Sonder-E.  zugrunde  zn  legen  ist,  haben 
die  einzelnen  „Bodenkategorieen'*  nichts  zu 
schaffen. 


die  sich  nicht  darauf  beschränkt,  nur  die- 
zum  Lebensunterhalt  erforderlichen  Nah- 
nmgsmittel  und  sonstigen  notwendigstea 
Bedürfnisse  zu  verteilen,  sofort  hervortreten 
würde. 

Zuzugeben  ist  dagegen,  daß  der  sog. 
J.Anarchismus  der  Produktion"  eine  notwen- 
aige  Folge  des  Sonder-E.  ist.  Wenn  aber 
gleichwohl  jener  mit  dem  Sonder-E.  ver- 
knüpfte „Anarchismus  der  Produktion"  die^ 
allein  bei  der  Existenz  eines  Gemein-E. 
mögliche  und  tatsächlich  auch  vorhanden 
gewesene  „Regelung  der  Produktion"  mit 
dem  Gemein-E.  selbst  hat  verdrängen  können, 
so  beweist  schon  diese  Tatsache  für  sich 
allein,  daß  die  sog.  „anarchistische  Produk- 
tionsweise" sich  als  die  stärkere  und  bessere 
im  Kampfe  ums  Dasein  bewährt  und  deshalh 
nach  dem  bekannten  Darwinschen  Entwicke- 
lungsgesetz  allein  Anspruch  auf  Fbcistenz- 
berechtigung  hat.  Indem  nun  die  Gegner 
der  heutigen  Wirtschaftsordnung  das  Sonder- 
E.,  sei  es  ganz,  sei  es  teilweise,  zu  beseitigen, 
streben,  unternehmen  sie  es,  die  Kulturent- 
wickelung um  Jahrtausende  zurückzuschrau- 
ben; denn  w^enn  der  Sozialismus  jedenfalls 
die  Produktivmittel  ,,verstaatlichen",  wenn 
der  Kommunismus  jedes  Sonder-E.  überhaupt 
aufheben  will,  wenn  die  Bodenreformer- 
wenigstens  das  E.  am  Grund  und  Boden 
oder  doch  zum  mindesten  an  dem  Wohnungs- 
boden aus  Sonder-E.  in  Gemein-E.  umwandeln, 
wollen,  so  greifen  sie  damit  —  abgesehen, 
von  der  darin  liegenden  ungeheuren  und 
unerträghchen  Beschränkung  der  persönlichen 
Freiheit  —  auf  Kulturverhältnisse  und  Zu- 
stände zurück,  die  Jahrtausende  hinter  uns 
liegen  und  deren  Erneuenmg  ebensowenig- 
möglich  ist  wie  der  Wiedereintritt  von  hinter 
uns  liegenden  Epochen  in  der  Entwickehmg 
der  äußeren  Natur.  Dazu  kommt  noch,  daß 
eine  derartige  völlige  oder  teilweise  Wieder- 
einführung des  Gemein-E.  und  dessen  sach- 
gemäße Ausbeutung  sowie  eine  gerechte 
Verteilung  seiner  Nutzungen  in  der  heutigen 
Zeit,  die  es  nicht  mehr  mit  der  verhältnis- 
mäßig geringen  Yolkszahl  der  Urzeiten  und 
deren  überaus  einfachen  Lebensbedingungen, 
vielmehr  mit  dem  ungeheuer  komplizierten 
Betriebe  des  mmlernen  Lebens  und  einer 
tausendfach  vermehrten  Bevölkennig  zu  tun 
hat,  praktisch  gänzlich  unausführbar  erscheint. 
Man  denke  nur  daran,  welche  Interessen- 
kämpfe und  welchen  Widerstreit  der  Mei- 
nungen die  neuerdings  in  Preußen  erfolgte 
Regulierung  der  Beamtengehälter  hen-orge- 
nifen  hat  Ist  schon  in  diesem  Falle  die 
Verteilung  nach  der  Meinung  vieler  Beteiligten 
keine  gleiche  und  gerechte  gewesen,  obwohl» 
es  sich  hier  nur  um  eine  verhältnismäßig 
kloine  Zahl  von  Interessenten  und  um  Ver- 
teilungsgnindsätze  handelte,  die  durch  die 
geschichtliche    Entwickelung    und    sonstige 
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Momente  gegeben  waren  —  wie  soll  dann 
^rst  die  Yörteiluug  caller  Güter  unter  die 
säiatlicben  naeli  Jüllionen  zäliJ enden  Staats- 
angehörigen in  einei'  "Wei&e  möglich  sein, 
daß  diese  Verteilung  nicht  bloß  eine  gleicli- 
tnäßigeist,  sondern  atieh.  da  solche  empfunden 
wird?! 

Diese  tmgehenere  und  praictiscli  rinlösliai'e 
Sehwierigkeit  tritt  aiicli  der  Theorie  von 
dem  ^»Rechte  auf  den  vollen  Arbeitsertiiig'' 
entgegen,  eine  Schwierigkeit,  die  freilich 
Menger  in  seinem  Buche  über  „Das  Eecht 
mü  den  vollen  Arbeitseiii-ag'*  (3,  Aiifl,  1904) 
nicht  Hnmal  borülirt  liat. 

ffff^  bfir^erUchrv   HefkU  «Ji*7  drr  VoikiftrirUehfift. 

—  Thiet*»j  De  in  pinjtrirtKf  htrt'ji  I^j^S,  — 
B.  If,  Lt*itti,  Ccber  dir:  itfinfnr  tie§  Ekje^Uumttf 
Jt.nn  ISny.  —  Iludhi^vlutt  t  Styimle  Mrie/e  (4) 
an  t\  Ktrchmann,  ßtrtin  ISt'll — IM^.  —  /ler- 
iit'thet  Zur  KrkUtntng  ttrttl  Abhilfe  drr  hntligeti 
Kfeditiint  deit  (wnmdtn-ttinrß ,  ^  Jldf..,  Lrtptig 
IStlRiiSflO,  A.  liVif/UM',  jHt^  AifJtdiajfhmj 
drif  pHrntt'tt  iirtiudeiijcjtiuufit^  Leips^lg  Iii7f'K  — 
Mfflj/<*r*,  Iki«  Ei<tniliim  nach  ttett  vetitcMedene^t 
Wett4itiirfmuHtift€nt  Frrihurfj  1S7L  —  X,rnW<*4f*'i 
De  in  pirtj^ri*^ti-  ft  dag /mtne4f pH.mititejt^  Pariii  iS74* 
—^  fjt'hknrrhtt  Zur  Gmnd-  nnd  Hoden frat}*, 
J,  A^ß.,  Uiptig  1876,  —  Adulf  Sftmten  Iki» 
Eijffnlum  in  ariifrr  »oiiaien  JJrdf*iinntj,Jenti  /*7!j|. 

—  K*   Jlftr/4f*i\    Iktit   rrfii/fntumf  Leipzig  IS79 
4dtntjiriif    Bfarbeitumj   ron   E.    df  Luvtieiien    De 
t*i    prtjpririr    ff    tfr    jtr*  formt'«   primitive»),    — 
Marr,   ikxB  Kapikd,   i  Hdt\,    4*  Attß,,   (umsorgt 
von   EiHjrh,    Jirimburif   liiBti  f  fSS^ß*  —   Enffst«, 
Zm-   WidinunffMfmtje ,    'j.  Attß,,   ZUrith    !SS7*  — 
nrt*HHbe,     Dn-    Vr^ptking    der    Familie,     dfjt 
Phvüi^'^f^itmm  ttnd  deif  ShifitcM^  ^J,  Aaß,,  Siuit- 
^art  ISSIK  —  iim*Mrthe,  IHe  Entwickrinng  den  j 
StmuitJimtnit    tfm    der    ll^pie    snr    Wi**€ttJtcimfl,  ! 
S,  Auß,,  mn.  —  H,  €e4tt^ej^    Ft*rtj(ehrin  und 
Annttt,  drutseh  nm  F,  GüUehan,  n,  Auß.^  Bn'iin  j 
ISB2.    —    Fi'lir^     EtUtHeiedttn^«f^e4Airftte    deß  \ 
Eiiftt7ttumjf  t     /,    Bde- ,    letpHg    lS3.^—l[fOS.    —  , 
/#,     *%     Seheci ,     Art.    „Ei^i^nlHtn'*    im    ff.    rf.  1 
A'f,  f5f.  Avßj  lid,  Ilh  Ä-  i94f*j*  —  Siummh-^r,  \ 
Art.    »t^itftnfum    w.    ßr^ifz'\    dtur.    8,  mtfg.  —  . 
Adolf  n'aantn\  ArL  JJrnndi^wiU'%  d(nt.  Bd.  IV,  \ 
iS\   llif^.  —  L^mprechL  Art.  .S^rarhiehte    dex 
Grt*ndbes\tie»'\  da*.  Bd.  IV,  *V.  htlffg,  —  Üierktf 
:<*ir!trnr4^rbt    fßd,  T  dee    d&utjtrhita   PrinUrrHitji), 
Lriptig    }90ß.    —    Efftfi*^    Ikuf    fit^eti    ffiter    dir 
Bnhntf inileiten,  2,  Avß.,  BiirtiH  fÜOS. 
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ermäßigend  einzuwirken.  E»  sind  auch. 
namentlich  in  England,  frOlier  auf  l*rodukte 
der  Kolonieen  gewiüirt  wonlen.  um  tlf^ren 
^Äirtschaftiich©  EntwickeLung  und  Kanfkmft 
zu  fönlera.  Einen  Terwandten  Chanücter 
haben  die  zur  ünlerstüt^jmg  der  Hochsee- 
fischerei gewährteo  Pniraiea  auf  den  Fang, 
wie  sie  für  den  Stocklisch  fang  noch  in  Frank- 
reich bestehen  (1903 :  4  444 O^HJ  FrsJ.  Nicht 
eigenthch  als  E.  kann  man  die  Unter- 
stiltzungeti  l>ezeichnen,  welche  früher  g^ 
legentlich  für  Einfuhrnng  neuer  Mascliiaen, 
landwirtschaftlicher  Zuchttiere  n.  dgi,  gezahlt 
wurden.  Knrt  mtihgmu 


Elflfibfprimien. 

R  sind  in  frülieren  handel8|w>litiBelien 
Systemen  bu  verschietieuen  üwet^ken  gewähi't 
worden.  So  vor  allem  ab  ^laßregel  der 
TeüerungsjMtlitik.  um  durch  5^alilung  von 
rnlmien  auf  das  eiügeführle  Uetreide  die 
Zufuhr  aijzrducken  und  dabei  auf  die  Preise 


EittfahrTerbote. 

E.  bilden  eines  der  wichtigsten  Elemente 
der  merknntilisdßchen  Eandcläpohtik,  teils 
als  Kampfmittel,  wie  schon  im  Mltlelaltm* 
gegen  ein  tiestimmtes  Land  angewendet, 
teijfi  auf  einzehie  Wai'en  sich  t>exieheiid, 
weiche  auf  diase  Weise  noch  wirki^mer 
gegen  auswärtige  Konkurrenz  Reschütit 
werden  sollen  als  dtireli  Schtitzzulle,  Im 
Vergleich  mit  diesen  erbichtern  E,  nicht 
nur  den  Kampf  gegen  den  Schinnggeh  sir 
ermöglichen  auch  eine  stärkere  Stcigt*rü«g 
der  iniändischen  Preise,  weiJ  die  im  Ausmaif 
des  SclnitÄZolles  liegende  Obe-rgr^roxe  der 
Abwehr  fehlt.  Je  mehr  sich  daher  das 
Schutzsystem  entwickelte,  um  so  iiäuüger 
und  allgemeiner  wurden  die  K  Schon  die 
ötädtiBche  Stihutjspjlitik  im  stjEtei-en  Mittel- 
alter kennt  K,  hantiger  wenlen  sie  erst 
gegen  Ende  des  17.  Jalirh.  erlassen  nnt^r 
Berufung  auf  die  allgemeinen  Grönde  der 
merkantilistischen  Hände Isjioütik:  Verhinde- 
rung des  Abtluöses  der  Edelmclallt>,  Be- 
si'häftignng  der  inländischen  Industrie  und 
ihrer  Arbeiter. 

Anfangs  richten  sich  die  E.  namentlich 
gegen  Luxusw^ren,  wie  Spiegel,  Spitzen, 
feine  Stoffe  u.  dgL  Allmählich 'nmfai?ä^3n  sie 
dann,  namCDthch  im  IS.  Jahrb.,  immer  xald- 
reichei-e  Industrieerzeugnisse  und  in  Engbmd, 
entspn^chend  clem  Prinzip  des  Schutz.f^s  älliT 
Procluktionszweige,  sogar  zahheiche  Ge^eu- 
stänrlcfler  ürproiluktion,  jsumTeü  im  fnfpn-i^vp 
der  Kolonieen  (Pechi  Tet?r,  Pottasi  h  Vi 

u*  dgl.),  zum  Teil  im  Interesse  der  -  n 

Orfmdbcsit^er,  ho  Yieli  und  FJeisrh  tind  von 
1815— ly28  sogar  Weixen^  fallw  sein  Prt'i^ 
weniger  als   8tJ  gh.  fßr  den  *,*iuirter  Wti'ug. 

In  Frankmch  spielten  in  dem  großen 
wirischaftiidicn  Kampfe  mit  England  die 
E.  eine  liesondere  Rolle.  Von  1701  bis 
!tum  Handolsvertrcig  -von  l78ü  waren  die 
meisten  englischen  Fabrikate  in  Frankreich 
verboten,  tmd  schon  1703  traten  ilie  Vcrl»oti7 
ak*rnials  in  Kraft,  nicht  nur  gegen  Engliuid, 
andern  g^geu  alle  mit  Frankreich  im  Kriege 
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^befindlichen  Staaten  und  gegen  eine  große 
Zahl  von  Industrieprodukten.  Seinen  G^fel 
-erreichte  dies  Prohibitivsystem  in  der  Kon- 
tinentalsperre (1806)  (s.  d.).  Aber  auch  nach 
Beendigung  der  Kriege  blieben  die  E.  bestehen. 

In  Brandenburg-rreußen  hatte  schon  der 
Oroße  Kurfürst  begonnen,  die  Industrie  durch 
R  zu  unterstützen.  Besonders  ausgebildet 
-wurde  das  Prohibitivsystem  unter  Friedrich 
-dem  Großen.  Seit  1807  durchlöchert,  wurde 
•das  System  in  der  Zollgesetzgebung  von 
1818  endrftig  verlassen.  Die  anderen  wich- 
tigeren Handelsstaaten  folgten  erheblich 
säter.  In  England  wurden  die  Verbote  seit 
1824  eingeschränkt,  ganz  beseitigt  aber  erst 
1842.  In  Oesterreich,  wo  seit  1838  Mil- 
denin^n  eingetreten  waren,  erfolgte  die 
Beseitigung  1851,  in  Frankreich  in  der  Haupt- 
sache sogar  erst  1860  durch  den  Handels- 
Tertrag  mit  England. 

Heute  bestehen  E.  aus  protektionistischen 
•Gründen  nicht  mehr.  Aus  ix)lizeilichen 
■Gründen  kommen  aber  E.  dauernder  oder 
vorübergehender  Natur  häufig  vor.  Dabei  j 
ist  nicht  ausgeschlossen,  daß  solche  Verbote  | 
tatsächlich,  vielleicht  auch  der  unausge- 
sprochenen Absicht  nach,  als  protektionistische 
wirken. 

Besonders  dürfte  das  der  Fall  sein  bei 
^en  Beschränkungen  der  Vieheinfuhr.  Zu 
wirksamer  Bekämpfung  von  Viehseuchen  (s. 
■il.  Art.)  sind  sie  tatsächlich  unentbehrlich, 
namentlich  gegenüber  Ländern,  in  denen  ge- 
wisse Seuchen  nie  erlöschen  und  in  denen 
^ine  geordnete  Bekämpfung  der  Seuchen  nicht 
stattfindet,  wie  in  Rußland.  Von  solchen 
Ländern  aus  wird  der  Viehstand  der  Nach- 
barländer dauernd  gefährdet  und  dadurch 
wieder  deren  Viehausfuhr  verdächtig:  die 
Lage  Deutschlands  und  Oesterreichs.  Strenge 
]\IaSregeln  gegen  die  Einfuhr  von  Vieh  und 
Fleisch  müssen  aber  naturgemäß  die  Preise 
zugunsten  der  inländischen  Viehzüchter  be- 
einflussen, in  England,  wie  in  Deuschland 
und  anderwärts. 

Das  muß  namentlich  dann  eintreten,  wenn 
die  inländische  Produktion  den  Bedarf  nicht 
voll  deckt  und  die  Verbote  sehr  umfassender 
Natur  sind.  Das  ist  gegenwärtig  in  Deutsch- 
land der  Fall-  Während  früher  nur  die 
Einfuhr  von  Rindvieh  aus  Rußland  verboten 
war,  wurden  seit  1883  nach  der  Wandlung 
der  Handelspolitik  immer  zahlreichere  und 
allgemeinere  Verbote  erlassen.  In  den  Jahren 
1890  und  1891  teils  aufgehoben,  teils  gemil- 
dert, sind  sie  von  1894  an  immer  schärfer 
gehimdhabt,  so  daß  seit  etwa  1896  die  Einfuhr 
von  Schlachtvieh,  namentlich  von  Schweinen, 
stark  zurückgegangen  ist.  Die  im  Zusammen- 
hang damit  bis  1898/99  gestiegene  Fleisch- 
einfuhr ist  durch  entsprechende  Maßregeln 
im  Fleischbeschaugesetz  vom  3./VI.  1900 
wieder  herabgedrücSt.  Dagegen  ist  in  England 
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die  preissteigemde  Wirkung  der  Vieh-E. 
gehemmt  durch  die  Einrichtung  von  Schlacht- 
höfen in  den  Einfuhrhäfen  und  durch  die 
freie  Einfuhr  frischen  Fleisches. 

Wie  wegen  Viehseuchen  kommen  E. 
zeitweise  vor,  um  die  Verbreitung  sehr  an- 
steckender Krankheiten  (Pest)  oder  gesimd- 
heitsgefährlicher  Dinge  (Trichinen)  zu  ver- 
hindern. Ebenso  zur  Bekämpfung  von  den 
Kulturpflanzen  gefährlichen  Parasiten  wie 
der  Reblaus. 

E.  bestehen  ferner  im  Interesse  der 
Durchführung  der  Steuergesetze,  namentlich 
der  Monopole,  zum  Schutze  des  sog.  geistigen 
und  gewerblichen  Eigentums,  aus  sitten- 
oder  sicherheitspolizeilichen  Gründen. 

Literatur :  Vgl,  die  Literatur  zum  Art.  „Handels- 
politik". —  V,  Mayvy  Art.  „Einfuhr-  und  Aut- 
fuhrverbote",  Stengels  W.B.  des  deutschen  Ver- 
waltungsrechts, Bd.  1,  S.  S95fg.  (1890)  und  Er- 
gänzungsbd.  1,  S.  I4,  Bd.  2,  S.  S6,  Bd.  S,  S.  68. 
—  W.  Lejris,  Art.  „Einfuhrverbote",  H.  d.  St., 
2.  Aufl.,  Bd.  III,  S.  SSOfg.      Karl  Rathgen. 


Einfahrzolle. 


E.  sind  Zölle,  die  bei  der  Einfahr  von  Waren 
ans  dem  Auslände  nach  dem  Inlande  erhoben 
werden.  Sie  sind  heute  ziemlich  die  einzige 
Form  der  Zölle.  Ihrem  Wesen  nach  können  sie 
entweder  Finanzzölle  sein  und  lediglich  fiska- 
lischen Zwecken  dienen,  oder  sie  smd  Schutz- 
zölle und  sollen  dann  einem  einheinuschen  Pro- 
duktionszweige Schutz  fi^egen  die  ausländische 
Konkurrenz  bieten.    Vgl.  Art  „Zölle". 

Max  V.  Hechel, 


Einigmigsäiiiter. 

1.  Bedentnng  und  Wesen  der  £.  2.  £.  im 
Deutschen  Reiche.  3.  E.  im  Auslande.  4.  Sta- 
tistik.   5.  Kritische  Würdigung. 

1.    Bedeutung   nnd   Wesen   der   E. 

Unter  den  großen  wirtschaftlichen  und  In- 
teressenkämpfen der  Neuzeit  sind  die  Streitig- 
keiten der  Lnternehmer  mit  ihren  Arbeitern 
(insbesondere  auf  den  industriellen  Oebieten) 
von  ganz  hervorragender  Bedeutung.  Die 
schweren  Schädigungen,  weldie  dem  ge- 
samten Wirtschaftsleben  und  dem  W^ohl- 
stande  der  Nationen  durch  jene  Kämpfe  und 
die  damit  verknüpften  Arbeitseinstellungen 
(Streiks)  und  Arbeitsaussperrungen  zugefügt 
werden,  haben  nicht  bloß  die  unmittelbar 
Beteiligten,  sondern  insbesondere  auch  die 
Volkswirte  und  die  Regierungen  veranlaßt, 
auf  Mittel  zu  sinnen,  um  jene  Kämpfe,  wenn 
nicht  gänzlich  zu  beseitigen,  so  doch  nach 
Möglichkeit  zu  verhüten  oder  in  ihrer  Dauer 
und  in  ihren  Folgen  zu  mildern.  Als  eines 
von  den  Mitteln,  das  man  in  neuester  Zeit 
und  zwar  nicht  ohne  Erfolg  zu  diesem  Be- 
hufe  angewandt  hat,  ist  die  Einrichtung  von 
E.  zu  bezeichnen.    Es  sind  dies  Organe,  die 

44 


C90 


Emigungsämter 


«US  eiüer  gloicheö  Zalü  von  ünteraeJiinem 
und  Arbeitern  vielfach  unter  Vorsitz  eines 
Rechtsvei*6täudigen  oder  songtigon  tinbe- 
teiligten  Dritten  zusammengesetzt  wei-cien, 
um  nach  Anhörung  der  streitenden  Teile 
sowie  gegebenenfalls  auf  Grundlage  einer 
vorgenommenen  Sachimtersuciinng^  die  Ar- 
beitsbedingungen in  einer  ffu*  die  streitenden 
Teile  maßgebenden  Weise  festzustellen.  Das 
K.  tiitt  auf  Anrufen  eines  oder  beider  Teile 
zwecks  YerbfUuog  oder  Beendigung  von 
Ärbdtse  in  Stellungen  seitens  einer  giößeren 
Anzalil  von  Arbeitern  zusammen;  es  ist  aber 
nicht  benifen  und  bestimmt,  vereinzelte 
Sti'dtigkeiten  einoö  einzelnen  ArbeiterB 
mit  dem  Unternelimer  ^u  entseheideu.  Bei 
der  Tätigkeit  des  E,  handelt  es  sicli  im  all- 
gemeinen  überhaupt  nicht  um  die  Ent* 
scheidung  sog.  „individueller'  Fragen,  d.  h, 
um  die  Auslegung  unklarer  oder  zweifel- 
hafter Bestimmimg*!?!!  des  Arbeitsvertrages, 
sondern  um  die  Regelung  , allgemeiner*^' 
Punkte»  d.  h,  um  die  Feststellung  allge- 
raeioer  Bedingungen  des  Arbeitsverhältnisses 
für  ganze  Erwerbszweige  oder  lilr  ganze 
Distrikte» 

In  England  sind  freilich  die  boanls  of 
conciliation  and  arbitration  mitunter  auch 
mit  der  Entscheidung  „individueller'*,  jeden- 
falis  nur  die  Arbeiter  eines  einzelnen 
t^nteraebmoDS  betreffen  der  Fragen  (im  Gegen- 
i^tz  zu  den  mg.  „Gi-afschaftsfragen")  befaßt. 
Naüh  dem  Wortlaut  des  deutscheu  EG.  v. 
2a/VlI.  1890,30.  VI,  1901  handelt  es  sich 
dagegen  bei  der  Tätigkeit  des  E.  —  jedenfalls 
in  der  Regel  ^  um  die  Schlich tung  von 
Streitigkeiten  m  o  h  r  e  r  e  r  Arbeitgeber  mit 
ihren  Arbeitern;  doch  winl  das  K  auch 
augerufea  ^"^erden  können,  w^enn  nur  ein 
einziger  Unternehmer  mit  der  (resamtheit 
Heiuei*  Arbeiter  Differenzen  betrells  der  Bc- 
dingungeß  des  Arbeitsvertrages  hat;  (vgl. 
amtl.  Begr-  zu  g§  Ci5,  56  des  Entw.), 

Die  TiUigkeit  des  E.   hat   ziu*  Vorans- 
setznng,   daß    beide   Streitteile   sich   seiner 
Entscheidung    unterwerfen.      In     England, 
dessen  Einrichtungen  den  E.  des  europäischen  j 
Kontinents  zum  Vorbilde  gedient,   ist  der 
Bpmch  de^^  E.  vollstreckbar;  in  den  Ländern 
des  Festlandes  ist  die  Eatscheidung  dagegen  \ 
mit  einer  solchen  Kraft  nicht  ausgenistet,  | 
vielmehr    nur  durch    ihre   Veröffentlichung ' 
imd  die  Art   ihres  Zustandekommens  dafür 
gesorgt,   daß  sie  von   den   Beteiligten  auch 
befolgt  wiiil. 

2,  E.  im  DeutHclioii  H^iclie.  Nach 
mannigfachen  Anregungen  zur  Einrichtung 
von  E.  und  nachdem  bereits  im  Woge  der 
freien  Verein tjarung,  insbesondere  für  das 
Buchd  ruck  gewer  be,  ein  E.  eingeiiclitet  und 
xeitweiee  nicht  ohne  Erfolg  tätig  gewiesen 
war,  wurden  durcii  da6  RG,  \\  29.'V1I.  1890 
iROBl.  S,  141)  die  E.  aJs  eine  gesetzliche 


Kinriehtung  in  Anlehnung  an  die  Gewerbe- 
gerichte  eingeführt.  Dieses  Gesetz  hat  durch 
die  Novelle  vom  BO./VL  löiil  ^RGBL  S,  249^ 
unter  der  Bezeichnung  „üewerhegerichts- 
gesetz'^  eine  Reihe  von  wesentlichen  Ab- 
äudenmgen  erfahren,  so  daß  es  jetzt  in  der 
mittels  Bek»  des  Reichskanilers  vom  29,  IX. 
1901  (RGBL  S.  353)  wiedergegeWnen 
Fassung  in  Geltung  ist.  Danach  ist  das 
Verfahren  vor  dem  E.  (in  den  §§  62—74) 
folgendeimaBen  geregelt:  E»as  Gewerbege- 
rieht  lial  in  Fällen  von  Streitigkeiten 
zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitern  liher 
die  Bedingimgen  der  Fortsetzung  oder 
WiefJerauf  nähme  des  ArbeitsverhiUtntss+.^s 
auf  Anrufen  beider  Teile  als  E,  in 
Tätigkeit  zu  ti'eten.  Erfolgt  die  Änrufiuig 
nur  von  einer  Seite,  so  soll  der  Voi^itzeade 
der  Gegenseite  hiervon  Kenntnis  gelten  und 
nach  Mugliciikeit  auch  die^^e  zur  Auniiitng 
des  E.  V emulassen,  wie  er  auch  vnn  Amt* 
wegen    im   Falle   von  Kollektivst  n  r 

zwischen   Arbeitgebefn    und    Arb<  ,  it 

die  Anrufung  des  E.  hinzuwirken  hat.  Btid^ 
Streitteile  —  die  .li-beitgeber,  falls  ihm 
Zahl  mein"  als  drei  betriigt  —  haben  aus 
ihrer  Mitte  in  der  Regel  hucbsteus  je  3  Vfji^ 
ti^eter,  für  die  Verhandlung  vor  dem  E.  zu 
bestellen.  Das  E.  besteht  aus  dr*m  Vor- 
sitzenden des  GG.  und  aus  t] 
je    2    Vertranenrnnännern    der   Ar  r 

und  Arbeiter,  die  in  gleicher  Zahl  von  jedem 
der  Streitteile  Ijezeichnet  werden,  AuÖer- 
dem  kann  der  Vorsitzende  noch  eine  »nler 
mehi^ere  Personen  mit  berateüder  Stimme 
als  Beisitzer  zuziehen.  Im  Ge^nsatz  zu 
den  Vorschriften  des  engliecheü  Rechtes 
dürfen  die  Beisitzer  tmd  Vortmuensmannor 
nicht  zu  den  Beteiligten  gehöreu.  Di^r 
Vorsitzende  ist  befugt,  Bowohl  zm"  Einleitung, 
wie  zur  Fort^bsung  des  Verfahj^us  eiruelne 
zu  den  Streitteilen  gehurige  Personen  zwecks 
ihrer  Vernehmung  vorzuladen  imd  ihnen  für 
üen  Fall  des  Ausbleibens  eine  Geld ^^ träfe 
bis  zu  lOO^L  a!)zudrohen  (sog.  ,,ER^'heinung** 
zwang'').  Dagegen  kennt  das  Ge?ietz  einen 
sog.  „Verhandlungszwang'*  nielit;  die  er- 
scliieneneu  Sti-eitteile  können  also  nicht  zur 
Abgabe  von  Erklärungen  gezwungen  wenlen. 
Sind  aber  beide  Teüe  zur  „Verhandlung"* 
bereit,,  so  stellt  das  K  durch  Vci 
der  Vertreter  heider  Teile  die  Sh 
und  die  zu  ihrer  Beurteilung  Uiencuüen 
Verhältuisse  fest  und  es  iist  auch  befugt,  Aus- 
kunft spei'sonen  zu  vemehmea.  Alsdann  wird 
nach  mibidlicher  Verliaudiung  der  Sache  vor 
dem  E.  zunächst  ©in  Elnigungsversueh  vt>r- 
genommen;  ist  dieser  voa  Erfolg,  so  ist  die 
Verein l)anmg  öfTentlicb  bekannt  zu  machen» 
Kommt  eine  solche  nicht  zustande,  so  hat 
das  E.  ül^er  alle  streitigen  Fragen  einen 
Schiedsspruch  abzugeljon,  fVbor  welchen  mit 
einfacher  Stimmenmehrheit  BescliluB  gehißt 
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wird.  Stehen  auf  der  einen  Seite  sämtliche 
Stimmen  der  Vertrauensmänner  der  Arbeit- 
geber, auf  der  anderen  die  der  Yertrauens- 
männer  der  Arbeiter,  so  kann  sich  der  Vor- 
sitzende der  Stimme  enthalten  und  feststellen, 
daß  ein  Schiedsspruch  nicht  zustande  ge- 
kommen ist.  Der  abgegebene  Schiedsspruch 
ist  beiden  Teilen  zur  Erklärung  darüber 
bekannt  zu  machen,  ob  sie  sich  dem  Schieds- 
sprüche unterwerfen  wollen ;  das  Unterlassen 
der  Erklärung  gut  als  Ablehnung  der  Unter- 
werfung. Nach  Ablauf  der  zur  Abgabe  der 
Erklärung  gestellten  Frist  hat  das  E.  eine 
von  sämtlichen  Mitgliedern  unterzeichnete 
öffentliche  Bekanntmachung  zu  erlassen,  die 
den  abgegebenen  Schiedsspruch  und  die 
dazu  ergangenen  Erklärungen  der  Parteien 
enthält  Ist  weder  eine  Vereinbarung  noch 
ein  Schiedsspruch  zustande  gekommen,  so 
ist  dies  von  dem  Vorsitzenden  des  E.  öffent- 
lich bekannt  zu  machen. 

Ist  nach  den  Statuten  einer  Inmmg  auf 
Gnmd  des  §  81  Z.  2  GO.  die  Bildung  eines 
E.  zur  Schlichtung  von  Streitigkeiten  zwischen 
den  Innungsmitgliedern  und  ihren  Arbeitern 
vorgesehen,  so  tritt  dieses  E.  an  Stelle  des 
bei   dem   Gewerbegericht   zu   bildenden  E. 

3«  E.  im  Aaslande*  England,  das  wie  be- 
merkt, für  die  kontinentalen  Einrichtnngen  vor- 
bildlich gewesen,  verdankt  seine  heutigen 
£.  (boards  of  conciliation  and  boards  of  arbitration) 
dem  Vorgehen  des  Grafschaftsrichters  Rupert 
Kettle  und  des  Parlamentsmitgliedes  Anthony 
John  Mnndella.  Bereits  vorher  hatte  sich 
die  englische  Gesetzgebung  durch  die  so^. 
Masters  and  Workmen  Arbitration  Act  1824  mit 
dieser  Materie  befaßt,  während  die  neuere  Gesetz- 
gebung von  der  sog.  „Conncils  of  C'onciliation 
Act  1^7**  ihren  Ausgangspunkt  nimmt.  Dieses 
Gesetz  hat  dann  durch  the  Arbitration  (Masters 
and  Workmen)  Act.  1872  (35  und  36  Vict.  c  46, 
vom  6./ VIII.  1872)  eine  Ergänzung  und  Er- 
weiterung gefunden.  Der  gegenwärtige  Rechts- 
znstand beruht  auf  der  nur  in  England  (nicht 
aber  in  SchotUand  und  Irland)  geltenden  Arbitra- 
tion  Act  1889  (52  und  53  Vict.  c.  49,  vom 
26./Vni.  1889)  und  auf  der  Conciliation  Act 
1896  (59  und  60  Vict.  c.  30,  vom  7./VIII.  1896). 

Durch  das  G.  von  1889  wird  eine  von  Unter- 
nehmern und  Arbeitern  vereinbarte  Unterwerfung 
unter  eine  schiedsgerichtliche  Entschei- 
dung über  ihre  Streitigkeiten  betreffs  der  Fest- 
setzung der  Arbeitsbedingungen  in  jeder  Weise 
gefördert  und  der  oder  die  Schiedsrichter  mit 
einer  Reihe  von  Befngnissen  der  ordentlichen 
Gerichte  ausgestattet.  Die  Conciliation  Act  von 
1896  sucht  dagegen  in  erster  Reihe  die  güt- 
liche Beilegung  von  Streitigkeiten  zwischen 
Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  herbeizuführen. 
Durch  dieses  Gesetz  wird  vor  allem  „the  board 
of  trade''  (das  Handelsamt,  Handelsministerium) 
ermächtigt,  bei  ausbrechenden  Streitigkeiten 
zwischen  Unternehmern  und  Arbeitern  von* Amts 
wegen  einzuschreiten  und  insbesondere:  a)  die 
UrMchen  des  Streites  zu  ermitteln;  b)  durch 
Verhandlung  der  Streitteile  untereinander  unter 
Vorsitz  eines  von  ihnen  erwählten  oder  vom 


Handelsamt  oder  sonstigen  Personen  ernannten 
Obmannes  auf  die  gütliche  Beilegung  der 
Differenzen  hinzuwirken;  c)  auf  Antrag  eines 
der  streitenden  Teile  einen  „Conciliator"  (Mittler) 
oder  „a  board  of  conciliation''  (Sühneamt)  zu 
ernennen;  d)  auf  Anrufen  beider  Teile  einen 
Schiedsrichter  zu  bestellen;  e)  die  Ein- 
richtung von  Sühneämtem  in  solchen  Bezirken 
zu  fördern,  wo  diese  noch  nicht  existieren. 

Die  boards  of  conciliation  bestehen  aus  im 
voraus  und  ein  für  allemal  gewählten  Vertretern 
der  beteiligten  Unternehmer  und  Arbeiter;  viel- 
fach unter  dem  Vorsitz  eines  unbeteiligten 
Beamten,  insbesondere  eines  Juristen.  Diese 
Vertreter  bilden  aus  ihrer  Mitte  (füll  board) 
wieder  einen  ständigen  Ausschuß  (standing 
committee,  Joint  committee).  Fragen  einfacherer 
Natur  werden  von  dem  Ausschuß,  prinzipielle 
Fragen  von  der  Vollversammlung  des  board  of 
conciliation  geregelt,  alles  jedoch  im  Wege  güt- 
licher Vereinbarung.  Erst  wenn  eine  solche 
nicht  zustande  kommt,  wählt  jede  Partei  je 
2  Schiedsrichter,  die  wieder  einen  unparteiischen 
Obmann  ernennen,  falls  ein  solcher  nicht  durch 
gütliche  Uebereinkunft  zwischen  Arbeitgebern 
und  Arbeitern  bestimmt  ist.  Die  Schiedsrichter 
regeln  durch  einen  beide  Teile  bindenden  (und 
rechtiich  erzwingbaren)  Schiedsspruch  die  unter 
den  Beteiligten  vorhandenen  Streitpunkte  über 
die  Bedingungen  des  Arbeitsvertrages.  Hervor- 
zuheben ist  jedoch,  daß  alle  boards  of  con- 
ciliation auf  freier  Vereinbarung  der  Beteiligten 
beruhen,  die  selbstredend  eine  tatsächlich  auch 
sich  findende,  von  der  vorstehenden  Darstellung 
gänzlich  abweichende  Gestaltung  des  Einignngs- 
veriahrens  zuläßt. 

Während  in  Oesterreich  die  auf  Ein- 
richtung von  E.  gerichteten  Bestrebungen  bis 
jetzt  zu  einem  gesetzgeberischen  Ergebnis  nicht 

feführt  haben,  ist  dagegen  in  Frankreich 
nrch  das  G.  vom  27.^11.  1892  „sur  la  Con- 
ciliation et  TArbitrage  en  mati^re  de  differends 
coUectifs  entre  Patrons  et  Ouvriers  ou  Employes** 
eine  Regelung  dieser  Materie  herbeigeführt. 
Danach  ist  in  eu&;er  Anlehnung  an  das  eng- 
lische Recht  sowohl  den  Arbeitgebern  wie  den 
Arbeitnehmern  die  Befugnis  beigelegt,  bei 
Streitigkeiten  allgemeiner  Natur  über  die 
Bedingungen  des  Arbeitsvertrages  (dilferend 
d'ordre  collectif  sur  les  conditions  du  travail) 
zunächst  die  Beilegung  der  Streitigkeiten  durch 
ein  Sühneamt  (comite  de  conciliation)  zu  be- 
treiben, und  falls  dessen  Tätigkeit  ergebnislos, 
den  Spruch  eines  Schiedsgerichtes  (conseil 
d'arbitrage)  herbeizuführen.  Das  Sühneamt  be- 
steht aus  Vertretern  beider  Teile,  deren  jede 
Partei  höchstens  je  fünf  ernennen  darf.  Es 
tritt  unter  Leitung  des  Friedensrichters  des 
betr.  Bezirks  zusammen.  Kommt  eine  Einigung 
im  comite  de  conciliation  nicht  zustande,  so  er- 
nennen beide  Teile  auf  Aufforderung  des  Friedens- 
richters einen  gemeinschaftiichen  oder  je  einen 
oder  mehrere  Schiedsrichter.  Der  von  diesen 
gefällte  Schiedsspruch  ist  öffentiich  bekannt  zu 
machen;  ebenso  die  Weigerung  einer  Partei, 
einen  Schiedsrichter  zu  ernennen.  Eine  Zwangs- 
vollstreckung des  Schiedsspruchs  ist  dem  fran- 
zösischen Rechte  unbekannt. 

Liegt  ein  Arbeitsausstand  vor,  so  hat  der 
Friedensrichter  auch  ohne  Anruifen  der  Be- 
teiligten   von  Amts  wegen  einzuschreiten  und 
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i^uf  die  BeÄteUunj?  einet  Slilmeamta  oder  eines 
Schied sgeriebts  binia wirken. 

In  Italien  iind  durch  da^  G.  über  die 
^|>robi-Tiri*'  vom  15/?L  18B3  in  Änlehunni^  an 
die  Cie Werbegerichte  (s*  den  Art.  »»Gewerbe- 
gericbte'^)  E  eingeführt;  ala  E,  fungiert  hier 
das  ^ufttzio  ili  eonciliazione'',  das  gleichzeitig 
die  Vergleich.*kaiDiQer  des  Gewerbegerichts  bildet 
und  aus  einem  vom  Käu  ig  ernannt  eu  beamteten 
Vorsitzenden  i?owie  mindestenB  einem  ladn- 
atriellen  und  einem  Arbeiter  bestebti  wobei 
bervorziibebeo  ist,  dft£E  das  Geietz  sich  nur  anf 
die  ^Streitigkeiten  zwiechen  den  Besitzern  tob 
^Fabriken  oder  anderen  in dnatn eilen  Unter- 
nehraongen'*  und  deren  Arbeitern  bezieht. 

In  Dänemark  ist  dnrcb  dafl  G.  vom  3./IV. 
1900  einem  von  zwei  großen  Orgauisationen, 
nlmlich  dem  „Meister-  nnd  Arbeitgeberverein** 
und  dem  Verein  der  pEUsammenwirkenden  Fach- 
Terbiinde''  (Arbeiterorgani^iitiau)  gebildeten^  ans 
7  Personen  bestebendenT  zur  Öchlichtnng  Tron 
KoUektiTstreitigkeiten  bestimmten  Scbied^- 
gericbt  die  Befugnis  zu  Zeugenvernehmungen 
beigelegt. 

In  Genf  dient  das  G.  vom  lO./n,  1900 
„üxant  le  mode  d'^tahiiaseiuent  de»  tarifs  d'usa^ 
entre  ou Triers  et  patrons  et  reglantles  confliti 
relatifi  anx  conditious  de  leur  engagements'' 
dazu,  den  AljscbhiÜ  von  Tarifverträgen  zu 
furdeni  und  KoUektiTstreitigkeiten  ans  dem 
Arbeitsverhältnis  zu  scbllcliren.  In  ein;eelneu 
Staaten  von  Nordamerika  und  in  Australien  be- 
stehen nach  euglii^cbcm  Vorbilde  eingerichtete  E, 

4.  Statistik.  In  Deutschland  sind  die 
Erfolge  der  E.  in  erfreulichem  Steigen  begriffen. 
Während  in  den  Jahren  1HH3-11HJ0  da^  K  im 
ganzen  nnr  271  mal  aogt^rufen  wurde  nnd  seine 
Termittelnde  Tätigkeit  nur  in  1 13  Fällen  von 
Erfolg  war,  gestaltete  sieb  seine  Tätigkeit  in 
den  Jahren  1902—11*04  folgendermaßen: 


lädS    1894    1895    1896    1897    imS 
341       405       476       356       361* 


Jahr 


Anru- 
fungen 


Ablehnung  der 
ünterwerfnug 

unter  Scbieds- 

spr^cbeuudswar 

seitens 


^ 


144 'il9i35|'io 
135]S413 

Vergleicht  man  mit  die^n  Zahlen  die  Anzahl 
der  in  den  Jahren  ItXIl— 1904  stattgehabten 
Ausstände  und  Aussperrungen,  so  erscheint  frei- 
lieb die  erfolgreiche  Wirksamkeit  der  E.  immer 
noch  tvia  eine  verhältnismäüig  nicht  sehr  be* 
deutende. 

Eshaben  nämlich  begonnen:  1001  1903  1903  1904 
Anstünde  J071  1084  1405  1908 

Aussperrungen  j8     51     96    13a 

Die  für  Frankreich  bekannt  gewordenen 
Zahlen  ergeben  ein  weniger  günstiges  Bild: 


tot 


Ss 


104 


88 


94 


Zahl  der   1  .-^^ 
Ansstäjide  j**^* 
Inanspmch-J 
nähme  des  t  j^q 
Friedens-   | 
nchters    ) 

Dauaeh  weist  die  Inanspruchnahme  der  Ver- 

niiitlertätigkeit  dee  Frieden  sHchters  eher  eine 
Ab-  als  eine  Zunahme  auf. 

5<  Kritische  ^^'ünlignng.  K©  läßt  Mck 
nicht  Yerkenneti,  daß  der  Gedanke,  die  Streitig- 
keiten über  die  Bedingungen  des  Arbeitir- 
veitrages  auf  gütlichem  Weg^  diufh  staat- 
lich organisierte  oder  aü erkannte  E,  (&lfihju> 
ämter)»  womöglich  unter  Mitwirkung  der 
Beteilif^ten,  zu  Bchlichten^  durchaus  geeignet 
ist,  Äur  Förderung  des  ^^zialen  Friedens'^ 
l^ei^utmgerl,  Insofern  sind  die  englischen 
Einrichtungen  imd  deren  festläudisclie  Nach- 
ahmungen dui-chaus  empfehleosweit. 

Die  deutsche  Einnchtung  ist  al»er  insf»- 
fern  als  verfelüt  vm  Ijezeichnen,  alß  sie  sieb 
eiDcrseitg  zu  eng  an  die  GewtTl>ege richte 
anlehnt  und  andererseits  die  Mitwirkung  der 
„Beteiligteo*'  beim  EL  geradezu  für  iinzn- 
iässig  erklärt.  Dadurch  ist  die  Mr»glichifeit 
gegeben,  daß  den  üur  FeststelJimg  der  Be- 
ding un  gen  des  Arbeitsvertrages  und  zur  Bf^ 
\jrteiliing  des  Streitfalles  berufenen  Personen 
jegliche  Sachkunde  fehlt.  Man  ^tze  t.  B, 
den  Fall,  daß  bei  einem  Ausstand  von  Eiseu- 
indußtriearbeiteni  Schuster  und  S^jhneider 
als  Beisitzer  und  Vertrauensmänner  des 
G^cwerbegerichts  und  demnach  ali?  „E,'^  tätig 
sein  sollen:  daß  deren  „Schiedsspruch*'  für 
die  Streitigkeiten  der  Eisenind u st ri eilen  mit 
ihren  Arbeitern  keine  ^^ntontative  Be* 
deuttmg'*  haben  kann,  liegt  aiif  der  Hand, 
Wenn  also  insofern  den  Bedenken  Stiedaa 
beizupflichten  ist,  so  kann  doch  andererseits 
seiner  Fordening,  die  Schiedssprüche  der  E* 
müßt  CD  ,^erichüich  durchfilhrWrS  also  im 
Wege  der  Zwangsvolktrekung  erzwingbar 
seiu^  nicht  zugestiramt  werclen.  Stieda 
übersieht  hierbei,  daß  es  sich  \ml  den  Eot- 
öcheidungen  der  E.  gar  nicht  um  Heguliesrnng 
einzelner  konkreter  Streitfälle,  sondern  um 
die  generelle  Kegelung  der  Beflingungen 
des  Arbeitsvertrages  für  eine  bestimmte 
Kategorie  von  ünternelimern  imd  Arl:K?itern 
fKler  für  tfGstimmt^  Distrikte  handelt  —  eine 
RegeJuDg,  die  somit  auch  fflr  PerÄoni?n  maß- 
gebend ist,  die  3iiir  Zeit  der  FAllung  des 
Schiedsspnicbs  in  anderen  Bezirken  s4ich 
aiifgebalteD,  also  zunächst  zu  den  unmittel- 
bar BeteÜigten  gar  nicht  gt*bort  liahen. 
Widerspricht  es  nun  sc*hon  aUfcemeinen 
rechtlichen  Erwägungen,  duß  es  nnsiu- 
lässig  erscheint  ^  auch  solcJir  P^^rsotien 
zwangsweise    einem    Schi  «r    m 

unterwerfen^  bei  dessen  Zus;.  •  tiong 

sie  %vedcr  direkt  noch  indirekt   nut^wirkt 
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haben,  indem  sie  zur  Zeit  seines  Erlasses 
gar  nicht  zu  den  „Beteiligten''  gehörten,  so 
kommt  des  ferneren  in  Betracht,  daß  eine 
Zwangsvollstreckung  des  Schieds- 
spruches in  den  weitaus  meisten  Fällen 
praktisch  unausführbar  ist.  Schon  die 
große  Zahl  der  Beteiligten,  insbesondere 
auf  Seiten  der  Arbeiter  wird  es  tatsäch- 
lich unmöglich  machen,  einen  von  diesen 
nicht  freiwillig  anerkannten  Schiedsspnich 
im  Zwangswege  zur  Durchführung  zu 
bringen.  Und  wie  will  man  z.  B.  den  ein- 
zelnen Arbeiter  zwingen,  in  einem  Arbeits- 
verhältnis auszuhalten,  wenn  z.  B.  nach 
seiner  Ansicht  zu  Unrecht  der  Schiedsspruch 
die  Dauer  der  Arbeitszeit  auf  12  Stunden 
festgesetzt  hat,  woge^n  der  Arbeiter  nur 
9  Stunden  arbeiten  will? 

Alle  diese  Erwägimgen  beweisen,  daß 
die  deutsche  und  französische  Gesetzgebung, 
welche  sich  damit  begnügt,  durch  Ver- 
öffentlichung des  Schiedsspruchs  und 
der  Erklärungen  der  Beteiligten  auf  diese 
lediglich  einen  moralischen  Druck  aus- 
zuüben, um  sie  ziu*  Befolgung  des  Schieds- 
spnichs  zu  veranlassen,  durchaus  das  Richtige 
getroffen  hat. 

Was  endlich  die  Erfolge  der  E.  an- 
geht, so  lehren  die  statistischen  Ermitte- 
lungen, daß  es  den  E.  in  manchen  Fällen 
gelungen  ist,  Arbeitseinstellungen  vorzu- 
beugen oder  alsbald  zu  beendigen.  Eine 
völlige  Beseitigung  der  Ausstände  haben 
aber  die  E.  selbstverständlich  nicht  herbei- 
zuführen vermocht;  denn  Vorbedingung  für 
ihre  erfolgreiche  Tätigkeit  ist  immer  die 
Geneigtheit  beider  Teile  zu  einer  güt- 
lichen Verständigung;  wo  eine  solche  nicht 
vorhanden  ist,  winl  auch  die  denkbar  beste 
Besetzung  und  Einrichtung  der  E.  nicht 
imstande  sein,  dem  Ausbruch  von  Arbeits- 
einstellungen oder  Aussperrungen  gänzlich 
vorzubeugen. 
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Einkommen. 

1.  Betriff  und  nähere  Bestimmung.  2.  Ur- 
sprün^licoes  E.  3.  Abgeleitetes  £.  4.  Samme 
der  £inzel-£.  und  Volks-E.  5.  £.  und  Ertrag. 
6.  Zweige  des  £.    7.  Statistisches  Beispiel. 

1.  Begriff  und  nähere  Bestimmung. 

Das  eiuzei  wirtschaftliche  E.  ist  nach  der 
namentlich  von  Hermann  und  Schmoller 
zur  Geltung  gebrachten  Definition  die 
Summe  der  wirtschaftlichen  Güter,  die  der 
Wirtschaftende  in  einem  gewissen  Zeiträume 
zur  Befriedigung  seiner  Bedürfnisse  ver- 
wenden kann,  ohne  seine  anfängliche  Ver- 
mögenslage zu  verschlechtern.  Dieser  De- 
finition sind  indes  mehrere  nähere  Bestim- 
mungen und  Ergänzungen  hinzuzufügen. 

a)  Die  als  E.teile  verfügbau-  werdenden 
Güter  müssen  in  innerem  Zusammenhange 
mit  der  Wirtschaftsführung  des  Tn- 
habers  stehen.  In  der  Regel  sind  sie  Erträge 
seiner  Arbeit  oder  seines  Vermögens ;  immer 
aber,  selbst  in  dem  Falle  eines  Almosen- 
empfängers,  handelt  es  sich  um  Einnahmen, 
auf  die  die  Wirtschaft  vermöge  ihrer  beson- 
deren Natur  angewiesen  ist.  Daher  gehören 
p]in nahmen,  die  mit  der  Wirtschaftsführung 
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gar  nicht  iii  Beziehung  stehen,  z*  B*  aus 
Erbsdiaften  cwier  Schenkt! ngen  nicht  zum 
E.,  sciüdem  sie  bilden  privatwirtsc^hafüich 
einlach  Termögeusvermelu'ungen  für  den 
Einsiehien  nnü  volkswirtschaflhch  bloße  Ver- 
mögen sübertr^^ungen  von  einem  zum  anderen 
ohne  Äonderung  des  Volksrdchtiiras,  Audi 
ein  IjOtteriegewinn  kann  hierher  gerechnet 
werden,  da  das  Kaufeia  eines  I^oses  nicht 
woiü  aJs  eiiie  eine  innere  Beziehung  des 
Oewinnes  zu  der  Wirtsdiaft  lier^teJlende 
Emvcrbshandlnng  angesehen  werden  kann. 
Dagegen  laüdr^n  die  Gewinne  eines  gewerbs- 
niiLÖigen  Bru^enspielers  uazweifelimift  ein  E. 
für  denselben, 

b)  Das  zuletzt  angeführte  Beispiel  läßt 
schon  erkennen^  daß  der  E- begriff  keineswegs 
•Stetigkeit  nnd  i^egel mäßige  Wiederkehr  der 
ali^  E,  anzusehenden  Einnahme  einsclüießt, 
wie  dies  von  manchem  aagenommen  winL 
Das  E*  der  meisten  Gesehäftsletite  ist  voa 
Jahr  zu  Jahr  betrik-litUchen  Schwankungen 
u  n  t  er w  or f e  n :  v  iele  U  n  ter neh  niu  ngeii  hängen 
von  unberechenbar  weehselndeu  weltwirt- 
sehaftUehen  Konjunkturen  ab,  tmd  ebenso 
imbereciienhar  schwanken  die  Ernteergeb- 
nisse bei  der  landwirtschaftlichen  Produktion, 
Wer  vermöge  der  Art  seiner  Ervverbstäügkeit 
ein  E.  von  veränderlichem  Betrage  bezieht, 
wird  in  der  Regel  auch  seine  Bedürfnisse 
bald  mehr,  bald  weniger  i-eichlich  befriedigen, 
I>tx^h  kann  er  natürlich  durc*h  üebersiiai^n 
am  den  guten  Jahi'en  eine  gewisse  Gleich- 
mäßigkeit in  seinetn  Gütergen iisse  ensielen. 

e)  Ais  E.periode  bietet  sich  naturgemäß 
das  Jahr  dar,  da  dieses  auch  die  natürliche 
Produkt ionsperiode  für  die  Bodeuerzeugnisse 
darstellt.  Die  Periode  der  Einnalimo  des 
E.  fällt  aber  in  vielen  FäDen  nicht  mit  der 
des  Verhrauehes  desseltjen  zusammen.  Denken 
wir  uns  z,  B.  einen  Landwirt,  der  nur 
Getreide  anbaut,  das  er  im  Se[>teml>er  ver- 
kauft. Er  bezieht  also  in  diesem  Monat 
anßer  dem  Kafdtalsersatz  sein  ganzes  Jahi-es- 
E.  und  muß  mit  diesem  während  der  nächsten 
11  Monate  auskommen,  während  er  beim 
Beginn  seines=^  Betriebs  bis  zur  ersten  Ernte 
von  seinem  Kapital  leben  mußte.  Der  auf 
flas  folgende  Jalir  Übertragene  E,teil  behält 
tihngena  auch  in  diesem  Zeitraum  seinen 
Charakter  als  E„  da  er  für  die  Befriedigung  i 
der  Bedilrfnisse  des  Wirtschaftenden  verfüg- . 
l*ar  ist.  Man  kann  daher  überhaupt  von  i 
der  Zeit  der  Einnahme  absehen  und  nur' 
tlen  Vür brauch  innerhalb  der  E.perio4@ 
heriiek  sichtigen, 

d)  In  der  Naturalwirtschaft  ei'scheint  daß 
E.  als  ein  iüitnplex  nener;^eugter  Gebratichs- 
nnd  Verlimnolisgüter,  die  nicht  zu  einer 
ei  n  hei  dich  e  u  W  ert&u  m  nie  z  usam  menge  faßt 
wenlen  können.  In  der  Geld  Wirtschaft  al>er  | 
tritt  es  in  der  Form  einer  Geldsumme  auf, 
und   zwar  werden  auch  diejenigen  GüterJ 


die,    wie    dit    eigenen    Erzeugnisse   eines 
Landwirts,  in  der  Wirtscliaft  selbst  gewonnea 
und  verzehrt  werden,  uacth  ihrem  Geldwert] 
geschätzt.    Man   könnte  allerdings  auch  diö] 
für    das    Geld-E.    angeschafften    konkreten  ( 
Güter  als  das  eigentliche  E.  ansehen,  aber  i 
dies  ist  für  die  in  der  ausgebildeten  Getd- 
wirtschaft  stehenden   und   miteinau  '  - 

kehrenden  Privat wirtsdiaften  unzw« 
Wohl  aber  empfiehlt  es  sieh,  da^  V  u  i  k:  ^  -  iL. 
nicht  nur  in  seiner  Geldfonn,  sondern  auch 
in  seiner  Natnnüform  zu  betrachten. 

e)  DasE  bestellt  naich  der  obigen  Dehnition 
aus    einem   Komplex    von    wirtsehaftjichea , 
Gütern    oder  —  in    der   Geld  Wirtschaft  -^\ 
aus  einer  Geldsumme,  die  der  Wiiiijit  ' 
ohne  Schädigung  seines  VermfigtMi 
zur    Befriedigimg    seiner    Bedürfniac^e    vt^r- 
wendea  kann.     Damit  ist  aber  nicht  gesagt,  i 
daß  auch  ^*irklich  das  E.  nur  zur  felürfnisü*  j 
befriedigung  und  nicht  auch  teilweise  aur  i 
Y  e  r  m  ö  g  e  n  8  V  e  r  m  e  b  r  u  n  g  verwendet  ^ 
wird.    Manche  Schriftsteller  betrachten  aller- 
dings das  E.  als  si>ezillschen  K  o  n  s  u  m  t  i  o  n  s- 
fouds   und   reehnen  tlalier   zum    naturalen  ! 
Volks-E.  nur  die  Genußgüter  (Güter  erster  I 
Oi^nung  nach  Menger)*  So  RodbertUÄ^i 
derdieseGflter  epezieJl  als  E.  guter  bezeit.^hnet^ 
und  auch  R.  Meyer  teilt  diesen  Stand  ptuikL  J 
At>er  hinsichtlich  des  Einzel- E.  entspricht  es  j 
unzweifelhaft     sowohl    dem    gewiinnlich*^ii 
Sprach gebmueh,  als  auch  dem   [iraktiscliea 
Bedürfnis,  namentUcli  in  Steuerfragen,  daß  i 
die   gesamte  Einnalime,   die  im  Sinne   der  ' 
obigen     Definition     dem      Wirtechaftendea  i 
beliebig   verwendbar   zur  Yerfügimg   steht,  ^ 
mit  Einschluß  des  eraparten  Vernix'  '"^' 
wac^hKCS,  als  E,  bezeichnet  wird,  Wej 
i5iXJ0  M,  zur  Befriedigung  seiner  Bedin  i m^^^ 
verbraucht   hat  und  außerdem  5<XiO  M.  neu 
in  Staats|>apieren   hat  anlegen  können^   hat 
ein  E,  von  20000  M.  bezogen,    Aehnliches 
gilt  von  einem  natu ralwirtscliaf Hieb  betmeh- 
teten  Land wirtscliaftsbet rieb,    wenn  der  In- 
liaber    desselben    am    ScMuas©   des  Jalites 
nicht  nur  seinen  und  seiner  Familie  Lebens- 
unterhalt gedeiht,  sondern  aueli  ?..  B,  sein 
Zugvieh   oder  sein   sonstiges  Inventar  ver- 
mehrt, Grundstücke  entwilssert  oder  sonstige 
Vermehrungen  oder  WerterbGhungen  ?4eineri 
Prodiditionsniittel  erzielt    hat.     Es    sobeintl 
aber   naturgemäß,   diese   Anseliauung   aucli  ^ 
auf  das  Volks-K  auszudehnen  und  demna*4i 
t>ei   naturaler  Äuffasaung  desselben  dazu  tm 
rechnen    einerseits   die   Gesamtheit   der   in 
einem    Jahre    neu    in    den    Yerbranch  ntl(?r 
Gebrauch  getretenen  Kon  sum  tio  n  sgö  t  ^ 
al^er  auch  den  am  Jahresschluß  im  ^ 
mit  d  em  An  f angsbesta  n  de  vor han  den  ■ 
bestand  an  Prod iikti on s-  u n d  Trausp«  >  i  ' 

sowie  aucli  an  Rohstotren  und  Halbfabrikaten  i 
und  an  fertigen,  alier  noch  in  den  Lagern 
des     Handels     befindlichen     GenuiftKertL 
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Dieser  Mehrbestand  ist  eine  reine  Vermeh- 
Tung  des  Nationalreichtums,  ebenso  wie  die 
neue  Kapitalanlage  des  Einzelnen  aus  dem 
nichtverzehrten  E.teil  ffir  ihn  eine  reine 
Yennögensvermehrung  bildet.  Auch  Adam 
Smith  hat  das  Volks-E.  in  diesem  Sinne 
aufgefaßt,  da  er  es  als  „t he  whole  annual 
produce"  des  Volkes  nach  Abzug  der  zur 
Viederherstellung  des  Anfangskapitals  nöti- 
gen Kosten  bezeichnet.  In  einer  stabilen 
oder  im  Laufe  eines  Jahres  nur  wenig 
fortschreitenden  Volkswirtschaft,  in  der  also 
der  Bestand  an  Produktionsmitteln,  Vor- 
produkten und  Handelsgütern  nicht  oder 
nur  langsam  zunimmt,  sondern  nur  oder 
wenig  mehr  als  der  Abgang  ersetzt  werden, 
besteht  das  naturale  Volks-E.  in  der  Tat 
mehr  oder  weniger  genau  nur  aus  den  im 
Jahre  in  den  Gebrauch  oder  Verbrauch  ge- 
tretenen Genußgütern. 

2.  Ursprüngliches  E.  Bei  der  Betrach- 
tung des  naturalen  oder  objektiven  Volks- 
E.  ergibt  sich  klar,  daß  dasselbe  nur  durch 
neue  Produktion  entsteht,  mag  diese 
nun  bisher  unfertige  Güter  konsumtionsfähig 
machen  oder  Rohstoffe  oder  irgendwelche 
Vorarbeiten  liefern  für  Güter,  die  erst  in 
einem  folgenden  Jahre  fertig  werden.  Jedes 
Jahr  übernimmt  von  dem  Vorjahre  einen 
gewissen  Bestand  an  Vorprodukten,  die 
weiter  verarbeitet  werden,  und  es  liefert 
andererseits  dem  folgenden  Jahre  einen 
Bestand  an  neu  begonnenen  Vorprodukten 
ab,  der  bei  stabiler  Volkswirtschaft  dem 
ersteren  ungefähr  gleich  ist.  Schätzt  man 
das  objektive  Volks-E.  in  Geld,  so  können 
also  nur  die  Geldwerte  der  in  den  Gebrauch 
oder  Verbrauch  getretenen  Konsumtionsgüter 
und  des  Mehrbestandes  an  Produktions-  und 
Transportmitteln,  Vorprodukten  und  Lager- 
waren in  diese  Summe  auf^nommen  werden, 
wenn  "^ir  der  Einfachheit  wegen  von  dem 
auswärtigen  Handel  absehen.  Da  alle  Einzel- 
£.  aus  dem  objektiven  Volks-E.  hervorgehen 
müssen,  so  scheint  es  auf  den  ei-slen  Blick, 
als  müsse  die  Summe  der  ersteren  gleich 
dem  letzteren  sein.  In  Wirklichkeit  aber 
ergibt  sich  jene  als  bedeutend  größer  als 
dieses,  weil  viele  Einzel-E.  nicht  aus  der 
Produktion  stammen,  sondern  aus  anderen 
Einzel-K  oder  teilweise  auch  aus  dem 
Gnmd vermögen  anderer  Personen  abgelei- 
tet sind.  Es  finden  also  in  diesen  Fällen 
nur  Uebertragungen  statt,  die  für  die  einzelnen 
Privatwirtschaften  von  großer  Bedeutung 
sind,  in  die  Volkswirtschaft  aber  keine  neuen 
Werte  einführen,  sondern  sich  wie  gleiche 
positive  und  negative  Summanden  aufheben. 

Um  diese  Verhältnisse  näher  festzustellen, 
bezeichnen  wir  als  ursi)rüngliches  E. 
alle  Einzel-E.,  die  aus  irgend  einer  Beteiligtmg 
des  Inhabers  an  der  Produktion  her- 
rühren, mag  diese  Beteiligung  nun  in  Arl>eit 


oder  in  der  Darbietung  von  Kapital  oder 
Boden  bestehen.  Auch  der  Handel,  der  die 
Waren  den  -wirklichen  Benutzem  zuführt, 
und  das  in  der  Geldwirtschaft  Produktion 
und  Händel  wesentiich  erleichternde  Bank- 
geschäft haben  in  diesem  Sinne  Anteil  an 
der  Produktion,  und  ihr  Anteil  am  jährlichen 
Ertrage  der  Volkswirtschaft  ist  also  ebenfalls 
als  ureprüngliches  E.  anzusehen,  das  nicht 
einem  anderen  E.  entzogen  wird,  sodern  den 
Gegenwert  für  eine  Beteiligung  an  der 
Produktion  bildet.  Wenn  wir  nun  den  Be- 
griff der  Produktion  auf  die  Herstellung 
und  den  Transport  von  Sachgütern  beschrän- 
ken wollten,  so  würde  das  durch  Dienst- 
leistungen gewonnene  E.  insgesamt  nicht 
zu  dem  ursprünglichen,  sondern  zu  dem 
abgeleiteten  zu  rechnen  sein.  Es  scheint 
aber  angemessener,  die  Dienstieistungen,  die 
ja  ebenso  wie  die  sachliche  Arbeit  nützliche 
Tätigkeit  sind  und  auch  in  der  Person 
des  Emi)fängers  mehr  oder  weniger 
dauernde  Wirkungen  hinterlassen,  als  pro- 
duktive Leistungen  und  ihre  Erfolge  als 
volkswirtschaftliche  Güter  mitzuzählen.  Den  n 
für  eine  den  Forderungen  der  Kultur  ent- 
sprechende Befriedigung  der  Bedürfnisse 
emes  Volkes  ist  die  i*eichliche  Leistung 
gewisser  Arten  von  persönlichen  Diensten 
>vichtiger  als  die  reiclüiche  Beschattung 
vieler  leicht  entbehrlicher  Sachgüter.  Unter 
diesem  Gesichtspunkt  gehört  also  auch  die 
Gesamtheit  der  jährlich  geleisteten  persön- 
lichen Dienste  —  als  eine  Gesamtheit  von 
unmittelbar  verbrauchten  Konsumtionsgüteru 
—  mit  zum  Volks-E.,  und  der  Dienstleistende 
gibt  demnach  für  die  Produkte,  die  er  emp- 
fängt, eigene  Produkte  liin;  sein  E.  wird 
also  nicht  aus  einem  anderen  ohne  Beteili- 
gimg  an  der  Produktion  abgeleitet,  sondern 
es  ist  ein  ursprüngliches. 

3.  Abgeleitetes  E.  Andere  E.arten  aber 
charaktensieren  sich  ohne  weiteres  als  ab- 
geleitete :  so  das  E.  aus  Zinsen  von  konsum- 
tiven Schulden,  zu  denen  namentlich  auch 
ein  CToßer  Teil  der  Staatsschulden  gehört, 
das  E.  gewerbsmäßiger  Börsenspieler  und 
anderer  parasitärer  Existenzen;  Meinungs- 
verschiedenheit aber  besteht  hinsichtlich  cles 
E.  aus  der  Vermietung  dauerhafter  Güter 
zum  persönlichen  Gebrauche,  namentlich 
Wohnungen.  Hermann  und  die  meisten 
anderen  deutschen  Schriftsteller  betrachten 
die  N  u  t  z  u  n  g  e  n  der  Güter  als  selbständige 
Bestandteile  des  E.  Wenn  also  der  Eigen- 
tümer sein  Haus  vermietet,  so  könnte  man 
sagen,  dieses  pi'oduziere  gewissermaßen  fort- 
laufend für  den  Mieter  die  Nutzung  als  eine 
Art  von  besonderem  Gut;  der  Mietzins  sei 
also  ein  Ae<iuivalent  für  eine  Art  von  Pro- 
dukt, und  nicht  eine  zu  der  Produktion  nicht 
in  Beziehung  stehende  E.übertragimg.  Zu- 
gunsten dieser  Anschauung  spricht,  daß  man 
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bei  der  Besteuerung  des  E.  auch  die  Nut- 
zung des  von  dem  Eigentümer  selbst  be- 
wohnten Hauses  als  Rteil  in  Anschlag  bringt. 
Gleichwohl  erscheint  sie  als  sehr  künstlich 
und  in  ihren  Konsequenzen  nicht  durchführ- 
bar. Mau  müBte  dann  ja  auch  die  Nutzung 
des  Rockes,  den  man  trägt,  von  dem  Rock 
als  ein  aus  diesem  hervorgehendes  E.  unter- 
scheiden. Wie  R.  Meyer  mit  Recht  sagt, 
lassen  sich  Güter  und  Güternutzungen  nicht 
als  koordinierte  Glieder  einer  Summe  des 
E.  zusammenfassen;  sie  sind  nicht  gleich- 
artige Dinge,  sondern  das  Gut  ist  die  Ur- 
sache der  Nutzung,  und  das  E.  muß  ent- 
weder ausschließlich  als  aus  Gütern  oder 
ausschließlich  als  aus  Nutzungen  bestehend 
angesehen  werden.  Der  natürlichen  An- 
schauung entspricht  offenbar  nur  die  erstere 
Auffassung:  die  Güter  selbst  —  oder  in  der 
Geld  Wirtschaft  eine  ihnen  entsprechende 
Geldsumme  —  bilden  das  E.,  und  daß  die 
zweckgemäße  Verwendung  gewisser  Güter 
in  einem  längere  Zeit  dauernden  Gebrauch, 
die  anderen  aber  in  einem  raschen  Ver- 
brauch besteht,  macht  prinzipiell  keinen 
Unterschied.  Wenn  jemand  mit  seinem 
Kapital  ein  Haus  bauen  läßt,  so  nimmt 
er  Auteil  an  der  Produktion  eines  Kon- 
sumtionsgutes; wenn  er  das  Haus  verkauft, 
so  erhält  er  das  Ae^^uivalent  für  dieses 
Produkt;  wenn  er  es  aber  behält  und  nur 
einem  Mieter  zeitweise  erlaubt,  darin  zu 
wohnen,  so  steht  diese  Erlaubniserteilung 
mit  der  Produktion  in  keinem  Zusammen- 
hang ;  das  E.  aus  dem  Mietzins  ist  also  nicht 
der  Gegenwert  für  ein  Produkt,  demnach 
ein  abgeleitetes  E.  in  dem  obigen  Sinne. 
Damit  soll  aber  nicht  gesagt  sein,  daß  der 
Mieter  in  irgend  einer  Weise  beraubt 
werde ;  die  ihm  vertragsmäßig  zugestandene 
Erlaubnis  zur  Benutzung  des  dem  Vermieter 
gehörenden  Hauses  hat  für  ihn  einen  dem 
Mietzins  entsprechenden  wirtschaftlichen 
Wert,  wenn  sie  auch  weder  ein  Sachgut 
noch  eine  auf  Arbeit  benihende  Dienstleistung 
darstellt.  Da  die  Miete  eine  Konsumtions- 
ausgabe ist,  die  aus  dem  E.  bezahlt  und 
daher  bei  der  Besteuenmg  des  E.  nicht  ab- 
gerechnet wird,  und  da  andererseits  der 
Hausbesitzer,  anstatt  selbst  in  seinem  Hause 
zu  wohnen,  es  veimieten  und  dadiu-ch  einen 
unzweifelhaften  Ezuwachs  erhalten  kann,  so 
entspricht  es  den  Gnmdsätzen  einer  gerechten 
Besteuenmg,  daß  er  auch  für  den  Mietwert 
seines  von  ihm  selbst  bewohnten  Hauses  zur 
Ksteuer  herangezogen  werde.  Mit  Rücksicht 
auf  diesen  Umstand  erscheint  es  dann  auch 
praktisch  zweckmäßig,  bei  der  Bereclmung 
der  Summe  der  Ei nzel-E.  den  Mietwert 
der  von  den  Eigentümern  selbst  benutzten 
Wohnungen  mit  zu  reclmen,  wenn  dies  auch 
theoretisch  anfechtbar  ist.  Bei  der  Berech- 
nung des  objektiven  Volks-E  dagegen,  das 


nur  das  ursprüngliche  E.  umfaßt,  fallen 
alle  Wohnungsmietwerte  aus. 

4.  Summe  der  £inzel-R.  und  Volks-E. 

Bei  dem  Versuche  einer  wirklichen  Scliätzung 
des  E.  eines  Volkes  ist  der  praktisch  allein 

fingbare  Weg,  daß  man  die  Summe  der 
inzel-E.  zu  bestimmen  sucht,  die  sowohl 
volksA^irtschaftlich  wie  finanz wirtschaftlich 
die  größte  Bedeutung  besitzt.  In  den  Staaten, 
die  eine  E.steuer  erheben,  findet  man  für 
diese  Rechnung  brauchbare  Anhaltspunkte, 
die  freilich  meistens  noch  durch  Schätzungen 
ergänzt  werden  müssen,  weil  das  E.  unter 
einer  gewissen  Grenze  in  der  Regel  frei 
bleibt  und  daher  nicht  mit  veranlagt  wird. 
Von  der  Gesamtsumme  der  Einzel-E.  ist  ab- 
zuziehen das  E.  der  Aktien-  und  anderer 
Erwerbsgesellschaften,  sofern  dieses  neben 
dem  der  beteiligten  physischen  Personen 
mitgezählt  sein  sollte.  Das  E.  des  Staates 
und  anderer  öflFentlicher  Körperschaften  ist 
selbstverständlich  überliaupt  nicht  mitzu- 
rechnen ;  es '  findet  sich ,  soweit  es  in  Be- 
tracht kommt,  wieder  in  den  Einzel-E.  der 
Beamten  und  sonstiger  Dienstleistenden,  dem 
E.  der  inländischen  Gläubiger  dieser  Köri)er- 
schaften  und  dem  der  Gewerbetreibenden 
und  Arbeiter,  die  deuselben  die  für  ihre 
Zwecke  nötigen  Sachgüler  geliefert  haben. 
Die  von  den  Einzelnen  bezalüteu  Steuern 
sind  nicht  etwa  von  ihrem  K  abzuziehen, 
sondern  sie  sind  als  notwendige  Konsum- 
tionsausgaben aus  dem  E.  zu  betrachten. 
Um  aus  der  Gesamtsumme  der  Einzel-E. 
das  objektive  Volks-E.  in  dem  obigen  Sinne 
zu  erhalten,  ist  die  Summe  der  abgeleiteten 
E.  abzuziehen,  also  der  (resamtbetrag  der 
Zinsen  für  unproduktive  Schulden,  der 
Wohnungsmietwerte,  der  Spielgewinne  usw. 
Man  erhält  dann  also  das  Gesamt-E.  aus 
der  nationalen  Produktion  mit  Einsclüuß 
der  Dienstleistungen.  Die  wirkliche  Be- 
stimmung dieser  theoretisch  ohne  Zweifel 
sehr  interessanten  Größe  ist  indes  kaum 
ausführbar,  schon  wegen  der  Schwierigkeit, 
die  produktiven  und  unproduktiven  Schulden 
zu  trennen.  Als  eine  zweite  Methode  der 
Ermittlung  des  objektiven  Volks-E.  käme 
die  direkte  Schätzung  des  gesamten  Wertes 
der  zum  E.  zu  rechnenden  Jahresproduktion 
in  Betracht.  Es  würde  sich  also  handeln 
um  den  Wert  der  im  Laufe  des  Jahres  den 
letzten  Abnehmern  zugekommenen  Konsum- 
tionsgüter, mit  Einsc&uß  der  privaten  und 
öffentlichen  Dienstleistungen  und  um  den 
am  Jahresschluß  vorliandenen  Mehrwert  an 
Produktionsmitteln,  Vorprodukten  und  noch 
lagernden  Konsumtionsgütem.  Es  ist  aber 
klar,  daß  mit  den  bisher  zu  Gebote  stehen- 
den Hilfsmitteln  der  Statistik  auf  diesem 
Wege  noch  weniger  befriedigende  Ergebnisse 
zu  erreichen  sind  als  auf  dem  ersteren. 

5.  E.  und  Ertrag.    Es  ist  nun  auch  das 
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Verhältnis  des  E.  zum  Rohertrag  und  zum 
Reinertrag  der  Produktion  zu  erörtern. 
Privatwirtschaftlieh  ist  der  Rohertrag 
eines  Unternehmens  der  Gesamtwert  der  in 
einem  Jahre  erzeugten  Produkte.  Der 
Reinertrag  ermbt  sich  durch  Abziehen 
der  eigentlichen  Kosten  dieser  Produktion, 
d.  h.  der  Ausgaben  für  Lohne,  Rohstoffe, 
HilfsstofFe,  Instandhaltung  der  Produktions- 
mittel, auch  des  Ersatzes  Mr  etwaige  Schäden 
oder  Verluste,  aber  mit  Ausschluß  der  Kosten 
des  Ijebensunterhalts  des  Unternehmers  und 
der  V^erzinsung  des  Kapitals,  zu  dem  hier 
auch  der  Kapitalwert  der  benutzten  Grund- 
stücke zu  rechnen  ist.  Das  E.  des  Unter- 
nehmers und  die  Verzinsung  des  mitbeteiligten 
fi^emden  beweglichen  und  unbeweglichen 
Kapitals  fließen  ans  dem  Reinertrag,  der 
sich  ganz  in  diese  Bestandteile  auflöst.  Die 
angeführten  Produktion  sausgaben  mit  Aus- 
schluß der  Löhne  setzen  sich  ihrerseits 
wieder  in  gleichartiger  Weise  zusammen, 
nämlich  aus  Löhnen,  sachlichen  Ausgaben 
und  Reinerträgen  für  die  bei  der  Produktion 
dieser  Vorprodukte  beteiligten  Unternehmer 
und  Kapitalbesitzer,  und  nötigenfaUs  kann 
man  die  hier  auftretenden  sachlichen  Aus- 
miben  abermals  in  solcher  Art  zerlegen. 
Der  privatwirtschaftliche  Rohertrag  besteht 
also  zunächst  aus  Reinertrag  und  Kapital- 
ersatz. Letzterer  aber  schließt  auch  die 
Ijöhne  ein,  die  andererseits  für  die  Arbeiter 
zu  E.  geworden  und  insofern  gleichartig 
sind  mit  dem  zu  E.  füi*  Unternehmer  und 
Kapitalbesitzer  werdenden  Reinertrag.  Ad- 
diert man  aber  die  Roherträge  aller  einzelnen 
Unternehmungen,  so  erhält  man  keine  homo- 
gene volkswii-tschaftliche  Wertgesamtheit, 
5«ondern  eine  Summe,  in  der  viele  Summan- 
den zwei-  und  mehrmal  gezählt  werden. 
Denn  die  Werte  der  Rohstoffe,  Hilfsstoffe, 
abgenutzten  Maschinen  usw.,  die  in  den 
Wert  der  Endprodukte  eingehen,  sind  selbst 
wieder  als  Rohertrag  der  vorhergehenden 
Produktionsötufe  mit  gezälilt  und  sie  ent- 
iialten  wieder  Bestandteile  von  Roherträgen, 
die  no<ih  weiter  zurückliegen.  Die  Summe 
der  einzelnen  Roherträge  ist  also  bei  gleichem 
Endergebnis  der  volkswirtschaftlichen  Pro- 
duktion um  so  größer,  je  mehr  privatwirt- 
sjchaftliche  Zwischenstufen  sich  emschalten, 
dagegen  um  so  kleiner,  je  mehr  sich  diese 
Zwischenstufen  durch  Verschmelzung  zu 
oinheitlichen  Unternehmungen,  z.  B.  durch 
Verbindung  von  Bergbau  und  Hüttenbetrieb, 
vermindern.  Werden  aber  die  doppelten  und 
mehrfachen  Zälilungen  ausgeschieaen,  so  er- 
gibt sich  einfach  die  Summe  der  Reinerträge 
der  Unternehmungen  und  der  Löhne.  Diese 
Gesamtsumme  aber  ist  nichts  anderes  als 
der  Endwert  der  materiellen  Konsumtions- 
i^uter,  die  in  dem  Jalire  zum  Absatz  ge- 
langen, wenn   benicksicthtigt  winl,   daß  die 


Rohstoffe  und  unfertigen  Fabrikate,  die  auf 
das  nächste  Jahr  übertragen  werden,  die 
vom  vorigen  Jahre  übernommenen  aus- 
gleichen. Dazu  kommt  dann  noch  die  Pro- 
duktion der  persönlichen  Dienstleistungen^ 
bei  denen  überhaupt  Rohertrag  und  Rein- 
ertrag auch  privatwirtschaftlich  als  zu- 
sammenfallend betrachtet  werden  kann.  Die 
ältere  englische  Schule  faßte  die  Summe  der 
privatwirtschaftlichen  Reinerträge  als  da& 
Rein -E.  der  Nation  auf,  was  sich  mit  dem 
richtigen  Begriff  des  E.  nicht  verträgt. 
Auch  die  privatwirtschafiliche  Unterschei- 
dung von  Roh-  und  Rein-E.  —  wobei  unter 
letzterem  der  nach  Abzug  der  Kosten  de& 
Lebensunterhalts  bleibende  Ueberschuß  ver- 
standen wird  —  ist  nicht  gerechtfertigt. 
R.  Meyer  will  die  Unterscheidung  insofern 
beibehalten,  als  aus  einem  E.  zur  Erlangung 
desselben  Aufwendungen  zu  machen  sind^ 
die  nicht  in  Beziehung  zu  einem  Kapital 
stehen  (wie  bei  Aerzten,  Advokaten  usw.). 
Aber  diese  Beziehung  auf  ein  Kapital  ge- 
hört gar  nicht  zum  Wesen  des  E.,  und 
wenn  gewisse  Ausgaben  zur  Erlangung  oder 
Sicherstellung  des  E.  nötig  sind,  so  bleibt 
dem  Inhaber  desto  weniger  zur  Verfügung 
für  Konsumtion  oder  Ersparung,  und  jene 
Beträge  sind  also  überhaupt  nicht  zum  E. 
zu  rechnen.  Für  denjenigen  Teil  des  E., 
der  nach  Deckung  der  Kosten  des  standes- 
gemäßen Lebensunterhalts  übrig  bleibt,  wird 
am  besten  die  von  Röscher  gebrauchte 
Bezeichnung  „freies*'  E.  (im  Gegensatz  zu 
dem  „gebundenen**)  gewälüt. 

6.  Zweige   des   E.     Die  Hauptzweige 
des  E.  bei  der  bestehenden  kapitalistischen 
Produktionsweise   liaben    sich  oben   bereits 
bei  der  Zerlegung  des  Rohei-trags  der  natio- 
nalen Produktion  ergeben,  nämlich  Löhne 
und  E.   aus   den  Reinerträgen   der  Unter- 
nehmungen.   Als  Ijöhne  betrachten  wir  nur 
diejenigen  Arbeitsvergütungen,  die  aus  de» 
Kapital  bezahlt  werden  und  als  Belastung 
des    Rohertrags    eines    Unternehmens    er- 
scheinen. Der  Reinertrag  der  Unternehmungen 
besteht  aus  dem  Kapitalgewinn  im  engeren 
Sinne  des  Wortes,  der  auf  dem  Besitz  der 
produzierten  Produktionsmittel  beruht,  und 
aus  der  auf  dem  Besitz  der  natürlichen  Pro- 
duktionsfaktoren   bestehenden    Grundrente. 
Wenn    der   Unternehmer    selbst   die    kauf- 
männische   oder    technische    Leitung    des 
Unternehmens  führt,  was  keineswegs  immer 
der  Fall  ist  (z.  B.  bei  Aktiengesellschaften 
;  nicht  stattfindet),   so  kann  er  sich  aus  dem 
j  Reinertrage  vorweg  auch   eine  Arbeitsver- 
I  gütung  in   Anrechnung  bringen ,   die   aber 
j  nicht  den  Charakter  des  Lohnes  hat.    Die 
I  Abfindung  des  an  dem  Unternehmen  etwa 
i  beteiligten  Leihkapitals  ist  der  Zins,  und 
;  der  Unternehmer  wird  auch  in  dem  Gewinn 
aus  seinem  eigenen  Kapital    zimächst   den 
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ZIqs  nach  dem  üblichen  Fuße  ujiterscheideo. 
Der  danach  übrigbleibende  Gewinn  aus  dem 
gesamtc*u  verwendeten  Kapital  bildet  den 
f igeotlichen  U  n  t  e  r  n  e  h  m  e  r  g  e  w  i  n  n .  und 
dns  ganze  E.  des  Unternehmers  als  sok^hes 
setzt  sich  demnach  zustimmen  aus  dem  Zins 
von  seinem  eigenen  Kapital,  «lern  Unter- 
nehmergewinn von  dem  gunzen  Kapital  und 
bei  selhs^ttiilii^er  Oeschäftsführung^  ans  einer 
Arbeil^voj^gütvmg,  die  ?..  B,  dem  Öehalt  eines 
sonst  anzustellenden  Direktors  gleicbgeset:et 
werden  kann.  Anch  die  (xriUKlrente  konnte 
man  in  einen  nach  dem  Kanfpeis  des  Gnnid- 
.stücks  imd  dem  ZinsfuiJ  für  die   sichersten 


oben   nur  derjenige  E.teil   verstanden  ^   dei* 
von   volkswirtschaftlich   pn>duktiv    verwea*j 
deten    Grundstöcken    herrührt.      Bei    de 
privatwirtschaftlichen    Betrachtung    des    E 
ist    jedoch    hier  auch   die   Grundrente   au;^ 
den   Hausplätzen    anzuschließen,   uie  aucli 
der    Teil    der    Wohnungstnieten,    der    fil] 
die    Benutzung    des    Hansen     seihet    (atj 
gesehen     vom     Bauplatze)     bezahlt     wini^ 
mit    dem    Kapitidzins     znsammenznstelleiil 
ist    Dasselbe   gilt    von  dem  Zins  für   ua- 
]5rüdid£tive     Schulden*     —     Das    auf   Yer- 
mogensl>esitK  l>erubende  E.  wiitl  als  fun- 
diertes bezeichnet,  im  Oegensatz  zti  dem» 


Anlagen    bestimmten    Zins    imd    den    dem  [  nur  durch  persunhehe  Tätigkeit  gewonnenen 


Unternehmergewinn  entsprechenden  Uebep 
Schuß  zerlegen.  Dies  ist  jedoch  nicht  üblich^ 
sondern  die  Grundrente  wird  lediglich  wie 
eine  All  voo  Zins  betmchtet^  indem  man 
sie^  wenn  sie  gestiegen  ist,  auf  ein  giijÜeres 
Bodenkapital  liezieht,  das  durch  Multiplika- 
tion ihres  Betrags  mit  einem,  dem  Zinsfuß 
für  die  besten  Anlagen  entspi-ech  enden 
Köpitalisieningsfaktor  bestinimt  wiid. 


das  mit  der  tiersflnlicben  Leistuiig8fiihie:kt?it| 
aufhört  nnd  msofeiii  als  nicht  objektiv  fuii-^ 
diertes  erscbeint. 

7,  Statistiscbe»  Beis^inel     In  beti 
der  wirklichen   Grt^ße   und   der   V erteil uu gl 
des  E.  in  einzelnen  Staaten  verweisen  wy 
auf    die    Untersuehungen    Ton    SoetbeerJ 
Giffen    und   anderen.     Als  Beispiel   seieal 
hier    nur   die   Ergebnisse   der   p^-eußi sehen 


Nach  Held    ist   alles  E.   selbständiger  i  Ksteuer  im  Jahre  19D4  angeföhtl 
Personen    entweder  L<jhn    oder   Zins    oder        Die  Zahl  der  veranlagten  Zensiteu  lM>trng 
Unternehmer^ E.     Dieser  von  den    für    die   4  133  539,  unter  denen  sich] edoi?h25S3steuer-l 
E.artcn    chai"akteristi sehen    Verträgen    aus-  pÜichtige  nichtph;^'sische  Personen  beEand<jn«.j 
gehenden  Einteilung  dürfte  indes  die  her-  Die  Gesamtsumme  des  veranlagten  E,  de 
fonimliche  in  Lohn.  Kapitaizins,  Unternehmer-  4130956  physischen  Personen  betrug  912'i,7| 
Ijewinn   und  GrimdreutCt  die   mit  der  Zer- ,  Mill.  3L  und  verteilte  sich  in  folgender  Art: 


legung  des  volkswiilsehaftlichen  Heinertrags  ' 
in    Lohn    und   Kapitalgewinn    im   weiteren ,     Einkommen 
Sinne  des  Wortes  l*eginnt,  voi-zu ziehen  sein.  ^  ^ 

Zinn  Cnternehmergewinn  mnß  hier  aller- 
dings auch  nocth  die  Arbeitsvergütnng  des 
seltisttätigen  Unternehmers  gerechnet  wei'den. 
Was  das  E.  aus  pei^sunlichen  Dienstleistungen 
betrilTt,  so  ist  es,  wenn  es  als  festes  Gelialt 
dnrcli  Yermittelung   einer  Anstalt, 

zii 


%    ^ 


löüü—  HOOO 

3  000—  3  BW 

3  600-  4  200 

4  200—  ÖO(K> 

bmy-  6  000 

6  0fX)-  7  500 
7500-  9000 
9CM)()-  l^ötlO 

12  5aj^  16  hm 
Iß 500-  mut\ 
mm)-  25  5(1) 

25  50t)-  30  500 


Zahl  der 

pEicht. 
1500    J  954851 


Summe      Dnrch- 
des  veraoL   schüitt 
Eiuk.      a.  d.  Kopf 


150261 
78  lOI 
67233 
n,^  160 
48837 
3T  759 
28233 
19057 
10677 

7  879 
5079 

14374 
2  S!;9 


MilL  M. 
3304,1 

436,2 

303.4 
307^3 

2S5,6 

327,0 

3oS,8 

306,3 
272,4 
195.8 
iS©,t 
14IJ 
7«2,9 
691J 


T  uS 
3040 
3271 
3S9O 

4S73 
5  47^ 
669; 

8177 
14394 

32679 

37S$o 

49  6C5 

241  93^ 


Korporation  oder  auch  eines  Einzel- 
unternehmers  befahlt  wird,  mit  dem 
Lohne  in  gleiche  Linie  zu  stellen; 
diejenigen  Dienstleistenden  aber^  die, 

wie  Aerzte,  Rechtsanwälte  usw., 

ihr  K  direkt  von  den  Konsn-   ^^^^^^^ ^..^^ 

menten    bedeheu,    werden    am  35 KoO— lOoÖoO 

besten  als  eine  Klasse  von  selb- |      \\\i^j  lOGOOO 

ständigen     ünteroehmern      be- '       ^  beigefügte  Figur  gibt  eine  gmi>hisc>lu« 

trachtet  f;«f  >  ,f  ^^f  .^^"^'^  nat^t^Uunf  die^r  Verhltnis^e  für  W  K^ 
namenthch  so  lange  s^e  noch  ^^^^^  ,.on  30fH}  bis  30500  M,  Die  Äbsci3**eii| 
keiue^enfSgendeKundseiAft  ^^^^^^^^^^^    jj^   ^.m    der  SteuerpfHehtigea 

eme.  gewissen  Kapitals   Dim^hiK^hnittshühe  des  K  der   betreHemleuI 
Klasse  in  Einheiten  von  lOOÜ  3L   und  di( 
Hechtecke  entsprechen  demnach  den  Suinmeii' 
de©  veraulaitrten   E.   der  einxelneu    Klasse^ 
_    Die  4130051p  sieuerpflichtigen  Persom 
~  entspreoh« 

einer  Bevul* 

kerung    Tnal 

13317  nm 


bedürfen. 


Unter  GniDd- 
-^      rente    ist 


z      3      ^      s      €       7     s      9      m      ff 

Zahl  der  Steuerpflichtigen  in  EiiiheiteD  von  lOüOÜ* 
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Der  Steuer  war  also  im  Jahre  1904  eine  Be-  Bureaus,  Jahrg.  1904,  S.  41  fg.  —  Feiinev, 

völkerung  von  ungefähl*  23  Mili.  nicht  unter-  ^^  Schätzung  des  Volkseinkommens,  in  demselben 

worfen,  und  man  darf  annehmen,  daß  sich  Bulletin,  p,  109 ss.                             Lej-is. 

unter  diesen  mindestens  6  Mill.  Erw'-erbs-  

tätige  mit  einem  E.  von  weniger  als  900  M. 

befanden.    Nimmt  man  dieses  £.  auch  nur  Eink0]ll]ll6n8t6n6r 

zu   durchschnittlich    500  M.   an     so  ergibt  Einleitung.     Ertrag    nnd    Einkommen. 

'''*^  o^'J^^A^'^rn^'^lr^i.«*^^^  I-  I>i«  spezielle  oder  partielle  E.  (Lohn-, 

von   3000  Mill.    M.     Für   die   E.8tufe   von  Besoldungs-,  Arbeitsertragssteuer).     1.  Wesen; 

900—3000  M.  findet  bekanntlich  nur  eine  Aufgabe  und  Umfang.  2.  Veranlagung.  II. Die 

Einschätzung  ohne  Deklaration  statt  und  die  Klassensteuer.    III.  Die  allgemeines. 

Annahme  ist  berechtigt,  daß  ihr  wirkliches  1-  Begriflf,  Wesen  und  Umfang.  2.  Das  Existenz- 

E.  das  A'eranlagte  um  etwa  20  Proz.,  also  minimum.  3.  Die  Abzugsposten.  4.  Das  fundierte 

um    rund    1000    Mül.   M.    übersteigt.     Die  «nd  unfundierte  Einkommen.  5  Der  progressive 

Gesamtsumme  des  veranlagten  E.  beträgt  '^frtTfT^X.nTl!'^..^^ 
««.K  .1^«  ^u:^^^  rr  u^ii  TTioo- Tir-n  nr  i  IV.  uesetzg e Dung.  A. Staaten  mit  speziellen 
nach  der  obigen  Tabelle  9122u  Mill.  M  und  oder  partiellen  E.  l.Bayeni.  2.  Elsaü-Lothringen. 
die  des  ganzen  Volks-E.  wird  demnach  für  Mecklenburg.  B.  Staaten  mit  allgemeinen  E. 
Preußen  im  Jahre  1904  auf  mindestens  1.  Preußen  (Geschichte;  das  geltende  Recht). 
13(H>j  Mill.  zu  schätzen  sein,  Soetbeer  hatte  2.  Württemberg.  3.  Sachsen.  4.  Baden.  5.  Hessen, 
es  für  1876  auf  8467  Mill.  und  für  1888  6.  Oesterreich.  C.  Staaten  mit  verwandten 
auf  9916  Mill.  veranschlagt.  Im  Jahre  1905  Steuersystemen.  1.  England.  2.  Italien, 
ist  übrigens  das  steuerpflichtige  E.  wieder  Einleitang.  Ertrag  nnd  Einkommen. 
um  eine  halbe  Milliarde  höher,  nämlich  auf  Die  beiden  ökonomischen  Grundbegriffe  Er- 
9668,6  Mill.  veranlagt  worden.  Das  Volks-E.  trag  und  Einkommen  sind  die  elementaren 
des  Deutschen  Reichs  wird  gegenwärtig  auf  Unterscheidungsmerkmale  für  die  direkte 
22  Milliarden  M.  geschätzt  werden  dürfen.  Besteuerung.  Ersterer  beruht  auf  dem  Prinzipe 
In  Großbritannien  und  Irland  betrug  im  der  Objektivität,  letzteres  auf  demjenigen  der 
Jahre  1903/4  die  Summe  des  zur  E.steuer  Subjektivität.  Beide  haben  das  Gemeinsame, 
veranlagten  E.  (von  mehr  als  150  Pfd.)  daß  sie  den  Inbegriff  der  Einnahmen  aus 
9<.»2,8  Mill.  Pfd.  Sterl.  und  das  gesamte  Volks-E.  der  einzel wirtschaftlichen  Tätigkeit  um- 
dürfte daher  30  Mill.  M.  übersteigen.    Für  schließen. 

Frankreich  ist  es  mindestens  auf  25  Mill.  M.  Der  Ertrag  ergibt  sich,  wenn  man  die 

zu  schätzen.  Einnahmen   auf  das   Objekt,  aus  dem   sie 

iu^,^4»*.    Ml        o^^*i      Ti-   tsL     '      s'  hervorgehen,  zurückbezieht,  ohne  Rücksicht 

Lltermtar:   Adam   SniUh,    Wealth  qt  natwns,  «ii*  r^iJ^P^«>/^n    rl^- oi«  ^„#oii««      n„k^:  «^«.1 

ß.  II,  eh.  t.  -  mcavdo,  Pnnciples,  eh.  XXVI.  ^"^    nl*  i?^  1'    n     ^1    2^®",-     ^^}^'  ^^ 

-    Hermann,     Staatswirtsch^fUiche     Unter.  $as  Objekt  ^8  Quelle  und  Grundlage  der 

suehungen,  2.  Aufl.,  s.  58Jfg.  —  Schmoller,  i^mkommensbüdung,  von  dem  Subjekt,  dem 

Die  Lehre  vom  Einkommen,  Zeiuchr.  f.  Staatsw.,  Bezieher    des    Einkommens,    losgelöst,    das 

Bd.  19,  s.  ijg.  (186S).  —  Röaiev ,  Zur  Lehre  Sachliche  Und  das   persönliche  Moment  in 

v„m  Einkommen,  Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat.,  Bd.  10  der  Wirtschaft  werden  als  getrennt  gedacht. 

(1868).  —  Held,  Die  Einkommenstetier,  Bonn  Das  erstere  lÄ^ird  gleichsam  als  belebt,  ^s 

i^?j,S.  66^95.  -  Beta  Weiss,  l^i^  Lehre  selbständig  wirkend  angenommen  und  der 

7%fs"!:Zl^'sTs  684^^^^^           -  Persönliche   Einfluß  deT  leitenden   Rechts- 

cim.  Die  Lehre\^om  Einkommen,  2.  Aufl.,  und  Wirtschaftesubjekts  auf  den  Prozeß  der 

Leipzig  1878.  —  Dudiey  Bajrter,  The  national  Emkommensbildung  aus  der  Rechnung  eli- 

income  0/ the  United  Kingdom,  Ijyndon  1868.  —  miniert    Diese  Sachlich  -  objektive  Personi- 

Soetbeer,   Umfang  und  Verteilung  des   Volks-  fikation  eines  leblosen  Gegenstandes  ist  eine 

einkommens  im  preuß.  Staate,  Leipzig  1879.  —  Fiktion.    In  dem  Begriffe  des  Ertrags  sind 

Verseihe,  Zur  Einkommenstatistik  von  Preußen,  alle  Produktions-  und  Gestehungskosten  noch 

Sachsen  und  Großbritannien,  Vierteljahrsschr.  f.  enthalten,  die  zur  Herstellung  erforderlichen 

\olks%c.,   1888.   —   Derselbe,    \  olksetnkommen    Aiio1««««\,;«/1  «.^«l,  «;«i,4.  «„«^^«^u:^^^ ^^« 

im  preuß.  Staate  1876  u.  1888,  Jahrb.  f.  Nat.  u.  Auslagen  smd  noch  nicht  ausgeschieden,  der 

Stat.,  N.  F.,  Bd.  18,  S.  4U-  -  Oiffen  im  Joum.  "^^trag  ist  em  R  0  h  e r t rag. 

of  the  Stat.  Soe.,  1878,  p.  s,  1888,  p.  593,  1886,  Sobald  diese  Auf wendunfi;en  aus  dem  Ei-- 

p.  28.  —  Leroy-BeauHeu ,  Essai  sur  la  re-  trage  oder,  genauer  ausgedrückt,  aus  dem 

partition  des  richesses ,  l^ris  1883.  —  Lejcis,  Roherträge  entfernt  sind,  gelangen  wir  zum 

Uelter    getcisse     Wertgesamtheiten,     Zeitsehr.  f.  Reinertrag.     Nur   ein  Schritt   trennt  uns 

Äootoir.,  Bd.  44  (1888),  S.  221.  —  Ä.  Meyer,  noch  vom  Begriffe  des  Einkommens. 

i^Jlit^  /w    f^f'^'^^'f/  ^^'•"  ^^r^'TZ  Unter  Einkommen  verstehen  wir  die 

Derselbe,  Art.  „Einkommen",  H.d.  St.,  Bd.  111,  u^:„^:„ur.«#f«       «,;*     Ar.^    ü^««^«        a'^     «-^ 

.V.  45 fg.  L  Ad.  Wagner,  Statistik  des  Volks'  Reineinkünfte     nut    der   Person,    die    sie 

oder  yationaleinkammens  u. -Vermr^ens,  BuUetin  fnapfängt,    m  Beziehung    gebracht.     Es  um- 

de  vinstüut  International  de  statistique,  T.  XIV,  i^ßt  daher  alle   Wirtschaftlichen  Güter,  die 

3.  livr.,  p.  iss.;  dazu  das  ausführliche  Referat  das  leitende  Subjekt  einer  Wirtschaft  regel- 

m  der  Zeitsehr.  des  kgl.  preußischen  Statistischen  mäßig  lind  der  \\  icderholung  fähig  als  Rein- 
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ertrag  einer  festen  und  dauernden  Erwerbs- 
quelle zu  neuem  Vermögen  szu  wachs  empfängt. 
Dazu  sind  dann  femer  noch  die  Nutzungen, 
Genüsse  und  Genußmöglichkeiten  in  An- 
rechnung zu  bringen,  die  das  Nutz  vermögen 
nach  Abzug  der  Abnutzung  und  der  Ver- 
kehrswertminderung gestattet  Demzufolge 
sind  also  alle  Auslagen  zur  Erwerbung  und 
Erhaltung  des  Einkommenbezuges,  die  Schuld- 
zinsen und  Passivrenten,  die  regelmäßigen 
Abschreibungen,  die  öffentlichen  Lasten  und 
Abgaben  und  alle  zu  den  Geschäftsunkosten 
zäidenden  Aufwendungen,  die  Einkünfte 
Dritter  darstellen,  ausgeschieden. 

Je  nachdem  nun  die  Steuertechnik  vor- 
geht, indem  sie  den  Ertrag  oder  das  Ein- 
kommen zum  Ausgangspunkte  der  Veran- 
^gimg  nimmt,  hat  man  Ertragssteuern  und 
E.  zu  unterscheiden.  Die  Ertragssteuern 
sind  die  Grund-,  Gebäude-  und  Gewerbe- 
steuern. In  diesen  drei  Erscheinungsformen 
ist  das  Ertra^teuerprinzip  rein  durchge- 
geführt.  Allem  diejenigen  Staaten,  die  ihre 
Steuersysteme  ausschließlich  auf  eine 
spezialisierte  Ertragsbesteuerung  aufgebaut 
haben,  sahen  sich  im  Interesse  der  Allge- 
meinheit der  Besteuerung  genötigt,  noch 
zwei  weitere  Glieder  den  Ertragssteuern  bei- 
zufügen, die  Kapitalrenten-  und  die  Ijohn- 
und  Besoldungs-  (Arbeitsertrags-)  Steuer. 
Beide  sind  im  Grunde  eigentliche,  wenn 
auch  partiale  E.,  und  auf  sie  ist  das  Er- 
tragssteuerprinzip nur  anwendbar  durch  eine 
künstliche  Konstruktion,  indem  man  die 
Kapitalforderung  oder  Kapitalanlage  und  die 
Arbeit  oder  Arbeitskraft  eines  Individuums 
sich  verselbständigt,  als  von  der  erwerbenden 
Person  getrenntes  und  losgelöstes  Wesen 
im  Wirtschaftsleben  vorstellt.  Beides  ist 
nur  möglich,  wenn  man  dem  Gedanken  der 
Ertragssteuer  Gewalt  antut. 

Die  (allgemeine)  E.  dagegen  betrachtet 
die  Einzelwirtschaft  als  einheitliclies  und 
untrennbares  Ganzes  und  trifft  die  aus  den 
verschiedenen  Erwerbsquellen  und  En^'erbs- 
einrichtungen  hervorgehenden  Erträge  in 
ihrem  Zusammen flusse  beim  Rechts-  und 
Wirtschaftssnbjekt  als  greifbare  und  faßbare 
Größe.  Bei  ihr  verbindet  sich  so  das  sach- 
lich-objektive und  das  persönlich-subjektive 
Element  der  Einzelwirtschaft  zu  einem 
harmonischen  Ausdruck. 

I.  Die  spezielle  oder  partielle  E.  (I^hn-, 
Besoldungs-,  Arbeitsertragsstener). 

1.  Wesen,  Aufgabe  nnd  Umfang.    In 

ihrem  Ursprünge  geht  die  spezielle  oder 
partielle  E.  auf  das  Bedürfnis  der  Steuer- 
gesetzgebung zunlck,  das  Gebiet  der  Ein- 
künfte aus  persönlicher  Arbeitsbetätigtmg  in 
den  Kreis  des  Ertragssteuerprinzips  einzu- 
ftigen.  Schon  bei  den  älteren  Vermögens- 
steuern   hatte    man,    mangels    anderweiter 


geeigneter  Veranlagungsformen ,  mitunter 
versucht,  den  Arbeitsertrag  durch  eine  Fiktion 
zu  einer  verselbständigten  Vermögensgröße 
zu  konstruieren,  indem  man  den  Lohn  oder 
die  Besoldung  durch  eine  Vervielfachung 
ihres  Betrages,  z.  B.  20  X^,  als  Kapital  be- 
handelte und  auf  dieses  Arbeitskapital  den 
Steuersatz  anwendete.  In  gleicher  Weise 
verfuhr  man  bei  der  Ertragsbesteuerung 
durch  Gleichstellung  des  Vermögensertrages 
mit  dem  „Arbeitsertrage*',  man  übernahm 
die  vorhandene  Konstruktion  auf  das  Er- 
tragssteuerprinzip. 

Der  äußeren  Erscheinungsform  nach  tritt 
daher  die  spezielle  oder  partielle  E.  als 
Ertragssteuer  auf.  sie  stellt  sich  dar 
als  eine  Auflage  vom  Reinertrag  des  persön- 
lichen Erwerbes  aus  Arbeit,  der  einem 
Subjekte  ohne  oder  doch  ohne  wesentliche 
Unterstützimg  von  stehenden  oder  um- 
laufenden Kapitalien  zufließt.  In  diese 
Kategorie  werden  daher  untergebracht  alle 
Einkünfte  aus  dem  Arbeitslohn,  aus  Be- 
soldung, Wartegeld,  Pension,  Anweisungen, 
Emolumenten  und  anderen  Erträgnissen  des 
öffentlichen  Dienstes  und  privater  Anstellung, 
aus  Honoraren  und  Bezügen  der  liberalen 
Berufsarten  (Aerzte,  Rechtsanwälte,  Notare, 
Schriftsteller,  Künstler,  Schauspieler  usw.). 
In  der  Tat  ist  eine  derartige  Einbeziehung 
dieser  Einnahmequellen  seit  Erreichung  der 
persönlichen  Freiheit  und  der  Arbeitsfreiheit 
der  arbeitenden  Klassen  im  weitesten  Wort- 
sinne eine  berechtigte  Forderung  der  spe- 
zialisierten Systematik  der  modernen  ratio- 
neilen Ertragsbesteuerung  überhaupt,  wenn 
sie  alle  vorkommenden  Reinerträge  sämt- 
licher Erwerbsarten  umfassen  soll.  Die 
Arbeitsertragssteuer  wird  immer  notwendiger, 
je  weiter  die  Arbeitsteilung  und  Berufs- 
gliederung fortschreitet,  und  je  weniger  die 
vorhandenen  Ertragssteuerformen  imstande 
sind,  diese  differenzierten  Einnahmearten  zu 
erfassen. 

Die  meisten  Gesetzgebungen  haben  aber 
die  spezielle  oder  partielle  E.  nicht  auf  den 
eigentlichen  Arbeitsertrag  beschränkt.  Denn 
die  Spezialisierung  der  einzelnen  Glieder  der 
Ertragsbesteuerung  vermochte  nicht  alle  vor- 
kommenden Erwerbsquellen  erschöpfend  zu 
erfassen,  wollte  man  die  Schaffung  vieler 
kleiner  Ertragssteuern  vermeiden.  Man  be- 
nutzte dalier  diese  Steuerform  zm-  Aus- 
füllung vorhandener  Lücken  der  Steuer- 
gesetzgebung. Regelmäßig  wurde  dann  von 
einer  genauen  Umgrenzung  des  Begriffes 
der  objektiven  Steuerpflicht  abgesehen  und 
ihr  alles  Einkommen  unterworfen,  das  nicht 
bereits  durch  die  übrigen  Glieder  der 
Ertragsbesteuerung  getroffen  war. 
Neben  dem  Arbeitsertrage  finden  sich  daher 
der  Bergbau,  der  Erwerb  von  Pachtung  von 
Grundstücken,  die  Privateisenbahnen  u.  dgL 
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mitbesteuert.  Bisweilen  ersetzt  die  spezielle 
E.  auch  eine  Kapitalrentensteuer,  indem  die 
Einkünfte  aus  zmstragenden  Kapitalien  eine 
besondere  Abteilung  der  partiellen  E.  bilden. 
So  früher  in  Württemberg  und  Oesterreich. 
2.  Veranla^ng.  Für  die  Bemessung 
der  Steuerpflicht  werden  entweder  ver- 
schiedene Abteilungen  oder  Gruppen  nach 
den  unter  die  Steuer  fallenden  ifategorieen 
gebildet:  das  Einkommen  aus  der  Ijohn- 
arbeit,  der  Ertrag  aus  der  Ausübung  der 
liberalen  Berufsarten  und  die  Einkünfte  aus 
Besoldung,  Wartegeld,  Pensionen  u.  dgl.  m. 
Die  übrigen  Erwerbsarten  werden  entweder 
unter  einer  dieser  drei  Hauptabteilungen 
besteuert,  denen  sie  am  nächsten  kommen, 
oder  in  eigene  Gnippen  untergebracht.  Oder 
man  verzichtet  auf  eme  solche  Spezialisierung 
und  knüpft  die  Steuer  an  die  Höhe  der 
Einkommensbezüge  überhaupt  an.  Die  Ein- 
richtung im  einzelnen  wird  sich  an  die 
historische  Entwicklung  der  direkten  Steuern 
überhaupt  anschließen  müssen.  Die  Fest- 
stellung der  steuerbaren  Beträge  kann  in 
der  Regel  nur  durch  Selbstangaben  der 
Steuerpflichtigen  gewonnen  werden,  falls  sie, 
wie  Besoldungen  und  Pensionen  aus  Staats- 
und anderen  öffentlichen  Kassen,  nicht  ohne- 
hin bekannt  sind.  Bei  der  gemeinen  Lohn- 
arbeit kann  man  auf  die  Ermittelung  ohne 
weiteres  verzichten,  da  das  Verank^mgs- 
verfahren  hier  am  einfachsten  ist  Der 
Deklarationszwang  ist  bei  der  speziellen  E. 
demgemäß  imentbehrlich.  Zur  Sichenmg 
der  Selbstangaben  hat  man  zuweilen  eine 
Anzeigepflicht  der  auszahlenden  Stellen 
eingerichtet.  Dieses  Verfahren  ist  niu*  häutig 
unwirksam  oder  mit  großen  Umständlich- 
keiten verknüpft.  Eine  viel  ausgiebigere 
Garantie  liegt  in  einer  angemessenen,  ver- 
hältnismäßigen Feststellung  der  Steuersätze, 
welche  nicht  zu  hoch  gegriffen  sein  dürfen 
imd  der  Wandelbarkeit  gewisser  Einnahmen 
anzupassen  sind.  Eine  wirkliche  Gefahr 
lunfangreicher  Steuerhinterziehung  besteht 
nur  bei  einem  sehr  hohen  Steuerfuß.  Die 
Anlage  der  Steuerptlicht  geschieht  am 
leichtesten  nach  den  Gnmdsätzen  der 
Klassensteuer  mit  Bildung  von  Steuer- 
klassen. 

Soweit  die  spezielle  oder  i>artielle  E. 
zugleich  als  Kapitalrenten  Steuer  oder  par- 
tielle Gewerbesteuer  (Bei-gban,  Hüttenbetrieb) 
zu  funktionieren  hat,  gelten  die  für  diese  Er- 
tragssteuern anderw'ärts  entwickelten  Gnind- 
sätze  (vgl.  Artt  „Kapitalrentensteuer'*  und 
„Gewerbesteuer*').  Der  an  sich  dem  Er- 
tragssteuerprinzipe  fremde  Abzug  der  Her- 
stellungskosten und  Passivposten  lÄ-ird  gleich- 
falL^  mitunter  zugestanden.  Ohne  Zweifel 
♦?ine  Konzession  an  das  E.prinzipl 

Die  ganze  Signatur  der  paitiellen  E., 
wie   schon   der   von  der  Terminologie  des 


Gesetzgebers  rezipierte  Name  sagt,  weist 
auf  das  E.prinzip  hin,  sie  ist  dem  Ertrag- 
Steuersysteme  absolut  heterogen.  Sie  ist 
aus  der  üebertreibung  des  Ertragssteuer- 
prinzipes  hervor^gangen,  dem  sie  formell 
angehört,  ohne  diesem  wesensgleich  zu  sein. 
Historisch  haben  verschiedene  Momente  zu 
diesem  Ergebnis  zusammengewirkt:  An- 
schauungen der  staatsbürgerhchen  Epoche, 
die  Furcht  der  Steuerzahler  vor  dem  lästigen 
Eindringen  fiskalischer  Veranstaltungen  in 
Privat-  und  Wirtschaftsverhältnisse,  miß- 
glückte Versuche  mit  allgemeinen  E.  in  der 
ersten  Hälfte  des  19.  Jahrb.,  der  Widerwillen 
gegen  eine  formelle  Doppelbesteuening  usw. 
Sie  machen  das  Resultat  verständlich,  sie 
vermögen  aber  die  steuergeschichtliche  Tat- 
sache nicht  zu  verhiUlen,  daß  die  spezielle 
oder  partielle  E.,  ebenso  wie  die  Kapital- 
rentensteuer, ihre  Mission  erfüllt  hat  und 
keinen  Platz  in  den  Steuersystemen  der  Zu- 
kunft mehr  findet. 

n.  Die  Klassenstener. 

Die  Klassensteuer  bildet  einen  der  üeber- 
gänge  von  den  Ertrags-  und  älteren  Personal- 
steuern zur  allgemeinen  E.  Sie  enthält  noch 
die  Vorstellung,  daß  die  Entrichtung  der 
Abgabe  die  Zugehörigkeit  zu  einem  Stande 
oder  einer  Gesellschaftsklasse  zur  Voraus- 
setzung hat,  und  ist  daher  insofern  ver- 
wandt mit  Kopf-  und  anderweiten  Personal- 
steuern, aus  denen  sie  zum  Teil  historisch 
hervorgegangen  ist.  Einen  Schritt  zur  aU- 
gemeinen  E.  kann  man  in  ihr  um  deswillen 
erblicken,  weil  man  bereits  die  verschiedenen 
Einkommenstufen  mit  einem  gemeinsamen 
Netze  überspannt  und  insoweit  eine  allge- 
meine Steuer  der  verschiedenen  Einkommens- 
größen darstellt.  Ferner  steht  sie  steuer- 
technisch durch  die  Bildung  von  Steuer- 
klassen den  speziellen  E.  nahe.  Endlich 
aber  gründet  sie  in  der  Veranlagung  teil- 
weise auf  dem  Prinzipe  der  Bemessung  nach 
„äußeren  Merkmalen**  und  hat  dadurch  die 
letzten  Reste  des  Anlageverfehrens  der  Er- 
tragsbesteuerung nicht  völlig  abgestreift. 

Unter  der  Klassensteuer  verstehen  wir 
daher  eine  Personalsteuer,  die  auf  dem  Boden 
der  differenzieilen  Behandlung  der  ver- 
schiedenen Einzelwirtschaften  aufgebaut  ist. 
Sie  ist  eine  Subjektsteuer,  eine  auf  Sub- 
jektinerung  des  Einkommens  gerichtete 
direkte  Abgabe.  Die  Subjektivienmg  wird 
durch  die  Aufstellung  einiger  weniger  Haupt- 
klassen mit  Unterklassen  bewirkt,  z.  B.  bei 
der  früheren  Klassensteuer  in  Preußen  8 
Klassen  mit  je  4  Unterabteilungen.  Für 
jede  Gruppe  werden  feste  Steuersätze  fest- 
gestellt. Die  Steuerpflichtigen  werden  d\wc\\ 
Einschätzungskommissionen  auf  Grund  be- 
stimmter, äußerer  Merkmale  und  unter  Be- 
rücksichtigung  ihrer   gesamten   wirtscliaft- 
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liehen  Lage  in  die  Steuerstufen  eingereiht. 
Die  Klasseasteuer  e%net  sich  anf  höherer 
Kulturstufe  nur  für  die  kleinen  EiDkiinfte 
und  die  unteren  der  Mittelein  kommen  (früher 
in  PreuBen  bis  30('N>  ^L)  als  BeBteiieruDgs- 
form.  In  dem  Maße  als  die  ein7.el^^^rtsGhaft- 
liehe  LeistufigsfähierkeLt  imd  die  sie  beein- 
flussenden und  beeintiitchtigenden  Faktoren 
in  Rechnung  gezogen  werden,  rückt  die 
Klosseast^uer  an  das  Niveau  der  allgemeinen 
E.  heran- 

Die  K lasse Q Steuer  ist  ohne  Zweifel  eio 
Fortschritt  gegenüber  den  primitiven,  älteren 
Steuerformen  und  kann  tatsächlich  als  eine 
geeignete  Besteuerung  da  gelten,  wo  die 
ökonomischen  Verhältnisse  der  einzelnen 
Klassen  F-iemlicli  homogen,  die  verschiedenen 
Stufen  der  sozialen  KJassecbildung  leicht 
%'oneinander  zu  unterscheiden  sind,  wo  also 
der  Prozeß  der  wirtschaftlichen  uad  gesell- 
schaftlichen Differenzierung  noch  keine  ent- 
scheidenden  FoHschritte  gemacht  hat.  Das 
Verfahren  der  Einschätzung  kann  hier  noch 
genügende  Resiütaie  erzielen.  ^VVo  aber  die 
ganze  Entwiekelung  eine  hohe  Stufe  erreicht 
hat,  das  Volksvermögen  und  Volkseinkomraen 
&tark  diffei'enziert  sind,  eine  i'dclie  Arbeits- 
teilung und  Berufsgliederung  besti'^ht  und 
ileragemäli  jedes  Einkommen  mehr  individueil 
wirksam  wird,  da  hat  sich  die  KJassensteuer 
iiberlebt  und  ist  nur  mehr  in  der  äuüereo 
Form  eifie  solche,  während  sie  tatsäcliHch 
ein  Bestandteil  der  allgemeinen  E,  ist 

IIL  Die  allgemeiiie  E. 

t,  Begiiff,  Wesen  und  Uiufanf?.    Die 

allgemeine  E.  geht  voü  der  Einzelwirtschaft 
als  Ganzem  aus.  Ihr  liegt  die  Erkenntnis 
zugrunde,  daii  jede  Steuer  eine  Leistung  der 
Person  des  leitenden  Wirtschaftssubjekts  aus 
dem  Fonds  reeller  Güter  ist,  die  dem  Haus- 
halter innerhalb  einer  WirtseJiaftsiieriode  zur 
Verfügung  stehen.  Die  Steuei-techuik  sieht 
dabei  von  der  objektiven  Gestaltung  der  for- 
malen Gütererzeugung  ab,  sie  knüpft  an  den 
Pirrzeß  der  Güten-Verteilung  an,  sie  bemißt 
den  Beitrag  nach  der  indivithielJen  Leistungs- 
fäliigkeit  jefler  Einzelwirtschaft.  Darum 
werden  die  Erträge  aus  den  einzelnen,  die 
ReineinkOnfte  lieferodcu  Ertragsnuelleu  nicht 
gesondert  in  ilircr  Entstehung  aufgesucht, 
sondern  in  ihrer  Einheit,  im  Zusanmienflusse 
heim  leitenden  Rechte  und  Wirtschafts- 
subjekte  besteuert.  Beide  Fakturen,  das  j>er- 
eunliehe  und  das  aachliche  Element,  werden 
in  ihrer  Wechsel  bezlehmig  und  Wechsel wirk- 
Bamkeit  gewürdigt.  Der  Methode,  um  die 
Sleuerleistung  in  das  richtige  Verhältnis  zur 
tat  sachlichen  Leistmigsfähigkeit  jeder  Einzel- 
wirtsclmft  zu  setzen,  dient  das  Ein- 
kommen als  Maßstab,  Unter  diesem  Be- 
griffe aber  i^ird  die  Gesamtlieit  der  von 
einer  Person  aus  den  Terschiedenen  Erwerbs- 


»jiiellen  und  Erwerbsei nrichtungeu  belogenen 
Heineinkünfte  verFtanden,  mßgen  diese 
dauernd  und  sicher,  zeitweilig  oder  vMrülier- 
gehend,  unvei-Änderlich  oder  veränderlich 
sein.  Der  Begriff  der  E.  deckt  sich  somit 
mit  der  allgemeinen  Besteuerung  nac:h  der 
in  di  vid  uellen  Lei stun  gsf ähigkei  t . 

Das  wesentliche  Merkmal  der  E.  ist  die 
Allgemeinheit  Sie  trifft  im  Prinzipe 
alle  selbständig  erwerbenden,  physischen  und 
nichtphysischen  Personec  ohne  Rücksicht  auf 
die  Art  und  die  Höhe  dar  von  ihnen  lic- 
zogenen  Einkommen.  Ebenso  bestellt  kleine 
objektive  Ausnahme  von  der  Allgemeinheit 
hinsichtlich  der  konstitutiven  Elemente  des 
Einkommens,  keine  Vorzugsstellung  irgeo 
einer  Erwerbsart  ist  anerkannt.  Der  Sie^^ 
des  Prinzijies  der  Allgemeinheit  im  Sfeuk^^ 
wesen  setzt  die  Beseitigung  aller  Steuerv^>r- 
recht)e  privilegierter  Personen  und  Stünde 
voraus,  und  erst  die  Entwiekelung  des  oüent- 
licheu  Rechtes  im  Ijaufe  des  lö.  Jahrb.  kit 
in  unser*^*n  modernen  Kidturstaaten  den 
Boden  für  die  allgemeinen  E,  diux^h  die 
Rechtsgleichheit  aller  vor  dem  Gesetze 
geebnet. 

Das  Vorhandensein  gewisser  Ausnahmen 
von  der  AJlgemeinheit  ist  mit  dem  Prinzip 
durchaus  vereinbar.  Doch  ist  die  Zahl  ilt^r 
Steuerfreiheiten  auf  ein  Minimum  I>esclu-änkt. 
Hierher  gehören  einmal  bestimmte  Per&ruieri* 
gruppen  (subjeklive  Bef  reiungeu): 
das  Staatsoberhaupt  und  die  regierend© 
Familie,  die  fremtlen  Diplomaten  und  Kon- 
suln nach  Völkerrecht,  die  Gemeinen  und 
Unteroffiziere  des  Heeres  und  der  Flotte, 
und  im  Kriegs-  und  Mitbilmaclnmgsfalle  alte 
dem  aktiven  Heere  angehurenden  MüitHr- 
Personen  überhaupt  für  "ihr  ililitanlienstein- 
KOmmen.  Sodann  bestehen  Steuer  frei  heiten 
nach  Art  und  Höhe  des  Ein  komm  ens  (ob- 
jektive Befreiungen)  aus  prin/Jpiellen 
und  stenertechnischen  Griinden,  nämhch  tue 
ganz  kleinen  Einkommen,  denen  der  Vorzug 
der  Steuerfreiheit  des  „Existenzminimums^ 
eingeräumt  ist,  sowie  die  Einnalimen  aus  aus- 
ländischem Grundl^esitze  und  Gewerltebotrieli 
und  die  Besoldungen,  Pensionen  und  Warte- 
gelder, die  von  fremden  Staaten  liezalilt 
wertien. 

Eine  nur  scheinbare  Durchbrechung  des 
Grundsatzes  der  Allgemeinheit  hegt  vor  bei 
dem  abgestuften  Sieuerfuß  nach  Art  *l 
Einkommens  (fundiertes  und  unfundierfc  _ 
Einkommen)  mme  oaeh  dessen  Höhe" 
(progressiver  oder  degressiver  Steuersatz). 
Tateächlich  aber  hat  man  es  luerbei  ledig- 
lich mit  dem  Aus\1nicke  der  Besteucntng 
nach  der  Leistungsfähigkeit  i;u  tun. 

Ein  weiteres  Kennzeichen  der  E»  liegt  in 
den  steuertechnischen  Maßregeln,  durcrh  die 
eine  individuelle  Bela^siung  nach  der  Lei s- 
tungsfähigkeit  erstrebt  wird.    Sie  gehen 
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alle  von  dem  gemeinsamen  Gesichtspunkte 
aus,  daß  nicht  die  äußere  Ziffernform  des 
Einkommens  das  allein  Entscheidende  für 
die  Steuerfähigkeit  ist  Zwei  an  sich  fonnal 
gleiche  Einkommen  können  infolge  bestimmter 
Umstände  von  verschiedener  Leistungsfähig- 
keit sein .  Diese  Einwirkungen  steuertechnisch 
faßbar  zu  machen,  sie  in  der  Steuerleistung 
zum  Ausdruck  zu  bringen,  ist  eine  Haupt- 
aufgabe bei  der  Einrichtung  der  E.  Die 
wichtigsten  Detailfragen  sind  hier,  neben  der 
Gewährung  des  Existenzminimums  fiir  die 
ganz  kleinen  Einkommen,  die  richtige  Aus- 
messung der  Abzugsposten,  die  verschiedene 
Behandlung  des  fundierten  und  unfundierten 
Einkommens,  die  Gestaltimg  der  Steuersätze 
in  progressiver  oder  degressiver  Abstufung 
und  endlich  die  Berücksichtigung  anderweiter, 
die  Leistungsfähigkeit  schmlüemder  um- 
stände (Größe  der  Familie,  Kinderzahl, 
Alimentationspflichten,  Krankheit,  Unglücks- 
fälle usw.). 

Die  spezielle  Verrichtung  der  E.  im 
Steuersystem  ist  durch  dessen  allgemeine  Ein- 
richtung bedingt.  Ihre  Aufgabe  ist  gegeben 
durch  den  Zusammenhang  mit  den  Erteigs-, 
Verkehrs-,  Vermögens-  und  Aufwandsteuern. 
Es  wird  sich  dann  entscheiden,  ob  sie  ledig- 
lich zm-  Ergänzung  bestehender  Ertrags- 
oder anderer  Steuern  dient  oder  ob  in  ihr 
der  Schwerpunkt  der  direkten  Besteuerung 
Hegen  soll.  In  CToßen  Staaten  mit  reicher 
wirtschaftlicher  Entwickehmg ,  mit  großer 
Industrie  und  beträchtlichem  Kapitalreichtum 
und  ausgedehntem  Handel  wird  die  Tendenz 
mehr  und  mehr  dahin  gehen,  den  Schwer- 
punkt der  staatlichen  Erwerbsbesteuerung 
in  die  allgemeine  E.  zu  verlegen  und  die 
Ertrags-  und  ähnlichen  Steuern,  namentlich 
die  Realsteuern,  als  ergänzende  steuertech- 
nische  Mittel  zu  gestalten  bezw.  ihre  Er- 
träge den  unterstaatlichen  Körpern  (Ge- 
meinde, Provinz)  zur  Erfüllung  ihrer  Ver- 
waltungsaufgaben zu  überlassen. 

Die  allgemeine  E.  wird  aber  immer  nur 
e  i  n  Glied  der  Besteuerung  und  der  Erwerbs- 
steuersysteme insonderheit  sein  können.  Die 
Bestrebungen,  die  E.  als  einzige  Steuer 
schlechthin  oder  auch  als  einzige  direkte 
Steuer  durchzubilden  imd  alle  übri^n 
Staatsabgaben  durch  sie  aufzusaugen,  smd 
abzulehnen.  Sie  beruhen  auf  einer  gänz- 
üchen  Verkennung  des  Getriebes  des  wirt- 
schaftlichen Lebens.  Mögen  den  Ertrags-, 
Vermögens-  und  anderen  Steuern  mancherlei 
schwere  Mängel  ankleben,  mögen  sie  Be- 
denken erregen,  so  sind  sie  gleichwohl  in 
mancherlei  Richtung  nicht  zu  vermissen: 
denn  nur  durch  die  Vielheit  der  Auflagen 
ist  das  Steuerproblem  zu  lösen.  Die  allge- 
meine, progressive  E.  als  einzige  Form  der 
Besteuenmg  gedacht,  das  Steuerideal  des 
politischen    Radikalismus,    ist   ein    finanz- 


politisches Unding.  Diese  Erkenntnis  kann 
uns  aber  nicht  abhalten,  in  der  einkommen- 
steuerartigen Aus-  und  Fortbildung  der  Er- 
werbsbesteuerung das  Ziel  einer  gesunden 
Finanzpolitik  zu  erblicken. 

2.  Das  Existenzminimiun.  Prinzipiell 
kann  auch  für  die  kleinen  Einkommen  eine 
Befreiung  von  der  E.  nicht  beansprucht 
werden;  denn  sie  stellen  bis  zu  einem  ge- 
wissen Grade  auch  eine  Leistungsfähigkeit 
dar.  Allein  in  den  meisten  Gesetzgebungen 
haben  sozialpolitische  Rücksichten  auf 
die  in  den  kleinen  Einkommen  zutage 
tretende  geminderte  Leistungsfähigkeit  za 
einer  Verzichtleistung  auf  die  Steuer  ge- 
führt. Man  wollte  die  „kleinen  Leute"^ 
namentlich  aber  die  Arbeiterklasse  entlasten, 
die  „schwächeren  Schultern"  schonen.  Dazu 
kam  die  Erwägung,  daß  die  sog.  inneren 
Verbrauchssteuern,  vor  allem  solche, 
die  auf  notwendige  Lebensmittel  (Brot, 
Fleisch,  Salz,  Licht)  oder  Massenkonsiun- 
artikel  (Getränke,  Tabak)  gelegt  sind,  die 
unteren  Einkommensstufen  ohnehin  relativ 
stärker  treffen  als  die  oberen  Schichten  der 
Bevölkerung.  Endlich  ergaben  sich  mancher- 
lei steuertechnische  Schwierig- 
keiten der  Veranlagung  und  Erhebung 
dieser  kleinen  direkten  Steuerbeträge  von 
Hundeiltausenden  von  Steuerzahlern.  Da& 
steuertechnische  Verfahren  verursachte  er- 
hebliche Kosten  im  Verhältnis  zum  Steuer- 
ertrag, war  lästig  und  machte  zahlreiche 
Exekutionen  notwendig.  So  haben  denn 
alle  diese  Erwägungen  zum  Ergebnis  ge- 
führt, Personen  mit  einer  gewissen  Minimal- 
höhe des  Einkommens  von  der  E.  freizulassen. 
Das  Privileg  des  Existenzminimums  ist  aber 
nicht  auf  das  Lohneinkomraen  be- 
schränkt, sondern  allen  kleinen  Einkommen, 
aus  welchen  Quellen  sie  immer  fließen  mögen, 
eingeräumt. 

Die  Grenze  für  die  Steuerfreiheit  richtet 
sich  ganz  nach  den  konkreten  Umständen 
des  Steuerwesens.  Bei  einer  aus  Ertrags- 
steuern und  der  allgemeinen  E.  kombinierten 
Erwerbsbesteuerung  kann  dasselbe  höher 
sein  als  bei  einer  einzigen  E.  Preußen  (seit 
G.  V.  24/ VI.  1891)  900  M.,  Sachsen  400  M., 
Baden  900  M.,  Hessen  500  M.,  England 
3200  M.  (160  £)  usw. 

3.  Die  AbzQgsposteii.  Der  Begriff  des 
steuerpflichtigen  Einkommens  setzt  voraus, 
daß  die  Bestandteile  der  einzelwirtscliaft- 
lichen  Einkünfte,  die  dem  Haushalter  keinen 
Genuß  oder  keine  Genußmöglichkeit  bieten, 
weil  sie  Nutzungsquoten  anderer  Wirtschaften 
bilden,  zuerst  ausgeschieden  werden  müssen. 
In  dieser  Absondenmg  beruht  der  wichtigste 
Unterschied  zwischen  Ertrag  und  Einkommen. 
Eine  Besteuerung  nun,  welche  die  Belastung 
des  Einkommens  sich  zum  Ziele  setzt,  muß 
auf  diese  steuertechnische  Seite  besonders 
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Rücksicht  nehmen.  Denn  während  die  Er- 
tragssteuern, prinzipieU,  wie  aus  fiskalischen 
Ursachen,  auf  solche  Abzüge  verzichten 
müssen,  bilden  sie  bei  der  E.  ein  charak- 
teristisches Merkmal.  Die  zugelassenen  Ab- 
zugsposten sind  in  der  Regel  die  folgenden : 

a)  Die  Aufwendungen  zur  Erwerbung, 
Erhaltung  und  Sicherung  des  Einkommens 
—  die  Produktions-  und  Gestehungs- 
kosten; 

b)  Schuldzinsen  und  anderweite 
Passivrenten; 

c)  die  auf  besonderen  Rechtstiteln  ge- 
gründeten dauernden  Lasten,  auch  die 
Ausgaben  für  die  verschiedenen  Formen  der 
Versicherung ; 

d)  die  direkten  und  indirekten 
Abgaben,  soweit  sie  zu  den  ,,GeschÄfts- 
unkosten'*  zu  rechnen  sind,  jedoch  nicht  der 
Betrag  der  E.  selbst; 

e)  die  regelmäßigen  Abschrei- 
bungen vom  stehenden  Kapital;  ein  Ab- 
ÄUgsposten,  der  jedoch  nicht  allgemein  an- 
•er&nnt  ist. 

Ausdrücklich  dürfen  von  den  Einkünften 
n  i ch  t  in  Abzug  gestellt  werden :  der  Betrag 
•der  E.,  die  Aufwendungen  zur  Vermehrung, 
Verbesserung  und  Ausdehnung  der  Kapital- 
anlagen und  des  werbenden  Vermögens, 
freiwillige  üntei-stützungen  und  endlich  die 
Kosten  für  den  Haushalt  des  Steuerpflichtigen 
und  seiner  Familie. 

Die  Differenz  zwischen  dem  Gesamtein- 
kommen und  den  abzugsberechtigten  Posten 
ergibt  das  steuerpflichtige  Einkommen. 

4.  Das  fundierte  und  nnfnndierte 
Einkommen.  Die  verschiedene  Leistungs- 
fähigkeit des  Einkommens  hängt  vielfach 
auch  von  den  Erwerbsc^uellen  ab,  woraus  es 
fließt.  Dabei  werden  im  allgemeinen  zwei 
Kategorieen  unterschieden.  Die  einen  Ein- 
künfte beruhen  ausschließlich  oder  doch 
überwiegend  auf  Besitzestitel  im  Rahmen 
des  Privateigentums.  Hierher  gehören  die 
Einnahmen  aus  Grundvermögen  und  Haus- 
besitz, die  Zinsen  und  Renten  von  Kapitalien 
und  endlich  wenigstens  zum  Teil  die  Erträge 
gewerblicher  und  industrieller  Unterneh- 
mungen. Sie  heißen  um  deswillen  Besitz-, 
Renten- oder  fundiertesEinkommen. 
Es  hat  den  Vorzug  der  Sicherheit,  über- 
dauert die  Person  des  Wirtscliafters  und 
wird  teilweise  arbeitslos  gewonnen.  Dem- 
gegenüber stehen  die  Einnahmen  aus  dem 
Ertrag  der  persönlichen  Arbeit,  das  Arbeits- 
oder  unfundierte  Einkommen.  Dieses 
ist  geknüpft  au  die  Person  des  Arbeiters, 
an  seine  Arbeitskraft,  an  seine  körperliche 
und  geistige  Gesundheit.  Es  wird  durcli 
Krankheiten,  Unfälle,  Alter  usw.  geschmälert 
und  erlischt  mit  der  jLebensdauer  der  Person. 
Im  Gegensatz  zum  Renteneinkommen  ist  es 
nicht  so  sicher,  nicht  so  dauernd  imd  kann 


nur  durch  fortgesetzte,  angestrengte  Be- 
tätigung der  Arbeitskraft  gewonnen  werden. 
Außerdem  hat  das  Einkommen  aus  Besitz- 
vermögen für  das  leitende  Wirtschaftssubjekt 
den  Vorteil,  daß  es  aus  nicht  versiegenden 
Erwerbsquellen  entspringt,  durch  die  der 
Besitzer  im  Erbgang  die  ökonomische  Zu- 
kunft seiner  Angehörigen  sicherstellen  kann. 
Der  auf  das  Arbeitseinkommen  Angewiesene 
aber  kann  die  Nutzung  seines  Erwerbes 
nicht  in  dem  Maße  genießen,  da  er  vielmehr 
durch  rechtzeitige  Rückkgen  imd  damit 
durch  Einschränkungen  seiner  Ausgaben  für 
den  Lebensunterhalt  seiner  Familie  im  Falle 
unterbrochener  und  aufgehobener  Arbeits- 
fähigkeit sorgen  muß. 

Daraus  erwächst  für  die  Steuertechnik 
die  Aufgabe,  diesen  Unterschied  auch  bei 
der  Belastung  der  Einkünfte  durch  die  E 
zum  Ausdruck  zu  bringen.  Man  geht  davon 
aus,  daß  das  fundierte  Einkommen  wegen 
seiner  Sicherheit  und  Dauer  das  leistungs- 
fähigere, das  unfimdierte,  an  die  Persönlidi- 
keit  des  Erwerbers  geknüpfte  dagegen 
weniger  beitragskräftig;  ist.  Das  erstere 
kann  daher  eine  relativ  stärkere  Belastung 
ohne  Schädigung  der  Erwerbsquellen  ver- 
tragen als  das  letztere.  Diese  Anschauung 
ist  heute  allgemein  als  berechtigt  anerkannt, 
und  alle  Kgesetze  haben  in  der  einen 
oder  anderen  Richtung  darauf  Rücksicht 
genommen. 

Die  Formen,  in  denen  die  höhere  Steuer- 
kraft des  fundierten  Einkommens  gewürdigt 
wird,  können  verschieden  sein.  Die  eine 
Lösung  besteht  in  dem  vollständigen,  ratio- 
nellen Ausbau  der  Ertragsbesteuerung  in 
ein  viergliederiges  System  (Grund-,  Gebäude-, 
Gewerbe-,  Kapitalrentensteuer),  neben  dem 
und  über  das  eine  allgemeine  konkurrierende 
E.  im  Prinzipe  der  formalen  Doppelbe- 
steuerung tritt.  Das  fundierte  Einkonmien 
wird  auf  diese  Weise  doppelt  getrofifen, 
durch  die  Ertragssteuern  und  die  E.,  das 
unfundierte  Einkommen  dagegen  nur  einmal, 
durch  die  allgemeine  E.  Ein  anderer  Weg 
wuixie  beschritten  durch  die  Einführung 
einer  formellen  Vermögens-  oderEr- 
gänzungssteuer  neben  einem  Ertrags- 
steuersystem aus  drei  Gliedern  (Grund-, 
Gebäude-,  Gewerbesteuer)  unter  Beseitigung 
der  Kapitalrentensteuer.  Die  Er^nzungs- 
steuer  bildet  dabei  materiell  eine  Erhöhung 
der  E.Sätze,  während  sie  nur  in  das  Gewand 
der  Vermögenssteuer  gehüllt  ist  (s.  Art. 
„Vermögenssteuer**).  Der  Zweck  bleibt  der 
gleiche.  Durch  die  Hinzufügung  einer  Ver- 
mögenssteuer wird  daß  fundierte  Einkommen 
wiederholt,  das  unfundierte  nur  einfach  durch 
die  E.  getroffen.  Ein  drittes  Verfahren 
wüi-de  endlich  in  der  Abstufung  der 
Steuersätze  liegen,  indem  diejenigen  für 
das  fundierte  Einkommen   einem  Steuerzu- 
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«chlag,  diejenigen  für  das  unfundieile  aber 
einem  Steuerabschlag  unterliegen.  Prinzipiell 
stehen  die  drei  Methoden  auf  derselben 
Stufe.  Die  Wahl  der  einzelnen  ist  durch 
die  konkrete  Gestaltung  der  Steuersysteme 
und  durch  die  historische  Entwickelung  be- 
stimmt 

5.  Der  progressive  und  degressive 
iStenerfofs.  Die  Begründung  verschieden 
Abgestufter  Steuersätze  beruht  auf  den 
gleichen  Voraussetzungen  wie  die  unter- 
schiedliche steuertechnische  Behandlung  des 
iundierten  und  unfundierten  Einkommens. 
Denn  die  Leistungsfähigkeit  des  Einkommens 
wird  mit  seiner  Höhe  differenziert.  Sie 
steigt  in  stärkerem  Verhältnis  als  die  abso- 
luten Summen  der  Einkommensstufen.  Je 
großer  das  Einkommen  ist,  desto  geringer 
ist  die  Quote,  die  auf  die  Befriedigung  der 
unumgänglichen  Bedürfnisse  entfällt,  und 
desto  größer  der  Ueberschuß,  der  zur  Be- 
streitung der  höheren,  Kultur-  und  Luxus- 
ausgaben verbleibt  Mit  den  stei^nden 
EinKommenzifPern  steigt  das  sog.  „freie  Ein- 
kommen" gegenüber  dem  „gebundenen  Ein- 
kommen". Je  kleiner  das  Einkommen,  desto 
geringer  ist  die  Quote  für  das  freie  Ein- 
kommen. Aus  diesem  Umstände  hat  die 
Theorie  die  Forderung  abgeleitet,  daß  das 
leistimgsfähigere  Einkommen  nicht  nur  eine 
absolut  höhere,  sondern  auch  eine  relativ 
höhere  Belastung  im  Interesse  der  aus- 
gleichenden Gerechtigkeit  zu  tragen  habe. 
Und  dies  geschieht  vor  allem  durch  einen 
steigenden  Steuerfuß,  der  mit  dem  Wachsen 
^er  Einkommenszahlen  wächst  und  mit  dem 
Fallen  dieser  zurückgeht.  Dieses  Prinzip 
heißt  die  Progression. 

Man  unterscheidet  nun  innerlialb  der 
Progression  zwei  Systeme : 

1.  Die  Degression  oder  Regression. 
Sie  nimmt  eine  gewisse  Einkommensgröße 
als  obere  Grenze  an  und  wendet  auf  sie 
einen  Durchschnitts-  oder  Normalsteuersatz 
an,  z.  B.  bei  10000  M.  'd%.  Alle  höheren 
Einkommensstufen  haben  den  gleichen 
Steuersatz  zu  entrichten,  die  sog.  Horizontale. 
Einkommen,  die  jene  Obergrenze  in  ihrer 
Höhe  nicht  erreichen,  werden  rückwärts 
schreitend  durch  niedrigere  Steuersätze  ent- 
lastet, sie  zahlen  weniger  Prozente  als  die 
Einkommen  von  der  Obergrenze  aufwärts, 
z.  B.  bei  8000  M.  212O/0,  bei  7000  M.  2  0/0, 
bei  6000  M.  1^2%,  bei  4000  M.  l^.o,  bei 
100^)  M.  0,50/0. 

2.  Die  Progression  i.  e.  S.  Sie  be- 
ruht auf  einem  steigenden  Steuerfuß,  der 
mit  den  Einkommenszahlen  wächst,  jedoch 
keine  Obergrenze,  keine  formale  Sperrung 
kennt.  Er  schließt  nicht  bei  3  oder  4^.0  ab 
und  bleibt  auch  nicht  für  die  nun  folgenden 
größeren  Einkommen  gleich.  Doch  ist  die 
-Ordnung  der  steigenden  Steuersätze  in  einer 

Wört«rbach  der  Volkswirtschaft.    II.  Aufl.    Bd.  I. 


wirklich  arithmetischen  Progression  aus 
Rücksichten  der  Billigkeit  und  aus  prak- 
tischen Gründen  nicht  denkbar.  Die  Haupt- 
sache bei  der  ganzen  Frage  bleibt,  daß  man 
die  Progression  nicht  bei  einer  mehr  oder 
weniger  willkürlich  gewählten  Einkommens- 
höhe sperrt,  sondern  die  Möglichkeit  gibt, 
in  angemessenen  Abständen  einen  mäßig 
steigenden  Steuerfuß  fortzusetzen.  Für  unsere 
Kultur-  und  Wohlstandsverhältnisse  dürfte 
es  sich  empfehlen,  den  Steuersatz  bei  10  000  M. 
auf  3,  bei  100000  M.  auf  ound  bei  1 000000  M. 
auf  6%  zu  normieren. 

6.  Yeranlainuig.  Bei  der  Veranlagung 
oder  EinSteuerung  zur  E.  gibt  es  zwei 
Methoden.  Die  eine  indi\idualisiert,  setzt 
an  jedes  ermittelte  Einkommen  den  gesetz- 
lich vorgesehenen  Steuerfuß  an,  die  pro- 
zentuale E.,  die  andere  klassifiziert  und 
bildet  Steuerstufen  in  gemessenen  Abständen 
von  1000  zu  1000  M.  und  in  den  höheren 
Klassen  von  2000  oder  von  3000  zu  je  2000 
oder  3000  M.  Für  sämtliche  innerhalb  eines 
solchen  Spiekaums  fallende  Einkommens- 
größen wird  der  nämliche  Steuersatz  er- 
hoben, die  klassifizierte  E.  Die  erstere 
Form  ist  zwar  genauer  und  entspricht  den 
formalen  Anforderungen  der  Gerechtigkeit, 
verursacht  aber  umständliche  Weiterungen. 
Die  letztere  Form  dagegen  verfährt  mehr 
Muschal,  hat  aber  den  großen  Vorzug  der 
Einfachheit.  Die  neueren  Steuergesetze  haben 
die  klassifizierte  E.  gewählt. 
I  Das  Einsteuerungsverfahren  hat  zunächst 
die  Steuersubjekte  zu  ermitteln.  Dies 
'  geschieht  durch  amtliche  Aufnahme  der 
steuerpflichtigen  Personen  seitens  der  ört- 
:  liehen  Behörden  nach  Haushaltungen  (..Per- 
sonenstandsaufnahme"). Sie  wird  durch  die 
'  Verpflichtung  der  Hauseigentümer  zu  An- 
meldungen ihrer  Mieter  usw.  unterstützt. 
Ueber  die  angemeldeten  Pereonen  werden 
dann  Listen  oder  Rollen  geführt  und 
die  Zu-  und  Abgänge  hierzu  vermerkt.  Die 
Gewähnmg  des  Existenzminimums  verringert 
die  Zahl  der  Zensiten  und  vereinfacht  die 
Operation  wesentlich.  Besondere  Vorschriften 
regeln  die  Aufnahme  und  die  Anmeldungs- 
pflicht der  Leiter  der  steuerpflichtigen  Er- 
'  werbsgesellschaften,  Genossenschaften,  Kor- 
porationen u.  dgl.  m. 

Die  Steuerobjekte  werden  nicht  auf 
Grund  einer  gesetzlichen  Definition  des  Be- 
griffes „Einkommen'-  festgestellt.  Mau  wählt 
hier  den  indirekten  Weg  und  bezeichnet  im 
Gesetze  die  einzelnen  Arten  und  Bestand- 
teile der  zum  Einkommen  gehörenden  Ein- 
künfte und  benennt  Gattung  und  Umfang 
der  zugelassenen  Abzüge.  Die  Haupt- 
arten des  Einkommens  sind  hier:  das  Em- 
komraen aus  Grundvermögen  und  H au s - 
besitz,  femer  aus  Kapital  besitz  und 
sonstigen  R  e  n  t  e  n  b  e  z  ü  g  e  n ,  die  Einkünfte 
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auB  dem  Betriebe  des  Haodels,  atis  Ge-|sind-     Er  rer wirkt  sein   Rekkmationsmcht 
werben  und  Industrie,  Bergbau^  Hütten-  für  das  laufende  Jalir  und  hat  uck  der  em»l 


werken  tind  sehließlich  die  Einnahmen  aus 
dem  Ertrage   der  persönlichen  Arbeit   und 


geschätzten  Steuer  zu  unterwerfen  oder 
wird    zn  einem  25-proz,  Zuschlag    ui  derl 


soBBtiger  gewinnbiiDgender  Best^häftigtiog  behördlich  festgesetzten  Steuer  venu'teiltl 
(Lohn,  Gehalt^  Besoldung,  Wartegeld,  Pension, ,  Doch  ist  dieses  Verfahren  abzulehnen»  eg.1 
Honorare,  Deser^iten  usw.).  Für  die  Zeit-  ist  meist  unwirksam,  weil  in  solchen  Fälleaj 
e  i  n  h  e  i  t  T^^d  das  Jalir,  bei  unsicheren  oder  der  Steuerpflichtige  diese  Nachteile  um  sol 


wechselnden  Einkiinften  mitunter  auch  der 
I  hircJisehnitt  mehrerer  Jahre  angenommen. 
Die    Ein  schilt  zu  n|r   selbst   geschieht 


eher  verschmerzen  kann,  als  die  beh^rdlieh^J 
Fe*?tsetzung  der  E.  für  ihn  meist  ^Hustigerl 
ausfällt  als  diejenige  nach  seinem  wirklichen T 


entweder  durch  behördliche  Organe,  event,  Einkommen. 

Kommissionen  oder  durch  Selbstangaben  der  \  Gegen  die  Veranlagung  wii^  dem  Steuer- 1 
Steuersubjekte,  Als  subsidi  ärer  Behelf  kön  n  en  I  pÜiehUgen  wie  dem  Fiskus  eine  Beruf  uns 
<lann  noch  Angalien  Dritter  (Arbeitgeber,  |  wegen  unrichtiger  üeaetzesaßwendung  uuü 
Kassen behörden,  Äuszahlungsstellen )  in  Be-  eine  Reklamation  wegen  unrichtiger  Ein- 


tracht kommen 

Die  allein  genügende  Methode  ist  der 
direkte  und  obligatorische  Dekla- 
ration s  zwang.  Er  besteht  darin,  daß 
jeder  Steuerpflichtige  gesetzlich  verpflichtet 
ist,  die  ziu-  PeststeHung  seiner  Steuerpflicht 
erforderlichen  Angaben  zu  machen.  Die 
Hteuererkiäruag  muß  nach  den  oben  be- 
zeichneten Gruppen  spezialisiert  abgegeben 
werden  uod  unei'setzbar  sein*  Die  Ver- 
weigerung der  Deklaration  ist  mit  Oeld-(Ord- 
nungs-)Strafen  zu  bedrohen,  oder  der  Sleuer- 


fichätzung  eingeräiunt     Zu   diesem   ßehufe^  ] 
ist  die  Anordnung  eines  Instans&efiiugei  not- 
wendig. 

IV.  Gesetzgehang. 

A^  Staaten  mit  Bpaziallen  oder  par* 
tiellen  E, 

1»  Bajern.  Die  bayerifsi^he  E.  bat  ihre  Vor- 
läufer ia  dem  1Ö08  eingeführten  Familien&chat*^  ] 
geld  und  in  der  allgeineiueii  Fainiliensteuef,. 
die  im  Jahre  1814  an  ihre  Stelle  trat.  Dureb 
die  GG.  vom  i.l'Vl.  1Ä48  wurden  für  das  Jahr 
1848 — 49  eine  Kapitalsteuer  zur  heueren  Et*\ 


hinterziehung    gleichzustellen.      F^    können   faasang  des  beweglichen  Vermögens  mid  eioe 
demgemäß  nur  Zweckmäßigkeitsgrflnde  sein,  |  E.  eiögefUhrt,  die  alles  EiukomtDen  ohne  tnter^ 


die  nach  Umständen  die  Steuervenvaltung 
veranlassen  werden,  von  diesem  leitenden 
Grund prinzipe  abzugehen.  Hierher  gehfVren 
einmal  die  kleinen  Einkommen  bis  etwa 
l.'K»  oder  IGOO  M.  und  sodann  gewisse 
Einkommen,  bei  denen  es  dem  Wirtschafter 
selbst  mangels  regelmäßiger  Buch-  und 
RechnimgsfÜhrung  an  hinreichendeß  Anhalts- 
punkten zu  geeigneter  Selbstangabe  fehJt, 
wie  z.  B.  bei  kleinen  Ijandwirten.    In  diesen 


schied  ^elbitätidjg  oder  im  l^rinzipe  der  fonnalea 
Doppelbe 3 teuening  treffen  sollte.  Im  folgenden 
Jahre  wurde  die  Famiiiensteuer  anfgeliobeii 
und  durch  G,  i?ora  11,/VII.  1850  über  di^ 
Kapitalrenten-  und  E.  diese  letztere  ab  eine 
allgemeine  E.  gestaltet.  Sie  aber  bewährte  B\ch 
nicht,  und  ergab  ein  «ehr  nngiinätigefi  finanzielles 
Resultat  auf  Grund  ganz  uurareichender 
Fassiouen.  Die  Gesetzgebung  des  Jahres  1856 
brachte  das  reine  Ertrag sstenersystem  zum 
Siege,    die    allgemeine   E.   fiel    dem   Ertragt- 


FäJlen  winl  vielleicht  iiasseod  eine  Ein-  principe  zum  Opfer  und  wurde  in  eine  partiell* 
ichätzung  durch  Behörden  oder  Kommiaaionen  |:  i"ngewandelt,  die  in  ergänzender  WeUe  ^1.^ 
erfolgen  können.  Ein  anderer  Weg  ist  die  ?'^^T"''''  b^^^nert,  die  einer  anderen  Er^ 
tr^^^t:^  *z^  \.     a^u  ^  -      IM*  ^itrngftsteuer  nicht  bereit«  unterliegen    G.   vom 

Kombmation zwischen  belbstein5.chM^^  1850^-    Die«es  Gesetz  ist  im  wesentlichen 

behördlicher  Emechätzung,  indem  man  dem  \^^y^^   u^^    grundlegend;    denn   die   nenerea 

Steuerpfliditigen  die  Wahl  z\^dschen  diesen  ~  -      .    ^  ^->^. 

tieiden  Verfahren  läßt  (fakultative  Dekla- 
ration k  EndMcii  hat  man  einen  Mittelweg 
ÄWiBcnen  beiden  Methoden  besehritten.   Etei 

Einkommen,   die   nur  dtirch   Schätzung  er- J  ^*^?  ,      ,        .-     r.       -.     ^  i.*   - 

mittel t  wenlen   können,  kann   dem  Steuei^  ^^^f**  und  neben   die  Grund-,   Geb&nde-,   be- 1 

an  bteUe  der  ziffermäßigen  Angaben  solche  fundierten  Einkommens  setzen.  Doch  kam  e« 
Talsachen  namhaft  zn  machen,  aus  denen  nicht  za  der  geplanten  Verknttpfong  des  Er- 
die  Kommission  Rückschlflsse  auf  die  Ein-  traessteuersysleras  mit  dem  E.sptem,  Doch- 
kommeoshöhe  machen  kann.  hat  sieh  seit  den  Jahren  1893— 9o  eine  starke 

Di©  E-gesetze    haben    bisweilen    anstatt  Meinung  in  den   Kreisen  der  Volksvertretntig 


Reformen  durch  G.  vom  19./V.  18Ö1  und  vom 
9./VL  1899  haben  nur  einzelne  Verbesserungen 
gebracht^  ohne  vom  Prinzipe  dea  Jahres  iHoß 
ab£nweichen.  Die  Riedeische  Stenerreform 
von  1879—81  wollte  noch  einen  Sehritt  weif  er 


zugunsten   einer   allgemeinen   nnd   «war   pro- 
gressiven E,  gebildet 

Bis  znr  Reform    von    1856   batt«n   Unter- 


des   direkten   Steuererklärungszwangs  eine 

indirekte  Deklarationspflicht  rezi- 

piert.    Dk«e  l^steht  darin,  <4  die  Stejier- ,  ,^„",'|„  ^^SdTrRhlSTpfar m^  b^o^S 

erklärung  zwar  mcht  erf^wingbar  ist,  jedoch  gteuersyiteme. 

ihn:?  Unterlassung   mit  gewissen  rechtlichen        Der  E.  ist  unterworfen  alles   Ei&komm«n» 

Nachteilen   ffir   den   Fflichtigen   verbunden  das  nicht  bereits  mit  der  Grand-,  G«bfiiid€> 
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Gewerbe-  oder  Kapitalrentenstener  angelegt  ist, 
gleichviel  ob  dieses  Einkommen  ständig  oder 
nnsttodig  ist,  ob  es  in  Geld,  Geldeswert  oder 
in  geldwertem  NntzgenniJ  besteht.  Znr  Dnrch- 
fühmng  dieses  Gmndprinzipes  werden  5  Gmppen 
für  das  steuerpflichtig  Einkommen  gebildet 
Erträge  ans  Lohnarbeit,  ans  der  Ausübung  der 
liberalen  Berufsarten,  aus  der  Bewirtschaltung 
gepachteter  Oekonomiegüter,  aus  Besoldungen, 
Dienstbezügen  und  Pensionen  imd  endlich  aus 
Präbenden,  Wittum,  Austrägen  und  Leibrenten 
u.  8.  f. 

Von  der  Entrichtung  der  E.  sind  befreit 
das  Militäreinkommen  der  Unteroffiziere  und 
Soldaten  und  im  Mobilmachungsfalle  dasjenige 
aUer  An&^ehörigen  des  aktiven  Heeres  nach 
Reichsrecht.  Landesrechtlich  sind  steuerfrei  die 
Bezüge  der  Mitglieder  des  königlichen  Hauses, 
die  Standesherren,  die  fremden  Gesandten  und 
Konsuln,  Staats-,  öffentliche  und  auch  gewisse 
gemeinnützige  Anstalten,  die  Gendarmen,  Per- 
sonen unter  18  Jahren  hinsichtlich  ihres  Arbeits- 
verdienstes, Witwen  und  Hinterlassene  hin- 
sichtlich ihrer  Pensionen  und  Alimentationen 
bis  zum  Betrage  von  500  M.,  wenn  deren  Ge- 
samteinkommen, einschließlich  jenes  aus  anderen 
Quellen  den  Jahresbetrag  von  700  M.  nicht  über- 
steigt, Witwen,  verlassene  und  geschiedene  Ehe- 
frauen, vaterlose  Minderjährige  und  erwerbs- 
beschränkte Personen  für  ihr  Einkommen  bis 
700  M.,  wenn  ihr  Gesamteinkommen,  einschließ- 
lich jenes  aus  anderen  Quellen  1200  M.  nicht 
übersteigt,  die  häuslichen  Dienstboten  für  ein 
Einkommen  bis  750  M.,  die  Studienstipendiaten 
nnd  Präbendiaten  und  endlich  Personen,  welche 
den  größten  Teil  ihres  Einkommens  aus  Unter- 
stützungen der  öffentlichen  Armenpflege  oder 
aus  Stiftungen  beziehen. 

Die  Steuersätze  werden  in  Klassensätzen 
bemessen,  die  bei  Einkommen  von  600  M.  mit 
0,00  M.  oder  Vio®/o  beginnen,  bei  solchen  von 
6000—7000  M.  auf  72  M.  oder  1%,  bei  solchen 
von  30000  M.  auf  2%  steigen  nnd  bei  solchen 
von  60000—100000  M.  sich  allmählich  SX  nähern. 

Die  Steuerveranlagung  erfolgt  alle  4 
Jahre.  Die  Veranlagung  selbst  erfolgt  in  zwei 
Abschnitten.  Zunä<äst  treten  die  gemeind- 
lichen und  rentamtlichen  Vorarbeiten 
in  Wirksamkeit.  Nach  Haus-  und  Lohnlisten 
werden  die  Verzeichnisse  der  einkommensteuer- 
pflichtigen Personen  durch  die  Gemeinden  oder 
Ortskommissionen  (in  den  Städten  mit  über 
10000  Einwohnern  fakultativ)  aufgestellt.  Auf 
Grund  dieser  erläßt  die  Gemeindebehörde  die 
Aufforderung  zur  Abgabe  der  Steuererklärungen 
nach  einem  besonderen  Schema  (Fassionen). 
Nach  Durchsichtung  der  Fassionen  werden  diese 
dem  Rentamt  zur  Prüfung  hinübergeleitet.  Den 
zweiten  Abschnitt,  die  Ein  Steuerung,  hat 
das  Rentamt  für  die  Einkommen  bis  3000  M. 
zu  besorgen,  bei  den  höheren  Einkommens- 
beträgen hat  ein  Steuerausschuß  obligatorisch 
mitzuwirken.  Aber  auch  bei  den  niedrigeren 
Einkommensstufen  ist  der  Steuerausschuß  befugt 
einzugreifen  und  bei  Einsprachen  seitens  der 
Steuerpflichtigen  wird  er  berufen.  Ge^n  die 
Entscheidungen  des  Steuerausschusses  ist  eine 
Berufung  an  eine  besonders  bestellte  Berufungs- 
kommission statthaft 

2«  Elsaß-Lothringen.  Das  Steuersystem  in 
Elsaß -Lothringen,  das  auf  dem   französischen 


Rechte  beruhte,  ist  in  den  Jahren  1892—1901 
in  ein  rationelles  Ertragssteuersystem  ausgebaut 
worden.  Es  besteht  aus  einer  Gmnd-,  Gebäude-, 
Gewerbe-,  Kapital-  und  einer  Lohn-  und  Be- 
soldungssteuer. Die  Lohn-  und  Besoldungs- 
steuer (G.  vom  13./Vn.  1901)  trifft  alle  Ein- 
künfte aus  öffentlichen  und  privaten  Dienstver- 
hältnissen, den  Erwerb  aus  der  Ausübung  der 
liberalen  Berufearten  oder  sonstiger  gewinn- 
bringender Beschäftigung,  femer  alle  Erträge 
aus  Rechten  auf  ijeriodische  Hebungen  und  Vor- 
teile, sofern  sie  nicht  bereits  durch  eine  der  be- 
stehenden Ertragssteuem  getroffen  oder  neben- 
sächlicher Natur  sind.  Die  zum  Erwerb  des 
Einkommens  notwendigen  Auslagen  dürfen  ab- 
gezogen werden.  Feststehende  Erträge  werden 
nach  dem  Jahresertrage ,  unständige  Bezüge 
nach  dreijährigen  Durchschnitten  angesetzt. 
Steuerfrei  sind  Einkommen  bis  700  M.,  wenn 
diese  Summe  einschließlich  der  aus  anderen  Er- 
werbsquellen fließenden  Erträge  nicht  über- 
schritten wird,  die  Erträge  aus  landwirtschaft- 
lichen Pachtimgen,  der  Lohn  der  häuslichen 
Dienstboten,  die  Arbeiterfürsorge-Beträge,  Kran- 
ken- und  Armenunterstützungen,  Gnadenbezüge, 
das  Militärdiensteinkommen  der  Gemeinen  und 
Unteroffiziere. 

Die  Steuersätze  sind  Klassensätze.  Für  jede 
Steuerklasse  wird  ein  „Mittelbetrag  des  Ertrags*' 
festgeseta^  der  aus  dem  arithmetischen  Mittel 
der  niedri^ten  und  höchsten  Ertragsziffer  be- 
rechnet wird,  aus  denen  die  betreffende  Klasse 
gebildet  ist.  Von  diesen  Mittelbeträgen  gilt 
dann  ein  bestimmter  Prozentanteil  als  steuer- 
pflichtiger Ertrag.  Diese  Prozentanteile  sind 
wachsende :  Sie  beginnen  bei  einem  Mittelbetrag 
von  250  M.  mit  10%,  steigen  bei  einem  solchen 
von  1460  M.  auf  257^  bei  solchem  von  4500  M. 
auf  50<»/o,  bei  9000  M.  auf  80%  und  erreichen 
bei  225U0  M.  und  mehr  Mittelbetrag  100%  oder 
dessen  volle  Höhe.  Auf  diese  prozentualen  Größen 
der  Mittelbeträge  wird  dann  der  feste  Steuersatz 
von  1,90%  angewendet.  In  der  Wirkung  werden 
durch  diese  eifpentümliche  Methode  degressive 
Steuersätze  erzielt. 

Nach  Maß^be  von  Durchschnittslohnsätzen 
werden  die  Einkünfte  bis  2000  M.  von  der  Ge- 
meindebehörde in  die  betreffenden  Steuerstnfen 
eingeschätzt.  Die  höheren  Einkommen  werden 
auf  Grund  von  Deklarationen  der  Steuerpflichtigen 
veranlagt. 

In  Meeklenbarg  besteht  für  die  Einkünfte 
aus  öfientlichen  Dienstverhältnissen  die  Be- 
soldungs-  und  Hebungssteuer,  für  solche  aus 
privaten  Diensten  die  Erwerbssteuer  und  für 
solche  aus  Arbeitslöhnen  die  Lohnsteuer.  Diese 
Steuern  bilden  Bestandteile  des  7-gliederigen 
Systems  von  Ertragsteilsteuem. 

B.  Staaten  mit  allgemeinen  E. 
1.  Preußen.  Geschichte:  Die  Neuge- 
staltung des  preußischen  Staates  in  der  Stem- 
Hardenbergschen  Reformepoche  erheischte  auch 
die  durchgreifende  Umwandlung  des  gesamten 
Steuerwesens.  Hierbei  ist  für  die  Entwickelung 
der  E.  charakteristisch  die  Vermischung  von 
Elementen  der  direkten  und  indirekten  Be- 
steuerung. Mit  der  Aufhebung  des  wirtschafts- 
politischen Gegensatzes  von  Stadt  und  Land  im 
19.  Jahrh.  hatte  das  ohnehin  der  Einheit 
entbehrende  und  reformbedürftige  Accisesvätem 
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seiue   nnclitigste   Stütze   Tcrloreii.     Dus    Land 

konnte  nicht  mehr  im  Umwege  durch  die  Städte 

zur    Steuer    herangezogen    werden.       In    Ver- 

biiiiiuD^   niit   einer   teiJweisen   Anfbehnng   der 

31  Ahlsteuer  für  das  Laud   und    die  Landiitädte 

Avurde   rtageibst   als  Ersatz   für  den  Einnahme* 

„-tntgang    eine   Personenst^ner   eiEgefIVhrt,    die 

r^  j   Rtlr.  jiro   Kopf   aller   über   1^   Jahre  alten 

Einwohner  betrug.    Dan^hen  wnrde  am  6./XII* 

1811  eiue  Klassensteiicr  aiHgetJchriehen,  die  1812 

4nrch   eine   allgemeine    Eiidiommea-  und  Ver- 

-luügensBteuer    ersetzt    wurde.      Beide     hatten 

dtkrchaiiB  das  Gepräge  von  Kriee^iiBtenem.    Die 

•IB,.  Würde  1814  wieder  beseitigt.   Die  Vermögens- 

^Bfieiter  Ml  mit  dein  Ende  der  Kriegezeit. 

Mit  den  grotoi  Beformen  des  Jahres  1820 
wurde  die  rohe  PerßODBlitener  dei  Jahres  1B12 
in  eine  abgeattift«  Klassensteuer  weiter  gebildet 
(G.  T.  30./V.  1820».  Sie  blieb  jedoch  in  ihrem 
Umfang  auf  das  Land  und  die  Landstädte  he> 
srhränEt,  wfihrend  in  den  1B2  groüeren  Städten 
eine  Üahi-  mid  Schlachtsteüer  ai*  die  Stelle  der 
Klassenstener  trat  Die  StaflFehuig  der  Klasseu- 
läteuer  zählte  VZ  Steuergtufen,  Ton  deueti  in  der 
obersten  ein  Steuersatz  von  144  Tlr.  und  in  der 
iint ersten  ein  solcher  von  Vt  Tlr,  2u  entrichten 
war  Personen  ohne  eigenen  Hanshalt  hatten 
den  halben  Satz  mi  ihrer  Abteilung  zu  tragen. 
Die  Zahl  der  St enerkJ aasen  für  die  Rheinproviiiz 
wiude  durch  Kabin.-O.  v.  L,.XIL  1S28  auf  18 
erhöht. 

Ein  weiterer  Fortschritt  des  E.prinzips  war 
das  G-  V.  L/V.  185t  Die  Mahl-  und  Schlacht- 
stener  wurde  beihehalteUt  die  alte  KlasseuMeuer 
reorganisiert  und  ihre  AnH'endung  anf  die  Ein* 
konimenstufen  bis  su  lOCM}  TIr,  be&chränkt  Da- 
neben wird  eine  klassiJizierte  E.  eingeführt^  so 
daCI  deb  beide  Steiierformen  ergänzen.  Die 
kJaaaifizierte  E.  erstreckt  sieh  auf  alle  lt)0O  Tlr, 
übersteigenden  Einkommen  im  Bereich  der 
ganzen  Monarchie.  Doch  werden  den  Steuer- 
^päichtjgen,  falls  sie  in  mahl-  und  achlaehtsteaer- 
l.jflichtigen  Städten  wohnen^  2i}  Tlr,  für  geleistet« 
Verbrancbssteuern  von  ihrem  Steuerbetrage  in 
Abzug  gebracht.  Dagegen  wurde  die  Kläasen* 
j^teuer,  da  sie  ursprünglich  einen  Ersatz  der 
Mahl-  und  Scblachtsteuer  auf  dem  Lande  und 
in  den  Landstädten  darstellte,  auch  jetzt  in 
den  132  mahl-  und  BchJachtsteuerpftiehtigen 
Städten  nicht  erhoben.  Die  Klassensteuer  um- 
faßte 3  Hanptklasaen  in  12  Stufen  uud  für  jede 
»Stufe  einen  bestimmten  monatlichen  Steuersatz. 
Dagegen  hatte  die  kJassifizierte  E.  12  Stufen 
nud  ii\T  jede  derselben  einen  festen  monatlichen 
Steuersatz  von  2^'2  bis  6(Xi  Tlr.,  wodurch  eine 
feste  Obergrenze  gej^eben  war.  Der  iii'-chste 
Steuersatz  von  72ÖCrTlr.  p.  a,  wnrde  anf  alle 
Einkommen  von  24ÜO0O  Tlr.  und  mehr  gleich* 
mäßig  angewendet.  Die  Feststellung  der  Steuer* 
ptÜcht  geschah  durch  kommissarische  Ein- 
schätzungen. 

Xachdem  durch  G.  t,  25,/V.  1873  die  Mahl- 
ond  Schlacht« teuer  aufgehoben  war,  wurde  durch 
das  gleiche  Gesetz  die  Klassen  Steuer  auf  daa 
ganze  Gebiet  der  prenUischen  Monarchie  auage- 
debnt,  Sie  blieb  wiedernm  die  Besten erung  für 
die  Einkommen  bis  StXX)  M.,  während  solche 
bis  420  M,  steuerfrei  gelassen  wurden»  Es 
wurden  im  ganzen  12  Klassen  gebildet,  in  denen 
der  Steuersatz  Ton  0,(55  '^ ,ft  in  der  ersten  bis  atif 
2,70%  iß  der  zwfJlften  KJaase  stieg.    Der  Ertrag 


war  auf  it  Mill.  M.  kontingentiert.    Die  ElasaeaH 
Steuer  war  so  nur  dem  Namen  nach  eine  iokbe,J 
tatsächlich  aber  eine  E,  von  dieser  nur  durcltl 
die    Veranl^inngsform    verschieden.     Bei    da 
klassifizierten  E.  werden  die  Steuerst ttfeu  durd 
Verkleinerung    der    Int^rralle    vermehrt    un 
kommt  die  Obergrenze    in  Wegfall.     Die   As*! 
lagemethode  blieb  die  Einschätzung  durch  Kom«] 
raisaionen. 

Diese  Normen  blieben  beinahe  w&hrend  zweier 
Jahrzehnte  grundlegend.     Durch  G.   t.  26.,IIL 
1888   wurde  durch  die  Aufhebung  der   beid 
untersten  Stufen  der  K)a.ssens teuer  aJg  Stasts-1 
Steuer   ein   weiterer  Schritt   in   der  Steueren t*i 
lastung  gemacht,  so  daB  jetzt  alle  Einkommen-, 
stufen  bis  900  M.  steuerfrei  blieben*    Zwei  i-r^-l 
aet^entwürfe  aus  dem  Jahre  1883  suchten  noch! 
weiter  zu  gehen.    Von   diesen  suchte  der  eintl 
die  Kombination   von   Klassen-  und  E,   in  dnej 
einheitliche  E inkomm enb^teuemng   unter 
scbränkung    dieser    auf    die    Einkommen    voq| 
12Ü0  M.  an  [Steuersatz  von  1%  steigend  bb  im 
Einkommen  von  lOilOO  M,,  von  da  an  S%i  um* 
xugestalten,  während  der  andere  die  Einführung 
einer  Eapitalrentens teuer  zum  Zweck  der  b^jher 
Belastung  des  Einkommens  aus  dein  Kapital* J 
vermögen    plante.     Beide    Gesetzen twUrfe 
laugten  indessen  nicht  znr  Annahme. 

Die  mehrfacb  angestrebte  und  in  den  Thron 
reden  1889  und  lömJ  in  Ans&icbt  geatellte  Kea-J 
gestaltung  der  direkten  Staatsbesteuernug  nah« 
erst  durch  die  Miquel sehen  BeformpU 
1890—96  feste  Form  an,  die  in  drei  G« 
entwürfen  r.  3./XI.  18B<.\  betr.  die  Einkorn men^^] 
Gewerbe-  und  Erbiichaftsäteuer.  zum  Ausdmc 
kam.  Die  E.  soll  der  Grundpfeiler  der  dirtk 
Besteuerung  werden,  die  seb werfälligen 
wenig  entwickelungsfäbigeu  Ertragssteuent 
(Gmnd%  Gebäude-  und  Gewerbeateuem)  sollen 
als  Staatsatenem  beseitigt  nnd  den  Gemeinden 
überwiesen  werden.  Die  Zielpunkte  der  E. reform 
gipfeln  in  der  Verbesserung  des  Veraul&gever- 
fahrens,  namentlich  in  der  Kinführnng  ooliga- 
toriacher  Selbst  angäbe  mit  direktem  Deklarations- 
zwang,  ferner  in  der  Entlastung  der  kleinen 
nnd  mittleren  Einkorn  inen,  und  zu  diesem  B<?- 
bufe  sollte  aus  der  Klassen-  und  klassitizierien 
E.  eine  einheitliche  E.  gebildet  werden,  die 
historiscb,  aber  nicht  sachlich  begründeten  Unter- 
ächiede  zwischen  beiden  wegfallen.  Auch  war 
ein  degressiver  SteuerfuH  vorgesehen.  Auf  Grund 
der  Regie rungsTorlaire  wurde  das  G.  v.  tC.'VL 
1891  angenommen,  Einzelheiten  hat  eine  Xove'^ 
V.  J.  lyOH  geändert. 

Das  geltende  Recht:  Di«  preuitiscbe  E/* 
ist  eine  allgemeine  E.,  die  alle«  Ein k räumen, 
gleichviel  aus  welchen  QnelJen  es  füeUt,  zur 
Belastung  heranzieht.  Dadurch  wird  da^  iso* 
fnndierte  Einkommen  nur  einmaJ,  das  fBudiert« 
Einkommen  jedoch  zweimal  im  Principe  der 
formalen  Doppelbesteuerung  geü*offen.  I>enn 
die  Einki'mfte  aus  dem  Grund*  und  Hansbe^ita 
sowie  aus  dem  Gewerbe-  und  Handels  betriebe 
werden  je  durch  die  Gmnd-,  Gebäude-  und 
Gewerbesteuer  im  Ertragssteuerprinzipe  und 
durch  die  Ergänznngss teuer  belastet.  Für  die 
Erträge  aus  dem  Kapital  besitz,  hat  man  nicht 
den  früher  |1883)  beabsichtigten  Weg  eines 
vierten  Gliedes  der  Ertrajpbeateuening.  d*?r 
Kapitalrentensteuer  ^  gewählt ,  si^ndcrn  das 
Problem  durch  eine   formelle  Vftrmögenssteui^r 
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oder  „Ergänzungssteucr"  (G.  v.  U./VII. 
gelöst  (vgl.  Art.  „Vermögenssteuer"). 

Die  Steuerpüicht  besteht  durch  preußische 
Staatsangehörigkeit,  Wohnsitz,  Aufenthalt  oder 
Dienstsitz  in  Preußen  oder  des  Erwerbs  halber 
und  länger  als  ein  Jahr  und  femer  durch  den 
Bezug  von  Besoldungen,  Wartegeldem  und 
Pensionen  aus  preultischen  Staatskassen  sowie 
durch  Einkünfte  aus  preußischem  Grundbesitz 
und  in  Preußen  gelegenen  Gewerbs-  und  Handels- 
anlagen oder  Betriebsstätten.  Steuerpflichtig  sind 
nicht  nur  physische  Personen,  sondern  auch 
alle  nichtphysischen  Personen,  Erwerbsgesell- 
schaften, Genossenschaften,  Vereine,  Gesell- 
schaften m.  b.  H.  u.  dgl.  m.  Als  Einkommen 
sind  die  gesamten  Jahreseinkünfte  des  Pflichtigen 
in  Ansatz  zu  bringen,  mögen  sie  in  Geld-  (äer 
G^ldeswert  bestehen.  Als  solche  kommen  in 
Betracht: 

l.EinkommenausKapitalvermögen: 
Zinsen  aus  Anleihen  und  sonstigen  Kapital- 
forderungen,  Dividenden,  Zinsen  und  Anteile 
ans  Aktien-  und  anderen  Erwerbsgesellschaften, 
Gesellschaften  m.  b.  H.,  Gewerkschaften,  Er- 
werbs- und  Wirtschaftsgenossenschaften  u.  dgl., 
Zinsen,  die  in  unverzinslichen  Kapitalforderungen 
einbegriffen  sind,  bei  denen  ein  höheres  als  das 
ursprünglich  eingezahlte  Kapital  zurückgewährt 
wird,  nnd  endlicn  Gewinne  aus  der  zu  Speku- 
lationszwecken gewerbsmäßig  unternommenen 
Veräußerung  von  Wertpapieren,  Forderungen, 
Renten  usw.,  abzüglich  etwaiger  Verluste  bei 
solchen  Geschäften. 

2.  Einkommen  aus  Grundvermögen: 
Erträge  sämtlicher  selbstbewirtschafteter  oder 
verpachteter  Grundstücke,  die  Einkünfte  aus 
der  Vermietung  von  Gebäuden,  der  Mietwert 
selbstbewohnter  Häuser  (ausschließlich  der  in 
dem  Einkommen  landwirtschaftlichen  oder  ge- 
werblichen Betriebs  enthaltenen  Nutzungen), 
Pachtzinse  usw. 

3.  Einkommen  aus  dem  Handel  und 
Gewerbe,  einschließlich  des  Bergbaaes: 
Erträgnisse  aus  den  im  Handels-  oder  Gewerbe- 
betrieb des  Pflichtigen  angelegten  eigenen  Kapi- 
talien, Geschäftsgewinne  jeder  Art,  Gewinne  aus 
den  zu  Spekulationszwecken  abgeschlossenen 
Geschäften. 

4.  Einkommen  aus  gewinn  bringenden 
Diensten  und  Leistungen:  Verdienst  aus 
der  Lohnarbeit  der  Arbeiter,  Dienstboten  und 
Gewerbsgehilfen,  die  Besoldung  der  Militär- 
personen und  Beamten  jeder  Art,  der  Gewinn 
aus  schriftstellerischer,  künstlerischer,  wissen- 
schaftlicher, unterrichtender  oder  erzieherischer 
Tätigkeit,  Pensionen,  Wartegelder,  fortlaufende 
Elinnahmen  und  endlich  solche  Rentenbezüge, 
die  an  die  Person  des  Empfängers  und  Bezugs- 
berechtigten geknüpft  sind. 

Als  steuerbares  Einkommen  der  Aktiengesell- 
schaften, Erwerbsgesellschaften,  Gesellschaften 
m.  b.  H.  usw.  und  Konsumvereine  gleiten  die 
unter  die  Mitglieder  verteilten  Ueberschüsse 
und  die  zur  Tilgung  des  Grundkapitals  oder 
der  Gesellschaftsschulden ,  zur  Verbesserung, 
Geschäftserweiterung  oder  Ansammlung  und 
Bildung  eines  Reservefonds  verwendeten  Beträge 
abzüglich  von  3'/«%  des  eingezahlten  Aktien-, 
Gesellschafts-  oder  Grundkapitals,  event.  bei 
Berggewerkschaften  der  20-fache  Betrag  der  in 


den  letzten  4  Jahren  durchschnittlich  verteilten 
Ausbeute  nach  Wahl  der  Pflichtigen. 

Von  der  E.  bleibt  ausgenommen  der  Ver- 
mögenszuwachs ans  Erbschaften,  Schen- 
kungen, Lebensversicherungen,  der  spekulative 
Erlös  aus  Veräußerungen  von  Grundstücken, 
wenn  derselbe  nicht  gewerbsmäßig  oder  zu 
Spekulationszwecken  betrieben  wird. 

Das  steuerpflichtige  Einkommen  wird  ge- 
bildet durch  den  Abzug  der  speziellen  Ausgabe- 
posten vom  Gesamteinkommen.  Diese  sind :  die 
zur  Erwerbung,  Erhaltung  und  Sicherung  des 
Einkommens  verwendeten  Ausgaben  (Werbungs- 
kosten), die  Passivzinsen,  die  auf  besonderen 
Rechtstiteln  beruhenden  dauernden  Lasten,  die 
auf  Grundeigentum,  Gewerbebetrieb  und  Berg- 
bau lastenden  direkten  und  indirekten  Abgaben, 
die  zu  den  Geschäftsunkosten  zu  rechnen  sind, 
die  regelmäßigen  Abschreibungen  vom  stehenden 
Kapital,  die  gesetzmäßigen  oder  vertragsmäßigen 
Beiträge  zu  Kranken-,  Unfall-,  Alters-  und  In- 
validenversicherungs-,  Witwen-,  Waisen-  und 
Pensionskassen  bis  zu  einem  Betrage  von  600  M. 
und  endlich  die  Versicherungsprämien  zur  Ver- 
sicherung des  Steuerpflichtigen  auf  den  Todes- 
oder Lebensfall  bis  zu  einem  Jahresbetrag  von 
600  M.,  die  nach  Rechtsverpflichtung  jährlich  zahl- 
baren Amortisationsquoten  von  Grundschulden 
bis  1  %  des  Kapitals  und  bis  zum  Höchstbetrage 
von  600  M.  Dagegen  genießen  kein  Vorrecht 
des  Abzuges  alle  Verwendungen  zur  Ver- 
besserung, Ausdehnung  und  Vermehrung  des 
Vermögens  oder  der  Kapitalanlagen  und  des 
werbenden  Vermögens  sowie  die  Ausgaben  und 
Aufwendungen  für  den  Haushalt  des  Steuer- 
pflichtigen und  seiner  Familie. 

Als  Steuerbefreiungen  kommen  in  Be- 
tracht :  die  Einkünfte  der  Mitglieder  des  könig- 
lichen Hauses,  des  hohenzollemschen  Fürsten- 
hauses sowie  der  vormals  regierenden  Familien 
in  den  annektierten  preußischen  Provinzen,  der 
Vertreter  fremder  Gesandtschaften  sowie  der 
Bevollmächtigten  der  Einzelstaaten  zum  Bundes- 
rat. Die  Steuerfreiheit  der  Häupter  und  Mit- 
glieder vormals  reichsständischer  Familien  ist 
durch  G.  v.  18./ VII.  1892  abgelöst  worden.  Ferner 
sind  von  der  Besteuerung  ausgeschlossen  die 
Einkommen  bis  zu  einem  Jahresbetrage  von 
900  M.,  die  Einkünfte  aus  dem  in  anderen 
Bundesstaaten  oder  in  deutschen  Schutzgebieten 
gelegenen  Immobiliarbesitz,  aus  daselbst  be- 
triebenen Gewerben,  die  aus  anderen  Bundes- 
staaten bezogenen  Besoldungen,  Wartegelder 
und  Pensionen  von  Militärpersonen  und  Zivil- 
beamten, das  Einkommen  der  Unteroffiziere  und 
Soldaten  des  deutschen  Reichsheeres  und  der 
Marine  und  im  Mobilmachungs-  und  Kriegsfalle 
sämtlicher  Angehörigen  des  aktiven  Heeres  und 
der  Marine,  der  das  pensionsberechtigende  Ge- 
halt überst-eigende  Teil  des  dienstlichen  Ein- 
kommens der  Staats-  und  Reicbsbeamten  und 
Offiziere,  welche  im  Auslande  ihren  dienstlichen 
Wohnsitz  haben,  die  Pensions-  und  Verstümme- 
lungszulagen und  die  mit  Kriegsdekorationen 
verbundenen  Ehrensolde  der  Kriegsinvalideu. 
Ausländer,  die  sich  nicht  des  Erwerben  wegen 
in  Preußen  aufhalten  oder  hier  ihren  Wohnsitz 
haben,  sind  hinsichtlich  ihres  Einkommens  aus 
ausländischem  Grundbesitz  oder  Gewerbebetriebe 
steuerfrei. 

Die   Steuersätze    sind   stufenweise   ent- 


sprechend  dem  Jahreieinkommen  featgBsetzt, 
D e r  S te ue i'ta  ri f  ist  d  e  g  r  e  »  » i  t,  D ie  Steu ersät ^e 
betrae:t.*ii  hm  Einkommen  vdu  900 — 1050  M,  *)  M., 
bei  einem  solchen  von  30<J(D^3300  M.  m  M.,  bei 
einem  nolclien  von  6000—6500  M.  160  M.  und  er- 
reieben  bei  Einkoramen  von  9500— lOoOOM.  300  M. 

Sie  ileigen  lii  b51iiren  Eiokommett 
von  fnehr  bi*  In  Stufe«  ■ 

väs  einscbl  von  ^ 

10500  M,        30500  M,        iooo  M.  30  M. 

30500     n  J2OO0     ^  1500     n  60     „ 

31000    j,  7iJooo   ^  zooo   „  8a    ^ 

7SDOO     n  tdOOCO     „  3C»OQ     „  100     ^ 

Die  E.  beträgst  bei  Einkoranien  Ton  100000 
bi«  105000  M.  403« j  M»  und  steigt  bei  hüheren 
Eiiikoiomeu  in  Stufen  von  5000  um  je  200  M,« 
so  daß  bei  den  Einkommen  von  KXJtKX)  M.  und 
mehr  ein  4proz.  Steuersatz  erTeich  t  wird* 

Die  Btenerpflichtigen  GesellEcbafteu  m. 
U  H,  siud  höheren  Steuersätzen  unterworfen. 
Sie  betragen  bei  Einbonjmen  von  9iX^— lOöOM, 
7  M.,  bei  soleiien  von  3000—3300  M.  66  M,.  bei 
flokhen  mn  6000— 6500  M.  180  M.  und  erreichen 
bei  umkommen  von  9500-10600  M.  340  M, 

Sie  steigen  bei  li5heren  Einkommen 

Ton  mehr             bis            in  Stufen  ^ 

ai»               eiuHchl.             von  ^ 

10500  3L         46500  M.        IOOO  M.  40  M. 

46500   „          4Sioo   „         1500   „  60   ^ 

4S000   ^         ]  00  000   ^         20C0   „  100    „ 

Bei  Einkommen  von  mehr  als  lOÜOÜÜ  bis 
104 (MX)  M.  beträgt  die  Steuer  4B0O  M.  und 
BteiiTl  bei  höheren  Eiukoninien  in  Stufen  von  je 
40<K)  >L  um  je  IbO  M. 

Diese  Steuersätze  werden  aber  ermäßi^t^  und 
Bwar  bei  Einkommen  von  30UO— 6500  M.  wird 
für  jedes  Faniilienglied  unter  14  Jabren  vom 
steuL'rptiichügen  Einkommen  des  HauBhaltimgs* 
vorstaniles  der  Betrag  von  50  M.  in  Abzug  ge- 
bracht. Die  Abstufung^  die  sich  auf  eine  oder 
mehrere  StenerBtnfen  erstreckt^  ist  im  einzelnen 
nach  der  Einderzah!  geregelt.  Bei  Einkommen 
Ton  nicht  mehr  als  951KJ  M.  können  außer- 
gewöhnliche j  die  LeiBtangsfahigkeit  besonders 
Deeiuirächtifijendo  wirtschaftliehe  Verhiümisse 
rechtfertii^en,  daß  eine  Ermfttligung  von  höcbsteua 
3  Stufen  gewährt  werden  kann. 

Die  \eran1agnng  erfolgt  nach  Hans- 
hftltungen.  U^m  Einkommen  des  HanähaltUBg'B- 
vorstandea  ist  dasjenige  der  Augehürigen  der 
Hanshaltung:  zuzurechnen.  Jedoch  selbHtändig 
find  £u  veranlagen  von  ihren  Ehegatten  atündig 
getrennt  lebende  Ehefrauen,  Kinder  und  Nelb- 
ttändig-G  HauähAltungsangehurige  mit  ihrem 
eigen euH,  der  Verfügungsgewalt  des  Hanshaltungs- 
rorstÄudes  nicht  nuterstehenden  Einkommen. 
FeriTiüneu.  die  gegen  Lohn  oder  Gebalt  zu  Dicnst- 
leiHtungen  angenommen  sind^  Kostgiing^er,  Tntcr- 
nud  Scblafj^tet Jenmieter  gelten  nicht  als  Haus- 
hai tnng^an  geh  Onge,  Feststehende  Einnaiimen 
sind  nach  der  Höhe  desSteuerjahres.  schwankende 
Einkünfte  nach  dem  letzten  dreijänrigen  Durch- 
ichuitt  anzugeben.  Nach  dem  Gesamtbeträge 
erfolj^E  die  Einreihunsr  in  die  betr,  StenerklasäW. 

Die  Organe  der  Veriinltigung  sind  der  Ge- 
meinde-iGutä-)VorHtÄüd ,  die  Voreinschätzungs- 
kommission, lite  Verankguuip°skomtnissiun  tind 
die  Berufungrtkommtssion  sowie  die  Vorsitzenden 


der  beiden  letzten.    Dire  Mitglieder  werden  teil* 
durch  dte  Regierung  ernannt,   teiU  dtirch  die 
Eounnunatvertretungeu  gewfthlt  Gegen  Reditft-  < 
Verletzungen    ist    Beschwerde    zum    Oberver*  ^ 
waltnngsgericht  zulässig.    Der  Fiuanzminister  < 
hat  die  oberste  Leitnng    des  Veranlagnngige^ 
Schaftes  und  entscheidet  Beschwerdeu  über  Be« 
rufungakommission  und  deren  Vorsitzenden,  10*^ 
weit  hier  da3  ül>erverwflJtangsgerichi  nicht  zu^ 
ständig  ist. 

Die  Vorbereitung  der  Veranlagung  liegt  in 
der  Hand  des  Gemeinde*(GutB-} Vorstandes,  der] 
mit  Hilfe  der  Hau ^h al tun gs vorstände  nnd  äatis- 1 
besitzet    die    Nachweisnog    aller    E.p flieh tige«  ( 
aufzustauen,  Nachrichten  ü  her  deren  Bin  kommeos*  | 
und  Vermügensverhältnisäe  einzuziehen  und  düi 
miitmaliliche   Einkommen   in   die   Einkorn men»*! 
listen  einzutragen  hat.    Die  Voreimcliätsiings^  j 
kommission  prüft  die  Nacbweismngen  tmd  trägt] 
bei  Einkommen  bis  zu  S^jOO  M.  die  ermittelte] 
ürüÜe  und  die  vorzuschlagenden  Steuersätze  ein.  i 
Die  Veranlagung  erfolgt  durch  die  Veranlagnngs-  , 
kommisäion   auf  Grund   der  rorliegendpu  Naeb- 
weisungen,  der  Steuererklärungen  der  Pilichtigeu 
oder  der  vom  Vorsitzenden  «n gefiel lt«n  Ermitte- 
lungen.   Der  Vorsitzende  setzt  j^dhst   für  die  < 
EinKommen   bis  30U0  M.   den  Steuersatz   feAi,  ^ 
Moferu    er   gegen    die   %'orschläge    der    Voreiu- 
schätzung^kommission   keine  Einwendungen  zu 
erheben  hat.    Für   die  uhrigen  Einkommen  ge- 

I  schiebt  diea  nach  Ermessen  der  Konuniaiiian. 

I       Das  ganze  Ein^bätzungaverfabren  bemht  in 

I  erster   Linie   auf  den  i^teuererkllrungen . 

i  der  Pflichtigen.  Jeder  mit  einem  Einkommen  i 
von  über  Mm}  M.  hat  auf  öfrentlicbe  Bekannt-] 
machnng  hin  seine  Deklaration  zu  erstattait] 
jeder  andere  Steuerpflichtige  auf  besondere  Auf* 
fordern ng  hin.  In  der  Steuererklärung  ist  der! 
Gesamtbetrag  de^  Einkommens  nach  den  4  Tor-j 
gesehenen  LinnahmeqneUeu  anzugeben,  femerJ 
ist  da!¥  Einkommen  von  außerhalb  des  VeittiirJ 
lagungshezirks  gelegenem  Grnndl>e9itEe  odefi 
Gewerbebetriebe  beeondera  aufzuführen  nn^l 
endlich  die  Summe  der  beantragten  Abzugs- [ 
posten  namhaft  zu  machen.  Bei  nur  dnreh] 
Schätzung  zn  ennittelnden  Einkommen  kann] 
dem  Steuerpflichtigen  auf  Antrag  gestattet 
werden,  anstatt  der  zif erumfißigen  Angaben  dii 
Tatsachen  anzugeben,  deren  die  Komraiisioiij 
ÄUr  Schätzung  Dedarf,  Die  Unterlassung  derj 
Steuererklärnug  nach  Auffordemng  zieht  d€^§ 
Verlu,-Jt  der  Reclits mittel  gegen  die  Eiusehl 
für  das  betreffende  Sieueijahr  nach  sich,  Weni| 
die  Steuererklärung  trotte  nochntals  an  dett 
Steuerpflichtigen  gerichteter,  besonderer  Attf'= 
forderung  niclt  recht£eitig  abgegeben  wird.  »OL 
ist  neben  der  veranlagten  Steuer  noch  ein  5-prui»l 
Anschlag  zu  entrichten,  und  ein  ^>proz,,  weniü 
sie  überhaupt  unterlassen  wird,  falls  di^ 
Regierung  sie  fest^tzt. 

l^^eher  die  B  e  r  u  f  u  n  g  jjf^eft  die  VefanlaipyifJ 
die  ^wohl  vom  Stenerpflicbtigeu  als  auch  ton 
Vorsitzenden  der  VersEnlagungskommissjoti  da 
gelegt    werden    kann,    eutacheidet    die    Be- 
ruf u  n  g  s  k  o  m  m  i  s  s  i  o  n.  Gegen  ihre  Befehl  ü;s«a1 
kann  Beschwerde  erhoben  werden,  die  &ick] 
aber  lediglich  auf  Nichtanwendung   oder    un 
richtige   Anwendung   des   bestehenden   EechtsI 
erstrecken  darf.    Ueber  sie  entscheidet  das  Ot>er<*' 
verwaltungHgericbt, 

Dai  statistische  Verhältnis  der  einzelnen  Ein* 
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kommenstüfen  gestaltet  sich  bei  den  physischen 
Zensiten  folgendermaßen: 


Eink.  y.     900—    3000  M. 
„     „    3000—    6000  „ 
„     „    6000-    9500  „ 

n       n      9500—  30500    „ 
n        »  30500-100000    „ 
r,      n        Über  lOOOOO  „ 

3  561 121  od.  88,38% 

314255     n       7,60  „ 

82076  „   1,98  „ 

67427     „       1,63  n 
13404     n      0,32  „ 
2673     n      0,06  „ 

Zum    Gesamtbetrage    der    E.    trugen    die 
physischen  Zensiten  bei 

mit  Einkommen  von     900—    3  000  M.   30,1 1  % 

n        3000-      6000    „       16,02   „ 

„      6000-    9500  „      9,33  „ 

»                 n        9500-    30500    „       17,56  „ 
V     30500-100000   „      12,89  „ 

„             „            „         über  looooo  „     14,09  „ 

Die  nichtphysischen  Zensiten  waren  2583  und 
mit  13,626  MiU.  M.  an  der  E.  beteiligt. 

Einkommen  von  1  Mill.  M.  und  darüber 
(physische  imd  nichtphysische  Zensiten)  sind  in 
Preußen  im  ganzen  127  verzeichnet.  Hiervon 
entfallen  auf  nichtphysische  Personen  72. 

Der  Ertrag  der  £.  war  1892 :  124842  Mill.  M., 
1896:   127080  MUl.  M.,    1904:   191230  Mill.  M. 

2.  Württemberg.  Die  direkten  Steuern 
Württembergs  waren  bis  zum  Jahre  1903  Er- 
tragssteuem.  Sie  waren  im  Laufe  des  19.  Jahrb. 
ausgebildet  worden  und  bestanden  aus  zwei 
Gruppen:  der  Realsteuergmppe,  die  die  sog. 
^Katastersteuem^  (Grund-,  Gebäude-,  Gewerbe- 
steuer) umfaßte,  und  der  Personalsteuergruppe, 
die  aus  einem  Kapitalrenten-  und  einer  partiellen 


die  rechtsfähigen  Körperschaften  des  öffentlichen 
Rechts,  die  rechtsfähigen  Stiftungen,   Vereine, 
Aktiengesellschaften ,  Kommanditgesellschaften 
auf  Aktien,  Berggewerkschaften,  Gesellschaften 
m.  b.  H. ,  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossen- 
,  Schäften  und  die  Personenvereine  mit  nicht  ge- 
!  schlossener  Mitgliederzahl. 
i       Als  steuerpfSchtiges  Einkommen  gilt  das  ge- 
,  samte  Einkommen  in  Geld  und  Geldeswert,  wo- 
bei Naturalien  und  Nießbrauchrechte  nach  den 
örtlichen  Mittelpreisen  zu  veranschlagten  sind. 
Es   werden  4  Hauptqnellen  des  Einkommens 
unterschieden:    Einkünfte    aus   Grundstücken, 
Gefällen  und  Gebäuden  (einschließlich  des  Miet- 
I  Werts  der  Wohnung  im  eigenen  Hause)  sowie 
aus  dem  Betriebe  der  Land-  und  Forstwirtschaft, 
^  die  Einnahmen  aus  Gewerbe,  Handel,  Bergbau 
und    gewerbsmäßig    betriebenen    Spekulations- 
geschäften, die  Erträgnisse  aus  Kapitalien  und 
Renten  und  endlich  das  Einkommen  aus  einem 
Dienst-   oder   Arbeitsverhältnis,    aus   gewinn- 
bringender Beschäftigung  und  Rechten  auf  pe- 
riodische Hebungen. 

Bei  Aktiengesellschaften,  Kommanditgesell- 
schaften auf  Aktien,  Berggewerkschaften  und 
Gesellschaften  m.  b.  H.  luinn  an  dem  steuer- 
baren Einkommen  der  Gesamtbetrag  der  an  die 
Gesellschaftsmit^lieder  verteilten  oder  gutge- 
schriebenen Gewinnanteile  bis  zum  Höchstbetrag 
von  3  ®/o  des  eingezahlten  Aktien-  oder  Gesell- 
schaftskapitals abgezogen  werden.  Bei  rechts- 
fähigen Versicherungsgesellschaften  und  Ver- 
sicherungsvereineu  auf  Gegenseitigkeit  bleibt 
das    Einkommen    aus    Kapitalvermögen    unbe- 


E.  zusammengesetzt  war.  Seit  1895  begann  eine  '  steuert  in  dem  Verhältnis,  als  unter  der 


Beformära,  die  das  württembergische  Steuer- 
system durch  die  Einführung  einer  allgemeinen 
£.  und  durch  die  Verbesserung  der  Ertrags- 
steuem  in  die  Bahnen  der  „gemischten"  Steuer- 
systeme hinüberiühren  sollte.  An  einem  ver- 
fassungsrechtlichen Konflikt  scheiterte  aber  zu- 
nächst dieses  Steuerprojekt.  1899  legte  die 
Regierung  abermals  den  Ständen  einen  Gesetz- 
entwurf vor,  der  sich  mit  der  Einführung  einer 
allgemeinen  £.  und  einer  Kapitalsteuer  sowie 
mit  Abänderungen  der  Grund-,  Gebäude-  und 
Gewerbesteuer  beschäftigte.  Nach  langen  parla- 
mentarischen Debatten,  die  zwei  Jahre  ausfüllten, 
und  in  deren  Verlauf  es  an  Schwankungen  aller 
Art  nicht  fehlte,  kam  die  Steuerreform  durch 
drei  GG.  v.  8./VIIL  1903  zustande.  Hierdurch 
wurde  die  allgemeine  E.  als  Grundlage  der 
direkten  Staatsoesteuerung  eingeführt.  In  sie 
ist  auch  die  Besolduugs-,  Diensteinkommen-  und 
Apanagensteuer  aufgegangen.  An  die  Seite 
traten  zwei  Gruppen  von  Ergänzungsstenem : 
die  Kapitalsteuer  einer-  und  die  Grund-,  Ge- 
bäude- und  Gewerbesteuer  andererseits. 

Die  Steuerpflicht  erstreckt  sich  auf  physische 
und  nichtphysische  Personen.  Für  physische 
Personen  besteht  sie  durch  Wohnsitz,  Aufent- 
halt oder  Dienstsitz  in  Württemberg  bei  In- 
ländern und  durch  Aufenthalt  über  ein  Jahr  in 
Württemberg  bei  Ausländern,  femer  überhaupt 
durch  den  oezng  von  Besoldungen,  Pensionen, 
Wartegeldem,  Ruhegehältern  und  Unter- 
stützungen au«  der  württembergischen  Staats- 
kasse sowie  durch  die  Einkünfte  aus  württem- 
bergischem Grundbesitz  und  in  Württemberg 
telegenen  Gewerbe-  und  Handelsanlagen.  Von 
den  nichtphysischeu  Personen  sind  steuerpflichtig 


Bamtversicherung^umme  Versicherungsbeiträge 
solcher  Personen  inbegriffen  sind,  die  außerhalb 
Württembergs  wohnen.  Das  so  ermittelte  Ein- 
kommen ist  nur  zur  Hälfte  der  E.  unterworfen. 

Von  der  E.  bleiben  ausgenommen  außer- 
ordentliche Einnahmen  aus  Erbischaften,  Schen- 
kungen, Lebensversicherungen,  Besitzwechsel, 
Agiogewinnen  und  ähnlichen  Erwerbungen,  die 
nur  in  ihren  Früchten  einkommensteuerpflichtig 
sind.  Als  steuerbares  Einkommen  gelten  in- 
dessen solche  Einkünfte  in  einem  Gewerbebetrieb 
abzüglich  der  in  diesem  Jahre  erlittenen  Ver- 
luste sowie  der  Gewinn  aus  zu  Spekulations- 
zwecken abgeschlossenen  Geschäften  bei  ge- 
wohnheitsmäßigem Betrieb  und  bei  Differenz- 
geschäften im  Börsenverkehr. 

Vom  steuerpflichtigen  Einkommen  dürfen 
abgezogen  werden:  die  zur  Erwerbung,  Er- 
haltung und  Sicherung  des  Einkommens  ver- 
wendeten Ausgaben,  die  jährlichen  Abnutzungen 
des  stehenden  und  umlaufenden  Kapitals,  die 
vom  Staate  erhobenen  Ertragssteuem,  die  Schuld- 
icinsen  und  rechtsverbindlichen  Lasten  auf 
steuerpflichtigen  Einkommensquellen,  die  ge- 
s^etzlichen  oder  vertragsmäßig  begründeten  Bei- 
träg:e  zu  Kranken-,  Unfall-,  Alters-  und  In- 
validitätsversicherungs-,  Waisen-,  Witwen-  und 
Pensionskassen  und  endlich  der  Verlust,  der 
.sich  bei  Berechnung  des  Einkommens  aus  einer 
einzelnen  Art  von  Einkommensquellen  ergeben 
liat  Dagegen  sind  nicht  abzugsfähig  Verwen- 
lungen  zur  Verbesserung  und  Vermehrung  des 
Vermögens,  Ausgaben  zu  Geschäftserweiter uugeu 
und  Kapitalanlagen  oder  Rückzahlung  von 
Kapital  schul  den,  die  Zinsen  für  das  im  eigenen 
Geschäftsbetriebe  angelegte  Kapital,  die  Aus- 
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graben  für  den  Haushalt  des  Steuerpttichtiipen 
nort  seiner  Familie  und  endlich  die  tou  den 
Gemeinden  und  Amtsköj-perscbaften  erbobenen 
Ertrag»-^nnd  E, 

Zti  Steuerbefreiungen  sind  xnireiftssen: 
der  Küni^  nnd  die  Künigin,  die  Geäandten  \nid 
diploiua tischen  Vertreter,  die  Tom  Staute  er- 
haltenen AiiPtalten,  die  H^algeineinden  für 
ihr  Einkommen  ai^s  dem  Realg-emeinderechtj 
die  Wauder^ewerbetreihenden ,  die  Untertjtti- 
jiere  um)  Gemeinen  des  aktiven  Heeres 
nnd  der  Marine  und  im  Kriegt»-  und  Mobil- 
inachnugTsfall  alle  Militärpersonen  für  ibr  Mili- 
tiirdiensteiiikömnien,  die  Kriegs-  und  Ver- 
!?tünmieUmgszuJagen  und  Ebrensolde,  die  kirch- 
lichen und  ^ottesdieusit liehen  Fonds,  die  Stif- 
tungen zur  Veräor^pn^  der  Beamten  und  ihrer 
Hiuterldiebenen  T  die  Träger  der  reichngesetz- 
lichen  Arbeiierversicherang ,  Unterrichts-  und 
Wohitätigkeitsan^talten ,  das  pri?at wirtschaft- 
liche Einkommen  der  Kiirperschaften  und  An^ 
stalten  des  (iftentlichen  Rechts,  das  Einkommen 
der  Mitglieder  der  Erwerbs-  nuil  W irisch afts- 
eenossenscbaften  und  Konsnmvereine  aus  ihren 
Ge«eblLftaantei]enr  die  Einkommen  bis  500  M. 
und  endlieh  die  Einkünfte  auü  auswilrtigern 
Grundbesitz:  und  Gewerbebetrieb  und  fremden 
Dienst einko mm ensbesü gen  uaw. 

Die  Steuereritze  sind  teiJ§  Kkssen*.  teiis 
nrozentuale  Sätse,  Erster©  finden  auf  die  Ein- 
kommen bis  30000  M.  Anwendung,  beginnen 
bei  einem  Einkommen  von  500  M.  mit  2  M.^ 
steigen  bei  einem  solchen  ?ou  SUöO— 3200  M. 
auf  49  M.,  bei  einem  solchen  von  6000—6200  M. 
auf  168  M,,  bei  einem  solehen  von  inOO— lOüOO  M. 
auf  340  M.  und  erreichen  deg^refigiT  antteigend 
bei  einem  Einkommen  von  211 000— 3<>  f (00  M. 
1175  M.  Für  die  Einkommen  von  Über  30000  M. 
sind  I*rozentSiitze  angenommen^  die  mit  4  % 
einsetzen  und  bei  Einkommen  von  2(X)CÜ0  M* 
und  mehr  das  Maximum  mit  5  *^o  erreichen. 
hm  Finanzgesetz  bestimmt ,  wieviel  Prozente 
dieser  Einheit  s^sätze  als  Steuer  »atz  erhoben 
werden  sollen  ^  wobei  flir  alle  Tarif sÄtze  der 
näm liehe  Prozentsatz  zu  bestimmen  \at. 

Die  Steuerpflichtigen  mit  einen»  Einkommen 
bis  2000  M.  und  von  200()-Hä{X)  M.,  die  ein 
oder  mehrere  Kinder  nnter  15  Jahren  zu  er- 
nähren haben,  werden  um  1—3  Steuerstufen 
heriibgeaetzt.  Bei  einem  steuerbaren  Einkommen 
bis  5000  M.  kann  bei  besonderen,  die  Leistnn^s- 
fSbigkeit  schmälernden  Verbliltnisgen  eine  Er- 
leichterung bis  hüchstens  3  Stufen  eintreten. 
Die  Voraussetzungen  Bind  die  gleichen  wie  in 
PreuOen. 

Die  Veranlagung  geschieht  durch  ein© 
Eiu?<chfilzung8kommisi<ion,  die  aus  dem  Vorstand 
des  Bezirkssjteneramts  und  aus  einer  Mehrzahl 
von  Orts-  bezw.  Bezirkssrhätzein  besteht*  Die 
Gemeinden  haben  die  KhiscbätÄung  vorzube- 
reiten. Der  EinschätzuuL'^  liesren  die  Dekla* 
rationen  der  Stenerpfli  cht  igen  mit  einem  Eiu- 
k-miiiMTi  von  2GtKl  M.  zugrunde.  Auch  für  die 
M  Einkommen  können  solche  vom  Be- 
iamt gefordert  werden.  Für  die 
niiht physischen  Personen  sind  noch  besondere 
Vorschriften  erlassen.  Feststehende  Einkünfte 
iNind  nach  ihrem  Jahrftsbetrajt^'^e.  schwankende 
Einnahmen  niicb  dem  Ergebnis  des  im  voraus- 1 
gegangenen  8  teuer  jähre  abgelaufenen  Geschäfts-  j 
und  Wirtschaftsjahres  Anzusetzen.    Die  Unter- ' 


lassnng  der  Deklaration  zieht  den  Verlast  de 
Rechtsmittel  nach  sich,  ein  Strafzuschlag  winftl 
nicht  erhoben.  Die  EinächätzungskommlssiottT 
stellt;  nach  den  vorliegenden  Unterlagen  filrl 
j eilen  Stenerpflicbtigen  den  Betrag  des  Steuer-  [ 
pdicbtigen  Einkommens  fest^  wonach  er  in  ein«] 
bestimmte  Steuerklasse  eingereiht  wird. 
diese  Festseu&nng  steht  beiden  TeUen 
Rechtsmittel  der  Beschwerde  zum  Stenerkolle 
gium  zu,  das  mit  3  Mitgliedern  unter  Zuziehnug'J 
von  4  LaudesscbätEern  besetzt  iit»  Etti«J 
weitere  Beschwerde  ist  zum  Finanzminlsterinuil 
und  eine  letzte  zum  Verwaltungsgerichtihof 
statthaft. 

Ertrag  1006:  14,861  Mill.  M. 

3.  SAch^eti*    Die  sächsische  E.  vermag  mol^ 
keine  so  lange  Geschichte  zuilickzubUckeü  wii] 
ihre    preuUische    Schwester.     Sie    ist    erst 
Laufe  der  letzten  20  Jahre  entstanden.     Daij 
fCJtere  1831  begründet«  und  1845/50  fortgebildet«,' 
direkt«   Steuersyniera    kannte  zwar   eine    Per- 
sioualsteuer,   hatte  aber   im  Übrigen  den  reinen  \ 
Ertragssteuer-Charakter  gewahrt.    Ein  wesent- 
licher Fortschritt  w^urde  erat  ti'otz   ^s"      -      - 
AnerkennungderRefornibedürftigkeit'i 
sj^tem^  nach  langem  Seh  wanken  im  .1.    . 
erreicht.     Man   nahm  dau    Prinzip    i^  i    ,  ;i.  - 
meinen  E.   an  und   beschränkte  sich    vm£  aun^^^ 
auf  die  unveränderte  Beibehaltung  der  Grund- 1 
«teuer   uud   auf  eine  einstweilige  Beform  der 
Personal*   und   Gewerbesteuer.      Das    E.gei*eti-j 
vom  ä2.;'XII.   1874   bildete  die  Grundlage  kut  ^ 
proheweisen  Veranlagung  des  Jahres  1875»  und 
1877    wurde  die  Steuer  zum   ersten  Male  er- 
hoben.   Die  bei  diesen  beiden  Veranlagungen 
gemachten   Erfahruugeu    wurden   beim   Ü.   v. 
2.,iVlL  1878  verwertet.    Dnrch  ein  weiteres  ö- 
7.  2./VIL  1878  wurde  die  Reform  der  direkte»  1 
Steuern  überhaupt  abgeschlossen.    Die  alte  Ge-J 
werbe-  und  I^ersonalstener  WMirde  auf  gel»  oben,  - 
die  Grundsteuer  ward  ermllügt  (von  9  ^^  auf] 
4  %  Normalsatz L    So  wurde  die  E.  zur  wesent- 
lichen Trägerin   der   direkten  Besteuerung  in 
Savhsen.    Xachdem  ein  G.  v.  lO./llE  18Ö4  den^ 
Steuertarif  geändert  hatte,   gelang  e»   190Ü— < 
1902  eine  Eeform  du rchisn führen,  durch  welch*  | 
die    E.    in    einzelneu    Stücken    verHudert,    die 
Steuersätze   erhöht  und  eine  Vermdg*fnsf teuer 
eingeführt    wurde.     Die   E.   nach    dem    G    \\ 
24,VD.    liMlO   ist   aber   im    Hinblick    auf  dift 
Steuersätze   auf    die    Periode   1Ö04--19U7    be- 
geh räukt. 

Die  sächsische  E.  erstreckt  »ich  als  allge-  j 
meine  E.  au!  alle  phvsischen  und  nicbtphjsiscbeit  i 
Personen  und  auf  alle  in  Geld  oder  üeldeswert  ] 
bestehenden  Einnahmen  mit  EinschlnÜ  des  Miet-  < 
wertes  der  Wohnung  im  eigenen  Hause  udtri 
sonstiger  freier  Wohnung  sowie  des  Wene*J 
der  zum  Haushalte  verbrauchten  ErieugnissÄJ 
der  eigenen  Wirtschaft  und  des  eigenen  Ge-  j 
werbebetriebes.  Der  Vermögenaiu wachs  durcb  < 
Erbschaften  und  fibnÜche  Erwerbnngen  untef-J 
liegt  nicht  der  E.,  es  sei  denn  insofern,  alw  did  - 
Erträgnisse  des  Vermögens  vermehrt  wcrdt*u.  * 

Von  den  Steuerkapitalien  dürfen  in  Abzug  ^ 
gestellt  werden :  die  Produktions-  und  G©-  ^ 
stehungskosten,  die  Grunditeuer»  die  ßeitriige  ] 
zur  Landesiramobiliarkasse,  Verlieh em n^*p?&* ' 
mien  und  indirekte  Abgaben,  insoweit  sie  ra^ 
den  Geschäftsunkosten  zu  rechnen  sind ,  di#  i 
Lasten  nnd  Abgaben  auf  Einkünften  ^  welche j 
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im  Aasland  ruhen  auf  von  dort  nach  Sachsen 
bezogenen  Einkommen.  Schuldzinsen,  die  auf 
in  Siushsen  besteuerten  Einnahmequellen  lasten, 
u.  dergl.  m.  Dagec^en  dürfen  nicht  abgezogen 
werden  die  Ausgaben  zur  Verbesserung  oder 
Vermehrung  der  Kapitalanlagen,  die  Kosten 
für  den  Haushalt  des  Steuerpflichtigen  und 
seiner  Familie,  freiwillige  Unterstützungen, 
Steuern,  indirekte  Aufla^n  und  Zölle,  endlich 
Lebensversicherungsprämien  und  Beiträge  zu 
Pensions-,  Sterbe-,  Kranken-  und  ähnlichen 
Kasten.  Ausnahmsweise  kann  an  Stelle  des 
Einkommens  der  Aufwand  zugrunde  gelegt 
werden. 

Die  Bemessung  der  Steuerpflicht  geschieht 
nach  4  Hauptqueflen: 

1.  Einkommen  aus  dem  Betrieb  der  Land- 
und  Forstwirtschaft  auf  eigenen  Grundstücken 
oder  aus  Verpachtung  von  Grundstücken  und 
der  Vermietung  von  Häusern  und  Wohnungen. 

2.  Einkommen  aus  Kapitalzinsen,  Renten, 
Dividenden,  Apanagen,  Naturalgefällen,  Aus- 
zügen usw. 

3.  Einkommen  aus  Besoldungen,  Warte- 
geldem,  Pensionen,  Arbeitslöhnen,  Honoraren 
u.  dergl.  m. 

4.  Einkommen  aus  Handel  und  Gewerben, 
einschließlich  des  Pächtereinkommens. 

Als  Steuerbefreiungen  sind  anerkannt 
und  infolgedessen  bleiben  von  der  E.  befreit 
der  König,  die  Königin  und  königliche  Witwen, 
das  Deutsche  Reich,  der  Staatsfiskus,  die  Landes- 
universität und  die  Landesschulen  zu  Meißen 
und  Grimma,  die  fremden  Gesandten  und  aus- 
wärtigen Konsuln,  die  Unteroffiziere  und  Mann- 
schaften des  Reichsheeres  und  der  Marine  und 
im  Falle  der  Mobilmachung  alle  Angehörigen 
des  aktiven  Heeres  und  der  Marine  für  ihr 
Diensteinkommen  überhaupt,  Gewerbetreibende 
im  Umherziehen,  Personen,  die  aus  der  öffent- 
lichen Armenpflege  eine  Unterstützung  beziehen, 
die  reichsgese^ichen  Versicheruugseinrich- 
tungen,  kirchliche  und  Wohltätigkeitsanstalten, 
und  endlich  solche,  welche  ein  in  Sachsen  ge- 
wonnenes und  daselbst  bezogenes  Jahresein- 
kommen bis  zu  400  M.  empfangen,  u.  a.  m. 

Die  Steuersätze  werden  nach  einem 
Klassentarif  bemessen,  und  zwar  beträft  die 
Steuer  bei  einem  Einkommen  von  400— oüO  M. 
1  M..  steigt  bei  einem  solchen  von  3100—3400 
auf  78  M.,  bei  einem  solchen  von  6300—6800  M. 
auf  221  M.  und  erreicht  bei  einem  Einkommen 
von  »400-10000  M.  283  M. 

Von  hier  ab  bis  zu  einem  Einkommen  von 
100000  M.  steigen  die  Klassen  von  1000  zu 
1000  M.  und  bei  Einkommen  über  100000  in 
Staffelungen  von  je  2000  M.  Die  Steuersätze 
steigen  bis  20000  M.  um  je  40  M.  von  Klasse 
zu  Klasse,  von  20000-34  000  M.  um  je  45  M., 
von  73000—100000  M.  um  je  60  M.,  von  34  000 
—73  000  M.  um  je  öO  M.,  und  bei  allen  weiteren 
Steuerklassen  beträgt  die  Steuer  5®/o  desjenigen 
Einkommens,  mit  dem  die  vorausgehende  Klasse 
endigt 

&i  Steuerpflichtigen  mit  einem  Einkommen 
bis  5800  M.  können  besondere,  die  wirtschaft- 
liche Leistungsfähigkeit  beträchtlich  mindernde 
Umstände  dfäurch  berücksichtigt  werden,  daß 
der  betr.  Steuerpflichtige  um  höchstens  3  Klassen 
zurückversetzt  wird.  Gehören  diese  Steuersub- 
jekte den  3  untersten  Steuerklassen  an,  so  tritt 


völlige  Steuerfreiheit  ein.  Für  jedes  nicht  selb- 
ständig veranlagt^  Familienmitglied  zwischen 
6  und  14  Jahren  wird  bei  Einkommen  bis  3100  M. 
ein  Betrag  von  50  M.  vom  steuerpflichtigen 
Einkommen  abgesetzt. 

Die  Veranlagung  beruht  auf  einem  Ein- 
schätzungsverfahren und  erfolgt  durch  Ein- 
schätzungskommissionen, die  aus  dem  Bezirks- 
steuerinspektor, Besitzern  selbständiger  Güter 
und  aus  durch  die  Gemeindeverwaltungen  be- 
stellten Mitgliedern  bestehen.  Der  Einschätzung 
geht  die  Aufstellung  der  Ortskataster  auf  Grund 
von  Nachweiselisten  voran.  Bezieher  von  Ein- 
kommen über  1600  M.  sind  zu  Erstattung  von 
Deklarationen  aufzufordern,  die  vor  allem  die 
Einkommensumme  und  die  beantragten  Abzüge 
zu  enthalten  haben.  Die  Unterlassung  der 
Deklaration  verwirkt  das  Reklamationsrecht 
für  das  laufende  Steuerjahr.  Nach  Prüfung 
der  Fassionen  durch  den  Bezirkssteuerinspektor 
haben  die  Einschätzungskommissionen  mit  Be- 
nutzung aller  verfügbaren  Unterlagen  bei  jedem 
Beitragspflichtigen  den  Betrag  des  steuer- 
pflichtigen Einkommens  einzuschätzen.  Die  end- 
fültige  Feststellung  des  Katasters  erfolgt  durch 
as  Finanzministerium. 

Dem  Steuerpflichtigen  steht  das  Rechtsmittel 
der  Reklamation,  dem  Bezirkssteuerin- 
spektor dasjenige  der  Berufung  zu.  Beide 
gehen  an  besondere  Reklamationskommissionen. 
Außerdem  hat  der  Steuerpflichtige  noch  ein  Be- 
schwerderecht gegen  die  Beschlüsse  dieser 
letzteren  wegen  unrichtiger  Anwendung  des 
Gesetzes  an  das  Finanzministerium. 

4.  Baden.  Das  ältere  badische  direkte  Steuer- 
system ruhte  auf  dem  reinen  Ertragssteuer- 
prinzip, innerhalb  dessen  mehrere  partielle  E. 
bestanden.  Eine  allgemeine  E.  war  indessen 
in  Baden  längst,  allerdings  ohne  Erfolg,  er- 
strebt worden.  Schon  im  Jahre  1848  war  sie 
mit  degressivem  Steuerfuß  (3— V«  */o)  anf  Grund- 
lage von  Steuerfassionen  eingeführt  worden. 
Sie  trat  aber  nicht  in  Kraft.  Bei  der  Steuer- 
reform von  1873  plante  die  Regierung  eine  all- 
gemeine E.  als  Ergänzungssteuer  zum  Ertrags- 
steuersystem,  um  Härten  auszugleichen:  aber 
auch  dieser  Plan  scheiterte.  Dieses  Ziel  wurde 
erst  erreicht  durch  G.  v.  20./VL  1884  (1. 1.  1886 
in  Kraft  getreten),  und  zwar  wurde  die  E.  als 
selbständiges  Glied  des  direkten  Steuersystems, 
nicht  als  Zusatzsteuer  organisiert.  Neben  der 
E.  bestehen  vier  Ertragssteuem :  Grund-,  Ge- 
bäude-, Gewerbe-  und  Kapitalrentensteuer. 
Neuerdings  plant  die  badische  Regierung  die 
vier  Ertragssteuem  in  eben  so  viele  Vermögens- 
steuer -  Partialen  zu  verwandeln.  Zur  £.  sind 
drei  Novellen  v.  6./V.  1891,  26./VI.  1894  und  v. 
9./VIII.  1900  verabschiedet  worden. 

Die  badische  E.  trifft  das  gesamte  Ein- 
kommen in  Geld  und  Geldeswert  und  wird  in 
4  Abteilungen  (Grundbesitz  einschließlich  Grund- 
gefälle, Grundrechte,  Betrieb  der  Land-  uud 
Forstwirtschaft,  Gewerbebetrieb.  Handel  und 
Bergbau,  Gehalt,  Lohn,  freier  Beruf,  Kapital- 
vermögen und  Renten)  eingeteilt.  Dem  Ein- 
kommen des  Steuerpflichtigen  ist  dasjenige  der 
einzelnen  Familienglieder,  an  dem  ihm  der  Ge- 
nuß zusteht,  hinzuzurechnen,  falls  es  500  M.  über- 
steigt. Von  dem  Gesamteinkommen  dürfeu  in 
Abzug  gebracht  werden  die  Auslagen  zu  dessen 
Erwerb  und  zur  Erhaltung,  die  auf  ihm  ruhen- 
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den  privat-  und  öffentlichrechtlichen  Lasten 
mit  Ansnahme  der  E.  selbst  nnd  der  sieh  daran 
Imüpfenden  Gemeindestenern  sowie  endlich  nach- 
l^ewiesene  Schnldzinsen. 

Von  der  E.  bleiben  frei  die  Civilliste  des 
Großherzogs  and  die  Apanagen  des  großherzo^- 
lichen  Hauses,  das  Militäreinkommen  nnd  die 
Militärpeusionen  der  Unteroffiziere  nnd  Gemeinen 
und  im  Mobilmachnngsfalle  das  Diensteinkommen 
aller  Angehörigen  des  aktiven  Heeres,  die  Dienst- 
bezüge der  aktiven  Gendarmen  vom  Ober- 
wachtmeister abwärts,  die  Sterbequartalbezüge, 
das  Einkommen  aus  außerhalb'  Badens  ge- 
legenem Grundbesitz,  die  Besoldungen,  Pen- 
sionen und  Wartegelder  aus  nicht-badischen 
Staatskassen  und  endlich  die  Einkommen  bis  zu 
einem  Jahresbetrage  von  900  M. 

Der  Bemessung  der  Steuer  liegen  die  S  t  e  u  e  r- 
anschläge  zn^unde,  indem  der  Jahresbetrag 
des  gesamten  Einkommens,  sofern  er  nicht  be- 
reits auf  eine  durch  100  teilbare  Zahl  lautet, 
auf  die  nächst  niedrige,  so  teilbare  Zahl  abge- 
rundet wird.  Die  Steueranschläge  sind  folgender- 
maßen zu  berechnen: 

1.  Einkommen  von  900  und  1000  M.  mit  je 
200  und  250  M. 

2.  Einkommen  von  1000—10000  M.  mit  200 
für  die  ersten  1000  M.,  mit  50  M.  für  je  100  M. 
fl\r  die  nächsten  1000  M.,  mit  75  M.  für  je 
100  M.  für  die  weiteren  1000  M.  und  mit  100  M. 
für  je  100  M.  für  die  höheren  Teilbeträge. 

3.  Einkommen  von  10000-20000  M.  mit 
«000  M.  für  die  ersten  9000  M.  und  mit  500  M. 
für  weitere  je  500  M. 

4.  Einkommen  von  20000—25000  M.  mit 
oOO  M.  für  je  volle  500  M. 

5.  Einkommen  von  über  25000  M.  mit  1000  M. 
für  je  volle  1000  M.  des  Einkommens. 

Von  den  Steueranschlägen  wird  ein  Steuer- 
satz, den  das  Finanzgesetz  jeweils  bestimmt 
und  der  für  alle  Einkommensstufen  gleich  ist, 
(2,  2V«,  3  %)  erhoben.  Die  Degression  liegt  in 
der  Berechnung  der  Steueranschläge.  Der 
Steuersatz  von  je  100  M.  ist  zu  erhöhen  bei 
Steueranschlägen : 

von    25000—  30000  M.  um    5^/^ 


30000 —  40000 

n 

n 

10  n 

40000—  50000 

n 

n 

15   n 

50000 —  75000 

n 

r> 

20  „ 

75  000 — 100  000 

r 

rt 

25  n 

100  000— 150000 

n 

« 

30  r 

150000—200000 

r> 

n 

35  n 

über      200  000 

r 

n 

40  „ 

Die  Veranlagung  der  E.  geschieht  durch 
den  Sehätzuugsrat  auf  Grund  der  Steuerer- 
klärungen der  Pflichtigen  und  von  selbständigen 
Erhebungen  der  Veranlagungsorgane.  Gegen 
die  Beschlüsse  des  Schätzungsrates  steht  dem 
Pflichtigen  wie  dem  Steuerkommissar  Be- 
schwerde an  die  Steuerdirektion  zu,  und  gegen 
ihre  Entscheidung  kann  der  Steuerpflichtige 
Klage  beim  Verwaltungsgerichtshofe  erheben. 

5«  Hessen*  Anfang  der  80er  Jahre  hat  Hessen 
seine  direkten  Steuern  reformiert.  Zunächst 
wurde  die  E.  durch  G.  v.  8./VII.  1884  neu  ge- 
staltet iiud  durch  G.  v.  25./VI.  1895  in  einzelnen 
Punkten  weitergebildet.  Mit  den  GG.  v. 
12./VIII.  1899  ist  Hessen  endgültig  zum  System 
der  Personalbesteuerung  übergegangen,  hat  die 
Grund-,  Gebäude-,  Gewerbe-  und  Kapitalrenten- 


steuer als  Staatssteuer  außer  Hebung  gesetzt, 
die  £.  abgeändert  und  eine  staatliche  YermOgens- 
(Ergänzungs-)Steuer  eingerichtet. 

Die  hessische  E.  zeitällt  in  zwei  Gruppen, 
in  eine  E.  1.  Abteiluufi^,  welche  die  Einkommen 
von  2600  M.  und  mehr  trifft,  und  in  eine  £. 
2.  Abteilung,  unter  welche  die  Einkommen 
von  500—2600  M.  fallen.  In  der  1.  Abteilung 
wird  das  Einkommen,  das  aus  Grundeigentom, 
Kapitalvermögen,  Besoldungen  und  Pensionen, 
ans  Pachtungen,  Gewerbe  und  Handel  nnd  über- 
haupt aus  gewinnbringender  Tätigkeit  fließt, 
mit  einem  Klassentarif  besteuert.  Abzngsbe- 
rechtigt  sind  die  zum  Erwerb  und  zur  Er- 
haltung des  Einkommens  erforderlichen  Aus- 
lagen, die  nachweisbaren  Passivzinsen,  die  das 
Einkommen  belastenden  und  schmälernden 
Lasten,  die  darauf  veranlagten  Steuern  u.  dergl. 
Die  Ausgaben  für  den  Haushalt  des  Steuer- 
pflichtigen und  seiner  Familie  sowie  diejenigen 
für  Kapitalanlagen  und  die  Beiträge  zu  Mobi- 
liarversichemngen  dürfen  nicht  abgezogen  wer- 
den. Die  Steuerbefreiungen  sind  im  all- 
gemeinen die  gleichen  wie  in  Baden  und 
Sachsen.  Die  E.  2.  Abteilung  umfaßt  10  Klassen, 
wovon  die  erste  mit  600—600  M.  Einkommen 
beginnt  und  die  letzte  bis  2600  M.  reicht.  Die 
Steuersätze  beginnen  mit  3  M.  in  der  1.  Klasse 
und  schließen  mit  39  M.  in  der  10.  Hieran 
schließen  sich  diejenigen  der  1.  Abteilung,  deren 
niedrigster  Steuersatz  50  M.  erreicht.  Der 
Steuersatz  wird  jeweils  durch  das  Finanzgesetz 
bestimmt. 

Die  Veranlagung  zur  E.   1.  Abteilung 

feschieht  auf  Grund  von  obligatorischen  De- 
larationen,  für  diejenige  2.  Abteilung  ist 
die  Fassion  zugelassen,  ja  sie  kann  durch  den 
Vorsitzenden  der  Veranlagungskommission  so- 
^ar  gefordert  werden.  Das  Veranla^ngsgeschäft 
liegt  in  der  Hand  von  Kommissionen,  welche 
für  die  1.  Abteilung  in  der  Kegel  für  jedes 
Steuerkommissariat  unter  dem  Vorsitze  des 
Steuerkommissars  aus  vom  Kreistag  gewählten 
Mitgliedern  bestehen.  In  größeren  Städten 
können  besondere  Kommissionen  gebildet  werden. 
Für  die  2.  Abteilung  fungieren  örtliche  Kom- 
missionen unter  dem  Vorsitz  des  Steuerkom- 
missars in  jeder  Gemeinde;  sie  sind  aus  dem 
Bürgermeister  und  Beisitzern  zusammengesetzt 
welcn  letztere  vom  Gemeindevorstand  gewählt 
werden. 

6.  Oesterreich.  E.artige  Auflagen  er- 
scheinen in  Oesterreich  schon  im  17.  Jahrb., 
wo  sie  jedoch  den  Charakter  einmaliger  Ab- 
gaben zur  Deckung  besonderer  Bedürfnisse 
hatten.  Die  Veranlagungsform  war  meist  die 
einer  nach  Ständen  abgestuften  Klassensteuer, 
während  seit  1763  der  Aufstellung  von  Klassen 
die  Einkommensgliedemng  zugrunde  gelegt 
wurde,  eine  üebung,  die  für  die  ganze  Folge- 
zeit maßgebend  blieb.  Eine  dauernde  Institution 
wurde  die  ELlassensteuer  seit  1799  zur  Erfassung 
aller  nicht  aus  dem  Grund  und  Boden  her- 
rührender Einkünfte.  Daneben  bestand  er- 
gänzend eine  Art  Personal-  oder  Kopfsteuer, 
die  1801  eingerichtet  wurde.  Die  ältere  in 
Oesterreich  bestehende  E.  hat  den  unter- 
brochenen Entwickelungsprozeß  wieder  aufge- 
nommen. Sie  geht  in  ihren  historischen  Wurzeln 
auf  das  Jahr  1848  zurück.  Die  Ereignisse  dieses 
Jahres  erheischten  eine  Vermehrung  der  Staats- 
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einnahmen,  nnd  es  sahen  sich  die  leitenden 
Kreise  genötigt,  neben  anderen  Hilfsmitteln  anch 
das  bestehende  dreigliedrige  System  der  direkten 
Steuern  (Orund-,  Gebäude-,  Erwerbsstener) 
durch  eine  neue  Ertragssteuer  zu  ergänzen, 
welche  die  bisher  freigelassenen  Einkünfte  her- 
anziehen sollte.  Sie  war  zuerst  nur  als  eine 
Steuer  auf  Besoldungen  und  ähnliche  Einkünfte 
gedacht,  wurde  aber  1849  zu  einer  Ertrags- 
steuer erweitert,  die  alle  bisher  noch  nicht  ge- 
troffenen Einkünfte  erfaOte  (Patente  v.  10.  und 
29./X.  1849).  Diese  Regelung  sollte  indessen 
nur  eine  provisorische,  für  das  Jahr  1850  gültige 
sein,  da  eine  umfassende  Reform  des  ganzen 
Systems  der  direkten  Besteuerung  in  Aussicht 
genommen  war.  Eine  solche  blieb  jedoch  aus, 
man  begnüs^  sich  vielmehr  mit  dem  bisherigen 
Rechtsstande  und  ordnete  aUjährlich  die  Er- 
hebung der  Erwerbsteuer  auf  Grund  der  Patente 
V.  10.  und  29./X.  1849  an.  Die  Reformpläne 
in  den  60er  und  70er  Jahren  kamen  zu  keinem 
Abschluß.  Sie  hatten  die  Einführung  einer  all- 
gemeinen, ergänzenden  Personal-E.  zum  Gegen- 
stande. Allein  außer  geringfügiiren  Modifi- 
kationen wurde  nichts  erreicht.  Erst  in  den 
90  er  Jahren  kam  die  Reformbewegung  wieder 
in  Fluß,  das  Bedürfnis  einer  Neugestaltung  trat 
immer  dringender  hervor.  Dazu  gesellte  sich 
eine  veränderte,  mehr  sozialpolitische  Auffassung 
des  Steuerprobiems  überhaupt,  die  Forderung, 
die  schwächeren  Stenerkräfte  zu  entlasten. 
Auch  schien  die  relativ  günstige  Finanzlage  zu 
diesem  Experiment  anzuspornen.  Eine  diesbe- 
zügliche Regierungsvorlage  wurde  vom  Finanz- 
minister Steinbach  1892  eingebracht  und  dann 
einem  permanenten  Ausschuß  von  45  Mitgliedern 
überwiesen,  der  1895  seinen  Bericht  vorlegte. 
Noch  3  Finanzminister  (Plener,  Böhm-Bawerk, 
Bilinski)  waren  an  der  Förderung  des  Gesetz- 
gebungswerkes beteiligt,  bis  es  znm  G.  v.  25./X. 
1896  erhoben  wurde. 

Das  G.  V.  25./X.  1896  zerfällt  in  5  Haupt- 
stücke, die  regeln:  1.  die  allgemeine  Erwerbs- 
stener (Gewerbesteuer);  2.  die  Erwerbssteuer 
der  zur  öffentlichen  Rechnungslegung  verpflich- 
teten Unternehmungen;  3.  die  Renten-  oder 
Eapitalrentensteuer ;  4.  die  Personaleinkommen- 
una  Besoldungssteuer  und  endlich  5.  die  ge- 
meinsamen Strafbestimmungen.  Alle  diese  Pro- 
bleme sind  in  einem  einheitlichen  Gesetze  ge- 
ordnet. 

Die  Personal-E.  ist  eine  allgemeine  E.,  der 
das  gesamte  Einkommen  der  Steuerpflichtigen 
unterliegt.  Als  Einkommen  gilt  die  Summe 
aller  in  Geld  oder  Geldeswert  bestehenden  Ein- 
nahmen mit  Einschluß  des  Mietwertes  der 
Wohnung  im  eigenen  Hause  oder  sonstiger  freier 
Wohnung  sowie  des  Wertes  der  im  eigenen 
Haushalt  verbrauchten,  selbsterzeugten  Waren 
und  Genußgegenstänae.  Vermögenszuwachs 
aus  Erbschaften,  Lebensversicherungskapitalien, 
Schenkungen  und  unentgeltliche  Zuwendungen 
fallen  nicht  unter  das  steuerpflichtige  Ein- 
kommen. Gewinne  aus  Veräußerungen  von  Ver- 
mögensobjekten sind  steuerpflichtig,  wenn  diese 
im  Betriebe  einer  Erwerbsnnteruehmung  oder 
infolge  eines  Spekulationsgeschäftes  geschehen. 
Die  feststehenden  Einnahmen  sind  im  Betrage 
des  Vorjahres,  die  schwankenden  nach  dem  3- 
jährigen  Durchschnitte  anzusetzen.  Die  Ein- 
künfte  sind  nach  5  Gruppen   zu   versteuern: 


1.  Einkommen  aus  selbstbewirtschaftetem  Grund- 
besitz und  aus  Verpachtungen;  2.  Einkommen 
aus  Gebäuden;  3.  Einkommen  aus  Gewerbe- 
betrieben und  landwirtschaftlichen  Pachtungen ; 
4.  Einkommen  aus  Dienst-  und  Lohnbezügen 
und  Ruhegenüssen  und  5.  Einkommen  aus  dem 
Kapitalvermögen.  Ftlr  die  Nachweisung  der 
einzelnen  Gruppen  sind  besondere  Vorsc£iften 
gesetzt. 

Vom  Gesamteinkommen  dürfen  bestimmte 
Abzüge  gemacht  werden:  die  Auslagen  zu  Er- 
langung, Sicherung  und  Erhaltung  des  Ein- 
kommens, die  Versicherungsprämien  für  die 
Schadenversichernng,  die  Piämien  der  Lebens- 
versicherung bis  zum  Höchstbetrage  von  jähr- 
lich 200  Kr.,  die  Beiträge  zu  Kranken-,  Unfall-, 
Alters-  und  Invaliden-,  Witwen-,  Waisen-  und 
Pensionskassen,  die  direkten  Steuern  (mit  Aus- 
nahme der  Personal-E.)  nnd  sonstige  Umlagen 
und  Lasten  und  endlicn  die  glaubwürdig  nach- 
gewiesenen Schuldzinsen.  Dagegen  sind  vom 
Abzug  ausgeschlossen:  Verwendungen  zur  Ver- 
besserung der  Kapitalanlagen,  Verluste  am  Ver- 
mö^ensstamm,  Zinsen  des  eigenen  Geschäfts- 
kapitals und  schließlich  die  Kosten  für  den 
Haushalt  des  Steuerpflichtigen  und  seiner  Familie. 

Als  Steuerbefreiungen  kommen  in  Be- 
tracht die  Einkünfte  des  Kaisers  und  die  Apa- 
nagen der  Mitglieder  des  kaiserlichen  Hauses, 
die  Einkommen  der  fremden  Gesandten  und 
Bemfskonsuln,  die  Pensionen  und  Zulagen  der 
mit  Maria-Theresia-Orden,  Tapferkeitsmedaillen 
und  Verwundungszulagen  beteilten  Personen, 
die  Bezüge  der  Militärpersonen  und  im  Mobil- 
machungsfalle aller  zum  Heeresdienst  einge- 
zogenen Civilpersonen  und  alle  Einkommen,  die 
1200  Kr.  nicht  übersteigen. 

Die  Steuersätze  beginnen  bei  einem  Ein- 
kommen von  1200—1250  Kr.  mit  7,20  Kr.  und 
steigen  bei  solchen  von  3800—4000  Kr.  auf 
30  Kr.,  bei  solchen  von  7200—7800  Kr.  auf 
160  Kr.  und  erreichen  bei  solchen  von  12  000 — 
13000  Kr.  326  Kr.  u.  s.  f.  Bei  Einkommen 
von  36000  Kr.  beträgt  die  Jahressteuer  1260  Kr., 
bei  solchen  von  96000  Kr.  3720  Kr. 

Bei  Einkommen  von  96000—200000  Kr. 
steigen  die  Stnfen  um  je  4000  Kr.  und  die 
Steuer  um  je200Kr^  von  200  000— 210  000  Kr. 
beträgt  die  Steuer  0300  Kr.;  bei  Einkommen 
von  über  210  000  Kr.  steigen  die  Stufen  von  je 
10000  zu  10000  Kr.  und  die  Steuer  um  je 
500  Kr. 

Die  Sätze  sind  somit  progressiv  mit 
asymptotischem  Verlaufe.  Jedoch  hat  das  Ge- 
setz Sorge  getragen,  daß  das  höhere  Einkoramen 
nach  Abzug  der  Steuer  mindestens  ebenso  groß 
sein  muß  wie  der  Restbetrag  der  nächstniederen 
Stufe  nach  Abzug  der  auf  diese  entfallenden 
Steuer. 

Die  Veranlagung  der  Steuer  geschieht 
auf  Grund  der ,. Bekenntnisse^  oder  Deklarationen 
der  Steuerpflichtigen,  welche  diese  alljährlich 
auf  Erfordern  schriftlich  oder  mündlich  abzu- 
geben haben.  Sie  haben  nach  bestimmten  Vor- 
schriften alle  Angaben  zu  enthalten,  die  zur 
Feststellung  der  Steuerschuldigkeit  dienlich  sind. 
Steuerpflichtige  mit  einem  Einkommen  bis 
2000  Kr.  sind  von  der  Erstattung  der  Bekennt- 
nisse regelmäßig  befreit  und  nur  zu  Deklarationen 
auf  besonderes  Verlangen  der  Steuerbehörde 
verpflichtet.    Bei  Unterlassung  der  Bekenntnis- 


abgab«  setzt  die  ScbätznngskommiAdon  von 
Aint£  wegen  die  Höhe  der  Steuer  fest,  wonelien 
ancb  Boen  auf  Geld*  und  Ordnnngistrafen  er- 
kannt werden  kann. 

Die  Stenerbe bürde  hat  die  einlaufenden  Be* 
kennt niJäse  zu  sammeln,  sn  siebten  und  zu  er- 
ganzen.  Das  ei^eutlkbe  Veranlagnngsg'eschäft 
Regt  in  den  Händen  der  Schätz u ners- 
kotnmif^sionen,  und  zwar  für  den  Umfang 
eines  politischen  Bezirks  in  denjenigen  der  Be- 
j&irk^kommiHäionen  und  iu^Städteu  tin(l  InduMriat- 
orten  mit  mehr  al&  lül.MX)  Eiüwohnem  in  den- 
jenigen der  ÜrUkommissicinen.  Sie  sind  teil« 
ans  amtlichen^  teils  auA  birg^diclien  Mitgliedern 
xiisan]  Dien  gefletzt .  Die  Schitzungskomm  i  Si^ioQ  eu 
haben  die  Stener bekenn tni.^se  zu  prüfen,  die 
Befugnis,  die  Steuerpflichtigen  oder  Sachver* 
itändige  en  vernehmen  und  serzen  dann  die  Ein- 
kommeuBstufe  und  den  Stenerbetrag  des  Steuer- 
pfticbtigen  fest.  Gegen  diese  Entscheidungen 
kann  Bascbwerde  oder  Berufung  an  die  Be- 
rnf ungskommistiionen  ergriffen  werden^ 
welche  in  der  Regel  je  für  den  Umfang  eines 
K*jnij§:rekhes  oder  Landes  gebildet  werden. 

Die  höheren  Dienstbezüge  und  Besoldungen 
nnterliegeu  neben  der  FerFonaleinkommensteuer 
noch  einer Zusatss teuer,  der  Be^oldnnga* 
Steuer.  Diese  betrügt  ohne  HUcMcbt  auf  das 
sonstige  Einkommen  dei$  Pöichtigen: 

1 .  Stnf ©  V.    b  4  oo  Kr,  b  is  ausadiL    8  ooo  Kr.  o,40*'/o 

2.  «      „     öooo  „     „        „  gooo   ^   o,So„ 

a      n       n       9000    ^       ,,  „  100C30     „     1,20  „ 

4,  «  «  loooQ  ^     „        ^  12000  ,    1,60  „ 

ö,  „  „  laooo  „    „       „  14000  „  z,oo„ 

6.  „  ^  14000  „    „       „  16000  ,  3.00  „ 

7.  ^  „  leooo  „    „        „  20000  „   4,00  „ 

8.  ^  ^  aoooo  ^  ,,  ^  30Q00  ^  5,00 „ 
£1*  „  j,  30000  und  dartlber  6|Oo  „ 

Die  verschiedenen  QueJlen*  aua  denen  das 
Piensteinkommen  flietli,  ^ind  zusammen^u- 
rechnen.  D*>ch  ist  die  Steuer  so  zu  bemesien, 
daO  von  den  Einkünften  einer  höheren  Stufe 
nach  Abzug  der  Steuer  nie  weniger  Übrig  bleiben 
darf  als  von  den  htkrljäten  BeasUgen  der  nächst 
niedrigen  Stnfe  nach  Abzug  der  Steuer. 

C;  Staaten  mit  verwandten  Steuersyatemen. 
1.  England.  Die  englische  E  ent'« prang 
den  Finauznoten  der  französischen  Revolntiona- 
kriege,  nachdem  verschiedene  Experimente  mit 
ZnsL'bUigen  zu  den  bestehenden  Anfwandsteuern 
den  gewün sehten  Erfidg  nicht  gehabt  hatten. 
Sie  wurde  1798  unter  Pitt  als  eigentliche  Kriegs- 
eteuer  eingeführt  und  traf  sdks  Einkommen 
A\w  Besitz  nnd  Arbeit  in  degressiven  Sät^.eu, 
die  bei  Einkommen  von  2CI0  £  und  darüber 
W%  betrugen,  während  bei  geringeren  Ein- 
kommen  von  60  -21KJ  €  niedrigere  S&lze  vor- 
gesehen waren»  Dabei  bestanden  eine  Reihe  von 
Meuerhefreinngen  and  Slenerbejchränkungeu. 
^iaeh  dem  Frieden  von  Ämiens  (1802)  wurde 
sie  anÜer  Hebung  gesetzt.  Jedoch  sah  sich 
180B  Äddington  bei  Uiederanf nähme  des  Krieges 

fen*"'tigt,  aiif  die  Steuer  wieder  zurückzugreifen. 
)ie  StenersÄtze  wurden  jetzt  auf  b%  bei  Ein- 
kommen von  15Ü  i;  an  festgesetzt  und  Ein- 
kommen bis  zur  Minimalgrenze  von  ßö  €  mit 
geringen  Quoten  belastet  1801>  erfolgte  eine 
Erhöhung  aller  Siitze  um  ein  Viertel,  und  IÖÜ6 
fand  eine  weitere  Steigerung  auf   10  ^^^i  statt. 


Unter  Lord  Henrj  Pettj  wurde  die  Befrei  miga- 
grenze  auf  50  t  herabgesetzt  und  auf  den 
Arbeitslohn  beschränkt.  Die  Einktlnfte  aofl  dem 
ImmobdiarbesiTZ,  Pachtungen,  öffentliche  Be- 
äoldungen  wurden  analog  dem  E rt rag^ teuer- 
prinzip  an  der  Quelle  und  diejenigen  aus  dem 
gewerblichen  Einkommen  nnd  aus  dem  Geld- 
kapital  nach  Deklarationen  der  Pflicbtigen,  ire- 
mäfj  den  Grundsätzen  der  E.  geichäixt.  ^ 
blieb  sie  als  eine  ungemein  dr^elieiide.  Lohe 
und  verhaOte  Steuer  bis  zum  Ende  der  Krieg»* 
zeit  ilBlö — DVi  bestehen  nnd  wnrdemit  inertt 
von  den  harten  Krieigssteuern  beseitigt,  thr 
Ertrag  hatte  zeitwdM  die  Summe  von  16  MilL  £ 
erreicht. 

Nach  Beendigung  der  Kriegszeiten  ver- 
schwindet die  E~  em  Viertel jal^hnndert  aus 
dem  britischen  Steuersystem,  um  erat  wieder 
im  Jahre  1842  im  Gefilge  der  groBen  Finanz- 
pläne Sir  Eobert  Peels  aufzutauchen.  Zur 
Unterstützung  seiner  weit  angelegten  Zoll-  nnd 
Acciserelormen  griff  er  trotz  der  Unbeliebtheit 
der  alten  E.  auf  dieses  An^kunft^smittel  zurück. 
Ürsprüiiglif  h  sollte  sie  nur  auf  einige  Jahre  er- 
hoben w erden t  und  wiederholt  wurden  .\niäufe 
gemacht f  sie  zu  beseitigen.  Doch  ist  e^  dazn 
nicht  gekommen*  Wenn  auch  an  den  Grund- 
lagen so  gut  wie  nichts  geändert  worden  h% 
so  war  die  Steuer  im  Laufe  der  Zeit  mancherlei 
Modifikationen  im  einzelnen  unterworfen.  Za^ 
letzt  haben  die  Fiuance  Acts  181M.  1896  und  181^ 
einige  Neueningen  und  Znsätze  durchgefiihrt. 

Die  enicii&che  K.,  oder  wie  sie  mit  dem 
oflSziellen  Titel  heilit,  die  General  Froperty  and 
Income  Tax.  eine  Bezeichnungr»  die  sk\i  an* 
hiÄtorischen  Grtlnden  erklilri,  ist,  airenij  ge- 
nommen, keine  eigentliche  allgemeine  E,  im 
kontinentalen  Sinne,  sondern  stellt  mehr  eine 
»teuertechnische  Z  n  s  a  m  m  e  n  f  a  s  a  11  n  i,«-  e  in e§ 
Systems  von  Ertrags  steuern  in  der 
ftuüeren  Form  einer  E.  dar.  Dieser  Charakter 
tritt  vor  allem  dadurch  hervor »  daß  die  kon* 
ititutiven  Bestandteile  des  E.  ala  Erträge  an 
der  Quelle,  bei  den  Ertragsohjekten.  ß-etroßen 
werden.  Sie  objektiviert  die  Einktinfte*  Zur 
Bemessung  der  Steuerverp  flieh  tun  gen  wenten 
5  groliö  Ertragnabteilnngen.  Scbedulrs,  unter- 
schieden und  inhaltlich  näher  beatimmU  Diese 
»ind : 

L  Die  Ertra^abteilnng  oder  Schednla  A^ 
die  LUndereien  und  Hänser  iLand;^,  Tene- 
mentSf  Heritaments,  Heritages)  zum  tiegeu- 
utand  hat.  Diese  werden  entsprechend  ihrem 
vollen  Jahresertrage  (Hack-Eenti  bei  der  Ver- 
pachtung tinter  legalen  und  gehrüuehlichen  Be- 
dingungen beiteuert.  Die  Steuer  wird  von  clera 
gegenwärtigen  Nutznießer  ^Ke^tzer)  erhoben, 
dem  es  überlassen  bleibt,  den  8t  en  erbe  trag'  l>ei 
der  Zinw-  und  RentenzahluDg  dem  Ev'--  *  -  '*r 
anzure/.'hnen.  Ebenso  ist  der  Gmnd- 
berecbtigt,     seinein    Hypotheken /lii  n 

Steuerbet  rag  für  die  mitversteuen  :  - 

Zinsen  bei  der  Zahlung  derselberi 

2.  Die  Ertragtabteihing  oder  Schcdnia  K, 
welche  die  tataächlichen  oder  aJs  vurbanden 
vonuisgesetzten  Einkünfte  ans  der  Xntzung 
von  Ländereien  ohne  Kücksicht  aiii 
das  Ei  gen  tnms  verbal  tu  ii*  umfaht.  :^ie 
ist  die  Abteilung  für  den  pHcbterstiind.  Eine 
genauere  SehÜiznng  fehlt;  da«  Geaeta  geht 
lediglich  von  der  Fiktion  ans,  daß  das  Pächter- 
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^einkommen,  der  Gewinn  ans  der  Landnntznng^, 
in  En^and  der  Hälfte,  in  Schottland  nnd  Irland 
einemDrittel  des  nnter  Schednla  A  festgestellten 
Jahresertrages  gleichkommt. 

3.  Die  Ertragsabteilung  oder  Schednla  C,  in 
der  die  Einkünfte  ans  Zinsen,  Annuitäten, 
Renten  nnd  Dividenden  besteuert  werden, 
.die  ans  öffentlichen  Kassen  des  Inlandes  oder 

Auslandes,  ans  Gesellschafts-,  Eisenbahnkassen 
usw.  gezahlt  werden.  Die  Erhebung  erfolgt 
dabei  durch  einen  Steuerabzug  bei  der  Aus- 
zahlung durch  die  im  Inlande  damit  betrauten 
Beamten,  also  in  der  Form  der  Couponsteuer. 

4.  Die  Ertragsabteilung  oder  Schednla  D, 
die  alle  in  einer  der  4  übrigen  Abteilangen 
nicht  besteuerten  Einkommen  zur  Leistung 
heranzieht  Sie  zerfällt  in  6  Unterabteilungen 
oder  „Gases*',  und  zwar  die  Einkommen 

a)  aus  dem  Betriebe  des  Handels  und  son- 
stiger gewerblicher  Unternehmungen,  so- 
mit eine  Art  Gewerbesteuer; 

b)  aus  den  freien  Berufsarten,  aus 
Anstellung,  Lohnarbeit  u.  dergl.  m.; 

c)  aus  den  nichtperiodischen  Ein- 
nahmen, nicht  jährlichen  Zinsen  usw.; 

d)  aus  den  fremden  und  kolonialen 
Regierungssicherheiten,  soweit  diese 
nicht  unter  Schednla  C  fallen; 

e)  aus  ausländischen  und  kolonialen 
Anlagen  und 

f)  aus  allen  nicht  erwähnten  Jahres- 
gewinnen. 

5.  Die  Ertragsabteilung  oder  Schedula  E, 
welche  die  Einnahmen  der  Staatsdiener  oder 
sonstiger  Öffentlicher  oder  gewerblicher 
Beamten  betrifft. 

Von  der  Entrichtung  der  E.  sind  befreit 
die  Einkünfte  der  Krone,  der  fremden  Gesandten 
und  Konsuln,  femer  das  Staatseigentum,  Wohl- 
tätigkeitsstiftungen,  Armen-  und  öffentliche 
Unterrichtsanstalten,  gewisse  Arbeitervereine, 
alle  Sparkassen  hinsichtlich  des  Einkommens 
aus  Schedula  C  und  D,  soweit  das  Kapital  des 
einzelnen  Einlegers  5  £  in  dem  Jahre  nicht 
überschreitet,  in  welchem  die  Steuerfreiheit  be- 
ansprucht wird.  Die  Zinsen  von  höheren  Ein- 
lagen fallen  unter  Schedula  D,  wenn  der  Zins- 
empfänger über  160  £  Gesamteinkommen  hat. 
Endlich  sind  völlig  und  unbedingt  steuerfrei 
alle  Einkommen  unter  160  £.  Teilweise  steuer- 
frei .sind  bei  nachgewiesenem  Gesamteinkommen 
bis  400  £  160  £  und  bei  einem  solchen  von  400 
bis  500  £  150  £,  bei  einem  solchen  von  500— 
€00  £  120  £  und  bei  einem  isolchen  von  600— 
700  £  70  £. 

Die  Steuersätze  werden  jeweils  durch 
das  Finanzgesetz  bestimmt;  sie  waren  einem 
steten  Wechsel  je  nach  den  Verhältnissen  des 
Finanzbedarfes  unterworfen.  Ihre  Bemessung 
erfolgt  nicht  durch  die  Bezeichnung  in  Pro- 
zenten, sondern  sie  wird  durch  d.  per  Pfund 
Sterling  ausgedrückt.  Er  beträgt  jetzt  in  der 
Regel  8  d. 

An  Stelle  des  früheren  Einheitssatzes  ist 
neuerdings  ein  differenzieller  getreten.  Der 
höhere  Steuersatz,  meist  8  d.,  ist  anwendbar 
auf  die  Einkommen  der  Sched.  A,  C,  D  und  E, 
während  nach  dem  niedrigeren  Satz,  meist  3  d., 
die  Sched.  B,  das  Pächtereinkommen,  besteuert 
wird.  Diese  unterschiedliche  Behandlung  soll 
der   Entlastung    des    Pächterstandes    in    den 


Zeiten  der  landwirtschaftlichen  Krisis  Rechnung 
en. 


>ie  Veranlagung  geschieht  durch  ein 
eigentümliches  Zusammenwirken  von  Staats- 
und Selbstverwaltungsbeamten.  Jeder  Steuer- 
bezirk verfügt  über  eine  aus  unbesoldeten  Mit- 
gliedern gebildete  Kommission.  Sie  faßt  über 
die  tatsächlichen  Verhältnisse  Beschluß,  geg^en 
den  keine  Berufung  zugelassen  ist.  Sie  wird 
aus  der  Zahl  der  gleichfiaUs  unbesoldeten  Kom- 
missionäre der  Landtaxe  gewählt,  die  durch 
Parlamentsakte  gewöhnlich  im  ersten  Jahre  nach 
den  allgemeinen  Wahlen  ernannt  werden.  Die 
Festsetzung  der  unter  Sched.  D  und  E  fallenden 
Beträge  geschieht  durch  eine  besondere  Kom- 
mission, die  Additional  Commissioners.  Gegen 
ihre  Entscheidungen  kann  eine  Berufung  an  die 
Generalkommissionäre  angebracht  werden.  Diese 
letzteren  ernennen  Beisitzer  (Assessors),  durch 
welche  alle  einleitenden  Veranlagungs-  und 
Schätzungsarbeiteu  besorg  werden.  Beide  Kom- 
missionen können  sich  eines  Giere  als  Beistand 
bedienen,  welcher  meist  der  Anwalt  des  Ortes 
ist  und  Remunerationen  beziehen  darf.  Zur 
Wahrung  der  Interessen  des  Fiskus  wohnt  dem 
Veranlagungsgeschäft  ein  von  der  Regierung 
bestellter  Steueraufseher  (Snrvejror  of  Taxes) 
bei,  welcher  berechtigt  ist,  die  durch  die 
Assessors  oder  Additional  Commissioners  festge- 
stellten Schätzungen  herauf-  oder  herabzusetzen. 
Ueber  die  Beruf  ung  gegen  solche  Entscheidungen 
befindet  die  Generalkommission.  Hält  der  Steuer- 
aufseher die  Entscheidung  der  Generalkommis- 
sion  für  rechtlich  unzulässig,  so  ist  er  befugt, 
diese  aufzufordern,  die  Ajisicht  des  High 
Court  einzuholen.  Außerdem  ernennt  die  Krone 
eine  Spezialkommission,  die  Special  Commissio- 
ners. Sie  dienen  vornehmlich  den  Interessen 
der  Steuerzahler;  denn  jeder  kann  die  Veran- 
lagung durch  die  Spezialkommission  beantragen 
oder  an  sie  gegen  die  Einschätzung  durch  die 
Nebenkommission  Berufung  ergreifen.  Ebenso 
hat  die  Spezialkommission  gewisse  Funktionen 
bei  Rückerstattung  zu  viel  gezahlter  Steuern 
sowie  bei  der  Veranlagung  der  Eisenbahngesell- 
schaften und  der  ausländischen  Staatsrenten 
auszuüben.  Nach  Beendigung  des  Veranlagungs- 

feschäfts  wird  die  Erhebung  der  E.  durch 
teuereinnehmer  (Collectors)  besorgt,  die  ent- 
weder von  der  Generalkommission  oder  von  der 
Zentralbehörde  ernannt  werden.  Die  Oberauf- 
sicht in  sorgfältigen  Grenzen  führt  die  Zentral- 
behörde, der  Board  of  Inland  Revenue. 

2.  Italien.    Die  Bestrebungen,  eine  E.  im 

i'nngen  Königreich  einzuführen,  tauchten  schon 
lald  nach  dem  Einigungswerke  auf.  Schon  im 
Jahre  1864  wurde  damit  der  erste  Versuch  ge- 
macht. Die  neue  E.  hatte  zur  Bemessunc^s- 
grundlage  das  gesamte  Jahreseinkommen  des 
Pflichtigen  ohne  Abzug  des  Anschlages  der 
persönlichen  Arbeit  und  des  Verbrauches,  jedoch 
mit  Befreiung  der  Produktionskosten  und  Schuld- 
zinsen. Die  Anlage  erfolgte  auf  kontroUierbarer 
und  kontrollierter  Selbsteinschätzung.  Der  Er- 
trag sollte  eine  Einnahme  von  «SO  Mill.  Lire 
gewähren.  Fast  in  jedem  Jahre  erhielt  dieses 
G.  V.  12./VII.  1864  eine  ausbildende  Fortsetzung, 
bis  das  G.  v.  24./VIII.  1877  einen  vorläufigen 
Abschluß  brachte.  Aber  damit  ist  keineswegs 
ein  völliger  Stillstand  in  der  einschlägigen 
Gesetzgebung  eingetreten,  und  fast  jedes  Finanz- 
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ireseU  hat  in  4er  einen  oder  anderen  Kicbtung' 
Gelegenheit  genommen,  an  der  E.  fieformrer- 
«incbe,  meist  mit  der  Wirkung  von  St  euer  er- 
hGhnngen  ^n  betätigen.  Die  letzten  Keform- 
Projekte  dieser  Art  worden  zum  G.  v.  22,/TIL 
1894  erhobeD. 

Die  italienische  E.  setit«:  es  sieb  ursprllng- 
lieh  zum  Ziele,  die  britische  General  Property 
and  Income  Tax  anf  den  apenniDisicheii  Boden 
zxi  übertragen.  Im  Laufe  ihrer  Entwickelung 
bat  sie  sich  immer  mehr  von  diesem  Vorbild  i 
entfernt  und  sich  den  deutschen  E,  genähert.  | 
Gleichwohl  kann  aie  das  Prädikat  einer  wirk- 
liehen,  allgemeinen  E.  nicht  heansprucheu,  das 
E.prinzin  Ist  mehrfach  durchbrochen  worden. 
Besser  läUt  sie  sich  charakterisieren  als  eine 
einkomm enstenerartig  angelegte  Abgabe  Tom 
beweglichen  Eaf»ita]  nüt  Einschluß  einer  par- 
tiellen E« 

Der  ImpostA  sui  Redditi  de  la  Richezza  mo- 
bile, wie  sie  amtlich  heillt^  unterliegen  alle  Ein- 
ktinfte,  die  nicht  von  der  Grund-  und  Gebäude- 
Steuer  getroffen  werden.  Hierher  geh{"»n  das 
Einkommen  ans  Gewerbe^  Industrie  und  Handel, 
der  Erwerb  aus  der  Äuaübung  der  liberalen 
Berufsartent  Gehälter,  Pensionen  und  endlich 
die  Einnahmen  aus  Leihzinseu  und  Kapitalge* 
ilfinQ.  Von  dem  Einkommen  dürfen  abgezogen 
werden  die  zar  Herstellung  des  Einkommens 
erforderlichen  Aufwendungen  und  die  Schuld* 
Zinsen.  Dagegen  genieBen  diesen  Vorzug  nicht 
die  Zinsen  der  im  Gewerbe  augelegten,  eigenen 
oder  fremden  Kapitalien,  Vergütungen  für  die 
Arbeitsleistung  des  Steuerpfiichtigen ,  seiner 
Ehefrau  und  Söhne,  sowie  die  Auslagen  fnr 
Wohnung  nnd  Unternalt  des  Steuersubjekts  und 
seiner  Famüie. 

Von  der  Steuer  sind  befreit  der  König  und 
die  kontgliche  Familie,  die  fremden  Gesandten 
nnd  Konsuln »  Militär personeu ,  gewisse  Wohl* 
tätigk eitsan stalten ^  die  ans  liegenden  Gutern 
llielfenden  Einkünfte,  Gesellscbafteu  auf  Gegen- 
seitigkeit (ausschJieülich  der  Renten  aus  Scbuld- 
titeln  derselben),  Bückzahlungen  ans  Staats- 
anlehen und  die  Zinsen  des  Anrehens  Tom  Jalire 

Di© Steuersätze  sind  verschieden  bemessen 
zum  Behnfe  einer  diflferenziellen  Behandlung 
des  fundierten  und  nnfündierten  Einkommens. 
I*ie  Methode  mir  Erreichung  dieses  Zieles  be- 
steht darin»  daü  der  Normalsteuersatz  nur  bei 
ersterera  auf  den  vollen  Umfang  des  zur  Steuer 
veranlagten  Einkommens  angewendet  wird^ 
während  bei  den  übrigen,  wesenOich  anf  Arbeitü- 
verdienst  beruhenden  Einkommen  die  ErmlOi* 
gnng  dadurch  bewirkt  wird,  daJü  nur  einzelne 
Quoten  des  Gesamteinkommens  besteuert  werden, 
gewisse  Betrüge  derogemäü  vom  Steuerka]>ital 
abgerechnet  werden.  Za  diesem  Zwecke  werden 
die  Einkommen  in  5  Kategorieen  eingeteilt: 

Kategorie  A:  die  reinen  Kapital* 
anlagen,  Sie  zerfallen  in  zwei  Klassen.  Von 
diesen  wird  die  erste  Klasse  gebildet  durch  die 
Zinsen  der  Eisenbahnen  nnd  auderweiten  Obli- 
gationen, femer  durch  die  Zinsen  der  Provin- 
zial-  und  Gemeindeanlehen.  Alle  übrigen  Zins- 
forderunp:en  aus  Kapitalanlagen  fallen  unter 
die  zweite  Klasse.  Klasse  1  ist  zum  vollen 
Betrage  sleuerptlicbtig,  Klasse  *i  zu  Dreiviertel 

Kategorie  B:  Kinkünfte  aus  d«*m  Zu-I 


a am men wirken  von  Kapital  und  Ar- 
beit, wie  Einnahmen  aus  gewerbUchen  Be- 
trieben,  Industrie^  Handel,  Pacht  usw.  Ihre 
Stenerpfljcbt  wird  um  die  Hälfte  ermlOig-t  |  *®, «). 

Kategorie  C:  die  Einnahmen  ans  pc^r- 
sfin  liebem  Arbeitsverdienst,  losgelött 
von  der  Mitwirkung  des  KapitaLs^  wie  ArDeit^ 
lohn ;  Honorar I  Pensionen,  Besoldungen  tisw. 
Hier  beträgt  die  Steuerquote  ^"/i^,. 

Kategorie  D:  die  Einkünfte  aus  Besol- 
dungen, Pensionen  oder  Anweisungen, 
welche  ans  Sts^ts-  oder  Gemein dekaasen  em- 
pfangen werden.    Stenerquote  %  (^*/4o). 

Kategorie  E:  die  Einnahmen  der  Teil- 
pächter, Sie  haben  b^l^  der  Grundsteuer  zu 
entrichten,  wenn  diese  für  die  gepachteten  Grund- 
stücke über  50  Lire  betraf.  Zugleich  werden 
die  Einkünfte  an^^  Grundvermögen  mit  dem 
8-fachen  der  diesbezüglichen  Grundsteuer  ange- 
flcblagen. 

Die  Zinsen  aus  öffentlichen  Schuld- 
titeln,  ans  LotterieeUt  Staatsprämlenanlehen, 
Jahresgelder  usw.  werden  durch  direkten  Abzug 
an  der  Anszahlungsstelle,  also  in  Form  einer 
Coupons  teuer  erhoben  ^  ohne  Rücksicht  anf  die 
Person  des  Bezugsberechtigten,  ob  dieser  im 
Inland   oder  im  Ausland  seinen  Wohutits  hat. 

Der   Normal  Steuersatz   beträg-t   äO%   iG*  v, 
22./VI1.    1894),     Hiernach    gestAltet    sich   die 
Höhe  der  E<  in  den  einzelnen  Gmppen: 
Kategorie  A  Kategorie  B  Kategorie  C  Kateirorie  D 
L  Klasse  2(na    10%  9,09%  7,Ö0\ 

2.      „      15  ^ 

Die  Veranlagung  der E, erfolgt  auf  Grund 
von  Steuererklärungen  der  Pflichtigen 
(schriftliche  oder  mündliche  Fassioneu)  du^b 
die  St^uerverwaltnng.  Der  Steuerbeamte  hat 
zunächst  eine  Personenliste,  ein  Verzeichnis 
der  Steuerzahler,  anzufertigen,  welche  vom  Ge* 
mein  de  rat  revidiert  nnd  festgestellt  wird,  Nach 
dieser  wird  dann  vom  Steuerbeamten  die  S  t  e  u  e  r  - 
liste  ansgearbeitet^  welche  im  Gemeindeamte 
veröffentlicht  nnd  Jedem  Steuerpflichtigen  be- 
kannt  gegeben  wird-  Für  die  Entscheidung  und 
Erledigung  von  Reklamationen,  Beschwerden 
nnd  Berufungen  wird  ein  ziemlich  komplizierter 
Apparat  von  besonderen  Kommbsionen  in  Be- 
wegung gesetzt. 

Die  Gemeinden  haben  keine  Befugnis»  zur 
Staatastener  Zuschläge  für  Gemeindezwecke  zu 
erheben. 

Der  Ertrag  der  E.  erreichte  1906:  SOOtUT 
Mill  Lire, 

Literatur:  Kan,  FhmnrtHtfemt  ■  ;,'[^p<j, 

S9S^4mb,  —  Siein^  Finanmt '  11.  i^ 

S.  UtS^mh  4itS—4SrK  ^  SchüiyU.  .-i^*rrtHdiUk, 
Tiibintjtn  J^SS(K  ^*  SU^ML  fiO^SiFt$9i—$94> 
^Ji— ^fJJ.  —  ITmpfenhach,  FifuiitrufiMm^tA^ß, 
i.  Atiß.,  ÜtttU^QH  ISST,  ^i  lM$—iSJt  ^0— «4-  — 
Moscher,  S^tL  IV,  ^i  S^SS ,  7^—7^  — 
Vocke^  AfM^ihtn^  Aaßijytm  umd  du  Skmt*, 
Sttaigfiri  IS.^7,  S.  410—\iO,  4&5-^6tm,  —  Vohn^ 
Fitmtt^ci^iiefUichaßn  ShtU^rt  ISSS*,  S.  4Ü9^^4St>, 
—  JJi^  Gutachtm  und  Hf/cnUe  dm  Vw^ns  für 
SßtifdptdüiM,  I^7S  fA^it^maj*«^  Xasttt,  Ifttd^,  — 
Heifi^  IHt  Einkommensteuer  t  Bonn  iS7i.  — 
Seh  f  et «  I'^firt^firt  Bfjdenfntn^ ,  Eritj^chr^  /* 
^tatitiu\t  IStL  —  HQjJnutttn  p  Lehrt  ton  den 
Steuern^  Berlin  lS4i\  S,  Uü—U».  —  Elwhetrg, 
Fin^i»J^riixeJi4cht^,  fi  141— ISS^  &  US—t7i,  — 
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Olaiistem,  Steuer  vom  Einkommen,  Leiptig 
1876.  —  Burkart,  Die  bestehenden  Einkommen- 
steuern, Ann,  d.  D,R.  1876 — 80.  —  Hechel, 
Die  Einkommensteuern  und  die  Schvldzinsen, 
Leiptig  1890.  —  Derselbe,  Die  Fortschritte  der 
direkten  Besteuerung  in  den  deutsehen  StaeUen, 
Leipzig  1904  (woselbst  in  den  einzelnen  Kapiteln 
die  neueste  LitercUur  über  die  einseinen  deutschen 
Staaten  angegeben  ist).  —  Wagner,  Beform  der 
direkten  Staatsbesteuerung  in  Preußen,  Schanz* 
Fin.-Arch.  1891  und  1894.  —  Schanz,  Der  Ein- 
kommenbegrifi  und  die  Einkommensteuergesetze, 
Schanz*  Fin.'Arch.,  IS.  Jahrg.  —  Oa&efn,  Bei- 
träge zur  Geschichte  der  Lehre  von  der  Steuer- 
Progression,  Schanz*  Fin.-Arch.,  1895 J96.  — 
Kiesel,  Die  Gesdlsehaften  m.  b.  H.  u.  ihre 
Heranziehung  zur  Staatseinkommensteuer  in 
Preußen,  Bert.  1906.  —  Lewäld,  Die  direkten 
Steuern  im  Großherzogtum  Baden,  Schanz* 
Fin.'Arch.,  1886.  —  Schanz,  Die  direkten 
Steuern  Hessens  und  deren  neueste  Reform, 
Fin.-Arch.,  1885.  —  Eheherg,  Revision  der 
direkten  Steuern  in  Bayern,  Jahrb.  f.  G.  u. 
W.,  188f.  —  Schanz,  Das  bayerische  Ertrags- 
Steuersystem  und  seine  Entwiekelung,  Fin.-Arch., 
1900,  S.  551  fg.  —  Conrad,  Revision  der  Ge- 
setzgebung iüber  die  direkten  Steuern  in  Sachsen, 
Jahrb.  f.  NaL,  Bd.  16^  und  21.  —  Pariea, 
Histfdre  des  impots  ghieraux  sur  la  proprUti  et 
le  revenu,  Paris  1856.  —  Wolowski,  Impot  sur 
le  revenu,  Paris  1873.  —  Denis,  Impot  sur  le 
revenu,  Bruxelles  1851.  —  ChaiUey,  Impot  sur 
le  revenu,  Paris  I884.  —  Ouyot,  L*imp6t  sur 
le  revenu,  Paris  1887.  —  Sayer,  On  Income 
Tax,  London  1831.  —  BenvenuU,  Dell*  imposta 
uniea  sulla  rendita,  Torino  1850.  —  Broglio, 
Dell*  imposta  sulla  rendita  in  InghUterra  e  sul 
capitale  negli  Suui  üniti,  Torino  1856.  —  Ckrr- 
beUa,  L* imposta  sulla  rendita  mobüiare,  Milano 
1865.  —  Burlcart,  Die  italienische  Steuer  auf 
die  Einkünfte  vom  beweglichen  Vermögen,  Schanz* 
Fin.-Arch.,  1888.  —  Ckmra^l,  InhiUsen, 
Burkhard,  CterUich,  Lesigang,  Beiches- 
berg,  Seligman,  Art.  „Einkommensteuer**  im 
ff.  d.  St.,  t.  Aufi.,  Bd.  III,  8.  381  fg.  —  Mayr, 
Art.  „Einkommensteuer '*,  Stengels  Wörterb.  d. 
D.V.B.  und  Suppl.  —  Lesigang,  AH.  „Ein- 
kommensteuer**, Oesterr.  St.W.B.  —  Derselbe, 
Die  bisherigen  Versuche  zur  Reform  der  direkten 
Steuern  in  Oesterreich,  Schanz*  Fin.-Arch,,  1889. 

—  Fürth,  Die  Einkommensteuer  und  ihre 
Reform,  Leipzig  1892.  —  Sieg  hart,  Steuer- 
reform in  Oesterreich,  Scham*  Fin.-Arch.,  1897. 

—  Vgl.  auch  die  übrigen,  zahlreichen  Aufsätze 
und  Materialien  über  die  Einkommensteuer- Cre- 
setzgebung  und  -Statistik  in  Schanz*  Mn.-Arch. 
passim.  Max  v<yn  Hechel, 


I  die  vom  Stenersabjekte  selbst  zu  bewirken  ist, 

|nnd  die  kommissarische  oder  behördliche 
£.,  die  yon  bürgerlichen  oder  gemischten,  d.  h. 

,  ans  bürgerlichen  Elementen  nnd  öffentlichen 
Organen  znsammenfi^esetzten  Kommissionen  oder 
von  Behörden  ausgeht  Der  Zwang  znr  Selbst-E. 
kann  verschieden  abgestuft  sein.  Er  ist  ent- 
weder ein  direkter  unbedingter  nnd  obligato- 
rischer oder  ein  indirekter  fakultativer.  Im 
ersten  Fall  ist  er  unersetzbar,  im  zweiten 
knüpfen  sich  an  die  Unterlassung  Rechtsnach- 

I  teile,  z.  B.  der  Verlust  des  Reklamationsrechtea 

i  für  einen  bestimmten  Zeitraum. 

I  Vgl.  Artt  „Gebäude-,  (xewerbe-,  Grund-,. 
KapiUl-,  Einkommen-  und  Vermögenssteuer". 
Max  von  Hechel, 


Einschätznng. 

Unter  E.  verstehen  wir  eine  Methode  zur 
Ermittelung  der  objektiven  Steuerpflicht  bei  den 
direkten  Steuern.  Sie  besteht  darin,  daß  die 
einer  solchen  Abgabe  unterworfenen  Steuer- 
kapitalien von  einer  dazu  verpflichteten  Person 
oder  von  einer  Kommission  veranschlagt,  ab- 
oder  eingeschätzt  werden.  Dadurch  ergeben 
sich  von  selbst  zwei  Grundformen  der  E. :  die 
Selbst-E.,  auch  Deklaration,  Fatierung,  Fas- 
lion,  Steuererklärung,  Anzeigepflicht  genannt, 


Eisen,  Eisenindnstrie. 

1.  Allgemeines  und  Zollpolitisches. 
2.  Statistik,  a)  Gesamtübersicht  (Boheisen- 
nroduktion,  Boheisenverarbeitung ,  Eisen  ver- 
brauch, Eisenpreise),  b)  Vereinigte  Staaten  von 
Amerika,  c)  Deutsches  Keich.  d)  Großbritannien 
und  Irland,  e)  Frankreich,  f)  Oesterreich- 
Ungarn,  g)  Belgien,  h)  Bußland,  i)  Schweden. 
k)  Sonstige  Länder. 

1.  Allgemeines  und  Zollpolitisches» 
Die  Darstellung  und  Verarbeitung  des  E., 
bekanntlieh  eines  der  verbreitetsten  Metalle,, 
reicht  bis  in  die  vorgeschichtliche  Zeit  unserer 
KiüturentwickeluDg  zurück.  Schon  die  alt- 
orientalischen Völker  und  später  die  Griechen 
und  Römer  verwandten  das  E.  zur  Herstellung- 
von  Gebrauchsgegenständen  aller  Art,  bei 
Bauten  usw.,  weniger  zu  Schmuckgegen- 
ständen, für  welche  außer  den  Edelmetallen 
hauptsächlich  die  Bronze  Verwendung  fand. 
Die  Technik  der  Gewinnung  und  Bearbeitung^ 
des  E.  war  im  Altertum  eine  sehr  unvoll- 
kommene, da  man  nur  Schmiede-E.  herzu- 
stellen wußte,  und  zwar  in  primitiver  Weise 
durch  Reduktion  der  Erze  in  offenen  Feuern 
mittels  Holzkohle.  Doch  war  von  altersher 
für  gewisse  Zwecke  auch  das  Stählen  des- 
E.  gebräuchlich.  Während  der  ersten  Jahr- 
hunderte des  Mittelalters  traten  in  diesen 
Verhältnissen  nur  geringe  Veränderungen  ein. 
Erst  etwa  seit  dem  14.  Jahrh.  wurden  größere 
Fortschritte  erzielt  Die  technische  und  wirt- 
schaftliche Hebung  des  Bergbaues  fs.  d.,  oben 
S.  392  fg.)  hatte  eine  imifangreiche  Fördenmg- 
und  bessere  Aufbereitung  der  Erze  zur  Folge^ 
die  Wasserkraft  der  Flußläufe  wurde  für  den 
Betrieb  der  Werke  nutzbar  gemacht  und  das 
Herstellungsverfahren  selbst  durch  zweck- 
mäßigere FeueniDg  und  stärkeres  Gebläse 
verbessert.  Bis  gegen  Ende  des  Mittelalters 
waren  teils  Herdöfen,  teils  Schachtöfen  im 
Gebrauch,  aus  welchen  sich  dann  später  all- 
mählich die  Hochöfen  entwickelten.  Während 
man  früher  aus  den  Erzen  nur  schmiedbares 
E.  herstellen  konnte,  gelangte  man  durch 
jene  Verbesserungen  im  Laufe  des  15.  Jahrh. 
ziu*  Darstellung  des  flüssigen  Roh-E.,  welches^ 
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211111  Gießen  voa  Geschützrohren,  Kugeln, 
<)efen  imw.  Yeni^endimg  fand.  Ueberhaupt 
■wurde  durch  die  Erfindung  des  Sddoßptilvers 
soTAie  infolge  der  Eutwickelung  der  gewerb- 
Ijehen  Tätigkeit  das  Verwendungsgebiet  für 
'eiBerne  Gegenstlnde  ailer  Art  gegen  früher 
bedeutend  erweitert,  was  dann  wieder  auf 
<lie  Verbesserung  der  Technik  einwirkte. 

Einen  großartigen  Aufschwung  nahm  die 
Eindtistrie  im  19.  Jahrh,  Vorbereitet  wurde 
dersell»e  schon  im  18.  Jahrh.  mit  der  Er- 
setzung der  Holzkohle  durch  die  Steinkohle 
<Koke),  die  Einfflhruug  des  Dampflmmroers 
und  diirt^h  die  verschiedenen  Erfindungen, 
durch  welche  in  großem  Maßstabe  die  indirekte 
HerstelluDg  des  Schmiede-E.  und  des  iStahls 
AUS  dem  Hoh-E,  erroi>gliüht  wurde.  Mit  der 
fortschreitenden  Technik  wurde  die  Er^u- 
gung  der  verscliiedeaen  E.arten  immer  ein- 
facher und  vollkommener,  so  daß  eine  billige 
3Iassenprodtiktion  sich  ßalm  brach,  lietKtere 
entstand  namentlich  im  Anschluß  an  die 
Erfindung  H.  Bcssemers  (IS56),  durch  welche 
die  Verweadung  des  bisher  unYerhältnis- 
mäßig  teueren  Stall Is  außerordentlich  aus- 
gedehnt werden  konnte,  das  von  Martin 
^1865)  eingefülirte  Verfaliren  zur  Herstellung 
des  Flammofenfluß-E.  sowie  die  Verbesse- 
rung des  Bessemer-Prozesses  durch  Thomfis 
und  Gilchrist  (1879),  infolge  deren  auch  das 
phosphor haltige  Roh-E.  fhr  diesen  Zweck 
Verwendung  finden  konute.  Auf  der  Grund- 
lage dieser  \tnd  anderer  Fortsduitte  der 
Technik  hat  die  Ejndustrie  neuerdings  eine 
außerordentliche  Entwickelung  erfahi^n.  In 
demselben  Verhältnis  stieg  der  Bc<hirf  an 
Kfabrikalen  durch  den  Bau  der  KisenbahneUj 
4lie  Verwendung  von  Maschinen  imd  Werk- 
zeugen aller  Ali,  von  Dampfschitren  und 
zalillosen  sonstigen  Gebi-auchsjfjegen ständen 
in  früher  nicht  geahnter  Weise,  lefolge 
der  Umwälzung  des  Verkehrswesens  durch 
die  Eiseu bahnen  sowie  der  Vei'\*^ertung  der 
Damjtfkraft  ist  die  E.industrie  von  dem  Holz* 
bestand  der  Wälder  und  der  Benutzung  der 
Wasserkraft  laugst  unabhängig  geworden, 
während  das  ^  orhandonscin  von  Kohlen 
und  eine  billige  Beschaffung  der  E.erze  fflr 
■den  Standort  der  E.-Omß Industrie  wesentlich 
mithestimmend  ist.  Hieraus  erklärt  sich  die 
bedeuteode  Entwickclung  der  E.industrie  in 
OiiDßbritannien,  Deutschland,  Oesterreich  - 
Ungarn,  Frankreich,  Belgiea  und  den  Vcr- 
t?imgteu  Staaten  von  Amerika,  im  Gegensatz 
zu  Italien,  der  Schweiz,  Spanien  (die  dortigen 
E.erze  gehen  grtißtenteils  ins  Ausland),  Por- 
tiigal  usw.  Auch  die  schutzzöUnerischen 
Maßnalmien  der  einzelnen  Länder  sind  liier 
nicht  ohne  Einfluß  gewesen,  üet>er  den 
Umfang  der  E.industrie  in  den  verseliiedenen 
Staaten  gibt  die  nachfolgende  Statistik  nähere 
Auskunft. 

Innerhalb  der  gesamten  E.industrie  läßt 


sich  die  Groß-E.industrie  und  die  Klein -E.- 
industrie untei^chcidcu.  Zurersteren  rechnet 
man  außer  der  Herstellung  von  Roh-E., 
Schmiede-E.  und  Stahl  in  großen  Stucken, 
die  E,gießereiea,  die  Di^t ziehereien  und 
die  Fabrikation  größerer  fertiger  Gegenstände* 
wie  Schienen,  Räder,  Achsen  usw.,  zur  Klein- 
industrie die  Fabrikation  kleiner  Artikel  für 
den  Baubedarf,  für  unmittelbare  Gebrauchs- 
zwecke usw^  ohne  daß  die  Grenzen  zwischen 
beiden  Gebieten  sich  streng  ziehen  ließen. 

In  früheren  Jahrhunderten  war  daß  E.- 
gewerbe,  soweit  es  in  den  Städten  betrieben 
wurde,  insbesondere  das  Sohmiedehandwerk 
in  seinen  vielfachen  Spexialisieningen,  runft- 
mäßig  organisiert.  Gegenwärtig  hat  sich  der 
größte  Teil  des  E.gewerbes  zur  GroBindustrie 
entwickelt.  Nur  die  Klein -E.industrie,  nament- 
lich das  Gewerbe  der  Zeng-,  Sensen-,  Messer- 
schmiede, die  Fabrikation  Ton  Waffen  und 
äsernen  Kurzwaren  wird  in  manchen  Län- 
dern, wie  Deutschland,  Oeste-rreicb,  in  i?e- 
ringerem  Umfange  auch  in  Frankreidi.  Ita- 
lien ^  England  und  Belgien  hausindustriell 
betneben  (s.  Art.  „Hausmdustrie*'). 

Bezüglich  der  allgemeinen  und  3CoUpoU- 
tischen  Verhältnisse  in  den  einzelnen  lAn- 
dern  ist  nodi  folgendes  hervorz^iheben. 

Die  hervorragende  Stellung,   welche  Eng* 
land    iregi^nwärtig   im    E^ge werbe    einaimiiit 
wnrda  er  BT  TerhältnismKQig  spät,  gegen  Ende 
des  18,  Jahrb.  begründet,  ala  m&n  Sie  aiafjutg- 
reicLen  Steinkohlenlager  verwerten  lernte  und 
dftä  Puddel verfahren  bei  der  Eerieugung  ein- 
führte.   Seitdem  ist  die  Entwiekelnng  sehr  rftseh 
vor  sich  gegangen,  und  hm  in  die  siehzi£>-er  Jahre 
des  vorigen  Jidirbunderts  hinein  hatte  England 
die  Führerschaft   in   der  EJiiflnstrie  der  WelL 
Netierdingfl  aber  hat  sich  dieses  VerhMltnlB  we- 
sentlich  Kti  seinen  l'ngunaten  verschoben.    Die 
emjwrbl übende  E.ißdusme  anderer  Länder,  na- 
mentlich Amerikas  und  Dentichlimds.  hat  Eng- 
land sowohl  in  der  Gewinnung  von  l^oh-E.  ^a 
auch  in  der  Herstellnnfi;  Ton  Halt  und  Fertigfabri- 
katen übert^üg-elt  und  seine  Bedentnng  anf  dem 
Weltmärkte  herabgedrückt.     Die   Hoeh<»chnt2- 
iolltH>litik    der    früheren   JabTbnnderte    ist  im 
I  Laufe  des  19,  wie  anf  anderen  Uebieten  m  anth 
'  auf  dem  der  E.industrie  allmählich  dein  ausg^ 
(  sprochenen  Freihandels jstem  gewichen.  Die  Ziille 
I  aul  Eoh-E.  wurden  schon  1845,  diejenigeii  auf 
;E, waren  im  Jahre  IHöO  {engliseb-frwicMscher 
Handels  vertrag)  beseitigt. 
I       Das    iehr    alte    Kge werbe    innerhalb    des 
jetzigen   Deutschen   Reiches,   welches 
Laufe  de.^  3IiUelalters  zu  hoher  Blüte  geh 

I  war,  wurde  durch  die  Wirren  des  30-jihr 

1  Krieges  fast  ganz  vernichtet,  und  kounie  meh 
auch  in  den  nachfolg^enden  Zeiten ,  trotz  der 
merkantiliFtischen  Zollpolitik  der  einseinen  Staa* 
ten,  nicbt  wieder  zu  i^rölierer  Beden  tntig  erheben. 
Erst  während  der  letzten  fünf  Jahrzehnte  hatu 
die  wachsende  Kapitalkraft  und  der  Cnlem« 
muuÄSgeist  der  d entstehen  Kaufleute,  -t- * '^-^'>t 
dnrcS  die  ^oCen  Fortj^cb ritte  der  7' 
VersÄumte  nachgebüit.  so  daif  dit 
Industrie  anf  dem  Gebiete  des  E.gewerbeii  gt^Q- 
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wärtig  mit  in  erster  Reihe  steht.  Die  Groß-E.- 
indnstrie  ist  hauptsächlich  im  südlichen  West- 
falen, in  einzelnen  Teilen  der  Rheinprovinz,  in 
Lothringen  und  Oberschlesien  heimisch,  die  Klein- 
E.indn8trie  ^anz  besonders  im  Bemschen  Lande 
und  im  Süden  des  preußischen  Kegiemngsbe- 
zirks  Arnsberg^  sowie  in  Thüringen.  Außerdem 
sind  einzelne  Zweige  der  Industrie  fast  in  allen 
Teilen  des  Reiches  ansässig. 

Wichtig  für  die  Entwickelung  der  E.industrie 
war  die  Gestaltung  der  zollpolitischen  Verhält- 
nisse. Nadidem  zu  Beginn  des  vorigen  Jahrb. 
die  bisherigen  Zölle  ermäßigt  worden  waren, 
zeichneten  sich  die  Tarife  des  Zollvereins  von 
Mitte  der  vierziger  Jahre  bis  1865  durch  hohe 
Schutzzölle  für  £.  und  E.waren  aus.  Von  da 
ab  machte  sich  wieder  das  Bestreben  nach  Her- 
abminderunfi^  der  Zollsätze  geltend  und  die 
Zollpolitik  des  Reiches  führte  sogar  zu  Beginn 
der  siebziger  Jahre  für  Roh-E.  und  alle  E.- 
waren, mit  Ausnahme  der  feineren,  völlige  Zoll- 
freiheit ein,  bis  dann  im  Jahre  1879  wieder 
mäßige  Schutzzölle,  auch  für  Roh-E.,  in  Wirk- 
samkeit traten.  Die  Handelsverträge  von  1891 
haben  bezüglich  einzelner  Tarifpositionen  Er- 
mäßigungen herbeigeführt.  Die  im  Jahre  1906 
in  Kraft  getretenen  Verträge  zeifi^en  dagegen 
wieder  eine  ganze  Reihe  von  Zoflerhöbungen. 
Bezüglich  Oesterreich-Ungarns,  wel- 
ches in  den  Alpengegenden,  vor  allem  in  Steier- 
mark, ein  altberühmtes  E.gewerbe  besitzt,  war 
die  Entwickelung  der  allgemeinen  Verhältnisse 
der  Industrie  ähnlich  wie  im  Deutschen  Reiche. 
Doch  steht  die  Industrie  an  Umfans^,  was  die 
Produktion  sowohl  von  Rohmaterial  als  auch 
von  fertigen  Fabrikaten  anbetrifft,  der  deut- 
schen wesentlich  nach.  Hauptsitze  der  Industrie 
sind  außer  Steiermark,  welches  noch  jetzt  den 
Mittelpunkt  des  E.gewerbes  bildet,  die  an- 
grenzenden Teile  Ober-  und  Niederösterreichs 
und  weiterhin  die  übrigen  Alpenländer,  femer  die 
böhmischen  und  schlesischen  Gebirgsgegenden. 
Das  strenge  Prohibitivsystem  blieb  für  die 
österreichische  E.  bis  zur  Mitte  des  19.  Jahrh. 
bestehen.  Von  da  ab  wurden  die  Zollsätze  in- 
foLre  des  Handelsvertragsverbältnisses  mit  dem 
ZoUverein  mehr  und  mehr  ermäßigt.  Das  Jahr 
1878  brachte  dann  wieder  eine  stärkere  Hin- 
wendung zum  Schutzzolle,  und  es  ist  seitdem 
der  Tarif  wiederholt  erhönt  worden,  bis  dann 
die  Handelsverträge  von  1891  für  aie  meisten 
Positionen  wieder  Ermäßigungen  einführten^  die 
aber  in  den  neuesten  Verträgen  zum  Teil  wieder 
aufgehoben  worden  sind. 

In  Frankreich  gehört  die  E.industrie, 
hauptsächlich  in  den  noraöstlichen  Grenzbezirken 
ansässig,  ebenfalls  zu  den  ältesten  des  Landes. 
Unter  günstigen  allgemeinen  wirtschaftlichen 
Verhältnissen  konnte  sie  sich  im  17.  und  18.  Jahrh. 
angehindert  entwickeln,  so  daß  sie  damals  neben 
der  englischen  die  bedeutendste  Europas  war. 
Im  Laiüe  des  vorigen  Jahrhunderts  hat  sie  diese 
Rangstellung  trotz  der  hohen  Schutzzölle  nicht 
aufrecht  zu  erhalten  vermocht.  Die  durch  den 
Eisenbahnbau  hervorgerufene  Produktionsst^ige- 
rung  der  50  er  und  60  er  Jahre  war  nicht  von 
Bestand.  Indessen  zählt  Frankreich  auch  gei^en- 
wärtig  noch  zu  den  bedeutenderen  E.produk- 
tionsländem. 

Von  den  sonstigen  europäischen  Staaten  sind 
namentlich  zu  nennen  Belgien,  dessen  altange- 

Wörterbuch  der  Volkdwirtscbaft    II.  Aatl.    Bd.  I. 


sehene  E.industrie  schon  im  Mittelalter  berühmt 
war  und  sich  auch  unter  den  veränderten  Ver- 
hältnissen der  neueren  Zeit  kräftig  entwickelt 
hat,  Schweden  mit  alter,  durch  die  natür- 
lichen Hil£Bquellen  des  Landes  begünstigter  Roh- 
E.produktion  und  Rußland,  dessen  verhältnis- 
mäßig junge  E.industrie  in  den  letzten  Jahr- 
zehnten beieichtenswerte  Fortschritte  gemacht 
hat  Ihren  Hauptsitz  hat  sie  am  Ural ;  daneben 
ist  sie  in  Südrußland,  in  den  Zentralgouveme- 
ments  und  in  Polen  verbreitet 

Von  nichteuropäischen  Ländern  kommen 
wesentlich  nur  die  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  in  Betracht  Während  anfäng- 
lich der  große  Holzbestand  des  Landes  der  In- 
dustrie zugute  kam,  traten  später  die  reichen 
Kohlenla^r  an  dessen  Stelle.  Die  heimischen 
Erze,  meist  phosphorhaltig,  können  seit  Anwen- 
dung des  Thomasschen  Verfahrens  aufs  voll- 
kommenste ausgenutzt  werden,  und  so  hat  denn 
auch  die  Industrie,  unterstützt  durch  eine  rege 
Nachfrage,  insbesondere  auf  dem  Gebiete  des 
Eisenbahnoaues,  gerade  in  der  jüngsten  Zeit  einen 
großartigen  Aufschwung  genommen,  so  daß  sie 
gegenwärtig  an  erster  Stelle  steht  Die  meisten 
Zweige  der  amerikanischen  E.industrie  haben 
sich  zu  überaus  kapitalkräftigen  Syndikaten 
vereinigt.  Nach  Schließung  der  aufgekauften 
kleinen  Sonderunternehmungen  ist  fast  die  ge- 
samte Warenerzeugung  in  wenige  Riesenbe- 
triebe zusammengedrängt,  in  denen  die  Arbeits- 
teilung und  der  Ersatz  menschlicher  Arbeits- 
kraft durch  mechanische  Hilfsmittel  in  der  aus- 
gedehntesten Weise  durchgeführt  sind.  Dieser 
Zusammenschluß  in  Verbindung  mit  der  Ver- 
arbeitung von  Erzen  von  hervorragender  Be- 
schaffenheit und  mit  sehr  günstigen  fVachtver- 
hältnissen  infolge  der  Lage  der  Werke  an  den 
großen  Binnenseeen  befähigt  die  amerikanische 
E.  zur  Herstellung  ihrer  Erzeugnisse  mit  sehr 
niedrigen  Herstellungskosten.  Gefördert  wurde 
die  Entwickelung  auch  durch  die  Zollpolitik, 
welche  zwar  im  Laufe  der  Zeit  mannigfache 
Schwankungen  zeigt,  in  ihrer  Gesamtrichtung 
aber  eine  schutzzöllnerische  gewesen  ist.  Dies 
gilt  namentlich  von  dem  sog.  Mac  Kinley-Tarif 
von  1890,  dessen  auf  die  E.industrie  bezüglichen 
Positionen  durch  den  Tarif  von  1894  mehrfache 
Abschwächungen  eriuhren,  bis  dann  der  Tarif 
von  1897  wieder  Erhöhungen  brachte. 

Wie  in  Amerika,   so   ist  auch  in  anderen 

Produktionsstaaten    die    Syndiziern ng     in 

der  E.industrie    weit   fortgeschritten   und 

beeinflußt  in  hohem  Maße  die  Prcmuktions-,  Preis- 

I  und  Absatzverhältnisse.    Namentlich   gilt  dies 

I  für  die   deutsche  E.industrie,  in   welcher  die 

I  Kartellierung  durch  den  Zollschutz  wesentlich 

I  gefördert  worden  ist.    Die  ersten  Kartelle  in 

I  Deutschland  entstanden  bereits  in  den  60er  Jahren ; 

I  ihre  Zahl   hat   sich    in  der  Folgezeit   ständig 

vermehrt,   so  daß  heute  fast  alle  wichtijjeren 

I  Artikel    der    deutschen    E.industrie    syndiziert 

sind.    Im  Jahre  1901^  wurde  das  Bestehen  von 

1 44    Konventionen ,    Kartellen    und    Syndikaten 

I  festgestellt.    Diese  Zahl  ist  jedoch  nicht  ganz 

I  vollständig,  da  es  außerdem  eine  ganze  Reihe 

;  von  Vereinigungen  gibt,  welche  nur  auf  losen 

i  Vereinbarungen  ohne  bindende  Abreden  beruhen. 

.  Das  wichtigste  Syndikat  der  Neuzeit  ist  der  im 

Februar   1904    gebildete    deutsche  Stahl werks- 

.  verband  (Sitz  Düsseldorf),  welcher  den  Verkauf 
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und  damit  die  Kontrolle  yon  mehr  als  90<^/o 
der  gesamten  dentschen  Stahlerzengnng  in 
Händen  hat. 

2«  Statistik,  a)  Gesamtübenicht  Ein 
zuverlässiges  Bild  yon  der  Entwickelnng  der  E.- 
indostrie  gibt  die  Statistik  der  R  0  h -£.  p  r  0  d  n  k - 
tion,  welche  sich  für  eine  Reihe  von  Jahr- 
zehnten znrückverfolgen  läßt.  Die  gesamte 
Weltproduktion  betrug: 


Jahre 

1820 

1840 

1860 

1870 


1000  t 
1650 
3300 
7360 

12095 


Jahre 

1880 

1890 

1900 

1904 


1000  t 
i8  336 
27458 
41  152 
46096 


An  der  Produktion  der  Jahre  1870,  1890  und 
1904  waren  die  einzelnen  Länder  in  folgender 
Weise  beteiligt  (Angaben  in  1000  t): 

Staaten  1870      1890      1904 

Großbritannien  6059      8031  8700 

Ver.  Staaten  v.  Amerika   1693      935^  16  762 

Deutsches  Reich  1391      4^59  10058 

Frankreich  11 78      1962  3000 

Oesterreich-Ungam  403        9^5       1424 

Belgien  563       788       1283 

Rußland  358        927  2952 

Schweden  300       456         529 

Andere  Länder  150        320       1 388 


Hintergrund  getreten  (siehe  die  Statistik  der 
einzeluen  Länder). 

Einen  weiteren  Maßstab  zur  Beurteilung  der 
Entwickelnng  der  £.industrie  bietet  die  Statistik 
des  E.  Verbrauchs,  wie  er  sich  aus  den  Menden 
der  heimischen  Produktion  unter  Berftcksichti- 
^Dg  der  Ein-  und  Ausfuhrziffem  berechnet. 
Diese  Berechnung  auf  die  fi^esamte  Produktion 
anszuilehnen  ist  freilich  sehr  schwierig,  schon 

I  deshalb,  weil  viele  Waren  nur  teilweise  aus  E. 

;|  bestehen.  Bezüglich  der  fertigen  Erzeugnisse 
beschränkt  sich  daher  die  Verbrauchsstatistik 
ähnlich  wie  die  Produktionsstatistik  (s.  oben) 
in  der  Regel  auf  bestimmte  wichtige  Gattungen. 
Am  fii obersten  läßt  sich  die  Verbrauchsstatistik 
für  das  Roh-E.  durchführen.  Danach  betrug 
der  Hoh-E. verbrauch  auf  den  Kopf  der  Bevül- 
kermtg  Kilogramm  in  den  Jahren: 


in 
Öroübritannien . 

Belgien     .    .    . 

Ver.  Staaten.  . 
j  Deutsches  Reich 
I  Frankreich    .     . 

0  es  terr  .-Ungarn 
iRuGUnd    .    .    . 


1880/84  1885/89  1896/00  1904 


121 

88 
71 
44 
20 
10 


184 

155 
109 

85 
35 
20 
12 


195 

196 

156 

142 

68 

30 

20 


183 
230 
203 
170 
80 

30 
20 


zusammen    12095   27458  46096 

Danach  zeigen  die  Vereinigten  Staaten  und 
das  Deutsche  Kelch  (einschließlich  Luxemburgs. 
1870  und  früher  ausschließlich  Elsaß-Lothringens) 
verhältnismäßig  die  stärkste  Zunahme. 

Was  die  Roh- E.Verarbeitung  anbetrifft, 
so  ist  es  schwierig,  hierüber  im  gesamten  Um- 
fange erschöpfende  Angaben  beizubringen,  da 
die  amtliche  Statistik  der  einzelnen  Länder  sich 
in  der  Hauptsache  auf  die  Produktion  der  Halb- 
fabrikate beschränkt.  Die  überaus  manni^altige 
Verwendung  des  E.  erschwert  eine  statistische 
Erfassung  der  gesamten  Produktion  von  Oanz- 
fabrikaten  so  sehr,  daß  nur  für  einzelne  wichtigere 
Gattungen  (E.bahnmaterial,  Schiffsplatten  usw.) 
vergleichbare  Angaben  vorliegen,  bezüglich 
derer  indessen  hier  auf  die  Artt.  „E.bahnen^, 
„Schiffahrt"  usw.  verwiesen  werden  darf,  inso- 
fern als  die  Vermehrung  dieser  Verkehrsmittel 
den  wachsenden  Bedari  an  eisernem  Material 
erkennen  läßt.  Die  Erzeugung  des  wichtigsten 
Halbfabrikats  —  Stahl  (Flußeisen)  —  betrug  in 
1000  t: 


S 

tn 

M 

£ 

.^g 

1- 

g 

S 

TS 
0 

1 

^ 

•i 

|5 

u 

k 

M 

E 

U) 

^ 

ja 

ja 

« 

«aj   £ 

CQ 

^ 

^ 

1867 

100 



8g 

37 

3 

14 



1873 

504 

203 

303 

151 

19 

17 

IS 

186t 

1S09 

1613 

S97 

432 

125 

SO 

385 

1886  2301  i  2604 

1376 

454 

164 

7S 

243 

1890  '  3636  4  4ao 

2232 

s«^ 

34^ 

169 

379 

1^5  3o;S  6213 

3963 

S76 

455  197 

1S7I 

1901 -4982, 15  690 

6311 

14^5 

6531369 

2312 

1904 

5107 

i3  9»7 

8930 

aoSo 

1083 

333 

3700 

Die  Produktion  von  Schweiß-E.  ist  gegen- 
über der  Stahlproduktion  immer  mehr  in  den 


JXie  nachfolgende  Statistik  der  einzelnen 
Lai^der  wird  cQe  vorstehenden  summarischen 
Angaben  nach  mehreren  Richtungen  hin  er- 
gänzen. 

2uror  mögen  noch  einige  Daten  über  die 
£,preise  innerhalb  der  letzten  Jahrzehnte 
Fiats  änden.  Nach  der  deutschen  Beichsstatistik 
betrug  der  Preis  für  bestes  deutsches  Roh-E. 
Lu  Düsseldorf  ab  Werk  für  1000  kg  in  M. 
und  zwar 


Jahre 
1879 

1880 
1881 
1882 
1883 
1884 
1886 
1886 
1887 
1888 
1889 
184*0 
1891 
1892 


Puddel-  Gießerei- 
Roheisen 
56,1    62,6 


83,5 
59,0 
64,6 
57,6 
50,0 

44,5 
40,9 
46,7 
50,9 
65,3 

52,8 
51,4 


87,1 
73,3 
75,0 
72,9 
65,7 
58,4 
51,9 
54,9 

70.8 
83i6 
71,2 
65,5 


Jahre 
1893 
1894 
1895 
1896 
1897 
1898 
1899 
1900 
1901 
1902 
1903 
1904 
1905 


Puddel-  Gießerei- 
Roheisen 
46^    62,0 


45,3 
44,7 

58,9 
69,0 
88,8 

59,4 
56,0 
56,0 
56,8 


63.8 
63,7 
65,3 
67,0 

67,3 
81,6 

lOM 
76,9 
65,2 
66,7 
67,5 
68,3 


Wie  die  weiter  zurückreichende  englische 
Preisstatistik  zeigt,  siud  die  E.preise  während 
der  letzten  Jahrzehnte  starken  Schwankungen 
unterworfen  gewesen.  Sie  stiegen  manchmal  in 
wenigen  Jahren  fast  um  das  Doppelte,  um  dann 
ebenaosL'hnell  wieder  zurückzugehen.  Auch 
der  ungewöhnlich  hohe  Stand  zu  Beginn  der 
70er  Jahre  (Gründerperiode)  war  nicht  von  langer 
Daner.  Mit  kurzer  Unterbrechung  im  Jahre 
1880  sanken  die  Preise  anhaltend  bis  1886, 
worauf  bis  1890  eine  Aufbesserung  erzielt  wurde, 
die  aber  in  den  folgenden  Jahren  größtenteils 
wieder  verloren  gin£[.  Seit  18%  an  zeigen  die 
Boh-E.i>reise  wieder  einige  Steigerungen^  nament- 
lich zur  Zeit  der  Hochkonjunktur  um  die  Wende 
des  Jahrh. 
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b)  Vereinigte  Staaten  von  Amerika.  Die 
Gesamtzahl  der  vorhandenen  Hochöfen  ist  be- 
reits seit  längerer  Zeit  in  ständiger  Abnahme 
befirriffeu  (1875  713,  1890  562,  1901  406).  Die 
Zahl  der  im  Betrieb  befindlichen  Hochöfen  ist 
ebenfalls  neuerdings  zurückgegangen;  sie  be- 
trug 1875  293.  IffiO  446,  1885  276,  1890  311, 
189o  242, 1900  232  und  1901  266.  Die  Leistungs- 
fähigkeit der  Oefen  ist  aber  ganz  gewaltig  ge- 
stiegen, was  auch  in  dem  Aurachwung  der  Boh- 
E.produktion  zum  Ausdruck  kommt.  Es  wurde 
nämlich  an  Boh-E.produziert  in  engl,  t  zu 
1016  kg: 


Jahre 
1850 
1860 
1870 
1880 
1885 

1886/90 


1000  t 

574 
821 
1666 
3376 
4044 
7079 


Jahre 
1891/95 
1896/1900 
1901 
1902 
1903 
1904 


1000  t 

8133 
II  492 
15878 
17  821 
18009 
16497 


Ueber  den  Roh-E.konsum  sind  folgende  An- 
gaben zu  machen  (in  1000  engl,  t): 
Jahre    Erzeugung  Ausfuhr  Einfuhr  Yerbranch 


1895  9446 
1896/1900  II  492 
1901  15878 
1902 
19(^ 
1904 


17  821 
18009 
16497 


26 
219 
81 
27 
20 
49 


53 
38 
63 
625 
598 
78 


9473 
II  311 
15860 

18419 

18587 
16526 


Das  auch  in  der  Gresamtübersicht  (sub.  1) 
nachgewiesene  Wachstum  der  E.industrie  in  den 
Vereinigten  Staaten  läßt  sich  aus  der  Produk- 
tionsstatistik für  einzelne  Halbfabrikate  noch 
näher  dartun.  Danach  stieg  die  Produktion  von 
Fluß-£.  von  4928  Tausend  engl,  t  auf  6115  im 
Jahre  1895,  10188  im  Jahre  1900  und  13767  im 
Jahre  1904 ;  die  von  s^ewalzten  Artikeln  (Stäbe, 
Schienen  usw.)  von  6186  Tausend  engl,  t  im 
Jahre  1892  auf  6190  im  Jahre  1895  und  auf  12349 
im  Jahre  1901.  Infolge  der  zunehmenden  heimi- 
schen Produktion  macht  sich  die  Industrie  immer 
mehr  vom  Auslande  unabhängig;  die  Einfuhr 
Ton  £.  und  E. waren,  welche  noch  bis  zur  Mitte 
des  vorigen  Jahrzehnts  die  Ausfuhr  erheblich 
überstieg,  ist  seit  dieser  Zeit  von  letzterer  be- 
deutend überflügelt  worden.  Der  Gesamtwert 
der  Einfuhr  von  E.erzen,  E.  und  E.waren  be- 
trug 1892/93  29  Mill.  Doli.,  1895/96  22  Mül.  DoU. 
und  1900/01  19  Mill.  Doli.;  der  Gesamtwert  der 
Ausfuhr  stellte  sich  in  der  gleichen  Zeit  auf 
13  Mill.  Doli.  bezw.  15  Mill.  Doli,  und  67  Älill. 
DolL  Die  früher  sehr  bedeutende  Einfuhr  von 
Roh-E.  ist  gegen  Ende  der  90  er  Jahre  des 
vorigen  Jahrhunderts  ebenfalls  erheblich  zurück- 
gegangen (s.  oben),  neuerdings  hat  sie  jedoch 
wieder  stark  zugenommen. 

Nach  den  amtlichen  Betriebszählungfen  hat 
die  Zahl  der  Werke  abgenommen;  1880  zählte 
man  792,  1890  719  und  1900  669  Betriebe.  Das 
investierte  Kapital  und  die  Zahl  der  beschäf- 
tigten Arbeiter  sind  dagegen  erheblich  gestiegen. 
Das  in  der  E.industrie  festgelegte  Kapital  be- 
trug 1880  210, 1890  414  und  1900  591  Mill.  Doli. ; 
die  Anzahl  der  Arbeiter  wird  1880  mit  140  798, 
1890  mit  171181  und  1900  mit  222607  anjje- 
geben.  Der  Wert  der  Produkte  stellte  sich 
1880  auf  297,  1890  auf  479  und  1900  auf  804 
Mill.  Doli. 

c;  Deatsches  Reich.    Sämtliche  Angaben 


verstehen  sich  für  das  Zollgebiet  einschließlich 
Luxemburg.  Im  Jahre  1904  waren  in  100 
(1895  104)  Hochofenwerken  297  (263)  Hochöfen 
vorhanden,  davon  254  (212)  im  Betrieb,  mit 
einer  mittleren  Belegschaft  von  35358  (24059) 
Köpfen  bei  sämtlichen  Werken.  Letztere  pro- 
duzierten an  Boh-E.  (einschließlich  Bruch-  und 
und  Gußwaren  erster  Schmelzung] : 


Wasch-E. 

Jahre 

1870 

1881/85 

1886/90 

1891/95 

1896/1900 


1000  t 
1391 
3411 
4215 
5082 
7446 


Jahre 
1901 
1902 
1903 
1904 
1905 


1000  t 
7880 
8530 
10  018 
10058 
10988 


Von  der  Gesamterzeugung  des  Jahres  1905 
in  Höhe  von  10987  623  t  entfallen  auf  Gießerei- 
Roh-E.  und  Gußwaren  erster  Schmelzung 
1905668,  auf  Bessemer-Roh-E.  425237,  auf 
Thomas-Boh-E.  7114  885,  auf  Stahl-  und 
Spiefi:el-E.  714  335  und  auf  Puddel-Boh-E. 
827  498 1.  Nach  der  Örtlichen  Verteilung  kommen 
auf  die  nordwestliche  Gruppe  (Rheinland- West- 
falen, Siegerland  und  Lahngegend)  5087  283, 
auf  die  südwestliche  Gruppe  (Saarbezirk,  Loth* 
ringen  und  Luxemburjg:)  4335007,  auf  Süd- 
deutschland (Bayern,  Württemberg  und  Thürin- 
gen) 177  481,  auf  den  Osten  Deutschlands 
(Schlesien)  861  012  und  auf  den  Norden  Deutsch- 
lands (Pommern,  Hannover  und  Braunschweig) 
526  840  t. 

Der  Verbrauch  an  Roh-E.  berechnet  sich 
nach  der  Reichsstatistik  wie  folgt  (in  1000  t): 


Jahre 

Erzeugung  Einf. 

Ausf. 

Verbr. 

pro 

Kopf 

kg 

51,6 

1876/80 

2166 

447 

363 

2251 

1881/85 

3395 

264 

280 

3378 

74,2 

1886/90 

4201 

263 

219 

4245 

88,6 

1891/95 

5072 

221 

194 

5098 

99,9 

1896/1900 

7434 

542 

204 

7772 

141,9 

1901 

7867 

294 

304 

7857 

137,6 

1902 

8518 

17s 

516 

8177 

141,1 

1903 

10003 

218 

527 

9694 

164,9 

1904 

10044 

231 

316 

9959 

170,— 

Die  Erzeugung  umfaßt  Roh-E.  und  Gußwaren 
erster  Schmelzung;  die  Ein-  und  Ausfuhr  auch 
altes  Bruch-E.  und  bis  1879  schlackenhaltiges 
Luppen-£. 

Der  Fortschritt  der  deutschen  E.hüttenin- 
dustrie  tritt  aus  diesen  Zahlen  deutlich  hervor. 
Bezüglich  des  heimischen  Verbrauches  au  E. 
überhaupt  vgl.  die  Aufstellungen  des  Statisti- 
schen Bureaus  des  Vereins  deutscher  E.-  und 
Stahl-Industrieller  (zuletzt  abgedruckt  im  Deut- 
schen Handelsarchiv  1902,  Bd.  1  S.  745).  Auf 
den  Berechnungen  dieses  Bureaus  beruhen  auch 
die  obigen  Angaben  pro  1905. 

Ueber  die  Entwicklung  der  Produktion  von 
Halb-  und  Ganzfabrikaten  gibt  folgende  Ueber- 
sicht  nähere  Auskunft  (s.  die  Tabelle  auf  S.  724). 

Für  einige  wenige  Werke  fehlen  die  An- 
gaben. Der  Fluß-E.betrieb  hat  in  den  letzten 
Jahren,  teilweise  auf  Kosten  des  Schweiß-E.be- 
triebs,  infolge  der  zugunsten  des  Stahls  ver- 
änderten Produktionstechnik  bedeutend  zuge- 
nommen. Unter  den  Erzeugnissen  des  Gießerei- 
betriebs sind  Gußwaren  zweiter  Schmelzung  zu 
verstehen.  Als  Erzeugnisse  des  Schweiß-E.be- 
triebs   (Schweiß-E.   und   Schweißstahl)    kommt 

46* 
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Eisen,  Eisenindustrie 


Jahre 

Zahl 
der  Werke 

Belefinchaft 
Köpfe 

Verarbeitetes 
Eisen  1000  t 

Erzeugnisse 
10«  t 

Wert  ders. 
MUL  M. 

1885 
1895 
1904 

1072 
1232 
1621 

46  161 

67903 
104604 

E.gießereibetrieb : 

761,2 

1341,3 

2363,7 

673,9 
1154,8 
2039,9 

114,3 
185,0 

345,7 

1885 
1895 
1904 

313 
208 

139 

54 114 
38190 
24334 

Schweiß-E.betrieb. 
2055,2 
1369,6 
1116,9 

1505,0 

1076,6 

859,5 

183,4 
120,9 
114,8 

1885 
1895 
1904 

84 
149 
209 

30480 

75080 

140966 

Fluß-E.betrieb. 

1561,5 

4994,6 

"053,8 

1202,0 
3962,1 
8522,3 

157,9 
412,7 
977,5 

gegenwärtig  hauptsächlich  noch  Handels-E.  in 
^tracht 
Der  Fluß-E.betrieb  lieferte  an  Erzeugnissen 
aus  Fluß-E.  und  Flußstahl  im  Jahre  1904  (Wert- 
angaben in  Hill.  M.):  Halbfabrikate  (Ingots, 
Blooms,  Billets  usw.)  187,2,  E.bahnschienen  und 
Schienenbefestigungsteile  93,7,  Bahnschwellen 
und  Schwellenbefestigungsteile  29,9,  rollendes 
E.bahnmaterial  35,3,  Handels-E.  284,7,  Platten 
und  Bleche  außer  Weißblech  143,3.  Weiß- 
blech 14,3.  Draht  72,5,  Kriegsmatenal  aller 
Art  43,1  andere  verkäufliche  E.-  und  Stahlsorten 
60,0,  zusammen  977,5  Mill.  M.  (wie  oben). 

Die  hervorragende  Stellung  der  deutschen 
E.industrie  kommt  u.  a.  auch  darin  zum  Aus- 
druck, daß  die  Einfuhr  fremder  Erzeu^isse 
gegenüber  der  wachsenden  Ausfuhr  heimischer 
Fabrikate  nur  eine  geringe  ist.  Es  betrug 
nämlich  bei  E.-  und  Stahlwaren  (Halb-  und 
Ganzfabrikate  mit  Ausschluß  von  Instrumenten, 
Maschinen  und  Fahrzeugen)  in  1000  t  die 

Jahre    Einfuhr  Ausfuhr  Jahre  Einfuhr  Ausf. 

1880         41          675        1901  107       2043 

1881/85        45          812        1902  94       2793 

1886/90        61          880        1903  98       2954 

1891/95        62        1102        1904  115       2455 

1896/1900    125        1315        1905  124       2851 

Die  Richtung  der  Ausfuhr  ist  eine  sehr 
mannigfaltige.  Fast  alle  Länder  der  Erde  sind 
an  derselben  beteiligt. 

d)  Grosabritaxmien  und  Irland.  Die  Zahl 
der  im  Betrieb  befindlichen  Hochöfen,  welche 
1860  im  ganzen  582  betragen  hatte  und  bis 
1872  auf  702  gestiegen  war,  ist  seitdem  ge- 
sunken; sie  betrug  1880:  590,  1885:  434,  1890: 
414,  1895:  344  und  1903  349.  Allerdings  hat 
sich  im  Laufe  der  Jahrzehnte  die  Leistungs- 
fähigkeit der  Oefen  wesentlich  gesteigert;  wäh- 
rend ein  Ofen  im  Jahre  1860  durchschnittlich 
6574  englische  t  JRoh-E.  erzeugte,  betrug  die 
mittlere  Jahresproduktion  1875  bereits  10119, 
1901  23  597  t. 


Der  Verbrauch  von  Roh-E.  betrug  in  1000 
engl,  t: 

Jahre  Erzeugung  Ausfuhr  Einfuhr  Verbrauch 


1881 

8144 

1478 

49 

6716 

1885 

7415 

948 

38 

6«;o5 

1890 

7904 

1138 

60 

6825 

1895 

7703 

861 

89 

6931 

1£00 

8960 

1428 

179 

7711 

1904 

8563 

811 

124 

7876 

Die  Roh-E.produktion  der  jüngsten  Zeit 

ge- 

staltete  sich  wie  folgt 

Jahre 

1000  engl. 

t    Jahre 

1000  engl. 

t 

1871,75 

6458 

1896/1900 

8889 

1876/80 

66^8 

liK)l 

7929 

1881/85 

80^8 

1902 

8680 

1886/90 

7759 

liH)3 

8935 

1891/95 

7245 

1904 

8563 

Was  die  Roh-E.verarbeitung  anbetrifft,  so 
sank  infol^  der  Veränderungen  in  der  Produk- 
tionstechnik in  den  Jahren  1881—1900  die  Zahl 
der  Puddelöfen  von  5183  auf  1441,  die  Zahl  der 
Konverter  von  82  auf  62,  während  die  Zahl  der 
Siemens-Martin-Oefen  (open-hearth  st^el  fuma- 
ces)  von  116  auf  370  anwuchs,  wobei  gleich- 
zeitig die  durchschnittliche  Leistungsfähigkeit 
der  letzteren  bedeutend  zunahm,  diejenige  der 
Puddelöfen  dagegen  wesentlich  zurückging.  Die 
Leistungsfähigkeit  der  Konverter  behauptete 
nahezu  den  früheren  Stand.  Diesen  Verhält- 
nissen entsprechend  stieg  die  Produktion  von 
Herdfluß-E.  (open-hearth-steel)  von  825003  im 
Durchschnitt  der  Jahre  1881/90  auf  2160201 
im  Durchschnitt  der  Jahre  1891/1900  und  auf 
3  297  791  engl,  t  im  Jahre  1901 ;  die  Erzeugung 
von  Konverter-E.  blieb  dagegen  ziemlich  kon- 
stant; sie  betrug  im  Durchschnitt  der  Jahre 
1881,'90  1706000,  im  Durchschnitt  der  Jahre 
1891/1900  1673000  und  im  Jahre  1901  1606000 
engl,  t,  wohingegen  die  Produktion  von  Puddel- 
E.  einen  wesentlichen  Rückgang  aufweist;  sie 
fiel  von  2192  831  im  Durchschnitt  der  Jahre 
1881/90  auf  1315  788  im  Durchschnitt  der 
Jahre  1891/1900  und  auf  974  385  engl,  t  im 
Jahre  1901.  Li  den  Jahren  1902, 1903  und  1904 
stellte  sich  die  gesamte  Stahlerzeugung  (Konver- 
ter- und  Herdfluß-E.)  auf  4849  bzw.  5034  und 
5027  Tausend  engl.  t. 

Die  englische  E.industrie  ist  trotz  des  starken 
Inlandsbedaris  an  Halb-  bezw.  Ganzfabrikaten 
in  umfangreichem  Maße  auf  die  Ausfuhr  ange- 
wiesen. Infolge  des  Aufblühens  der  auslän- 
dischen Industrie  hat  sich  die  Ausfuhr  indessen 
während  der  letzten  Jahre  nicht  recht  zu  ent- 
wickeln vermocht.  Insbesondere  ging  der  Ab- 
satz in  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika, 
nach  Deutschland,  Belgien  usw.  zurück,  so  daß 
gegenwärtig  hauptsächlich  die  Kolonieen  als  Ab- 
satzjQ^ebiet  für  die  Erzeugnisse  des  Mutterlandes 
im  Vordergrunde  stehen.  Die  britische  Ausfuhr 
i  an  £.  und  £. waren  betrug : 


Eisen,  Eisenindustrie 
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Jahre  Hill.  ^  Jahre 

1870  24,0  1891 

1875  25,7  1892 

1880  28,4  1893 

1885  21  j  1894 

1887  25,0  1895 

1889  29,1  1896 

1890  31.6  1897 


MiU.^  Jahre  MUl.  ^ 

26,9  1898  22,6 

21,8  1899  28,1 

20.6  1900  32,0 

18.7  1901  25,3 

19.7  1902  28,9 

23.8  1903  30,4 
24,6  1904  28,1 


Auch  unter  Berücksichtigung^  der  Preisver- 
änderungen (s.  ohen)  ist  somit  in  der  Ausfuhr 
unverkennbar  ein  Stillstand  eingetreten,  welcher 
um  so  bemerkenswerter  ist,  als  neuerdings  die 
früher  sehr  unbedeutende  Einfuhr  an  fremden 
E.waren  zuzunehmen  beginnt  (1889  2  V«  Mill.  £, 
1895  3 »/,  Mül.  £,  1904  8,2  MiU.  £\ 

e)  Frankreich.  Hier  entwickelte  sich  die 
Roh-£.produktion  neuerdings  in  folgender  Weise : 

Jahre  1000  t  Jahre         1000  t 

1881  «5  1899  1901  2389 

1886W  1693  1902  2405 

1891*95  2006  1903  2841 

1896,1900         2528  1904  3000 

Die  Zahl  der  Werke  betruff  im  Jahre  1881 
125  mit  203  im  Betrieb  befindlichen  Hochöfen, 
im  Jahre  1885  95  mit  132  Hochöfen,  im  Jahre 
189Ü  70  mit  119  Hochöfen,  im  Jahre  1895  59 
mit  99  Hochöfen  und  im  Jahre  1901  55  mit  110 
Hochöfen.  Die  durchschnittliche  Jahresausbeute 
eines  Hochofens  im  Jahrzehnt  1891/1900  steUte 
sich  bei  einem  Ofen  mit  Koksbetrieb  auf  22670, 
bei  einem  Ofen  mit  Holzkohlenbetrieb  auf  1263 
und  bei  einem  Ofen  mit  gemischtem  Brennstoff 
auf  4713  t. 

Die  Schweiß-E.erzeugnug  betrug  im  Jahrzehnt 
1881/90  872700  t  und  im  folgenden  Jahrzehnt 
793410 1,  die  Fluß-E.erzeugung  stellte  sich  da- 
gegen auf  500850 1  bezw.  892 570 1.  Die  Schweiü- 
E.produktion  weist  demnach  im  Gegensatz  zur 
Fluli-E.produktion  einen  nicht  unerheblichen 
Kückgang  auf.  Im  Jahre  1904  betrug  die  ge- 
samte Stahlproduktion  2080000  t. 

Während  bis  zu  Anfang  der  achtziger  Jahre 
eine  bedeutende  Mehreinfuhr  an  Roh-E.  statt- 
fand, ist  darin  in  den  folgenden  Jahren  eine 
Wandlung  erfolg.  Zwar  zeigen  einige  der 
letzten  «Jahre  wieder  einen  erheblichen  Auf- 
schwung der  Einfuhr  und  einen  Rückgang  der 
Ausfuhr  auf,  aber  gegenüber  dem  Durchschnitt 
der  achtziger  Jahre  ist  immerhin  ein  Nachlassen 
der  Einfuhr  und  eine  Zunahme  der  Ausfuhr  zu 
konstatieren.  In  Verbindung  mit  der  Zunahme 
des  Verbrauchs  an  Roh-E.  läßt  dies  die  Er- 
Rtarkung  der  französischen  Roh-E.produktion 
deutlich  erkennen. 

Ebenso  hat  bei  den  meisten  Halb-  und  Ganz- 
fabrikaten aus  E.  und  Stahl  die  Ausfuhr  zu-, 
die  Einfuhr  abgenommen,  so  daß  an  Stelle  der 
früheren  Mehreinfnhr  seit  der  Mitte  der  acht- 
ziger Jahre  eine  Mehrausfnhr  getreten  ist. 

f)  Oesterreich-Ungam«    £s  betrug  die 

Zahl  der  .^"'V. 

Hochöfen  im    ,  .»chmttg- 

Betriebe       ''^^St^f 
{  1863  155  1 935 

)  1879  75  4980 


Oesterreich 


in 
Ungarn 


155 
75 
73 
48 
97 
64 
60 

51 


10713 

21  462 

1717 

2523 

5093 
8805 


Die  Roh-E.produktion  wird  für  beide  Länder 
wie  folgt  angegeben: 

Jahre  1000  t  Jahre  1000 1 

1850  162  1891'95  1012 

1860  313  1896/1900  1394 

1870  403  1901  1522 

1880  465  1902  147 1 

1881/85  661  1903  1427 

1886/90  807 

An  der  Produktion  des  Jahres  1903  sind  die 
im  Reichsrate  vertretenen  Länder  mit  971 000  t, 
die  Länder  der  ungarischen  Krone  mit  416000 1 
und  Bosnien-Herzegowina  mit  40000 1  beteiligt. 
Wie  die  vorstehende  üebersicht  ergibt,  hat 
die  Roh-E.erzeugung  in  neuester  Zeit  erheblich 
an  Bedeutung  zugenommen.  Dies  kommt  auch 
darin  zum  Ausdruck,  daß  trotz  der  zurück- 
fifehenden  Einfuhr  und  der  Steigerung  der  Aus- 
fuhr der  Konsum  immer  größer  geworden  ist. 
Im  Jahre  1895  betrug  die  Einfuhr  141000  t, 
die  Ausfuhr  8000  t;  im  Jahre  1903  stellte  sich 
die  erstere  anf  47000 1,  die  Ausfuhr  auf  38000 1. 
Die  Ausfuhr  von  Halb-  und  Fertigfabrikaten 
aus  E.  und  Stahl  (1892:  25,9  Mül.  Kronen,  1901: 
47,7  Mill.  Kronen)  ist  keine  sehr  bedeutende; 
in  einzelnen  Jahren  der  letzten  Jahrzehnte  ist 
sie  von  der  Einfuhr  (1892:  22,4  Mill.  Kronen, 
1901 :  29,2  MUl.  Kronen]  beinahe  erreicht  worden, 
g)  Belgien.  Die  Zahl  der  tätigen  Hochöfen 
ist  auch  in  diesem  Lande  zurückgegangen  ;  sie 
betrug  1850  65,  1860  51,  1870  48,  1^  36,  1890 
36  und  1901  30.  Die  durchschnittliche  Erzeu- 
gung eines  Ofens  stellte  sich  in  denselben  Jahren 
auf  22S2  bezw.  6273,  11739,  16891,  21885  und 
25473  t.  Dementsprechend  gestaltete  sich  die 
Roh-E.produktion  folgendermaßen : 
Jahre  1000  t  Jahre  1000 1 

I8ÖO  144  1891.95  766 

1860  320  1896/1900  1003 

1870  563  1901  764 

1880  608  1902  1069 

1881/85  720  1903  1216 

1886/90  781  1904  1283 

Die  E.-  bezw.  Stahlwerke  produzierten  an 
(Angaben  in  1000  t): 
Jahre      Schweiß-E.produkte  Fluß-Kprodukte 
1881/'90  505  164 

1891/1900  465  417 

1901  381  490 

1902  378  756 
Auch  hier  zeig^  sich  also,  wie  in  anderen 

Ländern,  eine  bedeutende  Zunahme  der  Stahl- 
produktion im  Gegensatze  zur  E.produktion. 

Die  Ein-  und  Ausfuhrverhältnisse  gestalteten 
sich  wie  folgt  (Angaben  in  1000  t): 

T^i  ,^  Ausfuhr  Einfuhr  Ausfuhr  Einfuhr 
^^^^  von  Roh-E.  von  E.  und  Stahl 
1870         10  82  241  14 

1880         42  222  322  38 

1890         23  264  466  37 

1895  24  247  «;36  61 

1900  «;2  368  ^^68  HO 

1902  70  347  688  178 

Die  belgische  E.industrie  arbeitet  in  starkem 
Maße  für  den  Export  und  muß  zu  diesem  Zwecke 
einen  erheblichen  Teil  des  Bedarfs  an  Roh-E. 
im  Auslände  decken. 

I  h)  Bussland.  Die  namentlich  in  jüngster 
Zeit  rasch  erfolgte  Entwickelung  der  russischen 
E.industrie  wird  durch  folgende  Angaben  über 
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die  Produktion  und  den  Verbrauch  von  Rob-E. 
gekennzeichnet  Die  gänzlich  unbedeutende 
Ausfuhr  ist  an  der  Einfuhr  in  Abzug  gebracht. 
Angaben  in  1000  Pud  (zu  16,4  kg.): 
Jahre  Produktion  Netto-Einfuhr  Verbrauch 
1881/85         29923  14670  44  594 

1886/90         42466  8606  51073 

1891/95         73388  7  349  80737 

1896/1900    138972  5766  144739 

1901  174  401  927  175328 

An  Hochöfen  waren  vorhanden  im  Jahre  1882 
200,  1892  221  und  1898  274;  die  durchschnitt- 
liche Jahresleistung  eines  Hochofens  ist  von 
296071  Pud  im  Jahre  1892  auf  499383  Pud  im 
Jahre  1898  gestiegen. 

Die  £.-  und  Stahlerzeugung  betrug  in  1000 
Pud: 

Jahre  Eisen  Stahl 

1872  15  508  512 

1882  18 152  15 120 

1890  26  446  23 103 

1895  32  624  53  666 

1900  31545  135457 

Diese  andauernde  Produktionszunahme  setzt 
Bußland  immer  mehr  in  den  Stand,  den  hei- 
mischen Bedarf  namentlich  an  Schienen  und 
sonstigem  Material  zu  seinen  umfangreichen 
Bahnbauten  im  Inlande  zu  decken. 

i)  Schweden.  Die  Roh-E -Produktion  betrug : 
Jahre  1000  t  Jahre  1000 1 

1861/65  205  1891,95  471 

1866/70  268  1896,1900  518 

1871/75  332  1901  «;28 

1876  80  357  1902  '^38 

1881.85  429  1903  507 

1886/90  447  1904  529 

Im  Jahre  1892  betrug  die  Zahl  der  in  Be- 
trieb  befindlichen  Hochöfen  153,  im  Jahre  1901 
139,  darunter  noch  viele  sog.  Bauemöfen.  Sie 
werden  fast  ausschließlich  mit  Holzkohle  ge- 
speist. Ihre  durchschnittliche  Leistungsfähi&^keit 
ist  nur  eine  geringe  (1901 :  3801 1).  Das  schwe- 
dische Roh-E.  wird  größtenteils  im  Inlande  zu 
E.  und  Stahl  verarbeitet.  Im  Jahre  1901  waren 
110  E.-  und  Stahlwerke  im  Betrieb.  Die  Pro- 
duktion von  Schweiß-E.  betrug?  im  Jahre  1892 
235426  t,  im  Jahre  1901  164850  t;  die  Stahl- 
erzeugung stellte  sich  1892  auf  159595  t,  1901 
auf  269196  t  und  1904  auf  3aSO0O  t. 

k)  Sonstige  Länder.  Von  solchen  ist  be- 
züglich der  Roh-E.produktion  hauptsächlich 
Spanien  zu  nennen,  welches  im  Jahre  1895 
244  CCX)  t,  im  Jahre  1904  358000  t  erzeugte. 
Die  Stahlproduktion  Spaniens  betrug  im  Jahre 
1904  195000  t.  Außerdem  kommen  mit  wesent- 
lich geringeren  Menden  u.  a.  Italien,  die  Schweiz, 
Bosnien,  Kauada,  >eu-Süd- Wales  in  Betracht; 
die  Gesamtproduktion  aller  dieser  Länder  dürfte 
nicht  viel  über  1  Mill.  t  betragen.  Im  ganzen  ist 
die  E. Industrie  in  diesen  Ländern  nur  schwach 
entwickelt  und  ist  lediglich  für  den  lokalen  Markt 
von  Bedeutung. 

Literatur :  L.  Beck,  Dir  Geschichte  des  Eisens, 
Braunschweig  IS84  und  1891jg.  —  „Stahl  und 
Eisen",  Zeitschi'.  </.  nordwestl.  Grtippe  d.  Vereins 
deutscher  Eisen-  und  Stahlindustrieller,  Düssel- 
dorf ISSlfg.  —  Die  Eisen-  und  Stahlindustrie 
Belgiens  und  Deutschlands,  Bericht  der  von  der 
British     Inni     Trade    Associatio7i    organisierten 
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Jena  1880.  —  Sering,  Geschichte  der  prevßisch- 
I  deutschen  EisemöUe  von  1818  hie  auf  die  Gegen- 
'  wart  (Sehmollers  Forschungen,  III,  4)»  Leiptig 
1882.  —  1'.  Juraschek,  Eisen-  und  Eisen- 
industrie (Geschichtlicher  Ueberblickund  Statistik), 
und  W.  Lexis,  Eisen-  und  Eisenindustrie  (ZoU- 
geschichtliches),  beides  Art.  im  H.  d.  St.,  t.  Auß., 
Bd.  III,  —  V,  Juraschekf  Uebersichten  der 
Weltwirtschaft,  Jahrg.  1885 — 1889,  Berlin  (Jahrg. 
1890—1902  im  Erscheinen  begriffen).  —  Rudolf 
Martin,  Die  Eisenindustrie  in  ihrem  Kampf 
um  den  Äbsatsmarkt,  Leipzig  1904.  —  O,  SliUich, 
Eisen-  und  Stahlindustrie,  Berlin  1904.  — 
Begründung  zu  dem  Entwurf  eines  Zolltarif ge- 
setzes,  Beichstagsvorlage,  Berlin  1901.  —  I>ürke 
und  Allendorf,  Eisen  und  Stahl,  Art.  im 
Handbuch  der  Wirtschaftskunde  Deutschlands, 
3.  Bd.,  2.  Lfg.,  Leipzig  1908.  —  Kontradiktorische 
Verhandlungen  über  deutsche  Kartelle.  Die  vom 
Beichsamt  des  Innern  angestellten  Erhebungen  über 
das  inländische  Kartelhcesen  in  Protokollen  und 
stenographischen  Berichten.  Bände  III  und  IV: 
Eisen  u.  Stahl,  Berlin  1904  u.  1905.  —  Detäsches 
Handelsarchit^  herausg.  im  Beichsamt  des  Innern, 
Berlin  1906  und  früher.  —  Die  amtliehe  Statistik 
der  verschiedenen  Länder,  insbes.  die  Statistik 
des  Deutschen  Reiches  nebst  den  Vierteljahrsheften 
und  dem  statistischen  Jahrbuch.  —  Eingehende 
statistische  Mitteilungen  über  die  Eisenindustrie 
in  den  einzelnen  Ländern  finden  sich  in  den  im 
Beichsamt  des  Innern  zusammengestellten  „Be- 
richten über  Handel  und  Industrie**,  V.  Bd., 
8.  Heft,  VI.  Bd.,  7.  Heft  und  VII.  Bd.,  1.  Heß, 
Berlin  190S  und  1904  ^tntcr  dem  Titel:  „Das 
Roheisen  unter  Mitberilcksichiigung  seiner  weiteren 
Verarbeitung".  A,   Wirtninghaus, 
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I.  Begriff  und  Arten.  IL  Entwicke- 
lung.  1.  Die  Verbreitung  der  E.  2.  Die  Ent- 
wickelung  der  E.politik.  III.  Bedeutung 
der  E.  IV.  Aufgabe  und  Stellung  der 
öffentlichen  Gewalt  zu  den  E.  („E.- 
politik"). 1.  Die  Systeme  der  E.politik.  2.  Die 
E.verwaltung.  3.  Die  Grundsätze  der  finan- 
ziellen Behandlung  der  E.  V.  Die  E.tarife. 
1.  Allgemeines.  2.  Die  Gütertarife.  3.  Die 
Personentarife. 

T.  Begriff  und  Arten. 

Unter  Eisenbahnen  verstehen  wir  Fahr- 
straßen, bei  denen  die  Fahrzeuge  auf  eiser- 
nen (bezw.  stählernen)  Schienengeleisen  fort- 
bewegt werden.  Welche  Kraft  die  Fortbe- 
wegung bewirkt,  ob  tierische  oder  mensch- 
liche Kraft,  ob  elektrische  oder  Dampfkraft 
oder  die  Kraft  der  schiefen  Ebene,  das  ist 
an  sich  für  den  Begriff  E.  im  weiteren  Sinne 
gleichgiUtig.  Für  die  Volkswirtschaft  spielt 
freilich  die  Benutzung  der  Dampfkraft  eine 
besondere  Rolle.  Erst  die  üebertragung  der 
Dampfkraft  auf  den  Landverkehr  hat  den 
Scliienen wegen  eine  maßgebende  Bedeutung 
im  Verkehi-swesen  verschafft.  Bei  „E." 
schlechthin  denken  wir  nur  an  diejenigen 
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Schienenstraßen,  auf  welchen  die  Fortbe- 
wegung durch  Dampfkraft  bewirkt  wird. 
Sie  stellen  gegenwärtig  die  maßgebende 
Form  der  K  dar.  Daneben  hat  die  Elek- 
trizität als  Triebkraft,  namentlich  für  den 
Verkehr  in  den  Städten  und  in  ihrer  näheren 
Umgebung,  eine  beachtenswerte  Ausdehnung 
erlangt. 

Die  K  können  nach  verschiedenen  Ge- 
sichtspunkten gegliedert  werden.  Wenn 
man  von  der  Einteilung  nach  technischen  Ge- 
sichtspunkten absieht,  so  kommt  in  volkswirt- 
schaftlicher Beziehung  zunächst  die  Unter- 
scheidung in  öffentliche  und  nicht-öffentliche 
E.  in  Betracht.  Die  nicht-öfFentlichen  Bahnen 
dienen  nur  dem  Verkehr  bestimmter  pri- 
vater Personen  und  Körperschaften,  sind  also 
der  allgemeinen  Benutzung  nicht  zugänglich, 
z.  B.  die  Feldbahnen  eines  Gnmdeigentümers, 
die  Waldbahnen  eines  Waldeigentümers, 
die  Kohlenbahnen  eines  Bergwerks  usw.  An 
dieser  Stelle  kommen  nur  die  öffentlichen 
R  in  Betracht,  d.  h.  diejenigen,  welche  dem 
allgemeinen  Verkehr  zu  dienen  bestimmt  sind. 

Die  öffentlichen  E.  gliedern  sich  nach 
den  Eigentumsverhältnissen  in  Privatbahnen 
(meist  im  Eigentum  von  Erwerbsgesellschaften 
auf  Aktien)  und  Bahnen  der  öffentlichen  Ge- 
walt (Gemeinde-,  Kreis-,  Provinzial-,  Staats- 
und Reichsbahnen).  Eine  Gliedenmg  der 
öffentlichen  E.  nach  der  Zweckbestimmung 
(z.  B.  militärische,  kommerzielle,  landwirt- 
schaftliche, Industriebahnen  usw.)  läßt  sich 
praktisch  insofern  nicht  durchführen,  als 
eine  vollkommene  Einengung  auf  einen  be- 
stimmten Zweck  in  der  Kegel  nicht  l)esteht. 

Von  besonderer  Wichtigkeit  ist  die  Ein- 
teilung nach  der  Bedeutung  des  Verkehrs, 
dem  die  E.  zu  dienen  bestimmt  sind.  Die 
Hauptgruppe  sind  in  dieser  Beziehung  die 
..Hauptbahnen"  (auch  Vollbahnen,  Pnmär- 
bahnen,  Bahnen  erster  Ordnung  genannt). 
Sie  haben  den  Verkehr  der  einzelnen  Wirt- 
schaftsgebiete des  Ijandes  untereinander  und 
mit  dem  Auslande  sowohl  für  Personen  als 
auch  für  Güter  zu  vermitteln  und  müssen 
in  bezug  auf  Konstruktion,  Ausrüstung  und 
I^eistungsfähigkeit  besonders  hohen  Anfor- 
deningen  genügen. 

An  diese  wichtigsten  Verkehrsadern 
schließen  sich  die  Sekundärbahnen  (Bahnen 
zweiter  Ordnung,  Nebenbahnen)  an.  Sie 
haben  teils  die  seitliche  Verbindung  der 
Hau[>tbahnen  untereinander  zu  vermitteln, 
teils  den  Anschluß  einzelner  Gebiete,  die 
von  den  Hauptbahnen  nicht  berührt  werden, 
an  diese  Hauptbahnen,  teils  auch  an  Wasser- 
straßen, zu  schaffen.  Sic  dienen  also  dazu, 
durch  seitliche  Ergänzung  der  Hauptbahnen 
das  Schienennetz  dichter  zu  gestalten.  Im 
allgemeinen  werden  an  die  Nebenbahnen 
geringere  Anfordenmgen  in  bezug  auf  Kon- 


struktion, Ausrüstung  und  Leistungsfähigkeit 
gestellt 

Als  dritte  Gruppe  erscheinen  die  „Klein- 
bahnen" (Nachbarechaftsbahnen,  Vizinalbah- 
nen,  Tertiärbahnen,  Lokalbahnen,  Bahnen 
unterster  Ordnung).  Sie  dienen  dem  Klein- 
verkehr engerer  Bezirke,  insbesondere  den 
Verkehrsbeziehungen  der  Städte  mit  ihrer 
näheren  Umgebung.  Die  Ausrüstung  der 
Kleinbahnen  kann  in  der  Regel  einfach  sein. 
Vielfach  sind  sie  schmalspurig,  und  ihre 
Geleise  verlaufen  oft  auf  dem  Straßenkörper 
der  Landstraßen  (daher  auch  wohl  Straßen- 
bahnen, Dampfstraßenbahnen  usw.  genannt). 

Als  vierte  Gruppe  sind  die  Straßenbahnen 
im  engeren  Sinne  des  Wortes  zu  nennen, 
die  dem  innerstädtischen  Verkehr  dienen. 
Vielfach  greifen  sie  aber  daniber  hinaus  und 
erstrecken  sich  auch  auf  den  Nachbarschafts- 
verkehr. Eine  scharfe  Abgrenzung  gegen- 
über den  Kleinbahnen  ist  deshalb  oft  un- 
m(%lich,  wie  denn  überhaupt  die  Grenzen 
zwischen  den  vorbezeichneten  4  Gruppen 
sehr  flüssig  sind. 

II.  Entwickelang. 

1.  Die  Yerbreitang  der  £.  Die  beiden 
Elemente,  aas  deren  Zusammenwirken  die  mo- 
dernen £.  entstanden,  sind  die  Eisengeleise  und 
die  Lokomotiven.  Die  Eisenffeleise  sind  eine 
äußerst  geschickte  Verwirklichung  eines  sehr 
alten  Gedankens,  nämlich  des  Gedankens,  durch 
feste  Spuren  den  Fahrzeuffen  auf  den  Land- 
wegen einen  geringeren  Reibunfi^widerstand 
entfi:e^enzasetzen.  Von  den  Holkspnrbahnen 
(HoTznegelbahnen),  die  im  deutschen  Bergbau 
schon  früh  vorkommen  und  im  16.  Jahrh.  durch 
deutsche  Bergleute  nach  England  verpflanzt 
wurden,  gelangte  man  ül^r  verschiedene 
Zwischenstufen  schon  in  der  zweiten  Hälfte  des 
18.  Jahrh.  zu  gußeisernen  Schienen.  Im  Anfang 
des  19.  Jahrh.  benutzte  man  in  England  diese 
Schienenbahnen  schon  vielfach  für  Pferdebetrieb. 
1820  wurde  in  England  das  Walzen  der  Schienen 
erfanden.  Späterhin  ging  man  zu  Stahlschienen 
über. 

Die  Versuche,  Dampf  wagen  auf  den  Schienen- 
straßen zu  benutzen,  führten  1829  dank  der  von 
George  Stephenson  konstruierten  Lokomotive 
„Rocket**  zu  glücklichem  Ergebnis.  Damit 
waren  die  Elemente  für  die  modernen  E.  ge- 
geben, und  alle  Bedenken  haben  die  rasche  Ver- 
breitung dieses  wirksamen  Verkehrsmittels  nicht 
zu  hindern  vermocht. 

England  machte  sich  das  neue  Verkehrsmittel 
bald  in  ausgedehntem  Maße  nutzbar.  Gerade 
hier  warf  sich  die  Privatuntemehmun^  mit  be- 
sonderem Elfer  auf  den  E.baa,  wobei  freilich 
wiederholt  eine  übergroße  Spekulationsbewegung 
mitwirkte.  Die  große  Zahl  von  Gesellschaften, 
die  miteinander  in  Wettbewerb  traten,  ist  darch 
Fasionen  auf  weni^^e  zurück^bracht  worden. 
1885  hatte  Großbritannien  schon  471  km  E.. 
1845  schon  8928  km,  1855:  18207  km.  1875: 
26802  km.  1885:  80^8  km,  1895:  8407H  km. 
UK)8:  86148  km,  1904:  86297  km. 

Auch  Nordamerika,  das  1829  mit  dem  E.bau 
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1860. 


1870. 


1903. 


^^  Ver.  St.  uonAmerütOy, 
Ccutadoy. 

RussUmcL  feinschLJwliu 
Grossbritanien  icJrUui 
Oesterreic/v  -  l/nffarn . 
Deutsches  Reich  ■. 
Brit.  OstincUerv* 
Franhreich.. 


Die  Entwicklung  des  Eisenbahnnetzes  der  Ende  seit  /SSO. 
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-7880. 


1890. 


J)Le  Kreisßöicherv  steUerv  das 

Gesamtnetz  der  Erde 

dar,  die  Kreisaus* 

sch/tute  das  Netz 

der  8  Länder, 

die  TTvehr  als 

30000  Knu 

Eisenbahnert 

(1903)  haben.. 

Die  Länder  sind 

flach  der  Grösse 

des  Netzes  in  dem 

betn  Jahr-  von  liaks 

nach  rechts '  ff eordnet^ 


Entwicklung  des  Gesamtnetzes. 
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begonnen  hatte,  steigerte  seine  Bahnlänge  sehr 
rasch.  Anch  hier  waren  die  —  von  den  Staaten 
freilich  ermunterten  —  Privatgesellschaften  die 
Träger  der  Bewegung.  Penoden  der  Ueber- 
«peknlation  sind  nier  ebenfalls  nicht  ansge- 
blieben.  1835  hatten  die  Vereinigten  Staaten 
bereits  1282  km  Bahnlänge,  184o:  7454  km. 
1855:  29566  km,  1865:  56462  km,  1875:  119200 
km,  1885:  207508  km,  1895:  291263  km,  1903: 
3ä4634  km,  1904:  344172  km. 

Das  amerikanische  Beispiel  veranlagte  Fried- 
rich List,  in  Deutschland  eifrig  die  Anlage  eines 
E.8ystems  zu  befürworten.  Vor  ihm  hatte  schon 
Friedrich  Harkort  den  E.  das  Wort  geredet  und 
auch  die  Linie  Steele-Vohwinkel  (ftlr  Pferde- 
betrieb) durchgesetzt.  Auch  der  Bayer  J.  v. 
Baader  hatte  schon  vorher  E.  —  zunächst  für 
Pferdebetrieb  —  angeregt.  Das  Jahr  1835  be- 
deutet für  Deutschland  den  Beginn  der  E.zeit. 
In  diesem  Jahre  brachte  List  die  Zeichnung  des 
Aktienkapitals  für  die  Linie  Leipzig -Dresden 
zusammen,  die  er  als  erstes  Glied  „eines  allge- 
meinen deutschen  E.systems"  eifrig  befürwortet 
hatte.  Auch  die  Linien  Magdeburg -Leipzig, 
Berlin-Frankfurt  a.  0.»  Berlin-Stettin,  Berlin- 
Hamburg,  Berlin-Magdeburg  wurden  in  diesem 
Jahr  angeregt.  Eröffnet  wurde  noch  im  Dezember 
1835  die  erste  deutsche  Lokomotiv-E.  Nümberg- 
Fürth.  Das  Jahr  schloß  mit  6  km  Bahnlänge. 
Privatgesellschaften  und  Staaten  haben  als- 
dann an  dem  weiteren  Ausbau  der  Bahnen  ee- 
arbeitet.  1845  waren  schon  über  2300  km,  1850 
schon  über  6ÜC0  km  vorhanden.  Seit  Mitte  der 
50  er  Jahre  wurde  der  Zusammenhang  zwischen 
den  einzelnen  Gruppen  hergestellt  und  so  ein 
wirkliches  deutsches  E.netz  gesichert.  1855 
waren  8287  km,  1865:  14687  km,  1875:  27931 
km,  1885:  37572  km,  1895:  46777  km,  1903: 
54426  km,  1904:  55  564  km  vorhanden.  (Vgl. 
die  hier  beigegebene  Karte  über  das  Schuellzug- 
netz  des  D.  B.) 

Frankreich  hatte  1835:  176  km,  Belgien 
20  km  Bahnlänge,  während  die  übrigen  Länder 
erst  nach  1835  mit  dem  E.bau  begannen.  Auf 
der  Erde  befanden  sich  1830  nur  etwa  300  km, 
1840  schon  7700  km,  1850:  38600  km.  1860: 
108000  km,  1870:  209000  km,  1880:  372400  km, 
1890:  617285  km,  1900:  790125  km,  1903: 
«59 .355  km,  1904 :  886  313  km  E.  (Vgl.  die  graph. 
Darstellung  der  Entwickelung  des  E.netzes  auf 
S.  728/29.) 

Das  Tempo  des  E.baues  ergibt  sich  daraus, 
daß  im  Jahresdurchschnitt  auf  der  Erde  gebaut 
wurden  im  Jahrzehnt: 

1840—50:      3090  km 

1850—60:      6940    „ 

1860-70:     10 180    „ 

1870—80:     16260     ^ 

1880—90:    24488    „ 
1890—1900:     17283    „ 

Die  stärkste  Steigerung  zeigen  die  Jahre 
1886  mit  29678  km  und  1887  mit  34178  km. 
Seitdem  ist  der  jährliche  Zuwachs  etwas  ge- 
ringer ;  gleichzeitig  sind  aber  in  vielen  Ländern 
große  Aufwendungen  für  Steigerung  der  Lei- 
stungsfähigkeit der  vorhandenen  Linien  gemacht 
worden. 

Das  Gesamtnetz  der  Erde  von  886313  km 
im  Jahre  1904  verteilt  sich  nach  dem  „Archiv 
für  E.wesen"  folgendermaUen. 


1)  Europa  im  ganzen  .... 

darunter  in  Deutschland    . 
„         „  Bußland     .    . 
„         „  Frankreich.    . 
„         „  Oesterr.-Un^am 
„         „  Großbritannien 

2)  Amerika  im  ganzen     .    .    . 

darunter  in  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  .    . 

3)  Asien  im  ganzen     .... 

darunter  in  Brit.  Indien    . 

4)  Afrika  im  ganzen    .... 

darunter  in  Kapland     .    . 
„         „  Algier  und  Tunis 
w         «  Aegypten   .    . 
Australien  im  ganzen  .    .    . 

darunter  in  Victoria  .  • 
„  „  Neu-Süd- Wales 
„  ^  Quensland  . 
-         Neu-Seeland    .    . 


5) 


305407  km 

58564  „ 

54708  ^ 

45  773  r. 

39168  ^ 

36  297  n 

450574  n 

344 172  r 

77206  , 

44  352  n 

26  074  ^ 
5650  „ 
4894  ^ 
5204  ^ 

27  052  ^ 

5  444  r 

5279  r 

47II  n 

3928  , 


Die  Dichtigkeit  des  Bahnnetzes  war  1904: 

auf  auf 
100  qkm  10000  Einw. 

in  Belgien 23,9  km  10,2  km 

„  Großbritannien  u.  Irl.    ii,7    „  8,8    ^ 

„  Deutschland  ....    10,3    „  9^9,. 

„  der  Schweiz ....    10,2   „  12,7    ^ 

„  den  Niederlanden  .    .      9,0   „  5,7    r 

„  Frankreich    ....      8,5    „  ii,7    r 

„  Dänemark     ....      8,5    „  i3,4    „ 

„  Oesterreich-Üngarn    .      5,8    „  8.3    ,, 

r  Italien 5,6    „  4:9    ^ 

(In  Deutschland  hat  Sachsen  mit  19,8  km 
auf  100  qkm  das  dichteste  Netz.) 

Die  übrigen  Länder  Europas  —  von  Malta. 
Jersey  und  Man  abgesehen  —  halten  sich 
zwischen  0,9  und  2,8  km  auf  100  qkm.  Im 
Durchschnitt  entfielen  in  Europa  3,0  km  auf  je 
100  qkm  und  7,6  km  auf  je  10000  Einwohner. 
In  den  außereuropäischen  Ländern  ist  am 
dichtesten  das  E.netz  der  Vereinigten  Staaten 
von  Nordamerika  mit  4,4  km  auf  je  100  qkm 
(43,8  km  auf  10000  Einw.).  Daran  schließt  sich 
Victoria  mit  2,4  km  auf  100  qkm  (45.3  km  auf 
10000  Einw.),  femer 

auf  auf 

100  qkm    10000  Einw. 
Portugiesisch  Indien    2,2  km  1,4  km 

Japan ^fi    n  i.ö    „ 

>Ätal 1,7    „  15,2    „ 

Tasmanien  ....    1,5    „         58,0    ^ 
Neu-Seeland     ...    1,4    „         47,3    ^ 

Uruguay 1,1    „         20,9    „ 

Ceylon 1,0   „  1,7    ^ 

Alle  anderen  Gebiete  bleiben  unter  1  km  auf 
100  qkm. 

Das  Anlagekapital  der  Bahnen  der  Erde  wird 
auf  rund  178  Milliarden  M.  (rund  200000  M. 
für  1  km)  geschätzt. 

2.   Die   Entwickelung  der  E.politik. 

Bei  der  vorstehend  skizzierten  Entwickelung 
des  Scliienennetzes  hat  die  Staatsgewalt  in 
den  einzelnen  Ländern  in  verschiedener 
Weise  mitge\^'i^kt,  und  auch  innerhalb  des- 
selben Landes  hat  ihre  Stellung  gewechselt. 
Die  Verseliiedenheit  von  Land  zu  Land 
hängt  mit  den  besonderen  Eigentümlichkeiten 
und  Verliältnissen  der  einzelnen  Länder  so- 


Auf  Grund  der 
Angaben  des  Reicbs- 
Kursbuches  für  Januar 
und  Februar  1906  sind 
schematisch  die  Eisen- 
bahnlinien eingezeich- 
net, auf  denen  Schnell 

Züge  verkehren. 
Strecken,  die  befahren 
werden 

a)  von  je  einem  Schnell- 
zug in  jeder  Richtung, 
aber  nur  nach  Bedarf 
oder  an  Sonn-  u.  Fest- 
tagen, sind  bezeichnet 
mit     < ^ 


I  b)  vcn  einem  Schnellzug  täglich  nur   in   einer   Richtung,  mit    

c)  in   beiden   Richtungen  zusammen  täglich 

2  Schnellzügen  mit     von  16— 20  Schnellzügen  mit 


von 


^     -.   11-15 


,,  21-30 
..  3 1  -40 
„  über  40 


""  Die  auBerdem  verkehrenden  durchgehenden  internationalen  Expreßzüge«  soweit 

'  sie  nur  an  einigen  Tagen  der  Woche  gefahren  werden,  mnd  durch ,—  ^  — 

ersichtlich  gemacht     EHe  roten  Linien  veranschaulichen  das  Eisenbahnnetz,  das 
Friedrich  List  in  der  Kartenskizze  zu  seiner  in  I^ipzig  1833  erschienenen  Schrift 
'  „Über    ein    sächsisches    Eisenbahnsystem     ab    Grundlage    eines    allgemeinen 
I  Deutschen  Eisenbahnsystems**  entworfen  hatte. 


\.VCfii.kMX:i  ^^MSMib  ta«^  >M. 
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wohl  in  politischer  als  auch  in  wirtschaft- 
licher Beziehung  zusammen.  Der  Wechsel 
in  der  Stellung  der  Regierungen  beruht  vor- 
nehmlich darauf,  daß  nur  nach  und  nach 
eine  klare  Erkenntnis  von  der  Bedeutung 
;md  Aufgabe  der  E.  Wurzel  faßte. 

Engltmd,  das  zuerst  E.  im  modernen 
Sinne  schuf,  war  seit  langer  Zeit  freie  Selbst- 
bestimmung gewohnt  und  staatlicher  Be- 
tätigung im  Erwerbsleben  abgeneigt.  Eng- 
land hatte  überdies  eine  starke  EapitalkrsSt 
imd  eine  hochentwickelte  Technik  zur  Ver- 
fugung. Ein  staatliches  E.wesen  wollte 
man  hier  nicht  und  brauchte  man  auch  nicht. 
Der  Staat  überließ  das  E.wesen  dem  privaten 
Unternehmungsgeist,  der  dmxjh  Yermittelung 
von  Erwerbsgesellschaften  sich  auch  bald 
mit.  Eifer  diesem  Zweige  wirtschaftlicher 
Tätigkeit  widmete.  Mit  staatlichen  Subven- 
tionen, mit  Zinsgarantieen  und  ähnlichen 
Mitteln  wurde  vom  Staat  nicht  eingegrifTen. 
Die  zahlreichen  kleineren  Gesellschaften,  die 
zunächst  entstanden  waren,  schlössen  sich 
später  auf  dem  Wege  der  Fusion  zu  wenigen 
großen  Gesellschaften  zusammen,  die  vor- 
wiegend nach  kaufmännischen  Gesichts- 
punkten verwaltet  werden.  Der  Staat  legte 
erst  1838  den  Bahnen  Leistungen  für  den 
staatlichen  Postdienst  auf  und  erlangte  erst 
diutih  das  G.  v.  9./YIII.  1844  die  Befugnis 
zur  zeitweisen  Abänderung  und  Herabsetzung 
der  Tarife  und  ein  staatliches  Rückkaufs- 
recht. Durch  das  G.  v.  8.'V.  1845  wurden 
die  bisher  getroffenen  Bestimmungen  über 
Konzessionierung  und  Betrieb  der  E.  zu- 
sammengefaßt. Spätere  Gesetze  von  1854, 
1873  und  1888  traten  ergänzend  hinzu;  im 
ganzen  aber  geht  die  staatliche  Oberaufsicht 
ülter  die  Bahnen  nicht  sehr  weit  Die 
wiederholt  befürwortete  Annahme  des  Staats- 
bahnsystems vermochte  sich  nicht  genügend 
Freunde  zu  erwerben. 

Auch  die  Ver.  Staaten  von  Amerika  be- 
gannen mit  einer  vollkommenen  Ueber- 
lassung  des  E.wesens  an  Privatgesellschaften, 
die  durch  Erleichterung  des  Grunderwerbs, 
zimi  Teil  durch  wirkliche  Landschenkung 
(zum  erstenmal  1850)  gefordert,  aber  in  be- 
zug  auf  Betrieb  und  Verwaltung  jahrzehnte- 
lang sich  selbst  überlassen  blieben.  Erst  in 
den  70 er  Jahren  wurden,  da  der  damals 
aufgeworfene  Staatsbahngedanke  keinen  An- 
klang fand,  zahlreiche  staatliehe  Aufsichts- 
behörden zur  Ueberwachung  des  Kwesens 
gebildet.  Ihnen  schloß  sich  1887  ein  Bun- 
desverkehrsamt an,  das  zur  Aufsicht  über 
den  zwischenstaatlichen  E.verkehr  benifen 
ist.  Gleichzeitig  wurden  einige  Grundsätze 
für  die  Tarifbildung  im  Verkehr  zwischen 
den  einzelnen  Unionsstaaten  aufgestellt  und 
die  Tarifverbände  verboten  (G.  v.  4./II.  1887). 
Besondere  Erfolge  hat  das  Bundesverkehrs- 
amt bisher  nicht  erzielen  können. 


In  Europa  haben  die  Eontinentalstaaten 
meist  mit  dem  Privatbahnsystem  begonnen. 
Belgien  war  der  erste  Staat,'  der  eine  Staats- 
bahn baute  und  das  Staatsbahnsystem  kon- 
sequent durchführte.  Erst  seit  1846  sind 
daneben  Privatbahnen  zugelassen,  deren  Um- 
fang aber  hinter  den  Staatsbahnen  ziunlck- 
bleibt.  Dem  belgischen  Beispiel  folgte  1837 
Braunschweig,  1838  Baden,  1840  Bayern, 
welches  die  vorher  gebaute  Privatbahn 
München-Augsburg  verstaatlichte,  1841  Han- 
nover, 1843  Württemberg.  Auch  Sachsen, 
das  mit  Privatbahnen  begann,  hat  sich  früh 
den  Staatsbahnen  zugewandt,  neben  denen 
später  die  Privatbahnen  wieder  zu  größerer 
Geltung  gelangten.  Preußen  hatte  zunächst 
den  Privatbahnen  den  Vortritt  gelassen, 
mußte  aber. schon  bald  mit  Zinsgarantieen 
u.  dgl.  m.  helfen  und  baute  seit  1849  auch 
verschiedene  Linien  ganz  auf  Staatskosten 
aus.  Oesterreich,  das  mit  Pri>Titbahnen  be- 
gann, folgte  1841 — 1854  dem  Staatsbahn- 
system, neben  dem  die  vorhandenen  Privat- 
bahnen bestehen  blieben.  Alsdann'  wurden 
länger  als  2  Jahrzehnte  die  Staatsbahnen 
bis  auf  13,8  km  an  Privatunternehmer  mit 
großen  Verlusten  verkauft,  Privatbahnen 
zahlreich  konzessioniert  und  unterstützt. 
Rußland,  in  welchem  der  ersten  Privatbahn 
andere  zunächst  nicht  folgten,  begann  1842 
mit  dem  Bau  einer  Staatsl^hn,  deren  Betrieb 
aber  s[)äter  verpachtet  wmtle.  Holland  hat 
Anfang  der  60er  Jahre  zwar  Staatsbahnen 
zu  bauen  begonnen,  aber  ihren  Betrieb  an 
Erwerbsgesellschaften  verpachtet  usw. 

So  herrschte  in  den  ersten  Jahrzehnten 
fast  überall  das  Privatbahnwesen  vor,  wenn- 
gleich vereinzelt  und  vorübergehend  auch 
der  Staatsbahngedanke  in  mehr  oder  minder 
beschränktem  Umfange  Berücksichtigung 
fand.  In  den  europäischen  Kontinentalstaaten 
entwickelte  sich  aber  eine  schärfere  Aufsicht 
des  Staates  über  die  Privatbahnen,  vielfach 
freilich  verbunden  mit  weitgehender  Förde- 
rung des  Privatbahnbaues  durch  Subventionen, 
Zinsgarantieen  usw.  Namentlich  Frankreich 
hat  in  beiden  Beziehungen  viel  geleistet  und 
im  Gegensatz  zu  dem  schwankenden  Ver- 
halten anderer  Länder  schon  früh  den  Weg 
gefunden,  der  seinen  Bedürfnissen  und  Ver- 
liältnissen  entsprach  und  deshalb  fortdauernd 
festgehalten  wurde.  Niu*  in  den  70er  Jahren 
trat  eine  stärkere  Hinneigung  zum  Staats- 
balinwesen  zutage,  ohne  dauernde  Erfolge 
zu  erzielen.  Besonders  bemerkenswert  ist 
die  Art  und  Weise,  in  der  Frankreich  sich 
den  späteren  lastenfreien  Heimfall  der  Bahnen 
gesichert  hat. 

In  den  70  er  Jaliren  wandten  sich  in  den 
meisten  —  wenn  auch  nicht  in  allen  — 
Kontinentalstaaten  die  Ansichten  mehr  und 
mehr  dem  Staatsbahnsysteme  zu.  Maßgebend 
wurde    hierbei    namentlich    das    Vorgehen 
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Preußens.  Preußen  hatte  Mitte  der  70  er 
Jahre  den  Gedanken  einer  üebertragung  der 
Bahnen  an  das  Reich  angeregt,  ohne  damit 
Anklang  zu  finden.  Infolgedessen  ging 
Preußen  seit  1879  dazu  über,  die  wichtigeren 
Bahnen  zu  verstaatlichen.  Heute  herrscht 
in  Preußen  das  Staatsbahnsystem  fast  aus- 
schließlich. Auch  in  den  übrigen  deutschen 
Bundesstaaten  ist  es  maßgebend. 

Die  nichtdeutschen  Staaten  schlössen 
sich  meist  ebenfalls  dem  Staatsbahnsystem 
an,  so  Oesterreich-Üngarn  und  Dänemark 
seit  1880,  Rußland  seit  1882  usw.  Die 
Durchführung  des  Systems  ist  freilich  in 
manchen  Ländern  nicht  völlig  erfolgt 
Immerhin  läßt  sich  nicht  bestreiten,  daß  der 
Staatsbahngedanke  —  in  mannigfachen  Aus- 

fjstaltungen  natürlich  —  die  Mehrzahl  der 
ontinentalstaaten  gewonnen  hat  und  u.  a. 
in  Deutschland,  Ungarn,  Belgien,  den  Nieder- 
landen, Dänemark,  Norwegen.  Rußland, 
Serbien,  Rimaänien,  Bulgarien,  der  Schweiz 
auch  tatsächlich  als  herrschend  anzusehen  ist. 
Auch  in  Italien  ist  er  neuerdings  —  nach 
Aufgabe  des  Verpachtungssystems  durch 
Gesetz  v.  22./IV.  1905  —  klar  zur  Aner- 
kennung gelangt.  In  Schweden  und  Oester- 
reich  überwiegen  trotz  der  offenbaren  Hin- 
neigung zum  Staatsbahnsysteme  noch  die 
Privatbahnen.  Auch  in  Portugal  überwiegen 
die  Privatbahnen.  In  Spanien,  Griechenland 
und  der  Türkei  kommen  niu"  Privatbahnen 
in  Betracht.  Frankreich  hält  an  seinem  bis- 
herigen Systeme  fest,  ebenso  Großbritannien. 
In  den  australischen  und  südafrikanischen 
englischen  Kolonieen  überwiegen  die  Staats- 
bahnen, ebenso  in  Aegvpten,  in  Russisch- 
Asien.  In  der  Mehrzahl  der  überseeischen 
Staaten  stehen  aber  die  Privatbahnen  im 
Vordergrunde.  Auch  die  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  sind  ihrem  oben  gekennzeich- 
neten System  treu  geblieben.  Zu  einem 
vollkommen  gleichmäßigen  Vorgehen  aller 
Staaten  kann  es  bei  der  Verschiedenheit  der 
Gesamtverhältnisse  nicht  kommen. 

III.  Bedeutung  der  E. 

Als  Verkehrsmittel  nehmen  die  E.  eine 
hervorragende  Stellung  ein.  Gegenüber  den 
Landstraßen,  die  vordem  füi»  den  Landtrans- 
port in  Frage  kamen,  boten  sie  von  vorn- 
herein den  augenfälligen  Vorzug,  daß  sie 
mit  dem  geringeren  Reibungs>\iderstand  und 
der  größeren  Widerstandsfähigkeit  der  Schie- 
nen und  mit  der  gesteigerten  Möglichkeit 
zur  Verwendung  mechanischer  Triebkräfte 
einen  massenhafteren  Verkehr  gestatteten. 
Den  Wasseretraßen  müssen  sie  ja  darin 
nachstehen,  aber  den  Landstraßen  waren 
sie  darin  von  Anfang  an  weit  voraus,  imd 
dieser  Vorspnmg  ist  durch  die  inzwischen 
erzielten  technischen  Fortschritte  immer 
mehr   gesteigert    worden.      Die    genannten 


Umstände  führten  von  selbst  einen  zweiten 
wichtigen  Vorteil  der  Bahnen  herbeL  Sie 
gestatten  billigere  Beföi'derungspreise ,  so- 
wohl im  Personen-  als  auch  im  Güterver- 
kehr. Selbstverständlich  kam  diese  Möfflich- 
keit  nicht  von  Anfang  an  in  vollem  Maße 
zur  Geltung;  aber  im  ganzen  haben  die 
E.  ihre  Beförderungspreise  fortgesetzt  erheb- 
lich verbiUigt.  In  Deutschland  ist  die  Kohlen- 
fracht für  1  t-km  von  13—14  Pf.  im  Anfang 
der  E.zeit  auf  2,2  Pf.,  zum  Teil  bis  auf 
wenig  mehr  als  1  Pf.  (exkl.  Expeditions- 
gebühr) gesunken,  während  Mitte  der  30er 
Jahre  io  und  mehr  Pf.  zu  zahlen  waren. 
Die  durchschnittliche  Güterfracht  für  1  t-km 
war  auf  den  preußischen  und  hessischen 
Staatsbahnen  in  ihrem  jetzigen  umfange 
1879:  4,25,  1902:  3,58  und  1904:  3,57  Pf. 
In  Frankreich  ist  die  durchschnittliche  Güter- 
fracht der  Bahnen  für  1  t-km  von  12  cts.  im 
Jahre  1841  auf  5,2  cts.  im  Jahre  1894  und 
auf  rund  4,8  cts.  im  Jahre  1902  gesunken, 
während  die  Achsfracht  Ende  des  18.  Jahr- 
hunderts 50  cts.,  1814  noch  30  cts., 
1830  noch  25  cts.  betrug.  Von  Paris  nach 
Lille  zahlte  man  1798  auf  Postwagen  45, 
35  und  23  Frcs.  je  nach  der  Klasse,  jetzt 
auf  den  Bahnen  einschl.  Fahrkartenstempel 
rund  nur  28,  19  und  12  Frcs.  für  die  Person. 
Seit  1841  ist  der  Durchschnittssatz  für  den 
Persouenkilometer  von  7  cts.  auf  rund  3,6  cts. 
gesunken.  Bei  alledem  ist  die  geringere 
Kaufkraft  des  Geldes  nicht  berücksichtigt. 
Leistungsfähige  Wassersti-aßen  bieten  freilich 
in  dieser  Beziehung  im  allgemeinen  noch 
günstigere  Verhältnisse. 

Dazti  treten  noch  verschiedene  Eigen- 
schaften, die  den  E.  sowohl  gegenüber  den 
Landstraßen  als  auch  gegenüber  den  Wasser- 
straßen einen  Vorsprung  sichern.  Hier  ist 
zuerst  zu  nennen  oie  größere  Schnelligkeit 
der  Beförderung.  Während  im  Anfang  des 
Jahrhunderts  die  englischen  Sehnellposten 
mit  15 — 16  km  in  der  Stunde  unerreicht 
waren  und  im  übrigen  im  Fuhrverkehr  selten 
mehr  als  6  km  in  der  Stunde  geleistet  wurden, 
haben  die  E.  es  in  manchen  Eilzügen  auf 
mehr  als  80  und  90,  vereinzelt  selbst  auf 
über  110  km  in  der  Stunde  gebracht.  Bei 
Versuchsfahrten  sind  schon  180  km  in  der 
Stunde  erreicht.  Selbst  in  den  Ländern,  in 
denen  die  Schnelligkeit  nach  heutigen  Be- 
griffen nur  gering  ist,  kommt  man  im 
Durchschnitt  auf  ilber  30  km  in  der  Stunde. 
Eine  weitere  Steigerung  der  durchschnitt- 
lichen Schnelligkeit  ist  wahrscheinlich.  Daß 
in  der  Abkürzimg  der  Reise-  und  Beförde- 
rungszeiten ein  großer  Gewinn  liegt,  braucht 
kaum  hervorgehoben  zu  werden. 

Diese  größere  Schnelligkeit  verbindet 
sich  mit  viel  häufigeren  Beförderungsgelegen- 
heiten, mit  einem  sehr  hohen  Grade  von 
Pünktlichkeit,  da  nur  ein  winziger  Bruchteil 
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der  Züge  verspätet  eintrifft,  und  mit  einer 
bedeutenden  Sicherheit  der  Beförderung,  so- 
wohl für  Personen  als  auch  für  Sachen. 
Gegenüber  den  vielen  Milliarden  von  Per- 
sonen- und  Tonnenkilometern,  die  auf  den 
K  jährlich  geleistet  -werden,  spielen  die 
vorkommenden  Unfölle  und  Beschädigungen 
eine  so  geringe  Rolle,  daß  der  heutige  JE.- 
verkehr  in  bezug  auf  die  Sicherheit  dem 
früheren  Fuhrverkehr  weit  vorausgeeilt  und 
auch  dem  heutigen  Schiffsverkehr  überlegen 
ist.  Auf  den  deutschen  voll-  und  schinal- 
spurigen  Bahnen  wurden  im  Durchschnitt 
von  1894—1903  von  1  Million  beförderter 
Personen  0,102  Reisende  getötet,  0,470 
Reisende  verletzt,  so  daß  im  ganzen  0,572 
Reisende  verunglückten.  Im  Durchschnitt 
der  Jahre  1880—1894  venmglückten  nach 
einer  Berechnung  im  Karchiv  (1896)  in 
Deutschland  0,61  Reisende  auf  1  Million 
beförderter  Personen.  Auf  1  Million  beförderter 
Personen  kamen  in  Oesterreich  (Staats-  und 
Privatbahnen)  1902  im  ganzen  1.19  und  1903: 
1,34,  in  Preußen  (Vollspurbahnen)  1902: 
0,49,  1903:  0,40  und  1904:  0,46,  in  Bayern 
(Staatsbahnen)  1903:  0,987  und  1904:  1,05, 
in  Sachsen  (Staatsbahnen)  1903:  1,80  und 
1904:  0,13  venmglückte  Reisende.  Auf 
1  3Iillion  durchfahrener  Zugkilometer  kamen 
bei  den 

dentschen  voll-  und  preuß.  Voll- 

schmalsporigen  Bahnen       spnrbahnen 
1894  8,8  8,43 

1896  7,1  5,95 

1898  6,5  5,73 

1900  7,o  «;,96 

1902  5.6  5,11 

1903  5,3  4,87 

1904  5,44  5,ii 

venmglückte  Personen  überhaupt  (Reisende, 
Bahnbedienstete,  sonstige). 

Dazu  kommt  die  bessere  Anpassung  der 
Beförderung  an  die  besondere  Beschaffenheit 
der  Güter  und  an  die  Bedürfnisse  der 
Reisenden,  die  sich  heute  einer  größeren 
Bequemlichkeit  bei  der  Befördenmg  erfreuen 
als  früher.  Die  Schiffsbefördenmg  steht 
ab»er  hierin  heute  sicher  nicht  zurück  imd 
wirtl  von  manchen  noch  als  angenehmer 
betrachtet. 

Ton  Bedeutung  ist  auch  die  Unter- 
brechun^osigkeit  des  Verkehrs,  wie  sie 
gewöhnlich  bei  den  E.  besteht.  Sind  sie 
auch  nicht  gefeit  gegen  Stönmgen  infolge 
von  Schneefall  usw.,  so  beschränken  sich 
doch  die  Stönmgen  in  der  Regel  auf  kürzere 
Perioden  und  kommen  überhaupt  seltener 
vor  als  bei  Binnenwasserstraßen  und  Land- 
straßen. 

Zu  alledem  tritt  noch  der  Vorzug,  daß 
die  R  einer  viel  weitergehenden  Verästehmg 
und  Verzweigimg  fähig  sind  als  die  Wasser- 
straßen; dieE.  gestatten  am  leichtesten  ein 


vollkommen  ineinander  greifendes  Straßen- 
netz mit  gleichen  Abmessungen  und  gleicher 
Ausrüstung  der  einzelnen  Teile,  ja  sie 
zwingen  zu  einem  solchen  Vorgehen  wegen 
der  großen  Schnelligkeit,  mit  der  sie  die 
Länder  durcheilen.  Diese  Wirkung  greift 
weit  über  die  Grenzen  eines  Staates  hinaus. 

So  verdanken  wir  den  E.  ein  inter- 
nationales Netz  von  Schienenstraßen,  auf 
dem  die  Fahrzeuge  ungehindert  verkehren 
und  sich  größere  Massen  billiger,  schneller, 
pünkthcher,  sicherer  und  unterbrechungsloser 
bewegen  können. 

Gegenüber  dieser  Errungenschaft  bedeutet 
es  wenig,  daß  freie  Konkurrenz  der  Fracht- 
führer und  Benutzung  beliebiger  Fahrzeug 
auf  den  E.  nicht  möghch  sind,  daß  die 
Reisenden  und  Frachtaufgeber  an  die  ein- 
seitigen Vorschriften  der  Bahnverwaltung 
gebunden  sind,  daß  Aufnahme  und  Abgabe 
von  Personen  und  Gütern  an  bestimmten 
Stellen  konzentriert  werden  mußten,  und 
daß  der  sonstige  Verkehr  nicht  selten  durch 
die  E.  gestört  wird. 

Selbstverständlich  konnten  die  E.  andere 
Verkehrsmittel  nicht  entbehrlich  machen,  am 
aUerwenigsten  die  Wasserstraßen,  die  für 
bestimmte  Arten  der  Verkehrsbedürfnisse 
besser  geeignet  sind.  Gerade  die  K  haben 
mit  dazu  beigetragen,  erhöhte  Anforderungen 
auch  an  die  Wasserstraßen  zu  stellen.  Die 
K  haben  überhaupt  mehr  als  ein  anderes 
Verkehrsmittel  das  Verkehrsbedürfnis  allge- 
mein gesteigert  Sie  haben  eigentlich  erst 
Menschen  und  Güter  beweglicher  gemacht 
und  damit  das  ganze  Volksleben  beeinflußt 
imd  vielfach  umgestaltet 

Die  Umgestaltung  vollzog  sich  nicht 
überall  in  günstiger  Richtung.  Verschärfte 
Konkurrenz  auf  dem  nationäen  und  inter- 
nationalen Markt,  größere  Unruhe  und  Hast 
der  Bevölkerung,  leichtere  Beweglichkeit  der 
unteren  Volksschichten,  schnelleres  Abstreifen 
gewohnter  Anschauungen  und  ähnliches  ge- 
hört hierher.  Auf  der  anderen  Seite  ist 
aber  auf  allen  Gebieten  des  Volkslebens  eine 
Fülle  günstiger  Wirkungen  zu  verzeichnen, 
wie :  Auslösung  vieler  Arbeits-  und  Kapital- 
kräfte für  die  Produktion,  Verbilligung 
und  Erleichterung  des  Produktionsprozesses, 
bessere  Ausnutzung  der  natürlichen  Pro- 
duktionsvorteile der  einzelnen  Gebiete,  aus- 
giebigere Verwertung  von  Naturgabeu,  die 
sonst  nicht  verwertet  werden  konnten, 
Steigenmg  der  Konkurrenzfähigkeit,  zeitliche 
und  örtliche  Annäherung  der  Preise,  bessere, 
billigere,  vielseitigere  und  regelmäßigere 
Bedarfs  Versorgung,  wirksameres  Abschleifen 
nationaler,  provinzialer  und  lokaler  Vor- 
urteile, Abschwächung  vei*alteter  Standes- 
unterschiede, Stärkung  des  nationalen  Zu- 
sammengehörigkeitsgefühles, Ausscheidung 
!  veralteter  rechtlicher  Schranken  usf. 


734 


Eisenbahnen 


Die  großen  Kulturfortschritte  des  19.  Jahrh. 
sind  zum  guten  Teil  erst  durch  die  E.  er- 
möglicht worden. 

IV.  Aufgabe  und  Stellung  der  öffent- 
Uchen  Gewalt  zu  den  £.  („E.politik''> 

1.  Die  Systeme   der  E.politik.    Daß 

die  öffentliche  Gewalt,  daß  insbesondere  der 
Staat  einem  so  wichtigen  Eulturwerkzeug, 
wie  die  E.  es  sind,  nicht  gleichgültig  gegen- 
überstehen konnte,  versteht  sich  von  selbst. 
Nur  in  den  ersten  Zeiten  der  E.,  als  die 
große  Bedeutung  dieses  modernen  Verkehrs- 
mittels noch  nicht  zu  übersehen  war,  ver- 
hielten sich  die  Staatsregierungen  meistens 
passiv.  Sehr  bald  hat  sich  das  geändert, 
wenn  auch  in  den  einzelnen  Ländern  die 
Energie  des  staatlichen  Eingreifens  ver- 
schieden war. 

Anlaß  zum  Eingreifen  der  öffentlichen 
Gewalt  in  das  E.wesen  lag  und  liegt  i*eich- 
lich  vor.  Schon  früh  zeigte  sich  in  manchen 
Ländern  der  private  ünternehmimgsgeist 
nicht  besonders  geneigt,  sich  den  neuen, 
großen  und  viel  Kapital  beanspruchenden 
Aufgaben  zu  widmen,  die  durch  das  Auf- 
kommen der  E.  erwuchsen.  In  anderen 
Ländern  setzte  zwar  der  private  Unter- 
nehmungsgeist zunächst  frisch  ein,  ließ  aber 
später  nadi,  und  das  um  so  mehr,  je  mehr 
die  Hauptlinien,  die  besonderen  Ertrag  ver- 
sprachen, ausgebaut  waren.  Sehr  oft  mußte 
und  muß  deshalb  die  öffentliche  Gewalt  mit 
besonderen  Reizmitteln  eingreifen.  Bausub- 
ventionen, niedrig  verzinshche  Vorschüsse, 
Befreiung  von  Steuern,  Landschenkungen, 
Beschaffung  des  Grund  und  Bodens  und 
Herstellung  des  Unterbaues,  ganz  besonders 
aber  Ertragsgarantieen  wurden  angewandt, 
um  die  Wilbgkeit  der  Privatunternehmung 
und  des  Privatkapitals  zu  steigern. 

Dazu  kommt  die  Erkenntnis,  daß  das 
öffentliche  Interesse  nicht  hinreichend  be- 
rücksichtigt wird,  wenn  das  E.wesen  ledig- 
lich privaten  Gesellschaften  überlassen  wird. 
Die  Notwendigkeit  einer  systematischen  Ver- 
zweigung der  Bahnen  unter  Berücksichtigung 
auch  der  Gegenden,  die  zunächst  keinen 
oder  keinen  genügenden  Ertrag  verheißen, 
die  Sicherung  ungehinderter  Zirkulation  der 
Falirzeuge  in  möglichst  großen  Gebieten,  die 
Durchsetzung  der  allgemeinen  Transport- 
pflicht,  der  Schutz  der  Bevölkerung  gegen 
zu  hohe  Beförderungsjpreise,  die  Begründung 
internationaler  Abmacnungen  u.  dgl.  m.,  alles 
das  nötigte  dazu,  daß  die  Staatsgewalt  sich 
die  Oberaufsicht  über  das  E.wesen  beilegte, 
sich  einen  weitgehenden  Einfluß  auf  das 
Verhalten  der  Gesellschaften  sicherte  und 
vielfach  in  die  E.verhältnisse  eingriff. 

Dazu  drängte  auch  die  Tatsache,  daß 
die  Entwickeluug  der  E.  schon  früh  viel- 
iache  Eingriffe  in  das  private  Grundeigen- 


tumsrecht (Enteignung)  und  einen  wirksamen 

Slizeilichen  Schutz  der  Bahnen,  ihrer  An- 
^n,  ihrer  Betriebemittel  und  ihres  Betriebs, 
und  auf  der  anderen  Seite  den  Schutz  der 
Bevölkerimg  ge^n  Benachteiligungen  durch 
die  E.  sowie  die  Regelung  der  Ersatzver- 
bindlichkeit der  Bahnen  in  solchen  Fällen 
nötig  machte.  Auch  das  Interesse  der  Post- 
verwaltung und  der  Heeresverwaltung  führte 
zu  einem  solchen  Vorgehen. 

Ein  weiterer  treibender  Grund  lag  in 
dem  Bedürfnis  nach  Vereinheitlichung  der 
Betriebsorganisation  und  des  Betriebsdienstes, 
ein  Bedürfnis,  das  gerade  bei  den  K  wegen 
ihrer  großen  Fernwirkung  besonders  stark 
zut^  trat 

üeberdies  ist  bei  den  E.  die  Unwirt- 
schaftlichkeit  der  Konkurrenz  (wegen  Wieder- 
holung zahlreicher  Ausgaben  mr  Anlage, 
Verwaltung  und  Betrieb)  so  augenfällig,  daß 
sich  von  selbst  monopolartige  Zustände  ent- 
wickeln müssen. 

Diese  letzteren  Gesichtspunkte  lassen  es 
an  sich  als  wünschenswert  erscheinen,  daß 
das  E.wesen  in  einer  Hand  vereinigt  wird. 
Dazu  gibt  es  zwei  Wege.  Entweder  über- 
nimmt der  Staat  das  ^nze  Netz  in  sein 
Eigentum  und  in  seine  Verwaltung,  oder  er 
überläßt  das  ganze  E.wesen  dem  Eigentum 
und  der  Verwaltung  einer  großen  Erwerbs- 
gesellschaft. Der  zweite  Weg  ist  nirgends 
verwirklicht  und  er  hat  auch  das  gegen  sich, 
daß  es  gegenüber  einer  so  gro^n  und 
mächtigen  Gesellschaft  dem  Staat  sehr  schwer 
werden  muß,  die  öffentlichen  Interessen  ge- 
nügend zu  wahren. 

Eine  Annäherung  an  diese  zweite  Art 
des  Vorgehens  liegt  in  den  Ländern  vor,  in 
denen  das  E.wesen  in  den  Händen  weniger 
großer  Gesellschaften  liegt,  wie  sie  sich  durch 
wiederholte  Fusionen  entwickelt  haben.  Das 
ist  u.  a.  in  England  und  in  Frankreich  der 
FaU.  Hier  herrscht  das  Privatsystem  in  der 
Form,  daß  die  Hauptmasse  der  Bahnen  im 
Eigentum  und  im  Betrieb  einiger  großer 
Gesellschaften  ist^^  Auch  die  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  sind  diesem  Zustande 
schon  nahe  gerückt.  Selbstverständlich  muß 
auch  bei  diesem  System  der  Staat  das  Auf- 
sichtsrecht haben  und  sich  bei  Erteilung 
der  Konzessionen  den  nötigen  Einfluß  sichern. 
Das  Maß  des  Einflusses  der  Staatsgewalt 
ist  freilich  praktisch  sehr  verschieden. 
Während  in  Frankreich  die  Regierung  die 
Bewegungsfreiheit  der  Gesellschaften  stark 
beeinträchtigt  hat,  ist  in  England  imd  Nonl- 
amerika  das  staatliche  Eingreifen  nur  wenig 
kräftig.  Bei  diesem  System,  das  sich  als 
eine  Form  des  Konzessionssystems  darstellt, 
ist  es  der  Regierung  oft  genug  schwer,  das 


^)    Das   kleine   französische  Staatsbahnuetz 
kann  hier  außer  Betracht  bleiben. 
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richtige  Verhältnis  zwischen  dem  Erwerbs- 
interesse der  Oesdlschaften  und  dem  öffent- 
lichen Interesse  herzustellen.  Auch  die 
M(3glichkeit  einer  unwirtschaftlichen  Steige- 
ning  des  Yerwaltungsaufwandes  ist  bei 
diesem  System  nicht  ausgeschlossen. 

Daß  hierbei  die  Inanspruchnahme  des 
Staates  für  die  Herstellung  des  Netzes  großen 
Umfang  erreichen  kann,  hat  sich  in  Frank- 
reich gezeigt,  wo  dann  allerdings  auch  ge- 
rade diese  Mithilfe  des  Staates  zur  Aus- 
bedingung bedeutender  Gegenleistungen  der 
Oesellschaften  geführt  hat  In  England  ist 
—  wie  schon  erwähnt  —  die  Inanspruch- 
nahme staatlicher  Mittel  nicht  erfolgt. 

Das  Eonzessionssystem  kann  auch  in  der 
Form  erscheinen,  daß  der  Staat  die  Privat- 
bahnen in  eigene  Verwaltung  nimmt  Das 
ist  in  Wirklichkeit  eine  Verlegenheitsmaß- 
re^L  Sie  kann  nötig  werden,  wenn  die 
privaten  Gesellschaften  sich  aus  unfähig  er- 
weisen und  in  finanzieUe  Schwierigkeiten 
geraten.  Der  Staat  hat  dann  ein  Interesse 
daran,  sich  die  Verzinsung  und  Rückzahlung 
seiner  Vorschüsse  und  Beihilfen  durch  eigene 
Verwaltung  der  Bahnen  zu  sichern.  IMese 
Verwaltung  kann  für  Rechnung  der  Aktionäre 

feführt  werden.  Der  Staat  ist  in  diesem 
all  in  einer  schiefen  Lage,  weil  er  imter 
Umständen  zwei  sich  entgegenstehende  In- 
teressen zu  vertreten  und  als  Aufsichts- 
organ seiner  eigenen  Verwaltung  zu  wirken 
hat.  Trotz  dieses  Widerspruches  kann  es 
für  den  Staat  nötig  werden,  zeitweilig  in 
dieser  Form  einzugreifen,  um  die  Erhaltung 
gefährdeter  Linien  zu  sichern. 

Der  Staat  kann  aber  auch  so  vorgehen, 
daß  er  den  Aktionären  eine  feste  Rente 
zahlt,  im  übrigen  aber  für  seine  eigene 
Rechnung  verwaltet  Als  dauerndes  System 
ist  das  nicht  vorgekommen,  wohl  aber  als 
Vorbereitung  für  den  üebergang  zum  wirk- 
lichen Staatsbahnsystem. 

Das  Staatsbahnsystem  beruht,  wie  gesagt, 
auf  der  inneren  Notwendigkeit,  das  Eisen- 
bahnwesen in  einer  Hand  zusammenzufassen, 
und  hat  sich  neuerdings  immer  mehr  Gel- 
timg verschafft.  In  reiner  Form  erscheint 
es  da,  wo  Eigentum  und  Betrieb  der  Bahnen 
oder  der  Hauptmasse  der  Bahnen  in  den 
Händen  des  Staates  liegt,  wie  es  u.  a.  in 
Preußen,  in  Bayern,  in  Sachsen,  in  Württem- 
berg, in  Baden,  in  Dänemark,  in  Norwegen 
usw.  der  Fall  ist.  Grundsätzliche  Bedenken 
ffegen  ein  solches  Vorgehen  bestehen  nicht. 
Wenn  man  früher  eine  Unfähigkeit  des 
Staates  für  diese  Auf^be  behauptete,  so  er- 
klärt sich  das  aus  einer  Nichtberücksichti- 
gung des  ümstandes,  daß  nicht  Einzelunter- 
nehmer, sondern  große  Gesellschaften  den 
Betrieb  in  der  Hand  hatten.  Es  ist  längst 
allgemein  anerkannt,  daß  ein  Betrieb,  für 
den  sich  große  Aktiengesellschaften  als  ge- 


eignet erwiesen  haben,  auch  vom  Staat 
durchgeführt  werden  kann,  sofern  der  Staat 
über  ein  gutes  und  zuverlässiges  Beamten- 
tum verfügt  üeberhaupt  sind  die  früheren 
Auffassungen  über  Vorzüge  und  Schwächen 
des  reinen  Staatsbahnsystems  heute  viel^h 
aufgegeben  worden.  Von  Bedeutung  sind 
nur  folgende  Gesichtspunkte.  Das  reine 
Staatsbannsystem  beseitigt  die  unwirtschaft- 
lichen Wirkungen  der  Konkurrenz  vollkom- 
men. Es  sichert  am  besten  die  volle  Ein- 
heitlichkeit der  Betriebsorganisation  und  des 
Betriebsdienstes.  Die  Durchführung  einer 
allgemeinen  Transportpflicht  der  Eisenbahnen 
ist  beim  reinen  Staatsbahnsystem  am  besten 
möglich,  weil  sich  widerstreitende  Erwerbs- 
interessen der  einzelnen  Linien  nicht  ent- 
gegenstellen. Der  Ausgleich  zwischen  ren- 
tablen und  unrentablen  Linien  tritt  bei 
diesem  System  vollkommen  ein.  Daher 
kann  der  Staat  auf  den  vorhandenen 
Linien  die  allgemeinen  volkswirtschaft- 
lichen Interessen  —  namentlich  bei  der 
Tarifgestaltung  —  wahren  und  auch  am 
ehesten  das  Netz  planmäßig  ausbauen  und 
über  alle  Gebiete  des  Landes  hin  ver- 
zweigen. Bei  dem  Ausbau  der  Linien  kommt 
einem  Staat  mit  gesunden  Finanzen  der 
Umstand  zugute,  daß  seine  sicheren,  aber 
niedrig  verzinslichen  Papiere  gerade  in 
stilleren  Zeiten  bevorzugt  werden,  in  denen 
Aktien^sellschaften  weniger  leicht  das  er- 
forderhche  Kapital  zusammenbringen  können. 
Bei  einem  solchen  Staat  ist  als  günstige 
Wirkung  des  Staatsbalmsystems  auch  zu 
verzeichnen,  daß  die  E.papiere  nicht  zu 
Zwecken  des  eigentlichen  Börsenspiels  be- 
nutzt zu  werden  pflegen. 

Alle  diese  Erwägungen  lassen  es  an  sich 
als  wünschenswert  und  zweckmäßig  er- 
scheinen, das  reine  Staatsbahnsystem  anzu- 
nehmen, vorausgesetzt,  daß  der  Staat  über 
einen  tüchtigen  und  zuverlässigen  Beamten- 
stand und  über  geordnete  Finanzen  verfügt 
und  daß  die  Regierung  stark  genug  ist^ 
sich  dem  Druck  zufälliger  Mehrheiten  des- 
Parlaments  zu  entziehen. 

Diese  letztere  Voraussetzung  ist  deshalb 
nötig,  weü  die  Regierung  beim  Staatsbahn- 
system von  allen  Seiten  um  Bahnbauten 
und  sonstige  Maßregeln  angegangen  wird,, 
und  weil  diese  Sonderinteressen,  die  in  den 
einzelnen  Teilen  des  Landes  sehr  verschieden 
sind,  in  den  Parlamenten  sich  unter  Um- 
ständen Geltung  verschaffen  können.  Eine 
schwache,  von  den  Parlamentsmehrheiten 
abhängige  Regierung  kann  einem  derartigen 
Druck  schlecht  widerstehen. 

Eine  andere  Gefahr,  die  beim  reinen 
Staatöbalinsystem  zwar  nicht  eintreten  muß, 
aber  eintreten  kann,  ist  die,  daß  sich  ein 
engherziger  Bureaukratismus  im  Eisenbahn- 
wesen Geltung  verschafft.    Ist  das  der  Fall,. 
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60  kaon  darunter  die  Dienstbannadning  der 
BähDen  für  die  volkswirtschaftlichea  Ge- 
j-^amtiDtere&seu  kiden.  Gute,  mehr  den 
volkswirtschaftlichen  Bedurfiiissen  zage- 
waüdte  Ausbildimg  der  BeamteD,  richtiee 
YerteOiing  der  Vemiitwortlichkeit  auf  feca- 
nische  und  Yerwaltungsbeamte,  Scliaü'ung 
einer  Organisati  od,  die  möglichst  enge 
Fühlung  mit  dem  pi-aktischen  Leben  lialten 
kann,  Heran  zieh  ung  tCichilger  "Vertreter  der 
Interessenten  zur  Beratimg  wiclitiger  MbB- 
nahmen,  sorgfältige  Beachtung  der  Bedürf- 
nisse des  praktischen  Lebens  scliaffen  die 
Möglichkeit,  diese  Gefahr  zu  vermindern. 

Eine  Gefahr  liegt  seiiließlicli  auch  inso- 
fern vor,  als  sich  die  Finanz  Verwaltung  ver- 
leiten lassen  kann,  die  Staats  bahnen  über^ 
wiegend  mit  Rücksicht  auf  die  Beschatfung 
von  Mitteln  für  allgemeine  Staatszwecke  zu 
beliiindeln  imd  so  die  Finanzen  des  Landes 
wesentlich  auf  die  wechselnden  Keinnahmcn 
zu  stützen,  Üaninter  kann  das  volkswirt- 
schaftliche Interess©  in  bezug  auf  das  E,- 
wesen  leiden.  Auch  diese  Gefahr  liegt 
nicht  im  Wesen  des  Staatsbalm  Systems 
und  kann  deshalb  vermieden  werden. 

Das  reine  Staatsljahosjiätem  wivü  sich  in 
der  Hauptsache  aiif  diejenigen  Linien  be- 
schranken müssen^  die  dem  Oesamtinteresse 
des  Landes  dienen.  Bei  den  Linien,  die 
nur  oder  überwiegend  dem  Interesse  engerer 
Bezirke  dienen^  wird  der  Staat  sich  in  der 
Regel  mit  seinem  Aufsich tai'echt  imd  dem 
daraui?  hervorgehenden  Einfluß  begnügen 
können.  An  die  vStcLle  des  Staates  können 
in  bezug  auf  Bau  und  Betiieb  dieser  Linien 
vielfach  mit  Erfolg  die  Organe  der  kommu- 
nalen Selbst ve^^^' alt ung  tmten. 

Das  Staatsbahn  System  kann  auch  in  ab- 
geschwächter Form  erscheioen  derai't,  daß 
der  Staat  den  Jletrieb  seiner  Linien  privaten 
Geseliscliafteö  verpachtet.  Diesen  Weg  ist 
beispielsweise  Italien  bis  vor  kui-zeni  ge- 
gangen. Dem  italienischen  Staate  gehören 
alle  Hauptbahnen  des  I^andes,  Bit  Minen 
sind  in  3  Netze  geteilt,  das  mitleJ ländische, 
das  adriatiache  und  das  sicilische.  Der 
Betrieb  dieser  Netze  wurde  1885  an  drei 
Gesellscliaften,  weiclie  das  Betriebsmaterial 
für  265  Mill.  Frcj,  übemommen  haben,  auf 
6iJ  Jahi-e  veri>aGhtet,  dci-art,  daß  sowohl  der 
Staat  als  auch  die  Gesellschaft  nach  Ablauf 
von  je  20  Jahren  den  Vertrag  krindigen 
konnten, ' 

Die  Regienmg  halte  das  Oberaufsichta- 
recht  imd  konnte  bei  Feststellung  der  Tarife 
und  Faiii7>lane  mitwirken,  Nach  Ablauf  der 
Pachtzeit  soll  die  Regienmg  das  Botriehs- 
maierial  nach  dem  alsdaim  vorhandenen 
Wert  mid  die  Aktiva  und  Passiva  der  Ge- 
seHschaften  uijemehmen.  Auch  Holland  hat 
^uei-st  1803  die  8laatsU%hneu  an  eme  Ge- 
scUsehalt  und  alsdann  1S90  das  inzwischen 


beträchtlich  erweiterte  und  die  meiateo 
niederlindisohen  Linien  UMfaasende  Rtaats- 
baiin  netz  an  zwei  GeseUseliafteu  vei-pachlet. 

Dieses  System  hat  bei  theoretischer  Be- 
trachtimg manc!ie  Vorzöge.  In  der  Praxis 
überwiegen  aber  seine  Nachteile,  Der 
Gegensatz  zwischen  öffentlicliera  Interes&e 
und  dem  privaten  Erwerbsinteresse,  der 
durch  das  Staatsbahnwesen  beseitigt  wer- 
den soll,  ist  hier  meder  zu  voller  Wirk- 
samkeit gelangt  Der  Gesellschaft  muö 
es  iratiiiigemiLß  auf  iDögUchsl  msche  Her- 
auswirtschaftung  großer  Gewinne  fiir  die 
Aktionäi^  ankommen.  Dabei  kann  die  Sorge 
für  Erhaltimg  und  Ergänzung  der  Linien 
und  Betriebsmaterialien  und  die  ROeksicht 
auf  das  Interesse  der  Votkswirtsciiaft  an 
möglichst  günstiger  Gestaltung  der  Frai.'hlen 
nicht  immer  zu  ilu-em  Rechte  kommen. 
Auch  das  finanzielle  Interesse  des  Staates 
kann  bei  diesem  System  geschädigt  wenlen. 
An  den  Gewinnen  hat  er  keinen  Anteil; 
at>er  an  Verlusten  wird  er  e\*entueÜ  mit- 
tragen müssen,  da  er  die  ausbedungene 
FaäLtsumms  nicht  ganz  fordern  kann,  wenn 
dadurch  die  Bahn  gefährdet  werden  wilrde. 
Im  aJlgemeioen  ist  das  Verpachtungssyatem 
hiernach  mir  als  ein  unvoÜfcommener  Not- 
behelf anzusehen.  Die  Erfahningen  in  deu 
Niederlanden  bestätigen  dm.  In  Italien 
haben  sich  die  Mängel  des  Systems  so  klar 
gezeigt^  daß  es  auf  Grund  des  Gesotaes  voni 
22JIV,  imry  beseitigt  und  seit  L/VH,  l\m 
durch  den  Slaatshietrieb  ersetzt  worden  ist. 

Als  ein  Mittelding  zwischen  Privatlmlin- 
nnd  Staatsbalinsystem  erscheint  das  gemischte 
System,  liei  welchem  ein  Teil  der  Linien 
im  Eigentum  und  Betrietke  von  fmvateu 
öesellschaften ,    ein   anderer    im    ""'  n 

und  Betriebe  des  Staates  ist    (t  h 

setzt  man  dabei  voraus,  daß  lucüt 
eine  Gnippe  nur  einen  winzigen  Bmclitc 
des  ganzen  Netzes  ausmacht.  Der  Aula 
zur  Eatwickelung  des  gemischten  Systems 
kann  darin  hegen,  daß  der  Staat  im 
allgemeinen  Interesse  voriiandene  Pdvat- 
bahnen  wegen  CntÜchtigkeit  oder  flnanEieller 
Schwierigkeiten  erwirbt  oder  daß  er  es  über- 
haupt für  nötig  h^lt,  neben  den  Privatb  ' 
staatliche  Bahnen  anziüegen.  Der  Anli 
kann  aber  auch  dadurch  gegeben  sein. 
der  Staat  aus  ij^end  einem  Grunde  voo  d€ 
Bau  weiterer  Staatsbahnen  aljsicht  und 
noch  nötigen  Ergänzungen  des  Srbinu«?lj 
netzes    dem    privaten    Ontemeh)  >t 

überläßt.    Das  gemischte  System  t 

sich   also  entweder  vom  Privatl.  n 

laus  u«d  ist  dann  vielfach  nur  ein  •  _  -g 
\  zum  i-einen  Staatsbahn  System,  oder  es  ent* 
wickelt  sich  —  wie  seinerzeit  in  Belgiea 
}—  vom  Staal^balinsystem  aus.  Daß  "eiii 
^  Staat  von  Anfang  an  das  gemisclite  Sysleio 
als  endgültigen  Znstaad   ins  Auge  geCafit 
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hätte,  ist  meines  Wissens  nicht  vorgekommen. 
Einige  Staaten  haben  das  gemischte  Sj'stem 
schon  mit  einem  anderen,  meist  mit  dem 
Staatsbahnsystem,  vertauscht.  Andere  haben 
zurzeit  noch  das  gemischte  System  z.  B. 
Schweden,  Oesterreich,  Portugal  usw.  Die 
Ausgestaltung  des  Systems  in  den  einzelnen 
Ländern  ist  natürlich  sehr  verschieden. 

Das  gemischte  System  wurde  eine  Zeit- 
lang sehr  überschätzt,  allerdings  vorwiegeud 
aus  theoretischen  Erwägungen.  Man  glaubte 
hier  die  Vorteile  des  Staatsbahn-  imd  des 
Privatbahnsystems  vereinigt  und  die  Nach- 
teile beider  beseitigt.  Der  Staat  sollte  da- 
durch vor  Bureaukratismus  und  Fiskalismus 
bewahrt,  die  privaten  Gesellschaften  an  ein- 
seitiger Verfolgung  ihrer  Erwerbsinteressen 


über  diesen  staatliche  Organe  für  die  Auf- 
sicht. Eine  Einheitlichkeit  besteht  selbst- 
verständlich in  diesen  Dingen  nicht.  Ebenso- 
wenig läßt  sich  diejenige  Form  der  Ver- 
waltimgsorganisation  finden,  welche  als  die 
beste  schlechthin  bezeichnet  werden  müßte. 
Vom  volkswirtschaftlichen  Standpunkt  aus 
muß  man  na,türlich  überall  eine  Organisation 
wünschen,  die  möglichst  wirksam  und  doch 
zugleich  relativ  billig  ist.  Sie  muß  ins- 
besondere vermeiden  einen  zu  langen  In- 
stanzenzug, ein  überflüssiges  Schreibwerk, 
eine  unziu^ichende  Fühlung  mit  dem  prak- 
tischen Leben,  eine  unrichtige  Verteilung 
der  Verantwortlichkeit  auf  technische  und 
andere  Beamte,  eine  zu  enge,  den  tatsäch- 
lichen Bedürfnissen  des  Verkehrs  nicht  mehr 


gehindert  sein.  Praktisch  hat  sich  indes  i  nachkommende  Begrenzung  der  Befugnis  der 
3as  gemischte  System  nicht  besonders  be-  •  verantwortlichen  Beamten  zu  selbständigem 
währt.    Ganz  abgesehen   von   der  schiefen  Handeln.   Das  gilt  sowohl  für  die  staatliclien 


Stellung  des  Staates,  der  die  Privatbahnen 
beaufsichtigt  und  doch  zugleich  als  ihr  Kon- 
kmTent  auftritt,  leidet  das  System  an  einer 
unwirtschaftlichen  Vermehrung  der  Ausgaben 
für  Anlage,  Verwaltung  und  Betrieb.  Das 
gilt  selbst  dann,  wenn  man  von  dem  törichten 
Sedanken  absieht,  daß  in  allen  wichtigen 
Verkehrsrichtungen  Privat-  und  Staatsbahnen 
nebeneinander  herlaufen.  Die  gegenseitige 
günstige  Beeinflussung  ist  überdies  auch  in 
<ler  Hauptsache  ausgeblieben;  statt  dessen 
hat  sich  mehrfach  eine  starke  Gegnerschaft 
zwischen  Staatsbahnen  und  Privatbahnen 
entwickelt,  die  dem  Lande  nicht  nützlich 
war.  In  Wirklichheit  ist  das  gemischte 
System  eine  Halbheit,  die  sich  in  der  Regel 
schließlich  als  unhaltbar  erweisen  muß. 


als  auch  für  die  privaten  Organe. 

Die  Ver^^altungsaufgaben  im  einzelnen 
sind  hier  nicht  zu  besprechen.  Es  genügt, 
daran  zu  erinnern,  daß  die  E. Verwaltung 
sich  in  vier  Richtungen  betätigen  muß, 
nämlich  als: 

1.  „Allgemeine  Verwaltung''  (Behandlung 
gemeinsamer  und  aUgemeiner  Angelegen- 
heiten). 

2.  ,,Bahnverwaltung''  (Erhaltung  sämt- 
licher stehender  Anlagen  der  Bahn). 

3.  „Bau Verwaltung*'  (Anlage  neuer  Bahn- 
linien). 

4.  „Transportverwaltung"  (Verwertung 
der  Bahnanla^n  zum  Transi)ortdienst). 

Die  TransportverwaJtung  wird  mit  der 
Bahnverwaltung   auch    unter   dem    Namen 


Ist  nach  dem  Gesagten  im  allgemeinen  '  Betriebsverwaltung  zusammengefaßt, 
-das  reine  Staatsbahnsystem  vorzuziehen,  so  I       In  Preußen  besteht  seit  I./IV.  1895  für 
darf  doch  nicht  übersehen  werden,  daß  bei '  die   Staatsbahnen   und   für   die   vom    Staat 


der  Wahl  des  Svstems  die  gescliichtliche 
Entwickelung  una  die  Gestaltung  der  wirt- 
schaftlichen und  politischen  Verhältnisse  der 


verwalteten  Privatbahnen  eine  neue  Organi- 
sation. Sie  unterscheidet  sich  von  der 
friiheren  Organisation  namentlich  dadurch. 


einzelnen  Länder  maßgebend  ist.  Als  das  !  daß  die  75  „Betriebsämter"  weggefallen  sind, 
absolut  beste  System,  das  für  alle  Verhält- 1  Die  Befugnisse  der  Betriebsämter  gingen 
nisse  paßt,  darf  man  das  Staatsbahn  System  I  auf  die  Direktionen  über,  deren  Zahl  zu 
jedenfalls  nicht  ansehen.  ^  |  dem  Zwecke  von  11  auf  20  —  seit  1897 : 

2.  Die  E.verwaltung.  Die  Organisation  '  21  —  erhöht  wurde.  Die  Ausfühning  imd 
der  E.verwaltung  wird  wesentlich  beeinflußt  |  üebe^y^•achung  des  örtlichen  Dienstes  nach 
<hirch  das  herrschende  System  der  Rpolitik.  i  den  Anordnungen  der  vorgesetzten  Direktion 
Beim  reinen  Privatbahn  System  wird  die  Ver-  j  wurde  den  ,,Insi)ektionen*'  („Betriebs-,  Ma- 
waltung  durch  Organe  der  betreff^enden  Ge- j  schinen-,  Werkstätten-,  Telegraphen-  und 
Seilschaften  geführt.  Der  Staat  seinerseits '  Verkehreinspektionen")  übertragen.  DieTele- 
bedarf  nur  bestimmter  Aufsichtsorgane.  I  grapheninspektionen  sind  1902  aufgehoben 
Ebenso  ist  es  beim  Staatsbahnsystem,  sofern  |  worden. 

der  Betrieb  verpachtet  wird.^  Beim  reinen:  Die  Grundztige  der  neuen  Organisation 
Staatsbahnsystem  und  bei  T^bernalime  der '  —  »ie  sind  im  wesentlichen  unverändert  ge- 
Privatbahnen  in  staatliche  Verwaltung  hat  ■  blieben  —  sind  folgende: 
der  Staat  einen  organisierten  staatlichen  Be-  '  «^  ^Jf.  Oberleitung  steht  dem  Minister  der 
fxtrti^r.hr.^^^  «xfi'rf  11«,  fV,^  v«,«Ti.oif,i«c»  ^11  Öffentlichen  Arbeiten  zu.  Dem  Minister  bleibt 
^mtenkor^r  nötig,  um  die  ^er^^altung  zu ,  ^j^  einheitliche  Regelung  des  Dienstes  inner- 
führen.  Beim  gemischten  System  l)e8tehen  ,  ^^ib  des  ganzen  Bereichs  der  Staats-E.  und  die 
nebeneinander  staatliche  Organe  und  ue- .  Entscheidung  über  Beschwerden  gegen  Ver- 
sellschaftsorgane   für   die   Verwaltung   und '  fügungen  und  Beschlüsse  der  E.direktionen  vor- 

Wörterbach  der  Volkswirtocbaft    II.  Aafl.    Bd.  I.  47 
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behalten.     Anch   inbezug   auf   Betriebsverwal-  4.  Bahnunterhaltung  und  Bahnaafeicht  (ein- 

tung,  Nenbauverwaltung  und  Personalien  sind  schlieDlich  Neu-  und  Ergänzungsbaaten) ; 

gewisse   wichtige  Sachen   durch   die  „Verwal-  5.  innerer    Dienst    der    Stationen,     Bahn- 

tungsordnung""  vom  lö./XII.  1894  dem  Minister  meistereien    und    Werkstätten,    Abfertigungs- 

vorbehalten.    Hierher  gehören  z.  B.  Feststellung  dienst,  Verwaltung  des  Grundvermögens,  Kechts- 

und  Abänderung  der  Fahrpläne  bei  Beginn  der  angelegenheiten ; 

Winter-  und  Sommerperiode;  Feststellung  und  6.  Verkehrs-  und  Tarifwesen,  BefÖrderungs- 

Aenderung  der  Tarife,   soweit  sie  nicht  den  dienst: 

Direktionen    überlassen  ist:    Feststellung  von  7.  Personalien  und  Wohlfahrtseinrichtungen ; 

Entwürfen  und  Kostenanschläfiren,  deren  Kosten  8.  Werkstätten- und  Materialienwesen,  Unter- 

den  Betrag  von  50000  M.  überschreiten:  Er-  haltung  der  maschinellen  Anlagen,  Lokomotiv- 

mächtigung  zum  Abschluß  freihändiger  Liefe-  dienst. 

rungs-  und  Arbeitsverträge,  deren  Gegenstand  Die  Geschäftsordnung  für  die  Direktionen: 

einen  bestimmten  Wert  überschreitet  M,  und  zur  wurde  von  dem  Minister  am  17./XII.  1894  er- 

ZuschlagserteilungbeiVerdingungen.Dei  Gegen-  lassen  und  ihr  eine  „Anleitung  zur  Aufstellung^ 

ständen  von  mehr  als  löOO0O<jbezw.  300  000')  M.  und   Ausführung  des   GeschlStsplanes   für  die 

Im  Ministerium  sind  für  die  E.angelegen-  E.direktionen"  ^gegeben.     Die  G^häftsord- 

heiten  folgende  AbteUungen  eingerichtet:  »ung  wurde  am  ll./IV.  1901,  die  ^Anleitung" 

1.  Bauabteilung;  ^^  21./III.  1902  erneuert.    Hiernach  ist  für  den 

2.  Verkebrsabteiiung;  Betriebsdienst  auf  den  Stationen  und  Strecken, 
B.  VerwaltungsabteÜnng'  ^^  ^^^  Bahnnnterhaltunfi^  und  Bahnaufsicht, 
4.  Finanzabteiluug.  '  ^^^  ^®  Ausführung  von  Neu-  und  Ergänzung«- 
a\,   a^^  q«;»..^  aJ*   ..;«.,..i«o«    a  k^^ü««^^«  bauten,  für  den  inneren  Dienst  der  Stationen, 

steht^eiJ'ktterialdl^kr^^^^     •''**''"'^'"  Welstjreien    und   Werkstätten     den   Ab-' 

",  ""  ™""'""^'""''"^'"*"-  fertignngsdienst,  die  Verwaltung  des  Grund* 

Unmittelbar  unter  dem  Minister  stehen  die  Vermögens  und  die  Kechtsangelegenheiten  im 

Edirektionen^  die  als  Proyinzial-  (Mittel-)  Be-  allgemeinen  die  Geschäftsverteilnng  nach  Bahn- 

hörden  die  Verwaltmig  aller  Estrecken  ihres  gt^l^ken  zu  bewirken,  „um  die  olicb&ftttätig- 

Bezirks  zu  führen  und  iJeschwerden  gegen  Ver-  ^eit  der  einzelnen  Dezernenten  tunlichst  selt 

fügungen  und  Anordnung;en  der  Vorstande  der  gtandiir  zu  gestalten". 

Inspektionen  und  BauabteUungen  zu  entscheiden  ti-j-o^i-w                 i             t.     ^ 

haben.     Es    sind   21    Direktionen    vorhanden,  ,  ?t\  ,?*°   Edirektionen    werden    naeh    der 

nämlich  in  Altona,  Berlin,  Breslau,  Bromberg,  grleicbfalls  vom  Minister   erlassenen    „Bnreau- 

Cassel,  Cöln,  Danzig,  Elberfeld.  Erfurt,  EssÄ  Ordnung  fUr  die  Kgl  E.direkOonen« -erneuert 

a.   d.    Ruhr     Frankfurt   a.   M.,    Halle   a.   S.,  ?®/"^-  l^K.T  J^^  ?"«»"»  «»"««"«^^t,  die 

Hannover,  Kattowite,  Königsberg  i.  Pr.,  Magde-  "?"  geschäftlichen  Verkehr  zu  vermitteln  haben, 

bürg,  Mainz  (seit  1897),  jfunster  i.  W.,  Posen,  namlich  das  Zentralburean  (für  die  ^gemeinen 

St.  Johann-Saarbrücken  Stettin.  Verwaltnngsangelegenheiten)     das  B«chnung»- 

T  j    r.-    w       u    »  1...                   T>  «   j  bureau,  das  Betnebsburean,  das  Vcrkenrsbureau 

Jede  Direküon  besteht  aus  einein  Präsiden-  „^d  dals  technische  Bureau  (für  die  technischen 

ten.  der  vom  König  ernannt  wird,  zwei  ständigen  „„j  Bauangelegenheiten).     AnOerdem    besteht 

Vertretern    desselben    (Oberregierungsrat    und  bei  jeder  Direktion  als  besondere  DienststeUe 

Oberbaurat)*)  und  der  nötigen  Anzahl  von  Mit-  ^jg  jfc.hauptkasse. 

gliedern.     In  einigen  bestimmten  Fällen  ent-  ^^       ^-  ■  j.      •  ^   j      v   j-     tt        i. 
scheidet  die  Direktion  als  Kollegium  nach  ab-  .^em  Minister  ist  durch  die  Verwaltunp- 
solnter  Stimmenmehrheit,  wobei  die  Stimme  des  ojdnung  (§  6)  vorbehalten,  die  Erledigung  be- 
Präsidenten im  Fall  der  Stimmengleichheit  den  »fm^ter  Geschäfte,  die  am  best^  für  ^en 
Ausschlag  gibt    Im  übrigen  ist  der  Präsident  r"""™  Bezirk  einheitlich  bearbeitet  werden, 
zur  Erledi^ng  befugt.     Der  Präsident  kann  »"'  "»^hrere  Direküonsbezirke  oder  für  den  ge- 
einzelnen Mitgliedern  der  Direktion  gewisse  Ge-  «»""if"   Staatebabnbereich   einer  Direktion   zu 
Schäfte  ein  für  allemal  zur  Erledigung  über-  J»ertragen  („Gruppengeschafte  ).  Davon  ist  Ge- 
trajren  (Dezernate)  brauch   gemacht  worden;  deshalb  findet  man 
v>-    Tj-ij        >.        j         4  1.^  -1            •  X  j  bei  einzelnen  Direktionen  n.  a.  die  für  mehrere 
Die  Bildung  besonderer  Abteilungen  ist  dem  Direktionsbezirke  wirksamen  Verkehrskontrollen, 
Minister  vorbehalten,  aber  nicht  erfolgt.    Auf  Fahrkarten  Verwaltungen ,    Fundbureaus    usw., 
^tä^-  ,P""*^*«S.-  ?2*^'*°    '"     Durchschnitt  j,^^  treten  -  als  für  ille  Direktionsbezirke 
1890  16  und    90o  19  Dezernenten.    Im  ganzen  wirksam  -  u.  a.  das  Zentralverkehrsburean  in 
waren  189o  ,m  und  190o  397  Dezernenten  vor-  Hannover  (für  die  Abrechnung  über  Personen-, 
banden.    Die  Dezernatsgmppen  sind:  q^^^„   ,„,4   sonstigen  Verkehr  zwischen  den 
i.  Finanzwesen;  Staats-   bezw.  vom  Staat  verwalteten  Bahnen 
2  Betriebsdienst   anf    den    Stationen    und  „„^  jen  übrigen  Bahnen),  das  Zentr»lwagen- 
Strecken.  Personen-  und  GUterzngfahrplan ;  abrechnungsburean  in  Magdeburg  (für  dieAb- 

3.  technisches  Sicherungs-  und  Telegraphen-  Rechnung  über  Wagenmiete),  das  Zentralwagen- 
wesen,      ^  bureau  in  Magdeburg  (für  AusglMch  zwischen 
""m  Bei  der  Betriebsverwalning  50000  M.,  bei  ^^^^f^  "°^  ^^^"^  von  Güterwagen  etcj. 
der  Neubauverwaltung  100000  M.  üie    Umgestaltung    m    bezug   auf    Euts-, 

^)  Bei  der  Betriebsverwaltung.  Kassen-  und  Rechnungswesen  im  einzelnen  und 

')  Bei  der  Neubau  Verwaltung.  ^^^^^  spätere  Fortbildung  kann  hier  nicht  er- 

* )  Sie  können  mit  Genehmigung  des  Ministers  läntert  werden. 

auch  beauftragt  werden,  den   Präsidenten   bei  Den  Direktionen   sind   für  die  Ausführung 

seiner  Anwesenheit  in  bestimmten  Angelegen-  und  Ueberwachung  des  örtlichen  Dienstes  die 

heiten  zu  vertreten.  Inspektionen    unterstellt    worden.     Außerdem 
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können  für  die  Leitung  der  XenbanansfUhrnngen 
besondere  Bauabteilan^en  errichtet  werden,  was 
mehrfach  geschehen  ist.  Im  ganzen  waren 
nach  den  amtlichen  Berichten  über  die  Ergeb- 
nisse des  Betriebes  der  preofiischen  Staats-£. 
im  Betriebsjahre  am  31./III.  1895  —  abgesehen 
Ton  den  Bauabteilnngen ,  die  für  Anstühmng 
von  Xenbanten  nach  Bedarf  errichtet  wurden 
—  484  nnd  Ende  1903,  nachdem  inzwischen  die 
Telc^rapheninspektionen  weggefallen  waren, 
506  Inspektionen  vorhanden.  Für  1905  gibt  das 
Archiv  f.  E.wesen  519  Inspektionen  an,  und 
zwar: 

255  Betriebsinspektionen, 
88  Maschineninspektionen, 
88  Werkstätteninspektionen, 
88  Verkehrsinspektionen. 

Die  Obliegenheiten  der  Inspektionen  im  ein- 
zelnen können  hier  nicht  besprochen  werden. 

Einzelne  Verwaltonjgsgeschäfte  sind  den  In- 
spektionen von  dem  Minister  zur  selbständigen 
Erledigung  übertragen  worden,  z.  B.  den  Ver- 
kehrsinspektionen die  Entscheidung  über  An- 
träge auf  Rückerstattung  von  Ftäirgeld  und 
Gepäckfracht  usw. 

Da  in  Preulten  in  der  Verwaltung  von  Pri- 
vatgesellschaften noch  rund  2000  km  vollspurige 
Bahnstrecken  sind,  so  ist  noch  eine  besondere 
Aufsichtsinstanz  des  Staates  nötig.  Früher 
war  das  E.kommissariat  zu  Berlin  die  Auf- 
sichtsbehörde. In  einzelnen  Fällen  waren  aber 
die  Direktionspräsidenten  mit  den  Funktionen 
eines  Staatskommissars  gegenüber  den  Privat- 
bahnen betraut  worden.  Das  letztere  ist  vom 
l./IV.  1895  ab  verallgemeinert  worden.  Die 
Direktionspräsidenten  sind  zu  ständigen  Kom- 
missaren für  die  Aufsichtsbefugnisse  des  Staates 
ernannt  worden.  Das  E.kommissariat  als  solches 
ist  aufgelöst  worden. 

Die  engere  Berührung  mit  den  Kreisen  des 
praktischen  Lebens  wird  in  Preußen  durch  die 
Bezirks-E.räte  und  den  Landes-E.rat  vermittelt. 
Die  Beiräte  wurden  1878  auf  dem  Verwaltungs- 
wege eingeführt.  Durch  das  G.  v.  l./VL  1®2 
erhielten  sie  eine  gesetzliche  Grundlage.  Es 
bestehen  9  Bezirks-E.räte  in  Altona,  Berlin, 
Breslau,  Bromberg,  Oöln,  Erfurt,  Frankfurt  a.  M., 
Hannover  und  Magdeburg.  Dem  Bezirks-E.räte 
in  Berlin  sind  die  Direktionsbezirke  von  Berlin 
und  Stettin,  in  Breslau  die  von  Breslau.  Katto- 
witz  und  Posen,  in  Bromberg  die  von  Brom- 
berg. Danzig  und  Königsberg  i.  Pr.,  in  Erfurt 
die  von  Erfurt  und  Halle  a.  S..  in  Frankfurt 
a.  M.  die  von  Frankfurt  a.  M.,  Mainz  und 
Cassel,  in  Hannover  die  von  Hannover  und 
Münster  i.  W.,  in  Cöln  die  von  Cöln.  Elberfeld, 
Essen  a.  d.  K.  und  St.  Johann-Saarbrücken  zu- 
gewiesen, während  die  beiden  übrigen  Bezirks- 
£.räte  zu  Altona  und  Magdeburg  nur  den  Di- 
rektionsbezirk Altana  bezw.  Magdeburg  um- 
fassen. Die  Bezirks-E.räte  bestehen  aus  ge- 
wählten Vertretern  des  Handels,  der  Industrie 
und  der  Land-  und  Forstwirtschaft.  In  wich- 
tigeren Fragen,  namentlich  in  Sachen  der 
Tarife  und  Fahrpläne  müssen  die  Beiräte  von 
der  Direktion  gehört  werden. 

Der  Landes-E.rat  besteht  aus  dem  Vor- 
sitzenden und  seinem  Stellvertreter,  die  beide 
vom  König  auf  3  Jahre  ernannt  werden,  femer 
aus  den  von  den  Ministem  für  öffentliche  Ar- 
beiten, für  Finanzen,  für  Handel  und  für  Land- 


wirtschaft auf  3  Jahre  berafenen  10  Mit- 
gliedern ^)  und  aus  30  von  den  Bezirks-E.räten 
gewählten  Vertretern  der  Industrie,  des  Handels 
und  der  Land-  und  Forstwirtschaft.  Der  Landes- 
E.rat  ist  jährlich  mindestens  zweimal  einzu- 
berafen  und  ist  namentlich  in  Tarifan^elegen- 
heiten  zuständig,  hat  aber  nur  gutachtliche  Be- 
fugnisse. Als  vorbereitendes  Organ  erscheint 
der  ständige  Ausschuß,  bestehend  aus  dem  Vor- 
sitzenden und  4  Mitgliedern  des  Landes-Krates. 

Die  Einrichtung  der  E.beiräte  besteht  auch 
in  anderen  deutschen  Staaten,  so  in  Elsaß- 
Lothringen  (seit  1874),  in  Baden,  Bayern^ 
Sachsen,  Württembergs,  Mecklenburg-Schwerin. 
Im  wesentlichen  schließt  sich  die  Einrichtung 
an  die  preußische  an.  Die  Organisation  der 
übrigen  E.behörden  zeigt  in  den  einzelnen 
deutschen  Staaten  Abweichungen,  die  hier  nicht 
besprochen  werden  können.  Erwähnt  sei  nur, 
daß  für  die  Bahnen  in  Elsaß-Lothringen,  die 
dem  Deutschen  Reiche  gehören,  als  oberstes 
Or^n  das  „Reichsamt  für  die  Verwaltung  der 
Reichs-E.''  zu  Berlin  —  direkt  dem  Beichs- 
kaiusler  untergeordnet  und  tatsächlich  von  dem 
preußischen  E.minister  geleitet  —  besteht  Unter 
Leitung  dieses  Amtes  führt  die  „Kaiserl.  Ge- 
neraldirektion der  E.  in  Elsaß-Lothringen '^  zu 
Straßburg  i.  E.  die  Verwaltung.  Der  General- 
direktion sind  zur  Leitung  einzelner  Dienst- 
zweige Oberbeamte  und  zur  Leitung  des  Be- 
triebs- und  Bahnunterhaltungsdienstes  Betriebs- 
direktoren unterstellt,  unter  denen  dann  wieder 
E.bau-  und  Betriebsinspektoren  stehen. 

Nach  Art.  4  und  41 — 46  der  Verfassung 
hat  auch  das  Deutsche  Reich  bestimmte 
Aufsichtsbefuguisse  gegenüber  den  E.  Ins- 
besondere steht  dem  Reich  die  Kontrolle 
des  Tarifwesens  zu.  Die  Reichsaufsicht 
wird  vom  Bundesrat  wahrgenommen,  soweit 
es  sich  um  den  Erlaß  vou  Verwaltungs- 
vorschriften handelt  Im  übrigen  hat  der 
Reichskanzler  das  Aufsichtsrecht.  Nach 
seinen  Anweisun^n  und  unter  seiner  Ver- 
antwortlichkeit nimmt  das  Reichseisenbahn- 
amt die  Aufsichtsbefugnisse  wahr  (laut  G. 
v.  27./yi.  1873). 

In  Osterreich  wurde  1896  eine  Umge- 
staltung der  Organisation  der  E.verwaltung 
vorgenommen,  wobei  vielfach  die  neue 
preußische  Organisation  als  Vorbild  gedient 
hat  Vordem  war  die  Saclilage  folgende: 
Die  ol)erste  Aufsichts-  und  Zentralbehörde 
war  das  Handelsministerium,  das  hierbei 
von  der„Generalinsi>ektion*Minterstützt  wurde. 
Als  eigentliche  Verwaltungsbehörden  er- 
schienen die  (leneraldirektion,  unter  ihr  die 
Hetriebsdii-ektionen  und  Riuleitungen  und 
als  untei'ste  Instanzen  die  liahnbetriebsämter 
und  ( )berbahnbetrieb8ämtor.  Die  Organisation 
von  1896  beseitigte  die  Unterstellung  der 
Bahnen  unter  das  Handelsministerium.  Es 
wurde   jetzt   ein    besonderes   Kministerium 

*)  Die  beiden  erstgenannten  Minij^ter  berufen 
je  2,  die  beiden  letzten  je  3  Älitglieder.  Un- 
mittelbare Staatsbeamte  dürfen  nicht  berufen 
werden. 
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errichtet  zur  „obersten  staatlichen  Leitung  | 
und  Beaufsichtigung  des  gesamten  E.wesens^' . 
und  insbesondere  zur  „obersten  einheitlichen 
Leitung  der  vom  Staat  selbst  auf  eigene  oder 
fi-emde  Rechnung  betriebenen  E."  usw. 

Die  „Generaldirektion''  wurde  aufgehoben, 
und  an  Stelle  der  Betriebsdirektionen  traten  — 
unmittelbar  dem  Minister  unterstellt  —  die 
Staatsbahndirektionen  „zur  Leitung  des  lokalen 
Betriebsdienstes*'.  Zur  Bauausführung  neuer 
auf  Staatskosten  herzustellender  Bahnen  und 
besonders  umfassender  Neubauten  auf  den  schon 
vom  Staat  betriebenen  Bahnen  wurden  „E.bau- 
leituugen"  errichtet,  die  ebenfalls  dem  £.minister 
unmittelbar  unterstellt  sind.  •  !, 

Unter  den  Staatsbahndirektionen  stehen  als , 
unterste  Dienststellen  die  „Bahnerhaltnngssek- 
tionen",  die  „Bahnstationsämter''  (bezw.  Bahn- 
betriebsftmter) ,  die  „Heizhausleitungen" ,  die 
„Werkstättenleitungen"  und  die  „Material- 
magazinslei tungen".  Als  Hilfsorgane  des  Ministers 
erscheinen : 

1.  die  „Generalinspektion",  welche  die  „Auf- 
sicht und  Kontrolle  über  den  Bauzustaud  und 
Betrieb  der  dem  öffentlichen  Verkehr  überge- 
benen  Staats-  wie  Privat-E.  zur  Handhabung 
der  Ordnung  und  Sicherheit"  wahrzunehmen  hat 
auf  Grund  einer  besonderen  Instruktion  des 
Ministers  vom  28./V1I.  1896;  j 

2.  das  „Zentralwagendirigierungsamt",  wel- 
ches die  dem  Minister  vorbehStene  „Evidenz  und 
oberste  Disposition  über  den  gesamten  Wagen- 
park" besorgt; 

3.  der  „Staats-E.rat",  der  zur  Begutachtung 
allgemeiner  volkswirtschaftlicher  Fragen  im 
Bereiche  des  E.wesens  berufen  ist.  (Im  Bedarfs- 
falle können  auch  den  Staatsbahndirektionen 
Beiräte  beigegeben  werden.)  Ein  „Staats-E-rat"  | 
wurde  übrigens  schon  1884  eingeführt 

In  Frankreich   ist   die  Verwaltung  des 
kleinen    Staatsbahnnetzes    nach    der    V.    v.  1 
10.  XII.  1895  einem  ^jDirektor*'  übertragen, 
der    unter    dem   Minister    der    öffentlichen 
Arbeiten    steht.     Ihm    wird   ein   „Rat   des , 
Staats-Rnetzes"  (conseil  du  reseau  de  l'fitat)  | 
beigegeben ,   der   u.   a.    über   Tarife ,    über  1 
Reglements  betr.  Organisation  des  Dienstes, 
Gang   der   Züge,   Polizei   und  Betrieb   der 
Bahnen  usw.  seine  Ansichten  zu  äußern  hat 
und  im  übrigen  bezüglich  des  Umkreises  seiner 
Tätigkeit  dem  Verwallungsrate  einer  Aktien- 
gesellschaft nachgebildet  ist. 

Unter  dem  Direktor  steht  ein  Betriebschef 
für  den  Verkehrsdienst,  ein  Oberingenieur  für 
den  Material-  und  Zugdienst  und  ein  Ober- 
ingenieur für  Besichtigung  der  Strecken  und 
Hochbauten  usw. 

Die  Prüfung  der  Tariffragen  sowie  aller 
wirtschaftlichen  und  Verkehrserscheinungen  ist 
laut  Erlaß  des  Präsidenten  vom  ll./XII.  1901 
einem  directeur  du  controle  commercial  (Ver- 
kehrsaufsicht) für  den  Bereich  der  Hauptbahnen 
übertragen.  Ihm  unterstehen  der  Generalkon- 
trolleur jedes  Netzes,  der  Hauptinspektor,  die 
Einzelinspektoren,  die  Beamten  der  Verwaltung^- 
aufsicht. 

Die  Privatbahnen,  die  in  Frankreich  die 
Hauptmasse  desSchicnennetzes  bilden,  werden 


von  einem  Verwaltungsrat  geleitet,  der  von 
der  Generalversamlung  der  Aktionäre  ge- 
wählt wird  und  vorzugsweise  eroße  Aktionäre 
umfaßt.  Unter  dem  Verwaltungsrat  steht 
ein  Generaldirektor,  der  die  Geschäfte  führt. 
Ihm  sind  3  Hauptabteilun^n  für  die  all- 
gemeine Verwaltung  (service  central),  für 
den  Baudienst  (service  de  construction)  und 
für  den  Betriebsdienst  (service  de  Texploi- 
tation)  unterstellt  Die  Abteilung  für  den 
Betriebsdienst  gliedert  sich  in  3  Unter- 
abteilungen für  Unterhaltungund  Bewachung 
der  Bahn,  für  Material  und  Werkstätten  und 
für  den  Verkehrsdienst 

Die  staatliche  Aufsicht,  die  hier  sehr  inten- 
siv ist,  wurde  durch  eine  V.  des  Präsidenten  v. 
30./V.  1895  und  durch  einen  Erlaß  des  E.ministers 
V.  z6./X.  1895  neu  geordnet  Hiemach  wird  die 
Leitung  der  Staatsaufsicht  über  den  Betrieb 
eines  jeden  der  6  großen  Netze  einem  General- 
inspektor —  oder  laut  der  ergänzenden  Ver- 
ordnung V.  9./I.  1900  einem  Ooeringeuienr  — 
der  Straßen-  und  Brückenbau-  oder  Bergver- 
waltung mit  dem  Dienstsitz  in  Paris  übertragen. 
Die  Oberleitung  der  Vorarbeiten  und  Bauten 
neuer  Strecken  steht  dem  Aufsichtsdirektor  eines 
jeden  Netzes  zu.  Die  Aufsichtsbefngiiisse  des 
Ministers  der  öffentlichen  Arbeiten  sind  durch 
Verordnung  des  Präsidenten  vom  l./III.  1901  in 
wichtigen  Angelegenheiten  erweitert  worden. 

Seit  1878  besteht  ein  ständiger  E.beirat 
(comite  consultatif  des  chemins  de  fer),  dem  u.  a. 
alle  wichtigeren  Tarif-  und  Fahrplanangelegen- 
heiten zur  Begutachtung  vorgel^  werden. 
Nach  der  V.  des  Präsidenten  v.  17./XIL  1896 
besteht  der  Beirat  ans  60  Mitgliedern ;  4  dieser 
60  Mitglieder  sind  Mitglieder  von  Rechts  wegen 
und  vertreten  das  E.ministerium ,  die  übrigen 
56  Mitglieder  sind  durch  Verordnim^;'  zu  er- 
nennen. Hierhin  gehören  n.  a.  Mitglieder  des 
Senats  und  der  Deputiertenkammer,  des  Staats- 
rates und  von  Handelskammern,  Vertreter  ver- 
schiedener Ministerien,  der  Arbeiter  und  Ange- 
stellten der  Bahnen  usw.  Nach  der  V.  vom 
ll./XII.  1901  gehört  auch  der  Direktor  der  Ver- 
kehrsaufsicht dem  E.rat  und  dessen  dauerndem 
Ausschuß  an. 

Die  Verwaltungsorganisation  der  übrigen 
Länder  kann  hier  nicht  besprochen  werden. 
Erwähnt  sei  nur,  daß  die  Einrichtung  der 
Beiräte  auch  in  anderen  Ländern  (z.  B.  Ruß- 
land, Dänemark,  Italien,  Schweden)  Eingang 
gefunden  hat 

Die  große  Fem  Wirkung  der  K  hat  auch 
internationale  Verwaltungsorgane  nötig  ge- 
macht. Hier  ist  zunächst  eis  eigenartiges 
und  verdientes  Organ  der  1847  l^gründele 
„Verein  Deutscher  E.verwaltungen"  zu 
nennen,  der  auch  eine  erhebliche  2ähl  nicht- 
deutscher Rverwaltungen  umfaßt.  Das  ge- 
schäftsführende Organ  des  Vereins  ist  die 
Kgl.  E.direktion  Berlin,  das  beschließende 
Organ  ist  die  „Vereinsversammlung"'.  Ihre 
Beschlüsse  werden  bindend,  wenn  ihnen 
nicht  binnen  8  Wochen  ein  Zehntel  aller 
Vereinsstimmen    widersprochen    hat.      Be- 
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Schlüsse  über  Tarifangelegenheiten  bedürfen 
zur  Gültigkeit  der  Zustimmung  aller  Ver- 
waltungen. Zur  Vorbereitung  der  Beschltlsse 
usw.  bestehen  8  ständige  Ausschüsse. 

Durch  das  Berner  üebereinkommen  für 
den  internationalen  Kfrachtverkehr  vom  14./X. 
1890  —  ergänzt  durch  Zusatzabkommen  vom 
16./ VI.  1898  —  ist  ein  internationales 
Zentralamt  für  den  internationalen  Ktransport 
mit  dem  Sitze  in  Bern  ins  Leben  gerufen. 
Die  Einzelheiten  können  hier  übergangen 
werden. 

3.  Die  Grundsätze  der  linaDzielleii 
Behaodlnng  der  E.  Die  öffentliche  Gewalt, 
insbesondere  die  Staatsgewalt,  kann  auch 
dann,  wenn  sie  die  E.  privaten  Gesellschaften 
überläßt,  die  finanzielle  Behandlung  der 
Bahnen  diux^h  die  Gesellschaften  beeinflussen, 
z.  B.  dadurch,  daß  sie  auf  die  Höhe  der 
Tarife  der  Gesellscliaften  einwirkt,  weiter 
aber  auch  dadurch,  daß  sie  die  Verkehre- 
leistimgen  der  E.  besteuert.  Ob  und  inwie- 
weit eine  solche  Besteuerung  der  Verkehrs- 
leistungen angemessen  ist,  nängt  von  den 
allgemeinen  wirtschaftlichen  und  finanziellen 
Verhältnissen  des  Landes  ab.  Die  Wirkung 
der  Steuer  wird  i-egelmäßig  eine  entsprechende 
Erhöhung  der  Frachtausgaben,  also  eine 
Steigerung  der  Produktionskosten  der  ein- 
zelnen Erwerbszweige  sein.  Das  mahnt  zur 
Vorsicht  bei  Bemessung  und  Ausgestaltung 
solcher  Steuern.  Mag  der  Staat  aber  Steuern 
auf  die  Verkehrsleistungen  der  E.  legen 
oder  nicht,  die  privaten  Gesellschaften  werden 
ihrer  Natur  nach  in  der  Regel  dem  „ge- 
werblichen Prinzip**  folgen,  d.  h.  möglichst 
günstige  Reinerträge  zu  erzielen  suchen. 
Die  Staatsgewalt  kann  dieses  natürliche 
Streben  unter  Umständen  einengen,  aber  be- 
seiticen  kann  sie  es  nicht. 

Wo  der  Staat  nur  einen  Teil  des  Bahn- 
netzes in  der  Hand  hat  neben  einem  um- 
fangreichen Privatbahnsystem,  wird  in  den 
meisten  Fällen  auch  der  Staat  ffir  seinen 
Teil  des  Bahnnetzes  ähnliche  Grundsätze 
anwenden  müssen,  wie  sie  beim  Privatbahn- 
netz obwalten;  er  wird  aber  eine  Ueber- 
spannung  des  „gewerblichen  Prinzips'^  nicht 
mu-  seilet  vermeiden,  sondern  auch  bei  den 
Privatbahnen  zu  verhindern  suchen  müssen. 

Beim  wirklichen  Staatsbahnsystem  sind 
an  sich  verschiedene  Möglichkeiten  denkbar. 
Zunäclist  kann  an  das  System  des  „freien 
Gemißgutes**,  d.  Il  der  unentgeltlichen  üeber- 
lassung  der  E.leistungen  an  die  Verkehrs- 
interessenten gedacht  werden.  Die  Wirkung 
eines  solchen  Vorgehens  würde  voraussicht- 
lich für  die  Gesamtheit  überwiegend  un- 
günstig sein.  Die  E.leistungen  würden  vom 
Publikum  in  gewaltigem  Umfange  benutzt 
werden,  aber  die  Kosten  der  Anlage  und 
des  Betriel)es,  die  dadurch  leicht  sehr  ge- 
steigert werden  können,  wünlen  nicht  auf 


die  Benutzer,  sondern  auf  dem  Wege  der 
Besteuerung  auf  die  Gesamtheit  abgeschoben 
werden.  Die  Lasten  müssen  in  dieser  Form 
nicht  nur  sehr  fühlbar  werden,  sondern  auch 
sehr  ungleich  drücken,  weil  irgendwelche 
Anpassung  an  den  Umfang  der  beanspruchten 
Verkehrsleistimgen  nicht  eintritt 

Die  Ablehnung  des  Prinzips  des  „freien 
Genußgutes**  für  aie  E.  ist  allei*seits  als  not- 
wendig anerkannt  worden.  Wie  hoch  aber 
das  Entgelt  für  die  EJeistungen  gegriffen 
werden  soll,  ist  streitig.  Vielfach  will  man 
dem  Entgelt  den  Charakter  einer  Gebühr 
in  dem  Sinne  geben,  daß  ein  eigentliches 
Gewinnstreben  nicht  obwaltet  Dabei  wird 
bisweilen  eine  Regelung  derart  befürwortet, 
daß  die  laufenden  Kosten  des  Kbetriebes 
und  der  Kerhaltung  aus  den  Gebühren  der 
Benutzer,  die  Kosten  der  Verzinsung  imd 
TUgimg  des  Anlagekapitals  aus  allgemeinen 
Staatsmitteln  gedeckt  werden.  Auch  hier 
wird  ein  erheblicher  Teil  der  Lasten  auf  die 
Allgemeinheit  abgewälzt,  ohne  daß  eine  An- 

rung  an  den  Umfang  der  Benutzung  der 
seitens  der  einzelnen  Versender  und 
Reisenden  möglich  wäre.  Die  unmittelbaren 
Vorteile,  die  dem  Benutzer  aus  den  Ver- 
kehrsleistungen der  E.  erwachsen,  treten  so 
deutlich  zutage,  daß  es  berechtigt  ist,  durch 
die  Gebühren  der  Benutzer  die  vollen  Eigen- 
kosten zu  decken.  Unter  normalen  Ver- 
hältnissen müssen  dieE.  jedenfalls  mindestens 
imstande  sein,  aus  ihren  eigenen  unmittel- 
baren Einnahmen  die  laufenden  Betriebs-  und 
Erhaltungskosten,  ferner  die  Verzinsung  und 
die  Tilgung  der  Anlagekapitalien  zu  bestreiten. 
Ist  das  E.netz  vollkommen  ausgebaut,  so 
kann  es  unter  besonderen  Umständen  zweck- 
mäßig werden,  die  E.gebühren  auf  dieser 
Linie  zu  halten.  Ist  aber  das  Xetz  noch 
nicht  vollständig  ausgebaut,  so  wird  es  in 
der  Regel  schon  deshalb  wünschenswert  sein, 
höhere  Gebühren  einzuziehen,  um  die  Mittel 
zur  Vervollständigung  des  Netzes  •leichter 
zu  beschaffen. 

Wo  man  so  vorgeht,  liegt  bereits  die 
Anwendung  des  „^werblichen  Prinzips**  vor ; 
es  wird  ein  Remgewinn  angestrebt.  Zu 
demselben  Streben  kann  auch  die  Erwägung 
führen,  daß  die  Verkehrsleistungen  der  Staats- 
bahnen belastet  werden,  um  der  Staatskasse 
überhaupt  mehr  Einnahmen  zuzuführen.  In 
diesem  Falle  würde  das  gewerbliclie  Prinzip 
zur  allgemeinen  Herrschaft  gelangt  sein. 
Seine  Durchführung  läßt  verschiedene  Formen 
zu,  da  sowohl  besondere  Steuern  auf  die 
Verkehrsleistungen  neben  den  E.gebühren 
erhoben  werden,  als  auch  die  Gebühren 
selbst  über  die  Grenze  der  gesamten  Eigen- 
kosten hinaus  gesteigert  werden  können. 
Eine  grundsätzliche  Ablehnungdieses  Prinzips 
!  ist  umsoweniger  berechtigt,  als  die  großen 
,  Kapitalien,  die  vom  Staat  in  das  E.wesen 
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gesteckt  sind,  normalerweise  ohne  ernste 
finanzielle  Schwierigkeiten  nicht  ertraglos 
gelassen  werden  können.  Die  staatlichen 
Jöahnunternehinnngen  sind  in  dieser  Be- 
ziehung grundsätzlich  nicht  anders  zu  be- 
urteilen als  die  sonstigen,  zum  Zwecke  der 
Einnahraegewinnung  durchgeführten  staat- 
lichen Unternehmungen,  und  ohne  Zweifel 
läßt  sich  vielfach  durch  die  so  gewonnenen 
E.überschiisse  ein  Teil  der  erforderlichen 
Staatseinnahmen  leichter,  bequemer  und  in 
weniger  drückender  Form  beschaffen  als 
durch  Steuern.  Nur  wird  immer  festgehalten 
werden  müssen,  daß  die  Reinerträge  der 
Staatsbahnen  nicht  auf  Kosten  der  wirt- 
schaftlichen Entwicklung  des  Landes  erzielt 
werden  dürfen. 

Im  allgemeinen  werden  die  Staatsbahn- 
systeme unsei^r  Zeit  nach  diesem  „gewerb- 
lichen Prinzip^'  verwaltet  und  liefern  zum 
Teil  erhebliche  üeberschüsse,  aus  denen  auch 
für  allgemeine  Staatszwecke  beträchtliche 
Summen  hergenommen  werden. 

V.  Die  E.tarife. 

1.  Allgemeines.  Unter  E.tarif  versteht 
man  die  Zusammenstellimg  der  von  der 
E. Verwaltung  geforderten  Beförderungspreise. 
Der  Preis  einer  einzelnen  Verkehrsleistung 
heißt  Tarifsatz.  Die  Beförderungspreise 
heißen  im  Personenverkehr  „Fahrpreise",  im 
Gepäckverkehr  „Gepäcksätze*',  im  Güter- 
verkehr „Frachtsätze"  oder  „Eilgutsätze",  je 
nachdem  die  Beförderung  als  Frachtgut  oder 
Eilgut  in  Frage  steht.  Die  Gebühren  für 
Leistungen,  die  nicht  unmittelbar  zur  Be- 
förderung gehören,  werden  „Nebengebühren" 
genannt.  Bestimmungen  über  die  Anwendung 
der  Tarife  werden  häufig  den  Tarifen  bei- 
gefügt und  heißen  „Tarif voi^schriften"  oder 
„Tarifbestimmungen".  Das  Gerippe  für  die 
äußere  Anordnung  des  Tarifs  wird  „Tarif- 
schema" genannt.  Die  Gnmdsätze,  nach 
denen  die  Tarifsätze  berechnet  und  abgestuft 
und  die  Tarife  gebildet  w^erden,  bilden  den 
Inhalt  des  „Tarifsystems". 

Die  Beförderungspreise  der  E.  werden 
nicht  füi-  jeden  einzelnen  Yerkehrsakt  be- 
sonders vereinbart,  sondern  in  der  Regel  im 
voraus  für  alle  gleichartigen  Leistungen  ein- 
seitig von  der  E.verwaltimg  festgesetzt. 
Die  Preise  sind  also  in  der  Regel  Monopol- 
preise. Sie  umfassen  nicht  nur  die  Kosten 
der  Beförderung,  sondern  auch  einen  ratier- 
lichen Anteil  an  den  Unterhaltungskosten 
sowie  an  der  Verzinsung  und  Tilgung  der 
Anlagekapitalien.  Im  übrigen  wird  ihre 
Höhe  wesentlich  davon  beeinflußt,  nach 
welchen  Grundsätzen  die  E.  in  finanzieller 
Beziehung  von  der  öffentlichen  Gewalt  be- 
handelt \verden. 

Die  Tarife  werden  nach  verschiedenen 
Gesichtspunkten  in  Gruppen  geteilt.    Nach 


den  Beförderungsgegenständen  unterscheidet 
man:  Personen-,  Güter-,  Gepäck-,  Vieh- 
tarife usw.  Nach  den  Verkehrsbezirken, 
für  welche  die  Tarife  Geltung  haben,  stellt 
man  die  Lokal-  (Binnen-,  Bezirks-,  interne) 
Tarife,  d.  h.  die  Tarife  für  den  Verkehr 
innerhalb  desselben  Verwaltungsbezirks  den 
direkten  Tarifen,  d.  h.  den  Tarifen  für  den 
Verkehr  zwischen  verschiedenen  Ver- 
waltungsbezirken gegenüber. 

Nach  der  Schnelligkeit  der  Beförderung 
scheidet  man  die  Eilgut-  und  Schnellzugtarife 
als  besondere  Gruppen  aus. 

Nach  dem  besonderen  Zweck,  der  mit 
dem  Tarif  gefördert  werden  soll,  spricht  man 
von  Einfuhr-,  Ausfuhr-,  Durchfuhr-  (Transit-), 
Konkurrenz-,  Rückfracht-,  Notstandstarifen 
usw.  Nach  der  Gültigkeitsdauer  werden  die 
ständigen  Tarife  den  zeitweiligen  und  Saisou- 
tarifen  gegenübergestellt.  Alle  diese  Be- 
zeichnungen erklären  sich  von  selbst. 

Mit  Rücksicht  auf  die  äußere  Gestalt  der 
Tarife  spricht  man  von  Stations-  und  von 
Entfernungstarifen.  Ein  Stationstarif  enthält 
für  die  Beförderungseinheit  den  gesamten 
Tarifsatz  von  jeder  nach  jeder  im  Tarif  ge- 
nannten Station.  Schneiden  sich  die  Linien 
benachbarter  Bahn  Verwaltungen  in  einem  l)e- 
stimmten  Punkte,  so  werden  die  Frachtsätze 
für  die  Strecke  von  der  Abgangsstation  bis 
zum  Schnittpunkt  und  weiter  für  die  Strecke 
vom  Schnittpunkt  bis  ziu-  Bestimmungsstation 
besonders  angegel)en  (Schnitttarife).  Die  Ent- 
fernimgstarife  umfassen  eine  Tabelle  über 
die  Entfernungen  zwischen  sämtlichen  im 
Tarife  genannten  Stationen  und  ein  Ver- 
zeichnis der  Tarifsätze  für  die  Beförderungs- 
einheit für  jede  im  Tarif  vorkommende  Ent- 
fernung (Kilometertarife,  Meilentarife,  Wei-st- 
tarife  usw.). 

Vom  Erwerbsstandpunkte  der  Privat- 
bahnen ist  diejenige  Gestaltung  und  Höhe 
der  Tarife  die  beste,  welche  dem  Erwerbs- 
interesse dauernd  am  meisten  dient.  Vom 
Standpunkt  der  staatlichen  Finanzverwaltung 
aus  verdient  bei  den  Staatsbahnen  diejenige 
Gestaltung  und  Höhe  der  Tarife  den  Vorzug, 
welche  die  Einnahmegewinnung  in  dem 
durch  die  Staatsbedürfnisse  erforderten  Um- 
fang am  besten  dauernd  gew^ährleistet.  Beides 
ist  an  sich  berechtigt.  Aber  die  große  Be- 
deutung der  Tarife  für  alle  Gebiete  des 
heutigen  Volkslebens,  wie  es  sich  innerhalb 
der  Staatsgrenzen  vollzieht,  und  für  dessen 
Interessen berühnmgen  mit  anderen  Volks- 
wirtschaften macht  es  unmöglich,  lediglich 
die  vorbezeichneten  allgemeinen  Grundsätze 
als  maßgebend  anzusehen.  Jeder  dieser 
Grundsätze  bedarf  einer  Ergänzung  dahin, 
daß  die  Durchsetzung  des  Erwerbs-  und 
Einnahmegewinnuugsstrebens  der  wirksam- 
sten Fördenmg  der  gesamten  Volksinteressen 
durch  die  E.  nicht  Abbruch  tun  darf.    Die 
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Anwendung  dieses  Grundsatzes  ist  nicht 
nur  schwierig,  sondern  kann  sich  auch  in 
den  einzelnen  lÄndem  nicht  nach  gleichem 
Schema  vollziehen.  Denn  jede  Volkswirt- 
schaft ist  ein  besonderer  Organismus  mit 
besonderen  Bedürfnissen  und  Verhältnissen. 

Das  Gesagte  wirkt  nicht  nur  auf  die 
Höhe,  sondern  auch  auf  die  Gestaltimg  der 
Tarife  ein.  Von  hier  aus  ergibt  sich  des- 
halb die  Forderung  der  Einfachheit,  Klar- 
heit, Uebersichtlichkeit  und  genügenden  Be- 
kanntgabe der  Tarife,  damit  die  Verkehrs- 
interessenten jederzeit  in  der  Lage  sind, 
sich  rasch  und  zuverlässig  über  die  gelten- 
den Frachtsätze  zu  unterrichten. 

Erleichtert  wird  das  durch  eine  gewisse 
Stetigkeit  der  Form  und  Höhe  der  Tarife 
in  dem  Sinne,  daß  ein  häufiges  Schwanken 
vermieden  wird.  Auch  die  Anwendung 
gleichartiger  Tarif  formen,  Tarifsätze  und 
Tarifvorschriften  für  größere  Gebiete  er- 
leichtert die  Orientierung  der  Bevölkenmg. 
Dem  Gesamtinteresse  entspricht  weiter  das 
Verlangen  nach  gnmdsätzlicher  Allgemein- 
gültigkeit der  Tarife  in  dem  Sinne,  daß 
gleiche  Leistungen  jedermann  zu  gleichen 
Bedingungen  gewährt  werden,  daß  also  be- 
sondere (unter  umständen  geheime)  Be- 
günstigimgen  einzelner  Frachtgeber  oder 
Frachtaufgabebezirke  vor  den  übrigen  nicht 
eintreten  dürfen. 

Alle  diese  Forderungen  gelten  sowohl 
gegenüber  Staats-  als  auch  gegenüber  Privat- 
bahnen. Letzteren  wird  der  Staat  unter 
Umständen  bestimmte  Verpflichtungen  auf- 
erlegen müssen,  um  den  genannten  Forde- 
rungen Berücksichtigung  zu  verschaffen.  Da- 
zu können  z.  B.  Vorschriften  über  Maximal- 
tarife, über  Veröffentlichung  und  Schema 
der  Tarife,  Verbot  geheimer  Begünstigungen 
u.  dgl.  m.  benutzt  werden,  sofern  eine  wirk- 
same Kontrolle  durchgeführt  werden  kann. 
Im  allgemeinen  darf  man  annehmen,  daß 
die  Kver^-altung  des  Staates  als  des  be- 
rufenen Vertreters  und  AV'ächters  der  Ge- 
samtinteressen diese  von  sich  selbst  aus  und 
eher  berücksichtigen  wird  als  die  Privat- 
bahn Verwaltung. 

Als  Grundlage  der  Tarif  bemessung  werden 
häufig  die  „Selbstkosten"  in  Vorschlag  ge- 
bracht. Der  Begriff'  „Selbstkosten^*  wird  da- 
bei verschieden  aufgefaßt.  Insbesondere  ist 
es  streitig,  ob  die  vom  Bahnunternehmen 
aufzubringenden  Zinsen  und  TilgungS4^iuoten 
der  Anlagekapitalien  zu  den  Selbstkosten  in 
diesem  Zusammenhange  gezählt  werden 
dürfen.  Gedeckt  sollen  diese  Kosten  jeden- 
falls durch  die  Beförderungspreise  werden, 
und  will  man  sie  nicht  als  Teil  der  Selbst- 
kosten anerkennen,  so  muß  man  sie  jeden- 
falls neben  den  Selbstkosten  im  engeren 
Sinne  bei  Festsetzung  der  Preise  berück- 
sichtigen.    Als    einziger   Maßstab    für    die 


Bemessung  der  Frachten  können  aber  die 
Selbstkosten  nicht  in  Frage  kommen.  Auch 
im  kaufmännischen  Verkehr  richten  sich 
die  Preise  nicht  lediglich  nach  den  Selbst- 
kosten. Nur  die  untere  Preisgi-enze ,  die 
normalerweise  auf  die  Dauer  nicht  unter- 
schritten wei*den  darf,  wird  dort  durch  die 
Selbstkosten  bezeichnet.  Insofern,  als  die 
Ertragsfähi^keit  der  Bahnunternehmungen 
überhaupt  m  Frage  gestellt  werden  würde, 
wenn  die  Beförderungspreise  durchweg  so 
gestaltet  werden,  daß  sie  die  Selbstkosten 
nicht  mehr  decken,  wird  man  den  Selbst- 
kosten auch  für  die  Höhe  der  Rtarife  eine 
—  freilich  mehr  negative  —  Bedeutung  l>ei- 
messen  müssen. 

Dabei  kann  es  sich  aber  nicht  um  die 
Selbstkosten  jeder  einzelnen  Verkehi-sleistung 
für  sich  handeln.  Eine  solche  individuali- 
sierende Berechnung  ist  schon  deshalb  un- 
möglich, weil  sich  jede  Verkehrsleistung  der 
E.  aus  zahlreichenEinzelleistungen  zusammen- 
setzt, für  die  eine  besondere  Kostenermitte- 
lung undurchführbar  ist.  üeberdies  hängen 
die  Kosten  jeder  einzelnen  Leistung  von 
dem  Umfang  des  Verkehrs  wesentlich  ab. 
Solange  nämlich  die  zu  bewirkendenVerkehrs- 
leistungen  über  die  Genzen  der  Leistungs- 
fähigkeit der  Anlagen,  der  Betriebsmittel  und 
des  Verwaltungs-  und  Betriebspersonals,  wie 
sie  in  einer  gegebenen  Zeit  vorhanden  sind, 
nicht  hinausgehen,  werden  durch  die  ver- 
mehrten Arbeitsleistungen  nicht  die  mit 
jenen  Grundlagen  des  Unternehmens  ver- 
bundenen Grundkosten,  sondern  nur  die 
eigentlichen  Arbeitskosten  erhöht  und 
auch  diese  bis  zu  einer  gewissen  Grenze 
nicht  in  demselben  Verhältnis,  wie  die  Zalil 
der  Arbeitsleistungen  wächst.  Bei  der 
Steigerung  der  Arbeitsleistungen  innerhall» 
der  Grenzen  der  vorhandenen  Leistungs- 
fähigkeit des  Unternehmens  >\ird  also  jede 
einzelne  Leisttmg  im  Durchschnitt  billiger. 
Es  kann  sich  deshalb  nur  darum  handeln, 
die  Taiife  mindestens  so  zu  bemessen,  daß 
ihr  Erträgnis  im  ganzen  nicht  hinter 
der  Gesamtsumme  der  notwendigen  Auf- 
wendungen des  Unternehmens  zurückbleibt. 

Eine  \v4chtige  Voraussetzung  für  die 
Durchführbarkeit  dieses  Gnmdsatzes  ist  die, 
daß  die  voraussichtliche  Entwickelung  der 
Verkehrsbedürfnisse  wälu^nd  der  Hen*schaft 
der  erstellten  Tarife  annähernd  richtig  einge- 
schätzt ist.  Hier  kommt  in  Betracht,  daß 
die  Höhe  der  Beförderungspreise  Einfluß 
auf  die  Häufigkeit  der  verlangten  Verkehrs- 
leistungen hat.  Bei  Festsetzung  der  Tarife 
hat  deshalb  häufig  das  Streben  vorgewaltet, 
eine  vermutete  Ausdehnungsfähigkeit  tles 
Verkehrs  in  bestimmten  Gütern  oder  in  l»e- 
stimmten  Richtungen  nutzbar  zu  maclien. 
Der  Zweck  solcher  Maßnahmen  ist  insbe- 
sondere, das  Verhältnis  zwischen  der  toten 
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Last  und  der  Nutzlast  zu  verbessern,  das 
wegen  der  unzulänglichen  Ausnutzung  des 
Fassungsraumes  deiFahrzeuge  im  allgemeinen 
nicht  besonders  günstig  ist.  Der  Erfolg 
hängt  wesentlich  davon  ab,  ob  und  in  welchem 
Umfange  noch  eine  Entwickelungsfähigkeit 


In  Wirklichkeit  verringern  sich  die 
Streckenkosten  —  auf  die  Längeneinheit 
gerechnet  —  bei  der  Befördenmg  auf  größere 
Strecken,  aber  nicht  durchweg,  sondern  nur 
bis  zu  einer  gewissen  Grenze,  weil  nach 
bestimmten    Streckenabständen    eine    Aus- 


des  Verkehrs  durch  Ermäßigimg  der  Be-  j  wechselung  der  Lokomotiven  und  eine  Er- 
fördenmgspreise  ausgelöst  werden  kann.  Die  |  neuerung  des  Personals  nötig  ist  und  auch 
Art  der  Güter  macht  dabei  einen  Unterschied  ,  gewisse  Aufwendungen  für  die  Erhaltung 
insofern ,  als  bei  „sperrigen"  oder  feuer- !  der  Leistungsfähigkeit  des  fahrenden  Zuges 
gefährlichen    oder   schädlich    einwirkenden  •  sich  wiederholen  oder  neu  einstellen  (z.  B. 


Gütern  ein  Interesse  der  Bahnverwaltung, 
durch  Herabsetzung  der  Frachten  den  Ver- 
kelir  zu  steigern,  nicht  besteht. 


Schmiermaterial ,  Heizung ,  Beleuchtung). 
Immerhin  liegt  bis  zu  einer  bestimmten 
Grenze  die  Möglichkeit  vor,  für  die  auf  ein- 


Für  die  Bemessung  der  Tarifsätze  im  '  mal  durchfahrene  Strecke  den  Streckensatz 
einzelnen  ist  oft  von  Bedeutung  die  Art  und  auf  die  Längeneinheit  mit  der  Entfernung 
Beschaffenheit  der  Leistung,  die  von  der  E.  geringer  werden  zu  lassen.  Aus  praktischen 
bewirkt  wird,  oder  —  anders  ausgedrückt  |  Rücksichten  kann  aber  die  Abmindenmg 
—  der  Wert  dieser  Leistung  für  ihren ,  des  Streckensatzes  nicht  von  km  zu  km, 
Empfänger.  Zahlreiche  Umstände  sind  hier  |  sondern  nur  stufenweise  erfolgen.  Auf  diese 
von  Einnuß.  Zunächst  spielt  der  in  Anspruch  Weise  entsteht  die  Form  des  Staffel-  und 
genommene  Teil  des  Fassungsraumes,  wenig- '  Skalentaiifes.  Der  Staffeltarif  kann  so  kon- 
stens  beim  Vieh-  und  Güterverkehr,  eine  struiert  sein,  daß  in  jeder  Staffel  ein  neuer 
Rolle,  und  mit  dem  Umfang  dieses  Teiles  Streckensatz  für  diejenigen  Längeneinheiten 
muß  an  und  für  sich  auch  die  Fracht  wachsen,  benutzt  wird,  welche  in  die  betr.  Staffel 
Weiterhin  ist  —  wiederum  beim  Vieh-  und  fallen.  Er  kann  aber  auch  so  gebildet  sein, 
Güterverkehr  —  das  Gewicht  des  Be-  \  daß  der  Streckensatz  der  biUigsten  Staffel 
fnrderungsgegenstandes  von  Bedeutung  für  auf  die  ganze  zurückgelegte  Strecke  ange- 
den  Wert  der  Leistung  der  Bahn  und  des-  wandt  wird. 

lialb  auch  für  den  Frachtbetrag.  Auch  die  Von  manchen  Seiten  wird  befün^'ortet, 
Schnelligkeit,  die  Sicherheit,  die  Bequemlich-  die  Entfernung  bei  den  E.tarifen  überhaupt 
keit  der  Befördenmg  ist  für  die  Bewertung  i  nicht  zu  berücksichtigen,  also  —  ähnlich  wie 
der  Verkehrsleistung  seitens  des  Leistungs-  beim  Briefporto  —  für  alle  Entfernungen 
empfängers  wichtig.  Berücksichtigung  er-  den  gleichen  Frachtbetrag  zu  erheben  („ßn- 
heischt  schließlich  auch  die  Länge  der  Be-  heitstarif").  Der  Gedanke  ist  abzuweisen, 
förderungsstrecke.  weil  die  Streckenkosten  bei  Kbeförderung 

Da  ein  Teil  der  Arbeitskosten  durch  die  eine  zu  große  Rolle  spielen,  als  daß  sie  ganz 
Leistungen  an  der  Abgangs-  und  an  der  ignoriert  werden  könnten ,  *  und  weil  die 
Bestimmungsstation  —  unter  Umständen  Außerachtiassung  der  Entfernung  im  E.ver- 
auch  auf  einer  Umladestation  —  verursacht  kehr  der  Bevölkerung  tatsächlich  als  unge- 
wird,  also  im  wesentlichen  unabhängig  ist  recht  erscheinen  würde.  Der  Einheitstarif 
von  der  Entfernung,  so  hat  man  den  Preis  würde  den  Nahverkehr  ungebührlich  ver- 
für  die  eigentliche  Beförderung  auf  der  teuern,  dagegen  die  Reisen  und  Versendungen 
Strecke  (,,Streckensatz")  getrennt  von  dem  1  auf  weite  Entfernungen  hin  in  unnatürlicher 
Preise  für  die  Leistungen  auf  der  Abgangs- 1  Weise  verbilligen  und  hier  eine  Verkehrs- 
( Umlade-)  und  Bestimmungsstation  (Stations-  Steigerung  heiTorrufen,  die  unter  Umständen 
kosten,  Expeditions-  oder  Manipulations-  oder  \  nur  durch  neue  Schienen- und  Stationsanlagen, 
Abfertigungsgebühren),  und  zwar  nur  beim  '  Vermehrung  des  rollenden  Materials  und 
Güterverkehr,  da  beim  Personenverkehr  die  j  der  Beamten  —  jedoch  ohne  einen  ent- 
Bedeutung der  Abfertigimgskosten  erheblich  sprechenden  Einnahmezuwachs  —  bewältigt 
geringer  ist  gegenüber  den  Streckenkosten,  werden  kann. 

Eine  genaue  l^rechnung  der  Strecken-  und  i  Von  dem  Einheitstarif  kann  man  zum 
der  Abfortigungskosten  ist  dabei  freilich !  „Zonentarif'  gelangen,  wenn  man  für  den 
ausgeschlossen.  Die  Abfertigungsgebühren  ;  Nahverkehr  eine  oder  mehrere  engere  Zonen 
müßten  an  sich  für  alle  Entfernungen  an- 1  ausscheidet  und  innerlialb  jeder  Zone  ohne 
nähernd  gleich  hoch  sein,  sind  aber  vielfach  Rücksicht  auf  die  verschiedenen  Entfernungen 
im  Interesse  des  Naliverkehrs ,  wo  die  i  denselben  Gesamtfrachtbetrag  erhebt  (im 
Stationskosten  oft  die  Strecken  kosten  über-  weiteren  Sinne  spricht  man  auch  wohl  dann 
sehreiten ,  für  die  kürzeren  Entfernungen ,  von  „Zonentaiif ',  wenn  man  bei  dem  Ent- 
stuf en  weise  ermäßigt  wonlen.  Die  Strecken-  '  fernungstarif  die  Entfernungseinheit  sehr 
Sätze  sind  in  vielen  Fällen  für  jede  Längen-  groß  nimmt,  also  z.  B.  nicht  für  1  km,  son- 
einheit  gleich  gi'oß  ohne  Rücksicht  auf  die  j  dem  immer  für  je  100  km  die  Fracht  fest- 
Gesamtentfernung.  ,  setzt).    Der  Zonentarif  führt  dazu ,  daß  iu 
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Wirklichkeit  für  die  lÄngeneinheit  in  jeder  insofern  berechtigt,  als  es  der  Theorie  nicht 

Zone  um  so  weniger  bezahlt  wird,  je  näher  möglich  ist,  eine  Grundlage  der  Tarife  zu 

der   Bestimmungsort    der   äußeren    Zonen-  finden,  die  als  die  absohit  gute  anzusehen 

grenze  liegt,  und  daß  beim  Uebergang  zu  ist.    Alle  die  vorgeführten    Gesichtspunkte 

der  nächsten  Zone  trotz  kleiner  Entfernungs-  haben   ihre   Berechtigung   und   haben   sich 

imterschiede  der  Streckensatz  zunächst  höher  deshalb  auch  in  bestimmter  Weise  bei  der 

wird.  praktischen  Ausgestaltimg  der  Tarife  Geltung 

Staffeltarif,  Einheitstarif  und  Zonentarif  verschafft.  Daß  dabei  bald  der  eine,  bald 
bedeuten  an  sich  nicht  schon  billige  Tarife;  der  andere  Gesichtspunkt  schärfer  hervor- 
sie  stellen  sich  nur  als  eine  äußere  Form  tritt,  erklärt  sich  aus  der  geschichtlichen 
der  Tarife  dar,  die  sowohl  hohe  als  auch  Entwickeluug  und  aus  den  jeweiligen  be- 
niedrige Frachten  ermöglicht.  sonderen  Verhältnissen. 

Als  Grundlagen  für  die  Tarifbemessung  2.  Die  Gütertarife.  Beim  Gütertarifwesen 
erscheint  außer  den  schon  besprochenen  haben  namentlich  drei  Systeme  die  Aufmerk- 
Faktoren  weiterhin  die  Belastungisfähigkeit  samkeit  erregt,  nämhch  das  Wagenraum-  und 
des  Beförderungsgegenstandes,  also  bei  Per-  Gewichtssystem,  das  Wertsystem  und  das  ge- 
sonen  die  Zahlungsfähigkeit,  bei  Gütern  mischte  Svstem.  ^  ^  .  ^ 
deren    Wert.      Beides    läßt    sich    naturge-  P«  Wagenraum- und  Gewichtssystem  (^ 

maß  nicht  nach   den  wirklichen  besonderen  ?!  ÄÄ 

i^uTfi-L-           -j              1        r^ii      v-tu  Ansprijcnen  ab,  die  au  r  assnngsraum  und  rrag- 

\erhältnissen   jedes  einzelnen  Falles  berück-  fähigkeit  der  Wagen  von  den  Güterversendeni 

sichtigen.     Bei   den    Gütern    begnügt    man  gestellt  werden,  also  nach  dem  beanspruchten 

sich   mit   einigen    wenigen   großen  Klassen  Raum  und  dem  Gewicht  der  Güter.    Außerdem 

derart,  daß  in  die  höher  tarifierten  Klassen  wird  selbstverständlich  die  Entfernung  berilck- 

nur  solche  Güter  eingestellt  werden,  die  im  sichtifift,  weiterhin  auch  die  Schnelligkeit  der 

allgemeinen    im     wirtschaftlichen    Verkehr  Beförderung.                          , .  ,   ,     ^    ..  , 

höher    bewertet    zu    werden    pflegen,    z.  B.  ^  Dementsprechend   iiuterschied  der  Tarif  der 

v«k,.;iro*.^    r^^r,^^nu^^   TJr,^v.f»\.t^i^rJi^^     Ti^v^  Nassauischeu  Staatsbahn  von  1867   nur  Lilgut, 

Fabrikate   gegenüber   Halbfabrikaten,    Roh-  Stückgut,  sperriges  Gut  und  Wagenladungsgut 

und     Hüfsstoffen.      Beim    Personenverkehr  (zu  5  u.  10  t).    iSe  elsaO-lothriugilchen  Bahnen, 

werden  für  bestimmte  Kreise,  die  als  weniger  iie  1871  das  „natürliche"  System  angenommen 

zahlungsfähig  gelten,  z.  B.  für  Soldaten,  für  hatten,  führten  noch  eine  Unterscheidung  zwi- 

Auswanderer,  für  Arbeiter,  niedrigere  Falir-  sehen  Wagenladungsgütern  in  hedeckteu  und  in 

E reise  gefordert  als  bei  anderen  Gruppen,  offenen  Wagen  und  außerdem  einen  Spezialtarif 
fiese  Beriicksichtigung  der  Belastungsfähig-  mit  niedrigeren  Sätzen  für  gewisse  Massenartikel 
keitderBefördeningsgegenständeistnameut-  hei  Aufgabe  von  10  t  ein  Diese  Neuerungen 
lieh  aus  der  Erwägung  heraus  zur  An-  entspnnpn  nicht  mehr  dem  Wagenraum-iGe- 
iiv.il  o  ö  V4ÜX  xui.  oguiife  ii^ic»v*o  ^iix  ^  Wichts- )Svstem ,  sondern  sind  schon  eine  An- 
wendung gekommen,  daß  das  wertvollere  näherung  an  dis  Wertsvstem. 
Gut  und  die  zahlungsfähigere  Person  einen  per  Hauptvorzug  des  Systems  ist,  daß  es 
höheren  Frachtsatz  eher  vertragen  kann,  einen  Anreiz  zur  besseren  Ausnutzung  des 
ohne  daß  deshalb  ein  Verzicht  auf  die  Ver-  Wagenraumes  ^ibt.  Die  praktische  Wirkung 
kehrsleistung  zu  besorgen  wäre;  bei  weniger  und  ebenso  der  Einfluß  auf  die  RentabiHtät  der 
wertvollen  Gütern  und  bei  weniger  leistungs-  Bahn  hängt  aber  schließlich  doch  wesentlich  von 
fähigen  Personen  wird  die  Grenze  viel  eher  der  Höhe  der  Frachten  ab  die  für  die  einzelnen 
er^kt,  vorr  der  an  die  Benutzung  der  K-  ^ÄTsISt^^^^^^^^^^^^ 
leistungen  nicht  mehr  mögüch  ist.  ^^winn  über  die  volle  Deckung  der  Eigeukosten 
bchließlich  spielt  bei  der  Bemessung  der  hinaus  nicht  angestrebt  wird.  Enthalten  die 
Tarifsätze  auch  die  Rücksicht  auf  die  volks-  Frachten  noch  hohe  Zuschläge  im  Interesse  der 
wirtschaftliche  Bedeutung  der  Befördeniugs-  Herauswirtschaftung  des  Reingewinns,  so  werden 
gegenstände  und  Verkehrsleistungen  eine  bei  diesem  System  unter  Umständen  auf  die 
Rolle.  Gegenstände  und  Verkehrsleistungen,  wenig  belastungsfähigen  Güter  zu  hohe  Frachten 
die  für  die  Gesamtheit  eine  besondere  Be-  gelegt,  und  das  würde  zahlreiche  Ausnahmetarife 
(leutung  haben,  wertlen  aus  diesem  Gesichts-  nöu|mach^^^^^^^ 

punkt  billiger  befördert  bezw.  bewirkt    als  Das  Wertsystem  stuft  die  Frachten  nach  dem 

andere,  die  nur  engeren  und  besser  gestellten  Marktwert  der  Güter  ab,  weil  dieser  Wert  für 

Kreisen  zugute  kommen.    Namentlich  beim  die  Belastnngsfähigkeit  mit  Frachten  von  Be- 

Staatsbahnsystem  kann  diesem  Gesichtspunkt  deutung  ist.   Die  Gewichtsmenge,  die  Schnellig- 

und    el>enso    auch    der   Belastungsfähigkeit  keit  der  Beförderung  und  die  Entfernung  siud 

der  Beförderungsgegenstände  Rechnung  ge-  dabei  mit  zu  berücksichtigen.    Das  Wertsystem 

tragen    werden,    ohne    in    Einseitigkeit    zu  |  will  also  dem  Umstand  Rechnung  tragen,  daß 

verfallen  ^^^  souf^t  gleichen  Lmstanden  das  höherwertige 
r\-      1  1  »  UV  1       r»     i.  li.           1       rr    -r    i  Cjrut    eine    höhere    Fracht    ertragen    kann    als 

Die    tatsächliche    Gestaltung   der  Tarife  I  ^j.^  geringerwertige.     Diese   Erwägung   trifft 

beruht    regelmäßig    auf    einer    \ erbmdung  1  auch    im    allgemeinen    zu,    wenngleich   Aus- 

mehrerer  der  vorbezeichneten  Gesichtspunkte,  nahmen    oft    genug   vorkommen.     Eine   voll- 

Dieser  geschichtlich  gewordene  Zu.stand  ist  kommene  und  dem  besonderen  Wertstande  der 
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«inzelnen  Güter  angepaßte  Dnrchfühning  der 
Werttarifierung  ist  unmöglich.  Der  Tarif  würde 
•dadurch  bis  zur  Unbranchbarkeit  kompliziert 
werden.  Auch  eine  vollkommene  Anpassung  an 
"die  zeitlichen  Wertverschiebungen  ist  ausge- 
schlossen, weil  sonst  zu  häufig  eine  Aenderung 
•des  Tarifes  eintreten  müßte.  In  der  Praxis  er- 
scheint deshalb  das  Wertsystem  in  sehr  abge- 
blaßter Form.  Man  bildet  nur  einige  wenige 
Oruppen  oder  Wertklasaen  und  reiht  die  ein- 
zelnen Arten  der  Versendunpfs^^egenstände  in 
diese  Klassen  ein.  Den  zeitlichen  Wert  Ver- 
schiebungen paßt  man  sich  einigermaßen  da- 
durch an,  daß  von  Zeit  zu  Zeit  die  Einreihung 
der  einzelnen  Güterarten  in  die  Wertklassen 
ergänzt  oder  abgeändert  wird. 

Die  Werttarifierung  ist  da,  wo  ein  Reinge- 
Avinn  aus  dem  E.betnebe  erzielt  werden  soll, 
besser  am  Platze  als  das  Waerenraumsystem, 
weil  es  die  leistungsfähigeren  Güter  mehr  zur 
Schaffang  des  Reingewinnes  heranzieht,  die 
weniger  leistungsfähigen  dagegen  nur  mit  ge- 
ringen Gewinnzuschlägen  belastet.  Das  System 
leidet  vor  allem  an  dem  Mangel,  daß  die  Bildung 
und  Ausfüllung  der  Klassen  nicht  in  einer  all- 
seitig befriedigenden  und  gerechten  Form  durch- 
geführt werden  kann  und  daß  die  Art  der 
Wagenausnutzung  im  einzelnen  Falle  ganz  un- 
beachtet bleibt. 

Den  Einfluß  der  Art  der  Ausnutzung  des 
Laderaumes  hat  man  in  der  ersten  Zeit  nicht 
genügend  erkannt  und  deshalb  gerade  damals 
das  reine  Wertsystem  angewandt.  Später  suchte 
man  diesem  Einflüsse  Rechnung  zu  tragen  und 
zur  besseren  Ausnutzung  des  Laderaumes  an- 
zuregen. Soweit  man  dabei  nicht  zu  dem  ein- 
seitigen Wagenraumsystem  gelangte,  mußte 
sich  auf  diese  Weise  von  selbst  ein  „gemischtes 
System"  entwickeln,  also  ein  System,  das  sich 
sowohl  der  Belastungsfähigkeit  der  Güter  an- 
passen als  auch  der  Ausnutzung  des  Laderaumes 
Vorschub  leisten  will. 

Die  Verschmelzung  von  Grundsätzen  des 
Wagenraum-  und  des  Wertsystems  zu  einem 
gemischten  System  mußte  um  so  näher  liegen, 
als  beide  Systeme  bei  der  Behandlung  gewisser 
wichtiger  Gruppen  der  Güter  doch  —  wenn 
auch  aus  verschiedenen  Erwägungen  heraus  — 
zu  demselben  Ergebnis  kommen.  Das  Wert- 
system muß  die  Massengüter  niedriger,  die  Stück- 
güter, die  meist  höherwertige  Güter  umfassen, 
höher  belasten,  wenn  es  sich  der  Belastnngs- 
fähigkeit  anpassen  will.  Das  Wagenraum- 
system belastet  ebenfalls  die  Massengüter  nie- 
driger, die  Stückgüter  höher,  weil  in  der  Regel 
jene  eine  bessere,  diese  eine  schlechtere  Raum- 
ausnutzung ermöglichen. 

Wenn  das  gemischte  System  nicht  nachteilig 
wirken  soll,  muß  es  möglichst  einfach  aufgebaut 
sein  und  sich  insbesondere  auf  wenige  eroße 
Wertklassen  beschränken.  Ist  das  der  Fall,  so 
bietet  das  System  an  sich  am  besten  die  Mög- 
lichkeit, ohne  Schädigung  der  Versendungsmög- 
lichkeit weniger  belastungsfähiger  Güter  eine 
günstigere  Raumausnutzung  und  weiterhin  Rein- 
gewinn zu  erzielen. 

Ein  gemischtes  iSystem  —  natürlich  mit  ver- 
schiedener Ausgestaltung  der  Einzelheiten  — 
findet  sich  in  so  vielen  Ländern,  daß  man  dieses 
System  zurzeit  als  das  herrschende  ansehen  muß. 
Auch  der  deutsche  Reformtarif  von  1877,  der 


noch  heute  die  Grundlage  des  deutschen  E.- 
güt«rtarifes  ist,  beruht  auf  dem  gemischten 
System  und  gilt  in  Fachkreisen  als  eine  be- 
sonders glückliche  Verwirklichung  des  Grund- 
gedankens dieses  Systemes.  Das  Schema  des 
Tarifs  zeigt  folgende  Gruppen: 

1.  Eilgut:   a)   Eilstückgut,   b)   in   Wagen- 
ladungen. 

2.  Allgemeine  Stückgutklasse  (Frachtstück- 
gut). 

3.  Spezialtarif  für  bestimmte  Stückgüter  (ge- 
ringeren Wertes). 

4.  Allgemeine  Wagenladungsklasse: 

Ai  für  Güter  aller  Art  in  Wagenladungen 
zu  5  t; 

B  für  Güter  aller  Art  in  Wagenladungen 
zu  10  t. 

5  Spezialtarif  für  bestimmte  Arten  von  Gütern 
bei  Aufgabe  von  mindestens  10  t. 

I.  hauptsächlich  für  Fertigfabrikate. 
II.  „  „    Halbfabrikate. 

III.  „  „    Rohstoffe    und   Massen- 

güter. 

6.  Wagenladungsklasse  A,  für  Güter  der  Spe- 
zialtarife  I  und  II  bei  Aufgabe  von  weniger  als 
10,  aber  mindestens  ö  t. 
.  Die  Gruppe  6  folgt  in  bezug  auf  die  Höhe 
der  Streckensätze  hinter  Gruppe  4;  im  übrigen 
entspricht  die  obige  Reihenfolge  der  Höhe  der 
Streckensätze. 

Für  den  Transport  von  explodierbaren  Gegen- 
ständen, sperrigen  Gütern,  Fahrzeugen,  gebrauch- 
ten Emballagen,  Flüssigkeiten  in  Kessel-  und 
anderen  Gefilßwagen,  Langholz  und  Fischen  be- 
stehen besondere  Vorschriften  und  Sätze. 

Das  Schema  als  solches  begebet  im  allge- 
meinen ernsten  Einwendungen  nicht.  Die  Höhe 
der  Frachten  dagegen,  insbesondere  der  Mangel 
stufenweiser  Ermäßigung  der  Streckensätze  und 
die  verschiedene  Höhe  der  Expeditionsgebühren 
für  die  verschiedenen  Entfernungen,  und  weiter- 
hin die  Einreihung  der  Güter  in  die  drei  Spezial- 
tarife  begegnet  vielfachem  Widerspruch.  Mit 
dem  Tarif  Schema  als  solchem  haben  aber  diese 
Einwände  nichts  zu  tun. 

Der  Normaltarif  hat  namentlich  in  bezug 
auf  die  Güterklassifikation  zahlreiche  Ergiln- 
zungeu  erfahren.  Im  ganzen  hat  dabei  die 
Tendenz  zur  Ermäßigung  der  Frachten  vor^- 
waltet.  Die  Weiterbildung  des  Normaltarifs 
erfolgt  in  einheitlicher  Weise.  Das  Organ  dazu 
sind  die  vom  Preuß.  Minister  der  öf^ntlicheu 
Arbeiten  berufenen  und  regelmäßig  wieder- 
kehrenden „Generalkonferenzen  der  deutschen 
E".  Ihnen  gehören  alle  Verwaltungen  an.  die 
den  Normaltarif  angenommen  haben.  Ihr  Stimm- 
recht ist  nach  der  Ausdehnung  ihrer  Strecken 
abgestuft.  Die  Beschlüsse  werden  mit  Stimmen- 
mehrheit gefaßt.  Sie  werden  für  alle  beteiligten 
Verwaltungen  bindend,  wenn  nicht  binnen  4 
Wochen  Widerspruch  erhoben  wird  von  Ver- 
waltungen, die  zusammen  mehr  als  V-v  ^H^f 
Stimmen  führen,  und  werden  zu  einem  von  der 

feschäftsführenden  Verwaltung  bestimmten 
ermin  von  allen  beteiligten  Verwaltnng:en  in 
Kraft  gesetzt.  Vor  Abgabe  der  preußischen 
Stimme  in  den  Generalkonferenzen  wird  bei 
wichtigen  Fragen  der  Landes-E.rat  gehört.  Zur 
Vorberatung  der  an  die  Generalkonferenz  zu 
bringenden  Anträge  besteht  die  „ständige 
Tarifkommission",    die   in   der  Regel   dreimal 
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jährlich  zasammentritt.  Dieser  Kommission  ist 
beigegeben  der  ans  Vertretern  von  Handel,  Ge- 
werbe nnd  Landwirtschaft  bestehende  ^Ansschnß 
der  Verkehrsinteressenten". 

Nicht  gemeinsam  ist  in  Deutschland  die  £r- 
stellnng  von  Ansnahmetarifen :  sie  ist  Sache  der 
einzelnen  Verwaltungen  und  oedarf  der  Geneh- 
mignng  der  Landesregierung.  Die  vorherige 
Beratung  in  den  £. heiraten  ist  üblich. 

Was  diese  Abweichungen  von  dem  Normal- 
tarif anlangt,  so  haben  sie  sich  überall  mit 
Rücksicht  auf  bestimmte  Güterarteu  oder  Ver- 
sendergruppen oder  Versendungs-  oder  Empfangs- 
gebiete als  notwendig  erwiesen.  Die  Abwei- 
chungen erscheinen  als  Ausnahmetarife,  als 
Güterzug-  oder  Extrazugtarife,  als  Saisontarife, 
als  Richtungstarife,  als  Frachtrabatte  usw.  Sie 
machen  das  Tarifwesen  sehr  kompliziert,  recht- 
fertie:eu  sich  aber  grundsätzlich  durch  die  Not- 
wendigkeit, den  besonderen  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnissen Rechnung  zu  tragen.  Ein  starres, 
nicht  elastisches,  nicht  anpassungsfähiges  Tarif- 
wesen kann  dem  Lande  schweren  Schaden  zufügen. 

Bekämpft  werden  nur  einige  Arten  der  Ab- 
weichungen von  den  normalen  Tarifen.  Hierher 
gehören  zunächst  die  geheimen  Frachtnaehlässe 
zugunsten  bestimmter  Versender  oder  Versendfcr- 
gruppen  („Refactien").  Diese  Begünstigungen 
setzen  an  die  Stelle  gleichmäßiger  Behandlung 
der  Verkehrtreibenden  willkürliche  und  deshalb 
demoralisierende  Bevorzugungen.  In  Deutschland 
sind  geheime  Frachtnaehlässe  untersagt,  ebenso 
im  internationalen  Uebereinkommen  über  den 
E.frachtverkehr  vom  14./X.  1890. 

Bekämpft  werden  weiterbin  die  „Frachtdis- 
paritäteu^  (DifTerenzialtarife  im  engeren  Sinne), 
d.  h.  eine  Tarif^estaltung ,  nach  der  für  die 
gleiche  Menge  gleichen  Gutes  nach  einer  weiteren 
Station  hin  ein  geringerer  Gesamtfrachtbetrag 
erhoben  wird  als  nach  einer  näheren  Station 
derselben  Linie.*)  Die  Frachtdisparitäten  be- 
günstigen den  durchgehenden  Verkehr  in  unge- 
sunder und  nach  der  herrschenden  Auffassung 
ungerechter  Weise. 

Die  Beförderung  zu  Ausnahmesätzen  spielt 
eine  große  Rolle.  Auf  den  preußischen  Staats- 
bahnen entfallen  von  den  Einnahmen  aus  dem 
Güterverkehr  *)  (ohne  Tier-,  Postgut-,  Militärgut- 
und  Dienstgutverkehr  und  ohne  Nebenerträge) 
auf  die  Beförderung  1894/95    1904,05 

in  Proz.  in  Proz. 

1.  nach  Ausnah metarifen  36,32       46,37 

2.  nach  den  normalen  Tarifen  63^68  53,63 
darunter  Eil-  und  Expreßgut  2.47  4,17 
Stückgut  der  allgem.  Stück- 

gntklasse  12.46       11. 15 

Stückgut  des  Spezialtarifs  für 

Stückgüter  2.55         3,23 

Frachtgut  der  Wagenladungs- 
klasse Ai  2.86         2.23 
B  5.34        4.92 
A,                                     2.27         2,77 
Frachtgut  d.  Spezialtarifs      I.     6.53         5.94 
IL     5.02         5,37 
IIL   23,13       13.43 

^)  Wenn  z.  B.  Güter  von  Wien  direkt  nach 
Köln  mehr  zahlen  müssen  als  Güter,  die  von 
Wien  nach  Amsterdam  und  von  da  nach  Köln 
gehen. 

*)  1894/95  603,8  Mill.  M.,  1904  995,6  Mill.  M. 


S.  Die  Personentarife.  Der  Personenver- 
kehr spielt  für  die  Einnahme  der  £.  im  allge- 
meinen eine  viel  geringere  Rolle  als  der  Güter- 
verkehr. Bei  den  preußischen  Staatsbahnen 
z.  B.  entfielen  1904  von  allen  Verkehrseinnahmeu 
29,43  «/o*)  auf  Personenverkehr  und  70,57  0^«) 
auf  Güterverkehr.  Immerhin  ist  ihr  Anteil 
^roß  genug,  um  auch  vom  Standpunkt  der  E.- 
interessen  aus  dem  Personenverkehr  eine  er- 
hebliche Bedeutung  zu  verschaffen.  In  der  Be- 
völkerung wird  die  Bedeutung  bisweilen  sogar 
überschätzt,  weil  etwaige  Mißstände  im  Per- 
sonenverkehr leichter  den  breiten  Schichten  des 
Volkes  zum  Bewußtsein  kommen. 

Die  normalen  Personentarife  sind  im  allge- 
meinen einfacher  konstruiert  als  die  Gütertarife. 
Bequemlichkeit  und  Schnelligkeit  sind  hier  der 
Hanptanlaß  zur  Erhebung  verschiedener  Fahr- 
preise für  gleiche  Entfernungen.  Die  Bequem- 
lichkeit und  Annehmlichkeit  der  Beförderung 
wird  namentlich  in  der  Klasseneinteilung  be- 
rücksichtigt —  abgesehen  von  den  Zuschlägen 
für  besonders  gut  ausgestattete  Züge.  Die 
Klasseneinteilung  bedeutet  auch  eine  gewisse 
Anpassung  an  die  Zahlungsfähigkeit  der  Reisen- 
den. Die  Erhebung  verschiedener  Fahrpreise 
für  die  einzelnen  Klassen  trägt  femer  dem  Um- 
stände Rechnung,  daß  die  größere  Bequemlich- 
keit nur  eine  geringere  Zahl  von  Plätzen  in 
dem  Wagen  gestattet. 

Die  Entfernung  wird  in  den  meisten  Tarifen 
in  der  Weise  berücksichtigt,  daß  die  Zahl  der 
Kilometer  mit  dem  Normalsatz  für  1  Person 
und  1  km*)  multipliziert  wird.  Das  verteuert 
den  Fem  verkehr.  Eine  Aendemng  wird  viel- 
fach in  der  Richtung  angestrebt,  daß  die  >'or- 
malsätze  mit  der  wachsenden  Entfernung  staffel- 
weise ermäßigt  werden  (Staffeltarif).  Die  Form 
des  Zonentarifes  mit  einigen  wenigen  Stufen, 
wie  sie  vielfach  empfohlen  wird,  ist  wegen 
ihrer  Nichtberücksichtigunp^  großer  Entfemungs- 
unterschiede  auch  hier  nicht  als  rationell  an- 
zusehen. Dänemark,  Holland  und  Norwegen 
haben  übrigens  Staffeltarife.  Gestenreich  und 
Tnp^am,  seit  1905  auch  Schweden,  haben  Zonen- 
tarife, die  aber  einem  Entfernungstarife  mit 
größeren  und  nur  wenig  mit  der  Entfemung 
sich  erweitemden  Längeneinheiten  nahekommen. 

Die  Personen tarife  haben  sich  nicht  in  dem- 
selben Grade  ermäßigt  wie  die  Gütertarife  und 
feiten  vielfach  als  zu  hocL  Dem  hat  die  Praxis 
er  E.Verwaltungen  durch  mancherlei  Abwei- 
chungen gegen  die  normalen  Sätze  für  gewisse 
Fälle  Rechnung  getragen.  Zugunsten  bestimmter 
Gruppen  der  Reisenden  (Soldaten,  Kinder,  Ar- 
beiter usw.)  bestehen  ermäßigte  Sätze.  Für 
Befürderang  ganzer  Gesellschaften,  Vereine, 
Schulen  werden  Ermäßigungen  zugestanden. 
Durch  billigere  Rückfahrkarten,  Zeitkarten, 
Sommerkarten,  Rundreisekarten,  znsammenstell- 
bare  Fahrscheinhefte,  Kilometerbillets ,  durch 
besondere  Erleichterung  des  Lokal-  und  Vor- 


*'  =  27.56  ®rt  der  Gesamteinnahmen. 
«1  =  66.11%    - 

'1  In  Preußen  (einschl.  25  kg  Freigepäck'  im 
Personenverkehr  Schnellzugverkehr 
Klasse      I.  8.0  Pf.  9,0    Pf. 

IL  6,0    „  6.07    „ 

IIL  4,0   „  4.07    r 

IV.  2,0   „  — 
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Ortsverkehrs  u.  d^l.  m.  ist  man  dem  Bedürfnis 
nach  billigerem  Personenverkehr  entgegenge- 
kommen. Jlin  bedeutender  Teil  des  Personen- 
verkehrs erfolgt  indes  nach  den  Normalsätzen 
für  einfache  Fahrt.  In  Preußen  lieferte  im 
Rechnungsjahr  1904  der  Personenverkehr  auf 
zusammenstellbare  Fahrscheinhefte  3,20%,  der 
Rückfahrverkehr  46,36%  der  Einnahmen  der 
Staatshahnen  aus  dem  Personenverkehr  (ein- 
schl. Schlafwagenverkehr  und  Platzkarten).  Bei 
den  Einnahmen  aus  dem  Rückfahrverkehr  ent- 
fielen 

84.03%  auf  gewöhnliche  Rückfahrkarten, 

1,37%    „   Arbeiter-Rückfahrkarten, 

4.19%    „   Arbeiter- Wochenfahrkarten, 

1,41%    „   Sonderzugkarten, 

2,17%    „   Sonntagskarten, 

6,40%    „   Zeitkarten, 

o»39%    n   Schülerkarten. 

Beim  Personenverkehr  bedürfen  besonderer 
Berücksichtigung  die  unteren  Wagenklassen, 
in  Preußen  speziell  die  III.  und  IV.  Wagen- 
klasse, die  —  abgesehen  von  den  Militärper- 
sonen —  1904  44,17%  und  45,41%,  zusammen 
89,58%  der  Gesamtzahl  der  Reisenden  (710,86 
Mill.)  beförderten,  während  auf  die  I.  Klasse 
nur  Ö,35«o,  auf  die  II.  Klasse  10,07%  entfielen. 
Die  starke  Benutzung  der  IV.  Klasse  (322,83 
Mill.  Reisende)  läßt  es  als  unzweckmäßig  er- 
scheinen, diese  Wagenklasse  —  wie  mehrfach 
befürwortet  —  abzuschaffen.  Die  IV.  Klasse 
bietet  überdies  durch  die  Möglichkeit,  die  Ge- 
päckstücke bei  sich  zu  behalten,  für  viele  einen 
besonderen  Vorteil,  der  ungern  aufgegeben 
werden  würde. 

Ob  eine  Verallgemeinerung  der  Form  der 
Kilometerbillets,  die  bisher  nur  auf  Bahnnetzen 
beschränkteren  Umfangs  angewendet  sind,  mög- 
lich ist,  erscheint  fraglich. 

Im  übrigen  wird  bei  einer  Reform  auf  Be- 
seitigung der  vielen  Abweichungen  gegen  die 
normalen  Sätze  und  auf  eine  durchgreifende  Er- 
mäßigung der  letzteren  hinzuarbeiten  sein.  Das 
in  verschiedenen  Staaten  —  auch  in  PreuLlen 
— .  auf  die  einfachen  Fahrkarten  und  auf  die 
gewöhnlichen  Rückfahrkarten  gewährte,  also 
im  Preise  auch  berücksichtigfte  Freigepäck  wird 
zweckmäßiijerweise  beseitigt.  Statt  dessen 
empfiehlt  sich  ein  besonderer,  staffelförraig  ab- 
gestufter mäßiger  Gepäcktarif,  der  sich  so  ein- 
richten läßt,  daß  eine  Verteuerung  im  ganzen 
für  den  mit  Gepäck  Reisenden  vermieden  wird. 
Daß  Personen,  die  das  Freigepäck  nicht  in  An- 
spruch nehmen,  doch  in  den  Fahrpreisen  die 
Fracht  für  dieses  Gepäck  zahlen  müssen,  ist 
ungerecht. 

Literatur:  /«>  die  umfangreiche  Literatur,  ttotveit 
jfft  bii<  Mitte  I8U4  erschienen  ist,  kann  auf  die 
Bibliographie  von  Dr»  K.  Frankenstein  hinge- 
wii»cn  werden,  die  sich  in  van  der  Borght, 
„hau  Verkehrswesen",  Leipzig  1894,  findet.  Von 
inneren  Veröfentlichwngrn  sind  zu  encähnen 
(alnjeaehen  von  statistischen  Veröffentlichungen 
und  Fachzeitschriften) :  V.  Hoell,  Encyklopadie 
dfs  Kisenbahnwescns ,  Wien  ISUO — 1S95.  —  G, 
Eger ,  Handbuch  des  preußischen  Eisenbahn- 
rechtes,  Bd.  1,  Breslau  18S%Jid.  ;?,  Breslau  1806. 
—  Derselbe,  Dir  geschichtliche  Entwicklung  des 
Eisenbahntransportrechts  in  I*reußen ,  München 
1895.  —    Ißerselbe,    Die    Verkehrsordnung  für 


die  Eisenbahnen  DeuUchUinds  vom  IS.jXI.  189t, 
Hannover  1895.  —  Derselbe,  Da»  intemaiionaU 
Uebef^einkommen  über  den  Eüenbahnfrachtverkehr, 
2.  Aufl.,  Berlin  190t,  —  W,  Cauer,  Betrieb  u. 
Verkehr  der  preußischen  Staatibahnen ,  2  Teile, 
Berlin  1897  u.  1908,  —  „  Vorschriften  /.  d.  Ver- 
waltung  der  Verein.  Preußischen  und  Hessischen 
StOAtS' Eisenbahnen" ,  Ausgabe  vom  1,1  X.  190t, 
Berlin  190t.  —  JP.  C  Huber,  Auf  dem  Wege 
zur  Eiienbahngemeinschafi ,  /Stuttgart  1902.  — 
A.  Sehneider,  Die  Eisenbahnen  Deutschlands, 
Karlsruhe  1905.  —  Th,  Oerstner,  Eisenbahn- 
betriebsreglement und  Verkehrsordnung  t  Berlin 
1895.  —  A,  Eder,  Die  Eisenbahnpolitik  Oester- 
reichs  nach  ihren  finanzieüen  Ergebnissen,  Wien 
1894.  —  R.  V.  Kaufmann,  Die  Eisenbahn- 
politik Frankreichs,  Stuttgart  1896.  —  C  Colson, 
Les  chemins  de  fer  et  le  budget,  Paris  1896.  — 
Hugo  Marggraf,  Die  Kgl.  bayrischen  Staais- 
bahnen  in  geschichtlicher  und  statistischer  Be- 
ziehung,  München '  1894,  —  Ose.  nfac^fb,  IHe 
Kgl.  wilrttembergischen  Staatseisenbahnen  in 
historisch-statistischer  Darstellung,  Tübingen  1896. 

—  Supper,  Die  Enttoickelung  des  Eisenbahn- 
wesens im  Königreich  Württemberg,  Stuttgart  1895. 

—  Ferd,    Scheyrer,     Geschichte    der    Hain- 
mNeckarbahn,    Darmstadt   1896.    —    Berlin    und 

seine  Eisenbahnen  I846 — 1896,  herausg.  im  Auf- 
trage des  Kgl.  preußischen  Ministers  der  öfient- 
lichen  Arbeiten,  Berlin  1896.  —  Fleek,  Die 
ersten  Eisenbahnen  von  Berlin  nach  dem  Westen 
der  Monarchie,  Archiv  f.  Eisenbahnwesen,  1895. 

—  Derselbe,  Studien  zur  Geschichte  des  preu- 
ßischen Eisenbahnwesens ,  Archiv  f.  Eisenbahn- 
wesen, seit  Jan.  1896.  —  K.  Müllet%  Die  Ba- 
dischen Eisenbahnen  in  historisch -statistischer 
Darstellung,  Heidelberg  I904.  —  Kech ,  Die 
Gründung  der  Großh.  Badischen  Staatseisen- 
bahnen, Karlsruhe  1905.  —  Festschrijt  über  die 
Tätigkeit  des  Vereins  Deutscher  Eisenbahnver- 
iraltnngen  in  den  ersten  50  Jahren  seines  Be- 
stehens 1846 — 1896,  Berlin  1896.  —  Wlldmann, 
Die  geschichtliche  Entwickelung  der  schweize- 
rischen Eisenbahngesetzgebung,  Zürich  1905.  — 
Weissenbaeh^  Die  Durchführung  der  Ver- 
staatlichung in  der  Schweiz,  im  Archiv  f.  Eisen- 
bahnwesen 190Ö.  —  Bresctani,  Die  Eisenbahn- 
frage in  Italien,  im  Archiv  f.  Eisenbahnwesen 
1905.  —  B.  H.  Meyer,  Railway  legislation  in 
the  United  States,  Sew   York  und  Ltmdon  190S. 

—  O.  MatthesiiiSf  Russische  Eisenbahnpolitik, 
im  Archiv  f.  Eisenbahnwesen  190S — 1905.  — 
O.  A.  Sekan,  History  of  the  Great  Western 
Railway,  Ixmdon  1895.  —  E.  Rank,  Das 
Eisenbahntarifwesen  in  seiner  Beziehung  zu 
Volkswirtschaft  und  Verwaltung,  Wien  1895.  — 
Derselbe,  Grundzüge  des  Eisenbahntarifwesens, 
Wien  1900.  —  Derselbe  ^  Die  Eisenbahntarif- 
technik,  Wien  1902.  —  Bauer ,  Lehrbueh  des 
EiseJibahntarif Wesens ,  Wien  1900.  —  Cassel, 
Grundzüge  für  die  Bildung  der  Personentarife 
auf  den  Eisentmhnen ,  im  Archiv  f.  Eisejibahn- 
wcsen  1900.  —  Seiler  und  Freutl,  Die  Eisen- 
bahntarife in  ihren  Beziehungen  zur  Handels- 
politik, Leipzig  1904.  —  W.  M.  Asicorth,  The 
elements  of  railway  economics,  Oxford  19tK'>.  — 
Ledig  u.  VlbHcht,  Die  schmalspurigen  Eisen- 
btihnen  im  Königreich  Sachsen,  Leipzig  1895.  — 
H.  Koestler,  Ueber  nordamerikanische  Straßen- 
bahnen, Leipzig  1896.  —  F,  Mikller,  Grtindzüge 
des  Kleinbahnwesens,  Berlin  1895.  —  JPascher, 
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D(u  Lokalhahnwesen  in  Oesterreich,  Wieit  rjoi.  \  in  Preußen  fiskalisch  fühlbar  gemacht,  wo 
—  \\  Weniisch,  Die  SchfiMUpurixthntn  und  der  Ertrag  der  E.   von  3,384  Mill.  M.  im 

ihre  volksynruehafüichc  Bedeutung,    Wien  1904^    J^hre  1882—83  auf  0,270  Mill.  M.  im  Jahre 


—  G,  Ketnmann,  Die  Entwickelitng  der  »i^idt 
SchneUbaJmen  seit  Einfiihrung  der  Ehktrizitäi 
Berlin  1904.  jff.  van  det*  Sm^ght^ 


Eisenbalinstener. 

Allgemeines.    2.  GFesetzgebnng. 
,   Allgemeines.     Die  E.  ist  eine 


Er- 


1905  zurückgegangen  ist. 

2.  Gesetigebung.  Preußen.  Das  allge- 
meine Eisenbahngesetz  y.  3./XI.  1838  bat  eme 
besondere  Ertragssteuer  für  die  Eisenbahnnnter- 
nehmnngen  yorgesehen.  In  Ausführung  dieser 
Bestimmung  wrirden  die  GG.  v.  30./V.  1853  und 
y.  16./III.  1867  erlassen.  Ursprünglich  wurden 
die  Erträgnisse  der  Eisenbahnab^be  zum  An- 
kauf yon  Stammaktien  der  preußischen  Priyat- 
eisenbabnen  bestimmt.    Seit  G.  y.  21./VI.  1859 


Iragssteuer.     Sie  stellt  sich  die  Aufgabe,  den   kam  diese  Spezialyerwendun^  in  Wegfall  und 
Heinertrag  aus  den  Eisenbahnunterne  hm  un^n  j  wird  der  Ertrag  nunmehr  m  die  dlgemeiue 


der  Steuerleistung  zu  unterwerfen.  Hier 
werden  die  Eisenbahnen  als  gewerbliche 
Unternehmungen  betrachtet  und  in  einer 
mehr  oder  minder  der  Gewerbesteuer  ho- 


Staatskasse  abgeführt. 

Die  preußische  E.  ist  eine  Ertragssteuer  yom 
Reinertxafi:  der  Eisenbahnuntemehmungen.    Sie 
wird  yerschieden  yeranlagtje  nachdem  der  Unter- 
r,.,.,.        .      rki'i  *.!  nehmer  eine  inländische  Eisenbahnaktiengesell- 

mogenen  Gestalt  «^steuert  Dabei  kommt  schaft  oder  eme  andere  Person  (physische  Person, 
der  Objeküvismus  des  Ertragsstou^irprmzips  andere  Gesellschaften,  Korporation,  fremder  Staat 
streng  zur  Durchführung;  die  EiseiibaJin  ist  U8w.)i8t.  Maßgebend  ist  der  Reinertrag  der  ünter- 
das  Objekt,  auf  das  die  ErtragsgrOBen   zu-  nehmung.    Dieser  wird  gebildet  im  ersten  Falle 


rückbezogen  werden. 

Zur  Erfüllung  der  vorliegenden  Aufgabe 
hat  man  teils  eine  besondere  Form  der  Er* 
tragsbesteuerung  gewählt,  wie  in  PreuÜen, 
teils  hat  man  auf  die  Gewerbesteuer  zuröck- 


durch  die  nach  Abzug  der  Verwaltungs-.  Unter- 
haltungs-  und  Betriebskosten,  femer  aes  Bei- 
trags zum  Reservefonds  und  der  zur  planmä- 
ßigen Verzinsung  und  Tilgung  yerwendeten 
Beträge  auf  das  Aktienkapital  zu  yerteilende 
Restsumme,  im  zweiten  Falle  durch  dei^enigen 


gegnffen  oder  endlich  das  Erlragssteuer- 1  Ueberschuß,  um  welchen  der  Betriebsrohertrag 
prinzip  überhaupt  preisgegeben  und  die ,  die  Verwaltungs-  Unterhaltungs-  und  Betriebs- 
Eisenbahnunternehmungen  der  Einkommen-  kosten  überste^rt.    Die  Steuersätze  betrafi^en  bis 


trafire 
zu  einem  4%  Reinertrage  V40  oder  2yb%,  bei 
solchem  von  4—5%  Vto  oder  5%,  bei  solchem 
von  5—6%  '/,o  oder  10%  und  bei  einem 
Mehrertrage  über  6%  «/i©  oder  20%  dieser  Er- 
trag^squote. 

Der  augenscheinliche  Rückgang  der  Steuer- 
erträge ist  das  Ergebnis  der  umfassenden  Ver- 
staatlichung  der  Privateisenbahnen  in 
Preußen. 

Von  der  Grund-,  Gebäude-  und  Gewerbesteuer 
sind  die  Eisenbahnuntemehmungen  befreit. 

In  Bayern  werden  die  Pnvateisenbahneu 
nach  den  allgemeinen  Grundsätzen  besteuert,  in 
Württemberg  unterliegen  sie  der  Einkommen- 
steuer, in  Sachsen  der  Grund-  und  Ein- 
kommensteuer, in  Hessen  der  Einkommen- 
steuer. In  Baden  sind  sie  steuerfrei,  doch 
beruhte  diese  Befreiung  nicht  auf  einem  gene- 
rellen Anspruch,  sondern  wird  im  einzelnen  in 
menten  haben  Frankreich  und  England  auf-  den  Gesetzen  ausgesprochen,  durch  welche  die 

Anlage  der  betreffenden  Bahnen  genehmigt  wird. 

In  Frankreich  und  Enfi^land  bestehen 
besondere   Steuerformen    für    die   Eisenbahnen 


Steuer  unterstellt.  Die  subjektive  Steuer- 
pflicht ist  regelmäßig  auf  die  Privat- 
eisen  bahnen  beschränkt  worden,  die 
Staatseisenbahnen  sind  überall  steuerfrei 
Die  Veranlagung  der  Eisenbahnen  ist  ein- 
fach, da  der  Betrieb  dieser  Unternehmungen 
ausschließlich  in  der  Form  der  großen  Er- 
werbs-, namentlich  Aktiengesellschaften, 
erfolgt.  Es  genügt,  einen  Anteil  des  Rein- 
ertrages als  Abgabe  zu  erheben,  und  dieser 
ist  ohne  weiteres  aus  den  öffentlichen  Hech- 
nungslegungen  zu  ersehen.  Im  Deutschen 
Reiche  hat  hauptsächlich  Preußen  eine  be- 
sondere E.,  ebenso  einzelne  kleint^re  Staaten, 
wie  Anhalt,  Lübeck,  Schwarzbur^-Sonders- 
liausen  u.  dgl.  Eine  eigentümliche  Ver- 
quickung   mit    verkehrssteuerartigen     Eie- 


zu  weisen. 

Praktisch  hat  gegenwärtig  die  Eisen- 
bahnsteuer nur  mehr  eine  untergeortlnete 
Bedeutimg  für  die  Finanz-  und  Steuerpolitik. 
In  Zukunft  wird  ihre  Wichtigkdl  iu  dem 
Maße  geschmälert  werden,  als  cbsStaals- 
eisenbahnsystem  siegreich  die  Eisen-  ' 
baJmpolitik  durchdringt  in  der  richtigen 
Erkenntnis,  daß  bei  den  großen  Verkehrs^- 
mitteln  so  viele  und  so  schwerwiegendfll 
allgemeine  Interessen  wirksam  werden,  die 
es  nicht  gestatten,  diese  einer  privat  wirt* 
8(!haftlichen  Ausnutzung  durch  spekulative  | 
Erwerbsgesellschaften  auszimnt werten.  Die- 
ser Entwickelungsgang  liat  sich  namentlich 


mit  eigenartiger  Mischung  von  Ertrags-  und 

Verkehrsstenereiementen.     Vgl.    hierüber  Art. 

,,Tran8portsteuem'*. 

Literatur:  Wagner,  Finanzwüsenschaft,  Bd.  S, 
Leipzig  1S90,  ^^  'J€  und  218.  —  Krause,  Art. 
„EisenbiihnsUuer"  im  H.  d.  St.,  ii.  Auß.,  Bd.  III, 
S.  /iU7/g.  —  Gleimt  Art.  „Eise7ibahnal)gnben" 
tw  Stengels  U'.jB.  d,  D.V.R.  —  Boell  und 
Wtitnnbf  EncyklojHidi*'  des  gesamten  Eisen- 
bahmcesens  I,  („Abgaben" »  „Besteuerung"). 
Max  von  Merkel. 
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Elberfelder  Armenpflege. 

Die  hauptsächlichsten  Aufgaben  jeder  ra- 
tionellen Armenpfle^,  insbesondere  aber  der 
Hausarmenpflege,  smd  die  planvolle  Gestal- 
tung und  die  Individualisierung  des  einzelnen 
Falles.  Die  hier  aufzustellenden  Forderungen  i 
sind  daher  die  genaue  Prüfung  des  einzelnen  | 
Pflegefalles,  fortdauernde,  sorgfältige  Ueber-  ' 
wachung  des  Unterstützten,  solange  er  der 
Unterstützung  teilhaftig  ist,  und  fortgesetzte 
Bemühung,  den  Unterstützten  wieder  ökono- 
misch selbständig  zu  machen.  Diese  Grund- 
sätze suchte  schon  in  der  älteren  christlichen 
Kirche  die  Armendiakonie  zu  verwirklichen, 
und  sie  werden  gleichfcdls  von  den  älteren 
sog.  „Kastenordnungen"  nachdrücklich  be- 
tont. Dieses  System  ist  im  Jahre  1852  in 
mustergültiger  Weise  inElberfeld  wieder 
belebt  und  modernen  Verhältnissen  ange- 
paßt worden.  Es  ist  indessen  nur  in 
größeren  Verhältnissen  wirksam  durchzu- 
hlhren,  auch  ist  es  nicht  allenthalben  schlecht- 
hin anwendbar. 

Die  wesentlichsten  Grundzüge  sind  die 
folgenden.  Der  Stadt-  oder  ^erwaltung8- 
bezirk  wird  in  einzelne  Quartiere  einge- 
teilt, von  denen  ein  jedes  nicht  mehr  als 
2—4  Pflegefälle  enthält  An  der  Spitze 
eines  jeden  Quartiers  steht  ein  Pfleger, 
welcher  dieses  Amt  als  Ehrenamt  verwaltet, 
die  Verhältnisse  seines  Distriktes  genau 
kennt  und  einen  Einblick  hat  in  Ui'sachen 
und  Maß  der  Bedürftigkeit  bei  jedem  ein- 
zelnen Fall.  Die  Quartiere  sind  wiederum 
in  Pflegebezirke  zusammengefaßt,  um 
lüerdurch  gleichartige  Grundsätze  der  Durch- 
fühnmg  zu  verbürgen  und  die  Annen  im 
Falle  des  Wohnungswechsels  überwachen  zu 
können.  Jedem  Pflegebezirk  steht  ein  Be- 
zirksvorsteher vor.  Diese  Bezirkseinteilung 
findet  wieder  ihren  Einigiuigspunkt  in  der 
Hauptverwaltung. 

Nach  der  Stadt  Elberfeld  hat  man  dieses 
System  der  Armenpflege  als  die  „E.A.*' 
bezeichnet.  Es  ist  namentlich  in  rheinischen 
Städten  nachgeahmt  worden,  hat  al)er  auch 
im  übrigen  Eingang  in  anderen  Gemeinwesen 
gefunden.  Vgl.  Art.  „Armenwesen*^  oben 
Ö.  237  fg. 

Literatur:    Münsterberg,    Art.   „Armemresen" 
im  H.  d.  St.,  2.  A^ifl.,  Bf  f.  /,  UsomUrg  S.  1  ISS  fg., 
'i»(I    ebenso    ut    der  Literatuniachicei«    des  Art. 
„Armenwetfen"  (oben  S.  .i^^*)  zu  vergleichen. 
Afojr  von  Hechel, 


Elbschiffahrt. 

Die  Elbe,  11G5  km  lanp,  wird  von  Memik 
an  für  kleine  Kähne,  von  Pirna  an  für  große 
Käline  scliitTbar.  Die  ganze  scliifl'bai*e  Strecke 
i>t  ^IG  km  lang,  davon  lr»7,2  km  in  Böhmen. 


Nebenflüsse  und  Kanäle  stellen  eine  Ver- 
bindung mit  der  Oder  her ;  eine  Verbindung 
mit  der  Donau  und  den  westelbischen 
Wasserstraßen  wird  angestrebt.  Die  Ver- 
besserung des  Fahrwassers  —  bis  Ende  der 
GQer  Jahre  fast  ausschließlich  von  Hamburg 
und  Sachsen  betrieben  —  ist  seitdem  auch 
von  Preußen  und  Oesterreich  unter  Auf- 
wendung erheblicher  Mittel  so  eifrig  ge- 
fördert worden,  daß  die  Leistungsfähigkeit 
des  Stromes  und  der  Umfang  seines  Ver- 
kehrs erheblich  zunahm. 

Die  Grundsätze  der  Wiener  Eongreßakte 
von  1815  waren  schon  in  der  Kakte  vom 
23.  VI.  1821  auf  die  Elbe  angewandt  worden ; 
indes  wurde  die  Freiheit  der  E.  wesentlich 
beschränkt  dadurch,  daß  die  innere  Schiff- 
fahrt von  einem  Uferstaat  zum  anderen  nur 
den  Untertanen  der  beteiligten  Staaten  vor- 
behalten wurde.  Auch  die  E.additiona]akte 
V.  23./1V.  1844  behielt  ähnliche  Beschrän- 
kungen bei.  Die  —  früher  sehr  zahlreichen 
—  Elbzölle  sind  erst  spät  ^nz  beseitigt 
worden.  Die  E.akte  v.  23./VI.  1821  ver- 
minderte  die  Zahl  der  Zollstellen  von  35  auf 
14  und  führte  gleichzeitig  einen  mäßigen 
Normalzoll  ein.  Wurden  auch  einige  Er- 
leichtenmgen  dieser  Abgabe  1824,  1844,  1850 
(niu*  in  Oesterreich)  und  1854  eingeführt, 
so  blieb  es  doch  im  wesentlichen  bei  dem 
Normalzoll  von  1821.  Oesterreich  hatte  1850 
vergeblich  die  Beseitigung  des  Zolles  bean- 
trag. Erst  in  den  60er  JaJiren  wurde  dieses 
Ziel  erreicht.  1862  wurde  der  Zoll  von 
Stade  durch  Zahlung  von  2857338  Tlr.  an 
Hannover  abgelöst.  Seit  l./VI.  1863  wurde 
nur  noch  ein  Zoll  —  in  Wittenberge  — 
erhoben.  Nach  der  Verfassung  des  Noi*dd. 
Bundes  Art.  54  w^ar  die  gänzliche  Befreiung 
der  E.  von  Binnenzöllen  zu  erwarten.  Nach- 
dem inzwischen  an  Mecklenburg  1  Mill.  Tlr. 
imd  an  Anhalt  85000  Tlr.  als  Abfindung 
gezahlt  worden  waren,  wiuxlen  durch  Bundes- 
gesetz V.  11. /VI.  1870  und  durch  Vertrag 
mit  Oesterreich  v.  22./VI.  1870  die  Elbzölle 
beseitigt. 

Durch  Einbeziehung  des  Elbelaufes  unter- 
halb Hamburg  in  das  deutsche  Zollgebiet 
(seit  1.1.  1882)  ist  für  alle  von  See  kommen- 
den Fahrzeuge,  die  nicht  für  das  Freihafen- 
gebiet bestimmt  sind,  die  Zollkontrolle  nötig 
geworden. 

Literatur:  JelUnek,  Elbschiffahrt  im  H.  d.  St., 

Bd.  III,    (2.  Auß.  1900),    S.  601  fg.,  (dwri  awh 

I      andere  Literaturangaben),  —  Die  Elbxölle,  Akten- 

'      stiicke  und  Sackweise,   ISI4 — 59,    Ijeipzig  WtO. 

—  Sehnt ze-Horniann,  Schiffahrts-  und  Strom- 

'^  piiiizei   auf  der  Elbe  von  Melnik   bis  Hautburg, 

■      J.  Auß.,    Magdeburg  18S5.  —  Kriele,    Die  Ke- 

I      gulierung  der  Elbschiffahrt,  Straßbttrg  1894. 

R,  van  €ler  Borght. 
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Elektrische  Industrie. 

I.  Allgemeines  und  Zollpolitisches. 
1.  Begriffliches  und  Technisches.  2.  Geschicht- 
liche Entwickelang.  3.  Die  Verhältnisse  in  den 
einzelnen  Ländern,  a)  Deutsches  Reich,  b) 
Andere  Länder.  U.  Statistik.  1.  Deutsches 
Reich.    2.  Andere  Länder. 

I.  Allgemeines  und  Zollpolitisches. 

1.  Begriffliches  und  Technisches.   Die 

e.  I.  befaßt  sich  mit  der  Herstellung  von 
Apparaten  zur  Erzeugung,  Aufspeicherung, 
Fortleitimg  und  Umsetzung  so  wie  Verwendung 
der  elektrischen  Energie.    Die   Erzeugung 
elektrischer  Energie  erfolgt  im  wesentlichen 
aus  zwei  Energieformen,  einerseits  aus  der 
chemischen  mittels  der  galvanischenElemente, 
andererseits  aus  der  mechanischen  mittels 
der    dynamoelektrischen    Maschinen.     Zur 
Aufspeicherung  der  Energie  dienen  Akkumu- 
latoren,   zur   Fortleitung    und    Umsetzung 
Drähte,  Kabel  und  Transformatoren.    Neben 
der  Anwendung  der  elektrischen  Energie  zu 
Beleuchtungszwecken  (Bogen-  und  Glühlicht) 
hat  auch  die  Yerwendung  von  Elektromotoren  • 
zur    Eraftcrzeugung    ständig    zugenommen,  i 
Der  Elektromotor  dient  sowohl  dem  Groß-  \ 
als  auch  dem  Kleingewerbe,  in  geringerem! 
Maße  auch  der  Landwirtschaft ;  die  ausge- ', 
dehnteste  Verwertung  hat  er  aber  im  Ver-  • 
kehrswesen  zum  Betriebe  von  Bahnen,  ins- ' 
besondere  von  Straßen-  und  Kleinbahnen,! 
gefunden. 

2.  Geschichtliche  Entwickelang.    Die  e. 

I.  ist  bekanntlich  eine  Schöpfung  der  neuesten 
Zeit;  ihre  Entwickelanfi;  steht  in  engster  Ver- 
bindnu^  mit  den  gewaltigen  Erfolgen,  welche 
die  Technik  in  den  letzten  Jahrzehnten  zu  ver- 
zeichnen hat   MaOffebend  für  die  nutzbringende 
Verwendung  der  Elektrizität  war  zunächst  die 
Entdeckung     des    Elektromagnetismus.      Die 
älteste  Anwendung  dieser  Erfindung  bestand  in 
der  Femleitung  von  Nachrichten  (elektromag- 
netischer Telegraph  von  Ganß  und  Weber  1833 ; 
Samuel  Morse  1844).    Die  hierzu  erforderlichen 
geringen   Energiemengen    wurden,    wie    auch 
jetzt  noch,  auf  chemischem  Wege  mittels  gal- 
Tanischer  Elemente  erzeugt  (Schwachstromtech- 
nik;.    Eine   größere  Verwendbarkeit   des  auf 
diese  Weise  gewonnenen  Stromes  war  infolge 
der  hohen  Erzeugungskosten  nicht  möglich,  und 
bis  in  die  siebziger  Jahre  des  vorigen  Jahr- 1 
hunderts  beschränkte  sich  die  Technik  in  der  i 
Hauptsache   darauf,   Apparate  für   das  Nach-! 
richtenwesen  zu  fabrizieren  und  die  zur  Ueber-  > 
wachnn^  der  Leitungen  erforderlichen  Meß-  und  | 
Kontrolfinstrumente     herzustellen     sowie     die  | 
Elementenbatterieen  zur  Darstellung  von  Metall-  • 
niederschlagen   und   Ueberzüfi^en  zu  benutzen. ' 
Zn  Anfang  der  achtziger  Jalre  erhielt  dieses  1 
Tätigkeitsgebiet  infolge  der  Erfindung  des  Tele- ; 
pbons  (Reis  1861)  und  durch  die  Einführung 
desselben  in  die  Praxis  (Bell  1877)  größere  Ans- ' 
dehnung.  i 

Durch  eine  Reihe  weiterer  bedeutsamer  Er- , 
Bindungen  wurden  die  Erzeugung  und  die  Ver- 


wendung der  elektrischen  Energie  auf  neue- 
Grundlagen  gestellt.  Die  wichtigsten  Ent- 
deckungen waren  das  d jnamo-elektrische  Prinzip 
Werner  von  Siemens'  (1867)  sowie  die  Erzeu^ng 
stärkerer  Induktionsströme  von  konstant  bleiben- 
der Richtung,  die  sog.  Gleichströme  (Gramme 
1870).  Mit  der  Dynamomaschine  konnte  di& 
elektrische  Energie  in  unbegrenzter  Stärke  so- 
wohl als  auch  so  preiswert  gewonnen  werden^ 
daß  ihre  weiteste  Verwendung  möglich  wurde 
(Starkstromtechnik).  Als  erstes  Starkstromfabri- 
kationsgebiet wurde  das  der  elektrischen  Be- 
leuchtung ausgebildet;  die  Kraftübertragung 
gewann  erst  zu  Beginn  der  neunziger  Jahre, 
mit  der  Lösung  des  Problems  der  Uebertragung 
der  elektrischen  Energie  auf  weite  Entfernungen, 
für  die  elektrische  Fabrikation  größere  Bedeu- 
tung. In  dieselbe  Zeit  fallen  auch  die  Anfänge 
zum  Ausbau  elektrischer  Bahnanlagen. 

Die  e.  I.  ist  wie  alle  anderen  Industrieen  hin- 
sichtlich ihrer  Elementarbetriebskräfte  vornehm- 
lich auf  die  Kohle  angewiesen.  Mit  der  stär- 
keren Ausnutzung  der  Wasserkräfte  wurde  sie- 
auch  in  den  kohlenarmen  Ländern  heimisch. 
Weiterhin  hat  das  Vorhandensein  der  wich- 
tigeren Rohmaterialien,  namentlich  des  Kupfers 
und  Eisens,  in  vielen  Ländern  zum  Aufschwung 
der  e.  I.  beigetra^n. 

Wenn  auch  die  ersten  Versuche  der  prak- 
tischen Verwertung  der  e.  I.  in  Deutschland 
gemacht  worden  sind,  so  hat  doch  die  Anwen- 
dung der  elektrischen  Arbeitsübertragung  unter 
Ueberwindung  der  bisherigen  technischen  Un- 
voUkommenheiten  die  schnellste  und  weiteste 
Ausbreitung  in  Nordamerika  gefunden.  Dies 
g^lt  nicht  allein  von  der  elektrischen  Beleuch- 
tung (Edison),  sondern  ganz  besonders  auch 
von  der  Kraftübertragung  und  ihrer  Ver- 
wertung zum  Betriebe  elektrischer  Bahnen  sowie 
ihrer  Ausnutzung  in  Werkstätten  und  Fabriken 
der  verschiedensten  Art. 

3.  Die  Yerhältnlsse  In  den  einseinen 
Ländern,  a)  Deutsches  Beich.  In  Europa 
ist  die  Entwickelung  langsamer  ?or  sich  ge- 
gangen. Erst  als  die  in  Amerika  erzielten  Er- 
folge auf  die  deutsche  Unternehmertätigkeit 
einwirkten,  hielt  auch  in  Deutschland  die  elek- 
trische Beleuchtung  ihren  Einzug  und  seit  An- 
fang der  neunziger  Jahre  fand  auch  die  elek- 
trische Kraftübertragung  stets  zunehmende  Ver- 
wendung. Späterhin  gewann  die  letztere  all- 
mählich die  Oberhand.  Die  gesamte  Montan- 
industrie, die  Textilindustrie  und  viele  andere 
Industriezweige,  das  Handwerk  und  auch  die 
Landwirtschaft,  machten  sich  die  Vorteile  der 
Elektrizität  immer  mehr  zn  nutze,  und  in  den 
letzten  Jahren  war  es  namentlich  der  Bergbau, 
in  welchem  die  elektrische  Kraftübertragung 
sowohl  zum  Antrieb  der  Fördermaschinen,  Ven- 
tilationsanlagen usw.  als  auch  zur  Beförderung 
von  Menschen  und  Lasten  sowie  zu  Beleuch- 
tungs-  und  anderen  Zwecken,  bei  denen  die 
Elektrizität  besondere  Vorteile  vor  den  bis- 
herigen Betriebseinrichtungen  gewährte,  eine 
wachsende  Anwendung  fand.  Auch  in  der 
Elektrochemie,  für  die  Zwecke  der  Galrano- 
plastik  und  Galvauostegie  wurde  die  Nutzbar- 
machung der  Elektrizität  immer  ausgedehnter. 
In  ähnlicher  Weise  steigerte  sich  die  Verwen- 
dung der  elektrischen  Kraft  im  Verkehrswesen, 
besonders  bei  der  Schiffahrt,  bei  dem  Betriebe 
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•von  Stadt«  und  Vorort  bäh  neu  und  bei  dem  sich 
Icr&fdg^  entwickelnden  Äntoraobilwesen.  In 
netitater  Zeit  kam  die  VervüUkünimnvmg  der 
Dampfturbinen  nnd  SunggaB^eneratoren  nnd 
die  Möglichkeit,  die  früher  nnbeuutzi  g^elaasenen 
AbfaUf^ase  der  üa^njotoren  untl  Hochöfen  zum 
Antrieb  von  Djnami:>ma3cbinen  zji  venv enden, 
der  Ansbreitnng  iler  Elektmitftt  sehr  zu  statten. 
Anch  der  Telegraphen^  nnd  Telephonindiistrie 
iJt  ea  in  den  letzten  Jahren  g-ehmgen,  durch 
neue  Eründnogen  und  technische  VervoUkomni* 
Hangen  sich  nene  Betättguagsgebiete  zu  er- 
ichheJkn. 

Mit  der  zunehmenden  Verwertung'  der  Elek- 
trizität Yolizog  sich  aneb  im  Laufe  der  Zeit 
«ine  A ender nng  in  der  Fabrikation  der  2U  ihrer 
Erzeugung  und  Verwendung  nötigen  Mjiächinen 
und  Apparate.  Während  in  den  sechziger  und 
siebziger  Jahren  die  bereits  bestehenden  Tele- 
j^raphenfabriken  in  Geraeinpcbaft  mit  einigen 
Nengründimgen  die  Fabrikation  fast  aller  elektxo- 
technischer  Bedarf^nrtikel  aufnahmen^  bildeten 
sich  mit  der  Erstarkung  der  Industrie  nnd  mit 
dem  Uebergang  zur  Massenfabrikation  eine 
^auze  Reihe  von  Speziajfabriken,  Diese  he* 
fassen  iich  meiätena  unr  mit  dei"  Herstellung 
einzelner  Artikel^  und  nur  wenige  groüe  Werke 
stellen  noch  sämtliche  Produkte  der  Elektro- 
technik in  ihren  Betrieben  her. 

Neben  die^n  Fiibrikationsgesellachaften  sind 
im  Laufe  der  2eit  besondere  fJnternehmer-  und 
Finanzgesellschaften  entstanden*  welche  den 
Zweck  haben,  bereits  bestehende  Cutertieh- 
mungen  weiter  xn  entwickeln,  neue  vorzubereiten 
und  zu  finanzieren  und  sich  bei  umfangTeieben 
BeteiligungsgeschRften  zu  betätigen.  Ihren 
Urtpmng  haben  die^e  Gesell  schatten  in  dem 
Umstaude,  daÜ  bei  dem  ungeahnten  Aufschwung 
der  e.  I.  die  Fabrikationsunternehmungen  vor 
Aufgaben  gestellt  wurden,  welche  sie  trotz  der 
luTestierung  groUer  Kapiialien  auf  die  Dauer 
nicht  zu  lösen  vermochten,  ohne  ans  dem  Rahmen 
ihrer  eigentlichen  Fahrikationstätigkeit  her  aus- 
zutreten. Diese  Aufgaben  be^tan<!en  zum  T*eil 
darin,  dall  sich  die  ElektriKiriit<£:' selLscliafteu 
zur  Erleichtenmg  der  Einführuni,^  de.s  elek- 
triachen  Stralienbäbnbetriebes,  der  elektrischen 
Belenchtnng  usw.  nnd  zur  Ueberwindung  der 
Zweifel  hinsichtlicb  der  Eentnbilität  gezwungen 
sahen t  Anlagen  auf  eigene  Rechnung  ins  Leben 
zu  rufen,  sieh  an  der  Umgestaltung  bereits  be- 
stehender Pferdebahnbetriebe,  Gasbeleuchtungen 
usw.  lin anzielt  zu  beteiligen  oder  neugeschaffenen e 
Aulageu  geg^en  2:ihlung  einer  bestimmten  Pacht- 
summe in  Betrieb  zu  uehmen.  Ihrem  Zwecke 
^?(ltsp^echeud  scheiden  sich  die  Finanzgesell- 
schaften in  solche  Unternehmungen,  welche 
lediglich  Finanzgeichftfte  betreiben^  und  in 
solche,  welche  anQerdem  a!s  BetriebsgeBell' 
Schäften  fungieren. 

Die  dritte  Form  von  Unternehmungen, ; 
welche  in  der  e.  I.  tjitig  sind,  sind  die  An- 1 
lagen  zur  Erzeugung  der  elektrischen  Energie 
und  zur  Verteilung  der  letzteren  an  die  Kon- 
sumenten,  nämlich  die  E 1  ehtrizi tätswerke .  H  i  er- 
su  gehören  einerseits  die  Einzelanlagen,  welche 
SIT  AQMchlieClichen  KraftTersorgung  oder  Be- 
leuchtung größerer  Hän»erk<>mnteie  dienen, 
aniiererseitj  diejenigen  Werke,  die  unter  Be- 
nutzung der  offen tli eben  Straßen  und  Wtigt  siur 
Terlegung  der  Leitungen  entweder  ganze  Ort- 


schaften oder  größere  Teile  von  solchen  m^t 
elektritschera  Strom  für  Licht  und  gewerbüt^be 
Zwecke  versehen.  Endlich  sind  hier  anzuführen 
sokhe  Elektrizitätswerk e*  welche  die  elektrische 
Energie  vorzugsweise  für  Transportzwecke,  also 
für  den  Betrieb  von  elektrischen  Straßen-  und 
Kleinbahnen ,  die  den  Verkehr  innerhalb  der 
Stiidte  oder  zwischen  lie «ach harten  und  wirt- 
schaftlich znaamni engehörenden  Orten  rennitteln 
soltenf  liefern.  Teils  sind  diese  Werke  Eigen* 
tum  der  j^^roOen  Elektrizttätägesellächaften.  teils 
sind  sie  im  Besitz  von  Kommunen. 

Der  gewaltige  Aufschwung  der  deutschen 
e-  I.  verschaffte  ihr  bald  einen  mallgebenden 
Einöuil  auf  dem  Weltmarkte.  Während  sie 
sich  anfangs  auf  den  reinen  Export  ihrer  Pro^ 
dukte  hescnränkte^  sah  sie  sich  im  Laufe  der 
Zeit  durch  die  hohen  Zollschranken  der  Nach- 
barländer nnd  infolge  anderweitiger  Vorsclmftea, 
so  namentlich  hinsichtlich  der  Patenteeaetz- 
gebung  n.  a,  m,,  gezwungen,  eisfrene  Fabrikeu 
im  Auslatide  anzulegen  oder  an  ausländisdi« 
Firmen  Ltzenzeu  zu  erteilen  und  Vertrige  mit 
ihnen  abzuschließen. 

Es  zeigte  sich  aber«  daO  die  Fabrikatiou 
dem  Bedarf  zu  weit  Torausgeeüt  war,  anch 
machte  sieh  der  Umstand  geltendi  dall  die  in 
Deutschland  vorhandenen  gröüeren  Straßen- 
bahnen fast  alle  auf  elektrischen  P^^  *  m- 
gewandelt   waren.     Während  de*  a  u 

geschäftlichen  Kiedergangs  in  den  Jü.j.i.l  j.4A> 
^iy<>2  hatte  die  e.  L  infolgedessen  unter  einer 
großen  Ueberproduktion,  verbunden  mit  einem 
empfindlichen  Preisstürze,  zn  leiden.  Dja^  Mittel 
welches  die  führenden  elektrischen  GroOtinnen 
zur  Ueberwindung  der  Krise  und  zur  BtseiLignug 
ihrer  Ursiachen  angewandt  haben,  war  der  Zu- 
Kammenächluß  zu  I  uteresseoge  mein  seh  afteu 
Hierdurch  kam  die  Industrie  nicht  unr  am 
leichtesten  zu  ProduktionseinschränkuBgen,  son- 
dern auch  zu  einer  Einschränkung  der  Kon- 
kurrenz. Der  Zusammenschluß  hat  sich  in  der 
"Weiise  vollzogen,  daß  sich  die  vier  bedeutendsten 
Unternehmungen  zu  zwei  Gruppen  vereinigten; 
die  Allgemeine  Elektrizität^-GeseUschaft  mit 
der  Union  Eiekirizitlits-Creselischaft,  beide  zu 
BerJuif  einerseits  und  die  Siemena  &  Halske- 
Aktiengesellschaft  zn  Berlin  mit  der  Ebktrizi- 
täte- Aktien-Gesellschaft  vorm.  Schnckeri  Ä,  Co* 
zn  Nürnberg  andererseits.  Beide  Gruppen  re- 
präsentieren heute  mehr  als  drei  Viertel  der 
Gesamtproduktion;  sie  stellen  reine  Froduklions* 
unternebmungen  dar  und  bleiben  daher  töu  den 
Ergebnissen  der  Gründungstätigkeit  nnbeein- 
tlußL  Diese  Konzentrationsbewegung  bat  neuer 
dings  weitere  Fortj^ch ritte  gemacht  i  Feiten  & 
Guilleaume-Lahmeyer-Werke j  A.-Ges*  in  Mal- 
heim a.  Rhein  und  Frankfurt  a.  Mainj.  Auch 
die  technischen  Spezi alf ab riken  suchtea  durch 
Einigungäbestrehungen  den  früheren  schart  eu 
Wettbewerb  zu  Yermindem  und  schlössen  sich 
in  dem  „Verein  zur  Wahrung  gemeinsamer 
Wjrtachaftainteressen  der  deutscjSen  Elektro- 
technik'' zusammen. 

HiuBjchtlicb    der    Behandlung    der    eleiiini- 
techniechen  Erzeugnisse  in  der  dent?>^^ -•'  '^  '!- 
Politik  ist  zu  erwähnen,   daß  elekti 
schinen    bis    zum    Inkrafttreten    J- *  ,  u 

Handelsverträge    den    gleichen    '  i    wi« 

andere    Mascbinen    unteriagen,  ir    die 

übrigen  Fabrikate  dieser  üiduitrie  sahen  di^ 
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früheren  Zolltarife  mit  Ausnahme  der  Tele- 
ipraphenkabel  keine  besonderen  Bestimmungen 
▼or;  sie  wurden  nach  der  Beschaffenheit  des 
Stoffes  verzollt.  Der  neue  deutsche  Zolltarif 
Tom  Jahre  1902  hat  zur  Herbeiführung  einer 
größeren  Sicherheit  in  der  Zollbehandlung  die 
elektrotechnischen  Erzeugnisse  aus  den  für  die 
verwendeten  Stoffe  oder  für  ähnliche  Waren 
gebildeten  Abschnitten  ausgeschieden  und  sie  zu 
einem  selbständigen  Unterabschnitt  zusammen- 
gefaßt. Bei  Bemessung  der  Zollsätze  ist  die 
Aegierung  von  der  Auffassung  ausgegangen, 
daß  bei  dem  bedeutenden  Ausfuhrinteresse  der 
deutschen     elektrotechnischen    Industrie     und 

fleichzeiti^  infolge  ihrer  großen  Leistungsfähig- 
eit  und  ihres  technischen  Yorsprungs  eine  zu 
starke  Abschließung  des  deutschen  Marktes 
gegen  die  Einfuhr  aus  dem  Auslande  nicht  rat- 
sam erscheint,  weil  in  vielen  Ländern  elek- 
trische Anlagen  von  deutschen  Unternehmungen 
mit  Hilfe  deutscher  Kapitalien  erbaut  und  mit 
Erzeugnissen  der  deutschen  Industrieen  ausge- 
rüstet sind.  Die  Zollsätze  sind  dementsprechend 
im  allgemeinen  auf  einer  niedrigen  Höhe  ge- 
halten und  haben  teilweise  in  den  im  Jahre 
1906  in  Kraft  getretenen  Handelsverträgen  noch 
Ermäßigungen  erfahren. 

Bezüglich  der  gesetzlichen  Bestimmungen 
über  die  Messung  der  Elektrizität  vgl.  den  Art. 
„Maß-  und  Gewichtswesen*^* 

b)  Andere  Ijänder.  In  Oesterreich- 
Ungarn  hielt  die  Industrie  schon  frühzeitig 
Einzug.  Die  erste  größere  Unternehmung  be- 
steht schon  seit  dem  Aufkommen  der  Stark- 
stromtechnik. Die  meisten  in  diesem  Lande 
vorhandenen  elektrotechnischen  Betriebe  sind 
Zweigfabriken  der  deutschen  Werke;  von  den 
^Ibständigen  Spezialfabriken  sind  nur  die  Glüh- 
lampenfabriken von  Bedeutung.  Diese  unter- 
halten auch  einen  ansehnlichen  Export,  u.  a. 
nach  Deutschland.  Recht  belangreich  ist  femer 
die  Ausfuhr  elektrischer  Maschinen.  Die  öster- 
reichische Industrie  ist  gegen  die  Einfuhr 
aus  dem  Auslande  durch  mehr  oder  weniger 
hohe  Zölle  geschützt.  Der  neueste  Zolltarif 
dieses  Landes  hat  für  viele  elektrotechnische  Er- 
zeugnisse gegen  früher  wesentliche  Erhöhungen 
aufzuweisen,  die  aber  in  den  Handelsverträgen 
zum  größten  Teil  ermäßigt  worden  sind. 

Aehnlich  wie  in  Oesterreich  liegen  die  Ver- 
hältnisse in  Rußland.  Auch  die  dortigen  Be- 
triebe sind  meistens  Tochterfabriken  der  deut- 
^hen  Werke.  Die  e.  I.  Rußlands  hat  sich 
in  den  letzten  Jahren  gut  entwickelt.  Viele 
größere  und  kleinere  Städte  sind  beute  mit 
elektrischer  Beleuchtung  versehen,  auch  sind 
bereits  zahlreiche  elektrische  Straßenbahnen 
vorhanden.  Ebenso  sind  eine  ganze  Reihe 
größerer  Fabriken  und  industrieller  Etablisse- 
ments dazu  übergegangen,  die  elektrische  Be- 
leuchtung einzuführen  und  die  Elektrizität  als 
Betriebsu-aft  zu  benutzen.  Mit  der  zunehmen- 
den Verwendung  der  Elektrizität  stieg  auch 
die  Nachfrage  nach  elektrotechnischen  Erzeug- 
nissen, die  aber  in  der  Hauptsache  importiert 
werden  müssen,  da  sich  die  russischen  Werk- 
stätten und  Fabriken  fast  ausschließlich  mit  der 
Herstellung  der  Zubehörteile  elektrischer  Ma- 
schinen sowie  mit  derjenigen  von  Leitungs- 
drähten befassen.  Die  eingeführten  Maschinen 
stammen    zumeist   ans    Deutschland    und    der 
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Schweiz,  einen  Teil  liefert  auch  England,  die 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  Frankreich 
und  Belgien.  Die  meisten  elektrotechnischen 
Erzeugnisse  sind  durch  mehr  oder  weniger  hohe 
Zölle  gegen  die  Einfuhr  aus  dem  Auslande  ge- 
schützt. Der  neueste  russische  Zolltarif  vom 
Jahre  1903  hat  die  Sätze  gegenüber  dem  frü- 
heren Stande  teilweise  nicht  unerheblich  erhöht, 
in  den  Handelsverträgen  sind  aber  einige  Er- 
mäßigungen zugestanden  worden. 

In  der  Schweiz  ist  namentlich  die  Fabri- 
kation elektrischer  Maschinen  von  Bedeutung 
schon  seit  vielen  Jahren  ist  dieser  Zweig  der 
Industrie  exportfähig.  Aber  auch  die  Her- 
stellung anderer  elelUrotechnischer  Erzeugnisse 
wird  dort  in  stärkerem  Maße  betrieben.  Ein 
Teil  der  schweizerischen  e.  I.  ist  mit  der  deut- 
schen Industrie  kapitalistisch  verbunden.  Auch 
die  Schweiz  hat  teilweise  hohe  Zölle  auf  die 
Produkte  der  e.  L;  die  neuesten  Handelsver- 
träge haben  aber  keine  wesentlichen  Erhöhungen 
gebracht. 

In  Frankreich  und  ebenso  in  Belgien 
hat  sich  eine  e.  I.  größeren  Umfang  nicht  aus- 

Sebildet.  Die  Fabrikation  der  einschlägigen 
[aschinen  und  Apparate  wird  meist  als  iNeben- 
zweig  des  allgemeinen  Maschinenbaues  be- 
trieben. 

Auch  die  e.  I.  Englands  nimmt  keine 
hervorragende  Stellung  ein.  Die  Anwendung 
der  elektrischen  Energie  insbesondere  zu  Be- 
leuchtungszwecken ist  dort  zwar  früher  erfolgt 
als  in  Deutschland,  sie  ist  aber  nicht  so  vor- 
wärts geschritten  als  in  sonstigen  Industrie- 
ländern. In  der  Hauptsache  wird  dies  darauf 
zurückgeführt,  daß  die  ersten  Anlagen  ohne  die 
nötigen  rechnerischen  Unterlagen  erbaut  waren, 
sich  infolgedessen  als  unrentabel  erwiesen  imd 
im  Publikum  eine  gewisse  Abneigung  gegen 
die  Starkstromtechnik  hervorgerufen  haben. 

Von  anderen  europäischen  Ländern,  welche 
eine  nennenswerte  e.  I.  aufweisen  können,  sind 
noch  Italien  und  Schweden  zu  erwähnen. 
Beide  Länder  wurden  bis  in  die  90er  Jahre  fast 
ausschließlich  vom  Ausland,  vornehmlich  von 
Deutschland,  mit  elektrotechnischen  Industrie- 
artikeln versorgt,  seit  dieser  Zeit  hat  sich  aber 
ihre  eigene  e.  I.  immer  mehr  entwickelt  und 
in  einzelnen  Artikeln  treten  sie  bereits  als  Ex- 
porteure auf,  so  besonders  Schweden  mit  seinen 
ausgezeichneten  Telegraphenapparaten.  Die 
Kohlenarmut  beider  Länder  hat  den  Aufschwung 
der  Industrie,  namentlich  der  Maschinenfabri- 
kation, hintangehalten,  neuerdings  werden  aber 
erfolgreiche  Versuche  gemacht,  ihre  reichen 
Wasserenergieschätze  auszunutzen.  In  erster 
Linie  ist  die  Wasserenergie  für  Traktions- 
zwecke auf  den  Vollbahnen  in  Aussicht  ge- 
nommen und  teilweise  schon  zur  Ausführung 
gebracht,  nebenbei  ist  aber  auch  die  Verwen- 
dung derselben  für  Kraft-  und  Lichtabgabe  an 
Industrie  und  Landwirtschaft  geplant. 

Das  einzige  Land  außerhalb  Europas,  in 
welchem  sich  die  Industrie  bedeutend  ent- 
wickelt hat,  sind  die  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika.  Die  wissenschaftlichen  Er- 
folge auf  dem  Gebiete  der  Elektrotechnik,  wel- 
che Deutschland  in  den  sechziger  und  siebziger 
Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts  zu  verzeichnen 
hatte,  sind  dort  zuerst  praktisch  ausgenutzt 
und   vervollständigt   worden  (s.  oben).     Schon 
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im  Jahre  1891  zählte  man  in  den  Vereinigten 
Staaten  rund  2000  öffentliche  Beleuchtunga- 
zentralen,  in  ganz  Europa  zur  selben  Zeit  nur 
200.  Obfirleich  der  Bau  elektrischer  Bahnen  in 
Nordamerika  einige  Jahre  später  einsetzte  als 
in  Europa,  Überholte  er  den  euro])äi8chen  so- 
wohl an  Zahl  wie  Länge  der  Linien  in  kür- 
zester Zeit;  1891  wurden  bereits  6ö00  km,  1896 
20000  km  elektrisch  befahren,  in  Europa  da- 
gegen 1899  erst  7134,4  km.  Unter  dem  Schutze 
des  Mac  Kinley-Tarifes  entwickelte  sich  die  Li- 
dustrie  Hand  in  Hand  mit  den  übrigen  Ge- 
werbezweigen noch  schneller  und  bald  schon 
gewann  sie  unter  dem  Einfluß  des  starken  In- 
Ludkonsums  eine  wichtige  Stellung  unter  den 
übrigen  amerikanischen  Gewerbezweigen  und 
in  neuester  Zeit  auch  auf  dem  Weltmarkt«. 
Nach  der  wirtschaftlichen  Rrisis  in  der  ersten 
Hälfte  der  neunziger  Jahre,  welche  auch  die 
e.  I.  der  yereinip:ten  Staaten  betroffen  hat,  ver- 
banden sich  die  meisten  Elektrizitätsgesell- 
schaften; es  bildeten  sich  nach  und  nach  2 
Zentren  aus,  die  heute  den  weitaus  größten 
Teil  der  ranzen  Produktion  (über  80  %)  in 
Händen  haben :  die  General  Electrical  Company 
einerseits  und  die  Westinghouse  Electric  ana 
Manufacturing  Company  andererseits.  Beide 
Gesellschaften  haben  sich  nach  anfänglichen 
Kämpfen  ebenfalls  liiert,  nur  nach  technischen 
Grundsätzen  ist  ihr  Wirkungskreis  noch  einiger- 
maßen getrennt  Sie  bearbeiten  übrigens  nur 
das  Starkstromgebiet  und  zwar  ohne  die  Fa- 
brikation von  Akkumulatoren,  die  in  einer  be- 
sonderen Gesellschaft  konzentriert  ist.  Auch 
die  Fabrikation  und  der  Betrieb  Ton  Tele- 
raphen  und  Telephonen  liegt  hauptsächlich  in 
er  Hand  Ton  nur  2  Gesellschaften. 

II.  Statistik. 
1.  Deutsches  Reich.  Die  Gewerbe- 
zählung vom  14.  Juni  1895  führt  an  Be- 
trieben, welche  sich  mit  der  Fabrikation 
elektrischer  Maschinen  und  Apparate  befassen, 
sowie  an  Betrieben,  welche  elektrische  An- 
lagen herstellen  und  elektrische  Energie  zu 
Beleuchtungs-,  Kraftübertragungs-  und  Trans- 
portzwecken erzeugen,  1143  Haupt-  und 
193  Nebenbetriebe,  insgesamt  also  1336  Be- 
triebe auf.  Die  Zahl  der  in  diesen  Betrieben 
tätigen  Personen  beträgt  26321.  An  Groß- 
betrieben (51  und  mehr  Personen)  waren 
75  Betriebe  mit  17  967  Erwerbstätigen  und 
an  Mittelbetrieben  (6—50  Personen)  435  Be- 
triebe mit  6809  Erwerbstätigen  vorhanden; 
der  Best  entfällt  auf  die  Kleinbetriebe.  Diese 
Statistik  ergibt  allerdings  kein  richtiges  Bild 
von  den  heute  bestehenden  Verhältnissen, 
da  sie  noch  in  der  Zeit  der  ersten  Ent- 
wickelung  der  e.  I.  aufgenommen  worden 
ist.  Nach  den  Ergebnissen  der  in  der  amt- 
lichen Begründung  zu  dem  Entwurf  eines 
neuen  Zolltarifgesetzes  veröffentlichten  Pro- 
duktionsstatistik bestanden  im  Jahre  1898 
in  der  elektrotechnischen  Industrie  201  Be- 
triebe, die  zusammen  54417  Personen  be- 
schäftigten. Zuverlässige  private  Erhebungen 
setzen  die  Arbeiterzahl  der  elektrotechnischen 
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Industrie  im  Jahre  1905  auf  rund  82000 
lest.  32000  Personen  entfallen  hiervon  allein 
auf  die  beiden  großen  Untemehmergruppen^ 
50000  auf  die  übrigen  Fabriken,  so  daß  diese 
letzteren  61%  und  die  beiden  anderen  Ge- 
sellschaften 39%  der  Gesamtproduktion  der 
deutschen  Elektrotechnik  decken.  Nach  den 
amtlichen  Produktionserhebungen  betrug  der 
Gesamtwert  der  Jahresproduktion  der  e.  I. 
im  Jahre  1898  228,7  Mill.  M.  Von  dieser 
Summe  entfallen  211,1  Mill.  M.  =  92%  auf 
die  Starkstromindustrie,  17,6  Mill.  M.  =  8% 
auf  die  Schwachstromindustrie.  Der  Anteil 
der  einzelnen  Warengattungen  an  der  Ge- 
samtproduktion stellt  sich  wie  folgt: 

Waren      MUl.  M.  Waren  Mill.  M. 

Dynamo-  Glühlampen  5,5 

maschinen  52,0          Bogenlampen  3,8 

Akkumula-  Bogenlampen- 
toren 13,0             kohlen  34 

Isolierte  Motoren  4,4 

Kabel  28,3          Transforma- 

Blanke  toren  4.3 

Drähte  18,8          Telephone  8,5 

Isolierte  Telegraphen- 
Drähte  18,0              apparate  3,4 

Elektrizitäts-  Elemente  0,6 

Zähler  5,5 

Nach  derselben  Quelle  betrug  von  der 
Produktion  des  Jahres  1898  der  Absatz  nach 
dem  Inlande  166,4  Mill.  M.  =  75%  und  der 
Absatz  nach  deni  Auslande  56,8  Mill.  M.  = 
25%.  In  der  Starkstromindustrie  betrug  der 
Wert  des  inländischen  Absatzes  152  Mifi.  M.^ 
der  des  ausländischen  Absatzes  54J  Mill.  M. 
In  der  Schwachstromindustrie  wurden  nach 
dem  Inlande  abgesetzt  14,4  MilL  M.  und 
nach  dem  Auslande  2,1  Mill.  M.  Die  Statistik 
des  deutschen  Außenhandels  weist  bis  zum 
Jahre  1900  nur  die  Ein-  und  Ausfuhr  von 
Telegraphenkabeln ,  Tele^pjhenapparaten 
und  Telephonen  nach ;  die  wichtigeren  Artikel 
der  Starkstromindustrie  sind  erst  seit  dieser 
Zeit  in  den  Aufzeichnungen  besonders  be- 
rücksichtigt. 

Die  Ausfuhr  von  Kabehi  zur  Leitung  elek- 
trischer Ströme,   dem  wichti^ten  Ausfuhrpro- 
dukt der  elektrotechnischen  Industrie ,  betrug 
in  t: 
1891/96            2283  1903       22484 
1896/1900       10609  1904       30963 

1901  13202  1906   30545 

1902  9481 

Der  Wert  der  Ausfuhr  stellte  sich  im  Jahrs 
1905  auf  über  33  Mill.  M.  gegenüber  3  Mill.  M. 
im  Jahre  1891.  Eine  hervorragende  Rolle  bei 
dieser  Steigerung  des  Kabelexports  spielten  die 
Unterseeksubel ,  aeren  Herstellung  in  Deutsch- 
land in  den  letzten  Jahren  einen  großen  Auf- 
schwung genommen  hat  Die  bedeutendsten 
Abnehmer  deutscher  Kabel  sind  die  Niederlande, 
Belgien,  Rußland,  England  und  Schweden.  Die 
Einfuhr  ausländischer^abel  ist  gering;  sie  be- 
trug im  Jahre  1905  721 1  im  Werte  von  572000 
Mark. 
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Die  Ansfuhr  Ton  Telegnraphenapparaten  und 
Telephonen  stellte  sich  in  t  anf: 

1891/1895       20I  19(B       4S8 

1896/1900       309  1904       637 

1901  312       1905   654 

1902  376 

Der  Wert  dieser  Ausfuhr  atie^  von  3  Mill.  M. 
im  Jahre  1891  auf  7,8  Mül.  M.  im  Jahre  1905. 
Die  meisten  Apparate  nimmt  Großbritannien 
auf.    Die  Einfuhr  ist  unbedeutend. 

Der  Export  elektrischer  Maschinen,  bei  deren 
Absatz  die  Nachfrage  aus  Großbritannien, 
Italien,  Bußland,  Oesterreich-Uuffam  und  Bei- 

fien  Tor wiegend  ausschlaggebend  ist,  hat  in 
en  letzten  6  Jahren  keine  wesentliche  Stei- 
gerung erfahren;  die  Einfuhr  ans  dem  Aus- 
lande ist  aber  zurückgegangen.  Es  betrugen  in  t : 

Jahre  Einfuhr  Ausfuhr  Jahre  Einfuhr  Ausfuhr 

1900  4350       12918    1903      1009       13575 

1901  2181       12460    1904      147S       13491 

1902  1434       13450    1905      1636       14272 

Bei  der  Einfuhr  spielen  die  Schweiz  und  Oester- 
reich-üngam  eine  große  Rolle.  Der  Wert  der 
Einfuhr  stellte  sich  im  Jahre  1905  auf  2,6  Mill. 
M.  und  der  Wert  der  Ausfuhr  anf  22,8  Mill.  M. 
Eine  wesentliche  Zunahme  weist  dagegen 
der  Export  von  Akkumulatoren  aus  Blei  anf; 
er  betrug  in  t: 


1900  1608 

1901  2935 

1902  2428 


1903  2979 

1904  2980 

1905  3129 


Der  Ausfuhrwert  stellte  sich  1905  auf  rund 
1  Vj  Mill.  M.    Die  Einfuhr  ist  belanglos. 

Die  Ausfuhr  von  Glühlampen  betrug  im 
Jahre  1901  266  t.  im  Jahre  1905  271 1  im  Werte 
▼on  2,8  bezw.  3,3  Mill.  M.  Die  Einfuhr  des 
Jahres  1905  repräsentierte  einen  Wert  von  1,6 
Mill.  M. 

Den  in  der  „Elektrotechnischen  Zeitschrift'^ 
TerOffentlichten  Uebersichten  über  die  Entwicke- 
lung  der  öffentlichen  Bahnen  in  Deutschland 
ist  zu  entnehmen,  daß  die  Zahl  der  Haupt- 
zentren am  l./X.  1904  140  betrug,  g^egenüber 
99  Zentren  im  Jahre  1900  und  42  im  Jahre 
1896.  Die  Gleislänge  ist  von  854  km  im  Jahre 
1896  auf  4254  km  im  Jahre  1900  und  5670  km 
im  Jahre  1904  angewachsen.  Die  Zahl  der 
Motorwagen  stieg  von  1571  im  Jahre  1896  auf 
3994  im  Jahre  1900  und  auf  9034  im  Jahre 
1905,  diejenige  der  Anhängewagen  von  989  im 
Jahre  ISdß  auf  3962  im  Jahre  1900  und  auf 
6477  im  Jahre  1904.  Die  Leistung  der  elek- 
trischen Maschinen  betrug  im  Jahre  1896  18560. 
im  Jahre  19U0  75608,  im  Jahre  1903  133151 
KW;  ^e  Leistung  der  für  den  Bahnbetrieb 
Terwendeten  Akkumulatoren  1898  5118,  1900 
16890  und  1908  38736  Kw.  Am  l./X.  1904 
waren  auch  bereits  6  gleislose  Bahnen  mit  einer 
Gesamtstreckenlänge  von  21,7  km  mit  14  Motor- 
wagen und  53  Anhängewagen  vorhanden.  Der 
Genmtwert  der  elektrischen  Kleinbahnen  im 
Jahre  1904  dürfte  etwa  800  Mill.  M.  betragen 
haben. 

Die  Entwickelung  der  öffentlichen  Elek- 
trizitätswerke in  Deutschland  (Elektrotechnische 
Zeitschrift)  geht  aus  folgender  Uebersicht  hervor : 


Jahre  Werke  Jahre  Werke  Jahre  Werke 

bis    1888  15  1894  132  1900  813 

1889  22  1895  195  1901  907 

1890  30  1896  269  1902  991 

1891  43  1897  375  1903  1073 

1892  65  1898  527  1904  1135 

1893  96  1899  669  1905  1175 

Die  Zahl  des  Jahres  1905  bezieht  sich  auf  die 
Zeit  bis  zum  l./IV.  des  Jahres. 

Die  Zahl  der  angeschlossenen  Glühlamnen 
zu  50  Watt  stieg  von  602986  im  Jahre  1895 
auf  34(^205  im  Jahre  1900  und  auf  6301718 
im  Jahre  1904,  während  an  Bogenlampen  zu 
10  Amn^re  im  Jahre  1895  15396,  1900  64278 
und  19Q4  121912  Stück  vorhanden  waren.  Die 
angeschlossenen  Elektromotoren  leisteten  im 
Jahre  1895  10254,  im  Jahre  1900  151414  und 
im  Jahre  1904  310428  Pferdestärken.  Die  Ge- 
samtleistung der  Werke  betrug  im  Jahre  1895 
46,6,  im  J^re  1900  351,5  und  im  Jahre  1904 
625,9  Tausend  Kilowatt.  Von  der  Summe  dea 
letzten  Jahres  entfallen  313000  KW  auf  Gleich- 
strom mit  Akkumulatoren,  2900  KW  auf  Gleich- 
strom ohne  Akkumulatoren,  39200  KW  auf 
Wechselstrom,  89300  KW  auf  Drehstrom  und 
181500  KW  auf  gemischte  Systeme.  Der  Wert 
der  am  l./IV.  I90o  vorhandenen  1255  Elek- 
trizitätswerke wird  auf  rund  910  Mill.  M.  ge- 
schätzt, so  daß  alle  elektrischen  Anlagen  in 
Deutschland,  also  die  elektrischen  Bahnen, 
Öffentlichen  Elektrizitätswerke  und  Blocksta- 
tionen zusammen,  ein  Kapital  von  1%  bis  2 
Milliarden  Mark  repräsentieren. 

2.  Andere  L&nder.  Vergleichbare  Ueber- 
sichten über  den  Umfang,  die  Produktion  und 
den  Außenhandel  der  e.  L  der  einzelnen  Länder 
liegen  nicht  vor.  Die  statistischen  Uebersichten 
fassen  diese  Industrie  meistens  mit  anderen  In- 
dustrieen  zusammen.  Es  möge  daher  genügen, 
einige  Ziffern  aus  der  e.  I.  der  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika,  welche  mit  der 
deutschen  an  der  Spitze  steht,  anzuftLhren.  Die 
Anzahl  der  elektrotechnischen  Fabriken  dieses 
Landes  betrug  im  Jahre  1880  76,  1890  189, 
1900  580  und  1905  783.  Das  gesamte  Anlage- 
kapital in  der  Fabrikation  stellte  sich  1880  auf 
6,3,  1890  auf  79,5,  1900  auf  348,3  und  1905 
auf  802,4  Mill.  M.  Im  Jahre  )880  wurden 
1271,  1890  8802,  1900  40890  und  1905  59336 
Arbeiter  durchschnittlich  beschäftigt;  im  letzten 
Jahre  außerdem  11  590  Beamte  usw.  Der  Wert 
der  Produkte  wird  für  1880  mit  11,1,  für  1890 
mit  80,1,  für  1900  mit  382,8  und  für  1905  mit 
589,2  Mill.  M.  angegeben.  Von  der  Summe  des 
letzten  Jahres  entfaUen  46,5  Mill.  M.  auf  Dynamo- 
maschinen. 93,9  Mill.  M.  auf  Motoren.  144,6  Mill. 
M.  auf  Kabel  und  isolierte  Drähte,  33,8  Mill.  M. 
auf  Glühlampen  und  71,2  Mill.  M.  auf  Telephon- 
und  Telegraphenapparate.  Mit  Einschluß  der- 
jenigen Erzeugnisse,  welche  von  anderen  In- 
dustriebetrieben als  Nebenprodukte  hergestellt 
werden,  ergibt  sich  ein  Gesamtprodnktionswert 
pro  1905  von  662  Mill.  M.  Das  Exportquantum 
an  elektrischen  Maschinen  machte  im  Jahre 
1900  22,  im  Jahre  1902  24  V,  MUl.  M.  aus;  der 
weitans  überwiegende  Teil  der  Fabrikation  ist 
mithin  vom  Inlande  aufgenommen  worden.  Im 
Gegensatz  zu  Deutschland,  woselbst  fast  alle 
eleltrischen  Zentralstationen  noch  mit  Dampf 
betrieben  werden,  ist  man  in  den  Vereinigten 
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»Staaten  bereits  in  stärkerem  Maße  da^n  über- 
gegangen* die  dort  reichlicU  Torbandeneii  brancrh- 
baren  Wasserkräfte  für  rUe  e.  I*  ansÄnnntzen* 
Im  ganzen  werden  hente  in  den  Vereinigten 
Htaaten  etwa  400000  elektrische  PferdekrÄfte 
durch  WMserkraft  geliefert. 

Llterafnrs  Krellet^  I>ie  EntirirkrJuntf  d^  deut' 
^thi'H  ^lektrofrrhjiürh^n  Indm^lrie  und  ihrr  Ann'^ 
«kht€M  fitff  dem  Wcttmarki^f  Art.  in  den  St€taU- 
uud  »oziatwmfnseh*ißUchrn  ftjrxrliuvgfn»  hermt** 
ffrgfhni  rfm  Ontthn>  SchmulUf  und  Max  tSeHng, 
lid^  XXil,  Heft  J,  Leipzig  lüOS.  —  Uppenttari^t 
litT  fjrfjtnwärli4j€  Stand  der  £^tfJitFittm'hnik  und 
ihrt  Bftiirtttnng  ßir  dam  WirtHchaftsirbcnt  Art*  in 
d(n  VüfhiiHrtj^ckt^f liehen  Zritjj^ffrn ,  Hefi  108^ 
Berlin  IS9i,  —  Faünit  *  Ihe  sieben  ffr^lßtpn 
dent»chen  EhhtririlätMQfMelUrkaßmk ,  ihre.  £"«£» 
wiekelnntj  und  Unlfr^ichmretätigkeii,  Art.  in  den 
Mitte ilnntjen  rfrr  GenrtUehftß  für  iHrt^ehnßlifh^ 
Antiinlduntj ,  Jhft  i,  Ih't*drH  J<f04.  -^  Crtlu^^ 
IHe  ehkiriMchr  indnxtrir^  Art,  im  Ifundtfueh  der 
Wirtjitltaßithindr  Ueut^ehhind»,  IJI.  Bd,t  Leiptig 
iii04. — littflften»»  Lft  conrmtntti^rn ^dan«  iHn- 
d^Ktrie  riecttifiHt,  Art.  in  dt:r  Jxevue  ErimtiTnitjut 
int€r}Mtktnalt;  Vol.  11 J,  1 — i,  Brujtelle^  19Ö4,  — 
Cetlw**'%  Dan  Wirtjicha/tMjtthT  I90S  nnd  ßüker^ 
Jttm*  —  D^it  Geathäftaloge  der  deutacktn  etektro* 
teefini4feftrn  Industrie  in  den  Jnftrrn  iW}4  «-  19^(^5 . 
t¥nhre4bcriirhte  den  Vermtu  mr  Wakrtmg  geme^in' 
Mxmer  Wirtsrhaßtiutrreif^rn  dt^r  deutMchrti  KUktrrf- 
ttriwik,  BcHiu  1^05  und  1^06.  —  Amtliche  Be- 
gründung zum  Enttcurf  Hnt«  JSoHt^trifgtsetieSt 
Rtithstaijmmrlage  t  fferfin  lUOL  —  yaehrithien 
und  Bcrithi^  für  Mftndet  nnd  InduMtri^^  Iteraiuf- 
gegcben  hn  Reith/tamt  de*  Innerti,  Berlin  ItfO^ 
und  ßither.  —  ^tati^tik  de»  Deutschen  Rtirha. 
—  IHf  rhktrnfrchnifrhen  Fnrhtti4*rhrißrn  nnd 
QtsehiifUberirhte  ton  Aktien^rjfetUrfmßtm  der 
rhktri^rhrn  Indmtrit.       A,    Wif^nin{thaU9* 

EfflissioEsgescliäfL 

ilan  verstellt  darunter  in  Deutsdüaod  die 
gewerbsmäJJig  betriebene  Ansgabe  von  ver- 
ziüsliciie«  oder  Dividenden  tragenden  Wert- 
,  papiei^n.    Diese  Ausgabe  vollzieht  sich  über- 
I  wiegetuK  wie  oben  sehon  gezeigt  (siehe  Art 
j,J3anken**  insbesondere  8,  31  Hfg,'),  durch  die 
'Banken;    eine  nmfaagreicherc  direkte  Ver- 
äußerung  von    Effekten    an   das   Pöbhkiun 
kommt  beim  Staat  vc»r,  wenn  er  eine  Anleihe 
im  Wege  der  Snbskription  begibt;  auch  die 
direkte  Veräußerung  kleinerer  Posten  an  der 
Börse  f  früher  liauiig  bei  preußischen  Konsols) 
wird  man(.  hinaJ  (*eliebt ;  ein  Teil  der  Aktien 
—  nnd  Kwar  vielfach  der  besten  —  geht  nicht 
dujeh  die  Hand  der  Banken  und  Börsen^), 
Die  Banken   werden   gern    benutzt   zur 
Emisidon,  weil  üq  mit  ihrer  git>üen  Klientel 
den  Absatz  sichern,  den  Geld  markt   bis  7Ai 
einem  gewissen  Grad  liehenschen  nnd  auch 
tei  den  vorbereitenden  Aktionen  (Gründun- 
gen) die  kvmdige  Leitung  vielfach  besorgen. 

^)  In  Deutschland  wurde  nach  Christiftns  in 
den  Jahren  1883—1892  ein  Aktienkapital  von 
1610  Mill.  M.  emittiert,  davon  gingen  476  MiU.  H. 
nicht  durch  die  Mrge. 


Meist  ist  es  ein  Konsortium  oder  Syndikat,! 
welches  die  BegehuDgdes  Papiers  ul»eniin)mt ; 
die  Uebemahme  kann  sein  eine  kommissioufi- 
weise  gegen  Proviaion,  oder  eine  feste  zu  tx^  I 
stimmtem  Preise,  in  welchem  Fall  der  erho(!^a  I 
höhere  Verkaufspreis  den  Gewinn  hringeii] 
soll,  ev,  wird  auch  ein  Ted  fest  übernommen,  I 
wälirend  für  einen  anderen  Teil  eij)  Oi>ti*>iia*J 
oder  Vorkaufsrecht  vorbehalten  winl :  zu* 
weilen  erhMt  der  Schuldner  auch  einen  An*  j 
teil  am  Emissionsgewinu,  Bei  Aktien  kommt  1 
die  kommissionsweise  Uel^ernahme  l)esondpf$  i 
für  die  Zwecke  von  Familiengründtm^^n,  J 
Erb&chaftsregiilierungen  oder,  um  lediglickl 
die  Möglichkeit  einer  Kursnotierung  des  t»e*| 
treffenden  Effektes  herbeizuführen,  vor. 

Die  auf  eigene  Rechnung  übern omnieneo  I 
Papiere  —  zuweilen  hat  mau  zwei  Syndikate., 
ein  Uebemahme-  und  Emissionssyudikat  — 
wei-den  an  das  Publikum  abgeöetzt.  ent  weder . 
im  W^e  der  Subskription  oder  imter  Mit- 
hilfe   der  Provinzialbaukiers,   die    man    aiaj 
Emissionsgewmn  unter  beteiligt,  oder  denen! 
man  sonst  Bonifikationen  gewährt,  oder  auf] 
beiden  Wegen  zugleich.   Bei  der  Abgchiebimic  j 
der  Bestände  ^ird  planmäßig  verfahren  nndl 
durch  einheitliciie  Leitung  möglielisst  zu  ver*  J 
meiden  gesucht,  datl  ein  ein2elnes  Konsortial- 
mitglied   durtdi   massenliaftes  Ausgebot  deoj 
Kurs  dröcke  oder  daß  viele  Papiere  in  dieJ 
Hände  von  Börsenspekulanten  gemten,  welch«  1 
durch   Kui-amanöver    stören.      In     neuerörJ 
Zeit  bedienen  sich  die  Emissionshäuser  viel*! 
fach  der  Sperre,  d.  L  sie  berücksichtigeu [ 
häufig  Zeichnungen   nur  imter  dem  VoA»e*] 
halt,  daß  die  Zeichner  sich  verpflichten.  di§] 
zueiledten  Stücke   3    oder  6  Monate    uichd 
^u  verkaufen:  das  Kmissionshaus  liebfiU  xii;| 
diesem  Zweck   die  Dividenden  scheine   fKlerl 
Coupons   bis   zum  Abiauf  der  Zeit  zurück.] 
Dadmx?h  erreicht  man,  iJaß  nur  seriöse  Ka[»i- 
taiistea,   welche    itir  Geld   anlegen    wollen^ 
zur    Beröcksichliguug    gelangen,    die*    &og»J 
Konzertzeichuer    oder    ^un^te    dagegeit»J 
welche   niu-   zeichnen,   um   zu   dem    etwa 
gehobenen  Kurse  zu  verkaufen,  ausscheid+^n  ^J 
die  Emissionshänser  brauchen    dann    nicht^l 
um  den  Kurs  in  der  Begebuugszeit  zu  halten^! 
Rückkäufe   zu   machen.    Nach    Ablauf   *ieN 
Si>erre    kann    das   Papier   leiclit   im    Kurtf 
sinken.      Ein    gesetzliches  Jlin greifen,   daal 
man  vorgescldagen  Imt^),  dürfte  jedoch  nichtf 
geboten    sein;    wem    die    Sperrimg    nidit 
paßt,  der  braucht  ja  das  Pyiier  nicht  z\\ 
kaufen.    Sorgfältig  \\1rd  bei  Emissionen  did 
Lage  des  Geldmarktes  beachtet  und  der  hier* 
nach  geeignete  Zeitpunkt  der  Emission  au.s-» 
gewäldt  Ein  versteifter  Oeldstand  i^t  äußei>it 
ungünstig;    wenn    der  Diskont   hoch    stetit] 
oder  seiir  in  die  Höhe  geht,  so  ers*h\viTl' 


')    WargchaneT,    Physiologii»   der   Banloen, 
Berlin  1903,  8.  22i 
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(las  die  Einzahlungea  und  den  Ankauf  eines 
Papiers,  das  weniger  Zins  einbringt;  der 
Emissionskurs  kann  dann  nicht  festgehalten 
werden  bezw.  die  Abnehmer  sind  ungehalten 
über  den  Rückgang  des  Kiu-ses;  es  ist  vor- 
gekommen, daß  von  einem  Konsortium  Edel- 
metall an  die  Bank  von  England  gebracht 
wurde,  um  den  Diskont  zu  beeinflussen. 
Ueberhaupt  ist  die  Manipuliening  des  Marktes 
durch  das  Emissionshaus  eine  gewöhnliche 
Erscheinung;  durch  billige  Reportierung, 
zeitweiligen  Rückkauf  usw.  sucht  es  den 
Kurs  zu  halten.  Nicht  selten  versucht  man 
auch,  namentlich  bezüglich  der  Aktien,  die 
Emission  mit  hohem  Agio  durch  überspannte 
Berichte  zu  ermöglichen. 

Besonders  schwierig  ist  technisch  das 
K,  wenn  es  sich  um  ein  internationales 
Konsortium  handelt  und  ein  Papier  gleich- 
zeitig in  verschiedenen  Ländern  hieben 
werden  soll*  meist  i^schieht  dies  dann  im 
Wege  der  Subskription,  der  Subskriptions- 
preis muß  aber  für  jedes  Land  gleichzeitig 
unter  Berücksichtigung  des  Tageskurses  der 
Devisen,  der  oft  verschiedenen  Zahlungs- 
termine und  Stempelhöhe,  sowie  der  Art 
der  Notienmg  (ob  Stilckzinsen  im  Preis  in- 
begriffen sind  oder  nicht)  erfolgen. 

Mit  dem  E.  hängen  auch  die  finanziellen 
Trustgesellschaften  (nicht  zu  ver- 
wechseln mit  den  industriellen  T.)  oder 
Tnisibanken  zusammen.  (S.  Art  „Finanz- 
und  Trustgesellschaften".) 

Sie  stellen  eine  eigentümliche  Form  der 
Emission  dar.  Statt  der  Wertpapiere  der 
Unternehmungen,  die  sie  übernommen  haben, 
bieten  sie  dem  Publikum  ihre  eigenen  Aktien 
und  Obligationen  an.  Dies  geschieht,  weil 
bei  den  ursprünglichen  Wertpapieren  die 
Absatzmöglichkeit  wirtschaftlich  oder  recht- 
lich beschränkt  ist.  In  Deutschland  haben 
sie  namentlich  in  3  Fällen  eingesetzt:  bei 
den  Wertpapieren  der  Kleinbahnen,  die  ört- 
lich zersplittert  und  deshalb  wenig  bekannt 
waren,  femer  bei  den  Wer^pieren  der  Ge- 
sellschaften für  elektrische  Unternehmungen, 
weil  die  Elektrizitätsindustrie  zwar  selbst 
leicht  Kapital  erhielt,  die  Finanzkreise  aber 
sehr  zurückhaltend  waren,  wenn  es  sich  um 
elektrische  Kraft-  und  Beleuchtungszentralen 
oder  elektrische  Bahnen  handelte,  endlich 
bei  den  durch  Umwandlungen  entstandenen 
Aktiengesellschaften,  um  das  durch  den  §  39 
des  Börsengesetzes  geschaffene  Sperrjahr  für 
die  Emission  zu  ül>erwinden. 

Diese  Spezialbanken  für  langwierige 
Gründungs-  und  Emissionsgeschäfte  sind 
naturgemäß  sehr  prekärer  Natur,  oft  werden 
sie  schließlich  zu  Betriebsgesellschaften  der 
von  ihnen  anfänglich  nur  finanziell  zu- 
eammengefaßten  Unternehmungen. 

Die  Emission  setzt  heute  in  der  Regel 
die  Einführung  an  der  Börse  voraus,  d.  h. 


die  Zulassung  zum  Börsenhandel  und  zur 
amtlichen  Kursnotierung,  weil  sonst  das 
Papier  keinen  größeren  Markt  erhalten  kann. 
Diese  Zulassung  wurde  in  dem  deutschen 
Börsengesetz  v.  22./VI.  1896  eingehend  ge- 
regelt, um  das  Publikum  gegen  dolose  oder 
leichtfertige  Emissionen  zu  schützen.  Siehe 
Näheres  oben  im  Art.  „Börsenwesen"  sub  3 
oben  S.  504  fg. 

üeber  die  juristische  Seit«  des  £.  vgl. 
Endemann,  Handbuch  des  deutschen  Handels-, 
See-  und  Wechselrechts,  Bd.  3  (1885),  S.  869  f. 

Die  Emissionsstatistik  kann  von  ver- 
schiedenen Gesichtspunkten  aus  aufgesteUt 
werden.  Der  eine  ist  der,  daß  man  sich  fragt: 
Zu  wessen  Gunsten  werden  die  Papiere  emittiert 
bezw.  woher  stammen  die  Papiere?  Dieser  Ge- 
sichtspunkt liegt  den  Tabellen  des  Moniteiir  des 
inter^ts  matiriels  de  Broxelles  zuc^runde.  Der 
andere  Gesichtspunkt  ist  dagegen  der :  Welches 
Land  nimmt  (tie  Wertpapiere  auf  bezw.  an 
welchen  Börsen  werden  sie  zugelassen  ?  Dieser 
Gesichtspunkt  ist  unten  der  deutschen  Emissions- 
statistik zugrunde  gelegt.  Ob  man  dem  Stand- 
punkt der  Kreditnehmer  oder  Kreditgeber  in 
der  Statistik  Rechnung  trägt,  Mängel  und 
Lücken  haben  beide  Ai3stellungen,  so  daß  die 
Ziffern  nur  mit  Vorsicht  zu  benutzen  sind. 

Die  Öffentlichen  Emissionen  aller  Länder 

1871/1904. 

(Moniteur  des  inter^ts  inateriels  de  Brnxelles.) 


Jahr 

Milliarden 
M. 

Jahr 

Milliarden 
M. 

1871 

12,6 

1888 

6,4 

1872 

10,2 

1889 

10,3 

1878 

8,8 

1890 

6,6 

1874 

3,4 

1891 

6:2 

1875 

h4 

1892 

2,0 

1876 

3,0 

1893 

4,9 

1877 

6,4 

1894 

14,4 

1878 

3,7 

1895 

5,3 

1879 

7,6 

1896 

13,5 

1880 

4,5 

1897 

7,8 

1881 

5,8 

1898 

8,5 

1882 

3,6 

1899 

9,2 

1883 

3,4 

1900 

9,5 

1884 

4,0 

1901 

7,9 

1885 

2,7 

1902 

15,1 

1886 

5,4 

1903 

14,9 

1887 

4,1 

1904 

iij 

An  diesen  Emissionen 

waren 

beteiligt : 

Jahr 

1 
1 

4J 

«1 

CS 
-< 

§ 
< 

i 

'Ja 

a 

^ 

\ 

0 
/o 

0 
0 

\ 

% 

1895 

24,8 

49,6 

3,9 

13,7 

8,0 

1896 

i8,4 

69,5 

0,7 

9,0 

2,4 

1897 

35,4 

54,9 

1,9 

6,1 

1,7 

1898 

25,9 

61,8 

1,9 

7,0 

3,4 

1899 

24,0 

57,0 

2,9 

12,1 

3,1 

1900 

34,3 

62,6 

0,8 

3,3 

— 

1901 

37,6 

58,3 

1,6 

2,3 

0,1 

1902 

14,2 

64,6 

2,8 

17,5 

0,9 

1903 

13,1 

67,8 

1,1 

17,8 

0,2 

1904 

14,9 

45,9 

3,6 

25,4 

10,2 
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An  der  Weltemission  war  Dentschland,  wenn 
man  die  Konvertiernngsbeträge  ausscheidet, 
1902  mit  21%,  1903  mit  20%,  1904  mit  17% 
beteiligt. 

Vorstehende  Emissionen  grnppieren  sich  nach 
Wertpapierkategorieen. 

Staats-,  Eisen- 

Provinz-      Kredit-     bahnen  u.   Konver- 
u.  Stadt-     institnte    Industrie-  tierungen 
anleihen  gesellsch. 


Inländische      Ausländische 


Jahr 


1895 
1896 
1897 
1898 
1899 
1900 
1901 
1902 
1903 
1904 


/o 

30,4 

22,5 
22,6 

19,4 
22,1 

40,4 
52,2 
26,8 
16,0 
40,0 


10.8 

4,6 

13.4 
13,4 
11,8 

7,0 
3,6 
7,3 
9,3 


38,8 

27,5 
61,1 

51,7 
59,0 
47,7 
40,8 

30,9 
28,9 
38,0 


% 
20,0 

45,4 
7,1 

15,6 
5,6 


38,7 
47,8 
12,7 


Bei  den  deutschen  BOrsen    zugelassene  Wert- 
papiere.*) 
Nennwerte,  Millionen  Mark. 


Jahr  Z 

1900  2  423 

1901  2  366 

1902  2  748 
19a-i  2215 
1904 2603 

1900-ltK)4  12355 
davon 

Staatsanleihen  ...  2  709 

Anleihen  v.  Prov., 

Städten  usw.  .  .  i  941 

Pfandbriefe  V.Land- 
schaften usw. .  .  932 

Pfandbriefe       von 

Hjpothekenb. .  .  3  595 

Bankaktien 662 

Bankobligationen  .  38 

Eisenbahnaktien.  .  255 

Eisenbahnobliga- 
tionen     141 

Industrieaktien  .  .  i  276 

Industrieobligatio- 
nen    806 


**53 

5* 

127 
25 
645 
323 
173 


448 

778 

2632 

4589 

2155 


-*-•  fl 

fs  cd 

8 

12 
1171 

3985 
1036 


1293     10602    6212 

7  935 

421 

290 

178 
77 

686 

931 
56 

28 


Zieht  man  die  konvertierten  Beträge  ab,  so 
hätte  Deutschland  im  Durchschnitt  der  letzten 
5  Jahre  über  3  Milliarden  M.  im  Nominalwert 
an  emittierten  Effekten  aufgenommen,  allein  die 
Kurswerte  sind  nicht  mitgeteilt,  auch  ist  von 
den  ausländischen  Papieren  ein  nicht  unbe- 
trächtlicher Teil  im  Ausland  verkauft  worden. 
Nach  den  Aufstellungen  des  Deutschen  Oekono- 
mist  betnigen  die  an  den  deutschen  Börsen 
emittierten  und  begebenen  Effekten  nach  den 
Emissionskursen  in  Millionen  M.: 


1900 
1901 
1902 
1903 
1904 


Papiere 

1575,74 
1421,31 
1657,19 
1271,50 
1756,72 


Papiere*) 

275,27 
210,03 

453,50 
241,67 
232,11 


1900-1904       7682,46 
84,5% 

Danach  wären  jährlich 
Effekten  ihrem  Kurswert 
worden. 


1412,58 
15,5% 

1,8  MiUiarden  M. 
nach   ttbemommen 


Vielfach  wird  geklagt,  daß  die  Emission  aus- 
ländischer Anleihen  in  Deutschland  durch  die 
Börsen-  und  Börsenstenergesetzgebong  sehr  er- 
schwert sei. 

Literatur:  LoU,  Die  Technik  des  Emissionstjf- 
tchäfu,  Leipzig  1890,  —  Bruno  May  er ,  Dif 
EmisHon  von  Wertpapieren,  189S.  —  Eberstadt 
Der  deuUehe  KapücdmarH ,  Berlin  1901.  — 
Kdhler,  Die  preußischen  Kommunalanleihen, 
Jena  1897.  —  J,  Jastrow,  Verharuilungen  der 
Besprechung  über  kommunale  Anleihen,  yHrn- 
berg  IS.fX.  1899,  Berlin  1899.  —  Jörgetw, 
Finanzielle  Trustgesellschaften,  Stuttgart  190e.  — 
HaffalaiHch ,  Le  marche  financier,  f^.irit, 
GuUlaumin  et  Oie.  (^t  1891  jährlich).  — 
W.  Christians,  Die  deutschen  Emissionshäus^r 
und  ihre  Emissionen  in  den  Jahren  1886 — 1891. 
Berlin  1893;  Der  deutsche  Oekonomist;  Viertel- 
jahrshefte zur  Statistik  des  Deutschen  Reichs  seit 
1898  jährlich;  Der  Londoner  Economist ;  Der 
Moniteur  des  interets  materiels ,  Brüssel ;  einen 
Auszug  aus  der  Zusammenstellung  des  letzteren 
bnngt  jährlich  auch  das  Bulletin  de  statistiqu^ 
et  de  legislation  comparee ,  Paris.  Vgl.  auch 
Literatur  unter  Artt.  ^^Banken"^  und  ^^Borneu- 
vfwen'*.  Cr.  Scham, 


Enfantin, 

Barth^lemy-Prosper,  geb.  8.,II.  1796  in  Paris, 
gest.  31./V.  1864  in  Saint-Mand4.  Vgl.  Art. 
„Sozialismus". 

C    Grünherg. 


M  Statistisches  Jalirbuch  f.  d.  Deutsche  Reich 
1905  S.  207. 


Engels^  Friedrich, 

feb.  zu  Barmen  am  28./XI.  1820  als  Sohn  eines 
abrikanten,  widmete  sich  1837  —  ein  Jahr  vor 
seinem  Abiturientenexamen  —  dem  Kaufmanns- 
Stande,  betrieb  aber  dabei  sowohl  während  seiner 
Lehrzeit  in  Barmen  und  Bremen  als  auch  als 
Einjährig -Freiwilliger  (1841/42)  philosophische 
Studien,  die  er  auch  fortsetzte,  nachdem  er  1843 
in  das  Geschäft  seines  Vaters  in  Manchester  ein- 
getreten war.  In  England,  wo  er  bis  1844  blieb, 
trat  er  in  Beziehungen  zum  Owenismns  und 
Chartismus.  Von  184o— 46  lebte  er  abwechselnd 
in  BrtUsel  mit  Karl  Marx,  den  er  1844  kennen 
ffelemt  hatte,  und  in  Paris.  Während  der  Revo- 
lutionszeit  gründete  er  im  Vereine  mit  Marx 

^)  Der  deutsche  Besitz  an  ausländischen 
Effekten  wird  heute  auf  16  Milliarden  M.  ge- 
schätzt. Vgl.  ^Die  Ent Wickelung  der  deutschen 
Seeinteressen  im  letzten  Jahrzehnt  Berlin  1905", 
S.  179. 
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die  „Nene  Rheinische  Zeitonfi"^  in  C5ln  und 
nahm  anch  im  Juni  und  Juli  1849  an  dem  sttd- 
deutschen  Aufstände  als  Adjutant  des  Wiliich- 
schen  Freischarenkorps  teil.  Am  ll./Vn.  1849 
trat  er  auf  Schweizer  Boden  üher,  Ton  wo  er 
sich  einiffe  Monate  später  nach  London  begab. 
Seit  1850  war  er  wieder  im  väterlichen  Geschäfte 
in  Manchester  tätig,  anfänglich  als  Kommis,  von 
1864  an  als  Gesellschafter.  1869  sog  er  sich 
dauernd  von  dieser  Beschäftigung  zurück  und 
lebte  seither,  gemeinsam  mit  Marx  seine  ganze 
Kraft  der  aufstrebenden  sozialistischen  Bewegung 
widmend,  in  London.  Hier  starb  er  am  5./Vllf. 
1895. 

Schriften:  Besonders  hervorgehoben  seien : 
Umrisse  zu  einer  Kritik  der  Nationalökonomie 
(i.  d.  „Deutsch-französischen  Jahrbüchern",  hrsff. 
von  Rüge  und  Marx,  1.  u.  2.  Lief.),  Paris  18& 
—  wiederabgedruckt  in  „Neue  Zeit",  1890/91, 
IX.  Jahr^.,  I.  Bd.  —  Die  Lage  der  arbeitenden 
Klassen  m  England.  Leipzig  1845,  II.  (Titel-) 
Aufl.  ebenda  1848;  Neudruck  Stuttgart  1892.  — 
Zur   Wohnungsfrafife,  3  Hefte,   Leipzig   1872, 

2.  Aufl.  Zürich  1887.  —  Die  Bakunisten  an  der 
Arbeit.  Denkschrift  über  den  Aufstand  in  Spa- 
nien. Leipzig  1874.  —  Herrn  Eugen  Dühriuffs 
Umwälzung   der  Wissenschaft,   Leipzig  1878; 

3.  Aufl.  Stuttgart  1894;  daraus  separat:  Die 
Entwickelung  des  Sozialismus  von  der  Utopie 
zur    Wissenschaft,    1.— 3.    Aufl.    Zürich    1883, 

4.  Aufl.  Berlin  1891.  —  Der  Ursprung  der  Fa- 
milie, des  Privateigentums  und  des  Staates.  Im 
Anschluß  an  Lewis  H.  Morgans  Forschungen, 
Zürich  1884,  6.  Aufl.  Stuttgart  1894  (in  fran- 
zösischerUebersetzung  von  H.  Rav6,  Paris  1893). — 
Ludwifi:  Feuerbach  und  der  Ausgang  der  deut- 
schen klassischen  Philosophie,  Stuttgart  1888; 
II.  Aufl.  1895.  —  Ueber  den  Bürgerkrieg  in 
Frankreich  (i.  „Neue  Zeit",  1890,^91,  IX.  Jahrg., 
IL  Bd.).  —  In  Sachen  Brentano  contra  Marx 
wegen  angeblicher  Zitatsfälschung.  Geschichts- 
erzählungf  und  Dokumente.  Hamburfi^  1891.  — 
Die  Einleitun&f  zur  Neuaus^abe  von  Marx,  Die 
Klassenkampf  in  f^rankreich  1848—1850.  Ber- 
lin 1895.  Die  mei.sten  dieser  Schriften  sind  auch 
in  viele  fremde  Sprachen  übersetzt  worden.  — 
Gemeinsam  mit  Marx  verfaßte  Enc^els  (ano- 
nym) das  Manifest  der  kommunistischen  Partei 
London  1848,  öfters  neugedruckt  und  übersetzt. 
Gewalt  und  Oekonomie  bei  der  Herstellung  des 
neuen  Deutschen  Reiches  (ebenda).  (Aus  dem 
Nachlaß.)  Ergänzungen  und  Nachtrag  zum 
dritten  Buch  des  „Kapital"  (i.  „Neue  Zeit", 
1895,96,  XIV.  Jahrg.,  I.  Bd.)  Engels'  letzte 
Arbeit.  Auflerdem  bat  er  aus  Marx'  Nachlaß 
das  2.  und  3.  Buch  des  „Kapital"  herausgegeben 
und  auch  das  Material  zum  4.  Buche  zum  Teil 
bearbeitet.  —  Weitere  gemeinsam  mit  Marx 
verfaßte  und  Ausgaben  llarxscher  Schriften  vgl. 
beim  Art.  „Marx". 

Literatur:  Karl  Kautskyf  im  Oesterr.  Arbeiter- 
kalender  für  1888,  Brunn.  —  Art.  „Engeh'\  im 
H.  d.  St.,  i.  Auß.,  Bd.  IIJ,  S.  614  fg.  —  i'^ried- 
rieh  EngeU  zu  seinem  70.  Geburtstage  (in  „Neue 
Zeit",  1890  91,  IX,  I.  Bd.).  —  Cntiixi  toriale 
rtnn  16.1  VIII.  1895,  In  memoria  di  Federicn  EngeU 
(Aufsätze  von  der  Redaktion,  Turati ,  Eaut^ky, 
r.  Adler,  Vanderveldej.  —  Einige«  über  den 
jungen  EngeU  (ebenda  Jahrg.  14,  Bd.  1).  — 
Friedrirh  EngeU.  Sein  Leben,  »ein  Wirken,  seine 


SchrifUn,  Verlag  des  „Vorwärts",  1895.  —  ff. 
Sombartf  Friedrich  EngeU  1820—1895  (S.-A. 
aus  der  „Zukunft"),  Berlin  1895.  —  S.  Art. 
„Sozialismus^^  und  „Sozialdemokrat^. 

Carl  Ctrünberg, 


Eaqnete 

bezeichnet  in  dem  hier  in  Betracht  kommen- 
den Sinne  des  Worts  eine  durch  mündliche 
Vernehmung  geeigneter  Auskunftspersonen 
oder  durch  schriftliche  Umfrage  bei  solchen 
veranstaltete  Erhebung  von  Material  zur 
Feststellung  von  Tatsachen  oder  zur  Be- 
urteilung von  Zuständen  auf  dem  wirtschaft- 
lichen oder  sozialen  Gebiete.  Eine  schrift- 
liche Untersuchung  dieser  Art  mittels  Ver- 
sendung von  Fragebogen  oder  durch  Ein- 
ziehung einer  größeren  Anzahl  von  Gut- 
achten oder  Berichten  über  einen  bestimmten 
Gegenstand  kann  auch  auf  privatem  Wege, 
namentlich  durch  Vereine  ausgeführt  werden, 
und  so  können  z.  B.  die  Erhebungen  des 
Vereins  für  Sozialpolitik  als  E.  bezeichnet 
werden.  Indes  sind  solche  private  Veran- 
staltungen doch  nur  für  beschränkte  Zwecke 
möglich  und  von  dem  guten  Willen  der 
Befragten  abhängig.  Umfe^sendere  Unter- 
suchun^n  und  namentlich  solche  mit  münd- 
lichen \  emehmungen  können  nur  von  Staats- 
wegen angeordnet  und  durchgeführt  werden 
und  in  manchen  Fällen  sind  die  leitenden 
,  Organe  gesetzlich  bevollmächtigt,  Aussagen 
nötigen^s  mit  Strafandrohung  zu  erzwingen 
und  sogar  Zeugen  unter  Eid  zu  vernehmen. 
Eine  E.  hat  nicht  den  Ch^uiakter  einer 
statistischen  Erhebung,  denn  eine  solche 
ist  rein  zahlen  mäßig  und  ihrer  Natur  nach 
darauf  gerichtet,  alle  Personen  oder  Sachen, 
für  die  gewisse  Merkmale  zutreffen,  voll- 
ständig zu  zählen;  eine  E.  dagegen  gibt 
die  Gnmdlage  zu  einer  Darstellung  von 
Tatsachen  oder  Zuständen,  bei  der  Zahlen 
keine  oder  nur  eine  untergeordnete  Rolle 
spielen,  und  sie  soll  auch  nicht  alles  einzelne 
erschöpfend  feststellen,  sondern  in  der  Regel 
nur  gewisse  typische  Vorgänge  oder  Ver- 
hältnisse ersichtlich  machen.  Es  können 
alleixlings  mit  einer  E.  auch  statistische  Er- 
hebungen verbunden  sein ;  diese  bilden  dann 
aber  eine  Arbeit  für  sich,  die  besonderen 
Organen  zu  übertragen  ist  Daß  die  ver- 
nommenen Zeugen  oder  Sachverständigen 
Tabellen  aus  bereits  vorhandenen  amtlichen 
statistischen  Veröffentlichungen  voriegen,  be- 
kundet häufig  nur  ihren  statistischen  Dilet- 
tantismus und  venirsacht  unnötige  Druck- 
kosten. 

Die  leitenden  Organe  der  staatlichen  E., 
die  im  folgenden  allein  berücksichtigt  wenlen, 
sind  entweder  Behönlen  oder  eigens  gebildete 
Ausschüsse.  Zu  den  ersteren  gehr>ren  in  der 
neuesten  2ieit  namentlich  die  Arbeitsämter, 
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und  auch  die  deutsche  Kommission  für 
Arbeitsstatistik  und  der  1903  aus  dieser 
hervorgegangene,  zu  einer  Abteilung  des 
Kaiserlichen  statistischen  Amts  gehörende 
Beirat  für  Arbeiterstatistik  kann  mit  diesen 
in  gleiche  Linie  gestellt  werden.  Die  be- 
sonderen Kommissionen  sind  in  England 
entweder  königliche  oder  vom  Parlament 
eingesetzte.  Auch  in  Frankreich  haben  unter 
der  Republik  mehrere  i>arlamentari8che  E. 
stattgefunden.  Bei  manchen  E.,  namentlich 
in  Deutschland,  richtet  sich  die  Befragimg 
nur  an  staatliche  oder  kommunale  Behörden, 
an  Handelskammern  und  ähnliche  öffentliche 
Organe  und  das  Verfahren  ist  in  solchen 
Fällen  bloß  schriftlich.  Für  die  meisten 
Zwecke  genügt  aber  diese  Methode  nicht; 
man  muß  weitere  Kreise  zu  Rate  ziehen, 
namentlich  Interessenten,  die  nach  ver- 
schiedenen Seiten  hin  bei  der  zu  unter- 
suchenden Angelegenheit  beteiligt  sind,  außer- 
dem aber  auch  objektive,  d.  h.  wissenschaft- 
liche Sachverständige.  Schriftliche  Gutachten 
und  Berichte  können  auch  von  solchen 
nichtamtlichen  Auskunftspersonen  vorgelegt 
werden;  weit  wirksamer  aber  erweist  sich 
zur  Erlangung  eines  klaren  Bildes  der 
praktischen  Wirklichkeit  die  mündliche  Ver- 
nehmung, bei  der  namentlich  viele  Einzel- 
heiten, die  Praktikern  selbstverständlich 
scheinen,  aber  dem  Nichtfachmann  nicht 
bekannt  sind,  rasch  und  leicht  durch  Zwischen- 
fragen erledigt  werden  können.  Die  Aus- 
sagen der  Interessenten  müssen  freilich,  so 
weit  es  sich  um  Vorteil  oder  Schaden  für 
diese  handelt,  mit  großer  Vorsicht  verwertet 
werden,  denn  Objektivität  kann  man  von 
ihnen  in  solchen  Fällen  nicht  verlangen. 
Ein  geschützter  Fabrikant  wird  sich  stets 
für  Beibehaltung  oder  Erhöhung  des  Schutz- 
zolles, ein  Kaufmaim  in  einem  großen  See- 
handelsplatz aber  stets  für  möglichst  voll- 
ständigen Freihandel  aussprechen.  Es  sind 
daher  stets  die  Vertreter  der  verschiedenen 
Interessen  zu  hören,  und  zwar  hauptsächlich 
zu  dem  Zweck,  die  zu  berücksichtigenden 
Gesichtspunkte  festzustellen ;  die  Entschei- 
dung aber  ist  nicht  nach  solchen  subjektiven 
Aussagen,  sondern  nach  möglichst  objektiven 
Erwägimgen  zu  treffen.  Die  Ergebnisse 
einer  E.  werden  häufig  vollständig  veröffent- 
licht, sowohl  die  stenographierten  Protokolle 
der  Verhandlungen  als  auch  die  schriftlichen 
Gutachten  und  die  sonstigen  vorgelegten 
Materialien.  Iq  anderen  Fällen  begnügt  man 
sich  mit  einer  zusammenfassenden  Ueber- 
sicht  der  schriftlich  oder  mündlich  einge- 

fingenen  Antworten.  Die  die  E.  leitende 
ommission  erstattet  in  der  Regel  auch 
einen  Bericht,  indem  sie  auf  Grund  der  an- 
gestellten Erhebungen  nunmehr  Vorschläge 
über  die  zu  ergreifenden  Maßregeln  macht. 
—  In  England  werden  die  E.  öffentlich,  d.  h. 


in  einem  Lokal  mit  freiem  Zutritt  für  jeder- 
mann gehalten.  Zuweilen  stellen  die  Kom- 
missionen auch  ihre  Untersuchungen  an 
mehreren  Orten  an  oder  es  werden  lokale 
ünterkommissionen  gebildet,  deren  Berichte 
und  Materialien  von  der  Zentralkommission 
zusammengefaßt  werden. 

Die  Heimat  des  E.wesens  ist  England, 
wo  es  sich  in  engem  Zusammenhange  mit 
dem  parlamentarischen  System  entwickelt 
hat  In  Frankreich  fand  die  erste  E..  die 
Zucker-  und  Eisenzölle  betr.,  im  Jahre  1828 
statt,  und  erst  1834  folgte  eine  zweite,  bei 
der  es  sich  um  die  Aufhebung  einer  Anzahl 
von  Einfuhrverboten  handelte;  das  bei  der 
ersten  eingehaltene  mündliche  Verfaliren 
wurde  bei  der  zweiten  aufgegeben. 

Unter  dem  Kaiserreich  waren  die  E.  im 

fanzen  zahlreicher  als  \mter  Ludwig  Plülipp. 
n  der  Regel  wurden  sie  von  Behörden  ab- 
gehalten, namentlich  vom  Oberhandelsrat 
oder  vom  Staatsrat;  für  die  landwirtschaft- 
liche E.  von  1866  wurden  außer  der  Zentral- 
kommission iu  Paris  auch  28  Departemental- 
kommissioneu  niedergesetzt.  Durchweg  fanden 
mündliche  Vernehmungen  statt,  über  die 
meistens  auch  stenographische  Berichte  ver- 
öffentlicht wurden.  Unter  der  Republik 
traten  die  parlamentarischen  E.  in  den  V  order- 
grund,  die  teils  von  der  Deputiertenkammer, 
teils  vom  Senat  veranstaltet  wurden. 

In  Deutschland  sind  vor  der  Gründung 
des  Reiches  keine  eigentlichen  K  vorge- 
kommen, da  man  spezielle  Erhebungen,  die 
von  Ministerien  durch  Umfrage  bei  anderen 
Behörden  veranstaltet  wurden,  nicht  hierher 
rechnen  kann.  Erst  seit  der  Mitte  der  70er 
Jahre  fanden  von  Reichs  wegen  K  mit  Be- 
fragung von  Sachverständigen  und  Inter- 
essenten über  verschiedene  sozialpolitische, 
finanzielle,  Verkehrs-  und  handelspolitische 
Fragen  statt,  wobei  auch  das  mündliche 
Verfahren  mehr  und  mehr  gebräuchlich 
wurde.  Von  besonders  ^ßem  Umfange 
war  die  Börsen-E.,  die  eme  vom  Reichs- 
kanzler ernannte  Kommission  in  93  Sitzungen 
V.  6./I1.  1892  bis  zum  IIJXL  1893  abhielt 
Die  Beratungen  der  1894  ebenfalls  vom 
Reichskanzler  einberufenen  Silberkommission 
dagegen  können  nicht  wohl  als  eine  R  an- 
gesehen werden,  da  nur  2  nicht  zur  Kom- 
mission gehörende  Sachverständige  vernom- 
men wurden.  Wertvolle  Erhebungen  hat 
auch  die  Kommission,  später  „Beiraf*  für 
Arbeiterstatistik  veranstaltet.  Eine  eigen- 
ai'tige  Form  der  Untersuchung  bilden  die 
,,Kontradiktorischen  Verhandlungen''  über 
das  Kartellwesen,  die  schon  seit  längerer 
Zeit  unter  der  Leitung  des  Reichsamts  des 
Innern  stattfinden.  Es  werden  hier  keine 
Zeugen  vernommen,  sondern  größere  Ver- 
sammlungen von  Interessenten  und  Sachver- 
ständigen gehalten,  in  denen  die  verschiedenen 


Enquete — Enteignung 


761 


Ansichten  in  Reden   und  Gegenreden  zum 
Ausdruck  kommen. 

Literatur:  O»  Cohiif  Parlamentarische  Unter- 
suchungen in  England,  Jahrb,  /.  Nai. ,  1875, 
Bd.  t5y  S.  1/g.  —  Das  Verfahren  bei  Enqueten 
übersozicUe  Verhältnisse,  Gutachten  von  G.  Embden, 
G.  Cohn,  W.  Stieda,  nebst  Anhang  von  Ltidlow, 
Schriften  des  V,  /.  Sozialpolitik,  Bd.  2S,  1877.  — 
Schna^^per-' Arndt ,  Zur  Methodologie  sozialer 
Enqtteten,  Frankfurt  a.'M.  1888.  —  Stieda,  Art. 
„Enqueten'*,  H.  d.  St.,  S.  Aufl.,  Bd.  IJJ,  S.  615. 

Lexis, 


Enregistrement. 

E.  ist  der  französische  Ausdruck  der  Stener- 
sprache  für  Registriemngsabgaben.  Man  ver- 
steht darunter  eine  Verkehrssteuer  von  Rechte- 
^eschftften  unter  Eintragung  der  einschlägigen 
Unterla^n  in  vorgeschriebene  Register.  In 
Frankreich  besteht  es  im  Wesen  seit  1581,  wo 
zur  Sicherung  des  Inhalt«  und  des  Datums  von 
Urkunden  die  Eintragung  in  bestimmte  Register 
angeordnet  wurde,  wofür  eine  Gebühr  zu  er- 
legen war.  Im  Laufe  der  Zeit  hat  man  nach 
verschiedenen  Richtungen  das  Anwendungsbe- 
reich dieser  Auflagen  wesentlich  erweitert.  Im 
Jahre  1790  wurden  diese  verschiedenartigen 
Gefälle  zu  einem  Droit  d'E.  vereinigt,  dessen 
Erhebung  durch  G.  v.  12./XII.  1798  neu  geregelt 
wurde.  Dieses  Gesetz  bildet  heute  noch  in 
Frankreich,  Belgien,  Luxemburg  und  Elsaß- 
Lothringen  die  Grundlage  der  E.gesetzgebung. 

Vgl.  Art.  „Registerabgaben." 

Majc  von  Hecket. 


Enteignmig. 

1.  Begriff  und  Bedeutung.  2.  Geschichtlicher 
Ueberblick.  3.  Allgemeine  Grundsätze.  4.  E.- 
recht  im  Deutschen  Reiche,  a)  Reichsrechtliche 
Normen,  b)  Preußen,  c)  Bayern,  d)  Andere 
Bundesstaaten,  ö.  E.recht  in  Oesterreich-Un- 
gam,  Frankreich,  England. 

1.  Begriff  und  Bedeatung.  E.  (Zwangs- 
E.,  Expropriation)  nennt  man  denjenigen 
Akt  der  Staatsgewalt,  mittels  dessen  das 
Eigentum  oder  andere  dingliche  Rechte  im 
öffentlichen  Interesse  gegen  Entschädigung 
dem  Eigentümer  oder  dinglich  Berechtigten 
zwan^weise  zum  Zwecke  der  üebertragung 
auf  einen  anderen  (sei  dies  der  Staat,  eine 
öffentliche  Korporation  oder  eine  Privat- 
person), ganz  oder  teilweise,  dauernd  oder 
zeitweise  entzogen  oder  mit  Rechten  zu- 
gunsten Dritter  belastet  werden. 

In  dem  E.recht  findet  das  Sondereigentum 
eine  seiner  bedeutsamsten  Schranken  (vgl.  Art. 
JEigentum^oben  S.  681  fg.) ;  es  beruht  auf  dem 
Gedanken,  daß  einerseits  dem  höheren  öfFent- 
hchen  Interesse  das  Sonderrecht  des  Einzelnen 
zwar  unter  allen  Umständen  zu  weichen  hat, 
daß  aber  andererseits  der  Einzelne  nicht  für 
verpflichtet  erachtet  werden  kann,  sein  Sonder- 
eigentum dem  allgemeinen  Besten  unent- 


geltlich zu  opfern.  —  Die  Bedeutung  des 
Rrechtes  beruht  vor  allem  darin,  daß  es 
mittels  desselben  möglich  ist,  öffentliche, 
dem  allgemeinen  Wohl  dienende  Unter- 
nehmungen auch  gegen  den  Widerstand  oder 
Eigensinn  eines  Einzelnen  durchzuführen; 
so  wäre  z.  B.  die  großartige  Ent Wickelung 
des  modernen  Eisenbahnwesens  kaum  mög- 
lich gewesen,  wenn  der  Staat  nicht  in  dem 
E.recht  ein  Mittel  besessen  hätte,  um  die 
Grundeigentümer  zur  Hergabe  des  zum  Bau 
der  Eisenbahnen  erforderlichen  Gnind  und 
Bodens  gegen  eine  angemessene  Ent- 
schädigung zu  zwingen.  Was  von  den 
Eisenbahnen  gilt,  das  findet  auf  alle  im 
öffentiichen  Intei-esse  geplanten  Unterneh- 
mungen, mögen  diese  nun  Verkehrs-,  Sicher- 
heits-  oder  sonstigen  Zwecken  dienen,  ent- 
sprechende Anwendung;  dämm  ist  das  E.- 
recht zum  Zwecke  der  Anlegung  von  Straßen 
in  Städten  und  auf  dem  Lande,  von  Ver- 
kehrswegen (Chausseeen),  von  Deichen,  von 
Festungsanlagen,  von  Bergwerken  u.  dgl. 
unentbehrlich. 

Die  E.  unterscheidet  sich  von  den  sog. 
,,gesetzlichen  Eigentumsbeschränkungen"  da- 
durch, daß  diese  ohne  weiteres  kraft  Gesetzes 
das  Eigentum  aller  von  den  gesetzlichen 
Vorschriften  betroffenen  Gegenstände  be- 
lasten, während  die  E.  immer  nur  im 
Einzelfall  kraft  eines  besonderen 
Aktes  der  Staatsgewalt  Platz  greift 
und  das  einzelne  Eigentumsobjekt  trifft. 

2.  Geschichtlicher  Ueberblick.  Griechen 
und  Römern  und  erst  recht  den  Germanen  ist 
ein  ausgebildetes  E.recht,  wie  es  sich  heutzu- 
tage in  den  europäischen  Kulturstaaten  findet, 
gänzlich  unbekannt ;  bei  den  Römern  finden  wir 
zwar  in  der  späteren  Kaiserzeit  mehrfach  Fälle, 
in  denen  eine  zwangsweise  Entziehung  des 
Eigentums  zu  öffentlichen  Zwecken  stattfand, 
ohne  daß  aber  ein  geregeltes  E. verfahren  Platz 
griff,  das  dem  Eigentümer  einen  Entschädigungs- 
anspruch gesichert  hätte.  —  Im  ganzen  Mit^- 
alter  ist  man  über  das  Wesen  des  E.rechtes 
nicht  zur  Klarheit  gelangt;  erst  Hu^o  Gro- 
tius,  der  dasselbe  auf  ein  sog.  „dominium 
eminens''  des  Staates  zurtlckführte ,  legte  in 
seinen  Schriften  die  Grundlage  zu  der  heutigen 
Lehre  vom  E.recht.  Während  aber  noch  im 
Laufe  des  18.  Jahrh.  die  E.  nur  in  einzelnen, 
besonders  gearteten  Fällen  (z.  B.  zu  Zwecken 
des  Bergbaus,  bei  Deich-  und  Straßenanlagen) 
Platz  griff,  stellen  dagegen  schon  die  neueren 
Privatrechtsgesetzbücher  (wie  z.  B.  das  bayerische 
Landrecht,  das  preußische  AUgemeine  Landrecht 
und  das  österreichische  Allgemeine  BGB.)  den 
allgemeinen  Grundsatz  auf,  daß  jedermann 
gegen  entsprechende  Entschädigung  im  Inter- 
esse des  allgemeinen  Wohls  zur  Abtretung 
seines  Eigentums  gezwungen  werden  kann. 

Eine  umfassende  und  erschöpfende  Regelung 
fand  indessen  das  E.recht  erst  durch  die  fran- 
zösischen GG.  V.  16./IX.  1807  und  8.  III. 
1810,  die  nicht  nur  die  Grundlagen  für  das 
heutige   französische   E.recht    bilden,    sondern 
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auch  allen  kontinentalen  Gesetsgebnngen  als  1 
Mnster  gedient  haben.  Die  Entwickelnng  des 
Eisenbahnwesens  gegen  das  Ende  der  ersten 
Hälfte  des  vorigen  Jahrh.  hat  vor  allem  dazu  ^ 
beigetragen,  eine  immer  sorgfältigere  Ansre- 
staltnng  der  Gesetzgebung  anf  dem  Gebiete  des 
E. rechtes  herbeizuführen. 

3.  Allgemeiiie  Grundsätze.  Man  unter- 1 
scheidet   materielles    und    formelles! 
Krecht;   ersteres  enthält  die  materiell-^ 
rechtlichen  Voraussetzungen  und  Grund- 
sätze,  unter   denen   sich  eine  E.  vollzieht, 
letzteres  die  Formen  des  Verfahrens, 
das  bei  der  E.  zu  beobachten  ist.  ! 

a)  Das  materielle  Krecht  behandelt 
hauptsächlich  folgende  Punkte:  «)  Subjekte 
der  E.;  /^)  Objekte  der  E.;  y)  Aeouivalent 
für  den  enteigneten  Gegenstana  (Ent- 
schädigung) ;  ^)  E.fälle ;  «)  Rechtliche  Natur, . 
Vollendung  der  E. ;  ^)  Rechtsverhältnis  nach 
vollendeter  E.  | 

a)  Als  Subjekte  der  E.  kommen  der, 
Rberechtigte,  (Enteigner,  Expropriant)  und 
der  zu  Enteignende,  (Enteignete,  Expropriat) 
in  Betracht,  d.  h.  derjenige,  zu  dessen 
Gunsten  das  Kverfaliren  durchgeführt 
wird,  und  derjenige,  gegen  welchen  es  sich 
richtet.  E.berechtiffter  ist  meist  der 
Staat  oder  eine  öffentliche  Korporation ;  doch 
kann  auch  einer  Privatperson  im  Einzelfalle 
ein  E.recht  verliehen  werden  (A.A.  Grün- 
hut). Enteigneter  ist  jede  physische  oder 
juristische  Person,  die  ein  im  Inlande  be- 
findliches, von  dem  Rverfahren  betroffenes 
Eigentum  oder  dingliches  Recht  hat. 

f^)  Objekt  der  E.  können  alle  körper- 
lichen Sachen,   sowohl  bewegliche  wie  un- 
bewegliche, sowie  dingliche  Rechte  an  solchen  | 
sein ;  ja  selbst  auf  andere  Rechte,  z.  B.  auf ' 
Patentrechte,  kann  sich  das  E.verfahren  er-  ^ 
strecken.^)     Auch   der   Umstand,    daß    die 
Gegenstände  privatrechtlichen  Veräußerungs- 
verboten unterliegen,  (z.  B.  als  Fideikommisse 
oder  Lehen  u.  dgl.),  steht  der  E.  nicht  ent- 
gegen ;  ja  selbst  Sachen,  die  im  Staats-  oder , 
uemeindeeigentum  stehen  (res  publicae),  so- 
wie der  Grundbesitz  der  Personen,  die  das 


*)  0.  Mayer  (Handbuch  des  deutschen  Ver- 
waltungsrechts [Leipziff  189ö,'961  Bd.  2  S.  3  u. 
daselbst  Anm.  1,  S.  264  Anm.  2)  will  den  Be- 

frift"  der  E.  auf  die  E.  von  Grundeigentum 
eschränkt  wissen.  Wenn  nun  auch  zuzugeben 
ist,  daß  sich  ein  völlig  ausgebildetes  E.ver- 
fahren nur  mit  Bezug  auf  die  £.  von  Grund- 
eigentum entwickelt  hat,  so  widerspricht 
doch  die  von  M.  gewollte  begriffliche  Ein- 
schränkung sowohl  dem  Sprachgebrauch  wie 
den  Vorschriften  des  positiven  Rechts.  Jeden- 
falls kennt  die  preußische  Gesetzgebung,  wie 
sich  aus  §§  4  ff..  T.  I.  11  ALR.,  §§  34,  36,  37 
des  G.  V.  28.  VII.  1892  unzweideutig  ergibt, 
auch  eine  E.  von  beweglichen  Sachen.  (Vgl. 
auch  E.  des  O.Tr.  v.  28. 1.  1862;  Str.A.  Bd.  43, 
8.  SH9). 


Recht  der  Exterritorialität  genießen,  oder 
Oberhaupt  Grundbesitz  fremder  Staaten  (z.  B. 
Gesandtschaftsgebäude)  sind  grundsätzlich 
von  der  E.  nicht  ausgeschlossen.  (In  der 
Theorie  hinsichtlich  der  „res  publicae"  be- 
stritten). 

In  der  überwiegenden  Zahl  der  Fälle 
handelt  es  sich  tatsächlich  nur  um  die  £. 
von  Gnmdeigentum,  so  daß  manche  Gesetz- 
gebungen, wie  z.  B.  das  preußische  G.  v. 
11./ VL  1874  und  das  bayerische  G.  v.  17.  XL 
1837  sich  darauf  beschränkt  haben,  nur  diese 
Art  der  E.  grundsätzlich  und  im  Zusammen- 
hang zu  regeln. 

/)  Alle  E.gesetze  gehen  von  dem  Gnmd- 
gedanken  aus,  daß  der  Enteigner  dem  Ent- 
eigneten vollen  Ersatz  des  Wertes  des 
enteigneten  Gegenstandes  oder  Rechtes  zu 
gewähren  hat;  der  Enteignete  soll  durch 
die  E.  keinerlei  Vermögenseinbuße  erleiden, 
aber  auch  keinen  Gewinn  erzielen.  Nach 
diesem  Grundsatz  kann  der  Enteignete  nicht 
bloß  Ersatz  des  Kaufwertes  des  enteigneten 
Gegenstandes,  sondern  auch  Ersatz  des 
Wertes  fordern,  den  dieser  Gegenstand  ge- 
rade für  ihn  gehabt  hat :  demnach  ist  sowohl 
der  entgangene  Gewinn  wie  dasjenige  zu 
ersetzen,  was  das  E.objekt  durch  seine 
Brauchbarkeit  gerade  für  den  Enteigneten 
an  Wert  besessen  hat.  Ist  demnach  z.  B. 
ein  als  Gartenwirtschaft  benutztes  Onmd- 
stück  enteignet,  das  vermöge  seiner  Lage 
dem  Eigentümer  einen  ganz  besonderen 
Gewinn  abwarf,  so  ist  dieser  bei  Berechnung 
der  Entschädigimg  in  Anschlag  zu  bringen : 
ist  ein  Ackergnmdstück  durch  die  E.  so 
verkleinert,   daß   die   Bestellung   des  Rest- 

frundstücks  mit  verhältnismäßig  erhöhten 
[osten  verknüpft  ist,  so  muß  auch  dies  bei 
Ermittelung  der  Entschädigung  ebenso  be- 
rücksichtigt werden  wie  z.  B.  eine  durcli 
die  E.  herbeigeführte  Verminderung  der 
Zukömmlichkeit  zum  Restgnmdstück  u.  agl.  m. 
Der  Enteignete  kann  sogar  verlangen, 
daß  der  Enteigner  auch  den  von  der  E. 
nicht  betroffenen  Teil  des  Grundstücks  gegen 
entsprechenden  Ersatz  des  Wertes  über- 
nimmt, wenn  das  Restgrundstück  gemäß 
seiner  bisherigen  Bestimmung  nicht  mehr 
zweckentsprecTiend  benutzt  werden  kann. 
(Man  denke  z.  B.  an  Baugrimdstücke,  von 
denen  ein  so  großer  Teil  zur  Straßenanlage 
abgetreten  werden  muß,  daß  der  Rest  sich 
zur  Errichtung  von  Bauten  nicht  mehr  eignet). 
Da  der  Enteignete  durch  die  R  auch 
keinen  Gewinn  erzielen  soll,  so  kann  er  für 
solche  Anlagen,  die  er  lediglich  in  Erwartung 
der  bevoretehenden  E.  und  in  der  Absicht, 
von  dem  Enteigner  eine  höhere  Ent- 
schädigimgssumme  zu  erzielen,  gemacht  hat. 
keine  Vergütung  verlangen.  Außer  Be- 
rechnung bleibt  femer  auch  der  Mehrwert, 
den  das  E.objekt  erst  durch   die  Anlage 
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der  Unternehmung  erlangen  würde,  (z.  B. 
durch  die  Anlage  einer  Eisenbahn,  eines 
Kanals  xl  dgl.).  Dagegen  wird  umgekehrt 
nach  französischem  und  belgischem  Recht 
zuungunsten  des  Enteigneten  bei  Be- 
messung der  Hohe  der  Entschädigung  die 
Wertsteigerung  veranschlagt,  die  das  dem 
Enteigneten  verbleibende  Restgrundstück 
durch  die  Anlage  erfährt,  zu  deren  Her- 
stellung die  E.  erfolgte  (z.  B.  der  Bau  einer 
Eisenbahn  u.  dgl.).  Wie  weit  dieser  Grund- 
satz (der  compensatio  damni  cum  lucro)  auch 
im  deutschen  (und  österreichischen)Ejecht  zur 
Anwendung  zu  bringen  ist,  darüber  herrscht 
lebhafter  Streit  (vgl.  danlber  einerseits  Eger  I 
S.  251  Nr.  69  zu  §  8;  andererseits  ERG. 
V.  2.  II.  1904,  Bd.  57  S.  242). 

Bestehen  an  der  enteigneten  Sache  noch 
Rechte  dritter  Personen,  so  ist  auch  auf 
deren  Entschädigung  Rücksicht  zu  nehmen. 
Verhältnismäßig  einfach  gestaltet  sich  die 
Sache  bei  den  Lehns-  und  Fideikommiß- 
anwärtem  sowie  bei  Pfandgläubigem  und 
Nießbrauchem :  deren  Rechte  an  der  ent- 
eigneten Sache  wandeln  sich  in  Rechte  an 
dem  Aequivalent,  d.  h.  dem  dem  Eigentümer 
zu  gewährenden  Entschädigungsobjekt  um: 
pretium  succedit  in  locum  rei.  Dagegen 
müssen  für  diejenigen,  denen  eine  Grund- 
dienstbarkeit oder  ein  Miet-  oder  Pachtrecht 
an  dem  enteigneten  Gnmdstück  zusteht, 
regelmäßig  besondere  Entscliädigungskapi- 
talien  ausgesetzt  werden,  wie  dies  auch  die 
meisten  Gesetzgebungen  der  modernen  Kultur- 
staaten anordnen.  Das  „Aequivalent"  der 
enteigneten  Sache,  das  sog.  „Entschädigungs- 
kapital", besteht  in  der  Regel  in  einer  Geld- 
summe; nur  vereinzelt  lassen  einige  iQtere 
Wegebaugesetze  auch  eine  Entschädigung 
des  Enteigneten  in  einer  Landabfindung  zu. 

Für  die  Berechnung  des  Wertes  des 
Kobjekts  ist  der  Zeitpunkt  der  E.  maßgebend. 

i)  Einzelne  Staaten  haben  in  Spezial- 
gesetzen diejenigen  Unternehmungen,  in 
deren  Interesse  eine  E.  eingeleitet  werden 
kann,  besonders  aufgezählt;  andere  haben 
allgemeine  Grundsätze  aufgestellt,  nach 
welchen  sich  die  Statthaftigkeit  der  E.  be- 
stimmt; noch  andere  endlich  lassen  eine  E. 
nur  auf  Grund  eines  im  Einzelfalle  ergehen- 
den Gesetzes  zu.  Hauptanwendungsfälle 
sind  die  E.  zu  Verkehrszwecken  (Eisenbahn-, 
Straßen-,  Kanalbau)  imd  zu  Zwecken  der 
I^andesverteidigung  sowie  im  Interesse 
gemeinnütziger  wirtschaftlicher  Unterneh- 
mungen jeder  Art  (Bergbau,  öffentliche  An- 
stalten u.  dgl.). 

«»  Die  früher  herrschende  Auffassung, 
welche  die  E.  als  einen  sog.  ,,Zwangsver- 
kauf-'  behandelte  —  diese  Anschauung  liegt 
z.  B.  noch  den  Vorschriften  der  §§  4  ff.  Teil  1 
Tit.  11  des  AUgemeiuen  Ijandrechts  zugnuide 
—  ist  jetzt  fast  allgemein  aufgegeben.    Mit 


Recht  erblickt  man  in  der  K  neuerdings 
lediglich  einen  dem  öffentlichen  Recht  an- 
gehörigen  Akt  der  Staatsgewalt,  auf  welchen 
aie  Grundsätze  der  Ijehie  vom  Kauf  niu* 
kraft  positiver  Vorschrift  und  höchstens  ent- 
sprechende Anwendung  finden  können;  (so 
jetzt  auch  mit  eingehender  Begründung 
ERG.  in  ZS.  vom  9./VI.  1905,  Bd.  61  S.  102). 
Mit  der  Frage  nach  der  rechtlichen  Natur 
der  E.  wird  stets  aufs  engste  die  weitere 
Frage  verknüpft,  in  welcher  Weise  und  in 
welchem  Momente  eich  der  Eigentumsüber- 
gang des  Kobjekts  von  dem  Enteigneten 
auf  den  Enteiser  vollzieht  Die  mehrfach 
vertretene  Ansicht,  es  liege  ein  Eigentums- 
übergang durch  „Gesetz"  vor,  (ein  „Legal- 
erwerb'', wie  Grün hut  sich  ausdrückt),  ist 
völlig  nichtssagend,  da  man,  wie  G.Meyer 
mit  Recht  hervorhebt,  von  allen  Eigentums- 
erwerbsarten behaupten  kann,  daß  sie  auf 
dem  „Gesetz"  beruhen.  Die  Frage  ist  viel- 
mehr je  nach  Lage  der  positiven  Gesetz- 
gebung zu  beantworten :  in  Preußen,  Bayern, 
Württemberg,  Hessen  vollzieht  sich  der 
Eigentumsübergang  durch  den  die  E.  des 
konkreten  E.objekts  anordnenden  Akt  der 
zuständigen  Verwaltungsbehörde;  in  Baden 
unmittelbar  durch  Zahlung  oder  Hinterlegung 
der  Entschädigung;  nach  französischem 
Recht  durch  das  die  K  aussprechende  ge- 
richtliche Urteil ;  (unrichtig  in  letzterer  Hin- 
sicht G.  Meyer). 

Der  Enteigner  erwirbt  das  Eigentum, 
auch  wenn  der  Enteignete  nicht  Eigentümer 
war :  der  Eigentumserwerb  durch  E.  ist  also 
als  ursprünglicher  (originärer),  nicht  als  ab- 
geleiteter (derivativer)  Erwerb  anzusehen. 

Eine  andere,  aber  mit  der  vorerörterten 
eng  zusammenhängende  Frage  ist  die,  in 
welchem  Momente  die  E.  dergestalt  per- 
fekt ist,  daß  sie  sowohl  den  Enteigneten 
wie  den  Enteigner  bindet,  d.  h.  daß  so- 
wohl dieser  ein  unentziehbares  Recht  au 
dem  E.gegenstande  erworben  hat,  wie  jener 
einen  Anspruch  auf  Gewähnmg  der  Ent- 
schädigimg? Diese  Frage  ist  in  den  ver- 
schiedenen Gesetzgebungen  bestimmt,  aber 
keineswegs  einheitlich  geregelt;  bald  gilt 
als  Moment  der  Perfektion  der  E.  der  Erlaß 
(oder  die  Zustellung)  des  die  E.  aussprechen- 
den Beschlusses,  bald  erst  der  Erlaß  des 
die  Entschädigung  festsetzenden  Be- 
schlusses (vgl.  hierzu  E^G.  in  Ziv.-S.  Bd.  27, 
S.  263  ff.).  In  aUen  FäUen  geht  mit  der 
„Perfektion"  der  E.  die  Gefahr  des  Kgegen- 
standes  auf  den  Enteigner  über.  An  und 
für  sich  sollten  auch  mit  diesem  Moment 
Nutzungen  und  Lasten  des  Kobjekts  dem 
Enteigner  gebühren  bezw.  ihn  treffen;  doch 
werden  die  ersteren  von  manchen  Gesetz- 
gebungen dem  Enteigneten  bis  zur  Zahlung 
aer  Entschädigungssumme  l)elassen.  Her- 
vorzuheben ist  endlich  noch,  daß  „an  der 
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rechtlichen  Natur  der  E.  durch  eine  frei- 
willige Vereinbarung  zwischen  Enteigner 
und  Eigentümer  (im  allgemeinen)  nichts  ge- 
ändert wird,  wenn  dieselbe  im  Hinblick  auf 
die  in  der  gesetzlichen  Form  bereits  fest- 
gestellte Notwendigkeit  der  Abtretung  des 
betr.  Grundstückes  erfolgt'';  (so  mit  Recht 
Grünhut;  ebenso  die  zit.  ERG.  S.  110 ff.). 

S  An  dem  enteigneten  Gegenstande  wird 
dem  früheren  Eigentümer  (dem  Enteigneten) 
von  einzelnen  Gesetzgebungen  bald  ein  Rück- 
erwerbsrecht ,  (so  von  dem  bayerischen, 
französischen,  italienischen  und  englischen 
Recht),  bald  ein  Vorkaufsrecht  (so  von 
Preußen)  eingeräumt,  ersteres  dann,  wenn 
das  unternehmen,  zu  dessen  Gunsten  die 
E.  stattgefunden,  entweder  gar  nicht  zustande 
kommt  (Bayern)  oder  wenn  der  enteignete 
Gegenstand  zu  dem  geplanten  Unternehmen 
gar  nicht  verwandt  wird,  letzteres  dann, 
wenn  das  enteignete  Grundstück  späterhin 
zu  dem  bestimmten  Zwecke  nicht  weiter 
notwendig  ist  und  freiwillig  veräußert  werden 
soll,  nicht  aber,  wenn  es  von  einer  erneuten 
anderweiten  E.  betroffen  wird  und  lediglich 
deshalb  auf  einen  neuen  Erwerber  übergeht 
(ERG.  vom  14./IV.  1905,  Bd.  60  S.  374). 

b)  Das  formelle  E.recht  oder  das 
E.Verfahren.  Das  E.verfahren  zerfällt  in 
8  Hauptstadien,  deren  erstes  die  Verleihung 
des  E.rechts  oder  die  „Feststellung  des 
E.falles'V)  deren  zweites  die  Feststellung 
der  einzelnen  E.gegenstände  und  den  Be- 
schluß über  die  konkrete  E.,  und  deren 
letztes  die  Ermittelung  und  Feststelhmg  der 
Entschädigung  zum  Gegenstande  hat. 

Die  Verleihung  des  E.rechts  für  eine 
bestimmte  Unternehmung  erfolgt  entweder 
durch  ein  Gesetz  oder  durch  einen  Ver- 
waltungsakt (Anordnung  des  Staatsoberhaupts 
oder  einer  Zentral-  oder  höheren  Verwaltungs- 
behörde). 

Eigentümlich  ist  die  Art  der  „Fest- 
stellung des  Kfalles'*  im  französischen  \md 
belgischen  Recht  gestaltet.  Hiemach  bedarf 
es  zur  Inangriffnahme  aller  größeren  öffent- 
lichen Unternehmungen  (wie  z.  B.  Staats- 
straßen, Eisenbalmen,  Kanälen  u.  dgl.)  einer 
gesetzlichen  Ermächtigung;  zur  Er- 
richtung von  kleineren  Unternehmungen 
dieser  Art  einer  Verordnung  des  Staats- 
oberhaupts. Beide,  Gesetz  und  Verordnung, 
dürfen  erst  erlassen  werden,  nachdem  eine 
förmliche  Sachuntersuchung  (enqur^te  pr6- 
alable)  vorausgegangen  ist. 

Nach  preußischem  und  österreichischem 
Recht  ist  eine  solche  „enqu(>te  pr^aiable", 


*)  Auf  die  praktisch  ziemlich  bedentungslose 
Streitfrage,  welche  rechtliche  Bedeutung  die 
„Feststellung  des  E.falles"  oder  die  „Ver- 
leihung des  E.rechts"  hat,  kann  hier  nicht  ein- 
gegangen werden. 


nicht  vorgeschrieben ;  vielmehr  wird  mit  der 
Genehmigung  zur  Errichtung  der  betr.  An- 
lage erforderlichenfalls  das  Ejecht  (in  ab- 
stracto) mitverliehen.  An  diese  Verleihung 
reiht  sich  die  Ermittelung  und  Feststellung 
des  in  concreto  zu  enteignenden  Gegenstandes ; 
diese  Ermittelung,  sowie  der  Kausspruch  er- 
folgt in  der  Regel  nach  Anhörung  der  Be- 
teiligten, insbesondere  auch  der  durch  die 
E.  betroffenen  Personen  durch  eine  Pro- 
vinzial Verwaltungsbehörde  oder  einen  Ver- 
waltungsgerichtshof; in  Frankreich  und 
Belgien  wird  zwar  auch  das  E.objekt  durch 
die  Verwaltung  (den  Präfekten)  festgestellt, 
das  eigentliche  E.urteil  aber  von  den 
Gerichten  erlassen.  —  Ist  der  Rgegen- 
stand  in  dieser  Weise  festgestellt,  so  wird 
nunmehr  dessen  Wert  unter  Zuziehung  von 
Sachverständigen  ermittelt;  wird  über  die 
Höhe  der  zu  zahlenden  Entschädigung  eine 
Einigung  unter  den  Beteiligten  nicht  erzielt, 
so  entscheidet  hierüber  in  England  und  Nord- 
amerika die  Ziviljury,  in  Frankreich  eine 
besondere  SpezialJury,  in  Belgien  das  Gericht, 
in  Preußen  und  Bayern  zunächst  die  Ver- 
waltungsbehörde, gegen  deren  Entscheidung 
indessen  die  Berufung  auf  den  Rechtsweg 
statthaft  ist,  in  Oesterreich  bald  immittelbar 
das  Gericht,  (dieses  teils  im  ordentlichen 
Prozeßwege,  teils  im  sog.  „Verfahren  außer 
Streitsachen"),  bald  die  Verwaltungsbehörden 
und  zwar  diese  in  einzelnen  Fällen  unter 
Vorbehalt,  in  anderen  unter  Ausschluß  des 
Rechtsweges. 

Die  Vollziehung  der  K,  d.  h.  die  Ein- 
weisung des  Enteigners  in  den  Besitz  des 
E.objekts  findet  in  der  Regel  erst  statt, 
wenn  die  Entschädigungssumme  endgültig 
festgestellt  und  an  den  Enteigneten  gezahlt 
oder  hinterlegt  worden  ist  Nur  in  beson- 
ders dringlichen  Fällen  ist  ein  abgekürztes 
Verfahren  zulässig,  vermöge  dessen  der  Ent- 
eigner den  E.gegenstand  bereits  vor  end- 
gültiger Feststellung  der  Entschädigung  — 
jedoch  nur  gegen  entsprechende  Sicherheits- 
leistung —  in  Besitz  nehmen  kann. 

4.  E.recht  im  Deutschen  Reiche. 
a)  Beichsrechtliche  Normen.  Durch  Art. 
41  der  Reichsverfassung  ist  dem  Reiche  das 
Recht  beigelegt,  Eisenbahnen,  welche  im 
Interesse  der  Verteidigung  Deutschlands  oder 
im  Interesse  des  gemeinsamen  Verkehrs  für 
notwendig  erachtet  werden,  anlegen  zu  lassen 
und  die  betr.  Unternehmungen  mit  dem 
E.rechte  auszustatten.  Nach  §  41  des  Reichs- 
i-ayongesetzes  v.  21./XII.  1871  kann  die 
Militärbehörde  unter  gewissen  Voraus- 
setzungen die  E.  der  Grundstücke  oder 
Grundstücksteile  verlangen,  die  durch  die 
in  dem  Gesetz  vorgesehenen  Eigentums- 
beschränkungen —  diese  selbst  stellen  keines- 
I  wegs  Fälle  der  E.  dar  —  betroffen  werden. 
.Macht  sie  von  diesem  Rechte  Gebrauch,  so 
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kann  der  Eigentümer  unter  umständen  die 
E.  des  ganzen  Gnmdstücks  beanspruchen, 
auch  wenn  nur  ein  Teil  von  den  Eigentums- 
beschränkungen betroffen  wird.  Ferner  sind 
durch  §§  25  und  26  des  RG.  über  die  Kriegs- 
leistungen V.  13./ VI.  1873  alle  Pferdebesitzer 
für  verpflichtet  erklärt,  ihre  zum  Kriegsdienst 
tauglichen  Pferde  der  Militärbehörde  gegen 
Ersatz  des  Wertes  zu  überlassen.  Weitere 
Vorschriften  über  die  E.  von  Tieren  und 
Orund  und  Boden  bei  Abwehr  der  Rinder- 
pest und  von  Viehseuchen  enthalten  die 
§§  2  und  3  des  G.  v.  7./IV.  1869  (BGBl. 
S.  105)  und  die  §§  24  und  57  des  G.  v. 
23.  VI.  1880  (RGBl.  S.  153),  l./V.  1894 
(RGBl.  S.  409).  Abgesehen  von  diesen  reichs- 
rechtlichen Vorschriften  ist  die  E.,  als  im 
wesentlichen  dem  öffentlichen  Recht  an- 
gehörig, der  Regelung  der  Bundesstaaten 
überlassen;  nach  Art.  109  des  Einf.-G. 
zum  BGB.  bleiben  nach  Inkrafttreten  des 
letzteren  die  landesrechtlichen  Vorschriften 
über  das  Rrecht  (auch  soweit  sie  privat- 
rechtlicher  Natur  sind),  in  unveränderter 
Geltung. 

b)  Preuasen.  In  Preußen  finden  sich  die 
Grundlagen  für  das  E.recht  in  den  §§  4—11, 
I,  11  ALR.  Im  Anschluß  an  diese  allgemeinen 
Bestimmungen  sind  später  eine  Reihe  von 
Spezialgesetzen  ergangen,  von  denen  namentlich 
das  sog.  Eisenbahngesetz  vom  3./XI.  1838  zu 
nennen  ist,  das  namentlich  die  E.  zu  Zwecken 
des  Eisenbahnbaues  regelte.  Dieses  Gesetz  ist, 
soweit  es  sich  auf  die  £.  von  Grundbesitz  be- 
zieht, durch  das  umfassende  Gesetz  über  die 
E.  von  Grundeigentum  v.  ll./VI.  1874  be- 
seitigt ^),  welch  letzteres  noch  heute  die  Grund- 
lage für  die  E.  von  Grundeigentum  büdet*). 
Neben  diesem  Gesetz  sind  noch  einzelne  Spezial- 
gesetze, die  das  E.recht  für  besondere  Fälle 
regeln  (z.  B.  die  §§  5,  6,  8,  9,  40,  135—137  des 
Berggesetzes  v.  24./VI.  1865,  das  G.  v.  7./X. 
1865  über  die  Landestriangulation  nebst  den 
ergänzenden  GG.  v.  7./IV.  1869  und  3. VI.  1874 
und  das  sog.  Straßenfluchtliniengesetz  v.  2./VII. 
1875,  femer  die  im  Interesse  der  Landeskultur 
erlassenen  Gesetze,  z.  B.  §  20  des  Deichgeset^es 
v.28.;L  1848,  GG.  v.  15./XL  1811  (GS.  S.  352); 
28./II.  1843  (GS.  S.  41),  6./Vn.  1875,  l./IV.  1879 
und  14./1II.  1881;  weiter  v.  7./VL  1821,  2,^11. 
1850  (G.S.  S.  77),  19./V.  1851  (G.S.  S.  37)  und 
5./IV.  1869  (G.S.  S.  514),  13./V.  1867  (G.S.  S. 
716),  5./IV.  1869  (G.S.  S.  526)  und  17./VIIL 
1876   (G.S.  S.  377)   (Gemeinheitsteilungs-   und 

>)  Durch  Art.  12  §  1  des  Pr.  Ausf.-G.  z. 
BGB.  ist  bestimmt,  daß,  wenn  auf  Grund  der 
p  16  n.  17  des  Ent-Ges.  das  von  dem  E.ver- 
rahren  betroffene  Grundstück  durch  Vertrag 
freiwillig  abgetreten  wird,  für  die  Gültigkeit 
dieses  Vertrages  die  schriftliche  Form  ge- 
nügt, also  die  Formvorschrift  des  §  313  BGB. 
nicht  in  Anwendung  kommt. 

*)  Auf  den  zwangsweisen  Erwerb  von  Klein- 
bahnen durch  den  Staat  finden  gemäß  §§  36 
n.  37  des  G.  v.  28./Vn.  1892  die  §§  24—29, 
32—37  u.  39—46  des  E.gesetzes  entsprechende 
Anwendung. 


Ablösungsgesetze),  endlich  die  GG.  v.  18./III. 
1868  (Schlacbthausgesetz),  27./II.  1878  (Reblaus- 
gesetz) und  G.  V.  12.,iII.  1881  (Preuß.  Ausf.-G. 
zum  Reichsviehseuchengesetz)  in  Kraft  geblieben. 
Hervorzuheben  ist  hier,  daß  die  Verleihung  des 
E.rechts  in  der  Regel  nur  durch  kgl.  Verord- 
nung (ausnahmsweise  durch  Beschluß  des  Be- 
zirksausschusses) erfolgt,  und  daß  für  die  Ent- 
nahme von  Wegebaumaterialien  ein  besonders 
vereinfachtes  Verfahren  vorgesehen  ist.  Vor- 
übergehende Beschränkungen  des  Eigentums, 
die  wider  Willen  des  Eigentümers  den  Zeitraum 
von  3  Jahren  nicht  überschreiten  dürfen,  wer- 
den von  dem  Bezirksausschuß  angeordnet.  Dieser 
kann  auch  dem  Unternehmer  gestatten,  die  zur 
Vorbereitung  seines  Unternehmens  erforderlichen 
Handlungen  auf  dem  Grund  und  Boden  des 
Eifi^entümers  vorzunehmen.  Erleiden  Nutzungs-, 
Gebrauchs-  und  Servitutberechtigte  oder  Pächter 
und  Mieter  einen  besonderen  Schaden,  der  nicht 
bereits  in  der  für  das  Eigentum  bestimmten 
Entschädigung  oder  der  an  dieser  zu  gewäh- 
renden Nutzung  einbegriffen  ist,  so  muß  dieser 
Schaden  besonders  ersetzt  werden. 

Die  E.  selbst  wird  durch  Beschluß  des  Be- 
zirksausschusses (im  Beschluß  verfahren)  ausge- 
sprochen. Dieser  setzt  auch  die  Höhe  der  Ent- 
schädigung mittels  motivierten  Beschlusses  fest. 
Gegen  letzteren  Beschluß  findet  nur  die  Be- 
schreitung des  Rechtsweges  binnen  6  Monaten 
seit  der  Zustellung  statt. 

Im  übrigen  ist  das  E.recht  im  wesentlichen 
den  oben  entwickelten  „allgemeinen  Grund- 
sätzen'^  entsprechend  geordnet. 

c)  Bayern.  In  Bayern  ist  das  E.wesen 
durch  das  G.  v.  17./XI.  1837  geregelt,  das  durch 
Art.  6  des  G.  v.  29./IV.  1869,  Art.  44—55  des 
G.  V.  23^1.  1879  und  Art  8,  9  und  47  des  G. 
V.  8./VIII.  1878  einzelne  Abänderungen  erfahren 
hat.  Neben  jenem  grundlegenden  Gesetze  be- 
handeln die  GG.  v.  27./V.  1852  (Wasserrecht). 
20./m.  1869  (Bergbau)  und  29./V.  1886  (Flur- 
bereini^ng)  gewisse  besonders  geartete  E.fälle. 

Auch  das  bayerische  Gesetz  von  1837  betrifft 
nur  die  E.  von  Grundeigentum.  Dingliche 
Rechte  an  fremder  Sache  können  nicht  selb- 
ständig, sondern  in  der  Regel  nur  mit  dem  be- 
rechtigten Grundstück  gleichzeitig  enteignet 
werden;  wird  das  belastete  Grundstück  ent- 
eignet, so  geben  sie  mit  demselben  auf  den 
Enteigner  über,  sofern  sie  nicht  mit  dem 
Zwecke  seines  Unternehmens  unvereinbar  sind ; 
in  diesem  Falle  muß  er  die  dinglichen  Rechte 
gegen  volle  Entschädigung  des  Berechtigten 
erwerben.  Nutzunflrsberechtigte ,  insbesondere 
auch  Pächter  und  Mieter,  sind  stets  besonders 
zu  entschädigen. 

Das  E.recht  wird  in  jedem  einzelnen  Falle 
auf  den  mit  den  erforderlichen  Belejg^en  ver- 
sehenen, an  die  Kreisregierun^  zu  richtenden 
Antrag  des  Unternehmers  diesem  von  dem 
Staatsministerium  verliehen.  Das  weitere  Ver- 
fahren bietet  nur  die  Besonderheit,  daß  die  E. 
selbst  durch  Urteil  des  Verwaltnngsgerichts 
(nicht  einer  Verwaltungsbehörde)  ausgesprochen 
wird,  wogegen  die  Festsetzung  der  Ent- 
schädigung, vorbehaltlich  des  Rechts  auf  Be- 
schreitung des  Rechtsweges,  zunächst  durch  die 
Distriktsverwaltungsbehörde  erfolgt. 

d)  Andere  Bundesstaaten.  In  Würt- 
temberg ist  die  E.  durch  die  GG.  v.  20./XIL 
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1888  betr.  Abänderung;  des  §  30  der  Verfasrangs- 
urkunde  und  betr.  die  Zwanffs-E.  Ton  Grund- 
stücken und  Rechten  an  Grundstttcken ;  in 
Baden  durch  das  Expropriationsgesetz  t. 
28./VIII.  1835  nebst  Abänderungsgesetzen  v. 
2i)./ni.  1888,  7./Vn.  1863,  7./V.  Iffi8  und  §  113 
des  Einführun^fi^esetzes  zu  den  Reichsjustiz- 

fesetzen  t.  3.^1.  1879,  welche  Gesetze  jetzt 
urch  das  £.ge8etz  vom  26./y.  1899  ersetzt 
sind;  in  Hessen  durch  das  G.  t.  27./V.  1821 
und  V.  21./ VI.  1884  und  jetzt  vom  30./IX.  1899; 
im  Kgr.  Sachsen  durch  das  Mandat  v.  4./I. 

1820  und  die  GG.  v.  3./VII.  1835  (betr.  die 
Leipzig -Dresdener  Eisenbahn,  durch  spätere 
G.  auf  andere  Eisenbahnen  ausgedehnt),  15./TIII. 
1855  und  28./UI.  1872  und  neuestens  G.  vom 
24./YI.  1902;  in  Elsaß-Lothringen  durch 
die  GG.  v.  3./V.  1841  und  20./VI.  1887;  in 
Mecklenburg  durch  die  W.  v.  21./V1L  1886 
u.  V.  5./IV.  1^:  in  Oldenburg  durch  das 
E.gesetz  fttr  das  Herzogtum  0.  v.  21./IV.  1897 
(GBL  S.  541)  u.  durch  das  G.  v.  27./IV.  1897 
(GBl.  S.  569)  betr.  Anlegung  und  Veränderung 
von  Straßen  usw.  geregelt.  (Fttr  die  anderen 
deutschen  Staaten  vgl.  G.  Meyers  Lehrbuch 
des  deutschen  Verwaltungsrechts,  Bd.  1  S.  264  fif. 
und  Gierke  a.  a.  0.  §  128  S.  468.) 

5.  £.reolit  in  Oesterreicli-IIngani,  Frank- 
reioli,  England,  In  Oesterreich  bildet 
g  365  des  allgemeinen  BGB.  die  Grundlage  des 
E.rechts;  dieser  lautet:  „Wenn  es  das  allge- 
meine Beste  erheischt,  muß  ein  Mitglied  des 
Staates  gegen  eine  angemessene  Schadloshaltung 
selbst  das  vollständige  Eigentum  einer  Sache 
abtreten."  Ein  umfassendes  E.gesetz  existiert 
in  Oesterreich  nicht;  vielmehr  ist  das  E.wesen 
entsprechend  dem  in  §  365  1.  c.  enthaltenen 
Grundsatze  durch  eine  Reihe  von  Spezialge- 
setzen geregelt,  als  deren  wichtigste  die  fol- 
f enden  hervorzuheben  sind:  a)  Berggesetz  v. 
3./V.  1854  nebst  Vollzufl^svorschrift  v.  25./IX. 
1854  und  §  410  der  Zoll-  und  Staatsmonopol- 
ordnung V.  Il./Vn.  1835  sowie  G.  v.  ll./V.  1884 
(RGBl.  Nr.  71)  (E.  zu  Zwecken  des  Bergbaues 
und  zwar  Erwerb  von  Wasserkräften  wie  von 
Grundstücken,  letztere  jedoch  nur  zu  vorüber- 
gehender Benutzung) ;  b)  Forstfi:e8etz  v.  2./XII. 
1852  (£.  behufs  Ermöglichnng  der  Berguni?  von 
Forstprodukten) ;  c)  Reichswassergesetz  v.  30./V. 
1869  u.  GG.  V.  30./VI.  1884  (E.  behufs  Aus- 
nutzung und  Abwehr  von  Gebirgs wassern); 
d)  Hofkanzleidekrete  v.  15./V.  1818  und  ll./X. 

1821  (E.  behufs  Herstellung  und  Erhaltung  von 
Staatsstraßen);  e)  V.  v.  14./IX.  1854  (Eisen- 
bahnkonzessionsgesetz) ;  GG.  V.  18./n.  1878  und 
18,/VII.  1892  (E.  behufs  Ausbaues  und  Betriebes 
von  Eisenbahnen  und  bezw.  von  öffentlichen 
Verkehrsanstalten  in  Wien);  f)  G.   v.  28./IV. 

1889  (E.  behufs  Errichtung  öffentlicher  Lager- 


häuser); g)  G.  V.  3./IV.  1875  (E.  behufs  Abwehr 
der  Reblaus);  h)  GG.  v.  29./II.  1880  und 
17./Vm.   1892   (E.   behufs   Abwehr   von  Tier 


krankheiten  und  -seuchen);  i)  G.  v.  ll./VI.  1879 
(E.  für  militärische  Anlagen)  usw.  Das  öster- 
reichische E.recht,  insbesondere  soweit  es  die 
E.  zu  Eisenbahnzwecken  betrifft,  schließt  sich 
im  wesentlichen  dem  preußischen  Recht  an.  Nur 
erfolgt  die  Bewilligung  zur  Vornahme  von  Vor- 
arbeiten und  zur  Anlage  der  Bahn,  worin  die 
Verleihung  des  Earechts  einbegriffen  ist,  durch 
die  Ministerial-Instanz. 


Dem  österreichischen  Recht  ist  eigentümlich, 
daß  der  zwangsweise  Vollzug  der  E.  durch  eine 
Anfechtung  der  die  Entschädi£:ung  oder  die  zu 
leistende  Sicherheit  festsetzenden  Entscheidung 
nicht  aufgehalten  wird  und  daß  ihm  sowolu 
ein  Rückerwerbs-  wie  ein  Vorkaufsrecht  des 
Enteigneten  unbekannt  ist. 

In  Ungarn  gilt  jetzt  das  E.gesetz  vom 
29./V.  1881. 

Frankreich  verdankt  der  persönlichen 
Initiative  Napoleons  I.  die  R^zelung  des  E.- 
wesens.  Mit  dem  G.  v.  16./IX.  1807  wurde 
der  Beginn  gemacht,  dem  alsbald  das  grund- 
legende G.  V.  8./III.  1810  folgte.  Während 
eine  ausdrückliche  Aufhebung  des  Titel  XI 
des  erstgedachten  Gesetzes  bisher  nicht  statt- 

fefunden,  wurden  dagegen  das  G.  v.  1810  und 
as  spätere  G.  v.  7./VIL  1833  durch  das  G.  v. 
3./V.  1841  (sur  Texpropriation  pour  cause  d'uti- 
\iU  publique)  ausdrücklich  aufgehoben.  Das  G. 
V.  1841  in  Verbindung  mit  dem  G.  v.  30..HL 
1831  (relative  a  Fexpropriation  et  k  Toccnpation 
temporaire,  en  cas  d'urgence,  des  j^ropri^t^ 
priv^es  n^cessaires  aux  travaux  des  fortifications) 
und  den  späteren  QG,  v.  19./I.,  IV./III.,  13./IV. 
1850  Trelative  k  l'assainissement  des  logements 
insaluores),  27./VII.  1870,  (concemant  les  grands 
travaux  publics)  und  4./rv.  1882  (relative  a  la 
restauration  et  k  la  conservation  des  terrains 
en  montagne),  sowie  dem  G.  v.  29./XII.  1892 
(sur  les  dommages  causes  k  la  proph^te  privee 
par  Tex^cution  des  travaux  publics)  bildet  die 
Grundlage  des  heutigen  französischen  E.rechtes. 

Hervorzuheben  ist  hier  in  Ergänzung  der  in 
den  „all^meinen  Grundzüfi:en''  bereits  ent- 
haltenen Darstellung  nur.  SeJi  die  von  der  £. 
nur  teilweise  betroffenen  Gebäude  auf  Verlangen 
des  Enteigneten  von  dem  Enteigner  ganz  er- 
worben werden  müssen,  daß  der  Eigentümer 
alle  an  dem  E.geffenstande  dinglich  oder  per- 
sönlich Nutzungsberechtigten  (Nießbraucher, 
Mieter,  Pächter,  Servitut  berechtigte  usw.)  der 
für  die  E.  zuständigen  Behörde  namhaft  zu 
machen  hat,  widrigenfalls  er  persönlich  für  die 
diesen  zu  gewährenden  Entschädigungen  haft- 
bar ist,  und  daß  endlich  die  durch  die  Spezial- 
jur^  erfoljgte  Festsetzung  der  Entschädigung 
lediglich  in  ganz  beschränkter  Weise  und  nur 
mittels  Kassationsrekurses  angegriffen  werden 
kann. 

In  England  ist  rep^elmäßig  zur  £.  in 
jedem  einzelnen  Falle  ein  besonderes  Gesetz 
(private  bill)  erforderlich.  Die  Rechte  des  Ent- 
eigneten werden  in  weitgehendster  Weise  ^ 
wahrt ;  insbesondere  ist  für  eine  sehr  ausgiebige 
Entschädigung  Sorge  getragen.  Das  englische 
E.recht  beruht  hauptsächlich  auf  den  Gesetzen 
8  und  9  Vict.  c.  18  und  20  (Lands  clauses  con- 
solidation  Act  und  Railways  clauses  consoli- 
dation  Act  vom  8./V.  1845);  23  und  24  Vict  c 
106  (Lands  clauses  consolidation  amendment 
Act  vom  20./VIII.  1860)  femer  (für  Schotüand) 
auf  den  (}G.  5  und  6  Vict  c.  55  (Act  for  the 
better  regulation  of  railways  etc.  vom  80./ VII. 
1842)  und  27  und  28  Vict.  c.  121  (Railway  con- 
struction  facilities  Act  vom  Jahi«  1864)  sowie 
endHch  auf  den  GG.  v.  27./VL  1875  und 
ll./VIIL  1875  (E.  zu  Zwecken  der  öffentlichen 
Gesundheitspflege). 

Literatur:   Die  Lehr-  und  Handbücher  des   Ver^ 
waltungsrechte,   insbes,  v<m  Siein,    G.  Meyer, 
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Loening,  v,  SUngel  und  O.  Mayer,  towie 
die  Lehrbücher  des  detUachen  PtivatrechU,  intbes. 
van  Gerher  (CosackJ,  17.  Avfi,,  Jena  1895,  — 
Stohhe-Lehmann ,    S,  Aufl.,  Berlin  1896  und 
Roth,    Tübingen   1883,    T.  S,   S.   iSSfg.   —  v, 
BapPf    in  Weiakes  Reehlalexikon  «.  v.  „Expro- 
priation", —  Brlnx,    in  RoUecke  SUuUüexikon 
deegl,  —  I^eraelbe,  in  Bluntachli  und  ßratere 
St.W,B,  desgl.   —  Buddeus,    in  Ersch  und 
Grubere  Encyklopädie ,    Teil  S9,   S,   395 Jg,   — 
£.  Meier,   a.   v,  ,^zpropriation"   in  HoUzen- 
dofffe  Beehtelexikon,  Bd.  1,  S.  764.  —  K.  Sam- 
haber,    Dcu  bayerische  Gesetz  über  Zwangsab- 
tretung  usw.,  Würxburg  1839.  —  Burekhardt, 
Zur  Lehre  von  der  Expropriation,  in  Zeitschrift 
ßir    Civilrecht    und    Protefi,    Jahrg,    1849.    — 
Beseel   und  Kühlwetter,   Das  preuß.  Eisen- 
bahnrecht, Köln  1855.  —  Häberlin,  Die  Lehre 
von  der  Zwangsenteignung  historisch-dogmatisch 
erörUrt  im  Arch,  f.  civil.  Praxis,  Bd,  39,  (1856), 
S.  Ijg.,  147 fg.  —  BeBchomer,    Das   deutsche 
Eisenbahnrecht  usw..  Erlangen  1858.  —  Stuben^ 
rauch,   2!ur  Lehre   von  der  Expropriation   in 
Haimerls  Österreich.   Vierteljahrschr.  für  Rechts- 
und    Staatswissenschaft ,     1859.    —    Grkichot, 
„Glossen    tum    AUgem.    Landrecht**    in    seinen 
„Beiträgen",   Bd.  9,   1865,   S.  69 fg.  —  Thtel, 
Das  ExpropritUionsrecht  und  das  Expropriations- 
rerfahren,    Berlin    1866.    —    O.    Meyer,    Das 
.  Recht     der     Expropriation,     Leipzig    1868.    — 
LMband,  Die  rechtliche  Natur  des  Retrakts  und 
der  Expropriation^  im  Arch.  für  die  eivii.  Praxis, 
Bd.  52,   (1869),   S.  151  fg.  —  B.    Hartmann, 
Das  Gesetg  über  Zvangsabtretung  usw.,  Würxburg 
1879.  —  Orünhut,  Das  Enteignungsrecht,  Wien 
1873.  —  G.  Meyer,  Das  Recht  der  Enteignung 
des  Grundeigentums  in  Preußen,  in  der  Zeitschr. 
ßir  deutsche  Gesetzgebung  usw.,   Bd.  8,   (1875), 
S.  547 fg.  —  Die  Kommentare  zum  preuß.  Ent- 
eignungsgesetz   vom   11.1  VL    1874    ^'on   DalcUe 
(Berlin  1874),  Kletke  (Berlin  1874),  Siegfried 
(Berlin  1874),  Bahr  und  Langerhann  (t.  Aufl., 
Berlin  1878),   JLObell    (Leipzig  1884),   Eger  (2 
Bde.,  2.  Aufl.,  Breslau  1902),  F.  Seydel  (Berlin 
1887).  —   W.  V.  Rohland,   Zur  Theorie  und 
Praxis  des  deutschen  Enteignungsrechtes,  Leipzig 
1875.  —  Praxak,    Das  Recht  der  Enteignung 
in    Gesterreich,  Prag  1877.  —  If.   v.  Seydel, 
Die    neuere    Entwickelung    der    Lehre    von    der 
Enteignung,   in   der   Zeitschr.  für  Reichs-    und 
Landesrecht,  Bd.  3,   S.  223fg.  —  Ranela,    Die 
Enteignung^  in  Grünhuts  Zeitschr.  für  das  Privat- 
und  öffenü.  Recht,   Bd,  10,   S,  693 fg.,   Bd.  11, 
S.  Ifg.  —  Zander,  Handbuch  der  preuß.  Ge- 
setze  über  die  Enteignung  von  Grundeigentum, 
Breslau  1881,  —  Eger,  Die  Notwendigkeit  einer 
Revision  des  prettß.  Enteignungsgesetzes,  Breslau 
1881  (2.  Aufl.,  Breslau  1893).  —  Derselbe,  Bei- 
träge zur  Lehre  von  der  Enteignung,  im  Archiv 
für  die   dvüistisehe  Praxis,  Bd.  70,  S.  249 fg., 
Bd.  71,   S.  93 fg.  —  Derselbe,   Handbuch  des 
preuß.  Eisenbahnrechts,  Leipzig  1886.  —  Bohl- 
mantiy  Die  Praxis  in  Enteignungssachen,  Berlin 
1881.  —  Ldiyer,    Prinzipien   des  Enteignungs- 
rechtes, Leipzig  1902.  —  v.  lUhine,  Das  Staats- 
recht der  preuß.  Monarchie,  4.  Aufl.,   (Leipzig 
1881^1883),  Bd.  2,   S.  97 fg.  —  Paris,   Die 
Entsehädigungsberechtigung  der  Adjacenten  usw., 
Berlin  1881,  —  Friedrichs,   Das  GeseU  betr. 
die   Anlegung   von   Strt^^en   usw.,    Berlin   und 
Leipzig  1882.  —  Bering,   Das  pret^.  Enteig- 


nungsrecht in  seiner  praktischen  Anwendung^ 
Erfurt  1883.  —  Sarwey ,  Das  Staatsrecht  di» 
Kgr.  Württemberg,  Bd.  1,  S.  248 fg.,  Tübingen 
1883.  —  Qleim,  Der  privatrechüiche  Charakter 
der  Enteignung  nach  dem  preuß.  Enteignungs- 
gesetz, im  Arch,  für  Eisenbahnwesen,  Bd.  8" 
(1885),  S.  43  fg,  —  F%ild,  Das  Enteignungsrecht 
im  Großherzogtum  Hessen,  in  Hirihs  Annalen, 
1885,  S.  58 fg.  —  Endemann,  Das  Recht  der 
Eisenbahnen,  Leipzig  1886.  —  M.  v.  Seydel, 
Bayerisches  Staatsrecht,  Bd.  3,  S.  617  fg.,  München 
1887.  —  Sieber,  Das  Recht  der  Expropriation 
usw.,  Zürich  1889.  —  Q.  Häpe,  Die  Zwangs- 
enteignung in  Sachsen,  Leipzig  1891.  —  Stübhen^ 
Dom  Enteignungsrecht  der  Städte  bei  Städter- 
Weiterungen,  1894.  —  G.  Meyer,  Art,  „Ent^ 
eignung"  in  v.  Stengels  Wörterbuch  des  Ver- 
waUungsrechU,  Bd.  1  (1890),  S.  355  fg.  —  Grün^ 
hut,  Art.  „Enteignung"  im  H.  d.  St.  (2,  Aufi,,. 
1899),  Bd.  3,  S.  621fg.  —  Gierke,  Deutsches 
PrivcUrecht,  Bd.  2  (Sachenrecht),  §  128  (Leipzig 
1905).  —  I^axak,  Art.  „Enteignung"  im  Oesterr. 
St,  W.  B.,  Bd.  1  (1895),  S.  400fg.     Xeukamp. 


Entwässemn^ 


Bewässerung  und  Entwässerung^ 
oben  S.  458  fg. 


Erbbanrecht. 


Das  E.  ist  eine  Fona  der  Bodenleibe,  d.  i. 
eine  Einrichtung  des  Immobiliarrechts,  die  den 
Boden  nicht  durch  endgültigen  Verkauf,  sondern 
im  Weee  der  Verleihung  in  Verkehr  bringen 
will.  Der  Bodenleihe  kommt  in  Vergangenheit 
und  Gegenwart  eine  große  Bedeutung  lus  Ver- 
kehrsform zu.  Die  bekanntesten  unter  den  Leihe- 
formen sind  die  Römische  Superficies,  die  für 
Staats-  und  Gemeindeland  und  für  Großgrund- 
besitzer zur  Anwendung  gelangte ;  die  deutsche 
mittelalterliche  Bodenleihe,  die  in  den  Städten 
des  Mittelalters  die  übliche  Verkehrsform  bildete ; 
und  insbesondere  die  englische  Lease,  eine  meist 
auf  99  Jahre  abgeschlossene  Bodenleihe,  die 
heute  in  England  allgemein  verbreitet  ist.  Das 
£.  ist  mit  diesen  drei  Formen  verwandt,  jedoch 
in  den  Einzelheiten  yerschieden. 

Das  deutsche  E.  wird  behandelt  im  BGB.  in 
den  §§  1012  bis  1017  und  ist  dort  bezeichnet, 
als  das  unveräußerliche  und  vererbliche  Recht, 
auf  oder  unter  der  Oberfläche  eines  fremden 
Grundstücks  ein  Gebäude  zu  haben.  Das  hier- 
durch hergestellte  Verhältnis  hat  also,  wenn  wir 
das  Wesentliche  kurz  hervorheben  wollen,  den 
Erfolg,  daß  der  Grundeigentümer  getrennt 
wird  von  dem  Hausbesitzer.  Der  Grund« 
eigentümer  behält  zwar  das  Eigentum  an  der 
Bodenfläche,  die  jedoch  für  die  Dauer  des  £. 
gewissermaßen  außerhalb  des  Verkehrs  und  außer» 
halb  der  Wertbewegung  gesetzt  ist.  Der  £rb<- 
bauberechtigte  hat  wählend  dieser  Zeit  die  volle 
Ausnutzung  des  Grundstücks ;  er  kann  auf  diesem 
ein  Gebäude  errichten,  das  er  verkaufen,  ver- 
erben und  mit  Hypotheken  belasten  ma^.  Nach 
Ablauf  des  vereinbarten  Zeitraumes  erlischt  das 
E.  und  das  errichtete  Gebäude  fällt,  sei  es  mit 
oder  ohne  Entschädigung,  an  den  Grundeigen- 
tümer zurück. 

Das  £.  hat  bereits  mehrfach  praktische  An^ 
Wendung  gefunden  bei   der  Bebauung  Staat- 
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liehen  und  gemeindlichen  Grnndbesitzes ;  es 
-dürfte  sich  anch  für  den  Grundbesitz  von  Pri- 
vatpersonen, insbesondere  in  der  Umgebung 
-größerer  Städte,  eignen.  Voraussetzung  für  die 
größere  Ausbreitung  wäre  indes  die  Anpassung 
•der  Realkreditinstitute  an  die  Kreditgewährung 
4iuf  geliehenem  oder  gepachtetem  Boden,  wie 
^ies  in  England  der  Fall  ist.  Da  bei  dem  E. 
•eine  starke  zwan^weise  Tilgung  der  Darlehen 
stattfindet,  ist  die  Kreditgewährung  wohl  als 
•eine  im  volkswirtschaftlichen  Sinne  solide  zu 
bezeichnen.  E.verträge  sind  neuerdings  abge- 
schlossen wurden  u.  a.  in  Frankfurt  a.  M., 
Leipzig,  Essen,  Ruhrort  (Gemeinde),  Posen 
(Provinzialverwaltung),  Geislingen  (Bauverein), 
Dahlem  bei  Berlin  (Staat),  Dresden,  Brunsbüttel 
(Reich).  Als  Beispiele  solcher  Verträge  seien 
erwähnt :  E.vertrag  des  preußischen  Staates  mit 
dem  Berliner  Beamten- Wohnungsverein,  wonach 
•dem  Verein  ein  Gelände  in  Dahlem  überlassen 
wird  gegen  Zahlung  eines  Erbbauzinses  von 
2%  des  Bodenwertes ;  das  E.  erstreckt  sich  auf 
70  Jahre,  nach  deren  Ablauf  die  errichteten 
Baulichkeiten  gegen  eine  Vergütung  von  20% 
-des  abzuschätzenden  Wertes  dem  Fiskus  zu- 
fallen. —  E.vertrag  der  Stadtgemeinde  Essen, 
wodurch  ein  größeres  städtisches  Gelände  auf 
•60—70  Jahre  in  Erbbau  gegeben  wird  gegen 
eine  dreiprozentige  Verzinsung  des  von  der 
Stadtgemeinde  selber  seinerzeit  bezahlten  Boden- 
preises ;  die  Gebäude  sollen  nach  Ablauf  des  E. 
zu  einem  alsdann  zu  ermittelnden  Taxwert  von 
•der  Stadtgemeinde  übernommen  werden.  Die 
Beschaffung  des  Baukapitals  erfolgt  durch  ein 
seitens  der  Landesversicherun^sanstalt  der  Rhein- 
provinz gewährtes  Darlehen  in  Höhe  von  75% 
der  Baukosten. 

Literatur:  ZHUchHft  für  Woknungawegen,  heratis- 
gegeben  von  Professor  Albrecht ,  Jahrg.  Ifg., 
unter  dem  Stichwort  ^,Erbbaurechl^^.  —  Schriften 
der  Zentralstelle  für  Arheiterwohlfahrtseinrich- 
hingen,  Jahrg.  1902  (Gutachten  von  Andre^  Pütter^ 
Stein).  —  Rud,  Eberstudt,  Das  Erbbaurecht  u. 
seine  soziale  Bedeutung,  Wissensch.  Beilage  d.  AUg. 
Ztg.,  Nr.  150, 1902.  —  Mojc  Kosha,  Der  erste  Erb- 
bauvertrag  des  jn-eußischen  Staates^  Ztschr.  f.  Woh- 
nungsivesenj  11^  S.  17 fg.       Kuih  Eberstadt, 

Erbgüter  s.  Stammgüter  und  Fidei- 
k  0  m  m  i  s  s  e. 


Erbpacht. 

E.  ist  ein  erbliches,  dingliches  Nutzungs- 
recht an  einem  ländlichen  oder  städtischen 
'Grundstück,  das  im  Eigentum  eines  anderen  ' 
bleibt.  Sie  ist  der  römisch  -  rechtlichen 
Emphyteusis  verwandt.  Diese  ist  „ein  an 
fremdem  Grundstück  ge^en  eine  einseitig 
nicht  ablösbare  Rente  eingeräumtes,  erb- 
liches ,  veräußerliches  und  verpfändbares 
Nutzungsrecht*',  das  volle  Freiheit  den 
Nutzung  des  Grundstückes,  abgesehen  von 
Terschlechterung,  gewährt. 

Bei  bäuerlichen  Gütern  gehört  dieE. 
zu  den  sog.  „besseren  Besitzrechten'*  (vgl.  Art. 
„Bauer*-  oben  S.  324  fg.)  und  wird  vielfach  der 
„Erbzinsleihe",  dem  „Erbzinsrecht"  oder  dem 
-„Bauerlehen"  gleichgestellt.   Es  besteht  aber 


der  wichtige  Unterschied,  daß  bei  Erbzins- 
gütem  etc.,  die  der  Emphyteusis  Tollstäodig 
entsprechen,  eine  niedrigere  Abgabe  gegeben 
wird,  die  nur  zur  Anerkennung  des  Ober- 
ei^entums  des  Erbzinsherm  dient  (und  daJier 
bei  sämtlichen  Erbzinsgütem  desselben  Herrn 
ohne  Rücksicht  auf  den  Ertragswert  gleich 
groß  sein  kann),  dagegen  bei  Rgütera  die 
Abgabe  (der  „Canon")  höher  und  dem  Ertrag 
entsprechend  verschieden  hoch  ist.  Dieser 
Unterschied  ist  nicht  erst  durch  die  neueren 
Partikularrechte  eingeführt  worden,  sondern 
läßt  sich,  wenigstens  im  NO.,  bis  zur  Zeit 
der  ersten  Ansiedelung  zurückverfolgen.^) 

Die  E.  ist  aber,  und  dies  erscheint  als 
ein  noch  wichtigerer  Unterschied,  ebenso 
wie  die  Zeitpacht  ein  Vertragsverhältnis 
zwischen  zwei  persönlich  freien  Personen, 
die  einander  rechtlich  gleichstehen,  von 
denen  also  nicht  der  eine  der  Herrschaft 
des  anderen  unterworfen  ist;  sie  ist  daher 
keine  Besitzform  abhängiger,  untertäniger 
Bauern  und  verpflichtet  insbesondere  re^- 
mäßig  nicht  zu  Diensten,  sondern  nur  zu 
Geld-  oder  Getreideabgaben. 

Daher  kommt  sie  im  Gebiet  der  älte- 
ren Grundherrschaft  in  der  früheren 
Zeit  fast  gar  nicht  vor;  auch  im  Gebiet  der 
neueren  Grundherrschaft,  wo  die 
meisten  Bauern,  wenn  auch  nicht  mehr 
leibeigen,  doch  einer  Grund-  oder  Gerichts- 
herrschaft unterworfen  und  zu  Diensten  ver- 
pflichtet waren,  nur  selten  —  das  „Meier- 
recht*' wird  ihr  zuletzt  sehr  ähnlich  und 
häufig  so  bezeichnet,  ist  aber  doch  auch 
durch  das  hervorgehobene  Moment  von  ihr 
verschieden  — :  im  Gebiet  der  Gutsherr- 
schaft endlich  finden  wir  sie  in  der  e^ten 
Zeit  bei  der  Kolonisation  gelegentlich,  sie 
geht  hier  dann  aber  in  den  anderen  besseren 
Besitzrechten  auf,  da  sie  mit  der  Gutsherr- 
schaft ganz  unvereinbar  ist. 

Dagegen  ist  sie  die  Form,  in  der  freien 
Personen  nicht-bäuerlichen  Standes 
ein  erbliches,  dingliches  Nutzungsrecht  an 
GütBm  eingeräumt  wird,  also  namentlich 
die  Form  der  erblichen  Ueberlassung  größerer, 
nicht-bäuerlicher  Güter,  ganzer  Gutsherr- 
schaften oder  Domänenämter  (des  herrschaft- 
lichen Gutes  und  der  zugehörigen  Bauem- 
dienste).  Außerdem  wird  sie,  namentlich 
im  Gebiet  der  Gutsherrschaft,  bei  späteren 
Kolonisationen  des  Staates  drnnch  Parzellie- 
rung von  Domänen  regelmäßig  angewandt. 

So  unter  Kurfürst  August  I.  in  Sachsen  schon 
in  den  Jahren  1557 — 1^,  in  Preußen  unter 
König  Friedrich  I.  bei  der  Vererbpachtnng  der 
Domänen  nach  den  Plänen  des  Kammerrats  von 
Luben  am  Anfang  des  18.  Jahrh.  In  den  meisten 
Provinzen  wurden  damals  die  Domänen  inE.gOter 
parzelliert,  im  Jahre  1710  mit  dem  Sturz  Lubens 


^)  Vgl.  Fuchs,  Untergang  des  Bauernstandes 
S.  32  Anm.  1. 
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•die  ganse  Mafiregel  aber  wieder  aufgegeben,  die 
weitere  Vererbpachtimg  sistiert  und  den  bis- 
herigen Erbpftehtem  sogar  ihre  Kontrakte  gekün- 
digt. Dagi^gfen  wurden  mit  bleibendem  Erfolg 
oO  Jahre  später  yon  Friedrich  dem  Großen  um- 
fassende Kolonisationen  durch  Zerschlagung  yon 
Domänen  und  Heranziehung  Ton  fremden  Kolo- 
nisten unter  Verleihung  yon  E.  durchgeführt 
Soweit  bei  diesen  Mafibregeln  auch  die  bisher 
untertänigen  dienstpflichtigen  Bauern  ihre  Qttter 
2U  erblichem  Recht  yerliehen  erhielten,  war  die 
£.  hier  auch  der  Anfang  der  Bauernbefreiung. 

Bei  der  Bauernbefreiung  selbst  kam 
^ie  K  besonders  in  Schleswig-Holstein 
in  gröfierem  Maßstab  zur  Einführung.  Vgl. 
Art„Bauembefreiung''obenS.344fg.  Ferner 
wurde  in  Mecklenburg-Schwerin,  wo 
die  Bauernbefreiung  nur  in  Aufhebung  der 
Leibeigenschaft  (1^)  bestanden  hatte,  in 
neuerer  Zeit  seit  1867  die  allgemeine  Vererb- 
pachtung auf  den  Domänen  zwangsweise 
durch^mhrt,  um  auf  diese  Weise  auch 
hier  einen  erbangesessenen  Bauernstand  zu 
schaffen,  da  der  Verkauf  zu  Eigentum  aus 
staatsrechtlichen  Gründen  nicht  zulässig  w^ar. 
Das  Wesen  der  dabei  eingeführten  „refor- 
mierten R''  besteht  darin,  „daß  Grundstücke 
gegen  feste,  einseitig  nicht  ablösbare  Rente 
zu  erblicher  Nutzung  gegeben  werden,  die  frei 
vei"äußerlich  und  verschuldbar  sind,  nur  nicht 
ohne  Genehmigung  des  Vererbpächters  ge- 
teilt und  mit  anderen  Grundstücken  zu- 
sammengelegt werden  dürfen^^ 

Dagegen  wurde  in  den  meisten  Staaten, 
so  besonders  auch  in  Preußen,  die  E. 
^rade  bei  der  Bauernbefreiung  beseitigt  und 
ihre  Wiedereinführung  durch  die  Verfassung 
für  alle  Zeiten  verboten.  Hier  hat  man 
daher  in  der  neuesten  Zeit  für  die  Zwecke 
der  inneren  Kolonisation  die  der  reformierten 
E.  in  wirtschaftlicher  Beziehung  fast  gleich- 
artige Form  des  neueren  „Rentengutes''  ins 
Leben  gerufen.  Vgl.  Art.  „Kolonisation, 
innere". 

Literatur:  Balk,  Domnniale  VerhältniMe  in 
}f€cklenlntrg' Schwerin  f  Wittmar  wnt.  1864'  — 
Ruprecht,  Die  Erbpacht,  Göttingen  1^8ä.  — 
Paasche,  Art  „Erbpacht",  H.  d.  St.,  ^.  Aufl.^ 
Bd.  III,  S.  659/g.  (hier  auch  weitere  Literatur). 

Fuch8. 


Erbrecht.  | 

1.  Grundbegriffe.  2.  Geschichtlicher  Ueber-  > 
blick.     8.  Uel^rsicht  über  das  in  Deutschland  i 

rtende  £.  a)  Landesrechtliche  Nonnen,  b)  Das  j 
des  BGB.  4.  Die  E.systeme  in  Oesterreich,  I 
Frankreich,  England.  5.  Volkswirtschaftliche  | 
Bedeutung  des  E.  —  Die  Angriffe  gegen  das  j 
£.  der  europäischen  Knlturstaaten. 

1.  Grundbegriffe.  Unter  E.  im  o b j e k -  j 
tiven  Sinne  vci-steht  man  den  Inbegriff  1 
der  Rechtsnormen,  welche  die  i*echtlichen  ■ 
Schicksale   des  Vermogensnachlasses ' 

Wörterbuch  der  VolkawirUchaft.    II.  Autl.    Bd  I. 


eines  Verstorbenen  ^)  regeln.  Nach  heutiger 
Rechtsauffassung  können  nfimlich  nur  noch 
Vermögensrechte  vererbt,  d.  h.  als 
,J^achla6'^  eines  Verstorbenen  auf  einen 
Lebenden  übertragen  werden.  Die  mittel- 
alterliche Anschauung,  die  auch  alle  Herr- 
schafts- und  öffentlichen  Rechte  überwiegend 
vom  privatrechtlichen  Standpunkt  aus 
behandelte,  hat  heute  in  den  europäischen 
Knlturstaaten  keinen  Boden  mehr.  Demnach 
beruht  z.  B.  das  Thronfolgerecht  nicht  mehr 
auf  einer  Erbfolge  (Suocession) ;  vielmehr 
besteigt  der  Thronerbe  den  Thron  heutzutage 
kraft  eigenen  Rechts;  ein  durch  einen 
einseitigen  Willkilrakt  des  Herrschers  sich 
vollziehender  Ausschluß  von  der  Thronfolge, 
die  nur  noch  uneigentlich  und  wohl  nur  in 
Erinnerung  an  den  geschichtlichen  Ent- 
wickelungsgang  auch  „Thronerbfolge''  ge- 
nannt wird,  ist  dem  modernen  Staats-  und 
Ver&issungsrecht  unbekannt.  Und  ebenso- 
wenig kennt  das  heutige  Recht  eine  Ver- 
erbung von  sonstigen  öffentlichen  Stellungen 
oder  Staatsftmtern,  ein  Verhältnis,  das  dem 
Mittelalter  durchaus  gel&ufig  war.  ^) 

^)  Die  erbrechtlichen  Normen  des  Privatrechts 
haben  nur  auf  den  Nachlaß  physischer  Per- 
sonen Bezug.  Von  einer  B e e r  b u ng  juristischer 
Personen  kann  im  eigentlichen  Wortverstande 
nicht  die  Rede  sein.  Demgemäß  behandelt  auch 
das  BGB.,  wie  sich  aus  dessen  §  1922  ers^ibt, 
nur  den  infolge  des  Todes  einer  physischen 
Person  eintretenden  Vermögensüherganfi^  auf 
deren  Erben.  Auch  Gierke,  der  im  übrigen 
am  energischsten  betont,  daß  die  juristische 
Person  keine  persona  ficta,  sondern  ein  leben- 
diger Organismns  ist,  erkennt  doch  au,  daß  die 
rechtlichen  Schicksale  der  Verlassenschaft  einer 
Verbandsperson  nicht  nach  Analogie  der  fttr  eine 
physische  Person  geltenden  Vorschriften  geregelt 
werden  können  („Die  Genossenschaftstheorie  und 
die  deutsche  Rechtsprechnn£:^  Berlm  1887.  S.  857). 
Wenn  demnach  v.  Scheel  ^H.  d.  St,  2.  Aufl., 
Bd.  3,  S.  665)  das  £.  im  objektiven  Sinne  als 
die  Summe  der  Grundsätze  definiert,  nach  denen 
„das  Vermögen  eines  Subjektes  nach  dessen  Unter- 
gang in  andere  Hände  geführt  wird",  so  ist 
diese  auch  auf  juristische  Personen  sich  be- 
ziehende Begriffsbestimmung  zu  weitgehend. 

')  Als  ein  Ueberbleibsel  aus  der  früheren  Zeit, 
(in  welcher  die  ständische  Vertretung  nicht  die 
Wahrnehmung  des  allgemeinen  Staatsinteresses, 
sondern  des  selbstischen  Interesses  des  vertrete- 
nen Standes  bedeutete),  ist  da,  wo  das  Zwei- 
kammersystem besteht,  das  „erbliche"  Recht  auf 
Sitz  und  Stimme  in  der  ersten  Kammer  zu  be- 
zeichnen. Aber  auch  da,  wo  ein  solches  Recht 
noch  heute  vorkommt,  wird  der  Berechtigte  in 
der  Regel  nicht  schon  kraft  £.,  sondern  erst 
kraft  Berufung  des  Landesherren  Mitglied 
der  ersten  Kammer  (so  z.  B.  in  Preußen  die 
auf  Grund  „erblicher  Berechtigung"  berufenen 
Mitglieder  des  Herrenhauses).  Das  in  Frank- 
reich bestehende  Recht  der  Erben  eines  Notar», 
einen  Nachfolger  für  dessen  Stelle  präsentieren 
zu  dürfen,  hängt  mit  der  dort  bestehenden 
Käuflichkeit  der  Notariatsstellen  zusammen. 
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R  im  siibjektiTen  und  weiteren 
Sinne  ist  das  Recht  auf  den  teilweisen 
oder  vollständigen  Anfall  des  Vermögens 
(Nachlasses)  eines  Verstorbenen ;  man  unter- 
scheidet des  weiteren  das  subjektive  E.  im 
engeren  Sinne,  d.  h.  das  Rechte  den  Nach- 
laß als  „Ganze s^S  (wenn  auch  mu:  zu 
einem  Brucditeil),  in  Anspruch  zu  nelmien 
(Gesamtnachfolge,  üniversalsuccession),  von 
dem  Vermftchtnisrecht,vermögedessen 
der  Berechtigte  nur  einen  Anspruch  auf 
Herausgabe  <  einzelner  Nachlaßgegenstände 
oder  auf  Zahlung  einer  Geldsumme  aus  den 
Mitteln  des  Nachlasses  gegen  den  Erben 
(d.  h.  ein  auf  einer  erbrechtlichen  Norm 
beruhendes  Forderungsrecht),  erwirbt 
(Einzelnachfol^,  Sin^larsuccession). 

Die  gesetzhche  Reihenfolge,  nach  welcher 
sich  die  Berufung  zu  einer  Erbschaft  be- 
stimmt, nennt  man  Erbfolgeordnung. 
Mehrere  gleichzeitig  berufene  Personen 
heißen  Miterben ;  fällt  em  und  dieselbe  Erb- 
schaft mehreren  Personen  mittels  einer 
Berufung  nacheinander  zu,  so  heißt  der 
zuerst  Berufene  „Vorerbe",  der  nach  ihm 
Eintretende  „Nacherbe". 

Die  kraft  Gesetzes  berufenen  Personen 
heißen  gesetzliche  (Intestat-)Erben ;  beruht 
die  Berufung  dagegen  auf  einer  Anordnung 
des  Verstorbenen  (Erblassers),  so  ist  der 
Berufene  Testamentserbe  oder  Ver- 
mächtnisnehmer. Die  gegen  den 
Willen  des  Erblassers  als  Erben  oder  Ver- 
mächtnisnehmer benifenen  Personen  werden 
Pflichtteilsberechti^te  genannt. 

Die  Anordnungen  des  Erblassers,  mittels 
deren  er  über  die  rechtlichen  Schicksale  des 
Nachlasses  Bestimmung  trifft,  bezeichnet 
man  mit  dem  Gesamt  begriff  „Verfügung 
von  Todes  wegen"  und  unterscheidet  als 
solche  wiederum  hauptsächlich  Testamente 
einerseits,  d.  h.  Anordnungen,  mittels  deren 
über  den  gesamten  Nachlaß  verfügt  wird, 
und  Kodizille  (Nachzettel)  andererseits,  d.  h. 
Verfügungen,  die  nur  einzelne  Teile 
des  Nachlasses  betreffen. 

2.  Geschichtlicher  Ueberblick.  Das  mo- 
derne E.  der  germanischen  Enltnrstaaten  be- 
ruht im  wesentlichen  auf  den  Grundsätzen  des 
römischen  Rechtes.  Dieses  ging  von  der  schran- 
kenlosen Testierfreiheit  des  römischen  Bürgers  ! 
aus,  wie  sie  am  schärfsten  in  der  Vorschrift  des 
Zwölf tafelgesetzes  ausgedrückt  ist:  nti  legassit 
sn^r  pecunia  tntelave  snae  rei,  ita  jus  esto. 
Bei  den  Römern  war  denn  auch  die  testamen- 
tarische Verfügung  über  den  Nachlaß  die  Regel, 
der  gegenüber  die  Vererbung  ab  intestato, 
also  ohne  Testament,  d.h.  die  gesetzliche  Erbfolge, , 
als  die  Ausnahme  erschien.  Diese  gesetzliche  | 
Erbfolge  beruhte  ursprünglich  nicht  auf  dem 
System  der  Blutsverwandtschaft,  sondern  auf 
dem  Agnationsverhältnis,  d.  h.  auf  der  Abstam- 
munfi:  von  einem  gemeinschaftlichen  Stammvater 
und  der  rechtlichen  Zugehörigkeit  zum  selben 
Pamilienverbande.    Durch  das  prätorische  Edikt 


wurde  die  Agnaten-Erbf ol^  zugunsten  der  Bluts- 
verwandten (consanguinei)  allmählich  mehr  und 
mehr  durchbrochen,  bis  endlich  im  justinuir 
neischen  Recht  das  System  der  Blutsverwandtr 
Schaft  als  Grundlage  der  gesetzlichen  Erbfolge 
zur  ausschließlichen  Herrschaft  gelangte.  Neben 
jener  Verdrängung  der  Agnaten-Erbfolfe  durch 
das  System  der  Blutsverwandtschaft  fand  gleich- 
!  zeitig  eine  immer  weiter  greifende  Einschrän- 
'  knng  der  Testierfreiheit  statt ,  vermOge  deren 
sich  einerseits  ein  formales  ]Noterbenrecht 
und  andererseits  ein  materielles  Pflicht- 
teilsrecht herausbildete,  ein  Entwickelnngs- 
gang,  der  selbst  im  justinianeischen  Recht  noch 
nicht  zum  vollen  Abschluß  gekommen  ist. 

Dem  germanischen  Recht  war  eine  testamen- 
tarische Erbfolge  völlig  fremd ;  ja  es  kann  füg- 
lich bezweifelt  werden,  ob  ihm  ein  E.  im  heu- 
I  tigen  Sinne  ursprünglich  überhaupt  bekannt 
war,  da  wenigstens  in  betreff  des  Grundbesitzes 
die  Söhne  bereits  bei  Lebzeiten  des  Vaters  als 
Miteigentümer  angesehen  wurden,  so  daß  der 
letztere  anch  nicht  einmal  durch  Rechtsgeschäfte 
unter  Lebenden  über  den  Grundbesitz  allein 
verfügen  konnte.  Auf  diese  Frage  kann  und 
braucht  hier  aber  um  so  weniger  eingegangen 
zu  werden,  als  im  großen  und  ganzen  die  römisch- 
rechtlichen Grundsätze  über  das  £.  auch  inner- 
halb der  germanischen  Welt  fast  vollständig 
zum  Siege  gelangt  sind,  wenn  sie  auch  unter 
dem  Einfluß  deutscher  Rechtsanschauimgen 
mannigfache  Veränderungen  erfahren  haben. 

So  ist  der  dem  römischen  Recht  eigentüm- 
liche nahezu  gänzliche  Ausschluß  des  Ehegatten 
von  dem  Nachlaß  des  Verstorbenen  dem  deut- 
schen Rechtsbewußtsein  immer  fremd  geblieben ; 
das  deutsch-rechtliche  E.  des  Ehegatten  hat  sich 
bis  auf  den  heutigen  Tag  in  mannigfachen  par- 
tikularrechtlichen Ausgestaltungfen  erhalten  und 
ist  auch  im  BGB.  zu  vollständiger  Anerkennung 
gelangt.  Auch  die  Vererbung  der  Nachlaßgegen- 
stände je  nach  ihren  wirtschaftlichen  Zwecken 
(Gerade,  Heergerät  oder  Heergewäte)  beruht 
auf  deutschrechtlichen  Anschauungen,  die  parti- 
knlarrechtlich  bis  in  die  neuere  Zeit  in  Geltung 
geblieben  sind  und  von  denen  ein  Nachklang 
sich  noch  in  der  Vorschrift  des  §  1932  BGB. 
findet.  Inwiefern  im  übrigen  deutsche  Rechts- 
ideeen  für  die  weitere  Fortbildung  des  E.  und 
dessen  Ausgestaltunc:  im  BGB.  von  Einfluß  ge- 
wesen sind,  das  ergibt  sich  aus  der  nachfolgen- 
den Darstellung  (sub  3bd). 

3.  Uebersicht  Aber  das  in  Deotsehland 
geltende  £•  a)  Iiandesrechtliche  KTormen. 
MLit  der  Einführung  des  bürgerlichen  Gesetz- 
buchs ist  zwar  an  Stelle  des  außerordentlich 
bunten  Rechtszustandes,  der  gerade  auf  dem 
Gebiete  des  E.  herrschte,  im  großen  und  ganzen 
ein  wesentlich  einheitliches  R^ht  getreten,  und 
es  sind  dadurch  neben  den  4  größeren  E.systemen 
des  gemeinen,  preußischen,  französischen  und 
Dächsischen  Rechts  anch  die  überaus  zahlreichen 
partikularrechtlichen  E.normen  in  Wegfall  ge- 
kommen; immerhin  ist  aber  für  eine  Reihe  be- 
sonders gearteter  E.fälle  der  landesrechtlichen 
Re^lung  durch  das  Einführungsgesetz  zum 
BGB.  ein  ziemlich  großer  Spielraum  gelassen. 

Gemäß  ausdrücklicher  Vorschrift  des  Einf.-G. 
zum  BGB.  sind  nämlich  auch  nach  dem  1. 1. 190Q 
(dem  Tage  deslnslebentretens  des  BGB.)  folgende 
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erbrechtliche  Nonnen  des  Landesrechte  in  Kraft 
geblieben : 

«)  Die  besonderen  Vorschriften  der  Landes- 
ffesetze  und  Hansverfa^snngen,  die  auf  die  Lan- 
desherren nnd  die  Mitglieder  der  landesherr- 
lichen Familien  sowie  der  fürstlichen  Familie 
Hohensollem,  des  vormaligen  hannoverschen 
Königshanses,  des  vormaligen  knrhessischen  und 
des  vormaligen  herzoglich  nassanischen  Fümten- 
hanses  Bezog  haben;  ß\  die  auf  den  sog.  „me- 
diatisierten"  Adel  und  oie  diesem  s^leichgestell- 
ten  Familien  sich  beziehenden  besonderen  landes- 
recbtlichen  nnd  bausgesetzlichen  Vorschriften 
nach  Mafigabe  des  Art.  58  des  Einf.-G. ;  y)  die 
Vorschriften  über  Familienfideikommisse,  Lehen, 
allodifizierte  Lehen  nnd  Stammgüter;  S)  diejeni- 

Sm  über  Bentencrüter,  Erbpachtrecht,  Büdner-und 
äuslerrecht;  «)  die  Vorschriften  über  das  An- 
erbenrecht in  Ansehung  landwirtschaftlicher  und 
forstwirtschaftlicher  Grandstücke,  wobei  jedoch 
diejenigen  Vorschriften  des  Landesrechts,  die 
das  Recht  des  Erblassers  zu  Verfügungen  von 
Todes  wegen  beschränken,  außer  Kraft  treten; 
t)  die  Vorschriften  über  den  Erbschaftserwerb 
seitens  juristischer  Personen  mit  der  in  Art.  86 
enthaltenen  Maßgabe;  rf)  die  Vorschriften,  nach 
denen  Mitglieder  religiöser  Orden  oder  ordens- 
ähnlicher Kongregationen  nur  mit  staatlicher 
Genehmijgung  von  Todes  wegen  erwerben  können 
mit  der  in  Art.  87  vorgesehenen  Einschränkung; 
^)  die  Vorschriften,  nach  denen  es  zum  (Erbschafts-) 
Erwerb  von  Grundstücken  durch  Ausländer 
staatlicher  Genehmigung  bedarf;  «)  die  Vor- 
schriften über  die  Grundsätze,  nach  denen  in 
den  Fällen  der  §§  1515  Abs.  2  und  8  und  2049, 
2312  des  BGB.  der  Ertragswert  eines  Landgutes 
festzustellen  ist ;  m)  die  Vorschriften,  nach  denen 
im  Falle  des  §  1936  des  BGB.  an  Stelle  des 
Fiskus  eine  Körperschaft,  Stiftung  oder  Anstalt 
des  öffentlichen  Kechts  gesetzlicher  E.  ist ;  l)  die 
Vorschriften,  nach  denen  dem  Fiskus  oder  einer 
anderen  juristischen  Person  in  Ansehung  des 
Nachlasses  einer  verpflegten  oder  unterstützten 
Person  ein  E.,  ein  Pflichtteilsanspruch  oder  ein 
Recht  auf  bestimmte  Sachen  zusteht;  ^)  die 
Vorschriften,  nach  denen  das  Nachlaßgericht 
auch  unter  anderen  als  den  im  §  1960  Abs.  1 
des  BGB.  bezeichneten  Voraussetzungen  die  An- 
fertifi^ung  eines  Nachlaßverzeichnisses  sowie  bis 
zu  dessen  Vollendung  die  erforderlichen  Siche- 
rungsmaßregeln, insl^ondere  die  Anlegung  von 
Siegeln  von  Amts  wegen,  anordnen  kann  oder 
»oll;  V)  die  Vorschriften,  nach  denen  für  die 
dem  Nachlaßgericht  oblie&fenden  Verrichtungen 
andere  als  gerichtliche  Behörden  zuständig  sind 
(jedoch  mit  der  in  Abs.  2  des  Art.  147  erwähn- 
ten Maßgabe),  oder  nach  denen  das  Nachlaßge- 
richt zur  Aufnahme  des  Nachlaßinventars  nicht 
befugt  ist;  o)  die  Vorschriften,  nach  denen  der 
lUchter  an  Stelle  eines  Gerichtsschreibers  oder 
zweier  Zeugen  bei  der  Errichtung  einer  Ver- 
fügung von  Todes  wegen  eine  besonders  dazu 
bestellte  Urkundsperson  zuziehen  kann ,  sowie  I 
diejenigen,  nach  denen  bei  der  Errichtung  eines ! 
sog.  Dorftestaments  (§  2249  BGB.)  an  Stelle! 
oder  neben  dem  Gemeindevorsteher  eine  andere  \ 
amtlich  bestellte  Person  zuständig  ist;  t)  diel 
Vorschriften ,  nach  denen  gewisse  ritterschaft-  j 
liehe  Familien  die  Vorschriften  des  BGB.  überi 
das  Pflichtteilsrecht  bei  Ordnung  der  Erbfolge ' 
nicht  zu  beachten  brauchen :  diese  Vorschriften ' 


behalten  aber  nur  für  diejenigen  Familien  Gel- 
tung, denen  diese  Befugnis  bereits  bei  Inkraft- 
treten des  BGB.  zustand  (Art  216).  >) 

Neben  diesen  Vorschriften  bleiben  noch  für 

gewisse  zur  Zeit  des  Inkrafttretens  des  BGB. 
ereits  bestehende  Rechtsverhältnisse  gemäß  den 
Uebernuijzsvorschriften  der  Artt  161,  200,  213, 
214,  215,  217  eine  ganze  Reihe  von  landesrecht- 
lichen Bestimmunj^n  in  Kraft;  als  wichtigste 
Vorschrift  ist  in  dieser  Hinsicht  die  des  Art.  213 
des  Eini-G.  besonders  hervorzuheben,  wonach  für 
die  erbrechtlichen  Verhältnisse  das  bisherige 
Landesrecht  maßgebetid  bleibt,  sofern  der  Ero- 
lasser  vor  dem  Inkrafttreten  des  BGB.  gestor- 
ben ist. 

Abgesehen  von  den  vorstehend  aufgezählten 
Vorbehalten  und  Ueber^angsbestimmun^en  ist  in 
Zukunft  das  ganze  E.  im  Deutschen  Reiche  ein- 
heitlich durch  die  Vorschriften  des  BGB.  geregelt. 

b)  Das  Erbrecht  des  BGB.  «)  Das 
BGB.  behandelt  im  5.  Buche  in  9  Ab- 
schnitten, von  denen  der  zweite  wieder  in 
4  Titel,  der  dritte  in  8  Titel  zerfällt,  die 
Lehre  vom  E.  (Näheres  über  die  Stoff- 
teilung vgl.  in  dem  Art.  „Bürgerliches  Ge- 
setzbuch" sub  3  oben  S.  588  fg.) 

Das  K  des  BGB.  stellt  im  allgemeinen 
eine  Vermischung  deutscher  Rechtsgrund- 
sätze mit  römischen  Rechtsgedanken  dar: 
deutschen  ürspnings  ist  der  in  den  §§  1922, 
1942  zum  Ausdruck  gebrachte  Satz:  „Der 
Tote  erbt  den  Lebendigen''  (le  mort  saisit 
le  vif);  deutschrechtlich  ist  die  auf  dem 
sog.  Parentelensystem  beruhende  Erbfolge- 
ordnung, das  R  der  Ehefrau,  der  Erbschafts- 
erwerb mehrerer  Erben  als  Enft-erb  zur  ge- 
samten Hand,  die  Haftung  mehrerer  Mit- 
erben für  die  Erbschaftsschulden  als  Ge- 
samtschuldner (und  damit  der  Ausschluß 
des  römischen  Satzes:  nomina  sunt  ipso 
jure  divisa),  weiter  das  Institut  der  Testa- 
mentsvollstrecker. Auch  die  Lehre  vom 
„Erbvertrage"  und  vom  „Erbverzicht''  stellt 
sich  als  eine  auf  deutschen  Eiechtsge- 
danken  beruhende  Fortbildung  des  gemeinen 
Rechts  dar.  Dagegen  sind  die  Vorschriften 
über  das  Testament,  das  Pflichtteilsrecht, 
die  Erbunwürdigkeit,  die  Rechtswohltat  des 
Inventars,  den  Erbschaftskauf,  über  Vor- 
und  Nacherben  und  über  den  Erbschafts- 
anspruch im  wesentlichen  in  Anlehnung  an 
die  auf  römischen  Rechtsanschauungen  be- 
ruhenden Bestimmungen  des  gemeinen 
Rechts  ausgestaltet.  Hierbei  haben  indessen 
Institute,  wie  die  Pupillar-  und  Quasi- 
pupillarsubstitution ,  die  Faicidische  Quart 
sowie  die  Sätze:  nemo  pro  parte  testatus, 
pro  parte  intestatus  demlero  potest  und 
semel  heres,  semper  heres  u.  dgl.  m.  gar 

')  Art.  216  ist  zwar  unter  den  im  4.  Ab- 
schnitt des  £inf.-G.  bebandelten  „Uebergangs- 
Vorschriften"  aufgeführt;  in  Wirklichkeit  ent- 
hält er  aber  keine  Uebergangsvorschrift,  sondern 
eine  Bestimmnng.  die  gewisse  landesrechtliche 
Normen  dauernd  in  Geltnng  beläüt. 
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keine  Aufnahme  gefunden,  und  auch  manche 
ändere  Institute,  wie  das  Pflichtteils-  und 
Inventarrecht  weisen  grundlegende  Ab- 
weichimgen  vom  gemeinen  Recht  auL 

Weist  sonach  das  E.  des  BGB.  auch  in 
mancher  Hinsicht  einen  Fortschritt 
gegenüber  dem  bis  dahin  bestehenden  BechtB- 
zustande  auf,  so  ist  es  doch  im  ganzen  als 
die  am  wenigstens  gelungne  Partie  des 
BGB.  zu  bezeichnen,  weil  die  erbrechtlichen 
Yorschriften  nicht  bloß  in  Theorie  und 
Praxis  zu  zahlreichen  Streitfragen  Anlaß 
geben,  sondern  auch  in  der  praktischen  An- 
wendung mannigfache  Schwierigkeiten  und 
Härten  hervorrufen. 

Im  Nachfolgenden  sollen  nun  die  wich- 
tigsten erbrechtlichen  Grundsätze  des  BGB. 


des  BGB.  entscheidet  dagegen  nicht  die 
Gradesnähe,  sondern  die  Nähe  der  Linie, 
jedoch  mit  einem  gewissen  Einfluß  der 
Gradesnähe ;  die  Linien  (Sippen,  Parentelen) 
sind  konzentrische  Kreise  aller  derjemgen 
Personen,  welche  mit  dem  Erblasser  einen 
gemeinsiunen  Stammvater  haben.  Demnach 
schließen  diejenige!,  welche  mit  dem  Erb- 
lasser den  nächsten  gemeinsamen  Stamm- 
vater haben,  alle  anderen  aus,  die  gemein- 
schaftlich mit  ihm  von  einem  entfernteren 
Stammvater  abstammen  (§  1930).  Diejenigen, 
die  den  Erblasser  selbst  zum  Stamm- 
vater haben,  also  seine  Abkömmling,  bilden 
demnach  die  erste  Ordnung;  hierbei  ist 
die  Gradesnähe  insofern  von  B^eutung,  als 
der  dem  Grade  nach  nähere  Abkömmling 


kurz  skizziert  werden,  wobei  indessen  diel  den  durch  ihn  mit  dem  Erblasser  ver- 
praktisch weniger  bedeutsamen  Institute !  wandten  Abkömmling  von  der  Erbfolge 
des  „Erbverzichts"  1)  (§§  2346—2352),  des  i  ausschließt.  Kinder  erben  zu  gleichen  Teilen, 
Erbschaftskaufs  ^)  (§§  2371 — 2385)  und  der  alle  weiteren  Abkömmlinge  nach  Stämmen. 
Ei-bun Würdigkeit  3)  (§§  2339—2345)  von  der  Die  zweite  Ordnung  wird  durch  die  Eltern 
Darstellung  ausgeschlossen  bleiben.  |  des    Erblassers    und    deren    Abkömmünee 

ß)  Die  gesetzliche  Erbfolge,  die  |  (zweite  Parentel)  gebildet.  Leben  beide 
nur  dann  und  soweit  Platz  greift,  als; Eltern,  so  erben  sie  allein  und  zu  gleichen 
nicht  eine  rechtsgültige  letztwillige  Anord-  \  Teilen ;  lebt  nur  ein  Elternteil,  so  treten  an 
nung  des  Erblassers  vorliegt,  beruht,  soweit  j  Stelle  des  Verstorbenen  dessen  Abkömm- 
die  Erbfolge  der  Verwandten  in  Frage i linge. ^)  In  der  dritten  Ordnung  sind  die 
steht,  auf  dem  sog.  „Parentelensystem",  Großeltern  des  Erblassers  und  deren  Ab- 
auch  „Linealordnung"  genannt,  im  Gegen- !  kömmlinge  nach  näherer  Bestimmung  des 
satz  zum  „Gradualsystem"  des  römischen  i  §  1926  BGB.  berufen ;  in  der  vierten  die 
E.  Nach  letzterem  ist  nämlich  durchweg  Urgroßeltern  und  deiW  Abkömmlinge  gemäß 
die  Gradesnähe  entscheidend,  die  sich  nach  j  §  1928.  Gesetzb'che  Erben  der  fünften 
der  Zahl  der  Zeugungen  bestimmt,  die  den ;  imd  der  ferneren  Ordnungen  endlich  sind 
Erblasser  mit  dem  Erben  verbinden  (tot  die  entfernteren  Voreltern  des  Erblassers 
gradus,  (luot  generationes).  Nach  dem  E.  und  deren  Abkömmlinge,-)  Neben  den 
Verwandten    erster   und   zweiter  Ordnung 

*)  Unter  einem  „Erbverzicht"  versteht  das  und  neben  Großeltern  ist  auch  der  über- 
BÜB.  einen  seitens  des  Erblassers  mit  einem  lebende  Ehegatte  zur  Erbfolge  berufen, 
\erwandten  oder  semem  Ehegatten  abpchlos-  während  er  alle  entfernteren  Verwandten 
senen  Vertrag,  mhalts  dessen  diese  auf  ihr  ge-  ,,^„  a^^  ir^Kf/Nir,^  ««oo«v.i;^r*  \r^iw.^  v^, 
setzliches  E  verzichten,  was  an  und  für  sich  ^'^n  der  Erbfolge  ausschließt.  Neben  \er- 
auch  den  Verlust  des  Pflichtteüsrechts  zur  Folge  wandten  erster  Ordnimg  erbt  er  ein  \  lertteil, 
hat;  der  Verzicht  kann  auch  ausdrücklich  auf  neben  solchen  zweiter  Oranung  die  Hälfte 
letzteres  Recht  beschränkt  werden  (§  2346).         des  Naclilasses ;  neben  Großeltern  mindestens 

■)  Ein  Erbschaftskauf  ist  ein  Vertrag,  durch  die  Hälfte  und  außerdem  unter  Umständen 

den  ein   Erbe   die  ihm    angefallene   Erb-   • 

Schaft  einem  anderen  verkauft  (§  2371).  Die  »)  Sind  beide  Eltern  tot,  so  erben  ausschließ- 
Verfügung,  die  ein  Miterbe  über  seinen  An-  lieh  deren  Abkömmlinge,  also  die  Geschwister 
teil  am  Nachlasse  trifft  (§  2033  Abs.  1  BGB.),  des  Erblassers.  Der  Nachlaß  zerfällt  alsdann 
hat  nach  der  herrschenden  Ansicht  dingliche  in  2  Hälften;  die  eine  wird  auf  die  Abkömm- 
Wirkung,  wogegen  der  Erbschaftskauf,  den  der  linge  des  Vaters,  die  andere  auf  die  der  Mutter 
Alleinerbe  abschließt,  zweifellos  nur  obli-  vererbt.  Demnach  partizipieren  vollbürtige Ge- 
gatorische  Wirkungen  äußert,  eine  Inkon-  schwister  an  beiden,  halbbürtige  nur  an  der 
gruenz,  die  in  der  Praxis  zu  großen  Schwierig-  einen  Hälfte  des  Nachlasses, 
keiten  Anlaß  gibt  und  die  der  Theorie  erhebliche  *)  Die  Berechtigung  zur  Verwandtenerbfolge 
Verlegenheiten  bereitet.  setzt  im  allgemeinen  eheliche  Geburt  vorauf 

*)  Krbunwürdig  ist  derjenige,  der  sich  gegen-  wobei  indessen  zu  beachten,  daß  das  uneheliche 
liber  dem  Erblasser  oder  einer  letztwilligen  Ver- 1  Kind  im  Verhältnis  zur  MuUer  und  deren  Ver- 
fügung desselben  eine  der  im  §2839  erwähnten  i  wandten  einem  ehelichen  gleichsteht.  Die 
Handlungen  hat  zuschulden  kommen  lassen.  Annahme  an  Kindes  Statt  (Adoption)  gibt  nur 
Die  Erbunwürdigkeit  hat  zur  Folge ,  daß  der  dem  Angenommenen  (und  unter  Umständen  auch 
Erbschafts-(Vermächtnis-Pflichtteil8-)Erwerb  des  '  dessen  Abkömmlingen,  §  1762)  die  Stellung  einen 
Erbunwürdigen  von  jedem ,  dem  der  Wegfall  ehelichen  Kindes  und  damit  auch  dessen  E.  gegen 
des  Erbunwürdigen  zu  statten  kommt,  ange-  den  Annehmenden;  dieser  erlangt  aber  gegen 
fochten  werden  kann.  den  Angenommenen  keinerlei  £. 
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noch  den  in  §  1931  Satz  2  bezeichneten 
AnteO.  Sind  Großeltern  oder  Verwandte 
zweiter  Ordnung  Miterben  des  Ehegatten, 
80  erhält  dieser  ferner  als  Voraus  die  Hoch- 
zeitsgeschenke und  die  zum  ehelichen  Haus- 
stände gehörigen  Gegenstände,  soweit  diese 
nicht  Zubehör  eines  Grundstückes  sind.  Ist 
der  Ehegatte  zugleich  erbberechtigter  Ver- 
wandter, so  erbt  er  außerdem  auch  als 
solcher. 

Mangels  eines  erbberechtigten  Ver- 
wandten oder  Ehegatten  ist  der  Fiskus  des 
Bundesstaats,  dem  der  Erblasser  zur  Zeit  des 
Todes  angehört,  gesetzlicher  Erbe ;  ein  keinem 
Bundesstaate  angehöriger  Deutscher  wird 
in  solchem  Falle  vom  Reichsfiskus  beerbt 

7)  Die  gewillkürte  Erbfolge  beruht 
auf  einer  rechtsgültigen  Verfügung  von 
Todes  wegen  (Testament  oder  letztwillige 
Verfügung,  Erbvertrag).  Der  hierzu  beä- 
higte^)  Erblasser  kann  mittels  Testaments 
über  seinen  Nachlaß  ganz  oder  teilweise 
verfügen,  sich  auf  die  Anordnung  von  Ver- 
mächtnissen, Entziehung  des  Pflichtteils  und 
dgl.  beschi-änken,  Vormünder  für  seine 
minderjährigen  Eänder  oder  TestamentsvoU- 
stiecker  bestellen,  kurzum,  alle  möglichen 
Anordnim^n  treffen,  die  für  die  recht- 
lichen Schicksale  seines  Nachlasses  von  Be- 
deutung sind. 

Die  Errichtimg  des  Testaments  erfolgt 
durch  den  Erblasser  in  Person  *)  entweder 
vor  einem  Richter  oder  Notar*)  oder  mittels 
einer  von  dem  Erblasser  imter  Angabe  des 
Ortes  und  Tages  eigenhändig  ge-  und  unter- 
schriebenen Erklänmg  (sog.  holographisches 
Testament).^)  Gerichtliche  oder  notarielle 
Testamente  werden  entweder  durch  münd- 
liche Erklärung  vor  dem  Richter  oder  Notar 
oder  durch  üebergabe  einer  Schrift  mit  der 
mündJfthen    Erklärung    errichtet,    daß    die 


>)  Unfähig  zur  Errichtung  einer  letztwilligen 
Verfügung  gind:  a)  Geschäft8unfähifl:e  und  vor- 
übers;ehend  Sinnlose,  diese  während  der  Daner 
der  Bewußtlosigkeit  oder  der  Geistesstörung; 
bj  Personen  unter  16  Jahren :  c)  wegen  Geistes- 
schwäche, Verschwendung  oder  Trunksucht  ent- 
mündigte Personen;  d)  stumme  oder  sonst  am 
Sprechen  verhinderte  Personen,  sofern  sie  minder- 
jährig sind  oder  Geschriebenes  nicht  zu  lesen 
vermögen  oder  nicht  schreiben  können. 

')  Eine  Vertretung  des  Erblassers  bei  der 
Testamentserrichtunfl:  durch  einen  gesetzlichen 
oder  gewillkürten  Vertreter  (Bevollmächtigten) 
ist  Unzulässig. 

*)  Der  Richter  mnß  bei  der  Testamentser- 
richtung einen  Gerichtsschreiber  oder  zwei  Zeu- 
gen, der  Notar  ebenso  entweder  zwei  Zeugen 
oder  einen  zweiten  Notar  zuziehen. 

*)  Minderjährige  Persohen  können  nnrdnrch 
mündliche  Erklärung  vor  dem  Richter  oder 
Notar  ein  Testament  ernchten.  Dasselbe  gilt 
▼on  Personen,  die  Geschriebenes  nicht  zu  lesen 
vermögen. 


Schrift  den  letzten  Willen  des  Erklärenden 
enthalte.  Neben  diesen  regelmäßigen  Testa- 
mentsformen kennt  das  Gesetz  auch  für 
gewisse  außerordentliche  (insbesondere 
ringliche)  Fälle  die  in  den  §§  2249—2251 
erwähnten  Formen  des  sog.  Dorftestaments, 
des  Testaments  in  abgesperrten  Orten  (testa- 
mentum  tempore  pestis  conditum)  und  des 
Testaments  an  Bora  deutscher  Schilfe. 

Zu  beachten  ist  noch,  daß  eine  jede 
letztwiUige  Verfügimg,  gleichviel  welchen 
Inhalts,  nur  in  einer  der  vorstehend  erwähn- 
ten gesetzlich  vorgeschriebenen  Formen 
gültig  getroffen  werden  kann ;  das  sog.  Oral- 
fideikommiß  des  gemeinen  Hechts  (d.  h. 
eine  formlos  erklärte  letztwiUige  Anordnung) 
ist  dem  BGB.  unbekannt,  wie  diesem  auch 
die  gemeinrechtlicheUnterscheidung  zwischen 
Testament  und  Kodizill  fremd  ist. 

Während  im  allgemeinen  die  letztwilligen 
Verfügimgen,  insbesondere  auch  die  Testa- 
mente, vom  Erblasser  jederzeit  wider- 
rufen werden  können,  ist  derselbe  dagegen 
an  die  in  einem  Erbvertrage  getroffenen 
Anordnungen  in  der  Regel  —  und  von  be- 
sonderen Ausnahmefällen  abgesehen  —  ge- 
bunden. ^)  Ein  Erbvertrag  kann  regelmäßig-) 
nur  von  unbeschränkt  geschäftsfäüoigen  Per- 
sonen und  nur  vor  einem  Richter  oder 
Notar  bei  gleichzeitiger  Anwesenheit  beider 
Teile,  sowie  unter  Beobachtung  der  für  eine 
Testamentserrichtung  erforderlichen  Formen 
der  §§  2233—2245'^)  geschlossen  werden. 
Als  vertragsmäßige  Verfügungen  sind 
in  einem  Erbvertrage  nur  Erbeinsetzungen, 
Vermächtnisse  und  Auflagen  zulässig,  mithin 
z.  B.  keine  unwiderrufliche  Ernennung  von 
Vormündern  oder  Testamentsvollstreckern. 
—  Durch  den  Erbvertrag  kann  sowohl  der 
Vertragsgegner  wie  ein  Dritter  bedacht 
werden. 

S)  Gegen  den  rechtsgültig  erklärten 
Willen  des  Erblassers  kann  zwar  niemand 
zum  Erben  berufen  werden:  wohl  aber 
haben  gewisse  Personen  ein  nur  imter  ganz 
bestimmten  Voraussetzungen^)  und  nur 
mittels  einer  letztwilligen  Verfügung  entzieh- 
baares  Recht  auf  Gewährung  einer  b^timmten 
Geldsumme  aus  den  Mitteln  des  Nachlasses, 

^)  Eine  Aufhebung  des  Erbvertrages  kann 
in  der  Re^el  nur  im  Vertragswege  durch  die 
Vertragschließenden  erfolgen;  nur  Eheleute 
können  einen  von  ihnen  geschlossenen  Erbver- 
trag auch  durch  ein  gemeinschaftliches  Testa- 
ment beseitigen  (§  229^). 

')  Ehegatten  und  Verlobte  können  einen  Erb- 
vertrag auch  dann  miteinander  schließen,  wenn 
sie  in  der  Geschäftsfähigkeit  beschränkt  sind. 

')  Ist  mit  dem  Erb  vertrag  zugleich  ein  Ehe- 
vertrag zwischen  Ehegatten  oder  Verlobten  ver- 
bunden, so  genügt  die  fttr  letzteren  vorge- 
schriebene Form. 

*;  Vgl.  die  §§  2333-2338  BGB. 
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also  einen  gesetzlichen  Yennächtnisanspruch, 
das  sog.  ,^flichtteiisrecht*'.  —  Der 
Pflichtteil  besteht  in  dem  Recht  auf  Ge- 
währung eines  Geldbetrages  im  Werte  der 
Hälfte  des  gesetzlichen  Erbteils.  Pflicht- 
teilsberechtigt sind  die  Abkömmlinge,  die 
Eltern  und  der  Ehegatte  des  Erblassers,  die 
entfernteren  Abkömmlinge  und  die  Eltern 
des  Erblassers  aber  nur  unter  der  in  §  2309 
bestimmten  Voraussetzung,  keinesfalls  also 
beim  Vorhandensein  eines  näheren  pflicht- 
teilsberechtigten Abkömmlings.  ^)  Bei  unge- 
rechtfertigter teilweiser  Entziehimg  aes 
Pflichtteils  ist  dieser  aus  den  Mitteln  des 
Nachlasses  bis  zur  Höhe  des  gesetzlichen 
Betrages  zu  ei-gänzen.  Eine  Beschränkimg 
des  PflichtteDs  oder  eine  Beschwerung  des- 
selben mit  Auflagen  braucht  sich  der  Pflicht- 
teilsberechtigte nicht  gefallen  zu  lassen 
(§  2306),  wogegen  es  gleichgültig  ist,  in 
welcher  Form  der  Pflichtteil  dem  Berech- 
tigten zugewandt  ist.  Pflichtteilsschuldner 
ist  der  Erbe. 

*)  Der  Erbschaftserwerb  erfolgt 
kraft  Gesetzes,  ohne  daß  es,  wie  nach  ge- 
meinem Rechte,  irgend  einer  auf  den  Erwerb 
gerichteten  Willenserklänmg  oder  Handlung 
aes  Erben  (Erbschaftsantrittserklänmg ,  pro 
berede  gestio)  bedürfte.  Der  Erbe  kann 
sich  jedoch  über  die  Annahme  der  Erbschaft 
ausdrücklich  erklären;  diese  Erklänmg  ist 
unwiderruflich  und  kann  im  allgemeinen 
nur  binnen  6  Wochen  nach  erfolgter  An- 
nahme durch  eine  gegenüber  dem  Nachlaß- 
gericht abgegebene  Erklärung  unter  den- 
selben Voraussetzungen  angefochten  werden, 
wie  überhaupt  Willenserklärungen  der  An- 
fechtung unterliegen  (§  1954).  Die  Annahme 
kftnn  in  jeder  Form,  ausdrücklich  und  still- 
schweigend, erfolgen ;  die  Erbschaft  gilt  als 
endgültig  angenommen,  wenn  der  Erbe  nicht 
binnen  6  Wochen  ^)  nach  erlangter  Kenntnis 
von  dem  Anfall  der  Erbschaft  und  dem 
Gnmde  der  Benifung  das  Gegenteil,  näm- 
lich die  Ausschlagung  der  Erbschaft,  erklärt 
hat.  Zu  dieser  Ausschlagimg,  die  innerhalb 
der  vorgedachten  Frist  und,  wie  die  An- 
nahme, ohne  Hinzufügung  einer  Bedingimg 
oder  Zeitbestimmung  erfolgen  muß  und 
ebenso,  wie  jene,  nicht  auf  einen  Teil  der 
Erbschaft  beschränkt  werden  kann,  ist  näm- 

M  Die  Pflichtteilsberechtigang  setzt  also 
regelmäßig  voraus,  daC  die  Pflichtteilsberech- 
tigten im  gegebenen  Falle  beim  Eintritt  der 
gesetzlichen  Erbfolge  erbberechtigt  sein 
würden. 

*)  Ist  der  Erbe  durch  VerfUjfung  von  Todes 
wegen  bemfen.  so  beginnt  die  Frist  unter  allen 
Ümstftndeu  erst  mit  der  Verkündung  der  Ver- 
fügung. Hat  der  Erblasser  seinen  letzten  Wohn- 
sitz nnr  im  Auslande  gehabt  oder  hält  sich  der 
Erbe  beim  Beginn  der  Frist  im  Auslande  auf, 
80  beträgt  die  letztere  6  Monate. 


lieh  stets  eine  ausdrückliche,  in  öffentlich 
beglaubigter  Form  an  das  Nachlaßgericht 
gerichtete  Erklärung  erforderlich.  Auch  die 
Ausschlagimg  ist  unwiderruflich;  sie  unter- 
liegt der  Anfechtung  nur  in  derselben  Weise 
wie  die  Annahme;  ebenso  kann  auch  die 
Versäumungder  Ausschlagungsfrist  angefoch- 
ten werden.  Die  rechtzeitige  Ausschlagung,  die 
aber  nur  dann  zulässig  ist,  wenn  nicht  bereits 
vorher  eine  ausdrückliche  oder  stillschwei- 
gende (mittels  pro  berede  gestio  erfolgte) 
Annahme  stattgefunden,  hat  zur  Folge,  daß 
der  Ausschlagende  gar  nicht  als  Erbe 
gilt ;  hinsichtlich  der  Erbfolge  und  des  Erl»- 
schaftsanfalls  wird  es  alsdann  so  angesehen, 
als  ob  der  Ausschlagende  zur  Zeit  des  Erb- 
falles nicht  mehr  gelebt  hätte. 

Eine  bloßeEinmischung  in  den  Nach- 
laß ohne  die  Absicht,  als  Erbe  handeln  zu 
wollen,  schließt  die  Befugnis  zur  Aus- 
schlagung der  Erbschaft  nicht  aus,  hat 
vielmehr  nur  zur  Folge,  daß  der  Ausschla- 
gende dem  Erben  gegenüber  wie  ein  Ge- 
schäftsführer ohne  Auftrag  berechtigt  und 
verpflichtet  wird.     §  1959  BGB. 

vor  der  endgültigen  (d.  h.  der  durcli 
Annahmeerklärung  oder  durch  Ablauf  der 
Ausschlagungsfrist  unwiderruflich  gewor- 
denen) Annahme  der  Erbschaft  kann  ein 
gegen  den  Nachlaß  gerichteter  Anspnioli 
dem  Erben  gegenüber  nicht  geltend  gemacht 
werden,  weil  es  solange  ungewiß  ist,  ob  der 
zunächst  zur  Erbschaft  Berufene  auch  wirk- 
lich und  endgültig  Erbe  wird ;  während  dieses 
Schwebezustandes,  oder  falls  der  Erbe  un- 
bekannt oder  Ungewißheit  über  die  Annahme 
besteht,  hat  das  Nachlaßgericht  auf  Antrag 
zwecks  Geltendmachung  von  Ansprüchen 
gegen  den  Nachlaß  einen  Nachlaß- 
pfleger zu  bestellen  und  von  Amts 
wegen  im  Bedürfnisfalle  für  die  %icher- 
stellung  des  Nachlasses  (insbesondere  auch 
durch  Bestellung  eines  Nachlaßpflegers) 
Sorge  zu  tragen  und  den  richtigen  Erben 
selbst  oder  durch  den  Nachlaßpfleger  zu 
ermitteln  (§§  1964—1966). 

^)  Die  Haftung  des  Erben  für  die  Nach- 
laßverbindlichkeiten, zu  denen  auch  Ver- 
mächtnisse und  Auflagen  des  Erblassers 
gehören,  ist  ziemlich  verwickelt  gestaltet 

Außerordentlich  bestritten  ist  die  Frage, 
ob  der  Erbe  gnmdsätzlich  unbeschränkt, 
d.  h.  persönlich  oder  nur  mit  dem  Nach- 
laß für  die  Nachlaßschulden  haftet.  Nadi 
der  amtlichen  Denkschrift  zum  Entwurf  ist 
die  Haftung  des  Erben  so  geregelt,  ,,daß 
der  Nachlaß  in  der  Hand  des  Erben  als  ein 
mit  den  Nachlaßverbindlichkeiten  belastetes, 
von  dem  übrigen  Vermögen  des  Erben  ge- 
trenntes Vermögen  behandelt  wird''.  Nach 
Strohal  ist  dagegen  die  Haftung  des  Erben 
für  die  Nachlaß  Verbindlichkeiten  gnmdsätz- 
lich nur  eine  auf  den  Nachlaß  beschränk- 
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bare  Haftung ;  und  auch  Bingner  und  andere 
namhafte  Sduiftsteller  nehmen  eine  an  und 
für  sich  persönliche  Haftung  des  Erben 
an,  während  andere  Schriftsteller  gleichfalls 
mit  beachtenswerten  Gründen  grundsätzlich 
von  der  beschränkten  Haftung  des  Erben 
ausgehen.  Jedenfalls  tritt  die  persönliche 
und  unbeschränkte  Haftung  des  Erben  dann 
ein :  1)  wenn  er  es  unterläJBt,  innerhalb  der 
ihm  seitens  des  Nachlaßgerichts  auf  Antrag 
eines  Gläubigers  gestellten  Frist  ein  Nach- 
laßinventar zu  errichten  1)  {§§  2001—2004); 
2)  wenn  er  absichtlich  eine  erhebliche  ün- 
vollständigkeit  des  Inventars  herbeiführt, 
in  betrügerischer  Absicht  nicht  bestehende 
Nachlaßverbindlichkeiten  darin  aufnehmen 
läßt  oder  die  zur  Errichtung  des  Inventars 
erforderliche  Auskunftserteilung  absichtlich 
verweigert  oder  erheblich  verzögert ;  3)  wenn 
er  die  Ableistung  des  behufs  Erhärtung  der 
Richtigkeit  des  Inventars  von  ihm  vor  dem 
Nachlaßgerichte  abzuleistenden  Offenbarungs- 
eides verweigert  (§  2006);  4)  wenn  er  es 
im  Prozesse  unterläßt,  zu  beantragen,  daß 
er  nur  unter  Vorbehalt  der  (beschränkten^ 
Haftung  mit  dem  Nachlaß  venui^ilt  wird 
<§  780  ZPO.).  2) 

Der  Erbe  kann  die  Verpflichtung  zur 
Errichtung  eins  Inventars  dadurch  von  sich 
abwenden,  daß  er  durch  den  Antrag  auf 
Nachlaßverwaltung  oder  Nachlaßkonkiu^er- 
öffnung  (§  1975)  eine  gerichtliche  Ver- 
waltung des  Nachlasses  herbeiführt  (§  2012). 
Will  er  die  Abwickelung  der  Nachlaßver- 
bindlichkeiten selbst  bewirken,  so  kann  er 
zwecks  Ermittelung  der  Nachlaßgläubiger 
ein  gerichtliches  Aiifgebot  derselben  herbei- 
führen.^) Die  durch  das  Aufgebotsverfahren 
ausgeschlossenen  sowie  diejenigen  Gläubiger, 
die   erst   nach  Verlauf   von   5  Jahren   seit 

*)  Selbstverständlich  ist  der  Erbe  berechtigt, 
auch  ohne  Anffordemng  seitens  eines  Gläubigers 
ein  Nachlaßverzeichnis  bei  dem  Nachlaßgencht 
einzureichen,  wodurch  er  den  Vorteil  erlans^t, 
daß  zu  seinen  Gunsten  im  Verhältnis  zn  den 
Nachlaßgläubiffem  vermutet  wird,  es  seien  zur 
Zeit  des  Erbfidls  andere  als  die  im  Nachlaß- 
verzeichnis angegebenen  Nachlaßgegenstände 
nicht  vorhanden  gewesen. 

•)  Auch  wenn  ein  solcher  Vorbehalt  im  Ur- 
teil ausgesprochen  ist,  bleibt  er  doch  bei  der 
Zwangsvollstreckung  so  lange  unberücksichtigt, 
bis  aaf  Grund  desselben  gegen  die  Zwangsvoll- 
fltreckunj^  von  dem  Erben  Einwendungen  er- 
hoben smd,  ein  Satz,  der  allerdings  für  die 
grundsätzlich  unbeschränkte,  wenn  auch  be- 
schränkbare Haftung  des  Erben  zu  sprechen 
scheint  (§  781  ZPO.). 

•)  Ansprüche  aus  Pflichtteilsrechten,  Ver- 
mächtnissen und  Auflagen  werden  unbeschadet 
der  Vorschrift  des  g  2060  Nr.  1  von  diesem 
Aufgebot  nicht  betroffen.  Dasselbe  gilt  von 
Pfand-  und  diesen  gleichgestellten  sowie  von 
den  dnrch  eine  Vormerkung  gesicherten  An- 
sprüchen (§§  884,  1971). 


dem  Erb^e  ihre  dem  Erben  unbekannten 
Forderungen  geltend  machen,  haben  nur 
noch  einen  Anspruch  gegen  den  Erben  nach 
den  Grundsätzen  der  ungerechtfertigten  Be- 
reicherung; überdies  kann  der  Erbe  die 
Herausgabe  der  Nachlaßgegenstände  durch 
Zahlung  ihres  Wertes  abwenden.  Er  kann 
auch,  wenn  er  den  Antrag  auf  Erlaß  des 
Aufgebots  innerhalb  eines  Jahres  seit  An- 
nahme der  Erbschaft  ^tellt  hat,  in  der 
Regel  die  Berichtigung  emer  Nachlaß  Verbind- 
lichkeit bis  nach  Beendigung  des  Aufgebots- 
verfahrens verweigern.  Ist  ein  solcher 
i  Au^botsantrag  nicht  gestellt,  so  kann  der 
jErbe,  solange  das  Inventar  nicht  errichtet 
!  ist,  nur  während  eines'  Zeitraums  von  3 
Monaten  seit  Annahme  der  Erbschaft  die 
Tilgung  der  Erbschaftsschulden  ablehnen 
(sog.  „aufschiebende  Einreden''). 

k)  Das  Verhältnis  mehrerer  Miterben  ist 
im  Anschluß  an  das  preußische  Landrecht 
wesentlich  nach  deutschrechtlichen  Grund- 
sätzen geregelt.  Demnach  wird  der  Nachlaß 
gemeinschaftliches  Vermögen  der  Miterben, 
(sog.  Erbengemeinschaft  ziu*  gesamten  Hand), 
dergestalt,  daß  die  Verwaltung  und  Yer- 
I  fügimg  über  denselben  nur  allen  Erben  ge- 
I  meinschaftlich  zusteht,  so  daß  insbesondere 
auch  Nachlaßforderungen  nur  gemeinschaft- 
I  lieh  geltend  gemacht  werden  und  der  einzelne 
Erbe  nur  verlangen  kann,  daß  der  Verpflichtete 
die  zu  leistende  Sache  für  alle  Erben 
hinterlegt 

Dementsprechend  haften  auch  die  Erben 
I  für  die  Nachlaßschulden  als  Gesamtschuldner, 
I  aber,  solange  der  Nachlaß  noch  ungeteilt 
ist,  nur  mit  ihrem  Anteile  an  dem  Nachlasse : 
daneben  hat  der  Gläubiger  auch  das  Recht, 
die  Befriedigung  aus  dem  ungeteilten  Nach- 
lasse von  sämtlichen  Miterben  gemeinschaft- 
lich zu  verlangen.  Nach  der  Teilung  der 
Erbschaft  haftet  jeder  Erbe  in  der  Regel 
als  Gesamtschuldner  und  nur  in  den  in  §§ 
2060,  2061  behandelten  Fällen  für  den  seinem 
Erbteil  entsprechenden  Teil  einer  jeden 
Nachlaßverbindlichkeit. 

Seinen  Erbteil  als  (Ganzes  (seine  ideelle 
Quote  am  Nachlaß),  nicht  dagegen  einzelne 
Nachlaßgegenstände,  kann  jeder  Miterbe 
jederzeit  frei  veräußern  (§  2033  BGB.);  doch 
steht  den  übrigen  Miterben  ein  binnen 
2  Monaten  seit  der  ihnen  zugegangenen 
Mitteilung  von  der  Veräußerung  und  nur 
gemeinschaftlich  geltend  zu  machendes 
Vorkaufsrecht  an  dem  Erbteil  zu.  Jeder 
Miterbe  kann  auch,  von  einzelnen  Aus- 
nahmefällen, insbesondere  von  einer  gegen- 
teiligen Verfügung  des  Erblassers  abge- 
sehen^),   jederzeit   die   Auseinandersetzung: 

*)  Eine  die  Auseinandersetzung  unter  Mit- 
erben verbietende  Anordnung  des  Erblassers  ist 
nur  für  einen  Zeitraum  von  30  Jahren  seit  Ein- 
tritt des  Erbfalls  rechtswirksam. 
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des  Nachlasses  Terlangen,  ^obei,  falls  die 
Miterben  Abkömmlinge  des  Erblassers  sind 
und  ihre  Erbfolge  auf  dem  G^esetz  oder  auf 
einer  dem  §  2052  entsprechenden  letztwilligen 
Anordnung  beruht,  eme  durch  die  §§  2050— 
2056  geregelte  Ausgleichungspflicht  (Kolla- 
tionspflicht) stattflndet 

ä)  Eine  besonders  eingehende  und  sorg- 
fältige Regelung  des  Instituts  des  Testa- 
mentsvollstreckers enthalten  die  §§ 
2197—2228.  Danach  kann  der  Erblasser 
durch  letztwillige  Verfügung  einen  oder 
mehrere  Testamentsvollstoecker  ernennen, 
die  Bestimmung  ihrer  Person  auch  einem 
Dritten  oder  dem  Nachlaßgericht  überlassen. 
Zur  Uebemahme  dieses  Amtes  ist  niemand 
verpflichtet;  auch  nach  der  Uebemahme 
kann  es  jederzeit  niedergelegt  werden.^) 
Dem  Testamentsvollstrecker  liegt  die  Aus- 
führung der  letztwilligen  Verfügungen  des 
Erblassers  und  die  Auseinandei-setzung  des 
Nachlasses  unter  mehreren  Erben  ob.  Zu 
diesem  Zwecke  hat  er  den  Nachlaß  in 
Besitz  zu  nehmen  und  denselben  zu  ver- 
walten ;  ein  seiner  Verwaltung  unterliegendes 
Recht  kaim  er  ausschließlich  (nicht 
die  Erben)  gerichtlich  geltend  machen. 
Dagegen  ist  zur  Vertretung  des  Nachlasses 
in  den  gegen  die  Nachlaßmasse  gerichteten 
Prozessen  sowohl  der  Erbe  wie  der  Testa- 
mentsvollstrecker befugt.  Dem  Erben  gegen- 
über hat  er  im  allgemeinen  die  Stellung 
eines  Beauftragten;  er  muß  demselben  ein 
Verzeichnis  der  seiner  Verwaltung  imter- 
liegenden  Nachlaßgegenstände  und  der  ihm 
bekannten  Nachlaßverbindlichkeiten  mitteilen 
sowie  bei  länger  dauernder  Verwaltung  auf 
Verlangen  alljährlich  Rechnung  legen. 

Andererseits  hat  er  nicht  bloß  Anspnich 
auf  Ersatz  der  zwecks  Erfüllung  seiner 
Pflichten  gemachten  Auslagen,  sondern  auch 
auf  Gewöirung  einer  angemessenen  Ver- 
gütimg. 

t)  Zwecks  Ei'langung  der  Erbschaft  steht 
dem  Erben  gegen  denjenigen,  weicher  den 
gesamten  Nachlaß  oder  einzelne  Nachlaß- 
gegenständc  als  Erbschaftsbesitzer,  d.  h.  als 
Erbprätendent  2),  in  Besitz  hat,  der  Erb- 
schaftsanspnich  zu,  d.  h.  die  Klage  auf 
Herausgabe  des  Nachlasses  nebst  allen  ge- 
zogenen Nutzungen.  Das  Maß  der  Haftung 
des  Erbsehaftsbesitzers  für  Verschlechterung 

^)  Die  Entlassung  eines  Testamentsvoll- 
streckers wider  seinen  Willen  kann  nur  aus 
wichtigen  Gründen  auf  Antrag  eines  Beteiligten 
seitens  des  Nachlaßgerichtes  angeordnet  werden. 

•)  Nach  gemeinrechtlicher  Terminologie  ge- 
währt also  das  BGB.  die  hereditatis  petitio  nur 
gegen  den  possessor  pro  herede,  nicht  ge&^en  den 
possessor  pro  possessore.  Wer  also  Nachlaß- 
sachen nicht  als  Erbprätendent  besitzt,  kann 
wohl  mittels  sonstiger  Klagen,  nicht  aber  mit 
der  Erbschaftsklage  belangt  werden. 


oder  Untergang  der  Sache  oder  wegen 
sonstiger  Unmöglichkeit  der  Herausgabe 
richtet  sich  nach  seinem  guten  oder  liSseen 
Glauben,  im  einzelnen  nach  den  Vorschriften 
der  §§  2021,  2023—2025.  Gemäß  §  2022 
kann  der  Erbschaftsbesitzer  Ersatz  seiner 
Verwendungen  verlangen.  Neben  der  Ver- 
pflichtung zur  Herausgabe  geht  die  weitere 
Verpflichtung  einher,  dem  Erben  über  den 
Bestand  der  Erbschaft  und  den  Verbleib 
der  Erbschaftsgegenst&nde  Auskunft  zu  er- 
teilen. ^) 

Ein  eigenartiger  Anspruch  besteht  gegen 
diejenigen  Personen,  die  sich  zur  Zeit  des 
Erbfalls  mit  dem  Erblasser  in  häuslicher 
Gemeinschaft  befunden  haben.  Diese  müssen 
dem  Erben  auf  Verlangen  Auskunft  danlber 
erteilen,  welche  erbschaftlichen  Gesdiäfte 
sie  geführt  und  was  ihnen  über  den  Ver- 
bleib der  Erbscliaftsgegenstände  bekimnt  ist; 
auf  Erfordern  sind  sie  zur  eidlichen  Er- 
härtung der  Richtigkeit  ihrer  Angaben  ver* 
pflichtet. 

m)  Der  Erblasser  kann  auch  in  der  Weise 
Verfügungen  über  seinen  Nachlaß  treffen, 
daß  er  die  Erben  oder  Vermächtnisnehmer 
mit  Vermächtnissen  oder  Autlagen  be- 
schwert. 

Ein  Vermächtnis  ist  eine  von  Todes 
wegen  erfolgte  vermögensrechtliche  Zuwen- 
dung an  einen  Dritten,  durch  welche  dieser 
Dritte  (der  Bedachte)  einen  persönlichen 
Anspruch  gegen  den  Erben  oder  einen  Ver- 
mächtnisnehmer (den  Beschwerten)  auf  Aus- 
zahlung einer  bestimmten  Summe  aus  den 
Mitteln  des  Nachlasses  (oder  aus  dem  dem 
beschwerten  Vermächtnisnehmer  zuge- 
flossenen Vermögen)  oder  auf  Aushändigung 
bestimmter  Nachlaßgegenstände  erlangt  Ein 
Vermächtnis  mit  dinglicher  Wirkung, 
wie  es  im  römischen  Recht  als  legatum  per 
vindicationem  oder  per  praeceptionem  vor- 
kam, das  dem  Vermächtnisnehmer  ein  un- 
mittelbares, dingliches  Recht  an  dem  ver- 
machten Gegenstand  gewährte,  ist  dem  BGB. 
imbekannt ;  vielmehr  erlangt  der  Vermächtnis- 
nehmer stets  nur  einen  obligatorischen  An- 
spruch gegen  den  Erben  (oder  Vermächtnis- 
nehmer, falls  dieser  seinerseits  wieder  mit 
einem  Vermächtnis  beschwert  ist),  ein  An- 
spruch, der  auch  diurch  Ausschkifimg  der 
Erbscliaft  seitens  des  zunächst  Berufenen 
nicht  untergeht. 

Das  BGB.  hat  die  Lehre  vom  Vermächt- 
nis in  den  §§  2147—2191  in  sehr  eingehender 
und  kasuistischer  Weise  geregelt;  auf  Ein- 
zelheiten kann  aber  hier  nicht  eingegangen 
werden. 

^)  Diese  Verpflichtung  hat  auch  der  possessor 
pro  possessore,  falls  er  eine  Sache  ans  dem  Nach- 
laß m  Besitz  nimmt,  bevor  der  Erbe  den  Besits 
tatsächlich  ergriffen  hat. 
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Während  durch  das  Vermächtnis  der 
Bedachte  einen  persönlichen  Anspruch  gegen 
den  Beschwerten  erhält,  ist  dagegen  die 
Auflage  eine  Verfügung  von  Todes  wegen, 
durch  welche  der  Erblasser  den  Erben  oder 
einen  Vermächtnisnehmer  zu  einer  Leistimg 
verpflichtet,  ohne  einem  anderen  (insbeson- 
dere auch  nicht  dem  durch  die  Auflage 
Bedachten)  ein  Recht  auf  die  Leistung  zu- 
zuwenden (§  1940  BGB.) ;  vielmehr  hat  nur 
der  Erbe,  der  Miterbe,  sowie  derjenige, 
welchem  der  Wegfall  des  mit  der  Auflage 
Beschwerten  unmittelbar  zustatten  kommen 
wörde,  gegen  den  Beschwerten  ein  Klage- 
recht auf  Vollziehung  der  Auflage.  Diese 
braucht  nicht  notwendig  in  einer  Vermögens- 
leistung, kann  vielmehr  auch  in  einer  sonstigen 
Leistung  bestehen  (z.  B.  „Lesen  von  Seelen- 
messen''). Auf  die  Auflage  finden  die  Vor- 
schriften der  §§  2065,  2147,  2148,  2154  bis 
2156,2161,2171,2181  entsprechende  und 
die  der  §§  2192—2196  BGB.  unmittel- 
bare Anwendung. 

4.  Die  ILsysteHie  in  Oesterreich^  Frank- 
reich, England,  Das  österreichische  £. 
ist  in  dem  allgemeinen  bürgerlichen  (Gesetzbuch 
vom  Jahre  1811  erschöpfend  geregelt.  Die  anf 
dem  Parentelensystem  beruhende  Verwandten- 
erbfolge desselben  ist  für  das  Recht  des  BGB. 
vorbilalich  ^wesen.  Das  österreichische  Recht 
weicht  nur  msofem  von  dem  des  BGB.  ab,  als 
die  Gradesnähe  in  den  höheren  (entfernteren) 
Parentelen  ohne  jeden  Einfluß  ist  und  als 
mit  der  6.  Ordnung  (Linie)  das  fi:esetzliche  £. 
(gänzlich  aufhört.  Die  Erbfolge  des  Ehegatten 
ist  dagegen  ganz  anders  als  nach  dem  BGB. 
^regelt.  Er  erhält  nämlich,  wenn  der  Erb- 
lasser Kinder  hinterläßt,  nur  den  lebensläng- 
lichen Nießbrauch  au  einem  Vierteil  und 
beim  Vorhandensein  von  mehr  als  drei  Kindern 
nnr  an  einem  Kopfteil  des  Nachlasses.  Neben 
erbberechtigten  Eltern  oder  Seitenverwandten 
des  Erblassers  fällt  dem  Ehegatten  ein  Vierteil 
des  Nachlasses  zu  Eigentum  und  als  Miterbe 
zu;  nur  wenn  gar  keine  erbberechtigten  Ver- 
wandten vorhanden  sind,  erbt  er  den  ganzen 
Nachlaß. 

An  Testamentsformen  kennt  das  allgem. 
BGB.  drei  Arten  von  Privattestamenten, 
nämlich  das  sog.  holo^aphische  Testament  (s.  oben 
sab  3  b,  y)',  das  eigenhändig  unterschriebene 
lind  drei  Zeugen  mit  der  Erklärung  vorgelegte 
Testament,  daß  es  den  letzten  Willen  des  Erb- 
lassers enthalte;  und  das  mündlich  vor  drei 
Zeugen  errichtete  Testament.  Als  öffentliche 
Testamente  läßt  das  Greeetz  die  vor  einem  Ge- 
richt oder  Notar  errichteten  oder  diesen  über- 
)f ebenen  Testamente  zu.  Neben  diesen  ordent- 
lichen Testamentsfornien  kennt  es  als  anßer- 
ordentliche  die  auf  Schiffahrten  oder  bei  Epi- 
demien (tempore  pestis)  errichteten  Testamente, 
fu>wie  die  Soldatentestamente.  Erbverträge 
wind  nur  zwischen  Ehegatten  und  Brautleuten 
zulässig. 

Das  Pflichtteilsrecht  entspricht  im 
wesentlichen  den  Vorschriften  des  BGB.;  nur 
beträgt  die  Höhe  des  Pflichtteils  für  Abkömm- 


linge die  Hälfte,  für  Eltern  und  sonstige  Vor- 
fahren des  Erblassers  ein  Drittel  des  gesetz- 
lichen Erbteils.  Dem  überlebenden  Ehegatten 
steht  ein  Pflichtteilsrecht  nicht  zu. 

Zum  Erwerbe  der  Erbschaft  ist  stets  und 
unter  allen  Umständen  eine  auf  Annahme  der- 
selben gerichtete  Willenserklärung  des  Berufe- 
nen erforderlich.  Als  eine  Konsequenz  dieser 
Gestaltung  des  Erbschaftserwerbs  kann  man  es 
wohl  ansehen,  daß  der  Erbe  grundsätzlich  un- 
bedingt und  unbeschränkt  (alm  persönlich)  für 
die  Erbschaftsschulden  haftet;  von  dieser  Haf- 
timg kann  er  sich  nur  dadurch  befreien,  daß  er 
die  Erbschaft  mit  dem  Vorbehalt  der  Rechta- 
wohltat  des  Inventars  antritt  Dieser  Vorbe- 
halt hat  die  Errichtung  eines  Nachlaßverzeich- 
nisses durch  das  Gericht  und  die  Herbeiftthnmg 
der  Befriedigung  der  Gläubiger  mittels  eines 
erbschaftlichen  Liqnidationsverfahrens  zur  Folge. 

Mehrere  Miterben  sind,  wie  nach  gemeinem 
Recht,  „im  Verhältnis  ihrer  Erbportioneu  sofort 
zu  ideellen  Teilen  berechtigt  und  verpflichtet 
(Unger). 

In  Frankreich  ist  das  gesetzliche  E. 
durch  die  Artt  718—892,  das  gewillkürte 
(testamentarische)  durch  die  Artt  893 — llOQ 
des  Code  civil  gesetzlich  geregelt 

Das  gesetzliche  E.  des  französischen  Rechts 
beruht  im  wesentlichen  auf  deutsch-rechtlichen 
Anschauungen:  in  verhältnismäßig  gerin^ü- 
gigem  Umfang  haben  auch  römisch-rechtliche 
Sätze  des  E.  im  C.  c  Aufnahme  gefunden. 

Nach  der  Erbfolgeordnung  des  französischen 
Rechts  sind  die  Erben  in  4.  Klassen  eingeteilt: 
die  1.  Klasse  bilden  die  Abkömmlinge  des  Erb- 
lassers; die  2.  die  Geschwister,  seien  es  voU- 
oder  halbbürtige,  und  deren  Abkömmlinge; 
neben  diesen  sind  die  Eltern  und  zwar  jeder 
Eltemteil  auf  ein  Vierteil  des  Nachlasses  be- 
rufen. In  der  8.  Klasse  erben  die  weiteren 
Vorfahren  des  Erblassers  und  in  der  4.  endlich 
alle  übrigen  Seiten  verwandten  bis  zum  12.  Grade. 
Innerhalb  jeder  Klasse  entscheidet  die  Grades- 
nähe über  die  Berufung.  Dem  französischen 
Recht  eigentümlich  ist  es,  daß,  wenn  die  Erb- 
schaft an  die  Eltern  oder  sonstige  Vorfahren 
oder  an  Seitenverwandte  fällt,  dieselbe  in  zwei 
gleiche  Teile  geteilt  und  die  eine  Hälfte  aus- 
schließlich auf  die  väterliche,  die  andere  aus- 
schließlich auf  die  mütterliche  Linie  vererbt 
wird. 

Diese  Erbfolgeordnung  wird  noch  durch  ein 
eingehend  geregtes  Erbvertretungsrecht  (droit 
de  repr^entatiou)  ergänzt. 

Römisch-rechtlichen  Anschauungen  entspricht 
es,  daß  dem  Ehegatten  ein  praktisch  gänzlich 
bedeutungsloses  E.  eingeräumt  ist;  dieser  ge- 
langt nämlich  erst  zur  Erbfolge,  wenn  der  Erb- 
lasser weder  erbberechtigte  Verwandte  noch 
anerkannte  uneheliche  Kinder  hinterläßt.  Ja, 
der  überlebende  Ehegatte  ist  im  französischen 
Recht  insofern  ganz  besonders  unlustig  ge- 
stellt, als  er  einerseits  kein  Pflichtteüsrecht  bat 
und  andererseits  die  letztwilligen  Verfügungen 
zu  seinen  Gunsten,  zumal  wenn  der  Erblasser 
Kinder  hinterläßt,  ganz  erheblichen  Benchrän- 
kun«:en  unterliegen  (Artt.  lOiM,  1098  C.  c). 

Das  Testamentsrecht  kommt,  was  die  Testa- 
mentsformen angeht,  dem  österreichischen  Rechte 
sehr  nahe.  Die  gewöhnlichen  Testamentsformen 
sind:  das  eigenhändig  ge-  und  unterschriebene 
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^testament  holographe),  das  Öffentliche,  d.  h.  von 
z  Notaren  in  Ge^nwart  zweier  Zeugen  oder 
von  einem  Notar  im  Beisein  von  4  Zeugen  auf- 
genommene Testament  (testament  par  acte 
public),  und  das  mystische  oder  geheime  Testa- 
ment, d.  h.  ein  solches,  das  mittels  Uebergabe 
«ines  verschlossenen  und  versiegelten  Schrift- 
stückes an  den  Notar  in  Gegenwart  von  min- 
destens 6  Zeufiren  errichtet  wird*).  Die  auOer^ 
ordentlichen  Testamentsformen  sind  dieselben 
wie  die  des  österreichischen  Rechts. 

Ganx  besonders  eingeengt  ist  die  Testier- 
freiheit durch  ein  weitgehendes  Pflichtteils-  (Vor- 
behalts-) Recht  der  Abkömmlinge,  £lt«m  und 
weiteren  Vorfahren:  hinterläßt  der  Erblasser 
«in  Kind,  so  darf  er  nur  über  die  Hälfte, 
beim  Vorhandensein  zweier  Kinder  nur  über 
«in  Drittel  und  beim  Vorhandensein  von  drei 
oder  mehr  Kindern  nur  über  ein  Vierteil 
«eines  Vermögens  frei  verfügen.  Sind  pflicht- 
teilsberechtigte Vorfahren  vorhanden,  so  belauft 
«ich  die  Höhe  ihres  Pflichtteils  auf  die  Hälfte 
des  Nachlasses,  wenn  in  beiden  Linien  Vorfahren 
vorhanden  sind:  auf  ein  Vierteil,  wenn  deren 
nur  in  einer  Linie  den  Erblasser  beerben. 

Vermöge  des  Grundsatzes:  le  mort  saisit  le 
vif  bedarf  es  keiner  Anuahmeerklärung  des 
Erben  zum  Erwerbe  der  Erbschaft.  Der  Regel 
nach  haftet  der  Erbe  für  die  Nachlaßschulden 
persönlich,  es  sei  denn,  daß  er  die  Erbschaft  mit 
^er  Rechtswohltat  des  Inventars  angetreten  hat. 

Die  Stellung  der  Miterben  entspricht  im 
wesentlichen  der  des  römischen  Rechts;  insbe- 
sondere hat  auch  der  Satz:  nomina  sunt  ipso 
jure  divisa  im  Gebiete  des  französischen  Rechts 
Geltung. 

Ganz  abweichend  von  den  kontinentalen 
Rechtsanschauungen  ist  das  £.  in  England 
geregelt.  Eine  Gesamtnachfolge  (Universal- 
«uccession,  successio  in  Universum  jus  defuncti) 
ist  dem  englischen  Recht  gänzlich  unbekannt. 
Das  Vermögen  zerfällt  in  zwei  gänzlich  getrennt 
behandelte  Bestandteile:  den  Grundbesitz  (real 
property)  und  die  bewegliche  Habe  (personal 
property,  Fahrnis).  Beide  Vermögensmassen 
nahen  auch  erbrechtlich  ganz  verschieden- 
artige Schicksale. 

Das  für  den  Grundbesitz  geltende  E. 
(inheritance)  beruht  auf  mittelalterlich-lehns- 
rechtlichen  Anschauungen,  wie  sie  das  durch 
die  Inheritance  Act  (3  und  4  William  IV.  c.  106) 
und  die  Inheritance  Amendment  Act  (22  und 
23  Vict.  c.  35)  geänderte  common  law  als  „rules 
of  descent"  festgesetzt  hat.  Der  lehnsrechtliche 
Charakter  dieses  E.  off'enbart  sich  am  deut- 
lichsten darin,  daß  es  bis  zu  der  Inheritance  Act 
den  Vorfahren  des  Erblassers,  insbesondere  auch 
seinen  Eltern  an  jeglichem  E.  gebrach,  daß  noch 
nach  heutigem  Recht  ein  weitgehendes  Vorzugs- 
recht der  männlichen  vor  den  weiblichen  Erben, 
verbunden  mit  einem  Vorrecht  der  Erstgeburt 
bei  männlichen  Erben  besteht  und  daß  unter 
Umständen  sogar  ein  Rückfall  des  Grundbesitzes 
an  den  ursprünglichen  Lehnsherrn  (escheat)  vor- 
kommen kann.  Ein  näheres  Eingehen  auf  dieses 
eigentümliche   Erbfolgerecht    muß   hier   unter- 


M  Ein  bloß  mündlich  erklärter  letzter 
Wille  ist  nach  französischem  Recht  ebenso  rechts- 
unwirksam wie  ein  gemeinschaftliches 
Testament. 


bleiben;  nur  mag  noch  erwähnt  werden,  daß 
dasselbe  nur  für  die  sog.  freehold  estates,  d.  h. 
für  die  Freisassenbesitzungen,  unbedingte  Gel- 
tung hat,  wogegen  für  die  Erbfolge  in  copyhold 
estates,  d.  h.  Grundholden-  oder  Erbpachtlftnde- 
reien,  das  für  jeden  Gutshof  (manor)  im  Einzel- 
fall gebräuchliche  Herkommen  entscheidet.  (Wie 
weit  daneben  die  Inheritance  Act  auch  auf  copy- 
hold estates  Anwendung  findet,  ist  streitig.) 

Ein  gesetzliches  E.  der  Ehegatten  inoezug 
auf  den  Grundbesitz  ist  dem  englischen  Recht 
gänzlich  unbekannt. 

Die  gesetzliche  Erbfolge  in  das  bewegliche 
Vermögen,  die  (im  Gegensatz  zu  der  Erbfolge 
in  den  Grundbesitz,  der  sog.  inheritance)  „in- 
testacy"  genannt  wird,  beruht  auf  den  Gesetzen 
31  Edward  III.  st.  I.  c.  11 :  22  und  23  Cari  II. 
c.  10;  29  Cari  IL  c.  30  und  Act  1  James  ü.  c.  17. 
Diese  P>bfolge  kommt  der  des  kontinentalen 
Rechts  schon  etwas  näher.  Danach  erhält  z.  B. 
die  Witwe  des  Erblassers  neben  dessen  Kindern 
Va,  letztere  Vs  des  beweglichen  Nachlasses: 
sind  keine  Kinder  vorhanden,  so  fällt  die  Hälfte 
des  Nachlasses  an  die  Witwe,  die  andere  Hälfte 
an  die  nächsten  Verwandten  des  Erblassers  oder 
bei  deren  Fehlen  an  die  Krone,  die  beim  Mangel 
jeglicher  gesetzlicher  Erben  den  ganzen  Nach- 
laß erhält. 

Eigentümlich  ist  es,  daß  der  Vater  die  Ge- 
schwister ausschließt,  wogegen  diese  neben  der 
Mutter  erben.  Voll-  und  halbbürtige  Geschwister 
sind  erbrechtlich  gleichgestellt.  Auch  im  T  e  s  t  a  - 
mentsrecht  macht  sich  die  eigentümliche 
Zweiteilung  des  englischen  Vermögensrechts  in 
real  und  personal  property  geltend.  Demnach 
werden  unterschieden:  wills  of  realty  (Testa- 
mente über  Grundbesitz)  und  wills  of  personalty 
(Testamente  über  Fahrnis).  Die  gesetzliche 
Regelung  des  Testamentsrechts  findet  sich  in 
den  Gesetzen  20  Henr.  III.  c.  2;  Wills  Act  1837 
(7  William  IV.  und  1  Victoria  c.  26);  the  Court 
of  Probate  Act  1857  (20  und  21  Victoria  c.  77) 
und  in  den  verschiedenen  Judicature  Acts.  Das 
englische  Recht  wird  von  dem  Grundsatz  unbe- 
dingter, durch  kein  Pflichtteilsrecht  eingeengter 
Testierfreiheit  beherrscht.  Die  ^hkfkeit 
zur  Testamentserrichtung  setzt  neben  der  Hand- 
lungsföhi^keit  ein  Alter  von  21  Jahren  voraus. 
Zur  Gültigkeit  eines  Testaments  ist  eine  vom 
Erblasser  und  mindestens  2  Zeugen  unterschrie- 
bene Urkunde  erforderlich :  mündliche  Testa- 
mente sind  dem  englischen  Recht  unbekannt. 
Zur  Wirksamkeit  von  Testamenten  über  free- 
hold und  copyhold  Besitzun^n  bedarf  es  der 
Eintragung  der  Testamente  m  ein  öfifentliches 
Register  (court  rolls). 

5.  Volkswirtschaftliche  Bedeutung 
des  E.  —  Die  Angriffe  ge^en  das  E. 
der   europäischen    Kulturstwten.     Die 

Zeiten,  in  denen  man  die  Entwickelun^  des 
E.  und  seine  Bedeutung  als  einen  „dialek- 
tischen Prozeß"  (Gans)  auffaßte,  liegen  wohl 
für  immer  hinter  uns.  Jedenfalls  hat,  wo- 
rüber heutzutage  Einverständnis  besteht,  die 
kritische  Würaiguug  des  E.  einerseits  bei 
der  ethischen,  andererseits  und  vor  allem 
aber  \m  der  volkswirtschaftlichen 
Betrachtung  einzusetzen.  Diese  letztere  wird 
uns   zugleich   den  Maßstab   bieten,  um  die 
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neuerdings  sehr  zahlreich  gegen  das  Institut 
des  E.  überhaupt  oder  wenigstens  dessen 
gegenwärtige  Gestaltung  erhobenen  Angriffe 
einer  objektiven  Pi-üfung  und  Würdigung 
zu  unterziehen. 

Der  Gedanke  der  Vererbung  ist  keines- 
wegs etwa  eine  willkürliche  Erfindung  des 
Menschengeistes;  seit  Darwin  nehmen  wir 
an,  daß  zwei  große  Prinzipien,  die  Ver- 
erbung und  die  Anpassung,  für  die  Entwicke- 
lung  aller  Organismen  eine  höchst  bedeut- 
same Rolle  spielen.  Während  die  Anpassung 
auf  eine  fortwährende  Aenderung  in  der 
Struktur  der  Lebewesen  hinweist,  gewisser- 
maßen das  fortschrittliche  Element  in 
dem  Haushalt  der  Natur  darstellt,  läßt  sich 
dagegen  die  Vererbung  als  das  konser- 
vative, als  dasjenige  Element  bezeichnen, 
das  uns  mit  der  \  ergangenheit  ver- 
knüpft, (wogegen  die  „Anpassung**  auf  Gegen- 
wart und  Zukunft  hinweist). 

Wie  der  Menschheit  in  der  Geschiclite 
die  Erfahnmg  und  das  Wissen  der  vergan- 
genen Jahrhunderte  durch  Vererbung 
überliefert  werden,  so  dem  Individuum  durch 
seine  Abstammung,  also  wiedemm  durch 
Vererbung  die  geistigen  und  körj^rlicheu 
Eigenschaften  imd  die  Fähigkeiten  der  Vor- 
fahren. Ist  es  nun  nicht  naturgemäß 
und  jedenfalls  einem  Natun^organge  abge- 
lauscht, daß  der  Einzelne  mit  den  imma- 
teriellen Gütern  der  Vorfahren  zugleich  auch 
deren  materielle  erhält?  Diese  Erwägung 
vermag  wohl  eine  Verwandtenerbfolge,  (das 
gesetzliche  E.).  zu  erklären  und  allenfalls 
auch  zu  rechtfertigen,  keineswegs  aber  eine 
testamentarische  Erbfolge,  (das  gewillkürte 
E.).  Cnd  noch  viel  weniger  erlangen  wir 
hierdurch  Aufschluß  über  die  volkswirt- 
schaftliche Bedeutung  des  E.  Ueber 
diese  kommen  wir  erst  durch  eine  ganz 
andere  Gedankenreihe  ins  klare.  —  Denken 
wir  uns  den  Menschen  als  isoliert  dastehendes 
Wesen,  losgelöst  von  seiner  Familie  und 
allen  sonstigen  menschlichen  Beziehungen, 
80  ist  vom  Standpunkte  des  Individuums 
für  eine  Vererbung  seines  Vermögens 
weder  ein  Bedürfnis  noch  selbst  nur  Raiun 
vorhanden.  Welchen  Schicksalen  das  Ver- 
mögen des  Individuums  nach  seinem  Tode 
zugeführt  wird,  ist  von  seinem  Standpunkte, 
als  dem  des  isoliert  gedachten  Menschen 
aus,  völlig  gleichgültig.  Erst  durch  die 
Verbindung  des  Einzelmenschen  mit  seinen 
3Iitmenschen,  erst  dadurch,  daß  er  nicht 
bloß  sein  egoistisches  Interesse  im  Auge 
hat,  sondern  altruistisch,  sozial  zu  denken 
und  zu  empfinden  anfän^,  erlangt  auch  das 
E.  für  den  Menschen  Bedeutung.  Nur  soweit 
der  Einzelne  für  andere  zu  sorgen  hat 
oder  zu  sorgen  sti-ebt,  ist  es  für  ihn  von 
Interesse,  dakß  sein  Vermö^n  diesen  anderen 
zufällt.    Das  E.,  das  allem  es  dem  Indin- 


duum  ermöglicht,  für  seinen  Todesfall  und 
über  seinen  Tod  hinaus  seine  Fürsorge  zu- 
gunsten anderer  zu  betätigen,  ist  mithin 
seinem  Wesen  nach  sozial,  während  das 
Sondereigentum,  das  an  und  für  sich  nur 
den  Interessen  des  Individuums  zu  dienen 
bestimmt  ist,  direkt  als  antisozial  be- 
zeichnet werden  muß.  Der  moderne  Sozia- 
lismus, der  das  Sondereigentum  und  das 
E.  gleichzeitig  und  gleich  heftig,  ja  letzteres 
fast  noch  heftiger  als  ersteres  bekämpft, 
handelt  also  insofern  inkonsequent,  als  er 
das  lediglich  auf  sozialen  Empfindungen 
beruhende  E.  zugleich  mit  dem  Eigentum 
zu  beseitigen  trachtet.  Wird  es  dem  Ein- 
zelnen durch  Abschaffung  des  E.  unmöglich 
gemacht,  mittels  Ansammlung  einer  Ver- 
mögensmasse, die  nach  seinem  Tode  auf 
dritte  Personen  übergeht,  für  diese  Dritten 
Fürsorge  zu  treffen,  so  ist  damit  ein  mäch- 
ti^r  sozialer  Hebel  beseitigt:  der  Einzelne 
wird  alsdann  nur  darauf  bedacht  sein,  das 
für  seine  Lebensdauer  erforderliche 
Vermögen  anzusammeln.  Damit  wird  gleich- 
zeitig eine  volkswirtschaftiich  bedeutsame 
ethische  Eigenschaft  des  Menschen  in  Frage 
gestellt  —  sein  Sparsinn.  Kann  der  Einzelne 
für  sich  und  die  Seinigen  nur  für  die  Zeit 
seines  Lebens  Fürsorge  treffen,  so  wird  er 
leicht  geneigt  sein,  seine  Lebensführung  so 
einzurichten,  daß  bei  seinem  Tode  irgend 
welches  Vermögen  nicht  mehr  vorhanden 
ist.  Zu  welchen  volkswirtschaftlich  höchst 
bedenklichen  Konsequenzen  und  Zuständen 
dies  führen  kann,  li^  auf  der  Hand :  leicht- 
sinnige Wirtschaft  der  Einzelnen,  Zerrüttimg 
des  Wolüstandes  der  Volksgenossen  und 
damit  des  Nationalwohlstandes  ist  die  un- 
ausbleibliche Folge  der  Abschaffung  des  E. 
Aber  nicht  dies  allein  —  wird  die  Aus- 
übung der  sozialen  Tugend  der  Fürsorge 
für  andere  in  einem  der  praktisch  wichtig- 
sten Fälle  gesetzlich  unmöglich  gemacht, 
so  liegt  die  Gefahr  nahe,  daß  diese  Tugend 
überhaupt,  wenn  nicht  gänzlich  schwindet, 
so  doch  erheblich  abgescnwächt  wird. 

Mit  dem  hier  angedeuteten  Gesichts- 
punkte berührt  sich  ein  anderer,  der  als 
Folge  der  Abschaffung  des  E.  in  Betracht 
kommt.  Würde  diese  gesetzlich  angeordnet, 
so  müßte  der  Staat  für  die  hilfsbedürftigen 
Witwen  und  Waisen  in  ganz  umfessendem 
Maße  Soi:^  tragen,  da  diese  alsdann  mit 
dem  von  ihrem  bisnerigen  Ernährer  erwor- 
benen Vermögen  nicht  mehr  zu  rechnen 
haben.  Wissen  nun  die  Eltern,  daß  sie 
selbst  einerseits  gar  nicht  in  der  Lage  sind, 
durch  Ansammlung  von  Vermögen  für  den 
Unterhalt  ihrer  Kinder  nach  ihrem  Tode 
Fürsorge  zu  treffen  und  daß  andererseits 
der  Staat  ohnehin  diese  Fürsorgepflicht 
übernimmt,  so  fällt  damit  ein  höchst  wich- 
tiger  Antrieb   für  die    Eltern    fort,    durch 
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Enthaltsamkeit  in  der  Ehe  die  Zahl  ihrer 
Nachkommen  nach  Möglichkeit  zu  beschrän- 
ken. Welche  Tolkswirtechaftlichen  Nachteile 
aber  eine  unbeschränkt  große  Yermehrung 
der  Bevölkerung  mit  sich  bringt,  das  bedarf 
hier  keiner  weiteren  Ausführung. 

Gegenüber  diesen  für  die  Aufrechter- 
haltung des  E.  sprechenden  volkswirtschaft- 
lichen Gesichtspunkten  wird  nun  von  dessen 
Gegnern  vor  allem  auf  zwei  Momente  hin- 
gewiesen, mit  denen  sie  gerade  vom  volks- 
wirtschaftlichen Standpunkte  aus  ihr  Ver- 
dammungsurteil über  das  E.  zu  rechtfertigen 
suchen. 

Einmal  machen  sie  geltend,  das  E.  führe 
einen  Erwerb  ohne  eigene  Arbeit, 
mithin  einen  volkswirtschaftlich  nicht  zu 
rechtfertigenden  Erwerb  herbei ;  und  sodann 
ermögliche  und  begünstige  es  die  Anhäufimg 
ungewöhnlich  großer  Vermögensmassen  in 
den  Htoden  Einzelner  und  fördere  und  ver- 
ewige somit  hauptsächlich  die  ungleiche 
Verteilung  der  Güter,  den  schrankenlosen 
und  verderblichen  Reichtimi  einiger  Wenigen 
auf  der  einen  und  das  Massenelend  auf  der 
anderen  Seite. 

Beide  Einwendungen  sind,  wie  anerkannt 
werden  muß,  nicht  ganz  ohne  Berechtigung; 
wenn  auch  ein  Erwerb  ohne  Arbeit  nicht 
unbedingt  als  ein  absolut  verwerflicher  be- 
zeichnet werden  kann,  so  ist  doch  vom 
volkswirtschaftlichen  Standpunkte  aus  auf 
möglichste  Einschränkung  derartigen  Er- 
werbes Bedacht  zu  nehmen.  Und  auch 
das  ist  den  Gegnern  zuzugeben,  daß  die 
Anhäufung  übergroßer  Vermögensmassen  in 
den  Händen  Einzelner  als  ein  volkswirt- 
schaftlicher Mißstand  bezeichnet  werden 
muß,  der  nach  Möglichkeit  einzuschränken 
ist.  Daß  aber  das  Institut  des  E.  eine  der- 
artige Anhäufimg  übergroßer  Vermögens- 
massen erleichtert  und  begünstigt,  dieser 
Tatsache  kann  sich  kein  Einsichtiger  ver- 
schließen. 

Es  fragt  sich  demnach  nur  noch,  ob 
diese  unleugbaren  Mißstände  so  schwer- 
wiegender Natur  sind,  daß  sie  die  oben  ge- 
schilderten Vorteile  des  E.  in  einer  Weise 
aufwiegen,  um  die  Abschaffung  des  E.  zu 
rechtfertigen.  Dies  ist  aber  m.  E.  unbedenk- 
lich zu  verneinen;  der  Umstand  allein,  daß 
(las  E.  in  der  oben  geschilderten  WeLse  den 
sozialen  Zusammenhang  der  Menschen  för- 
dert, ist  allein  schon  ausreichend,  dessen 
Fortbestand  für  eine  unumgängliche  Not- 
wendigkeit zu  erachten.  Umgekehrt  würde 
die  Abschaffung  des  E.  in  jenen  Zusammen- 
hang der  Menschen  eine  derart  klaffende 
Lücke  reißen,  daß  damit  das  soziale  Gebäude, 
das  durch  die  Familie,  die  Gemeinde  und 
den  Staat  gebildet  wird,  leicht  gänzlich 
zusammenbrechen  könnte,  wenn  der  feste 
Kitt,   der  mittels   des  E.   den    vermögens- 


rechtlichen Verband  der  Familie  zusammen- 
hält, mit  einem  Schlage  gelöst  werden  sollte. 

Kann  also  an  eine  Beseitigong  des  £. 
und  damit  auch  der  damit  notwendig  ver» 
knüpften  Uebelstände  nicht  gedacht  werden, 
so  ist  doch  andererseits  dahin  zu  streben, 
jene  unleugbaren  Uebelstände  nach  Möglich- 
keit abzumildern. 

Dies  kann  vor  allem  durch  eine  Ein- 
schränkung der  gesetzlichen  Erbfolge  auf 
den  Kreis  derjenigen  Verwandten  gesdiehen, 
die  mit  dem  Erblasser  durch  ein  so  nahes 
familienrechtliches  Verhältnis  verbunden 
sind,  daß  anzunehmen  ist,  er  beabsichtige 
seine  Fürsorge  auch  auf  diese  Personen  zu 
erstrecken.  Je  mehr  demnach  der  Familien- 
vt;i  t>and  gelockert  ist,  um  so  mehr  empfiehlt 
es  sich,  die  gesetzliche  (Verwandten-)  Erb- 
folge einzuschränken  und  nicht  den  ent- 
fernteren Verwandten,  mit  denen  der  Erb- 
lasser gar  keine  Beziehungen  hatte,  sondern 
dem  Staate  oder  der  Gemeinde  den  Nach- 
laß zu  überweisen. 

Diesem  Grundgedanken  hatte  der  dem 
deutschen  Reichst^  voi;gelegte  Entwurf  des 
BGB.  auch  insofern  wenigstens  einigermaßen 
Rechnung  getragen,  als  er  die  Verwandten- 
erbfolge mit  der  fiJnften  Ordnung  abschloß* 
Demgegenüber  hat  aber  die  Keichstags- 
kommission  „aus  prinzipiellen  Gründen" 
(„um  den  in  heutiger  Zeit  sich  geltend 
machenden  auflösenden  Tendenzen  entgegen- 
zutreten, die  sich  gegen  den  Familienverband 
richten'*)  die  sog.  ,,E.grenze"  bedauerlicher- 
weise beseitigt  und  eine  unbeschränkte 
Verwandtenerbfolge  eingeführt,  was,  wie  es 
scheint,  von  allen  Beurteilem  des  Gesetz- 
buches nicht  mit  Unrecht  getadelt  worden  ist. 

Neben  einer  sacligemäßen  Einschränkung 
der  Verwandtenerbfolge  kann  noch  durch 
hohe  Erbschaftssteuern  und  unter  Umständen 
auch  durch  eine  gewisse  Einschränkung 
der  Testierfreiheit  den  oben  erwähnten 
Uebelständen  nach  Möglichkeit  entgegenge- 
treten werden,  was  sich,  um  den  Angriffen 
gegen  das  E.  überhaupt  auch  den  Schein 
einer  Berechtigimg  zu  entziehen,  schon  aus 
legislativ -politischen  Gründen  empfehlen 
dürfte. 

In  ersterer  Hinsicht  hat  neuestens  das 
Deutsche  Reich  durch  Einführung  einer 
Reichserbschaftssteuer,  die  freilich  eine  Ver- 
erbung von  den  Eltern  auf  die  Kinder  und 
deren  Abkömmlinge  gar  nicht,  und  von  den 
Kindern  auf  die  Mtern  nur  in  beschränktem 
Maße  trifft,  einen  bedeutungsvollen  Schritt 
unternommen.  (S.  den  Art  „Erbschaftssteuer^' 
u.  S.  781  fg.  insbesondere  S.  783  fg.) 

Ob  und  inwieweit  eine  allgemeine  Ein- 
führung des  sog.  „Anerbenrechts''  für  die 
Vererbung  des  «ländlichen  Grundbesitzes 
I  sich  empfiehlt,  darüber  siehe  den  Art:  „Ver- 
I  erbung  des  ländlichen  Grundbesitzes''. 
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Erbrecht,  ländliches 

s.  Yererbunff  des  ländlichen 
Grundbesitzes. 


Brbschtftutener. 

I.  Allgemeines:  1.  Begriff,  Wesen  und 
Charakter  der  £.  2.  Berechtigung  und  Begrün- 
dung der  E.  3.  Die  steuertechnische  Lösung. 
4.  Die  Schenknngssteuer.  II.  Gesetzgebung: 
1.  Die  Beichs-£.  2.  Oesterreich.  3.  Frankreich. 
4.  England.  III.  Das  Gebührenäqui- 
valent: 1.  Allgemeines.    2.  Gesetzgebung. 

I.  AUgenieiiies. 
L   Begriff,    Wesen   und   Charakter 

der  E.  Die  K  ist  eine  Abgabe  vom  Ver* 
mögensverkehr  von  Todes  w^n.  Sie  stellt 
sich  zunächst  dar  als  eine  Verkehrssteuer, 
da  sie  die  einzelwirtschaftliche  Leistungs- 
föhigkeit  in  dem  Augenblicke  trifft,  in  dem 
die  wirtschaftlichen  Mittel  zur  Einkommens- 
bildung  sich  im  Flusse  des  wirtschaftlichen 
Verkehrs  befinden.  Die  Erbschaftssteuer 
wendet  sich  demgemäß  an  eine  erst  werdende 
Steuerfähigkeit  Neben  ihrem  Verkehrs- 
steuercharakter erscheint  sie  aber  auch  als 
periodisch  erhobene,  ergänzende  Vermögens- 
steuer, die  im  System  der  modernen  Er- 
werbsbesteuerung neben  anderen  Steuern 
gleichen  Ursprungs  ihre  besondere  Funktion 
zu  erfüllen  hat  Zunächst  ist  sie  formelle 
Vermögenssteuer,  sie  nimmt  aber,  je  höher 
die  Sätze  werden,  den  Charakter  einer 
reellen  Vermögenssteuer  an,  absorbiert  Be- 
standteile des  Kapitalbesitzes.  Die  Steuer- 
quelle ist  die  Erbmasse,  die  auch  die  Grund- 
lage der  Steuerbemessung  abgibt,  das  Steuer- 
subjekt jeder  Erwerber  eines  Anfidls  ohne 
Rücksicht,  ob  er  durch  Testament  oder 
Intestaterbfolge  zum  Empfange  berufen  wird. 
Die  E.  kann  entweder  eine  Bereicherungs- 
abgabe oder  eine  Handveränderungssteuer 
sein.  Nach  diesen  beiden  Gesichtspunkten 
unterscheiden  sich  grimdsätzlich  die  ver- 
schiedenen Rsysteme.  Nach  dem  Be- 
reicherungsprinzip, die  den  deut- 
sch e  n  E.  als  entscheidendes  Merkmal  eignet, 
ist  die  E.  nur  von  demjenigen  Betrage  zu 
entrichten,  um  den  der  Erwerber  eines  An- 
falls reicher  wird,  sie  trifft  nur  den  Ver- 
niögenszuwachs.  Dalier  gestattet  sie 
eine  Ausscheidung  aller  der  Elemente  aus 
der  Erbmasse,  die  als  durchlaufende  Posten 
den  Erwerber  nicht  bereichem,  also  den 
Abzug  der  Schulden  und  sonstigen  Lasten, 
die  mit  der  Erbschaft  oder  wegen  ihr  ül)er- 
nommen  werden.    Dem  Steuer^anken  liegt 
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daher  die  Annahme  zugrunde,  einen  Ver- 
mögensgewinn  zu  besteuern.  Das  Prinzip 
der  Handveränderung  hält  sich  da- 
gegen an  die  Tatsache  des  Vermögensüber- 
gangs  schlechthin.  Sie  steht  auf  dem  reinen 
Verkehrssteuerprinzipe  und  würdigt  virtuell 
eine  entstehende  Leistungsfähigkeit  im  Flusse 
des  wirtschaftlichen  Verkehrs  ohne  weitere 
Rücksicht  auf  die  Begleitumstände.  Sie 
trifft  demzufolge  den  Rohertrag  der  Erb- 
masse und  gestattet  keinerlei  Abzüge  der 
Schulden  und  Lasten.  Die  E.  als  Haudver- 
änderungsabgabe  war  früher  die  Signatur  des 
französischen  und  englischen  Rechts. 
Sie  erblickt  im  Vermögens  verkehr  an  sich 
die  (gdlerdings  schlummernde)  Steuerquelle. 
Die  Handveränderungsabgabe  ist  steuer- 
politisch, besonders  neben  stark  differenzierten 
Verkehrssteuern,  bedenklich,  sie  wirkt  sehr 
ungleichmäßig  und  führt  zu  einer  imer- 
wünschten  Mehrbelastung  des  Immobiliar- 
besitzes. 

2.  Berechti^iuig  nnd  Begründung  der 
E.  Die  Erhebung  einer  E.  hat  man  durch 
mancherlei  Theorieen  zu  rechtfertigen  gesucht. 
Teils  hat  man  zu  diesem  Behufe  eine  Art 
Obereigentum  des  Staates,  ein  Miterbrecht 
zu  konstruieren  ^sucht,  oder  man  ist  von 
einer  Scliutztheone  ausgegangen  und  hat  in 
der  E.  eine  Ersatzleistung  für  den  Schutz 
erblicken  wollen,  den  der  Staat  mit  seiner 
Rechts-  und  Gesellschaftsoi-dnung  den  Einzel- 
wirtschaften, dem  Vermögen  und  den  Erb- 
schaft serwerbem  gewährt  Diese  Anschau- 
imgen  machen  aber  eine  stenertechnische 
Tatsache,  nämlich  die  Progression  der  Steuer 
nach  dem  Verwandtschaftsgrade  zum  Aus- 
gangspunkt, sie  suchen  ein  verstärktes  An- 
eignungsrecht des  Staates  zu  begründen. 
Ueber  die  Schutztheorie  aber  ist  hervorzu- 
heben, daß  bei  der  Erbschaft  keine  anders- 
artige Gegenleistung  staatlicher  Fürsorge 
vorliegt  als  bei  den  übrigen  Rechtsverhält- 
nissen in  einer  wesentlich  privatwirtschaft- 
lichen Organisation  der  Volkswirtschaft  und 
in  der  kapitalistischen  Verkehrswirtschaft 
überhaupt. 

Somit  liegt  die  Begründung  der  E.  auf 
einem  anderen  Gebiete.  Sie  ist  eine  Konse- 
quenz einerseits  der  ganzen  Erbordnung  als 
Glied  des  herrschenden  privatrechtlichen 
Rechtssystems  und  andererseits  ein  Ausfluß 
der  ganzen  privatwirtschaftlichen  Pro- 
duktionsweise in  einer  auf  Privateigentum 
und  Arbeitsteilung  begründeten  Volkswirt- 
schaft Wo  aber  in  einer  solchen  Ver- 
mögenswerte entstehen  oder  in  der  Ent- 
stehung begriffen  sind,  da  eröffnen  sich  für 
den  Staat  Steuerquellen.  Die  Erwerbung 
einer  Erbmasse  stellt  indessen,  wie  kein 
anderer  Verkehrsakt,  die  Bildung  eines 
Ste\ierobjekts  dar;  denn  jede  Erbschaft  ist 
Vermögensvermehrung.     Unter  diesem  Ge- 


sichtswinkel ist  es  aber  klar,  daß  die  Steuer* 
quelle  nur  das  Maß  der  Bereicherung 
sein  kann,  weil  nur  hierdurch  ein  selb- 
ständiger Vermögenszuwachs  erreicht  wird. 
Die  E.  kann  daher  nur  die  Vermehnmg  der 
Aktiva  zum  Gegenstand  haben.  Der  Abzug 
der  auf  der  Erbmasse  ruhenden  Schulden 
und  Lasten  ist  damit  eine  prinzipielle  Forde- 
rung. Die  E.  ist  daher  nur  in  der  Form 
der  Bereicherungsabgabe  gerechtfertigt,  die 
Handveränderungsabgabe  widerspricht  ihrem 
Wesen. 

Dabei  kann  also  die  fVage  nur  die  sein, 
in  welcher  Weise  die  E.  in  das  System  der 
Erwerbsbesteuerung  einzugliedern  ist  Da 
die  Erwerbung  der  Erbschaft  nur  durch 
einen  Verkehrsvorgang  erfolg  so  erscheint 
die  Verkehrssteuer  als  die  zur  Erfassung 
geeignete  Form.  Der  Empfang  der  Anfälle 
geht  hervor  aus  einer  passiven  Aeußerung 
des  Verkehrs,  aus  dem  Wertzuwachs,  und 
damit  ist  auch  die  Stellung  der  E.  im  Sj-stem 
der  Verkehrssteuern  gegeben.  Sie  fällt  unter 
die  gleiche  Gruppe  wie  die  Schenkungs- 
und Gewinnsteuer.  Außerdem  hat  die  K 
auch  noch  eine  ergänzende  Funktion 
zu  erfüllen,  sie  muß  einerseits  die  Lücken 
der  mehr  oder  minder  raangelhaften  Ertrags- 
und Einkommensteuern  ausfüllen  und  anderer- 
seits ein  Korrektiv  bilden  für  die  üngleich- 
mäßigkeit  der  Aufwandsteuern.  In  ersterer 
Beziehung  insonderheit  ist  sie  als  er- 
gänzende Vermögens  Steuer  ein  steuer- 
technisches Mittel,  durch  eine  periodische 
Auflage  das  fundierte  Einkommen  schärfer 
zu  treffen  als  das  unfundierte. 

Die  beiden  Haupteinwände  gegen  die  E 
sind  einmal  die  Behauptung,  daß  die  £.  ein 
willkürlicher  und  ungerechtfertigter  Eingriff 
in  das  Erbrecht  und  damit  eine  Verletzung 
des  Privatrechts  sei,  und  sodann  die  Ein- 
wendung, daß  sie  Kapital-  und  Vermögens- 
teile konfisziere  und  daher  eine  dauernde 
Schädigimg  der  einzelwirtschaftlichen  Tätig- 
keit herbeiführe.  Allein  das  sind  Einwände, 
die  man  schließlich  gegen  jede  Steuer  vor- 
bringen kann.  Soviel  wird  sich  aUerdincs 
nicht  in  Abrede  steUen  lassen,  daß  die  £. 
tatsächlich  Vermögensquoten  in  Anspruch 
nimmt.  Allein  von  einer  schädlichen,  die 
volkswirtschaftliche  Entwickelimg  beeinträch- 
tigenden Kaoitalzerstörung  kann  man  we^n 
des  regelmäßig  ein  Menschenalter  währenden 
Zwischenraumes  zwischen  zwei  Steuer^ 
leistungen  füglich  nicht  sprechen.  Zudem 
entrichten,  wie  alle  Abgaben,  die  einzel wirt- 
schaftlichen Rechtssubjekte,  nicht  aber 
gewisse  Vermögensobjekte.  Deshalb  kann 
die  E.  auch  nicht  erscheinen  als  eine  von 
einem  bereits  versteuerten  Vermögen  er- 
hobene Auflage,  sondern  als  eine  Steuer  vom 
Leiter  einer  Einzelwirtschaft,  der  durch 
einen    passiven   Verkehrsvorgang,    die    Er- 
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-Werbung  einer  Erbschaft,  eine  Yermögens- 
vermehning   erfahren    hat    und   in    seiner 
Leistungs^^gkeit  gestärkt  worden  ist. 
3.  Ine  steneitechnische  Losung.    Für 

die  Bemessung  der  R  gilt  als  erster  Grund- 
satz der  der  subjektiven  und  der  objek- 
tiven Allgemeinheit  Sie  erstreckt 
sich  daher  aiif  alle  eine  Erbschaft  erwerben- 
den Personen  sowie  auf  alle  Teile  der  Erb- 
masse, auf  bewegliches  und  unbewegliches 
Vermögen,  auf  Produktiv-  wie  auf  Gebrauchs- 
vermögen, auf  Erwerb  durch  Erbschaft,  Ver- 
mächtnis oder  Vertrag.  Auch  der  Wert  von 
befristeten  wie  von  unbefristeten  Nutzungen, 
Renten  u.  dgl.  m.  muß  in  irgend  einer  Form 
kapitalisiert  zur  Steuer  herangezogen  werden. 
Ebenso  besteht  kein  Unterschiea  zwischen 
testamentarischer  und  Intestaterbfolge.  End- 
lich sind  Bestimmungen  zu  treffen  über  die 
Behandlung  der  außerhalb  des  Landes  ge- 
legenen Vermögensobjekte,  wenn  sie  an  In- 
länder fallen,  und  über  die  Steuernormen 
der  innerhalb  des  Landes  gelegenen  Wert- 
größen, wenn  sie  an  auswärtige  Erwerber 
übergehen. 

Die  objektive  Allgemeinheit  ist  von  allen 
Gesetzgebungen  anerkannt.  Steuerbefrei- 
ungen genießen  hur  ganz  kleine  Anfälle 
(50 — 150  31.),  die  im  Ausland  gelegenen 
Grundstücke  und  eventuell  je  nach  der 
Person  und  dem  Wohnort  des  Erblassers 
und  Erwerbers  anderes,  namentlich  beweg- 
h'ches  Vermögen  innerhalb  bestimmter 
Grenzen.  Dagegen  ist,  vornehmlich  in 
Deutschland,  die  subjektive  Allgemeinheit 
vielfach  diuxjhbrochen.  Hier  sind  steuerfrei 
die  Anfälle  an  Verwandte  der  absteigenden 
Linie,  mitimter  auch  Anfälle  an  Ehegatten, 
die  Anfälle  an  Ascendenten,  an  fromme, 
woliltätige,  Unterrichts-  und  ähnliche  Stif- 
tungen, endlich  die  Vermächtnisse  an  Per- 
sonen des  Hausstandes  und  im  Dienstver- 
hältnis des  Erblassers  bis  zu  einem  bestimmten 
Maximalbetrage.  So  gerechtfertigt  auch  hier 
die  Zulassimg  von  steuerfreien  Erbmaxima 
sein  mag,  so  sehr  kann  es  fraglich  sein,  ob 
alle  diese  Befreiungen  zu  rechtfertigen  seien. 

Für  die  Bemessung  der  Steuerpflicht 
muß  unbedingt  die  Zulassung  des  Abzugs 
aller  Schulden  und  sonstigen  Lasten,  die 
mit  der  Erbmasse  oder  wegen  ihr  über- 
nommen werden,  als  Konsef^uenz  des  Be- 
reicheiiingsprinzipes  gefordert  werden. 

Die  Progression  des  Steuerfußes 
ist  eine  Forderung,  die  unmittelbar  aus  der 
Besteuerung  nach  der  Leistungsfähigkeit  der 
die  Anfälle  beziehenden  Erwerber  hervor- 
geht Sie  kann  eine  doppelte  sein,  einmal 
nach  dem  familien rechtlichen  Verhältnisse 
des  Erben  zum  Erblasser,  nach  dem  Ver- 
wandtschaftsgrade und  sodann  nach 
der  Größe  der  anfallenden  Erb- 
schaft   Die  erstere  Progression  ist   von 


allen  Steuersystemen  anerkannt  und  niur 
dem  Grade  nach  verschieden.  Ein  strittiger 
Punkt  ist  niu*  die  Steuerpflicht  bei  Anfällen 
an  Verwandte  in  absteigender  Linie,  vor 
allem  zwischen  Eltern  und  Kindern.  Ohne 
Zweifel  besteht  in  diesem  Falle  ebensogut 
ein  Wertzuwachs  und  eine  Bereicherung  wie 
bei  Erbanfällen  an  entferntere  Verwandte. 
Immerhin  aber  rechtfertigt  sich  die  Steuer- 
freiheit hier  für  diese  Kategorieen.  Diea 
erklärt  sich  zunächst  aus  der  ganzen  Erb- 
ordnun^  im  Rahmen  des  modernen  Rechts- 
und Wirtschaftssystems,  dessen  Fundament 
die  Familie  in  ihrem  heutigen  Umfane  ist 
Ferner  aber  werden  gerade  die  Kinder  durch 
den  Erbübergang  in  geringerem  Maße 
leistungsflüiiger  sds  entferntere  Verwandte. 
Denn  in  ihrer  wirtschaftlichen  Lebensstellung 
hat  das  zu  erwartende  Erbe  schon  prolep- 
tisch  seinen  steuertechnischen  Ausdruck  ge- 
funden. 

Progressive  Steuersätze  nach  der  Größe 
der  anfallenden  Erbschaften  sind 
billig,  weil  dem  Empfänger  einer  großen 
Erbschaft  nicht  nur  eine  absolut,  sondern 
auch  eine  relativ  größere  Leistungsfähigkeit 
innewohnt  als  dem  Erwerber  eines  kleinen 
AnMls.  Diese  Art  der  Progression  fehlt 
den  Steuergesetzen  zwar  nicht  völlig  und 
überall,  ist  aber  keineswegs  aligemein  an- 
erlainnt.  Nachdem  aber  die  E.  nicht  von 
der  Erbmasse,  sondern  von  den  einzelnen 
Erwerbern  entrichtet  wird,  so  muß  bei 
dieser  Art  der  Progression  gefordert  werden^ 
daß  sie  sich  nicht  nach  der  Gesamtmasse, 
sondern  nach  den  einzelnen  Erb- 
portionen richte. 

Zur  Veranlagung  der  E.  besteht  über- 
all ein  Deklarationszwang  für  den  Erwerber 
von  Anf^len.  Er  wird  meist  noch  durch 
Verpflichtung  der  Testamentsvollstrecker^ 
Notare,  Gerichtspersonen,  Verlassenschafts- 
kommissare usw.  zu  pflichtmäßigen  Angaben 
der  ihnen  bekannt  gewordenen  Tatsachen 
verstärkt  Die  Erhebung  der  R,  ob  in 
Stempelform  oder  durch  direkten  Einzug^ 
richtet  sich  nach  den  sonstigen  Einriditungen 
des  ganzen  Steuersystems  in  den  einzelnen 
Ländern. 

4.  Die  Schenknngsstener.  Mit  der 
E.  ist  regelmäßig  auch  die  Schenkungssteuer 
geregelt. 

Vgl.  Art.  „Schenkungssteuer"*. 

II.  Gesetzgebung. 

1.  Die  Beicli8-£.  Bis  zum  RG.  v.  3./VL 
1906  war  die  £.  Gegenstand  einzelstaatlicher 
Gesetzgebung.  Die  einzelnen  deutschen  Staaten 
hatten  demgemäß  im  Laufe  des  19.  Jahrb.  ein 
partikuläres  Stenerrecbt  ansfirebildet  In  PrenOen 
war  durch  G.  v.  30./V.  1873  eine  selbständige 
E.  eingerichtet  worden,  die  an  Stelle  eines 
Wustes  verschiedener  Gebühren  und  Verkehrs- 
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flteuem  trat.  Sie  wurde  im  Zosammenhang  mit 
den  Miqnelschen  Stenerreformen  durch  G.  y. 
24./V.  1^1  ffnindle^nd  nengeordnet  nnd  durch 
O.  ▼.  31./Vir.  189Ö  in  Einzelheiten  ergänzt  Die 
£.  in  Bayern  beruhte  auf  dem  G.  y.  18./Vin. 
1879  und  wurde  durch  G.  ▼.  ll./XL  1899  durch  das 
BGB.  in  Einzelheiten  yerändert.  Auch  Württem- 
berg, Sachsen,  Baden,  Hessen  und  eine  Mehrzahl 
deutscher  Mittel-  und  Kleinstaaten  erhoben  E., 
deren  Gepräge  dem  der  yorgenannten  Bundes- 
staaten in  der  Hauptsache  entsprach.  Nur  Elsaß- 
Lothringen  hatte  bis  1889  die  Grundsätze  der 
französischen  E.  (Handyeränderungsabgabe)  bei- 
behalten. Seit  den  GG.  y.  12./YI.  1889  und 
17./VI.  1900  wurde  aber  auch  hier  die  dem 
deutschen  Steuerrechte  eigentümliche  Bereiche- 
rungsabgabe angenommen. 

Zu  den  neuen  Reichssteuern,  die  den  Inhalt 
der  großen  Stengeischen  Keichsfinanzreform  yon 
1906  bilden,  zählt  auch  eine  Reichs-E.  Da- 
mit ist  an  Stelle  des  partikulären  Steuerrechts 
das  Reichsrecht  getreten.  Ihre  Grundlage  bildet 
das  G.  V.  3./VI.  1906. 

Gegenstand  der  RE.  ist  der  Erwerb  yon 
Todes  wegen  durch  Erbfolge,  Vermächtnis  oder 
als  Pflichtteil,  femer  Zuwendungen  durch  Rechts- 
geschäft unter  Lebenden,  die  auf  den  Pflichtteil 
angerechnet  werden  sollen,  und  Zuwendungen 
als  Abfindungen  für  einen  Erbyerzicht  oder  für 
die  Ausschlagung  einer  Erbschaft  oder  eines 
Vermächtnisses.  Dem  Erwerb  yon  Todes  wegen 
sind  gleichgestellt  Errungenschaften  aus  dem 
Eintritt  eines  Lehens-  oder  Fideikommißfalles, 
Bezüge  aus  Familienstiftungen  für  den  stiftnngs- 
mäßig  oder  gesetzlich  Berufenen  oder  für  den 
bei  Erlöschen  der  Stiftung  berufenen  Erwerber, 
endlich  Vermögensyorteile,  die  nach  einem  mit 
dem  Erblasser  unter  Lebenden  geschlossenen 
Vertrage  yon  Dritten  mit  dem  Tode  des  Erb- 
lassers unmittelbar  erworben  werden.  Für  an 
Kindesstatt  anfi:enommene  Personen  und  deren 
Abkömmlinge  bestehen  noch  besondere  Vor- 
schriften. 

Die  RE.  ist  eine  Bereichernngsabgabe 
und  ist  yon  demjenigen  Betrage  zu  entrichten, 
um  den  der  Erwerber  der  Erbschaft  oder  des 
Vermächtnisses  reicher  wird.  Ihr  unterliegen 
alles  bewegliche  und  unbewegliche  Vermögen 
und  alle  zur  Erbmasse  gehörigen,  ausständigen 
Forderungen,  auch  diejenigen,  die  der  Erwerber 
selbst  der  Masse  schuldet  ^er  die  ihm  erst  mit 
dem  Anfall  der  Erbschaft  erlassen  werden.  Das 
unbewegliche  Vermögen  im  Inland  ist  ohne 
Rücksicht  auf  die  Staatsangehörigkeit  oder  den 
Wohnsitz  und  Aufenthalt  des  Erwerbers  steuer- 
pflichtig. Grundstücke,  die  im  Auslande  liegen, 
sind  steuerfrei.  Das  bewegliche  Vermögen  ist 
steuerpflichtig,  soweit  der  Erblasser  zur  Zeit 
seines  Todes  oder  des  auf  den  Todesfall  aufge- 
schobenen abgeschlossenen  Vertrags  ein  Deut- 
scher war  und  einem  Bundesstaat  angehörte. 
Bei  im  Auslande  befindlichen  Vermögen  kann 
auf  Antrag  die  dem  auswärtigen  Staate  erweis- 
lich gezahlte  Abgabe  abgezogen  werden.  Von 
in  deutschen  Schutzgebieten  yorhandenen  Erb- 
massen wird  keine  Steuer  erhoben,  wenn  der 
Erblasser  zur  Zeit  des  Erbfalls  seinen  Wohnsitz 
oder  gewöhnlichen  Aufenthalt  in  diesem  Schutz- 
gebiete hatte.  Das  Vermögen  eines  auslän- 
dischen Erblassers  ist  steuerpflichtig,  wenn  er 
zur  Zeit  der  den  Anfall  begründenden  Tatsache 


in  «nem  Bundesstaat  Wohnsitz  oder  Aufenthalt 
hatte.  Das  im  Inlande  vorhandene  Vermöffen 
eines  ausländischen  Erblassers  ohne  inländischen 
Wohnsitz  oderAufenthalt  unterließ  der  B£.,wenn 
der  Erwerber  zur  Zeit  des  AnfaBs  inländischen 
Wohnsitz  oder  Aufenthalt  hatte.  Stenerkompen- 
sation  ist  zulässig.  Vermögensobjekte,  für  die 
yon  einer  deutschen  Behörde  ein  zur  Eintragung 
des  Berechtigten  bestimmtes  Buch  (Register) 
geführt  wird,  gelten  als  im  Inland  befin<Uich. 
Der  Betrag  der  Masse  wird  nach  dem  Wert  zur 
Zeit  des  Anfalls  berechnet,  wobei  bei  dauernd 
land-  und  forstwirtschaftlich  benutzten  Grund- 
stücken der  Ertragswert,  d.  h.  das  25  fache  des 
Reinertrags,  zugrunde  zu  legen  ist.  Bei  NutEungen 
auf  Zeit  ist  der  Gesamtwert  abcttglich  der 
Zwischenzinsen,  bei  immerwährenden  Nutzungen 
der  25  fache  Betrag  der  Jahresnutzung  anzu- 
nehmen. Bei  Leibrenten  wird  der  Jahreabetrag 
nach  dem  Alter  des  Bezu^berechtigten  durch 
einen  Koeffizienten  kapitalisiert,  der  bei  einem 
Alter  bis  25  Jahren  20  betraf  und  mit  zu- 
nehmendem Alter  allmählich  sinkt,  bis  er  bei 
einem  Alter  yon  80  Jahren  auf  4  herafa^ht 
Erlischt  die  Leistung  innerhalb  eines  Zeitraums, 
der  je  nach  dem  Alter  des  Beziehers  zwischen 
10  und  4  Jahren  schwankt,  so  wird  die  R£. 
nach  der  wirklichen  Dauer  bestimmt  und  die 
zu  yiel  fifezahlte  Steuer  zurückerstattet. 

Von  der  Erbmasse  dürfen  in  Abzug  gestellt 
werden  Schulden  nnd  Lasten*,  die  mit  oder  wegen 
der  Erbschaft  übernommen  werden,  sowie  die 
auf  der  Erbschaft  ruhenden  Spesen  nnd  Kosten. 
Jedoch  kommen  Schulden  und  Lasten,  die  auf 
einem  steuerfreien  oder  nur  auf  einem  steuer- 
pflichtigen Teile  der  Masse  haften,  nur  bei  dem- 
jenigen Teile  in  Abzug,  auf  dem  sie  haften. 
Haften  sie  auf  einem  steuerpflichtigen  und  einem 
steuerfreien  Teile  der  Masse,  so  kommen  sie  nur 
nach  dem  Verhältnis  jenes  ersteren  Teiles  in 
Abzug.  Grundbuchschulden,  für  die  der  Eigen- 
tümer zugleich  persönlich  haftet,  selten  zunächst 
als  Lasten  des  Grundstücks  und  kommen  nur 
für  den  durch  das  Grundstück  nicht  gedeckten 
Betrag  bei  der  übrigen  Masse  in  Anrechnung. 

Als  Steuerbefreiungen  sind  anerkannt: 
Erbanfälle  an  den  Landesfürsten  und  die  Landes- 
fürs tiu,  ein  Erwerb  bis  500  M.,  ein  solcher  nach 
§1969  des  BGB.  (Unterhalt  für  Angehörige  des 
Erblassers),  Befreiung  yon  einer  Schuld  nach  An- 
ordnung des  Erblassers  bei  Notlage  des  Erwer- 
bers, Anfälle  an  eheliche  Kinder  (ausschließlich 
der  an  Kindesstatt  an^nommenen  Kinder)  über- 
haupt und  an  uneheliche  Kinder  bezüglich  des 
Vermögens  der  Mutter  und  der  mütterlichen 
Aszendenz  sowie  an  deren  Abkömmlinge,  Erwerb 
bis  10000  M.  an  leibliche  Eltern,  Großeltern  und 
entferntere  Voreltern,  an  uneheliche  yom  Vater 
anerkannte  Kinder  und  deren  Deszendenz  und 
an  Kindesstatt  angenommene  Personen  und 
deren  Abkömmlige,  ein  Erwerb  yon  Kleidern 
und  Haushaltungsgegenständen  bis  zum  Betrag 
yon  5000  M.  für  Geschwister  nnd  deren  Abkömm- 
linge sowie  für  Schwieger-  und  Stiefeltern  und 
Schwieger-  und  Stiefkinder.  Anfälle  an  Eltern. 
Großeltern  und  Voreltern  für  Gegenstände,  die 
sie  ihren  Abkömmlingen  durch  ^henkung  und 
Uebergabeyertrag  zugewendet  haben,  Anftlle 
bis  8000  M.  an  Personen  im  Dienst-  und  Ar- 
beitsyerhältnis  zum  Erblasser  und  endlich  der 
Erwerb,  der  anfällt  Familienstiftungen  infolge 
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eines  in  einer  Verfügfungf  von  Todes  wegen  be- 
stehenden Stiftnngsgeschäfts. 

Die  Steuersätze  betra^n: 
4%  für  leibliche  Eltern,  voll-  und  halbbürtige 
Geschwister;   sowie  für  Abkömmlinge  des 
ersten  Grades  von  Geschwistern; 
•  ■5^0  ^^  ^^^  Erwerb  an   inländische  Kirchen^ 
kirchliche,  mildtätige  und  gemeinnützige 
Zweckanstalten ,    Vereinigungen ,    Gesell- 
schaften, Korporationen  und  Unternehmun- 
gen, und  an  Unterstützungskassen-  und  An- 
stalten für  in  einem  Dienst-  oder  Arbeits- 
verhältnis  zum  Erblasser   stehende   Per- 
sonen und  deren  Familienangehörige; 
6^0  ^ür    Großeltern,    Voreltern,     Schwieger-, 
Stiefeltern,  Schwieger-,  Stiefkinder,   Ge- 
schwisterabkömmlinge im  2.  Grad,  unehe- 
liche vom  Vater  anerkannte  Kinder  und 
für  an  Kindesstatt  angenommene  Personen 
und  deren  Abkömmlinge; 
8  ^'o  für  Geschwister  der  Eltern  und  Verschwä- 
gerte des  2.  Grades  der  Seitenlinie; 
10%  ui  allen  übrigen  Fällen. 

Wenn  der  Wert  des  Erwerbes  20000  M. 
übersteigt,  so  werden  noch  besondere  Zu- 
schläge erhoben.  Diese  betragen  beiAnfällen  von 


20  000 — 

30000 

M. 

das 

1,10  fache  ^ 

30000— 

50000 

n 

n 

1,20 

n 

50000— 

75000 

n 

n 

1,30 

n 

s 

75000- 

100  000 

n 

n 

1,40 

n 

100000 — 

150C00 

n 

n 

',50 

n 

s 

150000— 

200000 

n 

n 

1,60 

n 

CD 

200000— 

300000 

w 

n 

1,70 

n 

1 

p 

300000 — 

400000 

» 

n 

1,80 

n 

400000 — 

500000 

n 

r 

1,90 

r 

500000— 

600000 

r 

n 

2,00 

n 

600000— 

700000 

r 

» 

2,10 

n 

CD 

700000 — 

800000 

V) 

n 

2,20 

n 

g 

800000— 

900000 

n 

n 

2,30 

n 

900000 — I  000000 

n 

n 

2,40 

n 

1 

über  I  000  000 

» 

n 

2,50 

n 

Diese  Steigerung  beginnt  bei  Anfällen  an 
leibliche  Eltern,  voll-  und  halbbürtige  Ge- 
schwister und  deren  Abkömmlinge  im  1.  Grad 
erst,  wenn  der  Wert  des  Erwerbes  50000  M. 
übersteigt  Von  dauernd  land-  und  forstwirt- 
schaftlich benutzten  Grundstücken  werden  nur 
*'t  des  Betrages  der  Steuer  erhoben.  Für  die 
vorbezeichneten  Personen  tritt  volle  Steuerfrei- 
heit ein,  wenn  von  solchen  Grundstücken  inner- 
halb von  5  Jahren  die  RE.  erhoben  wurde,  und 
Steuerfreiheit  zur  Hälfte,  wenn  ein  solcher 
Steuerfall  5—10  Jahre  zurückliegt  Die  Befrei- 
ung oder  Ermäßigung  wird  nicht  gewährt,  wenn 
die  Grundstücke  innerhalb  dieses  vorbezeichneten 
Zeitraumes  gegen  Entgelt  an  solche  Personen 
veräußert  wurden,  auf  die  die  Bef  reiungsgründe 
keine  Anwendung  finden. 

Die  RE.  wird  in  demjenigen  Bundesstaate  er- 
hoben, in  dem  der  Erblasser  seinen  Wohnsitz 
hatte.  Für  Grundstücke  ist  der  Bundesstaat 
zuständig,  in  dem  sie  liegen.  Auswärtige  Erb- 
lasser sind  im  Bundesstaate  steuerpflichtig,  dem 
sie  angehört  haben  oder  wo  sie  ihren  gewöhn- 
lichen Aufenthalt  hatten  oder  wo  der  E^rwerber 
der  Erbschaft  Wohnsitz  oder  Aufenthalt  hatte. 
Die  Verwaltung  der  RE.  geschieht  darch  die  zu- 
Tftändigen  Landessteuerämter  (E.unteräiuter) 
unter  Aufsicht  des  Reiches  (Reichsbcvol  Im  äch- 
tigte). Bei  diesen  sind  die  steuerpflichtigen  Anfälle 

Wort^rbocta  der  Volkswirtecbaft.    II.  Aufl.    IM.  T. 


innerhalb  3  bezw.  6  Monaten  anzumelden.  Das 
E.amt  kann  eine  E.erklärung  vom  Pflichtigen 
einfordern  und  diese  wird  außerdem  noch  durch 
Mitteilungen  der  Standesämter,  Gerichte,  Notare 
und  Verwaltungsbehörden  unterstützt.  Für  die 
geschäftliche  Behandlung,  die  Strafen,  Verjäh- 
rung und  den  Rechtsweg  sind  besondere  Vor- 
schriften getroffen. 

Neben  der  £.  regelt  das  Gesetz  auch  die 
Schenkungssteuer,  auf  die  in  der  Haupt- 
sache die  gleichen  Grundsätze  angewendet 
werden. 

Vom  Rohertrag  der  RE.  erhält  das  Reich 
zwei  Drittel,  den  einzelnen  Bundesstaaten  ver- 
bleibt ein  Drittel  ihrer  Roheinnahme. 

2.  Oesterreich.  Das  Gebührengesetz  v.  9.  II. 
1850  ordnet  im  Rahmen  der  Abgaben  von  Rechts- 
geschäften usw.  auch  die  E.,  allerdings  in  einer 
sehr  summarischen  Weise.  Von  der  Erbmasse 
dürfen  die  Schulden  in  Abzug  gebracht  werden. 
Die  Steuersätze  betrafen: 

a)  von  Anfällen  an  Deszendenten,  Aszendenten 
und  Ehegatten  l®/o,  von  unbeweglichem  Ver- 
mögen 2V,% 

d)  von  Anfällen  an  Seitenverwandte  bis  ein- 
schließlich des  4.  Grades  4  %,  von  unbeweglichem 
Vermögen  5V»%, 

c)  in  allen  anderen  Fällen  8  ®/o,  von  unbeweg- 
lichem Vermögen  9  ^'8%  Verlassenschaf ten,  deren 
Aktiva  50  fl.  nicht  überschreiten,  sowie  letzt- 
willige Zuwendungen  an  Personen  im  Dienst- 
verhältnis des  Erblassers  von  einem  Betrage  bis 
zu  einer  Jahresrente  von  50  fl.  oder  einem  Kapital 
bis  500  fl.  bleiben  steuerfrei.  Erleichterungen  sind 
angeordnet  für  den  Fall,  daß  Grundstücke  einen 
im  Gesetz  angegebenen  minder  erheblichen  Wert 
haben  und  der  Uebergang  von  Eltern  auf  Kinder 
erfolgt  (G.  V.  31. ,111.  1890).  Besteht  der  Anfall 
aus  beweglichem  und  unbeweglichem  Vermögen, 
so  werden  die  Schulden,  selbst  die  Hypotheken- 
schulden, zunächst  vom  be weglichen Verinögen  ab- 
gerechnet. Vermögensübertragnngen  von  Eltern 
an  Schwiegerkinder  und  von  Stiefeltern  auf 
Stiefkinder  sind  den  Uebertragungen  von  Eltern 
an  die  Kinder  gleichgestellt 

Der  Ertrag  der  E.  ist  ans  den  98ß27  Mill.  Kr. 
welche  die  Steuern  von  Rechtsgeschäften  liefern, 
nicht  auszuscheiden. 

3.  Frankreich.  Die  französische  E.besteue- 
rung  bildet  —  mit  Einschluß  der  Schenkungs- 
stener  —  einen  Teil  des  Enregistrements  (s.  Art. 
„Registerabgaben").  An  die  E.  ist  eine  förm- 
liche Schenknngssteuer  angeftlgt,  welche  die 
Uebertra^angeu  unter  Lebenden  zu  unentgelt- 
lichem Titel  einschließlich  derjenigen  unter  den 
nächsten  Verwandten  in  gerader  Linie  trifft. 
Die  Gesetzgebung  der  Revolutionsära  hat  aber 
diese  Abgaben  keineswegs  neu  und  selbständig 
geschaffen,  sondern  lediglich,  wie  so  häufig  im 
Bereiche  des  Steuerwesens,  die  Errungenschaften 
des  Ancien  Regime  rezipiert  und  im  einzelnen 
weiter  gebildet.  Nach  ihrem  Charakter  war  die 
französische  E.  eine  Handveränderun<j:s- 
abgabe,  keine  Bereicherungssteuer.  Daher 
kannte  sie  auch  keinen  Schuldenabzng.  sondern 
traf  den  Bruttoertrag  der  Anfälle.  Dieser  er- 
hebliche Mangel  des  in  der  Hauptsache  heute 
noch  geltenden  G.  v.  12.  XII.  1798  wurde  durch 
ein  G.  v.  26./'II.  1901  beseitigt.  Der  neue  Rerhts- 
stand  lUUt  jetzt  auch  den  AbzugderSchuldeu 
zu.    Ueber  die  Behandlung  des  b'chuldenabzugs 
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hat  das  G.  besondere  Grundsätze  aufgestellt. 
Somit  hat  anch  das  französische  Becht  das  Be- 
reicherangsprinzip angenommen.  Die  Steuer- 
sätze hallin  vielfache  Veränderungen  erfahren. 
Besonders  wichtig  sind  die  26proz.  Zuschläge, 


welche  1873  -eingeführt  wurden,  mit  zur 
Erschließung  neuer  Finanzquellen  nach  dem 
Kriege. 

Die  Steuersätze  betragen  nach  G.  t.  26./II. 
1901  für  den  Bruchteil  des  Keinanfalls 


nach  den 
Verwandtschafts- 
graden : 


3. 


Brüder 
u.  Schwe- 
stern 


Onkel  u. 
Tanten, 
Neffen  u. 
Nichten 


Großonkel, 
Großtanten, 
Großneffen, 
Großnichten, 
Geschwister- 
kinder 

/o 


6. 

Ver- 
wandte 

des 

5.  u.  6. 

Grads 


I 


Ver-     • 
wandte 
über  den 
6.  Grad 
u.  Nicht- 
ver- 
wandte 


von      1000—2000       Fr.  I     i,oo       3,75 
2001—10000     „         1,25       4,00 
10001-50000     „         1,50       4,50 
50  COl— 100000    „     :     IJ5       5,00 
100001—250000    „     I    2,00       5,50 
250001—500000    „         2,50       6,00 
500001—1  Mill.     „         2,50       6,50 
über  1  Mill.  „     ,     2,50       7,00  , 

Bei  Schenkungen  unter  Lebenden 
stehen  zum  Teil  etwas  andere,  niedrigere  Tarif- 
sätze. Doch  ist  die  Steuer  nur  dann  zu  ent- 
richten, wenn  die  Schenkungen  gerichtlich  oder 
notariell  beurkundet  werden  oder  von  privaten 
Beurkundungen  vor  Gericht  oder  vor  Behörden 
Gebrauch  gemacht  wird,  oder  wenn  die  Sehen 


8,50  10,00    I        12,00  14,00  15,00 

9,00  10,50  12,50  14,50  15,50 

9,50  11,00  13,00  15,00  16,00 

10,00         11,50  13,50       ,      15,50  16,50 

10,50  12,00    I        14,00       I      16,00  17,00 

11,00  12,50  14,50       I     16,50  17,50 

11,50  13,00  15,00       I     17,00  18,00 

X2,oo  13,50     !         15,50       j      17,50  18,50 

be- 1  Vermögen  unter  100  £  sind  steuerfrei.  Ver- 
mögen von  100—500  £  unterliegen  nach  Wahl 
des  Pflichtigen  ev.  einer  fixen  Steuer  und  zwar 
von  30  sh.  bei  einem  Anfall  von  100—500  £ 
und  von  50  sh.  bei  einem  solchen  von  300—500  £. 
Gebundenes,    d.   h.  nur  zu   Nießbrauch   über- 

_,        ._    tragenes  Vermögen  (settled  property)  ist  einer 

kungen  unbewegliches  Vermögen  betreffen.   Das   einmaligen  Abgabe   von    1  %,    der   Settlement 


G.  V.  26./n.  1901  hat  hier  mancheriei  Verein- 
fachungen gebracht. 

4.  England.  An  Stelle  des  früheren  Systems 
mit  fünf,  zumeist  auf  historischer  Grundlage 
entwickelten  E. :  Probate  Duty,  Account  Duty, 
Legacy  Duty,  Succession  Duty  und  Estate  Duty, 
ist  neuerdings  eine  Vereinfachung  getreten 
(Finance  Act  1894:  57  &  58  Vict.  c.  30).  Es 
werden  jetzt  nur  mehr  zwei,  oder  wenn  man  will, 
drei  E.  erhoben.    Beide  beruhen  auf  der  grund 


Duty,    unterworfen,    welche  die  Estate   Duty 
ersetzt. 

2)  Die  Legacy  und  Succession  Duty 
sind  Ergänzungsstenern  zur  Estate  Duty.  Die 
erstere  trifft  das  bewegliche,  die  letztere  das 
unbewegliche  Vermögen.  Beide  sind  lüs  eine 
steuerpolitische  Einheit  zu  betrachten.  Als  Grund- 
lage der  Bemessung  dient  beim  beweglichen  wie 
beim  unbeweglichen  Vermögen  der  Kapital- 
wert, welcher  vom  Verlassenschaftsverwalter 


sätzlichen  Gleichstellung  von  beweglichem  und  ^^^^^uweisen  ist.    Die  Steuerbehörden  sind  be 


unbeweglichem  Vermögen.  Bei  der  einen  findet 
eine  Progression  nach  der  Größe  der  Gesamt- 
erbschaft, bei  anderen  eine  solche  nach  dem 
Verwandtschaftsgfrade  des  Erwerbers  der  Erb- 
schaft statt.  Die  Gesetzgebung  ist  einem  ge- 
steigerten Finanzbedürfnis  entsprungen.  Die 
beiden  Steuern  sind: 

1)  Die  Estate  Duty  trifft  das  ganze  Ver- 
mögen des  Erblassers,  über  welches  dieser  ver- 
fügen konnte.  Hiervon  bestehen  nur  ganz  un- 
erhebliche Ausnahmen.  Auch  Schenkungen  des 
Erblassers  während  des  letzten  Lebensjahres 
fallen  unter  diese  Steuer,  sie  erstreckt  sich  auf 
bewegliches  und  unbewegliches  Vermögen  ge- 
meinsam. Die  progressiven  Steuersätze  sind  die 
folgenden : 

100  bis         500  £  1    % 

500   „        1 600  „  2 

1  000   .,      10000  „  3 

loooo    „       25000,,  4 

25000    „       50000,,  4,5 

50000    „       75000»  5 

75000    „     100  000,,  5,5 

100  000    „     150000,,  6 

150000    „     250000  „  6,5 

250  000    „     500  000  „  7 

500000    „I 000000,,  7,5 

über  1 000  000  „  8 


fu^t,  durch  vereidigte  Taxatoren  das  steuer- 
pflichtige Vermögen  abschätzen  zu  lassen.  Aszen- 
denten und  Deszendenten,  wenn  sie  die  Estate 
Duty  entrichtet  haben,  sowie  alle  AnftUe  bis 
zu  1000  £  sind  steuerfrei.  Die  Steuersätze  ffir 
beide  Steuern  zusammen  betragen: 

a)  1^/0  bei  Anfällen  an  Aszendenten  (soweit 
keine  Befreiung  vorliegt); 

b)  3  %  bei  Anfällen  an  Geschwister  und  Ge- 
schwisternachkommen : 

c)  5%  bei  Anfällen  an  Onkel  und  Tanten; 

d)  6%  bei  Anfällen  an  Großonkel  und  Groß- 


tanten 

e)  10% 


bei  Anfällen  an  andere  Personen. 


bei  Vermögen  von 


III.  Das  Gebuhrenäqaivalent 
1.  Allgemeines.  Unter  Gebührenäqui- 
valeut,  auch  Taxe  von  der  „Toten  üand^^  ge- 
nannt, verstehen  wir  eine  Ausgleichungs- 
abgabe, die  der  Staat  von  solchen  Ver- 
mögenskomplexeu  einzieht,  die  dem  freien 
Verkehr  entzogen  sind.  Hierher  gehören 
alle  Güter  der  Toten  Hand  im  weiteren 
Sinne  des  Wortes,  wie  das  Vermögen  von 
nichtphysischen  Personen,  der  Xinme,  von 
Stiftungen,  Korporationen,  Erwerbsgesell- 
schaften  u.  dgL  m.,   deren  Yermögen   die 
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<  f enerationen  überdauert  und  fortwährend 
im  Besitze  festgehalten  wird.  Durch  diesen 
Umstand  entgeht  dem  Staate  derjenige  Be* 
trag  an  Steuern,  welche  er  von  anderen 
Besitzeinheiten  beim  Erbgang  oder  bei 
sonstigem  Besitzwechsel  empfängt  Es  ist 
daher  billig,  daß  auch  diese  Uüter  in  irgend 
einer  Weise  solchen  Verkehrssteuem  unter- 
worfen werden.  Die  Erhebung  der  Steuer 
creschieht  entweder  durch  einen  besonderen 
Jahressteuerzuschlag  oder  durch  eine  perio- 
dische Abgabe,  welche  den  durchschnitt- 
lichen Zeiträumen  des  Besitzwechsels  ent- 
spricht Die  Abgabe  erstreckt  sich  regel- 
mäßig nur  auf  das  Immobiliarvermö- 
gen der  toten  Hand,  doch  ist  eine  gleich- 
Jirtige  Auflage  füi*  deren  Mobiliarvermögen 
wünschenswert. 

2.  Gesetiiirebaiig.  Bayern  erhebt  ein  Ge- 
böhrenäqnivalent  vom  anbeweglichen  Vermögen 
•ler  toten  Hand  alle  20  Jahre  mit  1%  des  Wertes 
des  Immobiliarvermöfi^ens  ohne  Abzug  der  Schul- 
den. —  In  Elsaß-Lothringen  besteht  eine 
jährliche  Abgabe  im  Betrage  von  &2%%  des 
Grandstenerprinzipals  and  anter  Ausdehnung 
aof  alle  Arten  ohne  Rücksicht  auf  den  Zweck. 
—  Oesterreich  hat  ein  Aeqnivalent  für  jede 
Besitzdaner  von  10  Jahren.  Dieses  beträgt  bei 
Stiftnngen,  Benefizien,  Kirchen,  geistlichen  und 
weltlichen  Gemeinden,  Vereinen,  Anstalten  und 
anderen  Korporationen,  deren  Mitglieder  keinen 
Anteil  am  Vermögensstamro e  hal^n,  von  unbe- 
weglichen Sachen  3%  des  Wertes,  von  beweg- 
lichen ''a%;  bei  Aktien  nnd  anderen  Erwerbs- 
iresellschaften  von  Immobilien  1 '/« */o.  —  In 
Frankreich  sind  die  stenerpflichtigen  Sub- 
jekte speziell  benannt :  Departements,  Gemeinden, 
Hospitäler,  Kirchen,  Seminare,  religiöse  Kon- 
trreg^tionen ,  Konsistorien ,  Wohltätigfkeitsan- 
ptalten,  anonyme  (Aktien- )Gesell8chaften  und 
gesetzlich  autorisierte  Anstalten.  Steuerobjekte 
sind  die  Immobilien,  nnd  von  diesen  wird  als 
Ersatz  des  Enregistrements  eine  Jahrestaxe  vom 
Reinertrage  in  gewissen  Quoten  der  Grundsteuer 
erhoben  (87V9%  Zuschlag  zum  Grundsteuer- 
prinzipalj.  Die  vormalige  Steuer  auf  die  zu 
0%  angenommenen  Erträge  des  Bruttowerts 
des  beweglichen  und  unbeweglichen  Besitzes 
religiöser  Kongregationen  ist  dnrch  G. 
V.  17./IV.  189Ö  in  eine  jährliche,  obligatorische 
Steuer  (Taxe  d'accroissement)  vom  Bruttoertrage 
des  beweglichen  und  unbeweglichen  Besitzes 
jener  Gesellschaften  verwandelt  worden.  Sie 
ist  eine  nominelle  Vermögenssteuer,  deren  Steuer- 
fnß  04»  »/o  beträgt  nnd  auf  0,40  ^»/o  steigt,  falls 
diese  Kongre&utionen  der  Steuer  der  toten  Hand 
unterliegen.  Die  ganze  Steuer  hatte  eine  kirchen- 
i'eindliche  Tendenz,  nnd  ihre  Erhebung  ist  mit 
^^roßen  Schwierigkeiten  verbunden. 

Außerdem  unterliegen  der  partiellen  Kapital- 
rentensteuer (Taxe  sur  les  revenus  des  valeurs 
mobili^res)  gewisse  Gesellschaften  und  Asso- 
ziationen, bei  denen  die  Erträge  nicht  ganz 
i»der  nur  teilweise  unter  die  Mitglieder  verteilt 
werden,  einschließlich  der  religiösen  Kon^re- 
^^ationen  imd  Gemeinschaften.  Als  stenerptlich- 
tiges  Einkommen  werden  5  ^:^  des  zu  fatierenden 
und  abzuschätzenden  Bruttowertes  der  beweg- 


I  liehen  und  unbeweglichen  Güter  angenommen. 
Steuersatz:  40/0;  Ertrag:  11,882  MiU.  Frcs. 

.  Literatur :  Wagner,  Finamwiuenachafi,  Bd.  S, 

!      §^  241— S4S.  —  JRoscher,    Syst.,   Bd.  4,  §  77, 

I      —  Stein,  Finanzwissenschaß,  Bd.  t,  S.  150  bi9 

I      170.  —  Sehäffle,  Steuerpolitik,  S.  494.  —  Cohn, 

1      Finamwissenscha/t ,   StuUgaH  1889,   S.  46g.  — 

Vocke,    Abgaben,    Auflagen   und   die    Steuer, 

\      Stuttgart   1887,    S.  618.  —  SchaU,    Schönberg, 

I      Bd.  S,  S.  519.  —  Eheberg,  FinamunssenAchaft, 

S.    298.    —    Leroy^Beaulieti,     Science     de» 

ßnances,  Paris  1888,  T.  I,  chap.  11.  —  Scheel, 

I      Erbschaftssteuer  und  Erbschafisreform,   2.  Aufi., 

Jena   1877.   —  Baron,    Zur  Erbschaftssteuer, 

Jahrb.  f.  Nat.,  1876.  —  Oeffchen,  Erbrecht  und 

Erbschaf tssUuer ,    Jahrb.  f.  Ges.  u.    Vene.,  1881. 

—  Berghoff-Ising ,  Das  staaüiche  Erbrecht 
und  die  Erbschaftssteuer,  Leipzig  1885.  —  Bacher, 
Die  deutsche  Erbschafls-  und  Schenkungssteuer, 
Leipzig  1886.  —  Derselbe,  Die  Erhschafts-  und 
Schenkungssteuem,  Annalen  des  Deutschen  Reiches, 
1887.  —  Schanz,  Die  Erbschaftssteuern  in 
Deutschland  und  in  einigen  andern  Staaten, 
Finanzarchiv,  1885.  —  Derselbe,  Zur  Geschickte 
und  Theorie  der  Erbschaftssteuern,  ebenda  1900 
und  1901.  —  Bouillon,  Traite  sur  les  succes- 
sions  au  point  de  tue  jiscal,  4.  ed.,  Paris  1880. 

—  Eschenbach,  Erbrechtsreform  und  Erb- 
schaftssteuer, Berlin  1891.  —  Schanz,  Art. 
„Erbschaftssteuer*'  im  H.  d.  St.,  2.  Aufl.^  Bd.  III, 
S.  698fg.  (mit  ausführlichem  Literatumachweie). 

—  Mayr,  Art.  „Erbschaftssteuer"  in  Stengels  W.B. 
d.  d.  V.  W.R.  —  Art.  „Succession"  im  Dietionnaire 
des  Finances  und  im  Dietionnaire  de  l' Admini- 
stration franraise.  Max  von  Heckel. 


Erdöl  s.  Petroleum. 


Ertragsstenern. 

£.  (Gegensatz  Einkommensteuer)  nennt  man 
diejenige  Gruppe  der  direkten  Steuern,  die  anf 
den  „Ertrag"  zurückgreift.  Unter  diesem  ver- 
steht man  die  Eink&ifte,  zurückbezogen  auf 
das  Objekt,  aus  dem  sie  fließen.  Er  ist  zu- 
nächst nicht  äußerlich  wahrnehmbar,  gründet 
^nf  dem  Vorhandensein  und  der  Fähigkeit 
eines  Objekts,  Einnahmen  zu  gewähren,  und 
»odann  anf  der  diese  erzielenden  menschlichen 
Arbeit.  Als  Steuerquelle  läßt  sich  der  Ertrag 
nicht  unmittelbar  messen,  man  bedarf  hierzu 
noch  eines  Zwischengliedes,  der  Berechnung 
des  Ertrages  nach  äußeren  Merkmalen. 
Zu  diesem  Behufe  trennt  man  mehr  oder  we- 
niger konsequent  das  Steuersubjekt  vom  Stener- 
i>bjekt,  läßt  den  Bewirtschafter  einer  Ertra^- 
quelle  mehr  zurücktreten  und  das  materielle 
Substrat  des  Wirtschaftsbetriebes  als  ausschlag- 
gebend wirksam  werden.  Entsprechend  der 
tortschreitenden  Differenzierung  der  Erwerbs- 
mittel nnd  Erwerbseinrichtnngen  sucht  man 
das  E.prinzip  möglichst  zu  spezialisieren,  um 
alle  Einkommensquellen  zu  treffen. 

Das  E.prinzip  läßt  sich  aber  nur  da  kon- 
sequent durchführen,  wo  eigentliche,  äußerlich 
erkennbare  Ertra^sobjekte  vorhanden  sind : 
t)eim  Grundbesitz-,  Hauseigentum  nnd  Gewerbe. 
Da  aber  damit  die  Allgemeinheit  der  direkten 
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Besteuerung  unvereinbar  ist,  so  hat  man  sich 

Senötigt  gesehen,  durch  künstliche  Konstruktion 
es  Ertragsbegriffes  auch  die  übrigen  Ein- 
komm euszweige  hereinzuziehen.  Dies  ist  da- 
durch geschehen,  daß  man  den  Kapitalbesitz, 
die  Kapitalforderun^en  aus  den  Zinsen  und 
Renten  und  die  Arbeitskrah,  die  Arbeit«leistunfif 
ans  den  Einkünften  persönlicher  Arbeit  sich 
verselbständigt,  als  von  der  erwerbenden  Person 
los&:elö8te  Wesen  im  Wirtschaftsleben  vorgestellt 
und  als  solche  behandelt  hat.  Dadurch  ge- 
lange mau  zu  einem  fün^liederiffen  E.system : 
I.  Reine  Objekt-  (Ertrags-)  oder  Aeal- 
steuern. 

1.  Die  Grundsteuer. 

2.  Die  Gebäudesteuer. 

3.  Die  Gewerbesteuer. 

IL  Einkommenartige  Steuern  in  der  Form 
der  E. 

4.  Die  Kapitalrentenstener. 

5.  Die  Arbeitsertrags-,  Lohn-  und  Be- 
soldungssteuer. 

Die  Gewerbesteuer  bildet  bei  diesen  beiden 
Kate^orieen  die  Grenzscheide,  sie  gehört  teils 
den  Realsteuem  und  teils  den  E.  der  zweiten 
Klasse  an.  Sie  tendiert  in  der  Richtung  der 
Einkommensteuer. 

Die  E.systeme  kamen  Ende  des  17.  und  An- 
fang des  18.  Jahrb.  auf.  Sie  entsprangen  der 
Erkenntnis,  daß  man  durch  die  Form  der  Ver- 
mögenssteuer Besoldungen,  Arbeitslöhne  und 
Renten  gar  nicht,  die  Gewerbserträfi^e  nur  sehr 
unvollkommen  zu  treffen  vermöge.  Man  begann 
zunächst  an  die  Seite  der  Vermögenssteuer  Zu- 
satzsteuern zu  setzen,  die  mehr  oder  weniger 
vom  Ertraj^e  ausgingen.  Daher  wurde  das  Er- 
tragsprinzip allmählich  auf  die  ganze  Ver- 
mögenssteuer übertragen.  Die  ungünstigen  Er- 
fahrungen, die  man  mit  dem  subjektiven  Cha- 
rakter der  Vermögenssteuer  gemacht  hatte,  ver- 
anlaßte  die  Steuertechnik,  eine  sicherere  Grund- 
lage aufzusuchen.  Dadurch  gelangte  man  zur 
Objektivierung  der  Erträge,  zur  Loslösunc' des 
Subjekts  vom  Objekt,  woraus  dann  die  Form 
der  E.  nach  äußeren  Merkmalen  hervorging. 
Vgl.  Art.  „Steuern,  direkte". 
Literatnr :  Kölle,  Zur  EnUtehttny  der  Ertrags-  u. 
Katastersteuem  in  den  deutschen  Staaten,  Finanz- 
nrchiv  16,  S.  477—496.  Hechel,  FortschriUe 
der  direkten  Besteuerumj  in  den  deutschen  Staaten^ 
S.  1 — 52,  Leipzifj  1904.       Mojt  von  Hechel. 


Erwerbssteuer. 

Die  Bezeichnung  E.  wird  in  einer  doppelten 
Hinsicht  in  der  Finanzwissenschaft  gebraucht: 

1.  als  wissenschaftlicher  Terminus. 
In  diesem  Sinne  bezeichnet  man  als  E.  die 
Steuern,  die  das  Einkommen  und  das  Vermögen 
iu  ihrer  Entstehung  beim  einzelwirtschaftlichen 
Recht.ssubjekt  aufsuchen.  Daher  fallen  unter 
diesen  Betriff  vier  große  Kategorieen  von 
Steuern.  Hierher  gehören  zunächst  das  quan- 
titative Element  der  Steuertechnik,  die  Er- 
triigssteuern.  die  nach  großen  Typen  die 
bleil^nden  Produktionsmittel  treffen,  dann  die 
verschiedenen  Formen  der  Verkehrssteuern 
als  differenzierende  Momente  der  Einkommens- 
bildung (Wertveränderung  und  Wertzuwachs), 
die  in  Rechtsgeschäften   und  durch  Anfallakte 


in  Erscheinung  treten,  und  endlich  die  all- 
gemeine Einkommensteuer,  welche  die 
tatsächliche  Gestaltuns:  der  individuellen  Lei:»- 
tungsfähigkeit  einer  Kinzelwirtschaft  nach  Ab- 
schluß des  technischen  Prozesses  zum  Ausgaog:»- 
punkt  wählt.  Auch  die  ergänzenden  Ver- 
möfi^ens-  und  Besitzsteuern  gehören 
hierher. 

Den  Gegensatz  bilden  hierzu  die  Verbrauchs- 
steuern. 

2.  als  Terminus  der  Steuer^esetz- 
ffebung.  Dieser  terminologische  l^rach^^e- 
brauch  wurde  mehrfach  von  der  Praxis  ein- 
zelner Staaten  angenommen,  um  dadurch  die 
Zusammenfassun&f  einzelner  Ertragssteuern  oder 
einzelner  Teile  der  Einkommensteuer  oder  eine 
erweiterte  Form  der  Gewerbesteuer  zu  be- 
zeichnen. Hier  handelte  es  sich  regelmäßig 
darum,  verschiedene  Ertragssteuerglie&r  unter 
einem  Sammelnamen  zu  vereinigen.  So  z.  B. 
in  Oesterreich,  wo  die  E.  (Patent  v.  Hl.fSIl. 
1812)  eine  Gewerbesteuer  und  daneben  Teile 
einer  speziellen  oder  partiellen  Einkommen- 
steuer, nämlich  die  Dienstgewerbe ,  einbezog. 
Aehnlich  war  die  B.  in  Baden  (G.  v.  2ö.,/Vm. 
1876)  geordnet,  eine  erweiterte  Gewerbesteuer, 
welche  Gewerbe,  Besoldungen,  Löhne,  teilweise 
die  Landwirte  ftlr  Zins  vom  Betriebskapital  und 
ihren  Arbeitsverdienst  besteuerte.  \gl.  An. 
„Steuern,  direkte^.  Max  nni  Heekeh 

Erwerbs-  und  Wirtschaits- 
genossenschaften. 

I.  Be^ffliches.  II.  Arten.  III.  Verfassung 
und  Einrichtung.  IV.  Geschichtliches  und  Sta- 
tistik. 1.  Deutschland.  2.  England.  B.  Frank- 
reich. 4.  Oesterreich-Ungam.  5.  Dänemark. 
6.  Niederlande.  7.  Belgien.  8.  Schweiz.  9.  Italien. 
10.  Rußland.  11.  Andere  Länder.  V.  Inter- 
nationale Genossenschafts-AUiance. 

I.  Begriffliches. 

Was  im  gewöhnlichen  Sprachgebrauch 
heute  kurzweg  „Genossenschaiten"  genannt 
wird,  sind  E.-  u.  W.-G.  Der  Sprachgebrauch 
setzt  damit  allerdings  einen  Teil  für  das 
Ganze ;  denn  der  Begriff  der  Genossenschaft 
ist  sehr  viel  umfänglicher,  wie  aiis  dem 
Artikel  „Genossenschaft'*  und  aus  der  dort 
angeführten  Literatur  zu  entnehmen  ist. 
Auch  in  dem  engeren  Sinne  sollte  man  die 
deutschen  E.- u.  W.-G.  doch  „e  i  n  g  e  t  r  a  g  e  n  e 
Genossenschaften''  (e.  G.)  nennen,  und  zwar 
nach  dem  Reichsgesetze  vom  1.  Mai  1889, 
das  den  genossenschaftlichen  Vereinigimgen 
dieser  Art  erst  durch  die  Eintragung  in  das 
bei  den  Gerichten  zu  führende  Genossen- 
schaftsregister die  Rechtsfähigkeit  ^-erleiht. 
Nach  diesem  Gesetz  sind  die  e.  G.  „Gesell- 
schaften von  nicht  geschlossener  Mi^lieder- 
zahl,  welche  die  Förderung  des  ibrwerbes 
oder  der  Wirtschaft  ihrer  Mtglieder  mittels 
I  gemeinschaftlichen  Geschäftsbetriebes  be- 
zwecken", eine  Umschreibung,  die  mit  einer 
unwesentlichen  Abänderung  dem  ersten 
genossenschaftlichen  norddeutschen  Bundes- 
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^resetze  vom  4.  Juli  1808  entnommen  ist. 
Vor  der  Eintragung  sind  derartige  Gesell- 
schaften lediglich  nach  den  Landesgesetzen 
zn  beurteilende  Vereine,  unter  denen  es  denn 
neben  den  e.  G.  noch  heute  viele  mit  gleich- 
artigen Zielen  gibt,  wie  auch  Gesellschaften 
besonderer  Rechtsformen  (Aktiengesellschaf- 
ten, Gesellschaften  m.  b.  H.,  eingetragene 
Vereine)  gleiche  wirtschaftliche  Zwecke  wie 
jene  verfolgen  können,  ohne  unter  das  Ge- 
nossenschaftsgesetz  zu  fallen.  Das  gleiche  ist 
in  vielen  anderen  Ländern  der  Fall,  in  manchen 
noch  viel  mehr  als  im  Deutschen  Reiche.  Im 
vorliegenden  Artikel  ist,  soweit  Deutschland 
in  Frage  kommt,  ausschließlich  von  den  K- 
n.  W.-G.  die  Rede,  die  reichsgesetzlich  „ein- 
getragene Genossenschaften^'  (e.  G.)  sind. 

IL  Arten. 

Dem  Gegenstande  des  Unternehmens 
nach  können  sich  die  E.-  u.  W.-G.,  den 
zahllosen  wirtschaftlichen  Zwecken  ent- 
sprechend, in  eine  große  Anzahl  von  Gruppen 
scheiden;  auch  werden  sie  nach  manchen 
anderen  Merkmalen  auseinander  gehalten 
(z.  B.  nach  gewerblichen,  landwirtschaftlichen, 
städtischen,  ländlichen  usw.).  Das  deutsche 
Gesetz  führt  in  summarischer  Unterscheidung, 
weniger  im  Sinne  einer  vollständigen  Syste- 
matik als  des  Beispiels  wegen,  sieben  Gnippen 
nach  dem  Gegenstande  des  Unternehmens 
auf.  Für  die  wirtschaftliche  Betrachtung 
der  E.-  u.  W.-G.  reicht  das  aber  bei  weitem 
nicht  aus.  Die  amtliche  Statistik  der  Preußi- 
schen Central-Genossenschafts -Kasse  (s.  d.) 
CTuppiert  sie  deshalb  schon  in  achtzehn- 
facner  Unterscheidung,  aber  auch  hier  noch 
stellenweise  verschiedene  Gegenstände  des 
Unternehmens  und  Arten  der  Genossen- 
schaften zusammen^send  (s.  unten  sub  IV, 
1).  Wirtschaftlich-sozial  genügt  die  Unter- 
scheidung nach  dem  Gegenstande  des  Unter- 
nehmens überhaupt  nicht  den  Anforderungen 
der  Wissenschaft  Dieses  äußere  Merkmal 
ist,  wie  H.  Kaufmann  (im  2.  Jahrgange, 
1904,  des  „Jalirbuchs  des  Zentralverbandes 
deutscher  Konsumvereine")  zuerst  ausge- 
führt hat,  überhaupt  nicht  das  Entscheidende, 
sondern  das  wären  die  Beziehungen,  in  denen 
«ler  einzelne  Genosse  zu  dem  gemeinschaft- 
lichen Geschäftsbetriebe  steht;  denn  die 
Genossenschaft  ist  eine  Personen  Vereini- 
gung. Genossenschaftlich  vereinigte  Bäcker- 
meister z.  B.,  die  das  Mehl  einkaufen,  die 
Arbeiten  durch  Lohnarbeiter  veirichtcn  lassen 
und  die  13ack waren  verkaufen,  sind  lediglich 
i^emeinschaftliche  Besitzer  des  Gescliäfts- 
f »etriebes ;  sie  bilden  eine  „U  n  t  e  r  n  e  h  ni  e  r  - 
i^enossen Schaft",  die  zwar  der  Rechtsform 
nach  eine  Genossenscliaft,  dem  Wesen  nach 
aber  eine  Kapitalgesellschaft  ist.  Genossen- 
scliaften,  welche  die  von  ihren  Mitgliedern 
in  «leren  eigenem  Betriebe  hergestellten  Kr- 


zeugnisse  (Getreide,   Milch,  Möbel,  Schuhe 
usw.)  verwerten,  sind  ,,Verwertungsgenossen- 
schaften",  gleichviel  um  welchen  Gegenstand 
es  sich  handelt.    Bäckergesellen  ferner,  die 
eine  Genossenschaft  zur  gemeinschaftlichen 
Herstellung  von  Brot  bilden  und  dabei  die 
Umwandlung  des  Rohstoffes  selbst  ausführen, 
sind  „Arbeitergenossenschaften*'.    Genossen- 
schaften, deren  Genossen  als  Händler  usw. 
Abnehmer  und  Bezieher  irgendwelcher  Waren 
oder  Erzeu^isse  sind   und  durch  den  ge- 
meinschaftlichen Gescliäftsbetrieb  solche  ein- 
kaufen, sind  „Bezugsgenossenschaften^S  Diese 
letzteren    drei   Allen,    die    durch    gemein- 
schaftlichen Betrieb    ihren  Erwerb  fördern, 
wären   als  Erwerbsgenossenscliaften    zu- 
sammenzufassen.     Genossenschaftlich     zu- 
sammengeschlossene Konsumenten   endlich, 
die   die  gemeinschaftlich   beschafften    Ver- 
brauchsgegenstände   ihrer    Wirtschaft    zu- 
führen  und   sie   dort    verbrauchen,    bilden 
„Verbrauchs-  oder  Kousumentengenossen- 
schaften*.     Innerlich    ist    die    vorstehende 
Gruppierung  zweifellos  mehr  begi'ündet  als  die 
nach  dem  bloßen  Gegenstande  des  Unter- 
nehmens, der  aber  nun  bei  jener  Hauptein- 
teilung an  zVeiter  Stelle  zu  weiteren  Schei- 
dungen, wie  sie  die  Schilderung  des  Wirt- 
schaftslebens erfordert,  ebenso  benutzt  werden 
kann  wie  das  gewerbliche  oder  das  landwirt- 
schaftliche Merkmal.  Die  allgemeine  Durch- 
I  führung  der  Kauf  mannschen  Gruppierung,  die 
,  von  der  Persönlichkeit  der  Genossen  ausgeht, 
hat  indessen  überall  die  nicht  leicht  zu  be- 
j  schaffende  Kenntnis  der  berufsmäßigen  und 
sozialen  Zusammensetzung  der  Mitgliedschaft 
!  und  noch  mancher  anderen  Verhältnisse  zur 
1  Voraussetzung ;  sie  wird  daher  vorei-st  nicht 
I  auf  Einführung  rechnen  können.  Einstweilen 
i  wird  es  bei  der  Unterscheidung  nach  dem 
!  bisher  üblichen  äußeren  Merkmale  des  Gegen- 
I  Standes  des  Unternehmens  bleiben  müssen 
i(s.  die  Spezialartikel),    und    sie   findet   sich 
ähnlich  auch  in  fast  allen  Ländern  vor. 

lU.  Yerfassnng  und  Einrichtnng. 

Der  Haftpflicht  nach  sind  die  deatschen  E.- 
I  n.  W.-G.,  deren  Mitgliederzabi   übrigens  min- 
destens sieben  sein  muU,  1.  solche,  deren  einzelne 
i  Mitglieder  (Grenossen)  für  die  Verbindlichkeiten 
I  der  Genossenschaft  dieser  selbst  und  nnmittelbar 
;  ihren  (rläubigern  mit  ihrem  ganzen  Vermögen 
'  haften  (mit  unbeschränkter  Haftpflicht,  e.  (i.  m. 
!  a.  H.);  2.  solche,  deren  Genossen  zwar  mit  ihrem 
I  ganzen  Vermögen,  aber  nicht  anmittelbar  den 
I  Glänbigernder  Genossenschaft,  verhaftet,  sondern 
'  nur  verpflichtet   sind ,   der  Genossenschaft  die 
zur  Befriedigung  der  (ilänbiger  erforderlichen 
Nachschttsse    zn   leisten    (mit    anbeschränkt^r 
Nachschußpflicht,  e.  G.  m.  u.  N.);  3.  solche,  bei 
denen  die  Haftnflicht  der  Genossen  fUr  die  Ver- 
bindlichkeiten der  Genossenschaft  sowohl  dieser 
selbst  wie  den  (ilänbigem  gegenüber  im  voraus 
auf  eine  bestimmte  änmme  beschränkt  ist  (mit 
beschränkter  Haftpflicht,  e.  G.  m.  b.  H.l    Nach 


790 


Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften 


dieser  in  den  Satzungen  auszusprechenden  Haft- 
pflicht der  Genossenschaft  und  den  Gläubififem 
fi^egenüber  richtet  sich  auch  der  HaftvolTzug 
(die  Geltendmachung  der  Haftpflicht).  Die  Ein- 
lagen, mit  denen  sich  die  einzelnen  Genossen 
beteiligen  können,  heißen  der  Geschäftsanteil; 
der  in  den  Sat^uufiren  mit  einem  bestimmten, 
für  alle  gleichen  Betrage  festgesetzt  und  min- 
destens mit  einem  Zehntel  innerhalb  einer  be- 
stimmten Zeit  eingezahlt  werden  muß  (Ge- 
schäftsanteil ist  der  Höchstbetrag  der  gestatteten 
Einlagen,  im  Gegensatze  zu  Geschäftsguthaben, 
worunter  der  jeweilige  Betrag  der  wirklichen 
Einlagen  eines  Genossen  verstanden  wird).  Bei 
den  e.  G.  m.  u.  H.  und  bei  denen  m.  u.  N.  darf 
jeder  Genosse  nur  einen  (leschäftsanteil  er- 
werben, bei  den  e.  G,  m.  b.  H.  dagegen  ist  die 
Erwerbung  mehrerer  Geschäftsanteile  zulässig; 
bei  letzteren  muU  die  für  jeden  Geschäftsanteil 
festgesetzte  Haftsumme  dem  Geschäftsanteil 
mindestens  gleich  sein.  —  Die  Genossenschaft 
muli  einen  Vorstand  und  einen  Aufsichtsrat 
haben,  deren  Mitglieder  Genossen  sein  müssen, 
oder  wenn  Genossenschaften  selbst  Mitglieder 
einer  Genossenschaft  sind,  was  zulässig  ist  (s. 
Zentralgenossenschaften),  deren  Mitglieder.  Em 
weiteres  Organ  der  Genossenschaft  ist  die  Gene- 
ralTersammlnug.  Das  Statut  und  die  Mitglieder 
des  Vorstandes  sind  in  das  Genossenschafts- 
reg^ter  einzutragen,  das  bei  dem  zur  Führung 
des  Handelsregisters  zuständigen  Gerichte  zu 
führen  ist;  eine  besondere  Beilage  zum  Ge- 
nossenschaftsregister  bildet  die  Liste  der 
Genossen,  welche  wie  das  Genossenschafts- 
register öffentlich  ist.  Abänderungen  des  Statuts 
können  nur  durch  die  Generalversammlung  be- 
schlossen werden.  Die  Einrichtungen  und  die 
Geschäftsführung  iu  allen  Zweigen  der  Verwal- 
tung sind  mindestens  in  jedem  zweiten  Jahre 
der  Prüfung  durch  einen  Revisor  zu  unterwerfen. 
—  Die  Verfassung  der  Genossenschaften  in  den 
übrigen  Ländern  ist  von  der  der  deutschen  in 
mancher  Beziehung  verschieden,  in  anderer  Be- 
ziehung aber  ihr  wiederum  sehr  ähnlich. 

lY.  Gegchichtliches  und  Statistik. 

Die  genossenschaftliche  Entwickelung  ist  in ' 
den  meisten  Ländern  ganz  verschiedenartig  vor  . 
sich  gegangen,  in  manchen  steckt  sie  noch  in  den 
Anfängen.  Sie  ist  ganz  wesentlich  bestimmt  durch  | 
die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  jedes  Landes ;  i 
ihre  Richtung  erhält  sie  durch  die  Eigenart  der  | 
wirtschaftlichen  Entfaltung :  in  manchen  Ländern  \ 
sind  auch  Nebendinge,  wie  politische,  religiöse, ; 
konfessionelle  Rücksichten  hineingetragen,  meist  | 
zum  Schaden  der  genossenschaftlichen  Erfolge,  j 
In  den  Zeiten   der  reinen   oder  vorwiegenden , 
Naturalwirtschaft  hatte  der  genossenschaftliche , 
Gedanke  kaum  Gelegenheit  zu  seiner  Verwirk- 1 
lichung,  viel  mehr  auch  dann  noch  nicht,  als 
zwar    die    Warenerzeugung    in    Gewerbe    und  '. 
Landwirtschaft  schon  begonnen  hatte  und  einen  1 
offenen  Markt  suchte,  der  Kleinbetrieb  im  wesent- ' 
liehen  aber  noch  auf  die  Kundschaft  der  nach- 1 
sten  Umgebung  beschränkt  war.    Als  sich  dann  j 
im    wirtschaftlichen    Entwickelungsgange    der 
groükapitalistische  Betrieb  einführte  und  nament- 
lich in  den  gewerblichen  Mittelpunkten  große 
Arbeitennengen  anhäufte,  im  übrigen  aber  Ge- 1 
werbe  und  Handel  die  fertige  Gebrauchsware 
überall  hin  in  das  Land  lieferten,  war  der  Boden 


für  die  Entstehung  und  Entfaltung  genossen- 
schaftlichen Zusammenschlusses  sei  es  der  Ver- 
braucher, sei  es  der  Erzenger  von  Waren,  sei 
es  der  Absatzsucb enden  usw.  gegeben,  und  da- 
mit fanden  sich  auch  die  verschiedenartigen 
Formen  und  Richtungen  genossenschaftlicher 
Arbeit.  80  hat  sich  m  England  bei  der  dort 
schon  über  1(X)  Jahre  alten  Großindustrie  vor- 
wiegend die  Konsum entengenossenschaft,  in  dem 
fast  rein  landwirtschaftlichen  Dänemark  vorzag:«- 
weise  die  landwirtschaftliche  Produktiv-,  Bezugi«- 
und  Absatzgenossenschaft,  in  Deutschland,  wo 
in  der  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  der 
Kampf  zwischen  Klein-  und  Großbetrieb  ein- 
setzte, vor  allem  die  Kreditgenossenschaft 
(gleichsam  als  Kampfmittel  und  wirtschaftliche 
Stütze  des  Mittelstandes)  entwickelt  und  dem 
Genossenschaftswesen  sein  kennzeichnendes  Ge- 
präge gegeben. 

1.  Deutschland.  Die  genossenschaftliche  Be- 
wegung beginnt  in  der  Mitte  des  vorigen  Jahr- 
hunderts später  zwar  als  in  England  und  Frank- 
reich, aber  im  ganzen  doch  wenig  beeinflußt  von 
hier.  Von  vorhergegangenen,  mehr  in  das  Gebiet 
der  W^ohltätiffkeitspflege  fallenden  Versuchen  ab- 
gesehen, hatöchulze-Delitzsch  das  Verdienst,  dem 
genossenschaftlichen  Gedanken  Körper  gegeben 
zu  haben.  Als  den  Handwerkern  von  der  Groß- 
industrie immer  schärferer  Mitbewerb  bereitet 
und  der  Handel  die  Bedürfnisse  der  Bevölke- 
rung der  gewerblichen  Mittelpunkte  immer  au>- 
schließlicher  zu  befriedigen  begfann,  muUten 
Handwerker  und  Landwirt  darauf  bedacht  sein, 
ihren  Betrieb  leistungsfähiger  zu  &:e8talteii. 
Dazu  begründete  Schulze  zunächst  Ronstoffver- 
eine, die  den  billigeren  Bezug  von  Rohstoffen 
sichern  und  gleichzeitig  das  Kreditbedürfnis  der 
Mitglieder  befriedigen  sollten :  denn  diese  be- 
durften vor  allem  des  Kapitals.  Reine  Kredit- 
genossenschaften (s.  d.)  und  Darlehnskassenver- 
eine  (s.  d.)  waren  dann  weiter  die  Gebilde,  durch 
die  solches  den  Handwerkern,  aber  auch  den 
Bauern  zugeführt  werden  könnt«.  So  entstanden 
die  ersten  Schulze-Delitzschschen  Kreditc^enosseu- 
Schäften  Ende  der  vierziger  und  Anfang  der 
fünfziger  Jahre  des  vorigen  Jahrhunderts.  Durch 
sie  sollten  die  wirtschaftlich  Schwachen  gestützt, 
nicht  Gewinn  sollte  erzielt,  nur  billiges  Kapital 
sollte  ihnen  verschafft  werden.  Die  Solidarhaft 
der  Mitglieder  war  ihre  Unterlage,  die  Selbst- 
hilfe ihr  Grundsatz.  Zu  gleicher  Zeit  etwa 
hatte  Raiffeisen  begonnen,  die  Verwirklichung 
des  genossenschaftlichen  Gedankens  den  be- 
sonderen Verhältnissen  und  Bedürfnissen  der 
ländlichen  Bevölkerung  anzupassen  (s.  Art.  „Dar- 
lehnskassen"  und  „Land  wirtschaftliches  Genossen - 
schaftswesen^).  Die  Konsumvereinsbewegung 
setzte  erst  in  den  sechziger  Jahren  nachhaltigt^r 
ein.  Schulze  und  seine  Mitarbeiter  haben  un- 
ablässig und  mit  Erfolg  an  der  rechtlichen  Au.^- 
gestaltung  der  Genossenschaften  und  ihrer 
bedeutsamsten  wirtschaftlichen  und  geschäft- 
lichen Grundsätze  gearbeitet ;  Raiffeisen  hat  das 
Verdienst,  neben  dem  ^-irtschaftlichen  auch  den 
ethischen  und  sozialen  Gedanken  in  die  Ge- 
nossenschaft hineingetragen  zu  haben.  Wie  die 
Schulzeschen,  so  haoen  sich  auch  die  Raiffeisen - 
sehen  Genossenschaften  zuerst  allmählich,  dann 
rasch  entwickelt.  Ihre  wirtschaftliche  Bedeu- 
tung führte  zum  Erlasse  des  preußischen  Gt^- 
setzes  von  1867.  das  den  bis  dahin  rechtsnn- 
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fähigen  Vereinen  die  Rechtsfähigkeit  verlieh. '  Die  amtliche  Genossenschaftsstatistik  der 
Es  schließt  so  die  erste,  in  vieler  Beziehung  ;  Prenß.  Central-Gen. -Kasse  weist  den  Bestand  der 
noch  an  tastenden  Versuchen  und  an  Kämpfen  |  eingetrajgrenen  Genossenschaften  für  den  l./1. 1905 
mit  den  Behörden  reiche  Periode  des  heimischen  .  nach,  wie  folgt:  s.  Tabelle  auf  S.  792. 
Oenosaenschaftslebens  ab ;  auch  außerhalb  Preu- '  Erfaßt  die  amtliche  Genossen  Schaftsstatistik 
ßens  fand  es  bald  Nachfolgte,  und  schon  im  '  den  Bestand  und  die  äußeren  Merkmale  der 
Jahre  1868  wurde  es  auf  den  Norddeutschen  I  Verfassung  der  Genossenschaften  heute  schon 
Bund  übertragen,  nach  1871  sodann  in  den  süd- i  vollständig ,  so  kann  das  gleiche  leider  nicht 
deutschen  Staaten  in  Kraft  gesetzt.  Die  Dauer !  gesagt  werden  von  dem  Umfange  ihrer  wirt- 
seiner  Geltunc:  bis  1889.  wo  das  gegenwärtig 'sc haftlichen  Tätigkeit.  Diese  ist,  weil  es 
bestehende,  1896  etwas  abgeänderte  Genossen- 1  an  gesetzlichen  Vorschriften  über  gleichartige 
Schaftsgesetz  erlassen  wurde,  darf  man  als  die  ^  und  ausgiebige  Berichterstattung  fehlt,  der 
zweite  Periode  der  deutschen  Genossenschafts- ,  amtlichen  Statistik  vorläufig  noch  ganz  ent- 
bewegung  ansehen.  Mit  1889  hebt  die  dritte  j  zogen.  Will  man  sich  über  diese  Seite  des 
Penode  an ,  die  auch  noch  durch  das  macht- ;  Genossenschaftslebens  unterrichten,  so  muß  man 
volle  Einsetzen  der  Staatshilfe  in  den  neunziger  '  auf  die  Jahresberichte  der  Genossenschaftsver- 
Jahren  gekennzeichnet  wird.  Die  Mehrzahl  der  '  bände  zurückgreifen,  die  ihrerseits  zwar  nicht 
eingetragenen  Genossenschaften  ist  zur  Durch-  j  vollMtändige ,  auch  nicht  gleichartige  Nach- 
führung der  gesetzlich  vorgeschriebenen  Revi-  richten,  immerbin  aber  eine  Fülle  von  lehrreichen 
sion,  zum  Zwecke  des  Austausches  der  ge- ■  wirtschaftlichen  Tatsachen  beibringen.  Hans 
machten  Erfahrungen,  zur  Erteilung  von  Kat ;  CrUger  trägt  a.  a.  0.  hierüber  folgende  Zahlen 
und  Auskunft  und  zur  Wahrung  und  Verfolgung  ;  zusammen,  die  trotz  ihrer  Lückenhaftigkeit  die 
gemeinsamer  Interessen  zu  Verbänden  zu-  große  wirtschaftliche  Bedeutung  der  Genossen- 
sammengetreten.  Deren  Bestehen  und  wohlor- 1  schaften  im  Deutschen  Reiche  kennzeichnen : 
ganisierte  Arbeit  hat  der  deutschen  Genossen-  Bei  12339  berichtenden  Kreditgenossen- 
schaftsbewegun^  ganz  außerordentlich  Vorschub  schaften  betrug  der  Jahresumsatz  fast  12'/4 
geleistet.  —  Die  Geschichte  der  E.-  u.  W.-G. '  Milliarden  M..  die  gewährten  Kredite  (bei  11306 
will  unter  wirtschaftlichen,  sozialen,  ethischen  berichtenden  Genossenschaften)  über  3  V«  Milli- 
und  juristischen  Gesichtspunkten  betrachtet  [  arden,  fast  1 '/«  Milliarden  die  am  Jahresschlüsse 
werden.  Erschöpfend  kann  das  hier  nicht  ge-  ausstehende  Kredite,  die  Aktiva  (bei  12308  be- 
schehen.  Hervorzuheben  ist  indessen,  daß,  wenn  '  richtenden  Genossenschaften)  über  27«  Milliarden, 
auch  der  Kreditverein  von  Hause  aus  das  fast  200  Millionen  die  Geschäftsguthaben  der 
Typische  der  deutschen  Genossenschaftsbewegung !  Mitglieder,  über  97  Millionen  die  Reservefonds, 
war  und  in  gewissem  Sinne  noch  heute  ist,  der  —  das  sind  Beträfe,  deren  Höhe  die  wirtschaft- 
Gang  der  wirtschaftlichen  Entwickelung  doch  ;  liehe  Leistungsfähigkeit  der  genossenschaftlichen 
auch  auf  allen  übrigen  Gebieten  genossenschaft-  Kreditorganisation  in  glänzendstem  Lichte  er- 
licher  Betätigung  reiches  Leben   und  Wirken  >  scheinen  läßt.    Und  wenn  sie  über  1  %  Milli- 

gszeitigt  hat.  Man  darf  wohl  sagen,  daß  das  arden  fremder  Gelder  herangezogen  haben,  so 
enossenschaftsleben  in  Deutschland  heute  das  sind  dies  zu  einem  guten  Teile  Spareinlagen, 
vielseitigste  ist,  aber  auch  in  hoher  Blüte  steht,  deren  Betrag  bei  allen  (nicht  bloß  den  Kredit-) 
Die  Statistik  beweist  das.  H.  C rüger,  der ;  Genossenschaften  im  Deutschen  Reiche  heute 
Anwalt  des  Schulze-Delitzschschen  a%emeinen  wohl  die  Summe  von  1  Vi  Milliarde  M.  überschreiten 
Verbandes  der  E.-  u.  W.-G.,  bringt  im  8.  Jahr-  j  mag.  —  Die  übrigen  Genossenschaftsarten  stehen 
gange  (1905)  dea, Jahrbuchs  des  Verbandes  über  zwar  nicht  mit  so  gewaltigen  Zahlen  da,  dürfen 
die  Entwickelung  der  hauptsächlichsten  Ge-  aber  ebenfalls  auf  eine  bedeutsame  Tätigkeit 
nossenschaftsarten  in  der  letzten  Periode  fol-  zurückblicken ;  die  Berichte  über  sie  sind  nur 
gende  Angaben,  die  indessen  um  et^as  zu  hoch  ,  unvollständiger.  So  hatten  17  berichtende  ge- 
erscheinen,  weil  darin  sowohl  eine  gewisse  Zahl  werbl.  Rohst offgenossenschaften  mit  978 
nicht  eingetragener  Genossenschaften  enthalten  Mitgliedern  einen  Verkaufserlös  von  fast  2V4 
wie  auch  der  Ab-  und  Zugang  in  den  einzelnen  Millionen  M..  bei  1  ^/,o  Millionen  Aktiven,  mehr 
Jahren  nicht  vollständig  berücksichtigt  ist;  die  ,  als  V2  Million  Geschäftsguthabeu  der  Mit- 
zählen beziehen  sich  auf  die  in  den  Listen  des  '  glieder,  138000  M.  Reservefonds  und  946000  M. 
Verbandes  an  einem  bestimmten  Tage  geführten  1  angeliehenen  fremden  Geldern.  Femer  wird  bei 
Genossenschaften.  Es  bestanden  nach  dieser !  3  ge  werbl.  Magazingenossenschaften  der 
Quelle  .-.        -  -      -       — 


1891 

Kreditgenossensch.  3910 

Rohstoifgen.,  gewerbl.  1 10 

„         ,  landw.  980 

Werkgen.,  gewerbl.  S 

„        .  landw.  286 

Magaz.usw.G.jgewbl.  61 

,  landw.  7 

Produktivgen.,  gewbl.  151 

»           .landw.  974 

Konsumvereine  9S4 

Baugenossenschaften  50 

Sonstige  87 


Wert  der  verkauften  Waren  auf  786a)  M.  die 
'  Aktiva  auf  469300  M.,  das  Geschäftsguthabeu 
1895  1900  1905  i  auf  50200  M.,  der  Reservefonds  auf  61800  M. 
8069  12  140  15011  wnd  die  angeliehenen  Gelder  auf  320000  M.  an- 
58  145  "  290  I  gegeben :  weiter  war  bei  24  gewerbl.  Pro- 
949  •  d  u  k  t  i  V  genossenschaften  mit  4124  Mitgliedern 
1,2 'der  Wert  der  verkauften  Waren  4017000  M., 
707  j  die  Aktiva  4366000  M.,  die  Geschäftsguthaben 
120 !  690000  M.,  der  Reservefonds  397000  M.,  die 
284  {fremden  Gelder  2  417000  M.;  bei  1607  land- 
368   wir  t  seh.  Bezugs  genossenschaften  mit  15ö  604 


I  085 

21 

248 

56 

3 

129 

1  b20 
I  400 

132 

184 


1394 

67 

546 

79 

154 

255 

2507 

I  528 

3»5 

375 


•1  270 1  Mitgliedern  der  Verkaufserlös  landw.  Rohstofft^ 

2  090  '  41286000  M.,  die  Aktiva  25948000  M.,  die  Ge- 

617  ;  schäftseruthaben  1096000  M.,  der  Reservefonds 

3S0 !  2123(XX)M.,  die  angeliehenen  Gelder  22379000  M.: 

—  ;  bei  1339  M  olkereigenossenschaften  mit  127871 


Znsammen :     7008  13  005  19  557  25  398   Mitgliedern  betrug  die  Menge  der  eingelieferten 
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Gegenstand 
des  Unternehmens 

Gesamtzahl  der 
Gen.   1    Mitgl. 

Mit  n.  H. 
Gen.       Mitgl. 

Mit  u.  N. 

Gen.'  Mitgl. 
'b\         77" 

Mit  b.  H. 
Gen.      Mitgl. 

1. 

2.             3. 

4.             5. 

8.     i        9. 

1.  Kreditgenossenschaften  . 

2.  Rohstolfgen.,  gewerbl.   . 
8.  „  ,  landw. .    . 

4.  Wareneinkanfsvereine   . 

5.  Werkgen.,  gewerbl.  .    . 
♦».  j,       .  landw.      .    . 

7.  Gen.  zur  Beschaff,  von 
Maschinen  usw.     .    .    . 

8.  Magazingen.,  gewerbl.  . 
*J.  „  ,  landw. 

10.  Rohstoff-  und  Magazin- 
gen.,  gewerbl 

11.  Rohstoff-  und  Magazin- 
gen., landw 

12.  Produktivgen.,  gewerbl. 

13.  „  ,  landw.  . 
und  zwar: 

ai  Molkerei-  usw.  Gen.    . 

h\  Brennereien     .... 

n  Winzervereine     .    .    . 

d;  Gen.  f.  d.  Bau  u.  Ver- 
trieb von  Feld-  und 
Gartenfrüchten    .    .    . 

ei  Schlacht^en 

f    Fischereigen 

ii\  Forstgen 

14.  Zuchtgenossenschaften  . 
lö.  Konsumvereine  .  .  . 
IH.  Wohnungsgenossensch., 

eigentliche    .    .    .    .    . 

17.  Wohnungsgen.,  Vereins- 
häuser   

l^.  Sonstige  Genossensch.    . 

Summe 

Im  Vorjahre: 

In  diesen  Zahlen  sind 


14  497 

211 
1  603 

83 
184 
269 

S 

64 

231 

120 


199 
3142 

2  722 

146 

iS; 


73 
ö 

7 

3 

159 

590 

67 
264 


Deutsches  Reich 

'  I  926  267  12  820 

7471  17 

'■     132  594  933 

I         3675  3 

16939  40 

!         6  07S  94 


630 

2393 
30838 

413« 

2382 

23  153 
225  039 

204  089 

2  265 

10  824 


Ö394 
596 
227 

44 

II  580 

900481 

114905 

6543 
30972 


23  569     3  446  078 
22  131     3  208  324 


13 
36 


6 

23 

1955 

1724 

45 

174 


10 

1 
1 

18 
166 

10 
I 

66 


I  557  608 

621 

78520 

57 
I  804 
2200 


520 
4721 

280 

331 

2363 

140253 

129664 

526 

9751 


245 

29 

_  ^^ 

I  064 

24529 

214 

7 
6869 


16206 
15398 


1  821  961 
I  744  368 


51  '  II  468 
3'  84 
3        372 

I  I         26 


I      — 
i         13 
i       III 


53 

31 

II  453 

II  102 

18 
285 


153 
152 


848 


577 


25036 
23939 


1626 

191 
667 
80 
143 
175 

8 

50 

194 

115 

18 

174 
I  105 

922 

99 

9 


61 

5 
6 

3 

141 

1683 

580 

66 
194 


7210 
6581 


357  191 
6766 

s;3  702 
3618 

15  109 
387S 

630 

1  860 

26006 

3  «5^ 

1998 
20  759 
73  333 

63923 
1  721 

788 


6  loi 

567 

189 

44 

10  516 

875  104 
114  691 

653Ö 
23  5^6 


I  599081 
I  440  Ol  7 


die  Zentral- (Haupt-)  Genossenschaften  (s.  d.)  nicht  mit  enthalten. 


Milch  1640  Millionen  Liter  und  deren  Preis 
12H337(XX)  M.,  die  Aktiva  (bei  1234  Gen.) 
nt)  236000  M.,  die  Geschäftsguthaben  4  757  000  M., 
der  Reservefonds  9154000  M.  und  die  ange- 
liehenen Gelder  (bei  1172  Gen.)  37332000  M.; 
bei  80  Winzergenossenschaften  mit  3871  Mit- 
gliedern die  Aktiva  6302000  M.,  die  Geschäft«- 
gnthaben  117000  M.,  der  Reservefonds  445  000  M, 
lind  (bei  öl  berichtenden  Gen.)  der  Wert  der 
verkauften  Waren  1 129000  M.:  bei  1003  Kon- 
sum vereinen  mit  907099  Mitgliedern  wird  der 
Verkaufserlös  für  Lebensmittel  auf  222  996  000  M., 
die  Aktiva  auf  78354000  M.,  die  Geschäftägut- 
haben  auf  17165000  M.,  der  Reservefonds  auf 
7058000  M.  und  die  angeliehenen  Gelder  auf 
22946000  M.  angegeben.  Endlich  wird  von 
269  Baugenossenschaften  berichtet,  daU  sie 
seit  ihrem  Bestehen  5262  Häuser  für  134  247  aX)  M. 
hergestellt  hatten,  daß  142  Genossenschaften 
80 181  OCX)  M.  Aktiva  besaßen,  daü  die  Geschäfts- 
guthaben  17780(KX)  M..  die  angeliehenen  Gelder 
77642000  M.  und  bei  234  Genossenschaften  der 
K«*Hervefonds  1361000  M.  betrag. 

In   den    vorher  angeführt»^n  wirtschaftliehen 


;  Nachrichten  über  die  Genossenschaften  ist  mit 
i  gutem  Grunde   überall  das  Geschäftsgnthaben 
I  und  der  Reservefonds  den  angeliehenen  fremden 
I  Geldern  gegenübergestellt.    Die  fremden  Gelder 
sind   fast  in   keinem   genossenschaftlichen  Be- 
triebe zu  entbehren,  wenn  sie  auch  nicht  für 
Jede  Genossenschaftsart  die  gleiche  Bedeutung 
laben.    Auf  sie  allein  darf  sich  die  Geschäfts- 
tätigkeit der  Genossenschaft  keineswegs  stützen, 
j  Das   eigene  Vermögen  (Geschäftsguthabeii  und 
I  Reservefonds)  muß   vielmehr  deren  Grundlage 
werden,   was  namentlich  Schulze-Delitzsch  von 
Anfang  an  empfohlen   hat.    Zur  Bildung  des 
I  eigenen  Vermögens  aber  sind  die  Geschäftsan- 
teile mit  die  wesentlichste  Unterlage;  sie  sollten 
.  daher   überall  in    verständigem   Verhältnis   zu 
Art  und  Umfang  des  Geschätsbetriebes  stehen. 
j  namentlich   nicht  zu   klein   sein,    zumal    dann 
nicht,  wenn   die  Haftsumme  bei  Gen.  m.  b.  H. 
für  den  einzelnen  Geschäftsanteil  sehr  hoch  be- 
messen ist.    Der  Gegenstand  des  Unternehmens 
bedingt   hier    allerdings    eine    unterschiedliche 
!  Beurteilung.    Die  amtliche  Statistik  der  Preuß. 
Centr.-Gen.-Kasse  hat  über  die  Höhe  der  Ge- 
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schüftsanteile  in  den  Gen.  im  Dentichen  Beiche   bei  deren  Unterscheidung  nach  Haftpflichtarten 
für  1903  nachstehende  Zahlen  ermittelt: 


Öesc 

ihäftsanteils- 
pen  in  Mark 

Im  ganzen') 

M. 

n.  H. 

Gen. 

M 
Mitgl. 

h.  H. 

gmv 

Gen. 

Mitgl. 

Gen. 

Mitgl. 

Weitere 
;e»ch.-Ant. 

Ges.-Haft«. 
in  Tau«.  M. 

1. 

2. 

3. 

4. 

0. 

6. 

7. 

8. 

9. 

Bis 

1  Jf    ,  . 

523 

65499 

218 

31  572 

302 

33  035 

132828 

19639 

über 

1-   2 

384 

44082 

270 

31363 

112 

12  155  1 

23621 

ÖI93 

^ 

2-   5 

3628 

331  482 

2629 

241  505 

992 

89231  1 

147  179 

44496 

« 

b-      10 

5132 

524178 

4463 

40010;; 

640 

119  761  , 

143  »Ol 

22041 

n 

10—   20 

I  209 

317  810 

487 

45396 

702 

270  109  1 

50  432 

17073 

Tf 

20—   50 

2445 

550316 

1241 

106308 

,185 

440998, 

02790 

35695 

r 

50-  100 

3234 

333218 

2522 

232  760 

687 

96  342  ! 

74967 

48768 

n 

100-  200 

1359 

232  963 

799 

131  902 

553 

99  552 

4723» 

43  543 

r» 

2ü0-  300 

903 

263  839 

^01 

140668 

381 

I19243I 

25969 

54267 

r» 

300-  400 

82 

33967 

56 

26989 

26 

6978: 

2516 

5  645 

^ 

400-  500 

1253 

212000 

iot;8 

156  163 

185 

53  946 

20609 

57  474 

^ 

500-  600 

182 

94316 

140 

69426 

39 

24  130  1 

9806 

31463 

n 

600—  800 

29 

13869 

19 

8134 

10 

5735! 

761 

5244 

n 

800-  1000 

216 

68863 

144 

54483 

70 

136421 

3858 

24378 

„ 

1000-  2000 

78 

40523 

62 

38  411 

16 

2  112 

131 

3422 

r. 

2000-  5000 

42 

7821 

33 

7636 

8 

150! 

68 

1086 

n 

5000-10000 

9 

1686 

8 

1677 

I 

9: 

— 

72 

10000.  .  . 

3 

22 

2 

14 

I 

8. 

— 

160 

unbestimmt  nsw.. 

44 

3065 

42 

2962 

I 

^M 

— 

8 

Summe 

20755 

3139519 

14694 

1  1  727  474 

591 1 

'  I  387  777 

745  867 

1  420668 

')  £8  sind  nur  die  Genossenschaften  mit  unbeschränkter  und  mit  beschränkter 
Haftpflicht  aufgeführt.  Der  Unterschied  der  Quersumme  dieser  beiden  Haftpilichtarten  gegen 
die  Spalte  2  bezw.  3  entfällt  auf  die  nicht  zahlreichen  Genossenschaften  mit  unbeschränkter 
Nachschußpflicht. 


Außer  diesen  hat  die  amtliche  Genossen- 
schaftsstatistik noch  zahlreiche  andere  wichtige 
Punkte  in  ihre  Darstellung  einbezogen,  worauf 
hier  nicht  weiter  eingegangen  werden  kann; 
zu  vergleichen  sind  darüber  dieVeröffentlichungen 
der  Preußischen  Central-Genossenschafts- Kasse, 
uamentlich  die  neuerdings  jährlich  erscheinenden 
.Mitteilungen  zur  deutschen  Genossenschafts- 
statistik*'. 

2.  England*  Von  England  hat  die  Ge- 
nossenschaftsbewegung ihren  Ausgang  ge- 
nommen. Weit  früher  als  in  anderen  Staaten 
hatte  in  England  die  Großindustrie  den  Klein- 
betrieb verdrängt  und  die  Fabrikarbeit  ge- 
schaffen. Während  in  Deutschland  das  Hand- 
werk der  Boden  war,  aus  welchem  die  genossen- 
!>chaftliche  Bewegung  emporwuchs  und  sich  dann 
auf  die  Landwirtschaft  ausdehnte,  war  sie  in 
England  in  erster  Linie  auf  Besserung  der  Lage 
der  gewerblichen  Arbeiter  gerichtet.  Wenn  man 
Ton  den  ersten  mißlungenen  Versuchen  von  Ge- 
nossenschaftsbildungen um  die  Mitte  des 
17.  Jahrb.  absiebt,  kann  man  den  Anfang  des 
modernen  Genossenschaftswesens  in  das  letzte 
Drittel  des  18.  Jahrb.  verlegen  und  die  erste 
Periode  nach  Holyoakes  Geschichte  der 
englischen  Genossenschaften  bis  18.31  rechnen. 
Es  ist  die  kapitalistische  Periode,  in  der  von 
einer  beschränkten  Zahl  von  Personen  Kapital 
zu  gemeinschaftlichem  Betriebe  eines  Ladenge- 
vbäfts  (Konsumverein)  zusammengeschossen  und 
der    Reingewinn   nach    den    eingezahlten    Ge- 


schäftsanteilen verteilt  wurde.  —  Ihr  folgte  eine 
sozialistische  Periode  (bis  1844),  vorwiegend  vod 
Owens  Bestrebungen  beeinflußt,  dessen  kommu- 
nistische Ideeen  zur  Begründung  von  Produktiv- 

;  genossenschaften  neben  den  bis  dahin  allein  be- 
stehenden Konsumvereinen  führten.  Mitte  der 
vierziger  Jahre  lösten  sich  die  meist  erfolglosen 
Owenschen  Genossenschaften  aber  fast  überall 
wieder  auf.  —  Die  dritte  Periode  nimmt  ihren 
Ausgang  von  der  Arbeit  „der  redlichen  Pioniere 
von  Rochdale",  einem  Konsumverein,  der  den 

.  grundlegenden,  nicht  mehr*  kapitalistischen  Ge- 

!  Schäftsgrundsatz  annahm,  den  Geschäftsgewinn 
nicht  nach  Geschäftsanteilen,  sondern  nach  dem 

'  Betrafire  des  Einkaufes  zu  verteilen.   Dies  führte 

i  zur    Neuerstarkung    der    genossenschaftlichen 

,  Tätigkeit,  vor  allem  auf  dem  Gebiete  der  Kon- 
sumgenossenschaft, die  in  dem  hochentwickelten 

'  großkapitalistischen  Industrielande  noch  heute 
die  vorherrschende  ist.  Aber  mit  ihr  verbunden 
sind   häufig   Produktivgenossenschaften ,   deren 

[  auch  selbständige  bestehen  Ihre  Spitze  finden 
die  englischen  Genossenschaften  in  den  Groß- 
einkaufsgenossenschafteu ,    denen    die    meisten 

I  Genossenschaften  als  Mitglieder  angehören.  Das 
landwirtsch.  Geno.ssenschaftswesen  ist  in  Eng- 
land wenig  und  meist  nur  in  der  Richtung  des 

'  Konsumvereins  entwickelt  —  Gesetzlich  geregelt 
wurde  das  englische  (Tenossenschaftswesen  zu- 
erst durch  Gesetz  von  1862,  das  1862  und  1867 
abgeändert,  dann  durch  die  „Indastrial  and  pro- 
vident  societies  act**  von   1876  ersetzt   wurde. 

.  18*J8  wurde  dieses  Gesetz  durch  ein  anderes  be- 
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seitij^t,  das  sich  indessen  im  wesentlichen  an 
das  ältere  von  1876  anschließt. 

Ueber  Umfang  und  wirtschaftliche  Bedeutung 
der  englischen  Genossenschaften  belehren  folgende 
Zahlen  ans  den  Berichten  der  Zentralkommission 
des  Genossenschaftsverbandes  (der  Coopera- 
tive  Union)  für  1903:  Zahl  der  Verbands- 
vereine 1701,  Zahl  der  berichtenden  Vereine 
1660,  Mitglieder  derselben  2116127,  Anteils- 
kapital 27017278  i:,  Umsatz  89216223  £,  Ge- 
winn 9873385  £.  —  Für  die  größte  Gruppe 
davon,  die  Konsumvereine,  werden  folgende 
Angaben  gemacht:  Zahl  der  Konsumgenossen- 
schaften 1481,  Zahl  der  Mitglieder  1987768, 
Anteilskapital  24217134  £,  Umsatz  57512917  £, 
Gewinn  8993562  £,  —  Der  Stand  der  beiden 
Großeinkaufs  genossenschaf  ten  (wholesales) 
in  England  und  Schottland  wird  durch  nach- 
stehende Zahlen  gekennzeichnet :  Zahl  der  Groß- 
einkauf sgesellschaf  ten  2,  Zahl  der  Mitglieder  (Ge- 
nossenschaften) 1411,  Anteilskapital  1348517  £, 
Umsatz  25728629  £,  Gewinn  602961  £.  —  Als 
dritte  Gruppe  sind  die  Produktivgenossen- 
schaften zu  nennen,  über  die  folgende  Angaben 
vorliegen:  Zahl  der  Prodnktivgenossenschaften 
146,  Zahl  der  Mitglieder  33944,  Anteilskapital 
872779  £,  Umsatz  3078827  £,  Gewinn  208259  £. 

Die  Spareinrichtungen  der  Konsumvereine 
(Penny  Banks)  tibernehmen  die  Aufgabe  der 
sonst  in  England  nicht  bestehenden  Kreditge- 
nossenschaften. 587  Verbandskonsumvereine  mit 
570886  Mitgliedern  hatten  1903  derartige  Spar- 
einlagen in  Höhe  von  rund  1  Mill.  £,  und  die 
Bankabteilunff  der  englischen  Großeinkauf sffe- 
nossenschaft  für  den  genossenschaftlichen  Geld- 
verkehr hatte  an  Ein-  und  Ausgängen  44  V2  Mill.  £ 
zu  verzeichnen. 

Ueber  die  Baugenossenschaften  s.  d. 

Sonst  gibt  es  noch  Versicherun ffsgenossen- 
schaften  für  die  Lebens-,  Feuer-  und  Kantions- 
Versicherung  mit  Versicherungssummen  von  zu- 
sammen gegen  20  Mill.  £,  femer  Supply  Asso- 
«iations.  hauptsächlich  aus  Beamten-Konsum- 
vereinen und  einigen  landwirtschaftlichen  Be- 
zugsgenossenschaften bestehend,  mit  gegen 
90000  Mitgliedern  533000  £  Anteilskapital  und 
gegen  27*  Mill.  £  Umsatz,  und  endlich  eine 
nicht  sehr  große  Gruppe  von  Special  Societies 
(Fischer,  Schiffer,  Bootseigentümer,  Fuhrwerks- 
besitzer, Gärtner,  Wäscher  usw.). 

Die  alles  beherrschende  Konsumgenossen- 
schaftsbewegung in  England,  die  sich  einen 
großen  Teil  der  Produktivgenossenschaften  an- 
Ifegliedert  hat  und  auch  diese  beherrscht,  scheint 
m  neuerer  Zeit  der  bisher  zurückgebliebenen 
Entwickeluns:  einer  selbständigen  landwirt- 
schaftlichen Genossenschaftsbewegung,  die  nur 
in  Irland  schon  von  einiger  Bedeutung  ist  (etwa 
500  (Genossenschaften  mit  50000  Mitgliedern), 
förderlich  zu  werden;  mit  den  landwirtschaft- 
lichen Produktivgenossenschaften  sollen  die 
Konsumvereine  in  vorteilhafte  Geschäftsver- 
bindung gesetzt  werden,  um  den  überflüssigen 
Zwischenhandel  auszuschalten  und  die  not- 
wendigen Nahrungsmittel  zu  verbilligen. 

Das  Board  of  Trade  gibt  alljährlich  eine 
amtliche  Genossenschaftsstatistik  heraus,  die  für 
1903  2027  Genossenschaften  mit  2085731  Mit- 
gliedern und  einem  Umsatz  von  über  99  Mill.  £ 
sowie  einen  Reingewinn  von  über  9*',,o  Mill.  £ 
nachweist. 


3.  FraDkreieh.  Kann  man  in  England  im 
wesentlichen  die  Geschichte  der  KonsnmTereine 
als  die  des  Genossenschaftswesens  bezeichnen, 
so  gilt  das  in  Frankreich  hinsichtlich  der  Pro- 
duktivgenossenschaften. Durch  die  aus^breitete 
Kleinindustrie  ist  der  Boden  für  diese  in  Frank- 
reich wie  nirgendwo  sonst  bereitet,  und  hier 
hätte  sich  die  vielfach  geleugnete  Leistnngs- 
fähigkeit  derProduktivgenossenschaften  erweisen 
lassen  müssen,  wäre  das  ganze  Genossenschafts- 
wesen nicht  unaufhörlich  mit  der  unsteten 
Politik  des  Landes  verquickt  worden.  So  aber 
Ueü  die  wechselnde  Gunst  und  Mißgunst  der 
Regierungen  eine  allmähliche  Entwickelnng  nicht 
zu,  deren  die  Prodnktivgenossenschaften  mehr 
noch  als  jede  andere  Genossenschaftsart  bedürfen, 
die  aber  freilich  auch  dem  ganzen  französischen 
Volkscharakter  wenig  zusagt. 

Die  Anfänge  desGenossenschaf  tsweseus  reichen 
in  Frankreich  weit  zurück  und  weisen  nach  den 
Pyrenäen,  wo  sich  die  einzelnen  Wirtschaften 
durch  die  imgünstigen  Absatzverhältnisse  auf 
Zusammenschluß  hingewiesen  sahen.  Die  ersten 
Genossenschaften  in  modernem  Sinne  gründete 
Buchez  in  den  30er  Jahren;  doch  war  er  zn 
sehr  erfüllt  von  religiösen  und  wirtschaftlich- 
phantastischen Ideeen,  als  daß  er  nachhaltige 
Erfolge  hätte  erzielen  können. 

Das  Wirken  Fouriers  und  St.  Simons  und 
das  gegen  das  Ende  der  Regierung  Louis  Philipp 
zunehmende  Arbeiterelend  infolge  der  rück- 
sichtslosen Ausbreitung  der  Großindustrie  be- 
günstigten die  Erfolge  Louis  Blaues,  der,  nach 
der  Februarrevolution  von  1848  auf  die  Volks- 
massen gestützt,  der  Regierung  die  Anerkennung 
des  Rechts  auf  Arbeit  abrang.  Dieses  Zuge- 
ständnis führte  zur  Errichtung  der  National- 
werkstätten, wo  jeder  gegen  Lohn  beschäftigt 
werden  mußte.  Da  aber  die  geleistete  Arbeit 
auch  nicht  in  annäherndem  Verhältnis  zu  den 
gezahlten  Löhnen  stand,  war  die  Auflösung  der 
National  Werkstätten  schon  nach  einigen  Monaten 
unvermeidlich.  Als  Entschädigung  für  die  Ab- 
schaffung des  Rechtes  auf  Arbeit  wurde  im  Jnli 
1848  „Genossenschaften  von  Arbeitern  oder  von 
Unternehmern  und  Arbeitern*'  ein  Kredit  von 
3  Mill.  Frcs.  eröffnet.  Eine  große  Zahl  von 
Genossenschaften  entstand  infolge  davon,  so  daß 
der  gewährte  Kredit  nicht  entfernt  zu  allseitiger 
Befriedigung  ausreichte.  Außerdem  aber  be- 
obachtete der  Staat  gegenüber  dem  Genossen- 
schaftswesen ein  immer  feindseligeres  Verhalten, 
welches  sich  nach  dem  Staatsstreich  unter  dem 
jungen  Kaiserreich  noch  verschärfte  und  fast 
alle  Genossenschaften  erstickte.  Erst  nach  mehr 
als  10  Jahren  trat  ein  Umschiiinuig  in  der  Ge- 
sinnung der  Re^rierung  ein,  und  nun  begann 
ein  neues  Aufblühen  der  Genossenschaften. 
Diesmal  suchte  man  durch  Gründung  von 
Kreditgenossenschaften  die  zur  Errichtung  von 
Produktivgenossenschaften  notwendigen  Kapita- 
lien zu  beschaffen ;  so  wurde  von  Beluse  der 
Credit  au  travail  begründet,  der  anfangs  be- 
deutende Erfolge  erzielte,  infolge  leichtsinniger 
Kreditgewährung  aber  bald  zugrunde  ginir. 
Selbst  die  Regierung  ahmte  das  Beispiel  nach, 
und  1868  entstand  eine  vom  Kaiser  unterstützte 
Zentralgenossenschaftskasse ,  welche  aber  zu 
schwerfällig  arbeitete.  Freilich  wurden  ffl^cb- 
zeitig  auch  wieder  den  Genossenschaften  mnder- 
nisse  in  den  Weg  gelegt,  und  der  Krieg  von 
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1870  vernichtete  das  eben  wieder  aufblühende 
^nossenscbaftliche  Leben.  Abermals  folgte  eine 
10  jährige  Pause  bis  1879.  In  dief>em  Jahre 
yermachte  ein  Anhänger  Schulze  -  Delitzschs, 
Kampal  in  Paris,  sein  großes  Vermögen  der 
Stadt  zur  Kreditgewährung  an  Genossenschaften. 
Zu  gleichem  Zweck  wurde  1880  die  Caisse  cen- 
trale populaire  mit  12  Mill.  Fics.  eingezahltem 
Kapital  gegründet.  Wieder  entstanden,  wie  1848, 
eine  Reibe  von  Genossenschaften,  gefordert 
außerdem  noch  durch  die  Begünstigung  der 
Produktivgenossenschaften  bei  Begebung  öffent- 
licher Arbeiten.  Allein  schon  Mitte  der  80  er 
Jahre  trat  wieder  ein  Rückschlag  ein,  der  ans 


Mitt€  des  vorigen  Jahrhunderts.  Sie  vollzogen 
sich  mangels  anderer  gesetzlicher  Regelung 
nach  dem  Vereinsgesetze  von  1852.  Die  Genossen- 
schaften bedurften  nach  diesem  der  staatlichen 
Genehmigung  und   unterstanden   einem    weit- 

fehenden  Einflüsse  der  Verwaltungsbehörden, 
rotz  dieser  Schwierigkeiten  gab  es  Ende  1872 
in  Oesterreich  doch  schon  94S  Kreditvereine. 
In  diesem  Jahre  wurde  die  gesetzliche  Ordunng 
begonnen  und  führte  zum  Gesetz  über  die  E.- 
u.  W.-G.  vom  9./IV.  1873,  einem  Gesetz,  das  in 
wesentlichen  Punkten  dem  preußischen  Gesetze 
von  1867,  in  einigen  Bestimmungen  auch  dem 
bayerischen    Geuosseuschaftsgesetze    von    1869 


der  Unmöglichkeit  der  Erfüllung  aller  Kredit- 1  nachgebildet  war.  Unter  der  Herrschaft  dieses 
anspräche  und  der  vielfach  leichtfertigen  Kredit- 1  Gesetzes  hat  das  österreichische  Genosseuschaf ts- 
gewähning  hervorging.  In  den  90er  Jahren :  wesen  große  Fort^hritte  gemacht,  namentlich 
endlich  begann  dann  wieder  eine  Periode  des !  auch  unter  der  Führung  tüchtiger  Verbands- 
diesmal aber  weniger  plötzlichen  Aufschwungs  i  leiter.  Die  Verbände  lehnten  sich  anfönglich  aus- 
und  weit  verbreiteter  Anteilnahme  am  Ge- 1  schließlich  an  die  Schulze-Delitzschschen  Formen 
nossenschaftswesen ,  was  aber  auch  zu  partei-  j  und  Grundsätze  an ;  seit  1886  aber  setzt«  auch 
politischer  Ausnutzung  der  Genossenscbaftsbe- 1  eine  lebhafte  Bewegung  zur  Gründung  von 
wegung  zu  führen  scheint ;  so  ist  die  Raiff- ,  Raiffeisenkassen  ein ,  die  von  der  Regierung 
eisensc^e  Richtung  ganz  in  den  Händen  der  ■■  unterstützt  und  gefördert  wurde.  Die  t^eit  1892 
katholischen  Partei,  während  die  Kreditgenossen-  \  eingeleitete  Förderung  der  Mittelstandsbewegung 
Schäften  nach  Schnlze-Delitzsch  mehr  protestan- !  ist  auch  den  E.-  u.  W.-G.  zugute  gekommen, 
tischen ,  die  Produktiv-  und  Konsumgenossen- ,  zunächst  den  Rohstoff- ,  Magazin-.  Produktiv- 
schaften  mehr  sozialistischen  Charakter  haben. '  und  Werk^enossenschaften,  dann  aber  auch  den 
Das  ländliche  Genossenschaftswesen,  insbesondere  '  Kreditvereinen.  Im  ganzen  hat  das  österreichische 
das  Darlehnskassenwesen  (nach  Raiffeisen  mit  Genossenschaftswesen  unter  der  politischen  Zer- 
Abänderungen) hat  sich  indessen  besser  und  i  fahrenheit  des  Landes  und  unter  den  Nationa- 
stetiger entwickelt.  —  Die  gesetzliche  Regelung ,  litätenkämpfen  gelitten,  in  die  es,  ganz  gegen 
des  Genossenschaftswesens  ist  unzulänglich ;  ein  den  genossenschaftlichen  Gedanken,  nicht  selten 
besonderes  Genosseuschaftsgesetz  besteht  nicht;  hineingezogen  wurde,  natürlich  zum  Schaden 
es  gelten  vielmehr  als  solches  die  §§  48—65  der  Genossenschaften  und  ihrer  Mitglieder, 
des  Geji.  v.  24./ VI.  1869  in  der  Fassung  des  Im  September  1904  veröffentlichte  Wrabetz, 
Ges.  V.  1./ VIII.  1893.  Das  landwirtschaftliche  Ge-  der  Anwalt  des  Allgemeinen  Verbandes  der  E.- 
nossenschaftswesen  wurde  durch  Gesetz  v.  5./XI.  i  u.  W.-G.,  für  1902  seinen  Jahresbericht.  Nach 
1894  (caisses  locales)  und  v.  31.  III.  1899  (caisses  [  diesem  bestanden  in  Oesterreich  9246  Genossen- 
regionales)  geordnet.  :  Schäften,  davon  4446  mit  beschränkter  Haftung 

Die  Statistik  des  französischen  Genossen- 1  und  4700  mit  unbeschränkter  Haftung ;  sie  ver- 
schafts  Wesens  ist  mangelhaft.  Das  „Bulletin  de  '  teilten  sich  auf  6163  Vorschuß  vereine,  808  Kon- 
rOftice  du  travail*^  veröffentlicht  eine  Uebersicht  sum vereine  und  2275  sonstige  Genossenschaften, 
der  Produktiv-,  Konsum-  und  Kreditgenossen- ;  Unter  den  Vorschuß  vereinen  befanden  sich  3804 
Schäften  in  Frankreich.  Nach  dieser  Uebersicht,  Raiffeisenkassen.  —  Die  Konsumvereinsbewe- 
die  sich  über  die  landwirtschaftlichen  Genossen-  gung  vollzieht  sich  langsam ;  sie  war  bis  vor 
Schäften  angenscheinlich  nicht  erstreckt,  be-  kurzem  nur  auf  die  deutschen  Lande  beschränkt 
standen  am  1.  Januar  1901:  294  Produktivge-  und  arbeitet«  ganz  nach  Schulze-Delitzsch ;  in 
nossenschaften ,  1659  Konsumgenossenschaften  neuester  Zeit  hat  sich  die  Beweguns^  auch  auf 
und  78  Kreditgenossenschaften.  Von  den  Pro- '  die  tschechischen  und  slavonischen  Lande  aus- 
duktivgenossenscbaften  waren  16  Fuhrgenossen-  ^dehnt  Die  Konsum  Vereinsbewegung  findet 
Schäften,  15  Buchdruckergenossenschaften,  12  in  Oesterreich  wie  auch  anderswo  hartnäckigen 
Maler-,  11  Maurer-,  10  Tischler-,  7  Schlosser- :  Widerstand  bei  der  Kleinhandwerker-  und 
Genossenschaften.  Genossenschaften  in  den  Mittelstandsbewegung  (Händler)  und  zuweilen 
übrigen  Erwerbszweigen  waren  nur  vereinzelt  auch  Belästigungen  durch  die  Behörden.  -  -  Aus 
vorhanden.  Das  Seinedepartement  mit  Paris  den  staatlichen  Krediten  sind  den  Genossen- 
zählte  allein  141  dieser  Genossenschaften.  695  schafteu  bisher  Darlehen  etwa  in  Höhe  von 
der  Konsumgenossenschaften  beschäftigten  sich  •  400000  Kronen  zugeflossen,  ein  nicht  eben  hoher 
ausschließlich  mit  Herstellung  von  Backwaren, '  Betrag,  der  sich  nach  den  bescheidenen,  hierzu 
die  übrigen  864  Genossenschaften  mit  mehreren  <  zur  Verfügung  stehenden  Mitteln  des  Handels- 
Betriebszweigen.  588  der  ersteren  Konsumge- 1  ministeriums  ( etwa  675 000  Kronen)  zu  richten  hat. 
nossenschaften  zählten  zusammen  128854  Mit-  In  Ungarn  hatte  anfänglich  die  Genossen- 
glieder :  700  Konsumgenossenschaften  mit  ver-  schaf t  nach  Schulze-Delitzsch  ausschließliche 
seh iedenen  Betriebszweigen  zählten  325865  Mit- ,  Verbreitung,  die  Raiffeisenkassen  kamen  mit 
glieder.  Die  Kreditgenossenschaften  sind  nur  i  kleinen  Zahlen  nur  im  Siebenbürgischen  in  Be- 
wenig verbreitet  Von  den  78  Kreditgenossen-  tracht.  Als  dann  mit  staatlicher  Unterstützung 
Schäften  befindet  sich  die  Hälfte  in  3  Departe-  die  Zentral-Kreditgenossenschaft  geschaffen 
ments,  die  andere  Hälfte  verteilt  sich  auf  16  wurde,  traten  viele  Genossenschaften  zu  dieser 
Departements.  in  Beziehung  und  wurden  deren  Filialen.    Die 

4«  Oe«ierreich-Ungarn.  Die  Anfänge  der  Zentral-Kreditgenossenschaft  hat  mancherlei 
Geuossenschaftsbewegung  fallen  auch  hier  in  die   Vorrechte,  weshalb  ihr  Einfluß  maßgebend  ge- 
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Würden  ist.    In  dreijährigem  Bestände  hat  sie 
in  Ungarn  mit  Kroatien  nnd  Slavonien   1260 
Genossenschaften  be^fründet  und  34  Mill.  Kr. 
I  )arlehen  gewährt ;  sie  errichtet  nicht  bloß  Kre- 
ditgenossenschaften, '  sondern    auch    Konsnm-, 
Rohstoff-,  Produktiv-  u.  a.  Qenossenschaften.  — 
Die  ungarische  Regieruni^  gibt  in  einem  Be- 
richte über  die  wirtschaftliche  Lage  des  Landes 
i.  J.  1900  an,  daß  2500  Kreditgenossenschaften  | 
mit  einem  Betriebskapital  von  302  Mill.  Kronen  | 
und  einem  eigenen  Kapital  von  151  Mill.  Kr. ' 
bestanden.    Das  ist  ein  ungewöhnlich  günstiges  • 
Verhältnis  und  eine  Eigentümlichkeit  der  un- 1 
garischen  Genossenschaften,  die  fremdes  Kapital  j 
nur  in  kleinem  Umfange  benutzen.    Sie  können  | 
dann  freilich   auch   nicht   von    hervorragender  i 
Bedeutung  im  Wirtschaftsbetriebe  werden.  —  i 
An     Milcn^enossenschaften      (Meiereigenossen- 
schaften), die  sich  seit  1899  lebhafter  entwickeln, 
gab  es  i.  J.   1902  schon  452  mit  46344  Mit- 
gliedern   und    80871    Geschäfb^anteilen ;    ihre  i 
Einnahmen  betrugen  8325528  Kr.    In  den  vier 
Verwertungszentralen     wurden     3314  000    kg 
Sahne    eingeliefert    und    1090428  kg    Butter 
erzeugt. 

5.  Dänemark.  Wie  England  und  Deutsch- 
land, 60  ist  auch  Dänemark  ein  Land  mit  ganz 
eigenartiger  und  aus  dem  Wirtschaftsleben  her- 
ausgewachsener Geuossenschaftsbewegung ;  das  ■■ 
Kennzeichnende  ist  hier  die  die  ffanze  Volks- 
wirtschaft beherrschende  landwirtschaftliche  Ge- 
nossenschaft. Philanthropische  Bestrebungen 
liatten  schon  früh  genossenschaftliche  Ansätze 
ifezeitigt,  und  zwar  in  der  Form  von  Konsum- 
genossenschaften ;  doch  war  der  Boden  dafür  in 
Dänemark,  das  eine  irgendwie  nennenswerte 
Industrie  nicht  besaü  und  volkreiche  Arbeiter- 
nnd  Industriestädte  nicht  kannte,  nicht  sehr 
fruchtbar:  von  1866—1870  wurden  44  Konsum- 
vereine gegründet,  denen  bis  1875  weiter  64 
hinzutraten.  Immerhin  hatte  die  Konsumge- 
nossenschaft Schule  für  den  genossenschaftlichen 
(.Tedanken  gemacht,  selbst  unter  den  Bauern. 
Und  das  erwies  sich  als  ein  Segen  in  der  Zeit, 
da  infolge  der  Grenzsperren  und  des  Zolles  in 
den  Nachbarstaaten  und  wegen  des  allgemein 
unrentabel  gewordenen  Kömerbaus  eine  der 
schwersten  Krisen  über  die  dänische  Landwirt- 
»«chaft  hereinbrach.  Denn  nun  raffte  sich  die 
dänische  landwirtschaftliche  Bevölkerung  in 
verhältnismäßig  kurzer  Zeit  auf  zu  einer  Um- 
i^estaltung  des  bis  dahin  hauptsächlich  auf 
Naturalwirtschaft  beruhenden  Betriebes  in  eine 
marktfähige  Warenerzeugung  namentlich  tieri- 
scher Produkte;  die  landwirtschaftlichen  Massen- 
Erzeugnisse  suchten  den  Weltmarkt,  und  die 
landwirtschaftliche  Genossenschaft  wurde  die 
herrschende  Betriebsform  wie  das  Organ  zur 
Verbindung  mit  dem  Weltmarkte:  1882  wurde 
die  erste  Genossenschaftsmolkerei  begründet, 
i.  J.  iy02  linden  wir  schon  deren  1046  mit 
148(XX)  Mitj^liedem  und  einer  Jahreserzeujpfung 
von  loO  Mill.  Pfund  Butter.  Die  entrahmte 
Milch,  die  den  Genossen  zurüekjfegeben  wird, 
i-^t  ein  treffliches  Futter  zur  Schweinemast. 
Diese  wird  gepflegt  und  führte  zur  Errichtung 
von  Genossenschaftsschlächtereien,  denen  190 ^ 
»i5824  Mitglieder  angehörten  und  die  MIOOOO 
Schweine  zu  Speck  und  S<'hinken  verarbeiteten. 
Die  Eier-Exportjjenossenschaften  zählen  65 (KX) 
Mitglieder,  und  ihr  Eierexport  beläuft  sich  auf 


8  Mill.  M.  Mit  der  Erstarknng  der  Landwirt- 
schaft durch  die  genossenschaftliche  Warener- 
zeugung wurde  nun  auch  der  Boden  fttr  die 
Konsnmvereinsbewegung  in  der  landwirtschaft- 
lichen Bevölkerung  geschaffen;  der  Bauer 
brauchte  Waren,  erzeugte  sie  sich  aber  nicht 
mehr  selbst,  und  damit  war  die  Aasbreitnng 
der  Konsumvereine  und  der  GroßeinkanfsTer- 
einififun^n  gegeben.  Im  Jahre  1904  g^ehörten 
der  heutigen  dänischen  Großeinkanferereinigung 
(Faellesforening  for  Danmarks  Bmgsforeninger) 
951  Konsumgenossenschaften  an;  sie  hatte  einen 
Umsatz  von  22  Mill.  Kronen  und  einen  Reinge- 
winn von  1  Mill.  Kronen.  Von  den  Konsum- 
vereinen wird  auch  Eigenproduktion  betrieben. 
Sie  ffehen  femer  darauf  aus,  in  Verbindung  mit 
der  Großeinkanfsgesellschaft  bezirksweise  ffroße 
genossenschaftliche  Warenhäuser  zu  errichten. 
Man  kann  fast  sagen,  daß  der  Konsumverein 
in  den  dänischen  Bauerndörfem  heute  den 
ganzel  Handel,  mindestens  den  Kolonialwaren- 
handel beherrscht.  —  Daß  neben  den  landwirt- 
schaftlichen Produktivgenossenschaften  sich 
auch  landwirtschaftliche  Einkaufs-  und  besondere 
Absatzgenossenschaften  gebildet  haben,  ist 
selbstverständlich.  Sämtliche  dänische  Genossen- 
schaften zählen  wohl  450  bis  460000  Mitglieder. 
Die  große  Mehrzahl  der  dänischen  landwirt- 
schafüichen  Bevölkerung  ist  heute  genossen- 
schaftlich organisiert.  Die  landwirtsäaftliche 
Genossenschaftsbewegung  hat  dort  die  erößten 
wirtschaftlichen  Erfolge  gezeitigt,  sie  hat  der 
landwirtschaftlichen  Bevölkerung  wieder  zn 
Wohlstand  verhol fen.  Welche  hohe  Beden tnnp: 
die  genossenschaftliche  Organisation  der  däni- 
schen Landwirtschaft  hat,  ist  daraus  zu  ersehen. 
daU  die  englischen  Konsumgenossenschaften 
heute  schon  rund  den  dritten  Teil  der  Erzeng- 
nisse der  dänischen  landwirtschaftlichen  Ge- 
nossenschaften abnehmen  und  daß  sich  die  Ge- 
schäftsverbindungen zwischen  jenen  und  diesen 
zu  beiderseitigem  Vorteil  von  Jahr  zu  Jahr 
erweitem. 

6.  Niederlande«  Die  Entwickelnng  des  Ge- 
nossenschaftswesens war,  obschon  die  Arbeiter- 
Konsum  vereinsbewegung:  schon  1860  eingesetzt 
hatte,  bis  1873  doch  durch  ein  ziemlich  rat- 
und  zielloses  Tappen  gekennzeichnet.  In  diesem 
Jahre  besuchte  Kerdijk,  ein  Arbeiterfreund,  den 
britischen  Genossenschaftstaff  in  Newcastle  und 
brachte,  von  der  Blüte  der  Rochdaler  Genossen- 
schaftsentfaltung begeistert  und  von  der  inneren 
Richtigkeit  ihrer  Ziele  und  Arbeitsart  überzeugt, 
von  dort  die  Anregrung  zu  gleichem  Vor^hen 
in  Holland  mit.  Wie  s.  Z.  Schnlze-Delitzsch 
in  Deutschland,  so  reiste  er  im  Lande  umher, 
hielt  zahllose  Vorträge  und  scharte  die  Ge- 
nossenschaftsfreunde um  sich.  Seinem  Wirken 
wurde  dann  schon  1876  ein  Genossenschaftsge- 
setz verdankt,  das  freilich  nicht  auf  allen  Seiten 
geschätzt  wird.  Es  bestehen  denn  auch  neben 
den  unter  das  Gesetz  fallenden  Genossenschaften 
noch  viele  freie  Vereinigungen  und  Gesellschaften 
besonderer  Rechtsform,  die  genau  die  Ziele  der 
!  Genossenschaften  verfolgen,  sich  aber  die  Vor- 
teile des  Genossenschaftsgesetzes  versa^n.  Die 
ländlichen  Darlehnskassen  nach  Raiffeisen,  die 
erst  in  der  zweiten  Hälfte  der  neunziger  Jahre 
in  H<^lland  Eingang  fanden,  organisieren  sich 
mit  Vorliebe  als  freie  Vereinigung.  Der  größte 
und  auch  seiner  Eigenart  wegen  vielgenannte 
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Verband  oder  Verein  „Eigen  Halp''  zählt  über  1 
12000  Mitglieder,  von  denen  mehr  als  die  Hälfte  | 
allein  anf  den  Haager  Konsum  verein  entfallen. 
—  Obschon  in  Holland  eine  Anzahl  Genossen- 
schaften aller  Arten  besteht,  wird  im  allge- 
meinen doch  über  Verwirmng  und  Mißstände 
im  Genossenschaftswesen  s^eklagt. 

7.  Belgien.  In  dem  Lande  der  politischen 
und  religiösen  Parteinng  hat  sich  das  von  Hause 
ans  dem  Scholze-Deiitzschschen  System  nachsäe- 
bildete  Genossenschaftswesen  zwar  recht  erfolg- 
reich, aber  durchaus  nicht  einheitlich  und  nament- 
lich nicht  zu  reiner  Verwirklichung  des  genossen- 
schaftlichen Gedankens  entwickelt:  politische,  re- 
ligiöse und  sozialistische  Ziele  finden  sich  in  den 
fenossenschaf  tlichen  Organisationen  mit  entschei- 
endem  Einfluß  vertreten;  die  Kreditgenossen- 
schaften (Volksbanken)  haben  sich  einigermaßen 
den  wirtschaftlichen  Charakter  erhalten,  die 
Baiffeisenkassen  und  viele  sonstige  landwirt- 
schaftliche Genossenschaften  sind  im  wesent- 
lichen katholisch  und  die  Konsumvereine  mit  den 
wenigen  Produktivgenossenschaften  überwiegend 
sozialistisch.  —  Die  Volksbanken  sind  ganz 
nach  Schulze-Delitzsch  eingerichtet ;  ihr  Begrün- 
der, Leon  d^Andrimont,  hat  die  Schulzeschen 
Musterstatuten  wörtlich  übersetzt.  Inzwischen 
aber  ist  manches  Wesentliche  daran  geändert, 
so  z.  B.  ist  die  unbeschränkte  Solidarhaft  fast 
fiberall  aufgegeben.  In  der  städtischen  und  ge- 
werblichen J^völkerung  haben  die  Volksbanken 
einige  Verbreitung,  einen  bedeutenden  Auf- 
schwnng  lassen  sie  aber  nicht  erkennen.  Auf 
dem  Lande  haben  sie  sich  kaum  eingebürgert. 
Dort  ist  aber  das  landwirtschaftliche  Genossen- 
schaitswesen  sehr  vielseitig  entwickelt:  land- 
wirtschaftliche Einkaufsgenossenschaften  be- 
sunden  i.  J.  1903  über  900  mit  über  42000 
Mitgliedern  und  etwa  11  Mill.  Francs  Umsatz. 
Genossenschaftliche  Molkereien  srab  es  482  mit 
dl  000  Mitgliedern,  die  135000  Kühe  unter- 
hielten ;  der  Umsatz  wird  auf  27  Va  Mill.  Francs 
angegeben.  Zuchtgenossenschaften  wurden  über 
300  mit  11000  Mitgliedern  nachgewiesen. 
Bienengenossenschaften  gibt  es  260;  Hühner- 
zucht-, Eierverkaufs-,  Gartenbau-,  Versicherungs-, 
Brennereigenossenschaften  u.  a.  m.  sind  weitere 
mehr  oder  weniger  vertretene  Arten.  An 
Raiffeisenschen  Darlehuskassen  werden  313  nach- 
gewiesen ;  neben  ihnen  bestehen  6  Zentralkassen 
zur  Vermittlung  des  Geld  Verkehrs  mit  der 
Nationalsparkasse;  die  Kreditleistungen  waren 
nicht  gerade  groß,  sie  betrugen  im  Durchschnitt 
nur  9  Darlehne  auf  die  Aasse,  jedes  durch- 
schnittlich zu  600  Francs ;  dagegen  sind  sie  als 
Sparstellen  von  hoher  Bedeutung.  Unter  den 
landwirtschaftlichen  Genossenschaften  ist  der 
katholische  „Boerenbond",  der  vom  Abbe  Mel- 
laerts  Ende  der  achtziger  Jahre  nach  dem  Muster 
des  Rheinischen  Bauembundes  begründet  wurde, 
als  Verband  der  herrschende;  ihm  gehörten 
1901  449  Genossenschaften  an,  und  sein  Ge- 
schäftsumsatz überschritt  10  Mill.  Francs  schon 
erheblich.  —  Die  sozialistische  Genossenschaft, 
die  1901  mit  250  Vereinen  und  über  120000 
Mitgliedern  vertreten  war,  ist  ein  eigenartiges 
belgisches  Gebilde;  sie  gehört  vorwiegend  der 
konsurogenossenschaftlichen  Richtung  an  und 
bildet  die  örtliche  Zusammenfa^tsung  des  Ar- 
beiterlebens nach  allen  Richtungen.  In  strenger 
Beschränkung  ihrer  Mitglieder  auf  die  Ange- 


hörigen einer  bestimmten  Partei  verfolgt  sie  in 
fast  unentwirrbarer  Verquickunjj^  politische,  ge- 
werkschaftliche, genossenschaftliche,  sozialpoli- 
tische, humanitäre  usw.  Bestrebungen ;  sie 
bietet  der  Arbeiterfamilie  ebenso  ärztliche 
Hilfe  und  Medizin,  wie  Uhren,  Bettstellen  usw.. 
wie  endlich  das  Restaurant  und  das  Cafe. 
Durch  diese  Vielheit  des  Wollens  sind  die 
Grenzen  des  Könnens  denn  auch  beschränkt. 
Überdies  geht  noch  jeder  Verein  oft  seine  eigenen 
Wege.  Obschon  der  Konsumverein  bei  der 
dichten  Bevölkerung  Belgiens  ^t  gedeihen 
sollte,  ist  die  konsum^enossenscnaftliche  Be- 
we&^ng  trotz  ihrer  jetzigen  Ausdehnung  nicht 
viel  versprechend;  sie  läßt  es  an  der  unbemnfirteu 
Neutralität  gegenüber  Andersdenkenden  fehlen 
und  scheint  der  Zusammenfassung  in  kräftige 
Verbände  abgeneigt. 

8.  Schweis.  Seit  mehr  als  zehn  Jahren 
breitet  sich  das  Genossenschaftswesen  stark  aus. 
allerdings  fast  ohne  einheitliche  gesetzliche 
Regelunfif,  weshalb  es  im  wesentlichen  nur  wirt- 
schaftlich, nicht  auch  den  Rechtsformen  nach, 
mit  dem  deutschen  oder  dem  mancher  anderen 
Länder  verglichen  werden  kann;  es  übernehmen 
dort  namentlich  viele  Aktiengesellschaften  die 
wirtschaftliche  Tätigkeit  der  Genossenschaften 
und  arbeiten  in  diesem  Sinne.  In  der  Schweiz 
heißt  sehr  vieles  Genossenschaft,  was  nur  ganz 
entfernt  damit  verwandt  ist.  Der  Konsumverein 
ist  in  vielen  Gemeinden  die  den  Handel  be- 
herrschende Betriebsform;  daher  gibt  es  viele, 
aber  nicht  durchweg  große  derarnge  Vereine: 
auch  ist  ihre  Dichtigkeit  in  den  Kantons  sehr 
verschieden ;  sie  unterhalten  aber  viele  Verkaufs- 
stellen. Neben  den  Konsumvereinen  sind  die 
landwirtschaftlichen  Genossenschaften,  vielfach 
übrigens  mit  Konsumvereinseinrichtungen  ver- 
sehen, sehr  verbreitet,  nnd  obschon  in  der 
Schweiz  die  nicht^enossenschaftlichen  Geld- 
institute dem  Landwirt,  Viehzüchter  und  Hand- 
werker sehr  entgegenkommen,  hat  sich  auch  die 
Kreditgenossenschaft  eingebürgert,  die  sich  im 
wesenUichen  freilich  an  die  Form  der  Aktien- 

gesellschaft  anschließt,  meist  mit  schwankendem 
eschäftsanteil  und  nach  diesem  oder  einem 
Mehrfachen  davon  beschränkter  Haftpflicht.  Die 
Schweizerische  Volksbank  in  Bern  (seit  1869/ 
mit  ihren  Zweiganstalten  ist  die  bedeutendste 
dieser  Art;  sie  hatte  Anfang  1903  über  25500 
Mitglieder,  ein  Geschäftskapital  von  24  Millionen 
Francs,  einen  Reservefon(&  von  3Vt  Millionen 
Francs  und  erreichte  einen  Umsatz  von  4V« 
Milliarden  Francs.  Raiffeisenkassen  gibt  es  wenip: : 
der  kapitalistische  Gedanke  beherrscht  die  kredit- 
genossenschaftlichen Einrichtungen  ganz  über- 
wiegend. Sennerei-  und  Käsereigenossen- 
schaften sind  dagegen  verbreitet,  dem  Wesen 
nach  schon  seit  Jahrhunderten.  Dem  milch- 
wirtschaftlichen Zentralverbande  gehören  sieben 
Unterverbände  mit  gegen  500  Mitgliedervereinen 
an.  Die  Viehzuchtgenossenschalten,  an  Zahl 
etwa  400,  suchen  die  beiden  vorzüglichsten 
Viehrassen,  die  Simmen taler  und  die  ^hwyzer. 
fortwährend  zu  verbessern  nnd  jedenfalls  rein  zu 
erhalten,  weshalb  sich  auch  jede  Zucht  genossen- 
Schaft  auf  die  Pflege  nur  einer  Kasse  beschränkt : 
die  Kantone  und  die  Bundesregierung  unter- 
stützen die  durch  Uebemahme  der  Einricbtungn- 
i  kosten  u.  dgl.  Ebenso  bestehen  landwirtschaft- 
liche  Bezugs-    und    Verkaufsgenossenschaften. 
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Anch  auf  sonstigen  Gebieten  betätigt  sich  der 
genossenschaftlidie  Gedanke  der  Sache  nach, 
wenn  auch  oft  die  eigentliche  genossenschaftliche 
Form  fehlt,  z.  6.  in  den  Bürgergenossenschaften, 
d.h.  Hilfskassenvereinen,  in  Wasserversorgonjpfs- 
genossenschaften  u.  a.  ro.  Die  Genossenschans- 
Statistik  ist  der  schwankenden  und  vielseitigen 
Formen  genossenschaftlicher  Tätigkeit  wegen 
schwierig  aufzustellen  und  ebenso  schwierig  zu 
benutzen,  soweit  eine  solche  überhaupt  vorliegt. 
9«  Italien«  Das  reich  entwickelte  und  sich 
kraftvoll  gebende  Genossenschaftswesen  des 
Königreichs  ist  ein  Kind  des  deutschen :  Luzzatti 
war  ein  Schüler  von  Schnlze-Delitzsch  und 
Dr.  WoUemborg  ein  Anhänger  des  Raiffeisen- 
systems ;  beide  Männer  haben  den  ersten  deutschen 
Systemen  in  Italien  Eingang  und  Verbreitung 
verschafft,  wenn  auch  vor  ihnen  wie  in  anderen 
Ländern  schon  Ansätze  genossenschaftlicher 
Arbeit  vorhanden  waren.  Vi janö  dagegen  führte 
das  Rochdaler  Konsumveremssystem  ein.  Zu- 
erst entwickelten  sich  die  Luzzattischen  Volks- 
banken am  kräftigsten.  Als  1898  der  Papst  in 
einer  Enzvklika  dem  Genossenschaftsgedanken 
seine  Empfehlung  zuteil  werden  ließ,  entstanden, 
von  der  Geistlichkeit  veranlaßt  und  geführt, 
vieler  Orten  gewerbliche  und  landwirtschaftliche 
Genossenschaften,  möglichst  mit  konfessionellem 
Gepräge,  die  dann  den  Luzzattischen  und 
WoUemborgschen  Vereinen  entgegentraten,  sie 
auch  oft  zurückdrängten,  namentlich  auf  dem 
Lande.  Im  Geuossenschaftsleben  scheint  der 
Italiener  ohnehin  weitgehender  Zersplitterung 
zugeneigt.  —  Die  Volksbank  (Banca  popolare)  hat 
sich  den  ursprünglichen  Schulze-Delitzschschen 
Charakter  nicht  ganz  zu  eigen  gemacht;  der 
deutsche  Kreditverein  mit  seiner  unbeschränkten 
Solidarhaft,  seinen  lange  fortgesetzten  Anteils- 
einzahlungen und  den  heimischen  (deutschen) 
Kreditformen  paßte  nicht  für  den  mißtrauischen, 
unübersehbarer  Haftpflicht  abgeneigten,  da- 
gegen mit  dem  Wechselkredit  bis  in  die  Schichten 
der  Landbevölkerung  wohl  vertrauten  Italiener. 
Dementsprechend  kennen  die  Volksbanken  nur 
die  beschränkte  Haftpflicht  bei  nicht  hohen, 
rasch  einzuzahlenden  Geschäftsanteilen  und 
pflegen  weniger  den  Barkredit  als  den  Diskout- 
kreait,  immerhin  natürlich  wie  in  Deutschland 
ausschließlich  den  persönlichen  oder  Lombard- 
kredit. Eine  neuere  zuverlässige  Statistik  über 
sie  scheint  es  nicht  zu  geben;  1898  bestanden 
696  Volksbanken  mit  381 445  Mitgliedern,  im% 
Millionen  Lire  eigenem,  3777«  Millonen  fremdem 
Kapital  (darunter  234  Millionen  Spareinlagen) 
und  409*/3  Millionen  Lire  Außenständen.  —  Die 
landwirtschaftlichen  Genossenschaften  haben  sich 
den  Raiffeisenschen  Charakter  in  vielen  Haupt- 
sachen bewahrt,  so  (entgegen  den  Volksbanken) 
die  Solidarhaft,  die  Beschränkung  auf  kleine 
Bezirke,  die  Beschaffung  von  Stiftun^fonds, 
fehlende  Geschäftsanteile  (welche  die  RaifFeisen- 
kasseii  in  Deutschland  späterhin  gesetzlich  ein* 
führen  mußten) ;  als  ländliche  Sparkassen  haben 
sie  große  Bedeutung  und  das  Vertrauen  der 
Bevölkerung.  Eine  Statistik  gibt  es  wohl  nicht ; 
neuere,  wahrscheinlich  nicht  zuverlässige  An- 
gaben reden  von  1050  Darlehnskassen  mit  95Ü0O 
Mitgliedern  und  625000  Lire  Anteilskapital, 
was  wahrscheinlich  eine  lückenhafte  Nach- 
weisung ist.  Der  zeitweilige  Ruhm  der  fran- 
zösischen  landwirtschaftlichen   Syndikate    und 


Maggiorino  Ferraris'  Einsicht  in  die  Zustände 
und  die  Ent Wickelung  der  deutschen  landwirt- 
schaftlichen Genossenschaften  hat  dann  seit  dem 
Ende  der  achtziger  Jahre  auch  die  übrigen 
Zweige  der  landwirtschaftlichen  Genossenischaft 
zur  Entfaltung  gebracht,  namentlich  die  Ein- 
kaufsgenossenschaften, weniger  die  Verkanfs- 
genossenschaften.  Die  Molkerei-  und  Käaerei- 
genossenschaften,    vornehmlich   in    den   Alpen- 

Sebieten,  blühen,  sie  sind  aber  nur  in  der 
[inderzahl  große  und  mit  voUkommenen  Ein- 
richtungen versehene  Betriebe.  Neuerdings 
werden,  offensichtlich  lückenhaft,  750  Molkerei- 

fenossenschaften  mit  37000  Mitgliedern  und 
Million  Lire  Anteilskapital,  ferner  222  sonstige 
landwirtschaftliche  Genossenschaften  mit  47000 
Mitgliedern  und  l*/4  Millionen  Anteilskapital 
angegeben.  —  Die  meist  kleinen  Konsumvereine 
sind  weit  verbreitet,  vielleicht  aber  zunächst 
weniger  durch  ihre  wirtschaftliche  Tätigkeit 
als  durch  die  Pflege  des  genossenschaftbchen 
Gedankens  bedeutsam.  Ihr  Umsatz  erreicht  in 
vielen  Fällen  kaum  30  bis  40000  Lire,  natürlich 
neben  einigen  sehr  viel  größeren.  Sie  sind 
meist  örtlich  oder  nach  Fabrikuntemehmungen. 
Berufsständen  (Eisenbahnbeamte)  getrennt  una 
zersplittert,  nicht  selten  nach  l^timmenden 
Gresichtspnnkten,  die  außerhalb  der  genossen- 
schaftlichen Aufgaben  liegen.  Die  Geschäfts- 
anteile sind  meistens  klein  und  sehr  klein. 
Manche  Konsumvereine  haben  auch  Eigen- 
produktion (Bäckerei).  Große  Konsumvereine 
sind  die  Unione  cooperativa  mit  6500  Mitgliedern 
und  6V3  Million  Lire  Umsatz  und  die  Unione 
militare,  ein  Offiziersverein  mit  16000  Mit- 
gliedern. —  Eine  in  Italien  besonders  ausgebildete 
Genossenschaftsart  ist  die  Arbeitergenossenschaft 
(Cooperativa  di  lavoro),  während  sonst  die  ge- 
werbliche Produktivgenossenschaft  mäßig  ent- 
wickelt ist.  Die  Arbeitergenossenschaft  ver- 
wertet die  Arbeitskraft  ihrer  Mitglieder  ge- 
meinschaftlich. Bodenarbeiter  (Braccianti)  und 
Bauarbeiter  (Muratori)  bilden  ihren  Haupt- 
bestandteil; Karrenschieber,  Pflasterer,  Stem- 
setzer,  Kahnfahrer  u.  a.  m.  kommen  hinzu. 
Diese  Genossenschaften  übernehmen  Arbeitsver- 
träge größeren  Umfanges  unmittelbar  vom 
Auftraggeber;  Private,  Gesellschaften,  Ge- 
meinden, Öffentliche  Körperschaften  und  der 
Staat  schließen  mit  ihnen  Arbeitsverträfi^e,  teils 
für  Neubauten  u.  dgl.,  teils  für  regelmäßige 
Instandhaltung.  Das  hat  sich  gut  bewährt, 
und  die  Geschäftstätigkeit  wie  die  Erfolge 
dieser  Genossenschaften  sind  nicht  weniger  he- 
deutend,  als  das  ihnen  allgemein  entgegen- 
gebrachte Vertrauen  groß  ist.  Sie  haben  von 
Kaiffeisen  den  Grundsatz  übernommen,  daß  das 
angesammelte  Reservekapital  Gemeineigentum 
der  Genossenschaft  bleibt  und  bei  der  Auflösung 
der  übrigens  recht  beständigen  Vereine  an  das 
Municipio  übergeht,  das  das  Kapital  einer  später 
wieder  entstehenden  ähnlichen  Genossenschaft 
auszuhändigen  hat.  Die  Geschäftsanteile  sind 
meist  klein  und  nach  fünf  Jahren  rückzahlbar. 
—  Sonstige  Genossenschaften  sind  die  Bau-,  die 
Vieh-,  Hagel-,  Brand-  und  Lebensversichemn^ 
genossenschaften,  die  indessen  nur  teilweise 
eigentlichen  genossenschaftlichen  Charakter 
haoen. 

10«  Rußland.   Bußland  hat  in  den  Artellen 
(s.  d.)  eine  viele  Jahrhunderte  weit  zuraekreichende 
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Genossenschaftsart  j  in  welcher  sich  einzelne 
Personen  nnter  solidarischer  Haftbarkeit  za  ge- 
meinsamer wirtschaftlicher  Verwertung  von 
Kapital  und  Arbeitskraft  oder  dieser  allein  zu- 
sammenschließen. Daneben  entstanden  in  den 
60er  Jahren  nach  dem  Vorbilde  Schalze-Delitzschs 
sog.  Spardarlehnskassen  (Spar-  und  Vorschuii- 
ffenossenschaften) ,  welche  sich  bis  zum  Jahre 
1884  kräftig  entwickelten,  dann  stehen  blieben 
oder  zorttckgingen.  Die  Regierung  suchte  daher 
durch  das  Gesetz  über  den  bäuerlichen  genossen- 
schaftlichen Kredit  v.  l./VI.  1895  a.  St  dem  Ge- 
nossenschaftswesen wieder  aufzuhelfen,  indem 
sie  eine  obrigkeitliche  Revision  der  Kassen  ein- 
führte und  neben  den  alten  Genossenschaften 
neue  Kreditvereine  schuf,  welche  von  der  Staats- 
bank Kapitalien  erhalten.  Außerdem  enthielt 
das  Gesetz  noch  verschiedene  Reformen  bezüg- 
lich der  Darlehnsfristen,  des  Kredits  auf  Mobiliar- 
pfönder  n.  a.  1903  bestanden  862  Vorschuß- 
vereine; für  698  davon  werden  2980Q0  Mit- 
i^lieder  und  rund  33%  Millionen  Rubel  gewährte 
Vorschüsse,  femer  10  V«  Million  Anteilseinlagen, 
2*in  Millionen  Reservefonds,  22  Millionen  Spar- 
einlagen und  ein  Reingewinn  von  1065500  Rubel 
angegeben.  —  Das  landwirtschaftliche  Genossen- 
schamwesen  baut  sich  auch  heute  noch  vor- 
wiegend auf  dem  Artelsystem  auf.  Rechtsanwalt 
Lewitzkv  widmet  sich  seit  1894  ausschließlich 
ihrerVerbreitungundzeitgemäßenAusgestaltung|: 
bei  der  Gründung  gibt  jeder  Genosse  seinen 
Boden  und  sein  Inventar  m  das  genossenschaft- 
liche Gemeinschaftseigentum;  aus  gemeinsamer 
Kasse  werden  Abgaben  und  Unterhalt  der  Ge- 
nossen bestritten;  die  Früchte  werden  gemein- 
schaftlich verwertet  und  von  ihrem  Ertrage, 
nach  Abzug  des  Saatgutes  und  der  Aufwendungen, 
den  Mitgliedern  nach  Maßgabe  ihrer  Arbeit,  die 
h'eilich  sehr  roh  abgeschätzt  wird,  ein  Anteil 
zugebilligt.  —  Auch  gewerbliche  Artelle  der 
gleichen  Art  hat  Lewitzky  gegründet,  und  es 
bestehen  besonders  in  Südrußland  deren  ziemlich 
viele  für  Kellner,  Schneider,  Tischler,  Schuh- 
macher, Schlosser,  Goldarbeiter,  Bäcker,  Steiu- 
arbeiter,  Maurer^  Maler  u.  a.  m.  Ebenso  haben 
sich  die  sozialistischen  Schriftsteller  Dobrolinboff 
und  Tschemischewsky  um  die  Einführung  und 
Verbreitung  von  Produktivgenossenschaften  be- 
müht; doch  soll  ihr  Stand  nicht  sehr  be- 
friedigend sein.  —  Die  Konsum  Vereinsbewegung 
in  Riäland  wurde  schon  1869  von  Sieber  unter 
Hinweis  auf  die  Erfolge  der  Rochdaler  Vereine 
ausgelost.  Es  sind  auch  eine  Anzahl  Konsum- 
vereine entstanden,  darunter  sogar  einige  sehr 
große  und  blühende;  aber  einen  durchschlagenden 
Erfolg  haben  sie  bisher  nicht  fi^ezeitigt.  Es 
gibt  in  Rnßland  vielleicht  fcOO  Konsumvereine 
mit  240000  Mitgliedern,  die  überwiegend  dem 
.^rbeiterstande  angehören. 

11*  Andere  Lander«  In  allen  Kulturstaateu 
hat  das  Genossenschaftswesen  heute  mehr  oder 
weniger  Verbreitung  gefunden ;  nur  ist  es  nicht 
annähernd  gleichartig  eingerichtet,  öfters  ohne 
gesetzliche  Grundlage  in  freier  Vereinigung  der 
eich  Zusammenschließenden  entstanden,  zuweilen 
sogar  ohne  jede  statutarische  Unterlage  bestehend, 
Diie  es  von  alters  her  so  geworden  ist.  In 
manchen  Ländern,  wie  z.  B.  m  den  Vereinigten 
Staaten^  ist  die  Genossenschaftsbewegung  wenig 
einheiUichy  wenn  auch  erfolgreich.  In  anderen 
ist  sie  überwiegend  von  kommunistischen,  poli- 


tischen und  selbst  religiösen  Grundsätzen  be- 
herrscht. Uralt  ist  die  Genossenschaft  in  China 
und  Japan,  älter  jedenfalls  als  irgend  eine  im 
westlichen  Europa.  Die  moderne  Entwickelung 
des  Genossenschaftswesens  —  der  Tatsache  b^ 
ges^et  man  überall  —  beruht  in  vielen  L&idem 
auf  den  schöpferischen  Gedanken  der  Deutschen 
Schulze-Delitzsch  und  Raiffeisen. 

V.  Internationale  Genossenschafts- 
Alliance. 

Die  Begründung  dieser  Vereinigung,  die 
den  loteroationalen  Genosseaschaftskongreft 
ins  Leben  gerufen  hat  und  unterhält,  hat 
zum  Zwecke  die  Förderung  genossenschaft- 
licher  Organisation   und  aller  allgemeinem 
genossenschaftlichen  Aufgaben  im  weitesten 
Sinne.  Nach  üeberwindung  vieler  Schwierig- 
keiten wurde  der  Bund  im  Jahre  1895  in 
London   gegründet.     Er   steht    unter    der 
Leitung   des    verdienten   Genossenschaftern 
Henry  W.  Wolff  und  ist  jetzt  eine  Ver- 
einigung von  Genossenschaftsverbänden.  Den 
ersten  internationalen  GenossenschaftskongreE 
veranstaltete  der  Bund  i.  J.  1895  in  London,, 
es  folgten  weitere  in  Delft  (1897),  in  Paris 
(1900),  in  Manchester  (1902)  und  in  Buda- 
pest (1904).    Jeder  der  letzten  drei  Kongresse 
verhandelte   über  ein  bestimmt  begrenzten 
Programm,  so  der  von  Paris  über  die  Groß- 
einlü^ufsgenossenschaften,  der  von  Manchester 
über  Bau-  und  Siedelungsgenossenschaften. 
der  von  Budapest  über  die  Ausbreitung  des 
Genossenschaftswesens  in  den  östlichen  Län- 
dern,   über  ländliche   Konsumvereine    und 
über  Staatshilfe,  die  von  dem  Bunde  ver- 
worfen wird.    Der  Schwerpunkt  des  Bunden 
liegt  vorderliand  noch  ganz  in  England ;  die 
herrschende  Gestaltung  und  die  Ziele  des 
englischen    Genossenschaftswesens    werden 
vorerst  wohl  auf  den  Kongressen  den  leiten- 
den Einfluß  behalten.    Das  kann  dann  zu 
einer  einseitigen  Entwickelung  des  Bundes^ 
zur   Zurückhaltung    und    selbst    zum   Aus- 
scheiden   von    solchen    Verbänden    anderer 
Länder  führen,  die  dem  Geiste  des  englischen 
Genossenschaftswesens  nicht  folgen  wollen. 
Nach  dem  Budai)ester  Kongreß   sind  der- 
artige Erscheinungen  bereits  eingetreten.  — 
Der  Bund  hat  die  Herausgabe  einer  in  drei 
Sprachen  erscheinenden  Zeitschrift  in  Aus- 
sicht genommen;   der  Plan   ist  aber  noch 
nicht  verwirklicht    Ebenso  beabsichtigt  er, 
eine  internationale  genossenscliaftliche  Biblio- 
graphie ins  Leben  zu  rufen,  die  aus  Mangel 
an    Geldmitteln    und    genügendem    biblio- 
graphischem Material  bisher  ebenfalls  liegen 
geblieben  ist.    Endlich  will  er  sich  auch  der 
Pflege  der  internationalen  Genossenschafts- 
statistik  zuwenden.     Auf   wirtscluiftlichein 
Gebiete  werden  Versuche  zur  Anknüpfung 
internationaler  Handelsbeziehungen  zwischen 
genossenscliaf tlich     zusam  mengeschlossenen 
Produzenten-  und  Konsumvereinen  gemacht. 
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Literatur:  Eine  reichhaltige  NachweUung  über 
die  genoMtentchafUiche  LitenUur  der  haupUäch- 
lichaten  /Sprachgebiete  findet  sich  in  dem  von  der 
Preuß,  CentnU-Gen.'Kaste  herausgeg,  ^yJahr-  und 
Adreßhuche  der  E.-  u.  W.-G.  im  De%U$chen Reiche" 
1904JJ.,  femer  im  „Arbeiterßreund",  in  den 
„Krilischen  Blättern  för  die  gesamten  Sozial- 
loieaenschaften",  in  den  Literaturangaben  xu  den 
einschlägigen  Artikeln  im  H.  d.  St,  unt.  —  Hier 
wird  nur  eine  kleinere  Auairahl  angeführt. 

Periodische  Schriften  in  deutscher 
Sprache:  Blätter  fitr  Genossenschaftswesen 
(Organ  des  Verbundes  der  Schulte- Delitzschschen 
Gen.),  herausgeg.  von  Dr.  Hans  Crüger,  — 
Deutsche  landicirtschaftl.  Genossenschaftspresse 
{Organ  des  ReichMverhandes)  ^  herausgeg.  von 
Haas.  —  Konsumgenossenschaftliche  Rundschau 
(Organ  des  Verbandes  der  Konsumvereine) ,  heraus- 
gegeben von  Heinrich  Kaufmann,  —  Die 
Genossenschaft  (Organ  des  Verbandes  der  E.-  u, 
W.-G.  in  Oesterreich) ,  herausgeg.  von  Carl 
Wrabefz,  —  Schweizerische  Blätter  fUr  Wirt- 
schafts- und  Sozialpolitik.  —  Jahrbuch  des  Allg. 
Verbandes  der  deutsehen  E.-  u.  W.-G.,  herausgeg. 
von  Dr.  Orüger.  —  Jahrbuch  des  Reichsverbandes 
der  deutschen  landw.  Gen.,  herausgeg.  von  Haas. 

—  Jahrbuch  des  Verbandes  der  deutschen  Konsum- 
vereine, herausgeg.  von  H,  Kaufmann,  — 
Jahr-  und  Adreßbuch  der  deutschen  E.-u.  W.-G.. 
Jierausgeg.   von    der   Preuß.    Central- Gen.- Kasse. 

—  Genossenschaftskatasttr  für  das  Deutsche  Reich, 
herausgeg.  von  derselben  u.a.  —  A,  JPet^rsilie, 
Mitteilungen  zur  deutschen  GenossenschaftsstaUstik 
(a.  u.  d,  T.:  Ergänzungshefte  zur  Zeitschr.  des 
K.  Preuß.  Statist.  Landesamts).  —  Gesetzes- 
kommentare  n.  dgl.:  E,  Blattner ,  Die 
Rechtsverhältnisse  der  E.-  u.  W.-G.  nach  Schweiz. 
Obligalionenrecht  u.  ausiändischenGesetzgcbungen, 
Aarau  1899.  —  Crüger  und  Barisi^is,  Das 
Reichsgesetz   betr.  die  E.-u.W.-G.  v.  1.1  V.  1889, 

4.  Aufl.,  Berlin  1903.  —  Maurer- BirhenMM, 
Die  Genossenschaftsgesetze,  Berlin  1890.  —  O. 
Richter,  Das  Reichsgesetz  betr.  die  E.-u.  W.-G., 
3.  Atifi.,  Leipzig  1900.  —  M,  Scherer,  Das 
neue  Handelsgesetzbuch  und  die  Nebengesetze, 
IV.  (^enossenschaßsgesetz,  Leipzig  1899.  —  JE. 
Stross,  Das  österreichische  Genossenschaftsrecht, 
Wien  1887.  —  If.  Zeller,  Das  neue  Reichs- 
gesetz über  die  E.-  u.  W.-G.,  München  1889.  — 
Allgemeines,  Theoretisches  und  Ge- 
schichtliches: A,  Bernstein,  Schulze- 
Delitzschs  I^ben  und  Wirken,  Berlin  1879.  — 
Blaschek,  Das  Ziel  der  heutigen  Genossen- 
jtchaftsbetcegung,  Wien  1885.  —  Frhr,  r.  Brotch, 
Sozialreform  und  Genossenschaftswesen,  Ü.  Auft.^ 
Berlin  1890.  —  W,  Christians,  Reform  des 
GenoMsenschaftmcesens  und  MobiHsierung  des 
Grundbesitzes,  Btrlin  1879.  —  Eug,  Ci^emer, 
IHe  Bestrebungen  F.  W.  Raiffeisens  usw.,  Leipzig 
1902.  —  H,  CrOger,  fünfzig  Jahre  deutscher 
(wevossenschaftsgeschichte  (3fitteüungen  über  den 
40.  allgem.  Oenossensrhaftstag),  Berlin  1899.  — 
F.  Davidoirslcy ,  [He  nächsten  Aufgaben  der 
Gewerbegenossenschaften  in  Oesterreich^  Linz  1884' 

—  A,  Doli  f  Die  gewerblichen  AssozicUionen 
(Preisschrift),  Dresden  1850.  —  Derselbe,  Zeit- 
gemäße Vorschläge  zur  Hebung  des  Gewerbe- 
standes durch  Assoziationen  (I^eisschrift),  Dresden 
1860.  —  B.  Elrers,  Werden  und  Wirken  von 
V.  A.  Iluber,  Bremen  187^;74.  —  M.  Ertl  und 

5.  Licht,  />"*  hin<lirirtnrh,  Genosiienschnfisiresen 


in  Deutsehland,  Wien  1899.  —  JL  Fassbender, 
F.  W.  Raiffeisen  in  seinem  Leben  und  Wirken 
im  Zusammenhange  mit  der  Gesamtentwickeluug 
des  neuzeitlichen  Genossenschaftswesens  (mit 
reichlichen  Literatuixingaben  !J,  Berikn  190g.  — 
L.  Qlackemeyer,  Der  Ereditverein  nach 
Schulze- Delitzsch  und  die  Darlehnskassen  nach 
Raiffeisen,  Hannover  1887.  —  Handbibliothet 
für  das  deutsche  Genossenschaftswesen,  herausgeg. 
von  U,  Crikger,  —  K,  Hirsch,  Der  Staat  und 
das  Genossenschaftswesen,  Leipzig  1870.  —  F.  A. 
Huber,  IHe  Selbsthilfe  der  arbeitenden  Klassen 
durch  Wirtschaftsvereine  usw.,  Berlin  I84S.  -- 
Herselbe,  Ausgewählte  Schriften  iiher  Sozial- 
reform und  Genossenschaftswesen,  bearbeilet  von 
K.  Munding,  Berlin  I894.  —  Eug,  Jüger, 
V.  A.  Huber,  ein  Vorkämpfer  der  soHaUn  Reforvi, 
Berlin  1879.  —  H.  Kaufmann,  Geschichte  des 
konsumgenossenschaftl.  Großeinkaufs ,  Hamburg 
1904.  —  A,  KnitUl,  Beiträge  zur  GesehiehU  des 
deutschen  Genossenschaftswesens,  F)reiimrg  t.  Br. 
1895.  —  T.  Kudelka,  Das  landttirUch.  f^- 
nossenschaftswesen  in  Frankreich  usw.,  Berlin 
1899.  —  M.  Luuiseh,  ROekschau  auf  die  Ge- 
nossenschaflsentwickelung  in  Oesterreich,  f.  Auß., 
Wien  1876.  —  F.  Oppenheimer,  Die  soziale 
Bedeutung  der  Genossenschaft,  Berlin  1899.  — 
L,  JParisius,  Kreditgenossenschaften  nach 
Schulze-Delitzsch,  2.  Aufl.,  Berlin  1898.  —  Ed. 
Pfeiffer,  Ueher  Genossenschaftswesen,  Leipzig 
1868.  —  F.  X,  Probst,  Die  Grundlehren  dir 
deutschen  Genossenschaften,  München  1875  und 
I884.  —  Derselbe,  Schulze  und  Raiffeisen, 
München  1894.  —  P'  W.  Raiffeisen,  Kurze 
Anleitung  zur  Gründung  von  Dartehnshassen- 
vereinen,  5.  Aufl.,  Neuwied  1887.  —  Herselbe, 
Die  Darlehnskassenveteine  in  VeHnndung  mit 
Konsum-,  Verkaufs-  usw.  Genossenschaften,  4.  Aufl., 
Neuwied  1888.  —  W.  Röscher,  System  der 
Volkswirtschaft,  Bd.  12.  NationaU*konomik  det 
Ackerbaues,  bearb.  von  H.  Dade,  18.  Au/L,  Stuft- 
gaH  1908.  —  Friedr,  Sehmid,  Die  Genossen- 
Schaftssysteme  Schulze-Delitzsch  und  Raiffeisen, 
Wien  1888.  —  v,  Schihiberg,  Die  gewerblichen 
Genossenschaften  (im  Handbuch  der  politischen 
Oekonomie),  4.  Aufl.,  Tübingen  1896.  —  H. 
Schul xe'Helitsseh,  Mitteilungen  über  gewerbi. 
und  Arbeiterassoziationen,  Leipzig  1850.  —  üer- 
selbe,  Assoziationsbuch  für  Handwerker  unii 
Arbeiter,  Leipzig  185S.  —  Derselbe,  Die  ar- 
beitenden Klassen  und  das  Assoziationswesen, 
J.  Aufl.,  Leipzig  1868.  —  Herselbe,  Die  Entwirke- 
lung  des  Genossenschaftswesens  in  I>e\Uschland, 
Berlin  1870.  —  Herselbe  (mit  JP.  Schneider), 
Die  Genossenschaften  in  einzelnen  Gewcrbstweigen, 
Leipzig  1878.  —  Derselbe,  Vorschuß*  und 
Kreditvereine  als  Volksbanken,  ö.  Aufl.,  Leipzig 
1876.  —  Zeit-  und  Streitfragen,  genossenschaft- 
liche, herausgeg.  von  verschiedenen,  Berlin  1895 fg. 
—  H.  ZiUer,  Die  Bedeutung  der  £.-  w.  W.-G., 
Wien  1876.  —  Aus  der  fremdsprachlichen 
Literatur:  H»  B.  Adams,  History  0/  r*»- 
Operation  in  the  United  States^  London  1888.  - 
Ed*  Anseele,  La  Cooperation  et  le  socialisme, 
Gand  190a.  —  Apostol,  L' Artete  et  la  co*^'- 
ration  en  Russie,  Paris  1899.  —  A.  Baneeif 
JjC  cooperatisme,  Paris  1901.  —  JL,  Bertrand, 
Histoire  de  la  Cooperation  en  Belgique,  Bnurllrg 
1904.  —  L,  Badio,  Suüe  associationi  coopera- 
tive,  Roma  1890.  —  Enquete  sur  les  societes  c/< 
coojnration,  Paris  1866.   —    G.  J.  Holyoakfy 
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The  history  of  Cooperation  in  England,  London 
1S75J79,  —  HuherUVallerouXy  Lea  asttoeia- 
tions  cooperatives  en  France  et  a  Vetranger, 
Paris  I884.  —  Hughes  and  Neale,  Manual 
Jor  co-operaiora,  London  1881.  —  Jaarboek  ran 
den  Nederland«chen  cooperatieren  Bond ,  a'Gravcn- 
hage  1891fg.  —  B.  Potter,  The  co-operative 
movement  in  Greal  BHtain,  Lmdon  1904»  — 
Ch,  Raynerif  Le  credit  agricole  par  Vaaao- 
ritition  cooperatire ,  Paria  1902,  --  Reports 
/Betuma,  Proceedinga)  of  the  annual  co-operativc 
i-owjreaa  etc.  (viele  Jahrgänge).  —  Fr.  Viganöf 
Banehc  popolari  e  reapimaahilita  Ulimitata, 
Schvdxe'DelUzach,  Baiffeiaen  e  Wollemborg,  Paria 
1885.  —  (Die  aiialändiaehe  Literatur  kann  dea 
Baumea  wegen  hier  nur  ganz  unvollatändig  an- 
gegeben werden ;  vgl.  die  am  Eingange  dea 
Liieratumachweiaea  angeführten  aua/ührlicheren 
QueUenverxeichniaae.)  A.  PeterHlie, 


Erz^ewinnniig  s.  Bergbau  oben  S.  392 fg. 

Etat  s.  Budget  und  Budgetreeht 
oben  S.  563  fg. 

Exekution   s.   Zwangsvollstreckung. 

Existenzminimmii. 

1.  Besjiff  und  Begründung.  2.  Berücksich- 
tigung iii  der  Gesetzgebung. 

1.    Begriff   und    Begründung.     Das 

steuerfreie  E.  nennt  man  denjenigen  Betrag 
des  einzelwirtsehaftliehen  Einkommens,  der 
2ur  Fristung  des  Lebens  des  Wirtschafts- 
subjekts und  seiner  Familie  unumgänglich 
notwendig  ist.  Aus  der  Anerkennung  dieses 
Cmstandes  hat  man  die  Forderung  abge- 
leitet, daß  man  solche  Einkommenminima 
von  den  direkten  Steuern,  namentlich  von 
der  Einkommensteuer  freilassen  solle.  Doch 
bezieht  sich  diese  Vergünstigung  nur  auf 
solche  kleine  Einkommen,  die  in  ihrer  Ge- 
samtgrGße  einen  bestimmten  Betrag  nicht 
überschreiten.  Der  Begriff  des  E.  wird 
lediglich  auf  die  kleinen  und  kleinsten  Ein- 
kommen angewendet,  er  wird  nicht  jedem 
Einkommen  bis  zu  einem  Minimalbetrag  zu- 
gestanden, so  daß  nur  der  Mehrbetrag  Ober 
dieses  Minimum  steuerpflichtig  wäre.  Würde 
bei  weiteren  Einkommen  z.  B.  bis  900  M. 
das  Privilegium  der  Steuerfreiheit  gewährt, 
so  würden  niu-  die  diese  Summe  nicht  über- 
schreitenden Einkommen  in  diesem  Genüsse 
.stehen.  Unrichtig  wäre  es,  ein  Einkommen 
von  3000  M.  nur  mit  3000-900,  d.  h. 
2100  M.,  als  steuerpflichtig  zu  erklären. 

Eine  prinzipielle  Begründung  für  die 
Steuerfreiheit  des  E.  kann  an  sich  nicht 
vorgebracht  werden.  Denn  jedes  Einkommen, 
auch  das  kleinste,  involviert  eine  Beitra^- 
pflicht  und  eine  wenngleicli  stark  gemin- 
derte I^istungsfähigkeit.  Es  können  also 
nur  praktische  Erwägungen,  Gründe  der 
Zweckmäßigkeit  und  Billigkeit  sein,  die  zur 

Wörterbuch  der  Volkswlrtsohnft.    II.  Aull.    Bd.  I. 


Begründung  angerufen  werden  können. 
Hierher  gehören  vor  allem  sozialpoli- 
tische Kücksichten.  Man  will  die 
„kleinen  Leute",  insonderheit  die  arbeiten- 
den Klassen,  bezüglich  des  Arbeitslohnes  in 
ihren  Existenzbedingungen  erleichtem.  Zu- 
dem bringt  man  die  Unsicherheit  dieser 
Einkünfte,  ihre  häufige  Unterbrechung  durch 
Arbeitslosigkeit,  Krankheit  und  Unfall  vor. 
Auch  für  andere  Personen,  wie  Witwen 
und  Waisen,  altersschwache  und  nicht  mehr 
erwerbsfähige  Personen,  hat  man  für  et- 
waige kleine  Rentenbezüge  die  gleiche  Rück- 
sicht walten  lassen.  Dazu  kommt  als  weitei'e 
Erwägung,  daß  die  inneren  Verbrauchs- 
auf lagen,  vornehmlich  aber  die  auf  not- 
wendige Lebensmittel  (Brot,  Fleisch,  Salz- 
oder auf  Massenkonsumartikel  (Tabak,  Ge- 
tränke) gelegten,  die  unteren  Einkommen) 
stufen  ohnehin  relativ  stärker  treffen  als 
die  oberen  Schichten  der  Bevölkerung. 
Endlich  aber  ergeben  sich  mancherlei 
steuertechnische  Schwierigkeiten 
aus  der  Veranlagung  imd  Erhebung  dieser 
vielen,  kleinen  Beträge  direkter  Steuern. 
Das  ganze  steuertechnische  Verfahren  ist 
schwierig,  kostspielig,  lästig  und  macht 
zahlreiche  Exekutionen  notwendig  bei  ver- 
hältnismäßig geringfügigem  Steuerertrage. 
Dabei  hat  man  folgerichtig  die  mitunter 
aufgestellte  Forderung,  das  steuerfreie  E. 
auf  das  Lohneinkommen  zu  beschränken, 
abgelehnt  und  dieses  allen  kleinen  Ein- 
kommen gewährt  ohne  Rücksicht  auf  die 
Quellen,  aus  welchen  sie  stammen. 

2.  BerfiekslGhtiguBg  in  der  Gesetigebong. 

Bei  der  Einkommensteuer  gewähren  ein  steuer- 
freies E.  Preußen  bis  zum  Betrage  von 
903  M.,  Sachsen  bis  400  M.,  Hessen  500 
und  Baden  900  M.  Die  englische  Ein- 
kommensteuer kennt  sogar  ein  solches  bis  zu 
3200  M.  Auch  bei  den  Ertragssteuem  hat  man 
derarti&:e  Versuche  gemacht.  In  England 
sind  Häuser  mit  einem  Jahresertrag  unter 
400  M.  steuerfrei.  Nach  der  preußischen 
Gewerbesteuer  bleiben  alle  Gewerbetreibenden, 
die  einen  G^werbeertrag  von  weniger  als  löOO  M. 
erzielen  oder  ein  geringeres  Anlagekapital  als 
3000  M.  aufweisen,  von  der  Geweroesteuer  be- 
freit Die  französische  Patentsteuer  kennt 
zahlreiche  Ausnahmen.  Von  der  Kapitalrenten- 
Steuer  sind  ausgenommen  in  Bayern  Renten 
bis  70  M.  allgemein  und  Renten  bis  403  M.  er- 
werbsunfähiger Personen,  deren  steuerbares  Ein- 
kommen 700  M.  nicht  übersteigt.  Witwen  und 
minderiährige  Doppelwaisen  haben  von  einem 
Reutenbezuge  von  2000  M.,  wenn  ihr  übriges 
Einkommen  geringfttfi^ig  ist,  nur  die  Hälfte  der 
Steuersätze  zu  entrichten.  Desgleichen  bleiben 
in  Baden  Renten  bis  60  M.,  in  Hessen  bis 
100  M.  steuerfrei,  für  Witwen  und  Waisen  be- 
stehen noch  größere  Befreiuniren.  Oest er- 
reich läßt  Einkommen  bis  1200  Kr.  von  der 
Personaleinkommensteuer  frei  nsw. 
Literatur:  Schmiilt,  Steuerfreiheit  de«  Exij*tf'nz' 
minimnma,  Leipzig  lfi77.  —  Pettkev,    Ufber  dir 
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Befreiung  einer  geicüsen  Klasse  von  SUuUsbürgem 
von  der  persimlieken  Besteuerung,  GöUingen  1877, 
—  Wagner^  FinantwiMenschaft  II,  ^  167,  — 
Koseher f  Syst.  IV,  §  35.  —  Vocke,  Die  Ab- 
gaben,  die  Auflagen  und  die  Steuer,  Stuttgart 
1887,    S.    458.   —    Cohn,    Mnamwissenschaß, 


StuUgaH  1889,  S.  27t.  —  AnUmi,  Die  Steuer- 
subjekte, Schanz*  Finanzarchiv  V,  S.  9S0.  — 
Schatui,  Art.  „Existenzminimttm  und  seine 
Steuerfreiheü"  im  H.  d.  St.,  S.  At^.,  Bd.  llh 
S.  760fg.  MajT  von  Heekel. 


F. 


Fabrik.  I  werbeverfassung  (nichtzflaftig),  andererseits 

Ueber  die  F.  als  gewerbüches  Betriebs-]»™  umfang  des  Betriebs  und  d^n  innerer 
.svstem  vgl.  Art.  „Gewerbe".  I  Organisation    (Arbeitszerlegung)     gefunden. 

"  Der  Name  kommt  vom  latein.  fabrica,!?»«  Theoretiker  des  18.  Jahrh.  haben  sich 
das  schon  im  klassischen  Zeitalter  unter  der  1  bemAht,  einen  begriff üehen  unterschied 
Bedeutung  Werkstätte,  Gewerbe,  Kun8tnbung:?^»8chen  ManuWkturen  und  F.  airfztistellen, 
vorkommt,  im  Mittdalter  aber  einen  b^lin^lem  sie  als  F.  diejenigen  Betnebe  be- 
schränkteren Sinn  annimmt,  indem  es  für^jeichnen  wollten,  bei  welchen  Feuer  und 
die  Erbauung  oder  Bauunterhaltung  einer  fammer  angewendet  A»-Ürden .  als  Manu- 
Kirche  sowie  für  denjenigen  Teil  des  ^^t"«"  ,.?>?ie">?en ,  bei  welchen  die  Ar- 
Kirchenvermögens  gebraucht  wird,  der  diesem  bellen  „bloß  mit  der  Hand  ohne  Feuer 
Zwecke  gewidmet  ist  (Kirchen-F.,  Bau-F.).  "P^  Hammer"  geschehen.  Docli  hat  sich 
Zur  Be-iichnung  einer  besondei^n,  dem  j  ^'^se  Unterscheidung  keine  (kuemde  Geltung 
Handwerk  entgegengesetzten  Form  des  ge- '  ^."  verschaffen  vermocht.  Später  hat  man 
werblichen  Betriebes  scheint  das  Wort  nicht ,  «e  zu  verbessern  gesucht,  indem  man  die 
vor  dem  Ende  des  17.  Jahrh.  gedient  zu : -^Q^endung  der  Maschine  fdr  die  l. 
haben.  Allerdings  findet  es  sich  weit  früher  ^f"»  »"  Anspruch  nahm,  während  man 
bei  französischen  Schriftstellern  in  der  Be-  ""lef  5*'??S''l"'"  ^^"^iT®"  ko"f  «.»"ei-ten 
deutung  „Herstellung  eines  gewerblichen  ^t™b  mit  bloßer  Handarbeit,  bald  die  sonst 
Produkts«  (z.B.  la  fabrique  de  toutes  sortes '  «^s  Hausindustrie  (besser  \erlags- 
d'armes  bei  Montchretien) ;  aber  zur  Kenn-  System)  bezeichnete  Betnebsform  verstand 
Zeichnung  der  neuen  gewerblichen  Betliebs-  ^6"^,  i^t  der  Ausdruck  Jlanufaktur  wohl 
form  wird  dort  und  auch  in  der  deutschen  endgültig  fallen  gelassen;  nur  in  der  tech- 
Literatur  zuerst  bloß  der  Ausdruck  Manu-  nischen  Bezeichnung  Manufakt.n-waren  (d.h. 
faktur  gebraucht.  Im  18.  Jahrh.  spricht  l'.abnkate  der  TextiUndustne)  durfte  er  noch 
man  allgemein  von  „Manufakturen  und  F."  ■  eine  Zeitlang  forUeben. 
als  gleichbedeutenden  Ausdrücken  und  ver- .  Dagegen  wird  jetzt  in  Gesetzgebung  und 
steht  unter  dieser  Doppelbezeichnung  „die  Verwaltung  der  Ausdruck  F.  (abweichend 
größeren  Gewerbsanstalten  oder  Kunstge-  von  der  unter  dem  Art  „Gewerbe"  festge- 
werbsinstitute,  welche  von  den  gewöhnlichen  stellten  volkswirtschaftlichen  Begriffsbestim- 
Handwerken  dadurch  unterschieden  sind:  raung)  für  jeden  in  einem  besonderen  Ge- 
1.  daß  sie  ihre  Fabrikate  nur  im  großen  bände  konzentrierten  industriellen  Großbetrieb 
anfertigen;  2.  daß  ihre  Produkte,  bevor  sie  gebraucht,  ohne  daß  es  gelungen  wäre,  den 
ihre  VoUondung  en-eicht  haben,  durch  die  Begriff'  kurz  und  scharf  gegen  andere  Be- 
Hände verschiedener  Arbeiter  gehen,  von  triebsformen  abzugrenzen,  so  dringend  dazu 
denen  jeder  Einzelne  nur  einen  Teil  der  da-  auch  die  Veranlassung  seit  dem  Aufkommen 
zu  bestimmten  Bearbeitung  versteht;  3.  daß  einer  eigenen  ,,F.gesetzgebung"  gewesen 
ihre  Unternehmer  keiner  Zunft  oder  Innung '  wäre.  Bald  fand  man  das  unterscheidende 
verpflichtet  sind ;  4.  daß  sie  eine  nicht  be- 1  Merkmal  des  F.betriebs  in  der  Verwendung 
schränkte  Anziihl  Arbeiter  beschäftigen : '  von  Dampf ,  Wasser  oder  einer  anderen 
").  daß  bei  ihnen  weder  eine  Aufdingung ;  mechanischen  Kraft  zum  Umtrieb  von  Ar- 
noch  Wanderung  noch  Lossprechung  noch  die  beitsmaschinen  (England),  bald  in  der  Be- 
Anfertigung  eines  Meisterstücks  erforderlich  schäftigung  einer  bestimmten  Anzahl  von 
sind."  Der  Unterschied  gegenüber  dem  Arbeitern  in  geschlossenen  Räumen  (Frank- 
Handwerk  wird  also  einerseits  in  der  Ge-  reich  und  Oesterreich  20,  Italien  10),  l)ald 
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in  einer  Kombination  dieser  Merkmale.  Nur 
das  schweizerische  BG.  vom  23.111. 
1877  hat  es  mit  einer  aUgemeinen  Definition 
versucht,  die  dem  nationalökonomischen  Be- 
griffe der  F.  ziemlich  entspricht :  „Als  F.  ist 
jede  industrieUe  Anstalt  zu  betrachten,  in 
welcher  gleichzeitig  und  regelmäßig  eine 
Mehrzahl  von  Arbeitern  außerhalb  ihrer 
Wohnungen  in  geschlossenen  Bäumen  be- 
schäftigt wird."  Allein  auch  dort  ist  die 
Praxis  damit  nicht  ausgekommen,  und  im 
Jahre  1891  hat  der  Bundesrat  folgende 
näheren  Merkmale  festgesetzt:  „Die  F.  sind 
I^triebe  a)  mit  mehr  als  5  Arbeitern,  welche 
mechanische  Motoren  anwenden,  oder  Per- 
sonen unter  18  Jahren  beschäftigen,  oder 
^wisse  Gefahren  für  Gesundheit  und  Leben 
der  Arbeiter  bieten ;  b)  mit  mehr  als  10  Ar- 
V>eitern,  bei  welchen  keine  der  Bedingungen 
zu  a  zutrifft;  c)  mit  weniger  als  6,  resp. 
11  Arbeitern,  welche  außergewöhnliche  Ge- 
iahren für  Gresundheit  und  Leben  bieten.'' 
Offenbar  ist  hier,  entsprechend  dem 
Zwecke  des  Arbeiterschutzgesetzes,  ein  ge- 
werbepolizeilicher F.begriff  fingiert, 
der  weit  über  den  volkswirtschaftlichen 
hinausreicht.  Aehnlich  im  Deutschen 
Reiche.  Nach  dem  Unfall  Versicherungs- 
gesetze vom  6./ VI.  1884  (§  1)  „gelten"'  alle 
Betriebe,  in  denen  mindestens  10  Arbeiter 
regelmäßig  beschäftigt  werden,  sowie  die- 
jenigen, in  denen  Explosivstoffe  oder  explo- 
dierende Gegenstände  gewerbsmäßig  erzeugt 
werden,  „als  F.".  Ihnen  „gleichgestellt''  sind 
diejenigen  Betriebe,  in  welchen  Dampfkessel 
<Kier  durch  elementare  Kraft  (Wind,  Wasser, 
Dampf,  Gas,  heiße  Luft  usw.)  bewegte  Trieb- 
werke zur  Verwendung  kommen,  mit  Aus- 
nahme der  land-  und  foretwirtschaftlichen 
Nebenbetriebe.  Welche  Betriebe  außerdem 
als  F.  im  Sinne  dieses  Gesetzes  anzusehen 
sind,  entscheidet  das  Reichsversicherungsamt. 
Verwandte  Fiktionen  finden  sich  bei  der 
-\rbeiterschutzgesetzgebung  anderer  Staaten. 
Dagegen  ist  eine  solche  Festlegung  des  lie- 
griffes  durch  die  Sonderbestimraungen  der 
(iO.  des  Deutschen  Reiches  für  F.arbeiter 
(§  134— 139a)  und  im  Krankenversicherungs- 
gesetze nicht  gegeben.  Dies  bereitet  der 
Handhabung  der  ersteren  diuxih  die  Gewerbe- 
aufeichtsbeamten  große  Hindernisse  und  hat 
in  zahlreichen  Fällen  zur  Anrufung  der  Ge- 
richte geführt.  Die  Judikatur  des  Reiclis- 
gerichts  hat  hierbei  den  Standpunkt  vertreten, 
daß  der  Begriff  der  F.  objektiv  und  nicht 
bloß  mit  Rücksicht  auf  die  Scliutzbedürftig- 
keit  der  im  besonderen  Falle  beschäftigten 
Arbeiter  festzustellen  sei.  Dieser  Auffassung 
t^emäß  hat  es  eine  Reihe  von  volkswirtschaft- 
lich-technischen Kriterien  angegeben,  welclie 
das  Vorhandensein  einer  F.  bedingen ;  keines  | 
dieser  Kriterien  soll  aber  für  sich  allein  ge- 
nügen, um  die  Begriffsbestimmung  der  F. 


zu  begi'ünden ;  aber  es  soll  auch  der  Mangel 
einzelner  bei  F.  regelmäßig  vorhandener 
Eigenschaften  und  Einrichtungen  den  Begriff 
nicht  notwendig  ausschließen.  Als  solche 
Merkmale  werden  angeführt:  „dauernde 
technische  Verbindung  der  Maschinenkraft 
mit  der  Betriebsanlage,  erhebliche  Anzahl 
beschäftigter  Arbeiter,  die  unter  ihnen  ein- 
geftihrte  Arbeitsteilung,  Massenproduktion 
für  den  Markt,  festgeschlossene  bauliche 
Anlagen  und  große  Ausdehnung  derselben.'^ 
Die  urteile  gehen  von  der  fatolen  Voraus- 
setzung aus,  daß  nur  gegenüber  dem  ,,Hand- 
werk''  eine  Abgrenzung  erforderlich  sei, 
unter  Außerachtlassung  der  Verlagsindustrie^ 
erkennen  aber  an,  daß  für  den  gleichen 
Gewerbezweig  verschiedene  Betriebsformen 
möglich  sind.  Da  sie  für  die  Entscheidungen 
der  Verwaltungsbehörden  in  Fragen  der  &0. 
maßgebend  geworden  sind,  so  haben  sie  seit 
dem  Erlaß  derGew.-O.-NoveUe  v.  26./ VII.  1897 
eine  weit  über  ihre  ursprüngliche  Geltung 
hinausreichende  Tragweite  erlangt.  Darül)er 
wie  über  die  Literatiur  vgl.  den  Art  „Hand- 
werk'*. Bücher. 


Fabrikgesetzgebung. 

(Internationale  Regelung.) 

1.  Gründe  für  den  Vorschlag  einer  inter- 
nationalen Eegelang  der  F.  2.  Bestrebunjgfen 
in  dieser  Richtung  bis  1890.  3.  Die  Berliner 
internationale  Arbeiterschatzkonferenz  (1890). 
4.  Neueste  Bestrebungen.  5.  Die  Bemer  inter- 
nationale Arbeiterschutzkonferenz  (1905). 

1.  Grande  für  den  Vorschlag  einer 
internationalen   Regelung  der  F.     Der 

Gedanke  internationaler  Vereinbarungen  der 
Industrieländer  zum  Zweck  der  Schaffung 
eines  gleichmäßigen  gesetzlichen  Schutzes 
der  Fabrikarbeiter  ist  eine  Konseijuenz  der 
Einsicht,  daß  der  Arbeiterschutz  —  zwai* 
nicht  immer,  wohl  aber  in  vielen  Fällen  — 
die  Produktionskosten  der  Waren  veiteuert. 
Gesetze  z.  B.,  die  in  Fabriken  die  Ver- 
wendung der  Kinder  untersagen  und  die 
Exploitation  der  Arbeit  von  Frauen  und  j  ugond- 
lichen  Personen  wesentlich  einschränken, 
zwingen  den  Fabrikanten,  die  teurere 
Arbeitskraft  der  Männer  zu  benutzen.  Wenn 
nun  bloß  ein  Land  sich  zur  Einführung 
solcher  Gesetze  entschloß,  während  das  Aus- 
land nichts  dergleichen  tat,  so  hatte  der 
ausländische  Fabrikant  bei  seiner  Produktion 
offenbar  weniger  Kosten  aufzuwenden; 
und  darum  liatte  dieser,  unter  sonst  gleichen 
Umständen,  bei  dem  internationalen  Kon- 
kurrenzkampfe um  den  Absatz  eine  um  so 
festere  Position  inne:  er  konnte,  wenn  aus 
irgend  einem  Grunde  der  Absatz  der  Wai-en 
zum  bisherigen  Preise  ins  Stocken  geriet, 
leichter    einen    Preisnachlaß   gewähren    als 
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der  durch  den  Arbeiterschutz  mit  außer- 
gewöhnlichen Kosten  belastete  Industrielle. 
Natürlich  kommen  für  die  Produktionskosten 
der  Wai-en  in  der  Regel  noch  eine  Menge 
anderer  Faktoren  in  Frage.  Immerhin 
darf  nicht  übersehen  werden,  daß  z.  B.,  laut 
den  Aussagen  der  Sachverständigen  vor 
einer  kgl.  Kommission  in  England,  die 
meisten  indischen  Spinnereien  nur  danim 
mit  den  englischen  konkurrieren  können,  weil 
sie  jedes  Schutzes  der  in  ihnen  beschäftigten 
Arbeitskräfte  bar  sind.  So  mußte  es  dahin 
kommen,  daß  die  Fabrikanten  eines  mit 
weitgehenden  Arbeiterschutzgesetzen  be- 
dachten Landes  diese  als  eine  Schädigung 
ihrer  Interessen  empfanden  und  —  zur 
WaJirung  ihrer  vollen  Konkurrenzfähigkeit 
—  die  Unterwerfung  auch  der  ausländischen 
Fabrikanten  \mter  ähnliche  Gesetze  d.  h. 
eine  internationale  Arbeiterschutzgesetz- 
gebung forderten. 

Noch  notwendiger  ist  eine  internationale 
Ordnung,  wenn  es  sich  um  das  Verbot  ge- 
sund heitsgefährlicher  Fabrikations- 
methoden, etwa  der  Verwendung  von  Blei, 
Quecksilber,  Phosphor  und  Arsenik  handelt. 
Wenn  durch  den  Gebrauch  dieser  giftigen 
Stoffe  bei  der  Fabrikation  das  Produkt  tat- 
sächlich vorzüglicher  oder  beliebter  wird, 
so  ist  im  Falle  eines  bloß  nationalen 
Verbots  zu  befürchten,  daß  das  konsumierende 
Publikum  —  zumal  des  Auslandes  —  die 
Artikel  in  der  gewünschten  Form  von  der, 
keiner  Beschränkung  unterworfenen  fremden 
Industrie  bezieht.  So  klagen  z.  B.  die 
deutschen  Fabrikinspektoren,  daß  das  Ver- 
bot der  Verwendung  des  arsenikhaltigen 
Schweinfurter  Grüns  zum  Färben  von 
Papieren  nicht  durchzuführen  sei,  weil  die 
französischen  und  englischen  Abnehmer  der 
Buntpapierfabrikate  den  deutschen  Produ- 
zenten mit  Entziehung  der  Kundschaft  ge- 
droht hätten,  w^enn  ihnen  nicht  das  grüne 
Papier  der  Bestellung  gemäß  geliefert  würde ! 

2.  Bestrebmigeii  in  dieser  Riehton;  bis 
1890,  Die  Idee,  durch  internationale  Verein- 
barungen dem  Arbeiter  einen  ausreichenderen 
Schutz  zu  gewährleisten,  als  es  eine  bloß  natio- 
nale Gesetzgebung  vermag,  ist  nicht  doktrinärer 
Buchgelebrsamkeit  entsprungen,  sondern  hat 
»ich  unmittelbar  ans  der  Erfahrung  des  sozialen 
Lebens  ergeben.  Ein  elsässischer  Fabrikant, 
Daniel  Le  Grand,  ist  es  gewesen,  der  zuerst 
auf  den  Gedanken  kam,  eine  solche  internatio- 
nale Verständigung  (in  seinem  1840  einer  Reibe 
von  Regierungen  überreichten  „Memoire  d'un 
industriel  des  montagnes  des  Vosges")  in  Vor- 
schlag zu  bringen.  Von  den  geräuschvollen 
Wellen  der  nolitischen  Bewegungen  der  40  er 
Jahre  verschlungen,  tauchte  dieser  Gedanke 
wieder  auf,  als  sich  der  Kanton  Glarus  mit 
dem  gesetzlichen  Arbeiterschutz  für  die  Arbeiter 
der  Baumwollspinnereien  zu  beschäftigen  hatte 
(1855).  Und  von  da  an  mehren  sich  fortwährend 
die  Stimmen,  die  für  die  Idee  und  ihre  Ver- 


wirklichung eintreten.  Der  sich  dawider  wandte, 
war  Gustav  Cohn,  der  jedoch  weit  übers  Ziel 
hinausschoß,  indem  er  ausführte:  daß  der  Ar- 
beiterschutz, sobald  ersieh  nicht  sehr  eng  au 
die  tatsächlichen,  wenn  auch  noch  so  nngünstii? 
liegenden  Arbeiterverhältnisse  anschließe,  durch 
Verringerung  des  Arbeitereinkommens  das  Ar- 
beiterinteresse schwer  verletze  und  daher 
unausführbar  sei.  Danach  besteht  die  einzig 
mögliche  Arbeiterschutzgesetzgebung  in  jedem 
Lande  in  einem  „behutsamen,  lan^men,  sich 
vorsichtig  an  die  gegebenen  Mißstände  an- 
schließenden Verfahren,  das  sich  damit  begnüfi^en 
muß,  für  ganze  Menschenalter  einen  l&ß- 
Stab  der  Reform  festzuhalten,  über  den  mau 
anderswo  längst  hinausist,  das  resigniert 
imd  doch  muti^  mit  ansehen  muß,  wie  andere 
Länder  denjeni&^en  Punkt  innehaben,  den  das 
eigene  Land  vielleicht  erst  in  einem  Jahrhun- 
dert erreicht  haben  wird"  (Ck>hn).  Und  ein  solches 
Vorgehen  schließt  eben  ganz  von  selbst  inter- 
nationale Abmachungen  über  gleiche  Normen 
des  Arbeiterschutzes  aus! 

Gegen  solche  Uebertreibun^n  wurde  die 
Schrift  geschrieben,  an  die  sich  m  den  nächsten 
Jahren  die  Elrörterungen  pro  und  contra  an- 
schlössen: Georg  Adlers  „Frage  des  interna- 
tionalen Arbeiterschutzes"  (1888).  Hier  wurde 
vorgeschlagen,  durch  internationalen  Vertrag  ein 
Minimum  des  Arbeiterschutzes  festzulegen. 
Darum  verfehlte  der  folgende  Einwand  Panl 
Leroy-Beaulieus  (der  annahm,  Adler  hätte 
eine  für  alleLänder  genau  gleichlautende 
Arbeitsgesetzgebung  vorgeschlagen)  sein  Ziel: 
„Für  die  These  des  Dr.  Adler  —  hieß  e«  in 
einem  Aufsatze  jenes  berühmten  Gelehrten  ^in 
der  ,jRevue  des  deux  mondes**)  —  sind  oie 
praktischen  Schwierigkeiten  als  unüberwindlich 
anzusehen.  Sein  UrteU  trägt  keine  Rechnung 
dem  Unterschiede  von  Kraft  und  Frühreife  der 
menschlichen  Wesen  in  den  verschiedenen  Län- 
dern und  unter  den  verschiedenen  Klimaten. 
Der  junge  Hindu  in  einer  Spinnerei  in  Bombay, 
der  an  seinem  Teppichwebstuhl  vom  Morgen  bis 
Abend  geduldig  sitzende  iun^e  Perser,  der  in 
der  Seiden-  oder  BanmwoUspmnerei  verwandte 
jugendliche  italienische  Arbeiter,  der  gründliche, 
etwas  schwerfällige  Knabe  in  Ronen,  der  feurige 
kleine  Yankee  mit  seiner  ruhelosen,  immer  ge- 
spannten Aufmerksamkeit,  der  jung«,  in  harter 
Arbeit  aufgewachsene  Engländer,  idle  diese 
Menschenarten  und  noch  tausend  andere  neben 
ihnen  können  unmö&flich  einer  gemeinsamen  Ar- 
beitsnorm unterworfen  werden.  —  Wo  soll  femer 
die  Kontrolle  in  einer  so  schwierigen  und  ver- 
;  wickelten  Materie  sein?  Wer  steht  dafür  ein. 
I  daß  die  von  jedem  Lande  übernommenen  Ver* 
I  pflichtungen  gehalten  werden?  Sind  intematio- 
Inale  Kontrolleure  möglich?  Welche  Staatsge- 
walt würde  eine  solche  Kürzung  ihrer  Unab- 
hängigkeit annehmen,  die  bis  in  ihr  inneistes 
Tagesleben  einfirriffe  ?  Gesetzt  den  Fall,  den  wir 
für  unmöglich  halten,  diese  gemeinsame  Gesetz- 
gebung käme  wirklich  zustande,  —  so  könnte 
sie  doch  nur  ein  Trugbild  sein!"  — 

Diesem  letzten  Argument  gegenüber  betonte 
Adler,  daß  durch  Begründung  von  Agitations- 
vereinen für  nationalen  und  internationalen 
Arbeiterschutz  in  jedem  Kultnrlande  recht  wohl 
überall  für  eine  ausreichende  Durchführung  eines 
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Minimnms  gesetzlicher  Normen  der  fraglichen 
Art  gesorgt  werden  könnte! 

3.  Die  Berliner  internationale  Ar- 
beiterschntzkonferenz  (1890).  Durch 
diese  Propaganda  hatte  der  Gedanke  der 
internationalen  F.  so  viele  Anhänger  ge- 
^vonnen,  daß  schließlich  auch  die  damals  an 
der  Spitze  der  sozialreformatorischen  Be- 
wegung stehenden  Regierungen  sich  seiner 
annahmen.  Im  Jahre  1889  lud  die  schweize- 
rische Regierung  —  die  schon  1881  die 
anderen  Staaten  vergeblich  für  diese  Frage 
zu  interessieren  versucht  hatte  —  die  euro- 
|»äischen  Regierungen  zur  Beteiligung  an 
einer  internationalen  Arbeiterschutzkonferenz 
ein :  und  bald  danach  trat  der  junge  deutsche 
Kaiser  Wilhelm  IL  auf  den  Plan  und  ver- 
anlaßte  die  Reichsregierung,  an  die  Mächte 
«lie  gleiche  Einladung  zu  richten  (zu  deren 
Gunsten  dann  die  Einladung  der  Eidgenossen- 
schaft zurückgezogen  wurde).  So  fand  die 
Konferenz,  an  der  außer  Rußland  alle  euro- 
päischen Mächte  teilnahmen,  vom  15. — 29./III. 
1890  in  Berlin  statt.  Sie  formulierte  — 
ihrem  Zweck  gemäß  —  „Wünsche"  betr. 
das  Minimum  des  überall  zu  gewährenden 
gesetzlichen  Arbeiterschutzes,  worunter  die 
wichtigsten  waren :  der  elfstündige  Maximal- 
arbeitstag für  die  Arbeiterinnen  und  der 
zehnstündige  für  die  jugendlichen  Arbeiter 
in  allen  industriellen  Etablissements.  Dieser 
Kongi-eß  hat  keinen  unmittelbaren  Erfolg 
irehabt,  wohl  aber  einen  indirekten,  indem 
er  —  wie  die  sachverständigsten  Sozial- 
jiolitiker  gleichmäßig  konstatiert  haben  — 
•lazu  beitrug,  in  allen  Ländern  die  auf 
Weiterf  ühnmg  des  Arbeitei-schutzes  gerichtete 
Strömung  mächtig  zu  verstärken. 

4*  Neueste  Bestrebangen«  Die  Agitation 
tär  Herbeifähmng  einer  internationalen  ¥.  wurde 
im  Jahre  1897  von  zwei  Seiten  gleichzeitig 
wiederaufgenommen:  von  selten  der  Arbeiter 
dnrch  Berufung  eines  Kongresses,  der  im  August 
1897  in  Zürich  stattfand,  und  von  selten  bür- 
gerlicher Sozialpolitiker  durch  Bemfnng 
eines  zweiten  Kongresses,  der  im  September  1897 
in  Brüssel  abi^ehalten  wurde.  Während  in 
Zürich  sehr  weitgehende,  für  absehbare  Zeit  als 
utopistisch  anzusehende  Forderungen  aufcfestellt 
wurden,  ging  man  in  Brüssel  realistischer  zu 
Werke :  man  forderte  hier  die  energische  Weiter- 
führung des  Arbeiterschntzes ,  sprach  sich  aber 
für  internationale  Abmachungen  nur  bei 
bestimmten  Arten  des  Arbeiterschutzes  wie  bei 
Nachtarbeit  der  Frauen  und  Beschäftigung  in 
sesundheitsgeffthrlichen  Betrieben  aus.  Außer- 
dem wurde  in  Brüssel  ein  Komitee  eingesetzt,  das 
die  Vorbereitungen  für  die  Schaffung  einer  inter- 
nationalen 2SentraIstelle  für  Förderung  des  Ar- 
beiterschutzes treffen  sollte.  Dieser  letzte  Be- 
schluß sollte  sich  als  besonders  fruchtbringend 
erweisen :  denn  die  Ton  jenem  Komitee  ergriffeneu 
Maßnahmen  führten  schließlich  dazu,  daß  auf 
einem  während  der  Pariser  Weltausstellung 
Juli  19Ü())  stattfindenden  sozialpolitischen  Kon- 
j^wse  eine  internationale  Vereinigung 


für  gesetzlichen  Arbeiterschntz  gekündet  wurde, 
die  sich  ihrerseits  wieder  in  nationale  Landes- 
sektionen gliederte.  Diese  sozialreformatorische 
„Internationale '^  entfaltet  eine  umfassende  und 
fruchtbare  Tätigkeit,  ist  auch  bald  zur  Grün- 
dung eines  internationalen  (in  Basel 
domizilierten)  Arbeitsamts  geschritten,  das 
(seit  dem  Jahre  1902)  periodisch  erscheinende 
„Bulletins"  über  den  Fortschritt  des  ArbeitBr- 
schutzes  in  deutscher  und  französischer  Sprache 
herausgibt  und  auch  sonst  durch  Gutachten 
usw.  sich  betätigt.  Dieses  (von  Prof.  Stephan 
Bauer  geleitete)  Arbeitsamt  wird  zur  Voll- 
führung seiner  Arbeiten  durch  Staatssnbven- 
tionen  in  den  Stand  gesetzt,  die  ihm  Ton 
Deutschland,  Oesterreicn,  Ungarn,  Norwegen, 
Frankreich,  Belgien,  Holland,  Italien,  den  Ver- 
einigten Staaten  und  der  Schweiz  gezahlt  werden. 
5.  Die  Berner  internationale  Ar- 
beiterschntzkonferenz  (1905).  Ende  1903 
beantragte  die  Internationale  Vereinigung  für 
gesetzlichen  Arbeiterschutz  beim  schweize- 
rischen Bundesrat  die  Einberufung  einer 
internationalen  Konferenz,  die  diux)h  Staats- 
verträge in  allen  Kulturstaaten  die  Ver- 
wendung des  weißen  Phosphors  zur  Her- 
stellung von  Zündhölzern  verbieten  und  der 
Nachtarbeit  der  Frauen  in  industriellen 
Etablissements  ein  Ende  machen  sollte: 
Nach  einiger  Zeit  entsprach  der  Bundesrat 
diesem  Wunsche,  und  vom  5.— 17..  V.  1905  fand 
wirklich  in  Bern  eine  offizielle  internationale 
Arbeiterschutzkonferenz  statt.  Dir  Programm 
beschränkte  sich  auf  die  beiden  Punkte,  die 
das  erwähnte  Petitum  angegeben  hatte,  führte 
aber  in  beiden  Fällen  zur  Feststellung  von 
„Grundzügen für  internationale  üeber- 
e  i  n  k  0  m  m  e  n'S  Danach  soll  zur  Beseitigimg 
der  Phosphornekrose  die  Herstellung,  die 
Einführung  und  der  Verkauf  von  Zünd- 
hölzern, die  weißen  Phosphor  enthalten,  von 
1911  an  verboten  sein,  unter  der  Voraus- 
setzung, daß  die  auf  der  Konferenz  ver- 
tretenen Staaten  sowie  Japan  (das  200<X) 
Arbeiter  in  der  Zündholzindustrie  b^chäftigt) 
der  Konvention  beigetreten  sind.  Es  sei 
hierbei  angemerkt,  daß  eine  Anzahl  Länder, 
darunter  auch  Deutschland,  bereits  Gesetze 
besitzen,  die  jene  Verwendung  des  weißen 
Phosphors  verbieten.  Weiter  soll  die  in- 
dustrielle Nachtarbeit  der  Frauen  in  allen 
industriellen  Unternehmungen,  in  denen 
mehr  als  10  Arbeitskräfte  beschäftigt  sind, 
verboten  werden;  und  zwar  soll  die  Nacht- 
ruhe eine  Dauer  von  mindestens  11  Stunden 
haben.  Die  Urkunden  über  die  Ratifikation 
des  Uebereinkommens  sollen  sjÄtestens  am 
31./Xn.  1907  in  Bern  hinterlegt  werden; 
und  bis  zur  allgemeinen  Gültigkeit  der  mit- 
geteilten Bestimmungen  soll  von  der  Hinter- 
legung der  Urkunden  an  noch  eine  Frist 
von  3  Jahren  gewährt  werden.  Es  scheint 
demnach,  daß  in  absehbarer  Zeit  internationale 
Arbeiterschutzverträge  wirklieh  zustande 
kommen    werden  I      Immerhin    winl    man 
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daran  festhalten  müssen:  die  Hauptleistung  Fachausstellungen    s.    Ausstellungen 
auf  dem  Gebiete  des  Arbeiterschutzes  wird  oben  S.  276  fg. 

jedes  Land  für  sich  zu  voDbringen  haben.  

Und  wird  in  jedem  Lande  von  den  inter-  Fachverbande 

essierten  Klassen   und   beg:eisterten  Sozial-  s.Innungen, Gewerkvereine,  vglauch 

reformern  für  den  sozialen  Fortschritt  Propa-  Unternehmerverbände       Erwerbs- 

ganda  gemacht,   so  verwirklicht  sich  ganz  „nj    Wirtschaftsgenossenschaften 
von  selber  der  „internationale^' Arbeiterschutz,  (letzteres  oben  S.  788  fg.). 

wenn  auch  gar  keine  Verträge  abgeschlossen  '__ 

w^erden ! 

Andererseits   wird   sich   nur   verbohrter  Fahrrad-    Und   Automobil  -  Industrie. 
Eigensinn  der  Erkenntnis  verschließen,  daß        1.  Fahrradindnstrie.   a)  Technische  iin«l 

sich  die  Idee  des  internationalen  Arbeiter-  wirtschaftliche  Entwickelung.    b)  Neaere  Ver- 

Schutzes  der  Entwickelung  der  sozialen  Re-  hältnisse  und  Statistik.    2.  Antomobilinda- 

form  als  höchst  zuträglich  erwiesen  hat,  daß  »Vi®;    *>  Technische  und  wirtschaftliche  Em- 

sie  faktisch  den  Arbliterschutz  in  den  ein-  Wickelung.    bjNeuereVerhftltmsse  und  Statistik, 

zelnen  Ländern  mächtig  geföi-dert  hat  und  _,!•  ^•^™J***t"l*^fv^^^®^**J^?%™^ 

daß   ihr  schließlich   auc\^eine  prinzipielle  S^FtSau^^^^^^^^ 

Bedeutung  zugeschneben  werden  muß,  die  jj^lfte    des    17.    Jahrb.    zurückverfolgen.     lu 

E ver t  also  formuliert  hat:  „Auch  unter  den  Deutschland,  Frankreich  und  England  wurdeu 

ungünstigsten    Verhältnissen    wird    es    ein  zn   jener  Zeit  Fahrzeuge,   sog.    Kunstwageu. 

Minimum  von  Schutz  geben,  das  aus  über-  ber&pestellt ,  die  sich  aus  zwei  oder  mehreren 

wiegenden  Rücksichten   der  Menschlichkeit  KÄdem  zusammensetzten  und  mechanisch  vor- 

und  Yolksgesundheit  gewährt  werden  muß:  wärts  bewegt  wurden.    Die  in  den  folgenden 

halten    auch    die    rückständigsten    Länder  Jahrzehnten    gemachten    vielfachen    Versuche. 

dieses  Minimum  ein,  so  können  die  übrigen  fiT^n^'^L  S  fA^^^^^  HJl'T 
.                      o  1    X      1-4 -1     A    -u^  fachen  und  zn  verbessern,  hatten  weniir  Er- 
eine    intensivere    Schutzpolilik    treiben,  ^^j       ^„^  zu  Beginn  des  19.  Jahrh.  stellte  der 
ohne  zu  sehr  durch  Konkurrenznleksichten  Oberforstmeister  von  Drais  in  Karlsruhe  eine 
behindert  zu  sein.     Amtliche  oder  private  Maschine  her,  die  zwei  hintereinanderlaufende. 
Veranstaltungen,  die  dafür  zu  wirken  Stichen,  durch   ein   Gestell    zusammenhängende   Räder 
daß  jedes  Land  sich  auf  die  seiner  Eigen-  zeigte.     Die  wichtigste  Neuerung  der   „Drai- 
art  und   seinen  Bedürfnissen  entsprechende  «ne"  gegenüber  den  bisherigen  Konstruktionen 
Stufe  des  Arbeiterschutzes  setze,  können  da-  ^^r  ^}?  Möglichkeit  der  Steuerung.    Im  übripn 
her  dessen  Gestaltung  auch  von  Nation  zu  ,^f'  die  Maschine  aus  Holz  gefertigt  und  in- 
Nation  i.cht  wohl  vorteilhaft  beeinflussen.^^  ÄeSn£i^rs\^^^^^^^^ 
Literatur:  Georg  Adler,  Die  Fratje  des  inter-  2U  entsprechen. 
nationalen  Arheitersehutzea  (S<mder<ibdruck  au*        Auf  der  Grundlage  der  Draisschen  Erfindung 
den  „Annalen  des  Deutschen  Reichs"),  München  beruhen    im    wesentlichen    die    späteren    Kon- 
und  Uipziij  18S8,  —  Gustav   Cohn,    Inter-  struktionen,  die  allerdings  noch  viele  Stufen  der 
nationale  FabrikgeseUgebung  in  Conrads  „Jahr-  Entwickelung   bis   zur  Schaffung   des   heutigen 
biichenv*,   37.  Bd.  —  EUte^',  Art.  „Fabrikge-  brauchbaren   Fahrrades  zurückzulegen   hatten. 
seUgebung"    in  der  1.  Aufl.  den  H.  d.  St.  —  Die    wichtigsten   Fortschritte   im    Fahrradban 
Derselbe  und  Kehm,  Art.  „Fabrikgesetzgebung"  hatte    zuerst    Frankreich    aufzuweisen.     Dort 
in  der  1.  Aufl.  dieses  „  Wörterbuchs".  —  Evert,  führte  ZU  Anfang  der  60er  Jahre  der  Mecha- 
Art.  „Fabnkgesetsgeb^ing"    in  der  2.  Aufl.  des  niker  Michoux  den  Kurbelmechauismus  zum  An- 
//.  d.  St.  —  Francke,  Der  internationale  Ar-  trieb    des    Vorderrades   ein    (Velociped),    auch 
beiterschuu,  Dresden  190S.  —  Herkner ,  Die  einige  weitere  technische  Vervollkommnungen 
Arbeiterfrage,  4.  Aufl.,  Berlin  1905.  —  Lang,  ginj  in  Frankreich  erzielt  worden.    So  kam  es. 
Die    Ergebnisse    der     internationalen    Arbeiter-  ^gß     ^{^    Fahrradindnstrie     zuerst     in     diesem 
srhutzkoußrenz   in    der   „Ketten    Gesellschaft",  Lande  in  größerem  Umfange  heimisch  wurde. 
Jahrg.  lOOö.  —  Endlich  vgl.  die  „SchHften  der  Y,Tst  einige  Jahre  später,  als  die  Verwendung 
intrmationalen   Vereinigung  für  gesetzlichen  Ar-  ^es  Fahrrades  immer  mehr  zuuahm,   fand  die 
beitersehuu" ,  die  in  Jena  seit  1901  erseheinen.  Industrie  auch  in  England  Eingang.    Dic  hoch- 
Georg  Adler.  entwickelte  englische  Maschinenindustrie  nahm 
_  die  Fahrradfabrikation  in  ihren  gut  eingerich- 
teten Werkstätten  auf  und  förderte  sie  darch 
Fabrikinspektion  viele  technische  Verbesserungen.    An  die  Stelle 
s.  Gewerbeinspektion.  des  schweren,  eisenbeschlagenen  Holzrades  trat 

das  elegante  eiserne  Rad  mit  seinen  leichten. 

Fabrikordnnnir  breiten  Naben,  den  justierbaren  KngeUagem. 

s.  Arbeitersrhutzgesetzgebung  den  Stahlspeichen  und  Hohlstahlfelgen  und  den 

inn  s;    iSnfrr  Gestclleu    aus   Stahlrohren.     Zur    Erreichunfir 

(M»en  .->.  iöing.  ^^^^^  gröüeren  Schnellifl^keit  brachte  man  deii 

_-  .    .,      .  -  _,      ,  ,  Sattel  "fast  senkrecht  üoer  der  Kurbelachse  an. 

I^abrikzeiehen  s.  Markenschutz.  was  zu  einer  Vergrößerune   des  Vorderrades 

führte :  es  entstanden  das  Hochrad  und  kurz 
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darauf  das  Dreirad.  Die  schwerfälligen  Eisen- 
reifen wurden  dann  durch  Vollguromireifenf 
später  durch  Hohlgummireifen  und  seit  Anfang 
der  neunziger  Jahre  durch  die  pneumatischen 
Reifen  ersetzt  Der  früh  aufgekommene  eng- 
lische Sport  war  dem  Absätze  der  Fahrräder 
außerordentlich  günstig. 

Von  England  aus  yerbreiteten  sich  das  Fahr- 
rad und  die  Fahrradindustrie  auf  andere  Länder ; 
zunächst    auf    die    Vereinigten    Staaten    von 
Amerika,    später,   gegen  Ende    der   siebziger 
Jahre,  auch  auf  Deutschland.  In  wenigen  Jahren 
entstanden  in  Deutschland  zahlreiche  bedeutende 
Werke,  die  sich  speziell  mit  der  Herstellung 
von  Fahrrädern  befaßten  und  an  den  weiteren 
Erfolgen  der  Technik   vollen   Anteil    nahmen. 
Das  Hochrad  wurde  in  der  Mitte  der  80er  Jahre 
verdrängt  dnrch   das  heute  im  Gebranch  be- 
ündliche  Niederrad,  bei  welchem  Antrieb  und 
Steuerung,  die  früher  am  Vorderrad  vereinigt 
waren,  getrennt  wurden.    Mit  der  EinfUhrnng 
des  Niederrades  stie^  die  Nachfrage  nach  Fahr- 
rädern bedeutend;  sie  fanden  jetzt  nicht  allein 
zu    Sportzwecken    Verwendung,    sondern    ver- 
scha£rten  sich  Eingang  in  einer  ganzen  Reihe 
von   Bemfszweigen.     Sowohl   im   Dienste   von 
Privaten  als  auch  von  Behörden,  insbesondere  | 
der  Post-  und  Telegraphenverwaltung,  hat  die  • 
Verwertung     des    Fahrrades    in    den    letzten  i 
Jahren  ständig  zngenommen ,  ebenso  sind  die 
Räder  beim  Militär  in  steigendem  Maße  nutz- 1 
bar  gemacht  worden.    Wesentlich  zu  der  Ver-  ■ 
breitung  der  Fahrräder,  namentlich  auch  in  den  ! 
Kreisen   der  minder   bemittelten   Bevölkerung, ., 
hat  ihre  im  Laufe  der  Jahre  eingetretene  Ver-  ■ 
billigun^    beigetragen.     Neuerdmgs    hat    die ' 
Fahrradindustrie   durch   den   Bau    von   Motor- ' 
fahrrädern  (s.  unten)  einen  weiteren  Aufschwung 
genommen. 

b)  Neuere  Verhältnisse  und  Statistik. 

In  der  Fahrradindustrie  sind  3  Arten  von 
Fabriken  zu  unterscheiden:  1.  die  Fabriken 
für  FahiTadteile,  2.  diejenigen  für  Fertig- 
stellung der  Rader  und  3.  die  Fabriken  für 
Zubehörteile  und  Ausrüstungsgegenstände. 
Die  erste  Gruppe  zerfällt  in  solche  Werke, 
welche  sich  mit  der  Herstellung  der  Eisen- 
luid  Stahlteile  befassen,  und  in  solche,  welche 
die  zum  Fahrradbau  erforderlichen  Gummi- 
teüe  fabrizieren.  An  der  Fertigstellung  der 
Zubehörteile  und  Ausrüstungsgegenstände 
sind  die  verschiedensten  Industriezweige 
beteiligt. 

Nach  der  deutschen  Gewerbestatistik  be- 
schäftigten sich  mit  der  Anfertigung  von  Fahr- 
rädern im  Deutschen  Reiche  im  Jahre  1895 
219  Betriebe  mit  7186  Erwerbstätigen,  dar- 
unter 92  Kleinbetriebe  mit  251,  90  Mittel- 
betriebe mit  1506  und  37  Großbetriebe  mit 
i>429  Personen.  In  den  folgenden  Jahren 
dürfte  eine  erhebliche  Vermehrung  der  Be- 
triebeeingetreten sein,  namentlich  im  Hinblick 
darauf,  daß  die  Herstellung  und  Zusammen-  \ 
Setzung  der  Räder  bezw.  der  einzeln  be- 
zogenen Teile  neuerdings  nicht  nur  in 
Fabriken,     sondern     auch     von     kleineren 


Mechanikern  und  in  Fahrrad-Reparaturwerk- 
stätten betrieben  wird. 

üeber  die  Höhe  der  deutschen  Produktion 
liegen  keine  amtlichen  Ziffern  vor.  Nach 
privaten  Schätzungen  werden  jährlich  über 
1/2  Mill.  Räder  hei^esteUt.  Der  größte  Teil 
entfällt  davon  auf  die  in  den  Städten  Branden- 
burg, Frankfurt  a'M.,  Bielefeld,  Nürnberg, 
Dresden,  Berlin,  Chemnitz,  Mühlhausen, 
Solingen  und  Cöln  bestehenden  Fabriken. 
Im  übrigen  erstreckt  sich  die  Fahrradindustrie 
fast  über  das  ganze  Reichsgebiet. 

Während  noch  vor  etwa  zwei  Jahrzehnten 
ausländische  Fabrikate  einen  großen  Teil 
des  deutschen  Bedarfs  decken  mußten,  ist 
mit  der  Zunahme  der  Leistungsfähigkeit 
der  deutschen  Industrie  die  Einfuhr  aus  dem 
Auslande  seit  einer  Reihe  von  Jahi^n  fast 
ständig  zurückgegangen.  Die  Statistik  des 
deutschen  Außenhandels  führt  Fahrräder 
und  Fahrradteile  seit  1897  besonders  auf. 
Hiernach  betrug  die  Einfuhr  von  Fahrrädern 
und  eisernen  Fahrradteilen: 


Tnl«*A 

dz 

darunter 

Janre 

Fahrräder-Stückzahl 

1897 

5455 

29679 

1898 

8oi9 

45674 

1899 

5130 

21  206 

1900 

3847 

9909 

1901 

2500 

7157 

1902 

2291 

5159 

1903 

2152 

3  HO 

1904 

221 1 

2  IOC 

1905 

2816 

I  926 

Der  größte  Teil  dieser  Räder  kommt  aus 
den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika;  die 
übrigen  werden  aus  Großbritannien,  Frank- 
reich, Belgien  und  Oesterreich-Ungarn  ein- 
geführt. Die  deutsche  Fahrradindustrie  war 
bisher  nur  gering  gegen  den  ausländischen 
Wettbewerb  geschützt;  mangels  einer  be- 
sonderen Tariretelle  wurden  Fahrräder  nach 
dem  verwendeten  Stoff  verzollt  und  unter- 
lagen überwiegend  dem  Zollsatz  von  24  M. 
für  1  dz.  So  zahlte  ein  Fahrrad  im  Gewicht 
von  10  bis  12  kg  und  im  Werte  von  150 
bis  280  M.  nur  emige  Mark  Zoll,  kaum  1  ^^0 
vom  Wert.  Der  deutsche  Zolltarif  vom 
Jahre  1902  hat  nunmehr  eine  besondere 
Tarifposition  für  Fahrräder  geschaffen;  der 
Zollsatz  beträgt  zurzeit  150  M.  für  1  dz 
etwa  18^/0  vom  Wert. 

Die  gesteigerte  Leistungsfähigkeit  der 
deutschen  Industrie  kommt  auch  in  der  Zu- 
nahme des  Exports  zum  Ausdruck.  Nach 
der  amtlichen  Handelsstatistik  betrug  die 
Ausfulir  an  Fahrrädern  und  Fahrradteilen 
(seit  1901  ohne  Motorfahrräder): 

loK^^  A^  darunter 

•'^'^^^  ^'  Fahrräder-SttUkzalil 

1897  6603  27201 

1898  16024  40752 
189V)               15 191  340*7 
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Jahre 

dz 

darunter 
Fahrräder-Stückzahl 

1900 

15664 

28579 

1901 

17951 

33803 

1902 

23802 

34815 

1903 

33520 

41956 

1904 

42024 

68449 

1905 

61664 

93981 

Die  meisten  deutschen  Räder  gehen  nach 
Dänemark  und  den  Niederlanden,  viele  nach 
r)esterreich  -  Ungarn ,  Großbritannien ,  der 
Schweiz,  Belgien  und  Italien,  in  geringerer 
Anzahl  nach  fast  allen  übrigen  Ijändern. 
Die  meisten  Staaten  haben  sich  diu*ch  mehr 
oder  "weniger  hohe  Zölle  gegen  die  Einfuhr 
ausländischer  Fahn^äder  geschützt.  Dies  gilt 
namentlich  von  den  Ländern,  in  denen  die 
Fahrradindustrie  selbst  eine  größere  Be- 
deutung erlangt  hat,  so  von  Oesterreich- 
Cngarn,  Belgien,  Frankreich  und  vor  allen 
Dingen  von  den  Vereinigten  Staaten  von 
Nordamerika,  wo  ein  Zoll  von  45  ^/o  vom 
Werte  erhoben  wird.  Die  amerikanische 
Konkurrenz  machte  sich  auf  dem  deutschen 
Markte  insbesondere  in  den  Jahren  1897 
und  1898  bemerkbar.  Zu  Anfang  der  neunziger 
Jahre  des  vorigen  Jahrhunderts  hatte  sich 
in  Nordamerika  ein  Trust  von  45  Fabrikanten 
mit  zusammen  58  der  größten  Fabriken  und 
einem  Kapital  von  40  Mill.  Dollar  gebildet, 
dessen  stets  steigende  Produktion  mit  der 
Zeit  nicht  mehr  im  Inlande  untergebracht 
werden  konnte.  Die  Folge  war  die  Ab- 
schiebung der  Ueberproduktion  nach  dem 
Auslande:  dies  kommt  auch  in  der  starken 
Zunahme  der  deutschen  Einfuhr  (s.  oben) 
in  den  erwähnten  Jahren  zum  Ausdruck. 
Die  deutsche  Fahrradindustrie  hat  \mter 
diesen  Verhältnissen  schwer  zu  leiden  ge- 
habt ;  Verringerung  des  Absatzes  und  Preis- 
nachlässe waren  die  Folgen,  die  in  ihrer  Rück- 
wirkung starke  Betriebseinschränkungen, 
empfindliche  Verluste  an  Kapital  und  sogar 
einige  Stillegungen  von  Fabriken  bedingten. 
Erst  allmählich  ist  es  gelungen ,  die  Ver- 
hältnisse auf  dem  deutschen  Fahrrad  markte 
wieder  in  gesundere  Bahnen  zu  lenken. 
Viele  Werke  sahen  sich  aber  gezwungen, 
zur  Aufrechterhaltung  ihrer  Rentabilität 
neben  der  Herstellung  von  Fahrrädern  auch 
die  Fabrikation  anderer  Ei-zeugnisse  aufzu- 
nehmen. 

Die  Herst  ellimg  von  Motorfahrrädern 
stellt  im  engsten  Zusammenhang  mit  der 
Ent>\nekelung  des  Automobilbaues  (s.  unten). 
Ihre  Verwendung  hat  von  Jahr  zu  Jahr  zu- 
genommen, auch  die  Produktion  ist  ent- 
sprechend gestiegen.  Der  Außenhandel  in 
Motorfahrrädern  gestaltete  sich  wie  folgt : 


Jahre 

Einfuhr 

Aoflfabr 

dz     Stück 

dz     Stück 

1903 

492      955 

585     969 

1904 

709     II 16 

1221     I74> 

1905 

645      833 

1560     1934 

Jahre 

Einfuhr 

Ausfuhr 

dz     Stück 

dz     Stück 

19()1 

42               55 

162     208 

1902 

löö      341 

S7      137 

An  der  Einfuhr  sind  besonders  beteiligt 
Belgien  und  Oesterreich-Üngarn,  die  Ausfuhr 

g3ht  vorwiegend  nach  den  Niederlanden  und 
änemark. 
2.  Aatomobilindustrie.  a)  Techniache 
und  wirtschaftliche  Entwickeliing.  Die 
Erfindung  der  Automobile  (Motorwagen)  ist  dem 
Franzosen  Cugnot  zuzuschreiben,  der  schon  im 
Jahre  1769  einen  mit  Dampf  betriebenen  Wagen 
baute.  Diese  und  auch  die  späteren  Konstruk- 
tionen, welche  hauptsächlich  in  den  30er  Jahren 
des  vorigen  Jahrhunderts  in  England  auf- 
tauchten und  ebenfalls  den  Dampf  als  treiben- 
des Mittel  benutzten,  waren  jedoch  infolge 
ihre^  hohen  Eigengewichts  fast  ausschließlich 
für  den  Massentransport  geeignet  und  fanden 
vornehmlich  als  Straßenlokomotiven  Verwen- 
dung. Erst  seit  188d,  als  deutsche  Ingenieure 
(Daimler  und  Benz)  mit  brauchbaren  Benzin- 
motoren hervortraten,  nahm  der  Bau  von  Auto- 
mobilen, besonders  der  Benzinwagen,  einen  be- 
deutenden Aufschwung,  vor  allem  in  Frank- 
reich, dann  in  Amerika  und  England,  zuletzt 
in  Deutschland.  Im  Laufe  der  späteren  Jahre 
fanden  neben  den  Dampf-  und  Benzinmotoren 
auch  Spiritusmotoren  für  Automobilzwecke  Ver- 
wendung. Zn  Anfang  der  neunziger  Jahre  trat 
der  elektrische  Motorwagen  (Elektromobil)  an 
die  Oeffentlichkeit.  Die  Verwendbarkeit  des 
letzteren  beschränkt  sich  aber  in  der  Haupt- 
sache auf  den  Verkehr  innerhalb  von  Städten 
und  deren  nächster  Umgebnng,  da  dem  Elektro- 
mobil aus  der  Schwierigkeit  der  Enernever- 
sorgung  Hindemisse  erwachsen.  Im  übrigen 
hat  sich  die  Benutzung  der  Automobile  auf  die 
verschiedensten  Grebiete  ausgedehnt;  sie  finden 
als  Sport-  und  Reisewagen,  als  Omnibus  und 
Droschke  zur  Personenbeförderung  und  als  Ge- 
schäfts- und  Lastwagen  Anwendung.  In  ein- 
zelnen Städten  benutzt  sie  auch  die  Post,  in 
neuester  Zeit  haben  auch  die  automobilen  Feuer- 
spritzen Bedeutung  erlans^. 

Das  Deutsche  Reich  hat  bis  zum  Inkraft- 
treten des  Zolltarifs  vom  Jahre  1902  die  ans  dem 
Auslande  eingeführten  Motorwagen  mit  8  M. 
pro  dz  verzollt;  der  neue  Zolltarif  hat  die 
Schutzbedürftigkeit  der  heimischen  Industrie 
weiter  berücksichtigt  und  eine  Staffelung  der 
Zollsätze  nach  dem  Reingewicht  des  einzelnen 
Fahrzeugs  durchgeführt.  Die  leichteren  Fahr- 
zeuge, meistens  Luxuswagen,  unterliegen  dar- 
nach einem  höheren  Zollsatze  als  die  Mhweren 
Wagen,  zumeist  Qebrauchswagen. 

b)  Neuere  Verhältnisse  und  Statistik. 

üeber  den  umfang  und  die  Höhe  der  Pro- 
duktion der  deutschen  Automobüindustrie 
liegen  keine  amtliehen  Nachweise  vor.  Nach 
privaten  Ermittelungen  beschäftigt  dieser 
Industriezweig  über  60  Fabriken ;  die  Auto- 
mobilherstellung im  Jahre  1905  wird  auf 
4000  Stück  geschätzt  Der  Außenliandel 
in  Motorfalirzeugen  ist  seit  dem  Jahre  1901 
in  der  Reichsstatistik  besonders  berücksichtigt. 
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Die  Ein-  und  Aufuhr   von  Personen-   und 
anderen  Motorwagen  betnigen  in  dz: 
£infahr  Ausfuhr 

•'''•'"    ^^JfZT     andere     ^^J!ZT     ««»'»ere 
wagen  wagen 

1901  2384  319  3877  892 

1902  3  949  371  5268  1520 
19a^  5641  491  5876  21 10 
1904  8  4S9  594  13086  3978 
19ao  15379  894  1730»  6795 

Die  deutsche  Automobilindustrie  hat  in 
der  kurzen  Zeit  ihres  Bestehens  einen  er- 
freuliehen Aufschwung  genommen ;  sie  be- 
teiligt sich,  wie  aus  den  vorstehenden  Ziffern 
ersichtlich  ist,  bereits  lebhaft  am  inter- 
nationalen Markt.  Die  Ausfuhr  deutscher 
Automobile  richtet  sich  vornehmlich  nach 
Großbritannien,  Oesterreich-Ungarn,  Frank- 
reich und  Belgien ;  als  Einfuhrländer  kommen 
hauptsächlich  das  an  der  Spitze  der  Auto- 
mobilindustrie stehende  Frankreich,  in  ge- 
ringerem Maße  auch  Belgien  und  einige 
andere  Länder  in  Betracht. 

Literatur:  H,  Müller ^  Die  FahrradindiistrU, 
Art.  im  Handbfich  der  WirtschafUkunde  Deutsch- 
land«, III.  Bd.,  Leipzig  190S.  —  AmtUche  Be- 
ffriindung  zum  Entwurf  eines  Zolltarif gesetzes, 
Beichstagsvorlage ,  Berlin  1901.  —  Xachrichten 
Jnr  Handel  u.  Industrie,  herausgeg.  im  Reichsamt 
des  Innern,  Berlin  1906  und  früher. 

A,   WirtnlnghaHS, 


Fahrradstener  s.  Luxussteuern. 


Fahrradverkehr  s.  Landstraßen. 
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In  älterer  Zeit  verlangte  der  Handel  in 
*?minentem  Maße  die  persönliche  Begleitung 
des  Kaufmanns:  über  „See  und  Sand"  zog 
er  mit  seinen  Waren  mit.  Indessen  hatte 
der  persönliche  Anteil  des  Leiters  des  Ge- 
schäfts bei  einer  erheblicheren  Ausdehnimg 
desselben  seine  Grenzen:  der  Kaufmann 
brauchte  namentlich  einen  Vertreter,  wenn 
er  an  einem  zweiten  Ort  längere  Zeit  hin- 
durch Handelsbeziehungen  unterhalten  wollte. 
Dieser  Handlungsbevollmächtigte  (kauf- 
männische Vertreter  am  fremden  Ort)  führte 
im  deutschen  Mittelalter  den  bezeichnenden 
Namen  „Lagerhorr*^  oder  „Lieger".  Durch 
<las  sog.  Fremdenrecht  waren  den  „Liegern" 
bestimmte  Schranken  gezogen.  Eben  dieses 
bewirkte  in  Verein  mit  anderen  Ursachen 
(vgL  Art.  „Fremdenrecht**),  daß  die  Kauf- 
leute der  romanischen  Länder  im  Orient 
und  ebenso  die  deutschen  Kaufleute  in  den  ' 
nordischen  Reichen  an  den  wichtigsten  Han-  1 
delsplätzen  in  eine  nähere,  auch  räumliche ! 
Vereinigung  traten.  Im  Mittelalter  heißen  j 
jjolche    Niederlassungen    Fondaco,    Fonduk  1 


—  so  der  Fondaco  dei  Tedeschi  in  Venedig 

—  oder  (im  hansischen  Gebiet)  Hof  —  so 
der  St.  Petershof  in  Nowgorod  und  der 
Stalhof  in  London.  In  Bergen  heißt  sie  aus 
besonderen  Gründen  „die  deutsche  Brücke'*. 
In  Brügge  fehlt  eine  derartige  Bezeichnung, 
weil  die  hansischen  Kauflente  hier  nicht  in 
einer  räumlich  geschlossenen  Niederlassung 
wohnten.  Ein  allgemeinere!  Ausdruck  für 
die  großen  Niederlassungen  der  Hanse  im 
Ausland  ist  „Stapel'*  (als  man  z.  B.  Cöln 
1470  aus  der  Hanse  ausschließt,  wird  es 
ausgeschlossen  aus  „den  vier  Stapeln  der 
deutschen  Hanse").  Seit  dem  Schluß  des 
Mittelalters  begegnet  zur  Bezeichnung  der 
Niederlassimg  in  Brügge  auch  das  Wort 
„Kontor'',  welches  ursprünglich  die  Bedeu- 
tung von  Lade,  Truhe,  Pult  zur  Aufbewah- 
rung des  Genossenschaftseigentums  liat. 
Meistens  aber  bezeichnet  man  im  Mittelalter 
die  hansische  Niederlassung  als  Personen- 
gemeinschaft:  man  spricht  von  dem  deut- 
schen Kaufmann  zu  London,  Brügge  usw.,. 
dem  Kaufmann  von  der  deutschen  Hanse 
zu  London,  dem  Kaufmann  zu  Kowno  usw. 
(wo  immer  die  Genossenschaft  gemeint  ist). 
Im  15.  Jahrh.  dringt  vom  Ausland  her  das 
Wort  „Faktor"  für  Lieger  in  Deutsclüand 
ein;  jedoch  wird  es  zunächst  nur  für  Be- 
ziehungen zum  Ausland  oder  für  dieses  ge- 
braucht (man  spricht  z.  B.  von  dem  Faktor  der 
Fugger  in  Rom).  Der  Ausdruck  „Faktoreien" 
scheint  dem  Mittelalter  noch  ganz  fremd  und 
erst  seit  dem  16.  Jahrh.  auf  die  Nieder- 
lassungen der  Europäer  in  außereuropäischen 
Ländern,  vorzugsweise  in  Ostindien,  ange- 
wandt worden  zu  sein.  In  diesem  Sinne^ 
als  Bezeichnung  festgeschlossener  Handels- 
niederlassungen in  Asien,  Amerika  und  Afrika^ 
hat  er  seine  klassische  Anwendung  gefunden. 
Noch  heute  spricht  man  von  den  ¥,  der 
Pelzhändler-Kompagnieen  in  Nordamerika, 
denen  des  Holzhandels  in  Südamerika  usw. 
Doch  gehört  eine  solche  Form  von  Handels« 
kolonieen  im  wesentlichen  der  Vergangen- 
heit an. 

Literatur:  Vgl,  die  Angaben  bei  den  ArU. 
„Bürgertum"  und  „Fremdenrecht" ,  femer  die 
ArU.  „Faktor"  und  „haktorei"  von  R,  Ehren^ 
berg  und  „Handlungsgehilfe"  von  O,  yidler, 
im  H.  d.  St.  —  a.  Th.  F.  RayniU,  Histoire 
phihsifphique  et  politif/tte  des  ctahlissements  et 
du  commerce  des  Europi'ens  dans  les  deux  Indes, 
zurrst  anonym  Amsterdam  (eigentlich  Paris)  1771, 
in  7  Bänden,  seit  1780  mit  des  Verfassers  Namen 
mehrmals  (von  den  deutschen  Ausgaben  ist  die 
beste  die  zu  Kempten  17SSfg.  in  11  Bänden  er- 
schienene). —  --Id.  Schatibe^  Handelsgeschichte 
der  romanischen  Völker  des  Mittel mccrgebiets  bis 
zum  Ende  dtr  Kreuzzilge,  S.  SOfK  München  u. 
Berlin  1906.  —  Private  Mitteilungen  verdanke 
ich  Pmf.  W.  Stein  in  Gottingen,    fi.  r.  Beloir. 
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1.  Formen  der  Ehe  und  F.  2.  Die  Entwicke- 
Inn^sgeschichte  der  F.  und  das  Mntterrecht. 
3.  Die  dentsche  F.  4.  Die  F.  als  Prodnktions- 
Gemeinschaft. 

1.  Formen  der  Ehe  und  F.  Man  hat 
in  neuerer  Zeit  vielen  Völkern  einen  Zu- 
stand völliger  F.losigkeit,  völliger  Promiskuität 
des  Geschlechtsverkehrs  zugeschrieben  und 
sogar  dies  Verhältnis  als  die  erste  Entwicke- 

*  lungsstufe  bei  allen  Völkern  bezeichnet. 
Allein  die  Kritik  hat  ergeben,  daß  bisher 
noch  nicht  das  Beispiel  einer  einzigen  Nation 
nachgewiesen  worden  ist,  in  der  wirkliche 
Promiskuität  des  Geschlechtsverkehrs  be- 
standen hat.  Auch  die  Bedeutung  des  sog. 
Mutterrechts  ist  (was  damit  zusammenhängt) 
sehr  übertrieben  worden ;  näheres  über  dieses 
vgl.  sub  2.  Im  übrigen  sind  hauptsächlich 
folgende  Formen  der  Ehe  nachweisbar: 
Polygamie  oder  Vielweiberei;  Polyandrie 
oder  Vielmännerei;  Monogamie.  Eine  be- 
sondere Art  der  Monogamie  ist  die  Leviratsehe 
•des  jüdischen  Rechts,  die  aber  auch  ander- 
weitig vorkommt.  Sie  beruht  darauf,  daß 
der  nächste  Verwandte  dem  kinderlos  Ver- 
storbenen mit  dessen  Witwe  „Samen  er- 
wecken*' muß.  Die  Polygamie  hat  durch 
ihre  Anerkennung  im  Islam  in  einer  Zeit, 
HÜe  ihr  sonst  nicht  günstig  ist,  eine  ver- 
h^Qtnismäßig  große  Verbreitung  erhalten. 
Von  einem  anderen  Gesichtspunkte  aus  lassen 
sich  endogamische  und  exogamische  Ehen 
unterscheiden.  Bei  der  Endogamie  wird  die 
Oattin  grundsätzlich  innerhalb,  bei  der 
Exogamie  außerhalb  der  Verwandtschaft  ge- 
sucht. Die  Endogamie  herrscht  z.  B.  bei 
-den  Persern,  bei  denen  Gatte  und  Gattin 
allgemein  von  derselben  F.  und  sehr  oft 
Geschwisterkind  sind.  Oft  ist  die  Endogamie, 
resp.  Exogamie  örtlicher  Natur,  indem  nur 
Ehen  zwischen  Mitgliedern  derselben,  resp. 
verschiedener  Gemeinden  (oline  Rücksicht 
auf  verwandtschaftliche  Verhältnisse)  zuge- 
lassen werden.  Oertliehe  Exogamie  kommt 
z.  B.  bei  manchen  Indianerstämmen  Süd- 
amerikas vor.  Es  gibt  viele  Beispiele,  daß 
sich  die  Hausgemeinschaft  nicht  mit  der  F., 
-die  durch  die  Ehe  begründet  wird,  deckt. 
Dieselbe  geht  dann  im  Prinzip  über  den 
Kreis  der  engeren  F.  hinaus.  Die  namhafteste 
solcher  Hausgemeinscliaften  ist  die  süd- 
slavische  Sadniga.  Sie  umfaßt  unter  der 
Leitimg  eines  Hausvaters  eine  größere  An- 
zahl F.:  wird  die  Zahl  der  verheirateten 
Mitgenossen  zu  gixDß,  d.  h.  übersteigt  sie 
etwa  acht  oder  zehn,  so  erfolgt  eine  Trennung 
durch  Begründung  einer  oder  mehrerer 
neuerer  Kommunionen.  Neuerdings  ist  die 
Sadruga  im  Abnelunen  l)egriifen. 

2.  Die  fintwickelun^sgeschichte  der 
F.  und  das  Mutterrecht  Mutterrecht 
nennt  man  diejenige  V Ordnung  der  F.ange- 


hörigkeit,  wonach  das  Kind  nicht  zu  dem 
Vater  in  einem  juristischen  Verwandtschafts- 
verhältnis steht,  sondern  nur  zur  Mutter 
und  zu  den  Personen,  welche  mit  der  Mutter 
wieder  eine  Mutter  haben.  Es  ist  dabei 
nicht  der  Vater  Vorsteher  des  Haushaltes, 
sondern,  wenn  überhaupt  eine  männliche 
Person,  der  Bruder  der  Mutter,  d.  h.  der- 
jenige Bruder,  der  mit  der  Mutter  eine  ge- 
meinsame Mutter  hat.  Dieses  System  hat 
man  als  eine  Durchgangsstufe  aller  Völker 
bezeichnet;  aus  ihm  habe  sich  erst  das 
System  des  Vaterrechts  entwickelt;  das 
Mutterrecht  sei  zu  erklären  aus  einem  ur- 
sprünglichen unterschiedslosen  Geschlechts- 
verkehr. Die  Mutterrechtstheorie  ist  von 
Bachofen  zuerst  aufgestellt,  von  anderen, 
besonders  pliantasievoll  von  dem  Amerikaner 
Morgan  weiter  ausgebildet  worden.  Sie 
hat  schnell  große  Verbreitimg  gefunden 
und  ist  namenüich  auch  von  den  Sozialisten 
ausgebeutet  worden.  Allein  bald  wurde  an 
jener  Theorie  eine  so  eingreifende  Kritik 
geübt,  daß  sie  heute  wohl  als  unhalttar  zu 
bezeiclmen  ist.^)  Das  Mutterrecht  kommt 
zwar  bei  einigen  Völkern  vor,  aber  doch 
nur  bei  verhältnismäßig  wenigen.  Insbe- 
sondere ist  es  durchaus  ungerechtfertigt,  es 
der  indogermanischen  Völker-Familie  zuzu- 
schreiben; schon  das  indogermanische  Ur- 
volk  hat  nachweislich  das  Vaterrecht  gehabt. 
Ferner  ist  noch  nirgends  der  Nachweis  ge- 
führt worden,  daß  irgendwo  die  geeellschaft- 
liche  Ordnung  nach  dem  Mutterrecht  ohne 
fremden  Einfluß  aus  sich  heraus  zum 
Patriarchat  sich  entwickelt  habe.  Wir  müssen 
also  den  Versuch,  eine  Entwickelungsge- 
schichte  der  F.  auf  Grund  der  Mutterrechts- 
theorie zu  konstniieren,  ablehnen.  Man  hat 
aber  weiter  mit  Recht  bemerkt,  daß  es  zur- 
zeit überhaupt  unmöglich  ist,  eine  allgemeine 
Entwickelungsgeschichte  der  F.  zu  schreiben, 
und  vielleicht  wird  es  nie  möglich  sein. 
Jedenfalls  ist  das  vielfach  beliebte  Verfahren 
unzulässig,  Erscheinungen,  die  sehr  gut 
Produkte  einer  späteren  Entwickelung  resp. 
Entartung  sein  können,  ohne  weiteres  als 


^)  Zur  Kritik  der  Mntterrechtstheorie  vgl. 
außer  den  unten  angeführten  Arbeiten  (nament- 
lich denen  von  Brentano,  Delbrück. 
WeHtermark,  Zimmer):  Historische  Ztschr.. 
71,  S.  463  ff.  und  489 ff.;  73,  S.  349;  Ztschr.  der 
Savignv-Stiftnng  für  Rechtsgeschichte  (germ. 
Abt.),  Bd.  15  S.  175 ff.;  Jahrbuch  für  0«iet2- 
fifebang  1894,  S.  304;  Ratzel,  Beilaffe  zur 
Münchener  Allg.  2^tang  vom  30.  and  31./VII. 
1894;  Brunner,  Sitzungsberichte  der  Berl. 
Akad.  1894,  S.  1289ff.:  Grosse,  Deutsche  Lite- 
raturzeitung 1905,  Nr.  30,  S.  1878 ff.;  Ztschr. 
für  Sozial  Wissenschaft  1904,  S.  160  ff.  (Kritik 
der  Darstellung  Schmollers).  S.  auch  POhl- 
mann.  Aus  Altertum  und  Gegenwart,  München 
1895,  S.  393  f. 
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Ueberbleibsel  eines  Urzustandes  zu  bezeichnen. 
Eine  lehrreiche  Erscheinung  haben  wir  in 
der  Sanktionierung  der  Vielweiberei  durch 
Muhammed,  die  zu  einem  erheblichen  Teil 
seinen  persönlichen  polygamen  Neigimgen 
verdankt  wird.  Die  Endogamie  war  in 
älteren  Zeiten,  wenn  Verwandte  beieinander 
wohnten,  gewiß  oft  das  gegebene;  später  ist 
sie  nachweislich  mehrfach  künstlich  ver- 
schärft worden.  Endogamie  und  Exogamie 
in  ein  allgemeines  ent wickelungsgeschicht- 
liches Verhältnis  zu  bringen  ist  unzulässig. 
Warnen  muß  man  davor,  in  geschlechtlicher 
Regellosigkeit  vor  der  Ehe  den  Rest  irgend 
eines  Urzustandes  zu  sehen.  Den  Gesichts- 
punkt, daß  manche  Einnchtimgen  und  Sitten 
als  Entartung  („devolutionär^,  nicht  evo- 
lutionär) zu  erklären  seien,  hat  namentlich 
P^tzel  geltend  gemacht.  Mutterrechtliche 
und  vaterrechtfiche  Sippenorganisationen 
brauchen  nicht  als  Repräsentanten  zweier 
verschiedener  Ent  wickelungsphasen  aufgefaßt 
zu  werden.  Statt  eine  Reihe  von  aufeinander 
folgenden  Stufen  ausfindig  zu  machen,  wird 
die  Forschung  ihre  Aufgabe  vielmehr  darin 
zu  suchen  haben,  die  Abhängigkeit  des  F.- 
rechts  von  allgemeinen  Verhältnissen  zu 
untei-suchen.  In  dieser  Hinsicht  ist  ein  Zu- 
sammenhang mit  den  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnissen beobachtet  worden.  Die  Viel- 
männerei z.  B.  findet  sich  fast  ausnalunslos 
nur  unter  den  ärmsten  Völkern,  die  Viel- 
weiberei umgekehrt  nur  bei  Reichtum,  auch 
regelmäßig  nie  bei  einem  ganzen  Volk,  son- 
dern nur  in  den  wohlhabenden  Schichten 
dessellien.  Die  wirtschaftlichen  Verhältnisse 
bestimmen  aber  keineswegs  das  F.recht  allein. 
Sehr  gi-oß  ist  z.  B.  ferner  der  Einfluß  der 
n^ligiösen  Ideeen,  wofür  als  Beispiel  hier  nur 
<las  von  der  Kirche  im  Mittelalter  durch- 
gesetzte außercrdentlich  weitgehende  Verbot 
der  Verwandtenheiraten  dienen  mag.  Auch 
finden  wir  oft  denselben  Aufbau  der  F.  auf 
ganz  verscliiedenen  Stufen  der  wirtschaft- 
lichen Entwickelung. 

B.  Die  deutsche  F.  Der  Versuch,  eine 
allgemeine  F.geschichte ,  speziell  eine  Ur- 
geschichte der  F.  zu  schreiben,  ist,  wie  be- 
merkt, als  unmöglich  zu  bezeichnen.  Die 
Entwickelung  läßt  sich  nm-  für  die  historische 
Zeit  mit  Sicherheit  aufweisen.  Hier  mögen 
<lie  Gnmdzüge  in  der  Entwickelung  der 
deut.schen  F.  angedeutet  werden.  Bei  den 
alten  Germanen  wai*  die  Ehe  monogamisch. 
Vielweiberei  kam  nur  ausnahmsweise  und 
zwar  l^ei  den  Vornehmsten  vor,  die  reich 
genug  dazu  waren  und  die  es  für  zweck- 
mäßig hielten,  sich  mehr  als  ein  mächtiges 
Haus  zu  verschwägern.  Die  älteste  Form 
der  germanischen  Eheschließung,  die  be- 
stimmt nachweisbar  ist,  ist  der  Frauenkauf. 
Dorh  lassen  einige  Anlialtspunkte  vermuten, 
daß    vorher   auch    bei   den   Germanen  die 


Raubehe  bestanden  hat,  die  bei  verschiedenen 
anderen  Völkern  in  historischer  Zeit  vor- 
kommt. Die  Eheschließung  durch  Kaufver- 
trag war  ursi>rünglich  ohne  Zweifel  ein 
zwischen  der  Sippe  des  Bräutigams  und  der 
Sippe  der  Braut  abgeschlossenes  Rechts- 
geschäft; jedenfalls  war  die  Braut  nicht 
Kontrahentin,  sondern  Objekt  des  Kaufver- 
trags. Die  Sippe,  die  wir  als  einen  weitereu 
F.verband  bezeichnen  können,  hat  in  der 
ältesten  Zeit  eine  sehr  große  Bedeutung. 
Die  Sippengenossen  kämpfen  im  Heere 
nebeneinander.  Die  Sippe  ist  befugt  und 
verpflichtet,  den  Tod  oder  die  gröbliche 
Verletzung  eines  Genossen  zu  sühnen.  An- 
dererseits haftet  sie  auch  für  ihre  Genossen 
(indem  sie  das  von  ihnen  verwirkte  Wergeid 
aufbringt).  Ebenso  handelt  sie  vor  Gericht 
als  eine  Qremeinschaft :  ihre  Mitglieder  müssen 
sich  gegenseitig  Eideshilfe  leisten.  Es  zeigen 
sich  endlich  Spiu^n  von  der  Verknüpfung 
der  Sippe  mit  den  Gnmdbesitzverhältnissen. 
Im  Laufe  der  Zeit  schwindet  jene  hohe 
Stellung  der  Sippe,  die  dem  jugendlichen 
Charakter  der  altgermanischen  Staatsgewalt 
entsprach.  Andere  Verbände,  insbesondere 
aber  der  Staat  übernahmen  mehr  und  mehr 
die  Funktionen  der  Sippe.  Zu  dieser  Um- 
wandlung tnig  z.  B.  die  Beseitigung  resj). 
Einschränkung  des  Fehderechts  bei,  wodurch 
wichtige  Pflichten  der  Sippe  fortfielen.  Ge- 
lockert wurde  auch  der  Sippenverband  durch 
das  von  der  Kirche  durchgesetzte  ausge- 
dehnte Verbot  der  Verwandtenheiraten;  es 
wurden  infolgedessen  Beziehungen  ver- 
schiedener Geschlechter  miteinander  herge- 
stellt, die  Bande  innerhalb  eines  Geschlechtes 
gelöst.  Im  weiteren  Verlauf  der  Entwicke- 
lung hat  die  Kirche  noch  andere  Wirkungen 
ausgeübt.  Sie  wirkte  der  Härte  der  väter- 
lichen Gewalt  entgegen,  veredelte  die  Sitte, 
vermehrte  die  Ansicht  von  der  Heiligkeit 
der  Ehe  und  von  gleichen  Rechten  der  Ehe- 
gatten in  bezug  auf  Treue.  Das  Verschwinden 
des  Brautkaufs  hängt  ebenfalls  z.  T.  damit 
zusammen,  daß  die  Kirche  andere  Formen 
forderte.  Aber  auch  von  sich  aus  hat  das 
deutsche  Recht  in  steigendem  Maße  der 
Frau  Selbständigkeit  und  Verfügungsfreiheit 
verschafft.  „Die  treueste  Abspiegelung  aller 
Schattienmgen  derdeutschen  F.entwickelung" 
ist  das  System  des  deutschen  ehelichen 
Güterrechts,  welches  der  innigen  Lebens- 
gemeinscliaft  der  Ehegatten  einen  recht- 
lichen Ausdruck  für  ihre  Güterverliältnisse 
gibt.  Bei  ungemeiner  Mannigfaltigkeit  im 
einzelnen  lassen  sich  hier  zwei  Haupttypen 
unterscheiden:  das  System  der  Güterver- 
einigimg  und  das  der  Gütergemeinschaft. 
Bei  dem  ersteren  liesteht  juristische  Getrennt- 
heit hinsichtlich  des  Eigentums  der  beider- 
seiti^n  Vermögensmassen,  aber  die  faktische 
Beseitigimg   derselben    dadurch,    daß    der 
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Mann  infolge  der  Ehe  die  Verwaltung  des 
gesamten  Vermögens  der  Frau  erlangt.  Bei 
dem  letzteren,  welches  neueren  Datums  ist 
(wiewohl  noch  dem  Mittelalter  angehörig), 
ist  das  beiderseitige  Vermögen  in  noch 
engerer  Weise  miteinander  verschmolzen. 
Im  übrigen  sind  die  F. Verhältnisse  auf  das 
Mundium  des  F.hauptes  gebaut.  Mundium 
l>ezeichnet  im  allgemeinen  ein  Schutz-  und 
Vertretungsverhältnis;  der  Begriif  erfährt 
auch  auf  andere  als  F. Verhältnisse  Anwen- 
dung. Die  Vormundschaft  in  unserem  engeren 
Sinne  steht  ursprünglich  der  Sippe  zu.  Da 
diese  zur  Verwaltung  derselben  regelmäßig 
den  nächsten  männlichen  Verwandten  be- 
stellte, so  galt  dieser  als  der  geborene  Vor- 
mund. Mit  der  Sippe  trat,  zuerst  in  den 
Städten,  die  Obervormundschaft  der  Obrigkeit 
in  KonkuiTenz.  Sie  hat  dann  die  Stellung 
der  Sippe  vielfach  vollständig  beseitigt  und 
oft  sogar  die  Funktionen  des  geborenen 
Vormunds  bedeutend  eingeschränkt.  Am 
stärksten  ist  die  staatliche  Obervormund- 
schaft  wohl  im  Preußischen  Landrecht  ent- 
wickelt, welches  den  Vormund  im  wesent- 
lichen zu  einem  Organ  der  Vormundschafts- 
behörde macht.  Neuerdings  ist  er  durch  die 
Vorraundschaftsordnung  von  1875  wieder 
selbständiger  gestellt. 

Nachdem  der  alte  Sippenverband  seine 
Bedeutung  verloren  hatte,  haben  andere 
Einrichtungen  den  F.zusammenhang  verstärkt. 
So  hat  das  Lehnswesen  durch  die  Beschrän- 
kung der  Veräußerung  der  Lehnsgüter  dieses 
Resultat  bei  den  adligen  F.  hervorgebracht. 
Der  Adel  hat  auch  von  sich  aus  Institute 
(Stammgut,  Fideikommiß)  geschaffen,  die  die 
gleiche  Wirkung  üben.  Betreffs  der  bäuer- 
lichen F.  sind  verwandte  Erscheinungen  zu 
verzeichnen.  Adlige  wie  bürgerliche  F. 
haben  sich  durch  Stiftungen  (im  Mittelalter 
ging  der  Anspruch  auf  kirchliche  Stiftsstellen 
voraus)  zu  befestigen  gesucht.  Die  ausge- 
prägteste F.verfassung  hat  in  neuerer  Zeit 
der  hohe  Adel. 

4.  DieF.als  Produktionsgenieinschaft 
Daß  die  F.  die  Grundlage  für  die  Organi- 
sation der  Produktion  bildet,  läßt  sich  im 
vollen  Umfang  niu*  für  die  Hausindustrie 
behaupten.  Eine  große  Rolle  spielt  sie  aber 
auch  in  der  Landwirtschaft  und  im  Hand- 
werk. Der  bäuerliche  Betrieb  ruht  wesent- 
lich auf  ihr,  am  meisten  der  des  Kleinbe- 
sitzes, während  der  Zwergbesitz  der  F.  nicht 
mehr  volle  Arbeitsbeschäftigung  gewährt. 
Der  Großbesitz  verlangt  zwar  nicht  mehr 
die  Handarbeit  der  F. ;  doch  zeigt  sich  auch 
hier  deren  Bedeutung,  insofern  z.B.  die  Leitung 
wichtiger  Zweige  der  Landwirtscliaft  der 
Gutsfi-au  zufällt.  Im  Handwerk  finden  wir 
noch  starke  familiäre  Züge  in  der  Arbeits- 
gliederung; zur  gewerblichen  Tätigkeit  ge- 
hört jedoch  die  Zuziehung  nichtverwandter 


Gesellen  und  Lehrlinge.    Der  kleine  Handel 
wird  oft  von  den  F.güedem  betrieben.    Am 
meisten  entfernen  sich  von  dem  Zusammen- 
hang mit  der  F.   die  große  Handelsunter- 
nehmung und  vor  allem  der  Fabrikbetrieh. 
Literatar:    3Httermaier,    Gnmdsätze    des   ge- 
meinen deutschen  Privatrecht»,  2  Bde.,  7.  Ayfl., 
Regenshurg  1847. — K.  Weinhold,  Die  deutschen 
Frauen  in  dem  Mittelalter,   Wien  1851  (£.  Auß., 
1882).  —  H,  W,  Rieht,  Die  Familie,  :StuUgart 
1854  (10.  Aufl.,  1889).  —  Bachofen,  Das  Mutter- 
recht,   Stuttgart   1861.   —  W,    Wacket^ageln 
Familienrecht  und  Familienleben  der  Germanen, 
Kleinere  Schriften,  Bd.  1  (S.  Ifg.),  Leipzig  187 J. 

—  L,  H.  Morgan,  Ancient  society ,  Lond<m 
1877.  —  Engels,  Der  Ursprung  der  Familie, 
des  Privateigentums  und  des  Staates,  Zürich  lS8i 
(4.  Aufl.,  Stuttgart  1892).  —  J,  Lij^pert ,  Die 
Geschichte  der  Familie,  Stuttgart  I884.  —  Kohier, 
Studien  über  Frauengemeinschaft,  Frauenraub  «. 
Frauenkauf,  ZHtschr.f.  vergl.  jkccht*icissenschoJt. 
Bd.  4,  Stuttgart  I884.  —  Brtinnev ,  Deutsche 
RecliUgeschichU,  Bd.  1—2,  Leipzig  1887—92.  — 
Post,  Studien  zur  Enttcickelungsgeschichte  des 
Familienrechtes,  Oldenburg  und  Leipzig  1889.  — 
B.  Delbrück,  Die  indogermanischen  Venrandt- 
Schaftsnamen,  Abhandlungen  der  Kgl.  s<ichsischen 
Gesellschaft  der  Wissenschaften,  philoL-hist. 
Klasse,  Bd.  11,  Leipzig  1889—90.  —  Wester- 
tnark,  The  history  of  human  marriage,  London 
1891.  (Deutsche  Vebersetzung  von  L.  Kattscher 
und  Ä.  Grazer:  Geschichte  der  menschlichen 
Ehe,  Jena  1898.)  —  Gothein,  Art.  „Familie", 
H.  d.  St.,  Bd.  III,  S.  ^49 fg.,  (^.  Aufl.,  III.  Bd., 
S.  790 fg.).  —  Dargun,  MuUerrecht  und  Vater- 
recht,  Leipzig  189^.  —  Brentnno,  Die  Volh'- 
wirtifchafl  und  ihre  konkreten  Grundbedingungen, 
Zeitschr.  für  Sozial-  und  Wirtschaft^tgeschichte, 
Bd.  1,  Freiburg  i.  B.  und  Leipzig  1898.  —  R. 
Schröiler,  I^hrbuch  der  deutschen  Rechtsgr- 
schichte,  2.  Aufl.,  Leipzig  1894  (4.  Aufl.,  ebenda 
1902).  —  Zimmer,  Das  Mutterrecht  der  Piktm 
und  seine  Bedeutung  für  die  arische  Altertums- 
wissenschaft, Zeitschr.  der  Sav.-Sfißung  für 
Rechtsgeschichte,  roman.  Abt.,  Bd.  iJ,  Weimar 
1894 .  —  Joh,  Ä.  Mucke^  Horde  und  familie 
in  ihrer  urgcschichtliehen  Entwickelung ,  Stutt- 
gart 1895.  —  A,  Meitzen,  Siedelung  u.  Agr^ir- 
iresen  der  Westgermanen  und  Ostgermanen,  der 
Kelten,  Römer,  Finnen  und  Shven  (vgl.  speziell 
zur  südslavischen  Sadrtiga),  S  Bde.,  Berlin  189.5. 

—  Etntßt  Grause,  Die  Formen  der  Familie  u. 
die  Formen  der  Wirtschaft,  Freiburg  i.  B.  und 
Ijeipzig  1896.  —  Gothein,  Beiträge  zur  Ge- 
schichte der  Familie  im  Gebiete  des  alemannischen 
und  fränkischen  Rechts,  Bonn  1897.  —  Fritx 
Boiler,  Die  Familie  bei  den  Angelsachsen  I, 
Halle  1899.  —  G.  Elliott  Howard,  a  histon/ 
of  matrimonial  institutions,  3  vols^  Chicago  and 
/A)ndon  1904.  —  F.  Seebohnt,  the  trihal  sjfstem 
in  Wales,  second  edition,  London  1904 .  —  Jf. 
Pench,  Lehrbuch  der  Nationalökonomie  I  (S. 
148  fg.),  Freiburg  i.  B.  1905.        G,   v.  Belour. 
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Farbenindnstrie 

s.  rheinische  Industrie  oben  S.  605 fg. 

Farr,  William, 

geb.  am  30./XI.  1807  za  Kenley  in  der  eng- 
lischen Grafschaft  Shrop,  seit  lO./VII.  1839  Com- 
Siler  of  abstracts  in  dem  Registrar  Generals 
iffice  in  London,  gestorben  daselbst  am  U./IV. 
1883,  als  Snperiniendent  dieser  Behörde. 

Rekreator  der  englischen  Sanitätsstatistik 
durch  Aufstellung  einer  stren«:  wissenschaft- 
lichen Klassifikation  und  Nomenklatur  der  Todes- 
ursachen. Als  Mortalitätsstatistiker  Be&plinder 
einer  neuen  Methodik  zur  wissenschaitlichen 
Ausnützung  der  Totenregister  sowie  zur  Dia- 
gnose der  Sterblichkeit  nach  Berufs-  und  Gewerbs- 
gruppen. 

Verfasser  dreier  Mortalitätstafeln  über  die 
Sterbefälle  in  England  und  Wales  in  den  Jahren 
1838—1854. 

Von  seinen  Schriften  seien  hier  nur  genannt : 
On  the  construction  of  life  tables,  illustrated  by 
a  new  life  table  of  the  healthy  districts  of  Eng- 
land, London  1859.  —  English  life  table.  Tables 
of  lifetimes,  annuities  and  premiums,  London 
1864.  —  English  reproduction  table,  London  1880. 
—  Von  Humphreys  veranstAltete  Auswahl  seiner 
Schriften  u.  d.  T. :  Vital  statistics.  A  memorial  | 
Yolume  of  selections  from  the  reports  and  wri- 
tings  of  William  Farr,  London  1885. 

LipperU 

Faßsteuer. 

Die  F.  (oder  Biermarkensteuer)  ist  eine  Form 
der  Bierbestenerung.  Sie  wird  erhoben  vom 
fertigen  Fabrikat  nach  dem  Rauminhalt  der  die 
Braustätte  verlassenden  Bierfässer,  an  deren 
2^pf-  oder  Spundloch  eine  Steuermarke  ange- 
bracht ist,  die  durch  den  Gebrauch  vernichtet 
wird.  Ohne  ihre  Zerstörung  ist  ein  Ablassen 
des  Bieres  unmöglich.  Als  reine  Quantitäts- 
steuer belastet  sie  die  Bierprodukte  ungleich, 
die  geringhaltigen  Biere  stärker  als  die  schwerer 
eingesottenen. 

\gl.  Art.  „Bier-   und   Bierbesteuerung"    be- 
sonders sub  II,  5  oben  S.  465. 

Max  von  Heckel, 


Faucher,  Jnlius, 

jBreb.  am  13./VI.  1820  in  Berlin,  gest.  am  12./VL 
1878  in  Rom. 

Freihandelsdoktrinär  auf  der  höchsten  Potenz, 

f rundete  mit  Prince-Smith  usw.  den  ersten 
eutschen  Freihandelsverein  (1846)  und  (1861) 
die  1893  eingegangene  „Vierteliahrsschrift  für 
Volkswirtschaft  und  Kulturgeschichte". 

Von  seinen  Schriften  in  Buchform  sind  hier 
nur  anzuführen :  Die  Vereinigung  von  Sparkasse 
und  Hypothekenbank  und  der  AnBchluii  eines 
Häuserbauvereins  als  sozialökonomische  Aufgabe 
unserer  Zeit,  insbesondere  der  Bestrebungen  für 
das  Wohl  der  arbeitenden  Klassen,  Berlin  1845. 
—  The  Russian  agrarian  legislation  of  1861  (ent- 
halten in  dem  von  Probyn  herausgegebenen 
•Sammelwerk :  Systems  of  land  tenure  in  various 
«.-onntries,  London  1876i.  LipperU 


Fawcett^  Henry, 

ßfeb.  in  Salisbury  am  26./VIII.  1833,  erblindete 
1858,  wurde  1863  Professor  der  politischen  Oeko- 
nomie  in  Cambridge  und  starb  daselbst  als 
Generalpostmeister  (seit  1880)  am  6./XI.  1884. 

Orthodoxer  Interpret  der  klassischen  Periode 
der  englischenVolkswirtschaft  in  seinem  „Manual'* 
(s.  uO,  femer  Anhänger  der  Lohnfondstheorie 
und  Freihandelsdoktrinär. 

Von  seinen  Schriften  nennen  wir :  Manual  of 
political  economy,  London  (1863) ;  dasselbe,  6.  Aufl. 
ebenda  1884.  —  The  economic  position  of  the 
british  labourer,  Cambridge  1865.  —  Pauperism, 
its  causes  and  remedies,  London  1871.  —  Free 
trade  and  protection,  London  (1878);  dasselbe. 
6.  Aufl.  ebenda  1885;  dasselbe,  deutsch  von  A. 
Passow,  Leipzig  1878.  —  Indian  finance,  London 
1880.  Lippert. 


Feingehalt  s.  Münzprägung. 


Felderwirtschaft. 

Unter  F.,  welchen  Ausdruck  meines  Wissens 
zuerst  Alb.  Thaer  in  seiner  Einleitung  zur 
Kenntnis  der  englischen  Landwirtschaft  (Bd.  2. 
AbtL  1,  S.  328)  gebraucht  hat,  versteht  man 
diejenige  Benutzungsweise  des  Ackers  oder 
dasjenige  Wirtschafusystem,  bei  welchem  das 
dem  Ackerbau  unterworfene  Land  lediglich  zum 
Anbau  von  Getreide  oder  sonstigen  Körner- 
früchten verwendet  wird,  während  gleichzeitig 
das  für  die  Ernährung  der  Zug-  und  Nutztiere 
erforderliche  Futter  auf  abgesonderten  Flächen, 
auf  Wiesen  und  Weiden  erzeugt  wird.  Thaer 
charakterisiert  die  F.  durch  den  Satz:  „Sie  hat 
besonderes  Ackerland  und  besonderes  Grasland 
zu  Wiesen  und  Weiden."  Ihr  stellte  er  gegen- 
über die  „Wechsel-  und  Schlagwirt- 
ach aft".  bei  der  die  nämlichen  FläcSen  ab- 
wechselnd zur  Produktion  von  eigentlichen  Feld- 
gewächsen, namentlich  von  Getreide,  und  zur 
Produktion  von  Viehfutter  benutzt  werden. 
Gegenwärtig  nennt  man  die  F.  gewöhnlich 
Körnerwirtschaft  und  bezeichnet  die 
Wechselwirtschaft  als  Feldgraswirtschaft. 

Wie  Thaer  auf  den  Ausdruck  F.  gekommen 
ist,  vermag  ich  nicht  festzustellen,  vielleicht 
dadurch,  daß  die  früher  übliche  Form  der 
Kömerwirtschaft  die  Drei-F.  war.  Thaer  iden- 
tifiziert sogar  die  Begriffe  F.  und  Drei-F.  Auch 
nannte  man  dort,  wo  die  Drei-F.  oder  eine 
andere  Form  der  Kömerwirtschaft  üblich  war, 
die  einzelnen  Abteilungen  des  Ackerlandes 
„Felder",  während  dieselben  in  den  Bezirken 
der  Feldgraswirtschaft  als  „Schläge"  bezeichnet 
wurden.  Dieser  Unterschied  in  der  Ausdrucks- 
weise findet  sich  auch  heute  noch. 

Da  die  Wörter  „F."  und  „Schlagwirtschaft" 
mit  dem  Wesen  der  Sache  nichts  zu  tun  haben, 
sondern  lediglich  den  Sprachgewohnheiten  ver- 
schiedener Gegenden  entnommen  sind,  so  hat 
man  sie  später  meist  aufgegeben,  obwohl  sie 
in  der  Literatur  auch  heute  noch  ab  und  zu 

Gebraucht  werden.  Schon  der  Zeitgenosse 
haers  Job.  Nep.  Schwerz  hat  zur  Ver- 
meidung von  Irrtümern  es  für  nötig  gefunden, 
in   der   3.   Auflage  seines   Werkes    über   den 
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Ackerbau  znr  Bezeichnuiiff  der  F.  sich  des  Aus- 
druckes „Kömer-  oder  F.  zu  bedienen.  G  ö  r  i  z 
(1864)  und  Pabst  (1865)  yermeiden,  gewiQ 
nicht  ohne  Absicht,  das  Wort  F.  überhaupt  und 
setzen  dafür  Körnerwirtschaft. 

Der  Ausdruck  F.  ohne  Zusatz  hat  gegen- 
wärtijBT  T^^  noch  historische  Bedeutung:  be- 
rechtigt und  Gewissermaßen  unentbehrlich  ist 
er,  wenn  es  sich  darum  handelt,  mit  einem  ein- 
zigen Worte  nicht  nur  die  Körnerwirtschaft  im 
allgemeinen,  sondern  gleichzeitig  auch  eine  be- 
stimmte Form  derselben,  d.  h.  eine  bestimmte 
Art  der  Einteilung  des  ganzen  Ackerlandes  zu 
charakterisieren.  So  spricht  man  auch  heute 
noch  von  Drei-,  Vier-,  Fünf-F.  usw.  und  meint 
damit  die  Formen  der  Kömerwirtschaft,  bei 
denen  die  Ackerfläche  in  drei,  vier  oder  fünf 
Felder  geteilt  ist. 

S.  Art.  „Ackerbau  und  Ackerbausysteme'' 
(oben  S.  17fg.),  Th.  Frh.  von  der  Goltz,  Ge- 
schichte der  deutschen  Landwirtschaft,  Bd.  I, 
1902,  S.  68  «f.  Bd.  n,  1903,  S.  218  fg. 

Frh,  von  der  Goltz. 


Feldgemeinschaft. 

1.  Begriff.  2.  Beispiele  des  Gemeinbesitzes 
und  Beispiele  periodischer  Verteilung  der  Aecker 
aus  späterer  Zeit.  3.  Ursprünglich  volkstümliche 
Neuteilungen. 

1.  Be^ff.  Der  Ausdruck  F.  ist  eine 
von  der  Theorie,  insbesondere  von  Haussen 
nod  Ro scher,  eingeführte  Bezeichnung. 
Man  unterscheidet  F.  im  weiteren  Sinne, 
worunter  man  den  Gemeinbesitz  versteht, 
und  F.  im  engeren  Sinne,  die  auf  der  perio- 
dischen Verteilung  der  Aecker  beruht.  Man 
hat  behauptet,  daß  die  F.  im  engeren  Sinne 
Ijei  allen  sich  fest  ansiedelnden  Völkern  ein 
notwendiges  Durchgangsstadium  beim  üeber- 
gange  vom  Gemeinbesitz  zum  Privateigen- 
tum bilde.  Längere  Zeit  ist  diese  Anschau- 
ung in  der  Literatur  herrschend  gewesen. 
Li  den  letzten  Jahrzehnten  aber  hat  sich 
die  Kritik  mehr  und  mehr  dagegen  erklärt. 

2.  Beispiele  des  Gemeinbesitzes  und 
Beispiele  periodischer  Yerteilang  der  Aecker 
aus  späterer  Zeit.  Einen  Gemeinbesitz  stellt 
die  deutsche  Allmende  (s.  Artt.  „Allmende"  [oben 
S.  78  fg.]  und  „Markgenossenschaft")  dar.  Sie 
umfaßt  nur  solches  Land,  welches  nicht  der  Be- 
ackening  unterworfen  ist,  also  Weide,  Wald  usw. 
Eine  gewisse  Analogie  des  Gemeinbesitzes  be- 
stand freilich  auch  hinsichtlich  der  Aecker  der 
älteren  ländlichen  Verfassung  der  Deutschen  in 
dem  sog.  Flurzwang,  der  die  Gemeindegenossen 
zur  Beobachtung  gleicher  Fristen  für  Bestellung, 
Aussaat  und  Ernte  nötigte.  Haussen  hat  seine 
Theorie  namentlich  an  dem  Fall  der  Trierer 
Gehöferschaften  ausgebildet.  Es  sind  dies  ge- 
nossenschaftliche Verbände  von  Grundbesitzern 
^die  übrigens  nicht  mit  den  Dorfverbänden  zu- 
sammenfallen); sie  teilen  das  ihnen  gehörige 
Land  periodisch  neu  auf,  in  einem  Turnus  von 
3,  9  oder  12  Jahren.  Es  besteht  nicht  bloß  aus 
Aeckem,  sondern  auch  aus  Wiesen,  Wildlände- 
reien  und  Waldungen  (mit  Lohhecken).    Diese 
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Gehöferschaften  sah  Haussen  als  einen  Rest  der 
ursprünglich  in  ganz  Deutschland  verbreiteten 
Agrarverhältnisse  an.  Seine  Ansicht  ist  jedoch 
durch  V.  Briesen  und  besonders  Lamprecbt 
widerlegt  worden.  Die  Gehöferschaften  sind 
nach  diesem  nicht  vor  dem  13.  Jahrh.  ent- 
standen und  finden  ihre  Erklärung  in  grund- 
herrlichen Verhältnissen.  Nach  Börig  sind  sie 
sogar  erst  im  17.  und  18.  Jahrh.  entstanden. 
Andere  Fälle  der  periodischen  Verteilung  des 
Landes  gehen  auf  staatlichen  Zwang  zurück. 
Dahin  gehören  vor  allem  die  Verhältnisse  mo- 
hammedanischer Beiche  in  Asien  —  namentlich 
in  Indien,  Java,  Sumatra,  Malakka  — ,  wo  ver- 
möge der  Anschauung,  daß  alles  Eigentum  der 
Untertanen  dem  Herrscher  zustehe,  die  jähr- 
lichen oder  mehrjährigen  Neuteilungen  des 
Landes  mit  dem  Steuerwesen  verknüpft  sind. 
Daß  dieses  System  z.  B.  in  Indien  nicht  das  ur- 
sprüngliche ist,  wissen  wir  ganz  bestimmt.  Die 
Südslavische  Hauskommunion,  die  Sadruga  (vel. 
Art.  „Familie"  oben  S.  810),  ist,  wie  Peisker  nadi- 
gewiesen  hat,  keine  urslavische  Einrichtung, 
sondern  sie  entstand  durch  Einführung  des 
bvzantinischen  Steuersystems.  So  läßt  sich  denn 
überhaupt  ftlr  die  meisten  Fälle  der  periodischen 
Land  Verteilung  erweisen,  daß  sie  verhältnismäßig 
jungen  Datums  sind  und  entweder  auf  gmnd- 
errlichen  oder,  was  wohl  häufiger  zutrifft,  staat- 
lichen Zwan^  zurückgehen.  Auch  der  russische 
Mir.  d.  h.  diejenige  Nutzungsart,  bei  der  das 
Land  durch  Gemeindebeschluß  unter  die  Bauern 
nach  einem  bestimmten  Maßstabe  (sehr  oft  nach 
Seelen)  verteilt  wird  und  den  für  die  Nutzung 
des  Landes  anffi^elegten  Verpflichtungen  unter 
solidarischer  Haft  nachgekommen  wird,  ist  erst 
spät,  nämlich  seit  dem  17.  Jahrb.,  entstanden. 
3.  Ursprünglich  volkstümUche  Neotei- 
langen.  Als  Beispiele  ursprünglich  volkstüm- 
licher periodischer  Verteilungen  des  Landes  glaubt 
Meitzen  die  Verhältnisse  bei  einer  Völkerschaft 
in  Senegambien,  bei  der  nichtarischen  Bevölke- 
rung in  den  Zentralprovinzen  Indiens  und  bei 
den  Afghanen  noch  wohl  ansehen  zu  dürfen. 
Indessen  läßt  sich  Sicheres  auch  hier  nicht  be- 
haupten. Lan&:e  hat  man,  wie  schon  angedeutet, 
teils  mit  Rücksicht  auf  die  Trierer  Gehöfer- 
schaften, teils  auf  Grund  der  Annahme,  daß 
periodische  Verteilnngen  refi:elmäßig  für  eine 
Destimmte  Kulturstufe  der  Völker  nachweisbar 
seien,  teils  auf  Grund  der  Berichte  der  Bömer. 
für  die  Germanen  angenommen,  daß  bei  ihnen 
dem  Zeitalter  des  Privateigentums  jenes  System 
vorausgegangen  sei.  Die  ersten  beiden  Stützen 
hat  nun  aber  die  Kritik  beseitigt;  es  bleiben 
mithin  im  wesentlichen  nur  die  Nachrichten  der 
Römer  übrig.  Diese  sind  wohl  dahin  zu  deuten, 
daß  die  Germanen  Gemeineigentum  am  Acker- 
lande gehabt  haben.  Indessen  wäre  dies  der 
einzige  Fall,  daß  Gemeineigentum  als  Urei^n- 
tum  nachgewiesen  werden  könnte.  Von  einer 
großen  Zahl  von  Fällen,  wie  sie  die  alte  Theorie 
behauptete,  ist  nicht  die  Rede.  Der  Stand  der 
Frage  wird  dadurch  charakterisiert,  daß  Meitzen 
hervorhebt,  das,  was  noch  am  ehesten  für  die 
alte  Theorie  spreche,  sei  „eine  gewisse  psycho- 
logische Wahrscheinlichkeit". 

Literatur:    Vijl.  die  Literatur  xu  dem  Art.  „An- 
Aiedchtng"  oben  S.  95fg.  —  A,  r.  Ha3tthau4ten, 

Studien  über  Rußland,  d  Bde.,  Berlin  1847— oi. 
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—  G.  Hanssen,  Die  Gehö/ersehaßen  im  Re» 
yierungthez.  Trier,  Abhandlungen  der  Berliner 
Akademie  der  Wissenschafien ,  Berlin  J86S.  — 
t/bfc«  r.  Keu^sler,  Zur  Qeechiehte  und  Kritik 
des  bäuerlichen  Gemeindebesitzes  in  Bußland, 
4  Bde,,  Riga  und  St,  Petersburg  1876^87,  — 
E.  de  JLaveleye,  Das  Ureigentum,  bearb.  von 
K.  Bücher,  Leipzig  1879,  —  G,  Hansaen, 
Agrarhistorisehe  Abhandlungen,  i  Bde,,  Leipzig 
1880—84,  —  W.  Röscher,  Syst,  II  (10,  Aufl.), 
^  71  Jg,  —  K,  Lampreeht,  Deutsches  Wirt- 
schqßsleben  im  Mittelalter,  Bd,  1,  S.  44t fg., 
Leipzig  1886,  —  A,  Meitten,  ArL  „Feldgemein- 
schajl",  H,  d,  St.,  2.  Aufl.,  Bd.  III,  S,  8Slfg,  — 
Wl€Ld.  t\  Simkhowit8ch,  Art.  ,Jiir*',  H,  d.  St,, 
J.  At^.,  Bd,  V,  S,  786 fg,  —  Alex.  Kaufmann, 
Beitrage  zur  Kenntnis  der  Feldgemeinschaft  in 
Sibirien,  Arch,  für  soziale  Gesetzgebung,  Bd,  9 
(Berlin  1896),  S.108fg,  —JB.  UiUietn*and,  Recht 
und  Sitte  auf  den  verschiedenen  wirtschaftlichen 
Kulturstufen,  Teil  1,  Jena  1896,  —  J.  Pelsker, 
Die  serbische  2Sadruga^  Zeitschriß  für  Sozial- 
und  WirtschafisgesehichU,  Bd.  7,  S,  tllfg,  — 
A,  TsehupraWf  Die  Feldgemeinschaft,  Straßburg 
1902,  —  G.  V.  Below,  Das  kurze  Leben  einer 
viel  genannten  Theorie,  Beilage  zur  Allgemeinen 
Zeitung,  Jahrg,  1908,  Nr,  11  und  12,  —  Joh, 
Hoops,  Waldiäume  und  Kulturpflanzen  im  ger- 
manischen Altertum  (S.  483 fg.),  Straßburg  1906, 

—  F,  RÖHg,  Die  Entstehung  der  Landeshoheit 
des  Trierer  Erzbischofs  zwischen  Saar,  Mosel 
und  Ruwer  (Westdeutsche  Zeitschr.,  Ergänzungs- 
hefl  13),  S.  70 fg.:  Zur  EnUtehung  des  Agrur- 
kommunismus   der   Gfhöferschaften ,    Trier  1906. 

G,  i\  Below, 


Feldmesser  s.  Gewerbegesetzgebuug. 


Feldpolizei. 

Die  F.  ist  ein  Erfordernis  der  Landesknltor- 
gesetzgebung  und  in  ihrer  Ausübang  eine  sicher- 
heitspoiizeiliche  Einrichtung.  Erforderlich  wird 
eine  F.,  weil  die  Felder  und  Weiden ,  Wiesen. 
Weinberge  usw.  a)  Gut  beherbergen,  das  der 
Besch&diffun^  von  Menschen,  Tieren  und  sach- 
lichen Schädlingen  (z.  B.  Wucherblume)  ausge- 
setzt ist,  und  b)  von  dem  Interesseuten  nicht  ge- 
nügend bewacht  werden  können.  Deshalb  unter- 
ließ diese  Aufgabe  der  Bewachung  öffentlich- 
recntlichen  Institutionen  und  wird  durch  das 
öffentliche  Recht  im  wirtschaftlichen  Interesse 
der  Gesamtheit  geregelt.  Die  feldpolizeilichen 
Vorschriften  enthalten  teils  Polizei-Verwaltungs- 
recht, teils  Polizei-Strafrecht,  und  —  sekundär  — 
auch  einige  zivilrechtliche  Bestimmungen,  je 
nach  den  Arten  der  vorkommenden  oder  mög- 
lichen Schädigungen.  Es  kommen  vorzugsweise 
in  Betracht:  Felddiebstahl,  Weidefrevel;  rechts- 
widriges Betreten,  Befahren,  Reiten,  Viehtreiben 
auf  fremden  Grundstücken ;  Betreten  der  Wein- 
berge nach  SchlieCung  derselben  (KStrGB.  §  368,1). 
Durch  Polizei  Verordnung  kann  das  Einsperren 
der  Tauben  zur  Zeit  der  Saat  und  Ernte,  die 
zweckmäßige  Wahl  des  Ortes  für  Bienenstöcke 
ans  feldpolizeilichen  Ri\cksichten  angeordnet 
werden.  Rein  verwaltungsmäüig  sind  die  Auf- 
gaben der  F.  hinsichtlich  der  Bekämpfung  kleiner 
tierischer  und  pflanzlicher  Schädlinge  wie  Heu- 


schrecken, Mäuse  usw.  Die  landesgesetzlichen 
Vorschriften  derF.,  auch  die  privatrechtUchen  über 
Schadenersatzpflicht  bei  verantwortlichen  Hand- 
lungen und  fjnterlassun^n  sind  auch  neben 
dem  BGB.  in  Kraft  gebheben.  Ausgeübt  wird 
die  F.  von  Feldhütern,  die  von  den  Gemeinden 
zu  bestellen  sind  und  zu  den  Polizeibeamten 

gehören;  verschiedentlich  sind  auch  Ehrenfeld- 
ttter  ernannt,  die  das  Recht,  nicht  aber  die 
Pflicht  feldpolizeilicher  Aufsicht  haben. 

Die  F.  ist  im  Deutschen  Reich  landesgesetz- 
lich geregelt;  in  Preußen  Feld-  und  Forstpoli- 
zeigesetz V.  l./rv.  1880;  in  Sachsen  Forststraf- 
gesetz V.  30./IV.  1873,  in  Hessen  Feldstrafgesetz 
V.  21./IX.  1841  mit  Ergänzungs-  und  Abände- 
rungsgesetzen  v.  lO./X.  1871  und  31./Vm.  1874; 
Bayern  und  Baden  regeln  die  Materie  in  ihren 
Polizeistrafgesetzen,  Württemberg  ebenfalls  und 
außerdem  ergänzend  in  einem  Gesetz  über 
Weiderechte  v.  26./III.  1873.  Elsaß-Lothringen 
hat  ein  F.strafgesetz  v.  2Ö./IV.  1888.  Oesterreich 
hat  die  Gesetzgebung  über  die  F.  auch  den  ein- 
zelnen Kronländem  überlassen,  nur  in  einem  RG. 
V.  16./VI.  1872  die  Befufi:ni88e  der  Feldhüter  fest- 
gesetzt. Das  französische  Gesetz  vom  2Ö.IX./6.X. 
1791  (Code  rural)  mit  Ergänzungen  v.  6./IV.  188» 
hat  die  Materie  in  einer  für  das  preußische  Ge- 
setz vorbildlich  gewesenen  Weise  geregelt. 
Literatur:  Edgar  Loentng,  Art,  „Feldpolizei'*, 
H.  d,  St.,  i,  Aufl.,  Bd,  III,  S,  845 fg, 

A.  EUter, 


Ferienkolonieen. 

F.  sind  Veranstaltungen  der  Fürsorge- 
tätigkeit, die  sich  die  Aufgabe  stellen,  schwäch- 
liche oder  kränkliche  Stadtkinder  meist  un- 
bemittelter oder  doch  wenig  bemittelter 
Eltern  in  ihrem  Gesundheitszustände  zu 
fördern,  indem  sie  unter  der  Leitung  be- 
währter Führer  (Lehrer)  die  Sommerferieu 
an  einem  gesunden  Landaufenthalt  zubringen 
und  dort  auch  zweckmäßig  beschäftigt  werden. 
Dieser  Plan  ist  zuerst  von  dem  Pfarrer  Bion 
aus  Zürich  ausgeführt,  der  im  Juli  1876  34 
Knaben  und  30  Mädchen,  die  von  einer  Anzahl 
Lehrer  und  Lehrerinnen  begleitet  waren,  vier- 
zehn Tage  zur  Erholung  ins  Gebir^  entsandte. 
Ebenso  hat  im  Jahre  1878  der  Geheune  Sanitäts- 
rat Varrentrapp  in  Frankfurt  a.  M.  acht  Gruppen 
zu  je  97  Knaben  unter  Aufsicht  je  eines  Lehrers 
zum  Landaufenthalt  in  den  Odenwald  geschickt. 
Eine  andere  Methode  befolgte  man  in  Hamburg,, 
wo  man  von  eigentlichen  Kolonieen  absah,  und 
erholungsbedürftige  Kinder  während  der  Sommer- 
ferien auf  dem  Lande  in  empfohlenen  Bauem- 
familien  unterbrachte.  Eine  andere  Spielart 
sind  die  mit  Milchstationen  verbundenen  Stadt- 
oder Halbkolonieen  und  die  Kinderheilstätten  in 
See-  und  Solbädern. 

Die  Errichtung  der  F.  ging  meist  von 
Wohltätigkeits-  oder  gemeinnützigen  Ver- 
einen aus,  die  mitunter  auch  von  einzelnen 
Gemeinden  durch  Geldzuschüsse  oder  dui-ch 
die  Ueberlassung  von  Plätzen  usw.  unter- 
i  stützt  wurden.  Seit  1885  besteht  eine 
\  .Zentralstelle  der  Vereinigimgen  für  Sommer- 
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pflege'S  ^i®  *"f  i^r^r  3.  Konferenz  in  Frank- 
furt a/M.  die  leitenden  Grundsätze  für  ihre 
Tätigkeit  aufstellte.  Diese  unterscheiden 
S  Gruppen  von  erholungsbedürftigen  Kindern : 
1.  verhältnismäßig  gesunde  Kinder,  die  in 
den  „Milchstationen*'  hinreichende  Erholung 
finden ;  2.  kränkliche  und  skrophulöse  Kinder, 
die  in  See-  und  Solbädern  verpflegt  werden 
sollen,  und  3.  schwächliche  und  genesende 
Kinder,  für  die  eigentliche  Ferienkolonieen 
auf  dem  Lande  oder  Gebirge  oder  Ruhe- 
Stationen  in  Waldkolonieen  in  Vorschlag  ge- 
bracht werden.  Für  25  Kinder  ist  in  der 
Regel  je  ein  Führer  zu  bestellen.  Die  Ver- 
pflegung soU  in  der  Hauptsache  Hausver- 
pflegung, seltener  Gasthofverpflegung  sein. 
Reichlicher  Milchgenuß  ^ird  dabei  besonders 
empfohlen.  Für  Ausrüstung  (2  Anzüge  und 
Wäsche)  haben  die  Eltern  zu  sorgen,  von 
denen  auch  ein  kleiner  Geldbeitrag  zur 
Kostendeckung  zu  leisten  ist 

Die  Zahl  der  F.  ist  in  steter  Zunahme 
begriffen.  Ebenso  befriedigen  auch  im  ganzen 
die  durch  sie  erzielten  Erfolge.  Jedenfalls 
haben  nach  den  statistischen  Aufnahmen 
die  Resultate  in  gesundheitlicher  Beziehung 
die  Erwartungen  nicht  enttäuscht.  Eine 
Gefahr  liegt  natürlich  darin,  daß  nach  der 
Rückkehr  in  die  Stadt  und  in  die  ungesunden 
Verhältnisse  bei  unzureichender  Ernährung 
die  Vorteile  des  Landaufenthalts  wieder 
verloren  gehen.  Man  hat  daher  versucht, 
diu'ch  ergänzende  Einrichtungen  in  der 
Stadt,  wie  Verabreichung  von  Milch  und 
Brot  oder  unentgeltliche  Verpflegung  in 
Volksküchen,  einen  Ausgleich  zu  schaffen. 
Die  sittlichen  und  erzieherischen  Wirkungen 
der  F.  werden  verschieden  beurteilt.  Doch 
scheint  die  Mehrzahl  der  Beurteiler  auf 
Seite  der  Anerkennung  zu  stehen.  Die  ab- 
fällige Bewertung  dieser  Einrichtungen,  die 
eher  eine  Forderung  der  schlechten  Eigen- 
schaften der  Kinder  als  eine  Bekämpfung 
dieser  und  eine  Bessenmg  annimmt,  geht 
entschieden  zu  weit  und  generalisiert  in 
unzulässiger  Weise  Schäden,  die  wohl  hin 
und  wieder  aufgetreten  und  bei  solchen 
Einrichtungen  niemals  ganz  zu  vermeiden 
sind. 

Literatnr:  Evert,  An.  „Fenenkolonieen"  im  H. 
d.  St.^  i?.  Auß.,  Bd.  JJI,  K  847—49.  —  Jahres- 
berichte der  ZcntraUielU  der  Vereinigungen  ßir 
Sommerpßege  in  Berlin.      Max  i^on  Hecket. 


Feriisprecheinrichtiuigen. 

1.  Bedeutung  und  Entwickelung.  2.  Oeffent- 
licher  oder  Privatbetrieb?    3.  Gebühren. 

1.  Bedeutnng  und  Ent^ickelnng.   Der 

Fernsprecher  (,,Telephon'')  dient  der  Be- 
fiirdenmg  gesprochener  Nachrichten.  Er  er- 
scheint als  eine  wesentliche  Vervollkommnung 


des  Telegraphen,  der  die  Elektrizität  für  die 
Beförderung  geschriebener  Nachrichten  ver- 
wendet. Die  Bedeutung  des  vervollkommneten 
Nachrichten  Verkehrs  im  allgemeinen  wird 
in  den  Artikeln  „Post"  und  „Telegraphier* 
besprochen  werden.  Hier  sei  nur  hervor- 
gehoben, daß  die  allgemeinen  Wirkuneen 
des  leistungsfähigeren  Nachriclitenverkehrs 
in  besonderem  Maße  bei  dem  Fernsprecher 
zu  flnden  sind.  Er  sichert  die  schnellste 
Beförderung  der  Nachricht,  die  rascheste 
Ueberwindun^  der  räumlichen  Entfernung, 
ja  er  hebt  die  räumliche  Entfernung  inso- 
weit ganz  auf,  als  es  sich  darum  lumdelt, 
sich  g^enseitig  hörbar  zu  machen.  Das 
dient  dem  gesellschaftlichen  Verkehr  iin 
allgemeinen,  nicht  minder  aber  auch  dem 
wirtschaftlichen  Verkehr  im  besonderen. 
Gerade  wirtschaftlichen  Zwecken  wird  der 
Fernsprecher  immer  mehr  dienstbar  gemacht. 
Allerdings  ist  der  Fernsprecher  nicht  für 
jede  Art  des  Verkehrsbedürfnisses  geeignet, 
weil  er  nur  das  gesprochene,  nicht  das  ge- 
schriebene Wort  übermittelt. 

Dem  Telegraphen  gegenüber,  soweit  ihm 
der  Fernsprecher  bei  längeren  Linien  zur 
Seite  tritt,  zeigt  er  den  Vorzug  wesentlich 
billigerer  Herstellungs-  und  Unterhaltungs- 
kosten und  geringeren  Bedarfs  an  besonders 
geschulten  Beamten.  Die  Beamten  haben 
beim  Fernsprecher  nur  die  Verbindung  her- 
zustellen; die  Befördenmg  der  Nachricht 
wird  vom  Publikum  selbst  besorgt  Das 
ermöglicht  eine  viel  weitergehende  Ver- 
ästelung des  Netzes,  als  sie  beim  Telegraphen 
möglich  ist,  und  hat  gleichzeitig  die  fifand- 
habe  geboten,  verkehrsarmen  kleineren  Orten 
Anschluß  an  das  Telegraphennetz  zu  ver- 
schaffen. 

Eine  Schwäche  gegenüber  dem  Tele- 
graphen hat  der  Femsprecher  insofern,  als 
seine  vollkommene  Unabhängigkeit  von  der 
Entfernung  noch  nicht  erreicht  ist.  Die 
Entwickelung  ist  in  dieser  Beziehung  aber 
noch  nicht  abgeschlossen,  und  große  Fort- 
schritte sind  schon  erreicht  worden  durdi 
Einführung  des  Mikrophons  und  des  Bronze- 
drahtes. Anfangs  konnte  man  auf  mehr  als 
75  km  den  Fernsprecher  nicht  benutzen. 
Heute  ist  es  u.  a.  möglich,  zwischen  Memel 
und  Konstanz  mit  dem  Fernsprecher  eine 
Verständigung  herbeizuführen.  Die  neuesten 
Fortschritte  der  Technik  lassen  einen  Fern- 
sprechverkehr bis  auf  5000  km  mit  Hilfe 
oberirdischer  Bronzedrahtleitungen  als  durch- 
führbar erscheinen  und  gestatten  auch  eine 
weitergehende  Verwendung  von  Seekabehi 
für  den  mündlichen  Nachrichtenaustausch. 
Ein  internationaler  Fernsprechverkehr  — 
geregelt  durch  besondere  Abkommen  —  liat 
sich  bereits  in  ansehnlichem  Umfange  ent- 
wickelt. 

Der   Fernsprecher   ist   eine   Erfindung   de:« 
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.deutschen  Lehrers  Philipp  Reis  (1834—1871)  in 
Friedrichsdorf  bei  Homburg  v.  d.  H.    Ihm  ge- 
lang  1861   die  Herstellung   eines   Femsprech- 
apparates.    Freilich  war  der  Apparat  noch  un-. 
Tollkommen.    Der  Taubstummenlehrer  Graham 
Bell  brachte  1876  eine  solche  Gestaltung  des 
Apparates  zustande,  daO  der  Femsprecher  in 
den  Dienst  des  Verkehrs  gestellt  werden  konnte. 
Die  Vereinigen  Staaten  begannen  zuerst  mit ' 
der  allgemeinen  Benutzung  des  Fernsprechers, 
und  schon  1880  waren  die  wichtigsten  Orte  der : 
Union  mit  F.  versehen. 

In  Deutschland  wurde  Ton  der  Reichspost- 
Terwaltung  die  Bedeutung  des  Femsprechers 
«ofort  gewürdigt.  Am  12./XI.  1877  wurde  das 
erste  Fernsprechamt  für  öffentlichen  Verkehr 
in  Friedrichsberg  bei  Berlin  eröffnet,  und  am' 
19.  u.  21.  Nov.  1877  wurde  bereits  die  Einrich- 
tung von  Femsprechanstalten  für  eine  Reihe 
gröSerer  Städte  angeordnet.  1881  hatte  Deutsch- 
fand (ausschl.  Bayern  und  Württemberg)  7  Städte 
mit  Femsprechanstalten,  die  3179  km  P^etzlänge 
und  1504  sprechstellen  aufwiesen.  1884  begann 
die  deutsche  Reichspostverwaltung  mit  der  £in- 
richtung  von  Bezirksnetzen  und  Verbindungs- 
linien. Anfang  1897  waren  im  Gebiete  dieser 
Verwaltung  —  ohne  die  Schutzgebiete  —  ca. 
450  Orte  mit  F.  versehen.  Die  Netzlänge  war 
180989  km,  die  Zahl  der  Sprechstellen  125810, 
die  Zahl  der  täglichen  Gespräche  war  1  284  468. 
Ende  1904  gab  es  in  demselben  Gebiet  19495 
Orte  mit  Femsprechanstalten.  Die  Län^e  der 
Fernsprechleitungen  war  1,95  Mill.  km,  die  Zahl 
der  Sprechstellen  444  954,  die  Zahl  der  ver- 
mittelten Gespräche  im  ganzen  959  413  268.  also 
täglich  im  Durchschnitt  2.63  Mill.  Im  einzel- 
nen kamen  Ende  1904  auf  Ortsfernsprechnetze 
{einschl.  der  Ortsferasprechnetze  in  denBezirks-F.) 
1 515 140  km.  Ferasprechleitungen  und  812,6  Mill. 
Gespräche,  auf  die  4847  Ferasprech Verbindungs- 
anlagen zwischen  den  Ortsfemsprechnetzen  ver- 
schiedener Orte  433611  km  Fernsprechleitungen 
und  146,8  Mill.  Gespräche.  Für  eine  Reihe 
wichtiger  Industriebezirke  bestehen  Bezirks-F., 
bei  denen  der  Grandgedanke  der  Ortsferasprech- 
netze für  einen  {größeren  Bezirk  mit  gemein- 
samen wirtschaftlichen  Interessen  durchgeführt 
ist.  z.  B.  im  obersehlesischen  und  im  nieder- 
rheinisch-westfälischen Kohlen-  und  Indnstrie- 
bezirk,  im  rheinischen  Seidenindustriebezirk,  im 
Halberstädter,  im  Frankfurter,  im  Lausitzer, 
im  Bergischen  Industriebezirk  usw.  Auch  in 
den  anderen  Kulturstaaten  ist  der  Ferasprecher 
sehr  in  Aufnahme  gekommen.  In  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Nordamerika  war  1902 
die  Drahtlänge  der  Ferasprechanlagen  der 
Amerikan.  Telephongesellschaft  4  799950  km. 
Im  Jahre  1903  betrag  nach  der  Statistik  des 
Weltpostvereins  u.  a. 
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2.  Oeff entlicher  oder  Privatbetrieb? 

Die  Behandlung  des  Fernsprechers  seitens 
der  Staaten  ist  verschieden.   Die  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerika  haben  den  Fern- 
sprecher ganz  dem  Privatbetrieb  überlassen ; 
der   Femsprechbetrieb   liegt    dort   in   den 
Bänden  großer  Gesellschaften.    Deutschland 
hat  von  Anfang  an  den  Femsprecher  für 
den  Staat  in  Anspruch  genommen  und  das 
Monopol  durch  G.  v.  6./I  v.  1892  audi  recht- 
lich begründet.    Andere  Länder  haben  ge- 
schwankt, sind  aber  meist  später  dazu  ge- 
langt, für  den  Fernsprecher,  den  man  als 
zum  Telegraphen  gehörig  ansieht,  das  recht- 
liche Monopol  zu  beanspruchen,  wobei  freilich 
zum  Teil  —  z.  B.   in  Italien  —  für  die 
praktische  Durchführung  Privatgesellschaften 
konzessioniert  wurden.   Einige  Länder  haben 
Staats-   und   Gesellschaftsbetrieb   nebenein- 
ander.    In    den   Niederlanden    liegen    die 
innerstädtischen  Fernsprechnetze  in  Amster- 
dam und  anderen  Orten  in  den  Händen  der 
Gemeinden,  während  das  zwischeustädtische 
Netz    vom    Staat    übernommen    ist.     Der 
fi-ühere  Privatbetrieb  —  durch  Gesellschaften 
—  hat  hier  wie  in  vielen  anderen  Ländern 
nicht  so  viel  geleistet,   wie  erwartet  war, 
und  deslialb  dem  öffentlichen  Betriebe  weichen 
müssen.     Im  aligemeinen  gilt  der  Staats- 
betrieb als  das  vorteilhaftere  System,  wenn 
es  auch  nicht  in  allen  Ländern  als  das  allein 
mögliche  angesehen  werden  kann.    Für  den 
Uebergang  zum  Staatsbetrieb  ist  —  nachdem 
der    Fernsprecher    zu    bedeutenden    Fern- 
leistungen befähigt  woMen  ist  —  vor  allem 
der   Umstand    entscheidend,   ob    ein   Tele- 
graphenmonopol besteht  oder  nicht.    Solange 
der  Fernsprecher  nur  dem  innerstädtischeu 
Verkehr  diente,  bestand  ein  so  enger  Zu- 
sammenhang   zwischen    Femsprecher    und 
Telegraph  nicht    Jetzt  kommt  aber  für  die 
Verbindung  beider  Nachrichtenbefördemngs- 
mittel  in  Betracht,  daß  sie  bei  dem  Fern- 
verkehr bis  zu  gewissem  Grade  in  Wett- 
bewerb  zueinander    treten    und    noch    viel 
mehr    sich    gegenseitig  ergänzen    und   das 
Bedürfnis   nach   schnellster  Nachrichtenbe- 
förderung je  in  besonderer  Weise  befriedigen. 
Je  mehr  der  Fernsprecher  in  die  Ferne  wirkt, 
desto   weniger  gestattet  die  Rücksicht  auf 
systematische  Anlage  des  Netzes  und  zweck- 
mäßige Organisation  der  Verwaltung ,  daß 
eine  bezirksweise  Verteilung  der  Verwaltung 
und     eine     Konkurrenz     mehrerer    Unter- 
nehmungen durchgeführt  wird.    Eine  solche 
Gliedemng  und  Konkurrenz  kann  auch  hier 
durch  unnötige  Wiederholung  gleichartiger 
Ausgaben     unwirtschaftlich    wirken.      Der 
zentralisierte  I^trieb  ist  in  der  Regel  beim 
Fernsprecher  vorzuziehen,  und  dieser  Betrieb 
kann  l>ei  Verbindung  mit  dem  Telegraj)heu- 
betriebe  am  billigsten  bewirkt  werden,  da 
ein  großer  Teil   der   für  den  Telegrai)hen 
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vorhandenen  Kräfte  und  Einrichtungen  auch 
für  den  Femsprecher  mitbenutzt  werden 
kann  und  da  gerade  diurch  den  Ferasprecher, 
wie  erwähnt,  der  Anschluß  an  daiß  Tele- 
graphennetz weit  mehr  Ortschaften  zugängig 
gemacht  werden  kann,  als  sonst  aus  wirt- 
sclurftUchen  Erwägungen  möglich  wäre.  Das 
Gesagte  gilt  zunächst  nur  f  üi*  den  Fernbetrieb. 
Aber  der  Nahbetrieb  läßt  sich  von  dem  Fern- 
betrieb praktisch  nicht  trennen,  ohne  unwirt- 
schaftliche Mehraufwendungen  für  Anlage 
und  Betrieb  zu  verursachen.  Deshalb  ist  es 
auch  wahrscheinlich,  daß  der  Gtemeindebetrieb 
—  große  Verbreitung  hat  er  ohnehin  nicht 
gefunden  —  schließlich  vom  Staatsbetriebe 
aufgesogen  werden  wird. 

Wo  das  Telegraphenmonopol  des  Staates 
besteht,  ist  hiernach  auch  das  staatliche 
Fernsprechmono|X)l  zweckmäßig,  und  wo 
jenes  vom  Staat  selbst  betrieben  wird,  kann 
man  auch  den  Fernsprecher  dem  Privatbetrieb 
nicht  überlassen. 

Das  Staatsmonopol  soll  nicht  lediglich 
auf  Erzielung  möglichst  hoher  Reinerträge 
gerichtet  sein.  Selbstverständlich  muß  das 
Fernsprechwesenj  als  Ganzes  gefaßt,  durch 
seine  eigenen  Em  nahmen  zunächst  Zinsen 
und  Amortisation  des  Anlagekapitals  und  die 
Betriebskosten  decken.  Ueberschüsse  über 
diese  voUe  Deckung  der  Eigenkosten  sind 
aber  nicht  grundsätzlich  zu  beanstanden, 
solange  die  erhobenen  Gebühren  den  Verkehr 
nicht  hemmen ;  zu  dieser  Auffassung  nötigt 
schon  das  Bedürfnis  ^nach  Ausdehnung  und 
Vervollständigung  des  Fernsprechnetzes  und 
nach  Verbesserung  der  F.  Die  Forderung, 
daß  die  Verkehrsiuteressenten  oder  deren 
Organe  eine  Mindesteinnahme  garantieren 
oder  Beiträge  zu  den  Anlagekosten  leisten, 
wird  unter  gewissen  Voraussetzungen  un- 
vermeidlich sein,  darf  aber  nicht  dazu  führen, 
daß  Gebieten  und  Orten  geringerer  vnrtr 
schaftlicher  Leistungsfähigkeit  die  Teilnahme 
an  den  Vorteilen  des  modernen  Nachrichten- 
verkehrs verschlossen  bleibt. 

3.  Gebühren.  Die  Grundsätze  für  die 
Bemessung  der  Fernsprechgebühren  sind  — 
wie  bei  der  Neuheit  dieses  Verkehrsmittels 
erklärlich  —  wiederholten  Aenderuneen 
unterworfen  worden  imd  weichen  in  den 
einzelnen  Ländern  noch  sehr  voneinander 
ab.  Weit  verbreitet  ist  eine  Sonderbehande- 
lung  des  Fernverkehrs,  wobei  der  inter- 
nationale Verkehr,  schon  weil  er  durch 
internationale  Verträge  geordnet  werden 
muß,  eine  abweichende  Kegelung  erfährt. 
Für  die  Bemessung  der  Fernsprechgebühren 
im  Fernverkehr  spielt  die  Dauer  der  Inan- 
spruchnahme die  Hauptrolle,  da  sie  die 
Eigenkosten  beeinflußt.  Deshalb  wird  mit 
Recht  die  Gebühr  nach  der  Zahl  und  Dauer 
der  Gespräche  abgestuft.  Die  Länge  der 
Strecke  ist  für  die  Gebührenbemessung  in- 


sofern nicht  gleichgiltiff,  als  der  Wert  der 
Verkehrsleistung^  für  deren  Empfiln^r  im 
allgemeinen  zunimmt,  je  größer  der  Zwischen- 
raum ist,  der  auf  diese  Weise  für  die  münd- 
liche Verständigung  unschädlich  gemacht 
wird,  wenngleich  es  an  Ausnahmen  nidit 
fehlt.  Die  Arbeitsleistung  der  Verkehrs- 
anstalt wird  in  gewissem  Urninge  w^en 
der  etwa  nötig  werdenden  ümschaltungen 
usw.  durch  die  Entfernung  beeinflußt.  Die 
Anlagekosten  sind  für  größere  Entfernungen 
zwar  höher  als  für  kürzere;  aber  auf  das 
einzelne  Gespräch  läßt  sich  dieser  Mehrauf- 
wand nicht  wohl  berechnen.  Daraus  folgt, 
daß  eine  Berücksichtigung  geringer  Ent- 
femungsunterschiede  nicht  berechtigt  ist 
Nur  in  größeren  Abstufungen  kann  die  Ent- 
fernung in  der  Höhe  der  Gebühren  zum 
Ausdruck  gelangen.  Das  einfachste  Mittel 
hierzu  ist  ein  Zonensystem,  das  denn  auch 
mit  vielen  Abweichungen  im  einzelnen  als 
das  für  den  Fernverkehr  herrschende  gelten 
muß.  Das  System  gilt  zunächst  bei  dem 
internationalen  Fernsprechverkehr.  Im  Ver- 
kehr von  Berlin  mit  französischen  Orten 
bestehen   z.  B.  zwei  Zonen  mit  den  Sätzen 

5  M.  und  6,50  M.  für  jedes  Gespräch.  Für 
den  französisch -italienischen  Verkehr  sind 

3  Zonen  mit  den  Gesprächssätzen  1,50  fr., 
2  fr.  und  3  fr.,  für  den  deutsch -nieder- 
ländischen Verkehr  4  Zonen  mit  den  Ge- 
sprächssätzen von  2,50  fr.,  3  fr.,  3,50  fr.  und 

4  fr.  vorgesehen.  Dabei  ist  aber  noch  eine 
Nahzone  vereinbart;  zwischen  Frankreich 
und  Italien  werden  für  Gespräche  bis  zu 
100  km  nur  0,75  fr.,  zwischen  Deutschland 
und  den  Niederlanden  für  die  Grenzzone 
zwischen  Orten,  die  in  der  Luftlinie  nicht 
mehr  als  50  km  entfernt  sind,  1  M.  für  jedes 
Gespräch  erhoben.  Im  nationalen  Fernver- 
kehr ist  ebenfalls  das  Zonensystem  verbreitet. 
Die  Schweiz  hat  z.  B.  drei  Zonen  —  bis 
50  km,  bis  100  km  und  über  100  km  — 
mit  den  Gesprächssätzen  von  30,  50  und 
75  Centimes.  In  Italien  sieht  das  G.  v.  15.  H. 
1903  die  vier  Zonen  bis  100  km,  bis  250  km, 
bis  400  km  und  über  400  km  mit  den  Ge- 
sprächssätzen von  50  cts.,  1  fr.,  1,50  fr.  und 
2  fr.  vor.  In  Oesterreich  gibt  es  4  Zonen 
— -  bis  50,  100,  150  km  und  über  150  km  — 
mit  den  Sätzen  von  30,  50,  80  Kreuzern  und 
1  Gldn.  Der  deutsche  Tarif  —  nach  der 
Fernsprechgebührenordnung  vom  20.  XII. 
1899  und  ihren  Nachträgen  —  unterscheidet 

6  Zonen  bis  25,  50,  100,  500,  1000  km  mit 
den  Gesprächssätzen  20  Pf.,  25  Pf.,  50  Pf., 
1  M.,  1,50  M.  und  2  M.  Ob  die  Eutwicke- 
lung  zu  einer  noch  mehr  summarischen 
Berücksichtigung  der  Entfernung  —  etwa 
in  der  beim  Telegraphenverkehr  geltenden 
Weise  —  führen  wird,  läßt  sich  noch  nicht 
übersehen,  gilt  aber  vielfach  als  wahrschein- 
lich.   Für  besondere  Schnelligkeit  der  Be- 
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dienung  —  „dringende  Gespräche"  —  sind 
natürlich  im  Femverkehr  allgemein  erhöhte 
Gebühren  zu  zahlen,  in  Deutschland  z.  B. 
ebenso  wie  in  vielen  anderen  Ländern  das 
Dreifache. 

Im  Yerkehr  innerhalb  des  Fernsprech- 
netzes eines  Ortes  und  seiner  nächsten  Um- 
gebung hat  die  Massenhaftigkeit  der  Ge- 
spräche den  Gedanken  an  Bauschgebühren 
in  Form  fester  Jahresbeträge  nanegelegt 
Dies  System  war  früher  das  herrschende. 
Später  ist  es  vielfach  ergänzt  durch  Ge- 
sprächsgebühren, die  für  jedes  einzehie  der 
alsdann  zu  zählenden  Gespräche  zu  berechnen 
ist.  Bauschgebühren  und  Gesprächsgebühren 
nebeneinander  sind  jetzt  u.  a.  m  Deutschland, 
der  Schweiz  usw.  vorhanden  und  auch  in 
dem  italienischen  Gesetz  v.  15./II.  1903  zu- 
gelassen. Die  Gesprächsgebühr  ist  überall 
niedrig  und  nicht  weiter  abgestuft.  Sie  be- 
trägt z.  B.  in  Italien  und  der  Schweiz  5  cts., 
in  Deutschland  ist  sie  5  Pf.,  muß  aber 
mindestens  für  400  Gespräche  jährlich  ge- 
zahlt werden.  Die  daneben  zu  entrichtende 
feste  jährliche  Grundgebühr  ist  in  Italien 
und  der  Schweiz  im  ersten  Jahr  des  An- 
schlusses 100  fr.,  ermäßigt  sich  aber  in  der 
Schweiz  für  das  2.  Jahr  auf  70,  alsdann  auf 
40  fr.  und  in  Italien  vom  2.  Jahr  ab  auf 
60  fr.  Die  erhöhte  Grundgebühr  im  Anfang 
erklärt  sich  wohl  aus  dem  Streben,  die 
Deckung  der  Anlagekosten  von  vornherein 
zu  sichern.  Ein  anderer  Grundsatz  für  die 
Abstufung  der  Gnindgebühren  beruht  auf 
der  Erwägung,  daß  der  Verkehrswert  des 
Anschlusses  um  so  gn)ßer  ist,  je  höher  die 
Gesamtzahl  der  Anschlüsse  in  dem  betreifen- 
den Fernsprechnetz  ist.  Diesem  Gnmdsatz 
folgt  die  deutsche  Reichspostverwaltung,  da 
sie  die  Grundgebühr  von  60  bis  100  M. 
jährlich  je  nach  der  Zahl  der  Anschlüsse 
abstuft  In  Deutschland  ist  die  Verbindung 
von  Grund-  und  Gesprächsgebühr  übrigens 
nicht  allgemein  angeordnet;  vielmehr  ist  in 
Netzen  von  mehr  als  50  Anschlüssen  jeder 
Teilnehmer  berechtigt,  dies  System  zu  wählen 
an  Stelle  des  im  übrigen  geltenden  aus- 
schließlichen Bauschgebührensystems.  Bei 
dem  letzteren  werden  jährlich  erhoben  in 
Netzen    bis    zu        50        Anschlüssen     80  M. 

„  mit  tlber      50—100  „  100   » 

n  n  n          lOO— 200  „  120  „ 

n  r,  n  200— 5OO  „  I40  „ 

,,  n  r,  500-1000  „  150  „ 

„  „  „  1000—5000  „  160  „ 

p  n  r,  5000-20000  „  170  ^ 

„  „  „              20000  „  180  „ 

Ein  Unterschied  nach  der  Entfernung  ist 
bei  festen  Jahresgebühren  für  den  Verkehr 
innerhalb  eines  örtlichen  Fernsprechnetzes  in 
der  Hauptsache  nicht  berechtigt.  Nur  bei 
besonders  entlegenen  Anschlüssen  kann  sich 
die  Entfernung  wegen  den  größeren  Anlage- 


kosten geltend  machen.  In  Deutschland 
z.  B.  gelten  die  erwähnten  festen  Bausch- 
und Gnmdgebühren  nur  für  Anschlüsse,  die 
in  der  Luftlinie  nicht  mehr  als  5  km  von 
der  Vermittelungsanstalt  entfernt  sind.  Bei 
größerer  Entfernung  werden  jährliche  Zu- 
schlagsgebOhren  und  bei  Entfernungen  von 
über  10  km  außerdem  Baukostenzuschüsse 
—  beides  für  je  100  m  der  überschießenden 
Leitun^länge  —  erhoben. 

Weit  mehr  Einfluß  hat  die  Entfernung 
in  Oesterreich.  In  Wien  wird  für  jeden 
Anschluß  bei  einer  Entfernung  bis  zu  2  km 
von  der  Vermittelungsanstalt  100  Gld.  jähr- 
lich, für  jedes  weitere  km  eine  Mehrgebühr 
von  25  Gld.  erhoben.  In  den  übrigen  Städten 
haben  die  Teilnehmer  für  Hergabe  und 
Unterhaltung  der  Apparate  jährlich  eine 
,,Station8gebühr*'  von  30  Gld.,  für  Bedienung 
der  Leitung  in  der  Vermittelungsanstalt 
jährlich  eine  „ümschaltegebühr**  von  20  Gld. 
und  als  einmaligen  Beitrag  zu  den  Anlage- 
kosten eine  „Baugebühr''  zu  zahlen,  die  bei 
Entfernimgen  bis  500  m  50  Gld.,  für  jede 
weitei-e  100  m  10  Gld.  beträgt,  bei  Ent- 
fernungen über  15  km  aber  außerdem  eine 
einmahge  Baugebühr  von  120  Gld.  und  eine 
jährliche  Instandhaltungsgebühr  von  12  Gld. 
für  jedes  km  über  15  km  hinaus. 

Soweit  die  Gesprächsdauer  im  Fern-  und 
Netzverkehr  berücksichtigt  wird,  ist  die  Be- 
messung auf  3  Minuten  als  herrschend  an- 
zusehen. Bei  längerer  Inanspruchnahme 
wachsen  naturgemäß  die  Kosten.  Die  vielen 
sonstigen  Einzelheiten  des  Fernsprechge- 
bührenwesens  können   übergangen  werden. 

Literatar:  Em,  Sajc,  Transport- und  Kommuni- 
kcUionatvesen ,  in  Schönberg,  4*  ^^fl^,  T.  1,  S. 
551  fg,  —  Ä.  van  der  Borght,  Dom  Verkehrs- 
wesen, Leipzig  1894  (fn.it  ausföhrlicher  Biblio- 
graphie von  Knno  Frankenstein).  —  Ißerselbe, 
Die  Tätigkeit  der  deutschen  Handelskammern  in 
bezug  auf  das  Fernspreehwesen  im  Jahre  1889, 
Jahrb,  /.  Xat.,  i.  F.,  Bd.  i,  Ä\  412 fg.  —  HHli, 
Das  Telephonrecht,  Leipzig  1885.  —  Derselbe ^ 
Die  Anwendung  des  Expropriationsrechts  auf  die 
Telephonie,  Basel  1888.  —  Derselbe,  Die  Tele- 
graphie  und  Telephonie  in  ihrer  rechtlichen  Be- 
deutung, Wien  1892.  —  H,  Horch,  Die  ver- 
icaltungsrechtlichen  Grundlagen  des  Telephon- 
rechtes (aus  dem  Archiv  für  ößentliches  Recht), 
Freiburg  i.  B.  1891.  —  «7.  Jung,  Entwickelung 
des  deutschen  Post-  n.  Telegraphenwesens  in  den 
letzten  25  Jahren,  Leipzig  1898.  —  50  Jahre 
elektrischer  Telegraphie  (Denksehr^ß  des  Reichs- 
Ihstamtsj,  Berlin  1899.  —  Vtdal,  La  telephonie 
au  poini  de  vue  juridique,  Paris  188C.  — 
Schöttlef  Der  Telegraph  in  administrativer  und 
finanzieller  Hinsicht,  StxUtgart  1883.  —  P.  D, 
FiHcher,  Telegraphie  und  Telephonie,  im  H.  d. 
St.,  2.  Aufl.,  Bd.  VII,  S.  61  fg.  —  Derselbe, 
I  Unter  dem  Zeichen  des  Verkehrs,  Berlin  1895, 
—  Ruzicka,  Das  Telephon;  Entstehung,  Ent» 
Wickelung,  gegenwärtiger  Stand  und  Verwendung 
j  desselben,  Prag  189€.  —  Schmidt,  Die  Tarife 
i      der  Rtichs'Pftst-  und  Telegraphenvencaltung,  im 
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Fin.*Arch„  i'^*-^  Jahrg,  (W06),  S.  WM*  —  Archiv 
ßif  /^wii-  und  TelcffFftphiet  Bfriin.  —  Statistik 
der  R^eh*'J\i^'  nnd  TeUgraphünverti'olhing.  — 
1'^/,  Art,  ^,Tftetfritphie'-^. 

Ä*  ran  der  Boi-ght. 
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FeaerpolizeL 

L  W^eo  uni!  Aufgaben.  %  Geschieht! icUes 
imd  Tfltsächücrhes. 

1p  We^eE  und  Aufgaben.  Die  F.  Ist 
ilerjenig^  Z^^eig  der  Sicherheitspolizei  (vgl. 
Alt.  .^Polizei ''^)t  welcher  die  Aufgaben  der 
Yerwaltung  gegenüber  der  wichtigsten  dnreh 
^lementarisehe  Kraft  herbeigeführte«  Scbädi* 
^og  von  Leben  uud  Gut  umfaßt  und  die 
AüsübiiD^  dieser  Aufgaben  diircb  ordnungs- 
mäßige Bentitzung  tedinischer  Mittei  znr 
V^e^hütung  imd  Luschung  von  Bränden  be- 
Tobachtet.  Je  nachdem,  ob  die  schädigende 
ziemen  tarische  Kmft  durch  Zufall  oder  bös- 
willig herbeigefühil  i^ii-d,  hat  die  F.  es  nnt 
strafrechtlichen  oder  rein  venvaltungsmilßigea 
Mitteln  zu  tun.  Die  stmfgesetzlicheQ  Vor- 
seliriiteu  finden  sidi  in  KStÜß.  §§  306—311, 
205,  367  ^'v  368'*-^  und  361»^  325,  Die 
verwaltiings mäßigen  Maßnahmen  regeln  (in 
einer  Einteilung,  die  z.  T,  auch  fQr  die 
Btrafgesetzlichen  Geltung  iiabon  kann)  a)  die 
F  e  u  e  r  V  e  r  ii  ü  t  u  n  g  durch  Bestim mungen 
über  die  Anlage  der  Feuerstätten,  Schom* 
steine  u,  dgl,  das  Umgehen  mit  feuergefähr- 
lichen Stoffen,  die  bauliche  Errichtung  imd 
Materialbenutziing  von  Wohnungea,  Fabriken, 
gewerblichen  Anlagen,  Theater,  Zirkus  (Bau- 
|>olizei);  b)  die  Bekäm[ifiing  des  aus- 
gebrochenen Feuers,  und  zwar  teil  weise 
pDphylak-tisch  -  generell  chirch  Beobachtung 
technischer  \md  baulicher  Maßregeln,  die  der 
Weiterverbreitung  einmal  ausgebrochenen 
Feuers  IViderstände  entgegensetzen  (Biund* 
mauern,  massive  ümlafisiing  der  Treppen- 
häuser. Äsbestschutz  usw.),  und  ferner  durch 
direkte  Einwii^kung  auf  das  en standen 6  Feuer 
d  urch  Fei  ler lösch  Vorrichtungen. 

Hierfür  ist  wichtig:  ein  mal  das  Vorhanden- 
Bein  der  erforderliehen  Geräte  und  Wasserrer- 
Borgrmgsstellen  und  ferner  die  TlU-htti^kett  and 
HilffibereitÄchaft  der  für  den  Liißchaieiist  in 
Betracht  kommen  den  Menschen,  In  gM\z  kleinen 
OrteiJ  iBt  dies  noch  heute  die  Gesamt beit  ohne 
Unterschied,  in  g^roßen  fa?t  ausschließlkh  die 
Bernfifeuerwehr,  während  eg  auf  dem  Weg^e 
zwischen  beiden  noch  die  verscliiedenen  Ge- 
italtnngen  iler  Pflichtfeuerwehr  und  der  Frei- 
willi£en*Fenerrt  ehr  gibt.  Eine  solche  Abitufiing 
der  FeiierwehrorgÄDisation  nach  der  liröBe  der 
Ortechaft  hat  volle  sachliche  BeTechti^ung,  in 
jeder  Organisation  aber  ist  strafte  militärische 
Zncht  und  tQchtige  Ketuitnis  der  Aufgaben  der 
Feuerwehr  erste  Bedingnng  für  die  erfolgreiche 


Äu&tibnng  der  für  die  Wohlfahrt  der  Berül* 
kerung  und  der  \*oikäwirt8cbaft  i^«>  un gebener 
wichtigeii  Bekämpfung  der  Schadenfeuer.  Di*? 
Feuerwehr  hat  —  sozialhygieniscb  betrat  hl  et  — 
einen  Teil  der  Aufgaben  des  Rettuuiirswest'öa.J 

2.    Gc§eliiehtlicfae§    und    Tataäthüctiei 
Nach    planloaen     und     nicht     Torbildiicb 
wordenen  Versuehen   datiert  die  Entwiekeluxi 
einer  branchbaren  F.  in  Dentsehland  erst  j*eit ' 
dem    17.  Jahrh.,    als    sich   die  laudeäherrliche 
Gesetzgebung  und  Verwaltnug^  an.^cbickt,  eine 
Eegelung   Torzunehmen.     Die    erste    nennens- 
werte FeaerordnuBg  ist  die  Ton  161Ö  t  Johann 
Sigiamnnd)    für    Berlin,     welcher     1672    eine 
aolehe  vom  Großen  Kurfürsten  erlaisene  folgte. 
Die   hier   für   die   damalige   Zeit   relativ   fort* 
gefcbrittenen   Grundsätze   muOten    nach    dem 
grofien  Brande  roB  Hamburg  (Alai  1842 1  eint? 
gründliche  Bemlon  erfahren;  dringend  macbc^ 
aieh  die  Notwendigkeit  einer  militärisch  stnirf 
organisierten    und    tecbni^eh    geübten    I^^irbt- 
oder  Berufsfeuerwehr  ifeltend,  wie  1S4*>  znemt 
in  Dnrlacb  (Baden)  eine  solche  Pjlicbtleuerv«li 
und   1851  in  Berlin  als  etwas  gänzlich  Neie 
eine  Bemfsfeu erwehr  eingerichtet   wurde,    S 
waren  die  Hanptrichtnngen  für  die  Weiteieat 
Wickelung  je  nach  der  Größe  der  Städte 
eeben»   und   gegenwärtig   ^wetteifern   — 
Kramerer  im  Art.  „Feuerpolizei"^  im  H>  d.  St  IS 
Anft.  Bd.  m  S.  8o3|  sagt  —  die  Einrichtung 
vieler  Grollstädte  erfolgreich  mit  den  Einneh 
tnngen  der  Heichsbaujttstadt,    SliddentächlanJ 
insbesondere  Bayern^  stellt  —  nach  deuigelbeä^ 
sachkundigen  Gewährsmann  —  dai  grfffite  Kon- 
tingent an   freiwilligen   Wehren,   während  in 
Württ«raber^p  Braunschuaig,  den  thüringischen 
Steaten   ^owie  in    den    prenliischen    ProTinzen 
Sacbsen  und  Schleswig- Hol  stein  auch  die  raih- 
tfirisch-organisierten    Pdicbtfenerwebren    stark 
!  vertreten  sind''.»)    Die  gepnwärtige  Zahl  der 
'  beatehenden  Feuerwehren  ist  nirgends   zii?er- 
lässig    zusammengestellt.      George     Merer 
(Das  KettungB-  und  Krankenbefürderuugswesen 
im    Deutschen   Reiche,   3.  Erg.-Bd.   zum  kliu. 
Jahrb.  Jena  VMh  gibt  sie  nach  dem   Heri'^t 
über  den  ö,  Deutschen  Fenerwehriai:    '-  '^ -^r. 
lottenburg   v.  i*.,'XlL  18^8,  dessen   1; 
aber  keineswegs  aJa  vollständig  zu  :4  ....  .,,^:, 
auf  12067  freiwülig^,    13037  rüichT-   und  isl 
Bemfgfeü erwehren,  im  ganzen  also  auf  :iii<>(U 


')  Der  Unterschied  der  Arten  ron  Feuer- 
wehren erbellt  aus  dem  Wortlsnt  des  Ges^,  Ivetr. 
die  Befugnis  der  Polizeibehörden  ztim  Erlawie 
Tön  l^lijsei Verordnungen  Über  die  VerpfütbTTing 
zur  Hilfeleistung  bei  Bränden,  t;SI,XJI  IV<>|. 
Dort.  beiUt  es:  ^SoMeit  das  FeueriüscbweA^n 
nicht  darch  Ortsstatui  geregelt  ist,  kotoieti 
Polizei  Verordnungen  über  die  ver|»flirhtuijg  der 
Einwohner  Kar  persiinlichen  Hilfeleij^tinig  bei 
Bränden,  insbesondere  zum  Eintiitr  in  ^m*^ 
Pflicht feu erwehr^  über  die  Begeluiii: 
mit  verbundenen   peraönlichen  Dien-  n, 

über  die  Gestellung  der  erfordethiiRa  *ie- 
spanne  und  über  die  l'erpflichtang  znr  Hilfe* 
leistmig  bei  Bränden  in  der  Umgegend  erlsüsea 
werden.**  George  Meyer  ta.  a.  0,^  fügt 
hinzu :  „P f  1  i 0 b tfe o e r w e h r e n  werden  da- 
her  dort  errichtet,  wo  Bt^rufn*  und 
freiwillige  Feuer  wehren  nicht  be- 
stehen.** 
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Feuerwehren    mit    1464123    Mitgliedern    an.  zu  vermeiden   ist   aber  die  F.    nur   in   be- 

lieber  die  bei  den  Fenerwehrorganisationen  be-  schränkten!  Umfang  fähig.    Sie   schützt   in 

stehenden  Rettnngsvorkehnmgen  vgl.  das  er-  erster  Linie   die   bedrohte  Privatwirtschaft, 

wähnte  Buch  von  George  Meyer.  ^^^^^  gj^  ^^   ^jj^  Wertzerstöruug   der   ver- 

UUvAtw  ist  i^n  dem  Art  von  Krameyer  im  H.  sicherten   Objekte   helfend  eingreift    Aber 

d.  Ä.,  g.  Aufl.,  Bd,  III.  S.  860  ^^9<^9ehen^  ni^ht  nur  nach  Eintritt  eines  Schadens  wirkt 

die  F.  ausgleichend.    Auch  schon  vor  Ein- 
tritt  des  Schadens   hat   sie   wichtige  Wir- 
kungen.   Sie  ermöglicht  durch  die  dem  Ver- 
FeUOrTOrsichonmg.  sicherten  gebotene  Gewähr,  daß  ein  etwaii^er 
1.  Begriff  und  Wesen.     2.  Wirtschaftliche  Brandschaden  ersetzt  wird,  die  ruhige,  plan- 
Bedeutung.     3.  Entwickelung.     4.   Untemeh-  mäßige  Tätigkeit  So  wird  der  ünternehraungs- 
mungsformen.      5.    Versicherun^bedingungen.  geist  gefördert,  und  dadurch  wirkt  die  F. 
6.  Risikenbemessung  und  Prämienbildung.    7.  wenigstens  indirekt  kapitalschafTend. 
Statisuk.  Auch  eine  wirtschaftlich  bedeutungsvolle 

1.  Begriff  und  Wesen.  Die  F.  (rieh-  vorbeugende  (Präventiv-) Wirkung  hat  die  F. 
tiger  Brandschadenversicherung)  ist  neben  im  Gefolge.  Dadurch,  daß  die  Versicherungs- 
der  Transportversichenmg  die  älteste,  wich-  anstalten  im  eigenen  Interesse  bemüht  sind, 
tigste  und  am  weitesten  verbreitete  Art  der  den  Eintritt  von  Schäden  möglichst  hintan- 
Güterversichening.  Sie  hat  den  Zweck,  den  zuhalten,  wird  der  Bau  massiver  Häuser,  wer- 
Vermögensbedarf  zu  decken,  welcher  durch  den  möglichst  feuersichere  Bauarten  angeregt. 
Brand,  Blitzschlag,  Explosion  und  deren  Das  Feuerlöschwesen  wird  durch  erhebliche, 
unmittelbare  Folgen  (Hitze,  Rauch  u.  dgl.)  teils  auf  gesetzlicher  Anordnung  beruhende, 
verursacht  ist,  soweit  es  sich  um  Beschädi-  teils  freiwillige  Beitragsleistungen  der  Ver- 
gung,  Vernichtung  oder  Abhandenkommen  Sicherungsanstalten  unterstützt.  Eine  wirt- 
der  versicherten  Gegenstände  handelt.  Femer  schafts-jädagogische  Wirkung  wird  dadurch 
wird  allgemein  der  durch  das  Löschen,  erzielt,  daß  im  allgemeinen  eine  um  so  ge- 
Niederreißen  oder  Ausräumen  hervorgerufene  ringere  Prämie  zu  zahlen  ist,  je  weniger  ein 
Schaden  ersetzt.  Nur  in  beschränktem  Maße  versicherter  Gegenstand  einer  Feuersgefahr 
findet  der  entgehende  Gewinn  Deckung  (z.B.  ausgesetzt  ist  —  Auch  für  den  Immobiliar- 
der  durch  das  Leerstehen  eines  abgebrannten  Kredit  ist  die  F.  von  wesentlicher  Bedeutung. 
Hauses  entstehende,  Chomage- Versicherung  Sie  liat  diesen,  soweit  es  sich  um  Hausbesitz 
genannt).  Ausgenommen  von  der  Vei-siche-  handelt,  überhaupt  erst  ermöglicht  Sie  schafft 
rung  pflegen  solche  Schäden  zu  sein,  welche  dem  Geldgeber  die  nötige  Garantie,  daß  im 
während  eines  Krieges  durch  militärische  Falle  des  Abbrennens  des  Hauses  das  Dar- 
Maßregeln  entstehen  oder  die  Folge  eines  lehen  auf  dasselbe  zurückgewährt  werden 
Aufruhrs,  Landfriedensbruchs  oder  Erdbebens  kann.  Auch  der  Zinssatz  wird  durch  sie 
sind.  Versichert  werden  Immobilien  (Wohn-  beeinflußt:  denn  die  Zinsen  für  ein  Dariehen 
häuser,  Geschäfts-  und  Fabrikgebäude)  und  auf  ein  unversichertes  Haus  sind  weit  höher 
Mobilien  (Möbel,  Maschinen,  Wirtschafts-  als  die  Zinsen  auf  ein  Dariehen  für  ein  ver- 
inventar,    Emtevorräte,     Vieh,     Rohstoffe,  sichertes  Haus. 

Fabrikate  u.  dgl.  m.):  daher  die  Unterschei-  «  «  ^  .  -  ,  ^  ,  ,. 
dune  in  Mobiliar-rFahrhabe-^Ver-  ^*  Entwickelang.  Genossenschaften  zu 
aung  m  jlo Dinar  (ranrnaoe-j  v  er-  gegenseitiger  Hilfeleistung  bei  Brandfällen  gab 
Sicherung  und  Immobiliar-(Gebäu.  L  bei  den  |ermanischen  Völkern  schon  im  frtiCn 
de-)versicherung.  Jliine  Keihe  von  Mittelalter.  Seit  dem  15.  Jahrh.  lassen  sich 
beweglichen  wie  unbeweglichen  Sachen  insbesondere  in  Holstein  Brand-  und  Feuer- 
werden  jedoch  im  allgemeinen  nicht  unter  gilden  nachweisen.  Bei  dem  stark  natnralwirt- 
Versicherung  genommen ,  so  vornehmlich  schaftlichen  Charakter  dieser  Verbände,  die  sich 
nicht  Geld  und  Wertpapiere,  besonders  im  wesentlichen  damit  begnüfiften,  den  abge- 
feuergefährliche Objekte,  wie  Pulverfabriken,  brannten  Genossen  etwas  Hojz,  Stroh,  Bett- 

Dvnamitlager    u.    ähnl.     Keine    Vergütung  ¥«™  ^- *l?J-°»-/^  J»«^«"^»  .^^^^^ 

«r^wi    «^ir!E*«*    *«iio    A\r.  T?^«^«o«i,a^5«   «u  emcm  ausreichenden  Ersatz  bei  Brandschaden 

^ulr^^^'®^^  ^^\'^'^  Feuerschäden  ab-  kaum  die  Rede  sein.    Ende  des  16.  Jahrhunderts 

sichtlich    oder    durch    grobes    Verschulden  kommen  statt  der  Naturalleistungen  Geldbei- 

des    \  ersicherten    selbst   oder    mit   semem  träge  auf.    Die  Gilden  verbreiten  sich  in  fast 

Wissen  und  Willen  von  einem  Dritten  ver-  alle  deutschen  Gaue,  daneben  aber  kommt,  zu- 

ursacht  worden  sind,  oder  sofern  böswillig  bei  weilen  in  erschreckendem  Umfang,  Brandbettelei 

Gelegenheit  eines  Brandes  nicht  für  Rettung  vor:  die  Abgebrannten  ausgesUttet  mit  Brand- 

der  versicherten  Sachen  gesorgt  worden  ist.  5"®^^°  J^^'Y  ^rtwchulzen  oder  Geistlichen,  in 

2.  Wirtschaftliche  Bedeutung.  Der  ^""""J  »^«.t®"  .^"«1«°^^^°  Miüeid  empfohlen 
Q^k«.i^«  fn^  «.^iTovIrT!?,^  p  T\^«4,\.,rL;cf^«  wurden,  ziehen  im  Lande  herum.  Dem  Brand- 
Schaden,  für  welchen  die  F.  Ersatz  zu  leisten  ^^^^^j  verwandt  waren  Lotterieen  zwecks  Deck- 
berufen ist,  steUt  sieh  dar  als  eine  \er-  ^j^  ^^^  Brandschäden.  Zuweüen  finden  sich 
mogenswertzerstöning.  Jedes  abgebrannte  auch  Brandsteuem.  Schon  diese  Erscheinungen 
Haus  bedeutet  einen  Nationalverlust.  Diesen  weisen  auf  die  geringe  Leistungs-  und  Lebens- 
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fähigkeit  der  kleinen,  lokal  beschränkten  Gilden  größeren  kommerziellen  Betrieben  vorzugs- 

hin.    Die  fortgesetzt  hohen  Verluste  der  fürst-  weise  der  Privatversicherung  überlassen  ist. 

liehen  Steuerkasse  durch  das  Abbrennen  zahlunffs-  ^as  das  Ausland  betrifft,  so  bietet  be- 

faäftiger  Bürger^  führte    beemflußt  durch  die  gonderes  Interesse  die  Schweiz  hinsichtüch 

?:i^^:intnnf^^^  derMobmar.B^dyer^^^^^^^              hier  die 

Die  preußische  Feuerordnung  von  1701  ordnete  verschiedenen  Betnebssysteme  nebene^^^^ 

den  Zusammenschluß  von  6—10  Dörfern  zu  einer  m  Tätigkeit  sind.    Es  finclet  sich  hier  ein 

Feuersozietät  an.     Zahlreiche   weitere  gesetz-  staatliches    Yersicherungsmonopol    (Kantou 

liehe  Anordnungen  folgten  auch  in  den  übrigen  Waadt) ;  eine  staatliche  Versicherung  ohne 

deutschen  Ländern,  jedoch  unter  Beschränkung  Konkurrenz     mit     der     Privatversicherung 

auf  die  Gebäudeversicherung.    Die  Mobiliarver-  (Kanton  Glarus);  em  staatlicher  Zwang  zur 

Sicherung  kam  erst  im  18.  Jahrh.  bei  einer  An-  Vereicherungsnahme      bei      Privatanstalten 

zahl  norddeutscher  Güden  auf.  (Kantone    Freibui^    und    Aargau).      Auch 

Eine  neue  Phase  der  Entwickelun^  beginnt  Oesterreich,  Schweden,  Norwegen,  Dänemark, 

mit  dem  Entstehen  privater  Unternelimungen.  Rußland  und  Neuseeland  besitzen  öffentliche 

In  England   waren   bereits  nach   dem    großen  r«   Ancfaifp« 

Londoner  Brand  1666  solche  Privatanstalten  er-  ^  •-^.^^«"^*^»-  .        ,,  ,        ,                   .       , 

richtet  worden.    In  Deutschland  entetand  nach  ^    ^^^    privaten    Unternehmungen    in    der 

dem  Scheitern  verschiedener  Pläne  (Mitte  und  Form  von  Aküengesellschaften  oder  v  ersiche- 

Ende  des  18.  Jahrh.)  erst  1812  eine  F.-Aktien-  ningsvereinen    auf    Gegenseitigkeit    weisen 

Gesellschaft,  die  Berlinische^  der  1819  die  Leip-  Besonderheilen    gegenüber    den    sonstigen 

ziger  folgte.    Ihnen  schloß  sich  1821  die  Gothaer  Yersicherungsgesellschaften  nicht  auf.     Das 

F.-Bank  a.  G.  an.    Dann  folgte  eine  ganze  Reihe  Recht  der  Versicherun gs vereine  auf  öegen- 

weiterer  Gründungen  insbesondere  auf  Aktien,  ßeitiekeit    ist    im    Aufsichtsgesetz    v.  12..  V 

faVr^TdÄttS^^^^^^^^ 

nächst  nicht,  weil  letztere  fast  nur  die  Gebäude-,  Die    deutschen    Ansäten    sind    in    einem 

erstere  nur  die  Fahrhabeversicheruug  betrieb,  Kartell  geeinigt,  das  den  JN amen  fuhrt:   \er- 

da  für  die  Gebäudeversicherung  in  den  meisten  einigung    der    in    Deutschland    arbeitenden 

Teilen  Deutschlands  der  Zwang  zur  Beteiligung  Privat-F.- An  stalten.    Diese  erhielt  im  Jahre 

bei  öffentlichen  Anstalten  vorgeschrieben  war.  1900    ihre    jetzige    feste  Organisation;    sie 

Mit  der  Beseitigung  dieses  Zwanges  in  Preußen  umfaßt  35  Aktien-  sowie  7  Gegen seitigkeits- 

in  den  30  er  Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts  gesellschaften  als  >Iitglieder.     Für  eine  An- 

zwischen  den  beiden  Organisationen.  Die  Sozie-  einigling  gemeinsame  Minimalprämientanfe 
täten  wurden  im  Laufe  des  19.  Jahrh.  grtind-  aufgestellt  worden.  Auch  im  Ausland  be- 
lieb reorganisiert,  viele  kleine  Sozietäten  fusio-  stehen  zahlreiche  ünternehmerverbände. 
niert.  Daneben  entstehen  fortgesetzt  zahlreiche  Hier  finden  sich  zuweilen  auch  Einzelper- 
kleine und  große  Gegenseitigkeitsvereine  lokaler  sonen  als  Versicherer.  —  Den  Untemehmer- 
oder  allgemeiner  Bedeutung,  oft  auch  nur  für  verbänden  gegenüber  sind  Schutzverbände 
emzelne  Berufsg:ruppen,  und  neue  Aktiengesell-  ^qj,  Versicherten  ins  Leben  getreten. 
Schäften,  oft  mit  mternationalem  Betrieb.  ^^  ^^  Verhältnis  der  Unternehmungs- 
4.  linternehniungsformen.  Bei  der  formen  zueinander  betrifft,  so  stehen  in 
historischen  Entwickeiung  ist  bereits  auf  die  Deutschland  an  erster  Stelle  die  Aktien- 
verschiedenen Unternehmungsformen  hinge-  gesellschaften.  Diesen  folgen  die  Sozietäten 
wiesen  worden.  Die  öfTentlichen  F.anstalten,  mit  ungefähr  dem  gleichen  Betrag  an 
welche  verscliiedene  Namen  haben,  wie  Schadenzahlungen,  während  die  Gegenseitig- 
Brandkassen,  Sozietäten  usw.,  besitzen  teil-  keitsvereine  weit  dahinter  zurückstehen, 
weise  ein  MonojK)!  ohne  Beitrittszwang  oder  (Vgl.  die  unten  stehende  Statistik), 
auch  mit  Beitrittszwang,  wie  in  Anhalt,  6.  Versicherangsbedin^nDgeii.  Die 
Baden,  Braunschweig,  Hamburg,  Hessen,  Versicherungsbedingungen  der  öffentlichen 
Lippe,  Oldenburg,  Sachsen,  Weimar,  Waldeck,  Anstalten  sind  durch  zahlreiche  Gesetze  imd 
Württemberg.  Einen  Versicherungszwang  Reglements  in  sehr  verschiedener  Weise 
haben  innerhalb  Preußens  nur  die  Anstalten  geregelt,  wähi*end  die  Privatanstalten  bis 
für  die  Städte  Berlin,  Breslau.  Stettin  und  auf  wenige  Ausnahmen  gemeinsame  Be- 
für  Oslfriesland,  die  Pronnz  Hessen-Nassau  dingungen  vereinbart  haben.  In  den  Be- 
uiid  den  Regierungsbezirk  Signiaringen.  Eine  dingungen  sind  u.  a.  Vorschriften  getroffen : 
Annalimej)tliclit  besteht  für  die  ötfentlichen  über  die  Ausfüllung  des  Versicherungsan- 
F.anstalten  nic'ht  unbedingt,  es  gibt  vielmelir  trags,  das  ist  ein  Fragebogen  (über  Art., 
verschiedene  und  verechieden  weitgehende  Wert,  Alter,  Lage  des  zu  versichernden 
Ausnahmen.  Die  Mehrzahl  der  Sozietäten  j  Hauses),  desseuBeantwortung  dem  Versicherer 
betreibt  Versicherung  gewöhnlicher  Gebäude  j  die  Möglichkeit  geben  soll,  sich  über  das 
zu  Wohnzwecken,  zum  Kleingewerl.>ebetrieb !  Risiko  zu  vergewissern.  Deshalb  ist  die 
und  landwirtschaftlichen  Betrieb,  während  sorgfältige  Ausfilllung  Pflicht  des  Versicherten, 
die    Versicherung    von    industriellen    und  \  während  unrichtige  Angaben  Rechtsnachteile 
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im  Gefolge  haben.  Bei  der  Vennittelung 
des  Vertragsabschlusses  pflegen,  wie  bei  den 
übrigen  Versicherungsarten,  Agenten  tätig 
zu  sein,  die  auch  die  Befugnis  zum  Ab- 
schluß des  Vertrags  haben  können.  Nach 
Annahme  des  Antrags  erfolgt  die  Aus- 
stellung des  Versicherungsscheins,  der 
Police.  In  dieser  sind  Name  des  Versicherungs- 
nehmers, Bezeichnung  der  versicherten 
Gegenstände,  insbesondere  auch  Angaben 
über  den  Versicherungswert  und  die  Ver- 
sicherungssumme enthalten.  Da  die  Ver- 
sicherung nicht  zur  Bereicherung  des  Ver- 
sicherten führen  soll,  so  darf  kein  Gegen- 
stand höher  als  zum  wahren  Wert  zur  Zeit 
der  Versicherungsnahme  versichert  werden. 
Entspricht  die  vereinbarte  Versicherung 
summe,  d.  h.  die  vom  Versicherer  beim 
Eintritt  eines  Totalverlustes  zu  zahlende 
Entschädigimg,  dem  Versicherungswert,  so 
hegt  eine  VoUwertversicherung  vor.  Bleibt 
die  Versicherungssumme  hinter  dem  Ver- 
sichenmgswert  zurück,  so  spricht  man  von 
einer  Unterversicherung.  Ein  besonderer 
Fall  ist  die  sogenannte  Selbstversicherung, 
d.  i.  eine  Versicherung,  bei  welcher  aus  irgend 
welchen  Gründen  ein  Teil  der  versicherten 
Sache  imversichert  bleibt  Bei  besonders 
feuergefährlichen  Gegenständen  (Mülilen , 
Heuschobern)  verpflichtet  die  Versicherungs- 
anstalt den  Versicherten,  einen  Teil  aer 
Sachen  in  dieser  Weise  imversichert  zu 
lassen,  um  das  Interesse  an  der  Vermeidung 
eines  Brandes  zu  erhöhen.  Von  üeberver- 
sicherung  wird  gesprochen,  wenn  die  Ver- 
sichenmgssumme  den  Versicheningsweii; 
übertrifft.  Die  '^'issentliche  Ueberversiche- 
rung  beweglicher  Sachen  ist  in  Preußen 
strafbar.  Als  Doppelversichenmg  wird  die 
Versichenmg  desselben  Gegenstandes  bei 
mehreren  Versicherern  zu  einem  Betrage, 
welcher  den  Versicherungswert  übersteigt,  be- 
zeichnet. Auch  diese  ist  meistens  unzulässig. 

Während  der  Dauer  des  Versicherungs- 
vertrags eintretende  Veränderungen  insbe- 
sondere eine  Vermehrung  der  Feuergefähr- 
lichkeit, ein  Wechsel  in  der  Lokalität,  ein 
Wechsel  der  Eigentümer  u.  dgl.  m.  sind  von 
dem  Versicherten  anzuzeigen  und  bedürfen 
der  Genehmigimg  der  Versicherer. 

Bei  Eintritt  eines  Brandes  (Versicherungs- 
fall) ist  der  Versicherte  verpflichtet,  dem  j 
Versicherer  hiervon  Kenntnis  zu  geben,  sowie  | 
für  die  Rettung,  Sicherung  und  Erhaltung; 
der  vereicherten  Gegenstände  zu  sorgen,  j 
Ueber  Ursachen  und  Höhe  des  Schadens  ist  i 
der  Versicherer  berechtigt,  jede  erforderJiche  : 
Untersuchung  anzustellen.  Der  Betrag  des  1 
Schadens  wird  event.  durch  ein  Schiedsrichter-  i 
liches  Abschätzungsverfallren  bestimmt.        ! 

Für  gewerbliche  Anlagen  und  landwirt- 1 
schaftliche    Versichenmg     sind    besondere 
Bedingungen    aufgestellt.     Gesetzliche    Be- 1 


I  Stimmungen  und  besondere  Paragraphen  der 
Versicherungsbedingun^n  suchen  den  Hy- 
I  pothekengläubiger  zu  sichern. 

Das  Recht  der  privaten  F.  in  Deutschland 

I  wird  von  dem  Gesetzentwarf  über  den  Ver- 

sichenrngsvertrag  einirehend  ^erefifelt,  das  der 

,  öffentlichen  deutschen  F.  steht  eoenudls  vor  einer 

einheitlichen    Kodifikation     (vgl.     Art.    „Ver- 

{ sichemngswesen"). 

6.  Risiken  bemessnng  nndPrämienbildung« 
,  Langjährige  Erfahrnnsfen  haben  dazu  geführt, 
'  zienmch  zuverlässige  Tarife  aufstellen  zu  können; 
.  insbesondere  werden  bei  der  F.  5  Klassen  unter- 
schieden ,  je  nachdem  Gebäude  aus  massivem 
'  Stein,  Eisenfachwerk,  Lehmfachwerk  oder  Holz 
'  bestehen  und  unter  harter  oder  weicher  Dachnng 
sich  befinden.  Je  nach  Zugehörigkeit  zu  einer 
der  5  Klassen  ist  die  in  pro  Mille  und  für  ein 
Jahr  berechnete  Versicherungsprämie  verschie- 
den. Für  eine  große  Reihe  von  Risiken,  welche 
eine  besondere  Fenersgefahr  bedingen,  sind  Zu- 
schlagsprämien üblich,  insbesondere  werden  Zu- 
schläge bei  feuergefährlicher  Nachbarschaft  er- 
hoben. Andererseits  werden  Prämienermäßi- 
gunfi^en  gewährt,  wenn  besondere  Vorsichtsmaß- 
regeln zur  Verhütung  von  Feuer  getroffen  sind. 
Auch  die  Größe  der  Städte  und  das  Vorhanden- 
sein bezw.  Fehlen  von  Feuerwehr  übt  Einfluß 
auf  die  Prämienbemessun^.  Von  wesentlicher 
Bedeutung  für  einen  rationellen  Betrieb  und 
auch  die  Prämienbiidung  ist  das  Institut  der 
Rückversicherung  (vgl.  d.  Art.)  Die  große  Ver- 
schiedenheit der  Prämien  in  den  einzelnen  Län- 
dern wird  dadurch  als  notwendig  erwiesen,  daß 
beispielsweise  in  Texas  doppelt  soviel  für 
Brandschäden  zu  zahlen  ist  als  in  New-Tork, 
53  mal  soviel  als  in  Großbritannien  und  20  mal 
soviel  als  in  Frankreich.  —  Unter  Mitwirkung 
der  Regierunfi^  sind  Versicherungsgemeinschafteu 
gebildet  worden  zwecks  Versicherung  sog.  not- 
leidender Risiken  und  gemiedener  Orte. 

7«  Statistik.    Nach  der  offiziellen  deutschen 
Versicherungsstatistik  bestanden  Ende  1904  bei 
31  deutschen  Aktiengesellschaften  7722950  Ver- 
sicherungen über  80  &2  Mill.  M.  lautend,  während 
bei  15  großen  Gegenseitifi^keitsvereinen  1078497 
Versicherungen  über  11 244  Mill.  M.  liefen.    Aus 
diesen  Versicherungen  betrugen  die  Einnahmen 
bei  den  Aktiengesellschaften  181,6  Mill.  M.,  bei 
den     Gegenseitigkeitsvereinen    31,3    Mill.    M. 
Ans^zahlt  wurden  von  den  Aktiengesellschaften 
für  Schäden  60,3,  für  Verwaltungskosten  einschl. 
Steuern  27,1   und   für   gemeinnützig  Zwecke 
1,5  Mill.  M.;  bei  den  Gegenseitigkeitsvereinen 
lauten  die  entsprechenden  Ziffern  9,9  Mill.  M., 
bezw.  4,7,  bezw.  0,15  Mill.  M.   Bei  55  öffentlichen 
Feuerversicherungsanstalten  Deutschlands  waren 
Ende  1904  58323  Mill.  M.  versichert,  die  Prämien- 
einnahmen   betrugen    78,9    Mill.,    an    Schäden 
wurden  ausbezahlt  64,4  Mill.   Die  Aufwendungen 
fUr  gemeinnützige  Zwecke  betrugen  über  5  Mill. 
Literatur:   Brämer,    Versicherungticesen,  1S94, 
S.    Abschn.    (im    Anhang   JMt  rat  urangaben  J    — 
Wagner,     Versicherungsicesen^     in    Schönb^rfji* 
Handbuch    der  politischen    Oekommiie,   II.  Bd., 
IV.  Axiß.,   1896.   —  Ziegler,    Denkschrift  zum 
25  jährigen     Bestehen     des     Verb*indes     deutsch. 
Privat'FeuerversicherungS'Gesellschaftfn,  1S07.     - 
Emminghau8,    Art.    „Feuerversicherung",    im 
H.  d.  St.,  ä.  Aufl.,  III.  Bd.,  190ih  —  Algiave. 
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Les  ÄMurances  contrc  VIneendie  par  VEtat  etc., 
1901  fg,  —  V.  Knebel  JßoeberUx,  Feuerver- 
sicherungawesen  in  Preußen,  190S,  —  Moore, 
Fire  Insurance  and  how  to  build.,  190S,  — 
Kitchin,  The  Principles  and  Finanee  of  Fire 
Jnsurance,  1904,  —  Gesehäflsberichte  des  Kaiser- 
lichen Au/sichlsamtes  för  Privatversicherung  seit 
1902.  —  Mitteilungen  der  öffentlichen  Feuer- 
versicherungs- Anstalten  seit  1870.  —  Manes,  Ver- 
sicherungswesen, 1905.  —  Prange,  Kritische  Be- 
trachtungen zu  dem  Entwurf  eine^  Gesetzes  über 
den  Versicherungs- Vertrag,  zugleich  eine  Dar- 
stellung der  herrschenden  Feuerversicherungs- 
praxis, 1904.  —  Alfred  Manes, 


Fichte,  Johann  Gottlieb, 

feb.  zn  Eammenau  in  der  Oberlausitz  am  19./V. 
762,  Stadierle,  durch  den  Baron  v.  Miltitz 
unterstützt,  in  Jena  Theologie  und  Philosophie. 
Nach  dem  Tode  seines  Wohltäters  sah  er  sich 

gezwungen,  erst  in  Zürich,  dann  in  Königsberg 
[auslehrer  zu  werden.  1794 — 1799  lehrte  er  in 
Jena,  von  wo  er  durch  die  Anklage  wegen 
Atheismus  Tertrieben  wurde.  1805  wurde  er  nach 
Erlangen  und  1809  an  die  nengegründete  Universi- 
tät in  Berlin  berufen,  wo  er  am  27./1. 1814  starb. 
Schriften:  Von  diesen  kommen  hier  haupt- : 
sächlich  in  Betracht:  Grundlage  des  Naturrechtes  i 
nach  Prinzipien  der  Wissenscnaftslehre  (abgedr.  1 
i.  2  Bde.  der  von  J.  H.  Fichte  hrsg.  „Sämt- 
lichen Werke",  Berlin  1845).  —  Der  geschlossene 
Handelsstaat.  Ein  philosophischer  Entwurf  als 
Anhang  zur  Rechtslehre  und  Probe  einer  künftig 
zu  liefernden  Politik.  1800  (abgedr.  ebenda). 
Die  Staatslehre  oder  über  das  Verhältnis  des 
Urstaats  zum  Vemnnftreiche.  Vorlesungen  ge- 
halten 1813  (abgedr.  ebenda  IV.  Bd.).  —  System 
der  Rechtslehre.  1812  (abgedr.  im  2.  Bde.  der 
,. Nachgelasseneu  Werke"  Bonn  1834).  , 

Literatur :  F.  Lassalle,  Fichtes  politisches  Ver-  j 
mächtnis  und  die  neueste  Gegenwart  (erstvuils 
in  L.  WaUesrodes,  Demokratischen  Studien,  Ham- 
burg 1860,  S.  59 — 96).  —  Die  Philosophie  Fichtes, 
Leipzig  1878.  —  Zeller,  J.  G.  Fichte  als  Poli- 
tiker (in  Vorträge  und  Abhandlungen,  Leipzig 
1865,  erstmals  in  Sybels  Histor.  Zeitschr.,  Bd.  IV., 
S.  Ifg.J.  —  A,  Lasson,  J.  G.  Fichte  im  Ver- 
hältnis zu  Kirche  und  Staat,  Berlin  1868.  — 
O.  Schmoll-er,  Johann  Gottlieb  Fichte  (i.  „Zur 
Literaturgeschichte  der  Staats-  und  Sozialwissen- 
schaften", Leipzig  1888,  erstmals  im  Jahrb.  für 
yat.,  V.  Bd.,  S.  1—61).  —  J,  Bona-Meyer, 
Fichte,  Lassalle  und  der  Sozialismus,  1878.  — 
K,  Fischer,  J.  G.  Fichte  und  seine  Vorgänger, 
IL  Atifl.,  Heidelberg  1890.  —  J,  Jaur^,  IjCS 
origines  du  socialisme  altemand  (i,  „La  Revue 
»ocialisU",  Juni-  und  Juliheft  1892).  — H,  Lindau, 
Johann  Gottlieb  Fichtes  Lehren  vom  Staat  und 
frcselUrhaft  in  ihrem  Verhältnis  zum  neueren 
Sozialismus  (I^ipz.  Dissertation),  o.  O.  1899.  — 
S.  Art,  ,^Sozialismus".         Carl  Grünberg, 

Fideikonimisse 

s.  Stamm  guter  und  Fideikommisse. 


Finanzen. 

1.   Terminologisches.     2.   Begriff  und  Ent- 
stehung der  F.  und  F.wirtschaft.    3.  Wesen  und 


Eigenart  der  F.    4.  Die  Technik  der  F.    5.  Die 
Entwickelongsepochen  der  F. 

1.  Terminologisches.  Das  Wort  „F.** 
entstammt  dem  Latein  des  späteren  Mittel- 
alters und  wird  abgeleitet  von  finare,  einem 
Ausdruck  der  Gerichtssprache,  der  einen 
Rechtsstreit  beilegen,  bezahlen,  quittieren 
bedeutete.  Aus  diesem  Grunde  verstand 
man  unter  finatio,  ünancia^  financia  pecuniaria 
u.  dgl.  m.  eine  praestatio  pecuniaria,  eine 
Zalüungsleistung,  durch  die  ein  Schiüdver- 
haltnis  gelöst  wurde.  Weiterhin  aber  wurde 
der  Terminus  financia  für  jede  Zahlung  oder 
Geldsumme  gebraucht;  denn  alle  die  ein- 
schlägigen Redewendungen  gehen  auf  den 
Spraehstamm  finis  zurück,  was  speziell 
Zahlungstermin  im  späteren   Latein    heißt 

Aus  dieser  Wurzel  gingen  aber  die 
deutschen  Bezeichnungen  „Finanzerei,  Finan- 
zer, Finantz"  hervor,  die  wir  im  16.  und 
17.  Jahrh.  in  Deutschland  mit  der  üblen 
Nebenbedeutung  von  List,  Untreue,  Betrug, 
Wucher  u.  dgl.  vorfinden.  Wahrscheinlich 
erinnerte  das  Lehnwort  an  fein  oder  al^e- 
feimt  und  damit  an  die  vielen  Bedrückungen, 
die  damals  häufig  mit  den  finationes  ver- 
bunden waren. 

Der  heutige  Wortsinn,  den  wir  dem 
Ausdruck  F.  im  allgemeinen  beilegen,  hat 
seine  Heimat  in  Frankreich.  Hier  hat 
man  zuerst  das  Wort  F.  als  Bezeichnung 
für  Staatshaushalt  gebraucht.  Bereits  im 
]VDttelaJter  hießen  die  Geldsuramen  des 
Staates  finationes  regiae  oder  la  finanee  du 
roy,  und  umfaßte  der  Begriff  les  finances 
die  Staatseinnahmen,  das  StaatsvermOgen 
und  die  Regienmgswirtschaft  überhaupt. 
Seit  dem  16.  Jahrh.  ist  dieser  Wortver- 
stand in  Frankreich  der  vorherrschende. 
Mit  der  Vormachtsstellung  Frankreichs  im 
eiux)päischen  Staatensysteme  seit  Heinrich  IV. 
und  der  Weltherrschaft  der  französischen 
Sprache  seit  Ludwig  XIV.  liat  diese  Be- 
deutung alle  übrigen  verdrängt  Auch  in 
Deutschland  ist  allmählich  der  üble  Neben- 
sinn der  französischen  Anwendung  gewichen^ 
und  ebenso  haben  die  meisten  Eultursprachen 
das  Wort  F.  als  gleichbedeutend  mit  Staats- 
haushalt in  ihren  Wortschatz  aufgenommen: 
les  finances,  die  F.,  Finanee,  Finanze^ 
Financieu  (dänisch)  etc. 

Wenn  man  auch  zunächst  bei  ,,F.*'  an 
die  Wirtschaft  des  Staates,  die  Staatsein- 
nahmen, Staatsausgaben,  die  Staatsschulden 
u.  dgl.  m.  denkt,  so  hat  doch  die  wachsende 
ökonomische  und  politische  Bedeutung  der 
übrigen  öffentlichen  Körper,  der  unterstaat- 
lichen und  oberstaatlichen  Gebilde,  wie 
Gemeinde,  Kreis,  Provinz,  Kronland,  Bundes- 
staat, Staatenbund  usw.,  dazu  geführt,  diesen 
Begriff  nicht  auf  den  Staat  allein  zu  be- 
schränken, sondern  ihn  auf  alle  öffentlichen 
Körper  schlechthin  auszudehnen.    Daher  die 
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Ausdrücke  Gremeinde-F.,  Reichs-F.,  Bundes- 
F.  etc.  im  Gegensatz  zu  den  Staats-F. 

Nun  aber  hat  der  englische  Terminus 
finance,  der  neben  der  B^eutung  „öffent- 
licher Haushalt"  auch  für  andere  volkswirt- 
schaftliche Erscheinungen  gebraucht  wird, 
gleichzeitig  auf  den  Kontinent  seinen  Ein- 
fluß geltend  gemacht.  Und  so  sprechen  wir 
demgemäß  von  F.gesellschaften,  Groß-F.,  von 
finanziellen  Operationen,  von  finanziellen 
Gewinnen  und  Verlusten  usf.,  wo  wir 
wesentlich  privatwirtschaftliche  Tatsachen 
des  Geld-  und  Effektenmarktes  oder  aus 
der  Börsen-  und  Bankwelt  oder  überhaupt 
aus  dem  Bereiche  des  Geld-  und  Kredit- 
wesens im  Auge  haben. 

2.  Begriff  nnd  Entstehnng  der  F. 
und  F.Wirtschaft.  F.  und  F.wirtschaft 
können  wir  als  Synonyma  betrachten.  Wir 
verstehen  unter  F.wirtschaft  den  Inbegriff 
aller  Tatsachen,  Beziehungen,  Anstalten  und 
Veranstaltungen,  die  sich  auf  die  Wirtschaft 
und  das  Wirtschaftsleben  der  öffentlichen 
Körper,  des  Staates,  der  unterstaatlichen 
und  oberstaatlichen  Verbände  erstrecken. 
Hierbei  haben  wir  es  mit  der  Gesamtheit 
der  Tätigkeiten  zu  tun,  welche  die  Ver-^ 
waltung  des  Güterlebens  zur  Befriedigung 
der  mittelbaren  oder  unmittelbaren  Gemein- 
bedürfnisse und  zur  Sicherstellung  der 
sozialen  Daseinsbediugungen  bezwecken. 

Staat  und  öffentliche  Körper  sind  soziale 
Organe,  die  eine  Reihe  von  Funktionen  zu 
verrichten  haben,  und  unter  diesen  sind 
nicht  die  wenigsten  wirtschaftlicher  Natur. 
Da  sie  ihre  Aufgaben  nur  lösen  können, 
wenn  sie  mit  außerordentlichen  Mitteln  aus- 
gestattet sind,  so  ist  ihr  konstruktives 
Prinzip  der  Zwang.  Als  solche  Zwangs- 
cemeinwirtschaften  bedürfen  sie  zur  Er- 
füllung ihrer  Zwecke  der  fortwährenden 
Beschaffung  und  des  dauernden  Verbrauches 
von  Sachgütern  und  Leistungen.  Sie  müssen 
daher  wirtschaftlich  tätig  sein,  wirtschaft- 
liche Mittel  erwerben  und  verwenden,  fort- 
gesetzt und  planvoll  eine  Wirtschaft  führen. 
Und  diese  Wirtschaft  nennen  wir  F.wirt- 
schaft, sie  können  wir  charakterisieren  als 
die  Verwaltimg  des  öffentlichen  Güterlebens. 
Der  Kreis  der  F.wirtschaft  bezieht  sich 
somit  auf  die  Summe  von  Tätigkeiten,  die 
auf  die  Erwerbung,  Verwaltimg  und  Ver- 
wendung von  äußieren  Gütern  gerichtet 
sind,  auf  bestimmten  Gnmdsätzen  beruhen 
und  nach  einem  durchdachten  Plane  aus- 
geführt werden. 

Die  Durchfühnmg  dieser  Aufgaben  bildet 
einen  wesentlichen  Bestandteil  der  staat- 
Uchen  Tätigkeiten.  Vollends  im  modernen 
Kulturstaate  spitzen  sich  die  meisten  öffent- 
lichen Angelegenheiten  auf  diese  ökonomische  | 
Seite  des  Staatslebens  zu,  sie  stehen  alle  j 
mehr  oder  weniger  in  engstem  Zusammen- ! 


hang  mit  der  F.wirtschaft.  Die  Fürsorge 
für  die  Beschaffung  der  erforderlichen  Mittel 
zur  Bestreitung  der  öffentlichen  Ausgaben 
gestaltet  sich  infolgedessen  mit  steigender 
Kultur  und  zunehmenden  Funktionen  dieser 
Körper  zu  einem  sehr  verwickelten  Organis- 
mus, dessen  Einrichtung  und  Leitung  alle 
Regierungen  und  Parlamente  zum  Gegen- 
stand ihrer  ununterbrochenen  Aufmerksam- 
keit machen  müssen.  Daher  ist  es  auch 
erklärlich,  daß  man  zu  allen  Zeiten  einer 
guten  F.wirtschaft  die  größte  Bedeutung 
für  das  Wohlergehen  der  Staaten  beigelegt  hat. 

3.  Wesen  nnd  Eigenart  der  F.  Die 
F.wirtschaft  ist  eine  Einzelwirtschaft;  sie 
ist  aber  keine  bloß  vorgestellte  Zusammen- 
fassung aller  Einzelwirtschaften  eines  räum- 
lich abgegrenzten  Gebietes,  kein  bloßer  Be- 
griff, wie  die  Volks-  oder  Weltwirtschaft, 
sondern  eine  eigene  Individualwirtschaft 
neben  und  über  allen  Sonderwirtschaften. 
Sie  ist  eben  eine  den  übrigen  Formen  der 
vergesellschafteten  Wirtschaften  verwandte 
Wirtschaftsart.  Indessen  ist  sie  aber  eine 
Wirtschaftsform,  die  zwar  mit  den  übrigen 
Einzelwirtschaften,  mit  den  anderen  Privat- 
betrieben gewisse  gemeinsame  Merkmale 
teilt,  aber  doch  hinwiederum  grundsätzlich 
von  diesen  verschieden  ist. 

Vor  allem  ist  die  Wirtschaftsführung  des 
Staats  und  der  übrigen  öffentlichen  Körper 
dadurch  gekennzeichnet,  daß  sie  nur  ein 
Mittel  zum  Zweck,  nicht  Selbstzweck 
ist.  Während  die  privaten  Einzelwirt- 
scliaften  auf  die  Erwerbung  von  Gütern 
gerichtet  sind,  um  überhaupt  Einkünfte  und 
Einkommen  zu  bilden,  und  demgemäß  dieses 
Ziel  Anfang  und  Ende  aller  ökonomischen 
Betätigimg  ist,  liegt  es  der  F.wirtschaft  ob, 
eine  Reihe  von  öffentlichen,  großenteils 
immateriellen  Leistimgen  zu  erreichen.  Die 
wirtschaftliche  Tätigkeit  beschränkt  sich 
danim  auf  denjenigen  Umfang,  der  zu 
diesem  Streben  notwendig  ist,  über  dieses 
Maß  hinaus,  über  die  Herstellung  der 
durch  die  öffentlichen  Tätigkeiten  bewirkten 
Leistungen  hinaus,  wirtschaftet  weder  der 
Staat  noch  sonst  ein  öffentlicher  Körper. 

Da  nun  Staat  imd  öffentliche  Körper 
sog.  Zwangsgemein  wirtschaften  sind,  so  ist 
ihr  grundlegendes  Entwickelungsprinzip  der 
Zwang.  Durch  ihn  unterscheiden  sie  sich 
von  den  sonstigen  Arten  der  vergesell- 
schafteten Wirtschaft,  und  bei  ihr  wird  das 
Einzeliuteresse  durch  eine  autoritäre,  unbe- 
grenzte Zwangsgewalt  unter  die  Gemein- 
schaftsinteressen gebeugt.  Die  Wirtschafts- 
fülirung  beschafft  sich  um  deswillen  die 
erforderlichen  Sachgüter  auf  einem  be- 
sonderen Wege,  dem  Zwangserwerb,  während 
die  privaten  Einzelwirtschaften  dies  nur 
nach  den  Grundsätzen  der  kapitalistischen 
Verkehrswirtschaft  auf  Grund   des  Privat- 
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•eigentums  und  des  freien  Vertrags  vermögen. 
Auch  <üe  für  die  Erreichung  ihrer  Zwecke 
benötigten  Dienste  und  Leistungen  heischt 
•sie,  wenigstens  teilweise,  gleichfalls  durch 
Zwang  (Wehrwesen). 

Der  Wert  der  vom  Staate  und  den  öffent- 
lichen Körpern  gebotenen  Leistungen  wird 
nach  Maß  und  umfang  nicht  genau  den 
sachlichen  und  persönlichen  Gegenleistungen 
-der  Staatsuntertanen  entsprechen.  Es  findet 
keine  separate  Abrechnung  und  keine  spezielle 
Wertvergleichung  statt.  Vielmehr  herrscht 
hier  das  Prinzip  der  generellen  Ent- 
^eltlichkeit,  und  die  vom  Staate  bean- 
spruchte Gegenleistung  wird  nicht  durch 
vertragsmäßige  Vereinbarung,  sondern  nach 
■einseitiger  Feststellung  durch  den 
Staat  normiert.  Dagegen  ist  das  regelnde 
Prinzip  bei  den  übrigen  Sonderwirtschaften 
•die  spezielle  Entgeltlichkeit,  bei  der  die 
Leistung  des  einen  Teils  mit  der  Gegen- 
leistung des  anderen  im  einzelnen  verglichen 
und  ihre  Höhe,  ihr  Maß  und  ihre  Form 
Äuf  Grund  zweiseitiger  Abmachung  festge- 
stellt wird. 

Entsprechend  der  Machtstellung  des 
leitenden  Wirtschaftssubjektes  —  Reich, 
Staat,  Selbstverwaltnngskörper  —  verfolgt 
-die  Fiuanzwirtschaft  andere  Zwecke  und 
verfügt  über  umfangreichere  Mittel  als  die 
übrigen  Individualwirtschaften.  Ihre  Auf- 
gaben reichen  über  diejenigen  der  letzteren 
weit  hinaus  und  sind  auch  zum  Teil  ganz 
anderer  Art.  Bei  den  Privatwirtschaften 
steht  im  Mittelpunkte  ihrer  Tätigkeit  die 
Sorge  um  den  Lebensunterhalt,  das  Streben, 
materielle  Güter  für  die  Bedürfnisbefriedi- 
gung zu  beschaffen.  Die  F. Wirtschaft  dagegen 
hat  überwiegend  immaterielle  Werte, 
wie  Rechtsschutz,  Rechtssicherheit,  politische 
Unabliängigkeit,  geordnete  Verwaltung,  För- 
derung der  wichtigsten  Kultiiraufgaben 
u.  dgl.,  zu  gewähren.  Diese  aber  lassen  sich 
häufig  überhaupt  nicht  in  Geldwert  darstellen 
und  kommen  der  gesellschaftlichen  Gemein- 
schaft zugute,  ohne  daß  das  Maß  des  Ge- 
nusses für  den  Einzelnen  fixierbar  oder  in 
Zahlen  ausdrückbar  ist.  Darum  erhält  die 
F. Wirtschaft  auch  nicht  die  aufgewendeten 
Produktionskosten  zurückerstattet  und  da- 
durch die  Mittel  zur  Herstellung  neuer 
Leistungen.  Anderei-seits  aber  setzen  die 
unbegrenzte  Dauer  des  Staates  als 
solchen,  der  dem  Wechsel  historischer  Staats- 
indi\ddualitäten  nicht  unterworfen  ist,  sowie 
die  absolute  Souverän  etat  gegenüber 
seinen  Untertanen  die  F. Wirtschaft  in  den 
Stand,  auf  eine  lange  Reihe  von  Jahren 
hinaus  Geschäfte  zu  unternehmen  und  Ver- 
bindlichkeiten einzugehen,  wozu  andereP]inzel- 
wirt Schäften  schon  wegen  ihrer  begrenzten 
Lebensdauer  nicht  geeignet  sind.  Desgleichen 
ist    die    F.Wirtschaft    bei    Schaffung    ihrer 


Leistungen  unabhängig  von  der  Rücksicht 
auf  die  Nachfrage. 

Bei  der  F.wirtschaft  zeigt  sich  mehr&ch 
ein  Monopolcharakter,  insofern  der 
Staat  in  mancherlei  Richtungen  die  aus- 
schließliche Nachfrage  nach  gewissen  G^en- 
ständen  darstellt,  alleiniger  Käufer  oder 
Abnehmer  von  gewissen  Gütern  oder  Dienst- 
leistungen ist.  Nur  der  Staat  ist  beispiels- 
weise Käufer  von  militärischen  Ausrüstimgs- 
gegenständen,  nur  der  Staat  sucht  für  ge- 
wisse Zwecke,  wie  für  das  Richteramt,  den 
Militärdienst  u.  dgl.  m.,  Arbeitskräfte  anzu- 
werben. 

Wie  jede  Wirtschaft,  so  gliedert  sich 
auch  die  F.wirtschaft  in  eine  Ausgabe- 
und  Einnahmewirtschaft.  Für  beide 
ist  hier  maßgebend,  was  der  Staat  und  die 
öffentlichen  Körper  überhaupt  zu  leisten 
haben.  Das  Maß  der  Staatsaufgaben  bestimmt 
daher  allein  den  Bedarf,  demgegenüber 
alle  übrigen  Rücksichten  zurückzutreten 
haben.  Daraus  aber  ergibt  sich  ein  letzter 
Unterschied.  Weil  für  die  F.wirtscliaft  der 
öffentliche  Bedarf  ausschlaggebend  ist  so 
stehen  auch  die  Ausgaben  obenan.  Der 
Staat  und  die  öffentlichen  Körper  müssen 
demgemäß  zuerst  die  durch  ihre  Zwecke 
und  Aufgaben  bedingte  Ausgabewirt- 
schaft festsetzen  und  machen  von  deren 
Höhe  und  Umfang,  Beschaffung  und  Maß 
der  Einnahmen  abhängig.  Bei  den  übrigen 
Einzelwirtschaften  aber  muß  umgekehrt  das 
Einnahmeprinzip  die  Ausgaben  beherrschen, 
ersteres  ist  die  Voraussetzung,  letzteres  die 
Folgenmg.  Hier  kann  eine  geordnete  und 
dauernd  ertoigreiche  Wirtscliaft  nur  bestehen, 
wenn  sich  die  Ausgaben  nach  den  verfüg- 
baren Einnahmen  richten. 

4.  Die  Technik  der  F.  Die  F.wirt- 
schaft bedai'f,  ^vie  jede  andere  Wirtschaft, 
der  regelmäßigen  Verfügung  über  persön- 
liche Arbeitskräfte  und  sachliche  Produk- 
tionsmittel, um  die  von  ihr  geforderten 
Leistungen  herstellen  zu  können.  Schaffende 
Hände  müssen  die  Absichten  der  Zentral- 
leitung aufnehmen  und  in  Taten  umsetzen, 
sachliche  Produktionsmittel  haben  das  Sub- 
strat für  die  Handlungen  der  ersteren  ab- 
zugeben. Die  Verfügung  über  beide  Kate- 
gorieen  kann  das  Subjekt  der  F.iRirtschaft, 
Staat,Reich,  Selbstverwaltungskörper,  wieder- 
um auf  allen  jenen  Wegen  erreichen,  deren 
sich  jeder  Wirtschaftöbetrieb  bedient.  Doch 
stehen  ihm,  in  Gemäßheit  des  Zwangs- 
prinzipes,  wirkungsvollere  Erwerbsarteu  zu 
als  den  privaten  Betrieben.  Alle  diese  Er- 
scheinimgen  sind  indessen  mancherlei  histo- 
rischem Wechsel  und  größeren  oder  geringeren 
Verschiedenheiten  nach  Staaten  und  Völkern 
unterworfen. 

1.  Die  Arbeitskräfte.  Die  persön- 
lichen   Arbeitskräfte  verschaffen  sich 
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der  Staat  und  die  öffentlichen  Körper  ein- 
mal durch  freiwillige  unentgeltliche 
Bereitstellung,  wie  bei  den  unentgelthchen 
Ehrenämtern,  besonders  in  kleineren  Ver- 
waltungsbezirken (Gemeinde,  Kreis  usw.). 
Jedoch  setzt  diese  Form  der  Anwerbung  im 
ganzen  einfache,  primitive  Verhältnisse  des 
öffentlichen  Lebens  voraus  sowie  geringe 
Ansprüche  an  eine  technische  Fachschulung. 
Im  Laufe  der  Geschichte  hat  sie  daher  nur 
ausnahmsweise  eine  höhere  Bedeutung  er- 
langt. Meist  fehlt  es  zudem  an  der  erfor- 
derlichen Bereitwilligkeit  der  Staatsbürger, 
ohne  Entgelt  umfangreichere  Dienste  zu 
leisten,  oder  sie  entsprechen  in  ihrer  Qualität 
nicht  den  gestellten  Anforderungen,  nament- 
licli  nicht  auf  entwickelterer  Stufe  der  Staats- 
verwaltung. 

Sodann  werden  Arbeitskräfte  durch 
Zwang  in  den  Dienst  der  Allgemeinheit 
gestellt,  wie  beim  Heer-  und  Wehrwesen, 
beim  Geschworenendienst  u.  dgl.  Ein  Ent- 
gelt für  die  Leistungen  wird  entweder  über- 
haupt nicht  gewäto  oder  nicht  vollständig, 
jedenfalls  aber  nach  einseitiger  Festsetzung 
durch  die  öffentliche  Gewalt.  Diese  zweite 
Art  der  Beschaffung  war  zu  allen  Zeiten 
und  bei  allen  Völkern  in  üebung.  Allein 
auch  sie  ist  niu-  innerhalb  gewisser  Grenzen 
anwendbar;  denn  die  Betroffenen  sind  teils 
überhaupt  nicht  imstande,  ohne  jedes  Ent- 
gelt die  geforderten  Dienste  zu  leisten,  teils 
wird  hierdurch  eine  ungleichmäßige  Ver- 
teilung der  Lasten  begründet,  teils  endhch 
wird  die  Qualität  unter  der  Unentgeltlichkeit 
und  dem  Zwange  leiden.  Daher  muß  der 
Staat  regelmäßig  mindestens  für  den  freien 
Unterhalt  sorgen  und  auch  sonst  Ersatz 
für  besondere  Ausgaben  und  Kosten  leisten. 

Schließlich  w^erden  die  benötigten  Dienste 
entgeltlich  und  vertragsmäßigerlangt. 
Leistimg  und  Gegenleistung  werden  speziell 
miteinander  abgeglichen.  Die  Mehrzahl  der 
öffentlichen  Dienste  werden  auf  Grund  dieser 
Methode  geleistet;  im  einzelnen  sind  natür- 
Uch  die  Formen  der  Entlohnung  sehr  ver- 
schieden. Sie  bestehen  teils  in  Beamten- 
stellen mit  Geldentlohnung,  teils  in  der 
Uebertragung  bestimmter  Erwerbsmittel 
(Gnmdstücke,  Häuser,  Gewerbe)  teils  in  der 
Anwartschaft  auf  gewisse  Bezüge  (Taxen, 
Strafgelder,  Anfälle),  teils  sind  sie  wenig- 
stens partiell  auch  immaterieller  Natur  neben 
Geldentlohnung  (Titel,  Würden,  Ehren  usw.). 
Die  Entgeltlichkeit  des  öffentlichen  Dienstes 
bildet  heute  die  Regel  bei  Erlangung  von 
Leistungen.  Sie  ist  vor  allem  schon  überall 
da  notwendig,  wo  die  komplizierten  An- 
sprüche des  öffentlichen  Dienstes  eine  be- 
sonders technisch  hohe  Qualität  der  Leistun- 
gen erheischen,  die  nur  von  einem  fach- 
männisch vorbereiteten  und  geschulten  Ar- 
beiter erwartet  werden  können.  Das  typische 


Beispiel  hierfür  ist  das  moderne  Berufs- 
beamtentum in  den  verschiedenen  Sparten 
des  öffentlichen  Dienstes. 

2.  Die  Sachgüter.  Die  sachlichen 
Produktionsmittel  umfassen  teils  be- 
wegliche, teils  unbewegliche  Sachgüter.  Sie 
dienen  zur  Entlohnung  der  die  Leistungen 
produzierenden  Arbeitskräfte.  Die  wesent- 
lichste Form  dieser  Sachgüter  ist  auf  unserer 
Kultur-  und  Wirtschaftsstufe  das  Geld. 

Die  unbeweglichen  Sachgüter, 
Grundstücke,  Gebäude  u.  dgl.  m.  befinden 
sich  in  der  Verfügungsgewalt  der  öffent- 
lichen Körper  teils  zum  Zwecke,  um  un- 
mittelbar bestinmiten  Verwendungen  zu 
dienen,  wie  Gebäude  zur  Unterbringung  von 
Behörden,  Gerichten,  Schulen,  Gefängnissen 
usw.  (Verwaltungsvermögen),  oder 
sie  sind  nur  mittelbM*  zur  Produktion  von 
immateriellen  Werten  bestimmt  und  haben 
zunächst  Einkünfte,  insonderheit  Geldein- 
künfte zu  gewähren  (F.  vermögen).  Solche 
Eigentumstitel  stammen  teils  aus  Ruberem 
Gemeindebesitz,  aus  staatlichem  oder  Volks- 
eigentum, teils  sind  sie  die  Ueberreste  aus 
vormaligem  Herrscherbesitz.  Hierzu  kommen 
unbewegliche  Sachgüter,  die  in  späterer  Zeit 
unter  den  Formen  des  privatwirtschaftlichen 
Verkehrs  durch  Kauf  oder  Tausch  oder 
durch  Zwangsenteignung  in  den  Besitz  des 
Staates  übergegangen  sind. 

Die  beweglichen  Sachgüter,  Geld 
und  G^ldeswert,  nach  Umständen  auch  Na- 
turalien, dienen  ausschließlich  zur  Bestrei- 
tung der  mit  den  öffentHchen  Leistungen 
zusammenhängenden  Ausgaben.  Sie  ent- 
springen einmal  freiwilligen  Zuwen- 
dungen, Schenkimgen,  Stiftungen,  Samm- 
lungen u.  dgl.  oder  doch  solchen  Gaben, 
die  wenigstens  formell  den  Charakter  von 
freiwilligen  Geschenken  haben,  so  die  angel- 
sächsischen donationes  pro  habenda  regis 
benevolentia,  das  don  gratuit  des  französi- 
schen Klerus  im  Mittelalter  il  dgl  m.  Außer 
etwaigen  Zwangsanlehen  haben  diese  frei- 
willigen Zuwendungen  im  modernen  Staate 
als  regelmäßige  Einkünfte  nur  eine  unterge- 
ordnete Bedeutung.  Eine  andere  Erwerbs- 
art ist  die  Eigenproduktion  im  privat- 
wirtschaftlichen Erwerb.  Hierbei  wird  mit 
den  technischen  Hilfsmitteln  für  den  eigenen 
Bedarf  in  Staats-  oder  Gemeindebetrieben 
oder  für  den  Verkehr  und  Absatz  produziert, 
oder  es  wird  endlich  der  öffentliche  Kredit 
in  Anspnich  genommen.  Die  wichtigste, 
allgemeinste  und  im  modernen  Staatsleben 
gebräuchlichste  Form  zur  Erlangung  von 
Sachgütem  ist  die  Besteuerung  in  ihren 
beiden  Erscheinungsformen  von  Gebühr  uml 
Steuer.  Ihr  Wesen  besteht  darin,  daß  der 
Staat  und  die  Selbstverwaltungskr^rper  von 
ihi-en  Angehörigen  Sachgüter  und  nament- 
lich Geld,  teils  mit  speziellem  Entgelt,  teils 
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ohne  ein  solches  zwangsweise  einfordern. 
Die  Steuern  und  Abgaben  bilden  heute  das 
eigentliche  Rückgrat  unserer  modernen  F.- 
wirtschaft. 

Wie  jede  Wirtschaft  zweckmäßig  zwischen 
den  persönlichen  und  sachlichen  Produktions- 
mitteln kombinieren  muß,  so  hat  dies  auch 
die  F. Wirtschaft  zu  tun.  Die  richtige  Kom- 
bination der  einzelnen  Faktoren  ist  die 
Gnmdlage  einer  gesunden  F. Verwaltung. 

5.  Die  Entwickelungsepochen  der  F. 
Die  Kombination  in  Anordnung  der  wirt- 
schaftlichen Hilfsmittel  war  in  den  ver- 
schiedenen Kulturepochen  einem  geschicht- 
lichen Wechsel  unterworfen.  Bei  allen 
Völkern  beginnt  die  F. Wirtschaft  mit  der 
Stufe  der  Dom anial Wirtschaft.  Der 
Ertrag  aus  den  Domänen,  aus  dem  önmd- 
besitz  des  Herrschers  und  der  Krone  dient 
7Avr  ErfüUung  der  Staatsauf  gaben.  Wie  der 
Herrscher  im  wesentlichen  seine  Herrschafts- 
rechte als  Privatrechte,  namentlich  als  Zu- 
behör seiner  Domänen,  behandelt,  so  fließen 
auch  der  öffentliche  Haushalt  und  der  fürst- 
liche Hofhalt  zusammen.  Beide  werden  aus 
dem  Grundvermögen  des  Fürsten  bestritten. 
An  die  Domanialwirtschaft  schließen  sich 
schon  frühzeitig  öffentlich-rechtliche  Ein- 
künfte aus  der  Ausübung  von  Kronrechten, 
aus  Regalien.  Sie  streifen  schon  teilweise 
den  privatrechtlichen  Charakter  ab  und  sind 
staatsherrschaftliche  Einnahmequellen.  Die 
Regalienwirtschaft  geht  auf  gewisse 
Vorbehalte  durch  die  Rechtsordnung  zunlck 
und  schließt  die  Nachahmung  und  Mitbe- 
werbung von  Privaten  aus.  Sie  bildet  die 
üebergangsstufe  von  der  Domanialwirtschaft 
zum  Steuerwesen.  Ihre  finanz wirtschaft- 
liche Bedeutung  beruht  in  der  Ausbeutimg 
der  Lehensgefäle ,  in  der  Erklärung  der 
herrenlosen  Güter  zum  Krongut,  in  der 
Beanspnichung  der  Erbschaft  erloschener 
Familien,  von  Bodenschätzen,  des  ausschließ- 
lichen Jagdrechts  (Bergregal  —  Jagdregal), 
in  Strom  Zöllen,  Gerichtsgebühren,  Sportein 
aus  dem  Verkaufe  von  Aemtern  und  Privi- 
legien u.  dgl.  m. 

Die  dritte  Entwickeiungsphase  ist  die 
der  Steuerwirtschaft,  namentlich  die 
Herrschaft  der  Geldsteuern.  Sie  setzt 
ökonomisch  voraus,  daß  allmählich  die 
Naturalwirtschaft  durch  die  Geld  Wirtschaft 
verdrängt  wird,  sie  erheischt  ein  Rechts- 
system, welches  das  Privateigentum  an  be- 
weglichen und  unbeweglichen  Kapitalien 
anerkennt  und  bei  dem  sich  diese  auch  tat- 
sächlich überwiegend  in  den  Händen  von 
privaten  Einzelwirtschaften  befinden,  sie  ver- 
langt eine  Staatsordnung,  in  welcher  der 
l>rivatrechtliche  Charakter  der  Staatsver- 
fassung einer  öffentlich-rechtlichen  gewichen 
ist.  Domanialeinkünfte  und  Regalien  be- 
stehen zwar  ganz  oder  teilweise  fort,  nehmen 


aber  den  Steuereinkünften  g^enüber  an 
Bedeutimg  für  die  F. Wirtschaft  ab.  Mit 
dem  siegreichen  Vordringen  der  Geldwirt- 
schaft und  mit  der  Vermehrung  der  beweg- 
lichen Kapitalien  gesellt  sich  zur  Steuer- 
wirtschaft die  Kreditwirtschaft,  welche 
zu  einer  stets  wachsenden  Belastung  des 
öffentlichen  Haushalts  mit  öfTenmchen 
Schulden  führt.  Die  Steuerwirtschaft  er- 
scheint zuei*st  in  den  städtischen  Gemein- 
wesen des  Mittelalters,  jenen  Inseln  des 
geld wirtschaftlichen  Verkehrs,  in  welchen 
sich  am  frühesten  größere  Mengen  mobilen 
Kapitals  ansanuneln.  Von  hier  aus  hat  sie 
sich  dann  auf  die  Territorien  und  Staaten 
ausgedehnt.  Heute  verleiht  sie  dem  Staats- 
leben unserer  modernen  Kulturvölker  das 
finanzwirtschaftliche  Gepräge. 

Literatur :  Ueber  die  hier  erörterten  Fragen  geben 
aUe  Hand'  und  Lehrbücher  der  Finanzvisten- 
Schaft  weiteren  Aufschluß,  Hier  sind  x%i  nennen  : 
Wagner,  Finamwissenschaft,  S,  Aufl,,  Leipzig 
1884,  §^  1—11.  —  Stein  f  Finantwisseiuchaß, 
5.  Auß.^  SuUgaH  1885,  S,  39—175,  —  Ro8cher, 
SysUm,  Bd,  4,  ^§  I—4.  —  Vmpfenbachy 
Finatizwissenschaft,  S.  Aufl,,  Stuttgart  1887,  ^  S, 

—  Colin,  Finamwissenschafl ,  Stuttgart  1889, 
1,  Buch.  —  VocUe,  GrundtOge  der  Finanz- 
wissenschaß,  Leipzig  1894  (H,  d.  St,  II 1),  1,  Kap, 

—  Hock,  Die  öjf entliehen  Abgaben  und  Schulden, 
Stuttgart  186S,  S,  1 — 10.  —  Geffcken,  in  Schön- 
berg,  Bd,  S,  S.  Ifg.  —  Eheberg,  Finanzwissen- 
schaft, 8.  Aufl.,  Ijcipzig  1906,  S.  Ifg.  —  Her- 
selbe,  Art.  „Finanzen",  H.  d.  St,  —  Leroy^ 
Beaulteu,  Traue  de  la  science  des  flnanctt, 
4.  ed.,  Paris  1888,  T,  1.  —  Ueber  die  Entwiche- 
lung  der  Finanzen  in  den  einzelnen  Stfuiten  vgl, 
Art,  „Budget  und  Budgetrecht"  oben  S.  568 fg, 
sowie  die  dort  angeführte  Literatur, 

M€ix  von  HeckeL 


Finanz-  nnd  Trnstgesellschaften. 

Gesellschaften,  welche  sich  mit  der 
Finanzierung  von  wirtschaftlichen  Unter- 
nehmungen befassen,  kann  man  mit  Lexis 
nach  englischem  und  französischem  Muster 
als  Finanzgesellscliaften  bezeichnen.  Sie  er- 
scheinen in  der  Form  von  Aktiengesellschaften 
oder  von  KommanditgeseUschaften  auf  Aktien. 

Sie  beteiligen  sich  an  der  Gründung  in- 
dustrieDer  Unternehmungen,  vor  allem  von 
Aktiengesellschaften,  sie  versorgen  das  Publi- 
kum mit  Wertpapieren,  indem  sie  die 
Emission  von  Staats-  und  Kommunalanleihen^ 
Konvertienmgen,  Ausgabe  von  Aktien  usw. 
übernehmen.  Sie  betreiben  den  Ein-  und 
Verkauf  von  Wertpapieren,  namentlich  von 
Börseueffekten,  mit  Einschluß  des  Report- 
und  Deportgeschäftes.  Außerdem  betreiben 
sie  aber  regelmäßig  die  eigentlichen  Bank- 
geschäfte, das  Depositen-  und  Wechselgeschäft, 
wie  andere  Depositen-  und  Handelsbauken. 

Solche  Finanzgesellschaften  entspringen 
den  Bedürfnissen  des  modernen  Effektenver- 
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kehrs.  Die  ünterbringrung  größerer  Mengen  60  Mill.  Frcs.  lieferte,  sollten  durch  Aasgabe 
von  Effekten  oder  ihre  Konvertierung  erfordert  von  Obligationen  bis  zum  Zehnfachen  des  Kapi- 
die  Hilfe  von  kapitalstarken  Vermittlem.  ^1»  »^"  verstärkt  werden,  womit  die  völlige 
Diese  Vermittlerrolle  kann  unter  Umständen  Beherrschung  der  Börse  emgeleitet  wäre.  Doch 
ein  öffentüches  Institut  .-ie  in  P«nßen  die  rmS%i?Äerdf  r  J.^r^ätaTl^' 
Kgl.  Seehandlungssozietät,  übernehmen  oiler  ^ig  der  Credit  MobiHer  über  40%  Dividende 
ein  großer  Bankier,  wie  z.  B.  früher  die  gab  und  unter  anderem  die  österreichische 
Rothschilds  oder  Barings.  Der  Gedanke,  Staatsbahngesellschaft  mit  200  Mill.  Frcs.  Ak- 
große  Kompagnieen  hieHQr  und  für  die  im  tienkapital  gründete,  die  dem  österreichischen 
öffentlichen  Interesse  liegende  Unterstützung  Staate  für  77  Mill.  fl.  Staateeisenbahnen  ab- 
und  Begründimg  großer  wirtschaftlicher  kaufte.  Die  Gründung  weiterer  Crödite  MobiUers 
Unternehmungen  zu  benutzen,  ist  im  m  Spanien^  Itoüen,  den  Niederl^^^^^ 
io  T«K^i,  fsi^fio.  T«  «»w^ft^,«  rr«,fo««.^  folgte.  Die  Knsis  von  1857  traf  die  mit  den 
18.  Jahrh  häufig.  In  großem  ümfonge  ^^^^^^  ^^^^^  Neugründungen  überladene  Ge- 
verwirkhdit  ist  er  erst  im  19.  Jahrh  durch  geiischaft  schwer.  T)ie  Dividende  betrug  nur 
die  Gründung  der  Effektenbanken  (Credits  50/  hob  sich  aber  1862  und  1863  nochmals  auf 
Mobilier,  Kreditanstalten).  Mit  dem  Ge-  25  %•  Von  da  an  ging  es  unaufhaltsam  ab- 
danken der  Förderung  der  Untemehmungs-  warte  trotz  Verdoppelung  des  Aktienkapitals 
lust  verbindet  sich  ein  zweiter.  Der  Kapi-  im  Jahre  1866.  Die  Gesellschaft  trat  1867  in 
talist  soll  durch  Verringerung  seines  Risikos  Liquidation,  wurde  1871  rekonstruiert,  hat  aber 
wilüger  zur  Hergabe  von  Kapital  gemacht  »'»cjl^in  dieser  Fonn  keinen  Erfolg  gehabt. 

r4ü°f  ^"t  ?r'  ''?^^   r  h  f""  <^-?t"  ÄÄrn  ÄVXhS?  Tn 

Gnindkreditanstalten  zwischen  ihn  und  den  Frankreich  aus  späterer  Zeit  ist  die  im  Herbst 

Hypothekenschuldner,  so  zwischen  ihn  und  1873  von  Bontoux  gegründete  Soci6te  de 

das    einzelne   Aktienuntemehmen    eine    In-  PUnion    G^nirale,    deren    Anfangskapital 

dustriebank  schiebt     Dadurch,  daß  diese  an  von  13  Mill.  Frcs.  durch  immer  neue  Emissionen 

zahlreichen    Unternehmungen    beteiligt    ist,  auf  100  Mill.  erhöht  wurde  und  im  November 

zahlreiche  Arten  von  Effekten  im  Besitz  hat,  1881 ,  als  der  Kurs  der  Aktie  von  500  Frcs. 

wird  für  den  Aktionär  der  Finanzgesellschaft  ?^L^^  getrieben  war  auf  150  Mül.  Frcs.  er- 

das  Risiko  ausgeglichen,  ja,  soll  es  ermög-  i^^\  ^^^^?^   »^^^*«-.    ^^^^  ^^/^""^if^lF    "^'f 

r  ui.       -^   «"of5^5*v^      6-1:  u'       *o^  Bontoux   eiueu  Gewinn   von    61,5  Mill.   nach, 

hcht  werden   auf  diese  Sicherung  hm  mäßig  ^ber    schon    Ende    Januar    1882    brach    das 

verzinsliche  Obligationen  (nach  Art  der  Pfand-  Schwindelgebäude  zusammen  und  in  der  ersten 

briefe)  auszugeben.    Für  Gesellschaften,  wel-  Gläubigerversammlung  ergab  sich,  daß  113  Mill. 

che   diesen   letzteren  Zweck  verfolgen,   ist  Aktiven  248  Mill.  Passiven  gegenüberstanden, 
jetzt  in  Deutschland   nach  englischem  Vor-        Das  Muster  des  französischen  Credit  Mobilier 

bild    der   Name   Trustgesellschaften    üblich  hat  auf  alle  seine  Nachbarländer  emgewirkt. 

(nicht  zu  verwechseln  mit  den  als  Trusts  be-  ^^   ^^f^aU  .Gründungsbanken   entetanden,   so 

zeichneten  an,erikanischen  Fusionskartellen).  ^'^editaos'^airÄrXdei  5jÄK 

Die  erste  Finanzgesellschaft  war  die  So-  die   1855  mit  60  Mill.   fl.   Kapital   gegründet 

ci^te  Generale  des  Pays-Bas  (seit  1830  wurde  (seit  1869  40  Mill.  fl,  1899  50  Mill.  fl.\ 

S.  G.  pour  favoriser   l'industrie  nationale)    in  eine  der  Hauptepekulationsbanken  unserer  Zeit. 

Brüssel.     Sie  wurde   1822  mit  einem  Kapital  Direkt  von  Frankreich  aus  ging  die  von  Bon- 

von  50  Mill.  fl.  gegründet,  besorgte  bis  1851  toux  1880  gegründete  „Oesterreichische  Länder- 

die   Staatekassengeschäfte,    bis   1842   auch   die  bank"  mit  100  Mill.  Frcs.  Kapital. 
Verwaltung  der  Domänen,  sollte  aber  haupt-         ^      T^^ul-l•^T  *       Ai.ii. 

sächlich  die  Industrie  auf  jede  Weise  unter-  ,.   ^^    Deutschland    ist    die    erste    Anstalt 

stützen.    Sie  hat  sich  an  der  Gründung  zahl-  dieser  Art  die   18o3    von  Kölner   Bankiers 

reicher   Aktiengresellschaften  beteiligt,   eigent-  gegründete  „Bank  für  Handel  und  Industrie^' 

lieben  Spekulationshaudel  in  Effekten  aber  nicht  in   Darmstadt,  wie  ja  überhaupt   die  zalü- 

getrieben  (Lexis).    Um  so  mehr  ist  das  der  Fall  reichen  Bankgründungen   von  1853—57  vor 

gewesen    mit   der    Society    G6n6rale    de  allem    in    den   kleineren    Staaten   erfolgten, 

i'^^M'-V^^j^'^J^'Nu-'o'  "°>^ dieselbe  Zeit  wie  ^.^^^  j^j.  Abneigung  der  preußischen  Re- 

der  Cl-edit  Foncier,  1852  nach  dem  Muster  der  ^  °  ,„„   A^^.uAn^ir^Jli^'.*^  ^ii..i.Uoo^»     \f«., 

Brüsseler  Soci6te  Generale  gegründet    wurde,  ferun^   derartage  Institute  zuzulassen.    Mau 

Wie  es  in  dem  Bericht  des  Ministers  Persigny  ^^  s^^'^,.  »"  ^p"\"  ™i*  ,^f^.  ^^™  ,^,^'* 
hieß,  sollte  die  neue  Anstalt  „auf  dem  Gebiete  Kommanditgesellschaft  auf  Aktien,  welche 
des  Handels  und  der  Industrie  den  Geist  der  der  Konzession  nicht  bedurfte;  so  entstand 
Initiative  vertreten"  und  die  Gründer,  an  deren  vor  allem  1856  die  Hansemannsche  ,,Dis- 
Spitze  die  Gebrüder  P  6  r  e  i  r  e  standen,  erklärten  kontogesellschaft"  in  Berlin  (Aktien- 
ais ihren  Zweck  1.  die  Entwickelung  der  In-  kapital  1906  170  Mill.  M.). 
dustrie   zu  fördern,  2.  vermittels  der  Konsoli-         Seit  1870  entstand  eine  Reihe   von  Ge- 

lwi.nLTr'"h?!rrrP.fi^^^^  Seilschaften   zum  Betriebe  von  Finanz-  und 

Schmelzung  der   besonderen   Papiere   der    ver-  t^     1         1  «r^  i  j-        •  u*-     i. 

schiedenen*"  Unternehmen    zu    bewirken.     Der  ß^^^^^^^^^ften    von   dene^^ 

Credit    Mobüier   hat    in   ungeheurem    Umfang  die  Deutsche  Bank  (Kapital  1906  200  Mill.  M.) 

Effektengeschäfte  betrieben.    Die  Mittel  dazu,  "nd     die    Dresdener    Bank    (Kapital     1906 

welche  in  erster  Linie  das  Aktienkapital  von  .  160  Mill.)  sind.  Letztere  steht  in  „Interessen- 
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gemeinschaft^^  mit  dem  Schaaffhausenschen 
Bankverein  (Kapital  125  MilL  M.).  Die  schon 
genannte  Darmstädter  Bank  hat  jetzt  154, 
die  Berliner  Handelsgesellschaft  100  Mill.  M. 
Kapital. 

Reine  Spekulationsbanken  wesentlich 
schwindelhafter  Natur  sind  in  Deutschland 
nicht  von  Bedeutung  gewesen.  Besonders 
schmähliche  Beispiele  sind  das  der  Gewerbe- 
bank H.  Schuster  &  Co.  und  das  der  Vereins- 
bank Quistorp  &  Co.  in  Berlin  gewesen. 

Die  heutigen  großen  Banken  betreiben 
nicht  aussclmeßhch  Finanzgeschäfte;  sie 
pflegen  das  eigentliche  Bankgeschäft,  aber 
große  Einnahmen  entstammen  doch  den 
Emissions-  und  Effektengeschäften,  in  Zeiten 
lebhafter  EfPektenspekulation  namentlich  auch 
dem  Reportgeschäft.  Ueber  die  Entwickelung 
der  deutschen  ElTektenbanken  und  ihre 
wachsende  Konzentrationstendenz  vgl.  im 
übrigen  den  Art.  „Banken"  (oben  S.  309  fg.). 

Iq  England  ist  das  Effekten-  und 
Emissionsgeschäft  von  dem  der  Depositen- 
banken vollständig  getrennt  und  wird  von 
besonderen  Bankhäusern  (merchant  bankers) 
betrieben.  Auch  in  den  Verein.  Staaten 
sind  neben  den  Banken  große  Finanzhäuser 
tätig,  wie  J.  P.  Morgan  &  Co.,  Speyer  &  Co., 
Kuhn,  Loeb  &  Co.  lieben  diesen  Emissions- 
firmen kamen  in  England  gegen  Ende  der 
60er  Jahre  die  oben  genannten  Trust- 
gesellschaften auf,  die  um  1880  die 
Form  von  Aktiengesellschaften  annahmen. 
War  anfänglich  ihr  Zweck  nur  Erwerb  ver- 
schiedenartiger Wertpapiere  zu  gemeinsamer 
Vermögensverwaltung  (Investment),  so  gingen 
sie  seit  etwa  1887  auch  zum  Betriebe  von 
Emissions-  und  sonstigen  Effektengeschäften 
über,  was  zunächst  senr  bedenkliche  Folgen 
hatte.  Die  1889  und  1890  gegründeten 
Trust-Investment  oder  Omniumgesellschaften 
hatten  ein  Kapital  von  51  MiU.  £.  Die 
Krisis  von  1890  hat  sie  zu  soliderer  Ge- 
schäftsfühnmg  zurückgebracht.  Eine  neue 
Ausdehnung  hat  diese  Unternehmungsform 
seit  etwa  1895  in  den  Mining  Trusts, 
Banken  zur  Aufnahme  hochbewerteter  süd- 
afrikanischer und  westaustralischer  Gold- 
aktien, gefunden. 

In  Deutschland  gehen  die  Anfänge 
von  den  Effektenbanken  geschiedener  Trustr 
gesellschaften  bis  ins  Jahr  1887  zurück, 
größere  Bedeutung  haben  sie  erst  in  der 
1895  beginnenden  Hausseperiode  erlangt. 
Sie  sollen  nicht  in  erster  Linie  gemeinsamer 
Vermögensverwaltung  dienen,  sondern  haben 
den  Zweck,  Kapital  für  Unternehmungen  zu 
beschaffen,  indem  sie  deren  Aktien  über- 
nehmen und  dafür  ihre  eigenen  Aktien  und 
ObUgationen  in  Umlauf  bringen.  Während 
die  herkömmlichen  Effektenbanken  es  ver- 
meiden, ihre  Kapitsdieu  in  den  von  ihnen 
finanzierten  Unternehmungen  dauernd  festzu- ' 


legen,  übernehmen  die  TrustgeseUschaften 
gerade  Aktien  auf  längere  Zeit,  weil  diese  nicht 
oder  wenigstens  auf  längere  Zeit  nicht  um- 
lau&fähig  sind,  weil  die  betr.  Unterneh- 
mungen nur  lokale  Bedeutimg  haben,  oder 
weil  für  ihre  geringe  Zahl  von  Aktien  ein 
Markt  sich  nicht  bilden  kann,  oder  weil  die 
Verhältnisse  des  neuen  Unternehmens  sich 
noch  nicht  übersehen  lassen.  So  sind 
die  TrustgeseUschaften  vor  allem  entstanden 
für  die  Elnanzierung  von  Kleinbahnen  imd 
von  Unternehmungen  der  elektrotechnischen 
Industrie.  Die  Errichtung  von  Trustgesell- 
schaften ist  auch  durch  die  Bestimmung  des 
Börsengesetzes  von  1896  (§  39)  gefördert, 
daß  die  Aktien  von  solchen  Gesellschaften, 
welche  durch  „Gründung**  schon  bestehender 
Unternehmungen  entstehen,  erst  nach  Jahres- 
frist zum  Börsenhandel  zugelassen  werden. 
In  diesem  Falle  übernimmt  eine  „Bank  für 
industrielle  Unternehmungen"  zunächst  die 
Aktien,  um  sie  später  zu  emittieren.  Damit 
nähern  sie  sich  den  eigentlichen  Emissions- 
banken, wie  überhaupt  auf  diesem  ganzen 
Gebiet  die  Mannigfaltigkeit  der  Erscheinungs- 
und Organisationsformen  groß  ist.  Auch  das 
Verhältnis  zu  den  finanzierten  Unterneh- 
mungen gestaltet  sich  verschiedenartig.  Die 
großen  Fabrikationsgesellschaften  der  Elektro- 
technik haben  sich  selbst  die  Finanzierungs- 
gesellschaften angegliedert  Umgekehrt  haben 
Trustgesellschaften  für  Kleinbahnen  den  Bau 
und  Betrieb  der  Bahnen  selbst  in  die  Hand 
genommen. 

Nicht  zu  diesen  Trustgesellschaften  ge- 
hören die  Treuhandgesellschaften,  welche 
die  Vertretung  von  Obligationsinhaberu 
übernehmen  (Deutsche  Treuhandgesellschaft 
für  amerikanische  Eisenbahnwerte  1890), 
die  Revision  von  Aktiengesellschaften  be- 
sorgen usw. 

Die  volkswirtschaftliche  Theorie  hat  sich 
vielfach  feindselig  zu  den  Finanzgesellschaften 
gestellt,  hat  den  schwindelhaften  Charakter 
solcher  Unternehmungen  betont  und  darauf 
hingewiesen,  daß  sie  durch  die  Vereinigung 
großer  Kapitalien  die  Mißstände  der  üeber- 
spekulation  und  im  Aktiengründungswesea 
verschärften.  Um  die  Kapitalien  zu  be- 
schäftigen und  Gewinne  zu  machen,  müßten 
immer  neue  Grilndungsobjekte  aufgesucht 
und  Gesellschaftsgründungen  vorgenommen 
werden,  für  weiche  ein  wirtschaftliches  Be- 
dürfnis gar  nicht  bestehe.  Bedenkliche 
exotische  Papiere  würden  durch  sie  emittiert 
und  dadurch  Kapitalisten  und  Nationalver- 
mögen geschädigt. 

Daß  solche  Mißstände  vorgekommen  sind, 
ist  kein  Zweifel.  Unvermeidlich  ergibt  sich 
bei  solchen  Banken  die  Schwierigkeit,  daß 
sie  für  den  großen  Geldbedarf  wirtschaftlich 
erregter  Zeiten  ihr  Kapital  vermehren  und 
dann  in  stillen  Zeiten  schwer  Verwendung 
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dafür  finden.  Aber  im  ganzen  ist  doch  nicht 
zu  verkennen,  daß  derartige  Vermittelungs- 
anstalten  einem  Bedürfnis  des  Yerkehrslebens 
entspringen.  Ohne  sie  würde  die  Macht  der 
ganz  großen  Privatbankiers,  der  „Welthäuser*' 
viel  größer  sein,  als  sie  ist,  Staats-  und 
Wirtschaftsleben  ganz  anders  von  ihnen  ab- 
hängen, ein  Gedanke,  den  die  P^reires  doch 
woM  mit  Recht  betont  haben  und  dessen 
geschickte  Ausnutzung  durch  verwegene 
Spekulanten,  wie  Bontoux,  deren  vorüber- 
gehenden Erfolg  erklärt  Man  hat  wohl 
^meint,  daß  Privatbankiers,  weil  sie  mit 
ilurem  ganzen  Vermögen  für  ihre  Speku- 
lationen eintreten  müssen,  gewissenhafter 
und  vorsichtiger  operieren  als  die  nicht 
verantwortlichen  Leiter  von  Finanzgesell- 
schaften.  Aber  das  hat  nur  bis  zu  einem 
gewissen  Grade  Berechtigung.  Auch  die 
Leiter  von  Finanzgesellschaften  pflegen  mit 
ihrem  eigenen  Vermögen  von  dem  Gedeihen 
der  von  ihnen  geleiteten  Anstalten  abhängig 
zu  sein,  und  private  Bankhäuser  sind  recht 
oft  an  bedenkUchen  Gründungen  und  Emis- 
sionen beteiligt,  auf  die  Gefahr  des  eigenen 
Unterganges  nin,  wie  der  Sturz  des  Welt- 
hauses Baring  Brothers  (1890)  zeigt 

Sieht  man  die  Ent^'ickelung  in  Deutsch- 
land an,  so  darf  man  doch  wohl  sagen,  daß 
die  großen  Finanzgesellschaften,  welche  nicht 
bloß  gelegentlich,  sondern  regelmäßig  Finanz- 
gescläfte  betrieben,  sich  ihrer  Verantwort- 
lichkeit immer  mehr  bewußt  geworden  sind 
und  gezwungen  sind,  im  Interesseihrereigenen 
Stellung  und  Bedeutung  vorsichtig  zu  ver- 
fahren. Eine  strengere  Haftung  der  Emittenten 
für  die  von  ihnen  vermittelten  Emissionen  ist 
sicherer  und  wirksamer  gegenüber  großen 
Banken  als  gegen  einzelne  Bankiers  durchzu- 
führen. Durch  die  gegenwärtige  Organisation 
des  Emissionswesens  ist  die  Macht  der  Groß- 
banken ebenso  gesteigert  wie  die  Zentrali- 
sation des  Geldverkehrs,  was  auch  äußerlich 
darin  seinen  Ausdruck  findet,  daß  die  Darm- 
städter, die  Dresdener  Bank  und  andere  den 
Schwerpunkt  ihrer  Geschäfte  nach  Berlin 
verlegt  haben.  Diese  Machtsteigerung  aber 
ist  immer  besser  in  den  Händen  großer 
Gesellschaften,  mit  ihrer  halben  Oefifentüch- 
keit,  als  in  denen  von  Privatleuten.  Die 
Bedenken  gegen  solche  Banken  sind  auch 
um  so  geringer,  je  mehr  sie  sich  der  Pflege 
des  Handelßkredits  und  des  Depositenge- 
Bchäfts  widmen,  wie  das  zuerst  in  großem 
Umfange  die  Deutsche  Bank  getan  hat. 
Auch  aie  neue  Form  der  Trustgesellschaften 
hat  zunächst,  wie  die  der  älteren  EfFekten- 
banken,  zu  mancherlei  Mißständen  geführt, 
wie  die  Krise  von  19ij0  1  gezeigt  hat,  die 
zu  größerer  Vorsicht  in  der  Geschäftsführung 
gezwungen  hat  Was  erstrebenswert  er- 
scheint, ist  nicht  die  nutzlose  Bekämpfung 
der  Finanzgesellschaften,  sondern  der  weitere 


Ausbau    ihrer   Eigenart    in    der   Richtung 
größerer  OefFentlichkeit. 

Vgl.  Artt.  „Banken"  (a.  a.  0.),  „Börsen- 
wesen** (oben  S.  497  fg.).  . 
Literatur:  O.  Hübner,  Die  Banken,  namentlich 
Bd.  g,  S.  170 fg.,  1854.  —  Aycard,  Bütoire 
du  Credit  Mobüier,  1867.  —  Schaffte,  Anwend- 
barkeit der  verschiedenen  Unlemehmungt/ormen, 
ZeiUchr.  /.  Staatsw.,  Bd.  25,  S.  284  fg.  —  Knies, 
Der  Kredü,  Bd.  2,  S.  896 fg.,  1879.  —  Jf aar 
Wirth,  Geschichte  der  Handetskrisen,  4.  Aufl., 
1890.  —  H.  Sattler,  Die  Effektenbanken,  1890. 
—  W.  Lotz,  Die  Technik  des  EmieeionageschäftSy 
Jahrb.  f.  Ges.  u.  Veno.,  Bd.  14,  S.  898 fg.  —  Leads, 
Art.  „Finanzgesellschaften",  H.  d.  St,.  2.  Auß.y. 
Bd.  III,  S.  976  fg.  —  Bericht  der  Börsen-Enquete- 
Kommission,  namentl.  Abschn.  2,  1898.  —  P^ 
Model,  Die  großen  Berliner  Effektenbanken, 
1896.  —  Ad,  Weber,  Depositen-  u.  Spekulations- 
banken, 1902.  —  M.  Jörgens,  Finantieüe  Trust- 
gesellsehaften  (Münchener  volkew.  Studien  54)p^ 
1902.  ^—  E,  Jaff^,  Das  englische  Bankwesen,. 
1904.  —  O.  Jeidels,  Das  Verhältnis  der  deuUchen 
Großbanken  tur  Industrie  (SchmoUers  Forschungen 
XXIV,  2),  1905.  —  Fortlaufende  Statistik  der 
deutschen  Effektenbanken  namentlich  im  „Deut- 
schen Oekonomisten".  —  «T.  Plenge,  Gründung' 
u.  Geschichte  des  Credit  Mobüier,  1908. 

Karl  Rathgen, 

FinanzTerwaltnng. 

I.  Die  Oi'gane  der  F.:  1.  Wesen  mid 
Aufgabe  der  F.  2.  Die  Behörden  der  F.  U.  D 1  e 
Einrichtung  der  F.:  1.  Die  fiskalische 
Kasseneinheit.  2.  Die  Kassenverwaltang.  3. 
Das  finanzielle  Anweisnngsrecht.  4.  Rechnangs- 
wesen  and  Bnchftthmng.  5.  (Das  Eontrollwesen). 
6.  Rechnongsabschlnß  und  ätaatsrechnnng. 

I.  Die  Organe  der  F. 
1.  Wesen  nnd  Au^be  der  F.    Die 

F.  bildet  einen  Teil  der  formellen  Ordnung 
der  Finanzwirtschaft.  Während  das  Budget, 
der  Voranschlag,  Etat  usw.  zur  Darstellung 
des  Finanzplanes  dient,  hat  die  F.  für  dessen 
angemessene  Durchfühnmg  zu  sorgen.  Wir 
verstehen  daher  unter  F.  den  Inbegiiff  aller 
verwaltungstechnischen  Maßregeln ,  durch 
die  der  Gane  des  Wirtschaftsbetriebes  eines 
öffentlichen  Körpers  geregelt  wird.  Sie  um- 
faßt daher  alle  jene  Einrichtungen  und 
Veranstaltungen,  deren  Zweck  durch  die 
sachgemäße  Deckung  öffentlicher  Bedürf- 
nisse bestimmt  wird.  Dem  Inhalte  nach, 
haben  wir  es  hier  zu  tun  mit  der  Ein- 
richtung des  Behördenwesens  und  Finanz- 
dienstes, mit  der  Vollziehung  des  Budgets 
durch  das  Anweisungs-,  Zahlungs-  und 
Kassen  wesen,  mit  der  Buchführung  und 
endlich  mit  dem  Rechnungsabschluß  und 
der  Staatsrechnung.  Die  Aufgal«  der  F. 
ist  demgemäß  eine  dopj>elte,  einmal  die 
Fürsorge  für  die  ordnungsmäßige  Aus- 
führung des  Budgets  nnd  sodaim  die 
Organisation  einer  zuverlässig  wirkendem 
Kontrolle. 
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Gescliichtlicbe».  Der  lulttelalterliche 
Staat  mit  fleinem  Vorberrachen  de»  Domaniumi 
und  der  Naturalwirtschaft  »owie  mit  seiner 
völligen  Yermiflclmiig  des  königlictieii  oder  fürst* 
licheu  PrivaihauskdteH  mit  dem  Stftatahaiishalte 
g-ab  nur  bei  der  ZollTerwaltnng  Raum  für  be- 
sondere FinanzbeanUe,  wäbreüd  alle  «OD»tig€Ei 
Ansgaben  und  Einnabmeii  des  Staates  unter  die 
allg-emeine  Verwaltung  üeleü.  Die  Arbeitsteilung 
Tina  Zeiitraliüation  des  Fiuanzdienätes  erscheint 
2ueri^t  in  den  Städten,  die  sich  tou  der  Ober- 
boheit  der  Stndtherren  emanzipiert  hatten.  Hier 
]jat  besonders  das  Darcbdringen  der  Geld  wirt- 
schafte haben  Stenem  niid  Schulden  eigene 
Finanzorgane  unter  Öffentlicher  Kontrolle  not- 
wendig gemacht,  die  auf  örund  geaetdicber 
Vorschriften  die  iiffenüichen  Einnahmen  und 
Aiis^aben  verwalteten.  In  den  Ländern  und 
Terntoiien  mit  ^tändi sicher  Verfassung  und 
atäudischem  StenerbewiSligangi recht  hat  sich 
allgemein  die  Zweiteilung  dee  Finanzdienstes 
beran^ge bildet^  indem  die  Erträgnisse  ans  den 
Domünen  nnd  Begalien  sowie  meist  aus  den 
Zöllen*  Sportein  und  GefftUeu  ¥on  der  laudes- 
berrlichen  oder  Kammerkasse^  die  Elnktinfte  ans 
den  Steuern  dagegen  Ton  der  landständiscben 
♦St^nerkasse  verwaltet  wurden.  Erst  mit  dem 
Steigen  des  Finanzbedarfes  nnd  Torztlglirb  in^ 
folge  der  fortschreitenden  Geldwjrtschaft  und  | 
der  sich  mehrenden  Militärausgaben  ergab  sich 
das  nnabweiirsbare  Bedürfnis  einer  kcm»eqaenteren 
Zentrali^atiou  des  Finaiudienstes.  Diesen  Um^ 
Schwung  hat  in  den  kontinentalen  Staaten  die 
absolute  Mtmarehie.  der  aiifg^eklärte  Desptjti^miis 
mit  i«eineu  Bestreb  im  j^eu  bewirkte  die  überhaupt 
auf  eine  stärkere  Konzentration  des  Staatswesens 
gerichtet  waren.  [>je?e  Eut Wickelung  be^nnnt 
besonders  früh  in  Fjankreich,  wo  wir  die  ersten 
Sjjuren  schon  im  14.  Jahrb.  finden,  und  in  Preußen 
mit  Friedrich  Wilhelm  L  In  kleineren  deutschen 
Territorien  blieb  lange,  mitunter  bis  in  die 
Gegenwart  herein  die  ständische  Zweiteilung 
der  F.  nf>ch  erkennhaf.  lu  England  dagegen ' 
läßt  »ich  eine  entgegengesetzte  Ent Wickelung 
wahrneb uien,  indem  die  Utitcrstellung  der  Do* 
raänen  und  Regalien  unter  das  Parlament  sowie 
die  Verwaudlung  des  Groß^^mtzmeisteramtö  in 
die  Scbfttzkommission  die  Einheit  der  F.  im  Parla- 
mentssTstem  begründet.  Eine  vollständige 
Dnrcbhildiing  und  Kegelnug  des  Finanzdieustea 
bis  ins  einzelne  bat  die  konstitationelle  Aera 
der  modernen  Kulturstaaten  erreicht.  Hier  er- 
scheint das  Prinzip  der  Zentralisation  in  seiner 
Vollendung,  hier  nnd  feste  Rechtsnormen  für 
de»  Vcilkug  des  Budgets,  für  den  Anweisnügs-, 
Zablungs-  und  Kasseiidienst  getroften,  hier  bringt 
die  parlamentarisch  zu  koutrolUerende  Staats- 
rechnungdasAnsleben  des  Budgets  zum  formellen 
Abschluß. 

2;  Die  Behördeii  der  F.  Aii  der 
Spitze  der  F.  m  unseren  modenieu  Ter- 
f assimgisstaaten  steht  das  F  i  u  a  n  z  m  i  n  i  s  t  e  * 
rium  als  eine  den  ilbrigen  obersten  Steats- 
behüixieii  (Ministerien)  koordinierte  Zentral- 
Ueliörde,  Sein  der  Krone  imd  Volksver- 
trettiDg  Terantwortlicher  Chef,  der  Finanz- 
niioister,  bat  die  oberste  Leitung  der  ge- 
samren  Fiiianr.wirlsdiaft.  Das  FinanzmiDiste- 
rium  hat  die  Verwaltring  und  Kontrolle  des 


ganzen  Fioanzdienstes.  Es  treten  ihlm 
häutig  atif  einzelnen  Gebieten  des  Einnahme* 
dienstes^  \%ie  hinsichtlich  der  Domänen, 
Forsten,  Bei^werke,  Eiöenbaboen  u*  dgl  m., 
mitunter  aucli  im  Ausgabedienst  andere 
Facluninißterieü  an  dessen  Stelle,  indem 
diesen  solche  Zweige  der  F.  selbständig 
unterstellt  sind.  Vor  allem  iiat  alier  der 
Fi  nanzmin  ister  den  Staatsvotansclil^  fiir 
die  künftige  Finanziieriode  ausztiarl^eiten  twid 
zu  entwerfen  sowie  für  dessen  Vollziehung' 
nadi  seiner  Genehmigimg  durcii  die 
gesetzgebenden  Faktorea  Sorge  zu  tragen 
und  endlich  alle  Gesetze  Toi-zubei'oiten.  die 
vorwiegend  oder  atisschliefllieh  finanzwirt- 
sehaftlichen  Inhalts  sind,  insbesondere  die 
Steuergesetze.  Die  Organisation  und  Ein- 
teilung des  Finanzminißteriums  beniht  regel- 
mäßig auf  einigen  Hauptabteilungen 
oder  Departements;  sie  sind  u  ■  'i- 
liehen     und    technischen    Gesiclr  i 

arbeitsteilig   nach   den   zusammen 
Angel  egenhei  ten  un  ter  beson  deren  A 
vorständen  gegliedert  imd  zerfalku  auulo^^ 
in    ähnliche    Unterabteilungen.     Zum    Teil 
haben  diese  Abteilungen  aus  finanztechnisub«^n 
oder  staatsrechtlichen  Gründen  deiiCluinikier 
selbstäncbger    Direktionen,    ohne    um    de^ 
willen    vom   Finanz-    oder    einem    anderen 
Fachministerium     vollkommen     Tinabhängig 
zu  sein.    (Staatsschulden Verwaltung.  Sfant>' 
bahnen,  Monopolverwaltung.)  BeiF' 
der    einzelnen    Ministerialetats    |^li  u 

Finanzminister  ein  melir  oder  wemgcr  aus- 
geprägtes Zustimmungsrecht  zuzustehen, 

Finanzminiaterium  in  den  einzelnen 
Staaten:  1,  Deutsches  Beich:  TgL  Art. 
^Reichafiuanzen''.  2.  Prenüeh:  Chef  der  f, 
nnd  betraut  mit  der  Leitnng  der  gfesÄinUn  F. 
ist  der  verantwortliche  FinanzminiMer,  In  der 
An^^ftbung  ieiner  Amtsgewalt  ist  er  beicbrünkt 
durch  Verfaesung  und  Gesetz,  dureb  die  Soli- 
daritHt  des  Geiamtministerinms  und  dun:h  das 
Erfordemt&  der  Kgl.  Genehmigung.  Da«  Finanz- 
ministe  rium  nm  fallt  3  Abteibingen,  von  denen 
die  erste  unter  der  Direktion  des  UntersCaal 
sekretiirs  das  Etats-  und  KaSf^en weisen,  die  sw« 
unter  Leitnng  emeä  Generaldirektors  die  direkt 
Steuern^  und  die  dritte,  ^leh^hfalls  einem  Genen 
direktor  unterstellt^  die  indirekten  Steneni  (ZGll 
Verhrantbssteuem  und  StempeJabgaben ^  n 
waltet;  daher  », Generaldirektion  der  direkte  _ 
bezw.  indirekten  Stenem",  Außerdem  nntipr- 
stehen  dem  Finanz  minister  inm  eine  Anäsahl  be- 
ftonderer  Zentralhehürdeo :  die  Hauptverwaltung 
der  S  t^a  tsscb  uld  en ,  di  e  G  eneral  -  L  otteri  ed  i  rek  tioiL 
die  Münzanstalten,  die  Seebandlun)<,  da^  Haupt- 
etempelmagazin  u,  a.  m.  Da^otren  sind  d*'in 
Ministerium  für  landwirtschaftlk-be  Angelegen- 
heiten die  DomÄnen-  und  Forst verwaltnng,  dem 
Miniiterium  für  Handel  nnd  Gewerbe  tlii*  Rf*rij-. 
Hütten*  nnd  Salinen wesen  und  dem  ^1  ,i 

d  er  u  ff en  tl  i  c  hen  A  r be  i  ten  die  Ven*  . .  -  r 

Staatseisenhabnen  xugeteilt  2.  Bajcrru;  An 
der  8|)itÄe  der  F.  steht  der  Finanzmnüfiter;  er 
hat  die  Yerwaltnng  des  ganxen  ^tJUitiiTerai£if«]u 
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zn  leiten.   Das  Finanzministeriam  hat  nur  eine 
]>eh()rdenarti^e  Abteilung   neben   der  Zentral- 
stelle, die  Ministerialforstabteilung  mit  kollegia- 
lischer  Beratung,   Leitung  und  Entscheidung 
durch  den  Minister.    Dem  Finanzminister  liegt 
die  Verwaltung  des  Staatsfinanzvermögens  und 
des  Lehenswesens  (ausschließlich  der  Thronlehen) 
ob,  die  Verwaltung  der  üfifentlichen  Einkünfte  und 
Ausgaben,  des  Staatsschuldenwesens,  die  Mitwir- 
kung bei  Anordnung  der  Kreisumlagen  u.  dgl.  m. 
Zwei  Kronanwälte  haben  die  fiskalischen  Inter- 
essen wahrzunehmen.   Rechts^tacbten  zu  er- 
statten und  wichtigere  fiskalische  Prozesse  zu 
führen.     3.   In   Württemberg,    Sachsen, 
Baden  und  H  e  s  s  e  n  hat  das  Finanzministerium 
-die  gleichen  Kompetenzen  wie  in  Bayern.   Doch 
verfällt  in  Hessen  das  Finanzministerium  in  8 
Abteilungen  für  die  Forst-  und  Kameralverwal- 
tung,  für  das  Steuerwesen  und  für  das  Bau- 
wesen.   4.  Oesterreich-Ungarn  hat  ein  ge- 
meinsames   Reichsfinanzmiuisterium    und     für 
beide  Reichshälften  je  ein  besonderes  Finanz- 
ministerium.   Dasjenige  für  Westösterreich  um- 
faßt drei  Sektionen  für  Budget-  und  Kreditwesen, 
indirekte  Abgaben   und  unbewe&fliches  Staats- 
eigentum und  für  Pensionswesen,  direkte  Steuern 
und  leitende  Finanzbehörden.    Daneben  besteht 
noch  eine  Anzahl   besonderer  Direktionen   für 
Staatsschuld,  Lotto,  Tabakmonopol  usw.    Dem 
Landwirtschaftsministerium  unterstehen  die  Do- 
mänen   und  Forsten,    dem  Handelsministerium 
Bergwerke,  Staatseisenbahnen,  Posten  und  Tele- 
^aphen.     5.  Frankreich.     Das  Finanzmini- 
sterium ist  als  Zentralbehörde  organisiert.    Es 
zerÄllt   in    einzelne   Abteilungen:    Zentralver- 
waltung und  in  6  Generaldirektionen:   Direkte 
Steuern,  Stempel-Enregistrement-Domänen,  Zölle, 
innere  Verbrauchssteuern,  Staatsmanufakturen 
und  Monopole.    Die  Forsten  sind  dem  landwirt- 
schaftlichen Ministerium,  die  Staatseisenbahnen 
4em  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten  und 
die   Posten  und  Telegraphen    demjenigen   des 
Handels    unterstellt.     6.    England    hat  eine 
merkwürdige   Verfassung    der   Zentralleitung. 
Das   Finanzministerium   besteht  aus  5  oder  6 
Lords  des  Staatsschatzes  (Lords  Commissioners 
of   the   Treasury) ,   von    denen   der   erste  der 
Premierminister,  der  zweite  der  Schatzkanzler 
ist,  zwei  Aemter,  die  bisweilen  in  einer  Person 
vereinigt  sind.    Ersterer  nimmt  eigentlich  nie- 
mals, letzterer  höchst  selten  an  Sitzungen  des 
■Schatzamts  teil.    Zn  diesen  Commissioners,  die 
-stets   mit   den  Ministerien  wechseln,   kommen 
noch  drei  Unterstaatssekretäre.    Zwei  kommen 
und  gehen  mit  den  Ministerien,   der  dritte  ist 
permanent  und  darf  daher  nicht  im  Parlament 
sitzen.    Die  Unterstaatssekretäre  sind  die  Vor- 
steher  der   drei   Abteilungen   des  Schatzamts. 
Die  erste  umfaßt  das  Staatseinkommen  und  ist 
eigentlich  tatsächlich  Aufsichts-  und  Beschwerde- 
instanz für  die  ziemlich  selbständigen  General- 
direktionen der  Zölle,  der  inländischen  Einkünfte, 
der  Posten,  Domänen  usw.   Die  zweite  verwaltet 
-die  Staatsausgaben ;  sie  ist  die  verantwortungs- 
vollste  Sektion    und   daher  dem    permanenten 
Unterstaatssekretär   unterstellt,    während    das 
Ressort  der  dritten  Abteilung  das  Anstellungs- 
wesen in  sich  begreift.    7.  Italien  hat  ein  be- 
sonderes Schatzministerium  neben  dem  Finanz- 
ministerium.   Der  Finanzminister  ist  der  eigent- 
liche Steuerempfänger,  ihm  liegt  die  Verwal- 

Wörterbach  der  Volkswirtschaft.    II.  Aafl.   Bd.  I. 


tung  der  Staatseinkünfte  ob,  und  daher  sind  ihm 
die  Generaldirektionen  der  Zölle,  der  Domänen 
und  Taxen,  der  Staatsschuld,  der  allgemeinen 
Staatsbuchführung  usw.  unterstellt  Im  Gegen- 
satz hierzu  erstreckt  sich  im  allgemeinen  die 
Zuständigkeit  des  Schatzministers  auf  die  Aus- 
gabeverwaltnng. 

Die  Schwierigkeiten  der  finanzteehnischeu 
Einrichtung  in  der  Fiuanzwirtschaft  machen 
neben  der  Zentralleitung  ein  dezentralisiertes 
System  von  mittleren  und  unteren 
Finanzbehörden  notwendig,  die  mit- 
unter mit  den  Behörden  der  inneren  Ver- 
waltung in  einem  organischen  Zusammen- 
hang stehen.  Zu  diesem  Aufbau  haben  im 
allgemeineu  die  besonderen  Erfordernisse 
der  SpezialVerwaltung  Anlaß  gegeben.  Die 
mittleren  und  unteren  Behörden  stellen  sich 
teils  als  selbständige  Organisationen  zur 
Erreichung  bestimmter  finanzwirtschaftlicher 
Zwecke  dar,  umfassen  einen  besonderen 
Behördenapparat,  wie  für  die  Verbrauchs- 
steuern, oder  sind  geschlossene  Betriebsver- 
waltungen, wie  „für  Eisenbahnen,  Berg- 
werke, Monopole"  usw.,  teils  besorgen  sie 
als  Organe  der  allgemeinen  Land  es  Verwaltung 
und  als  Abteilimgen  dieser  Behörden  deren 
Finanzgeschäfte,  wie  bei  den  Domänen  und 
manchmal  für  das  Gebiet  der  direkten 
Steuern.  Sie  gliedera  sich  nach  den  ver- 
schiedenen VenÄ-altungsgegenständen,  nach 
ihrem  räumlichen  Wirkungskreise  und  end- 
lich nach  der  Bangordnung  in  einem  System 
der  Ueber-  und  Unterordnung. 

In  Preußen  fungieren  als  Mittelbehörden 
die  betreffenden  Abteilungen  der  Bezirksregie- 
rungen für  die  Verwaltung  der  direkten  Steuern, 
Domänen  und  Forsten,  während  für  diejenige 
der  indirekten  Steuern  besondere  Provmzial- 
steuerverwaltungen  eingerichtet  sind.  Mit  dem 
Etats-  und  Kassenwesen  sind  Einzelbeamte,  die 
Kassenräte,  betraut.  Die  ganze  Organisation 
untersteht  der  Oberaufsicht  der  Oberpräsidenten. 
Die  Unterbehörden  sind  die  Kreiskassen  und  die 
Kreisstenereinnehmer  und  in  den  Provinzen,  wo 
die  Steuern  nicht  durch  die  Kommunen  verwaltet 
werden,  eigene  lokale  Steuerempfänger.  Die 
Zölle  und  indirekten  Steuern  werden  durch  ZoU- 
und  Stenerämter  verschiedenen  Rangs  verwaltet. 
Bayern  hat  die  Kammer  der  Finanzen  Jeder 
Kreisregierung  zu  Mittelbehörden  und  die  Rent- 
ämter zu  Unterbehörden.  Dagegen  ist  die  Ver- 
waltung der  Zölle  und  indirekten  Steuern  der 
Generaldirektion  der  Zölle  und  indirekten  Steuern 
unterworfen.  Als  Unterbehörden  fungieren  die 
Haupt-  und  Nebenzollämter,  die  Zollexposituren. 
die  Salzsteuerämter,  das  Stempelamt  in  Nürnberg, 
die  Zoll-  nud  Aufschlageinnenmer  u.  dgl.  m.  In 
Oesterreich  stehen  die  mittleren  und  unteren 
Finanzbehörden  zum  Teil  in  engerem  Zusammen- 
hang mit  der  Amtsgliederung  der  inneren  Ver- 
waltung. Für  die  direkten  und  indirekten 
Steuern  sowie  für  alle  der  Kompetenz  des 
Finanzministeriums  unterworfenen  Finanzsacheu 
bestehen  in  jedem  Kronland  Finanz-(  Landes  - 
Drektionen.  Im  unteren  Dienst  sind  die  direkten 
Steuern  von  den  übrigen  Finanzsachen  getrennt. 
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tjUem  für  jene  nur  m  deu  Hau ptstüd teil  eigene 
Behörden  eingericiitet  sind,  während  sonst  nur 
eigene  FinnuzbeanitB  bei  den  Laudesreglerang^eu 
vorhanden  sind.  Für  die  andern  Ftnan^Ba^nan 
(indirekte  Steuern}  bestehen  eijjene  Bedrks- 
Finanzbeh^lirden ,  bez  w.  Bezirks  *  Finanzbeam  te. 
Eigene  Unterbehördeu  sind  die  Steuerämter, 
die  Zollämter  nnd  die  f^peziellen  Aemter  der 
inneren  indirekten  Steuern  und  der  Betriebs- 
verwaltungen. —  Die  Haupt-  nnd  Mittelbehörden 
in  Frankreich  iüind  in  jedem  Departement  die 
Generaleiunebmer  {Receveurä  generaux),  diesen 
sind  die  Arrondiflsementseinnehmer  nntergeordnet 
und  unter  diesen  Hieben  «peziell  für  die  direkten 
Steuern  die  Lokaleinnehnier.  Auf  diese  Weise 
liind  im  Anscblnß  an  die  ionatige  Yerwaltungs- 
einteilung  die  Generaleinnehmer  die  Zentral- 
stelle für  alle  Einnahmen  und  Aufgaben  im 
Departement. 

U.  Die  Einrichtung  der  F. 
h  Die  fiskaliäcbe  KasseDoinhoit  Wir 

verstehen  tinter  deni  Prinzip  der  fiskalischen 
Kassen  ei  nlieit  dasjenige  Prinzip  der  modernen 
Finanzwirtscliaft.  wonach  sämtliche  Eindränge 
und  AiiKgänge  im  Bcaushalt  eines  öffewl- 
üchen  KöriierB  naindestens  reehnungs- 
mußig  in  einer  Kasse  und  Reehnimg 
ziisaiunien,^faßt  wertlen.  Dieser  GnindsalZj 
der  sich  namentlich  seit  der  Periode  der 
fmnzusischen  Revolution  im  öffentlichen 
Haushalte  Geltung;  verscliafft  hat,  entspricht 
dem  Wesen  des  modernen  Verfassungs- 
Staates  und  seiner  Fi nanx Wirtschaft  und  er- 
saht i^ich  unmittelbar  ain^  der  Forderung  der 
Einheitlichkeit  und  Vollständigkeit  des 
Budgetfi  und  des  RechnungsabschlusKos. 
Neben  dieser  linanztechnischen  ßegiulndung 
ist  die  fiskalische  Kasseneinheit  der  Aiis^ 
druck  der  politischen  und  öJTeaÜichen  Staate- 
einheit imd  ein  wesentlicher  Fürtsehritl  in 
der  staatsrechtlichen  Konzentration  gogenülwr 
der  frilheren  DezeDtralisaiion  und  provin- 
ziellen Autonomie.  Sie  kennzeichnet  über- 
dies den  Staat  und  die  ört'entlicben  Kör|>er 
als  einheitliehe  WiHsehaften  und  als  selb- 
ständige Reehtsr>ei^ön]icldceJteo  für  finanz- 
wirtscbaMiehe  Zwecke.  GnmdsäizUcK  ist 
das  Prinzip  der  fiskalischen  Kasseneinheit 
überall  anerkannt,  doch  bestehen  tatääcblich 
kleine  Dui-chbrechimgeii  durch  die  Nebenetats 
(vgh  Art.  „Budget  und  Budgetreeht''  sub  1 
oben  S.  564  fg.)^  ^^  ^ber  dann  ausdrücklich 
als  Ausnahme  bezeichnet  werden  und  sieh  als 
Ueberhleibsel  der  älteres  Zeit  erlmlten  haben, 
2.  Di©  KaH^enverwaltntig.  Alle  ööent- 
iichen  Einnahmen,  die  zur  Besti^eitung  der 
I  Attsgaben  bestimmt  sind^  werden  durch  die 
ftltentlichen  Kassen  Yerwaltet  Das  Kasseu- 
weeen  muß  daher  eo  angeordnet  sein,  daß 
\okhi  jede  Einnahme  aufgenommen  tiüd 
jede  Ausgabe  angewiesen  wenlen  kann,  ohne 
.eine  unnötige  Anhäufung  von  Geldern  zu 
■verursachen.  Man  pflegt  hier  mit  der  Ein- 
heit   der    gesamten    Finanzwirtschaft    auch 


auf   eine    Konzentmtion    des    Kat$senwet^>[j$j 
hin zuarber ten .     D ie   Kasse n v erwat t u  i  l- 
nioderiiea  Staats  kennt  im  allgem^■ 
Haujjtformen  der  Kasaen  oder  drei .,.-,, 
Systeme^ : 

l,Di©  einheitlichen  Stfl^.^tcl  *  ^s©i 
Sie  dienen  an  ihi^m  Sitze  gr^t 
Kasse  für  die  Gesamtheit  der  '^  .......; 

zweige,    mit    Ausnahme    solcher ♦    die    eia| 
eigenes  Kassenwesen   Imben.     Durch  dies 
eiuö   Kasse   an  jedem   OHe    des    Oebi**ti 
werden    die    Geldanweisungen     sämtliche 
Verwaltungsbehörden  erledigt. 

2*   Die  Verwaltungszweigkassel 
sind  für  die  Ausgaben  und  EiDnaliiuen  eine  ^ 
einzelnen    Verwaltungsahteiiuug    l>estiniraCj 
Jeder   Yerwaltungszweig   hat   sein    eigene 
Kassen wesetJ.    Solehe  Kassen  bestehe u  meii 
füi^  gewisse    selbständige  und  separat    g^| 
stellte  Betriebsverwaltungen,   bei  deuen  dia 
Benutzung    einheitlicher    Staatska^^sen     xu 
Weiterungen  führen  würde,  wie  bei  Staau^l 
eisen  bahnen ,      Staatsberg  werken  »      Staati*--  ^ 
sehuldenverwaltuug,    Posten,    Monop«>l Ver- 
waltungen u,  dgl  m. 

:i  Die  behördlichen  Küssen,  wo 
jede  Behönle  für  ihren  Bezirk  eine  eigene 
Kasse  hat,  welche  die  GeldanweisuDgeu  voll- 
zieht. 

Die  Verwaltungszweig-  tind  dt- 
liehen  Kassen  sind  geschichtiieb  d  i  » 

und  erklären  sich  aus  der  D^ 
und  Zersplitterung  des  älteren  1 
Die  einheitlichen  Staatskassen  sind  der  Aus 
druck  der   modernen   Einheit   der   Finan;? 
Wirtschaft,   namentlich   im  Anschluß  atj  di€ 
fiskalische  Kasseneinheit  und  die  wachsen d€ 
Zentralisation  des  Finanzwesens.     Dofh  sind! 
die  VerwaltUDgszweig-  und  die  behonllicheji 
Kassen  auch  gegenw^tig   nicht   nur  mog-l 
lieh,    sondern    in    maucheu    Fällen    sogar* 
uneutbehrlich* 

Die  einheitlichen  Staats-  und  die  Vc 
waliungszweigkassen    stehen    Dach     ilirea 
räumlichen   Wirkimgskreisa  miteinander  in 
Verbindung  und  in  einer  bestimmten  Hang 
Ordnung :     Lokal-    (t"  uter-,     Elementai*-"ji 
Mittel-     (Bezirks-)    und     Ober  -i  Haupt -Jj 
Kassen.      Diese    eiuzelnen    Glieder    de 
Kassensystems  haben  dann  ilire  Ein  nahmen 
oder  wenigstens  ihre  üeberschüsse  au   In 
stimmte   hnhere  Sammetkassen,    uud    die 
gleichfalls  ilire  Ueljersehüsse  periodisch 
die    Haupt-    und    endlich    an    die    ol^ersti 
Zentralkasse  abzuliefern.    Auf  der  anderen 
Seite  erhalten  die  Mittel-  und  rnterkassen 
ohne    selbstilndige    Einnalmaen     sl>m^e     dil 
einheitlichen    Kassen    mit    unzureicheudt^ 
Eingängen  dinelrt   von   der   höheren    }i^twj^ 
von   der   ZentnüJcasse   Fonds   oder   Ver- 
läge zur  fiestreituog  ihi^r  Außgal>eß  mler 
Anweisungen    Ton    der    Zentraltasse     aii^  _ 
andere  Keksen*     Regelmäßige  Mitteüuiigea." 
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fKler  Kassenextrakte  über  die  Kassenbe- '  Wirkung  des  Finanzministers.  Im  Ausgabe- 
Avegung,  den  Kassenbestand,  die  bewirkten  |  dienst  weist  dieser  den  anderen  Ministerien 
Verausgabungen  und  die  empfangenen  Ein- '  die  etatsmäßigen  Kredite  an,  über  welche 
nahmen  setzen  die  höhere  Behörde  und  i  die  Chefs  dann  weiter  durch  eigene  An- 
schließiich  die  Zentralverwaltimg  zum  Be-  j  Weisungen  verfügen.  Den  Mittel-  und  Unter- 
hufe der  Anordnung  der  Fondsbewegung  j  behörden  kann  innerhalb  ihres  Dienstes  und 
fortlaufend  in  Kenntnis.  Prinzip  der  Kassen-  j  ihren  untergebenen  Aemtern  und  Beamten 
Verwaltung  ist  dabei ,  stets  mit  möglichst  |  gegenüber  von  den  Ministern  noch  ein 
i^eringen  persönlichen  und  sachlichen  Mitteln  spezielles  Anweisungsrecht  delegiert  werden, 
die  Geldgeschäfte  zu  ordnen,  die  Geldver- 1  Beim  Ausgabe-  und  beim  Einnahmedienst 
Sendungen  zu  vermeiden,  die  durchschnitt- :  sind  Generalan  Weisungen,  die  im  be- 
liehen Kassenbestände  auf  dem  ausreichenden  i  stimmungsmäßigen  Wirkungskreise  eines 
Minimum  zu  erhalten  und  das  bloße  Ab-  i  Amts  und  in  der  üeberweisimg  eines  Etat- 
i-echnungssystem  unter  den  Kassen  tunlichst  { teils  als  Spezialetat  für  dieses  Amt  „zur 
auszudehnen.  Durch  die  Verbindung  der  i  Vollziehung**  bestehen,  und  andererseits 
F.  mit  Banken,  namentlich  mit  großen  Spezialan w eisungen  zu  unterscheiden, 
Zettel-  oder  Notenbanken ,  hat  man  den  die  e  i  n  z  e  1  n  e  Geschäfte,  Empfänge,  Zahlungs- 
Geschäftsgang  vereinfacht,  insonderheit  die  i  leistungen  u.  dgl.  m.  betreffen.  Daraus  er- 
Mittelkassen  als  Sammelkassen  entbehrlich  |  geben  sich  Rechte,  Pflichten  und  Verant- 
i;emacht  (England  durch  die  Bank  von  Eng-  |  wortlichkeiten  der  anweisenden  und  aus- 
länd, Deutschland  in  ähnlicher  Weise  durch  ,  führenden  Behörden  hinsichtlich  der  Ein- 
die  Reichsbank).  j  haltung  des  Etats  und  bei  Ausschluß  oder 

Die  Verhältnisse  des  Kassenpersonals ,  Beschränkung  der  Uebertragungen  (s.  Art. 
und  seiner  Amtspflichten,  Aratskautionen, !  „Budget"  a.  a.  0.  sub  I,  9)  auch  in  An- 
Kontrollen, Revisionen  etc.  sowie  der  Voll- 1  sehuug  der  einzelnen  Etatskapitel,  Titel  usw. 
zug  der  Anweisungs-  und  Zahlungsgeschäfte ,  4.  Rechmuigsweseii  nnd  Bnchfahmng. 
ist  bis  ins  einzelne  genau  geregelt.  Ueber  alle  Vorgänge  der  Finanzwirtschaft 

In  Preußen  besteht  ein  gemischtes  System   muß,  wie  bei  jeder  Wirtschaft,  Buch  geführt 
aller  3  Kassengattungen.    An  der  Spitze  ist  die  werden,   und   zwar   handelt   es   sich   beim 
Geueralstaatskasse" ,  neben  der  noch  3  obere  staatlichen  Rechnimgswesen  um   die  ziffer- 
faSeTLGeS^^^^^^^  ^^^  Konstatierung  der  Geldgebarung 

k'feTs  KsmÄS^^  i«^  Vollzug  des  Etats.    Man  hat  dabei 

schnldentilgUDgskasse.     Nach  dem  System  der   ^^  unterscneiaen . 

einheitlichen  Staatskassen  sind  die  Mittelkassen  1-  die  Anweisungsbuchführung 
die  ,.Regierungshauptkassen"  für  jeden  Regie-  oder  die  rechnungsmäßige  Darstellung  der 
rungsbezirk.  Sie  sind  zugleich  die  Sammelkassen  •  anweisenden  Behörden  und  der  angewiesenen 
für  die  Kreis-  und  SpeziaI-(Lokal-)Kassen.    Die   Kassen  und 

Kreiskassen  sind  die  Hanptkassen  des  Kreis^, .  2.  die  K  a  s  s  e  n  b  u  c  h  f  ü  h  r  u  n  g  oder  die 
Kassen  der  du-ekten  Steuern,  Sammelkassen  für  eigentliche  Rechnungsführung.     Diese  zer- 

i>pezialka88en  und  Ausgabekassen  für  die  Staats-   *-?,.  ;«  a^;  t?^ ^  a,.    t>    u 

vSwaltung  im  Kreise.  Für  die  indirekten  ^^1^\^".^^^  ^?'^^^°  ^^^  ^^^^""^^^  ,. 
Steuern,  die  Bergwerks-  und  Eisenbahnverwal-  »)  ,^?^  b oll- Rechnung,  die  über  die 
tung  bestehen  Verwaltungszweigkassen,  daneben  7.ukünftige,  aus  Etat,  Generalauf  trag  und 
fnngieren  noch  behördliche  Kassen,  z.  B.  Polizei-  Spezialanweisung  sich  ergebende  Aufgabe 
kassen,  Gestüts-,  Gefängniskassen,  Universitäts-  der  Kasse  im  Ausgabe-  und  Einnahmedienst 
kassen  u.  dgl.  m.  Aufschluß  gibt; 

3.  Das  finanzielle  Anweisnn^recht  b)  die  Ist-Rechnung.  Sie  bringt  die 
ist  das  Recht  einer  Behörde  von  Amts  wirklich  erfolgten  und  daher  in  die  Bücher 
wegen  oder  nach  speziellem  Auftrag  (schrift-  i  und  Rechnung  eingetr^enen  Geldmanipu- 
liche)  Anweisungen  an  andere  Behörden  zur  lationen   in   Aus-   und  Eingang  zur  ziffer- 


Erhebung  oder  Vornahme  von  Zahlungen 
auf  Rechnung  des  Fiskus  zu  geben.  Auf 
Grund  des  Finanzgesetzes  erfolgen  An- 
weisungen an  die  Kassen  (Ordonnateur)  und 
auf  Grund  der  Anweisung  die  Annahme 
und  die  Auszahlung  der  Gelder  aus  der 
Kasse  (Payeur).  In  unseren  konstitutionellen 
Staaten  steht  das  oberste  Anweisungsrecht 
dem  Finanzminister  zu,  es  ist  ein  Ausfluß 
der  fiskalischen  Kasseneinheit  und  der 
Konzentration  der  F.  Im  Bereich  des  Ein- 
nahmedienstes haben  das  Anweisungsrecht 
<lie  anderen  Ressortminister  für  die  ihnen 
übertragenen  Zweige,  unter  teilweiser  Mit- 


mäßigen Darstellung.  Aus  ihr  ist  die  Tätig- 
keit und  Gebarung  der  Kasse  ersichtlich; 

c)  die  Rest- Rechnung.  Diese  ver- 
zeichnet die  Eingangs-  und  Ausgangsposten 
nach  dem  Vergleich  aus  Ist-  und  Soll- 
Rechnung,  die  beim  termin weisen  Abschluß 
der  Ist-Rechnung  nach  der  Soll-Rechnung 
noch  ausstehen  oder  rückstehen  (Aktiv- 
reste, Ausstände  —  Passivreste,  Rückstände). 
Besonders  wird  sie  wichtig  an  den  Haupt- 
rechnungsterminen am  Schlüsse  des  Finanz- 
jahres. 

Zur  Führung  der  Staatsrechnung  be- 
dienen sich  die  Kassenverwaltungen  einer 
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Reihe  von  Büchern.  Die  wichtigsten  Arten 
unter  ihnen  sind  die  T  a  g  e  b  ü  c  h  e  r  (Journale, 
Diarien),  welche  die  Rechnungstatsachen  in 
chronologischer  Reihenfolge  aufzeich- 
nen, und  die  Hauptbücher  (Manuale), 
die  sie  in  systematischer  Anordnung  i 
im  Anschluß  an  die  Kapitel,  Titel  etc.  des 
Etats  vortragen.  Zunächst  werden  Spezial- 
manuale  für  die  einzelnen  Geschäftszweige 
geführt  imd  aus  diesen  dann  die  Daten  m 
dem  Generalmanuale  für  eine  Kassenver- 
waltung zusammengestellt.  Daneben  ver- 
zeichnen die  Kassenbestandsbücher 
den  Bestand,  die  Zu-  und  Abgänge  der 
einzelnen  Kategorieen  der  Kassenmittel. 

Die  Buchführung  im  Staatshaushalte  ist 
meist  die  einfache,  der  „Kammerstil'* 
(Deutschland).  Mit  einzelnen  Modifikationen  j 
hat  man  auch  die  doppelte  Buchführung, , 
den  sog.  „Merkantilstil",  oder  die  „Logis- 
mograpnie''  benutzt,  doch  erscheint  dieser 
weniger  für  das  Staatsrechnungswesen  ge- 
eignet (Italien). 

6.  (Das  kontroUwesen.)  Ygl.  Art. 
„Rechnungskontrolle,  Rechnungshof'. 

6.  Rechnnii^sabschliiss  und  Staats- 
rechnnng.  Wie  ein  guter  Haushalter,  so 
muß  auch  die  F.  am  Schlüsse  einer  Finanz- 
periode, meist  des  Finanzjahres,  sich  selber 
und  den  Instanzen  gegenüber,  denen  sie 
verantwortlich  ist,  Rechenschaft  über  ihre 
Gebarung  ablegen.  Zu  diesem  Zwecke 
wird  der  Rechnungsabschluß  und  die  Staats- 
rechnung ausgearbeitet  Durch  diesen  Vor- 
gang soll  das  Budget  objektiviert  werden, 
es  soll  ein  Bild  der  Tatsachen,  dem  Bilde 
der  Voranschläge  gegenübergestellt  werden. 
Der  Rechnungsabschluß  muß  vor  allem 
allgemein  sein  und  daher  dem  Prinzip  der 
fiskalischen  Kasseneinheit  entsprechend  den 
gesamten  Staatshaushalt  umfassen.  Schwierig- 
keiten bereitet  dabei  vor  allem  die  Rest- 
rechnung mit  ihren  nicht  ausgewirkten  Etats- 
positionen, die  einmal  unvermeidlich  sind 
und  deren  Begleichung  aber  oftmals  nicht 
sofort  am  Schlüsse  des  Finanzjahres  mög- 
lich ist.  Immerhin  aber  soll  schon  wegen 
der  Kontrolle  der  Rechnungsabschluß  nicht 
zu  lange  nach  Abschluß  des  Finanzjahres 
hinausgeschoben  werden,  wälu^nd  doch 
andererseits  erst  das  abgeschlossene  Er- 
gebnis die  genaue  Vergleichung  mit  dem 
Etats-Soll  ermöglicht.  Man  sieht  daher 
regelmäßig  von  einem  vollständigen  Rech- 
nungsabschluß formell  ab,  begnügt  sich  mit 
der  Ist-Rechnung  und  fügt  gleichzeitig  eine 
üebersieht  der  noch  vorhandenen  Aktiv- 
und  Passivausstände  nach  der  Soll-Rechnung 
bei,  um  einen  Vergleich  zwischen  Etat  und 
Ergebnis  zu  gewinnen.  Dadurch  läßt  sich 
die  Staats-(Finanz-)Rechnuug  ziemlich  bald 
nach  Schluß  des  Finanzjalires  aufstellen. 

Ueber  die  weitere  Behandhmg  der  Reste 


vgl.  Art.  „Budget  und  Budgetrecht''  (sub  I, 
8,  oben  S.  569  und  570). 

Die  Staatsrechnimg  gibt  daher  die  Dar- 
stellung des  tatsächlichen  Verhältnisses  der 
Finanzwirtschaft  und  bildet  die  Grundlage 
für  die  Organe  der  FinanzkontroUe  (s.  Art. 
„Rechnungskontrolle'',  „Rechnungshof '). 

Zum  Rechnungsabschluß  gehört  auch 
noch  die  Inventarisierung  des  öffent- 
lichen Vermögens  und  die  Buchführung 
über  ihren  Bestand  und  Verände- 
rungen. Sie  geschieht  meist  nach  einzelneu 
Verwaltungszweigen,  denen  diese  Vermögens- 
komplexe unterst^t  sind.  Bisweilen  kann 
auch,  wie  bei  Betriebsverwaltungen  (Eisen- 
bahnen, Monopole)  eine  förmliche  Material- 
rechnimg erforderlich  sein,  woran  sich  eine 
Geldwerts  -  Bestandrechnung  anschließen 
kann,  die  nach  kaufmännischen  Grundsätzen 
zu  erledigen  ist. 

Literatur :  Wagner,  Finantwissenschaß,  BdL  1, 
§i  78-100;  119—148.--  Derselbe,  SchOnbav. 
Bd.  3,  S.  54S/g.  —  Stein,  Finanztcissefueha/t, 
Bd.  2,  S.  13—54,  70—81.  —  Roacher,  Syst  ^. 
§  147 fg.  —  r.  Hechel,  Das  Budget,  Leipzig  189S 
(Handbuch  der  StacUsicissenschaftenJ,  S.  188 — 3€'J. 
Schrott,  Lehrhuch  der  Verreehnungstpissenschafi, 
5.  Aufl.,  1888.  —  Herrfurth,  Das  preufiiseht 
Etats- f  Kassen-  und  Rechnungswesen,  8.  Auf!., 
Berlin  1905.  —  Seidler,  Leitfaden  der  Staat»- 
Verrechnung,  Wien  1886.  —  Derselbe,  Lehrbnch 
der  österreichischen  Staatsverrechnung,  Wien  1888. 

—  Vocke,  Staatsrechnungswesen,  Vjschr.f.  V.W., 
Bd.  15,  H.  2  und  8.  —  Stourm,  Le  Budget  et 
son  mecanisme,  Parts  1905.  —  Cerboni,  Sur 
Vimportance  de  Vunifier  les  etudes  de  la  comptn- 
büite,  1882.  —  MardUae,  Caisse  centrale  du 
Tresor  public,  Baris  1890  (anUlich).  —  v.  Heckel, 
Art.  „Finanzverwaltung** ,  H.  d.  St.,  2.  Avß., 
Bd.  IV,  S.  995—1012.  —  Campagnole,  Art. 
„Comptabüite",  Say,  Dicticnnaire  des  /'Vtiann»*'. 

—  Couder,  Art.  „Coniptabilite" ,  Bloch,  Dir- 
tionnaire  de  V Administration  fran^ise. 

Max  von  Herkei. 


Finanswisseuchaft. 

1.  Allgemeines.  1.  Begriff  und  Wesen 
der  F.  2.  Aufgaben  der  F.  3.  Stellang  der 
F.  als  Wissenschaft.  IL  Geschichte  der  F. 
1.  Die  Anfänge  der  F.  2.  Die  Vorläufer  ninL 
die  Epoche  der  Kameralistik.  3.  Josti  und 
Sonnenfels. .  4.  Die  Physiokraten.  5.  Adam  Smith 
and  seine  Nachfolger.  6.  Die  Verselbständigang 
der  F.    Neaeste  Entwickelang. 

I.  Allgemeines. 
1.  Begriff  und  Wesen  der  F.    Die  F. 

ist  die  Lehre  von  der  W^irtschaft  des  Staates 
oder  der  Regierungswirtschaft  Sie  hat  daher 
die  Erforschung  der  Finanzwirtschaft  zum 
Gegenstande,  beschäftigt  sich  mit  den  Fragen 
und  Aufgaben,  die  den  öifentlichen  UatLs- 
halt  betreffen. 

Sie  hat  die  Regeln  und  Gnmdsätze  in 
systematischer  Anordnung  darzustellen,  nach 
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«lenen  der  Staat  die  ziir  Erfüllung  seiner 
Zwecke  und  zur  Lösung  seiner  Aufgaben 
erfonlerlichen  ökonomischen  Mittel,  vornehm- 
lich Sachgüter,  herbeigeschafft,  verwaltet 
und  verwendet  hat,  und  noch  herbeischafift, 
verwaltet  und  verwendet.  Die  aus  dieser 
Beobachtung  und  zusammenfassenden  Ver- 
^leichung  nach  Zeit  und  Raum  gewonnenen 
Tatsachen  bilden  aber  für  die  finanzwissen- 
schaftliche Forschung  das  Material,  aus 
dem  die  induktiv  gewonnene  Erkenntnis 
in  die  Form  allgeraeiner  Schlüsse  und  Postu- 
late  gegossen  wird,  um  zu  einer  praktischen 
l^ösung  der  im  Staatsleben  auftauchenden 
Finanzprobleme  zu  befähigen  und  dadurch 
der  Finanzverwaltung  vorzuarbeiten. 

Da  nun  aber  der  Staat  nicht  die  einzige 
Form  zwangsgemeinwirtschaftlicher  Organi- 
sationen ist,  vielmehr  unter  und  über  ihm 
noch  w^eitere  Zwangsgemeinwirtschaften  be- 
stehen, so  erschöpft  sich  die  F.  keineswegs 
in  der  Betrachtung  der  staatlichen  Finanz-  ' 
Wirtschaft  allein.    Weim  auch  der  Staat  die  j 
höchste  Form  der  zwangsgemeinwirtschaft-  \ 
liehen   Gliederung   ist,   den   umfassendsten  | 
Wirkungskreis,  die  ausgebildetste  Zwangs-  i 
gewalt  hat,  die  meisten  öffentlichen  Zwecke ' 
und    Aufgaben   erfüllt,   so  haben   doch    — | 
namentlich  im  Laufe  des  letzten  Menschen- . 
alters   —   die  übrigen   öffentlichen  Körper, ' 
die   imterstaatlichen   Bildungen  (Gemeinde, 
Provinz,  Kronland)  und  die  oberstaatlichen  | 
Verbände  (Bundesstaat,  Staatenbund,  Reich) . 
an     tinanz wirtschaftlicher    Bedeutung    ge- , 
Wonnen.     Daraus    hat    sich   auch    für    die  | 
moderne    F.     eine    Erweiterung    ergeben. .' 
Während  die  ältere  finanzwissenschaftliche 
Theorie   sich   fast   ausschließlich   mit  dem 
Staats  haushalte  beschäftigt,  eine  Staat  s-F. 
war.    hat  sie   neuerdings   den   Kieis  ihrer 
Forschungen  erweitert  und  dem  Anteil  der 
übrigen  öffentlichen  Köri)er  an  der  zwangs- 
gemeinwirtschaftlichen       Bedürfnisbefriedi- 
gung entsprechend  auch  die  Finanzwirtschaf- 
ten   der  Selbstverwaltungskörper   und    der 
Staalenverbände  der  wissenschaftlichen  Be- 
arbeitung unterzogen.    Die  moderne  F.  ist 
daher  die  Lehre  vom  öffentlichen  Haus- 
halte überhaupt,  wenn  auch  die  Lehre  von 
der  Wirtscliaft  des  Staates  im  Mittelpunkt 
steht. 

Für  die  formelle  Anordnung  des  wissen- 
schaftlichen Materials  haben  sich  in  der 
Hauptsache  feste  Grundsätze  herausgebildet, 
die  aas  System  der  F.  in  drei  große  Gruppen 
zergliedern.  Diese  typische  Einteilung  hat 
sieh  Bahn  gebrochen,  so  sehr  auch  im  übrigen 
<lie  Auffassungen  der  einzelnen  Schriftsteller 
voneinander  abweichen  mr^gen.  Ein  erster 
Teil  behandelt  regelmäßig  die  Ordnung  der 
Finanz  Wirtschaft  und  die  Lehre  von  den 
öffentlichen  Haushaltungen  sowie  die  Fragen 
des    Budgets    und    der    Finanzverwaltung. 


Der  zweite  Hauptteil  beschäftigt  sich  mit 
den  öffentlichen  Einnahmen,  vor  allem  mit 
dem  Steuerwesen,  der  dritte  mit  der  Ord- 
nung der  öffentlichen  Schulden. 

2.  Aufgaben  der  F.  Aus  der  Bezeich- 
nung des  Wesens  der  F.  ergibt  sich  von 
selbst  die  Charakterisiening  ihrer  Aufgaben. 
Sie  sind  zweierlei  Art  und  tragen  ein  wesent- 
lich verschiedenes  wissenschaftlichesGepräge. 
Die  eine  Aufgabe  ist  historisch- statis- 
tischer und  theoretischer  Natur. 
Sie  soll  zeigen,  wie  tatsächlich  nach  ge- 
schichtlicher Erfahrung  der  Staat  und  die 
öffentlichen  Körper  die  sachlichen  Hilfsmittel 
zur  Erreichung  ihrer  Zwecke  beschafft,  ver- 
waltet und  verwendet  haben,  und  noch  be- 
schaffen, verwalten  und  verwenden.  Auf 
diesem  Gebiete  hat  die  F.  historisch  und 
geschichtlich  zu  beobachten,  die  einschlägigen 
Tatsachen  aus  Vergangenheit  und  Gegenwart 
zu  sammeln,  die  ursäcmichen  Zusammenhänge 
nach  Entwickelung  und  Gestaltung  in  Zeit 
und  Raum  zu  verfolgen,  ihre  Abhängigkeit 
von  den  sozialen,  wirtschaftlichen  und  poli- 
tischen Faktoren  der  geseUschaftlichen  Ent- 
wickelung aufzuhellen  und  den  speziellen 
Bau  der  Finanzwirtschaft  nach  der  ausgabe- 
und  einnahmewirtschaftlichen  Seite  zu  er- 
forschen und  zu  beschreiben.  Aus  all  diesen 
Elementen  sind  alsdann  die  sich  ergebenden 
finanzwirtschaftlichen  Entwickelungstenden- 
zen  und  Entwickelungsgesetze  durch  ausge- 
dehnte Vergleichung  abzideiten. 

Die  zweite  Au^be  ist  wesentlich  prak- 
tisch-politischer Art.  Sie  besteht  in 
der  wissenschaftlichen  Lösung  schwebender 
Finanzprobleme,  soweit  dafür  allgemeine,  aus 
der  Erahrung  gewonnene  Grundsätze  maß- 
gebend sein  können.  Die  erste  Aufgabe  ist 
die  Voraussetzung  für  die  zweite,  sie  bereitet 
diese  vor.  Hier  wird  von  den  Tatsachen 
der  lex  lata  zu  der  Gestaltung  der  lex 
ferenda  vorgeschritten.  Bei  der  ersten 
Aufgabe  verhält  sich  die  wissenschaftliche 
Betrachtung  wesentlich  passiv,  sie  sich- 
tet imd  ordnet  das  von  der  Geschichte 
und  Statistik  gebotene  Material  für  ihre 
wissenschaftlichen  Zwecke.  Bei  der  zweiten 
dagegen  geht  die  wissenschaftliche  Arbeit 
zur  Initiative  über,  betätigt  sich  aktiv.  Sie 
will  dabei  vor  allem  eine  Richtschnur  für 
die  Ix^sung  auf  allgemeiner  Grundlage  finden, 
der  praktischen  Lösung  vorarbeiten.  Im 
ersten  Falle  nimmt  sie  die  von  der  Praxis 
geschaffenen  Tatsachen  auf  und  läßt  dieser 
den  Vortritt,  im  zweiten  Falle  sucht  sie  die 
Praxis  zu  befnichten,  sucht  ihr  voi-anzu- 
schi-eiten  und  die  Aufgaben  der  Praxis  zu 
erleichtem. 

3.  Stelluiig  der  F.  als  Wissenschaft 
Die  F.  ist  materiell  ein  Teil  der  Xational- 
'  Ökonomie.    Sie  ist  als  Lehre  von  der  Finanz- 
wirtschaft des  Staats   und   der  öffentlichen 
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K5rpf?r  ein  Bo&taiidteil  der  Wissenschaft 
vom  WirtsclmftßJeben  im  Verbände  der 
inen.sc"hU<jhea  GeseJl&chaft  und  der  Völker, 
lies^joder^  nahe  Beziehungen  herrschen 
zwischen  ihr  tu)d  der  spejtiellea  oder  prak- 
tischen Nationalökonomie^  da  sie  sieh  mit 
wiits^ühiiltlichen  Einrichtungen,  mit  deren 
EntwiL'kelnng  und  mit  jjositiven  VorschU* 
gen  zur  Erreichung  eines  besUmmteu  Zieles 
u,  i\g].  UL  beöchüftig:t.  ihre  Selbstündi^^'oit 
als  besondere  Wissenschaft  verdankt  sie 
einesteils  der  Bedeutung,  welche  die  Wirt- 
schaftsführung der  ZwaogsgeraeinwirtBchaf- 
ten  filr  das  ötTeutiicho  Leben  und  die  übrigen 
privaten  Sonder  wirtschaften  hat,  während 
anderenteils  ihre  formelle  Ausscheidung  zu- 
gleich ein  Besidtat  eiües  unterrichtsgeschicht- 
lichen  Pnizesses  vornehmlich  in  Deutseh- 
land ist,  Schon  friltizeitig  stellte  sich  im 
cleutseheu  Staatsleben  das  Bedürfnig  heiuus, 
die  kliüftigen  Staatsbeamten  mit  den  Eigen- 
ttimliclikeiteu  eines  Finanzhaushaltes  eines 
deutsehen  Territorial  Staat  es  auf  der  Univer- 
sität vertraut  zu  machen.  Dadurch  entstand 
eine  Art  Vorl>ereitunj?s Wissenschaft  filr  den 
Staatsbeamten,  die  Kamera! ist ik,  die  nicht 
bloB  ftnanzwissenschaltliche,  sondern  alle 
för  den  einstigen  Amtsti^ger  notw^endigeu 
Kenntnisse  xu  vermitteln  suchte.  Aus  dieser 
Wurzel  ging  allmäiilich  die  selbständige 
Stellung  der  F.  hervor,  die  sich  zuerst  in 
Deutschland  vollzog,  während  sie  ßoch  laoge 
in  anderen  Stallten  im  Rahmen  der  politischen 
Oekonomie  verblieb.  Heute  dagegen  ist  die 
Veriielbständigung  der  F,  zu  einer  besonderen 
staatswisseiischaftjichen  Disziplin  bei  allen 
Kulturvölkern  allgemein  durchgedrungen. 

Wie  jede  wissenthche  Teüdisziplia  mit 
aDderen  Wissensgebieten  und  Forschimgs- 
kreisen  mehr  oder  weniger  ausgeprägte  fie- 
rflhrangspunkte  hat,  so  verdankt  auch  die 
F,  verwandten  Stammen  große  Förderung. 
Hierher  sind  vor  allem  die  Staatswissen- 
Schäften  im  weitesten  Sinne  zu  zählen,  in 
deren  Kelte  ja  auch  die  F.  formell  ein  Glied 
bildet.  Es  müssen  daher  die  einzelnen 
staatswissetisdiafllichea  Diszij*linen  iti  erster 
linie  alB  ihre  Hilfswissenschaften  erwähnt 
weixlen:  die  Volks wirtsohaftBlehre,  Statistik, 
Staats-  und  Verwaltnngsrecht,  Hieran  schlie* 
ßen  sicli  als  weitere  Hilfslehrea  zunäcliat 
die  Gescliichte,  die  Staatsrecimuugskunde, 
(lolitische  Arithmetik  und  verschiedene  privat- 
ökonomische  Fächer,  wie  die  Land-  und 
Foi-stwirtsclmfts-,  Gewerl>e-,  Hatidels-,  Bank-, 
Berghau-,Tjao  sport-^  Versicherungslebn?  usvf. 

IL  (tescliichte  der  F, 
L  l>le  ÄnfUngt»  der  F,  Die  ersteu  Spuren 
eine r  t\m g*^rn j a Ce t j  w  i ■^st-ujic  li nf t lieh en  Belian d- 
Umg  tinonzwirischaltlicLer  Problem*  reichen 
kaum  in  das  Zeitalter  der  Reformation  zurtlek. 
Strengeren  An  fordern  n^eii  an  die  Wi^seDBchaft- 
Uahkeit  geniigea  erat  die  Autoren  des  lg!.  Jahrh,, 


namentlich  in  der  zweiten  HJIlfte  dessselb^n»  Im  , 
Altertum  und  Mittelalter  fehlt  nicht  tinr  eine 
systematische  Finanz wi^ifenüfhaftT  noudern  Helbtt 
die  wissenac  hilft  liehe  ErürtenmjreinÄt'lü*?rFinnü»- 
fragen  in  der  Haoptsache.  Die  antike  Welt  mit 
ihren  eig^utUndichen  Lebensformen  nnd  t^b^n^- 
auffasa äugen  gdanL''TH  iitiivlsHnpt  zu  keiner  sflb- 
ütÄudii^en  Wirifiihrsi  haft,  von  der  Mch 

dann    die    Finanz."  itt    hafte     !u»Ui^ii 

können^  Denn  es  waren  ja  nherbanpt  iin  we^ent* 
liehen  die  philosophischen  Interesiten,  welche  die 
Deiikarheit    der    Knlturvölker    erfüllten       Dil2  ' 
prakt lachen  Staatsmännern  bei  ihren  Maßregeln  i 
aueh  theoretisehe  GeBichtspnnkte  zum  Bewnlif- 
soin  kamen  t   nach  denen  sie  hanrlellen,   dall  n^ 
den  ZusamraeuhfflTig  zwischen  gnt«n   Fiiianiii?n 
and  staatlicher  Blüte  wohl  erkannten,  ist  iiichi 
zn  leugnen.    Jedoch  ml  es  zu  einer  ^*  -^^  r*-- haI^- 
l  j  c  h  e  n   Fo  r  ni  nli e r ung  ode r   s vste  h  Z »i • 
sammenfasänng   dieser  Gedankenji                ilit 
gekommen-     Aehnhche  Verhältnisse 
auch   im    Mittelalter,    dessen    wisaenM 
Tätigkeit    vor    allem    von    theologische-ij     uad 
ethischen  Interessen    erfüllt    war    und    de§*en 
winsenschaftlicbe  Werkzeuge  von  der  iifict*»tt4]>  | 
!  sehen  Philosophie  in  der  Hanptsacbe  geliefert 
[wurden.     Immerhin    läUt   i^ich    ein    Fortschritt 
I  darin  erblicken,  daU  einzelne   finansHirt.tf^haft* 
I  liehe  Gegenstände  zusammenhftugend,  wenn  kwich 
I  nnsystemati^ich^  behandelt  werden,   S«  von  Tho*  | 
jmas  von  Aqniu  11227—74),  von  Franc  esc*/ J 
'  Petrarca(1304— 74^  vonCarafa,  ßernnrdii  j 
I  V 0 n  *^ i e n  n a,  Antonio  v o n  F I or  e n  a ,  T a  1  - 
!  m  i  e  r  i ,  G  n  e  1 1  o  «nd  anderen,  die  ihrer  Ah* 
stammnng  nach  mei^t  Italiener  witren. 

2.  Die  Vorlatif er  und  tlie  F^fioche  der  ] 
Kanierall^tlk.     An   der  SjMtxe  der  Teber- 
gangsperiode  seit  dem  16.  Jfdu*h.  i^telien  die  ] 
politischen  Sc hi'ift steller  der  Zeit,  deren  &• 
f»i-tenuigen  fSber  das  Finanzwesen  tinter  dcmj 
Einflüsse    deB    sich    allmählicli   festigenden  I 
fürstliclien     Absolutismus    gegenüber    deiaj 
Patriraoniaistaat  stehen  und  andererseits  voti 
dem  sich  voIlKiehendeo  Uebergang   von  der 
Natnralwirtsclmft    liur    GeJdwirt&t'haft    be- 
herrscht werden«    Dazu   ge&ellten   ^ch   di*? 
wirtscliaf  tspol  itiscihe  Bevorm  u  nd  un  g  d  es  Wohl* 
falirts.'^taates,    die    merkantHiatiscIie    Politik] 
überhaupt,  die  Eutwtckeiung  des  Hegalieu« 
Wesens,  die  Einziehung  des  KirchcngTitÄ  inj 
den  reformierten  Ländern*  woilurt'U  auch  fflt 
literarische   Betracht ungen  reichlicher  St<»fl 
geboten    war.     Die   ersten    Versucfie    einerl 
finanzwissenschaftüchen  Theorie  im  Halimen| 
größerer  staatsuissenschaftlicherWer ! 
von  dem  Franzosen  Jeau  Bodin  r 
aus^  dessen  gx-t^ßerer  Gesichtskreia  ai^  u  «iL:ud 
Finansiweseri  in  seinem  Werke  Les  six  I^ivr^-sJ 
de  la  Rcptiblique  (1576—77)  eine  A" 
(Kap.  VI)  zuwies.   Er  bezeichnet  die  ' 
als  die  „NeiTcn  des  Staates''  und  tautJt  dieJ 
herrschenden    iMißstände   seiner   SCeit,    deii| 
Liisiis  der  Hofe,  das  Oelilmacheu,  <lie  Mfiüje- 
Verschlechterungen   usw.     Die  Steuern    ^rJ 
scheinen   ihm  jedoch  nur  als  ein  Notl>ehelj 
in   a^ißerordentlichen   Zeitl&uften,   sie   ^imi' 
nach  ihm  keine  oi-dentlicheti  und  bleilH*rid^n 
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Einrichtungen   der  Finanzrerwaltung.    Auf  Landtaxe  und  den  Kataster  eine  Remediu: 

gleicher  Shife  steht  die  verwandte  Gedanken-  erhalten. 

weit     seines     Landsmanns     Qregorius        Auch  nach  Deutschland  hat  der  Akzisen- 

Tolosanus  (de  Republica  ir»95),  wie  dem  streit  hereingespielt.    Doch  haben  sich  im 

gleichen  Boden  die  Theorieen  des  Italieners  allgemeinen  die  deutschen  Autoren,  ■vde  z.  B. 

Giovanni  Botero   imd   des  Strafiburger  Kaspar  Klock,    gegen   die   Akzisen  ausge- 

Juristen  Ob  recht  entstammen.  sprochen.     Ein    deutscher    Verfechter    des 

Von  den  gleichzeitigen  deutschen  Schi-ift-  Akzisensystems  war  Christianus  Teuto- 
stellern  bewigen  sich  Jak o b  Bo r  n i t z  (De  P '^ '' » «»£*^"5";?*  J*°^'^-  •  .  ,  ,,,  , 
aerario,  1«12),  Christian  Besold  De  Die  bedeutendste  und  wirksamste  f\)rde- 
aenirio  1612)  Kaspar  Klock  (Tract^tus  "'"«  ^*  fl«  }•  '"  PeutscUand  durch  die 
oeconomico-poiiticu8decontributionibus,1634,  *^*!r'uiil/*r  ,7°^^^^^®"».  u "  *^f 
De  aerario,  ler.l)  u.  a.  in  den  angegebenen  ?r^l*^?,*^^"t,^^  ^'-  l"^^'  f^**M°fi  ^° 
Celeisen.  Diese  Autoren  des  IT.Jahrh.  ge-  I>«"^chland  bildete  sich  im  Anschluß  an 
langen  bereits  zu  einer  gewissen  Selbständig-  '}?^  emzelstaatiiche  Leben  in  den  Temtond- 
keit  und  Systembildung  Bomitz  betont  vor  Wrstentümen.  für  die  Verwaltung  die  ^ot- 
allem  die  Bedeutung  dir  Domänen,  erbUligt  wendigkeit  heraus,  den  kittnfhgen  Beamten 
wenigstens  im  Prinzip  die  Steuerexemtionen,  f  ^  »f'"®"  ^ruf  entsprechend  vorzubilden, 
er  verlangt  aber  sonst  Gleichmäßigkeit  de^  ^°  ^'^^  ^« '^''"^!1!J^  uTi^u "  »^l«  »ko- 
Besteuerung  und  wendet  sich  gigen  die  "om'schen,  hnanzwirtschaftlichen  und  ad- 
weitgehendlRegaUsiening.  Tiefer  iinSgrilnd-  mimstrativen  Fragen  vom  Standpunkt  des 
lieber  ist  Besold,  der  im  Steuerwesln  die  f^"^!  ^tr  Camera  Pnncipis,>etrachtet. 
ständischen  Rechte  der  Bewilligung  und  P'e  eigentlichen  voUcswirtscl^Uchen  Ge- 
Kontrolle, die  Bevorzugung  der  indirekten  Sichtspunkte  traten  den  fiskalischen  Inter- 
Steuem  Vor  den  direkten  vertritt.  Er  ver-  ^"  8*8«"«»«'; »°  <»?"  Hintergmnd.  Diese 
wirft  die  Steuerexemtionen  der  privUegierten  Wissenschaft  der  fOrsÜichen  Ven^-altung 
Stände  und  bekämpft  die  willkürlichl  Aus-  hezeichnete  man  als  Kameralistik  oder 
dehnung  der  Regalien.  Die  beiden,  ungemein  KameraUn^nscliaft  (vgl.  Art  „Kameral- 
weitschweiftgen,  Werke  Klocks  enthalten  ^>?fenschaf^'.),  die  natürbch  zum  großen 
TOle  geschichtiiche  Einzelheiten  und  man-  ^f'  »Hf  die  erforderlichen  finanzwissen- 
cherlei  richtige  Gesichtspunkte  für  die  Be-  ^haftlichen  Kenntnisse  vermittelte.  Die 
steuemng,  auch  tritt  er  maßvoll  für  das  J:;?™®™'''^:!"  T"'^''  ,^  K^^St '*.'^,'*^° 
Regalienwesen  ein.  Ebenso  macht  er  für  ^J^^f^  f  ^f  "1?°  Pol'?«=he°  Schnftste  lern 
seine  Zeit  beachtenswerte  Katastrierungs-  des  17.  Jihrh.,  die  vorwiegend  als  Theoretiker 
vorschlage  für  die  direkten  Steuern  und  be-  «?  ^'^  ^r°^^°  herantraten,  mehr  Prak- 
kärapft  bei  den  indirekten  Steuern  die  Be-  ^^^  »"^^  verfolgten  mehr  praktisdie  \er- 
lastung  der  notwendigen  I^bensmittel.  waltungszwecke.  Die  hervOTragendste  Er- 
®                        *^  scheinung  unter  ihnen  ist  Veit  Ludwig 

Im  17.  Jahrh.  greifen  in  den  Gang  der  von  Seckendorff  mit  seinem  Werke  „Der 
finanzwissenschaftlichen  Erörterungen  auch  Teutsche  Fürstenstaat"  (1655),  das  seiner 
die  Engländer  und  Niederländer  ein.  Unter  Zeit  ungemeine  Anerkennung  gefunden  hat 
<len  ersteren  sind  Hobbes,  Petty  und  und  als  Ausdruck  der  geistigen  Strömung 
Locke  zu  erwähnen,  zu  den  letzteren  um  die  Mitte  des  17.  Jahrh.  betrachtet 
zählen  B  0  X  h  0  r  n  und  die  beiden  D  e  1  a  c  o  u  r t.  werden  darf.  Bei  ihm  treten  das  Domänen- 
Ein  wesentlicher  Teil  ihrer  Finanzschriften  und  Regalienwesen  den  tatsächlichen  Ver- 
dreht sich  um  den  sog.  „Akzisestreit**.  Es  hältnissen  der  Zeit  gemäß  in  den  Vorder- 
handelte sich  dabei  um  den  damals  die  grund.  Die  zu  seiner  Zeit  in  den  deutschen 
öffentliche  Meinung  bewegenden  Kampf  über  Staaten  herrschende  Steuer-  und  Schulden- 
die  Vorzüge  und  Nachteile  der  damals  allent-  last  hält  er  für  vorübergehende  Mißstände 
halben  aufkommenden  Verbrauchssteuern,  und  glaubt,  daß  künftig  der  Landeshaushalt 
der  „Akzisen",  und  der  Einkommens-  und  ohne  diese  geführt  werden  könne.  Steuern 
Vermögenssteuern,  der  „Kontributionen",  und  Regalien  verwirft  er  nicht  schlechthin. 
Von  den  genannten  Schriftstellern  sind  die  sondern  stellt  für  deren  Ordnung  beachtens- 
Niederländer  Hobbes  und  Petty  Verfechter  werte,  nicht  unrichtige  (Grundsätze  auf.  Doch 
des  Akzisensystems,  auch  lassen  sich  bei  gibt  er  im  allgemeinen  den  Verbrauchsab- 
ihnen  vielfach  die  Spuren  von  merkanti-  gaben  und  Akzisen  den  Vorzug  vor  den 
listischen  Auffassungen  wahrnehmen.  Einen  Schätzungen  oder  Kontributionen.  Die  Al»- 
Oegensatz  hierzu  bildet  Locke,  der  mehr  hängigkeit  des  Volkswohlstandes  von  einer 
den  Kontributionen  das  Wort  redet  und  guten  volkswirtschaftlichen  Verwaltung  und 
namentlich  auch  theoretisch  die  Einführung  von  einem  geordneten  Finanz-  und  Steuer- 
<ler  den  Grund  und  Boden  l>elastenden  Be-  wesen  wird  von  SeckendorfT  richtig  l>etont. 
steuemng  sehr  empfiehlt.  Die  Uebersättigung  Verwandt  mit  diesem  Autor,  mitunter  aber 
mit  Akzisen  hat  in  England  1692  durch  die  ein    Zerrbild    der   patriarchalischen    Staats- 
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auffassuug  sind  die  späteren  Kameralisten 
Wilhelm  von  Schröder  (1685),  Becher 
(16G8),  von  Hörnigk  (1684),  Jung, 
Rössig  u.  a. 

Auch  die  bekannten,  großen  Staatsge- 
lehiteu  der  Epoche  Hermann  Conring 
(De  aerario  boni  principis  recte  constituendo, 
augendo  et  conservando,  1663)  imd  Pufen- 
dorf  gehören  in  die  Geschichte  der  F.  Sie 
sind  Vertreter  des  Absolutismus  und  vindi- 
zieren aus  diesem  Standpunkte  dem  Fürsten 
ein  unbeschränktes  Recht  auf  Besteuerung. 
Pufendorf  geht  sogar  so  weit,  daß  er  die 
Steuer  bezeichnet  als  den  Preis  für  den 
Schutz  des  Lebens  und  Vermögens  der 
Untertanen  durch  den  Fürsten. 

3.  Justi  nnd  Sonnenfels.  Die  be- 
deutendsten Autoren  der  deutschen  F.  im 
18.  Jahrh.  waren  v.  Justi  und  v.  Sonnen- 
fels. Beide  stehen  auf  dem  Boden  der 
Kameralistik,  aus  welcher  Schule  sie  hervor- 
fcegangen  sind,  ohne  sich  gegen  fremde 
Einflüsse  und  die  Strömungen  der  neuen 
Zeit  zu  verschließen.  Um  die  Systematik 
der  F.  haben  sie  sich  unbestreitbare  Ver- 
dienste erworben.  Im  Gegensatz  zu  den 
älteren,  eigentlichen  Kameralisten,  die  man 
auch  die  „naiven"  nennt,  kann  man  diese 
beiden  Schriftsteller  als  die  fortgesclurittenen 
oder  aufgeklärten  Vertreter  der  Kameral- 
Avissenschaft  charakterisieren. 

Justi  (Ausführliche  Abhandlung  von  den 
Steuern  und  Abgaben,  1762,  System  des 
Finanzwesens,  1766)  neigt  sowohl  dem  auf- 
geklärten Absolutismus  als  den  Lehren  des 
Merkantilsystems  zu.  Er  ist  indessen  viel 
zu  einsichtsvoll,  um  den  Zusammenhang 
zwischen  Volkswohlstand  und  Finanzwirt- 
schaft außer  acht  zu  lassen.  Er  wendet 
sich  daher  gegen  die,  von  den  älteren 
Kameralisten  gut  geheißene,  bloße  Plus- 
macherei,  die  zwar  die  fürstlichen  Kassen 
füllt,  den  Volkswohlstand  aber  imtergräbt. 
Jede  Steigerung  der  Staatseinkünfte  ohne 
gleichzeitige  Hebung  des  Volkswohlstandes 
Avird  verworfen.  Die  Steuern  rechnet  Justi 
zAvar  nicht  zu  den  ordentlichen  Staatsein- 
künften, doch  erkennt  er  ihre  Bedeutung 
für  den  Staatshaushalt  an  und  stellt  allge- 
meine Regeln  für  deren  Einrichtung  auf. 
Desgleichen  verwirft  er  aus  praktischen 
Gründen  die  „physiokratische  Einsteuer'' 
(s.  u.),  Aveil  sie  den  Bedürfnissen  des  Staates 
nicht  genügen  könne.  Die  Prüfung  der 
einzelnen  Steuerarten  nimmt  Justi  nach 
ihren  volkswirtschaftlichen  Wirkungen  vor 
nnd  berücksichtigt  das  Problem  der  gleich- 
mäßigen Verteilung  der  öffentlichen  Lasten. 

Die  gleichen  Wege  beschreitet  auch 
Sonnenfels  (Grundsätze  der  Polizei, Hand- 
lung \\m\  Finanz,  1765),  und  er  steht  dem 
eben  erwähnten  Justi  unter  allen  Schrift- 
stellern   seiner  Zeit    weitaus  am  nächsten. 


Auch  er  hat  die  Bedürfnisse  seiner  Zeit 
mit  scharfem  Blicke  erkannt  und  dann  die 
volkswirtschaftliche  Bedingtheit  der  Finanz- 
probleme zum  Ausgangspunkt  seiner  Finanz- 
leiire  gemacht. 

4.  Die  Physiokraten.  In  Frankreich, 
mit  zu  erklären  aus  den  nie  endenden 
Finanznöten  dieses  Landes,  erscheinen  im 
Laufe  des  18.  Jahrh.  eine  Reihe  von  iinanz- 
wissenschaftlichen  Schriftstellern.  Hier  sind 
vor  allem  zu  erwähnen  der  vielseitige  Vau- 
ban  (Dixme  Royale,  1707)  und  Bois- 
guillebert  (Le  Detail  de  la  France,  1695, 
Factum  de  la  France,  1707),  die  durch  die 
Kritik  der  bestehenden  Besteuerung,  deren 
Wirkungen  und  durch  sich  daran  schließende 
Erörterungen  von  Reformvorschlägen  die 
theoretische  Erkenntnis  des  Steuerwesens 
befruchten.  Beide  wollen  die  Vielheit  der 
französischen  Steuerverfassung  ablösen  durch 
eine  einzige  Steuer,  als  welche  sich  Vauban 
den  „Köni^zehnt**,  eine  Abgabe  vom  Er- 
trag des  Bodens  und  aller  Einkommens- 
quellen, und  Boisguillebert  eine  Verall- 
gemeinerung der  Taille  (s.  Art.  „Taille") 
vorstellt  Ein  zeitgenössischer  Vertreter  des 
Akzisesystems  in  Frankreich  war,  neben 
anderen,  Melon.  Also  auch  hier  die  ewigen 
Gegensätze  zwischen  direkter  und  indirekter 
Besteuerung!  Unter  den  Franzosen  darf 
Montesquieu  (Esprit  des  lois,  1748)  nicht 
unerwähnt  bleiben,  der  in  diesem  Werke 
den  Versuch  macht,  die  Einnahmewirtschaft 
des  Staates  und  das  Steuerwesen  aus  der 
Form  der  Staatsverfassung  und  der  sozialen 
Klassenbildung  aufzuhellen.  Der  Rechts- 
grund  der  Steuer  geht  nach  ihm  aus  der 
Tatsache  hervor,  daß  die  Untertanen  in  den 
Steuern  einen  Teil  ihres  Vermögens  hin- 
geben, um  den  anderen  in  Sicherheit  zu 
genießen.  Kopfsteuern  seien  mehr  dem  Zu- 
stande der  Abliängigkeit,  Verbrauchssteuern 
mehr  dem  Zustande  der  Freiheit  ent- 
sprechend. 

Durch  die  Umwälzung,  welche  die  Lehre 
der  Phjrsiokraten  auf  dem  Gebiete  der 
Staatswissenschaften  hervorgebracht  hat^ 
mußte  auch  die  F.  neue  Anregungen 
empfangen.  Sie  hat  vor  allem  das  finanz- 
wissenschaftliche Denken  mit  den  volks- 
wirtschaftlichen Grund  lehren  in  Zusammen- 
hang gesetzt  und  sodann  eine  höhere 
philosophische  Auffassung  in  die  Staats- 
wissenschaften getragen.  Allerdings  waren 
die  positiv-fördernden  Einflüsse  der  Pbj'^io- 
kratie  für  die  Disziplin  von  geringerer  Be- 
deutung. Ihre  Hauptlehre,  auf  die  sich  das 
ganze  physiokratische  System  stützt,  ist  die 
Theorie  vom  Reinertrag  (produit  net)  [s.  Art. 
„Phvsiokratische  Schtüe^*],  auf  welche  die 
Forderung  der  „Einsteuer'*  (impöt  uuique) 
sich  gründete.  Diese,  eine  Art  allgemeiner 
Grundsteuer  soll  alle  übrigen  Auflagen  er- 
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setzen  und  namentlich  an  die  Stelle  der 
drückenden  Verbrauchssteuern  treten.  Aller- 
dings läuft  mit  dieser  Vereinfachung  des 
Steuersystems  auch  eine  wesentliche  Ein- 
schränkung der  Staatstätigkeiten  parallel. 
Indessen  haben  nicht  alle  physiokratischen 
Schriftsteller  dieses  Programm  mit  voller 
Konseijuenz  durchgeführt.  Während  der 
Stifter  der  Schule,  Francois  Quesnay, 
die  schärfsten  Folgerungen  der  physio- 
kratischen Lehre  für  das  Steuerwesen  zieht, 
haben  andere  Anhänger,  wie  Mirabeau 
der  Aeltere  (Theorie  de  rimpöt,  1761),  Er- 
gänzungen durch  andere,  einzelne  direkte 
und  indirekte  Steuern  zugelassen. 

5.  Adam  Smith  und  seine  Nachfolger. 
Adam  Smith  hat  in  seinem  epoche- 
machenden Werke  (An  Inquiry  into  the 
Nature  and  Causes  of  the  Wealth  of  Nations, 
1776),  dessen  Bedeutung  nicht  so  fast  in 
der  ürsprünglichkeit  seiner  Lehren  als  in 
deren  glücklicher  Fassung  ruht,  das  5.  Buch 
(The  Revenue  of  the  Sovereign  or  Common- 
wealth) der  F.  gewidmet.  Den  breitesten 
Kaum  nimmt  unter  diesen  Ausführungen  die 
Steuerlehre  ein.  Das  Steuerproblem  sucht 
er  mit  dem  (ranzen  der  Volkswirtschaft  und 
den  abgeklärten  volkswirtschaftlichen  Grund- 
begriffen in  Zusammenhang  zu  setzen  und 
feste  Grundsätze  für  die  Schonung  des 
Volks-  und  Einzelvermögens  (industry)  auf- 
zustellen. Bahnbrechend  sind  seine  vier 
Steuerregeln  geworden.  Die  Steuern  sollen 
nach  der  Leistungsfähigkeit,  d.  h.  nach  dem 
Einkommen,  das  der  Einzelne  unter  dem 
Schutze  des  Staates  genießt^  verteilt  werden. 
Die  Steuer  soll  bestimmt  sein  \md  nach  der 
Bequemlichkeit  der  Pflichtigen  und  mit 
den  geringsten  Erhebungskosten  eingezogen 
werden.  Diese  obersten  Grundsätze  der 
Besteuerung  sind  von  Adam  Smith  nicht 
erst  entdeckt  worden,  sondern  lassen  sich 
schon  bei  Kaspar  Klock  u.  a.  nachweisen. 
Der  Einseiligkeit  der  Physiokratie  gegenüber 
betont  Smith  die  Notwendigkeit  einer  Mehr- 
heit von  Steuern  für  den  Staatshaushalt, 
ein  aus  direkten  und  indirekten  Steuern 
zusammengesetztes  Steuersystem.  Dagegen 
nimmt  er  dem  Staatskredit  gegenüber  eine 
ziemlich  ablehnende,  von  den  meisten  seiner 
Zeitgenossen  geteilte  Stellung  ein,  die  über- 
dies in  dem  Mangel  an  Sparsamkeit  der 
damaligen  Finanz  Wirtschaft  der  meisten 
e\iropäischen  Staaten  sachlich  zu  erklären  ist. 

(jleich  wie  Adam  Smith,  so  haben  auch 
seine  Nachfolger  die  F.  als  einen  Teil  der 
Volkswirtschaftslehre  behandelt,  wodurch  sie 
meist  in  der  Lehre  von  der  Konsumtion 
ein  l^escheidenes  Plätzchen  fand.  Die 
Epigonen  des  Smithianismus  haben  finanz- 
wirtschaftliche .  Erörterungen  vornehmlich 
dazu  benutzt,  um  volkswirtschaftliche  Lehren 
darauf    anzuwenden    und    dadurch    zu    er- 


läutern. Es  fehlt  an  einer  prinzipiellen 
Auffassung  und  systematischen  Durch- 
arbeitung bei  den  Franzosen  und  Engländern^ 
zum  Teil  noch  bis  in  die  Gegenwart  In- 
dessen werden  doch  gewisse  Einzelheiten^ 
wie  die  Lehre  von  den  volkswirtschaftlichen 
Wirkimgen  der  Steuern  und  die  Frage  der 
üeberwälzung  von  einzelnen  Steuerarten, 
lebhaft  und  mit  Geschick  erörtert  (Ricardo). 
Die  steuertechnische  Seite  wii-d  aber  meist 
ganz  vernachlässigt. 

6.  Die  Verselbstandigoiig  der  F. 
Neueste  Entwickelung.  Die  Verselb- 
ständigung und  der  Ausbau  der  F.  zu  einer 
besonderen  Wissenschaft  vollzog  sich  zuerst 
in  Deutschland.  Sie  ist  hier  sogar  älter  als 
die  Scheidung  der  Nationalökonomie  in  einen 
theoretischen  und  praktischen  Teil.  Hier 
wirkte  vor  allem  die  kameralistische  Tradition 
günstig  ein,  die,  wenn  auch  vielfach  ver- 
ändert, auf  den  deutschen,  namentlich  süd- 
deutschen, Universitäten  eifrige  Pflege  fand. 
Und  außerdem  hat  in  Deutschland  niemals 
die  Freihandelsdoktrin,  wie  zumal  in  Frank- 
reich, die  tiefere  Auffassung  von  Staat  und 
Finanzwirtschaft,  als  der  materiellen  Be- 
dingimg, zu  verdrängen  vermocht.  Aber 
andererseits  waren  doch  die  Einflüsse 
smithianischer  Ideeen  zu  mächtig,  als  daE 
die  finanzwissenschaftlichen  Systeme  der 
Deutschen  in  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrh. 
nicht  von  dem  Doktrinarismus  der  britischen 
Wirtschaftslehre  und  deren  Einseitigkeiten 
angesteckt  worden  wären.  Aber  immerhin 
ist  auch  hier  die  I^influssung  durch  die 
gute  alte  Kameralistik  erkennbar. 

Die  wirksamste  Fördenmg  hat  die  deutsche 
F.  durch  die  reiche  geschichtliche  und 
administrative  Finanzliteratur  über  die  Finanz- 
'v^nrtschaft  einzelner  Staaten,  und  durch  die 
politische  und  publizistische  l^handlung 
praktischer  Finanzfragen  erhalten.  Hierzu 
trug  das  neu  erwachte  |K)li tische  Leben  in 
den  deutschen  Mittelstaaten  wesentlich  bei^ 
wo  die  Aera  der  Konstitutionen  und  die 
verstärkte  Erkenntnis  der  Bedeutung  der 
Finanzen  für  die  Staaten  und  öffentlichen 
Korper  zu  einer  regen  Beschäftigung  mit 
Finanzangelegenheiten  führten.  So  hat  vor 
allem  das  Prinzip  der  Publizität  in  allen 
Finanzsachen  auch  der  Theorie  ein  reiches 
statistisches  und  gesetzgeberisches  Material 
geliefert,  das  der  Entwickelung  der  F.  be- 
sonders günstig  war.  Mit  diesen  Tatsachen 
der  Finanzpraxis  paarte  sich  aber  noch  eine 
theoretische  Einwirkung.  In  Deutschland 
trat  zuerst  an  Stelle  der  engen  und  ein- 
seitigen Kantschen  Schutzzwecktheorie  und 
der  rationalistischen  Auffassung  in  der 
I  Rechts-  und  Staatsphilosophie  die  organische 
i  und  historische  Staatslehre.  Der  Staat  wird 
•  nicht  mehr  als  eine  willkürliche  Bildung, 
lals  ein  notwendiges  Uebel,  sondern  als  die 
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unumgängliche  Bedingung  und  zugleich  als 
höchste  Form  des  gesellschaftlichen  Zu- 
sammenlebens der  Menschen  und  als  ein 
Produkt  der  Geschichte  betrachtet.  Infolge- 
dessen wird  der  willkürlich  entleerte  Staats- 
begriff  wieder  angefüllt,  neben  der  Er- 
fiillimg  des  bloßen  Rechtsschutzes  wurden 
dem  Staat  auch  umfassende  Aufgaben  im 
Oebiete  der  Kultur-  und  Wohlfahrtsförderung 
zugestanden,  ohne  fest  bestimmbare  Grenzen 
für  die  Staatstätigkeiten  anzunehmen.  So 
hatte  auch  die  F.  die  theoretische  Gnmd- 
Jage  erhalten,  auf  welcher  sie  ihre  Ver- 
selbständigung vollenden  konnte. 

Die  Geschichte  der  deutschen  F.  im  19. 
Jahrh.  läßt  sich  in  drei  Epochen  gliedern: 
die  Zeit  vor  Flau,  die  Rausche  Literatur- 
periode  und  die  neueste  Phase  der  Ent- 
wickelung.  Die  erste  Epoche  reicht  bis  in 
die  30  er  Jahre  unseres  Jahrhunderts  herein 
und  ist  durch  die  Einflüsse  des  ökonomi- 
schen Individualismus  gekennzeichnet.  Ihr 
gehören  eine  Reihe  von  Autoren  an,  welche 
am  Anfang  des  Jahrhunderts  gewirkt  haben : 
Harl,  Krug,  Fulda,  Lotz,  Behr,  und 
vorallemLudwig  Heinrich  von  Jacob 
(182l),Karl  August  von  Malchus(l830) 
und  Johannes  Schön  (1832).  Die  Signa- 
tur der  zweiten  Periode  ist  durch  den  Namen 
Karl  Heinrich  Rau  gegeben.  Die  F.  des 
Heidelberger  Nationalökonomen  zuerst  1832 
erschienen,  bildet  den  dritten  und  wertvoll- 
sten Teil  seines  Lehrbuches.  Sie  hat  mehr 
als  30  Jahre  auf  den  deutschen  Beamten- 
stand eingewirkt  und  diesen  auch  mit  Gründ- 
lichkeit und  Zuverlässigkeit  über  den  Stand 
der  Wissenschaft  unterrichtet.  In  mancher 
Beziehung  begrifflich  schärfer  ist  das  1859 
in  1.  Auflage  erschienene  Lehrbuch  der  F. 
von  Karl  ümpfenbach. 

Die  neueste  Phase  der  Entwickelung  ist 
durch  zwei  Marksteine  bezeichnet,  durch  die 
Lehrbücher  der  F.  von  Lorenz  von  Stein 
und  von  Adolph  Wagner.  Ersteres  ist 
ausgezeichnet  durch  die  systematische  Grund- 
lage der  Staatswissenschaften  und  Verwal- 
tung sowie  durch  den  ersten  Versuch  einer 
vergleichenden  Finanzgeschichte.  Das  un- 
gemein umfassende  und  mit  reichem  Stoffe 
ausgerüstete  Lehrbuch  Wagners  hat  die 
Ergebnisse  einer  neuen  Grundlegung  der 
Volkswirtschaftslehre  auf  die  F.  angewendet 
und  hat  eine  sozialpolitische  Anschauungs- 
weise in  diese,  namentlich  in  die  Steuerlehre 
eingeführt.  An  diese  beiden  Schriftsteller 
scWießt  sich  eine  ganze  Reihe  von  Namen, 
die  durch  systematische  oder  monographische 
BearlKjitimgen  von  Finanzfragen  sich  um  die 
deutsche  F.  verdient  gemacht  haben: 
Röscher,  Schäffle,  Cohn,  Vocke, 
Neumann,  Held,  Nasse, Lehr,  Helfe- 
rich, Knies,  Schanz,  Eheberg  usw. 
Besonders   hat   im  Laufe  der  letzten  Jalu^, 


angeregt  durch  die  Fortschritte  der  Gesetz- 
gebung, eine  Reilie  jüngerer  Schriftsteller 
die  Fachliteratur  durch  zahlreiche  mono- 
graphische Darstellungen  bereichert  und 
damit  für  eine  Vertiefung  der  theoretischen 
Erkenntnisse  und  der  systematischen  Be- 
handlung praktischer  Finanzfragen  eine  feste 
Grundlage  geschaffen. 

In  der  ausländischen  Literatur  hat  sich 
im  Laufe  der  letzten  Jahrzehnte  auch  die 
F.  als  selbständige  Wissenschaft  allmlüilich 
Bahn  gebrochen.  Nur  in  England  fehlt  bis 
zum  heutigen  Tage  eine  systematische  Dar- 
stellung der  F.,  doch  sind  hier  in  den  letzten 
Jahren  wertvolle  Einzeldarstellungen  er- 
schienen. Dagegen  zeigt  die  Forschung  in 
Amerika  wesentliche  Fortschritte  und  hat 
eine  Reihe  monographischer  wie  systemati- 
scher Leistungen  zu  verzeichnen.  (Seligman, 
Adams.)  In  Frankreich  ist  neben  der  reichen 
monographischen  Literatur  als  Systematiker 
Leroy-Beaulieu  (Traite  de  la  Science  des 
Finances,  1.  Aufl.  1877)  aufgetreten,  bei  dem 
jedoch  die  Einflüsse  der  individualistischen 
Nationalökonomie  noch  sehr  fühlbar  sind. 
Von  den  Italienern  sind  als  Systematiker 
zu  erwähnen  Cossa  (Elementi  de  la  Scienza 
delle  Finance  6,  ed.  1893)  und  Ricca-Salemo 
(Scienza  delle  Finance,  1888),  Ferrara,  Ferraris, 
Pantaleoni,  Luzzati,  Masi^Dari  u.  a.,  von 
den  Spaniern  Piernas  y  Hurtado  (Tratado 
de  Hacienda  publica,  4.  ed.  1881). 

Literatur;  Eine  zusammenhängende  Gettchiehte 
der  Finanzwüsenschaß  in  monographischer  Be- 
arbeitung  fehlt.  Kürzere  Darstellungen  enthalten 
alle  Lehr-  und  Handbücher  der  Finanzwissen- 
schaß,  so  besonders  Wagner^  Fin,,  Bd.  1,  S. 
16— 51  fg.,  Stein,  Fin.,  Bd.  1,  S.  89  fg.,  Roacher- 
Oerla4^h,  Syst.,  Bd.  4,  1.  ffälße,  S.  l—U- 
Cohn,  Fin.,  S.  1—29,  716—746,  Oeffcken, 
Schönberg,  Bd.  S,  S.  1—S6,  Eheberg,  Fin., 
8.  Aufl.,  1905,  S.  15—81.  —  Ueber  einzelne 
Epochen  der  Finanz trissenschaß  vgl.  Inama^ 
Stemegg  f  Der  Accisestreit  deutscher  Finanz- 
theoretiker  im  17.  und  18.  Jahrh.,  Zeitschr.  für 
Staatsu\,  1865.  —  Stein,  Zur  Geschichte  der 
deutschen  Finanzuissenschaß  im  17.  Jahrh., 
Schanz*  Finanzarchiv,  Bd.  1,  S.  1.  —  Rieea^ 
Salemo,  Storie  deüe  doUrine  finanziarie  in 
Italia,  Publ.  della  R.  Accademia  dei  Lincei 
1880 — 81.  —  Derselbe,  Le  dottrine  finanxiarie 
in  Inghelterra  tra  la  fine  del  secole  XVII  e  la 
prima  metd  del  XVIJJ.,  Giom.  degli  Economisti 
1888.  —  Eheberg,  Art.  „Finanzirissenschaß** 
im  ff.  d.  St.,  2.  Aufl.,  Bd.  JJJ,  S.  lOltfg. 

MajT  von  HeekeU 


Finanzzolle. 

Mau  unterscheidet  zwei  Kate^orieen  von 
Zöllen,  die  Schutzzölle  und  die  F.  Das  Unter- 
scheidungsmerkmal bildet  dabei  der  Zweck,  den 
der  Gesetzgeber  mit  der  Anflegan&r  von  Zoll- 
abgaben verbinden  wUl.  Seine  Absicht  kann 
dabei  darauf  gerichtet  sein,  gewissen  Prodnk- 
tions-  und  Erwerbszweigen  im  Inland  einen 
Schutz  gegen  eine  unter  günstigeren  Yerfaiit* 
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nissen  prodozierende  auswärtige  Konkurrenz  zn 
gewähren  oder  sich  lediglich  auf  die  Erzlelnng 
von  fiskalischen  Einnahmen,  auf  die  Füllung  der 
Staatskasse  erstrecken.  Im  ersten  Fall  haben 
wir  es  mit  Schutzzöllen,  im  letzten  mit  F.  zu 
tun.  Die  Grenze  zwischen  beiden  liegt  formell 
in  der  Höhe  der  Zollsätze.  Je  niedriger  die 
Zollsätze  sind,  desto  schärfer  tritt  der  Charakter 
des  Fiuanzzolles  hervor.  Wo  aber  im  einzelnen 
Falle  die  Grenze  tatsächlich  liegt,  ist  nach  den 
allgemeinen  Verhältnissen  nur  relativ  und  räum- 
lich zu  entscheiden.  Die  älteren  Zölle  waren 
ausschließlich  F.,  während  das  System  der  Schutz- 
zölle Tomehmlich  eine  Frrungenschaft  des  Mer- 
kantilismus (s.  d.)  ist.    Vgl  Art.  „Zölle". 

Max  von  Hechel, 


Findelliänser. 

(Findelanstalten.) 
1.  Begriff  und  Geschichte  der  F.    2.  Beur- 
teilung der  F. 

1.  Begriff  und  Greschichte  der  F.  Unter 
F.  verstand  man  ursprünglich  nur  Anstalten, 
in  denen  sog.  Findeltinder  (Findlinge^,  d.  h. 
verlassene  oder  ausgesetzte  Kinder,  Aufnahme 
fanden  und,  sei  es  in  der  Anstalt  selbst, 
was  anfangs  die  Regel  war,  sei  es  durch 
ihre  Vermittelung  und  Unterstützung  außer- 
halb dieser  gepflegt  und  erzogen  wurden. 
Neuenlings  begreift  man  darunter  auch  die- 
jenigen Anstalten,  in  denen  Kinder,  zu  deren 
^e^e  die  Mutter  oder  die  sonstigen  Ange- 
hörigen außerstande  sind,  offen  aus  der 
Hand  dieser  Personen  entgegen  genommen 
werden. 

Das  erste  sicher  bezeu&^te  F.  ist  das  von  dem 
Erzbischof  Datheus  787  in  M  a  i  1  a  n  d  begründete, 
das  den  Findlingen  bis  zum  8.  Lebensjahre 
Pflege  angedeihen  ließ.  Eine  größere  Ver- 
breitung erreichten  die  Anstalten  erst  in  der 
2.  Hälfte  des  Mittelalters,  in  der  vor 
allem  durch  die  Tätigkeit  geistlicher  Orden  in 
einer  Reihe  größerer  Städte,  namentlich  Italiens 
und  Frankreichs,  F.  gegründet  wurden.  Zu 
Beginn  dieses  Zeitraumes  (1198)  führte  auch 
schon  Papst  Innocenz  III.  bei  dem  von  ihm  ge- 
gründeten Ospedale  di  Santo  Spiritu  die  sog. 
Drehlade  ein,  d.  h.  eine  um  eme  senkrechte 
Achse  drehbare  Mulde,  die  über  die  Außenwand 
des  Anstaltsgebäudes  zur  Einlage  von  „Find- 
lingen*' hinausragt,  nach  erfolgter  Einlage  sich 
durch  eine  im  Gebäude  befindliche  Lücke  ein- 
wärts dreht  und  gleichzeitig  durch  ein  Glocken- 
zeichen eine  Warteamme  aufmerksam  macht. 
Diese  Einrichtung  war  insofern  von  prinzipieller 
Bedeutung,  als  durch  sie  nicht  nur  die  Aus- 
setzung ganz  wesentlich  begünstigt,  sondern 
ihr  auch  der  verbrecherische  Charakter  abge- 
streift wurde.  Doch  fand  das  Beispiel  Roms 
erst  im  15.  Jahrh.  und  auch  von  da  ab  zunächst 
nur  spärlich  Nachahmung. 

In  der  Neuzeit  wirKte  anfänglich  die  Re- 
formation der  Ausbreitung  der  F.  durch  Auf- 
hebung ihrer  vomehmlichsten  Pfleger,  der  geist- 
lichen Orden,  und  durch  Ueberweisunjc^  der  Für- 
sorge für  die  Findlinge  an  die  Gememden  ent- 


_  m.  Die  Anstalten  wurden  aber  um  so  mehr 
>nn  durch  die  populationistischen  Bestrebungen 
der  merkantilischen  Zeit  gefördert,  in  der  sie 
vorübergehend  auch  in  überwiegend  protestan- 
tischen Ländern  (Anstalten  in  London,  Kopen- 
hagen. Hamburg,  Berlin,  Dresden  usw.)  Eingang 
fanden. 

Zu  Beginn  unseres  Jahrhunderts  wurde 
diese  Förderung  fortgesetzt  durch  Napoleon  L, 
der  im  Interesse  der  Rekrutierung  des  Heeres 
und  der  Marine  überall  F.  mit  Drehladen  ein- 
richten ließ,  und  zwar  nicht  nur  in  Frankreich 
selbst,  sondern  auch  in  den  seiner  Herrschaft 
unterworfenen  Ländern.  —  Im  weiteren  Ver- 
laufe unseres  Jahrhunderts  vollzog  sich  dann, 
hier  früher,  dort  später,  eine  Umwandlung  des 
inneren  Wesens  der  Findelanstalten  dadurch, 
daß  ebensowohl  die  Aufnahme  als  die  Pfles^e  der 
Kinder  neu  geregelt  wurden.  An  die  Stelle  des 
Drehladensystems  trat  nämlich  mehr  und  mehr 
das  System  der  direkten  offenen  Uebernahme 
der  Kinder  unter  Prüfung  der  Zweckmäßigkeit 
oder  Notwendigkeit  der  Aufnahme :  so  in  Frank- 
reich seit  den  30  er  Jahren,  in  Italien  seit  der 
Mitte  der  60er  Jahre  usf.;  in  Oesterreich  be- 
stand dieses  Verfahren  schon  seit  dem  Ende 
des  vorigen  Jahrhunderts  (Joseph  IL).  Weiter 
aber  wurde  das  System  der  Anstaltspflege  fort- 
schreitend durch  das  System  der  Außenpflege 
verdrängt,  wesentlich  auch  deshalb,  weil  erstere 
die  Sterblichkeit  der  Kinder,  namentlich  der 
Säuglinge,  ungünstig  beeinflußte.  Die  Kinder 
werden  nunmehr  kurz  nach  der  Aufnahme  in 
die  Anstalt  auf  Kosten  dieser,  ev.  unter  Heran- 
ziehung der  Eltern  oder  sonst  Verpflichteter 
zum  teilweisen  oder  gänzlichen  Kostenersatz, 
z.  B.  Landfamilien  übergeben  und  unter  Kon- 
trolle der  Anstalten  mehr  oder  weniger  lange 
verpflegt  und  erzogen,  bis  sie  den  Eltern  zu- 
rückgegeben oder  sonstwie  versorgt  oder  sich 
selbst  überlassen  werden  können. 

2.  Beurteilung  der  F.  Die  F.  in  ihrer 
ursprünglichen  Gestalt  als  Anstalten, 
in  denen  ausgesetzte  und  verlassene  Kinder 
Aufnahme  und  Pflege  fanden,  waren  unbe- 
streitbar eine  durchaus  nützliche  und  löb- 
liche Einrichtung. 

Streiten  läßt  sich  nur  über  den  Wert 
oder  Unwert  der  F.  in  ihrer  moderneren 
Gestalt,  also  Ober  die  uueigentlichen  F.,  d.  h. 
diejenigen  mit  Drehladen  und  diejenigen, 
in  denen  die  Kinder  offen  aufgenommen 
werden.  Gegen  jene  spricht  vor  allem,  daß 
sie  die  Aussetzung  begünstigen  und  dadurch 
auf  der  einen  Seite  den  betreffenden  Müttern 
oder  Angehörigen  mühelos  ermöglichen, 
sich  ihrer  Pflichten  zu  entledigen,  auf  der 
anderen  Seite  geeignet  erscheinen,  die 
(namentlich  außereheliche)  Kindererzeugung 
zu  fördern,  endlich  durch  beides  den  An- 
stalten auch  erhebliche  Kosten  verursachen. 
Auf  der  anderen  Seite  wird  freilich  geltend 
gemacht,  daß  eine  Vermehrung  der  Zahl 
der  unehelichen  Kinder  sich  statistisch  nicht 
beweisen  lasse,  vor  allem  aber,  daß  bei 
Erschwerung  der  Unterbringtmg  der  Kinder 
dun^h  Beseitigung  der  Drehladen  n\ir  Frucht- 
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abtreibung  oder  die  anderweitige  Aussetzung,  \ 
Kindesmorde,  Engelmacherei  durch  gewissen- : 
lose    Ziehmütter    usw.    Platz    greifen ;    die 
Drehladen  seien  ferner  geeignet,  das  Unglück 
verführter    Mädchen    zu    verringern.     Wie 
schon  oben  gezeigt,  hat  man  indessen  tat- 
sächlich trotz  der  letztgenannten  Bedenken 
tlas  Drehladensystem   mehr  und  mehr  be- 1 
seitigt  und    an  dessen  Stelle   die   bedingte  I 
offene    Aufnahme    gesetzt.      Zweifellos    ist 
liiermit  manches  gebessert  worden,  nament- 
lich sind  die  ehelichen  Kinder  wieder  mehr  ' 
der  Fürsorge  ihrer  Angehörigen  anheimge- ' 
fallen. 

Es    fragt    sich    aber,    ob    überhaupt' 
heutzutage  noch  besondere  F.  zur  Aufnahme 
und   Pflege  oder  Vermittelung  und  Unter- 
stützung der  Pflege  der  Findel-  imd  anderer  | 
pflegebedürftigen   Kinder  erforderlich  sind,  | 
und   nicht  vielmehr  die  Fürsorge  für  diese ; 
meist   besser   der  allgemeinen    öffentlichen 
Armenpflege,  unter  Mithilfe  privater  Vereine, 
zugewiesen  wird. 

Literatur:  «/.  ConrcLdf  Die  FindelanataUen,  ihre 
geschichtliche  Entwickelung  und  Umgestaltung  in 
der  Gegenwart  (Jahrb.  f.  Nai, ,  Jahrg.  1869^ 
Bd.  12).  —  Derfielbe,  Art.  „Findelhäuser  oder 
FindeUinstalten" ,  IL  d.  St.,  2.  Avß.,  Bd.  III, 
S.  ltfS4fg.  —  Hügelf  Die  Findelhäuser  u.  das 
Findelwesen  Europas,  Wien  1863. 

Max  r.  Hechel, 


Fischerei 

s.  See-  und  Binnenfischerei.^) 


Fiskns. 


Firma. 

F.  (von  firmare,  befestigen,  bekräftigen,  unter- 
zeichnen) bedeutet  ursprünglich  die  Unterschrift. 
Da  der  Kaufmann  regelmäßig  mit  dem  Namen 
des  Geschäfts  unterzeichnet,  so  wird  schließlich 
lin  Italien  erst  seit  dem  18.  Jahrb.)  unter  der 
F.  der  Geschäftsname  verstanden.    Das  deutsche 
HGB.  sagt,   daß  die  F.  der  Name  ist,   unter  i 
welchem  ein  Vollkanfmann  seine  Geschäfte  be- ' 
treibt.    Den  im  wirtschaftlichen  Verkehr  berr- 1 
sehenden    Anschauungen    und    Tatsachen    ent- 1 
spricht  diese  Definition  nicht.    Für  sie  ist  die 
F.  der  Name  der  kaufmännischen  resp.  gewerb- 1 
liehen  Unternehmung,   im  Gegensatz  zum  | 
Namen  des  jeweiligen  Inhabers. 

Der  besondere  üeschäftsname  ist  der  Aus- 
druck dafür,  da£  die  Erwerbsuntemehmung, 
^das  Geschäft",  mit  seiner  Organisation,  seinen 
Verbindungen,  seiner  Kundschaft,  seinem  Kredit 
ein  Ganzes,  etwas  vom  Träger  bis  zu  einem 
gewissen  Grade  Unabhängiges  ist,  das  die  Per- 
son überdauert.  Deshalb  hat  dem  Bedürfnis  des 
Verkehrs  entsprechend  das  Handelsrecht  aner- 
kannt, daß  die  F.  vererblich  und  veränßerlich  j 
und  ihr  Gebrauch  rechtlich  geordnet  und  ge- 
schützt ist.  In  dieser  Hinsicnt  kommt  neben 
dem  HGB.  das  Gesetz  zum  Schutze  der  Waren- 
bezeichnungen vom  12./V.  1894  in  Betracht,  das 
sich  auch  auf  andere  als  Vollkaufleute  bezieht. 

Karl  Rathgen, 


l.  Begriff  und  Wesen  des  F.  2.  Geschicht- 
liche Entwickelung. 

1.  Begriff  nnd  Wesen  des  F.    Wir 

verstehen  unter  F.  den  Staat  als  Subjekt 
von  Vermögensrechten.  Er  ist  tatsächlich 
der  Staat  in  seinen  privatrechtlichen  Funk- 
tionen, nach  der  juristischen  Konstniktion 
aber  eine  juristische  Person  des  Privat- 
rechte, die  den  Zweck  hat,  dem  Staate  durch 
Eröffnung  des  privatrechtlichen  Verkehrs 
die  Erfüllung  der  ihm  obliegenden  öfFent- 
lichrechtlichen  Funktionen  zu  ermögücheD. 
Kein  Staat  kann  ohne  Vermögen  oder 
Einnahmen  bestehen,  und  als  Subjekt  von 
Hoheiterechten  kann  der  Staat  andererseits 
in  keine  privaten  Rechteverhältnisse  treten, 
daher  muß  jeder  Staat  zugleich  F.  sein  oder 
mit  herkömmlicher  Identifizierung  von  F. 
und  Staateschatz,  wie  man  juristisch  un- 
korrekt zu  sagen  pflegt,  einen  F.  haben. 
Jeder  Staat  hat  nur  einen  F.,  die  einzelnen 
Vermögensverwaltungen  des  Staates  (Domä- 
nen-, Eisenbahn-,  Militär-,  Steuer-F.  u.  a.  m.) 
haben  keine  gesonderte  juristische  Persön- 
lichkeit, sie  sind  nur  stationes  fisci  und 
werden  nur  fälschlich  als  selbständiger  F. 
bezeichnet.  Dalier  können  sie  auch  nur  in 
einem  gegenseitigen  Abrechnungsverhält- 
nisse  als  verschiedene  Zweige  der  gleichen 
Vermögensverwaltung  stehen.  Aus  dem 
gleichen  Grunde  kann  der  F.  keinen  Gebühren, 
direkten  Staatesteuern  und  Stempelabgaben 
unterworfen  sein.  Der  F.  besitzt  nicht 
nur  vollkommene  Vermögensrechtsfähigkeit, 
sondern  steht  auch  im  Genüsse  einer  An- 
zahl von  Vorrechten  vor  anderen  Personen. 

2.  Geschichtliche  Entwickelung.  Im  rö- 
mischen Rechte  der  Republik  erscheint  auch  auf 
dem  Gebiete  des  Vermögensrechtes  der  Populns 
als  eine  den  Individuen  übergeordnete.  Souve- 
räne Gesamtheit,  deren  Vermögensrechte  den 
objektiven  Normen  des  Privatrechtes  entrückt 
waren.  Daher  bewegte  sich  der  Geschäftsver- 
kehr des  Einzelnen  mit  dem  Staate  in  eigen- 
artigen publizistischen  Rechtsgeschäften,  denen 
der  Schutz  des  zivilrechtlichen  Aktionensystems 
fehlt,  an  dessen  Stelle  ein  rein  verwaltun^recht- 
liebes  Verfahren  tritt.  In  der  Kaiserzeit  trat 
solange  die  republikanischen  Verwaltungsformen 
noch  maßgebend  waren,  dem  aerarium  popnli 
der  fiscus  Caesaris  (von  fiscns,  ein  aus  Binsen 
oder  Ruten  geflochtener  Korb  zur  Aufbewahrung 
des  Geldes),  die  kaiserliche,  den  Normen  des 
Privatrechts  unterworfene  Privatkasse,  gegen- 


')  Da  es  dem  Herrn  Verf.  durch  Bemfsge- 
schäfte  leider  nicht  möglich  war,  den  Beitrag 
rechtzeitig  fertig  zu  steUen,  so  wird  die  Erörte- 
rung des  Fischerei  Wesens  unter  dem  oben  ge- 
nannten Stichwort  im  zweiten  Bande  erfolgen. 
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über.  Sobald  sich  aber  die  Staatsgewalt  in  der  1 
Person  des  Princeps  personifizierte,  nahm  der 
fiscus  Caesaris  nach  nnd  nach  die  Staatsein* 
künfte  in  sich  anf,  absorbierte  das  aerarium 
populi  nnd  wurde  zur  Staatskasse,  von  der 
sicn  die  kaiserliche  Privatschatnlle,  Patrimonium 
principis.  schied. 

Theoretisch  blieb  der  fiscns  dem  Privatrechte 
unterstellt,  aber  tatsächlich  wurde  er  im  mate- 
riellen Rechte  und  im  Prozesse  mit  zahlreichen 
Privilegien  ausgestattet,  wozu  noch  zahllose 
F^e  des  gelegentlichen  VermÖ£^enserwerbes, 
Strafen,  Konfiskationen,  Oaduca  u.  dgl.  m.  kamen. 
Beides  zusammen  nannte  man  die  jura  fisci. 
Die  deutschen  Kaiser  übernahmen  die  römischen 
F.rechte,  die  lediglich  durch  Reichsgesetze  und 
Herkommen  im  einzelnen  modifiziert  wurden. 
Wie  andere  Hoheitsrechte  wurden  sie  von  der 
kaiserlichen  Gewalt  an  weltliche  und  geistliche 
Große  verliehen  und  wurden  daher  mit  der  Er- 
starkung der  Landeshoheit  als  Bestandteile  dieser 
betrachtet.  Zwar  führte  die  landständische  Ver- 
fassung wieder  zu  einer  Trennung  von  fiscus 
und  aerarinin,  von  landesherrlicher  Kammer  und 
ständischer  Steuerkasse,  doch  fiel  dieser  Unter- 
schied beinahe  überall  mit  dem  siegreichen 
Durchdringen  der  landesherrlichen  Gewalt.  Im 
heutigen  Staatsrechte  wird  unter  F.  die  ver- 
mögensrechtliche Persönlichkeit  des  Staates,  der 
Staat  als  Subjekt  von  Vermögenrechten  ver- 
standen. 

Literatur:  Hierzu  gehören  die  einschlägigen  Ab- 
tehniUe  in  aUen  Hand-  und  Lehrbüchern  des 
Privat'  und  Staatsrechtes,  —  Holtzendarff, 
Art.  „Fiskusrecht"  im  RechUlexikon,  Bd.  1.  — 
Jtintelen,  Art.  „Fiskus"  im  H.  d.  St.,  S.  Aufl., 
Bd.  III,  S.  1069 fg.  —  Brockhaus,  Art.  „Fiskus 
der  Einzelstaaten"  in  SUngels  W.B.  d.  d.  V.R. 
Max  von  Hechel. 


Fixgeschäft  s.  Börseuwesen 
8ub  r>  oben  S.  014  fg. 

Flachs  s.  Leinenindustrie. 


Flaggenznschlag. 

Der  F.  (surtaxe  de  pavillon),  eine  Form  der 
DifferenzialzöUe,  ist  ein  Zuschla^^  zu  den  Zoll- 
sätzen, der  bei  der  Einfuhr  unter  fiemder  Flagge 
erhoben  wurde.  Man  wollte  dadurch  die  hei- 
mische Schiffahrt  heben.  Der  F.  hat  namentlich 
im  Laufe  des  19.  Jahrh.  in  Frankreich  eine  ge- 
wisse Rolle  gespielt.  Die  unter  französischer 
Flajgge  eingebrachten  Waren  sollten  vor  den- 
jenigen, die  unter  einer  fremden  Flagge  segel- 
ten, einen  Vorzug  genießen.  Vgl.  Artt.  „ZöTle** 
nnd  ,.Differenziarzölle'*  (letzteres  oben  S.  653). 
Majc  von  HeckeL 


Fleischbesclian. 

Die  F.  ist  ein  Zweig  der  Nahrungs- 
mittelpolizei und  ein  wichtiges  Glied  der 
öffentlichen  Gesundheitspflege.  In  diesem 
Rahmen  wird  sie  im  Art.  „Sanitätswcsen'' 
dieses  Wörterbuches  behandelt.  Da  sie  eine 
ganze    Reihe    von    Maßnahmen    und    Fest- 


legungen im  Gebiete  des  Verwaltungsrechts 
erfordert,  seien  diese  hier  besonders  zu- 
sammengefaßt 

Eß  handelt  sich  um  eine  Schlacht- 
vieh- und  F.,  d.  h.  um  die  sachkundige 
Prüfung  des  lebenden  wie  des  geschlachteten 
Tieres  auf  die  Tauglichkeit  des  Fleisches 
für  den  Genuß  des  Menschen.  Diese  schon 
lange  der  Kompetenz  des  Reiches  vorbe- 
haltene Materie  ist  jetzt  durch  das  Reichs- 
gesetz  vom  3./VI.  1900  geregelt.  Es 
unterliegen  der  F.:  Rindvieh,  Schweine, 
Schafe,  Ziegen,  Pferde  (nach  Bek.  d.  Bundes- 
rats vom  10./ VII.  1902  auch  Esel,  Maulesel 
und  Maultiere)  und  Hunde.  Vor  der  Unter- 
suchung dürfen  Teile  eines  geschlachteten 
Tieres  nicht  beseitigt  werden.  Die  fest- 
gesetzten Strafen  sind  Geföngnis  bis  zu 
sechs  Monaten  und  Geldstrafe  bis  zu  1500  M. 
oder  eine  dieser  Strafen.  Erleichterungen 
der  F.  bestehen  bei  Notschlachtungen  (d.  h. 
bei  der  Gefahr,  daß  das  Tier  bis  zur  An- 
kunft des  Beschauers  verenden  oder  das 
Fleisch  wesentlich  an  Wert  verlieren  werde) 
und  bei  Schlachttieren,  deren  Fleisch  aus- 
schließlich im  eigenen  Haushalte  des  Be- 
sitzers (wohin  der  Haushalt  der  Schlächter. 
Gastwirte,  Kasernen  usw.  laut  §  2  Abs.  3 
nicht  zu  rechnen  ist)  verwendet  werden 
soll.  Eine  Beschau  vor  der  Schlachtung 
hat  nur  zwei  Tage  ]slü^  Gültigkeit;  erfolgt 
die  Schlachtung  nicht  m  dieser  Zeit,  so  ist 
eine  neue  Genehmigung  einzuholen.  Das 
beanstandete  Fleisch  ist  entweder  untaug- 
liches oder  bedingt  taugliches;  das  untaug- 
liche ist  von  der  Pouzeibehörde  zu  be- 
seitigen, sofern  nicht  eine  technische  Ver- 
wendung zulässig  ist ;  das  bedingt  taugliche 
ist  vorläufig  zu  b^chlagnahmen  und  wird 
unter  Bestimmung  besonderer  Sicherheits- 
raaßregeln  seitens  der  Polizeibehörde  zum 
Verkehr  freigaben,  stets  aber  mit  der 
Maßgabe,  daß  die  Minden^^ertigkeit  bekannt 
gemacht  wird.*)  —  Zur  Vornahme  der  Unter- 
suchungen sind  Beschaubezirke  durch  die 
Ijandesbehörden  gebildet,  und  zu  Bescliauern 
werden  approbierte  Tierärzte  oder  andere 
Personen,  die  genügende  Kenntnisse  nach- 
gewiesen haben,  bestellt.  Die  Einzelheiten 
sind  durch  besondere  Ausführungsgesetze, 
die  das  Reich  (vom  30./V.  1902)  und  die 
Einzelstaaten  erlassen  haben,  ausführlich  ge- 
regelt. 

Dnrch  die  neue  Regelung  der  F.  sind  die 
früheren  landesrechtlichen  B^timmnngenf  z.  B. 
die  besondere  Regelung  der  Trichinenschan,  im 


*)  Angaben  über  eine  Reihe  wichtiger  nach- 
träfi^licher  Ansfühmngsverordnnngen ,  die  sich 
noch  reichlich  notvi'endig  gemacht  hatten,  so- 
wie Ergänzendes  zum  Inhalt  des  Gesetzes  vgl. 
in  der  Volkswirtsch.  Chronik  (Beüage  zu  Con- 
rads Jahrbüchern)  namentlich  Jahrgang  1903. 
S.  88.  142,  232. 
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wesentlicheD    nngUItig     beizw.    nur    subsidiär 
g-illügr  Eeworden. 

BeaSitung  Terdient  noch  die  F.  bei  der  Ein* 
filkrang^  anäländiächeD  bereit»  ge^cbkchteten 
Fleiflcließ,  Dieses  darf  von  ^e wissen  Tieren 
I Pferden,  Hnisden  etc-)  Überhaupt  nicht,  im 
Ubrieen  nur  in  ganzen  Tierkörpern  eingefiihrt 
werden^  nnd  zubereitetes  Fleisch  nur  unter  be- 
sondere fe^tgeseutan  Bedingnngen.  Die  Be* 
srtimniiiug  des  §  5  des  preuG/  Ausfübrun^- 
jfeaetzesij  welche  die  so  er,  Freizüj^gkeit  des 
Fleisches  behandelt  und  die  Nachbeachau  Yon 
einmaJ  begutachtetem  Fleisch  verbietet^  wird 
Ton  W  e  B  t  e  n  b  o  e  f  If  e  r  (Berl .  klin*  WcMrhenschr. 
I904j  Nr.  45]  berecbtigter  Kritik  unterzogen. 
Im  Qegensiit^  das^n  stellt  WeatenboefTer  die 
Forderung  der  Nacbbeachnn  äuf  nt)d  Terkngt 
die  Errichtung  Dffentlicher  Schlaebthnfe  in  jedem 
BeschaubeztrL 

Von  sozialer  Becleutiing  wiitl  die  R  cla- 
<lurch^  daß  sie  a)  Käufer  von  Fleisch  vor  einer 
Vermögen ßschädigung  behütet,  h)  ärmerieü 
Klassen  für  billi^s  Gelti  noch  lni!«erhin 
gut  branehbare  nnd  ausniitzungsfähige 
Naiirungsmiltel  verschafft  und  e)  ]e<tem,  lier 
volle  Preise  bezahlt,  die  Lieferung  unbe- 
dingt einwandfreier  Fleisch  nahm  ng  gewähr- 
leistet, Fflr  die  Volkswirtschaft  ist  tue  F. 
außerdem  noch  wichtige  weil  sie  die  Er- 
kenn« ng,  Bekämpfung  und  Verhütung  der 
Viehseuchen  (s,  d,  Art)  b*?f ordert  und  damit 
der  Vielizucht  wertvolle  Dienste  leistet* 

Die  Ausdehnung  der  hier  in  Betracht  kommt:n- 
den  Verhältnisse  wird  aDscbaulich  dtircb  die 
Zahl  der  Schlachttiere,  die  einer  F.  unterlegen 
haben.  Es  waren  di  i>g  von  den  b  a  u  p  t  b  ä  c  h  h  c  b 
in  Betracht  kommenden  Schlacbttieren  in 
PreuUen  i,  J,  ISKM*)  14  493  684,  in  Bayern  1904 
rond  330fJÜÜ0,  Bei  761 JÜ  dieser  bayerischen 
?>cb  lach  tun  gen  wurden  die  gaiiÄen  Tiere  för 
untauglich  erklärt,  hei  UtJÖOü  nnr  einzelne 
Teile;  in  PreuUen  wurden  ^9878  Tiere  ganz 
verworfen.  H12*J5  flir  bedingt  tauglieh  erklärt, 
6C3484  für  im  Nabnings-  und  Genuß  wert  er- 
heblich herabgesetzt  erklÄrt,  hei  Hi42491  waren 
nur  einzelne  Teile  untauglich,  was  im  ganzen 
hei  den  preußischen  Ergebnissen  i.  J.  1904 
einer  Wertverminderung  von  17 'ä  Mi  11  M. 
gleichkommt. 

Literatur  s.  beim  ArL  Sanitätawesen, 

A.   Eiste7\ 


Fleischergöwerbe, 

L  Geschichtliches.  2.  Die  neueren  Verhält- 
nisse im  F,  ftj  Deutsches  Reich-  h)  Oester- 
reich,  c)  Frankreich,  d)  Vereinigte  Staaten 
Ton  Amerika. 

!•  Oeschiehtllehes»  Schon  in  den  ältesten 
Zeiten  bildete  das  Fleisch  neben  dem  Getreide 
das  wichtigste  Nahrungsmittel  der  Menseben, 
Während  bei  den  altorientalischen  Völkern  und 
in  den  homerischen  Zeiteu  da.^  Schlachten  des 
Vieba  »ch   an  religiöse  Gebräuche  und  Feste 

^\  Die  Verbal  tu  isic  i,  J,  lliOö  sind  wegen 
ihr  Fleischnot  und  Fleiichteuening  nicht  ganz 
normale. 


knüpfte,  kennt  das  klasaische  Altertum  eine  der- 
artige Beziehung  nicht  mehr.  In  ^ Griechenland 
vollzog  sich  das  Schlachten  in  der  Hanptsacbe 
innerhalb  der  Sklaven  wirtschaften,  erst  allmäh- 
lich trat  der  seihständige  Beruf  der  Fleiicber  mehr 
hervor.  Ebenso  war  dies  im  ;ilt€n  Rom,  wn  in 
späteren  Zeiten,  als  die  Lebens mittelver^torgung 
der  stark  angewachseneu  Hauptstadt  iminr-f 
schwieriger  wiirde,  das  F.  eine  besondere  Be- 
deutung gewann  und  eingebender  sttiatli>di(^r 
Regelung  unterworfen  wurde. 

Wie  in  dem  Haushalt  der  alten  Germ  nur  n 
die  Fleisch  nah  ruug  eine  wichtige  Rolle  epielie, 
finden  wir  auch  auf  den  Froubtifen  des  frti hea 
Mittelalters  einen  bedeutenden  FleiscbverbraMch 
und  Fleischer  allgemein  vertreten.  Ait&  diesen 
Wirtichafts  verbau  den  losten  letÄt*?re  sich ,  wie 
die  meiäteu  übrigen  Gewerbetreibenden,  in  ihn 
späteren  Jahrhunderten  als  selbständige  Hand- 
werker ans.  Uebrigens  wnrde  nach  wie  vur  m 
den  bürgerlichen  Haushaltungeu  dan  ^!«lhif- 
schlachten  In  umfangreichem  Malie  '  '  n 
Das  mittelalterliche  F.  war,  wie  alle  ' 
jener  Zeit^  einem  mehr  oder  wenis^^^ 
Zunftzwange  und  im  Interesse  der 
mittel ver^^orgung  der  Bevölkerun'' 
das  Bäckereige werbe  ( vgl.  den  An 
weitgebender    obrigkeitlicher    Kr  [. 

worfen.    Letztere  äulierte  sich  u,  a.  m 
pölisiernn^    der    Fleiscliversorsrung  r- 

teiluüg  der  sog.  Fleischereigerechtigktiicu  aji 
eine  bestimmte  Anzahl  von  Fleische rUt  in  der 
gesundheitlichen  Kontrolle  des  auf  den  „FleUcti- 
bänken*^  zum  Verkfiuf  gebrachten  Fleische*,  ia 
der  Errichtung  von  Scblacbtbäusern ,  Lu  tkut^n 
sämtliche  Fleisclier  der  Stadt  das  Vieh  tn 
schlachten  hatten,  und  in  den  bis  gegen  Endf 
des  vorigen  .Jahrhunderts  allgemein  Üblich  l"^- 
blie  heuen  Preis  tax  en  ^vgL  d.  Art, ).  Idese  F  leine' b- 
taxenf  welche  dazu  dienen  sollten,  den  Kon*n' 
menten  em  wiihtigea  Nahrnngsmittel  zu  eiof^in 
möglichst  niedrigen  Preise  zu  siehern.  verfehlten 
^  indessen  bei  der  (laalitativen  Versi^hiedenbciT 
|des  Fleiacbes  als  Ware  noch  häufiger  als  lUe 
Brottaxen  ihren  Zweck. 

Was  die  gesetzliche  Regel nng  des  F,  in 
PreuÜrn  und  später  ini  Deutseben  Rukbe  anbe* 
trifft,  so  entspricht  dieselbe  v^illiij  derjenigen 
des  Bäckereigewerhes  (vgK  d.  Art.  sah  2.  a,  S. 
a06 .  ^Ü7  )^  j  edoch  ra  it  d  e r  A  b  w  e i  ch  ung,  d » « i  ^  r  i  - 1 . .  i « < 
taxen  seit  der  Einführung  der  <iew.  :r 

zu  Beginn  des  vor.  Jalirhnnderts  In  k'  j 

mehr  zugelassen  wurden  DieGewei»M  ';  ., 
des  Nonldeutscben  Buude-s  v,  läLVL  1^»'!^  :j  r 
u.  a.  aoch  für  das  F.  die  volle  Gewe^l^erIelh^eit 
ein,  nach  dem  diei^elbe  wenige  Jahre  vorh<T 
durch  die  Gewerbegesetae  tler  meisten  nicht- 
preußischen  Staaten' in  diesen  bereits  zur  tiel- 
tung  gelangt  war,  (Vgl,  im  Übrigen^  auch  b**- 
züglich  der  au Üerdeut sehen  StAaten,  Art  JJe- 
wer  begesetzgebn  ng " . ) 

2.    Die   neueren   Verhattiti^so   im   F, 

a)  Deutsches  Beioh.    Gelej^ntli 
weibestatistifichen  ?Irhebun^  im  1 

wui-den   9i873  Fleischer-  ' 

gegemlber   81713    im    ,ln 
diesen  Betrieben  befanden  sich  itn  ^iahr*>  i*^05 
7416B   mid    im  Jahre   iSS2   62747  Üaupt- 
betriebe.   Die  Zahl  der  in  den  Hau ptljet riehen 
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tätigen  Personen  betrug  im  Jahre  1895 
178873  und  im  Jahre  1882  123211;  auf 
einen  Hauptbetrieb  kamen  im  Jahre  1895 
2,4  und  im  Jahre  1882  2  Gewerbetätige. 
Von  den  Hauptbetrieben  des  Jahres  1895 
arbeiteten  24109  ohne  und  50054  mit  Ge- 
hilfen; von  denjenigen  des  Jalires  1882 
26668  ohne  und  36079  mit  Gehilfen.  3467  Be- 
triebe beschäftigten  im  Jahre  1895  mehr  als 
5  Gehilfen  und  im  ganzen  28  548  Personen ; 
im  Jahre  1882  stellten  sich  diese  Ziffern  auf 
642  bezw.  6909.  Da  der  weitaus  größte 
Teil  dieser  Steigerung  auf  diejenigen  Betriebe 
entfällt,  welche  bis  zu  10  Personen  be- 
schäftigen, so  ist  hieraus  eine  Entwickelun^- 
tendenz  vom  Kleinbetrieb  zum  Mittelbetneb 
zu  erkennen.  Auf  100000  Einwohner  kamen 
im  Jahre  1895  179  Betriebe,  wobei  indessen 
zu  berücksichtigen  ist,  daß  auf  dem  Lande 
die  Hausschlächterei  noch  in  weitem  Um- 
fange üblich  ist.  Der  im  Jahre  1897  ge- 
gründeten Fleischerei -Berufsgenossenschaft 
gehörten  im  Jahre  1898  19  267  versicherungs- 
pflichtige Betriebe  mit  39420  Personen  an 
und  im  Jahre  1903  49213  Betriebe  mit 
92298  Personen. 

Im  ganzen  herrscht  noch  im  F.  der  hand- 
werksmäßige Kleinbetrieb  durchaus  vor.  Ent- 
sprechend dem  Verlangen  des  konsumierenden 
Publikums,  von  dem  Fleischer  aus  nächster 
Nähe  bedient  zu  werden  und  täglich  bequem 
den  Haushaltsbedarf  zu  decken,  verteilen 
sich  die  Fleischerei  betriebe  im  allgemeinen, 
bei  räumlich  beschränktem  Kundenkreis, 
ziemlich  gleichmäßig  unter  die  Bevölkerung, 
und  nur  dort,  wo  die  Hausschlächterei  ver- 
breiteter ist,  treten  sie  mehr  zurück.  Da 
überdies  dip  technischen  Verrichtungen  des 
Betriebs  wesentlich  handwerksmäßiger  Art 
sind  und  Maschinen  nur  in  beschränktem 
Urninge  zur  Verwendung  gelangen  können, 
so  hat  das  F.  weit  weniger  als  manche 
andere  Handwerkszweige  unter  dem  Druck 
großindustrieller  Konkurrenz  zu  leiden. 

Neben  der  handwerksmäßigen  Verrichtung 
des  Schlachtens  und  der  Sorge  für  den  Ab- 
satz der  Ware  umfaßt  die  Tätigkeit  des 
Fleischers  auch  ein  hervorragendes  kom- 
merzielles und  spekulatives  Moment  in  dem 
zweckmäßigen  Einkauf  des  Schlachtviehes. 
Auch  in  diesem  Punkte  ist  gegenüber  dem 
Großbetrieb  der  Kleinbetrieb  nicht  benach- 
teiligt, da  für  ihn  der  direkte  Ankauf  beim 
Produzenten  möglich  ist.  Ursprünglich  voll- 
zog sich  derselbe  in  der  Weise,  daß  der 
Fleischer  über  Land  ging  und  das  Vieh  im 
Stalle  der  Produzenten  aufkaufte.  Später 
konzentrierte  sich  der  Verkehr  auf  den  von 
den  LAudwirten  mit  ihrem  Vieh  besuchten 
Wochen  markten.  Weiterhin  trat  nun  aber 
der  Händler  als  Vermittler  zwischen  Land- 
wirt und  Fleischer,  imd  dieser  selbständige 
Viehhandel,  welcher  teils  Eigenhandel,  teils 


Kommissionshandel  ist,  hat  im  Laufe  der 
Zeit  bedeutend  an  Ausdehnung  gewonnen. 
Gegenwärtig  bestehen  die  verschiedenen 
Arten  des  Schlachtvieheinkaufes  nebenein- 
ander und  sind  einzeln  je  nach  der  Ent- 
Wickelung  der  örtlichen  Verhältnisse  von 
größerer  oder  geringerer  Bedeutung.  Ver- 
suche der  Landwirte,  sich  dimih  Gründung 
von  Viehabsatzgenossenschaften  von  den 
Händlern  unabhängig  zu  machen,  haben 
einen  nennenswerten  Erfolg  bisher  nicht 
gehabt. 

In  vielen  Gegenden  ist  im  F.  eine  völlige 
Trennung  in  zwei  gesonderte  Betriebszweige,, 
die  Schweineschlächterei  und  die  Ochsen- 
usw.  -  Schlächterei  durchgeführt.  Pferde- 
schlächtereien finden  sich  nur  erst  vereinzelt,^ 
hauptsächlich  in  den  großen  Städten. 

So  sehr  auch,  wie  oben  gezeigt  wurde^ 
im  F.  der  Kleinbetrieb  vorwiegt,  ist  doch 
im  Laufe  der  Zeit  auch  der  Großbetrieb 
mehr  und  mehr  zur  Geltung  gekommen. 
Schon  die  ältere  preußische  Statistik  zeigt, 
daß  der  durchschnittliche  Umfang  der  Be- 
triebe im  Laufe  des  Jahrh.  allmählich  zu- 
genommen hat.  Während  im  J^ire  1816^ 
auf  100  Meister  erst  36  Gehilfen  entfielen,, 
war  das  Verhältnis  im  Jahre  1861  wie 
100:62;  im  Jahre  1882  war  im  Deutschen 
Reiche  die  Zahl  der  Gehilfen  derjenigen 
der  Meister  gleich  und  im  Jahre  189S 
kamen  bereits  auf  100  Meister  160  Gehilfen. 
Die  eigentlichen  Engrosschlächtereien  sind 
indessen  erst  während  der  letzten  Jahrzehnte 
entstanden.  In  den  größeren  Städten  geben 
dieselben  die  geschlachteten  Tiere  entweder 
ganz  oder  in  größeren  Teilen  an  die  Detail- 
listen ab,  welche  selbst  vielfach  überhaupt 
nicht  schlachten,  sondern  nur  den  Vertrieb 
der  Ware  an  die  Konsumenten  in  ihren 
Läden  oder  in  den  städtischen  Markthallen 
besorgen.  Diese  Arbeitsteilung  ist  durch 
das  Aufkommen  der  kommunalen  Schlacht-^ 
häuser  mit  Schlachthauszwang  wesentlich 
gefördert  worden.  Mit  den  Ladeninhabern 
treten  die  Material-  und  Delikatesswaren- 
händler,  welche  Wurst,  Schinken  und 
feinere  Fleischsorten  verkaufen,  in  Wett- 
bewerb. An  größeren  Betrieben  existieren 
femer,  auch  auf  dem  Lande,  solche  Groß-^ 
Schlächtereien,  Wurstfabrikeo,  Pökel-  und 
Räuchenmgsanstalten,  welche  für  den  Ver- 
sand  nach  auswärts  arbeiten.  In  landwirt^ 
schaftlichen  Kreisen  ist  seit  einigen  Jahren 
zur  Ausnutzung  der  oft  großen  Differenz 
zwischen  den  Vieh-  und  Fleischpreisen  eine 
Bewegung  zur  Begründung  von  landwirt- 
schaftlichen Genossenschaftsschlächtereien 
hervorgetreten.  Die  vereinzelt  gegründeten 
Betriebe  haben  jedoch  mit  einem  Mißerfolg 
geendigt,  teils  wohl  mangels  geeigneter,  im 
F.  erfahrener  Geschäftsführer,  teils  auch 
wohl  infolge  der  Gleichgültigkeit  der  Kon- 
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sumenten,  welche  den  gewohnten  Einkauf 
aus  der  Nähe  bei  kleinen  Fleischern  vor- 
zogen (vgl.  auch  Art.  „Fleischverbrauch  und 
Fleischpreise"  unten  S.  849  fg.). 

Die  Arbeitsverhältnisse  im  F.  sind  in  den 
letzten  Jahren  wiederholt  G^enstand  eingehen- 
der Erörterungen  gewesen.  Die  Mißstände,  über 
welche  die  Gehilfen  klagen,  beziehen  sich  haupt- 
sächlich anf  die  übermäßige  Daner  der  Arbeits- 
zeit, den  Mangel  an  Sonntagsruhe,  die  schlechte 
Beschaffenheit  in  den  Arbeits-  und  Schlafräumen 
sowie  auf  das  vielfache  Fehlen  von  besonderen  Eß- 
räumen  und  der  Mangel  an  Eßpausen.  In  Ver- 
folg von  Eingaben,  welche  der  Verband  der 
Schlächtergesellen  Berlins  und  der  Verband  der 
Fleischergesellen  Deutschlands  im  Jahre  1900 
an  den  I^ichskanzler  und  an  die  frühere  Kom- 
mission für  Arbeiterstatistik  richteten,  wurden 
die  von  dieser  Kommission  veranstalteten  und 
von  der  arbeitsstatistischen  Abteilung  im  Kaiser- 
lichen Statistischen  Amt  fortgeführten  Erhe- 
bungen über  die  Arbeitsverhältnisse  in  einzelnen 
Gewerben  auch  auf  das  F.  ausgedehnt.  Im 
Sommer  1902  kamen  diese  Erhebungen  zur 
Durchführung;  sie  erstreckten  sich  auf  6092 
Fleischereien,  welche  sich  über  447  Ortschaften 
verteilen.  Das  Ergebnis  der  Enquete  läßt  er- 
kennen, daß  die  Arbeitsverhältnisse  im  F.  an 
vielen  Orten,  namentlich  in  einzelnen  Groß- 
städten, zu  wünschen  übrig  lassen.  Der  Beirat 
für  Arbeiteratatistik  hat  aber  vor  der  Hand 
davon  absehen  müssen,  infolge  der  Er^änzmicfS- 
bedürftigkeit  des  gewonnenen  Materifus,  zti  der 
Frage  der  gesetzlichen  Begelunfi^  der  Arbeits- 
zeit Stellung  zu  nehmen.  Die  Untersuchungen 
werden  daher  zur  Zeit  weitergeführt.  (Vgl.  die 
Drucksachen  des  Kaiserlichen  Statistischen  Amts, 
Abteilung  für  Arbeiterstatistik,  Erhebungen 
Nr.  1  und  die  Verhandlungen  des  Beirats  für 
Arbeiterstatistik). 

b)  Oesterreich.  In  rechtlicher  Hinsicht  ist 
hervorzuheben,  daß  nach  der  Gew.-O.  v.  20./XII. 
1859  und  den  Ergänzungsgesetzen  die  Ausübung 
•des  F.,  wie  der  handwerksmäßigen  Gewerbe  über- 
haupt, nur  denjenigen  offen  steht,  welche  ihre 
Befähigung  durch  ein  Lebrzeugnis  und  ein 
Arbeitszeuguis  über  mehrjährige  Beschäftigung 
als  Fleischergehilfe  nachgewiesen  haben.  Die 
behördliche  Festsetzung  von  Fleischtaxen  als 
Maximaltarifen  ist  zulässig.  Bezüglich  der  Ver- 
breitung: des  F.  ergab  die  Gewerbezählung  vom 
1.  Juni  1897  27  189  Betriebe,  sodaß  114  Betriebe 
auf  100000  Einwohner  entfallen  gegen  179  im 
Deutschen  Reiche;  indessen  sind  die  beidersei- 
tigen Statistiken  nicht  streng  vergleichbar.  Für 
Oesterreich  ist  für  das  F.,  wie  im  Deutschen  Reiche, 
eine  ziemlich  gleichmäßige  örtliche  Verbreitung 
der  meist  kleinen  Betriebe  statistisch  nach^- 
wiesen,  und  auch  im  übrigen  entsprechen  die 
Verhältnifse  im  wesentlichen  den  snb  a)  ange- 
•deuteten. 

c)  Frankreich.  Auch  für  dieses  Land  gilt 
heut«  das  zuletzt  Bemerkte.  Die  Scheidung 
zwischen  dem  Gewerbe  des  Fleischers  (boucher^ 
und  dem  des  Schweinmetzgers  (charcutier)  ist 
streng  durchc^eführt.  Die  Ausübung  beider  Ge- 
werbe ist  völlig  freigegeben.  Erwähnung  ver- 
niient  die  eigenartige  obrigkeitliche  Regelung, 
welchem  das  F.  in  Paris  lange  Zeit  hindurcn 
unterworfen  gewesen  ist.     Nachdem   im  Jahre 


1791  die  zunftmäßigen  Beschränkungen  und 
Privilegien  in  der  Hauptstadt  wie  im  ganzen 
Lande  mit  der  allgemeinen  Einführung  der  Ge- 
werbefreiheit beseitigt  waren,  wurde  zu  Anfang 
des  vorigen  Jahrhunderts  das  Pariser  F.  zur 
vermeinUichen  Sicherung  der  Emährimg  der 
starken  Bevölkerung  blonderen  Ausnahmebe- 
stimmungen unterworfen,  welche  teilweise  auf 
die  frühereu  Verhältnisse  zurückgriffen  und 
späterhin  mehrfach  ergänzt  wurden.  Danach 
war  die  Zahl  der  selbständigen  Fleischer  eng 
beschränkt,  letztere  selbst  in  einem  besonderen 
Verband  (Syndikat)  organisiert,  die  Ausübung 
des  Gewerbes  setzte  eine  behördliche  Genehmi- 
gung voraus,  das  Vieh  durfte  nur  auf  bestimm- 
ten Märkten  (Poissy,  Sceaux)  gekauft  werden. 
Zur  Sicherung  der  Zahlun^leistung  an  die 
Viehbesitzer  war  eine  Kreditkasse  (Caisse  de 
Poissy)  eingerichtet.  Die  Einrichtungen  erhiel- 
ten sich  unter  vielfachen  Anfechtungen  bis  zum 
Jahre  1858,  als  die  kurz  vorher  erfolgte  Ein- 
führung einer  Fleischtaxe  mißglückt  war  und 
liberale  Grundsätze  zur  Gelttmg  gelangten. 

d)  Vereinigte  Staaten  von  Amerika.  Hier 
hat  sich  unter  dem  EinfluB  der  spewalt^^en  Aus- 
dehnung der  Viehzucht  auch  das  F.  in  eigen- 
artiger Weise  entwickelt.  In  weitem  Umfange 
ist  das  Handwerk  durch  großkapitalistische  Be- 
triebe  verdräng  worden,  welche  unter  weit- 
gehender Arbeitsteilung,  vielfacher  Anwendung 
von  Maschinen  und  Ausnutzung  sonstiger  Vor- 
teile eine  in  Europa  unbekannte  technische  Aus- 
bildung des  F.  ermöglicht  haben  Die  Grund- 
lage dieser  Großindustrie  bildete  die  Einführung 
der  Kühlwagen  (Refrigerator  Gar),  durch  welche 
die  Möglichkeit  gegeben  war,  die  leicht  verderb- 
lichen Fleischwaren  über  den  ganzen  amerika- 
nischen Kontinent  zu  versenden.  Wie  gewal- 
tig die  Transportmengen  sind,  welche  iährlich 
verschickt  werden,  geht  daraus  hervor,  daß  von 
Chicago  allein  etwa  1500  Mill.  Pfund  frisches 
Fleisch,  375  Mill.  Pfund  Schmalz,  175000  Fässer 
Schweinefleisch  und  600  Mill.  Pfund  Schweine- 
fleischprodukte  im  Laufe  eines  Jahres  zur  Ver- 
sendung Relangen.  Außer  in  Chicago  erfolgen 
die  Schlachtungen  hauptsächlich  in  den  Schlaät- 
häusem  zu  Omaha,  Kansas-City  und  St  Louis. 
Die  meisten  derselben  sind  im  Besitz  weniger 
Firmen  (Amour  Co.,  Swift  Co.  und  National 
Packing  Co.),  die  nach  einem  gemeinsamen  Ge- 
schäftsplan arbeiten.  Nach  amtlichen  Er- 
mittelungen betrug  der  Gesamtwert  der  Pro- 
duktion der  amenkanischen  Großschlächterei- 
Industrie  im  Jahre  1904  790  Mill.  DoUar.  Die 
Vereinigung  der  amerikanischen  Großschlächter 
verfügt  über  ein  Kapital  von  110  Mill.  Doli,  und 
über  einen  Komplex  von  56  Anlagen,  welche 
sich  aber  nicht  allein  auf  den  Betrieb  der  eigent- 
lichen Schlächterei  erstrecken,  sondern  ihre 
Funktionen  anf  eine  große  Zahl  verwandter 
Gewerbe  ausgedehnt  haben.  Die  starke  ameri- 
kanische Fleischproduktion  hat  auch  eine  be- 
trächtliche Ausfuhr  namentlich  an  Schweine- 
fleischwaren nach  Europa  ermöglicht.  Dem  aus- 
gedehnteren Import  von  frischem  Rindfleisch 
standen  bisher  technische  Schwierigkeiten  ent- 
eefifen. 

Literatur:  Schmoller,  Zur  Geschichte  der 
deutschen  Kleinge\cerbe  im  19.  Jahrh,,  Halle  18? »K 
—  G,  Adler,  „Fleischereigeverbe" ,  H.  d,  St., 
2.  Anft.y   Bd.  III  (mit   ausfilhrlichen  Literatur- 
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teuerungspolitik  der  deutschen  Städte  beim  Aus- 
gang des  MiUelaltera,  Tübingen  189S ,  Sehr.  d. 
V.  f.  Sozialpolitik,  Bd.  6S/g.  —  Ä.  Biedl,  Der 
Wiener  Schlachtviehhandel  in  geiner  geschicht- 
lichen Entwickelung ,  Jahrb.  f.  Ges.  u.  Verw., 
Bd.  17.  —  F,  Stegemantif  Die  Fleischwaren- 
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Ernest  IHan,  Le  commerce,  de  la  b*mcherie, 
Paris  1890  (s.  auch  Jahrb.  f.  Xat.,  S.  F.,  Bd.  2). 
—  Carl  Mencke,  Der  amerikanische  Fleisch- 
trust, Art.  in  den  Preußischen  Jahrbüchern,  HS. 
Bd.,  Berlin  1906.  —  Sering,  Die  nordamerika- 
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PleiscliYerbrancli  nnd  Fleischpreise. 

1.  Vorbemerkung.  2.  Die  statistischen  Er- 
hebungen.   3.  Ergebnisse  der  Statistik. 

1.  Vorbemerkung.  Von  alters  her  liat 
-die  animalische  Kost  neben  der  vegetabilischen 
eine  große  Bedeutung  für  die  Volkser- 
nährung gehabt :  denn  wenn  auch  der  Fleisch- 
genuß ohne  Gefährdimg  des  körperlichen 
Wohlbefindens  vielleicht  entbehrt  werden 
kann,  so  hat  sich  doch  tatsächlich  fast  all- 
gemein das  Bedürfnis  geltend  gemacht, 
neben  die  vegetabilische  Nahrung  in  mehr 
oder  minder  umfänglichem  Maße  die  Fleisch- 
kost treten  zu  lassen.  Bei  unseren  heutigen 
Kiiltiurvölkem  gilt  —  wenn  wir  von  den 
Bestrebungen  der  Vegetarier  absehen  —  der 
regelmäßige  Fleischgenuß  als  dringend 
wünschenswert,  so  daß  das  materielle  Wohl- 
befinden des  Volkes  von  der  Große  des 
Fleischverbrauchs  abhängig  erscheint.  Da 
überdies  die  Fleischnalirung  erheblich  kost- 
spieliger ist  als  die  vegetabilische,  so  bildet 
die  Gestaltung  der  Fleischpreise  eine  für 
die  wirtschafUiche  Ls^  der  minder  be- 
güterten Volksklassen  wichtige  Frage.  Hieraus 
erwächst  dann  für  die  Statistik  die  Aufgabe, 
den  jeweiligen  Fleischverbrauch  der  Be- 
völkerung durch  Berechnung  festzustellen 
und  ebenso  auch  die  Fleischpreise  zum  Gegen- 
stande fortlaufender  Ermittelungen  zumachen. 

2.  Die  statistischen  Erhebungen.  Die 
Schätzung  des  Fleischverbrauchs  in 
fnlherer  Zeit  stützt  sich  teils  auf  die 
zerstreuten ,  gelegentlichen  Mitteilungen 
älterer  Autoren  über  den  Fleischverbrauch 
in  einzelnen  Hauslialtungen  (auf  Fürsten- 
höfen, auf  größeren  Landgütern,  in  Klöstern 
usw.),  teils  auf  Angaben  über  die  Größe 
des  Viehstandes,  den  Ertrag  von  Fleisch- 
steuern usw.  Solclie  Schätzungen  sind 
natiu^mäß  wenig  zuverlässig.  Aber  auch 
die  neuzeitlichen  Berechnungen  können  noch 
keinen  Anspruch  auf  volle  Genauigkeit 
machen.  Soweit  es  sich  um  die  Feststellung 
des  Verbrauchs  eines  ganzen  Landes  liandelt, 
iann  man  hierzu  die  Ergebnisse  der  Vieh- 
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Zählungen  (wobei  von  der  Größe  des  Vieh- 
standes unter  Zugrundelegung  bestimmter 
Reduktionsziff'ern  auf  den  Umfang  der  jähr- 
lichen Schlachtungen  geschlossen  wird)  und 
die  Ein-  und  Ausfuhrziffern  der  Statistik 
des  auswärtigen  Handels  benutzen.  Zuver- 
lässiger als  auf  diesem  Wege  läßt  sich  der 
Fleischverbrauch  für  diejenigen  Länder  und 
Gemeinden  berechnen,  in  denen  Fleisch-  und 
Schlachtsteuem  bestehen  (s.  Art.  ,,Mahl-  und 
Schlachtsteuer"),  da  dort  die  Anschreibungen 
der  Behörden  in  der  Regel  gute  statistische 
Unterlagen  für  die  Verbrauchsberechnung 
bieten.  Sodann  kommen  für  die  größeren 
Städte  mit  Schlachthauszwang  die  Angaben 
über  das  in  den  Schlachthäusern  (s.  den 
Art.)  geschlachtete  Vieh  als  (Quellen  in 
Betracht,  welche  um  so  wertvoller  sind,  je  voll- 
ständiger auch  die  Mengen  des  sonst  ein-  und 
ausgeführten  Fleisches  mit  in  Rechnung  ge- 
zogen werden.  Gutes  Material  zur  Feststellung 
des  Fleischverbrauchs  speziell  Deutschlands 
bieten  neuerdings  die  Ergebnisse  der  Statistik 
der  Schlachtvieh-  und  Fleischbeschau,  welche 
auf  Grund  der  Bundesratsbestimmung  vom 
1./VL  1904  vom  Kaiserl.  Statist.  Amt  be- 
arbeitet und  fortlaufend  veröffentlicht  werden. 
Uebrigens  ist  bei  allen  derartigen  Ver- 
brauchsberechnungen nicht  unbeachtet  zu 
lassen,  daß  außer  der  Nahnmg  von  ge- 
schlachtetem Vieh  auch  der  Verzelir  von 
Geflügel,  Wildpret  und  Fischen  von  Be- 
deutung ist.  Namentlich  der  Fischkonsum 
ist  bei  Fortentwickelung  der  Seefischerei 
noch  sehr  ausdehnungsfähig. 

Das  im  Vorstehenden  näher  bezeichnete 
Material  liefert  lediglich  Angaben  über 
den  Fleischverbrauch  ganzer  Bevölkerungs- 
ffrupi)en,  ohne  Rücksicht  auf  die  sozialen 
Unterschiede  innerhalb  derselben.  Zur  Fest- 
stellung der  durch  letztere  bedingten  Ver- 
schiedenheiten im  Fleischverbrauch  dienen 
die  Ergebnisse  der  Statistik  der  Haus- 
hdtungsbudgets. 

Angaben  überdie  Fleisch  preise  liegen 
in  verhältnismäßiger  Reichhaltigkeit  vor,  auch 
aus  älterer  Zeit,  deren  Urkunden,  Chroniken, 
Rechnungsbücher  usw.  etwa  vom  13.  Jahrh. 
ab  die  Aufstellung  vollständiger  zeitlicher 
Preisreihen  für  Fleisch,  Getreide  und  andere 
Konsumtibilien  ermöglichen.  In  neuerer  Zeit 
sind  diese  Preisangaben  mit  der  Ausbildung 
der  amtlichen  Statistik  wesentlich  um- 
fassender und  genauer  geworden.  Dies  an 
der  Hand  der  offiziellen  Quellen  im  einzelnen 
nachzuweisen,  würde  hier  zu  weit  führen. 

Bei  den  Preisen  für  Schlachtvieh  ist  zu 
unterscheiden  der  Preis,  welchen  der  Viehpro- 
duzent erhält  (Stallpreis),  von  demjenigen  Preise, 
welcher  vom  Fleischer  gezahlt  wird  (Markt- 
preis). Nur  dann,  wenn  der  Fleischer  direkt 
vom  Produzenten  bezieht,  treffen  beide  Preia- 
arten  zusammen.    Anderenfalls    bedingen    der 
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Verdienst  und  die  Unkosten  der  Händler  und 
Verkanfsvermittler  einen  mehr  oder  wenifi^er 
großen  Unterschied  zwischen  Stall-  nnd  Markt- 
preisen. Eine  weitere  Erhöhung  der  Preise 
wird  veranlaßt  durch  die  infolge  der  Schlachtung 
entstehenden  Kosten ,  Schlachthausgehilhren, 
Schlachtvieh-  und  Fleischheschaugebühren, 
Transportkosten  usw.  Neben  den  Großhandels- 
preisen sind  endlich  die  Kleinhandelspreise  des 
Fleisches  zu  berücksichtipfen,  welche  vom  Kon- 
sumenten zu  zahlen  sind.  Die  Preise  für 
Schlachtvieh  werden  notiert  entweder  nach 
^Lebendgewicht**  oder  nach  „Fleiachgewicht" 
und  „Schlachtgewicht"  (d.  h.  Gewicht  des  nach 
dem  schlachten  voraussichtlich  übrig  bleibenden 
verkäuflichen  Fleisches).  Die  hierin  liefi^ende 
Unsicherheit  und  andere  Rücksichten  haben 
schon  seit  lange  den  Wunsch  nach  einem  ein- 
heitlichen Verfahren  bei  der  Ermittelung  und 
öffentlichen  Notierung  der  Schlachtviehpreise 
hervortreten  lassen.  Was  die  Kleinhandels- 
preise für  das  Fleisch  betrifft,  so  sind  bei  ihnen 
neben  den  Sorten  (Rind-,  Kalb-,  Schweinefleisch 
usw.)  tunlichst  auch  die  Qualität  im  allge- 
meinen, ferner  die  Körperteile  (von  der  Keule, 
Bauchfleisch  usw.)  und  die  Verwendung  (zum 
Kochen,  Braten)  zu  berücksichtigen.  Vielfach, 
namentlich  in  Kleineren  Städten  und  auf  dem 
Lande,  ist  allerdings  eine  solche  ins  einzelne 
gehende  Unterscheidung  nicht  üblich,  auch  nicht 
angängig,  und  wird  dann  eine  Beschränkung 
auf  die  gangbarsten  Sorten  erforderlich  sein. 
Neben  den  Scmachtviehüreisen  im  Großhandel  und 
den  Fleischpreisen  im  Kleinhandel  kommen  in  den 
größeren  Städten  auch  noch  die  Großhandelspreise 
der  Engrosschlächtereien  (s.  den  vorhergehenden 
Art.  „Fleischergewerbe")  für  die  Viertel  der 
ausgeschlachteten  Tiere  in  Betracht.  Als  Preise 
werden  teils  Durchschnitts-,  teils  Maximai-  und 
Minimalpreise  erhoben  und  aie  Tagesnotierungen 
zu  Monats-  und  Jahrespreisen  zusammenge- 
zogen, während  in  räumlicher  fiinsicht,  sofern 
das  Material  es  erlaubt,  die  Durchschnitte  für 
Landesteile  und  den  ganzen  Staat  berechnet 
werden.  Bei  derartigen  Berechnungen  bieten 
die  ungleichen  Qualitäten  des  Fleisches  in  mehr- 
facher Beziehung  Schwierigkeiten.  Ueberhaupt 
muß  bei  Verwertung  dieses  preisstatistischen 
Materials  auf  die  Grundlagen  desselben  und  die 
Art  der  Ermittelung  sorgfältig  Rücksicht  ge- 
nommen werden. 

Uebrigens  werden  seitens  der  amtlichen 
Statistik  nur  die  Marktpreise  im  Großhandel 
sowie  die  Kleinhandelspreise  erfaßt,  während 
für  die  Stallpreise  amtliche  Ermittelungen  nicht 
vorliegen,  so  daß  hier  auf  gelegentliche  Privat- 
feststellungen zurückgegriffen  werden  muß. 

8.    Ergebnisse    der    Statistik.     Wie 

oben  hervorgehoben  wurde,  entstammen  die 
bisher  über  den  Fleischverbrauch  an- 
gestellten Berechnungen  verschiedenartigen 
Quellen  und  sind  mehr  oder  weniger  unzu- 
verlässig. Schon  deshalb  muß  hier  von 
eingehenderen  ^Litteilungen  der  Ergebnisse 
abgesehen  werden.  Für  das  Deutsche  ßeich 
läßt  sich  neuerdings  die  schon  erwähnte 
Schlachtvieh-  und  Fleischbeschaustatistik  mit 
Erfolg  verw^erten.  Die  auf  Gnmd  derselben 
angestellte  Berechnung  über  den  jährlichen 


^eischverbrauch  Deutschlands  ergibt  unter 
Berücksichtigimg  derjenigen  Hausschlach- 
tuDgen,  bei  denen  eme  amtliche  Beschau 
nicht  stattgefunden  hat,  für  die  Zeit  vom 
l./Vn.  1904  bis  dahin  1905  einen  Verbrauch 
auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  von  rund 
45  kg  allein  an  Fleisch  von  im  Inlande  ge- 
schlachteten Wiederkäuern  und  Schweinen. 
Diese  Zahl  erhöht  sich  auf  mehr  als  50  kg, 
wenn  außerdem  auch  das  eingeführte  Fleisch 
nebst  Schweineschmalz,  ferner  Wild  und 
Geflügel  in  Betracht  gezogen  werden.  Wenn 
auch  diese  Berechnung  nur  eine  annähernde 
sein  kann,  so  zeigt  sie  doch,  daß  die  meisten 
früheren  Erhebungen  den  Fleischverbrauch 
Deutschlands  viel  zu  niedrig  angegeben 
haben.  Der  deutsche  Landwirtschaftsrat 
kam  in  seiner  Denkschrift  über  die  Fleisch- 
produktion im  Jahre  1900  auf  eine  ein- 
heimische Erzeugung  von  38,80  kg  pro  Kopf 
der  Bevölkerung. 

lieber  die  Zunahme  des  Fleischverbrauch» 
im  Laufe  der  Jahrzehnte  belehrt  eine  Statistik 
aus  dem  Königreich  Sachsen,  nach  welcher  dort 
der  jährliche  Verbrauch  an  Rind-  und  Schweine- 
fleisch betrug: 

Jahrzehnte  überhaupt             P^Jik^nin? 

kg  kg 

1835—44  26  7i6i«>5  15,8 

1845-54  31971960  16,8 

1855—64  45  320  880  20.9 

1865—74  62  579  460  25,0 

1875—84  87  «;o4  «;95  29.8 

1885—94  118856370  34,6 

1895 — 99  159  123  500  40,6 

1900—04  1 76  662  800  40,9 

Diese  der  sächsischen  Schlachtsteuer- 
statistik entlehnten  Angaben  bieten  ein  zu- 
verlässiges Bild  von  der  beträchtlichen 
Fleischverbrauchszunahme  in  diesem  in- 
dustriereichen Lande. 

Die  von  einzelnen  Großstädten  auf  Grund 
der  Schlachthausstatistiken  ausgeführten  Be- 
rechnungen sind  untereinander  nicht  ver- 
gleichbar, weil  teils  die  Schlachtungen  allein 
zugrunde  gelegt  worden  sind,  teils  auch 
noch  die  Einfuhr  von  Fleisch,  Wild  usw. 
mitberücksichtigt  worden  ist  Für  1895 
wurde  der  Fleischverbrauch  für  Berlin  imd 
Umgegend  (Gesamtverbrauch)  angenommen 
auf  73^  kg,  für  Breslau  ^ohne  Geflügel, 
Wüd,  Pferde)  auf  44,8  kg,  für  München 
(ohne  Geflügel  und  Wild)  auf  74,9  kg,  für 
Dresden  (Gesamtverbrauch)  auf  71,3  kg,  für 
Magdeburg  (Schlachtungen  und  frisches 
Fleisch)  auf  63,5  kg  und  für  Augsburg  (ohne 
Geflügel  und  Wild)  auf  58,0  kg  pro  Kopf 
der  Bevölkerung.  Neuere  Angaben  liegen 
nicht  vor.  Der  Grund  für  die  Verschieden- 
heiten des  Verbrauchs  in  den  einzelnen 
Städten  liegt  u.  a.  in  der  ungleichen  sozialen 
Zusammensetzung  der  Bevölkerung^  den  ab- 
weichenden Wohlhabenheitsverhältnissen,  den 
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örtlichen  Gewohnheiten  lünsichtlich  der  Er- 
liähning  sowie  in  der  Yerschiedenheit  der 
Preise. 

Die  Ergebnisse  der  Berechnungen  und 
Schätzungen  des  Fleischverbrauchs  außerhalb 
Deutschlands  zeigen,  daß  der  Durchschnitts- 
verbrauch in  den  einzelnen  Ländern  ein 
sehr  verschiedener  ist  So  wurde  der  Fleisch- 
verbrauch für  1898  pro  Kopf  geschätzt  in  i 
den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  auf 
jährlich  73,5,  für  Großbritannien  auf  59,5, 
für  Norwegen  auf  40,  für  Frankreich  auf  38,5, 
für  Si»anien  auf  35,  für  Schweden  und  die 
Schweiz  auf  31,  für  Belgien  auf  30,5,  für 
<.>esterreich- Ungarn  auf  30,  für  Kußland, 
Portugal,  die  Niederlande  und  Irland  auf  25 
und  für  Italien  auf  13,5  kg.  Zum  Teil  sind 
diese  Verschiedenheiten  auf  mehr  oder 
minder  erhebhchen  üngenauigkeiten  in  den 
Ermittelungen  zurückzuführen,  so  daß  jene 
Zahlen  mit  Vorsicht  aufzunehmen  sind. 

In  den  Industriestaaten  reicht  die  heimische 
Pnxluktion  ziu*  Deckung  des  Bedarfs  nicht 
aus ;  namentlich  gilt  dies  für  Großbritannien 
und  Irland,  deren  Zufuhren  an  ausländischem 
Fleisch,  hauptsächlich  aus  Amerika  und 
Australien  stammend,  seit  Ende  der  70  er 
Jahre  ganz  bedeutend  gestiegen  sind.  Nach 
<ler  englischen  Handelsstatistik  stieg  die 
Fleischeinfuhr  von  22,4  Mill.  £  im  Jahre 
1892  auf  37,1  Mill.  £  im  Jahre  1904.  Die 
Einfuhr  lebenden  Viehs  betrug  in  diesen 
beiden  Jahren  9,4  bezw.  10,3  Mül.  £.  Auch 
im  Deutschen  Reiche  liat  bis  in  die  90  er 
Jahre  bei  abnehmenden  Ausfuhrmengen  der 
Verbrauch  an  fremdem  Fleisch,  besonders 
aus  Dänemark,  den  Niederlanden,  Oesterreich- 
Ungarn  und  Rußland,  zugenommen.  In 
neuester  Zeit  ist  die  Vieheinfulir  infolge  der 
Grenzsi»erren  stark  zurilckgegangen.  Der 
auswärtige  Vieh-  und  Fleischhandel  Oester- 
reich- Ungarns  ist  zwar  zurzeit  noch  aktiv 
und  dient  der  Versorgung  der  Nachbarländer  | 


Jahre 
1871—1880 
1881—1890 
1891—1900 

1901 

1902 

1903 

1904 


Schweinefleisch 

127 
124 

132 
134 
150 

H3 
132 

hervorgeht, 
einem    be- 


Riudfleisch 
125 

117 
126 

132 
136 
141 

145 
Wie  aus  dieser  Cebersicht 
weisen  die  Fleischpreise  nach 
trächtlichen  Rückgang  in  den  20  er  Jahren 
eine  andauernde  Steigening  auf,  die  nur  in 
den  80  er  Jahren  eine  Unterbrechung  er- 
fahren hat.  Namentlich  in  den  letzten 
Jahren  hat  diese  Preissteigerung  beträcht- 
liche Fortschritte  gemacht  Eine  entsprechende 
Bewegung   ist   auch   bei  den  Großhandels- 

E reisen  zu  beobachten.  In  der  folgenden 
tatistik  der  Großhandelspreise  für  S^lacht- 
vieh  in  Berlin,  wie  sie  vom  Kaiserlichen 
Statistischen  Amt  ermittelt  werden,  beziehen 
sich  die  Angaben  für  Rinder  auf  Schlacht- 
gewicht, IL  Qualität,  für  Schweine  auf 
Lebendgewicht,  20 "0  Tara,  IL  Qualität,  für 
Kälber  auf  Schlachtgewicht,  IL  Qualität,  für 
Hammel  auf  Schachtgewicht,  I.  Qualität. 
Es  betrugen  die  Preise  in  Mark  per  dz  im 
Diurchschnitt  der  Jahre  bezw.  in  den  einzelnen 
Jahren  für: 

Jahre       Kinder  Schweine  Kälber  Hammel 
1881-86 
1886-90 
1891—95 
1896—1900 

1901 

1902 

1903 

1904 

1905 

Im  ganzen  bewegt  sich  die  Preissteigerung 
bei  den  einzelnen  Fleischarten  in  gleicher 
Richtung.  Nur  das  Schweinefleisch  weist 
auch  in  kürzeren  Fristen  sehr  erhebliche 
Preisschwankungen  auf,  was  darauf  zurück- 


107,0 

102,7 

107,4 

108,3 

104,5 

98,7 

98,5 

101,5 

116,7 

102,6 

107,5 

101,0 

114,7 

98,6 

123,2 

107,6 

"7,3 

112,0 

127,1 

112,9 

121,4 

iiS,8 

134,8 

120,8 

129,0 

99.7 

144,1 

132,9 

131,5 

98.0 

144,3 

127,2 

137,5 

128.1 

153,9 

139.1 

(Deutschland,  Italien,  Schweiz),  doch  dürfte ,  zufüliren  ist,  daß  hohe  Schweinepreise  einen 
die  weitere  Ent Wickelung  der  dortigen  In- 1  starken  Antrieb  zur  raschen  Vermehrung 
dustrie  dahin  führen,  daß  Oesterreich-Ungarn  j  der  Produktion  darbieten,  welche  leicht  in 
in  absehbarer  Zeit  aus  der  Reihe  der  Export-  Ueberproduktion  ausartet  mit  folgendem 
länder  ausscheidet.  \  Preisrückgang.    Dieser  letztere  führt  dann 

Zur  Veranschaulichung  der  zeithchen  1  ^^ieder  zur  Einschränkung  der  Schweine- 
Entwickelung  der  Fleischpreise  mögen !  haltung  und  damit  zu  einer  erneuten  Preis- 
zunächst  die  weit  ziunlckreichenden  Preise  l  Steigerung. 

auf  dem  Ifediner  Markte  dienen.  Naili  den  ,  \Vas  den  Zusammenliang  zwischen  Gn)ß- 
amüichen  preußischen  Ermittelungen  be- '  handels-  und  Kleinhandelspreise  anbetrifft, 
trueen  die  Kleinhandelspreise  für  Rindfleisch  j  go  ist  ein  solcher  bei  einem  Vergleich  der 
und    Schweinefleisch    im   Durchschnitt   der  1  einzelnen  Jahre  nicht  zu  verkennen.  Indessen 

Jahren  in  Pfg.  i  erweisen  sich  die  letzteren  in  der  Regel 
I  stabiler  als  die  ersteren.  Eine  eingehendere 
Schweinefleisch .  Prüfling  auch  bezüglich  der  monatiichen 
!  Preisveränderungen  wird  u.  a.  dadurch  er- 
'  schwelt,  daß  die  Fleisch  |ualitäten  im  Klein- 
•  verkauf  selir  vei-schieden  sind  und  daß  ferner 
dem  einzelnen  Stück  Vieh  außer  dem 


Jahrzehnte 

bezw. 

in    d( 

pro  kg.  für 
Jaire 

Rindfleisch 

1811-1820 

89 

1821-1830 

61 

1881—1840 

63 

1841—1850 

71 

1851—1860 

«5 

1861—1870 

100 

90 
06 

79 
100 
108 


von 
Fleisch 


auch    die 


Nebenprodukte 
54* 


(Haut, 
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Kopf,  Eingeweide  usw.)  Yenvertung  finden. 
Uebrigens  sind  bei  Beurteilung  des  Unter- 
schiedes der  beiden  Preisarten  im  wesent- 
lichen dieselben  allgemeinen  Gesichtspimkte 
maßgebend,  welche  bei  Erörterung  der  Brot- 
preise (s.  d.  Art.  oben  S.  r)i")3fg.)  hervorge- 
hoben worden  sind. 

Während  die  Fleischpreise  in  Deutsch- 
land infolge  der  Zunahme  des  heimischen 
Verbrauchs,  der  Einschränkung  der  aus- 
wärtigen Zufuhren  aus  sanitätspolizeilichen 
Gnlnden  sowie  unter  dem  Einfluß  des  Zoll- 
schutzes eine  steigende  Bewegung  aufweisen, 
hat  sich  die  Entwickelung  der  Fleischpreise 
in  England  in  neuerer  Zeit  in  anderer  Weise 
vollzogen.  Es  betrugen  nämlich  in  London 
im  Durchschnitt  der  Jalire  die  Preise  in 
Pfg.  pro  kg  für 


Jahre 

Rindfleisch 

Schweinefleisch 

1846—1860 

88 

114 

1851-1860 

ICO 

HO 

1861-1870 

112 

120 

1871—1880 

«31 

124 

1881-1890 

112 

io8 

1891-1900 

lOO 

lOO 

1901—1904 

HO 

io6 

Die  im  ganzen  wesentlich  niedrigeren 
englischen  Preise  trotz  der  Verbrauchszu- 
nahme erklären  sich,  abgesehen  von  der 
Zollfreiheit,  in  erster  Linie  dadurch,  daß 
England  zur  Deckung  seines  Bedarfs  die 
reiche  Fleischproduktion  Amerikas  und 
Australiens  in  steigendem  Maße  mit  heran- 
zieht, wohingegen  Deutschland  in  der  Haupt- 
sache auf  den  eigenen  Viehstand  angewiesen 
bleibt. 

Literatur:  £in  reicher  Literaturnachweis  findet 
»ich  hei  O,  Gerlach ,  Art,  „Fleisciücontum  u. 
Fleiachpreüe",  H.  d.  St.,  2.  Avfl.,  Bd.  III,  S.  1094 fg. 
—  Vgl.  außerdem  W,  Wygodzinttki,  Landieirt- 
tchaftliche  Produktion,  Art.  im  Jahr-  und  Lese- 
buch „Die  Weltwirtschaft",  I.  Jahrgang,  /906, 
I.  Teil,  Leipzig  1906.  —  R,  Caiwer,  Das  Wirt- 
schaftsjahr 1906  und  früher,  Jena.  —  Julius 
Wolf,  Studien  zur  Fleischteuerung  190SI0S,  Art. 
in  den  Jahrbüchern  f.  Nat.  u.  Stat.,  S.  Folge, 
lid.  XXV,  Jena  190S.  —  Ueber  die  Fleischver- 
sorgung  des  deutschen  Volkes,  herausgegeben  vom 
Verein  zur  Wahrung  der  gemeinsamen  Interessen 
des  deutschen  Handels  und  der  Industrie  von 
Fleisch-  und  Fettwaren,  Cöln  1902.  —  Die 
Fleischteuerung  im  Jahre  1905,  herausgegeben 
vom  Ministerium  für  Ixindwirtschaft,  Domänen 
und  Forsten,  Berlin  1905.  —  v,  Jnrfischeh, 
Vebersichten  der  Weltipirtschaft  1^85/89,  Berlin 
1890  (Jahrgang  1890—1902  im  Erscheinen  be- 
griffen). —  Endlich  ist  auf  die  Veröffentlichungen 
des  Kaiserl.  deutschen  stat.  Amts  soiHe  der  ein- 
zelnen statistischen  Landesämter  hinzuweisen. 
A.   Wirtnlnghau». 
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1.  Begriff  und  Arten.    2.  Bedeutung.  3.  Ver- 
kehrswege.   4.  Rechtliche  Verhältnisse. 


1.  Begriff  und  Arten.  Die  F.  erscheint 
als  ein  Teil  des  Wasserstraßen  verkehre  und 
stützt  sich  auf  primitive  Fahrzeuge,  die  aus 
losen  oder  miteinander  verbundenen  Stämmen 
oder  Balken  (seltener  Brettern)  bestehen  und 
in  der  Regel  den  Zweck  haben,  ihre  eigenen 
Bestandteile  —  nötigenfalls  nebst  den  dazu 
erforderlichen  Begleitmaimschaften  —  zu 
Tal  zu  schaffen.  Fahrzeug  und  Ladung  fällt 
also  hier  in  der  Regel  zusammen.  Die  Fahr- 
zeuge sind  nicht  zu  dauernder  Verkehrs- 
vermittelung bestimmt,  sondern  werden  mit 
Erreichung  ihres  Zieles  dem  Verkehrsdienst 
entzogen.  Das  trifft  wenigstens  für  die 
Kulturstaaten  zu.  In  weniger  entwickelten 
Ländern  kommen  floßartige  Fahrzeuge  zu 
dauerndem  Gebrauch  vor,  z.  B.  um  Wasser- 
läufe zu  überqueren.  Auf  entwickelteren 
Stufen  bedient  man  sich  zu  gleichen  Zwecken 
entweder  der  Fälu^n,  deren  Form  dem  Floß 
am  nächsten  steht,  oder  der  Schifife.  der 
Bnlcken  usw. 

Die  F.  scheidet  sich  in  die  F.  mit  ver- 
bundenen Hölzern  und  die  F.  mit  unver- 
bundenen  Hölzern.  Die  F.  mit  unverbundenen 
Hölzern  oder  Trift  (auch  Drift)  oder  „Holz- 
F."  oder  „Wild-F."  besteht  in  der  Beförde- 
rung einzelner  loser  Hölzer  (Stämme,  Balken 
usw.)  zu  Tal ;  als  Triebkraft  kommt  nur  die 
Kraft  des   fließenden  Wassers  in  Betracht. 

Die  F.  mit  verbundenen  Hölzern  oder 
,J'loßfahrt''  oder  „Zimmer-F."  benutzt  flache 
Fahrzeuge,  die  aus  mehreren  miteinander 
verbundenen  Stämmen  (oder  Balken)  bestehen. 
Da  diese  Fahrzeuge  öfter  lange  Reisen 
zurückzulegen  haben,  so  sind  sie  nicht  selten 
mit  ünterkunftsräumen  ftir  die  Begleitmann- 
scliaften  versehen.  Als  Triebkraft  spielt 
auch  hier  das  strömende  Wasser  eine  beson- 
dere Rolle.  Aber  auch  die  menschliclie 
Muskelkraft  wird  zur  Ergänzung  hinzuge- 
zogen, da  Hakenstangen  oder  auch  Ruder 
in  Benutzung  genommen  werden. 

Auf  größeren  Flüssen,  auf  denen  oft 
Flöße  von  erheblicher  Ausdehnung  benutzt 
und  mehrere  kleinere  Flöße  zu  einem  Falu- 
zeug  verbunden  werden,  findet  man  nielit 
selten  auch  die  Anwendung  von  Segeln,  die 
allerdings  dem  Winde  im  Vergleich  zur 
räumlichen  Ausdehnung  des  Fahrzeugs  eine 
viel  kleinere  Fläche  bieten,  als  es  bei  &hiffeii 
möglich  ist.  Neuei-dings  werden  auch  in 
wachsendem  Maße  die  Flöße  durch  Dampfer 
geschleppt.  Das  beschleunigt  die  Talfalirt 
und  erleichtert  die  Bergfahrt,  die  aber  M 
Flößen  nur  selten  —  auf  Flüssen  mit 
mäßigem  Gefälle  —  vorkommt. 

2.  Bedeutung.  Die  F.  kann  in  manchen 
Beziehungen  schädlich  einwirken.  Bei  df»r 
Trift  wird  wähi'end  der  Benutzung  d^s 
Wasserlaufs  zur  F.  dessen  sonstige  Verwen- 
dung unmöglich:  auch  werden  die  Uf»M 
leicht   bCvSchädigt   und   die  Uferbesitzer  in 
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manchen  Beziehungen  in  ihrem  Eigentums- 
recht beeinträchtigt. 

Auch  die  Floß  fahrt  bietet  mancherlei 
Gefahren.  Die  Größe,  die  geringe  Lenk- 
barkeit und  die  langsame  Fortbewegung  der 
Flöße  bei-eiten  oft  der  Schiffalirt  Hindernisse 
und  Gefahren,  und  aus  demselben  Grunde 
werden  leicht  auch  die  Cfer  und  die  dort 
vorhandenen  Anlagen  sowie  die  im  Fluß 
befindlichen  Anlagen,  z.  B.  Badeanstalten 
usw.,  I>e8chädigt. 

Auf  der  anderen  Seite  hat  die  F.  aber 
in  jeder  Form  ftlr  den  Holz  verkehr  eine 
nicht  geringe  Bedeutung.  Sie  ist  die  billigste 
Art,  Stämme  oder  Balken  von  ihrer  Ge- 
winnungsstätte an  die  Yerarbeitungs-  oder 


bungen  von  Schmaleningken  (Memel)  und 
Thom  (Weichsel),  die  den  bedeutendsten 
Floß  verkehr  haben,  steckt  ohne  Frage  viel 
russisches  Holz. 

Der  Durchgangs-Floß  verkehr  zu  Tal  stellte 
sich  in 

Schmaleningken  Thom 

1876,^     auf       480000  t  757000  t 

1881/85       „         522000  „  869000  „ 

1886/90       „         725  000  „  783  000  „ 

189l,/95       „         609000  „  681000  „ 

1896/1900     „         718000  „  818000  „ 

1801  „         512000  „  789000  „ 

1902  „         411 000  „  434000  „ 

1903  „         691 000  „  831 000  „ 
190^          »         735000  „  552000  „ 

Bedeutend  sind  auch  die  Ausschreib\mgen 


\  erbrauchsstätte  zu  beordern     Das  geschla-  j„  La^j^^^  p^^^^^  ^^^  og^^OO  t  im  Jahre 

gene  Holz  ist  wenig  transportfälug,  solange  19^4,  die  --  was  ein  Ausnahmefall  ist  - 

es  nicht  weiter  v;erarbeitet  ^^^.   Wo  deshalb  ^„  ^     durchgegangen  sind,  und  im  Brom- 

Triit   oder   Floß  fahrt   zur  Beförderung   der  berger   Kanal   (1   ler  Richtimg   nach   der 

geschlagenen  und  nur  roh  zurecht  gemachten  ^^f^^  diu-chgegangen)  mit  3.53  (XK)  t  (1904). 

btämme  möglich  ist,  beciient  man  sich  gern  ^rj^^tige  Durchgangs-  oder  Endpunkte  des 

T^  :S^'VP'\^'^  ^'^^^-  ^iji^-    ^^  ^^l*^^   Holzfioßverkehrs  sind  femer        ^ 

der  Tnft  sind  sehr  genngfugig.    Die  Kosten   ^  u    ^     /t^iv  ^  ioni  j      u 

der  Floßfahrt  setzen  sich  zus^men  aus  den   S<^^^^^«  (^Ibe)  1904  durchgegangen         ^ 

Kosten,    die    durch    Zusammenfügen     der  König8berg(Pregel)  1904 angekommen 

Stämme  zu  Flößen  und  der  kleineren  Flöße      zn  Tal    ...    .    .    .  274000 

zu  größeren,  durch  Herstellung  der  Anlagen  Ktistrin  (Warthej  1904  zu  Tal  durcb- 

zur  Unterbringung  der  Begleitmannscliafteu,      gegangen 144  000  „ 

«lurch  Verptlegung,  Löhnung  und  Rückreise  Mannheim  1904  angekommen  auf  dem 

der    Begleitmannscliafteu    entstehen.      Das      Neckar  zu  Tal 65  000  „ 

alles  sind  geringe  Beträge ;  zu  ihnen  kommen  In  Frankreich  ist  die  Bedeutung  der 
ev.  noch  die  Kosten  hlr  Durchschleusung,  Floßfahrt  nicht  so  groß  wie  in  Deutschland, 
für  Brückenöffnung  usw.  Besondere  Auf-  Im  Jahre  1903  kamen  auf  Flößholz  nur 
Wendungen  für  die  Triebkraft  sind  nur  dann  04  ^/o  der  ganzen  auf  Binnenwasserstraßen 
nötig,  wenn  die  Flöße  durch  Dampfer  ge-  verschickten  Gütermenge  und  nur  0,2  ®/o  der 
schleppt  werden.  geleisteten    Tonnenkilometer.     Viel    größer 

Die  Benutzung  der  Floßfahrt  zur  Holz-  ist  der  Anteil  der  F.  in  Rußland,  wo  im 
befördening  ist  dann  am  größten,  wenn  die  Durchschnitt  von  1894—1903:  38,3  ®/o  und 
Waldwirtschaft  auf  Holzausfuhr  gerichtet  im  Jahre  1904  35,4  ®/o  der  ganzen  auf 
ist,  und  wenn  sich  in  der  Nähe  der  Holz-  Binnenwasserstraßen  beförderten  Güter- 
gewinnun^tätten  nicht  Holzsägereien  be-  menge  auf  F.  entfallen.  Dort  wird  mit 
finden,  die  das  Holz  in  transportfähigere  den  Flößen  nicht  selten  auch  Getreide  be- 
Fonn  überführen.  fördert. 

In  dieser  Beziehung  verschieben  sich  3.  Verkehrswege.  Die  F.  mit  unver- 
natürlich  die  Verhältnisse.  An  sich  ist  es  bundenen  Hölzern  kann  in  schiffbaren  Ge- 
zweckmäßiger, das  Holz  vor  dem  Versand  zu  wässern  nicht  gestattet  werden,  da  sie  den 
zerschneiden.  Dalier  ist  man  auch  neuerdings  Verkehr  zu  sehr  stören  und  gefährden 
mehr  dazu  übergegangen,  in  den  Holzge-  würde.  Sie  beschränkt  sich  also  auf  Privat- 
winnungsbezirken,  namentlich  in  der  N^e  gewässer. 

der  deutschen  Ost-  und  Südostgrenze,  Holz-  Die  F.  mit  verbundenen  Hölzern  dagegen 
sägereien  zu  errichten.  Bis  zu  gewissem  bedient  sich  der  öffentlichen  Gewässer.  Sic 
Grade  muß  das  den  Floß  verkehr  abschwächen,  benutzt  die  schiffbaren  Wasserstraßen,  aber 
Auch  die  Kleinbahnen  ziehen  einen  Teil  des  sie  kann  wegen  des  geringen  Tiefganges 
Holzverkehrs  an  sich.  Gleichwohl  ist  die  ihrer  Fahrzeuge  auch  die  noch  nicht  schiff- 
Floßfahrt  in  Deutschland  noch  immer  recht  baren  Teile  der  Wasserstraßen  befahren, 
ansehnlich.  Man  schätzt  sie  auf  etwa  ^  10  Allerdings  zwingt  die  Gestaltung  der  nur 
^ler  vom  Wasserstraßenverkehr  Deutsclilands  flößbaren  Oberläufe  der  Flüsse  2u  bestimmter 
ül>erliaupt  geleisteten  Tonnenkilometer.  Die  Beschränkung  der  Ausdehnung  der  Floß- 
größere Hälfte  dieses  Floßverkehrs  entfällt  fahrzeuge,  und  erst  dann,  wenn  die  Flüsse 
auf  die  ostelbischen  Gebiete.  ,  eine   größere   Breite   des  Fahrwassers   auf- 

Dal>ei  spielt  die  Einfuhr  aus  Rußland  eine '  weisen,  können  jene  umfangreichen  Fahrzeuge 
erhebliche  Rolle.    In  den  Verkehrsansclirei- !  zusammengestellt  werden,  die  auf  den  unter- 
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laufen  der  Ströme  verkehren  und  die  auf 
dem  Rhein  als  ,,Holländerflöße"  bezeichnet 
werden. 

Wie  weit  die  flößbaren  Strecken  auch 
wirklich  zur  Floßfahrt  benutzt  werden,  hängt 
von  ihrer  Beschaffenheit  und  von  dem  Stande 
der  Waldwirtschaft  und  der  örtlichen  Ver- 
teilung der  Wälder  wesentlich  ab.  In  Frank- 
reich z.  B.  wird  der  größere  Teil  der  flöß- 
baren Strecken  nicht  benutzt.  Nach  amt- 
lichen Feststellungen  des  französischen 
Ministeriums  der  öffentlichen  Arbeiten  waren 
1903  in  Frankreich  vorhanden 

flößbare,  aber  unbenutzte  Strecken    2324  km 
„        und  benutzte  „  607    „ 

2931  km 

In  Deutschland  waren  nach  den  Be- 
rechnungen von  V.  Kurs  im  Handbuch  der 
Wirtschaftskunde  Deutschlands  für  1903  von 
6403  km  flößbaren  Wasserstraßen  962  km 
nicht  mehr  in  Benutzung.  Die  deutschen 
flößbaren  Strecken  sind  im  Rhein-,  Oder- 
und  Donaugebiet  am  längsten,  im  Elbe-  und 
Wesergebiet  am  kürzesten.  Das  Weichsel- 
gebiet, soweit  es  innerhalb  der  Reichsgrenzen 
liegt,  weist  annähernd  600  km  flößbarer 
Strecken  auf,  zu  denen  aber  in  dem  russischen 
Teil  dieses  Stromgebietes  noch  bedeutende 
Strecken  hinzutreten. 

Das  Material,  das  auf  den  deutschen 
flößbaren  Straßen  befördert  wird,  stammt 
aus  dem  Schwarzwald  und  anderen  süd west- 
deutschen Gebirgen,  aus  Thüringen  und  dem 
Harz,  aus  den  brandenburgischen,  böhmischen 
und  russischen  Wäldern. 

Die  flößbaren  Wasserstraßen  sind  zum 
allergrößten  Teile  natürliche  Flußstrecken 
einschließlich  gewisser  Binnenseestrecken. 
Indes  ist  an  manchen  Stellen  auch  die  An- 
lage von  Floßkanälen  erforderlich  geworden, 
um  Stromschnellen  oder  Wasserfälle  zu 
umgehen.  Auch  besondere  Floßschleusen 
und  Floßhäfen  kommen  vor,  Anlagen,  bei 
denen  auf  die  räumliche  Ausdehnung  der 
Fahrzeuge  besondere  Rücksicht  genommen 
wei-den  muß.  Von  den  5441  km  flößbarer 
und  zum  Flößen  benutzter  Wasserstrecken, 
die  Deutschland  nach  den  Berechnungen  von 
Kurs  hat,  sind  23  km  Binnenseestrecken 
und  56  km  Kanalstrecken,  von  denen  der 
größte  Teil  auf  das  Elbe-  und  Odergebiet 
entfällt. 

Ueber  sehr  ausgedehnte  nur  flößbare 
Wasserläufe  verfügt  Rußland ;  Kurs  bei-echnet 
die  Strecke  für  das  europäische  Gebiet  auf 
26 166  km,  für  das  asiatische  auf  38027  km. 

4,  Rechtliehe  Yerhftltnisse.  Die  beiden 
Arten  der  F.  sind  in  rechtlicher  Beziehung 
scharf  auseinander  zu  halten.  Die  F.  mit  un- 
verbundenen  Hölzern  ist  ein  tiefer  Eingriff  in 
die  Rechte  der  Uferbesitzer.  Dieser  Eingriff  ist 
im  Interesse  der  Waldwirtschaft  heut  meist  als 


Servitut  des  öffentlichen  Rechtes  den  Privat- 
flüssen und  Ufergrundstücken  auferlegt.  Daneben 
kommt  die  Begründung  des  Triftrechtes  durch 
Vertrag  oder  durch  Ersitzung  zugunsten  be- 
stimmter Personen  oder  zugunsten  des  Fiskus 
vor.  Auch  als  Be^al  des  Staates  erscheint  das 
Triftrecbt.  Eine  emheitliche  Regelung  besteht 
nicht;  auch  das  BGB.  für  das  Deutsche  Reich 
greift  hier  nicht  ein. 

Die  Ausübung  des  Triftrechtes  ist  durch  be- 
hördliche Verordnungen  auf  bestimmte  Zeiten 
beschränkt  und  im  emzelnen  geregelt,  um  eine 
Benachteiligung  der  Uferbesitzer  zu  vermeiden. 
Die  Einzelheiten  interessieren  hier  nicht. 

Die  Floßfahrt  steht  der  Binnenschiffahrt  nahe, 
da  die  flößbaren  Gewässer  als  öffentliche  Ge- 
wässer gelten.  Daher  wurde  und  wird  im  all- 
gemeinen die  Floßfahrt  denselben  Rechtsgrund- 
sätzen  unterworfen  wie  die  Binnenschiffahrt. 
Das  gilt  auch  für  die  internationalen  Beziehungen 
(vgl.  Wiener  Kongreßakte  1815).  Die  Verfassung 
des  Deutschen  Reiches  bezeichnet  die  F.  auf  den 
Wasserstraßen,  die  mehreren  deutschen  Staaten 
angehören,  als  Gegenstand  der  Beaufsichtigung 
und  Gesetzgebung  des  Reiches  (Art.  4,  Ziff.  9). 
Die  Grenzen,  die  in  der  Reichsverfassnng  für 
die  Abgabenerhebung  auf  natürlichen  Wasser- 
straßen gezogen  sind,  gelten  nach  Art.  54.  Abs.  4 
auch  für  die  F.,  soweit  sie  auf  schiffbaren  Wasser- 
straßen betrieben  wird.  Die  Floßfahrt  auf  den 
nur  flößbaren  Wasserstraßen  wurde  durch  G.  v. 
l./VI.  1870  denselben  Grundsätzen  unterworfen.*) 
Soweit  höhere  Abgaben  bestanden,  wurden  sie 
—  gegen  Entschädigung  aus  Reichs-  bezw. 
Bundesmitteln  —  abgelöst. 

Eine  genauere  Regelung  der  privatrechtlichen 
Verhältnisse  der  Floßfahrt  erfolgte  in  Deutsch- 
land durch  G.  v.  15./ VI.  1895,  das  sich  meist 
den  Vorschriften  des  Binnenschiffahrtsgesetzes 
von  demselben  Tage  anschloß.  Das  Gesetz  be- 
handelt die  rechtliche  Stellung  des  Floßführers 
und  der  Floßmannschaft  und  dehnt  u.  a.  anf 
das  Dienstverhältnis  beider  Gruppen  die  ent- 
sprechenden Vorschriften  der  Gew.-O.  aus,  ferner 
die  Haftung  für  den  durch  die  Floßfahrt  ver- 
ursachten Schaden,  den  Berge-  und  Hilfelohn 
bei  Unglücksfällen  auf  der  Fahrt  usw.  Ueber 
den  Bdähigungsnachweis  der  Floßführer  anf 
Wasserstraßen,  auf  denen  eine  regelmäßige 
Schiffahrt  nicht  stattfindet,  hat  die  Landes- 
regierung Bestimmung  zu  treffen ;  auf  den 
übrigen  Wasserstraßen  nat  der  Bundesrat  solche 
Bestimmungen  zu  erlassen. 

Die  bestehenden  Strompolizeiverordnnngen 
und  Schiffahrtsordnungen  und  die  Bestimmungen 
der  Unfallversicherungs^esetze ,  soweit  sie  sich 
auf  die  Floßfahrt  beziehen,  werden  durch  da» 
neue  Gesetz  nicht  berührt. 

Literatur:  Kurs,  TaMiarische  Nachrichten  über 
die  flößbaren  und  die  schiffbaren  Wasserstraßen 
des  Deutschen  Reichs,  Berlin  1894.  —  IPerseibef 
Die  Binnenschiffahrt^  im  Handbuch  der  Wirt- 
Schaftskunde  Deutschlands,  Bd,  4,  S.  SiSfg.. 
Leipzig  1904.  —  Otto  Mayer,  Art.  „Flößerei", 
Stengels  Wörterb.  d.  D.  V.R.,  Bd.  1,  S.  4fS  bis 
4S4,   Freiburg   i.  B.  1890.  —   Drucksachen    de* 


')  Das  Gesetz  ist  1870  auf  Württemberg, 
Baden  und  Südhessen  ^  1871  mit  gewissen 
Aenderungen   auf  Bayern  ausgedehnt  worden. 
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JUicfutages,  1894;  95,  -ZV>.  82.  —  ZeiUehr\ß  für 
Binnenschiffahrt,  —  Stoerk,  Art,  „Flößerei", 
H.  d.  St,,  2,  Avfl,,  Bd.  III,  S.  Uli  fg.,  Jena  1900 
(dort  auch  weitere  juristische  Literatur), 

R,  van  der  Borght, 


Flurbficher. 

Zur  Veranlagung  der  Gnindstener  (vgl.  Art. 
^Grundsteuer"^  18t  die  Herstellung  you  Katastern 
erforderlich.  Nach  diesen  werden  die  steuer- 
pflichtigen Liegenschaften  nach  Hebebezirken 
oder  Gemeinden  zusammengefaßt.  Solche  Ver- 
jseichuisse  der  Dorfflur  nennt  man  F.  oder  Mutter- 
rolleu.  In  sie  sind  insbesondere  die  Eigentums- 
yerbältnisse  einzutragen  und  alle  eventuellen 
Teränderungen  hier  zu  verzeichnen. 

Max  von  Hecket. 


Flnrzwang. 

Unter  F.  versteht  man  die  Verpflichtung 
einer  Anzahl  von  Gnindbesitzern  (in  der 
Regel  Bauern)  zu  gemeinschaftlich  geregeltem, 
übereinstimmendem  Fruchtbau  auf  ihren 
Aeckem  mit  gleichen  Terminen  der  Be- 
stellung, Aussaat  und  Ernte. 

Diese  Verpflichtung  ist  entweder  dadurch 
verursacht,  daB  die  Aecker  der  einzelnen  an 
zahlreichen  auseinanderliegenden  Stellen  der 
Flur  verstreut,  also  mit  denen  der  anderen  „im 
Gemen^**  liegen,  ohne  daß  zu  allen  Wege  führen, 
nnd  da^er  nur  über  die  Nachbaräcker  zugäng- 
lich sind.  Vgl.  Art  -Gemengelage".  Oder  sie 
hat  darin  ihren  Grund,  daß  außer  dem  Besitzer 
auch  anderen  ein  Recht  zur  Weide,  eine  „Weide- 

ferechtigkeit",  für  ihr  Vieh  auf  den  abgeernteten 
eckern  zusteht,  entweder  der  Gesamtheit  der 
Dorfgenossen  für  die  Dorfherde  auf  allen 
Länoereien  der  Dorfflur,  welche  nicht  stehende 
Früchte  tragen,  also  Stoppel,  Brache,  Dreesch, 
oder  einer  anderen  Person,  welche  vielleicht  gar 
keine  Aecker  in  der  Flur  hat,  z.  B.  dem  Grund- 
oder Gutsherrn  auf  den  Aeckem  seiner  ab- 
hängigen Bauern,  auch  wenn  seine  eigenen 
Aecker  nicht  mit  diesen  im  Gemenge  liegen. 

Der  F.  beniht  also  entweder  auf  der 
Gemengelage  der  Aecker  ohne  genügende 
Zugangswege  oder  auf  dem  „gemeinsamen 
Weidegang*'  und  den  „Weidegerechtigkeiten'* 

—  also  auf  den  Bedürfnissen  des  Ackerbaues 
oder  denen  der  Viehwirtschaft. 

Der  durch  die  Gemengelage  der  Aecker  be- 
dingte F.  ist  mit  dieser  entstanden,  also  je  nach 
der  Ansicht  über  den  Ursprung  aer  Gemenge- 
lage entweder  gleich  bei  der  ersten  Ansiedelung 

—  und  zwar  entweder  rationell,  zur  Herstellung 
gleicher  Anteile  an  der  Nutzung  der  Dorfmark, 
oder  historisch,  durch  den  allmählichen  Aufbau 
der  Flur  aus  den  einzelnen  Gewannen  —  oder 

2»äter  durch  Teilung  ursprünglich  größerer 
üter,  oder  endlich  durch  grundherrliche  An- 
ordnung. Vgl.  Artt.  „Agrargeschichte"  (oben 
S.  30  fg:)  und  „Bauer^  (oben  S.  324  fg.). 

Auch  der  gemeinsame  Weidegang  wie  die 
Weidegerechtigkeiten  Dritter  können  sowohl 
bis  auf  die  erste  Ansiedelung  zurückgehen  als 


später  erst  entstanden,   vorbehalten   oder  er- 
worben sein. 

Der  F.  in  beiden  Formen  findet  sich  eben- 
sowohl im  Gebiete  der  sogenannten  „volkstüm- 
lichen Siedelung''  der  Deutschen  und  Skan- 
dinavier als  bei  den  auch  von  der  herrschenden 
Meinung  als  solche  anerkannten  gmndherrlichen 
Dorfanlagen,  also  namentlich  auch  überall  im 
kolonisierten  Deutschland.  Hier  wird  überall  P. 
vorausgesetzt,  selbst  bei  den  Waldhufen  in  ge- 
wissem Umfang  (vgl.  Art.  „Ansiedelung^  oben 
S.  95 fg.),  dagegen  findet  er  sich  regelmäßig 
nicht  bei  den  als  keltisch  aufgefaßten  Einzelhöfen, 
also  in  Deutschland  vor  allem  in  den  großen 
Gebieten  der  Einzelhofsiedelun^,  in  Westfalen. 
Oldenburg  und  Friesland.  Hier  sind  die  ge- 
schlossenen Kämpe,  in  denen  das  Vieh  eines 
jeden  einzelnen  Hofes  ohne  Hirten  weidet,  hier 
findet  sich  F.  nur  ausnahmsweise  bei  den  soge- 
nannten „Eschen".  Er  ist  also  ein  wesentliches 
Merkmal  der  Dorfsiedelung  im  Gegensatz  zur 
Einzelhofsiedelung. 

Dieser  doppelte  F.  war  bei  den  ursprüng- 
lichen Verhältnissen,  den  alten  einüben 
Betriebssystemen  der  Feldgraswirtschaft  und 
der  Dreifelderwirtschaft,  die  nur  auf  Ge* 
winnung  von  Getreide  imd  Gras  beruhten, 
nicht  besonders  drückend,  wenn  er  auch 
immer  ein  Hindernis  für  technische  Fort- 
schritte des  Einzelnen  bildete.  Als  aber  in 
der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahrh.  der  Bau 
von  Klee  und  Kartoffeln  begann  und  durch 
Männer  wie  Sinclair  und  Thaer  rationellere 
Betriebsformen  für  die  Landwirtschaft  ent- 
wickelt wurden,  entstand  das  Bedürfnis  nach 
Befreiung  des  Grund  und  Bodens  aus  dieser 
Gebundenheit.  So  bildet  die  Beseitigung 
dieses  F.  einen  wichtigen  Bestandteil  der 
agrarischen  Befreiungsgesetzgebun^  des  18. 
und  19.  JahrlL  Sie  erfolgte  teils  durch 
Aufhebung  der  Weidegerechtigkeiten,  teils 
durch  Aufhebung  der  Gemengelage  oder 
wenigstens  Herstellung  von  Wegen  bei  der 
„Gemeinheitsteilung'*  und  „Zusammenlegung 
der  Grundstücke".  (Vgl.  diese  Art.) 
Literatur:  Art.  „Flumcang",  H.  d,  Üt.  Außer- 
dem die  LiL  hei  den  ArU.  „Agrargeschiehte*% 
„Ansiedelung",  „Bauer",  „Bauernbefreiung"  ^ 
„Gemeinheitsteilung",  „Grundstücke,  Zusammen- 
legung dersellfen".  Fttchn, 


FlnflBchiiiahrt. 

Die  F.  ist  ein  wichtiger  Teil  der  Binnen- 
schiffahrt (s.  d.  oben  S.  471  fg.).  In  dem 
Artikel  über  „Binnenschiffahrt"  ist  die  Stellung 
der  F.  als  Glied  der  Binnenschiffohrt  bereits 
erläutert.  Hier  sind  nur  noch  Ergänzungen 
bezüglich  der  rechtlichen  Behandlung  der 
F.  zu  geben. 

Die  schiffbaren  Flüsse  sind  als  öffent- 
liche Verkehrswege  dem  Eigentum  und 
überhaupt  dem  Rechtsverkehr  der  Privat- 
personen entzogen.  Die  öffentlichen  Flüsse 
stehen    unter    der    Verfügungsgewalt,    im 
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Eigentum  des  Staates,  der  ihnen  gegenüber 
mancherlei  Obliegenheiten  hat.  Der  Staat 
hat  für  Erhaltung  und  Verbesserung  des 
Fahrwassers  zu  sorgen,  der  Staat  hat  den 
polizeilichen  Schutz  der  Flüsse,  die  Auf- 
sicht über  die  Fahrzeuge,  die  Regelung  der 
Zulassung  der  Schiffer,  die  Bestimmungen 
über  das  Signalwesen  etc.  in  die  Hand  zu 
nehmen.  In  Deutschland  ist  der  Schiffahrts- 
betrieb auf  den  mehreren  Bundesstaaten 
gemeinsamen  Wasserstraßen,  der  Zustand 
dieser  Straßen  und  die  Fluß-  und  sonstigen 
Wasserzölle  durch  Art.  4  der  Reichs  Ver- 
fassung der  Beaufsichtigimg  und  Gesetz- 
gebung des  Reiches  unterworfen;  gleich- 
zeitig ist  durch  Ai-t.  54  die  Abgabenfreiheit 
der  eigentlichen  Befahrung  der  Flüsse  aus- 
gesprochen. 

Die  nationalen  Rechtssätze  können  bei 
all  denjenigen  Strömen  nicht  als  aus- 
reichend angesehen  werden,  welche  sich 
über  die  Grebiete  verschiedener  Staaten  er- 
strecken. Hier  bedurfte  und  bedarf  es 
internationaler  Regelungen.  Für  die  euro- 
jiäischen  Ströme  hat  der  Wiener  Kongreß 
von  1815  in  Art.  108—117  die  Grundlage 
geschaffen,  auf  der  sich  die  späteren  inter- 
nationalen Abmachungen  bezüglich  der  ein- 
zelnen Ströme  aufbauten.  Nach  der  Wiener 
Kongreßakte  soll  die  Schiffahrt  der  Kauf- 
fahrteischiffe auf  den  schiffbaren  Strecken 
der  internationalen  Ströme  bis  zu  ihrer 
Mündung  ins  Meer  grundsätzlich  frei  sein, 
unbeschadet  der  Befugnis  der  Einzelstaaten 
zu  sanitären  Maßnahmen,  zur  Handhabung 
der  Zollgesetzgebung  und  zu  den  im  Kriegs- 
falle nötigen  Maßregeln.  Die  Freiheit  der 
Schiffahrt  darf  durch  Enichtung  neuer  1 
Stapel-  und  Zwangsumladeplätze  u.  dgl.  nicht ' 
gestört  werden,  und  die  bestehenden 
Schranken  dieser  Art  sind  im  Prinzip  zu 
beseitigen.  Nur  soweit  sie  dem  Handel  und 
der  Schiffahrt  nützlich  sind,  dürfen  sie  be- 
stehen bleiben.  Durch  Schiffahrtsabgaben 
soll  die  Schiffahrt  möglichst  wenig  gestört 
werden.  Zu  dem  Zwecke  sind  die  Er- 
hebungsbehörden so  viel  als  möglich  zu  be- 
schränken, und  das  Zollwesen  der  Ufer- 
staaten ist  von  dem  Schiffahrtsabgaben- 
system zu  trennen.  Die  Schiffahrtsabgaben 
selbst  sollen  jedenfalls  unabhängig  vom 
Wert  und  der  Beschaffenheit  der  Waren 
festgestellt  wei-den,  um  die  häufigen  Durch- 1 
suchungen  von  Schiffen  zu  verhindern,  und  , 
dürfen  den  Betrag  eines  Normaljahres  (1815) , 
nicht  überschreiten.  Die  Schiffahrtspolizei ! 
soll  durch  gemeinsames  Einverständnis  ein- 
heitlich geregelt  werden.  Jeder  Uferstaat 
hat  auf  seinem  Gebiet  für  Verbesserung  des 
Fahrwassers  und  für  Erhaltung  der  Lein- 
l»fade  zu  sorgen. 

Auf    Gnmd    dieser    Bestimmungen    der 
Wiener  Kongreßakte  wurden  für  die  Haupt- 


'  ströme     besondere    Schiffahi-tskonventionen 

.  international  vereinbart.  Solche  Abmachungen 

bestehen  u.  a.  für  den  Rhein,  für  die  Weser, 

i  für  die  Elbe,  für  die  Oder,  für  die  Weichsel, 

ifür  den  Niemen,  für  die  Scheide  und  die 

jMaas,  für  die  Donau,  für  den  Pruth  usw. 

ISind    auch    in    diesen    Konventionen     die 

Grundsätze  der  Wiener  Kongreßakte  nicht 

vollkommen  verwirklicht  worden,  so  ist  doch 

im  wesentlichen  das  Prinzip   der   Freiheit 

der  F.  zur  Geltung  gebracht  w^orden.    Für 

I  die  Einzelheiten  muß  auf  die  Spezialartikel 

I  über    die    wichtigsten    Ströme    verwiesen 

werden. 

Literatur:  (Vgl.  Art.  „Binnemchij^hhrl",  S.  471/g, 
n.  die  SprzialarUkel  über  die  eimelneyi  Strome.) 
—  Caratheodoryf  Das  Stromgebietarecht  und 
die  internationale  Flußschiffahrt^  in  v.  Holtsen- 
dorffs  Handb.  des  Völkerrechts,  Bd.  2,  S.  :i79jg. 
I  —  Stoerkf  Binnenschiffahrt  ( Verwaltungsrecht) ^^ 
im  H.  d.  St.,  t.  Auß.,  Bd.  II,  S.  S7Sfg.  — 
Orbafif  Etüde  sur  le  droit  fiurUU  international, 
Paris  1895.  R.  van  d^r  Borght, 


Flußzölle. 


F.  sind  eine  besondere  Erscheinungsform  der 
Binnenzölle.  Man  versteht  damnter  Zollabgaben, 
die  von  der  Verfrachtung  von  Waren  auf 
Fltissen  erhoben  wnrden,  wenn  sie  gewisse 
Punkte  berühren.  Bei  der  Wichtigkeit  der 
Wasserfracht  im  Wirtschaftsleben  früherer  Jahr- 
hunderte haben  sie  namentlich  im  Mittelalter 
eine  hervorragende  Rolle  gespielt.  Sie  waren 
häufig  eine  beträchtUche  Belästigung  des  Ver- 
kehrs, da  sie  an  dem  gleichen  Flusse  wiederholt 
erhoben  wurden,  bildeten  aber  für  die  lokalen 
Zollherren  ein  erhebliches  Finanzmittel.  Be- 
rühmt waren  die  Donau-,  Rhein-  und  Elbzölle. 
Mit  der  Beseitigung  der  Binnenzölle  sind  auch 
die  F.  gefallen.  Max  nm  Heekel, 


Foe  (Defoe),  Daniel, 

geb.  1661  zu  London,  von  1695 — 1699  im  eng- 
uschen  Staatsdienst  beschäftigt,  dann  Jonmalist, 
Schriftsteller  und  Romancier.  Gegen  1696  Um- 
änderung seines  Namens  in  Defoe,  wahrschein- 
lich zwecks  Irreführung  seiner  Gläubiger.  In 
Verlassenheit  und  Armut  gestorben  am  24.;IV. 
1781  in  London. 

Vater  der  englischen  Essayisten.  Staats-^ 
Sozialist  und  Pamphletist  teils  im  Solde,  teils 
als  Gegner  der  Regierung.  Als  Nationalukonom 
von  eminenter  Auffassuns^s-  und  Darstellungs- 
kraft sozialpolitischer  Schäden  und  Unterlassungs- 
sünden, insbesondere  in  der  Schrift:  „An  Essay 
on  projects",  London  1697,  dasselbe,  Neudrucke 
unter  verändertem  Titel  1700  und  1702,  unter 
dem  ursprünglichen  Titel  London  1887 ;  dasselbe, 
deutsch,  übersetzt  von  H.  Fischer,  Leipzig  1890. 
Merkantilistischer  Handelsbilanztheoretiker  in 
der  Schrift :  A  plan  of  the  English  commerce  . . . 
home  as  well  as  foreign.  lA)ndon  (1728),  das- 
selbe, 2.  Ausg.  ebenda  1730. 

Seine  gesammelten  Werke  erschienen  in  ver- 
schiedenen Ausgaben,  Oxford  1839/41,  London 
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1840/41  nnd  ebenda  1841.  Seine  erst  später 
„ausgegrabenen''  Schriften  veröffentlichte  Lee 
1869  in  3  Bdn.  Lippert. 


Fonds  s.  Wertpapiere. 


Forbonnais  (y®''^>i-Dwv®i'Söi')^ 
Fran^ois,  Sienr  de, 

geb.  am  3./X.  1722  zu  Le  Maus,  war  vor  der 
Kevolntion  Generalinspektor  der  Mllnze  nnd  nnter 
der  Constitnante  Mi^lied  der  Finanzkommission. 
Er  starb  als  Mitglied  des  Institut  de  France 
(seit  1796)  am  20./IX.  1800  za  Paris. 

Anhänger  der  Handelsbilanzdoktrin;  Lob- 
redner der  einheimischen  Industrie  und  der  Aus- 
fuhr ihrer  Erzeugnisse,  Agitator  für  Femhaltung 
der  ausländischen  Manufakte.  Verteidiger  der 
freien  Konkurrenz  im  Binnenhandel.  Gemäßigter 
Merkantilist  (vgl.  Art.  „Merkantilsystem**). 

Von  seinen  Schriften  nennen  wir:  Elements 
du  commerce,  2  Bde.,  Leiden  [llo^);  dasselbe, 
2.  Aufl.  ebenda  1754;  dasselbe,  3.  Aufl.  ebenda 
1766;  dasselbe,  4.  Aufl.  Paris  1796;  dasselbe, 
deutsch  u.  d.  T.:  Der  vernünftige  Kaufmann, 
übersetzt  von  Kästner,  Hamburg  1755.  —  Prin- 
cipes  etobservations  economiques,  2.  Bde.,  Amster- 
dam 1776;  dasselbe,  deutsch  von  W.  Ehrenfried 
Neugebauer,  Wien  1767.  Seine  „refutation"*  der 
ökonomischen  Tabelle  Quesnays  befindet  sich  im 
Neudruck  seiner  ,,Principes"  etc.  in  der  „Collec- 
tion  des  principaux  economistes".      Lippert, 


Forsten. 

A.  Einleitendes.     B.  Forstwirtschaft. 
C.  Forstpolitik. 

A.  Einleitendes. 

1.  Begriff  und  Bedeutung  der  F.  2.  Der 
Wald  in  seiner  zeitlichen  und  räumlichen  Er- 
streckung. 3.  Verteilung  des  Waldes  nach  Be- 
sitzkategorieen. 

1.    Begriff   und    Bedeutung    der   F. 

F.    sind    Wälder,    die    nach    ökonomischen 
Onindsätzen  behandelt  werden. 

Der  Wald  hat  zweifache  Bedeutung  für  die 
menschliehe  Gesellschaft  Seine  wichtigste 
Aufgabe  besteht  in  der  Lieferung  wirtschaft- 
licher Güter,  vor  allem  des  Holzes.  Indem 
die  menschliche  Tätigkeit  planmäßig  die  im 
Boden  und  in  der  lebenden  Pflanzenzelle 
wirksamen  Naturkräfte  zur  Herstellung 
tauschwerter  Produkte  benutzt,  entsteht  die 
F.Wirtschaft,  welche  wie  jede  andere  Wirt- 
schaftsform ihre  Bedeutung  für  die  Volks- 
wirtschaft durch  Art,  Menge  und  Wert  ihrer 
Produkte  und  nach  dem  ^laße  der  in  ihr  in 
Tauschwerte  umgesetzten  mensclüichen  Ar- 
beitskraft erhält.  Der  Wald  vermag  aber 
weiterhin  förderliche  Einflüsse  auf  die  Landes- 
kultur und  das  Wohlbefinden  der  Menschen 
auszuüben.  Das  Maß  dieser  Bedeutung  des 
Waldes    und   der   Waldwirtschaft    ist    ver- 


schieden nach  Zeit  und  Ort  sowie  nach  dem 
Kulturzustande  eines  Landes. 

Die  F.Wirtschaft  ist,  soweit  sie  wirtschaft- 
liche Güter  erzeugt,  eine  privatwirtschaft- 
liche Tätigkeit.  Die  Fähigkeit  des  Waldes, 
der  menschlichen  Gesellschaft  unentbehrliche 
Güter  zu  liefern,  einer  großen  Anzahl 
Menschen  Arbeitsverdienst  zu  scliaffen,  end- 
lich günstige  kulturelle  Wirkungen  auf  Land 
und  Leute  auszuüben,  macht  ihn  zu  einem 
Gegenstand  gemeinwirtschaftlichen  Inter- 
esses. Die  Grundsätze,  nach  denen  die  F. 
zur  dauernden  Erhaltung  ihrer  Bedeutung 
für  die  Menschheit  zu  behandeln  sind,  bilden 
das  Gebiet  der  F. Wissenschaft ;  diese  gliedert 
sich  in  die  F.wirtschaftslehre  und  in  die 
F.politik. 

2.  Der  Wald  in  seiner  zeitlichen  und 
räumlichen  Erstreckung.  Der  Wald,  der 
in  vorgeschichtlicher  Zeit  unseren  Kontinent 
zum  großen  Teile  bedeckte,  bildete  für  die 
Begründung  und  Ausdehnung  fester  An- 
siedelungen ein  Kulturhemmnis.  Er  wurde 
als  solches  zugunsten  des  Ackerbaus  und 
der  Viehwirtschaft  mehr  und  mehr  zurück- 
gedrängt. Das  von  Natur  reichlich  vor- 
handene Holz  brauchte  nicht  wirtschaftlich 
erzeugt,  nur  okkupatorisch  genutzt  zu  werden. 
Mit  dem  Wachstum  der  Bevölkenmg  wuchs 
aber  fortgesetzt  der  Holzbedarf.  Etwa  seit 
Mitte  des  18.  Jahrh.  entwickelt  die  be- 
ginnende Sorge  vor  Holzmangel  in  den 
mitteleuropäischen  Staaten  Maßregeln  zu 
wirtschaftlicher  Behandlung  der  Waldungen. 
Gleichwohl  nahm  die  Waldfläche  weiter  ab 
und  der  verbleibende  Wald  wimle  für  land- 
wirtschaftliche Zwecke  besonders  zur  Weide-^ 
Mast-  und  Futtergewinnung  vielfach  räube- 
risch ausgenutzt.  Erst  seit  etwa  dem  zweiten 
Drittel  des  19.  Jahrh.  führte  die  intensivere 
Ausgestaltung  der  Landwirtschaft,  die  fort- 
schreitende Ablösung  von  Nutzungsberech- 
tungen  Dritter  am  Walde  und  die  bessere 
Erkenntnis  der  volkswirtschaftlichen  Be- 
deutung des  Waldes  und  der  Grundsätze 
seiner  Behandlung  zu  einer  Erhaltung  und 
auch  Mehrung  der  Waldfläche  und  zu  nam- 
hafter Steigerung  der  Produkti\ität.  In  Süd- 
europa  und  auch  in  England  ist  dagegen  der 
Wald  auch  dann  noch  zurückgegangen  und 
der  verbliebene  überwiegend  in  schlechter 
Verfassung.  Der  Norden  und  Osten  Europas 
hat  noch  jetzt  reiche  wenn  auch  abnehmende 
Holzvorräte. 

Der  Holzwuchs  ist  an  natürliche  Grenzen 
gebunden:  das  Klima  muß  eine  mindestens 
dreimonatliche  Vegetationsdauer  und  eine 
gewisse  Wärmesumme  (12 — 14 ^C.  mittlere 
Sommertemperatur)  gewähren.  Die  Kälte 
im  Norden,  das  Maß  und  die  HAuflgkeit  der 
atmosphärischen  Niederschläge  nach  Süden 
hin  ziehen  der  Baumvegetation  Grenzen.  Die 
gleichen  Faktoren  wirken  in  vertikaler  Rieh- 
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tung.  Die  nördliche  Grenze  liegt  für  die 
Nadelhölzer  ungefähr  bei  70  ^  n.  B.,  für  Eiche 
bei  63  ^  für  Buche  bei  60  ^  die  obere  Baum- 
grenze etwa  für  Buche  im  Harz  bei  700  m, 
im  Schwarzwalde  bei  1230,  in  den  bayer. 
Alpen  bei  1450,  für  die  Fichte  im  Harz  bei 
1100,  im  Böhmerwalde  bei  1460,  in  den 
Alpen  bei  1800  m,  für  die  LÄrche  in  den 
Alpen  bei  2000,  für  die  Legföhre  bei  2300  m. 

Innerhalb  der  natürlichen  Grenzen  wird 
das  Vorhandensein  und  die  Verteilung  des 
Waldes  bestimmt  durch  die  historische, 
politische,  rechtliche  und  Verkehrsentwicke- 
lung eines  Landes  und  Volkes.  Allgemein 
sinkt  die  Bewaldungsziffer  mit  der  Bevölke- 
rungsdichte und  mit  der  Ausdehnung  der 
Landwirtschaft.  Doch  sind  die  Ausnanmen 
zahlreich.  Beim  Vorhandensein  reichlicher 
künstlicher  und  natürlicher  Verkehrsmittel 
ist  der  Wald  in  der  Regel  zurückgedrängt 
<z.  B.  England,  Dänemark),  in  verkehrsarmen, 
dünnbevölkerten  Gegenden  (Gebirge)  vor- 
herrschend. 

Nach  dem  zurzeit  vorhandenen  statistischen 
Ufaterial  haben  die  europäischen  Staaten: 


Staaten 


Deutschland  (1900) 
Oesterreich  (1901) 
Ungarn  (1903) 
Schweiz  (1900) 
Frankreich  (1901) 
Großbritannien  and 

Irland  (1895) 
Italien  (1900) 
Spanien 
Portugal 

Niederlande  (1900) 
Belgien  (1895) 
Luxemburg  (1890) 
Dänemark  (1905) 
Schweden  (1901) 
Norwegen  (1904) 
£arop.liußland(1900) 
Finland  (1900) 
Türkei  mit  Monte- 
negro und  Kreta 
Bulgarien  (1901) 
Bosnien  nnd  Herze- 
gowina (1904) 
Serbien  (1901) 
Rumänien  (1900) 
Griechenland  (1904) 
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0,33 

283000 
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0,11 
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50,8 

4,01 

6  822  000 

22,1 

3,05 

523  360  000 

39,0 

2,09 

15  188464 

46,3 

7,00 

Die  Bewaldung  der  anderen  Erdteile  ist, 
von  einigen  Ländern  abgesehen,  nur  ganz 
oberflfichlich  einzuschätzen.  Man  nimmt  an, 
daß  Asien,  Afrika,  Australien  etwa  zu  20  ^.0, 
Amerika  zu  21®/o  bewaldet  sei.  Einiger- 
maßen genauere  An^ben  liegen  für  folgende 
Länder  vor:  Asiat.  Rußland  (1898)  206  Mill. 
ha  (28  0/0),  Japan  (1904)  23087364  ha  (59^0), 
Niederländ.  Indien  (1901)  18,4  MiU.  ha 
(15%),  Philippinen  (1904)  16—20  Mill.  ha, 
Algier  3247  692  ha  (6,8%),  Ver.  Staaten 
von  Nordamerika  203  Mill.  ha  (22  %),  Kanada 
323  MUL  ha  (38%),  Australien  51,5  MiU.  ha 
(6,5%). 

Deutschlands  Waldbestand  nach 
der  Erhebung  von  1900  zeigt  die  folgende 
TabeUe: 


Staaten 


Preußen 

Bayern 

Sachsen 

Württemberg 

Baden 

Hessen 

Mecklenburg-Schwerin 

Mecklenburg-Strelitz 

Oldenbnrg 

Brannschweifif 

Staaten  des  Thürin- 
ger Gebiets 

Die  kleineren  nord- 
westdeutschen 
Staaten 

Elsaß-Lothringen 
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0,24 

466553,3 

32,31 

0,39 

384  539,9 

25,81 

0,09 

600415,0 

30,78 

0,28 

567  795,0 

37,65 

0,30 

240  009,0 

31,17 

0,21 

236  739,7 

17,99 

0,39 

62  225,0 

21,24 

0.61 

68341,3 

10,63 

0,17 

109473,3 

30,06 

0,24 

460  7 10,6 

32,49 

0.27 

89 101,1    24.46     0.0; 


439831,8  30.31     0,26 


4300000 
3040000 

2249715 

1  517000 

2  744  048 
I  300000 


23,4 

30 

50,0 

31 
21 
20 


0,70 
0,81 
1,62 

0,60 
2,48 
0,53 


Deutsch.  Reich  1900  13995868,5  25,89  0,2; 

1893  13956827,3  25,82  0.28 

1883  13908398,4  25,74  0.31 

1878  13  872  926,1  25,75  0,32 

Die  nebenstehende  Karte  zeigt  die  prozen- 
tische Verteilung  nach  Provinzen  bezw.  Staaten. 

Oesterreichs  Waldbestand  n.  d.  Stat.  v. 
1900  verteilt  sich  wie  folgt: 


Europa  340000000    33         0,84 

Diese  Zahlen  können  großenteils  nur  als 
ungefährer  Anhalt  gelten.  In  Europa  ist 
der  Norden  am  waldmchsten :  Skandinavien 
und  Rußland  haben  aUein  55  ^/o  der  öesamt- 
waldfläche :  nach  Süden  nimmt  die  Bewaldung 
ab.  Ebenso  ist  der  Osten  waldreicher  als 
der  Westen. 


Kronland 

Niederösterreich 

Oberösterreich 

Salzburg 

Steiermark 

Kärnten 

Krain 

Küstenland 

Tirol  u.  Vorarlberg 

Böhmen 

Mähren 

Schlesien 

Galizien 

Bukowina 

Dalmatien 


Waldfläche 

ha 
621  275 
408071 
232  408 
I  049  006 
456179 
441  966 

234543 

I  103  746 

I  522  049 

615464 

177290 

2013557 

450  822 

381  190 


Bewaldangs- 
Ziffer 

34,3 
34.0 
32,5 
47,8 

44,2 
44,4 
29,4 
37,9 
29,2 

27,8 
34,4 
25.6 

43,2 
29.7   _ 


9  767  566 


32,5 
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Verteilung  des  Waldes  in  Deutschland  in  Prozenten  der  Gesamtlandesfläche. 


Das  Bewaldimgsprozent  nach  Läadern 
geordnet  läßt  die  Bedeutung  des  Waldes 
nicht  ohne  weiteres  erkennen.  Preußen  steht 
mit  23,7  %  unter  dem  Durchschnitt  Deutsch- 
lands, übersteigt  ihn  aber  in  \-ielen  Re- 
gierungsbezirken, z.  B.  Arnsberg  42,  Wies- 
baden und  Coblenz  41,  Cassel  39,  Liegnitz 
und  Frankfurt  37,  Hildesheim  36,  Trier  35 
und  erreicht  in  einzelnen  Kreisen  sehr  hohe 
Bewaldungsziffern,  z.  B.  Siegen  74,  Olpe  65, 
Rheingau  57,  Altenkirchen  T);'),  Altena  und 
Schmalkalden  54,  steht  also  dort  erheblich 
über  den  am  dichtesten  bewaldeten  Klein- 
staaten Schwarzb.-Rudolstadt  43,9,  Meiningen 
42,1  ®  0,  Die  Bewaldung  Deutschlands  nimmt 
allgemein  vom  flachen  seenahen  Osten  und 
Norden  (ca.  21  ^.o)  nach  dem  gebirgigen  kon- 
tinentalen Westen  und  Süden  (über  30®.o)  zu. 

Eher  gibt  die  Waldfläche  auf  den  Kopf 
der  Bevölkerung  Anhaltspunkte.  Nach  Endres 
haben  die  Länder  und  Staaten  mit  0,37  ha 
auf  den  Einwohner  und  darüber  mehr  Holz 


als  sie  brauchen,  die  mit  0,34  ha  und  dar- 
unter weniger. 

3.  Verteilmig  des  Waldes  nach  Be- 
sitzkategorieen.   Die  deutsche  Statistik  von 
1900  scheidet  als  solche :  Krön -F.,  die  dem 
Landesherrn    oder   dem    Fürstenhause    als 
Fideikommiß-,    SchatuU-    oder   Privatbesitz 
zugehörigen    Waldungen;    Staats- F.,    die 
dem  Staate  als  Domanial-  und  Kammergut 
gehörigen  fiskalischen  Waldungen;  Staat s- 
anteil-F.    im    gemeinschaftlichen    Besitz 
vom    Staate    und    von   anderen    Besitzern, 
meist    Gemeinden    oder    Instituten;     Ge- 
mein de- F.   im  Eigentum   politischer  Ge- 
I  meinden  oder  größerer  Kommunalverbände ; 
j  S  t  i  f  t  u  n  g  s  -  F.  die  der  Kirchen-  und  Schul- 
I gemeinden,   der  Klöster.  Wohltätigkeitsan- 
!  stalten    usw. ;    Genossen  -F.,    und    zwar 
I  deutschrechtliche  Genossenschaften  vorwie- 
:  gend  aus  Markgenossenschaften  entstanden 
und  neuere  Waldgenossenschaften ;  P  r  i  v  a  t  -F. 
mit  Einschluß  der  standeslierrlichen,  fidei- 
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II.    Verteilung  des  Laubholzes  in  Deutschland  in  Prozenten  der  Gesamt  waldfläche. 


kommissarischen,  der  bäuerlichen    Lehn-F.,  Manneslelien,  gemeinschaftlichen  Holzungen. 
Es  sind  vorhanden: 


PreuHeu 

Bayern 

Sachsen 

Württemberg 

Baden 

HesseH 

Mecklenburg-Schwerin 

Mecklenburg-Strelitz 

Oldenburg 

Braunschweig 

Staaten  des  Thüringer 

Gebietes 
Die  kleineren  nordwest- 

dentschen  Staaten 
Elsaß-Lothringen 


Krön-    Staats-    Gemeinde-  Stiftnugs- 
forste     forste        forste  forste 


72  420  2  557  334 
1  699     826  708 


65 

64S2 

8263 

6648b 

7643 
I  297 

373 


72  009 
20  565 


173860 

187451 
96057 
I  360 
99419 
41077 
25  731 
80386 


I  103  646 

307  5  «^4 

23  100 

178  195 

255  806 

86950 

22  66:; 

4888 

7  226 

I  627 


172407        57049 


31  869 
13^^430 


12979 
196  406 


97972 
46481 
10028 
14527 

18945 
07b 

II  919 
218 
560 
253 

b04i 

882 
2  514 


Genossen- 

Privat- 

forste 

forste 

236  429 

4201  197 

20016 

I  255  367 

645 

176843 

7  355 

206  340 

201«; 

186  708 

2226 

78  750 

— 

95094 

— 

14745 

i9 

34419 

17877 

9331 

davon 

Fideikom- 

mißfonte 

I  031 93* 

130  7^S 

3601S 

79719 
54740 
54^95 

IS0S7 
2350 


18344 
I  289 


134  501 

21  517 
88553 


14  »57 
4134 


1446  064 
10.4 


Deutsches  Reich  257302  4430089  2258090      211 015 

In  Prozenten  1,8  31,7  16,1  1,5 

388  932  4  204  354  2  180  584      183  800 


1893 
1883 


4505768    2109913   185987 


306214  6503365 

2,2      40,5 

319635  6625466 

344  757  6720984 
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III.  Verteilung  des  Nadelholzes  in  Deutschland  in  Prozenten  der  Gesamtwaldfläche. 


Zu  diesen  Kategorieen  kommen  noch  29  793  ha 
Staatsanteil-F.  (0,2  ®/o),  von  denen  sich  rund 
lG<JtJ()  ha  in  Elsaß-Lothringen,  8G0(>  ha  in 
Hessen,  8700  ha  in  Bayern,  1100  ha  in 
Westfalen  finden.  Von  den  Genossen-F.  sind 
265800  ha  deutschrechtlicher  Art,  am  meisten 
in  den  westlichen  Provinzen  Preußens,  dem 
rechtsrheinischen  Bayern  und  Braunschweig. 
Ton  40417  ha  neueren  Genossen-F.  finden 
sich  mehr  als  die  Hälfte  (24  (XK)  ha)  in 
Hannover  und  Westfalen,  ca.  38<M»  ha  in  den 
Thüringischen  Staaten. 

In  Oesterreich  sind  (vgl.  Stat.  Jahrb. 
des  Ack.-Min.  f.  1900,  Wien  1903)  von 
9767  566  ha  Gesamtwald  717  195  ha  (7,3*^0) 
Staatswald,  12  414  ha  (i  »,1)  bayerische  Staats-F. 
327  092  ha  (3,4)  unter  Staatsverwaltung 
stehende  Religions-,  Studien-  und  Stiftungs- 
fonds-F.,  12a3080  ha  (13,1)  Gemeinde-F., 
20024  ha  (0,2)  Ländern  und  Bezirken  ge- 
hörige F.,  65752  ha  (0,7)  Wälder  anderer 
(iffentlicher  Fonds,  385126  ha  (3.9)  Kirchen- 


usw.-F.,  232356  ha  (2,4)  Genossenschafts-F.. 
6  724  527  ha  (69,0)  Privat-F.,  davon  1 0<  >3  562  ha 
(10,3)  Fideikommiß-F. 

B.  Forstwirtschaft 

1.  Die  Gtttererzenenng  in  der  F. Wirtschaft. 
a)  Die  BestandsbegrUnanng.  b)  Die  Bestandserzie- 
hung und  Pflege,  c)  Der  Schutz  des  Waldes  gegen 
äußere  Gefahren.  2.  Der  forstliche  Betrieb,  a)  Vor- 
rat, Zuwachs  und  Ertrag,  b)  Die  Betriebsordnung. 
1.  Die  Gflt«reneugang  in  der  F. Wirtschaft 
besteht  ausschlaggebend  in  der  Erzeugung  des 
Holzes,  daneben  in  der  von  Produkten,  die  in 
der  Kegel  nicht  planmäßig  erzeugt  werden  (wie 
z.  B.  Gerbrinde),  sondern  als  Nebenprodukte 
I  anfallen  (Laub,  Streu,  Gras«  Baumfrücbte.  Harz, 
I  Beeren,  Pilze,  Wild,  Honig)  oder  die  bloß  Be- 
I  stand  teile  des  Bodens  sind  (Steine,  Erden,  Torf  i. 
I  Zur  Produktion  des  Holzes  sind  erforderlich  der 
Boden  und  die  auf  diesem  erwachsende ,  einen 
Holzkörper  bildende  Pflanze. 

Der  Boden  ist  nach  Art  und  Größe  konstant. 
I  Die  menschliche  Produktionstätigkeit  erstreckt 
!  sich  deshalb  auf  die  Begründung  eines  den  na- 
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türlichen  Bodenverhältnissen  entsprechenden, 
aus  Holzpflanzen  bestehenden  Bestandes  anter 
Erhaltung^  der  im  Boden  wirksamen  Naturkräfte. 
Der  einzelne  Bestand  mnB,  da  die  Holzpflanze 
zur  Holzerzengnng  eine  längere  Reihe  von 
Jahren  gebraucht,  ebensolange  erhalten  werden 
und  bildet  mit  seiner  alljährlich  zunehmenden 
Holzmasse  den  Holzvorrat  (Materialfonds), 
der  nach  erlan^r  Hiebsreife  geemtet  wird  und 
alsdann  das  fertige  Produkt  der  F. Wirtschaft  dar- 
stellt. Danach  gliedert  sich  die  Gtttererzeugnng 
im  Walde  in  die  Bestandsbegründung,  Bestands- 
pflege, Schutz  des  Waldes  gegen  äußere  Qe- 
fahren.  Ihr  schließt  sich  an  die  Holzemte,  die 
Zurichtung  und  Verwertung  des  Produktes. 

a]  Die  Bestandsbegründung  oder  Ver- 
jüngung der  Waldungen,  d.  h.  die  Art  und 
Weise,  wie  an  Stelle  der  genutzten  Altbestände 
neue  erzogen  werden,  bildet  einen  Teil  des 
Waldbaues.  Sie  ist  entweder  eine  künstliche 
oder  eine  natürliche  und  unabhängig  von  der 
Holzart  und  der  Betriebsart.  Die  künstliche 
Bestandsbegründung  (Holzanbau)  besteht 
entweder  in  der  Aussaat  von  Holzsaroen  direkt 
auf  die  zu  kultivierende  Fläche  oder  in  deren 
Bepflanzung.  Im  letzteren  Falle  werden  die 
Pflanzen  auf  besonders  dazu  eingerichteten 
kleinen  Flächen  (Kamp,  Pflanzgarten)  erzogen 
oder  seltener  als  Wildlinge  dem  Walde  ent- 
nommen. Die  natürliche  Bestandsbe- 
gründung besteht  darin,  daß  der  an  den  fort- 
pflanzungsfähigen Bäumen  natürlich  gebildete 
und  dann  abfallende  Samen  oder  aber  das  Ver- 
mögen des  beim  Abhiebe  im  Boden  belassenen 
Wurzelstocks,  Ausschlagtriebe  hervorzubringen, 
zur  Verjüngung  benutzt  wird. 

Die  Holzarten.  Für  ihren  Anbau  ent- 
scheidet ihr  ökonomischer  Wert  und  ihr  bio- 
logisches Verhalten.  Die  Zahl  der  betriebsmäßig 
im  großen  angebauten  Holzarten  ist  danach  in 
Mitteleuropa  eine  beschränkte.  Ganze  Bestände 
bilden  Eiche,  Buche,  Erle,  Esche,  Weide,  Birke, 
Tanne,  Fichte,  Lärche,  Kiefer  (Föhre),  Zirbe. 
Zu  ihnen  treten  als  Mischholzarten  vorzugsweise 
Hainbuche,  Rüster,  Ahorn,  Aspe,  Eibe,  Zerr- 
und Haareiche.  Der  Nutzwert  der  Holzart 
drückt  sich  im  Preise  der  Maßeinheit  aus ;  er  ist 
bei  den  sog.  edlen  Laubhölzem  (Eiche,  Esche, 
Rüster,  Ahorn)  höher  als  bei  der  zumeist  Brenn- 
holz liefernden  Buche  und  bei  4en  Nadelhölzern. 
Indessen  stellen  sich  im  allgemeinen  die  Pro- 
duktionskosten bei  diesen  niedriger  als  bei  jenen, 
insbesondere  weil  sie  zur  Erzeugung  brauchbarer 
Nutzwerte  durchschnittlich  weit  weniger  Zeit 
und  damit  Vorratskapital  erfordern,  außerdem 
auf  gleicher  Fläche  mehr  an  Masse  liefern ;  auch 
dient  ihr  Holz  zu  den  gewöhnlichsten  und  ver- 
breitetsten  Gebrauchszwecken.  Die  Anzucht 
von  Nadelholz  ist  deshalb  in  der  Re^el  vorteil- 
hafter als  die  von  Laubholz.  Die  biologischen 
Eigenschaften  der  Holzarten,  welche  für  ihren 
Anbau  bestimmend  wirken,  sind  vor  allem  ihre 
Ansprüche  an  Klima  und  an  Bodenkraft,  ihr 
Verhalten  gegen  Licht  und  Schatten,  Frost  und 
Wind,  ihre  Fähigkeit,  die  Hnmusbildung  und 
die  Frische  des  Bodens  durch  Beschattung  und 
Laubabwurf  zu  erhalten  und  zu  heben.  Nur 
wenige  Holzarten  eignen  sich  danach  zum  An- 
bau in  reinen  Beständen,  z.  B.  Fichte.  Kiefer, 
Buche,  Tanne.  Eine  geeignete  Mischung  meh- 
rerer derselben  liefert  dagegen  nicht  nur  in  der 


Regel  das  beste  und  meiste  Holz,  erhält  am 
sichersten  die  natürliche  Bodenkraft,  sondern  ist 
sogar  für  die  Anzucht  einzelner  wertvoller  Holz- 
arten, vor  allem  der  Eiche,  meist  geradezu  not- 
wendig. Da  zudem  die  reinen  Bestände  beson- 
ders des  Nadelholzes  in  hohem  MaJße  Kalami- 
täten ausgesetzt  sind  (Insekten,  Wind,  Feuer, 
Schnee  usw.),  so  sollten  dieselben  füglich  auf 
die  Fälle  beschränkt  bleiben,  in  denen  ttberhaupt 
nur  eine  einzelne  Holzart  Gedeihen  findet  (z.  B. 
Kiefer  auf  armem  Sandboden,  Fichte  in  hohen 
Gebirgslagen  usw.).  Die  Erziehung  gemischter 
Bestände  bildet  daher  mit  Recht  mehr  und  mehr 
das  Ziel  des  Waldbaues. 

In  den  deutschen  und  Österreichischen  F.  hat 
das  Nadelholz  mehr  als  die  Hälfte  der  Fläche 
inne,  nämlich  67,5  ^/o  in  Deutschland  und  zwar 
9,5  Mill.  ha  (1893  9,3,  1883  9,1),  60,4%  in 
Gestenreich,  steigt  aber  in  einzelnen  Gebieten 
weit  höher,  z.  6.  in  Brandenburg  93,  West- 
preußen und  Kgr.  Sachsen  89,  Posen  und  Schle- 
sien 87,  rechtsrhein.  Bayern  78,  Kärnten  83, 
Böhmen  91,  Salzburc:  85,  Tirol  75,  Vorariberff  73, 
Steiermark  und  Schlesien  67.  Auf  die  einzänen 
Holzarten  entfallen  in  Prozenten  der  Waldflftche 
in  Deutschland  auf  Eiche  7,4,  davon  3,2  Schäl- 
wald,  Buche  (einschl.  Rüster,  Ahorn,  Esche)  14,3, 
sonstiges  Laubholz  10,7,  Kiefer  44,6,  Fichte  20,3, 
Tanne  2,7,  Lärche  0,01.  In  Gestenreich  nimmt 
die  Fichte  44,2,  die  Tanne  21,  die  Lärche  4, 
die  Kiefer  8%  des  Waldareals  ein,  die  Eiche 
3,1,  die  Buche  10,5  und  sonstiges  Laubholz  7,6  ®o> 
in  Ungarn  die  Eiche  26,7,  Buche  52,2,  das  Na- 
delholz 21,1  %.  Die  Kiefer  ist  danach  in  Deutsch- 
land die  weitaus  verbreitetste  Holzart  und  zwar 
wegen  ihres  hohen  Nutzwertes  und  wegen  ihrer 
Genügsamkeit  inbezug  auf  den  Standort.  Sie 
ist  all  Baum  der  Ebene  vorzugsweise  im  nord- 
östlichen Preußen,  Schlesien,  der  Mainebene, 
Elsaß-Lothringen,  Franken  und  Oberpfalz  hei- 
misch, in  Gestenreich  dagegen  nur  wenig  ver- 
treten. Ihr  zunächst  an  Verbreitung  steht  die 
Fichte,  weil  sie  ebenfalls  hauptsächlich  Nutzholz 
liefert,  schon  bei  kurzen  ümtriebszeiten  (60-j.) 
vorteilhaft  genutzt  werden  kann,  sodann  geringe 
Ansprüche  an  den  Boden  stellt  und  deshsüb  über 
ihren  natürlichen  Standort,  das  Gebirge,  hinaus 
weit  in  die  Ebene  vorgedrungen  ist  (Ostpreußen, 
Hannover,  Franken).  In  den  mehr  bergigen 
mittel-  und  süddeutschen  Staaten  und  in  Oeste^ 
reich  ist  sie  verbreiteter  als  die  Eaefer.  Die 
Buche  findet  sich  vornehmlich  im  deutschen 
Westen  und  in  den  Küstengebieten,  so  in  Pom- 
mern mit  11,  Hannover  mit  19,  Schleswk- 
Holstein  mit  41,  Hessen-Nassau  47,  Baden  ^, 
Elsaß-Lothringen  25,  Westfalen  24,  Rheinland  28, 
Württemberg  22,  Bayern  10.  Ihr  Flächenanteü 
ist  aber  we^en  ihrer  relativ  geringen  Nutzholi- 
tüchtigkeit  in  beständiger  starker  Abnahme  be 
griffen  und  wird  mehr  und  mehr  von  der  Fichte 
okkupiert.  Auch  der  Anbau  der  Eiche  in  der 
Hochwaldferm  ist  gegen  früher  gemindert,  trotz 
deren  hohem  Nutzwerte,  wen  hochwertigpes 
Eichenholz  zu  seiner  Erziehung  sehr  langer  Zeit- 
räume bedarf,  diese  deshalb  nicht  lukrativ  ist. 
Die  Eiche  gedeiht  nur  auf  kräftigen  B()den,  sol- 
chen, welche  immer  mehr  der  Landwirtschaft 
zufallen.  Ihre  größte  Verbreitung  findet  sie  im 
Hochwaldbetriebe  in  Schaumburg  -  Lippe  43, 
Oldenburg  17,  Lippe  12,  Elsaß-Lothrintren  11, 
Westfalen  10,  Rheinland  9%,  in  der  Nieder- 
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waldfonn  zur  Lobrindengewinnnuff  hauptsäch- 
lich in  den  milden  La^en  des  Westens  und 
Südens  Deutschlands,  so  im  Rheinland  mit  24%, 
Westfalen,  Pfalz  und  Hessen  mit  10,  Baden 
mit  4%.  Umfängliche  Gebiete  hat  sie  noch  in 
Ungarn  (26,7  ^^Z^)  und  in  Bosnien  und  Herzego- 
wina inne.  Die  WeiBtanne  ist  auf  das  milde 
Klima  des  Südens  und  Westens  beschränkt,  fehlt 
im  Norden  und  wird  im  großen  nur  im  Schwarz- 
wald und  in  den  Yoc^esen  angebaut,  anderwärts 
wesentlich  nur  als  £schholz.  Die  S.  860  u.  861 
beigeftlgten  Kärtchen  geben  die  Verteilung  des 
Laubholzes  und  des  Nsäelholzes  in  Deutschland 
nach  Prozenten  vom  Gesamtwald. 

Die  Betriebsarten  sind  je  nach  den  wirt- 
schaftlichen Zielen  sehr  mannigfaltig  entwickelt. 
Hier  seien  nur  die  typischen  Grundformen  an- 
geführt : 

1.  Der  Hochwaldbetrieb.  Die  Ver- 
jüngung erfolgt  durch  Samenpflanzen.  Die  Einzel- 
pflanze ist  nur  einmal  Gegenstand  der  Nutzunfi^. 

a)  Kahlschlagbetrieb.  Der  hiebsreife 
gleichalterige  Bestand  wird  flächenweise  kahl 
abgetrieben,  die  Schlagfläche  durch  künstliche 
Kmtur  verjüngt 

b)  Samenschlagbetrieb.  Der  Abtrieb 
des  nahezu  gleichalterigen  Bestandes  erfolgt  zum 
Zweck  der  Veijüngung  auszugsweise  in  mehr- 
fachen Hieben  während  der  kurzen  (ca.  5—20- 
jähr.)  Verjüne^un^eriode.  Der  neue  Bestand 
entsteht  durch  schlagweise  Selbstbesamunfi^  von 
den  umlichteten  Mutterbäumen,  wesentlich  aus 
einer  Besamung. 

c)  Femelschlagbetrieb.  Der  ungleich- 
alterige  Bestand  wird  flächenweise  in  mehnachen 
Hieben  während  langer  (ca.  30 — 60-jähr.)  Ver- 
jüngungsperiode abgetrieben.  Der  neue  Bestand 
entsteht  durch  Selbstbesamuug  aus  zahlreichen 
Besamungen. 

d)  Plenterbetrieb  (Femel-B.).  Der  un- 
gleichalterige  Bestand  enthält  alle  Altersstufen 
einzeln  oder  hörst-  und  gruppenweise  Terraengt. 
Der  Abtrieb  erstreckt  sich  über  die  ganze  Fläche 
auf  die  jeweils  haubare  Altersklasse.    Die  Ver- 

üngnng  geschieht  durch  Selbstbesamnng  oder 
Kultur. 

2.  Der  Niederwaldbetrieb.  Die  Ver- 
jüngung erfolgt  durch  Stock-  und  Wnrzeltriebe 
lAusscMagwald),  die  Nutzung  durch  Abhieb  der 
oberirdischen  Baum  teile  vom  Wurzelstocke.  Die 
Einzelpflanze  durchlebt  ihr  Leben  in  mehrfachen 
Generationen. 

3.  Der  Mittelwaldbetrieb.  Die  Ver- 
jünfinng  erfolgt  sowohl  durch  Samenpflanzen  als 
auch  durch  Stock-  und  Wurzeltriebe.  Die  Sa- 
menpflanzen bilden  in  regelmäßigen  Altersab- 
stufungen den  Oberholzbestand,  die  Ausschlag- 
triebe den  schlagweise  gleichalterigen  Unter- 
holzbestand. Die  Nutzung  erstreckt  sich  jeweils 
auf  das  Unterholz  des  ältesten  Schlages  und 
die  auf  diesem  stehende  älteste  Stufe  des  Ober- 
holzes sowie  auf  Aushiebe  in  den  übrigen  Ober- 
holzklassen. 

Der  Hochwald  erfordert  in  allen  Formen 
eine  relativ  hohe  Umtriebszeit,  die  so  lang  sein 
muß,  daß  die  Baum  pflanze  zu  physischer  Keife 
:elangt  und  Samen  erzengt.  Die  Umtriebszeiten 
legen  in  der  Re^el  zwischen  60  und  150  Jahren. 
Der  Holzvorrat  ist  deshalb  ein  großer  und  um 
so  größer ,  ie  höher  der  Umtrieb  und  je  ge- 
schlossener der  Bestand  ist.    Er  ist  die  charak-' 
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teris tische  Form  des  Betriebs  auf  großer  Fläche. 
Die  einfachste  und  übersichtlichste  Form  ist 
diejenige  des  flächen  weisen  Kahlschlages, 
bei  welcher  im  normalen  Zustande  ein  Wald  sa 
viele  gleichgroße,  im  Alter  um  je  1  Jahr  ver- 
schiedene Bestände  enthält,  als  der  Um  trieb 
Jahre  hat.  Jedesmal  der  älteste  kommt  zum 
Abtriebe  und  seine  Fläche  wird  danach  kulti- 
viert. Abtrieb  und  Nachzucht  sind  bei  ihm  un- 
abhängig von  der  Beschaffenheit  des  Altbestan- 
des  und  dem  Eintritt  von  Samenjahren.  Die 
unvermittelte  Freilegung  gefährdet  aber  leicht 
die  Bodenkraft.  Er  eignet  sich  nur  für  Holz- 
arten, welche  die  Anzucht  im  Freistande  vertragen 
(Kiefer,  Fichte.  Eiche),  nicht  für  Schattenhö&er 
(Buche,  Tanne),  gestattet  gut  die  Erziehung^ 
von  Mischbeständen  und  wird  zu  diesem  Zweck 
mannigfach  modifiziert  Er  liefert  das  meiste, 
astreinste,  geradschaftigste  Holz.  Ihm  nahe 
steht  der  Samenschlagbetrieb.  Der  Wald 
enthält  bei  ihm  ebenfalls  die  Altersklassen 
flächenweise  getrennt.  Die  Ernte  des  alten  und 
die  Begründung  des  neuen  Bestandes  sind  aber 
derart  miteinander  verbunden,  daß  der  Abtrieb- 
allmählich erfolgt  durch  wiederholte  Lichtungen, 
welche  die  Samenbildung  am  verbleibenden  Be- 
standesteil, die  Aufnahmefähigkeit  des  Bodens  für 
den  abfallenden  Samen  und  die  Entwickelung 
des  aus  diesem  entstehenden  Jungbestandes  för-^ 
dem  und  schützen  und  erst,  wenn  dieser  Zweck 
erreicht  ist,  mit  dem  Ränmungshiebe  abge- 
schlossen werden.  Der  Vollzug  des  Hiebes  von 
der  ersten  Lichtung  (Vorbereitungsstellung,^ 
Dunkelschlag)  bis  zur  Räumung,  der  sog.  Ver- 
jüngungszeitraum, erstreckt  sich  auf  eine  Reihe 
von  Jahren  (5—20).  Der  Samenschlagbetrieb, 
konserviert  die  Bodeukraft  besser  als  der  Kahl- 
schlag, ist  hauptsächlich  für  die  Schattenhölzer 
(Buche)  im  Gebrauch.  Die  Erziehung  gemischter 
Bestände  ist  bei  ihm  schwierig,  merzu  besser 
geeignet  ist  der  Femelschlagbetrieb,  so- 
besonders  zur  horstweisen  Einbringung  der  Eiche 
in  Buche  oder  Tanne  (bayerischer  Betrieb).  Er 
schützt  wirksam  die  Bodenkraft,  gestattet  weit- 

fehend  die  Ausnutzung  der  Lichtwirkung  auf 
ie  Zuwacbsbildung  in  höheren  Bestandstutem,. 
des  sog.  Lichtungszuwachses,  und  ist  für  alle 
nicht  allzu  lichtl^dürftigen  Holzarten  geeignet,, 
auch  vielfacher  Modifikationen  fähig.  Der 
Plenter  betrieb  ist  die  Hochwaldform,  welche 
die  Möglichkeit  gewährt,  einen  nachhaltigen 
jährlichen  Bezug  schon  aut  relativ  kleiner  Fläche 
zu  erzielen,  er  nutzt  sehr  umfänglich  den  Lieh- 
timgszu wachs  aus,  sichert  am  besten  die  Boden- 
krdt,  macht  die  einzelnen  Bäume  durch  den 
zeitigen  Kronenfreistand  besonders  widerstands- 
fähig gegen  Sturm  und  Schnee  und  ist  deshalb- 
die  beste,  vielfach  die  allein  mögliche  Form  für 
gefährdete  Hochlagen  (Schutz Wildungen)  sowie 
eine  häufige  Form  des  Kleinbesitzes.  Er  nimmt 
7^4%  der  deutschen  Waldfläche  ein.  Die  Er- 
ziehung gemischter  Bestände  ist  bei  ihm  be- 
schränkt und  zwar  wesentlich  auf  schattener- 
tragende Holzarten.  Das  anfallende  Holz  ist 
überwiegend  ästig  imd  kurzschäftig,  der  Betrieb 
unübersichtlich  und  schwierig.  Der  Hochwald 
ist  die  weitaus  verbreitetste  Betriebsart  Er 
nimmt  in  Deutschland  78.57o,  einschließlich  des 
Plenterwaldes  88,2,  in  Gestenreich  56,9  bezw. 
85,2  ö/o,  in  Ungarn  73%  der  Gesamtwaldfläche 
ein.    Um  starkes  Nutzholz  im  Hochwalde  zu  er- 
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ziebeu,  wozu  er  dgii?ntiich  bei  dem  hh  ins  Aller 
bleibenden  ScbltiQ  si(!h  nicht  eiguet^  moitjüdert 
man  ihn  in  mehrfaclrer  Weise,  so  derart*  daß 
einzelne  gTitwticbsige  Altholzfitämme  beim  Hiebe 
belauf*«!»  und  erst  am  SchlitsBe  der  zweiten  um* 
triebsizeil  luglekh  mit  dem  nachgevvnchaenen 
Hfttiptbestaiid  genutzt  werden  —  Ueber* 
h a It b  e t r i e b  —  oder  indem  der  belassene  Ält- 
hokbe^taud  in  gtark  gelicbterer  ätellun^  mit 
eiller  f?i!  bat  teuer  tragenden  nnd  bodenäehtltseudeii 
Holzart  nnterlaut  und  abne  Rücksicht  auf  deren 
Hiebsreife  ao  lange  erhalten  wird,  bi»  er  die 
gewünschte  Stärke  erlangt  hat  —  Uuterban- 
betrieti  — .  In  einigen  Geffendeu  Öüddeutach- 
landi^  wild  zur  Erlangnng  landwirtschaftlicher 
Zwiscbeunutzijugen  im  KahlschJaghochwalde  die 
abgetriebene  nnd  in  der  Regel  nctrh  ti  herb  rannte 
Ftlebe  2—4  Jahre  hindurch  rait  Getreide  oder 
Hackfrüchten  bestellt  —  W  a  1  d  f  e  1  d  b  a  n  , 
EÖder waldbetrieb.      Der    Niederwald 

feÄtattet  nnr  niedrige  Umtriebe,  ca-  10 — 60-  in 
er  Hegel  12 — 2iV jährige,  weil  die  Ausschlags- 
fähigkeit  der  Wurzelstöcke  mit  ziin€bm<?Ddem 
Alter  sieh  verliert.  Er  gefährdet  durch  die 
hinfige  Wiederkehr  der  Abtriebe  ieicbt  die  Boden- 
kraft, iit  deshalb  nur  am  Platze  anf  mineralisch 
kraftigen  oder  dauernd  frischen  Böden  und  be* 
sehrUnkt  anf  die  gut  au  äscb  lag  fähigen  Holz- 
arten (Eichet  Erle,  Weide)^  liefert  bei  niedrigem 
Vorratskapital  rascb,  quantitativ  zwar  geringe, 
qualitativ  aber  in  der  Kegel  wertvolle  Erträge 
und  eriuüglieht  schon  auf  kleiner  Fläche  nacli- 
haltjge  jährliche  Nutzungen.  Infolge  de.^  Rllck* 
gangs  der  Li>hrindenpreiße  nimmt  die  Schäl* 
Waldwirtschaft  neuerdings  altmählich  ab.  Auch 
heim  ^jederwalde  ist  eine  landwirtschaftliche 
Zwischennutzung  im  Gebrauche  in  der  Form  der 
Hanbergs-  oder  Hack  Waldwirtschaft. 
^VgU  Art,  „HanbergB Wirtschaft".)  Sie  kommt 
in  waidreichen  nn<t  dichtbevölkerten  Gegen- 
den» z.  B.  Sauerland,  Westerwald.  Eifel,  Oden- 
wald, 8chwarzwaid  zur  Anwendung«  indem 
;£wiachen  die  Ausschlagstikke  des  Schähvalds  ein 
ein*  oder  mehrtnaliger  Anbau  von  Getreide  erfolgt. 
Die  laiidw.  Zwiscbenuutznng  im  Hochwald  und 
Niederwald,  die  früher  aJa  Notbehelf  in  Gegenden 
mit  nicht  genügendem  landw,  benutzbaren  Ge- 
lände viel  gettot  TÄiirde,  ist  in  fortscb  reiten  der 
■rascher  Abnahme  begriffen :  wm  21  5(.)0  ha,  190Ü 
99(10  h a .  Der  M  i  1 1  e  I  w  a  l  d  ist  ein e  Verbi  nd ung 
von  Niederwald  im  Unterholz  und  Plenterw  ald  im 
Oberbolz.  Der  Umtrieb  des  letzteren  ist  ein 
Vielfaches  vom  Unterholzuni triebe.  Das  Ober- 
bolz jedes  Schlaijes  wird  gebildet  aus  mehreren 
im  Alter  je  um  einen  Unterbolzumtrieh  verschie- 
denen Klassen.  Beim  Einnchlage  wird  das  Unter- 
holz unter  Beht'*snng  der  zum  Einwachsen  ins 
Oberholz  bestiuimteu  pStämme  iLaßreitel)  und 
die  ganze  til teste  Oberhol ikla^se  genutzt,  von 
4en  übrigen  Oberholzklassen  die  nicht  zum  Ein- 
wachsen in  die  je  ältere  Klasse  zu  belassenden 
Teile.  Der  Mittelwald  ist  auf  das  Lanhholz 
nnd  auf  Holzarten  be^hränki,  welche  im  Jugend- 
«tadium  Scbatten  tn  ertragen  vermcigen,  erzieht 
mannigfaches  nnd  qualittitreiches,  nnr  in  der 
Hegel  kmzächÄftiges  und  nicht  astreines  Holz, 

fefährdet  den  Boden  durch  die  oftmalige  Wieder- 
ehr des  Hiebes  und  ist  darum  nnr  anf  kräftigen 
Standorten,  so  benonders  im  Angehiete  der 
Flüsse danemil  am  Platze,  getitattet  dann  ^chon  anf 
kleiner  Fläche  nachlmlli^'e  jährlich^'  Wirti^ciiaft. 


I       h)  Dia   Bealandaeraiehung   und   Pflege, 

die  ebenfalls  der  Waldban^^^i^i^  ii!!tr'*höri.  richtft 
sich  auf  Erzielung  nnd  _:  eines  DiC»^;- 

lic h st  ho h en  Z  u w ach ses  n :  .  i !  ii g  dcsäei hr ri 

in  Formen,  durch  welche  ein  hucb wertige!*  Fft> 
dukt  erzeuf^t  wird.  Bei  den  meisten  HuUart^a 
bildet  die  lErzengung  glatter,  ecblank«?r.  ast- 
freier Schäfte  da^  Hauptziel  Es  wird  erreicht» 
indem  im  Jugeud^^tadium  die  Enhvickdunir  der 
^itenorgane  durch  dichten  Stand  ih^r  Pd.inzea 
gehemmt,  das  Hühenwachstum  ixuj  -  *  'ird. 
Die  Pflanze  bedarf  aber  auch  zui-  f  mg 

der    Baum k f one    nnd    zu r    Assi ü ii . .. ^. . . i  l>ei l 

ihrer  Blattorgane  zunehmend  Luft  ntid  Liebt, 
Es  muj]  also  durch  ailmählicbe  StJi m in ^abl  Ver- 
minderung der  Wachsraum  der  EinzelpHanxe 
angemessen  TergröBen  werden.  Der  dicbtbe* 
gründete  Bestand  scheidet  zwar  von  selb*!  hei 
zunehmender  ErBtarknng  der  Einz*'l(>flau3^H  di« 
weniger  kräftigen  Individuen  fort 
Dies  allein  genügt  aber  nichts  j 
Bestandsentwiekelung  2U  schaffen  i.*^  o«^! 
dazu  künstlicher  Eingriffe.  Diese  gewähr' 
dann  den  weiteren  Vorteil,  ein  zu  starkes  An 
wachseu  des  Vorratskapitals  zu  hindern  und 
die  auszuicheidenden  Bestandsglieder  okonih 
misch  zu  nutzen.  Die  Operationen  dieaer  An 
he  stehen  während  des  Jugend  Stadiums  -*  dem 
DicknngsaUer  —  in  Durchläute  rnngeii 
fAnsjätungeu,  Reinigungshieben}  im  mittierea 
Bestandsalter  —  ä^tangenholz-  ntjd  angeht?odcö 
Baumholzalter  —  in  DnrchforÄtnngen, 
gegen    Ende    des    ömtriebs    in    T  ic^- 

ihiebeD,    Sie  richten  sich  auf  di  <\m 

I  des    schwachen,    kranken,     sehltiin  «  im  u-Etteo. 
I  schlecht  geformt  eil  Materials^  binweilen  ancb  der 
I  vorgewachaeuen   sperrigen   Stfünnie       Bei    den 
I  D  n  r  c  h  1  ä  n  t  e  r  n  n  g  e  n    wird  ei  n   tlirekier  Er* 
trag  aus  dem  Einacidag  in  der  Kegel  nicht  er- 
strebt,  wohl  aber  bei  den  D  u  r  c  h  f  o  r  jb  t  u  n  g  r  n. 
Sie  werden  nach  verscbietienen  Grund  satten  g*- 
ftlhrt.     Die   Ansichten   der  F.wirte    über  An, 
Grad,  Maß,   Häutigkeit  und  Beginn   sind   viel; 
fach  voneinander  ahweicheüd.    Sie  kommen  ki 
allen  Holzarten   nnd  Betriebsarten   zur  Anwep- 
düng.    Der  Licbtungabieb  ist  in  seiner  Be- 
deutung erst  in  neuerer  Zeit  erkannt  imd  wir^l 
im  Hocnwaldhetriebe  besonders  bei  den  zu  hucb- 
werti^n  Nutzhölzern  bestimmten  Holzarten  ^f- 
übt   m   der  ^\'eise,   datl  zunächst  alle  minä^r 
brauchbaren  Individuen  zur  Nutzung  gelaitgu 
der   verbleibende    wertvolle   Bestand   dagfiröi 
dnrch  Gewährung  reichlicheren  Wacbsranm*  für 
die  Einzelpflanze  zu  gesteigerter   Wachstm»*' 
energie    angeregt    wird.     Vielfach    init  lum 
Lichtnngshiebe  bei  den  Holzarten,    welrlie  iöJ 
Licblstande   den  Boden   nicht  zu  »chütitfu  vef* 
nitjgen,  der  Unterbau  schaltenertragender  hmkn* 

bessern  der  Holzarten  (Buche),  so  hc    •  ^  - i^^f 

Eicbcmilthoirbeständen,  welche   ii«  '^' 

gew Innung  bewirtschaftet  wer-^'M  tf* 

dere  Art  der  Durcbforstune  * 

unter  dem  Namen  Plenterduf  -^ 

führt.     Vgl  Art,  „Plenterdnrchforstang  . 

oj  Per  Scliuta  dea  Waldes  gegen  iuaier^ 
Oefahreti  besteht  in  einer  Reihe  von  Maüivf'"''^ 
teils  vorbengender  teils  abwehrender  Art  tt«" 
lieblet  sieb  gegen  Menschen^  Tiere,  hrm^^^^ 
Insekten,  Pflanzen  nnd  Einwirkungen  ^l^-r  ■"* 
organischen  Natur.  i*ie  bilden  da»  ihUv\  ^^ 
F.  s  c  h  u  t  K  e  N  iidET  Waldschtttzes,    Da  di«  K^in 


dlH 

[u-en   ■ 


Forsten 


865 


des  einzelnen  Waldbesitzers  hierzu  vielfach 
nicht  ausreicht,  bedarf  es  auch  des  Eingreifens 
der  öffentlichen  Gewalt.  Sie  kommt  in  der  F.- 
straf-  und  F.polizeigesetzgebung  zum 
Ausdruck.    (Vgl.  unten  sub  C  9.) 

2.  Der  forstliche  Betrieb,  a)  Vorrat, 
Zuwachs  und  Ertrag.  Zur  Ermittelung  des 
Ertrages  eines  Waldes  ist  die  Kenntnis  des  Vor- 
rates, des  Zuwachses  und  des  Ertrages  aller 
Einzel  bestände  erforderlich,  welche  zusammen 
den  Wald  bilden.  Die  Menge  und  die  Be- 
schaffenheit des  erzeugten  Holzes  ist  abhängig 
von  dem  Alter,  in  welchem  jeder  einzelne  Be- 
stand zum  Hiebe  kommt.  Der  Zeitraum,  wel- 
chef  planmäßig  und  durchschnittlich  von  der 
Begründung  der  Bestände  bis  zu  ihrer  mit  der 

ist  der  Umtrieb.  Der  Vorrat,  d.  i.  die 
Holzmasse,  die  sich  im  Laufe  dieses  Zeitraumes 
im  Bestioide  bildet,  setzt  sich  zusammen  aus 
den  alljährlich  zuwachsenden  Holzmengen,  dem 
laufenden  Zuwachs.  Wenn  man  den  in 
irgend  einer  Altersstufe  jeweils  vorhandenen 
Vorrat  durch  die  Anzahl  der  Altersjahre  divi- 
diert, erhält  man  den  Durchschnittszu- 
wachs des  betreffenden  Zeitraums.  Der  Gang 
beider  Zu  wachsarten  ist  kein  gleichmäßiger, 
beide  wachsen  aufänsflich  langsam,  dann  rascher, 
kulminieren  und  fallen.  Der  durchschnittliche 
Zuwachs  bleibt  dabei  bis  zu  seiner  Kulmination 
hinter  dem  laufenden  zurück,  steht  ihm  in  seinem 
Maximum  gleich  und  sinkt  dann  langsamer  als 
dieser.  Dies  Gesetz  ^t  indessen  nur  für  die 
konstante  Zahl  derjenigen  Stämme,  welche  als 
Hauptbestand  das  Ende  des  Umtriebes  erreichen. 
Infolge  der  während  der  Umtriebszeit  mehrfach 
erfolgenden  Stammzahlverminderungen,  der  Vor- 
nutzuugen,  welche  jedesmal  einen  Teil  des 
laufenden  Zuwachses  vorweg  nehmen,  verschiebt 
sich  jedoch  das  Verhältnis.  Näheres  zu  vgl. 
Weise,  Mündener  forstl.  Hefte  VII,  1. 

Neben  dem  Massenzuwachs  unterscheidet 
man  als  Qualitätszuwachs  die  Erhöhung 
des  Wertes  der  Masseneinheit  mit  zunehmendem 
Alter.  Massenzuwachs  und  Wertzuwachs  zu- 
sammen ergeben  den  Wert  des  Bestandes.  Von 
den  Vertretern  der  Bodenreinertragstheorie  wird 
als  dritte  Art  noch  der  Teueruugsznwachs 
ausgeschieden.  Er  besteht  in  der  Veränderung 
der  Preise  gleicher  Sortimente  zu  verschiedenen 
Zeiten.  Zu  taxatorischen  Zwecken  wird  der 
Zuwachs  im  prozentischen  Verhältnis  zur  Holz- 
masse ausgedrückt.  Das  Zuwachsprozent  sinkt 
mit  zunehmendem  Alter. 

Vorrat  und  Massenzuwachs  werden  nach 
Kubikmetern  bestimmt.  Ein  Kubikmeter  fester 
Holzmasse  heißt  Festmeter  (fm).  Als  Raum- 
meter fSter,  Beuge)  wird  der  Inhalt  eines 
Kubikmeters  eingeschlafi^enen  und  in  Schicht- 
maß auffi:ek]afterten  Holzes  bezeichnet,  in  dem 
also  noch  Hohlräume  (ca.  V4)  enthalten  sind. 
Vorrat  und  Zuwachs  können  durch  direkte  Auf- 
nahmen im  Walde  nach  verschiedenen  Verfahren 
ermittelt  oder  ans  Ertragstafeln  entnommen 
werden.  Dies  sind  Tabellen,  welche  den  Wachs- 
tumsgang geschlossener  normal  entwickelter 
Bestände  ziffermäßi^  darstellen.  Sie  sind  nach 
Holzarten  und  für  jede  Holzart  nach  Standorts- 
klassen (meist  5)  verschieden  und  geben  für  be- 
stimmte (5-  oder  10- jähr.)  Altersstufen  die  Holz- 
massen und   ZuwachsgrOßen   an,   die  neueren 

Worterbach  der  Yolkswirtscbaft.    II.  Aafl.    Bd.  I. 


auch  die  einzelnen  massebildenden  Faktoren 
(Stammzahl,  Stamm-  und  Bestandsgrundfläche, 
Bestandshöhe),  einzelne  auch  den  von  den  Emte- 
kosten  befreiten  durchschnittlichen  Festmeter- 
preis, alles  auf  die  Flächeneinheit  (ha)  bezogen. 
Ihre  Herstellung  beruht  auf  möglichst  zahl- 
reichen Aufnahmen  von  Probefläcnen  und  er- 
folgt nach  sehr  verschiedenen  Methoden.  Die 
deutschen  und  österreichischen  forstlichen  Ver- 
suchsstationen haben  seit  den  letzten  3  De- 
zennien derartige  Ertragstafeln  bearbeitet. 

Auf  die  Kenntnis  von  Vorrat  und  Zuwachs 
des  Bestandes  gründet  sich  die  Feststellung 
seines  Ertrages.  Dieser  besteht  aus  dem 
Abtriebs-  oder  Hauptertrag  (Haupt- 
nutzung) und  den  Vor-  oder  Zwischen- 
nutzungen. Letztere  sind  zumal  in  neuerer 
Zeit  unter  dem  Einfluß  der  weit  geförderten 
Durchforstungs-  und  Lichtungszuwachslehre 
gegen  früher  an  Umfang  und  Bedeutung  sehr 

gestiegen  und  können  in  ihrer  Summe  den 
[auptertrag  übersteigen.  Aus  den  Erträgen 
der  einzelnen  Bestände  setzt  sich  der  Ertrag 
des  ganzen  Waldes  oder  einer  Betriebsklasse 
zusammen.  Die  Betriebsklasse  ist  ein  zu 
einheitlichem  Betriebe  mit  gleichmäßigem  Nach- 
haltertrage ausgesonderter  Komplex  von  Be- 
ständen. Betrieroklassen  werden  innerhalb  eines 
Waldes  gebildet,  wenn  dessen  Umfang  oder  Zu- 
sammensetzung eine  Unterteilung  notwendig 
machen.  Der  Ertrag  des  Waldes  stellt  die- 
jenige Holzmasse  dar,  welche  jährlich  oder  pe- 
riodisch fortlaufend  dem  Walde  entnommen 
werden  kann,  ohne  daß  dadurch  der  Waldbe- 
stand verringert  wird.  Es  darf  also  dann  an 
Masse  nicht  mehr  genutzt  werden,  als  jährlich 
oder  periodisch  an  den  sämtlichen  Einzelbe- 
ständen des  Waldes  zuwächst.  Ausfi^angspunkt 
und  Ziel  für  die  Ertragsregelung  bilden  nor- 
male Verhältnisse  inbezug  auf  Vorrat,  Zuwachs 
und  Abnutzung.  Solche  Normalwaldbilder 
müssen  für  jede  Betriebsart  konstruiert  werden. 
Sie  stellen  einen  Wald  dar,  der  regelmäßige 
Altersstufenfolge,  einen  seinem  Standort  ent- 
sprechenden Schluß,  normalen  Vorrat  und  nor- 
malen Zuwachs  besitzt. 

Der  in  den  Ertragstafeln  ermittelte  Normal- 
vorrat entspricht  in  der  Regel  nicht  dem  im 
konkreten  Walde  vorhandenen  wirklichen  Vor- 
rat. Dieser  kann  kleiner  oder  größer  sein  als 
der  erstrebte  Normal vorrat.  Es  muß  dann  we- 
niger oder  mehr  als  der  Normalzuwachs  so 
lange  genutzt  werden,  bis  Normalvorrat  und 
Zuwachs  erreicht  sind.  Das  Verhältnis  dieser 
Größen  bringt  Hundeshagen  (1826)  in  die  Formel 
nz  :  nv=wz  :  wv,  worin  nz  und  nv  Normalzu- 
wachs und  Normal  Vorrat,  wz  und  wv  wirklichen 
Zuwachs  und  Vorrat  bedeuten.  Aehnlich  be- 
stimmt die  Österreich.  Kameraltaxe  (1788)  den 

wv  nv 
Abtriebssatz  e  =  z  -j-  — - — ,  wobei  z  die  Sum- 
me des  durchschnittlichen  Haubarkeitszu wachset, 
u  die  Jahre  der  Umtriebszeit  bedeutet.  Noch 
schärfer  ist  der  in  Baden  eingeführte  Ausdruck 
wv — nv 


•  wz  -f- 


-,  d.  h.  wz  wird  nur  dann  ge- 


nutzt, wenn  wv  =  nv.     Ist  wv:^nv,  so  tritt 
während  des  Ausgleichungszeitraums  a  die  po< 

sitive  oder  negative  Quote  — ^ —  zu  wz. 
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Die  Methoden  der  Ertragsregelnng 
sind  sehr  yerschieden.  Einige  grlUiden  sich  ant 
die  Fläche  oder  anf  die  Masse  oder  auf  beides. 
Die  Flächenmethoden  ermitteln  den  jährlichen 
oder  periodischen  Hiebssatz  lediglich  ans  der 
Fläche  des  Waldes,  entweder  bloß  nach  der 
örtlichen  Schlagein teilnng  (Regel  bei  Nieder-, 
Mittel-  nnd  Plenterwald)  oder  indem  sie  den 
Umtrieb  in  einzelne,  meist  20-jährige,  Ab- 
nntznngszeitränme  (Fächer)  zerlegen  nnd  jedem 
einen  gleichen  oder  gleichwertigen  Flächenan- 
teil zuweisen  (Flächenfachwerk).  Die  Massen- 
methoden bilden  entweder  anch  Fächer  nnd 
überweisen  jedem  eine  ffleich^oße  Quote  vom 
Massenertrage  (Massenfachwer^,  oder  aber  glie- 
dern den  Wald  nach  einer  Hiebsordnuns'  in 
Hiebszlüge  (Sachsen),  oder  endlich  entwickeln 
unmittelbar  aus  dem  Verhältnis  zwischen  nor- 
malem Vorrat  und  Zuwachs  und  wirklichem  Vor- 
rat und  Zuwachs  den  Hiebssatz  nach  Formeln 
(Baden,  Hessen,  Oesterreich).  Beiderlei  Arten 
werden  vielfach  kombiniert  (Preußen,  Bayern). 

b)  Die  Betriebsordnung.  Das  privatwirt- 
schaftliche Ziel  bildet  ein  möglichst  günstiger 
Wirtschaftserfolg.  Zur  Zeit  des  Merkantilismus 
war  die  Gewinnung  reichlicher  und  wohlfeiler 
Rohprodukte  maßgebend.  Im  18.  Jahrb.  wurde 
angesichts  des  drohenden  Holzmangels  dieses 
System  verdrängt  von  dem  Bedürhiisse  nach 
dem  nachhaltigen  Bezug  möglichst  vieler  Holz- 
masse auf  gegebener  Fläche,  gleichviel  was  ihre 
Erzeugung  koste.  Das  vorige  Jahrhundert  ver- 
langte unter  dem  Einflüsse  der  entwickelten 
Verkehrs-  und  Erwerbsverhältnisse  nicht  mehr 
viel  Masse,  sondern  wertvolle  technische  Eigen- 
schaften des  Holzes,  bis  endlich  danach  das  Be- 
streben, hohe  Gelderträge  aus  der  Waldwirt- 
schaft zu  gewinnen,  das  leitende  geworden  ist. 
Das  ist  das  herrschende  Prinzip  fortan  geblieben. 
Die  verschiedenen  Wirtschaftssysteme  kommen 
zum  Ausdrucke  in  der  Bemessung  des  Um- 
triebes  (vgl.  S.  865). 

Der  Umtrieb  des  größten  Massener- 
trags nutzt  den  Bestand  im  Zeitpunkte  der 
Kulmination  des  jährlichen  Durchschnittszu- 
wachses. Diese  tritt  um  so  zeitiger  ein,  je 
besser  der  Standort  ist,  z.  ß.,  ohne  Einrechnung 
der  Vorerträge,  n.  Lorey  bei  Fichte  I.  Bon.  im 
60.,  II.  Bon.  80.,  HI.  Bon.  100.  Jahre.  Bei  Be- 
rücksichtigung der  Vorerträge  schiebt  er  sich 
hinaus.  Er  leidet  an  einem  Grundfehler :  Keine 
Wirtschaft  kann  ihr  Ziel  nur  in  der  höchsten 
Massen-  und  Rohproduktion  ohne  Rücksicht  auf 
die  Produktionskosten  erblicken. 

Der  technische  Umtrieb  schließt  ab 
mit  dem  Zeitpunkte,  in  welchem  das  zur  Öko- 
nomischeu Benutzung  am  besten  geeignete  Holz 
erzeugt  ist.  Er  ist  verschieden  nach  Holzart 
und  Betriebsart  sowie  nach  den  allgemeinen 
und  örtlichen  Ab.satz Verhältnissen ,  im  allge- 
meinen, da  der  technische  Wert  des  Holzes 
mit  dem  Alter  zuzunehmen  pflegt,  sehr  hoch, 
nimmt  ebenfalls  keine  Rücksicht  auf  die  Pro- 
duktionskosten und  kann  höchstens  ausnahms- 
weise und  bedingt,  so  z.  B.  für  Korbweiden- 
üder  Lohrindenzucht,  berechtigt  sein. 

Bei  dem  Umtrieb  des  höchsten  Wert- 
zuwachses erfolgt  die  Nutzung  dann,  wenn 
der  Geldwert  des  durchschnittlichen  Zuwachses 
kulminiert.     Da   dieser  Wert   mit   der  Stärke 


des  Holzes  wächst,  tritt  jener  Zeitpunkt  später 
ein  als  der  des  höchsten  Massenertrags  und 
führt  zu  hohen  Umtrieben.  Auch  diese  Me- 
thode läßt  wie  die  vorgenannten  die  laufenden 
Betriebskosten  außer  Ansatz.  Kommen  diese 
vom  Waldbmttoertrage  in  Abzug,  so  ergibt 
sich  der  Umtrieb  des  höchsten  Wald- 
reinertrags oder  der  höchsten  Waldrente. 
Das  ist  das  theoretisch  richtigere  Verfahren.  Tat- 
sächlich ist  es  ziemlich  gleichgültig,  ob  die 
Waldbrutto-  oder  die  Waldnettorente  zugrunde 
gelegt  wird.  Die  Kulmination  beider  liegt  sehr 
nahe,  weil  die  Höhe  der  laufenden  Kosten  von 
der  Höhe  der  Umtriebszeit  wenig  beeinflußt 
wird.  Die  Umtriebsfeststellung  nach  dem 
Waldreinertrag  nimmt  den  Wald,  bezw. 
die  Betriebsklasse  (vgl.  S.  865)  als  gegeben  an. 
In  einfachster  Form  besteht  diese  aus  einem 
Komplex  von  so  viel  standörtlich  gleichen  Flächen- 
einheiten, wie  der  Umtrieb  Jahre  hat  mit  Be- 
ständen in  regelmäßiger  Altersabstufung.  All- 
jährlich kommt  die  Flächeneinheit,  welche  den 
ältesten  Bestand  hat,  zum  Hiebe,  aÜjährlicb 
auch  erfolgen  die  Vomutzungen  in  den  nach 
ihrem  Alter  jeweils  dafür  bestimmten  jüngeren 
Beständen.  Werden  der  erntekostenfreie  Wert 
der  Hauptnutzung  mit  Hu,  derjenige  der  Vor- 
nutzungen im  Alter  a,  b  usw.  mit  Da,  Db  usw., 
die  Kosten  für  Wiederkultur  der  jährlichen 
Schlagfläche  mit  c  und  alle  laufenden  für  die 
Einheit  zu  zahlenden  Kosten  für  Verwaltung, 
Schutz,  Steuern  mit  v  bezeichnet,  so  ist  der 
jährliche  Durchschnittsertrag  des  Komplexes  von 
uEinheiten  =  Hu  +  Da-f  Db+. . .  — (c-|-vuy 
und  der  der  Flächeneinheit  derselbe  Ausdruck 
dividiert  durch  u.  Wenn  di^er  Ausdruck  kul- 
miniert, erfolgt  der  Abtrieb. 

Der  Umtrieb  des  größten  Boden  rein- 
er trags  oder  der  finanzielle  Umtrieb  berück- 
sichtigt außer  den  laufenden  Betriebskosten 
auch  die  Zinsen  der  zum  Aufbau  des  Holzvor- 
rats verbrauchten  Kapitalien  und  verlangt,  daß 
diese  Kapitalien  mindestens  zu  einem  bestimmten 
Zinsfuß  sich  verzinsen.  Die  Methode  geht  vom 
einzelnen  Bestand  aus,  verfolgt  diesen  von  der 
Begründung  auf  der  leeren  Fläche  an  bis  zu 
seiner  Haubarkeit,  berechnet  alle  aufgewendeten 
Kosten  und  alle  eingehenden  Erti^e,  bringt 
diese  durch  Diskontieren  oder  Prolongieren  auf 
einen  Zeitpunkt  und  schließt  die  Umtriebszeit 
dann  ab,  wenn  der  reine  Ueberschuß  der  Er- 
träge über  die  Kosten  kulminiert  oder  den 
Waldkapitalwert  nicht  mehr  in  der  Höhe  des 
geforderten  Zinsfußes  verzinst. 

Preßler  ermittelt  dazu  den  höchsten  Jahres- 
ertrag der  Flächeneinheit,  indem  er  den  Ab- 
triebsertrag nnd  die  vor  der  Hiebsreife  ein- 
gehenden auf  die  Zeit  des  Abtriebs  prolon- 
gierten Vornutzungen  addiert  und  die  ebenfalls 
dahin  prolongierten  Ausgaben  subtrahiert.  Dw 
Ergebnis  ist  ein  Kapital,  das  den  Endwert  einer 
gleichmäßigen  Rente  für  u  Jahre  bildet  So- 
lange diese  Rente  (Weiserprozent)  höher  ist,. 
als  das  der  Wirtschaft  zugrunde  gelegte  Ver- 
zinsungsprozent,  bleibt  der  Bestand  stehen. 
Sinkt  es  darunter,  so  mnil  der  Einschlag  er- 
folgen. G.  Heyer  bestimmt  den  Umtrieb  nach 
dem  höchsten  Bodenerwartung^wert,  der  anter 
Beibehaltung  der  obigen  Bezeichnungen  ausge- 
drückt werden  kann  als 
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Hu  +  Da  1,0p 

c  l,Op^- 


1-ft  ^  Db  1,0p 

V 


u-b 


0,0p 


(1,0p '^-l) 


Den  Jetztwert  davon  ergibt  die  Division 
dieses  Ausdrucks  mit  1,0p ^—1.  Er  gibt  den 
höchsten  erzielbaren  Bodenwert,  in  dem  aber 
der  ünt«mehmergewinn  eingeschlossen  ist. 
Neuerdings  berechnet  Martin  die  Waldboden- 
rente nicht  mehr  für  den  Einzelbestand,  sondern 
für  den  ganzen  Wald  und  um^ht  damit  die 
Rechnung  mit  Zinseszinsen.  Seme  Formel  ist 
Hu  +  D  — (nv.O,Op  +  c). 

Das  im  finanziellen  Ümtrieb  vertretene  Prin- 
zip ist  mathematisch  unanfechtbar  richtig.  Die 
Methode  hat  wesentlich  veranlaßt,  die  öko- 
nomischen Grundlagen  der  F. Wirtschaft  gegen- 
über einer  früher  vielfach  geübten  auf  unklaren 
Theorieen  fußenden  wirtschaftlichen  Behandlung 
der  F.  klarzustellen.  Seine  wissenschaftlich 
präzise  Herleitung  hat  es  zu  dem  zurzeit  vor- 
herrschenden auf  den  forstlichen  Lehrstühlen 
gemacht.  In  der  Praxis  führte  es  dazu,  die 
nach  den  früheren  Anschauungen  gewählten  oft 
übertrieben  hohen  Umtriebe  herabzusetzen.  Zur 
unmittelbaren  Anwendung  ist  die  Reinertrags- 
lehre dage&:en  nur  in  geringem  Umfange  gelangt. 
Die  Bedenken  dagegen  richten  sich  nicht  so  sehr 
gegen  das  Prinzip  wie  gegen  dessen  Anwend- 
barkeit und  gegen  die  Unsicherheit  der  ein- 
zelnen in  die  Rechnung  einzustellenden  Größen. 

Der  Umtrieb  des  Bodenreinertrags  ist  all- 

fsmein  kürzer  als  der  der  vorigen  Methoden, 
r  wird  um  so  kürzer,  je  höher  die  Summe 
der  Vorerträge,  je  geringer  die  Kulturkosten, 
je  geringer  der  Standort,  je  niedriger  die  Holz- 

S reise  sind.  Am  einflußreichsten  ist  die  Höhe 
es  Zinsfußes.  Bei  3%  ergeben  sich  Umtriebe 
von  durchschnittlich  etwa  50 — 100  Jahren. 
Selbst  bei  2*,%  gelingt  es  selten,  eine  aus- 
reichende Erhöhung  zu  erzielen.  Gegen  den 
Einschlag  von  Beständen  so  niedrigen  Alters 
erheben  sich  Bedenken  technischer  und  öko- 
nomischer Art.  Die  Verjüngung  auf  natür- 
lichem Wege  ist  in  diesen  Altern  gerade  bei 
den  Holzarten,  für  die  diese  Verjüngungsart 
die  allein  zweckmäßige  ist  (Buche,  Tanne),  un- 
möglich und  damit  deren  Nachzucht  nicht  mehr 
oder  nur  auf  künstlichem  Wege  mit  höheren 
Kosten  und  zweifelhaftem  Erfolge  ausführ- 
bar. Beim  künstlichen  Holzanbau  tritt  durch 
die  raschere  Wiederkehr  der  Bodenentblößuug 
leichter  eine  Gefährdung  der  Bodenkraft  ein. 
Das  in  niedrigen  Umtrieben  erzeugte  Holz  ist  bei 
den  meisten  Holzarten  von  geringer  technischer 
Brauchbarkeit.  Endlich  erscheint  auch  bei  einer 
Wirtschaft,  die  nur  den  Einzelbestand  nach 
seiner  Hiebsreife  ins  Auge  faßt,  die  Nachhaltig- 
keit der  Holz-  und  Geldbezüge  nicht  hinläng- 
lich gesichert.  Dem  Gewicht  dieser  Bedenken 
haben  sich  die  Vertreter  der  Reinertragswirt- 
schaft nicht  entzogen.  Preßler,  der  anfänglich 
J18Ö9)    i^L    als    Wirtschaftszinsfuß    veriaugte. 

Sing  1865  auf  3Vt7o  herab  und  suchte  dann 
nrch  Einführung  des  Teuerungszuwachses  die 
rechnerisch  ermittelte  niedrige  Umtriebszeit  zu 
brauchbarer  Höhe  zu  steigern.  Auch  Heyer 
vertrat  den  niedrigen  Zinsfuß  und  im  Interesse 
der  Erhaltung  der  Bodenkraft  eine  gutachtliche 
&höhung  des  Umtriebs  um  1—2  Jahrzehnte. 
Martin  verläßt  die  Einzelbestandwirtschaft  und 


läßt  die  Zinsforderung  mit  steigendem  Umtrieb 
von  3  bis  zu  2®'o  sinken,  weil  ältere  Bestände 
einen  höheren  Grad  von  Sicherheit  und  Stetig- 
keit zur  Voraussetzung  haben.  Und  Endres 
nimmt  als  forstlichen  Zinsfuß  2—3%  an,  „da- 
mit müsse  sich  der,  der  F.wirtschaft  treiben 
wolle,  abfinden^.  Nach  diesen  Modifikationen 
hat  uer  durch  Jahrzehnte  geführte  erbitterte 
Streit  zwischen  Wald-  und  Bodenreinertrag  seine 
Schärfe  verloren.  In  der  Praxis  entscheidet 
über  die  Umtriebfestsetzung  das  theoretische 
System  weit  weniger  als  oie  Summe  der  der 
Wirklichkeit  und  Oertlichkeit  entsprechenden 
wirtschaftlichen  Erwägungen  waldbaulicher, 
standörtlicher,  betriebstechnischer  Art.  Zumeist 
wird  als  wesentlich  die  Herbeiführung  einer 
angemessenen  Altersklassenverteilung,  die  Er- 
haltung der  Bodenkraft  und  die  danach  mög- 
liche höchste  Rente  erstrebt.  Klare  auch  dem 
forsttechnisch  nicht  Geschulten  leicht  verständ- 
liche Darstellungen  der  Materie  geben  u.  a. 
Weise,  Leitf.  d.  Ertragsregelung  S.  142  fif.  vom 
Standpunkt  des  Waldreinertrags  und  Endres, 
Handb.  d.  Forstpolitik  S.  85  fif.  vom  Standpunkte 
des  Bodenreinertrags  aus. 

C.  Forstpolitik. 

1.  Be^ff.  2.  Volkswirtschaftliche  Eigen- 
tümlichkeiten der  F.Wirtschaft,  a)  Der  Boden, 
b)  Kapital,  c)  Arbeit,  d)  Der  Umfang  der  Be- 
triebe, e)  Eigenart  der  Produktion,  f)  Eigen- 
art der  Produkte,  g)  Die  Wirtschaftsformen. 
h)  Die  Wirtschaftsführung.  3.  Lieferung  von 
Holz  und   anderen  Waldprodukten,     a)    Holz. 

b)  Nebennutzungen,  c)  Die  Geldeinnahmen. 
4.  Gewährung  von  Arbeitsverdienst,  ö.  Der 
Einfluß  des  Waldes  auf  Landeskultur  und  Ge- 
samtwohlfahrt,   a)  Klima,    b)  Wasserwirtschaft. 

c)  Mechanischer  Einfluß  des  Waldes  auf  die 
Bodenbefestigung.  d)  Einfluß  des  Waldes  auf 
Gesundheit  und  Wohlbefinden  der  Menschen. 
6.  Die  Fähigkeit  der  F.wirtschaft,  gewisse  Boden- 
arten überhaupt  oder  aber  rentabler  als  die 
Landwirtschaft  zu  benutzen.  7.  Schutz  Waldungen. 
8.  Aufforstung  von  Oedland.  9.  Waldsch'utz. 
10.  Privatwald,  Waldteilungen,  Wald^nossen- 
schaften.  11.  Gemeinde-  und  Korporationswaid. 
12.  Staatswald.  13.  Waldgrundgereohtigkeiten. 
14.  Holztransport.  15.  Holzhandel.  16.  Holzzoll. 
17.  Waldbesteuerung,  Wald  beleihung,  Wald- 
versicherung. 

1.  Begriff.  Die  F.politik  hat  zu  Gegen- 
ständen die  wirtschaftliche  Stellung  des 
Waldes  und  der  Waldwirtscliaft  in  der 
Volkswirtschaft  und  die  zwischen  dem  Staate 
und  der  Waldwirtscliaft  bestehenden  Be- 
ziehungen. Die  Staatsgewalt  hat  dem  Walde 
und  seiner  Bewirtscliaftung  gegenüber  w-irt- 
schaftspolitische  Aufgaben  nach  zwei  Rich- 
tungen hin.  Sie  kommen  zum  Ausdruck 
in  solchen  Maßregeln  gesetzlicher  imd  ad- 
ministrativer Art,  welche  die  Waldwirtschaft 
als  ein  Glied  der  Volkswirtschaft  pflegen 
und  fördern,  und  in  solchen,  welche  die  mit 
Hilfe  des  Waldes  und  der  Waldwirtschaft 
erreichbaren  günstigen  Wirkungen  auf  die 
Volkswirtschaft  herbeiführen,  sichern  und 
fördern  sollen.    Bei  ersteren  ist  der  \\'ald 
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der  Gogenätaiicl  staatlicher  Ffirsorge^  bei 
letsitereni  clai?  Mittel  derselben.  Beide  werdeu 
tiedingt  durch  ^l!e  besanderea  Ele^entünüich- 
keiton  iiüd  Aiifgalfeii  der  F.wirt?^chaft 

2*  Viilki^wit't^cliaftlicbe  Eig^entümlich- 
keiten  der  Rwirtscliaft  In  Betiucht 
koiiimen  die  Elemente  der  GütererzengtiDg, 
der  Umfang  dei-  Betriebe,  die  Art  der  Pro- 
-diiktion  und  der  Produkte.  Die  Elemente  der 
Güterer^eugung  sind  die  gewuhnJichen,  freie 
Katiirgröten  Küpital  *md  Arbeit, 

a)  Der  Boden  dient  als  Slandort  der 
Prodidttioa  und  als  Triger  gewii^ser  das 
Wachstum  der  HoJzpilaDze  bedingender 
Naturkräfte.  Die  F."vvii*tschaft  ist  in  bezug 
auf  Be&c*haifenUeit  und  Ijage  des  Briden a 
genfigsamer  als  die  anderen  Boden ^irt- 
^Schäften. 

03 as  Verbreitnugs^ebiet  der  Waldblume  gehl 
in  horiKontaler  uud  venikaler  Richtung  über  da» 
der  landwirtachaftlichen  Kulfurgewächse  weit 
hinans  {vgl.  oben  snh  A  2  S.  So7  fgVj,  Der  Bedarf 
au  mineraliächen  Nährstt>ffen,  zumal  an  denen^ 
die  beschränkt  vorhanden  sind,  ist  erheblich  ge* 
ringen  2.  P5.  erfordert  1  ha  Kartoffelland  zu  einer 
Mittelemte  an  PhosphorBänre  das  %■  bezw.  ö- 
und  9-facUe,  was  1  ha  Bnchen-T  Ficjjten-r  Kiefern- 
wald braneht  nnd  an  Kali  das  9-  bezw,  IH-  und 
17'fache  { Weber u    Der  Stickstüflfl€darf  beträgt 

Pro  Jahr  nnd  ha  im  Hochwalde  bei  Buche  54  J^ 
icbte  4&jf  Kiefer  Mfi  kg,  daTon  ca^  '/s  ^^^ 
Hol^u  wachse,  *kzviT  Laub*  nnd  Nadelersengung, 
während  eine  Rogjiren*,  Kartoffel*,  Weizen-^  Klee- 
«rnte  51,8,  60,0,  6W,  ^öß  kg  erfordert.  Dem 
Roden  werden  durch  Aüsimilation  mit  Hilfe  der 
Wurzel knoll eh en  nnd  Bodenbakterien  jährlich 
rnnd  12  kg  ^ro  ha  zugeführt.  Der  "^X'ald  bedarf 
also,  wenn  ihm  nur  die  Laub»  und  Streudecke 
erhalten  bleibt,  iu  der  Regel  keine  künstliche 
Zufuhr  Ton  Dün^ar.  Er  Termag  sogar  durch 
den  Lanti-  und  ^adelabfaU  die  Bodennahratoffe 
zu  mehren,  den  Btulen  au  besBem.  Die  Wurzeln 
der  Hobpiiau^en  dringen  atlgewein  in  tiefere 
Bodenschichten  al&  die  der  landwirtschaftlichen 
EnltüTgewächsej  sie  verfügen  also  auf  gegebener 
Fläche  über  ein  gTöBeres  i^uautuni  von  Boden- 
nah rst  offen*  Der  Waldbau  erträgt  steilere 
Häuge  ala  die  Litndwirtücbaft.  In  der  Schwei* 
wird  Fknitiir  noch  hei  35"  Neigung  betrieben, 
bei  40 ^^  wachsen  noch  Bäume  (Lehr),  während 
die  Wiesenknltur  selten  über  1;')**,  Weide  nur 
hb  etwa  30^  geht,  der  Ackerbau  schon  darunter 
aufhört.  Bei  den  F.kuUuren  fällt  die  alljähr- 
liche Bodenbearbestung  fort,  sie  k«5nnen  ohne 
Gefahr  der  Abachwemmung^  der  Bodenkrume 
nnd  selbst  noch  auf  steinigem,  zerklüftetem 
Terrain  ausgeführt  werden.  Deshalb  ist  der 
Eolzanban  noch  niuj^licb  und  lohnend  auf  vielen 
Biliden,  auf  denen  die  Landwirtschaft  «ich  nicht 
betreiben  läßt.  Die  natürlichen  Kräfte  des 
Waldbodenü  lassen  sich  künstlich  nur  selten  und 
wenig  durch  einen  Mehraufwand  Ton  Kapital 
und  Arbeit  heben,  daa  lYoduki  der  F. Wirtschaft 
ist  in  besonders  hohem  MaOe  Erzen^^  der 
Niitnrkräfte,  8ie  verlangt  darnm  relatjv  große 
räumliche  Erstreckmig. 

Fichtenhochwald  erzengt  in  100  Jahren  attf 
L  Bon.  1095,  III.  Bon.  6^,  V,  Bon.  370  fm 


Holfmasse,  anakig  Kiefer  f"37,  390,  231,  Buche 
72L  472,  241  fm  prij  ha 

Der  Bodenwert  der  F.wirtscbaft  steht 
deshalb  im  Verhältaif^  zum  Holz  werte  wit^ 
auch  im  Verhälttiis  ^um  Werte  des  land- 
wirlschaftlichen  Bodens  ziemlich  ntedng  und 
liewegt  ßich  in  engen  staudurtliehea  öre«/t?n. 
Er  beträgt  11 — 8U*Vo,  rund  ' :»  vom  gesamten 
Wald  wert. 

In  Preußen  bewegt  sich  der  Gnindstener- 
reinertrag  pro  ha  zwischen  1,H3  nnd  l^,5ü  IL, 
für  Ackerland  8,10—39,61  M.,  ist  im  Mittel  für 
beide  4,95  nnd  18,25  M.  Der  ba  Waldödlani) 
wurde  in  Masnreu  für  H2  M,  verkaoftf  in  dtr 
Löneburger  Heide  für  80  M,,  im  westfillischen 
Ebbegebirge  für  200  M,  In  Sachsen  ber€<!hnet 
aicb  der  Wert  des  ha  Staats waldb »den  mit  10 
bia  486  M.  Nach  Endreim  kann  uls  mitTierer 
Boden  wert  für  Deutschland  300 — 6U0  M,  gelreu. 
Der  von  Ackerland  isi  etwa  B— 4  mal  so  Uoek 

b)  Kapital«  Das  im  Holsivurrai 
steckende  Kapital  ist  sehr  hoch  und  im  lie- 
aonderen  abhüngig  toü  Holzart»  Umtriebszdt 
lind  Betriebsart  Abgesehen  von  sefuntiedrigen 
Umtrieben  ist  es  stete  gi'ößer  al&  das  B^^^Jen- 
kapital^  im  groEen  Durchschnitt  etm^a  um 
das  4  fache.  Bei  einer  durchsehnittÜchen 
jährlichen  Holzerzeiigung  von  3^4  frn  pm  h.i 
produziert  Deutschland  auf  14  MiJh  ha  NVald- 
land  jährlich  rund  TiO  Mill.  fm,  liat  danach 
bei  80— liXHähr,  Umtrieb  2— 2*  2  MiUiinlea 
fm.  Wenn  der  fm  reifes  Holz  für  ol  7  % 
ven^^ertbar  ist,  der  des  stocketnlen  Vormts 
etwa  für  die  Hälfte,  also  für  H,5  M.,  m 
repräsentiert  der  letztere   ein  K^  »n 

7— S'^'i  Milliarden  M.  und  bei  F.;  1:^ 

desBodenkapitaisderGesamtwaJd  S^  i— lt»^i 
>£illiarden  M.  otler  pro  ha  600— 7öi.i  M. 

Die  F,wirtschaft  ist  danach  *lurt:h  deti 
HolKvnrrat  viel  kapitalreieber  als  die  Land- 
wirtschaft. Kapitalien  anderer  Art  mni  da- 
gegen nur  wenige  angelegt.  Die  jÄhrlich*^ü 
Verwaitungs*  und  Betriebskosten  kommen 
als  Kapitahmsen  nttr  rechnimgsmÄJiig  in 
Betracht,  in  Wirkt iclikcit  werden  sie  einfach 
vom  Jahresertrage  in  Abxug  gebracht  Gc- 
böude  bedarf  die  F.wirtseiiaft  alfgi?5eheii 
von  Beamten-  und  Ai-beiterwohiuuigen,  fast 
nirgends.  Einen  etwas  höheren  Kajiitatbe* 
trag  reprÄaentiert  der  Aufwand  für  H"l** 
abfiibr-  und  Verkehrswege, 

Das  Yorratekapital  ist  eigenartig  c^d^Tin 
den.  Es  kann  nur  zum  kleirisleri 
nämlich  soweit  es  hiebsreif  ist,  jt^i,,..  _ 
ohüe  Verlust  in  Geld  umgesetzt  werden,  it^ 
dagegen  vielen  Gefahren  ausgesetzt  sowol^ 
von  Seiten  seiner  nattirlichcn  Feinde  (Diek-- 
stahl,  Insekten,  Feuer  usw»)  als  auch  to^ 
Seiten  im  wirtschaftlicher  Verwalter. 
Umstand  macht  den  Wald  wenig  geen 
zur  Beleihung,  Versichenrng  und  \er 
timg. 

<^  Arbeit    Der  Bedarf  an  Arbeit  ist 
der  f\ Wirtschaft  relativ  gering.    Sie  baitir- 
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wie  alle  Bodenwirtschaften  in  erster  Linie 
Kräfte  der  Natur,  nämlich  die  in  der  lebenden 
Pflanzenzelle  und  im  Sonnenlichte  wirksamen 
Kräfte,  um  aus  den  im  Boden  vorhandenen 
Nährstoffen  einerseits  und  dem  in  der  Atmo- 
sphäre vorhandenen  Kohlendioxyd  anderer- 
seits organische  Substanz  in  einer  für  den 
Menschen  brauchbaren  Form  zu  erzeugen. 
Sie  richtet  dabei  ihr  Ziel  fast  allein  auf  die 
Darstellung  von  Zellulose  (nebenher  von 
Gerbstoff,  Harz  usw.),  während  die  Haupt- 
aufgabe des  Ackerbaues  vorzugsweise  in  der 
Erzeugung  von  Stärke-,  Protein-  und  Zucker- 
stofTen  besteht  Das  Maß  von  Arbeit,  welches 
im  Verein  mit  den  Naturkräften  produktiv 
wirksam  ist,  ist  nach  den  Betriebsarten 
verschieden,  durchschnittlich  aber  selbst  bei 
den  intensiveren  Wirtschaftsformen  erheb- 
lich geringer  als  bei  den  anderen  Boden- 
wirtschaften. In  den  extensivsten  Betrieben 
erwachsen  nur  die  Kosten  der  Holzemte. 
Wo  geordneter  Nachhaltsbetrieb  besteht,  tritt 
hinzu  der  Aufwand  für  Begründung,  Er- 
ziehung und  Pflege  der  Holzbestände.  Dabei 
kehrt  die  forstliche  Arbeit  auf  gegebener 
Fläche  nicht  alljährlich  wieder,  sondern  in 
ihren  Hauptformen  (Fällung  und  Kultur)  nur 
einmal  innerhalb  des  ümtriebs,  in  den  Vor- 
nutzungen nur  in  melirjährigen  (meist  10- 
höchstens  5-j.)  Intervallen.  Die  forstliche 
Arbeit  ist,  abgesehen  von  unerheblichen 
Ausnahmen,  niemals  eine  dringliche  wie  in 
der  Landwirtschaft,  sie  läßt  sich  in  der 
Regel  nicht  bloß  innerhalb  des  Jahres  sondern 
auch  um  mehrere  Jalire  ohne  Nachteil  ver- 
schieben. Es  können  zu  ihr  Arbeitskräfte 
vorübergehend  noch  auf  weite  Entfernung 
herangezogen  werden,  wie  es  bei  der  Land- 
wirtschaft mit  ihren  regelmäßig  wieder- 
kehrenden Bestellungs-  und  Ernteverrichtim- 
gen  nicht  mehr  möglich  ist.  An  die  Qualität 
der  Arbeit  stellt  die  F.wirtschaft  überwiegend 
zwar  kaum  geringere,  sondern  eher  höhere 
technische  und  intellektuelle  Anforderungen, 
andererseits  aber  kann  sie  auch  mit  rohen 
ungeschulten  Kräften  eher  T^irtschaften  als 
jene. 

Der  Arbeitsbedarf  pro  100  ha  beträgt  iu  der 
F.wirtschaft  nach  Danckelmann  im  Durch- 
schnitt  1-3  Arbeiter,  nach  Bernhardt  iM 
Hochwalde  2,1,  im  Haubergswalde  4—5,  nach 
Lehr  im  badischen  Staatswalde  2,2,  im  preu- 
ßischen Staatswalde  1—1,4,  daselbst  nach 
Schwappacb  1,4,  nach  Heß  überhaupt  1,4  bis 
1,5  Aroeiter;  dagefi^en  in  der  Landwirtschaft 
nach  Walz  nnd  v.  d.  Goltz  14—56,  im  ^oßen 
Durchschnitt  33. 

Die  F.wirtschaft  kann  unter  den  ange- 
führten Umständen  mit  Vorteil  noch  in  sehr 
entlegenen  dünnbevölkerten  Gebieten  be- 
trieben werden  und  bildet  da  vielfach  die 
wirtschaftlich  allein  noch  rentable  Form  der 
Bodenbenutzung. 

d)  Der  Umfang  der  Betriebe  ist  wegen 


der  langen  Dauer  der  Wirtschaftsperiode 
zeitlich  und  wegen  des  für  die  nachhaltige 
Wirtschaft  erforderlichen  großen  Holzvorrats- 
kapitals auch  räumlich  ein  großer.  Klein- 
betriebe sind  nicht  selbständig  lebensfähig. 
Im  besonderen  wird  der  Umfang  bedingt 
durch  Betriebsart,  Um  trieb,  Intensitätsstufe, 
Terrain,  Transport-  und  Absatzverhältnisse. 
Nur  relativ  großer  Flächen  umfang  gewährt 
dem  Eigentümer  vollen  Unterhalt,  dem  Be- 
triebsleiter volle  Beschäftigung,  sichert  am 
besten  vor  Waldbeschädigungen  und  Ver- 
lusten (Moment  der  Selbstversicherung.  An- 
lage von  Hiebszügen,  Sicherheitsstreifen, 
Waldmäuteln  gegen  Feuer,  Wind,  Schnee, 
Schlagruhe  bei  Rüsselkäfergefalir,  Einsparung 
an  anderer  Stelle  bei  kalamitosem  Material- 
anfall), gestattet  die  Anlage  von  Waldwegen, 
die  Anpassung  des  Einschlags  an  die  Be- 
dürfnisse und  Konjunktui-en  des  Marktes, 
steigert  und  erleichtert  die  Absatzfäliigkeit 
des  Holzes  (Großliandel). 

Nach  der  Stat.  v.  1895  verteilen  sich  die 
Forstbetriebe  in  Deutschland  prozentisch: 

Betriebe  Flächen 

Betriebe  nnter  10  ha      89,9        11,8 

„  von       10—  200   „         9,2         19,7 

„        200-1000    „         oj         19,4 

„  „      1000—5000    „         0,2        34,2 

über  5000    „        0,03       14,9 

Begrenzt  man  in  anderer  Weise  die  Größen- 
klassen der  Betriebe,  so  entfallen  von  14  MUl. 
ha  Qesamtwald  8  Mill.  ha  auf  die  Großbe- 
triebe (öOO  ha  u.  mehr).  80—90%  der  Gesamt- 
waldfläche werden  von  Betrieben  gebildet,  welche 
eine  znr  selbständigen  Bewirtschaftung  aus- 
reichende Größe  haben. 

e)    Eigenart    der    Produktion.      Das 

ökonomische  Ziel  im  nachhaltigen  Wirt- 
schaftswalde ist,  das  Vorratskapital  unange- 
tastet zu  erhalten,  dessen  im  Zuwachs  aus- 
gedrückte Verzinsung  aber  zu  möglichster 
Höhe  zu  bringen.  Die  nachhaltig  nutzbare 
Holzmasse  bildet  bis  zu  ihrer  Ernte  einen 
imgeschiedenen  Teil  des  Betriebskapitals. 
Der  ümtrieb  ist  danach  zu  bemessen.  Das 
gelingt  nur  mit  Hilfe  technischer  und  wissen- 
schaftlicher Kenntnisse  und  ist  schwierig, 
weil  viele  in  ihrer  Wirkung  wechselnde, 
im  vorraus  genau  nicht  bestimmbare  Fak- 
toren in  Rechnung  zu  ziehen  sind  (Vorrat, 
Zuwachs,  Zinshöhe,  zukünftige  Holzpreise 
usw.).  Das  wirtschaftlich  günstigste  Ab- 
triebsalter wird  deslialb  von  vornherein  nur 
bis  auf  einen  mehrjährigen  Spielraum  (meist 
20  .1.)  bemessen  und  unterliegt  je  nach  den 
wirtscliaftlichen  Bedürfnissen  und  Anschau- 
ungen nicht  selten  wiederholten  Aenderungen. 
Die  Gefahr  fahrlässiger  oder  doloser  Kapital- 
verminderung ist  groB.  Die  F.wirtschaft 
be<larf  deshalb  in  besonderem  Maße  einer 
technisch  und  wirtschaftlich  <jualiilzierten 
Leitung.    Die   Gebundenheit   des   l^triebs- 
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kapitals,  die  leichte  (Jefährdung  desselben 
durch  schlechte  Wirtschaft  machen  die  F. 
schwerfällig  und  ungeeignet  für  spekulative 
Unternehmung. 

f)  Eigenart  der  Produkte.  Das  vom 
Boden  getrennte  Holz  bildet  in  seiner  Ge- 
samtheit eine  Vielheit  von  zahlreichen  unter- 
einander und  nach  Zeit  und  Ort  sehr  ver- 
schieden bewerteten  Einzelgütern.  Es  ist 
ferner  so,  wie  es  im  Walde  lagert  ein  Roh- 
produkt, bedarf  also,  um  verwendet  zu  werden, 
fast  stets  der  weiteren  Bearbeitung.  Es  ist 
endlich  ein  Massengut  und  als  solches  je 
nach  dem  Gebrauchswert  in  seiner  Trans- 
portfähigkeit beschränkt. 

g)  Die  Wirtsohaftsformen.  Spekula- 
tive Untemehmungsformen  fehlen.  Die  ganz 
überwiegende  Wirschaftsform  ist  die  Einzel- 
unternehmung. Als  einzige  Gesellschafts- 
form kommt  die  Genossenschaft  vor  (vgl. 
unten  sub  10  8.  877).  Bei  der  Einzelunter- 
nehmung tritt  als  Wirtschaftssubjekt  be- 
sonders häufig  die  ewig  lebende  juristische 
Person  öffentUchen  und  privaten  Rechts  auf, 
im  freien  Privatbesitz  besonders  der  Groß- 
gnmdbesitz.  Kleine  Betriebe  sind  über- 
wiegend Nebenbetriebe  der  Landwirtschaft. 

h)  Die  WirtschaftBfühning.  Der  Um- 
fang, die  Unzuti-äglichkeit  der  Verpachtung, 
die  Notwendigkeit  technisch  geschulter  Be- 
triebsleitung gestatten  dem  Eigentümer  mw 
selten,  die  Wirtschaft  selbständig  und  allein 
zu  führen.  Die  juristischen  Personen  immer, 
die  gi-ößeren  Privatbesitzer  in  der  Regel 
müssen  die  Betriebsführung  qualifizierten 
Personen,  Beamten  übertragen.  Die  Be- 
amten Wirtschaft  ist  charakteristisch  für 
die  F. :  Organisierte  Kontrolle,  genaue  Rech- 
nungslegung, schwerfälliger  Geschäftsgang, 
mangelhaftes  Anpassungsvermögen  an  die 
gewerblichen  Cliancen,  endlich  für  jene  Be- 
triebe, deren  Inhabern  nur  der  Fruchtgenuß 
an  der  Waldsubstanz  zusteht,  gewisse  Auf- 
sichtsbefugnisse der  Staatsgewalt 

3.  Liefernng  von  Holz  nnd  anderen 
Waldprodukten.  a)  Holz.  Die  Produk- 
tion von  Holz  ist  zurzeit  die  wichtigste 
Aufgabe  des  Waldes.  In  früheren  Zeiten, 
als  das  Holz  vielerorts  noch  überreichlich 
vorhanden  war  und  als  ein  freies  Naturge- 
schenk gelten  konnte,  traten  als  Hauptpro- 
dukte bisweilen  andere  Nutzungen  wie  Wild, 
Baumfrüchte,  Viehweide  in  den  Vordergrund. 
Oertlicli  bestehen  solche  Verhältnisse  noch 
heute.  Das  Holz  ist  nur  beschränkt  trans- 
portfähig. Wo  es  an  leistungsfähigen  Ver- 
kehrsanstalten gebricht,  ist  es  häufig  unver- 
wertbar oder  hat  nur  in  seinen  gebrauchs- 
fähigsten Teilen  Tauschwert,  z.  B.  in  dünn 
bevölkerten,  entlegenen  Gegenden  des  Ge- 
birges und  der  Ebene ;  und  manche  Neben- 
nutzungen (Streu,  Mast,  Harz,  Holzkohle) 
bilden    da    ein    Hauptziel    der    Wirtschaft. 


Anderwärts,  in  kulturell  höher  entwickelten, 
verkehrsreichen,  dichtbevölkerten  Gebieten, 
in  denen  die  Bewaldungsziffer  und  der  Anteil 
des  Waldes  auf  den  Kopf  der  Bevölkenmg 
niedrig  sind,  deckt  die  heimische  Holzpro- 
duktion den  Bedarf  nicht  genügend.  Es 
herrscht  hier  Holzmangel,  dort  Holzüberfluß, 
vielfach  Holzvergeudung. 

Der  deutsche  Wald  produziert  (Erhebung 
v.  1900)  jährHch  rund  50  MiU  fm,  d.  i.  pro 
ha  3,4  fm,  und  zwar  38  Mill.  fm  Derbholz 
(7  cna  und  mehr  Durchmesser),  10  MiU.  fm 
Stock-  und  Reisholz,  0,135  Mill.  fm  Eichen- 
lohe, 0,101  ÄliU.  fm  Weidenruten.  Vom 
Derbholz  waren  rund  20  Mill.  fm  =  53  ^.o 
Nutzholz,   18  Mill.  f m    =  47  <>/o  Brennholz. 

Das  Nadelholz  erzeugt  durchschittUch 
mehr  Masse  an  Gesamtholz,  Derbholz  und 
Nutzholz  pro  Jahr  und  ha,  als  Laubholz. 
Von  ersterem  obenan  stehen  Fichte  und 
Tanne,  z.  B.  im  Staalswalde  W^ürttembei^gs 
Nadelholz  6,47  fm  (Derbholz  5,56),  Laubholz 
5,45  (4,21).  Der  Hochwald  liefert  mehr  als 
der  Mittel-  und  Niederwald,  der  Wald  im 
Besitz  des  Staates  und  der  öffentlichen 
Körperschaften  durchschnittlich  mehr  als  der 
Privatwald. 

Das  meiste  Derbholz  und  Nutzholz  liefert 
Süddeutschland,  nämlich  von  rund  4  Mill. 
ha  14,6  Mill.  fm,  pro  ha  3,6  fm,  also  von 
29  ^lo  der  Gesamtwaldfläche  39^/0  der  Ge- 
samtmasse, während  Norddeutschland  auf 
49®/o  der  Gesamtfläche  42®/o  der  Gesarat- 
masse und  Mitteldeutschland  auf  22  ^/o  der 
Fläche  25  ®/o  der  Masse,  oder  pro  ha  2,4  fm 
erzeugen.  Den  höchsten  Nutzholzanteil  er- 
zielt der  Fichtenwald  in  Sachsen  und  Thürin- 
gen, rund  75  ^/o  der  Derbholzmasse,  den 
geringsten  der  Buchenwald.  Der  Staatswald 
ergibt  mit  32^/0  Flächenanteil  43,5^/0  des 
gesamten  Nutzholzes  und  40  ^/o  des  gesamten 
Derbholzertrags,  der  freie  Privatwald  dagegen 
mit  36Ö/0  der  Fläche  nur  25,7  bezw.  26,6  n». 

Die  Produktivität  sowohl  wie  der  Aiiteil 
des  Derbholzes  an  der  Gesamtmasse  und 
des  Nutzholzes  an  der  Derbholzmasse  ist 
fortgesetzt  gestiegen.  Die  Produktion  betrug 
in  den  Staats-F.  von  Preußen  pro  ha  jähr- 
lich abgenmdet  1830  2  fm,  1850  3,  187Ü 
5,1,  1890  4,  1902  4,3  fm,  die  des  Derbholzes 
bezw^  1,8, 1,5, 2,2, 3,1, 3,4.  Die  Staatswaldmi- 
gen  produzieren  durchschnittlich  in  Sachsen 
6,5  (davon  5  Derbholz),  Bayern  4,9  (43), 
Württembei]g  6,5  (5,5),  Baden  6,5  (5,4), 
Elsaß-Lothringen  5,0  (4,3)  fm;  femer  in 
Oesterreich  3,0,  Cngam  3,1,  Frankreich  2,8  fm. 

Das  Holz  wird  als  Nutzholz  und  als 
Brennholz  verwendet.  Für  den  Brenn- 
holzbedarf entscheidend  sind  Elima,  Bevöl- 
kerungsdichtigkeit, Art  und  Ausgestaltung 
der  Industrie,  Entwickelung  der  Verkehrs- 
mittel und  das  Vorhandensein  von  Ersatz- 
stoffen (Mineralkohle,  Torf). 
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Das  durchschnittliche  Nntznngsprozent  vom 
Derbholz  betrug  in  den  Staats-F.  von 
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In  Oesterreich  1900  45%. 

Das  Brennholz  hat  seine  frühere  Bedeutung 
als  wesentliches  Brennmaterial  allgemein  ver- 
loren, nur  in  örtlicher  Begrenzung  noch  erhalten. 
Aber  auch  da  nimmt  sie  ab  mit  der  steigenden 
Verwendung  der  Mineralkohle  und  des  Torfs. 
Sollte  nur  der  jährliche  Steinkohlenverbrauch 
Deutschlands  seinem  Brennwerte  nach  durch 
Holz  ersetzt  werden,  so  wären  bei  einem  Ver- 
hältnis von  1  t  Steinkohle  =  3,5  fm  HoLz  und 
bei  einem  Jahreszuwachs  von  3,4  fm  pro  ha 
530  fm  und  112  MUl.  ha  Wald  dazu  erforderlich. 

Die  Nntzholzzucht  bildet  deshalb  die  Haupt- 
aufgabe der  modernen  F. Wirtschaft.  Die  Ver- 
wendung des  Holzes  zu  Nutzzwecken  ist  sehr 
mannigfach  und  örtlich  und  zeitlich  wechselnd. 
£s  ist  allgemein  ein  wirtschaftlich  unentbehr- 
liches Gut,  nicht  aber  im  besonderen  und  ein- 
celnen.  Für  nahezu  alle  Verwendungszwecke 
gibt  es  Ersatzstoffe.  Daher  ist  es  unmöglich,  auch 
nur  annähernd  das  Maß  des  wirtschaftlich 
nötigen  Holzbedarfs  zu  fixieren.  In  vielen 
Fällen  gilt  es  als  unentbehrlich,  wo  es  leicht 
ersetzbar  ist  oder  ersetzbar  werden  könnte. 
Man  kann  deshalb  auch  nicht  ermitteln,  ob  die 
vorhandenen  Waldschätze  dem  wirtschaftlich 
notwendigen  Holzbedarf  derzeit  oder  dauernd 
genügen  oder  nicht.  Wohl  aber  läßt  sich  der 
wirkliche  Verbrauch  für  einen  Staat  oder  ein 
wirtschaftliches  Gebiet  ungefähr  ermessen.  Man 
findet  dann,  daß  die  mannigfach  wechselnden 
Einflüsse  der  den  Holzverbrauch  bestimmenden 
Faktoren  (Gewohnheit,  Sitte,  Verkehr,  Erwerbs-, 
Industrie-,  Kulturentwickelnng)  im  ganzen  aus- 

fleichend  wirken.  Die  Verwendung  und  die 
Bewertung  des  Holzes  wird  unter  dem  Einfluß 
von  Steinkohlen-  und  Eisenverbrauch  und  der 
damit  verknüpften  Folgeerscheinungen  nur  ge- 
ändert, nicht  gemindert. 

Trotz  der  stärkeren  Verwendung  von  Mineral- 
kohle zum  Brennen,  des  Eisens  und  des  Steins 
zum  Bauen  ist  der  Holzverbrauch  Deutschlands 
absolut  stetig  gestiegen,  er  betrug  1870  rund  47, 
1890  54,  1900  58  Mill.  fm,  bUeb  pro  Kopf  der 
Bevölkerung  annähernd  gleich,  nämlich  bezw. 
1,15,  1,10,  1,03,  stieg  aber  bezüglich  des  Nutz- 
holzes bezw.  ca.  0,3«,  0,40,  0,45  fm.  Der  Ver- 
branch pro  Einwohner  ist  in  Oesterreich  ca.  1,05, 
Ungarn  1,5,  Frankreich  0,73  fm  jährlich. 

Die  volkswirtschaftliche  Bedeutung  der  im 
Walde  aufgespeicherten  Holzschätze  kommt  in 
diesen  Zahlen  nocht  nicht  erschöpfend  zum  Aus- 


'  drucke.  Tatsächlich  wird  viel  mehr  Holz  pro- 
'  duziert  als  rechnungsmäßig  vereinnahmt  und 
;  verwendet  wird.     Em  namhafter  Teil  des  er- 

1  zeugten  Holzes  ist  derzeit  nicht  absatzfähig  und 
wird  deshalb  nicht  genutzt  oder  erscheint  doch 
nicht  im  Einnahmebudget  des  Waldeigentümers. 
Nach  Danckelmann  läßt  sich  allein  der  An- 
fall an  Leseholz  pro  Jahr  und  ha  auf  etwa 
0,5  fm  schätzen,  also  für  Deutschland  im  ganzen 
auf  7  Mill.  fm.  Freilich  tritt  die  Nutzung  in 
diesem  Umfange  bei  weitem  nicht  ein,  sondern 
beschränkt  sich  in  der  Hauptsache  auf  die  den 
Ortschaften  nahegelegenen  Waldteile. 

Der  Holznutzung  zuzurechnen  ist  die 
Rindennutzung.  Die  der  Eichenrinde  wird 
planmäß^  in  Deutschland  nach  der  Statistik 
auf  446500  ha,  in  Wirklichkeit  schätzungsweise 
nur  noch  auf  HOOOOO  ha  betrieben.  Die  jähr- 
liche Hindenerzeueiing  beträgt  etwa  500000  dz 
im  Werte  von  4  Mill.  M.  In  Oesterreich  und 
besonders  in  Ungarn  wird  viel  Eichenrinde,  etwa 

2  Mill.  dz  gewonnen.  Der  Eichenschälwald  ist 
in  seiner  Rentabilität  neuerdings  bedroht.  Die 
Preise  der  Lohrinde  sind  gegen  früher  erheblich 
gesunken  infolge  der  stärkeren  Verwendung 
anderer  Gerbmaterialien  besonders  desQuebracho- 
holzes  und  der  Mineralsalze.  Von  anderen  Rinden 
kommt  nur  Fichtenrinde  in  größerem  Umfange 
zur  Nutzung,  wenig  in  Deutschland,  erheblich 
in  Oesterreich. 

b)  Nebennutsungen.  Diese  treten  allgemein 
au  Bedeutung  gegen  die  Holznutzung  zurück, 
im  besonderen  können  sie  volkswirtschaftlich 
sehr  wichtig  sein,  teilweise  noch  jetzt  den  Haupt- 
ertrag des  Waldes  bilden. 

Am  wichtigsten  ist  die  Nutzung  von  Laub, 
Nadeln,  Moos,  Kräutern,  Heide  als  Material 
zum  Einstreuen  unter  das  Vieh  im  Stalle.  Die 
Waldstreunutzung  ist  nicht  allgemein 
üblich,  sondern  vornehmlich  da.  wo  trockener, 
sandiger  und  gebirgiger  Boden  oder  der  land- 
wirtschaftliche Klein^itz  mit  viel  Viehzucht 
und  wenig  Kömer-  und  Futterbau  vorherrscht, 
bildet  hier  aber  unter  Umständen  geradezu  eine 
Lebensfrage  für  die  kleinbäuerlichen  Betriebe 
z.  B.  in  Westerwald,  Eifel,  Oberpfalz.  Die 
Streuproduktion  pro  ha  schwankt  je  nach  Holz- 
art, Betriebsart  und  Streuart  jährlich  zwischen 
3500  und  5000  kg  und  vermag  1150  bis  2940  kg 
Stroh  im  Werte  von  46—117  M.  zu  ersetzen 
(Bühl er).  Der  ganze  deutsche  Wald  erzeugt 
schätzungsweise  ein  Streuquantum  im  Werte 
von  162  Mill.  cbm  Stroh  oder  486  Mül.  M.  Da- 
von können  nur  etwa  3®/o  ohne  merklichen 
Schaden  für  den  Wald  genutzt  werden,  also  ein 
Quantum  im  Werte  von  rund  4,9  Mill.  cbm 
Stroh  oder  14,5  Mill.  M.  Die  Streunutzung  ist 
für  die  Holzproduktion  bei  fortgesetzter  Aus- 
übung immer  nachteilig,  auf  ärmeren  Böden 
aber  auch  schon  bei  einmaliger  Ausübung  uud 
kann  alsdann  die  Holzzucht  völlig  vereiteln. 
Nicht  nur  werden  die  in  den  aschereichen  Lanb- 
und  Nadelmassen  dem  Waldboden  alljährlich 
zugeführten  wichtigsten  Dnn^toffe  diesem  ent- 
zogen, sondern  auch  nhysikalisch  leidet  die  ent- 
blößte Bodenoberfläche  durch  Austrocknung, 
Verhärtung  und  rasche  Humuszersetzung.  Auf 
gutem  Boden  in  Altbeständen  kann  die  Streu- 
nutzung  vorübergehend  als  zulässig  auffeseheu 
werden.    Die  Wald  weide  besteht  in  der  Ge- 
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winnung  von  Viehfutter  durch  Eintrieb  des '  Arbeitsgelegenheit  als  die  Landwirtschaft, 
Viehes  in  den  Wald  und  unmittelbare  Aufnahme  aber  bietet  sie  großen  Teils  im  Winter  dar^ 
der  dort  vorhandenen  Futterstoffe,  Gras,  Laub,  wenn  sie  anderwärts  fehlt 
Zweifire,  Baumsamen,  Insektenlarven.  In  früheren  I  ^  j  o*  *  t?  n  o  «oaa  * 
Jahrhunderten  eine  'der  Landwirtschaft  vielfach  .,  .  ^jäüf «?  S^,*^F-  T!fÄ.%r!fnVh^n,>^* 
unentbehrliche  Nutzung,  hat  sie  mit  Einführung  ,H  ^''Ä  ^^^'^  Jf,^?"''*'^'  durchschmti- 
des  Kartoffelbaues  «nJ'der  Stallftttterung  ihre  :  1'«^  ^^^llT.J^J^^fl'it^^r'IZ.^M^I^^Tr 
Bedeutung  verloren  und  ist  jetzt  nur  nSch  in  J^f,  «'*»'*'».  4?!/*"?«  ''»'f  ^Ä»"  tL 
Gebirgsg4enden  bei  extensiver  F. Wirtschaft  im  ^'^\i  ^jbe'ter  aut  80  ha  1802  ebenso  be- 
Gebraucbe  und  berechtigt.  Außerdem  findet  sie  r''°**i<5!'/  ^^  ''*•  ^"  n^  w!^^'  ^a*'!^!'" 
bisweUen  als  KultnrSaliregel  Anwendung:  Jrh?  „  1^1  *Ät?n  S  lÄSn^Ä' 
Schweine  machen  durch  Wühlen  den  Bodtn  ^^  *»«' «^«»«n  Württembergs  1898/1902  39  ha^ 
aufnahmefähig  für  den  abfallenden  Samen,  ver-  B^y«"«  ^^  f  »»»•  I«"  .großen  Durchschmtt 
tilgen  die  im^  Boden  liegenden  Larven  s;>häd.  ^?°Vh°  Äün«,l,T5  ^  h^^f^^'n^f  .^ 
licfier  Insekten,  verscheuchen  die  Mäuse;  Schaf-  ^J«  ^„''*  i^^^li^^Äl  n  a^'.  k  1 
herden  festigei  einen  zu  lockeren  Boden  und  ;  "»«'1  ^t*""?"  WX)-3000  ha  (Landwirtechaft  ca. 
bringen  den  Samen  unter.  Durchaus  schädlich  ^-l^^«»)-  „^"«^  ,^«"  Staattwaldertriigen  der 
fürten  Wald  ist  die  Ziegenweide.  Auch  die  größeren  Bundesstaaten  entfallen  etwa  6<% 
Grasnutzung,  Gewinnung  von  Gras  durch  «»^  ««'  "^f . ■^k'^v* f-j;*^  ve.minderten  Brutto- 
Menschenhand  zur  Fütterung  des  Viehs  im  «"^ags  auf  Arbeitslöhne,  also  unter  Benutzmig 
Stalle  ist  nur  örtlich  von  Befang.  Der  damit  f «^  ?"^  „^.f,  gefondenen  Zahlen  in  Deutsch- 
verbundene Entzug  von  Bodennährstoffen  ist  ^"«»J^'  M'»-  M-  Bei  einem  durchschnit^chen 
nicht  unerheblich:  1000  kg  Waldhen  enthalten  T««elohn  von  2  M.  würden  also  ca.  260000 
72  kg  Reinasche,  davon  13  kg  Kali  (Bühler).  '^;''«"«j;  '^'l''  'f ««»  Unterhalt  aus  der  \\ald- 
Slreu,  Waldweide  und  Gras  bilden  in  Jahren  ST'J^^ ''«?'*''*"  .^''"f"-  T*!***^^?]'.  '**  ^*, 
landwirtschaftlichen  Notstands  Nutzungen  von  ^ahl  der  im  Walde  lohnend  beschäftigten  viel 
hohem  volkswirtschafüichen  Werte.  Sas  zu-  ^f''*^;™,^'»  einer  mittleren  Arbeitszeit  von  jO 
lässige  Maß  für  sie  muß  nach  dem  Grund-  b«  90  Tagen  im  Jahr  ergeben  sich  rund  l  Mül. 
satze  bemessen  werden,  daß  die  F.wirtschaft  ^'^'?.1'*!'^>  ^^^^^i^l  ?*"'^''Ä"n?,nT  ^^ 
der  Landwirtschaft  nur  so  weit  aushelfen  darf,  fT""'^"-^'\^iT"^''^**ST'^.f^?^  ^^''**"*° 
als  sie  ohne  nachhaltige  Beeinträchtigung  der  Ä^"?  wJ?-  ^  '  xi^;l  *  ,.>?J^' 
eigenen  Holzprodnktion  vermag.    Von  anderen  "^000   Erwerbstätige   im   Hauptberuf  (22 O» 

Nebennutzunlen    verdienen    noch   Erwähnung  f^'^^^L^y^/'^^TL^^^lt^V'^^T^^^ 

das  Harzsammeln,  eine  für  die  Holzzucht  ^    Nebenberuf    und    vorübergehende.     Durch 

zweifellos  nachteilige,  nur  in  TeUen  Oesterreichs  l'Sf!^'l  "«w^I^^J^'^^k^  ^f  K^-i^**  J^^" 

und    Frankreichs   noih    belangreiche   Nutzung,  ^"11  w  ^?°^»  "''Ä"  u '^''*''*wf°'*' 

und     das     Sammeln     von     Pilzen     und  ?"»*'«' ^aldarbeit  und  der  Holzverarbeitung 

Beeren.    Das  letztere  hat  besonders  deshalb  ""  ganzen  zusammen  mit  den  Angehörigen  una 

Bedeutung,  weU  es  ohne  direkte  Schädigung  D/nenden   vielleicht  4,o  Mill.  Menschen  voUen 

des  Waldbesitzers  in  seinen  Erträgen  vorwielenl  o***'  teilweisen  Unterhalt, 

der  ärmsten  BevSlkerungsklasse  zufällt  und  da-  5.  Der  Einflnfi  des  VTaldes  auf  Landes» 

bei  die  Tätigkeit  der  sonst  wenig  erwerbsfähigen  knltur  und  Gesamtwohlfahrt  läßt  sich  gmp- 

Fronen  und  Kinder  lohnend  macht.  Die  Erträge  pieren  in  die  Wirkungen  auf  das  Klima .  auf 

sind  oft  sehr  hoch:  vom  Bahnhof  Celle  werden  die    Wasserwirtschaft,    auf    die    Bodenkultur 

jährlich   ca.    150000  kg  Heidel-  und  Preißel-  und    auf   Gesundheit    und   Wohlbefinden    der 

beeren  verladen.  In  Pommern  sind  auf  600000  ha  Menschen. 

Waldfläche  jährlich  etwa  120000  Personen  mit  a)  Klima.    Daß  das  Klima  von   dem  Vor- 
dem Sammeln  von  Beeren  und  Pilzen  beschäf-  handensein   und    der    Verteilung   des   Waldes 
tigt.     Sie  verdienen  damit  5  '/<  Slill.  M.,  pro  örtlich  beeinflußt  werde,  ist  eine  seit  alters  all- 
ha  8  M.  eemein  geltende  Ansicht.    Die  Erforschung  der 
c)  Die  Geldeinnahmen  aus  der  Waldwirt-  aas  Klima   bestimmenden  Faktoren  ist   wegen 
Schaft  sind  nur  annähernd  nach  Maßgabe  der  deren  Vielheit  besonders  schwierig  und  bis  beute 
!<taatswalderträge   (vgl.  S.  870)    einzuschätzen,  wenig  gefördert.    Das  Klima  drückt  sich  aus  in 
Diese  betrugen  1900  pro  Jahr  und  ha  in  Mark  in :  dem  Gange  der  Temperatur  und  des  Feuchtig- 
a       _              A                  ^  keitsgrades  der  Luft,  in  dem  Maße  und  der  Ver- 
ä       ^       iJbcv      -g.-^  teilung  der  meteorischen  Niederschläge  und  in 
=       >.      -g     ^  c5     'S       g|g  der  Witterung.    Für  große  territoriale  Gebiete 
M      K      ^     S-""     ^      '5"  ^^^  *'**   Klima  zunächst  bestimmt   von   der 
"                      '"  geographischen  Lage,  der  Verteilung  zwischen 
Rohertrag        34,3  43,2  83,2   76,8  81,7  41,16  Land    und   Wasser,    den    Luft-    und    Meeres- 
Ko8ten             14,0   19,7   30,7   26,1   33,3    16,94  Strömungen,     sodann     durch    Höhenlage    and 
Reinertrag        19,7   23,5    52,5    50,7   48,4   24,22  Bodengestaltung.     Erst  für   räumlich  eng  be- 
Danach   würden   alle  Waldungen   Deutsch-  grenzte   Gebietsteile    kommt    neben    manchen 
lands  liefern  576  Mill.  M.  Rohertrag,  237  Mill.  M.  anderen  Faktoren  als  mitbestimmend  die  Pflanzen- 
Kosten,   339  MiU.  M.  Beinertrag.    Vom  Roher-  decke  des  Bodens  in  Frage.     Was  in  letzge- 
trag  entfallen  etwa  95%  auf  Holz,  5»/o  auf  nannter  Hinsicht  die  gründliche  Forschnne.  wie 
Nebennutznngen.  ^ie  besonders  von  den  in  Deutschland.  Oester- 
.,      .                       »   1.  .          j.  reich,  Schweiz,  Frankreich  und  Schweden  be- 
4.  (.lewahmng  von  Arbeitsveraienst.  gründeten  forstlichen  Versuchsstationen  unter- 
Die    F.wirtschaft    gewährt     weit     weniger  nommen  ist,   bisher   ergeben  hat,    macht  im 
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Gegensatz  zn  den  volkstümlich  herrschenden 
Ansichten  einen  solchen  Einfluß  des  Waldes 
höchst  nnwahrscheinlich.  Diese  Ergebnisse,  die 
hauptsächlich  von  Ebermayer,  Lorenz  v. 
Liburnau, Müttrich,  Wo  llny, Schubert, 
Hamberg,  Brückner,  Weise  u.  a.  auf 
Grund  sehr  umfänglicher  Beobachtungen,  in 
Frankreich  von  Fautrat,  Matthieu,  Sar- 
tiaux  u.  a.,  in  der  Schweiz  von  Bühler  und 
Henne  gewonnen  sind,  ergeben  in  Kürze  fol- 
gendes : 

Die  Temperatur  der  Luft  ist  im  Jahres- 
mittel im  Walde  wegen  der  geringeren  Wärme- 
ausstrahlung und  verminderten  Luftbewegung 
ein  weniges  (0,1 — 1  ®  C.)  niedriger  als  im  Freien. 
Die  Differenz  ist  am  stärksten  im  Sommer,  also 
während  der  Vegetationszeit,  außerdem  je  nach 
Holzart  verschieden,  am  schwächsten  im  Winter. 
Die  jährlichen  Temperaturschwankungen  sind 
also  im  Walde  etwas  geringer  als  im  Freien. 
Das  gleiche  gilt  von  den  Tagesschwankungen 
der  Temperatur.  Die  Abminderung  ist  auch 
bei  letzteren  im  Vegetationszeitranm  (Mai  bis 
September)  bedeutender  als  im  Winter.  Sommer- 
grüne  Laubhülzer  haben  während  der  Vegeta- 
tionszeit ein  stärkeres  Ausgleichnn^vermögen 
als  die  Nadelhölzer,  umgekehrt  diese  ein  stärkeres 
im  Winter.  Auch  die  Temperatur  des  Wald- 
boden s  ist  in  der  wärmeren  Jahreszeit  niedriger 
als  die  des  Freilandes,  im  Winter  dagegen  dieser 
gleich  oder  sogar  höher.  Die  Extreme  der  Boden- 
temperatur werden  also  ebenfalls  durch  den 
Wald  abgeschwächt,  um  so  mehr,  je  dichter  der 
Bestand  und  je  stärker  die  Streudecke  ist.  Das- 
selbe gilt  von  den  täglichen  Schwankungen  der 
Boden temperatnr.  —  Alle  diese  Angaben  erweisen 
nicht  mehr,  als  daß  i  m  Walde  die  Luft  und  der 
Boden  etwas  geringeren  Temperaturschwan- 
kungen unterliegen  als  die  des  umliegenden 
Freilandes.  Eine  Einwirkung  dieser  Erscheinung 
auf  die  Umgebung  ist  aber  nicht  nachweisbar. 
Selbst  indessen  wenn  eine  Fernwirkung  bestünde, 
würde  es  weiterer  Ermittelungen  bedürfen,  ob 
bezw.  inwieweit  eine  solche  günstig  auf  das 
Klima  der  Gegend  einwirke,  bei  welchem  Wald- 
umfange, bei  welcher  Bewirtschaftungsart  ihr 
höchstgünstiges  Maß  erreicht  würde. 

Die  Feuchtigkeit  der  Luft  ist  nach  den 
deutschen  Beobachtungen  unter  dem  Kronen- 
raum der  Bäume  „absolut"  nicht  größer,  „relativ" 
nur  um  ein  verschwindendes  Maß  ^ößer  als  im 
Freien.  Im  Sommer  und  tagüber  ist  die  Diffe- 
renz größer  als  im  Winter  und  nachts.  Etwas 
größer  ist  die  relative  Feuchtigkeit  in  und  nahe 
über  dem  Kronenraum  der  Bäume.  Wesentlich 
dabei  ist  der  Grad  der  Luftbewegung  (Libur- 
nau). Je  bewegter  die  Luft,  desto  geringer  ist 
die  relative  Feuchtigkeit. 

An  dem  Vorhandensein  der  um  etwas  größeren 
relativen  Feuchtigkeit  in  den  oberen  Schichten 
der  Waldluft  kann  nicht  gefolgert  werden,  daß 
es  im  Walde  oder  ^ar  in  dessen  Umgebung 
reichlicher  re^et.  Die  Menge  der  Niederschläge 
i^-ird  allgemein  durch  Faktoren  bestimmt,  auf 
welche  die  Bewaldung  einer  Gegend  ohne  jeden 
Einfluß  ist:  Verschiedene  Verteilung  des  Luft- 
drucks, Lage.  Neigung,  Höhe  der  Gebirge,  Ent- 
fernung von  und  Erhebung  über  dem  Meere. 
Bewegung  der  Luft.  —  Zwar  kann  der  Wald 
'*Jrtlich  eine  Steigerung  der  Niederschläge  da- 
durch herbeiführen,  daß  er  mechanisch  einen 


seiner  Sättigung  nahen  Luftstrom  hemmt  und 
zur  Kondensation  bringt.  Es  regnet  oder  schneit 
deshalb  im  Walde  selbst  eher  und  öfter,  nicht 
aber  in  seiner  Umgebung.  Im  Gegenteil  mindert 
er  die  Regenfälle  für  das  im  Windschatten  auf 
der  Leeseite  liegende  Gelände.  Selbst  also 
wenn  eine  Mehrung  der  Niederschläge  durch  den 
Wald  angenommen  werden  könnte,  wäre  weiter 
zu  untersuchen,  ob  und  inwieweit  eine  solche 
Mehrnnir  kulturförderlich  wirke.  Allgemein  ist 
eine  Mehrung  der  Niederschläge  der  Landwirt- 
schaft nicht  ohne  weiteres  erwünscht.  Trockene 
Sommer  pflegen  fruchtbarer  zu  sein  als   nasse. 

Auch  die  weit  verbreitete  Anschauung,  der 
Wald  verhindere  oder  vermindere  die  Hagel- 
fälle, findet  keine  Bestätigung.  Nach  den 
gründlichen  Untersuchungen  von  Bühler.  Heck 
u.  a.  besteht  kein  erkennbarer  Zusammen- 
hang zwischen  der  Bewaldung  und  der  Hagel- 
bildung. 

Für  örtlich  knapp  begrenzte  Gelände  kann 
ein  Wald  durch  die  Abschwächung  der  Winde 
günstig  wirken.  Er  bildet  da  eine  Schutzwehr 
gegen  die  zerstörende  und  auch  aushagemde 
Kraft  des  Windes,  ersteres  mehr  im  Gebirge, 
letzteres  mehr  in  der  Ebene. 

b)  Wasserwirtschafc  Der  Einfluß  des 
Waldes  auf  die  Wasserwirtschaft  kann  sich  richten 
auf  das  Verhalten  der  unterirdisch  sich  bildenden 
Quellen  und  auf  das  oberflächlich  abfließende 
Wasser,  damit  weiterhin  auf  die  Fluktuationen 
des  Wasserstandes  der  Flüsse.  Die  Bildung  der 
Quellen  ist  in  erster  Linie  bedingt  durch  die 
geologischen  und  die  Struktur-  und  Neigungs- 
verhältnisse  des  Grundgesteins  und  Bodens. 
Der  Wald  kann  jedenfalls  nur  sekundär  mit 
einwirken.  Er  hält  mit  seinem  Kronendach 
einen  Teil  der  auffallenden  Niederschläge  (nach 
Ebennayer  22— H4%)  zurück,  derselbe  geht 
etwa  zur  Hälfte  durch  Verdunstung  direkt  in 
die  Luft  zurück,  fließt  zur  anderen  Hälfte  all- 
mählich am  Stamm  herab.  Von  dem  bis  auf 
den  Boden  kommenden  Quantum  bleibt  ein  be- 
trächtlicher Teil  in  der  Streu  hängen,  schwache 
Regen  gelangen  oft  überhaupt  nicht  durch  diese 
hindurch.  Obgleich  also  die  Niederschlagsmenge 
im  Walde  größer  ist  als  im  Felde,  erhält  der 
Waldboden  dennoch  weniger  Feuchtigkeit.  Von 
der  wirklich  im  Boden  vorhandenen  Feuchtig- 
keit verdunstet  allerdings  im  Walde  ein  ge- 
ringeres Quantum  wegen  der  niedrigeren  Luft- 
una  Bodentemperatnr,  der  höheren  relativen 
Feuchtigkeit,  der  geringeren  Bewegung  der 
Luft,  wegen  der  Beschattung  und  wegen  der 
Streudecke.  Nach  Ebermayer  verdunstet  streu- 
freier Waldboden  um  62<>o.  streubedeckter  um 
85  ^/o  weniger  als  Freiland.  Die  Herabminderung 
ist  in  belaubten  Buchenbeständen  höher  als  in 
Nadelholzbeständen,  steigt  mit  der  Erhebung 
über  dem  Meere.  Dajgegeu  entziehen  die  Bäume 
durch  die  Transpiration  der  Blätter  dem  Boden 
Feuchtigkeitsmengen,  welche  die  Wirkung  der 
verminderten  Verdunstung  weitaus  überwiegen. 
Die  Transpirationstätigkeit  ist  sogar  imstande, 
übernasse,  versumpfte  Böden  trocken  zu  legen. 
So  sind  denn  auch  die  Sickerwassermenffen  im 
Waldboden  viel  geringer  als  im  Freilande,  die 
Differenz  ist  am  größten  im  Sommer  und  bei 
den  immergrünen  Nadelhölzern.  Danach  kann 
die  Bewaldung  die  Speisung  der  Quellen  nicht 
mehren,   sondern  mindert   i«ie.     Einigermaßen 
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soweit  für  zulässig  halten,  ai§  ein  im  muzeluen 
nachweisbares  üffentlkhes  Interesse  roTliegtj  be* 
darf  es  einer  genaue o  Bezeichnung-  der  als 
öffentlich  wichtig  anzusehenden  Waldungen, 
ftodaim  einer  Arij^abe  der  BeBchräukungen,  welche 
den  Beisitzern  gölcber  Waldungen  aufzuerlegen 
HiniL  und  endlich  der  Ordnung  der  Entscliädi- 
g^üüft^spfiicht.  Als  zweckmäßi^te  und  korrek- 
teste Einrifhluni>  erscheint  die  EeiLjistrieruug- 
der  Schutzwald nngen  und  laufende  Fort f üb rnii;i^ 
der  fieg-ister  durch  besonders  daftlr  ijualifizierte 
behlirdliche  Organe  i  Württemberg ,  Ung-arn, 
Schweiz,  Italien).  Anders  wird  %.  B.  in  Preußen, 
Bayern/ OesterreichT  Schweiz  und  Kuülaad  von 
Fall  zu  Fall  mä  Antrag  der  Interessenten^  der 
Landes-  oder  Kommunal  verbände  mler  der  Landen* 
Polizeibehörde  (F*reußenf  Oesterreichi  der  Sc  hat  z- 
waldeharakter  festgesetzt*  E>ie  BeschrtlukuDgen 
bestehen  Euindst  auch  lüer  im  Verbot  der  Ro- 
dung nud  des  Kahlhiebä  oder  Bef^chrankang  des 
letzteren  auf  sehmale  Sat^msichliige,  in  besonders 
ifefährdeten  Lagen  in  Innehaltuiig  des  PI  enter- 
bet riebet!,  Beechranknug'  oder  Verbot  der  WKide^ 
und  Streunutzung,  Zwang  zur  Aufforstung  ent- 
waldeter oder  unbewaldeter  Schutzwald  partieen. 
Schwierig  ist  die  Frage  der  Entscbadigung 
detWiildbeBitzer.  Grund  nützlich  ist  dem  jirivaten 
Waldhesitzer  die  Berechtigung,  für  j«*^^  im 
üffentlicheu  Iniereßse  ihm  auferlegte  Beßchran- 
kung  Entschädigung  zu  fordern,  kaum  ztt  bt?- 
streiten,  insoweit  die  Beschränkung  in  irgend 
nner  Weise  ihm  wirtschaftlich  uftcbteilig  wird. 
Dies  aber  wird  «ehr  hänlig  nicht  der  Fall  sein. 
Weitaus  der  meiste  Schutzwald  stockt  auf  ab- 
solutem Waldbodeu.  Die  Verptiichtnng,  ihn  als 
Wald  dauernd  zu  bewirtschaften,  deckt  sich  als- 
dann mit  dem  pri^atwirtscbaftlichen  Interesse, 
Selbst  die  etwa  zu  stellende  Forderung  eioer 
bestimmten  Bewirtscbaftnugsart,  z.  B.  Vermei- 
dung des  Kahlschlftgbetriebes,  SauroschJäge, 
Plenterhetneh,  w  ird  oft  ohnehin  die  auch  privat- 
win schaftlich  rentabelste  Benutzimgsart  dar- 
stellen.  Erat  wenn  die  Beschriiaknugen  nach* 
wei&bar  den  h(k bat mti glichen  Ertrag'  mindern 
oder  die  dem  Wald  besitze r  erwünschteste  Be- 
nutznngsart  unmöglich  madieUt  wie  z.  B.  Ver- 
bot des'Stoek  rodens,  des  Kahlschlage,  der  Streu- 
ender Weideuutzung,  gewinnt  die  Frage  der 
EntachÄdigung  piaktiscbe  Bedeutnng.  Diese  muß 
den  entgehenden  Gewinn  oder  die  wirklich  ent- 
stehenden Kosten  voll  vergttten.  Sie  ist  zu 
leisten  von  demjenigeD,  der  die  BeachrMnkung 
auferlegt,  also  in  der  Regel  vom  Staate.  Dieser 
aber  niiiüte  die  Befujrnis  haben,  diejenigen^  denen 
auf  der  Schutzwaldein  rieh  tun  g  Xutzen  erwachst, 
zum  Ersatz  in  der  Hohe  dieses  wirklich  nach- 
weisbaren Nutzens  heranzuziehen.  Ist  es  ach on 
üchwer,  den  Schaden  des  WaldbesJtzers  zu  be- 
rechnen, so  ist  es  ni>cb  schwerer  und  oft  un* 
möglich,  den  erwarteten  Vorteil  für  den  Einzel- 
Interessen  teil  fciitznstellen  (z.  B.  bei  Ueber- 
schwemmung,  Quell  büdung,  U'ind  Wirkung  i,  selbst 
nur  eine  bestimmte  Beziehung  zwischen  dem 
gefahrdrohenden  und  dem  gefährdeten  Grund- 
stück nachzuweisen.  Deshalb  ist  die  in  einigen 
Staaten  z.  B.  in  Prenilen  18?5  getroffene  Ein- 
rieb tun  g^  flie  Kosten  der  Entschädigung  dem 
antragsiellenden  Interesfenten  aufzubürden,  für 
die  Auvvendung  der  Schutzgesetze  sehr  hinder- 
Hch  geworden.  Denn  der  gefährdete  Interessent 
niromt  in  der  Begel  lieber  die  Gefahr  als  die 


Entschädignnggpflicht  auf  sich.  In  PrcnCen  legt 
deshalb  das  Gei.  ?.  1H99  die  EntschüfÜgauu?;- 
pflicht  anieiÜg  dem  Staate  der  Provinz  und  der 
Gemeinde  auf.  Die  Heranziehung  des  einzelnen 
Interessenten  erscheint  zulässig  nur,  soweit  der 
Vorteil  nachweisbar  und  meßbar  diesem  zu- 
fallt. Nun  fehlt  aber  dem  privaten  Wnldbesirzer 
vielfach  nicht  nur  die  Lnst^  sondern  uucb  die 
Kraft,  positive  Schutzvorrichtungen  "  '  ^r 
auaznftihren.     Die   bloCe  Anordniini  u 

von  Seiten   der  Staatsgewalt   selbst    ..u-.  s    /,u^ 
Sicherung   voller   Schadkishaltung   reicht    dai 
nicht  aus,  sondern  der  Staat   muü  die  AnsfiJ' 
rung  seinerseits  bewirken,    Dai   kann  erfolg 
in  der  Form   von  Snbventionen   an   die  Wäl4 
besitzer  unter  der  techuiscben  Leitung  der  St  «au 
forstbeamten  entweder  ä  fonds  perdu  (Spanie  _ 
Frenüen  in  der  Eifel  und  im  hoben  Tenni  odff 
unter    Vorbehalt    der  völligen   iKier   teil  weisen 
R tick ern tat tnng  durch  die  Interessenten  ,  Frank- 
reich, G.  V.  1860,  und  Elsaß-Lotkringen,  B<vdeo, 
Schweiz,     Kiüllandi    oder    durch    Äwangswei»e 
Bildung    von    Waldgenossen?ichalT^n    i  L  ns^am, 
I  Schweiz)  oder  endlich,  indem  die  Stp ''-^^ -'^^■'l- 
|  tung    (bezw.    untergeordnele    Zwai 
Schäften)  da^  Schutz waMgelände  an  s^ 
I  einrichtet  und  dauernd  behält,    S<»weit  da»  im 
j  Wege   des  freien  Vertrags  auiigpfflhrt   w^  r  ^en 
kann^  ist  dieser  Weg  der  näi'  '  * 

mulj  datür  ein  entsprechender  I  ;« 

im  Etat  eingestellt  sein  (Preuüen,  i 
In  Fällen   von  weittragender  Bedti  r 

Dringlichkeit  muli  die  zwangsweise  iLiirtri-u  njir 
durch  den  Staat  unter  den  dafür  btfüitehfü- 
den  Ent^vchädigungümodali tüten  Platz  greifrn 
(Schweiz.  Frankreich,  Italien).  FUr  Seh ut Be- 
waldungen, welche  ihre  Wirkuia'  tntr  mf  Km.:*-« 
des  privat w i rt schaf 1 1  i eh en  E rt ra - 
ist  zweifellus  die  öflentlicbe  Gc^'  _- 

ne  tste  W  i  rt.^o  b  af t  ssu  bj  e  k  t , 

H,  Aufforstung  von  ItedlauiL  Der  ab«oln^ 
Waldboden  t vgl.  S. 874)  wird  vielfach  nicht  wa" 
baulich  benutzt,  sondern  teils  unrentabel  la 
wirt^^chaftlicb^  teils  überhaupt  nicht.  Daa 
am  meisten  der  Fall,  wo  der  Grund  besitjt  xcr* 
stiickelr,  die  Arbeitskraft  reichlicii,  di*-  Kapital* 
kraft  gering  ist.  Die  Staatsgewalt  mniS  de^bslb 
auf  die  zweckmiiUige  Bodeubenutzung  hinwirken, 
doch  aber  nur  illiii.ililicb,  vorsichtig  imd  obn« 
Zwang,  es  sei  dfini  ivirtschaftHchör  Ni.i-t.md 
!  zu  beseitigen   oder  ein   dringendes  - 

j  Interesse  zu  wahren.  Die  geser, 
!  Ordnung  dieser  Materie  ist  wenig  cu5" 
j  und  schwierig  wegen  des  «chwankcnden  P- 1^  - 
I  des  absoluten  Wahlbodens  nnd  wegen  der  \>r' 
'  änderlichkeir  desselben  und  weil  Zwang^mal*' 
I  regeln  im  aügenieinen  nicht  am  Platzr  sintl 
I  Dagegen  sind  Spezialgesetze  für  besijuinii« 
Oertliehkeiten  muglicb  und  nüt^lif^>'  '  ^'  v" 
PrenÜen   früher   für  die  Eifel,   neu^  r 

Schlesien,  in  Oesterrcich  fttr  dan  k  .  ._ 
Der  Schwerpunkt  der  staatlichen  Tatigktrit 
rnht  in  Verwaltnngs maßnahmen,  I>iese  richten 
sich  einerseits  auf  Erhaltung  des  Waldes  au£ 
absolutem  Waldbodeu,  anderersritn  auf  Be- 
strebungen, nicht  bestockte  absolute  Wahl  beiden 
anfsfiuforsten,  Sie  sind  unten  %\\h  1(1  anc^eircb<?n- 
In  vielen  Staaten  bestehen  T.  '  '  Ia 
für  Ankauf  und  Aufforstung  voji  r 

preußische  Etat  bestimmt  dnim  tr -riic:.'«j|C 
1,05  MiU.  M-,  außerordentlich  4  Mill.  1L;  erwirbt 
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anßerdem  gelegentlich  durch  Taasch  Oedlände- 
reien.  Auch  ein  Fonds  zur  Förderung  der 
Land-  und  F.^^-irtachaft  (sog.  Ost-  und  West- 
fonds) von  rund  1,5  Mill.  M.  dient  teilweise 
diesen  Zwecken.  1883—1902  wurden  730Ü0  ha, 
durchschnittlich  jährlich  3öö6  ha  Oedland  er- 
worhen  und  aufgeforstet,  191)4  waren  28000  ha 
noch  aufzuforstendes  Oedland  vorhanden.  In 
gleicher  Art  wirken  die  Provinzialverwaltung 
in  Hannover  (1900  ca.  5000  ha),  der  Heide- 
kulturverein in  Schleswig-Holstein  mit  Unter- 
stützung von  Staat,  Kommunen  und  Land  wir  t- 
schaftskammem,  ähnlich  die  F. Verwaltungen  in 
Bayern,  Wiirttemherg ,  Braunschweig,  ferner 
Dänemark,  Schweden,  Holland,  Frankreich, 
Bußland,  Italien,  Ungarn,  Schweiz.  Neuerdings 
haben  sich  aus  freier  Entschließung  der  Be- 
teiligten mehrfach  Aufforstungsvereine  auf  Grund 
des  BGB.  §  22  gebildet,  so  in  Westfalen,  Rhein- 
land, Hannover,  Schleswig -Holstein,  Bayern. 
Sie  werden  durch  die  ö£fentlichen  Organe  ge- 
fördert. 

9.  Wald8chatz  ist  die  ans  öffentlichrecht- 
lichen Beweggründen  vom  Staate  ausgeübte 
Förderung  der  Waldwirtschaft  durch  Maßregeln 
zur  Sicherung  des  Waldes  gegen  Beeinträchti- 
gungen von  außen.  Solche  Beeinträchtigungen 
können  ausgehen  von  der  unbelebten  oder  be- 
lebten Natur  oder  von  Menschen.  Der  Schutz 
gegen  sie  besteht,  soweit  dazu  die  Ejraft  des 
Waldbesitzers  (vgl.  S.  864)  nicht  ausreicht,  in 
staatlichen  Maßregeln  vorbeugender  und  be- 
schränkender Art  gegen  Naturgefahren  und 
^egen  solche  menschliche  Handlungen,  die  in 
ihren  Motiven  berechtigt  sein,  aber  in  inren  Be- 
ziehungen zum  Waldeigentum  und  zur  W^ald- 
wirtschaft  gefährlich  oder  schädlich  werden 
können,  oder  in  solchen  ^egen  widerrechtliche 
in  jedem  Falle  strafbare  Eingpriffe  der  Menschen, 
soweit  sich  solche  ge^en  das  Waldeigentnm  und 
die  Waldwirtschaft  richten.  Die  erstgenannten 
Maßregeln  fallen  in  das  Gebiet  der  Polizei,  die 
letzteren  in  das  des  Strafrechts.  Die  Grenze 
zwischen  beiden  Gebieten  ist  flüssig. 

Die  F.polizei  ist  wenig  landesgesetzlich, 
vorwie^nd  örtlich  geregelt.  Kelchs-  und  landes- 
gesetzliche  Bestimmungen  sind  enthalten  in: 
Deutsches  Reich:  StGB.  1870  und  1876 
$j  368,  Einf.-Ges.  v.  1870;  Preußen:  Feld-  und 
F.polizeiges.  v.  l./IV.  1880.  G.  v.  2o./VIIL  1876 
betr.  Verteilung  der  Lasten  usw.,  die  Schutz- 
waldgesetze (vgl.  oben  sub  7  S.  875);  Bayern: 
F.ge8.  V.  1852  und  18%;  Württemberg: 
F.-Pol.-G.  V.  8./IX.  1879,  Nov.  v.  19.11.  1902, 
Waldfenerlöschordnung  v.  4./YIL  1900;  Sach- 
sen: G.  V.  17./VII.  1876  betr.  Schutz  der 
Waldungen  gegen  Insekten,  F.-Straf-G.  v.  30./IV. 
1873;  Baden:  F.ges.  v.  1833  und  1854,  F.- 
Straf-G.  V.  25./U.  1879-  Hessen:  Ver.  v.  1811 
und  1819;  Oesterreich  und  Ungarn:  die 
F.ges.  V.  1852  und  1879;  Frankreich:  Ck)de 
forestier  v.  1827,  G.  v.  19yVIIL  1893. 

Die  Maßregeln  gegen  Naturgefahren  richten 
sich  besonders  gegen  Shäden  durch  Feuer  (Reich, 
Preußen,  Bayern,  Sachsen,  Württemberg,  Baden, 
Frankreich),  W^ind  (Bayern,  Württemberg,  Oester- 
reich), Insekten  (Reich,  Preußen,  Bayern,  Würt- 
temberg, Baden,  Sachsen),  Wild,  Weidevieh  usw. 
Maßrejg^eln  zum  Schutz  gegen  widerrechtliche 
Eingriffe  durch  Menschen,  meist  unterschieden 
als     F.polizeiübertretnngen     begangen 


wider  die  zur  Sicherung  des  W^aldes  erlassenen 
Vorschriften  und  als  F.diebstahl,  d.  s.  alle 
Entwendungen  im  fremden  Walde,  die  nicht  als 

femeiner  Diebstahl  nach  Reichsstrafgesetz,  son- 
em  nach  besonderem  landesrechtlichen  F.Straf- 
verfahren zu  bestrafen  sind.  Die  wesentlichen 
der  vielartigen  forstpolizeilich  geordneten  Punkte 
sind :  Aufrechterhaltung  der  allgemeinen  Ordnung 
im  Walde,  Sicherung  des  Besitzstandes,  Siche- 
rung des  Waldbestandes  gegen  Entwendung  und 
Beschädigung,  Bestimmungen  für  Nutzungsbe- 
rechtigte und  für  Käufer  von  Waldprodukten 
im  Interesse  geordneter  und  pfleglicher  Wirt- 
schaft, Bestellung  besonderer  Organe  zum  Wald- 
schutz. —  Das  F.  strafrecht  bildet  einen  Teil 
der  allgemeinen  Strafrechtspflege,  ist  ohne  Ein- 
heitlichkeit durchaus  landesgesetzlich  geregelt 
(Reichsverf.  Art.  4  ",  StGB,  und  Einf.-G.  dazu 
V.  1870).  Es  gibt  Landesgesetze  in  Preußen 
V.  15./IV.  1878,  Bayern  v.  18./IIL  1879. 
Sachsen  v.  30.:IV.  1873,  Württemberg 
V.  8./IX.  1879,  Baden  v.  25./IL  1879,  Braun- 
sch  weig  V.  l./IV.  1879,  Anhalt  v.  10./ V.  1879. 
Sie  ahnden  den  F.diebstahl  minder  als  den  ge- 
meinen Diebstahl,  primär  mit  Geldstrafe,  sub- 
sidiär ist  neben  Freiheitsstrafe  F.-  und  Gemeinde- 
arbeit zugelassen,  Freiheitsstrafe  tritt  primär 
nur  in  schweren  Fällen  ein.  Die  Geldstrafen 
fallen  dem  Beschädigten  zu.  Das  Verfahren  ist 
vereinfacht,  die  Regel  bildet  außer  in  schweren 
Fällen  das  Mandatsverfahren. 

10.  Privatwald.  WaldteUungen,  Waldge- 
nossensehaften.  Die  Einwirkung  der  Staats- 
gewalt auf  den  Privat-F.besitz  kimn  außer  auf 
die  Schutzwirkung  des  Waldes  sich  gründen 
auf  dessen  besondere  Eigenschaften. 

Die  Lieferung  des  wirtschaftlich  notwendigen 
Holzes  vollzieht  sich  am  besten  und  sichersten 
ohne  solche  Einwirkung  im  freien  Wettbewerb 
der  Kräfte.  Der  Staat  dient  ihr  durch  Ge- 
währung möglichst  günstiger  Entwickelung  der 
Lebensbedingungen  und  zwar  durch  Beseitigung 
der  die  Wirtschaft  erschwerenden  Eigentums- 
beschränknngen  (Grundgerechtiffkeitenl ,  durch 
Schutz  des  besonders  gefährdeten  Waldei^entums 
vor  Einflüssen,  denen  die  Kraft  des  Einzelnen 
nicht  gewachsen  ist  (F.polizei-  und  -Strafgesetz- 
gebung), durch  Abwehr  gefahrdrohender  aus- 
wärtiger Konkurrenz  und  durch  Entwickelung 
leistun^fähiger  und  wohlfeiler  Verkehrsanstal- 
ten. Die  Aufgabe,  im  allgemeinen  Landeskultur- 
interesse die  jeweils  vorteilhafteste  Bodenbe- 
nutzun^  anzustreben,  besteht  für  die  Staatsgewalt 
theoretisch  zweifellos,  praktisch  ist  sie  beschränkt, 
und  nur  allmählich  und  in  der  Regel  ohne  Zwang 
zu  betreiben.  Die  mrtschaftlich  zweckmäßigste 
Benutzungsart  ist  nicht  immer  die  dem  Besitzer 
erwünschteste  (Jagdrevier,  Park,  Weide,  Streu- 
fläche). Erst  wenn  weitere  Interessentenkreise 
durch  die  Benutzungsweise  nachhaltig  geschä- 
digt oder  in  ihrer  wirtschaftlichen  Entwicke- 
lung zuritckgehalten  werden,  kommt  der  Staat 
in  die  Lage,  unmittelbar  einzugreifen.  Stehen 
Lebensinteressen  für  die  Bevölkerung  einer 
Gebend  in  Frage,  ist  wohl  auch  die  zwangs- 
weise Enteignung  am  Platze. 

Man  hat  auch  aus  den  volkwirtschaftlicheu 
Besonderheiten  des  Waldes  Gründe  für  die  gene- 
relle Staatsaufsicht  abgeleitet:  die  Schwierigkeit, 
den  Schutzwald  örtlich  festzulegen,  die  Tatsache, 
daß  häufig  dem  Einzelnen  sowohl  die  technischen 
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Keußtiiisse  ali  auch  4ie  wirtschafiHehe  Kraft 
fiir  eine  danenid  pflegUcbe  Waldbehandluntf 
fehlen.  Diese  im  frUherea  Foli^eistaat  herr* 
ycbeude  Auf  fassang  fand  im  nucMolgenden 
Kechtsataat  keinen  Kaom.  In  Korddeutschland 
und  in  Frankreich  besteht  TöUige  Freiheit^  in 
Süddentscbland ,  Oe^terreieh,  Ungarn  ein  be^ 
grenstes  Anfsicbtsrecht  (Rodnngs-,  DeTaatations- 
Terbotj  Anfförstiing'9g:ebot;.  Es  hat  lich  da  wie 
iloTt  gezeift^  daü  die  ^taats^nfMcht  nicht  immer 
die  pflegliche  Wirtschaft  sieben,  wie  umgekehrt 
die  Freiheit  nicht  immer  sie  gefährdet.  Der 
Umfang  des  Einzel  besitzen  i»t  wesentlich .  Um- 
fkngUcaer  überdies  meist  in  feetem  oder  cre- 
bnndenem  Fanulienbe^ita  befindlicher  Wald  ist 
allgemein  pfleglich  behandeh,  dagegen  der 
Klein  besitz  bei  TöUiger  Freih*::it  groüen  teils 
devsÄiierl  Z.  B.  sind  in  Deutgchland  von  der 
WaldHäche  in  den  Betrieben  über  500  ha  3,97^ 
Oedland,  von  20(^500  ha  8»9%,  von  10-2ÜO  ha 
2*%bVtt,  ^^  1**  ^^  ^Ojl  %-  T'aä  weist  darauf,  der 
Waldzersplitternng  und  der  nnpfleglichen  Be* 
handlnng  des  Klelnhedtzes  wirksamer  als  bisher 
vorxnb  engen.  Die  allgemeine  Staat  sauf  sieht* 
wie  sie  noch  in  Silddeutsohland  viud  Oesterreicb 
besteht,  reicht  erfahrungsgenmil  dazu  nicht  aus. 
Weitergehende  mit  Zwang  verbundene  Maß- 
regeln sind  erreichbar  aiiller  hei  Schutzwald 
wohl  nnr  als  Ausflnß  der  oherYormnndechaft- 
liehen  Stellung  der  Staatsgewalt  gegenüber  den 
juristischen  Personen.  Die  Ansbreitung  dieser 
Besitzform  (Fideikommisae ,  Erbenforste.  Wald- 
genosse nach  aften)  iit  gesetzgeberisch  zu  fördern. 
Als  nicht  mit  Zwang  veronndene  Malfregeln 
verdienen  weitgebende  Anwendung  Kelche  des 
Beispiels  (StÄata-,  Korporatdonswald},  der  b^kh- 
nmg  fVortrÄge,  Lehrknrsej  populäre  Schriften, 
landwirtschaftliche  Vereine  und  Schulen!,  der 
Beratung  lüftentJiche  F,hehürden  und  Beam- 
ten, Kreis- 1  landw.  Vereine.  Laudwirtschafts- 
kammem),  der  Beihilfe  {Abgabe  von  Pflanz-  und 
Saatgut,  AufftShrnng  von  BetriebseinrichtnugeD, 
Wegebanplänen  j  Gewilhrung  von  Geldmitteln 
an^  staatficben  und  kommunalen  Aufforstungfi- 
fonds  oder  von  Darleben  mit  bequemen  Zahhmgs- 
bezw.  Tilgnngsmodalitäten).  der  Anregung  {Aus- 
lobuuif  von  P'rämien,  Gewährung  von  Vorscbilssen^ 
Scbaflung  wohlfeilen  leicht  tragbaren  Kredits, 
Nachlaß  oder  Ermäßigung  der  .Steuer  für  auf- 
geforstetes noch  nicht  errrtiglieferndes  Gelände, 
Einrieb tung-en  und  Anstallen  2ur  Gewinnung, 
Ausbildung,  Erhaltung  eines  tiualifizierten  Stan- 
des von  Privatforstbeaniten ),  Erwerb  von  Wald- 
land seitens  des  Staats  und  der  Kommunen  im 
freien  Verkehr,  Bei  der  Handhabung  dieser 
Maßregeln,  besonders  bei  der  Kreditgewährung 
ist  aber  weise  Vorsicht  geboten  und  zn  ver- 
meiden,  daß  durch  auagedehnte  Waldbegrftnduug 
der  seübaften  Landhevölkerting  die  Arbeitsge- 
legenheit genommen  und  diese  hierdurch  bezw. 
durch  die  Verichuldnug  von  der  Scholle  ver- 
trieben wird, 

Teilbarkeitsbeschrankungen  beste- 
hen allgemein  für  Privatwald  in  Baden, 
Hessen,  Brann&chweigund  mehreren  Kleinstaaten 
meist  mit  Bestimmung  eines  znlässigen  Mindest* 
inaßes:  nur  für  „gescblossene"  Privatwal- 
dungen  im  I  and  rechtlichen  Preußen,  Bavem, 
Sachsen*  für  gemeinschaftliche  Waldungen 
in  Preußen  iGem.*Teü,-Ordn.  v.  18.>1,  Ges.  über 
gemeinsch,  Holzungen  r.  U.jUL  1881),  die  außer- 


dem bezüglich  ihrer  Bewirt^chaftimg  den  fUr 
die  Kommunal  Waldungen  geltenden  Bestimtntin* 
gen  unterstellt  sind,  Aebnlich  in  Bayern  <18oä!, 
Baden  (1854),  Braunschweig  iGe«.v,  ltl;T.  IHiM)).— 
Ein  weiteres  Mittel  gegen  nachteilige  Waldeer- 
splitterung  ist  die  Einrichtung  von  Waldge* 
nossenschaften.  Sie  bestehen  als  Eigett* 
tnmsgefnosseni^chaften  mit  Gemeinschaft  von 
Eigentum,  Bewirtschaftung,  Aufsicht  und  Ver- 
waltnn^  bei  einheitlichem  Gesamtbesitz,  oder 
ak  Wirtschaltage  nossenschaften  mit  gemein^ 
schaftllcher  BetriebsfUhrung  und  Verwaltung 
unter  Fortbestand  des  Sondereigeus  am  Walde, 
oder  als  bloße  AuEsichtsgenoasenH^haften  mit  ge- 
meinschaftlicher Aufsicht  übtr  den  Betrieb  und 
den  Forstschntz.  oder  aucli  als  Wegebau*,  Kultur-, 
Holz  Verkaufs-  nsw,  Genossenschaften, 

Genossenschaften  dentscbref^l  ^t 

(Markeng,,  Märkers cbaften.  Erbeng.,  h 
ReaK  Nuizungs-.  Rechtsam egemeiudvh  it  >f- 
Schäften,  Jntereasenten-F  i  haben  %irU  v;  ,:^r]^ 
erhalten,  besonders  inj  westL  Preußen.  rechrA. 
rhein.  Bayern.  Thüringen*  im  ganzen  auf 
2tI60iJU  ha.  Die  neuere  Gesetzgebung  *^rxtrebT 
ihre  Erhaltung  und  Fortbildung  und  die  Br- 
gründung  neuer.  In  PrenOeu  verfolgen  dies 
außer  einem  für  den  Kreis  Wingenstein  Iät4 
erlasseneu  Spezialgesetz  das^  Gep.  v.  Ö.  V"I1h 
1875  betr.  Schutz  Waldungen  und  Waldgeu«"*Meii' 
Schäften  und  das  Ges.  v,  1881  betr.  geme'iii* 
schaftliche  Holzungen.  Für  das  Reich  komuit 
auch  in  Betracht  BGB.  §  23.  I>ie  bisher  er- 
zielten Erfolge  sind  gering  gewesen,  19<X»  ijab 
es  in  Deutschland  nenere  Genosseuscbaften  anf 
404*X>  ha,  davon  in  Preußen  auf  MiM)  ha  iimi 
10  00t)  ha).  Rechtlich  einfachere  Vert^iniffang^r- 
formen  wie  die  bei  ('.  8  erwähnten  Äuffor?ningj<- 
vereine  büdeu  sich  leichter  und  verdienten  5*^- 
achtnng, 

1 1,  t^emeltsde-  ttnd  Korpomtion^Hald. 
Der  Gern  ein  de  wairt  besitz  ist  hervorgegangen 
gmßenteiJs  aus  einstigen  Marken  Wäldern  ^  weiter 
aus  gnind herrlicher  Belehnnng,  an«  Wti!rhb- 
findung  fü  r  abgelöste  Gmndgere^ '  ■]- 

lich  ans  Verpfändung,  Kauf,"  Tan  ^, 

Er  umfaßt  in  Deutschland  fl90Uj  1Vl>  lljji.  ha, 
1B%  der  Waldfläcbe, 

Gegenwärtig  sind  die  politischen  Gemeindr*ii 
in  ihrer  wirtschaftlichen  Verwalrung  automun. 
Unbeschadet  dieser  Selbständigkeit  unter-teh*'!! 
sie  vermitgensrechtlich  als  jurisiische  iVr^ra 
allgemein  und  als  Teilträger  oft  entlieh  rtchT- 
lieber  Funktionen  m  besonderi^n  der  AufÄicIit 
des  Staats.  Hierin  ihnen  gleich  TrnArht'u  =lnd 
die  sonstigen  Korporationen,  w^  c 

Funktionen  wahrnehmen,  sowi*e  u^ 

stalten  us  w. .  d e ren  W  al  dbesitz  ti :  -  lU  Jia, 

1,6%  der  Waldfläche.     Die  0  .t    des 

Staates  ist  besonders  geboten  in  uttng  Muf  deo 
Waldbesitz  wegen  dessen  Eigenart  VU  leicht 
angreifbarer  Vermögensbestandt^il  und  wp^n 
seiner  Bedeutung  fürs  Öffentliche  Wohl  1% 
Aufsicht  hat  sich  mindestens  zu  erstrecken  mi 
die  Veräußerung,  Aufteilung,  Belaitnag.  Bo^ 
dnng  und  DeTastatiou.  BesclränknngeQ  addier 
Art  rinden  sich  in  fast  allen  Staaten. 

So  ist  die  Vertiußeruug  und  Belsisfung  All- 
gemein von  der  staatlichen  ttr 
bftngiff  im  ostlichen  Preußen  il 
V.    8./VIL    18911,     üesterreich     i  ge^jctt    *'>d 
1852),  Frankreich  und  El-^aß*  Lot  bringen  ((}.  t* 
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18./Vn.  1837),  in  anderen  Staaten  dagegen  erst 
bei  Objekten  von  größerem  Wert,  so  in  Baden 
bei  1700  M.  (Gem.-Ordn.  von  1831),  Bayern  bei 
8d0  M.  in  Land-,  1700  M.  in  Stadtgemeinden 
(Gem.-Ordn.  v.  29./IV.  1869),  Württemberg  bei 
1000,  2000,  5000  IL,  je  nach  der  Rangordnung 
der  Gemeinden  (G.  v.  21./V.  1891).  Die  Auf- 
teünng  ist  überhaupt  unstatthaft  in  Frankreich 
(Code  forestier  von  1827),  Altpreußen  (üekl.  v. 
Z6./Vn.  1847),  oder  wie  in  Bayern  nur  wenn 
die  Rodung  gesetzlich  zulässig  ist  und  der  Er- 
lös in  die  Gemeindekasse  fließt  (Gtem.-Ordn. 
von  1869),  oder  wenn  die  Aufteilung  einem 
dringenden  Bedürfnis  entspricht:  Oesterreich 
(F.gesetz  von  1852).  Das  Rodungsverbot 
besteht  für  den  Gemeindewald  in  der  Regel 
auch  in  den  Staaten,  welche  nicht  ohnehin  die 
Waldungen  der  staatlichen  Aufsicht  unterstellen, 
»0  im  östlichen  Preußen  (G.  v.  14./Vm.  1876). 
Das  Aufforstungsgebot  besteht  außer  für  Schutz- 
wald u.  a.  im  Rheinland  (Gem.-Verf.  v.  lö./V. 
1856),  östlichen  Preußen  (G.  von  1876),  Frank- 
reich (G.  V.  28./VIL  1860),  Spanien  [G.  v.  ll./vn. 
1877).  Die  Stellung  der  Kommuniüforstbeamten 
ist  besonders  geregelt  in  Preußen  durch  G.  v. 
30./VI.  1899. 

Der  Grad  der  Staatsaufsicht  ist  in  den  ein- 
zelnen Ländern  und  Landesteilen  je  nach  der 
geschichtlichen  Entwickelung  ein  verschiedener. 
Die  danach  entwickelten  Systeme  lassen  sich 
(nach  Danckelmaun)  in  folgender  Weise  gliedern: 

Die  Beförsterung.  Die  Gemeinde-  und 
Korporationswaldungen  sind  je  nach  der  ört- 
lichen Lage  mit  den  Staatswaldungen  zu  ge- 
meinschaftlichen Verwaltungsbezirken  oder,  so- 
weit letztere  fehlen,  zu  reinen  Kommunalre- 
vieren vereinigt  und  werden  von  Staats-F.be- 
amten  bewirtschaftet,  bisweilen  auch  durch  von 
den  Gemeinden  gewählte,  staatlich  bestätige 
F.sachver8tändige.  Die  Betriebskontrolle  wird 
von  staatlichen  Inspektiousbeamten  im  Auf- 
trafi^  der  Aufsichtsbehörde  (Ressort  des  Innern) 
wahrgenommen.  Der  F.schutz  ist  dem  staat- 
lichen Schutzpersonal  oder  staatlicherseits  be- 
stätigten Gemeindebeamten  übertragen.  Die 
Gemeinden  leisten  Verwaltungs-  und  Schutz- 
kostenbeiträge, meist  nach  der  Flächengröße 
bemessen.  Das  System  gewährleistet  die  tech- 
nisch zweckmäßigste  Betriebsführung,  nutzt  die 
vorhandenen  Ar&itskräfte  am  besten  aus  und 
ist  relativ  wohlfeil.  Dagegen  beschränkt  es 
die  Gemeindeautonomie  ziemlich  weitgehend. 
Es  besteht  mit  mannigfachen  Einzelverscnieden- 
heiten  in  Teilen  von  Hannover  (Hildesheim, 
Calenberg,  Grubenhagen,  Hohenstein,  auch  ftlr 
die  hannoverschen  iSloster-F.) ,  Hohenzollem, 
Hessen-Nassau,  Rhein^falz,  Uuterfranken,  Baden, 
Hessen,  Elsaß-Lothnngen ,  Waldeck,  Braun- 
Bchweig,  Rudolstadt,  Altenburg,  Birkenfeld,  zu- 
sammen für  1156000  ha  =  46%  der  deutschen 
Gemeinde-  und  Korporations-F.,  femer  in  Tirol 
und  Vorarlberg,  Ungarn  (seit  1898),  Frankreich 
und  Belgien. 

Technische  Betriebsaufsicht  er- 
streckt sich  wesentlich  auf  die  Forderung,  daß 
der  Betrieb  nachhaltig  geführt  und  planmäßig 
geordnet  wird.  Die  Betnebspläne  bedürfen  der 
staatlichen  Genehmigung,  ebenso  Abweichungen 
von  denselben  und  alle  Aendemngen  im  Be- 
sitzstande. Vielfach  sind  die  Gemeinden  auch 
zur  Bestellung  technisch  qualifizierter  Betriebs- 


leiter verpflichtet.  Die  Betriebskontrolle  liegt 
in  der  Hand  der  staatlichen  Inspektionsbeamten. 
Das  Svstem  gestattet  eine  freiere  Betäti^ug 
des  Selbstverwaltungsprinzips  und  gewährleistet 
unter  der  Voraussetzung  nicht  zu  großer  Ter- 
waltungseinheiten ,  ausgiebiger  Kontrolle  und 
tüchtiger  Betriebsbeamter  die  Nachhaltigkeit 
und  Wirtschaftlichkeit.  Wo  kleinerer  Wald- 
besitz vorherrscht,  sind  z.  B.  im  Rheinland 
mehrere  Gtemeindewaldungen  zu  Kommunalober- 
förstereien unter  einem  qualifizierten  Betriebs- 
leiter vereinigt,  oder  die  Betriebsleitung  wird 
auf  Grund  eines  Vertrags  von  benachbarten 
Staats-F.beamten  nebenamtlich  versehen,  z.  B. 
im  rechtsrheinischen  Bayern  außer  Unterfranken 
und  in  Württemberg.  Das  System  besteht  im 
östlichen  Preußen,  äeinland.  Westfalen,  Teilen 
von  Hannover,  rechtsrheiniscnen  Bayern,  Würt- 
temberg ,  Meiniugen ,  Mecklenburg  •  Schwerin, 
Weimar,  Fürstentum  Lübeck,  Sondershausen,. 
Koburg,  Gotha,  im  ganzen  für  1235000  ha  oder 
50  %  des  deutschen  Gemeinde-  und  Korpo- 
rationswaldes, femer  in  der  Schweiz  und  Oester- 
reich außer  Vorarlberg  und  Tirol. 

Die  allgemeine  Vermögensaufsicht 
beschränkt  sich  auf  Erhaltung  der  Waldsub- 
stanz in  dem  Umfange,  wie  sie  aus  dem  all- 
gemeinen Oberaufsichtsrecht  des  Staates  über 
die  Vermögensverwaltung  der  Gemeinden  sich 
ergibt  Sie  läßt  die  Wirtschaftsführung;  völlig 
frei.  Das  System  bietet  keine  ausreichende 
Sicherheit  für  nachhaltige  und  wirtschaftliche 
Betriebsführung  und  die  Erhaltung  der  Wald- 
substanz und  erscheint  nur  da  unbedenklich,, 
wo  die  Ausdehnung  der  Gemeindewaldungen 
gering,  oder  wo,  wie  in  größeren  Stadt^e- 
meinden,  das  erforderliche  Verständnis  für  eine 
pflegliche  Betriebsführung  vorhanden  ist.  Es 
besteht  in  Schleswig-Holstein,  dem  größeren 
Teile  von  Hannover,  Lauenburg,  Stadtkreis. 
Frankfurt  a.  M.,  Sachsen,  Mecklenb.-Strelitz, 
Oldenburg  außer  Birkenfeld  und  Lübeck,  An- 
halt, Lippe,  beiden  Reuß,  im  ganzen  für 
96000  ha  oder  3,9%  der  deutschen  Geraeinde- 
und  Korporations Waldungen. 

Im  allgemeinen  hat  das  Beförsterungssystem 
tatsächlich  die  besten  Erfolge  gebracht.  Die- 
jetzt  herrschende  Richtung  geht  deshalb  auf 
eine  Ausdehnung  desselben  hin. 

12.  Staatswald«  Das  Vorhandensein  von 
Staats-F.besitz  in  den  meisten  unserer  Kultur- 
staaten ist  nicht  bedingt  durch  die  besonderen^ 
durch  den  Wald  zu  verfolgenden  Staatszwecke, 
sondern  gründet  sich  auf  frühere  territoriale 
und  Rechtsverhältnisse. 

Die  jetzigen  Staats-F.  sind  überwiegend 
hervorgegangen  aus  einstigen  Reichs-,  Krön- 
und  landesherrlichen  F.  Die  rechtliche  Natur 
derselben  war  eine  meist  unklare.  Sie  dienten 
einerseits  dazu,  die  Einkünfte  für  den  Landes- 
herm  zu  gewähren.  Andererseits  wurden  die 
Erträge  auch  zu  den  allgemeinen  Staatsaus- 
gaben verwendet  Erst  mit  der  Scheidung 
zwischen  Privatrecht  und  öffentlichem  Recht 
Privatwald  und  Staatswald  wurden  die  Rechts- 
und vielfach  auch  die  tatsächlichen  Eigentums- 
verhältnisse endgültig  geregelt.  In  den  größeren 
Staaten  haben  dabei  die  Ke^entenhänser  ihre 
privatrechtlichen  Ansprüche  m  der  R«gel  zu- 
gunsten des  Landes  aufgegeben  und  für  sich 
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nur  diejenigeu  LiegeD^cbafrcQ  behalten^  deren 
Erwerb  auf  priv^at rechtlichem  Titel  zweifellos 
festSTtaad,  lu  den  kleineren  Staaten  dagegen 
iat  tnebrfaüh  das  Eigeotuiwsrecht  der  Herrseber- 
familie ansdrücklicb  aufrecbt  erhalten  und  der 
F.*  wie  Oberhaupt  4er  Dom auial besitz  ^aiiz  oder 
zum  Teil  in  die  Form  des  Patrimonialeigeutnms 
des  F^rsteubanfiea  i:ebrEtht  worden. 

Die  Frage^  ob  die  Staat ?-P,  nach  den  gej^eii' 
w artigen  wirtscbafUiehen  uud  rechtlichen  Yer- 
bältuii*seu  der  Staats  Wirtschaft  Berechti^ug 
haben  oder  aicbt^  kann  hier  unerörtert  bleibeu. 
An  der  Tataaehe,  daU  aie  vorbanden  sind* 
ändern  solche  prinzipielle  Untersncbungeu  so 
lange  nichts,  als  Gründe  der  ZweckmäLiigkeit 
ihre  Erhaltung  erheii^chen.  Allein  entscheidend 
bleibt  der  Umistaud^  daü  die  i^emeinwirtiicbaft* 
liehen  Eigenschaften  des  Waldes  in  gewisien 
Beziebungen  und  an  bestimmten  Oertlicbkeiten 
am  bedien  oder  sogar  ausschließlich  (Schutz- 
wald, Oedland)  nur  durch  den  ätaatawald  ge- 
schert w^erden  keimen.  Diea  führt  nicht  allein 
zur  ßerechtigiiug,  »onderu  gebotenen  Falk  zur 
Neubegrtinduig  von  Staats  waJd.  Wich6g  iat 
nur  die  Frage^  ob  der  tatsächlich  vorhandene 
Staats wald  jene  ihm  zufallenden  Aufpfabeu  über- 
Imnpt  bezw.  am  2weckmaJjii,r-ten  »rrtiiÜL  Das 
IM  im  einzelnen  gewili  nicht  überall  der  FalL 
Die  Behandhing  der  Staats^ F.  umfaßt  deshalb 
einmal  die  Bewirtschaftung,  sodann  die  Aende* 
rnng  derselben.  Soweit  die  forstpoHzeilichen 
Vorschriften  avisreicben,  die  gern  ein  wirtschaft- 
liehen Wirkungen  des  Waldes  zn  gewährleisten^ 
lAt  der  Fortbestand  wie  auch  die  NeubegrQndung 
Ton  Staatswald  erläßlicb.  Wo  jene  Wirkungen 
nur  oder  am  aweckmäiiipten  vom  Staatswald 
erzielt  werden^  ist  er  in  dem  hierdurch  ge- 
gebenen Umfange  beizubehalten  oder  zu  be- 
schaffen. 

Der  Staat  bat  als  Inhaber  von  Wald  eine 
Dappeinatun  der  znfolge  auch  die  Behand* 
lung  desselben  eine  doppelte  ist.  Die  privat- 
wirt^baftliche  richtet  sich  auf  Erzielung  mög- 
liebät  hoher  Erträge  und  gehlirt  zum  Ressort 
der  Finanzen,  die'  volkswirtschaftliche  richtet 
sich  auf  iMe  Entwickeinng  der  Wold  fahrt* Wir- 
kungen des  Staatswalde^  und  fällt  in  das 
Ressort  der  Verwaltung.  Mit  fortschreitender 
Knltnrent  Wickelung  steigern  sich  die  Wohl- 
fahrt*ftufgaben  de^  btaatÄwaldes  (absoluter  Wald- 
boden,  sozial  politische  Wirkung  \mvtX  Diesen 
muÜ  zunächst  gentigt  werden.  Die  Erziel ung 
eines  (Geldertrages  darf  dann  nur  so  weit  atjitt- 
finden,  als  es  unbeschadet  dieser  Interessen  ge- 
schehen kann.  Innerhalb  dieser  BegreuKung 
inuO  er  dann  aber  auch  erstrebt  werden  und 
steht  soweit  die  Behandlung  der  Staats-F<  auf 
dein  Standpnnkt  der  Privat  Wirtschaft. 

Besitz  änilerungen.  Der  wesentliche 
Besitzstand  muü  in  fast  allen  Staaten  ver- 
fassungsmäßig erhalten  bleiben-  VeräuUerußgen 
einzelner  Teile  sind  j^ngelasaen  und  vielfach  ein 
Bedürfnis  im  Interes.^e  günstiger  Bodenbe- 
nntzung  oder  zur  Arrondiernng,  zum  Austausch, 
ab  Aböndung  för  tf  nindgerechtigkeiten.  Wich- 
tiger nnd  meist  auch  umfangreicher  sind  die 
Erwerbungen  von  F.besitz.  Äußer  zu  Arroti- 
diemn^z wecken  kommen  solche  hanptsjiebücb 
vor  bei  Scbntzwaldgelände  und  bei  Oedland. 
Beide  Eigenschaften  treten  nicht  selten  zu- 
sammen, z.  B.   bei  PI ngsandge bieten.    LUe  ge- 


setzliche Heget  ung  der  Besitzänderung  be^ 
schränkt  sieh  zumeist  auf  die  Veränßerang. 
Für  Erwerbungen  werden  in  der  Hegel  in  iIöü 
Staatfihaushaltsetats  die  Mittel  bereitgestellt. 

In  Preulicn  Avurdeu  schon  1713  die  Dominen 
fnr  unveräulteriicbes  Staatsgut  erklärt,  nach 
ALB.  war  die  Veräußerung  so  weit  zngeltasen« 
als  der  Staat  auf  andere  Weise  scbäälos  ge- 
halten w*urde.  Später  wurde  dieser  (Uundsati 
aufgegeben  (Hausgesetz  v.  1 77X11.  18C1*^  o.  Ed, 
T,  6.;XI.  18Ü9)  und  das  Staat^-F.areal  nicht  im- 
beträchtlich  verringert.  Der  ErU*§  aun  Ver- 
käufen diente  zur  Tilgung:  der  Staatsschulden, 
für  die  die  Domänen  (bis  1900t  verpfindifl 
waren.  Die  Kronfideikommilirente  wird  vorweg 
von  den  Domänentiinkiinfttn  abgezogen  ilustr 
V.  1810,  G.  r.  17.11.  im)).  Neuerdings  sollen 
größere  Wald  verkaufe  nur  nocJi  stattfinden,  lo- 
weit  gesetzliche  Vorschriften  (Ei^propriation,  Al>- 
l^snng)  oder  gemeinnützige  Dnternehmntkges  m 
erfordern,  oder  erhebliche  finanzielle  i>der  volk»* 
wirtschaftliche  Vorteile  erzielt  werden.  Fttr 
Erwerbungen  stehen  die  oben  sub  8  B.  ft77 
genannten  Fonds  zur  Verfügung ;  ferner  werden 
die  8(X>ÜÜ0  M.  übersteigenden  ÜeberschUi^e  ani 
dem  Domänen  besitz  der  neuen  Landes  teile 
Ankauf  von  Flltcben  verwendet.  Es  sind 
—1901  durch  Kauf  für  rund  20  MilL 
117  50S  ha,  der  ha  für  170  M.,  durch  Taüscl 
nnd  Separation  35594  ha,  zusammen  156 10t  ht 
erworben,  durch  Verkauf  für  rnud  IG  Hill.  M. 
tjÖÜü  ha,  der  ha  für  2m8  M.,  anderweit  18881  H, 
zusammen  21&681  ha  abgegeben.  Der  Bestand 
betrug  1870  f,6Sö  MilL  ha,  1880  2,mi\  Mfm 
2,708,  1904  2,904  Mül.  ha.  Auch  in  Bayern, 
Sachsen,  Württemberg,  Elsaß-Lothringen  bildea 
die  Staats-F.  eigeut liebes  Staatsgut,  das,  abgf» 
sehen  von  einzelnen  Vera niJernn gen  im  Inte^ 
eaae  der  Landeskultur  und  ?^"»^  f'^^-ten 
Aerars,    verfasanngsmäüig    nüv  :eh 

In  Oesterreicb  sind  gewisse  >  r  jiiun| 
vom  Verkauf  ausgeschlossen  (bes.  ^Schutzwald 
und  Montan- F.),  im  Qbrigeu  die  Verantiening«! 
von  der  Zustimmung  des  Reichsrats  abhängig 
(StaatsfiTundgeaetz  v.  20,/\L  1868).  Umäir 
Hebe  Verminderungen  fanden  bis  1SB3  statt, 
seitdem  Vermehrungen.  Das  Areal  stieg  voa 
6B40U0ba  auf  7171^5  ha  in  1900,  In  Frank* 
reich  ist  der  einst  umfänp:Uche  nnd  nnv«^ 
äußerliche  Staats-F. besitz  seit  der  großen  Re- 
volution durch  Verkäufe  von  etwa  15  MÜl.  bs 
in  1750  auf  0,99  in  1880  herabgegaagen.  Sdt- 
dem  wird  der  Bestand  erhalten  uud  vermehrte 
Er  betrug  1904  1,17  MilL  ha.  UmßüiglicIieD 
Staat4-F. besitz  hat  Kuüland,  1898  im  europ. 
Teile  in  Mill.  ha  148,  in  Kaukaaien  M*  m 
Ajsien  155^  zusammen  ^^88,4^  daron  aber  läO,l 
Unland. 

13.  Waldgmndgereehtlgkelt^n  sind  di^ 
einem  Grundstücke  zusteKeuden  Gebrauch»-  o^ 
Nutz  unga  rechte  auf  einen  fremdeu  Wild 
(Förster),  Ihre  Entstehung  ist  aufs  engft« 
verknüpft  mit  den  Wandinngen  des  Waldeigen- 
ttims  im  Laufe  der  Geaehiehte.  Sie  mi 
meist  entstanden  durch  Umwandlutig  iiniiilltir 
lieher  Miteigentumsrechte  der  Markgenoisea  i» 
Allmendwald  in  servitutariscbe  Nntstiiigsreeliie, 
aullerdem  durch  Verleihung  seitens  des  Wali- 
eigentümers,  so  besonders  bei  KoIonisalioDea, 
sowie  endlich  durch  Verjähning,  Sie  bestebcA 
in  ihren  wichtigeren  Arten  in  Beredidganfü 
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auf  den  Bezug  von  Holz  (Nutzholz:  Bau-,  Werk-, 
Geschirr-  und  Brennholz),  auf  Wald  weide, 
Waldstreu,  Grasnutzunff,  Nutzung  von  Baum- 
frttchten,  Harz,  Rasenplaggen  usw.,  sind  ent- 
weder unhestimmte  oder  nach  dem  Bedarf  be- 
messene oder  in  bezug  auf  Art,  Maß  und  Nutz- 
ungszeit bestimmte. 

Ihre  Bedeutung  hat  sich  im  Laufe  der  Zeit 
wesentlich  s^ewandelt.  Früher  beim  Vorwiegen 
der  Naturalwirtschaft  waren  sie  vielfach  ein 
unentbehrliches  Mittel,  auf  der  einen  Seite  die 
im  Ueberfluß  vorhandenen  Waldprodukte  über- 
haupt wirtschaftlich  zu  verwerten,  auf  der  an- 
deren die  zum  ökonomischen  Leben,  besonders 
in  der  Landwirtschaft,  erforderlichen  Roh- 
und  Hilfsstoffe  zu  erlangen.  Gegenwärtig  sind 
sie  mit  wenigen  Ausnahmen  den  Nutzungsbe- 
rechtigten nicht  mehr  unentbehrlich,  halten  viel 
«her  eine  gesunde  Entwickelung  der  Landwirt- 
schaft auf.  Dagegen  ist  ihre  nachteilige  W^ir- 
kung  auf  eine  rationelle  F.wirtschaft  mehr  und 
mehr  gestiegen.  So  bildet  mit  Recht  ihre  Ab- 
lösung oder  doch  ihre  Regelung  einen  wichtigen 
Teil  der  Agrarpolitik. 

Die  Regelung  ist  überall  anzustreben,  wo 
die  obwaltenden  Umstände  die  Ablösung  nicht 
zulassen.  Sie  besteht  entweder  in  der  Fest- 
stellung oder  in  der  Aenderung  der  Grundge- 
rechtigkeit nach  Art,  Ort,  Zeit  und  Maß  sowie 
in  der  Herstellung  eines  g^eordneten  Betriebes 
und  Schutzes  des  Berechtigten  und  des  Be- 
lasteten (Danckelmann).  Sie  kann  allgemein 
durch  Gesetz  auf  alle  Grundgerechtigkeiten  er- 
streckt sein  oder  besonders  für  jeden  Fall  er- 
folgen, und  zwar  auf  Antrag  freiwillig  oder 
amtlich  zwangsweise. 

Die  Ablösung  kann,  soweit  sie  nicht  frei- 
willig durch  Vereinbarung  der  Beteiligten  statt- 
findet, auf  gesetzlicher  Grundlage  vollzogen 
werden,  indem  zunächst  durch  Gesetz  die  Ab- 
lösbarkeit  generell  ausgesprochen  wird  und  so- 
dann die  Ablösung  im  Einzelfalle  eintritt  und 
zwar  in  der  Regel  auf  Antrag  (Provokation) 
des   Belasteten  (>ier  des  Berechtigten.     Dabei 

filt  der  Grundsatz  der  vollen  Schadloshaltung 
es  Berechtigten.  Zu  diesem  Zwecke  ermittelt 
man  zunächst  den  reinen  Wert  der  Berechtigung 
«ntweder  nach  dem  Nutzungsertrag  (Rohertrag 
der  Nutzung  abzüglich  der  Gewinnungskosten 
und  des  Wertes  etwaiger  Gegenleistungen), 
oder  aber  nach  dem  Vorteile,  der  dem  belasteten 
Gmndstück  ans  der  Ablösung  erwächst.  Im 
ersteren,  fast  allein  in  Frage  kommenden  Falle 
wird  der  gefundene  Wert  bei  jährlichem  Be- 
zugsrecht mit  einem  bestimmten  Zinsfuß  (Ab- 
lösungsmaßstab) kapitalisiert,  bei  periodischem 
durch  Diskontierune^  unter  Anwendung  von 
Zinseszinsen  aufs  Kapital  umgerechnet.  Die 
Ermittelung  des  Geldwertes  des  Naturalertra^es 
gründet  sich  in  der  Regel  auf  die  durchschnitt- 
lichen Einheitspreise  aus  mehrjährigen  Perioden. 
Als  Abfindungsobjekt  dient  Geld  oder  Land. 
Die  Geldabfindung  kann  in  einer  fortlaufenden, 
meist  durch  Kapitalzahlung  ablösbaren  oder  in 
einer  amortisierbaren  Rente  bestehen  oder  auch 
in  Kapital.  Die  Landabfindung  besteht  in  Wald 
oder  in  landwirtschaftlichem  Kulturgelände. 
Welche  von  beiden  Arten  den  Vorzug  verdient,  i 
ist  wesentlich  nach  der  Art  der  Berechti^ng 
sowie  nach  lokalen  Umständen  zu  entscheiden. 
Im  allgemeinen  hat  sich  die  Abfindung  in  Land 
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als  schwieriger  zu  bemessen  und  als  weniger 
zweckmäßig  im  Landeskulturinteresse  erwiesen. 

Die  geltende  Gesetzgebung  ist  sehr  vielge- 
staltig. Sie  ist  entweder  in  der  allgemeinen 
Agrargesetzgebung  (Preußen)  oder  in  den  F.- 
gesetzen  (Bayern,  Baden,  Oesterreieh,  Ungarn, 
Frankreich),  oder  endlich  in  Spezialgesetzen, 
(Hannover,  Sachsen,  Württemberg,  Oesterreieh) 
enthalten.  Für  das  östliche  Preußen  bildet 
die  Gemeinheitsteilungsordnung  v.  7./VI.  1821 
mit  Ergänzungsgesetz  v.  2./IIL  1850  die  Grund- 
lage, für  die  Rheinprovinz  und  die  neuen 
Landesteile  die  analogen  Gem. -Teil. -Ordnun- 
gen. Ablösbar  sind  alle  Waldnutzungsrechte, 
Land-  und  insbesondere  Waldabfindung  findet 
seit  1850  nur  bedingt,  letztere  nur  bei  Holz- 
und  Streurechten  statt.  In  Bayern  gestattet 
das  Forstges.  v.  1852  Zwangsablösung  nur  bei 
gemessenen  F.rechten,  die  Novelle  v.  17./VI.  1^ 
nur  freiwillige  Ablösang.  Sachsen  hat  ein 
wirksames  Ablösungsgesetz  v.  17./III.  1832  und 
G.  V.  15./V.  1851  mit  Zwangsablösung  für  alle 
Berechtigungen.  In  Württemberg  besteht 
für  Weide-,  Gräserei-  und  Streurechte  das  (t. 
V.  26./ni.  1873  und  für  gewisse  Holzrechte  G. 
V.  14./IV.  1848  ohne  Zwanff,  in  Baden  gibt 
das  F.gesetz  v.  15./XI.  1833,  in  Hessen  eine 
V.  V.  7./IX.  1814  einige  wenig  wirksame  auf  die 
Ablösung  bezügliche  Bestimmungen;  das  hess. 
G.  V.  4./I.  1905  ordnet  die  Umwandlung  und 
Ablösung  von  Streurechten.  Für  Elsaß-Loth- 
ringen haben  die  Bestimmungen  des  Code 
forestier  v.  21.; V.  1827  und  V.  v.  12./IV.  1854 
und  19.;V.  1857  Geltunfi^.  Von  den  anderen 
deutschen  Staaten  sei  noch  Sachsen- Weimar 
mit  dem  wirksamen  G.  v.  28./IV.  1869  genannt. 

Die  weitaus  meisten  Waldgrundgerechtig- 
keiten sind  in  Deutschland  zurzeit  abgelöst. 
Sachsen  hat  bis  1865  den  Staatswald  von  allen 
ablösbaren  Servituten  mit  einem  Abfindungs- 
anfwand  von  804  M.  Rente,  5292618  M.  Kapital 
und  346  Acker  Waldland  befreit.  In  Preußen 
sind  sie  im  Staatswalde  größtenteils  abgelöst,  für 
Ablösungen  werden  iährlich  noch  rund  200000  M. 
verwendet  1860—92  sind  als  Abfindung  gegeben 
51515  ha  ForsUand,  66987234  M.  Kapital  und 
10893131  M.  Rente,  1893-1903  bezw.  2503  ha, 
6940910  M.  Kapital,  242368  M.  Rente.  In 
Bayern  ist  der  Staatswald  noch  stark  belastet, 
der  Jahresgeldwert  der  Holzbezüge  betrug  1900 
noch  nahezu  2  Hill.  M.  1851—1902  sind  für  Ab- 
lösung 7057  ha  Waldland  und  39,4  Hill.  M.  aus- 
gegeben worden.  In  Oesterreieh  bestehen 
trotz  zwangsweiser  Ablösbarkeit  (Patent  v.  1853) 
noch  viele  Servituten.  In  den  Staats-  und  Fonds-F. 
ist  noch  ca.  die  Hälfte  der  Fläche  belastet  mit 
einem  Jahresnutzwert  von  etwa  0,8  Mill.  fl. 

14«  Holltransport«  Für  diesen  sind  zu 
unterscheiden  Verkehrswege,  welche  dazu  dienen, 
das  Rohprodukt  von  seiner  Erzengnngsstelle  bis 
zum  Eingang  in  den  Verkehr  zu  fördern  (pri- 
märe Transportanstalten),  und  solche, 
welche  die  weitere  Verbringung  bis  zur  Kon- 
sumtion vermitteln  (sekunaäre  Transport- 
anstalten). Die  ersteren  herzustellen  und  zu 
unterhalten  ist  Sache  der  Einzelinteressenten 
(Waldwege,  Triftbahnen,  Riesen,  Waldeisenbah- 
nen). Der  Ausbau  und  die  Unterhaltung  leistungs- 
fähiger Waldwege  ist  von  größtem  Eiufiuß  auf 
den  Absatz  und  den  Preis  der  Waldprodukte. 
Die  staatliche  Einwirkung  erstreckt  sich  auf 
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Anonlnnngen  ftllgemduer  Art,  welche  die  Her- 
ateUimg  «rmöglicbeii  und  das  offen lli che  Wohl 
ihnen  gegenü^r  schiltjeii  f^owie  auf  Ftirderoiig: 
des  Wal^nveeeb&nB  durch  die  oben  suh  10  S.  878 
genannten  Mittel.  Seit  einiger  Zeit  mnd  zaneb- 
mend  tran^portaMe  Waldeisen bahnen  mit 
gtinHtigein  Krfolg  in  Anfnabine  j^ekomtnen  n.  a. 
in  den  Stajita-F.  von  PrenÜen,  Bayern,  ElsaC. 
Für  die  sekundären  Verkehrsadern  kominen  nn~ 
mittelbar  staatliche  MaJlregelB  in  Betracht,  Sie 
loBsen  iicb  gliedern  in  Landwege »  Wafiser- 
wege*  Eiaenban neu.  Die  Landwege  venn itteln 
den  Traniport  gegen  wärti|<  nur  noch  auf  kurze 
.Strecken,  dienen  dem  Jokaien  Güterverkehr  oder 
ak  Zubringer  äu  Wasserstraßen  und  Eisenbah- 
nen. Ansban  tind  Unterhaltung  liegen  deehalh 
ebenfalls  zunftchät  den  lokalen  Interesienten- 
kTeisen  oder  den  Organen  der  örtlichen  Selbst- 
Terwaltnng  ( Gemeinde,  Kreis,  i*rovinÄ)  ob.  Der 
Staat  beschränkt  sich  auf  Anordnungen  plan- 
mäßiger  Anschlüsse  und  Yerbindnngen  ^  Hand- 
babuDg  der  Baupolizei  und  Verkehn^ordntmg 
and  gewährt  wohl  auebr  z^  B.  in  PrenÜeu.  für 
Kkinbahuen  i,2uOÜ()ü  M.)  direkte  Beihilfen.  Allge- 
mein kumnien  hierbei  gesetzlielie  MaÜregeln  zur 
Anwendung  t  ßt»  wegen  Benutznng  fremder 
Gruüdsttlclce  zur  Ueuerfahrt  (Preuilen  G.  v. 
*i8.;n.  1843^  Ba-^ern  nnd  Üeaterreich  Forstge- 
^etze  u  tibei'  da»  Recht  der  Enteignung  fPrenlfen 
Verf,-l]rk.  t,  1850,  Art.  Ö,  Enteignungsgesetz 
V.  ll./VT.  1874}.  Wasserstraßen  waren 
früher  das  alleinige  TYanaport mittel  für  Holz 
auf  weite  Entfernungen  und  sind  auch  jetzt 
noch  dafür  Ton  großer  Bedentnng.  Das  'Holz 
kann  wegen  seiner  Schwere  und  seines  Umfangfes 
liberhanpt  nur  bei  niedrigen  Transportkosten 
weithin  verfraobtet  m  erden".  Der  Wa.'^sertranjs- 
pon  is^t  besonders  wtshlfeil,  weil  die  natiirlicben 
Kräfte^  Tragkraft  und  Bewegung  des  Wassers, 
auch  der  Wind,  zum  Fortbewegen  benutzt 
werden  können,  auf  Binnenwfissem  zudem  das 
Holz  ohne  Verladung  in  SehilTsgefjiÜeu,  also  ohne 
tote  Last  ungebunden  (Triftbetrieb}  oder  ge- 
bunden (Flolibetrieb)  verbracht  werden  kann. 
Der  Trift  betrieb  dient  bloß  dem  primären  Trans- 
port^ ist  außerdem  auf  das  Gebirge  beschränkt. 
Für  ihn  gelten  polizeiliche  Beatimninngen  z>  B. 
in  Oesterreich  und  Ungarn  (F,ge8etj&e),  Bayern 
Trift-  nnd  Floit Ordnungen).  Dagegen  bildet  der 
Floiiverkebr  unter  der  Voraussetzung  leistnngs* 
fähiger  Floßstraüen  die  billigste  Art  der  Be- 
förderung auf  weite  Strecken. 

Es  gibt  in  Deutschland  rnnd  21600  km 
schiff-  und  flüCbare  Wasserstraiien  (Eisenbahn 
1905  54 164  km)^  daron  werden  zur  FlöÜerei  aber 
nur  r>Q28  km  (n.  Kursl  benutzt.  Auf  ihnen 
wurden  nach  den  Aufnahmen  an  den  2o  bedeu- 
tenderen I>urchgangB-  und  Hafenorten  189t>"iy03 
geflijüt  in  Mill.  t  3j,  2,9.  2,7,  2,0,  2,5,  im  Mittel 
:f.6  o<ler  4,4  51 111.  fm.  Der  GeaamtTerkehr  mit 
Holz  zn  Wasser  Htelll  sich  aber  weit  höher, 
w^nn  man  das  hier  nicht  verzeichnete  Quantum 
sowie  das  in  ^chiffsgefüßen  transportierte  hinzu- 
rechnet. Da»  meiste  Holz  wird  nuf  lien  großen , 
Strömen  geflößt:  1899— 190;i  waren  von  der  Ge- 
samt holzeinfuhr  auf  Memel  S7,  Weichsel  100, 
Elbe  m%  Floßbolz.  Ueberhaupt  zu  Watser 
k&mmen  nach  Dentscbland  60— 78%  der  Gesamt- 
hülzeiufuhr.  davon  70— 9fi%  in  Flößen.  Der 
Hülzverkehr  auf  den  Wasserstraüen  beträgt 
schätzungsweise  7—8  Hill  fm. 


Der  Transport  in  SchJfTsgefäßen  kommt  für 
die  wertvolleren  Sortimente  besonder«  de*  Laob* 
holzes  im  Binnens<ht^abrts verkehr  und  für  den 
gesamten  überseeischen  Verkehr  in  Betracht^ 
und  ermi$gt]cht  den  WeltbolzhandeK  in^ibe^ondere 
fllr  Deutschland  die  Einfuhr  ans  Skandinavieii, 
Finland,  Amerika.  Er  ist  allgemein  leurer  ab 
das  Flößen  und  zwar  stufenweise  steigend,  je 
nachdem  Segelschiffe,  Schleppschiffe  oder  L4it- 
dampfer  benutzt  werden.  Der  Waise rtransport 
hat  aber  auch  erhebliche  Miingel :  die  Wasser- 
straßen sind  nicht  beliebig  vermehrbar,  nickt 
jederzeit  benutzbar  (Hochwasser,  Was^enaangel, 
Eis) ,  sind  durchschnittlich  viel  länger  al*  die 
konkurrierenden  Eisenbahnen  ica.  26 '^.^  Ulrich), 
I  die  Verbringang  geht  lang^im  vor  m^^h  De^balt^ 
fehlt  es  an  Schnei ligkeit,  Regelmäßigkeit,  F^tinkt- 
lichkeit,  Sicherheit.  Die  TariÄernng  richtet  sich 
fast  gar  nicht  nach  dem  Werterer  Gntr^r.  son- 
1  dem  "wesentlich  nur  nach  der  »  'Tig&zfit 

nud    ist  im   einzelnen   sehr    v  i      Die 

I  Frachten  sind  aber  allmählieh  :  ■  i:.'er 

geworden  (bis  0*^  Pf.  pro  tkm  i  -u) 

und  durchweg  geringer  aia  die  Li^cnujuniit woll- 
ten, selbst  bei  den  Ansnahmetarifen. 

Für  die  Erhaltung  und  \>rbes¥keninir  *l«r 
vorhandenen,  die  Hers^tellung  neuer  Wa^^er- 
Straßen  tind  die  Anlage  vou  Halzhivfen,  AbliL^^a 
und  AnichlnÜge leisen  kommen  danach  wichtige 
Interessen  der  Forstwirtschaft  und  th^^  FTojj- 
handeis  in  Betracht.    Der  Fltiüereih»^^  -  r* 

liegt  nicht  nur  den   allgemeinen    v  II- 

zeiUchen  Anordnungen,  sondern  i&t  tu  > 

speziellen  Floßordnnngen  unterwori- 
V.  IbjYl  imö).    Für  den  Schiffstraii  ri 

die  allgeinein   für  die  Schiftahrt  n  u 

Besti  m  rann  gen  I  Gehührenprinzip.  am  m-h  x  .-u- 
und  Schiffahrtsstraßen  dürfen  Abgaben  nttr  bi» 
zur  Höhe  der  Kosten  erhoben  wenl^ii  i:.  i.h*- 
verf.  Art.  4  und  54,  RG.  v,  1./VL   l  -  •;. 

Schiffabrtsakten  für  Rhein.  Donau,  Eli  '^ 

V.  lö./VI.  18^5;  dagegen  Preuß.  G,  %-.  i  lt. 
1905,  g  19).  Die  Seeschiffahrt  genießt  deo  Seh  ad 
des  Eeichs  (Reichs verf.  u.  Schiffahrls verträgt)» 
Vgl.  auch  d.  Art.  ^Flf^ßerei^  oben  S.  im  fg. 

Die  Eisenhahnen  sind  mit  ihrer  ^umh- 
menden  Entwickelung  und  wegen  drr  dtfl 
Wasserstraßen  anhaftenden  Mängel  in  steigen- 
dem Maße  und  besonders  seit  dem  Ausban  rott 
Anschluß-  und  Nebenlinien  für  -^^^^  H.Jjj trani- 
port wichtie^  geworden.  Die  '^  f^gang^ 
von  Holz  auf  'den  deutschen  1  r  lea  be- 
trägt jährlich  ca.  22  MüL  t  oder  aur  Kund* 
holz  berechnet  25—30  Mill.  fm.  Daton  stul 
ca.  "22%  Rohholz,  35%  Schnittholz,  38 ^^  Brenn- 
holz, Schwellen^  Grubenholz  u^w.,  5*^  H^^li- 
fltoff,  zus.  vom  Gesa  rat  verkehr  6*^;^.  Bit  bat 
steigende  Tendenz.  Von  ISBfj— IJK^-*  stieg  dir 
beförderte  Menge  von  Nutzholz  um  läB«*,^  Tom 
Brennholz  usw.  um  145*;^,  vom  Holzstoff  uro 
224%.  Der  Gewichtsmenge  nach  steht  Höh 
nnter  den  beförderten  Gillem  au  3.  Stelle 
Niedrige  Tarife  für  Holz  aiud  für  die  Uolier- 
zengniig  und  *verwertnng,  den  Holzhandel  und 
den  Holz  verbrauch  ffleicberweise  wichtig, 

Für  das  Holz  als  Massengut  kommen  nur  die 
Spezialtarife  in  Betracht:  I.  für  S<^hnt!TlTAli 
anßerenroplischer  Holzarten,  II.  für  -  is 

nnd  Btärkeres  Stamm-  und  Stange nb 
europäischer  Arten.   IIL  für  Stamm-.  ^lAngeu*, 
Brennbolz,   Schwellen,    ümbeßbolz.     Für   di» 
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meisten  Gattungen  des  Transportgutes  Holz 
bestehen  aber  noch  zahlreiche,  vielfach  sehr 
niedrige  Ao^nahmetarife,  z.  B.  in  Preußen  der 
sog.  flolztarif  (3  Pf.  pro  tkm)  für  Holz  des 
Spe«.-Tar.  II,  der  RohstoffUrif  (2^6—1,4  Pf.  pro 
tkm)  für  Holz  des  Spez.-Tar.  ÜI  (Näheres  Vfi^l. 
Mammen,  Z.  f.  Forst  und  Jaird,  1904,  366).  In 
Gestenreich  gelten  niedrige  Holztarife  unter  be- 
f^onderer  B^ünstignng  der  Nutzholzaosfuhr 
( Näheres  Z.  f.  Forst  und  Ja^d,  1904, 614),  ebenso  in 
Rußland.  Von  großem  Einflüsse  auf  den  inlän- 
dischen Holzverkehr  und  damit  die  Waldrentabili- 
tät entlegener  Gebiete  ist  die  Einführuns:  von 
Staffeltanfen.  Gegenwärtig  bestehen  solcne  für 
Holz  nur  vereinzelt  ^östl.  Preußen,  Bayern). 
Dagegen  hat  Oesterreich  sehr  zahlreiche  und 
wirksame. 

15«  Holxhandel«  Es  lassen  sich  mit  Rücksicht 
auf  den  Holzverkehr  die  Länder  in  Ausfuhr-  nnd 
in  Einfuhrländer  scheiden  (vgl.  oben  sub  A.  2. 
8.  857).  Zu  den  ersteren  gehören  Rußland,  Fin- 
land,  Schweden,  Norwegen,  Oesterreich,  Ungarn, 
Rumänien,  Bosnien  und  Herzegowina  und  von 
außereuropäischen  Staaten  Kanada,  Vereinigte 
Staaten,  Argentinien,  Australien.  Einfuhrländer 
sind  England,  Spanien,  Italien,  Niederlande, 
Portugal,  Dänemark,  Griechenland,  Türkei,  Bul- 
garien, von  außereuropäischen  besonders  Aegyp- 
ten  und  Südafrika.  Zwischen  beiden  Arten  in 
der  Mitte  stehen  als  Länder,  welche  zwar  an 
Holz  mehr  einführen  als  ausführen,  doch  aber 
eine  bedeutende  Eigenproduktion  haben :  Deutsch- 
land, Frankreich,  Schweiz,  Belcien. 

Die  Einfuhr  nnd  Ausfuhr  Deutschlands 
an  Nutzholz  im  Spezialhandel  hat  betragen: 


1 

Ausfuhr 
1000  t 

^1 

Mehr- 
einfuhr 
1000  t 

Wert 
MiU.  M. 

1860  64 

1224 

1256 

—32 

1865/69 

1888 

974 

914 

1870 

1872 

641 

1231 

1871 

1831 

848  1 

983 

1872 

3452 

1295' 

2157 

1873 

4028 

IUI  1 

2917 

1874 

3830 

253,1 

1128. 

82,7 

2702 

170,4 

1875 

3171 

202,5 

1055 

70.8 

2110 

,131,7 

1876 

3170 

183,2 

1290 

82,1 

1880 

101,1 

1877 

3404 

»75,» 

1141: 

•66,5 

2263 

108,6 

1878 

3285 

168,2 

1122  ' 

61.3 

2163 

.  106,9 

1879 

2584 

131,2 

im 

60,5 

1473 

70,7 

188') 

1765 

76,0 

830 

41,4 

935 

34,6 

1881 

1920 

85,9 

591 

33,2 

1829 

52,7 

1882 

1769 

76,8 

636' 

35,2 

1133 

:  41,6 

1883 

1940 

85,1 

619 

36,5 

1321 

48,6 

1884 

1947 

82,8 

597: 

32,2 

1350 

«;o,6 

18a5 

2684 

103,0 

544 

27,3 

2140 

75,7 

1886 

1827 

73,0 

488 

25,8 

1339 

47,2 

1887 

2244 

89,1 

468 

23,9 

1776 

65,2 

1888 

2599 

108,9 

397 

21,7 

2202 

87,2 

1889 

3247 

145,4 

296 

16,7 

2951 

128,7 

1890 

3281 

144,3 

299' 

15.8 

2982 

128,5 

1891 

2841, 

134,1 

342' 

18,4 

2499 

.115.7 

1892 

329s, 

156,6 

295 

15,9 

3000 

140,7 

1893 

3076 

158,6 

246 

13,2 

2830 

145,4 

1894 

2769 

132,8 

259 

14,0 

2510 

118,8 

1K95 

2944 

149,6 

274 

14.0 

2670 

135,0 

1896 

3385 

187,0 

295 

16,0 

3090 

171,0 

•3? 

i-  ^K 

^-  .E 

L^^    *-as 

^ 

^ 

^^  )^^ 

^B\P^ 

-g^^  >-; 

^ 

1-  ^i 

|i,^i 

^'is  ^s 

1897 

4o3i  .  250,2 

351  1 23.9 

3729 

2203 

ims 

4773  1  30»J 

338  22,7 

4435 

286,0 

1899 

48181390,3 

307  20,8 

4511 

269,6 

1900 

5044.241,2 

337    23,8 

4707 

218,4 

1901 

4468,  ]8sj 

312  1  20.9 

4156 

164.9 

1902 

3933  1  185.& 

342  ^  22,3 

3592 

i63.3 

1903 

4997  '  220,5 

37  i   24,7 

442s   195.8 

1901 

S049  j  233.9 

323   22,3 

4726 

210  j 

Nach  der  Erhebung  von  1900  erzeugt  der 
deutsche  Wald  jährlich  20  Mill.  fm  Nutzholz. 
Bi^hnet  man  die  Gewichtsmengen  der  Mehr- 
einfuhr auf  Festmeter  und  auf  Rohholz  um,  so 
beträgt  die  Mehreinfuhr  der  letzten  fünf  Jahre 
rund  8—10  Mill.  fm  oder  40— öO%  der  eigenen 
Erzeu^ng,  und  Deutschland  zahlt  dafür  rund 
200  Mill.  M.  Den  Hauptanteil  an  der  Nutzholz- 
einfuhr hat  das  rohe  Nutzholz,  etwas  über  50% 
des  Gewichts;  der  Anteil  hat  aber  sinkende 
Tendenz.  Etwa  3ö®/o  fallen  auf  geschnittenes 
Holz,  dessen  Einfuhr  steigende  Tendenz  zeigt. 
Die  Quote  des  jetzt  mit  rund  10%  beteiligten 
beschlagenen  Holzes  geht  zurück.  Nach  Fest- 
meter Knndholz  berechnet  steht  aber  die  Schnitt- 
holzeinfuhr an  erster  Stelle.  Ueber  90%  der 
Nutzholzeinfuhr  besteht  aus  Nadelholz.  Nach 
den  Herkunftsländern  liefern  nach  dem  Durch- 
schnitt der  letzten  Jahre  Oesterreich -Ungarn 
ca.  42%  (68%  Rohh.,  21  «o  Schnitth.,  21%  be- 
schlag.  H.,  l^-o  Faßdauben),  Rußland  ca.  36% 
(66  Rohh.,  22%  Schnitth.,  12<>,«  beschlag.  H.), 
Schweden  ca.  11%  mber  90 «0  Schnitth.).  Fin- 
land  S\  (ca.  75%  .Schnitth),  Ver.  Staaten  7 % 
(ca.  85%  Schnitth.).  Von  1880/84-1903  stieg 
die  Einfuhr  aus  Rußland  um  106,  Oesterreich- 
Ungam  185,  Schweden  271,  Ver.  Staaten  2471«© 
(Endres).  Die  Holzausfuhr  Deutschlands  richtet 
sich  vorzugsweise  für  Rohholz  nach  England, 
Holland,  Belgien,  für  Schnittholz  nach  England, 
Belgien  und  Dänemark,  für  Schleifholz,  Holz- 
masse, Zellulose  nach  Frankreich,  für  Brenn- 
holz nach  der  Schweiz.  Sie  hat  abnehmende 
Tendenz. 


Die 
Ungar 


Einfuhr  und   Ausfuhr  Oesterreich- 
ns  an  Holz  betrug  in  1000  t 


tf«       -3 


184 
184 
2^2 
268 

237 
267 


6,6 

7,4 
9,0 
8.8 
8,6 
9,2 


9 
< 

2086 
2704 
4237 
3903 
3605 
4238 


*l 


112.4 
148,6 

25^4 
222,6 
198,6 
234,8 


1902 
2630 
3985 
3635 
3368 
3971 


®  . 

105,8 
141,2 
247,4 
213,8 
190,0 

22^,6 


1900 
1901 
1902 
1904 

Die  Ausfuhr  hat  seit  drei  Jahrzehnten 
stetig  und  erheblich  zu&^enommen.  Oesterreich 
liefert  vorwiegend  Nadelholz,  besonders  aus  den 
Karpathenländem  und  Bosnien,  Un^m  auch  viel 
Laubholz,  besonders  wertvolle  Eichen.  Etwa 
die  Hälfte  der  Ausfuhr  ist  Rohholz,  der  Anteil 
des  Sägeholzes  ist  von  etwa  30  auf  40®/o  ge- 
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stiegen.  Der  Hanptabsatz  richtet  sich  im  Durch- 
schnitt der  letzten  5  Jahre  mit  57%  nach 
Deutschland  (rohes  und  gesägtes  Nadelholz^, 
16  ®^  nach  Italien  (Sägeware),  11  %  nach  Ruß- 
land (Werk-  und  Sageholz,  Brennholz),  8%  in 
die  Balkanstaaten  (Säffeholz),  je  6%  nach  der 
Schweiz  und  Frankreicn  (Faßdauben). 

Rußland  exportiert  ungeheure  Holzmengen, 
dem  Werte  nach  in  Mill.  Rubeln  189ö— 1903 
39,  46,  63,  56,  54,  58,  57,  55,  65.  der  Menge 
nach  3 — 4  Mill.  t,  am  meisten  Rohnolz  und  ^- 
schlagenes  Holz,  aber  zunehmend  auch  Schnitt- 
holz ;  etwa  die  Hälfte  geht  nach  England,  dem- 
nächst nach  Deutschland,  Frankreich,  Holland. 
Belgien.  Der  holzarme  Süden  führt  auch  viel 
Holz  ein.  Rußland  hat  noch  große  ganz  oder 
teilweise  unerschlossene  Waldgebiete.  Fin- 
land  liefert  Nadelholz-Rohholz  und  -Sägewaren 
und  auch  HolzstoflF,  von  ersteren  1895—1905 
2,59,  2,95,  3,24,  3,32,  3,53,  3,79,  3,76,  3,62,  4,66, 
5,12,  4,76  Mill.  cbm,  von  letzterem  1891—1901 
in  1000  t  13,  13,  20.  21, 19, 19, 18,  20, 18,  24,  26. 

Schweden  exportiert  ganz  überwie&^end 
Schnittware  in  feinringigem  Nadelholz,  sodann 
Holzstoff  und  Zündhölzer,  neuerdings  auch 
Grubenholz,  das  meiste  nach  England  (50^o), 
Frankreich,  Dänemark,  Deutschland  (10  o/o),  Hol- 
land, Belgien,  Südafrika.  Es  führte  aus  1895  bis 
1905  in  Mill.  cbm  6,3,  6,3,  6,9,  7,0,  6,7,  6,8,  7,0, 
6,5,  6,7,  6,2,  6,2. 

Norwegen  verschickt  Nadelholz  roh,  ge- 
sägt, gehobelt,  Zündhölzer  und  Holzmasse  haupt- 
sächlich nach  England,  dann  Bellen,  Holland, 
Frankreich,  Deutschland,  Austrahen.  Ausfuhr 
1895—1905  an  Holz  in  Mill.  cbm  1,68,  1,85, 
2,10, 1,97,  1,%,  2,C0,  1,81,  1.96,  2,13,  1.80,  1.85, 
an  Holzstoff  und  Zellulose  1893—1903  in  1000  t 
22,  24,  25,  28,  30,  32,  38  43,  41,  48,  49.  Skandi- 
navien nutzt  mehr  an  Holz,  als  zuwächst.  Seine 
Ausfuhrmengen  werden  mit  der  Zeit  vermutlich 
zurückgehen. 

Rumänien  beschickt  hauptsächlich  die  Bal- 
kanstaaten, Oesterreich,  Holland,  Frankreich 
mit  Eichen-  und  Nadelholzschnittware  und  Faß- 
dauben, etwa  0,6  Mill.  cbm  jährlich. 

Frankreich  hat  bei  einer  eigenen  Nutz- 
holzerzeugnng  von  etwa  6  Mill.  fm  einen  nam- 
haften Export,  aber  noch  größeren  Import  und 
zwar  aus  Oesterreich  (bes.  EichenfaßhoJz),  Ruß- 
land, Skandinavien,  Nordamerika,  Deutschland 
(Holzstoff).  Der  Wert  der  Ausfuhr  betrug  in 
Mill.  Frs.  1881/89  30,1,  1890/99  44,8,  19a)/04 
49,6,  47,9,  46,6,  54,2,  53,9,  der  der  Ein- 
fuhr bezw.  192,8,  152,3,  177,0,  178,1,  169,1, 
162,8j  167,4. 

Die  Schweiz  führt  besonders  Brennholz  und 
geschnittenes  Nadelholz  ein,  ersteres  viel  aus 
Deutschland,  letzteres  aus  Oesterreich-Üngam. 
Die  Einfuhr  bewegt  sich  ziemlich  gleichmäßig 
um  300000  cbm,  die  Ausfuhr  um   70000  cbm. 

Großbritannien  führt  große  Mengen  Holz 
ein,  besonders  Säge-  und  Hobelware  aus  Skandi- 
navien, Rußland,  Amerika,  im  ganzen  13—14 
Mill.  cbm  jährlich. 

Von  Bedeutung  ist  für  Europa  die  Holz- 
einfuhr aus  Nordamerika.  Es  beutet 
die  reichen  Vorräte  seiner  einst  ungeheuren 
Waldungen  räuberisch  aus  und  sendet  trotz 
enormen  Eigenverbrauchs  in  bisher  noch  stei- 
genden, aber  voraussichtlich  später  nachlassenden 
Mengen  besonders  Kiefern-  und  Eichenholz  fast 


nur  als  Schnittware  nach  Europa,  das  meiste 
nach  England,  weniger  nach  Deutschland,  ferner 
nach  Britisch  Nordamerika,  Argentinien,  Mexiko. 
Der  Wert  der  Ausfuhr  betrug  in  Mill.  $  1880 
22,65,  1890  35,61,  1900  62,51,  1903  63,21,  19t4 
61,25,  schätzungsweise  2— 3,5  Mill.  cbm.  — Aas 
Kanada  wird  Holz  für  ungefähr  30  Mill.  $ 
jährlich  ausgeführt,  Schnittholz  nach  England, 
Schleifholz  und  Säffeware  nach  den  Ver.  Staaten.— 
Japan  führt  Holz  aus  nach  China  und  Indien 
im  Werte  von  8—10  Mill.  M.,  femer  Zündhölzer 
für  ca.  30  Mül.  M. 

Wichtig  ist  der  Verkehr  mit  Gerbrinden. 
Hauptproduktionsländer  sind  für  Eichenrinde 
Ungarn  und  Frankreich,  für  Fichtenrinde  Oester- 
reicn.  Deutschland  proanziert  jährlich  500000  t 
Eichenrinde,  verbraucht  etwa  das  dreifache,  be- 
zieht nach  dem  Durchschnitt  der  letzten  zehn 
Jahre  zu  58  ^/o  aus  Oesterreich-Ungam,  20% 
aus  Frankreich,  12%  aus  Belgien.  Der  starke 
Rückgang  der  Rindenpreise  ist  wesentlich  eine 
Folge  der  Verwendung  von  ErsatzstoflPen  in  der 
Gerbereij  besonders  Extrakten  und  Quebracho- 
holz.  Eichenholzextrakt  liefert  viel  SlavonieD, 
Kastanienholzextrakt  Frankreich,  Quebrachoholz 
und  Extrakt  Argentinien.  Deutschland  stellt 
selbst  viel  Extrakt,  besonders  von  Quebracho, 
auch  für  den  Export  her.  Die  Einfuhr  von 
Quebrachoholz  betrug  1899—1905  in  1000 1: 
unzerkleinertSO,  121, 112, 137, 108, 124, 122,  zer- 
kleinert 65, 53, 72,  70,  74,  65,  69,  Extrakt  66,  62, 
68,  59,  86, 112, 139;  in  den  beiden  letztgenannten 
Sorten  übersteigt  aber  die  deutsche  Ausfuhr  er- 
heblich die  Einfuhr. 

Einen  bedeutenden  Holzhandelsartikel  bildet 
endlich  Zellulose  und  Holzstoff.  Es  werden 
hierzu  in  Deutschland  in  563  Schleifereien  und 
64  Zellulosefabriken  über  1,5  Mill.  fm  Nadel- 
holz verarbeitet,  davon  0,2—0.3  Mill.  Im  auslän- 
disches. Das  Produkt  wird  viel  exportiert, 
besonders  nach  Frankreich  und  der  Schweiz,  für 
Zellulose  besteht  eine  namhafte  Mehrausfuhr. 
Von  anderen  Ländern  exportieren  besonders  Nor- 
wegen, Schweden,  Oesterreich-üngam ,  Fin- 
land,  in  Amerika  Kanada. 

Die  Holzverkohlun^  verbraucht  in 
Deutschland  für  Retortenverkohlung  jährlich 
etwa  0,55,  für  Meilerverkohlung  etwa  1.5  Mill.  fm 
überwiegend  Laubholz  und  erzeugt  in  1000 1 
ca.  4  HoTzgeist,  13,5^ssigsauem  KaSf,  150  Kohle. 
Von  diesen  ProduKten  wird  auch  viel  ein-, 
wenig  ausgeführt. 

16.  Holzzoll.  Ueber  die  Zweckmäßigkeit 
eines  Holzzolls  kann  wie  über  die  des  Zolls 
überhaupt  nicht  grundsätzlich  für  alle  Zeiten 
und  alle  Orte  entschieden  werden,  sondern  nnr 
nach  den  jeweiligen  Verhältnissen  des  Holi- 
handels,  der  Holzerzeugun^  und  des  Holzver- 
brauchs. Der  Zoll  soll  die  heimische  Wald- 
wirtschaft vor  der  Konkurrenz  des  Auslandes 
schützen,  darf  aber  andererseits  den  heimischen 
Holzkonsum  nicht  schädigen  und  ist  weiterhin 
abhängig  von  der  Tatsache,  daß  Waldwirtschaft, 
Holzindustrie  und  Holzhandel  nur  Teil^lieder 
der  Volkswirtschaft  sind  und  nicht  allem  für 
sich  zoll  politisch  behandelt  werden  können.  Der 
Zoll  ist  zudem  weder  das  einzige  noch  das 
wirksamste  Mittel,  die  Interessen  der  am  Holz- 
handel beteiligten  wirtschaftlichen  Kreise  zu 
schützen.  Viel  einflußreicher  in  dieser  Beziehung 
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ist  die  Entwickelang  der  Transportverhältnisse. 
Länder,  die  wie  Bauland,  Skandinavien,  Nord- 
amerika reichliche,  gatentwickelte  natürliche 
and  künstliche  Wasserstraßen  oder  den  Seeweg, 
oder  wie  Oester reich- Ungarn  and  Rußland  nie- 
drige Eisenhahntarife  für  Holz  hahen,  sind  den 
wesentlich  anf  den  tenem  Landtransport  an- 
gewiesenen so  überlegen,  daß  die  Wirkung  des 
Schutzzolls  da^^en  verschwindet. 

Allgemein  iiabeu  weder  die  auf  die  Holz- 
einfahr  noch  die  auf  die  Holzausfuhr  umfäng- 
lich angewiesenen  Länder  ein  Literesse  am 
Holzzoll.  Erstere  haben  keine  schädigende  Eiu- 
fnhr  zu  fürchten,  letztere  können  die  Einfahr 
nicht  entbehren.  Wichtig  ist  der  Zoll  für  die 
Länder,  die  Interessen  sowohl  einer  eigenen 
leistnn^fähigen  Waldwirtschaft  als  auch  der 
holzver brauchenden  Industrie  zu  verfolgen  haben, 
wie  Deutschland,  Frankreich.  Schweiz,  Belgien. 
Zurzeit  gilt  in  allen  das  Schutzzollsystem  und 
wird  durch  die  zum  Teile  erfolgte  gesetzliche 
Neuordnung  des  Zollwesens  aufrecht  erhalten. 
Zollfrei^eit  besteht  in  Oesterreich  -  Ungarn, 
Schweden,  Norwegen,  Dänemark,  Großbritannien, 
Niederlanden  una  nach  Vertragstarif  in  Italien, 
Schutzzoll  auf  Nutzholz  in  Deutschland,  Ruß- 
land, Belgien,  Serbien,  auf  alles  Holz  in  Frank- 
reich, Schweiz,  auf  Holzkohle  ebenda,  auf  Gerb- 
rinde nach  Generaltarif  in  Deutschland,  in 
Frankreich,  Schweiz,  Rußland. 

Im  preußisch-deutschen  Zollgebiet 
bestand  seit  18Sö  Zollfreiheit  für  alles  Holz. 
Holzeinfuhr  und  Ausfuhr  standen  damals  (vgl. 
S.  883)  ungefähr  gleich.  Mit  der  raschen  Ent- 
wickeluns:  des  Verkehrs  stieg  der  Holzbedarf, 
die  Einfuhr  nahm  zu,  die  Ausfuhr  ab.  Deshalb 
wurden  bei  der  1879  eingeschlagenen  Schutz- 
zollpolitik im  RG.  V.  lo./VII.  1899  unter  Pos.  13 
des  Tarifs  mäßige  Zölle  auf  Bau-  und  Nutzholz 
gelegt:  pro  dz  rohes  und  beschlagenes  Holz 
0.10,  gesägtes  Holz,  Faßdauben  und  ungeschälte 
Korbweiden  und  Reifstäbe  0,25,  Holzborke  und 
Gerberlohe  0,50  M.  Die  Novelle  v.  22.1Y. 
1885  erhöhte  diese  Sätze,  besonders  für  vor- 
gearbeitetes Nutzholz,  schied  das  beschlagene 
Holz  als  eigene  Position  aus,  ermäßigte  den 
Satz  für  Faßdauben  und  führte  für  das  der  auf- 
blühenden Holzstoff-  und  Zellulosebereitung  die- 
nende Rohmaterial  Zollfreiheit  ein.  Pos.  13  er- 
fuhr folgende  Unterteilung:  a.  Brennholz.  Schleif- 
und ZeUuloseholz  frei ;  b.  Holzborke  und  Gerber- 
lohe 0,50  M. ;  c.  Bau-  und  Nutzholz ,  1.  roh  oder 
bewaldrechtet  0,20  M.,  2.  beschlagen  0,40  M., 
3.  gesä^  1,00  M.  Dem  Rohholzsatze  unterlagen 
ancn  die  eichenen  Faßdauben,  dem  des  be- 
schlagenen die  anderen  Faßdauben,  ungeschälte 
Korbweiden  und  Reifstäbe,  Naben,  Felchen, 
Speichen.  Trotz  dieser  Erhöhung  stieg  die 
Holzeinfuhr  fortgesetzt.  Durch  die  1891— W  ab- 
geschlossenen Handelsverträge  erlitten  so- 
dann die  vorstehenden  Sätze  wieder  eine  Er- 
mäßigung: 13  b.  frei;  c.  2  von  0,40  auf  0,30  M.;  I 
c.  3  von  1,00  auf  0,80  M ,  es  wurde  also  das . 
Verhältnis  zwischen  Rohholz  und  Schnittholz ; 
von  1 : 5  auf  1 : 4  herabgesetzt.  Einen  erkenn- 1 
baren  Einfluß  Übten  auch  diese  Aenderungen  , 
nicht  aus.  Die  Holzpreise  und  die  Mehreinfuhr  ; 
stiegen,  besonders  in  Schnittholz,  letztere  erreichte  ; 
1900  die  Höhe  von  5  Mill.  t.  Der  neue  Zoll- 
tarif V.  25./ XII.  1902  suchte  dem  Rechnung  zu 
tragen.    Er  wurde  für  Holz  auf  Grund  umfang-  > 


lieber  und  sor^ltiger  Vorarbeiten,  an  denen 
außer  der  Reichsregierang  die  Vertreter  der 
F.Wirtschaft,  der  Holzindustrie  und  des  Holz- 
handels sich  lebhaft  beteiligten,  ganz  neu  for- 
muliert und  mehr  spezialisiert.  Die  wichtige 
von  den  Interessenten  einhellig  vertretene  For- 
derung, Erhöhung  des  Schnittholzzolles  gegen- 
über dem  Rohholzzoll  wie  1 : 6  zum  Schutze  der 
heimischen  Veredelungsarbeit,  und  die  andere 
von  hochschutzzöllnerischen  Vertretern  des 
Eichenschäl waldes  verfochtene,  aber  von  anderer 
Seite  energisch  bekämpfte  hohe  Verzollung  von 

Suebrachonolz  Mrurden  darin  berücksichtigt.  Die 
mrechnung  des  Gewichts  in  Raummaß  erfolgt 
nicht  mehr  allgemein  nach  dem  Satze  1  fm  = 
600  kg,  sondern  für  hartes  Holz  zu  900  bei 
Rohhok,  sonst  zu  800.  für  weiches  zu  600  kg. 
In  den  mit  Rußland,  Belgien,  Rumänien,  Schweiz, 
Serbien,  Italien  und  (Desterreich- Ungarn  ab- 
geschlossenen Handelsverträgen  von  1904 
und  1905  mit  Gültigkeit  vom  l./III.  1906 
haben  die  Holzzölle  als  Kompensation  für  höher 
bewertete  Forderungen  besonders  bezüglich  der 
Agrarzölle  eine  Herabsetzung  erlitten.  Vor 
allem  ist  der  wichtige  Schnittholzzoll,  allerdings 
unter  Innehaltung  der  Spannung  von  1 :6,  noch 
unter  den  bisherigen  Vertra^ssatz  gedrückt. 
Auch  der  prohibitiv  hohe  Zofl  auf  Quebracho 
erfuhr  eine  angemessene  Herabsetzung.  Die 
Zollsätze  und  die  für  alle  mit  Deutschland  im 
Meistbegünstigungsverhältnis  stehenden  Staaten 

f eltenden  Vertragssätze  ergibt  die  Tabelle  auf 
.  886. 

Für  die  Bewohner  der  Grenzbezirke  bleiben 
wie  bisher  geringe  Mengen  Nutzholz  zollfrei. 
Für  die  Holzeinfuhr  besteben  gewisse  Erleich- 
terungen: Es  ist  zulässig,  den  Zoll  statt  beim 
Uebergang  über  die  Grenze  auf  Grund  von  Be- 
gleitscneineu  erst  am  Bestimmungsorte  zu  be- 
zahlen. Für  zollpflichtiges  Holz,  das  auf  öffent- 
liche oder  auf  pnvate  Niederlagen  insbesondere 
auf  die  für  Holz  zugelassenen  reinen  oder  ge- 
mischten Transitlä^r  ohne  amtlichen  Mitver- 
schluß verbracht  wird,  wird  der  Zoll  zunächst 
bloß  angeschrieben,  wirklich  erhoben  nur,  wenn 
das  Holz  in  den  freien  Verkehr  gelangt,  andern- 
falls bei  Wiederausfuhr  wieder  abgeschrieben. 
Eine  zeitweilige  Entnahme  zum  Zweck  der  Be- 
arbeitung bei  nachheriger  Wiedereinführung  ist 
unter  Abrechnung  verschieden  bemessener  Ab- 
fallquoten gestattet. 

17.  Waldbestenerung.  Waldbeleihnng, 
Wald  Versicherung.  Für  die  Besteue- 
rung von  Wald  kommen  in  Betracht  die 
Ertrags-,  die  Einkommen-  und  die  Vermö- 
genssteuer. Es  bestehen  in  Deutschland  zur- 
zeit: die  Grundsteuer  allein  in  Bayern 
(G.  V.  15.  Vlll.  1828,  Nov.  v.  19.  V.  1881), 
Elsaß-Lothringen  (G.  v.  31..III.  1884, 
Nov.  V.  6.  IV.  1892),  beiden  Mecklenburg 
(G.  V.  U.V.  1897);  die  Grundsteuer 
und  die  Einkommensteuer  in  Sach- 
sen (GdstG.  V.  9.  IX.  1843,  Nov.  v.  3.  MI. 
1878,  EinkstG.  v.  22.  XII.  1874,  Nov.  v. 
2.  VII.  1878  und  24.  VII.  1900),  Warttem- 
berg  (GdstG.  v.  15.  VII.  1821,  Nov.  v. 
2S.  IV.  1873  und  8.  VIII.  1903,  Einkst.G. 
v.  8.  VIII.  1903),  Weimar,  Oldenburg,  Mei- 
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Foraten 


Pos. 


Erzeugnisse  der  Forstwirtschaft 


Allgemeiner 
ZoUtarif  1906 

pro 
dz      fm 

M. 


Vertragstarif 

pro 

dz      fm 

M. 


74. 
75. 

76. 

77. 

78. 
79. 

80. 
81. 
82. 
83. 

84.U.85, 

86. 
87. 
88. 
89. 
90.U.91 
92. 
93. 
94. 

615. 


Bau-  und  Nutzholz,  nachstehend  nicht  besonders  genannt : 
unbearbeitet  oder  bloO  in  der  Querrichtung  bearbeitet: 

hart    (1  fm  =  900  kg) 

weich  (1  fm  =  600  kg) 

in  der  Längsrichtung  beschlagen  etc.,  gerissene  Späne  und 
anderweit  hergestellte  Xlärspäne: 

hart    (1  fm  =  800  kg) 

weich  (1  fm  =  600  kg) 

in  der  Längsrichtung  gesägt  etc.,  nicht  gehobelt: 

hart    (1  fm  =  800  kg) 

weich  (1  fm  =  600  kg) 

Erikaholz  und  Kokosholz  unbearbeitet  oder  in  geschnittenen 

Stücken 

Zedemholz  und  Bleistiftholz  unbearbeitet  etc 

Nutzholz  von  Buchsbaum,  Ebenholz,  Mahagoni,  Polisander, 

Teakholz,  Pockholz:  unbearbeitet 

beschlagen 

gesägt 

Eisenbahnschwellen:  hart    (1  fm  =  800  kg) 

weich  (1  fm  =  600  kg) 

Holzpflasterklötze:     hart 

weich 

Naben,  Felchen,  Speichen  etc.:  hart 

weich 

FaÜholz  etc.  von  Eichenholz  (1  fm  =  800  kg)  ...  . 
von  anderm  harten  Holz  (1  fm  =  800  kg)  . 
von  weichem  Holz  (1  fm  =  600  kg)    .    .    . 

Korbweiden  und  Eeifenstäbe:  ungeschält 

geschält 

Holz  zu  Holzstoff  oder  HolzzeUstoff  etc 

Brennholz  etc 

Holzkohlen 

Holzmehl  und  Holzwolle  etc 

Korkholz  und  Farbhölzer 

Gerbrindeu  auch  gemahlen 

Quebrachoholz  und  anderes  Gerbholz  etc 

Galläpfel,  Knoppem,  Sumach  etc 

Andere  Gerbstoffe  etc 

Bau-  und  Nutzholz:  gehobelt  etc.  roh 

Gemesserte  Brettchen  aus  Pappel-  und  Erlenholz .    . 

Anderes 

Bearbeitet 


0^20 
0,20 


0,50 
0,50 

1,25 

frei 
0,10 

0,20 
0,50 

1,25 
0,40 
0,40 
1,25 
1,25 
1,00 
1,00 

0,30 
0,40 
0.40 

0.55 
4,00 
frei 
frei 
frei 
0,40 
frei 
1,50 
7,00 

3,00 
3,00 
6,00 


1,80 
1,20 


0,12 
0.12 


4,00 1   0,24 
3,00     0,24 


10,00 

I 
0,60 

1,80 1 
4,00 

10,00 

3,20: 
2,40 


8,00 
8,00 
2,40 
3,20 
2,40 


0,72 

0,72 

frei 
0,10 

0,20 
0,50 
1,25 
0,24 
0,24 
0,72 
0,72 
0,72 
0,72 
0,20 

0,30 
0,30 

0,55 
3,00 
frei 
frei 
frei 
0,40 
frei 
frei 
2,00 
frei 
2,00 

2.00 

3,25 
10,00 


1,08 

OJ2 


1,44 
4,32 


0,60 

1,80 

4,00 

10,00 

1,92 

1.44 


5.76 

4t32 
1,60 
2,40 
1,80 


ningen,  Altenburg,  Anhalt,  beiden  Schwarz- 
burg, Waldeck,  beiden  Reuß;  Grund-, 
Einkommen-  und  Vermögenssteuer 
in  Preußen  (Gdst.G.  v.  21./Y.  1861  Nov. 
V.  14./VU.  1893,  EinkstG.  v.  24./VI.  1891, 
ErgstG.  v.  14.  VII.  1893),  Hessen  (GdstG: 
V.  13.' V.  1824,  Nov.  v.  1864  u.  12./ATII. 
1899,  Eink.  u.  Verm.  St.G.  v.  12./A111. 1899), 
Braunschweig  (Gdst.G.  v.  24./ VIII.  1849, 
EinkstG.  v.  IGJIV.  1896,  Nov.  v.  11.  ID. 
1899,  VermstG.  v.  IL/HI.  1899).  Die  Grund- 
steuer ist  meist  ganz  oder  teilweise  (Braun- 
schweig) den  (Gemeinden  überwiesen.  In 
Oesterreich  besteht  Grund-  und  Einkommen- 
steuer (G.  v.  1880,  1881  und  1896). 

Für  die  Ertragssteuer  (Grundsteuer) 
bildet  der  Reinertrag  die  Bemessungsgrund- 
lage und  zwar  der  Bodenreinerlrag,  falls  der 


Zins  des  Holzvorratskapitals  (vgl.  oben  sub  C. 
2  b.  S.  868)  daneben  durch  eme  Einkommen- 
oder  Vermögenssteuer  erfaßt  wird.  Wo  da- 
gegen die  Grundsteuer  allein  besteht,  würde 
bei  Zugrundelegung  des  Bodenreinertrags  der 
Holzvorratszins  unbesteuert  bleiben;  dann 
ist  für  die  mit  ständigem  Vorratakapital 
produzierende  jährliche  Nachhaltwirtsdiaft 
der  Waldreinertrag  die  zweckmäßige  Grund- 
lage. Als  Beinertrag  kann  nicht  der  tat- 
sächlich bezogene,  sondern  muß  der  durch- 
schnittliche bei  gemeinüblicher  und  örtlich 
möglicher  Bewirtschaftungsweise  sich  erge- 
bende gelten.  Der  Einkommensteuer 
liegt  das  aus  dem  Walde  fließende  reine 
Einkommen  des  Steuersubjekts  zuffnmde. 
die  reine  Waldrente.  Sie  ist  im  wirklichen 
Walde  nur  annähernd  zu  ermitteln  als  Er- 
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fjbnis  der  regelmäßigen  und  gewöhnlichen 
utzung.  Die  Vermögenssteuer  erfaßt 
die  in  Waldbesitz  bestehenden  Vermögens- 
bestandteile des  Eigentümers  nach  deren 
reinem  Wert.  Diesen  als  Verkehrswert 
{Verkaufswert)  zu  ermitteln,  ist  bei  Wald- 
besitz selten  möglich.  Es  wird  deshalb  in 
der  Regel  der  durchschnittliche  aus  Kapitali- 
siening  des  gemeinüblichen  und  möglichen 
Reinertrags  gefimdene  Ertragswert  zugrunde 
gelegt.  In  der  Praxis  ist  die  Durchführung 
dieser  Grundsätze  schwierig.  Näheres  in 
dem  Jahresbericht  des  deutschen  F.vereins 
von   1904. 

Wald  beleihung.  Die  Eigenart  des 
Holzvorratskapitals  (vgl.  oben  sub  C.  2.  b 
S.  868)  macht  dieses  ungeeignet  zur  Be- 
leihung. Privater  und  Bankkredit  ist  schwer 
zu  erlangen  und  teuer.  Der  billige  Real- 
kre<lit  in  der  Form  der  unkündbaren  Til- 
gungshypothek der  öffentlich  organisierten 
ländlichen  Kreditinstitute  steht  trotz  der 
§§  93  und  94  des  BGB.  fast  durchweg  nur 
für  den  Boden,  dessen  Wert  meist  noch 
besonders  niedrig  bonitiert  wird,  und  nur 
soweit  der  Wald  Pertinenz  landwirtschaft- 
licher Betriebe  ist,  offen.  Bisher  nur  wenige 
Landschaften  (Schlesien  seit  1857  und  1883, 
Ostpreußen  seit  1900,  Pommern  seit  1905)  be- 
leihen auch  den  Bestand  nach  dessen  Ertrags- 
wert, sofern  der  Wald  nach  einem  Betriebsplan 
nachhaltig  bewirtschaftet  und  unter  ständige 
Kontrolle  der  Landschaft  gestellt  wird.  Für 
den  großen  und  Mittelbesitz  verdient  diese 
Einrichtung  weitere  Ausdehnung.  Für  den 
forstlichen  Kleinbesitz  ist  sie  ungeeignet  und 
nur  etwa  bei  dessen  Zusammenschluß  zu  Ge- 
nossenschaften (vgl.  oben  sub  C.  10  S.  878)  imd 
Entwickelung  einer  staatlichen  oder  öffent- 
lichen Aufsichtsbefugnis  entwickelungsfähig. 
Näheres  im  Jahresber.  des  d.  F.vereins  von  1902. 
Waldversicherung.  Der  vielfach 
gefährdete  Holzvorrat  kann  im  wesentlichen 
durch  privatwirtschaftliche  Maßregeln  des 
einzelnen  Waldbesitzers  ausreichend  geschützt 
werden.  Für  den  Groß  waldbesitz  wird  das 
Prinzip  der  Selbstversicherung  wirksam.  Nur 
der  Sciiutz  gegen  die  Fol^n  von  Waldbrand 
übersteigt  zimelimend  mit  dem  verstärkten 
Anbau  des  besonders  gefährdeten  Nadelholzes 
in  reinen  Beständen  leicht  die  Kraft  des 
Einzelnen.  Die  Bestrebungen,  eine  Waldbrand- 
versicherung zu  or^nisieren,  stoßen  aber  auf 
große  Schwierigkeilen  und  sind  über  ver- 
einzelte Versuche  bisher  nicht  hinausge- 
kommen. Wegen  des  hohen  Wertes  des 
Versicherungsobjekts  und  der  stets  vorhan- 
denen Möglichkeit  großer  Kalamitäten  muß 
bei  Gegenseitigkeitsversicherung  ein  großer 
Reservefonds  gefordert  werden.  Die  Bewer- 
tung des  Schadens  und  des  Ersatzes  ist  im 
einzelnen  schwer.  Eine  allgemeine  Ver- 
sicherungspflicht   ist    nicht   zu    begründen. 


Ein  erstmaliger  Versuch  in  der  Provinz 
Hannover  scheiterte  an  diesen  Schwierig- 
keiten. Seit  1895  hat  die  Gladbacher  F.  V.  G. 
eine  Waldbrandversichemng  eingerichtet. 
Wer  dort  versichert,  muß  alle  bis  60  jährigen 
Bestände  versichern;  ersetzt  werden  der 
reale  Bestandswert  ev.  auch  die  Kultiu*kosten. 
Die  nach  Gefahrenklassen  abgestufte  Prämie 
berechnet  sich  auf  etwa  3  bis  4^/o  vom 
\yaldreinertrag.  Aehnliche  Versuche  haben 
die  Bayerische  Hypotheken-  und  Wechsel- 
bank imd  der  Livländische  gegenseitige 
F.  V.  Verein  unternommen.  Ein  Urteil  über 
die  Lebensfähigkeit  dieser  Einrichtungen  ist 
noch  nicht  möglich. 

Literatur:  A,  Lehr,  Forstpolitik,  in  Loreys 
Handb,  d.  Forttw.  1887,  IL  Auß,,  bearb.  v.  Endret, 
1908.  —  OraneTf  Forstgesettgehung  und  Ver- 
wcUtung,  1892,  —  Schwappaeh,  Foraipoiitik,  in 
Frankensteins  Handh,  d.  St,,  X,  1894.  —  Marehet, 
Holzproduktion  und  Holzhandel  usw.,  I,  1904, 
11,  1905.  —  Endres,  Forsten,  H.  d.  St.,  II. 
Aufi.,  1900.  —  Derselbe,  Handb.  der  Forst- 
politik, 1905.  —  Statistik  des  Deutschen  Reichs, 
Erg.'Heft  zu  1908,  11,  die  Forsten  und  Holzungen 

I      im  Deutschen  Reich,    v.  d.  Erh.  v.  1900.   1908. 

I  —  HiU.  d.  d.  Forstvereins,  1908/05.  —  Jentsch, 
Forsten,  im  Handb.  d.  Wirischaftskunde  Deutsch- 
lands, II,  1902.  —  NeumeUter-Retzlaff, 
Forst'  und  Jagdkalender,  jähH.  —  Deutsches 
Handels- Archiv.  —  M^lard,  Insuffisance  de  la 
production    de    bois    d'oeuvre,    Paris   1900.    — 

'      Oesterreich:  Stat.  Jahrb.  d.  k.  k.    Ack.-Min. 

,  V.  1900,  III,  Forst-  uew.  Statistik,  1908.  —  Jahrb. 
der  Staats-   und  Fondgüterverw.,  jährt.  —    G**- 

I      schichte   der  österr.  Land-  und  Forstwirtschaft, 

I      1848—1898,  IV,  1899.  —  Dimitz,  ForsÜ.  Verh. 

I  Bosniens  und  d.  Herzegowina.  —  Ungarn: 
Bedö,    Beschr.  der  Wälder  Ungarns,  II.  Aufi., 

;  1896.  —  Spez.  Katal.  der  Weltausstellung,  11, 
Paris  1900.   —    Ungarns  Bodenkultur,   1908  v. 

'  Ack. Min.  —  Fr ankreich:  StaüstiqueforesUkre, 
Bull.  Min.  d'Agr.,  1894.  —  Annuaire  des  Eaux 
et  Forets,  1905.  —  Huffei,  Economie  foreztirre, 
1904105.  —  Schweiz:  Schw.  ZeiUchr.  f.  Forstir. 
V.  Fankhauser.  —  Rußland:  v.  Arnold, 
Rußlands  Wald,  BeHin  1898.  —  Les  forets  de 
la  Russie,  Paris  1900.  —  Xechorosehew, 
Tätigkeit  der  ruszischen  Staat^orstverw.,  Peters- 
burg 1908.  —  Notice»  sur  la  Finlande,  IV,  ForeU, 
Paris  1900.  —  Schweden:  La  Suede,  CaUdogue 
spec.  /orestihre,  Paris  1900.  —  Bidrag  UU  Sveriges 
officiekk  Statistik,  1899  und  1901.  —  Norwegen: 
Exposition  forestihe  ä  Paris  1900.  —  Groß- 
britannien: Schwappaeh,  ZeiUchr.  f.  Forst 
u.  J,  1908,  97,  MiU.  d.  d.  Forstver.,  1904.  — 
Niederlande:  Tijdschrift  der  Nederlandsche 
Heidemaatschappij,  1898.  —  Belgien:  Catalogue 
Forets,  Chasse,  Peche  en  Belgique,  1897.  — 
Dänemark:  ZeiUchr.  J.  F.  u.  J,  1900,  428. 
—  Italien:  D.  Hand.-Arch.,  1908,  II,  924.  — 
Rumänien:  Notices  sfir  les  forets  de  la 
Rinimanie,  Paris  1900.  —  Serbien:  Obrado* 
vitZj  Forstliche  Verh.  Serbiens,  in  Oesterr.  For»t- 
und  Jagdztg.,  1905.  —  Stat.  Jahrb.  des  Ktjr. 
Serbien,  1900.  —  Bulgarien:  Lage  der  Forstir. 
im  Fürst.  Bulgarien,  Soßa  1901.  —  Schneide^ 
mann.   Forstliches  aus  B,   N.  F.  Blätter  1908. 
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—  />.  Hand.-Arch.,  1904,  Ih  H-  —  Im  be- 
sonderen Preußen:  v,  H€igen~Vonner,  Die 
fortü.  Verh.  Prevßens,  IIL  Aufl.,  1894,  mit  2 
Erg. 'Heften,  1901  und  1905.  —  Mettxen  und 
Grosmnann,  Der  Boden  und  die  landw.  Verh, 
Prevßens,  VI,  1901.  —  Prevß.  Statist,  Jahrb., 
190S—1904.  —  Bayern:  Mitt.  a.  d.  StaaU- 
/orstverw.  Bayerns,  jährt.  —  Sachsen:  Tha- 
randter  forstl.  Jahrb.,  Jährl.  —  Mammen, 
Waldungen  des  Königr,  Sachsen,  1905.  —  Baden: 
Krutlna,  Die  bad.  Forstverwaltung,  1891.  — 
Siat.  Nachw.  a.  d.  Forstverw.  Badens,  XV,  1904. 

—  Hessen:  Mitt.  a.  d.  Forst-  u.  Kameralvenr. 
Hessens  f.  189911900.  —  WirtschafUgrundsäUe /. 
d.  der  Staats  forstverw.  unterstellten  Waldungen, 
1905.  —  Braunschweig :  Wirtsehaftsergebn. 
d.  Herzogt.  Forstverw.,  1901,  1908.  — -  Elsaß- 
Lothringen:  V,  Berg,  Die  JorstX.  Verh.  v. 
Els.-Loth.,  Jahreshefte.  —  Die  meisten  der 
kleineren  Staaten  geben  derartige  stfitist.  Nach- 
Weisungen,  i.  d.  R.  abgedruckt  in  Z.  f.  Forst- 
u.  Jagdw.  —  Von  Fachzeitschriften: 
Zeitsehr.  f.  Forst-  u.  Jagdwesen,  begr.  v.  Danckel- 
mann,  herausgeg.  v.  Riebel  u.  Weise.  —  Forst- 
wissensch.  ZentralblaU,  red.  von  v.  Fürst.  — 
Allg.  Forst-  und  Jagdzeitung,  red.  von  Wimme- 
nauer,  —  Tharander  Jahrbuch,   red.  v.  Kunze. 

—  Deutsche  Forstzeitung  v.  Neumann  mit  Forst- 
licher Bundschau.  —  Mündener  forstliche  Hefte, 
red.  V.  Weise,  1892—1900.  —  Ocsterr.  Zentral- 
blatt f.  d.  gesamte  Forstwesen,  red.  v.  Friedrich. 

—  Oesterr.  Vierteljahrsschrift  für  Forstwesen, 
red.  von  v.  Guttenberg.  — •  Oesterr.  Forst-  und 
Jagdzeitung,  red.  v.  Eisenmenger.  —  Schweizer. 
Zeitsehr.  f.  Forstwesen,  red.  von  Fankhauser. 
Frankreich:  Revue  des  Eatix  tt  Forets. 

B.  Zu  1 :  Ney,  J^hre  v.  Waldbau,  1885.  — 
r.  Fiachbachf    Lehrb.  der  Forstenwissenschaft, 

IV.  Aufl.,  1886.  —  V,  Lorey,  Waldbau,  Hdb. 
der  Forstw.,  I,  1,  1888,  IL  Aufl.,  1908  v.  Stötzer. 

—  i\   Gayer,    Der  Waldbau,   IV.  Aufl.,  1889. 

—  Borggreve,  Die  Holzzucht,  IL  Aufl.,  1891. 

—  C  lind  G.  Heyer,  Der  Waldbau  usw.,  IV. 
Aufl.  von  Heß,  1893.  —  Weise,  Leitf  für  den 
Waldbau,  IIL  Aufl.^  1908.  —  Burckhardt, 
Siien  und  Pßanzen,  VI.  Aufl.,  v.  A.  Burckhardt, 

1898.  —  i\  Fürst,  Pflanzenzucht  im  Walde, 
III.  Aufl.,  1897.  —  Derselbe,  Forst-  u.  Jagd- 
lexikon, IL  Aufl.,  1904.  —  Hess,  Eigenschaften 
und  Verhalten  der  usw.  Holzarten,  III.  Aufl., 
19(f5.    —   Jentsch,    Deutscher    Eichenschälwald 

1899.  —  Derselbe,  Eichenschälwaldbetrieb  1906. 

—  Fron,  SylviaUure,  Paris  1908.  —  Schlich, 
Manual  <f  Forestry,  II.  Sylviculture,  London 
1904.  —  Kraft,  Beiträge  z.  Lehre  von 
d.  DurchforHungen^  188 4.  —  Laschke,  Oekono- 
/Ulk  des  Durchforstungsbetriebs,  1901.  —  Schupf  er, 
Entwi<'kclung  des  Durchforstungsbetriebs,  1908.  — 
Dengler,  Verbreitungsgebiete  usw.  einiger  Holz- 
arten, 1904.  —  Hess,  Der  Forstschutz,  III.  Aufl., 
lS9r,.  —  Fürst,  Kauschingers  Lehre  v.  Wald- 
{(chuts,  VI.  Aufl.,  1902,  und  in  Lorey s  Handb., 
lUns.  —  Hamann ,  Forstl.  Bodenkunde  und  \ 
i^tandortMchrc ,  IL  Aufl.,  1905.  —  Hei  big, 
Düngung  im  forstl.  Betriebe,  19('6. 

Zu  S:  Pressler,  Der  rationelle  Waldwirt, 
IS5ii.  —  Derselbe,  Die  Hauptlehren  des  Forst- 
betriebs usw.,  1871l7i.  —  G.  Hey  er,  Handb. 
'/.  fnrstl.  Statik,  I,  1871.  —  Derselbe,  An- 
Iritunq    zur   Waldirertnchnung ,    IV.  Aufl.,    1892 

V.  Wiinmcnauer.  —  Weise,   Taxation  des  Mittel-  i 


Waldes,  1878.  —  Derselbe,  TaMUion  d.  Privat^ 
tt.  Kommunalforsten,  1888.  —  C,  Hey  er,  Die 
Waldertragsregelung,   IIL   Aufl.,   v.    G.  Hey  er, 

1888.  —  Weber,  Lehrb.  der  Forsteinrichtung, 
1891.  —  Graner,    Die  Forsteinriehtung,   1891. 

—  Mariin,  Folgerungen  der  Bodenreinertragt- 
theorie,  1894  -  ^^«  —  Endres,  Lehrb.  der  Wald- 
Wertrechnung  u.  forstl.  Statik,  1895.  —  Derselbe^ 
Forsten,  H.  d.  St.,  IL  Aufl.,  1900.  —  Stötxer, 
Waldwertreehnung  u.  forstl.  Statik,  IIL  Aufl.,, 
1903.  —  Martin,    Die  Forsteinrichtung,   1908. 

—  V.  Guttenberg,  Die  Forstbetriebaeinriehtung, 
Wien  1908.  —  Judeich,  Die  Forsteinrichtung, 
VI.  Aufl.,  1904,  V.  Nefimeisler.  —  Weise,  Leitf. 
d.  Ertragsregelung,  I904.  —  Martin,  Forstliehe 
Statik,  I,  1905.  —  Außerdem  die  meisten  der  bei 
A.  genannten  Schriften. 

G.  1 — 4 :  Lehr,  Forstpolitik,  in  Loreys  Hdb., 
1887,  IL  Aufl.,  rev.  v.  Endres,  1908.  —  Weber, 
das.  Aufg,  der  Forstwirtschaft.  —  Graner, 
Forstgesetzg.  u.  Verwaltung,  1892.  —  Schicap' 
pach,  Forstpolüik,  1894.  —  Helfer  ich,  Forst- 
wirtschaft, in  Sehönbergs  Handb.,  1891,  IV.  Aufl., 

1896,  V.  Graner.  —  Huffei,  Eeonomie  forestiere, 
Paris  1904105.  —  Endres,  Forstpolitik,  1905  (das 
neueste  und  gründlichste  Werk  über  den  Gegen- 
stand). 

Zu  5  ü.  6:  Ebermeyer,  Die  physikal.  Ein- 
ufirkungen  de*  Waldes  auf  Luft  u.  Boden  usw., 
1878.  —  Derselbe,  Mengen  u.  Verteilung  der 
Niederschläge  in  Wäldern,  Forstl.  naturw.  Ztschr., 

1897.  —  Derselbe,  Einfluß  der  Waldungen  auf 
die  Bodenfeuchtigkeit  usw.,  1900.  —  Derselbe, 
in   xahlr.  A^if satten    der  Forstl.  natunc.  Ztschr. 

—  Hiegler,  MiU.  v.  d.  forstl.  Versuchswesen 
Oesterreichs,  1879.  —  Hamberg,  Influence  des 
Forets  sur  le  dimal  de  la  Suede,  1885.  —  Sey, 
Einfluß  des  Waldes  a.  d.  Klima,  Holtxendorft 
Z.  u.  Str.  Fr.,  1886.  —  Hess,  Waldschutz  und 
Schutzwald,  das.  1888.  —  MÜUrich,  Einfluß 
des  Waldes  auf  d.  Veränd.  der  Lufttemperatur, 
Z.  f.  F.  u.  J.,  1890.  —  Derselbe,  Einwirkung 
des  Waldes  a.  d.  Menge  der  Niederschläge,  190S. 

—  Weise,  Die  Kreisläufe  der  Luft,  1896.  — 
SchuberU  Der  jährl.  Gang  der  Luft-  und  Boden- 
temperatur im  Freien  und  in  Waldungen,  1900. 

—  Derselbe,  Wärmeaustausch  im  festen  Erd- 
boden usw.,  1904.  —  Hann,  Klimatologie,  1897. 

—  Derselbe,  Meteorologie,  1901.  —  Arrhenius^ 
Kosmische  Physik,  1908.  —  Rinieker,  Hagel- 
schläge usw.  im  Aargau,  1881.  —  Bühler,  über 
Hagel,  im  Wilrttbg.  Jahrb.  f.  Stat.  u.  Landes- 
kunde, 1890.  —  Heek,  Die  Hagelrerh.  Württem- 
bergs,  189S.    —    C-oaz,    Lawinenschaden    usvr., 

1889.  —  V,  Salisch,  Forstästhetik,  IL  Aufl., 
1905.  —  Stutzer,  dasselbe,  in  Loreys  Handb. 
IL  Aufl. 

Zu  7 — 8:  Bedungen,  Die  At^ffbrstung  der 
öden  Ebenen  und  Berge  Deutschlands,  1881.  — 
Grteb,  Das  europ.  Oedland,  1898.  —  Kottmeler, 
Aufforstung  von  Oed-  und  Ackerländereien,  1897. 

—  Demontzey,  Die  Wiederbewaldung  und  Be- 
ratung der  Gebirge,  übers,  von  v.  Seekendorf. 
1880.  —  V.  Seckendorff,  Ueber  Wildbachver- 
bauung,  1888 — 86.  —  Jentsch,  Wald-  und 
StaatswirUchaft,  Mund,  forstl.  H.,  III,  189S.  — 
Dubislav,  Wildbachverbauung  und  Regul.  von 
Gebirgsflüssen  1902.  —  Wildbachverbauung  in 
Oesterreich,  v.  k.  k.  Ack.-Min.,  1895.  —  Wang, 
Forlschritte  a.  d.  Gebiet   d.   Wildbachverbauung, 

1890.  —  Derselbe,    Wildbachverbauung,   1901 
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bii  190S.  —  Derselbe,  in  Getchichtt  der  i^Urr, 
Land-  und  Forstw.,  1899.  —  HaU,  Die  Karst- 
anfforstung,   Sarajevo  1901. 

Zu  9:  Schultz,  Forstwirtschaß,  in  Hue  de 
Gray 8  Handh.  d.  Gesetzgeb.,  XJV,  190S.  —  Er- 
schöpfende lAteraturangaben  bei  Endres ,  Forst' 
p<ditik.  —  Danckelntann,  Gemeindetcald  und 
Grnossemcald,  lS8f.  —  Hech,  Genossenschafts- 
wesen I.  d.  Forstw.,  1887.  —  Offenberg ^  Wald- 
schatxgeseU  v.  1875,  1901.  —  Bücher,  H.  d.  St., 
II.  Aufl.,  ArU  „Allmende".  —  Ber,  d.  d.  Forstver. 
1<*0S. 

Zu  11 — IS:  Schön,  Recht  der  Kommunal- 
vcrfxinde  in  Preußen,  1897.  —  Oehlsehläger 
usw.,  Verwaltung  und  Beicirtsch.  v.  Waldungen 
der  Gemeinden.  —  ScMtecknuinn,  Handh.  der 
Staatsforstverw.  in  Preußen,  III.  Aufl.  1900.  — 
Ziebarth,  Forstreeht,  1889.  —  Im  übrigen  die 
meisten  der  bei  A  und  bei  C  1 — 4  genannten 
Werke. 

Zu  14 :  Förster,  Das  forstl.  Transportwesen, 
2SSS.  —  Zürich,  Staffeltarife  u.  Wasserstraßen, 
ISS4.  —  Störk,  Flößerei,  H.  d.  St.,  II.  Auß., 
19(KK  —  JRtififiebatim,  Mitt.  d.  d.  Forstver., 
1901.  —  SeUiler  u.  Freud,  Die  Eisenbahn- 
tarife  ustc,  190^. 

Zu  15^16:  Lehr,  Die  Hoixxölle  und  deren 
Erhöhung,  1888.  —  Danckelmann,  Die  XnU- 
hAzzöUc,  188S.  —  Jücht,  HoUzoll-  und  Holz- 
hfindelsgesetzgcbnng  in  Bayern,  1905.  —  Marchet, 
Holzproduktion  u.  Holzhandel  in  Europ<i,  Afrika 
und  Sordamerika,  1904  "•  ^^*05.  (Ein  grund- 
Ifgrndes  Werk.)  —  Hufnagl,  Handb.  d.  kauf- 
männ.  Holzverwertung  u.  des  Holzhandels,  1905. 

—  Mathey'Vaubr^e,  Exploitation  commerciellc 
des  bois,  Paris  1900.  —  Zahlreiche  Abhandlungen 
in  den  forstlichen  u.  Statist.  Zeitschrijten  u.  den 
IliflzhandelslAättem ,  von  denen  genannt  seien: 
Handelsblatt  f.   Walderzeugnisse ,   red.    r.  Laris. 

—  Der  Holztnarkt,  red.  v.  Fembach.  —  Der 
Holzverkäufer,  herausgeg.  v.  Vinzentz.  —  End- 
lich die  Jahresberichte  der  Holzhandelsvereine 
und  des  Zentralverbands  v<m  Vereinen  deutscher 
Holzinteressenten.  JentMch, 


Fortbildung,  staatswissen^chaftliche 

s.  Staatswissenschaftliche  Fort- 
bild 11  n  g. 


Fortbildnngsschnlen 

B.  Oowerbliches  Unterrichtswesen. 


Fourier,  Fran^ois  Marie  Charles, 

geb.  am  7./IV.  1772  in  Besan^on,  entstammte 
einer  an^j^esehenen  und  wohlhabenden  Kauf- 
manngfamilie.  Schon  frühzeitig  (1781)  verlor 
er  seinen  Vater,  der  ihm  ein  Vermögen  von 
80000  Livres  hinterließ.  Von  seiner  Matter, 
die  ihm  eine  gute  Erziehung  angedeihen  ließ, 
wider  seinen  Willen  dem  Kanfmannsstande  zu- 
geführt, machte  er  aeine  Lehrzeit  in  Lyon  durch 
und  nahm  dann,  18-jährig,  in  einem  Handlnngs- 
bause  in  Ronen  eine  Stelle  als  Reisender  au. 
Als  solcher  hatte  er  Gelegenheit,  die  meisten 
Städte  Frankreichs  zu  besuchen  und  auch  Deutsch- 
land, Holland  und  Belgien  kennen  zu  lernen. 


Der  Widerwille  seiner  Jugend  gegen  den  Han- 
del, „das  edle  Handwerk  der  Lüge**,  wurde 
immer  heftiger  und  steigerte  sich  scnließlich 
zum  Haß.  Neue  Nähr  uns:  wurde  diesem  zuge- 
führt, als  F.  im  Jahre  1799  auf  Befehl  seines 
Chefs  in  Marseille  eine  Schiffsladung  Reis  heim- 
lich ins  Meer  versenken  mußte,  um  hierdurch 
eine  Preissteifi^erung  zu  erzielen.  Trotzdem 
mußte  er,  um  leben  zu  können  —  denn  er  hatte 
während  der  Revolution  sein  ererbtes  Vermögen 
verloren  —  dem  ihm  aufgezwungenen  Berufe 
treu  und  den  größten  Teil  seines  Lebens  Hand- 
lungsgehilfe,  „sergent  de  boutique",  bleiben. 
Dabei  benützte  er  jedoch  alle  freie  Zeit,  um  an 
seiner  Weiterbildung  zu  arbeiten  —  besonders 
auf  naturwissenschaftlichem  Gebiete.  Seit  1808 
trat  er  mit  einer  Reihe  von  Schriften  über  eine 
Neuordnung  der  Gesellschaft  hervor,  durch  die 
er  sich  einen  Kreis  begeisterter  Schüler  schuf. 
Er  starb  am  lO./X.  1837  in  Paris. 

Schriften:  Oeuvres  comjjl^tes,  6  Bde.,. 
1841—1848.  Hervorzuheben  sind  besonders: 
Thtorie  des  quatre  mouvemeats,  Lyon  (Leipzig) 
1808;  Trait^  de  Tassociation  domestique  et  asri- 
cole,  2  Bde.,  Besan^on  u.  Paris  (bildet  u.  d.  T. . 
Theorie  de  l'unit^  universelle,  die  Bde.  2—6  der 
Oeuvres) ;  Le  nouveau  monde  industriel  et  80ci4- 
taire,  Paris  1829. 

Literatur:  AbelTranson,  Theorie  societaire  de 
Ch.  Fourier,  Paris  18S:i.  —  Mme  Qatti  n^e 
Zo4  de  Oatnand,  Fourier  et  son  systtme,  Paris 
18SS.  —  A.  li.  Churoa,  Kritische  Darstellung 
der  Sozialtheorie    Fouriers,   Braunschweig  I84O, 

—  Charles  Pell4nrin,  Fourier,  sa  rie  et  sa 
thiorie,  Pans  1843  (V.  Auß.,  1871).  —  Am4d4e 
Paget ,  Examen  du  systhne  de  Fourier  et  des 
principales  objections  gui  y  sont  faites,  Parif 
I844.  —  Herrn,  Greulich,  Carl  Fourier,  ein 
Ifielverkannter ,  Zürich  1881  (S.-A.  aus  Jb.  /. 
Sozialwissensch.  u.  Sozialpol.,  Jahrg.  t).  —  A, 
Bebet,  Ch.  Fourier,  sein  Leben  u.  seine  Theorie,. 
SttUtgart  1868.  —  J.  B,  A,  Godln ,  Charles 
Fourier  et  les  experiences  fourieristes  aux  Etats 
Unis  (i.  „Revue  social iste",  Maiheft  1889),  Paris. 

—  eil.  Bonnier^  Das  Fouriersche  Prinzip  der 
Anziehung   (i.  „Neue  Zeit",   Jahrg.  10,   Bd.  2). 

—  Otto  Warschauer,  Fourier,  seine  Theorie 
und  Schule,  Leipzig  169i.  —  Ch,  M,  Litnousin, 
De  la  pretendue  folie  de  Fourier  (i.  d.  „Revue 
d*(conomie  politique"  von  1898,  S.  477 j96).  — 
Charles  GUle,  Introduction  aux  Oeuvres  choisies 
de  Fourier  („Petite  bibliothtque  economique"), 
Paris  o.  J.  —  Eine  rortreß'liche  Vebersicht  über 
dir  Lehren  Fouriers  gibt  Hubert  Bourguin^ 
Fourier,  Le  socialisme  socirtaire ,  Extraits  des 
Oeuvres  completes  (Xr.  18^19  der  „Bibliothrque 
socialiste),  Paris  1903.  —  S.  Art.  „Sozialismus". 

Carl  Orünberg, 
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L  Soziale  ^tellttnjS^  der  Frauen  im 
allg^iiieitieiii  Bie  Vei^sc^hiedeoKoit  der  Auf' 
galj^n,  wel<.'ho  jedem  lier  beiden  Geschlechter, 
<i*?m  mäonJichen  wie  dein  weiblichen,  in  der 
ErhaUuug  und  Fortpflaazimg  der  Gattung 
zugewieseu  ist,  bedingt  es,  daß  zu  allen 
Zeitea  aufb  die  sociale  und  wirt&cbaftlicke 
Stellung  der  Fmueu  in  Familie  und  Geiell- 
schaft  eine  andere  war  als  diejenige  der 
Männer,  Natnrgemllli  fällt  dauernd  «lein 
weiblichen  Gem:'hleehte  die  ei-ste  Pflege  und 
Erziehung  der  Kinder  zu.  Im  engen  Zu- 
satnmeuhang  mit  der  natürlichen  Arbeits- 
teilung,  welche  in  einer  allgemeinen  Ver- 
schiedeoheit  derphvFitschen,  psychischen  und 
intellektneilen  ABlagen  der  Geschlechter  eine 
weitere  Stütze  findet,  *teht  die  Art,  in  wel- 
cher die  Teilnahme  des  Mannes  und  der 
Frau  a«  der  Erzeugung  und  Verwendung 
der  wirtBchaftlichen  Güter  und  Leistungen 
sich  regelt.  Freilieh  ist  die  w^irtBchaft liehe 
Arbeitsteilung  mir  l>is  %n  einem  gewissen 
Grade  eine  rein  natfiHich  l»estimmte>  Im 
ilbrigen  gestaltet  sie  sich  nach  Art,  Inhalt 
und  Umfang  der  Familien  wirisclmft  sowie 
der  allgemeinen  volkswirtscliaftlicheji  Ui-gaui- 
satioiisverbaltniÄee  bei  den  einzelnen  Völkern 
und  auf  den  einzelnen  Kulturstufen  sehr 
yeraehieden. 

Die  neueste  Wandlung  in  der  Stellung 
der  Frauen  gründet  sich  einerseits  auf  die 
UDunterbnjchen  fortsclireitende  Ei^weiterung 
der  Erwerbs  Wirtschaft,  insbesondei^  auf  die 
waohsende  Ausbi*eit\ing  der  Industrie,  des 
Handels  und  des  Verkehi^,  welche  i^e 
Frauen  in  wachsendem  ilaüe  in  den  Strom 
des  Let*en^  und  auf  sich  selbst  gestellt  hat, 
andererseits  auf  die  hiermit  und  mit  dem 
FortBchreiten  der  allgemeinen  GeisteskuJtur 
xusamraenhängende  Steigerung  des  indivi- 
duellen SelbstbewiiBtseins  und  des  Dranges 
nach  freier  Betätigimg.  Mehr  und  mehr 
lehnen  die  Frauen  es  ab,  lediglich  als  uu* 
selbständige  Oehilftnncn  und  Dienerinnen 
des  ManneSf  als  Wesen  minderen  Werts  und 
mioderen  Beehts  behandelt  zu  wei-den.  Eine 
Stellung  als  gleichwertige  und  gleichberech- 
tigte Glieder  der  menschlidien  Gesellschaft, 
dem  Manne  nicht  unter*,  sondern  neben ge- 
ordnet,  wollen  sie  eiTingen.  Mein*  Rechte, 
aljer  auch  größere  Ptlichten,  verbunden  mit 
größerer  Selbstveranlwortlichkeit  ei*streben 
sie,  ohne  dabei  in  der  Kegel  die  Verschieden- 
heit der  Aufgaben  zu  veikennen,  welche  den 
beiden  Gesciileelitem  durch  die  Natur  ge- 
stellt sind. 

Im  natuml  will  Schaft  liehen  Hausiialt,  der 
auf  unraittelbarerSelbstversorgungder  Familie 
beniht,  haben  die  Kmuen  von  jeher  sowohl 
an  der  Kohstrjff|u'oduktion  wie  an  der  Stotf- 
Verarbeitung  in  l>eileutendem  Umfange  sich 
beteiligt.  Die  Ausbildung  des  selbständigen 
Lokalgewerbes   und   des  Warenaustausc'hes 


j  im  Mittelalter  verengt  zwar  mit  dem  Kreis 

der  naturalwirtscbaftiichen  Produktion  auch 
I  das  weibliche  Arbeitsgebiet,  zumal  da  die 
I  Zünfte  —  von  einigen  besonderen  Frauen* 
^fitiften  abgesehen  —  die  weibliche  Arbeit 
systematisült  ausselilossen ,  läßt  aber  den 
Frauen  überall  noch  ein  gn^ßes  Feld  der 
Betätigung  in  Haus  und  Hof.  Erst  die 
neuei\'*  Zeit  beginnt  vermöge  der  Verkehrs* 
entwiekelung  und  der  fortschreitenden  in- 
tensiven Diiferenzieniiig  der  Produktious^ 
zweige  wie  der  Einzelarbeit  die  Hauswirt- 
Schaft  immer  mehr  auf  Konsumtion sregehin^» 
zu  tiesch ranken   und  damit  die  M  i^ 

weiblicherHaiJsproduktiondurchgi.  ;- 

zueogen,  am  meisten  in  der  Stadt,  duuii  biä 
zu  einem  gewissen  Grade  mehr  und  melu' 
auch  auf  dem  Lande,  Fßr  die  unteren 
Klassen  und  den  niederen  ilittelstand  tritt 
neben  die  weibliche  Haus*  und  Lohnarbeit 
in  der  Landwirtseliaft  ziieist  die  hauain- 
dustrielle  Arbeit  fQr  den  Mai-kt.  danach  die 
Lohnarbeit  außerhalb  des  Hauses  in  der 
Manufaktur  und  Fabrik,  im  Handel  und  Ver- 
kehr. Durch  weitgehende  Vemnfachmif 
und  Erleichterung  der  Ärbeitsvernchtungeii 
zieht  vor  allem  die  modern ^^  Ttn!ij^fne  dk 
freigewoitienea  weiblichen  Ar!  -  .  eben- 

so wie  die  kindlichen,  vorzk^  ,. ^..,.  ihrsr 
größeren  Billigkeit  wegen ^  an  sich.  In  erster 
Linie  und  in  größter  Aiisdelinung  geschieht 
dies  auf  denjenigen  Arbeitsgebieten,  welebe 
von  jeher  den  Frauen  oblagen,  wie  der  Be- 
kleidungsindustrie usw.  Aber  auch  in  einer 
gi-ößeren  Anzald  anderer  Arbeits* weige  ^ 
schiebt  dies,  bisweilen  unter  scharfer  Zti- 
raekdiüngtiog  der  Männer,  In  der  ueueste« 
Zeit  hat  sich  eine  von  vornhereiu  auf  au.^* 
gedehnte  weibliche  Heimarbeit  gegründete 
Industrie,  welche  die  ^roße  Masse  tlisf>onibler 
Frauenkräfte  zu  den  niedrigsten  L-' 
beutet,  auf  verschiedenen  Froduktir*  i 

besonders  in  den  Großstädten  entwickeli, 

%  Arbelterlnneii^eliutz^  ioilale  Fttriorg«^ 
Lofan-  und  Oewerksehaftsh-age.  Die  in  phy- 
Bischer*  wirtsehaftlieber  uuii  sozialer  HinsicLt 
Bcb&dhcbeD  Wirkimgen  eiuea  üebenuaile«  in- 
duflijieller  Frauen ar hei t  ntif igten  die  modern tfl 
IndnBtnestaaten  im  Laufe  d^  IB.  Jabrh,  iti 
mehr  wler  minder  weitgtbendeu  SchntÄtuftU- 
regeln.  Ihre  Notwendigkeit  war  eine  niu  *^' 
dringlichere,  ah  ja  neben  der  Erwerbs&rbeit 
auch  noeh  die  FiVr^rge  für  die  Fftmilie  und 
den  Haushalt  auf  den  Frauen,  in^lieaandcre  anf 
den  verheirateten,  lastet. 

Für  das  Dentsche  Beich  bracht«  zuerst  'ht 
Gewerbeordnung  gewisse  Beicbräukirnffen  4er 
Frauenarbeit,  doch  waren  diese  bis  zum  Jahrf 
1891  von  wenig  tiefgreifender  Art  und  galtt'ii 
überdies  nar  für  Fabriken  nnd  iliuen  ädn- 
liehe  Betriebe.  Danach  durften  Frauen  in  Berg- 
werken usw.  ^unter  Taite^  (d.  h.  ni  '  "  ^i 
überbanpi  nicht.  Wucbiie rinnen  in  Fj  i 

aUen  diesen  gleichgef teilten  Betriebt;.   .  :.>J 

3  Wochen   nach  ihrer  Niederkunft    mcbt   b«- 
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schäf  tigt  werden.  Für  Fabrikationszweige,  welche 
mit  besonderen  Gefahren  für  Gesundheit  and 
Sittlichkeit  verbunden  sind,  wurde  der  Bundes- 
rat ermächtigt,  die  Verwendung  von  Arbeite- 
rinnen ganz  oder  auch  nur  während  der  Nacht- 
zeit zu  untersagen,  bezw.  ihre  Beschäftigung 
von  der  Erfüllung  besonderer  Bedingungen  a^ 
hängig  zu  machen.  Eine  wesentliche  Erweite- 
rung des  Arbeiterinnenschutzes  brachte  erst  die 
Novelle  vom  l./VI.  1891,  indem  sie,  wenn  auch 
nur  in  den  Fabriken  usw.,  die  Arbeit  der  er- 
wachsenen (d.  h.  der  über  16  Jahre  alten) 
Frauen  einer  ebenso  allgemeinen  Regelung  unter- 
warf wie  bisher  schon  diejenige  der  Kinder  und 
der  jugendlichen  Personen.  Vor  allem  wurde 
die  Nachtarbeit  —  zwischen  8Vt  Uhr  abends 
und  5  ^  '2  Uhr  morcrens  — ,  wie  früher  schon  für 
Kinder  und  jugendliche  Personen,  nunmehr  auch 
für  erwachsene  Arbeiterinnen  verboten  und  zu- 
gleich für  letztere  ein  Maximalarbeitstag  von 
11  Stunden  normiert.  Um  die  allgemein  ein- 
geführte Sonntagsruhe  für  die  Frauen  wirk- 
samer zu  gestalten,  wurde  so^  —  nach  eng- 
lischem Vorbilde  —  das  zulässige  Maximum  für 
die  Vorabende  der  Sonn-  und  Festtage  noch 
enger  begrenzt,  in  diesem  Falle  auf  10  stunden 
und  zugleich  Frauenbeschäftigung  über  5  %  Uhr 
nachmittags  verboten. 

Nur  für  Fabrikationszweige  bezw.  Fabriken, 
bei  denen  es  durch  die  Natur  des  Betriebes  ge- 
boten erscheint,  insbesondere  für  solche,  die  mit 
ununterbrochenem  Feuer  arbeiten  müssen,  sowie 
für  Saison-  und  Kampagneindustrieen  ist  der 
Bundesrat  ermächtigt,  von  der  Innehaltung  der 
gesetzlich  vorgeschriebenen  Arbeitszeit  sowie 
von  dem  Verbot  der  Nachtarbeit  in  gewissem 
Umfange  und  unter  bestimmten  Bedingungen 
zu  dispensieren. 

Wegen  außergewöhnlicher  Häufung  der  Ar- 
beit können  auch  die  Verwaltungsbehörden  ein- 
zelnen Betrieben  gestatten,  erwachsene  Arbei- 
terinnen bis  zu  13  Stunden  täglich  und  —  außer 
am  Sonnabend  —  bis  10  Uhr  abends  zu  beschäf- 
tigen. Doch  darf  diese  Erlaubnis  ftlr  mehr  als 
40  Tage  im  Jahre  nur  dann  gei^eben  werden, 
wenn  im  Jahresdurchschnitt  die  ^etzliche 
Maximalarbeitszeit  von  11  Stunden  nicht  über- 
schritten wird.  Zu  weiterj^henden  Dispensen 
sind  die  Behörden  nur  bei  Betriebsstörungen 
befn^. 

Während  der  Arbeitszeit  muß  mindestens 
eine  einstündige  Mittagspause  gewährt  werden. 
Arbeiterinnen,  die  ein  Hauswesen  zu  besorgen 
haben,  können  überdies  Verlanen,  eine  halbe 
Stunde  vor  der  allgemeinen  Mittagspause  ent- 
la.ssen  zu  werden,  sofern  diese  selbst  nicht  schon 
auf  1  \'s  Stunden  bemessen  ist ;  eine  Bestimmung 
von  geringer  praktischer  Bedeutung. 

Die  Schutzfrist  für  Wöchnerinnen  ist  seit 
1891  von  3  auf  4  Wochen  erstreckt  worden, 
auch  dürfen  seitdem  Wöchnerinnen  während 
der  weiterfolgenden  2  Wochen  nur  mit  aus- 
drücklicher ärztlicher  Erlaubnis  beschäftigt 
werden. 

Indem  die  Novelle  Anstalten,  in  welchen 
Unterricht  in  weiblichen  Hand-  und  Hausar- 
beiten erteilt  wird,  den  Fortbildungsschulen 
gleichstellte,  beseitigte  sie  ein  wesentliches 
Hemmnis  für  die  hauswirtschaftlicbe  Fortbildung 
der  jugendlichen  Arbeiterinnen.  Denn  nun-  i 
mehr  sind  die  Arbeitgeber  verpflichtet,  auch  für  i 


den  Besuch  dieser  Anstalten  ihren  jugendlichen 
Arbeiterinnen,  soweit  sie  unter  18  Jahre  alt  sind, 
die  erforderliche  freie  Zeit  zu  gewähren.  (Ueber 
die  Verhältnisse  in  den  übrigen  Staaten  vgl.  Art 
„Arbeiterschutzgesetzffebung"   oben   S.   130  fg.) 

Im  Mai  1905  hat  die  in  Bern  tagende  von 
den  europäischen  Regierungen  veranstaltete 
internationale  Arbeiterschutzkonferenz  erfreu- 
licherweise u.  a.  Beschlüsse  über  die  Grundlagen 
gefaßt,  auf  denen  eine  internationale  Regelung 
des  Verbots  der  industriellen  Nachtarbeit  der 
Frauen  sich  herbeiführen  ließe.  Danach  sollte 
diese  ohne  Unterschied  des  Alters  der  Frauen 
verboten  werden  in  allen  industriellen  Unter- 
nehmungen, einschl.  Bergwerke  und  Steinbrüche, 
in  denen  mehr  als  10  Arbeiter  und  Arbeiterinnen 
beschäftigt  sind,  mit  Ausnahme  derjenigen 
Anlagen,  in  denen  nur  Familienmitglieder  tätig 
sind.  Diese  Nachtruhe  hätte  mindestens  11  auf- 
einanderfolgende Stunden  zu  umfassen,  und  es 
sollte  in  diesen  11  Stunden  überall  der  Zeitraum 
von  10  Uhr  abends  bis  5  Uhr  morgens  inbegriffen 
sein.  Auszunehmen  wären  nur :  1.  nicht  vorherzu- 
sehende, unperiodische  Betriebsunterbrechungen, 
die  auf  höhere  Gewalt  zurückzuführen  sind,  so- 
wie 2.  die  Bearbeitung  leicht  verderblicher 
Gegenstände.  In  Saisonindnstrieen,  sowie  unter 
außergewöhnlichen  Verhältnissen  in  allen  Be- 
trieben, dürfte  die  Dauer  der  ununterbrochenen 
Nachtruhe  an  60  Tagen  im  Jahre  bis  auf  10 
Stunden  beschränkt  werden. 

In  der  zweiten  Hälfte  des  Septembers  1906 
werden  Vertreter  der  beteiligten  Staaten  auf 
Einladung  des  schweizer  Bundesrats  zu  einer 
neuen  Konferenz  zusammentreten,  um  einen 
endgültigen  Vertrag  über  dieses  Verbot  der 
Nachtarbeit  zu  schließen.  Für  das  Inkrafttreten 
des  Uebereinkommens  ist  vorläufig  eine  Frist 
von  drei  Jahren  bestimmt,  gerechnet  von  der 
Hinterlegung  der  Ratifikationsurkunden  an.  Wird 
das  Uel^reinkommen  perfekt,  so  wäre  damit 
der  erste  ffanz  Europa,  mit  Ausnahme  von 
Rußland  und  den  Balkanstaaten,  umfassende 
Arbeiterschutz  vertrag  abgeschlossen.  Die 
ohnehin  schon  von  der  Keicnsregierung  er- 
wogene Einführung  des  Zehnstundentages  für 
Fabrikarbeiterinnen,  welchen  England  für  die 
Textilindustrie  bereits  seit  dem  Jahre  1847  be- 
sitzt, würde  für  Deutschland  die  unausbleibliche 
Folge  sein.  Möglicherweise  auch  würde  dem 
ersten  internationalen  Abkommen  in  absehbarer 
Zeit  ein  weiteres  folgen,  welches  auch  den  Zehn- 
stundentag  der  Fabrikarbeiterinnen  zu  einer 
gemeinsamen  europäischen  Institution  erhöbe. 
Denn  die  Rücksicht  auf  die  internationale  Kon- 
kurrenz ist  es  zum  Teil,  welche  bisher  die 
Fortentwickelung  des  Frauenschutzes  wirksam 
hemmte. 

Um  diesen  Schutzbestimmungen  größere  Wirk- 
samkeit zu  sichern,  hat  man  seit  einiger  Zeit 
in  den  hervorragendsten  Industriestaaten  be- 
gonnen, neben  den  männlichenauch  weibliche 
Gewerbeaufsichtsbeamte  einzusetzen,  so  in  ein- 
zelnen nordamerikanischen  Staaten,  in  Frank- 
reich und  England,  neuerdings  auch  in  ver- 
schiedenen deutschen  Staaten. 

An  die  Schutzbestimmungen  schließen  sich 
andere  Maßregeln,  die  ebenfalls  bestimmt  sind,  die 
durch  die  Frauenarbeit  bewirkte  Beeinträchtigung 
des  Familienlebens  zu  mindern.  Der  Er^nzung 
der     mütterlichen    Fürsorge     dienen    Krippen 
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KinderbewfthraiiitAlteii ,  Kinderhorte ,  Jug^end- 
heime  usw.  Die  allgeiDeme,  beicnilere  aber  die 
unter  der  weibHchen  LohDarbeit  leidende  hins- 
liehe  Ausbildung  wird  d^rch  Fortbildung-» 
Haiiibaltungt-t  Kocb-,  Xab-»  Flick*,  Strick-  und 
sonstig-e  Handarbeksschulen  bezw.  Kurse  in 
deutschen  wie  außerdeutsehen  Staaten,  nament* 
lieh  in  Belgien ,  Frankreich  usw.,  neuerdinp 
«ehr  gefördert.  Aber  alle  diese  Vorkeu- 
riingen  berühren  nicht  den  Han  i>tU  bei- 
stand,  den  der  niedrigen  Entlohnung  der 
Frauenarbeit,  welche  um  ^'a  bis  ^j^  niedriger  zu 
Äciu  ptiei>rt  als  die  gleichartiger  Miinner- 
arbeit.  Die  Erkläruug  der  Ersclieinnug  Hegt 
woU  darin j  daO  der  iveibliche  Arheils verdienst 
als  gelegentlicher  oder  Xeben verdienst  zuerst 
in  die  Er9<;h einung  trat*  und  mag  in  dieser 
Eigenschaft  eiue  gewisse  Berechtigung  behalten. 
Er  Terliert  sie  aber,  sobald  die  Frauenarbeit 
Grundlage  der  Existenz;  wird.  Eine  Besserung 
der  Lohnverhälfuisse  konnte  wühl  ton  gewerk* 
achafllichem  Vorgeben  erwartet  werden,  doch 
bleibt  die  Beteiligung  der  Frauen  am  Gewerk- 
schaftsleben, sei  es  durch  Schaffung  uelbstHu* 
diger  Organisationen^  gei  es  durch  Anlehnnng 
an  die  bestehenden  Ori^ani Nationen  d^r  männ- 
lichen Genossen  p  hberaJl  trot^  aller  Agitation 
eine  schwache.  Die  Erklärung  liegt  offenbar 
jn  dem  limstamie,  daß  die  Erwerhsarbeit  für 
die  Frauen  nicht  iu  gleichem  MaOe  wie  für  die 
Jlänner  dauernde  Berufsarbeit  iat  und  der  Schwer- 
punkt de»  weiblichen  Interesse«  doch  in  dem  ge- 
gebenen oder  erwarteten  Fiiniilienleheu  wurzelt* 
3.  Bürgerliche  Fraueubeneguug.  Wäh- 
rend io  die  L'eberieitnng  der  weiblichen  Arbeits* 
kräfte  auB  der  haus  wirtschaftlichen  Prodnktions- 
organisfttion  in  die  Yölks wirtschaftliche  in  den 
unteren  i^ehichten  sieb  leicht  voll  zogen  hKt  und 
hier  es  mehr  darauf  ankomnit,  dem  Ueberniall 
der  Er  Werbearbeit  und  ihren  achädlichen  Rück- 
wirkungen zu  begegnen,  gestalten  sich  die  Ter- 
hältnisiie  anders  für  die  mittleren  und  hiihereu 
GesellfichaftsHchichtcn.  Hier  gilt  er*,  unter 
Ueberwindnng  der  überliefenen  Slandesan- 
schauungen  und  durch  Reform  eines  Teralteten 
Erzieh nngssTstems    sowie    durch    Beschaffung 

feeigneter  ferwerhäbildungsanatalten  Terüchie- 
euer  Art  und  stinstiger  Bildungsgelegenheiten 
den  frei  gewordenen  Kräften  neue  au^emeäsene 
Arbeits-  und  Erwerbsgebiete  zu  ersehJießen»  zu- 
mal da  in  den  unTermügenden  Teilen  dieser 
Schichten  die  unfreiwillige  Ehelosigkeit  gemüB 
den  hier  maü gebenden  sozialen  Verhältnissen 
stark  herTortntt.  Ein  herrorragende«  G«hiet 
tür  weibliche  Berufstätigkeit  dieser  Art  bildet 
die  Krank enpffei^e ,  welcbe  vor  dem  Beginn 
der  Frauenbewegung  völlig  brach  lag^  soweit 
nicht  religiü^e  Orden  sich  ihrer  annahmen. 
Aber  nicht  nur  um  eine  Besserung  der 
äußeren  Existenz  Verhältnisse  handelt  es  sich; 
auch  einer  inneren  Verarmung  des  Frauen- 
lebens in  solchen  Kreisen  gilt  es  vorzn- 
beugeu,  welche  der  Eiistenzsorgen  überhoben 
sind  und  90  die  soziale  Geltung  der  Frauen 
durch  stilrkere  Nutzbarmach nng  ihrer  Kräfte 
und  Fähigkeiten  für  soziale  Fürsorge  aller 
An,  insbesondere  für  solche,  welche  hilfsbe- 
dürftigen Frauen  und  Kindern  zugute  kommt,  zu 
heben.  An  vielen  Orten  haben  sich  Frauen-  und 
Mädehengmppen  für  soziale  Hüfaarbeit  gebildet, 
die  eine  segensreiche  TÄiigkeit  entfalten»    An 


der  Äutialkobol-  wie  an  der  Sittlichkeitsbe- 
wegung beteiligen  sich  die  Frauen,  Rechii- 
scbutzvereine  sorgen  für  die  Beratung  r^^tbe- 
dürftiger  unbemittelter  Geschleehtsgenos^tnii^n« 
In  der  Armen-  und  Waisenpflege  gewinnt  die 
Mitarbeit  der  Frauen  in  Deutschland  wachaeud^ 
Bedeutung,  teilweiöe  anch  schon  im  Vormun<i- 
schaf tswesen ,  seitdem  das  BOB.  den  FraUiui 
das  Recht  Vormünder  zu  werden  verliehen  hm 
Der  Erfolg  dieier  Bestrebungen  wird  aber  utjr 
dann  ein  veller  sein  k5nnen.  wenn  den  Franea 
ein  höheres  MaÜ  von  Gleich be rech tigtuur  im 
Öffentlichen  Leben  eingeräumt  wird,  aU  Ibutn 
bisher  zugestanden  w^ar. 

AVe DU  auch  einzelne  SchriftsteÜer»  wie  t'titi- 
dötcet,  V.  Hippel,  Marj  VT  oll  s  ton  e- 
craft,  unter  dem  Einfluß  der  iudlvidnalistisi^heu 
Zeitströmung  schon  gegen  Ende  den  vori^i?» 
Jahrhunderts  für  das  Ziel  einer  allgemehi<-n 
Gleichberechtigung  der  Geschlechter  etntniieji, 

fewann  doch  erst  im  IB.  Jahrh.  unter  dem  Ein* 
uli  der  Romane  einer  G.  Sand  und  <kr 
iSehrifteu  eines  J,  8  t.  M  i  1 1  der  Emanzipati'^ns- 
gedauke  in  Europa  allgemeinere  Verbreitung. 
Neben  der  hiermit  eingeleiteteu  al Ige m eine rea 
Emanzipationsbewegung  traten  bald  andere,  im 
w^esenllichen  auf  die  Förderung  des  weiblichwi 
Bildnugs-  und  Erwerbälehens  sich  beschräa- 
keude  Bestrebungen  herror,  die  in  Uentscblaid 
bis  vor  kurzem  das  Feld  beherrj^chten,  Die*e 
Richtung  der  Frauenbewegung  hatte  ihrrn  Tr* 
Äprung  in  England^  insbesondere  in  dewj  viiu 
Lord   Shaftesburj    1860   gegrüu '  '  -li- 

doner  Franener  werbt  vereine.    1866  n 

Leipzig  durch  Luise  Otto-Petein  ut:  All- 
gemeine deutsche  Frauen  verein .  de-vsen 
Wand  er  Versammlungen  überall  zur  lirfiwdnuir 
von  Lokal  vereinen  anregten-  IB&y  wurdrr  xam 
Präsidenten  Lette  tHt  Berliner  Lette* Verein 
ins  Leben  gemfen,  der  eine  Reibe  von  Sp«*iiftl' 
schulen  und  -austajteu  nebst  einem  Arbeits- 
nachweis ins  Leben  gerufen  hat  und  hmt 
Wie  in  Deutschland,  so  entstanden  auch  in 
0  est  er  reich  zahlreich©  Bilduac-s*  und  Er* 
werbs vereine.  In  Frankreich  niugegen  hil 
diese  Richtung  der  weiblichen  F'  -^  '  .^u 
niemals    rechten   Boden    gewinnen    \-  i% 

die  Heirai^mllglichkeit  hier  eiue  gröL  :A 

die  Frau,  auch  die  verheiratete,   v  'u 

Erwerbslehen  eine  griin^^ilTGre  Stell Uk^. :.ai 

und  hiervon  au»gäehnten  Gebrauch  macJiie 
Die  Frauenbewegung^  soweit  sie  rorhaufleii, 
verfolgt  hier  raenr  privatrech tlielie  und  pü- 
liache  Ziele.  In  Nordamerika  verdankt  die 
schon  in  den  40er  Jahren  des  vorigen  Jahrhnndfrti 
beginnende  Bewegung  ihre  Entstehung  den 
Antisklavereibestrebungen.  Die  ansnebmieaJ 
günstige  soziale  Stellung  der  Franeu  und  die 
unbe schränkte  Erwerbsfreiheit  hat  ihr  hier  rm 
vornherein  eine  Richtung  aufs  PoUtische  gegeben. 
Aus  ihr  ging  scblieillich  die  189i^  h.-»r,n..Urti 
Xational-American  Woman  sufragt-  :i 

hervor.     Von    grollem   Einliuß    ist 
tätigkeits*   und   Sitüichkeitsbestrebi  .:- 

digende  AVomans  Christian  Tempeij  n- 

4.  Udhere  Fmuenblldung.    In  r* 

bindnng    mit    den    Erwerbs-    und    i 
Bti'ebungeu,   welche  den   Frauen   der   mitiicien 
Stände    eine    Reihe    neuer    Berufe    erschloisen 
haben,  steht  die  Frage  des  Frauenstudiumt. 
Der  Kampf  um   das  unbeschrlnkte   Hochschul- 
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stndinm  bedeutet  mehr  als  ein  Ringen  um  eine 
Erweiterung  der  Erwerbsfähigkeit.  Eine  hohe 
ideale  Bedeutung  gewann  er  fttr  die  Frauen 
durch  das  Bewniitsein,  daß  das  Zugeständnis 
der  vollen  Studienberechtigun^  das  Anerkennt- 
nis der  ^istigen  Vollwertigkeit  ihres  Ge- 
schlechtes in  sich  schloß.  Viele  erblicken  daher  in 
diesem  Punkte  den  Kern  der  ganzen  F.  Während 
in  Nordamerika  bei  dem  dort  verbreiteten 
System  ^meinsamer  Erziehung  der  Geschlechter 
und  bei  der  herrschenden  gleichen  Erwerbs- 
freiheit die  Zulassung  der  Frauen  zum  Stu- 
dium in  der  Regel  niemals  auf  einen  ernst- 
lichen Widerstand  stieß  und  daher  den  Frauen 
gegenwärtig  neben  mehreren  besonderen  Frauen- 
ochschulen  auch  fast  alle  übrigen  Universitäten 
offenstehen,  auch  in  den  meisten  europäischen 
Staaten  das  Frauenstudium  seit  längerem 
keinem  gesetzlichen  Hindernis  mehr  begecrnet, 
wird  in  Deutschland,  Oesterreich  und  Kußland 
um  die  volle  Gleichberechtigung  auf  diesem  Ge- 
biete gegenwärtig  immer  noch  gerungen.  1S67 
öffnete  Zürich  seine  Tore  den  Frauen.  Seinem 
Beispiele  folgten  im  Laufe  der  Zeit  sämtliche 
Schweizer  Hochschulen,  die  lange  Zeit  hindurch 
und  bis  jetzt  die  Hauptstätten  des  Frauenstu- 
dinms  in  Europa  bildeten.  Im  Sommer  1903 
waren  an  den  Schweizer  Universitäten  zu- 
sammen 1136  Frauen  regelrecht  immatrikuliert 
(=  24  Prozent  aller  Immatrikulierten),  unter 
ihnen  1024  Ausländerinnen.  Einschließlich  der 
Hörerinnen  wurden  1500  weibliche  Studierende 
gezählt.  1869  wurde  das  erste  Frauencollege 
m  Cambridge  eröffnet  und  dessen  Alumnen  der 
Besuch  der  Uni versitäts Vorlesungen  gestattet, 
später  folgte  Oxford.  Doch  wenn  auch  seit  1881 
in  Cambridge  und  seit  1884  in  Oxford  die 
Frauen  zu  den  höheren  Universitätsprüfungen 
zugelassen  sind,  so  blieb  ihnen  bisher  doch  die 
Zulaitsung  zu  den  Graden  hier  verwehrt,  wäh- 
rend sie  an  den  übrigen  Universitäten,  so  in 
London,  Durham  und  Manchester,  ferner  in 
Dublin  und  Aberystwyth,  solche  zu  erlangen 
vermögen.  1892  öffneten  sich  die  schottischen 
Hochschulen,  von  denen  Glasgow  allein  ihnen  alle 
Grade  eingeräumt  hat.  In  Oesterreich  sind  die 
Frauen  seit  1897  an  den  philosophischen  Fakul- 
täten als  ordentliche  Hörerinnen  unter  den 
gleichen  Bedingungen  wie  die  Männer  zufi^e- 
lassen,  in  Ungarn  seit  1895  zum  Studium  der 
Medizin,  der  philosophischen  Fächer  und  der 
Pharmazie.  Von  den  deutschen  Staaten  war 
es  Baden,  das  zuerst  die  Frauen  zum  Univer- 
sitätsstndium  zuließ,  indem  es  ihnen  1891  den 
Zutritt  zur  mathematisch  -  naturwissenschaft- 
lichen Fakultät  in  Heidelberg  gestattete.  Nach- 
dem auf  diese  W^eise  Bahn  fifebrochen  war,  ver- 
breitete sich  das  Franenstudinm  so  schnell,  daß 
seit  iy02  keine  deutsche  Universität  mehr  den 
Frauen  ganz  verschlossen  ist.  Indessen  nur  in 
Baden  (seit  1901),  Württemberg,  Bayeni  und 
Sachsen  werden  Frauen,  wenn  sie  die  sonst 
vorgeschriebene  Vorbildung  nachweisen,  regel- 
recht immatrikuliert.  In  den  übrigen  Staaten, 
so  vor  allem  in  Preußen,  werden  sie  auf  den 
Hochschulen  nur  als  Hörerinnen  aufgenommen 
und  auch  in  dieser  Form  nur  unter  gewissen 
Beschränkungen.  Die  Zulassung  der  Frauen 
an  allen  deutschen  Hochschulen  und  bei  sämt- 
lichen Fakultäten  unter  den  gleichen  Be- 
dingungen, wie  sie  für  die  Männer  bestehen. 


dürfte  nur  noch  eine  Frage  der  Zeit  sein.  Eine 
Ueberflutung  der  Universitäten  und  Polytech- 
niken durch  Frauen  ist  durch  die  Natur  der 
Verhältnisse  ausgeschlossen.  Etwas  größere 
Bedeutung  dürfte  das  Frauenstudium  —  wie 
schon  die  Schweizer  Erfahrungen  lehren  —  über- 
all nur  auf  dem  Gebiet  der  Medizin  und  in  den- 
jenigen Wissenschaftszweigen  erlangen,  welche 
für  das  höhere  Lehrfach  von  Bedeutung  sind. 
Seitdem  im  Jahre  1894  —  von  isolierten  Vor- 
gängen dieser  Art  in  früheren  Zeiten  abgesehen 

—  die  erste  deutsche  Frau  bei  der  philo- 
sophischen Fakultät  zu  Heidelberg  promoviert 
wurde,  sind  die  Frauenpromotionen  immer  zahl- 
reicher geworden.  Im  Sommer  1906  zählte  man 
an  den  deutschen  Universitäten  unter  45000 
Studierenden  211  immatrikulierte  Frauen,  dazu 
kamen  1274  Hörerinnen  (neben  2381  Hörern). 
An  den  russischen  Universitäten  bestehen  seit 
1872  mathematisch-naturwissenschaftliche  und 
philologisch-historische  Frauenkurse  privaten 
Charakters.  Die  in  Petersburg  zu  Anfang  der 
70er  Jahre  eingerichteten  medizinischen  Frauen- 
kurse wurden  1888  wieder  geschlossen.  1897 
aber  wurde  eine  aus  privaten  und  städtischen 
Mitteln  errichtete  medizinische  Frauenhochschule 
daselbst  eröffnet.  Für  die  ländliche  sowie  für  die 
mohammedanische  Bevölkerung  sind  weibliche 
Aerzte  in  Rußland  dringendes  Bedtlrfnis,  wie 
England  dringender  noch  als  für  das  Mutter- 
land ihrer  für  Indien  bedarf. 

Zu  dem  Franenstudinm  steht  die  Frage  der 
weiblichen  Vorbildung  für  das  akademische 
Studium  in  nächster  Beziehung.  Bevor  noch 
die  Universitäten  den  Frauen  geöffnet  wurden, 
suchte  man  durch  die  Beschaffung  einer  geeig- 
neten Vorbildung  den  aus  der  ungenügenden 
Vorbereitung  der  Frauen  geschöpften  Hauptein- 
wand gegen  das  Frauenstudium  zu  entkräften. 
Zu  diesem  Zwecke  wurden  zuerst  1893  in  Berlin 

—  durch  Umwandlung  der  dort  schon  seit  1889 
bestehenden  Realkurse  von  Helene  Lange  — , 
danach  und  nach  dem  Berliner  Vorbilde  auch 
in  einer  Reihe  anderer  deutscher  Städte  4  bis 
öjährige  Gymnasialkurse  errichtet.  Das 
erste  weibliche  Reform gymnasium  mit  6- 
jährigem  Lehrgange  entstand  1893  in  Karls- 
ruhe, andere  spiter  in  anderen  Orten,  Stuttgart, 
Cöln,  Schönebwrg,  Charlottenburg,  Mannheim, 
Hamburg.  Im  ganzen  sind  es  z.  Z.  22  deutsche 
Städte,  m  denen  gymnasialer  Unterricht  in  der 
einen  oder  der  anderen  Form  geboten  wird. 
Mit  Ausnahme  von  Karlsruhe  (1^)  und  Bres- 

j  lau  (1898),  wo  sie  in  städtischer  Verwaltung 
,  stehen,  sind  alle  diese  Veranstaltungen  private. 
!  Mit  Ausnahme  der  Karlsruher   ist  kerne   der 
!  Anstalten  zur  Ausstellung  von  Reifezeugnissen 
berechtigt.     Im   Jahr   1&9  gestattete   Baden, 
dann  auch  Hessen  den  KnabengTmnasien  allge- 
mein auch  die  Aufnahme  von  Mädchen,  wie  es 
früher   schon   der  Kanton  Bern   getan    hatte. 
Neuerdin^  wird  verschiedentlich  erörtert,  ob 
es  sich  nicht  aus  pädagogischen  Gründen  über- 
haupt empfehle,  der  gemeinsamen  Erziehung  der 
Geschlechter  (coeducation)   nach  dem  Voroilde 
Nordamerikas  und  anderer  Länder  größere  Ver- 
breitung in  dem  gesamten  Schulwesen  zu  ver- 
;  schaffen. 

Die  Gymnasialfrage  hat  überhaupt  die  ganze 
I  Frage  der  höheren  Mädchenschulbildung 
>  aufgerollt,  welche  in  Deutschland  in  ihrer  bis- 
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tiengeii  Gestalt  wenip  befriedi|2rt>  Vor  allem 
wird  gefortiert,  daß  diese  höhere  Bildniifir  nicht 
mehr  ao  überwiegend  wie  higher  ptiTaten  Ver- 
anit^ltungen  iiberlasseD  bleibi:.  Die  Aner^ 
kenDUng',  liaü  die  BildungabedÜrfnisse  der  Mäd- 
chen gleicben  Anspruch  auf  öffentliche  Für- 
sorge erheben  dürfen,  wie  diejenigen  der  Knaben, 
müßte  mit  der  Vermehrung  der  öffentlichem 
Scbnlen  ungleich  eine  zweckmäßigere  nnd  hüher- 
wextige  Ausgest^ltnng  des  hdbereti  Mttdchen- 
sehulweaenß  zur  Folge  haben. 

Eine  weitere  Fordeniiig,  deren  Berechtigung 
kaum  bestritten  werdeu  kanii,  gebt  dahin«  daß 
wenigstens  der  Unterricht  der  Mädchen  und 
2war  nicht  nur  in  der  Volksschule»  in  Deutsch- 
land mehr  als  binher  in  die  Hände  Ton  Frauen 
gelegt  werde,  wie  dies  in  den  Übrigen  Kultur* 
Staaten  zw  geächehen  püegt.  Dies  hat  aller- 
dings größere  und  umfassendere  Fürsorge  für 
^^eeignete  weibliche  Lebrkräfte  zur  Voraus- 
setzung. 

Bei  einer  wacb  senden  Aiisbreitnng  des 
Frauen stndin ms  kann  auch  eine  SEnnennaende 
ErschlieJiung  der  höheren  Beruf sarten  nicht 
ausbleiben,  wie  andereräeitj;  eine  solche  Er- 
seblieünng  auf  die  Auädehnung  de^  Studiums 
fördernd  einwirkt.  Die  Ausübung  der  ärzt- 
lichen Praxis  war  in  Deutschland  den  Frauen 
zwar  seit  dem  Erlaß  der  Reichsgewerbeordnung 
gesetzlich  nicht  gewehrt.  TatüMeblich  indes  war 
sie  ihnen  bis  vor  kurzem  dadurch  unmöglich 
gemacht,  daß  die  Erteilung  der  Approbation  an 
die  Bediugnng  eines  regelrechten  Studiums  an 
ileu tischen  UniTersi täten  tre knüpft  war,  ein  sol- 
ches aber  ihnen  nicht  gestattet  wurde.  Erst  1899 
erfolgte  endlich  durch  Bundesratsbeschluii  nach 
dem  Vor  gange  anderer  Staaten  die  Zulassung 
zur  medizinischen,  pharmazeutischen  nnd  zahn- 
ärztlichen Staatsprüfung. 

In  einigen  europäi sehen  und  aullereuropa- 
iscbeu  Staaten,  unter  denen  die  nordamerika- 
nische Union,  Schweden,  Norwegen  nsw,  zu 
nennen  sind,  ist  den  Frauen  die  Au&übnug  der 
Advokatur  freigegeben,  in  der  Schweiz  nur  von 
einzelneu  Kantonen.  Im  Jahr  18i*8  bat  Sachsen  ' 
den  ersten  Abiturientinnen  der  Leipziger  Gym- 
nasialknrae  die  Erlaubnis  zur  Ablegung  de^ 
staatlichen  OberiehrerexamenÄ  erteilt,  ohne  daü 
diese«  Beij;piel  bei  den  übrigen  deutschen  Staaten 
bisher  Nachfolge  gefunden  hätte.  Seit  IHin  ist 
in  Preußen  eine  erweiterte  Verwendung  von 
Oberlehrerinnen  bei  den  höheren  Mädchenschulen 
angeordnet.  Die  erforderliche  Vorbildung  bleibt 
jedoch  zunächst  noch  privaten  Veranstaltungen 
{Viktoria-Ljcenm  lu  Berlin  seit  1H88  und 
Göttinger  Kurse  seit  1093)  überlassen,  deren 
Prüfungen  ein  gewisses  Maß  staatlicher  Aner- ' 
kennung  genießen.  Hiiheren,  allgemeinen  Bil- 
dung^zweckeu  dienen  das  Viktma-Ljceum  und 
die  Humbold t'Äkademie.  In  Euirlftud,  wo  die 
Mädchenbildnng  bis  zur  Einführunsj  de3  ullge- 
meinen  Schulzwanges  im  Jahre  1870  völlig  ver- 
nachlässigt war,  hat  seitdem  lediglich  die 
Frauenbewegung  gründlichen  Wandel  ge- 
sehafTen. 

5.  Die  Stellung  der  Frau  Em  Frlvatreclit, 
welche    früher   eine   unselbständige   und    mehr 
oder  minder  nngünitige  war^  ist  im  Laufe  dieses 
Jahrhunderts  immer  mehr  nach  dem  Grundsatz  i 
der  tjleichberechdgong    mit   dem   Manne   und  | 
dadurch  zugunsten  der  Frauen  verändert  wor- ' 


den*  Den  geringsten  FortÄchritt  zeigt  dai  «Ge- 
biet des  französischen  Eechta^  wo  Immer 
noch  die  verheiratete  FraUt  wenn  Ihr  auch  tdt 
1882  die  freie  Verfügung  Über  ihre  Ersparnii 
zngeßtandeu   ist^   im   Übrigen  der  notwendii 

SelbstÄndigkeJt    entbehrt,    und    die    uneheh^ 

Mutter  jedes  Anspmchs  dem  Vater  gegenüber 
beraubt  ist.  Ais  Zeugin  darf  die  verheiratete 
Frau  nur  in  Kriminaljiacbeu  Auftreten.  In 
England  schufen  die  Gesetze  vuu  1870,  1874, 
1882  und  1886  den  verheirateten  FrüUi'ii  die 
weitireheudste  Selbständigkeit,  indem  ^le  völlige 
Gütertrennung  in  die  Ehe  einführten  und  iUnea 
das  Vorraundschaf tsrecht  üher  ihre  Kinder  ein* 
räumten.  Aehnliühes  wurde  in  Sr  li  ot  ( ]  aoti 
durch  die  Gesetze  von  1877  und  r^  jt. 

In  Deutschland  brachte  da-s  rch 

die  größere  SelbstlLndigkeit^  welche  &h  auf  %iüm 
wichtigen  Gebieten  den  Frauen  gewäihrte,  einen 
bedeutenden  Fortschritt»  nachdem  zuvwr  schon 
die  R.-Gew,-0.  und  das  HGB.  die  rechtüeht 
Stellung  aller  Frauen  im  Erwerbsleben  für  ^ani 
Dentachland  und  die  Partikularrechte  in  ihrto 
Geltungsgebieten  die  Stellung  d«r  Frauen  im 
FamiLienrechte  in  vieler  Beziehung  gebeieert 
hatten. 

Die  Gleichstellung  der  unverheiraltittii 
Frau  mit  dem  Manne  machte  daä  BGB.  in 
einer  vollstündigen,  indem  es  sie  gleich  der  ver- 
heirateten Frau  zur  Vormundschaft  §omo  «ur 
Zeugenschaft  bei  EheschlieCnugen  und  bei  Teita- 
ment  sauf  nahmen  zuließ.  Beden  t^^nm  er  i^^t  diff 
groUe  Erweiterung  der  Rechte  der  verh«i* 
rateten  Frauen.  Durchweg  kam  der  i » rnad- 
satz  V  0 1 1  k  0  tu  m  e  n  e  r  H  a  n  d  1  tt  n  g  ii  f  4  h  i  g  - 
keit  für  sie  zur  Anerkennung.  Nur  «4>weit  ei 
durch  das  Wesen  der  Ehe  durch.'^'^-  r -i-t-*!! 
erschien,  erlitt  »eine  Anwendung  fi- 

»chränkungen.    Demgemäß  ist  die' ■    r- 

mnndschafi  des  Mannes  über  die  Frau  —  iIm 
Mund i um  —  gänzlich  beseitigt,  Kur  der  l>Wr- 
nahme     persönlicher     Leistungsver]  'U 

durch  die  Frau  kann   der  Manu  wi  ;  n. 

sowie  die  Frau  auch  zur  Vormund^  i.  -  -:r- 
nahme  der  Znstinimvmg  des  Mannen  h>;\.v:  Inä 
Verpflichtung  zur  ehelichen  Genieiu'<riirttT  Ne- 
steht  für  beide  Teile  gleicbermaCeu.  In  ge- 
nieinechaftlichen  Angelegenheiten  entscheidet  y\ 
Meinnngsrerscbiedenheiten  der  Manu»  dor- h  hkibt 
in  ihren  eigenen  Angelegenheiten  die  Frau  roliif 
selbständig.  Zur  Leitung  des  Hauswe^^eu*  ist 
die  Frau  nicht  nur  verpliichtet.  sondern  aoch 
berechtigt,.  Die  erteilte  Schlüssel gi»waJt  gibt 
ihr  das  Recht »  in  ihrem  häuslichen  Wirknngf- 
kreise  den  Mann  selbständig  zu  vertreten.  Iw 
Manu   schuldet  ihr  standesgemäiJen    Unterhalt. 

Auf  dem  Gebiete  des  ehelichen  (Tüterrechta 
hat  dsvs  BGB.  sich  für  das  System  der  «og. 
V  c  r  w  a  1 1  u  n  gs  g  e  m  ei  n  seh  a  f  t  eneschiedto. 
Danach  bleibt  das  eingebrachte  Gut,  zu  dea 
auch  alles  geh5rt,  was  die  Frau  nach  einge- 
gangener Ehe  durch  Erbschaft  und  Scheu kun|r 
erwirbt,  im  Eigentum  der  F^au,  nur  die  Ver- 
waltung und  >utzmeQung  gebührt  dem  Mannte, 
der  daraus  den  von  ihm  zu  traijenden  ^h fliehen 
Aufwand  mitbestreiteu  muß,    i'  i^ 

kann  jederzeit  dm  altgemein  g^  r- 

recht  zugunsten  einer  anderen  Kegtiim^'  üu»ge- 
scldüsseu  werden.  Die  als  vertTagsiDä@ge  ii 
Betracht  kominenden  GüterrechtsiyifeiBe,  — 
die  volle  Gütertrennung^  die  allgemeine  Güter- 
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femeinschaft  f  die  Fahrnisgemeinschaft  nnd  die 
minffenschaftsgemeinschiSt,  —  sind  einheitlich 
vom  Cresetz  fi^rdnet  worden. 

Für  die  Wahl  der  Verwaltungs^emeinschaft 
als  gesetzlichen  Gttterstandes  war  nicht  nnr  der 
Gesichtspunkt  entscheidend,  dalj  sie  das  größte 
Geltungs^ehiet  vorher  schon  besaß,  sondern  vor 
aUem,  daS  sie  den  deutschen  Anschauungen  am 
meisten  entspricht,  und  daß  die  Frauen  bei  der 
herrschenden  Sitte,  nach  welcher  dem  Hanne  die 
Verwaltung  des  Frauenvermögens  überlassen 
¥rird,  bei  der  Verwaltungsgemeinschaft  wirk- 
samer geschützt  sind  als  bei  voller  Güter- 
trennung. Wenn  auch  die  Frau  dort  über  die 
Substanz  ihres  Vermögens  nicht  einseitig  ver- 
fügen kann,  so  bedarf  auch  der  Mann  zu  aUen 
den  Vermögensstamm  berührenden  Rechtshand- 
lungen der  Zustimmung  der  Frau,  die  überdies 
bei  Gefährdung  ihres  Vermögens  von  selten  des 
Mannes  Sicherheitsstellung  und  äußersten  Falles 
Aufhebung  der  Gemeinschaft  beanspruchen  kann. 
Zu  Mittragung  der  Ehelasten  ist  die  vermögende 
Frau  auch  bei  der  Gütertrennung  wie  bisher 
schon  verpflichtet.  Ueberdies  erstreckt  sich 
nach  dem  BGB.  die  gesetzliche  Verwaltungsge- 
meinschaft nicht  auf  das  Vorbehaltsgut, 
über  das  die  Frau  allein  und  selbständig  ver- 
fügt. Zu  diesem  Vorbehaltsgut  gehört 
aber  vor  allem  dasjenige,  wasdieFrau 
während  der  Ehe  durch  ihre  Arbeit 
und  durch  den  selbständigen  Betrieb 
eines  Erwerbsgeschäftes  erwirbt, 
außerdem  die  zum  persönlichen  Gebrauch  der 
Frau  bestimmten  Sachen,  insbesondere  Kleider, 
Schmucksachen  und  Arbeitsgerät,  sowie  alles, 
was  ihr  ausdrücklich  als  solches  von  Todes 
wegen  oder  unter  Lebenden  zugewendet  wird. 
Benachteiligt  bleibt  die  Frau  durch  die  Ver- 
waltunfi^sgemeinschaft  im  Falle  der  Scheidung, 
weil  alles  während  der  Ehe  gemeinsam  Erwor- 
bene dem  Manne  gehört.  Eine  wesentliche  Ver- 
besserung hat  die  vermö^nsrechtliche  Lage  der 
Witwe  erfahren.  Im  Gegensatz  zu  manchen 
Partikularrechten  räumt  das  BGB.  dieser  ein 
weitgehendes  Erbrecht  an  der  Hinterlassen- 
schaft des  Mannes  ein,  das  sogar  das  Erbrecht 
entfernter  Verwandten  des  Mannes  ausschließt 

Auch  insofern  endlich  hat  das  BGB.  die 
Lage  der  Frau  verbessert,  als  es  die  väterliche 
durch  die  elterliche  Gewalt  ersetzt.  Zwar 
hat,  solange  der  Vater  lebt,  dieser  sie  allein 
auszuüben,  während  die  Mutter  nur  wie  die 
Pflicht,  so  das  Recht  hat,  an  der  Sorge  für  das 
Kind  teilzunehmen.  Nach  dem  Tode  des  Vaters 
jedoch  geht  die  Ausübung  der  elterlichen  Gewalt 
in  vollem  Umfange,  einschließlich  der  Nutz- 
nießung am  Kindesvermöfi^en,  auf  die  Mutter 
über.  Wenn  der  unehelichen  Mutter  die  elter- 
liche Gewalt  über  ihr  Kind  versagt  geblieben 
ist,  so  geschah  dies  lediglich  zum  Schutze  und 
im  Interesse  der  unehelichen  Kinder. 

Die  radikaler  gesinnten  Führerinnen  in  der 
Frauenbewegung  sind  durch  die  vorerwähnten 
Konzessionen  noch  immer  nicht  zufriedenge- 
stellt Vor  allem  fordern  sie  als  gesetzliches 
Ehegüterrecht  die  volle  Gütertrennung  statt  der 
Verwaltungsgemeinschaft 

6.  Die  Teilnahme  an  den  politisclien 
Rechten  nnd  an  der  ölTentliehen  \  erwaltnng 
ist  den  Frauen  bisher  nur  in  vereinzelten 
Staaten  rechtlich  zugestanden,   vorwiegend  in 


jungen  Staatswesen.  Das  politische  Stimmrecht 
besitzen  sie  zurzeit  in  einzelnen  Staaten  der 
nordamerikanischen  Union,  in  Wyoming  (1869), 
in  Colorado  (1893),  Idaho  und  Uuh  (1870—87; 
1895),  ferner  in  Chile  (1876),  in  Neuseeland 
(1893),  seit  kurzem  auch  in  der  Mehrzahl  der 
australischen  Kolonieen  sowie  für  das  austra- 
lische Bundesparlament,  länger  schon  auf  der 
Insel  Man.  In  England  ist  trotz  der  lebhaften 
Agitation,  welche  seit  1865,  zu  Anfang  unter 
J.  St.  Mills  Führung,  entfaltet  wurae,  das 
Stimmrecht  der  Frauen  bei  den  Parlameuts- 
wahlen  nicht  durchgedrungen.  Es  scheiterte 
stets  an  dem  Widerspruche  des  Oberhauses,  ob- 
wohl noch  bei  der  letzten  Abstimmung  im  iiürz 
1904  das  Unterhaus  sich  mit  182  gegen  68 
Stimmen  im  Prinzip  dafür  erklärte.  Gefordert 
wird  es  überhaupt  gemäß  dem  Charakter  dea 
englischen  Parlamentswahlrechts  nicht  allge- 
mein, sondern  nur  für  die  Frauen,  welche  Be- 
sitzerin oder  Mieterin  eines  Wohnhauses  oder 
einer  Wohnung  sind  oder  ein  Gebäude  im  Stadt- 
oder Landbezirk  selbständig:  verwalten,  weshalb 
ihm  gar  nicht  diejenige  weitcn^eifende  Bedeutung 
zukäme,  die  ihm  oft  beigelegt  wird.  Größere 
Zugeständnisse  indessen  haben  die  Frauen  dort 
im  Kommunaiwesen  errungen.  Für  die  städti- 
schen Wahlen  erhielten  18^  die  unverheirateten 
und  verTidtweten  Frauen  das  aktive  Wahlrecht, 
1888  erlangten  die  Frauen,  ausgenommen  die  ver- 
heirateten sowie  die  unverheirateten,  die  nicht 
Mieter  oder  Besitzer  eines  Hauses  sind,  die  aktive 
Wahlberechtigung  für  die  Grafschaftsräte.  Die 
Local  Government  Act  von  1894  erteilte  ihnen 
fl\r  die  Gemeinde-  und  Distriktsräte  sowie  für 
die  Armenräte  nicht  nur  das  aktive,  sondern 
auch  das  passive  Wahlrecht,  nur  Vorsitz  und 
Friedensrichteramt  blieb  den  Männern  vorbe- 
halten. Im  Sommer  1904  waren  demgemäß 
schon  1000  Frauen  als  Armenptieger  tätig.  Die 
Berechtigung,  in  die  Schnlräte  zu  wählen  und 
g[ewählt  zu  werden,  besitzen  die  steuerpflich- 
tigen Frauen,  einerlei  ob  verheiratet  oder  un- 
verheiratet, schon  seit  1870,  und  entfalten 
dort  seitdem  eine  reiche  Tätigkeit.  In  Schott- 
land wurden  die  Hausbesitzerinnen  1881  und 
1882  gemeindewahlberechtigt.  In  Irland  gewährte 
man  den  weiblichen  Steuerzahlern  1887  das  ak- 
tive Munizipalwahlrecht,  1896  das  aktive  wie 
passive  Wahlrecht  für  die  Armenpflege.  In  den 
nordamerikanischen  Staaten  sind  dagegen  die 
Frauen  von  den  Gemeindewahlen  fast  überall 
ausgeschlossen,  während  hinwiederum  in  den 
kanadischen  Provinzen  sie  seit  1884  meistens 
zugelassen  sind.  In  den  meisten  Unionsstaaten 
aber  sind  sie  für  die  Schulräte  wählbar  und  in 
einer  Anzahl  von  diesen  auch  stimmberechtigt. 
In  Kanada  haben  sie  an  den  Schnlratswahlen 
aktiv  und  passiv  teilgenommen.  In  Australien 
kennt  das  Gemeindewälrecht  keinen  Unterschied 
der  Geschlechter.  In  fi^ewissem  Umfange  sind 
die  Frauen  auch  in  Schweden  und  in  Finland 
an  den  Kommunal-  und  Armenratswahlen  be- 
teiligt, in  Norwegen  hingegen  besitzen  sie  seit 
1901  das  volle  aktive  und  passive  Kommunal- 
wahlrecht, sobald  sie  ein  Einkommen  von  400  Kr. 
(auf  dem  Lande  300  Kr.)  versteuern,  während 
das  Wahlrecht  der  Männer  an  keinen  Censua 
gebunden  ist.  Infolgedessen  haben  die  Frauen 
auch  Zutritt  zu  aUen  Kommunal&mtem.  In 
Deutschland  und  Gestenreich  haben  die  Frauen 


896 


Frauenfrage 


in  ziemUchem  UtuiBJig-e  als  Gnindbe-Hitzer  das 
aktiTe  GemeindewahJ recht,  wobei  die  Grenzen 
nnd  Modalitäten  m  den  Terscbtedenen  Staaten 
vertuchieden  bemessen  sind.  Obwohl  für  die 
Annen-  und  Wai^enprtege  eine  Anzahl  deutscher 
Städte  neuerdin^j*  die  Mithiife  der  Frauen  in 
verschiedenem  Imfange  in  Änsprucb  nehmen, 
haben  sie  ihnen  eine  gleich  berechtigte  ü^ent- 
lich rechtliche  Stellung  neben  den  Männern  bis- 
her nicht  eingeräumt.  Kur  für  die  Armen- 
waisaupflege  suid  Frauen  vielfach  mit  gleichen 
Hechten  und  Pflichten  wie  die  niännlichen  Be- 
amten zügekaseu,  in  vereinzelten  Fällen  erst 
wurde  ihnen  das  Amt  des  Gemeindewaisenrat^ 
zugänglich  gemacht.  Die  Anfnahme  von  Franen 
in  die  bchulaufsichtsbehörden  wird  auf  die  Dauer 
unausbleiblii^h.  Das  aktire  Wahlrecht,  dai  in 
einzelnen  Städten  den  Frauen  für  die  Gewerbe- 
gericbte  gewährt  worden  war,  ist  durch  da« 
üewerbegerichti^setz  von  1890  wieder  beseitigt 
worden.  Seit  einiger  Zeit  regt  sich  auch  in 
protestantischen  Kreisen  Deutschlands  das  Ver- 
langen nach  einem  kirchlichen  Wahlrecht«  ähn- 
lich wie  es  in  einigen  reformierten  Gemeinden 
eiagefl'lhrt  ist.  In  Island  haben  wenigstens  die 
wirtschaftlich  selbständigen  Witwen  und  Jung- 
frauen außer  dem  kommtinaleu  Wahlrecht  auch 
das  kirchliche.  In  Nordaroerika  ist  in  verschie- 
denen Sekten,  die  zusammen  5  MilL  Seelen  um- 
fassen, den  Frauen  eine  mehr  oder  weniger 
selbständige  Stellung  eingeräumt,  am  weitesten 
gehen  die  Quäker,  welche  die  Frauen  den 
«Änneru  völlig  gleichstellen. 

In  dem  weitaus  ^'roliteu  Teile  Deutschi  auds 
ist  den  Frauen  l>i^her  noch  gesetzlich  verboten ^ 
Milgliedei  politischer  Vereine  zu  werden  oder 
an  den  von  sok  hen  Vereinen  veranstalteten  Ver* 
sarorolungen  teiUnnehmeu.  In  einigen  Staaten 
«ind  sie  sogar  von  allen  Vereinen  und  Versamm- 
lungen aus^eschlos^n,  die  sich  mit  öffentlichen 
Angelegenheiten  beichäftigen.  Durch  dieie  Be- 
stimmungen, welche  sie  auf  die  gleiche  Stufe 
mit  Schiuern  und  Lehrlingen  stellen,  werden  die 
erwachsenen  Frauen  vielfach  verhindert*  ihre 
berechtigten  Intere-^sen  in  wirksamer  Weise 
{ifientlich  zu  vertreten,  während  doch  die  wirt- 
schaftlichen und  Sozialen  Forderungen  hei  der 
engen  Verknüpfung  der  privaten  Lebeusver- 
hältniase  mit  den  üffentliehen  von  der  Politik 
i.  e.  B.  sehen  zu  trennen  sind.  DalJ  derartige 
Beschriinknngen  ihrer  Widersinni^keit  we^en 
unhaltbar  sind,  kann  keinem  berechtigten  Zweifel 
unterliegen. 

7»  FrauenTereine.  Außer  den  zahlreichen 
Fraueuerwerbs-  und  BUduugsvereinen  hat  sich 
in  Deutschland  eine  wachsende  Zahl  von  Ver- 
einen mit  enger  begrenzten  Zielen  gebildet. 
Unter  ihnen  sind  zu  nennen:  der  seit  1869  be- 
stehende Berliner  Verein  deutscher  Lehrerinnen 
und  Erzieherinnen  neben  einer  Anzahl  m  Aus- 
land errichteter  deutscher  Vereine  gleicher  Art, 
der  1890  gegründete  Allgemeine  deutsche  Lehre» 
rinnen  verein  fl904:  20000  Mitglieder)  mit  einem 
Stelle nverniitteluugsburettu  in  Leipzig,  mehreren 
Feierabendhäuseru'und  Frauenheimeu,  Eranken- 
kassen  und  Altersversorgungsanstalten,  der  ieit 
1885  bestehende  katholiiiche  Lehre  rinnen  verein 
(1&04:  8000  Mitglieder),  die  AlJgemeine  deutsche 
Fensionäanstalt  für  Lehrerinnen,  der  Verein 
preuüischer  Volkss^chullehrerinnen ,  die  Vereine 
für  Hausbeamtinnen.     Der  1890  in  Berlin  ins 


Leben  gerufene  kaufmännische  Hilfsverein  für 
weibliche  Angestellte  mit  Hilfakas^e  nu\  Sr.  n^u* 
Vermittdung  ( 11)01:   U  000  Mitglied  e 

vorbildlich  für  eine  ganze  Reihe  ahn  ■  i- 

gründungen  in  anderen  St&dten.  Alle  dies« 
vereine  zusammen  bilden  einen  Gesamtverband 
mit  aUjährlicheu  Versammtun  gen.  In  Dresden 
entstand  18^^  der  erste  Recht^schutjsvtiretn,  dem 
bald  weitere  in  anderen  deutschen ,  *i«teneichi* 
sehen  und  schweizerischen  Städten  folgten. 
Gegenwärtig  bestehen  in  DeutAcldand  8  Vereine 
mit  46  Rechtsschutzstellen.  l^A  haben  sich  die 
deutschen  und  die  österreichischen  Vereine  m 
einem  Rechts  schütz  verbände  zusam  menge  so  blos- 
sen. Wie  froher  schon  in  vielen  anderen  Lin- 
dem Frauenstimmreebtsvereiue  entstanden  sind, 
wurde  1902  auch  für  Deutschland  ein  solcher 
Verein  ins  Lehen  gerufen.  Er  bildet  zugleich 
ein  Glied  des  neugegründeten  intern ationaleii 
Stimm  rechts  Verbandes,  Ueber  viele  dentscfae, 
bes.  süddeutsche  ^^tädte  ist  der  Verein  Frauen- 
bildung-Franenstudium,  hervorgegangen  am  dem 
Verein  ^Reform",  verbreitet.  Derselbe  widmet 
sich  aus&chlietilich  der  Fördening  dei  Univer* 
sitätsstudiums. 

Während  der  Allgemeine  deutBche  Fraaen- 
verein  (s.  o.)  eine  gemätligtere  Richtung  vertrat 
und,  deuÄnschftUuugen  und  Interessen  der  bürger- 
lichen Kreise    näherstehend,    den    Schwerpunkt 
mehr  auf  die  Erfüllung  von  FAicbten  nh  die 
Erstreit ung  von  Rechten  legt«,   verr  nt, 

Vereine     jFrauenwöbr%     deren    Er  :i^* 

von    Berlin    aus    erfolgte    und    ans    nem^n    tief 
,,Verhand  fortschrittlicher  Frauen  vereine'  hervor* 
ging,    radikalere  Ziele,  indem   üe  die  m  tt^ 
ringenden  Rechte  in  den  Vordergrund  st»*llteB 
unfi  zugleich  mehr  die  Verpflichtung  zn  soziakr 
Arbeit   betonttsu.     Um   der  Gefahr  einer  Zer- 
spiitterung   vorznbeuE'en ,    welche    der    ganieo 
Frauenbewegung  aus  dem  ITeberhaud nehmen  Iso- 
lierter Einzelffründungen  verschiedenster  An  £ti 
erwachsen  drohte^  inirde  endlich,  nach  dem  Vor* 
bilde  des  1888  entstandenen  großen  nordameri* 
kanischen  National  Council  ot  Woraen  im  Jibr 
1834  der   ^Bund  deutscher  Frauen  vereine*  ire- 
griindet.    Derselbe  Bund^  dem  Einzf  1^"^    -    ht 
vei'schiedensten  Art  un*l  Richtung  oi  -z 

sind,  ist  mit  Erfolg  bemüht,  die  gai.,...   .....i.?- 

bewe^ng  zur  Erreichung  wichtiger  Zwecke 
einhettÜcli  zusammenzufassen.  FOr  die  einzelneii 
Arbeitsgebiete  sind  stündige  Kommissionen  gt- 
bildetn  In  Berlin  unterhalt  der  Bund  eini 
kostenlos  zur  Verfügung  gestellte  Auskunftf- 
a teile.  Nach  dem  Vorgfange  der  Vereinigten 
Staaten  und  Detirschlanas  haben  sieh  nach  und 
nach  auch  in  den  Übrigen  Staaten .  die  an  der 
Frauenbewegung  teilnehmen .  Xatioualverbiniii 
gebildet t  welche  in  dem  ,^InteniatioiiaJen  FraueiK 
bunde"^  eine  sie  alle  umfassende  gemeinsame  0^ 
ganisation  besitzen.  Im  Jahre  IvOi  tagte  dieser 
Weltbund  in  Berlin. 

Neben  diesen  paritätischen  Vereinen  be>i 
in  Deutschland  noch  der  Deutsch* Evangfli* 
Frauenbund    (50  OrtBgru|)pen   mit    VdikjO  S 

gliedern)   und  der  Katholische   Frauenbund 
rtsgiuppen  mit  7000  Mitgliedern), 
8-    Fraueulierur^^tatli^tlk.      Wührend 
Deutschland  die  Zahider  erwerbstStiL       *' 
von  1882—1895  von   13,^?  anf  16," 
wuchs,  somit  um  15.36  "^  zunahm,  ^lur^  <i. 
der  Frauen   von  4,26  auf  bM  MilL  odei   um 
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23,64%.    Innerhalb  der  einzelnen  Bemfsabtei- 
Inngen  ersah  sich  folgendes: 

Die  Zahl  der  erwerbstätigen  Ehefrauen  er- 
höhte sich  in  jenem  Zeitranme  von  16,38%  der 
weiblichen  Erwerbstäti^^en  auf  19,88%,  die  ent- 
sprechende Ziffer  für  £e  Männer  sank  dagegen 


Ton  55,18  auf  54,0 


Es  stieg  der  Prozent- 


satz der  Ehefrauen  unter  den  weiblichen  Er- 
werbstätigen 

in  der  Landwirtschaft  von  i7,45%  anf  22,35% 

„    „    Industrie  „     13,21  „     „    16,58  „ 

im  Handel  „    21,04  „     „    22,29  „ 


Erwerbstätige 

Männer                                 Frauen 

1882          1895  |J;i^^^-    1882          1895 

Mill.                %                   Mill. 

Landwirtschaft    .    .    . 

.    5,54           5,32    —    4,01      2,53             2,72 

Bergbau  und  Industrie 

.    5,27           6,76    +  28,29      1,13             2,52 

Handel  und  Verkehr   . 

.     1,27           1,76    +  38,26      0,30             0,58 

Ab-  bezw. 
Zunahme 

% 
+    8,06 
-h  34,97 
+  94,43 
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Freihafen. 


Als  die  merkantilistische  Handelspolitik 
die  Staatsgebiete  mit  Zollschranken  zu  um- 
geben begann,   geriet  das  in  Widerspruch 
mit  dem  Bestreben,  den  für  besonders  gewinn- 
bringend geltenden  Oekonomie-Handel  (Ver- 
mittelungs-    oder    Zwischenhandel)    in    die 
Haupthafenplätze    des    l^jandes    zu    ziehen. 
Man    half   sich,    indem    man    solche    Orte 
außerhalb   der  Zollgrenzen   beließ,   sie   als 
Zollausland  behandelte  und  dort  keine  Ab- 
gaben vom  Handel  erhob,  außer  den  Hafen- 
geldern u.  dgl.  der  Schiffe.    Während  schon 
im  Mittelalter  hier  und  da  die  Städte  Zoll- 
freiheit  för   ihren  Verkehr   erlangt  hatten 
(so  1257  Marseille  von  Karl  von  Anjou),  gilt 
als    erster  F.  im    neueren    Sinne    Livomo 
(1547),   welches   durch   diese  Maßregel   zu 
einem   Stapelplatz    für  den   Levantehandel 
wurde.     Allmählich     folgten    verschiedene 
italienische  Staaten  diesem  Beispiel  (Genua, 
Neapel,  Venedig).   In  Frankreich  wurae  1669 
von  Colbert  Marseille  zum  F.  gemacht,  und 
nach  dessen  Muster  Bayonne,  Lorient  und 
Dünkirchen.  Um  den-österreichischen  Handel 
zu  heben,  machte  Karl  VI.  Triest  und  Fiume 
1719   zu   F.     Indem   die    Engländer   1706 
Gibraltar,    1718    Port    Mahon    für    F.    er- 
I  klärten,    begannen  sie  jene  Politik,  die  sie 
'in  überseeischen  Ländern  mit  Glück  noch 
! jetzt    verfolgen,    in    der   Nähe    wichtiger 
i  Handelsgebiete     zollfreie    Sta[)elp]ätze     zu 
j  schaffen,  von  denen  aus  möglichst  ungestört 
I Handel,   wie  Schmuggel  betrieben   werden 
I  kann. 

I       Der    erste    F.    im    deutschen    Handels- 

I  gebiete  war  Altena,  welches  seit  1664  Zoll- 

f  freiheit  besaß,  um  es  in  seiner  Konkiurenz 

mit  dem  mächtigeren   Hamburg  zu  unter- 

,  stützen.     Viel   später,   in   der   Hauptsac^ho 

erst  1826  und  1830,  scliaffte  Hamburg  seine 

Zölle   ab,    ebenso   Bremen   seit    1824   und 
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Lübeck  seit  1833.  Die  deutschen  Handels- 
städte wurden  also  F.  erst  um  dieselbe 
Zeit,  in  welcher  das  Binnenland  anfing  sich 
zum  Zollverein  zusammenzuschließen. 

Die  neuere  handelspolitische  Ent  Wickelung 
ist  der  Erhaltung  der  F.  ungünstig  gewesen. 
Was  den  wesentlichsten  Grund  für  ihre 
Existenz  bildet,  eine  möglichst  unbehinderte 
Entfaltung  des  Handels  und  der  Durchfuhr, 
kann  auf  andere  Weise  erreicht  werden, 
durch  Freibezirke  und  Freilager,  Docks  und 
Warenhäuser,  welche  die  Waren  zollfrei  auf- 
nehmen, wie  das  namentlich  in  England 
seit  1803  ausgebildet  ist.  Dagegen  ist  es 
immer  mehr  als  ein  Nachteil  empfunden 
worden,  daß  die  wichtigsten  Hafenstädte 
eines  Landes  wirtschaftspolitisch  zum  Aus- 
land gehören,  vielleicht  dadurch  ganz  andere 
wirtschaftliche  Interessen  haben  als  das 
Binnenland.  Ihre  industrielle  Entwickelung 
wird  hintangehalten.  Den  Interessen  der 
Menge  der  Gewerbetreibenden  wiirde  die 
Aufhebung  der  Verkehrsschranke  gegen  das 
Hinterlana  längst  entsprechen,  während  die 
Großkaufleute  noch  die  Erhaltung  des  F. 
wünschen. 

So  sind  in  Europa  die  F.  allmählich  be- 
seitigt worden,  in  Frankreich  schon  in  der 
Revolution,  in  Deutschland  und  Oesterreich 
erst  in  unseren  Tagen.  Die  Verfassung  des 
Norddeutschen  Bundes  und  des  Deutschen 
Reiches  enthielt  die  Bestimmung  (Art.  34), 
daß  die  Hansestädte  als  F.  außerhalb  der 
gemeinschaftlichen  Zollgrenze  bleiben  sollten, 
bis  sie  ihren  Einschluß  in  dieselbe  bean- 
tragen würden.  Mit  Hamburg  stand  auch 
Altona  außerhalb  der  Zollgrenze.  Lübeck 
trat  schon  1868  in  die  Zollgemeinschaft  ein. 
Dagegen  kam  der  Anschluß  der  anderen 
Städte  erst  in  Gang  nach  der  Wendung  der 
deutschen  Handelspolitik  1879.  Nachdem 
Preußen  den  Anschluß  Altenas  (und  der 
Unterelbe)  beantragt  hatte,  und  nach  längeren 
Verhandlungen  schloß  1881  das  Reich  eine 
Uebereinkunft  mit  Hamburg  über  dessen 
Zollanschluß,  wobei  diesem  ein  geräumiger 
Freibezirk  und  ein  Reichszuschuß  von 
40  Mill.  M.  für  die  Neuanlagen  zugesichert 
wurden.  Eine  entsprechende  Uebereinkunft 
mit  Bremen  erfolgte  1884  (Reichszuschuß 
15  Mill.  M.).  Am  15.  X.  1888  erfolgte  der 
Anschluß  der  bisherigen  F.  an  das  Zoll- 
gebiet. Seitdem  haben  wir  in  Deutschland 
das  F.gebiet  von  Hamburg,  in  welchem 
industrielle  Betriebe  zugelassen  sind,  und 
als  einfache  Freibezirke  die  von  Cuxhaven, 
Bremerhaven  und  Geestemünde,  Bremen 
und  Brake.  Weitere  Freibezirke  in  Stettin, 
Danzig  und  Altona  sind  später  hinzuge- 
kommen. 

Daß  die  neuen  Einrichtungen  die  Stellung 
der  Hansestädte  als  wichtiger  Seehandels- 
plätze nicht  beeinträchtigt  haben,  ihr  Ver- 


kehr sich  im  Gegenteil  nicht  infolge,  aber 
doch  im  Zusammenhang  mit  der  F.-£in- 
richtung  gewaltig  entwickelt  hat,  zeigen 
z.  B.  die  folgenden  Zahlen  über  den  Tonnen- 
gehalt der  in  Hamburg  angekommenen  See- 
schiffe : 

1880  2  766  806 

1887  3  920  234 

1894  6  108  557 

1905  10400000 

In  Oesterreich-Üngarn  sind  1891  Triest 
und  Fiume  an  das  Zollgebiet  angeschlossen. 
Seitdem  ist  Gibraltar  der  einzige  in  Europa 
noch  bestehende  wirkliche  F.  Dagegen  ist 
in  Kopenhagen  ein  dem  Hamburger  ähnlicher 
F.bezirk  eingerichtet,  um  der  Ableitung  des 
Verkehrs  durch  den  Nord-Ostsee-Kanal  ent- 
gegenzuwirken. Außerhalb  Europas  liat 
England  als  Stützpunkte  für  Handel  und 
ScMffahrt  eine  ganze  Anzahl  von  isolierten 
F.,  wie  Aden,  Penang,  Singapore,  Hongkong 
u.  a.  m.  Der  deutsche  Versuch,  Tsingtau 
als  einen  F.  einzurichten,  ist  1906  wieder 
aufgegeben. 

Literatur :  Roacher,  Syst,,  Bd.  S,  ^  9S  (L  Aufl.). 
—  IT.  Ehrenhergf  Die  Anfänge  de*  Hamburger 
Freihafen»,  1888.  —  Derselbe,  Art.  „Freihäfen", 
H.  d.  St.,  Bd.  111,  S.  UUfg^t  «"o  sich  iceiUre 
Literaturangaben  finden.  —  Außerdem  O.  2W<- 
«iei*,  La  chambre  de  commerce  de  Marseille, 
1892.  —  A,  Aftnlion,  les  ports  francs  en 
AUemagne  et  les  projets  de  creation  de  ports 
francs  en  Trance,  1901.  —  P.  Mcisson,  porU 
francs  d'autrefois  et  d'aujourd'hui,  I904. 

Karl  Ralhgen, 


Freihandel  s.  Schutzsystem,  vgl.  aucli 
Agrar-  u.  Industriestaat  oben  S.  45fg. 
u.  Ausfuhr  und  Einfuhr  oben  S.  266 fg. 


Freihandelsschale, 

Das  Freihandelsprinzip  im  weiteren  Sinne 
drückt  sich  in  dem  Satze  aus,  daß  allen 
individuellen  Kräften  auf  dem  ganzen  Ge- 
biete des  Wirtschaftslebens  nach  allen  Rich- 
tungen hin  freie  Bewegung  und  Betätigung 
zu  gewähren  und  die  Aufgabe  des  Staates 
in  der  Volkswirtschaft  auf  den  Schutz  der 
Personen  und  des  Eigentums  zu  beschränken 
sei.  Im  engeren  Sinne  versteht  man  xmter 
Freihandel  den  freien  Güteraustausch  im 
internationalen  Verkehr,  also  die  Aufhebung 
aller  Einfuhrverbote,  Schutzzölle  und  sonstiger 
Erschwerungen  des  Handels.  Im  allgemeinen 
waren  die  Verteidiger  der  Freiheit  des  aus- 
wärtigen Handels  auch  Anhän^r  des  Frei- 
handelsprinzips im  weiteren  Smne;  erst  in 
der  neueren  Zeit  finden  wir  auch  Volks- 
wirtschaftspolitiker, die  zwar  für  Handels- 
und Gewerbefreiheit  eintreten,  aber  hinsicht- 
lich des  Arbeitsvertrags,  namentlich  soweit 
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es  sich  um  die  Arbeit  der  Unmündigen  und  |  jedes  Land   sich   unter   diesen   Umständen 
der  Frauen   handelt,   das   in  diesem   Falle  auf   diejenigen  Produktionszweige   verlegen 


bloß  formale  Freiheitsprinzip  nicht  aner- 
kennen, sondern  dem  Staate  in  betreff  des 
Arbeiterschutzes  weitgehende  Befugnisse  zu- 
gestehen. 

Von  einer  „Schule*'  kann  man  niur 
sprechen,  wenn  eine  größere  Gruppe  von 
Schriftstellern  gleichzeitig  oder  nacheinander 
gleichartige,  in  der  Regel  auch  aus  derselben 
Quelle  stammende  Lehren  und  Anschauungen 
mit  mehr  oder  weniger  selbständiger  Fort- 
bildung derselben  verbreitet.  Wenn  einzelne 
Schriftsteller,  wie  Barbon,  Sir  Dudley 
North,  Vanderlint  in  England,  E.  de 
Lacroix  und  später  Boisguillebert  in 
Frankreich  schon  in  einer  früheren  Periode 


werde,  für  die  es  verhältnismäßig  am 
meisten  geeignet  sei,  wenn  es  auch  absolut 
darin  weniger  begünstigt  sei  als  das  andere. 
Dabei  setzte  er  eine  entsprechende  Regelung 
des  Preisniveaus  in  beiden  Ländern  durch 
Ab-  oder  Zufluß  von  Edelmetall  voraus,  wie 
es  auch  Vanderlint  angenommen  hatte.  Die 
Ricardo  sehe  Methode  wurde  das  Werk- 
zeug der  Freihändler,  mittels  dessen  sie  ohne 
genauere  Untersuchung  der  konkreten  Tat- 
sachen lediglich  auf  dem  Wege  der  abstrakten 
Deduktion  zu  allgemein  gültigen  Normen  für 
die  Volkswirtschaftspolitik  gelangen  zu  können 
glaubten.  Zugleich  bot  sich  jetzt  die  Ver- 
anlassung zu  einem  festeren  Zusammenschluß 


die  merkantilistische  Geld- und  Handelsbilanz- 1  der  Schule,  indem  die  handelspolitische  Re- 
theorie  kritisierten  oder  sich  sonst  bis  zu! form  auf  die  Tagesordnung  kam  und  die 
einem  gewissen  Grade  in  freihändlerischem  j  öffentliche  Meinung  sich  immer  lebhafter  mit 
Sinne  aussprachen,  so  kann  man  sie  doch  j  dieser  Frage  beschäftigte.  Neben  den  wissen- 
nicht  zu  einer  F.  zusammenfassen.  Als  eine  i  schaftlichen  Vertretern  der  Freihandeislehre 
solche  erscheinen  erst  die  Physiokraten  I  wie  Mac  Culloch,  James  Mill,  Senior 
(vgl.  Art.  „Physiokratisches  System**),  die  mit  i  u.  a.  traten  nun  auch  zahlreiche  Tagesschrift- 
der  Quesnay  sehen  Prod'uktivitätstheorie  j  steller  auf,  die  ebenfalls  zur  ,, Schule'*  zu 
die  Gournay  sehe  Maxime  des  „laisser  faire,  i  rechnen  sind.  Die  aus  der  Anti-Corn-Law- 
laisser  passer'S  d.  h.  der  vollen  Freiheit  der  League  (s.  d.  Art.  oben  S.  107  fg.)  hervorge- 
Produktion  und  des  Verkehrs  verbanden. '  gangene  politische  Manchesterpartei  fand  ihre 
Einen  praktischen,  wenn  auch  nur  voriiber- '  wissenschaftliche  Stütze  in  dieser  absoluten 
gehenden  Einfluß  auf  die  Verwaltung  und  j  Freihandelstheorie,  deren  Anhänger  nun  auch 
Gesetzgebung  Frankreichs  hat  diese  Schule  i  in  ihrer  Gesamtheit  als  Manchesterschule  be- 
hau] )t  sachlich  durch  Turgot  gewonnen.  |  zeichnet  wurden.  Die  Handelsfreiheit  trug  in 
A  d  a  m  S  m  i  t  h  übernahm  das  Freihandels-  England  schließlich  den  vollen  Sieg  davon, 
prinzip  von  den  Physiokraten,  jedoch  ist  er  |  weil  sie  im  Interesse  der  überwiegenden  Mehr- 
auch  sehr  wesentlich  von  seinem  Landsmanne  j  heit  des  englischen  Volkes  lag.  Seit  dem 
David  H um e  beeinflußt.  Er  ist  überzeugt,  |  Jahre  1860  enthält  der  englische  Zolltarif  nur 
(laß    das  Wohl   der  Gesamtheit   am  besten  |  noch  reine  Finanzzölle,  die  eine  kleine  Zahl 

f?wahrt  und  gefördert  werde,  wenn  jedem  j  von  nicht  unentbehrlichen  Verbrauchsgegen- 
inzelnen  gestattet  werde,  nach  Kräften  seinen  j  ständen  belasten.  Auch  die  wissenschaftiichen 
eigenen  Vorteil  zu  erstreben.  Mit  besonderem  j  Schriftsteller  blieben  im  allgemeinen  der 
Eifer  und  Erfolg  aber  befaßt  er  sich  im  An- 1  orthodoxen  Freihandelslehre  treu,  nur  daß  sie 
Schluß  an  Hume  mit  der  Widerlegung  der  \  in  bezug  auf  Arbeiterschutz  und  sonstiges 
merkantilistischen  Irrtümer  und  dem  Nach-  j  sozialpolitisches  Eingreifen  des  Staates,  wie 
weise  der  Vorzüge  der  Freiheit  des  inter- 1  schon  früher  J.  St.  Mill,  in  der  neueren  Zeit 
nationalen  Handels,  obwohl  er  den  Gedanken  |  mehr  und  mehr  Zugeständnisse  machten.  In 
für  utopistisch  hielt,  daß  England  in  abseh- :  den  landwirtschafUichen  und  auch  in  ee- 
barer  Zeit  seine  Handelspolitik  diesen  Lehren  |  wissen,  von  demWettbewerb  der  kontinentalen 
gemäß  gestalten  werde.  Adam  Smith  gab  |  Länder  empfindlich  berührten  industriellen 
der  englischen  F.  zwar  ilire  wissenscliaftliche .  Kreisen  entstanden  in  den  letzten  Jahren 
Grundlage,  aber  diese  tritt  doch  erst  mehrere  [  wieder  schutzzöllnerische  Neigungen ,  die 
Jahrzehnte  nach  dem  Erscheinen  seines  j  sich  zunächst  verschämterweise  in  dem 
Werkes  auf,  und  in  der  Zwischenzeit  konnte  |  Programm  des  „fair  trade*',  d.  h.  der  Handels- 
man  von  einer  Smith  sehen  ,,Schule"  noch  |  freiheit  unter  der  Be<lingung  der  Ge^n- 
nicht  reden.  Malthus  kann  überhaupt  |  seitigkeit  versteckten,  in  der  neuesten  Zeit 
nicht  zu  den  Freihändlern  gezählt  werden, 'aber  im  Anschluß  an  die  imperialistischen 
da  er  ein  Anhänger  der  Korngesetze  war. '  Pläne  J.  Chamberlains  mit  weiter  gehenden 
Der  unmittelbare  Lehrmeister  der  englischen  j  Ansprüchen  hervorgetreten  sind. 
F.  ist  Ricardo,  der  das  ziemlich  ungefüge,  I  In  Frankreich  führte  J.  B.  Say  die 
mit  Stoff  überladene  Smith  sehe  Lehrgebäude  i  S  m  i  t  h  sehe  Freihandelslehre  in  ansprechen- 
durch  eine  elegante  abstrakte  Theorie  ersetzte.  I  der  und  streng  konsequenter  Durchführung 
Er  stützte  die  Lehre  von  der  für  beide  Teile  j  ein.  Seine  Nachfolger,  wie  Rossi ,  A. 
vorteilhaften  Wirkung  des  völlig  freien  aus-  {Blanqui,  L.  Faucher,  Dunoyer, 
wärtigen  Handels  auf  den  Grundsatz,  daßlBastiat,  M.  Chevalier,  Garnier  u.  a., 
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kann  man  insofern  als  eine  Schule  zusammen- 
fassen, als  sie  mit  vereinten  Kräften  bemüht 
waren,  das  Freihandelsprinzip  auch  in  der 
französischen  Wirtschaftspolitik  zur  Geltung 
zu  bringen.  Die  öewerbefreiheit  war  aller- 
dings schon  seit  der  Revolution  eingebürgert, 
aber  der  auswärtige  Handel  blieb  trotz  aller 
Bemühungen  der  Theoretiker  durch  ein 
starres  Prohibitiv-  und  Hochschutzzollsystem 
beschränkt,  bis  endlich  Napoleon  IH.  1860 
durch  den  Handelsvertrag  mit  England  eine 
Tarifreform  durchsetzte,  unter  der  Republik 
gewannen  die  protektionistischen  Tendenzen 
wieder  mehr  und  mehr  die  Oberhand,  in 
der  Wissenschaft  jedoch,  unter  deren  Ver- 
tretern namentlich  P.  Leroy-Beaulieu  zu 
nennen  ist,  blieb  die  F.  vorherrschend,  als 
deren  äußere  Vertretung  die  Soci6t6  d'6- 
conomie  politique  und  das  von  M  o  1  i  n  a  r  i 
herausgegebene  ,,Joumal  des  ^conomistes" 
erscheint.  Eine  Gruppe  von  mehr  positiv- 
sozialpolitischer Richtung  hat  sich  neben  ihr 
gebildet,  ohne  indes  in  der  Handelspolitik 
mit  ihr  in  prinzipiellen  Gegensatz  zu  treten. 
In  Deutschland  standen  die  wissenschaft- 
lichen Vertreter  der  Volkswirtschaftslehre 
in  den  beiden  ersten  Dritteln  des  19.  Jahrb., 
wie  Kraus,  E.  Lotz,  Rau,  Hermann,  Röscher 
meistens  auf  dem  Boden  der  Smith  sehen 
Lehre,  ohne  indes  den  Freihandel  zu  dem 
eigentlichen  entscheidenden  Schulprinzip  zu 
machen.  Die  Li  st  sehe  Schutzzolltheorie 
gewann  auch  eine  gewisse  wissenschaftliche 
Bedeutung.  Eine  eigentliche  F.  entstand 
erst,  als  in  den  50er  Jahren  die  handels- 
politischen Kämpfe  lebhafter  wurden.  Diese 
deutsche  F.  bestand  hauptsächlich'  aus 
Publizisten  und  Politikern,  die  mit  großem 
Geschick  und  Talent  die  Bewegung  förderten, 
die  am  Ende  der  60er  und  am  Anfang  der 
70er  Jahre  eine  fast  völlig  freihändlerische 
Umgestaltung  der  Zollvereinstarife  herbei- 
führte. Zu  diesen  gehörten  PrinceSmith, 
Michaelis,  J.  Faucher,  K.  Braun, 
Max  Wirt h,  L.  Bamberger,  Böhmer t, 
Emminghaus,  Soetbeer  u.  a.  Der 
volkswirtschaftliche  Kongreß,  der  sich  zuerst 
1858  in  Gotha  vereinigte,  bildete  die  jähr- 
liche Plenarversammlung  der  Freihandels- 
partei, die  unter  der  geistigen  Führung  der 
bchule  stand.  Als  Organ  diente  ihr  die  1863 
von  J.  Fauch  er  gegründete  „ Viertel jahrs- 
schrift  für  Volkswirtschaft  und  Kulturge- 
schichte''. Uebrigens  würde  die  Partei  ihre 
großen  Erfolge  im  Zollparlament  und  in  der 
ersten  Zeit  des  Deutschen  Reiches  nicht  er- 
reicht haben,  wenn  nicht  damals  die  Land- 
wirtschaft freihändlerisch  gesinnt  gewesen 
wäre.  Großen  Abbruch  tat  der  Schule  seit 
dem  Anfang  der  70er  Jahre  ihre  Haltung 
in  der  Arbeiterfrage  und  der  Sozialpolitik 
überhaupt.  Sie  blieb  einfacli  bei  der  für  die 
Arbeiter   wie   Hohn    klingenden    Bast  lat- 


schen Harmonielehre  und  stellte  die  Existenz 
einer  sozialen  Frage  noch  in  Abrede,  als  die 
Arbeiterbewegung  bereits  im  vollen  Gange 
war.  So  mußte  sie  dem  Verein  für  Soziä- 
politik  (vgl.  Art  „Kathedersozialismus^)  die 
Führung  in  der  sozialpolitischen  Reform- 
gesetzgebung überlassen,  und  als  dann  ia 
der  zweiten  Hälfte  der  70er  Jahre  die  Land- 
wirtschaft in  das  schutzzöUnerische  Lager 
überging  und  sich  mit  der  Industrie  zu  einer 
Rückbildung  des  Zolltarifs  verband,  blieben 
der  praktischen  Freihandelspartei  faßt  nur 
noch  die  Vertreter  der  Handelsinteressen, 
und  sie  schmolz  durch  das  Abscheiden  ihrer 
alten  Führer  mehr  und  mehr  zusammen. 
Zu  den  entschiedenen  Vertretern  der  wissen- 
schaftlichen Freihandelstheorie  gehören  gegen- 
wärtig namentlich  L.  Brentano,  Dietzel  und 
W.  Lotz.  Jedoch  kommt  auch  in  der  Theorie 
immer  mehr  die  Erkenntnis  zur  Geltung, 
daß  die  Verbindung  einer  positiven  Sozial- 
politik mit  dem  Programm  der  Hajidels- 
und  Gewerbefreiheit  nicht  nur  möghch, 
sondern  notwendig  ißt. 

In  den  Vereinigten  Staaten  hat  die  F. 
zwar  stets  Vertreter  gefunden  —  wie  Wells, 
A.  Walker,  Atkinson  u.  a.  —  aber  nie 
das  üebergewicht  erlangt,  wie  andererseits 
in  der  amerikanischen  Handelspolitik  der 
Protektionismus  mehr  und  mehr  die  Herr- 
schaft erhielt.  Allerdings  darf  nicht  außer 
acht  gelassen  werden,  daß  das  Schutzsystem 
in  diesem  Lande  von  der  Größe  eines  Welt- 
teiles eine  wesentlich  andere  Bedeutung  hat 
als  in  den  verhältnismäßig  wenig  ausge- 
dehnten, aber  dicht  bevölkerten  europäischen 
Industriestaaten. 

Literatar:  Lehr,  SchuUzoU  und  Freihandel, 
Berlin  1877.  —  FaivceU,  Freihandel  und  Zoll- 
schütz,  deuUch  von  JPcuaow ,  Berlin  1878,  — 
Henry  George,  Schutzzoll  oder  Freihandel, 
deutsch  von  Stöpel ,  Berlin  1877.  —  "IT.  Lotz^ 
Die  Ideeen  der  deutschen  HandeUpolitik  ron 
1860—1891  (Sehr.  d.  Ver.  f.  Soxialpol.  L.).  - 
L,  BrentanOf  £ku  FreihandeUcw^ment,  Mün- 
chen 1901.  —  H.  Dietzel,  Sozialpolitik  und 
Handelspolitik,  Berlin  1901.  —  F.  Raffel,  Eng- 
lische Freihändler  vor  Adam  Smith,  TiUnngen 
1905.  —  M,  Chevalier,  Examen  du  tysCemt 
commercial  connu  sous  le  nom  de  tysthne  pro- 
tecteur,  Paris  1852.  —  Vunoyer,  De  la  liberte 
du  travail,  8  Vols.,  Paris  1845.  —  Oramb<nc. 
Die  deutsche  FreihandeUpartei  zur  Zeit  ihrer 
Blüte,  Jena  1903.  —  Die  VolksunrUchafÜickf 
Gesellschaft  in  Berlin  gibt  unter  dem  Titel: 
„  Volkswirtschaftliche  Ski^agen"  eine  fortlauf end*^ 
Reihe  von  Broschüren  im  freihändlerischen  Sinnf 
heraus.  W,  LexUf, 


Freimeister. 

In  der  alten  Zunftverfassung  sind  F.  solche 
außerhalb  der  Zunft  stehende  Handwerker^  denen 
der  Stadtrat  für  ihre  Person  die  Erlaubnis  zur 
Arbeit  gegeben  hat.    Der  Konzessionierte  findet 
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sich  mit  der  Zunft  öfters  durch  eine  kleine 
Summe  ab.  Der  F.  darf  nur  selbst  arbeiten, 
nicht  Gesellen  oder  Lehrlinge  halten.  Die  F. 
scheinen  yorzugsweise  in  geringeren  Grewerben 
vorzukommen,  z.  B.  als  Flickschneider  und 
-schuster  (neben  den  zünftigen  Schneidern  und 
Schustern).  Von  den  Böhnhasen  (s.  oben  S.  493) 
unterscheiden  sie  sich  dadurch,  daO  sie  eine 
Arbeitskonzession  haben.  Gehen  sie  aber  über 
diese  hinaus  (indem  sie  z.  B.  Gesellen  und  Lehr- 
linge halten,  oder  indem  der  Flickschuster  neue 
Stiefel  macht),  so  werden  sie  dadurch  auch  zu 
Bdhnhasen.  Sind  die  F.  zahlreich  genug,  so 
bilden  sie  eigene  Nebenzünfte.  Seit  dem  Er- 
starken der  landesherrlichen  Gewalt  begünstigt 
der  Landesherr  die  F.  gelegentlich  im  Gegen- 
satz zum  Stadtmagistrat. 

Vjl.  Artt.  ,,Böhnhase"  und  „Zünfte".  S. 
Beispiele  in  den  Hansischen  GescMchtsblättem, 
Jahrsr.  1897,  S.  70  und  bei  F.  Böhmer,  Ge- 
schichte der  Stadt  Rügenwalde  (Stettin  1900), 
S.  277  und  285.  G,  v.  Below. 


Freizflgigkeit. 

(Aufenthalt  und  Niederlassung.) 

1.  Begriff  und  geschichtliche  Vorbemerkung. 
2.  Der  Rechtszustand  im  Deutschen  Reiche  und 
in  den  Einzelstaaten.  3.  Der  Rechtszustand  in 
Oesterreich.   4.  Die  internationale  Freizügigkeit. 

1.  Be^ff  und  geschichtliche  Yor- 
bemerknng.  Unter  F.  wird  ein  Doppeltes 
verstanden,  dessen  Gemeinsames  in  den 
Beziehungen  des  Individuums  zum  Terri- 
torium liegt,  nämlich  das  Recht  der  Wahl 
des  Aufenthaltes  und  jenes  derNieder- 
lassung  an  einem  Orte.  Das  erstgenannte 
Recht  umfaßt  die  Berechtigung,  einen  Aufent- 
halt zu  verlassen,  denselben  im  Reisen  zu 
wechseln  und,  vorübergehend,  wo  immer  zu 
verweilen.  Das  zweitgenannte  Recht  be- 
trifft die  bleibende  Niederlassung  zum 
dauernden  Wohnsitz.  Da  der  Ortswechsel 
der  Individuen  in  der  Regel  aus  wirtschaft- 
lichen Gründen  erfolgt,  so  umfaßt  das  letzt- 
genannte Recht  (jenes  der  Niederlassung) 
i.  R.  die  Befugnis,  Grundbesitz  zu  erwerben 
und  Erwerbstätigteiten  auszuüben,  selbst- 
verständlich innerhalb  der  durch  die  beson- 
deren Normen  dieser  Lebenssphären  ge- 
zogenen Grenzen. 

Die  neuzeitlichen  Verfassungen  der  meisten 
Staaten  enthalten  in  ihren  Urkunden  das 
Recht  der  F.,  oder  regeln  dieses  durch  be- 
sondere Gesetze.  Die  Notwendigkeit  hier- 
zu ergab  sich  durch  die  Beschränkungen, 
denen  die  F.  in  früheren  Epochen  unterlag ; 
diese  Gesetze  besagen  sonach  nur,  daß  dem 
Menschen  das,  w^as  sich  als  reiner  Ausfluß 
der  Handlungsfreiheit  darstellt,  nicht  ver- 
boten sei,  resp.  nicht  mehr  verboten  sei. 
Derselbe  Effekt,  den  die  feierliche  Statuie- 
rung dieses  „Freiheitsrechtes^'  in  den  Kon- 
stitutionen bezweckt,  wäre  auch  erzielt 
worden,  wenn  die  früheren  Beschränkimgen 


einfach  im  Gesetzeswege  aufgehoben  worden 
wären. 

Diese  früheren  Beschränkungen  hatten  ihre 
Wurzel  a)  im  grundherrlichen  Verhältnisse ;  die 
Grundherren  hatten  ein  ^oßes  Interesse  daran, 
die  Untertanen  auf  dem  Dominium  zu  erhalten, 
um  die  Anzahl  der  Arbeitskräfte  und  Zehnt- 
pflichtigen nicht  zu  vermindern ;  b)  in  konfessio- 
nellen Verhältnissen,  so  z.  B.  hinsichtlich  der 
Juden;  c)  in  den  städtischen  Erwerbsverhält- 
nissen, zur  Zeit  der  Geschlossenheit  der  Zünfte, 
um  die  Konkurrenz  durch  Neuzuziehende  zu 
vermindern;  d)  im  Wunsche,  einen  besitzlosen 
und  leicht  verarmenden  Bevölkerunfifszuwachs 
von  außen  von  der  Gemeinde  abzuhalten;  end- 
lich auch  e)  im  Bestreben,  sicherheitsgefahrliche 
und  sittengef&hrdende  Elemente  fernzuhalten.  — 
Der  Rechtsinhalt  dieser  Be8chränkung:en  war 
ein  mehrfacher:  a)  die  Einhebung  von  Abfahrts- 
geld, welches  beim  Wegziehen  von  Menschen 
oder  Vermögensbeständen  entrichtet  werden 
mußte  als  Entschädigung  für  den  Entgang  der 
Abgaben  und  Frondienste ;  b)  das  einfache  Ver- 
bot des  Zuziehens  und  Niederlassens  oder  die 
Beschränkung  auf  Zeit,  auf  bestimmte  Orte  und 
auf  eine  bestimmte  Menschenzahl  (namentlich 
auch  bezüglich  der  Juden);  c)  die  Gestattnng 
der  Niederlassung  bei  Vorhandensein  von  öko- 
nomischen Garantieen  (Vermögen  usw.):  d)  die 
Einhebung  von  hohen  Gebühren  für  die  Ge- 
stattung des  Zuzugs  (Einkaufsgeld,  Zuzugs- 
geld). —  Eine  Reihe  von  Umständen  wirkte  zu- 
sammen, um  diese  Beschränkungen  zu  Falle  zu 
bringen:  die  Gedanken  der  framEÖsischen  Revo- 
lution über  politische  Freiheit  und  schon  früher 
die  Ideeen  der  merkantilistischen,  sodann  der 
physiokratischen  und  endlich  der  sog.  klassischen 
englischen  Nationalökonomie  über  Handeis-  und 
Gewerbefreiheit,  das  Vorbild  Englands  und  der 
aufstrebenden  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerika, endlich  das  Aufkommen  der  Maschinen, 
das  Entstehen  von  Großindustrie  und  neuen 
Verkehrsmitteln  sowie  der  modernen  Arbeiter- 
bevölkerung wesentlich   flottanten  Charakters. 

Diese  Beschränkungen  der  F.  fielen 
nahezu  ganz;  übrig  geblieben  sind  im  all- 
gemeinen nur  jene,  welche  die  Niederlassung 
solcher  Individuen  verwehren  wollen,  die 
der  Armenpflege  zur  Last  fallen  könnten 
oder  gemeinge&hrlich  erscheinen.  Das  Recht 
der  Abwehr  solcher  Individuen  steht  den 
(ünter8tützungs-)Gemeinden  zu,  weil  diese 
entweder  unter  dem  Titel  der  Unterstützung 
Armer  oder  wegen  des  nahen  örtlichen 
Zusammenlebens  der  Menschen  als  die  Meist- 
beteiligten erscheinen. 

Von  diesem  Inhalte  der  F..  sind  andere 
Rechtsinstitute  zu  unterscheiden,  welche 
verwandten  Effektes,  aber  im  Wesen  ver- 
schieden sind,  und  zwar  a)  die  Paß  Vor- 
schriften (Paßzwang),  welche  an  die 
örtliche  Bewegung  ^wisse  Ordnungsvor- 
schriften knüpfen,  die  keine  Behinderung 
der  F.,  speziell  des  Reisens,  als  solcher  sind, 
sondern  nur  eine  gewisse  äußere  Form 
dafür  einführen.  Allerdings  kann  die  Paß- 
vorschrift unter  Umständen  tatsächlich  dazu 
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dienen,  durch  Verweigerung  der  Ausstel- 
lung oder  der  Vidierung  der  Pässe  die  F. 
zu  hemmen.   (Vgl.  Art.  „Paßwesen".) 

b)  die  Militärpflicht;  in  manchen 
Staaten  ist  die  F.,  speziell  die  dauernde 
Auswanderung  durch  die  Militärpflicht  be- 
schränkt, d.  h.  sie  lebt  erst  auf,  wenn  der 
Militärpflicht  Genüge  geleistet  ist.  Diese 
Bestimmung  betrifft  nur  männliche  Personen 
bestimmten  Lebensalters  und  hemmt  zeitlich 
die  Auswanderung,  ist  also  unleugbar  eine 
Beeinträchtigung  der  F. 

c)  die  strafrechtlichen  Beschrän- 
kungen der  Bewegungsfreiheit  treten  als 
Folgen  von  Verurteilungen  ein  und  bezwecken 
entweder  das  dauernde  oder  zeitweise  Ver- 
bot der  Niederlassung  an  einem  Orte,  d.  i. 
die  Abschaffung  aus  demselben  (während 
unter  Abschiebung  die  zwangsweise 
üeberführuug  in  die  Zuständigkeitsgemeinde 
verstanden  wird)  bezw.  die  Landesver- 
weisung mit  Rücksicht  auf  alle  Orte  eines 
Staatsgebietes,  oder  die  zwangsweise  An- 
weisung eines  Wohnortes  mit  dem  Verbote 
denselben  zu  verlassen,  d.  i.  die  Inter- 
nierung oder  Konfinierung  ^auch  im 
Kriegsfälle  für  Gefangene  usw.)  una  endlich 
die  Haft  Hierher  gehört  auch  die  D  e  p  o  r  - 
tierung  mit  Zwangsaufenthalt.  Dabei  ist 
nur  zu  bemerken,  daß  die  Abschiebung  auch 
auf  dem  Gebiete  der  Armenpflege  und 
Polizei  als  Beschränkung  der  F.  vorkommt. 

d)  das  Verbot  des  Aufenthaltes  in  einem 
Staate  für  besondere  Personen  oder  Klassen, 
wie  z.  B.  für  Angehörige  ehemals  regierender 
Häuser,  für  Jesuiten  und  diesen  verwandte 
Kongregationen  u.  a. 

e)  Vorschriften  sanitätspolizei- 
licher Natur. 

f)  Verpflichtungen  aus  dem  Staats- 
dienste und  endhch 

g)  allgemeine  civilrechtliche  Be- 
schränkungen der  Handlungsfähigkeit  bei 
nicht  eigenberechtigten  Personen,  Ehefrauen, 
Mündeln,  Kindern  usw. 

Die  seitens  mancher  Staaten  eingeführ- 
ten Einwanderungs  erschwerungen  resp. 
-verböte  sind  gleichfalls  Beschränkungen 
der  F.  und  haben  ihre  Ursachen  im  Wunsche 
nach  Vermindening  der  Konkurrenz  auf  dem 
Arbeitsmarkte,  in  politischen  Erwägungen 
oder  auch  in  Momenten  der  Armenverwaltung 
(s.  Art  „Auswanderung*^  oben  S.  304  fg.). 

Das  Rechtsinstitut  der  F.  hängt  mit 
jenem  der  Staatsbürgerschaft,  des  Heimats- 
rechtes und  des  Unterstützungswohnsitzes 
zusammen.  Was  die  beiden  erstgenannten 
anbelangt,  so  schließen  sie  die  Abschaff'ung 
aus  dem  zugehörigen  Staatsgebiete  resp. 
der  Heimatsgemeinde  prinzipiell  aus,  wenn- 
gleich auch  hier  mit  Rücksicht  auf  die 
soeben  genannten  Punkte  Ausnalimeri  be- 
stehen. 


2.  Der  Rechtszustand  im  Dentochen 
Reiche   und  in   den  Einzelstaaten.    Im 

Deutschen  Reiche  besteht  seit  dem  Buudes- 
ffesetze  über  die  F.  v.  1./XI.  1867  (§  2  in 
der  Fassung,  die  er  durch  das  Einfuhrungs- 
gesetz zum  BGB.  Art.  37  erhielt),  welches 
die  Grundsätze  des  preußischen  Rechtes  (G. 
V.  31./Xn.  1842)  acceptiert,  jedoch  mit  Auf- 
rechthaltung der  heimatrechtlichen  Sonder- 
bestimmungen Bayerns  (s.  Art.  „Heimat- 
recht"), ein  im  wesentlichen  einheitlicher 
Rechtszustand.  Jeder  Reichsangehörige  laum 
sich  jeden  Einzelstaat  zum  Aufenthalt  nehmen 
oder  sich  in  demselben  niederlassen,  falls 
er  daselbst  ein  Obdach  findet;  ebenso  kann 
er  da  Grundbesitz  erwerben  oder  ein 
Gewerbe  ausüben.  Dieses  F.recht  bezieht 
sich  jedoch  nur  auf  die  eigentliche  allge- 
meine Territorial-  oder  Personalhoheit  einer 
Gemeinde  oder  eines  Staates  und  nicht  auf 
etwaige,  aus  verwandten  Rechtsinstituten 
hervorgehende  Besonderheiten  (s.  oben  a— g). 
Die  F.  in  diesem  Sinne  ist  nun  nach  zwei 
Richtungen  hin  beschränkt,  nämlich  in 
armenrechtlicher  und  in  sicherheitsi)olizei- 
licher. 

1.  In  armenrechtlicher  Hinsicht 
besteht  ein  A  b  Weisungsrecht  der  Gemeinde 
gegen  neu  anziehende  Personen,  die  sich 
nicht  selbst  zu  erhalten  vermögen  und  auch 
von  keiner  privatrechtlich  verpflichteten 
Seite  erhalten  werden  (die  Besorenis  wegen 
eintretender  Verarmung  bildet  jedoch  keinen 
Abweisungsgrund),  und  ein  Aus  Weisungs- 
recht gegenüber  solchen,  welche  den  ünter- 
stützungswohnsitz  noch  nicht  erworben  haben 
und  der  öffentlichen  Armenpflege  anheim- 
fallen, ausgenommen,  es  sei  dies  w^a 
vorübergehender  Arbeitsunfähigkeit  der  Fall. 
Dabei  kann  durch  Landesrecht  dieses  Ab- 
Weisungsrecht  der  Gemeinden  beschränkt 
werden. 

2.  In  Sicherheitspolizei! icher  Hin- 
sicht und  zwar  a)  nach  Reichsrecht  (RStGß. 
§  39):  Den  unter  Polizeiaufsicht  Gestellten 
kann  Aufenthalt  und  Niederlassung  an  be- 
stimmten Orten  untersagt  werden,  b)  Der 
Ijandesgesetzgebung  steht  es  frei,  die  Ge- 
meinden zu  berechtigen,  den  wegen  gewisser 
Delikte  kriminell  abgestraften  Gemeinde- 
fremden Aufenthalt  und  Niederlassung  zu 
verweigern;  demgemäß  sind  in  einzelnen 
Staaten  teils  ältere  gesetzliche  Bestimmungen 
über  die  Beschränkung  der  F.  in  Gültigkeit 
geblieben,  teils  später  erlassen  worden. 

Im  wesentlichen  ähnlich  ist  auch  die  Lan- 
desverweisung geordnet,  welche  gleichfalls 
nur  gegen  Bettler  und  Landstreicher  finnerhalb 
12  Monaten  nach  der  letzten  Bestrarang)  and 
fingen  gewisse  kriminell  Bestrafte  (auf  Grand 
des  §  3  Abs.  2  des  zitierten  Gesetzes)  in  Anwen- 
dung kommen  kann ;  ersteres  seitens  aller  Bnn- 
desstaaten  mit  Ausnahme  i'enes,  in  welchem  die 
Bestrafung  erfolgt  oder  dem  die  Person  ange- 
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höriff  istf  und  letzteres  mit  Ausnahme  jenes 
Bundesstaates,  welcher  diese  Beschränkung  auf- 
erlegte oder  dem  die  Person  angehört.  Doch 
ist  die  Auslegung  dieses  §  3  Ahs.  2  strittig. 

3«  Der  Rechtszastand  in  Oesterreieh«  In 
Gestenreich  wird  die  F.,  die  überdies  schon 
vorher  nach  Beseidgnnp:  der  hauptsächlichsten 
Schranken  bestand,  mit  dem  Staatsgrundge- 
setz V.  21.;XII.  1Ö67  R.  192,  Art.  4  garan- 
tiert. Der  Rechtsinhalt  ist  derselbe  wie  jener 
der  deutschrechtlichen  Bestimmungen;  auch 
hier  handelt  es  sich  um  die  eigenUiche  allge- 
mein-t«rritorialrechtliche  Unterworfenheit  und 
nicht  um  besondere  Rechtsinstitute  (s.  oben  sub  1, 
a— g).  Auch  in  Oesterreich  bestehen  Beschrän- 
kungen dieses  allgemeinen  Grundsatzes  durch  die 
Berechtigung  der  Gemeinden  (nach  der  Reichs- 
gemeindeordnung y.  5/111.  1862,  R.  18, 
Art.  III  Abs.  2),  welche  dahin  geht,  daO  Nicht- 
zuständigen, die  sich  über  ihre  Heimatsberechti- 
gung ausweisen  können,  der  Aufenthalt  nicht 
yersagt  werden  könne,  es  sei  denn,  daß  sie  mit 
ihren  Angehörigen  einen  bescholtenen  Lebens- 
wandel führen  oder  der  öffentlichen  Mildtätig- 
keit zur  Last  fallen.  Die  Gemeindeordnungen 
der  einzelnen  Länder  enthalten  aber  zumeist 
(jedoch  u.  a.  nicht  in  Böhmen)  ein  enger  be- 
mnztes  Recht  der  Ausweisung,  indem  es  für 
die  Gemeindegenossen  (d.  i.  nichtzuständige  Per- 
sonen, welche  in  der  Gemeinde  Realbesitz  haben, 
Gewerbe  betreiben,  Steuer  zahlen)  nicht  besteht. 
Während  der  Berechtigungsgrund  des  der  öffent- 
lichen Mildtätigkeit  ZurlastfaUens  genügend 
klar  ist,  ist  es  ziemlich  fraglich,  was  unter 
,.Bescholtenheit*'  zu  verstehen  sei;  nur  so  viel 
kann  allgemein  gesagt  werden,  daß  eine  über 
das  Privatleben  nicht  hinaus  reichende  Be- 
scholtenheit  kein  Ausweisungsgrund  ist,  da  der 
Gemeinde  nur  die  Wahrung  öffentlicher  Interessen 
obliegt. 

4.  Die  internationale  F.,  d.  h.  die  F. 
iDoerhalb  der  einzelnen  Staatsgebiete,  wird 
nach  gegenwärti^r  Gepflogenheit  zumeist 
durch  die  sog.  Niederlassungsverträge  (z.  B. 
Deutsches  Reich- Schweiz  v.  31./ V.  1890 
ROB.  S.  131)  im  wesentlichen  dahin  ge- 
regelt, daß  die  Staaten  den  Fremden  die 
Niederlassune  unter  der  Bedingung  des 
Nachweises  der  betr.  fremden  Staatsbürger- 
schaft und  der  ünbescholtenheit  zugestehen, 
und  sich  das  Recht  der  Ausweisung  (Landes- 
verweisung) bei  strafgerichtlichen  Verur- 
teilungen, aus  Gründen  der  Armenpflege 
sowie  der  Sittenpolizei,  endlich  der  Staats- 
sicherheit vorbehalten.  Auch  flnden  sich 
Einwandeningsverbote. 

Literatar:  Rehm,  Art.  „Frritügigkeit"  im  H.  d. 
St.,  2.  Aufl.,  Bd.  III,  S.  Ii59fg.  —  GneUt,  Art. 
„FrtizUgigkeü"  in  Stengeh  W.B.  —  Seydel,  Art. 
„Sicherheitspolizei"  bei  Schönberg,  4.  Aufl.,  Bd. 
III t,  S.  3£0/g.  —  Schübier,  Die  GeseUe  über 
yiederlassung  und  Verehelichung  in  den  ver- 
ichiedenen  deutschen  Staaten,  Stuttgart  1855,  — 
Fr,  Arnold y  DU  Freizügigkeit  und  der  Unter- 
ttützungsvohnHtz,  Berlin  1872.  —  (Sneiatf  Die 
Beschränkungen  der  Freizügigkeit  nach  preuß. 
Verwaltungsrecht ,  Labands  Arch.,  Bd.  1.  — 
Dames,  Freisiigigkeit  und  Aufenthalt,  Würzburg 


189S.  —  Georg  Meyer  ^  Lehrb.  des  deutschen 
Verw.'RechU,  f.  Aufl.,  I,  S.  121  fg.,  Leipzig  1893. 

—  V.  Seydel,  Bayer.  Staatsrecht,  2.  Aufl.,  III, 
S.  27 fg.,  Leipzig  1896.  —  Ml^chler-Vlhrich, 
Oesterr.  St.W.B.,  2.  Aufl.,  Art.  „Niederlassung". 

—  Siehe  auch  die  Literatur  bei  den  Artt.  „Heimat' 
reehtf*  und  „Armenwesen"  (letzteres  oben  S.  t^O). 

Mischler, 


Fremdenrecht. 

Obwohl  im  Laufe  des  Mittelalters  die 
Persönlichkeit  des  Fremden  in  mehrfacher 
Beziehung  zunehmende  rechtliche  Aner- 
kennung erhalten  hat,  wiu*den  seiner  Tätig- 
keit andererseits  doch  auch  wieder  in  ver- 
stärktem Maße  Schranken  gezogen.  Insbe- 
sondere ist  das  technisch  sog.  „F."  oder 
„Gästerecht^'  —  „Gast"  bedeutet  in  der 
älteren  deutschen  Sprache  den  Fremden  — , 
welches  den  Fremden  gegenüber  dem  Ein- 
heimischen wesentlich  benachteiligt  erst 
etwa  seit  dem  13.  Jahrh.  zur  Ausbildung 
gelangt  und  weiterhin  noch  oft  verschärft 
worden.  Zwei  Motive  haben  (abgesehen 
von  den  Ursachen,  die  in  den  natürlichen 
Verhältnissen  lagen)  ein  solches  F.  hervor- 
gebracht: die  allgemeine  Idee  der  Stadt- 
wirtschaft {%.  den  Art.  „Wirtschaftsstufen''), 
welche  die  Städte  einzeln  auf  sich  zu  stellen, 
voneinander  zu  isolieren  suchte,  und  die 
spezielle  Handwerkerpolitik  des  Mittelalters, 
welche  dem  Zwischennandel  ungünstig  war. 
Je  nachdem  die  betrefTenden  Faktoren  (wie 
vor  allem  der  Handwerkerstand)  in  den 
Städten  das  üebergewicht  besaßen  oder 
nicht,  wechselte  audi  die  Intensität  des  F. 
Die  von  diesem  geschaffene  Sonderstellung 
des  Fremden  kam  namentlich  in  folgenden 
Bestimmungen  zum  Ausdruck :  1.  dem  Frem- 
den ist  der  Detailhandel  untersagt :  er  wird 
auf  den  Absatz  im  ^ßen  beschränkt  Aus- 
nahmen (jedoch  nicht  vollständige)  gelten 
betreffs  der  Marktzeiten.  Femer  suchen  die 
Städte  für  ihre  Angehörigen  auswärts  Mil- 
derungen des  Gästerechts  durch  besondere 
Vertrag  und  Privilegien  zu  erlangen.  So 
haben  sich  insbesondere  die  Hanseaten  in 
ihren  überseeischen  Niederlassungen  erfolg- 
reich um  den  Erwerb  des  Rechts  zum  Detail- 
handel bemüht  2.  Sehr  veri)reitet  ist  das 
Verbot  des  Handels  zwischen  Gast  und 
Gast  sowie  die  Bestimmung,  daß  ein  Bürger 
nicht  mit  einem  Gast  in  eine  Handel^sell- 
schaft  eintreten  oder  für  ihn  Faktorendienste 
übernehmen  darf.  3.  Aeußerungen  des  F. 
sind  auch  das  Stapelrecht  und  aie  Zwangs- 
uud  Bannrechte  (s.  d.  Artt  und  die  Artt. 
„Bannmeile"  (oben  S.  323)  und  „Zünfte"). 
4  Der  Handelsverkehr  der  Gäste  in  der  Stadt 
untersteht  einer  mannigfaltigen  und  ver- 
schiedenartigen Beaufsichtigimg.  Meistens 
müssen   sie   sich    einheimischer   Geschäfts- 
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Abs.  2  des  §  55  erklärt,  daß  unter  der  Vor- 
aussetzung der  Anordnung  des  Yormund- 
schaft^enchts  die  landesgesetzlichen  Be- 
stimmungen geeignete  Maßregeln  zur  Besse- 
rung treffen.  Dwnit  ist  also  Raum  für  die 
Zwangserziehung  geschaffen. 

8.  Oesterreich,  Frankreich,  England. 
Wenn  in  Oesterreich  noch  nicht  straf- 
mündige Personen  Verfehlungen  begehen, 
so  werden  sie  regelmäßig  der  häuslichen 
Züchtigung  und  nur  unter  besonderen  Um- 
ständen der  Ahndung  der  Polizeibehörde 
überlassen.  Jedoch  kann  im  ersteren  Falle 
auf  Unterbringung  in  eine  Zwangsarbeits- 
oder Besserungsanstalt  erkannt  werden,  und 
im  letzteren  Falle  kann  dies  geschehen, 
wenn  das  Kind  gänzlich  verwahrlost  ist  imd 
ein  anderes  Mittel  zur  Erzielung  einer  ordent- 
lichen Erziehung  und  Beaufsichtigung  nicht 
ausfindig  gemacht  werden  kann  (&.  v.  24' V. 
1885).  Jugendliche  Personen  unter  18  Jahren, 
die  wegen  Ijandstreicherei,  gewerblicher 
Unzucht  Diebstahl,  Brandlegimg  usw.  ver- 
urteilt worden  sind  und  deren  Unterbringung 
in  ein  Zwangsarbeitshaus  verfügt  wurde, 
sind  in  besondere  Anstalten  zu  verweisen 
(GG.  V.  10./V.  1873  und  24./V.  1885). 

In  Frankreich  werden  Personen  unter 
16  Jahren,  die  mangels  des  Unterscheidungs- 
vermögens (sans  discernement)  strafbare 
Handlungen  begangen  haben,  entweder  ihren 
Eltern  zurückgegeben  oder  zur  F.  auf  eine 
vom  Richter  festzusetzende  Zeit  in  eine 
Colonie  pönitentiaire  verwiesen  (G.  v.  5./ VUI. 
1850).  Jugendliche  Personen,  die  zu  Frei- 
heitsstrafen zwischen  6  Monaten  und  2  Jahren 
verurteilt  wurden,  sind  den  gleichen  An- 
stalten zu  überweisen.  Die  zu  Itogeren 
Freiheitsstrafen  Verurteilten  jugendhchen 
Alters  sowie  die  unbotmäßigen  Zöglinge 
derColonies  pönitentiaires  werden  in  Colonies 
correctionneues  untergebracht.  Ebenso  können 


Kinder,  bei  denen  die  gewöhnlichen  Zucht- 
mittel versagen,  auf  Antrag  des  Vaters  bis 
zu  1  Monat  und,  wenn  sie  16  Jahre  über- 
schritten haben,  unter  den  gleichen  Voraus- 
setzungen durch  den  Gerichtspräsidenten  auf 
höchstens  2  Jahre  in  solche  Kolonieen  ver- 
wiesen werden.  Im  G.  v.  24.' VIT.  1889 
sind  endlich  diejenigen  Fälle  angegeben, 
in  denen  den  Eltern  die  elterliche  Gewalt 
entzogen  werden  muß  und  in  denen  sie 
diesen  entzogen  werden  kann.  Die  Kinder 
sind  dann  einer  öffentlichen  oder  einer 
Privatanstalt  zu  übergeben  imd  nehmen 
eine  ähnliche  Stellung  ein  wie  die  enfents 
assist^  (s.  Art.  „Armenwesen"  oben  Bd.  I 
S.  244). 

In  England  unterscheidet  man  bei  der 
Zwangserziehung,  deren  Anstalten  durch  das 
Zusammenwirken  von  Staat  und  Privattätig- 
keit große  Ausbildung  erlangt  haben,  zwischen 
Reformatory  Schools  und  Industrial  Schools. 
Erstere,  1854  und  1866  nach  gesetzUchen 
Grundlagen  neu  organisiert,  sind  zur  Auf- 
nahme der  bestraften  Kinder  und  jugend- 
lichen Personen  bestimmt  (17  und  18  Vict 
c.  86  und  29  und  30  Vict  a  117).  Letztere 
dagegen  dienen  zur  Unterbringung  von  ver- 
wahrlosten, elternlosen  und  verlassenen 
Kindern  oder  von  solchen,  deren  Aufnahme 
Eltern  und  Vormünder  beantragen.  Kinder 
unter  12  Jahren,  welche  mit  Gefängnis  oder 
geringeren  Strafen  bedrohte  Handlungen 
begangen  haben,  werden  gleichfalls  in  die 
Industrial  Schools  verwiesen.  Die  Einrich- 
tung der  Industrial  Schools  beruht  auf  Ge- 
setzen, die  seit  1857  erflossen  sind.  Die 
wichtigste  Grundlage  ist  die  Industrial 
School  Act  von  1866  (29  und  30  Vict  c 
118). 

Literatur:  Loening,  Art.  „2^ang9ertiehung", 
H.  iL  St.,  S.  Avfl.,  Bd.  VII,  S.  1059 fg.  (dateUnt 
weitere  Literatur).  Max  von  HeekeL 


G. 


Gästerecht  s.  Fremdenrecht 
oben  S.  892  fg. 


Galianiy  Fernando, 

geb.  am  22./XII.  1728  zu  Chiesi  in  Italien,  1760 

und  folgende  Jahre  Gesandtschaftssekretär  and 
;  stellvertretender  neapolitanischer  Gesandter  in 

Paris,  gest.  als  infnlierter  Abt  am  30./X.  1787 

in  Neapel. 

geb.  28./XII.  1794  zu  Aldenhoven  bei  Jülich,,  Anhänger  der  Handelsbilanztheorie.  Erachtet 
gest.  31.  II.  1863  in  Trier;  vgl.  Art.  „Sozialis-  den  Wert  einer  groCen  Bevölkerung  auf  Gnmd 
mns'^.  C.   Grünberg,       seiiierin„DeIlamoneta''(8.  n.)  ausgeführten  Lehre 

vom  Werte,  wonach  das  Maximum  der  Wert- 
!  Objekte  in  einem  Staate  sich  in  dem  Vollbringer 

der  Arbeit,  im  Menschen,  verkörpert.    Ver^isser 
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der  autiphysiokratischen Streitschrift:  ^Dialognes 
snr  le  commerce  des  bles*'  (s.  u.],  welche  eine 
Verstaatlichung  des  französischen  Getreidehan- 
dds  anstrebte  und  sich  nebenbei  geg;en  die 
großen  französischen  Getreidehändler  richtete^ 
welche  das  Edikt  Ton  1764  zu  einer  sie  mühelos 
bereichernden  freien  Komausfuhr  ausbeuteten. 
Bibliographie:  Della  moneta  libri  quinque, 
Neapel  1749;  dasselbe,  2.  Aufl.,  ebenda  1780.  — 
Dialogues  sur  le  commerce  des  bleds  (bl^s), 
Londres  (recte  Paris)  1770 ;  dasselbe,  Neudruck, 
2  Bde.,  Berlin  1795;  dasselbe,  Neudruck  in  Bd. 
V  u.  VI  der  Custodischen  Siunmlung.  Mailand 
1803;  dasselbe,  Neudruck  in  Bd.  XV  der  Collec- 
tion  des  principaux  6conomistes,  Paris  1848, 
dasselbe,  deutsch  von  H.  L.  W.  Barkhausen, 
Lemgo  1777;  von  H.  W.  Berisch,  Lauban  1778; 
von  D.  C.  W.  Beicht,  Glogau  1802;  von  F.  Blei, 
Bern  1895.  lAppert. 


Garantieversichemng  s.  Kautions- 
versicherung. 


Gasthansreform 

8.  Gothenburger  Ausschanksystem, 

vgl.  auch  Alkohol  frage  (besonders  sub  IV 

oben  S.  76  fg.). 


Gastwirtschaften    s.   Schankgewerbe, 

vgl.  auch  Alkoholfrage  (b^nders 

sub  IV  oben  S.  76  fg.). 


Oebftndestener 

(Haus-  oder  Häusersteuer). 
I.  Allgemeines.  1.  Bemff  und  Umfang 
der  G.  2.  Formen  der  G.  II.  Gesetzgebung. 
1.  Preußen.  2.  Bayern.  3.  Württeinberg.  4. 
Sachsen,  ö.  Baden.  6.  Hessen.  7.  Gestenreich. 
8.  Frankreich.    9.  England. 

I.  Allgemeines. 
1.  Begriff  und  Umfang  der  G.    Die 

G.  ist  eine  Ertragssteuer.    Sie  trifft  den  Er- 1 
trag,  der  aus  der  Nutzung  des  Hauseigen-  \ 
tums   fließt    Da   bei   ihr  das  Steuerobjekt  I 
etwas  tatsächlich  Gegenstandliches  ist,  nicht  i 
bloß  in  einer  Vorstellung  oder  künstlichen 
Konstruktion  besteht,  so  zählt  sie  zu  den 
reinen  Objekt-  oder  den  Realsteuern.    Die 
G.  ist  von  der  Wohnungs-  oder  Mietsteuer 
wohl  zu  unterscheiden;  denn  sie  wül  den 
sich  aus  dem  Gebäude  ergebenden  Ertrag 
besteuern,  seinen  Bezieher  treffen,  während 
die  Mietsteuer  den  Benutzer  einer  Wohnungs- 
gel^nheit,  also  einen  wirtschaftlichen  Auf- 
wand zur  Leistung  heranziehen  will. 

Der  Cmfang  der  G.  wird  verschieden 
bemessen.  Besondere  Schwierigkeiten  er- 
geben sich  aus  dem  engen  Zusammenhange 
mancher  Gebäudeerträge  mit  landwirtschaft- 
lichen oder  gewerblichen  Betrieben  sowie 
aus  den  verscniedenen  Funktionen  des  länd- 
lichen und  des  städtischen  Hauseigentums. 


Hiemach  kann  man  zwei  Hauptgruppen  von 
Steuerobjekten  unterscheiden,  öebäude  im 
Zusammenhang  mit  speziellen  Erwerbsein- 
richtungen (Liandwirtschaft,  Handel,  Gewerbe) 
und  sodann  Wohngebäude.  Für  die  Ge- 
staltung des  steuerbjffen  Ertrages  ist  ferner 
noch  erheblich  die  Unterscheidung  in  ver- 
mietete und  selbstbewohnte  Gebäude.  Eine 
eigentliche  Ertragssteuer  vom  Hauseigentum 
setzt  allerdings  eigentlich  die  Benutzung 
der  Häuser  als  Renten  quelle  voraus 
und  damit  einen  Zustand  aes  Wirtschafts- 
jlebens,  wo  Häuser  zum  Vermieten  von 
Wohnungen  erbaut  werden.  Wenigstens 
muß  dies  die  R^l  sein,  so  daß  der  Ertrag 
selbstbewohnter  Häuser  leicht  durch  einen 
Ertragsanschla^  festgestellt  werden  kann. 
Gebäude,  die  emen  Bestandteil  von  Erwerbs- 
einrichtungen bilden,  liefern  naturgemäß 
einen  Ertrag,  der  im  Gewecbsertrage  ent- 
halten und  daher  oft  nicht  auszuscheiden  ist. 
Diese  verschiedenartigen  Scheidungen 
haben  aber  die  Steuergesetze  aus  steuer- 
technischen Gründen  nicht  rezipiert.  Sie 
sind  summarischer  vorgegangen  und  haben 
teils  alle  Gebäude  ohne  Rücksicht  auf 
ihren  Zweck,  teils  nur  die  Wohngebäude 
besteuert.  Im  ersteren  Falle  werden  bis- 
weilen von  den  Häusern,  die  den  Erwerbs- 
einrichtungen oder  diesen  und  dem  Wohn- 
bedürfnisse dienen,  niedrigere  Sätze  als  von 
den  Wohn-  und  Miethäusem  erhoben.  Die 
besondere  Grundsteuer,  die  vom  Areal  oder 
von  kleinen  Hausgärten,  Höfen  u.  dgl.  neben 
der  G.  mitunter  zu  entrichten  war,  erscheint 
als  ein  Ueberrest  des  ehemaligen  Zusammen- 
hanges der  G.  mit  der  Grundsteuer  und  mit 
Loslösung  und  Verselbständigung  der  ersteren 
als  ungerechtfertigt  (Frankreich,  früher  in 
Rheinpreußen). 

Mancherlei  G.-Freiheiten  sind  von 
der  Gesetzgebung  regelmäßig  anerkannt 
worden.  Sie  sind  teibs  dauernde,  aus  Spezial- 
dteln  fließende,  teils  zeitweilige.  Diese 
Spezialtitel  beziehen  sich  entweder  auf  den 
Zweck  der  Gebäude,  wie  für  öffentliche  und 
ähnliche  Zwecke,  oder  auf  die  Person  des 
Eigentümers  (Landesherr,  Staat,  Korpora- 
tionen, Selbstverwaltun^ör^r  etc.).  Die 
zeitweilige  Steuerfreiheit  wird  manchmal 
auf  mehrere  Jahre  (Neubauten,  Um-  und 
Zubauten)  gewährt.  Das  Ausmaß  ist  hier 
sehr  verschieden.  Daneben  kommen  auch 
gewisse  Steuerermäßigungen  vor,  wie 
beim  Leerstehen  der  Häuser,  bei  nicht  ver- 
mieteten Wohnungen,  bei  Nichtvermietbar- 
keit  nach  Ortsverhältnissen,  bei  unbrauch- 
baren Gebäudeteilen  u.  dgl.  m.  In  diesen 
Fällen  wird  der  Steuersatz  ermäßigt  oder 
bei  der  Veranlagung  eine  Erleichterung  zu- 
gestanden. In  diese  Kategorie  gehören  auch 
die  hin  und  wieder  zulässigen  Abzüge  von 
Lasten,   namentlich  für   Abschreibung  und 
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Unterhaltung.  Dagegen  sind  die  Zinsen  der 
auf  dem  B^use  ruhenden  Passivkapitalien 
nicht  abzu^berechtigt. 

Gar  leicht  streift,  die  G.  die  Hülle  der 
Ertragssteuer  ab  und  wird  mehr  oder 
weniger  zur  Aufwaudsteuer.  Dies  geschieht 
durch  die  Ueberwälzungsverhält- 
nisse.  Hier  beabsichtigt  der  Gesetzgeber 
eine  Ertragssteuer,  die  der  Bezieher  der 
Hausrente  zu  tragen  hat.  Indessen  gelingt 
es  diesem,  durch  die  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnisse die  Steuer  auf  den  Mieter  im  Miet- 
zins zu  überwälzen.  Er  legt  dann  selbst 
nur  die  Steuer  aus,  während  der  Mietsmann 
der  endgültige  Steuerträger  ist.  Dadurch 
geht  die  vom  Gesetzgeber  gewollte  Ertrags- 
steuer des  Eigentümei-s  in  eine  Aufwand- 
steuer des  Mieters  über.  Namentlich  in 
großen  Städten  hat  sich  häufig  genug  diese 
Tendenz  gezeigt. 

2.  Formen  der  G.  Je  nach  der  Mög- 
lichkeit und  Art  der  Feststellung  des  Ge- 
bäudeertrages sind  die  Formen  der  G.  ver- 
schieden.   Diese  sind: 

a)  Die  Mietertrags-  oder  Haus- 
zins st  euer.  Sie  beruht  auf  dem  tatsäch- 
lichen Mietwert  der  Häuser,  den  der  Haus- 
eigentümer in  den  Mietzinsen  aus  der  Ver- 
mietung der  Wohnungen  empfängt  oder 
durchschnittlich  bezogen  hat.  Voraussetzung 
hierbei  ist  die  Gepflogenheit,  die  Häuser  zu 
vermieten.  Die  Hauszinssteuer  ist  daher 
anwendbar  vor  allem  in  größeren  Städten, 
wo  die  Mehrzahl  der  Wohngebäude  ver- 
mietet wird,  weniger  in  kleinen  Land- 
städten, und  überhaupt  auf  dem  Lande  ist 
sie  regelmäßig  ausgeschlossen.  Zur  Be- 
messung der  Steuerpflicht  dient  zunächst 
der  Rohertrag,  der  unschwer  aus  den  Miet- 
zinsfassionen der  Eigentümer,  oder  unter 
Beiziehung  von  ortskundigen  Sachver- 
ständigen zu  ermitteln  ist.  Unvermietete 
und  selbst  bewohnte  Häuser  können  nach 
ihrem  Ertrage  durch  Vergleichung  einge- 
schätzt werden.  An  imd  für  sich  wären 
die  jährlichen  wirklichen  Erträge  festzu- 
stellen. Doch  empfiehlt  es  sieh,  wegen  der 
Verhältnismäßigkeit  der  G.  zu  den  übrigen 
Ertragssteuem  darauf  zu  verzichten  und  sich 
an  den  Durchschnitt  einer  Reihe  von  Jahren 
zu  lialten.  Von  dem  Rohertrag  dürfen  ge- 
wisse Kostensätze  (Versicherung,  Ab- 
nützung, Reparatur,  nicht  aber  die  Schuld- 
zinsen)  abgezogen  werden.  Von  dem  so 
hergestellten  Reinertrag  wird  dann  nach 
dem  Quotitätsprinzipe  ein  Prozentsatz 
als  Steuer  erhoben,  der  entweder  ein  un- 
veränderlicher ist  oder  jeweils  durch  das 
Finanzgesetz  bestimmt  wird  (Preußen, 
Oesterreich,  Bayern).  Weniger  geeignet 
scheint  die  Repartition. 

b)  Die  Hausklassensteuer  richtet 
sich  nach  Maßgabe  der  Größe,  der  Bauart, 


der  Beschaffenheit  der  Gebäude,  der  Zahl 
der  Wohnräume  oder  nach  den  Gesamtver- 
hältnissen der  dazu  gehörigen  Grundstücke 
u.  dgl.  m.  Auf  Grund  dieser  Elassenmerk- 
male  wird  dann  jedes  SteueroWekt  in  eine 
bestimmte  Steuerstufe  eines  Klassentarifs 
eingereiht.  Die  Hausklassensteuer  ist  be- 
sonders passend  für  das  Land  und  für 
kleine  Städte,  wo  das  Wohnen  im  eigenen 
Hause  die  Regel  bildet.  Doch  muß  das 
Gesetz  einen  gewissen  Spielraum  ge- 
währen, um  Un^leichmäßigkeiten  auszu- 
gleichen (Oesterreich,  Preußen). 

c)  Die  Arealsteuer.  Bei  dieser  wird 
eine  Ertragsgroße  konstruiert,  indem  man 
für  eine  Flächeneinheit  einen  bestimmten 
Satz,  z.  B.  die  höchste  Bonitätsklasse  der 
Grundsteuer  in  der  Ortsflur,  annimmt  und 
aus  diesem  und  dem  Flächenraume  der 
überbauten  und  zu  Hofräumen  bestimmten 
Plätze  ein  Produkt  ermittelt  (Bayern).  Auf 
diese  Größe  wird  der  Steuersatz  in  Proz. 
angewendet. 

d)  Die  Gebäudewertsteuer  geht 
von  dem  Kapitalwert  der  Gebäude  unter 
Berücksichtigung  der  Lage,  der  Nutzbarkeit, 
des  Umfanges,  der  baulichen  Einrichtung 
und  sonstiger  den  Wert  bestimmender  Um- 
stände aus.  Man  legt  auf  diese  Weise  den 
Verkehrswert  oder  den  gemeinen  Wert  der 
Steuerveranlagung  zugrunde.  Die  Ertrags- 
steuer wird  so  zur  Vermögenssteuer-Partiale. 
Sie  ist  vor  allem  geeignet  für  die  kapitalistische 
Entwickelungdes  städtischen  Hauseigentums* 
Aber  auch  in  kleinen  Städten  und  auf  dem 
Lande  begegnet  sie  niur  geringen  Schwierig- 
keiten. In  städtischen  Verhältnissen  kann 
sie  auch  als  Bauplatzsteuer  das  zwar 
ertragslose,  aber  am  Wertbildungsprozeß  be- 
teiligte Grundeigentum,  die  Bauplätze,  ange- 
messen zur  Steuerleistung  heranziehen. 
Man  hat  auch  mitunter  die  Verkehrs- 
wertsteigerung der  Bauplätze  zu 
berücksichtigen  gesucht  und  Liegenschaften, 
die  als  Bauplätze  durch  die  Festsetzung  von 
Baufluchtlinien  in  ihrem  Werte  erhöht  wOTden, 
zu  einer  höheren  Steuer  als  die  übrigen 
Objekte  herangezogen  (Preuß.  KAG.).  ver- 
bindet man  endlich  die  Gebäudew^ertsteuer 
mit  einer  Vermögens-  und  Verkehrssteuer, 
so  liegt  der  Uebergang  zur  Umsatz-  und 
Wertzuwachssteuer  vor  (vgl.  Art 
„Umsatzsteuer*').  Vom  Steuerkapital  werden 
dann  gewisse  Proz.  als  Steuer  erhoben  werden. 

e)  Die  Tür-  und  Fenstersteuer  be- 
ruht auf  der  Vorstellung,  daß  die  Zahl  der 
Türen  und  Fenster  einen  Rückschluß  auf 
den  Ertrag  als  „äußere  Merkmale''  gestatten. 
Hiermit  wird  eine  ^Klassifikation  nach  der 
Größe  des  Ortes  und  der  Zahl  der  Stock- 
werke verbunden.  Jedes  Steuerobjekt  wird 
alsdann  nach  diesen  Merkmalen  in  eine 
Steuerstufe    eines   Klassentarifs    eingereiht 
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Die  Tib:-  und  Fenstersteuer  steht  in  der 
Mitte  zwischen  Ertrags-  und  Aufwandsteuer. 
Sie  ist  technisch  sehr  unvollkommen,  wirkt 
höchst  ungleichmäßig  und  ist  überhaupt  zur 
Erfassung  des  Gebäudeertrages  wenig  ge- 
eignet (Frankreich,  Belgien). 

IL  Gesetzg^ebnng. 

1.  PreuAen.  Zugleich  mit  der  Gmndsteuer- 
reform  in  Preußen  wurde  durch  6.  v.  21./V.  1861 
eine  allgemeine  G.  eingeführt.  Sie  trat  an  die 
Stelle  der  Gebäude-  und  ähnlichen  Steuern,  die 
bisher  von  den  Gebäuden  erhoben  wurden.  Die 
preußische  G.  ist  eine  Ertrajgssteuer,  und  zwar 
eine  Quotitätssteuer  und  trifft  die  Gebäude  so- 
wie die  dazu  gehörigen  Hofränme  und  Hans- 
gärten. Von  mr  sind  befreit  die  Gebäude  zu 
öffentlichen,  kirchlichen  und  Unterrichtszwecken, 
Häuser  als  Wohnung  der  Kirchendiener  und 
Schulbeamten,  die  Kranken-,  Armen-  und  Waisen- 
häuser, die  Gebäude  von  Mitgliedern  des  könig- 
lichen Hauses,  des  Staates  und  der  Standes- 
herren, unbewohnte,  nur  der  Landwirtschaft 
dienende  Gebäude  und  solche,  die  zur  Aufbe- 
wahrung von  Rohmaterialien  oder  als  Stallnng  für 
Vieh  oder  zum  Gewerbebetriebe  bestimmt  sind. 

Als  Grundlage  der  Stenerbemessnng  wird  in 
der  Regel  der  Nutznngswert  angenommen. 
Ihrer  Form  nach  ist  die  G.  einerseits  Hans- 
zinssteuer und  kommt  in  Städten  und  Ort- 
schaften zur  Anwendung,  wo  die  Mehrzahl  der 
Wohnhäuser  vermietet  zu  werden  pflegt.  Der 
Mietwert  wird  hier  ans  dem  Dnrchsclmitt  der 
10- jährigen  Mietpreise  gewonnen,  die  auf  Grund 
der  Angaben  des  Steuerpflichtigen,  nach  Aus- 
künften des  Ortsvorstandes  oder  eines  Mitgliedes 
der  Schätzimgskommission  oder  durch  Einschätz- 
ung festgestellt  werden.  Andererseits  ist  sie 
eine  Hausklassensteuer,  indem  in  länd- 
lichen Bezirken  ohne  hinreichende  Anhaltspunkte 
zur  Feststellung  des  Nntzungswertes  (Ertrages) 
neben  der  Größe,  Bauart  und  Beschaffenheit 
auch  die  Gesamtverhältnisse  der  dazu  gehörigen 
Grundstücke,  Hofräume  und  Hausgärten  als 
Klassenmerkmale  zu  berücksichtigen  sind.  Es 
werden  3  Hanptklassen  mit  37  Stufen  gebildet. 
Die  1.  Hanptklasse  enthält  die  Stufen  1—6  mit 
einem  Nntznngswert  bis  60  M.,  die  2.  Haupt- 
klasse umfaßt  die  Stufen  7—22  mit  einem 
Nntznngswert  bis  600  M.  und  die  3.  Hauptklasse 
die  Stufen  23 — 37  mit  einem  Nutzungswert  bis 
2260  M.  Der  Steuersatz  beträgt  bei  Wohn- 
^ebänden  4%,  bei  Gewerbsgebäuden  2%  des 
Nutzungswertes.  Bei  der  Steueranlage  sind 
beide  Kategorieen  streng  zu  scheiden.  Die  Steuer- 
veranlagung ist  alle  15  Jahre  einer  Revision  zu 
unterwerfen.  Für  ihre  Erhebimg  gelten  im  all- 
gemeinen die  für  die  Grundsteuer  maßgebenden 
Bestimmungen. 

Durch  G.  V.  U./VH.  1893  ist  der  Ertrag  der 
G.  den  Gemeinden  überwiesen  worden.  Nach 
dem  KAG.  v.  14./VII.  1893  kann  der  Veran- 
lagung neben  dem  Nutznngswert  auch  der  ge- 
meine Wert  der  Grundstücke  und  Gebäude 
zugrunde  gelegt  werden  (Grundwertsteuer)  und 
ist  für  Bauplätze  eine  höhere  Belastung  statt- 
haft. Von  dieser  Befngnis  haben  viele  Städte 
Gebranch  gemacht. 

2«  Bayern.  Die  bayerische  Haussteuer  wurde 
1828  definitiv  geregelt  und*  hat  durch  spätere 


Gesetze  einige  Veränderungen  erfahren.  Von 
der  letzten  Reform  des  J&nies  1899  blieb  sie 
imberührt.  Nach  dem  geltenden  G.  v.  19./V. 
1881.  das  die  Grundlagen  des  G.  v.  15./VIII. 
1828  beibehielt,  ist  sie  eine  Ertragssteuer,  welche 
die  Nutzung  von  Häusern  in  Städten,  Märkten 
und  auf  dem  Lande  trifft.  Von  ihr  sind  ständig 
befreit  die  Staatsgebände,  Kirchen,  Schulen,  Ge- 
bäude für  fromme  und  wohltätige  Zwecke,  die 
Schloßgebäude,  die  Standesherren  bewohnen  oder 
besitzen,  u.  dgl.  m.  Für  neu  aufgeführte  Ge- 
bäude beginnt  die  Stenerpflicht  nach  Ablauf  des 
dem  Jahre,  in  dem  der  Neubau  vollendet  wurde, 
folgenden  Kalendeijahres.  Häuser  bis  zu  einem 
Ertrage  von  15  M.  sind  steuerfrei. 

Die  Hausstener  ist  einmal  eine  Miethaus- 
steuer und  zwar  bei  denjenigen  Gebäuden, 
die  eine  Mietertragsföhigkeit  aufweisen.  Die 
Grundlage  der  Steuerbemessung  ist  hier  mög- 
lichst der  jährliche,  in  Mark  ausgedrückte  Miet- 
ertrag, die  sog.  „Steuerverhältniszahl'',  die  zu- 
nächst durch  Fassionen  oder  durch  Schätzungen 
oder  Angleichungen  festgestellt  wird.  Sodann 
aber  ist  sie  eine  Arealhanssteuer  in  solchen 
Fällen,  wo  in  wirklichen  Mietbeständen  keine 
fi^enügenden  Anhaltspunkte  der  Schätzung  ge- 
ninden  werden  können.    Hier  wird  eine  Ertrafs- 

fröße  angenommen,  die  aus  dem  Flächeninhidte 
er  über&nten  und  zu  Hofräumen  bestimmten 
Plätze  ermittelt  wird.  Für  jeden  Ar  wird  eine 
Ertra^uote  von  ö  M.  angenommen  und  das 
Produkt  aus  der  Zahl  der  Are  (3—25)  und  von 
je  5  M.  ergibt  die  „Steuerverhältniszahl''.  Das 
jedesmalige  Finanzgesetz  bestimmt  nun.  wie 
viel  Pfennige  oder  Bruchteile  von  solchen  bei 
der  Miethaussteuer  von  je  1  M.  Mietertrag  und 
bei  der  Arealhanssteuer  von  1  M.  der  konstru- 
ierten Ertragsgröße  als  Abgabe  zu  erheben  sind. 
Die  Regulierung  der  Hausstener  geschieht  unter 
Leitung  der  Regierungsganzkammem  durch  ab- 
geordnete Kommissare  und  unter  Mitwirkung 
der  Distriktspolizeibehörden.  Zur  Einschätzung 
der  Mieten  werden  sachverständige  Taxatoren 
unter  Leitung  eines  Obertaxators  verwendet. 
Ertrag  beider:  8,465  Mill.  M. 

3.  WQrttemberg.  Die  G.  in  Württemberg 
geht  auf  das  Jahr  1821  zurück,  sie  bildet  ein 
Glied  der  Ergänzungssteuem  (Grund-,  Gebäude-, 
Gewerbesteuern)  und  wurde  zuletzt  durch  (i, 
V.  8./III.  1903  neu  reformiert.  Ihr  unterließen 
alle  im  Lande  vorhandenen  Gebäude,  einschheß- 
lich  ihrer  Grundflächen,  Hofraiten  und  für  sich 
bestehenden  Keller.  Als  Steuerbefreiungen  sind 
zugelassen  die  Staats-  und  Krondotationsgebäude, 
femer  Gebäude,  die  öffentlichen  Zwecken  dienen, 
ohne  dem  Eigner  einen  ökonomischen  Nutzen 
zu  gewähren. 

Der  Maßstab  der  Besteuerung  wird  gebildet 
durch  den  vollen  verkehrsmäßigenKapi- 
talwert,  d.  h.  durch  denjeni^n  Wert,  um 
den  das  Gebäude  unter  Berücksichtigung  aller 
einschlägigen  Verhältnisse  zur  Zeit  der  Ka- 
tastrierung  von  seinem  Besitzer  tatsächlich  abge- 
geben und  wirklich  verkauft  werden  könnte.  Die 
Einschäuung  erfolgt  durch  Bezirksschätzungs- 
kommissionen, in  welche  neben  dem  Steuer- 
kommissär 3  von  der  Katasterkommission  zu 
ernennende  Banverständige  als  Bezirksschätzer 
und  ein  von  dem  Gtemeinderate  zu  bestellender 
Ortsschätzer  zu  berufen  sind.  Für  die  Behand- 
lung der  Werterhöhung  oder  Wertminderung 
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einzelner  Objekte  oder  der  Gebäude  in  einem 
ganzen  Stenerdistrikt  sind  besondere  Vorschriften 
getroffen.  Nach  der  Weiterführung  der  Kataster 
wurde  durch  G.  v.  6./VL  1887  die  vormalige 
Kealsteuergruppe  aus  Kontingentierungs-  in 
Quotitätssteuem  verwandelt  und  dabei  3%  als 
steuerbare  Rente  vom  Steuerkapitalwert  ange- 
nommen. Der  auf  diese  Heute  anzuwendende 
Steuersatz  wird   Tom  Finanzgesetz   bestimmt. 

4.  Sachsen.  Während  die  Steuergesetze  v. 
30./X.  1834  und  9./IX.  1843  in  Sachsen  einen 
der  bayerischen  Haussteuer  verwandten  Rechts- 
zustand geschaffen  hatten,  hat  die  Reform  der 
direkten  Besteuerung  auf  der  Grundlage  der 
allgemeinen  Einkommensteuer  als  Hauptglied 
des  Systems  im  Jahre  1878  die  Selbständigkeit 
der  G.  überhaupt  beseitigt.  Der  Ertrag  aus  der 
Vermietung  von  Gebäuden  und  die  Benutzung 
derselben  zur  eigenen  Wohnung  fällt  unter  die 
allgemeine  Einkommensteuer.  (Vgl.  Art.  „Ein- 
kommensteuer" oben  S.  712fc:.). 

5.  Baden.  Die  badische  Häusesteuer  ist  ge- 
regelt durch  die  0.  v.  18./IX.  1810  und  G.  v. 
26./V.  1866.  Ihr  unterliegen  alle  Gebäude  ohne 
Rücksicht  auf  ihre  Bestimmung  nebst  Hofraiten 
und  bewohnbaren  Gartenhäusern.  Von  der 
Steuer  sind  befreit  öffentlichen  Zwecken  die- 
nende Gebäude,  Pfianzenhäuser  in  Gärten  und 
Weinbergen,  Betriebsgebäude  zum  Bergbau, 
Vorratshäuser  und  unbrauchbare  Gebäude  und 
Gebäudeteile.  Eine  neue  Veranlagung  und  Vor- 
schriften hierfür  brachten  die  GG.  v.  6.  u.  9./VIII. 
1900.  Den  Maßstab  der  Steuer  bildet  der  lau- 
fende Wert  zur  Zeit  der  Veranlagung,  der 
nach  den  v.  189ö— 1899  erzielten  Kaufpreisen, 
Mietzinsen,  Feuerversicherungsanschlägen  oder 
sonstigen  Umständen  durch  Scbätzunc:  zu  er- 
mitteln ist.  Die  Hälfte  der  Schulden  kann 
auf  Antrag  abgezogen  werden.  Doch  können 
sie  nur  verhältnismäßig  berücksichtigt  worden, 
wenn  der  Steuerpflichtige  neben  seinen  in  Baden 
steuerbaren  Vermögensobjekten  solche  außerhalb 
des  Großherzogtums  besitzt. 

Die  G.  wird  mit  der  Grundsteuer  einheitlich 
behandelt  und  hat  auch  den  gleichen  Steuerfnß 
für  die  Steuereinheit  wie  diese.  Das  Finanz- 
gesetz bestimmt  einen  Betrag  in  Pfennigen  von 
je  100  M.  Steuerkapital.  Die  G.  soll  durch  die 
neue  Gesetzgebung  mit  den  anderen  Ertrags- 
Bteuem  in  eine  ergänzende  Vermögenssteuer- 
Partiale  verwandelt  werden. 

«.  Hessen  (G.  v.  13./IV.  1824).  Steuerpflich- 
tig sind  die  Gebäude  nebst  Hofraite.  Für  jedes 
Steuerobjekt  wird  nach  dem  mittleren,  reinen 
Ertrag  ein  Steuerkapitalansatz  gebildet,  der  bei 
Gebäuden  V25.  bei  Mühlen  und  Hammerwerken 
Vso  des  abgeschätzten,  lokalen  Kauf  wertes  be- 
trägt. Seit  der  Instruktion  v.  27./VIII.  1857 
wurde  eine  Neuschätzung  der  Gebäude  nach 
dem  mittleren,  lokalen  Kauf  werte  durch  sehr 
umständliche  Verfügungen  angeordnet.  Steuer- 
frei sind  die  Schlösser  des  Großherzogs,  öffent- 
lichen Zwecken  dienende  Gebäude  und  Oeko- 
nomiegebäude  zu  Aufbewahrungsräumen  und 
Viehunterbringung.  Die  Einsteuerung  erfolgt 
dadurch,  da£  der  durch  Zusammenrechnung  des 
mittleren  Gebäudewertes  und  des  Wertes  des 
Hofraitengrundes  gefundene  mittlere,  lokale 
Kaufwert  für  die  Einreihung  des  Steuerobiektes 
in  diejenige  Wertklasse  einer  Klassentafel  ent- 
scheidet,    deren     Kaufwertsumme     der    Ein- 


Schätzungssumme  am  nächsten  kommt.  Durch 
G.  V.  12./VUI.  1899  ist  die  G.  (mit  der  Grund-, 
Gewerbe-  und  Kapitalreutensteuer)  als  Staats- 
steuer außer  Hebung  gesetzt  und  ihr  Ertrag 
den  Gemeinden  überwiesen  worden. 

7.  Oesterreich.  Die  heutige  G.  in  Oester- 
reich  beruht  auf  den  QG.  v.  9./n.  1882.  v.  l./VI. 
1890  und  V.  9./n.  1892.  Sie  wird  in  2  Formen, 
als  Hauszinssteuer  einer-  und  als  Hausklassen- 
steuer andererseits  erhoben.  Die  Hauszins- 
steuer tritt  überall  da  ein^  wo  wenigstens  die 
Hälfte  aller  Gebäude  vermietet  ist ,  und  trifft 
alle  Gebäude  und  Gebäudeteile.  Gegenstand 
der  Hauszinssteuer  ist  der  wirkliche  oder  durch 
Vergleichung  gewonnene  mögliche  Zinsertrag 
der  Gebäude.  Von  diesem  düSen  in  Abzug  ge- 
stellt werden  Garten-  und  Möbelzinse.  Beleuch- 
tungs-  und  Wasserleitungsbeiträge,  Entschädi- 
gung für  Bedienung  usw.  und  außerdem  noch 
lö  bezw.  20%  Erhaltungs-  und  Amortisations- 
kosten. Der  Kest  bildet  den  „reinen  steuerbaren 
Zinsertrag**,  von  welchem  die  Steuer  mit  26*/i 
bezw.  20%  bemessen  wird.  Die  Feststellung 
geschieht  durch  Fassionen,  auf  Grund  von  Ver- 
nehmungen oder  endlich  durch  kommissarische 
Einschätzungen. 

Die  Hausklassensteuer  hat  es  nur  mit 
den  eigentlichen  Wohngebäuden  zu  tun  und 
richtet  sich  nach  der  ZM  der  in  jedem  Hause 
enthaltenen  Wohnräume.  Als  Wohngebäude 
bezeichnet  das  Gesetz  jene  Gebäude,  die  solche 
Bestandteile  in  sich  fassen,  die  tatsächlich  als 
Wohnungen  benutzt  oder  doch  zu  solcher  Be- 
nutztmg  bestimmt  sind,  und  als  Wohnräume 
bloß  Zimmer  oder  Kammern,  die  wirklich  be- 
wohnt werden  oder  zur  Wohnung  bestimmt 
sind,  ohne  Rücksicht  auf  die  Zeit,  in  der  sie 
benutzt  werden,  und  die  Art,  wie  sie  benutzt 
werden.  Küchen,  Keller,  Stallungen.  Scheunen 
u.  dgl.  m.  gelten  nicht  als  Wohnnngsbestand- 
teile,  desgleichen  Schulen,  Werkstätten  und 
Amtszimmer.  Für  die  Steuer  besteht  ein 
Klassentarif,  dessen  1.  Klasse  Wohnungen  von 
36  bis  40  Wohnräumen  mit  einer  Steuer  von 
440  Kr.,  und  dessen  16.  Wohnungen  von  1 
Wohnraum  mit  einer  Steuer  von  2,S>— 1,50  Kr. 
darstellen. 

Dem  Verkehr  entrückte  Gebäude  (Schlösser, 
Wirtshäuser  usw.)  ohne  nennenswerten  Ertrag 
werden  durch  die  Hauszinssteuer  für  die  ver- 
mieteten und  durch  die  Hausklassensteuer  fllr 
die  nicht  vermieteten  Wohnräume  beteuert 
Ebenso  kann  die  Hausklassensteuer  bei  Gebäu- 
den mit  bis  9  Wohnräumen  abgeschrieben  wer- 
den, wenn  gewisse  Bedingungen  gegeben  und 
sie  ununterbrochen  1  Jahr  hindurch  unbenutzt 
geblieben  sind  (G.  v.  l./VI.  1890). 

Dauernd  sind  von  der  Haussteuer  befreit  Ge- 
bäude für  staatliche,  kirchliche,  öffentliche, 
Schul-  und  Wohltätigkeitszwecke,  sowie  Hütten, 
Buden,  Kramladen,  Alpenhütten  und  Weingarten- 
häuser mit  nur  vorübergehender  Benutzung. 
Zeitlich  und  zwar  unter  Umständen  bis  auf^ 
Jahre  sind  Neubauten,  Um-,  Auf-  und  Zubauten 
von  der  Steuer  befreit  Dagegen  ^nießen  diesen 
Vorzug  auf  24  Jahre  die  zu  Arbeiterwohnungen 
bestimmten  Gebäude,  wenn  sie  lediglich  ans 
sozialpolitischen  (nicht  spekulativen)  Gründen 
erbaut  sind  und  gewisse  Voraussetzungen  er- 
füllen. 

Die  Passivzinsen  dürfen  vom  Ertrage  nicht 
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abgezogen  werden,  doch  steht  dem  Schuldner  das 
Recht  zu,  dem  Gläubiger  bei  der  Zinszahlung 
5%  abzuziehen. 

Eine  Beform  der  G.,  die  durch  eine  Enquete 
im  Dezember  1903  vorbereitet  wurde,  hat  bis 
jetzt  noch  nicht  gesetzgeberische  Gestalt  er- 
balten. 

8.  Frankreich.  Die  französische  G.  wird 
Ton  zwei  Steuerformen,  von  der  Gebäudegrund- 
Steuer  und  von  der  Tür-  und  Fenstersteuer  vor- 
bestellt. Die  Gebäudegrundsteuer  wurde 
durch  G.  v.  8./VIII.  1890  von  der  allgemeinen 
Grundsteuer  loseelöst  und  beruht  auf  einem 
ausgedehnten,  alle  10  Jahre  zu  revidierenden 
Katasterwerk.  Ihre  Grundlage  bildet  der  Miet- 
wert nach  Abzug  von  Vi  ^^^  die  Wohngebäude 
und  V»  ^^r  Fabriken  als  Quote  für  ünterhal- 
tungs-  und  Beparaturkosten.  Sie  ist  eine  Quo- 
titätssteuer  —  im  Gegensatze  zur  Grundsteuer, 
die  auf  der  Repartition  beruht  —  und  ihr 
Steuerfuß  wird  durch  das  jeweilige  Finanzge- 
setz bestimmt.  Neubauten.  Umbauten  und  Zu- 
bauten werden  erst  im  3.  Jahre  nach  ihrer  Voll- 
endung der  Steuer  unterworfen.  Ertrag  1905: 
90,412  MUl.  Frcs. 

Die  Tür-  und  Fenstersteuer,  ein 
Mittelding  zwischen  Aufwand-  und  Ertra^s- 
steuer,  gebt  im  wesentlichen  auf  das  G.  v.  24. 'XJ. 
1798  zurück,  das  später  nur  einzelne  Modifika- 
tionen erhielt.  Sie  hat  mehrfach  zwischen  der 
Qaotität  und  Repartition  (1802,  1831,  1832)  ge- 
schwankt und  unterliegt  heute  diesem  letzteren 
Steuerprinzipe.  Wie  ihr  Name  besagt,  wird  sie 
angelegt  nach  der  Zahl  der  Türen  und  Fenster, 
die  nach  den  Straßen,  Höfen  und  Gärten  der 
Gebäude  und  Fabriken  hinausgehen.  Türen 
und  Fenster  der  Scheunen.  Scbfiiereien,  Ställe, 
Speicher,  Keller,  die  Dachlnftlöcher ,  die  Oeff- 
nun^n  nicht  zur  Wohnung  dienender  Räume, 
die  Türen  und  Fenster  öffentlicher  Gebäude  sind 
steuerfrei.  Die  Besteuerung  erfolg  nach  einem 
Klassentarif,  der  mit  der  Größe  des  Wohnorts, 
mit  der  Größe  des  Hauses  und  der  Art  der  Oeff- 
nungen  wächst.  Das  der  Repartition  unter- 
liegende Kontingent  ist  fortwährend  gewachsen 
und  namentlich  durch  verschiedene  Zuschläge 
zufirunsten  der  Departements  und  Gemeinden 
Tidfach  erhöht  worden.  Trotz  dieser  gesetz- 
lichen Grundlage  ist  sie  doch  tatsächlich  zu 
einer  Qnotitätssteuer  geworden,  indem  sie  eine 
nach  einem  Klassen-  und  Stufentarif  erhobene 
Hausklassensteuer  darstellt.  Sie  ist  die  Ver- 
körperung des  Ertragssteuerprinzipes  nach 
,.äuJBeren  Merkmalen",  sie  trifft  den  Steuer- 
pflichtigen und  das  Steuerobjekt  sehr  ungleich- 
mäßig und  ist  überhaupt  steuertechnisch  sehr  un- 
vollkommen. Ihre  Reform  wäre  ein  dringendes 
Bedürfnis  einer  rationellen  Steuerreform.  Er- 
trag 1905:  66,534  Mill.  Frcs. 

9,  England.  Die  verschiedenen  Formen  der 
Hauasteuer  in  früheren  Jahrhunderten  sind  heute 
in  England  beseitigt.  Es  besteht  heute  nur 
mehr  eine  Steuer  von  bewohnten  Häusern  (In- 
habited  Houses  Tax)  als  ein  Glied  der  britischen 
Einkommensteuer  (vgl.  Art.  „Einkommensteuer" 
oben  S.  716).  Sie  steht  ihrem  Charakter  nach 
zwischen  einer  Hausertrags-  und  Wohnungs- 
(Miet-)Steuer.  Bei  geteilt  vermieteten  Häusern 
ist  de  vom  Eigentümer,  sonst  vom  Benutzer  zu 
entrichten.     leerstehende   Häuser,  Hospitäler, 


technische  Anstalten,  Armenschulen,  Häuser  der 
königlichen  Familie  und  Häuser  mit  einem  Miet- 
wert bis  20  £  sind  steuerfrei.     Der  Steuerfuß 
beträgt  3,75%  bei  Wohnhäusern  und   2,60% 
bei  solchen,  die  zugleich  gewerblichen  Zwecken 
^  dienen.  Die  Veranlagung  besorgen  lokale  Steuer- 
I  einschätzer,  die  von  den  Kommissaren  der  Land- 
I  Steuer  aus  den  Einwohnern  des  Kirchspiels  er- 
I  nannt  werden.    Die  Bemessung  der  Abgabe  ge- 
schieht nach  dem  vollen  Mietwert.    Eine  steuer- 
I  technische  Sonderstellung  nimmt  die  Stadt  Lon- 
I  don  ein. 

!  Literatur:  Rau,  FinamiHMenschaft,  §  S4S — S57, 

—  Utn^pfenbachf  FinamwUseruchaft,  f.  Auß,, 
'  StuUgart  1887,  i  ISS— 124.  —  Stein,  Finanx- 
!  wisMenscha/t,  S.  Auß.,  Bd.  S,  Abt.  S,  S.  107  bis 
'      1£8.  —   WagneVf  Schönberg,  Bd.  S,  S.  24^.  — 

Voeke,    Abgaben,    Atiflagen    und    die    Steuer, 
I      Stuttgart  1887,  S.  S71—S90.  —  Schaffte,  Grund- 
,      9äUe   der   Steuerpolitik,    Tübingen  1880,   S.  810 
bis  SSO.  —  Derselbe,  Steuern,  8.  Bd.,  Leipzig 
1897,   S.  180 fg.  —  Cohn ,    Finanttnssenschaft, 
^  S0€.  —  Röscher 'Gerlach,  Syst.,  Bd.  IV,  1, 
^86.  —  Eheberg*  Finanxwissenschaft,  8.  Aufl., 
,      Leipzig  1906,  i  128^-126.  —  Mirbach,  Besteue- 
rung  der   Gebäude   und  Wohnungen  in    Oester- 
reich,  Tübingen  1886.  —  Beiners,  Besteuerung 
des    Wertzuwachses    am    städtischen    Boden    in 
Oesterreich,  Münstersche  DoklordissertcUion,  1905, 

—  Mirbaehj  Die  Reform  der  österr.  Hauszins- 
'      Steuer,   Zeitschr.  f.   V.W.,  Sozialpol.  und   Verw., 

190S.  —  Meyer,    Soll  und  kann  die  Hauszins- 
steuer in   eine   Miet-   und  in   eine  Hausgrund- 
'      Steuer  zerlegt  werden  f     Ebenda  1905.  —  Steno- 
I      graphisches  Protokoll  der  Enquete   über  die  Re- 
form der  Gebäudesteucr  in  Oesterreich,  Wien  1904. 

—  Vocke,  üeber  Häusersteuer  mit  besonderer 
Rücksicht  auf  Bayern,  Zeitschr.  f.  Staatsw.,  1875. 

—  Sodowsky,  Besteuerung  der  Gebäude,  Riga 
1892.  —  Hecket,  Reffjnn  der  Gebäudegrund- 
steuer in  Frankreich,  Schanz'  Fin.-Arch.,  Jahrg.  8, 
S.  57.  —  Ehetkerg,  Art.  „Gebäudesteuer**,  H. 
d.  St.,  Bd.  JV,  2.  Aufl.,  S.  6 fg.  —  Philippo-. 
Vieh,  Art.  „Gebäudesteuer**,  Stengels  Wörterbuch 
d.  V.R.,  Bd.  1.  —  Lestgang,  Art.  „Gebäude- 
steucr**,   Ofsterr.    St.W.B.  —   Ebenso   die   ArU. 

'  „Portes  et  Fenetres'*  und  „Chntributions  directes** 
in  Say,  Dictionnaire  des  Finances,  und  Block, 
Dictionnaire  de  V Administration  fran^ise. 

Majc  von  Hecket, 
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Gebthren. 

I.  Allgemeines.  1.  Begriff  und  Wesen 
der  G.  2.  Begründung  und  Grundsätze  der  Be- 
messung der  G.  3.  Arten  der  G.  4.  Erhebung 
der  G.    II.  System  der  G.^esetzgebung. 

1.  Die  G.gesetzgebung  in  den  einzelnen  Ländern. 

2.  Die  G.  der  fiechtapflege.  3.  Die  G.  der  Ver- 
waltung. 4.  Gebührenartige  Einnahmen:  „Bei- 
träge\ 

L  Allgemeines. 

1.  Begriff  und  Wesen  der  G.  0.  sind 
Abgaben,  die  als  spezieller  Entgelt  für  die 
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besondere  Inanspruchnahme  der  Amtstätig- 
keit öffentlicher  Behörden  nach  Maßgabe 
der  veranlaßten  oder  verschuldeten  Leistung 
von  der  Staatsgewalt  in  einseitig  von  dieser 
bemessenen  Höhe  und  Ausdehnung  erhoben 
werden. 

Das  Wesen  der  G.  ist  bedingt  einer- 
seits durch  ihren  Zusammenliang  mit  ge- 
wissen Amtshandlungen  öffentlicher 
Organe  innerhalb  ihres  Wirkungskreises  und 
andererseits  durch  die  Abhängigkeit  der 
GJeistung  von  einer  entsprechenden  Gegen- 
leistung der  in  Anspruch  genommenen  Amts- 
stelle, von  dem  Prinzipe  der  speziellen 
Entgeltlichkeit.  Der  Charakter  einer 
Abgabe  als  G.  wird  demgemäß  dann  gegeben 
sein,  wenn  ein  angemessenes  Verhältnis 
zwischen  dieser  und  dem  Inhalte  des  ge- 
leisteten Dienstes  festzustellen  ist.  Die  In- 
anspruchnahme der  behördlichen  Amtstätig- 
keit kann  einmal  eine  bloß  mittelbare 
sein,  indem  der  Einzelne  die  Mitwirkimg  der 
Staatsgewalt  zur  Förderung  seiner  Interessen 
nur  soweit  veranlaßt,  als  die  Geltendmachung 
der  von  der  allgemeinen  Rechtsordnung  zu- 
erkannten Befugnisse  einer  besonderen  Rechts- 
form bedarf.  Sodann  aber  ist  sie  eine  un- 
mittelbare, wenn  von  Einzelnen  spezielle 
Vorteile,  die  Zuwendung  von  Vorzugsrechten, 
die  Schaffung  einer  Ausnahmestellung  vom 
gemeinen  Rechte  (Privilegien,  Konzessionen, 
Dispensationen)  durch  die  Intervention  der 
Staatsgewalt  angestrebt  werden. 

2.  Begrandnng  und  Grundsätze  der 
Bemessung  der  G.  Manche  staatliche  Ein- 
richtungen pflegen,  unbeschadet  ihres  öffent- 
lichen Charakters,  tatsächlich  vorwiegend 
von  Einzelnen  benutzt  zu  werden,  wesentlich 
im  Interesse  gewisser  Personen  und  Be- 
völkerungsklassen  zu  bestehen.  Wenn  nun 
diese  Amtsstellen  der  Gemeinschaft  wegen 
errichtet  sind,  so  erscheint  es  doch  anderer- 
seits als  gerechtfertigt,  wenn  gerade  die- 
jenigen Personen,  auf  deren  Veranlassung 
die  einzelnen  Handlungen  vorgenommen 
werden,  auch  speziell  zur  Kostendeckung 
beitragen  und  dadurch  die  Gesamtheit  der 
Steuerzahler  entlasten.  Die  G.  erscheinen 
so  als  Beiträge  zur  partiellen  Bestreitung 
öffentlicher  Einrichtungen  und  ihre  prinzipielle 
Berechti^ing  beruht  auf  den  wirtschaftlich 
differenzierenden  Einflüssen  vieler  öffentlicher 
Handlungen  auf  die  Privatwirtschaften. 

Das  leitende  Prinzip  für  die  G.bemessung 
muß  demgemäß  stets  eine  möglichst  scharfe 
Gegenüberstellung  von  Leistung  des  Pflich- 
tigen und  Gegenleistung  des  öffentlichen 
Organs  nach  ihrem  objektiven  Gehalte  sein. 
Die  Ansetzung  der  G.  geschieht  nach  einem 
doppelten  Gesichtspunkte,  nach  der  Deckung 
der  verursachten  Kosten  oder  dem  Kosten- 
ersatzmomeut  und  dem  Werte  der 
Leistung  oder  dem  speziellen  Entgelt- 


lichkeitsmoment.  Ersteres  erfolgt  regel- 
mäßig in  den  Fällen  der  mittelbaren  Mit- 
wirkung behördlicher  Tätigkeiten  zur  Förde- 
rung von  Einzelinteressen,  letzteres  bei 
unmittelbarer  Erstrebung  von  besonderen 
Rechtsvorteilen.  Der  üebergang  von  einem 
Bemessungsprinzipe  zum  andern  wird  sich 
in  dem  Maße  vollziehen,  als  die  betreffenden 
Staatstätigkeiten  sich  in  ihren  Wirkungen 
als  differenziale  Förderun^n  des  wirtschaft- 
lichen Lebens  ziigunsten  einzelner  verdichten, 
sei  es  durch  Förderung  der  persönlichen 
Interessen  desjenigen,  der  die  Amtshandlung 
veranlaßt  hat,  sei  es  zugimsten  Dritter, 
die  eine  Behörde  zum  Schutz  ihrer  Inter- 
essen anrufen,  wobei  der  Verletzende  eine 
amtliche  Tätigkeit  verschuldet  hat.  Da- 
bei ist  aber  für  die  Bestimmung  der  Gao- 
setzung  nur  die  objektive  G.MLigkeit  des 
einzelnen  Falles  in  Betracht  zu  ziehen  und 
jede  Abstufung  der  Leistung  nach  der  sub- 
jektiven Leistungsfähigkeit  des  Verpflichteten 
grimdsätzlich  auszuscWießen.  Diese  Wirkwig 
ist  nur  indirekt  zu  erreichen  durch  eine 
entsprechende  Ordnung  des  G.wesens  als 
Ganzen,  indem  die  G.pflicht  auf  eine  größere 
Anzahl  von  Akten  und  AmtshandTungen, 
welche  tatsächlich  die  stärkere  Belastung 
der  leistungsfähigeren  Wirtschaft  bezwecken, 
gelegt  wird,  während  im  einzelnen  Fall  ohne 
diese  Rücksicht  Leistung  und  Gegenleistung 
sich  decken. 

Immerhin  aber  ist  es  möglich,  den  G.be- 
trag  über  die  Kosten  und  den  Wert  der 
Leistung  zu  steigern,  ohne  den  Charakter 
der  Abgabe  als  G.  aufzuheben.  Solche  Maß- 
regeln verfolgen  regelmäßig  erzieherische 
oder  vorbeugende  Ziele.  Man  will  in  ge- 
wissen Fällen  die  Benutzung  öffentlicher 
Tätigkeiten  aus  allgemein  volkswirtschaft- 
lichen Gründen  erschweren.  Andererseits 
können  andere  Faktoren  dahin  wirken,  daß 
der  Staat  G.  für  bestimmte  Fälle  erleichtert 
oder  gänzlich  auf  ihi-e  Erhebung  verzichtet 

Die  G.  stellen  sich  als  eine  besondere 
Einnahmeart  unter  den  öffentlichen  Ein- 
künften dar.  Sie  sind  zu  unterscheiden  von 
den  privatwirtschaftlichen  Staatseinnahmen; 
denn  hier  wirtschaftet  der  Staat  im  allge- 
meinen nach  den  Regeln  und  Bedingungen 
privatwirtschaftlicher  Tätigkeit,  ebenso  von 
den  Einnahmen  aus  den  öffentlichen  Staats- 
anstalten (Verkehrsanstalten,  Versichenmgs- 
wesen  usw.);  denn  hier  fehlt  das  Merkmal 
einer  eigentlich  behördlichen  Amtsleistung. 
Von  den  Steuern  dagegen,  mit  denen  sie 
mancherlei  äußere  Kennzeichen  gemeinsam 
haben  (öffentliche  Abgaben,  Abstufung  der 
Sätze),  sind  die  G.  durch  das  Prinzip  der 
speziellen  Entgeltlichkeit  verschieden.  Die 
G.  können  jedoch  in  Steuern  übergehen. 
Dies  geschieht  durch  Auflösung  des  Zu- 
sammenhangs der  Abgabe  mit  emer  öffent- 
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liehen  amtlichen  Dienstleistung,  wenn  also 
die  G.  nicht  mehr  ein  spezielles  Entgelt  für 
^ine  konkrete,  vom  Pflichtigen  veranlaßte, 
behördliche  Tätigkeit  ist.  Der  üebergang 
tritt  ein,  einmal,  wenn  ohne  sachliche  Be- 
gründung, nur  aus  fiskalischen  Interessen  di^ 
Inanspruchnahme  öffentlicher  Tätigkeiten  an- 
geordnet und  die  Unterlassung  mit  Rechts- 
nachteilen oder  Strafen  bedroht  wird,  und 
sodann,  wenn  die  Abgabensfttze  so  hoch 
bemessen  werden,  daß  zwischen  den  beiden 
Leistungen  das  angemessene  Verhältnis  von 
Kosten  und  Wert  aufgehoben  ist.  Dieses 
Hinüberwachsen  ins  Bereich  der  Steuer  voll- 
zieht sich  dann  regelmäßig  in  der  Form  der 
Yerkehrssteuern  (s.  d.),  woneben  auch 
mitunter  andere  Steuern  (Vermögens-,  Ein- 
kommen-, Ranesteuem)  in  Frage  kommen. 
3.  Arten  der  6.  Nach  ihren  äußeren 
Erscheinungsformen  lassen  sich  folgende 
Arten  der  G.  aufstellen : 

1.  Nach  der  Grundlage  der  Bemessung: 
Allgemeine  (generelle)  und  besondere 
^spezielle)  G.  Erstere  sind  diejenigen,  bei 
denen  nach  Maßgabe  einer  ungefähren 
Schätzung  der  erfahrungsmäßigen  Kosten 
lediglich  die  G.fähigkeit  einer  Amtshandlung 
festzustellen  ist.  Besondere  G.  sind  die- 
jenigen, die  neben  der  allgemeinen  G.fähig- 
keit einer  Amtshandlung  konkrete  Umstände 
des  betreffenden  Aktes  würdigen.  Die  all- 
gemeinen G.  sind  das  stabile,  die  besonderen 
das  mobile  Element  des  G.wesens.  Der 
üebergang  zur  Verkehrssteuer  liegt  bei  den 
allgemeinen  G.  oft  sehr  nahe. 

2.  Nach  der  Aufstellung  des  Tarifes: 
Einzel-  und  Bausch-G.  Bei  jenen  be- 
zeichnet der  Tarif  die  einzelnen,  gebühren- 
pflichtigen Handlungen  und  Schriftstücke 
und  setzt  für  jede  einen  besonderen  G.satz 
fest.  Bei  diesen  findet  eine  Zusammen- 
fassung einer  ganzen  Reihenfolge  von  Amts- 
tätigkeiten oder  eine  Zerlegung  in  einzelne 
Hauptabschnitte  statt.  Die  Vorherrschaft 
der  Bausch-G.  macht  den  G.tarif  einheitlicher, 
einfacher  und  verständlicher.  Die  Entwicke- 
lung  der  Tarifpolitik  wird  daher  im  allge- 
meinen auf  die  fortschreitende  Ersetzung 
der  Einzel-G.  durch  ein  System  von  Bausch-G. 
hinarbeiten. 

8.  Nach  den  G.sätzen:  Feste  und  ver- 
änderliche G.  Feste  oder  fixe  G.  sind 
solche,  die  in  allen  Fällen  im  gleichen  Be- 
trage angewendet  werden.  Die  veränder- 
lichen G.  werden  je  nach  den  umständen 
in  verschieden  abgestuften  Sätzen  erhoben. 

Die  veränderlichen  G.  sind  wiederum 

a)  Rahmen- G.,  wenn  den  ansetzenden 
Behörden  ein  Spielraum  zwischen  einem 
Maximum  und  einem  Minimum  gewährt  ist. 

b)  Gradations-G. ,  wenn  nach  be- 
stimmten Merkmalen  eine  feste  Abstufung 
erfolgt,  und  zwar 

Wört«rbach  der  Volkswirtschaft    II.  Aufl.    Bd.  I. 


«)  Zeit  und  Raum-G.  Die  Bemessung 
wird  nach  gewissen  Zeit-  imd  Raumeinheiten 
vorgenommen. 

ß)  Wert-G.  Die  Ansetzung  hat  die 
Wertsumme  der  zur  Verhandlung  stehenden 
Gegenstände  nach  Werteinheiten  zur  Grund- 
lage. Ist  die  G.  nach  Elassenabstufungen 
in  festen  Sätzen  zu  erheben,  so  werden  die 
Wert-G.  zu  Klassen- G.,  und  geschieht 
dies  in  Prozenten  des  Wertes,  zu  Prp- 
zentual-G. 

4.  Nach  dem  zum  Bezüge  Berechtigten: 
unmittelbare  oder  Fiskus-  und 
mittelbare  oder  Diener-G.  Die  Fiskus- 
G.  fließen  aus  der  Hand  des  G.schuldners 
unmittelbar  in  die  Staatskasse,  die  Diener-G. 
werden  den  mit  den  öffentlichen  Funktionen 
betrauten  Beamten  zur  Schadloshaltung  und 
meist  als  wesentliche  Bestandteile  ihrer 
Einkünfte  überlassen. 

Die  Diener-G.  haben  finanztechnisch 
mancherlei  Vorzüge  wegen  der  größeren 
Einfachheit  Sie  entziehen  jedoch  dem  Staate 
den  üeberblick  über  die  in  G.form  erhobenen 
Abgaben,  befördern  die  Beamtenwillkür,  er- 
schweren G.nachlä8se  aus  sozialpolitischen 
Rücksichten  und  schaffen  vielen  Mißver- 
hältnisse in  den  dienstlichen  Beziehungen 
zwischen  den  mit  fixer  Besoldung  angestellten 
höheren  Beamten  und  den  je  nach  Ortsver- 
hältnissen durch  reichlichen  G.bezug  günstiger 
gestellten  Unterbeamten.  Es  dürfte  daher 
die  tunlichste  Ersetzung  der  mittelbaren  G. 
durch  unmittelbare  das  Ziel  einer  richtigen 
G.politik  sein. 

4.  Erhebung  der  G.  Die  G.  können 
erhoben  werden 

1.  in  Stempelform.  Die  Entrichtung 
der  G.  geschieht  hier  diuxjh  Verwendung 
von  gestempelten  Formularen  (Stempelblan- 
ketts)  für  die  gebührenpflichtig  erklärten 
Urkunden  oder  durch  Aufkleben  von  Stempel- 
marken auf  die  betreffenden  Schriftstücke. 

Die  Erhebung  in  Stempelform  hat  den 
Vorzug,  daß  Berechnung  und  Ansatz  der  G. 
von  der  Behörde  auf  den  Pflichtij^n  über- 
tragen wird  und  die  Kosten  der  Einziehung 
durch  den  Verkauf  der  Wertzeichen  ersetzt 
werden.  Diese  Erhebungsform  ist  um  des- 
willen am  zweckmäßigsten  da,  wo  eine 
spezielle  Berechnung  des  Wertes  der  Leistung 
oder  der  venirsachten  Kosten  fehlen  kann 
und  die  Ab^be  eine  gleichmäßige  oder  nach 
einfachen  Merkmalen  abgestufte  Vergütung 
eines  öffentlichen  Dienstes  ist  Das  Kassen-, 
Buchungs-  und  Rechnungswesen  wird  er- 
heblich vereinfacht,  dem  Publikum  werden 
zeitraubende  Gänge  zur  Erhebunesbehörde 
erspart,  jedoch  muß  eine  nachfolgende 
Spezialkontrolle  über  die  wirkliche  und 
richtige  Anwendung  der  voreeschriebenen 
Stempelmarken  unter  entsprechender  Straf- 
androhung stattfinden.     I^igegen  setzt  die 
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Stempelerliebimg  voraus^  daß  Bieli  die  Fällig- 
keit aer  Vei^flichtung  an  geschriebene  Be- 
lege, Ürknnden,  Eingal>en,  Bescheide  u.  dgl. 
anschließt,  Sie  fordert  außeniem  Einfach- 
heit und  Niedrigkeit  der  G.säize  imd  ge- 
stattet iramer  mir  eine  beiläulige,  obei'fläi:!h- 
Üehe  Bemessung  der  G,  nacli  den  Kosten. 

2.  Durch  direkt  eEinziehiing.  Dieae 
muß  übei-all  da  eintreten,  wo  die  GJeistuag 
sich  an  die  Amtshandlungen  selbst,  nicht 
an  die  mit  ihnen  zusammenhängenden 
Schriftstücke  ansetzt,  Sie  besteht  flarin, 
daß  nach  einer  Ikrechnung  der  fälligen 
Abgabe  durch  die  Behörde  der  G^schuldoer 
unmitteJbar  seine  Ptlichtigkeit  erlegt 

Die  direkte  Einziehung  muß  daher  Platz 
greifeo,  wemi  die  gebührenpflichtigen  Hand- 
lungen eine  Bemessung  nach  dem  Inhalte 
<xler  dem  Werte  der  Leistung  erheischen  j 
wenn  die  Verschiedenheit  an  die  Stelle  des 
Gleit^'hartigen  tritt.  Die  Vorzüge  der  un- 
mittelbaren Eitixiehung  gind  die  voUsländige 
Sicheniug  der  G.enbneiitung,  der  Ueberhlick 
über  die  Wirkung  der  G.sätze  in  den  ein- 
zelnen DieuBlzweigen,  die  Beseitigung  aller 
gegen  das  Publikum  gerichteten  Kontroll- 
und  Strafmaßregeln,  und  endlich  macht  sie 
in  der  Hauptsache  die  Erlegung  der  G.  von 
tlem  Willen  des  Pflichtigen  unabhängigj 
namentlich  wenn  die  Bezahlung  der  Amts- 
handlung vorangeht  Die  tfirekte  Einziehung 
erfordert  dagegen  einen  größeren  Ver- 
waltuDgsapparat,  ein  zahlreicheres  Beamten- 
personal  luid  ein  umständlicheres  Kassen- 
und  Rechnungswesen,  An  sich  würde  es 
sich  am  meisten  empfehlen^  die  Einziehung 
durch  diejenige  Amisstelle  zu  bewirken, 
deren  Tätigkeit  die  G,pÜicht  l^gründet.  Dies 
würde  aber  die  Ausstattung  sämtlicher  Be- 
hörden mit  Kassen  und  Kassen beamten  zur 
Voraussetzung  liaben.  Diese  Zersplitterung 
des  Rechnungswesens  hat  aber  meist  dasiu 
gefülirt,  daß  man  mit  dem  Einzug  der  G- 
die  Steuerbehörde  otler  eine  andere  bereits 
bestehende  Kassettstelle  lietraut  hat,  die 
dann  dui-ch  sog,  Kon-efereiidenverzächnisee 
den  vollständigen  Einzug  der  ihnen  über- 
wiesenen G.  überwachen, 

IL  Sjateiti  der  G^ge^etz^ebnng. 

1.  Hii^  Otgeitetz^ebuaf  in  den  eiaielDen 
MnderD.  aj  Deiitsicliei  Keieh  (Reich  und 
Bundesstaaten).  Die  GeaetzgebuB^  hat  ia 
den  meisten  Staaten  keine  gdiarfe  Trennung 
zwischen  G  und  Verkehrssteueni  (s,  d.)  durch- 
geführt. Vielmehr  wurden  beide  verwandte 
Gebiete  regeloiäßig  gleieh»eitig  geordnet.  Im 
Deutsclien  Reiche  werden  gewisse  Ver- 
kehrssteuern als  Reichssteuera  erhoben  und 
wurden  einzelne  G,  durch  die  ReiehageseU- 
gebnng  norniierL  Eigentliche  Keichssteaem 
iiud  der  Wechsel  Stempel,"  der  Spielkartenatempel, 
die  St etnnel abgaben  von  Aktien,  Renten,  Schuld- 
Yer8chreil)ungen,  yon  SchUTsfracbturkunden,  von 


;  Schlulinoten  und  Lotte rieloaen.    Dagegea  vmd 
'  einheitlich  vom  Reiche  geordnet  die  Konsalati' 
G,^  die  Eich*G,,  die  mit  den  Standesreipsteni 
znsammenhäögendeu  G,  die  G,  betr.  den  Schutt 
des  geistige ö  Eigentums  an  Schriftwerken^  an 
Werken  der  biid enden  Künste^  an  Mnstem  und 
;  Model) en,  die  G.  für  Markenschutf,  lüe  Patenv 
;  G-,  die  Gerichts-G.,  die  G.ordnnng  flr  Gericlit»- 
I  volEzieher,  G.  für  die  Ausitellujig'  Ton  Arbeiti- 
btichern ,   G.  fUr  die  Statistik  des  Waren Ttf- 
kehr»,  Prüfunga-G,  für  SecBchiffer.  flir  die  Ap- 
probation als  Ar^t,    Wnudarzt    und    Geburts- 
helfer, die  G.  för  PäAse  und  Eeisepapiere  n. 
dgl  m. 

'       Weniger  konsequent  nnd  im  einzelnen  Ter- 
I  schieden  lial  sieb  die  Scheidung  der  G,  von  den 
Verkehrssteuern  luden  deutsehen  Bn- '^    *  ntcu 
iroll logen*    In  Preulien  hat  die  A  n^ 

dadurch  stattgefunden,   daü  die  Sie:..^.^,.:.  ..^m 
und   ilie  Erbs^haftäsieuer  Ton  den  lt.  losgelüet 
I  und    verBelbsländigt    wurden.     Für    die    rutBcn 
.  Landesteile   wurden    roajicherlei   Souderbtfidm- 
mungen  erlassen,  welche  man  tunlichst  mit  dem 
Rech tszu Stande  in  den  alten  Provinzen  in  Ein- 
klang £U  bringen   suchte.     Nach   dem   Kriege 
187()— 71  wurden  infolge  der  gft nötigen  Finani- 
la^e  eine  Reihe  von  Stempelsteuern  aufgehoben, 
Wie   die   Stempel   für   Geisindebücber.    tür  Ge- 
anche,   Bescheide;   Geburt^-.  Tauf-,   Au£gebot£-j 
Ehe-,  Trau-,  Toten-  uud  Beerdiguugssacben  usw. 
Endlich  wurde   ini   Laufe  der  70er   mj<t   ÄJer 
'  Jahre    eine   Anzahl    privatrechtiicher    Verhlüt- 
nisse  im  G*-  und  Steuer wesen  geordoet  iOmnd- 
i  bncbsachen,   Vormundschaft-^sachen,   Kant-  uu4 
Liefernngsverträge,  Pacht-  und  Mietsvertrüfe). 

In  Bayern  steckt  der  Aussehe idnu^jirojEcii 
IQ  seinen  Anfangen.  Das  bayerische  «.f.ge*eu 
V.  18,/\'nL  187i*  (mit  Terschiedeueu  NachtrÄgem 

I  und  neuer  Te^nernng)  faOt  beide  Gruppen  tüh 
Abfi;aben  znsamiDen.  Eine  Au^uahme  hierrnn 
bildet  nur  die  Erbschaftssteuer^  welche  durch 

iG.  t;  18.,^11L  1S79  besonders  geregelt  uud  *U 
eine  selbständige  Steuer  neheu  die  Abgaben  anE 
Gruud  der  G.ordnung  gestellt.  Sachsen  hüt 
G.  und  Urkunden  Stempel  auj«>cinander  und  hut 
durch  2  GG.  t,  IS./XI,  1876  dieeeu  letsteren 
und  die  Erbschaftssteuer  neu  geregelt.  Würt- 
temberg hat  die  G.  durch  das  Sport elge^ett 
nnd  die  Erbschafts-  und  SchenkungSÄteuer  durch 
ein  besonderes  Gesetz  geordnet.  Die  wüntem* 
bergische  Acclse  umfaJJt  nur  TerkebrsfieueriL 

I  In  Baden  ist  nur  die  Erbscbafts*  und  Scbem- 
kungsfiteuer    aow  ie     die    Besitz  wecWlabgabt 

'  („Liegenachaftsaccise'^  >  vom  Gewesen  aoflgt- 
ächieden.     Im   übrigen  sind  bei   den   Abgabsn 

\ü\t  die  Geschäfte  der  Rechtsp^*!*^' iv'*™"!^»!!^, 

I  der  ZiTilstaudsTervraltimg  und  i  .  n 

G,     und     VerkehrMteuem     uii  r- 

schraobeu.     Desgleichen  hat   m    ii  i-^r 

,  A  b  1  ösu  ng«p  r ozeß  er ä t  d  ureh  die  E  i  n  fi  1  irr 

besonderen  Erbschaftssiener  begouneu. 

b)  Oesterreicb  hat  ein  ungemein  ausge- 
dehntes System  von  EinKel-G.,  durch  die  Sät 
jede  einigermaßen  erhebliche  Handlung  im  anit'^ 
liehen  oderhtlrgerliehen  Verkehr  getroffen  wird. 
Urkunden,  Sehriftstttcke,  Dokumente  n,  dgL  m* 
pflegen  regelmäßig  mit  aUgemeineu  G.  bdft^ 
zn  äein.  an  dje  sich  dann  be^udere  G.  fftr  Mf 
einzelnen  yeranlaßten  Handlunjren  ictdi« 
Im  Gegensatz  xur  französischen  Frasjt  rt 
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die  österreichische  die  Urkunden-G.  selbst  tun- 
lichst nach  deren  verschiedenem  Inhalte  zu  in- 
dividualisieren und  zu  differenzieren.  Die 
eigentlichen,  speziellen  G.,  die  der  besonderen 
G.fahigkeit  des  einzelnen  Aktes  Rechnung 
tragen,  beschränken  sich  im  wesentlichen  am 
eine  Prozentual-G.  von  gerichtlichen  Urteilen 
und  Erkenntnissen  und  auf  die  Taxen  von 
Gnadenverleihungen,  Dienstbestellun^en,  Privi- 
le^erun^n,  Verleihung  von  Berecntiguufifen 
(Konzessionen),  Zulassung  zu  öffentlichen 
Aemtem.  Die  Ausscheidung  von  G.  und  Ver- 
kehrssteuer ist  nicht  mit  voller  Sicherheit  durch- 
fi'edrungen.  Ungarn  nimmt  auch  im  G.wesen 
Oesterreich  gegenüber  eine  selbständige  Stel- 
lung ein. 

c)  Frankreich.  Das  französische  G.-  und 
Verkehrssteuerwesen  ist  auf  dem  Pnnzipe  der 
tnnlichsten  Ausdehnung  des  Systems  der  £in- 
zel-G.  aufgebaut.  Die  Bausch-G.  sind  grund- 
Bätzlich  ausgeschlossen.  Neben  den  allgemeinen 
G.,  die  nach  den  Kosten  der  veranlaßten  Hand- 
lung bemessen  werden,  erscheinen  zahlreiche 
spezielle  G.  zur  Würdigung  der  speziellen  G.- 
fahigkeit des  einzelnen  Aktes.  Für  die  ersteren 
besteht  ein  nach  Größe  des  verwendeten  Papiers 
abgestufter  Dimensionsstempel,  während  die 
letzteren,  teils  in  fixem  Betrage,  teils  als  pro- 
zentuale Zuschlagstaxe,  in  Form  der  Enregistre- 
ments-G.  eingezogen  werden.  Ausnahmsweise 
treten  an  die  Stelle  des  Stempels  an  die  Seite 
der  Enregistrements-G.  die  Gerichtsschreiberei- 
G.  bei  streitigen  Rechtssachen  für  gewisse  Ur- 
kunden, femer  die  Hypotheken-G.  bei  den  rechts- 
politischen Förmlichkeiten  der  Hypothekenein- 
tragung und  schließlich  die  Siegel-G.  bei  Ver- 
leihung besonderer  Rechte.  Dispensationen  u. 
dgl.  m.  Im  französischen  Steuersysteme  ist  es 
fast  unmöglich,  G.  und  Verkehrssteuem  von- 
einander zu  trennen,  da  beide  in  dem  fiskalisch 
hochentwickelten  Systeme  meist  unmerklich  in- 
einander übergehen. 

d)  England.  Die  Trennung  von  G.  und 
Verkehrssteuem  hat  im  englischen  Stempelgesetz 
(Stamp  Duties).  der  Konsolidatiousakte  vom 
Jahre  1870  (33  und  34  Vict.  c.  97,  98)  und 
seinen  Nachträgen  gar  nicht  oder  doch  nur 
stückweise  st;^tt^efunden.  Eine  Ausnahme 
macht  hiervon,  wie  in  den  meisten  Staaten,  die 
Erbschaftssteuer,  die  durch  besondere  Gesetze 
'zuleut  1894)  selbständig  »geregelt  ist.  Häufig 
lassen  sich  eigentliche  G.  da  feststellen,  wo  im 
Prinzipe  Verkehrssteuem  vorliegen,  die  aber 
wegen  der  Niedrigkeit  der  Ansätze  einen  G.- 
cbarakter  annehmen,  z.  B.  der  Pennystempel 
bei  Mietverträgen  von  Wohnhäusern  bis  zu 
einer  jährlichen  Mietrente  von  10  £. 

e)  Italien  und  Belgien  haben  ihre  G.- 

Sesetzgebung  wesentlich  dem  französischen 
iuster  nachgebildet.  Auch  Rußland  hat  ein 
rdcheegliedertes  G.-  und  Verkehrssteuerwesen, 
bei  dem  jedoch  das  Steuerprinzip  vorherrscht 

2.    Die    G.   der   Rechtspflege.     Wir 

nennen  G.  der  Rechls[)flege  diejenigen,  die 
aus  dem  Rechtsverkehr  hervorgehen  und  als 
spezielles  Entgelt  für  die  Leistungen  der 
Kechtsverwaltnng  durch  die  Rechtsprechung 
<ler  Gerichtsorgane  zu  entrichten  sind.  Ihre 
Erhebung  erfolgt  einmal,  wenn  der  Einzelne  . 


in  aktiv-freiwilliger  Betätigung  des 
Rechtsverkehrs  den  Rechtsschutz  der  Ge- 
richte zur  Geltendmachung  seiner  Ansprüche 
anruft;  sodann  aber  bei  passiv-zwangs- 
weisem Eintritt  der  Rechtsprechung,  wenn 
die  Gemeinschaft  oder  Gruppen  von  Einzelnen 
bei  Verletzung  der  Rechtsordnung  oder  ihrer 
Interessen  gegen  den  Verletzer  durch  ge- 
richtliche Tätigkeit  geschützt  werden.  Hier 
erwächst  die  G.pflichtigkeit  teils  aus  einer 
durch  den  Einzelnen  veranlaßten,  teils 
aus  einer  von  ihm  V  e  r  8  c  h  u  1  d  e  t  e  n  Leistung, 
welche  die  Staatsgewalt  in  einem  individuellen 
Interesse  ausführt. 
Man  unterscheidet: 

a)  G.  der  streitigen  Rechtspflege, 
der  Zivilgerichtsbarkeit.  Ihre  Begründung 
liegt  in  dem  staatlichen  Schutze,  der  dem 
Einzelnen  gewidmet  wird,  um  seine  Person 
und  sein  Eigentum  ge^n  widerrechtiiche 
Ein-  und  üebergrüfe  Dntter  sicherzustellen. 
Liegt  nun  eiu  offenkundiger  Fall  der  Inan- 
spruchnahme einer  öffentlichen  Anstalt  zu 
diesem  Behufe  vor,  so  ist  die  G.pflichtigkeit 
des  Aktes  nachgew^iesen  und  es  ist  eine 
Forderung  der  Gerechtigkeit,  daß  ein  spezieller 
Entgelt  für  die  mit  Kosten  verknüpfte  richter- 
liche Tätigkeit  bei  Behauptung  oder  Bestrei- 
tung privater  Rechte  geleistet  wird.  Die 
DecKung  der  hier  verursachten  Kosten  durch 
die  G.entrichtung  braucht  jedoch  keine  voll- 
ständige zu  sein,  da  die  Institution  als  solche 
zunächst  im  Interesse  des  gesellschaftlichen 
Zusammenlebens  besteht  und  die  Rechts- 
ordnung die  Grundlage  der  sozialen  Ent- 
faltung ist.  Durch  die  Beitragsleistung  des 
Einzelnen  soll  nur  der  Umstand  gewtoiigt 
werden,  daß  eben  gewisse  öffentliche  Ein- 
richtungen vorwiegend  von  gewissen  Per- 
sonenkreisen benutzt  zu  werden  pflegen  und 
es  daher  als  billig  erscheint,  gerade  diese 
vorwiegend  zur  Leistung  heranzuziehen. 

Die  G.  der  Zivilgeriditsbarkeit  sind  meist 
Bausch-G.  und  stufen  sich  ab  nach  dem 
ungefähren  Umfang  der  Prozeßsache,  der 
Schwierigkeit  der  richterlichen  Tätigkeit, 
nach  den  Arten  der  Prozesse,  den  ver- 
schiedenen prozessualen  Momenten,  ferner 
nach  der  entscheidenden  Instanz  und  end- 
lich nach  dem  Werte  des  Streitgegenstandes. 
Sie  zerfallen  in  G.  in  bür^rlichen  Rechts- 
streitigkeiten und  in  G.  im  Konkursverfahren. 
Ihre  Höhe  muß  im  allgemeinen  mäßig  sein, 
da  ihr  steuerartiger  Charakter  mit  dem 
Wesen  und  den  Aufgaben  der  richterlichen 
Tätigkeit  im  Widerspruch  stünde. 

b)  Die  G.  der  Strafrechtspflege. 
Mit  dem  Begriff  der  G.  ist  nicht  notwendig 
die  Erreichung  eines  wirtschaftlichen  Vor- 
teils für  den  G.jpflichtigen  verknüpft.  Das 
Entscheidende  bildet  eine  amtliche  Leistung 
einer-  und  ein  spezielles  Entgelt  dafür  an- 
dererseits.    Daher  kann   auch   bei   passiv- 
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zwangsweisem  Eintritt  gerichtlicher  Inter- 
vention zugunsten  der  Gemeinschaft  gegen 
Kechts-  oder  Interessenverietzer  eine  6.  er- 
hoben werden.  Mittelbar  oder  unmittelbar 
liegt  dann  die  difFerenziale  Förderung  des 
wirtschaftlichen  Lebens  nicht  auf  Seiten  des- 
jenigen, wegen  dessen  die  Inanspruchnahme 
öifentlicher  Tätigkeiten  erfolgt  sondern  bei 
denjenigen,  die  gegen  das  verschulden  des 
Rechtsbrechers  geschützt  werden.  Die  Höhe 
der  G.  ist  festzusetzen  nach  den  Kosten  des 
Verfahrens,  der  Größe  des  Vergehens  und 
der  hierfür  normierten  Strafe.  Die  Erzielung 
der  vollen  Deckung  der  verursachten  Kosten 
wäre  zwar  an  sich  wünschenswert,  ist  aber 
praktisch  meist  wegen  der  schlechten  Ver- 
mögenslage des  Verurteilten  nicht  zu  er- 
langen, vielfach  findet  sogar  ein  Verzicht 
seitens  des  Staates  auf  die  G.  statt  oder 
werden  etwa  anfallende  G.  einzelner  Gerichts- 
personen auf  die  Staatskasse  übernommen, 
c)  Die  G.  der  nichtstreitigen 
Rechtspflege,  der  freiwilligen  Gerichts- 
barkeit mer  kommen  insbesondere  Leistungen 
öffentlicher  Behörden  zugunsten  von  Hand- 
lungsunfähigen in  Betracht:  von  Minder- 
jährigen, Entmündigten,  bei  Regulierung  von 
Verlassenschaften,  bei  Kognitionen  gewisser 
Rechtsverhältnisse  und  Tatsachen  u.  dgl.  m. 
Die  gerichtliche  Mitwirkung  soll  dabei  durch 
eine  formale  Ordnung  ein  Privatrechtsver- 
hältnis von  vornherein  gegen  jeden  Zweifel 
sicherstellen.  Die  öfTentlichen  Leistungen 
stehen  dabei  mit  Berechtigungen  und  Ver- 
pflichtungen in  engstem  Zusammenhange. 
Die  G.  sollen  den  vollen  Ersatz  der  den 
Organen  der  Rechtspflege  erwachsenden 
Kosten  einbringen. 

Geschichtlich  und  tatsächlich  stehen  diese 
G.  den  Steuern  sehr  nahe.  Denn  häufig 
wird  ein  die  Kosten  erheblich  übersteigender 
Satz  erhoben,  oftmals  wird  sogar  die  Leistungs- 
fähigkeit berücksichtigt;  wir  haben  es  daher 
mit  jener  Grenze  zu  tun,  wo  sich  G.  und 
Verkehrssteuer  nahe  berühren.  Bei  der  frei- 
willigen Gerichtsbarkeit  ist  die  Inanspruch- 
nahme einer  Behörde  oftmals  geboten,  oft- 
mals freigestellt.  Häufig  wird  die  Unter- 
lassung in  einem  Falle  mit  Rechtsnachteilen 
bedroht,  im  anderen  mit  Rechtsvorteilen  be- 
günstigt. 

Im  einzelnen  kommen  in  Betracht: 
a)  G.  in  Vormundschafts-  und 
Pflegschaftssachen,  wenn  ein  Vor- 
mund zum  erstenmal  bestellt  wird,  ein 
Wechsel  in  der  Person  des  Vormundes  vor- 
geht, ein  Kurator  zu  einzelnen  Handlungen 
berufen  wird  oder  bei  Vorlage  und  Durch- 
sicht von  Rechnungen  der  vormundschaft- 
lichen Vermögensverwaltung  u.  dgl.  m. 

ß)  G.  bei  Nachlaßregulierungen. 
Bei  diesen  wird  die  G.pflicht  nach  Maß  und 
Umfang  danach  bemessen,  ob  eine  gericht- 


liche Auseinandersetzung  der  Verlassenscliaft 
geboten  ist  oder  ob  nur  emzelne  vorbereitende 
Handlungen  zur  Sicherstellung  des  Nach- 
lasses vorzunehmen  sind.  Hierher  zählen: 
G.  fflr  Verwilligung  der  Ausfolge  des  Ver- 
mögens eines  Verschollenen  gesen  Sicher- 
heitsleistung vor  dessen  Todeseridärung,  G. 
für  Vornahme  und  Prüfung  von  Teilungen, 
für  die  Kognition  über  zeitige  oder  gänz- 
liche Unterlassung  von  Teilungen,  G.  für 
Vornahme  des  amtlichen  Verschlusses  der 
Verlassenschaft  (Obsignation),  für  Lösung 
desselben  (Resignation),  G.  für  Eröffnung  von 
Testamenten  usf.  Prinzip  ist  hier  die  ein- 
fache Kostendeckung  des  einzelnen  Aktes 
und  tunlichst  niedrige  Tarifsätze.  Bei  einiger 
Höhe  schlagen  solche  G.  zu  leicht  in  eigent- 
liche Erbschaftssteuern  um. 

r)  G.  in  Fideikommißangelegen- 
heiten  bei  Errichtung,  Erweiterung  und 
Besitzübergan^.  Diese  Q.  grenzen  sclmrf  an 
das  Steuergebiet  und  bilden  häufig  Bestand- 
teile von  Steuern. 

^)  G.  von  Rechtsgeschäften.  Der 
Staat  hat  ein  Interesse  bei  einer  Anzahl  von 
Rechtsgeschäften,  daß  ihr  Abschluß  unter 
Mitwirkung  staatlicher  oder  vom  Staate 
dele^erter  Behörden  erfolge  oder  doch 
schnftlich  beurkundet  werde.  Daher  wird 
in  Verbindung  mit  dem  Formalismus  des 
geltenden  Privat-  oder  Prozeßrechtes  in 
manchen  Ländern  bei  gewissen  Rechtsge- 
schäften wegen  ihrer  Wichtigkeit  oder  ihrer 
allgemein  öffentlich-rechtlichen  Bedeutung 
oder  zur  Wahrung  und  Sicherung  der  Rechte 
Dritter  die  amtliche  Bestätigung  und  Kc^ition 
gefordert.  Dies  ist  der  l?all  namenthch  bei 
Liegenschaften,  bei  Erbabfertigungsverträgea 
zur  Beseitigung  von  Nachlaßteilungen,  bei 
Verträgen  über  die  Interzession  der  Ehefrau, 
bei  Eheverträgen,  bei  Legitimation  unehelich 
Geborener,  bei  Adoptionen,  Gleichstellungs- 
verträgen der  Nachkommen  ausiverschiedenea 
Ehen  (Vor-  und  Nachkinder)  usw.  Alle  diese 
öffentlich-rechtlichen  Feststellungen  und  Be- 
urkunden geben  dann  Anlaß  zur  Erhebung 
einer  größeren  oder  geringeren  Anzahl  von  G. 

Gesellt  sich  nun  aber  zu  dem  öffentlichen 
Interesse  ein  fiskalischer  Gesichtspunkt  und 
wird  die  G.pflicht  auf  alle  Rechtsgeschäfte 
von  irgendwelcher  Erheblichkeit  ausgedehnt, 
die  Unterlassung  der  Schriftlichkeit  mit 
Rechtsnachteilen  verknüpft  und  die  Befolgung 
der  Vorschrift  durch  Zwangsmittel  des  Pro- 
zeßrechtes gesichert,  so  wird  die  G.  zur  Ver- 
kehrssteuer. Die  Grenzbestimmung  zwischen 
beiden  Gebieten  ist  hier  meist  überhaupt 
ausgeschlossen. 

e)  Register-G.  werden  eingezogen  für 
die  Führung  öffentlicher  Bücher  über  per- 
sönliche Verhältnisse.  Eigentum,  dinghche 
Rechte  an  Gnmdstücken  und  Gebäuden, 
Pfandrechte  und  über  alle  an  solchen  Rechten 
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eintretende  Veränderungen  (Grund-  und 
Hypothekenbücher).  Ferner  zählen  dazu: 
Einträge  in  Handels-  und  Genossenschafts- 
register, in  das  Register  über  Autorrecht 
au  schriftlichen  Werken  und  Schöpfungen 
der  bildenden  Künste,  in  die  Register  für 
Modelle,  Muster,  Marken,  Warenzeichen  und 
Erfindungspatente,  Einträge  in  die  Register 
zur  Wahrung  von  Vorrechten  der  Ehefrau 
im  Konkurse  des  Ehegatten,  Einschreibungen 
von  Staatsschuldscheinen  auf  Inhaber,  Ein- 
träge in  die  Adelsmatrikel  und  die  Schiffs- 
register, endlich  Zivilstandsregistereinträge. 

Auch  bei  diesen  G.  müssen  die  Tarifsätze 
niedrig  gehalten  werden,  da  sie  ohnehin 
Neigung  haben,  sich  in  Verkehrssteuem  zu 
verwandeln.  In  einer  Anzahl  von  Fällen 
läßt  sich  diese  Erscheinung  wahrnehmen, 
wenn  der  Inhalt  eines  verliehenen  Rechts, 
wie  bei  Urheberrechten  und  Patenten,  mit 
dem  en\'arteten  ökonomischen  Vorteil  für 
die  Remessung  der  G.  zugnmde  gelegt  wird. 
Ein  gleiches  Verhältnis  läßt  sich  nicht  selten 
hei  den  Register-G.  des  Mobiliar-  und  Im- 
mobiliarverkehrs  erkennen. 

8.  Die  G.  der  Verwaltung.  Im  Gegen- 
satz zu  den  G.  der  Rechtspflege,  wo  die 
gesellschaftliche  Gemeinschaft  immer  ein 
mehr  oder  minder  unmittelbares  Interesse 
an  den  Amtshandlungen  hat,  handelt  es  sich 
bei  den  G.  der  Verwaltimg  zunächst  immer 
um  ein  Sonderinteresse,  um  die  Zuw^endung 
j>rivater  Vorteile.  Der  G.leistung  des  Pflich- 
tigen steht  hier  immer  eine  direkte  oder 
indirekte  Fördenmg  seiner  ^persönlichen  In- 
teressen durch  einen  öffentlichen  Akt  gegen- 
über. Die  Gebühr  bildet  hier  stets  ein 
Bj)ezielles  Entgelt  für  eine  Leistung  einer 
Verwaltungsbehörde. 

Die  Verwaltungs-G.  sind: 

1.  Allgemeine  Verwaltungs-G., 
wenn  sie  allen  Zweigen  der  Verwaltung 
gemeinsam  sind  und  sein  können,  ohne  an 
eine  spezielle  Organisation  des  technischen 
Betriebes  gebunden  zu  sein.  Hier  erfolgt 
die  G.erhebung  entweder  im  Anschlüsse  an 
Handlungen  des  allgemeinen  Dienst- 
betriebes der  Behörden,  oder  sie  ist  durch 
die  Verleihung  und  Bestätigung  be- 
sonderer Rechte  bedingt: 

a)  Anstellungs-,  Bestallungs-  und 
Beförderungs-G.  Sie  stellen  sich  dar 
als  tatsächliches  Entgelt  für  die  Uebertragung 
eines  öffentlichen  Amtes.  Man  hat  bisweilen 
auch  den  Akt  der  Bestallung  nach  seinem 
ökonomischen  Inhalte  zu  würdigen  gesucht 
und  den  steigenden  Vorteilen  steigende  G. 
gegenübergestellt.  Zu  den  hierher  gehörigen 
(i.  zählen :  G.  für  die  Anstellung  als  Staats-, 
(lemeinde-  und  Kori)Oi"atic>nsdiener,  für  die 
Immatrikidierung  der  Notare  und  die  Zu- 
lassung der  Rechtsanwälte.  ZuweUen  leistet 
der  Staat  auch  Verzicht  auf  die  Hestallungs- 


G.,  wenn  die  öffentlichen  Diener  zwangsweise 
einer  Witwen-  und  Waisenkasse  beizutreten 
haben,  insonderheit  dann,  falls  die  Einlagen 
im  Nichtbenutzungsfalle  für  den  Einleger 
verloren  gehen. 

Diese  G.  gehen  in  Verkehrssteuem  über, 
wenn  die  G.pflicht  auch  auf  die  Privat- 
beamten ausgedehnt  wird.  Denn  hier 
fehlt  eine  amtliche  Gegenleistung  und  liegt 
lediglich  die  Tendenz  vor,  das  mit  einem 
privaten  Amte  verbundene  Einkommen  zu 
besteuern.  Auch  kann  bei  öffentlichen 
Dienern  die  Höhe  der  Abgabe  eine  G.  in 
eine  Steuer  verwandeln. 

b)  G.  für  Prüfungen  und  Be- 
fähigungsatteste, wo  die  Ausübung 
eines  Berufes  mit  einem  öffentlichen  Inter- 
esse verknüpft  ist  (Lehrer.  Arzt,  Hebamme 
usw.).  Der  Ertrag  solcher  G.  fließt  entweder 
als  Diener-G.  den  Prüfenden  zu  oder  als 
Fiskus-G.  in  die  Staatskasse,  aus  welcher 
die  Prüfenden  dann  entschädigt  werden. 

c)  G.  für  die  Verleihung  von  be- 
sonderen Rechten,  Titeln  undAus- 
zeichnuneen  kommen  in  Betracht,  wenn 
einem  Einzelnen  in  seinem  persönlichen  In- 
teresse gewisse  Rechte  verliehen  werden. 
Dies  ist  der  Fall  bei  Urheber-  und  Patent- 
rechten, Erteilung  der  Rechte  einer  juristischen 
Person,  Marktgerechtigkeiten,  Apothekenkon- 
zessionen, Bergwerksberechtigimgen,  Standes- 
erhöhungen und  Nobilitierungen ,  bei  Ver- 
leihung von  Orden,  Titeln,  akademischen 
Graden,  Auszeichnungen,  Privilegien  usw. 
Die  Bemessung  erfolgt  regelmäßig  nach  dem 
Werte  der  übertragenen  Vorteile. 

d)  G.  für  Exemtionen,  der  voran- 
gehenden Gruppe  nahe  stehend,  werden  er- 
hoben, wenn  Einzelne  eine  Ausnahmestellung 
vom  gemeinen  Rechte  oder  der  allgemeinen 
Norm  beanspruchen,  wie  bei  Minderjährig- 
keitsdispensationen,  bei  Dispensationen  m 
Ehesachen,  bei  Grunderwerbun^  durch  die 
tote  Hand,  Befreiungen  oder  \erkürzungen 
vom  31ilitärdien8t  usw.  Ihre  Höhe  wird 
passend  an  den  Wert  des  erlangten  Vorteils 
angeschlossen.  Zum  Teil  werden  diese  Ab- 
raben  zu  Steuern,  wie  beispielsweise  die 
Gr.  bei  Militärdienstbefreiungen  in  die  Wehr- 
steuer übergehen. 

2.  Besondere  G.  sind  diejenigen,  die  bei 
den  einzelnen  Zweigen  des  öffentlichen  Dienstes, 
bei  der  Zivilverwaltunjf  im  weiteren  Sinne,  an- 
fallen. Sie  umfassen,  im  Gegensatz  zu  den  all- 
femeinen  G.  der  Verwaltnng  solche  Abgaben, 
ie  ihrem  Wesen  nach  der  speziellen  behörd- 
lichen Organisation  der  Amtsstellen  entspringen : 
a)  G.  im  Gebiete  der  Verwaltung  der 
auswärtigen  Angele&renheiten,  vor 
allem  die  Konsulats-G.  aus  dem  Kreise  der  kon- 
snlaren  Amtstätigkeit,  für  die  erlangten  För- 
derungen der  Handels-,  Verkehrs-  und  SchifT- 
fahrtsinteressen.  für  Disjtache,  für  die  Mitwir- 
kung bei  Hergangs-  und  Kettuugsarbeiten  n. 
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dgl.  m.  Bei  den  Berafskonsnln  pflegen  diese 
G.  Fiskos-G.,  bei  den  Wahlkonsoln  dagegen 
Diener-G.  zu  sein. 

b)  G.  im  Gebiete  der  inneren  Verwal- 
tung, und  zwar 

a)  G.  der  amtlichen  Statistik,  insbe- 
sondere im  auswärtigen  Handel-  und  Waren- 
verkehr („Statistische  5/  oder  „Deklarations-G."). 

ß)  Paß-G.  für  Ausstellung  von  Pässen  und 
Beisepapieren. 

y)  G.  im  Auswanderun^wesen  für  die 
Unternehmer  und  Agenten.  Diese  bezwecken 
regelmäßig  neben  dem  speziellen  Entgelt  auch 
eine  schärfere  Kontrolle  der  Auswanderungs- 
untemehmer,  ihrer  Person,  ihres  Gewerbes  und 
Geschäftsbetriebes. 

3)  G.  für  Ausstellung  von  Arbeits- 
und Dienstbüchern.  Häufig  ist  aus  sozial- 
politischen Gründen  die  Ausstellung  solcher 
Dokumente  gebührenfrei.  G.^flichtig  pfle^  sie 
nur  zu  sein  oei  Herstellung  emes  neuen  Dienst- 
buches für  ein  verloren  gegangenes  oder  un- 
brauchbar gewordenes  („Duplikat"). 

e)  G.  des  Gesundheitswesens  und  der 
Sanitätspolizei  für  Impfung,  Desinfizierung, 
Untersuchung  Prostituierter,  Totenbeschau  usw. 
Hierher  gehören  auch  die  G.  für  die  Benutzung 
von  Gebär-,  Kranken-,  Irren-,  Spitalversor^ungs- 
und  Blindenhäuf>em,  wo  die  Unterhaltungskosten 
aus  anderen  (Staats-,  Stiftun&:s-)Mitteln  be- 
stritten werden,  während  die  S.  ein  spezielles 
Entgelt  für  die  Leistung  sind.  Teilweise 
können  solche  G.  auch  „Beiträge*^  sein  (s.  u. 
8ub  4). 

s)  G.  des  Armen- und  Wohltätigkeits- 
wesens. Doch  kommen  solche  nur  ausnahms- 
weise vor. 

Tj)  G.  für  die  Jagdausübung.  Der  Be- 
sitz oder  die  Pachtung  von  Jagdgründen  pflegt 
an  sich  noch  nicht  zur  Ausübun&p  der  Jagd  zu 
berechtigen,  vielmehr  wird  in  aer  Regel  noch 
die  Lösung  eines  Jagdscheins  gefordert.  Diese 
G.  hängen  mit  der  Erlaubnis  des  Waff^en- 
tragens  zusammen  und  haben  sich  aus  dem 
älteren  Landes-  oder  grundherrlichen  Jagdregal 
entwickelt. 

c)  G.  im  Gebiete  des  Kultus  des 
öffentlichen  Unterrichts-  und  Bil- 
dungswesens. Diese  Abgaben  sind  die  fol- 
genden : 

a)  Schul-,  Unter  rieh  tsgelder  und  Kol- 
legienhonorare an  öffentlichen  Schulen  jeder 
Art  des  Staates  oder  sonst  eines  öffentlichen 
Körpers  mit  den  Einschreibe-  Qnskriptions-, 
Immatrikulations-),  Eintritts-  una  Austritts-G. 
und  deren  Nebenabgaben. 

ß)  Kirchen-  und  Kultus-G.,  erstere  für 
die  Benutzung  der  Kirche,  kirchlicher  Einrich- 
tungen ,  der  Kirchhöfe  usw. ,  letztere  für  die 
Beanspruchung  kirchlicher  Amtshandlungen,  der 
Taufe,  Trauung,  der  Beerdigung  usw.  (Sportein 
oder  Stol-G.).  Die  Kirchen-G.  sind  meist  Fis- 
kus-, die  Kultus-G.  meist  Diener-G. 

y)  G.  für  Benutzung  und  Besuch 
öffentlicher  Kunst- und  wissenschaft- 
licher Sammlungen,  Museen  und  Biblio- 
theken. 

d)G.  im  Gebiet  edervolkswirtschaft- 
lichen  Verwaltung: 

a)  Bejflaubigungs-G.: 

Die  E 1  c  h  •  G.  sind  Abgaben  für  die  amtliche 


Beglaubigung  der  Richtigkeit  der  vom  Privat- 

fewerbe  gelieferten  Maße  und  Gewichte.  Diese 
ontrollierenden  Maßregeln  haben  den  Zweck, 
im  Interesse  der  wirtschaftlichen  Verkehrshand- 
lungen vor  Betrug  und  Uebervorteilung  zn 
schützen.  Der  Gebrauch  ungeeichter  Maße  und 
Gewichte  ist  unter  Strafe  gestellt. 

Die  G.  der  Punzierung  sind  für  amt- 
liche Beglaubi^ng  des  Feingemtltes  von  Gegen- 
ständen aus  edlen  Metallen  zu  entrichten.  Die 
Punzierung  ist  teils  eine  obligatorische,  teüs 
eine  fakultative. 

Der  Prägeschatz  oder  die  Pr&^e-G. 
ist  diejenige  Abgabe  beim  Münzwesen,  die  von 
Privaten,  die  Edelmetalle  der  Hauptmünzstücke 
zur  Ausmünzung  in  die  Münzanstalt  verbringen, 
gefordert  wird. 

Endlich  sind  Beglaubigungs-G.  die  G.  der 
Qualitätsprüfung  von  Produkten  und 
Waren.  Diese  sind  heutzutage  viel  seltener 
als  in  früheren  Zeiten,  wo  diese  Vorschriften 
das  ganze  Wirtschaftsleben  umspannten.  Ueber- 
reste  sind  die  „Schau-G.^  für  die  Fleischbeschau 
in  großen  Städten,  namentlich  wichtig  wegen 
der  Trichinengefahr  bei  Schweinen. 

ß)  Aufsichts-G.: 

Für  die  Revisionen  von  Apotheken 
und  Privatheilanstalten  werden  in  den 
meisten  Staaten  G.  erhoben.  Ebenso  werden 
derartige  Abgaben  für  Dampfkesselproben 
und  -revisionen  sowie  für  die  Kontrolle 
lebensgefährlicher  Betriebe,  für  Besichtigung 
der  Privateisenbahnen  u.  dgl.  m.  als  speziellem 
Entgelt  einer  behördlichen  Leistung  einbezogen. 
Das  gleiche  ist  der  Fall  bei  Beanfsiditigung 
von  Bergwerken  von  Privaten  im  Interesse 
der  Sicherheit  des  Betriebes  und  der  Erhaltung 
der  dauernden  Betriebsfähigkeit  des  Werkes. 

Endlich  findet  eine  G.erhebung  bei  der  Be- 
aufsichtigung der  Privat-,  Gemeinde-  und 
Korporationswaldungen  durch  die  staat- 
lichen Forstbeamten  statt.  Man  will  durch  die 
fortlaufende  Kontrolle  die  Gefahr  eines  unwir^ 
schaftlichen  und  gewinnsüchtigen  Abholzens 
durch  die  Spekulation  nach  Kräften  verhüten. 
Auch  die  sog.  „Beförsterungs-G.",  Ab- 
gaben als  En^elt  der  Mitbewirtschaftung  von 
Gemeinde-  und  Stiftun^sforsten  durch  die  staat- 
lichen Forstbeamten,  sind  hierherzurechnen. 

Weniger  als  der  Wirkungskreis  der  Zivil- 
verwaltung gibt  die  Justiz-,  Finanz-  und  Mili- 
tärverwaltung Anlaß  zur  G.erhebung.  Bei 
ersterer  fallen  die  besonderen  Verwaltungs-G. 
ohnehin  mit  den  G.  der  Rechtspflege  zusammen. 
Auf  dem  Gebiete  der  Finanzverwaltung  ist  nur 
ein  sehr  beschränkter  Raum  für  besondere  Ver- 
waltungs-G., und  bei  der  Militärverwaltung 
herrscht  im  allgemeinen  das  Prinzip  der  G.- 
freiheit. 

4.  Gebfihrenartige  Einnahmen:  «Bei- 
träge'^« Von  den  G.  im  erörterten  Sinne  müssen 
diejenigen  Erscheinungen  des  wirtschaftlichen 
Verkehrs  unterschieden  werden,  die  mit  jenen  nur 
den  gleichen  Namen  oder  die  homogene  Bezeich- 
nung gemeinsam  haben.  Infolgedessen  sind  vom 
Gebiete  des  G.wesens  die  Fleisch-,  Brot-, 
Arzenei-  und  ähnliche  Taxen  auszn- 
schließen,  da  diese  lediglich  obrigkeitlich  an- 
geordnete Festsetzungen  der  Preise  von  Waren 
und  Leistungen  sind,  deren  Herstellung  jedoch 
der   privaten  Erwerbstätigkeit  überlassen  ist. 
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Die  staatliche  Tätigkeit  ist  hier  nicht  die  Leis- 
tung, die  durch  eine  Gegenleistung  auf  seiten 
des  Käufers  beglichen  wird,  sondern  sie  stellt 
nur  einen  autoritären  Eingriff  in  das  freie 
Spiel  der  bei  der  Preisbildung  wirksamen  Kräfte 
dar.    Diese  Taxen  sind  daher  auch  keine  Ab- 

fkben,  die  nach  Charakter  und  Zweck  einen 
estandteil  der  öffentlichen  Ein- 
nahmen bilden.  In  die  gleiche  Linie  sind  die 
reglementären  Taxen  der  Lohnfuhrwerke 
{Droschken)  und  die  De serviten  der  Aerzte, 
soweit  sie  ohne  amtliche  Verursachung  geleistet 
werden,  zu  stellen. 

Nicht  unbedingt  den  G.  ist  aber  noch  eine 
Mehrzahl  anderer  öffentlichrechtlicher  Abgaben 
zuzuzählen.  Für  diese  Gruppe  öffentlicher  Ein- 
nahmen hat  man  neuerdings  den  Ausdruck 
„Beiträge**  oder  auch  Interessenbeiträge  ge- 
wählt. 

Beiträge  sind  öffentlichrechtliche  Ab- 
gaben, die  zur  Deckung  eines  entstandenen  Auf- 
wands von  solchen  Personen,  Wirtschaften  oder 
Wirtschafts^ppen  zu  reichen  sind,  die  be- 
stimmte Einrichtungen  und  Anstalten  aus- 
schließlich oder  doch  vorwiegend  in  Anspruch 
nehmen.  Sie  sind  Entgelte  für  Leistungen  von 
obrigkeitlichen  und  öffentlichen  Instituten, 
welcne  aber  keine  eigentlichen  Amtshandlungen 
vornehmen.  Diese  Beiträge  erscheinen  somit 
als  Steuerpräzipueu  oder  Präzipual- 
leistnn^en,  die  in  durch  die  obrigkeitliche 
Gewalt  einseitig  bemessener  Höhe  festgesetzt 
werden.  Ihre  Aufgabe  ist  wesentlich  die 
Deckung  der  Kosten  dieser  Einrichtungen  in 
der  verursachten  Höhe:  sie  sollen  nicht  nur 
zur  Bestreitung  dieser  speziellen  Ausgaben  bei- 
tragen —  wie  die  G.  — ,  sondern  den  Aufwand 
in  der  Hauptsache  decken.  Die  in  Anspruch 
genommenen  Anstalten  sind  zunächst  und  in 
erster  Linie  von  diesen  „Beiträgen **  zu  unter- 
halten, Zuschüsse  Dritter,  d.  h.  solcher,  für 
welche  jene  Institute  nicht  errichtet  sind  (Staat, 
Gemeinde,  Stiftungen),  haben  einen  mehr  sub- 
sidiären Charakter  und  treten  nur  ergänzend 
ein,  wenn  die  eigenen,  durch  Beiträge  ge- 
wonnenen Einnahmen  sich  als  unzulänglich  er- 
weisen. 

Die  wichtigsten  Arten  der  Beiträge  sind 
folgende : 

1.  Staats verwal tun gs einnahmen  oder 
Anfälle,  die  aus  der  Tätigkeit  der  Verwaltung 
oder  der  verschiedeneu  Verwaltungszweige  er- 
wachsen. Sie  haben  meist  einen  sehr  ver- 
schiedenartigen Charakter  und  sind  häufig  mit 
Bestandteilen  anderer  Einnahmearten,  nament- 
lich aber  mit  privatwirtschaftlichen  Elementen 
untermischt. 

2.  Einnahmen  der  öffentlichen 
Staat  saust  alten,  wie  diejenigen  der  Post- 
und  Telegraphenverwaltung ;  ferner  die  Straßen-. 
Brücken-,  Weg-,  Fähr-  und  Krahnengelder  und 
die  Niederlage-,  Markt-  und  Meßabgaben,  allent- 
halben Einkünfte,  welche  mit  der  Gestaltung 
des  Verkehrswesens  im  Zusammenhang  stehen. 

3Iit  dieser  Gruppe  dürfen  aber  die  Einnahmen 
aus  den  großen  Transportuntemehroungeu  des 
Staates,  vornehmlich  aus  der  Verwaltung  derl 
Staatseisenbahnen  sowie  aus  sonstigen  Staats- ' 
betrieben  wie  Lotterieen,  Bankwesen  usf.  nicht 
verwechselt  werden.  Denn  bei  diesen  ist  die  i 
ganze   Wirtschaftsart  auf   die   Erzielung    von 


Ueberschüssen  gerichtet,  die  z.T.  ganz  er- 
hebliche Beiträge  für  den  Staatshaushalt  bilden. 
Diese  Staats-  ^er  öffentlichen  Einkünfte  sind 
daher  den  privat-ferwerbs-)  wirtschiüftlichen  Ein- 
nahmen beizuzählen. 

3.  Beiträge  des  Arbeiterversiche- 
rungswesens. Bei  öffentlichen,  namentlich 
auf  Zwang  beruhenden  Kassen  und  (öffentlichen) 
Versicherungseinrichtungen  müssen  die  Mittel 
zur  Durchführung  des  Versicherungszweckes 
durch  Beitragsleistungen  der  versicherten  Ar- 
beiter und  Arbeitgeber  im  wesentlichen  aufge- 
bracht werden.  A^  dieser  Sachlage  wird  grund- 
sätzlich nichts  geändert,  wenn  auch  Dritte 
(Reich,  Staat  usw.)  Zuschüsse  leisten. 

4.  Beiträge  bei  Benutzung  von  Spi- 
tälern, Krankenhäusern,  Sanatorien. 
Neben  den  schon  früher  (s.  o.  sub  3,  2a/£)  erwähn- 
ten G.  im  Kahmen  des  Gesundheitswesens  werden 
von  den  Benutzem  dieser  Anstalten  überhaupt 
oder  von  einzelnen  Gruppen  (z.  B.  Wohlhaben- 
den, Nicht-Stiftnngsberechtigten)  noch  besondere 
Leistungen  verlangt,  welche  zur  Bestreitung 
der  verursachten  Kurkosten  bestimmt  sind. 

5.  Beiträge  für  Benutzung  von 
(städtischen)  Wasse  rl  ei  tu  n  gen,  Sc  hl  ach  t- 
häusern,  Gas-  und  elektrischen  Lei- 
tuufifen  sowie  die  Kanal-,  Hafen-  und 
ähnlichen  „G."  Auch  hier  konkurrieren 
häufig  wirkliche  G.  mit  diesen  Beiträgen,  z.  B. 
„Schau-G."  für  die  Fleischbeschau  mit  ^Bei- 
träffen^  für  die  Benutzung  des  Schlachthauses 
una  seiner  Einrichtungen. 

Literatur:  Hau,  GmndsäUe  der  Finafutpissen- 
sehfyi,  i§  227— 24^.  —  Pfeiffer,  StaaUein- 
nahmen,  Stuttgart  1866, 1,  294— SSL  —  v.  Hock, 
Die  öffentlichen  Abgaben  und  Schulden,  Stuttgart 
J86S,  §§  4,  SS,  S4.  —  Ufnpfenbach,  Lehrbuch 
der  Finam%rie8en9chaft,  2.  Aufi,,  Stuttgart  1887, 
^;jf  42 fg.  —  Siein,  Fin.  II,  1,  S.  1S9,  848,  5, 
Aufl.  —  Neuniann,  Steuer,  Leipzig  1887,  /, 
K,  4 — 6.  —  SchiUl,    Abh.   in  Schi'mberg ,   111, 

4.  Aufl.,  S.  lOS,  Tubingen  1897,  S.  lOSfg.  — 
Roaeher-Gerlach ,  Syttem,  IV,  ^^  22 fg.  — 
WtM^ner,  Fin.,  11,  2.  Aufl.,  Leipzig  1890,  S. 
SS  fg.  —  Sax,  Grundlegung,  Wien  1887,  S.  444/g'p 
472 fg.  —  Vocke,  Abgaben,  Auflagen  und  die 
Steuer,  Stuttgart  1887,  S.  22S,  565,  572.  —  Cohn, 
Finantwiesenzchaft,  Stuttgart  1889,  bes.  Buch  L 
Kap.  S.  —  Schaffte,  Grundsätze  der  Steuer- 
Politik,  Tübingen  1880,  S.  52,  457,  496—507.  — 
derselbe,  Stetiem,  AUg.  Teil,  Leipzig  1895, 
^^  2S  und  14s  (H.  d.  St.).  —  Eheberg,  Finanz- 
wiszenzehaft,  8.  Aufl.,  Erlangen  1906,  S.  lS6fg. 
—  Ehlers,  Stellung  der  Gebühr  im  Abgabe- 
zyztem.  Schanz'  Fin.-Arch.,  Bd.  XIII,  S.  489  bis 
519.  —  Koczynski,  Unterzuehungen  über  ein 
System  des  österreichischen  Gebührenrechts,  eben- 
da Bd.  XV,  S.  1—124.  —  KlHnwächter, 
Gebühren-  und  Verkehr ssteuem^  Jahrb.  f.  Nat. 
u.  St.,  III.  F.,  Bd.  29,  S.  4SS.  —  v,  Mayr,  Art. 
„Gebühren**  in  Stengels  Wörterb.  des  deutschen 
Verwaltungsreehtes,  Bd.  I,  S.  466  fg.,  mit  Zusätzen 
in  den  drei  Ergänzungsbänden.  —  r.  Heekel, 
Art.  „Gebühren**  im  H.  d.  St.,  2.  Aufl.,  Bd.  IV, 

5.  19— SS.  —  Adam  Smith,  Wealth  of  Kations, 
b.  V,  eh.  1,  2.  u.  4.  Abt.,  eh.  2, 1.  Abt.  —  J,  Stuart 
Mill,  Principles  of  Politiral  Economy ,  b.  V, 
eh.  5.  —  Enquirau  de  Parieu ,  Traitf  des 
impots,    Paris  1888 fg.,   III,   165.   —   Leroy» 
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Beaulieü,  Traue  de  la  seienee  des  finances, 
ParU  1888,  4.  ed.,  I,  eh.  9.  —  Gamierf  Traue 
desßnances,  4.  ed,,  Paris  1882,  eh,  10.  —  Denis, 
L'impot,  L  Serie,  BruxeUes  1889,  p.  45  (die 
einzige  framösiache  Arbeit,  welche  eine  scharfe 
Trennung  zwischen  Gebühren  und  Stetiem  durch- 
führt). —  BesobroMoff  Impot  sur  les  a^tes,  in 
den  Memoires  de  VAcoLdhnie  de  St,  Petersbottrg, 
VII.  Serie,  Tome  X,  Nr.  I4  (1866).  —  Vgl.  auch 
den  Literaturnachweis  beim  Art.  „  Verkelirssteuer'*. 
Max  vim  Heekel. 


Grebührenäquivalent 

s.  Erbschaftssteuer  sub  III  oben 
S.  786fg. 


Geburten 

(statistisch). 

1.  Die  G.zifferii.  a)  Im  Verhältnis  zur  Gesaint- 
bevölkernng.  b)  Im  Verhältnis  zur  gebärfähi- 
gen verheirateten  weiblichen  Bevölkerung,  c) 
Die  Schwankungen  der  G.ziffem.  2.  Die  Ver- 
teilung der  G.  über  das  Jahr.  3.  Die  Tot-G. 
4.  Die  Mehrlings-G.  5.  Die  G.zeiten  nach  Tages- 
stunden. 6.  Die  menschliche  Fruchtbarkeit. 
7.  Die  Kinderzahl  der  Familien. 

1.  Die  G.ziffeni.  a)  Im  Verhältnis 
zur  Gesamtbevölkerung  (die  allge- 
meine G.ziifer).  Der  einfachste  und  ge- 
bräuchlichste    Ausdruck    der    G.häufigkeit 


besteht  darin,  daß  die  Zahl  der  Geborenen 
(in  der  statistischen  Terminologie  allgemein, 
wenn  auch  der  Mehrlings-G.  wegen  unzu- 
treffend, als  „G.*'  bezeichnet)  auf  je  lOOQ 
Bewohner  bezogen  wird,  in  welch  letzteren 
allerdings  auch  die  jugendliche  und  Greisen- 
bevölkerun^^,  welche  für  die  Fortpflanzung 
nichtvon  Einfluß  ist,  inbegriffen  sind.  Diese 
Bevolkerungsschichten  ändern  sich  in  ihrem 
Anteile  bei  ein  und  demselben  Volke  langsam, 
und  deshalb  ist  die  allgemeine  G.ziffer  für  die 
Vergleichung  längerer  Perioden  bei  derselben 
Bevölkerung  hinreichend  genau ;  dagegen  ist 
sie  nur  mit  Vorsicht,  (so  wie  die  Zifl'er  der 
Eheschließungen),  zur  Vergleichung  ver- 
schiedener Völker,  Gegeuden,  Berufsklassen 
usw.  zu  gebrauchen.  Dadurch  verliert  die 
allgemeine  G.ziffer,  deren  Bedeutung  gerade 
durch  die  Vergleichung  in  das  richtige  Licht 
gerückt  wird,  viel  von  ihrem  Werte.  Es  ist 
daher  bezüglich  der  folgenden  Tabelle  zu 
beachten,  was  im  Art  „Altersgliederung  der 
Bevölkerung*'  (oben  S.  «Ofg.J  über  die  Be- 
setzimg der  verschiedenen  Altersklassen  bei 
den  einzelnen  Völkern  mitgeteilt  worden  ist 
Für  die  Fortpflanzung  der  Bevölkerung 
kommen  nur  die  Lebend-G.  in  Betracht; 
die  Tot-G.  haben  ein  sozial-hygienisches  und 
medizinisches  Interesse,  ebenso  wie  die  G. 
im  Sinne  von  Entbindungen. 


Länder 


Auf  1000  Bewohner  entfielen  Lebendgeborene 


1851/60  I    1861/70      1871;80      1881/90    1891/1900      1903 


Gesamt- 
gebnrten 

1901 


Deutsches  Reich  .     .    .  35,3  37,2  39,1         •  36,8  36,1  33,9  36,9 

Oesterreich 36,9  38,2  39,0  38,0  37,1  35,3  37,4 

Ungarn 41,0  "0       43,oi»)  43,4  44,2  40,5  3^,7  38,6 

Italien —  37,6  »j  36,9')  37,8  35,0  31,5  33,9 

Frankreich 26,2  26,1  25,4  23,9  22,1  21,1  23,0 

England 34,2  35,4  35,5  32,5  30,0  28,4  28,5 

Schottland 33,9  35,o  34,9  32,3  3^,7  29,2  29,5 

Irland —  26,3«)  26,5  23,4  23,0      .     23,1  22,7 

Schweiz —  29,71«)  30,8  28,1  28,7  27,7  30,2 

Beiden 30,4  32,2  32,7  30,2  28,9  27,5  31,0 

Niederlande 33,3  35,7  36,4  34,2  32,5  31,6  33,6 

Schweden 32,8  31,4  3^,5  29,0  27,1  25,6  27,6 

Norwegen 33,o  3o,9  3o,9  30,8  30,3  28,7  30,4 

Dänemark 32,5  30,7  31,5  31,9  30,2  28,7  31,0 

Spanien —  37,6  36,3«)  36,4  35,3  36,4  35,6  _ 

Portugal —  30,7  •)  32,4')  33,2'®)  30,8")  —  30,5*') 

Griechenland    ....  —  28,6»^)  27,6  26,6")         —  —  34,»  "> 

Rnmäuien —  28,7  (?)  29,3  (?)  36,0  37,1  40,i  40,5 

Serbien —  44,7*)  4o,5  44,9  41,6  —  39^5  "> 

Europ.  Rußland ')     .     .  —  48,9«)  49,3  47,2  47,i ')  49,o»5      49,o**) 

Finland 35,9  34-7  37,o  34,9  32,1  3i,5'')      33.^ 

Japan —              —               —  —  30,5  ")|     32,5'')      36.5 

»)  Ohne  Polen  und  Finland.  ■')  Für  1867-1870.  »)  Für  1891—1897.  *)  Für  1862-1870. 
^')  Für  1868-1871.  «j  Für  1872— 1880.  ')  Für  1878— 1880.  »)  Für  1860-1862.  »)  Für  1873— 1875. 
''')  Für  1886—1890.  '')  Für  1891—1896.  ")  Für  1870.  *»)  1860,  1861,  1864—1870.  »*)  Für 
1881—1885  und  1889.  ''*)  1864—1870.  »«)  Für  1899  Geburten  ohne  nähere  Angabe.  »')  Für 
1902.     '^)  Für  1892-1901.     ^«)  Annähernd.    ««)  Für  1896.    *»)  Für  1889.    ")  Für  1899. 

Ferner    labend -G.    1903:    Chüe    34,0 ,  |  land  24,6,  Süd-Australien  23,4,  West-Austra- 
Neu-Süd- Wales  25,3,  Victoria  24,5,  Queens- jlien  30,3,  Tasmanien  28,9  (1902),  Neu-Seeland 
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26.6,  Ceylon  40,4,  Jamaika  39,9,  Porto-Rico  i 
1888/98  28,2.  | 

In  den  größeren  deutschen  Bundesstaaten  | 
betrug   die    Zahl    der    Gesamt-G.   (einschl. 
Tot-G.)  in  den  sechs  Dezennien  von  1841  50 
bis    1891/1900:    Preußen   38,2,   38,1,    39,2, 

40.7,  38,8  und  38,0;  Bayern :  35,2,  34,4,  38,2, 

41.8,  38,0,  37,6  und  38,0;  Sachsen  41,3,  41,0, 

42.3,  44,7,  43,4  und  40,8;  Württemberg  42,6 

37.4,  42,5,  44,8,  37,1  und  35,3;  Baden  39,2, 
34,2,  38,3  39,8  34,1  und  34,1.  In  Oester- 
reich  steht  die  G.ziffer  am  höchsten  (40—44) 
im  Osten,  sodann  folgen  mit  34—36  die 
Sudeten-  und  Karstländer  und  endlich  mit 
30—33  die  Alpenländer  (Lebend-G.  1901). 

Die  Ziffer  steht  somit  im  Osten  von  Enropa 
in  Raßlaud  (ebenso  in  den  östlichen  Ländern 
Oesterreichs),  in  Ungarn,  in  Serbien,  Rumänien, 
dann  in  einigen  deutschen  Ländern,  wie  in 
Sachsen,  hoch,  da  eine  Quote  von  40  ^/oo  und 
mehr  als  hoch  zu  bezeichnen  ist;  sie  steht  da 
meist  in  Znsammenhang  mit  einer  frühzeitigen 
Eheschließang  und  hohen  Ehe.scbließnngsziner. 
Als  niedrig,  d.  h.  wenig  tlber  20  %o,  erscheint 
sie  in  Irland,  Schweden  und  vor  allem  in  Frank- 
reich :  in  den  2  erstgenannten  Ländern  ^eht  sie 
znm  Teil  mit  einer  niedrigen  Eheschließan^s- 
zififer  parallel  nnd  findet  hierin  ihre  teilweise 
Erklärung,  während  sie  in  Frankreich  neben 
einer  mittleren  Eheschließangsziffer  einher- 
fi^ht.  so  daß  sie  sich  als  geringe  Kinder- 
frequenz der  Ehen  darstellt.  In  Frankreich 
wird  diese  niedrige  G.ziffer,  welche  die  Lang- 
samkeit in  der  Vermehrung  des  französischen 
Volkes  an  sich  nnd  gegenüber  anderen  euro- 
päischen OroUstaaten,  insbesondere  Dentsch- 
land  bedingt,  schon  lange  als  eine  ernste  Ge- 
fährdung der  Machtstellung  des  Staates  emp- 
funden. Allerdings  zeigt  es  sieb  auch  hier 
wieder,  daß,  wie  schon  immer,  staatlicherseits 
eine  Einwirkung  anf  die  Hebung  der  G.ziffer 
durch  verschiedene  Mittel  (Begünstigung  kinder- 
reicher Väter  oder  Familien.  Jnnggesellen- 
steuer  nsw.)  wirkungslos  ist  nnd  daß  eine  Hebung 
der  G.ziffer,  falls  deren  Herabmindernng  sich 
als  ein  durch  soziale  Anschauungen  bedingtes 
nnd  gewolltes  Moment  herausstellt,  nur  durch 
eine,  gewiß  erst  in  größereu  Zeiträumen  vor 
sich  gehende  Aenderung  sozialer  Tendenzen  her- 
vorgebracht werden  kann.  Die  anderen  europ. 
Völker  weisen  mittlere,  nnd  zwar  abcfesehen 
insbesondere  von  den  skandinavischen  Ländern 
befriedigende  G.ziffem  auf. 

b)  Im  Verhältnis   zur    gebärfäbigen 
verheirateten   weiblichen    Bevölkerung 

(die  besondere  G.ziffer).  Um  die  Zahl 
der  gebärfähigen  Frauen  in  einem  Volke 
festzustellen,  steht  uns  nur  das  Mittel  zu 
Gebote,  die  Frauen  jener  Altersklassen  heraus- 
zugreifen, auf  welche  sich  die  Gebärfähigkeit 
im  allgemeinen  erstrecken  dürfte.  Mit  dem 
15.—^.  Jahre  dürfte  die  möglichste  Grenze 
nach  oben  und  unten  gegeben  sein:  ^ewiß 
sind  die  Gebärfähigkeits- Perioden  bei  den 
einzelnen  Völkern  ungleich,  aber  im  allge- 
meinen ist  damit  doch  ein  Vergleichsboden 


geschaffen.  Auf  1000  verheiratete  Frauen 
entfielen  eheliche  Lebendgeborene: 

Jahresdurchschnitt         1900 

18741891— Volksz.  Volkszahl 

1880/1881.  1900/1901 
Deutsches  Reich           270  258 

Oesterreich  250  253 

Ungarn  —  2I9 

Frankreich  163  146*) 

Italien  251  238 

Mand  240  247 

Niederlande  310*)  279 

Schweden  240  229 

Norwegen  268  241 

Auch  hier  zeigenFrankreich  und  Schweden, 
überdies  aber  Ungarn  die  geringsten  G.ziffem. 

Das  Maximum  der  besonderen  G.ziffer 
nimmt  Adolph  Wagner  auf  Grund  der  bisher 
in  einzelnen  Landesteilen,  namentlich  dem 
slavischen  Osten  beobachteten  Verhältnisse 
mit  50 — 60^  00  der  Bevölkerung  dem  euro- 
päischen Durchschnitt  von  35— 40®/oo  gegen- 
über an.  Danach  ließe  sich  ermessen,  wie 
groß  die  Hemmnisse  in  jedem  Lande  sind, 
welche  einen  erheblichen  Teil  der  Bevölke- 
rung von  der  Heirat  und  die  Verheirateten 
von  der  Fortpflanzung  abhalten.  Immerhin 
wäre  ein  beträchtliches  Wachsen  der  heutigen 
allgemeinen  G.ziffer  möglich. 

o)  Die  Schwankungen  der  G.siffem» 
und  zwar  «)  die  langzeitigen.  Die 
Resultate  der  Statistik  gestatten,  den  Gang 
der  G.kurve  durch  fast  das  ganze  19.  Jahrb. 
rücksichtlich  mancher  Länder  auch  noch 
ins  18.  Jahrh.  hinein  zu  verfolgen.  Nament- 
lich seitens  französischer  Statistiker,  und 
auch  auf  Gnmd  des  Ziffernmaterials  anderer 
Staaten  wird  mitunter  die  Behauptimg  auf- 
gestellt, daß  in  unseren  Zeitläuften  die  G.- 
ziffer die  Tendenz  hat  zu  sinken.  Diese 
Ansicht  ist  jedoch  nicht  allgemein  gültig; 
wir  begegnen  vielmehr  Ländern,  in  denen 
sie  steigt,  und  anderen,  in  denen  sie  sinkt. 
Es  scheint  jedoch  festzustehen,  daß  die  G.- 
häufigkeit  im  letzten  ^4  des  19.  Jahrh.  nahe- 
zu in  allen  eiuopäischen  Staaten,  mitunter 
ziemlich  stark,  abgenommen  hat. 

In  früherer,  namentlich  weiter  zurückliegen- 
der Zeit  stellte  man  zwar  die  G.ziffer  an- 
nähernd ebenso  genau  fest  wie  heute ,  nicht 
aber  die  Bevölkerungsziffer;  je  nachdem  nun 
die  letzte  zu  hoch  oder  zu  niedrig  an^nommen 
wurde,   kann  ein  scheinbares  Aufsteigen  oder 

I  Abfallen  hervorgerufen  werden.  —  In  Frank- 

'  reich  war  die  G.ziffer  zu  Anfang  des  19.  Jahrb. 

I  83,  hat  also  um  etwa  Vs  abgenommen ;  ebenso 
abgenommen  hat  sie  auch  in  Schweden,  wo  sie 

I  Mitte  des  18.  Jahrh.  Ho.  anfangs  des  19.  Jahrh. 

'  82  betrug  und  jetzt  anf  25—26  steht.  Dagegen 
stieg  sie  in  Dänemark  seit  dem  ersten  Drittel 
des  18.  Jahrh.  von  29.7  auf  etwas  über  30  im 
19.  Jahrb.,  um  erst  zu  Beginn  des  20.  Jahrh. 

'  tiefer  zu  sinken  als  vor  fast  200  Jahren.    In 


»)  187i;80.    «j  imi 


922 


Geburten 


Norwegen  stieg  die  Ziffer  im  19.  Jahrh.  von 
S2  bis  auf  33  um  1850,  blieb  dann  bis  zum  Ende 
des  Jahrh.  ziemlich  konstant  and  sank  erst  zn 
Beginn  des  20.  Jahrh.  aaf  den  Stand  zu  An- 
fang des  19.  herab.  In  England  hielt  sich  das 
Niveau  bis  in  die  letzte  Zeit  des  19.  Jahrh. 
ziemlich  hoch,  um  dann  zurückzuweichen.  In 
Oesterreich  setzte  die  Ziffer  nach  Beendigung 
der  Kapoleonischen  Kriege  hoch  ein,  sank  bis 


zur  Mitte  des  19.  Jahrh.,  um  dann  bis  gegen 
1880  erheblich  anzusteigen  und  von  da  ab  auf 
den  Stand  vor  50  Jahren  zurückzugehen.  In 
Ungarn  wächst  die  G.ziffer  im  19.  Jahrh.  bis 
in  die  80  er  Jahre  und  sinkt  von  da  ab.  Im 
Deutschen  Beiche  (v&^I.  die  graph.  Darstellung) 
stieg  die  ohnehin  hohe  G.zahl  bis  in  die  Mitte 
der  70  er  Jahre  in  starken  Sprüngen  an,  um 
dann   bis   heute   nicht   unerheblich    zurückzu- 


Schwankungen  der  Geburtenziffern  im  Deutschen  Reich  und 
andere  Daten  der  Bevölkerungsbewegulig  zum  Vergleich. 

Jahre. 
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weichen.  —  In  allen  diesen  Ländern  birgt  die 
Spanne  des  19.  Jahrh.  mehrfache  ächwankun&:en. 
Wir  haben  keinen  Anhaltspunkt,  eine  Abnahme 
der  G.ziffer  etwa  als  Folge  einer  Erschwerung 
der  Eheschließung  oder  einer  gewollten  Ver- 
minderung in  der  Hervorbringung  einer  Nach- 
kommenscnaft  allfs^emein  (dagegen  letzteres 
gewiß  für  Frankreich)  anzunehmen. 

/^)  Die  kurzzeitigen  Schwank un- 
g  e  n.  Infolge  von  Kriegen,  inneren  Wirren, 
Teuerung  u.  dgl.,  sinkt  —  bei  steigendem 
Wohlstand,  auch  bei  scheinbarem  (so  um 
1870—1873),  ferner  bei  niedrigen  Preisen 
steigt  die  G.ziffer,  sei  es  in  sehr  heftigen, 
sei  es  in  kleineren  Wellen ;  dies  geht  jedoch 
in  den  einzelnen  Ländern  sehr  verschieden 
vor  sich,  indem  in  manchen  eine  große  Sta- 
bilität der  Ziffern,  in  anderen  eine  große 
Sensibilität  derselben  zu  bemerken  ist. 

2.  Die  Yerteilung  der  G.  über  das  Jahr 

zeigt  im  allgemeinen  zwei  Maxima,  von  denen 
das  eine  in  oder  um  den  Februar  (Konzeptions- 
monat Mai)  und  das  andere,   kleinere  in  den 


Herbst  (September  —  Konzeptionszeit  Dezember) 
I  fällt.     Das  erstere   ist  das  natürliche  physio- 
I  logische  Maximum,  welches  mit  dem  al^emeinen 
Regenerationstrieb   in  der  Natur  im  Frühling 
;  zusammenhänj^t,  das  zweite  ist  ein  soziales,  es 
I  fällt  in  eine  Zeit,   wo  die  Mensehen  sich  enger 
;  anein anderschließen    und  auf  dem   Lande   die-- 
Arbeit  sehr  reduziert  ist.   Je  nach  der  Eigenart 
der  Beschäftigung,  von  Stadt  und  Land  usw., 
wechselt  die  Intensität  dieser  beiden  Maxima, 
von  denen  z.  B.  das  herbstliche  mehr  auf  dem 
Lande  hervortritt  als  in  den  Städten.     Vom 
I  März  bis  zum  August  ist  im  allgemeinen  ein 
I  Abfall  der  G.kurve  zu  bemerken,   da  der  Ge- 
schlechtsverkehr und  die  Konzeptionen  in  der 
heißen  Zeit  allgemein  abnehmen. 

;  Diese  Verteilung  der  G.  über  das  Jahr  stellt 
I  sich  des  Einflusses  der  Eheschließungen  wegen 
—  für  die  Erst-G.  anders  als  für  die 
{späteren  G.  Wenn,  wie  es  vielfach  zutrifft, 
das  Maximum  der  Eheschließungen  in  den 
Februar  fällt,  so  steigt  auch  die  Zahl  der  Kon- 
zeptionen in  diesem  sowie  den  2 — 3  folgenden 
Monaten,  ja  auch  in  den  1—2  vorbeigehenden 
und  wir  finden    das  Maximum  der   Erst-Geb. 


Geburten 


923 


im  November;  dageg^en  bleibt  für  die  späteren  i  machen  (ca.  V«),  so  yermögen  sie  auf  den 
6.  das  Konzeptionsmaximom  des  Mai  mit  dem  ,  allgemeinen  Gang  der  G.  -  Monatskorve  nnr 
G.maximnm  Februar  aufrecht  Da  die  Erst-G.  |  nebenbei  Einfluß  zu  üben.  (S.  die  graph.  Dar- 
nur   einen   kleinen   Teil   der   Gesamt-G.    aus- 1  Stellung.) 

Verteilung  der  Geburten  über  das  Jahr. 
Geburtsmonate. 
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8.  Die  Tot-6.  Ueber  diesen  Begriff  be- 
steht statistisch-praktisch  eine  Ueberein- 
stimmung  nicht,  da  es  unmöglich  ist,  etwaige 
medizinische  Kategorieen  durch  die  Toten- 
beschauer oder  Registerführer  in  Anwendung 
bringen  zu  lassen. 

So  werden  im  Deutschen  Reiche  als  totgeboren 
angesehen  die  vor  dem  oder  während  des  G.aktes 
gestorbenen  Kinder,  wobei  in  den  meisten  Staaten 
nur  jene  Früchte  als  lebensföhi^  gelten,  die 
mindestens  6  Monate  alt  sind,  während  jüngere 
als  Früh-G.  (Fehl-G.)  gelten  und  in  die  Ziffer 
der  Tot-G.  nicht  einbezogen  werden.  Ander- 
wärts gelten  als  Tot-G.  die  vor  der  Registne- 
mng  Verstorbenen.  Oft  werden  in  Ueberein- 
stimmung  mit  Volksgepflogenheiten,  um  auch 
den  Totgeborenen  ein  kirchliches  Begräbnis  zu 
sichern,  eigentliche  Totgeborene  als  Lebend- 
geborene und  kurz  nach  der  G.  Verstorbene  zur 
Eintragung  in  den  Standesbücbem  angegeben. 
Es  ist  überhaupt  schwierig,  den  Begaff  „Tot-G.'^ 
in  der  Praxis  der  Statistik  und  Registeiführung 
einheitlich  und  genau  anzuwenoen.  Manche 
Staaten  verzichten  deshalb  auf  deren  Ermitte- 
lung und  begnügen  sich  mit  der  Registrierung 
der  Lebendgeborenen. 

Totgeborene  im  Jahresdurchschnitt  auf  1000  G. 


1876/80  1887/91  1900/01 


überhaupt 
Deutsches  Reich 
Preui^en  .  . 
Bayern .  .  . 
Sachsen  .  . 
Württemberg 
Oesterreich   . 


1876/80  1887/91  1900/01 
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35 

31 

41 

36 

31 

34 

32 

30 

40 

36 

34 

37 

34 
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30 
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44 

46 

45 

39 

38 

36 

44 

46 

37 

51 

48 

41 

30 

26 

25 

35 

27 

24 

31 

27 

24 

Ungarn  . 
Italien .  . 
Frankreich 
Schweiz  . 
Belgien 
Holland  . 
Schweden . 
Norwegen 
Dänemark 


Die  Häufigkeit  der  Tot-G.  hat  in  den 
letzten  Dezennien  in  einigen  Staaten,  so  ins- 
bes.  im  Deutschen  Reiche,  Holland,  in  den 
skand.  Ländern,  Finland  und  der  Schweiz 
abgenommen;  bei  anderen  Völkern,  so  bei 
jenen  romanischen  Ursprungs  ist  disis  nicht 
zu  bemerken,  ja  es  ^findet  sich  sogar  mit- 
unter ein  Ansteigen.  W^enn  es  auch  nicht 
ausgeschlossen  ist,  daß  die  Abnahme  der 
Tot-G.häufigkeit  auf  den  Fortschritt  der  ärzt- 
lichen Kunst  und  die  Bessenin^  der  Zustände 
überhaupt  zurückzuführen  sein  dürfte,  ist 
doch  zu  beachten,  daß  hie  und  da  die  Ver- 
zeichnung der  Tot-G.  jetzt  mit  größerer 
Vollständigkeit  vorgenommen  wird  als  früher. 
Berufe-  und  Erwerbszweige  haben  wenig, 
die  soziale  Stellung  der  Eltern  viel  Einfluß 
auf  die  Häufigkeit  der  Tot-G.;  dieser 
Einfluß  soll  nach  der  preuß.  ofFizieUen  Sta- 
tistik illustriert  werden.  Ueber  den  allge- 
i  meinen   Durchschnitt    der   Tot-G.    von   3,1 
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(1902)  erhoben  sich  merklich  die  Ziffern  für 
die  landw.  Dienstboten  3,7,  die  landw.  Ar- 
beiter 3,4,  die  Hausdienstboten  4,0,  die 
Tagelöhner  3,5,  dann  die  Beruflosen  (Armen- 
versorgte, Anstaltsinsassen,  kleinste  Rentner 
u.  dgl.)  mit  6— 7^/o  der  Ö.  Dagegen  sinken 
am  tiefsten  die  Anteile  der  Totgeborenen  bei 
jenen  Berufszweigen,  bei  denen  eine  erwerbs- 
tätige Mitarbeit  der  Frau  nicht  stattfindet, 
so  bei  den  Geistlichen  1,9,  Offizieren  2,2, 
Lehrern  2,3,  Aerzten  2,4,  Künstlern  2,4 
u.  dgl. 

Das  Verhältnis  der  Totgeborenen  steht  bei 
den  nnehelichen  G.  höher  als  bei  den  ehelichen 
(s.  Art.  „Uneheliche  G."),  bei  den  Enaben-G. 
höher  als  bei  den  Mädchen-U.  (s.  Art.  „Geschlechts- 
verhältnis in  der  Bevölkerang"),  und  bei  den 
Mehrlings-G.  (s.  unten  sub  IV)  höher  als  bei  den 
Einzel-G.  Die  Tot-G.  treten  (ebenso  wie  die 
Fehl-  und  Früh-G.)  im  Beginn  und  besonders 
ge^en  Ende  der  weiblichen  Fruchtbarkeitsdaner, 
und  ebenso  mit  zunehmendem  Alter  der  Mutter 
häufiger  auf,  während  ihr  Minimum  im  voll- 
kräftigsten Alter  der  Mutter  (ca.  20— 2ö  Jahre) 
liegt;  so  sind  auch  die  Tot-G.  unter  den  Erst-G. 
häufiger  als  unter  den  späteren  und  zwar 
auch  hier  wieder  um  so  häufiger,  je  älter  die 
Mutter  ist. 

4.  Die  Mehrlings-G.  Zur  Yeranschau- 
Hchung  dieses  Momentes  sollen  die  auf  Deutsch- 
land und  das  Jahr  1903  bezüglichen  Ziffern 
hier  beig^esetzt  werden :  Absolute  Zahl  der  Fälle  : 
25993  Zwilliugs-G.,  270  Drillings-  und  2  Vier- 
lings-G.  mit  zusammen  26816  Knaben  und 
25988  Mädchen;  von  diesen  52804  Kindern 
waren  2847  totgeboren. 

Im  allgemeinen  schwankt  die  Ziffer  der 
Mehrlings-G.  um  l^/o  aller  G.akte  auch  in  den 
übrigen  Ländern.  Die  Zahl  der  lebend-Mehr- 
lines^eborenen  beträgt  im  allgemeinen  2,5% 
und  jene  der  Totgeborenen  5  %  der  entsprechen- 
den Kategorieen  der  G. 

5.  Die  G.Zeiten  nach  Tagesstunden  werden 
schon  seit  Quetelets  Zeiten  hier  und  da, 
aber  nur  auf  kleineren  Beobachtungsfeldem  zum 
Gegenstande  der  Untersuchung  gemacht,  ohne 
daü  man  bisher  zu  einem  abschließenden  Urteil 
über  die  Erscheinung  selbst  und  ihre  Ursachen 
gelangt  wäre.  Es  zeigten  sich  Verschieden- 
heiten nach  Monaten  und  nach  einzelnen  Be- 
obachtungsgebieten, aber  auch  Anhaltspunkte 
für  die  Annahme  eines  regelmäßigen  Ver- 
laufes. 

6.  Die  menschliche  Fruchtbarkeit.  a)Die 
Fähigkeit  der  Fortpflanzung  hängt  ab 
von  der  sexuellen  Eigenschaft  des  Mannes  und 
des  Weibes  sowie  der  geschlechtlichen  Vereini- 
gung beider.  Die  Statistik  als  Forschungsmittel 
auf  dem  Gebiet  der  menschlichen  Reproduktion 
ist  dadurch  begrenzt,  daß  die  Fruchtbarkeit  nur 
an  deren  Propagationsresul taten  gemessen  werden 
kann  und  diese  nicht  nur  von  der  Fähigkeit  son- 
dern auch  von  dem  Willen  zur  Reproduktion  ab- 
häugen.  Von  Fruchtbarkeit  darf  man  nur  insoweit 
sprechen,  als  es  sich  um  physiologische  Eigen- 
schaften handelt,  ein  Umstand,  der  in  der  statis- 
tischen Terminologie  zumeist  übersehen  wird. 
Uiese  spricht  von  „ehelicher"  oder  gar  von  „un- 
ehelicher Fruchtbarkeit",  um  entweder  die  beson- 


dere G.ziffer  überhaupt  oder  die  Kinderzahl  der  be- 
stehenden Ehen  oder  aber  die  allgemeine  G.ziffer 
der  unehelichen  ECinder  zu  bezeichnen.  Ist 
es  schon  falsch,  von  Fruchtbarkeit  der  Ehen 
überhaupt  oder  rücksichtlich  der  fast  stets  auch 
vom  Willen  abhängigen  Kinderzahl  zu  sprechen, 
so  ist  es  geradezu  ein  Widersinn,  den  Ausdruck 
„uneheliche  Fruchtbarkeit  zu  gebrauchen,  als 
ob  die  Propagation  der  unverheirateten  Frauens- 

Sersonen  von  einer  physiologischen  Eigenschaft 
er  letzteren  abbinde. 
Von  Fruchtbarkeit  soll  im  Sinne  der  Statistik, 
wie  bemerkt,  nur  gesprochen  werden,  insoweit 
physiologische  Eigenscnaften  vorliegen  und  sta- 
tistisch erfaßt  werden  können.  Hierher  gehören 
die  Altersgrenzen  der  Konzeptionsfähigkeit  des 
Weibes,  die  größten  Kinderzahlen  für  eine 
Mutter,  die  Sterilität,  ev.  auch  die  Intensität 
der  Reproduktionskraft.  Es  ist  offensichtlich, 
daß  diese  Eigenschaften  zumeist  nur  durch  das 
Mittel  tataäcnlich  erfolgter  G.  und  hinsichtlich 
des  Weibes  beobachtet  werden  können,  viel 
weniger  aber  hinsichtlich  des  Mannes,  und  zu- 
meist hinsichtlich  der  G. Vorgänge  innerhalb  der 
Ehen. 

b)  Die  Alterserenzeder  Konzeptions- 
fähigkeit des  Weibes  vermag  durch  die 
Statistik  insoweit  festgestellt  zu  werden  als  es 
möglich  ist,  die  Fälle  von  Konzeptionen  beson- 
ders hohen  Alters  als  individuelle  Ausnahmen 
gegenüber  dem  physiologischen  Typus  zu  er- 
kennen. Während  die  Konzeptionsfähigkeit  im 
allgemeinen  mit  dem  Aufhören  der  Menstrua- 
tion im  45.— 50.  Jahre  als  beendet  angesehen 
werden  kann,  werden  doch  Fälle  von  weit  höherem 
Alter  berichtet  57 — 61  Jahre  (und  sogar  noch 
mehr?). 

c)  Die  Sterilität  liegt  dann  vor,  wenn 
in  einer  Ehe  weder  Lebend-  noch  Tot-G.  noch 
Fehl-G.,  oder  überhaupt  keine  Konzeptionen,  statt- 
gefunden haben.  Beobachtungen  über  Sterilität 
in  diesem  richtigen  Sinne  sind  schwierig  an- 
zustellen und  meist  nur  in  Kliniken  möglich. 
Erfahrungen  in  verschiedenen  Frauenkliniken 
ergaben,  daß  7—14%  der  behandelten  Frauen 
niemals  konzipiert  hatten ;  allerdings  ist  hierbei 
auf  die  Ehedauer  keine  Rücksicht  genommen 
worden.  Nach  Feststellungen  in  Berlin  1885 
waren  nach  25  jähriger  Ehedauer  11,2  0;o  der  Ehen 
kinderlos,  im  Großh.  Oldenburg  1876/85  9,2%, 
in  Kopenhagen  (1880)  11,5,  in  Nor\i'egen  (1894) 
6,8  \ ;  in  der  Stadt  Basel  waren  nach  Auszügen 
aus  den  Familienregistem  unter  den  Ehen  von 
mehr  als  ISjährieer  Dauer  15Vt%»  in  den 
Niederlanden  bei  den  16 — 21  Jahre  alten  Ehen 
13,1%  kinderlos  usw.  Auch  zur  Erforschung 
der  Ursachen,  die  man  früher  mehr  auf  Seite 
des  weiblichen,  jetzt  mehr  auf  Seite  des  männ- 
lichen Geschlechts,  speziell  auch  im  Znsammen- 
wirken beider  (Blutsverwandtschaft)  sucht,  ver- 
mag die  Statistik  mitzuwirken. 

d)  Die  Höchstzahl  der  G.  für  eine  Mutter 
und  die  G.folge  fallen  gleichfalls  unter  den 
Gesichtspunkt  der  Fruchtbarkeit,  obgleich  gerade 
hier  die  Beeinflussung  durch  die  Tendenz  großem 
Spielraum  hat.  Nach  sehr  sor^ältigen  Fest- 
stellungen in  Sachsen  ist  31  die  größte  Zahl 
der  auf  1  Mutter  entfallenen  Geborenen. 

e)  Fruchtbarkeit  und  Lebensalter. 
In  dieses  höchst  interessante  Moment  der  auf 
die  Reproduktionskraft  wirkenden  letzten  Ur- 
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Sachen  sind  dnrch  die  80g:enannten  Natalitäts- 
tabellen,  in  welchen  auf  das  Alter  der  £ltem 
an  sich  nnd  in  gegenseitiger  Kombination, 
neben  dem  Momente  der  Ehedaner  Rücksiebt 
genommen  wird,  wertvolle  Einblicke  erschlossen 
worden.  Nach  der  von  Körösy  aufgestellten 
Bndapester  Natalitätstabelle  beginnt  die  Frucht- 
barkeit des  weiblichen  Geschlechts  schon  mit 
dem  18.-  19.  Jahre  mit  dem  Maximum  nnd  be- 
wegt sich  in  regelmäßig  absteigender  Linie  bis 
zum  45.— öO.  Juure,  wo  sie  ihr  Ende  erreicht; 
auf  100  verheiratete  Mütter  von  18— 20  Jahren 
kommen  jährlich  40  G.,  sodann  mit  25  Jahren 
32,  mit  HO  Jahren  24,  mit  35  Jahren  17,  mit 
40  Jahren  kaum  10,  mit  45  Jahren  1,7  nnd 
mit  50  Jahren  0,1.  Dabei  ist  die  Fruchtbar- 
keit der  Neuvermählten  vom  30.  Jahre  an  durch- 
weg erheblich  ^OOer.  Die  Männer  erreichen 
das  Maximum  ihrer  Fruchtbarkeit  etwa  mit 
25—26  Jahren  (35  %)  und  es  sinkt  dann  dieselbe, 
so  daß  sie  mit  35  Jahren  23^^,  mit  45  Jahren 
9  V?%.  mit  55  Jahren  2%  und  mit  65  Jahren 
0.5  ^  ö  beträgt.  Was  die  Abhängigkeit  der  Frucht- 
barkeit vom  Gegenseitigkeitsalter  der  Eltern 
anbelangt,  so  ist  zu  sagen,  daß  die  höchsten 
Fruchtbarkeiten  nicht  mit  der  tatsächlich 
zwischen  Eheleuten  bestehenden  durchschnitt- 
lichen Altersdifferenz  (s.  Art.  „Ehey  Eheschlie- 
ßung [Statistik'' j,  S.  677  fg.)  und  dem  durch- 
schnittlichen Ge^enseitigkeitsalter  zusammen- 
treffen, sondern  mit  ganz  anderen  Kombinationen, 
welche  kaum  je  allgemeiner  werden  dürften, 
so  daß  die  eheliche  Fruchtbarkeit  und  damit 
die  Bevölkerungsvermehrung  hierin  einen  wesent- 
lichen Damm  erhalten. 

Die  Ziffer  der  ehelichen  Fruchtbarkeit  in 
diesem  Sinne  entwickelt,  ist  vom  sozialen  Stand- 
punkt von  großer  Bedeutung,  weil  sie  annähernd 
erkennen  läßt,  daß  die  heutige  Fruchtbarkeit 
bei  früherer  Eheschließung  allerdings  gehoben 
werden  könnte,  aber  kaum  jemals  zu  einer  Höhe, 
daß  sie  etwa  zu  einer  raschen  Bevölkerungsver- 
mehrung im  Sinne  Malthusischer  Auffassung 
führen  könnte. 

7.  Kinderzahl  der  Familien.  Die 
Kinderzahl  der  Ehepaare  hängt  einerseits 
von  der  natürlichen  Fruchtbarkeit,  anderer- 
seits von  dem  begrenzenden  Willen  ab. 
Deshalb  ist  es  unrichtig,  die  Familienstärke 
eines  Volkes  unter  dem  Gesichtswinkel  ehe- 
licher Fruchtbarkeit  zu  erblicken;  wohl  aber 
ist  die  Größe  der  Familien  von  hervorragen- 
der Bedeutung  in  wirtschaftlicher  und  sozi- 
aler Hinsicht  Man  kann  da  —  wenn  wir 
von  der  so  häufigen  Verwechselung  der 
Familienstärke  mit  der  besonderen  G.ziffer 
absehen  —  von  der  Zahl  der  in  irgend 
einem  Momente  lebenden  Kinder  einer 
Familie,  oder  von  jenen  Kindern,  welche  in 
einer  Familie  tXberhaupt  geboren  worden  (wenn 
auch  seither  gestorben)  sind,  letztere  mit 
oder  ohne  Einschluß  der  Totgeborenen  aus- 
gehen, und  bekommt  da  Resultate,  von  denen 
jedes  seine  Bedeutung  nach  anderer  Rich- 
tung erstreckt.  Die  Familie  nach  der  Zalil 
der  lebenden  Kinder  ist  von  Belang  für  den 
Lebensstandard,  die  Einkommensver^endung, 
das   Erbrecht,   die   Volksvermehruug   usw.. 


wie  auch  manche  Gesetze  z.  B.  über  Steuern 
auf  diese  2^ahl  Rücksicht  nehmen.  Beachtet 
man  auch  die  seither  verstorbenen  oder  auch 
die  totgeborenen  Kinder,  so  n&hem  wir  uns 
den  physiologischen  Momente  der  Frucht- 
barkeit Desgleiclien  ist  der  Ausdruck  „kin- 
derlose'* Ehen  insofern  mehrdeutig  als  es 
sich  um  Ehen  ohne  lebende  Kinder,  oder 
um  Ehen,  in  welchen  nie  G.  (nur  Lebend- 
oder auch  Tot-G.)  statttoden,  handeln  kann 
(Sterilität). 

In  Frankreich  werden  bei  den  Volkszählungen 
die  Zahlen  der  lebenden  Kinder  der  Ehepaare 
erhoben;  es  kamen  daselbst  1891  auf  1  Ehe 
lebende  Kinder  bei  einer  Ehedaner  von  0— ö 
Jahren:  1,08,  5—10:  1,91, 10-16:  2,27.  1Ö-2Ö: 
2,59,  über  25  und  mehr:  2,43  im  Durchschnitt: 
2,09  Kinder.  Spricht  man  vom  „Zweikinder- 
system", so  darf  man  nicht  vergessen,  daß  sich 
dieser  Ausdruck  auf  die  lebenden  ECinder  be- 
zieht, aber  nicht  auf  die  Greborenen ;  mit  Bück- 
sicht  auf  die  letzteren  müßte  man  von  einem 
Dreikindersystem  sprechen.  Kinderlos  waren  in 
Frankreich  1896  von  je  100  Ehen  der  oben- 
genannten Ehedaner  38,5,  15,8,  12,5,  11,6,  11,3, 
12,5.  —  Geben  wir  von  dem  Alter  der  Mutter 
aus,  so  war  in  Berlin  1886  die  durchschnitt- 
liche Anzahl  der  in  einer  Ehe  geborenen  Kinder 
bei  einem  Heiratsalter  der  Frau  von  bis  20  Jahren : 
5,63,  20-25:  4,88,  25—30:  4,11,  30-36:  2,93 
und  über  36  Jahren:  1,34.  —  Für  Volker  mit 
fiprößerer  Fortpflanznngsintensität  stellt  sich  die 
durchschnittlicheZiffer  der  Geborenen  für  eine  Ehe 
im  allgemeinen  mit  4— 6,  jedoch  näher  an  letzterer 
Ziffer  heraus.  —Im  Großherzogtum  Oldenburg  war 
1876/85  hinsichtlich  der  durch  den  Tod  g^östen 
Ehen  die  Zahl  der  in  einer  Ehe  geborenen  Kinder, 
bei  einer  Durchschnittszahl  von  4,43  die  folgende 


Ehedauer 

Kinder  auf 
1  Ehe 

Kinderlose 
Ehen  in  \ 

0-1 

Jahr 

1,04 

51.77 

1-2   Jahre 

1,18 

25,47 

2-3 

r» 

1,48 

22,56 

3-4 

r 

1,88 

16,76 

4-5 

r 

2,17 

16,16 

5-10 

» 

3,18 

14,98 

10-16 

n 

4,25 

I4t99 

15— iO 

n 

4,87 

13,37 

20—25 

n 

5.04 

13,95 

26-30 

n 

4,82 

11,40 

30-35 

n 

4t93 

10,06 

35-40 

n 

5,M 

8,49 

40-45 

r» 

5,37 

7,72 

45—50 

n 

5,79 

7,32 

60u.  mehr  „ 

6,01 

6,12 

Im  allgemeinen  sind  solche  Feststellungen 
der  Familien,  insbes.  der  durch  die  Kinder- 
zahl bedingten  Familiengröße  schwer  durch- 
zuführen, weil  in  unseren  verschiedenen 
Rechtsoranungen  und  amtlichen  Aufzeich- 
nungen die  l^amilie  nur  selten  als  Einheit 
bedeutungsvoll  wird.  Gilt  das  schon  von 
der  Familie  im  engsten  Sinne,  so  gilt  es 
noch  viel  mehr  von  den  durch  die  G.-Grad- 
folge  entstehenden  Generationen  oder  den 
dnrch  Einbeziehung  der  Seiten  ver^-andtschaft 
entstehenden  Familienzusammenhängen.  Hier 
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ist  ein  weites  ergiebiges  Feld  für  den 
Ausbau  der  Bevölkerungsstatistik;  bisher 
liegen  erst,  hauptsächlich  hinsichtlich  des 
Generationsbegriffs,  Ansätze  vor. 

Literatar:  HinHehtlich  der  IntemcUionalen  Ver- 
gleiehungen  s.  Art.  ,^he,  Eheschließung  (statu- 
tisch)",  oben  S,  674  fg-,  ebenso  die  Lehr- 
bücher und  allg.  Schriften  von  Bemoulli, 
Wappaeus,  O,  v,  Mayr,  v.  Pircks,  Haus^ 
hofer,  V,  OetUngen,  A,  Wagner,  Levasaeur, 
Rubin  und  Westergaard ,  femer  H,  d,  St., 
Art.  „Geburtenstatistik**  von  v.  Fircks,  —  V. 
Goehlert,  Die  menschliche  Reproduktionskraft, 
in  Wiener  Klinik,  Wien  1894,  Heft  10.  —  Ber- 
selbe,  Statistik  der  Ehen,  in  Sitzungsber.  der 
phü.-hist.  Kl.  der  Akad.  der  WUs.,  Wien,  Bd.  68. 

—  Derselbe,  Die  Schwankungen  der  Geburten- 
zahl nach  Monaten,  Siat.  Monatsschr.,  Bd.  15.  — 
«/.  Körösi,  Demologische  Beiträge,  Berlin  1892. 

—  Derselbe,  Maß  und  Gesetze  der  ehelichen 
Fruchtbarkeit,  Wiener  med.  Wochenschr.,  Wien 
1894,  Nr.  40—42.  —  F.  I^Hrufing,  Eheliche 
Fruchtbarkeit  in  DeutsclUand,  in  Wolfs  Zeitschr. 
f.  Sozialwiss.,  IV.  Bd.  (1900).  —  Derselbe, 
Die  sterilen  Ehen,  ebenda  VII.  Bd.  (1904).  — 
A,  Baujon,  La  fecondite  des  mariages  aux 
Pays-BcLs,  Joum.  de  la  SocietS  de  statistique  de 
Paris,  Nancy  1888,  Heft  10.  —  Xadaillcic, 
Affaiblissement  de  la  natalite  en  France,  2.  Aufl., 
Paris  1886.  —  G.  Darwin,  Die  Ehen  zwischen 
Geschwisterkindern,  deutsch  von  v.  d.  Velde, 
Leipzig  1876.  —  Jlf.  Neefe,  Zur  Statistik  der 
Mehrgeburten,  in  Jahrb.  f.  Nat.-Oek.  und  SVat., 
Bd.  28.  —  H.  Westergaard,  Zur  Statistik  der 
Mehrgeburten,  AUgem.  statisl.  Archiv,  Bd.  2,  S. 
509.  —  E.  Nagel,  Das  Gescfdechtsverhältnis  der 
Mehrlingskinder,  Statist.  Monatsschr.,  Bd.  6.  — 
Schumann,  Totgeborene  nckch  dem  Alter  der 
Eltern,  ebenda  Bd.  10.  —  H.  Bleicher,  üeber 
die  Eigentümlichkeit  der  sV&dt.  Natalitäts-  und 
Mortalitätsverhältnisse,  Budapest  1897  (VllL  Int. 
Kongr.  für  Hyg.  u.  Dem.).  —  Marcus  Rubin, 
Population  and  Birth-Rate  illustrated  from 
Historical  statistics,  in  Journal  of  the  Royal 
Stat.  Society  1900.  Mischler. 


Gefälle  und  Gefällsteuer. 

G.  oder  Grund-G.  sind  halb  öffentlich-,  halb 

Srivatrechtliche  Einkünfte,  die  mit  dem  guts- 
errlichen  Grundbesitz  oder  grundherrlichen 
Hechten  in  Zusammenhang  standen.  Hierher 
gehörten  Zehnten,  Handlöhne,  Gilten,  Grund- 
zinsen n.  a.  m.  Mit  der  Ablösungsgesetzgebnng 
und  Bauernbefreiung  im  Laufe  des  19.  Jahr- 
hunderts sind  sie  abgelöst  worden  und  in  Weg- 
fall gekommen. 

Die  G.-  oder  Dominikalsteuer  war  eine  direkte 
Staatssteuer,  die  von  den  Bezugsberechtigten 
von  Grund-G.  aus  diesen  Einkünften  erhoben 
wurde.  Mit  der  Ablösunfif  der  G.  mußte  auch 
die  G.stener  verschwinden.  Steuertechnisch 
wurde  sie  häufig  mit  der  Grundsteuer  zusammen- 
gerechnet, weshalb  ihr  Ertrag  nicht  auszu- 
scheiden war  (Bayern). 

Vgl.  Rau,  „Finanzwissenschaft",  §§  156, 
308  und  339—341.  Mfix  von  Heckel. 


Gefängnisarbeit. 

1.  Aufgabe  und  Arten  der  G.  2.  Organi- 
sation der  G. 

1.  Anfgaben   und  Arten   der  6.    G. 

nennt  man  die  Beschäftigung  der  Strafge- 
fangenen durch  Arbeit  Die  Frage  der  G. 
kann  unter  verschiedenen  Gesichtspunkten 
in  Erwägung  gezogen  werden.  Zunächst 
erscheint  sie  als  Teu  des  Strafvollzuges  oder 
als  Mittel  der  Erziehung  und  Besserung,  lun 
durch  streng  geregelte  Tätigkeit  und  durch 
den  ethischen  Einfluß  der  Arbeit  die  Ge- 
fangenen sittlich  zu  heben  und  ihr  Fort- 
kommen beim  Wiedereintritt  in  die  Gesell- 
schaft zu  erleichtem.  Weiter  aber  berührt 
sie  Ober  das  Gefängnis  hinaus  wichtige  öko- 
nomische und  gewerbepolitische  Probleme. 
Diese  liegen  in  einer  doppelten  Richtung. 
Einmal  kann  man  versuchen,  durch  die  G. 
der  Strafgefangenen  einen  Teil  der  Mittel 
des  Gefängnisaufwandes  zu  decken,  und  so- 
dann erübrigt  es  noch  zu  untersuchen,  welchen 
Einfluß  die  unfreie  G.  auf  die  freie  Arbeit 
ausübt. 

Im  allgemeinen  wird  man  zugestehen 
müssen,  daß  der  Staat  die  Strafgefangenen 
nicht  feiern  lassen  oder  mit  unnützen,  wert- 
losen Arbeiten  beschäftigen  kann.  Es  em- 
pfiehlt sich  dabei,  die  Arbeitskräfte  der  Ge- 
fangenen tunlichst  für  den  Bedarf  des  Staates, 
zur  Herstellung  von  Gebrauchsgegenständen 
für  die  Staatsbetriebe,  für  Heer  und  Flotte, 
für  die  öffentlichen  Bauten  u.  dgl.  m.  zu 
verwenden.  Diese  Beschäftigung  reicht  aber 
nicht  aus,  den  vorhandenen  Strafgefangenen 
nutzbringende  Arbeiten  zuzuweisen,  und  es 
wird  daher  immer  nötig  werden,  auch  andere 
Arbeiten  verrichten  zu  lassen.  Damit  aber 
tritt  die  billigere  G.  mit  derjenigen  der 
freien  Arbeitskräfte  in  Konkurrenz  und  er- 
zeugt natiu^mäß  vielseitige  Klagen  der  be- 
einträchtigten Gewerbszweige.  Für  diese 
aber  liegt  nur  ein  schwacher  Trost  in  der 
Erwägung,  daß  die  im  Gefängnis  genutzten 
Arbeitskräfte  die  freie  Arbeit  noch  mehr 
scliädigen  würden,  wenn  sie  in  der  Freiheit 
sich  voll  betätigen  könnten,  wogegen  sie  so 
mit  weit  geringerer  Intensität  sich  geltend 
machen.  Es  handelt  sich  eben  hierbei  darum, 
ein  richtiges  Verhältnis  zwischen  der  freien 
Arbeit  und  der  G.  zu  finden.  Jedenfalls 
aber  dürfen  die  in  den  Gefängnissen  her- 

f3stellten  Waren  nicht  zu  ungerechtfertigten 
reisen  oder  gar  Schleuderpreisen  abgesetzt 
werden. 

Die  Frage  der  G.  als  Bestandteil  des 
Strafvollzugs  und  als  Erziehungsmittel  fällt 
nicht  in  den  Rahmen  imserer  Betrachtungen. 
Die  Arten  der  G.  müssen  möglichst 
mannigfaltig  sein  und  werden  sich  verschieden 
abstufen,  je  nachdem  die  Anstalt  nur  für  den 
Staat   oder   auch   für  Private   Erzeugnisse 


Gefängnisarbeit —  Gegenseitigkeitsvereine 


927 


herstellt  Im  ersteren  Falle  kommen  vor 
allem  die  Tischlerei,  Drechslerei,  Korb- 
flechterei, die  Weberei,  Schusterei,Schneiderei, 
Buchbinderei,  Bürstenbinderei,  Schlosserei, 
Klempnerei,  Buch-  und  Steindnickerei  in 
Betracht.  Für  weibliche  Gefangene  scheinen 
Mssend  Spinnen,  Weben,  Stricken,  NlÜien, 
Fedemschleißen,  WoUzupfen  u.  ä.  m.  Wenn 
aber  für  private  Unternehmer  von  den  Straf- 
gefangenen mit  gearbeitet  wird,  so  vermehren 
sich  von  selbst  die  Arbeitszweige,  unter  denen 
insbesondere  auch  die  Zigarrenmacherei  zu 
erwähnen  ist. 

2.  Organisation  der  6.  Unter  den  ver- 
schiedenen ErscheinongpBformen  der  G.  unter- 
scheiden wir  Außenarbeit  und  Innenarbeit. 

1.  Die  Außenarbeit  besteht  in  der  Be- 
schäftigunfi^  außerhalb  der  Gefängnisse.  Sie 
wird  bei  allen  öffentlichen  Unternehmungen  an- 
gewendet, bei  denen  Strafgefangene  beschäftist 
werden.  Sie  kann  an  und  für  sich  nur  bei  leich- 
teren Vergehen  am  Platze  sein  oder  bei  schwe- 
reren Delikten  nur  dann,  wenn  bereits  der  größte 
Teil  der  Strafe  innerhalb  der  Gefängnisse  ver- 
büßt ist.  Kommt  die  Arbeitsleistung  Privaten 
zugute,  so  ist  sie  ökonomisch  zu  verwerfen. 
Ueoerhaupt  ist  die  Außenarbeit  mit  mancherlei 
Gefahren  verbunden  und  kann  leicht  das  Wesen 
der  Freiheitsstrafe  ernstlich  gefährden. 

2.  Die  Innenarbeit  wird  innerhalb  der 
Strafanstalten  verrichtet  und  je  nach  dem  Orte 
in  Zellen-,  Saal-,  Haus-  und  Hofarbeit  unter- 
schieden. Sie  erstreckt  sich  auf  die  Mehrzahl 
der  oben  angeführten  Gewerbsarteu  und  Arbeits- 
zweige. 

Besonders  wichtig  für  die  Organisation  der 
G.  aber  sind  die  Formen  des  Arbeitsbe- 
triebes.   Diese  können  sein: 

A)  Der  Privatbetrieb  (Entreprise,  Kon- 
traktsystem, Lessy  (LeasyVSystem,  Affermage, 
Sistema  d'appalto).  Bei  diesem  erfolgt  die  Ar- 
beit in  den  Strafanstalten  auf  Rechnung  dritter 
Personen,  so  daß  zwischen  Gefangenen  und 
Staat  sich  Unternehmer  einschalten,  welche  die 
Arbeit  leiten  und  über  die  Produkte  verfügen. 
Diese  Betriebsart  kann  eine  dreifache  sein: 

a)  Der  Unternehmer  nimmt  den  ganzen 
Strafvollzug  in  Entreprise  und  hat  Gefän^pis- 
gebäude  zu  beschaffen,  das  BeamtenpersontQ  zu 
stellen,  kurz  für  alles  Sorge  zu  tragen,  wogegen 
er  in  der  Ausnutzung  oder  Ausbeutung  der  Ar- 
beit der  Gefangenen,  in  Art  und  Umfang  der 
Beschäftigning  freie  Hand  hat.  Dieses  System, 
das  finanziell  sehr  einträglich  ist,  erscheint  ver- 
werflieh und  bietet  für  eine  wirksame  Staats- 
kontrolle so  ^ut  wie  keine  Anhaltspunkte  (Süd- 
staaten der  Union:  Tenessee,  Georgia,  Missis- 
sippi, Arkansas.    Einnahmen:  8000—60000^); 

fi)  Der  Staat  stellt  die  Gebäude  und  Be- 
amten, Beköstigung,  Verpflegung  und  Arbeits- 
betrieb werden  zusammen  an  Unternehmer 
verpachtet,  deren  Leistungen  und  Ansprüche  ^e- 
nau  festgestellt  sind  (Frankreich:  entrepnse 
generale) ; 

;)  Die  Arbeitskräfte  der  Gefangenen,  die  im 
Hause  entbehrlich  sind,  werden  an  Unternehmer 
vergeben,  die  dann  für  Arbeitsmaterial  und  Ar- 
beitsgerät zu  sorgen  haben.    Alles  übrige  ist 


Sache  des  Staates,  der  sich  auch  ein  weitgehen- 
des Aufsichtsrecht  vorbehält  (Preußen). 

b)  Der  Staatsbetrieb  ^egie,  Public 
Account  System,  State-System,  Sistema  di  eco- 
nomia).  Die  Anstaltsverwaltung  kauft  das  Roh- 
material, beschafft  die  Werkzeuge,  leitet  die 
Produktion,  verwertet  die  Waren  auf  Bestellung 
oder  im  freien  Handel.  Der  Unternehmer  ver- 
schwindet, der  Staat  sucht  den  Ertrag  der  G. 
für  sich  zu  behalten  und  schreibt  nur  einen 
kleinen  Teil  den  Strafgefangenen  gut,  damit 
diese  nach  Entlassung  aus  der  Strafanstalt, 
wenigstens  für  die  allemächste  Zeit,  vor  der 
Gefahr  bewahrt  werden,  schon  wieder  dem  Ver- 
brechertum anheimzufallen.  Das  Regiesystem 
empfiehlt  sich  unter  den  Betriebssystemen  am 
meisten  (Bayern,  Baden,  Italien,  England,  Bel- 
gien, Schweiz). 

c)  Das  Akkord  System  (Knndenarbeit,. 
travail  sur  commande,  Piece-Price-Plan-System, 
Sistema  di  cottimo).  Dieses  bildet  eine  Zwischen- 
stufe zwischen  beiden  Systemen  und  vermittelt 
den  Uebergang  vom  Pnvat-  zum  Staatsbetrieb. 
Der  Staat  leitet  durch  die  Anstaltsverwaltung 
den  Betrieb,  die  Unternehmer  liefern  das  Roh- 
material, event.  Arbeitsgeräte,  Arbeitsmaschinen, 
Werkzeuge  usw.,  und  empfangen  nach  festge- 
setzten Preisen  die  fertigen  Produkte.  Der 
Staat  ist  für  verdorbene  Arbeitsgeräte,  schlechte 
Waren  usw.  ersatzpflichtig.  Das  Akkordsystem 
findet  sich  nur  in  Verbindung  mit  anderen  Be- 
trieben, so  mit  der  Regie  (Bayern,  Baden,  Bel- 
§:ien)  und  mit  dem  Privatbetrieb  (z.  B.  nach  y) 
in  Dänemark). 

Literatur:  r.  BolUemlorffund  v.  Jagewann, 
Handbuch  des  Gefängniswesens ,  Bd,  1  und  f, 
Hamburg  1888,  —  Krohne,  Lehrbuch  der  Ge- 
fängniskunde, StuUgaH  1889.  —  JB.  P.  Falkner, 
Die  Arbeit  in  Gefängnissen  (Conrads  Samml.  nal. 
und  stat.  Abh.,  Bd.  5,  1),  Jena  1888.  —  Krohne, 
Lehrbuch  der  Gefängniskunde,  Stuttgart  1899.  — 
Derselbe,  Art.  „G^ängnisarbeit"  im  H.  d.  St., 
S.  Auß.,  Bd.  IV,  S.  88 fg.  —  Seuffert,  Art. 
„Gefängnisverwaltung''  in  Stengels  W.  d.  D.  V.R.,. 
Bd.  i,  S.  485—486,  Mojc  von  Hechel, 


GegenseitigkeitsTereine. 

1.  Begriff  und  Geschichte.  2.  Herrschende» 
Recht. 

1.  Begriff  nnd  Gescliichte.  Der  Ver- 
sicherungsverein auf  Gegenseitigkeit  (abge- 
kürzt: a.  G.)  ist  neben  der  Aktiengesellscluift 
die  hauptsächlichste  für  das  Versicherungs- 
wesen in  Betracht  kommende  Unternehmungs- 
form, welche  sowohl  in  der  Arbeiterver- 
sicherun^  (vgl.  Art.  „Hüfakassen")  als  auch 
in  der  Privatversicherung  (vgl.  Art. ,, Versiche- 
rungswesen^') anzutreffen  ist  Die  G.  lassen 
sich  einreihen  unter  den  weiteren  wirtschaft- 
lichen Begaff  der  Genossenschaft ;  juristisch 
unterscheiden  sie  sich  freilich  wesentlich  von 
dieser,  was  schon  daraus  hervorgeht,  daß 
nach  herrschendem  deutschen  Recht  die  Ge- 
nossenschaft zum  Betrieb  der  Versicherung 
für  die  wichtigsten  Zweige  nicht  mehr  zu- 
gelassen wird. 
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nach  den  als  allgemeiner  Wertmesser  dienen- 
den Schmuckmetallen  ist  nahezu  unersättlich 
—  solange  sie  nicht  beliebig  vermehrt  werden 
können,  und  daher  als  besondere  Seltenheit 
gelten. 

c)  Messen  heißt  verschieden  große  Ein- 
heiten hinsichtlich  einer  gemeinsamen  Art 
des  Verhaltens  vergleichen.  Anders  aus- 
gedrückt :  der  Maßstab  der  Länge  muß  selbst 
Längenausdehnung,  der  Maßstab  des  Wertes 
ebenfalls  die  Eigenschaft  des  Wertes  haben, 
die  gemessen  werden  soll.  Hieraus  folgt, 
daß  ein  brauchbarer  Wertmesser  selbst  eine 
Sache  von  Wert  sein  muß;  G.  muß  die 
sog.  Funktion  als  Wertträger  und  als 
Wertaufbewahrungsraittel    besitzen. 

Jedoch  ist  hierbei  ein  Irrtum  naheliegend, 
den  die  ältere  G.literatur  nicht  immer  ver- 
mieden hat.  Sie  sprach  von  „innerem  Werte" 
des  G.  Wenn  der  Wert  aber  zunächst  Ur- 
teil des  Menschen  verbunden  mit  der  Bereit- 
willigkeit Opfer  zu  bringen  für  Erlangimg 
der  ausschließenden  Verfügungsgewalt  über 
ein  konkretes  Quantum,  also  etwas  höchst 
Subjektives  ist,  kann  auch  beim  Golde 
und  Silber  nicht  von  einem  der  Sache  inne- 
wohnenden Werte  gesprochen  werden.  Einem 
kg  Gold  oder  Silber  wohnen  gewisse  tech- 
nische Eigenscliaften  inne;  sind  sie  einmal 
vom  Menschen  entdeckt,  so  ist  damit  noch 
lange  nicht  gesagt,  daß  er  ein  kg  Edelmetall 
stets  gegenüber  anderen  Gütern  unveränder- 
lich gleich  hoch  bewerten  wird.  Die  Wert- 
schätzung eines  kg  Silber  hat  sich  gegen- 
über anderen  Gütern  z.  B.  zwischen  1870 
und  1905  um  die  Hälfte  verringert.  Wie- 
viel zur  veränderten  Bewertung  des  Silbers 
die  industrielle  Nachfrage,  wieviel  die  Mög- 
lichkeit oder  Unmöglichkeit,  es  als  Münz- 
metall an  europäischen  Münzstätten  zu  ver- 
wenden beigetragen  hat,  bleibt  hier  unerörtert 
Genug,  daß  nicht  dem  Metall  ein  bestimmter 
innerer  oder  äußerer  Wert  im  Wirtschafts- 
leben ein  für  alle  Male  innewohnt.  Was 
vorschwebt,  wenn  vom  inneren  Werte  ge- 
sprochen wurde,  war  lediglich,  daß  bei  voll- 
wichtigen Wälirungsmünzen  eines  wohl- 
geordneten barzalilenden  (r.wesens  ohne 
nennenswerten  Verlust  durch  Umschmelzung 
das  Metall  gewonnen  werden  kann,  welches 
an  die  heimische  Industrie  oder  an  das 
Ausland  zu  eben  dem  Preise  verkauft  werden 
kann,  zu  welchem  die  Wähnmgsmünze  ge- 
nommen wurde.  Mit  anderen  Worten:  der 
stoifli(;he  Wert  garantiert  Unabhängigkeit 
von  einer  willkürlichen  Bewertung  der  Münze 
durch  die  Staatsgewalt. 

d)  Gäbe  es  keinen  Kredit,  keine  Forde- 
rungen auf  in  der  Zukunft  zu  erfüllende 
Leistungen,  so  könnte  man  die  Funktionen 
des  stofflichen  Wähnings-G.  damit  erschöpft 
sehen,  daß  es  allgemeines  Tauschmittel,  all- 
gemeiner Wertmesser  und  Wertträger  sein 


muß.  Aber  schon  lange,  ehe  sich  die  so^. 
Kreditwirtschaft  herausbildet,  gibt  es  Schiu- 
den  imd  Forderungen.  Die  Schulden,  die 
in  der  Zukunft  zu  tilgen  sind,  können  vor 
Entwickelung  der  Kreditwirtschaft  sein: 
Leistungen  an  die  Gottheit,  an  den  Häupt- 
ihng,  Bußen  und  Wergelder;  endlich  auch 
I  Leistungen,  die  der  Inanspruchnahme  von 
'  Konsumtivkredit  entstammen ;  gelegentlich 
auch  Produktivkredit,  z.  B.  bei  der  Viehleihe. 
Sobald  in  der  Zukunft  zu  erfüllen  ist, 
können  Streitigkeiten  entstehen,  bei  denen 
der  Staat  oder  irgend  welche  ordnende 
ftächte  der  Gresellschaft  zu  entscheiden 
haben,  was  rechtmäßiges  Zahlungsmittel  sei, 
um  Schulden  zu  tilgen.  Es  ist  möglich, 
daß  Gewohnheitsrecht  entscheidet,  was 
rechtsgültiges  Zahlungsmittel  sei; 
heute  ist  es  normalerweise  Aufgabe  der 
Gesetzgebung,  diese  Entscheidung  zu  treffen. 
Es  ist  naheliegend,  daß  als  rechtsgültiges 
Zahlungsmittel  dasjenige  gewählt  wird,  was 
bereits  allgemeines  Tauschmittel  und  Wert- 
messer war.  Es  ist  aber  nochmals  hervor- 
zuheben, daß  der  Einfluß  der  staatlichen 
Gewalt  nicht  erst  beginnt,  wenn  etwas  zum 
rechtsgültigen  Zahlungsmittel  erklärt  wird: 
vielmehr  setzten  bereits  die  übrigen  Funk- 
tionen des  G.  eine  auf  Schutz  des  frei  ver- 
äußerlichen Sondereigentums  gerichtete  recht- 
liche Ordnung  voraus. 

Die  rechtliche  Anordnung,  daß  etyras  als 
gültiges  Zahlungsmittel  anzunehmen  sei.  1)6- 
zieht  sich  zunächst  auf  die  Schulden  der 
Privaten  gegeneinander.    Es  ist  ein  beson- 
deres Verdienst  von  Knapp,  zu  betonen,  daß 
es  außerdem  auf  zweierlei  ankommt:  1.  was 
wird  als  Zahlungsmittel  an  Staatskassen  au- 
I  genommen?  2.  womit  zahlt  der  Staat  selbst? 
I       Die  große  Mangelhaftigkeit  alles   stoff- 
;  liehen    Währungs-G.   —   und   dies   ist  das 
i  praktisch  noch  am  wenigsten  unvollkommene 
G.  —  tritt  aber  hervor,  sobald  man  irgend 
'  etwas  als  Zahlungsmittel  für  Schulden  recht- 
lich anerkennt  und  sich  dann  das  Wertver- 
j  hältnis  zwischen  dem  G.stoff  und  den  übrigen 
!  Waren   infolge  Wertänderung  des   G.stoffes 
ändert.    Es  gibt  keinen   ewig  brauchbaren 
I  „Standard  of  deferred  payments"  (Wertmaß- 
I  Stab  für  aufgeschobene  Leistungen),  wie  ins- 
I  besondere  Lauglüin  überzeugend  nachweist. 
i  Diejenigen,  welche  Forderungen  oder  Schul- 
jden    über   lange    Zeitläufe    hinaus    haben, 
werden   ohne   ihre  Schuld  bereichert  oder 
;  ß:eschädigt,  wenn  inzwischen  eine  Umwertung 
des  G.Stoffes  gegenüber  allen  übrigen  Waren 
I  sich  vollzogen  haben   sollte.    Es   ist  keine 
Erledigung  dieser  Schwierigkeit,  wenn  man 
I  sagt ,    daß    jedermann    sowohl    Geber   wie 
j  Nehmer  des  G.  sei.    Wer  Ochsen  verkauft, 
um  Schulden  zu  tilgen,  ist  als  Nehmer  des 
G.  Verkäufer  und  abhängig  bei  der  G.be- 
schaffung  vom  heutigen  Austauschverhältnis 
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zwischen  Gold  und  Vieh :  er  tilgt  damit  eine 
Schuld,  die  bei  ganz  anderer  ^ufkraft  des 
(Toldes  entstanden  sein  kann. 

Bei  ausgebildeter  Kreditwirtschaft  wird 
es  besonders  störend,  wenn  im  G.stoff  sich 
Wertänderun^n  vollziehen,  während  eine 
Menge  von  \  erbindlichkeiten  schweben.  Je 
entwickelter  die  Gewähnmg  von  Produktions- 
kredit geworden  ist,  um  so  lästiger  wird  es, 
wenn  Wertänderungen  des  G.stoffes  zu  den 
ohnehin  häufigen  Aenderungen  der  Preise, 
die  aus  in  den  einzelnen  Waren  gelegenen 
Ursachen  stattfinden,  sich  noch  hinzugesellen. 
Droht  im  Laufe  der  Zeit  der  G.stoff  im 
Werte  zu  sinken,  so  suchen  die  Gläubiger 
sich  durch  Kündigungen  zu  sichern  und 
zögern  in  der  alten  Währung  neue  Kapitalien 
auszuleihen.  Steigt  der  Wert  des  G.stoffes. 
so  ist  die  Lage  der  auf  längere  Fristen 
Verschuldeten  gefährdet  und  Bankerotte 
drohen.  Es  war  ein  großes  Glück  für 
Deutschland,  daß  im  Augenblick  der  dro- 
henden Silberentwertung  der  Wertmesser 
Silber  mit  dem  wertl^ständigeren  Golde 
vertauscht  wurde  und  damit  eine  allgemeine 
Umwertung  der  Werte  durch  die  Silberent- 
wertung und  eine  Krediterschüttenmg  ver- 
mieden wurde.  Wäre  es  wahr,  daß  eine 
Gold  Verteuerung  zwischen  1870  und  heute 
sieh  vollzogen  hätte,  so  würde  umgekehrt 
eine  Schädigung  der  Schuldner  eingetreten 
sein.  Die  Goldverteuenmg  ist  aber  nur  be- 
hauptet, nicht  bewiesen  worden. 
*  * 

* 

Man  hat  auch  davon  gespix)chen,  daß 
das  G.  die  Funktion  eines  Kapitalüber- 
tragungsmittels in  der  Gegenwart  er- 
fülle. Wie  steht  es  damit?  Kapitalttber- 
tragimgen  finden  —  abgesehen  von  Tausch- 
oiierationen  —  bei  Begründung  und  bei 
Tilgung  von  Schulden  statt.  Das  G.  wird 
hierzu  verwendet,  aber  nur  gemäß  den  bisher 
schon  erörterten  Funktionen  des  G.,  ehe 
sich  eine  kapitalistische  Verwendung  von 
Vermögen  entwickelte,  gab  es  abgesehen 
von  der  Verwendung  zum  Genüsse  die 
Möglichkeit  derThesaurierung.  Hierzu  wurde 
G.stoff  bereits  verwendet,  ehe  das  G.  als 
allgemeines  Tauschmittel  sich  einbürgerte. 
Wenn  das  G.  allgemeines  Tauschmittel  ge- 
worden ist,  verwendet  der  Schuldner,  wenn 
er  ein  Darlehen  in  G.  empfangen  hat,  das 
<T.  schleunigst,  um  andere  Dinge  als  Cr.  da- 
für einzutauschen.  Wenn  er*  ein  Darlehen 
tilgt,  verwandelt  er  durch  Verkauf  anderes 
Vermiigen  in  G.,  um  mit  dem  Erlöse  die 
Schuld  zu  tilgen.  Allerdings  der  Bankier 
verwendet  die  ihm  anvertrauten  G.,  um  sie 
wieder  in  G.form  beim  Ausleihen  nutzbar  zu 
machen.  Er  ist  aber  im  Gesamtlel)en  nur 
tnne  Mittelinstanz  zwischen  Leuten,  die  das 
G.  in  andere  Kapitalformen  und  andere 
Warenformen  in  G.  umwandeln.     Die  Eigen- 


schaft, als  Kapitalübertragungsmittel  zu 
dienen,  ist  also  eine  Folge  der  Eigenschaft 
des  G.  als  allgemeines  Tauschmiitel  und 
rechtsgültiges  Zahlungsmittel,  sobald  sich 
Kreditwirtschaft  entwickelt. 

3.  Neben  dem  G.,  welches  alle  Funk- 
tionen voll  erfüllt,  gibt  es  in  dem  modernen 
Wirtschaftsleben  Siurogate,  die  nur  einige 
oder  nur  eine  Funktion  des  G.  erfüllen. 
Auch  in  einem  barzahlenden  Lande  mit 
vollkommenster  G.verfassung  erfüllen  nur 
die  vollwichtigen  Währungsmünzen  unter 
der  Voraussetzung  der  unbeschränkten  Aus- 
prägbarkeit  des  Währungsmetalles  und  der 
Erhaltung  des  Umlaufs  derselben  in  voll- 
wichtigem Zustande  die  sämtlichen  Funk- 
tionen gleichzeitig.  Der  größere  Teil  der 
Zahlungen  wird  aber  regelmäßig  mit  Um- 
laufsmitteln geleistet,  die  nicht  Wertmesser 
sind. 

Es  gibt  in  der  Gegenwart  zwei  Gattungen 
von  G.surrogaten :  Münzen  mit  einem  ge- 
ringeren Metallwerte,  als  ihrem  Nennwerte 
entspricht,  und  Forderungen,  die  als  Um- 
laufsmittel verwendet  werden. 

a)  Soweit  Münzen  mit  einer  Bewertung 
tiber  ihrem  Metallwerte  verwendet  werden, 
ist  für  diese  Verwendung  regelmäßig  Vor- 
aussetzung, daß  die  Staatsgewalt  diese  G.- 
surrogate  zu  gesetzlichen  Zahlungsmitteln 
erklärt  und  sie  selbst  als  solche  annimmt. 
Der  Befehl  des  Staates  hat  natürlich  nur 
für  den  inneren  Verkehr,  keinesfalls  für  den 
ausländischen  Handels-  und  Kreditverkehr 
eine  Wirkung ;  die  Verwendung  von  solchen 
G.surrogaten  ist  deshalb  regelmäßig  nur  — 
wenn  auf  den  Betrag  lokaler  Zahlungen  be- 
schränkt —  ohne  Verdrängung  des  den 
Wertmesser  bildenden  Geldes  mög:lich.  Der 
einfachste  Fall  ist  der  der  Scheidemünze, 
deren  Zahlkraft  auf  Beträge  des  Kleinver- 
kehrs beschränkt  ist  bei  Begrenzung  des 
Maximalumlaufs  und  Einlösbarkeit  in  Voll-G. 
an  Staatskassen.  Eine  etwas  andere  Stellung 
unter  den  hierher  gehörigen  G.surrogaten 
nehmen  die  deutschen  Taler  und  über- 
haupt seit  der  Silberentwertung  die  Silber- 
kurantm Unzen  in  Ländern  mit  hinkender 
Wähnmg  auf  Goldbasis  ein.  (Vgl.  Artikel 
„Goldwährung'^  und  „Gresham'sches  Gesetz*'). 

b)  Abgesehen  hiervon  hat  sich  mit  ent- 
wickelter Kreditwirtschaft  gewaltig  die  Ver- 

j  Wendung  von  Forderungen  als  Umlaufsmitteln 
'entwickelt.  Fordeningen  der  Kaufleute  an- 
leinander —  in  Wechsel  form  verbrieft  — 
I  werden  freiwillig  von  einem  Kreise  mit- 
I  einander  im  Geschäftsverkehr  stehender  Kauf- 
!  leute  als  Zahlung  an  Geldes  Statt  nunmehr 
I  genommen.  Schecks  auf  ein  Bankguthal>en 
!  und  Giroanweisungen  sind  imstande,  statt 
i  dos  baren  G.  so  sehr  gebräuchlich  zu  werden, 
daß  sie  von  vielen  mit  G.  verwe<'hselt  werden, 
obwohl    sie    heute    nicht    als    Wertmesser 
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dienen  und  ihre  Verwendbarkeit  der  steten 
Einlösbarkeit  in  Währungs-G.  erst  danken. 
Banknoten  als  Verti-eter  diskontierter  Wechsel 
und  Staatskassenscheine,  die  der  Staat  als 
Zahlungsmittel  an  seinen  Kassen  anzunehmen, 
event.  auch  in  Währungs-G.  einzulösen  ver- 
spricht, sind  ebenfalls  Forderungen,  die  an 
Geldes  Statt  als  Umlaufsmittel  verwendet 
werden  können. 

Selbst  in  einem  Lande  mit  noch  nicht 
vollentwickeltem  Scheckverkehr  wie  Deutsch- 
land beträgt  die  Summe,  die  täglich  in  G.- 
surrogaten  geleistet  wird,  erheblich  mehr 
als  der  ganze  Bestand  an  Wähnmgsmetall, 
also  an  Goldmünzen  imd  jederzeit  in  solche 
verwandelbarenGoldbarren  und  ausländischen 
Goldmünzen. 

Schätzung  für  Ende  1899  nach  Lexis  (Handw. 
d.  Staatsw.  Art  „Gold")  und  R.  Dunker  (An- 
nalen  des  Deutschen  Reiches  IBOl). 

I.  Edelmetallbestand  und  Münzumlauf: 

Mill.  M. 
Barren-Gold  und  Goldmünzen 

(einschl.  Reichskriegsschatz)             ca.  3100 
Taler                                                      ca.    359,5 
Silberscheidemünzen                   höchstens    517,8 
Nickel-  und  Broncemünzen „ 79»^ 


Summa    ca.  4056,5 

II.  Schätzung  der  Wirkung  metallersparender 
Zahlungsmethoden : 

Mill.  M. 

Reichskassenscheine  120 

Metallisch  ungedeckte  Bauknoten  (d.  h. 
durch  diskontierte  Wechsel  gedeckt)  688,0 

Wechselumlauf    (abzüglich    der    als 
Notendeckung  dienenden  Wechsel)         3312,0 

Schecks  mindestens  300,0 

Bargelderspamis  im  Giroverkehr  der 
Reichsbank  mindestens  126,0 

Bargeldersparnis  des  Berliner  Giro- 
und  Kassenvereins  ca.      56,3 

Bargelderspamis  durch  Abrechnungs- 
verkehr   ca.      75,5 


Summa  mindestens    4677,8 

Die  Verwendung  von  G.surrogaten  ist 
eine  Verwirklichung  des  Prinzips  der  Wirt- 
schaftlichkeit. Erstens  ist  überhaupt  der 
Bedarf  einer  Nation  an  Zahlungsmitteln  ein 
beschränkter;  die  Anhäufung  eines  Vor- 
rats über  diesen  Bedarf  wäre  Thesaurierung, 
also  Verschwendung.  Der  kleinste  Teil  des 
Vermögens  einer  Nation  besteht  in  Giorm. 
Zweitens  ist  es  auch  wirtschaftlich,  den  vor- 
handenen Bedarf  an  ümlaufsmitteln  so 
wenig  als  möglich  mit  dem  kostspieligen 
Edelmetall  zu  befriedigen.  Denn  die  Volks- 
wirtschaft erwirbt  jedes  Pfund  Gold  nur 
unter  Opfern,  unter  Hingabe  anderer  Ver- 
brauchs- oder  Produktionsgüter.  Es  genügt, 
daß  für  die  G.surrogate  jeder,  der  ein  In- 
teresse daran  hat,  jedei-zeit  ohne  Schwierig- 
keit und  ohne  Verzug  Voll-G.  erhalten  kann. 
Es  ist  dies  aber  auch  unumgängliche  Vor- 
aussetzung der  Aufret'hterhaltung  eines  so 


komplizierten,  Gold  si)arenden  Mechanismus 
der  G.surrogate,   wie  wir  ihn  heute  haben. 

3.  Bisher  wurde  von  barzahlenden  Ländern 
gesprochen.  Es  bleiben  noch  zunächst 
die  Zustände  zu  betrachten,  bei  welchen 
ein  0.8urrogat,  meist  Papier-G.  oder  Bank- 
noten, zum  gesetzlichen  Zahlungsmittel  er- 
klärt werden.  Wenn  das  G.surrogat  ein- 
löslich  in  Währungs-G.  bleibt,  ist  die  Sache 
einfach  zu  verstehen.  Wie  aber  dann,  w^enn 
die  Einlösung  von  Papier-G.  oder  Bank- 
noten durch  Gesetz  suspendiert  wird,  die 
Annahme  derselben  zu  bestimmtem  Nenn- 
wert aber  jedem  Gläubiger  anbefohlen  wird  ? 
Dann  herrscht  papierene  Währung.  Bleiben 
die  Noten  G.surrogat,  wenn  Papierwirtschaft 
herrscht,  oder  ist  der  staatliche  Befehl  im- 
stande, die  Noten  zum  Wertmesser  und 
Wertträger  zu  machen? 

Dies  ist  eine  der  berühmtesten  Kontro- 
versen in  der  G.theorie.  Hier  kann  sie  nicht 
eingehend  erörtert  werden.  Es  sei  hier  nur 
hervorgehoben,  daß,  auch  wenn  man  die  un- 
einlösbaren  Noten  als  Forderungen  —  wenn 
auch  als  solche  mit  Moratorium  des  Schuld- 
ners —  ansieht,  Forderungen  immer  auf 
G.  lauten  und  folglich  einen  anderen  Wert- 
messer voraussetzen.  Daß  die  Noten  bei 
Papierwirtschaft  als  gesetzliches  Zahlungs- 
mittel und  als  allgemeines  Tauschmiltel 
fungieren,  ist  sicher.  Was  ist  aber  hier 
Wertmesser?  In  einer  großen  Anzahl  von 
Fällen,  nämlich  wo  das  bisherige  Währungs-G. 
ein  Agio  in  Noten  erzielt,  kann  man  sehr 
wohl  sagen,  daß  durch  die  Papierwirtschaft 
das  metallische  bisherige  Währungs-G.  zwar 
aus  der  Funktion  als  Umlaufsmittel,  nicht 
aber  aus  der  Funktion  als  Wertmesser  ver- 
drängt worden  sei.  Man  rechnet  in  Papier- 
einheiten, aber  man  mißt  deren  Wert  wieder 
in  dem  aus  dem  Umlauf  verschwundenen, 
mit  schwankendem  Preise  in  Papiereinheiten 
bezahlten  Edelmetall.  Anders  in  denjenigen 
Fällen  der  Papierwirtschaft,  zu  welchen  man 
aus  friiherer  Silberwährung  gelangte,  um 
dann  bei  fortschreitender  Silberentwertung 
die  Silberprägung  zu  sperren.  Diese  Fälle 
und  ebenso  die  Fälle,  in  welchen  barzahlende 
bisherige  Silberwähnmgsländer  bei  sinken- 
dem Silberpreis  die  Silberprägung  sperrten, 
nehmen  eine  besondere  Stellung  ein;  es 
sind  die  sogenannten  „freien  Valuten'',  bei 
denen  man  streiten  kann,  was  eigentlich 
Wertmesser  sei. 

Das  Problem  der  sogenannten  freien 
Valuten,  soweit  es  sich  um  bisherige  Silber- 
wähnmgsländer mit  oder  ohne  Papier- 
^irtschait,  aber  mit  g^perrter  Silberprägung 
handelt,  ist  ein  hoch  interessantes,  aber  bei 
der  Aufstellung  der  Grundbegriffe  weniger 
erheblich.  Denn  diese  Zustände  haben  ge- 
mein, daß  sie  in  der  Praxis  nur  als  üeber- 
igang,   nicht  als    dauernd    haltbare    G.ver- 
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fassungen  vorkommen.  Vgl.  im  übrigen  die 
Art. :  „Goldwährung"' ,  j^SüberwähTung*' , 
„Papiergeld",  „Währung"'  und  „Münzs^-^stem". 
4.  Faßt  man  das  bisher  Betrachtete  zu- 
sammen, so  ergibt  sich:  Tatsächlich  wird 
als  Umlaufsmittel  mancherlei  genommen, 
was  nicht  G.  und  vor  allem  nicht  Wertmesser 
ist.  Als  Wertmesser  dient  für  den  Handel 
der  kaukasischen  Rasse  jetzt  nahezu  überall 
das  Gold,  während  etwa  bis  zum  Ende  des 
17.  Jahrhunderts  allenthalben,  seitdem  noch 
in  vielen  Ländern  bis  1870  das  Silber  Wert- 
messer war.  Wenn  auch  Gold  der  Wert- 
messer ist,  so  wird  es  nicht  notwendig  über- 
all vorwiegend  als  Umlaufsmittel  gebraucht. 
Wesentlich  ist,  daß  von  goldenen  Wähnmgs- 
münzen  ein  barzahlendes  Land,  welches 
dem  internationalen  G.verkehr  zurzeit  sich 
als  gleichberechtigtes  Glied  anfügen  will, 
mindestens  so  viel  im  Bankvorrate  oder 
besser  auch  im  Umlauf  liaben  muß,  daß  be- 
quem der  für  internationale  Barzahlungen 
erforderliche  Edelmetallbedarf  jederzeit  ge- 
deckt werden  kann.  Wie  viel  ein  Land  im 
gegebenen  Falle  an  Münzen,  deren  Metall- 
gehalt dem  Nennwert  voll  entspricht,  — 
an  „weltfähigem  G."  —  bedarf,  hängt  ab 
von  dem  Stande  der  Zahlungsbilanz,  femer 
von  dem  Grade  der  Entwickelung  des  aus- 
wärtigen Handels  und  des  Schuldverkehrs 
mit  dem  Auslande.  Störungen  in  dem  Be- 
stände an  weltfähigem  Währungsgeld  werden 
um  so  peinlicher  empfunden,  je  mehr  ein 
Land  in  den  Weltverkehr  verflochten  ist. 

III.  Die  Veranderan^en  im  Werte  der 

Edelmetalle  und   die  Versuche  der 

3Iessuiig  der  Kaufkraft  des  6. 

1.  Wenn  man  das  Gold  als  den  Wertmesser 
in  Deutschland  bezeichnet,  so  werden  still- 
schweigend drei  wichtige  Voraussetzungen 
gemacht:  zunäclist  nämlich,  daß  für  alle 
deutschen  Zahlungsmittel,  die  nicht  Gold- 
münzen sind,  jederzeit  ohne  Verlust  Gold- 
münzen zu  haben  sind,  ferner,  daß  2790  M. 
in  Gold-G.  beim  Einschmelzen  stets  1  kg 
Feingold  ergeben,  und  endlich,  daß  jeder 
Besitzer  von  Goldbarren  zu  festem  Satze 
deren  Verwandlung  in  deutsche  Zahlungs- 
mittel erlan^n  kann.  Das  Gold  als  Metall 
schlechthin  ist  heute  tatsächlich  Wertmesser 
des  internationalen  Großhandels,  soweit  ihn 
die  Europäer  beherrschen.  Dadurch,  daß 
Gold  ohne  nennenswerten  Verlust  jederzeit 
in  deutsche  Zahlungsmittel  und  deutsches 
G.  in  Gold  verwandelt  oder  wenigstens  um- 
getauscht werden  kann,  ist  eine  Abweichung 
zwischen  dem  Werte  einer  Reichsmark  und 
der  Kaufkraft  von  ^r*vM)  kg  Feingold  aus- 
geschlossen. Nur  unter  dieser  Voraussetzung 
ist  es  verständlich,  wenn  gesagt  wiitl,  1  kg 
Gold  habe  augenblicklich  den  Wert  von  so 
und  so  viel  Tonnen  Weizen.    Etwa  in  ähn- 


licher Weise  die  Kaufkraft  eines  mexikani- 
schen Dollars  der  Kaufkraft  des  darin  ent- 
haltenen Silben  juantums  gleichzusetzen,  ist 
dagegen  falsch,  da  seit  Ende  1904  nicht 
mehr  Silber  zu  festem  Satze  in  mexikani- 
sches G.  verwandelt  werden  kann. 

2.  Versteht  man  die  Ausdrücke:  Kauf- 
kraft des  Goldes  und  Silbers  mit  den  eben 
betonten  Einschränkungen,  so  wird  die  be- 
rühmte Streitfrage  begreiflich,  ob  denn  die 
Kaufkraft  dieser  Metalle  den  übrigen  Waren 
gegenüber  gleichgeblieben  sei  oder  inner- 
halb der  Geschichte  sich  geändert  habe. 

Wer  etwa  behaupten  wollte,  daß  in 
Deutschland  weder  Silber  noch  Gold  Ver- 
änderungen ihrer  Kaufkraft  von  1500 — 1905 
durchgemacht  hätten,  würde  sofort  damit 
widerlegt  werden  können,  daß  ein  innerer 
Widerspruch  in  dieser  Behauptung  enthalten 
sei.  Wenn  weder  Silber  noch  Gold  seit 
1500  an  Kaufkraft  gegenüber  anderen  Waren 
eingebüßt  oder  gewonnen  haben,  dann  müßte 
vor  allem  das  Wert  Verhältnis  zwischen  Sil- 
ber und  Gold  fest^blieben  sein.  Tatsäch- 
lich ist  das  Gegenteil  der  Fall.  Während 
um  1500  für  10^/4  Pfd.  Silber  1  Pfd.  Gold 
zu  kaufen  war,  ist  es  1905  kaum  möghch, 
für  31  Pfd.  Süber  1  Pfd.  Gold  zu  er- 
werben. Mindestens  eines  der  beiden  Me- 
talle muß  also  ein  ungetreuer  Wertmesser 
sein,  wenn  wir  verschiedene  Zeiten  und 
Länder  vergleichen:  möglicherweise  liaben 
sogar  beide  Metalle  ihre  Kaufkraft  im  Laufe 
der  Jahrhunderte  in  verschiedenem  Maße 
geändert 

3.  Es  sind  verschiedenerlei  Versuche  ge- 
macht worden,  um  ziifermäßig  zu  messen, 
wie  sich  denn  die  Kaufkraft  des  Silbers 
bezw.  des  Goldes  geändert  habe  und  heute 
in  verschiedenen  Ländern  verschieden  sei. 
Man  hat  versucht,  zuverlässigere  Wertmesser 
an  Stelle  der  Edelmetalle  zu  verwenden 
und  mit  Hilfe  dieser  besseren  Wertmesser 
die  Veränderungen  der  Kaufkraft  der  Edel- 
metalle zu  erforschen. 

a)  Zunächst  schlug  man  vor,  das  Brot- 
getreide als  Wertmesser  für  diesen  Zweck 
zu  verwenden. 

Diese  Methode  ist  nnbrauchbar,  anch  weun 
man  die  Wirkun^n  der  verschiedeneu  Ernte- 
ergebuisse  durch  DurchschnittsberechnuDgen  aas- 
eleicht. Das  Getreide  hat  nicht  eine  gegenüber 
den  übrigen  Waren  gleichbleibende  Kaufkraft, 
sondern  verteuert  sich  beispielsweise  in  Kriegs- 
zeiten weit  heftiger  als  viele  Mannfaktnr waren 
und  als  die  Arbeitslöhne,  es  verbilligt  sich  anderer- 
seits in  Zeiten  des  Friedens,  des  landwirtschaft- 
lich-technischen Fortschritts  und  der  sinkenden 
Frachten  unter  Umständen  mehr  als  die  meisten 
anderen  Stapelwaren.  Das  Getreide  wäre  nur 
dann  ein  branchbares  Wertmaß,  wenn  wirklich 
der  von  den  Anhängern  des  sog.  ehernen  Lohn- 
ffesetzes  fälschlich  angenommene  enge  Zusammen- 
hang zwischen  Nahraugsspielranm  und  Arbeits- 
angebot sich  nachweisen  ließe. 
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b)  Auch  der  Wert  der  gemeinen  Arbeit 
ist  kein  brauchbarer  Maßstab,  um  die  Preis- 
veränderungen zu  messen. 

Denn  auch  die  gemeine  Arbeit  weist  bei 
verschiedener  Intensität  der  Leistung,  bei  ver- 
schiedener Technik,  endlich  bei  verschiedener 
Konjunktur  des  Gewerbes,  in  dem  gearbeitet 
wird,  die  größten  Wertverschiedenheiten  auf. 

c)  Diejenige  Methode  zur  Bestimmung 
der  Yeränderimgen  der  Kaufkraft  des  G., 
deren  Anwendung  am  häufigsten  seit  Mitte 
des  19.  Jahrb.  versucht  worden  ist,  besteht 
darin,  den  Durchschnitt  aus  einer  möglichst 
großen  Menge  von  Preisnotizen  zu  ziehen 
und  durch  Vergleich  der  Ergebnisse  dieser 
Durchschnittsberechnungen  für  verschiedene 
Zeiten  zu  ermitteln,  um  wie  viel  die  Kauf- 
kraft eines  Edelmetalles  sich  geändert  habe. 

Am  meisten  Irrtümer  sind  veranlaßt 
worden  durch  diejenige  Methode  der  Ver- 
gleichung  von  Preisdurchschnitten,  die  man 
die  der  Generalindexziffern  nennt. 

Der  Großhandelspreis  gewisser  Waren  in 
einer  willkürlich  ausgewählten  Ausgangsepoche, 
z.  B.  1845— öO,  oder  auch  der  Preisdurchschnitt 
der  gesaraten  beobachteten  Periode  wird  als 
normal  angenommen,  die  prozentuelle  Verände- 
rung des  Preises  der  einzelnen  Waren  durch 
einen  Zeitraum  ausgerechnet.  Ans  diesem  Ma- 
terial wird  eine  DUrchschnittsziffer  für  das  Niveau 
der  Warenpreise  in  der  Ausgangsperiode  und 
den  folgenden  Jahren  berechnet.  Die  Methoden 
der  Berechnung  des  Durchschnittspreisniveaus, 
welche  verschiedene  Statistiker  anwenden,  sind 
wicht  dieselben.  Wo  nicht  die  relative  Bedeutung 
der  gehandelten  Quantitäten  berücksichtigt  wird 
und  Indigo  ebensoviel  zum  Durchschnitt  bei- 
trägt wie  Weizen,  ist  die  Methode  schon  um 
dieses  Umstandes  willen  nicht  korrekt.  Aber 
auch  wo  man  versucht  hat,  die  relative  Bedeu- 
tung der  Waren,  für  welche  Preisnotizen  ge- 
sammelt wurden,  bei  der  Durchschnittsberech- 
nung zu  berücksichtigen,  fehlt  es  an  zuver- 
lässigen statistischen  Anhaltspunkten  für  die 
Feststellung  der  relativen  Bedeutung  von  Waren, 
deren  Umsatzmeugen  nicht  faßbar  sind.  Hier- 
von abgesehen,  krankt  die  Methode  daran,  daß 
nur  Großhandels-  und  nicht  Detailpreise  berück- 
sichtigt werden,  daß  ferner  wichtige  Objekte 
des  Wirtschaftsverkehrs,  wie  Grundstücke, 
Häuser,  Börsenpapiere,  Arbeitsleistungen  igno- 
riert sind,  daß  endlich  die  Qualitäten  sich  än- 
dern. Sieht  man  selbst  von  diesen  großen  Fehlern 
der  Methode  ab,  so  bleibt  noch  der  Hauptvor- 
wurf bestehen,  daß  die  Schwankungen  der 
Generalindexziffer  bestenfalls  nur  Verän- 
derun^eu  des  Warenpreisniveaus, 
schlechterdings  aber  nicht  Verände- 
rungen der  Kaufkraft  des  G.  dartun 
können.  Will  man  aus  den  Schwankungfeu 
des  Warenpreisniveaus  unmittelbar  die  Ver- 
änderung der  Kaufkraft  des  G.  erschließen,  so 
heiüt  dies,  alle  Preisänderungen  nur  dem  einen 
Preisbestimmungsgrund :  „G.wert"  zuschreiben 
und  alle  anderen  und  zwar  die  wichtigsten 
Preisbestimmungsgründe  vernachlässigen.  Un- 
beachtet bleiben  bei  solchen  Schlüssen  aus  den 
Generalindexziffem  die  zeitweilige  Brauchbarkeit 


der  Ware,  die  Dringlichkeit  des  Warenbedarfs 
der  Käufer  und  des  Geldbedarfs  der  Verkäufer, 
die  Zahlungsfähigkeit  der  Käufer,  die  Konkurrenz 
der  Käufer  und  Verkäufer,  vor  allem  aber  die 
jeweiligen  Produktionskosten,  deren  Ver- 
änderungen in  einer  Zeit  der  Umwälztmg  der 
Produktionstechnik  und  der  Betriebssysteme 
sowie  fortgesetzter  Neuerungen  auf  dem  Ge- 
biete des  Verkehrswesens  bei  beliebifi:  vermehr- 
baren Waren  von  solch  elementarer  Bedeutung  für 
die  Preisbildung  sind,  daß  bei  Vernachlässigung 
dieses  Moments  alle  weiteren  Schlüsse  wertlos 
sind. 

Der  Versuch,  aus  den  Generalindexziffem 
ohne  weiteres  aie  Kaufkraft  des  Goldes  be- 
stimmen zu  wollen,  ist  nichts  anderes  als  eine 
Wiederauffrischung-  der  sogen.  Quantitäts- 
theorie, jener  Theorie,  die  unter  Vernach- 
lässigung aller  übrigen  Preisbestimmungsgründe 
bloß  die  Beziehungen  zwischen  G.menge  und 
Warenpreisen  berücksichtigte.  Aber  selbst 
vom  Standpunkte  der  einseitigen  Qnantitäts- 
theorie  aus  ist  es  nicht  fol&:enchtig,  Schlüsse 
aus  Gegenüberstellungen  der  Generalindexziffem 
und  der  Edelmetall  Vorratziffern  ziehen  zu  wollen, 
da  die  Zahlungsmittel  in  den  höchst  entwickelten 
Ländern  nur  zum  kleineren  Teile  aus  ^münztem 
Edelmetall  bestehen,  der  s^rOßere  Teil  der  Zah- 
lungen aber  ohne  EdelmeUul  durch  Zuhilfenahme 
von  Schecks,  Banknoten  und  Wechseln  sowie 
durch  Abrechnungsverkehr  erledigt  wird. 

Am  wenigsten  bedenklich  ist  die  Me- 
thode, wenn  Haushaltsbudgets  be- 
stimmter sozialer  Schichten  zugrunde  gelegt 
und  die  Ausgaben  für  dieselben  Lebensbe- 
dürfnisse gleicher  Qualität  und  Quantität 
unter  Berücksichtigung  der  Kleinhandels- 
preise verglichen  werden. 

Dann  kann  unter  Umständen  festgestellt 
werden,  wie  weit  sich  die  Kaufkraft  einer  be- 
stimmten Menge  Edelmetalls  zur  Bestreitung 
einer  bestimmten  Lebenshaltung  geeignet  zeigt 
Korrekt  ist  das  Ergfebnis  nur,  wenn  die  Gegen- 
stände des  Lebensbedarfs  in  der  Periode,  die 
untersucht  wird,  dieselben  ^blieben  sind.  Es 
können  infolgedessen  zeitlich  sehr  entfernt 
liegende  ZusSlude  mit  der  Gegenwart  nicht 
verglichen  werden,  da  mit  jedem  technischen 
und  wirtschaftlichen  Fortschritt  neue  Bedürfnisse 
auftauchen  und  sich  Qualität  und  Quantität  der 
einst  und  jetzt  in  Anspruch  genommenen  Ver- 
brauchsgüter, Nutzungen  und  Leistungen  ändert. 
Es  leuchtet  auch  ein,  daß  es  verfehlt  ist,  allcre- 
mein  behaupten  zu  wollen,  was  heute  mit  1  kg 
Gold  zu  erlangen  ist,  sei  1500  z.  B.  mit  Vs  kg 
Gold  zu  kaufen  gewesen.  Eine  Wohnung  mit 
dem  heute  für  unumgänglich  erachteten  Komfort, 
ferner  Beförderung  an  einem  Tage  zwischen 
Berlin  und  München,  femer  Stahlschienen, 
Kartoffeln,  eine  Menge  von  heute  verbreiteten 
Geweben,  eine  Men^e  der  heute  wohlfeilsten 
Arzneimittel  waren  1500  weder  für  Vs  kg  Gold 
noch  überhaupt  zu  haben.  Man  vergleicht  also, 
wenn  man  einen  Wertmesser  für  so  entfernte 
Zeiten  sucht,  inkommensurable  Größen.  Die 
schlichteste  und  dabei  anschaulichste  Methode, 
Preise  der  Vergangenheit  mit  denen  der  Ge^n- 
wart  zu  verj^leichen,  bleibt,  daß  man  für  jede 
in  gleicher  Qualität  früher  und  jetzt  käufliche 
Ware   feststellt,    wie  viel   Silber   —   wo  dies 
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Recbnnngseinheit  war  —  früher  für  ein  Quantum 
zn  zahlen  war,  und  daß  man  ausrechnet^  wie 
viel  heutige  Silbermünzen  dasselbe  Silberquantum 
enthalten ;  analog  sind  Preise  der  Vergangenheit, 
die  in  Gold  ausgedrückt  sind,  anschaulich  zu 
machen,  indem  bemerkt  wird,  wie  viel  heutige 
deutsche  Goldmünzen  dasselbe  Goldquantum  ent- 
halten. Zur  Orientierung  ist  beizufügen,  wie 
die  Relation  beider  Metalle  in  den  verglichenen 
Zeiten  sich  sowohl  tatsächlich  wie  auch  in  der 
Münzordnung  festgesetzt  findet. 

Eine  Weiterbildung  dieser  Methode  hat 
Vicomte  d '  A  v  e  n  e  1  versucht.  Er  unterscheidet 
drei  Wohlhabenheitsschichten  der  Bevölkenmg, 
vergleicht  die  Preise  mit  dem  G.einkommen 
derselben  in  verschiedenen  Epochen  und  zieht 
dann  Durchschnitte,  um  die  Kaufkraft  des  Silbers 
zn  vergleichen.  Nach  seinen  Berechnungen  war 
die  Kaufkraft  des  Silbers  1201—1225  4»^mal  so 
groß  als  heute,  fiel  bis  1351—1375  auf  das  Drei- 
fache des  heutigen  Standes,  um  dann  bis  Ende  des 
15.  Jahrb.  zu  steigen.  Seit  1500  fällt  sie  wieder 
vom  5  fachen  der  heutigen  Kaufkraft  auf  das 
2  fache  1776—1790  usw.  Auch  diese  Methode, 
dem  überhaupt  nicht  exakt  lösbaren  Problem 
beizukommen,  ist  nicht  ohne  Mängel,  wenn  sie 
auch  weniger  unvollkommen  als  andere  ist 

4.  Die  Ergebnisse  der  heutigen  Forschung 
über  die  Veränderung  der  Kaufkraft  der 
Edelmetalle  sind: 

a)  Wahrscheinlich  ist  die  Preissteigerung, 
welche  sich  zwischen  1560  und  1620  in 
Eiux)pa  vollzog,  zum  Teil  auf  das  Ein- 
strömen des  amerikanischen  Silbers  zurück- 
zuführen. 

b)  Die  Versuche,  einen  Zusammenhang 
zwischen  dem  seit  1873  in  Gold  Währungs- 
ländern nachweisbaren  Sinken  gewisser 
Warenpreise  und  den  Schwankungen  der 
Edelmetallproduktion  sowie  der  Herabwürdi- 
gung des  Silbers  zum  Scheidemünzmetall 
statistisch  zu  erweisen,  sind  nicht  gelungen. 
Wenn  Getreide  in  Indien  an  einzelnen 
Märkten,  solange  Silber  dort  der  AVertmaß- 
stab  war,  im  Preise  gleich  blieb  und  stieg, 
in  (loldwährungsländem  sich  aber  verbil- 
ligte, so  ist  es  voreilig,  aus  dieser  Ver- 
schiedenheit der  Preisbewegung  in  Gold- 
währungs-  und  Silberwährungsländern  etwa 
zu  folgern,  daß  Silber  seit  1873  ein  stabiler 
Wertmesser,  Gold  aber  verteuert  und  daher 
ein  Wertmesser  von  steigender  Kaufkraft 
sei :  es  müssen  vielmehr  zunächst  für  jede 
einzelne  Ware  sämtliche  Preisbestinimungs- 
gründe  geprüft  werden,  die  eingewirkt 
haben,  und  es  rauß  untersucht  weisen,  ob 
ein  Rest  bleibt,  der  durch  G.wertsänderung 
erklärt  werden  muß.  Soweit  derartige 
Untersuchungen  angestellt  wonlen  sind,  hat 
es  sich  gezeigt,  daß  nicht  die  Verbilligung 
der  Textilfabrikate,  der  metallischen  und 
»hemischen  Produkte  sowie  gewisser  land- 
wirtschaftlicher Erzeugnisse  seit  1873  das 
Auffällige  ist,  sondern  daß  es  vielmehr  bei 
der  Verwohlfeilung  der  Produktionstechnik 
und  der  Frachten  besonderer  Erklärung  be- 


dürfen würde,  wenn  in  Gold  währ  ungsländem 
der  Preisfall  ausgeblieben  wäre. 

c)  Schließlich  ist  festzustellen,  daß,  wo 
immer  —  sei  es  bei  Papierwirtschaft  in 
der  Gegenwart  oder  beim  Einströmen  ameri- 
kanischen Silbers  im  16.  Jahrh.  —  mit 
einiger  Wahrscheinlichkeit  eine  Preissteige- 
rung durch  verringerte  Kaufkraft  des  G. 
mitverursacht  wurde,  die  Aendenmg  des 
G. Werts  nur  einer  von  vielen  gleichzeitig 
wirksamen  Preisbestimmungsgründen  war. 
Niemals  sind  Getreide,  Vieh,  Manufaktur- 
waren, Arbeitslöhne  völlig  in  derselben 
Propoi-tion  bei  G.wertsvermindenmg  ge- 
stiegen, sondern  speziell  die  Erhöhung  der 
Arbeitslöhne  ist  —  selbst  bei  freiem  Koali- 
tionsrecht —  entweder  gar  nicht  oder  nicht 
in  gleichem  Maße  wie  die  Erhöhung  der 
Lebensmittelpreise  durchgesetztworden.  Nach 
d'Avenel  stieg  im  Laufe  des  16.  Jahrh.  in 
Frankreich  der  Getreidepreis  um  400  ®.  o,  der 
gemeine  Lohn  nur  um  30®;o. 

IV.  Die  Wirkung  der  Valutadifferenzen. 

1.    Eine  Hauptrolle  im  Währungsstreite 
der  Gegenwart    spielt    das    Argument,   daß 
I  ein  Land  mit  unterwertiger  Valuta  im  Export 
I  nach    Goldwährungsländern    begünstigt   sei^ 
i  während   es  gegen   den  Import  aus  Gold- 
!  Währungsländern    durch   die   Währung  ge- 
schützt werde.    Man  bringt  hiermit  in  Zu- 
sammenhang, daß  in  asiatischen  Gebieten,  so- 
lange dort  die  reine  Silberwährung  geherrscht 
hat,    beim   Preisfall    des    Silbers    sich    die 
Baum  Wollfabrikation   mit  moderner  Technik 
entwickelte;    man    behauptete   früher  auch 
vielfach,  daß  der  Preisdruck,  der  auf  dem 
Getreidemarkt,    in     Europa     laste,     durch 
Währungsverhältnisse  begründet  und  durch 
Währungsänderung  zu  beseitigen  sei.    Der 
Gedankengang,    welcher    den    maßvolleren 
Vertretern  dieses  Arguments  vorschwebt,  ist 
folgender : 

Wenn  das  Wertverhältnis  Bwischen  Silber 
und  Gold  1 :35  beträgt,  so  würde  die  Wähmngs- 
verschiedenbeit  nur  dann  wirkungslos  bleibin. 
wenn  im  Silberwäbmngsland  alle  Waren  und 
Dienste,  die  je  eine  Gewichtseinheit  Grold  im 
Gold  Währungsland  kosten,  35  mal  so  viel  Ge- 
wichtseinheiten Silber  kosten  würden.  Ebenso 
würde  die  Währnugs Verschiedenheit  zwischen 
einem  Papierwährungsland  mit  Goldagio  und 
einem  Goldwährungsland  keinerlei  Wirkung  auf 
den  auswärtigen  Handel  nnr  dann  ausüben, 
wenn  alle  Waren  und  Arbeitsleistungen  in  dem 
Papierwährungsland  völlig  entsprechend  der 
Entwertung  der  Valuta  und  völlig  gleichmäßig 
gegenüber  dem  Goldwährangsland  verteuert 
wären.  Die  gleichmäßige  Verteuerung  aller 
Waren  und  Arbeitsleistungen  findet  aber  in 
einem  Lande,  dessen  Valuta  unterwertig  ist. 
nicht  statt.  Die  ^teigernu^  der  I^hne  erfolgt 
in  den  bisher  bekannten  Fällen  —  wenn  sie 
überhaupt  eintritt  —  in  geringerem  Maüe,  stets 
aber  auch  langsamer  als  die  V^ertenerung  der 
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Lebeni? mittet  Die  Detailpreise  werden  lan^fsamer 
revolutionkrt  alä  <iie  üroßhatidelspreiae.  Finden 
hüiiHi^e  Schvvaiikttngeii  des  Gokiagius  Id  einem 
SilberwähruiigÄ'  oder  in  eiüem  Pupierwährung^s- 
lande  statt,  so  ist  sognr  bticbsl  selten  eiu  furt- 
^esetztea  genaues  Anpassen  aller  inländiacheu 
Waren prebe  und  gar  der  LObne  augesiabt^  der 
Oeldverschleehtenmg  ssubeobacbten.  Am  meisten 
Ünabhiingtgfkeit  von  den  Sehwanknngen  ^  die 
das  uationalc  Fapiergeld  oder  Silbergeid  gegen- 
über dem  iuternationaleu  Wertmesser,  dem  Golde, 
erleidet,  zeige«  die  Kleiubandel-ipreise  und  Löhne 
im  Inneren  derjenige»  wirtsicbaftlicb  zuriick- 
gebliebeneu  LAtider.  in  weleben  das  Herkommen 
mehr  EiiifluÜ  hat  aln  die  freie  Konkurrenz  der 
k an f m iüi n i s€ b  rechnenden  E r we r b» w i r ts eh af t en , 
Die  tpgiscbe  Müglurhkeit  it^l  gegebea.  daß  die 
landwirtschaftlichen  Exportartikel ,  ja  iiuch 
iudns  tri  eile  Waren  ans  einem  Laade  mit  nater- 
wertiger  Valnia  den  GoldwäbraugsländeTn  zn 
Preisen  angeboten  werden^  welche  unter  den 
Produktionskosten  der  ijoldwäbningBländer 
stehen.  Die  Möglichkeit,  Produkte  äu§  einem 
Lande  mit  unter  wertiger  Valuta  nach  Gold- 
wflbrungs lande m  wohlfeil  za  liefern  ^  beruht 
dann  eigentlich  nicht  auf  der  Tatsa<:be  der 
scblechten  Wäbrnug,  sondern  darauf,  dal*  die 
Löhne  und  Gmnderwerbskosteu  des  .^ilber- 
wibrnngg*  oder  Papier wälirunp^dlandea  uicbt 
entsprechend  dem  Wertunters^ihiede  des^  Silber* 
bezw.  Papiergeldes  gegenüber  dem  Golde  ge» 
stiegen  sind.  Das  typische,  a  priori  erdachte 
Beispiel  für  die  ^Eiportpränile",  welche  in  einer 
nnterwertigen  Valuta  liegt,  ist  folgendes  ge- 
wesen; Bis  181^3  war,  solange  in  Indien  freie 
SiJberprUgung:  herrschte,  die  Rupie  ein  Wertiüaß, 
welches  für  den  auswärtigren  Handel  genau  die 
Kaufkraft  von  I0>l*2g  Feinüilher  dar^itellte.  Wer 
1871  heim  durchscbniitiichen  WertverbUltnis  von 
Silber  zu  Gold  1 : 1  V*7  in  Indien  ein  bestimmtes 
Quantum  Weizen  mit  WM)  Rupien  Kosten  pro- 
duzierte^ kam  auf  seine  Rechnung,  wenn  er  Im 
Goldwäbrnngsland  (iStvOrj  ^  Feingold,  also  so 
viel  Gold  wie  in  lilhi,tM  Mk.  deutschen  Gold- 

feldes  enthalten  ist,  erKiste:  denn  beim  Ver- 
äiinis  l :  Ihßl  kann  man  für  H86jri5  g  Fein- 
gold 10,602  e^  FeinsÜber^  d.  L  ICKX)  Rupien,  ein* 
tauBcbeu.  Köpftet  nun  die  Produktion  desselheo 
Quantums  Getreide  in  Indien  18*Ji,  als  das 
Wertverhältuis  zwischen  8ilber  und  Gold  durch- 
acbniltlicb  1 :  23,72  betrug ,  ebenfalls  noch 
1000  Eupient  so  kommt  der  indische  Produzent 
bereits  auf  seine  Recbnimfr,  wenn  er  im  Gold* 
wBJirungslaud  für  seinen  Weizen  450,759  g  Fein* 

g^ld,  also  80  Tiel,  wie  in  1257,62  M.  dentBchen 
oidgeldes  enthalten  ist,  erlöst;  denn  beim 
Verhättnis  1 :  23,72  kann  er  schon  für  450,759  ^ 
Feingold  die  nötigen  10  692  g  Feinsilber,  d.  l 
1000  Rupien,  ein  tauseben.  Der  Indler  genießt 
lüsü.  wenn  der  europäische  Weizenpreis  von 
1Ö71  bis  1892  nicht  genunken  ist.  im  letzt* 
genannten  Jahre  280,946  g  Feingold,  d.  i.  623.27 
Enpien  Exportprämie ;  andererseits  kann  er  ohne 
Verlust  am  europäischen  üarkt  sein  Angebot 
noch  dann  aufrecht  erb  alten,  wenn  dort  der 
Weizenpreiß  gegen  1H71  um  M^U^q  gefallen  ist. 
Das  entsprechende  Schulbeispiel  tlSr  die  ein* 
fnhrerschwerende,  pScbuizzollartige''  Wirkung 
der  unterwertieeu  Valuta  lautete^  ebenfalls  für 
1871  und  1892,  also  Tor  der  Einstellung  der 
Privatöilberprägung  in  Indien:   Wer  im  Gold- 


währangftlande  1871  mit  19L\tJl  M.  oder  ß86,7üri^ 
Feingold  Selbstkosten  Baum  Wollgarn  heiftl  eilte, 
kam  bei  der  Ausfuhr  nach  Indien  auf  «eine 
Rechnung,  sofern  er  UMt  Hapten  dort  erliis^te: 
wer  dagegen  18^+2  mit  1915.91  M.  oder  t586,"Oij  g 
Feingold  8elbstkoäteu  in  Euro^m  Baumwidlgarü 
herstellt,  erleidet  bei  der  Relalion  1  :  23,72  nam- 
haften  Verlust,  sofern  er  nur  Hill  Rupieo  in 
Indien  erlöst :  es  bleibt  ihm  daher  nur  die  Wubh 
anf  den  Export  nach  Indien  zu  verzichten  o<kf 
seine  Salbötkoaten  zu  verringern  oder  sich  tu 
enmbädtgen.  indem  er  schlechtere  Qunlitlien 
für  den  alten  Preis  oder  die  bisherigen  ynalitÄteu 
für  mehr  Rupien  verkauft  Gelineft  ea  den 
Europäern,  vorübergehend  für  ihre  Exportwaren 
in  Indien  Iwibere  Silberpreise  durcbzuttetzen.  üo 
lockt  die  in  Rupien  ausgednickie  PreisuteigeruG^ 
der  Garne  den  indischen  Unternehmer  an.  nnttr 
.iusnotzung  der  niedrig  eebliebeneu  L^ihue  m 
Indien  selbst  Garn  zu  fabrizieren.  Auf  jed^n 
Fall  ist  der  europäische  Exportenr  gew:häüligr, 
sofern  er  nicht  durch  technische  ForL'^cbritt«  — 
entsprechend  dem  Fall  dei  Silber  wert  et  —  %ew 
in  Gold  berechneten  Selbstkosten  zu  venuindf  rn 
wuOte. 

Analoges  hat  man  auch  von  ihr  t>x- 
poitfördeniden  imd  einfnhrcrechwer^ndeD 
Wirkung  der  Valuta  der  PapierwlUirun^* 
länder  mit  Gcddagio  behauptet 

2.  Diesen  Behauptungen  stehen  folgende 

Tatsachen  gege Qiiber: 

a)  Die  Weizen  ausfuhr  Indiens  hat  niebt  etwa 
bis  zur  Aufbebnng  der  freien  Sil^- -^-^—r -n^ 
(18B3)  korrespondierend  mit  dem  Fall  r- 
preiäea  oder  nach  18Ö3  korrespimdj.  ...,-.  .na 
dem  Fall  des  Hupienkurses  jeweilig  eine  Steige* 
rung  aufzuweisen.  Ebensowenig  tiat  die  Menge 
des  rnssiscben  Getreideeiports  während  der 
Herrschaft  der  Papierwährung  in  EuUland  sich 
jeweilig  bei  Verse blechtening  des  Rubelkarfen 
vergröÖen. 

b)  Die  Au&fubr  Englands  bat  wicli  zwar  IM^l 
bis  1893  gegenüber  dem  Durchschnitte  der  Jabrf 
1H71— 18r5  im  ganzen  um  4%  im  Werte  ver* 
mindert,  die  engliscbe  Ausfuhr  nacb  dem  a^^ia- 
tischen  Silberwäbningsgehieten  nnd  Mexiko  hic 
sieb  jedoch  gerade  in  diesem  Zeitranm  um  24*/« 
itn  Werte  vermehrt.  Die  deutsche  Anafnbr  im 
allgemeinen  zeigt  von  186^1—18^3  einen  Rück- 
gang im  Werte  von  2^1^,  dagegen  di^  \Tivtiilir 
nach  den  wiobtigisten.  damals  in  Siji 
verharrenden  Gebieten  einen  Wertzn  is 
33%,  Die  Ware  [jaus  fuhr  Indiens  nach  tiroU- 
britannien  und  Irland  ist  im\m  gegen  1881  SS 
im  Werte  auf  346  von  MB  Millionen  Bn;  *  ^ 
gefallen,  die  Waren  einfuhr  Indiens  ans  Ü 
britanuien  von  184n,.i*2  gegen  1881  82  auf 
von  387  Millionen  Hnpien  im  Werl^  gestiegeu. 
also  um  beinahe  2r>*;,|. 

c)  Der  Export  Deatschlands  nacb  Silberwäb- 
rungfli&ndeni  betrug  vom  Werte  de;^  deutw-hea 
Gesamtexports  tlberbaniit  —  seil  dem  Brii  »sch- 
ind ien  ans  der  Reihe  der  e igen t lieben  8ilbcr- 
vr&hnuigsl ander  ausgeschieden  war  und  ehe  ll*t>i 
auch  Mexiko  die  private  Silber j^rägung  einatelkf 
^  etwa  3%.  einschließlich  des  iudisicben  Uaodtb 
4— 4V/ft.  England  war  dagegen  —  in^dMion- 
dere  solange  Ostindien  SilherwÄhrungilaiid  wrar- 
mit  einer  viel  grol»eren  tjüote  seines  Qenni* 
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handeis  am  Verkehr  mit  Silherwähnmgsländem 
interessiert. 

d)  Sofern  die  nachhaltige  volkswirtschaft- 
liche Blüte  eines  Landes  darin  beruht,  daß  vom 
Gesamteinkommen  eine  möglichst  große  Quote 
der  breiten  Masse  des  arbeitenden  Volkes  zu- 
fließt, stellen  die  Länder  mit  unterwertiger 
Valuta,  wenn  auch  einzelne  Personen  sich  dort 
durch  die  Währun^ustände  bereichern,  das 
nn^ünsti^te  Bild  dar:  durchwegs  erwies  sich 
in  ihnen  die  Kaufkraft  der  Arbeitslöhne  niedriger 
als  in  England,  auch  als  in  Nordamerika,  Deutsch- 
land, Frankreich,  d.  i.  den  Ländern  mit  Gold- 
valuta.  Die  Versuche,  in  den  Ländern  mit 
schlechter  Bezahlung  der  Arbeit  einen  nach- 
haltigen Vorspmng  zu  gewinnen,  sind  bis  jetzt 
nicht  gelungen,  soweit  intensive  Arbeitsleistung 
bei  feinster  Maschinentechnik  nötig  ist,  sie  sind 
also  auf  den  Gebieten  gescheitert,  wo  niedrige 
Löhne  und  billige  Kosten  der  Arbeit  nicht  zn- 
sammenfallen.  In  den  groben  Baumwollge- 
spinsten dagegen  zeigen  Indien  und  ostasiatische 
Gebiete  einen  beträchtlichen  Aufschwung. 

e)  Auch  unabhängig  von  Währnns^einflttssen 
sind  seit  der  Verbilligung  der  Land-  und  See- 
frachten für  Getreide,  die  seit  1870  ungefähr 
50  bis  66%  beträgt,  die  Getreideexporte  aus 
neuerschlossenen  Gebieten,  welche  Goldvaluta 
haben,  in  den  letzten  Jahrzehnten  zu  hoher  Ent- 
wickelung  gelangt :  so  die  Exporte  Nordamerikas 
und  Rumäniens.  Unabhängig  femer  von  Wäh- 
rungseiuflüssen  hat  sich  neuerdings  in  den  Ver- 
ein i>4ten  Staaten,  in  deren  Norden  und  Süden 
die  gleiche  Währung  herrKchte,  die  Baumwoll- 
spinnerei immer  mehr  nach  denjenigen  Distrikten 
gezogen,  in  welchen  die  Baumwolle  produziert 
wird :  angesichts  dessen  erscheint  die  Entwicke- 
lung  der  Baumwollspinnerei  in  denjenigen  asia- 
tischen Distrikten,  wo  Baumwolle  gebaut  und 
Baum  wollge webe  konsumiert  wird,  ids  eine  Ver- 
legung der  Produktion  an  einen  natürlichen 
Standort,  die  auch  ohne  Währungswirren  hätte 
eintreten  können,  gerade  wie  die  Zuckerpro- 
duktion sich  in  den  bevorzugten  Rübengegenden, 
die  Branntweinproduktion  in  den  Kartoffelgegen- 
den  konzentriert  hat. 

f )  Die  am  Handel  zwischen  Gold-  und  Silber- 
wähningsländem  Beteiligten  klagen  ebenso  bei 
plötzlichen  Steigeningen  des  Sil&rpreises  über 
Störungen  der  einmal  gewonnenen  Geschäftsbe- 
ziehungen wie  bei  plötzlichem  Sinken  des  Silber- 
preises; sie  klagen  vor  allem  über  den  Uebel- 
staud  des  Schwankens  der  Wechselkurse  zwischen 
Ländern  mit  verschiedener  Währung.  Derselbe 
Uebelstand  bedroht  aber  auch  den  Handel  zwischen 
jedem  barzahlenden  und  jedem  Papierwährun^- 
land  mit  schwankendem  Goldagio  und  kann  hier 
wie  dort  allerdings  durch  Bankoperationen  ge- 
mildert werden,  aber  nicht  ohne  beträchtliche 
Spesen. 

3.  Das  theoretische  Ergebnis,  zu  welchem 
man  auf  Grund  der  Tatsachen  insbesondere 
nach  den  Ausführungen  von  Lexis  und 
Helfferich  über  die  Wirkungen  der  unter- 
wertigen  Valuten  kommt,  ist  folgendes: 

a)  Die  Wirkung  der  Valutadifferenzen 
ist  .so  zu  veranschaulichen,  daß  Wirtschafts- 
gebiete von  großer  Ausdehnung,  innerhalb 
deren   die  Preise  und  Löhne  zunächst   von 


der  übrigen  Welt  unabhängig  in  besonderer 
Währung  sich  bilden,  an  ihrer  Peripherie 
sich  berühren.  An  sich  ist  die  Kaufkraft 
des  Silbers  im  Innern  Asiens  und  die  Kauf- 
kraft des  Goldes  in  Europa  nicht  kommen- 
surabel; nur  soweit  an  den  Berührungs- 
punkten dieser  verschiedenen  Welten  ein 
rroduktenaustausch  stattfindet,  wird  die 
Valutaverschiedenheit  wirksam.  Wie  wirkt 
nun  aber  die  Valutaverschiedenheit  der 
Gold-  und  Silberwährungsgebiete?  Hier  ist 
zwischen  verschiedenen  Warenkategorieen  zu 
unterscheiden.  Diejenigen  Weltliandelsartikel, 
für  welche  ein  Land  mit  unterwertiger  Valuta 
den  Weltmarktspreis  diktiert,  können  natür- 
lich, sofern  überhaupt  zu  den  Selbstkosten 
geliefert  wird  und  diese  sich  nicht  verändern, 
nach  Goldwährungsländern  um  so  wohlfeiler 
abgegeben  werden,  je  mehr  der  Silberpreis 
sinkt.  Die  Valutaverschiedenheit  übt  hier 
Einfluß,  soweit  der  Preisbestimmungsgrund 
„Selbstkosten  des  Produzenten**  in  Betradit 
kommt.  Dieser  eine  Preisbestimmungsgrund 
ist  aber  nicht  notwendig  der  allein  ausschlag- 
gebende, insbesondere  nicht  bei  den  nicht 
beliebig  vermehrbaren  Waren  oder  bei 
kartellierter  Produktion.  Soweit  es  sich 
aber  um  solche  Exportartikel  der  Länder 
mit  unterwertiger  Valuta  handelt,  in  denen 
das  Silber-  oder  Papierwährungsland  nicht 
allein  den  Weltmarktspreis  bestimmt,  ist  die 
Frage  nach  der  Wirkung  der  Valutadifferenzen 
viel  verwickelter.  Insbesondere  ist  für  keinen 
der  großen  Stapelartikel  des  Welthandels: 
Weizen,  Eisen,  Zucker,  Baumwollfabrikate, 
bisher  ein  Land  mit  unterwertiger  Valuta 
imstande  ^wesen.  regelmäßig  den  Weit- 
handelspreis zu  diktieren.  Wohl  aber  ist 
zuzustehen,  daß  bei  gewissen  Konjunktiu^n 
in  einzelnen  Artikeln  die  in  der  Silber- 
währung oder  der  Papierwährung  liegende 
Exportprämie  e  i  n  Preisbestimmungsgrund 
sein  kann,  der  unter  anderem  den  in  Gold 
notierten  Preis  einer  Ware  zeitweilig  in 
Europa  beeinflußt.  So  ist  bei  hohem  öold- 
agio  Argentiniens  der  dortige  Exporteur 
z.  ß.  in  der  Lage  gewesen,  angesichts 
fallender  Weizenpreise  in  Europa  sein  An- 
gebot länger  aufrecht  zu  erhalten,  als  dies 
beim  Steigen  des  Papierpesokurses  möglich 
wäre.  Ein  I^and  mit  unterwertiger  Valuta 
kann  also  unter  Umständen  dazu  beitragen, 
daß  ein  bereits  stattgehabter  Preisfall  in 
Getreide  in  Goldwährungsländem  sich  länger 
hinauszieht,  als  ohne  die  Währungsver- 
schiedenheit möglich  wäre.  Gerade  für  Ge- 
treide spielt  aber  die  Wälirungsverschieden- 
heit  zwischen  Gold- und  SilbeniBduta-Gebieten 
nur  eine  geringe  Rolle,  da  erstens  Indien 
seine  Exix)rtfähigkeit  bis  1893  auch  bei 
sinkendem  SilberKurs  nicht  über  ein  Quan- 
tum ausdehnen  konnte,  welches  für  den 
euroi>äischen    Markt    von    sekundärer    Be- 
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deutung  war,  zweitens  da  gerade  Indien  — 
das  Land,  auf  welches  exemplifiziert  wurde 
—  seit  1893  durch  Aufhebung  der  freien 
Silberprägung  aus  der  Reihe  der  reinen 
Silberwährungsländer  ausgeschieden  ist  und 
da  drittens  die  übri^n  nach  West-  und 
Mitteleuropa  Getreide  importierenden  Länder 
nicht  Silberwährungsländer,  sondern  Gold- 
wähnmgs- oder  Papierwährungsländer  sind. 

b)  Die  Wirkung  des  Goldagios  in  Papier- 
währungs-  und  Silberwährungsländem  ist 
nicht  völlig  identisch.  Die  Schwankungen 
des  Golda^os  in  Papierwährungsländem 
können  beeinflußt  werden :  durch  die  Speku- 
lation, durch  Umstände,  die  den  Staatskredit 
betreffen,  durch  die  Politik  der  Regierung, 
die  eine  Yermehrung  des  Umlaufs  verhindern 
oder  herbeiführen  kann,  durch  die  Diskonto- 
politik der  Notenbanken.  Es  ist  möglich, 
daß  die  i»  der  unterwertigen  Valuta  eines 
Papierwährungslandes  bisher  liegende  Ex- 
portprämie, wie  es  1888  in  Oesterreich- 
Ungarn  geschah,  gerade  in  der  Saison  des 
Exports  verschwindet,  indem  die  Spekulation 
das  Goldagio  henmterdrückt.  In  einem 
Silberwährungslande  mit  freier  Silberpräguug 
dagegen  hat  die  Regierung  keinerlei  Mittel, 
eine  Vermehrung  des  Umlaufs  zu  verhindern, 
eine  solche  kann,  abgesehen  von  den  Ein- 
flössen der  Bilanz,  des  Warenhandels  und 
Effektenhandels,  durch  Schwankungen  des 
Silberpreises  herbeigeführt  werden ;  dafür  ist 
hier  das  Goldagio  und  die  dadurch  ge- 
gebene Exportprämie  ziemlich  unabhängig 
vom  Staatskredit,  von  politischen  Ereignissen 
und  von  der  Spekulation  auf  die  Export- 
entwickelung. 

Auch  die  Erschwerung  der  Einfuhr  aus 
Goldwährungsländern  nach  Ländern  mit 
unterwertiger  Valuta  ist  verschieden  zu  be- 
urteilen, je  nachdem  Papierwirtschaft  oder 
Silberwährung  herrscht.  Wird  wirklich  die 
Ausfuhr  eines  Papierwährungslandes  durch 
Valuta  Verhältnisse  vorübergehend  begünstigt, 
so  ist  —  falls  nicht  Anleihen,  Effektenüber- 
tragungen oder  andere  außerlialb  des  Waren- 
handels liegende  Momente  die  Zahlungsbilanz 
beeinflussen  —  auch  die  Möglichkeit  für  das 
Papierwähnmgsland  gegeben,  eine  größere 
Nachfi-age  nach  ausländischen  Waren  zu  be- 
tätigen. Ein  barzahlendes  i^and  mit  freier 
Silberprägung  dagegen  kann  —  abgesehen 
von  den  Wirkungen  der  internationalen  Ver- 
schuldung, der  Effekten  Versendung  usw.  — 
möglicherweise  für  seinen  gesamten  Export 
in  Silber,  das  zur  Prägung  eingeführt  wird, 
bezahlt  werden,  so  daß  die  Fähigkeit,  die 
Warenimporte  entsprechend  dem  vergi-ößerten 
Warenexport  zu  steigern,  möglicherweise 
wegfällt.  Insbesondere  ist  das  eben  Ge- 
schilderte denkbar  in  solchen  Silberwährungs- 
ländern, in  denen  die  Thesaurierung  des  ge- 


münzten und  ungemünzten  Edelmetalls  sehr 
verbreitet  ist. 

c)  Sieht  man  von  dieser  Unterscheidung 
der  Silberwähnmg  und  der  Papierwirtschaft 
ab,  so  ist  für  beide  Fälle  ^memsam  festzu- 
stellen, daß  nichts  irriger  ist,  als  die  Länder 
mit  unterwertiger  Valuta  für  besonders 
glücklich  anzusehen.  Fast  ausnahmslos  an 
europäische  Gläubigernationen  verschuldet, 
leiden  sie  finanziell  unter  jeder  Erhöhung 
des  Goldagios,  wenn  sie  Goldanleihen  ver- 
zinsen und  tilgen  wollen;  das  Einströmen 
europäischen  Kapitals  und  damit  die  Kredit- 
verbiUigung,  der  technische  Fortschritt  in 
Landwirtschaft  und  Gewerbe,  wird  erschwert 
durch  das  Risiko,  welches  der  Kapitalist 
des  Goldwährungslandes  bei  Investitionen 
in  Ländern  mit  schwankender  Valuta  zu 
tragen  hat;  vor  allem  aber  sind  die  ExiK)rt- 
vorteile,  welche  unter  Umständen  eine 
schlechte  Währung  zeitweilig  bietet,  eine 
Bereicherung,  die  zwar  oft  dem  Spekulanten, 
nicht  selten  dem  Kaufmann,  bisweilen  dem 
Grundbesitzer  und  Großindustriellen,  nie 
aber  dem  Arbeiter  zugute  kommen  kann: 
denn  dai*auf  beruht  ja  gerade  die  Exi)ort- 
prämie,  daß  die  Löhne  nicht  entsprechend 
der  Valutaverschlechterung  erhöht  werden, 
sonst  würde  die  Prämie  gar  nicht  auf  die 
Dauer  wirken.  Die  Erfahrung  zeigt  aber 
bisher,  daß  der  innere  Itfarkt  am  besten  ge- 
sichert ist,  wo  der  Anteil  der  arbeilenden 
Klassen  am  Nationaleinkommen  am  größten 
ist,  und  daß  mit  diesem  Rückhalt  eines 
kaufkräftigen  inneren  -Vlarktes  eine  Nation, 
deren  Arbeiter  sich  der  günstigsten  Arbeits- 
bedingungen erfreuen,  am  Weltmarkt  in  den 
wichtigsten  Artikeln  die  konkurrenzfähigste 
bleibt  Der  Ex})ort,  welcher  durch  die  in 
unterwertiger  Valuta  liegende  Prämie  ange- 
stachelt wird,  bedeutet  Schleuderexport. 
Das  Land  mit  unterwertiger  Valuta  empfängt 
für  das  Ergebnis  seiner  Arbeit  im  inter- 
nationalen Austausch  weniger  Arbeitspro- 
dukte aus  anderen  Ländern,  als  wenn  es 
eine  Goldvaluta  hätte. 

Valutaverschlechterung  und  ,,Inflation" 
(d.  h.  durch  Wähningspolitik  bewirkte  künst- 
liche Preissteigerung)  bedeutet  also  nicht 
nur  eine  soziale,  sondern  auch  schließlich 
eine  wirtschaftliche  Schädigung  der  Gesamt- 
interessen einer  Nation,  wenn  auch  mächtige 
Sonderinteressenten  sich  bei  dieser  Gelegen- 
heit bereichern  mögen.  Es  ist  sonach  irrig, 
zu  behaupten,  bei  unterwertiger  Valuta  l>e- 
fände  sich  ein  Land  zwar  finanziell  nicht 
günstig,  aber  wirtschaftlich  besonders  glück- 
lich. Für  Mexiko  hat  dies  Minister  Liman- 
tour  ausgezeichnet  dargetan,  als  er  1904  die 
Sperrung  der  Silberprägung  durchsetzte. 

i  Literatur :    Will.   Riilgeway .     The    origin    of 
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Metalle  unter  Berücksichtigung  der  Produktions- 
nnd  Konsumtumsverhältnisse ,  Jena  1898.  — 
Wilh,  Schnitze,  Die  Produktions-  und  Preis- 
inttrickelung  der  Rohprodukte  der  Textilindustrie 
seit  1850,  Jena  1896.  -  W.  Lotx,  Die  Ergeb- 
nisse der  deutschen  Silberenquete,  Jahrb.  f.  Ges. 
u.  TVrtr.,  Bd.  19,  S.  1294  ff.,  Leipzig  1895.  — 
Derselbe,  Beiträge  zur  Lehre  von  der  Kauf- 
kraft des  Geldes,  Beilage  zur  AUg.  Zeitung  vom 
16.  VL  1896,  München.  —  Mc  Vey  u.  L.  Frank, 
Quality  of  money  and  irages  (Sound  Cktrrency 
Series,  Vol.  2,  No.  19),  Ne^c  York  1895.  —  J. 
Pfahl ,  Berechtigt  die  Methode  der  General- 
indexziß'em  zu  Schlüssen  auf  die  Kaufkraß  des 
Geldes  r  Ludungshafen  1897  (Münch.  Diss.).  — 
Heinrich  Soetbeer,    Kosten   der   Befiirdemug 


von  Getreide  und  Sinken  der  Getreidepreise  seit 
1870,  Jahrb.  f.  Nat.,  8.  F.,  Bd.  11,  S.  866 ff.  — 
Vicinnte  G.  d^Avenel,  Hist.  de  la  propriete, 
des  salaires,  des  denrees  et  de  tous  les  prix  en 
aenSral  depuis  Van  1200  jusqu'en  Van  1800, 
"Bd.  J,  Paris  1895,  S.  Iff.  —  Derselbe,  La 
fortune  privee  ä  travers  sept  siedes,  Paris  1895, 
S.  Iff.  —  Eine  Sonderstellung  unter  den  Bi- 
metallisten  nimmt  in  der  Frage  der  Goldver- 
teuerung Carl  Hecht  ein,  auf  dessen  besondere 
Theorie,  da  sie  niehi  induktiv  begründet  ist,  an 
dieser  Stelle  nicht   eingegangen  werden   konnte. 

—  Verhandlungen  der  Kommission  behufs  Er- 
örterung von  Maßregeln  zur  Hebung  und  Be- 
festigung  des   Silberwerts,   2  Bde.,   Berlin  1894. 

—  W,  Lexis,  The  agio  on  gold  and  intematiimal 
trade,  Edgeworth's  Economic  Journal,  Dezember 
1895.  —  Aug.  Amaun4f  La  monnaie,  le  credit 
et  le  change,  £.  Aufl.,  Paris  190S.  —  Karl  ElU 
slaetter,  Indiens  Silberwährung,  Stuttgart  1894, 
insbes.  S.  61.  —  Zur  Währungsfrage,  Verhand- 
lungen Eines  Ehrbaren  Kaufmanns,  herausgeg. 
von  der  Handelskammer  zu  Hamburg,  Hamburg 
1895,  S.  27.  —  «Toll.  Wemlcke,  Japan  wid  die 
Silberentwertung,  Jahrb.  f.  Not.,  8.  F.,  Bd.  11, 
S.  887  ff.  —  T.  Willlama,  SUver  in  China  and 
its  rel<Uion  to  Chinese  copper  coinage,  Annais 
American  Academy,  Bd.  9,  S.  859  ff,  Mai  1897. 

—  Karl  Helfferich,  Studien  über  Geld-  und 
Bankwesen,  Berlin  1900,  S.  8 4  ff.  —  Femer  die 
zum  Art.  „Goldwährung"  zitierten  Schriften, 
insbes.  „Gold  Standard  in  international  trade", 
S.  428  ff.  W,  Lotz. 


Oeldwirtschaft. 

Man  spricht  von  G.  zunächst  im  Gegen- 
satz zu  der  ^Naturalwirtschaft,  zu  der  nicht 
nur  die  Form  der  verkehrslosen,  sich  selbst 
genügenden  Einzelwirtschaft,  sondern  auch 
der  naturale  Tauschverkehr  gehört.  Dieser 
aber  erweist  sich  in  dem  Maße  immer  melir 
als  unzulänglich,  wie  sich  die  wirtschaft- 
liche Arbeitsteilung  und  namentlich  das 
städtische  Leben  entwickelt.  Mag  immer- 
hin in  den  Städten  der  unmittelbare  Aus- 
tausch von  gewerblichen  Erzeugnissen  g^n 
die  landwirtschaftlichen  Produkte  der  Um- 
gegend noch  im  Mittelalter  eine  erhebliche 
Solle  gespielt  liaben,  so  konnten  doch  viele 
Zweige  des  städtischen  Verkehrs,  nament- 
lich auch  des  Kleinverkehrs  des  täglichen 
Lebens  niu*  mit  Hilfe  eines  als  allgemeines 
Aequivalentgut  anerkannten  Umlaufsmittels, 
eines  Geldes,  entstehen.  In  den  Großstädten 
des  Altertums  war  ein  solches  sicherlich 
schon  unentbehrlich.  Vieh  konnte  als  Tausch- 
mittel nur  auf  der  Grundlage  der  über- 
wiegenden Naturalwirtschaft  Verwendung 
finden,  auch  andere  Vermittelungsgüter,  in 
denen  der  eigentliche  Warencharakter  noch 
I  vorherrschte,  konnten  die  Geldfunktion  nur 
unvollkommen  erfüllen.  Die  Edelmetalle 
sind  aus  leicht  erkennbaren  Gründen  die 
'  zweckmäßigsten    Geldstoffe    und    sie    sind 
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seit  dem  Beginne  der  historischen  Kiütur- 
periode  als  solche  anerkannt  worden,  während 
die  Münze  als  Geldform  zwar  auch  schon 
im  Altertum  eine  große,  aber  doch  erst  in 
unserer  Zeit  eine  allgemeine  Verbreitung 
erlangt  hat.  Wenn  der  Großverkehr  immer 
noch  häufig  —  in  Hamburg  bis  1875  und 
in  China  auch  heute  noch  —  das  Barren- 
metall den  Münzen  vorzog,  so  lag  die  Ursache 
in  den  Münzverschlechterungen,  die  so  alt 
sind  wie  die  Münzprägimgen  selbst.  Aber 
daß  diese  Münzverschlechterungen  möglich 
waren  und  einen  Gewinn  für  die  Münz- 
herrschaft ergaben  —  denn  sonst  hätte  man 
nicht  zu  ihnen  gegriffen  —  hatte  seine 
Ursache  in  dem  unabweisbaren  Bedürfnisse 
der  Bevölkerung  nach  Umlaufsmitteln  im 
gewöhnlichen  Verkehr.  Denn  es  waren 
hauptsächlich  die  kleinen  Münzen,  die  der 
Verschlechterung  unterlagen,  wie  denn  die 
Scheidemünzen  ja  auch  heute  noch  unter- 
w^ertig  ausgeprägt  werden  und  wie  in  China 
die  Sapeken  einen  konventionellen  Kredit- 
wert behaupten.  Die  schlechten  kleinen 
Münzen  vertraten  im  Mittelalter  und  im 
Altertume  das  uneinlösliche  Papiergeld  der 
Neuzeit.  Wie  dieses  behaupteten  sie  zwar 
nicht  ihren  vollen  Nennwert  gegenüber  den 
vollwertigen  Goldmünzen  und  den  groben 
Silbermünzen,  aber  sie  behielten  doch  einen 
höheren  Wert,  als  ihrem  Metallgehalt  ent- 
sprach, und  wenn  im  3.  Jahrh.  das  römische 
Kaiserreich  sich  mit  schlechten  Kupfer- 
denaren behalf  und  wenn  Philipp  der  Schöne 
und  seine  Nachfolger  in  großen  Massen 
geringhaltige  kleine  Münzen  ausgaben,  so 
liegt  darin  der  Beweis  einer  schon  be- 
trächtlichen Entwickelung  der  G.  im  Klein- 
verkehr. 

Unter  G.  im  weiteren  Sinne  verstehen 
wii*  also  die  Stufe  der  Volkswirtschaft,  auf 
welcher  der  Verkehr  schon  notwendig  eines 
Umlaufs-  und  Zahlungsmittels  bedarf,  das 
allgemein  als  solches  anerkannt  ist.  Diese 
Anerkennung  kann  es  allerdings  durch  den 
Verkehr  selbst  erlangen,  wie  die  sogenannten 
Handelsmünzen  beweisen,  im  allgemeinen 
aber  wird  sie  durch  das  Eingreifen  des 
Staates  geschaffen,  der  bestimmten  Geldarten 
eine  unbeschränkte,  teilweise  auch  eine  be- 
schränkte gesetzliche  Zahlungskraft  verleiht. 
Im  engeren  Sinne  aber  bezeichnet  G.  die- 
jenige Phase  der  Volkswirtschaft,  in  welcher 
alle  Güter  und  alles  Vermögen  nur  nach 
Geld  geschätzt  werden,  und  die  Produktion 
für  die  Privatwirtschaft  nur  den  Zweck 
hat,  Geldwert  zu  erzeugen.  Dies  geschieht 
namentlich  in  der  Weise,  daß  die  Produkte 
als  Waren  auf  den  Markt  gebracht  werden, 
um  gegen  Geld  umgesetzt  zu  werden.  Kleine 
Betriebe  sind  aber  wenig  oder  gar  nicht 
befähigt,  für  den  großen  Markt  zu  arbeiten. 
Somit  führt  die  Warenproduktion  mehr  und 


mehr  zum  Großbetrieb,  der  ein  entsprechend 
großes  Kapital  verlangt.  Im  Anfang  ist 
dieses  Kapital  in  der  Regel  in  der  Form 
von  Geld  vorhanden  und  bei  seinem  Umsatz 
wird  genau  darauf  geachtet,  daß  jede  Geld- 
verwendung auch  einen  der  Dauer  der  An- 
lage entsprechenden  Gewinn  einbringt  Daher 
wird  der  Ausdruck  G.  häufig  auch  als 
gleichbedeutend  mit  kapitalistischer  Wirt- 
schaft oder  Herrschaft  des  Großkapitals  auf- 
gefaßt. Das  Geld  erscheint  eben  innerhalb 
des  modernen  Produktionsprozesses  immer 
in  der  Form  des  flüssigen  Kapitals. 

Die  G.  in  diesem  Sinne  war  unter  dem 
römischen  Kaiserreich  schon  bis  zu  einem 
gewissen  Grade  ausgebildet  Das  Mittel- 
alter gab  der  Naturalwirtschaft  wieder  mehr 
Raum,  aber  schon  vor  dem  starken  Zufluß 
von  Silber  und  Gold  aus  Amerika  war  die 
G.  in  fortschreitender  Entwickelung  be- 
griffen. Diux3h  das  amerikanische  Edel- 
metall wurde  ihre  Ausbildung  erleichtert 
und  beschleunigt,  aber  nicht  überhaupt  erst 
verursacht,  denn  ihre  eigentliche  Ursache 
lag  in  der  Notwendigkeit,  den  steigenden 
Kulturbedürfnissen  entsprechend  die  Pro- 
duktion auszudehnen,  was  den  Uebergang 
zum  Großbetrieb  erforderte.  Auch  der  erst 
seit  dem  Zeitalter  der  Entdeckungen  ent- 
stehende wirkliche  Welthandel,  der  eben- 
falls mit  einer  Er^^eiterung  der  Produktion 
gleichbedeutend  ist,  beniht  wesentlich  auf 
Gi*oßbetrieb  und  ruft  überdies  einen  großen 
Zwischenhandel  hervor,  der  nur  in  geld- 
wirtschaftlicher Form  möglich  ist.  Je  mehr 
sich  die  Größe  der  Geldumsätze  steigerte 
und  je  mehr  das  Geld  als  der  spezifische 
Träger  der  abstrakten  Vermögensmacht 
hervortrat,  um  so  mehr  wuchs  auch  die 
Größe  der  in  der  Volkswirtschaft  stets  vor- 
handenen und  stets  sich  neubildenden  Geld- 
schulden, die  ebenfalls  ein  charakte- 
ristisches Element  der  Geldwirtschaft  bilden. 
Auf  der  Existenz  einer  enormen  Masse  von 
laufenden  Geld  forder ungen  und  Geldschidden 
beruht  die  neuere  Bankverkehrstechnik,  die 
gewissermaßen  eine  höhere  Form  der  0. 
darstellt  und  häufig  mit  dem  vielleicht  nicht 
ganz  zweckmäßigen  Namen  „Kredib^irt- 
schaft"  (s.  d.  Art.)  bezeichnet  wird. 

Lexis, 


Gemeindebesitz,  rassischer  s.  Mir. 


Gemeindefinanzen. 

I.  Der  Gemeindehaushalt.  1.  Wesen  und 
Aufgaben  des  Gemeindehanshalts.  2.  Die  Or- 
I  gane  der  kommunalen  Finanzwirtschaft.  3.  Die 
j  Einrichtungen  des  Gemeindehanshalts.  II.  Die 
,  Gemeindeausgaben  und  die  Gemeindeeinnahmen. 
1 1.   Die  Gemeindeausgabeu.     2.  Die  Gemeinde- 
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einnahmen.  Der  privatwirtschaftliche  Erwerb. 
3.  Die  Gebühren.  4.  Die  Steuern.  5.  Dotationen 
nnd  Subventionen.    III.  Die  Gemeindeschulden. 

I.  Der  Gemeindehaashalt 

1.  Wesen  und  Aufgaben  des  Gemeinde- 
hanshalts.  Der  Staat  ist  zwar  der  wichtigste, 
aber  nicht  der  alleinige  Träger  der  öffentlichen 
Aufgaben.  Nebenihm  stehen  mehr  oderweniger 
reich  gegliederteSelbstverwaltungskörper,  ins- 
besondere die  kommunalen  Verbände,  die  mit 
der  Erfüllung  gemeinwirtschaftlicher  Zwecke 
betraut  sind.  Dahin  gehört  vor  alleni  jener 
Kreis  öffentlicher  Bedürfnisse,  die  der  Staat 
nicht  unmittelbar  befriedigen  kann,  und 
sodann  alle  diejenigen  Aufgaben,  die  aus 
den  Ix^bensbedingungen  der  Gemeinde  und 
der  übrigen  Selbstverwaltungskörper  hervor- 
gehen. Aus  diesen  Gründen  aber  sind  diese 
öffentlichen  Körper  genötigt,  eine  eigene 
Wirtschaft  zu  führen,  sie  müssen  Sach^ter 
und  Leistungen  anwerben,  verwalten  und 
verwenden,  um  die  ihnen  gestellten  Aufgaben 
zu  lösen.  Ihre  Wirtschaftsführung  winl  in 
der  Regel  das  Gepräge  der  staatlichen  Finanz- 
wirtschaft aufweisen,  doch  ist  sie  auf  einen 
engeren  Kreis  begrenzt,  in  ihren  Mitteln 
beschränkter  und  der  Staatsftnanz Wirtschaft 
untergeordnet,  von  der  sie  ein  Glied  bildet. 

Wir  verstehen  daher  unter  G.  und  Ge- 
meindehaushalt den  Inbegriff  aller  Tatsachen, 
Tätigkeiten  und  Anstalten,  die  auf  die  Be- 
friedigimg öffentlicher  Bedürfnisse  gerichtet 
sind,  welche  im  Ralimen  des  Gemeindever- 
handes  wirksam  werden  und  daher  zu  ihrer 
Durchfühnmg  besondere  Ortskenntnisse  und 
besondere  Rücksicht  auf  örtliche  Interessen 
und  örtliche  Hilfsmittel  erheischen. 

Der  Gemeindehaushalt  ist  in  seinem 
Wesen  und  in  seiner  Wirkung  abhängig  von 
der  Stellung  der  Gemeinde  zum  Staatsganzen. 
Die  G.Wirtschaft  ist  bedingt  diuxjh  die  Ver- 
waltimgsaufgaben  des  Staates,  jedoch  ist  sie 
nicht  in  der  Geltendmachung  ihres  freien 
Willens  schrankenlos  und  verfügt  nicht  frei 
über  ihre  Ausgestaltung,  sondern  gehört  als 
dienendes  Glied  dem  staatlichen  Organismus 
an  und  ist  an  den  Staat  und  seine  Willens- 
äußerungen gebunden.  Auch  ist  ihre  Zwangs- 
gewalt gegen  die  Gemeindeangehörigen  nicht 
ursprünglich,  sondern  nur  abgeleitet,  sie  be- 
sitzt sie  nur,  weil  und  insoweit  sie  vom 
Staate  dazu  legitimiert  ist.  Darauf  gründen 
ihre  Aufgal)en  und  Mittel,  wie  ihre  Rechte 
und  Pflichten. 

Aus  diesen  Voraussetzungen  geht  das 
Aufsichtsrecht  des  Staates  gegenüber 
den  Gemeinde  verbänden  hervor,  das  im 
Gebiete  des  Finanzwesens  von  elementarer 
Bedeutung  ist.  Dieses  Aufsichtsrecht  er- 
scheint in  einer  dreifachen  Form.  Einmal 
erstreckt  es  sich  auf  die  fortwährende  Uelier- 
wachung  der   kommunalen   Finanzgebarung 


und  insbesondere  auf  die  Kontrolle  der  ge- 
meindlichen Finanzmaßregeln,  ob  diese  nicht 
die  staatliche  Finanz  Wirtschaft  stören  oder 
beeinträchtigen.  Sodann  aber  unterliegen  die 
Gemeinden  insofern  der  Vormundschaft  des 
Staates,  als  er  sich  ein  Einspruchsrecht  gegen 
alle  Finanzoperationen  vorbehält,  die  den 
Wohlstand,  die  Vermögensverhältnisse  und 
die  Leistimgsfähigkeit  der  Gemeinden  zu 
schmälern  geeignet  sind.  Und  endlich  ist 
die  Staatsaiiisicht  sowohl  für  die  Begrenzung 
der  gemeindlichen  Aufgaben  als  auch  fiLr 
die  Wahl  der  Deckungsmittel  maßgebend. 
Wie  sich  dieses  Verhältnis  im  einzelnen 
gestaltet  hat,  ist  ein  Produkt  der  historischen 
Entwickelung,  der  Organisation  der  Gemeinde- 
verbände sowie  dem  Ausmaß  der  verwaltungs- 
rechtlichen Selbständigkeit  der  Gemeinde- 
körper unterworfen. 

2.  Die  Organe  der  kommanalen  Finanz- 
wirtschaft Die  Träger  des  Gemeindehaus- 
halts richten  sich  nach  obigen  Bemerkungen 
nach  den  konkreten  Verhältnissen  der  ein- 
zelnen Staaten.  Sie  zeigen  um  deswillea 
in   jedem  Lande   ein   eigenai-tiges  Gepräge. 

1.  Deutschland.  Die  Ortsgemeinde 
(Land-  und  Stadtgemeinde)  ist  in  Deutsch- 
land die  Trägerin  der  kommunalen  Aufgaben, 
deren  Wirksamkeit  sich  im  Prinzip  auf  die 
Gesamtheit  der  Gemeindeverwaltung  er- 
streckt. Regelmäßig  unterscheiden  sich  die 
beiden  Grundformen  der  Ortsgemeinde,  die 
Land -und  die  Stadt  gemein  de,  dadurch, 
daß  bei  ersterer  das  Recht  der  Mitwirkung 
bei  der  Verwaltung  den  zur  Gemeindever- 
sammlung vereinigten  Mitgliedern  unmittelliar 
zusteht,  während  bei  letzterer  ein  aus  der 
Wahl  der  Bürgerschaft  hervorgegangenes 
Vertretungsorgan  (Stadtverord  neten  Versamm- 
lung ,  Gemeinderat ,  Gemeindekollegium) 
zwischen  die  Gesamtheit  der  Gemeindemit- 
glieder und  das  Vollzugsorgan  eingeschoben 
ist.  Bei  den  Stadtgemeinden  ist  diese  letztere 
Vorstandsbehörde  koUegialisch,  bei  den  Land- 
gemeinden meist  so  organisiert,  daß  die  Be- 
fugnisse in  der  Hand  eines  einzelnen,  mit 
Stellvertretern  und  Gehilfen  versehenen  Amts- 
trägers ruht.  Neben  der  Ortsgemeinde  haben 
sich  in  manchen  Gegenden  Deutschlands,, 
namentlich  in  den  ostelbischen  Gebietsteilen, 
selbständige  Gutsbezirke  erhalten, 
welche  die  Aufgaben  der  Ortsgemeinden  im 
Woge  der  Privatwirtschaft  erfüllen.  Die 
neuere  Gemeindegesetzgebung  hat  begonnen, 
diese  in  für  einzelne  2wecke  der  örtlichen 
Verwaltung  gebildete  Amtsbezirke  einzu- 
gliedern. 

Neben  diesen  Formen  der  Gemeindever- 
fassung besteht  eine  Anzahl  von  Spezial- 
gemeinden,  die  inuerlialb  der  Kom munal- 
gliederuug  zur  Erfüllung  bestimmter  Zwecke, 
daher  auoh  Zweckgemeinden  genannt,  ge- 
bildet sind.    In  diese  Gnippe  gehören  die 


944 


GemeindefinaDzen 


Kirchen-  und  Scliulgeraeinden,  die 
Interessengenossenschaften.  Alt- 
und  Nutzungsgemeinden  u.  dgl.  m.  Sie 
haben  gerade  in  finanz wirtschaftlicher  Hin- 
sicht wichtige  Funktionen  zu  verrichten.  | 
Eine  zweite  Gruppe  bilden  die  Selbst- 
verwaltungskörper höherer  Ord- 
nung, die  aus  der  gesamten  Verwaltimgs- 
organisation  der  deutschen  Einzelstaaten 
hervorgehen.  Auch  sie  haben  öffentliche 
Aufgaben  zu  lösen,  welche  die  Führung  einer 
besonderen  Wirtschaft  notwendig  machen. 
Je  nach  den  speziellen  Verhältnissen  sii^d 
sie  mehr  oder  weniger  gegliedert.  Preußen 
hat  hier  die  Provinzen  und  Kreise,  Bayern 
die  Kreise  (Regierungsbezirke)  und  Distrikts- 
gemeinden, Württemberg  die  Amtskörper- 
schaften, Sachsen  die  Bezirks  verbände,  Baden 
die  Kreise  usw.  mit  solchen  öffentlichen  Ver- 
richtungen betraut. 

2.  Oesterreich.  Auch  in  Oesterreich  bilden 
die  Land-  und  Stadtgemeinden  die  Grundlagen 
der  Gemeindeverfassung.  Die  Gemeindeors^ane 
der  ersteren  sind  der  Gemeindeausschnß  und  der 
ans  der  Wahl  des  letzteren  hervorgehende  Ge- 
meindevorstand, von  denen  jener  das  Beschlaß- 
und  Vertretungs-,  dieser  aber  das  Vollzugsorgan 
ist.  Der  Gemeindevorstand  besteht  aus  dem 
Gemeindevorsteher  und  den  diesem  beigesellten 
Gemeinderäten  ohne  kollegiale  Verfassung.  Der 
Großgrundbesitz  hat  nur  in  einzelnen  Krön- 
ländem  (Galizien,  Mähren,  Bukowina)  eine  von 
der  Gemeinde  unabhängige  Stellung.  In  den 
mit  einem  Statut  versehenen  Stadtgemeinden  ist 
der  Gemeindevorstaud  der  Bürgermeister,  dem 
meist  eine  ans  Berufsbeamten  gebildete  Behörde, 
der  Magistrat,  zur  Seite  steht.  Er  ist  kein 
Kollegium,  sondern  eine  dem  Bürgermeister 
untergeordnete  Behörde.  Mitunter  wird  dem 
Bürgermeister  ein  engerer  Ausschuß  (Gemeinde-, 
Stadtrat)  beigegeben,  der  von  der  Gemeinde- 
vertretung gewählt  wird  und  ein  Mittelglied 
zwischen  beiden  bildet.  Die  Spezialgemein- 
den  haben  ungefähr  die  gleiche  Stellung  wie 
in  Deutschland,  doch  kommen  sie  nur  in  beschränk- 
terem Umfange  zur  Anwendung.  Dagegen  steht 
das  Kirchenwesen  außerhalb  der  Gemeinde  und 
beruht  in  finanzieller  Hinsicht  hauptsächlich  auf 
stiftungsmäßigem  Vermögen. 

Die  Selbstverwaltungskörper  höhe- 
rer Ordnung  sind  in  Oesterreich  vor  allem 
die  einzelnen  Kronländer,  die  selbständige 
Verwaltungs-  und  Finanzkörper  mit  einem  re- 
lativ großen  Spielraum  an  Autonomie  sind. 
Weitere  Organe  dieser  Art  stellen  die  Bezirke 
dar,  doch  ist  es  nur  in  Böhmen,  Galizien  und 
in  Steiermark  zu  ihrer  Bildung  gekommen.  In 
den  anderen  Kronländern  fehlt  es  entweder  an 
solchen  Zwischengliedern  vollständig,  oder  man 
hat  sich  mit  Zweck  verbänden  der  Gemeinden 
(„Konkurrenzen")  fl\r  einzelne  Verwaltungsauf- 
gaben, z.  B.  für  das  Wep:ewesen,  beholfen. 

3.  Frankreich.  Hier  bestehen  nur  zwei 
Erscheinungsformen  von  Gemeinde  verbänden, 
die  Kommune  und  die  Departements.  Die 
Kommunen  sind  die  Fortsetzungen  der  alten 
Ortsgemeinden  des  Ancien  Regime,  welche  die 
französische  Revolution  zu   beseitigen   gesucht 


hat.  Die  Absicht,  Samt-  oder  Kantonsgemeinden 
(mnnicipalites),  deren  Unterabteilungen  die  bis- 
herigen Ortsfi^emeinden  in  der  Hauptsache  sein 
sollten,  an  deren  Stelle  zu  setzen,  schlug  fehl 
Die  Ortsgemeinde  wurde  indes  durch  die  Bevo- 
lution  in  ihren  Befnenissen  und  ihrem  Wir- 
kungskreise wesentlich  beschränkt,  und  ihre 
Vorsteher  wurden  zu  Organen  des  Staates  her- 
abgedrückt.  Erst  neuere  Gesetze  unter  der 
Dntten  Republik  haben  ihnen  wieder  eine  selb- 
ständigere Stellung  eingeräumt  und  dem  Ge- 
meinderate die  Ernennung  des  Maires  über- 
tragen. Polizeiverwaltung,  Schulwesen,  Wege- 
wesen, Gesundheitspflege,  Besorgung  kirchlicher 
und  wirtschaftlicher  Veranstaltungen  sind  die 
Hauptaufgaben  der  Gemeinden.  Die  Armen- 
pflege unterliegt  zunächst  den  Wohltätigkeits- 
bureaus und  den  Hospitälern.  Hinsichtlich  der 
Deckun^smittel  sind  die  Ortsgemeinden  größten- 
teils auf  die  Beihilfen  der  Departements  und  des 
Staates  angewiesen. 

Die  Departements  sind  Neuschöpfnngen 
der  französischen  Revolution.  Sie  haben  die 
Aufgabe,  die  Tätigkeit  der  Gemeinden  teils  zu 
ersetzen,  teils  zu  ergänzen.  Hauptsächlich  wir- 
ken sie  auf  dem  Gebiete  des  Wegewesens,  der 
Waisen-  und  Irrenpflege,  sorgen  für  die  Unter- 
haltung der  Departementsgefängnisse  und  -ge- 
bäude,  die  Förderung  der  Industrie  und  Land- 
wirtschaft. Jedes  Departement  zerfällt  in  3—7 
Arrondissements.  Diese  haben  aber  keine 
selbständige  Finanzwirtschaft,  sondern  sind  nur 
Ausführungsinstanzen  des  Departements  im  Ge- 
biete des  Steuerwesens.  Die  Unterabteilungen 
der  Arrondissements  sind  die  Kantone,  die 
gleichfalls  keine  eigene  Finanzwirtschaft  haben, 
sondern  nur  vollziehende  Organe  der  Arron- 
dissements sind.  Sie  haben  namentlich  als 
Unterverteilungsorgane  bei  Repartitionsstenem 
zu  wirken.  Somit  werden  die  G.  tatsächlich 
von  den  beiden  Begriffen  Ortsgemeinde  und 
Departement  umschlossen. 

Außerdem  bestehen  vorwiegend  im  Bereich 
der  Landwirtschaft  Interessen-Genossen- 
schaften (Associations  syndicales),  wie  Deich-. 
Bewässerungs- ,  Entwässerungs- ,  Meliorations- 
u.  dgl.  Genossenschaften,  doch  können  auch  ein- 
zelne Gemeinden  sich  zur  Lösung  einzelner  Ver- 
waltnnfifsaufgaben  zu  Zweckverbänden  (Syn- 
dicats  de  communes)  zusammenschließen. 

4.  E  n  g  1  a  n  d.  Die  eigentümlichen  englischen 
Kommunal  Verhältnisse  werfen  ihre  Schatten  auch 
auf  die  Gestaltung  der  G.  Das  wichtigste  Or- 
gan der  gemeindlichen  Finanzwirtschaft  ist  das 
Airchspiel  oder  die  Pfarrgemeinde  (Pa- 
rish),  die  schon  frühzeitig  die  Gau-  und  Orts- 
gemeinde (Hundred  und  Tithing)  absorbiert  hat. 
Sie  hat  sich  aber  nicht  etwa  zu  einer  nenen 
Ortsgemeinde  konstituiert,  sonden  sie  ward  für 
jeden  auftauchenden  Verwaltungszweck  mit  einer 
besonderen  Organisation  versehen,  wodurch  der 
Grund  zu  einer  räumlich  sich  mit  dem  Kirch- 
spiel deckenden,  verwaltungsrechtlich  verschie- 
denen Spezialgemeinde  gelegt  wurde.  Ein  wei- 
teres Merkmal  ist  die  Zusammenl^nng  von 
einzelnen  Kirchspielen  zu  größeren  Zwc^ver- 
bänden  (Unions).  Dies  geschah  zuerst  hinsicht- 
lich der  Armenverwaltung  und  im  Wege- 
wesen (Highway-Districts).  Hieran  schließen 
sich  noch  weitere  Organisationen,  wie  Elemen* 
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tarschal-,  Belenchtnngs-,  Wachtdienst-  nnd  ähn- 
liche Zweckverbände. 

iDas  zweite  Glied  der  G.  ist  die  Grafschaft 
(County).  Diese  dient  dem  Friedensrichteramte 
als  Grundlage  nnd  umfaßt  wichtige  Gebiete  der 
kommunalen  Verwaltung,  namentlich  das  Poli- 
zeiwesen. Einen  Schritt  zur  Vereinheitlichung 
der  losen  Gliederungen  hat  die  Local  Goyem- 
ment  Act  (51  und  52  Vict.  c.  41)  im  Jahre  1888 
getan. 

Den  Städten  nnd  stadtähnlichen 
Verbänden  wurde  ein  reicheres  Maß  von 
Beiufpissen  übertrafen.  Hier  walten  jedoch 
mancherlei  lokale  Verschiedenheiten  vor,  die 
Dezentralisation  ist  das  herrschende  Prinzip,  es 
fehlt  an  einheitlichen  Rechtsnormen.  Alle  diese 
Gliederungen  haben  das  Gemeinsame,  daß  den 
Städten  und  stadtähnlichen  Verbänden  das  Recht 
zusteht,  ihre  eigenen  Ane^eleffenheiten  durch 
selbstgewählte  Behörden  selbst  nlhren  zu  lassen, 
sie  können  städtische  Steuern  oder  Zuschläge  zu 
den  Grafschaftssteuem  erheben,  das  Gememde- 
Termögen  selbständig  verwalten,  das  Straßen- 
wesen, die  Gesundheitspflege  usw.  besorgen, 
Aufgaben  im  Gebiete  des  Schulwesens  erfüllen 
u.  dgl.  m.  Doch  haben  sie  keine  Fürsorge  für 
das  Armenwesen  zu  treffen.  Teilweise  haben 
sie  auch  eigene  Friedensrichter. 

3.  Die  Binrichtun^n  des  Gemeinde- 
haashalts.  Wie  jede  öffentliche  Wirtschaft, 
80  bedarf  auch  der  Gemeindehaushalt  einer 
formellen  Ordnung,  um  die  ihm  gestellten 
Aufgaben  zu  erfüllen.  Zu  diesem  Behufe 
haben  vor  allem  die  Gemeindekörper  einen 
Voranschlag  oder  ein  kommunales  Bud- 
get aufzustellen.  Da  die  ganze  Gemeinde- 
verwaltung überhaupt  ein  Spiegelbild  der 
staatlichen,  auf  einen  kleineren  räumlichen 
Bezirk  übertrageneu  Verwaltung  ist,  so  finden 
-wir  auch  hier  das  Schema  des  Staatsbudgets 
im  kleineren  Rahmen.  Allein  auch  hier 
haben  im  einzelnen  die  verschiedenartigen 
Entwickelungstendenzen  ihren  Einfluß  auf 
das  Maß  der  Durchbildung  in  den  einzelnen 
Ländern  geäußert.  Wir  finden,  daß  das 
Rechnungs-  und  Finanzjahr  im  allgemeinen 
dem  staatlichen  entspricht,  ferner  eine  gleich- 
artige Ordnung  der  Ausgabe-  und  Einnalime- 
wirtschaft.  Ebenso  werden  die  meisten 
budgetÄren  Vorschriften,  die  sich  in  der 
staatlichen  Fioanzwirtschaft  herausgebildet 
haben,  mehr  oder  weniger  modifiziert,  vom 
Gemeindehaushalt  übernommen.  Die  spezielle 
Gestaltung  der  kommunalen  Finanzen  ist 
entweder  von  den  Gemeinden  autonom  ge- 
ordnet worden,  oder  es  hat  der  Staat  kraft 
seines  Aufsichtsrechtes  eine  mehr  oder 
minder  ausgeprägte  Beeinflussung  darauf 
ausgeübt. 

In  Preußen,  wie  in  Norddeutschland  über- 
haupt, beschränkt  sich  die  Vorschrift  zur  Auf- 
stellung von  besonderen  Hanshaltsetats  auf  die 
Städte  und  die  kommunalen  Verbände  höherer 
Ordnung,  während  den  Landgemeinden  die  Ent- 
scheidung hierüber  freigestellt  ist.  So  in  den 
ostelbischen  Provinzen,  in  Hannover,  Schleswig- 
Wörterbuch  d.  Volkswirtsihaft.    II.  Autl.    Bd.  I. 


Holstein  nnd  Kassel,  während  in  den  übrigen 
Provinzen  die  Voranschläge  obli£:a torisch  sind. 
In  Sachsen  sind  die  Gemeindebudgets  in  den 
Städten  und  den  höheren  Kommunalverbänden 
vorgeschrieben,  in  den  Landgemeinden  dagegen 
freigestellt.  In  Bayern,  Württemberg, 
Baden  und  Hessen  haben  alle  Gemeinde- 
verbände ohne  Ausnahme  jährliche  Finanzetats 
aufzustellen.  —  Oesterreich  hat  sowohl  für 
die  Kronländer  als  auch  für  die  Bezirke  und 
Ortsgemeinden  an  der  obligatorischen  Forderung 
der  Aufstellung  von  Voranschlägen  („Prälimina- 
res'') festgehalten.  Doch  bewegen  sich  die  Vor- 
schriften für  Bezirke  und  Gemeinden  nur  in 
rohen  Umrissen.  —  In  Frankreich  ist  das 
Budgetwesen  für  die  Orts^emeinden  und  die 
Departements  bis  ins  einzelne  nnd  zwar  a li- 
efe mein  geregelt.  Die  Feststellung  geschieht 
durch  Beschlußfassung  des  Gemeinderates  für 
die  Ortsgemeinden  und  durch  diejenige  des 
Generalrates  für  die  Departements.  Die  Be- 
schlüsse sind  in  beiden  Fällen  durch  die  Staats- 
organe zu  genehmi^n.  —  Die  Voranschlag 
der  kommunalen  \erwaltungen  bestehen  m 
England  regelmäßig  nur  in  Schätzungen  des 
Steuerbedarfs.  Sie  werden  von  den  Gemeinde- 
räten in  den  inkori>orierten  Städten,  von  den 
Boards  of  Gnardians  in  den  Unions  und  von  den 
County-Councils  in  den  Grafschaften  auf  Grund 
der  Rechnungsergebnisse  der  abgelaufenen  Fi- 
nanzperiode vorgenommen. 

Die  Kassen  Verwaltung  wird  in  einer 
zweifachen  Form  durchgeführt.  Teils  wird 
sie  unmittelbar  vom  Staat  und  seinen  Or- 
ganen besorgt  und  bildet  dann  eine  Abtei- 
lung der  staatlichen  Verwaltung.  Teils  aber 
ruhen  die  Geschäfte  der  Kassenfühnmg  in 
den  Händen  der  Gemeindeverwaltun- 
gen selbst  und  sind  Obliegenheiten  der  kom- 
munalen Organe  und  der  von  ihnen  hierzu 
berufenen  Beamten  (Stadtkämmerer).  Hier- 
mit hängt  im  allgemeinen  auch  die  Wahl 
der  Buchführung  zusammen.  Verwaltet 
der  Staat  die  G..  so  findet  naturgemäß  die 
vom  Staate  befolge  Buchführung  Anwen- 
dung; ist  aber  die  Gemeinde  selbst  Ver- 
walterin ihrer  Ausgaben  und  Einnahmen,  so 
richtet  sich  die  Buchführung  nach  Erwägungen 
der  Zw^eckmäßigkeit. 

In  Preußen  und  in  den  übrigen  den  tscheu 
Einzelstaaten  verwalten  die  Gemeinden  sei  bst 
ihre  Finanzen.  In  den  Stadt^emeinden  ist  die 
Anstellung  eines  besonderen  Kassenbeamten  die 
Regel,  in  den  Landgemeinden  verrichtet  diese 
Funktion  der  Ortsvorsteher  (Bürgermeister. 
Schulze)  unter  Zuziehung  von  Beisitzern.  Die 
Kassen  Verwaltung  für  die  Selbttverwaltungs- 
körper  höherer  Ordnung  wird  teils  durch  beson- 
dere Beamte,  teils  nach  Abkommen  durch  die 
Kasaenbeamten  des  Staats  verwaltet.  Die  Buch- 
haltung schließt  sich  resfelmäßi^  dem  Schema 
der  staatlichen  an.  In  der  Rheinprovinz  wird 
die  Gemeindekasse  durch  den  Elementarerheber 
der  direkten  Staatsstenem  oder  durch  den 
Bürgermeistereier heber,  in  Westfalen  nur  durch 
,  den  ersteren  verwaltet. 

Die  Kassengeschäfte  der  Gemeinden  werden 
in  Oesterreich  von  einem  besonderen  «remeiu- 
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dekassierer  oder  von  einem  Mitglied  des  Ge- 
meinderats besorgt. 

In  Frankreich  ist  die  Verwaltung  der 
Gemeindekassen  eine  gesetzliche  Funktion  der 
Steuererheber,  doch  können  ausnahmsweise  Ge- 
meinden, deren  ordentliche  Einnahmen  30  000  Frs. 
übersteigen,  einen  besonderen  Gemeindeerheber 
anstellen.  Dagegen  bildet  die  Kassen! uhrun^  der 
Departements  einen  Bestandteil  der  staatlichen 
Kassen-  und  Stenerverwaltung  und  wird  durch 
die  gleichen  Beamten  vollzogen.  In  England 
erscheinen  entsprechend  der  Dezentralisation  der 
Gemeindeverwaltung  die  Kassengeschäfte  teils 
in  den  Händen  besonderer  Beamten,  wie  in  den 
Unions,  inkorporierten  Städten,  oder  sie  sind  mit 
anderen  Funktionen  verknüpft,  so  in  kleineren 
Pfarr-  und  Spezialgemeinden.  Doch  beschäftigen 
sich  damit  niemals  die  Finanzbeamten  des 
Staates. 

Ein  dritter  erheblicher  Punkt  des  Ge- 
meindehaushaltes ist  die  Rechnungsle- 
gung. Durch  sie  soll  die  üebereinstimmung 
(1er  Wirtschaftsführung  mit  den  Voranschlägen 
konstatiert  werden.  Hierbei  handelt  es  sich 
um  zwei  Dinge :  einmal  darum,  ob  die  Opera- 
tionen des  ausführenden  Organs  mit  den 
Anweisungen  der  Verwaltungsbehörde  im 
Einklang  stehen,  und  sodann  ob  diese  An- 
weisungen sich  innerhalb  des  Haushaltsetats 
bewegen.  Daran  kann  sich  ev.  noch  eine 
Erforschung  der  Zweckmäßigkeit  der  ange- 
wandten Mittel  zur  Erreichung  der  vorge- 
zeichneten  Zwecke  schließen.  Die  Rechnungs- 
legung vollzieht  sich  demgemäß  in  drei 
Stadien.  Zunächst  ist  die  Rechnung  von 
dem  wirtschaftsführenden  Organe  aufzu- 
machen, fertigzustellen  und  mit  den  erfor- 
derlichen, urkundlichen  Ausweisungen  aus- 
zustatten. Sodann  schließt  sich  dfaran  die 
Prüfung  oder  Abhörung,  die  alle  Kontrollen 
und  die  Erledigung  der  vorgebrachten  Er-  j 
innerungen  involviert,  und  endlich  die  Ent- ! 
Scheidung  der  noch  strittigen  Punkte,  die 
Feststellung  der  Rechnuugslegimg  und  die 
Entlastung  der  an  der  Wirtschaftsfühnmg 
beteiligten  Organe.  Durch  die  Prüfung  der 
Rechnungslegung  des  Gemeindehaushalts  übt 
der  Staat  vor  allem  das  ihm  zustehende 
Aufsichtsrecht  über  die  G.  aus. 

IL  Die  Gemeindeansgaben  nnd  die  Ge- 
meindeeinnahmen. 
1.  Die  Gemeindeansgaben.  Maß,  Charak- 
ter und  Umfang  der  Gemeindeausgaben  sind 
bedingt    durch    die    verwaltungsrechtliche  | 
Selbständigkeit   der  kommunalen  Verbände  | 
sowie  dunm  die  tatsächlichen  üebertragungen 
von  staatlichen  Funktionen  an  die  Gemeinden 
im  Wege  der  Dezentralisation.    Dalier  haben 
wir  zw^ei  Arten  der  Gemeindeausgaben  zu 
unterscheiden:   Ausgaben   für  staatliche 
Zwecke    und   Ausgaben   für    geraeind-i 
liehe   Zwecke.    Bei  ersteren  handelt  es 
sich  um  Aufgaben,  deren  Durchfühnmg  dem 
Staate  obliegen  würde,  die  aber  aus  Zweck- 


I  mäßigkeitsgründen  durch  die  kommunalen 
Organe  erfüllt  werden.  Bei  letzteren  dagegen 
haben  wir  es  mit  Funktionen  zu  tun,  die 
unmittelbar  aus  dem  Wesen  der  Gemeinde 
selbst  hervorgehen.  Sie  zerfallen  wiederum 
in  zwei  Untergruppen,  nämlich  in  e  r  z  w  i  n  g- 
bareoder  obligatorische  Gemeinde- 
'  ausgaben,  die  jede  Gemeinde  durchführen 
muß  oder  die  im  Verweigerungsfalle  von 
der  Staatsgewalt  erzwungen  werden  kann, 
wie  die  Ausgaben  im  Bereiche  des  Schul- 
und  Armenwesens,  des  Wege-,  Brücken-, 
Feuerlöschwesens  u.  dgL  m.,  und  anderer- 
jseits  in  freiwillige  oder  fakultative 
Gemeindeausgaben,  deren  Signatur 
darin  besteht,  daß  es  Kategorieen  sind,  die 
über  das  notwendige  Maß  hinausgehen. 
Eine  Begrenzung  dieser  Untergrupi^e  ist 
nicht  möglich.  Hier  entscheiden  vor  allem 
die  Mittel,  über  die  eine  Gemeinde  verfügt, 
die  vorhandenen  Gemeindebedürfnisse,  die 
speziellen  Anforderungen  nach  Zeit  und  Ort, 
wie  die  geistige,  materielle  und  soziale  Ent- 
wickelung  der  Gemeindeangehöngen  über- 
haupt usw.  Das  Ausmaß  wird  immer  nur 
historisch  und  relativ  zu  bestimmen  sein. 

Der  Umfang  der  Gemeindeausgaben  ist 
zunächst  dureh  das  große  Entwickelungs- 
prinzip  bestimmt,  das  in  der  neueren  Zeit 
das  Verhältnis  zwischen  Staat  und  Gemeinde 
regelt :  die  Dezentralisation  der 
Staatsaufgaben  und  Organisation 
der  Selbstverwaltung.  Man  hat  eine 
ganze  Reihe  von  öffentlichen  Aufgaben,  die 
sich  an  gewisse  lokale  Verhältnisse  klam- 
mern, besondere  Ortskenntnisse  und  Rück- 
sichten erheischen,  aus  dem  Kreise  der 
staatlichen  Tätigkeit  ausgesondert  und  sie 
speziellen  örtlichen  Organisationen  zuge- 
wiesen oder  eine  wesentliche  kommunale 
Mitwirkung  gefordert  Meistens  waren  solche 
Aufgaben  hierzu  ausersehen,  deren  Erfüllung 
die  Beherrschung  eines  größeren,  verwal- 
tungstechnischen Details  voraussetzt  Dabei 
war  aber  auch  das  weitere  Bestreben  maß- 
gebend, den  bürgerlichen  Elementen  neben 
geschulten  Berufsbeamten  eine  weitergehende 
Beteiligung  bei  Führung  und  Kontrelle  der 
Verwaltung  einzuräumen. 

Es  darf  bei  solchen  Erwägungen  daher 
nicht  wundernehmen,  daß  die  Gemeinde- 
ausgaben vielfach  rascher  und  in  größerem 
Umfange  gewachsen  sind  als  verhältnismäßig 
die  Staatsausgaben.  Diese  Erscheinung  zeigt 
sich  vor  allem  auf  dem  Gebiete  der  frei- 
willigen Gemeindeausgaben,  namentlich  in 
den  größeren  und  großen  Städten.  Anderer- 
seits aber,  insonderheit  bei  den  obligatorischen 
Gemeindeausgaben,  darf  nicht  vergessen 
werden,  daß  es  sich  wesentlich,  um  eine 
Verschiebung  der  Ausgabenquote  handelt, 
die  eben  dadurch  eingetreten  ist,  daß 
mancherlei  (und  zwar  in  immer  stärkerem 
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Maße)  Staatsaufgaben   in   die  Budgets   der 
Gemeinden  aufgenommen  worden  sind. 

Die  Gliederung  des  Gemeindebedarfs 
geschieht  in  einer  dem  Staatsfinanz wesen 
analogen  Form.  Doch  werden  im  Gemeinde- 
wesen die  persönlichen  Ausgaben  in  nicht 
geringerem  Umfang  dadurch  beschränkt, 
daß  die  Aemter  häufig  als  unbesoldete  Ehren- 
ämter verwaltet  werden.  Auch  treten  nament- 
lich öfters  auf  dem  Lande,  an  Stelle  der 
Geldleistungen  weitgehende  Naturalleistun- 
gen, Hand-  und  Spanndienste  u.  dgl.  m. 
Schließlich  muß  noch  hervorgehoben  werden, 
daß  das  Verhältnis  zwischen  eigenen,  mehr 
privatwirtschaftlichen  Einnahmen  und  Ein- 
Künften  aus  Steuertiuellen  \ielfach  ein 
günstigeres  ist  als  beim  Staate.  Denn  der 
ertragsfähige  Besitz  der  Gemeinden  und  ihr 
Finanzvermögen  sind  oftmals  sehr  erheblich. 
Doch  ist  auch  im  Gemeindehaushalt  der 
Steuerbedarf  in  stetem  Wachsen  begriffen. 

2.  DieGemeinfleeinnahmen.  Der  privat- 
wirtschaftliche  Erwerb.  Die  Gemeinde- 
einnahmen sind  Analogieen  zu  den  staatlichen 
Einkünften.  Sie  unterscheiden  sich  von  diesen 
natui-gemäß  neben  der  Ausdehnung  vor 
allem  dadurch,  daß  sie  mehr  abgeleiteter 
Natur  sind,  gleichsam  Abschößlinge  der 
Staatseinnahmen  bilden  und  unter  steter 
Kontrolle  und  Aufsicht  des  Staates  und 
seiner  Organe  bezogen  werden.  Die  gemeind- 
lichen Einnahmen  zerfallen,  wie  die  Staats- 
einnahmen, in  zwei  große  Gruppen,  in 
privatwirtschaftliche  und  öffent- 
lichrechtlicheEinkünfte.  Jene  fließen 
aus  solchen  Erwerbsciuellen,  die  ihrem  Wesen 
nach  privatwirtschaftlicher  Art  sind,  wie  die 
Einnahmen  aus  der  Bewirtschaftung  von 
Grund  und  Boden,  aus  gewerblichen  und 
ähnlichen  Anstalten  und  Unternehmungen 
XL  dgl.  Diese  dagegen  haben  zur  Wurzel 
den  Zwang,  der  gegen  die  Gemeindeange- 
hörigen ausgeübt  werden  kann,  und  er- 
scheinen in  der  Form  von  Gebühren  und 
Steuern. 

Der  privatwirtschaftliche  Er- 
werb geht  zurück  auf  den  Besitz  von  un- 
beweglichem und  beweglichem  Vermögen, 
das  als  Finanzvermögen  bewirtschaftet  wird. 
Das  Ziel  der  W'irtscliaftsfühnmg  bleibt  hier 
immer  die  Erwerbung  von  einzelwirtschaft- 
lichen Einkünften  und  das  leitende  Prinzip 
die  Schaffung  des  größtmöglichen  Reinertrags. 
Die  Verhältnisse  werden  verschieden  sein 
nach  Dorf-  oder  Stadtgemeinden.  Wir  unter- 
scheiden : 

1.  Einkünfte  aus  der  Bewirtschaf- 
tung von  Grund  und  Boden.  Sie 
bilden  die  Kämmereigüter  oder  den- 
jenigen Teil  des  Grundbesitzes,  der  einen 
Ertrag  für  die  Gemeindekasse  abwerfen  soll. 
Auf  dem  Lande  ist  dieser  Vermögensbesitz  i 
eine    beachtenswerte   Einnalime^uelle    der| 


Dorfgemeinden  trotz  aller  Aufteilungen  und 
Verkäufe  im  Laufe  der  Jahrhunderte,  üeber 
die  Verwaltung  und  namentlich  über  etwaige 
Veräußerungen  entscheidet  die  Staatsgewät 
von  Aufsichts  wegen.  Besonderes  Äugen- 
merk ist  in  dieser  Richtung  vor  allem  den 
Gemeindewaldungen  zu  schenken,  da: 
gerade  hier  eine  kurzsichtige,  nur  auf  den 
momentanen  Nutzen  gerichtete  Ausbeutung 
zu  befürchten  ist,  deren  Fol^n  unabsehbar 
sind.  Auch  die  Stadtgememden  verfügen 
häufig  über  Kämmereigüter,  namentlich  auch 
über  Waldbesitz.  Hierzu  kommen  in  neuerer 
Zeit  auch  nicht  selten  Gebäude  in  der 
Stadt,  die  teils  auf  städtischen  Grundstücken 
errichtet  sind,  teils  bei  Straßenerweiterungen 
usw.  von  Privaten  enÄ^orben  wurden.  Sie 
werden  entweder  vermietet  oder  dienen  zur 
Unterbringung  kommunaler  Anstalten. 

2.  Einkünfte  aus  gewerblichen  An- 
stalten und  Unternehmungen.  In 
diese  Kategorie  gehören  die  städtischen 
Unternehmungen  von  Gasfeibriken,  Straßen- 
bahnen, Beleuchtungs-  und  Kraftanlagen, 
ferner  Brauhäuser,  Mülüen,  Sä^werke,  Stein- 
bnlche  u.  dgl.  m.  Sie  wollen  einerseits 
rentierende  Betriebe  sein  mit  dem  ausge- 
sprochenen Zweck,  der  Gemeindekasse  Er- 
träge zu  liefern,  andererseits  aber  sind  es 
gemeindliche  Anstalten,  von  denen  zwar 
gleichfalls  Einkünfte  erhofft,  die  aber  in 
erster  Linie  so  betrieben  werden  sollen,  wie 
es  das  Interesse  der  Allgemeinheit  oder  die 
Gemeindezwecke  erfordern.  Man  will  dabei 
vor  allem  öffentliche  Bedürfnisse,  ^ie  Be- 
leuchtung, Transportgelegenheit  usw.  nicht 
zum  Gegenstand  privatwirtschaftlich-kapita- 
listischer Ausbeutung  machen. 

Die  Zulä.ssigkeit  solcher  städtischen  Unter- 
nehmungen und  die  Fähigkeit  der  Gemeinden, 
sie  richtig  zu  leiten,  ist  früher  von  der 
wirtschaftsliberalenDoktrin  bestritten  worden. 
Heute  hat  man,  selbstredend  innerhalb  ge- 
wisser Grenzen,  den  Widerspruch  gegen 
solche  Anstalten  aufgegeben. 

3.  Die  Gebühren.  In  dem  Verwaltungs- 
gebiete der  Gemeindebehörden  feJlen  Abgaben 
an,  die  als  spezielles  Entgelt  von  Leistungen 
und  Amtshandlungen  der  städtischen  Organe 
zu  betrachten  sind.  Ihrem  Wesen  nach 
unterscheiden  sie  sich  nicht  von  den  staat- 
lichen Gebühren,  und  es  kommen  daher  auf 
sie  alle  jene  Erwägungen  und  finanzpoliti- 
schen Gnmdsätze  zur  Anwendung,  die  bei 
jenen  in  die  Wagschale  fallen.  Hinsichtlich 
der  objektiven  Ausdehnung  sind  es  zunächst 
die  Rechtspflege,  die  Unterrichtsanstalten, 
die  Polizeiverwaltung,  Erlaubniserteiluneen, 
Konzessionen,  die  Benutzung  von  öffentlichen 
Maß-  und  Wägeanstalten,  Märkte,  Messen, 
Schrannen,  das  Beerdigungs wesen  u.  dgl.  m., 
wo  das  Gebühren prinzip  zum  Ausdruck 
kommt. 

60» 


948 


öemeindefinanzen 


Außerdem  werden  noch  gebührenartige  I 
Einnahmen  erhoben,  welche  die  neuere 
Theorie  auch  Beiträge  genannt  hat.  Sie 
treten  ausschließlich  auf  wirtschaftlichem 
Gebiete  auf  und  stehen  mit  den  Vorteilen, 
die  solche  kommunale  Anstalten  Einzelnen 
gewähi-en,  in  engstem  Zusammenhang.  Dar- 
unter sind  zu  begreifen  die  Zuschüsse  der 
Haus-  und  Grundstückseigentümer  zur  Her- 
stellung und  Reinigung  von  Straßen  und 
zu  ihrer  Unterhaltung,  die  Abgaben  für 
Benutzung  von  Wasser-,  Gas-  und  anderen 
Anlagen,  für  Eanalisierung,  für  Ent-  und 
Bewässerung  u.  a.  m.  \ 

4.  Die  Stenern.  Die  Einnahmen  au8| 
der  Besteuerung  bilden  den  eigentlichen 
Schwerpunkt  des  kommunalen  Finanzwesens. 
Privatyortschaftliche  Einnahmen  und  Ge- 
bühren bilden  mitunter  einen  nicht  uner- 
heblichen Bestandteil  der  gemeindlichen 
Einkünfte,  aber  sie  allein  reichen,  zumal 
in  der  Gegenwart,  nicht  aus  zur  Bestreitung 
der  Gemeindeausgaben.  Je  größer  der  Auf- 
gabenkreis der  Gemeindeverwaltung  wird, 
je  größere  Anforderungen  an  deren  Leistun- 

fgn  gestellt  werden,  desto  mehr  müssen 
teuerquellen  erschlossen  werden.  Nament- 
lich ist  dies  der  Fall  in  den  modernen, 
großen  städtischen  Gemeinwesen. 

Gleichwie  bei  den  Gebühren,  so  bilden 
auch  bei  den  Steuern  die  Staatssteuem  nach 
Natiu*  und  Charakter  die  Grundlage  und  das 
Vorbild  der  Gemeindebesteuerung.  Immer- 
hin aber  bestehen  doch  wesentliche  Unter- 
schiede. Einmal  ist  das  Besteuerungsrecht 
der  Gemeinde,  die  dem  Staate  untergeordnet 
ist,  durch  dessen  Herrschafts-  und  Aufsidits- 
recht  auf  einen  engeren  Spielraum  ange- 
wiesen. Der  Staat  ist  absolut  imd  souverän 
im  Steuergjebiete,  die  Gemeinde  dagegen 
kann  nur  in  dem  Maße  und  in  der  Form 
Steuern  auferlegen,  wie  es  die  Staatsgewalt 
zuläßt.  Die  Gemeindesteuer  ist  eben  ein 
Ausfluß  der  Staatssteuer  und  daher  von 
dieser  abhängig.  Sodann  aber  ist  auch  die 
Ausdehnung  der  Gemeindesteuern  beschränkt 
durch  den  räumlichen  Bezirk  und  die  ge- 
ringere Anzalü  von  Personen,  über  die  sich 
dasBesteuerungsrecht  der  Gemeinde  erstreckt. 
Denn  das  Gemeindesteuergebiet  ist  jeweils 
nui-  ein  Teil  des  Staatssteuergebiets.  End- 
lich aber  kommt  beim  Gemeindesteuerwesen 
mehr  der  Gnmdsatz  der  Besteuerung  nach 
den  Voi-teiJen  und  Interessen  zum  Ausdruck, 
die  der  Einzelne  aus  den  kommunalen  Ein- 
richtungen zieht.  Bei  den  Staatssteuern  ist 
lediglich  die  Leistungsfähigkeit  der  Einzel- 
wirtschaft maßgebend,  ohne  Rücksicht  auf 
die  speziellen  Vorteile,  die  der  Einzelne  aus 
einer  bestimmten  Staatstätigkeit  zieht.  Doch 
ist  das  Vorteilsprinzip  bei  der  Gemeinde- 
besteuerung mehr  ein  accessorisches  Element, 
da    die    Genieindeeinrichtungen    schließlich 


doch  gemeinnütziger  Natiu:  sind,  wenn  auch 
einzelne  Bevölkerungsklassen  vor^'iegend 
daran  interessiert  sind. 

Die  Gemeindesteuern  treten  in  zw^i 
Formen  auf: 

1.  als  selbständige  Gemeinde- 
steuern. Sie  sind  dann  vom  Staatssteuer- 
system mehr  oder  weniger  unabhängig. 
Entweder  werden  sie  aus  besonderen  Steuer- 
quellen erhoben,  nach  besonderen  Methoden 
veranlagt  und  mit  besonderen  Steuersätzen 
ausgerüstet,  oder  sie  sind  Analogieen  der 
staatlichen  Besteuerung  in  Wesen,  Aus- 
dehnimg und  Technik.  Der  Staat  gewährt 
hier  den  Gemeinden  teils  volle  Freiheit, 
vorbehaltlich  seines  Aufsichtsrechtes,  oder 
stellt  den  Gemeinden  verschiedene  Typen 
zur  Wahl.  Die  Gattungen  dieser  Steuern 
erstrecken  sich  auf  alle  Formen,  auf  Er- 
trags-, Einkommens-,  direkte  und  indirekte 
Aufwandsteuern.  Letztere  sind  ein  beson- 
deres günstiges  Steuerobjekt. 

2.  als  Zuschläge  zu  den  Staats- 
steuern und  richten  sich  natiurgemäß  nach 
den  Staatssteuern.  Sie  werden  regelmäßig 
als  Prozente  ausgeschla^n,  die  zu  den 
staatlichen  Steuersätzen  hinzukommen,  und 
in  prozentualen  Teilen  der  Staatssteuem 
ausgedrückt.  Auch  hier  können  Zuschläge 
zu  allen  denkbaren  Formen  der  Staatsbe- 
steuerung hinzuwachsen,  doch  pflegen  hierzu 
vorzugsweise  die  direkten  Steuern  und  ein- 
zelne Aufwandsteuem  (Getränke)  benutzt . 
zu  werden. 

Man  hat  in  Theorie  und  Praxis  vielfach 
über  die  Licht-  und  Schattenseiten  des  einen 
oder  des  anderen  Systems  gestritten.  In- 
dessen lassen  sich  ftir  und  wider  beide 
mancherlei  Argumente  heranziehen.  Eine 
objektive  Prüfung  und  Ver^leichung  wird 
das  Resultat  ergeben,  daß  eine  prinzipielle, 
allgemeine  Entscheidung  überhaupt  nicht 
möglich  ist.  Man  wird  daher  je  nach  den 
speziellen  Umständen,  nach  der  geschicht- 
lichen Entwickelung,  der  besonderen  Ge- 
artung der  Steuersysteme  u.  dgl.  m.  die  Frage 
nur  relativ  entscheiden  können. 

Preußen  hatte  durch  G.  v.  27./Vn.  1885 
I  vorwiegend  ZuHchläge  zu  den  direkten  Staats- 
I  steuern  neben  indirekten  Gemeindesteuern  ge- 
schaffen.   In  den  meisten  Städten  und  anf  dem 
I  Lande    herrschte   meist    das   Zoscblagssystem 
vor,    während    selbständige   Gemeindesteuern. 
I  Einkommen-  nnd  Mietsteuem ,  nur  in  den  grö- 
ßeren und  großen  Städten  Bedeutung  erlangten. 
.  Die  indirekten  Steuern  waren  weniger  erheblich. 
Allein  durch  die  GG.  v.  24./VI.  1891  und  14./Vn. 
:  1893  hat  der  Staat  zugunsten  der  Gemeinden 
auf  die  Erhebung  der  Ertragsstenem  verzichtet 
und  die  Grundlage  für  eine  selbständige  Ent- 
wickelnng  der  Gemeindebesteuerunf  angebahnt 
(Vgl.  Art.  ^Kommunalabgabengesetz^.)  Bayern 
unterscheidet  zwischen  Umlagen   nnd  Auf- 
schlägen.    Die  Umlagen  sind  Zuschläge  zn 
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sämtlichen  direkten  Staatssteuern  und  werden 
in  Prozenten  aasgeschlagen.  Die  Anfschläj^ 
sind  lokale  Verbraachsauliagen.  Sie  dürfen  im 
rechtsrheinischen  Bayern  von  Malz,  Bier,  Fleisch, 
Wildpret,  Gemüsen,  Obst,  Kaffee,  Getreide  und 
Mehl  erhoben  werden,  während  in  der  Rheinpfalz 
nur  solche  von  Malz,  Bier,  Obstwein,  Essig, 
Fleisch  und  Eßwaren  des  Marktverkehrs,  Brenn- 
stoffen und  Futter  zulässig  sind.  Die  Einfüh- 
rung und  Erhöhung  von  Aufschlägen  bedarf  der 
ministeriellen  Genenmigung.  In  Sachsen  re- 
geln die  Gemeinden,  vorbehaltlich  reichs-  und 
landesrechtlicher  Beschränkungen,  ihre  Steuern 
autonom.  Es  herrscht  dabei  eine  große  Ver- 
schiedenheit in  den  Städten  und  noch  mehr  auf 
dem  Lande. 

Die  Gemeindebesteuerung  in  Oesterreich 
beruht  auf  Zuschlägen  zu  den  direkten  und  in- 
direkten Staatssteuern,  die  im  Betrage  von  10 
— 15%  von  der  Gemeinde,  von  15—20%  mit 
Bestätigung  der  Kreisvertretung  und  darüber 
hinaus  durch  Gesetz  erhoben  werden  können. 
Auch  selbständige  Steuern  kommen  vor,  wie 
Miet-,  Hunde-  und  Vermögenssteuern  (letztere 
vielfach  in  Vorarlberg).  Auch  zur  Verzehrungs- 
steuer können  Zuschläge  ausgeschrieben  werden. 
Die  Bezirke  und  Kronländer  decken  in  der 
Hauptsache  ihren  Finanzbedarf  in  Form  von 
Zuschlägen. 

Die  Nationalversammlung  hatte  in  Frank- 
reich die  Gemeinden  und  Departements  auf 
Zuschläge  zu  den  direkten  Steuern  des  Staates 
angewiesen.  Die  Erfahrung  lehrte  jedoch  bald, 
daß  diese  Hilfsmittel  nicht  ausreichten,  um  die 
Bedürfnisse  der  Gemeinden,  namentlich  der 
Städte,  zu  decken.  Infolgedessen  griff  man  zu 
inneren  Verbrauchssteuern  und  führt«  die  alten, 
wenn  auch  nunmehr  einheitlich  geregelten  Ok- 
trois wieder  ein.  Dieser  Zustand  besteht  in  der 
Hauptsache  auch  heute  noch.  Die  Gemeinden 
speisen  ihre  Finanzen  aus  Zuschlägen  der  Grund-, 
Gebäude-,  Tür-  und  Fenster-,  Personal-  und  Mo- 
biliar- und  Patentsteuer  oder  aus  Zuschlägen 
zu  einzelnen  dieser  Auflagen.  Es  werden  daoei 
zunächst  5  ordentliche  Zuschlagscentimes 
(Centimes  additioneis)  zur  Grund-  und  Mobiliar- 
Steuer  und  bei  unzureichendem  Erträgnis  auch 
solche  zu  den  übrigen  direkten  Steuern  erhoben. 
Daneben  gibt  es  noch  außerordentliche  und 
S'pezialcentimes,  letztere  für  bestimmte  Zwecke 
(Schule,  Wegebau  usw.).  Andererseits  erheben  die 
(temeinden  Oktrois,  die  neuerdings  durch  die  GG. 
V.  29./XII.  1897  und  9./III.  1898  verändert  und 
herabgesetzt  wurden  (vgl.  Art.  „Oktroi**).  Die 
Departements  decken  ihre  Bedürfnisse  durch  or- 
dentliche Zuschlagscentimes  bis  25  cts.  auf  die 
Grund-,  Personal-  und  Mobiliarsteuer  und  1  ct. 
auf  die  direkten  Staatssteueni.  Jedes  Centime 
additionel  bedeutet  eine  Erhöhung  der  Staats- 
steuer von  je  1  Ct.  auf  1  Frc.  .Steuer  =  1  %. 

Das  kommunale  Steuerwesen  Englands  ist 
durchaus  autonom.  Im  Anschluß  an  die  Armen- 
steuer ruhen  die  Gemeindeabgaben  hauptsäch- 
lich auf  den  Einkünften  vom  Grund  und  Boden, 
von  Häusern,  Zehnten,  Kohlengruben  u.  dgl.  m. 
nach  Abzug  bestimmter  Unkosten.  Für  gewisse 
Zwecke  werden  aber  auch  noch  andere  Steuer- 
objekte herangezogen.  Die  Grafschaften  nehmen 
gleichfalls  an  diesen  Quoten  (mit  ca.  \is)  teil, 
desgleichen  mit  verschiedenen  Teilen  auch  andere 


Behörden  der  Lokalverwaltnng.   Die  städtischen 
Verbrauchssteuern  bilden  die  Ausnahme. 

5.  Dotationen  nnd  Subventionen.    Sie 

sind  Zuwendungen  des  Staates  oder  höherer 
Kommunalverbände  an  die  Gemeinden,  damit 
diese  gewisse  Funktionen  erfüllen  können. 
Subventionen   nennt  man  solche  staat- 
liche Unterstützun^n,  mit  denen  die  Pflicht 
verbunden   wirdj  m  bestimmten  Bedürfnis- 
fällen,  z.  ß.   beim  Schul-,   Armen-,   Wege- 
wesen usw.,  vorgezeichnete  Aufgaben  zu  lösen. 
Bei   den   Dotationen   dagegen   fehlt   ein 
solcher    innerer    Zusammenhang    zwischen 
Unterstützung  und  Leistung.    Die  Dotationen 
i  bestehen   teils   in   Vermögenszuwendungen, 
I  die  der  Staat  den  Gemeinden  überläßt,  teils 
!  sind  sie  sog.  „materielle  Dotationen'^    Unter 
]  den  letzteren  versteht  man  die  Ueberweisung 
!  bestimmter    periodisch    oder    un periodisch 
!  fließender  Summen  oder  die  Zuteilung  der 
!  Erträgnisse  von  Steuern,  Teilen  oder  Quoten 
I  von  solchen  (^.Dotationssteuem"). 
I       Beispiele   bietet  hierfür  Preußen    durch 
'seine   Provinziaidotationen    und    durch    die 
üeberlassung  der  Ertragssteuem  an  die  Ge- 
meinden u.  dgL  m.    Auch  in  Sachsen  und 
Frankreich  ist  das  Dotationsprinzip  sehr  aus- 
gebildet worden. 

III.  Die  Gemeindeschulden. 

Jede  selbstÄndigeFinanzi^irtscluif  t  scliließt 
neben  einer  eigenen  Ausgabe-  und  Einnahme- 
wirtschaft auch  ein  Schuldenwesen  ein. 
Wenn  auch  beim  kommunalen  Finanzwesen 
in  noch  viel  höherem  Maße  als  beim 
Staate  die  Grundlage  ein  strenges  Gleich- 
gewicht zwischen  Ausgaben  imd  Einnahmen 
bilden  muß,  so  können  und  werden  immer- 
hin Fälle  eintreten,  wo  die  Ausgaben  mit 
den  gewöhnlichen  Mitteln  nicht  bestritten 
werden  können.  Es  wünle  dadiuxh  die 
finanzpolitische  Gegenwart  allzu  sehr  be- 
lastet Hier  ist  oft  die  Inan.spnichnahme 
des  öffentlichen  Kredits  nicht  zu  umgehen. 
Allein  auch  im  Gebiete  der  Schuldenkontra- 
hierung sind  die  Gemeinden  nicht  selbstän- 
dig, sondern  von  der  Einwirkung  der  Staats- 
gewalt abhängig  und  ihrer  Beaufsichtigung 
unterworfen.  Dieses  staatliche  Aufsichtsrecht 
tritt  hervor: 

1.  durch  die  G  e  n  e  h  m  i  g  u  n  g  des  Staates, 
die  eingeholt  werden  muß  vor  der  Auf- 
nahme von  gemeindlichen  Anlehen.  Er  prüft 
die  Notwendigkeit  und  Berechtigung  des 
Zweckes  der  Anleihe  und  er  erörtert  die 
Frage  und  Möglichkeit  der  Tilgung,  da  es 
Prinzip  des  kommunalen  Finanzwesens  ist, 
Schulden  nur  für  bestirihnte  Fristen  aufzu- 
nehmen, sie  innerhalb  begrenzter  Fristen 
heimzuzahlen. 

2.  durch  die  Bestimmung  der  Form 
der  Anlehen,  Diese  Einwirkung  iiängt  mit 
der  Frage  der  staatlicheu  Genehmigung  eng 
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zusammen.  Nachdem  es  für  die  Gemeinden 
Grundsatz  ist,  nur  befristete  Schulden  ein- 
zugehen, so  werden  regelmäßig  Anlehen  mit 
festemZinsfuß  und  bestimmten  Rückzahlungs- 
und  Tilgungsterminen  (meist  30  Jahre)  ge- 
wählt. Die  Modalitäten  der  Schuldaufnahme 
bewegen  sich  im  allgemeinen  in  denjenigen 
Formen,  welche  auch  beim  Schuldenwesen 
des  Staates  in  Betracht  kommen.  Vgl.  Art. 
„Staatsschulden^*. 

3.  durch  Beschaffung  der  Mittel. 
Dies  geschieht  auf  einem  zweifachen  Wege. 
Entweder  schafft  der  Staat  unmittelbar  die 
Mittel  zur  Befriedigung  des  Kredits  der  Ge- 
meinde durch  allgemeine  Darbietungen  von 
Staatsmitteln  für  die  Anleihebedürfnisse  der 
Gemeinden  oder  er  tut  dies  mittelbar, 
indem  er  die  öffentlichen  Kreditinstitute 
unterstützt,  welche  die  Kreditgewährung  an 
die  Gemeinden  zu  übernehmen  geneigt  sind, 
oder  er  fördert  Privatinstitute,  die  sich 
mit  solchen  Finanzoperationen  beschäftigen 
wollen. 

Die  Statistik  der  Gemeindeverschulduug 
zeigt  in  den  letzten  Jahrzehnten  eine  relativ 
rapide  Zunahme,  eine  Erscheinung,  die 
sich  vornehmlich  in  den  großen  Städten 
zeigt. 

In  Deutschland  pflegen Gemeindeschnlden 
durch    die   öffentlichen    oaer   privaten   Kredit- 
institute vermittelt  zu  werden.    England  hat 
durch  Gesetze  die  Kreditgewährung  des  Staates 
an  kommnnale  Korporationen  geregelt,  und  in 
Frankreich  werden  den  Gemeinden  und  De- 
partements Staatsmittel  zu  Kreditzwecken  zur 
Verfügung  gestellt,  namentlich  wenn  der  Staat 
selbst  an  der  Erfüllung  gewisser  großer  Auf- 
gaben ein  besonderes  Interesse  hat. 
Literatur:  Waguev,  Finans^PÜaenschaft,  S.  Avfl., 
Leipzig   188S,    ^^   42 — 69.   —    Stein,    Finanz- 
wiisenschaft,   5.   Avfl.,    StuUgart  1885,  Bd.  i,  S. 
54  Jg.  —    Cohn  y    Finanztvissenschaft ,   Stuttgart 
1889,  S.  641  fg.  —  r.  Reltzenstein,  in  Schön- 
berg, Bd.  S,  S.  627.  —  Eheberg,  Finanzwissen- 
schaß,    8.    Aufl.,    Leipzig   1905,    S.    471/9-   — 
Gvotefend,    Grundsätze   des   Kommunalsteuer- 
wesens in  Preußen,  Elberfeld  1874.  —  «'•  Kauf^ 
manUf  Kommunalfinanzen,  S  Bde.,  Leipzig  1906 
(Hand-    und  Lehrbuch   der  Staatsunssenschaftm, 
II,  5).  —  Brttch,  Meier,  Xasse,  Die  Kommunal- 
steuerfrage, 10  Gutachten  und  Berichte  des  Ver.för 
Sozialpolitik,  Bd.  IS  (1877),   dazu  die   Verhand- 
inngen  vom   Jahre   1878.  —   Friedberg  ^    Die 
Besteuerung    der    Gemeinden,    Berlin   1877.    — 
Witgner,  Die  Kommunalsteuerfrage,  Berlin  1878. 
—     V.     Bilinski ,     Die    Gemeindebesteuerung, 
Leipzig   1878.  —   Marchioirski ,    Die   Beform 
der    Kommunalsteuergesetzgebung     in     Preußen, 
Berlin  1880.  —  Ailickes,  Die  weitere  Entwicke- 
lung  des  Genie indesteuer^cesens  nach  dem  K.A.G. 
r.  14.,  VII.  18US,    ^itschr.  f.  Staatsw.,  1894.  — 
Xeuma»u,  Zur  Gemeindesteuerreform  inDeutsch- 
land, Tübingen  1905.  —  Biermer,  Nene  Struer- 
forrnen  in  Staat  und  Gemeinde,  Gießen  1905.  — 
A.    Wagfter  und  PreuHS,  Kommunale  Stener- 
fnigen,  Jeno  I'JO.I.  —  A,    Wagner,  Die  finan- 
zielle MitbeteUignng  der  Gemeinden  an  kulturellen 


Staatseinrichtungen,  Jena  1904.  —  Gerlaeh^ 
Gemeindesteuerrecht,  Dresden  1905.  —  Kähier, 
Die  preuß.  Kommunalanleihen,  Jena  1897.  — 
Gneist,  Selfgoremment,  8.  Aufl.,  Berlin  1871.  — 
Bödicker,  Die  Gemeindebesteuerung  in  England 
und  Wales,  1878.  —  v.  Brasch,  Die  Gemeinde 
und  ihr  Finanzwesen  in  Frankreich,  1874-  — 
Leroy  '  Beaulieti ,  Traite  de  la  science  de$ 
finances,  4-  ^^-t  Po-ris  1887,  t,  I,  eh.  14'  — 
Eaqutrau  de  Parieu,  Traite  des  tmpots,  P-iris 
1866 — 67.  —  Leroy^Beaulieu,  L'administra- 
tion  locale  en  France  et  en  AngUterre,  Paris 
187 S.  —  Eheberg,  Art.  „Gemeindefinanzen", 
H.  d.  St.,  2.  Aufl.,  Bd.  IV,  S.  106 fg.  —  i\  Reitzen- 
stein,  Art.  „Gemeindehaushalt",  Stengels  W.ß. 
d.  D.  V.R.  —  Mischler,  Art.  „Gemeinden" 
(E.  Gemeindehaushalt),  Oesterr.  St.W.B.  — 
Ebenso  die  einschlägigen  Artikel  im  Dictionnaire 
des  finances  und  in  Block,  Dictionnaire  de 
radministration  fran^aise. 

Max  von  HeckeL 


Gemeiner  Pfennig. 

Der  sog.  ^G.  Pf."  im  15.  Jahrh.  war 
der  letzte  größere  Versuch,  direkte  Reichs- 
steuem  in  Deutschland  einzuführen.  Die  ge- 
steigerten militärischen  Bedürfnisse  in  den  Not- 
zeiten der  Hnssiten-  und  später  der  Türken- 
kriege  machten  die  ErschlieUung  neuer  Reichs- 
einnahmen immer  notwendiger.  Denn  die  darch 
die  Schießwaffen  veränderte  militärische  Technik 
und  der  größere  Bedarf  an  Fußtrappen  er- 
heischten eine  Umgestaltung  der  Reichswehr- 
verfassung und  die  Haltung  von  Söldnerheeren. 
Man  versuchte  nun,  die  dazu  erforderlichen 
Geldmittel  durch  Greldsteuern  zu  beschaffen  und 
zu  diesem  Behufe  die  einzelnen  Reichsuntertanen 
unmittelbar  mit  einer  direkten  Reichssteuer 
unter  Umgehung  der  Landessteuem  der  Terri- 
torien und  Städte  zu  belegen.  Die  steuertecb- 
nische  Regelung  war  in  den  einzelnen  Fällen 
seiner  Bewilligung  sehr  verschieden  und  bildete 
ein  ziemlich  buntes  und  zusammenhangloses 
Gemisch  von  Kopf-,  Personal-  und  Standes- 
steuem,  womit  Einkommen-  und  Vermöffens- 
steuem  verbunden  waren.  Der  willkflrliche 
Widerstand  einzelner  Reichsstände,  bald  der 
Fürsten,  bald  der  Städte  und  bald  der  Ritter 
konnte  von  der  ungenügenden  Organisation  der 
Reichsgewalt  nicht  unterdrückt  werden.  Es 
fehlten  daher  die  Garantieen  einer  gleichmäßigen 
Durchführung  und  ein  einheitliches  Umlegungs- 
und Erhebungsverfahren.  Zwischen  1427  und 
1551  wurde  der  G.  Pf.  elf  mal  bewilligt,  ist  aber 
niemals  auch  nur  annähernd  vollständig  einge- 
gangen. Dem  Reiche  gebrach  es  vor  allem  auch 
an  einer  selbständigen  Gliederung  der  Verwal- 
tung und  an  einem  Kontrollapparat  zur  Durch- 
setzung einer  direkten  Steuer,  und  daher  war 
auch  die  Reichsgewalt  viel  zu  schwach  gegen- 
über der  Macht  der  Reichsstäade,  Landesherren 
und  Städte.  Wie  alle  Steuern  jener  Zeit  wurde 
der  G.  Pf.  stets  nur  auf  einzelne  Jahre  be 
willigt. 

^eben  den  Heereszwecken  sollte  der  Ertrag 
dieser  Reichssteuer  zugleich  zur  Erhaltung  des 
Reichskammergerichts  verwendet  werden.  Be- 
sondere Reichsschatzmeister,  die  von  den  Reichs- 
ständen  gewählt  werden  sollten,  hatten  den  G.  Pf- 
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einzusammeln,  and  die  Veraasgabung  der  Be- 
träge sollte  Yon  einer  jährlich  tagenden  Heichs- 
versammlang  geprüft  werden. 

Seit    1551    ist   auch  dieser   letzte  Versuch 
einer  direkten  Reichssteuer  wohl  in  Anbetracht 
des  augenscheinlichen  Mißerfolges  nicht  mehr| 
wiederholt  worden.  | 

Literatur:  Wagner,  Fin.,  Bd,  S,  S.  4S  und  49, 
—  Derselbey  Schönberg,  Bd.  III \  S.  268.  —  ' 
Ootheifif  Der  Gemeine  I^'ennig  auf  dem  Reichs- 
tage zu  Worms,  Breslau  1877  (Diss.).  —  v.  Beiaw, 
Art.  ,J^ennig,  Gemeiner",  H.  d.  St.,  2.  Aufl., 
Bd.   VI,  S.  85.  Max  von  Heckel.      \ 


Oemeinheitsteilnng. 

1.  Die  G.  im  weiteren  Sinne.  2.  Die  G.  im 
engeren  Sinne. 

1.   Die   G.  im   weiteren   Sinne.    Die 

Befreiung  des  Grundbesitzes  durch  die  Auf- 
hebung der  alten  gebundenen  Agrarver- 
fassung  hat  wie  im  Art.  „Agrargeschichte" 
oben  S.  30 fg.  gezeigt,  zwei  Seiten:  die  Be- 
freiung des  Bodens  selbst  und  die  seiner 
B  e  b  a  u  e  r.  Letztere  heißt  „Bauernbefreiung*', 
jene  „G/*  L  w.  S.  Beides  zusammen  wird  in 
Preußen  als  „Landeskulturgesetzgebung*'  be- 
zeichnet. In  diesem w  e  i  t  e  r  e  n  Sinne  bedeutet 
G.  die  Beseitigung  aller  gemeinschaftlichen 
Nutzimg  landwirtschaftlicher  Gnmdstücke, 
also  der  gleichen  oder  verschiedenen  Be- 
teiligung mehrerer  Personen  an  der  Nutzung 
desselben  Grundstücks,  ohne  daß  dieses  im 
Gemeinbesitz  resp.  Gemeineigentum  dei 
Nutzungsberechtigten  zu  stehen  braucht 
Danach  ist  also  eine  „Gemeinheit*'  auch 
schon  gegeben,  wenn  nur  „Grundgerechtig- 
keiteu^'  (Servituten)  an  dem  Grundstück 
eines  anderen  bestehen.  Dies  ist  aber  haupt- 
sächlich der  Fall  in  Form  von  „Weide- 
gerechtigkeiten" (teils  den  gegenseitigen, 
gemeinsam  ausgeübten  der  Bauern,  teils 
den  einseitigen  des  Gutsherrn  auf  den 
Aeckern  der  Bauern  und  event  auch  um- 
gekehrt), wo  „Gemengelage"  der  Aecker 
mit  dem  dadurch  bedingten  „Flurzwang" 
besteht  (vgl.  diese  Artt.).  Daher  wird  zur 
G.  im  weitesten  Sinne  auch  Beseitigung 
dieser  Gemengelage  durch  „Zusammenlegung 
der  Grundstücke"  gerechnet. 

In  diesem  Sinne  wird  der  Ausdruck  in 
der  älteren  staatswirtschaftlichen  Literatur 
und  in  der  alten  preußischen  Gesetzgebung 
gebraucht. 

Im  engeren  Sinne  dagegen  —  und  in 
diesem  wird  der  Ausdruck  in  der  neueren 
Zeit  meistens  angewandt  —  bedeutet  Ge- 
meinheit nur  den  im  Gemeinbesitz  resp. 
Gemeineigentum  mehrerer  Personen  stehen- 
den Grund  und  Boden,  also  das,  was  in 
Süddeutsclüand  Allmende  genannt  wird 
(vgl.  Art.  „Allmende^'  ol)en  S.  TS  fg.),  G.  die 
reale  Aufteilung  dieser  Ijändereien  an  die 
bisherigen  Besitzer. 


Während  die  Servituten  wenigstens  in 
ihrer  Hauptform,  den  Weideservituten,  mit 
der  Gemengelage  hauptsächlich  in  den 
Gebieten  der  Dorfsiedelung  entstanden  sind, 
gibt  es  Gemeinheiten  i.  e.  S.  auch  im 
Gebiete  der  Eiuzelhöfe. 

Die  G.  im  weitesten  Sinne  umfaßt 
also  dreierlei  Maßregeln:  1.  die  G.  im 
engeren  Sinne,  2.  die  Aufhebung  der  den 
landwirtschaftlichen  Betrieb  einschränkenden 
Servituten,  3.  die  Beseitigung  der  Gemenge- 
lage, der  Zersplitterung  der  Gnmdstücke 
durch  Zusammenlegung. 

Die  gesetzliche  Regelung  der  G.  in  den 
sogenannten  „G.ordnungen"  umfaßt  in  der 
Regel  1  und  2,  im  älteren  Preußen  auch  3, 
die  Zusammenlegung  der  Grundstücke,  die 
hier  im  Gegensatz  zu  den  übrigen  Gebieten 
in  der  Regel  von  Anfang  an  mit  den  beiden 
anderen  Maßregeln  verbunden  wird.  Die 
Aufhebung  der  Servituten  wird  in 
dem  Art.  „Grundgerechtigkeit",  die  Be- 
seitigung der  Gemengelage  in  dem 
Art.  „Grundstücke,  Zusammenlegung  der- 
selben", dargestellt  Hier  ist  also  nur  die 
G.  i.  e.  S.  zu  schildern.  Dabei  wird  im 
folgenden  unter  „G.  i.  w.  S."  immer  nur 
1  und  2,  nicht  auch  3  verstanden. 

2.  Die  G.  im  en^ren  Sinne.  Die 
Gemeinheit  im  engeren  Sinne  besteht  in 
der  Regel  aus  unkultiviertem  Land,  Weide 
und  Wald,  dient  also  außer  zur  Holz- 
gewinnung, Mast,  Plaggenhieb  usw.  haupt- 
sachlich zur  Weide.  Bei  Flurzwang  und 
Dreifelderwirtschaft  mit  reiner  Brache  — 
dem  bis  ins  18.  Jahrh.  allgemein  herrschen- 
den Betriebssystem  der  Landwirtschaft  — 
bildete  sie  die  ständige  Weide,  zu  deren 
Ergänzung  dann  Stoppel-  und  ßrachweide 
auf  den  Aeckern  und  Herbst-  und  Frühlings- 
weide auf  den  Wiesen  kam.  Mit  dem 
Wachstum  der  Bevölkerung  und  dem  Be- 
dürfnis nach  intensiverer  landwirtschaft- 
licher Produktion  erschien  es  aber  unwii-t- 
schaftlich,  große  Strecken  Landes  fast  brach 
liegen  zu  lassen,  statt  sie  in  Aecker  um- 
zuwandeln, und  die  in  der  zweiten  Hälfte 
des  18.  Jahrh.  aufkommenden  Fortschritte 
der  landwirtschaftlichen  Technik,  die  Stall- 
fütterung und  der  Bau  von  Futterkräutem, 
machten  zugleich  diese  Form  der  Weide 
mehr  und  mehr  überflüssig.  Zu  diesem 
Bedürfnis  nach  technischen  Reformen,  nach 
Einführung  neuerer  besserer  Betriebssysteme, 
kam  das  populationistische  Moment  und  die 
Feindschaft  des  zur  Herrschaft  gelangenden 
Individualismus  gegen  allen  Gemeinbesitz 
und  alle  Gemeinwirtschaft.  Alle  diese 
Momente  zusammen  gaben  zu  den  G.  i.  e.  S. 
im  18.  Jahrh.  Anlaß. 

Die  ersten  G.  in  Deutschland  erfolgten,  an- 
geregt durch  die  großen  Landwirtschaftsscbrift- 
steller   in   England   und  die  Physiokrateu   in 
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Frankreich',  einerseits  in  Kurbayern  (Ober- 
bayem,  Nieder-  und  Oberpfalz)  auf  Grund  des 
Mandats  vom  24.  März  1762  „nach  dem  Bei- 
spiel anderer  auswärtigen  Landen"  M,  anderer- 
seits in  Verbindung  mit  der  ersten  Zusammen- 
legung (Verkoppelnng)  der  Grundstücke  in  den 
norddeutschen  Küstenländern,  im  Zusammen- 
hang mit  der  Einführung:  der  scblagmäßigen 
Feldgras  Wirtschaft  oder  „Koppelwirtschaft"  ^vgl. 
Art.  „Landwirtschaft").  Diese  geschah  in  Hol- 
stein schon  zu  Ende  des  16.  und  zu  Anfang 
des  17.  Jahrh,  in  Schleswig  50—100  Jahre 
später,  zunächst  aber  nur  in  den  Gutsbetrieben. 
Die  Bauern  folgten  zwar  mit  der  Einführung  1 
der  Koppelwirtschaft  nach,  dabei  blieben  aber 
die  Gemengelage  der  Aecker,  der  gemeinsame 
Weidegang  auf  Stoppel,  Dreesch,  Brache  und 
die  Gemein  weiden  bestehen.  Ihre  Beseitigung 
wurde  erst  in  Gang  gebracht  durch  die  Ein- 
koppelungs Verordnungen  v.  lO./II.  1766  und  20. /I. 
17*0  für  Schleswig  und  lO./XI.  1771  für  Hol- 
stein königlichen  Anteils  (welche  die  Provoka- 
tionen zur  Verkoppelnng  nur  noch  von  einer 
gewissen  Stimmenzahl  der  Beteiligten  abhän£:ig 
machten).  Bei  diesen  Verkoppelungen  wurden 
nun  hier  regelmäßig  auch  die  Gemeinweiden 
aufgeteüt,  indem  sie  mit  in  die  ganze  Teilungs- 
masse eingeworfen  wurden. 

Ebenso  wie  in  Schleswig -Holstein  wurden 
auch  in  Lauenburg,  das  eine  ganz  ähnliche 
ländliche  Verfassung  hatte,  schon  seit  Anfang 
des  18.  Jahrh.  die  Feldmarken  verkoppelt  und 
die  wenigen  hier  überhaupt  vorhandenen  Ge- 
meinheiten geteilt.  Zugleich  wurden  die  hier 
ziemlich  grouen  Domanial  Vorwerke  zerschlagen 
und  mit  den  Gemeinheiten  zur  Egalisierung 
der  Bauernhöfe  einer  Klasse  verwendet. 

Diese    Reform    versuchte    Georg    IIL    von 
Hannover,   zu   dessen   Gebiet  ein  Teil   von 
Lanenburg    gehörte,    in    den    lüneburgischen 
Aemtern  mit  ganz  anderer  ländlicher  Verfassung 
nachzuahmen.     Die   Verhältnisse    waren    hier 
aber  zu  abweichend.  Es  waren  meistens  mehrere 
Gemeinden   und   einzelne  Güter  an   einer  Ge- 
meinheit  beteiligt,    so    daß    zuerst   eine    sog. 
^Generalteilung"  erfolgen  mußte,   ehe   es   zur 
Spezialteilung  der  Grundstücke  unter  die  ein- 
zelnen  Bauern    kommen    konnte.     Gewöhnlich 
scheiterte  aber  schon  die  General  teil  ung,  weil 
die  Beteiligten  sich  nicht  einigen  konnten.    Da- 
her wurde  eine  eigene,  den  besonderen  Verhält- ' 
nissen    angepaßte    gesetzliche    B^gelung    not-  '■ 
wendiff,  und   diese   erfolgte  durch  die   lüne-| 
burgische   G.ordnung   v.  25./VL   1802  — ' 
die  erste  in  Deutschland  und  das  Muster  für  j 
alle  späteren. 

Danach  haben  Gemeinden  und  ähnliche  Kor-  j 
porationen  sowie  selbständige  Höfe,  welche  Be- 
rechtigungen und  Nutzungen  auf  einem  Boden 
gemeinschaftlich  mit  anderen  besitzen,  das  Recht,  | 
aus  dieser  Gemeinschaft  auszutreten  und  Ent- 1 
Schädigung    in    Privateigentum    an    Land    zu  | 
fordern    iGeneralteilunff).     Zum    Beschluß 
einer  Generalteilung  ist  die  Hälfte  der  Stimmen  ; 
der  Beteilie:ten  notwendig.    Die  Mitglieder  der 
einzelnen  Gemeinde  können  dann  eine  weitere 
Teilunir  ihrer  Generalabfindung  fordern,  wenn 
dadurch  ihre  Grundstücke  einer  höhereu  Kultur  | 
i'dhii^  werden  (S j)  e  z  i  a  1 1  e  i  1  u  n  g).    Gegenstand  ' 

^.  Wismüller  a.  a.  0.  S.  19  ff. 


dieser  G.  sind  in  erster  Linie  die  Gemeinweideib 
außerdem  Mast-,  Holz-,  Torf-  sowie  Plaggen- 
und  Heidehiebsberechtigungen. 

Zur  Leitung  der  Teilungssache  in  erster 
Instanz  wurde  das  LandesökonomiekoUeffinm 
von  Celle  eingesetzt.  Nach  der  Wiederherstellung 
Hannovers  ergingen  auch  für  die  übrigen  dazu 
gehörigen  Fürstentümer,  ausgenommen  Ostfries- 
land,  ähnliche  Gesetze.  Der  Erfolg  war  über- 
all, besonders  in  Bremen,  Lüneburg  und  Hova- 
Diepholz  sehr  groß.  Das  Charakteristische  dieser 
älteren  hannoverschen  Teilungsgesetzj^ebung  ist, 
da£  die  G.  als  solche  nicht  mit  der  Zusammen- 
legung verbunden  wird.  Nur  freiwillig  kamen 
einige  Zusammenlegungen  gleichzeitig  zustande. 
Wenn  die  älteren  Teilungen  nicht  meist  nur 
Generalteilungen  gewesen  wären,  so  hätten  sie 
die  Gemengelage  der  Grundstücke  daher  nicht 
vermindert,  sondern  nur  vermehrt.  Erst  das 
G.  V.  30./VI.  1842  gestattete  die  zwangsweise 
Umlegung  von  Grundstücken  auf  Antrag  einer  Ma- 
jorität von  %,  später  der  Hälfte  der  ^teili^n. 

Die  lüneburgische  G.ordnung  von  1802  diente 
auch  als  Muster  für  die  G.ordnnnff  v.  7./ VI. 
1821  in  Preußen,  welche  an  Stelle  der  Be- 
stimmungen des  Preuß.  Landrechts  von  179S 
und  der  allgemeinen  Gerichtsordnung  von  1794 
trat.  Für  die  Landeskulturgesetzgebung  in 
den  älteren  Provinzen  Preu&ns  ist,  wie  be- 
reits hervorgehoben,  der  enge  Zusammenhang 
wesentlich,  in  welchem  hier  G.  i.  w.  S.  und  Zu- 
sammenlegung stehen  (vgl.  Art.  „Grundstücke, 
Zusammenlegung  derselben"). 

Die  hier  auch  schon  im  18.  Jahrh.  besonders 
von  Friedrich  dem  Großen  energisch  in  Angriff 
genommene  ,.Separation"  ist  sus  G.  i.  w.  S. 
wesentlich  mir  den  größeren  Rittergütern  zu- 
gute gekommen.  Diese  schieden  aus  der  Ge- 
mengelage mit  den  bäuerlichen  Hufen  aus  und 
erhielten  für  ihren  Anteil  an  den  Gemeinheiten 
Landabfindung.  Die  Bauern  blieben  bei  der 
Gemengelage,  der  Dreifelderwirtschaft  und  dem 
Flurzwang.  Bei  der  in  den  älteren  preußischen 
Provinzen  herrschenden  gutsberrlich-oäuerlichen 
Verfassung  waren  technische  Fortschritte  für 
die  Bauern  doch  unmöglich.  Erst  als  sie  zum 
größten  Teil  durch  die  Bauernbefreiung  per- 
sönlich und  dinglich  befreit  and  zu  Eigentümern 
gemacht  waren,  begann  auch  für  sie  die  G.  i. 
w.  S.  auf  Grund  der  G.ordnung  von  1821, 
welche  hauptsächlich  die  Beseiticfung  der  Weide- 
gerechtigkeiten betrifft,  damit  aber  zwangsweise 
auch  die  Zusammenlegung  verbindet. 

In  beziig  auf  G.  im  engeren  Sinne  aber 
war  damals  schon  eine  Reaktion  einge- 
treten —  infolge  der  veränderten  Bedeutung 
der  Landgemeinde  in  dem  sich  entwickeln- 
den modernen  Staat.  Hier  wird  die  Ge- 
meinde zu  einem  politischen  Organ,  und 
dadurch  erlangen  die  Gemeinheiten,  das 
Gemeineigentum,  für  sie  eine  ganz  andere 
Bedeutung  als  vorher,  wo  sie  wesentlich  ein 
wirtschaftlicher  Verband  war.  Damals 
waren  die  Geraeinheiten  nutzbares  Eigen- 
tum der  einzelnen  Genossen,  und  diese 
konnten  daher  auch  über  seine  Teilung  be- 
schließen. Für  die  politische  Gemeinde 
aber  werden  sie  zum  Gemeindevermögen, 
das  der  Substanz  nach  der  Gemeinde  als 
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solcher  gehört  und   nur  im    Interesse   des  der  Servituten,   2.  Teihmg  von   gemeinschaft- 

Ganzeu  verwendet  werden  darf.  liebem  Eigentum.    Bei  letzterem  ist  auch  die 

So  kommt  die  Auffassung  zur  Aner-  Umwandlung  des  Gemeindeei^ntums  der  poli- 
kennung,  daß  das  Eigentum  der  Gemeinde  ^\«^^«°  ^T!^'*''  '"^  Privateigentum  der  Mit- 
(der  Hitischen)  nicht  das  Privateigen-  ^  VHe'ssenlNassau  «ind  bei  der  hier 
tum  ihrer  Mitgheder  übergehen  kann.  eij^entümlicben  Form  der  Zusammenlegung,  der 
Damit  fällt  em  Hauptanlaß  zur  G.  im  „Konsolidation",  die  Gemeinheiten  überhaupt 
engeren  Sinne  weg.  Je  mehr  andererseits  von  der  Einbeziehung  in  diese  „Gewannregu- 
die  eigenen  Aufgaben  der  Gemeinde  im  lierung"  ausgeschlossen  (s.  Art.  „GrundHtlicke, 
modernen  Staat  wachsen  und  das  Gemeinde-  Zusammenlegung  derselben").  Erst  die  G.ord- 
finanzwesen  zur  Entwickelung  kommt,  desto  J"?«^^^-  ^/v-  ^^'^  für  den  Regierungsbezirk 
mehr  machte  es  sich  geltend,  wie  wertvoll  Wiesbaden,  im  ganzen  der  rheinischen  gleich, 
. ^„  v^w^r«/.«  ;„  ri^ofou  ^^«  r^^^ir.  entspncht  dem  auch  hier  hervortretenden  Be- 
eigenes \ermügen  m  Gestalt  von  Gemein-  ^^^Jj^  nach  Teilung  der  gemeinsam  genutzten 
heiten  ist.  Grundstücke.    . 

Nun  liatte  sich   mit  der  Ausbildung  der  In  den  kleineren  und  mittleren  norddeutschen 

politischen     Gemeinde     ein     dreifacher  Staaten  haben  sich  die  Reformen  ähnlich  wie 

Rechtszustand  entwickelt:  die  Geraeinheiten  j,«  PreuGen  vollzogen   zum  Teil  auf  Grund  von 

sind  entweiler  auf  die  politischen  Gemeinden  Staatsverträgen  durch  di^s  ausgeführt 

als  solche  übe^nge"^,  ohne  daß.  den  Mit-  ,,£  £nst  .Ä°  ÄLV ^u^STu  &"- 

gliedern    ein    Nutzungsrecht    ^blieben   ist,  Nassau  die  G.  im  engeren  Sinne  eine  viel  ge- 

oder   es   ist   die   alte    Gemeinde   als   wirt-  ringere  Ausdehnung  erlangt  als  im  Norden,  be- 

schaftlicher   Verband,   als   „Realgemeinde",  sonders  im  Nordwesten,  obwohl  sie  hier    vom 

innerhalb  der  neuen   politischen   Gemeinde  Polizeistaat  im  18.  Jahrb.  zum  Teil  auch  sehr 

erhalten  geblieben  und  damit  im  Besitz  und  energisch    angestrebt,    ia   erzwungen   worden 

derNutzung  der  Gemeinheit  wie  vorher.  Oder  waren.*)     Sie  sind   auch    hier  begonnen   und 

endlich  die  Gemeinheiten  sind  Eigentum  der  ^""^^  ftufgegeben  worden,  weil  hier  meistens  die 

politischen  Gemeinde   den  Mitgliedern  steht  gSÄe^?^^^^ 

aber  em  bestimmtes  Nutzungsrecht  zu.  ^^^h  im  rechtsrheinischen  Bayern  von  Beginn 

Während  im   ersten   Falle  jede  Teilung  bis  zum  Ausgang  der  Teilungsbewegrung^  ein 

ausgesclilossen    ist,    im    zweiten    aber    bei  «rrolier  Wandel:  anfangs  konnte  jeder  beliebige 

genügender  Uebereinstimmung  innerhalb  der  Fremde  Gründe  zur  Kultur  erlangen,   später 

Realgemeinde    auch     weiterhin    stattfinden  nur  nwib  jedes  einzelne  Gemeindeglied :  schon 

kann,  macht  die  Gesetzgebung  bei  der  letzt-  J«»^,  ^f^^^  ^^^^   wird   die  Regierung   ziu-ück- 

.w^««««4^«  T?^««.  ^.-r,«  w««/iiJ,«^  ri..,.^.k    a;^  haltender  m  bezugaufG.  und  erschwert  sie  immer 

genannten  Form  eine  \\and^ung  dii^^^^^   die  ^^^^,    ^^^^^   der""  Gemeindeordnung   von    1869 

jene  Reaktion   deutlich  zeigt:    so  bestimmt  ^^^^^^^    ^ann    erst   eine   Mehrheit    von    drei 

die   preußische   G.ordnung   von    1821   noch,  Vierteln  der  Gemeindemitglieder  eine  Separation 

daß  m  diesem  Fall,  also  bei  Grundstücken,  durchsetzen.*)     In   Württemberg   aber   ist 

deren    Eigentum     einer    Gemeinde,    deren  seit  dem  16./VI.  1885  überhaupt  jede  Separation 

Nutzung  den  einzelnen  Mitgliedern  zusteht,  von  Gemeindegründen  verboten.    Aber  an  Stelle 

jedes  nutzungsberechtigte  Mitglied  für  seine  ^^r  cremeinsamen  Nutzung  ist,  wo  es  sich  nicht 

Rechte     auf    Auseinandersetzung    antragen  ?"»  ^'»Id  handelt,  der  hier  besonders  wichtig 

kann.     Dagegen   beschränkte   eine  Verord-  ^«\^*«  Gememdeyermogen     meist   gesonderte 

^^§  ,VrTT     loV-     V            c       1  u  Nutzung  durch  die  Einzelnen   auf  dem  Wear 

nung    am    2b.  VII.    184^     ches    auf    solche  der  Verpachtung  seitens  der  Gemeinde  getreten, 

Nutzungsrechte,   die  dem   Einzelnen    nicht  ^obei    diese   in  Bayern  seit    1884   durch    die 

als  Mitglied  der  politischen  Gemeinde,  sondern  Landeskulturrentenanstalt  unterstützt  wird, 

aus  einem  anderen  Rechtsgninde  zustanden.  So  sind   hier  im  Süden  und  besonders 

und  verbot  für  das  auf  Grund  öffentlicher  Südwesten  im  Gegensatz  zum  Norden  heute 

Rechte  genutzte  Gemeindevermugen  —  also  noch   sehr  viele  Gemeinheiten   unter   dem 

für   den   größten   Teil   der    alten    Gemein-  Namen    Ahnend    erhalten    geblieben   und 

heiten  —   die   Umwandlung   in   Privatver-  haben,   ohne  ein  Hindernis  des  technischen 

mögen  der  Mitglieder.  Fortschritts  zu  sein,  eine  große  soziali)olitische 

So  trat  von  da  an  auch  in  den  alten  Pro-  Bedeutung.      Vgl.  Art  „Allmende"  a,  a.  O. 

vinzen   Preußens  die  G.   im   eug:eren  Sinne  Nach  der  Berufsstatistik  vom   14.  VI.  1895 

zurück  hinter  der  übrigen  G.  im  weiteren  Sinne,  gab   es  im  Deutschen  Reich  noch   12492  Ge- 

der  Beseiti^ng  der  Weiderechte,  der  Grund-  meinden    mit   ungeteilter   Weide   und   429468 

gerechtigkeiten,  und  der  Zusammenlegung  der  nutzungsberechtigten  Betrieben  (davon  3396  Ge- 

Grundstltcke  (vgl.  d.  Art.).  meinden  mit  144327  Nutzun^berechtigten  in 

In  den  neueren  Landesteilen  PreuUens  war  Bayern),   ferner    12386  Gemeinden   mit   unge- 

in  der  Rheinprovinz  eine  Einfuhrung  der  teiltem  Wald  und  510846  nutzungsberechtigten 

G.ordnung  von  1821  gerade  wegen  des  Zwangs  Betrieben  (davon  3187  Gemeinden  mit  145465 

zur  Zusammenlegung  nicht  möglich.    Es  erging  |  Nutzungsberechtigten  in  Bayern);  endlich  8560 

hier  die  G.ordnung  vom   19.;III.  1851,  welche. 

ausdrücklich  den  Zwang  zur  Zu.sammenlegung  '        ')  S.  für  Bayern  Wismüller  a.  a.  0. 

ausschließt.    Sie  versteht  unter  G.  1.  Ablösung  *;  Wismüller  S.  178. 
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Oemeinden  mit  anfgeteiltem  Gemeindeland  mit 

382833  nntzun&:8berechtigten  Betrieben  (davon 

113H  mit  44  789  Nutzungsberechtigten  in  Bayern). 

Uteratar  :  Bruno  Schutte,  Die  Zusammenlegung 

der    ÖnrndstUcke   in    ihrer   volkswirtsehaßlichen 

Bedeutung  und  Durchführung,   S.  Abt.,   Leipzig 

2886.  —  FiHedrieh   Oroastnann,    Art.  „Ge- 

meinheüsteüung",  H.  d.  St.,  2.  Avfi.,  Bd.  JV,  S. 

H5f9'  —  Wittichf  Art.  „Zusammenlegung  der 

Grundstücke",   H.    d.  St.,    2.  Aufl.,  Bd.   VII,  S. 

1083  fg.  —  Meitzen^  in  Schönbergs  Handbuch  der 

politischen  Oekonomie.  —  Wismüller,  Geschichte 

der    Teilung   der    Gemeinländermen    in    Bayern 

{Münchner  Volksw.     Slud.  62.  St.),  Stuttgart  und 

Berlin  1904.  Fuchs, 


Gemeinsinn. 

Adam  Smith  war  bekanntlich  der  Ansicht, 
daß  jeder  das  Wohl  der  Gesamtheit  am 
besten  fördere,  wenn  er  mit  seiner  ganzen 
Kraft  —  natürlich  in  den  Schranken  der 
Rechtsordnung  —  sein  eigenes  Interesse 
Terfolge.  Es  ist  denn  auch  ein  stehender 
Satz  der  orthodoxen  Nationalökonomie  ge- 
blieben, daß  im  Wirtschaftsleben  das  „Selbst- 
interesse'' als  die  allein  treibende  Kraft 
wirke,  und  auch  die  Marxsche  „materiali- 
stische Geschichtsauffassung"'  ist  im  Grunde 
nur  eine  Erweiterung  dieses  Satzes.  Die 
Kritik  dieser  Anschauung  geht  einesteils  von 
dem  ethischen  Standpunkt  aus,  indem  sie 
erklärt,  selbst  wenn  wirklich  der  wirtschaft- 
liche Egoismus  die  alles  beherrschende 
Macht  besitze,  die  man  ihr  zuschreibt,  so 
wäre  dieser  Zustand  doch  moralisch  zu  ver- 
urteilen als  etwas,  das  nicht  sein  sollte  und 
auf  dessen  Bessenmg  hinzuarbeiten  sittliche 
Pflicht  sei.  Andererseits  aber  wird  auch 
die  Alleinherrschaft  dieses  Egoismus  in  Ab- 
rede gestellt  und  darauf  hingewiesen,  daß 
denn  doch  auch  ein  anderer  Faktor,  der  G., 
eine  nicht  zu  unterschätzende  Bedeutung 
im  Gesellschaftsleben  habe.  Schon  Adam 
Smith  hatte  ja  in  seinem  Werke  über  die 
Theorie  der  moralischen  Gefühle  die  „Sym- 
pathie" als  eine  neben  der  Selbstliebe  ynr- 
kende  Triebfeder  des  menschlichen  Handelns 
aufgestellt.  „Welchen  Grad  von  Selbstliebe 
man  dem  Menschen  auch  zuschreiben  mag**, 
lautet  der  erste  Satz  dieser  Schrift,  „so  liegt 
doch  offenbar  in  seiner  Natur  auch  ein  Prin- 
zip des  Interesses  für  das,  was  anderen 
widerfährt,  das  ihr  Glück  für  ihn  notwendig 
macht,  wenn  er  auch  selbst  nur  das  Ver- 
gnügen hat,  Zeuge  desselben  zu  sein.** 
Buckle  meint,  A.  Smith  habe  absichtlich  in 
jedem  seiner  beiden  Hauptwerke  eines  der 
beiden  den  Menschen  leitenden  Hauptmotive 
für  sich  betrachtet ;  es  ist  indes  nicht  wahr- 
scheinlich, daß  Smith  bei  der  Veröffentlichung 
seiner  ersten  Schrift  schon  an  den  „Wealth 
of  nations*'  dachte.  Seine  „Sym^mthie"  ist 
im  wesentlichen  identisch  mit  dem,  was  man 


rgenwärtig  als  „Altniismus"  (s.  d.  Art.  oben 
83  fg.)  zu  bezeichnen  pflegt.  Dem  G.  liegen 
ebenfjuls  häufig  sympathische  oder  altru- 
istische Empfindungen  mit  zugrunde,  er  fällt 
aber  doch  nicht  einfach  mit  diesem  zusammen. 
Der  Altruismus  ist  gefühlsmäßig,  der  G.  da- 
gegen betätigt  sich  verstandesmäßig, wenn  auch 
Gefühle  indirekt  bei  ihm  mitwirken  können. 
Der  Altruismus  tritt  hauptsächlich  bestimm- 
ten einzelnen  Individuen  gegenüber  in  der 
Form  von  Mitleid,  Wohlwollen,  Liebe  hervor, 
der  G.  dagegen  hat  nicht  einzelne  Personen 
im  Auge,  sondern  er  will  das  Wohl  ganzer 
gesellschaftlicher  Gruppen  oder  das  der 
ganzen  Gesellschaft  fördern.  Daher  beschränkt 
sich  seine  Wirksamkeit  auch  nicht  auf  die 
Ausübung  von  Wohltätigkeit,  d.  h.  auf  die 
Unterstützung  von  Hilfsbedürftigen,  vielmehr 
betätigt  er  sich  auch  oft  in  großem  Maß- 
stabe im  Interesse  der  Kunst,  der  Wissen- 
schaft, der  allgemeinen  Volksbildung,  wie 
auch  zur  Abwehr  von  Einflössen  imd  Ge- 
fahren, die  das  Gemeinwohl  bedrohen,  wiv 
Alkoholismus,  Tuberkulose  usw.  Im  allge- 
meinen wird  die  Wirksamkeit  des  G.  am 
fruchtbarsten  erscheinen,  wenn  sie  von 
größeren  freiwilligen  Vereinigungen  mit 
zweckmäßiger  Organisation  ausgeübt  wird. 
Doch  können  auch  Einzelne  sich  große  Ver- 
dienste um  das  Gemeinwohl  er^'erben,  wenn 
sie,  wie  das  in  der  neueren  Zeit  immer 
häufiger  vorkommt,  bedeutende  Mittel  für 
gemeinnützige  Zwecke  zur  Verfügung  stellen. 
Der  G.  dient  zur  Ergänzung  der  auf 
Förderung  der  allgemeinen  Wohlfeihrt  und 
der  Kulturintei-essen  gerichteten  Tätigkeit 
des  Staates.  Er  tritt  daher  am  stärksten  in 
den  Ländern  hervor,  in  denen  diese  Staats- 
tätigkeit infolge  der  bestehenden  politischen 
und  finanziellen  Verfassung  wenig  entwickeh 
ist.  So  bekundete  sich  im  Mittelalter  der 
G.  in  verhältnismäßig  hohem  Grade  durch 
Stiftungen  für  Wohltätigkeit,  Krankenpflege. 
Unterricht  usw.  Ge^nwärtig  aber  stehen 
in  dieser  Hinsicht  die  Vereinigen  Staaten 
obenan,  wo  ja  z.  B.  das  ganze  Kirchenwesen 
materiell  auf  Freiwilligkeit,  also  auf  dem 
kirchlichen  G.  beruht.  Auch  sind  bekanntlich 
dort  mehrere  große  Universitäten  lediglich 
durch  die  Freigebigkeit  einzelner  Millionäre 
gegründet  woraen.  Es  hat  sich  dann  auch 
in  Amerika  eine  Anschauung  ausgebildet, 
nach  der  dem  G.  eine  feste  Stellung  in  dem 
gesellschaftlichen  Verteilungsprozeß  ange- 
wiesen wird.  Sie  wird  namentlich  von  dem 
Multimillionär  Carnegie  vertreten,  hat  aber 
u.  a.  auch  bei  S.  Patten  Anklang  gefunden. 
So  weit  es  sich  um  den  Erwerb  handelt, 
wird  dem  Selbstinteresse  bei  der  bestehenden 
Gesellschaftsordnung  seine  leitende  Stellung 
schwerlich  genommen  werden  können.  Der 
Einzelne  kann  sich  den  im  Konkurrenzkampf 
allgemein  geltenden  Normen  nicht  entziehen, 
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er  würde  sich  nur  selbst  ruinieren,  wenn 
er  nicht  dem  sogenannten  „Prinzip  der 
"Wirtschaftlichkeit"  folgen  wollte,  nach  dem 
er  auf  dem  Boden  der  Rechtsordnung  mög- 
lichst großen  Gewinn  mit  möglichst  kleinem 
Opfer  erstreben  soll.  Aber  wenn  der  Gewinn 
erzielt  ist,  so  hat  der  Erwerbende  freie  Hand 
in  der  Verwendung  desselben,  und  hier  kann 
und  soll  er  nach  höheren,  ethischen  Gnmd- 
sätzen  verfahren  und  seinen  Reichtum  in 
den  Dienst  des  Gemeinwohls  stellen.  Dem- 
nach empfiehlt  Carnegie  denjenigen,  die  das 
besondere  Talent  besitzen,  große  Unter- 
nehmungen ins  Leben  zu  rufen  und  zu  leiten, 
daß  sie  zunächst  ihre  ganze  Kraft  einsetzen, 
um  zu  großem  Reichtum  zu  gelangen,  was 
ihnen,  wie  er  glaubt,  immer  gelingen  werde, 
auch  wenn  sie,  wie  er  selbst,  mit  nichts 
anfangen.  Andererseits  aber  erklärt  er  es 
für  unanständig,  daß  ein  Mann  als  Reicher 
im  amerikanischen  Sinne  sterbe.  Er  soll  bei 
seinen  Lebzeiten,  nicht  etwa  durch  Testament, 
über  seinen  ganzen  Reichtum,  abgesehen  von 
einer  Versorgung  seiner  Familie,  im  Inter- 
esse des  allgemeinen  Wohles  verfügen. 
Carnegie  ist  bekanntlich  selbst  mit  gutem 
Beispiele  vorangegangen,  indem  er  bereits 
30 — 40  Mill.  Dollars  hauptsächlich  für  wissen- 
schaftliche und  Bildungszwecke  und  insbe- 
sondere für  die  Gründung  von  öffentlichen 
Bibliotheken  hingegeben  hat,  womit  er  sich 
freilich  immerhin  nur  einer  bescheidenen 
Quote  seinesVermögens  entäußert  hat.  Andere 
amerikanische  Geldmagnaten  haben  Stiftun- 
gen in  ähnlichem  Stile  gemacht,  wobei  sie 
indes  nicht  immer  durch  ihren  G.,  sondern 
manchmal  auch  durch  die  Absicht  geleitet 
wurden,  gewisse  dunkele  Pimkte  in  ihrer 
Vorgeschichte  in  Vergessenheit  zu  bringen. 
Als  eine  organische  Losung  der  sozialen 
Frage  wird  indes  dieses  amerikanische  System 
der  Ven^ertung  des  G.  der  Reichen,  so 
dankenswert  seine  Leistungen  im  einzelnen 
auch  sein  mögen,  nicht  betrachtet  werden 
können. 

Literatar:  Ad,  Smith,  Theory  of  tnoral  senH- 
menUt,  1759.  —  Hermann^  StaaUwirUchaßliche 
Cntersuchungen  f  f.  Avß.,  1870,  S.  47 fg-  — 
Hnsbarh ,  Untersuchungen  über  Adam  Smith, 
1891.  —  &  Patten,  The  Theory  of  pro*ptrxty, 
Seic  York  1902.  —  Heitz,  Art.  „Gemeintinn**  im 
IL  d.  St.,  ;?.  Aufl.^  Bd.  IV,  S.  16S/g.      Lejcis. 


Oemeinwirtschaft. 

Im  Gegensatz  zur  Einzelwirtschaft  stellt 
die  G.  diejenige  Wirtschaftsform  dar,  als 
deren  Subjekt  nicht  ein  Einzelner,  sondern 
eine  irgendwie  organisierte  Vielheit  von 
Personen  auftritt.  Groß,  der  mit  Recht 
das  unterscheidende  Merkmal  der  Wirtschafts- 
formen in  der  Natur  ihres  Subjektes  erblickt. 


bezeichnet  diese  Form  nicht  als  G.,  sondern 
als  Gesamtwirtschaft,  indem  er  den 
ersteren  Ausdruck  zur  Bezeichnung  eines 
Wirtschaftsprinzips  in  seinem  Sinne, 
nämlich  des  zwangswirtschaftlichen  Prinzi|)S, 
verwendet  Indes  dürfte  die  obige  Definition 
dem  üblichen  Sprachgebrauch  am  meisten 
entsprechen.  Bis  zu  einem  gewissen  Grade 
müssen  sich  in  jeder  Art  von  G.  die  Be- 
teiligten einem  Zwange  unterwerfen,  weil 
sonst  überhaupt  keine  Organisation  denkbar 
ist.  Ein  Picknick,  zu  dem  jeder  nach  Be- 
lieben beiträgt,  während  auch  wieder  jeder 
von  den  zusammengelegten  Vorräten  nehmen 
kann,  was  er  will,  kann  überhaupt  keine 
dauernde  Wirtschaftsform  bilden,  abgesehen 
davon,  daß  selbst  in  einem  solchen  Falle  sich 
jeder  aus  Anstandsrücksichten  einen  gewissen 
Zwang  auflegt.  Daß  Ein-  und  Austritt  bei 
den  verschiedenen  Arten  der  G.  mehr  oder 
weniger  leicht  ist,  macht  keinen  prinzipiellen 
Unterschied,  denn  auch  die  G.,  in  der  das 
Zwangsprinzip  am  meisten  hervortritt,  der 
Staat,  nimmt  freiwillig  eintretende  Mitglieder 
auf  und  gestattet  ihren  Angehörigen  auch 
das  Ausscheiden.  Wohl  aber  kommt  es 
darauf  an,  wie  der  Zwang  der  gemein  wirt- 
schaftlichen Organisation  entstanden  ist, 
ob  er  auf  einer  selbständigen,  von  dem  Willen 
der  Einzelnen  unabhängigen,  geschichtlich 
gegebenen  oder  durch  Gesetz  eingeführten 
Gewalt  beruht,  oder  ob  er  durch  eine  frei- 
willige Vereinbarung  der  Teilnehmer  ge- 
schaffen ist,  so  daß  diese  sich  also  nur  den 
von  ihnen  selbst  aufgestellten  Normen  fügen. 
Nach  diesem  Gesichtspunkt  kann  man  eigent- 
lich zwangsmäßige  imd  freie  G.  unterscheiden. 
Zu  den  ersteren  gehören  der  Staat  und  die 
mit  Zwangsrechten  ausgestatteten  öffentlichen 
Selbstverwaltungsköroerschaften ,  zu  den 
letzteren  Handel^eseHschaften,  Erwerbs-  und 
Wirtschaftsgenossenschaften  und  andere  Ver- 
einigungen, die  auf  dem  Privatrecht  beruhen, 
aber  eben  deshalb  auch  einer  von  der  Will- 
kür des  einzelnen  Mitgliedes  unabhängigen 
Ordnung  unterstehen. 

Ihrem  Zwecke  nach  kann  die  G.  sein 
1.  ausschließlich  Erwerbswirtschaft,  die  durch 
irgend  einen  Geschäftsbetrieb  einen  Gewinn 
erzielen  will,  der  nach  den  vorgeschriebenen 
Normen  verteilt  wird.  Die  Konsumtion  oder 
überhaupt  die  Bedürfnisbefriedigimg  liegt 
also  gänzlich  außerhalb  der  in  dieser  Art 
begrenzten  G.;  2.  eine  wirtschaftliche  Or- 
mnisation,  welche  nicht  nur  die  Mittel  zur 
Befriedigung  gewisser  Bedürfnisse  ihrer  An- 
gehörigen zusammenbringt,  sondern  auch 
selbst  diese  Bedürfnisbefriedigung  übernimmt 
und  ausführt.  Der  kommunistische  Staat, 
der  die  ganze  Produktion  und  Konsumtion 
seiner  Bürger  leitet  und  regelt,  würde  die 
extremste  Ausbildung  einer  solchen  G.  dar- 
stellen.    Bleiben  wir  auf  dem  Boden   der 
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Wirklichkeit,  so  ist  zu  unterscheiden,  ob  es 
sich  um  private  Bedürfnisse  des  Einzelnen 
oder  um  Bedüi-fnisse  der  Gemeinschaft  als 
solcher  handelt.  Als  Beispiel  des  ersten 
Falles  kann  die  klösterliche  G.  angesehen 
werden.  Die  Gemeinschafts-  oder  Gemein- 
bedürfnisse  dagegen  haben  die  größte  Be- 
deutung im  Staate,  der  im  Intei-esse  der 
Gesamtheit  eine  Reihe  von  wirtschaftliche 
Mittel  erfordernden  Aufgaben  zu  erfiillen 
hat,  die  gänzlich  außerhsdb  des  Kreises  der 
Privatbedürfnisse  des  Einzelnen  liegen.  Dies 
schließt  jedoch  nicht  aus,  daß  der  Staat  als 
G.  auch  Privatbedürfnisse  befriedigt,  Briefe 
befördert,  Personen  und  Güter  transportiert 
usw.,  wobei  er  auch  als  Erwerbs  Wirtschaft 
auftreten  kann;  3.  eine  wirtschaftliche  Or- 
ganisation zur  Beschaffung  von  Mitteln  für 
andere  Zwecke  als  den  Vorteil  oder  die  Be- 
dürfnisbefriedigung der  Teilnehmer  im  ein- 
zelnen oder  in  ihrer  Gesamtheit.  Es  sind 
dies  also  G.,  namentlich  auf  Stiftungen 
beruhende,  zu  wohltätigen  oder  gemein- 
nützigen Zwecken. 

Wie  die  Gesamtheit,  welche  das  Subjekt 
der  G.  bildet,  vertreten  ist,  welche  Organe 
sie  zur  Leitung  ihrer  Wirtschaft  hat,  kommt 
nicht  näher  in  Betracht.  Nur  muß  verlangt 
werden,  daß  jedes  Mitglied  eine  gewisse 
eigene  Berechtigung  innerhalb  der  ganzen 
Organisation  besitze.  In  einer  großen 
Sklavenwirtschaft  ist  zwar  Produktion  und 
Konsumtion  einer  Vielheit  von  Personen 
einheitlich  geregelt,  aber  sie  bildet  keine  G., 
sondern,  sofern  sie  einem  einzigen  Herren 
gehört,  eine  Einzelwirtschaft.  Ebensowenig 
ffihren  die  Insassen  eines  Gefängnisses,  ob- 
wohl sie  gemeinschaftlich  arbeiten  und  ver- 
pflegt werden,  eine  G.,  sondern  dieser  eigen- 
artige Haushalt  bildet  eine  Abzweigung  der 
staatlichen  G.  Man  kann  in  diesem  wie 
auch  in  dem  Falle  der  Sklavenwirtschaft 
von  einem  Zwangs  haus  halt  sprechen, 
der  auch,  wenn  er  sehr  viele  Personen  um- 
faßt, doch  von  einer  Zwangs-G.  wesentlich 
verschieden  bleibt,  weil  diese  Personen  dem 
Wirt  Schaftsbetrieb  nur  untergeordnet  sind 
und  keinerlei  selbständigen  Anteil  an  dem- 
selben haben. 

Literatur:  Schaffte ,  Das  gesellschaftliche  System, 
^.  Aufl.,  Tübingen  1873,  S.  104jg.  —  Ati, 
IVagncr,  Grundlegung  I,  3.  Aufl.,  I^eipzig  189£, 
>.  827 fg.  —  G.  Cohn^  Gemcinbcdür/nisse  und 
Gemrinirirtschaft,  Zeitschr.  f.  Stnutsw.,  1881,  S. 
Jfi'4Jg.  —  Gross^  Wirtschaftsformen  und  Wirt- 
schdftsprinzipicn,  Leipzig  1888.  Lexis, 


verteilt  sind,  auf  denen  sie  in  einem  oder  meh- 
reren voneinander  ^trennten  Streifen  mit 
denen  der  anderen  „im  Cremen^  liegen''  nnd 
mangels  eigener  Znganfi^we^e  aaher  anch  nur 
über  diese  erreicht  und  bewirtschaftet  werden 
können.  Die  Folge  ist  gemeinsame  Begelonf 
der  Bewirtschaftung,  der  „Flurzwang**  {s.  d. 
Art.  oben  S.  855). 

Die  E  n  t  s  t  e  h  u  n  g  der  G.  ist  viel  umstritten. 
S.  Artt.  „Ansiedelnng**  (oben  S.  95  fg.)  und 
„Bauer"  (oben  S.  324  fg.). 

Die  Beseitigung  dieser  den  technischen 
Fortschritt  hindernden  Flurverfassnng  bexweckt 
die  Zusammenlegung  der  Gmndstücke,  Separa- 
tion, Arrondiemnff,  Verkuppelung,  Konsolidation. 
S.  Artt.  „Gemeinheitsteiinng"  (oben  S.  951  fg.) 
und  „Grundstücke,  Zusammenlegung  derselben". 


Generalhnfenschoss  s.  Hufenschoß. 


Gemengelag^e. 

Von  G.  der  Aecker  und  Grundstücke  spricht 
inau,  wenn  die  Aecker  usw.  eines  Grundbesitzers 
nicht  in  einem  Stück  beisammen  liegen,  son- 
dern über  verschiedene,  mehr  oder  minder  zahl- 
reiche Abschnitte  der  Flur,  die  sog.  „Gewanne*^, 


Genossenschaft. 

1.  Begriff.  2.  Organisation.  3.  Geschicht- 
liche Entwickeltmg. 

1.  Begriff.  Der  heutige  Sprachgebrauch 
in  Deutschland  versteht  unter  G.  schlecht- 
hin gewöhnlich  die  Erwerbs-  und  Wirt- 
schafts-G.  nach  dem  Reichsges.  v.  1.  V. 
1889.  Er  setzt  damit  einen  Teil  für  das 
Ganze,  da  außer  diesen  noch  eine  Reihe 
vielfach  ganz  anders  gearteter  G.  unter  den 
GesamtbegrifP  der  G.  fallen.  Die  Grenzen 
dieses  Begriffes  können  im  Grunde  feist  un- 
meßbar weit  gesteckt  werden,  da  sie  jede 
beliebige  Vereinigung  von  Personen  zu  einem 
beliebigen  Zweck  einbegreifen  mögen.  Da- 
mit würden  annähernd  alle  menschlicheo 
Veranstaltungen  unter  den  G.- Begriff  fallen. 
Um  einen  brauchbaren  Begriff  zu  erhalten, 
wird  man  die  Grenzen  enger  ziehen  müssen. 

Der  Rechtsbegriff  der  G.  ist  ein  aus- 
schließlich deutschrechtlicher,  und  zwar  sind 
nach  Gierke  G.  alle  Vereine  mit  selb- 
ständiger Rechtsi)ersönlichkeit  unter  Aus- 
schluß von  Staat  und  Gemeinde.  Itetö  her- 
vorstechendste Merkmal  der  deutschrecht- 
lichen G.  ist  die  Einheit  in  der  Vielheit, 
d.  h.  die  Verkörperung  der  Einzelpersönlich- 
keiten durch  die  Gesamtpersönlichkeit,  in 
der  jene  in  einem  bestimmten,  durch  Zweck 
und  Verfassung  der  G.  umschriebenen  Um- 
fange aufgehen.  Die  G.  entsteht  entweder 
durch  freie  Vereinigung  der  Genossen:  so 
entstandene  G.  heißen  gewillkürte.  Oder 
aber  die  Gleichartigkeit  bezw.  Verwandt- 
schaft i>ersönlicher  oder  sachlicher  Verhält- 
nisse führt  zu  einem  Zusammenschluß  ohne 
besondere  ausdrilckliche  Willenshandlung; 
das  sind  gewordene  G.  Oder  endlich  sie 
sind  Zwangs-G.,  wenn  eine  öffentliche  Ge- 
walt ohne  Rücksicht  auf  die  Beitrittsneigung 
der  Mitglieder  diese  zur  G.  zwangsweise 
vereinigt.    Verschieden  ist  ferner  eine  G., 
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je  nachdem  ihre  Grundlage  eine  rein  per- 
sönliche oder  daneben  eine  sachliche  ist. 
Der  erste  Fall  ist  der  weit  seltenere  (die 
Standes-G.  im  alten  Deutschen  Reiche  war' 
z.  B.  eine  solche),  meist  tritt  aber  eine  sach- 1 
liehe  Grundlage,  vor  allem  die  vermögens- 
rechtliche Gemeinschaft  hinzu,  da  die  G. 
überwiegend  Gesamtwirtschaften  sind. 

2.  Organisation.  Das  rechtliche  Ver- 
hältnis der  G.  zu  ihren  Mitgliedern  und 
ihren  inneren  Aufbau  regelt  die  genossen- 
schaftliche Verfassung.  Sie  bestimmt  ins- 
besondere auch  Bildung  und  Befugnisse  der 
genossenschaftlichen  Organe,  deren  Rechte 
und  Pflichten  je  nach  dem  Zweck  der  G. 
sehr  verschiedenartig  sein  können.  Die ! 
Auflösung  der  G.  erfolgt  gewöhnlich  durch 
eigenen  Beschluß,  wenn  beispielsweise  der, 
G.zweck  vollkommen  erreicht  ist  oder  nicht 
mehr  erreichbar  erscheint,  oder  durch  staat- 
liche Anordnung,  seltener  durch  Wegfall 
der  persönlichen  bezw.  sachlichen  Grundlagen. 

3.  Geschichtliche  Entwickelung.  Auch 
bei  anderen  als  den  germanischen  Völkern 
sind  genossenschaftsartige  Vereinigungen  an- 
zutreffen, doch  entspricht  ihr  Charakter  nie 
völlig  dem  in  der  deutschrechtlichen  G.  zum 
Ausdruck  gelangenden  der  „Einheit  und 
Vielheit  in  der  Gesamtheit".  Im  römischen 
Reiche  erdrückte  einerseits  der  übermächtige 
Staat  genossenschaftliche  Verbände  innerhalb 
seiner  Machtsphäre,  andererseits  verschmähte 
es  das  hochentwickelte  Selbstgefühl,  einem 
kleineren  Herrn  als  dem  Staate  sich  unter- 
zuordnen. Bei  den  slavischen  und  mon- 
golischen Völkern  aber,  welche  einen  be- 
sonderen Reichtum  genossenschaftsähnlicher 
Gebilde  aufweisen,  stand  ihrer  Entwickelung 
zu  höheren  Stufen  die  Unfreiheit  der  Be- 
völkenmg  im  Wege.  In  deutschen  Landen, 
wo  die  Staatsidee  nur  langsam  Geltung  ge- 
wann, andererseits  aber  die  Wirtschafts-  und 
Lebensbedingungen  zum  ZusammenschluB 
der  Einzelkräfte  hintrieben,  war  ein  besserer 
Boden  für  das  Gedeihen  der  G. 

Die  Geschichte  der  G.  scheidet  Gierke  in 
fOnf  Perioden:  1.  Patriarchale  Periode  bis  800. 

2.  Patrimoniale  und  feudale  Periode  800—1200. 

3.  Periode  der  Einnngen,  der  gekorenen  G. 
1200—1525.  4.  Periode  der  abhängigen  Privat- 
rechtskorporationen, der  Privilegskorporationen 
unter  der  Herrschaft  des  Prinzips  der  Obrigkeit 
1525—1806.    5.  Periode  der  freien  Assoziation. 

Von  Anfang  an  besteht  ein  Gegensatz  zwi- 
schen herrschaftlicher  nnd  genossenschaftlicher 
Organisation;  so  steht  schon  zu  Beginn  der 
ersten  Periode  der  Familie  als  Vertreterin  der 
ersteren  Art  die  Geschlechts-G.  gegenüber,  welche 
ihrerseits  einen  Teil  der  Volks-G.  bildet.  Aus 
diesen  eng  mit  der  Scholle  verbundenen  G. 
entstanden  die  Markgemeinden  mit  allmählichem 
Uebergang  vom  Gesamt-  zum  Sondereigeutum. 
Den  freien  G.  gegenüber  traten  die  herrschaft- 
lichen Verbände,  durch  welche  das  für  die 
zweite   Periode    charakteristische    Lehnsystem 


zur  Herrschaft  gelangte.  Ihre  zahlreichen  Unter- 
arten verdrängten  allenthalben  die  alten  freien 
G.,  die  Dorf-  nnd  Markgemeinden,  welche  nur 
in  Friesland  und  in  der  Schweiz  von  Bedeutung 
blieben.  Die  dritte  Periode  bedeutet  einen 
großen  Aufschwung  des  G.wesens  in  den  Städten, 
welchen  es  gelang,  die  Herrschaft  geistlicher 
nnd  weltlicher  Herren  abzuschtltteln.  Die  ge- 
nossenschaftliche Verfassung  dieser  Städte  ge- 
staltet sich  freilich  bald  zur  oloßen  Geschlechter- 
herrschaft der  Gilden.  Allein  die  übrigen 
Bürger  lehnten  sich  bald  gegen  diese  auf,  orga- 
nisierten sich  in  den  Zünften,  und  der  lange, 
oft  so  blutige  Kampf  beider  G.arten  begann. 
Dem  Beispiel  der  um  die  Herrschaft  ringenden 
Klassen  folgten  sodann  die  anderen  Berufe  (bis 
herab  zu  den  Landstreichern  und  Bettlern),  nnd 
weiterhin  fand  die  genossenschaftliche  Organi- 
sation in  der  Kirche,  den  Universitäten  allge- 
meine Anwendunfi".  Auch  die  örtlichen  Schran- 
ken wurden  durchbrochen,  die  Kanfmannsgilden 
verschiedener  Städte  schlössen  sich  zuerst,  dann 
die  Städte  selbst  zusammen  bis  zu  Bünden  von 
der  Ausdehnung  und  Macht  der  Hansa.  Zum 
Schutz  gegen  die  überragende  Macht  der  Städte, 
aber  auch  zum  Trutz  gegen  die  erstarkende 
Gewalt  der  Landesherren  entstanden  dann  die 
Vereinifipngen  des  Herrenstandes  und  der 
Ritterscnaft.  Ihr  zweiter  Zweck  blieb  aber  un- 
erreicht, und  die  vierte  Periode  kennzeichnet 
sich  durch  die  steigende  Einflußnahme  der  lan- 
desfürstlichen Gewalt  auf  die  G.  Die  freie  Ei- 
nung wird  nun  verdrängt  durch  die  Privilegs- 
korporation,  die  den  öffentlichen  Charakter  meist 
veruert  und  auf  Privatrecht  beschränkt  wird. 
An  Stelle  der  vollends  ganz  verschwundenen 
Markgemeinde  setzt  die  Obrigkeit  nun  die  po- 
litische Landgemeinde,  und  gleichzeitig  verfällt 
anch  die  genossenschaftliche  Orfi:anisation  der 
allmählich  den  Landesfürsten  zufallenden  Städte, 
welche  zu  bloßen  Verwaltungsbezirken  herab- 
sinken. 

Während  so  die  auf  der  Gebietsgemeinsam- 
keit beruhenden  G.  verfielen,  entstanden  in  der 
fünften  Periode  überall  freie  Assoziationen  zur 
Betätigung  gemeinsamer  Zwecke  sittlich-reli- 
^öser,  politisch-sozialer  oder  nationaler  Art, 
häufig  vom  Staate  unnachsichtig,  aber  auf  die 
Daner  vergebens,  verfolgt.  Noch  stärker  ent- 
wickelten sich  seit  der  zweiten  Hälfte  des 
19.  Jahrh.  die  Erwerbs-  und  Wirtschaf tsfi;.  (s. 
d.  Art.  oben  S.  788 fg.)  in  ihren  verschiedenen 
Arten,  deren  Entstehung  die  kapitalistische 
Produktionsweise  herbeiführte  und  welche  schon 
bei  Beginn  des  20.  Jahrh.  das  ganze  wirtschaft- 
liche Leben  in  hohem  Maße  beeinflussen. 

Eine  neue  Aera  der  G.,  fast  läßt  sich  sagen, 
die  sechste  Periode  der  deutschen  G.geschichte 
führte  die  Gesetzgebung  des  Deutschen  Reiches 
herbei,  welche  große  Bevölkemugsgruppeu  zu 
genossenschaftlichen  Zwangsor&:anisationen  &:e- 
waltiger  Art  vereinigt,  nicht  bloß  im  Sinne  der 
alten  gewerblichen  berufsfi^enossenschaften,  son- 
dern anch  auf  der  Grundlage  anderer  Verhält- 
nisse (Unfall-  nnd  Berufsgefahr,  Invaliditäts- 
und Altersversicherung  usw.). 

Literatur:  Gierke,  Dem  dfutsche  Omossrngchoft^. 
recht,  .t  Bde.,  1S6S—1881,  mit  umfaMenden  IM*'- 
rnlnrangaben.  —  Dernelhe,  fh'e  G*'no9»n\»chaft*' 
thcorif    und   die    diiit«chv  Rerht*prechumj,  1S>7, 
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—  BeseleVy  System  des  gemeinen  deutschen 
Privatrechts,  S.  Aufl.,  187S,  —  Maurer,  Ge- 
schichte der  Dorjfverfassunij  in  Deutschland, 
2  Bde.j  1865—1866.  —  Derselbe,  Geschichte 
der  Siädieverfassung  in  Deutschland,  4  Bde., 
1870.  —  Gross,  Art.  „Genossenschaft**  im  H. 
d.  St.,  2.  Aufl.  (1900),  Bd.  IV,  S.  169  ff. 

Schott  (in  der  1.  Aufl.  dieses  Werkes) ;  durch- 
gesehen von  A,  Petersilie, 


Genossenschaftshänser 

s.  Baugenossenschaften  oben  S.  363 fg. 


Genossenschaftswesen ,  landwirtschaftl. 

s.  Landwirtschaftliches 
Genossenschaftswesen. 


Oenovesi,  Antonio, 

l^b.  am  l./XI.  1712  zu  Castiglione  bei  Salerno 
in  Italien,  1754  Inhaber  des  1753  in  Neapel  er- 
richteten Lehrstuhls  der  politischen  Oekonomie, 
des  ersten  derartigen  in  Italien,  gest.  am  22./IX. 
.  1769  in  Neapel. 

Chorführer  der  italienischen  Merkantilisten. 
Vorgänger  von  Malthus  durch  den  Hinweis  auf 
Entvölkerung  infolge  des  Eintrittes  von  lieber- 
völkerung.  Verteidiger  der  Handelsbilanz.  Be- 
kämpfer  der  Humeschen  Theorie  vom  öffent- 
lichen Kredit.  Bekämpfer  des  Latifundienwesens. 

Nur  folgende  Schrift  G.  ist  hier  zu  nennen: 
Delle  lezioni  di  commercio  o  sia  d'economia 
civile,  Neapel  1765;  dasselbe,  2. — 4.  Neudruck, 
ebenda  1768,  1770, 1795;  dasselbe,  2.  Aufl.,  Mai- 
land 1768;  dasselbe,  3.  Aufl.,  Bassano  1769; 
dasselbe,  Neudruck  in  der  Oustodisehen  Samm- 
lung (parte  modema,  vol.  VII,  VIIIj  IX),  Mai- 
land 1803 ff.;  dasselbe,  Neudruck  m  Ferrara, 
Biblioteca  delP  Economista,  Bd.  3,  1.  Serie, 
Turin  1852 ;  dasselbe,  deutsch  von  A.  Witzmann 
u.  d.  T.:  Grundsätze  der  bürgerlichen  Oeko- 
nomie,  Leipzig  1776;  dasselbe,  in  spanischer 
Uebersetzung  von  V.  de  Villalba,  Madrid  1785 
und  neue  Ausgabe,  Madrid  1804.       Lippert. 


Geschäftssteuen 

G.  ist  ein  Sammelname  für  verschiedene 
Formen  von  Börsensteuem.  Man  kann  darunter 
alle  Abgaben  verstehen,  die  den  Abschluß  eines 
Geschäftes  |in  der  Börse  oder  in  börsenmäßigen 
Formen  zum  Ausgangspunkt  der  Steuerleistung 
machen.  Die  wichtigsten  Erscheinungsarten 
sind  dabei  di«  Wertübertragungs-  (Umsatz-) 
Steuer  und  die  Schlußnotensteuer. 

Vgl.  Art.  „Börsensteuer",  oben  S.  493  fg. 
Majc  von  Hechel, 


(veschichte  der  Nationalökonomie 

s.  Volkswirtschaftslehre. 


Geschlechtskrankheiten,  Bekänipfnng  d. 

s.  Prostitution. 


OeschlechtsTerhältnis  in  der  BeTöl- 
kenug. 

I.  Einleitung.  II.  Das  G.  in  der  BeTölkernng. 
1.  Die  tatsächlichen  Verhältnisse.  2.  Die  Fak- 
toren des  ziffermäßigen  Verhältnisses  der  beiden 
Geschlechter.  3.  ^ine  Bedeutung.  HI.  Das 
Sexualverhältnis  bei  den  Geborenen.  1.  Bei  den 
Geburten  überhaupt.  2.  Bei  den  unehelichen  Ge- 
burten. 3.  Bei  den  Totgeburten.  4.  Das  Ge- 
schlechtsverhältnis der  Kinder  derselben  Ehe. 
5.  Die  zeitlichen  Schwankungen  der  Sexnal- 
proportion.  IV.  Die  Sexnalproportion  der  Ge- 
storbenen. V.  Theorieen  über  die  Sexualpropor- 
tion und  ihre  Ursachen.  1.  Auf  empirischer 
Grundlage  unter  Anwendung  der  statistischen 
Methode.  2.  Theologische,  teleologische  bezw. 
sozialphilosophische  Ansichten. 

I.  Einleitung. 

Das  ziffermäßige  Verhältnis  der  beiden 
Geschlechter  ist  zugleich  Grandlage  erheb- 
licher Einwirkungen  auf  das  soziale  und 
ökonomische  Leben  und  Folge  von  physio- 
logisch und  sozial  wichtigen  Kausalzu- 
ständen, so  daß  es  zu  den  wichtigsten 
Problemen  der  Bevölkerungslehre  gehört, 
den  Erscheinungen  und  Ursachen  dieses 
ZahlenverhlQtnisses  nachzuforschen.  Die  Er- 
scheinungsformen des  ziffermäßigen  G.  in 
der  Bevölkerung  sind:  das  Sexualverhältnis 
in  der  Bevölkerung,  ferner  jenes  bei  den 
Geburten  und  bei  den  Todesfällen,  wobei 
bezüglich  der  Geburten  die  besonderen  Fälle 
der  Totgeburten  und  der  unehelichen  Ge- 
burten in  Betracht  kommen. 

II.  Das  G.  in  der  Bevölkerung. 
1.    Die    tatsächlichen    Verhältnisse. 

Im  allgemeinen  läßt  sich  sagen,  daß  eine 
genaue  ziffermäßige  Uebereinstimmung  in 
den  beiden  Geschlechtern  in  der  Bevölkerung 
nicht  besteht,  daß  aber  die  Differenzen  in 
den  VerhältniszifPem,  wenn  größere  Gebiets- 
komplexe zur  Gnindlage  genommen  werden, 
über  ein  gewisses,  nicht  allzu  erhebliches 
Maß  nach  der  ])Ositiven  oder  negativen 
Seite  nur  bei  ganz  exzeptionellen  umständen 
hinausgehen;  dieses  Spatium  der  Ab- 
weichungen kann  etwa  je  mit  10  ^'o  nach 
oben  und  nach  unten,  also  zusammen  mit 
20%  angenommen  werden,  beträgt  aber 
zumeist  nur  etwa  die  Hälfte,  so  daß  der 
üeberschuß  in  der  Zahl  des  einen  Ge- 
schlechtes über  das  andere  zumeist  über 
5%  nicht  hinausgeht.  Bei  kleineren  Ge- 
bietsabgrenzungen der  Bevölkerungsmassen, 
und  hier  wieder  infolge  besonderer  Um- 
stände, kann  allerdings  eine  erhebliche 
Alterienmg  des  Verhältnisses  hervorgerufen 
werden;  solche  Sonderfälle  werden  im 
folgenden  Abschnitt  2  zur  Sprache  kommen, 
so  daß  es  sich  hier  nur  um  die  Ziffern 
ganzer  Staaten  und  Länder,  handeln  soll. 
Da   kaum    die    Hälfte    der   Menschheit 
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durch  Zählungen  festgestellt  ist,  während 
im  übrigen  Schätzungen  vorgenommen  werden 
müssen,  ist  es  am  besten,  über  das  G.  in  der 
Gesamtbevölkerungder  Erde  gar  keine  Hypo- 
theseaufzustellen. Es  erscheint  angemessener, 
nur  diejenige  Bevölkerungsmasse  zugrunde 
zu  legen,  welche  durch  Zählung  ermittelt 
worden  ist  und  die,  wie  bemerkt,  nicht  ganz 
50  ^/o  der  Gresamtbevölkenmg  ausmacht.  Da 
kommen  (nach  B  ü  c  h  e  r ,  s.  Lateratur)  auf  1000 
männliche  Personen  in  Europa  1024,  inAmerika 
973,  in  Asien  958,  in  Australien  852  und 
in  Afrika  968,  zusammen  also  überhaupt 
auf  1000  männliche  988  weibliche  Personen 
(nacli  einer  anderen  Berechnung  für  1900: 


992),  wobei  die  Masse  der  gezählten  Be- 
völkerung in  Europa  345,7,  in  Amerika  82,2^ 
in  Asien  347,9,  in  Australien  4,1,  in  Afrika 
13,8,  zusammen  793,7  Mill.  ausmacht;  um 
1900  war  die  Sexualproportion  in  Europa 
1028.  Es  hat  also  nur  Europa  einen  Weiber- 
überschuß, während  alle  anderen  Kontinente 
einen  erheblichen  Männerüberschuß  auf- 
weisen. 

Die  Sexualproportion  in  den  europäischen 
Ländern  ist  aus  der  nachstehenden,  das- 
G.  in  der  Bevölkerung,  bei  den  Lebend- 
und  den  Totgeborenen  sowie  den  unehelichen 
Lebendgeburten  darstellenden  Tabelle  I  zu 
entnehmen. 


Tabelle  I.     Die  Sexualproportion  in  der  Bevölkemng,  bei  den  Greburten  nnd  Sterbefällen ,  in 

den  Ländern  Europas  um  1800. 
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loS       1 

127 

101 
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105 
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107 

Finland 
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1,021 
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106 

106 
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^)  Vorläufige  Ergebnisse  der  Volkszählung 
Totgeborene?    •)  1897. 

Wir  bemerken  in  Europa  in  überwiegendem 
Maße  Frauenüberschuß,  nur  im  Südosten  des 
Kontinentes  Männerüberschuß  (Griechenland, 
Rumänien,  Bulgarien.  Serbien,  Teile  Rußlands; 
Italien,  welches  noch  in  den  80  er  Jahren  des 
19.  Jahrb.  einen  Männerüberschuß  hatte,  hat  diesen 
nicht  mehr).  Oesterreich  bildet  das  Uebergangs- 
land,  indem  die  östlichsten  und  südlichsten 
Länder  dieses  Staates  Mäunerüberschuß  zeigen. 
Im  ganzen   genommen,    beträgt   der  Frauen- 


1901;  •)  1899;  »)  1901;  *)  1900;  »)  einschließlicb 


Überschuß  in  Europa  etwa  4,7  Mill.  Der  Frauen- 
überschuß ist  groß  dort,  wo  er  1060  und  mehr 
beträgt  (Norwegen,  £ng[land,  Schottland,  Por- 
tugal, Württemberg),  ein  mittlerer  mit  1020 
bis  1060  (Schweiz,  Oesterreich,  Deutsches  Reich 
[nur  Elsaß-Lothringen,  Schleswig- Holstein,  Han- 
noTer,  Westfalen  und  Rheinland  haben  einen 
Männerüberschuß],  Irland,  Schweden,  Dänemark, 
Spanien)  und  ein  kleiner,  wenn  er  nur  bis  an 
1020    heranreicht  oder  dieses    Niveau    wenig 
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übersteigt  (Frankreich,  Italien,  Belgien,  Nieder- 
lande, Ungarn,  Rußland,  Finland),  wobei 
aber  innerhalb  der  größeren  Staaten  die  Ver- 
hältnisse lokal  sehr  verschieden  sind  und  der 
Frauenüberschuß    mitunter    in    das   entgegen- 

Besetzte  Verhältnis  übergeht.  Auch  wechselt 
ie  Sexualproportion  zugunsten  des  einen  oder 
anderen  Geschlechts  mitunter  von  einer  Zählung 
zur  anderen. 

Die  folgende  Tabelle  II  gibt  die  Sexual- 
proportion in  der  Bevölkerung,  bei  den 
Geborenen  und  Gestorbenen  in  einigen  über- 
seeischen Ländern. 

Tab.  n.     Die  Sexual proportion  in  der  Bevöl- 
kerung, sodann  bei  den  Lebend^eborenen  und 
Gestorbenen   in   einigen  überseeischen  Staaten 
um  1900. 
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che  auf 
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mmm 

1     io:S 
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iiS 
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1017 
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loS 
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1892  93 
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105 
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ni 
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1899 

göi 

104 

US 
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1899 

1004 

103 

127 

ijueendand     . 

10^9 

804 

los 

179 

Sudans  tralien . 

1899 

905 

106 

nS 

We!?trtustraUeii 

1899 

533 

104 

186 

Tasmanien .    , 

1899 

848 

107 

iiS 

Neuseeland 

1899 

S97 

106 

139 

Für  die  übrigen  Gebiete  ist  nur  die  Sexual- 
proportion in  der  Bevölkerung  bekannt ;  dieselbe 
stellt  sich  folgendermaßen  heraus:  a)  Gebiete 
mit  MännerüberschuÜ:  Amerika  Ver- 
einigte Staaten  von  Nordamerika  (1900)  958 
(weibl.  auf  1000  männl.),  und  zwar:  nördl.  Zen- 
tralstaaten 938,  südl.  Zentralstaaten  961,  westl. 
Staaten  781,  Alaska  3^6,  Hawai  448;  Kanada 
(1891)  964,  femer  1891  Br.  Honduras  935,  Costa- 
rica 985,  Kuba  (1899)  929,  Brit.  Guiana  (1891) 
834.  franz.  Guiana  (1885)  681,  niederl.  Guiana 
il889)  953,  Falklandsinsein  (1890)  647.  — 
Asien  und  zwar  Asiatisches  Rußland  (1897) 
«94,  Japan  (1903)  9£0  (s.  Tab.  II);  Brit.  Indien 
(1901)  963,  und  zwar  Nordwest- Provinzen  937, 
Bombay  937,  Penjab  858,  übriges  brit.  Gebiet 
950,  EiubeJm.  Staaten  943;  Hongkong:  (1889) 
409.  Ceylon  (1881),  876,  C^cbinchina  (1889)  988, 
Philippinen  (teilweise)  ebenso,  Cypern  (1891) 
995.  —  Australien  (1901)  i^07  und  zwar  Vik- 

')  Lebendgeborene  uneheliche  104,  Totge- 
borene überhaupt  111,  Gesaratgeburten  105,6. 
^)  Dieselben  Quoten:  107,  134,  107.  »)  Desgl. 
109,  127,  106.  *)  Die  erste  Jahreszahl  bezieht 
sich  auf  die  Sexualproportion  in  der  Bevölke- 
rung, die  zweite  auf  jene  oei  den  Lebendgeborenen 
und  Todesfällen.  '*)  Registerbevölkerun^ ;  An- 
wesende Bevölkerung  (pop.  resid.)  971,  beidemal 
nur  Japaner. 


tona  989,  Neusüd  wales  908,  Queensland  798, 
Südaustralien  966,    Westaustralien    631,  TiU- 
manien   924,   Neuseeland  903.    Fidschi -Inseln 
(1890)  851,  franz.  Inseln  (1889)  888.  —  Afrika 
Aegypten  (1897)  967,  dagegen  1882  1004,  Algier 
(1896)  891,   1881   Gambia  961,   Sierra    Leone 
940,  Lagos  998,  1890,91  Eapland  990  (Oranie 
FreisUat  Weiße  915,  Schwarze  914,  SüdafriL 
Republik   Weiße   791),    Reunion    (1889)    757 
Mayotte  815,   Mauritius  799.   Betschoanaiand 
728.  —  b)  Gebiete  mit  Weiberüberschuß: 
Amerika,  und  zwar  Mexiko  (1900)  1017:  (1891): 
Venezuela  1043,  Jamaika  1090,  St  Lucia  1063; 
Guatemala  (1893)  1014,  Nicaragua  (1888)  1076, 
Portoriko  (1899)  1018,  Chüe  (1885)  1008,  Dan. 
Grönland  (I888)  1112,  Bermuda  Inaein  (1^ 
1046,  Brit.  West-Indien  (1881)  1060,  fran*.  W. 
(1885)  1022,  Dan.  W.  (1880)  1268,   HoU.  Gew. 
Cnracao  (1889)  1263.  —  Asien  (?)  Cambodscha 
franz.  10^6,  femer  die  Prov.  Madras  1028.  — 
Australien  kein  großes  Gebiet.  —  Afrika 
I  Natal  (1891)  1105,  Senegal  (1889)  1078,  St  Helena 
(1890)    1090,   St  Marie  de  Madagascar  (1888) 
1102,  (Südafr.  Republ.,  Schwarze  1890:   1246). 
:c)  Größere  Gebiete  mit  Gleichheit  der  bei- 
1  den  Geschlechter:  nord-  nnd  südatL  Staaten 
von  Nordamerika  1000,  Prov.  Bengalen  1000. 
I       2.  Die  Faktoren  des  ziffermässigei 
I  Verhältnisses  der  beiden  Geschlechter. 
I  Die  Faktoren  dieses  Yerhältnisses,  n&mlich 
I  seiner    tatsächlichen    Gestaltung    liegen  in 
j  der  Art  und  Weise,  wie  sich  das  QescUechts- 
Verhältnis  einerseits  bei  den  Geborenen  nnd 
I  Verstorbenen  und  andererseits  bei  den  Ein- 
jund    Auswanderungen    herausstellt,    wob« 
die    erstgenannte    Relation    (zwischen   Ge- 
borenen   und    Verstorbenen)    hauptsächlich 
und    in    letzter    Linie    allein    in    Betracht 
kommt,    und   die   zweitgenannte  (zwischen 
I  Ein-  und  Auswanderungen)  niur  örtliche  Ver- 
,  schiedenheiten  hervorzurufen  imstande  ist, 
welche  aber,  wie  namentlich  in  den  Kolonieen, 
!  sehr   beträchtlich   sein   können   uud  durch 
den  Wegzug  auch  im  Heimatlande  bemerk- 
bar werden.    Ein   weiteres,   aus   den  vor- 
I  stehenden   Momenten    abgeleitetes   MomeDt 
ist  der  verschiedenartige  Altersaufbau  der 
I  Bevölkerung;     wo    die    kindlichen    Alters- 
klassen   sehr    stark    besetzt,    dagegen  die 
mittleren  weniger  zahlreich  sind,  tritt  das 
1  männliche  Geschlecht  mehr  hervor,  weil  der 
sich  bei  der  Geburt  zeigende  Männerüber- 
schuß erst  im  Verlaufe  der  Jahre  verloren 
geht ;  dies  gilt  jedoch  nur  dann,  wenn  die 
vVanderbewegung  diesen  Einfluß   nicht  ab- 
'  schwächt.      So    hat    Frankreich    eine   weit 
schwächere    Besetzung    der    Kindesalteß- 
klassen  als  das  deutsche  Volk,  und  doch 
einen    geringeren    Frauenüberschuß,    zum 
I  Teil  deshalb,  weil  in  Frankreich  eine  Zu- 
i  Wanderung   von  Männern   in    volllaräftigem 
Alter  stattfindet,  während  aus  Deutschland 
j  die  Auswanderung  groß  ist. 
!       Das  Gnmdverhältnis,   von  dem  man  bei 
Erklärung  der  tatsächlichen  Sexualproportion 
und  ihrer  Wandlungen  im  Verlaufe  der  Zeit 
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auszugehen  hat,  ist  der  Qberall  vorhandene 
Ueberschuß  des  männlichen  Ge- 
schlechts bei  den  Geburten  (s.  unten 
sub  m.) ;  wenn  wir  dann  denEinfluß  bemessen, 
welchen  die  verschiedene  Sterblichkeit  der 
beiden  Geschlechter  und  sonach  der  sich 
hieraus  ergebende  Altersaufbau,  und  end- 
lidi  die  Öeschlechtsproportion  in  den  Zu- 
und  Wegwanderungen  ausüben,  so  ergibt 
sich  die  Erklärung  fOi*  die  tatsächliche  neue 
Gestaltung  der  Sexualproportion  in  der  Be- 
völkerung in  jedem  späteren  Momente. 
Darin  liegt  auch  der  Weg  angegeben,  auf 
dem  ein  Volk  zu  einer  Verminderung  des 
Weiberüberschusses  ^langen  kann:  die 
Herabminderung  der  Kindersterblichkeit,  wo- 
durch eben  rekitiv  mehr  Knaben  erhalten 
würden  und  die  Verminderung  des  Weg- 
wandems  von  männlicher  resp.  des  Zu- 
wandems  bloß  oder  überwiegend  weiblicher 
Bevölkerung. 

Von  diesen  die  tatsächliche  Gestaltung  der 
Sexaalproportion  in  der  Bevölkerung  bestimmen- 
den Momenten  treten  mitunter  eini^  in  einer 
besonderen  Intensität  anf,  woraus  sich  sodann 
mße  Differenzen  ergeben  So  finden  wir  in 
Städten  mit  Garnison,  in  Gegenden  mit  Berg- 
bau, Hüttenwesen,  große  körperliche  Anstren- 
gxukg  erfordernden  Indnstrieen,  welche  vorwie- 
gend Zuzug  männlicher  Arbeiter  bedingen,  einen 
oft  sehr  großen  Männerüberschuß;  in  Gegenden 
mit  regelmäßigem  We^ug  der  Männer  (oft 
allerdings  nur  für  Zeit)  emen  mitunter  beträcnt- 
lichen  Frauenüberschuß;  in  Städten,  je  nach 
ihrer  Bemfsznsammensetznnfi; ,  bald  das  eine, 
bald  das  andere  Verhältnis,  oogleich  es  scheint, 
daß  die  städtische  Bevölkerung,  die  Wande- 
rungen hin  weggedacht ,  vielleicht  wegen  der 
größeren  männnchen  Sterblichkeit  zn  einem 
größeren  Frauenüberschuß  tendiere  als  die 
ländliche.  Die  Abweichungen  der  Sexualpropor- 
tion von  100  sind  da  mitunter  so  bedeutend,  daß 
sie  20,  auch  30%  ausmachen. 

Es  hat  den  Anschein,  als  besäßen  die 
germanischen  Völker  einen  größeren,  die 
romanischen  einen  kleineren  und  dieslavischen 


Völker  den  kleinsten  Weiberüberschuß,  letzt- 
genannte und  die  Balkanvölker  event  einen 
Männerüberschuß.  Damit  soll  durchaus  nicht 
gesagt  sein,  daß  dies  eine  Volkseigentümlich- 
keit sein  müsse,  es  kann  ebensogut  ein 
Produkt  der  beruflichen  und  sonstigen  kul- 
turellen Besonderheiten  sein,  unter  denen 
ein  Volk  lebt. 

In  Oesterreich  z.  B.'  entfallen  1900  auf 
1000  Männer  Frauen  bei  den:  Deutschen  1042, 
Tschechoslaven  1056,  Polen  1049,  Kuthenen  992, 
Slovenen  lOSO,  Serbokroaten  974,  Italienern  1047, 
Kumänen  982.  Hier  steht  die  Sexualproportion 
der  einzelneu  Sprachstämme  in  Uebereinstimmunj§^ 
mit  jener  des  Gebietes  überhaupt,  in  dem  sie 
mit  anderen  wohnen  und  dessen  komplexe 
Eigentümlichkeiten,  nicht  jene  der  Nationalität, 
da  maßgebend  sind;  so  zeigen  die  Italiener 
einen  beträchtlicheren  Weiberüberschuß  als  die 
Bewohner  des  Königreichs  Italien,  ebenso  wie 
die  ihnen  benachbarten  Slovenen  und  Deutschen, 
mit  denen  sie  die  gleichen  änßeren  Lebens- 
bedingungen teilen.  In  geringerem  Maße  gut 
dies  anch  ftlr  die  Rumänen. 

3.  Seine  Bedeutang.  Die  Bedeutung 
des  Geschlechtsverhältnisses  in  gesellschaft- 
licher und  wirtschaftlicher  Beziehung  liegt 
ganz  vornehmlich  in  seiner  Wichtigkeit  für 
das  Institut  der  Ehe,  speziell  die  Mono- 
gamie, indem  der  Ueberschuß  des  einen 
Geschlechtes  den  Cölibat  für  einen  Teil  des- 
selben bedeutet,  woraus  für  das  weibliche 
Qreschlecht  die  Notwendigkeit  einer  Existenz- 
erhaltung außer  der  Versorgung  in  der  Ehe 
erwächst,  und  ein  derartiges  cölibatäres  Leben 
sozialethisch,  z.  B.  hinsichtlich  der  unehe- 
lichen Geburten  etc.,  von  Belang  wird.  Die 
Wichtigkeit  dieser  Wirkungen  tritt  noch 
mehr  hervor,  wenn  das  Eheschließun^lter 
ein  höheres  ist,  wie  dies  gegenwärtig  in  den 
I  Kulturländern  der  Fall  ist.  Die  Bedeutung 
i  der  Sexualproportion  für  die  monogamische 
'Ehe  wird  jedoch  erst  durch  die  Bedacht- 
nahme  auf  die  Altersstufen  in  das  richtige 
!  Licht  gerückt : 


Tab.  III.    Die  Sexualproportiou  nach  Altersklassen. 


Auf  1000  männliche  treffen  weibliche  Personen 

im  Alter 

von  Jahren 

Deutsches 
Reich 

Oesterreich  !     Ungarn 

Frankreich      England  *) 

Italien 

1900 

1900               1900 

1890               1891 

1901 

0-9 

995 

994       1         996       ;         998       ;        1008 

963 

10—19 

995 

1029 

102 I              999      ;       1007 

999 

20—29 

ioo8 

1023 

1034 

1033 

III9 

104 1 

30-39. 

ioi6 

1037 

1015 

994 

1067 

1047 

40-49 

1055 

1037 

970 

1014 

1078 

1029 

50-69 

1130 

1081 

1000 

1035 

II23 

1033 

60-69 

118$ 

1128 

1013 

1077 

1180 

1036 

70nndmehr 

1273 

1192 

1074 

1105 

1308 

1013 

Im  ganzen 

1032 

1035 

1009 

I022 

1064 

lOIO 

';  Ohne  die  Männer  in  der  Armee  und  Marine. 
Wörterbuch  d«r  Volkswirtschaft.    II.  Aufl.    Bd.  I. 
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Hier  zeigt  sich  die  Sexualproportion  auf  nahezu  ausnahmslose  Hegel,  aber  es  ist 
den  einzelneu  Altersstufen  sehr  verschieden  stellenweise  geringer,  schlagt  sogar  (Rumä- 
durch  die  obengenannten  Faktoren  beein-  nien,  Luxemburg)  vereinzelt  in  einen  Mäd- 
ilußt,  und  zwar  stellt  sich  zu  Beginn  der  chenüberschufi  über,  und  zei^  mehr  Schwan- 
heiratsfähigen Altersklassen  —  nachdem  bis  kungen  als  jenes  der  ehehchen  Lebendge- 
dahin  das  männliche  Geschlecht  zahlreicher  burten.  Die  Altersverhältnisse  der  Eltern 
war  —  ein  .  üeberschuß  des  weiblichen  sind  hier  andere,  und  die  unehelidien  G^ 
Geschlechts  heraus,  der  auch  in  jenen  Ländern  burten  sind  in  weit  höherem  Maße  Erstge- 
vorkommt,  wo  im  allgemeinen  ein  Männer-  burten  als  die  ehelichen;  mag  sich  auch 
Überschuß  obwaltet.  Und  zwar  ergibt,  für  das  Maß  dieses  Einflusses  nicht  genau  be- 
das  Alter  von  20 — 30  Jahren  die  Sexualpro-  stimmen  lassen,  so  liegt  es  doch  nahe,  an- 
portion  in  manchen  Staaten  nahezu  die  Gleich-  zunehmen ,  daß  diese  beiden  Momente  auf 
lieit  beider  Geschlechter,  so  in  Deutschland  die  abweichende  Ghestaltung  des  Sexualver- 
20—25,  25—30  je  1008  weibliche  auf  1000  hältnisses  bei  den  unehelichen  Geburten 
männliche;  Oesterreich  20— 25  1001,  25— 30  nicht  ohne  Einfluß  sein  dürften. 
1047  etc.  Hierauf  folgt  ein  immer  zu-  3,  ßei  den  Tot^burten  zeigt  sich  ein 
nehmendes  üeberwiegen  der  weiblichen  Be-  bedeutendes  Ueberwiegen  des  männlichen 
völkerung  mit  den  ansteigenden  Alters-  Geschlechts,  welches  nind  30  auf  100  l)e- 
klassen.  Es  unterliegt  sonach  für  die  Gegen-  trägt  und  im  allgemeinen  nur  geringen 
wart  und  einzelne  Staaten  (speziell  auch  Schwankungen  unterliegt.  Man  bringt  dies 
Deutschland  und  Oesterreich)  gar  keinem  ^it  der  höheren  Lebensbedrohimg  in  Zu- 
Zweifel, daß  ungeachtet  einer  zahlenmäßigen  sammenhang,  welche  dem  männlichen  Kinde 
Annäherung  der  beiden  Geschlechter  in  der  [^  Momente  der  Geburt,  wie  auch  noch  in 
Altersstufe  von  20—30  Jahren,  dennoch  eine  den  ersten  Lebensjahren  eigen  ist. 
überschüssige  weibliche  Bevölkerung  besteht, 

die  gerade  auch  in  das  I^bensalter  der  Voll-  ,    ^  »äs  GeMhlechteverhÄltnis  der  Kinder 

kraft  fällt,   so   daß   soziales  Zwangscölibat  derselben  Ehe.,  Unter  den  Famdien,  welche 

und  NntwpndifrkPit   «;plh55tÄndiP'Pr  T^bpnKPr-  ^^^^  ^^^  "®^'  Kinder  besitzen,  findet  eine  ganx 

una  iNotwenciigKeit  selbstana  ger  l^oenser-  bestimmte  Verteilung  der  verschiedenen  mög- 

lialtung  als  unabweishche  Folgen  auftreten,  u^j^en  Geschlechtskombinationen  statt    Ist  die 

¥¥T    TW       t3  1       1--1     •     1.  •  j  Anzahl  der  Kinder  eine  gerade  Zahl,  so  sind 

III.  üas  hexnalvernaltnis  bei  den  auch  diejenigen  Familien  am  häufigsten,  welche 

Geborenen.  Knaben  und  Mädchen  in  bleicher  Anzahl  haben. 

1.  Bei  den  Geburten  überhaupt  Hier  Ist  die  Anzahl  der  Kinder  eine  ungerade,  so 
zeigt  sich  durchaus  ein  üeberwiegen  der  kommt  diejenige  Geschlechtskombinatiou  am 
Knibengeburten  über  die  MädchengW^  IX'öVrÄ'Ä^^^ 

welches  im  allgemeinen  o~6  auf  100  be-  ^^^^  «j^ne     Kombination,     bei     welcher    die 

trägt,   bei  einigen  A  olkern  aber  auch  etl^'as  Zahl    der    Mädchen    die    der    Knaben    nm  1 

darüber    liinausgeht,    wobei    jedoch    kaum  übersteigt.     Bei   allen  übrigen  Kombinationen 

10^/0   erreicht   werden   und   höhere  Ziffern  bleiben  die  Eltempaare  häufiger,  welche  mehr 

ganz   exzeptionell   sind.     Dieses   Verhältnis  Knaben,  als  die,  welche  mehr  Mädchen  besitzen, 

der  beiden  Geschlechter  bei  der  Geburt  an-  Am    seltensten    sind   jene   Familien,    die   nur 

dert  sich  infolge  der  erhöhten  Sterblichkeit  Binder  eines  Geschlechts  erzengen,  unter  diesen 

des  männlichen  Geschlechts  bald  (s.  auch  Art  I^ZITJ^  T.%iTiJ'XJ^Zin^^^ 

41.        ,.   ,  1       r»     «11  4.      u  vorbrinfiren.    G eil» J er,  welcher  auf  ömna  sach- 

,  Altersgliederung    der    Bevölkerung"     oben  gischenltfateriales  zu  diesen  Resultaten  gelangt 

b.  8Ufg.)  in  das  entgegengesetzte  m  der  ße-  igt    fügt  diesen  Erörterungen  sodann  den  Satz 

völkerung.    Da  die  Sexual proportion  der  Ge-  bei:  Diese  Verteilung  der  Geschlechtskombina- 

borenen  im  allgemeinen  stabil  ist,  wenigstens  tioneu  ist  dadurch  bedingt,  daß  bei  der  Erst- 

was  deren  Hauptmasse,  die  ehelichen,  anbe-  gebnrt  und  allen  folgenden  Kombinationen  im 

langt,  so  liegt  (von  den  Wandenmgen  abge-  allgemeinen  das  männliche  Geschlecht  in  einem 

sehen)  der  bestimmende  Einfluß  auf  das  ver-  gewissen   wenn  auch  geringen  Vorteile  sich  be- 

schiedene  Geschlechtsverhältuis  in  den  Ge-  Äj^i/ Ä},^!  ^ZT^^^ 
samtbevölkeninge^ 

der  flu-  beide  Geschlechter  verschiedenen  Ab-  5.  ^Die  zeitlichen  Schwankungen  der 
Sterbeordnung ;  ist  die  Sexualproportion  der  Sexnalproportlon.  Diese  Schwankungen  sind 
( f  eburten  exzeptionell  hoch,  so  vermag  sie  die  im  allgemeinen  nicht  erheblich,  obwohl  in  groOeren 
Einwirkungen  der  Abstorbeordnung  zu  über-  Zeiträumen  Zu-  und  Abnahmen  aus  örtuch  ver- 
winden und  den  Männerüberschuß  in  der  schiedenen  Ursachen  vorkommen.  In  mehreren 
Bevölkerung  festzuhalten  (Griechenland;  über  wichtigen  Ländern  schemt  die  Sexualprppoition 

die  Ursiichen  der  Sexuali)roportion  bei  den  ^"  ^«"  ^^^w^-PTk^'^Lh'^*  ^V^''^\T'' 

/v.v„„4.^«  ..    ,,»f^«  c,„v   A' V  geringeren  Weiberüberschnß  ergeben  ZU  haben. 

Geburten  s.  unten  sub  } .).  f^  Frankreich  bemerken  vih  eine  entschie-. 

2.  Bei  den  unehelichen  Geburten  ist,  teuere  Gestaltung:  die  Sexualproportion  in  der 
wie  die  obiKO  Tabelle  zeigt,  das  Leber-  Bevölkerung  zeigte  zu  Anfang  des  19.  Jahrb. 
wiegen  der  Knabengebuilen  zwai'  auch  die  eine  ziemliche  Hone  (1075)  und  sank  dann,  aller- 
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dings  mit  kleinen  Schwankungen  bis  1866  (1002), 
worauf  dann  wieder  eine  (unregelmäMge)  kleine 
Zunahme  bis  auf  den  Stand  yon  1886  (1007) 
eintrat,  die  sich  aber  gegen  1891  wieder  ins 
Gegenteil  verändert  hat;  1901  betrug  das  Ver- 
hältnis 1022.  Diese  Bewegung  ist  zum  größten 
Teil  durch  die  Sexualproportion  der  Geborenen 
bedingt,  welche  zu  Anfang  des  19.  Jahrb.  1068 
ausmachte  und  von  da  bis  zum  Ende  des 
Jahrb.  auf  1045  sank  (mit  Unterbrechung  durch 
eine  Steigerung  von  1871/75);  in  den  letzten 
20  Jahren  ist  dieses  fortgesetzte  Sinken  des 
Knabenüberschusses  in  der  Qeburtenrelation 
durch  die  Einwanderung  männlicher  Personen 
teilweise  verdeckt  worden. 

Im  Deutschen  Reiche  und  in  Oester- 
reich  hat  sich  der  WeiberüberschuO  in  der 
Bevölkerung  seit  1885  resp.  1880  merklich  ver- 
mindert. (Tab.  IV].  In  diesem  Zeiträume  hat 
sich  der  Knabenttoerschuß  bei  den  Geburten 
vermindert,  dagegen  der  Männerüberschuß  bei 
den  Sterbefällen  (m  höherem  Maße)  vermehrt; 
die  Ursache  des  Herabgehens  des  Ueberwiegens 
der  weiblichen  Bevölkerung  dürfte  daher  nur 
einer  erheblichen  Zunahme  der  Auswanderung 
von  Frauenspersonen  zuzuschreiben  sein.  In 
der  Tat  überwiegen  die  Frauen  im  letzten  De- 
zennium des  19.  Jahrb.  in  der  Familienaus- 
wanderung, ebenso  wie  ihr  Anteil  an  der  Ein- 
zelauswanderung im  Ansteigen  begriffen  ist. 

Tabelle  IV.     Zeitliche  Schwankungen  in  der 

Sexualproportiou  der  Bevölkerung  im  Deutschen 

Reiche  und  in  Oesterreich. 


Auf  1000  männliche  Personen 

kommen  weibliche  nach  der 

Staaten 

Volkszählung  von 

1871  1880  1885  1890 1 1900 

Deutsches  Reich 

1037  1039  1  1043  1  1040  1032 

Preußen 

1029  1033  1038 ,  1037  103 1 

Bayern 

1053   1049  1054  i  1049  1040 

Sachsen 

1047  1057  1063  i  1059 

1057 

Württemberg 

1076  1  1071  '  1077  1  1074 

1061 

Baden 

105 1  1  1052  1 1048  1  1045 

1017 

Oesterreich 

1041M:  1047  1  —  1  1044 

1035 

IV.  Die  Sexnalproportion  der 
Gestorbenen. 

Von  der  Sexualproportion  der  Gestorbenen 
wird  im  Art.  „Sterblichkeit"  unter  dem  Ge- 
sichtspunkte  der  verschiedenen  Absterbe- 
onlnung  der  beiden  Geschlechter  gesprochen 
werden.  Nach  den  in  der  obigen  Tabelle  I 
mitgeteilten  Ziffern  ist  zu  ersehen,  daß  in 
den  Ländern  mit  Weil:»erüberschuß  in  der 
Bevölkenmg  der  Ueberschuß  des  männlichen 
Geschlechts  bei  den  Todesfällen  in  mehreren 
Ländern  (insbes.  im  Deutschen  Reiche)  größer 
ist  als  der  Ueberschuß  des  männlichen  Ge- 
schlechts bei  den  Geburten.  Bei  nicht 
wenigen  anderen  Ländern  aber  gilt  gerade 
das  entgegengesetzte  Verhältnis  (Ungarn,  i 
Schottland,  Irland,  Schwederf,  Norwegen,  1 
Spanien);  beiden  restlichen  endlich  (Oester- , 
reich,  Italien)  zeigt    sich   keine   V>esondere 

»)  1869.  I 


Differenz.  In  den  Balkanländem  geht  der 
M&nnerüberschuß  in  der  Bevölkerung  mit 
einer  Sexualproportion  der  Sterbefälle  Hand 
in  Hand,  welche  abgesehen  von  Rumänien 
kleiner  ist  als  jene  der  Geburten.  Dort 
wo  sich  die  Sexualproportion  in  der  Be- 
völkerung aus  der  Differenz  in  den  Sexual- 
proportionen bei  den  Geburten  und  Sterbe- 
ßUlen  nicht  ergibt,  liegt  die  Aufklärung  zum 
Teil  in  mangelhaften  Registrienmgen,  zum 
Teil  in  der  Wanderbewegung. 

V.  Theorieen  über  die  Sexnalproportion 
nnd  ihre  Ursaclien. 
1.  Anf  empirischer  GnmdiaM  unter 
Anwendung  der  statistischen  Methode. 

Daß  der  springende  Punkt  des  Problems  die 
Sexualproportion  der  Geborenen  sei,  steht 
bei  allen  Forschem  fest,  und  deshalb  wandte 
sich  das  Interesse,  nachdem  die  Tatsachen 
in  ihren  allgemeinen  Umrissen  bekannt 
geworden  waren,  sofort  diesem  Punkte  zu. 
Der  erste  Lösungsversuch  stammt  von 
Hofacker  (1828)  und  imabhängig  hievon 
von  Sadler  (1830)  her,  wonach  das  Alter 
der  Eltern  insofern  das  Geschlecht  bestimme, 
als  bei  ttberwiei^ndem  Alter  des  Vaters 
mehr  Knaben,  bei  überwiegendem  Alter  der 
Mutter  mehr  Mädchen  geboren  wtlrden.  Diese 
Theorie,  welche  von  Quetelet,  Wappäus 
Goehlert,  Legovt  u.  a.  gebilligt,  von 
anderen  (Stieda,  Schumann,  Breslau 
usw.)  auf  Grund  größeren  Ziffernmaterials 
aus  Norwegen,  Elsaß-Lothringen  verworfen 
bezw.  widerlegt  wurde  und  im  allgemeinen 
auf  unzulänglichem  Ziffemmaterial  beruhte, 
gilt  heute  als  überwimden.  Doch  wirkt 
die  Verwendung  des  Altersmomentes  in  den 
Erklärungsursachen  immer  noch  nach,  inso- 
fern das  Alter  doch  nur  als  Ausdruck  für 
die  größere  oder  geringere  Kraft  des  einen 
oder  anderen  Eheteiles  anzusehen  ist  Jetzt 
gehen  die  Lösungsversuche  von  dem  Grade 
der  Erzeug\mgsfähigkeit  der  Eltern  aus, 
wobei  wieder,  wie  schon  von  Hofacker, 
eine  Vererbung  des  Geschlechtes,  und  zwar 
z.  B.  des  f^geren  Teiles  angenommen 
wird,  wie  namentlich  von  Schumann. 
Doch  ist  gerade  im  Gegenteile  Kollmann 
der  Ansicht,  daß  nur  das  Alter  des  Vaters 
von  Einfluß  sei,  so  zwar,  daß  im  jugend- 
lichen und  höheren  Alter  desselben  die 
Wahrscheinlichkeit  der  Knaben^burten 
größer  sei.  Diese  Ansicht  bestätigt  jene 
Düsings,  der  in  den  preußischen  Ge- 
stüten die  Beobachtung  gemacht  hat,  daß, 
je  mehr  der  männliche  Teil  geschlechtlich 
in  Anspruch  genommen  wurde,  um  so  mehr 
männliche  Individuen  erzeugt  werden :  ähn- 
liche Resultate  ergibt  die  Methode  des  ameri- 
kanischen Viehzüchters  Fi«iuet  hinsichtlich 
der  Stiere.  Nach  R  i  c  h  a  r  z  liegt  der  Schwer- 
punkt  des  Zeugungsprozesses  beim  Weibe 
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und  es  entsteht  ein  Knabe,  wenn  die  mütter- 
liche Ijeistungsfähigkeit  besonders  hoch  ist, 
denn  das  männliche  (Schlecht  stelle  die 
höchste  Entwickelungsstufe  dar. 

Neben  diesen  Ansichten  sind  dann 
Lösungsversiiche  auf  biologischer  Grund- 
lage zu  verzeichnen,  wie  z.  B.  jene,  daß 
das  Geschlecht  schon  in  den  unbefruchteten 
Keimen  bestimmt  sei  und  diese  der  Zahl 
nach  etwa  in  der  Proportion  des  Sexual- 
verhältnisses der  Geburten  vorhanden  sind. 
Oder  es  wird  behauptet,  daß  sich  das  Ge- 
schlecht erst  während  der  Schwangerschaft 
bestimme,  z.  B.  gemäß  den  Emährungs- 
verhältnissen  der  Mutter  (Floß  und  andere) 
oder  endlich,  daß  die  gröfiiere  oder  geringere 
Reife  des  Eies  für  das  Geschlecht  maß- 
gebend sei  (Thury)  u.  dgl.  m. 

Bisher  scheint  der  statistische  Weg  am 
weitesten  zum  Ziele  geführt  zu  haben, 
während  die  meisten  der  anderen  Theorieen 
vom  Vorwurfe  eines  gewissen  Mystizismus 
nicht  freigesprochen  werden  können. 

2.  Theologische,  teleologische  bezw. 
sozialphilosophische  Ansichten.  Der 
Schöpfer  der  deutschen  Bevölkenmgsstatistik, 
Süß  milch,  findet  die  „göttliche  Ordnung" 
zum  großen  Teil  auch  in  dem  Gleichgewicht 
der  beiden  Geschlechter  begründet;  aller- 
dings kennt  er  wohl  schon  die  Sexual- 
Sroportion  der  Geborenen,  ebenso  aber  auch 
as  raschere  Absterben  der  Knaben  in  den 
ersten  Jahren  und  spricht  davon,  daß  „von 
dem  allerweisesten  Schöpfer  eine  Präexistenz 
aller  Samen  angeordnet  sei^^  (s.  die  oben 
erwähnte  Ansicht  von  dem  Yorherrschen 
des  männlichen  Geschlechts  schon  im  Keime) 
und  hilft  sich  über  die  Tatsache  des  üeber- 
wiegens  des  weiblichen  Geschlechts  auch 
im  Heiratsalter  damit,  daß  hierdurch  Wieder- 
verheiratungen von  Witwern  möglich  werden. 
Von  späteren  Statistikern  wurde  dann  eine 
mit  den  Tatsachen  allerdings  nicht  überein- 
stimmende numerische  Gleichheit  der  Ge- 
schlechter gerade  um  die  Zeit  des  Heirats- 
alters angenommen.  A.  v.  Oettingen  er- 
weitert diese  teleologische  Auffassung  zur 
Lehre  vonder  Kompensationstendenz, 
welche  dahin  geht,  daß,  im  Falle  das 
Zahlenverhällnis  der  beiden  Geschlechter 
durch  irgend  welche  Vorfälle  (Kriege  etc.) 
erheblich  gestört  werde,  z.  B.  durch  große 
Verluste  von  Personen  männlichen  Ge- 
schlechtes, die  Tendenz  bestehe,  die  Störung 
durch  entgegengesetzt  wirkende  Umstände 
zu  beheben;  sind  z.  B.  große  Verluste  im 
männlichen  Teil  der  Bevölkerung  erfolgt, 
so  stelle  sich  durch  ein  darauffolgendes  er- 
höhtes üeberwiegeu  der  Knabengeburten 
über  die  Mädchengebmlen  allmählich  der 
frühere  Zustand  wieder  her.  Ebenso  zeige 
sich,  daß  bei  großem  Weiberüberschuß  „die 
männliche  Bevölkerung  sozusagen  geschont 


wird",  weil  weniger  Männer  und  mehr 
Weiber  sterben  als  sonst  Diese  Theorie 
von  der  Kompensationstendenz  —  die  eine 
Verwandtschaft  mit  den  Grundanschauungen, 
Düsings  besitzt  —  hat  entschiedenen  Wider- 
spruch gefunden  (Platter,  Bücher)  und 
zwar  sowohl  hinsichtlich  ihrer  ziffermäfiigen 
Grundlagen  als  auch  hinsichtlich  ihrer  teleolo- 
gischen Seite.  Die  zilfermäßigen  Grundlagen 
werden  sich  dort,  wo  diese  Erscheinung  zutage 
tritt,  erst  erklären  lassen,  wenn  die  Ursachen 
der  Sexualproportion  der  Geborenen  mehr  auf- 
gehellt sind.  Daß  z.  B.  nach  einem  Kriege 
mehr  Knaben  als  Mädchen  geboren  werden 
als  sonst,  dürfte  vielleicht  damit  zusammen- 
hängen, daß  nach  einem  Kriege,  der  einen 
Teil  b^timmter  Altersklassen  iünweggerafft 
hat,  andere,  etwa  höhere  Altersklassen  oder 
minder  lebenskräftige  Personen  zur  Ehe 
schreiten,  die  dies  sonst  vielleicht  nicht 
täten.  Daß  bei  größerem  Weiberüberschuß 
die  Sexualproportion  der  Gestorbenen  mehr 
zu  Ungunsten  des  weiblichen  Geschlechts 
steht  als  sonst,  kann  darin  bekundet  sein, 
daß  unter  solchen  sozialen  Verhältnissen 
die  Berufstätigkeit  und  Lebensla^  des 
weiblichen  (Jeschlechtes  eine  schwierigere 
ist  als  dann,  wenn  der  Weiberübersdiuß 
klein  ist. 

Es  wird  nur  schrittweise  möglich  sein, 
der  Lösung  dieses  Problemes  näher  zu 
kommen,  wozu  Statistik,  Biologie,  Physiologie 
und  Wahrscheinlichkeitsrechnung  noch  viel 
beizutragen  haben  und  jede  Mystik  fem- 
gehalten werden  muß. 
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dcui  GeschUchtsverhOUnu   der  Geborenen  bei  an-  ZwangSgenOSSen Schaft.       Das    ganze    mittel- 

''Ji'^^^o.J^^''T  ^  ?^^'^:,.^!^^.r?^  alterliche  Leben  fußte  auf  solchen  Korpo- 

Diss.  1877.   -  a    Herrl,    Ueber  die  StabütUU  «-tionpn  dpr  Stand asjo-ptiaorpti       Tp  mphr  mnh 
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Freib.  Diss.  1884.  -  E.  Nagel,  Das  G^chlechu^  ^  ^^^  Stelle  der  zertrümmerten  Privilegien 
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Diss.  1880.—  Räuber,  Der  Ueberschuß  der  Gewerbeorganisation  ZU  einer  rücksichtslosen 

Knabengeburten,   Leipzig  1900.  —  Derselbe,  Interessenwirtschaft ,    getragen    von    einem 

Zur  Kenntms  des  Geschleehtsverhältnisses  bei  einseitigen  Familien nepotismus ,  entwickelte 

MehrUngsgeburten,    tn    Mayrs   Archtv  1896,    S.  (^^j     f^     „Zünfte"),     ]e     meh^    endUch    in 

W.  Lexis,  Das  Geschiechtsverhältnü  der  Ge-  ^^^^n  Gewerben  der  kapitalistische  Betrieb 

bi^renen    und    die    Wahrscheinlichkeitsrechnung,  Anwendung    fand     und    damit    die    soziale 

Jahrb.  f.  Xat.  u.  Stat.,  Bd.  27,  S.  209 fg.  —  Kluft  zwlscheu  Meistcm  Und  Gesellen  er- 

Derselhe,  Zur  Theorie  der  Massenerscheinungen,  weiterte,    desto   mehr  verschärften    sich  die 

Freiburg  1877,  S.  64  fg.,  und  Ueber  die  Theorie  Interessengegensätze  zwischen  Meistern  und 

der  StabüiUit  statutischer  Reihen,  Jahrb.  f  Nai.  Gesellen.     Die   Ökonomische  Ent Wickelung, 

u.St^t.,Bd32,s.6ofg.---A.Gei^ier,Bei^  ^^1^1^^    ^i^   Meister    ZU   festgeschlossenen 

trage  zur  I')rage  des  GeschUchUverhäUntsses  der  yp^j.UKj.Aan  der  Arbeit^ber  zusammenführte 

Gebi^renen,  Zeüschr.  des  Stichs,  stat.  Bur.,  XXXV,  ^ ^roanaen  oer  Aroeiigeoer  zusanimeniunne, 

Heft  1,  s.  -  Westergaard,   Grundzüge  der  erzeuffteauf  der  anderen  Seite  den  Zusammen- 

Theorie  der  Statistik,  Jena  1890,  S.S9.—J.  Lehr,  schluß  der  Gesellen  ZU  lokalen  und  mter- 

Zur  Frage  der  Wahrscheinlichkeü  weibl.  GeburUn,  lokalen  Organisationen,  deren  hauptsächlichste 

Zeiuchr.  f.  Staatsw.,  1889,  S.  172  fg.,  524  fg.  Waffen  die  Verruf serklarung(das„Schmahen", 

Rteharz,   Ueber  Zeugung  und  Vererbung,  ,,Schellen",  „Auftreiben"),  der  Streik  und  der 

Bonn  1880.  —  J'anke,    Die  Vorausbestimmung  Boykott  waren. 
des  Geschlechtes  beim  Rinde,  ;i.  Aufl.,  Berlin  1881. 

—  Derselbe,    Die  willkürliche  Hervorbringung  2.  Geschichte  der  G.    Da«  mittelalterliche 
des  Geschlechtes  bei  Menschen  und  Haustieren,  Leben   basierte    auf   der    genossenschaftlichen 
Berlin  und  Leipzig  1887.  —  DUsing,  Die  Re-  Assoziation.    Die  Zugehörigkeit  zu  einer  Kor- 
gulierung  d.  Geschleehtsverhältnisses  bei  Menschen,  poration   war   die  Voraassetzonff  für  die  wirt- 
Tieren  u.  Pflanzen  usw.,  Jena  1884.  —  Derselbe,  schaftliche  und  gesellschaftliche^tätigong  der 
IHe  Regulierung  des  Geschleehtsverhältnisses  bei  Einzelpersönlichkeit.       Die    G.     waren     Korpo- 
den  Pferden,  Thiels  Landw.  Jahrb.  1887,  S.  699 fg.,  rationen    der   Gesellen.     Ursprünglich    waren 
1888,  S.  S73.  —  E.  Nagel,    Von  welchen  Be-  diese  Organisationen  kirchliche  Brüderschaften, 
dingungen    hängt   das    Geschlechtsverhältnis    der  die  neben   der  Befriedigung   religiöser   Bedürf- 
yachkommen   bei    Tieren   abf    Wiener   landw.  nisse    anch    charitetive    Aufgaben    (Ejranken-, 
Ztg.,  1879.  Armen-  und  Begräbniskassen  und   verwandte 
Süsgmtlchs  Göttl.  Ordnung,  4.  Aufl.,  Berlin  Einrichtungen)  erfüllten.    Kirche  und  Meister- 
1775.  —  A.  V.  Oettingen,  Moralstatistik,  3.  Aufl.,  Schaft  begln8ti|^n  anfänglich   diese   Brüder- 
Erlangen  1882,  S.  50 fg.  —  Dazu  J.  Platter,  Schäften,  und  die  ihnen  verliehene  Gerichtsbar- 
OeUingens    Atugleichstendenz    der   Geschlechter,  keit  und  Strafgewalt,  Ursprünglich   auf  kirch- 
Stat.Monatsschr.,Wien,JX,S.83fg. — Wappäus,  liehe  und  ethische  Aufgaben  b^hränkt,  gaben 
Bevölkerungsstatistik  II,  S.  156  fg.,  und  alle  Lehr-  allen  Seiten  wiUkommene  Mittel  ab,  den  Geist 
und  Handbücher  der  Bevölkerungsstatistik.  —  der  Disziplin  imd  Stendesehre  ZU  fördern.    Auf 
W.  Lexis,  Art.  „Geschlechtsverhältnis  der  Ge-  dem  Hintergrunde  der  kirchlichen  Oreanisations- 
borenen  u.  Gestorbenen**,  H.  d.  St.,  2.  Aufl.,  formen  der  „Knechte''  —  SO  hießen  die  GeseUen 
Bd.  IV,  S.  177 fg.  —  A.  Wagner,  Grundlagen  bis  ins  15.  Jahrh.  hinein  —  entwickelten  sich 
der  Volksic,  S.  Aufl.,  Leipzig  1893,  S.  598 fg.  —  nach  und  nach  weltiiche.  wirtscbaftspolitische, 
G.  r.  Mayr,  Bevölkerungsstatistik,  S.  186 fg.  Bestrebungen.  Die  Grenzlinien  verwischten  sich 
Ueber  das  einschlägige  ZiffemnuUerial  vgl.  die  indessen  bald,  immer  mehr  trat  der  Charakter 
bei  Artt.  „Ehe,  Eheschließung  (Statistik)"  (oben  der  ökonomischen  Interessengemeinschaft  hervor, 
S.  679)  und  „Geburten**  (oben  S.  9S6)  zitierten  das  Konfessionelle  in  den  Gesellenschaften  trat, 
Quelle ntrerke,  Handbücher  ns^c.      Mf schier,  besonders  unter  den  nachhaltigen  Wirknnffen 
der  Reformation,    zurück,   und  ans  der  ehe- 
maligen Wirksamkeit  blieb  nur  noch  ein  Nieder- 
OeSellenTerbailde.  ^^^  ^^?  harmlosen  AeulierUchkeiten  zurück, 
t    -n      .2r    o  7!     i_.  .^     j  ^  der  das  eigentiiche  Wesen  der  Vereinigungen 
1.  Begnff.    2.  Geschichte  der  G.  als  zielbewußte,  rücksichtslose  und  fest  organi- 
1.    Begriff.      G.,   auch   Brüderschaften,  sierte  Vertretungen  der  Arbeitnehmer  nicht  zu 
(iesellenschaften,  Gesellenladen,  Sodalitäten,  verdecken    vermochte.     Der   Mittelnunkt    der 
in  Frankreich  „Compagnonnages"   genannt,  Verbände  der  Gesellen  war  ihr  Klubhaus,  die 

neCuSlTSÄ^^  Ä;^ntt';?lÄt^ 

nehmung  ihrer  gesellschaftlichen  und  öko-  Oesellenordnnng ;  ihre  dort  exekutierte  Gerichte- 

nomischen  Interessen  den  m  den  Zünften  barkeit,  die  den  Korpsgeist  drillte,  war  durch 

organisierten  Meistern   gegenüber.     In    der  Jahrhunderte  hindurch  der  GegensUnd  erregter 

Zunftorganisation  war  jedes  selbständig  be-  Kämpfe  zwischen  den  Gesellen  auf  der  einen 
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Seite,  den  Meistern  nnd  dem  städtischen  Begfi- 
ment  anf  der  anderen  Seite.  Frühzeitig  führten 
die  Bestimmungen  des  Arbeitsvertrages,  die 
Lohnfrage,  die  Re^einng  der  Arbeitszeit  nnd 
der  Arbeitsvermittelung  zn  Konflikten  zwischen 
Meistern  nnd  Knechten.  Es  kam  zn  Arbeits- 
einstellungen nnd  Aussperrungen,  und  immer 
mehr  nahm  die  Politik  der  6.,  besonders  nach- 
dem sie  sich,  ebenso  wie  die  Meister,  zn  inter- 
lokalen Kartellverbänden  mit  Haupt-  nnd  Neben- 
laden zusammengeschlossen  hatten,  die  Formen 
der  ^ewerkvereinlichen  Klassenkämpfe  an,  deren 
Aktion  durch  den  auch  hier  proklamierten 
numerus  clausus  und  freimaurerähnliche  Ge- 
heimzeremonielle im  Sinne  der  Klassensolidarität 
unterstützt  wurde.  Die  ersten  Kämpfe  der  G. 
reichen  weit  zurück;  enerfi^ischer  setzen  die 
Emanzipationsversuche  im  14.  Jahrh.  ein.  In 
der  zweiten  Hälfte  des  15.  Jahrh.  setzten  die- 
selben ihre  Rezeption  in  der  bürgerlichen  Ge- 
sellschaft durch  und  bis  etwa  zur  Mitte  des 
16.  Jahrh ,  wo  das  Gesellenrecht  kodifiziert  und 
damit  zu  einem  legalen  Bestandteil  der  städti- 
schen Gewerbeverfassunff  gemacht  wurde, 
dauerte  die  Blüte  der  Verbände. 

Mit  der  wirtschaftlichen  Revolution  des  Re- 
formationszeitalters verschlechterte  sich  die  öko- 
nomische Lage  der  Gesellen  ebenso  wie  die  der 
Meister.  Eine  schleichende  wirtschaftliche  Krisis 
führte  zu  einer  Verschärfung  der  engherzigen 
Privilegienwirtschaft ,  und  es  trat  damit  eine 
Stagnation  in  der  Fortentwickelnng  der  G.  ein. 
Auch  die  öffentlichen  Gewalten  griffen  ein,  nnd 
wo  sie  Mißbräuche,  die  aus  der  Arbeitsvermitte- 
lung und  der  eigenen  Gerichtsbarkeit  der  Ge- 
sellen in  bedenklichem  Umfange  sich  entwickelt 
hatten,  bekämpften,  schmälerten  sie  indirekt 
das  Koalitionsrecht.  Die  Periode  der  Stag- 
nation, ausgefüllt  durch  zahlreiche  erfolglose 
Reichstagsabschiede,  dauerte  bis  ins  17.  Jahrh. 
hinein.  Gleichzeitig  ging  das  gesamte  Zunft- 
wesen mehr  nnd  mehr  zurück.  Die  neue  Zeit, 
mit  ihrem  Aufschwung  der  Mannfakturen, 
unterstützt  durch  die  merkantilistische  Staats- 
politik, brach  an.  Es  war  dem  18.  Jahrh.  vor- 
behalten, das  Endziel  der  Reform  „die  Umge- 
staltung des  Arbeitsrechts  der  Gesellen  im  Sinne 
ihrer  Unterordnung  unter  Polizei,  Meister  und 
den  ruhigen  Gang  der  Geschäfte"  (S  c  h  m  o  1 1  e  r) 
anzubahnen.  Das  Reichsgntachten  von  1672, 
das  aber  erst  1726  publiziert  wurde,  und  damit 
zum  gewerbepolitischen  Grundgesetz  für  das 
18.  Jahrh.  wurde,  versuchte  den  G.  ihre  Ge- 
richtsbarkeit zu  nehmen  und  setzte  Vermfser- 
klärungen,  Kontraktbruch  und  Arbeitseinstel- 
lungen unter  Strafe.  Immer  häufiger  wurden 
die  (Tcsellenrevolten  und  immer  bedrohlicher 
wurde  das  Gebaren  ihrer  durch  die  Lockerung 
der  Disziplin  verlotterten  Verbände,  so  daü  man 
nicht  mit  Unrecht  das  18.  Jahrh.  das  „Jahr- 
hundert der  wüsten  und  ziellosen  Gesellenauf- 
stände" genannt  hat.  Die  Reichsgesetzgebung 
zeigte  sich  wie  auf  so  vielen  Gebieten  auch 
gegenüber  der  Entartung  der  zünftischen  Ver- 
fassung machtlos.  Unter  Preußens  Führung 
schritten  deswegen  die  Einzelstaaten  zur  Re- 
form des  fTewerberechts.  Das  Reichsgesetz  von 
1781  bot  ihnen  hierbei  die  notwendige  Grund- 
lage. Es  hatte  das  Koalitionsrecht  im  Prinzip 
bereits  erschüttert,  durch  das  entschlossene  Vor- 
gehen einer  Reihe  von  Territorialstaaten  wurde 


es  nach  und  nach  allenthalben  tatsächlich  be- 
seitigt. So  löste  sich  die  alte,  morsch  ge- 
wordene Wirtschaftsordnung  an  allen  Ecken 
nnd  Enden  auf,  und  damit  schwanden  die  Exis- 
tenzbedingungen der  G.,  die  in  ihrer  Blütezeit 
die  starken  Träger  einer  Interessenvertretung 
der  Arbeiterschalt  gewesen  waren. 

Am  längsten  haben  sich  die  G.  (Compa^n- 
nages)  in  Frankreich  gehalten ;  trotz  zahWcher 
Verbote  bestanden  sie  als  Geheimbttnde  weiter, 
die  in  den  Revoiutionsjahren  vorübergehend 
offen  in  die  Erscheinung  traten.  Die  Compag- 
nonnage  hat  in  Frankreich  bis  in  unsere  Tage 
weiter  bestanden,  nnd  in  mehreren  Gewerben 
läßt  sich  der  Zusammenhang  zwischen  den 
alten  G.  und  den  modernen  Gewerkschaften  mit 
Sicherheit  nachweisen. 

Vgl.  Artt.  „Arbeitseinstellungen''  (oben 
S.  178  fg.),  ,,Gewerkvereine" ,  „Koalition  nnd 
Koalitionsverbote",  „Zünfte". 
Literatar :  Schmiz,  Zur  Geschichte  d^r  deiU^chen 
Gesellenverbände ,  1877.  —  SehmoUer,  Gt- 
schichte  der  deutschen  Kleingewerbe,  1870.  — 
Deraelbe,  Die  Straßtnirger  Tücher-  und  Weher- 
zunft, 1879.  —  Derselbe,  Forschungen  zur 
brandenburgischen  und  preußischen  Geschichte, 
Bd.  1.  —  Schönberg f  Zur  u*irtschaftlicken  Be- 
deutung des  deutsehen  Zunftwesens,  Jahrb.  für 
Nat.,  Bd.  9,  S.  Ifg.  —  Schönlank,  Zur  (k- 
schichte  des  altnümbergischen  Geseüenwesent, 
Jahrb.  /.  Xat.,  N.  F.,  Bd.  19,  S.  SS7 fg.  — 
Moritz  Meyer,  GeschichU  der  preußischen 
Handwerkerpolitik,  Bd.  1,  I884.  —  Srhöntnnk, 
Art.  „Gesellenrerbände*',  3.  Aufl.,H.  d.  St.,  Bd.  JV, 
S.  183  fg.  —  Stieda,  Zur  Geschichte  des  deutschen 
Gesellenwesens,  Jahrb.  f.  Sät.,  Bd.  SS,  S.  SS4fj. 
—  Stahl  f  Die  Arbeiterassoziationen  in  Ver- 
gangenheit und  Gegenwart,  1867.  —  heria, 
Gewerkvereine  und  Untemehmerrerbände,  Sehr, 
des   Vereins  für  Si)tviJpolitik,  Bd.  17. 

Biermer. 


OesellenTereine. 

Seitdem  die  Kirche  und  die  kirclilichen 
Parteien  begonnen  haben,  zu  den  moderoen 
soziden  Fragen  aktiv  Stellung  zu  nehmen 
und  die  lohnarbeitenden  Klassen  vor  den 
Einflüssen  der  sozialdemokratischen  Prooa- 
ganda  zu  bewaliren  zu  suchen,  liat  sich  das 
V  ereinswesen  auf  religiössittlicher  Grundlage 
zimehmend  entwickelt.  Besonders  die  katho- 
lische Kirche  in  Deutschland,  hinter  der 
eine  machtvolle  politische  Organisation  steht, 
rief  zalülose  Vereinsbildungen  und  Verl)ände 
auf  christlich-sozialer  Grundlage  ins  Leben. 
Aber  auch  die  evangelisch-sozialen  Richtungen 
schufen  zalüreiche  Vereine  der  Art  für  die 
unteren  Klassen.  Es  lag  in  der  Natur  der 
Sache,  daß  man  besonders  unter  denjenigen 
Teilen  der  gewerblichen  Arbeiterschaft,  die 
der  Sozialdemokratie  noch  nicht  verfaulen 
waren,  zu  wirken  suchte,  d.  h.  unter  den 
Lehrlingen,  Handwerksgesellen,  Handlungs- 
geliilfen  und  landwirtschaftlichen  Arbeitern. 
Erst  viel  später  trat  man  mit  einem  Gegen- 
programm unter  die  großindustrielle  Arbeiter- 
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8chaft,  kämpfte  gegen  die  Sozialdemokratie 
und  suchte  ihr,  auch  in  den  gewerkverein- 
lichen  Kämpfen  der  Neuzeit,  durch  die 
Gründung  eigener  Arbeitervereine  Konkiurenz 
zu  machen. 

Das  katholisch-soziale  Vereinswesen  ist 
n\Ji  ein  Zweig  des  gesamten  katholischen 
Vereinswesens  überhaupt.  Besonders  erfolg- 
reich waren  diese  Bestrebungen  auf  dem 
Gebiete  der  Handwerks,  wo  die  katho- 
lische Zentnimspartei  auch  in  nicht  katho- 
lischen Kreisen  als  die  Vorkämpferiu  zünftiger 
Reformen  anerkannt  ist.  Neben  zahlreichen, 
unter  kirchlicher  Oberleitung  straff  organi- 
sierten, Meistervereiuen  und  Innungen  wurden 
Vereine  der  Gesellen  gegründet,  die  heute, 
besonders  im  Westen  imd  im  Süden,  zu 
großen  Verbänden  vereinigt  wurden  imd 
über  zaldreiche  Einrichtungen  für  Fortbildung 
und  Unterstützung  verfügen. 

Der  Gründer  und  erste  Generalpräses 
der  katholischen  G.  ist  der  „Vater"  Adolf 
Kolping  (1813—1865),  der  ursprünglich 
selbst  Handwerker,  später  Priester  in  der 
Kölner  Erzdiözese  war  und  durch  seine 
populäi-e  Persönlichkeit,  die  unterstützt  wurde 
diut^h  ein  großes  Organisationstalent  schon 
im  Jahre  1846  im  Verein  mit  Meistern  den 
ersten  G.  in  Elberfeld  gründete.  Nach  Köln 
als  Domvikar  berufen,  schuf  er  dort  einen 
zweiten  Verein  in  Verbindung  mit  einem 
Hospiz,  und  schon  1853  bestanden  300  G.,  die 
sich  auf  fast  alle  deutschen  Staaten  verteilten. 

Durch  die  Ereignisse  der  70  er  Jahre 
wurde  die  katholische  soziale  Vereinsbewegung 
zeitweilig  in  ihrem  weiteren  Ausbau  gehemmt, 
und  auch  die  G.  kamen  nicht  recht  vorwärts. 
Während  aber  der  Verband  der  G.  ursprüng- 
lich mit  der  politischen  Partei  nur  sehr  lose 
Beziehungen  unterhielt,  schwenkte  er  Mitte 
1870  vollständig  in  ihr  I^ager  über,  und 
wenn  auch  statutengemäß  die  Politik  nicht 
betrieben  werden  darf,  so  gehören  die  or- 
ganisierten katholischen  Gesellen  doch  un- 
zweifelhaft zu  den  Kerntnippen  der  Zentrums- 
partei. 

Auf  der  Generalversammhmff  der  katho- 
lischen Vereine  Deutschlands  in  Mainz  (1871) 
wurde  die  soziale  Frage  eifrig  diskutiert, 
und  ein  Programm,  das  dann  auf  den  Ver- 
sammlungen zu  Breslau  (1872),  Aachen  (1873), 
Mainz  (1874)  usw.  weiter  ausgebaut  wurde, 
für  das  katholische  Arbeitervercinswesen  be- 
schlossen. 

Den  Zweck  der  G.  stellen  ihre  Führer 
wie  fol^  dar:  Fortbildung  und  Unterhaltung 
der  Mitglieder  zur  Anregung  und  Pflege 
eines  kräftigen  religiösen,  bürgerlichen  Sinnes 
und  Lebens,  zur  Heranbildung  eines  tüch- 
tigen und  ehrenwerten  Meisterstandes.  Zur 
Erreichung  des  Vereinszweckes  werden  Vor- 
träge, Diskussionsabende,  gemeinsame  I^ek- 
türe,  gesellige  Vereinigungen  U3w.  inszeniert. 


Fortbildungsunterrichtskurse  eingerichtet, 
Vereinshäuser,  Hospize,  Krankenkassen,  Ver- 
mittlung und  Auskunftsbureaus,  Arbeits- 
nachweise u.  dgl.  m.  geschaffen.  Organe 
der  G.  sind  die  ,,Rheiuischen  Volksblätter" 
(Köln  seit  1853),  der  „Arbeiterfreund"  (Mün- 
chen seit  1873)  und  das  „Kolpingsblatt". 
Der  große  katholische  G.  in  Deutschland 
hatte  1902  967  Zweigvereine,  228  eigene 
Häuser  und  138000  Mitglieder.  Die  größten 
dieser  Vereinshäuser  befinden  sich  in  Cöln, 
München,  Wien,  Berlin  und  Düsseldorf,  wo 
täglich  Hundei-te  gut  und  billig  zu  Mittag 
und  zu  Abend  essen. 

Nicht  unerheblich  sind  die  Leistungen 
auf  dem  Gebiete  der  Si)ar-  und  Kranken- 
kassen. Die  wandernden  Gesellen  erhalten 
ferner  Wanderbüchlein,  welche  ihnen  dank 
internationaler  Vereinskartelle  Aufnahme  in 
die  Herbergen  der  ganzen  katholischen  Welt 
verschaffen. 

Die  aus  dem  G.  hervorgehenden  Meister 
bleiben  als  Ehrenmitglieder  den  G.  ange- 
hörig; vielfoch  \^nii3en  auch  eigentliche 
Meistervereine  gegründet  und  daneben  Ver- 
eine von  Lehrlingen  ins  Leben  genifen,  so 
daß  es  gleichsam  drei  Stufen  und  Klassen 
des  katholischen  Vereinswesens  für  Hand- 
werkerkreise gibt.  Da  die  Bischöfe  die  G.- 
sache  als  Diözesanangelegenheit  betrachten 
und  ihnen  das  Protektorat  über  die  Vereine 
ihrer  Diözese  zusteht,  so  liegt  es  nahe,  die 
G.  in  Verbände  des  Sprengeis,  deren  Präses 
der  Bischof  ernennt,  zu  ordnen.  Diese 
Diözesan-Hauptvereine  sind  dem  Zentral  verein 
untergeordnet,  welch  letzterer  seinen  Sitz 
in  Köln  hat.  Mit  dem  Kölner  Präses  über- 
nehmen seit  1870  die  Präsides  von  Wien, 
München,  Breslau  und  Münster  die  Verbands- 
oberleitung. 

Den  katholischen  G.  entsprechen  in  Frank- 
reich die  Ceroles  catholiques  d'ouvriers,  deren 
es  200  gibt,  mit  dem  Organ:  ,,L' Asso- 
ciation catholique,  revue  des  (juestions  sociales 
et  ouvrirres",  seit  1874  erscheinend,  und  in 
Belgien  die  Fikl^ration  des  societt'^s  ouvriores 
catholiques  mit, dem  in  Lüttich  erscheinen- 
den Organ :  ,,L'Economie  chr6tienne''.  Auch 
in  den  Niederlanden  und  in  den  Vereinigten 
Staaten  bestehen  ähnliche  Vereine  kathoHscher 
Richtung.  In  Österreich  -  Ungarn  gab  es 
1902  200  Vereine,  81  Vereinshäuser  und 
etwa  20000  Mitglieder. 

Auf  evangelischer  Seite  halben  am  meisten 
Aehnlichkeit  mit  den  katholischen  G.  die 
Jünglingsvereine.  Ilire  Gründung  reicht  bis 
in  das  Ende  des  18.  Jahrh.  zurück.  Doch 
dienten  sie  anfänglich,  ebenso  wie  die 
englischen  und  amerikanischen  Vereine  dieser 
Art,  fast  ausschließlich  religiösen  Zwecken, 
sie  sind  Konventikel  für  religiöse  Erweokung 
und  Erbauung,  welche  in  Gegenden  ausge- 
sprochener protestantischer  Richtung  (Basel, 
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Elberfeld)  errichtet  wimlen.  Das  sozial-  „christlichen  Vereine  junger  Männer"  zu- 
politische Element  trat  erst  in  den  1825  in  sammen.  Ihre  Bedeutung  li^  in  den  Oroß- 
Erlangen  von  dem  Professor  E.  v.  Raum  er  Städten  imd  in  den  dortigen  Klubhäusern 
gegründeten  Handwerkervereinen,  die  aber  für  Geselligkeit,  Erbauung  und  Fortbildung, 
sehr  bald  von  der  Regierung  aufgelöst  Den  Hospizen  und  G.häusem  der  katho- 
wiurden,  in  die  Erscheinung.  Fast  gleich-  lischen  Handwerkervereine  entspricht  das 
zeitigraitv.  Raum  er  schuf  der  bremensische  System  der  evangelischen  „Herbeigen  zur 
Pastor  Mall  et  einen  Jünglingsverein,  der  Heimat^'  für  wandernde  Handwerk^;e8ellen 
der  Pflege  der  Geselligkeit  und  der  Fort-  in  jeder  Beziehung.  Der  Bonner  Professor 
bildung  gewidmet  war,  das  pietistische  Ge-  Perthes  gründete  1854  die  erste  Herberge 
wand  abgestreift  hatte  und  mr  die  snäteren  dieser  Art  und  machte  1856  durch  seine 
Jünglingsvereine  Norddeutschlands,  die  be-  Schrift  „Das  Herbergswesen  und  die  Hand- 
strebt sind ,  der  Jugend  des  arbeitenden  werksgesellen*'  für  ähnliche  Institute  erfolg- 
"Volkes  in  den  Feierstunden  in  eigenen  reiche  Propaganda.  Neben  den  Jünglings- 
Heimen  eine  christliche  Erholung  zu  bieten,  vereinen  wiu^en  Jungfrauenvereine  fiir  die 
vorbildlich  geworden  ist.  Besonders  in  weibliche  Jugend  der  dienenden  Stände 
Rheinland  und  Westfalen ,  aber  auch  in  (Dienstmädchen  imd  Ladnerinnen)  geschaffen, 
Norddeutschland,  Sachsen  imd  in  Süddeutsch-  die  ein  besonders  weites  Wirkiuigsgebiet 
land  wurden  solche  Jünglingsvereine  bereits  nach  Einführung  der  gesetzlichen  Sonntags- 
in  der  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  ge-  ruhe  im  Sinne  der  religiös-sittlidien  Öe- 
CTündet  und  sie  erhielten  unter  dem  Einfluß  selligkeit  an  Sonn-  und  Feiertagen  erhalten 
Skandinaviens,  Englands  und  Amerikas  eine  haben. 

eigentümliche  Umbildung,  wenngleich  auch  Neben  den  Herbergen,  die  auch  für  Mägde 
nach  derselben  der  religiöse  Charakter  vor-  meistens  in  den  großen  Städten  mit  gleich- 
wiegend blieb.  Es  ist  bestritten,  ob  E  o  1  p  i  n  g  zeitigem  Arbeitsnachweis  entstanden,  wurden 
mit  seinen  G.  sich  evangelische  Vorbilder  Arbeiterkolonieen  für  beschäftigimgslose  und 
zum  Muster  genommen  liat.  Auffallend  ist  zahlungsunfähige  Vagabunden  und  Ver- 
iedenfalls  die  Tatsache,  daß  der  erste  katho-  pflegungsstationen  (Pastor  von  Bodel- 
lische  G.  in  Elberfeld,  wo  bereits  der  evan-  schwingh)  ins  Leben  gerufen.  Außerdem 
gelische  Pastor  Döring,  den  man  als  Vater  haben  kirchliche  und  christlich-soziale  Kreise 
der  Jünglingsvereine  betrachtet,  einen  ahn-  evangelischer  Richtung,  aber  erheblich  später 
liehen  Verein  für  jugendliche  Arbeiter  ge-  als  die  katholischen  Organisationen  dieser 
gründet  hatte,  ins  Leben  gerufen  wurde.  Art,  cliristlich  -  soziale  Arbeitervereine  ge- 
Von  den  katholischen  G.  unterscheiden  gründet,  die  namentlich  unter  den  Bearg- 
sich  die  evangelischen  Jünglingsvereine  arbeitern  eine  nennenswerte  Bedeutung  er- 
hauptsächlich dadurch,  daß  sie  einmal  sich  langt  haben. 

nicht  auf  die  Jugend  des  Handwerkerstandes  Literatur:  Kolping,  Der  GeteUenverhn,  2849. 

beschränken,  sondern  auch  die  jugendlichen  —  A.  Schäffer,   Adolph  Kolping,  isst.  — 

Angestellten  im  Handelsgewerbe  und  in  der  Hitxe,  Schutt  dem  Bandwerk,  1879.  —  Mehler, 

Industrie  heranzuziehen  suchen,  und  ferner,  ^^-  »fLehrlingt-  und  Gesellenweaen" ,  Brud^ 

daß   die  Vereine   niemals  im   Dienste   der  S^iexa-on,  Bd,  s   im.  -  A.  jbhi«,  Arv, 

poUtischen  Partei  gestanden  haben.    In  der  Ä^fT*'"^"^"'''  f'  ^  ^;'  ^  ^"•^•'  ¥:J^! 

Oberleitung  der  vfeine  ist  auch  im  Gegen-  fJÄ^L^rnT^^^^^^ 

satz  zu  den   G.   das  Laienelement   stärker  DetiUchland$ ,  ms,  S.  76 fg,  —  ifehn.  Die 

zur  Geltung  gekommen  als  bei  den  G.  Die  katholischen  OeseUenvereine  in  Deutschland,  188t, 
Jünglingsvereine  sind  weniger  zentralistisch  —  B.  Meyer,  Der  Emamipationskampf  des 
organisiert  als  die  verwandten  katholischen      vierten  Standes,  Bd.  1,  S.  sss,  I874.  —  JPertheM, 

Verbände.       Sie    haben    sich    zu    landschaft-  ^^  Herbergswesen  der  Handwerksgeselien,  1856. 

lieh    abgegrenzten    Bündnissen     zusammen-  -- Tiemneyer,  Die  Praxis  der  Jünglingsrereimt, 

geschlossen.    Der  älteste  und  größte  Bund  ^.^^LT  k^'  ^^\?^^^^J^,' ^"^^'"^"TII 

fst  der  Westdeutsche,   IS^.gegündet,  mit  ^.^rti^.^S^^^^^ 

semem  )ororte  Barmen.    Die  anderen  \or-  o.  rii/fcom,  Art.  „Evangelisch-sosiaU  Bestre- 

orte  sind  Berhn,  Hamburg,  Breslau,  Weimar,  bungen",  H.  d.  St.,  s,  Avfl.,Bd,  VI,  S.  S4Sfg.  - 

Stuttgart,    Karlsruhe,    Straßburg    und  Nüm-  aöhre,    ah,    „Neuere    evangeiisch-sonaU    Be- 

l^rg.     1904  gab  es   rund  2000  Vereine    mit  wegungen  in  DeuUchland*',  H,  d.  St,,  1.  Avß., 

etwa   110(X)0  Mitgliedern.      Die  Jünglings-  ^^'  ^^»  S.  76g fg,  —  Krummacher,  Die  evan- 

vereine  sind  auch  in  der  Schweiz,  in  Holland  9^l»chen  Jünglingsvereine,  s.  Avfl,,  I894.  - 

und  namentlich  in  England  und  Nordamerika  Vr..^"*Ti'    ^'^    chHstlichen   ^  ereine  Junger 

verbreitet.     18r)5  wurde  in  Paris  ein  Welt-  ^^''''''''  ^^^^'  Biermer. 

bund  gegründet.    Er  hat  seinen  Sitz  in  Genf, 

umfaßt   jetzt    55   nationale   Bündnisse    mit          GeseUschaft  und  GeseUschafts- 
700<)    Vereinen    und    6700<X>    Mitgliedern.             Wissenschaft  s.  Soziologie. 
Eng  mit  den  Jünglingsvereinen  hängen  die  
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Durch  das  G.  v.  20.;  IV.  1892  (modifiziert 
durch  Art.  11  des  Einf.-Ge8.  zum  Handels- 
^setzbuch)  ist  eine  neue  Hechtsform  für  Han- 
delsgesellschaften (vgl.  d.  Art.)  geschaffen,  die 
der  G.  m.  b.  H.,  welche  eine  Abart  der  Aktien- 
gesellschaft bilden,  juristische  Persönlichkeit 
haben,  ihrem  Wesen  nach  Eapitalassoziationen 
sind.  Die  G.  m.  b.  H.  wii-d  errichtet  wie 
die  Aktiengesellschaft  (Simultangründung), 
doch  mit  einigen  Erleichterungen  der  Er- 
fordernisse. Die  Vertretung  der  GeseDschaft 
und  die  Leitimg  ihrer  Geschäfte  erfolg 
durch  den  oder  die  Geschäftsführer  (die 
nicht  Gesellschafter  sein  müssen),  welche 
dem  Vorstand  der  Aktiengesellschaft  gleich 
stehen.  Ein  Aufsichtsrat  ist  nicht  erforder- 
lich. Das  Stammkanital  muß  mindestens 
20000  M.  betragen,  die  Stammeinlagen  der 
Gesellschafter  für  jeden  mindestens  500  M. 
Für  den  Fehlbetrag  einer  rückständigen, 
sonst  nicht  beizutreibenden  Stammeinlage 
haften  alle  Gesellschafter  als  gesetzliche 
Bürgen,  zunächst  nach  dem  Verhältnis  ihrer 
Geschäftsanteile.  Durch  Statut  kann  be- 
stimmt werden,  daß  die  Gesellschafter  zu 
weiteren  Zahlungen,  Nachschüssen,  ver- 
pflichtet sind.  Die  Nachschußpflicht  besteht 
nur  gegenüber  der  Gesellschaft,  nicht  zugun- 
sten der  Gläubiger.  Die  Nachschußpflicht 
kann  beschränkt  oder  imbeschränkt  sein.  Im 
letzteren  Falle  kann  sich  der  Gesellschafter 
von  der  Zahlung  der  Nachschüsse  befreien, 
wenn  er  seinen  Geschäftsanteil  preisgibt 
(nach  Analoge  der  Gewerkschaft  und  der 
Reederei).  Die  Geschäftsanteile  der  Gesell- 
schafter, über  welche  den  Aktien  ent- 
sprechende Urkunden  nicht  ausgestellt  zu 
werden  brauchen,  sind  vererblich  und  ver- 
äußerlich.  Die  Abtretung,  wie  der  Abschluß 
des  vorausgehenden  obligatorischen  Vertrags 
müssen  gerichtlich  oder  notariell  erfolgen. 
Die  Auflösung  der  G.  m.  b.  H.  erfolgt  wie 
bei  der  Aktiengesellschaft  durch  Zeitablauf, 
Beschluß  der  Versammlung  oder  Konkurs. 
Ist  nichts  anderes  im  Statut  bestimmt,  so 
ist  für  den  Auflösungsbeschluß  Dreiviertel- 
mehrheit erforderlich.  Durch  gerichtliches 
Urteil  kann  die  Auflösung  erfolgen  aus  wich- 
tigen Gründen,  namentlich  wenn  die  Er- 
reichim^  des  Geselischaftszweckes  unmöglich 
ist.  Die  Klage  steht  Gesellschirftern  zu, 
deren  Anteile  zusammen  mindestens  ^  lo  des 
Stammkapitals  betragen.  Die  Auflösung 
kann  im  VenÄ'altungsstreitverfahren  herbei- 
geführt werden  wegen  Gefährdung  des  Ge- 
meinwohls durch  Fassung  gesetz\vidriger 
Beschlüsse  oder  gesetzwidrige  Handlungen 
des  (teschäftsführers  (Analogie  des  Genossen- 1 
Schaftsgesetzes).  Die  Umwandlung  von  Aktien- 1 


Gesellschaften  in  G.  m.  b.  H.  ist  durch  das 
Gesetz  erleichtert. 

Die  neue  Gesellschaftsform  entspricht 
demselben  Hinarbeiten  auf  Beschränkung 
des  Risikos  des  Einzelnen,  das  schon  bei 
der  Einfflhininff  der  Genossenschaft  m.  b.  fl. 
(1889)  sich  geltend  machte. 

Sie  ist  sehr  viel  elastischer  als  die  der 
Aktiengesellschaft.  Die  größere  Beweglich- 
keit ist  erkauft  durch  Aufgeben  einer  Keihe 
von  Kautelen,  welche  zum  Schutze  des 
Publikums  bei  Aktiengesellschaften  ein^ 
führt  sind,  so  namentlich  hinsichtlich  der 
Vorgänge  bei  der  Gründung  und  der  Ver- 
öfTentiichung  der  Bilanz,  die  nur  vorge- 
schrieben ist  für  Gesellschaften,  welche 
Bankgeschäfte  betreiben.  Zur  Verhütung 
von  Mißbräuchen  ist  im  Interesse  der 
Gläubiger  die  solidarische  Haftung  der  Ge- 
sellschafter für  die  vollständige  Einzahhmg 
des  Stammkapitals  eingeführt,  während  die 
eventuelle  Nachschußpflicht  den  Gläubigem 
nicht  zugute  kommt.  Um  zu  verhindern, 
daß  Nichtsachverständige  durch  Eintritt  iu 
die  Gesellschaft  sich  schädigen,  ist  der  Er- 
werb der  Geschäftsanteile  an  erschwerende 
Formen  geknüpft,  so  daß  sie  dem  Börsen- 
handel entzogen  sind.  Tatsächlich  hat  sich 
aber  ein  ganz  regelmäßiger  Umsatz  in  Ge- 
schäftsanteilen entwickelt  und  diese  Mobili- 
sierung wird  noch  weiter  erleichtert,  wenn 
die  Diskontogesellschaft  ihren  Plan  ausftlhrt^ 
eine  Vermittelungsstelle  für  den  Ankauf  und 
Verkauf  der  Anteile  zu  errichten.  Die  neue 
Gesellschaftsform  hat  alslNsdd  eine  über  alles 
Erwarten  ausgedehnte  Anwendung  gefunden. 
Fiel  diese  Ausdehnung  auch  zunächst  in  die 
große  Haussebewegung  der  90  er  Jahre,  so 
hat  die  G.  m.  b.  H.  sich  doch  auch  in  der 
Zeit  der  rückläufigen  Konjunktur  im  ganzen 
wohl  bewährt.  Auf  den  verschiedensten 
Gebieten  des  Wirtschaftslebens  und  zu  den 
verschiedensten  Zwecken  hat  sie  sich  ein- 

febürgert:  für  gemeinnützige  Zwecke,  als 
amiliengesellschaft,  zur  Herausgabe  von 
Zeitungen,  als  Terraingesellschaft,  als  Ge- 
legenheitsgesellschaft, alsStudiengensellschaft, 
zm:  Erprobung  von  Patenten,  zur  Vorberei- 
tung künftiger  Aktiengesellschaften,  als 
Träger  von  Kartellorganisationen.  Die  Regel, 
im  Gegensatz  zur  Aktiengesellschaft,  ist  die 
geringe  Zahl  der  Mitglieder  und  deren  Be- 
teiligung an  der  Führung  der  Geschäfte.  Aber 
nicht  immer  ist  das  der  Fall. 

In  Berlin  hatten  1905  von  1125  Gesell- 
schaften : 

115  I  Mitglied  (!) 

737  2—    5  Mitglieder 

133  6—  10  „ 

91  11—25 

43  26—100  „ 

6        über  100         „ 
Auch  die  Erwartung,  daii  die  G.  m.  b.  H. 
überwiegend  ein   kleines  Stammkapital  haben 
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würden,  ist  nicht  ganz  verwirklicht.   In  Prenßen 

fib  es  Ende  1904  oö72  G.  m.  b.  H.  mit  1461  Mill.  M. 
apital.    DaTon  entüelen  anf  die  Gesellschaften 

vom  vom 

mit  einem  Stammkapitale      Hundert     Hundert 
von  der  des 

Zahl        Kapitals 
weniger  als        50000  M.         39,8  4,4 

60C00-   100000   „  20,4  6,2 

100000-  250000   „  19,2  12,5 

250000-   500000   ^  11,6  16,4 

500000-1000000   „  5,3  15,3 

mehr  als  1000000   ^  3,8  45,2 

Die  Siemens-Schnckert-Gesellschaft  hat  nicht 
weniger  als  90  Mill.  M.  Kapital. 

Die  Zahl  der  G.  m.  b.  H.  in  ganz  Deutsch- 
land kann  man  für  Anfang  des  Jahres  1905  anf 
8000  mit  mindestens  2UU0  Mill.  M.  Kapitol 
schätzen,  während  es  im  Februar  1898  erst  1839 
mit  693  Mill.  M.  Kapital  waren. 

Literatnr :  «/^  Bieafter,  Zur  Revision  des  Handels- 
gesetzhuches ,  2.  Abt.,  S.  290 fg.,  Beilageheß  tu 
Bd.  S5  der  Zeitschr.  f.  d.  ges.  Handelsrecht,  1889 
(Zusammenstellung  der  Vorgeschichte  bis  1888). 
—  L.  Oold8chmidt,  Alte  und  neue  Formen 
der  Handelsgesellschaft,  1892.  —  E,  Ro8enthalf 
Art.  „Oesellschaflen  mit  beschränkter  Haftung**, 
H.  d.  St.,  Bd.  IV,  2.  Aufl.,  S.  216 fg.  —  K,  Kiesel, 
Die  Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung  u.  ihre 
Heranziehung  zur  Staatseinkommensteuer  in 
Preußen,  1906.  —  Greulich,  Lexikon  der  Gesell- 
ftchaßen  mit  beschränkter  Haßung,  1904,  — 
Statist.  Jahrb.  f.  den  jiveuß.   Staat,  1905. 

Karl  Hathgen, 


Gesellschaftlicher  Darwinismas. 

Darwin  hat  bekanntlich  selbst  geäußert, 
daß  er  durch  Malthus  „Prinzip  der  Bevöl- 
kerung*' auf  den  Gedanken  gebracht  worden 
sei,  den  Begriff  des  „struggle  for  existence'* 
auf  das  Tier-  und  Pflanzenleben  anzuwenden. 
Auch  An[)a8sung,  Vererbung,  Entwickelung 
sind  Begriffe,  die  lange  vor  ihrer  darwnnisti- 
schen  Verwertung  auf  gesellschaftliche  Be- 
ziehungen und  Tatsachen  angewendet,  ja, 
aus  solchen  zuerst  abgeleitet  worden  sind. 
Es  ist  daher  von  vornherein  nicht  wahr- 
scheinlich, daß  diese  Begriffe,  wenn  sie  nach 
ihrer  darwinistischen  Ausprägung  aus  Zoo- 
logie und  Botanik  wieder  in  die  (lesellschafts- 
lehre  zurilckgefühi-t  werden,  hier  erhebliche 
neue  Belehningen  und  Aufklärungen  schaffen 
können.  Hauptsächlich  geben  sie  bei  dieser 
Rückkehr  nur  Anlaß,  die  ^roße  Verschieden- 
heit hervorzuheben,  die  sie  in  ihrer  Bedeu- 
tung für  das  Tierleben  einerseits  und  fflr 
das  menscliliche  Uesellschaftsleben  anderer- 
seits aufweisen. 

In  dem  tierischen  Kampf  ums  Dasein 
kommt  es  lediglich  auf  die  physiologische 
Beschaffenheit  der  Individuen  an,  auf  ihre 
körperliche  Ausstattung,  ihre  Lebenskräftig- 
keit, ihre  Instinkte  und  ihre  Fortpflanzungs- 
fähigkeit.   Die  in  dieser  Hinsicht  am  besten 


Begabten  überleben,  die  anderen  gehen  zu 
Oninde.  In  der  menschlichen  G^^Uschaft 
dagegen  zeigt  sich  der  Fortschritt  der 
Eiutur  vor  allem  gerade  darin,  daß  jeder, 
auch  der  Schwache  und  weniger  Begabte, 
als  Pe  rsö  n  1  i ch  k ei t  geachtet  und  geschätzt 
wird,  und  wenn  auch  noch  immer  die  Sterblich- 
keit durch  Not  und  Elend,  namentlich  im 
ersten  Kindesalter,  eine  bedauerliche  Höhe 
erreicht,  so  wird  doch  die  staatliche  und 
soziale  Hilfeleistung  in  der  Bekämpfung 
dieses  üebels  immer  wirksamer  und  sie 
d2u*f  mit  der  Zeit  einen  befriedigenden  Erfolg 
erwarten.  Denn  das  Malthussche  Schreck- 
bild von  der  Unmöglichkeit  der  Erzeugung 
der  nötigen  Nahrungsmittel  für  alle  braucht 
uns  wenigstens  für  alle  absehbare  Zukunft 
nicht  zu  beunruhigen.  Wer  jetzt  an  Hunger 
oder  infolge  schlechter  Emälirung  stirbt, 
erleidet  dieses  Geschick  nicht,  weil  die 
nötige  Nahrung  für  ihn  nicht  vorhanden  ist. 
sondern  weil  er  sie  sich  innerhalb  der  ge- 
sellschaftlichen Ordnung  nicht  verschaffen 
kann.  Die  Kulturentwickelung  wirkt  also 
der  „natürlichen  Züchtung*'  in  der  mensch- 
lichen Gesellschaft  geradezu  entgegen.  Das 
gilt  nicht  nur  hinsichtlich  der  Klassen,  die 
der  Unterstützung  und  Beihilfe  durch 
Menschenfreundlichkeit  oderöffentliche  Wohl- 
fahrtspflege bedürfen,  sondern  in  noch  höherem 
Grade  für  die  wohlhabenderen  Schichten  der 
Bevölkening.  Mit  allen  Mitteln  und  größten 
Opfern  ist  man  hier  bemüht,  schwächliche 
Kinder  am  Leben  zu  erhalten,  auch  wenn 
gar  keine  Aussicht  besteht,  daß  sie  jemals 
normale  Gesundheit  und  Lebenskraft  erlangen 
werden,  und  auch  ohne  Scheu  vor  der  Mög- 
lichkeit, daß  diese  biologisch  Minderwertiger 
eine  Nachkommenschaft  von  ähnlicher  Be- 
schaffenheit erzeugen.  Im  Gegensatz  zu  den 
Bedingungen  des  tierischen  Lebens  braucht 
aber  die  Menschheit  von  dieser  Erhaltung 
der  köri)erlich  Schwachen  keine  Schädigung 
ihrer  höheren  Interessen  zu  befürchten.  Denn 
die  Bedeutung  und  der  Wert,  den  der  Einzelne 
für  die  Gesellschaft  und  ihren  Kulturfort- 
schritt besitzt,  ist  nicht  abhängig  von  seiner 
größeren  oder  geringeren  Körperkraft  und 
der  Art  seiner  Fortpflanzungsfähigkeit.  Der 
kränkliche  Schwächling  kann  ein  Riese  au 
Geist  und  Willen  sein;  und  wie  manches 
Genie  ist  nicht  einem  frühen  Tode  erlegen, 
das  dennoch  Spuren  seiner  Erdentage  hinter- 
lassen hat,  die  zahllose  Generationen  kräftiger 
Naturburschen  überdauern. 

Auch  wenn  man  den  Kampf  ums  Dasein 
im  bildlichen  Sinne  als  den  Wettbewerb  im 
wirtschaftlichen  und  politischen  Leben  auf- 
faßt, so  bleibt  es  doch  durchaus  fragUelu 
ob  durch  diesen  wirklich  die  Eigenschaften 
gefördert  werden,  auf  die  im  Interesse  der 
Menschheit  vom  Standpunkt  der  Kultur  und 
Sittlichkeit   der  Hauptwert   gelegt   wenien 
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muß.  Ohne  Zweifel  können  in  diesem  Kampf 
die  Oeschicktesten  und  Tatkräftigsten  empor 
kommen,  zugleich  aber  auch  die  pfiffigsten, 
rücksichtslosesten ,  selbstsüchtigsten  und 
skrupelfreiesten  Mitbewerber.  Erhalten  aber 
diese  die  Oberhand,  so  kann  dadurch  nur 
eine  für  das  Oesamtwohl  nachteilige  Rück- 
wirkung entstehen.  Uebrigens  findet  in 
diesem  Kampf  keine  Auslese  im  dar^nnisti- 
schen  Sinne  statt,  denn  es  handelt  sich 
dabei  nur  um  die  Verteilung  von  Reichtum 
oder  Macht,  nicht  aber  um  die  Vernichtung 
der  unterliegenden  und  das  üeberleben  der 
Erfolgreichen. 

Der  Begriff  der  Anpassung  ist  den 
menschlichen  Verhältnissen  entnommen.  Die 
klassische  Nationalökonomie  hat  mit  ihm, 
ohne  das  Wort  zu  brauchen,  mit  besonderer 
Vorliebe  operiert.  Ihr  Normalmensch  weiß 
sich  in  allen  Konjunkturen  rasch  zurecht- 
zufinden und  namentlich  versteht  er  es, 
sein  Kapital  aus  einer  weniger  einträglich 
werdenden  Verwendung  sofort  herauszuziehen 
und  der  den  größten  Gewinn  bringenden 
Anlage  zuzuführen.  Einen  mehr  biologischen 
Charakter  hat  die  k  1  i  m  a  t  i  s  c  h  e  Anpassungs- 
fähigkeit des  Menschen,  die  für  die  AVelt- 
herrschaft  der  Kultur  von  großer  Bedeutung 
ist  Ihre  spezifische  menschliche  Eigen- 
tümlichkeit besteht  darin,  daß  sie  sich  mit 
Hilfe  äußerer  Mittel  betätigt,  namentlich 
durch  zweckmäßige  Einrichtung  der  Wohnung, 
der  Kleidung,  der  Ernährung  usw.  Dennoch 
gelingt  bisher  die  volle  Akklimatisation  nicht 
überäl,  namentlich  nicht  bei  Nordländern 
in  den  tropischen  Gebieten ;  denn  wenn  sie 
auch  imstande  sind,  sich  längere  Zeit  dort 
aufzuhalten,  so  gerät  ihre  Gesundheit  doch 
fast  immer  sclüießlich  in  Verfall.  Vor 
allem  aber  müssen  ihre  Kinder  so  rasch  wie 
möglich  den  Einflüssen  des  Klimas  entzogen 
werden,  wenn  sie  ihnen  nicht  erliegen  sollen. 
Nach  dar\vinistischen  Grundsätzen  müßte 
man  hier  die  natilrliche  Auslese  walten 
lassen:  die  große  Mehrzahl  der  von  eim>. 
päischen  Eltern  geborenen  Kinder  würde 
weggerafft  werden,  eine  kleine  Zalü  sich  im 
Kampf  gegen  das  Klima  behaupten  und  aus  | 
diesen  wtLrde  vielleicht  nach  einigen  Gene-j 
rationen  bei  fortwährender  Ausscheidung, 
der  Untauglichen  eine  wirklich  akklimati- 
sierte Bevrllkenmg  hervorgehen.  Die  einst' 
eingewanderten  ^aturetämme  mögen  sichi 
vieUeicht  diesem  Prozeß  unterworfen  haben ;  | 
der  zivilisierte  Weiße  aber  sucht  das  Leben ! 
seiner  Kinder  zu  erlialten  und  schickt  sie, ! 
wenn  irgend  möglich,  nach  Europa. 

Das  Bild  der  Vererbung  —  el)enfalls 
einer  ursprünglichen  gesellschaftlichen  In- 
stitution —  ist  schon  längst  auf  die  Cel>er- 
tragimg  körperlicher  und  geistiger  Eigen- 
sdukften  von  den  Eltern  auf  flie  Nachkommen 
angewandt  worden.    Daß  eine  solche  biolo- 


gische Vererbung  besteht,  ist  selbstverständ- 
üch;  sie  ist  die  stillschweigende  Voraus- 
setzung des  Fortbestandes  der  Art  und  der 
Rasse,  die  natur^'issenschaftlich  aufzufassen 
und  nicht  etwa  mit  der  Sprachfamilie  zu 
verwechseln  ist  Die  Wirkung  dieser  Ver- 
erbimg besteht  aber  nur  in  der  Erlialtung 
des  mittleren  Rassentypus.  Selbst  eine  be- 
trächtliche Abweichung  von  dem  Typus, 
wie  sie  nur  selten  vorkommt,  hat  für  das 
betreffende  Individuum  aus  den  oben  ange- 
gebenen Gründen  keine  entscheidende  Be- 
deutung für  die  Erhaltung  seines  Lebens, 
wenn  sie  nicht  gerade  in  einem  schädlichen 
Körperfehler  besteht.  In  seinen  Kindern 
aber  wird  diese  Abweichung  in  der  Regel 
schon  gemildert  sein,  weil  in  ihnen  die  Ver- 
erbungselemente einer  anderen  Person  mit 
wirksam  sind  und  in  der  nächsten  Genera- 
tion findet  meistens  schon  eine  vollständige 
Ausgleichung  statt.  Erworbene  Eigenschaften, 
namentlich  Geschicklichkeit  und  Uebuug  in 
gewissen  Leistimgen,  vererben  sich  nicht; 
wohl  aber  können  Schädigungen  der  Körper- 
konstitution durch  Tnmksucht,  Aus- 
schweifungen usw.  schlimme  Wirkungen  auf 
die  Nachkommen  ausüben.  Vererbung  eines 
besonderen  Talents  kommt  zuweilen  vor, 
reicht  aber,  schon  der  „Panmixie'*  wegen, 
selten  bis  in  die  zweite  Generation.  Dagegen 
liegt  in  der  ganzen  Geschichte  kein  Beispiel 
vor,  daß  ein  Genie  ersten  Ranges  einen  Sohn 
von  gleichem  Ausnahmewert  hinterlassen 
hätte.  Ein  Fortscliritt  der  Menschheit  durch 
die  biologische  Vererbung  ist  nicht  erkennlwir. 
Für  die  üebertragimg  der  Wissenschaft  aber 
und  der  sonstigen  Kulturgüter  von  Geschlecht 
zu  (teschlecht  ist  die  Bezeiclmung  ,,Ver- 
erbunc;*'  nur  ein  Bild. 

Bildlich  ist  auch  die  Anwendung  des 
Wortes  „Entwickelung"  auf  den  gesellscliaft- 
lichen  Fortschritt,  und  nicht  einmal  ganz 
zutreffend.  Denn  es  bezeichnet  ursprünglich 
nur  die  in  dem  Embryonalleben  und  dem 
Wachstum  der  organischen  Wesen  auftretende 
Erscheinung,  daß  eine  fortschreitende  Aeude- 
nmg  entsteht,  zu  der  von  Anfang  an  in  dem 
Keime  schon  die  Anlage  vorhanden  war, 
die  sich  eben  entfaltet  oder  entwickelt.  Nun 
weist  die  Geschichte  im  ganzen,  wenn  auch 
nicht  ohne  bedeutende  Stockungen  und  Rück- 
schläge, einen  unzweifelliaften  Kultiurfort- 
schritt  der  Menschheit  auf,  aber  es  liegt 
kein  Gnmd  zu  der  Annahme  vor,  daß  dieser 
die  Entwickelung  einer  in  der  Menschheit 
als  solcher  oder  in  den  Völkern  als  solchen 
gegebenen  Anlage  darstelle.  Alle  Völkei-, 
die  selbständig  zu  dem  Ausbau  der  Kultur 
beigetragen  haben,  sind  nach  und  nach  in 
diese  Rolle  eingetreten  und  hal)en  den  «innui- 
stock  ihrer  Kultur  von  anderen  ül>ernomnien, 
wie  die  Germanen  von  den  Römern.  Der 
Fortschritt   der  Wissenschaft   beruht   tiicht 
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aiif  EntwickeliiDg,  sondern  einesteils  auf  der 
Ansammlung  der  Erfahrungen  und  des 
vermehrten  Wissens  von  Generation  zu  Gene- 
ration und  anderenteils  namentlich  auf  den 
mächtigen  Anstößen,  die  von  der  originalen 
Kraft  großer  Geister  ausgehen.  Nicht  weniger 
als  die  Wissenschaft  bedarf  auch  die  Kunst 
des  treibenden  Eingreifens  schöpferischer 
Genies.  Die  mächtige  Persönlichkeit  großer 
Männer  ist  es  auch  gewesen,  die  das  staat- 
liche und  religiöse  Leben  der  Völker  in  neue 
Phasen  übergeführt  hat.  Daß  diese  großen 
Geister  selbst  gesellschaftlicheEntwickelungs- 
produkte  seien,  ist  eine  willkürliche  und 
unhaltbare  H^^these.  Auf  die  Art  und 
den  Erfolg  ihrer  Wirksamkeit  übt  natürlich 
das  gesellschaftliche  „Milieu^^ ,  in  dem  sie 
sich  finden,  einen  großen  Einfluß ;  aber  ihre 
geniale  Begabung  ist  nicht  Erzeugnis  ihrer 
Umgebung,  sie  wurzelt  in  dem  Geheimnis 
ihrer  Individualität,  das  uns  immer  verborgen 
bleibt.  Die  Wirkung  des  von  einem  großen 
Geiste  gegebenen  Impulses  geht  aber  über 
dessen  Lebenszeit  hinaus;  andere  arbeiten 
in  der  vorgezeichneten  Richtung  weiter  und 
es  entsteht  eine  Kulturbewegung,  auf  die 
man  den  bildlichen  Ausdruck  Entwickelung 
mit  einiger  Berechtigung  anwenden  kaim, 
weil  sie  einen  einheitlichen  Ausgangspunkt 
hat  und  z.  B.  als  Ausführung  eines  in  diesem 
gegebenen  Gedankens  bildet.  In  diesem 
Sinne  kann  man  von  einer  Entwickelung 
der  Niederdruck-Dampfmaschine  seit  Watt 
und  der  Lokomotive  seit  Stephenson  sprechen. 
Es  hat  auch  Entdeckungen,  Erfindungen  und 
fnichtbare  Gedanken  gegeben,  die  gleichsam 
in  der  Luft  lagen,  denen  die  Kultiunvelt 
allmählich  näher  rückte  und  die  schließlich 
von  einzelnen  oder  mehreren  auch  ohne 
hervorragendes  Genie  zu  erreichen  waren, 
worauf  dann  auch  wieder  eine  Vielheit  an 
Kräften  ihre  Vervollkommnung  und  Weiter- 
führung übernahm.  Auch  auf  diese  Fälle 
mag  man  das  Bild  der  biologischen  Ent- 
wickelung anwenden,  aber  es  bleibt  immer 
nur  ein  Bild,  das  einem  physiologischen 
Prozeß  entnommen  ist,  der  von  den  Er- 
scheinungen des  bewußten,  persönlichen  imd 
sittlichen  Menschen-  \md  Gesellschaftslebens 
seinem  Wesen  nach  völlig  verschieden  ist, 
weshalb  denn  auch  aus  der  Verwendung 
dieser  bildlichen  Analogie  für  die  Kultur- 
und  Gesellschaftswissenschaft  weder  sachlich 
noch  methodologisch  eine  neue  Erkenntnis 
zu  enÄ'arten  ist.  Man  kann  aus  dieser  Ana- 
logie wie  überhaupt  aus  der  darwinistischen 
Lehre  allerdings  eine  ganze  Reihe  von  Fragen 
ableiten,  die  für  die  SozialA^-issenschaft  von 
fundamentaler  Bedeutung  sind,  aber  diese 
Fragen  ergeben  sich  auch  unmittelbar 
auf  dem  Boden  dieser  Wissenschaft  selbst 
und  man  bedarf  ihretwegen  nicht  des  Um- 
wegs über  den  Darwinismus,  zumal  dieser 


I  sie  in  einem  ihrer  Natur  nicht  entsprechenden 
Lichte  erscheinen  läßt    Nur  soweit  es  sich 
um  eigentliche  physiologische  und  biologische 
I  Untersuchungen  über  den  Menschen  bandelt, 
I  namentlich  über  die  biologische  Vererbung, 
hat  der  Darwinismus  neue  Anre^ngen  ge- 
'  geben,  deren  Bedeutung  aber  wieder  mehr 
auf  dem  anthropologischen  als  dem  sozial- 
wissenschaftlichen Gebiete  liegt 
Literatar:  Schon  A,  Comte  betmehtete  die  Bio- 
logie  cUs  eine    Vorstufe    der  Soziologie.   —  H. 
Spencer  ist  ein  HauptvertreUr  der  biologisch- 
sozialen  Entwickelungstheorie,  s,  u.  a.  seine  Ein- 
leitung in  dcLS  Studium  der  Soziologie,  Leipzig 
1875,  II,   S.  158 fg.  —  In  der  neuesten  Zeit  ist 
I      die  Frage  über  die  Anwendufig  des  Dartrinismus 
auf  Staats-    und    Gcsellschaftsleben    aus   Anlaß 
I      einer  von   F.  Krupp  gestellten  Preisanfgabe  in 
i      einer    ganzen    Reihe    von    Schriften    behandelt 
I      worden,   die  unier  dem  Gesamttitel  „Natur  und 
I      Staat"   (Jena  190S  «.  fg.),  veröffentlicht  trorden 
sind.    Es  gehören  hierher:  H,  Matzai,  Philo- 
sophie   der  Anpassung  mit   besonderer  Berück- 
sichtigung des  Hechts  und  des  Staats  (1808).  — 
A,    Ruppin,    Darwinismus   und  Sozialtrissen- 
schaß  (1908).  —  Schallmayerf    Vererbung  und 
Ajislese    im   Lebenslauf   der    \Weer    (1908).   — 
A.  Hesse,   Natur  und   OeseUschaft  (1904).  — 
C.  Michaelis,  Prinzipien  der  neUOrliehen  und 
sozialen    Entwickelungsgeschichte    des   Menschen 
(1904).   —    ^»    Eleutheropaulas ,    Soziologie 
(1904).  —  E.  Schalle,  Der  Wettkampf  der  Volker 
(1905).  —  A.  Methner,  Organismen  und  Staaten 
(1906).  —  Ebenfalls  aus  Anlaß  dieses  IVeisaui- 
Schreibens  erschien:  L,  WoUtnann,   Politische 
Anthropologie,  Eisenach  und  Leipzig  1908. 

W.  LerU 


Gesetz  der  grossen  Zahl 

s.  Massenerscheinungen, 
Theorie  der. 


Gesindeverhältnis. 

Das  G.  ist  das  eigentümliche  Vertrags- 
verhältnis z'^'ischen  einer  herrschenden  und 
einer  dienenden  Person,  welches  sich  durch 
besondere  Enge  des  persönlichen  Bandes 
und  wandelbare  Bestimmbarkeit  der  Dienst- 
leistungen vom  Arbeitsvertragsverhältnis 
unterscheidet  Jene  Enee  des  ^Bandes  be- 
steht auf  der  Seite  der  Herrschaft  in  einer 
größeren  persönlichen  Fürsor^pflicht,  auf 
der  Seite  des  Gesindes  in  emer  größeren 
persönlichen  Abhängigkeit.  Die  Hausgemein- 
schaft, die  als  wesentlich  dafür  angesehen 
wird,  ist  mehr  ein  Ausfluß  der  durch  die 
Entwickelung  festgelegten  Rechtsauffossung 
denn  eine  begriffliche  Grundlage  derselben. 
Die  wandelbare  Bestimmbarkeit  der  Dienst- 
leistungen andererseits  ist  begrenzt  einmal 
durch  den  vertraglich  festgelegten  Umkreis 
der  Arbeiten,  ferner  aber  relativ  xmbegrenzt 
durch   die  Bestimmung,   daß   bei  Notlagen 


GesindeverhÄltnis* 
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auch  über  jenen  Kreis  hinausgehende  Ar- 
beiten errichtet  werden  müssen.  Im  ganzen 
ist  die  heutige  Auffassung  des  Gr.  imd  des 
Oesinderechts  aus  einer  Regelung  patri^ 
monialer  Machtbefugnisse  zu  derjenigen  eines 
sozial -bürgerlichen  gegenseitigen  Treuver- 
hältnisses geworden,  wenngleich  im  deutschen 
Recht  von  altersher  auch  die  „Pflichtseite 
des  Herrschaftsverhältnisses  besonders  deut- 
lich herausgekehrt  worden  ist,  wie  in  der 
germanischen  Mund,  vom  Königsthron  herab 
bis  in  den  innersten  Winkel  des  Hauswesens 
und  der  Familie'^  (Hedemann).  Das  alles 
kann  begrifflich-juristisch  sowohl  für  das 
häusliche  wie  für  das  landwirtschaftliche 
Gesinde  gelten;  dennoch  ist  der  Meinung 
Kählers  beizupflichten,  daß  beide  Kategorieen 
we^en  ihrer  volkswirtschaftlich  gänzlich  ver- 
schiedenen Funktionen  streng  voneinander, 
zu  trennen  sind.  Wegen  des  ländlichen 
Gesindes  sei  im  wesentlichen  auf  den  Art. 
„Landwirtschaftliche  Arbeiter**  verwiesen. 
Die  Frage,  ob  die  Sonderstellung  und  das 
Sonderrecht  in  der  gegenwärtig  gültigen 
Gestalt  haltbar  oder  unbedingt  einer  Neu- 
bildung bedürftig  ist,  wird  verschieden  be-1 
antwortet.  Kahler  ist  der  Meinung,  daß  das  | 
landwirtschaftliche  Gesinderecht  dem  Ar-| 
beiterrecht  angegliedert  werden,  das  Recht 
des  häuslichen  Gesindes  aber  ein  Sonder- 
recht bleiben  müsse. 

Das  fi^eltende  Gesinderecht  ist  nicht  einheit- 
lich kodifiziert.    Art.  95  des  Einf.-G.  znm  BGB. 
läßt  die   LandesgesetzfifebuDgen   (z.  B.   Preuß. 
Gesindeordnnng  von  1810^)  in  Ejraftj  zwingend 
und  einheitlich  ^ere^lt  ist  jedoch  ein  Teil  des ' 
Gesindei-echtes,  insofern  als  die  §§  104—115  u. 
131  (Geschäftsföhigkeit),  278  (Haftung  fttr  frem- 1 
des  Verschulden),  617—619  (Fürsorjepflicht  und  i 
Haftung  fttr  Einrichtungen  und  Geräte),  624 j 
(Kttndigong  nach  5  Jahren),  831  n.  840  Abs.  2  \ 
(Haftung  fttr  Dritte  anßer  bei  diligentia  in  eli-  i 
gendo)  und  1358  (Kündigung  des  Dienstverhält- : 
nisses  einer  Ehefrau  durch  mren  Ehemann)  des  | 
BGB.  Anwendung  finden.     Insbesondere   weist 
der  genannte  Art.  95  darauf  hin ,  daß  die  Be- ' 
Stimmungen  der  Landesgesetzgebung  über  die  j 
Scbadensersatzpflicht   desjenigen,   der  Gesinde 
zum   widerrechtlichen   Verlassen   des  Dienstes  < 
verleitet  oder  dolos  in  Dienst  nimmt  oder  ein  | 
unrichtiges  Dienstzeugnis  ausstellt,  voll  in  Gel- 
tung bleiben  und  daß  ein  Züchtigungsrecht  dem 
Dienstberechtifften  gegenüber  dem  Gesinde  nicht ! 
zusteht,  es  sei  denn  daß  (nach  §  1631«  BGB.) 
das  elterliche  Züchti^ungsrecht  übertragen  wor- 
den sei.     Schwierigkeiten    für  die   Auslegung 
macht  die  Bestimmung,  daß  der  §  617  über  die 
Fürsorgepflicht  nur  insoweit  Geltung:  hat,  als 
die  Landesgesetze  dem  Gesinde  nicht  weiter- 
gehende Ansprüche  gewähren.    Da  gerade  über 
die  Fürsorgepflicht  nicht  nur  verschiedene,  son- 
dern auch  weitere  und  engere  Interpretation 


*)  Ueber  die  Fülle  der  bestehenden  Gesinde- 
ordnungen s.  Stier-Somlo  a.  a.  0.  S.  18  und 
Kahler  a.  a.  0. 


zulassende  Bestimmungen  in  der  Landesgesetz- 
gebuu  vorhanden  sind,  so  ergeben  sich  sehr 
verwickelte  Rechtszustände ^),  die,  wie  Stier- 
Somlo  a.  a.  0.  mit  Recht  hervorhebt,  des  Deut- 
schen Reiches  nicht  würdig  sind.  Selbst  die 
einzelnen  Bundesstaaten,  so  z.  B.  Preußen, 
haben  nicht  einmal  eine  einheitliche  Gesetzge- 
bung, sondern  eine  Fülle  von  Gesindeordnungen. 
Der  oft  vorgebrachte  Em  wand,  die  Zersplitte- 
rung beruhe  auf  örtlichen  sozialen  Verschieden- 
i&eiten  und  stehe  einer  einheitlichen  Regelung 
im  Wege,  ist  unzutreffend.  Notwendig  erscheint 
die  Abzweigung  des  ländlichen  „Gesindes"*  und 
die  Regelung  der  Rechtsverhältnisse  desselben 
zusammen  mit  dem  gesamten  ländlichen  Ar- 
beiterrecht Alsdann  wird  eine  reichsgesetzliche 
Heg^elong  des  häuslichen  G.  leicht  möglich  und 
erscheint  durchaus  zweckdienlich. 

Eine  Darstellung  selbst  der  hauptsächlichsten 
l^e^etz liehen  Bestandteile  und  Bestimmuiu^n  des 
<je»indedienstvertrages  zu  geben,  würde  viel 
Baam  beanspruchen  und  ist  an  dieser  Stelle 
nicht  möglich.  Obgleich  eine  Nennung  einzelner 
Vori<:hrin;en  nur  Stückwerk  sein  kann,  sei  doch 
einijyre«  besonders  Markante  kurz  erwähnt:  Der 
Abschluß  des  Vertrags  ist  meist  an  eine  Form, 
oft  an  die  Zahlung  einer  arrha  (Dran^abe, 
Mietgeld)  gebunden;  weibliche  Dienstboten  zu 
mieten,  Ist  auch  die  Frau  befugt:  bei  Tadel 
mit  Worten  seitens  der  Herrschatt  ist  dem  Ge- 
sinde die  Beleidigungsklage  versagt;  das  Ge- 
sinde kann  durch  polizeiliche  Zwans^smittel  zur 
Le  ist  n ng  seiner  Verpflichtung  angehalten  werden ; 
Aufhebung  des  Dienstverhältnisses  ohne  Ein- 
haltung der  gesetzlichen  Kündigungsfrist  kann 
iii  manchen  Fällen,  welche  dem  ethischen  gegen- 
seitigen Trenecharakter  des  G.  zuwiderlaufen, 
stattfinden.  Bei  Erkrankung  des  Dienstboten 
tat  die  Dienstherrschaft  zur  Bereitstellung  von 
Pflege  und  ärztlicher  Behandlung  auf  einen 
Zeitraum  von  sechs  Wochen,  event.  selbst  über 
den  Beendigungstermin  des  Dienstverhältnisses 
hinaus,  verpflichtet.  Ueber  die  Einzelfragen  der 
Fürsorge  (auch  bei  Unfall  usw.)  vgl.  das  Werk 
von  Stier-Somlo  (s.  unter  Literatur). 

Eine  „Statistik*"  zu  sreben,  hat  wenig  Sinn; 
einmal  weil  die  Zahl  des  Gesindes,  selbst  bei 
einer  Beschränkuns^  auf  das  „häusliche'',  kein 
Bild  des  Volkswohlstandes  ^bt,  wie  manchmal 
behauptet  wird  •) ;  femer  weil  ein  Teil  von  besse- 
ren Angestellten  (Stütze  der  Hausfrau  u.  dgl.) 
ausgesondert  werden  müßten  und  endlich  weil 
das  statistische  Be^ffsmerkmal  des  Gesindes 
als  „niedere  Arbeiten  verrichtende*'  häusliche 
Angestellte  durchaus  anfechtbar  ist 

Volkswirtschaftlich  bringt  das  G.  für  beide 
Teile  im  wesentlichen  erheblichen  Nutzen;  für 
die  Herrschaft  durch  relativ  wohlfeile  Ausführung 
wertvoller,  die  Hausfrau  zu  höherwertiger  Arbeit 
freimachender  Dienstleistungen,  für  das  Gesinde 
gleichzeitig  durch  Vorteile  für  das  physische 
Wohl  und  die  Erziehung  und  Anleitung.  Die 
soziale  Fürsorge,  die  in  den  meisten  Fällen 
in  dieser  Hinsicht  schon  vorhanden  ist,  sollte 
jedoch  gesetzlich  und  einheitlich  für  diese  wich- 
tige Schicht  der  Volksgemeinschaft  festgelegt 
werden. 


*)  Vgl.  hierüber  Hedemann  a.  a.  0.  S.  218  fg. 
«)  Vgl.  hierüber  Kahler  a.  a.  0.  a  204  fg. 
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Gesindeverhaitnis  —  Gesundheitspflege 


Literatar:  Kähier,   Gesindeioesen  und  Gesinde-  \ 
recht  in  Deutschland,  Jena  1896,  —  Stier'-SomlOf  \ 
DeuUehe  Soticdgesettgebung,  Jena  1906,  S,  17 fg, 
(in  beiden  Werken  viele  weitere  Literaturangaben). 
—  Hedenianny  Die  Fürsorge  des  Gutsherrn  /.' 
sein  Gesinde,  Breslau  1905,  —  Lennhoff,  Das 
ländliche  Gesindewesen  in  der  Kurmark  Branden- 
bürg   vom  16,^19,  Jahrh,,   Breslau  1906,  —  v. 
Brünneckf  An.  „Gesindeverhaitnis",  H,  d.  St.,  ' 
g,  Auß.^  Bd.  IV,  S.  S41fg.  A.  Elster.      ' 


GeBtfltwesen. 

Unter  Gestüten  versteht  man  die- 
jenigen Veranstaltungen,  welche  die  Haltung 
und  Benutzung  von  Zuchtpferden  bezwecken ; 
man  braucht  diesen  Ausdruck  indessen  nur 
von  solchen  derartigen  Veranstaltungen,  bei 
denen  eine  größere  Menge  von  Pferden  zu 
diesem  Zwecke  an  einer  Stelle  zusammen 
gehalten  werden. 

Es  läßt  sich  unterscheiden  zwischen 
Privat-  und  Staatsgestüten.  Nach 
der  Menge  der  darin  befindlichen  Pferde 
treten  die  ersteren  sehr  gegen  die  letzteren 
zurück.  Die  Gründe  hierfür  liegen  darin, 
daß  einerseits  die  Einrichtung  und  Unter- 
haltung eines  Gestütes  viele  Kenntnisse  er- 
fordert, dabei  ein  kostspieliges,  gewagtes 
Unternehmen  ist,  während  andererseits  der 
Staat  schon  zum  Zweck  der  Versorgimg  des 
Heeres  mit  geeigneten  Pferden  ein  großes 
direktes  Interesse  an  der  Hebung  der  Pferde- 
zucht hat.  In  Preußen  gibt  es  neben  etwa 
3000  staatlichen  Zuchthengsten  nur  etwa 
1500  Privathengste,  die  als  zur  Zucht  taug- 
lich angekört  sind  (s.  Art.  „Körordnung"). 

In  der  staatlichen  Pflege  des  G.  steht 
Preußen  allen  deutschen  und  wohl  überhaupt 
allen  übri^n  Ländern  voran.  Man  unter- 
scheidet hier  zwischen  Haupt-  und  Land- 
gestüten. Die  ersteren,  auch  Zucht- 
oder Stammgestüte  genannt,  hatten  früher 
die  allgemeine  Aufgabe,  Pferde  für  Staats- 
zwecke zu  produzieren;  jetzt  beschränken 
sie  sich  darauf,  für  die  Landespferdezucht 
brauchbare  Hengste  zu  liefern,  die  dann 
größtenteils  an  die  Landgestüte  abgegeben 
werden;  die  erzeugten  Stuten  gelangen,  so- 
weit sie  nicht  in  den  Hauptgestilten  für 
Zuchtzwecke  zurückbehalten  werden,  zum 
Verkauf.  In  der  preußischen  Monarchie  be- 
stehen zurzeit  5  Haupt-  bezw.  Zuchtgestüte : 
1.  Trakehnen,  2.  Zwion- Georgen- 
burg (beide  in  Ostpreußen),  3.  Neustadt 
a./D.  (Prov.  BrandenWg),  4.  Graditz  (Prov. 
Sachsen),  5.  Beberbeck  (Hessen-Nassau). 
Von  ihnen  ist  Trakehnen  das  älteste  (seit 
1732)  und  l>erühmteste ;  die  dort  gezüchteten 
Pferde  genießen  einen  Weltruf. 

In  den  Landgestüten  werden  bloß 
Hengste  gehalten;  sie  heißen  deshalb  auch 
wohl  Hengstdepots.  Ihre  Insassen  werden 
zur  Deckzeit  (Frühjahr)   überall  im   I^Aude 


verteilt,  um  von  den  Privatpferdebesitzeni 
unentgeltlich  oder  gegen  eine  geringe  Ver- 
gütung zur  Deckung  ihrer  Stuten  benutzt 
zu  werden.  Der  Staat  verfolgt  hierbei  deo 
doppelten  Zwedc,  einmal  passende  Remonte- 
pferae  für  das  Heer  zu  erlangen  und  ferner 
auch  die  Erzielung  von  geeigneten  Pferden 
für  die  Landwirtschaft  zu  erleichtem.  Da 
beide  Zwecke  nicht  zusammen&llen,  so  hat 
man  in  Preußen  die  Einrichtung  getroffen, 
daß  die  Landgestüte  der  Provinzen  Ost-  und 
Westpreußen,  Posen,  Brandenbui^  und  Han- 
nover (mit  Ausnahme  des  Regb.  Hildesheim) 
lediglich  solche  Landbeschäler  halten,  deren 
Nacnkommen  sich  voraussichtlich  zu  Militär- 
pferden eignen,  während  den  Landgestüten 
der  übrigen  Provinzen  Hengste  zugewiesen 
werden,  die  für  die  Zucht  von  landwirtr 
schaftlichen  Gebrauchspferden  als  besonders 
tauglich  erscheinen.  Es  gibt  in  Preußen 
jetzt  18  Landgestüte:  1.  Insterburg; 
2.    Gudwallen;     3.    Rastenburg; 

4.  Braunsberg  (1 — 4   in   Ostpreußen); 

5.  Marienwerder;  6.  Pr.  Stargard 
(5u.  6  in  Westpreußen);  7.  Neustadt  a./'D. 
(Brandenburg);  8.  Labes  (Pommern); 
9. Zirke:  10. Gnesen  (9  u.  10 Prov.  Posen); 
IL  Leubus:  12.  Cosel  (11  u.  12  Schlesien); 
13.  Kreuz  (Sachsen);  14.  Traventhal 
(Schleswig-Holstein);  15.  Celle  (Hannover); 
16.  Warendorf  (Westfalen);  17.  Dillen- 
burg (Hessen -Nassau);  18.  Wickrath 
(Rhemprovinz). 

Bayern  hat  2  Haupt-  (Stamm-)  und 
5  Landgestüte:  auch  in  Württembeiy,  im 
Königreich  Sachsen,  in  Hessen  und  in  einigen 
anderen  deutschen  Ländern  bestehen  Staats- 
gestüte. 

Literatar:  G,  Graf  Lehndorff,  Handlmch  för 
Pf'erdetilchter ,  S.  Auß.,  Berlin  1889.  —  C.  U. 
Stoeckel,  Die  kgi.  preuß.  Gestütverwaltung  und 
die  pre%iß.  Landespjerdesucht ,  Berlin  1890.  — 
Derselbe  f  Die  VolMuixxtcht  im  kgl.  preuß. 
Haupigestüt,  Graditz  1891.  —  Puseh,  Das  Gt- 
stütwcsen  Deutschlands,  Berlin  1891.  —  €Hto 
Mayr,  Die  Gestüte  im  österreichischen  Kaiser- 
Staat.  —  H.  TMelf  Art.  „Gestütwesen",  H.  d. 
St.,  £.  Aufl.,  Bd.  IV  (1900),  S.  243-^246.  — 
Derselbe,  Landwirtschqßliche  Jahrbücher,  Bd. 
SS,  Ergänxungsbd.  2,  S.  9S^10S  (1904).  —  Die 
Landwirtschaft  in  Wilrtlemberg ,  StuUgari  190i, 
S.  ä06fg.  —  Denkschrift  über  die  Maßnahmen 
auf  dem  Gebiete  der  landw.  Verwaltung  in 
Bayern  1897—1903,  München  190S,  S.  185 fg. 
Frhr,  von  der  Croltz, 


Gesnndheitsamt 

s.  Reichsgesundheitsamt. 

Gesundheitspflege  s.  Sanitätswesen. 
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Getrtnkesteuern. 

Die  G.  sind  eine  wichti|^e  Grnppe  der  Auf- 
wandstenern.  Sie  sind  diejenigen,  welche  die 
Terschiedenen  Getränke  znm  Ausgangspunkt 
einer  Steuer  machen.  Die  wichtig;8ten  Ab^ben 
dieser  Art  sind  die  Bier-,  Branntwein-  und  Wein- 
steuern,  wozu  bisweilen  noch  einige  unterge- 
ordnete Steuern,  wie  von  Met ,  Oider  u.  dgl.  m. 
kommen.  Die  finanzwirtschaftliche  Bedeutung 
dieser  Gruppe  der  Aufwandsteuem  ist  für  den 
Staatshaushalt  sehr  erheblich,  wie  folgende  Daten 
zeigen : 

Deutschland  (Reich  und  Einzel- 
staaten)      219,510  Mill.  M. 

Oesterreich-Ungam   ....    237,095     „       „ 

Frankreich 333.66o     „       „ 

England 647,666     „       „ 

Rußland 552.046     „      „ 

Vgl.  Artt.  „Aufwandsteuern'*  (oben  S.  2ö8  fg.), 
„Bier  und  Bierbesteuerung**  (S.  462  ig,\  „Brannt- 
weinsteuer" (S.  543  fg.),  „Weinsteuer"  (Bd.  II). 
Max  von  HeckeU 


Getreidehandel. 

I.  Der  Getreide-Welthandel.  1.  Ge- 
schichte. 2.  Gegenwärtiger  Aufbau.  3.  Der 
Effektiyhandel.  I.  Der  Terminhandel.  II.  Der 
G.  Deutschlands.  III.  Der  G.  Nord- 
amerikas. IV.  Statistik  des  G.  I.Welt- 
handel.   2.  Ausfuhrländer.    3.  Einfuhrländer. 

I..  Der  Getreide-Welthandel. 

Schon  im  fnihea  Altertum  hat  der  G. 
eine  hohe,  in  gewissem  umfang  internationale 
Bedeutung  erlangt,  \md  bis  zur  Neuzeit  ist 
er  dann  der  einzige  Handelszweig  gewesen, 
der  schon  ein  eigentliches  3Iassengut  auf 
weite  Entfernungen  hin  regelmäßig  umgesetzt 
hat;  auch  in  der  Gegenwart  stellt  er  dank 
seiner  räumlichen,  die  ganze  Welt  um- 
spannenden Ausdehnung  und  dank  den  von 
ihm  gehandelten  Mengen  einen  der  wich- 
tigsten, die  Organisation  und  ihre  Tendenzen 
am  schärfsten  ausprägenden  Zweige  des 
Welthandels  dar:  aie  moderne  Produkten- 
börse ist  aus  dem  G.  entstanden  und  findet 
in  ihm  noch  immer  ihren  bedeutsamsten 
Inhalt. 

1.  Geschichte*  In  den  Jahrtausenden  primi- 
tiver, Ton  den  Naturelementen  schlechthm  ab- 
hängi^r  Verkehrstechnik  erschien  allen  Völkern, 
<iie  Wir  zu  Übersehen  vermögen,  die  Versorgung 
mit  Getreide,  als  dem  wichtigsten  Nahrungs- 
mittel aller  sozialen  Klassen,  zu  bedeutsam,  als 
dal»  man  sie  allein  der  privaten  Fürsorge  über- 
lassen hätte.  So  hat  im  A  t  h  e  n  der  perikleischen 
Zeit  der  Staat  dem  privaten  G.  die  Wege  zu  den 
Produktionsgebieten,  insbesondere  zum  heutigen 
Südrußland,  wenigstens  dadurch  geebnet,  daß 
er  durch  Staatsverträge  ihm  die  Möglichkeit 
jederzeitigen  Einkaufs  und  bevorzugte  Ver- 
schiffungsgelegenheiten sicherte ;  in  der  Heimat 
wurde  durch  amtliche  Preistaxen  dafür  gesorgt 
daß  die  Getreidehändler  ihre  Unentbehnichkeit 
nicht  zu  übermäßigen  Gewinnen  auszunutzen 


vermochten.  In  Rom  hat  der  Staat  sogar  die 
Versorgung  selbst  in  die  Hand  genommen ;  ins- 
besondere Aegypten  und  Afrika  mußten  ihre 
provinziale  Abhängigkeit  in  regelmäßigen  Ge- 
treidesendnngen  nach  der  Hauptstadt  dokumen- 
tieren, wo  dann  der  Verkauf  zu  billif^n  Preisen 
und  vollends  die  unentgeltliche  Verteilung  durch 
staatliche  Beamte  vorgenommen  wurde.  In  den 
Städten  des  Mittelalters  schließt  ebenfalls 
die  ganze  Marktpolitik  und  Marktpolizei  sich 
stark  an  die  Begelung  des  städtischen  Getreide- 
bedürfnisses an :  die  Landwirte  der  Umgebung 
durften  nur  auf  dem  städtischen  Markt  ihre 
Ueberschüsse  zum  Verkauf  stellen ;  durch  Preis- 
taxen und  durch  das  Verbot  des  Vorkaufs,  auch 
des  Kaufs  auf  Vorrat,  vollends  des  Kaufs  auf 
Wiederverkaufen  wurde  das  Interesse  der  kon- 
sumierenden Stadtbevölkerung  zu  wahren  ge- 
sucht. Und  mit  ganz  den  gleichen  Mitteln 
haben  endlich  die  Territorialstaaten  der 
beginnenden  Neuzeit  ständig  in  den  Gang  des 
G.  eingegriffen,  bald  ihn  lebhaft  ermunternd, 
bald  ihn  zurückdrängend ;  einige  —  so  nament- 
lich, aber  nicht  allein,  das  Preußen  Friedrichs 
des  Großen  —  haben  durch  Anlegung  staatlicher 
Magazine,  die  sie  bei  niedrigen  Preisen  füllten 
und  bei  un^nstigen  Ernten  entleerten,  auf  die 
Getreidepreisbildung  ihres  Gebiets  einen  maß- 
geblichen Einfluß  im  Interesse  eines  möglichst 
gleichmäßigen  Preisstandes  auszuüben  gewußt, 
und  überall  mußte  ein  häufiger  Wechsel  der 
Getreidezollsätze,  ja  selbst  der  ganzen  Ein-  und 
Ausfuhrpolitik  dazu  dienen,  Vorrat  und  Bedarf 
des  Landes  in  ein  angemessenes  Verhältnis  zu 
brmgen  —  unter  Colbert  z.  B.  sind  1669/83  für 
Frankreich  nicht  weniger  als  29  grundsätzliche 
G.-Verordnungen  ergangen,  ein  echtes  Zeichen 
merkantilistischer,  alles  von  oben  her  regelnder 
Wirtschaftspolitik. 

Einen  großzügigen  G.  auf  privater  Grund- 
lage haben  zuerst  die  deutschen  Hansen 
und  dann,  in  ihren  Spuren  wandelnd,  die 
Holländer  entfaltet;  sie  haben  die  reichen 
Ueberschüsse  der  Ostseegebiete,  vor  allem  des 
Weichseltales,  dort  im  Osten  aufgekauft,  nach 
den  nordwestlichen  Handelszentren  (Brügge, 
Antwerpen,  Amsterdam)  überführt  und  von  hier 
aus  in  die  Bedarfs^genden  des  Mittelmeers 
(Spanien,  Italien)  weiter  verkauft:  Amsterdam 
ist  schon  im  ganzen  17.  und  18.  Jahrhundert 
als  ein  Getreide- Welthandelsplatz  zu  bezeichnen, 
wo  der  Vorrat  des  europäischen  Ostens  mit  dem 
Bedarf  des  Westens  und  Südens  zum  Ausgleich 
regelmäßig  gebracht  wird,  und  Amsterdam  ist 
so  die  erste  Produktenbörse  im  modernen  Sinne 
des  Worts  geworden.  Aber  der  Wirkunp- 
bereich  dieser  Börse  ist  doch  noch  stark  ein- 
geengt: er  umfaßt  von  Europa  nur  die  Teile, 
die  günstig  zu  den  Meeresküsten  liegen,  läßt 
also  den  Kern  des  Kontinents  fast  unberührt 
und  erstreckt  sich  vollends  nicht  auf  die  fremden 
Erdteile,  die  vielmehr  so  gut  wie  ausschließlich 
Luxuswaren  nach  Europa  senden  und  ganz 
überwiegend  Fabrikate  von  hier  empfangen. 
Und  die  Wirkung  innerhalb  jenes  Kreises  voll- 
zieht sich  auch  nicht  so  unmittelbar,  wie  wir 
dies  heute  zu  sehen  gewohnt  sind ;  denn  wie  in 
Amsterdam  Angebot  und  Nachfrage  zueinander 
jeweilig  stehen,  das  wird  in  den  Produktions- 
gebieten des  Ostens  ebenso  wie  in  den  Bedarfs- 
ländem  des  Südens   erst  bekannt,    wenn  da» 
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Verhältnis  schon  wieder  starke  Aendemnffen 
erfahren  hat  nnd  die  Preise,  die  im  Osten  oder 
ättden  Rezahlt  werden,  richten  sich  deshalb 
hanptsftcnlieh  nach  den  lokalen  Marktbedin- 
^ngen,  empfangen  von  Amsterdam  her  nnr  die 
allgemeine  Kichtnngsweisnng,  nicht  die  kon- 
krete Berechnnngsffrnndlage.  Die  Handelswelt 
des  17.  nnd  18.  Jahrhunderts  bildet  noch  keine 
Einheit,  keinen  Weltmarkt.  — 

2.    Der   gegenwärtige    Aufbau.    Die 

Einführung  des  Dampfes  in  die  Technik 
des  Gütertransports,  die  Ausbreitung  der 
Telegraphen  und  Kabel  für  das  Nachrichten- 
wesen haben  dieses  Bild  im  19.  Jahrh.  von 
Orund  aus  ge&ndert.  Denn  nunmehr  ist  es 
dank  der  Regelmäßigkeit  und  Berechenbar- 
keit jeden,  auch  des  weitesten  Transports 
und  dank  der  damit  zusammenhängenden 
Verminderung  der  Befördenmgskosten  mög- 
lidi  geworden,  sogar  den  Nahrun^mittel- , 
bedarf  Europas  auf  die  Produktion  von 
Gebieten  zu  stützen,  die  auf  der  anderen 
Seite  der  Erdkugel  sich  befinden,  und 
andererseits  ist  dieser  enorm  ausgeweitete 
Handelsbereich  in  allen  seinen  Teilen  für 
die  üebermittelung  von  Nachrichten  so  an- 
einander gei'ückt,  daß  fast  in  demselben 
Augenblick,  in  dem  irgendwo  auf  der  Erde 
ein  irgend  wichtiges  Ereignis  sich  begibt, 
die  Kunde  davon  auch  zu  den  anderen 
Teilen  hindurchdringt. 

So   ist   im    zweiten  Viertel   des    19.  Jahr- 
hunderts neben  den  europäischen  Nordosten  als 
Getreidelieferant  des  Westens  zuerst  das  Gebiet 
des  Schwarzen  Meeres  getreten,  das  bis  dahin 
seine    fi^eringe    Wirtschafts-    und    Exportkraft 
lediglicn  dem  östlichen  Mittelmeer  zugewendet 
hatte.     Dazu    kam    im    dritten   Viertel   Nord- 
amerika, in  dessen  Prairiegebiete  der  Eriekanal 
(1826  eröffnet)  starke  Einwandererströme  hinein- 
gelenkt hatte,  das  dann  nach  dem  Bürgerkrieg ' 
gerade  hier  im  Mississippital  in  großem  Umfange 
Eisenbahnen    entstehen    sah     nnd    das    diese  i 
modernen  Verkehrsträger  alsbald  dazn  benutzte,  | 
einen  immer  stärkeren  Gretreide-Export  zu  or- 
ganisieren.   Daneben  stellte  sich  noch  in  den 
siebzififer  Jahren  Ostindien ,   wo  ebenfalls  der  i 
Eisenbahnban  immer  nene  Prodnktionsgebiete 
mit  der  Küste  in  Verbindung  gebracht  hatte,  ■ 
und  endlich,  nnter  gleichem  Einflnß,  seit  den 
achtziger  Jahren  Argentinien,  während  in  der 
unmittelbaren   Gegenwart    noch   Kanada    nnd 
selbst  das  verkehrsentlerene  Sibirien,  mit  ge- 
ringeren Mengen  auch  Australien  für  den  G. 
der  Welt  in  Betracht  kommen.    Und  nicht  nur  j 
Europa  ist  in  der  Gegenwart  mit  Getreide  von ' 
fem  her  zn  versorgen :  sondern  lebhaft  spielen  | 
die  G.-Verbindun&^en  auch  zwischen  dem  west- 1 
liehen  Nordamerika  nnd  Südamerika  sowie  Ost- ' 
asieUj  zwischen  dem  östlichen  Nord-  und  Süd- 
amenka  nnd  Afrika,    so  daß  in  der  Tat  die 
ganze  Welt  heute  in  den  Bereich  des  G.   ge- 
bogen ist  , 

Und  diese  Welt  ist  jetzt  zum  Welt- 
markt verdichtet:  wie  auf  dem  städtischen 
Wochen  markt  die  eine  Ecke  weiß,  unter 
welchen    Bedingungen    in   der   gegenüber- 


liegenden Ecke  gehandelt  wird,  so  steht  der 
moderne  Getreidewelthandel  an  jeder  Stelle 
unter  dem  Einfluß  von  Faktoren,  die  an 
ganz  anderer  Stelle  entsprungen  sind,  und 
nicht  mehr  die  lokalen  Verhältnisse  von 
Vorrat  und  Bedarf  bestimmen  die  lokalen 
Preise,  sondern  das  Ganze  der  Weltprodoktion 
steht  dem  Ganzen  der  Weltnacofrage  an 
jeder  einzelnen  Stelle  gegenüber;  was  vor- 
dem einigermaßen  selbständige  Bedeutung 
hatte,  ist  jetzt  Glied  einer  großen  Reihe 
geworden.  So  richtet  sich  denn  der  Preis, 
den  etwa  der  deutsche  Händler  dem  deutschen 
Produzenten  zahlt,  nicht  so  sehr  danach, 
wie  in  Deutschland  die  Ernte  ausgefiillen 
ist,  sondern  nach  der  Ernte  der  ganzen 
Welt,  und  ebenso  ist  es  für  den  nord- 
amerikanischen Händler  von  ma^blicher 
Bedeutung,  wie  nicht  nur  in  NorcUunerika, 
sondern  wie  auch  in  Südamerika,  in  Ruß- 
land, in  Ostindien,  in  Australien,  auch  in 
Deutschland  und  im  sonstigen  Westeuropa 
Vorrat  und  Bedarf  zueinander  sich  stellen. 
Der  Weltmarkt  aber  ist  nirgends  lokali- 
siert, einen  Konzentrationspimkt  kennt  der 
moderne  G.  nicht  mehr,  und  nur  in  über- 
tragenem Sinne  darf  man  deshalb  von  Welt- 
marktpreisen sprechen;  sie  konkret  zu  er- 
fassen, ist  unmöglich. 

Amsterdam  ist  schon  seit  dem  Beginn  des 
19.  Jahrhunderts  aus  seiner  führenden  Stellung 
verdrängt  worden,  und  zwar  durch  London, 
weil  England  seit  dem  letzten  Viertel  de^ 
18.  Jahrhunderts  in  immer  stärkerem  Umfanf 
von  anßen  her  Getreide  heranziehen  mußte  uud 
bald  das  wichtigste  Konsumgebiet  Europas 
wurde,  diesen  Handel  aber  in  der  eigenen  Haupt- 
stadt konzentrierte  und  sich  von  der  holländischen 
Vermittlung  loslöste.  Neben  London  ist  dann 
Liverpool  getreten,  füs  Nordamerika  seine  Men^n 
nach  Europa  zn  werfen  begann,  nnd  begünstigt 
durch  seine  Nähe  zu  den  menschenreichen  In- 
dustriegebieten Mittelenglands.  Auf  dem  Kon- 
tinent hat  Berlin  an  B^eutung  gewonnen,  je 
mehr  es  für  die  eigene  Bevölkerunfl:  Getreide- 
sendungen aus  aller  Welt  heranziehen  mnfite 
und  damit  die  Grundlage  ftlr  einen  weitver- 
zweigten, über  Deutschlands  Grenzen  sich  er* 
streckenaen  G.  erhielt;  neben  ihm  stehen  Mann- 
heim als  Verteilnngsplatz  für  ganz  Süd-  und 
Südwes^Deut8chland  nnd  die  nördlichen  Tdle 
der  Schweiz,  sowie  Duisburg  als  G. -Vorort 
des  rheinisch -westfälischen  Industriegebiets. 
Frankreich  hat  in  Paris,  Belgien  in  Antwerpen 
führende  G.- Plätze  herausgearbeitet,  Antwerpen 
namentlich  für  den  Umsatz  argentinischen  Ge- 
treides von  entscheidender  Weltbedeutnng.  — 
In  den  Ueberschußgebieten  steht  an  der  Spitze 
Chicago,  wo  noch  immer  die  nordunerikanuche 
Produktion  zu  großem  Teil  zusammenströmt,  um 
fi^ewertet  und  dann  weiter  verteilt  werden ;  doch 
heben  sich  neben  ihm  Duluth,  als  KonxentratioD»' 
punkt  des  nordwestlichen  Weizengebiets,  nnd 
Kansas  City,  als  Vermittlerin  der  mittleren 
Maisregion,  sowie  San  Franzisko  als  Haupt- 
handelstadt der  Westküste,  merklich  empor, 
während  New- York  seine  früher  führende  Stellung 
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und  damit  die  Möglichkeit  einer  efifektiven 
Hongersnot,  wie  sie  Tordem  oft  einzelne  Teile 
Europas  heim^esncht  hat,  in  den  Bereich  der 
Unwahrscheinhchkeit  gerückt  worden  ist;  wird 
doch  Weizen  in  jedem  Monat  an  einer  Stelle 
der  Erde  geemtet.  Und  die  Staatsgewalten 
haben  sich  dieser  Anfgabe  entziehen  müssen, 
weil  der  Weltmarkt  ein  allzu  kompliziertes  Ge- 
l)ilde  darstellt,  als  daß  eine  Behörde  mit  ihrer 
unvermeidlich  gegebenen  Schwerbeweglichkeit 
all  seinen  Fluktuationen  sich  anpassen  könnte; 
haben  doch  im  Welthandel  auch  Aktiengesell- 
schaften, die  ebenso  wie  staatliche  Behörden 
eine  gewisse  Gleichmäßigkeit  der  zu  regelnden 
Verhältnisse  voraussetzen,  sich  nicht  bilden 
können.  So  haben  denn  alle  größeren  Kultur- 
Staaten,  die  den  G.  nicht  ganz  frei  schalten 
lassen,  sich  doch  darauf  beschränkt,  ihm  in  Ge- 
stalt von  Zöllen  eine  feste,  von  vornherein  zu 
berechnende  Spese  aufzuerlegen;  eine  Einzel- 
regelung  findet  nirgends  mehr  statt,  und  da 
«in  staatlicher  Zoll  nur  eine  unter  vielen  Spesen 
bedeutet,  so  gilt  auch  für  die  Gebiete  mit  Ge- 
treideschutzzöllen der  Grundsatz  von  der  Frei- 
heit des  privaten  Handels. 

Der  private  G.  betätigt  sich  in  der 
Gegenwart,  als  Ausfluß  eines  arbeitsteiligen 
Vorgangs,  in  zwei  Grundrichtungen:  im 
Effektiv-  und  im  Spekulativhandel. 
Der  Effektivhandel  stellt  sich  die  Auf^be, 
den  überschüssigen  Vorrat  der  Produktions- 
gebiete in  die  Bedarfsgegenden  hin  über- 
zuführen und  die  Schwankungen  zwischen 
Vorrat  und  Bedarf  durch  Aufspeicherung 
auch  zeitlich  auszugleichen ;  er  richtet  seine 
Aufmerksamkeit  auf  die  Mengen,  die  an 
einem  bestimmten  Ort  oder  zu  bestimmter 
Zeit  zur  Verfügung  stehen,  und  auf  den 
Bedarf  ebenfalls  eines  bestimmten  Ortes 
oder  einer  bestimmten  Zeit.  Der  Si)ekulativ- 
handel  dagegen  be^t  sich  nicht  so  sehr 
mit  dem  Ausgleich  von  konkret  auftretendem 
Vorrat  und  Bedarf;  er  hält  sein  Auge  auf 
das  Ganze  der  Welt  gerichtet  und  drückt 
in  der  Preisbildung  seine  Meinung  darüber 
aus,  wie  Weltproauktion  und  Weltkonsum 
zueinander  jeweilig  sich  verhalten.  Für  den 
Effektivhändler  ist  eine  genaue  Kenntnis  der 
Ertlichen    Produktions-    und    Konsumtions- 

W5rt«rbach  der  Volkswirtschaft.    II.  Aufl.    Bd.  L 


längst  verloren  bat  In  England  sind  nament-  bedingungen,  namentlich  hinsichtlich  der 
lieh  Petersburg  und  Odessa  zu  nennen,  in  Qualitäten,  unerläßlich;  er  muß  femer  im 
Ungarn  Budapest.  Dagejfen  haben  der  argen-  Einkaufs-  wie  im  Verkaufegebiet  einen 
tinische  und  der  ostindische  G.  dank  ihrem  eigenen  Vertreterapparat  organisieren  und 
Mangel  an  selbständiger  Kapitolkraft  im  e^^^^  ist  deshalb  in  der  SumHchen  Ausdehnung 
Bereich  noch  keine  maßgebhchen  Stellen  heraas-  .  ^^^  \i  -7  t  **:"^"rj'^"  u^i^cT  j  ° 
arbeiten  können :  sowohTBuenos-Ayres  ate  auch  8?"^es  Tätigkeitsbereichs  beschränkt:  der 
Bombay,  die  Hauptverschiffongsplätze  dieser  eine  pflegt  etwa  die  Beziehungen  zu  Süd- 
Provenienzen,  emp&ngen  ihrePreisweisungen  rußland,  der  andere  die  zu  Nordamerika, 
noch  immer  von  £aropa  her.  der    dritte    die   zu    Argentinien    usf.     Der 

Träger  dieses  vielgestaltigen  G.  ist  in  Spekulatiyhändler  dagegen  kann  sowohl  die 
der  Ge^nwart   ausschheßlich  der  private  spezieUe  Ortskenntnis  als  auch  den 

Unternehmungsgeist.  ^PP^^  ^"t^^S^'I:.  '^™  ^°^^''  ^^  ^^ 

_.  „  °  °,      ,   ,  ,    ^     ,  „  memeren  Nachnchten ,  wie  sie  von  Börse 

Die  Stwtsgewalten  haben  es  aufgeben  kö^^  Börse    ausgetauscht    werden,    und    die 

sich  mit  der  Sahran?smittelzufiüir  zu  bd^^  die  sich  von 

seitdem  der  Bedarf  jedes  einzelnen  Landes  auf  vlu  S!,v^ii  i^r^^^i JT  loloJ«  Z^ii  a^ 
die  Welt  als  Ganzes  sich  zu  stützen  vermag '  ^?^    z"   FaUhersteUen    l^n     weil    die 

- "  -  ■        einzelnen  Getreidemengen  für  ihn  nicht  so 

sehr  den  möglichen  Inhalt  seiner  Geschäfts- 
transaktionen als  vielmehr  statistische 
Elemente  seiner  Preisberechnung  bedeuten. 
Dem  Effektivhändler  bieten  die  Preis- 
notierungen des  Spekulativhandels  einen 
Anhalt  für  seine  auf  den  Mengenumsatz 
unmittelbar  gerichtete  Geschäftstätigkeit; 
dem  Spekulativhändler  umgekehrt  ergibt 
sich  aus  dem  Mengenumsatz  des  Effektiv- 
handels die  Grundlage  für  seine  Mitwirkung 
an  der  Preisbildung.  Jener  ist  der  Träger 
des  Warenaustauschs,  dieser  der  Repräsentant 
des  Weltmarkts;  mit  dessen  Ausbildung, 
mit  der  unendlichen  Kompliziertheit  des 
modernen  Welt-G.  ist  die  Funktionenteilung 
notwendig  geworden,  die  trotz  mannigtitcher 
Kreuzungen  und  Verwischungen  in  charakte- 
ristischen Verschiedenheiten  allenthalben  sich 
offenbart. 

3.  Der  Eifektivhandel  zeigt  in 
seinem  persönlichen  Aufbau  unverkennbar 
einen  starken  Zug  zur  Konzentration. 
Das  hängt  mit  den  großen  Kapital- 
ansprüchen und  dem  starken  Risiko  auf 
der  einen,  der  Geringfügigkeit  des  Einzel- 
gewinns auf  der  anderen  Seite  zusammen; 
denn  da  der  Gewinn  aus  dem  einzelnen 
Geschäft  sich  nach  dem  Preise  des  um- 
gesetzten Gutes  zu  richten  pflegt,  so  ist 
gegenüber  dem  starken  Sinken  des  Getreide- 
preises nur  ein  häufiger  Umsatz  des  Geschäfts- 
kapitals imstande,  eine  angemessene  Ge- 
samtverzinsung herbeizuführen,  und  diese 
Größe  des  Umsatzes  wieder  setzt  eine  weite 
Ausdehnung  des  Geschäftsbereichs  und  damit 
einen  Nachrichten-  und  Vertreterapparat  von 
solcher  Intensität  voraus,  daß  nur  große 
Kapitalien  ihn  zu  tragen  vermögen.  Mehr 
und  mehr  treten  daher  im  Effektivhandel 
die  kleinen  Selbständigkeiten  zurück,  um 
entweder  als  Kommissionäre  und  Agenten 
dem  großen  Eigenhandel  Dienste  zu  leisten 
oder  aber  im  Spekulativhandel  sich  ihre 
Unabhängigkeit  zu  wahren. 

Und  doch  kann  man  nicht  von  mono- 
[X)hstischer    Herrscliaft    dieser   Oligarcheu 

62 


978 


Gtetreidehandel 


sprechen ;  denn  der  persönlichen  Konzentration 
geht  eine  örtliche  Dezentralisation 
pjffallel:  die  Zahl  der  Städte,  in  denen  ein 
selbständiger  Welt-G.  sich  entwickeln  kann, 
wächst  andauernd,  je  mehr  auf  der  einen 
Seite  die  Produktion  fortschreitet  und  in 
immer  neuen  Gebieten  einen  solchen  Um- 
fang erreicht,  daß  darauf  ein  selbständiger 
Eigenhandel  sich  stützen  kann,  und  je 
stärker  auf  der  anderen  Seite  der  Konsum 
sich  hebt  und  so  ebenfalls  die  Grundlage 
zu  einer  lokalen  Verselbständigimg  des 
Eigenhandels  abgibt.  So  konnte  in  Nord- 
amerika ein  Chicago  neben  New-York,  ein 
Duluth  und  Kansas  City  und  St.  Louis  neben 
Chicago  rücken,  je  mehr  die  Produktion 
im  MississippkMissourigebiet  sich  ausdehnte ; 
und  so  konnte  in  England  ein  Liverpool 
neben  London,  im  Rheingebiet  ein  Duisburg 
und  Dortmund  neben  Antwerpen  treten, 
als  Mittelengland  und  Rheinland-Westfalen 
in  ihrer  Industrie  gewaltige  Konsumzentren 
aufbauten.  Das  ist  ein  Vorgang,  der  sich 
immer  und  überall  wiederholt  und  es  des- 
halb zu  jener  Gesetztheit  des  Konkurrenz- 
kampfes nicht  kommen  läßt,  die  die  wichtigste 
Voraussetzung  fi\r  monopolistische  Kartell- 
bildungen abgibt.  Die  persönliche  Kon- 
zentration ist  so  auf  das  soziale  Gebiet  im 
wesentlichen  beschränkt,  ihrer  wirtschaft- 
lichen Wirkung  aber  entkleidet:  der  Mittel- 
stand ist  im  Effektiv-G.  seiner  Selbständig- 
keit beraubt,  nicht  aber  die  Konkurrenz 
ausgeschaltet  worden. 

Mit  der  persönlichen  Konzentration,  aber 
auch  mit  den  Grundlagen  der  ganzen  Ge- 
schäftsgebarung hängt  es  zusammen,  daß 
der  Effektiv-G.  die  örtlichen  Zusammen- 
künfte der  Börsen  nur  wenig  für  die  Be- 
tätigung seiner  eigentlichen  Aufgabe  benutzt. 
Jene  wenigen  Großen  lassen  sich  nicht  gern 
in  die  Karten  sehen,  und  da  es  bei  der 
geringen  Zahl  im  allgemeinen  durchführbar 
ist,  so  ziehen  sie  es  vor,  ihre  Abschlüsse 
von  Kontor  zu  Kontor,  nicht  aber  in  der 
Oeffentlichkeit  der  Börse  zu  machen.  Hier 
im  Kontor  haben  sie  auch  die  Proben  zur 
Hand,  deren  der  effektive,  die  spezielle 
Qualität  beriicksichtigende  Handel  bedarf. 
Die  B()rse  ist  ihnen  —  das  bekannteste 
Beispiel  dafür  bietet  Hamburg  —  nur  der 
Ort,  wo  sie  sich  über  den  allgemeinen 
Geschäftsetand  unterrichten  und  alle  mög- 
lichen Hilfsgeschäfte  abschließen,  wo  sie 
aber  nur  in  verhältnismäßig  geringem  Um- 
fange, fast  ausnahmsweise,  Getreide  ein- 
und  verkaufen.  Diejenigen  Börsen  aber,  an 
denen  noch  heute  der  Handel  nach  Probe 
eine  wichtige  Rolle  spielt  —  Dan  zig  und 
Königsberg  etwa  —  beweisen  eben  damit, 
daß  ihr  Gesamtverkehr  nicht  sehr  bedeutend 
ist  und,  gemessen  an  den  großen  Zentral- 
plätzen, etwas  Marktähnliches  an  sich  trägt ; 


ein  lebhaftes  Börsentreiben  verträgt  diese  — 
früher  die  Börse  vom  Markt  geradezu  imter- 
scheidende,  heute  aber  als  Belästigung 
empfundene  —  Geschäftsform  schon  nicht 
mehr:  auf  der  Zentralgetreidebörse  Londons, 
auf  dem  Baltic,  ist  statutenmäßig  das  Aus- 
legen von  Proben  verboten. 

Die  Geschäftsformen  des  Effektiv-G. 
lassen  klar  das  Bestreben  erkennen,  mit  dem 
gegebenen  Kapital  einen  möglichst  raschen 
Umschlag  zu  erzielen,  den  im  einzelnen 
Geschäft  steckenden  Teilbetrag  möglichst 
schnell  wieder  flüssig  zu  machen. 

Darum  verkauft  der  Exporteur  am  über- 
seeischen Verschiffnngsort  sem  Getreide  in  der 
Regel,  ehe  er  es  ztlr  Versendmig  bringt,  und 
vielfach  bewirkt  er  sogar  seinen  Einkauf  erst, 
wenn  er  sich  anf  der  anderen  Seite  des  Ozeans 
schon  den  Käufer  gesichert  hat.  Ist  das  aber 
nicht  möglich,  drängt  etwa  das  Prodoktions- 
ffebiet  zur  Zeit  der  Ernte  anf  Abnahme  der 
Üeberschußmengen,  dann  werden  von  kapital- 
ärmeren Ländern  her,  wie  etwa  Rußland  oder 
Argentinien  oder  Indien,  wenigstens  Konsig- 
nationssendnngen  bewirkt;  d.  h.  der  Verkäufer 
erhält  das  Recht,  vom  europäischen  Verkanfs- 
BevoUrnächtigten  einen  Vorschuß  anf  den  mut- 
maßlichen Erlös  gleich  bei  der  Absendnng  der 
Ware,  also  vor  dem  Verkauf  zu  erheben.*)  Der 
Importeur  dagegen,  der  „auf  Abladung''  ^ 
kauft  hat,  versucht  schon  die  noch  unterwegs 
befindliche  Sendung  „schwimmend"  weitem- 
verkaufen,  und  so  wandert  die  Ware,  verkörpert 
in  den  Ladungspapieren  (Konnossement.  Ver- 
sicherungspolice und  Faktura),  schon  von  Hand 
zu  Hand,  ehe  sie  selbst  den  Bestimmungshafen 
erreicht  hat ;  der  Unterschied  in  den  Fam-zeiten 
des  Postdampfers,  der  die  Ladungspapiere  brinrt, 
und  des  gewöhnlichen  Frachtdampfers  oder 
Segelschiffs,  das  die  Ware  träft,  wird  so  für 
einen  schnelleren  Kapitalumschlag  ausgenützt: 
die  Zahlung  ist  im  Welthandel  ^nz  allgemein 
schon  bei  der  üebergabe  der  Papiere  föllig.  Ist 
dann  das  Getreide  selbst  im  Importieret  an- 

felangt,  dann  wird  der  „Liefemufl^sha^el"  durch 
en  „Lokohandel''  verdränc^t;  d.  h.  Kaufabschlnl» 
und  Lieferung  liegen  nicht  mehr  zeitlich  aofi- 
einander,  folgen  einander  vielmehr  „Zug  um 
Zug^ 

Bei  der  Ausgestaltung  dieses  effektiven 
Liefernngshandels  war  namentlich  eine  Schwie- 
rigkeit zu  überwinden:  die  Bestimmung  der 
gehandelten  Qualität  im  Einzelfall.  Die 
Individualprobe  versagt,  wo  große  Entfernungen 
zwischen  Verkäufer  und  Käufer  liegen,  wo  also 
die  Verschickung  einer  Probe   längere  Trans- 

^)  Da  der  Konsignatar  infolge  seines  Preis- 
vorschusses einen  beträchlichen  Teil  des  Ver- 
kaufsrisikos anf  sich  nimmt,  so  sind  Konsig- 
nationssendungen nur  nach  solchen  Plätzen 
möglich,  wo  eine  breite  Verkaufsmörfichkeit 
sich  ununterbrochen  bietet:  London  ist  noch 
immer  wichtigster  Konsignationsplatz  für  Ge- 
treide. Andererseits  fesseln  aber  die  regelmäßigen 
Vorschüsse  das  Exportfi^ebiet  stark  an  den  Kon- 
signationsplatz  und  bilden  so  eins  der  wichtigsten 
Hemmnisse  für  das  Vordringen  anderer  Handels- 
plätze. 
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portzeit  beansprucht;  andererseits  stehen  aber  minhandel  nicht  erforderlich  ist  Infolge- 
beim  Effektivhandel  bestimmte  Qualitäten  oder  dessen  weitet  sich  der  Kreis  der  Be- 
doch  Provenienzen  in  Frage,  die  bestimmten  teil  igten  auf  solche  Personen  aus,  die 
Konsumzwecken  dienen  sollen.  Dagegen  hilft  _  ^Yine  spezielle  Warenkenntnis  -  einen 
rnat^^denÄtr^nt  UeberbHck^ber  die  allgemeine  Weltmarkt- 
ziellen  Produktionsgebieten  ihren  Agenten  in  ]^  zu  besitzen  glauben  und  aus  diesem 
den  Importgebieten  allgemeiner  gehaltene  heraus  ihre  Kapitalien  in  der  einen  oder 
Proben,  sog.  Typmuster,  zusenden,  die  dann  anderen  Richtung  im  G.  betätigen  wollen^ 
nur  ungefähr  die  im  Einzelfall  gebändelte  Qua-  und  selbst  auf  solche  Personen,  die  nicht 
lität  bestimmen  {dbout  as  per  sealed  sample  in  einmal  über  eine  allgemeine  Weltmarkt- 
our  possession);  stellt  sich  dann  die  Sendung  kenntnis  verfügen,  aber  doch  von  den  Preis- 
bei  der  Ablieferun?  als  minderwertig  heraus,  fluttuationen  Vorteü  ziehen  möchten.  Erst 
^d^y^^'^erX^r  ^e  Qualitätsfixierung  macht  eben  das  Ge- 
nehmin  AberTiäufig  gentigt  auch  diese  Art  ^^^^  ^J^  ß^'^L  ^'^^^^^^.  ^"^i^^^f?  ^?.^^ 
der  Qualitätsbestimmung  nicht  dem  Bedürfnisse  während  die  börsengängigen  Effekten  dies 
des  Handels  nach  Schnelligkeit,  da  bis  zur  An-  von  Natur  schon  sind  und  dashalb  auch, 
kunft  der  Typen  ja  auch  eine  gewisse  Zeit  ver-  ohne  Terminhandel  von  unkundigen  Per- 
streicht, und  deshalb  wird  vielfach  nur  die  soneu  zu  Spekulationszwecken  regelmäßig 
Durchschnittsbeschaffenheit  der  letzten  Jahres-  benutzt  werden  können.  An  der  Effekten- 
emte  (abaut  as  per  official  statidard  of  the  y^^^  bedeutet  daher  das  Termingeschäft 
St^UlleÄ^L^^U^^^  Z  eine  Erleichterung,  an  derPÄte.- 
betreffenden  Jahreszeit  (fair  average  ^lity  of  ^^s«  .'^^  ^s  dagegen  geradezu  Träger  der 
the  season^s  shipments   at  time  and  place  of  opekulation. 

shipment)  den  Verträgen  zugrunde  gelegt.   Sind         Diese  spekulative  Funktion  wird  dann  durch 

diese  Qualitäten  starken  Schwankungen  unter-  die   Beschränkungen    in    der   Quantitäts-   und 

worfen,  wie  z.  B.  die  russischen,  dann  pflegt  Zeitbestimmung   noch    verstärkt.     Aus   ihnen 

man   noch   das  Durchschnittsgewicht  hinzuzu-  ergibt  sich  die  Möglichkeit,  in  ganz  anderem 

setzen.    Getreide  aus  dem  Osten  und  der  Mitte  Umfange  die  an  einer  Börse  laufenden  Geschäfte 

der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  wird  nach  gegenseitig  zur  Kompensation  zu  bringen, 

den  Graden  der  Grain-Elevators  gehandelt,  d.  h.  als  das  im  Effektivhandel  mit  seinen  mannig- 

ebenfalls  nach  Qualitätsbestimmungen,  die  zwar  faltigen  Mengen  und  Fristen  möglich  ist.     Im 

die  Provenienz  berücksichtigten,  im  übrigen  aber  allgemeinen  kann  nämlich  jeder  Terminbeteiligte 

ganz  allgemein  gehalten  sind.  darauf  rechnen,  die  ihm  aus  einem  Geschäft  ob- 

Da  ist  es  denn  nar  ein  weiterer  Schritt  in  !jiÄ~IÄJ?Ä.h  p^'.SÄ??^ 
dieser  folgerichtigen  Entwickelnng,  wenn  man  oder  Warenabnahme  dnrch  em  anderes  G^chäft 

schUeßlicf  anch  noch  das  letzte  spezieUe  Mo-  frtffifFn^KTMwÄfHA^nl"iii£!™^^ 
ment,  die  Provenienz,  ans  den  Vertragsformn-  tatsichhcb,  nicht  etwa  rechtlich,  abzuwälzen  und 
!.,•;„  ^.,»l^i,.i»lt  nnH  Homit  ^In  T  i^^^nno.«  ^r  sich  uur  die  Pflicht  zur  Zahlang  der  etwa  ans 
&iT^^  «,™  TitifnhTnnä^^^^^  den  beiden  Geschäften  sich  ergelenden  Preis- 
handel I.  e.  S.  zum  Terminhandel  gemacht  hat.  ^g^^^  ^^  behalten:  das  Risiffo  wird  also  be- 

4.  Der  Terminhandel ')  in  Getreide,  in  trächtlich  eingeengt  gegenüber  dem  EfTektiv- 
Waren  überhaupt,  hat  mit  dem  Effekten-  handel,  bei  dem  es  für  die  Abwälzung  immer 
terminhandel  nur  den  Namen  gemein;  in  darauf  ankommt,  für  ganz  spezielle  Abmachungen 
seinem  Aufbau  und  vor  allem  in  seiner  einen  Substituten  zu  finden.  Gerade  dieses  Be- 
volkswirtschaftlichen Bedeutung  steht  er  JL^^l  j£unr"t  atcf  ÄsSrfKe 
tür  sicn.  ^  _  ..  ,  .  ,.  ^  Herausgestaltung  des  Termingeschäfts  gewesen 
Das  äußere  Gepräge  erhält  diese  Ge-  ^nd  noch  heute  der  Grund,  warum  der  Effek- 
schäftsweise  dadurch,  daü  das  in  ihr  umgesetzt«  tivhandel  sich  vielfach  dieser  Geschäftsform 
Getreide  durch  die  Generahsierung  der  Qua-  bedient;  insbesondere  die  kleineren,  wenig 
itätebestimmungen  jeder  Individualität  ent-  kapitalkräftigen  Händler  können  nur  mit  dieser 
kleidet  wird,  daß  auch  die  Kontraktmen^e  Hilfe  sich  noch  ihre  Selbständigkeit  erhalten, 
nicht  völhfl:  von  der  Willkttr  der  Parteien  ab-  während  sie  den  großen  .Häusern"  dank  ihrem 
häni^t,  sondern  an  den  sog.  „Schluß  oder  eine  gewaltigen  Umsatz  entbehrlich  ist. 
Vielheit  dieser  Einheitsmenge  gebunden  ist,  und  ri  n  *.  4.  '*^  i-  0^4. 
daß  endlich  die  Lieferungszelt  nicht  beliebig  .  ^^J^F,  Gegenwart  tntt  diese  Bedeutung 
gewählt,  sondern  in  einen  bestimmten  Rahmen  ^1?^^  Kisikoversicherung  im  (j.  stark  m  den 

febanntist;  dagegen  ist  gleichgültig,  von  wem  Hintergrund   vor  der  Stellung,  die  der  Ge- 

ie  Fixierung  der  Vertragsgrenzen  ausgeht  —  treideterminhandel  als  Träger  des  Spe- 

ob   von   einer  Börsenbehörde  oder  von   einem  kulativ handeis  gewonnen  hat.     In  ihm 

Händlerverein  —  und  ob  für  diese  Geschäfte  konzentriert  sich  die  ganze  Aufmerksamkeit 

Preise  notiert  werden.  aller  Beteiligten  ausschließlich  auf  die  P  r  e  i  s  - 

Die  Generalisierung  der  Qualität  hat  zur  frage.    Gegenstand  des  einzelnen  Geschäfts 

Wirkung,  daß  eine  spezielle  Warenkenntnis,  ist  Getreide  jeder  Provenienz,   Gegenstand 

wie  sie  der  Effektivhandel  verlangt,  im  Ter-  des  ganzen   Terminhandels   also  die  Ernte 

der  ganzen  Welt,  für  deren  Bewertung  das 

*)  Vgl.  den  Art.  Börsen wesen  oben  S.  514  fg.  Verhältnis   zur  Nachfrage  der  ganzen  Welt 
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die  Entscheidung  gibt,  und  so  ist  das  Ter-  das  Register  in  der  Tat  eine  „Brandmarknng 
mingeschäft  in  der  Tat  die  Geschäftsform,  als  Spieler",  hält  sie  also  Ton  der  Benntran« 
die  dem  Bedürfnis  und  der  Funktion  der  des  renninhMidels  tmd  damit  yon  der  PreUbiT- 
Preisbüdung,  J-  S^ulati v^^^^^  J-^^-'    <£^  Är^KetÄn^^^^^ 

angemßt  ist:  das  Einzelne  ist  ausgeschaltet,  ^^^  vorgenommen  worden  ist,  beweist  gar 
das  Ganze  kommt  zur  Geltung.  nichts  regenden  Registergedanken:  denn  abge- 

Eben  deshalb  ist  der  Terminhandel  auch  sehen  davon,  daß  £e  früher  beliebtesten  Ter- 
den  Produzenten  aller  Länder  verdächtig.  Diese  minobjekte  durch  Verbot  dem  Terminhandel  ent- 
beansprnchen ,  bei  der  Preisbildung  ihre  spe-  zoffen  sind,  zn  einer  Eintragung  also  keine  Ver- 
ziellen  Produktionsbedingnngen  nicht  nur  als  anlassung  abgeben,  erfüllt  das  Register  seinen 
Element  unter  vielen,  sondern  ausschlagfi^ebend  Zweck  der  Femhaltung  Außenstehender  um  so 
berücksichtigt  zu  sehen ;  sie  haben  ja  am  letzten  besser,  je  weniger  Personen  darin  stehen. 
Ende  den  ganzen  Nachteil  zu  spüren,  wenn  Entgegengesetzt  ist  die  Tendenz  im  ört- 
immer  neue  Produktionsgebiete  zur  Versorgung  liehen  Aufbau:  da  wii-d  der  Terminhandel 
des  Weltkonsums  sich  anbieten  und  dement-  von  dem  Streben  nach  Zentralisation 
sprechend  auf  dem  Weltmarkt  die  Preise  beherrscht  Dahin  drängt  zunächst  das 
heruntergehen,  während  ihre  eigene  Produktion  «„dI«i:^u^  \r^^^«4^  ^«ß^«  «««,^tZ^UoJ*i;!Jk^ 
auf  einen  höheren  Preisstand  sich  eingerichtet  äußerhche  Moment,  daß  es  unwirtschaftliche 
hat.  Aber  der  Kampf  um  den  Terminhandel  üäuning  der  Kosten  wäre,  wenn  m  emem 
verwechselt  hier  doch  Ursache  und  äußere  Er-  I^ande  mehrere  Börsen  sich  den  großen,  die 
scheinnng:  nicht  der  Geschäftsweise  wohnt  die  ganze  Erde  umspannenden  Nachrichten- 
sog. Baissetendenz  inne,  sie  paßt  sich  vielmehr  apparat  einrichteten,  der  als  Grundlage  des 
—  wie  aller  Handel  —  den  realen  Verhält-  Spekulativhandels  unentbehrlich  ist  Vor 
nissen  an,  und  geht  daher  auch  tatsächUch  in  aÖem  aber  kann  eine  regelmäßige  Preis- 
Aren  Preisen  mit  dem  Gang  der  Weltemte  auf  Bildung  nur  in  einem  großen,  lokd  deshalb 

^  *   .         .  zusammenzudrängenden  Personenkreise  sidi 

In  seinem  inneren  Aufbau  weist  der  vollziehen,  und  auch  der  Einzelne  kann  seine 
Terminhandel  die  entgegengesetzten  Ten-  Meinung  nur  bei  starkem  Gesamtverkehr, 
denzen  auf  wie  der  Effektivhandel.  Während  wenn  er  eines  Gegeukontrahenten  sicher  ist, 
hier  eine  Konzentration  der  Personen  zu  zur  Berücksichtigung  bringen.  Wie  im 
konstatieren  ist,  stützt  sich  der  Terminhandel  Eflfektenhandel  allgemem,  so  treten  daher 
auf  eine  sehr  breite  und  noch  breiter  wer-  im  Getreideterminhandel  die  Provinzialbörsen 
dende  Personalbasis;  denn  die  Be-  allenthalben  hinter  die  Zentralbörsen  zurück, 
schränkung  des  Kapitalbedarfs  und  des  Mit  dem  Bedürfnis  nach  lokaler  Zu- 
Risikos  auf  eine  übersehbare  und  jederzeit  sammenfassung  hängt  es  zusammen,  daß 
zu  realisierende  Preisdifferenz,  die  Abwälzung  der  Terminhandel,  wieder  anders  als  der 
der  Nachnchtenkosten  auf  die  Gesamtheit  Effektivhandel,  sich  ganz  überwiegend  an 
der  Börse  ermöglichen  die  Selbständigkeit  der  Börse  selbst  abspielt  ffier  findet  man 
im  Terminhandel  schon  Personen,  die  den  die  Nachrichten  zuerst  und  vollständig,  die 
weit  ausgedehnten  Apparat  des  Effektiv-  aus  aller  Herren  Länder  einlaufen ;  hier  sind 
handeis  nicht  würden  stellen  können.  Das  die  Einrichtungen  zur  Geschäftsabwickelung 
ist  aber  innerhalb  gewisser  Grenzen  um  so  gegeben,  die  sich  tatsächlich,  nicht  etwa 
mehr  ein  Vorteil,  als  ja  die  Preisbildung  rechtlich,  ja  meist  auf  die  Feststellung  von 
hier  m  Frage  steht  und  diese  im  allgemeinen  Preisdifferenzen  beschränkt,  und  mit  Proben 
um  so  zuverlässiger  arbeitet,  je  mehr  sach-  igt  man  nicht  beschwert,  da  die  Qualität  ein 
verständige,  auf  eigene  Verantwortung  hau-  für  allemal  feststeht.  An  der  Börse  allein 
delnde  Personen  ihre  jeweilige  Preismeinung  kann  sich  vor  allem  im  Hin  und  Her  des 
in  wirklichen  Geschäftsabschlüssen  zum  Aus-  Gedanken-  und  Geschäftsaustausches  die 
druck  bringen.  Preismeinun^  bilden,  und  nur  an  Ort  und 

Andererseits  ist  aber  unverkennbar  mit  der  Stelle  läßt  sich  jede  Preisverschiebung  aus- 
Verbreiterung der  Personenkreise  auch  die  Haupt-  nutzen,  läßt  sich  überhaupt  jene  Schnellig- 
gefahr  für  em  volkswirtschaftlich  richtiges  Ope-  keit  des  Entschlusses  betätigen,  die  im  Zeit- 
rieren  des  Terminhandels  verbunden:  nur  wenig  alter  des  Telegraphen  und  gegenüber  den 
steht  im  Wefife  daß  auch  sachunverständige  geringer,  aber  auch  häufiger  gewordenen 
Peraonen  zur  Spekulation  heranfl:ezogen  werden;  Preisschwankungen  der  ^\^tilandelsa^tikel 
deren  Mitwirken  einen  Riegel  vorzuschieben,  ^^.^  Rz./q,r>«ni«^  r^,,;^♦«r^^v.«fl^^^v^  ibv. 
ist  im  Interesse  einer  sorgfältigen,  die  Fehler-  f^^®  Bedingung  pri^^twirtschafüichen  Er- 
quellen  wenigstens  nach  MögUchkeit  einengen-  i^^^^^  ^^^ ,  ^^^.  ^'^^^  Zentralprodukten- 
den Preisbüdung  dringend  zu  wünschen.  Dazu  hörsen  sind  so  m  der  Tat  recht  eigenthoh 
wül  mir  immer  noch  als  der  beste  Weg  der  die  Träger  des  Weltmarkts  geworden. 
Gedanke   des  Börsenregisters  erscheinen;  denn  tt    t^       ^    t^     ^    1.1      j 

einerseits  kann  im  G.  die  Beteiligung  Außen-  '^'  ^^^  ^'  Dentscillanas 

stehender  fast  nur  in  der  Form  des  Termin-  hat  im  Laufe  des  19.  Jahrh.  eine  gmndlM^de 
Geschäfts  sich  vollziehen  (anders  beim  Effekten-  Veränderung  durchgemacht:  während  er  bis  in 
handel),  und  andererseits  enthält  für  Außen-  die  60er  Jahre  hauptsächlich  die  Ausfuhr  deut- 
stehende,  nicht  aber  für  berufsmäßig  Beteiligte,   sehen  Gewächses  zu  organisieren  hatte,  ist  er 
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danach  üherwiegend  Einfahrhandel  geworden, 
und  soweit  er  Ansfnhrhandel  bleiben  konnte, 
hat  er  die  früher  beherrschten  Absatzgebiete 
teils  ganz  verloren,  teils  wenigstens  mit  früher 
unbekannten  Konkurrenten  teilen  müssen. 

In  den  ersten  Jahrzehnten  produzierte 
Deutschland  regelmäßig  in  allen  seinen  Teilen 
mehr  Getreide,  als  es  selbst  Terzehrte;  sogar 
Mannheim,  heute  der  größte  Weizeneinfuhrplatz 
Europas,  konnte  damals  noch  von  den  Mengen 
rheinabwärts  abgeben,  die  die  Bauern  seiner 
Umgebung  ihm  zuzuführen  pflegten.  Ein  Groß- 
handel internationaler  Bedeutung:  bestand  nur 
in  den  Seehäfen  der  nord-  und  ostdeutschen 
Tiefebene:  Danzig  vor  allem,  daneben  Könige- 
berfif  und  Stettin,  auch  Hamburg  standen  in 
lebhaften  Exportbeziehungen  zu  England  und 
zu  Holland,  den  großen  Importgebieten  der  da- 
maligen Zeit.  Der  interne  G.  war  dagegen  wenig 
entwickelt,  da  der  Zustand  der  Straßen  und 
namentlich  die  zahUosen  Zollschranken  der  ein- 
zelnen Teilstaaten  einen  Transport  von  Massen- 
gut auf  weitere  Entfemunfi^en  unmöglich 
machten;  Hungersnot  und  Ueoerfluß  standen 
nicht  selten  dient  nebeneinander. 

Als  dann  im  Zollverein  die  sächsische  und 
die  rheinische  Industrie  rasch  zu  Bedeutung 
anwuchsen  und  starke  Konsumzentren  schufen, 
da  wurden  Elbe  und  Rhein  zu  Einfuhrstraßen, 
und  schon  in  den  öOer  Jahren  war  der  Zeit- 

Sunkt  erreicht,  von  dem  an  dauernd  für  Roggen 
ie  Einfuhr  über  der  Ausfuhr  steht;  Weizen 
folgte  damit  seit  dem  Jahre  1875  und  steht 
heute  bei  weitem  an  der  Spitze  der  Getreide- 
einfuhr. Ueberschuß^biete  sind  in  der  Gegen- 
wart nur  noch  der  >ordosten  (Ost-  und  Wes^ 
preußen^  Posen,  Pommern,  Mecklenburg)  und 
das  südliche  Bayern;  außerdem  stoßen  die  großen 
Roggenmühlen  Berlins  und  der  Seehäfen  einen 
beträchtlichen  Teil  ihrer  Erzeugung  regelmäßig 
ins  Ausland  ab,  so  daß  in  Rogfi^enmehl  die  Aus- 
fuhr über  der  Einfuhr  zu  stehen  pflegt.  Em- 
SßLnger  dieser  Getreide-  und  Mehlausnihr  sind 
auptsächlich  die  skandinavischen  Reiche  und 
Finland,  auch  (für  süddeutschen  Hafer  und 
Weizen)  die  Schweiz;  England  dagegen  und 
das  übn^e  Westeuropa  ist  an  die  überseeischen 
Produktionsgebiete  verloren  worden,  die  auch 
das  westliche  und  mittlere  Deutschland  in  ihrem 
Zuschußbedarf  hauptsächlich  befriedigen. 

Der  interne  deutsche  Austausch  zwischen 
Ueberschuß-  und  Zufuhrgebieten  läßt  noch 
immer  zu  wünschen.  Zwar  hat  schon  früh, 
in  den  60er  Jahren,  die  preußische  Staats- 
bahn im  sog.  Ostbahntarif  ermäßigte  Frachtsätze 
für  die  Beförderung  des  östlichen  Getreides  bis 
Berlin  eingeführt  und  damit  auch  erreicht,  daß 
aus  den  küstenfemeren  Teilen  des  Ostens  Berlin 
milversorgt  wird.  Aber  weiter  nach  Westen 
konnte  dieses  Getreide  nur  in  den  Jahren  1892 
— 1894  gelangen,  als  die  norddeutschen  Bahnen 
den  sog.  Getreidestafifeltarif  eingeführt  hatten 
(l./IX.  1891)^  der  namentlich  auf  weite  Ent- 
fernungen eine  beträchtliche  Ermäßigung  der 
Frachten  bedeutete,  und  auch  nur  unter  diesem 
Tarif  war  eine  regelmäßige  Versendung  süd- 
deutschen Hafers  nach  dem  Norden  möglich; 
seitdem  der  StafiTeltarif  auf  süd-  und  wesMeut- 
sches  Drängen  wieder  aufgehoben  worden  ist 
(L/Vm.  1894),  sind  die  Ueberschußgebiete 
wieder  auf  die  Ausfuhr,  die  Znfuhrgebiete  auf 


fremdländische  Einfuhr  angewiesen.  Jene  Aus- 
fuhr wird  denn  auch  durch  ermäßigte  Eisen- 
bahntarife unterstützt;  der  interne  Handel  da- 
gegen hat  noch  immer  mit  einem  IVachtsatz 
(4,5  Pf.  für  1  tkm)  zu  rechnen,  der  schon  in 
den  60er  Jahren  in  Norddeutschland  gegolten 
hat.  Außerdem  wird  bei  der  Ausfuhr,  um  die 
preishebende  Wirkung  des  Schutzzolls  auszu- 
gleichen, ein  dem  Zoll  entsprechender  Betrag 
von  Reichs  wegen  vergütet,  gleichgültig  ob  das 
ausgeführte  Getreide  vorher  wirklidi  eingeführt 
oder  im  Inland  p^e wachsen  ist  (Aufhebung  des 
Identitätsnachweises;  für  Mehl  seit  1882,  für 
Getreide  seit  1894). 

In  die  Or&^anisation  des  deutschen  G. 
hat  das  Reiehsbörsengesetz  vom  22./VTr.  1896 
in  zweifacher  Richtung  eingegriffen.  Einmal 
hat  es  durch  die  Bestimmungen  über  die  staat- 
liche Aufsicht  und  durch  die  Handhabung  dieser 
Vorschriften  in  Preußen  dazu  geführt,  &Ü  eine 
Anzahl  früher  bestehender  Produktenbörsen  mit 
Marktcharakter  auf  die  Bezeichnung  Börse  ver- 
zichtet und  sich  als  freie  Händlervereinigungen 
organisiert  haben,  die  mangels  einer  autoritären 
Preisnotierung  nicht  unmittelbar  nach  außen 
wirksam  werden  —  eine  Erscheinung,  die  den 
tatsächlichen  Machtverhältnissen  im  wesent- 
lichen entspricht  und  deshalb  dauernd  geworden 
ist.  Sodann  hat  das  Verbot  des  Gertreideter- 
minhandels  eine  Zeitlang  die  Bedeutung  der 
Berliner  Produktenbörse  herabeedrückt;  doch 
ist  das  überwunden  worden,  nachdem  man  erst 
wieder  die  Börse  eingerichtet  *]  und  eine  volks- 
wirtschaftlich ziemlich  dasseloe  leistende  Ge- 
schäftsform zur  Anwendung  gebracht  hat.  Trotz 
des  Börsengesetzes  entspricht  daher  der  Aufbau 
des  deutschen  G.  in  allen  wesentlichen  Zügen 
den  international  geltenden  Formen  und  Ten- 
denzen. 

in.  Der  G.  Nordamerikas  2) 

ist  in  wichtigen  Teilen  ganz  eigenartig  organi- 
siert, und  zwar  beruht  der  Unterschied  gegen- 
über den  europäischen  Verhältnissen  auf  dem 
jungen  Alter  des  nordamerikanischen  G.  Wäh- 
rend nämlich  in  den  Ländern  der  alten  Welt 
der  Getreidegroßhandel  schon  altgewohnte  Han- 
delsformen vorfand  und  sich  ihnen  anpassen 
mußte,  betrat  der  amerikanische  G.  ein  ganz 
neues  Gebiet  und  konnte  sich  die  Organisation 
schaffen,  die  der  Eigenart  des  Getreides  ent- 
sprach; er  nützte  technisch  die  Trockenflüssig- 
keit in  vollem  Umfange  aus  und  machte  das 
Getreide  rechtlich  zu  einer  völlig  fungibelen 
Ware. 

Die  Trockenflüssigkeit  führte  zur  Lagerung 
und  Beförderung  in  loser  Schüttung,  anstatt  der 
in  Europa  übUcnen  Verpackuufi;  in  Säcken,  und 
zum  Bau  der  grain-tlevators,  d.  h.  hoher  Schacht- 
speicher, in  denen  das  Getreide  unter  Ausnutzung 
der  eigenen  Schwere  vollständig  mechanisch  be- 
wegt wird  und  in  hohen  Säulen  lagert.    Solche 


*)  Die  Selbstauflösung  der  Berliner  Pro- 
duktenbörse ist  nicht  wegen  des  Termin- 
handelsverbots erfolgt,  sondern  wegen  der  rigo- 
rosen Handhabung  der  Aufsichtsbestimmungen. 

')  Diese  Schilderung  schließt  sich  an  die  Auf- 
sätze von  H.  Schumacher  in  Jahrb.  f.  Nat> 
3  F.  Bd.  10  S.  361  fg.  und  801  fg.  an. 
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Ans  Bnßland  sind  ausgeführt  worden 


m  Jahres- 
archschnitt 
oder  Jahr 

1 

S 
§ 

1 

Mehl  aller 
Art 

--o 

1 

uDd  von  diesen  geht  schon  der  bei  weitem 
größte  Teü  nach  Europa^nsbesondere  Eng- 
land, während  vordem  Westindien  Haupt- 
empfänger gewesen  war.  Von  1870  an  ist 
dann  der  üaug  dieser  gewesen:  es  sind 
ausgeffShrt  worden 


in  Mill.  Pud  (zu  je  16,4  kg) 


1861/60 

33,6 

11,8 

4,0 

4,8 

1861^0 

61.2 

16,0 

6,0 

7,7 

1871/80 

98,0 

66,8 

17,2 

25,2 

1881/90 

141,2 

70,6 

46,4 

54,8 

1891/1900 

169,0 

65,8 

86,8 

52,9 

1901 

138,6 

82,7 

77,6 

80,3 

1902 

186,0 

98,2 

104,2 

63,3 

1903 

254,8 

82,2 

145,5 

59,5 

1904 

280,8 

60,0 

151,7 

54,0 

1905 

293,7 

59,6 

138,0 

127,1 

7,1 
8.6 


13,1 
13,8 
15,5 
17,7 
12,2 


In  den  einzelnen  Jahren  zeigt  Hnßlands 
Export  so  enorme  Schwankungen  wie  kaum  ein 
anderes  Produktionsgehiet.  So  fällt  die  Ziffer 
der  Weizenausfuhr  von  1888  his  1892  von  215 
auf  190,  182,  176  und  82  MiU.  Pud,  um  im  Jahr 
1893  wieder  156  und  1894  gar  206,  1895  aher 
237  Mill.  zu  erreichen*  danach  sinkt  die  Zahl 
wieder  auf  220,  213,  178  und  107  Mill.  his  zum 
Jahre  1899  und  steigt  dann  im  Jahre  1900  auf 
117,  1901  auf  139  und  schließlich  im  Jahre  1903 
auf  255  Mill.  Pud,  die  höchste  hisher  jemals  er- 
reichte Ziffer  —  wiederholt  also  innerhalb  von 
3  bis  4  Jahren  Schwankungen  um  150%  und 
von  Jahr  zu  Jahr  um  lOO^o-  Nicht  ganz  so 
arg  lie|g:en  die  Verhältnisse  in  der  Rog^enaus- 
fuhr;  immerhin  hat  aber  auch  da  das  rfotjahr 
1891,  das  gegen  Ende  des  Jahres  bekanntlich 
zu  einem  Oetreideausfuhrverbot  geführt  hat 
den  Export  des  Jahres  1892  auf  12  Mill.  Pud 
heruntergedrückt,  obwohl  wenig  Jahre  zuvor^ 
1888,  8(£on  107  Mill.,  1891  doch  wenigstens 
68  Mill.  ausgeführt  worden  waren;  18^  be* 
schränkte  der  Zollkrieg  mit  Deutschland,  dem 
Hauptabnehmer  des  russischen  Roggens,  dessen 
Ausiuhr  auf  32  Mill.  Pud,  während  im  folgen- 
den Jahrzehnt  die  Ziffer  zwischen  60  (1899) 
und  98  Mill.  (1902)  sich  bewegt  hat. 

Von  sonstigen  Oetreidesorten  hat  Rußland 
im  Jahre  1903  noch  ausgeführt:  3,9  Mill.  Pud 
Buchweizen  und  Hirse;  39,3  Mill.  Pud  Mais; 
38,2  Mill.  Pud  sonstige  Brotfrüchte  und  Mehl- 
produkte. 

Die  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  kommen  hauptsächlich  für  den 
Weizen-  und  Maishandel  in  Betracht ;  daneben 
spielt  die  Mehlausfnhr  namentlich  in  der 
letzten  Zeit  eine  immer  bedeutendere  Rolle. 

Die  Entwickelung  setzt  in  den  50er 
Jahren  des  19.  Jahrh.  ein,  erreicht  aber  erst 
in  den  70er  und  vollends  in  den  80er  Jahren 
einen  solchen  Umfang,  daß  sie  für  die 
europäische  Landwirtschaft  einen  bedroh- 
lichen Chwakter  erhält.  Aus  den  4,5  MilL 
Bufihels  Weizen,  die  roh  und  in  Mehlform 
im  Durchschnitt  der  Jahre  1831/40  exportiert 
worden  waren,  sind  nämlich  bis  zum  6.  Jahr- 
zehnt immerhin  schon  19  Millionen  geworden^ 


1 

1 

1 

1 

0 

1 

ja  2 

eS" 

•s« 

-^1 

in  MU 

[.  Busheis  (zu  je  35,2  1) 

s 

187180 

66,7 

53,6 

1,8 

0,9 

1,7 

4,3 

188190 

83,4 

57,3 

1,7 

"'5 

^»S 

10,0 

1891/1900 

102,4 

111,4 

5,2 

7,« 

20,8 

16,4 

WKIOI 

132,1 

177,8 

2,3 

6,3 

37,1 

20,0 

liKni>2 

154,9 

26,6 

2,7 

5-' 

10,0 

18,4 

19O2;0H 

114,2 

74,8 

5,4 

8,4 

4.6 

20,5 

m);'UJ4 

44,2 

55,9 

0,8 

10,9 

1,2 

17,7 

1904,/Ü5 

4,4 

88,8 

0,0 

10,7 

5,5 

• 

Die  Ausfuhr  der  einzelnen  Jahre  zeigt  auch 
hier  recht  erhebliche  Schwankungen.  So  trat 
eine  auffallend  starke  Steigerung  der  Weixen- 
ftxi&fulir  im  Jahre  1892  ein,  die  in  geringerem 
Umfaiiir^i  noch  1893  anhielt:  es  wurden  1892 
nicht  weniger  als  157  Mill.  bush.  und  1893  noch 
117  MilK  bush.  Weizen  ausgeführt,  während  die 
bis  dAhin  höchste  Zahl  1879  mit  lo3  Mill.  er- 
reicht war  und  die  Ausfuhr  von  1891  nur 
^m  Hill  betragen  hatte;  man  hatte  wegen  des 
erwarteten  Ausfalles  der  russischen  Ernte  das 
Weiaenanbauareal  um  etwa  4  MilL  acres  ver- 
mehrt und  schränkte  es  sofort  wieder  ein,  als 
normale  Zustände  auf  dem  Weltmarkte  eintraten. 
Demenf.'?prechend  sank  die  Ausfuhr  in  den  folgen- 
den Jahren,  (1894:  88, 1895:  76,  1896:  61,  1897: 
8i>Mill.  bush.),  hob  sich  aber  mfolge  günstiger 
Erüien  1898  wieder  auf  148  Mill.  bush.  und  1902 
sogar  auf  155  Mill.  bush.  Seitdem  ist  plötzlich 
ein  io  rapider  Rückgang  der  Ausfuhr  einge- 
treten, daü  1905  der  amerikanische  Weizen  fast 
gauj  vom  Weltmarkte  verschwunden  war  — 
tine  Erscheinung,  die  viel  zu  gewaltsftro  auf- 
^treten  ist,  als  daß  sie  organisch  auf  das 
Wachstum  der  nordamerikanisdien  Bevölkerung 
I  und  ihren  steigenden  Konsum  zurückgeführt 
"  un<l  deshalb  als  ein  Wendepunkt  der  landwirt- 
schaftlichen Konkurrenz  der  Ver.  Staaten  ange- 
.gprocbeü  werden  könnte;  ihr  liegen  vielmehr 
Idie  schlechten  Weizenemten  der  Jahre  1901/04 
I  und  die  schlechte  Maisernte  des  Jahres  1901 
züjffUDde.  deren  geringer  Ausfall  bei  steigen- 
i  dem  Eigenkonsum  in  besonders  starkem  FaUen 
des  Exports  um  so  mehr  sich  äußern  maßte,  als 
auch  bei  günstigen  Ernten  regelmäßig  60  bis 
1Q%  der  Produktion  im  Lande  selbst  verzehrt 
zu  werden  pflegen. 

Vollends  hängt  die  Maisausfuhr,  die  nur  2 
bis  10 '^/p  der  Produktion,  also  das  schlechthin 
Entbehrliche  regelmäßig  umfaßt,  von  dem  Emte- 
auifall  üb,  und  da  dieser  sehr  unbeständig  ist, 
80  zeigt  sie  Schwankungen,  die  für  den  europft- 


1]    Die   Jahre    sind    die 
endigend  mit  dem  30.  Juni. 


sog.   Fiskaljahie, 
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iBchen  Bedarfgeradezu  störend  sind.  So  waren 
im  Jabre  1890  zwar  102,  1891  aber  nnr  31. 
1892  wieder  75,  1895  nnr  27,  1898  nnd  1900 
gar  209.  1902  wieder  nnr  27,  1905  docb  wenig- 
stens 89  Hill.  bnsh.  für  die  Ansfnbr  disponibel. 

In  der  Meblansfnhr  der  letzten  Jahre  steckt 
ein  beträchtlicher  Prozentsatz  kanadischen 
Weizens;  die  Mühlen  des  Nordwestens,  insbe- 
sondere die  von  Minneapolis,  haben  gegenüber 
den  Fehlemten  des  eigenen  Gebiets  auf  den 
Rohstoff  des  Nachbarstaats  zurückgegriffen  nnd 
erreicht,  daß  der  Einfahrzoll  für  diesen  Rohstoff 
ihnen  bei  der  Mehlansfohr  zu  95%  vergütet 
wird  —  eine  Erscheinung,  die  namentlich  für 
Deutschland  deshalb  wichtig  ist,  weil  das  kana- 
dische Gewächs  bekanntlich  einem  erhöhten 
Zoll  unterliegt,  dieses  Mehl  aber  als  Erzeugnis 
der  Union  zum  Vertragssatz  eingeführt  wird. 

Den    Ausfcdl     der     nordamerikanischen 
Exportkraft  hat  neben  Rußland  hauptsäch- 
lich Argentinien  gedeckt.    Dieses  Land 
ist  erst  in  den  90er  Jahren  mit  stärkeren 
Mengen  in  den  Welthandel  eingetreten,  dann 
aber  auch  gleich  so  kräftig,  daß  von  dem  j 
Ausfall  seiner  Ernten  geiadezu  der  Welt 
marktpreis  abhing.    Die  Zahlen  sind  diese 
es  wurden  ausgeführt 


Britisch-Indien,  das  in  den  80er 
Jahren  durchschnittlich  16,7  Mill.  Cwts.  (zu 
je  50,8  kg),  dem  Weltmarkte  zur  Verfügung 
stellte,  verlor  an  Bedeutung,  als  Argentinien 
den  Preis  so  tief  driickte,  daß  der  Trans- 
port von  Indien  nach  London  nicht  mehr 
lohnte;  es  wurde  dann  nur  noch  in  den 
Jahren,  in  denen  es  galt  den  Ausfall  anderer 
Zufuhren  auf  dem  Weltmarkte  auszugleichen, 
in  erheblichem  Umfange  herangezogen.  Sa 
wurden  im  Jahre  des  russischen  Ausfuhr- 
verbots, 1892,  über  30  und  im  Jahre  1899^ 
nach  der  mäßigen  russischen  Ernte  von 
1898,  20  Äill.  Cwts.  von  dort  ausgeführt. 
Auch  neuerdings,  da  die  Weizenausfuhr  der 
Ver.  Staaten  versagt  hat,  bringt  Ostindien 
wieder  bedeutendere  Mengen  auf  den  Markt, 
so  1904:  26  Mill.  Cwts.  An  Weizenmehl 
wurden  1896:  662000,  1900:  558000  und 
1904:  810000  Cwts.  ausgeführt.  Im  ganzen 
hat  sich  die  Ent^4ckelung  der  Weizenaus- 
fuhr folgendermaßen  gestaltet:  es  betrug 


im  Jahresdurch- 
schnitt oder  Jahr 

Weizen     j        Mais 
1000  dz. 

1876/1880 
1881A890 
1891/1900 

59 
>o55 
9414 

2358 
5915 

1901 
1902 
1903 
1904 
1905 

9043 

6449 

16  813 

23047 
28683 

II  123 
11  928 
21044 
24695 
22223 

Besonders  vorteilhaft  war  dabei  für  Argen- 
tinien, daß  seine  Papierwährung  es  dem  Ex- 
Dorthandel  ermöglichte,  mit  den  Preisen  auf  dem 
Weltmarkt  jeden  Konkurrenten  zu  unterbieten 
und  doch  dem  heimischen  Farmer  den  gewöhnten 
Erlös  nur  weni^  zu  schmälern.  So  ist  der 
Tiefstand  der  Weltmarktpreise  im  Jahre  1894 
nnd  dann  wieder  in  den  Jahren  1899  nnd  1900 
80  gut  wie  ausschließlich  dadurch  herbeigeführt 
worden,  da£  Ars^ntinien  im  Jahre  1894  plötz- 
lich 16,  in  den  Jahren  1899  und  1900  sogar  17 
und  19  Mill.  dz.  Weizen  auf  den  Weltmarkt 
warf,  während  es  1890  und  1891  nur  je  3  und  4, 
1892  auch  nur  5,  1893  nnr  10  MiU.,  1895  wieder 
nur  10,  1896  und  1897  j^ar  nur  5  und  1  Mill.  dz. 
liefern  konnte.  Die  Steigerung  aber  der  letzten 
Jahre  ist  für  die  Preisentwickelunc^  durch  den 
fast  vollständigen  Wegfall  des  Weizens  der 
Ver.  Staaten  ausgeglichen  worden. 

Die  Ausfuhr  an  Weizenmehl  ist  ebenfalls 
in  den  letzten  Jahren  gesteigert  worden:  von 
lOOOOD  dz  im  Jahre  1890  auf  500000  dz  im 
Jahre  1900  und  auf  1 100000  dz  im  Jahre  1904. 
Immerhin  ist  sie  noch  sehr  gering^ig  und 
ein  Zeichen  der  geringen  Kapitalkraft  des 
Landes. 


im  Jahres- 
durch- 
schnitt 

die  Weizen- 
ausfuhr über 

See  (in 
1000  Cwts.) 

im  Jahre 

die  Weizen- 
ausfuhr über 

See  (in 
1000  Cwts.) 

1871/1880 
1881/1890 
1891/1900 

2184 

16668 
12  218 

1901/1902 
1902/1903 
1903/1904 
1904/1905 
1905/1903 

7322 
10292 
25  911 
43001 
18750 

3.  Die  Einf  ahrlander  werden  vom  west^ 
liehen  und  mittleren  Europa  hauptsäclüich 
gebildet.    An  der  Spitze  steht 

Großbritannien  und  Irland,  das 
an  Weizen  mehr  einführt  als  das  gesamte 
übrige  Europa  und  bedeutend  mehr  als  ea 
selbst  produziert,  das  auch  in  den  anderen 
Getreidearten  einen  starken  Zufuhrbedajrf 
aufweist  Die  Mengen  sind  diese :  es  wurden 
eingeführt 


im  Jahres- 
durchschnitt 
oder  Jahr 


18611870 
!    1871/1880 

1881/1890 
I    1891/1900 

i  1901 
1902 
1903 
1904 
1905 


i 

s 

u 

•§s 

f 

•s 

^' 

0 

n 

in  Millionen  Cwts.  (zu  je  50,8  kg) 


29,9 

48,2 

7,0 

12,0 

12,0 

57,4 

16,0 

16,0 

15,0 

68,2 

20,2 

21,0 

16,2 

69,7 

22,6 

21,9 

22,5 

81.0 

19,4 

25,2 

15,9 

88,1 

20,6 

26,6 

16,3 

97,8 

14,7 

27,2 

14,1 

97,7 

12,0 

21,4 

17,1 

37,0 
33,0 

44,4 

51,4 
44,5 
50,1 
42,9 
42,1 


Frankreich    ist    in    der    Gegenwart 
ebenfalls  ein  ausgeprägtes  Importgebiet,  und 
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zwar  übersteigt  in  Weizen  die  Einfuhr  den  handel  folgende  Mengen   umgesetzt:  es  be- 
Export seit  1867.    Im  ganzen  hat  der  Außen-  trug  (in  1000  dz) 


in  1000  dz 

im  Jahresdurchschnitt 

im  Jahre 

1871/80^) ! 

1881/'90 

1891/1900 

1901 

1902  1 

1903  1 

1904 

1905 

Wpiwn               Einfuhr  .    . 
^^^'^               Ausfuhr.    . 

9461 

10230 

9444 

1583 

2457 

4726 

2063 

1826 

835  ! 

54 

15 

6 

8 

6 

5 

II 

Hafer                 SK ;    ; 

3432 

2476 

2297 

4179 

2066 

1007 

774 

2853 

161  1 

95 

121 

20 

40 

24 

69 

15 

Gerne  n.U^f^^^-    ; 

1007 

1308 

1674 

1911 

1563 

1297 

969 

1147 

ioi8 

938 

5" 

381 

484 

251 

338 

131 

ir«;«                     Einfuhr  .    . 
^*^                    Ausfuhr.    . 

2420 

3635 

3070 

2949 

2203 

2881 

2571 

2824 

242 

lOI 

15 

5 

4 

20 

2 

13 

Weizenmehl        Einfuhr  .     . 

144 

314 

306 

251 

292 

227 

206 

124 

weizenmem        Ausfuhr.    . 

598  i 

100 

202 

185 

163 

120 

169 

299 

Die  starken  Schwankungen,  die  hier  zutage 
treten,  lassen  erkennen,  daß  die  eigene  Pro- 
duktion für  die  Versorgung  des  Landes  noch 
eine  ausschlaggebende  Bedeutung  besitzt.  Für 
die  Mehlausfuhr  ist  wichtig,  daß  sie  durch  die 
eigenartige  Grestaltung  der  Zollvergütung  eine 
versteckte  Ausfuhrprämie  genießt ;  für  Mehl  ist 
nämlich,  weil  die  Ausfuhr  des  Fabrikats  haupt- 
sächlich aus  den  östlichen  und  nördlichen  Landes- 
teilen, die  Einfuhr  des  Rohstoffs  aber  stark  in 
den  Süden  erfolgt,  bei  der  Anrechnung  der 
acquitS'ä-caution  vom  Identitätsnachweis  Ab- 
stand genommen  und  zugleich  die  Umrechnung 
von  Mehl  in  Getreide  in  einer  Weise  geregelt 


,  worden,  die  eine  Prämie  für  die  feineren  Mehl- 
sorten enthält. 

'  Oesterreich-üngarn  ist  in  letzter 
Zeit  in  der  eigenen  Konsumkraft  so  erstarkt, 

,  daß  selbst  die  starke  Produktion  Ungarns 
nicht  mehr  zur  Deckung  hinreicht,  aus  den 
Balkanstaaten  vielmehr  regelmäßig  das  Zu- 

,  Schußbedürfnis  befriedigt  werden  muß ;  nur 
für  Gerste  ist  die  habsburgische  Monarchie 
noch  immer  Ausfuhrgebiet,    und   zwar  l)e- 

!  sonders  für  Braugerste,  die  in  Böhmen  in 
sonst   kaum   erreichter  Qualität   gewonnen 

.  wird.  Die  ümsatzziffern  sind  diese :  es  betrug 


in  1000  dz 

im  Jahresdurchschnitt 

im  Jahre 

1871/80 

1881/90 

1891/1900 

1901 

1902  1 

1903  1 

1904 

1905 

Weizen 

Einfuhr  .    . 

1708 

949 

543 

316 

946 

224 

2188 

1082 

Ausfuhr  .    . 

1982 

2542 

535 

213 

141 

164 

32 

12 

Koggen 

Einfuhr  .     . 
Ausfuhr  .     . 

865 
630 

573 
192 

530 
71 

369 
3 

138 
3 

63 
2 

407 

2 

390 
2 

Gerste  u 

Malz   Ei»*>^r  •     • 

334 

292 

291 

2X2 

129 

156 

700 

475 

^^^^^   Ausfuhr  .    . 

2319 

4159 

5190 

5098 

5419 

7050 

4398 

6114 

Hafer 

Einfuhr  .    . 

178 

300 

473 

422 

178 

177 

311 

748 

Ausfuhr  .    . 

838 

583 

357 

37 

220 

89 

14 

7 

Mais 

Einfuhr  .     . 

1668 

1576 

1874 

2196 

1492 

2827 

3573 

4600 

Ausfuhr  .    . 

580 

383 

289 

130 

765 

79 

44 

10 

Mehl 

Einfuhr  .     . 

455 

97 

IG 

4 

7 

9 

II 

II 

Ausfuhr  .    . 

1304 

1587 

303 

870 

991 

974 

764 

711 

Deutschland  endlicli  liat  im  G.  folgende  Ein-  und  Ausfuhrziifern  aufzuweisen :  es  betrug 


•_     ■* 

nr\r\    j 

im  Jahresdurchschnitt 

im  Jahre 

m    lUUV    U2i 

1851/60 

1861/70 

1871/80 

1881/90 

1 1891/1900 

1901    1902  ;  1903  ;  1904    1905 

Weizen 

Einfuhr 

1047 

3322 

6546 

5368 

!    12372 

2134220745  19  291  20  211 122  876 

Ausfuhr 

3423 

5225 

4937 

260 

1      1 024 

928      822    I  S03!  I  596'  1 647 

Roggen 

Einfuhr 

1869 

2587 

7792 

7538 

i     7490 

8637    9760   8  138;  4724  5722 

Ausfuhr 

694 

1107 

1366 

59 

i        561 

921    1046    2090   3567'  3199 

Gerste 

Einfuhr 

31s 

857 

2755 

4517 

;    9318 

8997  II  276  15  861  1430416200 

Ausfuhr 

09 

925 

1553 

474 

;        187 

376      347      41Ö      295 1     145 

Hafer 

Einfuhr 

327 

803 

2370 

2258 

'     3312 

4125    3893    4703    3664  9063 

Ausfuhr 

406 

905 

1086 

1^8 

349 

I  461'  I  330      S63    2226   1024 

Mais 

Einfuhr 

2)    . 

•^1    . 

-)    1265 

2392 

9  473 

ii933i  9006    9532    7735   92^^ 

Ausfuhr 

. 

107 

4 

I 

il          I            I           I         2 

Mehl 

Einfuhr 

577 

1776 

301 

328 

406       340;      342       253      235 

Ausfuhr 

733 

1535 

1217 

I  402 

8921       874     I  207     I  qöqi  200: 

M  Für  Hafer,  Gerste,  Mais  und  Weizenmehl  1877  80. 

^)  Bis  1865  ist  Mais  in   der  amtlichen  Statistik  unter  ..Weizen",   von   1865—1871  unter  der 
Kubrik  „Alles  übrige  Getreide"  nachgewiesen. 
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Die   Weizeneinfuhr  ist  hiernach  trotz   des  j 
Schatzzolles  ununterbrochen  gestiegen,  und  auch  | 
die  wiederholten  Aenderungen  der  Zollhöhe  haben  i 
diese  Entwickelung  nicht  merklich  beeinflußt. 
Denn  nachdem  unter  dem  Zollsatz  von  10  M.  | 
(pro  t)   in    den    Jahren   1880/84    die    Einfuhr: 
gegenüber  den  70  er  Jahren  von  7  auf  5,3  und  j 
dann  unter  dem   Zollsatz   von  30  M.   in  den 
Jahren  1885/87   auf  4,6  Mill.  dz  gefallen  war, 
ist  sie  unter  dem  Satz  von  50  M.  in  den  Jahren 
1888/91    auf    6,1    und    unter    dem    Satz    von  | 
35  M.  in  den  Jahren  des  deutsch-russischen  Zoll- 
krieges 1892  und  1893  auf  10,  nach  der  Been- 
digung des  Zollkrieges  in   den  Jahren  1894  96  - 
auf  14  Mill.  angestiegen,  um  sich  schließlich  im  | 
letzten  Jahrfünft    der    alten   Handelsverträge  i 
auf  21  Mill.  dz  zu  belaufen.    Das  ist  eine  zu  i 
gleichmäßige  Entwickelung .  als  daß  darin  der ; 
Einfluß  derZoUdifferenzen  erkannt  werden  könnte,  • 
und   auch   die  Steigerung  von  1904  auf  1905 1 
paßt  in  diesen  Eahmen  zu  gut  hinein,  als  daß 
man  sie  auf  die  Vorwirkung  der  mit  dem  l./III. ' 
1906  eingeführten  Zollerhöhung  wesentlich  zu-  j 
rückführen    dürfte.     Das    Entscheidende    liegt 
•vielmehr  in  der  Zunahme  der  Bevölkerung  und 
ihres  Wohlstandes,  was  gerade  den  Weizenkon-  i 
sum  mächtig  gefördert  hat ;  ihm  ist  auch  die ' 
Mehleinfuhr,  die  hauptsächlich  aus  Weizenmehl 
besteht,  noch  zuzuschreiben.  | 

Die  Rog^eneinfuhr  ist  dagegen  nicht  in  au- ' 
nähernd  gleichem  Maße  vermehrt  worden ;  ja  im  . 
letzten  Jahrfünft  erreicht  sie  nicht  einmal  mehr 
den   Durchschnitt  der  70  er,    zollfreien  Jahre. 
Nimmt  man  aber  die  Mehlausfuhr,   die   ganz 
überwiegend  aus  Roggenmehl  besteht,  zu  derj 
Rohstoff  ausfuhr  hinzu .    dann   ergibt   sich   für 
Roggen  soffar  wieder  eine  recht  kräftige  Mehraus- 
fuhr. Die  Zollpolitik  ist  in  dieser  Entwickelung  in- 
soweit zum  Ausdruck  gekommen,  als  der  Zollkrieg 
mit  RuUland,  dem  wichtigsten  Roggenlieferanten, 
in  den  Jahren  1892/93  eine  starke  Minderung 
der  Einfuhr  bewirkt   hat;   sonst   ist   sie   auch 
beim  Roggen  ohne  verkennbare  Wirkung  ge- 
blieben :  die  Einfuhr  sank  vom  Durchschnitt  der  ; 
Jahre  1871/79  zu  den  Jahren  1880-84  und  1885/87  , 
von  7,9  auf  7,3  und  6,6  Mill.  dz,  hob  sich  aber 
dann  in  den  Jahren  1888,91  wieder  auf  8,6  und  . 
1894,96    auf   8,8   Mill. ,    nachdem    sie    in   den 
Jahren  1892/93  vorübergehend  auf  3,9  Mill.  ge- ' 
fallen  war. 

Die  Ausfuhr  des  Rohstoifs  dagegen  steht  un- 
mittelbar unt«r  dem  Einfluß  der  Zollpolitik ;  denn  I 
sowohl  in  Weizen  als  auch  in  Roggen  sinkt  sie  • 
um  so  stärker,  je  mehr  der  Zollsatz  den  Schutz- 1 
Charakter  ausprägt,  um  erst  wieder  zu  steigen, 
als  mit  dem  l.fV.  1894  bei  der  Ausfuhr  für  die 
Zollvergütung  die  Forderung  des  Identitätsnach-  ■ 
weises  lallen  gelassen  wird.    Die  Zahlen  sind 
diese:  Die  Ausfuhr  betrug  (in  1000  dz! 


Weizen 
Roggen 


1871     1880   1885    1888    1892    1894 
bis  79  bis  84  bis  87  bis  91  bis  93  bis  96 


5287      822       84        6         3  75 

1488      145       34        S         0        413 


Die  Mehlausfuhr  dageireu  ist  nicht  nennens- 
wert beeinflußt  worden,  da  sie  schon  im  Jahre 
1882  von  dem  Identitätsnachweis  befreit  wor- 
den ist. 
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Getreidepreise. 

I.  Die  Grundlagen  der  G.bildung.  II.  Die 
Bewegung  der  G.  *)  1.  Die  statistischen  Er- 
hebungen der  G.  2.  Die  Bewegung  der  Weizen- 
preise in  England  und  Deutschland.  3.  Allge- 
meine Uebersicht  über  die  G.entwickelnng.  4.  Das 
Preisverhältuis  von  Roggen,  Roggenmehl  und 
Roggenbrot. 

I.  Die  Grandiagen  der  G.bildung 

haben  im  letzten  Menschenalter  dank  der  Ent- 
wickelung der  Verkehrsmittel  eine  voll- 
ständige Umgestaltung  erfahren. 

Vordem  hing  der  G.  des  einzelnen  Orts 
von  den  lokalen  Produktions-  und  Kon- 
sumtionsverhältuissen  unmittelbar  ab.  Da 
die  geringe  Leistungsfälligkeit  der  älteren 
Transportmittel  nur  in  sehr  beschränktem 
Umfang  und  mit  gnt)ßen  Kosten  erlaubte, 
den  Melirbedai-f  aus  weiterer  Entfernung 
heranzuziehen  oder  den  Ueberschuß  daliin 
abzustoßen,  so  brachten  ganz  regelmäßig 
Mißernten  für  die  davon  betroffenen  Gegen- 
den ti-otz  anderweit  vorluindenerUel)erbchüsse 

*i  Die  Tabellen  die.ses  Teils  sind  vom  Biblio- 
thekar der  Handelshochschule  Cüln.  Herrn  W. 
Morgenroth,  angefertigt. 
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hohe,  ungewöhnlich  gute  Ernten  aber  nie- 
drige Preise  mit  sich.  Für  die  Landwirte 
war  dies  nicht  unvorteilhaft:  bei  Mißernten 
—  sofern  nicht  gerade  mehrere  aufeinander 
folgten  —  glich  der  hohe  Preisstand  den 
Ausfall  in  der  Verkaufsmenge  aus,  und  um- 
gekehrt konnte  bei  guten  Ernten  die  Niedrig- 
keit des  Preises  dank  der  Höhe  der  Ver- 
kaufsmenge recht  wohl  ertragen  werden; 
als  Durchschnitt  aber  mußte  sich  ein  Preis 
ergeben,  der  zu  den  Produktionskosten  in 
angemessenem  Verhältnis  stand  und  wenig- 
stens dort  sogar  eine  dauernde  Steigerung 
auiwies,  wo  entweder  im  Gebiet  selbst  die 
Bevölkerung  sich  stark  vermehrte  (England) 
oder  von  wo  aus  dank  günstiger  Wasserlage 
ein  immer  kräftigerer  Export  nach  jenen 
Bedarfsgegenden  sich  bewerkstelligen  ließ 
^ord-  und  Ostdeutschland,  Polen).  Die 
Konsumenten  dagegen  wurden  von  der  lo- 
kalen Abhängigkeit  stark  getroffen :  Getreide 
bildete  damals  einen  noch  wesentlicheren 
Teil  der  Volksernährung  als  heute;  eine 
Einschränkung  des  Verzehrs  bei  hohen 
Preisen  war  daher  nur  beschränkt  möglich 
und  fand  jedenfalls  nur  einen  sehr  geringen 
Ausgleich  in  der  ja  vollends  nur  eng  be- 
grenzten Möglichkeit,  bei  niedrigen  Preisen 
mehr  als  üblich  zu  verzehren. 

Einige  Zahlen  mögen  veranschaulichen,  wie 
stark  in  dieser  älteren  Zeit  die  zeitlichen  and 
örtlichen  Preisdifferenzen  sich  stellten.  In  Eng- 
land, das  durch  seine  gestreckte  Insella^e  doch 
besonders  für  einen  Großverkehr  begünstigt  ist, 
schwankten  noch  im  19.  Jahrh.  die  Preise 
folgendermaßen:  es  betrug  für  den  Quarter 
Weizen ') 
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1821/30 

44  7 

68  6 

23  u 

59  5 

1831/40 

39  4 

70  8 

31  4 

56  9 

1841/50 

40  3 

69  9 

29  6 

53  3 

1851/60 

38  6 

74  8 

38  2 

54  6 

1861/70 

40  2 

64  5 

24  3 

51  I 

1871/80 

43  10 

58  8 

14  10 

51  I 

1881/90 

29  9 

45  4 

15  7 

35  8 

1891/1900 

22  19 

37  0 

14  2 

28  2 

Also  bis  zum  Jahre  1870  noch  enorme 
Schwankungen,  obwohl  doch  in  diesen  Ziffern 
nur  die  Jahreszahlen  und  die  Preise  des  ganzen 
Landes  enthalten  sind,  ein  starker  Ausgleich 
zeitlicher  and  lokaler  Differenzen  also  schon 
vorgenommen  ist.  Ungleich  stärker  noch  treten 
aber  die  Schwankungen  in  solchen  Gebieten  auf, 
die  fernab  von  den  großen  Verkehrsstraßen  ge- 
legen, ganz  auf  sich  selbst  angewiesen  gewesen 


sind.  In  Württemberg  ^)  z.  B.  steigt  der  durch- 
schnittliche Preis  für  1  dz  Kernen,  die  bdieb- 
teste  Frucht,  zwischen  1810  und  1815  von  13 
auf  24,5  M.,  um  dann  in  den  folgenden  Jahren 
sich  auf  35,5  (1816)  und  47,6  (1817)  zu  heben 
und  auf  22,1  (1818)  —  13,7  (1819)  und  11,8  M. 
(1820)  zu  fallen;  in  Roggen  gar  ist  die  Bewe- 
gung diese  gewesen :  1810—8,9  M.,  1815 — 16,5  M., 
1816-27,8  M.,  1817  —  39,3  M.,  1820  —  7,2  M. 
Und  noch  um  die  Mitte  des  Jahrhunderts,  von 
1850  tther  1855  zu  1860  hewegt  sich  der  Preis 
für  Kernen  von  14,2  üher  28,3  zu  23,3  M.,  ffir 
Roggen  von  9,7  über  22,9  zu  18,1  M.  Dabd 
sind  selbst  auf  so  engem  Raum  noch  ganz 
enorme  Unterschiede  lokal  zu  beobachten;  im 
Jahre  1854  z.  B.,  allerdings  einem  Jahr  der 
Extreme,  setzt  sich  der  Durchschnittapreis  des 
Landes  (Ibfi  M.)  aus  Lokalpreisen  zusammen, 
die  zwischen  11  und  26  M.  sich  bewegen,  und 
recht  bezeichnend  sind  es  zwei  Schrannen  des- 
selben (Donan-)Kreises,  die  diese  äußersten  Punkte 
hergeben.  Demgegenüber  verschwinden  geradezu 
die  heutigen  Ortsdifferenzen,  da  selbst  zwischen 
Königsberg,  einem  Exportplatz,  und  MannheinL 
dem  wichtigsten  Importplatz,  im  Jahre  19(ki 
nur  ein  Unterschied  von  16,5  zu  18,8  M.  zu  be- 
obachten war  und  darin  noch  ein  gutes  Teil 
Qualitätsdifferenz  enthalten  ist. 

In  der  zweiten  Hälfte  des  Jahrhunderts, 
allgemein  im  letzten  Menschenalter  tritt  mit 
dem  Ausbau  der  Verkehrsmittel  zu  Wasser 
und  zu  Lande  der  Umschwung  ein,  der  die 
lokalen  Fesseln  löst  und  jedes  üebiet  in  den 
großen  Welthandel  verstrickt  Jetzt  ist  für 
die  Preisbildung  nicht  mehr  das  lokale  Ver- 
hältnis von  Vorrat  und  Bedarf  entscheidend, 
jetzt  treten  sich  Weltangebot  und  Weltnach- 
fi-age  gegenüber,  und  damit  werden  die  Preis- 
schwankungen zeitlich  und  örtlich  wesent- 
lich verringert ;  denn  jetzt  gleichen  sich  die 
Erträge  der  ganzen  Erde  gegeneinander  aus, 
und  nur  äußerst  selten  (so  1891)  ist  ein  so 
großer  Teil  der  Erde  von  Mi£wachs  heim- 
gesucht, daß  die  Bedarfsdeckung  Schwierig- 
keiten macht,  wie  auch  nur  selten  (so  1894) 
ein  plötzlicher  üeberfluß  allgemein  auftritt 
und  zu  jedem  Preise  nach  Absatz  drängt 
Jetzt  sind  die  Konsumenten  im  Vorteil,  da 
sie  der  Oefahr  einer  Teuerung  kaum  noch 
ausgesetzt  sind,  im  Gegenteil  dank  der  Er- 
schließung immer  neuer  Produktionsgebiete 
mit  einer  Tendenz  fallender  Preise  rechnen 
können.  Dagegen  sind  die  Landwirte  jetzt 
schlechter  gestellt ;  denn  ihren  Produktions- 
bedingungen ist  der  maßgebliche  Einfluß 
selbst  auf  die  lokalen  Preise  genommen,  und 
ihnen  fehlt  jetzt  die  Möglichkeit,  Mißwachs 
durch  höhere  Preise  auszugleichen,  während 
gute  Ernten  unter  dem  allgemeinen  Weltr 
angebet  zu  besonders  tiefen  Preisen  regel- 
mäßig führen,  in  ihren  Mengen  also  auch 
keine  Ausgleichungsm^^lichkeit  eröffnen. 

Bei  den  meist  reichlichen  Weltemten  der 


*)    Nach    Agricultural    Returns    for         ^j  Württemb.  Jahrbücher  für  Statistik  und 
GreatBritain,  1900.  Landeskunde,  1896. 
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Gegenwart  ist  sogar  die  alte  Preisbildungs- 
regel außer  Kraft  gesetzt,  wonach  die  Pro- 
duktionskosten der  am  ungünstigsten  ge- 
stellten, zur  Bedarfsdeckung  aber  noch  er- 
forderlichen Gegend  den  Preis  bestimmen 
(v,  Thünen).  Denn  wenn  das  Angebot  mit 
ungewöhnlicher  Dringlichkeit  auftritt,  dann 
muß  bald  ein  Gebiet  das  andere  unterbieten, 
und  zwar  an  allen  Bedarfsplätzen  zugleich; 
schlechtliin  das  billigst  produzierende  oder 
richtiger  das  Land,  das  zu  den  billigsten 
Bedingungen  den  europäischen  Markt  zu  er- 
reichen vermag,  diktiert  dann  den  Preis, 
nach  dem  alle  Konkurrenten  ohne  Rücksicht 
auf  die  eigenen  Gestehungskosten  sich  zu 
richten  haben.  Heute  liegt  diese  Preismacht 
im  idlgemeinen  bei  Argentinien,  weil  hier 
eine  enorme,  bei  extensivstem  Betriel:»e  noch 
einer  sehr  großen  Steigerung  fähige  und 
dank  der  jungen  Kultur  mit  keinerlei 
Schuldenlast  behaftete  Produktionskraft  mit 
einer  sehr  geschickten,  die  Ausfuhrfähigkeit 
bei  sinkenden  Weltmarktpreisen  gleichsam 
automatisch  fördernden  Währungspolitik  zu- 
sammenfällt Der  Druck  aber  ist  um  so 
stärker  und  zeitlich  nachhaltiger,  als  die 
Eigenart  des  landwirtschaftlichen  Betriebes 
eine  schnelle  Anpassung  an  Konjunkturen- 
gänge allgemein  nur  in  sehr  beschränktem 
Umum^  zuläßt,  als  vollends  die  europäische 
Landwirtschaft  durch  die  zur  Schuldenlast 

? »wordene  Bodenrente  auch  bei  sinkenden 
reisen  ziu:  vollen  Ausnutzung  ihrer  Pro- 
duktionsfähigkeit gezwungen  wird.  Eine 
Aendening  des  allgemeinen  Preisganges  ist 
erst  zu  erwarten,  wenn  auch  die  Pro- 
duktionsgebiete, die  jetzt  noch  mit  exten- 
sivem Etetriebe  dank  ihrem  Landreichtum 
wirtschaften  können,  durch  die  Zunahme  der 
eigenen  Bevölkerung  und  dementsprechende 
Einengung  des  Freilandes,  durch  die  Heraus- 
gestaltun^  also  einer  steigenden  Bodenrente 
und  damit  einer  steigenden  Verschuldung 
des  Landbesitzes  gezwimgen  werden,  zu 
intensiverem  Betriebe  überzugehen  —  eine 
Entwickelung,  die  in  den  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  schon  deutlich  zu  beobachten 
ist  und  auch  in  Argentinien  leise  sich  an- 
deutet 

IL  Die  Bewegung  der  G. 

U  Die  statistischen  Erhebungen  der  &• 

leiden  in  ihrer  zeitlichen  imd  vollends  in  ihrer 
(Ertlichen  Vereleichsfäbigkeit  daran,  daß  Ge- 
treide ein  Artikel  von  starker  Qnalitätsempfind- 
lichkeit  ist,  während  doch  die  Preisnotiemngen 
der  verschiedenen  Zeiten  und  Orte  sich  auf  ver- 
schiedene Qualitäten  beziehen.  Man  darf  daher 
nur  mit  einer  gewissen  Einschränkung  die  ein- 
zelnen Zahlen  in  Vergleich  stellen  nnd  muß 
das  Hauptgewicht  auf  die  in  der  Aufzeichnung 
zum  Ausdruck  kommende  Bewegung  legen. 

Die  Angaben  sind  aber  auch  von  senr  ver- 
schiedener Zuverlässigkeit.  Im  großen  nnd  ganzen 


verdienen  die  Notierungen  der  ^ßeren  Börsen 
den  meisten  Glauben;  denn  hier  werden  tag- 
täfi^lich  so  erhebliche  Menden  gehandelt,  daß 
sich  ein  Ueberblick  über  die  al^emeine  Preis- 
lage gewimien  läßt,  und  hier  werden  die  Auf- 
stellungen der  im  höchsten  Grade  sachverstän- 
di^n  Notierungskommissare  noch  durch  die  nach 
beiden  Richtungen  hin  lebhaftest  interessierten 
Kommissionäre  kontrolliert.  Wenig  Vertrauen 
haben  dagegen  die  Notierungen  zu  beanspruchen, 
die  in  den  deutschen  Einzelstaaten  seit  lange 
und  seit  dem  l./I.  1897  auch  von  Reichs  wegen 
an  zahlreichen  kleinen  nnd  fi^ößeren  Märkten 
polizeilich  vorgenommen  weraen;  sie  sind  für 
statistische  Zwecke  fast  ganz  unbrauchbar.  Denn 
hier  sind  die  Mengen  zu  gerinfi^,  als  daß  die 
kleinen  Momente,  die  im  Einzelfalle  den  Kauf- 
preis mitbestimmen  —  wie  Kreditfähigkeit  des 
Käufers,  Zuverlässigkeit  des  Verkäufers,  Größe 
der  verkauften  Menge,  geringe  Qualitätsunter- 
schiede, Zeit  der  Ablieferung  und  der  Zahlung 
usw.  —  herausgeschält  werden  können;  der  no- 
tierende Beamte  ist  nicht  sachverständig,  von 
seinem  Eifer  allein  hängt  der  Umfang  seiner 
Erkundij^ungen  ab;  die  meist  befragten  Per- 
sonen, die  Händler,  sind,  da  das  Proviantamt 
sich  nach  den  Marktnotierungen  richtet,  aufs 
höchste  an  niedrigen  Angaben  interessiert,  und 
es  fehlt  die  Kontrolle  der  nach  beiden  Seiten 
sehenden  Kommissionäre. 

2.  Die  ßewe^img  der  Weizenpreise 
in  England  und  Dentschland  läßt  sich 
an  den  Notierungen  von  London,  Berlin, 
Königsberg  und  Mannheim  verfolgen;  und 
zwar  sind  diese  Plätze  gewählt,  um  die 
Unterschiede  zwischen  dem  offenen  Welt- 
markte, London,  und  dem  zollgeschützten 
Reiche  sowohl  als  auch  die  zwischen  den 
einzelnen  Gegenden  des  Reichs  zu  zeigen. 
Es  betrug  aber  der  Preis  für  1000  kg  in 
Mark^) 
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*)  Vierteljahrshefte  zur  Statistik  des  Deutschen 
Reichs. 

«)  Für  1857/60. 
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Noch  genaueren  Aufschluß  über  die  Be- 
wegung der  Preise  gibt  die  beifolgende  gra- 
phische Darstellung. 

Hiernach  haben  die  Preise  des  Brotgetreides 
von  der  zweiten  Hälfte  der  70  er  Jahre  an  eine 
stark  fallende  Richtung  eingeschlag^en,  die  nur 
zweimal  —  zwischen  1889  und  1891,  sowie 
zwischen  1895  und  1898  —  durch  eine  auf- 
steigende Linie  unterbrochen  wird;  der  Tief- 
punkt ist  bisher  in  den  Jahren  1894/95  erreicht 
worden.  Danach  hatte  man  zunächst  mit  schlech- 


ten Ernten  in  Argentinien  und  in  Nordamerika 
(1898)  zu  rechnen,  so  daß  die  Preise  in  die  Höhe 
gingen;  Argentiniens  gute  Erträge  haben  aber 
gegen  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  wieder 
einen  starken  Preisrückgang  bewirkt,  der  auch 
durch  den  schlechten  Ausfall  der  letzten  nord- 
amerikanischen Ernten  nur  so  wenig  hat  aus- 
geglichen werden  können,  daß  aus  der  leichten 
Hebung  der  Preiskurve  noch  nicht  auf  eine 
neue  Tendenz  allgemeiner  Preissteigerung  ge- 
schlossen werden  darf.  Berlin  und  selbst  Köni^ 
berg  heben  sich  über  den  Londoner  Preis,  seit- 


Bewegung  der  Weizen-  und  Roggenpreise  seit  1870  für  1000  kg 

in  Mark.i) 


dem  der  Zoll  von  3M.  auf  Weizen  gelegt  ist  (1885) ; 
die  Differenz  zu  Ungunsten  Londons  wird  größer  l 
mit  der  Einführung  des  5  M. -Zolls  (1887)  und  | 
nimmt  mit  der  durch  die  Handelsverträge  ge- 
brachten Zollermäßigung  ( 1892 )  wieder  ab.  Mann- ' 
heim,  als  Importplatz,  hält  sicn  zwar  auch  schon 
vor  1880  etwas  höher  als  London;  der  Zoll  ist  aber 
von  deutlichem  Einfluß  auf  die  Höhe  der  Diffe- 
renz.   Der  Unterschied  zwischen  den  deutschen 
Produktionsgebieten  (Eönigsberfi:  und  Berlin)  und 
dem  konsumierenden  Süden  und  Westen  (Mann- 
heim) hält  sich  ziemlich  auf  gleicher  Höhe,  bis 
die  Aufhebung   des  Identitätsnachweises  (l./V. 
1894)  ihn  etwas  vermindert. 

3.  Allgemeine   Uebersicht   über  die 
G.entwickelung.     Eine    allgemeine  Welt-, 
Übersicht  ist  in  der  folgendenTabelle  enthalten. 
Darin  sind  die  Börsennotierungen  wiederge-  j 
geben,  wie  sie  sich  unter  Benicksichtigung  der  i 
jeweiligen  Wechselkurse  in  deutscher  Wäh- 1 
rung  stellen ;  man   erhält  also  daraus  trotz 
der — nicht  auszumerzenden —  Qualitätsunter- 
schiede ein  immerhin  brauchbares  Bild  von 


*)  Wegen  Veränderung  in  der  Anschreibung 
der  Preise  ist  die  Vergleichbarkeit  der  Berliner 
Angaben  für  1887  und  1889  mit  den  vorher- 
gehenden Jahren,  für  1897,  1898  und  1899  mit 
allen  anderen  Jahren  beschränkt. 


der  Preisbewegung  imd  dem  Preisverhältnis 
der  verschiedenen  Orte.  Es  kosteten^)  je 
1000  kg  in  Mark  (Siehe  die  erste  Tabelle 
auf  der  folgenden  Seite) 

Hier  treten  die  Wirkungen  der  Weltmarkts- 
verknüpfungen klar  zutage.  In  Berlin,  London 
und  Paris  zeigt  der  Weizenpreis  in  der  Periode 
1890/1905  im  ganzen  die  fallende  Tendenz,  von 
der  soeben  gesprochen  worden  ist;  in  Odessa, 
Riga  und  Buenos  Aires  entspricht  die  Bewegung, 
soweit  sie  verfolgt  werden  kann,  also  von  1^ 
auf  1905  im  wesentlichen  dem  Preisgange  jener 
großen  Einfnhrbörsen ;  in  Wien  und  Budapest 
dagegen  drückt  sich  die  Umwandlung  von  Ans- 
fuhr-  zu  Eiufuhrplätzen  in  einer  Umkehr  des 
Preis^auges  aus,  und  in  New  York  endlich 
fällt  der  Preis  zwar  von  1890  auf  1900  wie  in 
Westeuropa,  wenn  auch  in  geringerem  Maße, 
um  dann  aber,  entsprechend  dem  Emteausfall 
des  eigenen  Landes,  in  entgegengesetzter  Rich- 
tung sich  zu  bewegen  und  sogar  den  Preis  des 
ungeschützten  Londoner  Marktes  erheblich  za 
übertreffen.  Für  Roggen  dagegen  ist  Oesterreich- 
Ungam  noch  nicht  zu  einer  Umkehr  gdangt; 
im  Berliner  Preis,  verglichen  an  den  Notierungen 
von  Odessa  und  Riga,  kommt  ebenfalls  das 
Schwergewicht  der  deutscheuEmte  zum  Ausdruck. 

*)  Nach  den  „Vierteljahrsheften  zur  Statistik 
des  Deutschen  Reichs". 
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139 

139 

Ui 

139 

205 

224 

iSS;  i6q 

k6 

ISS 

IST 

205  206 

162 

163 

iH 

17S  186  iSo 

191 

iSS 

177 

174 

rork 

149 

166 

J37,  ii2 

92 

104 

120 

—  ■  147 

122 

124 

123 

126   131   169 

15» 

131 

12s 

135 

1  Aires 

— 

— 

__  ,  . — 

— 

'■ — 

-l-      131 

go 

lOI 

iQt 

119  113  I2J 

122 





ZI2 

1 

170 

311 

176'  134 

118 

130 

119 

130 

146 

146 

H3 

141 

144 

132 

135 

152 

262 

132 

139 

142 

164 

143'  115 

9« 

109 

119 

137 

153!  131 

126 

J34 

129 

120 

130 

130 

132 

130 

128 

est 

127 

150 

136 1  104 

8S 

97 

to7 

136 

142 

ng 

HZ 

120 

117 

110 

119 

it8 

121 

liE 

116 

— 

— - 

-  \    96 

102 

95 

91 

93 

5*7 

90 

104 

— 

— 

91 

• 

1  -— 

— 

—  !  — 

— 

— 

■ — 

—.  lOS 

107 

97 

96 

104 

100 

JOl 

lU 

— 

— . 

100 

132 

rs6 

134 1  114 

lOI 

m 

94 

]2S 

I133 

113 

119 

123 

12  s 

129 

124 

138 

127 

111 

134 

4.  Das  PreisTerhaltnis  von  Roggen,  |  Fallen  der  Kompreise  nur  sehr  allmählich 
Roggenmehl  und  R^^enbrot  ist  in  nach-  |  und  bei  steigenden  Eompreisen  ziemlich 
stehender  Tabelle  für  Berlin  daa^stellt :  es  rasch  folgen ,  im  allgemeinen  sogar  eine 
kosteten  100  kg  in  Mark^)  leichte  Tendenz  zu  stärkerem  Steigen  auf- 

weisen. 

Literatur:  Vgl.  die  Veherncht  am  Schluß  des 
Art.  „Gdrcidekandel'*.  Außerdem  CkniraA  in 
mehreren  Artt.  in  den  Jahrb.  f.  XcU.,  besondert: 
„Die  Wirkung  der  GetreidezöUe  in  Deutachland 
während  des  letzten  Dezenniums*',  in  den  Jahrb. 
f.  Hat.,  S.  F.,  Bd.  2,  S.  48I;  Die  Preiseniwicke' 
lung  der  letxteH  Jahre  und  der  Antrag  Kanitx, 
daselbst  Bd.  9,  S.  £78.  —  Tooke  und  Newtnareh, 
Geschichte  und  Bestimmung  der  Preise,  deutsch 
V.  Asher,  Dresden  1869.  —  Hirsehberg ,  Bei- 
träge zur  Statistik  der  Brotpreise  im  Deutschen 
Reich,  Berlin  1898.  —  Kantoro%ti4» ,  Rubel- 
kurs  und  russ.  Getreideausfuhr,  Jena  1896.  — 
Sering,  Das  Sinken  der  Getreidepreise  und  die 
Konkurrenz  des  Auslandes ,  Berlin  189^.  — 
Engelbrecht,  Die  geographische  Verteilung  der 
Getreidepreise.  I.  yordamerikn,  Berlin  1903. 
K.   Wiedenfeld, 


Wenn  der  Preis 

des  Roggens  ' 

Roggen- 

=  100 

gesetzt  ' 

im 

wird,dann  steht 

Jahr 

der  Preis  von 

Brot*) 

Mehl») 

Korn*) 

Brot 

Mehl 

anf 

1891 

31,62 

29,05 

21,12 

150 

1  138 

•1892 

29,52 

23,97 

17,63 

167 

136 

1893 

21,89 

17,69 

13,37 

164 

132 

1894 

20,43 

15,47 

11,77 

174 

13» 

1895 

20,63 

16,50 

11,98 

172 

.  138 

18% 

20,93 

16,30 

11,88 

176 

'  137 

1897 

22,30 

'  17,44 

13,01 

171 

134 

1898 

25,15 

20,12 

14,63 

172 

,  138 

1899 

24,21 

'  19r37 

14,60 

166 

133 

1900 

23.96 

19,31 

14,26 

168 

,  135 

1901 

24,23 

18,86 

1  14.07 

172 

134 

1902 

24,21 

'  19,61 

1  14,42 

168 

129 

1903 

23,83 

17,97 

,  13,23 

180 

136 

1904 

23,50 

17,55 

13.51 

174 

130 

1891/95 

24,82 

20,54 

15,17 

164 

137 

1896/1900 

23,31 

18,51 

13,68 

170 

135 

1901/04 

23,94 

i8,«;o 

'  13.81 

173 

134 

Daraus  ergibt  sich,  daß  die  Mehlpreise , 
im  großen  und  ganzen  der  Bewegung  der ' 
Kornpreise  sich  anschließen,  vielleicht  mit  j 
einer  geringen  Tendenz  stärkeren  Fallens: 
daß    die   Brotpreise    dagegen    bei    starkem ' 

')  Nach  den  Feststellungen  des  statistischen  , 
Amts  der  Stadt  Berlin.    *)  Ladenpreis  in  Bäcke- 
reien.   ')  Börsenpreis  für  Marke  0;i.    *i  Börsen- 
preis für  Liefemngsqualität. 


Getreideprodnktton.  0 

I.  Die  statistischen  Erhebungen.  II.  Die 
Weitem ten.  III.  Die  G.  der  einzelnen  Länder. 
1.  Deutsches  Reich.  2.  Großbritannien  und  Ir- 
land. 3.  Frankreich.  4.  Oesterreich-Ungam. 
5.  Rußland.  6.  Vereinigte  Staaten  Ton  Amerika. 
7.  Argentinien. 

I.  Die  statistischen  Erhebungen. 

Bei  der  Aufstellung  und  Beurteilung  einer 
Statistik  der  G.  hat  man  stets  dessen  bewußt 
zu  bleiben,  daß  alle  Produktionsauffaben ,  die 
amtlichen  wie  die  privaten,  auf  Schätzungen, 
nicht  auf  Zähluneen  beruhen.  Im  günstigsten 
Falle,  und  das  gilt  für  die  meisten  Länder  vor- 
geschrittener Kultur,  werden  von  Zeit  zu  Zeit  — 
nicht  etwa  alljährlich  —  der  Umfang  des  Acker- 
landes durch  amtliche  Erhebung  und  Zählung 

M  Vgl.  Anm.  zum  Art.  „Getreidepreise"  oben 
S.  987. 
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festgestellt  und  die  Jahresschwanknngen  nach 
•Schätzungen  sachverständiger  Personen  fortge- 
schrieben ;  die  Ernteergebnisse  aber  werden  stets, 
auch  bei  der  Zählung  des  Areals,  lediglich  aut 
dem  Wege  der  Schätzung  ermittelt:  der  für  einen 
engeren  Bezirk  geschätzte  Durchschnittsertrag 
wird  mit  der  gezählten  oder  geschätzten  An- 
baufläche multipliziert,  und  durch  Addierung 
dieser  Lokalzahlen  wird   dann  das  Gesamter- 

febnis  gewonnen.  Für  die  meisten  Länder  je- 
och  —  und  zwar  naturgemäß  gerade  fUr  die 
noch  wenig  entwickelten,  aber  eben  deshalb  in 
der  G.  wichtigsten  Gebiete  —  versagt  dieses 
immerhin  peinliche  Feststelluuffsverfahren  — 
ein  RuiUand,  Argentinien,  Kanada,  Indien  kann 
weder  von  Zeit  zu  Zeit  genaue  Zähluufi'en  des 
Ackerareals  vornehmen,  noch  die  Emtescnätzun- 
gen  auf  enge  Landesteile  konzentrieren ;  da  muß 
also  eine  allgemeinere  Schätzung  Platz  greifen, 
und  vielfach  sogar  muß  man  sich  mit  den  An- 
nahmen begnügen,  die  sich  der  Handel  zu  seinen 
besonderen  Zwecken  über  die  jeweilige  Produk- 
tionskraft eines  Landes  bildet.  Die  einzelne 
Zahl  kann  daher  nirfirends  auf  unbedingte  Zu- 
verlässigkeit Ansprucn  erheben. 

Trotzdem  sind  diese  Statistiken  durchaus 
nicht  wertlos.  Denn  gerade  die  Schätzungen 
der  Produktionsmengen  sind  für  den  Handel 
von  maßgeblicher  Bedeutung  und  werden  daher 
allenthalben  durch  ihn  ziemlich  scharf  kon- 
trolliert; die  Preisbewegung  hänfft  zu  ^utem 
Teil  von  ihnen  ab.  Infolgedessen  drückt  sich  in 
den  jährlich  wechselnden  Ziffern  mit  ziemlich 
hoher  Wahrscheinlichkeit  die  Erntebewegung 
wenigstens  annähernd  richtig'  aus:  ob  und  in 
welchem  Umfang  eine  Zu-  oder  Abnahme  der 
Produktion  erfolgt  ist,  das  kann  man  aus  den 
Statistiken  der  G.  wohl  umso  eher  ablesen,  als 
sie  durchweg  schon  seit  längerer  Zeit  bestehen 
und  nicht  erst,  wie  manche  andere  Produktions- 
statistik, zur  Rechtfertigung  einer  bestimmten 
Wirtschaftspolitik  eingeführt  sind. 

II.  Die  Welternten 

werden  regelmäßig  von  mehreren  Seiten 
zusammengestellt;  darunter  erfreuen  sieh 
eines  gehobenen  Vertrauens  die  Sehätzungen, 
die  alljährlich  von  dem  englischen  Fachblatt 
Beerbohms  Com  Trade  Evening  List  ver- 
öffentlicht werden,  und  die  Schätzungen  des 
österreichischen  Ackerbauministeriums,  die 
zu  großem  Teil  auf  erstgenannter  Quelle 
und  auf  einer  Zusammenfassung  der  amt- 
lichen Ermittelungen  sich  aufbauen.  Die 
österreichischen  Angaben  ergeben  für  die 
letzten  25  Jahre  folgendes  Bild:  es  sollen 
geerntet  worden  sein 
(S.  die  an  erster  Stelle  stehende  Tabelle 
auf  nebenstehender  Spalte.) 
Eine  ziemlich  gleichmäßige  Steigerung 
ist  hiemach  in  allen  Früchten  von  Jahrfünft 
zu  Jahrfünft  zu  beobachten,  und  selbst  von 
Jahr  zu  Jahr  halten  sich  die  Schwankimgen 
in  letzter  Zeit  in  verhältnismäßig  engen 
Grenzen ;  nur  das  Jahr  1900  fällt  für  Weizen 
und  das  Jahr  1901  für  Mais  stärker  aus 
dem  allgemeinen  Rahmen  heraus  —  beides 


im  Jahres- 

1 

1 

1 

•2 

3 

durchschnitt 
oder  Jahre 

1 

1 

5 

tS 

» 

Millionen  dz 

1878/82 

554.5 

303,7 

176,4 

319,7 

492,0 

1883/87 

579,7 

330,2 

182,9 

327,0 

543,9 

1888/92 

592,0 

310,2 

191,5 

366,6 

603,1 

1893/97 

642,7 

370,1 

214,4 

408,7 

608,5 

1898/1902 

757,1 

405,6  1  232,4 

470,8  679,6 

1900 

691,1 

414,8    210,1 

469,5 

699,1 

1901 

774,4 

378,7  \  234,0    421,5 

584,9 

1902 

818,8 

431,8;  267,0,  530,1 

795,8 

1903 

883,6 

435,3  1  310,5  '  513,9 

827,2 

1904 

844,2 

393,6  1  291,2 

488,4 

806,7 

dank  dem  Versagen  der  nordamerikanischen 
Ernte  und  beides  alsbald  durch  einen  ver- 
stärkten Anbau  reichlich  ausgeglichen. 

Die  Eizeugung  der  einzelnen  (Gebiete  ist 
für  das  Jahrfünft  1898/1902  in  folgender 
üebersicht  zusammengestellt:  es  sollen  ge- 
emtet  haben 


(Mill.  dz) 

S  1  1 

1 ,1 

1 

1 

1 

Belgien 

3,6        5,2 

1,0 

5,7 



Bulgarien 

8,1         1,6 

2,3 

1,1 

6,7 

Dänemark 

0,9        4,7 

5,2 

7,0 

Deutsches  Reich 

35,4 

87,8 

30,5 

70,5 

— 

Finland 

0,03 

2,8 

1,0 

2,8 

— 

Frankreich 

90,5 

15,1 

9,6 

43,2 

6,3 

Griechenland 

0,9 

0,2 

0,7 

0,1 

1,0 

Großbrit.  u.  IrL 

17,5 

0,5 

17,1  '  28,1 



Italien 

39,3 

1,1 

1,7      2,4 

2^,3 

Niederlande 

1,3 

3,5 

0,9      2,7     — 

Oesterreich-Üng. 

55,4 

31,2 

28,6     30,8,  4M 

Portugal 

2,2         1,8!     0,8'     0,3,     4,0 

Kumänien 

15,9    1     1,7       4,5       2,3.  20,6 

Rußland(europ.u. 

asiat.) 

130,0 

215,5     58,7  118,8 

iij 

Schweden-Norw. 

1,4 

5,6      3,6     u,o 

— 

Schweiz 

1,4 

0,5      0,2      0,9 



Serbien 

2,7 

0,3      0,7      0,9 

6,7 

Spanien 
Türkei  (europ.) 

32,3 

6,0     15,0      2,7 

6,0 

5,4 

3,5      2,5;    0,5 

-Jd 

Europa 

444,2    1388,6 

184,7 

331,6 

126,6 

Algier 

6,6 



7,7 

0,8 

0,1 

Aegypten 

3,5 

— 

2,5 

5,1 

Argentinien 

22,8 

— 

— 

19,3 

Australien 

12,0 

— 

0,6 

3.9 

2,1 

Kanada 

16,4 

0,8 

5,0  1   16.3 

6,0 

Kap  u.  Natal 
Chile 

0,6 

0,2 

0,2 

1,0 

3,3 

—          1,3 

2,3 

Indien 

66,4 

— 

—    \    — 

Japan 

5,9 

9,2 

9,7 

1   ^__ 

Tunis 

1.6 

1,8 

— 

— 

Uruguay 

1,7 

— 

0,0 

— 

1,2 

Ver.   Staaten   v. 

Amerika 

172,2 

7,0 

18,9 

117,9 

5x5,8 

Erde 

757,1 

405,6  1232,4 

470,8  .679,6 

Die  Anbauflächen, .  auf  denen  diese  Ge- 

treidemengen h 

lervorg 

ebracl 

it  we 

irden, 

sind 
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im  Jahre  1903  für  Europa  auf  46  Mill.  ha 
Weizen-,  43  MiJl.  Roggen-,  18  Mill.  Gersten-, 
33  Mill.  Hafer-  und  11  Mill.  ha  Maisland 
berechnet  worden,  während  auf  die  Verein. 
Staaten  von  Amerika  20  Mill.,  800000, 200000, 
11  Mill.  und  36  Mill.  ha  für  Weizen,  fioggen, 
Gerste,  Hafer  und  Mais  angegeben  werden. 

in.  Die  G.  der  einzelnen  Länder. 
1.   Im   Dentechen   Reich  hat  in   den 

Jahren  1883,  1893  und  1900  eine  genaue 
Aufnahme  der  AnbauflÄclie  stattgefunden, 
während  in  den  übrigen  Jahren  nur  eine  Fort- 
schreibung nach  sachverständiger  Schätzung 
vorgenommen  wird.  Die  Ernteerträge  werden 
lediglich  geschätzt. 

Doch  ist  im  Verfahren  eine  Aendemng  vor- 
genommen worden:  während  nämlich  bis  1893 
nnr  die  Gemeindebehörden  zur  Emtefeststellong 
herangezogen  worden,  ist  zwischen  1893  und 
1898  außerdem  eine  große  Anzahl  landwirt- 
schaftlicher Sachverständiger  mit  der  Schätzung 
betraut  gewesen,  nnd  seit  1899  werden  ledig- 
lich diese  privaten,  als  zuverlässiger  geltenden 
Gutachter  (im  ganzen  etwa  7500)  benutzt.  Im 
allgemeinen  sind  die  Zahlen  von  1883  und  1893. 
wenn  man  die  Erfahmn^en  der  Jahre  1893/9b 
verallgemeinem  darf,  bei  Weizen  um  12,  bei 
Roggen  um  18,  bei  Hafer  um  21,  bei  Gerste 
um  19*^/o  zu  erhöhen,  um  sie  gegenüber  den 
späteren  Schätzuns^en  vergleichsfäii&fza  machen. 

Unter  Einrechnun^  der  Erhöhungen  er- 
gibt  sich  folgendes  Bild:  es  betnig 


Das  ertrai^rmste  Jahr  der  letzten  Zeit  ist 
hiemach  in  Weizen  and  Roggen  das  Jahr  1901 
gewesen,  wo  bei  1,6  und  1,4  t  Hektarertrag 
nur  eine  Gesamtemte  von  2,5  und  8,2  Mill.  t 
erzielt  worden  ist  —  immerhin  noch  beträchtlich 
mehr  als  im  Notjahr  1891,  in  dem  ein  Hektar- 
ertrag von  1,24  nnd  0.87  t  nur  2,3  und  4,8 
Mill.  t  Gesamtemte  erzenen  hat;  für  Hafer  und 
Gerste  waren  die  Juure  1904  und  1905  be- 
sonders uncünstig.  Die  reichsten  Enten  haben 
dagegen  die  Jahre  1902  für  Weizen,  1904  für 
Rofifffen,  1903  für  Hafer  und  Gerste  gebracht; 
in  Weizen  übersteigt  dieses  Hocbstergebnis  das 
der  90  er  Jahre  (1892:  3,2  Mill.  t)  um  fast 
25%,  in  Roggen  (1893:  7,5  Mill.  t)  um  dS%. 

Die  Schwankungen  sind  hauptsächlich  durch 
die  Gunst  oder  Ungunst  der  Emte  bedingt;  die 
Anbauflächen  zeigen  nur  geringe  Unterschiede. 
Im  allgemeinen  ist  aber  eine  Zunahme  der 
Hektarerträge  nicht  zu  verkennen  —  ein  deut- 
liches Zeichen,  daß  unsere  Landwirtschaft  auch 
in  den  Zeiten  der  Preisdepression  ihren  Betrieb 
intensiver  gestaltet  und  damit  einen  Beweis 
bemerkenswerter  Wirtschaftsenergie  gegeben 
hat,  wenn  sie  auch  aus  natürlichen  und  hetrieb- 
lichen  Gründen  nicht  in  der  Lage  war,  vom 
wenig  rentablen  Getreidebau  zur  Viehzucht 
oder  zur  Aufforstung  überzugehen. 

Ueber  den  Verbrauch  an  Brotkom  gibt 
die  folgende  üebersicht  Aufschluß :  es  betnig 


Anbaufläche  in  1000  ha 


1883/1892 

1932 

5  779 

3882 

1893/1900 

1978 

5  959 

3994 

1901/1905 

1829 

6045 

4246 

1901 

1581 

(;8i2 

4411 

1902 

1912 

6155 

4156 

1903 

1807 

6013 

4290 

1904 

1918 

6099 

4190 

1905 

1927 

6146 

4182 

Ernteertrag  in  1000 


1883/1892 

2932 

6817 

5479 

1893/1900 

3487 

8497 

Ü178 

1901/1905 

3492 

9446 

7175 

1901 

2499 

8163 

7050 

1902 

3900 

9  494 

7467 

1903 

3555 

9904 

7873 

1904 

3805 

10061 

6936 

19a5 

3700 

9607 

6546 

1689 

1638 
1693 

1859 
1644 

1700 
1627 

1633 

t 

2618 

2764 

31^3 

3321 
3100 

3324 
2948 

2922 


Ertrag  vom  Hektar  in  t 

1883/1892        1,52          1,18  1,41  i,«;^ 

18931900        1,76          1,43  1,55  1,69 

1901/1905        1,91          1,56  1.69  1.85 

1901  1,58          1,40  1,60  1,79 

1902  2,04          1,54  1.80  1.89 

1903  1,97          1,65  1.84  i,9s 

1904  1,98          1,65  1,66  1.81 

1905  1,92          1,56  1.57  1,79 
Wörterboch  der  Volkswirtschaft.    II.  Aofl.  Bd.  I. 


11 

u 

Weizen  in  1000  t 

1900/1 

3841 

350  3491 

1234  4725 

83.8 

1901/2 

2499 

273  2226 

2288  4514 

78^ 

1902/3 

3900 

327  3573 

1844  1  5417 

92,8 

1903/4 

3555 

3iit3244 

1855  1  5099 

86,6 

1904/5 

3805 

328  3477 

1716  5193 

86.8 

Roggen  in  1000  t 

1900/1 

8551 

101217538   666   8204 

144,7 

1901/2 

8163 

988I7175.  632   7807 

135,7 

1902/3 

9494 

1046:8448!  643   9091 

155,7 

1903/4 

9904 

10221  8882  1  220   9002 

152,0 

1904/5 

10061 

1037 

9024 

231 

879a 

147,0 

Im  ganzen  blieben  also  in  den  letzten  Jahren 
an  Brotkorn  215—250  k^  für  jeden  Einwohner 
Deutschlands  übrig  —  eine  Menge,  die  noch  er- 
hebliche Beträge  für  industrielle  Zwecke  und 
vor  allem  für  die  Viehfütterung  frei  ließ,  da 
nach  allgemeiner  Annahme  (Engel,  Lexis)  nur 
180 — 190  kg  für  die  menschliche  Ernährung  den 
rationellen  Bedarf  darn teilen. 

2.  In  Grofsbritannien  und  Irland  hat 

der  starke,  durch  keinen  Zoll  aufgehaltene 
Rückgang  der  Weizenpreise  zu  einer  dauern- 
den Verminderung  der  Weizenanbautlftche 
zugunsten  des  Weide-  und  Jagdareals  geführt, 
während  Hafer  und  Oerste  etwa  den  früheren 
Stand  l)eibehalten  hal>en;  Roggen  wird  von 


I       ^)  Mehl  eingerechnet,  nnd  zwar  Weizenmehl 
I  nach  dem  Ausbeutesatz  von  75  "0.  Roggenmehl 


Izu  65%. 
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jeher  jenseits  des  Kanals  nur  in  verschwindend  |  reich  bisher  nicht  nachgelassen.    Die  Zahlen 
geringen  Mengen  gewonnen.    Die  Intensität  sind  diese:  es  betrug 
des  Betriebes  hat  aber  auch  im  Ver.  König- 


für  Weizen 

für  Hafer 

für  Gerste 

im  Jahres- 
durch- 
schnitt 

oder  Jahr 

der  Gesamt- 
ertrag 

der  Acre- 
ertrag 

die  Anbau- 
fläche 

der  Gesamt- 
ertrag 

2^ 
1' 

die  Anbau- 
fläche 

der  Gesamt- 
ertrag 

der  Acre- 
ertrag 

1000  a>) 

MiU.bu«) 

bu 

1000  a 

Mül.  bu 

bu 

1000  a 

Mül.  bu 

bu 

1871A880 

3464 

4202 

2676 

1881A890 

2659 

74») 

29,15*) 

4278 

162») 

38,01») 

2397 

78») 

33,24*) 

1891/19C0 

1987 

60 

30,02 

4274 

170 

39,75 

2229 

74 

33,38 

1901 

1746 

59 

30,93 

4112 

161 

39,35 

2141 

68 

31,70 

1902 

1773 

58 

32,91 

4157 

184 

44,50 

2083 

74 

35,83 

1903 

1621 

49 

30,15 

4257 

173 

40,81 

2022 

65 

32,38 

1904 

1406 

38 

26,82 

4332 

176 

39,17 

1999 

63 

31,07 

1905 

1835 

60 

32,78 

4118 

126 

38,16 

1868 

63 

33,91 

1  acre  =  0,45  ha. 


*)  1  bushel  =  36,35  1. 


«)  Für  1884/90. 


Rechnet  man  diese  Produktionsziffern  für 
Weizen  auf  Gewicht  um  (1  bu  =  28i|5  kg),  so 
steht  im  Durchschnitt  der  Jahre  1900/3  eine 
Ernte  tou  15,2  Mill.  dz  einer  Weizen-  und 
Weizenmehleinfuhr  von  53,9  Mill.  dz  gegenüber. 
Zieht  man  davon  die  Ausfuhr  und  den  Bedarf 
an  Saatgut  ab,  so  bleibt  eine  Verbrauchsmenge 
von  67,z  Mill.  dz  oder  von  160  kg  Brotkorn  auf 
den  Kopf  der  Bevölkerung:,  also  beträchtlich 
weniger  als  in  Deutschland. 


3.  Frankreich  hat  seinen  Anbau  im 
letzten  Menschenalter  nur  wenig  geändert 
und,  da  es  schon  früh  zu  verhältnismäßig 
intensivem  Betriebe  vorgeschritten  war, 
auch  in  den  Erträgen  nur  geringere  Fort- 
schritte aufzuweisen  als  etwa  Deutschlajid. 

Es  betnig 


in 

Weizen 

in 

Roggen 

in 

Hafer 

in 

Gerste 

im  Jahres- 
durch- 

h 

1er  Ernte- 
ertrag 

ir 

iäf 

^1 

1 

i? 

h 

ir 

schnitt 
oder  Jahr 

ti 

II 

er  E 
ertr 

22 

er  E 
ertr 

II 

p 

lö 

no 

»O 

TS 

TS 

no 

no 

no            i 

lOOOhajMiU.hl 

hl 

lOCOha 

Mill.  hl 

hl 

1000  ha 

MULhl 

hl 

1000  ha 

MiU.hl    hl 

1871/1880 

6910 

94 

13,6 

1809 

24 

13,3 

3356 

76 

22,6 

1044 

18 

17,2 

1881/1890 

6968 

109 

«5,6 

1684 

25 

14,8 

3683 

87 

i  23»3 

963 

18 

18,7 

1891/1900 

6803 

III 

16,2 

1499 

23 

15,2 

3943 

89 

'22,7 

889 

17     '18,6 

1901 

6794 

HO 

16,1 

1412 

21 

14,5 

3856 

79 

i20,4 

744 

14     1 18,4 

1902 

6564 

116 

17,6 

1332 

17 

12,5 

3832 

98 

2,S»S 

694 

15     121.3 

1903 

6476 

128 

19,8 

1297 

20 

15,4 

3844 

106 

27,6 

697 

15       21,5 

1904 

6529 

105 

16,1 

1272 

18 

14,4 

3835 

91 

23,7 

705 

14   ;  19,2 

1905 

6468 

119 

18,4 

1267 

21 

17,5 

3818 

100 

26,1 

724 

15 

20,9 

Rechnet  man  die  Erntemenge  auf  Gewicht '  und   0,01   Mill.  dz  Roggen  gegenüber;  das  er* 


um  (1  hl  Weizen  =  77  kg  Roffffen  =  71  kg), 
so  steht  im  Durchschnitt  der  Jahre  1900/2  der 
eigenen  Produktion  von  87,5  Mill.  dz  Weizen 
und  13,8  Mill.  dz  Roggen  ein  EinfuhrüberschuU 
an  Rohstoff  und  Mehl  von  1,8  Mill.  dz  Weizen 


gibt  nach  Abzug  des  Saatguts  fQr  den  Kopf  der 
Bevölkerung  einen  Verbrauch  von  rund  200  kg 
Weizen  und  30  kg  Roggen,  im  ganzen  also 
230  kg  Brotkorn. 
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4.  Oesterreich- Ungarn  hat  seit  1890 
geemtet 


im  Jahres- 
durch- 
schnitt 
oder  Jahi* 

d 
$ 

Roggen 
Hafer 
Gerste 

1 

in  MUl.  dz 

1885/1890 
1891/1895 
1896/1900 

1901 
1902 
1903 
1904 

48,3 
55,9 
49,9 

49,2 
63,9 
61.7 

55,6 

31,6 
32,0 
29,7 

30,4 
34,4 
33,6 
35,1 

25,4 
28,4 
29,2 

28,3 
31,6 
33,2 

26,3 

23,9 
27,0 
26,7 

27,0 
31,1 
31,9 
26,7 

33,5 
42,5 
41,7 

44,5 

:  35,3 

46,7 

22,8 

duktion  ergeben;  1894  und  1904  da- 
igen  kamen  glänzende  Ergebnisse  zutage, 
lie  den  Durchsbhnittssatz  um  etwa  ^^4  über- 
trafen. In  einzelnen  Bezirken,  namentlich 
des  Südens  und  Südostens,  sollen  die  Schwan- 
kungen zwischen  dem  höchsten  und  nie- 
drigsten Ertrage  sich  bis  zu  400  ®/o  steigern.^) 
Die  Gesamternten  betrugen 


im  Jahres- 
durch- 
schnitt 
oder  Jahr 


Davon  entfallen  im  letzten  Jahrfünft  auf  die 
österreichische  Reichshälfte  bei  Weizen  29%, 
bei  Roggen  62%,  bei  Hafer  60%,  bei  Gerste 
52%  und  endlich  bei  Mais  10%. 

Die  hier  zutage  tretende  Steigerung  ist  nicht 
unbeträchtlich;  um  so  bemerkenswerter,  daß 
Oesterreich-Ungam  sich  in  letzter  Zeit  aus  einem 
Veberschuß-  zu  einem  Zufuhrgebiet  gewandelt 
hat.  Der  Konsum  (Produktion  +  Einfuhrüber- 
schuß —  Aussaat)  betrug  im  letzten  Jahrfünft 
auf  den  Kopf  105  kg  Weizen  und  60  kg  Roggen. 

5.  Rnssland  ist  das  Land  der  enormen 
Emteschwankungen,  und  zwar  sind  diese 
in  den  letzten  Jahren  trotz  der  Ausdehnung 
des  Eisenbidinbaus  und  damit  der  kultur- 
fähigen Fläche  nicht  geringer,  sondern  dank 
dem  vollständigen  Raubbau  und  dem  damit 
zusammenhängenden  Mangel  an  Widerstands- 
kraft immer  stärker  geworden.  So  haben 
die  Jahre  1891  und  1892,  dann  wieder  1897 
und  schließlich  1905  in  allen  wichtigen 
Früchten  vollständige  Mißernten  gebracöt, 
die  nur  etwa  ^'a  der  durchschnittlidien  Pro- 


1891/1895 
1896/1900 

1901 
1902 
1903 
1904 


« 

^ 


ä 
(§ 


e6 


in  Mill.  dz. 


106 

185 

102 

114 

204 

116 

121 

192 

91 

165 

233 

135 

169 

232 

116 

182 

256 

163 

55 
55 

52 
74 
78 
75 


8 

10 

17 
12 

13 


Die  Erträge,  bezogen  auf  das  einheitliche 
Flächenmaß,  sind  erheblich  geringer  als  im 
mittleren  und  westlichen  Europa.  So  wurden 
im  europäischen  Rußland,  ohne  rolen,  im  Durch- 
schnitt der  Jahre  1899/1903  auf  1  Desjatine 
(=  1,09  ha)  von  Winterweizen  63  Pud  (zu  je 
16,38  kg),  von  Sommerweizen  35,  von  Roggen 
50,  von  Hafer  46,  von  Gerste  44  Pud  geemtet; 
d.  s.  rund  1030  kg  Winter-  und  570  kg  Sommer- 
weizen (Deutschland :  Weizen  überhaupt  1900  kg), 
819  kg  Roggen  (1560),  750  kg  Hafer  (1690) 


und  720  kg  Gerste  (1850)  vom  Hektar. 

6.  In  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  wird  in  erster  Linie  Mais,  daneben 
Weizen  und  Hafer  in  großem  umfange  ge- 
baut ;  Gerste  und  Roggen  dagegen  sind  nicht 
beliebt.  Für  Weizen  und  Mais  ergibt  sich 
folgende  üebersicht:  es  betrug 


Weizen 

Mais 

im  Jahres- 
durchschnitt 
oder  Jahr 

Anbau-           Gesamt-     1    a«*^w^«. 
fläche»)      .     ertrag«)        ^^^^^^^rag 

1000  acres       Mill.  bush.          bush. 

Anbaufläche 
1000  acres 

Gesamt-        a«»^^»*»««. 
ertrag       i  ^^reertrag 

MiU.  bush.          bush. 

1871/1880 
1881/1890 
1891A900 

1901 
1902 
1903 
1904 
1905 

27087 
37089 
38726 

49896 
46202 

49465 
44075 
47854 

338 
441 
515 

748 
670 
638 
552 
693 

12,4 

11,8 

13,3 

15,0 

14,5 
12,9 
12,5 
14,5 

46108 
71509 
76780 

91350 
94044 
88092 
92232 
94011 

1247               27,0 
1681               23,0 
1827               24,5 

1533               16,7 
2k;24                26,8 
2244                25,5 
2467                26,8 
2708                28,8 

*)  Die  Jahre  enden  am  30.  Juni.  *)  1  acre  =  0,405  ha.  »)  1  bushel  =  35,24  1. 


Hervorzuheben  ist  besonders  die  Entwicke- 
lung  des  Weizenanbaues,  weil  in  ihr  sich  der 
bemerkenswerteste  Zug  der  nordamerikanischen 
Landwirtschaft  die  prompte  Anpassung  an 
wirtschaftliche  Konjunkturen,  deutlich  offenbart. 
Nachdem  nämlich  das  Weizenareal  infolge  der 
gesunkenen  Weizenpreise  im  Jahre  18^  um 
etwa  2  Mill.  acres  eingeschränkt  worden  war, 


I  wurde  im  Frühjahr  1891,  als  sieh  die  Aussicht 

I  auf  eine  europäische  Mißernte  eröffnete ,  noch 

(Stark  Sommerung  in  Amerika  angebaut;   fast 

4  Mill.  acres  mehr,  als  im  Jahre  1890,  waren 

I  ^)Ssemenow-Easperow,  Rußlands  Land- 
I  Wirtschaft  und  Getreidehandel  (deutsch  von  Bin- 
I  menau),  München  1901,  S.  42. 
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1891  mit  Weizen  bestellt.  1892,  als  in  Europa 
die  Emteanssichten  auch  noch  schlecht  waren, 
blieb  man  in  Amerika  fast  auf  der  Höhe  von 
1891,  nm  dann  1893,  als  gnte  Ernten  eingebracht 
wurden  und  die  Preise  sehr  stark  zu  weichen 
anfingen,  noch  unter  den  Stand  Ton  1890  herab- 
zugeben. Später  wurde  dann  in  den  Jahren 
1897  und  1898  bei  steigenden  Preisen  die  An* 
baufläche  wieder  stark  erweitert,  um  aber  1900 
auch  wieder  zurückzugehen.  Im  Jahre  1901 
endlich  erfuhr  das  Weizenareal  infolge  der 
Preissteigerung  sogar  eine  Erweiterung  von 
7,4  Mill.  acres.  Das  Jahr  1904  brachte  aber 
wieder  eine  Einschränkung  des  Anbaues  und 
noch  dazu  eine  so  geringe  Ernte,  daß  die  Aus- 
fuhr auf  einen  sfanz  yerschwindenden  Betrag 
herabging.  Im  Jahre  1905  ist  aber  die  Weizen- 
ernte  wieder  vortrefflich  ausgefallen,  die  Mais- 
ernte sogar  besser  als  seit  langen  Jahren;  eine 
Zunahme  der  Ausfuhr  ist  daher  bei  beiden 
Fruchtarten  wieder  zu  erwarten. 

Die  Acre-Erträge  stehen  denen  der  europä- 
ischen Länder  beträchtlich  nach,  wie  ein  Ver- 
fleich  mit  England  erkennen  läßt,  wo  reichlicfa 
as  Doppelte  an  Weizen  von  derselben  Fläche 
geemtet  zu  werden  pflegt.  Außerdem  zeigt  die 
amerikanische  Produktion  die  starken  Ertrags- 
schwankungen, die  mit  extensivem  Betriebe 
und  vollends  mit  dem  immer  noch  üblichen 
Raubbau  organisch  verbunden  sind. 

Dabei  nimmt  aber  der  eigene  Weizenkonsum 
außerordentlich  rasch  zu.    Nach  dem  Statistical 
Abstract  betrug  die  zum  Verbrauch  zurückbe- 1 
haltene  Menge  Weizen  und  Weizenmehl*) 


50  Mill.  ha  weizen&higes  Land  übrig  sind, 
I  die  etwa  60  MilL  t  Frucht  ei^ben  können, 
und  selbst  wenn  man  (mit  Eckert  ^))  die 
Hälfte  dieses  Zukunftsareals  dem  Futterbau 
zuweist  und  ^ringere  Erträge  annimmt, 
bleiben  noch  immer  eine  Verfünfi^hung 
des  Areals  und  eine  Yersechsfachung  der 
Ernten  im  Bereich  nicht  allzuferner  Wahr- 
'  scheinlichkeit 

Bisher  haben  Weizen  und  Mais  folgende 
Erträge  gegeben: 


im  Jahresdurch- 
schnitt oder  Jahr 


Weizen     ,        Mais 
MiU.  dz 


i6,9 

13,0 

20,3 

18,7 

31,0 

37,0 

33,8 

44,5 

42,0 

35,0 

1891/1900 
1901 
1902 
1903 
1904 


Die  Ernteergebnisse  der  übrigen  Länder 
sind  in  der  Weltemtentabelle  (S.  992)  ent- 
halten. 

Literator:  Vgl,  den  ah.  „Getreidehandel" ;  ferner 
Ckmrad,  Grundriß  zum  Studium  der  polit, 
Oehonomie,  Teil  IV,  2  (Statistik  der  unrUduiftl. 
Kultur).  K,   WiedenfOd. 


im  Fiskal- 
jahre 

MUl.  Busheis 

auf  den  Kopf  der 
Bevölkerung  bushels , 

1880 

268,5 

1 
5,35       1 

1890 

381,1 

6,09 

1900 

361,2 

4,74 

1901 

306,2 

3,95 

1902 

513,8 

6,50 

1903 

467,0 

5,81 

1904 

517,1 

6,33 

1905 

508,3 

6,12 

Der  Haferanbau  hat  sich  im  Durchschnitt 
der  Jahre  1900  bis  1904  auf  28  Mill.  acres  er- 
streckt und  842  Mill.  busheis  ergeben. 

7.   Argentiniens   Getreidebau    ist    erst 
eiii  Produkt   der  jüngsten  Zeit    Noch  im 
Jahre  1888  wurden  amtlich  erst  2,5  Mill.  ha  1 
landwirtschaftlich   benutzter  Fläche    festge- 1 
stellt ;  doch  stieg  diese  Zalil  schon  bis  zum  | 
Jahre  1895  auf  4,0  Mill.  und  bis  zum  Jahre 
1902  auf  7,3  Mill.    Namentlich  das  Weizen- 
areal hat  in  dieser  Zeit  stark  zugenommen : 
aus  den  800000  ha  des  Jahres  1888  sind  jetzt 
3,6   Mill.  ha  geworden ;   doch  schätzt  man : 
(Kaerger*^)  und  Becker-^)),   daß    noch   etwa ' 

*)  Mehl  zum  Satze  von  4,5  bu.  pro  harr  eil 
auf  Weizen  umgerechnet.  1 

*)Kaerger,  Kolonisation  und  Landwirt-' 
Schaft  im  spanischen  Amerika,  Leipzig  1901. 

*)  Becker,  Der  argentinische  Weizen  im 
Weltmarkt. 


GetreidezöUe. 

I.  Die  allgemeine  Bedeutung  der  G.  IL  Die 
wirtschaftliche  Wirkung  der  G.  UL  Die  wirt- 
schaftliche  Würdigung  der  G.  1.  Die  Land- 
wirtschaft. 2.  Die  Industrie.  IV.  GiMchiehte 
der  G.  1.  Preußen -Deutschland.  2.  Großbri- 
tannien und  Irland.    3.  Frankreich. 

I.  Die  allgemeine  Bedentnng  der  G. 

Wie  im  allgemeinen  die  so^.  Außenhandels- 
politik, über  ihren  Wortsmn  hinaus,  die 
ganzen  Interessengegensätze  der  Staaten  und 
ihrer  Bevölkerungsgnippen  als  in  einem 
Brennpunkt  sammelt  und  deshalb  regelmäßir 
zu  den  schärfsten  politischen  Kämpfen  Anlal 
gibt,  so  pflegt  im  besonderen  die  Frage  der 
G.  wenigstens  da,  wo  Getreide  zugleich 
wichtigstes  Produkt  der  heimischen  Luid- 
wirtschaft  und  wichtigstes  Nahrungsmittel 
der  breiten  Masse  ist,  eine  wirtschaftliche 
Erörterung  hervorzurufen,  in  der  Land  und 
Stadt  ihren  politisch-sozialen  Streit  zum 
Austrag  bringen  wollen;  und  nicht  reia- 
wirtschaftliche,  sondern  politische  Ehrwägun- 
gen,  die  politischen  Machtverhältnisse  sind 
es,  die  dann  in  der  Regel  den  Ausschlag 
für  diese  oder  jene  Regelung  der  G.  geben. 
Es  scheint  ja  so  einleuchtend,  daß  die  Auf- 
legung oder  Erhöhung  eines  Getreide-Aus- 
fuhrzolles   die    inländischen    Getreidepreise 

*)  Eckert,  Die  La-Plata-Staaten,  in  „Ame- 
rika'', herausgegeben  von  E.  von  Halle:  Ham- 
burg 1905. 
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erniedrigeD,  die  Produzenten  also  schädigen 
und  die  Konsumenten  bevorzugen  müsse, 
imd  daß  umgekehrt  die  Auflegung  oder  Er- 
höhung eines  Getreide-Einfuhrzolles  die  in- 
ländischen Preise  erhöhen,  die  Produzenten 
also  bevorzugen  und  die  Konsumenten  schä- 
digen werdOj  daß  also  in  dieser  einen  Frage 
der  ganze  vielgestaltige  Gegensatz  zwischen 
Produzenten  und  Konsumenten  seine  Ver- 
körperung finde;  und  es  ist  selbstverständ- 
lich, daß  gegenüber  einer  solchen  Konzen- 
tration des  wirtschaftlichen  Interesses  jede 
Partei  all  ihren  politisch-sozialen  Einfluß 
einsetzt,  um  vom  Staate  die  ihr  genehme 
Regelung  der  G.  zu  erreichen,  und  daß  eine 
Aenderung  der  bisher  inne  gehaltenen  Rich- 
tung erst  zu  erzielen  ist,  wenn  die  politischen 
Machtverhältnisse  eine  entsprechende  Wand- 
lung erfahren  haben.  Aus  der  SteUung, 
die  ein  Staat  zu  den  G.  einnimmt,  läßt  sich 
daher  geradezu  ablesen,  welche  Kräfte  in 
ihm  die  politische  und  soziale  Führung  inne- 
haben. 

So  lassen  insbesondere  in  England  die 
Wandlungen  der  Oetreide-Aosfnhr-  und  Einfohr- 
Politik  die  politischen  und  sozialen  Machtver- 
schiebnngen  klar  hervortreten.  Unter  den  älteren, 
ihre  Unabhängigkeit  ^egen  den  Adel  ver- 
teidigenden Kömgen  ^bt  in  der  Regel  die 
Rücksicht  auf  die  städtischen  Konsamenten  den 
Ausschlag.  Im  15.  Jahrhundert  erzwingt  das 
Erstarken  des  Parlaments^  in  dem  die  Agrar- 
interessen  weitaus  überwiegen,  zu  einer  Be- 
tonung der  Produzentenwünsche:  daher  Er- 
schwerung der  Einfuhr,  Erleichterung  der  Aus- 
fuhr. Die  Tudors  wieder  stützen  sich  im 
16.  Jahrhundert  mehr  auf  die  Städte:  daher 
Verbote  der  Getreideausfuhr,  Ermäßigung  und 
selbst  Beseitigung  der  Einfuhrzölle;  Elisabeth 
versucht  wenigstens  einen  Ausgleich  beider 
Grujppen,  indem  sie  die  Ausfuhr  bei  niedr^^en 
Preisen  gegen  Zoll  erlaubt,  bei  hohen  Preisen 
aber  die  Einfuhr  ermuntert.  Als  dann  unter 
den  Stuarts  das  Parlament  wieder  in  den  Vorder- 
grund rückt,  da  beginnt  auch  sofort  wieder  die 
stärkere  Betonung  der  Agrarinteressen ;  ihren 
Gipfelpunkt  findet  sie  in  dem  berühmten  Aus- 
fnhnjrämiengesetz  von  1689,  mit  dem  der  erste 
Oranier  die  Unterstützung  bezahlt,  die  seiner 
Thronbesteifi^n^  das  Parlament  bat  an&fedeihen 
lassen,  und  bis  m  die  Mitte  des  19.  Jahrhunderts 
ist  es  dann  —  unter  Abweichung  in  den  Einzel- 
heiten —  bei  dieser  Richtung  geblieben,  obwohl 
inzwischen  wirtschaftlich  die  Industrie  und  ihr 
auf  leichte  Fabrikatenausfuhr  und  Getreideein- 
fuhr gerichtetes  Interesse  weitaus  den  Vorrang 
vor  den  Agrar wünschen  sich  errungen  hatten. 
Erst  mußte  die  Parlamentsreform  von  1832  zu- 
flninsten  der  Industriestädte  erfolc^en.  ehe  1846 
die  Getreideeinfuhr  grundsätzlich  freigegeben 
wurde ;  der  Austra^  des  politisch-sozialen  Gegen- 
satzes ist  der  wirtschaftlichen  Entscheidung 
vorangegangen. 

In  Deutschland  nicht  anders.  Wo  die  Städte 
die  Wirtschaftspolitik  bestimmen,  da  bestehen 
Getreideausfuhr- Verbote ;  wo  dafi[efi:en,  wie  im 
Osten  und  Norden,  das  platte  Land  das  politische 
Uebergewicht  hat,  da  ist  die  Ausfuhr  begünstigt, 


die  Einfuhr  erschwert ;  und  wo  endlich  FtLrsten- 
macht  den  Ausschlag  gibt,  wie  im  Preui^en  des 
18.  Jahrhunderts,  da  wird  der  Versuch  gemacht, 
durch  Festhalten  eines  mittleren  Preisstandes 
beide  Interessen  auszugleichen.  Der  Uebergang 
zur  Handelsfreiheit  (Preußen  1818)  kommt  zu- 
erst den  altfundierten  Mächten  des  platten  Landes 
zustatten:  die  Ausfuhr  wird  ganz  freigegeben, 
die  Einfuhr  noch  mit  einem  geringen  Zoll  be- 
lastet; und  wenn  dann  später  der  Einfuhrzoll 
ebenfalls  ganz  beseitigt  wurde,  so  stand  das 
nicht  im  Widerspruch  mit  den  Agrarinteressen, 
da  damals  die  Ausfuhr  im  ganzen  die  Einfuhr 
noch  überstieg,  der  Zoll  also  preishebend  nicht 
wirken  konnte.  Dafi:egen  ist  er  wieder  einge- 
führt worden,  als  die  Einfuhr  sich  über  die 
Ausfuhr  erhob,  und  auch  in  der  Ausfuhrregelung 

i  sind  Maßnahmen  getroffen,  die  dem  Interesse 
der  östlichen  Produzenten  entsprechen.  Das 
letzte  unter  der  Herrschaft  des  allgemeinen 
Stimmrechts  —  ein  deutliches  Zeichen,  daß  trotz 
des  wirtschaftlichen  Kraftverlnstes  noch  immer 
die  Landwirtschaft  ihr  politisches  und  soziales 
Ueberfifewicht  sich  hat  erhalten  können;  ihrer 
Geschlossenheit  steht  die  Industrie  und  das 
Städtetum  in  mehreren  Lagern  fi^etrennt  gegen- 
über, teilweise  sogar  im  Gefolge  jener  mar- 
schierend.   Ehe  dieses  politische  Bild  sich  nicht 

I  ändert,  ist  eine  Wandlung  der  deutschen  G.- 

'  Politik  schwerlich  zu  erwarten,  und  zwar  um  so 
weniger,  als  das  staatliche  Beamtentum,  „die 
Regierung'',  im  konstitutionellen  Staat  die  poli- 
tische Führung  an  die  sozialen  Mächte  abgegeben 
hat,   den  im   absoluten  Staat  wohl  erstrebten 

:  Ausgleich  also  nicht  mehr  bewirken  kann. 

I    II.  Die  wirtschaftliche  Wirkung  der  G. 

|wird  dank  der  politischen  Verquickung 
vielfach  überschätzt  oder  doch  stärker  betont, 

I  als  den  Tatsachen  entspricht.    Insbesondere 

list  stets  festzuhalten,  daß  ein  G.  noch  bei 
weitem  nicht  ein  Einfuhrverbot  in  sich  ent- 
hält und  so  den  national-geschützten  Markt 
durchaus  nicht  aus  dem  allgemeinen  Welt- 
markt herauslöst;  er  bedeutet  vielmehr  nur 
eine  Verkehrsspese,  die  etwa  mit  den  Trans- 
portkosten auf  eine  Stufe  zu  stellen  ist,  und 
zwar  eine  Spese,  die  in  der  Gegenwart, 
wo  Aenderungen  nur  im  (Jesetzeswege  er- 
folgen, von  vornherein  berechnet  werden 
kann  und  deshalb  den  internationalen  Handel 
weniger  belastet,  als  manche  andere,  nicht 
berechenbare  und  dadurch  das  Risiko  stark 
vermehrende  Auflage.  Infolgedessen  werden 
die  Grundlagen  der  Preisbildung  vom  Zoll- 

'  schütz  nicht  berührt :  auch  in  den  ge- 
schützten Ländern  macht  der  innere  Preis 
die  Schwankungen  des  Weltmarktes  regel- 
mäßig mit;  eine  absolute  Erhöhung  des 
inneren  Preises  ist  daher  durchaus  nicht 
immer  die  Folge  einer  Zollauflegung  oder 
Zollerhöhung. 

Dagegen  ist  eine  relative  Preiserhöhung, 
d.  h.  eine  Erhöhung  gegenüber  den  jeweiligen 
Preisen  des  freien  Weltmarkts,  wenigstens 
in  solchen  Gebieten  stets  zu  erwarten,  deren 
eigene  Produktion  nicht  den  inneren  Bedarf 
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deckt,  die  also  auf  eine  ausländische,  vom 
Zoll  getroffene  Einfuhr  angewiesen  sind.  In 
solchen  Gebieten  pflegt  sogar,  wie  Deutsch- 
lands Entwickelung  erkennen  läßt,  bei  einiger- 
maßen kräftigem  Zollschutz  der  Preis  über 
den  normalen  Weltmarktpreisen  auch  in  den 
Landesteilen  sich  zu  halten,  die  nach  wie 
vor  für  die  Ausfuhr  produzieren;  denn 
die  Preisdirektive  wird  dann  auch  für 
sie  von  der  Möglichkeit  hergegeben,  im 
zollgeschützten  Inland  den  Absatz  zu  suchen. 
Immerhin  ist  diese  Preiserhöhung  naturge- 
mäß bei  weitem  geringer  als  in  den  Ein- 
fuhrgegenden, da  nicht  nur  die  höheren 
Kosten  des  nunmehr  zu  betätigenden  Land- 
transports an  Stelle  des  Seetransports  zum 
Abzug  gelangen,  sondern  auch  die  Wand- 
lung der  ganzen  Absatz  Verhältnisse  in  einem 
Preisabschlag  sich  äußert.  Es  entspricht 
daher  den  Interessen  der  deutschen  Ueber- 
schußgebiete,  wenn  im  Jahre  1894  das 
Reich  für  die  Ausfuhr  eine  dem  Zoll  ent- 
sprechende Vergütimg  einführte,  mithin  die 
den  Auslandsabsatz  erschwerende  Preisdiffe- 
renz dem  Auslandshandel  ersetzt ;  denn  erst 
seitdem  wird  auch  im  üeberschußgebiet  die 
Absicht  des  Zollschutzes  in  vollem  umfange 
verwirklicht  —  ein  Kausalzusammenhang,  der 
es  übrigens  verbietet,  jene  Zollvergütung  als 
eine  Ausfuhrprämie  zu  bezeichnen.  Im 
relativen  Sinne  hat  also  unzweifelhaft  das 
Inland  in  seiner  Getreidekonsumtion  die 
Preiserhöhung,  den  Zoll  zu  tragen. 

Eine  andere  Frage  ist  aber,  ob  nicht  unter 
dem  Einfloß  der  sich  immer  mehr  ausbreitenden 
Schntzzollbewegang  die  Preise  des  freien  Welt- 
markts sich  gesenkt  haben,  absolut  also  doch 
das  überprodnzierende  Ausland  den  Zoll  zu 
trappen  hat.  Statistisch  läßt  sich  diese  Frage 
nicht  beantworten,  da  ja  in  statistischen  Zahlen- 
reihen die  Ursachen  der  Bewegung  sich  nicht 
ausdrücken ;  die  inneren  Zusammenhänge  sprechen 
jedoch  gegen  eine  solche  Annahme.  Denn  nur 
dann  könnte  sie  berechtigt  sein,  wenn  infolp^e 
der  Zölle  und  der  durch  sie  bewirkten  Preis- 
erhöhung eine  Minderung  des  Konsums  einge- 
treten wäre;  und  das  ist  um  so  weniger  anzu- 
nehmen, als  auf  der  einen  Seite  das  Brot- 
bedürfnis viel  zu  elementar  ist,  um  von  den 
jferin^en  Preiserhöhungen  des  Zolls  wesentlich 
m  semem  Umfang  bestimmt  zu  werden,  und 
als  auf  der  anderen  Seite  eine  absolute  Zunahme 
der  Getreidepreise  in  den  zollp^eschützten  Ländern 
nicht  eingetreten  ist.  Beeinträchtigungen  des 
Konsums  aber,  die  ^legeutlich  sehr  starken 
Preiserhöhungen  gefolgt  sind  —  wie  etwa  in 
den  Jahren  1891/92  und  1897/98  —  dürfen  nicht 
dem  Zoll  zur  Last  gelegt  werden,  da  diese 
Preiserhöhungen  auf  den  Ernteverhältnissen  der 
betreffenden  Jahre  beruhen.  Den  Preisfall  des 
letzten  Menschenalters  zu  erklären,  reichen  jeden- 
falls die  europäischen  Schutzzölle  nicht  aus, 
während  die  gewaltige  Ausweitung  der  Pro- 
duktion ihn  hinreichend  begründet. 

Nur  dann  kann  eine  Abwälzung  des  Zolls 
auf  das  Ausland  in  Frage  kommen,  wenn  ein 


bestimmtes  Land  ein  anderes  Land  mit  höherem 
Satze  belegt,  als  dritte  Gebiete  in  jenem  Ein- 
fuhrland zu  tragen  haben  —  wenn  also  etwa 
Deutschland  die  Getreidezufuhr  aus  den  Ver. 
Staaten  v.  Amerika  nicht  nach  dem  allgemein 
geltenden  Vertrags-,  sondern  nach  dem  höheren 
autonomen  Tarif  behandelte.    Bei  normaler  und 
vollends  bei  reicher  Weltemte  kann   nämlich 
das  Einfuhrgebiet  leicht  die  Zufuhr  dieses  einen 
Landes  entbehren  —  Argentinien,  Rußland  und 
I  Rumänien  haben  ja  in  den  letzten  Jahren  zur 
'  Genüge  bewiesen,   daß  sie  in  Weizen  wie  in 
I  Mais  das  nordamerikanische  Produkt  zu  ersetzen 
I  vermögen ;  das  Ausfuhrland  dagegen  sieht  sich 
bei   dringendem  Angebot   einem   beschränkten 
Absatzkreis  gegenüber  und  muß  diesen  Nach- 
teil in  einem  Preisnachlaß  auf  sich  nehmen,  der 
ihm  auch  jenes  eine  Einfuhrgebiet  noch  öffnet 
und  es  dort  mit  den  anderen  Produktionsgebieten 
auf  eine  Preisstufe  stellt  —  d.  h.  es  muß  die 
!  Zolldifferenz  auf  die  eigene  Schulter  sich  legen 
I  lassen ,  während  der  Preis  des  Einfuhrlandes 
I  von   der  Differenzierung   nicht   berührt    wird. 
I  Werden  aber  mehrere  Ausfuhr^ebiete  in  dieser 
Weise  von  einem  Einfuhrland  im  Zoll  differen- 
,  ziert  —  also  etwa  außer  den  Ver.  Staaten  noch 
!  Argentinien  von  Deutschland  — ,  dann  kann  von 
einem  solchen  Ersatz  nicht  mehr  die  Rede  sein, 
und  die  Zolldifferenz  würde  in  einer  ihr  ent- 
sprechenden Preiserhöhung  auf  das  Inland  fallen. 

III.  Die  wirtschaftUche  WürdignogderG. 

hat  in  der  Gegenwart  von  der  Tatsache 
auszugehen,  daß  trotz  des  Schutzzolls  die 
absoluten  Preise  nicht  gestiegen,  sondern 
mit  wenigen  Unterbrechungen  gefallen  sind; 
nur  daß  der  Rückgang  dank  dem  2ioll  nicht 
ganz  so  stark  war  wie  in  den  freien  Ländern 
(vgl.  den  Art.  „Getreidepreise"  oben  S.  987  ^.). 
Daneben  ist  aber  auch  zu  berücksichtigen,  daß 
allein  schon  das  Bevorstehen  einer  Zoller- 
höhung Hoffnungen  und  Befürchtungen  auszu- 
lösen pflegt,  die  —  wenn  auch  vielleicht  später 
als  grundlos  sich  erweisend  —  doch  das 
wirtschaftliche  Gebaren  der  ihnen  unter- 
liegenden Bevölkerungsgruppen  zeitweise 
zu  beeinflussen  und  durch  die  dann  vor- 
genommenen Handlungen  auch  Dauerwir- 
kungen hervorzurufen  vermögen. 

1.  Die  Landwirtschaft  steht  der  Zoli- 
fnige  nicht  als  eine  wirtschaftliche  Ein- 
heit gegenüber;  denn  auch  in  ihr  ^bt  es 
zahlreiche  Elemente,  die  in  ihrem  Betrieb 
auf  ein  Zukaufen  von  Getreide  angewiesen, 
insoweit  also  an  möglichst  niedrigen  Getreide- 
preisen interessiert  sind.  Man  nimmt  im 
allgemeinen  an  —  und  gelegentliche  Einzel- 
untersuchungeu  haben  diese  Annahme  be- 
stätigt — ,  daß  in  Deutschland  die  Besitzer 
von  mindestens  5  ha  regelmäßig  Getreide 
für  den  Markt  produzieren :  daß  weiter  auch 
ein  immerhin  beträchtlicher,  statistisch  aber 
bisher  nicht  erfaßter  Teil  der  Kleinbetriebe 
von  2—5  ha  Umfang  auf  Getreideverkauf 
sich  gründet;  daß  dagegen  die  Parzellen- 
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betriebe  von  weniger  als  2  ba  GMße  in 
ihrer  Gesamtheit  den  Getreidekäufern  zu- 
zurechnen sind.  Aber  auch  von  diesen 
Käuferelementen  ist  doch  noch  ein  recht 
erheblicher  Teil  wenigstens  indirekt  an 
hohen  Getreidepreisen  interessiert;  denn  er 
ist  der  Gefahr  ausgesetzt,  daß  bei  fehlender 
Rentabilität  des  Getreidebaus  in  steigendem 
umfang  auch  die  größeren  Betriebe  zu 
solchen  Kultiu^n  überzugehen  suchen,  die 
bisher  überwiegend  in  der  Hand  jener 
Kleinbesitzer  lagen,  und  daß  dann  durch 
die  zunehmende  Konkurrenz  die  Preise  auch 
ihrer  Produkte  herabgedriickt  werden,  wie 
sich  das  in  besonders  großem  Maße  schon 
beim  Rübenzucker  gezeigt  hat.  Nun  hat 
es  in  Deutschland  bei  der  letzten  Betriebs- 
zählung im  Jahre  1895  rund  1,2  Millionen 
landwirtschaftlicher  Betriebe  von  mehr  als 
5  ha  und  noch  1  Million  Betriebe  von 
2 — 5  ha  Umfang  gegeben ;  beiden  Kat^rieen 
zusammen  wiiä  man  etwa  11 — 12  Millionen 
Köpfe  zuzählen  dürfen,  imd  schwerlich  hat 
sich  an  diesen  Zahlen  bis  zur  Gegenwart 
Wesentliches  geändert.  Nimmt  man  sie  aber, 
um  jenes  indirekte  Interesse  mitzufassen, 
ungeschmälert  für  das  Interesse  an  hohen 
Getreidepreisen  in  Anspruch,  so  ergibt  sich 
dafür  ein  Anteil  an  der  Gesamtbevölkerung, 
der  rund  ^/s  beträgt,  während  etwa  */5  auf 
niedrige  Getreidepreise  Wert  zu  legen  haben. 

Gerade  hieraus  wird  das  wichtigste 
Argument  gegen  die  G.  regelmäßig  gezogen : 
eine  kleine  Minderheit  werde  auf  Kosten 
der  großen  Mehrheit  begünstigt.  Dabei  wird 
aber  übersehen,  daß  ein  gleiches  Bedenken, 
soear  mit  ungleich  stärkerer  Kraft,  auch 
jedem  industrieUen  Schutzzoll  entgegen- 
gehalten werden  kann;  denn  keine  einzige 
Industriegruppe,  die  hinsichtlich  des  Zolls 
einheitliche  Interessen  hat,  erhebt  sich  zu 
einer  solchen  Bevölkerungssihl :  wurden  doch 
im  Jahre  1895  in  der  stärksten,  in  sich  aber 
schon  nicht  mehr  einheitlichen  Gruppe  der 
Baugewerbe  nur  3,7  —  in  der  vollends  viel 
gestaltigen  Metallverarbeitung  2,2  und  in  der 
an  Geeensätzen  reichen  Textilindustrie  nur 
1,9  Millionen  Menschen  gezählt.  Außerdem 
ist  von  dieser  großen  Konsumentenmehrheit 
ein  sehr  beträchtlicher  Teil  als  industrieller 
Produzent  an  der  Rentabilität  der  Land- 
¥rirtschaft  interessiert,  weil  jenes  eine  Fünftel 
für  die  Industrie  einen  gewaltigen  Absatz- 
bereich bedeutet,  dessen  Wegfall  oder 
Schmälerung  auf  den  Gang  der  industrieUen 
Produktion  von  nachhaltigstem  Einfluß  sein 
und  deshalb  auch  die  Löhne  der  Arbeiter- 
schaft schmälern  muß  —  ein  Moment,  auf 
das  gerade  ein  Sozialist.  Schippel,  neuer- 
dings wieder  mit  besonderem  Nachdnick 
hingewiesen  hat. 

Nun    wird    aber    gesagt,    daß    von    der 
Preiswirkung  des  Zolls  gar  nicht  die  Liand- 


wirtschaft,  sondern  niw  die  bei  seiner  Auf- 
legung oder  Erhöhung  im  Besitz  befindliche 
Generation  von  Landwirten  den  Vorteil 
habe,  weil  nämlich  beim  nächsten  Verkauf 
oder  Erbgang  die  Erhöhung  der  Getreide- 
preise in  eine  Erhöhung  des  Kauf-  oder 
Anrechnungspreises  sich  umsetze  und  so 
den  Nachfolger  mit  einer  dauernden  Last 
belege,  die  den  ZoUvorteil  vollständig  be- 
seitige. —  Dieses  Argument  löst  sich  von 
der  tatsächlichen  Entwickelung  gänzlich  los ; 
denn  wenn  die  Preise,  wie  im  letzten 
Menschenalter,  trotz  aller  SdiutzzöUe  be- 
harrlich fallen,  dann  kann  nicht  von  einer 
Steigerung  der  Bodenrente  als  einer  Zoll- 
wirkung gesprochen  werden,  und  tatsächlich 
sind  denn  auch  die  Bodenpreise  auf  dem 
platten  Land,  in  scharfem  Gegensatz  zu  der 
städtischen  Entwickelung,  gerade  in  den  Ge- 
treidegebieten Deutschlands  ständig  zurück- 
r gangen  (vgl.  den  Art.  „Agrarkrisis"  oben 
37  fg.).  Nur  in  allerletzter  Zeit  scheint 
wieder  eine  Tendenz  leiser  Steigerung  einge- 
treten zu  sein  —  eine  jener  Augenblicks- 
wirkungen, die  aus  der  Hoffoung  auf  eine  ab- 
solute Steigerung  der  Produktenpreise  als 
Wirkung  der  neuen  Zollerhöhung  sich  her- 
schreibt und  wieder  verschwindet,  wenn  bei 
guten  Weltemten  die  Hoffnung  sich  getäuscht 
sieht.  Eine  Minderung  des  Preisfälls  aber 
und  die  damit  verbundene  Verlangsamung 
in  dem  Sinken  der  Bodenrente,  wie  sie  aus 
den  Zöllen  sich  ergeben  hat,  ist  nicht  nur 
für  den  einzelnen  Landwirt,  sondern  für 
die  Landwirtschaft  von  heilsamer  Bedeutung : 
sie  verhindert  jene  Verwahrlosung  des  Grund 
und  Bodens,  die  einem  Zwangsverkauf  regel- 
mäßig vorangeht  und  die  Produktivität  des 
Landes  auf  längere  Zeit  schwächt,  und  sie 
ermuntert  geradezu  zu  dem  Versuch,  den 
Rückzug  der  Produktenpreise  durch  eine 
Intensivierung  des  Betriebes  auszugleichen  — 
einem  Versuch,  der  bei  der  Eigenart  land- 
wirtschaftlicher, von  der  Bodenkraft  ab- 
hängiger Wirtschaftsführung  längere  Zeit 
zu  semer  Ent^tung  bedarf  und  deshalb  bei 
rapidem  Rückgang  der  I^ise  nicht  gemacht 
werden  kann.  Deutschlands  Landwirtschaft 
hat  sich  denn  auch  zu  diesem  Gange  ent- 
schlossen und  zieht  in  der  Gegenwart  er- 
heblich größere  Roherträge  aus  dem  Acker 
heraus ;  in  Englmid  dagegen  ist  an  die  Stelle 
des  intensiveren  Getreidebaus,  wo  es  irgend 
möglich  war,  die  extensivere,  im  letzten 
Jahrzehnt  auch  in  sich  nicht  mehr  intensiver 
werdende  Viehzucht  getreten  fvgl.  die  Artt. 
„Agrarkrisis"  a.  a.  0.  und  ,.Getreiaeproduktion" 
oben  S.  991  fg.),  und  dabei  war  in  England  der 
Betriebsführer  als  Pächter  in  der  Lage,  den 
größeren  Teil  des  Ertragsrückganges  auf  den 
verpachtenden  Eigentümer,  einen  reinen 
Bodenrentner  also,  abzuwälzen,  während  in 
Deutschland  Eigentum  und  Betriebsführung 


•1000 


Getreidezolle 


gmz  überwiegend  in  einer  Hand  liegen  und  die ' 
Kürzung  des  Ertrages  daher  zu  allermeist 
auf  Kosten  des  Arbeitseinkommens,  nicht 
aber  auf  Kosten  der  zur  festen  Hypotheken- 
schuld gewordenen  Bodenrente  erfolgt  ist. 
Endlich  soll  gerade  der  G.  unsere  Land- 
wirtschaft davon  abgehalten  haben,  den  nach 
der  Weltlage  notwendigen  üebergang  zu* 
anderen  Bewirtschaftungsformen  zu  voll- 
ziehen, Viehzucht,  Gemüse-  und  Obstbau  zu 
treiben.  Und  in  der  Tat:  kein  Zweifel, 
daß  diese  Kulturformen  bei  uns  noch  einer 
Ausdehnung  fähig  wären  und  wohl  auch 
bessere  Reinerträge  abwerfen  als  der  Ge- 
treidebau. Aber  einmal  sind  der  Aus- 
dehnung der  Viehzucht  sowohl  als  des 
Gemüse-  und  Obstbaus  in  Deutschland  durch 
Klima,  Bodenbeschaffenheit  und  Bevölkerungs- 
verteilung sehr  viel  engere  Grenzen  gezogen 
als  in  England;  denn  hier  läßt  die  natür- 
liche Feuchtigkeit  fast  allenthalben  so  reiche 
Viehweiden  entstehen,  wie  sie  bei  uns  nur 
in  der  Nähe  der  Küsten  und  in  den  Tälern 
der  großen  Ströme  zur  Verfügung  stehen, 
und  hier  sitzt  die  Bevölkerung  allenthalben 
so  dicht,  daß  die  transportempfindlichen 
Produkte  des  Gemüse-  und  Obstbaus  in 
unmittelbarer  Nachbarschaft  ihrer  Ge- 
winnungsstätte auch  ihren  Absatz  finden 
können,  während  unsere  Getreideproduktions- 
gebiete fernab  von  den  Zentren  der  Industrie 
Hegen.  Und  zweitens  ist  doch  schwerlich 
der  G.  für  die  Langsamkeit  des  Üebergang 
verantwortlich  zu  machen:  denn  er  hat  ja 
nicht  zu  einer  absoluten  BLebung  der  Preise 
geführt,  und  reichlich  kühn  erscheint  die 
Behauptung,  daß  nicht  nur  gelegentlich 
bevorstehender  Zollerhöhungen,  sondern  die 

rzen  Jahrzehnte  des  Preisfalls  hindurch 
Hoffnung  auf  eine  endlich  aus  dem  Zoll 
sich  ergebende  Preissteigerung  jenen  üeber- 
gang verlangsamt  habe.  Die  allgemeine 
Schwerfälligkeit  vielmehr,  die  unsere  Klein- 
landwirte charakterisiert,  die  sie  aber  auch 
zu  einem  politisch  so  wertvollen  Bestand- 
teil unseres  Volkes  macht  —  sie  ist  als 
Ursache  anzusprechen;  Belehrung  und  Vor- 
bild, die  bisher  schon  wirksam  gewesen 
sind,  müssen  das  Tempo  noch  zu  beschleunigen 
suchen,  ohne  daß  es  zu  so  radikalen  Um- 
wälzungen zu  kommen  braucht,  wie  sie 
England  durchgemacht  hat  Gerade  die 
Intensivierung  des  Getreidebaus  zeigt  ja 
unverkennbar,  daß  unsere  Landwirtschaft 
auch  durch  den  Zollschutz  sich  nicht  hat 
einschläfern  lassen. 

Treffen  aber  all  diese  Bedenken  gegen 
den  G.  nicht  zu  oder  haben  sie  wenigstens 
ihre  Kraft  infolge  der  tatsächlichen  Ent- 
wickelung  verloren,  so  spricht  umgekehrt 
gerade  (fiese  Entwickelung  mit  doppelter 
Wucht  für  die  einstweilige  Beibehaltung  des 
Zolls:  er  hat  nicht  die  Aufgabe,  eine  absolute 


Preiserhöhung  herbeizuführen  und  so  etwa 
die  Preisverhältnisse  zu  verewigen,  die  in 
den  60er  und  70er  Jahren  in  Deutschland 
geherrscht  haben ;  er  soll  vielmehr  nur,  wie 
bisher,  so  auch  in  Zukunft  die  voraussicht- 
lich noch  nicht  beendete  Preisdepression  des 
Weltmarktes  für  die  deutsche  Landwirt- 
schaft mildem,  um  ihr  weiterhin  die  Mög- 
lichkeit einer  allmählichen  Anpassung  zu 
gewähren.  Die  Allmählichkeit  —  das  ist 
das  Moment,  worauf  es  ankommt;  denn 
sowohl  die  persönliche  Natur  der  länd- 
lichen Bevölkerung  als  auch  die  Eigenart 
des  deutschen  Klimas  und  Bodens  und  nicht 
zuletzt  das  politisch-soziale  Bedürfnis  führen 
dahin,  langsamen  Wandlungen  des  land- 
wirtschaftlichen Betriebes  vor  plötzlichen 
Umwälzungen  den  Vorzug  zu  geben. 

Welche  Höhe  für  diesen  Zweck  der  G.  je- 
weUig  haben  soll,  das  ist  wissenschaftlich  nidit 
festzustellen ;  denn  es  ist  bei  dem  individnellsten 
aller  Gewerbezweige  nicht  möglich,  einen  braach- 
baren  Dorchschnitt  der  Prcäoktionskosten  zq 
gewinnen,  und  vollends  ist  es  nicht  möglich, 
den  Gang  der  Weltmarktsentwickelunfi:  voraus- 
zusagen. Die  Schwankungen  aber  der  Wdt- 
marktspreise  sind  es,  die  vom  einseitig  landwirt- 
schaftlichen Standpunkt  aus  den  autonomen, 
vertrafi:lich  nicht  gebnndenen  Zoll  als  die 
wünschenswerteste  Art  erscheinen  lassen;  nur 
bei  ihr  kann  einem  plötzlichen,  besonders  starken 
Preisdruck  mit  einer  entsprechenden  Erhöhung 
des  Zolles  gefola^  werden,  und  nur  bei  ihr  kann 
ein  Fehler  in  der  Zollbemessung  alsbald  nach 
seiner  Feststellung  verbessert  werden.  Diesen 
Interesse  der  Landwirtschaft  stehen  aber  größere 
Interessen  der  Industrie  gegenüber. 

2.  Die  Industrie  wird  in  der  doppelteo 
Richtung  ihres  Absatzes  von  den  G.  be- 
rührt: im  Inland  wie  im  Ausland. 

Im  Inland  hat  sie  auf  der  einen  Seite 
damit  zu  rechnen,  daß  die  im  Zoll  liegende 
Erhöhung  des  Getreide-  und  damit  des 
Mehl-  und  Brotpreises  einen  immerhin  be- 
trächtlichen Teil  der  Eonsumfähigkeit  der 
breiten  Masse  festlegt  und  damit  der  Aus- 
dehnung des  industriellen  Konsums  eine 
engere  Grenze  zieht,  als  ohne  G.  ihr  gegeben 
wären ;  ein  Nachteil  allerdings,  der  gerinser 
wiefft,  wenn  unter  dem  Zollschutz  die  Ge- 
ti*eidepreise  absolut  gesunken  sind,  wenn 
also  keine  absolute  £inengungde6  industriellen 
Konsums,  sondern  nur  eine  Beschränkung 
der  Erweiterungsmöglichkeiten  sich  aus  dem 
G.  ergibt  Auf  der  anderen  Seite  aber  be- 
deutet für  die  Industrie  eine  rentable  und 
darum  kauffähige  Landwirtschaft  ebenfalls 
einen  um  so  bedeutenderen  Kundenkreis,  je 
größer  der  Anteil  der  ländlichen  Bevölkenuic 
am  Gesamtvolke  ist,  und  insoweit  wird 
jene  Einengung  der  KonsummöglichkeiteD 
wieder  aufgehoben.  Ja,  aus  einer  ailzu  ge- 
waltsamen Umwälzung  der  Oetreidepreis- 
verhältnisse  kann  in  emem  Lande,  in  dem 
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der  Getreidebau  die  Grundlage  der  Land- 
wirtschaft bildet,  sogar  eine  Einengung  des 
industriellen  Konsums  im  eigenen  Industrie- 
bereich erfolgen;  wenn  nämlich  die  länd- 
liche Bevölkerung  ihre  Scholle  in  großen 
Massen  verläßt  und  als  ungelernte  Arbeiter 
die  Löhne  gewaltsam  herunterdrückt  Vom 
Inlandsinteresse  der  Industrie  her  kann 
also  eine  Entscheidung  nicht  gegeben  werden. 

Für  den  Auslandsabsatz  aber  kommt  zu- 
nächst in  Frage,  ob  etwa  die  Produktions- 
kosten der  inländischen  Industrie  dank 
d  e  n  G.  sich  ungünstiger  als  die  der  konkur- 
rierenden Auslandsuntemehmungen  stellen. 
Das  ist  tatsächlich  für  Deutschland  nicht 
der  Fall.  Denn  dazu  müßten  entweder  in- 
folge des  Zolls  die  Getreidepreise  im  Inland 
gestiegen  sein  und  die  Löhne  mit  sich  ge- 
zogen haben  —  die  Löhne  sind  aber  bei 
fallenden  Getreidepreisen  gestiegen;  oder 
aber  im  Ausland  müßten  die  Löhne  dank 
dem  Fallen  der  Getreidepreise  gefeUen 
sein  —  auch  da  sind  aber  ganz  allgemein 
die  Löhne  gestiegen.  Der  Zusammenhang 
zwischen  Getreidepreisen  und  Arbeitslöhnen, 
über  dessen  Art  man  früher  bekanntlich 
schon  gestritten  hat,  ist  in  der  Gegenwart 
jedenfalls  gelöst  und  bringt  die  Industrie 
nicht  in  einen  Gegensatz  zum  Schutzzoll- 
interesse der  Landwirtschaft.  Aber  wohl 
ist  das  in  einer  anderen  Verbindung  der  Fall. 

Unsere  Exportindustrie  hat  nämlich  un- 
zweifelhaft das  Interesse,  sich  die  aus- 
ländischen Märkte  zu  möglichst  günstigen 
Bedingungen  offen  zu  halten,  und  unter 
diesen  spielen  gerade  die  Länder  eine  be- 
trächtliche Holle,  die  einen  lebhaften  Ge- 
treideexport regelmäßig  aufzuweisen  haben. 
Je  höher  nun  der  G.  bei  uns  ist,  \mi  so 
weni^r  sind  diese  Länder  geneigt,  sich  mit 
niedngen  Industriezöllen  zu  begnügen,  und 
da  der  industrielle  Absatz,  der  es  mit  Ent- 
behrlichem zu  tun  hat,  sehr  stark  von  der 
Preisbasis  in  seinem  Umfang  abhängt,  so 
kann  in  der  Tat  aus  hohen  Industriezöllen 
eines  fremden  Landes  für  unsere  Industrie 
eine  Beengung  sich  ergeben ;  um  so  stärker, 
je  mehr  jene  Zölle  ziun  Aufbau  einer 
eigenen  Industrie  im  fremden  Lande  be- 
nutzt werden.  Vollends  wird  die  Situation 
für  unsere  Exportindustrie  schwierig,  wenn 
jenes  fremde  Land  seine  Zölle  vielfach 
wechselt  (Rußland  in  den  80er  Jahren); 
denn  dann  fällt  auch  noch  die  Möglichkeit 
weg,  sich  auf  längere  Zeit  auf  eine  be- 
stimmte Zollbasis  einzurichten,  und  diese 
Berechenbarkeit  des  Zolls  ist  für  den  indu- 
strieUen  Export  noch  wesentlich  wichtiger 
als  die  absolute  Höhe  des  Tarifs:  nicht  in 
erster  Linie  niedrige,  sondern  vor  allem 
^bundene  ZöUe  —  danach  muß  die  Export- 
industrie streben.  Die  Zollbindung  des 
fremden  Landes  ist  aber  in  der  Kegel  nur 


bei  Zollbindung  des  eigenen  Landes  zu 
erreichen,  während  doch  die  Landwirtschaft 
an  autonomer  Regelung  interessiert  ist,  und 
damit  ist  die  Kompromißmöglichkeit  gegeben : 
um  der  eigenen  Landwirtschaft  einen  höheren 
Zollschutz  zu  gewähren,  muß  die  Export- 
industrie sich  einen  höheren  Einfuhrzoll  im 
fremden  Lande  gefallen  lassen ;  um  anderer- 
seits der  Exportindustrie  die  Berechenbar- 
keit der  Absatzbedingungen  zu  gewähren, 
muß  die  Lwidwirtschaft  sich  den  Zolltarif- 
vertrag gefallen  lassen,  auf  die  Selbständig- 
keit verzichten. 

Wie  diese  entgegenstehenden  Interessen  im 
einzelnen  zum  Ausgleich  gebracht  werden, 
welche  Zollsätze  im  Inland  Gesetzeskraft  er- 
langen nnd  welche  das  Ausland  nur  gewährt, 
das  sind  nicht  wissenschaftliche,  sondern  Macht- 
fragen; da  tritt  jener  politisch-soziale  Einfloß 
zutage,  den  die  eine  oder  andere  Interessen- 
gruppe sich  erhalten  oder  neu  zu  erringen  ver- 
mag. 

IT.  Geschichte  der  6. 

1.  Preußen-Deutschland.  In  Preußen  wurde 
die  Getreideausfuhr  durch  Edikt  v.  26./Vn.  1811 
allgemein  erlaubt,  aber  noch  mit  einem  Zoll 
belegt ;  im  grundlegenden  Tarif^esetz  von  1818 
fiel  auch  dieser.  M  Dage^n  wurde  jetzt  ein  Ein- 
fuhrzoll eingeführt  und  m  wechselnder  Höhe  bis 
zum  Jahre  1865  behalten;  anfangs  sehr  niedrig, 
wurde  er  1824  zu  einem  Schutzzoll  umgestaltet, 
1857  aber  wieder  auf  ganz  minimale  Sätze  her- 
abgedrückt. Von  1865—1879  herrschte  Zoll- 
freiheit.  Erst  das  Tarifgesetz  v.  15./VII.  1879 
brachte  vom  l./X.  1879  ab  auch  der  deutschen 
Landwirtschaft  einen  geringen  Schutz,  der  dann 
durch  GG.  v.  22./V.  1^5  und  21./XII.  1887  noch 
bedeutend  erhöht  wurde.  Die  Handelsverträge 
der  Jahre  1891/92  und  1894  enthielten  aber 
dann  mit  der  Binduiur  eine  Herabsetzung  der 
Zölle.  Der  autonome  Tarif  endlich  vom  2Ö./XII. 
1902  erhöhte  diese  Sätze  wieder  und  gab  zu- 
gleich für  die  später  abzuschließenden  Handels- 
verträge Minimalsätze  an,  die  dann  auch  in  den 
Verträ^n  von  1904/5  innegehalten  worden  sind 
und  seit  dem  l./III.  1906  gelten. 

Die  Zollsätze  sind  diese: 


für 
100  kg 


Weizen 
Gerste 


nach  dem  Gesetze  von 


1879 !  18851  1887 
M. 


1891/41 


1,5 


3,0' 
3,o 

1,5' 

^5  1 


5,o 
5,o 
4,0 

2,25 


3,5 

2.0 


19CÄJ1904/5 
M.  I    M.  " 


7,5 
7,o 
7,o 
7,o 


'  5,5 
'  5,o 

'  1,3  bis 
!   4,o«) 
5,o       3,o 
i8,75i  io,2 


Mais  o,5  '  i,0|   2,0   '    1,6 

Mehl  2,0     7,5 1 10,5       7,3 

Um  andererseits  die  recht  beträchtlichen  Aua- 
fuhrinteressen  des  deutschen  Ostens  und  Südena 
zu  wahren,  wurde  zuerst  (1882)  für  Mehl,  später 
(1894)    zum    Ausgleich   gegen   den   russischen 


*)  Der  noch  beibehaltene  Satz  von  1  Pfg.  für 
den  Scheffel  hat  nur  die  Bedeutung  einer  Statist. 
Gebühr. 

*)  4,0  M.  Malzgerste;  1.3  M.  sonstige  Gerste. 
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Handelsvertrag  anch  für  Gretreide  der  „Identitäts- 
nachweis'' aufgehoben;  d.  h.  jedes  Quantum  Mehl 
und  Getreide  wird  seitdem  bei  der  Ausfuhr  ohne 
Bücksicht  auf  seine  Provenienz  so  behandelt,  als 
ob  es  vorher  aus  dem  Ausland  ins  Zollinland 

fegen  den  Zoll  eingeführt  worden  ist,  und  erhält 
emgemä^  den  entsprechenden  Zollbetrag  ver- 
gütet. Das  p^eschieht  in  der  Weise,  daß  Einfuhr- 
scheine erteilt  werden,  die  zur  Begleichung  des 
Zolls  für  etwa  eingeführtes  Getreide  oder  auch 
für  Bohkaffee  und  Petroleum  verwandt  werden 
können.  Die  Umrechnung  von  Mehl  in  Getreide 
erfolgte  dabei  früher  so,  daß  die  Ausbeute 
schlechthin  für  Weizenmehl  auf  75%,  für 
Boggenmehl  auf  65  %  angenommen  wurde ;  vom 
l./I.  1898  ab  sind  aber  Stufen  gebildet  worden, 
um  die  besseren  Mehle  ihrem  höheren  Werte 
entsprechend  mit  einer  höheren  Zollvergütung 
auszustatten,  und  jetzt  sind  nach  mancherlei 
Schwankungen  folgende  Abstufungen  in  Geltung : 
für  je  100  kg  Mehl  wird  gerechnet 


in 
Klasse 


I. 

II. 
III. 
IV. 

V. 


bei  Weizenmehl 


mit  einer 

Ausbeute 

von 


eine  Boh 
stoff- 
menge 
von 


o— 300/0   160,0  kg 

30-70  „    .117,5  « 

70— 75n    1 100,0  r 

O— 70„       135,71  n 

0—75«     1 133,33  n 


bei  Boggenmehl 


mit  einer 

Ausbeute 

von 


0—60% 
60— 65„ 

o— 65« 


eine  Boh- 

stoff- 

menge 

von 


158,33  kg 
100,0     „ 

153,85   „ 


Da  femer  der  deutsche  Getreidehandel  sowohl 
im  Nordosten  als  auch  im  Südwesten  in  starkem 
Maße  am  Transit  interessiert  ist,  so  sind  in 
einer  größeren,  gegen  früher  aber  jetzt  sehr 
eingeschränkten  Anzahl  von  Städten  sogen. 
Transitläger  zugelassen  worden,  in  denen  das 
ausländische  Getreide  gegen  Kaution  zollfrei 
lagert,  bis  es  entweder  wieder  ins  Ausland  oder 
gegen  Erlegung  des  Zolls  ins  Inland  überführt 
wird;  in  letzterem  Fall  ist  nach  dem  Gesetz 
von  1902  für  die  Dauer  der  Lagerung  der  Zoll- 
betrag nachträglich  zu  verzinsen  —  eine  Be- 
sonderheit des  Getreidehandels,  die  für  die 
Transitläger  anderer  Waren  nicht  getroffen 
worden  ist  und  daher  eine  kleine  Verschärfung 
des  Schutzzolls  bedeutet. 

2.  Großbritannien  und  Irland  hat  in  der 

ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  viel  mit 
seinen  G.  experimentiert.  Bereits  1791  wurde 
eine  Art  gleitender  Skala  eingeführt,  indem  der 
Zoll  bei  einem  Preise  von  54  sh  für  den  Qnarter 
Weizen  6  d,  bei  einem  Preise  von  50—54  sh 
dagegen  2V2  sh  und  bei  einem  Preise  von  weniger 
als  öO  sh  sogar  24  V4  sh  betragen  sollte.  1828 
wurde  das  Prinzip  der  Skala  voll  durchgeführt : 
der  Zoll  wurde  auf  20  sh  8  d  bei  einem  Preise 
von  66  sh  festgesetzt  und  um  so  viel  erhöht, 
als  der  Preis  sinken  würde;  bei  steigenden 
Preisen  dagegen  sollte  der  Zollbetrag  stärker 
fallen,  so  daß  bei  73  sh  nur  noch  ein  Zoll  von 
1  sh  erhoben  wurde.  Die  Skala  hat  sich  aber 
nicht  bewährt.  Die  Händler  hielten  die  Zufuhren 
zurück,  bis  der  in  die  Höhe  geschnellte  Preis 
den  Zoll  herabgedrückt  hatte,  und  benutzten 
dann    die   Zeit   des   geringen    Zolles,    enorme 


Mengen  einzuführen,  bis  diese  übertriebene  Ein- 
fuhr den  Preis  wieder  herabgezogen  und  damit 
den  Zoll  heraufgesetzt  hatte ;  die  Schwankung 
wurden  also  nur  größer,  und  die  Landwirte 
hatten  von  den  hohen  Zöllen  kaum  einen  Vorteil. 
Auf  das  Drängen  der  Antikornzollliga  hin  wurde 
der  Zoll,  da  inzwischen  die  industrielle  Be- 
völkerung dasUebergewicht  erhalten  hatte,  durch 
Gesetz  vom  Jahre  1846  vom  l./n.  1849  ab  auf 
einen  Betrag  von  1  sh  ermäßigt  und  1869  ganz 
aufgehoben:  und  auch  in  der  jetzigen  &m 
der  engliscnen  Landwirtschaft  hat  man  zum 
Mittel  des  Schutzzolles  nicht  ^^egriffen. 

3«  In  Frankreich  vollzog  sich  der  Uebergaiu^ 
vom  Ausfuhrzoll  zum  Einfuhrzoll  im  Jahre  1819. 
Man  führte  eine  gleitende  Skala  ein,  indem  der 
Zoll  mit  fallendem  Getreidepreise  allmählich  höher 
wurde,  und  behielt  dies  System,  obwohl  es  sich 
nicht  bewährte,  mit  kurzen  Unterbrechungen  bis 
zum  Jahre  1860  bei.  In  diesem  Jahre  wurden 
durch  den  französisch-englischen  Handels-  (sog. 
Cobden-) Vertrag  die  Schutzzölle  beseitigt:  es 
wurde  nur  eine  minimale  EontrollabgaM  von 
62  cts.  für  100  kg  Weizen  und  von  125  cts.  für 
100  kg  Mehl  beibehalten.  In  den  80  er  Jahren 
setzte  aber  auch  in  Frankreich  die  agrarische 
Bewegung  eine  bedeutende  Erhöhung  der  Zoll- 
sätze durch,  und  jetzt  ist  Frankreich  das  Land, 
das  die  höchsten  Weizen-  und  Mehlzölle  bat 
Die  Sätze  sind: 


für 
100  kg 


Weizen 

Boggen 

Hafer 

Gerste 

Mehl 


nach 
28./ni. 

1885 


dem  Gesetze  vom 


3    frcs. 

1,5  r 
1,5  r 
^5      . 

6        . 


29./in. 
1887 


5    frcs. 

1,5      n 
3  n 

8'^  : 


27./IL 
1894 


7 frcs. 

1,5       n 

3        „ 

1,5      n 
11—16,     ') 


Fi*ankreich  hat  in  den  Jahren  besonders 
hoher  Preise,  1891  und  1898,  seine  G.  zeitweise 
suspendiert.  Eine  Bindung  in  einem  Handels- 
vertrage ist  nicht  erfolgt. 

Literatur:  IHe  Zahl  der  EinzelsehHften  ist  un- 
absehbar. Zusammenfassend  sind:  Buchen» 
berger,  Agrartcesen  und  Agrarpotüik,  Bd.  S, 
Leipzig  189S.  —  Derselbe ,  Orundtuffe  der 
Agrarpolitik,  Berlin  1897.  —  Ckmrad  u.  Jhide, 
in  den  Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik, 
Bd.  90  und  91.  —  Schippelf  Grundxüge  der 
Handelspolüik ,  Berlin -Bern  190t.  —  IKeM, 
Bewegliche  Getreidezölle ,  in  Jahrb.  f.  Nat.-Oek. 
und  Stat.,  III.  F.,  Bd.  19.  —  Der  deutscht 
Bauer  und  die  Getreidezölle,  Jena  1909.  — 
Stumpfe,  Der  kleine  Grundbeeitz  und  die  Gt- 
treidepreise,  Leipzig  1897. 

K.   Wiedenfeld. 


Gewerbe. 

I.  Begriff  des  G.  II.  Einteilung  des  G. 
in.  Die  Betriebssysteme.  IV.  Die  Entstehung 
des  G.  V.  Das  Hauswerk.  VI.  Die  zweite  Stufe 
des  Hauswerks.  VII.  Das  Lohnwerk.  VIU.  Das 
Handwerk  (Preiswerk).  EX.  Das  Verlagssjstem 
(Hausindustrie).    X.  Die  Fabrik.    XL  Die  Kon- 

M  Je  nach  der  Feinheit. 


Gewerbe 


1003 


knrrenz  der  Betriebssysteme.    Fortbildung  der- 
selben.   XIL  Statistisches. 

I.  Begrift  des  G. 

Das  Wort  G.  wird  in  doppeltem  Sinne 
gebraucht.  In  der  für  diesen  Artikel  maß- 
gebenden engeren  Bedeutung  bezeich- 
net es  denjenigen  Teil  der  Produk- 
tion, welcher  in  der  Formverände- 
rung von  Rohstoffen  besteht,  die 
wirtschaftliche  Seite  der  (mechanischen  oder 
chemischen)  Stoffumwandlung  oder  Stoffver- 
edelung. Der  Begriff  in  dieser  Begrenzung 
ist  unabhängig  von  einer  bestimmten  Organi- 
sation der  Wirtschaft.  Daher  ist  nicht  bloß 
die  moderne,  in  der  Unternehmung  verselb- 
ständigte Warenproduktion,  soweit  sie  die 
Anpassung  von  Stoffen  an  den  menschlichen 
Gebrauch  zum  Gegenstande  liat,  sondern 
auch  die  im  Dienste  eines  Konsumenten 
gegen  Lohn  bewerkstelligte  Bearbeitung 
solcher  Stoffe,  ja  selbst  die  von  der  Urpro- 
duktion noch  nicht  losgelösteStoffum Wandlung 
primitiver  Völker  als  G.  zu  bezeichnen.  In 
dem  ganzen  volkswirtschaftlichen  Produk- 
tionsprozesse bildet  die  Urproduktion  (Land- 
nnd  Forstwirtschaft,  Jagd  und  Fischerei, 
Tierzucht  Bergbau,  Gräberei)  die  erste,  das 
G.  die  zweite  Stufe  technisch-ökonomischer 
Betätigimg;  beiden  entgegengesetzt  sind: 
1.  die  Geschäfte  der  Distribution  (Handel, 
Transportwesen,  Bankwesen),  2.  das  Ver- 
sicherungswesen, 3.  die  persönlichen  Dienst- 
leistungen. 

In  seiner  weiteren  Bedeutung  be- 
zeichnet G.  jede  bestimmte  berufs- 
mäßig ausgeübte  Tätigkeit,  deren 
Zweck  Erwerb  ist.  Der  Begriff  ist  ein 
historischer;  er  bildet  sich  erst  mit  der 
Entwickelung  der  Tauschwirtschaft  und  um- 
&ßt  nach  deren  vollständiger  Ausbildung 
alle  Zweige  selbständig  betriebener  wirt- 
schaftlicher Tätigkeit,  die  ihre  Leistungen 
im  Verkehr  gegen  speziellen  Entgelt  jeder- 
mann anbieten.  Man  spricht  so  von  einem 
Landwirtschafts-,  Fischerei-,  Handels-,  Trans- 
port-, Versicherungs-G.  usw.  Leider  ist 
dieser  Sprachgebrauch  nicht  bloß  in  G.ord- 
nungen  und  ähnlichen  Gesetzen,  sondern 
auch  in  wissenschaftlichen  Werken  noch 
sehr  verbreitet.  Nicht  zu  den  G.  in  diesem 
Sinne  rechnet  man :  L  die  bloße  Eigenpro- 
duktion, 2.  den  Gesiudedienst  und  die  Tage- 
löhnerarbeit, 3.  die  Berufstätigkeit  des  Be- 
amten (wogegen  die  im  freien  Wettbewerb 
aus^ebotenen  persönlichen  Dienste  des  Arztes, 
Rechtsanwalts,  Barbiers  usw.  wohl  G.  ge- 
nannt werden  müssen),  4.  einzelne  Erwerbs- 
haiidlungen  von  Privaten,  5.  die  Tätigkeit 
des  Staates  und  der  Gemeinde,  soweit  sie 
auf  Erfüllung  wesentlicher  Gemeinschafts- 
zwecke gerichtet  ist.  Wohl  aber  werden 
die  Bewirtschaftung  von  Domänen  und  Staats- 1 


forsten,  der  Betrieb  von  Eisenbahnen,  Banken, 
Gasanstalten  usw.  durch  Staat  und  Ge- 
meinde als  staatliche  bez.  kommunale  G. 
bezeichnet. 

Das  G.  in  diesem  Sinne  ist  ein  r e la t  i  v e r 
Begriff:  es  setzt  berufliche  Arbeitsteilung 
und  verkehrsmäßigen  Gütererwerb  voraus. 
Das  G.  im  engeren  Sinne  ist  ein  absoluter 
Begriff;  es  stellt  einen  Abschnitt  der  Produk- 
tion dar,  der  so  alt  ist  wie  die  menschliche 
Wirtschaft  überhaupt,  sich  also  in  der  Ent- 
wickelung des  Menschengeschlechts  einstellt, 
sobald  die  Periode  der  instinktiven  Nahrungs- 
suche überwunden  ist.  Gleichbedeutend  mit 
G.  im  engeren  Sinne  ist  das  Wort  Industrie. 
Ein  durchaus  verwerflicher  Sprachgebrauch 
will  letzteres  auf  den  Großbetrieb  allein  an- 
wenden, während  G.  dem  Kleinbetrieb  vor- 
behalten bleiben  soll. 

Einige  Schwierigkeiten  macht  die  Ab- 
grenzung des  G.  (hier,  wie  weiterhin 
immer,  im  engeren  Sinne)  gegen  die  Ur- 
produktion. Herkömmlich  wird  mit  letzterer 
vielfach  auch  die  erste  rohe  Bearbeitung  der 
gewonnenen  Erzeugnisse  in  dem  gleichen 
Betriebe  vereinigt  Der  Landwirt  besorgt 
das  Dreschen  und  Reinigen  des  Getreides, 
das  Dörren  des  Obstes,  die  Verarbeitung 
der  Tranben  zu  Wein,  der  Kartoffeln  zu 
Spiritus,  der  Milch  zu  Butter  und  Käse,  das 
Rösten,  Brechen  und  Hecheln  des  Flachses, 
oft  auch  noch  das  Spinnen  und  Weben,  und 
nur  da  etwa,  wo  solche  Stoffumwandlung 
eine  eigene,  vom  Hauptbetrieb  räumlich 
getrennte  Betriebs  -  Orranisation  erfordert 
(Branntweinbrennerei ,  Rübenzuckerfabrika- 
tion, Ziegelei)  spricht  man  von  landwirt- 
schaftlichen Nebengewerben.  Die 
Verhüttung  der  Erze  ist  oft  mit  ihrer  Ge- 
winnung zu  einer  Unternehmung  verbun- 
den ;  die  Forstwirtschaft  schließt  gerade  bei 
rationellem  Betriebe  nicht  bloß  die  Fällung 
des  Holzes,  sondern  auch  seine  erste  Bear- 
beitung ein.  Die  Grenzen  können  aber  nach 
dieser  Seite  nur  dem  als  unbestimmt  er- 
scheinen, der  die  beiden  G.begriffe  nicht 
genü^nd  auseinanderhält.  Im  engeren  Sinne 
ist  die  Molkerei  oder  das  Spinnen  in  einem 
landwirtschaftlichen  Betriebe  nicht  weniger 
eine  gewerbliche  Tätigkeit  als  die  gleichen 
Verrichtungen,  wenn  sie  in  selbständigen 
Unternehmungen  ausgeübt  werden.  Anders 
steht  es  mit  der  Gärtnerei  und  gewissen 
Zweigen  niederer  persönlicher  Dienstleistung 
und  Reinigungsarbeit  (Barbiere,  Friseure, 
Bader,  Kaminfeger),  die  nur  deshalb  zu  den 
G.  gerechnet  werden,  weil  sie  mit  der  Masse 
der  selbständi^n  G.zweige  früher  die  zunft- 
mäßige Organisation  geteilt  haben  und  n«>ch 
heute  der  G.ordnung  unterstellt  sind. 

IL  Einteilmig  des  G. 

Das  G.  als  Abschnitt  der  volkswirtseliaft- 
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liehen  Produktion  zerfällt  wieder  infolge  der 
Arbeitsteilung  in  zahlreiche  verschiedenartige 
Zweige,  von  denen  jeder  bei  einiger- 
maßen fortgeschrittener  Wirtschaftsorgani- 
sation ein  berufsmäßig  abgeschlossenes  Ge- 
biet der  Stoffumwandlung  bildet  Jeder 
dieser  besonderen  Produktionszweige  ist  ein 
Gewerbe.  Ihre  Zahl  ist  außerordentlich 
groß,  und  es  zeigt  sich  darum  das  Bedürfnis, 
sie  in  Klassen  und  Ordnungen  übersichtlich 
zusammenzufassen.  Eine  befriedigende  Ein- 
teilung ist  bis  jetzt  nicht  gefunden;  insbe- 
sondere ist  es  nicht  gelungen,  e  i  n  Einteilungs- 
prinzip überall  festzuhalten.  Meist  werden 
technologische  und  ökonomische  Gesichts- 
punkte dabei  vermischt. 

Die  Technologie  teilt  die  G.  ein  nach 
der  Natur  der  zur  Verwendung  gelangenden 
Rohstoffe  und  nach  der  Verschiedenheit  des 
Produktionsverfahrens;  aber  selbst  die  Ver- 
bindimg beider  Gesichtspunkte  reicht  nicht 
völlig  aus.  Karmarsch  z.  B.  unterscheidet 
15  Gruppen,  von  denen  aber  die  beiden 
letzten  wirtschaftlichen  Charakter  haben, 
nämlich:  I.  Herstellung  von  Bewegungs- 
maschinen, IL  Metallbereitun^,  HI.  MetaJl- 
verarbeitung,  IV.  Steinverarbeitung,  V.  Ton- 
verarbeitung, VI  Glasindustrie,  VlI.  Holz- 
verarbeitung, Vni.  Kautschuk  und  Gutta- 
percha, IX.  Bearbeitung  der  Tierhäute,  X. 
Textilindustrie,  XL  Papierindustrie,  XII.  gra- 
phische Künste,  XQI.  chemische  Fabrikation, 
XIV.  Genußmittel  und  verschiedene  Zube- 
reitungen zu  häuslichen  und  gewerblichen 
Zwecken,  XV.  Erleuchtung  und  Heizung. 

DieNatio  nalök  0  n  om  i  e  unterscheidet : 
1.  nach  der  Art  und  Dringlichkeit  der  Be- 
dürfnisse, denen  die  Ö.  dienen,  ordi- 
näre und  L  u  X  u  s  -  G.  Abarten  der  ersteren 
sind  die  Imitations-  und  Surrogat-G. 
Beide  wollen  teuere  Produkte  durch  billigere 
ersetzen.  Die  Surrogierung  richtet  sich  auf 
den  Stoff,  die  Imitation  auf  die  Form  und 
äußere  Erscheinung  der  Produkte.  Vom 
Luxus-G.  ist  die  Kunstindustrie  zu 
unterscheiden.  Die  Luxusindustrie  richtet 
ihr  Absehen  auf  die  Befriedigung  entbehr- 
lich erscheinender  Bedürfnisse.  Die  Kunst- 
industrie legt  auf  ästhetische  Wirkung  das 
Hauptgewicht:  geschmackvolle  Ausführung 
und  Ausstattung  der  Produkte.  —  2.  Nach 
dem  Grade  der  Vollendung,  den  die 
Erzeugnisse  in  einem  Betriebe  erreichen: 
G.zweige  für  Halb-  und  solche  für  G  a  n  z - 
fabrikatiou.  Die  Halbfabrikate  bedtirfen 
noch  der  Weiterbearbeitung;  die  Ganzfabri- 
kate sind  gebrauchsfertig.  —  3.  Nach  der 
Betriebszeit:  a)  Dauer-G.  mit  annähernd 
gleichmäßigem  Betrieb  durch  das  ganze  Jahr, 
b)  Saison-G.  mit  periodisch  verstärktem 
Betrieb  (z.  B.  Weihnachtsindustrie,  Bauge- 
werbe), c)  Kampagneindustrie,  deren  Betrieb 
auf   bestimmte  Jahreszeiten    beschränkt  ist 


(Zucker- j  Cichorien-,  Konaervenfabrikation, 
ßasenbleicherei).  —  4.  Nach  Absatz- 
kreisen imterschied  man  früher:  G.  mit 
(örtlich,  landschaftlich,  national)  besdiränktem 
und  unbeschränktem  (für  den  Weltmarkt 
bestimmtem)  Absatz.  —  Man  könnte  5.  auch 
nach  der  Absatzweise  einteilen  und 
erhielte  dann  3  Gruppen:  1.  G.,  welche  auf 
Stückbestellung  von  Konsumenten  arbeiten 
(Kundenproduktion,  mhd.  frumwerk),  2. 
Markt-G.,  3.  G.,  welche  Waren  fCbr  dee 
Handel  produzieren.  —  6.  Nach  den  Ver- 
wendungs  zw  ecken  ihrer  Produkte  bringt 
EmminghausdieG.infolgende8(Jruppen: 
L  Bau-G.,  IL  Kleidungs-G.,  IIL  Nahrui^G. 
IV.  Herstellung  von  Werkzeugen  und 
Maschinen,  V.  Herstellung  von  Gewerbs-  und 
Hausgeräten,  VI.  Herstellung  von  Medika- 
menten, VII.  Herstellung  industrieller  Hilfe- 
stoffe, Vm.  Herstellung  voa  Hil&mitteln  der 
Volkserziehung. 

Die  den  Zolltarifen,  den  G.steueigesetzen, 
den  Gütertarifen  der  Eisenbahnen,  den  Kata- 
logen der  G.ausstellungen  und  den  Arbeiten 
der  Berufs-  und  G.statistik  zugrunde  gellten 
Klassifikationen  sind  bloße  Notbehelfe.  Am 
meisten  Beifall  hat  sich  das  von  Engel  bei 
Gelegenheit  der  deutschen  G.zählung  von 
1875  zuerst  aufgestellte  und  mit  geringen 
Aenderungen  auch  bei  der  Beru^tatistik 
von  1882  und  1895  angewandte  Schema 
erworben.  Es  unterscheidet  in  der  AbteQune 
„Bergbau  und  Hüttenwesen,  Industrie  und 
Bauwesen*'  15  Gruppen  mit  160  Berufsar- 
ten, von  denen  indessen  einige  der  Urpro- 
duktion zugezählt  werden  müssen.  Die  Be- 
ruf sgruppen  sind:  1.  Bergbau,  Hütten-  und 
Salinenwesen,  Torfgräberei  (nur  zum  Teil 
hierher  gehörig),  U.  Industrie  der  Steine 
und  Erden,  111.  Metallverarbeitung,  IV. 
Maschinen,  Werkzeuge,  Instrumente,  Appa- 
rate, V.  chemische  Industrie,  VI.  forstwirt- 
schaftliche Nebenprodukte ,  Leuchtstoffe, 
Fette,  Oele  und  Firnisse,  Vn.  Textilindustrie, 
Vni.  Panier,  IX.  Leder,  X.  Holz-  imd  Schnitz- 
Stoffe,  jQ.  Nahrungs-  und  Genufimittel, 
Xn.  Bekleidung  und  Keinigung,  XHI.  Bau-G. 
XIV.  polygraphische  G.,  XV.  Künstler 
und  künstlerische  Betriebe  für  gewerbliche 
Zwecke. 

III.  Die  Betriebssysteme. 

Während  die  im  vorigen  Abschnitte  be- 
sprochenen Elassifikationsversuche  in  die  un- 
übersehbare Mannigfaltigkeit  der  G.zweige 
eine  äußere  Ordnung  bringen,  führen  odb 
die  Betriebssysteme  in  das  innere  he^bea 
des  G.  überhaupt  ein.  Sie  stellen  die  wechseln- 
den Organisationsformen  dar,  denen  die 
Stoffumwandlung  im  ganzen  und  in  ihren 
einzelnen  Zweigen  im  Laufe  der  gesdiidxt- 
lichen  Entwickelung  unterworfen  gewesen 
ist.    Sie  zeigen  ebensowohl  die  innere  Ord- 
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nuDg  des  G.betriebes  als  auch  die  Art,  wie 
das  G.  sieh  in  das  Ganze  der  volkswirt- 
schaftlichen Organisation  einfügt  Wir  unter- 
scheiden fünf  solcher  Betriebssysteme: 

1.  das  Hauswerk  (Hausfleiß), 

2.  das  Lohnwerk, 

3.  das  Handwerk  i.  e.  S.  (Preiswerk), 
4  den  Verlag  (Hausindustrie), 
5.  die  Fabrik. 

Indem  wir  an  diese  fünf  Betriebssysteme 
im  folgenden  die  Entwickelung  des  G.  "stufen- 
förmig aufreihen,  gelangen  wir  zu  einer 
schematischen  Darstellung  der  G.geschiehte. 
Aber  die  so  gebildeten  Entwickelungsstufen 
erheben  nicht  den  Anspruch,  das  gewerb- 
liche Leben  ganzer  Völker  und  Zeiten  er- 
schöpfend zu  charakterisieren.  Sie  bezeich- 
nen nur  eine  Stufenfolge  immer  vollkommener 
werdender  Lebensformen,  welche  die  einzel- 
nen Zweige  der  StofFumwandelung  unter 
gegebenen  Verhältnissen  annehmen  und 
annehmen  müssen;  sie  geben  aber  keines- 
wegs die  Gestaltung  der  gesamten  industri- 
ellen Produktion  bestimmter  Epochen  an. 

Sie  sind  darin  mit  den  Ackerbausystemen 
gleichartig.      Wie   die  Dreifelderwirtschaft, 
die  Koppelwirtschaft,  die  Fruchtwechselwirt- 
schaft nur  unter  bestimmten  volkswirtschaft- 
lichen   Voraussetzungen    eintreten    können, 
unter  diesen   aber  auch   nach  den   Unter- 
suchungen V.  Thünens  eintreten  müssen, 
so  ist  es  auch  mit  Haus-.  Lohn-  und  Hand- 
werk, Verlag  und  Fabrik.    Diese  wie  jene! 
bezeichnen  eine  Stufenfolge  der  Intensität, ! 
in  der  wir  dieMenschenarbeit  immer  wirkungs- 
voller   werden    sehen.      In    einem    großen 
Lande  können  in  Ackerbau  und  G.  verschie- 
dene Intensitätsgrade   des   Betriebs   neben- 
einander Platz   finden ;   ja   im    G.   ist   dies  I 
noch  in  höherem  Maße  der  Fall  als  in  der{ 
Landwirtschaft,  weil  die  große  Zahl  der  G.-  , 
zweige  nicht  unter  einheitlichen  teclmischeu  ^ 
und  ökonomischen  Voraussetzungen  steht. 

Aber  es  bestehen  doch  auch  erhebliche 
Unterschiede  zwischen  der  Entwickelung  der 
Landwirtschaft  und  derjenigen  der  Industrie. 
In    der  Landwirtschaft    unterscheidet    sich 
jedes    höhere    BetriebssN-stem    von    jedem 
niederen  dadurch,  daß  es  ein  größeres  Güter- , 
quantum  mit  verhältnismäßig  höheren  Kosten  j 
erzeugt ;  in  der  Industrie  dagegen  nelunen  I 
die  Herstellungskosten  mit  fortschreitender,' 
Betriebsintensität  ab.    Die  Ursache  liegt  in  i 
der  hier  größeren,  dort  geringeren  Ergiebig-  j 
keit  der  späteren  Kapital  Verwendungen.   Der  i 
landwirtschaftliche  Fortschritt  ist  darum  an 
die  Voraussetzung  geknüpt,  daß  die  Preise 
der  Produkte  steigen :  der  industrielle  Fort- 
schritt kann  nur  erfolgen,  wenn  er  mit  einer 
Erniedrigung  der  Preise  verbunden  ist.  Jener 
ist   die  Folge,   dieser   die  Ui-sache   höherer 
Kultur. 


IV.  Die  Entstehung  des  6. 

Eine  weit  verbreitete,  aber  durchaus  un- 
richtige Auffassung  läßt  das  G.  später  ent- 
stehen als  die  ürproduktionszweige  der 
Jagd,  Fischerei,  Landwirtschaft.  Allerdings 
setzt  man,  wenn  man  vorsichtig  sein  will,  hin- 
zu: „als  besondere  Berufs- oder  Erwerbstätig- 
keit*', weiß  aber  dann  sogar  bestimmte  G.- 
zweige  anzugeben,  die  man  für  die  ersten 
hält,  z.  B.  Schmiederei,  Töpferei.  Aber  auch 
in  diesem  Sinne  ist  jene  Meinung  unhaltbar. 
Als  Produktionsabschnitt  ist  das  G.  gewiß 
sogar  älter  als  die  Landwirtschaft.  Denn 
die  früheste  Umformung  von  Stoffen,  in  der 
wir  das  Wesen  des  G.  zu  erblicken  haben, 
schließt  sich  unmittelbar  an  die  okkupato- 
rische  Sammeltätigkeit  der  Urzeit  an.  Wahr- 
scheinlich ist  sie  dadurch  entstanden,  daß 
anfangs  bloß  spielende  Versuche  mit  der 
Zeit  ein  nützliches  Ziel  gewannen.  Um  von 
dem  Sammeln  wildwachsender  Früchte  und 
kleiner  Tiere  zu  Jagd  und  Fischfemg  über- 
zugehen, bedurfte  der  Mensch  Waffen  und 
Fanggeräte,  die  er  durch  Adaptierung  von 
Naturstoffen  erzeugte  und  bald  auch  ge- 
brauchen lernte;  der  primitivste  Ackerbau 
setzt  ein  Instrument  (Grabholz  oder  Hacke) 
voraus,  um  den  Boden  aufzulockern;  die 
Handmühle  in  Form  des  Reibsteins  findet 
sich  schon  bei  Völkern,  welche  wohl  wild- 
wachsende Sämereien  sammeln,  aber  sie  nicht 
anbauen. 

So  reichen  die  Wiu-zeln  des  G.  bis  in 
die  Urzeit  zurück,  und  wenn  wir  uns  nach 
den  Beobachtungen  bei  den  heutigen  Natur- 
völkern ein  Bild  seiner  ersten  Entwickelungs- 
stufen machen  wollen,  so  fällt  uns  der  lang- 
same Fortschritt  der  Technik  gegenüber 
einer  oft  bewundernswerten  Ausbildung  der 
Arbeitsgeschickliehkeit  auf.  Ihre  Werkzeuge 
sind  meist  nur  einfache  Naturgegenstände: 
Steine,  Tierknochen,  Muscheln,  zugespitzte 
Hölzer.  Unsere  gewöhnlichsten  kraftersparen- 
deu  Hilfsmittel,  wie  Keil,  Hebel,  Zange, 
Schraube,  kennen  sie  nicht.  Die  Bearbei- 
tung der  Metalle  ist  den  Urbewohnem 
Amerikas,  Australiens,  Melanesiens  und 
Polynesiens  vor  dem  Eintreffen  der  Euro- 
päer unbekannt;  nur  den  Negern  ist  sie 
seit  langer  Zeit  geläufig,  ohne  jedoch  tiefere 
Einwirkungen  auf  ihre  wirtschaftliche  Ent- 
wickelung geübt  zu  haben. 

Fast  jedes  Naturvolk  bevorzugt,  je  nach 
den  Naturgaben  seines  Gebiets,  einen  be- 
stimmten Rohstoff  und  eine  besondere  Art 
der  Technik :  bald  die  Flechtkunst,  bald  die 
Töpferei,  Ijald  die  Holzbearbeitung.  Bei  den 
Völkern  lieißer  Länder  spielen  die  vegeta- 
bilischen Faserstoffe  eine  utiivei-selle  Rolle 
in  der  Wirtseliaft.  Sie  stellen  aus  ihnen 
ebensowohl  die  Wände  des  Hauses  als 
Kleiderstoffe    als   auch    mancherlei   Geräte 
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und  Gefäße  her,  selbst  solche,  in  denen 
Flüssigkeilen  aufbewahrt  werden  können. 
Bei  manchen  Völkern  Asiens  findet  der 
Töpferton  eine  ähnliche  vielseitige  Verwen- 
dung. Bei  den  slavischen  Stämmen  tritt 
das  Holz  an  diese  Stelle:  aus  ihm  werden 
Häuser  gezimmert,  Wa^n  und  Schlitten, 
Pflüge  und  andere  landwirtschaftliche  Geräte 
angefertigt,  ohne  daß  auch  nur  das  kleinste 
Stückchen  Eisen  gebraucht  würde,  Teller 
und  Löffel,  Schüsseln  und  Fässer,  Schlösser 
und  Schlüssel,  WsdTen  und  Götterbilder  her- 
gestellt. Bei  den  Jäger-  und  Nomaden- 
völkern der  nördlichen  Länder  spielen  die 
Produkte  der  Viehzucht,  namenthch  Häute, 
Wolle  (Filz),  Sehnen  und  Knochen,  bei  den 
Südseeinsulanern  Muscheln,  bei  den  Ost- 
asiaten das  Bambusrohr,  bei  vielen  Afrikanern 
Fruchtschalen,  Blätter  und  Fasern  des  Palm- 
baumes die  Rolle  des  universellen  gewerb- 
lichen Rohstoffs-  Komplizierte  Arbeitspro- 
zesse sind  nicht  selten;  die  Unvollkommen- 
heit  der  Technik  erzwingt  mancheriei  Um- 
wege. Die  Ausgestaltung  der  Produkte 
zeigt  überall,  wo  es  nur  möglich  ist,  künst- 
lerische Momente,  entsprechend  dem  spielen- 
den, bildnerischen  Chaxakter  der  ältesten 
Stoffbearbeitung  überhaupt 

Stoffgewinnung  und  Stoffumwandlung 
werden  von  dergleichen  Person  vorgenommen. 
Es  gibt  also  noch  keine  Produktionsteilung. 
Aber  nicht  jede  Art  der  Produktion  wird 
von  jeder  Person  verstanden  und  geübt. 
Vielmehr  besteht  eine  scharfe  Trennung  der 
wirtschaftlichen  Funktionen  nach  Geschlech- 
tem, dergestalt,  daß  jedes  Geschlecht  einen 
bestimmten  Teil  der  Produktion  für  sich 
hat :  die  Frau  alles,  was  mit  der  Gewinnung 
und  Zubereitung  von  Pflanzenstoffen  zu- 
sammenhängt, der  Mann  die  Jagd,  den  Fisch- 
fang, die  Viehzucht,  die  Herstellung  der 
Waffen  und  Geräte  für  diese  Tätigkeiten, 
die  Bearbeitung  der  Tierknochen  und  Häute, 
meist  auch  das  Braten  des  Fleisches.  Der 
Frau  liegt  demgemäß  das  Mahlen  des  Ge- 
ti'eides  ob,  das  sie  im  Hackbau  gewinnt, 
aber  auch  das  Formen  und  Brennen  der 
irdenen  Kochtöpfe,  weil  sie  bei  der  Zuberei- 
tung der  Pflanzenkost  nötig  sind.  Nur  das 
Spinnen,  "Weben  und  Flechten  ist  bei  dem 
einen  Stamme  diesem,  beim  anderen  jenem 
Geschlechte  zugewiesen.  Immer  aber  ist  die 
Trennung  der  Tätigkeitsgebiete  von  Mann 
und  Weib  durch  die  Sitte  so  befestigt,  daß 
die  beiderseitigen  Wirtschaftsfimktionen,  die 
sich  von  der  Produktion  in  die  Konsumtion 
hinein  fortsetzen,  wie  eine  Art  sekundärer 
Geschlechtsmerkmale  erscheinen. 

Das  wesentlichste  für  unsere  Betrachtung 
ist,  daß  der  Frau  anfänglich  der  größte 
Teil  der  gewerblichen  Produktion,  wie  der 
Produktion  überhaupt,  zufällt  und  daß  die 
fernere  Entwickelung  für  sie  darin  besteht, 


sie  allmählich  dieser  Aufgaben  zu  entlasten, 
bis  sie  schließlich  auf  die  R^elung  der 
Konsumtion  und  die  damit  zusammenhäiigen- 
den  letzten  Herrichtungsarbeiten  beschränkt 
wird.  Dieser  Loslösungsprozeß,  in  welchem 
sich  die  gewerblichen  Funktionen  der  Haus- 
wirtschaft allmählich  zu  Berufen  verselb- 
ständigen, macht  einen  großen  Teil  der  G.- 
geschichte  aus.  Am  vdlständigsten  ist  er 
bei  den  Kulturvölkern  Europas  zu  über- 
blicken, die  wir  bei  der  folgenden  Betrach- 
tung der  einzelnen  gewerblichen  Betriebs- 
systeme vorzugsweise  im  Auge  behalten. 

V.  Das  Hanswerk. 

Hauswerk  ist  gewerbliche  Be- 
arbeitung selbsterzeugter  Roh- 
stoffe für  den  Hausbedarf.  Der  Aus- 
druck „Haus'^  ist  hier  im  weitesten  Sinne 
zu  verstehen  als  der  Mittelpunkt  jeder 
familienhaft  wirtschaftenden  Gemeinschaft 
und  diese  Gemeinschaft  selbst  Er  ist  also 
auch  auf  Völker  auszudehnen,  welche  keine 
festen  Wohnsitze  haben,  sobald  sie  nur  in 
ihrer  Bedürfnisbefriedigimg  über  die  Stufe 
des  Tieres  hinausgekommen  sind  und  für 
sie  eine  gewisse  Vorsorge  betätigen.  Denn 
eine  solche  bedingt  notwendig  den  Zusammen- 
schluß der  Blutsverwandten  zu  einer  dauern- 
den Lebensgemeinschaft,  und  dieser  findet 
eben  in  der  gemeinsamen  Schutz-  und  Hege- 
stätte, dem  Hause,  ihren  deutlichsten  Aus- 
druck, mag  dieses  Haus  auch  nur  eine  Hütte 
aus  Palm  blättern  oder  ein  Zelt  aus  Tier- 
häuten sein.  Hauswerk  müssen  wir  darum 
jede  gewerbliche  Produktion  für  den  Eigen- 
bedarf nennen,  einerlei  ob  sie  bei  sog.  Jäger-, 
Fischer-  und  Nomadenvölkem  oder  bei 
Ackerbauvölkem  sich  findet  Es  ist  über- 
haupt nicht  an  eine  bestimmte  Entwickelungs- 
stufe  gebunden.  Aber  es  gibt  doch  eine 
Zeit,  in  der  das  Haus  werk  ausschließlich  in 
der  Produktion  herrscht,  und  eine  andere, 
in  der  es  vorherrscht.  Beide  fallen  zu- 
sammen mit  der  Wirtschaftsstufe  der  ge- 
schlossenen Hauswirtschaft. 

In  seiner  ursprünglichsten  und  reinsten 
Gestalt  setzt  das  Hauswerk  voraus,  daß 
kein  Tausch  besteht,  sondern  daß  jede  Einzel- 
wirtschaft alle  Bedürfnisse  ihrer  Angehörigen 
durch  eigene  Arbeit  befriedigt.  Es  gibt 
mancherlei  technische  Kunstfertigkeit:  aber 
keine  ist  noch  zum  besonderen  Lebensberofe 
geworden,  sondern  jede  wird  von  jedem 
nach  Maßgabe  des  Hausbedarfs  ausgeübt 
Wie  alles  Individuelle  im  Menschen,  so  ist 
auch  individuelles  technisches  Geschick  und 
individuelle  Lebensaufgabe  in  der  Produk- 
tion erst  das  Ergebnis  einer  Jahrtausende 
alten  geschichtlicnen  Entwickelung.  Die 
einzige  wirtschaftlich-technische  DiflTeren- 
zienmg  der  Menschen  knüpft  sich  an  den 
natürlichen  unterschied  der  Geschlechter. 
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Solange  das  Haus  bloß  für  den  eigenen  1 
Bedarf  produziert^  gibt  es  kein  Kapi^  im 
Sinne  eines  Gütervorrats,  der  als  solcher 
seinem  Eigentümer  ziun  Mittel  des  Erwerbs 
wird.  Das  Haus  hat  nur  Gebrauchsvermögen 
auf  verschiedenen  Stufen  der  Genußreife: 
Korn,  Mehl  und  Brot,  Wolle,  Garn,  Gewebe 
und  Kleider,  Häute,  Leder  und  Schuhe;  es 
hat  auch  stehende  Hilfsmittel  der  Produk- 
tion: die  Handmühle,  den  Backofen,  die 
Spindel,  den  Webstuhl;  aber  alle  diese  Dinge 
dieneu  nur  dem  eigenen  Bedarf  und  werden 
nur  nach  Maßgabe  dieses  Bedarfs  und  in 
engster  Anpassung  an  denselben  erzeugt. 
Die  Hilfsmittel  der  Produktion,  mögen  sie 
Geräte  oder  Werkzeuge,  Rohstoffe  oder 
Halbfabrikate  sein,  finden  ihren  einzigeu 
Endzweck  in  der  Konsumtion  der  Hausge- 
nossen. Spindel  und  Webstuhl,  Axt  und 
EÜEunmer  sind  Hausgeräte  wie  Bett  und 
Tisch;  Korn  und  Mehl,  Garn  und  Leinen- 
tuch sind  Hausvorräte  wie  Brot  und  Wein, 
Hemd  und  Hock. 

Diese  Richtung  auf  den  eigenen  Konsum 
gibt  jedem  Produkt  eine  gewisse  Eigenart 
je  nach  den  Kräften,  über  die  das  Haus 
verfügt,  nach  den  Bedürfnissen,  die  in  ihm 
walten.  Das  Interesse  des  Produzenten  an 
dem  Werk  seiner  Hände  erlischt  nicht  mit 
seiner  Vollendung;  denn  er  genießt  selbst 
die  Frucht  seiner  Anstrengung,  erfreut  sich 
der  Ehre,  die  ein  wohlgelungenes  Werk 
seinem  Verfertiger  einbringt,  fortgesetzt  als 
dessen  Besitzer  und  Gebraucher,  empfindet 
pei-sönlich  den  Schaden  und  Spott  des  Miß- 
lingens  und  hört  erst  auf,  sich  mit  ihm  zu 
befassen,  wenn  es  im  Konsum  zerstört  ist. 
Die  Hausgenossen  betätigen  darum  an  jedem 
Stück,  das  sie  erzeugen,  ihr  bestes  Können ; 
es  kommt  zur  Ausbildung  volkstümlicher 
Stilmuster,  in  welchen  das  tiefiunerliche 
Interesse  der  Menschen  für  ihre  Arbeit  zu- 
sammen mit  der  rührenden  Unbeholfenheit 
der  Technik  in  oft  überraschender  Weise 
zum  Ausdruck  gelangt. 

Eine  reichere  Entwickelung  findet  das 
Hauswerk  unter  der  Sippen  Verfassung, 
welche  dem  Hause  die  Möglichkeit  bietet, 
durch  Arbeitsgemein scliaft  imd  Arbeitstei- 
lung auch  schwerere  technische  Aufgaben 
zu  lösen.  Wo  sie  versagt,  tritt  oft  eine 
künstliche  Erweiterung  des  Hauses  durch 
Adoption  oder  durch  Aufnahme  von  Sklaven 
oder  Hörigen  ein.  In  der  Sklaven  Wirt- 
schaft entsteht  aus  dem  Bedürfnis,  für 
jeden  Unfreien  einen  besonderen  Pflichten- 
kreis zu  schaffen,  für  den  er  verantwortlicli 
in  Anspruch  genommen  werden  kann,  eine 
vielseitige  Spezialisierung  der  Arbeit,  die 
der  Ausbildung  technischer  Geschicklichkeit 
förderlich  ist  und  die  Berufsbildung  vor- 
bereitet Schon  bei  den  alten  Griechen  finden 
wir  die  Sitte,   Sklaven   für  die  Ausübung 


einer  bestimmten  gewerblichen  Technik  ab- 
zurichten, und  in  den  gix)ßen  Hauswirtschaften 
der  Römer  vereinigen  sich  industrielle  Ar- 
beiter von  niancherlei  Art  Karls  d.  Gr. 
Capitulare  de  viUis  schreibt  im  einzelnen 
vor,  welcherlei  Arten  von  unfreien  Arbeitern 
auf  den  kaiserlichen  Gütern  gehalten  werden 
sollen  (Schmiede,  Gold-  und  Silberarbeiter, 
Schuhmacher,Drechsler,  Zimmerleute,  Schild- 
macher, Fischer,  Vogelsteller,  Seifensieder, 
Metbrauer,  Bäcker  und  Netzstricker),  imd 
eine  ähnliche  Arbeitsteilung  findet  unter  den 
hörigen  Hintersassen  der  Fronhöfe  statt. 
So  erlangt  hier  .das  Hausw^erk  eine  reiche 
Gliederung,  die  dem  Grundherrn  eine  ver- 
hältnismäßig vielseitigeBedürf  nisbefriedigung 
gestattet 

VI.  Die  zweite  Stufe  des  Hanswerks. 

Das  Hauswerk  braucht  nicht  reine  Be- 
darfsproduktion zu  bleiben;  es  kann  auch 
unter  Fortdauer  der  geschlossenen  Haus- 
wirtschaft Güter  für  den  Markt  eraeugen, 
wenn  die  Wirtschaft  des  Austausches  mit 
fremden  Wirtschaften  bedarf.  Das  Hauswerk 
hat  dann  das  notwendige  Tauschgut  zu  liefern^ 
und  dieses  wird  naturgemäß  ein  Produkt 
sein,  welches  die  Wirtschaften,  deren  Er- 
zeugnisse man  zur  Ergänzung  der  Eigen- 
produktion bedarf,  nicht  selbst  hervorbringen. 
So  pflegt  bei  den  Naturvölkern  ein  Zweig 
des  Hauswerks,  für  den  die  Produktions- 
bedingungen in  einem  Gebiete  günstig  liegen, 
von  aJlen  Familien  eines  Stammes  beson- 
ders gepflegt  zu  werden.  Bald  ist  es  die 
Erzeugung  von  Salz  oder  Palmwein  oder 
getrocknetem  Fleisch,  bald  die  Herstellung 
von  Tongeschirr,  Matten,  Geweben,  eisernen 
Hacken  oder  LÄUzenspitzen.  Noch  immer 
herrscht  die  Tendenz,  alle  Bedürfnisse,  deren 
Befriedigung  dieNaturbedingimgen  gestatten, 
auch  durch  eigene  Arbeit  zu  decken,  iind 
insofern  besteht  die  geschlossene  Hauswirt- 
schaft weiter.  Nur  das  im  üeberflusse  er- 
zeugte Stammesprodukt  wird  auf  den  Markt 
gebracht,  um  von  fremden  Stämmen  dafür 
diejenigen  Erzeugnisse  einzutauschen,  die 
im  eigenen  Gebiete  gar  nicht  oder  doch 
nicht  gleich  gut  und  kunstvoll  erzeugt  werden 
können.  Ist  ein  solches  Stammesprodukt 
eine  in  weiten  Kreisen  gesuchte  Ware,  so 
wird  es  für  die  Stämme,  welche  es  entbehren, 
zum  Gelde  (Salz,  Kupferbarren,  eiserne 
Spaten,  Tontassen,  Matten,  Gewebe  usw\). 
Kommt  ein  Stamm  unter  fremde  Botmäßig- 
keit, so  wird  der  Tribut  in  dem  Stammes- 
proaukte  festgesetzt. 

Dieser  einseitigen  Fortbildung  der  ge- 
schlossenen Hauswirtschaft  ist  die  große 
Rolle  zu  verdanken,  welche  der  Markt  bei 
den  meisten  Naturvölkern  und  auch  in  der 
Frühzeit  der  europäischen  Kulturvölker 
spielt.    Im  Altertum  führte  sie  stellenweise 
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dazu,  daß  einzelae  reiche  Herren  durch 
ganze  Sklaventnippen  ein  bestimmtes  Indu- 
strieprodukt erzeugen  lassen.  Im  Mittelalter 
sehen  wir  die  bäuerliche  Bevölkerung  in 
vielen  Teilen  Deutschlands  ihr  Leinentuch 
auf  den  städtischen  Märkten  und  Messen 
absetzen,  und  noch  im  18.  Jahrh.  hat  man 
staatliche  Einrichtungen  getroffen,  um  die 
Hausleinwand  auch  exportfähig  zu  machen 
(Linnenleggen).  Bei  den  Südslaven  bieten 
noch  jetzt  auf  den  städtischen  Wochen  markten 
die  Bauemweiber  ihre  selbstgefertigten  Ge- 
webe und  Stickereien,  die  Männer  ihre 
Hoizwaren  aus.  Nötigenfalls  greift  man 
zum  Hausiervertrieb,  wie  die  bäuerlichen 
Töpfer  in  Galizien  und  Ungarn.  Nament- 
lich wenn  der  Grundbesitz  sich  zersplittert 
und  zum  unterhalte  einer  Familie  nicht 
mehr  ausreicht,  verlegt  sich  ein  Teil  der 
ländlichen  Bevölkerung  auf  einen  besonderen 
Zweig  des  Hausfleißes  imd  treibt  planmäßig 
üeberschußproduktion  in  derselben  Weise, 
wie  andere  Milch  oder  Obst  oder  Gemüse 
für  den  Markt  erzeugen.  Der  nötige  Roh- 
stoff wird  anfangs  noch  auf  dem  eigenen 
Felde  oder  aus  dem  Gemeindewalde  ge- 
wonnen;  später  wird  auch  wohl  zugekauft. 

Wie  man  zu  dieser  einseitigen  Fortbil- 
dung gelangte,  ist  leicht  zu  verstehen,  wenn 
man  bedenkt,  daß  das  System  der  geschlosse- 
nen Hauswirtschaft,  wenn  es  die  Versorgung 
des  Hauses  nachhaltig  sicherstellen  soll,  an 
und  für  sich  eine  fortgesetzte  üeberschuß- 
produktion bedingt.  Vorräte  jeder  Art 
(Nahrungsmittel,  Kleider,  Waffen,  Geräte) 
müssen  gehalten  werden;  auf  ihnen  beruht 
der  Reichtum  und  die  Ehre  des  Hauses; 
von  ihnen  spendet  der  Wirt  seinen  Gästen 
(Homer,  Nibelungenlied);  sie  mag  er  auch 
benutzen,  um  Lücken,  die  sich  an  einzelnen 
Stellen  der  Wirtschaft  eingestellt  haben, 
durch  Tausch  mit  anderen  Wirtschaften 
auszufüllen.  Mit  der  Zeit  vermehren  sich 
solche  Fälle,  und  schließlich  richtet  man 
sich  darauf  ein,  ein  Produkt,  das  man  unter 
besonders  günstigen  Verhältnissen  erzeugt, 
regelmäßig  auch  für  den  Austausch  herzu- 
stellen, zumal  wenn  man  auf  diesem  Wege 
andere  begehrte,  aber  bisher  unerlangbare 
Güter  in  seinen  Bedürfniskreis  aufnehmen 
kann.  Es  entstehen  einseitige  Wirtschaften, 
mit  dauernd  lückenhafter  Güterversorgung, 
und  damit  ist  der  Anstoß  zu  einer  folgen- 
reichen Weiterentwickelung  gegeben,  die 
auf  gesellschaftliche  Arbeitsteilung  hinaus- 
läuft. 

Immer  aber  bleibt  bis  auf  die  höchsten 
Kulturstufen  hinauf  ein  Teil  der  Stoflfum- 
wandlung  mit  der  Stoffgewinnung  verbunden, 
und  insofern  die  letztere  für  den  eigenen 
Bedfirf  erfolgt,  ist  die  erstere  fortgesetzt  als 
Hauswerk  zu  cliarakterisieren.  So  dauern 
bis  auf  die  Gegenwart  in  unseren  Bauern- 


wirtschaften zahlreiche  Elemente  des  Haus- 
werks fort,  und  ihr  allmähliches  Absterben' 
ruft  Defekte  in  der  Arbeitsökonomie  dieser 
Gemeinschaften  hervor,  die  sehr  schmerz- 
lich empfunden  werden.  Seit  nicht  mehr 
im  Hause  gebacken  und  gesponnen  wird, 
hat  die  Gesindehaltung  entschieden  abge- 
nommen, weil  man  die  Mägde  im  Winter 
nicht  mehr  genügend  zu  beschäftigen  weiß. 
Die  Unterschiede  des  Arbeitsbedarfe  in  den 
verschiedenen  Jahreszeiten  sind  größer  ge- 
worden. Auch  in  den  städtischen  Haus- 
haltimgen  hat  sich  in  dem  Maße,  als  diese 
sich  mehr  auf  das  engere  Gebiet  der  Kon- 
sumtion beschränkten,  der  Bereich  der  Frauen- 
arbeit verengert,  und  dies  trägt  sehr  zu 
den  üebelständen  bei,  denen  die  sogen.  Frauen- 
erwerbsfrage entsprungen  ist. 

VII.  Das  Lohnwerk. 

Sobald  einmal  die  zweite  Stufe  des  Haus- 
werks erreicht  ist,  und  die  Einzelwirtschaft 
regelmäßig  Ueberschüsse  an  bestimmten 
Gütern  erzeugt,  also  Tauschobjekte  erlangt, 
hat  sie  damit  auch  ein  Mittel,  sich  fremde 
Arbeit  dienstbar  zu  machen.  Es  kann  dies 
mittelbar  geschehen,  d.  h.  so,  daß  für  ein 
Hauswerksprodukt  andere  Hauswerksproduk- 
te eingetauscht  werden;  es  kann  aber  auch 
unmittelbar  geschehen,  so  daß  man  sich 
fremde  Arbeit  dienstbar  macht  und  durch 
sie  selbstgewonnene  Rohstoffe  umformen 
läßt  Im  letzteren  Falle  entsteht  ein  neues 
gewerbliches  Betriebssystem :  das  Lohnweik. 

Lohnwerk  ist  gewerbliche  Be- 
rufsarbeit, bei  welcher  der  Roh- 
stoff dem  Kunden,  das  Werkzeug 
dem  Arbeiter  gehört.  Seine  Entstehung 
aus  der  geschlossenen  Hauswirtschaft  gründet 
sich  auf  das  Unvermögen  der  letzteren,  die 
Umformung  der  selbsterzeugten  Rohstoffe  im 
eigenen  Betrieb  zu  vollziehen.  Dieses  Un- 
vermögen kann  eine  doppelte  Ursache  haben : 
entweder  fehlen  dem  Wirte  die  nötigen  Ar- 
beitskräfte, oder  er  entbehrt  gewisse  stehende 
Produktionsmittel  (Mühle,  Backofen,  Web- 
stuhl); andere  Wirtschaften  dagegen  haben 
diese  Arbeitskräfte,  bez.  Produktionsmittel 
ohne  sie  für  den  eigenen  Bedarf  voUkonmien 
ausnutzen  zu  können.  Hier  hilft  man  sich 
zunächst  durch  gegenseitiges  Leihen  von 
Arbeitskräften  und  Produktionsmitteln ;  später 
nimmt  man  in  dem  einen  Falle  fremde  Ar- 
beiter zeitweise  gegen  Kost  und  Taglohn  ins 
Haus,  um  sie  die  nötigen  Umformungsarbeiten 
vollziehen  zu  lassen;  im  anderen  Falle  gibt 
man  den  Rohstoff  hinaus  an  den  Eigentümer 
der  Mühle,  des  Backofens,  des  Webstuhls, 
um  von  diesem  die  Arbeit  gegen  Stücklohn 
verrichten  zu  lassen. 

Auf  diese  Weise  entstehen  zweiFormen 
des  Lohn  Werks:  die  Stör  und  das  Heimwerk. 
Stör    ist    Lohnwerk,     welches     im 
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Hanse  des  Auftraggebers  ausgeübt 
wird;  Heimwerk  ist  Lohnwerk,  wel- 
ches außerhalb  des  Eundenhauses 
in  der  Werkstätte  des  G.treibenden 
sich  vollzieht.  Als  Beispiel  der  Stör- 
arbeit mag  das  Arbeiten  von  Sattlern, 
Polsterern,  Schneidern  und  Schneiderinnen 
in  Kundenhäusem  angeführt  sein,  als  Bei- 
spiel des  Heimwerks  die  Lohnmüllerei  und 
Lohnbäckerei  auf  dem  Lande.  Anfangs  pflegt 
beim  Heimwerk  der  Kunde  bloß  die  fremde 
Betriebsanlage  gegen  Mietzins  in  Anspruch 
zu  nehmen  (noch  heute  bei  Backöfen,  Wasch- 
mangen), während  er  selbst  mit  seinen  Leuten 
die  dabei  nötige  Arbeit  verrichtet.  Aehnlich 
ist  bei  der  Stör  der  ins  Haus  gerufene  Fremde 
anfangs  bloß  ein  erfahrener  Nachbar,  der  die 
Hausgenossen  bei  einer  ihnen  ungewohnten 
Arbeit  berät,  wie  noch  heute  in  einem  töchter- 
reichen Hause  die  Schneiderin  bloß  das  Zu- 
schneiden und  die  Leitung  der  Arbeit  be- 
sorgt, welche  die  Hausaneehörigen  mit  Nadel 
und  Nähmaschine  verrichten. 

Die  En  ts  t  ehu  ng  des  Lohnwerks  erklärt 
sich  am  einfachsten  aus  der  unfreien  Arbeits- 
verfadsung  (Sklavenvermietung  bei  Griechen 
und  Römern,  Freilassung  mit  der  Verpflich- 
tung zu  zeitweisen  Dienstleistungen  im 
Herrenhause  —  im  Mittelalter  Belastung  von 
Frouhuben  mit  einer  aus  bestimmten  (}.pro- 
dukten  bestehenden  Zinsleistung  oder  mit  der 
Verpflichtung  zu  gewerblichen  Dienstleistun- 
gen auf  dem  Hofe,  zur  Anfertigung  von  Ge- 
weben de  dominico  lino,  de  dominica  lana 
etc.).  Wo  solche  Verhältnisse  nicht  be- 
standen, scheint  das  Lohn  werk  infolge  der 
Auflösung  der  alten  Großfamilie  und  der 
wachsenden  Ungleichheit  des  Gnindbesitzes 
sich  gebildet  zu  haben.  Schon  in  babylo- 
nischen Tempelrechnungen  des  6.  Jahrh.  v. 
Chr.  ist  es  bezeugt ;  wir  finden  es  ferner  im 
alten  Aegypten,  bei  Homer  und  durch  das 
ganze  griechische  Altertum ;  seine  Verbreitung 
in  der  römischen  Welt  beweisen  die  zahl- 
reichen Lohntaxen  des  Diokletianischen 
Edikts  vom  Jahre  301,  in  welchem  es  ge- 
radezu, wenn  man  von  der  Lederverarbeitung 
absieht,  als  die  herrschende  Betriebsform  er- 
scheint. In  großer  Ausdehnung  ist  es  unter 
den  Handwerkern  der  mittelalterlichen  Städte 
nachzuweisen.  Noch  heilte  kommt  es  in  den 
Gebirgsgegenden  Deutschlands  vielfach  vor ; 
in  größerer  Ausdehnung  aber  dauert  es  fort 
bei  den  Nordgermanen,  den  Russen,  den 
Südslaven;  femer  findet  es  sich  in  den 
Balkanländem ,  der  asiatischen  Türkei,  in 
Persien,  China,  Japan,  Indien,  Marokko  und 
dem  Sudan. 

Die  Struktur  der  Volkswirtschaft,  in  der 
das  Lohnwerk  entsteht,  ist  noch  eine  wesent- 
lich agrarische.  Jede  selbständige  Wirt- 
schaft beruht  noch  auf  dem  Boden,  den  sie 
bebaut  und  aus  dem  sie  alles  gewinnt,  was 

Wörterbuch  der  Volkswirtschaft.    II.  Aafl.    Bd  I. 


zur  Existenz  und  zum  Wohlbefinden  ihrer 
Mitglieder  notwendig  ist.  Aber  neben  den 
selbständigen  gibt  es  bereits  abhängige  Wirt- 
schaften, welche  in  der  Klientel  jener  stehen 
und  aus  ihren  Vorräten  ein  abgeleitetes  an- 
kommen beziehen.  Es  sind  das  eben  die 
Wirtschaften  der  Lohn  werker,  imd  diese 
selbst  bilden  einen  Arbeiterstand,  der  den 
gnmdbesitzendeu  Wirtschaften  für  ihren 
Hausbedarf  zu  Diensten  steht  und  sich  da- 
durch von  dem  modernen  Lohnarbeiterstande 
unterscheidet,  der  an  Unternehmer  seine 
Arbeit  verkauft. 

Dieses  System  temporär  wechselnder 
Dienstbarkeit'  gibt  dem  Lohnwerkerstande 
eine  eigentümliche  sozialrechtliche 
Stellung,  die  am  besten  mit  derjenigen 
des  Beamten  verglichen  werden  kann.  Wie 
im  indischen  Dorfe  noch  heute  der  Schmied, 
der  Schuhmacher,  der  Sattler,  der  Töpfer 
gleich  dem  Wächter  und  Brahminen  als 
Dorfbeamte  angesehen  werden,  so  bezeichnen 
die  homerischen  Gedichte  den  Tcxro^r,  x*^^^» 

oxt^tOTOfios  und  xeoafitii  als  dr^fttovoy'oi,  ebcnSO 

¥rie  den  Herold,  den  Seher,  den  Arzt  und 
den  Sänger.  In  beiden  f^len  handelt  es 
sich  nachweislich  um  Lohnwerker,  und  zwar 
um  Störer.  Auch  das  mittelalterliche  Zunft- 
recht, welches  den  Handwerken  Amts- 
charakter verleiht,  weist  in  seinen  Grund- 

i  bestimmungen    auf    dieses    Betriebssystem 

I  zurück. 

Eine  besonders  interessante  Ausgestaltung 
findet  diese  Auffassung  bei  den  Heimwerkern, 
welche  einer  kostspieligen  Betriebsanla^e 
(Mühle,  Backofen,  Kelter)  bedtlrfen,  die  em 
Privater  für  sich  weder  herstellen  noch  aus- 
nutzen könnte.  Hier  bilden  sich  die  Bann- 
und  Zwangsrechte,  indem  vom  Her- 
steller der  Anlage  (Gemeinde,  Gnmdherr) 
die  Einwohner  einer  Ortschaft  ein  Recht  zu 
deren  Benutzung  nur  gegen  die  Verpflichtung 
erwerben,  für  ihren  Bedarf  sich  dieser  und 
keiner  anderen  Anlage  zu  bedienen.  Das 
Entgelt  besteht  in  einer  ein  für  allemal 
festgesetzten  Naturaltaxe  oder  Geldgebühr, 
ursprünglich  leistet  der  Kunde  die  Arbeit 
in  der  Mühle,  am  Backofen  usw.  selbst  oder 
leistet  wenigstens  Beihilfe.  Daß  später,  als 
diese  Arbeit  an  den  Betriebsinhaber  überge- 
gangen war,  diese  Einrichtungen  nur  von  der 
Seite  des  belastenden  Monopols  angesehen 
worden  sind,  darf  über  ihren  ursprünghchen 
Charakter  nicht  täuschen. 

Auf  der  Stufe  des  Lohnwerks  leitet  der 
Konsument  den  ganzen  Produktionsprozeß 
und  sichert  sich  dadiuch,  wenn  auch  nicht 
im  gleichen  Maße  wie  beim  Haiiswerk, 
Ani)assung  der  Gütererzeugung  an  den  Be- 
darf. Al»er  das  System  sichert  nicht  el)enso 
die  rasche  und  "rechtzeitige  Befriedigung 
der  Bedürfnisse.  Dazu  kommt  bei  der  Stör 
die   Unbequemlichkeit  der  Bewirtung  und 
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Beherbergung  des  G.treibenden,  beim  Heim- 
werk die  Gefahr  der  Materialunterschlagimg 
(vgl.  die  „Unehrlichkeit''  der  Müller  und 
Leineweber).  Der  Lohnwerker  hat  bald 
üeberfluß,  bald  Mangel  an  BeschAftigung. 
Dies  veranlaßt  ihn  zunächst,  in  seiner  &eien 
2^it  aus  eigenem  Material  für  den  Markt 
zu  produzieren;  bald  liefert  er  auch  für 
seine  regelmäßigen  Kunden  den  Rohstoff, 
und  damit  ist  der  üebergang  zum  folgenden 
Betriebssystem  vollzogen,  der  in  Deutschland 
durch  das  Eingreifen  der  Zünfte  wesentlich 
beschleunigt  wird. 

VIII.  Das  Handwerk  (Preiswerk). 

Handwerk  ist  dasjenige  gewerb- 
liche Betriebssystem,  bei  welchem 
der  Produzent  als  Eigen  tum  er  sämt- 
licher Betriebsmittel  Tauschwerte 
für  nicht  seinem  Haushalte  ange- 
hörige  Konsumenten  erzeugt.  Das 
Wesentliche  ist  die  unmittelbare  Beziehung 
zu  den  Konsumenten  (Kundenproduk- 
tion). Aus  dieser  erklärt  sich  alles,  was 
sonst  zur  Charakterisierung  des  Handwerks 
angeführt  zu  werden  pflegt  (geringer  üm- 
feng  des  Betriebs,  aufsteigende  Personen- 
gliederung  der  Arbeiter,  örtliche  Begren- 
zung des  Absatzes  usw.).  Um  den  Gegen- 
satz gegen  das  Lohn  werk  zu  bezeichnen, 
würde  man  diese  Betriebsweise  besser 
Preiswerk  nennen.  Denn  der  Handwerker 
unterscheidet  sich  vom  Lohnwerker  nur 
dadurch,  daß  er  im  Besitze  sämtlicher  Pro- 
duktionsmittel ist  und  daß  er  das  aus  eigenem 
Stoff  und  mit  eigener  Arbeit  gefertigte  Pro- 
dukt um  einen  bestimmten  Preis  verkauft, 
während  der  Lohnwerker  bloß  Vergütung 
für  seine  Arbeit  und  etwa  noch  für  die 
Abnutzung  seiner  Werkzeuge  zu  beanspnichen 
hat.  Das  Mittelalter  rechnete  auch  den 
Jjohn werker  zu  den  Handwerkern ;  die  spätere 
Zeit  unterschied  zwischen  Lohn-  und  Kanf- 
handwerkern;  der  heutige  Sprachgebrauch 
entspricht  durchaus  unserer  Definition. 

Der  Handwerker  arbeitet  in  der  Regel 
auf  Stückbestellungen  der  Konsumenten; 
nur  wo  solche  ihm  keine  volle  Beschäftigung 
gewähren,  produziert  er  zeitweise  auf  Vorrat 
und  sucht  für  diesen  auf  Wochen-  und  Jahr- 
märkten direkten  Absatz.  Er  bedarf  also 
nicht  des  Handels  als  Vermittlers.  Seine 
Produkte  sind  zwar  nicht  mehr  in  dem- 
selben Maße  individualisiert  wue  beim  Haus- 
und Lohn  werk,  aber  sie  passen  sich  doch 
noch  bestimmten  und  ihm  genau  bekannten 
Bedürfnissen  an.  Sein  ursprünglicher  Stand- 
ort ist  die  Stadt:  erst  in  neuerer  Zeit  ist 
er  auch  auf  das  Land  eingedrungen,  nach- 
dem er  jahrhundertelang  von  demselben 
künstlich  fern  gehalten  worden  war.  In 
den  germanischen  und  romanischen  Ländern 
vollzieht   sich    die   Ausbildung    des   Hand- 


werks zwischen  dem  11.  und  16.  Jahrb.; 
die  slavischen  Völker  haben  kein  nationales 
Handwerk,  da  sie  kein  eigentliches  Städte- 
wesen ausgebildet  haben.  Wo  bei  ihnen 
sich  Handwerk  findet  beruht  es  auf  Ueber- 
tragung  aus  deutschen  Gebieten.  In  letzteren 
vollzieht  sich  der  Sieg  des  Handwerks  über 
das  Lohnwerk  nicht  ohne  Kampf,  der  mit 
den  schärfsten  Mitteln  eines  rücksichtslosen 
Korporationsegoismus  geführt  wird  und  in 
dem  die  Stör  größtenteils  (Ausnahme  bei 
den  Bau-G.)  untergeht,  während  das  Heim- 
werk in  einer  Reihe  von  ¥richtigeu  G.- 
zweigen  (Müller,  Bäcker,  Schneider)  sich 
bis  auf  die  Gegenwart  erhalten  hat.  Jener 
Sieg  des  neuen  Betriebssystems  ist  zugleich 
eine  wirtschaftliche  Unterwerfung  des  lindes 
unter  die  Stadt;  für  die  meisten  G.  wird 
das  Wohnen  der  Meister  auf  dem  Lande 
verboten  (Städtezwang). 

In  den  Städten  bildet  das  Handwerk  das 
wichtigste  Glied  einer  neuen  Wirtschafts- 
ordnung (Stadtwirtschaft),  welche  auf  der 
Produktionsteilung  und  dem  g^enseitigen 
direkten  Austausch  zwischen  Stadt  und 
Land  beruht.  Das  Land  liefert  seine  Ueber- 
schüsse  an  Nahrungsmitteln  und  Rohstoffen 
an  die  Stadt  ab;  die  Stadt  hinwieder  ver- 
sorgt die  Landbevölkerung  mit  selbster- 
zeugten Gewerbeprodukten  und  den  wenigen 
Handelsartikeln,  die  nicht  im  Lande  selbst 
hervorgebracht  werden  können.  Die  ganze 
städtische  Wirtschaftspolitik  läuft  darauf 
hinaus,  eine  harmonische  Ausbildung  des 
G.  herbeizuführen,  dergestalt,  daß  alle  Hand- 
werke in  der  Stadt  vertreten  sind,  deren 
Erzeugnisse  hier  genü^nden  Absatz  finden, 
zugleich  aber  auch  jedem  Handwerker  sein 
standesgemäßes  Auskommen  (die  „Nahrune^) 
zu  garantieren.  Daraus  erklärt  sich  die 
spätere  Ausgestaltung  der  Zunftveri^sung: 
!  die  Ausbildung  des  Gesellen-  neben  dem 
'Lehrlingswesen,  die  Beschränkungen  des 
Betriebsumfanges,  das  Verbot  der  Assoziation 
mehrerer  Meister,  die  Schließung  und 
Sperrung  einzelner  Zünfte  u.  a.  m.  Das 
Ziel,  welches  man  sich  dabei  gesteckt  liatte : 
angemessene  Befriedigung  des  Bedarfs  im 
Stadtgebiet  auf  Gi*und  eines  billigen  Aus- 
gleichs der  Interessen  von  Produzenten  und 
Konsumenten,  ist  in  der  Hauptsache  wohl 
erreicht  worclen,  —  dies  aber  doch  nur  so 
lange,  als  die  Voraussetzun^n  dauerten, 
unter  denen  die  ausschließliche  Kunden- 
produktion stand. 

Unter  diese  Voraussetzungen  gehört  vor 
allem  die  Geschlossenheit  des  städtischen 
Wirtschafts^bietes,  der  direkte  Tauschver- 
kehr und  die  Geringfügigkeit  des  Betriebs- 
kapitals. Das,  worauf  es  noch  immer  bei 
der  Produktion  ankommt  und  was  im  Preise 
der  Handwerkserzeugnisse  in  erster  Linie 
vergolten  wird,  ist  die  A  r  b  e  i  t    Die  Teilung 
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des  Gesamtgebietes  der  Stoffumwandliing 
unter  die  einzelnen  G.zweige  erfolgt  des- 
halb für  die  Regel  nach  dem  Grundsatz, 
daß  das  Rohmaterial,  nachdem  es  vom  Hand- 
werker aus  der  Hand  des  Urproduzenten 
übernommen  ist,  alle  Stufen  der  Ent- 
wickelung  womöglich  in  derselben  Werk- 
stÄtte  durchläuft.  Der  Schuhmacher  gerbt 
auch  die  Häute;  der  Weber  ist  zu^eich 
Farber.  Damit  war  ein  doppelter  \  orteil 
verbunden:  Einschränkung  des  Eapital- 
erfordemisses  und  Vermeidung  der  Gewinn- 
zuschläge, welche  ein  Endprodukt  enthält, 
das  auf  verschiedenen  Stufen  der  Genuß- 
reife  den  Eigentümer  gewechselt  hat.  Im 
Zusammenhang  damit  steht  die  Spezialisation 
als  vorherrschende  Form  der  Arbeitsteilung 
im  Handwerk  und  als  Hauptursache  der 
scharfen  gesetzlichen  Abgrenzung  der  Pro- 
duktionsgebiete im  zünftigen  Handwerk. 

IX.  Das  Verlagssystem  (Hansindnstrie). 

Mit  der  Ausbildung  zentralisierter  Staaten 
und  größerer  einheitlicher  Wirtschaftsgebiete 
seit  dem  15.  Jahrh.  kommen  die  Existenz- 
bedingungen des  Handwerks  ins  Wanken. 
Die  inneren  Zollschranken  werden  beseitigt ; 
der  enge  städtische  Markt  erweitert  sich 
zum  nationalen,  ja  diux^h  die  Eröffnung  über- 
seeischer Absatzgebiete  zum  internationalen. 
Der  unmittelbare  üebergang  der  G.produkte 
vom  Produzenten  an  den  Konsumenten  ist 
nicht  mehr  überall  wirtschaftlich;  die  reine 
Kundenproduktion  hat  sich  überlebt  An 
Stelle  der  lokalen  Arbeitsteilung  der  wirt- 
schaftlich autonomen  Stadtgebiete  tritt  mit 
fortschreitender  Geldwirtschaft  eine  nationale 
Arbeitsteilung,  welche  allen  Produktions- 
zweigen denjenigen  Standort  anzuweisen 
strebt,  wo  die  Bedingungen  für  ihr  Gedeihen 
am  günstigsten  sind.  Zugleich  ist  die  Kapital- 
ansammlung größer,  das  Vermögen  beweg- 
licher, der  Handel,  zunächst  im  Anschluß 
an  die  großen  Messen,  kräftiger  geworden. 
Dieser  ist  es  auch,  der  eine  neue  Organisation 
des  G.  zu  schaffen  unternimmt,  zunächst 
unter  Beibehaltung  des  Kleinbetriebes,  indem 
er  die  Produkte  zahlreicher  seitheriger  Haus- 
und Handwerker  in  seiner  Hand  vereinigt, 
den  Verfertigern  den  Preis  vorschießt  und 
die  Ware  auf  einen  weiteren  Markt  bringt 
So  entsteht  der  Verlag  (von  verlegen  — 
vorlegen,  vorschießen),  das  Vorschußsystem, 
bei  welchem  der  Kaufmann  (Verleger)  als 
Mittelglied  zwischen  Produzenten  und  Kon- 
sumenten sich  einschiebt. 

Das  Verlagssvstem  ist  diejenige 
Art  der  gewerblichen  Produktion, 
bei  welcher  einünternehmer  regel- 
mäßig eine  größere  Zahl  von  Ar- 
beitern außerhalb  seiner  eigenen 
Betriebsstätte  in  ihren  Wohnungen 
beschäftigt.    Es   handelt  sich   also   um 


eine  kapitalistische  Form  des  Betriebes,  bei 
welcher  zahlreiche  kleine  G.treibende  (H  a u  s  - 
industrielle)  dadurch  von  einem  Unter- 
nehmer abhängig  werden,  daß  sie  von  ihm 
ausschließlich  ihre  Bestellungen  emp&ngen^ 
an  ihn  entweder  direkt  oder  durch  Ver- 
mittelung  besonderer  Ferger  (Faktoren, 
Agenten)  g^en  einen  im  voraus  bedun^nen 
Preis  oder  Lohn  die  fertige  Ware  abliefern 
und  zu  deren  Konsumenten  jede  Beziehung 
verlieren.  Die  Produktion  erfolgt  „auf 
Rechnung*'  des  Verlegers;  er  gibt  den  An- 
stoß zu  derselben,  weist  ihr  Maß  und 
Richtung  an,  gibt  unter  Umständen  der 
Ware  noch  die  letzte  Appretur,  besorgt  den 
Absatz  und  erntet  den  Gewinn.  Dabei 
können  die  Arbeiter  in  verschiedenem  Maße 
abhängig  sein.  Am  selbständigsten  stellen 
sie  sich,  wenn  sie  den  Rohstoff  selbst  be- 
schaffen und  ihr  eigenes  Werkzeug  be- 
sitzen; weniger  schon,  wenn  der  Verleger 
den  Hauptstoff  liefert,  und  am  abhängigsten 
sind  sie,  wenn  sie  auch  das  Hauptwerkzeug 
vom  Verleger  mietweise  erhalten.  Manche 
HausindustrieUe  halten  Gesellen  und  Lehr- 
linge; die  meisten  begnügen  sich  mit  der 
Beihilfe  ihrer  Familienangehörigen.  Viele 
von  ihnen  treiben  das  G.  nur  als  Neben- 
beruf. Insbesondere  gehört  hierher  die  länd- 
liche Bevölkerung  armer  Gebirgsg^nden. 

Der  V  e  r  1  e  g  e  r  ist  entweder  bloß  Händler 
(mit  fertigen  Produkten,  bisweilen  auch  mit 
Rohstoffen  der  Hausindustrie),  oder  er  be- 
treibt daneben  ein  Fabrikgeschäft  (Fabrik- 
kaufmann) in  verwandten  Artikeln.  Im 
letzten  Falle  werden  wohl  auch  nur  einzelne 
Teile  des  Arbeitsprozesses  von  den  Fabrik- 
arbeitern nach  Feierabend  in  ihren  Wohnungen 
vollzogen.  Der  Absatz  erfolgt  entweder 
durch  Stück  verkauf  in  städtischen  Maga- 
zinen, die  der  Verleger  hält  (Kleider, 
Schuhe ,  Korbwaren ,  Haushaltungsgegen- 
stände), oder  die  Ware  wird  im  großen  an 
auswärtige  Händler  abgeführt;  oft  wird 
sie  zum  Artikel  des  Weltmarktes.  Hauipt- 
bedingung  dafür  ist,  daß  sie  den  individuellen 
Charakter,  der  ihr  noch  vermöge  ihrer  Ent- 
stehung in  vielen  kleinen  Arbeiterbetrieben 
anklebt,  abzustreifen  imstande  ist  Dies 
wird  in  älterer  Zeit  durch  amtliche  Waren- 
schau, Stemi)elung,  Gewerbereglemente  er- 
reicht, später  dadurch,  daß  der  Verleger 
den  Rohstoff  und  die  Arbeitsmodelle  liefert, 
oft  auch  die  letzte  Zurichtung  der  Ware 
besorgt. 

Bei  seiner  Entstehung  hat  das  Ver- 
lagssystem zunächst  das  eigentliche  Hand- 
werk kaum  augetastet  Höchstens  daß  es 
einigen  kleineren  Handwerken,  die  alsLokal-G. 
nur  ein  klägliches  Dasein  fristeten  (z.  B. 
Nadlern,  Tafelmachem,  Paternostermachern, 
Strumpfwirkern,  Knopf machern)  die  Be- 
sorgung des  Absatzes  abnahm   und   ihnen 
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damit  eine  regelmäßigere  Beschäftigung 
sicherte.  Häufiger  brach  es  in  das  Gebiet 
des  Hauswerks  (zweiter  Stufe)  ein  und  fand 
hier  bei  der  zunehmenden  Zersplitterung 
des  Grundbesitzes  und  den  niedrigen  Arbeits- 
löhnen auf  dem  Lande  reichlich  Spielraum 
zu  seiner  Ausbreitung.  An  die  alten  Tech- 
niken der  Weberei,  Stickerei,  Holzschnitzerei 
anknüpfend  pflanzten  die  Verleger  neue 
Indusüieen  auf  dem  Lande  an,  und  bald 
entstanden  hier  ganze  Hausindustriebezirke. 
Erst  später  wurde  auch  ein  Teil  des  alten 
Zunftnandwerks  diesem  Betriebssystem  unter- 
worfen, zunächst  indem  für  einzelne  dazu 
passende  Artikel  der  Handwerker  zum 
Liefermeister  eines  Magazins  wurde. 
Endlich  hat  es  sich  neu  entstanoene  Techniken 
unmittelbar  angeeignet,  ohne  daß  sie  je  in 
einem  der  älteren  Betriebssysteme  geübt 
worden  wären. 

Der  wichtigste  Unterschied  zwischen 
Handwerk  und  Verlagssystem  liegt  nicht 
sowohl  darin,  daß  ein  ^ufmännischer  Unter- 
nehmer den  Produktionsprozeß  in  zahlreichen 
kleinen  Werkstätten  beherrscht;  äußerlich 
ist  der  Betrieb  des  Hausarbeiters  ja  oft  vom 
analogen  Handwerksbetrieb  ^  nicht  zu 
unterscheiden,  und  er  hat  mit  diesem  gewisse 
soziale  Vorzüge  gemein.  Der  Unterschied 
liegt  vielmehr  darin,  daß  das  Produkt,  ehe 
es  in  die  Hand  des  Konsumenten  gelangt, 
noch  ein-  oder  mehrmal  (je  nach  Zahl  der 
eingeschobenen  kommerziellen  Mittelglieder : 
Ferger.  Verleger,  Großhändler,  Kleinhändler) 
Warenfeapital  wird,  d.  h.  Er^-erbsmittel  für 
eine  oder  mehrere  nicht  an  der  Produktion 
beteiligte  Personen.  Aus  dem  Zirkulations- 
prozeß des  fertigen  Produkts  leiten  sich  die 
Eigentümlichkeiten  ab,  welche  die  Haus- 
industrie so  unvorteilhaft  vor  dem  Hand- 
werk auszeichnen:  die  stoßweise  Ueber- 
spannung  der  Produktion,  die  schweren 
Krisen,  die  „Schwitzarbeit'S  das  Trucksystem, 
die  Abrechnungsmißbräuche,  die  niederen 
Arbeitslöhne,  die  ungeregelte  Arbeitszeit,  die 
Frauen-  und  Kinderarbeit,  die  wucherischen 
Schuldverhältnisse,  die  ganze  soziale  Hoflf- 
nimgslosigkeit  der  Lage  ihrer  Arbeiter. 

X.  Die  Fabrik. 

Wenig  später  als  das  Verlagssystem, 
aber  unter  den  gleichen  volkswirtschaft- 
lichen Voraussetzungen  entsteht  die  Fabrik. 
Wir  verstehen  darunter  diejenige  Art 
des  gewerblichen  Betriebs,  bei 
welcher  ein  Unternehmer  regel- 
mäßig eine  größere  Zahl  von  Ar- 
beitern außerhalb  ihrer  Wohnungen 
in  eigener  Betriebsstätte  beschäf- 
tigt. Verlag  ist  dezentralisierter,  Fabrik 
zentralisierter  Großbetrieb.  Beide  sind 
kapitalistische  Betriebsweisen ,  aber  die 
Fabrik  ist  es  in  höherem  Maße;  der  Ver- 


lag hat  fast  nur  Betriebskapital,  die 
Fabrik  ist  an  und  für  sich  eine  bedeutende 
Kapital  fixierung.  Der  Verlag  ist  wesent- 
lich Handelsuntemehmung,  die  Fabrik  wesent- 
lich Produktionsuntemehmung.  Einfachheit 
der  Technik,  rasche  Abwickelung  des  Pro- 
duktionsprozesses sind  die  Lebensbedingun- 
gen der  Hausindustrie,  Kompliziertheit  des 
Arbeitsprozesses  und  seiner  Hilfsmittel 
sowie  die  Notwendigkeit  fortgesetzter  Be- 
aufsichtigung und  einheitlicher  Leitung  be- 
gründen das  Dasein  der  Fabrik.  Der  Ver- 
lag ist  Zusammenfassung  gleichartiger  Einzel- 
kräfte, Fabrik  ist  Gliederung  und  Diszi- 
plinierung verschiedenartiger  Kräfte.  Dort 
ein  verhältnismäßig  groß^  Maß  freier  Be- 
wegung für  den  einzelnen  Arbeiter,  hier 
Unterordnung  desselben  unter  einen  Ge- 
samtzweck und  Bindung  durch  eine  stndfe, 
fast  militärische  Diszipkn. 

In  technischer  Hinsicht  steht  das  Ar- 
beitssystem des  Verlags,  die  Haus- 
industrie, auf  gleichem  Boden  wie  das 
Handwerk,  Lohn-  und  Hauswerk.  Größere 
Billigkeit  der  Produktion  kann  höchstens 
durch  größere  Hegelmäßigkeit  und  Gleich- 
artigkeit der  Beschäftigung,  Verwendung 
geringer  gelohnter  Arbeitskräfte  und  längere 
Arbeitszeit  erzielt  werden.  Dagegen  ist  die 
Fabrik  den  älteren  Betriebsformen,  wo  sie 
mit  ihnen  auf  dem  gleichen  Produktions- 
gebiete konkurriert,  unzweifelhaft  technisdi 
überlegen ;  sie  hat  betriebstechnisch  niedrigere 
Produktionskosten,  und  zwar  hauptsächlich 
wegen  ilires  eigentümlichen  Arbeitssystems. 
Wänrend  im  Handwerk  jeder  einzelne 
Arbeiter  das  ganze  Gewerbe  in  umfassendster 
Weise  gelernt  haben  und  alle  Verrichtungen 
desselben  wechselsweise  ausführen  muß,  ist 
in  der  Fabrik  der  ganze  Produktionsprozeß 
durch  ArbeitszSrlegung  in  seine  ein- 
fachsten Verrichtungen  zerteilt ;  man  hat  die 
schwere  von  der  leichten,  die  mechanische 
von  der  geistigen,  die  qualifizierte  von  der 
rohen  Arbeit  gesondert.  Dadurch  gelangt 
man  zu  einem  System  aufeinander  folgender 
Tätigkeiten  und  wird  in  den  Stand  gesetzt, 
Menschenkräfte  der  verschiedensten  Art: 
gelernte  und  ungelernte,  Männer,  Frauen 
und  Kinder,  Hand-  und  Kop^beiter,  tech- 
nisch, artistisch  und  kaufmännisch  gebildete, 
neben  und  nacheinander  zu  beschäftigen. 
Jedes  Produkt,  das  die  Fabrik  verläßt  ver- 
körpert in  sich  die  Summe  der  Leistungs- 
fähigkeit aller  dieser  versdiiedenen  Kräfte. 
Die  Beschränkung  jeder  einzelnen  auf  einen 
kleinen  Teil  des  Arbeitsprozesses  bewirkt 
eine  gewaltige  Steigerung  der  Gesamtleistung. 

Aehnlich  wie  mit  den  Arbeitern  verfihrt 
die  Fabrik  mit  den  Apparaten  und 
Werkzeugen,  indem  sie  diese  in  um- 
fassendster Weise  differenziert  Während 
im  Handwerk  das  Werkzeug  fortgesetzt  ge- 
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wechselt  werden  muß,  je  nach  dem  zu  be- 
arbeitenden Stück,  können  in  der  Fabrik, 
wo  immer  Massen  gleichartiger  Arbeit  vor- 
handen sind,  kostspielige  mechanische  Hilfs- 
mittel zur  Anwendung  kommen,  die  \nn  so 
billiger  arbeiten,  je  anhaltender  sie  in  An- 
spruch genommen  werden.  Viele  gewerb- 
hche  Prozesse  erfordern  denselben  Pro- 
duktionsaufwand, einerlei,  ob  sie  an  wenigen 
oder  an  vielen  Objekten  zugleich  vorge- 
nommen werden  (z.  B.  das  Schleifen,  Trocknen, 
Färben);  andere  können  überhaupt  wirtschaft- 
licherweise nur  angewendet  werden  (z.  B. 
der  Buchdruck  statt  des  Schreibens  oder 
Lithographierens),  wenn  ein  größeres  Quan- 
tum Produkt  zugleich  hergestellt  wird.  Von 
dem  Punkte  ab,  wo  eio  vollkommeneres 
technisches  Verfahren  wirtschaftlich  verwend- 
bar wird,  sinken  die  Kosten  weiter  mit  der 
zunehmenden  Produktmenge  (Gesetz  der 
Massenproduktion).  Diesem  umstand 
venlankt  die  Maschine  ihre  umfassende 
Anwendung  in  der  Fabrik.  Freilich  hat  sie 
diese  erst  erlangt,  als  durch  Erfindung  der 
Dampfmaschine  eine  Triebkraft  gewonnen 
war,  die  überall  zu  jeder  Zeit  in  jeder 
Stärke  in  Tätigkeit  gesetzt  werden  konnte. 
Seitdem  ist  in  \delen  Fabrikbetrieben  der 
maschinelle  Apparat  geradezu  ziun  konstitu- 
tiven Element  der  Organisation  geworden; 
aber  es  wäre  ein  großer  Irrtum,  wenn  man 
glauben  wollte,  das  Fabriksystem  sei  erst 
durch  die  Maschine  möglich  geworden. 

Technisch  wäre  dieses  System  ohne 
allen  Zweifel  schon  viel  frtiher  möglich  ge- 
wesen; aber  es  fehlte  an  der  wirtschaft- 
lichen Vorbedingung  eines  konzentrierten 
gleichartigen  Massenbedarfs.  Ein  Massen- 
bedürfnis nach  bestimmten  gewerblichen 
Produkten  konnte  erst  entstehen,  als  breite 
Bevölkerungsschichten  die  Eigenproduktion 
aufgegeben  hatten  und  eine  gewisse  Gleich- 
artigkeit der  Sitten  und  Lebensgewohnheiten 
Platz  gegrifTen  hatte.  Zugleich  mußte  der 
Verkehr  und  die  Transporttechnik  sich  in 
dem  Maße  entwickelt  haben,  daß  jene  Be- 
völkerungsschichten sich  zu  großen,  von 
einer  Stelle  aus  zu  versorgenden  Kunden- 
kreisen zusammenfassen  ließen.  Dieser 
Punkt  wurde  im  westlichen  Europa  erst  im 
17.  Jahrh.  erreicht.  Aber  es  können  solche 
Bedürfnisse  lange  empfunden  werden,  ohne 
allgemein  befriedigt  werden  zii  können,  weil 
nur  einzelne  Reiche  imstande  sind,  die 
Kosten  einer  handwerksmäßigen  Herstellung 
des  begehrten  Produktes  zu  erschwingen. 
Hier  greift  dann  die  Fabrik  ein,  indem  sie 
ein  Pfodnkt  auf  den  Markt  bringt,  dessen 
Kosten  dem  Gebrauchswerte  entsprechen, 
der  demselben  in  breiteren  Scliichten  boi- 
^legt  wird.  Nicht  immer  ist  eine  solche 
Herabdrückung  der  Herstellungskoston  auf 
dem    Gebiete    der    technischen   Botriebsge- 


staltung  allein  erzielbar.  Darum  greift  man 
in  der  ersten  Zeit  so  gern  zu  Surrogaten 
imd  Imitationen.  Ein  großer  Teil  der 
älteren  Fabriken  geht  auf  Erzeugung  von 
Waren  des  Luxus  aus.  Indem  man  kostbare 
durch  billige  Stoffe  ersetzt  imd  kunstvolle 
Techniken  bloß  nachahmt,  will  man  durch 
die  so  ermöglichten  niederen  Preise  den 
latenten  Bedarf  hervorlocken  und  größeren 
Konsum  ermöglichen,  wo  solcher  seither  nur 
vereinzelt  auftrat.  Während  das  Verlags- 
system besonders  da  seine  Stätte  findet,  wo 
große  ^lannigfaltiekeit  der  Warensorten  und 
rasch  wechselnde  Moden  sich  geltend  machen^ 
ist  der  gleichartige  und  gleichbleibende 
Massenbedarf  das  Lieblingsgebiet  der  Fabrik. 
Und  hier  kommt  die  produktive  Eigenart 
der  ^laschine  voll  zur  Geltung.  Die  Ma- 
schine arbeitet  mit  einer  der  Menschenhand 
unerreichbaren  Gleichmäßigkeit ,  Ausdauer 
imd  Raschheit:  sie  tilgt  alles  Individuelle 
im  Produkte  aus;  dies  macht  sie  für  die 
auf  die  Versorgung  weiter  Handelsgebiete 
ausgehende  Warenproduktion  unschätzbar. 
Nach  ihrer  Produktionsrichtung  kann  man 
die  Fabriken  in  vier  Klassen  teilen: 
1.  Betriebe  für  die  Erzeugung  gebrauchs- 
fertiger Massenprodukte;  2.  Betriebe 
zur  Erzeugung  von  Halbfabrikaten 
(Spinnereien,  Walzwerke  usw.);  3.  Betriebe 
zur  Erzeugung  von  Maschinen,  Geräten, 
Werkzeugen,  oft  auch  ganzer  Fabrikein- 
richtungen (z.  B.  für  Brauereien,  Zucker- 
fabriken); 4.  Veredelungsbetriebe  zur 
Vornahme  einzelner  Verrichtungen  (Färben, 
Bleichen,  Appretieren)  an  fremden  Fabrikaten 
(Fabriklohnwerk).  In  den  drei  letzten  Fällen 
gehen  die  Produkte  an  fremde  Unterneh- 
mungen über,  in  denen  sie  wieder  Kapital 
werden,  und  es  ist  ein  direkter  Verkehr 
zwischen  ihnen  und  der  Fabrik  möglich. 
In  dem  häufigeren  Falle  der  ^Massenproduktion 
aber  bedarf  letztere  zum  Absatz  ihrer 
Produkte  der  Vermittelung  des  Handels,  sei 
es,  daß  sie  ihre  Produkte  an  Großhändler 
und  Kommissionäre  abgibt,  sei  es,  daß  sie 
selbst  einen  Stab  von  kaufmännischen  Hilfs- 
personen in  ihren  Betrieb  aufnimmt,  Reisende, 
an  größeren  Plätzen  Musterlager  und  Filialen 
unterliält.  Mit  den  Konsumenten  tritt  sie 
direkt  nicht  in  Beziehung.  Aber  auf  Be- 
stellung pflegt  der  Fabrikant  nicht  minder 
zii  prodiizieren  als  der  Handwerker,  nur  daß 
die  Kundschaft  aus  Unternehmern  besteht 
I  Das  Arbeiterpersonal  der  Fabrik 
i  ist  im  allgemeinen  abhängiger  und  hat 
weniger  freie  Bewegung  als  dasjenige  des 
Verlagssystems.  Aber  es  ist  infolge  des 
großen  im  Betriebe  festgelegten  Kapitals 
besser  gegen  Krisen  und  Arl^eitsstockungen 
gesichert  als  die  Hausindustriellen.  Der 
Verleger  kann  ohne  Kapitalverlust  den  Be- 
trieb einstellen,  soliald  der  Absatz  imlohnenci 
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wird;  aber  der  Fabrikant  muß  in  einem 
solchen  Falle  ohne  (Jewinn,  ja  selbst  mit 
Verlust  weiter  produzieren,  solang  der 
durch  Stillstand  des  Betriebs  ihm  erwachsende 
Zinsverlust  den  für  ihn  aus  der  Weiterpro- 
duktion entspringenden  Kostenverlust  noch 
übersteigt.  Dies  sichert  dem  Fabrikarbeiter 
eine  stetigere  Beschäftigung,  als  sie  der 
Hausindustrielle  genießt.  Ueberdies  ist  jener 
für  den  Kampf  um  die  Arbeitsbedingungen 
diesem  überlegen,  da  er  vermöge  der  ört- 
lichen Konzentration  des  Betriebes  leichter 
zu  einer  widerstandsfähigen  Organisation  ge- 
langt als  dieser.  Dagegen  führt  die  Fabrik- 
arbeit nur  zu  leicht  zur  Auflösung  des 
Familienlebens  der  Arbeiter,  und  es  kann 
der  größere  Schutz,  der  ihnen  durch  die 
,jrabrikgesetzgebung''  gegen  die  schlimmsten 
Formen  der  Ausbeutung  geboten  werden 
kann,  dieses  üebel  wohl  abschwächen,  keines- 
wegs aber  völlig  beseitigen. 

XI.  Die  Konkurrenz  der  Betriebssysteme. 
Fortbildung  derselben. 

Man  hat  sich  früher  den  Gang  der  in- 
dustriellen Entwickelung  gewöhnlich  als  ein 
ötufenweises  Yorrücken  aQer  einzelnen  Gr.- 
zweige  vom  handwerksmäßigen  zum  haus- 
industriellen und  von  diesem  zum  fabrik- 
mäßigen Betriebe  vorgestellt.  Allein  so  ge- 
staltet sich  der  Gang  der  Dinge  nur  in  ver- 
hältnismäßig seltenen  Fällen.  Solange  die 
Zunftverfassung  dauerte,  konnten  Verlags- 
und Fabriksystem  in  das  Produktionsgebiet 
des  Handwerks  überhaupt  nicht  eindringen, 
sondern  mußten  sich  auf  die  Produktion 
solcher  Waren  beschränken,  die  nie  im 
Handwerk  erzeugt  worden  waren.  Ihre 
Hauptnahrung  zogen  sie  also  aus  dem  Auf- 
kommen neuer  Güter,  und  nur  insofern  diese 
in  Gebrauchskonkurrenz  mit  unvollkom- 
meneren Hand  Werksprodukten  traten,  haben 
sie  letzteren  Eintrag  getan.  Auch  später 
haben  sie  nur  vereinzelt  einmal  das  volle 
Arbeitsfeld  eines  Handwerks  ei-griffen;  Wel 
häufiger  haben  sie  einzelne  Artikel  oder  Pro- 
duktionsabschnitte herausgenommen,  immer 
aber  auf  solche  Produkte  ihr  Absehen  ge- 
richtet, welche  schon  mehr  den  "Waren- 
charakter besaßen  oder  denen  dieser  leicht 
zu  verleihen  war,  die  also  eines  persönlichen 
Verkehrs  zwischen  Pi-oduzenten  und  Kon- 
sumenten nicht  bedurften. 

Der  Verlag  ist  in  diesem  Punkte  ziem- 
lich wählerisch.  Technisch  dem  Handwerk 
nicht  überlegen,  gelingt  es  ihm  nur,  dieses 
zu  überwinden,  wenn  und  soweit  er  durch 
kommerzielle  Konzentration  der  Naclifrage 
Spezialisation  der  Pi-oduktion  herbeizuführen 
imstande  ist.  „Billigere  Hände*'  geben  den 
Ausschlag.  Können  diese  Hände  später 
durcli  Maschinen  ersetzt  werden,  so  geht  in 
der  Regel  das  kaum  gewonnene  Produktions- 


gebiet  wieder  an  die  Fabrik  verloren,  vor- 
ausgesetzt, daß  nicht  rasch  wechselnde 
Moden  oder  große  Sortenzahl  die  auf  ein 
bedeutendes  fixes  Kapital  gegründete  Massen- 
fabrikation verbieten. 

Die  Fabrik  greift  viel  zersetzender  in 
das  Handwerk  ein;  sie  sprengt  das  alte 
Arbeitsfeld  der  einzelnen  G.  auseinander, 
und  zwar  in  dreifeicher  Weise :  1.  indem  sie 
die  Anfangsstadien  der  Produktion  an 
sich  zieht  und  dem  Handwerk  noch  die 
Vollendungsarbeiten,  das  Anbringen  und 
individuelle  Anpassen  überläßt,  2.  indem  sie 
sich  einzelne  zur  Massenfabrikation 
geeignete  Artikel  aneignet,  3.  indem 
sie  verschiedene  Handwerke  für 
Teile  ihres  Produktionsgebietes 
einer  einheitlichen  Produktions- 
anstalt eingliedert.  Ein  Beispiel  für 
das  erste  Verehren  bietet  die  Schäftefabri- 
kation in  der  Schuhmacherei:  das  zweite 
mag  durch  die  Pinselfabrikation  in  der 
Bürstenmacherei  veranschaulicht  wei-den ;  das 
dritte  durch  die  Möbelfabrik,  welche  Tischler, 
Holzbildhauer,  Drechsler,  Polsterer,  Maler, 
Lackierer  in  einem  Betriebe  vereinigt. 
Seltener  gelingt  es  ihr,  mit  einem  Schlage 
das  Handwerk  oder  die  Hausindustrie  aus 
einem  ganzen  Produktionsgebiete  zu  ver- 
drängen (Uhr-  und  Büchsenmacherei,  Nagel- 
schmiederei,  Seilerei  usw.)  Auch  hier  geht 
aber  das  Handwerk  nicht  sofort  völlig  zu- 
grunde, wenn  das  Produkt  der  Reparatur 
zugänglich  ist,  mit  der  sich  die  Fabrik  in 
der  Regel  nicht  befassen  kann. 

So  wird  das  Handwerk  durch  die  Fabrik 
wohl  zurückgedrängt,  aber  nicht  völlig  ver- 
drängt. Oft  aber  wird  es  auch  ohne  direkte 
Konkurrenz  anderer  Betriebssysteme  durch 
Bedarfsverschiebung  und  Bedarfskonzeo- 
tration  in  Warenhäusern,  Versandgeschäften, 
Konsumvereinen  freigesetzt,  oder  es  wird 
gegenüber  den  Riesenaufgaben  des  modernen 
Lebens  unzulänglich.  Ueberall,  wo  das  Hand- 
,  werk  gebrauchsfertige,  raschem  Verderb  nicht 
jausgesetzte  Ware  liefert,  ist  es  gefährdet, 
I  oder  es  kann  doch  nur  durch  rasche  An- 
ipassung  an  die  veränderten  Verhältnisee 
'  seine  Existenz  behaupten.  Hier  nimmt  der 
Meister,  der  die  lohnendsten  Teile  seiner 
Produktion  verloren  liat,  einen  Handel  mit 
Fabrik  wai*en  in  seinen  Betrieb  auf  (Schuster, 
Klempner) ;  dort  begibt  er  »sich  in  die  Klientel 
eines  fremden  Handelsbetriebs,  für  den  er 
I  Reparaturen  besorgt  oder  einzelne  noch  nicht 
I  fabrikmäßig  herstellbare  Neuarbeiten  liefert. 
'  Unter  Umständen  wird  er  zum  bloßen  „An- 
]  bringer''  oder  „Anschläger*'  fertiger  Fabrik- 
ierzeugnisse  (Schlosser,  Bautischler).  Sehr 
oft  läßt  er  sich  einer  Großuntemehmung 
angliedern,  wenn  diese  seine  Arbeit  in  solchem 
i  Umfange  braucht,  daß  sie  dafür  einen  Nel)en- 
I  betrieb   enichtet   (Böttcher   in   einer   Bier- 
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brauerei,  Schlosserwerkstätte  fast  in  jedem 
größeren  Fabrikbetrieb).  Am  unsichersten 
ist  die  Lage  des  Handwerks  in  den  großen 
Städten ;  dagegen  hat  es  auf  dem  Liande  im 
Laufe  des  19.  Jahrh.  sich  mächtig  ausge- 
breitet und  befindet  sich  durchweg  in  be- 
friedigenden Verhältnissen,  zumal  bei  Zu- 
hilfenahme landwirtschaftlichen  Nebenbe- 
triebs. 

üeberhaupt  darf  man  nicht  übersehen, 
daß  die  gewerbliche  Arbeit  eines  Landes 
keine  feste  Größe  ist,  in  die  sich  die  ver- 
schiedenen Betriebssysteme  zu  teilen  hätten, 
so  daß,  was  dem  einen  zuwächst,  dem  an- 
deren verloren  gehen  muß.  Abgesehen  von 
der  unbegrenzten  Möglichkeit  des  Fabrikat- 
exports empfängt  mit  fortschreitender  tech- 
nisch-ökonomischer Entwickelung  das  Pro- 
duktionsgebiet  des  G.  selbst  fortgesetzt  von 
zwei  Seiten  neuen  Zuwachs:  1.  von  der 
Hauswirtschaft  und  Urproduktion,  von  denen 
sich  immer  noch  Teile  ablösen,  um  zu  selb- 
ständigen G.zweigen  zu  werden,  und  2.  durch 
stete  Vermehrung  und  Vervollkommnung  der 
Güterwelt,  welche  zur  Befriedigung  unserer 
Bedürfnisse  und  zu  unserer  Ausrüstung  im 
Kampfe  ums  Dasein  dient.  Man  denke  nur 
aus  letzter  Zeit  an  die  Elektrizitäts-,  Fahr- 1 
rad-,  Automobilindustrie,  die  Ansichtspost- 1 
karte  u.  ä.  ; 

Freilich  erleiden  die  Betriebssysteme  da-  j 
bei  auch  selbst  mancherlei  Veräiiderun^n. ; 
Das  heutige  Hauswerk  arbeitet  \'ielfach  nicht  l 
mehr  mit  selbsterzeugtem,  sondern  mit  ^ , 
kauftem  Rohstoff;  das  Lohn  werk  findet  sich  i 
nicht  bloß  mehr  im  Dienste  von  Konsumenten, ; 
sondern  auch  von  Unternehmern :  das  Hand- ' 
werk  nähert  sich  in  seiner  ^Organisation  bald  ; 
mehr  dem  Verlag  (Arbeiten  für  Ladenge- 1 
Schäfte),  bald  mehr  der  Fabrik  (kleinkapi- 
talistischer Betrieb).  Es  beginnen  sich  also  i 
die  Unterschiede  der  Betriebssysteme  zu' 
verwischen,  und  man  hat  deshalb  vorge- ! 
schlagen,  diese  Kategorieen  überliaupt  faJlen  | 
zu  lassen  und  nur  noch  von  Groß-  und! 
Kleinbetrieb  (vgl.  auch  diesen  Art.)  zu' 
reden.  Auf  der  anderen  Seite  sehen  wir  auch 
mancherlei  Grenzverschiebungen  zwischen ' 
G.  und  Urproduktion  einerseits,  G.  und  Handel 
andererseits  sich  vollziehen.  Insbesondere  i 
pflegt  die  moderne  Riesenunternehmung  in ' 
der  Industrie  rückgreifend  selbst  einzelne  Ur- 
produktionszweige  (Waldungen,  Bergwerke) 
sich  einzuverleiben,  während  sie  vorgreifeud 
ilii*e  Tätigkeit  durch  Errichtung  zalilreicher 
Verkaufsstellen  bis  auf  den  Kleinverschleiß 
ihrer  Produkte  ausdehnt.  Zudeich  beobachten 
wir  eine  stetig  wachsende  Tendenz  zur  Zu- : 
sammen Ziehung  konnexer  oder  komplemen- 
tärer G.betriebe  in  eine  Unternehmung  („ge- 
mischte Werke").  Diese  Betriebs  Ver- 
einigungen haben  den  Vorzug  größerer 
Wirtschaftlichkeit;  ihre  Verui-sachung  liegt' 


z.  T.  auf  dem  Boden  der  Zirkulation,  z.  T. 
auf  dem  der  Produktion;  sie  kommen  der 
Tendenz  kapitalistischer  Akkumulation  in  der 
gleichen  Weise  entgegen  wie  die  Kartelle, 
indem  sie  auf  die  Begründung  monojpo- 
listischer  Verhältnisse  hinauslaufen.  Im  Zu- 
sammenhange damit  ist  die  Errichtung  neuer 
gewerblicher  Unternehmungen  in  steigendem 
Maße  dem  spekulativen  Interesse  der  Banken 
anheimgefallen. 

XXL  Statistisches. 

Ueber  den  gegenwärtigen  Zustand  des 
G.  läßt  sich  auf  Grund  der  offiziellen  Sta- 
tistik nur  eine  sehr  unvollkommene  Vor- 
stellung gewinnen.  Eine  Statistik  der  ge- 
werblichen Produktion  gibt  es  überhaupt 
nicht ;  die  berufsstatistischen  Veröffentlichun- 
gen bieten  immer  nur  die  Zahl  der  berufe- 
weise im  G.  Beschäftigten,  und  diese  auch 
wieder  von  Staat  zu  Staat  in  einer  nach 
verschiedenen  Grundsätzen  erfolgten  Auf- 
nahme und  Bearbeitung.  Internationale 
Vergleiche  unterliegen  darum  nicht  geringen 
Bedenken.  Nach  den  neuesten  Erhebungen 
kommen  von  je  100  Einwohnern  auf  die 
Berufsabteilung  Industrie  mit  Einschluß 
des  Bergbaues 


Großbritannien  und  Irland  . 

Schweiz 

Belgien 

Deutsches  Reich 

Niederlande 

Frankreich 

Italien 

Ver.  Staaten  von  Nordamerika 

Dänemark 

Norwegen 

Oesterreich 

Schweden 

Ungarn 


53,7 
40,7 
38,2 

37r2 

33,2 
27,9 

27,6 

24,1 
23,9 

22,9 
21,9 
15,0 
12,6 


In  allen  Kulturstaaten  nimmt  die  im  G. 
tätige  Bevölkerung  rascher  zu  als  die  Ge- 
samtbevölkerung. Auf  je  1000  Einwohner 
des  Deutschen  Reiches  kamen  Erwerbtätige 
in  der  Industrie  und  im  Bergbau: 

nach  der  Gewerbezählnng  von  1875    126,5 
,.    Berufszählung        „    1882    141,4 

n  r  n  n       1895       l6o,0 

Im  gesamten  G.  (immer  einschließlich 
des  Bergbaues)  wurden  an  erwerbtätigen 
Personen  gezälilt: 

1882  1895 

männlich    5  269  489      6  760  102 
weiblich      1126976      1521118 
zusammen    6396465      8281220 

Während  in  dieser  Zeit  die  Gesamtbe- 
völkerung um  12,6  ^'0  sich  vermehrte,  wuchs 
die  Zahl  der  im  G.  Erwerbtätigen  um  29,5  ^/o, 
darunter  der  weiblichen  Personen  um  .55,0^  0, 
der  männlichen  um  28,3"  0. 

Die  Verteilung  der  gesamten  im  G.  und 
Bergbau   tätigen  Bevölkerung   auf  die  ein- 
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zelnen  Berufsgruppen  und  innerhalb  dieser  wie   sie   sich  am   14.  Juni  1895  gestaltete^ 
wiederauMieVerscniedenen  Berufsstellungen,  zeigt  untenstehende  Tabelle. 

Die  Erwerbtätigen  in  der  Beruf sabteilang  „Bergbau  und  Hüttenwesen,  Industrie  und  Banwesen^^ 
nach  Berufsgruppen  und  Berufsstellungen  am  14.  Juni  1895  im  Deutschen  Reich. 


Bernfsgruppen 


Erwerbtätige  im  Hauptberufe 


.^^ 

Ts 


«3  ^ 


'   4     .  sd 


s 

iT  2 


iä 


SS 


09    C 

4J  ^  äj 


aS    c5 


tf  s?  = 
B  ^  i 


1. 

Bergbau }  Hütten-  u.  SBii^(^tl> 
wesen,  Torf^raberei  .    .    , 

Industrie  der  ??tehic  u.  Erden 

Metallverarbeitung.     .     .     . 

Maschinen,  Werkzeuge,  In- 
strumente, Apparate.    .    . 

Chemische  Industrie   .    ,    . 

For  s  t  w  ir  tsch.Neb  eziproduk  te , 
Leuchtstoffe.  Fett  e,0ele  usw! 

Textilindustrie 

Papier 

Leder 

Holz-  n.  Schnitzstoffe .    .    . 

Nahrunga-  u,  Genuß  mittel  . 

Bekleidung  u.  Beinignng    , 

Baugewerbe   ...,., 

Polygraph!  äcbe  Gewerbe  .    . 

Künstler  u.  künstlerische  Be- 
triebe  ........ 

Fabrikanten,  Fabrikarbeiter 
usw.  ohne  na,bereBezeichng. 

Zusammen 


3. 


5. 


I 


2S31'  339S9 

32845!  u  7S0 

142  260'  16  J37 

80760;  31  39^ 

10341  20485 


S40  933 
454  334 
692  9S5 

267  317 
81  897 


1857 
S043 

44M 
162 


618 

2610 

1327 
38 


SÖ7  753 
501334 
863  035 

3S5  233 
102923 


13901  5S0654 

39363,  540^96 

30460  893495 

23075  408^9^ 

3016  105939 


4SS1, 

66697 

14337 

44  444 

190  790 

231   193 

737  453| 
201  7S6 

12755 


1419 


5249 

36792 

6531 

4*54 

9^63 

34292 

15813 

50950 

So^3 


I 


9  583         687 


742 


32  S38  26 

6S0467  132614 
112  068  2077 
116914  228! 
424167  16393 
612606  S744 
637601  109  314 
j  00  657  20S 
100907         506 

17353        753 
27  800      — 


3 

38621 

85a 

6006 

1  328, 

12  943^ 


4^997 
945  191 

1353*63 
168358 
647  oj  9 
S78 163 
513  124 
36H353Ö37 
40     119291 


72!     28348 
j 
—         39961 


438* 

71921 

402S 

7866 
69993 

151  17s 
103  196 
93687 

2868 

1003 
554 


47378 
I  017  112 

139891 

1  76  234 

717  OJl 

102933S 
t  616320 

t  447  324 
133  159 

39351 

305^5 


1774375  263745    5  9öo654'287  38915505718  281  220 


6193868900606 


Dieselbe  ist  auf  Grund  der  Einzeldaten 
der  Reichsstatistik  von  mir  selbständig  zu- 
sammengestellt, und  zwar  nach  den  Gesichts- 
punkten, welche  in  diesem  Artikel  zur  Gel- 
tung gekommen  sind.  Leider  bietet  sie  für 
das  gegenseitige  Zahlenverhältnis,  in  welchem 
die  einzelnen  Betriebssysteme  im  deutschen 
G.  vertreten  sind,  nur  ungeniigende  Anhalts- 
punkte. Eigentlich  ist  nur  ein  Betriebs- 
system besonders  berücksichtigt,  das  Verlags- 
system, aber  dieses  auch  nur  so,  daß  in 
Spalten  5  und  G  die  Zalil  der  Hausindustriellen 
mit  ihren  Gehilfen  imd  mitarbeitenden  An- 
gehörigen speziell  nachgewiesen  ist.  Wenn 
man  dieser  Aufstellung  glauben  darf,  so 
wären  1895  nur  287  389  Personen  „zu  Hause 
für  fremde  Rechnung^*  tätig  gewesen  gegen 
339644  im  Jahre  1882  (die  Zahl  der  Gehilfen 
wurde  damals  nicht  besonders  aufgenommen). 
Dazu  soUen  1882  44  865  und  1895  59456  Per- 
sonen „nebenbeniflich  liausgewerbetreibend*' 
gewesen  sein.  Es  erheben  sieh  gegen  beide 
Angaben  die  schwersten  Zweifel.  Stellt 
naan  die  sämtlichen  liausindustriell  beschäf- 
tigten Personen  den  übrigen  Arbeitern  gegen- 
über, so  kommen  auf  je  100  im  G.  beschäf- 


tigte Arbeiter  5,5  hausindustrielle  iind  94,5 
in   geschlossenen  Werkstätten   beschäftigte. 
Wie  die  letzteren  sich  auf  Fabrik,  Hand- 
■  werk  und  Lohn  werk  verteilen,  ist  nicht  aus- 
;  zumachen.    Nur  aus  den  gegenseitigen  Ver- 
schiebungen   der    Zahlen    in    Spalte    2—4 
,  gegenüber  1882  läßt  sich  der  Schluß  ziehen, 
:  daß  das  Fabriksystem  in  rascher  Ausbreitung 
,  begriffen   ist.    Unter  je  100  Erwerbtatigea 
befanden  sich  nämlich : 

1882     1895 
;  a)  selbständige  und  leitende  Be- 
amte  34,41    24,90 

\  b)  Wissenschaft!. ,    technisch   und 

kanfm.  gebUdetes  Personal.    .      1,55      3,18 
c)  sonstige    Gehilfen    und    Lehr- 
'      linge 64,04    71,92 

I       Zu  dem  gleichen  Ergebnis  führt  die  Be- 
'  triebsstatistik.    Von  je  100  im  G.  beschäf- 
;  tigten  Personen  (Selbständige  und  Arbeiter) 
gehörten  an  den  Betrieben  mit : 


1  Person       2-ö    6—50  51  u.  mehr 

Alleinbetr.     Pers.    Pers.  Personen 

24,1  31,0      18,6         26,3 

15,4  24,5      23,0         36,1 

Die    Zahl    der    beschäftigten  Personen 


im  Jahre 

1882 
1895 
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hat  in  den  Alleinbetrieben  von  1882  auf 
1895  um  13,6  ^'/o  abgenommen.  Dagegen 
vermehrte  sie  sich  in  den  Betrieben: 

mit  Personen      um  Prozent 

2-5  6,2 

6-10  59,7 

n-W  77,1 

51-200  93,3 

201—1000  72,8 

über  1000  109,9 

In  den  beiden  letzten  Spalten  der  Tabelle 
ist  auch  auf  den  nebenberuflichen  Betrieb 
des  G.  Rücksicht  genommen,  aber  nur  inso- 
weit, daß  die  Zahl  derjenigen  angegeben  ist, 
welche  in  einer  der  genannten  Berufsarten 


'  ein   G.   nur  als  Nebenberuf  treiben.    Ihre 
Zahl  beträgt  6,9^  0  sämtlicher  im  G.  beschäf- 
tigten Personen.  .  Dabei  ist  aber  nicht  außer 
acht  zu  lassen,  daß  von  den  8281220  Per- 
!  sonen,  welche  im  G.  ihren  Hauptberuf  fanden, 
!  1491865  Personen    oder  18  ^/o    noch   einen 
I  Nebenberuf  hatten,  also  als  volle  Produzenten^ 
'  wenigstens  für  die  Berufsart,  unter  die  sie 
'  die  Statistik  nach  ihrem  Hauptberuf  stellt, 
'  nicht  angesehen  werden  können. 

Schließlich  sei  noch  die  Gesamtzahl  der 
\  1895  im  G.  beschäftigten  Personen  mitsamt 
;  der  von  ihnen  abhängigen  Bevölkerung  mit- 
i  geteilt  (nur  mit  Berucksichtigimg  des  Haupt- 
i  berufs) : 


Erwerbtätige  Personen    .... 
Häusliche  Dienstboten     .... 

Angehörige  ohne  Hauptberuf  . ,_ 

zusammen 


a)  Selbständige, 
ueschäftsleiter 

2  061  764 
268  255 

4222945 


b)  Betriebs- 
beamte usw. 

263  745 
27267 

460  130 


c)  Arbeiter,     überhaupt 

Lehrlmge  usw.  ""^'"»"i'»' 

5  955  711    8281220 

24612     320134 

6968812   II  651  887 


6  552  964 


75«  142 


12949 135        20253241 
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riß  der  allg.  Volkswirtschaftslehre,  1900l4.  — 
BücheTf  Die  Bevölkerung  von  Frankfurt  a.  M.  u 
14.  und  IS.  Jahrh.,  1886.  —  Derselbe,  Die 
Entstehung  der  Volkswirtschaft,  5.  Aufl.,  1906.  — 
Schtctedlantl  f  Kleingewerbe  u.  Hausindustrie 
in  Oesterreich,  ^  Bde.,  1894.  —  Untersuchungen 
über  die  Lage  des  Handwerks  in  Deutschland 
und  Oesterreich,  Sehr.  d.  V.  f.  Sozialp.,  Bd.  6t 
bis  71  und  Bd.  76,  1895/97.  —  Ueber  die 
deutsche  Hausind\istrie :  daselbst  Bd.  39 — 4i  und 
Bd.  84—87.  —  Gothein,  WirUehafUgeschichU 
des  Schwarzwaldes  und  der  angrenzenden  Land- 
schaften, Bd.  1.  —  T/itin,  Die  Industrie  am 
Niederrhein,  II,  S.  341  fg.  —  Derselbe,  Land- 
Wirtschaft  u.  Geirerbe  in  Mittelrußland,  Schmollers 
Forsch.,  III,  1.  —  Levasseur,  Histoire  des 
ciasses  ouvrit-res  en  France,  2  Bde.  —  Barberet, 
Le  travail  en  France,  Monographics  profes^io' 
nelles,  7  vols.,  Baris  1886  fg.  —  Les  Industries 
d  domicile  en  Belgique,  herausgegeb.  vom  Office 
du  Travaü.,  Vol.  I—VI,  1900 fg.  —  Viel  tat- 
sächliches  Material  bieten  die  großen  WeltaiU' 
Stellungsberichte  und  die  Reports  from  her  Majesty's 
diplomatic  and  consxdar  ugents  abroad  respecting 
the  condition  of  the  industrial  ciasses  etc.  in 
foreign  countries,  London  1870 — 72,  S  vols.  — 
Veber  die  gewerbl.  Betriebssysteme: 
Schaffte,  St.W.B.  von  Bluntschli  und  Brater, 
Art.  „Gewerbe''  und  Ges.  System  II,  S.  800 fg, 
—  Jf.  Mohl,  Baus  Arch.  d.  polit.  Gek.  und 
Polizei w.,  II,  S.  141  fg.  —  O.  Schwarz,  Die 
Betriebsformen  der  modernen  Großindustrie, 
^iUchr.  f.  Siaatsw.,  XXV,  S.  535 fg.  —  K, 
Marx,  Das  Kapital,  Bd.  1,  Abschn.  4.  — 
Röscher,  SysUm  III,  1}  112 fg.  —  Derselbe, 
Veber  Industrie  im  Großen  und  Kleinen,  in  #. 
Ansichten  der  Volksw.  —  A.  Held,  Zwei  Bücher 
zur  soz.  Geschichte  Englands,  Leipzig  1881.  — 
Büeher,  H.  d.  St.,  2.  A.,  Bd.  IV,  S.  360—898.  — 
Sombart,  Der  moderne  Kapitalismus,  190si.  — 
Slnzhetmer,  Ueber  die  Grenzen  der  Weiter- 
bildung des  fabrikmäßigen  Großbetriebs  in  Deutsch- 
land, 1893.  —  Hey  mann.  Die  gemischten  Werke 
im  deutschen  Gnßeisenge werbe,  1904. 

Bikcher, 
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Gewerbegerichte. 

1.  Geschichtliches.  2.  Die  G.  im  Deutschen 
Reiche.  3.  Die  G.  in  Oesterreich.  4.  Die  G.  in 
Frankreich,  Belgien,  der  Schweiz,  Italien  und 
England.  5.  Statistik.  6.  Bedeutung  und  Be- 
urteilung der  G. 

1.  Geschichtliches«  In  der  geschichtlichen 
Entwickelnng  der  G.  sind  zwei  Phasen  zu  unter- 
scheiden, die  sich  ganz  scharf  voneinander  ab- 
heben: die  mit  der  Ausbildung  des  Handwerks 
aufs  engste  verknüpfte  mittelalterliche  Zunft- 
Gerichtsbarkeit  und  die  erst  mit  der  mo- 
dernen EntWickelung  des  Fabrikbetriebes  ent- 
standene Gerichtsbarkeit  der  sog.  „Fabriken- 
gerichte"  Conseils  de  prud'hommes. 

Die  2lunftgerichtsbarkeit  des  Mittelalters  ist 
keineswegs  etwa  eine  ausschließliche  Gerichts- 
barkeit in  gewerblichen  Angelegenheiten; 
vielmehr  stellt  das  Zunftgericht  eine  Art  der 
im  Mittelalter  gar  nicht  seltenen  Standesgerichte 
dar.    Naturgemäß  hatte  sich  freilich  das  Zunft- 

fericht  vorwiegend  mit  gewerblichen  Streitig- 
eiten  und  Angelegenheiten  zu  befassen;  doch 
war  dasselbe  auch  berufen,  über  kleinere  Ver- 

fehen  der  Zunftangehörigen  zu  befinden  und 
trafen  wegen  derselben  zu  verhängen.  Eine 
bestimmte  und  einheitliche  Abgrenzung  der 
Zuständigkeit  der  Zunftgerichte  ist  nicht  nach- 
weisbar; vielmehr  finden  sich  in  den  Zunft- 
artikeln die  mannigfachsten  Verschiedenheiten; 
nicht  nur,  soweit  es  sich  um  die  Zünfte  ver- 
schiedener Städte  handelt,  sondern  auch  inner- 
halb derselben  Stadt  ist  die  Zunftgerichtsbarkeit 
der  einzelnen  Zünfte  keineswegs  einheitlich  ge- 
regelt. Auch  die  Besetzung  der  Richterbank 
ist  sehr  verschiedenartig  gestaltet:  bald  ent- 
scheiden ausschließlich  die  von  den  Zünften  ge- 
wählten Werkmeister,  Aelterleute  oder  Ge- 
schworenen, sei  es  allein,  sei  es  unter  Mit- 
wirkung einzelner  Ratsdeputierten,  bald  sind 
besondere  Mitglieder  des  Rats  (sog.  Wette- 
herren) zur  Entscheidung  der  Zunftstreitig- 
keiten berufen.  Daneben  findet  sich  auch  eine 
Entscheidung  von  Streitigkeiten  durch  die  sog. 
„Morgensprachen",  d.  h.  die  Generalversamm- 
lungen der  Amts^enossen. 

Eine  endgültige  Entscheidung  stand  den 
Zunftgerichten  nicht  zu;  vielmehr  war  regel- 
mäßig eine  Berufung  an  den  Rat  zulässig,  der 
überdies  auch  die  Streitigkeiten  zwischen  den 
verschiedenen  Zünften,  insbesondere  über  die 
Abgrenzung  der  einzelnen  Handwerke,  zu  ent- 
scheiden hatte.  Neben  den  eigentlichen  Zunft- 
gerichten, an  denen  nur  die  Meister  teilzu- 
nehmen berufen  waren,  bildete  sich  auch  eine 
Art  Rechtsprechung  der  sog.  Gesellenbruder- 
schaften heraus,  die  lediglich  von  den  Geseilen 
ausgeübt,  von  den  Meistern  aber  vielfach  be- 
kämpft und  nicht  anerkannt  wurde. 

Wie  dem  Mittelalter  die  Trennung  zwischen 
Justiz  und  Verwaltung  überhaupt  unbekannt 
war,  so  stand  auch  den  Zunftgerichten  nicht 
bloß  eine  eigentlich  rechtsprechende,  sondern 
auch  eine  Verwaltungstätigkeit  zu,  die  sich 
namentlich  auf  die  Kontrolle  der  Arbeiten  der 
Zuuftgenossen  (z.  B.  Prüfung  der  Tuchwaren 
durch  sog.  „Besiegeier"  und  der  Goldschmieds- 
arbeiten durch  ,,geschworene  Bescher^  u.  dgl.j 
erstreckte. 


Durch  den  Reichsschluß  vom  16./VI1I.  1731 
wurde  die  Zunftsgerichtsbarkeit  insofern  erheb- 
lich eingeschränkt,  als  Meister  and  Gesellen 
angewiesen  wurden,  bei  ihren  Zwistigkeiten 
sich  an  die  Obrigkeit  zu  wenden;  den  Gesellen 
wurde  die  Ausübung  einer  Gerichtsbarkeit  gänz- 
lich untersagt.  Demgemäß  verblieb  den  Zünften 
nur  die  Befugnis,  über  ganz  geringfügige  Ueber- 
tretungen  ihrer  Zunf^enossen,  die  mit  einer 
Strafe  von  1—2  rheinischen  Gulden  gesühnt 
werden  konnten,  zu  Gericht  zu  sitzen. 

Diese  erheblich  eingeschränkte  Gerichtsbar- 
keit hat  sich  als  Innungsgerichtsbarkeit  bis  in  die 
Mitte  des  vorigen  Jahrh.  partikularrechtlich  er- 
halten, 80  z.  B.  in  §  137  der  preußischen  Gew.-O. 
V.  17./I.  1845  und  in  dem  bayerischen  G.  v. 
ll./IX.  1825,  betr.  die  Grundbestim munc^en  für 
das  Gewerbswesen.  Der  Gew.-O.  v.  21./ VI.  1869 
ist  eine  Gerichtsbarkeit  der  Innungen  als  solche 
oder  von  besonderen  Innungsgerichten  unbe- 
kannt. Erst  die  Gewerbeordnungsnovelle  v. 
18./ VII.  1881  hat  den  Innungen  und  den  von 
diesen  errichteten  Innungsschiedsgerichten 
wiederum  eine  Gerichtsbarkeit  in  gewerblichen 
Angelegenheiten  verliehen,  die  auch  durch  das 
G.^esetz  v.  29./V1I.  1890  keine  Einschränkung 
erlitten  hat  (Näheres  darüber  siehe  unten  sub  2). 

Einen  ganz  anderen  Entwickelungseang  hat 
diejenige  U^.barkeit  genommen,  die  sich  in  An- 
lehnung an  die  Entstehung  des  Fabrik  wesens 
seit  Ende  des  vorigen  und  mit  Beginn  dieses 
Jahrh.  herausgebildet  hat.  Schon  frühzeitijgf 
stellte  sich  nämlich  das  Bedürfnis  heraus,  die 
Streitigkeiten  zwischen  den  Fabrikuntemehmem 
und  ihren  Arbeitern  besonderen  Behörden  oder 
Abteilungen  der  ordentlichen  Gerichte  zur  Ab- 
urteilung zu  übertragen.  In  Preußen  geschah 
dies  zunächst  ganz  vereinzelt  für  die  Stadt 
Berlin  durch  ein  Reglement  von  1792,  das  aber 
nicht  lange  Zeit  in  Kraft  blieb.  Die  Gerichts- 
barkeit für  Streitigkeiten  zwischen  den  Fabrik- 
Unternehmern  und  ihren  Arbeitern  wurde  schon 
bald  wieder  dem  ordentlichen  Gerichte  über- 
tragen, ein  Zustand,  der  durch  das  Reglement 
V.  4./1V.  1815  nur  insofern  abgeändert  wurde, 
als  eine  besondere  Deputation  des  Stadtgerichtes 
unter  dem  Namen  „Fabrikengerichf*  mit  der 
Entscheidung  jener  Streitigkeiten  betraut  wurde. 
Jenes  Reglement  hat  offenbar  auch  dem  Regle- 
ment V.  26./XI.  1829  zum  Vorbilde  gedient, 
mittels  dessen  zur  Entscheidung  der  vorerwiüm- 
ten  und  ähnlicher  Streitigkeiten  in  neun  west- 
fälischen Fabrikstädten,  die  sich  durch  besondere 
Entwickelnng  der  industriellen  Verhältnisse 
auszeichneten ,  die  sog.  „ Fabrikengerich ts- 
deputatiouen''  eingerichtet  wurden.  In  der 
Rheinprovinz  blieben  die  noch  aus  der  Zeit 
der  Fremdherrschaft  herrührenden  Conseils  de 
prud'hommes  nicht  bloß  bestehen;  sie  wurden 
vielmehr  auch  noch  an  anderen  Orten  der  Rhein- 
provinz unter  der  preußischen  Herrschaft  ein- 
gerichtet und  durch  die  ihre  Verfassung  ab- 
schließende V.  V.  7./VIII.  1846  unter  der  Be- 
zeichnung .Königliche  G."  als  dauernde  Ein- 
richtung oeibehalten.  Ein  im  Jahre  1849  (mittels 
der  durch  die  Kammern  unter  dem  29./I.  1850 
genehmigten  V.  v.  9./II.  1849)  unternommener 
Versuch,  das  Institut  der  rheinischen  G.  auch 
in  den  altpreußischeu  Provinzen  einzubürgern, 
schlug  gänzlich  fehl. 

Die  ( Bundes- )Gew.-0.  v.  21.;VI.  1869  ließ  in 
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ihrem  §  106  die  bereits  in  den  einzehien  Bundes- 
staaten Torhandenen  besonderen  Behörden  zur 
Entscheidnng  &;ewerblicher  Streitigkeiten  be- 
stehen. Soweit  derartige  Behörden  nicht  existier- 
ten, wnrden  alle  gewerblichen  Streitigkeiten  der 
in  §  108  Abs.  1  der  Gew.-O.  bezeichneten  Art 
zwischen  den  Gewerbetreibenden  und  ihren  Ge- 
sellen, Gehilfen  und  Lehrlinfi^en  zur  Vorent- 
scheidung an  die  Gemeindebehörde  verwiesen, 
gegen  deren  Entscheidung  die  Berufung  auf 
den  Rechtsweg  binnen  einer  zehntägigen  Frist 
zuläftsie  war.  Daneben  gestattete  das  Gesetz, 
an  Stefle  der  bereits  bestehenden  Behörden  be- 
sondere Schiedsgerichte  durch  Ortsstatut  der 
Gemeinden  mit  der  Entscheidung  der  gewerb- 
lichen Streitigkeiten  zu  betrauen. 

Da  die  Gemeinden  Ton  dieser  Befugnis  einen 
nur  Terhältnismäßig  geringfügifi^en  Gebrauch 
machten  und  die  Forderung  nach  der  Errichtung 
selbständiger  G.  immer  drini^licher  erhoben 
wurde,  so  wurde  endlich  nach  mannigfachen 
Tergeblichen  Anläufen  unter  Beseitigung  des 
§  lud  (bezw.  des  später  an  seine  Stelle  ge- 
tretenen §  120a)  Gew.-O.  durch  das  RG.  betr. 
die  G.  vom  29./VII.  1890  (RGBl.  S.  141)  eine 
einheitliche  Grundlage  für  besondere  zur  Ent- 
scheidung von  gewerblichen  Streitigkeiten 
berufene  Gerichte  in  den  G.  geschaffen. 

Das  G.  vom  29./Vir.  1890  hatte  die  Errich- 
tung der  G.  der  statutarischen  Anordnung! 
der  Gemeinden  oder  der  weiteren  Kommunal-  ] 
verbände  überlassen,  während  ein  Zwang  zu| 
deren  Einführung  nicht  bestand.  Da  nun  die 
G.  im  allgemeinen  sich  bewährt  hatten,  gleich- 
wohl aber  viele  Gemeinden  gegenüber  Anträgen 
auf  Einführung  von  G.  sich  ablehnend  ver- 
hielten, so  wurde  durch  die  aus  der  Initiative 
des  Reichstags  hervorgegangene  Novelle  vom 
aO.'VI.  1901  (RGBl.  S.  249)  zwingend  vor- 
geschrieben, daß  für  alle  Gemeinden,  gleichviel, 
ob  Stadt-  oder  Landgemeinden,  die  nach  der 
jeweilig  letzten  Volkszählung  mehr  als  20000 
Einwomier  haben,  ein  G.  zu  errichten  ist.  Die 
Novelle  änderte  noch  mehrere  andere  Bestim- 
munfi^en  des  G.  vom  29./A7I.  1890:  gleichzeitig 
wurde  durch  deren  Art.  3  der  Reichskanzler 
ermächtigt,  den  Text  des  nunmehr  amtlich  als 
„G.geseta"  (GrGG.)  bezeichneten  Gesetzes  in  der 
neuen  Fassung  zu  veröffentlicheu.  was  zufol^ 
Bekanntmachung  vom  29.;aX.  1901  (RGBl. 
8.  353)  geschehen  ist. 

2.  Die    6.    im    Dentschen    Reiche^). 

a)  Errichtung  und  Zusammen- 
setzung der  G.  Die  Errichtung  der 
G.  erfolgt  entweder  —  und  zwar  in  der 
Regel  —  für  den  Bezirk  einer  Gemeinde 
durch  ein  gemäß  §  142  der  Gew.-i).  errich- 
tetes Ortsstatut  oder  ftlr  den  Bezirk  mehrerer 
Gemeinden  durch  übereinstimmende  Orts- 
statuten der  beteiligten  Gemeinden  oder 
durch  statutarische  Anordnung  eines  sog. 
weiteren  Kommunal  Verbandes!  Amtes,Kreises) 

*)  Im  nachfolgenden  gelaugt  nur  die  Tätig- 
keit der  G.  als  rechtsprechende  und  begut- 
achtende Behörden  zur  Darstellung:  über  die 
Tätigkeit  der  G.  als  Einigung»ämter  8.  den 
betr.  Artikel  oben  S.  689  fg. 


für  dessen  Bezirk  oder  endlich  auf  Anrufen 
der  beteiligten  Arbeitgeber  oder  Arbeiter 
durch  die  Landes-Zentiulbehörde,  dies  jedoch 
nur  dann,  wenn  die  in  Frage  kommenden 
Gemeinden  oder  Kommunalverbände  trotz 
einer  an  sie  gerichteten  Auffordenmg  sich 
weigern,  ein  G.  zu  errichten.  Das  Orts- 
statut, vor  dessen  Erlaß  sowohl  Arbeit^ber 
wie  Arbeiter  der  hauptsächlich  beteiligten 
Gewerbezweige  imd  Fabrikbetriebe  in  ent- 
sprechender Zahl  zu  hören  sind,  bedarf  der 
binnen  6  Monaten  zu  erteilenden  Genehmigung 
der  höheren  Verwaltungsbehörde. 

Die  G.  werden  mit  einem  Vorsitzenden, 
dessen  Stellvertreter  und  der  erforderlichen 
Zahl  von  Beisitzern  besetzt,  deren  mindestens 
vier  vorhanden  sein  sollen.  —  Der  Vor- 
sitzende und  sein  Stellvertreter,  die  weder 
Arbeitgeber  noch  Arbeiter  sein  dürfen,  für 
die  im  übrigen  aber  eine  besondere  Quali- 
fikation (insbesondere  die  Befähigung  zum 
Richteramt),  gesetzlich  nicht  vorgeschrieben 
ist,  werden  durch  den  Magistrat  und  in 
Ermangelung  eines  solchen  oder  falls  das 
Statut  dies  bestimmt,  durch  die  (Jemeinde- 
vertretung  (in  weiteren  Kommunalverbänden 
durch  deren  Vertretung),  auf  mindestens 
ein  Jahr  gewählt.  Ihre  Wahl  bedarf,  sofern 
sie  nicht  ein  Staats-  oder  Gemeindeamt  kraft 
staatlicher  Ernennung  „oder  Bestätigung*'  ver- 
walten, der  Genehmigimg  der  höheren  Ver- 
waltungsbehörde. —  Die  Beisitzer,  die  zur 
Hälfte  den  Arbeitgebern  (oder  den  ihnen 
gleichgestellten  Leitern  eines  Gewerbe- 
betriebes oder  Stellvertretern  der  Gewerbe- 
treibenden), zur  anderen  Hälfte  den  Arbeitern 
zu  entnehmen  sind,  werden  zu  ihrem  Amte 
durch  unmittelbare  und  geheime  Wahlen 
der  Arbeitgeber,  bezw.  Arbeiter  auf  mindestens 
l  und  höchstens  G  Jahre  berufen^),  wol)ei 
hervorzuheben  ist,  daß  nur  solche  Arbeitgeber 
die  aktive  und  passive  Wahlfälligkeit  be- 
sitzen, die  mindestens  einen  Arbeiter  regel- 
mäßig das  Jahr  hindurch  oder  zu  gewissen 
Zeiten  des  Jahres  beschäftigen. 

Wahlberechtigt  sind  nur  diejenigen  über 
25  Jahre  alten,  zum  Amte  eines  Schöffen 
fähigen  Personen*),  die  im  Bezirke  des  G. 
Wohnung  oder  Beschäftigung  haben.  Per- 
sonen, die  der  Zuständigkeit  des  betreffenden 


*)  Wiederwahl  ist  zulässig. 

*)  Unfähig  zum  Amte  eines  Schöffen  sind 
a  I  weibliche  Personen,  b)  Ausländer,  c)  diejenijp^n 
Personen,  denen  diese  Fähigkeit  durch  stra^- 
richtliche  Venirteilun^  aberkannt  ist,  d)  die- 
jenigen, gegen  welche  das  Hauptverfahren 
wegen  eiue»  Verbrechens  oder  Vergehens  er- 
öffnet ist,  das  die  Aberkennung  der  bürger- 
lichen Ehrenrechte  oder  der  Fähigkeit  zur  Be- 
kleiduug  öffentlicher  Aemter  zur  Foljje  haben 
kann,  e»  Personen,  die  infolge  gerichtlicher 
Anordnung  in  der  Verfügung  über  ihr  Vermögen 
beschränkt  sind. 
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G.  nicht  unterworfen  sind,  haben  weder 
aktive  noch  passive  Wahlfähigkeit  als  Bei- 
sitzer. Unfähig  zur  Bekleidung  des  Amtes  eines 
G.  mitgliedes  (als  Vorsitzender  oder  Beisitzer) 
sind  aUe  zum  Amte  eines  Schöifen  unfähigen 
Personen;  überdies  sollen  alle  Mitglieder 
über  30  Jahre  alt,  in  dem  der  Wahl  vorauf- 


Lohn  oder  Gehalt  2000  M.  nicht  übersteigt 
Auch  die  Streitigkeiten  der  Arbeitgeber  mit 
den  sog.  Heimarbeitern  oder  Hausgewerbe- 
treibenden oder  dieser  untereinander  unter- 
liegen kraft  Gesetzes  der  Zuständigkeit 
des  G.,  sofern  diesen  Personen  die  Rohstoffe 
oder  Halbfabrikate  von  denGewerbetreibenden 


gegangenen  Jahre   nicht   aus  Armenmitteln  geliefert   werden ;    beschaffen    die   Hausge- 


untersttitzt  sein  imd  als  Beisitzer  nur  be- 
rufen werden,  wenn  sie  im  Gerichtsbezirk 
mindestens  2  Jalu*e  wohnen  oder  beschäftigt 
sind,  ein  Erfordernis,  das  für  den  Vorsitzen- 
den und  dessen  Stellvertreter  nicht  in  Be- 
tracht kommt. 

Das  Amt  der  Beisitzer  ist  ein  Ehren- 
amt, das  nur  aus  bestimmten  gesetzlicli 
vorgesehenen  Gründen  abgelehnt  werden 
darf;  die  den  Beisitzern  für  jede  Sitzung 
zu  gewährende  Vergütung  für  Zeitversäumnis 
(und  etwaige  Reisekosten)  darf  nicht  zunick- 
gewiesen werflen. 

Das  G.  verhandelt  und  entscheidet  in  der 
Besetzung  von  3  Mitgliedern  einschließlich 
des  Vorsitzenden:  das  Ortsstatut  kann  eine 
größere  Zahl  von  Beisitzern  vorschreiben; 
jedoch  müssen  Arbeitgeber  und  Arbeiter 
stets  in  gleicher  Zalü  zugezogen  werden. 

Bei  jedem  G.  muß  eine  Gerichts - 
Schreiberei  eingerichtet  werden ;  an  Stelle 
der  Gerichtsvollzieher  können  Gemeindebe- 
amte die  Zustellungen  besorgen. 

b)  Zuständigkeit  der  G.  Sach- 
lich zuständig  sind  die  G.  nur  für  Streitig- 
keiten zwischen  Arbeitgebern  mit  ihren  Ar- 


werbetreibenden   aber   selbst  diese  Stoffe, 
so  ist  das  G.  nur  dann  zuständig,  wenn  dies 
im  Statut  vorgesehen  ist.    Die  G.  sind  ohne 
Rücksicht  auf  den  Wert  des  Streitgegen- 
standes  zuständig,  jedoch  nur  für  Streitig- 
keiten:   «)   über  Antritt    Fortsetzung    oder 
Auflösung  des  Arbeitsverhältnisses,  üter  Aus- 
händigung  oder  Inhalt  des   Arbeitsbuches, 
Zeugnisses,  Lohnbuches,  Arbeit szetteLs  oder 
Lohnzahlungsbuches;    /i)    über    Leistungen 
aus   dem  Arbeitsverhältnisse;    ;)   über    die 
Rückgabe  von  Zeugnissen,  Büchern,  Legiti- 
mationspapieren,   Urkunden,    Gerätschaften, 
Kleidungsstücken,  Kautionen  und  dergleichen, 
die  aus  Anlaß  des  Arbeitsverhältnisses  über- 
geben sind ;  ^)  über  Ansprüche  auf  Schaden- 
ersatz oder  auf  Zahlung  einer  Vertragsstrafe^) 
wegen  Nichterfüllung  oder  nicht  gehöriger 
Erfüllung  der  Verpflichtungen,    welche   die 
I  unter  «  bis  /  bezeichneten  Gegenstände  be- 
I  treffen,   sowie   wegen   gesetzwidriger   oder 
unrichtiger  Eintragimgen  in  Arbeitsbücher, 
j  Zeugnisse,  Lohnbücher,  Arbeitszettel,  Lohn- 
I  zahlungsbücher,   Kranken  kassenbücher  oder 
j Quittungskarten  der  Invalidenversicherung; 
\e)  über   Berechnung   und  Anrechnung  der 
heitern  oder  zwischen  Arbeitern   desselben !  von  den  Arbeitern  zu  leistenden  Kranken- 
Arbeitgebers,  sofern  auf  diese  Arbeiter  (Ge- -;  Versicherungsbeiträge    und    Eintrittsgelder; 
seilen,    Gehilfen,   Fabrikarbeiter   und  Lehr-  ^)  über  Ansprüche,  die  auf  Grund  der  üeber- 


linge)  der  7.  Titel  der  Gew.-O.  Anwendung 
findet.  1)  Zu  den  Arbeitern  zählen  auch  die 
im  Abschnitt  III  b  dieses  7.  Titels  bezeich- 
neten Personen  (Werkmeister,  Betriebsbeamte 
usw.),  falls  deren  Jahresarbeitsverdienst  an 


nähme  einer  gemeinsamen  Arbeit  von  Ar- 
beitern desselben  Arbeitgebers  gegeneinander 
erhoben  werden. 

Die  sachliche  Zuständigkeit  der  G.  kann 
auf   bestimmte   Arten   von  Gewerbe-    o<ler 

Fabrikbetrieben  beschränkt  werden.    Ist  eine 

')  Für  Gehilfen  und  Lehrlinge  in  Apotheken  |  Innung  oder  ein  Innungsschiedsgericht  2)  zu- 
nnd  Handelsgeschäften,  sowie  für  Arbeiter,  die  i 


in  den  unter  der  Militär-  und  Marineverwaltune 
stehenden    Betriebsaulagen     beschäftigt     sind, 

f  reift  das  GGG.  nicht  Platz.  Für  die  Streitig- 
eiten  der  Kauflente  mit  ihren  Gehilfen  und 
Lehrlingen  greift  jetzt  das  G.  betr.  Kaufmanns- 
gerichte vom  6.,Vn.  1904  (RG.Bl.  S.  266}  Platz; 
8.  den  Art.  ^Kaufmannsgerichte".  Streitig  und 
zweifelhaft  ist  es  mit  Rücksicht  auf  §  6  G.O., 
inwieweit  Streitigkeiten  der  „Eisenbahnarbeiter" 
mit  den  Eisenbahnunternehmem  unter  das  GGG. 
fallen 
beim 


^)  Streitigkeiten  über  Vertragsstrafen,  di« 
nnr  für  den  Fall  bedungen  sind,  daJB  der  Arbeiter 
nach  Beendigung  des  Arbeitsverhältniases  ein 
solches  bei  anderen  Arbeitern  eingeht  oder  ein 
eigenes  Geschäft  errichtet,  unterliegen  der  Zu- 
ständigkeit der  ordentlichen  Gerichte. 

'}  Die  Innun^n  sind  zur  vorlänfigen  Ent- 
scheidung von  Streitigkeiten  der  in  §  3  des 
GGG.  und  §  53  a  des  Krankenversicherangsge- 


setzes  bezeichneten  Art  zwischen  Innungsmit- 
Streckenarbeiter,  Maschinisten  und  die  |  gliedern  und  ihren  Lehrlingen ,  die  Innnngs- 
Gütertransport     beschäftigten     Arbeiter :  Schiedsgerichte   zur  Entscheidung    ebensol^er 


werden  vielfach  zu  den  dem  GGG.  unterworfenen  ;  Streitigkeiten  zwischen  Innnngsmitgliedem  und 
Arbeitern  nicht  gerechnet.  Für  die  Entschei- ;  ihren  Gesellen  und  Arbeitern  berufen.  Di« 
düng  von  Streitigkeiten  zwischen  den  in  Berg- 1  sachliche  Zuständigkeit  der  Innungen  und  In- 
werken,  Salinen ,  Aufbereitungsanstalten  und '  nungsschiedsgerichte  ist  also  dieselbe  wie  die 
unterirdisch  betriebeneu  Brüchen  und  Gruben  der  G.  Ueber  die  Organe  der  Innnngen.  denen 
beschäftigten  Arbeiter  mit  ihren  Arbeitgebern  die  Entscheidung  der  Lehrlingsstreitigkeitea 
können  die  Landes-Zeutralbehörden  besondere  obliegt,  und  das  von  diesen  zn  beobachtende 
„Berg-G.-  einrichten  Tg  82  GGG.j.  Verfahren  ist  durch  das  Innungsstatat  Bestim- 
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stäodig,  so  ist  dadurch  die  Zuständigkeit 
der  G.  ausgeschlossen  i),  deren  Zuständigkeit 
im  übrigen  gleichfalls,  insbesondere  also 
den  ordentlichen  Gerichten  gegenüber  eine 
ausschließlicheist.  Daraus  folgt,  daß  die 
Parteien  durch  Vereinbarung  die  Zuständig- 
keit der  G.  nicht  beseitigen  können  und  die 
ordentlichen  Gerichte  in  jeder  Lage  des 
Terfahrens  von  Amts  wegen  prüfen  müssen, 
ob  nicht  die  Zuständigkeit  eines  G.  im  Einzel- 
falle gegeben  ist.  Auch  Schiedsverträge, 
durch  welche  die  Zuständigkeit  der  G.  für 
künftige  Streitigkeiten  ein  für  allemal  aus- 
geschlossen wird,8ind  nur  dann  rechts  wirksam, 
wenn  nach  dem  Inhalt  des  Schiedsvertrages 
bei  der  Entscheidung  Arbeitgeber  und  Ar- 
beiter in  gleicher  Zahl  unter  einem  Vor- 
sitzenden mitzuwirken  haben,  der  weder 
Arbeitgeber  oder  Angestellter  eines  l)eteilig- 
ten  Arbeitgebers  noch  Arbeiter  ist.  Dagegen 
ist  es  wohl  zulässig,  die  Entscheidung  einer 
einzelnen  bereits  entstandenen 
Streitigkeit  durch  besondere  Vereinbamng 
einem  beliebig  zusammengesetzten  Schieds- 
gericht zu  übertragen. 

0 ertlich  zuständig  ist  dasjenige  G., 
in  dessen  Bezirk  die  streitige  Verpflichtung 
zu  erfüllen  ist  oder  sich  die  gewerbliche 
Niederlassung  des  Arbeitgebers  befindet  oder 
beide  Parteien  ihren  Wohnsitz  haben,  unter 
mehreren  zuständigen  G.  hat  der  Kläger  die 
Wahl.  Die*  örtliche  Zuständigkeit  eines  G. 
kann  durch  das  Statut  auf  bestimmte  Teile 
eines  Gemeindebezirks  beschränkt  werden. 
Solange  ein  G.  für  einen  bestimmten  Bezirk 
nicht  errichtet  ist,  bleibt  für  die  obener- 
wähnten „gewerblichen  Streitigkeiten''  das 
ordentliche  Gericht  zuständig-). 

c)  Verfahren  vor  den  G.  Soweit  nicht 
das  Gesetz  Abweichendes  bestimmt,  finden 


mnoff  zu  treffen.  Die  Innungsscbiedsgerichte 
bestellen  aus  einem  von  der  unteren  Verwaltungs- 
behörde £U  ernennenden  Vorsitzenden  imd  je 
einem  aus  der  Zahl  der  Inoungsmitglieder  von 
der  Innungsversammlung  und  aus  der  Zahl  ibrer 
Gesellen  von  diesen  zu  wählenden  Beisitzer.  Die 
Entscheidungen  der  Innungen  und  Innungs- 
schiedsgerichte können  binnen  der  Notfrist  eines 
Monats  seit  der  Verkündienng  ev.  der  Behau- 
digune  durch  Klage  bei  dem  ordentlichen  Ge- 
richt (dem  Amtsgericht)  angefochten  werden. 

»)  Gemäß  §  91  Gew.-O.  in  der  Fassung  des 
G.  V.  26./VII.  1897  (RGBl.  S.  663)  kann  jedoch 
das  G.  oder,  wo  ein  solches  nicht  besteht  das 
ordentliche  Gericht  angerufen  werden,  wenn  das 
Innungsschiedsgericht  nicht  den  ersten  Termin 
iunerhalb  8  Tagen  nach  Eingang  der  Klage  an- 
beraumt. 

*)  In  diesem  Falle  kann  jedoch  jede  Partei 
vor  der  Anrufung  des  ordentlichen  Gerichts  die 
Entscheidung  des  Gemeindevorstehers  nach- 
suchen, die  rechtskräftig  wird,  wenn  nicht  ihre 
Anfechtung  durch  Beschreitung  des  ordentlichen 
Bechtsweges  binnen  10  Tagen  erfolgt. 


auf  das  Verfahren  vor  den  G.  im  allgemeinen 
die  für  das  amtsgeriehtliche  Verfahren  gel- 
tenden Vorschriften  der  Zivilprozeßordnung 
{§§  495—510)  Anwendung.  Die  wichtigsten 
dieser  Abweichungen  sind  folgende :  Das  G. 
entscheidet  in  der  Besetzung  von  drei  Mit- 
gliedern mit  Einschluß  des  Vorsitzenden; 
doch  kann  das  Statut  allgemein  oder  füi^ 
gewisse  Streitigkeiten  eine  größere  Zahl  von 
Beisitzern  vorschreiben.  Arbeitgeber  und 
Arbeiter  müssen  stets  in  gleicher  Zahl 
zugezogen  werden.  Im  ersten  Termin  kann 
der  Vorsitzende  auch  ohne  die  Zuziehung 
von  Beisitzern  verhandeln,  wobei  er  vor 
allem  auf  das  Zustandekommen  eines  Ver- 
gleiches hinzuwirken  hat:  ein  Urteil 
darf  er  nur  dann  ohne  Bei&ilzer  erlassen, 
wenn  eine  Partei  ausbleibt  oder  wenn  beide 
(erschienene)  Parteien  dies  beantragen,  imd 
das  urteil  sofort  gefällt  werden  kann.  \»*e(lei 
Rechtsanwälte  noch  Rechtskonsulenten 
können  als  Prozeßbevollmächtigte  oder  Bei- 
stände der  Parteien  vor  den  G.  auftreten. 
Die  Zustellungen  erfolgen  von  Amts  wegen ; 
doch  kann  auf  die  Zustellung  von  urteilen 
und  Beschlüssen  verzichtet  werden.  Auch 
im  übrigen  erfolgt  der  Prozeßbetrieb,  ins- 
besondere die  Anberaumung  der  Termine 
und  die  Ladung  der  Parteien  zu  denselben 
von  Amts  wegen.  Das  G.  hat  vor  allem 
auf  eine  gütliche  Erledigung  des  Elechts- 
streites  hinzuwirken  und  erst,  wenn  ein 
Vergleich  nicht  zustande  kommt,  über  den 
Rechtsstreit  zu  verhandeln.  Der  Vorsitzende 
kann  das  persönliche  Erscheinen  der 
Parteien  unter  Androhung  einer  Geldstrafe 
bis  zu  1<X>  M.  anordnen.  Eine  Beeidigung 
der  Zeugen  oder  Gutachter  erfolgt  nur  ai2 
Parteiantrag,  oder  falls  das  Gericht  sie  für 
notwendig  erachtet.  Uebersteigt  der  Wert 
des  Streitgegenstandes  den  Betrag  von  ICK)  M. 
nicht  oder  handelt  es  sich  um  Anträge  auf 
Festsetzung  der  Kosten,  so  entscheidet  das 
G.  endgtiltig:  im  übrigen  finden  dieselben 
Rechtsmittel  statt,  welche  in  den  zur  Zu- 
ständigkeil der  Amts^richte  gehörigen 
bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  zulässig 
sind.  Berufungs-  imd  Beschwerdegericht 
ist  das  Landgericht,  in  dessen  Bezirk  das  G. 
seinen  Sitz  hat. 

Die  ordentlichen  Gerichte  sind  den  G. 
zur  Gewährung  der  Rechtshilfe  gemäß  den 
Vorschriften  des  Gerichtsverfassungsgesetzes 
verpflichtet. 

Eine  besondere  Beschleunigung  des 
Verfallrens  wird  dadurch  erreicht,  daß  La- 
dungs-  und  Einlassungsfristen  nicht  vorge- 
schrieben sind,  abgesehen  von  derBestimmung, 
daß  die  Zustellung  der  Ladung  spätestens 
am  Tage  vor  dem  Termine  erfolgen  muß. 
Die  Einspruchsfrist  gegen  Versäumnisurteile 
beträgt  nur  3  Tage.  Die  Leistung  aller 
Schiedseide  kann  durch  Beweisbeschluß  an- 
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geordnet  werden.  Ausbleiben  des  Schwur- 
pflichtigen im  Schwuilermin  hat  ohne  weiteres 
zur  Folge,  daß  der  Eid  als  verweigert  an- 
gesehen wird :  alle  diese  Vorschriften  tragen 
nicht  wenig  zur  Beschleunigung  des 
Verfahrens  bei. 

Die  Kosten  des  Verfahrens  sind  außer- 
ordentlich niedrig  bemessen.  Schreibge- 
bühren und  Gebühren  oder  bare  Auslagen 
für  Zustellungen  kommen  überhaupt  nicht 
zum  Ansatz.  An  Gerichtsgebühren  werden 
bei  einem  Objekte  bis  zu  20  M.  1  M.;  bei 
einem  Objekte  bis  zu  100.  M.  3  M.  erhoben ; 
die  höchste  Gebühr  beträgt  30  M.  Soweit 
Auslagen  zum  Ansatz  kommen,  werden 
dieselben  gemäß  §  79  des  Gerichtskosten- 
gesetzes erhoben.  Das  Statut  kann  aber  die 
Erhebung  geringerer  Gebühren  und  Ausk^en 
als  der  vorstehend  erwähnten,  ja  selbst 
vollständige  Gebühren-  und  Auslagen- 
freiheit anordnen. 

d)  Die  G.  sind  —  abgesehen  von  ihrer 
rechtsprechenden  Tätigkeit  —  auch  berufen, 
Gutachten  über  gewerbliche  Angelegenheiten 
zu  erstatten,  sei  es,  daß  sie  diese  Gutachten 
auf  Aufforderung  der  Staatsbehörden  oder 
des  Kommunalverbandes,  für  welchen  sie 
errichtet  sind,  abzugeben  haben,  sei  es,  daß 
sie  von  Amts  wegen  an  Behörden  oder  Ver- 
tretungen von  Kommunal  verbänden  Anträge 
in  gewerblichen  Fragen  richten,  welche  die 
ihrer  Gerichtsbarkeit  unterstellten  Betriebe 
berühren. 

e)  Ueber  die  Tätigkeit  der  G.  als  Eini- 
gungsämter vgl.  den  Art.  „Einigungs- 
ämter'. 

3.  Die  G.  in  Oesterreich.  An  Stelle 
des  nur  für  fabrikmäßige  Betriebe  in 
Geltung  gewesenen  G.  v.  14./ V.  1869  (RGBl. 
Nr.  63),  auf  Grund  dessen  nur  4  G.  bestanden 
und  eine  unzureichende  Tätigkeit  entfaltet 
hatten,  ist  am  1./ VII.  1898  das  in  vielfacher 
Hinsicht  dem  deutschen  RG.  v.  29./V11 1890 
nachgebildete  G.  v.  27./VI.  1896  (RGBl.  Nr. 
218  S.  663)  ,,betr.  die  Einführung  von  G.  und 
die  Gerichtsbarkeit  in  Streitigkeiten  aus  dem 
gewerblichen  Arbeits-,  Lehr-  und  Lohn  Ver- 
hältnisse" (Gewerbegerichtsordnung)  getreten. 
Die  wichtigsten  Abweichungen  von  dem  im 
Deutschen  Reiche  geltenden  Rechtszustande 
sind  die  folgenden: 

Die  Errichtung  eines  G.  erfolgt  stets 
durch  eine  im  Einvernehmen  mit  den  be- 
teiligten Ministerien  erlassene  Anordnung 
des  Justizministers.  Der  Gewerbegerichts- 
barkeit sind  auch  die  Gehilfen  und  Lehr- 
linge in  Handelsgeschäften  sowie  die 
Werkmeister  ohne  Rücksicht  auf  die  flöhe 
ihres  Jahreseinkommens,  endlich  die  bei 
Eisenbahn-  und  Dampfschiffsunteruehmungen 
angestellten  Personen  unterworfen.  Der  Vor- 
sitzende des  G.  und  dessen  Stellvertreter 
müssen  zum  Richteramt  befähigte  richter- 


liche Beamte  sein;  sie  werden  vom  Justiz- 
minister  ernannt  Das  aktive  Wahlrecht 
für  die  Wahl  der  Beisitzer  haben  alle  über 
20  Jahre  alte,  insbesondere  auch  weibliche 
Arbeiter;  das  passive  (die  Wahlfähigkeit) 
ist  dagegen,  wie  im  Deutschen  Reiche,  auf 
die  Männer  beschränkt  Aehnlich,  wie  hier, 
findet  das  bezirksgerichtliche  Verfahren  in 
Bagatellsachen  Anwendung;  die  erste  „Tag- 
satzung^^  ist  binnen  3  TaJ|en  anzuordnen. 
Die  urteile  des  G.  in  Streitsachen  bis  zu 
50  fl.  sind  zwar  im  allgemeinen  endgültig, 
jedoch  „wegen  Nichtigkeitsgründen"  mit  der 
Berufung  anfechtbar.  Entscheidungen  io 
Streitsachen  über  höhere  Beträge  unterliegen 
unbeschränkt  der  Anfechtimg  mittels  der 
Berufung.  Ueber  diese  entscheidet  zwar 
auch  (wie  bei  uns)  der  ordentliche  Ge- 
richtshof erster  Instanz,  jedoch  unter  Zu- 
ziehung von  zwei  gewerblichen 
Beisitzern  imd  ohne  Anwaltszwang. 

Neben  den  G.  existieren  noch  sog.  „schieds- 
gerichtliche Ausschüsse"  zur  gütlichen  Bei- 
legung oder  vorläufigen  Entscheidung  von 
Streitigkeiten  der  in  Genossenschaften  ver- 
einigten Handwerker  mit  ihren  Hilfsarbeitern. 
Diese  Entscheidungen  der  „Ausschüsse'' 
können  binnen  8  Tagen  seit  der  VerkOndung 
durch  Anrufung  des  G.,  oder,  wo  ein  solches 
nicht  existiert,  des  ordentlichen  Gerichts  an- 
gefochten werden. 

4.  Die  G.  in  Frankreich,  Belgleiu  der 
Schweiz,  Italien  und  England.  Die  fran- 
zösischen Conseils  de  pmd^hommes  sind  eine 
Schöpfung'  Napoleons  I.,  der  diese  zuerst  durch 
G.  V.  18.^11.  1806  für  die  Stadt  Lyon  als  ein 
aus  Fabrikanten  und  Werkmeistern  gebildetes 
G.  einführte,  das  den  Zweck  hatte,  die  ^werb- 
lichen Streitigkeiten  zwischen  den  Fabrikanten 
und  ihren  Arbeitern  und  zwischen  den  Werk- 
meistern und  den  ihnen  unterstellten  Arbeiters 
und  Lehrlingen  zunächst  im  Gütewege  zu 
schlichten,  ev.  durch  Urteil  zu  entscheiden.  Die 
Einrichtung  bewährte  sich  derart,  daO  sie  bald 
für  eine  Reihe  von  weiteren  Industriestädte]: 
Frankreichs  eingeführt  und  im  We^e  der  Ge- 
setzgebung immer  weiter  ausgebildet  wurde. 
Die  Grundzüge  dieses  Instituts,  das  insbesondere 
auf  dem  obigen  Gesetz,  den  Dekreten  v.  11./V1. 
1809  und  27./V.  1848  sowie  den  GG.  v.  6.  VI. 
1848,  l./VI.  lte3,  24../V.  1864,  7./II.  1880,  24.,TlI. 
1883,  lO./XII.  1884  und  vom  15./VIL  1905  beruht, 
sind  im  wesentlichen  folgende  : 

Die  Errichtung  des  Conseils  erfolgt  nach  An- 
hörung des  Staatsrats  und  auf  Grund  des  Gut- 
achtens gewisser  Organe  des  Handelsstandes 
durch  Dekret  des  Präsidenten  der  Republik. 
Sie  bestehen  aus  einer  gleichen  Zahl  von  Arbeit- 
gebern und  Arbeitnehmern,  die  von  ihren  Be- 
rufsgenossen gewählt  werden.  Den  Vorsitz 
führt  ein  aus  der  Zahl  der  prud'hommes  von 
diesen  gewähltes  Mitglied;  ist  der  Vorsitzende 
ein  Arbeitnehmer,  so  muß  dessen  Stellvertreter 
ein  Arbeitgeber  sein  und  umgekehrt  Zum 
aktiven  Wahlrecht  ist  ein  Alter  von  25  Jahroi, 
zum  passiven  ein  solches  von  30  Jahren  sowie 
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Kenntnis  des  Lesens  und  Schreibens  erforderlich ; ' 
nur  Männern  steht  das  aktive  und  passive  Wahl- 1 
recht  zu.  Die  Conseils  de  prud'hommes  be- 1 
stehen  ans  einer  aus  2  Personen  (einem  Arbeit- 1 

feber  und  einem  Arbeiter)  gebildeten  Vergleichs-  j 
ammer  (bureau  particulier)  und  einem  aus  einer 
bleichen  Anzahl,  mindestens  aber  aus  je  2  Ar- ! 
beitgebem  und  Arbeitnehmern  mit  Einschluß 
des   Vorsitzenden   zusammengesetzten    bureau 
g^neral,  das,  faUs  die  Verg^leichskammer  eine 
gütliche  Beilegung  des  Streites  nicht  zustande 
bringt,  denselben  durch  Urteil  entscheidet    Da 
fttr  jeden  Urteilsspruch  absolute  Stimmenmehrheit 
erforderlich  ist,  so  hat  bei  Stimmengleichheit  das 
bureau  g^n^ral  unter  dem  Vorsitz  des  alsdann 
zuzuziehenden  Friedensrichters  des  Bezirks  zu 
entscheiden.    Gegen  das  Urteil  ist  die  Berufung 
an   die  Zivilkammer  des  Kolle^ialgerichts ! 
erster  Instanz  zulässig,  jedoch  nur  dann,  wenn ' 
der  Streitgegenstand  den  Betrag  von  300  Frcs. : 
übersteigt.     Das  Berufungsgericht  entscheidet ' 
in  dem  für  Handelssachen  vorgeschriebenen  Ver- 
fahren und  zwar  längstens  binnen  3  Monaten. ; 
Anwaltszwang  findet  nicht  statt:   doch  können ' 
die  Parteien  sich  durch  einen  Öerufsgenossen, ; 
einen  Advokaten  oder  einen  bei  dem  Ziviige- ! 
rieht     zugelassenen     Rechtsanwalt     vertreten ! 
lassen.    Neben  ihrer  Urteilstätigkeit,   die  dazu 
dient,  alle  aus  dem  Arbeitsvertrage  herrühren- ' 
den  Streitigkeiten  (und  nur  solche)  zu  schlichten,  j 
haben  die  Conseils  auch  noch  gewisse  admini- ' 
strative  und  polizeiliche  Funktionen  zu  erfüllen ; ! 
erstere  bestehen  hauptsächlich  in  der  Eintragung 
der  ^Muster"  zum  Zwecke  des  Musterschutzes 
(s.  Art.  ^Muster-  und  Modellschutz");  letztere! 
in  der  Kontrolle  der  für  gewisse  Arbeitsverhält- ' 
nisse  üblichen  Quittnngsbücher.  ! 


In  B  e  l  g  i  e  n  sind  die  Conseils  de  prud'hommea 
nach  französischem  Muster  auf  Grund  der  QQ. 
V.  7./n.  1859  und  31./Vn.  1889  organisiert. 

In  der  Schweiz  beruhen  die  gleichfalla 
nach  französischem  Vorbilde  eingerichteten  Con- 
seils de  prud*hommes  oder  gewerblichen  Schieds- 
gerichte auf  der  kantonalen  Qesetzgebung,  so 
z.  B.  in  Genf  auf  dem  G.  v.  3./X.  1883,  iu 
Neuenburg  auf  dem  G.  v.  20/XI.  1885. 

In  Italien  ist  man  erst  in  neuester  Zeit 
zur  Bildung  von  G.  übergegangen ,  indem  daa 
G.  V.  25./VI.  1893  solche  unter  der  Bezeichnung 
C^Uegio  dei  probi-viri  geschaffen  hat.  Jedes 
Collegio  zerfällt,  wie  die  französischen  Conseils^ 
in  2  Kammern,  das  Offizio  di  conciliazione 
(Sühneamt)  und  die  giuizia  (das  G.).  Die  sach- 
liche Zuständigkeit  dieser  Behörde  erstreckt 
sich  nur  auf  Streitigkeiten,  die  den  Wert  von 
200  Lire  nicht  übersteigen.  Die  Tätigkeit  der 
probi-viri  ist  bisher  eine  sehr  geringfü^ge  ge- 
wesen ;  im  Jahre  1896  bestanden  in  Itaben  noch 
nicht  ein  Dutzend  G. 

Dem  englischen  Rechte  sind  eigentliche 
G.  unbekannt.  In  England  werden  deren  Funk- 
tionen zum  Teil  durch  die  Boards  of  arbitration 
oder  of  conciliation  wahrgenommen  (vgl.  Art 
„Einigungsämter''  oben  S.  691). 

5*  Statistik.  Im  Deutschen  Reiche  belief 
sich  die  Zahl  der  G.  im  Jahre  1896  auf  284 
(1900:316^  1904:1420,  darunter  419  Innungs- 
schiedsgenchte ;  für  das  Jahr  1895  werden  612 
Innungsschiedsgerichte  angegeben),  die  in  Be- 
zirken mit  16  349409£inwohnem  (1900 :  19  491 155) 
in  Tätigkeit  waren  (=  31,27  ®/o  der  Einwohner- 
zahl des  Deutschen  Reiches).  Bei  diesen  Gerich- 
ten waren  im  ganzen  68798  (1900:  84 164 ;  1904 : 
100769)  Streitigkeiten  anhängig,  und  zwar: 


1896  1900  1904 

Klagen  der  Arbeiter  gegen  die  Arbeitgeber  63  462  75  761  93  850 

Klagen  der  letzteren  gegen  die  ersteren  ...       5  176  8068  6574 

Klagen    der   Arbeiter    desselben   Arbeitgebers 

gegeneinander 160  335  345 

Hiervon  wurden  erledigt: 

durch  Vergleich 30798  =  45.6%      36265  =  44,30/0      44617 

durch  Verzicht 428  =  0,6  „  529  =  0,6  „        2  564 

durch  Zurücknahme  der  Klage,  Nichterscheinen 

«.  dgl 16057  =  23,8  „       22398  =  27,3  „  ? 

durch  Anerkenntnis 775=   1,1  ,,         1 042  =    1,3  „         1602 

durch  Versäumnisurteil 5207=   7,7  „         6318=  7,7  „       10308 

andere  Endurteile 14291=21,2  „       15379=^18,8  „       16230 

Außerdem  haben  im  Jahre  1896  die  G.  28.  In  folgenden  deutschen  Bundesstaaten :  Meck- 
(1900:  50;  1904:  33 j  Gutachten  der  unter  2  d) !  lenburg-Strelitz ,  Schwarzburg -Sondershausen^ 
erwähnten  Art  abgegeben  und  24  (1900:  15;  j  Waldeck  und  Schaumburg-Lippe  bestanden  im 
1904 :  34)  Anträfe  gestellt.  !  Jahre  1904  noch  keine  G. 

Von  den  im  Jahre  1904  anhängigen  Sachen ' 
hatten  nur  6026  einen  Streitwert  von  mehr  als  I       Ueber   die    Tätigkeit  der  G.  in  Oester- 
100  M.  zum  Gegenstande;  in  402  Sachen  wurde!  reich  gibt  folgende  Statistik  Aufschluß: 
Berufung  eingelegt.  | 


Zahl 
der  G. 

Anzahl 

der 
Klagen 

Erledignngsart 

Jahr 

durch  Endui- 
teil  auf  Grund 
Versäumnis, 
Verzicht,  An- 
erkenntnis 

durch  anderes         durch 
Endurteil     1    Vergleich 

auf  andere 
Weise 

Zahl 
der  Be- 
rufungen 

1899 
1900 
1901 
1902 
1903 

4 
14 
15 
15 
15 

II  516 
18278 
24612 
24232 
24482 

1297  =  11,5% 
2070=11,9  „ 
2577  =  10,6  „ 
2268=  9,4  n 
2239=  9,2  „ 

2075  =  18,4  % 
3086  =  22,2  „ 
5013  =  20,5  „ 

5173  =  31,5  n 
5457  =  M,3  „ 

4323  =  38,370 
6647  =  38     „ 
9650  =  39,6  „ 
9611  =  39,9  „ 
9346  =  38,3  „ 

3579  =  31,8  % 
4873  =  27,9  „ 
7142  =  29,3  n 
7035  =  29,2  n 
7384  =  36,2  „ 

98 
263 
264 
244 
285 

1024 
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Für  Frankreich  sind  im  Jahre  1895  folgende 
statistische  Daten  ermittelt:  136  (1900:  160: 
1908: 160)  conseils  de  priid'hommes  hatten  51666 
(1900:  52090;  1903:  43829)  Streitfälle  zn  er- 
ledigen. Von  diesen  wurden  21 899  (1900 :  21 335 ; 
1903:  18588)  im  VergleichsTerfahren  beendigt; 
19172  (1900:  15408;  1903:  13003)  gelangten 
Tor  das  burean  genöral;  10303  (1903:  8196; 
1903:  7239)  wurden  durch  Zurücknahme  erledigt 
und  292  (1900:  191;  1903:  129)  blieben  uner- 
ledigt. 

Von  den  im  Jahre  1903  zur  Aburteilung  ge- 
langten Sachen  wurden  3546  durch  kontradik- 
torisches, 2089  durch  Versäumnisurteil  erledigt. 
Bezeichnend  ist,  da£  die  Zahl  der  Berufungen 
gegen  die  Urteile  der  conseils  de  prud^hommes 
4)e8täudig  gestiegen  ist;  sie  betrug 

34  o/o  in  den  Jahren  1886—1890 
36„     „     „         r       1891-1895 

85  „  im  Jahre  1903. 
Belgien  zählte  im  Jahre  1896  an  conseils 
27  mit  7624  Fällen,  von  denen  5757  =  lb\ 
^tlich  beigelegt,  698  =»  n\  durch  Urteil 
entschieden  und  1118  nicht  weiter  verfolgt 
wurden.^ 

6.  Bedentnog  und  Benrteilong  der  6. 

Nicht  der  Umstand,  daß  von  den  G.  eine 
„sachgemäßere"  Entscheidmig  zu  erwarten 
wäre  ds  von  den  ordentlichen  Gerichten  — 
•denn  die  gewerblichen  Streitigkeiten  sind 
meist  rechtlich  und  tatsächlich  so  einfacher 
Natur,  daß  sie  jeder  Richter  mit  Leichtig- 
-keit  entscheiden  kann  —  auch  nicht  die  zur 
fable  convenu  gewordene,  aber  darum  nicht 
minder  unrichtige  Behauptung,  es  fehle  „dem 
Volke"  an  Verti-auen  zu  den  ordentlichen 
Berichten  —  alles  dies  vermag  die  Ein- 
richtung besonderer  Gerichte  für  einen  ein- 
zelnen Stand  nicht  zu  rechtfertigen.  Aber 
liie  Tatsache,  daß  im  G.  Arbeitgeber  und 
Arbeitnehmer  berufen  sind,  als  Richter  unter 
Vorsitz  eines  unbeteiligten  Dritten  zusammen- 
zuwirken, wobei  sie  von  einer  „höheren 
Zinne"  aJs  der  der  Partei  Einsicht  in  die 
auseinandergehenden  Interessen  der  Streit- 
teile gewinnen  itnd  sich  gewöhnen  lernen, 
daß  weder  ausschließlich  auf  der  einen  noch 
auf  der  anderen  Seite  stets  und  unter  allen 
Umständen  das  Recht  oder  das  Unrecht  liegt 
—  eine  Erkenntnis,  die  nicht  wenig  dazu 
beitragen  wird,  auch  den  wirtschaftlichen 
„Gegner"  im  Interessenkampfe  gerechter 
und  unparteiischer  zu  beiuteilen  und  damit 
den  „sozialen  Frieden"  zu  fördern  —  diese 
Tatsache  allein  ist  ausreichend,  um  dem 
Institut  des  G.  die  Existenzberechtigung 
zu  gewähren. 

Mit  dieser  Rechtfertigung  soll  man  es 
aber  auch  billigerweise  bewenden  lassen  und 
sich  vor  Uebertreibungen  hüten,  wie  sie 
sich  überschwängliche  Lobredner  der  G. 
neuerdings  haben  zuschulden  kommen 
lassen.  Wenn  hierbei  beispielsweise  die 
Schnelligkeit  des  Verfahrens  vor  den  G.  mit 


dem  verhältnismäßig  viel  langsameren  Ver- 
fahren vor  den  Amtsgerichten  verglichen 
und  das  Ergebnis  als  ein  für  die  G.  „sehr 
günstiges"  bezeichnet  wird,  so  übersieht 
man,  daß  die  Konstruktion  des  Ver- 
fahrens vor  den  G.  eine  viel  raschere 
Erledigimg  der  bei  ihnen  anhängigen  Sachen 
ermöglicht.  Den  G.  als  solchen  kann  also 
diese  beschleunigteAbwickelung  derGeschäfte 
nicht  zugute  gerechnet  werden.  Und  wenn 
man  selbst  zugeben  muß,  „daß  in  den  0. 
Urteile  vorkommen,  die  gegen  den  klaren 
Wortlaut  des  Gesetzes  verstoßen,  Urteile,  in 
denen  ganz  offenbar  ihre  Urheber  über 
das,  was  Rechtens  ist,  sich  hinwegsetzten", 
so  ist  dies  eine  Tatsache,  die  sicherlich 
nicht  zur  Empfehlung  der  G.  gereicht 

Die  Beliebtheit,  deren  sich  die  G.  un- 
zweifelhaft zu  erfreuen  haben,  verdanken 
sie  vor  allem  ihrem  schleunigen  und  billigen 
Verfahren;  dies  sollte  für  den  Gesetzgeber 
ein  Fingerzeig  sein,  bei  der  dringend  not- 
wendigen Reform  des  Verfahrens  vor  den 
ordentiichen  Gerichten  auch  bei  diesen,  ins- 
besondere bei  dem  Verfeihren  vor  den  Amts- 
gerichten auf  eine  solche  Ausgestaltung  des- 
selben Bedacht  zu  nehmen,  daß  eine  mög- 
lichst schleunige  Rechtspfle^  gewähr- 
leistet wird.  Dagegen  halte  ich  es  n  icht 
für  empfehlenswert,  zu  einer  weiteren  Bil- 
dung von  Sondergerichten  zu  schreiten, 
weil  diese  zu  einer  höchst  bedenklichen 
Zersplitterung  der  Rechtspflege  und  zu  end- 
losen Zuständigkeilsstreitigkeiten  führen 
müssen.  Leider  hat  man  in  Deutschhind 
diesen  verhängnisvollen  W^  bereits  durch 
den  Erlaß  des  G.  betr.  Kauf  man  nsge- 
richte  (vgl.  Art.  „Kaufmannsgerichte")  be- 
treten ;  und  schon  ist  der  Ruf  nach  der 
Bildung  von  Handwerker-,  Gesinde-,  Land- 
wirtschafts- undlndustriegerichten  erschollen. 
Statt  solchen  Bestrebungen  nachzugeben, 
sollte  man  lieber  nach  dem  Vorbilde  des 
österreichischen  Rechts,  das  auch  den  Vor- 
sitz im  G.  einem  Berufsrichter  überträgt, 
die  G.  und  die  Kaufmannsgerichte  dem 
Amtsgericht  angliedern,  d.  h.  dem  Amts- 
richter den  Vorsitz  im  G.  und  Kaufmanns- 
gerichte  übertragen,  andererseits  aber  auch 
ftlr  die  Berufungsinstanz  die  Zuziehung  von 
Laienbeisitzem  aus  dem  Gewerbe-  und  Kanf- 
mannsstande  —  und  zwar  von  Arbeitgebern 
und  Arbeitnehmern  in  gleicher  2iahl  —  vor- 
schreiben. 

Literatnr:  Stieda,  Das  Gewerbegericht,  Leipzig 
1890  (daselbst  auch  eine  vollständige  Angabe  der 
älteren  Literatur).  —  Derselbe^  Das  Reichsge- 
setz  betr.  die  Gewerbegerichte  in  Jahrb.  /.  Sat-, 
S.  F.,  Bd.  t,  S.  69 fg.,  £09 fg.  —  IHrselhe, 
Art.  „Gewerbegerichf* ,  im  H.  d.  iSt.,  2.  A^^, 
Bd.  IV,  S.  S9Sfg.  —  HofmanUy  Die  TSUigkeü, 
der  Gemeindevorsteher  nach  dem  EG.  betr.  die 
G.,    Leipzig    189S.  —  A,   Bloch,    Gesetz    v^m 
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27,}XL  1896  in  historisch-dogmaHtcher  und  eaw- 
getiieher  DarsUUung,  Wien  1899,  —  JR.  PoUak, 
Dar  Gesetz  betr,  die  Einföhrung  von  G.  in 
OesUrrtich,  im  Archiv  för  soz.  G,,  Bd,  X, 
JS.  979 fg.  —  Ch,  Marisseaux,  QmseiU  de 
rindüstrie  et  du  travaü,  BruxeUe*  1890.  — 
WilhelwU  und  Bewer^  Da»  Reichegeeetz  betr. 
die  Gewerhegeriehte i  erläutert,  2.  Aufl.,  Berlin 
190S,  —  Weitere  Kimmentare  von  Haas,  9.  Aufl., 
1909,  Mugdan^Caro,  5.  Aufl.,  1909,  v,  Schuiz, 
1909,  Stein,  1891.  —  P.  Sehmiix,  Die  Konigl. 
GewerbegericJUe  in  der  Rheinprovim,  Düsteldorf 
1894.  —  W.  Sombart,  Da»  italienieehe  Geeetz  ' 
betr.  die  Eineetxung  von  Prohi^ri,  im  Archiv  1 
ßir  »oz.  Ges.,  Bd.  6,  S.  5^9 fg.  —  Jastrow,  I 
Die  Erfahrungen  in  den  deutschen  Gewerbege- 
richten,  im  Jahrb.  f  Nat.,  III.  F.,  Bd.  U,  S.  S91. 

—  Jßerselbe,  Sozialpolitik  und  Verwaltung»' 
wi»»en»chaft,  Bd.  /,  S.  ^05 fg.,  Berlin  1909.  — 
„Da»  Gewerbegeriehi" ,  Organ  de»  Verbände» 
■deutecher  Gefoerbegeriehte ,  Berlin  1896 fg.  — 
„Gewerbe-Archiv"  für  da»  Deutsche  Beieh  herau»- 
gegeben  von  K.  vanRohrgcheidt,  Berlin  1909 fg. 

—  Vgl.  auch  den  Art.  „Einigungeämter". 

yeukatnp. 


Gewerbegesetzgebnng. 

I.  Oeschichtliche  Einleitung.  1.  Vor- 
!>emerkang.  2.  Die  geschichtliche  Entwickelnng 
4er  O.  in  ihren  Qmndzügen,  insbesondere  in 
Deutschland,  n.  Die  G.  im  Deutschen 
B  e  i  c  h  e.  1.  Verhältnis  Ton  Reichs-  und  Landes- 
f  ewerberecht.  2.  Die  reichsrechtlichen  Normen 
der  RGew.-O.  a)  Uebersicht.  b)  Die  wichtinten 
-Grundsätseund  Vorschriften  der  RGew.-O.  c}Der 
Einfluß  des  BGB.  auf  die  BGew.-O.  3.  Die 
landesrechtlichen  Vorschriften  des  Gewerberechts. 
nL  Die  G.  des  Auslandes.  1.  Oesterreich 
und  Ungarn.  2.  Frankreich  und  Belgien.  3.  Die 
^hweiz.  4.  Italien.  5.  Großbritannien.  6.  Däne- 
mark, Schweden  und  Norwegen.    7.  Rußland. 

I.  Geschichtliche  Einleitnng. 

1.  Yorbemerkong.  üeber  den  Begriff 
<ie8  Gewerbes  herrscht  die  weitgehendste 
Meinungsverschiedenheit,  die  hauptsächlich 
dadurch  hervorgerufen  ist,  daß  man  der 
Begriffsbestimmung  bald  volkswirtschaftliche 
Momente,  bald  juristische  Gesichtspunkte 
^u^nde  legt,  bald  beide  miteinander  ver- 
quickt. Der  Begriff  des  Gewerbes  als 
«mes  technisch  -  juristischen ,  insbesondere 
sds  Gegenstand  einer  besonderen  „G."  deckt 
sich  nämlich  keineswegs  mit  dem  volks- 
wirtschaftlichen Begriff  des  Gewerbes,  mag 
man  den  letzteren  nun  im  weiteren  Sinne 
auffassen  als  „jede  bestimmte  benifsraäßig 
ausgeübte  Tätigkeit  zum  Zwecke  des  Güter- 
erwerbs" oder  im  engeren  Sinne  als  „den- 
jenigen Teil  der  Produktion,  welcher  in  der 
Formverändenmg  von  Rohstoffen  besteht" 
<Bücher).  Geht  man  nämlich  selbst  von 
dieser  letzteren  Definition  des  Gewerbes  (im 
engeren  Sinne)  aus,  so  gehört  zum  Gewerbe- 
betrieb z.B.  auch  dieim  landwirtschaft- 
liche n  Betriebe  erfolgende  Butterproduktion 

WSrterbiioh  d«r  Volkawirtschaft    II.  Aufl.    Bd.  I. 


(als  Formveränderung  des  Rohstoffes  „Milch'^), 
wogegen  andererseits  die  Tätigkeit  der  Bar- 
biere, Friseure,  Bader,  Schornsteinfeger, 
Dienstmänner  u.  dgl.,  also  aller  derjenigen 
Personen,  die  nur  persönliche  Dienst- 
leistungen (ohne  Vornahme  von  Stoffver- 
änderungen) verrichten,  nicht  zum  Gewerbe- 
betriebe zu  zählen  sein  würde,  obwohl  die- 
selbe zweifellos  der  G.  unterließ.  Um  nun 
darüber  Klarheit  zu  erlangen,  welche  Zweige 
der  menschlichen  Tätigkeit  im  Sinne  der 
Gesetzgebung  als  Gewerbe  zu  be- 
zeichnen sind,  muß  man  von  der  histo- 
rischen Betrachtung  ausgehen,  die  in 
dieser  Hinsicht  allein  zum  Ziele  führen 
kann.  Diese  nun  wird  ergeben,  daß  sich 
der  heutige  Begriff  des  Gewerbes  als  Gegen- 
standes eines  besonderen  Zweiges  der  ge- 
setzgeberischen Fürsorge  herausgebildet  hat 
durck  den  Gegensatz  von  „städtischei^ 
imd  ,4ändlicher*'  (bäuerlicher)  „Nah- 
rung**^). Nimmehr  ist  es  ohne  weiteres 
klar,  warum  die  Landwirtschaft  nebst  allen 
zugehörigen  Betrieben,  wie  z.  B.  Viehzucht 
(nebst  Buttererzeugung),  Jagd,  Fischerei, 
Forstwirtschaft  und  Bergbau  keinen  Gegen- 
stand der  G.  bilden ;  wogegen  diese  anderer- 
seits nicht  bloß  auf  solche  Zwei^  mensch- 
licher Tätigkeit  beschränkt  ist,  die  auf  eine 
„Formveränderung  von  Rohstoffen"  gerichtet 
sind.  Auch  die  nur  dem  Umsatz  der  Güter 
dienenden  Erwerbszweige,  wie  Handel  imd 
I  Transportwesen  (Fuhrleute ,  Frachtführer, 
Spediteure),  sind  bald  in  größerem,  bald  in 
I  geringerem  Maße  der  G.  imterworfen,  ob- 
I  wolü  sich  nicht  verkennen  läßt,  daß  nament- 
lich in  neuerer  Zeit  die  Handelsgesetz- 
gebung sich  als  ein  selbständiger  Zweig 
von  der  G.  im  engeren  Sinne  losgelöst  hat, 
so  daß  sich  im  heutigen  Sprachgebrauch 
und  Elechtsleben  sogar  eine  ifebeneinander- 
und  Gegenüberstellung  von  „Handel"  und 
„Gewerbe"  findet  Die  ursprüngliche  Zu- 
gehörigkeit des  Handels  zum  Gewerbewesen 
konmit  aber  auch  heutzutage  noch  darin 
zum  Ausdruck,  daß  z.  B.  die  Gew.-O.  für 
das  Deutsche  Reich  manche  für  das  „Handels- 
gewerbe" maßgebende  Vorschriften  enthält. 
Ausgeschlossen  von  dem  Bereich  der  G. 
waren  von  jeher  einerseits  die  sog.  „artes 
liberales",  d.  h.  alle  persönlichen  Dienst- 
leistungen höherer  Art,  wie  die  des  Anwalts, 
Arztes,  Lehrers  u.  dgl.  m.-),  und  anderer- 
seits die  persönlichen  Dienstleistungen  nie- 


\)  Diesem  Gedanken  kommt  Bücher  weni^- 
,  stens  insofern  nahe,  als  er  betont,  daß  „Hand- 
werk und  Städteweseu  einander  bedingen." 

•}  Allerdings  hat  die  RGew.-O.  die  „Aerzte" 

I  in  einzelnen  Punkten  der  Gew.-O.  unterworfen, 

I  obgleich  im  allgemeinen  die  „Heilkunde*'  gemäß 

§  6  Gew.-O.  den  Vorschriften  der  Gew.-O.  nicht 

1  unterliegt. 
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Welch  einschneidende  Umgestaltungen 
die  Gtew.-O.  seit  dem  Jahre  1869  erfahren, 
das  ergibt  sich  schon  rein  äußerlich  aus 
der  Tatsache,  daß  von  den  sämtlichen  156 
Paragraphen  der  ursprünglichen  Gew.-O. 
von  1869  nur  52  unverSiidert  geblieben 
smd  imd  daß  jetzt  die  Gew.-O.  (trotz  Beibe- 
haltung der  Zahlenfolge)  in  Wirklichkeit 
317  Paragraphen  1)  zählt 

U.  Die  6.  im  Deutschen  Reiche  s). 

1.  Verhältnis  von  Reichs-  nnd  Landes- 
gewerberecht Da  nach  Art  2  der  Reichs- 
verfassimg die  Reichsgesetze  den  Landes- 
gesetzen vorgehen,  da  ferner  nach  Art  4 
fTr.  1  der  Reichsverfassung  die  Bestimmun^n 
über  den  Gewerbebetrieb  an  und  für  sich 
der  Gesetz^bung  des  Reiches  imterliegen 
und  da  endlich  das  Reich  in  der  RGew.-O. 
das  Gewerbewesen  anscheinend  in  umfessen- 
der  Weise  geregelt  hat,  so  könnte  man  hier- 
aus den  Schluß  ziehen,  daß  alle  landes- 
gesetzlichen Vorschriften  gewerberechtlicher 
Natur,  soweit  sie  nicht  ausdrücklich  durch , 
die  RGew.-O.  aufrecht  erhalten  sind,  ohnci 
weiteres  ihre   Gültigkeit   verloren  haben*). 

Dieser  Schluß  ist  aber  irrig,  da  eine  er- 
schöpfende  Regelung  des  Gewerberechts 
durch  die  RGew.-O.  nicht  stattgefunden 
hat  und  nicht  stattfinden  sollte.  Wäre 
letzteres  beabsichtigt,  so  würde  zweifellos 
in  der  RGew.-O.  eine  ausdrückliche  Auf- 
hebung aller  gewerberechtlichen  Vorschriften 
des  Laiidesrechts  ausgesprochen  worden  sein, 
die  nicht  durch  besondere  Bestimmungen 
der  RGew.-O.  aufrecht  erhalten  sind.  In 
dieser  Weise  ist  die  Reichs^etzgebung 
jedenfalls  bei  allen  denjenigen  Materien  vor- 
gegangen, die  erschöpfend  geregelt  worden  > 
sind  (z.  B.  Strafrecht  und  -prozeß,  bürger- 1 
liches  Recht  und  Civilprozeß,  Konkursrecht; 
Handelsrecht).  Die  RGew.-O.  enthält  aber 
keine  generelle,  das  landesrecht- ; 
liehe  Gewerberecht  ausdrücklich 
aufhebende  Vorschrift  Ist  schon 
hieraus  zu  schließen,  daß  eine  Aufhebung 
der  das  Gewerberecht  der  RGew.-O.  ledig- 


^)  Das  Gesetz  weist  nur  deshalb  155  fort- , 
laufende    Paragraphenzahlen   auf,    weü    viele 
gleichlautende  Zahlen  noch  mit  römischen  Buch- . 
Stäben  versehen  sind,  z.  B.  11,  Ha,  15,  loa, 
41,  41a,   100,   100a— lOOu,  103,   103a— 103q, 
104,  104  a- 104  n,  105,  105  a— 105  i  usw.  ' 

^]  Im  nachfolgenden  gelangt  das  Keichsge- , 
werberecht  nur  insofern  zur  Darstellung,  als  es ' 
in  der  EGew.-O.  enthalten  ist:  die  in  sonstigen  | 
Gesetzen  erfolgte  Regelung  des  Gewerberecnts ' 
ist  in  besonderen  Artikeln  abgehandelt. 

^)  Dieser  Schluß  ist  in  der  Tat  mehrfach 
ffezofi^en ,  n.  a.  auch  von  mir  im  Yerw.-Archiv  I 
Sd.  5  S.  235 ;  wie  sich  aus  der  Darstellung  des  i 
Textes  ergibt,  ist  aber  diese  Schlußfolgerung  i 
nicht  haltbar.  | 


lieh  ergänzenden  Bestimmungen  des 
Landesrechts  nicht  beabsichtigt  ist,  so  kommt 
des  weiteren  in  Betracht,  daS  das  Gewerbe- 
recht hauptsächlich  gerade  in  ein  gesetz- 
geberisches Gebiet  eingreift,  das  im  allge- 
meinen der  Landesgesetzgebung  überlassen 
ist,  nämlich  in  das  Gebiet  des  Verwaltungs- 
rechts, so  daß  auch  dieser  Umstand  die  An- 
nahme rechtfertigt,  daß  das  Landesrecht 
soweit  in  Kraft  geblieben  ist,  als  eine  aus- 
drückliche reichsrechtliche  R^elung 
nicht  vorliegt. 

Nur  wenn  man  dies  annimmt,  vermag 
man  es  zu  erklären,  daß  das  Limdesrecht 
die  Bedingungen  festsetzen  kann,  unter  denen 
die  Ausübung  des  Gewerbebetriebes  statt- 
finden darf,  selbst  soweit  diese  Vorschriften 
rein  gewerbe-rechtlicher  Natur  sind; 
da  nämlich  die  RGew.-O.  sich  im  allge- 
meinen darauf  beschränkt  hat,  die  Voraus- 
setzungen für  die  Zulassung  zum  Ge- 
werbebetriebe zu  normieren,  so  bilden  die 
landesrechtlichen  Vorschriften  übw  dessen 
Ausübung  eine  Ergänzung  des  Reidis- 
gewerberechts^). 

Im  einzelnen  läßt  sich  das  Verhältnis 
des  Landesgewerberechts  zur  RGew.-O.  in 
folgende  Sätze  zusanmien&ssen :  a)  Soweit 
die  RGew.-O.  eine  Materie  des  Geweri)e- 
rechts  erschöpfend  geregelt  hat  oder  hat 
regeln  wollen,  z.  B.  die  Zulassung  zum 
Gewerbebetliebe  und  die  Eonzessions- 
pflicht gewerblicher  Anlagen  ^§  16 
Gew.-O.),  greifen  daneben  landesrechüiche 
Vorschriften   nur    insoweit   Platz,    ids  die 

*)  Die  in  Kraft  bleibenden  Vorschriften  der 
Landesgesetze  müssen  sich  als  eine  Ergän- 
zung der  RGew.-O.  darstellen;  sie  dürfen 
sich  nicht  im  Widerspruch  mit  derselben 
befinden.  Nur  soviel  ist  von  den  Ausführungen 
von  Seydel,  Biermann  und  Bornhak 
richtig,  die  darüber  hinaus  den  Erlaß  von 
landesrechtlichen  Vorschriften  gewerbepolizei- 
hcher  Natur  über  die  Ausübung  des  Ge- 
werbebetriebes nur  insoweit  für  rechtsgültig 
halten,  als  diese  sich  auf  eine  Anordnung  oder 
ausdrücklicheErmächtigun^  derRGew.-Cstütien. 
Auch  die  Formulierung,  die  dieser  Gedanke  bei 
Laband  (Staatsr.,  Bd.  2  §  78)  gefunden  hat, 
ist  mit  der  praktischen  Handhabung  des 
Gewerbepolizeirechts  n  i  c  h  t  zu  vereinigen ;  nicht 
bloß  solche  Vorschriften  des  Landesrechts,  die 
allgemeine  Geltung  auch  für  die  ein  G^ewerbe 
nicht  betreibenden  Personen  haben,  sind  neben 
der  RGew.-O.  in  Kraft  geblieben;  vielmehr  ist 
die  Ausübung  des  Gewerbebetriebes  auch 
einer  Reihe  von  landesrechtlichen  Beschrän- 
kungen unterworfen,  von  denen  nur  ein  oder 
mehrere  bestimmte  Gewerbe  betroffen  werden. 
Loenin^  (Verwaltunffsrecht  §  116}  ^ennt 
denn  ancn  ausdrücklidi  an,  daß  die  landes- 
rechtlichen Bestimmungen  über  dieAusübnnff 
des  Gewerbebetriebes  nicht  anfjg^oben  sind, 
soweit  nicht  die  RGrew.-O.  ausdrfickheh  das  Gegen- 
teil anordnet. 
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Gew.-O.  (z.  B.  in  §  5  Gew.-O.)  auf  diese 
verweist,  b)  Die  von  der  reichsrechtlichen 
Eegelung  (in  §  6)  g^anz  oder  teilweise  aus- 
'  geschlossenen  Bemebe  unterliegen  der 
Landesgesetzgebung  entweder  ausschließlich 
oder  doch  soweit,  als  die  RGew.-O.  nicht 
ausdrtlckliche  Bestimmungen  enthält^), 
selbstverständlich  nur  so  lange,  als  nicht  die 
Beichsgesetzgebung  hinsichtlich  dieser  Be- 
triebe Vorschriften  erläßt.  2)  c)  Soweit  die 
ROew.-O.  ausdrücklich  auf  die  Vorschriften 
des  Landesrechts  verweist,  was  in  den 
§§  5,  7,  8,  9,  12,  14,  16,  21,  23,  24,  30, 
30  a,  34,  39,  41a,  70, 105  h,  120,  139  b,  143, 
144,  155  geschehen  ist,  kommen  dessen  Be- 
stimmungen ausschließlich  zur  Anwendung, 
d)  Im  übrigen  muß  man  von  Fall  zu  Fall 
prüfen,  inwieweit  die  Vorschriften  des 
Landesrechts  zur  Ergänzung  der  Normen 
der  RGew.-O.  herangezogen  werden  können 
und  müssen. 

2,  Die  reichsrechtlichen  Normen  der 
KGrew.-O.  a)  Uebersicht.  Während  bis 
zu  den  sechziger  Jahren  dieses  Jahrhunderts 
politische  und  insbesondere  Verfassungs- 
kämpfe im  Vordergrunde  des  öffentlichen 
Interesses  standen  und  den  Hauptgegen- 
stand der  parlamentarischen  und  gesetz- 
geberischen Tätigkeit  bildeten,  sind  diese 
Kämpfe  gegenüber  den  mit  Beginn  der 
siebenziger  Jahre  immer  lebhafter  entfachten 
wirtschaftlichen  Interessenkämp- 
fen mehr  und  mehr  in  den  Hintergrund 
getreten.  Kein  Wimder,  daß  diese  Kämpfe 
sich  am  lebhaftesten  um  die  Ausgestaltung 
des  Grewerberechts  bewegen,  das  fiLr 
die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  von  ganz 
besonderer  Bedeutung  ist.  Werden  doch 
nach  der  letzten  Berufszählung  v.  14./VI. 
1895  von  den  damals  sich  auf  51770284 
belaufenden  Einwohnern  des  Deutschen 
R^icheg  nicht  weniger  als   11808994  Per- 


^)  Deshalb  finden  z.  B.  auch  auf  die  in  Satz  1 
des  §  6  Gew.-O.  genannten  Betriebe  die  Vor- 
.  Schriften  der  Gew.-O.  über  die  Sonntagsruhe  keine 
Anwendung. 

')  Dies  ist  z.  B.  hinsichtlich  des  ^emäß  §  6 
Gew.-Q.  den  Vorschriften  der  Gew.-O.  nicht  unter- 
worfenen Grewerbebetriebes  der  Answanderongs- 
untemehmer  und  -agenten  durch  das  Reichsge- 
setz V.  9./VI.  1897  (RGBl.  S.  463)  über  das  Aus- 
wanderongswesen  geschehen.  Dieser  Gewerbe- 
betrieb unterliegt  fortan  nicht  mehr  der  Landesge- 
setzgebung,  nachdem  das  genannte  Reichsgesetz 
(in  den  §§  1—21)  jene  Materie  erschöpfend  ge- 
reffelt  hat.  Ebenso  sind  die  dort  erwähnten 
-Kechtsverhältnisse  der  Schitfsmannschaften  anf 
Seeschiffen^  jetzt  durch  die  Seemannsordnung 
vom  2./VI.  1902  (RGBl.  S.  175)  geregelt,  die  an 
Stelle  der  Seemansordnnng  vom  27./XII.  1872 
^treten  ist;  und  für  die  Verhältnisse  der  Ver- 
sichemngsnntemehmer  ist  jetzt  das  R.G.  über 
die  privaten  Versicherungsuntemehmnngen  vom 
12./V.  1901  (R.G.B1.  S.  139)  maügebend. 


sonen  mit  ihren  14996245  Familienange- 
hörigen und  604111  sonstigen  Hausgenossen 
(dienenden  Personen),  also  insgesamt 
27409350  Personen,  mithin  mehr  ds  die 
Hälfte  aller  Einwohner  des  Deutschen  Reiches, 
von  der  G.  direkt  oder  indirekt  betroffen. 

Von  welch  weittragender  Bedeutung  die 
Gew.-O.  für  das  wirtschaftliche  Leben  der 
Nation  ist,  das  wird  am  besten  durch  nach- 
stehende kurze  Uebersicht  tlber  ihren  In- 
halt veranschaulicht.  Die  Gew.-O.  zerfällt 
in  10  Titel  und  Schlußbestimmungen,  die 
wiederum  in  155  (in  Wirklichkeit  317)  fort- 
laufende Paragraphen  eingeteilt  sind.  Im 
1.  Titel  (§§  1—13)  sind  allgemeine,  die 
Gewerbefreiheit  aussprechende  und 
näher  bestimmende  Grundsätze  aufgestellt; 
der  2.  Titel  (14 — 54)  behandelt  den  „stehen- 
den'* Gewerbebetrieb  und  regelt  insbesondere 
die  Konzessionspflicht  für  bestimmte  An- 
lagen lind  für  bestimmte  Personen  (Ge- 
werbetreibende) sowie  gewisse  Grundsätze 
über  Umfang,  Ausübung  und  Verlust  der 
G^werbebefugnisse.  Im  3.  Titel  (55 — 63) 
sind  die  Vorschriften  ,,über  den  Gewerbe- 
betrieb im  Umherziehen"  („das  Hausier- 
gewerbe"), im  4.  und  5.  (64 — 71  und  72 
bis  80J  diejenigen  über  den  Marktverkehr 
und  aie  Taxen,  im  6.  (81— 104 n)  die- 
jenigen über  das  Innungswesen  (Organi- 
sation des  Handwerks),  im  7.  (105  bis 
139  m)  diejenigen  über  die  gewerblichen 
Arbeiter,  also  die  gewerblichen  Hilfspersonen, 
insbesondere  auch  über  die  Fabrikarbeiter, 
sowie  über  die  Angestellten  in  offenen  Vei;- 
kaufsstellen,  im  9.  (142)  Festsetzungen  über 
die  ortsstatutarische  Regelung  von  gewerb- 
lichen Verhältnissen,  im  10.  (143—153)  end- 
lich „Strafbestimmungen"  enthalten.  Die 
§§  154,  154  a  und  155  regeln  als  „Schluß- 
bestimmungen" gewisse  Verhältnisse  für  die 
Gehilfen  und  Lelu-linge  in  Apotheken  und 
Handelsgeschäften  sowie  für  einzelne  Be- 
triebe, auf  welche  die  Gew.-O.  an  und  für 
sich  keine  Anwendung  findet.  Der  8.  Titel 
(140,  141— 141  f),  welcher  die  Verhältnisse 
der  sog.  ,,gewerblichen  Hilfskassen"  regelte, 
ist  durcli  die  neue  Krankenversichenmgs- 
gesetzgebung  im  wesentlichen  gegenstanus- 
los  gewonlen.  Handwerkerrecht,  Fabrik- 
wesen und  Sonntagsruhe,  Arbeiterschutz, 
insbesondere  auch  Regelung  der  Frauen- 
und  Kinderarbeit,  diese  und  noch  viele  an- 
dere für  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse 
bedeutungsvollen  Materien  sind  in  der  Gew.-O. 
ausführlich  geregelt,  wie  das  im  folgen- 
den kurz  dargelegt  werden  soll. 

Neben  der  Gew.-O.  gilt  sodann  seit  dem 
l./1. 1904  das  G.  betr.  Kinderarbeit  in  gewerb- 
lichen Betrieben  v.  30.  Hl.  1903  (RGBl.  S.  1 13), 
das  die  Beschäftigung  von  Kindern  unter  13 
Jahren  und  von  schulpflichtigen  Kindern  über 
13  Jahre  erheblich  einschiinkt.     (Näheres 
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darüber  s.  in  dem  Art.  ,^ugeadliche  Ar- 
beiter.") 

b)  Die  "Wichtigsten  Grundsätze  und 
Voniohriften    der    BQew.-O.     a)  Die 

Gewerbefreiheit.  Die  Gewerbefreiheit 
ist  keinesw^B  etwa,  wie  neuerdings  zu- 
weilen gelehrt  wird,  ein  subjektives  Jmvat- 
recht,  eme  Befugnis ;  sie  ist  vielmehr  nichts 
anderes  als  ein  national-ökonomisches,  legis- 
lativ-politisches Prinzip.  Nach  der  Gew.-O. 
begreift  dieses  Prinzip  den  Grundsatz  in  sich, 
dal  jedermann  ohne  Unterschied  des  Ge- 
schlechts, des  Alters,  der  Staatsangehörigkeit 
(Nationalität),  des  Standes  und  des  Wohn- 
oder Aufenthaltsortes  jedes  Gewerbe  ohne 
weiteres  betreiben  darf,  soweit  nicht  das 
Gesetz  für  gewisse  Arten  von  gewerb- 
lichen Anlagen  oder  Gewerbebetrieben  be- 
sondere Beschränkungen  ausdrücklich  fest- 
gesetzt hat  Männliche  und  weibliche  Per- 
sonen, Minderjährige  und  Großjährige,  phy- 
sische und  juristische  Personen,  Deutsche 
imd  Ausländer  sind  in  bezug  auf  die  Be- 
rechtigung zum  Gewerbebetriebe  grundsätz- 
lich gleichgestellt.  Das  Gesetz  läßt  nur 
einzelne  Ausnahmen  von  diesem  Grundsatz 
zu:  Soldaten  und  Beamte  bedürfen  nach 
näherer  Vorschrift  des  Reichs-  bezw.  Liandes- 
rechts  zum  Ctewerbebetriebe  in  der  Reeel 
der  Erlaubnis  ihrer  vorgesetzten  Behörde; 
ausländische  juristiscne  Personen  unter- 
liegen auch  in  bezuR  auf  die  Zulassung 
zum  Gewerbebetriebe  der  Landesgesetz- 
gebung; ausländische  physische  Personen 
bedürfen  besonderer  Genehmigung  zum  Ge- 
werbebetriebe im  Umherziehen;  der  Markt- 
verkehr von  Ausländem  kann  im  Wege  des 
Wiedervergeltungsrechts  durch  den  Bundes- 
rat beschränkt  werden.  —  Daß  mit  dem 
Grundsatz  der  Gewerbefreiheit  ausschließ- 
L'che  Gewerbeberechtigungen,  Realgewerbe- 
berechtigungen sowie  Zwangs-  und  Bann- 
rechte unvereinbar  sind,  liegt  auf  der  Hand. 
Das  Gesetz  sieht  deshalb  die  Aufliebung 
bezw.  Ablösung  der  bestehenden  Rechte 
dieser  Art  vor  und  verbietet  deren  Neu- 
begründimg für  die  Zukunft.  Wie  die  Wahl 
des  Gewerbes,  so  steht  jedem  Einzelnen 
auch  die  Bestimmung  der  Anzahl  der  von 
ihm  zu  betreibenden  Gewerbe  frei.  Auch 
in  der  Wahl  und  der  Anzahl  des  gewerb- 
lichen Hilfspersonals  besteht  im  allgemeinen 
volle  Freiheit;  nur  die  Befugnis  zum  Halten 
von  Lehrlingen,  wie  überhaupt  ziu*  An- 
leitung von  Arbeitern  unter  18  Jaluren,  unter- 
liegt gewissen  einschränkenden  Vorschriften, 
die  einerseits  darauf  abzielen,  den  zur  Aus- 
bildung von  Lehrlingen  ungeeigneten  Per- 
sonen das  Halten  derselben  gänzlich  zu 
untersagen  (§8  106,  126,  126  a),  andererseits 
bezwecken,  aer  sog.  „Lehrlingszüchterei" 
entgegenzutreten,  d.  h.  zu  verhüten,  daß  ein 
Lehrherr    eine    übermäßige    Zahl    von 


Lehrlin^n  h&lt  (wobei  es  ihm  nur  danmi 
zu  tun  ist,  deren  Arbeitskräfte  auszubeuten, 
anstatt  für  ihre  sachgemäße  Unterweisung 
Sorge  zu  tragen)  (§§  128,  130,  1391). 

ß)  Arten  aes  Gewerbebetriebes. 
Das  Gesetz  unterscheidet  als  Arten  des  Ge- 
werbebetriebes das  „stehende  Gewerbe^^  von 
dem  ,,Gewerbebetriebe  im  umherziehen^ 
(Hausiergewerbe)  und  von  dem  „Marktver- 
kehr**.  Der  stehende  Gewerbebetrieb  läßt 
sich  nur  negativ  als  derjenige  Betrieb  be- 
zeichnen, der  weder  zum  eigentlichen  Hauster- 
^werbe  noch  zum  Marktverkehr  zu  zählen 
ist.  Ueber  den  Begriff  des  Hausiergeweibes 
s.  sub  e,  S.  1033;  über  den  des  Maittver- 
kehrs  s.  sub  S,  S.  1033.  —  Im  nachfolgenden 
(y  und  S)  sollen  nun  zunächst  die  Beeonder- 
heiten  des  stehendenGewerbetriebes 
erörtert  werden. 

y)  Anzeigepflicht  und  Eonzes- 
sion. Mit  der  Gewerbefreiheit  sind  sdir 
wohl  gesetzliche  Beschränkungen  ver- 
einbar, die  lediglich  den  Zweck  haben,  aof 
die  Beobachtung  der  bei  der  Ausübung  einer 
jeden  Freiheit  notwendi^n  Ordnung  hin- 
zuwirken und  nach  Möghchkeit  Schutz  gogen 
einen  Mißbrauch  der  Freiheit  zu  ge- 
währen ;  nur  dann  kann  von  einer  Gtewerbe- 
freiheit  nicht  mehr  die  Rede  sein,  wenn 
nicht  allgemeine,  nur  auf  Aufrechteriialtung 
der  Ordnung  abzielende  gesetzliche  Normen 
die  Befugnis  zur  Ausübung  des  Gewerbes 
bestimmen,  diese  vielmehr  ausschliefllidi 
von  poHzeüicher  Willkür  oder  von  der 
Zu^nOrigkeit  zu  einer  bestimmten  Korpo- 
ration (Zunft,  Innung)  abhängig  ist,  deren 
Zutritt  nicht  jedermann  ohne  weiteres  offen 
steht.  Demnach  kann  die  in  §  14  der  Ghew.-O. 
allen  stehenden  Gewerben  auferi^gte 
Pflicht,  den  Beginn  eines  solchen  Gewerbes 
der  zuständigen  Ortsbehörde  anzuzeigen, 
als  ein  Yerstofi  gegen  das  Prinzip  der  Ge- 
werbefreiheit nicht  betrachtet  werden;  eben- 
sowenig die  durch  §  15  a  eingeführte  Ve^ 
pflichtung  der  Inhaber  von  offenen  Läden 
oder  von  Gast-  oder  Schankwirtschaften,  ein 
Ladenschild  anzubringen,  das  ihren  Familien- 
namen mit  mindestens  einem  ausgeschrie- 
benen Vornamen  angeben  muß.  Dasselbe 
gilt  von  der  Konzessionspflicht,  denen 
gewisse  gewerbliche  Anlagen  und  gewisse 
gewerbliche  Betriebe  bezw.  gewisse  Personen 
von  Gewerbetreibenden  unterliegen,  üebw 
die  konzessionspflichtigen  Anlagen  s.  Art 
,,Gtewerbliche  Anlagen". 

üeber  die  wichtigsten  konzessionspflich- 
tigen Gewerbetreibenden  vgL  die  Spezial- 
artikel  „Lotsen'^  „Pfandleih-  und  Rücuaufs- 
geschäfte",  „Schankgewerbe",  „Schauspiel- 
untemehmungen".  VgL  femer  die  ArtL 
„Apotheken"^  „Approbationen^^  ,>Arzt",  „Heb- 
ammen", „Tierärzte". 

Außer  den   in  den  genannten  Artikeln 
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erwähnten  Personen  und  Beschäftigungen  den  gesetzlich  fixierten  Voraussetzungen 
unterliegen  noch  femer  der  Eonzessions-  widernifen  werden.  Oegen  die  willkürliche 
pflicht:  Unternehmer  von  Privat-,  Kranken-,  Versagung  der  Eonzession  sowie  geeen 
Entbindungs-  und  Irrenanstalten,  Gast-  und  einen  nachträglichen  Widerruf  ist  dersdbe 
Schankwirte;  diejenigen,  welche  Singspiele,  Rechtsschutz  gewährt  wie  gegen  die  Ver- 
Gesangs- und  deklamatorische  Vorträge,  Weigerung  der  Eonzession  zur  Errichtung 
Schaustellungen  von  Personen  oder  theatra-  genehmigungspflichtiger  gewerblicher  An- 
Hsche  Vorstellungen,  bei  denen  ein  höheres  In-  lagen  (vgl.  Art.  „Gfeweroliche  Anlagen^^) 
teresse  der  Eunst  oder  Wissenschaft  nicht  ob-  Jedoch  ist  das  landesrechtliche  Verrahren 
waltet,  gewerbsmäßig  in  ihren  Räumen  Offent-  in  den  hier  erwähnten  Fällen  anders  gere|;elt 
lieh  veranstalten  oder  durch  Dritte  veran-  als  bei  der  Genehmigung  konzessionspflich- 
stalten  lassen,  sowie  diejenigen,  welche  tiger  Anlagen.  FQr  f^ußen  vgl.  z.  B. 
gewerbsmäfiie  Musikaufführungen  j  Schau-  §§  114,  115,  119,  120  des  Zuständigkeits- 
stellungen oder  sonstige  theatralische  Vor-  gesetzes  vom  L/Vlll.  1883. 
Stellungen  oder  sonstige  Lustbarkeiten  der  ^  Umfang,  Ausübung  und  Ver- 
vorerwähnten niederen  Art,  von  Haus  zu  lust  der  Gewerbebefugnisse.  DieBe- 
Haus  oder  auf  Öffentlichen  Wegen,  Straßen  rechtigung  zum  Gewerbebetrieb  umfaßt  aa) 
und  Plätzen  darbieten  (§  33  b);  ebenso  (seit  die  Befugnis  zum  Halten  einer  beliebigen 
dem  I./X.  1900)  Pfendleiher,  Pfandvermittler,  Zahl  von  Hilfepersonen  mit  der  unter  «)  er- 
Gesindevermieter  und  Stellenvermittler,  wähnten  Einschränkung;  ßß)  die  Befugnis 
Femer  bedürfen  Seeschiffer,  Seesteuerleute,  zum  Betriebe  des  Gewerbes  innerhalbdes 
Maschinisten  der  Seedampfschiffe  und  Lotsen  eanzen  Gemeindebezirks  und  der 
zur  Ausübung  ihres  Gewerbes  eines  Be-  demselben  durch  die  höhere  Verwaltungs- 
fähigungszeugnisses  seitens  der  zuständigen  behOrde  g]eichfi;estellten  nädisten  Umgebung 
Behörde.  Endlich  unterliegt  das  Transport-  und  zwar  nicht  bloß  von  einer  festen  zn 
gewerbe  innerhalb  des  Lokalverkehrs  der  dauerndem  Gebrauche  eingerichteten  Be- 
ortspolizeilichen  Regelung  in  vollem  Um-  triebsstelle  aus,  sondern  auch  hausiermäßig, 
fanee,  so  daß  auch  Vorschriften  über  die  d.  h.  durch  Feilbieten  von  Haus  zu  Haus 
Zulassung  zu  diesem  Gewerbe  durch  Poli-  oder  auf  öffentlichen  Wegen,  Straßen,  Plätzen 
zeiverordnung  aufgestellt  werden  können.^)  oder  an  anderen  öffentlichen  Orten  des  er- 

Während  im  Falle  des  §  33  b  das  freie  wähnten  Bezirks.  Dideni^n  G^nstände, 
polizeiliche  Ermessen  über  die  Voraus-  die  vom  Ankauf  und  Feilbieten  im  Umher- 
setzungen für  die  Eonzessionserteilung,  über  ziehen  ausgeschlossen  sind — s.Art,,Wander- 
ihre  Dauer  und  ihre  Zurücknahme  ent-  eewerbe^^  —  dürfen  auch  innerhalb  des 
scheidet,  dürfen  aUe  sonstigen  Eonzessionen  ^)  Gemeindebezirks  nicht  hausiermäßig  vertrie- 
weder  auf  Zeit  erteilt  noch  anders  als  unter  ben  werden,  soweit  nicht  die  Landesregierung 
im  BedürfnisfaUe  Ausnahmen    von    diesem 

*)  Weitere  Gewerbe  sind  nach  der  RGew.-O.  Verbote  zuläßt  ^).    Nur  zum  hausiermäßigen 

selbst  nicht  konxessionspflichtig.    Da^^n  hat  Vertriebe  von  Druck-  und  sonstigen  Schriften 

diese  die  Landesgesetzgebunffen  ermächtigtr  i^och  und  Bildwerken  sowie  zum  gewerbsmäßigen 

für  folgende  Gewerbebetriebe  die  Eonzessions-  öffentlichen   Ausrufen,   Anheften   oder  An- 

beaw.  Approbationspfücht  einzuführen:   Mark-  schlagen   derselben  ist   die   ortspolizeiliche 

!SÄ  wnnlT'     r^ff'n^f^iiofiSTrS^  Genehmigung»)  erforderHch.    (Vgl.  Näheres 

betreiben  woUen  —  (das  diesen  erteilte  rrü-  .     *  .     "ö-1öL^-«««u^  o^vO^wv^u+ti  \    vi^a^,^ 

fangnengnis  gut  für  den  gancen  Umfang  des  '°  ,^;  i'Vt^«®^^^^' ^^"^ä^lL  ^-    ®^ 

Beiäiea)  -  md  Htadler  mit  Giften.    Für  Lot-  «ptOT  14  Jahren  ist  das  sog.  .^tadthauaieren" 

•en  kann  die  Landesgesetsgebnng  —  abgesehen  (Q-  h.  der  G-ewerbebetneb  im  Umherziehen 

von  dem  reichsrechtUch  yor^^eschriebenen  Be-  mnerhalb    des    (itemeindebezirks)    gftnzlich 

fthi^ngsnachweis  —  noch  eine  besondere  Kon-  verboten^);   auch  ffir  erwachsene  Personen 

sessionspflicht  einfuhren.  Ueber  die  der  Landes-  kann  es  mit  den  in  §  42  b  enthaltenen  Ein- 

«setEgebuM  gestattete  PriTÜegiernng  gewisser  schiinkungen  durch  Öemeindebeschluß  oder 

J^riSä  fcÄZriSung  sT'kÄ  durch  Anordmmg  der  höheren  YerwaitungB- 
sirke  s.  Art.  „Schornsteinfeger*'. 

*)  Nor  das  Transportgewerbe  im  Lokalver-         ^)  Der  haasierm&ßige  Vertrieb  von  Bier  and 

kehr  ist  ungünstiger  gestellt  als  die  sonstigen  Wein  in  Fässern  und  Flaschen  innerhalb  des 

konzessionspflichtiffen  Gewerbe,  indem  nämuch  Gemeindebezirks   ist    kraft   Beichsrechtes    ge- 

die  Bedingungen  Tür  die  Zulassung  und  Aus-  stattet. 

Übung  jenes  Gewerbes  der  freien  polizeilichen        *)  £iner   solchen   Qenehmli^g   bedarf   es 

Regelung  unterliegen;  nur  gea^en  die  Unter-  nicht   zur   Verteilung   von   Stimmzetteln   und 

sagun^  der  Ausübung  dieses  Gewerbebetriebes  Druckschriften  zu  Wahlzwecken  während  der 

ist  der  im  Text  erwähnte  Rechtsschutz  im  Ver-  Wahlzeit. 

waltungsstreitverfahren  s^ewährt.    Sind  freilich         ')  Nur  wo  ein  derartiges  Stadthausieren  der 

Polizeivorschriften  über  den  Betrieb  des  lokalen  Kinaer  herkömmlich  ist,  kann  es  die  Polizei- 

Transportgewerbes  nicht  erlassen,  so  ist  dessen  behörde  für  einen  Zeitraum   von  insgesamt  4 

Ausübung  völlig  frei  und  unentziehbar.  Wochen  innerhalb  eines  Jahres  gestatten. 
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behörde  von  Erteilung  derselben  Erlaubnis 
abhängig  gemacht  werden,  die  zum  Betriebe 
des  eigentlichen  flausiergewerbes  erforder- 
lich ist.  —  r/)  Die  Befugnis  zum  sog. 
„Detailreisen"  1)  nach  Maßgabe  der  §§  44 
und  44  a  der  Gew.-O.  und  der  Bundesrats- 
beschlüsse vom  27./XI.  1896  (RGBl.  S.  745) 
und  vom  25./ni.  1897  (RGBl.  S.  96).  Durch 
Art  9  des  G.  v.  6./Yin.  1896  ist  diese 
Befugnis. insofern  erheblich  eingeschränkt,  als 
das  Detailreisen  nur  noch  gestattet  ist: 
1.  zwecks  Vertriebs  von  Druck-  und  sonstigen 
Schriften  und  Bildwerken,  soweit  der 
Hausierbetrieb  mit  denselben  gestattet  ist 
(s.  Art  „Wandergewerbe*-);  2.  bei  Kauf- 
leuten in  deren  Geschäftsräumen;  3.  bei 
Personen,  in  deren  Geschäftsbetrieben  Waren 
der  angebotenen  Art  Verwendung  finden  2); 
4.  bei  Personen,  von  denen  der  Reisende  eine 
vorgängige  ausdrückliche,  sei  es  schriftliche 
oder  mündliche,  sei  es  generelle  oder  spezielle 
Aufforderung  zum  Geschäftsbesuche  erhalten 
hat;  5.  in  denjenigen  Gewerbetrieben,  in 
denen  dies  durch  Bundesratsbeschluß  aus- 
drücklich für  zulässig  erklärt  ist.  Bis  jetzt 
zählen  zu  diesen  letzteren  Gewerbetreiben- 
den die  Weinhändler,  die  Händler  mit  Erzeug- 
nissen der  Leinen-  und  Wäschefabrikation  und 
mit  Nähmaschinen  so'^^e  die  Fabrikanten 
überwebter  Holzrouleaux.  —  Im  übrigen  darf 
das  „Detailreisen"  nur  noch  als  eigentliches 
Hausiergewerbe  betrieben  werden.  — 
S^)  Die  Befugnis,  das  Gewerbe  durch  einen 
Stellvertreter  ausüben  zu  lassen,  der  den 
für  das  betreffende  Gewerbe  vorgeschriebenen 
Erfordernissen  genügen  muß.  Durch  einen 
solchen  Stellvertreter  kann  auch  für  Rechnung 
der  Witwe  oder  minderjährigen  Erben  eines 
Gewerbetreibenden  sovde  während  der  Dauer 
einer  Pflegschaft  oder  Nachlaßregulierung 
der  Gewerbebetrieb  des  Erblassers  fortgesetzt 
werden,  falls  eine  Stellvertretung  überhaupt 
zulässig  ist.  In^s-iefern  für  die  in  den  §§ 
34,  36  u.  39  Gew.-O.  genannten  Gewerbe- 
treibenden eine  Stellvertretung  zulässig  ist, 
hat  in  jedem  Einzelfall  die  konzessionierende 
Behörde  zu  bestimmen. 

Die  Ausübung  des  Gewerbebetriebes 


^)  Unter  „Detailreisen*"  versteht  das  Gesetz 
das  Aufkaufen  von  Waren  für  die  Zwecke  des 
Gewerbebetriebes  und  das  Aufsuchen  von  Be- 
stellungen auf  Waren  außerhalb  des  Gemeinde- 
bezirks der  gewerblichen  Niederlassung,  wobei 
zwecks  Verkaufs  der  Waren  in  der  Regel  nur 
Proben  oder  Muster  mitgenommen  werden 
dürfen.  Das  „üetailreisen**  kann  sowohl  in 
Person  wie  durch  Reisende  stattfinden,  ins- 
besondere auch  durch  Handlungsagenten,  die 
ein  stehendes  Gewerbe  betreiben. 

*)  Danach  können  z.  B.  bei  Bauuntemehmern 
Bestellungen  auf  Baumaterialien,  bei  Landwirten 
solche  auf  Ackergerätschaften  autgesucht  werden. 


unterliegt  nach  der  RGew.-O.^)  de«  beschrän- 
kenden Vorschriften  über  die  Sonntagsruhe 

—  s.  Art.  „Arbeiterschutzgesetzgebun^  oben 
S.  137  und  138  und  den  Art  „Sonnti^g^beit" 

—  und  insofern  einer  gewissen  pol^eilichen 
Aufsicht,  als  die  Untersagung  des  Ge- 
werbebetriebes der  in  den  §§30,  30  a,  32, 
33,  33  a,  34,  35,  36  und  37  erwähnten  Ge- 
werbe bezw.  die  Zurücknahme  der  erteilten 
Bestallungen  oder  Genehmigungen  dann 
zulässig  ist,  wenn  sich  die  ünzuverlässigkeit 
des  Gewerbetreibenden  in  bezug  auf  seinen 
Gewerbebetrieb  herausstellt  (§  35)  bezw. 
wenn  sich  nachträglich  ergibt,  daß  die  bei 
der  Erteilung  der  Genehmigung  oder  Be- 
stallung vorausgesetzten  Eigenschaften  nicht 
mehr  vorliegen.  Während  in  den  der  Kon- 
zessionspflicht bezw.  der  Verleihung  einer 
besonderen  Anstellung  unterliegenden  Fällen 
der  §§  30,  30  a,  32,  33,  33  b,  34,  36,  37  — 
s.  sub  /  S.  1030  —  die  Zurücknahme  der 
Bestallung  oder  Genehmigung  erfolgen  kann, 
muß  dagegen  in  dem  Falle  des  §  35  Gew.-O. 
in  der  Regel  die  üntersagung  der  Aus- 
übung der  hier  genannten  an  und  für  sich 
nicht  konzessionspflichtigen  Gewerbe  -) 
ausgesprochen  werden.  Gegen  die  Zurück- 
nahme der  Bestallung  oder  Konzession  ebenso 

')  Neben  den  die  Ausübung  des  Gewerbe- 
betriebes beschränkenden  Bestimmungen  der 
RGew.-O.  kommen  noch  die  in  sonstigen  Beichs- 
gesetzen  enthaltenen  Beschränkungen  sowie 
die  beschränkenden  Vorschriften  des  Landes- 
rechts in  Betracht.  An  reichsrechtlicben  Normen 
sind  z.  B.  hervorzuheben  §  6  d.  G.  v.  14./V. 
1879  (Nahrungs-GenuOmittel  und  Verbrauchs- 
gegenstände);  G.  v.  9./VI.  1884  (Sprengstoffe); 
ü.  V.  16./VL  1884  (Feingehalt  der  Gold-  und 
Süberwaren);  G.  v.  19.?V.  1891  (Handfeuer- 
waffen); G.  V.  15./VI.  1897  (Verkehr  mit  Butter, 
Käse,  Schmalz  und  deren  Ersatzmitteln). 

*j  Der  §  35  Gew.-O.  unterwirft  folgende  mch^ 
konzessionspflichtigen  Gewerbebetriebe   der  im 
Text  erwähnten  polizeilichen  Aufsicht:  Tanz-, 
Turn-,  Schwimmunterricht j  Badeanstalten;  Trö- 
delhandel ,  Kleinhandel  mit  GamabfäUen  oder 
Dränmen  von  Seide ^   Wolle,  Baumwolle  oder 
Leinen,    Handel    mit   Dynamit    und  anderen 
1  Sprengstoffen,  Handel  mit  Losen  von  Lotterieen 
j  und  Ausspielungen  oder  mit  BezQfi;s-  und  An- 
I  teilscheinen  auf  solche  Lose :  Rechtskonsulenten; 
Vieh  versteller    (Viehverpächter) ;     Viehhändler 
und  Händler  mit  ländlichen  Grundstücken,  Ver- 
mittelnnesagenten  für  Immobiliarverträfe,  Dar- 
lehen und  Heiraten,  Droguenhändler  und  Händler 
mit  chemischen  Präparaten,  Flaschenbierhändler, 
Auktionatoren.    Während  diesen  im  Falle  der 
Ünzuverlässigkeit,  ebenso  wie  den  Händlern  mit 
Droguen   und  chemischen  Präparaten,  die  zn 
Heikwecken  dienen,  falls  die  Handhabung  dieses 
I  Gewerbebetriebes  Leben   und    Gesundheit  von 
Menschen  gefährdet,  dieser  untersagt  werden 
jmuß,  kann  der  Kleinhandel  mit  Bier  dann 
I  untersagt  werden,  wenn  der  Bierhändler  wieder- 
;  holt    wegen   unerlaubten   Schankwirtschaftsbe- 
'  triebes  bestraft  worden  ist. 
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wie  gegen  die  üntersagung  des  Gewerbe- 
betriebes ist  ein  Rechtsschutz  in  dem  oben 
(sub  /  S.  1031)  erwähnten  Verwaltungsstreit- 
verfahren gewährt.  Abgesehen  von  den 
vorstehend  erwähnten  Fällen  darf  die  Be- 
rechtigung zum  Gewerbebetriebe  weder  durch 
richterliche  noch  durch  administrative  Ent- 
scheidung entzogen  werden  ^§  143).  Umge- 
kehrt kann  dagegen  die  Wiederaufnahme 
eines  einmal  rechtskräftig  untersagten  Ge- 
werbebetriebes der  in  §  35  Gew.-O.  bezeichne- 
ten Art  durch  die  Landeszentralbehörde  oder 
eine  von  dieser  zu  bestimmende  Behörde 
nach  freiem  Ermessen  gestattet  werden,  wenn 
seit  der  Untersagung  mindestens  ein  Jahr 
verflossen  ist  (§§  35,  53  Gew.-O.). 

Besondere  Arten  des  Erlöschens  einer 
gewerblichen  Konzession  und  bezw.  der  Be- 
rechtigung zum  Betriebe  einer  gewerblichen 
Anlage  sehen  noch  die  §§  49  und  51  Gew.-O. 
vor.  Bei  Erteilung  der  Konzession  für  die 
in  den  §§  16  u.  24  erwähnten  Anlagen  — 
8.  Art.  „Gewerbliche  Anlagen"  — ,  für  die 
Anlegimg  von  Privat-,  Kranken-,  Entbindungs- 
und Irrenanstalten,  für  Schauspielunterneh- 
mungen und  Schankgewerbe  kann  eine  Frist 
gesetzt  werden,  binnen  welcher  die  Anlage 
errichtet  oder  das  Unternehmen  ausgeführt 
und  der  Gewerbebetrieb  begonnen  werden 
muß,  widrigenfalls  die  Konzession  erlischt. 
Ist  eine  solche  Frist  nicht  gesetzt,  so  muß 
von  der  Konzession  binnen  Jahresfrist  seit 
der  Erteilung  bei  Vermeidung  des  Eilöschens 
.Gebrauch  gemacht  werden.  Diese  Fristen 
können  —  und  müssen  unter  Umständen  — 
erstreckt  werden.  Auch  die  gänzliche  Ein- 
stellung des  Betriebes  während  eines  drei- 
jährigen Zeitraums  hat  das  Erlöschen  der 
Konzession  zur  Folge.  Endlich  kann  wegen 
über^'iegender  Nachteile  und  Gefahren  für 
das  Gemeinwohl  die  fernere  Benutzung 
einer  jeden  gewerblichen  Anlage  durch  die 
höhere  Verwaltungsbehörde  jederzeit  unter- 
sagt werden.  Der  von  einer  solchen  Unter- 
sagung betroifene  Besitzer  der  Anlage  hat 
Anspruch  auf  Schadensei-satz ,  den  er  im 
Rechtswege  geltend  zu  machen  hat.  Im 
übrigen  findet  in  den  Fällen  der  §§49  und 
51  gegen  die  behörtllichen  Anordnungen  das 
bereits  mehrfach  erwälmte  Verwaltungs- 
streitverfahren statt. 

«)  H au sierge werbe.  Die  R.Gew.-O. 
bezeichnet  als  „Gewerbebetrieb  im  Umher- 
ziehen", wie  sie  das  Hausiergewerbe  nennt, 
diejenige  gewerbliche  Tätigkeit,  die  zum 
Gegenstande  hat :  1.  das  Feilbieten  von  Waren ; 
2.  das  Aufsuchen  von  Warenbestellungen 
oder  das  Ankaufen  von  Wai*en  zwecks  Wieder- 
verkaufs bei  Nichtkaufleuten  oder  an  anderen 
Orten  als  in  offenen  Verkaufsstellen:  3.  das 
Anbieten  gewerblichei  Leistungen;  und  4. 
das  Darbieten  von  Musikaufführungeu,  thea-  j 
tralischen  Vorstellungen  oder  sonstigen  Lust- 


barkeiten, bei  denen  ein  höheres  Interesse 
der  Kunst  oder  der  W^issenschaft  nicht  ob- 
waltet —  sJles  dies  jedoch  nur  unter  der 
Voraussetzung,  daß  diese  Tätigkeit  ausgeübt 
wird:  a)  außerhalb  des  Wohnortes  des  Ge- 
werbetreibenden oder  der  diesem  gleich- 
gestellten nächsten  Umgebung;  b)  ohne  Be- 
gründung einer  gewerblichen  Niederlassung 
in  dem  fremden  Orte  ^) ;  c)  ohne  vorgängige 
Bestellung;  und  endlich  d)  außerhalb  des 
Marktverkehrs.  —  Gleichgültig  ist  es,  ob  der 
Gewerbebetrieb  für  eigene  oder  fremde 
Rechnung  ausgeübt  wird.  Zur  Ausübung 
des  Hausiergewerbes  bedarf  es  in  der  Regel  2) 
und  vor  allem  der  Lösung  eines  sog. 
Wandergewerbescheines^),  der  nur 
für  die  Dauer  eines  Jahres  und  in  der  Regel 
mit  Gültigkeit  für  das  ganze  Reichsgebiet 
von  derjenigen  höheren  Verwaltungsbehörde 
erteilt  wird,  in  deren  Bezirk  der  Nach- 
suchende seinen  Wohn-  oder  Aufenthaltsorf 
hat*).  Alles  weitere  über  das  Hausierge- 
werbe s.  in  dem  Art.  „Wandergewerbe". 

^)  Marktverkehr  und  Taxen.  Unter 
einem  Markt  versteht  die  Gew.-O.  eine 
mit  behördlicher  Genehmigung  eingerich- 
tete, dem  Publikum  zugängliche,  an  be- 
stimmten Orten  und  zu  bestimmten  Zeiten 
stattfindende,  mit  gewissen  Vergünstigungen 
ausgestattete  Veranstaltung,  die  darauf  ab- 
zielt, ein  Zusanmientreffen  von  Verkäufern 
und  Käufern  zwecks  Umsatzes  von  Waren 
herbeizuführen.  Gewisse  größere  Märkte 
werden  vermöge  einzelner  Besonderheiten 
und    historischer    Ueberlieferung    ,,Messen" 


\)  Demnach  gehört  auch  der  sog.  ^Wander- 
lagerbetrieb".  d.  h.  der  Verkauf  von  festen  Ver- 
kaufsstellen aus,'  aber  ohne  Begründung  einer  ge- 
werblichen Niederlassung  zum  Haosiergewerbe. 

*)  In  den  in  dem  §  5li  Gew.-O.  aufgeführten 
vier  im  wesentlichen  den  Vertrieb  von  selbst- 
gewonnenen Erzeugnissen  der  Landwirtschaft 
und  von  selbstverfertigjten  Waren  betreffenden 
Fällen  bedarf  es  kraft  Keichsrechts  eines  Wan- 
dergewerbescheines nicht ;  außerdem  können  die 
Landesregierungen  für  ihr  Gebiet  das  Hansieren 
mit  Gegenständen  des  gemeinen  Verbrauchs 
ohne  Wandergewerbeschein  gestatten. 

*)  Nach  §  124  des  Vereinszollgesetzes  dürfen 
im  Grenzbezirke  Hausierfi^ewerbe  nur  mit  be- 
sonderer Erlaubnis  der  obersten  Landesfinanz- 
behörde und  nur  unter  den  von  dieser  zum 
Zwecke  des  Zollschutzes  angeordneten  Beschrän- 
kungen betrieben  werden. 

*)  Der  zu  den  im  Text  unter  4)  erwähnten 
Masikauffühnmgen  usw.  berechtigende  Wander- 
e^ewerbeschein  ist  stets  von  derjenigen  höheren 
Verwaltungsbehörde  auszustellen,  in  deren  Be- 
zirk das  Gewerbe  ausgeübt  werden  soll:  er 
hat  auch  nur  für  diesen  Bezirk  Gültigkeit 
Ueberdies  bedarf  es  zwecks  Ausübung  eines 
dieser  Gewerbe  von  Hans  zu  Hans  oaer  auf 
öffentlichen  Wegeu.  Straßen,  Plätzen  oder  an 
anderen  öffentlichen  Orten  einer  besonderen  Er- 
laubnis der  Ortspolizeibehörde. 
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genannt  Man  unterscheidet  Jahrmärkte  zeilichen  Taxen,  d.  h.  behördliche  Preifi- 
^ozu  auch  die  Messen  gehören)  von  den  festsetzungen  fOr  gewerbliche  Leistongen 
WochenmSrkten  und  beide  wiederum  von  oder  für  gewisse  Waren  sind  durch  die 
den  sog.  ,.Spezialmärkten^S  d.  h.  solchen  Oew.-O.  im  wesentlichen  beaeitifit  und  dfirfen 
Märkten,  die  bei  besonderen  Gelegenheiten  auch  in  Zukunft  nur  soweit  eineerOhrt  werden, 
oder  für  bestimmte  Gattungen  von  Waren  als  dieCtew.-O.  dies  ausdrücklicn  zuläßt  Solche 
abgehalten  werden.  —  Während  für  letztere  Taxen  kOnnen  denmach  nur  noch  an|ge6tellt 
nur  die  Yorschrift  des  §  71  Gew.-O.  unbe-  werden:  für  Apotheker  (durch  die  Zentral- 
dingte Geltung  hat,  wonach  Beschränkungen  behörde,  §  77  Gew.-O. ;  s.  Art  „Apotheken^ 
des  Verkehrs  mit  den  zu  Messen  und  Märkten  oben  S.  111  fg.) ;  für  die  gemäfi  §  36  Gew.-O. 
gebrachten,  aber  unverkauft  gebliebenen  behördlich  angestellten  und  beeidigten  Per- 
Gegenständen aufgehoben  sind,  solche  Gegen-  sonen,  wie  Feldmesser,  Auktionatoren  usw.; 
stände  vielmehr  den  allgemeinen  Rechts-  für  Schornsteinfeger,  falls  ihnen  Beziiie 
grundsätzen  unterliegen ,  im  übrigen  aber  (sog.  Eehrbezirke)  ausschließlich  zugewiesen 
für  die  Verhältnisse  der  Spezialmärkte  in  sind  (s.  Art.  „Schornsteinfeger*');  für  Lohn- 
erster  Linie  die  Sondervorschriften  desLiandes-  bediente  und  andere  Personen,  die  auf  öffent- 
rechts  maßgebend  sind  und  nur,  soweit  es  liehen  Straßen  oder  Plätzen  oder  in  Wirts- 
an  solchen  fehlt,  die  generellen  Grundsätze  häusern  ihre  Dienste  anbieten,  sowie  für  die 
der  G«w.-0.  Platz  greifen,  ist  dagegen  der  Benutzung  von  Wagen,  Pferden,  Sänften, 
Yerkehr  auf  den  gewöhnlichen  Jahr-  und  Gondeln  und  anderen  öffentlich  zum  Ge- 
Wochenmärkten  in  den  §§  64—69  in  ein-  brauch  aufgestellten  Transportmitteln  (und 
gehenderWeise  reichsrechtlich  geregelt  zwar  durch   die  Ortspolizeibehörde   in  Ge- 

Im  allgemeinen  gilt  der  Grundsatz  un-  meinschaft  mit  der  Gemeindebehörde), 
bedingter  Marktfreiheit,  wonach  jeder  Eine  Ermäßigung  der  Taxpreise  durch 
Inlänaer  ohne  weiteres  (also  auch  ohne  die  Gewerbetreibenaen  ist  zulässig;  eine 
Wandergewerbeschein),  zum  Kauf  und  Ver-  Ueberschreitung  macht  sie  dagegen  strafbar, 
kauf  auf  dem  Markte  befugt  ist.  Betreffs  Neben  diesen  „behördlichen  Taxen^  hat 
gewisser  Handwerkerwaren  kann  die  höhere  die  Gew.-O.  für  gewisse  Gewerbezwdge 
Verwaltungsbehörde  nur  den  am  Marktorte  die  Aufstellung  sog.  „Selbsttaxen"  voi^geseheo. 
einheimischen  Verkäufern  den  Vertrieb  ce-  Ein  üeberbleibsel  der  früheren  „Brot- 
statten.  Die  Zahl,  Zeit  und  Dauer  der  taxen'^  findet  sich  in  der  Gew.-O.  insofern, 
Messen,  Jahr-  und  Wochenmärkte  wird  von  als  die  Bäcker  und  die  Verkäufer  von  Back- 
der  zuständigen  Verwaltungsbehörde  fest-  waren  durch  die  Ortspolizeibehörde  ange- 
gesetzt, während  die  Ortspouzeibehörde  ziu*  halten  werden  können,  die  Preise  und  das 
Regelung  des  Marktverkehrs  im  einzelnen  Gewicht  der  einzelnen  Backwaren  für  ge- 
innerhalb  des  Rahmens  der  RGew.-O.  eine  wisse  behördlich  bestimmte  Zeiträume  dundi 
Marktordnung  festsetzen  kann.  —  Mit  einen  äußerlich  sichtbaren,  wittuend  der 
Abgaben  darf  der  Markt  verkehr  nicht  be-  Verkaufezeit  am  Verkaufslokal  auszuhängen- 
lastet werden,  was  aber  die  Festsetzung  den  imd  mit  polizeilichem  Stempel  ve^ 
einer  Vergütung  für  den  auf  dem  Markt-  sehenen  Anschlag  dem  Publikum  bekannt 
platz  überlassenen  Raum  und  den  Gebrauch  zu  machen ;  gleichzeitig  kann  in  solchem 
von  Buden  und  Gerätschaften  (Erhebung  von  Falle  die  Polizeibehörde  die  Verkäufer  an- 
Marktstandsgeldem)  nicht  ausschließt.  halten,  eine  Wage  nebst  den  erforderlicheo 

Als   Gegenstänae   des  Wochenmarktver-  Gewichten    im   Verkaufslokale   aufzustelleo 

kehrs  sind  die  in  §  66  Gew.-O.  erwähnten  i)  und  deren  Benutzung  dem  Publikum  zwecks 

zugelassen,  neben  denen  die  zuständige  Ver-  Nachwiegens  zu  gestatten.  —  In  ähnlicher 

waltungsbehörde   noch    weitere   Waren   als  Weise  können  die  Gastwirte  zur  Einreichnng 

Wochenmarktartikel  bezeichnen  kann.    Auf  eines   Verzeichnisses   über    die    von    ihnen 

Jahrmärkten    dürfen    außerdem    noch  Ver-  ^stellten  Preise  und  zum  Anschlag  derselben 

zehrung^sgegenstände    und    Fabrikate    aller  m  den  Gastzimmern  polizeilich   angehalten 

Art,  geistige  Getränke  zum  Genuß  auf  der  werden.     Das    Verzeichnis    bleibt   bis   zur 

Stelle  jedoch    nur    mit    Genehmigung    der  Anzeige  der  Abänderung  und  bis  zum  An- 

Orlspolizeibehörde,  feilgehalten  werden.  schlag  eines  abgeänderten  Verzeichnisses  in 

Die  in  früherer  Zeit  so  zahlreichen  poli-  Kraft.    Für  einen  Verstoß  gegen  diese  den 
Bäckern   und   Gastwirten  auferlegten  Ver- 

*)  Dies  sind :  rohe  Naturerzeufl^nisse  mit  Aus-  pflichtunffen  droht  die  Gtew.-O.  irgendwelche 

Schluß  des  größeren  Viehs;   Fabrikate,   deren  Strafen  nicht  an 
Erzeujzung  mit  der  Land-  und  Forstwirtschaft,         Während   es"  in   diesen  Fällen  dem  Er- 

?n  "^nätÄrp?  v.?Ä  «^^sseu  der  Ortspolizeibehörde  überlassen  ist, 

m  nnmittel barer  verbmdang  steht  oder  zu  den  i^     -^     n.      A„£^/*ii««r»    ^*%«      q^iu«««.«.^«^» 

Nebenbeschäftigungen  der  Landleute  gehört  oder  ^^   «i^    die   Aufstellung   von    „Sdbsttaxeu 

durchTagelöhnerarbeitbewirktwird,  und  endlich  vorschreiben  will  oder  nicht,   hat  dagegen 

frische  Lebensmittel  aller  Art.    Ausgeschlossen  das  Reichsrecht  selbst  (im  §  75  a  Gew.-O.) 

vom  Wochenmarktverkehr  sind  geistige  Getränke,  die  Gesindevermieter  und  Stellenvermittlff 
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yerpflichtet,  Selbsttaxen  aufzustellen  ^),  diese 
der  Polizeibehörde  einzureichen,  die  Taxen 
in  ihren  QeschAftsrftumen  an  einer  in  die 
Augen  fallenden  Stelle  anzuschlagen  und 
encuich  dem  Stellesuchenden  unaufgefordert 
vor  Abschlufi  des  Yermittelungsgesch&fts 
denjeni^n  Taxpreis  mitzuteilen,  welchen 
dieser  im  Einzelfalle  zu  zahlen  hat. 

I?)  Das  Handwerk  (Innungs-  und 
Zunftwesen).  Der  Yl.  Titel  der  Oew.-O. 
hat  durch  die  Nov.  v.  29./VII.  1897,  die  auf 
Grund  der  KV.  v.  14./1II.  1898  und  v. 
12./in.  1900  am  1./X.  1901  vollständig  in 
Kraft  getreten  ist,  eine  formell  ganz  neue 
Fassung  erhalten.  Aber  auch  materiell 
&idert  die  Novelle  das  geltende  Recht  über 
die  Rechtsverhältnisse  des  Handwerks  ganz 
erheblich  ab.  Durch  die  mittels  Mehrheits- 
beschlusses der  beteiligten  Handwerker  zu- 
lässige Einführung  von  Zwanesinnun^n, 
dur(£  die  bei  diesen  obligatorische  Einrich- 
tung von  Prüfungsausschüssen  (§  131)  in 
Verbindung  mit  der  Bevorzugung  geprüfter 
Personen  betreffs  des  Rechts  zur  Anleitung 
von  Lehrlingen  (§  129),  der  Verpflichtung 
des  Lehrherm,  den  Lehrling  zur  Ablegung 
der  Oesellenprüfung  anzubeten  (§  131c), 
und  der  ausschließüchen  Berechtigung  ge- 
prüfter Personen  zur  Fühning  des  Meister- 
titels (§  133)  wird  die  Gesetzgebung  unaus- 
bleiblidi  zurEinführung  des  sog.  „Be&hieungs- 
nachweises**  gedrängt,  wenn  sie  nicnt  die 
durch  das  G.  v.  26./VII.  1897  betretenen 
Bahnen  verlädt. 

In  der  Einrichtung  der  Zwangsinnnngen, 
der  näheren  Ausgestaltung  des  Lehrlings- 
wesens und  der  iSnführung  von  Handwerks- 
kammern sind  die  wichtigsteh  durch  das 
G.  V.  26./ VII.  1897  geschaffenen  Neuerungen 
enthalten. 

Bezüglich  aUer  Einzelheiten  über  die 
zukünftig  Gestaltung  der  Lage  des  Hand- 
werks wird  auf  die  Art.  ,,Handwerk^*  (moderne 
Bestrebungen)  und  „Zünfte"  verwiesen. 

^)  Die  Verhältnisse  der  gewerb- 
lichen Arbeiter.  Die  im  VH.  Titel  der 
Gew.-O.  enthaltenen  Vorschriften  beziehen 
sich  auf  das  gewerbliche  Hilfspersonal  jeg- 
licher Art*),  sowohl  in  der  Fabrik  wie  im 
Handwerk  wie  auch  in  sonstigen  Betrieben. 
Nur  die  auf  den  Umsatz  der  Waren  mittels 
Abschlusses  von  Handelsgeschäften  auf  Grund 
besonderer  kaufmännischer  Befähigung^)  ge- 


*)  Die  Taxen  der  Stellenvermittler  für  Schiffs- 
leate  sind  ffemäO  §§  4,  8  des  RG.  vom  2./\l. 
1902  keine  Selbsttaxen,  sondern  behördliche 
Taxen. 

*)  Das  Gesetz  nennt  besonders  die  Gesellen, 
OehUfen,  Lehrlinge,  Betriebsbeamten,  Werk- 
meister, Techniker  und  Fabrikarbeiter. 

')  Eine  solche  besondere  kaufmännische 
Fähigkeit  wird  z.  B.  von  dem  Kellner  eines 
Wirts  nicht  gefordert,  weshalb  er  zu  den  Ge- 


richtete, d.  h.  die  eigen  tlich  k  a  u  f  m  ä  n  n  i  s  c  h  e 
Tätigkeit  gehört  gemäß  §  154  Abs.  1  Gew.-O. 
im  allgemeinen^)  nicht  hierher.  Demnach 
ist  unter  einem  gewerblichen  Arbeiter  im 
Sinne  des  VIL  Titels  der  Gew.-O.  jede  in 
einem  seiner  Natur  nach  dauernden  Dienste 
eines  selbständigen  Gewerbetreibenden  be- 
findliche Person  zu  verstehen,  die  diesem 
zu  gewerblichen  Zwecken  —  jedoch 
nicht  lediglich  behufs  Umsatzes  der  Waren 
mittels  kaufmännischer  Tätigkeit  —  auf 
Grund  des  Dienstverhältnisses  ihre  gesamte 
Arbeitskraft  (nicht  blofi  einzelne  Dienst- 
leistungen) zu  widmen  hat.  Demnach  sind 
z.  B.  als  gewerbliche  Arbeiter  nicht  anzu- 
sehen: die  im  Gewerbe  der  Eltern  tätigen 
Kinder,  sofern  diese  nicht  auf  Grund  eines 
Arbeitsvertrages,  sondern  vermöge  des 
Familienverhältnisses  beschäftigt  sind;  Ge- 
sinde, weil  dieses  nur  den  häuslichen 
Zwedcen  dient;  Handlungsgehilfen  wegen 
ihrer  rein  kaufmännischen  Tätigkeit, 
und  endlich  Tagelöhner,  weil  diese  sich 
nicht  in  einem  seiner  Natur  nach  dauern- 
den Dienstverhältnis  befinden^). 

Die  Ghnindlage  des  Arbeitsverhältnisses 
bildet  der  Arbeitsvertrag,  der  zwar 
nach  dem  Regelgrundsatz  des  §  105  schein- 
bar Gegenstand  freier  Uebereinkunft  ist,  in 
Wirklicnkeit  aber  gemäfi  dem  in  §  105  ge- 
machten Vorbehalt  so  vielen  Einschränkun- 
gen durch  öffentlich-rechtliche  Vorschriften 
des  Reichsrechts^)  unterließ,  daß  tat- 
sächlich der  Regelgrundsatz  sich  nur  in 
ganz  vereinzelten  Beziehungen  ent^ten 
kann.  —  Neben  den  die  Vertragsfreiheit 
einengenden  Vorschriften  der  Gew.-O.  über 
die  Sonntagsruhe  (§§  105  a  fg.),  über  die 
Beschäftigung  minderjähriger  imd  weiblicher 


Werbegehilfen  zählt,  wogegen  der  Buchhalter 
in  einem  Hotel  als  Handlungsgehilfe  zu  be- 
zeichnen ist. 

*)  Gewisse  Vorschriften  des  VII.  Titels  der 
Gew.-O.,  nämlich  diejenigen  über  die  Sonntags- 


offenen Verkaufsstellen  (§§  138  c— 139  m)  finden 
auch  auf  die  Handlungsgehilfen  und  -lehrlinge 
Anwendung. 

*)  Daß  auf  diejenigen  Betriebe,  die,  wie  z.  B. 
die  Land-  und  Forstwirtschaft  und  die  Eisen- 
bahnuntemehmnngen,  gemäß  §  6  Gew.-O.  von 
den  Vorschriften  der  Gew.-O.  ausgieschloesen 
sind,  auch  die  Bestimmungen  des  YH.  Titels 
über  das  gewerbliche  Hilfspersonal  keine  An- 
wendung finden,  ist  selbstverständlich. 

')  Landesrecntliche  Beschränkungen  der  Ver- 
tragsfreiheit hinsichtlich  des  Inhalts  des  Arbeits- 
vertrages sind  unwirksam;  selbstverständlich 
sind  aber  die  allgemeinen  zivilrechtlichen 
Grundsätze  des  BGB.  über  die  Gültigkeit  von 
Verträgen  überhaupt  auch  auf  die  Arbeits- 
verträge zur  Anwendung  zu  bringen. 


1036 


Gewerbegesetzgebung 


Personen  und  insbesondere  die  Bauer  ihrer 
Arbeitszeit  (§§  107—114, 120, 120c,  126—133, 
135,  136,  137,  138,  138  a,  139,  139  a),  über 
das  sog.  Trucksystem  und  die  Lohnzahlung 
überhaupt  (§§  115— 119  b),  über  die  zur 
Sicherheit  von  Leben  und  Gesundheit  der 
Arbeiter  seitens  des  Unternehmers  zu  treffen- 
den Vorkehrungen,  ja  selbst  über  die  Dauer 
der  Arbeitszeit  erwachsener  männlicher 
Personen  (§§  120  a— 120  e),  über  die  Gleich- 
heit der  Kündigungsfristen  für  beide  Teile 
(§  122),  über  gewisse  Verhältnisse  der 
Fabrikarbeiter  (§§134,  134  a— 134  h),  über 
die  Verhältnisse  der  Betriebsbeamten,  Werk- 
meister und  Techniker  (§§  133  a— 133  f), 
über  die  Beschäftigung  von  GehDfen,  Lehr- 
lingen und  Arbeitern  in  offenen  Verkaufs- 
stellen (§§  139  c— 139  m),  bestehen  noch 
eine  Reihe  von  Spezialgesetzen  des  Reiches, 
die  den  Inhalt  des  Arbeitsvertrages  in  einer 
jeglicher  ParteivereinbaruDg  entrückten 
Weise  gesetzlich  festlegen  ^). 

Von  ganz  besonderer  Bedeutung  und 
Tragweite  für  die  Gestaltung  des  Arbeits- 
vertrages sind  die  erst  durch  das  sog.  Ar- 
beiterschutzgesetz V.  1.  VI.  1891  eingeführten 
Vorschriften  der  §§  134a— 134  h  Gew.-O. 
über  die  Arbeitsordnung,  die  für  alle 
Fabriken,  in  denen  in  der  Regel  mindestens 
20  Arbeiter  2)  beschäftigt  werden,  Geltung 
haben.  ¥ür  solche  Fabriken  muß  nämlich 
eine  Arbeitsordnung  eingeführt  werden. 
Unter  einer  Arbeitsordnung  ist  eine  mit 
Datum  und  Unterschrift  des  Fabrikherm 
versehene  Formulierung  der  Bedingungen 
des  Arbeitsvertrages  zu  verstehen,  die 
mangels  anderweiter  Sondervereinbarung 
mit  dem  einzelnen  Arbeiter  für  alle  in  die 
Fabrik  eintretenden  Arbeiter  frühestens 
14  Tage  nach  ihrem  Erlaß  maßgebend  und 
rechtlich  bindend  ist.^)  Abänderungen  der 
Arbeitsordnungen  können  nur  im  Wege  des 
Erlasses  von  Nachträgen  zu  derselben  er- 

^)  Dahin  gehören  besonders  §  5  des  Haft- 
pflichtgesetzes  v.  7./VI.  1871 ;  §  80  des  Kranken- 
vers.-G.  v.  lO./IV.  1892;  §99  des  Gewerbennfall- 
vers.-G.  v.  6./Vn.  1884/30./VI.  1900  und  §  180 
des  Invalidenvers.-G.  v.  22./VI.  1889/19./VII. 
1899. 

*j  Vorübergehend  und  ausnahmsweise  beschäf- 
tigte Personen  sind  nicht  mitzuzählen;  ebenso- 
wenig die  Werkmeister,  Betriebsbeamten  usw., 
weil  für  diese  die  Arbeitsordnung  nicht  maO- 
gebend  ist.  Vgl.  g  134  c  Abs.  2  Gew.-O.  n. 
Nr.  218  der  Preuß.  Ansf.-Anw.  v.  l./V  1904, 
sowie  §  22  der  Bayer.  Ansf.-Anw.  v.  31./m.  1892. 

^)  Auf  die  Streitfrage,  ob  die  Arbeitsordnung 
eine  einseitige  Festsetzung  des  Arbeitgebers,  ein 
von  ihm  eriassenes  Gesetz  oder  ein  Vertrags- 
anerbieten darstellt,  das  durch  den  Eintritt 
des  Arbeiters  in  die  Fabrik  ein  perfekter  Ver- 
trag wird,  kann  hier  nicht  näher  eingegangen 
werden.  Ich  halte  die  letztere  Ansicht  für 
richtig. 


folgen ;  auch  diese  treten  frOhestens  14  Tage 
seit  ihrem  Erlaß  in  Kraft  Die  Arbeits- 
ordnung ist  nur  die  Grundlage  für  den 
Arbeitsvertrag,  nicht  dessen  ausschließliche 
Norm.  Es  ist  rechtlich  zulässig,  die  Fest- 
setzungen der  Arbeitsordnung  durch  Sonder- 
vereinbaruDgen  mit  einzelnen  Arbeitern  zu 
ergänzen  und  sie  in  dieser  Weise  auch^ 
zwar  nicht  generell,  aber  mit  Wirksam- 
keit für  den  einzelnen  Arbeiter  abzuändern ; 
ja  selbst  die  beim  Mangel  jeglicher  Arbeits- 
ordnung^) abgeschlossenen  Arbeitsverträge 
sind  im  allgemeinen  zivilrechtlich  gül- 
tig. Jedoch  können  andere  als  die  in  den 
§§  123  und  124  der  Gew.-O.  vorgesehenen 
Gründe  der  Entlassung  oder  des  Austritts 
aus  der  Arbeit  sowie  Vertragsstrafen 
mit  Rechtswirksamkeit  nur  in  der 
Arbeitsordnung  festgesetzt  werden, 
üeberdies  soll  die  Arbeitsordnung  auch  noch 
Vorschriften  über  Anfang  und  Ende  der 
regelmäßigen  täglichen  Arbeitszeit  sowie 
der  für  die  erwachsenen  Arbeiter  vorge- 
sehenen Pausen,  über  Zeit  und  Art  der 
Abrechnung  und  Lohnzahlung  und  über  die 
Verwendung  etwa  verwirkter  Lohnbeträge 
enthalten.  —  Vor  dem  Erlaß  der  Arbeits- 
ordnung oder  eines  Nachtrages  zu  derselben 
ist  den  in  der  Fabrik  beschäftigten  ^^ 
jährigen  Arbeitern  oder  einem  aus  ihrer 
Mitte  gewählten  Arbeiterausschuß  Gelegen- 
heit zu  gebcD,  sich  über  deren  Inhalt  zu 
äußern.  Die  Aeußerungen  der  Arbeiter  sind 
nebst  der  Arbeitsordnung  der  unteren  Ver- 
waltungsbehörde einzureichen ;  eine  rechts- 
erhe bliche  Bedeutung  oder  ein  Einfluß 
auf  die  Gestaltimg  der  Arbeitsordnung  ist 
den  Aeußerungjen  der  Arbeiter  nicht  beige- 
legt. Die  Arbätsordnung  muß  an  geeigneter, 
allen  beteiligten  Arbeitern  zugänglicher 
Stelle  aufgeh^gt  und  dauernd  in  lesbsu^m 
Zustande  erhalten  werden;  auch  ist  jedem 
Arbeiter  beim  Eintritt  in  die  Beschäftigung 
ein  Exemplar  der  Arbeitsordnung  auszu- 
händigen. 

Die  vorstehend  dargelegten  Vorschriften 
über  die  Arbeitsordnungen  in  Fabriken 
finden  im  wesentlichen  gemäß  §  139  k  Gew.-O. 
für  alle  offenen  Verkaufsstellen  entsprechende 
Anwendung,  in  denen  in  der  Regel  min- 
destens 20  Gehilfen  und  Lehrlinge  beschäftigt 
werden.  Nur  ist  hier  die  Eimichtung  von 
Arbeiterausschüssen  und  deren  Anhörung 
nicht  vorgesehen. 

')  Unterläßt  ein  zur  Anfstellnng  einer  Arbeits- 
ordnung verpflichteter  Fabrikuntemehmer  eise 
solche  einzuführen,  so  hat  dies  im  allgemeineii 
nur  die  im  §  147  Nr.  5  Gew.-O.  angedrohten 
strafrechtlichen  Nachteile  (Geldstrafe  bis  in 
300  M.),  die  aber  nur  dann  eintreten,  wenn  die 
Fabrik,  für  welche  eine  Arbeitsordnung  nicht 
besteht,  sich  im  Betriebe  befindet. 
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um  ferner  die  Arbeiter  vor  Uebervor-  die  der  Arbeitgeber  im  Interesse  der  Siche- 
teilungen bei  der  Festsetzung  und  Auszah-  rung  des  Lebens,  der  Gesundheit  und  der 
lung  des  Lohnes  zu  sichern,  ist  dem  Bundes-  Sittlichkeit  seiner  Arbeiter  zu  treffen  hat  (§§ 
rat  durch  §  114a  Gew.-O.  die  Ermächtigung  120a— 120e,  139ai),139g,  139h*)).  Inbezug 

erteilt,    für    bestimmte   Gewerbe    die    Ein-  

ftthrung  von  Lohnbüchern i)   oder  Ar-        *)  Auf  Grund  der  ihm  durch  die  §§  120e 

beitszetteln    vorzuschreiben,    in    denen  und  139a  Gew.-O.  erteUten  Ermächtigungen  hat 

tn^nen  Arbeit,  bei  Akkordarbeit  d^^^  ^^^  die  Anforderungen,  welche  im  Interesse 

zahl,  die  Lohnsätze   und  die  Bedingungen  ^es  Lebens,  der  Gesundheit  und  Sittiichkeit  der 

für    die    Lieferung   von    Werkzeugen    und  Arbeiter  an  bestimmte  gewerbliche  Anlagen  zu 

Stoffen  zu  den  übertragenen  Arbeiten  ein-  stellen  sind,  andererseits  zur  Festlegung  eines 

zutragen  hat     Derartige  Lohnbücher   sind  Maximalarbeitstages    gemäß    §  120  e    Abs.   3 

laut    Beschluß    des    Bundesrats    v.  9./XII.  and  zur  Re^lun«  der  Frauen-  und  Kinder- 

1902  (RGBl.  S.  295)   für  die  Betriebe  der  arbeit  in  gewissen  Betrieben  folgende  Beschlüsse 

Kleider-  und  Wäschekonfektion  eingeführt.  ^  ^  ^i,.  ^  .  ,  ^  ..  .4.  •  *  ^  v  v 
Air;«  ^»^k  a:^  ^^^4^^Ur.^A  ^u«S.«.^:u^.»  1-  Eme  Maximalarbeitszeit  ist  durch  nach- 
Wie  durch  die  yorstehend  mitgeteüten  ^^^^^^^  Beschlüsse  des  Bundesrats  eingeführt: 
yorschnften  über  die  Arbeitsordnung,  die  a)  v.  4./in.  1896  (RGBl.  S.  55)  betr.  deiüTBetrieb 
Arbeitszettel  und  die  Lohnbücher  Fürsorge  von  Bäckereien  und  Konditoreien;  b)  v.  16./V. 
getroffen  ist,  um  durch  eine  Reihe  von  Vor-  1898  (BGBl.  S.  273)  betr.  die  Einrichtung  und 
Schriften  teils  Öffentlich-rechtlicher,  teils  den  Betrieb  von  Anlagen  zur  Herstellung  elek- 
zivilrechtlicher  Natur  dem  Arbeitsvertrage  trischer  Akkumulatoren  aus  Blei  oder  Bleiver- 
eine formell  sichere  und  zuverlässige  bindungenic)  V.26./IV.  1899  (RGBl.  S.  273)  betr. 
GnindlAiTA  diiroh  <M>hriftliohfl  FiTipruno-  zu  ^®^  Betrieb  von  Getreidemtlhlen  nebst  Bek.  v. 
^^Sc^nsV^^af^^  f^t  wi^!^  lö/XL  1903  (RGBl.  S.  287);  d)  v.  23./I.  1902 
verschaffen»),  so  ist  durch  eine  weitere  Reihe  ^^g^  g  33^  ^^  ^^  Beidiäftigung  von  Ge- 
von  solchen  Bestimmungen  der  Inhalt  des  ^f^^^  ^^^  Lehrlingen  in  GastT^und  Schank- 
Arbeitsvertrages  ein  für  allemal  festgelegt,  wirtschaften;  e)  v.  l./m.  1902  (§  10)  betr.  die 
Diese  Vorschriften  beziehen  sich  teUs  auf  Einrichtung  und  den  Betrieb  gewerblicher  An- 
die  Arbeitsruhe  —  Sonntagsruhe,  Arbeits-  lagen  zur  Vulkanisierung  von  Gummiwaren : 
pausen,  Arbeitszeit  der  jugendlichen  und  f)  v.  20./nL  1902  (§  9)  betr.  die  Einrichtung  und 
weiblichen  Arbeiter  (§§  lOöafg.,  §§  135 fg.)  ^en  Betrieb  von  Steinbrüchen  und  Steinhauereien 
— ,  teils  auf  die  Dauer  der  Arbeitszeit  —  (SteinmeUbetrieben).  ,^  ,„  ,  ^  „^ 
Maximal^beitszeit  (§§  120e.  136fg,  139c  ^^SÄJ?  tiÄ-^' ^SÄ? 
bis  139 f.»))  -,  teils  auf  den  Ort  die  Zeit  Regelnng  derFWn-  und Kinderirbeit,  inJen 
unddie  Art  der  Lohnzahlung  (§§115— 119  b,  unter  l  aufzählten  sowie  in  folgenden  Be- 
Trucksystem), teils  auf  die  sonstigen  seitens  schlttasen  verwirklicht : 
des  Arbeitgebers  zu  gewährenden  Leistungen        a)  betr.  die  Einrichtnng  und  den  Betrieb 

—  (Kranken-,  Invaliditäts-  und  Altersver-  von  Anlagen  zur  Herstellang  von  Alkalichro- 
sicherungsbeitiÄge,  ünfallasten)  — ,  teils  auf  "»»«»n  t.  2./II.  1897  (BGBl.  S.  11) ; 

die  VerptUchtungen,  die  ihm  die  Erziehung  „  *')'>«*'•  ^?  ^"^fT^  ?"*  **«"  ^*?,«^?Ä' 
und  das  Anlernen  ju^ndlicher  Arbeiter  (Lehr-  F^,''^;^^*,^^';^^  SchnfigieOereien  r.  31./Vn. 
lmge)auferlegen;  §1^106,  IJ),  126-133,1391  ''^^^^^'-die  Ächtung  und  den  Betrieb 
Gew.-Ü.  (vgl.  Artt.  „Gewerbliches  üntemchts-  j  von  Anlagen  zur  Herstellung  elektrischer  Akku- 
wesen" (sub  I,  4),  „Innungen",  , Jährlings- 1  mulatoren  aus  Blei  oder  Bleiverbindungen  v. 
Wesen");  teils  endlich  auf  die  Vorkehrungen,  |  ll./V.  1898  (RGBl.  S.  176); 

I       d)  betr.  die  £inrichtui]^  und  den  Betrieb 

')  Diese  sind  wohl  zu  unterscheiden  von  den  •  der   Roßhaarspinnereien ,   Haar-  und   Borsten- 

durch  §  134  Gew.-O.  für  minderjährige  |  zurichtereien  sowie  der  Bürsten-  und  Pinsel- 
Arbeiter  vorgeschriebenen  L oh nzah  1  u ngs- '  machereien  v.  22./X.  1902  (RGBl.  S.  269); 
btt ehern,  die  lediglich  dazu  dienen,  den  Eltern  •  e)  betr.  die  Einrichtung  und  den  Betrieb  ge- 
oder  VormtUidem  des  Minderjährigen  einen  Ein-  •  werblicher  Anlagen,  in  denen  Thomasschlacke 
blick  in  die  Höhe  des  von  diesem  verdienten  ■  gemahlen  oder  Thomasschlackenmehl  gelagert 
Lohnes  zu  gewähren.  '  wird;  v.  25./IV.  1899  (RGBl.  S.  267)  nebst  Sek. 

«)  Für  Lehrverträge  trifft  §  126  b  in  ahn- i  v.  lö./XI.  1903  (RGBl.  S.  288); 
lieber  Weise  Vorsorge,   insofern   dadurch   der        f)  betr.  die  Einrichtung  und  den  Betrieb  der 
schriftliche  Abschluß  derselben  und  die  Auf- ;  Zinkhütten  v.  6./n.  1900  (RGBL)  S.  21  und  v. 
nähme  der  für  das  Lehrverhältnis  wichtigsten  j  5./Vn.  1901  (RGBl.  S.  261); 
Vereinbarungen  in  dieselben  vorgesehen  ist.  Der ,       g)  betr.   die  Einrichtung^  und  den  Betrieb 
Mangel  der  schriftlichen  Form  hat  die  in  den ;  gewerblicher  Anlagen  zur  Vulkanisierung  von 
§§  127  d  und  127  f  erwähnten  erheblichen  RechU-  j  Gummi  waren  v.  l./ni.  1902  (RGBl.  S.  57); 
nachteile  zur  Folge.  h)  betr.  die  Beschäftigung  von  Arbeiterinnen 

')  Ueber  den  Inhalt  der  den  sog.  „Laden- ,  und  jugendlichen  Arbeitern  m  Glashütten,  Glas- 
achluß*'  und  die  Arbeitszeit  in  offenen  Verkaufs- 1  Schleifereien   und   Glasbeizereien   sowie   Sand- 
stellen regelnden  Vorschriften,  vgl.  den  Art.  ,,Ar-  -  bläsereien  v.  ö.^II.  1902  (RGBl.  S.  65); 
beiterschutzgesetzgebung''  oben  8.  138.  i       i)  betr.  die  Einrichtung  und  den  Betrieb  von 
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Steinbrüchen  und  Steinhanereien  (Steinmetz- 
betrieben) ▼.  20./in.  1902  (RGBl.  S.  78); 

k)  betr.  den  Betrieb  von  Anlagen  znr 
Herstellung  von  Präservativs,  Sicherheitspessa- 
rien,  Suspensorien  u.  dgl.  v.  30./I.  1903  (RGBL 
8.3); 

1)  betr.  die  Einricbtun^r  und  den  Betrieb 
der  Bleihütten  v.  16./VI.  1905  (RGBl.  S.  546); 

m)  betr.  Betriebe,  in  denen  Maler-,  An- 
streicjier-,  Tüncher-,  WeüJbinder-  oder  Lackierer- 
arbeiten  ausgeführt  werden,  v.  27./ VI.  1905  (RGBl. 
8.  565). 

3.  Auf  Grund  des  §  139  a  hat  der  Bundesrat 
die  Frauen-  und  Kinderarbeit  durch  folgende 
Beschlüsse  geregelt: 

a)  betr.  die  Beschäftigung  von  Arbeiterinnen 
auf  Steinkohlenbergwerken,  Zink-  und  Bleierz- 
b^gwerken  und  auf  Kokereien  im  Regierungs- 
bezirk Oppeln  V.  24./in.  1892  (RGBl.  S.  331), 
ll./in.  1897  (RGBl.  S.  25)  und  v.  20./ni.  1902 
(RGBl.  S.  77h 

b)  betr.  die  Einrichtunfi:  und  den  Betrieb 
der  zur  Auf ertigung  von  Zigarren  bestimmten 
Anlagen;  Bek.  v.  8./vn.  1893  giGBl.  S.  218) und 
dazu  Bek.  v.  24./IV.  1903  (RGBl.  S.  201)  und  v. 
9./IV.  1905  (RGBl.  S.  236); 

c)  betr.  die  Beschäftigung  von  Arbeiterinnen 
in  Konservenfabriken ;  Bek.  v.  ll./ni.  1898  (RGBL 
S.  35); 

d)  betr.  die  Beschäftigung  von  Arbeiterinnen 
und  jugendlichen  Arbeitern  in  Glashütten,  Glas- 
schleifereien und  Glasbeizereien  sowie  Sand- 
bläsereien;  Bek.  V.  5./in.  1902  (RGBl.  S.  65); 

e)  betr.  die  Beschäftigung  von  Arbeiterinnen 
und  jugendlichen  Arbeitern  in  Cichorienfabriken 
und  den  znr  Herstellung  von  Cichorie  dienenden 
Werkstätten  mit  Motorbetrieb;  Bek.  v.  31./I. 
1902  (RGBL  S.  42); 

f)  betr.  die  Beschäftigung  von  Arbeiterinnen 
und  jugendlichen  Arbeitern  inRohzuckerfabriken, 
Zuckerraffinerieen  und  Melasseentzuckerungsan- 
ten;  Bek.  v.  Ö./UI.  1902  (RGBL  S.  72); 

g)  betr.  die  Beschäftigring  von  Arbeiterinnen 
und  jugendlichen  Arbeitern  in  Walz-  und 
Hammerwerken;  Bek.  v.  27./V.  1902  (RGBL 
S.  170); 

h)  betr.  die  Beschäftigung  jugendlicher  Ar- 
beiter bei  der  Bearbeitung  von  Faserstoffen, 
Tierhaaren,  Abfällen  oder  Lumpen;  Bek.  v. 
21. ßl.  1dm  (RGBl.  S.  39); 

i)  betr.  die  Beschäftigung  jugendlicher  Ar- 
beiter auf  Steinkohlenbergwerken ;  Bek.  v.  l./U. 
1805  (RGBL  S.  5,  Anl.  XVI)  nebst  der  Bek.  v. 
24./m.  1903  (RGBL  S.  61)  betr.  deren  Beschäf- 
tigunj?  in  den  Bergbaubezirken  Pr.eußen,  Baden 
und  £l3a£-Lothrin^en ; 

k)  betr.  die  Emrichtung  und  den  Betrieb 
von  Anlagen  zur  Herstellung  von  Bleifarben 
und  anderen  Bleiprodukten  v.  26./V.  1903  (RGBL 
S.  225) ; 

1)  betr.  die  Beschäftigung  von  Arbeiterinnen 
und  jugendlichen  Arbeitern  in  Ziegeleien  v. 
15./XI.  1903  (RGBL  S.  286); 

m)  betr.  die  Beschäftigung  von  Arbeiterinnen 
in  Meiereien  (Molkereien)  und  Betrieben  zur 
Sterilisierung  von  Milch;  Bek.  v.  lO.'VI.  1904 
(RGBL  S.  217). 

4.  Außer  den  auf  Grund  des  §  139a  Gew.-O. 
ergangenen,  vorstehend  mitgeteilten  Beschlüssen 
ist  noch  das  RG.  v.  13./V.  1884  (RGBL  S.  49) 


auf  Einzelheiten  über  alle  dieee  Punkte 
vgL  man  die  Artt  „Arbeiterschutzgeeetzge- 
bung*S  ,^beitßbuch",  ^Arbeitszeit^,  JPrauen- 
frage^S  „Maximalarbeitstay^ ,  ,,SQiuitag8ar- 
beit",  „Trucksystem"  „Arbeiterversicherung". 
Neben  diesen  den  Inhalt  des  Arbeitsver- 
trages r^lnden  Vorschriften  ist  durch  eine 
andere  Aategorie  von  Bestimmungen  eines- 
teils gegen  willkürlichen  Bruchdes Ar- 
beitsvertrages Vorkehrung  getroffen,  anderer- 
seits das  Recht  der  Arbeitgeber  und  Arbeiter 
sichergestellt,  durch  ^nossenschaftlichen 
Zusammenscblufi  (Koalition)  Einfluß  auf  die 
Gestaltung  der  Arbeitsbedingungen  und  da^ 
mit  den  Inhalt  des  Arbeitsvertrages  zu  ge- 
winnen. Vorschriften  der  ersteren  Art 
finden  sich  in  den  die  Folgen  des  Ver- 
tragsbruches regelnden  §§  124b,  125, 
134  Gew.-O.  Die  auf  die  sog.  „Koalitions- 
freiheit" der  Arbeitgeber  und  Arbeiter  ab- 
zielenden Bestimmungen,  vermöge  deren  es 
beiden  Teilen  gestattet  ist,  Vereinigungen 
zwecks  Erlangung  günstiger  Lohn-  und  Ar- 
beitsbedingungen, insbesondere  auch  mittels 
Einstellung  der  Arbeit  bezw.  mittels  'EaU 
lassimg  der  Arbeiter  zu  bilden  und  ent- 
sprechende Verabredungen  zu  treffen,  sind 
in  den  §§  152,  153  Gew.-O.  enthalten.  Daß 
§  152  aber  jedem  Teilnehmer  an  einer  solchen 
Verabredung  oder  Vereinigung  jederzeit  den 
Rücktritt  von  derselben  gestattet  und  weder 
Klage  noch  Einrede  aus  der  getroffenen 
Vereinbarung  gewährt,  muß  als  eine  durch 
nichts  begründete  Beschränkung  der  vollen 
Koalitionsfreiheit  bezeichnet  werden.  An- 
dererseits ist  die  im  Höchstbetrage  auf 
3  Monate  Gefängnis  bemessene  Strafe,  mittels 
deren  jegliche  gewaltsame  Einwirkung  auf 
Arbeitgeber  oder  Arbeiter  geahndet  wird, 
die  den  Beitritt  zu  solchen  Koalitionen  ver- 
hindern oder  erzwingen  soll,  offenbar  nel 
zu  niedrig  bemessen,  wie  die  Erfahrung 
gelehrt  hat  (vgl.  Art.  „Koalition  und  Ko- 
alitionsverbote"). 

Endlich  hat  die  Gew.-O.  auch  noch  über 
die  Aufhebung  des  Arbeitsvertrages,  ins- 
besondere deren  Voraussetzungen  und  Folgen 
Vorschriften  getroffen  (§§  122— 124  a,  127  b, 
127  d,  127  e,  133  a,  133  d,  113, 114,  134  b  Z.3, 
139  k  Abs.  3;  127  c,  127  f,  127  g).  Diese 
Vorschriften  smd  teils  zwingender  Natur,  • 


betr.  die  Anfertigung  und  Verzollung  von  Zünd- 
hölzern, insbesondere  dessen  §  2  nnd  der  dam 
laut  Bek.  des  Reichskanzlers  v.  8./Vn.  18Ö3 
(RGBL  S.  209)  er^ngene  BundesratsbeschloB 
sowie  das  Q.  betr.  Phosphorzttndwaren  v.  10./V. 
1903  (RGBL  S.  217)  als  hierher  gehörig  sn  er- 
wähnen. 

^)  Auf  Grund  des  §  139  h  Gew.-O.  hat  der 
Bundesrat  laut  Bek.  v.  28./XI.  1900  (BGBL 
S.  1033)  Bestimmungen  über  die  Einrichtong 
von  Sitzgelegenheit  für  Angestellte  in  offenen 
Verkaufsstellen  erlassen. 
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teÜB  unterliegen  sie  der  Abänderung  durch 
ParteivereinWung. 

Danach  bedarf  es  zur  Aulhebung  der 
ArbeitsvertrSge  mangels  anderweiter  Abrede 
der  Partelen  stets  einer  vorgängigen  Kün- 
digung; die  gesetzliche  (aber  durch  Partei- 
vereinbarung abweichend  regulierbare)  Kün- 
digungsfrist beträgt  im  Yerhältnis  der  Arbeit- 
geber zu  ihren  Gesellen  und  Gehilfen  sowie 
umgekehrt  14  Ta^,  wogegen  diese  Frist 
sich  im  Yerhältnis  der  Werkmeister  zu 
ihren  Arbeitgebern  und  umgekehrt  auf  6 
Wochen  beläuft,  dergestalt  jedoch,  daß  der 
Dienstvertrag  mit  Ablauf  eines  Kalender- 
vierteljahres sein  Ende  erreicht.  Werden 
zwischen  Arbeitgebern  und  ihren  Gehilfen 
und  Gesellen  andere  als  die  gesetzlichen 
Kündigungsfristen  vereinbart,  so  müssen 
sie  für  beide  Teile  gleich  sein.  Diese  Be- 
schränkung findet  im  Verhältnis  der  Arbeit- 
geber zu  ihren  Werkmeistern,  Technikern  usw. 
imd  umgekehrt  keine  Anwendung.  Ohne 
Kündigung  kann  der  Arbeitgeber  die  Gesellen 
und  Gehilfen  entlassen,  wenn  einer  der  in 
§  123  Gew.-O.  erwähnten  Entlassungsgründe 
vorli^  ^) ;  das  gleiche  Recht  hat  er  gegenüber 
den  Werkmeistern  usw.  in  den  im  §  133c 
aufgeführten  Fällen.  Die  Gesellen  und 
Gehilfen  ihrerseits  können  aus  den  in  §  124 
aufgeführten  Gründen  2)^  die  Werkmeister 
usw.  aus  den  in  §  133d  genannten  Gründen 
die  sofortige  Aufhebung  des  Dienstverhält- 
nisses verlangen.  —  Arbeitgeber  sowohl  wie 
Werkmeister  usw.  können  außerdem  aus 
wichtigen,  nach  den  Umständen  des  Falles 
die  Aufhebung  des  Dienstverhältnisses  recht- 
fertigenden Gründen  dessen  Auflösung  jeder- 
zeit herbeiführen ;  im  Verhältnis  der  Arbeit- 
geber zu  ihren  Gesellen  nud  Gehilfen  und 
umgekehrt  ist  dies  jedoch  nui*  dann  statt- 
haft, wenn  die  Dauer  des  Arbeitsverhält- 
nisses auf  mindestens  4  Wochen  oder  wenn 
eine  längere  als  14tägige  Kündigungsfrist 
vereinbart  ist. 

Da,  wo  eine  Arbeitsordnung  besteht, 
können  andere  a]s  die  in  dieser  vorge- 
sehenen oder  die  gesetzlichen  Kündigungs- 
gründe durch  den  Arbeitsvertrag  rechts- 
wirksam nicht  festgesetzt  werden.  (§  134b 
Z.  3   §  139k  Abs.  3  GG.). 

Nach    Beendigimg    des  Arbeitsvertrages 
muß  der  Arbeitgeber   dem   Lehrling  ohne  | 
weiteres  ein  Zeugnis  über  die  Dauer  seiner 

')  Diese  Gründe  berechtigen  den  Lehrherrn  I 
gemäß  §  127  b  auch  zur  Anthebong  des  Lehr- 1 
Vertrages ;  außerdem  auch  wiederholte  Verletzung  I 
der  dem  Lehrling  gemäß  §  127  a  obliegenden  ^ 
Pflichten,  oder  Yemachlässigunfif  des  Besuchs 
der  Fortbüdun^rs-  oder  Fachschule. 

«)  In  den  Fällen  des  §  124  Ziffer  1,  3-5 
nnd  des  §  127  b  Abs.  3  Ziffer  2  kann  auch  der 
Lehrling  den  Lehrvertrag  ohne  weiteres  auf- 
heben. 


Lehrzeit,  seine  Kenntnisse  und  Fertigkeiten 
und  über  sein  Betragen  ausstellen,  an  dessen 
Stelle  da,  wo  Linungen  bestehen,  die  von 
diesen  au»B;e8telltenLenrbriefe  treten.  Seinem 
übrieen  Hilfepersonal  (Gesellen,  Gehilfen^ 
Werkmeistern  usw.)  hat  er  dagegen  nur 
auf  deren  Erfordern  ein  Zeugnis  über 
die  Art  und  Dauer  der  Beschäftigung  und 
auf  besonderes  Verlangen  über  die  Führung 
und  Leistungen  auszustellen.  Dieses  Zeug- 
nis darf  nicht  mit  Merkmalen  versehen  sein, 
die  bezwecken,  den  Arbeiter  in  einer  aus 
dem  Wortlaut  des  Zeugnisses  nicht  ersicht- 
lichen Weise  zu  kennzeichnen. 

i)  Fabrikaufsicht  und  Gewerbe- 
statistik. Um  die  Durchführung  der  zum 
Zwecke  des  Arbeiterschutzes  gegebenen 
Vorschriften,  nämlich  derjenigen  über  die 
Sonntagsruhe  (§§  105a— 105h),  über  die 
Vorkehrungen  zwecks  Schutzes  des  Lebens, 
der  Gesundheit  und  Sittlichkeit  der  Arbeiter 
(§§  120a— 120e)  und  über  das  Fabrikwesen 
(Arbeitsordnung,  Beschäftigung  jugendlicher 
und  weiblicher  Personen  in  Fabriken, 
§§  134— 139a)  zu  sichern,  ist  es  durch 
§  139b  den  Landesregierungen  zur  Pflicht 
gemacht,  besondere  Beamte  (sog.  Fabrik- 
oder Gewerbeinspektoren)  anzustellen,  denen 
die  polizeiliche  Ueberwachung  aller  gewerb- 
lichen Betriebe,  insbesondere  auch  der 
handwerksmäßigen  obliegt,  sofern  in  diesen 
ein  Verstoß  gegen  die  erwähnten  Vor- 
schriften in  Frage  kommen  kann ;  die  Ueber- 
wachung des  Handelsgewerbes  ist  ihnen 
dagegen  entzogen.  Diese  Beamten  haben 
entweder  ausschließlich  oder  neben  den 
ordentlichen  Polizeibehörden  über  die  Be- 
obachtimg der  hier  in  Betracht  kommenden 
gesetzlichen  Bestimmungen  und  behördlichen 
Anordnungen  zu  wachen.  (Näheres  s.  in 
dem  Art.  „Gewerbeinspektion".) 

Endlich  ist  den  Arbeitgebern  durch 
§  139b  zur  Pflicht  gemacht,  den  Fabrik- 
inspektoren oder  der  Polizeibehörde  die- 
jenigen statistischen  Mitteilungen  über  die 
Verhältnisse  ihrer  Arbeiter  zu  machen,  die 
vom  Bundesrat  oder  der  Landes-S^entral- 
behörde  unter  Festsetzung  der  dabei  zu 
beobachtenden  Fristen  und  Formen  vorge- 
schrieben werden.  Mit  Rücksicht  hierauf 
hat  der  Bundesrat  unter  dem  26./IIL  1892 
(RGBL  S.  337)  „Bestimmungen  über  die 
Ermittelung  der  Zahl  der  in  Fabriken  und 
diesen  gleichstehenden  Anlagen  beschäfti^n 
Arbeiterinnen"  erlassen.  Ferner  ist  laut 
Bek.  vom  l./IV.  1892  vom  Reiche  eine 
„Kommission  für  Arbeiterstatistik"  einge- 
richtet, deren  Geschäftsgang  g^nwärtig 
durch  das  Regulativ  v.  29./1.  1894  (ZentralbL, 
S.  19)  geregelt  ist  (Näheres  hierüber  s.  in 
dem  Art.  „Arbeitsämter",  oben  S.  170  fg.) 

k)  Das  Gewerbestrafrecht.  Für 
das  Gewerbestrafrecht  gelten  die  allgemeinen 
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Yorschriften  des  RSlGB.,  des  Gerichtsver- 
iassuDgsgesetzes  und  der  Strafprozefiordnung, 
430weit  nicht  die  RGew.-O.  ausdrücklich  ab- 
weichende Vorschriften  enthält  i),  wie  z.  B. 
in  §  145  Abs.  2  betrefiFs  der  Verjährungs- 
frist für  die  in  §  147  (148—150)  erwähnten 
Straftaten  und  in  §  146  Abs.  3  betreffs  der 
Zustäncü^keit  der  Schöffengerichte.  Als  Be- 
sonderheiten sind  im  übrigen  folgende 
hervorzuheben:  1.  Verstöße  der  Gewerbe- 
treibenden gegen  ihre  Berufspflichten  werden 
nicht  nur  nach  den  Vorschriften  der  Gew.-O., 
sondern  daneben  auch  nach  den  sonst  in 
^eser  Hinsicht  bestehenden  (sei  es  Reichs- 
ter Liandes-)Strafgesetzengeahndet.2)  2.  Ent- 
hält in  den  Fällen  des  §  147  Gew.-O.  die 
Zuwiderhandlung  zugleich  einen  Verstoß 
^gen  die  Steuergesetze,  so  hat  die  Be- 
strafung mu:  auf  Grund  des  §  147  zu  er- 
folgen, wobei  aber  das  Steuerdelikt  bei  der 
Strafzumessung  zu  berücksichtigen  ist 
S.  umgekehrt  ist  dage^n  in  den  Fällen 
der  §§  148  und  149  eme  Bestrafung  auf 
<}rund  der  Gew.-O.  ausgeschlossen, 
wenn  die  Straftat  zugleich  eine  Zuwider- 
handlung gegen  die  Steuergesetze  enthält 
4.  Für  die  üebertretung  der  gewerbepolizei- 
lichen Vorschriften  sind  in  erster  Linie  die- 
jenigen Personen  verantwortHch,  welche 
dieselben  begangen  haben.  Sind  dies  die 
zur  Leitung  oder  Beaufsichtigung  des  Be- 
triebes oder  von  Teilen  desselben  seitens 
des  Gewerbeunternehmers  bestellten  Per- 
sonen, so  haftet  jener  neben  diesen  Personen 
nur  dann,  wenn  die  üebertretung  mit  seinem 
Vorwissen  begangen  ist  oder  wenn  er  es 
bei  der  Auswahl  oder  Beaufsichtigung  der 
Schuldigen  oder  des  Betriebes  an  der  nötigen 
-Sorgfidt  hat  fehlen  lassen.  Der  ihm  er- 
teilten Bestallungen,  Approbationen  und 
Konzessionen  geht  der  Unternehmer  durch 
die  ohne  sein  Wissen  vorgekommenen  Ver- 
fehlun^n  seines  Vertreters  nicht  verlustig; 
doch  ist  er  verpflichtet,  diesen  sofort  zu 
entlassen. 

Der  Inhalt  des  Gewerbestrafrechts  ist 
teils  darauf  gerichtet,  den  zwecks  Aufrecht- 
erhaltung der  Ordnung  eingeführten  Be- 
schränkungen der  Gewerbefreiheit  straf- 
rechtlichen Schutz  angedeihen  zu  lassen  (näm- 
lich den  Vorschriften  über  die  Konzessions- 
und Anzeigepflicht,   über  das   Detailreisen 

*)  Die  Vorschrift  des  §  145  Abs.  1,  wonach 
für  das  Mindestmaß  der  Strafen,  das  VerhIQtnis 
von  Geldstrafe  zur  Freiheitsstraife  und  die  Ver- 
Jähmng  der  in  §§  146  und  153  bezeichneten 
Straftaten  das  RStGB.  zur  Anwendung  kommt, 
ist  überflüssij^  und  irreführend. 

*)  Nnr  dieienifi'en  Vorschriften  der  Landes- 
gesetze, welche  den  Medizinalpersonen  einen 
Zwang  zn  ärztlicher  Hilfe  unter  Strafandrohung 
auferlegen,  sind  durch  §  144  Abs.  2  Gew.-O. 
beseitigt. 


und  den  Gewerbebetrieb  im  umherziehen, 
über  Marktverkehr  und  Taxen:  §  147  Nr.  1, 
2,  3;  §  148  Nr.  1,  2,  3,  4;  §  146  Nr.  4; 
§  148  Nr.  5-7e;  §  149  Nr.  1—5;  §  149 
Nr.  6;  §  148  Nr.  8;  §  149  Nr.  7a;)  teüs 
bezweckt  dasselbe,  die  Durchführung  der 
Vorschriften  über  das  Innnngswesen  zu 
sichern  (so  §  148  Nr.  9,  9a— c,  10  und 
§  150  Nr.  4a);  teils  zielt  es  auf  die 
Sicherung  der  Sonntagsruhe  und  die  Beobach- 
tung der  sonstigen  im  Interesse  der  Arbeiter 
gegebenen  Vorschriften  (der  sog.  Arbeiter- 
schutzgesetzgebung) ab:  so  in  den  §§  146a, 
149  Nr.  7  (Sonntagsruhe);  §  146  Nr.  1 
und  3,  §  149  Nr.  13  (Trucksystem,  Lohn- 
bücher, Lohnzettel  und  Lohnz^ung);  §  146 
Nr.  3  und  §  150  Nr.  2  und  3  (Arbeits- 
zeugnisse und  -bücher);  §  150  Nr.  4  (Be- 
such der  Fortbildungsschule);  §  147  Nr.  4 
(Schutzmaßr^eln  für  Leben,  (Gesundheit  und 
Sittlichkeit  der  Arbeiter);  §  147  Nr.  5, 
§  148  Nr.  11  imd  12,  §  149  Nr.  7,  §  150 
Nr.  5  (Arbeitsordnung  für  Fabriken  und 
offene  Verkaufsstellen)  und  §  146  Nr.  2  und 
§  149  Nr.  7  (Vorschriften  über  die  Frauen- 
und  Kinderarbeit) ;  endlich  wird  dadurch  die 
Wahrung  von  Betriebsgeheimnissen  seitens 
der  in  gewerblichen  Angelegenheiten  zuge- 
zogenen Sachverständigen  bezweckt  (§  14ai). 
o)  Der  Kinflnfji  des  BGB.  auf  die 
BGtow.-O.  ^).  Das  Gewerberecht  ist  ein  Qe- 
misch  von  Normen  des  Privat-  und  öffent- 
lichen Rechts :  die  R(Jew.-0.  enthält  nur 
verhältnismäßig  wenige  Normen  privat- 
rechtlicher Natur,  wobei  als  besonders 
wichtige  diejenigen  in  Betracht  kommen, 
die  den  Arbeits vertrae  regeln  (§§  115ff^ 
122  ff.).  Soweit  es  der  KGew.-O.  an  Vor- 
schriften in  dieser  Hinsicht  gebricht,  finden 
dieselben  ihre  Ergänzung  durch  die  Vor- 
schriften des  BGB.  Auf  die  Textänderuneen, 
welche  der  Wortlaut  der  R(3ew.-0.  mit  dem 
Inkrafttreten  des  BGB.  (und  zwar  vermöge 
des  Art.  36  des  Einf.-G.  zu  demselben  und 
des  Art.  5  der  Novelle  zur  Gew.-O.  v. 
26.  VII.  1897)  erlitten  hat,  ist  bereits  o.  sub  L, 
2.  S.  1027  hingewiesen ;  diese  Aenderungen 
sind  angeordnet,  um  den  Text  der  RGew.- 
0.  mit  den  familienrechtlichen  Vor- 
schriften des  BGB.  in  Einklang  zu  bringen : 
Textänderungen  erleiden  demnach  die  §§  11 
(dieser  unter  gleichzeitiger  Eünschiebung 
eines  §  IIa),  107  Abs.  1,  108,  110  Abs.  1, 
113,  126  b  Abs.  2,  131  Abs.  1,  133  Abs.  2.  - 
Von  weit  größerer  Tragweite  sind  diejenigen 
Aenderungen,  die  das  früher  geltende  Recht 
dadurch  erlitten  hat,  daß  an  Stelle  des  ehe- 
maligen Landesprivatrechts   seit    dem  1.1. 


^)  Vgl.  hierzu  meinen  in  dem  Literaturnach- 
weise erwähnten  AnfMtz:  „Das  Verhältnis  d« 
BGB.  zur  RGew.-O.",  worin  die  einschligim 
Fragen  möglichst  erschöpfend  behandelt  smd. 
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1900  das  BOB.  die  ergänzende  privat- 
rechtliche Norm  für  die  in  der  RGew.- 
O.  geregelten  gewerblichen  Verbältnisse 
bildet  Als  die  wichtigsten  Ergänzungen^^ 
sind  die  folgenden  hervorzuheben :  Währena 
der  Arbeitgeber  nach  früherem  Recht  von 
der  LohnfordeiTing  des  Arbeiters  kompen- 
üMe  (d.  h.  aus  dem  Arbeitsverhältnis  ner- 
rührende  und  liquide)  Gegenforderungen 
ohne  weiteres  in  Abzug  bringen  konnte,  ist 
ihm  dies  gemäß  §  394  BGB.  jetzt  insoweit 
untersagt,  als  die  Lohnfordenmg  der  Pfän- 
dimg nicht  unterliegt.  Selbst  wenn  dem- 
nach der  Arbeiter  vorsätzlich  das  ihm  seitens 
des  Arbeitgebers  gelieferte  Arbeitsmaterial 
oder  das  Arbeitserzeugnis  beschädigt  oder 
zerstört  hat,  kann  der  Arbeitgeber  die  ihm 
dieserhalb  zustehende  Gegenforderung  nicht 
zum  Zwecke  der  Aufrechnung  geltend 
machen;  er  muß  vielmehr  auch  in  solchem 
Falle  dem  Arbeiter  auf  dessen  Verlangen 
den  verdienten  Lohn  ungeschmälert  aus- 
zahlen. —  Die  Vorschriften  des  §  120  a 
Oew.-O.  bleiben  zwar  im  verändert  in  Kraft ; 
sie  erhalten  aber  eine  sehr  wesentliche  Er- 
gänzung durch  §  618  Abs.  2  BGB.,  wonach 
der  Gewerbetreibende  die  Verpflichtung  hat, 
für  diejenigen  gewerblichen  Arbeiter,  die 
er  in  seine  häusliche  Gemeinschaft  aufge- 
nommen hat,  in  Ansehung  der  Wohn-  und 
Schlaf  räume,  der  Verpflegung  sowie  der 
Arbeits-  und  Erholungszeit  solche  Einrich- 
tungen und  Anordnungen  zu  treffen,  die 
mit  Rücksicht  auf  die  Gesundheit,  die  Sitt- 
lichkeit und  die  Religion  des  Arbeiters  er- 
forderlich sind.  Diese  Vorschrift  ist  für 
die  meisten  Kleingewerbetreibenden,  ins- 
besondere einen  sehr  großen  Teil  der  Hand- 
werker in  den  mittleren  und  kleineren 
Städten  und  auf  dem  Lande  in  ihrem  Ver- 
hältnis zu  Gesellen  und  Lehrlingen  von 
weittragender  Bedeutung,  wenn  sie  nicht 
gar  die  vom  volkswirtschaftlichen  Stand- 
punkte aus  beklagenswerte  und  in  den  Groß- 
städten schon  jetzt  (hauptsächlich  infolge 
der  Wohnungsverhältnisse)  bestehende  Folge 
haben  wird,  daß  die  Gesellen  und  Lehrlinge 
in  Zukunft  nicht  mehr  oder  nur  noch  ver- 
einzelt in  die  häusliche  Gemeinschaft  des 
Gewerbetreibenden  aufgenommen  werden.-) 
—  Ein  Verstoß  gegen  die  dem  Arbeitgeber 
durch  §  618  Abs.  2  BGB.  und  §§  120a,  120  c, 
120  d  und  120e  R.G.O.  hinsichtlich  des 
Lebens   und   der   Gesundheit  der  Arbeiter 


')  Eine  möglichst  vollständige  Eriirtening 
aller  Ergänzungen  der  R.Gew.-O.  durch  das 
BGB.  enthält  mein  erwähnter  Aufsatz  §  3 
S.  220  f^. 

')  Dies  ist  nm  so  eher  zu  befürchten,  als  die 
in  g  618  BGB.  dem  Dienstherm  auferlegten 
Verpflichtungen  zwingender  Natur,  also  der 
vertragsmäßigen  Vereinbarung  der  Beteiligten 
entrückt  sind  (§  619  BGB.). 

Wörterbach  der  Volkswirtschaft.    II.  Aufl.    Bd.  I. 


auferlegten  Verpflichtungen  macht  ihn  ge- 
mäß §§  842—846  BGB.  schadensersatz- 
pflichtig. —  Besonders  wichtige  Ergänzungen 
finden  die  Vorschriften  der  Gew.-O.  über 
den  Arbeitsvertrag  durch  die  §§  612—619, 
624,  625,  628,  629  BGB.  (über  den  Dienst- 
vertrag), wogegen  die  §§  621—623,  626  und 
630  BGB.  auf  das  Verhältnis  der  gewerb- 
lichen Arbeiter  zu  den  Gewerbeunternehmem 
keine  Anwendung  finden,  weil  die  in  diesen 
Paragraphen  behandelten  Rechtsverhältnisse 
für  das  Gewerberecht  durch  die  Spezial- 
vorschriften der  §§  122, 133  a,  124a,  133b,  113, 
129  Gew.-O.  geregelt  sind  (vgl.  Neukamp, 
a.a.O.  S.  227  ff.).  Von  den  die  Gew.-O. 
nach  Vorstehendem  ergänzenden  Vorschriften 
des  BGB.  enthält  der  §  629  gegenüber  dem 
früheren  Recht  die  bemerkenswerte  Neue- 
rung, daß  der  Arbeitgeber  nach  der  Kün- 
digung eines  dauernden  Dienstverhältnisses 
dem  Arbeiter  auf  Verlangen  angemessene 
Zeit  zum  Aufsuchen  eines  anderen  Dienst- 
verhältnisses gewähren  muß. 

Von  besonderer  Bedeutung  füi-  den  Ein- 
fluß des  BGB.  auf  die  RGew.-O.  ist  endlich 
der  Umstand,  daß  das  erstere  eine  reich s- 
rechtliche  Kodifikation  des  Privatrechts 
enthält.  Während  nämhch  für  das  frilher 
zur  Ergänzung  der  RGew.-O.  dienende 
Land  es  privatrecht  der  Grundsatz  des 
Art.  2  RV.  ausschlaggebend  in  Betracht 
kam,  wonach  das  Reichsrecht  unter  allen 
Umständen  dem  Landesrecht  vorgeht,  so 
daß  letzteres  nur  zur  Ergänzung  der 
RGew.-O.  dienen  kann,  niemals  aber  mit 
dieser  in  Widerspruch  treten  darf,  tritt  in 
dem  BGB.  eine  ihrer  Geltungskraft  nach 
gleichwertige  Norm  der  RGew.-O.  gegen- 
über. Demnach  wird  denn  auch  das  Ver- 
liältnis  des  BGB.  zur  RGew.-O.  nicht  nach 
Art.  2  RV.,  sondern  nach  Art.  32  Einf.-G. 
zum  BGB.  zu  bestimmen  sein,  wonach  das 
BGB.  nicht  bloß  die  Kraft  hat,  die  RGew.-O. 
zu  ergänzen,  sondern  auch  abzuändern^). 
(Betreffs  der  schwierigen  Frage,  inwieweit 
dies  tatsächlich  der  Fall  ist,  muß  ich  hier 
auf  meinen  mehi'erwähnten  Aufsatz  a.  a.  0. 
S.  242  fg.  veniv'eisen.) 

3,  Die  landesrechtliehen  Vorsehriften  des 
Oewerberechtes.  Wie  schon  oben  sub  IL  1  ber- 
vorfi^ehoben,  findet  die  R.Gew.-O.  in  vielen  der 
wichtigsten  Beziehungen  ihre  Ergänzung  durch 
das  Landesrecht  der  einzelnen  Bundesstaaten. 
(Ueber  das  Verhältnis  des  Landesprivatrechts 
und  des  BGB.  zur  R.Gew.-O.  siehe  vorstehend 
1  nnter  2).    So  unterliegen  teils  rollständig,  teils 

*)  Dies  gilt  indessen  nicht  fllr  diejenigen 
Novellen  zur  Gew.-O.,  die  nach  der  Verkündi- 
!  gunfir  des  BGB .  also  nach  dem  24./VIII.  1896 
I  erschienen  sind  oder  noch  erscheinen  werden ; 
für  diese  kommt  das  BGB.  nur  als  ergänzende, 
!  nicht  als  abändernde  Norm  in  Betracht  (vgl. 
I  Neukamp,  a.  a.  0.  S.  257fg.). 
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in  den  meisten  Beziehnn&ren  der  landesrecht* 
liehen  Regelung:  das  Apotheken wesen  einschl 
des  Verkaufs  von  Arzneimitteln  —  (vgl.  die  Artt 
„Apotheken"  oben  S.  111  fg.,  „Arznei verkehr, 
Arzneitaxen"  oben  S.  251  fg.),  die  Erziehuufi:  von 
Kindern  gegen  Entgelt,  der  Gewerbebetrieb  der 
Eisenbahnuntemehmungen,  die  Befngnis  zum 
Halten  öffentlicher  Fähren;  femer  das  Berg- 
wesen, die  Ausübung  der  Heilkunde  und  der 
Vertrieb  von  Lotteridosen.  Auf  diese  Gewerbe- 
betriebe findet  die  BGew.-O.  teils  gar  keine, 
teils  nur  insoweit  Anwendung,  als  sie  ausdrück- 
liche Bestimmungen  über  die  einzelnen  Betriebe 
enthält. 

Im  übrigen  überläßt  die  R.Gew.-O.  in  einer 
ganzen  Reihe  von  Fällen  —  s.  o.  sub  11, 1,  S.  1028 
—  die  nähere  Regelung  der  von  ihr  gar  nicht 
oder  nur  in  den  Grundzügen  geordneten  Verhält- 
nisse  dem  Landesrecht,  von  diesen  Materien  seien 
als  die  wichtigsten  die  folgenden  hervorgehoben : 

a)  Die  Regelung  der  Frage,  ob  und  wieweit 
für  die  durch  §  7  Gew.-O.  verfügte  Aufhebung 
der  ausschließlichen  Gewerbeberechtigungen, 
Zwangs-  und  Bannrechte  und  sonstigen  Gerech- 
same dem  Berechtigten  eine  Entschädi^ng  zu 
gewähren  ift  und  m  welcher  Weise  die  durch 
g  8  Gew.-O.  für  ablösbar  erklärten  Rechte  zur 
Ablösung  gelangen.  Für  Preußen  vgl.  man 
in  dieser  Hinsicht  G.  v.  17  /I.  1846  (GS.  S.  79), 
17./III.  1868  (GS.  S.  249),  17./XII.  1872  (GS. 
S.  717);  für  Württemberg  G.  v.  87VI.  1849: 
Baden  G.  v.  lO./IV.  1848  und  26./in.  1852 
(RBl.  S.  109);  Hessen  G.  v.  Ifi/IX.  1851;  Kgr. 
Sachsen  G.  v.  15/X.  1861,  12  u.  13./V.  1873 
(G.  u.  VBl.  S.  428).  In  Bayern  sind  die  aus- 
schließlichen Gewerbeberechtigungen  bereits 
seit  Anfang  dieses  Jahrhunderts  autgehoben.  — 

b)  Die  Besteuerung  der  Gewerbe.  Für 
Preußen  s.  G.  v.  3./IIL  1876  nebst  G.  v. 
23./XII.  1896,  G.  V.  27/11.  1880,  24./VI.  1891 
(GS.  S.  205)  und  G.  v.  14./Vir.  1893  (GS.  S.  119); 

1885  und  27./IX.  1887;  Württemberg  G.  v. 
18./IV.  1873,  24./VI.  1875,  30./V1.  1877  und 
l./VII.  1877;  Baden  G.  v.  25./VIII.  1876,  20./VI. 
1884,  26./IV.  1886  und  6./V.  1892;  Hessen  G. 
V.  8./VII.  1884 :  Kgr.  Sachsen  G.  v.  2./III,  l./VII 
und  l./XII.  1878;  Elsaß- Lothringen  G  v.  8./VI. 
1896.  c)  Die  Regelung  des  nach  der  RGew.-O. 
in  gewissen  Fällen  (§§  16  -25,  49.  51,  53,  54,  63) 
vorgeschriebenen  Verwaltungsstreitverfahreus. 
S.  den  Art  „Verwaltungsstreitverfahren",  d)  Die 
Ordnung  des  Fortbildungsschnlwesens.  S.  den 
Art.  „Gewerbliches  Unterrichtswesen",  e)  Die 
Gewerbeaufsicht.  (S.  Art.  „Gewerbeinspektion"). 
f)  Die  Bestimmung  darüber,  welche  Behörden 
des  einzelnen  Bundesstaates  diejenigen  Funk- 
tionen auszuüben  haben,  die  den  in  der  RGew.-O. 
bezeichneten  Organen  (obere,  untere  Verwal- 
tungsbehörden, Polizei-Gemeindebehörden  usw.) 
obliegen.  Für  Preußen  vgl.  man  G.  v.  30.  VII. 
1883  und  l./VIII.  1883  und  zahlreiche  Ministe- 
rialverordnungen,  insbesondere  die  grundlegen- 
den vom  4./IX.  1869  und  4./IIL,  15,7111.,  27IV. 
1892  und  jetzt  Nr.  1—6  der  V.  von  l./V.  1904; 
für  Bayern :  Königl.  V.  v.  29./I1I  1892 ;  Württem- 
berg: Königl.  V.  V.  19./VL  1873  und  Minist.-V. 
V.  14./XII.  1871,  9 /XL  1883  und  16./I1I.  1892; 
Baden:  Minist.-V.  v.  23./XII.  1883,  24./in.  und 


21./Vn.  1892;  He« 
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1892. 

m.  Die  G 

I      1.  Oesterreich  i 

I  reich  ist  das  Gewe 

.  V.  20./XIL  1859  un 

veUen  vom  15  /III.  1 


1896  (RGBl.  Nr.  205] 

■  ^''. (RC 

denen  noch  eine  Ke 


\  und  23./II.  1897 


einzelne  Mateiien  e 
17./VI.  1883,  V.  27./V 
V.  19./VL  1903  (Gew< 
,  1888  und  4.^V.  18 
Q        28./Xn^l887 

*  20./VII.  1894 
26./Xn.  1893  (Baugi 
28./IV.  1895  und  vo 
ruhe),  G.  V.  27./XI.  l\ 
Art.  „Gewerbegerich 
vom  2l./yi.  1880  ui 
Lebensmitteln) ;  G.  v. 
Verbrauch  von  Spiel 
(Handel  u.  Ausschan 
tränke);  G.  vom  23./^ 
G.  vom  23./in.  18851 
leihgewer be) ;  G.  von 
G.  vom  27./IV.  18i^ 
25/10.  1901  (Verkeh 
G.  V.  25./II.  1902  { 
reisenden ;  Feilbieten 
die  Gew.-O.  vom  Ja 
der  Gewerbefrei 
I  dieser  Grundsatz  dn 
und  1885  im  wesc 
fähigungsnachweis  i 
nossenschaftlicher  Z 
werker  bilden  die  c 
des  heutigen  österre 

Dieser  We^  führl 
Seite  zu  einer  immer 
Kontrolle  und  Bevor 
Seite  zu  einer  stetig 
Tatkraft  des  einz 
deren  er  vermöge 
kurrenz  entraten  k 
neueste,  laut  der  Eri 
seitens  der  ö.  Regie 
wurf,  betr.  Abändei 
Gew.-O.,  eine  umfas 
fähiguugsnach  weises 
schaltlichen  Or&^anie 
auf,  von  der  auch  das 
Maße  betroffen  wird, 
geordnetenhauses  ha 
Setzentwurfs  nach  bc 
schärft  (z.  B.  auch 
für  das  Schank-  ' 
schrieben)  und  in  i 
2544  der  Beilagen  zu 
H.  XVII  Session  190i 
hilfe  in  der  Form  d 
ventionen  für  den  Gc 

Ausgeschlossen  \ 
Ordnung  sind  im  \ 
werbszweige,  die  i 
RGew.-O.   nicht   zu 


GewerbegesetzgebuDg 


1043 


gehören:  dazu  kommen  noch:  die  in  die  Kate- 
l^rie  aer  häuslichen  Nebenbeschäftigan^en 
fallenden  nnd  dnrch  die  gewöhnlichen  Mit- 
glieder des  eigenen  Hausstandes  be- 
triebenen Erwerbszwei^e  (sog.  „Hausindustrie'' 
im  engperen  Sinne),  die  Ausübung  der  Heil- 
kunde in  vollem  Umfange,  (so  daß  im  Gregen- 
satz  zu  dem  im  Deutschen  Reiche  geltenden 
Rechtszustande  die  Aerzte  in  Oe.  der  Grew.-O. 
nicht  unterstehen),  die  Unternehmungen  von 
Kreditanstalten,  Banken,  Versatz-,  versiche- 
rungs-,  Yersorgungs- ,  Rentenanstalten,  Spar- 
kassen, Theater,  Herstellunfi:  und  Vertrieb 
periodischer  Druckschriften  (vgl  den  Art  „Preß- 
gewerbe"), sowie  der  Hausierhandel,  welcher 
durch  Spezialgesetze  geregelt  ist  (vgl.  den  Art. 
„Wandergewerbe"). 

Unfähig  zum  Gewerbebetriebe  sind:  a)  ge- 
schäftsunföhige  Personen;  b)  Geistliche  und 
Ordenspersonen,  Militärpersonen,  landesfürstliche 
und  sonstige  öffentlich  angestellte  Personen 
nach  Maßgabe  der  Vorschriften  über  die  Dienst- 
pragmatik; c)  die  durch  richterliches  oder  ver- 
waltungsgerichtliches  Erkenntnis  (insbesondere 
wegen  VerÜbung  bestimmter  Straftaten)  vom 
Betriebe  gewisser  Gewerbe  ausgeschlossenen 
Personen;  d)  Ausländer,  falls  ihnen  nicht  ver- 
möge Reciprocität  oder  durch  besondere  Zu- 
lassung der  Landesbehörde  der  Gewerbebetrieb 
gestattet  ist.  Physische  und  juristische,  männ- 
uche  und  weibliche  Personen  sind  hinsichtlich 
der  Zulassung  zum  Gewerbebetriebe  im  all- 
gemeinen gleichgestellt. 

Hinsichtlich  der  Zulassung  zum  Gewerbe- 
betriebe sind  folgende  Kategorieen  von  Gewerben 
zu  unterscheiden:  a)  Die  konzessionierten 
Gewerbe,  d.  h.  diejenigen,  deren  Betrieb  von 
der  Erteilung  einer  besonderen  Konzession  M 
abhängig  ist ;  die  Konzessionspflichtigen  sind  teils 
dnrch  §  15  Gew.-O.,  teils  durch  Spezialgesetze 
iz.  B.  G.  V.  26/XII.  1893;  s.  Art.  „Baugewerbe" 
oben  S.  366),  teils  auf  Grund  des  §  24  Gew.-O. 
im  Verordnungswege  festgestellt;  es  gehören 
dahin  z.  B.  Gewerbe,  die  auf  mechanischem  oder 
chemischem  Wege  die  Vervielfältigung  von 
literarischen  oder  artistischen  Erzeugnissen  oder 
den  Vertrieb  derselben  zum  Gegenstande  haben 
(z.  B.  Buch-,  Steindruckereien,  Buch-,  Kunst-, 
Musikalienhandlungen),  Unternehmungen  peri- 
odischer Personentransporte ,  Schiffergewerbe 
auf  Binnengewässern,  Rauch fangkehrer-,  Kanal- 
räumer-, Abdecker-,  Trödler-  und  Pfandleih- 
gewerbe ;  Hufbeschlaggewerbe,  Gast'  und  Schank- 
wirtschaft, Baugewerbe,  Betrieb  von  Infor- 
roations-  und  Keisebureaus ,  Herstellunfi:  von 
Anlagen  für  Erzeugung  und  Leitung  der  Elektri- 
zität usw.,  im  ganzen  bis  jetzt  31  Kategorieen 
verschiedener  Gewerbe,  b)  Die  handwerks- 
mäßigen Gewerbe,  d.  h.  diejenigen,  die  der 
Hande&minister  im  Einvernehmen  mit  dem 
Minister  des  Innern  als  solche  erklärt,  wobei 
das  Gesetz  die  Direktive  erteilt,  daß  es  sich 
bei  deren  Austtbunfif  um  das  Vorhandensein 
^von  Fertigkeiten  handelt,  welche  die  Aus- 
bildung im  Gewerbe  durch  Erlernung  und  längere 
Verwendung  in  demselben  erfordern  und  für 
welche  diese  Ausbildung  in  der  Regel  ausreicht''. 

')  Diese  Konzession  darf  in  einzelnen  Fällen  i 
nur  nach  Darlegung  eines  besonderen  Be- ! 
fähigungsnach weises  erteilt  werden. 


Handelsgewerbe  (im  engeren  Sinne)  und  fabriks- 
mäßig betriebene  Unternehmungen  sind,  wie 
das  Gesetz  ausdrücklich  vorschreibt,  von  der 
Einreihung  unter  die  Gewerbe  ausgenommen. 
Die  Liste  der  48  handwerksmäßigen  Be- 
triebe ist  durch  die  V.  v.  30./VL  1884  und  vom 
lO./XI.  1886  im  allgemeinen  festgestellt.  Ein 
handwerksmäßiges  Gewerbe  darf  nur  nach  Ab- 
le^ng  des  Befähigungsnachweises  be- 
tneben werden ;  dieser  wird  in  der  Regel  durch 
Vorlegunc:  eines  Lehrzeugnisses  über  eine  in 
der  Regel  mindestens  zweijährige  Lehrzeit 
und  durch  den  Nachweis  einer  mindestens  zwei- 
jährigen Beschäftigung  als  Gehilfe  in  dem  be- 
treffenden Gewerbe  erbracht,  c)  Die  sog.  „freien 
Gewerbe",  d.  h.  diejenififsn  nicht  sehr  zahl- 
reichen Gewerbe,  die  weder  zu  den  unter  a), 
noch  zu  den  unter  b)  erwähnten  gehören  und 
die  deshalb  ohne  besondere  Vorbedingungen 
von  jedermann  nach  vorgängiger  Anmeldung 
und  nach  Maßgabe  des  zur  Legitimation  er- 
forderlichen Gewerbescheins  betrieben  werden 
dürfen. 

Die  Berechtigung  zum  Betriebe  eines  koti- 
zessionierten  oder  handwerksmäßigen  Betriebes 
ist  eine  rein  persönliche ;  Ausnahmen  von  diesem 
Grundsatz  bestehen  nur  insofern,  als  für  Rech- 
nung der  Witwe,  minderjähriger  Erben  oder 
der  Konkursmasse  oder  Nachlassenschaft  des 
Gewerbetreibenden  das  Gewerbe  fortgeführt 
werden  darf. 

Auch  die  Ausübung  des  Gewerbebetriebes 
ist  zahlreichen  Beschränkungen  unterworfen: 
a)  Jeder  Gewerbetreibende  muß  seine  Betri^s- 
Stätte  mit  einer  der  Wahrheit  entsprechenden 
äußeren  Bezeichnung  versehen;  b)  behördliche 
Preisfestsetzungen  (Taxen)  sind  für  den  Klein- 
verkauf von  Artikeln,  die  zu  den  notwendigsten 
Bedürfnissen  des  täglichen  Unterhalts  gehören, 
sowie  für  die  Leistun&fen  im  Transport-,  Platz- 
dienst-, Rauchfangkehrer-,  Kanalräumer-  und 
Abdeckergewerbe  zulässig;  c)  bei  den  vorer- 
wähnten Gewerben  mit  Ausnahme  der  drei  zu- 
letzt ^nannten  sowie  im  Betriebe  der  Gast- 
und  Schankwirtschaft  sind  die  Preise  mit  Rück- 
sicht auf  Quantität  und  Qualität  der  Lieferungen 
bezw.  Leistungen  ersichtlich  zu  machen;  d)  die 
Bäcker,  Fleischer,  Rauchfangkehrer  und  Kanal- 
räumer sowie  die  Inhaber  von  Transport- 
fe werben  müssen  die  beabsichtigte  Einstellung 
es  Betriebes  der  Gewerbebehörde  4  Wochen 
vor  der  Einstellung  anzeigen;  e)  alle  Gewerbe 
können  zwar  durch  Stellvertreter  betrieben  oder 
verpachtet  werden^);  konzeäsionierte  jedoch  nur 
mit  Genehmigung  der  Gewerbebehörde  (und 
sofern  der  Stellvertreter  oder  Pächter  die  zum 
Betriebe   erforderlichen  Eigenschaften  besitzt). 

Das  durch  §  59  der  Gew.-O.  v.  15  /III.  1883 
und  die  V.V.  vom  3./XI.  1852  und  16./IX.  1884 
in  weitem  Umfange  gestattete  „Detailreisen" 
ist  durch  das  G.  vom  25./n.  1902  (RGBl. 
Nr.  49)  erheblich  eingeschränkt.  Danach  ist 
das  Aufsuchen  von  Bestellungen  den  Gewerbe- 
inhabem  sowie  den  selbständigen  Handels- 
agenten außerhalb  des  Ortes  ihrer  gewerblichen 
^lederla8sung  (ihres  „Standortes")  m  der  Regel 

*)  Die  Annahme  eines  Stellvertreters  oder 
Pächters  in  einem  freien  oder  handwerks- 
mäßigen Gewerbe  unterliegt  lediglich  der  An- 
zeigepflicht. 
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nur  anter  Mitftthrong  von  Mustern  und  nur 
bei  solchen  Personen  gestattet,  in  deren  Ge- 
schäftsbetrieb Waren  der  angebotenen  Art  Ver- 
wendnng  finden.  Diese  Reffei  gilt  ausnahmslos 
für  das  Aufsuchen  von  Bestellungen  auf  Kolonial-, 
Spezerei-  und  Materialwaren,  während  für  andere 
Waren  das  Aufsuchen  von  Bestellungen  auch 
bei  anderen  Personen  als  Gewerbetreibenden 
gestattet  ist^  wenn  diese  Personen  ausdrücklich 
und  schriftlich  den  Gewerbeinhaber  zum  Be- 
suche auffordern.  Uhren-,  Gold-  und  Silber- 
warenfabrikanten und  Händler  sowie  Juwelen- 
und  Edelsteinhändler  dürfen  die  Waren  selbst 
mit  sich  führen,  wenn  sie  sich  auf  den  Absatz 
an  Wiederverkäufer  beschränken. 

Unter  Hausierhandel  versteht  das  öster- 
reichische Recht  gemäß  Kais.  Patent  v.  4./IX. 
1852  „den  Handel  mit  Waren  im  Umherziehen 
von  Ort  zu  Ort  und  von  Haus  zu  Haus  ohne 
bestimmte  Verkaufsstelle".  Das  Hausiergewerbe 
ist  zahlreichen  Beschränkungen  unterworfen; 
seine  Ausübung  kann  für  einzelne  Orte  durch 
Ullinisterialerlaß  gänzlich  verboten  werden.  Nur 
österreichische  in  der  Regel  über  30  Jahre  alte 
Staatsangehörige  dürfen  auf  Grund  einer  mittels 
„Hausierpasses"  zu  erteilenden  besonderen  Ge- 
nehmigung, die  jedes  Jahr  erneuert  werden 
muß,  das  Hausiergewerbe  ausüben.  Gewisse 
Waren  sind  von  dem  Vertriebe  mittels  Hausierens 

fänzlich  ausgeschlossen.  (Vgl.  im  übrigen  den 
rt.  „Wandergewerbe".) 

Der  Marktverkehr  ist  durch  die  österreichische 
Gew.-O.  ähnlich  geregelt  wie  durch  die  deutsche. 
Das  Recht,  Märkte  abzuhalten,  wird  durch  die 
zuständige  politische  Behörde  verliehen.  Der 
Marktverkehr  wird  von  dem  Grundsatz  der 
Marktfreiheit  beherrscht;  jedoch  dürfen  Waren, 
deren  Verkauf  im  allgemeinen  an  eine  Kon- 
zession geknüi)ft  ist.  auch  auf  dem  Markte  nur 
von  konzessionierten  Personen  feilgehalten 
werden.  Eigentümlich  ist  dem  österreichischen 
Recht  der  Gewerbebetrieb  der  sog.  „Markt- 
fahrer" (Fieranten),  d.  h.  von  Personen,  die  aus 
dem  Beziehen  von  Märkten  und  dem  Ge- 
werbebetrieb auf  solchen  ein  Gewerbe  machen. 
Sie  unterscheiden  sich  von  Hausierern,  denen 
der  Besuch  der  Märkte  untersagt  ist,  dadurch, 
daß  sie  ausschließlich  auf  Märkten  von 
einer  daselbst  befindlichen  festen  Verkaufsstelle 
aus  ihre  Waren  feilbieten.  Eine  gleichzeitige 
Ausübung  der  Fierantie  und  des  Hausierhandels 
ist  unstatthaft. 

Ueber  die  Verhältnisse  der  Handwerker  und 
die  dem  österreichischen  Recht  eigentümlichen 
gewerblichen  Genossenschaften  s.  Art.  „Hand- 
werk (moderne  Bestrebungen)",  über  diejenigen 
der  gewerblichen  Arbeiter  die  Artt.  „Arbeiter- 
schutzgesetzgebung" S.  130,  und  „Sonntags- 
arbeit". 

Das  (iewerbestraf  recht  kennt  folgende 
Strafandrohungen:  a)  Verweis:  b)  Geldbußen 
bis  800  Kronen:  c)  Arrest  bis  zu  3  Monaten; 
d)  Entziehung  der  Gewerbeberechtigung  für 
immer  oder  auf  bestimmte  Zeit.  Dem  Gewerbe- 
treibenden kann  außerdem  die  Befugnis  zum 
Halten  von  Lehrlingen  oder  zur  Beschäftigung 
von  Kindern  vorübergehend  oder  dauernd  ent- 
zogen werden,  wenn  er  sich  Uebertretungen 
der  Vorschriften  Über  die  Behandlung  dieser 
Personen  zuschulden  kommen  läßt.  Gegen 
die  selbständigen  Gewerbetreibenden  ist  in  der 


Regel  auf  eine  Geldstrafe,  gegen  die  gewerb- 
lichen Hilfspersonen  dagegen  auf  Arreststrafen 
zu  erkennen.  Die  Befu^is  zum  Gewerbebetrieb 
kann  sowohl  durch  richterliches  Urteil  wie 
durch  Entscheidung  der  Gewerbebehorden  mit- 
zogen werden. 

Das  ungarische  Gewerberecht  ist  der 
Hauptsache  nach  durch  das  GewerbegesetE, 
Gesetzartikel  17  vom  Jahre  1884  und  den  Ge- 
setzartikel 28  vom  Jahre  1893  über  die  Qe- 
werbeinspektion  nebst  dem  Gesetzartikel  13 
vom  Jahre  1891  (über  die  Sonntafipiruhe)  sowie 
das  Kaiseri.  Patent  vom  4./IX.  1852  (Hanaier- 
handel)  und  den  Gesetzartikel  14  vom  Jjüure 
1883  f  Pfandleihgewerbe)  geregelt.  —  Die  durch 
besonaere  Gesetze  geregelten  Gewerbebetriebe, 
wozu  außer  den  schon  erwähnten  über  den 
Hausierhandel  und  das  Pfandleihgeschäft  n.  a. 
auch  das  Preßgewerbe  (Gesetzartikel  18  von 
1888)  gehört,  werden  durch  die  allgemeine  6. 
ebensowenig  betroffen  wie  diejenigen  Betriebe, 
die,  wie  nach  österreichischem  Recht  —  s.  o. 
S.  1043  —  überhaupt  von  der  Regelung  durch  das 
Gewerbegesetz  ausdrücklich  ausgenommen  sind. 

Auch  das  ungarische  Gewerberecht  beruht 
auf  der  Einteilung  der  Betriebe  in  konzessio- 
nierte, handwerksmäßige  (etwa  60  verschiedene 
Arten)  und  freie.  Für  die  Ausübung  der  hand- 
werksmäßigen Betriebe  wird  ein  ähnlicher  Be- 
fähigungsnachweis gefordert  wie  in  Gestenreich: 
von  konzessionierten  Betrieben  kennt  das  un- 
garische Recht  folgende:  Gast-  und  Schank- 
wirtschaft, Trödelhandel,  Gesinde-  und  sonstige 
Dienstvermittelung,  Schornsteinfeger,  Personen- 
transportgewerbe,  Baugewerbe,  Bereitung  und 
Handel  mit  Arzneimitteln  und  giftigen  Stoffen 
und  sonstigen  Apothekerwaren;  Anfertigung 
und  Handel  mit  Sprengstoffen.  Auch  gewisse, 
das  Publikum  belästigende,  gefährdende  oder 
beschädigende  gewerbliche  Ablagen  sind  koa- 
zessionspfiichtig.  Im  übrigen  herrscht  in  Ungarn 
Gewerbefreiheit,  die  jeden  Großjährigen  oder 
für  großjährig  Erklärten  —  nach  vorgängiger 
Anmeldung  des  Gewerbes  und  nach  Lösung 
eines  Gewerbezertifikates  gegen  Entrichtung 
einer  Gebühr  —  zum  Betriebe  eines  jeden  Ge- 
werbes berechtigt.  Hinsichtlich  der  Ausübung 
des  Gewerberechtes  enthält  das  ungarische 
Recht  namentlich  für  Bäcker,  Fleischer  und 
Schornsteinfeger  ähnliche  Bestimmunjo^n  wie 
das  österreichische  Recht;  (Taxen  für  Fleischer, 
Anzeigen  von  der  beabsichtigten  Einstellung 
des  Gewerbebetriebes  u.  dgl.  m.).  Diejenigen 
Gewerbetreibenden,  deren  Gewerbe  nur  nach 
vorgängigem  Befähigungsnachweis  ausgeübt 
werden  darf,  können  zu  sog.  Gewerbekorpo- 
rationen zwangsweise  vereinigt  werden. 
Ueberdies  ist  auch  die  Bildung  von  Gewerbe- 
genossenschaften vorgesehen. 

Ueber  die  Verhältnisse  der  gewerblichen 
Arbeiter  s.   Art.  „Arbeiterschutzgesetzgebung" 

Das  Gewerbestrafrecht  Ungarns  hat  die  Be- 
sonderheit, daß  es  in  der  Resrel  von  der  Ver- 
hängung von  Geldstrafen  absieht  und  daß. 
ebenso  wie  nach  deutschem  Recht,  von  einzeben 
im  Gesetz  formulierten  Fällen  abgesehen,  die 
Berechtigung  zum  Gewerbebetriebe  weder  durch 
richterliche,  noch  durch  verwaltungsbehördliche 
(oder  gerichtliche)  Entscheidung  entzogen  wer- 
den kann. 
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2.  Frankreich  nnd  Belgien.  Wie  schon 
in  der  geschichtlichen  Einleitung  herrorffe- 
hoben,  gut  in  Frankreich  seit  den  Zeiten  der 
sog.  großen  Revolution  eine  fast  unbeschränkte 
Gewerbefreiheit.  Einzelne  Gewerbe,  die,  wie 
das  Bäcker-  und  Fleischergewerbe,  der  Betrieb 
von  Buchhandlungen  und  Buchdruckereien, 
Waffenindustrie  und  Waffenhandel,  noch  bis  in 
die  neuere  Zeit  p^ewissen  Beschränkungen  unter- 
worfen waren,  sind  auch  davon  durch  die  neueste 
Gesetzgebung  (nämlich  durch  das  Dekret  v. 
22./VI.  1863  [Bäcker],  die  V.  v.  24./U.  1858 
[Fleischer]  —  Dekr.  vom  lO.ßX.  1870  [Buch- 
handlungen und  Buchdruckereien]  und  G.  vom 
14./Vin.  1885  [Waffenindustrie  und  Waffen- 
handel], im  wesentlichen  befreit.*)  Nur  der 
Art.  30  des  G.  v.  19.— 22./VU.  1791,  welcher 
gestattet,  für  Bäcker  und  Fleischer  Preistaxen 
festzusetzen,  besteht  noch  gegenwärtig  zu  Recht. 
Auch  der  Betrieb  der  Gast-  und  Schankwirt- 
schaft, welcher  früher  (auf  Grund  des  Dekrets 
V.  29./XII.  1851)  der  Konzessionspflicht  unter- 
lag, ist  jetzt  durch  das  G.  v.  17./VII.  1880  fast 
völlig  freigegeben.  Den  Gewerbetreibenden 
liegt  nur  noch  eine  Anzeigepflicht  bei  der  Mairie 
(in  Paris  bei  der  Präfektur)  ob.  Nur  minder- 
jährige, entmündigte  und  solche  Personen,  die 
wegen  Verbrechen  oder  gewisser  Vergehen  be- 
straft sind,  dürfen  das  Schankge werbe  nicht 
betreiben. 

Die  Ausübung  des  Schankgewerbes  unter- 
liegt insofern  einer  gewissen  polizeilichen  Auf- 
sicht, als  die  Bestrafung  des  Schankwirts  wegen 
eines  Verbrechens  oder  Vergehens,  das  ihn  zur 
Ausübung  dieses  Gewerb^  unfähic:  machen 
würde,  die  dauernde  oder  zeitweilige  Entziehung 
der  Befugnis  zu  dessen  Betrieb  zur  Fol^e  hat, 
und  als  femer  Wirten,  die  wegen  Verabreichung 
von  Getränken  an  Trunkenoolde  oder  wegen 
Duldung  derselben  in  ihren  Lokalen  auf  Grund 
des  G.  V.  23./I.  1873  (ge^en  die  Trunksucht) 
mit  einer  Gefän^isstrafe  von  mindestens 
1  Monat  bestraft  sind,  die  Ausübung  ihres  Ge- 
werbes auf  die  Dauer  von  5  Jahren  zu  unter- 
sagen ist. 

Die  Anstalten  für  entgeltlichen  Arbeitsnach- 
weis jeder  Art  bedürfen  nicht  bloß  gemalt  Dekr. 
vom  25./ni.  1852  einer  Konzession,  sondern 
unterliegen  auch,  jedoch  mit  Ausschluß  der 
Theateragenturen,  der  Gesangsagenturen  und 
derjenigen  für  Zirkus  und  Variete-Theater- 
nntemehmuugen  gemäß  Ges.  vom  14./III.  1904 
der  Aufhebung,  während  die  fi^emeinnützigen 
Anstalten  für  unentgeltlichen  Arbeitsnachweis 
keiner  Konzession  bedürfen ,  sondern  nur  der 
Anmeldepflicht  unterliegen.  Gemeinden  mit 
mehr  als  10000  Einwohnern  sind  zur  Einrich- 
tung eines  Qemeindearbeitsnachweises  ver- 
pflichtet. Für  die  Ammen vermietungsbureaux 
bleibt  das  G.  vom  23.'XII.  1874  auch  femer 
maßgebend. 

Endlich  bestehen  auch  für  die  Droguisten 
(Dekret  v.  23./I1I.  1859),  die  Auswanderungs- 
a^enten  und  die  Fabrikanten  von  Gold-  und 
Sflbersachen  gewisse  polizeiliche  Beschrän- 
kungen;   auch   der    Vericauf   von    künstlichen 


')   Gewisse  Beschränkungen  bestehen   noch 
für  die  Schweinemetzgerei  (charcuterie). 


Düngemitteln  und  von  Margarine  (G.  v.  14/.IIL 
1887)  ist  ^setzlich  geregelt. 

Abweichend  vom  Deutschen  Rechte  ist  die 
Ausübung  der  Heilkunde  nicht  freigegeben. 
Das  G.  V.  30./XI.  1892  verlangt  sowoW  Ar  die 
Ausübung  der  höheren  wie  der  niederen  Heil- 
kunde einen  Befähigungsnachweis,  den  ins- 
besondere Aerzte,  Zahnärzte  und  Hebammen  zu 
erbringen  haben  (vgl.  Art.  „Arzt"  oben  S.  255). 
Alle  diese  Personen  müssen  auf  Grund  eines 
vorgeschriebenen  Studienganges  sich  für  ihren 
Beruf  vorbereiten  und  dürfen  nur  nach  abge- 
legter Prüfung  und  einem  von  der  Regierung 
ausgestellten  Diplom  die  Heilkunde  ausüben. 
Jede  soe.  „Kurpfuscherei'^  ist  mit  strengen 
Strafen  bedroht. 

Besonders  geartete  Einschränkungen  erleidet 
die  Gewerbefreiheit  in  Frankreich  durch  ein- 
zelne Monopole,  vermöge  deren  die  Fabrikation 
bezw.  der  Vertrieb  gewisser  Gegenstände  des 
Verkehrs  dem  Staate  ausschließlich  zusteht. 
Dahin  gehören  das  Monopol  für  Lieferung  der 
Formen  und  Filigranpapiere,  die  zur  Fabri- 
kation der  Spielkarten  (GG.  v.  3.  Pluviose  an 
VI,  V.  I.ITK,  1871  und  21.,VL  1873)  dienen; 
das  Monopol  zur  Fabrikation  und  zum  Verkauf 
von  Schießpulver  (GG.  v.  17.  Fruct.  V.,  19./III. 
1819,  24../V:  1834,  19./VI.  1871  und  8.,/V.  1875). 
das  Tabaksmonopol  (Dekret  v.  29./XII.  1810 
und  G.  V.  28./IV.  1816)  und  endlich  das  Zünd- 
hölzchenmonopol (GG.  V.  2./Vni.  1872,  28./I. 
1875  und  27./XII.  1889). 

Eingehena  geregelt  ist  endlich  die  Errich- 
tung solcher  insb^ndere  auch  gewerblicher 
Anlagen,  die  eine  Geföhrdung  der  Gesundheit 
oder  des  Lebens  des  Publikums  oder  eine  Be- 
lästigung desselben  herbeizuführen  geeififnet 
sind.  Seit  dem  grundlegenden  Dekret  v.  15./X. 
1810  hat  sich  die  französische  Gesetzgebung 
unausgesetzt  mit  diesem  Gegenstände  b^ 
Rchäftigt.  Besonders  ist  in  dieser  Hinsicht  das 
Dekret  v.  31./XII.  1866,  concemant  les  Eta- 
blissements reput^s  insalubres,  dangereux  ou 
incommodes,  zu  erwähnen,  das  dann  durch 
eine  ganze  Reihe  von  Dekreten  aus  der  neueren 
und  neuesten  Zeit  fortgesetzt  ergänzt  ist.  Die 
in  dem  Dekret  von  18^  und  den  zu  seiner  Er- 
^nzung  ergangenen  Verordnungen  aufgezählten 
Anlagen  dürfen  sämtlich  nur  mit  behördlicher 
Genehmigung  (des  Präfekten  bzw.  des  Unter- 
präfekten)  errichtet  werden:  die  Bedingungen 
sind  für  die  3  Klassen  von  Anlagen,  in  welche 
die  Etablissements  insalubres  usw.  eingeteilt 
sind,  verschiedene. 

Betreffs   der  Errichtung  von  Dampfkessel- 
anlagen s.  Art.  „Dampfkesselpolizei"  oben  8. 640. 
Das  Meß-  und  Marktwesen  ist  durch 
die  GG.  v.  16./24.  VIII.  1790  und  24./\'II.  1867 
fi^eregelt.     Danach    können    Märkte   nur  nach 
Vorschlafi:  des  Munizipalrats  mit  Genehmigung 
des  Prä^kten,  Messen  nur  auf  Vorschlag  des 
Generalrats  errichtet  werden.    Den  Gemeinde- 
I  behörden  steht  eine  ziemlich  weitgehende  Markt- 
I  polizei  zu. 

Die  mittelalterliche  Or^^isation  des  H  a  n  d  - 
Werks  ist  in  Frankreich  im  wesentlichen  schon 
I  durch  die  Revolutionsgesetzgebung  des  vorigen 
I  Jahrhunderts  endgültig  beseitigt  worden ;  (nur 
,  die  Korporationen  der  Bäcker  und  Fleischer  be- 
I  standen  bis  1858  bezw.  1863).  Nenestens,  näm- 
I  lieh  durch  das  G.  v.  22./m.  1884,   relaüve  k 
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la  cr^ation  des  sjndicats  professioneis,  ist  es 
allen  Gewerbetreibenden  jeder  Art  gestattet 
worden,  sieb  bebufs  Förderung  ihrer  ökono- 
miscben  Interessen  obne  weiteres  zu  wirtschaft- 
lichen Vereiniguujpn  (syndicats  professioneis) 
zusammenzuschließen,  während  die  Revolutions- 
gesetzgebung einen  derartigen  Zusammenschluß 
geradezu  verboten  hatte.  (Durch  das  G.  v. 
SO./XI.  1892  ist  auch  Aerzten,  Zahnärzten  und 
Hebammen  ein  derartiger  Zusammenschluß  ge- 
stattet worden.) 

üeber  die  Verhältnisse  der  gewerblichen 
Arbeiter  s.  den  Art.  „Arbeiterschutzgesetz- 
gebunff",  S.  141  fg.,  sowie  G.  vom  29./XII.  1900 
über  die  Sitzgelegenheit  für  weibliche  Ange- 
stellte in  Ladengeschäften;  G.  vom  12./VI.  1893 
u.  11./VII.  1903  betr.  Gesundheits-  und  Sicher- 
heitsmaßnahmen für  die  Arbeiter  in  industriellen, 
in  kaufmännischen  und  in  staatlichen  Betrieben ; 
G.  vom  7./Xn.  1874,  19./IV.  1898  u.  V.  vom 
11./XII.  1903  (betr.  Kinderschutz);  G.  vom  9./V. 
1905  rArbeiterdelegierte  in  Bergwerken)  und 
V.  29./ V.  1905  (Arbeitsdauer  in  Bergwerken). 

In  Belgien  ist  durch  die  französische  Ge- 
setzgebung (Dekret  vom  2./17.  XIII.  1791)  die 
Gewerbefreiheit  eingeführt  und  daran  auch  fort- 
dauernd festgehalten.  Danach  kann  jedermann 
ge^en  Erlangung  des  vorgeschriebenen  „Patents** 
und  gegen  Entrichtung  der  sog.  Patentsteuer 
(G.  V.  19./V.  1819)  jedes  Gewerbe  betreiben. 
(Eine  Beschränkung  hinsichtlich  des  Gewerbe- 
betriebes der  sog,  Wechselagenten  ist  durch  G. 
V.  30./XII.  1867  beseitigt.)  Im  Interesse  des 
Detailhandels  wurde  durch  G.  v.  20./V.  1846 
das  öffentliche  Anbieten  von  Waren  im  Einzel- 
verkauf (z.  B.  durch  öffentliches  Ausrufen,  Ver- ! 
Steigerungen)  —  mit  gewissen  Ausnahmen  — 
verboten.  i 

Märkte  und  Messen  können  von  dem  Ge- 
meinderate eingerichtet  und  aufgehoben  werden ; , 
auch  im  übrigen  ist  der  Marktverkehr  der  poli- 
zeilichen Aufsicht  des  Gemeinderats  unter- 
worfen (GG.  V.  16./24.  XVm.  1790  und  v.  27./V. 
1870). 

Die  Errichtung  geföhrlicher,  ungesunder  oder 
lästiger  Anlagen  unterliegt  auf  Grund  Königl. 
Verordnungen  (v.  20./I.  1863,  27./xn.  18§B, 
31.  V.  1887  und  27./III.  1891)  in  Verbindung 
mit  dem  G.  v.  ö./V.  1888  in  ähnlicher  Weise  der 
Konzessionspflicht  wie  in  Frankreich  (vgl.  den 
Art.  „Gewerbliche  Anlagen**  unten  S.  1074). 
Auch  Maschinen-  und  Dampfkesselanlagen,  die 
gewissen  durch  eine  Reihe  von  Königl.  Erlassen 
(z.  B.  vom  28.; V.  1884,  26./VI.  1886,  19./IV.  und 
lO./X.  1887,  31./I.  1891)  festgestellten  Be- 
dingungen entsprechen  müssen,  dürfen  nur  mit 
Genehmigung  des  Schöifenkollegiums  errichtet 
und  benutzt  werden. 

Die    in    Belgien    fabrizierten    Feuerwaffen  | 
dürfen  nur  verkauft  werden,  nachdem  sie  mit ' 
dem  Prüfungsstempel  der  amtlichen  Prttfungs- 
behörde  in  Lüttich  versehen  sind.    Ueber  den  ^ 
Verkehr  mit  Sprengstoffen  s.  Art.  „Sprengstoffe".  1 

Ueber  die  Verhältnisse  der  §:e werblichen  Ar- 
beiter vgl.  den  Art.  „Arbeiterschutzgesetz- 
gebung"  S.  148  und  ferner  G.  v.  SO.fVlL  1901 
u.  V.  vom  l./X.  1903  u.  16./VII.  1905  (Regelung 
der  Arbeitsnachweise) ;  G.  vom  25./VI.  1905  (Ge- 
währung von  Sitzgelegenheit  für  weibliche  i 
Ladenangestellte) ;  G.  vom  17./VII.  1905  (Sonn- ' 


tagsruhe  in  gewerblichen  und  kaufmännisdien 
Betrieben). 

3.  Die  Schweiz.  Die  Schweiz  hat  kein 
einheitliches  Gewerberecht,  da  die  B^elong 
des  Gewerbewesens  im  einzelnen  der  Gesets- 

febung  der  Kantone  überlassen  ist  Bun- 
es^esetzlich  sind  in  der  Bundesverfassung 
nur  die  für  die  Kantongesetzgebong  maßgeben- 
den Grundsätze  festgestellt  sowie  einzelne 
Gewerbe  durch  Spezialgesetze  geregelt.  Art 
31  der  Bundesverfassung  vom  29./V.  1874  be- 
stimmt nämlich :  ,2Die  Freiheit  des  Handels  und 
der  Gewerbe  ist  im  ganzen  Umfange  der  Eid- 
genossenschaft gewähneistet.  Vorbehalten  sind : 
a)  das  Salz-  und  Pulverregal,  die  eidgenössischen 
Zölle,  die  Eingangsgebühren  von  Wein  und 
geistigen  Getränken  sowie  andere  vom  Bunde 
ausdrücklich  anerkannte*  Verbrauchssteuern  nach 
Maßgabe  des  Art.  32;  b)  sanitätspolizeiliche 
Maßregeln  gegen  Epidemieen  und  Viehseuchen: 
c)  Verfügungen  über  Ausübung  von  Handel 
und  Gewerben,  über  Besteuerune  des  Gewerbe- 
betriebes und  über  Benutzung  der  Straßen. 

Diese  Verfügungen  dürfen  den  Grundsati 
der  Handels-  und  Gewerbefreiheit  selbst  nicht 
beeinträchtigen.'' 

Auf  Grund  dieser  Vorbehalte  sind  die  Zölle 
und  das  Pulverregal  der  Verwaltung  des  Bundes 
überwiesen;  hinzugetreten  ist  neuerdings  nodi 
das  Branntweinmonopol  auf  Grund  des  Bundes- 
verfassungsrevisionsffesetzes  v.  26./VL  1885. 
Femer  hat  durch  dieses  Gesetz  die  Gewerbe- 
freiheit insofern  eine  weitere  Einschränkung 
erfahren,  als  die  Kantongesetzgebung  die  Aus- 
übung des  Wirtschaftsgewerbes  und  des  Klein- 
handels mit  geistigen  Getränken  den  durch  das 
öffentliche  Wohl  geforderten  Beschränkungen 
unterwerfen  kann. 

Hervorzuheben  ist  hier,  daß  das  Prinzip  der 
G^werbefreiheit  unmittelbar  nur  den  .Sdiweizer- 
bürgem''  zugute  kommt,  für  Fremde  dagegen 
nur  nach  Mägabe  der  mit  der  Schweiz  abge- 
schlossenen Staatsverträge  Geltung  hat. 

Durch  spezielle  Bundesgesetze  sind  ge- 
regelt: der  sog.  „Arbeiterschutz"  (s.  den  Art 
„.irbeiterschutzgesetzgebung*'  S.  138 ff.),  der 
Bau  und  Betrieb  der  Eisenbahnen,  der  Ge- 
schäftsbetrieb von  Auswanderungsagentaren  und 
von  Privatuntemehmungen  im  Versicherunffs- 
wesen,  Maß  und  Gewicht,  Feingehalt  der  Gdd- 
und  Silberwaren  und  Handel  mit  Gold-  und 
Silberabfällen  u.  dgl.  m.  Vgl.  femer  BG.  vom 
15./XII.  1902  betr.  die  Arbeitszeit  beim  Betriebe 
der  Eisenbahnen  und  anderer  Verkehrsan- 
stalten; vom  l./IV.  1905  betr.  die  Arbeit  in 
den  Fabriken. 

4.  ItaUen.  In  Italien  fehlt  es  vollständig 
an  einer  einheitlichen  G.  Im  allgemeinen  gilt 
auch  hier  der  Grundsatz  der  Gewerbefreiheit 
der  aber  durch  zahlreiche  Spezialvoradmften 
erheblich  durchbrochen  ist.  Namentlich  sind 
behördlicher  Erlaubnis  unterworfen :  das  Sehank- 
und  Gastwirtschaftsgewerbe,  das  Pfandleihge- 
werbe, der  Waffen  verkauf,  die  Veranstadtiug 
von  Schauspielen  und  sonstigen  öff'entlichen 
Schaustellungen,  die  Errichtung  von  Anlaffen, 
in  denen  gesundheitsschädliche  oder  gefährliche 
Stoffe  aufbewahrt  oder  verarbeitet  werden 
sollen,  die  Anlage  von  Pulverfabriken  oder  von 
Fabriken  zur  Herstellung  sonstiger  Sprengstoffe, 
die  Anlage  und  der  Betrieb  von  Dampfkessem  usw. 
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Auch  das  Hansierge werbe  Püd  das  der  Aos- 
wandemugsagenten  unterliegt  gewissen  polizei- 
lichen Beschränkungen.  Ebenso  ist  die  Aus- 
übung der  Heilkunde  nicht  freigegeben;  die 
Droguenhandluugen  sind  einer  gewissen  polizei- 
lichen Aufsicht  unterstellt.  Weitere  Einschrän- 
kungen der  Gewerbefreiheit  sind  durch  das 
staatliche  Tabaksmonopol  und  das  Margarine- 
gesetz V.  19./yn.  1894,  das  Finanzgesetz  ▼. 
8./Vin.  1895  und  das  G.  über  Spiritus  vom 
30./L  1896  ein&:eführt. 

Messen  und  Märkte  dürfen  nur  gemäß  Be- 
schluß des  Gemeinderats  abgehalten  werden. 
Taxen  für  die  Preise  der  notwendigsten  Lebens- 
mittel können  durch  ortspolizeiliche  Anordnung 
sowie  Tarife  für  ^wisse  Dienstleistungen  nie- 
derer Art  durch  dieKegierung  aufgestellt  werden. 

Ueber  die  Verhältnisse  der  gewerblichen  Ar- 
beiter s.  den  Art.  „Arbeiterschutzgesetzgebung'' 
S.  149  und  G.  vom  19./VI.  1902  nebst  V.  vom 
29 /L  1S03  (Frauen-  und  Kinderarbeit);  G.  v. 
29./VL  1902  nebst  V.  vom  29./L  1903  (Errich- 
tunfi^  eines  Arbeitsamtes). 

5.  Großbiituuiien.  Auch  in  Großbritannien, 
das  bereits  lange  vor  den  Staaten  des  euro- 
päischen Kontinents  das  mittelalterliche  Zunft- 
wesen beseitip^  und  eine  weitgehende  Gewerbe- 
freiheit bei  sich  eingeführt  hatte,  ist  eine  um- 
fassende G.  nicht  vorhanden.  Vielmehr  sind 
durch  eine  Reihe  von  Spezialvorschriften  ein- 
zelne für  den  Betrieb  und  die  Ausübung  ge- 
wisser Gewerbe  maßgebende  Bestimmungen  ge- 
troffen. Von  diesen  sind  die  wichtigsten  fol- 
gende: 

a)  Konzessionspflichtig  sind :  a)  Schankwirte 
(nicht  Gastwirte)  eemäß  Wine  and  Beerhouses 
Act  1869  (32  u.  33  Vict.  c.  27)  und  neuerdings 
auf  Grund  der  Licensing  Act  von  1872  (35  u. 
36  Vict.  c.  94).  Näheres  darüber  s.  Art.  „Schank- 
gewerbe''.*  /i)  Abdecker  und  Pferdeschlächter 
(Slaughterhouses)  auf  Grund  26  Geo.  III  c.  71 ; 
6  u.  6  Guilelm.  IV  c.  59;  7  u.  8  Vict.  c.  87; 
10  u.  11  Vict.  c.  34;  12  u.  13  Vict.  c.  92;  und 
the  Slaughterhouses  (Metropolis)  Act  1874  (37  u. 
38  Vict  c.  76);  y)  Kaminfeger  gemäß  4  und  5 
Will.  IV  c.  36;  the  Chimney  Sweepers  and 
Chimney  Regulation  Acts  1840  und  1864;  the 
Chimney  Sweepers  Act.  1875  (3  n.  4  Vict.  c.  86; 
28  u.  29  Vict  c.  38;  38  u.  39  Vict.  c.  70),  auch 
neuestens  57  u.  58  Vict  c.  51.  Ö)  Hausierer 
und  Trödler  gemäß  29  Geo.  III  c.  26;  50  Geo. 
III  c.  41;  cb  Geo.  III  c.  71:  27  u.  28  Vict 
c.  18:  und  51  Vict.  c.  8.  «)  Pfandleiher  auf 
Grund  der  Pawnbrokers  Act.  1872  (35  n.  36 
Vict  c.  93). 

b)  Der  Verkehr  mit  gewissen  Waren  ist 
einer  behördlichen  (durch  Strafbestimmungen 
gesicherten)  Kontrolle  unterstellt,  die  einesteils 
bezweckt,  einer  Verfälschung  der  Waren,  (ins- 
besondere von  Nahrungs-  und  Genußmitteln), 
nach  Möglichkeit  vorzubeugen  und  andererseits 
darauf  abzielt,  den  Käufer  vor  UebervorteUunfiren 
durch  den  Verkäufer  mittels  Lieferung  minder- 
wertiger oder  nachgemachter  Waren  oder  eines 
zu  geringen  Quantums  sicherzustellen.  Vor- 
schriften der  ersteren  Art  enthalten  die  zahl- 
reichen sog.  Adulteration  Acts,  welche  teils 
generell  gegen  eine  Verfälschung  von  Lebens- 
mitteln und  Medikamenten  mittels  Beimischung 
gesundheitsschädlicher  oder  die  Qualität  ver- 
schlechternder Substanzen  gerichtet  sind,  teils 


einzelne  besonders  wichtige  Lebens-  und  Ge- 
nußmittel und  sonstige  Waren  (Tee ,  Milch, 
Spirituosen,  Bier,  Kiäfee,  Hopfen,  Sämereien, 
Dung-  und  Futtermittel)  durch  eine  Reihe  von 
Kautelen  vor  einer  Verfälschung  zu  hüten  suchen. 
Vorschriften  der  letztgedachten  Art  enthalten 
the  Säle  of  Food  and  Drugs  Act.  1875  (38  u.  39 
Vict  c.  63),  the  Margarine  Act  1887  (50  u.  51 
Vict  c.  29)  und  the  Säle  of  Horseflesh  Regu- 
lation Act  1889  (52  u.  53  Vict  c.  11).  Diese 
Gesetze  verbieten  das  wissentliche  Mischen, 
Färben,  Präparieren  von  Lebensmitteln  und 
Medikamenten  mit  gesundheitsschädlichen  oder 
ihre  Beschaffenheit  verschlechternden  Bei- 
mischungen und  bezwecken,  es  zu  verhüten, 
daß  Margarine  und  Pferde-  (Maulesel-,  Esel-) 
fleisch  an  Stelle  von  Butter  bezw.  Rindfleisch 
geliefert  wird.  Die  Lieferune  eines  richtigen 
Gewichts  imKohlenhandel  und  im  Müllerei- 

gewerbe  zu  gewährleisten,  ist  der  Zweck  der 
esetze  1  u.  2  Guilelm.  IV  c.  76;  1  u.  2  Vict 
c.  101;  14  u.  15  Vict  c.  146:  the  Weights  and 
Measures  Act,  18fe^  (52  u.  53  Vict  c.  21);  und 
Geo.  III  c.  86.  Die  Vorschriften  über  die  Aus- 
übung des  Bäckereigewerbes  endlich  (3  Geo. 
IV  c.  108  und  6  u.  7  Gmlelm.  IV  c.  37)  be- 
zwecken sowohl  die  Herstellung  eines  guten 
unverfälschten  Brotes  wie  die  Lieferung  eines 
richtigen  Quantums. 

c)  Der  Verkehr  mit  einzelnen  anderen  Waren 
ist  teils,  um  das  Publikum  vor  Gefahren,  teils 
um  es  vor  Uebervorteilung  zu  schützen  bezw. 
um  die  Lieferune  guter  Waren  zu  sichern, 
einer  Reihe  von  liehördlichen  Beschränkungen 
unterworfen.  Dahin  gehören  die  Vorschriften 
über  den  Petroleumhandel,  die  Prüfune  der 
Gewehrläufe  sowie  von  Schiffsketten  und  Ankern ; 
über  die  Schießpulver-  und  Sprengstofffabri- 
kation,  den  Verkauf  der  Butter  in  Cork,  die 
Stempelung  von  Gold-  und  Silbereeräten  und 
geschmiedeten  Waren  der  Messerschmiede. 

d)  Aus  gesundheitspolizeilichen  Rücksichten 
unterliegen  einzelne  gewerbliche  Anlagen, 
nämlich  chemische  Fabriken  (auf  Grund  der 
Alkali  etc.  Works  Regulation  Act  1881;  44  u. 
45  Vict.  c.  37  und  des  Ausdehnungsgesetzes  55 
n.  56  Vict.  c.  30)  einer  gewissen  behördlichen 
Kontrolle,  und  eesundheitsschädliche  Betriebe 
(nuisances  and  offensive  trades)  der  Konzessions- 

g flicht  oder  gewissen  Normativbestimmune^ 
insichtlich  ihrer  Einrichtung  (gemäß  der  Public 
Health  Act  1875,  38  und  39  Vict  c.  55:  und 
Health  Amendment  Act.  1890,  53  u.  54  Vict 
c.  59).-  Ueber  die  Verhältnisse  der  gewerblichen 
Arbeiter  s.  die  Artt.  „Arbeiterschutzgesetz- 
gebung", S.  132  fe.,  „Einigungaämter",  S.  689  fg. 
und  „Sonntagsarbeit"  und  femer  Factory  and 
Workshop  Act  1901:  G.  vom  22./VIL  1902  betr. 
die  Einrichtung  von  städtischen  Arbeitsbureaus 
in  London:  G.  vom  14./V1II.  1903  (betr.  Kinder- 
arbeit): G.  vom  11./VIII.  It05  (betr.  Beschäf- 
tigung und  Unterstützuufc  Arbeitsloser).  End- 
lich ist  neuestens  durch  ein  Ges.  betr.  den  Früh- 
ladenschlnß  vom  15./VIII.  1904  eine  Laden- 
schlußzeit vorgesehen,  die  mit  Genehmigung 
der  Zentralbehörde  von  den  Ortsbehörden  ein- 
geführt werden  kann. 

6.  Dänemark,  Schweden  and  Norwegen. 
In  den  inhaltlich  im  wesentlichen  gleichartigen 
Gesetzgebuni^n  der  3  skandinavischen  König- 
reiche ist  der  in  der  Einleitung  hervorgehobene 
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und  VerncherungsgeseUgebung  des  DeuUehen 
Reiches,  2.  Aufl,,  Berlin  1887.  —  Neukampy 
Die  Gew.'O.  in  ihrer  neuesten  Gestalt  erläutert, 
7.  Aufl.,  Leipzig  1906.  —  Derselbe,  Der  Ent- 
wurf der  neuesten  GewerbeordnungsnoveUe,  kritisch 
beleuchtet,  in  Zeitschr.  f.  Staatsw.,  JHibingen  1891. 

—  Derselbe,  „  Vertragsbruch  u.  üebersehichten", 
in  Brasserts  Zeitschr.  /.  Bergrecht,   Bonn  1889. 

—  Derselbe,  Das  Verhältnis  des  BGB.  zur 
R.'Gew.-O.,  im  „  Verwaltungsarchiv",  1897,  Bd.  6, 
S.  £09 fg.  und  Derselbe,  Eine  Reihe  von  Auf- 
sätzen in  der  „Sozialen  Praxis'^.  Femer  Text- 
ausgaben mit  Erläuterungen  von  Bemewitz, 
Hoffmann ,  Kayser  -  Steiniger ,  Berger ^ 
WilheVmi,  Reger-StOhsel,  —  Bücher,  Art. 
„Gewerbe",  im  ff.  d.  St.,  2.  Aufl.,  Bd.  1 V,  S.  S60fg. 

—  Q.  Meyer,  Art.  „Gewerbegesetzgebung",  im 
ff.  d.  St.,  2.  Aufl.,  Bd.  IV,  S.  412 fg>  und  Erg., 
Bd.  II,  S.  S61fg.;  Loening  das.  S.  410.  — 
BcLChem  und  Hitze,  Art.  „Gewerbe,  Gewerbe- 
freiheit  usw.",  in  Bruders  Staatslexikon,  2.  Aufl., 
Bd.  2,  S.  966 fg.  —  E,  Meier,  Art.  „Gewerbe- 
betrieb, Gewerbefreiheit,  Gewerbeordnung",  in  v. 
ffoUzendorffs  Rechtslexikon,  Bd.  2,  S.  161  fg.  — 
Zeller,  Art.  „Gewerbepolizei",  in  v.  Ringels 
Wörterbuch  des  deutschen  Verwaltungsrechts,  Bd.  1, 
S.  686  fg.  —  Hampke,  Der  Befähigungsnachweis 
im  ffandwerk,  Jena  1892.  —  Derselbe,  ffand- 
werker-  oder  GewerbekammemT,  Jena  189S.  — 
Derselbe,  Die  neue  Organisation  des  ffandwerks 
und  die  Regelung  des  Lehrlingswesens,  in  Jahrb. 
f.  Not.,  S.  F.,  Bd.  14,  S.  4SI  fg.  —  Stieda,  Der 
Befähigungsnachweis,  in  Jahrb.  f.  Ges.  u.  Verw., 
Bd.  19,  S.  219  fg.,  517  fg.  —  R.  Rössgen,  Eine 
Untersuchung  über  den  Gewerbebetrieb  im  Um- 
herziehen, im  Jahrb.  f.  Nat.,  S.  F.,  Bd.  I4, 
S.  Ifg.  —  Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik, 
Untersuchungen  über  die  Lage  des  ffandwerks 
in  Deutschland,  6. — 9.  Bd.,  Leipzig  1897.  — 
H,  Waentig,  Gewerbliche  Mittelstandspolitik, 
Leipzig  1898.  —  Beyendorff,  Geschichte  der 
R.Gew.-O.,  Leipzig  1901.  —  Derselbe,  System 
der  R.Gew.-O.,  Leipzig  1902.  —  Gewerbearehiv 
für  das  Deutsche  Reich,  herausgegeben  von  K, 
von  Rohrscheidt,  Berlin  seü  1902,  bis  jetzt 
5  Bände.  —  Bulletin  des  Internationalen  Ar- 
beitsamts, Jena  und  Bern  seit  1902;  enthält  die 
gesetzlichen  Vorschriften  aller  Länder  über  Ar- 
beiterschutz und  erschöpfende  Literaturnachweise. 

—  Nelken,  Die  deutschen  ffandwerker-  und 
Arbeiterschutzgesetze,  Berlin  1901.  —  Derselbe, 
Das  Gewerberecht  in  Preußen,  1.  Bd.,  Berlin  1906. 

3.  Oesterreich  und  Ungarn.  «/".  Ulb- 
rieh,  Grundzüge  des  österreichischen  Verwaltungs- 
rechts, Prag  u^  Leipzig  I884.  —  Derselbe,  ffandb. 
der  österr.  politischen  Vencaltung,  Bd.  2,  S.  821  fg., 
1890.  —  Mayerhofer,  Handbuch  für  den  poli- 
tischen Verwaltungsdienst  in  Oesterreich,  5.  Aufl., 
Wien  1895—1899.  —  Ft\  v.  Call,  Art.  „Ge- 
setzgebung",  im   IL    d.    St.,    2.  Aufl.,    Bd.    IV, 

5.  440 fg.  —  Mischlev,  Mataja  und  Posselt, 
Art.  „Geicerbe" ,  im  Oesterreichischen  Staats- 
Wörterbuch,  Bd.  1,  JS.  853 fg.  —  Weigelspergs 
Kompendium  der  auf  das  Gewerbewesen  Bezug 
nehmenden  Gesetze  usw.,  S.  Aufl.,  Wien  1892  bis 
1899.  —  Kommentare  zur  Gew.-O.  von  Seltsam 
und  PoHselt,  S.  Aufl.,  Wien  1885;  dgl.  von 
Heilinget*,  3  Bde.,   Wien  1894—1895  und  1897. 

—  Geller,   Oesterreichische  Gewerbevorschriften, 

6.  Aufl.,  Wien  1895.  —  Müller,  Geicerbeord- 
nung,    7.   Aufl.,    Wien    1899.   —    F.    Matfija, 


Grundriß  des  Gewerberechis  und  der  Arbeiter- 
versicherung, Leipzig  1899.  —  E,  Adler,  Ueber 
die  Lage  des  ffandwerks  in  Oesterreich,  Freiburg. 

—  Seltsam,  System  des  österreichischen  Ge- 
werberechts, Wien  1899.  —  Stephan  Bauer, 
Die  ffeimarbeit  und  ihre  geplante  Regelung  in 
Oesterreich,  in  Brauns  Arch.,  Bd.  10,  S.  289 fg. 

—  R.  Schneller,  Die  österreichische  ffand- 
Werkergesetzgebung,  das.,  Bd.  11,  S.  881  fg.  — 
E.  Schwiedland,  Kleingewerbe  und  ffaus- 
industrie  Oesterreiehs ,  Leipzig  1894.  —  Lm> 
Verkauf,  Sozialreform  in  Oesterreich,  Wien 
1896.  —  Nr.  2141  und  2544  der  Beilagen  zu  den 
stenogr.  Prot,  des  österr.  Abgeordnetenhauses, 
17.  Session,  1906106.  —  F,  Heltai,  Die  unga- 
rische Gewerbebewegung  und  das  ungarische 
Gewerbegesetz  vom  Jahre  I884,  im  Jahrb.  f.  Ges. 
u.  Verw.,  Bd.  8,  S.  1117  fg.  —  Xeuntann,  Art. 
„Ungarn  E.  Gewerberecht",  im  Oesterr.  Staats- 
wörterbuch, Bd.  3,  S.  1828 fg.  —  Sehönherg, 
Bd.  2,  S.  598 fg.  und  616 fg.  —  FölOe»,  Art. 
„Gewerbegesetzgebung",  im  ff.  d.  St.,  Suppl.-Bd.  1, 

5.  877 fg.  —  Derselbe,  im  ff.  d.  SL,  2.  Auß., 
Bd.  IV,  S.  458fg.  —  Untersuchungen  über  die 
Lage  des  ffandwerks  in  Oesterreich,  71.  Bd.  der 
Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik,  Leipzig 
1896/97. 

4.  Frankreich  und  Belgien.  M,  Th. 
Dnerocq,  Cours  de  droit  administraüf,  2  Bde., 

6.  Aufl.,  Baris  1881.  —  Block,  Dictionnairs  de 
VadministraHon  fran^ise,   8,  Aufl.,  Paris  1891. 

—  Haurion,  Droit  administratif  etc.,  Baris 
1892.  —  A,  Batbie,  Traue  thSorique  et  pracHque 
de  droit  public  et  administratif,  2.  Ai/^,  Paris 
1885.  —  ScMhiberg,  Bd.  2,  S.  585  fg.  —  O. 
Mayer,  Theorie  des  französischen  VerwcJtungs- 
rechts,  Str^fiburg  1886.  —  Napias^  Legislation 
et  Jurisprudence  des  Etablissements  dangereui, 
insalubres  ou  incommodes,  2.  Aufl.,  Paris  1881. 

—  P,  Le  Marais,  Des  ateliers  insalubres, 
dangereux  et  incommodes,  Paris  1888.  —  W. 
Lexis,  Gewerkvereine  und  Untemehmerverbänds 
in  Frankreich,  Leipzig  1879.  —  Vauthier, 
Das  StcuUsrecht  des  Königreichs  Belgien,  in 
Marquardsens  ffandbuch  des  öffentlichen  Rechts, 
Bd.  4,  S.  208,  Freiburg  1892.  —  Glran,  Le 
droit  administratif  de  la  Belgique,  8  Bde., 
2.  Aufl.,  Brüssel  1885.  —  Georges  Paniet, 
Code  annote  de  commerce  et  de  l'industrie, 
Paris  1891.  —  EHenne  Martin-Saint  LSon, 
ffistoire  des  eorporatüms  de  metiers,  Paris  1897. 

—  Emile  (yohendry,  Recueil  des  lois  industri- 
elles, 2e  H.,  Paris  1899.  —  F.  Mataja,  im 
ff.  d.  St.,  2.  Aufl.,  Bd.  IV,  S.  4^1  fg- 

5.  Schweiz.  J,  SehoUenberger ,  Di« 
schweizerischen  ffandels-  und  Gewerbeordnungen, 
Zürich  1889.  —  Derselbe,  Art.  „Gewerbegesetz- 
gebung",  im  ff.  d.  St.,  2.  Aufl.,  Bd.  IV,  S.  48t fg. 

—  Derselbe,  Grundriß  des  Staats-  und  Ver- 
waltungsreehts  der  schweizerischen  Kanione.  — 
Furrer,  Art.  „Gewerbe",  im  Volkswirischafts- 
lexikon  der  Schweiz. 

6.  Italien.  ScMhiberg,  Bd.  2,  S.  552 fg. 
(4.  Aufl.)  und  die  das.  angegebene  Literatur.  — 
Feinraris,  Art.  „Gewerbegesetzgebung",  im  ff. 
d.  St.,  2.  Aufl.,  Bd.  IV,  S.  479 fg. 

7.  Großbritannien.  Schönberg,  Bd.  i, 
S.  619fg.  (4.  Aufl.)  und  die  das.  angegebene 
Literatur.  —  R,  Cfneist,  Das  englisihe  Ver- 
waltungsrecht der  Gegenwart,  2  Bde.,  1888 ,  1884' 

—  St,  Bauer,  Art.  „Gewerbegesetzgebung*',  im 
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H.  d.  St.,  2.  Avfl,,  Bd.  IV,  S.  4^8 fg.  und  die  da», 
angegebene  LUeratar.  —  Q.  Meyer,  im  ff.  d. 
St.,  1.  SuppL'Bd.,  S.  S76/g. 

8.  Dänemark,  Schweden  und  Nor- 
wegen. Sch&nberg,  Bd.  3,  S.  677 fg.  und  die 
das.  angegebene  Literatur.  —  H,  Blotnberg, 
Art.  „Gewerbegesetzgebung" j  im  ff.  d.  St.^  Ü.  Aufl., 
Bd.  IV,  S.  486 fg.  und  die  das.  angegebene  Literatur. 

—  L,  G,  Unde,  Sveriges  Ekonomirätt,  Stock- 
holm 1887.  —  DeuntzeTf  Kort  Fremstilling  of 
den  danske  Naringsret  (Kurze  Darstellung  des 
dänischen  Gewerberechts),  Kopenhagen  1881. 

9.  Rußland.    Schönberg,  Bd.  f.  S.  626 fg. 

—  O.  Mueller,  Art.  „Gewerbegesetzgebung", 
im  ff.  d.  St.,  2.  Aufl.,  Bd.  IV,  S.  4^0 fg. 

NeUkamp, 


Gewerbeinspektion. 

(Fabrikinspektion.) 

1.  Notwendigkeit  der  G.  2.  Die  G.  in  Eng- 
land. 3.  Die  G.  in  Deutschland.  4.  Zur  G.  m 
den  Vereinigten  Staaten.  5.  Die  Voraussetzungen 
einer  gedeihlichen  Tätigkeit  der  G. 

1.  Notwendigkeit  der  6.  Die  Erfahrung 
hat  gezeigt,  daß  die  zum  Schutze  der  Ar- 
beiter in  Fabriken  und  Werkstätten  erlassenen 
Gesetze  so  lange  unausgeführt  blieben,  als 
nicht  zum  Zwecke  ihrer  Durchführung  ein 
besonderer  Verwaltungsapparat  eingenchtet 
war.  Der  Grund  dafür  ist  leicht  einzusehen: 
die  sonst  mit  der  Handhabung  der  G^esetze 
betrauten  Polizei-  oder  Verwaltungsorgane 
haben  entweder  nicht  das  nötige  Verständnis 
für  die  Durchführung  gerade  dieser  —  über- 
aus eigenartigen  —  Aufgabe,  bei  der  es  sich 
häufig  um  das  Eindringen  in  die  inneren 
Verhältnisse  wirtschaftlicher  Betriebe  handelt, 
oder  sie  befinden  sich  in  Abhängigkeit  von 
städtischen  Magistraten  (oder  sonstigen  lo- 
kalen Behörden),  in  denen  gerade  die  Leiter 
der  zu  überwachenden  Unternehmungen 
großen  Einfluß  haben. 

2.  Die  G.  in  England«  Das  eben  Ge- 
sagte bewiesen  schon  die  Erfahrungen,  die 
man  mit  den  ältesten  Fabrikgesetzen,  den 
englischen,  machte.  Das  erste,  1802  er- 
lassene Fabrikgesetz  ist  —  ebenso  wie  die 
folgenden  Gesetze  —  ganz  ungenügend 
aufführt  worden,  solange  nur  die  Orts- 
polizeibehörden für  die  Durchführung  zu 
sorgen  hatten.  Auch  der  1802  gemachte 
Versuch,  durch  Einsetzung  von  ehrenamtlich 
funktionierenden  „visitors"  die  Ausführung 
des  Fabrikgesetzes  zu  kontrollieren,  mißlang 
völlig  (ebenso  wie  ähnliche  Versuche  in 
anderen  Ländern),  und  schon  nach  zwei 
Jahren  kam  man  davon  zurück,  neue  ,.visitors^^ 
zu  ernennen,  da  diesen  selber  ihre  Aufgabe, 
ihre  Nachbarn  wegen  üebertretungen  zu 
denunzieren,  als  „recht  gehässig**  erschien. 
Darum  wurden  durch  das  Fabrikgesetz  vom 
29./ Vni.  1833  besondere  Beamte  unter  dem 
Titel  von  „Fabrikinspektoren''  —  zunäelist 


vier  —  eingesetzt,  die  unter  Beihilfe  von 
Assistenten  die  Durchführung  der  Gesetze 
überwachen  sollten.  Dies  geschah  durch 
1  Besuch  der  Fabriken  —  der  übrigens  den 
'  Assistenten  erst  seit  1844  gestattet  war  — , 
durch  Untersuchung  und  Befragung  der  ge- 
setzlich geschützten  Personen  sowie  durch 
Erziehung  von  Informationen  bei  den  Fabrik- 
besitzern. Außerdem  statteten  die  Inspek- 
toren von  Anfang  an  dem  Ministerium  sei's 
über  die  soziale  Lage  der  Fabrikarbeiter  im 
allgemeinen,  sei's  über  bestimmte  Mißstände 
Berichte  ab,  die  (nach  ihrer  Veröffentlichung) 
sehr  viel  zur  Aufklärung  der  öffentlichen 
Meinung  und  zur  fortschreitenden  Entwicke- 
lung  der  Fabrikgesetzpbung  beigetragen 
haben.  Aber  die  Glanzleistung  der  englischen 
Fabrikinspektion  in  den  ersten  drei  Jahr- 
zehnten ihrer  Wirksamkeit  ist  die  üeber- 
windung  der  mächtigen  Widerstände  weiter 
ünternehmerkreise  imd  die  Durchkreuzung 
der  zahlreichen,  häufig  geradezu  raffinierten 
Versuche  zur  Umgehung  der  Gesetzesvor- 
,  Schriften  gewesen !  Wobei  die  Fabrikinspek- 
toren überdies  noch  mit  der  Mißgunst  des 
Ministeriums  zu  kämpfen  hatten,  dem  —  aus 
Rücksicht  auf  die  Parlamentsmehrheit  — 
eine  größere  Schonung  der  Interessen  des 
Fabrikkapitals  erwünschter  gewesen  wäre. 
Aber  viele  Fabrikinspektoren  widmeten  sich 
ihrer  Aufgabe  derart  mit  Einsetzung  aller 
Kräfte,  daß  selbst  Marx  die  40er  und  oOer  Jahre 
des  vorigen  Jahrhunderts  als  das  Helden- 
zeitalter  der  englischen  Fabrikinspektion 
feiert  und  ihrem  Mitgliede  Leonard  Homer 
im  „Eapital^^  das  Denkmal  setzt:  er  habe 
„unsterbliche  Verdienste  um  die  eng- 
lische Arbeiterklasse  gewonnen,  indem  er 
außer  mit  den  erbitterten  Fabrikiänten  einen 
lebenslangen  Kampf  mit  den  Ministem  ge- 
führt habe,  für  die  es  ungleich  wichtiger 
^wesen  sei,  die  ,Stimmen^  der  Fabrikherren 
im  Unterhaus  als  die  Arbeitsstunden  der 
,Hände*  in  der  Fabrik  zu  zählen!" 

Die  ursprünglich  eingesetzten  vier  In- 
spektoren waren  einander  gleichgestellt  ^- 
wesen,  indem  jeder  der  Chef  der  lnspektion 
in  je  einem  der  \\qt  Bezirke  war,  in  die 
Großbritannien  für  diesen  Zweck  eingeteilt 
worden.  Als  nun  1859  Horner  und  1861 
Sir  John  Kincaid  von  ihren  Aemtera  zurück- 
traten, wurden  diese  nicht  neu  besetzt  weil 
die  Regienmg  zum  Zwecke  der  einheitlichen 
Handhabung  der  Fabrikgesetze  die  Zentrali- 
sation der  Fabrikinspektion  anstrebte.  So 
gab  es  von  da  an  bis  1878  nur  zwei  Fabrik- 
insi)ektoren,  Alexander  Redgrave  und  Robert 
Baker,  von  denen  besonders  der  zuletzt  ge- 
nannte —  eine  Persönlichkeit  im  Stile 
Homers  —  Hervorragendes  geleistet  hat. 
Natürlich  war  ihnen  eine  (fortwährend 
wachsende)  Zahl  von  Assistenten  und  Sub- 
ins[>ektoren    l>eigegeben.      Im    Jalire    1878 
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wurde  die  Fabrikinspektion  —r  die  übrigens 
durch  die  Ausdehnung  der  Arbeiterschutz- 
gesetzgebung  auf  die  Werkstätten  (vgl.  oben 
den  Art.  „Arbeiterschutzgesetzgebung**,  S.  134) 
längst  zu  einer  Gewerbe  inspektion  geworden 
war — reorganisiert  (nachdem  Baker  eben  vom 
Amt  zurückgetreten  war).  An  der  Spitze  der 
dem  Staatssekretär  des  Innern  unterstellten 
und  nunmehr  zentralisierten  Behörde  steht 
der  „Chefinspektor  der  Fabriken  und  Werk- 
stätten" (der  erste  war  Redgrave).  Unter 
ihm  arbeiten  5  Oberinspektoren  zur  Kon- 
troUierung  der  38  Inspektoren,  deren  jeder 
den  Gewerbeaufsichtsdienst  in  einem  Bezirke 
versah  (wobei  in  neun  Bezirken  dem  Inspektor 
je  ein  Subiuspektor  an  die  Seite  trat).  Seit- 
dem ist  die  Zahl  des  Inspektionspersonals 
noch  erheblich  vergrößert  worden,  so  vor 
allem  durch  Ernennung  von  Spezi al Inspek- 
toren für  gewisse  Textilgewerbe  sowie  eines 
besonderen  ärztlichen  Inspektors,  ferner  von 
zahlreichen  Inspektionsassistenten  und 
schließlich  von  weiblichen  Ins|)ektoren. 
üeber  ihre  Wirksamkeit  werden  wir  durch 
die  folgenden,  von  Karpeles  gesammelten 
Zahlen  orientiert.  Unter  der  Aufsicht  von 
114  höheren  Beamten  standen  Ende  1898 
fast  90  000  Fabriken  und  130  000  Werkstätten, 
in  denen  mehr  als  4^  2  Mül.  Arbeiter  be- 
schäftigt waren.  Von  dem  Umfang  ihrer 
Tätigkeit  gibt  die  Zahl  von  277  000  Anzeigen, 
die  auf  Grund  der  verschiedenen  gesetzlichen 
Bestimmungen  an  die  Inspektoren  erstattet 
Wurden,  eine  Vorstellung.  Von  den  1948 
Fabrikärzten  wurden  82000  Kinder  und 
303000  jugendliche  Personen  untersucht. 
In  den  letzten  Jahren  ist  dann  speziell  die 
gewerbeärztliche  Aufsicht  zu  einem  um- 
fassenden System  entwickelt  worden.  Alles 
in  allem  genommen,  ist  die  englische  Ge- 
werbeaufsichtsbehörde eine  Institution,  die 
durch  den  Ernst,  das  praktische  Verständnis 
und  die  Liebe,  womit  sie  ihre  hohen  Zwecke 
zu  erfüllen  getrachtet  hat,  für  alle  Kultur- 
staaten vorbildlich  geworden  ist. 

8.  Die  6.  in  Dentschland.  In  Preußen 
hatte  das  Fabrikgesetz  vom  16./ V.  1853  an- 
geordnet, daß  seine  Durchführung  da,  „wo 
sich  dazu  ein  Bedürfnis  ergibt",  durch  kgl. 
Fabrikinspektoren  beaufsichtig  werden  sollte. 
Aber  es  waren  nur  in  drei  Regierungsbe- 
zirken (Aachen,  Düsseldorf  und  Arnsberg) 
Fabrikinspektoren  ernannt  worden,  weil  in 
den  anderen  Bezirken  die  kgl.  Regierungen 
kein  Bedürfnis  für  die  Eintühnrng  dieser 
Institution  zugaben. 

Auch  die  Gewerbeordnung  für  den  Nord- 
deutschen Bund  vom  Jahre  1869  brachte 
auf  diesem  Gebiete  keinen  Fortschritt;  erst 
durch  die  Novelle  zur  Gewerbeordnung  vom 
17.  VII.  1878  wurde  die  Aufsicht  über  die 
Durchführung  der  Fabrikgesetzgebung  be- 
sonderen Staatsbeamten  übertragen,  —  wobei 


jedoch  auf  Antrag  der  Landesregierungen 
für  Bezirke,  in  denen  die  Fabrikindustrie 
nur  geringen  Umfang  hatte,  von  der  An- 
stellung solcher  Beamten  abgesehen  werden 
durfte.  Demgemäß  wurde  damals  in  &st 
allen  deutschen  Staaten  eine  besondere 
Fabrikinspektion  geschaffen.  Große  Be- 
deutung erhielt  jedoch  diese  erst,  nachdem 
die  Novelle  zur  Gewerbeordnung  vom  IJVI. 
1891  eine  neue  Epoche  des  Arbeiterschutzes 
inauguriert  hatte.  Denn  nun  wurde  die 
Einsetzung  einer  „G."  (w^ie  die  Aufsichts- 
behörde von  jetzt  an  hieß)  für  alle  Bundes- 
staaten obligatorisch,  und  außerdem  wurde 
ihr  Geschäftsbereich  mächtig  erweitert:  er 
umfaßt  danach  vornehmlich  die  industrielle 
Sonntagsruhe,  den  Schutz  ge^n  Gefahren 
für  Leben,  Gesundheit  und  Sittlichkeit  der 
Arbeiter,  die  Bestimmungen  betr.  die  Be- 
schäftigung der  Arbeiterinnen  und  jugend- 
lichen Arbeiter  und  die  Vorschriften  über 
die  Arbeitsbücher,  die  Zeugnisse  und  die 
Lohnzahlimg;  auch  war  den  G.behörden 
noch  die  Erstattung  von  Jahresberichten 
über  ihre  amtliche  Tätigkeit  vorgeschrieben, 
die  dann  vollständig  odfer  im  Auszuge  dem 
Bundesrate  und  dem  Reichstage  vorgelegt 
werden  sollten. 

Im  Anschloß  daran  fand  in  den  wichtigsten 
Staaten,  vor  allem  in  Preußen  (durch  könig- 
lichen Erlaß  vom  27.^.  1891  und  durch  Mi- 
nisterialerlaß vom  23./ni.  1892),  eine  Neuordnim^ 
der  G.,  verbunden  mit  einer  erheblichen  Ver- 
mehrung der  Zahl  der  Beamten,  statt  Da- 
nach wird  die  Gewerbeaufsicht  in  Preußen  in 
jedem  Kegiernngsbezirk  (unter  Umständen  auch 
m  zwei  Regierungsbezirken  zusammen)  zentra- 
lisiert unter  der  Leitung  eines  Regierung«-  und 
Gewerberates,  der  technisches  Mitglied  der  kgl. 
Regiemng  des  betreffenden  Bezirks  ist.  Jeder 
größere  Regiemnfi^bezirk  zerfällt  in  mehrere 
S.bezirke,  deren  Verwaltung  je  einem  Gewerbe- 
inspektor übertragen  wird.  Die  Gewerbeinspek- 
toren  sind  Organe  der  Regierungs-  und  Ge- 
werberäte, deren  Weisungen  sie  zu  folgen  haben. 
Sie  haben  überdies  die  amtliche  Prtlfnng  der 
Dampfl[essel  gemäß  den  darüber  erlassenen  Be- 
stimmungen wahrzunehmen  (diese  Aol^abe  ist 
ihnen  später  wieder  abgenommen  worden).  Den 
Gewerbeinspektoren  können  zu  ihrer  Unter- 
stützung Assistenten  überwiesen  werden,  die 
an  den  Geschäften  nach  Anordnung  der  Inspek- 
toren teilznnehmen  haben.  Die  Steifiperung  der 
Zahl  der  Auf  Sichtsbeamten  ist  aus  den  folgen- 
den Daten  ersichtlich:  während  im  Jahre  1889 
in  Preußen  nur  27  Aufsichtsbeamten  vorhanden 
waren,  gab  es  deren  im  Jahre  1898  bereits  200! 

Gemäß  der  preußischen  Dienstanweisung  vom 
23./III.  1892  sollen  die  Gewerbeaufsichtsbeamten 
für  eine  möglichst  vollständige  und  fi^leichmäßige 
Durchführung  der  Bestimmun^n  der  Gewerbe- 
ordnung Sorge  trafen.  Dabei  sollen  sie  ihre 
Aufgabe  vomehmlicn  darin  suchen,  —  rattttzt 
auf  ihre  Vertrantheit  mit  den  gesetzlicmen  Be- 
stimmungen, ihre  technischen  Kenntnisse  und 
amtlichen  Erfahmn^en  —  durch  sachverständige 
Beratung  und  womwollende  Vermittelnng  eine 
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Beffelnoff  der  Betriebs-  uud  Arbeitsverhältnisse 
herbeiznrEQireii,  die,  ohne  dem  Unternehmer  an- 
nötiffe  Opfer  oder  zwecklose  Beschränkungen  anf- 
znenegen,  den  Arbeitern  den  vollen,  dnrch  das 
Gesetz  ihnen  zugedachten  Schutz  gewährt  und 
dasPublikum  gegen  gefährdende  und  belästigende 
Einwirkungen  sicher  stellt.  Arbeitgebern  und 
Arbeitern  sollen  diese  Beamten  die  gleiche  Be- 
reitwilligkeit zur  Vertretung  ihrer  berechtigten 
Interessen  entgegenbringen  und  dadurch  wie 
durch  die  ganze  Art  ihrer  amtlichen  Tätigkeit 
eine  Vertrauensstellung  zu  gewinnen  suchen,  die 
sie  zur  Erhaltung  und  Förderung  guter  Be- 
ziehungen zwischen  beiden  mitzuwirken  in  den 
Stand  setzt.  Sie  sollen  die  Arbeitgeber  bei 
Geltendmachung  der  Anforderungen  des  Gesetzes 
in  deren  Erfüllung  bereitwillig  unterstützen  und 
auf  Wunsch  auch  in  der  Ausführung  von  Ar- 
beiterwohlfahrtseinrichtungen zu  fördern  suchen. 
Wünsche  und  Beschwerden  der  Arbeiter  sollen 
sie  bereitwillig  entgegennehmen  und,  falls  sie 
sich  von  ihrer  Berechtigung  überzeugt  haben, 
ihnen  —  soweit  sie  es  nach  ihrer  amtlichen 
Stellung  vermögen  —  Erfüllung  und  Abhilfe  zu 
schaffen  suchen.  Dieser  Gesamtauffassung  ent- 
sprechend sollen  die  Aufsichtsbeamten,  wenn  sie 
bei  ihren  Besichtigungen  einzelne  Gesetzwidrig- 
keiten undUebelstände  vorfinden,derenAbstellung 
zunächst  durch  gütliche  Vorstellungen  und  ge- 
eignete Ratschläge  herbeizuführen  suchen.  Erst, 
wenn  auf  diesem  Wege  die  Erfüllung  der  ge- 
setzlichen Anforderungen  nicht  zu  erreichen  ist, 
haben  die  Auf  Sichtsbeamten  sich  an  die  Polizei- 
behörden zu  wenden,  damit  diese  —  je  nach 
der  Sachlage  —  die  Bestrafung  des  Arbeitgebers 
herbeiführen  oder  aber  Verfügungen  erlassen,  die 
ihn  zur  Durchführung  bestimmter  Einrichtungen 
zwingen.  Von  dem  Rechte,  polizeiliche  Straf- 
festsetzungen zu  treffen,  sollen  die  Gewerbeauf- 
sichtsbeamten  keinen  Gebrauch  machen,  von  dem 
Rechte,  polizeiliche  Verfü^ngen  zu  erlassen, 
sollen  sie  nur  in  jenen  Fällen,  in  denen  Gefahr 
im  Verzuge  ist,  Gebrauch  machen.  Zur  Erfül- 
lung ihrer  Aufgaben  haben  diese  Beamten  das 
Recht,  alle  ihrer  Aufsicht  unterstehenden  ge- 
werblichen Anlag'en  zu  jeder  Zeit,  wo  sie  in 
Betrieb  sind,  zu  oetreten. 

Bei  der  Anstellung  der  Gewerbeaufsichts- 
beamten hat  die  preußische  Regierung  vornehm- 
lich Techniker  (ohne  Bevorzugung  eines  Spezial- 
faches)  —  also  Maschinen- .  Hütten-,  Bau-  und 
Bergingenieure  —  sowie  Ohemiker  berücksich- 
tigt. Eine  neue  Vorbildungs-  und  Prüfungs- 
ordnung vom  7./IX.  1897  schreibt  dann  für  die 
Anwärter  des  Gewerbeaufsichtsdienstes  einen 
besonderen  Ausbildungsgang  vor,  der  sowohl 
technisches  Wissen  als  auch  die  Kenntnis  ge- 
wisser rechts-  und  staatswissenschaftlicher  Dis- 
ziplinen gewährleisten  soll.  Die  süddeutschen 
Staaten  haben  dagegen  auch  Personen  ohne  aka- 
demische Vorbildung  —  und  unter  ihnen  solchen, 
die  aus  dem  Arbeiters tande  hervorgegangen 
sind,  —  Stellen  gegeben,  hier  und  da  auch  weib- 
liche Beamten  angestellt. 

Mit  Recht  l)etoiit  Evert,  daß  die  bis- 
herigen Erfahrungen  mit  der  deutschen  G. 
im  ganzen  bereits  befriedigend  seien  und 
sicherlich  zu  noch  besseren  Hoffnungen  be- 
rechtigten ! 


4.  ZarG.  in  den  Vereinigten  Staaten. 

üeber  die  G.  in  den  anderen  Staaten  ist  das 
Nötige  bereits  in  dem  Art,  „Arbeiterschutz- 
gesetzgebung'* (oben  S.  138—156)  gesagt. 

Wir  begnügen   uns  darum,  hier  auf  eine 
merkwürdig  Konsequenz  hinzuweisen,  die  das 
in  der  Union  geltende  System  der  Aemterbe- 
setzung  ftlr  die  G.  gezeitigt  hat.   In  de^  meisten 
Einzelstaaten  werden  nämlich  die  leitenden  (und 
die  Mehrheit  der  anderen)  Beamten  der  G.  ein- 
fach nach  dem  Grundsatze  der  Verdienst«  um 
die   jeweilig  herrschende   Partei   angestellt! 
„Der   erste    New- Yorker  Oberinspektor  —   so 
schreibt  seine  Kollegin  für   Illinois,   Florence 
Kelley  — ,  der  1886  ernannt  wurde,   war  ein 
aktiver  Politiker  und  dabei  ein  so  unwissender 
Mensch,  dafi  er  nicht  imstande  war,  einen  Brief 
zu  schreiben,  und  selbstverständlich  in  seinem 
Amte  keinerlei  Autorität  erlangen  konnte.    Der 
eigentliche  Leiter  der  Behörde  war  sein  Assi- 
stent, ein  außerordentlich  tüchtiger  Mann,  der 
indessen  nach  zehnjährigem  Wirken  aus  poli- 
tischen Gründen  entlassen  wurde.    Diese  beiden 
Männer,  der  tüchtige  und  der  untüchtige,  wurden 
einer  wie  der  andere  lediglich  aus  Parteirück- 
sichten angestellt  und  entlassen.    In  Pennsyl- 
vanien  wechselte  der  Oberinspektor  mit  jedem 
neuen  Gonvemeur,   so  dafi  der  jzegenwärtige 
Chef  (1897)  der  dritte  seit  Schafimng  der  Be- 
ihörde  im  Jahre  1889  ist!" 
I       Sonst  sei  noch  bemerkt,  daß  einige  Einzel- 
;  Staaten  den  Frauen  eine  weitgehende  Anteil- 
I  nähme  an  der  G.  gewährt  haben :  man  war  da- 
I  bei  von  der  Ansicht   aus^^egangen ,  daß   viele 
Mißstände  bei  der  Beschäf U^ng  von  Arbeite- 
Irinnen  deshalb  nicht  zur  Kenntnis  der  m  ä  n  n  - 
j  1  i  c  h  e  n  Inspektoren  gelangten,  weil  Frauen  und 
!  namentlich  Mädchen  nicht  gern  einem  Manne 
I  die  Belästigungen  mitteilten ,  die  sie  speziell 
I  erlitten     Doch  erklärte  gerade  die  Dame,  die 
:  es  in  dieser  Karriere  am  weitesten  gebracht  hat, 
;  nämlich  die  vorhin  zitierte  Florence  Kelley,  aus- 
I  drücklich :    „Ich  habe  die  Erfahrung  gemacht, 
'  daß  die  Arbeiter  im  Punkte  der  Anbringung  von 
I  Beschwerden  keinen  Unterschied  zwischen  männ- 
I  liehen  oder  weiblichen  Inspektoren  machen!''  — 

5.  Die  Voraussetzungen  einer  gedeih- 
lichen Tätigkeit  der  G.  Damit  die  G.  ihre 
Aufgabe  voll  erfülle,  ist  nötig :  daß  einmal  eine 
genügend  große  Z  a  ii  1  von  tüchtigen  Gewerbe- 
in8i>ektoren  ernannt  werde,  damit  die  ihnen 
unterteilten  Betriebe  hinreichend  oft  revi- 
diert werden,  und  daß  femer  diese  Beamten 
aufrichtig  das  Wohl  der  Arbeiter  zu  fördern 
suchen,  gleichzeitig  aber  auch  das  Vertrauen 
des  Arbeitgebers  zu  gewinnen  verstehen. 
Wenn  die  Gewerkvereine  und  sonstigen 
Arljeiterorganisationen  die  Arbeiterinteressen 
wirklich  zweckmäßig  vertreten  wollten,  so 
müßten  sie  —  was  bisher  nur  stellenweise 
geschehen  —  an  allen  Orten  Komitees  ein- 
setzen, die  die  Befolgung  der  Arbeiterschutz- 
gesetze zu  kontrollieren,  Verstöße  gegen  sie 
\m   der   G.   zur   Anzeige   zu   bringen   und 

'  Mißstände  bei  der  industriellen  Arbeit   zu 
'  beseitigen  hätten. 

Es    bedarf   sclüießlich   kaum   eines   be- 
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sonderen  Nachweises,  daß  Gewerbeinspek- 
toren, die  ihre  Tätigkeit  im  eben  bezeich- 
neten Sinne  auffassen,  durch  ihre  intime 
Kenntnis  sowohl  der  sozialen  Verhältnisse 
und  üebel  wie  auch  der  berechtigten  Inter- 
essen der  Arbeitgeber  ganz  besonders  ge- 
eignete Persönlichkeiten  sind,  um  an  der 
Fortbildung  der  Arbeitei*8chutzgesetzgebung 
mitzuwii'ken.  Leider  sind  bisher  ihre  Kräfte 
für  diesen  Zweck  noch  nicht  so,  wie  es 
möglich  und  wünschenswert  wäre,  ausge- 
nützt worden. 

Literatur :  Vihtor  Adler,  DU  Fabrikinspektion 
in  England  und  der  Schweiz,  in  Conrads  Jahr- 
büchern^ 42.  Bd.  —  Anton  j  Geschichte  der 
preußischen  Fabrikgesetzgebung^  Leipzig  1891.  — 
Elster  und  Kehnt,  Art.  ^^Fabrikinspektum^^  in 
der  1.  Aufl.  dieses  WörUrbuchs.  —  Elster,  Die 
Fabrikinspektionsberichte  in  Deutschland ,  in 
Conrads  Jahrbüchern,  y.  F.,  IL  Bd.  —  Evert, 
Art.  ^fiewerbeinspekOon^^,  H.  d.  St.,  2.  Aufl., 
Bd.  IV,  S.  494fg.^Herkner,  Die  Arbeiterfrage^ 
4.  Aufl.,  Berlin  1905.  —  Karpeies,  Einleitung  zur 
deutschen  Aufgabe  der  „Englischen  FaJbrikgesetze^\ 
Berlin  1900.  —  Plotiee,  Die  Gewerbeinspektion 
in  Deutschland,  Berlin  1899.  —  Weidemann, 
Handbuch  der  eidgenössischen  Fahrikinspektion^ 
Bern  1904.  —  Weyer,  Die  englische  Fabrik- 
inspektion, T^ibingen  1888.  —  Endlich  eine  lange 
Reihe  von  orientierenden  Aufsätzen  über  die 
Handhabung  der  Gewerbeinspektion  in  den  ver- 
schiedenen Staaten  in  Brauns  „Archiv^^  sowie  in 
Franckes  „Sozialer  Praxis^^.     Georg  Adler, 


Gewerbekammern. 

1.  Begriff  und  Aufgaben  der  G.     2.  Die  G. 
in  Deutschland.    3.  Die  G.  im  Auslande. 

1.  Begriff  und  Aufgaben  der  6.    Die 

G.  gehören  zu  den  Wirtschaftskammern,  wie 
man  die  gesetzlich  anerkannten,  aus  Wahlen 
hervorgegangenen   und   koUegialisch   einge- 
richteten Vertretungskörper  bestimmter  wirt- 
schaftUcher  Berufsinteressen  nennt.    Die  G. 
stehen   also    auf    derselben   Stufe   wie    die 
Handels-  und  Landwirtschaftskammern.  Wäh- 
rend aber  diese  in  ihrer  Abgrenzung  ein- 
heitliche und  feste  Linien  zeigen,  ist  das 
bei   den    G.   nicht   immer  der  Fall.    Auch 
ihre    Selbständigkeit    in    Organisation     und 
Leitung   ist   bald   eine   größere,   bald   eine 
geringere.    Es  hängt  mit  der  Vieldeutigkeit 
des  Begriffes  „Gewerbe"  zusammen,  daß  es  \ 
G.  gibt,  die  nur  das  Handwerk,   solche,  die  ! 
Handwerk    und    Detailhandel,    solche,    die, 
Handwerk    und   Industrie   oder   wenigstens  i 
Kleinindustrie  und  Handwerk  repräsentieren.  I 
Aber  auch  bei  den  G.,  die  durchaus  identisch 
mit   den   Handwerkskammern   sind,    macht, 
wie  die  Erfahrungen  auf  Gnmd  der  neusten  | 
deutschen  Gesetzgebung  beweisen,  die  klare 
Unterscheidung  von  Handwerk  und  Industrie  ^ 
erhebliche  Auslegimgsschwierigkeiten.    Viel- 1 
fach  hat  man  sich  früher  damit  beholfen, 


daß  man  den  Interessentenkreis,  der  seine 
Vertretung  in   den  G.  finden  soUte,   nach 
Betriebsgrößen  und  Steuerklassen  abgegrenzt 
hat.    Auf  diese  Weise  schuf  man  gewerb- 
liche Mittelstandskammem  im  Gegensatz  zu 
den  Vertretungen  von  Großhandel  undFabrik- 
I  Industrie,  ein  Zusammenschluß,  der  weder 
vom  Detailhandel  noch  vom  Handwerik  ads 
,  eine  befriedigende  Lösung  des  Problems  an- 
I  gesehen  wurde.     Und  auch  jetzt,   wo  wir 
neben  der  gewerblichen  Mittelstandsbew^ng 
'  zünftlerischer  Art  eine  analoge  kaufmännische 
,  haben  (vgl.  Artt.  „Handwerk,  moderne  Be- 
\  strebungen^^    und    „Mittelstandsbewegun^) 
ist  die  behauptete  Interessensolidarität  eme 
lockere  und  nur  durch  politische  Agitatoren 
behauptete  und  empfohlene.    Der  städtische 
Detailhandel    will    seinen   Einfluß    in    den 
Handelskammern  zur  Geltung  bringen,  die 
Handwerkerinnungen  dagegen  in  be^nderen 
festgeschlossenen  Handwerkskammern.    D^ 
i  Verbindung  der  Handwerker  und  Industriellen 
I  in  erweiterten  G.  krankt  an  noch  größeren 
Konstruktionsfehlern,   weil  sie  direkte  Kon- 
kurrenten in  ein  und  demselben  Kollegium 
I  vereinigen  will  und  diese  weder  wirtsdiafts- 
I  politisch  noch  technisch  etwas  gemein  haben. 
!  Alle  Sachkenner  sind   mit  den  Vertretern 
der   Großindustrie   darüber  einig,   daß  die 
Industrie  ihren  gegebenen  Platz  nur  in  den 
Handelskammern,  die,  solang  sie  bestehen, 
stets   Handels-   und  Industnekammem  ge- 
wesen sind,   zu   suchen   haben.    Will  man 
aber  den   kaufmännischen   Mittelstand  aus 
den  Handelskammern  abtrennen  und  in  sog. 
„Mittelstandskammem"  tiberführen,  so  müßte 
man,  da  reine  Detaillistenkammern   nur  in 
'  den  Großstädten  eine  nennenswerte  Tätigkeit 
entwickeln  können,  die  gemeinsame  Kammer 
für  Detailhandel  und  Handwerk  in  zwei  ver- 
hältnismäßig selbständige  Abteilungen,  eine 
kaufmännische    und    eine    handwerkerlidie, 
;  gliedern,    i 

2.  Die  6.  in  Dentschland.  Eine  Reichs- 
I  gesetzgebung  über  die  Wirtschaftskammem 
'gab  es  bis  in  die  neuste  Zeit  hinein  nicht, 
was  insofern  überraschend  ist,  als  die  wich- 
ti^ten  gesetzgeberischen  Materien,  die  von 
Emfluß  auf  die  gewerblichen  Berufsstände 
sein  können,  der  Regelung  durch  das  Reich 
vorbehalten  sind.  Man  hat  das  gele^ntlich 
damit  entschuldigt,  daß  die  ZerspUtterung 
der  Steuerverhältnisse,  die  entscheidend  für 
die  Finanzierung  der  Wirtschaftskammem 
sind,  eine  einheitliche  Heilung  durch  die 
Reichsgesetzgebung  unmöghch  mache.  Auch 
darauf  hat  man  hingewiesen,  daß  man  nicht 
ohne  Not  in.  den  Behördenorgauismus  der 
Bundesstaaten  und  deren  bisherige  Selb- 
ständigkeit eingreifen  wolle.  Beide  Gründe 
erscheinen  nicht  recht  überzeugend  und  sind 
durch  das  Reichsinnungsgesetz  vom  26/VU. 
1897,  das  die  Errichtung  von  Handwerks- 
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kammern  vorschreibt,  widerlegt.  Dort  hat 
man  den  Landesregierungen  eine  gewisse 
Latitude  eingeräumt,  und  das  hätte  man 
ebensogut  bei  den  anderen  Wirtschafts- 
kammern tun  können.  Hat  doch  die  Reichs- 
gesetzgebung auch  die  Börsen,  die  unter  der 
Aufsicht  der  einzelstaatlichen  Handelskam- 
mern stehen,  umfassenden  Normativbestim- 
mungen unterworfen.  Trotz  der  Verschieden- 
heit der  staatUchen  und  kommunalen  Ge- 
werbesteuergesetzgebung war  es  möglich, 
die  neuen  Handwerkskammern,  die  im  Jahre 
1900  im  ganzen  Reiche  ins  Leben  traten, 
auf  eine  sichere  finanzielle  Grundlage  zu 
stellen.  Ein  einziger  Paragraph  hat  dazu 
genügt 

Das  Innungs-  oder  Handwerkergesetz  hat 
freilich  in  ziemlich  rücksichtsloser  Weise  in 
die  Verhältnisse  der  bisherigen  G.  einge- 
griffen und  in  verschiedenen  Bundesstaaten 
eine  nicht  überall  erwünschte  Reform  er- 
zwungen. Eine  absolute  Einheitlichkeit 
wurde  aber  doch  nicht  zuwege  gebracht  In 
dem  größten  Bundesstaat,  in  Jrreußen,  gab  es 
freilich  längst  keine  G.  mehr  und  auch  nichts 
Aehnliches.  Die  preußischen  Handwerker 
hatten  aber  früher  eine  solche  Vertretung 
gehabt  Durch  Verordnung  vom  9./n.  1849 
war  sie  ihnen  in  dem  Institut  der  „Gewerbe- 
räte" gegeben  worden.  Diese  Gewerberäte 
sollten  zu  gleichen  Teilen  aus  Wahlen  aus 
dem  Handwerkerstande,  den  Industriellen 
und  dem  Handelsstande  hervorgehen,  und  in 
deren  Handwerks-  und  Fabrikabteilungen 
sollte  auch  den  Arbeitnehmern  eine  Ver- 
tretung gewährt  werden.  1854  wurde  aber 
den  -^heitern  und  Gesellen  das  Wahlrecht 
wieder  genommen.  Die  Gewerberäte  haben 
sich  nach  keiner  Richtung  hin  bewährt,  und 
das  letzte  derartige  Institut  löste  sich  1864 
auf.  Bei  der  Beratung  der  R.-Gew.-O.  von 
1869  wurde  wiederum  der  Wunsch  nach 
ihrichtung  besonderer  G.  laut,  ohne  daß  er 
in  Erfüllung  ging.  Da  das  preußische 
Handelskammergesetz  von  1870  das  Wahl- 
recht auf  die  im  Handelsregister  einge- 
tragenen Firmen  beschränkte,  so  wäre  die 
Errichtung  besonderer  G.  wohl  berechtigt 
gewesen.  Aber  auch  die  spätere  Gewerbe- 
gesetzgebung füllte  diese  Lücke  nicht  aus. 
Erst  Fürst  Bismarck  als  Handelsminister 
nahm  sich,  als  er  den  Volkswirtschaftsrat 
schuf,  der  Sache  an  und  veranlaßte  durch 
Reskript  von  1884  die  Bezirksregierungen 
und  Provinziallandtage,  G.  einzurichten.  Die- 
selben bestanden  aus  Sektionen,  je  eine  für 
Landwirtschaft,  Handel,  Industrie  und  Hand- 
werk, und  sollten  Teile  der  ^provinzialen 
Selbstverwaltung  sein.  Man  griff  also  auf 
den  Gedanken  kleiner  Volkswirtschaftsräte 
zurück,  er  fand  aber  wenig  Anklang,  und 
die  meisten  dieser  Institute  sind  bald  wieder 
sanft    entschlafen,    ziunal    die    Provinzial- 


verbände  weitere  Mittel  nicht  mehr  be- 
helligten. Eine  Zeitlang  hatte  es  den  An- 
schein, als  ob  man  neben  Handels-  und 
Landwirtschaftskammern  für  das  Kleinge- 
werbe bestimmte  G.  schaffen  wollte.  Es 
entsprach  das  namentlich  dem  Wunsche  der 
Handwerkerpartei  und  wurde  auch  von  an- 
deren als  em  Akt  der  ausgleichenden  Ge- 
rechtigkeit befürwortet,  zumal  das  freie  Ge- 
werbevereins- und  Gewerbebüdungswesen  in 
den  großen  Teilen  der  Monarchie  bedauer- 
lich unentwickelt  geblieben  war.  Mit  dem 
Aufkommen  der  mittelstandspolitischen  Be- 
strebungen im  Detailhandel  änderte  sich  die 
Lage  insofern,  als  die  kleineren  Eaufleute 
sich  bemühten,  bei  den  Handelskammer- 
wahlen ihre  Vertreter  durchzubringen.  Die 
Handelskammern  hatten  damals  in  der  Regel 
ein  gleiches  Wahlrecht  für  alle  Firmeninhaber 
ohne  unterschied  der  Branche  und  der  Qrö&e 
des  Geschäfts.  Gerade  für  die  größten  In- 
stitute der  Art  bestand  die  Gefahr,  daß  die 
Detaillisten,  die  überall  die  Mehrheit  der  Wahl- 
berechtigten repräsentierten,  die  Handelskam- 
mern „stürmen''  würden.  Nach  dem  Inkraft- 
treten des  neuen  Handelskammergesetzes 
von  1897  änderte  sich  das.  Viele  Kammern 
haben  jetzt  Abteilungswahlen  in  drei  Klassen, 
die  Normalform  im  neuen  Gesetze.  Es  ist 
dies  eine  der  bedeutsamsten  Neuerungen  des 
neuen  preußischen  Gesetzes,  das  im  übrigen 
den  eigentUchen  Intentionen  der  Staats- 
regierung nicht  entsprach  und  dank  der  un- 
günstigen Aufnahme  im  Abgeordnetenhause 
nur  eine  ziemlich  belanglose  Novelle  ziun 
ursprünglichen  Gesetze  darsteUt. 

In  den  lebhaften  Verhandlungen,  aus 
denen  im  Wege  des  üblichen  Kompromisses 
das  Innungsgesetz  mit  seinen  obligatorischen 
Handwerkskammern  hervorging,  machten 
sich  zwei  verschiedene  Bestrebungen  geltend. 
Die  eine  war  auf  die  Gründung  gewerblicher 
Mittelstandskammem  gerichtet,  die  andere, 
schließlich  siegreiche,  zielte  auf  die  Schaffung 
reiner  Handwerkskammern  ab.  Erstere  Rich- 
tung war  namentlich  da  vertreten,  wo  die  Ge- 
werbevereine die  Führung  hatten.  Aber  auch 
in  diesem  Lager  war  man  nicht  einig,  denn 
manche  wünschten  eine  Trennung  in  Handel 
einerseits,  Handwerk  und  Industrie  anderer- 
seits. Wie  schon  gesa^,  ein  ziemlich  un- 
klarer und  unzweckmäßiger  Reformgedanke. 
Die  von  dieser  Seite  gewünschten  G.  wären 
also  Handwerks-  und  Industriekammern  ge- 
wesen. Für  reine  Handwerkskammern  traten 
lebhaft  die  Innungen  und  Innuugsverbände 
ein.  Die  Reichsgesetzgebung  liat  sich  auf 
deren  Seite  gestellt.  Wahrscheinlich  würden 
heute  die  Interessenten,  nachdem  die  kauf- 
männische Mittelstandspolitik  so  lebhafte 
Fortschritte  gemacht  hat,  und  die  Innungs- 
freunde und  Detaillistenvereine  sich  zu  ver- 
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brüdern  beginnen,  wieder  eher  für  Mittel- 
standskammern zu  haben  seien. 

In  Ausfühnmg  des  Innungsgesetzes  von 
1897  wurden  in  Preußen  33  Handwerks- 
kammern ins  Leben  gerufen.  Sie  umfassen 
in  der  Regel  ganze  Regienmgsbezirke  und 
sind  am  l./I\.  1900  m  Wirksamkeit  ge- 
kommen. In  dem  zweitgrößten  Bundesstaat, 
in  Bayern,  bestanden  seit  lange  Handels- 
und G.  und  zwar  obligatorisch  für  das  ganze 
Land.  Jeder  Regierungsbezirk  hatte  eine 
solche  Kammer.  Fakultativ,  d.  h.  je  nach 
den  lokalen  Bedürfnissen,  gab  es  außerdem 
sog.  „Bezirksgremien  für  Handel  und  Ge- 
werbe", eigentlich  nichts  anderes  als  ständige 
Ausschüsse  für  lokale  Bedfirfnisse.  An  der 
Grundlage  dieser  Wirtschaftskammerorgani- 
sation hat  Bayern  nichts  geändert.  Aber  zu 
den  Handels-  und  G.  sind  1900  acht  Hand- 
werkskammern, für  jeden  Regierungsbezirk 
eine,  getreten.  In  Württemberg  bestehen 
seit  50  Jahren  Handels-  und  G.  Sie  waren 
bis  1900  Vertretungen  des  gesamten  Handels- 
und Gewerbestandes  einschließlich  des  Hand- 
werks und  des  übrigen  Kleingewerbes.  Be- 
sondere Abteilungen  für  Handel  und  Industrie 
einerseits  und  das  Kleingewerbe  andererseits 
gab  es  nicht.  Die  Novelle  zur  Gewerbe- 
ordnung machte  eine  Umänderung  des 
Handels-  und  G.gesetzes  notwendig.  Nach 
dieser  Reform  sind  die  Handels-  und  G.,  die 
aber  ihren  Namen  beibehalten  haben,  reine 
Handelskammern  geworden.  Das  Wahlrecht 
zu  ihnen  wurde  im  wesentlichen  auf  die 
handelsgerichtlich  eingetragenen  Firmen  be- 
schränkt. Zu  ihnen  kamen  dann  die  vier 
Handwerkskammern  in  Stuttgart,  Ulm,  Heil- 
bronn und  Reutlingen  hinzu.  In  Württem- 
berg und  Bayern  ist  also  die  Entwickelung 
eine  sehr  ähnliche  gewesen,  und  in  mancher 
Beziehung  hat  das  Handwerk  eine  doppelte 
Vertretung,  w^eil  die  ins  Firmenregister  ein- 
getragenen Gewerbetreibenden  auch  zu  den 
Handels-  und  G.  wählen  dürfen.  In  Baden 
gibt  es  jetzt  neben  den  alten  Handelskammern 
vier  Handwerkskammern  in  Konstanz,  Frei- 
burg, Karlsruhe  und  Mannheim.  In  den 
60  er  Jahren  war  bereits  von  der  Gründung 
besonderer  G.  die  Rede,  wobei  man  an  die 
Nachahmimg  sächsischer  und  österreichischer 
Einrichtungen  dachte.  Zu  einem  Erfolg 
haben  diese  Bestrebungen  indessen  nicht 
geführt. 

Das  Königreich  Sachsen  verfügt  über 
eine  besonders  leistungsfähige,  angesehene 
und  wohlgeordnete,  das  ganze  I^and  um- 
fassende Wirtschaftskammerorganisation  und 
zwar  seit  dem  Jahre  1861.  Die  Kammern 
hießen  dort  Handels-  und  G.  mit  ihrem 
Sitz  in  Dresden,  Chemnitz,  Plauen  und 
Zittau.  In  Leipzig  bestand  seit  1868  eine 
Scheidung  in  zwei  Kammern.  Diese  Handels- 
und  G.    waren   organisch  verbundene  Ver- 


tretungskörper ffi 
einerseits,  Handw 
gewerbetreibende  > 
und  G.  hatte  zwe 
ta^en,  aber  in  alle 
heiten  zu  einem 
Da  das  G^olleg 
umfaßte,  welche 
mit  bescheideneu 
Einkommen  ents 
waren  sie  ausge^ 
mern  für  das  K 
eigentlichen  Sinn. 
Handelskammern 
Leitung  und  Gescl: 
Die  reichsgesetzlic 
werkerorganisatioi 
sondere  landesges 
wendig.  Man  ma 
Gewerbeordnung 
Stimmung  zuguns 
G.  lautet:  „Die  I 
jenigen  Bundesst 
gesetzliche  Einric 
zm:  Vertretung  ( 
Werks  vorhanden  i 
Schäften  die  Wah] 
Pflichten  der  Han 
wenn  ihre  Mitgli 
Vertretung  der  ] 
betraut  sind,  aus 
des  Kammerbezir 
gesonderte  Abstinr 
angehörenden  Mit] 
Grund  dieses  Par 
sächsisches  Hände 
1900  erlassen  un( 
beibehielten  mit 
von  den  Handelsi 
der  Handwerkskai 
derweise  blieb  al 
Handels-  und  G. 
G.  unterscheiden 
von  den  bayeriscli 
Es  gibt  jetzt  in  is 
und  eine  Speziali 
bunden  mit  der 
schiedenen  Wirti 
nach  dem  Gesic 
Klein  geschieden 
Grenze  ein  Einko 
Wer  höher  eing 
Handelskammer, 
Handwerker  gehtJ 
veranlagt  sind,  s 
Bundesstaaten  lia 
Handwerkskammc 
gebiet  umfassen. 
Art,  wie  die  me 
sächsisch-thüringi 
rere  Bundesstaate 
hat  für  das  ^u: 
Werkskammer  m  S 
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Stellung  nehmen  im  Gegensatz  hierzu  diel 
Hansastädte  ein.  In  Bremec  bestand  seit 
1849,  in  Lübeck  seit  1869,  in  Hamburg  seit 
1872  je  eine  G.  und  zwar  für  das  ganze 
technische  Gewerbe,  also  Handwerk  und 
Industrie.  Die  Hansastädte  haben  sieh  nicht 
eotschließen  können,  hier  eine  Trennung 
vorzunehmen  und  haben  sowohl  den  Namen 
G.  als  ihre  Organisation  beibehalten.  Nur 
wurde  für  eine  gesonderte  Abstimmung  der 
Handwerker  in  Handwerkerfragen  nach  den 
reichsgesetzlichen  Vorschriften  Fürsorge  ge- 
troffen. — 

Die  vor  dem  Inkrafttreten  der  Handwerks- 
kammern in  Deutschland  eingerichteten  G. 
hatten  im  Jahre  1874  in  Berlin  einen  G.tag 
gegründet  Im  Jahre  1900  wurde  in  München 
beschlossen,  diese  Vereinigung  in  einen  Ge- 
werbe- und  Handwerkskammertag  umzu- 
wandeln. Im  November  desselben  Jahres 
wunle  in  Berlin  die  Verbandsorganisation 
durchberaten  und  verabschiedet.  Seitdem 
hat  der  Verband  alljährlich  gemeinsame 
Tagungen  abgehalten.  Die  bayerischen  und 
sächsischen  Kammern  haben  außerdem 
Landesverbände  und  auch  die  hanseatischen 
Kammern  haben  sich  zusammengeschlossen. 

3.  Die  0.  im  Aoslande.  Frankreich,  das 
Jintterland  der  offiziellen  Wirtschaftsbeiräte,  be- 
sitzt seit  1803  in  den  Chambres  consultatives 
des  arts  et  manufactures  G.  Die  letzte  um- 
fassende OrganisationsänderuDg  beruht  auf  einem 
Dekrete  von  1872.  Gegenwärtig  bestehen  über 
hundert  französische  G.,  die  von  den  Gemeinden 
finanziert  werden  und  dem  Ministerium  für 
Ackerbau  nnd  Handel  unterstehen.  Oesterreich 
hat  seit  1848  Handels- und  G.  (v^l.  Art.  ^Handels- 
kammern"). Doch  verlangten  die  Gewerbetage 
nnd  die  Vertreter  des  Handwerks  im  Abgeord- 
netenhause  eine  Trennung  der  Bandeis-  und  G. 
nnd  die  Gründung  selbständiger  Handwerks- 
kammern. In  den  80  er  und  90  er  Jahren  des 
vorigen  Jahrhunderts  hat  sich  mit  dieser  Frage 
das  Osterreichische  Abgeorduetenhaus  beschäftigt, 
die  maßgebende  Stimmung  im  Parlament  ging 
aber  gegen  eine  Treunung  der  bisherigen  Wirt- 
schaftskammera,  was  auch  um  deswillen  Schwie- 
rigkeiten gemacht  hätte,  weil  die  Haudels-  und 
G.  bekanntlich  politische  Wahlkörper  sind.  In 
England  und  Belgien  vertreten  emen  Teil  der 
Aufgaben  der  G.  freie  Vereinigungen.  In  letzte- 
rem Lande  wurden  1875  die  offiziellen  G.  nach 
französischem  Muster  wieder  beseitigt. 

Literatur:  ä.  r.  Kaufmann,  Die  Vertretung 
der  wirtschaftlichen  Interesnen,  IS79.  —  iPer- 
tteibe.  Die  Beform  der  Handeln-  und  Gewerbe- 
kammem,  18SS.  —  M.  Block,  Chnmbre»  ctm- 
»ultatives  des  arts  et  manufactures  fim  „/>!>• 
ti(mnaire  de  l'administration  fran^aise").  — 
Gr Atzer,  Die  Organisation  der  Bemf sinteressen, 
18V0,  —  Hampke,  JIandir*-rker-  nder  Uewerbe- 
kammemf  1SU,1.  —  Dernelbe,  Art.  „Gewerbe- 
kammern", H.  d.  A7.,  J.  Auß.,  Bd.  IV,  S.  yj'Jfg. 
—  Dernelhe,  Organisationen  nnd  Einrichtungen 
des  Handwerks,  im  I/andh.  der  Wirtschnffskuude 
DeuUchlands,  Bd.  4,  IU04,  S.  r,.i7fg.  —  L.  Munk, 
Selbständige  Gewcrbekamjnern,    l'nlksw.    Wochen- 

Wörterbnch  der  Volkuwirtschatt.    II.  Autl.    Bd.  [. 


Schrift,  1887,  Heft  194  ".  l^S.  —  L.  Saget, 
Die  Hanseatischen  Gewerbekammem,  ihre  Organi- 
sation  und  Wirksamkeit,  Jahrb.  /.  Ges.  u.  Verw., 
VII,  S.  561  fg.  —  Budolf  Marewh,  Ueber 
Gewerbekammem,  1894.  —  Wendtland,  Jahr- 
buch der  Deutschen  Handelskammern^  1.  Jahrg., 
1905.  Biermer, 

Gewerbestatistik. 

(Gewerbezählungen.) 

I.  Begriff  und  volkswirtschaftliche 
Grundlagen.  II.  Statistische  Methodik 
und  Technik.  1.  Methodik,  a)  Die  Betriebe, 
b)  Die  Gewerbe,  c)  Das  in  den  Betrieben  tätige 
Kapital,  d)  Die  Unternehmer,  e)  Die  Ar- 
beiter. 2.  Die  Technik,  a)  Allgemeine  und 
besondere  G.  b)  Einheitliche  und  verteilte  £r- 
hebunff.  c)  Aufnahmsbehelfe,  d)  Zeitpunkt  der 
Aufnahme.  III.  Die  G.  im  Deutschen 
Reiche.  1.  Die  älteren  Erhebungen.  2.  Die 
allgemeinen  selbständigen  Berufs-  und  Gewerbe- 
zählunfi^en  im  Deutschen  Reiche  vom  ö./VI.  1882 
und  Ib.lYl.  1896.  IV.  Die  G.  in  anderen 
Staaten. 

I.  Begriff  und  volkswirtschaftliche 
Grundlagen. 

Berufstatistik  und  Betriebsta- 
tistik sind  miteinander  eng  verwandt  und 
bilden  mit  der  Produktionstatistik 
die  Hauptgebiete  der  wirtschaftlichen  Sta- 
tistik. Die  Betriebstatistik  und  die  Pro- 
duktionstatistik beziehen  sich  auf  die  wirt- 
schaftlichen Unternehmungen  und  unter- 
scheiden sich  dadurch,  daß  die  Betrieb- 
statistik die  Faktoren  der  Produktion  (Arbeit, 
Kapital)  und  die  Unternehmungen  selbst, 
als  Zusammenfassung  der  Produktionsfak- 
toren auf  eigenes  Risiko,  die  Produktion- 
statistik dagegen  die  von  diesen  Unternehmun- 
gen erzeugten  Sachgüter  umfaßt.  Die  Be- 
triebstatistik wird  nicht  immer  in  dieser 
Einheitlichkeit  und  Vollständigkeit  aufgefaßt 
es  wird  vielmehr  häufig  das  Gesamtgebiet 
Land-  und  Forstwirtscliaft  (mit  Fischerei, 
Jagd  usw.)  ausgeschieden,  so  daß  nur  die 
eigentliche  gewerbliche  und  die  Handelstäti^- 
!  keit  als  spezifisches  Gebiet  einer  „G.'*  übng 
I  bleil>en :  cfabei  wird  der  Ausdruck  „Gewerbe" 
i  in  einem  erw«Mterten  Sinne  etwa  in  jenem 
Ider  „Gewerbeordnungen"  genommen. 
I  Man  darf  al)er  nicht  übersehen,  daß  die 
I  Statistik  der  landw.  Betriebe  von  wesentlich 
j  anderen  Momenten  ausgeht  als  die  G.;  bei 
,  der  ersteren  spielen  der  Besitz  und  seine 
jFonnen,  die  Verschuldung,  die  natürlichen 
1  Bcilingungen  usw.  eine  henorragende  Rolle, 
!  auch  sind  die  statistischen  Grundlagen  ganz 
I  andere,  während  l»ei  der  G.  das  umlaufende 
i  und  bewegliche  Kapital,  die  Motoren,  die 
,  Formen  der  Arl>eit  im  Vordergrund  stehen. 
Beide  Erhebimgen  in  gleichmäßiger,  ein- 
dringlicher Weise  zu  vereinigen,  ist  ein 
I  unlösliches  weil  falsch  aufgestelltes  Problem : 
i  dagegen   ist  die  Gewinnung   eines   einheil- 
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liehen  Rahmens  fQr  die  gesamten  Betriebe 
oder  Unternehmungen  möglich. 

Die  Unterscheidung  von  Gewerbe-  (Be- 
trieb-) und  Produktionstatistik  dient  auch 
dazu,  übermäßige  Ausdehnungen  der  G.  auf 
ihr  richtiges  Maß  zurückzuführen. 

II.  Statistische  Methodik  und  Technik. 
1.  Methodik,  a)  Die  Betriebe.  Zu- 
nächst handelt  es  sich  darum,  die  Unter- 
nehmungen festzustellen,  die  den  Gegenstand 
der  G.  bilden  sollen;  die  Abgrenzung  kann 
hier  nicht  scharf  gemacht  werden,  sondern 
richtet  sich  vielfach  nach  Zweckmäßigkeits- 
rücksichten. Es  kommt  dabei  auf  das 
Moment  der  Vollständigkeit,  welches  z.  B. 
bei  Volkszählungen  ein  geradezu  konsti- 
tuierendes ist,  nicht  notwendigerweise  an, 
vielmehr  ist  ebensogut  eine  partielle  G. 
gut  durchgeführt,  wertvoll.  Unbedin^  er- 
forderlich ist  aber  die  Vollständigkeit 
der  gleichartigen  Unternehmungen.  Da  ent- 
steht zunächst  die  wichtige  Frage  des 
Unterschiedes  von  Unternehmung  \md 
Betrieb;  die  Unternehmung,  welche  ihre 
Einheit  in  der  Person  des  Unternehmers 
und  in  der  Gemeinsamkeit  des  Risikos  findet 
und  sich  als  die  ökonomische  Einheit  dar- 
stellt, kann  mehrere  örtlich  gegliederte  Be- 
triebe umfassen,  welche  sich  dann  meist  als 
Haupt-  und  Nebenbetriebe  (Zweige, 
Filialen)  darstellen.  Ebenso  besteht  ein 
Unterschied  zwischen  Unternehmung  und 
Firma,  wobei  die  Firma  die  kommerziell- 
rechtliche Einheit  bildet.  Sodann  ist  zu 
beachten,  daß  es  Unternehmungen  resp.  Be- 
triebe gibt,  welche  aus  verschiedenen 
für  sich  selbständig  betreibbaren,  technolo- 

g'sch  unterschiedlichen  G  e  w  e  r  b  e  n  bestehen, 
iesen  Schwierigkeiten  gegenüber  sclilägt 
die  Statistik  den  Weg  ein,  die  Gewerbs- 
betriebe, d.  h.  die  selbständig  betriebenen 
gewerblichen  und  kommerziellen  Teile  der 
Unternehmungen  zum  Ausgangspunkt  zu 
nehmen,  wobei  also  z.  B.  die  verschieden- 
artigen Gewerbe  derselben  Unternehmung  als 
selbständige  Zählucgseinheiten  gelten ;  über- 
dies werden  aber  die  einzelnen  Betriebe 
einer  und  derselben  Unternehmung  auch  als 
,,Gesamtbetriebe"  zusammengefaßt,  wobei  die 
einzelnen  Teile  technologisch-kommerziell 
ungleichartig  oder  gleichartig  sein  können. 
Dies  ist  der  Standpunkt  z.  B.  der  deutschen 
(rewerbezählung ;  dagegen  ist  der  Standpunkt 
einer  Industriestatistik  ein  anderer, 
indem  diese  die  Unternehmungen  zum  Aus- 
gangspunkte nimmt  und  auch  dann  als  Ein- 
heiten ansieht,  w^enn  sie  mehrere  versdiiedene 
Gewerbe  umfassen. 

Eine  andere,  die  Betriebe  an  sich  be- 
treffende Frage  ist  dann,  ob  nur  die  in 
Tätigkeit  begriffenen  oder  auch  die 
stillstehenden  Betriebe  zu  zählen  sind.    Um 


der  Vielgestaltung  der  gewerblichen  Tätig- 
keit willen,  die  eben  nicht  nur  kontinuier- 
lich arbeitende  Betriebe,  sondern  auch  Saison- 
betriebe, Stillstand  wegen  Reparaturen,  frei- 
williger zeitlicher  Außerbetriebssetzimg  u. 
dgl.  kennt,  muß  jeder  Betrieb  berücksichtigt 
werden,  der  vom  Standpunkt  der  Rechts- 
ordnung als  existent  angesehen  wird,  gleich- 
gültig, ob  er  faktisch  tätig  ist  oder  nicht, 
wobei  aber  das  Nicht-arbeiten  ein  wich- 
tiges Feststellungsmoment  ist.  Es  geht 
daher  nicht  an,  die  G.  nur  auf  einen  ein- 
zigen zeitlichen  Moment  zu  beziehen,  sie 
muß  vielmehr  mit  Zeiträumen  oi)eriren,  um 
die  Betriebsdauer,  die  Saison  die  Betriebs- 
einstellungen (Dauer  und  Ursachen)  l)erück- 
sichtigen  zu  können.  Dies  betrifft  auch 
Unternehmungen,  die  zu  verschiedenen  Zeiten 
in  verschiedenem  Umfange  betrieben  werden 
und  deshalb  nach  der  Zeit  des  normalen 
Betriebes  dargestellt  werden  müssen. 

b)  Die  Gewerbe.  Die  Gewerbe  zu  be- 
nennen  und  zu  klassifizieren  ist  eine 
Aufgabe,  ähnlich  schwierig,  wie  bei  den  Be- 
rufen (vgl.  Art.  „Beruf  und  Berufsstatistik'' 
oben  S.  421  fg.);  sie  fällt  mit  dieser  zum 
Teil  zusammen,  wenngleich  die  Nomenklatur 
der  Berufe  natürlich  weiter  geht  als  jene 
der  Gewerbe.  Es  handelt  sich  hier  darutn, 
alle  jene  Betriebe  aus  dem  volkswirtschaft- 
lichen Gebiete  des  Gewerbes  und  Handels 
festzustellen,  mit  Namen  zu  bezeichnen  und 
auf  technologischer  Basis  in  höhere  Gruppen 
zusammenzufassen,  die  tatsächlich  im  prakti- 
schen Leben  selbständig  vorkommen  und 
nach  der  Eigenart  des  erzeugten  oder  ge- 
handelten Produktes  eine  Selbständigkeit 
und  Erheblichkeit  beanspruchen  können.  Der 
Spielraum  ist  hier  sehr  groß.  Doch  bildet 
sich  da  leichter  eine  Terminologie  aus  als  in 
der  allgemeinen  Berufsstatistik,  weil  diese 
Gewerbeverzeichnisse  zu  den  ständig  benö- 
tigten und  meist  amtlich  vorgeschriebenen 
Registern  gehören,  die  namentlich  zu  Be- 
steuerungszwecken, zu  Zwecken  der  Unfall- 
versicherung, Gewerbeinspektion  usw.  erfor- 
derlich sind,  so  daß  eine  gewisse  Erfahrung 
hier  schon  vorliegt. 

Außer  der  technologischen  Einteilung 
der  Gewerbe  nach  Klassen,  Gruppen  und 
Arten  finden  auch  die  volkswirtschaft- 
lichen Betriebs  formen:  Großbetrieb, 
Fabrikation,  Hausindustrie,  Verlags  werk  mit 
Heimarbeit  u.  dgl.  Berücksichtigung.  Jedoch 
wird  hierbei  der  Boden  oft  so  schwankend, 
daß  manche  großen  Erhebungen  in  dieser 
Hinsicht  gescheitert  sind. 

e)  Das  in  den  Betrieben  tätige  Kft* 
pital.  Während  sich  die  in  den  Betrieben 
mitwirkenden  Na  turkräfte  ( Wind-,Was^e^ 
kraft  usw.)  der  Feststellung  durch  eine  G. 
entziehen,  übrigens  aus  anderweitigen  E^ 
mittelungen  (über  Klima,    Wasserstand  und 
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Wasserlauf  usw.)  zum  Teil  bekannt  sind,  ist  •  bungen  zu  vermeiden  und  eine  gegenseitige 
es  erforderlieh,  das  Kapital  in  den  Be-  Ergänzung  herbeizuführen  wissen, 
trieben  soweit  möglich  zu  ermitteln.  Hier  Damit  erscheinen  die  GrundzQge  der 
ist  aber  die  Statistik  nahe  an  ihren  Grenzen  Methodik  einer  eigentlichen  G.  an  der  Hand 
augelangt.  Das  investierte  Kapital  ganz  festzu-  der  wirtschaftlichen  Grundbegriffe  erschöpft, 
stellen,  ist  nur  sehr  vereinzelt  möglich ;  es  Was  darüber  hinausgeht,  kann  nur  als  äuBer- 
geht  z.  B.  an  bei  solchen  Unternehmungen,  liehe  Anfügung  erscheinen  und  ist  nicht 
welche  einer  öffentlichen  Rechnungslegung  nach  den  Gnmdsätzen  der  G.,  sondern  der 
unterliegen  oder  ihre  Bilanzen  veröffentlichen,  betreffenden  Einzelerhebung  zu  beurteilen. 
Aktiengesellschaften  usw.,  bei  Eisenbahnen,  Dies  gilt  z.  B.  hinsichtlich  der  übrigens 
bei  Versicherungsgesellschaften,  bleibt  aber  undurchfülirbaren,  wenn  auch  versuchten 
für  eine  allgemeine  G.  eine  Utopie.  Ver-  (Nordam.  Census,  Frankreich,  Oesterreich) 
suche  dieser  Art  (Census  von  Nordamerika)  Feststellung  der  erzeugten  Produkte  mit 
müssen  scheitern.  Dasselbe  gilt  für  die  ihrem  Werte.  Diese  eigentliche  Aufgabe 
verarbeiteten  Rohstoffe  (Frankreich  1860,  der  Produktionstatistik  beniht  auf  gänzlich 
Belgien  1866,  amerik.  Census),  wobei  aber  anderen  methodischen  Grundlagen  und  ist 
zu  bemerken  ist,  daß  hiermit  bereits  der  von  der  G.  ebenso  verschieden,  wie  die 
Boden  der  G.  verlassen  und  jener  der  Emtestatistik  von  der  Statistik  der  landwirt- 
Produktionstatistik  betreten  wird.  schaftlichen  Betriebe.    Auch  die  An^liede- 

Anders  ist  es  mit  jenem  TeU  des  Kapi-  ^""?i/l"5  Lohnstatistik,  einer  Statistik  der 
tals,  der  in  Maschinen  und  W^erkvor-  W  ohlfahrtseinnchtungen  usw  ist  vom  metiio- 
richtungen,  so  namentlich  Kraft-  tischen  und  vom  Zweckmäßigkeitsstandpunkt 
maschinen  (Motoren)  einerseits  und  Ar-  ^  l??^*rn  i.  -i.  %  *« 
beitsmaschinen  (Werkvorrichtungen)  ^  2.  Die  Technik,  a)  Allgemeine  und 
resp.  Apparaten  und  dgl.  andererseits  besteht,  besondere  Q.  Die  allgemeine  G.  be- 
Hier  ist  eine  Kontrolle  und  ilberdies  eine  l\^^  ^'f  Erhebung  sämtlicher  Gewerbe- 
genaue Vorschrift  über  die  anzugebenden  betnelK)  überhaupt  oder  einer  bestim^^^^ 
Einzelheiten  leicht  möglich.  Hierauf  sind  ^^,^  ^i^lt  daher  auf  Vollständigkeit  ab 
auch  die  gewerbestatistischen  Erhebungen  ""^  stellt  sich  danach  als  eine  eigentliche 
tatsächlich  und  mit  Erfolg  gerichtet.  Gewerbe  Zählung  dar,  nach  Art  und  Größe 

jx-r^-TY  ^  j-c^      ^      j       einer  Volkszählung  nicht  unähnlich:  sie  soll 

T^  ii^L"?*^^^.^*®^®^^^  ®^"^  Emzel-  oder  ^uf  gesetzlicher  Basis  beruhen,  weü  sie  Aus- 
KoUek-tiv-lnternehmer  (Komi>agniegeschäfte,  jjQnfte  verfangt,  die  tief  in  die  Sphäre  der 
Aktien^  Schäften,  Genossenschaften  usw.)  Privatinteressen  eingreifen,  und  weil  sie  nur 
oder  ofiTentliche  Korporationen  (Staat,  Ge-  ^ei  der  Möglichkeit  vollen  Zwanges  durch- 
meinde  us>^^).  Mitunter  ergeben  sich  hm-  fahrbar  erscheint.  Sie  darf  sich  nur  auf 
sichtiich  der  Lnternehmerqualität  begreifliche  dasjenige  erstrecken,  was  „gezählt*^  werden 
Schwierigkeiten  wie  beim  Aerlagswerk  und  kann,  dagegen  nicht  auf  Dinge,  die  geschätzt, 
der  Heimarbeit  bezüglich  der  verschiedenen  vermutet,  bei-echnet  usw.  werden  müssen! 
Zwischenpersonen  (Stückmeister  usw.).  jy-^^^     allgemeine    Gewerbezählung     kann 


e)  Die  Arbeiter  kommen  zunächst  als 
menschliche  Arbeitskräfte  der  Be- 
triebe in  Betracht,  nach  Zahl  und  sozialer 
Schichtung.  Ein  zweiter  Gesichtspunkt  ent- 
steht durch  die  Mitberücksichtigimg  des 
Berufes  (vgl.  Art.  ,,Benif  und  Beruf  Statistik" 
S.  421  ff.):  der  Beruf  des  Arl>citers  kann  ein 
anderer  sein  als  jener  ist,  den  der  Betrieb 


zweckmäßigerweise  mit  einer  eine  allgemeine 
Befragung  der  Bevölkerung  voraussetzenden 
Berufstatistik  verbunden  werden,  wie  dies 
1882  und  1895  im  Deutschen  Reiche  mit 
grundlegender  Bedeutung  der  Fall  war;  sie 
kann  aber  auch  selbständig  vorgenommen 
werden,  docli  ist  es  dann  erforderlich,  vorher 
die  Betriebe  festzustellen.    Eine  Verbindung 


oder  die  Unternehmung  anzeigt,  was  nament-  '  der  Gewerbezählung  mit  der  Volkszähhmg 
lieh  bei  Großbetrieben,  die  aus  mehreren  ,  entbehrt  der  Berechtigung,  wenngleich  tat- 
Gewerben  zusammengesetzt  sind  ,  zutrifft '  sächlich  solelie  Versuche  vorliegen  (Nordam. 
(z.  B.  Tischler,  Tapezierer,  Lackiei-er  usw.  I  Census,  Deutsche  Erheb.  1875  imd  früher, 
neben  den  Eisenarbeitern  in  einer  Waggon-  j  Frankreich  189G).  Doch  kann  eine  Berufs- 
fabrik); man  dnlckt  dies,  wenngleich  ungenau,  i  Zählung  durch  ihre  Ver^'andtschaft  mit  der 
durch  den  Gegensatz  vom  ,,Unternenmer-  j  Gewerbe-  und  mit  der  Volkszählung  eine 
beruf"  und  „Arbeiterberuf"  aus  (Kombinie-  j  Brücke  zwischen  beiden  abgeben  und  eine 
rung  beider  ,,Benife'*  bei  der  ung.  Zälilung  i  Vereinigung  aller  drei  Erhebungen  ermög- 
1890).  Endlich  kommen  drittens  die  Arbeiter !  liehen  (Oesterreich  1902). 
in  ihren  menschlichen  Beziehungen, nach  j  Die  besondere  G.  l>ezieht  sich  auf 
Geschlecht,  Alter  u.  dgl.  in  Betracht.  Es :  spezielle  größere  Klassen  des  Gewerl»es, 
liegt  klar  zutage,  daß  sich  Gewerbe-  und  !  auf  solche,  die  aus  irgend  einem  Gnmde 
Berufstatistik  da  vielfacli  berühren,  und  die  i  erheblich  wenleu  oder  durch  bestehende 
Kunst   des  Organisators   wiitl   Doppelerhe- ,  staatlicheEinrichtungen  leichter  erfaßt  werden 
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können.    Die  besondere  G.  bezieht  sich  auf  dnng  mit  den  Volkszählungen  yorgenommenen 

Bergbau  und  Hüttenwesen,  Eisenbahnen,  auf  Feststellungen  der  Betriebe  und  hinsichtlich  der 

Unternehmungen,  die  unter  fiskalischer  Kon-  anderen  Staaten  auf  die  ZoUvereins-G.  aurück, 

trolle  stehen,  wie  Bier-,  Branntwein-,  Zuck^-  f  j^/^^  m  klemerem  Umfange  (Großbe^ebe) 

Industrie^  auf  die  Staatemonopole    insbeson-  ^aS^  ÄrMu^sÄ^dintÄ^^ 

dere  Tabak  usw.,  auf  sonstige  btaatsunter-  vorgenommen  wurden  und  deren  Resultote  dSch 

nehmungen,  wie   Posten  und  Telegraphen;  Viehbahns   bekanntes   Werk   (s.   Literatur) 

in  letzterer  Zeit  bilden  die  sozial  und  hygienisch  allgemein  zugänglich  sind.    Von  Reichs  wegen 

erheblichen  Gewerbe  (Bleigewerbe,  Aonfek-  wurde  dann   für  1872  eine  solche  und  swar 

tion,  Heimarbeit,  Spitzenerzeugung  usf.)  ein  selbständige  Erhebung  geplant,    welche   aber 

Tätigkeitsgebiet       der      arbeitsstatistischen  "ic^^  zustande  kam ;  erst  im  Jahre  1875  kam 

Aemter.    In  dieser  Abhandlung  soll  jedoch  ??»,.^i  f^*"*  T^®'  f?  Verbmduug  nwt  der 

nur    die    eigentliche    Gewerbezählung    zur  Vol^**J>«i?.  ^^\J?^  «war  wurden  304  Ge- 

o        u       u      1.1^    j;i  u     ^*'^^"""&    f"*  Werbearten  m  94  höheren  und  19  zusammen- 

Sprache  gebracht  und  daher  von  allen  Spezial-  fassenden  Gruppen  als  Einheiten  angenommen, 

erhebungen  abgesehen  werden.  Diese  Zählung  von  1875  bildet  den  Uebergauff 

b)  Eilüleitliohe   und  verteilte  Erhe-  von  dem  älteren  zu  dem  jetzigen,  ungleich  voS 

bxing.    Es  handelt  sich  hier  um  die  Einheit-  kommeneren   Zustand ,  welcher   begründet  ist 

lichkeit  oder  Verteilung  nicht  nur  mit  Hin-  durch 

blick    auf    die    Aufbereitung,    sondern    mit  «     t\.        ii          •                ii.^-  j- 

ffinblick  auf  die  ganze  Erhebung.    Nur  die  „   2.    Die    aUgememen ,    selbstandigeii 

einheitliche  Erhebung  gestattet,  so  wie  bei  Berufs- und  GewerbezaUiin^^ 

den  Volkszählungen,  die  gleichmäßige  Auf-  ?5^?"  ^Ij*®  To'^^u'V'  ^|®^  ™*  ^^'f 

nähme  und  volle  Aufbereitung.  At/^i^®?*'  Ä^^r^jHw.M?'!*^^^-.^^^ 

e)  Die  Auftiahmsbehelfe  sind  bei  der  ^'  "^^^"^  "'^^  Berufstatisük"  S.  425.) 

Gewerbezählung  verschiedenartiger  als  bei  Die  Durchführun^bestimmungen  der  zweiten 
einer  Volkszählung,  namentlich  wenn  die  Zählung  wurden  mit  Bundesratsbeschluß  vom 
erstere  mit  einer  Berufszählung  verbunden  2Ö./1V.  1895,  §  222  der  Protokolle  getroffen, 
ist  und  nicht  nur  das  Gewerbe  im  eigent-  Die  Erhebung  von  1895  ist  ebenso  ahi  Berufe- 
liehen  Sinne  sondern  auch  die  Landwirt-  ÄSstlUna&Ä«^^ 
Schaft  umfaßt  Hier  stellen  sich  dann,  ab-  diesem  Gebiete.  Sie  bezieht  sich  auf  alfe  Be- 
gesehen von  den  Zahlungspapieren  der  Vor-  triebe,  zerfällt  aber  eigentlich  einerseits  in 
erhebung,  besondere  Papiere  für  Gewerbe-  eine  Gewerbezähluug  und  andererseits  in  eine 
(einschl.  Handels-)  und  für  Land  wirtschaftsbe-  Zählung  der  Landwirtschaftsbetriebe,  welche 
betriebe  als  notwendig  heraus,  so  im  Deutschen  beide,  ihrer  Eigenart  und  Verschiedenheit  en^ 
Reiche  die  Haushaltungsliste  als  Vorerhebung,  sprechend,  besonders  durchgeführt  wurden.  Nacb- 
der  Gewerbebogen  und  die  Land  wirtschafts-  stehende  Aus^hrungen  beziehen  sich  njit  Außer- 
karte. Auch  kann  es  als  zweckmäßig  be-  ?S^*L?/^J!iiti  Ä^^^^^I'Sn«';  Tr 
zeichnet  werden,  die  großen  und  kllinen  ^SL^TÄ^^^^^^  eS^^KSÄftio^ 
Betriebe,  die  Heimarbeit  usw.,  besonders  zu  welche  320  (in  110  Klassen,  21  Gruppen  und 
behandeln.  Dazu  kommen  dann  das  Ge-  3  Abteilungen  eingereihte)  Gewerbearten  kennt; 
Werbeverzeichnis  und  die  sonst  auch  bei  das  zur  Einreibung  vorgeschriebene  Gewerbe- 
Volkszählungen  üblichen  Kontrollbehelfe.        Verzeichnis  umfaßte  7793  Benennungen. 

d)  Der  Zeitpunkt  der  Aufnalime  (vgl.  Sämtliche  Haushaltungen  wurden  mittels  der 
die  Ansicht  Scheels  betr.  den  September  Haushaltunffsliste  (Drucksache  I)  befragt, 
in  Art.  „Beruf  und  Berufstatistik",  oben  welche  einerseits  als  Aufnahmsliste  für  die 
S.  425)  verliert  an  Bedeutung,  wenn  Vor-  Zwecke  der  Beruf  Statistik  diente  und  anderer- 
sorge getroffen  wird,  daß  die  wichtigsten  seits  den  Zweck  hatte,  die  Gewerbe  festzustellen, 
Angaben  nicht  so  sehr  auf  den  Zeitpunkt  Solche  von  mehr  als  einer  Person  oder  mitteU 
der  Vornahmen,  sondern  auf  den  des  vollen  f^^^J'^Z  pSfS  TÄ  Jln^^  J^2f  ^f 
oder  normalen'Betriebes. bezogen  weisen  SÄcHÄ:^^^^^^^^ 
Doch  ist  es  inimerhm  eine  Angelegenheit  ^ere  (insofern  nicht  die  Landwirtschaft  in  Be- 
voii  größerem  Belange,  und  die  beste  Wahl  tracht  kam,  auf  welche  sich  die  Landwirt- 
erscheint dann  getroffen,  wenn  die  meisten  schaftskartealsDrucks.  II bezog,  wurde mi^ 
oder  wichtigsten  Betriebe  im  vollen  Gange  tels  des  Gewerbe  bogen  s  (UI)  vorgenommen. 
angetrolTeii  werden.  Nur  ist  das  eben  sehr  Diesem  lag  eine  besondere  Liste  für  die  indiri- 
schwierig,  da  namentlich  z\^ischen  dem  duelle  Aufzählung  der  gesamten  weiteren  Hilfs- 
Gewerbe   und    der   Landwirtschaft,    sodaim   Personen  und  em^erzeichnis  derjenigen  Arböts- 

_„,•  ^.i,^„  ^1  „ a^^  n^.r^  1 »^^!.r>  „«^^,.     maschinen  bei,  welche  Speziell  namhaft  ZU  machen 

z>MsehGa  den  großen  (jcwerbegruppen  unter-   ^^^^^      j^^^  '^^^^^^  l)ruck.sachen   dienten  lu 
einander  Lntei-schiede  bestehen.  Kontrollzwecken. 

III.  Die  G.  i.u  Deutschen  Reiche.        .„  .^^YÄSSf  dÄÄlJ'K 

1.  Die    älteren  Erhebungen    führen  hin-   sehen  Reiches,  von  welchen  der  erste  die  Landw. 

siclitlich  Preußens  auf  die  seit  1819  in  Verbin-   Erhebung ,  die  folgenden  die  Gewerbez&hlnng 
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und  zwar  der  letztgenannte  die  textliche  Be- 
arbeitung derselben  enthält 

Die  Oewerbezählnng  von  1895  ermittelte 
^egen  1882  nm  2,l<>/o  mehr  Betriebe,  aber  in- 
folge der  zunehmenden  Eonzentrierung  der  Be- 
triebe im  Verhältnisse  zur  Bevölkerung  weniger 
(vffl.  die  Tabelle  unten).  Wie  sich  die  Betriebe 
aiu  die  21  größeren  Gruppen  verteilen,  ergibt 
die  Tab.  S.  1062.  Unter  den  Betrieben  der  Be- 
kleidungsgewerbe,  welche  die  größte  Gruppe 
darstellten,  stehen  die  Näherei,  Schuhmacherei 
und  Schneiderei  mit  je  0,2—0,3  Mill.  im  Vorder- 
grund, dann  folgen  die  Wäschereien  und  Bttg- 
lereien  mit  0,08  Mill.  Unter  den  Handelsgewerben, 
der  zweitgrößten  Gruppe  steht  der  Handel  mit 
Lebensmitteln  (0,18  Mll.)  und  mit  landwirt- 
schaftl.  Produkten  (0,11  Mill.)  an  der  Spitze. 
Die  Betriebe  sind  zu  '%  Hauptbetriebe  und  nur 


.1 


I  delsgewerbe,  der  Gast^  und  Schankwirtschaften 
'u.  a.  um  80—90%  vermehrt  Die  Verteilung 
j  der  10  Mill.  gewerblicher  Bevölkerung  ttb^  die 
einzelnen  Gruppen  stimmt  im  allgemeinen  mit 
der  Verteilung  der  Betriebe  selbst  überein,  doch 
zeigen  sich  märere  sehr  erhebliche  Differenzen,  so 
z.  B.  hinsichtlich  des  Bergbaues,  der  Industrie 
in  Steinen  und  Erden,  der  chemischen,  der 
Textilindustrie  und  den  Baugewerben  nach  der 
einen  —  den  Bekleidungs-  und  Handelsgewerben 
nach  der  anderen  Seite.  Dagegen  zeigt  die 
Verteilung  des  PersonaJes  auf  die  Größengrnppen 
der  Gewerbe  ein  von  der  Verteilung  der  Gewerbe 
selbst  recht  verschiedenes  Bild : 


Betriebe 


zu  V?  Nebenbetriebe,  doch  ändert  sich  dieses | 
Verhältnis  in  den  einzelnen  Gruppen  sehr  und : 
ergibt    ausnahmsweise    (z.    B.    Versicherungs- 
gewerbe 62  %)  den  Nebenbetrieb  als  vorherr-  \ 
sehende  Form,  während  er  bei  gewissen  Gruppen  i 
fast  ganz  zurücktritt.     Gegen  1882  sind  die 
Nebenbenbetriebe    stark    (um   15,1  <>,  g)   zurück- 
gegangen ;  sie  finden  sich  überhaupt  ganz  vor- 
nehmlich rücksichtlich  solcher  Betriebe,  die  ohne 
Gehilfen  und  ohne  Motoren  arbeiten.    Weiter- 
hin soll  im  nachstehenden  nur  von  den  Haupt- 
betrieben gesprochen  werden. 

Der  Größe  nach  verteilen  sich  die  Betriebe 
in  folgender  Weise,  wobei  die  Gruppe  1—3  als 
Kleinbetriebe,  4—5  als  Mittel-  und  die  übrigen 
als  Großbetriebe  bezeichnet  werden  können  und 
von  dem  hausindustriellen  Personale  abgesehen 
werden  soll: 

Prozent- 
auteil 
1895      1895    1882 

1.  Alleinbetr.  ohne  Motoren  i  714  351    54,5     62,5 

2.  Sonst  gehilfenlose  Betr.     166480     5,3       3,6 

3.  Betr.    mit    2—5    Pers.  i  053  892   33,5     29,8 

4.  „         «     6—10     -        113549     3.6       2,3 

5.  „         „    11—50     „  77752     2,5       1,5 

6.  „         .    50—200    „  15622     0,5       0,3 

7.  ,.         „m.  als2üO    „  3331     0,1       0,0 

Allein  werden  in  der  Hauptsache  betrieben 
(zu  90%):  Spinnerei,  Näherei,  Stellenvermitt- 
lung, Hausierhandel  Kleiderreinigung.  Hafen- 
dienst, Künstlerische  Tätigkeit,  Dienstmänner. 
Leichenbestattung  und  Wäscherei.  In  den  Klein- 
betrieben stehen  obenan:  Hausierhandel,  Bar- 
biere, Näherei,  Puppen bekleidung.  Grobschmiede, 
Binnenfischerei  und  Stell  macherei.  Als  Mittel- 
betriebe sind  am  zahlreichsten  betrieben  (50  bis 
64  %j:  Stuckateure,  Talg-  und  Seifensieder, 
Spediteure  und  Kommissionäre.  Handel  mit  Bau- 
materialien, Zimmerer,  Sagemühlen,  Steinmetzen, 
Holzzurichtung ,  Ziegeleien .  Kartonageerzeu- 
gung,  Konfektion,  Bnchdruckerei  und  Stein- 
Hetzerei  Unter  den  Großbetrieben  ragen  die 
255  Riesenbetriebe  mit  mehr  als  1000  Personen 
hervor,  welche  nahezu  V>  ^iH*  Menschen,  d.  i. 
fast  Vs  des  gesamten  gewerbstätigen  Personals 
beschäiftigen. 

Die  Zahl  der  Gewerbetreibenden  hat  von 
1882  auf  1895  um  rund  40 ®o  zugenommen; 
dabei  hat  sich  aber  z.  B.  das  Personal  des  Bau- 
gewerbes nahezu  verdoppelt,  dasjenige  der  Han- 


Gewerbe- 

Prozent- 

treibende 

anteil 

1895 

1895  1882 

Alleinbetr.   ohne    Motoren 

I  714351 

16,7    25,6 

Sonstige  gehilfenlose  Betr. 
Betriebe  mit     2—5     Pers. 

166480 

1,6    14,7 

2  889  838 

28,2    18,7 

n        .       6-10      „ 

833  418 

8,1      6,8 

n        „     ll-öO      „ 

I  620915 

15,8     12,2 

.        r     51-200    „ 

I  439  700 

14,0    10,1 

„        „   201-1000  „ 

I  155836 

11,2      9,0 

,        ,    über  1000  „ 

448731 

4,4      2,9 

Von  den  Gewerbetätigen  sind  2,95  Mill.  (1882: 
2,91)  Selbständige  und  7,32  Mill.  (4,43)  Hilfs- 
personen gewesen;  sieht  man  jedoch  von  den 
Alleinbetrieben  ab,  so  betrug  die  Zahl  der 
Unternehmer  1,23  Mill.  (1,03),  jene  der  An- 
gestellten 0,45  i0,20)  und  jene  der  Arbeiter 
6,87  Mill.  (4,23}  oder  14,4 0/0,  5,3%  und  80,3% 
der  gewerblicnen  Bevölkerung.  Unter  den 
Arbeitern  befanden  sich  rund  0,7  Mill.  Lehr- 
linge (=  10,8  %)  und  zwar  in  den  Betrieben  mit 
höchstens  5  Köpfen  24,7%,  in  jenen  von  5—20 
Köpfen  14,50/0  und  in  den  größeren  3,5%.  Von 
diesen  Lehrlingen  wohnten  56,4  %  bei  den  I^hr- 
herm  (bei  den  Betrieben  bis  zu  5  Köpfen  je- 
doch 76,8%). 

Die  Zahl  der  gewerbtätigen  Frauen  war 
2,34  Mill.  (22.8%  aller  Gewerbetreibenden),  und 
zwar  0,7  MiÜ.  Unternehmer  (23,7%),  17,550 
Beamte  (3,9%)  und  1,62  Mill.  Arbeiterinnen 
<^%6%t;  es  sind  also  im  allgemeinen  kaum  V4 
der  Gewerbetreibenden  Personen  weiblichen  Ge- 
schlechtes. Ihr  Anteil  ist  aber  bei  den  Inhabern 
der  Alleinbetriebe  34,4%  und  unter  den  mit- 
helfenden Familienmitgliedern  (deren  Zahl  ins- 
gesamt 0,4  Mill.  betr^)  89,4%.  Die  eigent- 
lichen weiblichen  Berufe,  in  denen  es  die  Frauen 
(insoweit  nur  die  Alleinbetriebe  in  Betracht 
kommen)  bis  zu  90%  brin^n,  sind  Näherei, 
Pntzmacherei,  Wäscherei,  Stickerei,  Kravatten- 
macherei,  Spitzenmacherei.  Spinnerei,  Korsett- 
erzeugun^,  Erz.  künstlicher  Blumen.  Unter 
diesen  weiblichen  Gewerbetreibenden  waren  14% 
Ehefrauen. 

Von  den  3,14  Mill.  Haupt-  und  0,5  Mill. 
Nebenbetrieben  des  Jahres  1896  verwendeten 
0,14  Mill.  oder  4,5 '^/„  Motoren ;  der  Anteil  wächst, 
wenn  wir  nur  die  Gehilfenbetriebe  ins  Auge 
fassen,  auf  11,1  **o-  J^ie  Vermehrung  der  Motoren- 
betriebe gegen  1882  beträgt  24*»«.  Die  Ge- 
samtzahl der  vem-eudeten  Pferdestärken  beläuft 
sich  auf  rund  3»,  Mill.,  d.  i.  auf  100  Betriebe 
93,7.  In  den  kleinen  Handwerks-  u.  ä.  Be- 
trieben iz.  B.  beim  Bekleidungsgewerbe)  sinkt 
diese  Quote  der  Motorenbenutzung  bis  auf  5%; 
zu  den  Industrieen  mit  größter  Benutzung  von 
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Umtriebkrftften  epehört  der  Steinkohlenbergbau 
mit  Motoren  in  der  Stärke  von  129,  die  Eisen- 
fabrikation mit  100,  die  Salzgewinnuns:  mit  57, 
die  Qeschützgießerei  mit  20—50  Pferdekräften 
im  Durchschnitt  Nach  der  Art  der  verwen- 
deten elementaren  Kräfte  zählte  man  Betriebe 
mit  stehendem  Triebwerk:  mit  Wind  18326, 
Wasser  54  259,  Dampf  58  580.  Gas  14  760,  Petro- 
leum 2088,  Benzin,  Aether  1254,  Heißluft  639, 
Druckluft  312,  Elektrizität  2259,  mit  Dampf- 
kessel ohne  Kraftübertrai^ung  6984  (dazu  die 
Schiffe).  In  den  Arten  der  Motoren  hat  sich 
insofern  eine  grundlegende  Aenderung  vollzogen, 
als  1882  die  verwendete  Wasserkraft  noch  an 
erster  Stelle  stand,  während  sie  seither  von  der 
Dampfkraft  überholt  worden  ist.  Die  Betriebe 
mit  Dampfkraft  haben  2,7  Mill.  Pferdestärken, 
jene  mit  Wasserkraft  0,63  Mill.,  dann  folgen 
in  weitem  Abstände  Gas  0,054,  Petroleum 
0,007  usw. 

Von  dem  gewerblichen  Personale  ist  etwa 
der  achte  Teil  in  solchen  Betrieben  beschäfti&ft, 
welche  zeitlich  aussetzen.  —  Bei  Beachtung  des 
Gegensatzes  von  Betrieb  (Gewerbe,  Einzel- 
betrieb) und  Unternehmung  (Gesamtbetrieb  ev. 


verschiedene  Gewerbe)  verringert  sich  die  Zahl 
der  Betriebe  um  rund  80  000;  im  allgemeinsten 
Durchschnitt  umfaßt  1  Gesamtbetrieb  nahezu 
2  Teilbetriebe,  20  Menschen  und  13,6  Pferde- 
kräfte, während  auf  einen  Hauptbetrieb  über- 
haupt nur  3—4  Köpfe  und  eine  Pferdestärke 
entfallen.    —    An   hausindustriellen    Betrieben 


wurden  gezählt: 


Gehilfen- 
betriebe 

69338 
691 

145  791 
80630 


Zu- 
sammen 
300901 

41  656 
256  131 
201  853 


AUeiu- 
betriebe 
,  Hauptbetriebe         231  563 
!  Nebenbetriebe  40  965 

I  männl.  Personal      1 10  340 
'  weibl.  Personal       121  223 

Von  den  hausindustriellen  Betrieben  haben 
sich  ^egen  1882  die  Hauptbetriebe  um  14.5®'« 
i  vermindert,  dagegen  die  Nebenbetriebe  um  21  % 
I  vermehrt,  so  daß  im  ganzen  eine  Verminderung 
um  11,3®/^  resultiert,  und  zwar  haben  bei  den 
Hauptbetrieben  die  ganz  kleinen,  bei  den  Neben- 
betrieben nur  die  Gehilfenbetriebe  abgenommen. 
Das  hausindustrielle  Personal  ist  um  4,5  %  lurück- 

fegangen.     Bekannt  ist  die  starke  Besetzung 
er  Hausindustriellen  mit  weiblichen  Personen 
(44,1%). 


Ergebnisse  der  Deutschen  gewerblichen  Betriebszählung  von  1895. 


Ge  werbegruppeu 


Betriebe 


Gewerbetätige 


überhaupt 


II 2 

SS* 

o  s 

4> 


I  ö  s 


I 

II 


0     Ol 

'S 'S 


Motoren 


'S  §  I      5 

o 


3    S 


1.  Kunst-  und  Handels^ 
^rCnerei 

2.  Tierzucht  u.  Fischerei 

3.  Bergbau,  Hlltteu-  und 
Salinen  weaen  eiuschL 
Kiaendrahtzieher 

4.  Industrie  der  Steine 
und  Erüeu .    .     . 

5.  Metaliverarbeittuii^ 
auBBchl.      £i  Bendraht- 
zieher     

6.  Industrie  d.  Maschinen, 
lüBtrumente   .    .    .    . 

7»  Chemische  luduatrie    . 

8.  Industrie   der   Leucht- 

atuffe.  Fette,Seifen,OeIe 

y,  Textiliudufitriü    .    .    . 

10.  Papierinduislrie   .    .     . 

11.  Lfjäerindualrie    .     ,     . 
i:J.  Industrie  der  Holz-  uud 

Schoit^stoffe  .     .     .    ♦ 

IB.  Industrie  d.  Niihrnnga- 

ußd  Genußmittel    .    . 

14.  Bekieiduiitja*  u,  Eeini- 
gunifsg^ewerbe         .     . 

15.  Baugewerbe   .    .    .    - 

16.  Poly^'raph.  Gewerbe   . 

17.  KthistieHsche  CTC^verbe 

18.  H au delsge werbe .    .    . 
ly.  Versiiherutigs^e werbe 

20.  Verkehrsjtre werbe    .     . 

21.  Beherbergunga-  n.  Er- 
qaiekuaggge werbe  . 


J7  944 

25603 


6446 
S3  047| 


54]  5Ö.*   11,4 
49,  $3ß  31,4 


II  ;9ia!3S»4 
loj  78,1;    9,^ 


I 


174069,    33^1  ö3Jf    9,0 


f  02  5  59 
J1541I 

S  124 

24S617 

(8709 

S15Ö7I 

262252, 

314473. 

I 

9Z0  955' 

330  S37: 

IS090J 

10  iSy; 

777  4951 

19  ^3^. 

1006461 

3  7S6S9^ 


1981  4ÄJ   :4a 

21|  70,3,  10,0 

16    81,0   23,8 

4S0   27,6 1  174 

100  54,2     8.2 
50747,0^  16,1 

607    78,1'  14,2 

1779  23,2     7,S 

446  47.1   I3r8 

29  72A     5 '9 

20  19,9     6^6 

1503  44^S  1Ä,3 

37  ^.vijöi,^ 

194,  44t.9'^i,^ 

538  7^.2   i:;,o 


74991 
2S137 


540  3^8 
55S2S6 


690,4 
1839,0 


4,ö 

3.S 


9Sfi      S';i43,4 
92,7      54    I4t5 


6356561     Si,4     611     5,7 


581672 
115  231 

57909 
993^571 
152909! 
160343 


449.3, 


S94,o 

33^,6 
3^2.9 


57, 

6 
97 

16 


12^6 

lSr4 

itt3 

14.9 
n,3 

SA 


59S49ÖJ      86,5;     5S      4,6 
1 021  490,      50,7    ioo     4,6 


37,2 
49,5 

404,9 


i  390  604, 
I  045  ^16 
127  S67 
i9  879|26o4;3 
1332993!      3M 

22  256    2326,11 
230431       22+^7; 
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13 
2 
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2| 

22 
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10,0 
12^t 

3o 
%i 
4,9 


^7-Tq;8'      89,3!     S^     3.Q 


49Ö 
2352I 


91} 
US 


17S7  995069 

68551  197  79Ö 

9  4^9  143141 

69431  184  **" 

2  6361  83  587 

2616  29943 

10414I  5155*3 

2  ]02|  201  421 

2  086  32  377 

18914  ^03235 

6S4S1  686  263 


2045 
I  562 
3  734 
83 
6160 

4 
"5327 

4S7i 


19335 
46374 

1S4P 

52Ä77 
10  ßi 
6  17<J 


Geirerbe  Uberbaupt  181J.5 


b5.S  üS.Sj  7066;  40. ij:  ]  .j,'  ^  [10  2i\i}  ■:og\ 


Gewerbe  überhaupt  188213  609  Soi;  79S2I  32,9]  16,7  j  7  340  7S9I 
^j  Xnr  Hauptbetriebe  mit  Motorenbetrieb. 
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IV.  Die  6.  in  anderen  Staaten. 

In  Oesterreich  wurde  von  v.  Czoerniff 
im  Jahre  1841  eine  offizielle  Jndnstriestatistik 
dorcbgeführt.  In  der  folgenden  Zeit  wurde, 
insofern  allgemeine  Erhebungen  in  Betracht 
kommen,  in  den  Jahren  1880,  1885,  18^  und 
1897  der  Versuch  gemacht,  im  dezentralisierten 
Wege  dnrch  ein  einheitliches  Vorgehen  der 
Handelskammern  zu  einer  6.  zu  gelangen;  die 
Resultate  waren  wie  begreiflich  nicht  befrie- 
digend. Die  erste  allgemeine  gewerbl.  und 
landw.  Betriebszählung  wurde  auf  Grund  des 
Gesetzes  18./I.  1902  RGBl.  21  und  der 
Durchführungsverordnung  vom  25./in.  desselben 
Jahres  RGBl.  56  am  3.  Juni  11;02  inhaltlich 
nach  Art  der  deutschen  Zählung  durchge- 
führt. Es  wurde  schon  bei  der  Volkszählung 
von  19C0  auf  die  kommende  Betriebszählung 
durch  geeignete  Zählpapiere  Bezug  genommen, 
welche  Daten  dann  durch  die  Gewerbekataster 
der  Handelskammern  und  durch  eine  eigene 
Vorerhebung  in  den  größereu  Industrieorten 
ergänzt  wurden.  Der  auf  die  Gewerbe  Bezug 
habende  Teil  der  Erhebunfir  ergab  627  860  £r- 
zengungsbetriebe  und  360917  Handel-  und  Ver- 
kehrsbetriebe; zu  dieser  Summe  von  1  Mill. 
Hauptbetrieben  kommen  52  816  Nebenbetriebe, 
beide  Arten  zusammen  mit  SV^  Mill.  tätigen 
Personen;  überdies  wurden  Vs  Mill.  haus- 
industrielle Betriebe  mit  Vi  Mill.  Tätigen  kon- 
statiert. Etwa  57  000  Betriebe  hatten  Motoren ; 
die  Zahl  der  Pferdestärken  ist  nur  für  480G0 
Betriebe  bekannt  und  betrug  1,65  Mill.  Allein- 
betriebe waren  (Hauptbetriebe)  etwa  Vs  Mill., 
ungefähr  ebensoviel  Betriebe  mit  2—5  Personen, 
die  zusammen  1,2  Mill.  Tätige  zählten;  6—10 
Personen  hatten  36  865  Betriebe  mit  269015 
Tätigen,  11-20:  13  790  und  196061;  21-100: 
11399  und  478088,  über  100:  3177  mit  920  205 
Tätigen. 

Die  schweizerische  Betriebszählung  von 
1905  ergab  564022  Betriebe,  von  denen  V«  Mill. 
der  Landwirtschaft,  242  543  dem  Gewerbe  und 
71  413  der  Heimarbeit  angehörten ;  die  Zahl  der 
Tätigen  war  1,79  Mill.  Von  den  Betrieben 
hatten  26  469  "' 
Pferdekräfteu. 

In  Belgien  fand  1846  die  erste  Gewerbe- 
zählung (gleichzeitig  die  erste  überhaupt)  in 
Verbindung  mit  einer  Volks-  und  Landwirt- 
schaftszählung  statt.  Nach  mehreren  Wand- 
lungen kam  es  dann  zu  der  großen  Gewerbe- 
zäfalung  vom  31.  Oktober  1896,  mit  welcher  auch 
eine  Ermittelung  der  Familien-,  Arbeits-  und 
Lohnverhältnisse  der  Arbeiter  verbunden  wurde, 
welche  auf  den  Bevölkernngsregistem  unter 
Benutzung  vonEontrollbehelfen  aufgebaut  wurde. 
Es  wurden  242143  Gewerbebetriebe  und  über- 
dies 87  821  hausindustrielle  (oder  von  Arbeitern 
betriebene)  Gewerbe  konstatiert.  Gewerbtätig 
waren  836  475  Männer  und  264  784  Frauen,  d.  i. 
47,7 ®p  der  männl.  und  13,6 «o  der  weibl.  über 
12  Jahre  alten  Bevölkerung;  von  diesem  Per- 
sonale entfallen  278  283  auf  die  Unternehmer 
und  Angestellten,  704229  auf  die  Arbeiter  und 
118  747  auf  die  Hausindustriellen  und  Heim- 
arbeiter. Lassen  wir  die  letzteren  beiseite,  so 
entfallen  auf  1  Betrieb  3  Arbeiter,  oder  mit 
Ausscheidung  der  Kühlenwerke  (welche  etwa 
100000  Personen  beschäftigen)  2.5.    Die  Anzahl 


der  Motorenpferdestärken  ist  (ohne  die  Neben- 
betriebe und  Staatseisenbahnen)  628  253  usw. 

In  Frankreich  wurde  nach  mehreren  auf 
anderer  Basis  vorgenommenen  Erhebungen  1896 
der  Versuch  unternommen,  vom  Boden  der  Volks- 
zählung resp.  der  bei  dieser  gestellten  Berufs- 
frage, ohne  eine  eigene  Erhebung,  zu  einer  all- 
gemeinen Betriebsstatistik  einschließlich  der 
Landwirtschaft  zu  gelangen.  Es  wurden  ge- 
zählt: Betriebe  für  Gewerbe  und  Handel  mit 
wenigstens  1  Arbeiter  575531  und  233124; 
überdies  gab  es  ca.  4  Mill.  Einzeltätige  aller 
Art  (auch  Landwirtschaft),  zum  größten  Teil 
kleine  Besitzer  und  Unternehmer,  Hansin- 
dustrielle und  Heimarbeiter,  Arbeiter  wechseln- 
der Beschäftigung  sowie  unqualifizierte  Arbeiter. 
Von  den  gewerblichen  Gehilfenbetrieben  beschäf- 
tigen rund  die  Hälft«  1  Gehilfen,  Vs  ^  Gehilfen, 
^'lo  3,  V«o  '^  un<i  der  Rest  mehr  als  4  Gehilfen ; 
verhältnismäßig  stark  sind  die  Industriebetriebe 
mit  11—50  Arbeitern  {b%)  vertreten.  Motoren 
standen  in  75000  Betrieben  der  eigentlichen 
Industrie  id.  h.  gewerbliche  Betriebe  ohne  Ver- 
kehrsbetriebe, aber  mit  Einschluß  der  Staats- 
betriebe) und  zwar  mit  1,8  Mill.  Pferdestärken 
in  Verwendung. 

Literator  :  Siehe  zunächst  die  Literaturangab&n  im 
Art.  „Beruf  und  Berufstatistik**  oben  6'.  4SI,  sodann 
über   die  Gewerbestatistik  der  einzelnen  Staaten 
im  Art.   „Gewerbestatistik*'   r.   P.   Kollniann, 
im  H.  d.  St.,  S.  Avß.,  Bd.  IV,  S.  SlOfg.  —  Die 
Residtate  der  deutschen  Zählung  vom  Jahre  1873, 
im  S4.,  S5.  u.  48.  Bd.  der  Stat.  rf.  D.  R.,  Berlin 
187911881,  Zählung  von  1882  ebenda,  N.  F.,  Bd, 
ej?,    1885(6,    endlich    die   Zählung   von  1895,    in 
y.  F.,   Bd.  113J119,  1898,99;   daxu  die  Bearbei- 
1      tungen  der  Zählungsergebnisse  für  die  einzelnen 
I      Staaten  in  deren  Stat.  Quellenwerken  und  Zeit' 
I      Schriften.   —    G.    r.    Viehbahn ,    Statistik  des 
I      zollvereinten    und   nördl.    Deutschlands,    Berlin 
1860.  —  KoUtnannf  Die  gewerbliche  Entfaltung 
des  Deutschen  Reichs  nach  der  Zählung  von  1895, 
in   Schmollers  Jahrb.,   t4  Jahrg.   (1900).  —  K. 
Rauchbergf  Die  Berufs-  und  Gewerbezählung 
im  Deutschen  Reich   von  1895,    Berlin  1901.  — 
H.  Schöbelf    Dresdener  Berufs-   und  Gewerbe- 
zählung und  die  Attfgaben  der  Berufs-  und  Ge- 
'      Werbezählung,  (Dresd.  Mitt.  10.  Heß,  1901  j. 

K,  Hledei,   Die  deutschen  Gewerbezählungen 
j      und  die  Reform   der  Gewerbestatistik  in  Oester- 
I      reich,  Stat.  Mitt.  der  nied.-österr.  Handelskammer, 
I      Heft  S,    Wien  189S.  —  Statistik  der  österr.  In- 
I      dustrie   nach    dt-m  Stande  von  1890,    Wien  1894 
(dass.  für  1885,  1880),    in  den  Nachrichten  über 
\      Handel   und    Verkehr   des    (fsterr.   Handelsmin,, 
04.  Bd.  —  Systematisches   Verzeichnis  der   Ge^ 
I      werbe  für  statistische  Zwecke  der  österr,  Handels- 
kammern usw.,  2.  Auß.,  Wien  1900.  —  Wichtigere 
I      Handelsknmmcrwerke :  Die  Arbeiter  der  Brünner 
Maschinen- Industrie ,     Brfinn     1895;      Gewerbe- 
statistik der  nied.'ilsterr.  Handelskammer,    Wien 
lS08fg.;   Gewerheznhlung  des  Brünner  Kammer- 
bezirks,    Briinn    1897;     Zählung    der    Gewerbe 
yieder-fTesterreichs ,    Wien   1897.    —   Ergebnisse 
d*r  in  Oestetreich  vorgew^tnmehen  Gewerbezählung 
rnn  1S97 ,    Wien  1899    (arbeitstat.  Amt).   —  IH*- 
<       Resultate    der    ersten     geirerbl.    Betriebszählung 
werden    veröffentlicht    in    der    Oesterr.    Statistik, 
To.  Bd.,  sind  aber  noch  nicht  abijcsehlnsfen ;  die 
summarischen    Ergebnisse    ßnden    sich     in    der 
i      Statist.  Monatsschrift  HH)J  und  I904. 
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Vorläufige  lUsuUaU  der  tidg.  Betriebszählung 
vom  9.IVIIL  190.5  Bern,  Schweiz,  Statistik,  147. 
Lieferung. 

Belgien:  Reeensement  geniral  des  Industries 
et  de  Metiers  (Sl.jX.  1896),  18  Bde.  (der  letzte 
Band  ist  der  Textband)  und  ein  Atlas,  1900  bis 
190S.  —  E,  Waxweiler,  Die  belgische  Industrie- 
und  Gewerbezählung  von  1896  in  G.  Mayrs  Allg. 
Statist.  Archiv,  VI.  Bd.  —  H.  Rauehherg, 
Die  Berufs-  und  BetriebszähUingen  des  Jahres 
1896  in  Frankreich  und  Belgien,  in  Statist. 
Monatsschr.  1899. 

Frankreich:  Resultats  statistiques  du 
reeensement  des  Industries  et  professions  en  1896, 
4  Bde.  —  Bepartition  des  forces  motrices  d 
vupeur  et  hydrauliques,  2  Bde.  —  Xn  Mareh, 
IjCS  procedh  du  reeensement  des  Industries  et 
Professions  en  1896,  in  Memoires  de  la  soeiete 
des  ingrnieurs  civils  de  France,  1899.  —  X>er- 
»elbe,  La  distribulion  des  entreprises  selon  leur 
importance,  in  Journal  de  la  Soeiete  de  Statistigue 
de  Paris j  1901.  —  Rauchberg,  IXe  Berufs-  u. 
Betriebsaufnahme  in  Frankreich  von  1896  ^  in 
G.  r.  Mayrs  Allg  Stat.  Archiv,   V.  Bd. 

E.  Mischler. 


Gewerbesteuer. 

I.  Allgemeines.  1.  Begriff  und  Wesen  der 
G.  2.  Veranlagung  und  Formen  der  G.  II. 
Gesetzgebung.  1.  Preußen.  2.  Bayern.  3. 
Württemberg.  4.  Baden.  Hessen.  5.  Oest er- 
reich.   6.  Frankreich.    7.  England. 

I.  Allgemeines. 

1.  Begriff  und  Wesen  der  G.    Die  G. 

ist  eine  Ertragssteuer,  die  den  Ertrag  der 
gewerblichen  Unternehmungen  trifft  Man 
rechnet  sie  zu  den  reinen  Ertrags-  und  Real- 
steuern, weil  bei  ihr  die  Loslösung  des 
Steuerobjekts  vom  Steuersubjekt  und  die 
VerselbstÄndigung  des  ersteren  mehr  oder 
weniger  gelingt.  Doch  steht  sie  sozusagen 
an  der  Grenze;  denn  im  Gewerbsertrage 
steckt  immerhin  ein  starker  Bestandteil 
Arbeitsverdienst  neben  dem  Kapitalgewinn. 
Daher  schließt  sie  mannigfach  einkomraen- 
steuerartige  Elemente  ein.  (Vgl.  Art  ,,Ertrags- 
steuern**  oben  S.  787  fg.) 

Als  Steuertjuelle  wird  der  Reinertrag  der 
Gewerbebetriebe  betrachtet  und  die  Steuer- 
pflicht auf  alle  selbständigen  gewerblichen 
Unternehmungen  ausgedehnt.  <Jhne  Einfluß 
ist  hierbei  die  Verfassung  der  Ge werke,  ob 
Handwerk,  Hausindustrie,  Fabrik,  Handel 
u.  dgl.  m.  sowie  der  Umfang  der  Unter- 
nehmung, ob  Klein-,  Mittel-  oder  Großbetrieb. 
Auch  die  Transj>ort-  und  Vereicherungs- 
untemehmungen  und  das  Schankgewerbe 
{»flegon  unter  die  G.  zu  fallen.  Allerdings 
i.K^t  dabei  zu  beachten,  daß  die  einzelnen 
Gesetzgebungen  hinsichtlich  des  Umfangs 
der  G.  häufig  voneinander  abweichen.  Dies 
ist  insbesondere  bei  den  großen  Erwerbs- 
geseli Schäften,  Aktienunternehmungen,  Berg- 


und  Hflttenwerken  u.  dgl.  m.  der  Fall,  welche 
die  Steuergesetze  aus  fioanztechnisehen 
Gründen  besonderen  Steuern  oder  der  Ein- 
kommensteuer unterwerfen.  Andererseits 
aber  erscheint  es  unter  unseren  Wirtschafts- 
verhältnissen und  nach  Organisation  der 
ganzen  Erwerbssteuersysteme  passend,  den 
Ertrag  der  sog.  libensden  Berufsarten  und 
der  gemeinen  Lohnarbeit  von  der  G.  auszu- 
schließen und  sie  unter  andere  Steuerfonnen 
unterzubringen.  Tatsächlich  haben  auch  die 
meisten  Staaten  zu  diesem  Behufe  die  (par- 
tielle oder  allgemeine)  Einkommensteuer 
gewählt. 

Eine  Sonderstellung  nimmt  auch  die 
Landwirtschaft  ein.  Würde  man  bei 
der  steuertechnischen  Ertragsgliederung  ganz 
konsequent  verfahren,  so  würde  die  Nutzung 
des  Grund  und  Bodens  der  Grundsteuer, 
dagegen  der  Ertrag  des  landwirtschaftlichen 
Betriebes  der  G.  zugehören.  Allein  aas 
praktischen  Gründen  hat  man  durchweg  von 
einer  derarti^n  Zweiteilung  Abstand  ge- 
nommen. Die  Landwirtschaft  imterliegt 
lediglich  der  Grundsteuer  und  ev.  daneben 
einer  Einkommensteuer.  Mitunter  bleibt  der 
landwirtschaftliche  Pachtbetrieb  der  G.  vor- 
behalten, obwohl  hier  besser  die  Einkommen- 
steuer eintreten  würde.  Aehnlich  ist  die 
steuerliche  Behandlung  der  Gärtnerei,  Jagd 
und  Fischerei  zu  beurteilen. 

Die  G.  ist  ein  notwendiges  Glied  der 
rationell  ausgebauten  Ertrs^besteuerung. 
Ohne  sie  würde  das  System  lückenhaft  sein, 
und  selbst  wenn  die  Gewerbsertrage  als  ein- 
kommensteuerpflichtig erklärt  werden,  darf 
eine  Ertragssteuer  auf  diesen  nicht  fehlen. 
Denn  die  Gleichmäßigkeit  der  Erwerbs- 
besteuerung würde  dadurch  gestört  werden. 
Eine  andere  Frage  ist  allerdings  die,  in 
welchem  Maße  man  bei  den  Einkflnften  aus 
den  gewerblichen  Unternehmungen  das  Er- 
tragssteuer- und  das  Einkommensteuerprinzip 
wirken  lassen  solle.  Der  vorwiegende  Ein- 
kommencharakter des  Gewerbsertrages  hat 
in  den  modernen  Steuergesetzeu  dazu  geführt, 
die  G.  weniger  als  selbständige  Steuerform 
zu  ordnen,  als  sie  vielmehr  dem  Einkommen- 
Steuersystem  als  Elugan  zung  beizufügen.  In 
letzterer  Beziehung  fällt  der  G.  als  Ertrags- 
steuer die  speziefie  Funktion  zu,  den  ans 
dem  gewerblichen  Anlage-  und  Betriebs- 
kapital fließenden  Gewinn,  unter  dem  Ge- 
sictitspimkte  der  stärkeren  Belastung  des 
fimdierten  Einkommens,  nachdrücklicher  zu 
trefTen. 

2.  Veranlagiing  und  Formen  der  G. 
Für  die  Durchfühnmg  der  G.  ist  vor  allem 
das  Wesen  des  Gewerbsertrags  wichtig. 
Alles  gewerbliche  Einkommen  ist  mehr  denn 
andere  Ertragsgrößen  aus  zwei  Bestandteilen 
i  zusammengesetzt,  aus  dem  Gewinn  der  per- 
,  sonlichen    Arbeit    und    dem    ökonomischen 
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Resultate  des  im  Gewerbebetriebe  wirksamen 
Anlage-  und  ßetriebskapitales.  Dabei  ist  es 
beachtenswert,  daß  diese  beiden  Faktoren 
bei  den  einzelnen  Gewerbsarten  in  höchst 
verschiedener  Weise  bei  der  Einkommens- 
bildung beteiligt  sind,  üeber  das  Maß  ent- 
scheidet vorzugsweise  die  technische  und 
ökonomische  Eigenart  eines  Betriebes  sowie 
der  Umfang  einer  gewerblichen  Unterneh- 
mung. Bei  den  kleinsten  deckt  sich  in  der 
Hauptsache  der  Gew^erbsertrag  mit  dem 
Arbeitslohn,  und  bei  den  größeren  und 
größten  Unternehmungsformen  wird  die  Ein- 
wirkimg des  Kapitals  immer  wichtiger. 
Alles  Ursachen,  weshalb  die  steuertechnische 
Veranlagung  auf  besondere  Schwierigkeiten 
stößt. 

Man  hat  ziu-  Lösung  zwei  Wege  be- 
schritten: die  ältere  Gewerbeklassen- 
steuer und  die  neuere  Besteuerung 
nach  dem  Reinertrag. 

1. Die  Gewerbeklassensteuer.  Die 
Hauptaufgaben  der  Veranlagung  wären  daher 
einmal  die  Ermittelung  des  tatsächlichen 
Reinertrags  und  sodann  die  Feststellung  der 
Anteile  des  Arbeits-  und  des  Kapitalertrages 
an  diesem  Reinertrag.  Die  älteren  G.  haben 
aber  in  der  Regel  auf  seine  unmittelbare 
Feststellung  verzichtet.  Man  hat  sich,  wie 
bei  den  übrigen  reinen  Ertragssteuern,  viel- 
mehr damit  begnügt,  ihn  mittelbar  durch 
die  Aufstellung  von  allgemeinen  äußeren 
Merkmalen  zu  bestimmen,  die  annähernd 
auf  die  Höhe  des  Reinertrags  schließen 
lassen.  Allein  eine  genaue  Messung  ist  nicht 
zu  erreichen:  denn  diese  Merkmsde  weisen 
eher  auf  den  Rohertrag  als  auf  den  Rein- 
ertrag hin,  sie  berücksichtigen  überhaupt 
nicht  die  Einwirkung  der  leitenden  Persön- 
lichkeit einer  Unternehmung,  was  gerade  bei 
der  G.  von  eminenter  Bedeutung  ist,  und 
tragen  auch  den  differenzierenden  Momenten 
des  gewerblichen  Lebens  zu  wenig  Rechnung. 
Darum  wird  die  Steuerveranlagung  nach 
äußeren  Merkmalen,  selbst  bei  feinstem  Aus- 
bau, immer  eine  mangelhafte  bleiben. 

Diese  äußeren  Merkmale  liegen  in  den 
Bedingungen  der  Produktion  eines  Gewerbes. 
Hierher  zählen  vor  allem  die  Größe  des  An- 
lage- und  Betriebskapitals,  die  Art  und  Be- 
sdoaffenheit  seiner  Bestandteile,  die  Werk- 
zeuge, Vorrichtungen,  die  Ausdehnung  des 
Betriebs,  der  Mietwert  der  Arbeits-  und 
Lagerräume,  die  Menge  der  Rohstoffe,  die 
technische  Bearbeitung  dieser  usw.,  ferner 
die  Zalil  und  Gattimg  der  Hilfsarbeiter,  die 
Größe  und  Gattmig  des  Absatzes,  die  31enffe 
der  erzeugten  Waren  u.  a.  m.  Die  Methode 
zur  Feststellung  dieser  Tatsachen  ist  die 
Aufstellung  eines  durchgebildeten  Klassen- 
schematismus,  der  mit  jenen  äußeren 
Merkmalen  zusammenhängt.  Durcli  diesen 
Gewerbeklassenschematismus  winl  die  G.  zu 


einer  Gewerbeklassensteuer,  welche 
die  einzelnen  Gewerbe  nach  ihren  speziellen, 
im  Gesetze   bezeichneten  Merkmalen  in  be- 
I  sondere    Klassen    einreiht ,   sie    „klassiert^*. 
Für  die  einzelnen   Klassen   bestehen   dann 
i  entweder  feste  Steuersätze  oder  besondere 
I  Grundsätze ,   nach  denen  ein  einklassiertes 
I  Gewerbe  weiter  zu  besteuern  ist.    In  dieser 
Kasuistik  ist  der  Schematismus  der  franzö- 
sischen Patentsteuer  sowie  der  dieser  nach- 
I  gebildeten,  süddeutschen    G.  am  weitesten 
.  gegangen. 

Der  Klassienmg  geht  die  Anmelde- 
pflicht der  steuerpflichtigen  Gewerbe  vor- 
aus, von  deren  Erfüllung  bisweilen  das  Recht 
zum  Gewerbebetrieb  abhängig  gemacht  wird. 
Diese  Anmeldungen  haben  dann  alle  jene 
Tatsachen  vorzutragen,  die  für  die  Be- 
stimmung der  Klassen  von  Belang  sind. 

Die  Bildung  der  Gewerbeklassen  geschieht 
in  3  Kategorieen: 

a)  Ortsklassen.  Sie  zerfallen  in  zwei 
Unterabteilungen,  indem  sie  einerseits  unter- 
scheiden Gewerbe,  die  nur  für  den  lokalen 
Bedarf  produzieren  und  solche,  die  für  den 
weiteren  Absatz  arbeiten,  und  andererseits 
nach  der  gi'ößeren  oder  geringeren  Ein- 
wohnerzahl des  Orts  steigende  oder  fallende 
Stufensätze  normieren.  Man  geht  dabei  von 
der  Vermutung  aus,  daß  der  Absatz  im 
weiteren  Kreise  und  die  größere  Ortsbevöl- 
kerung eine  steigende  Höhe  des  Reinertrags 
begründen. 

b)  Gewerbegattunffsklassen,  die 
nach  der  ungefähren  Bedeutung  der  Ge- 
werbe, nach  den  typisch  erforderlichen 
Kapitalien,  nach  der  Einwirkung  der  persön- 
lichen Arbeitsleistung  gegliedert  werden, 
beispielsweise  Handwerk,  fabrik,  Schankge- 
werbe,  Bankgeschäft  u.  dgl.  m. 

c)  Betriebsumfangsklassen  nach 
dem  individuellen  Umfang  des  einzelnen 
Gewerbebetriebes  der  gleichen  Gattungs- 
klasse. Hier  spielt  namentlich  die  Unter- 
scheidung in  Groß-,  Mittel-  und  Kleinbetrieb 
eine  Rolle.  Der  Betriebsumfan^  wird  von 
der  Steuer  dadurch  berücksichtigt,  daß  zu 

,  den  festen  oder  nach  Ortsklassen  abgestuften 
Steuersätzen  noch  besondere  Zuschläge 
erhoben  werden  (Frankreich:  droit  propor- 
tiouel,  Bayern :  „Betriebsanlage").  Manchmal 

i  wird  der  Betriebsumfang  unmittelbar  als 
Ausgangspunkt    für    die    Abstufung    selb- 

'  ständiger  Steuersätze  gewählt. 

Der  O.kataster  muß  wegen  des  raschen 
Wechsels  der  gewerblichen  v  erhältnisse,  der 
Merkmale  des  Betriebsumfangs  öfters  erneuert 
werden. 

2.  Die  Besteuerung  nach  dem 
Reinertrag.     Die  neueren  Gesetze  haben 

^aber,  wenigstens  für  eine  Anzahl  von  Ge- 
werbebetrieben die  Besteuerung  nach 
dem  Reinertrag  unmittelbar  zu  verwirk- 
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liehen  gesucht.  Dieser  ganze  Prozeß  hat 
sieh  in  3  Etappen  abgespielt.  Zunächst  ging 
man  von  einem  Ertragsanschlag,  dem 
nach  mehrjährigen  Durchschnitten  abge- 
schätzten Jahresertrag  eines  Gewerbebe- 
triebs aus  und  wendete  auf  diesen  einen 
Steuersatz  an,  der  nach  der  Mitwirkung 
beider  Produktionsfaktoren  am  Gewerbsertrag 
abgestuft  war.  Er  war  ein  höherer,  wenn 
das  Betriebskapital  das  entscheidende  Ele- 
ment war,  und  ein  niederer,  wenn  das  Ar- 
beitsverdienst im  Gewerbsertrage  vor- 
herrschte. Die  zweite  Spielart  dieser 
Methode  war  die  Verknüpfung  des 
Gewerbskapitals  mit  dem  Reiner- 
trag. Der  Klassenschematismus  wird  mit 
seinen  „äußeren  Merkmalen''  und  seiner 
Kasuistik  ganz  beseitigt.  An  seine  Stelle 
tritt  eine  klassenweise  geordnete  Kombina- 
tion von  Reinertrag  und  Anlage-  imd  Be- 
triebskapital in  großen  Zügen.  StalTelsätze 
für  die  einzelnen  Steuerstufen  können  etwaige 
Härten  weiter  ausgleichen.  Diese  Verknüp- 
fung von  Gewerbskapital  und  Reinertrag 
bringt  die  Bemessung  der  Steuerpflicht  der 
Berücksichtigung  der  subjektiven  Leistungs- 
fähigkeit der  einzelnen  Gewerbebetriebe 
näher.  Endlich  ist  man  direkt  zur  Be- 
steuerung nach  dem  wirklichen 
Reinertrag  vorgeschritten.  Dieser  wird 
gebildet  durch  Abzug  der  Produktions-  und 
Versicherungskosten,  der  Abschreibungen, 
Schuldzinsen  und  Lasten  vom  gewerblichen 
Rohertrag.  Auf  diese  Ertragsgröße  wird 
dann  ein  fester  oder  beweglicher  Steuersatz 
angewendet  Dadurch  ist  der  Boden  der 
eigentlichen  Ertragsbesteuenmg  verlassen  und 
aus  dieser  eine  spezielle  Einkommensteuer 
geworden,  die  nur  der  äußeren  Form  nach 
jener,  nach  ihrem  Wesen  aber  dem  System 
der  Personalbesteuerung  angehört. 

Die  Steuerbehörde  pflegt  unter  Mitwirkung 
von  Veranlagungs-  und  Einschätzun^kommis- 
sionen  das  Geschäft  der  Einklassierung  zu 
besorgen.  Häufig  gjeschieht  dies  auch  durch 
„gemischte''  Kommissionen,  die  unter  dem 
\orsitze  eines  (Bezirks-)  Steuerbeamten  aus 
den  Veitretern  der  Gewerbe  und  der  Ge- 
meinde gebildet  werden.  Für  die  Entscheidung 
der  Reklamationen  ist  ein  besonderer  In- 
stanzenzug,  ev.  bis  zur  obersten  Finanzbe- 
hörde erforderlich. 

II.  Gesetzgebung. 

1.  Preußen.  Die  G.  hängt  mit  der  Ein- 
führung^ der  Gewerbefreiheit  nach  dem  Tilsiter 
Frieden  zusammen.  Die  Gewerbe  k  1  a  s  s  e  n  Steuer 
vom  Jahre  1810  wurde  durch  die  Steuerreform 
des  Jahres  1820  beseitigt  und  durch  eine  neue 
ersetzt.  Ihre  Gestaltung  durch  G.  v.  20./X.  1862 
blieb  bis  zur  Miquelschen  Steuerreform,  wenn 
auch  mehrfach  verändert,  maßgebend.  Sie  rief 
viele  Klagen  wegen  Ueberlastung  der  kleinen 
Betriebe  hervor,  eine  Ursache,  die  mit  für  ihre 


Neuordnung  durch  G.  v.  24./VI.  1891  ent- 
scheidend war. 

Der  G.  unterliegen  alle  bestehenden  Gewerbe- 
betriebe in  Preußen  und  diejenigen  anßerprea- 
ßischen  Betriebe,  die  in  Preußen  eine  Zweig- 
niederlassung, Ein-  oder  Verkaufestätte  usw. 
haben,  nach  Maßgabe  derselben.  Für  die  Be- 
steuerung des  Gewerbebetriebes  im  Umherziehen 
und  des  Wanderlagerbetriebe»  bestehen  beson- 
dere Vorschriften. 

Von  der  G.  sind  befreit  die  Gewerbebetriebe 
mit  weniger  als  1500  M.  Jahresertrag  oder 
3000  M.  Anlage-  und  Betriebskapital,  die  Land- 
und  Forstwirtschaft  mit  ihren  Nebengewerben 
und  Ausbeutungen,  der  Betrieb  des  ^rgbanes 
und  der  Eisenbahnen  sowie  die  Ausübung  der 
sog.  liberalen  Berufsarten.  Desgleichen  genießen 
Steuerfreiheit  die  Betriebe  des  Reiches  und  des 
preußischen  Staates,  die  Reichsbank,  die  land- 
schaftlichen Kreditverbände  und  öffentlichen 
Versicherungsanstalten,  die  Eommunalverbände 
für  gewisse,  von  ihnen  betriebene  gewerbliche 
Unternehmungen,  Vereine,  Genossenschaften  and 
Korporationen,  die  ihre  gewerbliche  Tätigkeit 
strenfi"  auf  den  Kreis  der  mtglieder  beschrt^en 
u.  d^.  m. 

Die  steuerpflichtigen  Gewerbebetriebe  werden 
nach  ihrem  Jahresertrag  oder  ihrem  Anlage-  nnd 
Betriebskapital  („Geschäftskapital}  in  4  Klassen 
eingeteilt: 

Klasse    mit  Jahresertrag  von     ^^t^p?^^^?^' 

I  über  50000  M.  über  i  MiU.  M. 

II  20-50000   „     150000- 1      „      „ 

III  4—20000   „      30000—150000  „ 

IV  1500—  4000   „        3000—  30000  „ 

Für  jede  Klasse  sind  mittlere  Steuersätze  auf- 
gestellt.   Diese  sind  in: 

Klasse 


II 

300 

M. 

[II 

80 

n 

[V 

16 

r 

I       Die    bei    der    Steuerverteilung    zulässigen 

;  höchsten  und  geringsten  Sätze  sind  in  Klasse  II 

1 156-480  M.,  III  31-192  M.,  IV  4-36  M.    Die 

I  Steuersätze  sollen  bis  40  M.  um  je  4  M.,  von  da 

bis  96  M.  um  je  6  M.  und  weiter  bis  192  M.  nm 

je  12  M.  und  weiter  bis  480  M.  um  je  36  M. 

steinend  abgestuft  werden. 

Die  Gewerbebetriebe  der  Klasse  I  haben 
1%  ihres  jährlichen  Ertrages  als  G.  zu  ent- 
richten. 

Für  die  Veranlagung:  der  Gewerbebetriebe 
in  den  Klassen  II,  III  und  IV  werden  im  Ver- 
anlagnn&^sbezirke  (bei  Klasse  II:  Regierungsbe- 
zirk, Illnnd  IV:  Kreis)  für  jede  Steuerluasse 
aus  den  Steuerpflichtigen  „Steuergesellschaften'' 
gebildet,  die  für  das  Veranlagnnesjahr  die 
Steuersumme  nach  den  für  jeden  Betrieb  in 
I  Ansatz  kommenden  Mittelsätzen  aufzubringen 
I  haben.  Die  Veranlagung  selbst  geschiebt  durch 
einen  Steuerausschuß,  der  aus  einem  Kom- 
missar der  Bezirksregierun  ff  als  Vorsitzendem 
und  aus  Abgeordneten  der  betreffenden  Steuer- 
klasse (Stenergesellschaft)  zusammengesetzt  ist 
Für  die  Klasse  I  bildet  je  eine  Provinz  und  die 
Stadt  Berlin  den  Veranlagungsbezirk.  Das  Ver- 
anlagungsgeschäft  liegt  gleichfalls  in  den  Hän- 
den eines  Steuerausschusses. 
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Mit  der  G.  ist  eine  Betriebssteaer  von  i  schnitte  durch  Abzug  der  Produktions-,  Ver- 
den Gast-  und  Schankwirtschaften  und  dem  ;  sicherungskassen,  Abschreibungen,  Schulden  und 
Elieinhandel  mit  Spirituosen  als  eine  Art  Kon- 1  Lasten  zu  berechnen.  Die  Steuersätze  sind  de- 
zessionsgebtthr  verknüpft.  Diese  Zuschläge  zur  |  gressiv.  Sie  beginnen  bei  5C0  M.  Beinertraf 
G.  betragen  jährlich  in  den  Klassen  R'' — I  je  '  mit  Vio%t  steigen  bei  einem  solchen  von  25  000  M. 
lö,  25,  sO  und  100  M.,  und  je  10  M..  wenn  der  |  auf3%,  erreichen  bei  einem  solchen  von  100 000  M. 
Gewerbetreibende  überhaupt  von  der  G.  be- 1  3  Vi  ^/o-  Für  die  Warenhäuser  gelten  besondere 
freit  ist.  |  Normen  (vgl.   Art.  „Warenhäuser  und  Waren- 

Ein  G.  v.  3./VII.  1876  regelt  die  Besteuerung  I  haussteuer"), 
der  Wandergewerbe  und  ein  weiteres  v.  27./IL  '       3.  Wttrttemberg.    Die   G.   wurde  im  Zu- 
1882  diejenige  der  Wanderlager  und  Wander- '  sammenhaug  mit  der  Steuerreform  durch  G.  v. 
auktionen.  ,  8./VIII.  1903  neugeregelt.    Sie  betrifft  die  ste- 

Die  G.  wurde  mit  den  übrigen  Ertragssteuern  |  henden  Gewerbe,  einschließlich  der  unterirdisch 
durch  G.  v.  14./VII.  1893  den  Gemeinden  über- 1  betriebenen  Bergwerke  und  Mineralbrunnen,  die 
wiesen.  \  mit  Gebäuden  zusammenhängen,  und  dinglichen 

2.  Bayern.  Die  bayerische  G.  beruht  auf  Gewerbeberechtigungen ,  die  Geschäftsl^triebe 
den  GG.  v.  l./yU.  1856,  19.;V.  1881  u.  v.  9; VI.  |  der  Makler,  Kommwsionäre ,  Zeitungsverleger, 
1899.  Sie  ist  ihrem  Wesen  nach  in  der  Haupt-  die  Privateisenbahnen  und  die  Erwerbs-  und 
Sache  eine  Rohertragssteuer  und  stellt  sich  teils  j  Wirtschaftsgenossenschaften.  Den  Maßstab  der 
als  eine  ausgebildete  Ge wer beklassens teuer  mit  i  Besteuerung  bildet  das  Arbeitsverdienst  des  Ge- 
weitgehender Spezialisierung ,  teils  als  Kein-  j  werbetreibenden  und  der  nach  %  zu  schätzende 
ertragssteuer  dar.  Der  G.  unterliegen  alle  ge-  •  Ertrag  des  gewerblichen  Betriebskapitals.  Die 
werbsmäßig  betriebenen  Erwerbsarten  in  Bayern  wichtigsten  Merkmale  für  die  Einschätzung  bil- 
und  die  außerbayerischen  mit  Zweigniederias-  j  det  die  Zahl  und  die  Gattung  der  im  Gewerbe 
sungen  in  Bayern  nach  Maßstäbe  des  Betriebs ,  verwendeten  Gehilfen  und  die  Größe  des  in  ihm 
dieser  letzteren.  Befreit  sind  der  Betrieb  der !  angelegten  Betriebskapitals.  Bei  Handelsunter- 
Land  -  und  Forstwirtschaft ,  der  Jagd  und  nehmungen  von  außergewöhnlichem  Umfang 
Fischerei  und  alle  gewerbsmäßigen  Erwerbs- '  (Warenhäuser,  Großmagazine,  Versandgeschäfte 
arten,  welche  unter  die  (partielle)  Einkommen-  •  usw.)  ist  insbesondere  neben  der  Größe  des  Be- 
steuer  fallen.  |  triebskapitals   auch   die   Grüße  der   jährlichen 

Die  Ableistung  der  Steuer  geschieht  nach !  Roheinnahme  als  Merkmal  beizuziehen.  Beim 
äußeren  Merkmalen  in  einem  Doppelschema,  der  persönlichen  Arbeitsverdienst  ist  als 
Normal-  und  der  Betriebsanla^e.  Die  j  steuerbares  Gewerbeeinkommen  anzusehen  10 % 
Normalanlage  besteuert  das  Gewerbe  in  festem  |  bei  einem  solchen  bis  850  M.,  20%  bei  einem 
Satze  nach  dem  G.tarif.  Sie  wird  in  der  Regel  ■  solchen  von  850 — 1700  M.,  40^,,  bei  einem  sol- 
nach  der  Größe  des  Ortes  des  Gewerbebetriebes  eben  von  1700—2250  M.,  bO.^'o  bei  einem  solchen 
ohne  Rücksicht  auf  die  Einwohnerzahl  der  po-  von  2250-3400  M.  und  100 ^o  bei  einem  per- 
litischen  Gemeinde  bemessen.  Die  Betriebsan-  j  sönlichen  Arbeitsverdienst  von  mehr  als  3400  M. 
läge  dagegen  sucht  die  ökonomisch  differenzie- :  Beim  Betriebskapital  wird  der  volle  einge- 
renden  Momente  des  Betriebes  steuertechnisch  i  schätzte  Jahresertrag  in  Ansatz  (gebracht.  Das 
zu  würdigen.  Ihr  dienen  zu  Anhaltspunkten  •  Betriebskapital  ist  nach  seinem  mittleren  Stande 
die  Ortsgröße ,  die  Zahl  der  Gewerbsgehilfen,  |  und  seinem  mittleren  Werte  zu  berechnen, 
die  Menge  der  gebrauchten  Rohstoffe  usw.  Die  ;  Schulden  dürfen  nicht  abgezogen  werden.  Die 
Zusammenstellung  dieser  Merkmale  findet  im  |  Hypothekenbanken  dürfen  dagegen  ihre  Pfand- 
G.tarif  statt,  welcher  1813  Gewerbs-  und  Be- >  briefschulden  in  Abzu^  stellen.  Aus  einem  Be- 
triebsarten ausweist.  <  triebskapital  von  weniger  als  700  M.   ist  ein 

Die  Steuer  vom  Gewerbe  im  Umherziehen  Ertrag  nicht  zu  berechnen.  Die  in  dieser  Weise 
ist  durch  G.  v.  lO./III.  1879  und  diejenige  der  |  berechneten  Summen  des  Arbeitsverdienstes  und 
Wanderlager  und  Wanderauktionen  durch  G.  des  Ertrags  aus  dem  Betriebskapital  bilden  den 
V.  20/XlI.  1897  besonders  geregelt.  Gewerbekataster  (Steuerkapital  i.    Das  Finanz- 

Die  Veranlagung  der  G.  erfolgt  auf  Grund  gesetz  bestimmt  ieweils  den  St«uerfuß,  der  von 
der  Steuererklärungen  der  Pflichtigen ,  welche  dem  Steuerkapital  zu  erheben  ist.  Für  die  Be- 
Art  der  Gewerbe,  Zahl  der  Hilfspersonen,  Menge  '  rechnung  der  Hilfspersonen  und  des  Betriebs- 
der  verbrauchten  Rohstoffe,  Verwendung  von  kapitals,  für  die  Versicherungsgesellschaften, 
Maschinen  usf.  zu  enthalten  haben.  Das  Ver- !  die  Abgabe  der  Fassionen  ist  eine  Mehrzahl  von 
anlagungsgeschäft  selbst  wird  von  einem  Steuer-  besonderen  Vorschriften  erflossen. 
auBSchuß  besorgt,  welcher  von  einem  Distrikts-  Die  Veranlagung  geschieht  auf  Grund 
Verwaltungsbeamten  als  Vorsitzenden,  von  4  von  Fassionen  der  Bemessungsmerkmale  durch 
ständigen  Ausschußmitgliedern  für  den  ganzen  den  Steuerpflichtigen.  Zu  diesem  Behufe  werden 
Rentamtsbezirk  und  einem  5.  Ausschußmit^liede  Bezirkssteuerkommissionen  ernannt,  die  aus  einem 
gebildet  wird.  Dieses  letztere  wird  für  die  Ge-  Steuerkonmüssar.  beeidigten  Bezirksschätzeru 
meinden,  aus  der  Erklärungen  geprüft  werden,  und  aus  einem  vom  Gemeinderat  gewählten  Orts- 
von  der  Gemeindeverwaltung  gewählt.  Schätzer  bestehen. 

Die  Besteuerung  nach  dem  Reinertrag  ist  4.  Baden.  Hessen.  Die  badische  G.  ge- 
durch  G.  v.  9./VI.  1899  unbedingt  auf  107  vom  regelt  durch  GG.  v.  26 /IV.  1886,  6,,V.  1892  u. 
G.tarif  namentlich  bezeichnete  Gewerben  aus-   9.;VI1I.  1900,  bildet  seit  Einführung  der  allge- 

fedehnt  und  tritt  subsidiär  überall  da  ein,  wo  meinen  Einkommensteuer  ^G.  v.  *A).  VI.  18äi4) 
ie  für  die  Betriebsaulage  benutzten  äußeren  eine  Ergänzungssteuer  zu  jener  und  hat  die 
Merkmale  einen  zu  hohen  oder  zu  niedrigen  spezielle  Funktion,  das  fundierte  Einkommen 
Steuersatz  ergeben  würden.  Der  Reinertrag  ist  stärker  zur  Leistung  heranzuziehen.  <  Jegeu- 
nach   einem   2  jährigen.    ev.    kürzeren    Durch-   stand  der  G.  bildet  das  Betriebsvermügen ,  das 
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ähnlich  wie  in  Württemberg  ermittelt  wird; 
jedoch  ist  ein  Abzug  der  Schulden  zulässig. 
Die  ermittelte  Größe  bildet  das  Stenerka^ital 
selbst.  Kleine  Vermögen  bis  700  M.  bleiben 
steuerfrei.  Die  Veranlagung  setzt  die  Fatiernng 
des  Steuerpflichtigen  voraus.  Der  Steuerperä- 
quator prüft  die  Fassion  und  legt  sie  dem 
Schätzunffsrate  vor,  der  aus  dem  Bürgermeister 
und  3— 7  bestellten  Gewerbetreibenden  der  Ge- 
meinde gebildet  wird.  Die  Wanderlager  und 
der  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen  werden 
durch  besondere  Abgaben  besteuert. 

Auch  die  h  e  s  s  i  8  c  h  e  G.  ist  seit  der  Keform 
der  direkten  Besteuerung  (GG.  v.  26./IV.  1886 
und  25./VI.  und  10/VII.  1895)  nur  mehr  eine 
Erffänzungssteuer  zur  Einkommensteuer.  Sie 
soll  das  fundierte  Einkommen  schärfer  belasten. 
Der  Maßstab  der  G.  wird  dar^stellt  durch  das 
fixe  Steuerkapital  und  einen  Zusatz  nach  dem 
Betriebsumsatze.  Ersteres  wird  festgestellt  nach 
der  Bedeutung  des  Gewerbes,  der  Größe  des 
Betriebsortes  und  nach  einer  Klassentafel  mit 
8  Betriebsumfangs-  und  3  Ortsklassen.  Die  Zu- 
satzkapitalien werden  nach  bestimmten  Vor- 
schriften des  Klassentarifs,  nach  dem  Mietwert 
der  Geschäftsräume,  nach  der  Zahl  der  Gehilfen 
oder  nach  beiden  Merkmalen,  mitunter  auch 
nach  anderen  Kennzeichen  berechnet.  Der  Steuer- 
fuß wird  jeweils  im  Finanzgesetze  bestimmt. 
Der  Steuerpflichtige  hat  sich  alljährlich  ein  Pa- 
tent zu  lösen  (Gebühr  0.40  M.),  und  die  Steuer- 
veranlagung erfolgt  durcn  eine  Steuerkommission 
(Bezirkssteuerkommissar  und  3  Mitglieder  der 
Gemeinde).  Durch  G.  v.  12./VIII.  1899  im  Zu- 
sammenhang mit  der  Keform  der  Einkommen- 
steuer und  der  Einführung  einer  Vermögens- 
steuer trat  die  staatliche  G.  mit  der  Grund-, 
Gebäude-  und  Kapitalrentensteuer  außer  Kraft. 
Die  Wanderlager  sind  besonders  besteuert. 

5.  Oesterreich.  Die  ältere  Verbindung  der 
Erwerbssteuer  nach  dem  Patente  v.  31./XII.  1812 
mit  der  (früheren)  partiellen  Einkommensteuer 
V.  29./X.  1849  ist  durch  das  G.  v.  2b.,iX.  1896 
aufgehoben  worden.  Das  neue  Gesetz  regelt  die 
Gewerbebesteuerung  in  einer  dreifachen  Weise. 
Der  allgemeinen  Erwerbssteuer  unterliegt  jeder, 
der  eine  Erwerbsuntemehmung  betreibt  oder  eine 
auf  Gewinn  gerichtete  Beschäftigung  ausübt. 
Sodann  besteht  für  den  Hausierhandel  und  das 
Wandergewerbe  eine  besondere  Steuerform, 
und  endlich  werden  gewisse  Erwerbsnntemeh- 
mnngen  und  Erwerbsgesellschaften,  die  zur 
öffentlichen  Rechnungslegung  verpflichtet  sind, 
von  einer  besonderen  Erwerbssteuer  getroffen. 

Die  eigentliche  und  normale  Form  der  G.  in 
Oesterreich  ist  die  allgemeine  Erwerbs- 
steuer, die  sich  auf  alle  im  Reichsgebiet  aus- 
geübten Gewerbe  erstreckt.  Von  ihr  sind  be- 
freit der  Betrieb  der  Land-  und  Forstwirtschaft, 
Beschäftigung  gegen  Lohn,  Sold  oder  Gehalt 
und  endlich  die  der  öffentlichen  Rechnungslegnng 
unterworfenen  Gesellschaften.  Steuerfrei  sind 
ferner  Unternehmungen  des  Staats,  Arbeiterinnen, 
die  gewöhnliche  Handarbeiten  verrichten,  Haus- 
industrielle,  kleine  Landwirte  und  Pächter, 
Nebenbeschäftigungen  aller  Art,  deren  Jahres- 
ertra^  lOJ  Kr.  nicht  übersteigt  usw.  Die  all- 
gemeine Erwerbsstener  ist  eine  Repartitions- 
s teuer.  Zu  diesem  Behufe  wird  eine  Erwerb- 
steuer-Hauptsumme aufgestellt,  die  von  den 
einzelnen    Steuerpflichtigen    aufzubringen    ist. 


Für  die  erste  (zweijährige)  Veranlagungsperiode 
war  sie  auf  17,732  Mill.  fl.  festgesetzt  und  erhöht 
sich  —  vorbehaltlich  einer  neuen  gesetzlichen 
Regelung  —  für  jede  folgende  Veran]agan&:8- 
periode  um  2,4  \,  wobei  jedoch  die  Beträge  der 
in  Aktiengesellschaften  verwandelten  Privat- 
untemehmungen  in  Abzug  zu  stellen  sind.  Die 
Besteuerung  erfolgt  in  4  Erwerbssteuerklassen 
nach  der  jährlichen  Steuerschuldigkeit: 

I.  Klasse  von  über  2000  Kr. 
IL       „        „    300-2000   ^ 

III.  „        n      60-  300   „ 

IV.  „        ^    unter  und  bis  60  Kr. 

Die  Veranlagungsbezirke  für  die  beiden  ersten 
Klassen  bilden  die  Handelskammerbezirke,  die- 
jenigen für  die  beiden  letzten  die  Städte  und 
Industrialorte  mit  über  20000  Einwohnern  und 
die  politischen  Bezirke.    Die  Angehörigen  jeder 
Steuerklasse  eines  jeden  Veranlagungsbezirkes 
bilden   eine  Steuergesellschaft  und   werden  in 
diese  durch  die  Steuerbehörde  eingereiht.    Für 
i  jede  Steuergesellschaft  wird  ein  bestimmter  An- 
teil an  der  Erwerbssteuer-Hauptsumme  als  „Ge- 
I  sellschaftskontingent^    ausgeschlagen ,    welcher 
;  auf  die  einzelnen  Mitglieder  der  Steuergesell- 
schaft zu  verteilen  ist.     Zur  Bemessung  der 
Gesellschaftskontin^ente  dienen  bei  der  ersten 
Veranlagung  die  bisherige  Stenerleistung  nach 
dem  alten  Rechtsstand.    Für  die  folgenden  Ver- 
'  anlagungen  dagegen  dient  als  Grundlage  das 
so  gebildete  GeseTlschaftskontingent ,  von  dem 
verschiedene  Abzüge  gemacht  werden.     Wenn 
1  die  für  sämtliche  bteuergesellschaften  sich  er- 
I  gebende  Steuersumme  größer  oder   kleiner  ist 
'  als  die  Erwerbssteuer-Hauptsumme ,  so  hat  die 
i  Kontingentskommission  entsprechend  Remedur 
zu  schaffen.    Endlich  haben  die  Erwerbssteuer- 
'  kommissionen,  welche  zur  engültigen  Repartie- 
rung gebildet  werden ,  das  G^sellschaftskontin- 
I  gent  auf  die  einzelnen  Pflichtigen  der  Steuer- 
:  gesellschaft   nach    einem    Klassentarife    aufza- 
'  teilen.    Die  Sätze  dieses  letzteren  steigen  von 
I  3,00  Kr.  in  der  1.  bis  auf  2600  Kr.  in  der  46. 
'  Klasse,  von  wo  an  sie  sich  von  je  400  zu  400  Kr. 
,  erhöhen.    Die  Kommission  weist  jedem  Steuer- 
pflichtigen denjenigen  Steuersatz  zu,  welcher  der 
mittleren   Ertra^sföhigkeit   seines   Gewerbebe- 
I  triebs  angepaßt  ist. 

I       Besondere  Steuervorschriften  bestehen  für  den 
'  Hausierhandel  und  die  Wandergewerbe. 
,  Die  Steuer  ist  hier  je  den  Verhältnissen  gemäß 
!  nach  der  mittleren  Ertragsfähigkeit  zu  bemessen. 
Dabei  kommen  in  Ansatz  für  den  Unternehmer 
selbst  3-4Ö  Kr.,  für  jeden  Hilfsarbeiter  8—15  Kr. 
'  und  für  jedes  verwendete  Zug-  und  Lasttier  (mit 
'  Ausnahme  der  Hunde]  6—64  Kr.    Die  Steuer- 
schuldigkeit stellt  sicn  dann  dar  als  Produkt 
aus  diesen  Faktoren  und  Tarifklassen. 

Endlich  sind  die  zur  öffentlichen  Rech- 
inungslegung     verpflichteten     Unter- 
inehmungen  einer  besonderen  Erwerbsstener 
unterworfen.     Hierher  zählen  die  eigentlichen 
Erwerbs-,  Aktien-  und  ähnliche  Gesellschaften, 
I  Genossenschaften,  Sparkassen, wechselseitige  Ver- 
,  Sicherungsanstalten,  Vorschußkassen  n.  dgl.  m. 
Für  einzelne  Arten  dieser  Gesellschaften  besteht 
Steuerfreiheit.    Die  Bemessungsgruudlage  dieser 
Steuer  wird  gebildet  vom  erwirtschafteten  Rein- 
ertrag ,  den  oilanzmäßigen  Ueberschüssen  ohne 
Rücksicht  auf  ihre  Erscheinungsform,  wozu  noch 
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die  Eapitalvermehningeii,  Heim-  und  Rttckzah- 
Inngen,  Spenden  usw.  zu  rechnen  sind.  Prä- 
mienreseryen,  Abschreibungen  und  nachweisliche 
Passivzinsen  u.  a.  sind  abzugsberechtigt.  Die 
Höhe  der  Steuer  beträgt  im  allgemeinen  10% 
des  bilanzmäßigen  Reinertrags,  muß  aber  min- 
destens Vio®/o  3e8  Aktienkapitals  und  Vio^^/o  der 
Jahresnettoprämien  (nach  Abzug  der  Prämien- 
r&ckersätze)  der  Versicherungsaktiengesellschaf- 
ten erreichen.  Aktiengesellschaften,  die  mehr 
als  10  7o  ftis  Dividende  verteilen,  haben  von  dem 
Mebrertrage  2%  bei  einer  Dividende  von  11— 
15%  und  4%  bei  höheren  Dividenden  zu  ent- 
richten. Sparkassen  genieUen  eine  SteuereNnä- 
ßigung  je  nach  ihrem  Reinertrage  (Steuersatz 
hS  10000  Kr.  Reinertrag  3  %,  20  000-200003  Kr. 
6%,  200000-400C01)  Kr.  7  V»,  über  400000  Kr. 
10%).  Außerdem  sind  noch  einzelne  Abschläge 
für  einzelne  Gesellschaften  zugelassen. 

Die  Steuer  ist  so  lange  um  */«  %  *»  erhöhen, 
bis  die  Erträgnisse  der  direkten  Personalsteuem 
gestatten,  auf  die  Erhöhung  zu  verzichten. 

tt«  Frankreich.  Die  französische  Patent- 
steuer, Droit  des  patentes,  wurde  durch  (jr.  v. 
22./X.  1798  eingeführt  und  ist  im  wesentlichen 
in  dieser  Gestalt  unverändert  geblieben.  Im 
Gegensatz  zu  den  übrigen  direkten  Steuern,  die 
Repartitionssteuem  sind,  ist  die  Patentsteuer 
eine  Quotitätssteuer.  Mit  der  Einführung  der 
Gewerbefreiheit  verlangte  man  1791  die  An- 
meldung der  gewerblichen  Unternehmungen  und 
die  Lösung  eines  „Patents**,  wofür  eine  Abgabe 
zu  entrichten  war.    Daher  „Patents teuer**. 

Die  Besteuerung  erfolgt  in  4  Gruppen.  Die 
1.  Klasse  umfaßt  die  gewöhnlichen  Kaufleute 
und  Handwerker  und  somit  %  aller  Patent- 
steuerpflichtigen, die  2.  die  Großuntemehmungen 
des  Transportgewerbes,  die  Bankiers  usw.,  die 
3.  alle  größeren,  geijerblichen  und  industriellen 
Unternehmungen,  soweit  sie  nicht  unter  die  erste 
Klasse  fallen,  Hüttenwerke,  Fabriken,  Aktien- 
und  ähnliche  Gesellschaften,  das  Hausierge- 
werbe usw.  und  endlich  die  4.,  die  sog.  liberalen 
Berufsarten.  Die  Steuer  wird  nach  einem  Dop- 
pelschema erhoben,  als  fester  Satz  (droit  fixe) 
und  als  proportionaler  Satz  (droit  proportionel). 
Die  1.  Klasse  zahlt  den  fixen  Satz  in  e4  Ab- 
stufungen von  2—300  Frcs.,  welche  in  8  mal 
8  Abstufungen  mit  8  Unterabteilungen  mit 
wieder  8  Ortsklassen  zerfallen.  Der  proportio- 
nale Satz  richtet  sich  nach  dem  Mietwert  der 
gewerblichen  Lokalitäten  und  beträgt  in  der 
1.  Betriebsumfassungsklasse  \,5,  in  der  2.-6.  V«o- 
in  der  7.  und  8.  V*©,  des  Mietwertes.  Die  2^, 
Klasse  entrichtet  nach  der  Bevölkerungszahl  die 
fixe  Abgabe  in  5  Unterklassen  und  als  propor- 
tionalen Satz  Vi 5  des  Geschäftsmiet wertes.  Die 
3.  Klasse  wird  in  5  Gattungsklassen  ohne  Ab- 
stufung eingeteilt  und  enthält  zahlreiche  Rub- 
riken. Der  fixe  Satz  wird  hier  nach  gewissen 
Merkmalen  (Arbeiter.  Maschinen,  Aktienkapital 
usw.)  mit  einem  Maximum  von  variablen  fixen 
Sätzen  bestimmt.  Der  Proportioualsatz  schwankt 
zwischen  Vis  «öd  \m  des  Mietwertes.  Endlich 
die  letzte  Klasse,  die  liberalen  Berufsarten,  zahlt 
keinen  fixen  Satz,  sondern  nur  einen  propor- 
tionalen nach  dem  Mietwert  und  zwar  \'iß. 
Beamte,  Lehrer,  Flickgewerbe  und  gemeine 
Hausierer  sind  steuerfrei. 

Die  Veranlagung  und  Katastrieruug 
besorgen  die  Kontrolleure  der  direkten  Steuern 


unter  Mitwirkung  des  Maire,  Unterpräfekten 
und  des  Direktors  der  direkten  Steuern.  Die 
Steuer  setzt  der  Präfekt  fest,  die  Reklamationen 
dagegen  entscheidet  der  Direktor  der  direkten 
Steuern.  Der  Kataster  wird  alle  5  Jahre  einer 
Speziairevision  unterzogen.  Die  Gemeinden  sind 
durch  Zuteilung  eines  8-proz.  Anteils  am  Er- 
trägnisse interessiert. 

1,  England  hat  keine  besondere  G.  Die  Ge- 
werbetriebe unterliegen  vielmehr  der  Einkommen- 
steuer und  zwar  der  Schedula  D.  Teilweise  ge- 
werbesteuerartiger Natur  sind  auch  die  L  i  z  e  n  - 
zen.    Vgl.  Art.  „Lizenzen**. 

Das  gleiche  ^It  für  Sachsen,  wo  die  Ein- 
kommensteuer die  G.  aufgesogen  hat.  Nur  die 
Wandergewerbe  werden  durch  eine  besondere 
Abgabe  besteuert 

Literatur:  Bau,  FinanrtcUaenaehafi,  ^^  356  hU 
S77,  —  Umpfenbach ,  Lehrbuch  der  Finanz- 
wUaenachc^,  £,  Auß.,  Stuttgart  1887,  ^^  94^98. 

—  Stein,  Fin.,  Bd.  £,  S,  180—196  (5.  A^^.).  — 
Schaffte,  SUuerpolitik,  S.  StO—SSJ^,  —  Her- 
9elhe,  Die  Steuern,  Bd,  II,  S.  184,  Leipzig  1897. 
Roncher^Qerlneh,  Syst.,  Bd.  4,  ^^  88—89.  — 
Wagner,  Sch&nberg,  Bd.  S,  S.  273  fg.  —  Voeke, 
Abgaben,  Auflagen  und  die  Steuer,  Stuttgart  1887, 
S.  891 — 410,  —  Roffmann^  Die  verschiedenen 
Methoden  der  rationellen  Gewerbebesteuerung,  Zeit- 
schrift für  StacUsw.,  1850.  —  Derselbe,  Die  Zu- 
lässigkeit  einer  landwirtschaftlichen  Gefperbesteuer, 
Zeitschr.  f.  Staatsw.,  1854.  —  »'•  Hechel,  Die 
Stellung  der  Gewerbesteuer  im  Enttcickelungs- 
prozeß  der  modernen  Personalbesteuerung,  Fest- 
Schrift  für  Adolf  Wagner,  Leipzig  1905,  S.  107  fg. 

—  Derselbe,  Die  Fortschritte  der  direkten  Steuern 
in  den  deutschen  Staaten,  Leipzig  1904»  S.  SO — 87. 

—  Hock,  (Jeffentliche  Abgaben  und  Schulden, 
Stuttgart  1868,  S.  305—217.  —  Hoffinann, 
Lehre  von  den  Steuern,   Berlin  I84O,   S.  189 fg. 

—  Vocke ,  Das  bayerische  Gewerbesteuergesetz, 
Erlangen  1888.  —  Dietzel f  Die  Besteuerung  der 
Aktiengesellschaften,  Köln  1859.  —  Meyer,  Zur 
Geschichte  der  Hausiersteuem  im  Deutschen 
Reich,  Schanz'  Fin.-Arch.,  Jahrg.  S.  —  Schanz, 
Die  Besteuerung  der  Genossenschaften  im  Deutschen 
Reich  und  in  Oesterreich,  Fin,-Arch.,  Jahrg.  3. 

—  Steghart,  Steuerreform  in  Oesterreich,  Fin.- 
Arch.,  Jahrg.  14.  —  Leray~Beaulien,  Traiv' 
de  la  science  des  ßnances,  4.  ed.,  Paris  1888.  t.  1, 
eh.  ^:  —  Burkhavit,  Art.  „Geirerbesteuer'% 
H.  d.  St.,  S.  Auß.,  Bd.  IV,  S.  535 fg.  — 
w  PhtUpporichf  Art.  „Gewerbesteuer**,  Stengels 
W.B.  d.  D.  V.R.  —  Lesigang^  Art.  „Erwerbs- 
Steuer*',  Ocsterr.  St.  W.ü.,  Bd.  1.  —  HetwetHque, 
Art.  „Patentes",  Dictionnaire  des  ßnances.  — 
Herbette f  Art.  „Pntentes*\  Block,  Dictionnaire 
</»•  VadminiMration  franraise. 
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1.  Begriff  und  Aufgaben  der  G.    2.  Die  G. 
in  Deutschland. 

1.  Begrriff  und  Aufi^aben  der  («.    (}. 

sind  Vereine  von  Mitgliedern  de.s  gewerb- 
lichen Mittelstands  und  Freunden  seiner 
technischen,  kaufmännischen  und  künst- 
lerischen Förderung.  liei  den  meisten  0. 
überwiegt  im  Gegensatz  zu  den  Gewerl»e- 
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kamraern  die  Pflege  der  Ausbildung,  Unter- 
weisung und  Belehrung  des  Nachwuchses 
wie  überhaupt  die  Verbreitung  gemeinnütziger 
Kenntnisse  und  deren  Unterstützung  durch 
V<jrträge,  Ausstellungen,  Fachzeitschriften, 
Unterrichtskurse  und  Studienreisen.  In  der 
Hauptsache  stehen  also  die  G.  im  Dienste 
zeitgemäßer  Volksbildungsbestrebungen  zu- 
gunsten des  gewerblichen  Mittelstands, 
namentlich  der  Handwerker.  Indessen  haben 
viele  G.  ihre  Ziele  noch  weiter  gesteckt,  die 
Regelung  des  Lehrlingswesens,  des  Arbeits- 
nachweises, des  Verhältnisses  vom  Arbeit- 
geber zum  Arbeitnehmer  in  ihr  Programm 
aufgenommen  und  haben  sich  fernerhin  be- 
müht, in  gewerbepolitischen  Fi'agen  die  Re- 
gierungen in  ihrer  Tätigkeit  zu  unterstützen 
und  zu  beeinflussen  wie  überhaui)t  das  An- 
sehen und  den  Einfluß  des  Handwerks  im 
öffentlichen  Leben  zu  heben.  Solche  Vereine 
nähern  sich  also  den  offiziellen  w^irtschafts- 
politischen  Interessenvertretungen,  den  sog. 
„Wirtschaftskammern" ,  unterscheiden  sich 
aber  von  diesen  dadurch,  daß  sie  eben 
freiwillige  Verbindungen  der  Interessenten 
zu  gemeinsamen  Zwecken  sind.  In  dem 
Augenblick,  wo  Staat  und  Kommune  sie 
finanziell  unterstützt  und  auch  ander- 
weitig fördert,  sie  namentlich  auch  in  wirt- 
schaftspolitischen Fragen  gutachtlich  heran- 
zieht, verringert  sich  der  Unterschied  zwischen 
den  G.  und  den  offiziellen  Gewerbe-  und 
Handwerkskammern.  Man  hat  sie  deswegen 
gelegentlich  auch  „Quasigewerbekammern" 
genannt. 

Die  Bedeutung  und  der  Einfluß  der  G. 
in  den  verschiedenen  Gegenden  spiegelt  also 
den  verschiedenen  Ausbau  freier  Vereins- 
tätigkeit neben  dem  vom  öffentlichen  Recht 
anerkannten,  mit  mannigfaltigen  Selbstver- 
waltungsaufgaben betrauten,  kollegialisch  ge- 
ordneten, aus  Wahlen  hervorgegangeneu 
zwangsverbindlichen  und  besteuerungsberech- 
tigten Berufsorganisationen  wieder.  Das  Ver- 
hältnis ist  ein  älinliches  wie  bei  den  früheren 
landwirtschaftlichen  Interessenvertretungen. 
Da,  wo  freie  und  leistungsfähige  Vereine 
imd  Verbände  der  Landwirte  bestanden, 
vei-spürte  man  urspnmglich  wenig  Neigimg, 
sie  durch  offizielle  Landwirtschaftskammeru 
verdrängen  oder  ersetzen  zu  lassen.  Man 
w-ar  mit  dem,  was  man  im  Wege  der  Selbst- 
liilfo  geschaffen  hatte,  zufrieden.  Die  freien 
und  blühenden  G.  haben  namentlich  in  Süd- 
deutschland ihren  Boden  \md  bilden  dort 
einen  Stützpunkt  eines  großen  Teils  des 
vaterländischen  Handwerker-  und  Gewerbe- 
stands seit  Einführung  der  Gewerbefreilieit. 
In  anderen  Gegenden  Deutschlands  war 
dieses  Vereinswesen  weniger  ausgebildet 
oder  sogar  ganz  rückständig  geblieben,  und 
dort  hoffte  man  eine  Besserung  nur  durch 
die  gesetzliche  Zwangsorganisatiou.    Da,  wo 


bereits  selbständige  oder  an  die  Handels- 
kammern angegliederte  Gewerbekammem 
bestanden,  wollte  man  sie  erlialten  wissen, 
wenn  man  auch  natürlich  nichts  dagegen 
hatte,  daß  ihre  gesetzlichen  Befugnisse  er- 
weitert und  ihre  Mittel  verstärkt  wurden. 
Das  Ergebnis  dieser  widersprechenden  Ver- 
hältnisse und  Bestrebungen  war  das,  daß 
man  zeitweilig  die  Alternative  stellte,  man 
sollte  sich  entweder  für  zwangsgenossen- 
schaftliche AVirtschaftskamraem  oder  für 
fr^e  Vereine  entscheiden.  Man  übersah 
dabei,  daß  es  diu'chaus  wünschenswert  ist, 
daß  neben  zweckmäßig  abg^liederten  Wirt- 
schaftskammem,  namentlich  auch  für  lokale 
Verhältnisse,  freie  Vereine  und  Verbände 
in  Wirksamkeit  blieben.  Das  gewerblidie 
Unterrichtswesen  und  alles,  was  damit  zu- 
sammenhängt, wird  jedenfalls  auch  in  Zu- 
kunft, nachdem  sich  die  Reichsgesetzgebung 
(Handwerkergesetz  von  1897)  für  das  Wirt- 
schaftskammerprinzip erklärt  hat,  durch  G. 
besser  gepflegt  werden  können  als  durch  Hand- 
werkskammern, die  im  Dienste  ^irtschafts- 
politischer  und  innungsorganisatorischer  Be- 
strebungen stehen.  Dies  hat  sich  bereits 
jetzt  gezeigt,  denn  neben  deu  Handwerks- 
und Gewerbiskammern  und  den  mit  ihnen 
verbündeten  Innungen  ist  das  Gewerbever- 
einswesen da,  wo  es  leistungsfälüg  war,  von 
ausschlaggebender  Bedeutung  geblieben,  lei- 
der ohne  sich  auf  die  übrigen  Teile  Deutsch- 
lands, wie  man  gewünscht  hatte,  zu  ver- 
pflanzen zu  lassen.  Hat  man  erst  erkannt,  daß 
ein  großer  Teil  der  gewerblichen  Mittelstands- 
frage weniger  eine  Organisations-  als  eine 
Bildungsfrage  ist,  wird  man  aber  dem  Ge- 
werbeverein sproblem  wieder  größere  Beach- 
tung schenken  müssen. 

2.  Die  G.  in  Deutschland.  Seit  1891 
besteht  ein  „Verband  deutscher  G."  mit 
dem  Zweck,  ein  festes  Zusammenwirken 
der  Vereine  zur  gegenseitigen  Förderung 
ihrer  Aufgaben  und  der  Vertretung  gemein- 
samer Interessen  herbeizuführen.  Seinen 
Sitz  liat  er  in  Köln.  Diesem  Zentralver- 
bande gehörten  Ende  1904  folgende  ünter- 
verbände  an: 


Gewerbeverein 

mit 
Vereinen 

und  Mit- 
gliedern 

Wttrttembergischer 

155 

22726 

Badischer 

413 

21426 

Bayerischer 

74 

13766 

Hessischer 

118 

II  125 

Nassauiscber 

124 

10344 

Thüringischer 

57 

9561 

Schlesischer 

38 

7  475 

Pfälzischer 

56 

678S 

Ostpreußischer 

27 

4311 

Elsaß-Lothringischer 

59 

4178 

Mecklenburgischer 
Hannoverischer 

35 

414s 

19 

2378 

Neun  Einzelvereine 

9 

2895 

Zusammen 

1184 

121  121 
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Schon  aus  dieser  Uebersicht  ergibt  sich  ]  Von  den  preußischen  G.,bezw.  Verbänden, 
die  ganz  verschiedenartige  örtliche  Ver- 1  sind  einige  rheinische,  derjenige  in  Kasse) 
breitung  der  G.  auf  die  einzelnen  Teile  des  |  und  namentlich  der  schlesische  Zcntral-G., 
Beichs.  Bei  weitem  mehr  als  die  Hälfte  j  1862  gegründet,  hervorzuheben, 
der  Vereine  kommen  auf  Silddeutschland, '  Literator:  Tiitto  K«mpif€.  Handicerker- od^r 
und  namentlich  in  Baden ,  Württemberg,  |  Gewerbekammem  t  1S9S.  —  Veraelbe,  Der  Ver- 
Hessen    und    Nassau    hat    sich    das  G.wesen  j      band  devUcher  Gtwerbevereine  iuv.,  Jahrb.  för 

kräftig  entwickelt.    In  Baden,  dem  eigent-  <?««•  «•  Vertc,  Bd.  17,  S.  1141/9.  —  Schaffte, 

liehen  Lande  des  freien  G.wesens,  bestehen  ^ie  Wirtschq/t^kammern ,   Deuuche  Kern-  und 

Gaugewerbeverbände  der  Art,  daß  der  Be-  t'l^'i^'^'^^J'^^^^^^ 

7irk  dPR  VprhandPR  innerhalb  dPR  bfttrpffpnden  ^^^^^^^  I>^  Nährttände  usw.,  f.  Auß.,  1896.  — 

zirt  aes  v  eroanaes  mnernaiD  oes  oetrenenaen  Berghauaen,  Art.  „Gt^cerbevereine",  H.  d.  St., 

Handwerkskammerbezirks  iiegt,  und  die  G.  2.  Aufl.,  Bd.  JV,  s.  558  fg.  -  „Hannoversches 

sind  bestrebt,   sich  die  InnungS-  und  Hand-        GewerbeblaW*,  „GeicerbeblaU  für  das  Großherzog- 
Werksorganisation  für  ihre  Zwecke  dienstbar  '      tum  Hessen",  „GewerbeUaU  für  die  Provinzen  Ost' 

zu  machen.    Sie  haben  Gesellenausschüsse '     und  Westprevßen",  „ScMesisches  Geicerbeblatt", 

gegründet,  wie  sie  für  die  Innungen  gesetz-        „GeieerbcbUiU  aus  WürtUmberg",  „Gewerbeschau" 

lieh   vorgeschrieben   sind,   nehmen   die   In- !  (^^che  Geiverbezeitung ,  Ziuaui  „Badische 

nungen  in  Vereine  und  Vereinsvorstand  als  l  Oewerbezeuung-  u.  a.                   Biermer. 

korporative  Mitglieder  auf  und  beeinflussen  i  

die   Wahlen    zur  Handwerkskammer*.     Der' 

badische  Landesgewerbeverband  lehnt  sich!  Oewerbliche  Anlagen. 

an    die   staatliche  Landesgewerbehalle   und  I  1.  Begriff.   2.  Rechtsquellen.   3.  Konzessions- 

deren  Ausschuß   an.     Besondere  Auf  merk-  "'  '             —    --             ...... 


eamkeit  widmen  die  G.  den  Gewerbeschulen, 
den  gewerblichen  Fortbildungsschulen  und 
dem  Ausstellungswesen.  Die  Regierung  zieht 
Vertreter  der  G.  zur  Beratung  gewerblicher 
Fragen  des  Landes  fortlaufend  heran.  In 
Hessen  ist  das  G.wesen  ebenfalls  trefflich 


pflicht.  4.  Verfahren  und  Rechtsfolgen  der 
Konzessioniernng.  5.  Nichtkonzessionspflichtige 
Anlagen.    6.  Ausländisches  Recht. 

1.  Begriff.  Unter  g.  A.  sind  alle  zur 
gewerblichen  Erzeugung  dienenden,  auf 
längere  Dauer  berechneten  Einrichtungen  zu 
verstehen.    Es  fallen  nicht  unter  diesen  Be- 


organisiert und  bUckt  auf  eine  lange  Ge-  j  griff  bloße  gewerbliche  Niederla^n  noch 
schichte  zurück.  Der  Landes-G.  ist  1836 "auch  Anlagen,  welche  den  unmittelbaren 
gegründet  worden .  Seine  geschäftsführende  !  Zwecken  eines  landwirtschaftlichen 
Stelle  ist  die  Großherzogliche  Zentralstelle  j  Betriebs  dienen.  Außerordentlich  zweifel- 
für das  Gewerbe,  deren  Beamte  vom  Staate  haft  und  bestritten  ist  es,  ob  und  inwieweit 
bestellt  werden  und  die  dem  Ministerium '  die  von  dem  Reiche,  dem  Staate  oder  einer 
des  Innern  unterstehen.  Der  Zentralstelle  I  Gemeinde  errichteten  Anlagen  als  gewerb- 
ist  eine  Handwerkerschulinspektion  mit  einem  !  liehe  anzusehen  und  insbesondere  den  §§  16  fg. 
Gewerbeschulinspektor  als  Vorstand  beige-  i  Gew.-O.  unterworfen  sind.  Dies  ist  jeden- 
geben.  Außerdem  gibt  es  eine  Landesbau- 1  falls  für  diejenigen  Anlagen  zu  verneinen» 
gewerkschuie,  verschiedene  Fachschulen,  Ge-  I  mit  denen  ausschließlich  oder  vorwiegend 
werbeschulen  und  zahlreiche  Sonntagsschulen,  iöffentliche  Zwecke  verfolgt  werden  (wie 
Der  Staatszuschuß  zu  der  Zentralstelle  be- !  z.  B.  Laboratorien  der  Universitäten,  Schieß- 
trug 1906  110000  M.  Dazu  kommen  noch  |  Pulverfabriken  der  Militärbehörde  u.  dgl., 
45000  M.  Miteliederbeiträge.  Für  die  Fach- |  vgl.  hierzu  PrME.  vom  30.  VL  1904,  MBl. 
schulen  gibt  der  Staat  etwa  200000  M.  aus.  |  d.  H.  und  G.  S.  349):  andererseits  vrird  man 
Erhebliche  Zuschüsse  stellen  auch  die  Spar- 'bei  «^ler  Verfolgung  rein  gewerblicher 
kassen  des  Landes  zur  Verfügung.  Auch  I  Zwecke  durch  Gemeinden  die  §§  16 fg. 
der  G.  für  Nassau,  1845  gegründet,  durch  |  Gew.-O.  jedenfalls  anzuwenden  haben.  Be- 
Staat und  Kommune  finanziell  unterstützt,  j  züglich  g.  A.  des  Staates  schwankt  die  Praxis 
hat  eine  umfassende  Wirksamkeit  gehabt.  1  und  in  der  Theorie  herrscht  über  diese 
In  Württemberg  stehen  die  G.  unter  der  i  Frage  lebhafter  Streit  (z.  B.  Anlagen  der 
1848  gegründeten  Zentralstelle  für  Gewerbe  I  Staatseisenbahnen  u.  dgl.). 
und  Handel.  Auch  dort  gibt  es  Gauverbände  i  2.  RechtsqnelleD.  Von  privatrecht- 
und  mannigfaltige  Fortbildungseinrichtungeu.  j  liehen  Normen  liaben  für  g.  A.  hauptsäch- 
In  Bayern  wurde  der  Verl^nd  bayerischer  ■  lieh  die  Bestimmungen  über  Inhalt  und  T^m- 
G.,  dessen  I^eitung  in  den  Händen  des  Direk- 1  fang  des  Eigentumsrechts,  speziell  ül)er  das 
tors  des  bayerischen  Gewerbemuseums  liegt,  1  sog.  Nachbarrecht,  Bedeutung.  Vom  BGB. 
1875  gegrilndet.  Man  legt  dort  besonderen  sind  V)esonder8  die  §§  906,  907  und  Art.  124 
W^ert  auf  Landesausstellungen.  Auch  in  der ,  des  Einf.-G.  maßgebend ;  (vgl.  auch  ALR. 
bayerischen  Pfalz  mit  dem  Vorort  j  I,  8,  §§  125,126;  sächs.  BGB.  §S  218.321, 
Kaiserslautern  ist  das  G.wesen  kräftig  ent- j  352  fg.  und  Code  civil  Art.  674).  Die  off  ent- 
wickelt. Die  sächsischen  Landesverbände  lich-rechtlichen  Normen  finden  sich 
mit  wechselndem  Vorort  bestehen  seit  1838. !  hauptsächlich  in  den  §§  16—28  derRGew.-O. 
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Nach  dieser  sind  zu  unterscheiden:  g.  A., , 
welche  einer  Genehmigungspflicht  und 
solche,  die  nur  einer  Anzeigepflicht  unter- 
liegen.   Soweit  die  RGew.-O.  keines  dieser» 
Erfordernisse  aufstellt  noch  auch  Vorbehalte  ■ 
zugunsten  der  Landesgesetzgebung  enthält, 
unterliegen  die  g.  A.  nur  den  allgemeinen 
bau-,  feuer-  und  sicherheitspolizeilichen  Be- 
stimmungen (streitig). 

3.  Konzessionspflicht  Der  Genehmi- 
gung bedürfen  diejenigen  Anlagen,  welche 
durch  die  örtliche  Lage  oder  die  Beschaffen- 
heit der  Betriebsstätte  erhebliche  Nachteile, 
Gefahren  oder  Belästigungen  f  üi'  die  Nachbar- 
grundstücke, den  Besitzer  oder  das  Publikum 
herbeiführen  können.  Bei  welchen  Anlagen 
dies  der  Fall  ist,  entscheidet  die  RGew.-O. 
selbst,  indem  sie  ein  vollständiges, 
nicht  nur  ein  exemplifikatorisches 
Verzeichnis  der  konzessionspflichtigen  An- 
lagen aufstellt,  so  daß  also  die  in  dem  Ver- 
zeichnis nicht  aufgeführten  g.  A.  einer  Ge- 
nehmigungspflicht nicht  unterliegen,  auch 
durch  die  Landesgesetzgebung  —  unbe- 
schadet der  für  alle  —  auch  nichtgewerb- 
lichen Anlagen  geltenden  polizeilichen  Be- 
schränkungen —  einer  solchen  besonderen  Ge- 
nehmigimg nicht  unterworfen  werden  können. 
Die  Konzessionspflicht  erstreckt  sich  nicht 
allein  auf  die  Neuerrichtung,  sondern 
auch  auf  wesentliche  Veränderungen 
der  Betriebsstätte  sowie  des  Betriebes.  Da- 
gegen bedarf  es  im  Falle  eines  Eigentums- 
wechsels keiner  erneuten  Konzession  für  den 
neuen  Eigentümer,  weil  nur  die  Anlage 
selbst,  nicht  deren  Betrieb  an  und  für 
sich  konzessionspflichtig  ist. 

Durch  Beschluß  des  Bundesrats  kann 
sowohl  die  Konzessionspflicht  aufgehoben 
als  auch  für  bisher  freie  Anlagen  begründet 
werden.  Doch  bedarf  dieser  Beschluß  der 
Genehmigung  des  folgenden  Reichstags,  tritt 
also  im  Falle  der  Nichtgenehmigung  von 
selbst  außer  Kraft.  Bisher  hat  der  Bundes- 
rat von  seiner  Befugnis  nur  durch  Ver- 
mehrung des  Verzeichnisses  Gebrauch 
gemacht,  so  daß  jetzt  folgende  Anlagen  ge- 
nehmigungspflichtig sind : 

„Schießpulverfabriken,  Anlagen  zur  Feuer- 
werkerei und  zur  Bereitung  von  Zündstoffen 
aller  Art,  Gaabereitungs-  und  Gasbewahrungs- 
Anstalten.  Anstalten  zur  Destillation  von  Erdöl, 
Anlagen  zur  Bereitung  von  Braunkohlenteer, 
Steinkohleuteer  und  Koks,  sofern  sie  außer- 
halb der  Gewinnungsorte  des  Materials  errichtet 
werden,  Glas-  und  Rußhütten.  Kalk-,  Ziecel- 
und  Gipsöfen,  Anlagen  zur  Gewinnung  roner 
Metalle,  Röstöfen,  Metallgießereien,  sofern  sie 
nicht  bloüe  Tiegelgieüereien  sind,  Hammerwerke, 
chemische  Fabriken  aller  Art,  Schnellbleichen, 
Firnißsiedereien,  Stärkefabriken,  mit  Ausnahme 
der  Fabriken  zur  Bereitung  von  Kartoffelstärke, 
Stärkesirupfabriken ,  Wachstuch-,  Darmsaiten-, 
Dachpappen-     und     Dachtilzfabriken,      Leim-, 


Tran-  und  Seifensiedereien,  Knochenbrenne- 
reien, Knochendarren,  Knochenkochereien  und 
Knochenbieichen,  Zubereitungsanstalten  fttr  Tier- 
haare, Tal^schmelzen,  Schlächtereien,  Gerbereien. 
Abdeckereien,  Pondretten-  und  Dtkngpnlver- 
Fabriken,  Stauanlagen  fttr  Wassertrieowerke 
(§  23); 

Hopfen  -  Schwefeldarren,  Asphaltkocbereien 
und  Pechsiedereien,  soweit  sie  außerhalb  der 
Gewinnungsorte  des  Materials  errichtet  werden, 
Strohpapierstoffabriken,  Danncnbereitonfsan- 
stalten,  Fabriken,  in  welchen  Dampfkessel  und 
andere  Blechgefäße  durch  Yemieten  hergestellt 
werden ; 

Kalifabriken,  Anstalten  zum  Imprägnieren 
von  Holz  mit  erhitzten  Teerölen: 

Knnstwollefabriken,  Anlagen  zur  Herstellong 
I  von  Cellnloid,  Degrasfabriken ; 

Fabriken,  in  welchen  Röhren  aus  Blech  dnrch 

Vernieten  herge»Btellt   werden,    sowie  Anlagen 

I  zur  Erbauung  eiserner  Schiffe,  zur  Herstellong 

I  eiserner  Brttdcen  oder  sonstiger  eiserner  Baa- 

konstruktionen ; 

Anlagen  zur  DestUlation  oder  zur  Verarbei- 
1  tung  von  Teer  und  von  Teerwasser ; 
I  Anlagen,  in  welchen  ans  Holz  oder  ähn- 
I  liebem  Fasemmaterial  auf  chemischem  Wege 
I  Papierstoff  hergestellt  wird  (Ceilnlosefabriken); 
Anlagen,  in  welchen  Albuminpapier  her- 
j  gestellt  wird : 

Anstalten  zum  Trocknen  und  Einsalzen  on- 
gegerbter  Tierfelle,  sowie  die  Verbleinngi-, 
Yerzinnnngs-  und  Vendnknngsanstalten. 

Anlagen  zur  Herstellung  von  Gnßstahl- 
!  kugeln  mittels  Kugelschrotmtthlen  (Kngelfräs- 
i  maschinen) ; 

i  Anlagen  zur  Herstellung  von  Zündschnoren 
I  und  von  elektrischen  Zündern.*' 

Die  Konzessionspflicht  erstreckt  sich  nicht 
auf  die  zur  Zeit  ihrer  Einführung  bereits 
existierenden  Anlagen;  diese  bedürfen  nur  im 
Falle  von  wesentlichen  Betriebsändemngen  der 
Genehmigung. 

Bei  Stauanlagen  für  Wassertriebwerke 
kommen  aulier  den  Vorschriften  der  §§  17—22 
RGew.-O.  die  landesrechtlichen  Bestimmungen 
zur  Anwendung.  Die  Landesgesetzgebnng  kann 
für  solche  Orte,  für  welche  öffentliche  Schlacht- 
häuser in  genügendem  Umfange  vorhanden  sind, 
den  Betneb  und  die  Anlagen  von  PriTtt- 
Schlächtereien  untersagen  (§  2S)  und  über  die 
Entfernung  durch  Wind  bewegter  Triebwerke 
von  der  Grundstücksgrenze  Bestimmungen 
treffen  (§  28).    (Vgl.  hierzu  §  907  BGB.) 

Sind  nach  landesrechtlichen  Vorschriften  ge- 
wisse Anlagen  oder  gewisse  Arten  von  Anlagea 
in  einzelnen  Ortsteilen  gar  nicht  oder  nar  unter 
gewissen  Beschränkungen  zugelassen  (Anlage 
sog.  „Villenviertel"),  so  finden  diese  Vorschriften 
auch  auf  die  nach  §  16  Gew.-O.  genehmignngs* 
Pflichtigen  g.  A.  Anwendung.  (Ueber  <fie  Ge- 
nehmigungspflicht der  Dampfkesselanla£ren  Tgl. 
Art.  „Dampfkesselpolizei"  ooen  S.  639^.) 

4.  Verfahren  und  Rechtsfolgen  der 
Konzessioniernng.  Hinsichtlich  des  Ver- 
fahrens  stellt  die  RGew.-O.  nur  die  leiten- 
den Grundsätze  auf  (§  21),  überläßt  dagegen 
.  die  näheren  Bestimmungen  der  Landesgesetz- 
gebung.    Wer  eine  g.  A.  errichten  wiU,  muß 
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bei  der  zuständigen  Behörde  einen  Antrag 
unter  Beifügung  der  erforderlichen  Zeich- 
nungen und  Beschreibungen  einreichen.  Ge- 
nügt das  eingereichte  Material  der  Behörde, 
80  erläßt  diese  eine  den  Antrag  betreffende 
öffen^che  B^anntmachung  mit  der  Auf- 
forderung, etwaige  Einwendun^n  ge^n  die 
beabsichtigte  Anlage  binnen  einer  Fnst  von 
14  Tagen  vorzubringen.  Bei  bloßen  Betriebs- 
änderungen kann  die  Bekanntmachung  unter 
Umständen  unterbleiben  (§  25). 

Hinsichtlich  der  Einwendungen  ist  zu 
unterscheiden,  ob  sie  öffentlich-recht- 
licher oder  privatrechtlicher  Natur 
sind;  in  letzterem  Falle,  ob  sie  auf  beson- 
deren privatrechtlichen  Titeln  beruhen  oder 
nicht.  Die  zweite  dieser  beiden  Möglich- 
keiten liegt  vor,  wenn  der  Widerspruch  auf 
allgemeine  Rechtsregeln,  wie  z.  B.  den  Inhalt 
des  Eigentumsrechts,  gestützt  wird.  Auch 
gehören  hierher  die  Verschilften  über  das 
Nachbarrecht,  die  sog.  gesetzlichen  Eigen- 
tumsbeschränkungen (Streitfr^).  Auf  be- 
sondere nyjrivatrechtlichen  Titeln  beruhen 
diejenigen  Einwendungen,  bei  denen  sich 
die  widersprechende  Partei  auf  Verträge 
und  vertragsähnliche  Verhältnisse  beruft 
(Servituten,  Privilegien,  auch  Ersitzung). 

Oeffentlich-rechtliche  Bedenken, 
sei  es,  daß  sie  die  Behörde  selbst  anregt, 
sei  es,  daß  Dritte  sie  geltend  machen,  ge- 
langen im  VerwaltuDffsverfahren  zur  end- 
gültigen Erledigung.  Hierbei  erstreckt  sich 
die  Prüfung  auch  auf  die  Beachtung  der 
bestehenden  bau-,  feuer-  und  gesundheits- 
polizeilichen Vorschriften.  Einwendungen, 
die  auf  besonderen  privatrechtlichen  Titeln 
beruhen,  werden  überhaupt  nicht  berück- 
sichtigt, sondern  auf  den  Rechtsweg  ver- 
wiesen, ohne  daß  dadiurch  jedoch  das  Kon- 
zessionsverfahren gehemmt  wird.  Einwen- 
dungen auf  Grund  allgemeiner  Privatrechts- 
regdn  werden,  sofern  sie  innerhalb  der 
gesetzlichen  Frist  geltend  gemacht  sind,  im 
Verwaltungsverfahren  völlig  erledigt.  Doch 
präjudiziert  der  diesbezügliche  Bescheid  nicht 
einer  Zivilklage  des  angeblich  Benachteiligten 
auf  Grund  der  Bestimmungen  des  bürger- 
lichen Rechts.  Nur  kann  der  Klageantrag 
bei  einer  mit  obrigkeitlicher  Genehmigung 
errichteten  Anlage  nie  auf  Einstellung  des 
Gewerbebetriebes,  sondern  nur  auf  Her- 
stellung von  Schutzvorrichtungen  und,  wenn 
solche  untunlich  sind,  auf  Schadloshaltung 
gehen  (§  26)  i). 

Nach  stattgehabter  amtlicher  Prüfung 
und  Erörterung  der  zu  berücksichtigenden 
Einwendungen  mit  den  Parteien  ergeht  von 
der  Behörde  ein  schriftlicher  Bescheid,  der 

')  Nichtkonzessionierten  Anlagen,  seien  sie 
nun  genehmigungspflichtig  oder  nicht,  steht  der 
Schatz  des  §  26  Gew.-O.  nicht  zur  Seite. 

Wörterbuch  der  Volkswirtschaft    II.  Aufl.    Bd.  I. 


den  Beteiligten  zugestellt  wird.  Es  wird 
in  demselben  entweder  die  Genehmigung 
erteilt  oder  versagt  oder  unter  Festsetzung 
von  Bedingungen  erteilt.  In  dem  die  Ge- 
nehmigung erteilenden  Bescheide  kann  dem 
Unternehmer,  falls  er  dies  vor  Schluß  der 
Erörterung  beantragt,  die  unverzügliche 
Ausführung  der  baulichen  Anlagen  auf  s  e  i  n  e 
Gefahr  und  vorbehaltlich  des  Rekurs  Ver- 
fahrens, erforderlichenfalls  nach  vorgftngiger 
Sicherheitsleistung,  gestattet  werden  (§  19  a 
Gew.-O.).  Innerhalb  14  Tagen  nach  der  Zu- 
stellung ist  gegen  den  Bescheid  Rekurs 
an  die  nftchstvor^;e8etzte  Behörde  zulässig. 
Derselbe  muß  mit  Rechtfertigungsgründen 
versehen  sein.    Der  Rekursbescheid  erfolgt 

fleichfalls  schriftlich  und  unter  Angabe  der 
!nt8cheidungsgründe.  Die  Kosten  des  Ver- 
fahrens fallen,  soweit  sie  nicht  ein  grundlos 
Widersprechender  zu  tragen  hat,  dem  Unter- 
nehmer zur  Last  Die  zuständigen  Behörden 
und  die  Einzelheiten  des  Verfsdirens  bestimmt 
die  Landesgesetzgebung.  In  Preußen  ent- 
scheiden in  erster  Instanz  die  Kreis-  oder 
StadtausschtLsse ,  Magistrate  oder  Bezirks- 
ausschüssen in  zweiter  Instanz  der  Minister 
für  Handel  und  Gewerbe  und  zwar,  sofern 
bei  Stauanlagen  Landeskulturinteressen  in 
Frage  kommen,  unter  Zuziehung  des  Land- 
wiitschaftsministers  (§§  109,  110,  113,  161 
des  Zuständigkeitsgesetzes  v.  1.  Vn.  1883). 
In  Bayern  sind  die  Distriktsverwaltungö- 
behörden  bezw.  die  Kreisregierungen  zu- 
ständig (G.  V.  29./1IL  1892).  (Weiteres  s. 
bei  Landmann  a.  a.  0.,  S.  143.) 

Bei  Erteilung  der  Genehmigung  kann 
dem  Unternehmer  eine  eventuell  verlänge- 
rungsfähige Frist  gesteckt  werden,  binnen 
welcher  die  Anlage  bei  Vermeidung  des 
Erlöschens  der  Genehmigung  begonnen  und 
ausgeführt  und  der  Gewerbebetrieb  ange- 
fangen werden  muß.  Maugels  solcher  Frist- 
setzung erlischt  die  Genehmigung,  wenn  der 
Inhaber  ein  Jahr  verstreichen  läßt,  ohne  von 
ilir  Gebrauch  zu  machen,  desgleichen,  wenn 
er  während  eines  Zeitraumes  vou  3  Jahren, 
ohne  eine  Fristung  erhalten  zu  haben,  den 
Qrewerbebetrieb  einstellt  (§  49). 

Ist  die  Konzession  einmal  erteilt,  so 
können  nicht  nachträglich  von  der  Polizei- 
behörde erschwerende  Bedingungen  auferlegt 
werden ;  dagegen  kann  die  Weiterbenutzung 
jeder  g.  A.  wegen  überwiegender  Nachteile 
und  Genihren  für  das  Gemeinwohl  zu  jeder 
Zeit  durch  die  höhere  Verwaltungsbehörde 
(in  Preußen :  Bezirksausschuß),  gegen  deren 
Verfügung  Rekurs  zulässig  is^  untersagt 
werden.  Diese  Befugnis  beruht  auf  dem 
staatlichen  Enteignungsi-echt.  Es  ist  deshalb 
auch  dem  Besitzer  für  seinen  erweislichen 
Scliaden  Ersatz  zu  leisten,  den  er  im 
ordentlichen  Prozeßwege  geltend 
machen  muß  (§  51  Gew.-O.). 

68 


1074 


Gewerbliche  Anlagen  —  Gewerbliches  Unterrich 


Die  genehmigungslose  Errichtung  kon- 
zesßionspfiichtiger  Anlagen  und  das  Zuwider- 
handeln gegen  wesentliche  Konzessions- 
bedingungen ist  mit  Geldstrafe  bis  zu  300  M., 
im  Nichtbeitreibungsfalle  mit  Haft  bedroht 
Auch  kann  die  Polizeibehörde  die  Weg- 
schaffun^  der  Anlagen  oder  Herstellung  des 
den  Bedingungen  entsprechenden  Zustandes 
anordnen  (§  147  Gew.-O.)  und  im  Verwal- 
tungszwangsverfahren durchsetzen. 

5.  Niehtkonzessionspflichtige    Anlagen. 

Die  Errichtang  oder  Verlegung  nicht  genehmi- 
gungspflichtiger Anlagen,  deren  Betrieb  mit 
ungewöhnlichem  Geränsch  verbunden  ist,  mul{ 
der  Ortsbehörde  angezeigt  werden.  Diese  hat, 
wenn  KircheD,  Schulen  oder  andere  öffentliche 
Gebäude,  Krankenhäuser  oder  Heilanstalten  in 
der  Nähe  vorhanden  sind,  deren  Betrieb  er- 
hebliche Störungen  erleiden  würde,  die  Ent- 
scheidung der  höheren  Verwaltungsbehörde 
darüber  einzuholen,  ob  die  Ausübung  des  Ge- 
werbes an  der  gewählten  Betriebsstätte  zu  unter- 
sagen oder  nm*  unter  Bedingungen  zu  gestatten 
sei.  Der  Gewerbeuntemehmer  darf  jedoch  schon 
vor  der  Entscheidung  der  Verwaltungsbehörde 
mit  der  Eröffnung  des  Betriebes  beginnen;  je- 
doch nur  auf  die  Gefahr  des  nachträglichen 
Verbots.  Eine  Unterlassung  der  Anzeige  ist 
ebensowenig  strafbar  wie  eine  verbotswidrige 
Ausübung  des  Betriebes,  welch  letzterer  jedoch 
mittels  polizeilichen  Zwanges  eingestellt  werden 
kann.  Andererseits  steht  der  Umstand,  daß  die 
höhere  Verwaltungsbehörde  den  Betrieb  aus- 
drücklich duldet,  einer  Negatorienklage  der 
Anwohner  nicht  entgegen. 

Besondere  Verschrieen  enthalten  hinsichtlich 
elektrischer  Anlagen  die  §§  112  und  113  des  Ge- 
setzes über  das  Telegraphenwesen  des  Deutschen 
Reiches  v.  6./rV.  1«92  und  bezüglich  der  An- 
lagen zur  Herstellung  von  Sprengstoffen  die 
§§  1—4  des  G.  V.  9./VI.  1884.  Die  Vorschriften 
über  Dampfkesselanlagen  s.  in  dem  Art.  „Dampf- 
kesselpolizei". 

6.  Ausländisches  Recht.  Die  legislative 
Grundlage  der  französischen,  belgischen  und 
österreichischen  Gesetzgebung  bildet  das  franzö- 
sische Dekret  v.  15./X.  1810,  welches  auch  für 
die  preußische  und  deutsche  Gewerbeordnung 
in  diesem  Punkte  vorbildlich  gewesen  ist.  Die 
Bestimmungen  jenes  Dekretes  betr.  les  Etablisse- 
ments insalnbres,  daugerenx  ou  incommodes 
sind  weiter  fortgebildet  durch  die  Ordonnanz 
V.  14./T.  1815  und  die  Dekrete  v.  2ö.ßn.  1852; 
31./XII.  1866:  3./V.  1886;  5./V.  1888;  15./m. 
1890;  26./I.  1892  u.  25./XIL  1901.  Für  Belgien 
gelten  jetzt  die  Erfasse  v.  29./I.  1863  u.  31. /V. 
1887,  sowie  v.  22./Vn.  u.  6./IX.  1902;  und 
zahlreiche  spätere  Erlasse.  Für  Oesterreich 
kommt  besonders  das  G.  v.  lö./III.  1883  betr. 
die  Abänderung  und  Ergänzung  der  Gew.-O.  v. 
20./XII.  iao9  in  Betracht  (§  15  fg.)  und  dazu 
MV.  V.  5./VI.  1904.  In  England  existieren  nur 
hinsichtlich  weniger,  für  die  Allgemeinheit  be- 
sonders gefährlicher  Anlagen  beschränkende  Ge- 
setze (so  z.  B.  die  Explosives  Act  v.  14./VI. 
1875,  die  Explosives  Substances  Act  v.  lO./IV. 
1883,  die  Coal  Mines  Regulation  Act,  1896  und 
dazu  V.  V.  20./XIL  1902;  24./IV.  1903;  5./IX. 
1903;    lO./XII.   1903;   6./IX.  1904;    II./II.  1905 


und  die  Public  Hes 
AlcaU  Act,  1863/187^ 
Literatur:  Seydel, 

der  RGew.-O.,  Ann 
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—  P.  Le  Marax 
dangereux  et  incomm 
LSgislation  et  Jun\ 
insalubres,  dangere 
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schlägigen  Paragrap 
BOew.'O.,  insbes, 
(4.  Aufl.,  190S);  JU 
(4.  Aufl.,  1901),  Seh 
Leipzig  1906).  —  Vg 
gesetzgebung"  oben 
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-welchem  B<>nif  er  sich  zuwenden  will,  und  schaffen,  daß  dieser  Bernf  lehrbar  sei  und  Lehre 

damit  ist  ihm  auch  überlassen,  welche  Bil-  fordere:  die  Selbsterhebung  des  Gewerbe-,  des 

(lang  er  sich  aneignen  will;  erst  innerhalb  Bttrgerstandes!     Die  zttnMerische   QUederang 

die^s  frei^iUigen  Rahmens  tritt  das  obli-  feil%:tl°,.f,"riwÄl  n^Ji^^hS^ 
^torische  Moment  ein  hin^chüich  dem^^^^^^ 

Bildung,  die  der  einzelne  Beruf  als  Mindest-  gemeines  System  des  g.  ü.  gab  es  naturgemäß 

maß    beansprucht.  —  So   liegt   es   bei    der  nicht;   aber  auch   das   zünftlerisch   fachmäßig 

gelehrten  Bildung,  so  liegt  es  auch  bei  der  gegliederte  „sollte  nicht  etwa  in  erster  Reihe 

wirtschaftlichen.       Aber    zwischen    diesen  die  Tüchtigkeit  des  Einzelnen  sichern,  sondern 

Zweigen  selbst  besteht  wieder  ein  l>edeu-  ihn  in  die  arbeitende  Körperschaft  der  Zunft  auf- 

tungsvoUer    Unterschied:     die     staatüchen  nehmen"  (v.  Stein).     Die  gewerbüchen  Vor- 

AnsteDungen,    die    zum  Teü    die    gelehrte,  jäi^'J,^?'  af.  InfSL^^^^^ 

zum    TeireinegeW  Stufe    der^rjBalen  ^rZ\eln^ü^f^J^I^^^ 

Bildung    zum    lirfordernis    haben,    nehmen  einer  Zunft  angaben  —  erlassen  und  gehtttet  von 

eine  Person,  die  die  verlangte  Bildung  nicht  den  in  Fachzünften  organisierten  Meistern:  das 

aufweisen  kann,  auch  nicht  auf;  selbst  einige  Meisterrecht!  Das  alles  nahm  eine  Wendung 

rein    wirtschaftliche    Machtfaktoren    (große  mit  den  großen  Umwälzungen  der  Entdeckungs- 

Fabriken,  Gesellschaften)  machen  die  Auf-  und  Erfindungsperiode,  die  den  Blick  wesentlich 

nähme    in    die    von    ihnen  zu  vergebenden  erweiterte,  die  Anschauungen  zum  Teil  gänzlich 

\  orbildung  abhängig.  Aber  der  größere  j^^^  begrenzten  Gewerbeleben  der  Zunft- 
leil  der  wirtschaftlichen  iLrwerbszweige,  ^eit  ein  Industrieleben  schuf,  das  mit  fernen 
fast  ausnahmslos  die  gewerbliche  Tätigkeit  Absatzgebieten  im  Weltverkehr  zu  rechnen 
(Industrie,  Gewerbe,  Handwerk),  nach  dem  hatte  und  eine  ganz  andere  Bildung  der  Berufs- 
Wegfall  des  Befähigungsnachweises  und  genossen  nötig  machte,  als  es  bisher  bei  der  Zunft- 
zünftiger Beschränkungen,  ist  frei  von  jeder  Verfassung  der  Fall  gewesen  war.  Hier  tauchte 
gesetzlichen  Anforderung  einer  entsprechen-  ?n°  ein  neuer  Begnff  auf,  der  gegenüber  der 
den  fachlichen  oder  aUgemeinen  VorbUdung,  humanistisch-theoretischen  Büdung  und  der 
aZc  MoR  Xk^^JT  v^;]Xr^  ;.,f  ««  v^.f^  auch  ins  Doktrmär-theoretische  gefallenen  Hand- 
das   Maß    dieser    \orbildung    ist   an   keine  ^erkererziehung  den  Erfordernissen  des  Welt- 

fesetzliche  Norm  oder  J? orderung  gebunden,  handeis  Rechnung  trug:  das  „Praktische**,  die 

>as  g.  U.  ist  also   in    weitestem  Maße   ein  „reale"  Bildung  —  mit  Geographie,  kaufmänni- 

lediglich  dem  selbständigen  Streben  i  n  dem  schem  Kechnen,  Einführung  in  die  Lehren  des 

erwählten  Berufe  oder  z  u  dem  erwählten  Weltverkehrs  — ,  und  damit  war  auch  der  Keim 

Berufe  gewidmetes  Bildungsfach,  zeugt  da-  zu  der  letzten  Entwickelune  des  wirtschaftlichen 

her  von  der  eigenen  Erkenntnis  der  Bild ungs-  Unterrichts  gegeben  der  Nationalökonomie,  die 

bedürftigkeit   unter  den   wirtschafüich   Tä-  ^^«    ganze    Wirtschaftsleben    als    ein    Gebiet 

♦;«^..  „Jr^  ;«♦   ...   ^;«  »7^ ;„   „-;«  ««;i^«««  wissenschaftlicher  Betrachtung  erkannt  hat  und 

tigen  und  ist  so  ein  Zeugnis  jjie  anderer-  ^^^.^   ^^^j^    ^^^  ^.^^^^y^^  %^^   ^^^  H^^^^l 

seits    ein    Hilfsmittel    des    wirtschaftlichen  eine  noch   viel    umfassendere   Unterrichts- 

Fortschnttes  und  ein  Maßstab  der  Erforder-  fähigkeit  zuerkennt.    Nun  hat  aber  auch  die 

riisse  des  Weltmarktes.  immer  größer  werdende  Konkurrenz,  insbesondere 

Da  das  Gewerbe  ein  wichtiger  Faktor  die  immer  weitere  Ausdehnung  des  Maschinen- 
des Volks-  und  Staatslebens  ist.  muß  auch  wesens,  überhaupt  der  Technik,  von  der  in- 
das  g.  U.  der  angelegentlichsten  Beachtung  dustriellen  und  gewerblichen  Tätigkeit  eine  Vor- 
seitens  des  Staates  und  der  Kommunen  emj^  J^^^ung  verlangt  die  ohne  eine  eingehende 
frviii^ti  T^r^^^r.  Lehre  nicht  mehr  ZU  bewältigen  ist.  Dem  Lernen 
loruen  \veraen.  j^  ^^^  Werkstatt  und  im  kaufmännischen  Ge- 

2.  Geschichtliche  Entwickelang.  Es  ist  schäft,  in  der  Fabrik  und  im  Kontor  mußte  alsbald 
naturgemäß,  daß  ein  g.  U.  erst  dann  auch  wirk-  dieschulmäßigeAusbildungandie  Seite  treten, 
lieh  entstehen  kann,  wenn  das  Gewerbe  selbst  weil  so  viele  Gebiete  des  modernen  Gewerbe- 
eine gewisse  Höhe,  eine  gewisse  Unterrichts-  wesens  —  wie  Ingenieurwissenschaft,  Chemie, 
fähigkeit  erlangt  hat.  Beschränken  wir  in  Physik,  Mechanik,  Arithmetik,  Elektrizität, 
dieser  Hinsicht  unsere  Betrachtung  auf  Deutsch-  Buchführung  —  zum  Teil  durchaus  eine 
land,  so  kann  von  einer  solchen  Unterrichts-  wissenschaftliche,  eine  theoretische  Lehre 
fähifi^keit  mit  Fug  erst  seit  Entstehung  der  erfordern,  zum  Teil  aber  von  selten  der  oft  genug 
Zünfte  gesprochen  werden.  Erst  damals  wurde  wenig  mitteilsamen  und  zum  Lehren  nicht 
es  den  Gewerbetreibenden  bewußt ,  daß  wie  fähigen  Lehrherren  dem  Lehrling  nur  in  ganz 
Kriegsdienst  und  Staatsdienst  des  Adels,  wie  ungenügendem  Maße  oder  überhaupt  nicht  ^e- 
Ehren  und  Würden  der  Geistlichkeit,  so  die  lehrt  werden  können.  Gleichwohl  ist  wegen  der 
Arbeit  des  Bürgers  Zierde  sei;  erst  damals  ge-  Schwierigkeit  und  der  verhältnismäßigen  Neu- 
staltete sich  das  Handwerk  aus  einer  Brotarbeit  heit  des  Gegenstandes  eine  allgemeine  Pflicht 
für  den  täglichen  Lebensunterhalt  zum  Selbst-  noch  nicht  eingeführt,  überhaupt  von  selten  des 
zweck,  zum  Stolz  des  Bürgers;  und  erst  bei  Staates  eine  Regelung  noch  nicht  unternommen 
solchem  Bewußtsein  kann  von  einem  Aufscb\in]ng  worden,  wenn  auch  hier  und  da  ein  Zwang  ein- 
und  gedeihlichen  Fortschritt  der  wirtschaftlichen  geführt  ist,  and  das  System  des  g.  U.  ist,  wenn 
Tätigkeit  die  Rede  sein,  erst  ein  solches  Be-  man  überhaupt  von  einem  System  sprechen 
wußtsein  kann  den  Boden  zu  der  Erwägung  kann,  noch  undurchsichtig  und  bunt  genug. 
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3.  Einteilung  nnd  Kennzeiclurang  der  schnlen:  Berlin,  Earlsmlie,  Darmstadt,  Mfinchea. 
einzelnen  Arten,  a)  Vorbemerkung.  Es  Dresden,  Stnttgrart,  Hannover,  Brannschwew, 
kommt  nun  zunächst  darauf  aa,  die  ver-  ^•»e»  «»^  »^j«.  »n  Oesterreich  6  (Prag  (2), 
schiedenen  Zweige  des  g.  ü.  zu  kemizeichnen  ^^iTvaU.^^'^  }TZ!^Z.vr^JS,.i, 
und  dann  ausz^eidln,  was  an  die  hier  |5:.''«Ä5Ä;'^l^'i*te\wtec£ 
ZU  betrachtenden  Zweige  nur  angrenzt  und  nigcher  Hochschulen  (Breslau,  Nürnberg)  steht 
nicht  durchaus  zum  g.  U.   zu  rechnen  ist.  in  Aussicht  —  Die  stetig  steigenden  Anforde- 

gemeinen  Fortbildungsschulen.  Die  da*  reale  HochschuUtudinm  zu  einer  Notwendi«- 
idlgemeine  Fortbüdungsschule  ist  derjenige  teil,  aber  konnten  »ich  andererseits  an  dä> 
Zweig  des  Volksbudungswesens,  welcher  Hochschalstndiam  nicht  genttgen  lassen;  hier  kann 
dem  Weiterstrebenden,  der  die  Volksschule  yielmebr  nur  ErsprieDlicnes  nnd  wirklich  Wissen- 
durchgemacht hat,  die  Möglichkeit  einer  scbaftUches  erreicht  werden,  wenn  die  Hocfa- 
YervoUkommnung  gibt.  Sie  gehört  zum  schnlen  von  den  Elementen  frei  gehalten  werden, 
realen  Bildungswesen,  ist  aber  kein  Zweig  *«  für  technische  Aufgaben  zwar  .praktisch. 
des  g.  ü.,  weü  die  aügemeine  FortbUdungs-  ^J  '"«'?*  ^«^enschaftlich  f»hig  smd ;  dine 
scJe  eine  Sch.ule  zur^eiterbUdung  alf  £SrS»enThStS.d'S  Sa^S^  '^ 
Volkselemente  ist,  die  gewerblichen  Schulen  nischen  Fachschulen.  Da  aber  gerade  auf  diesem 
aber  nur  Bildunesmstitute  für  diejenigen  Gebiet  die  Verschiedenheit  selbst  in  den  deutschen 
sind,  die  schon  den  gewerblichen  Be-  Bundesstaaten  eine  sehr  große  ist,  insbeeonder« 
ruf  ergriffen  haben  oder  ergreifen  zu  wollen  an  derartigen  besseren  Mittelschulen  noch  Mangel 
schlüssig  sind  —  d.  h.  für  diejenigen,  die  herrscht  und  daher  das  Material  der  Besucher 
dahin  streben,  später  einmal  einem  (bewerbe-  ^^  <?^^  uuffleichwertiges,  besonders  durch  die 
betrieb  selbständig  vorzustehen.  (Ob  der  «außerordentlichen  Stu(üerenden«  bettntrtch- 
Erreichung  dieses;^^^^  ffiii^^en^^floffihStn^^^^^^^ 
Gründe  entgegenstehen,  steht  natürhch  auf  ^^  ^er  rechte  Zweck  wird  nicht  überaU  er 
einem  anderen  Blatt).  Dies  muß  uns  als  reicht.  Dazu  kommt,  daß  auch  die  Disanlinen 
Kriterium  gelten,  ob  etwas  als  gewerblicher  nicht  gleichmäßig  geregelt  sind,  z.  B.  felin 
Unterricht  anzusehen  ist  oder  nicht.  und    Aachen    auch    Hüttenwesen,     Karlsruhe 

i«\  XT-     1«     1«   t       "cv               j  ^  oi.  n  Forstwesen,  München  Landwirtschaft,  Darmstadt 

b)pch8chulen.EinegesonderteStellung  „„^  Braun^hweig  Pharmazie,  Riga  Handels- 
nimmt  auch  die  höchste  Stute  des  gewerb-  Wissenschaft  usw.  lehren,  während  die  allen  ge- 
liehen Bildungswesens  ein,  das  Polytechni-  meinsamen  Hauptgebiete  die  folgenden  sind: 
kum,  die  Universität  des  Gewerbes.  Da  das-  Mathematisch  -  natnrwissenschaftlidie  Fächer, 
selbe  mit  seinen  Studien  für  diejenigen  da  Hochbau,  Ingenienrwissenschaft,  Mechanik  im 
ist,  die  auch  späterhin  ein  Gewerbe  (Bau-,  weiteren  Sinne,  Chemie,  Volkswirtschaft  u.  a. 
Ingenieur-,  Elektrotechnikerfach  usw.)  selb-  ^"  Wesen  der  Technischen  Hochschulen  aber 
ständig  betreiben  wollen,  so  gehört  die^  ^ly-  ÄStTt^'e^^^^^ 
techmsche  Büdung  zum  g  U.j  aber  da  es  diszipfin  Snen  dem  üniversitätswesen  gleichen 
schon  Staatsstellungen  gibt,  die  die  poly-  Rang  zuzuerkennen.  Im  ganzen  hatten  die  zehn 
technische  Bildung  verlangen,  da  femer  die  reichsdeutschen  Technischen  Hochschulen  im 
nahe  Berührung  mit  Berg-  und  Forstakade-  Wintersemester  1904/05  eine  Gesamtbesuchenahl 
mieen  zeigt,  wie  die  Technischen  Hoch-  von  16500  f Studierende  und  Hospitanten)  nnd 
schulen  schon  so  gänzlich  zu  den  gelehrten  i™  Sommer  1905  eine  solche  von  14600. 
Studienanstalten  gehören,  so  ist  der  rein  c)  Mittelschulen.  1.  Pflegen  die  Tech- 
gewerbliche Charakter  nicht  mehr  gewahrt;  nischen  Hochschulen  die  Wissenschaft  des 
immerhin  dürfen  sie  in  gewisser  Hinsicht  Gewerbebetiiebes,  so  pflegen  die  Kunst- 
als  oberste  Stufe  des  gewerblichen  BUdungs-  gewerbeschulendie Kunst  des  Gewerbes 
Wesens  betrachtet  werden.  Daß  die  Tech-  und  sind  in  ihrer  Art  ein  GKpfelpunkt;  und 
nischen  Hochschulen  jetzt  auch  (außer  den  da  im  Gewerbe  ganz  unmittelbar  und  na- 
früher  schon  vorhandenen  Diplomen  der  türlich  die  Kunst  ein  höchstes  praktisches 
Staatsprüfungen)  den  Doktorgrad  (Dr.  ing.)  Ziel  ist,  so  müssen  diese  Kunstgewerbeschulen 
verleihen  können,  gibt  ihnen  die  Hochschul-  als  eine  der  obersten  Stufen  des  gewerb- 
qualität  auch  nach  außen  vollkommen.  liehen  Unterrichts  betrachtet  werden.  Denn 

üeberHandelshochschiüen  s.d.  Art.  Bd.  II.  ^^  Gewerbe  erreicht  überall  da  die  höchste 

Blüte,  wo  ihm  die  Kunst  liilft,  seine  Werke 

Als  Geburtsland  der  Technischen  Hochschulen  zu  gestalten ;  das  trifft  nicht  allein  für  das 
Mt  Frankreich  anzusehen;  hier  wiirde  1794  die  Handwerk  zu,  sondern  auch  mit  Maschinen- 
Ecole  polytechnique  zu  Pans  gegründet,  die  als-  ^^eit  kann  Kunstvolles  geschaffen  werden, 
bald  so  gute  Erfolge  aufzuweisen  hatte,  daß  sie  a  ^-  rj-^  l  ijTTT  ^'i!r^^  wciwu, 
tiberall  3^^achahmung  fand;  es  entstand  nach  und  dieses  Ziel  nach  Möglichkeit  zu errcid^^^ 
ihr  eine  Anzahl  gleichartiger  Schulen  in  Oester-  "^^  dadurch  die  heimische  Industrie  kon- 
reich, der  Schweiz  und  Deutschland,  und  heute  kurrenzfähig  zu  erhalten,  dazu  dienen  die 
bestehen  in  Deutschland   10  Technische  Hoch-  Kunstgewerbeschulen.    Es  liegt  ihnen  daher 
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nicht  so  wie  den  übrigen  mittleren  Gewerbe-  erster  Linie  Maschinenbau  und  Elektrotechnik, 
schulen  ob,  die  praktische  Fertigkeit  des  Es  wäre  zu  wünschen,  daß  der  Staat  diese 
Schülers  zu  üben,  ihm  Geschick  im  Fabri-  wichtige  Schulgattung  mehr  pflege.  Hierher 
zieren  und  in  der  kaufmännischen  Leitung  gehörten  die  früheren  preußischen,  jetzt  ganz 
seines  Unternehmens  zu  geben,  ihre  Aufgabe  in  Maschinenbaufachschulen  aufgefangenen 
ist  es  vielmehr,  den  Geist  des  Schülers  auf  Provinzialgewerbeschulen. 
das  Schöne  hinzulenken,  seine  Empfindung  aIb  die  wichtigsten  dieser  Technika  sind  zu 
für  Kunst  zu  beleben,  freilich  ihm  dann  nennen:  Eöthen  (staatlich),  Chemnitz  (staatlich), 
auch  die  Mittel  an  die  Hand  zu  geben,  die  Hamburg  (Zosammenfassnng  einer  Beihe  von 
Bilder  der  Kunst  durch  Betätigung  in  das  staatlichen  Einzelfachschulen),  die  königlich 
praktische  Leben  hmüberzuführen,  ihn  auf  bayerischen  Industrieschulen  zu  München,  Nüm- 
den  Gebieten  der  Architektur,  der  Plastik  berg,  Augsbnrj:  und  Kaiserslautera.  Einzelne 
„«-1  A^^  \r«iÄ-^;  »1,  ««♦«^««;«^«  von  ihnen  genießen  emen  weit  verbreiteten  Ruf 

und  der  Malerei  zu  unterweisen.  ^^^  haben  Ichüler  ans  allen  Ländern  und  Erd- 

Auch  hier  ist  Frankreich  vorangegangen,  teilen.  Höhere  staatliche  Maschinenbanschulen 
welches  durch  seine  jahrhundertelange,  seit  bestehen  in  Preußen  in  folgenden  Städten :  Altona, 
Colbert  gepflegte  Knnstgewerbebildung  auf  den  Barmen-Elberfeld,  Breslau,  Dortmund,  Einbeck, 
Weltausstellungen  einen  so  großen  Vorsprung  Hagen,  Köln,  Magdeburg,  Stettin  und  Posen, 
vor  den  anderen  Nationen  bekundete,  daß  man  kömgl.  Maschinenhau-  und  Hüttenschulen  in 
nun  in  anderen  Ländern  nicht  länger  mit  einer  Berim.  Barmen-Elberfeld,  Dortmund,  Duisburg, 
energischen  Berücksichtigung  des  Kunstgewerbe-  Gleiwitz,  Görlitz  und  Köln.  Von  privaten  ünter- 
unterrichts  zögern  zu  dürfen  glaubte.  England  nehmungen  in  der  Art  der  Technika  oder  höhe- 
nündete  1857  das  South -Kensin^ton- Museum  ren  Maschinenbauschulen  verdienen  diejenigen 
(Museum,  Schule  und  Lehrerbildungsanstalt),  in  Mittweida,  Hmenau,  Hüdburghansen,  Alten- 
Oesterreich  1863  das  Museum  für  Kunst  und  hurg,  Neustadt  i./M.,Strelitz,  Buxtehude,  Bremen, 
Industrie,  1868  die  Kunstgewerbeschule,  Baden  Eutin  u.  a.  Erwähnung. 
18te  die  Gewerbehiüle  zu  Karlsruhe  und  1^^  3  Quantitativ  den  Kernpunkt  des  ge- 
wurde, zunächst  als  Pnvatuntemehmen,  das  _^Xi;^v,^rTT«T..^/»»,fo  Kivi^f  «k^,.  AirL^nl 
Kunst^werbemuseum  zu  Berlin  und  dasNatio-  ^erbhchen  Unterrichts  büdet  aber  die  große 
nalmuseum  zu  München  gegründet.  Jetzt  be-  -^dasse  der  unter  verschiedenen  Namen 
stehen  „Handwerker-  und  Künstle  werbeschulen^  gehenden  Anstalten :  Gewerbeschulen, 
in  Preußen  (1898  nach  Röscher)  S  (Berlin,  Frank-  gewerbliche  Fortbildungsschulen, 
fürt a./M.,Dü88eldorf,Köln, Kassel, Hanau, Breslau,  Handwerkerschulen.  Im  einzelnen 
Aachen,  Barmen,  Elberfeld,  Hannover,  Iserlohn,  lassen  sich  hier  Abgrenzungen  überhaupt 
Königsberg  LPr.,  Magdeburg,  Erfurt  Chariotten-  ^icht  durchführen,  da  auf  diesem  Gebiete 
L'^L^nSSwIrirÄ  2""eit  noch  alles  im  Fluß  ist.    Hervorge- 

Oflfenbw5h).  Österreich  und  die  Schweii  haben  scl^ulen  Preußens,  so  die  beiden  m  BerUn, 
16  (8  und  7).  iKunstjrewerbemuseen  und  gar  nicht  zu  dem  g.  U.  gehören,  sondern 
Kunstgewerbeschulen  büden  die  notwendig  Er-  höhere  Realschulen  sind  und  daß  in  Oestei> 
gftnzung  für  einander  und  sollten  überaU  ver-  reich  z.  B.  die  Staatsgewerbeschulen  auch 
bunden  bestehen.  zum  Teil  die  Bildung  pflegen,  die  in  unseren 

2.  Technika.  Was  wir  heute  unter  Techniken  gelehrt  wird  (vgl.  imten  sub  U,  4). 
„Technikum"  verstehen,  ist  eine  Schule,  die  Die  Gewerbeschulen  aber,  die  wir  jetzt  im 
sich  zum  Ziel  gesetzt  hat,  ein  die  hohen  An-  Auge  haben,  m(%en  sie  sich  nun  nennen, 
forderungen  des  Polytechnikums  vermeiden-  wie  sie  wollen,  sind  Fortbildungsschulen  für 
des  gewerbliches  Fachstudium  zu  ermöglichen,  den  schon  in  der  Praxis  stehenden  Lehrling 
Die  Technika  bezeichnen  sich  daher  auch  stets  oder  Gesellen  und  geben,  freilich  unter  tun- 
als  höhere  oder  mittlere  Fachschulen,  im  lieber  Berücksichtigung  einzelner  Gewerbe- 
Gegensatz  zu  den  niederen  Fachschulen  und  betriebe,  im  ganzen  doch  eine  mehr  aUge- 
zu  den  Hochschulen.  Man  darf  gut  geleitete  meine  oder,  besser  gesagt,  vielen  Gewerben 
und  gewissenhaft  ausbildende  LihnmstBdten  gemeinsame  gewerbüche  Ausbildung,  beson- 
in  der  Art  dieser  Technika  als  einen  Segen  ders  im  Rechnen,  Rechtschreiben  und  Stil, 
des  modernen  Gewerbes  betrachten,  sie  ent-  in  der  Kenntnis  der  Natur  (Geographie, 
lasten  die  Hochschule  von  den  Besuchern,  die  Chemie,  Physik),  in  der  Maschinenkunde  wie 
ihren  Anforderungen  nicht  gewachsen  sind,  ül)erhaupt  den  Grundlagen  des  technischen 
und  gewähren  gleichwohl  strebsamen  jungen  Wissens  und  im  gewerblichen  Zeichnen.  — 
Leuten  eine  nicht  nur  über  die  niedere  Wichtig  ist  für  die  einzelne  Schule  stets, 
Fachschule,  sondern  auch  über  die  gewerb-  auf  wie  \'iel  Stunden  wöchentlich  ihr  Lehr- 
liche Fortbildungsschule  hinausgehende  fach-  plan  eingerichtet  ist,  wie  lange  Zeit  sie 
gemäße  Ausbildung.  Es  sind  Institute,  die  überhaupt  zur  Ausbildung  in  Anspruch 
ihre  Schüler  voll  in  Anspruch  nehmen  und  nimmt.  In  dieser  Weise  läßt  sich  hier  ein 
eine  Zeit  von  2  bis  3  Jahren  je  nach  der  Unterschied  machen  zwischen  Sonntags-  und 
Disziplin  zur  Ausbildung  verlangen,  lassen  Abendschulen  einerseits  und  Tagesschulen 
sich  also  ziemlich  scharf  gegen  die  Gewerbe-  andererseits,  eine  durchgreifende  Scheidung 
schulen    abgrenzen;    meist    pflegen    sie    in  freilich  auch  nicht  durchführen.    Ganz  be- 
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sonders  auf  diesem  Gtebiete  ist  noch  alles 
im  Werden.  Da  die  Schulen  in  erster  Reihe 
praktisch  tatige  Lehrlinge  oder  Gesellen  zu 
Schülern  haben,  so  erklärt  es  sich,  daß 
ihnen  die  Zeit  aufs  äußerste  beschränkt  und 
^t  nur  Sonntags  oder  an  den  Abenden  der 
Werktage  gegeben  ist.  Mit  dieser  knappen 
Zeit  müssen  sich  auch  sehr  viele  begnügen. 
Aber  die  größeren  Anforderungen,  die  immer 
mehr  an  die  Ausbildung  der  Gewerbe- 
treibenden gestellt  werden  und  gestellt 
werden  müssen,  drängen  auf  eine  stete  A  u  s  - 
dehnungderünterrichtszeit  hin;  da- 
mit aber  wird  es  auch  wünschenswert,  daß 
die  der  Volksschule  enthobenen  jungen 
Leute,  die  sich  einen  Berufszweig  schon 
gewählt  haben,  tunlichst  vor  ihrem  Eintritt 
m  die  praktische  Tätigkeit  —  wie  auch 
schon  häufig  der  Fall  —  sich  dem  Unter- 
richte in  der  Gewerbeschule  zuwenden ;  das 
erfordert  dann  aber  auch  den  Werkstätten- 
unterricht zur  Ergänzung,  für  welchen  be- 
sondere Lehrwerkstätten  errichtet  worden 
sind,  wenn  nicht  überhaupt  der  Eintritt  in 
eine  Fachschule  vorgezogen  wird,  und  führt 
überhaupt  zum  Tagesunterricht  hinüber, 
üeber  die  tatsächliche  Entwickelung  dieser 
größten  Masse  der  gewerblichen  Schulen 
wird  unten  sub  U  gehandelt  werden. 

d)  Die  niederen  Fachschulen.  Die 
sog.  niederen  Fachschulen^)  bilden 
eine  Individualisierung  der  allgemeinen  Ge- 
werbeschulen und  sind  der  untere  Parallel- 
gänger der  Technika.  Sie  sind  allda  mit 
Erfolg  errichtet  worden,  wo  ein  lokal  sehr 
ausgebildeter  Gewerbszweig  fortgesetzt  einer 
Anzahl  geschulter  Kräfte,  eingearbeiteter 
Lehrlinge  bedurfte.  Hierher  zu  rechnen 
sind  die  Lehrwerkstätten,  die  Schlosser-, 
Schuhmacher-,  Tischler-,  Drechsler-,  Bau- 
gewerkschulen usw.  und  als  höhere  Ver- 
vollkommnung dieser  Kategorieen  die  Werk- 
meisterschulen. 

Auch  über  diese  Schulen  folgen  nähere 
Angaben  tatsächlicher  Art  unten  sub  U. 

e)  Handelsschulen.  Auch  als  Zweig 
des  g.  ü.,  wenn  auch  als  ein  selbständiger, 
zu  betrachten  sind  die  Handelsschulen ;  denn 
sie  verkörpern  den  Unterricht  im  Kaufmanns- 
beruf, der  zwischen  Gewerbe  und  Konsu- 
menten oft  genug  der  notwendige  Vermittler 
und  auch  sonst  dem  Gewerbe  nahe  verwandt 
ist  Auch  bei  den  Handelsschulen  ist  die 
Auffassung  des  Lehrzweckes  und  damit  der 
Lehrplan  ein  verschiedener  und  auch  bei 
ihnen  eine  scharfe  Scheidung  nicht  möglich ; 
aber  im  großen  und  ganzen  hat  man  zu 
scheiden    zwischen    kaufmännischen    Fort- 


\)  Der  Ausdruck  „niedere  Fachschulen" 
trifft  keineswegs  immer  den  Charakter  der  An- 
stalt, scheint  sich  aber  im  Gegensatz  zu  den 
Technika  so  eingebürgert  zu  haben. 


bildunesschulen,  Handelsschulen  und  Höheren 
Handelsschulen  je  nach  dem  Charakter  ihres 
Lehrplanes.  Unter  den  Lehrplänen  der 
mittleren  Handelsschulen  unterscheidet  man 
wiederum  den  sächsischen  Typus  (z.  B. 
Dresden],  der  mehr  die  Fachbildung,  und 
den  Milieutypus  (z.  B.  Köln),  der  mehr  die 
Allgemeinbüdung  betont.  Bei  den  sog.  kauf- 
männischen Fortbildungsschulen  kann  mau 
zweckmäßig  wieder  zwischen  kaufmännischen 
Vorbereitungsschulen  als  Tagesfortbildungs- 
schulen  und  den  Lehrlingsschulen  oder 
eigentlichen  kaufmännischen  Fortbildimgs- 
schulen  unterscheiden.  Im  Jahre  1898  ist 
auch  mit  der  Gründung  von  Handelshodi- 
schulen  begonnen  worden,  welche  im  Art 
,4Iandelshochschulen"  (unten  Bd.  U  S.  26^.) 
eine  eigene  Darstellung  erfahren ;  dort  wird 
auch  die  Entwickelung  des  Haiidelsschui- 
wesens  im  ganzen  kurz  besprochen. 

Die  ersten  Höheren  Handelsschulen  entstan- 
den 1817  in  Gotha,  1831  in  Leipzig  und  1854 
in  Dresden  als  „Oeffentliche  Handeislehnuistal- 
ten**,  und  noch  heute  weist  gerade  Sachsen  eine 
Reihe  empfehlenswerter  Schalen  aof .  Preußen 
hat  fl90ö/06)  254  kaufmännische  Fortbildnngs- 
schnlen  mit  Schnlzwanf  ^181  Schftler  nnd 
927  SchtUerinnen)  and  62  Schalen  ohne  Schnl- 
zwang  (7208  Schüler  and  1618  Schülerinnen), 
4  mittlere  Handelsschalen  (in  Berlin,  Erfurt, 
Osnabrück  und  Köln)  and  3  Höhere  Handels- 
schalen (in  Frankfart  a.  M.,  Aachen  and  Köln). 
Nach  den  Angaben  Boschers  (1900)  bestehen 
femer  in  Bayern  1  Höhere  Handelsschale, 
11  Handelsschalen  und  26  Handelsabteilongen 
an  anderen  Schalen,  in  Sachsen  4  höhere  Handeis- 
schalen und  47  Handelslehrlingsschalen,  in 
Württember g  18  kaufmännische  Abteilanf en 
an  gewerblichen  Fortbildnnjraschalen,  in  Baden 
14  Handelsschalen  nsw.  Besonders  entwickelt 
ist  auch  das  Handelsschalwesen  in  Oesterreidi 
(20  höhere  Handelsschulen,  52  kaufmännische 
Tagesschalen,  58  kaufmännische  Fortbildongs- 
schalen). 

4.  Krf  ordernisse  und  Mängel  des  g.  ü. 

Was  man  von  Einrichtung  und  Lehrweise 
der  gewerblichen  Schulen  zu  fordern  hat, 
das  ist  ungefähr  das  nämliche  für  gewerb- 
liche Schulen  und  Fortbildungsschulen  wie 
für  die  Fachschulen.  Es  wird  im  Grunde 
angezeigt  sein,  gewerbliche  Fortbildungs- 
schulen stets  in  so  ausreichender  Anzahl  zu 
errichten  und  zu  unterhalten,  daß  jedem 
Lehrling  und  Gesellen  die  Gelegenheit  ge- 
geben wird,  sich  zum  Segen  seines  üandweäs 
dem  erneuten  Schulbesuche  zu  unterziehen, 
während  andererseits  Fachschulen  nur  da 
Sinn  haben  und  Ekiolge  zeitigen  können, 
wo  das  betreffende  Gewerbe  auch  eine 
größere  Bedeutung  hat;  ist  dies  nur  zum 
Teil  der  Fall,  so  tun  auch  die  an  die  Ge- 
werbeschulen angegliederten  Fachklassen 
gute  Dienste.  Was  die  Unterrichtszeit 
betrifft,  so  ist  es  ein  erstrebenswertes  Ziel, 
anstatt  der  der  Erholung  gehörenden  Abend* 
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und  Sonntagsstunden,  wo  nur  der  müde  oder  muß,  da  die  Tüchtigkeit  des  Lehrerpersonals 
unaufmerksame  Schüler  geplagt  wird,  mehr  eine  so  wichtige  und  keineswegs  leicht  er- 
und  mehr  die  Freigabe  einiger  Tagesstunden,  reichbare  Bedingung  ist,  gute  Besoldung 
soweit  dies  nicht  schon  durch  die  Gewerbe-  als  ein  wesentliches  Erfordernis  angesehen 
ordnimg  geregelt  ist,  von  den  Meistern  durch-  werden.  Damit  kommen  wir  auf  die  Auf- 
zusetzen. Im  wesentlichen  ist  dies  schon  bringungder  Mittel.  Unterrichts wesen 
infolge  der  Bestimmungen  der  RGew.-O.  ge-  ist  im  Grunde  Sache  des  Staates ;  mithin  muß 
schehen.  Nach  §§  120  und  1391  der  RGew.-O.  er  Mittel  dazu  gewähren ;  aber  eine  gewisse 
sind  die  Gewerbeuntemehmer  verpflichtet  Tradition,  die  aus  der  anfänglichen  Schwer- 
(bei  Geldstrafe  bis  zu  20  M.  oder  Haft  bis  fälligkeit  des  Staates  auf  dem  Gebiete  des 
zu  3  Tagen  nach  §  1504  RGew.-O.),  ihren  g.  IL  herrührt,  hat  es  selbstverständlich  er- 
Arbeitem  unter  18  Jahren  die  erforderliche  scheinen   lassen,   daß  Gemeinden   oder  Tn- 

i nötigenfalls  von  der  zuständigen  Behörde  nungen  oder  Gewerbevereine  bei  der  Auf- 
estzusetzende)  Zeit  zum  Besudi  einer  Fort-  bringung  der  Kosten  für  gewerbliche  Schulen 
bildungs-  oder  Fachschule  zu  gewähren,  mitwirken ;  es  sprechen  aber  auch  praktische 
Lehrlingen  gegenüber  ist  der  Lehrherr  nach  Erwägungen  dafür,  insbesondere  die,  daß  eine 
§  127  der  RGew.-O.  sogar  verpflichtet,  sie  zahlende  Mitwirkung  der  Gewerbetreibenden 
zum  Besuche  der  Fortbüdungs-  oder  Fach-  auch  ihr  Interesse  erhöht,  sie  eher  solidarisch 
schule  anzuhalten  und  den  Schulbesuch  mit  dem  Unternehmen  macht.  Auch  ein 
zu  überwachen.  —  In  bezug  auf  Lehr-  mäßiges  Schulgeld  kann  und  soll  gefordert 
weise  und  Lehrmittel  ist  zu  ver-  werden,  da  es  den  Eifer  der  Schüler  erhöht 
langen,  daß  alles  daran  gesetzt  werde,  den  und  im  Einzelfall,  wo  es  drückend  wäre, 
Schülern  die  Erreichung  des  Zieles  leicht  erlassen  werden  kann.  —  Eine  gute  Auf- 
zu  machen;  denn  diese  Schulen  haben  sieht  der  gewerblidien  Schulen  ist  von 
nicht  die  Aufgabe,  zu  sichten  und  nur  die  nöten,  um  dem  verhältnismäßig  neuen  Unter- 
Besseren  vorwärts  zu  bringen,  sie  sollen  den  nehmen,  insbesondere  den  Lehrern  möglichst 
ganzen  Stand  heben  in  jedem  Einzelnen  eine  geschulte  bichmännische  Stütze  zu 
seiner  Glieder.  Daher  muß  mit  fachmännischer  geben,  Mängel  zu  beseitigen,  und  zu  ver- 
Klugheit für  instruktive  Lehrmittel  gesorgt  hindern,  daß  hier  und  dort  gemachte  Fehler 
weraen.  Es  soll  ferner  nichts  über  das  nicht  immer  und  immer  sich  wiederholen, 
notwendige  Ziel  Hinausschießendes  erstrebt  Was  endlich  die  Frage  des  Schulzwanges 
werden,  sondern  lieber  das  notwendige  Ziel  anbelangt,  so  muß  man,  wenn  man  den  ob- 
gleichmäßig  und  völlig  erreicht  werden,  ligatorischen  Besuch  der  gewerblichen 
jbazu  gehört  aber,  daß  kein  Glied  der  Aus-  Fortbildungsschule  noch  nicht  allffe- 
bildung  überschlagen  wird ,  z.  B.  Linear-  mein  zu  fordern  wagt  ^),  sich  mindestens  der 
zeichnen  vor  der  Projektionslehre,  daß  in  Ansicht  anschließen,  daß  der  Zwang,  eine  all - 
der  Geometrie  nicht  zuviel  Beweise  und  gemeine  Fortbildungsschule  zu  besuchen,' 
Wissenschaftlichkeit  verlangt  wird,  daß  dem  an  deren  Stelle  nach  Belieben  die  gewerbliche 
Schüler  durch  unmittelbarsten  Hinweis  auf  Schule  treten  kann,  bestehen  muß,  weil  dies 
die  jedesmalige  praktische  Yerwendbu-keit  imbedingt  günstig  auf  die  Entwickelung 
des  Geleruten  mcht  der  Schulbesuch  als  des  gewerblichen  Schulwesens  wirkt  — 
unnützer  Schulzwang  erscheint,  sondern  als  Abgeschlossene  Urteile  lassen  sich  heute 
ein  ihm  selbst  willkommenes  Hilfsmittel  noch  nicht  geben,  da  die  Schulen  selbst  in 
seines  Berufes  usf.  Um  aber  ein  solches  jeder  Beziehung  so  verschieden  geartet  sind, 
erreichen   zu   können,    ist   Grundbedingung  daß  hier  vielleicht  vieles  vorzüglich,  während 

die  Tüchtigkeit  des  Lehrers,  der  keineswegs  

nur  Theoretiker  sein  darf.  Wenn  nicht  selbst  ^)  Man  steht  schon  nemlich  allgemein  (in 
aus  dem  Gewerbestand  hervorgegangen  oder  Preußen  auch  das  Handelsministeriom  als  Anf- 
noch  Gewerbetreibender  —  hier  fehlt  ge-  Sichtsbehörde)  auf  dem  Standpunkt,  daß  in  den 
wohnlich  die  pädagogische  Uebung  — ,  so  S  t  äd  t  en  auch  der  Besuch  der  g^e  wer  blichen 
muß  er  doch  mit  der  Praxis  m  der  engten  f^ortbüdungsschnle  ob  igatorischsem  müMe. 
^i^!wiv,«,«!r^o*^v:l«  n«  R^«  L^o^v,«!*!«  Deshalb  werden  z.  B.  m  Preußen  m  den  Städten 
Berührung  stehen  Daß  em  so  geschultes  „^  ^^^  gewerbliche  obligatorische 
Lehrermatenal  schwierig  zu  erlangen  ist,  Fortbildungsschulen  neu  errichtet.  Solche  ohne 
unterhegt  kemem  Zweifel;  da  es  aber  das  Zwang  erhalten  keine  staatlichen  Zuschüsse 
unumgänglicheErfordernis  eines  gedeihlichen  mehr.  Die  in  den  Städten  noch  bestehenden 
gewerDlicnen  Unterrichts  ist,  muß  von  Staats-  allgemeinen  Fortbildungsschulen  suchen  dem 
oder  Gemeinde  wegen  aufs  allemachdrück-  Bedürfnis  folgend  sich  selber  zu  gewerb- 
lichste und  verständnisvollste  auf  die  Er-  üchen  Fortbüdungsschulen  umzDffesUlten,  so 
reichung   des  Zieles   hingeaibeitet   werden,  z.  B.  auch  in  Jena.    Auf  dem  Lwide  wird  mwi 

sei  es  lurch  geeignete  sfminare  mit  Lehr-  f i'l*"^'^^^"  ^ 

,    ._^        o  .  °      ,      ,          i  .•    1      T»  -  ZU  emem  grewissentiraae  zu  lanawirtscnait- 

Werkstätten,   sei  es  durch  praktische   Prü-  üehen  Portbildungsschulen  allmähUch  umzu- 

fungen,  durch  Studienreisen,  Anstellung  von  Gestalten  suchen.  (Gewerbeschuldirektor  Maisch, 

Wanderlehrern   u.  dgl.     Insbesondere   aber  Jena,  persönliche  Auskunft.) 
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dort  das  gleiche  mangelhaft  ist;  das  Oanzei 
ist  im  Fluß^  aber  hat  die  Tendenz  vorwärts- 1 
zufließen,  eine  immer  breitere  Fläche  einzu-  ^ 
nehmen    und    mit    zunehmender  Strömung 
auch  fort  und  fort  Ersprießlicheres  zu  leisten. 

n.  Entwickelmig  und  Statistik  der 
Gewerbe-  und  Fachschulen. 

Da  die  Verhältnisse  der  Gewerbe-  und  Fach- 
schulen selbst  in  den  einzelnen  deutschen  Staaten 
beträchtlich  voneinander  abweichen,  da  ins- 
besondere der  Umstand  einen  großen  Einfluß 
ausübt,  wie  weit  das  allgemeine  Fortbildungs- 
schulwesen ausgebildet  ist,  so  ist  eine  Statistik 
nicht  von  großer  Bedeutung,  zumal  da  auch 
das  statistische  Material  ganz  ungleichwertig 
und  zum  Teil  lückenhaft  ist.  Gleidiwohl  ist  es 
notwendig,  wenifi^tens  für  die  wichtigsten 
Staaten  em  nngeähres  Bild  der  Entwickelung 
zu  sehen . 

1.  Preußen«  Obwohl  zu  Anfang  des  vorigen  | 
Jahrhunderts  in  Preußen  Ansätze  zur  Organi- 1 
saüon  des  g.  U.  besonders  unter  Beuths  Lei- 
tung gemacht  wurden,  schliefen  die  Bestre- 
bungen alsbald  ein  und  konnten  auch  trotz 
memacher  Versuche  nicht  wieder  belebt  werden, 
bis  zu  Anfang  der  70  er  Jahre  ein  lebhafterer 
Zug  in  die  Sache  kam.  Aber  trotzdem  ist 
Preußen  auf  diesem  Gebiete  keineswegs  wie  auf 
verschiedenen  anderen  vorausgeeilt,  sondern 
stetig  hinter  anderen  Bundesstaaten,  besonders 
hinter  Sachsen,  zurückgeblieben.  Während  z.  B. 
Anfang  der  80  er  Jahre  Württembers;,  das  den 
dreizehnten  Teil  der  Einwohnerzahl  Preußens 
hatte,  80000  M.  für  gewerbliche  Fortbildungs- 
schulen ausgah  hatte  Preußen  damals  einen 
Etat  von  142  150  M.  angesetzt  Im  Laufe  der 
Jahre  hat  sich  dies  natürlich  absolut  vermehrt, 
und  auch  relativ  ist  es  bedeutend  besser  ge- 
worden ;  im  Jahreshaushalt  1896/97  nahmen  die 
Posten  für  das  g.  U.  (soweit  es  dem  Handels- 
ministerium unterstellt  ist),  schon  die  Summe 
von  2422884  M.  ein.  Im  Etat  für  1906  ist 
wieder  ein  Mehrbetrag  ge^en  das  Vorjahr  von 
279659  M.  eingesetzt  worden,  und  im  fi^anzen 
werden  jetzt  wohl  jährlich  7  V*  Mill.  M.  für  ffe- 
werbliche  Unterrichtszwecke  flüssig  gemacnt 
Auch  die  Zahl  der  Schulen  ist  eine  ge^en  früher 
ansehnlichere  geworden,  die  Denkscli^iu  von  1895 
gibt  an  gewerblichen  Fortbildungsschulen  im 
ganzen  789  an,  zu  denen  in  Westpreußen  und 
Posen  die  selbständig  gezählten  161  Schulen 
kommen  (davon  freilich  fi)  im  Sommer  1894  ge- 
schlossen). Für  das  Schuljahr  1905/06  dagegen 
werden  1301  gewerbliche  Fortbildungsschulen  mit 
Schulzwang  (202669  Schüler}  und  94  Schulen 
ohne  Schnlzwang  (23905  Schüler)  angegeben.  An 
Fachschulen  sind  nach  einer  im  Ministerialblatt 
der  preußischen  Handels-  und  Gewerbe  Verwaltung 
enthaltenen  Uebersicht  (außer  den  Bergschulenj 
vorhanden:  19  Maschinenbanschulen  und  Fach- 
schulen der  Metallindustrie,  33  Baugewerk- 
schulen, an  Handwerker-,  Kunstgewerbe-  und 
ähnlichen  Fachschulen^)  5  vom  Staat  unterhal- 
tene, 21  unterstützte,  wozu  noch  eine  Anzahl 


von  den  423  Innungs-  und  Vereinsfachschulen 
kommt.  Für  die  Textilindustrie  gibt  es  7  höhere 
Fachschulen  und  6  Fachschulen,  15  Webschulen 
nebst  20  Webereilehrstätten,  femer  einige  ken- 
mische Schulen,  Kunsttischlerschulen,  Korb- 
flechterschulen im  Taunus  und  in  Ostpreußen, 
Schiffer-  und  Navigationsschulen.  Außerdem 
bestehen  11  Werkmeisterschulen.  Die  Fach- 
und  Fortbildungsschulen  für  das  weibliche 
Geschlecht  umfassen  ein  buntes  Allerlei  von 
allen  möglichen  Schularten,  z.  B.  die  Mädchen- 
abteilungen der  Textilfachschulen,  kaufmännische 
Fortbildungsschulen  und  Handelsschulen  für  Mäd- 
chen ,  Haushaltungsschulen ,  Gärtnerschulea, 
Stickschulen,  Spitzennähschulen,  Handschuhnäh- 
schulen,  Kochschulen  u.a.  Es  wurden  98  An- 
stalten mit  7429  Schülerinnen  im  Winter- 
semester 1905  gezählt. 

2.  Sachsen.  Das  g.  ü.  in  Sachsen  zeichnet 
sich  durch  eine  intensive  Behandlung  und  syste- 
matische Organisation  aus.  Sachsen  hat  den 
Schulzwang  für  die  allgemeinen  Fortbildungs- 
schulen einfipeführt;  die  Bemessung  des  Staats- 
zuschusses für  die  gewerblichen  Schulen  macht 
es  von  den  Erfordernissen  des  einzelnen  Falles 
abhängig,  hat  einen  berufsmäßigen  Gewerbe- 
schulrat und  zeigt  in  seinen  Ausstellungen,  in 
welcher  qualitativen  Blüte  ein  geordnetes  g.  ü. 
führt.  Da  es  in  Sachsen  viele  Fachklassen  und 
kleinere  Schulen  (auch  für  Gebiete,  die  anderswo 
keine  Schulen  aufzuweisen  haben,  wie  Spitzen- 
klöppelei,  Barbiere,  Konditoren,  Drogisten,  In- 
strumentenbauer, Schuhmacher,  Uhrmacher, 
Zimmerleute.  Drechsler,  Buchdrucker,  Tapezierer, 
Müller,  Maler  usw.)  gibt,  die  eine  Statistik  unklar 
machen,  so  mag  es  genüjren,  die  Zahl  der  an 
der  Ausstellang  i.  J.  1898  beteiligten  Schulen 
anzugeben :  Technika  und  Kunstgewerbeschulen 
8,  gewerbliche  Fortbildun^psschulen  32,  für 
Frauen,   Mädchen  und  Kinder  46,   Fach-  und 

,  Zeichenschulen  129,  Handelsschulen  44. 

3.  SUddeatschland.  Auch  Bayern,  Baden 
jund  Württembenr  haben  den  Schulzwanff  für 
I  die  allgemeinen  Fortbildungsschulen  eingdührt, 

Bayern  hat  auch  eine  Prürang^  für  gewerbliche 
Lehrer  angeordnet,  Hessen -Darmnadt  bildet 
I  Lehrer  in  der  Zentralstelle  für  Gewerbe  in 
Darmstadt  aus.  Bayern  hatte  1896  262  Schulen, 
I  dazu  44  Fachschulen,  Württemberg  zählte  1896 
1 231  und  6,  Baden  118  und  17,  Hessen  81  und  6. 
I  Femer  überall  noch  eini^  Baugewerkschulen, 
I  Werkmeisterschulen,  die  m  der  Zahl  der  zum 
I  großen  Teil  Webschulen  umfassenden  Fach- 
I  schulen  nicht  enthalten  sind.  Württemberg  hat 
I  von  1850—1889  12  AussteUungen  abgehalten,  in 
•  Hessen-Darmstadt  findet  sogar  jedes  Jahr  eine 
'  Ausstellung  statt 

4.  Oes&rreich.  Oesterreich  hat  ein  wohl- 
organisiertes    gewerbliches     Schulsvstem    ste- 

>  gilndet.  Fast  sämtliche  gewerbliche  Schulen 
erhalten  bedeutende  Staatszuschüsse,  die  „Staats- 
gewerbeschulen*' aber  werden  ganz  und  nr 
vom  Staate  unterhalten.   Der  junge  Handwerler 

I  kann  entweder  die  Handwerkenchule  (11  all- 

gemeine  Handwerkerschulen)  neben  seiner  Lehr- 
ngstätigkeit   besuchen   —   dazu   ist   er  vei^ 

^)  Die  am  stärksten  besuchten  Schulen  dieser  |  Berlin,  die  Zeichen-  und  Kunstgewerbeschule  in 
Art  sind  (nach  Angaben  in  der  Köln.  Zeitung;  i  Aachen  und  die  Handwerkerschule  in  Charlotten- 
die  Handwerker-  und  Kunstgewerbeschule  in  i  bürg.  Diese  haben  1000—2000,  manchmal  sogar 
Hannover,  die  I.  und  II.  Handwerkerschule  in  '  noch  mehr  Schüler. 
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pflichtet  —  oder  kann  nach  mehijährijfem  Be- 
such der  Volksschale  den  Tagesnntemcht  der 
Handwerkerschole  etwa  3  Jahre  besuchen.  Die 
Staatsgewerbeschulen  aber,  deren  es  gegen- 
wärtig 18  gibt  bereiten  den  jungen  Mann  so 
vollständig  vor,  daß  er  mit  der  Qualifikation, 
ein  Gewerbe  selbständig  zu  betreiben,  entlassen 
wird.  Diese  teilen  ihren  Unterricht  in  einen 
niederen  oder  höheren  Kurs,  der  höhere  ent- 
spridit  der  Ausbildung  unserer  Technika,  sie 
haben  auch  nebenher  Fach-  und  Fortbildungs- 
kurse eingerichtet  und  offene  Zeichensäle.  Die 
Handwerkerschulen  haben  sich  die  Aufgabe  ge- 
setzt, den  jungen  Mann  —  die  Aufnahme  er- 
folgt mit  dem  12.  Lebensjahre  —  systematisch 
zum  Gewerbetreibenden  zu  erziehen  (vgl.  Fache 
in  Reins  Encyklopädie  a.  a.  0.)  und  lehren  alle 
fttr  das  Gewerbe  notwendigen  Dinge.  Für 
höhere  Zwecke  und  Kunstgewerbe  bäteht  das 
Technologische  Museum  in  Wien,  die  Kunst- 
gewerbeschule in  Wien  und  die  Kunstgpewerbe- 
schule  in  Prag.  Das  gewerbliche  Fortbildungs- 
schulwesen  umfaßt  außer  den  genannten  An- 
stalten noch  aber  500  allgemein  gewerbliche 
Fortbildungsschulen  und  viele  Fachschulen.  Auch 
das  niedere  Fachschulwesen  ist  gut  organisiert; 
es  bestehen  142  solcher  Schulen  für  die  ver- 
schiedensten Gewerbe,  hauptsächlich  die  Weberei 
und  Wirkerei  und  die  Holz-,  Stein-  und  Metali- 
bearbeitung. 

Viele  erwarten  von  der  Entwickelung 
des  gewerblichen  Unterrichtes  die  Hebung 
des  damiederliegenden  Kleingewerbes.  Ganz 
abgesehen  davon  aber  ist  die  fortgesetzte 
Verbesserung  des  Unterrichtes  ein  Erforder- 
nis des  industriellen,  technischen  und  ge- 
werblichen Fortschritts.  Es  ist  daher  von 
großer  sozialer  und  wirtschaftlicher  Bedeu- 
tung, dem  g.  U.  eingehende  Beachtung  zu 
schenken  und  insbesondere  immer  mehr  eine 
planmäßige  Organisation  an  Stelle  des  bisher 
noch  herrschenden  bunten  Gewirrs  zu  setzen. 

Literatur:  L,  v,  stein,  VerwaltungaUhre,  Teil  5, 
S.  SSSfg.  —  Schönberg,  Handbuch,  Bd,  2, 
S.  579  fg.  f  mit  vieUn  LiUnüunxngahfn.  — 
(Steinbeis,  Bücher  u.  a.J,  Gutachten  über  das 
geieerbliehe  Unterricht s^ceaen ,  Schriften  d.  V.  /. 
SotialpoliUk,  Bd.  15.  —  G.  Schmoller,  Das 
untere  und  mittlere  gewerbliche  Unterrichtswesen 
in  Preußen,  Jahrb.  für  Ges.  und  Verw.,  JV.  F., 
Bd.  15,  S.  1t59fg.  —  Onhar  Bache,  Handb. 
des  detUsehen  Fortbildungswesens,  Wittenberg  1897. 

—  Gustav  Holzmüller,  AH.  „Gewerbeschulen", 
in  Beins  Encyklopädie  der  Pädagogik,  S.  Aufl., 
Bd.  IJl.  —  Ä,  Bauer,  Art.  „Gewerbliche  Fort- 
bildttngssehtäe",  Beins  Encyklopädie  der  Päda- 
gogik, ebenda,  mit  sehr  vielen  Literaturangaben. 

—  Carl  Boscher,  Art.  „Gewerblicher  Unter- 
richt^', H.  d.  St.,  2.  Aufl.,  Bd.  IV,  S.  581  fg.,  mü 
ausführlicher  Litenitur.  —  Sachse,  Art.  „Ge- 
werbliches Unterrichtswesen*',  Stengels  W.  d.  D. 
VB.,  Bd.  1,  S.  599  fg.  —  DenkschHft^n  über  die 
Entwickelung  der  gewerblichen  Fachschulen  in 
Preußen  von  188.%  1891  und  1895.  —  Sombart, 
Das  gewerbliche  Schulwesen  in  Oesterreich,  in 
„ZeiUchrift  f.  d.  gewerbl.  Unterricht",  .Vr.  17.— 
Derselbe,  Ueber  die  Zukunft  des  Klein gewerttes, 
Magdeburg  1898.  —  Zeitschrift  für  gewerblichen 


Unterricht,  Leiptig,  jetxt  iL  Jahrgang.  — 
B.  Zieger,  Art.  „Handelsschulen",  Beins  Ency- 
klopädie der  Pädagogik,  t.  Aufl.,  Bd.  IV,  S.  Ifg, 
A,  Stern,  Art,  ^^Technische  Hochschulen*^  ebd. 
Bd.  /F,  S.  U4fg'  —  Oskar  Bache,  AH.  „/ti- 
dustrieschuUn'\  ebd.  Bd.  I\\  S.  546fg.  —  Per- 
8elt>e,  Art.  „Fabriksehulen*',  ebd.  Bd.  II,  S.  706 fg. 

A,  Elster, 


Gewerkschaft 

s.  Bergbau  (oben  S.  392 fg.)  bezw. 
Gewerkvereine. 


GewerkTereine. 

1.  Begriff  und  Arten  der  G.  2.  Kritische 
Beurteilung  der  G.  3.  Die  G.  in  den  haupt- 
sächlichsten Staaten,  a)  Die  G.  in  Großbritannien. 
b)  Die  G.  in  Deutschland,  c)  Die  G.  in  den 
Ver.  Staaten,  d)  Die  G.  in  Oesterreich.  e)  Die 
G.  in  der  Schweiz,  f)  Die  G.  in  Frankreich. 
g)  Die  G.  in  anderen  Staaten. 

1.  Begriff  und  Arten  der  6.  Unter 
G.  versteht  man  Vereine  von  Arbeitern  ein 
und  desselben  Gewerbes  zur  Wahrnehmung 
ihrer  Interessen  gegenüber  den  Arbeitgebern. 
Die  G.  sind  also  einerseits  Fachvereine  und 
andererseits  wirtschaftliche  luteressenver- 
bände,  die  sich  im  Wege  der  Koalition  einen 
größeren  Einfluß  auf  die  Gestaltung  des 
Arbeitsvertrags  verschaffen  woDen.  Viele 
G.  verwenden  einen  Teil  der  Mitgliederbei- 
träge auch  für  Unterstützungskassen  auf 
Gegenseitigkeit,  doch  bleibt  es  zweifelhaft, 
ob  diese  Fürsorgetätigkeit  notwendig  zum 
Begriff  des  G.  gehört.  Während  in  England 
sämtliche  älteren  Vereine  das  Versicherunes- 
und  Unterstützungswesen  pflegen,  sind  aie 
neueren  Trade  Unions,  namentlich  die  der 
ungelernten  Arbeiter  vorwiegend  reine  Kampf- 
vereine für  den  Streikfedl.  Bei  der  nt)ßen 
Melirzahl  der  kontinentalen  G.  tritt  die  Unteiv 
Stützungstätigkeit,  soweit  sie  überhaupt  in 
den  Vereinssatzungen  vorgesehen  ist,  hinter 
den  Kampf  um  die  Arbeitsbedingungen  stark 
zurück;  dasselbe  gilt  in  den  Vereinigten 
Staaten.  Der  typische  Verlauf  der  Geschichte 
der  G.bewegimg  ist  fast  überall  der  gewesen, 
daß  die  Arbeiterassoziationen  an&nglich 
Kampfkoalitionen  waren  und  erst  nacli  und 
nach,  durch  zahlreiche  kostspielige  und  ver- 
lustbringende Kämpfe  gewitzigt,  in  die 
ruhigen  Bahnen  der  inneren  Konsolidierung 
einzulenken  suchten. 

Gewöhnlich  fügt  man  dem  Begriffe  der 
G.  das  Merkmal  des  unpolitischen  Cnarakters 
hinzu.  Auch  dieses  Aiiterium  dürfte  nicht 
unbedingt  zum  begrifflichen  Tatbestand  ge- 
hören. Allerdings  sind  die  G.  in  erster 
Linie  ökonomische  Institutionen,  aber  alle 
Klasseninteressen  bedürfen  in  letzter  Linie 
einer  politischen  Vertretung. 

Politische  Ziele  kann  man  indirekt  und 
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direkt  verfolgen.  Wo  das  erster©  der  Fall 
ist,  erscheint  das  politische  Programm  nicht 
in  den  Yereinssatzungen.  Sobald  aber  die 
Öffentliche  Diskussion  sich  mit  der  materiellen 
Lage  der  lohnarbeitenden  Klasse  beschäftigt, 
pflegen  auch  die  reinen  Fachvereine  Stellung 
zu  den  politischen  Fragen  imd  Parteien  zu 
nehmen  und  unterstützen  diejenigen  Parteien 
und  Personen,  von  denen  sie  die  tatkräftigste 
Vertretung  ihrer  Forderungen  voraussetzen 
können.  Wo  der  größere  oder  geringere 
Grad  der  Arbeiterfreundlichkeit  bei  den  Ab- 
geordneten mehr  oder  minder  eine  Personen- 
frage ist,  entscheidet  sich  die  in  Yereinen 
organisierte  Arbeiterschaft  für  die  Person, 
und  nicht  für  die  Partei.  Wo  aber  die 
politischen  Fraktionen  schon  als  solche  wirt- 
schaftliche und  sozialpolitische  Interessen 
bestimmter  Berufsstände  offen  oder  versteckt 
verfechten,  sind  gewöhnlich  auch  besondere 
Arbeiterpjui^ien,  hinter  denen  die  Fachver- 
eine der  Albeiter  stehen,  entstanden.  Das 
hatte  regelmäßig  zur  Folge,  daß  die  bürgei> 
liehen  Parteien  ihre  Programme  im  Sinne 
der  Arbeiterforderungen  zu  korrigieren 
suchten.  Man  kann  von  den  heutigen  lohn- 
arbeitenden Klassen  weniger  als  von  allen 
anderen  Klassen  rein  politische  Ideale  ver^ 
langen.  Der  harte  Kampf  ums  Dasein  hat 
sie  zu  Materialisten  und  Egoisten  gemacht 
Die  politischen  Kämpfe  sind  für  sie  in  erster 
Linie  Magenfragen.  Das  ist  natürlich,  und 
deswegen  haben  auch  da,  wo  es  keine  aus- 
gesprochenen Arbeiterparteien  gibt,  die  Ar- 
beitervereine, insonderheit  die  G.,  mittelbar 
ein  politisches  Gepräge.  Die  verschiedene 
Färbung,  Haltung  und  Politik  der  Arbeiter- 
assoziationen in  den  einzelnen  Industrie- 
staaten sind  nichts  anderes  als  das  natür- 
liche Produkt  der  wirtschaftlichen  und 
sozialen  Zustände,  der  politischen  Ent- 
wickelung  und  des  mehr  oder  minder  aus- 
gesprochenen Nationalcharakters  der  Be- 
völkerung. 

Die  G.  entstanden  erst  mit  der  großin- 
dustriellen  Entwickelung  des  19.  JahrL  Erst 
da,  wo  der  Gegensatz  von  Kapital  und  Ar- 
beit im  heutigen  Sinne  sich  entwickelte  imd 
zunehmend  verschärfte,  wo  die  lohnarbeitende 
Klasse  sich  gesellschaftlich  von  derjenigen 
des  Unternehmertums  durch  eine  immer 
tiefer  werdende  Kluft  schied,  und  wo  trotz 
gesetzlicher,  durch  Freizügigkeit  und  Ge- 
werbefreiheit  garantierter,  Freiheit  des  Ar- 
beitskontrakts, die  Masse  der  Arbeiterschaft 
in  zunehmende  Abhängigkeit  vom  Kapital 
kam,  entstanden  Koalitionen  der  Arbeitsver- 
käufer. Aehnüche  Vereine  gab  es  freilich 
auch  schon  in  der  Zeit  der  Zünfte,  und  sie 
entstanden  dort  zuerst  da.  wo  der  kapita- 
listische Betrieb  mit  allen  seinen  Folgen 
zur  Herrschaft  gelangte.  Die  Gesellenver- 
bände des  Mittelalters  haben  nach  Struktur, 


Tendenz  und  Gebaren  mit  den  modernen 
G.  sogar  eine  auffallende  Aehnlichkeit.  In 
einzelnen  Gewerben  und  Ländern  lassen 
sich  sogar  direkte  historische  Zusammen- 
hänge zwischen  den  Gesellenladen  und  den 
Fachvereinen  der  Gewerbe  mit  vorwiegend 
handwerksmäßigem  Charakter  einerseits  und 
mit  den  G.  unserer  Zeit  andererseite,  nach- 
weisen, aber  man  ginge  viel  zu  weit,  wenn 
man,  verführt  von  der  jetzt  so  verbreiteten 
Sucht,  historischen  Beziehungen  nachzu- 
spüren, zu  der  Annahme  ^langte,  daß  die 
modernen  Arbeiterassoziationen  in  ihrem 
ürspnmg  vorwiegend  auf  die  Koalitionea 
früherer  Jahrhimderte  zurückzuführen  seien. 
Während  in  England  bei  einem  Teil  der 
G.,  die  sich  seit  dem  18.  Jahrh.  bis  auf 
unsere  Tage  einer  unimterbrochenen,  nur  in 
der  allerletzten  Zeit  zu  einem  gewissen 
Stillstand  gekommenen  Entwickelung  er- 
h^uen,  historische  Beziehungen  mit  den 
alten  G^esellenverbänden  nicht  unwahrschein- 
lich sind,  in  Frankreich  bei  einer  Anzahl 
der  „Arbeitersyndikate",  wie  dort  die  G. 
genannt  werden,  die  direkte  Abstammung 
aus  den  GeseUenverbindungen  der  Zunftzeit 
(„Compagnonnages^')  mit  Sicherheit  nach- 
weisbar ist,  ist  in  den  Vereinigten  Staaten, 
in  Deutschland  und  in  den  übrigen  kon- 
tinentalen Ländern  ein  solcher  Zusammen- 
hang weder  fest^stellt  noch  irgendwie 
walu^cheinlich.  Vielfach  sind  die  G.  aus 
Kranken-  und  anderweitigen  Unterstützung»- 
kassen  hervorgegangen,  meistens  aber  ent- 
sprangen sie  dem  spontanen  Bedürfnis  der 
industriellen  Arbeiterschaft,  haben  sich  aus 
Arbeitseinstellungen  und  sonstigen  Streitif- 
keiten  mit  den  Unternehmern  entwickelt 
und  sind  die  natürliche  Folgeerscheinung 
der  sich  versdiärfenden  Interessengegensätze 
zwischen  Kapital  und  Arbeit,  wie  sie  die 
moderne  Krisis  in  der  Arbeiterfrage  erzeugt 
hat.  Von  allen  anderen,  heute  in  zahllosen 
Organisationsformen  und  Prinzipien  vor- 
handenen Arbeitervereinen  unterscheiden  sich 
die  G.  dadurch,  daß  sie  reine  Fach-  und 
Interessenverbände  sind,  die  im  Wege  der 
Koalition  auf  den  Arbeitsverbag  und  den 
Arbeitemarkt  selbständigen  Einfluß  zu  e;e- 
winnen  suchen,  hierfür  ihre  Mitglieder 
schulen,  für  den  akuten  Streitfall  finanziell 
sich  rüsten  und  den  Lohnkampf  organisieren, 
in  dem  ihre  wichtigsten  Waffen  offensiv  der 
Streik,  defensiv  der  geschlossene  Widerstand 
gegen  die  Aussperrungen  sind.  Diese  Mo- 
mente sind  den  G.  aller  Länder  gemeinsam. 
Verschieden  ist  die  größere  oder  ceringere 
Fürsorgetätigkeit  für  die  Mitglieaer,  die 
größere  oder  geringere  Exklusivität  der  Be- 
rufsgenossen, das  Maß  der  KarteUierung  in 
nationale  Verbände,  die  internationalen  Be- 
ziehungen dieser  Kailelle  untereinander,  die 
Art  der  Taktik  bei  der  Durchführung  ihrer 
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Forderungen    und    endlich    die    politische 
Stellungnahme  und  Färbung. 

Nach  diesen  Kriterien  beurteüt,  diffe- 
renzieren sich  die  britischen  Trade  ünions 
in  ihrer  früheren  Periode  des  radikalen, 
revolutionären  und  gewalttätigen  Auftretens 
von  der  späteren  Periode,  wo  sie  ohne  Ge- 
setzesverletzungen marktkundige  Berufever- 
tretungen geworden  sind  und  ihre  gesell- 
schaftliche Rezeption  durchzusetzen  ver- 
mochthaben. In  der  Gegenwart  unterscheiden 
sich  in  England  sowohl  als  in  Amerika  die 
Arbeiterassoziationen  je  nachdem,  ob  in  ihnen 
die  jyAlten"  oder  die  „Jungen*'  dominieren. 
Die  französischen  Syndikate  ähneln,  trotz 
der  spontanen  Entstehung  und  Entwickelung, 
ungetähr  den  britischen;  ihre  Organisation 
ist  indessen  lun  vieles  weni^r  vollkommen 
als  bei  den  Vereinen  jenseits  des  Kanals, 
\md  dank  des  beweglichen  Charakters  der 
Bevölkerung,  der  allein  schon  erklärt,  daß 
in  diesem  L^nd  seit  länger  als  einem  Jahr- 
hundert die  Revolution  nicht  von  der  Tages- 
ordnung verschwunden  ist,  haben  sich  die 
französischen  G.  gegenüber  dem  Einflüsse 
des  extremen  Radikalismus,  der  sich  in  eine 
Unsumme  von  Sekten  gliedert,  von  jeher 
wenig  widerstandsfähig  erwiesen;  Die  deut- 
schen G.  imter  sozi^Oistischer  Oberleitung 
unterscheiden  sich  hauptsächlich  in  zwei 
Arten,  einmal  in  solche,  welche  aus  dem 
von  den  Arbeitern  selbst  empfundenen  Be- 
dürfnisse von  denselben  begründet  werden, 
und  ferner  in  solche,  welche  seitens  einer 
Partei  oder  seitens  außerhalb  der  Arbeiter- 
klasse stehenden  Personen  ins  Leben  ge- 
rufen worden  sind.  Daneben  gibt  es  zahl- 
reiche Schattienmgen  und  Spieliuieu,  je  nach 
der  Form  der  Organisation.  Aehnlich  der 
deutschen  Entwickelung  ist  diejenige  in 
Österreich.  In  Belgien  spiegelt  das  Ar- 
beitervereinswesen vollständig  die  Gesclüchte 
der  politischen  Parteien  wieder.  In  Italien 
und  Holland  ist  die  G.bew^ung  noch  in 
den  Anfängen  befindlich,  in  Dänemark,  wo 
das  Arbeiterassoziationswesen  kräftiger  ent- 
wickelt ist,  steht  es  imter  Leitung  der 
sozialdemokratischen  Partei,  die  aber  ernst- 
lich bemüht  ist,  an  der  Gesetzgebung  mit- 
zuarbeiten. Die  Schweiz,  mit  zahlreichen 
gewerkvereinlichen  Organisationen ,  verrät 
ein  stetes  Schwanken,  Tasten  und  Suchen 
nach  endgültigen  Zentralisationsformen.  Das 
förderaiistische  und  zentralistische  Prinzip 
halten  sich  die  Wagschale,  politische  Partei- 
strömungen sind  von  Einfluß,  und  neuer- 
dings zeigen  sich  ebenso  wie  in  Deutsch- 1 
land  und  längst  vorher  in  England  und  in  j 
den  Vereinigten  Staaten,  als  Gegengewicht  | 
gegen  die  iü'beiterkoalitionen  Verbände  deri 
Unternehmer  erfolgreich  wirksam.  i 

2.  Kritische  Beurteilung  der  6.    Bei  i 
der   Beurteilung   der   G.    sind   naturgemäß  \ 


ihre  wehrhaften  und  ihre  fürsorglichen 
Funktionen  zu  unterscheiden.  Als  wehrhaite 
Interessenvertretungen  steht  ihnen  als  haupt- 
sächlichstes Kampfmittel  die  Arbeitsein- 
stellung zur  Verfügung.  Alles,  was  oben 
(vgl  Art.  „Arbeitseinstellungen^^  oben 
ö.  178  fg.)  über  die  Berechti^ng  dieses  Mittels 
gesagt  worden  ist,  gilt  in  gleichem  Maße  von 
den  G.  Der  Streik  setzt  die  gewerkvereinliche 
Koalition  der  Arbeiter  voraus,  die  or^nisierten 
Arbeiter  sind  die  Mannschaft ;  von  ihrem  Soli- 
daritätsgefühl hängt  die  Disziplin  und  die 
finanzielle  Rüstimg  ab,  ihre  WiuSe  ist  der 
Ausstand.  Die  Betrachtung  der  G.  und  der 
Arbeitseinstellungen  läßt  sich  also  gar  nicht 
trennen,  und  die  sozialpolitische  und  volks- 
wirtschaftliche Beurteilung  des  einen  sozialen 
Phänomens  bedingt  diejeni^  des  anderen. 
Wir  haben  es  bei  beiden  mit  ausgesprochen 
modernen  Erscheinungen  zu  tun.  Ueberall, 
wo  sich  die  moderne  Großindustrie  ent- 
wickelte und  eine  besondere  lohnarbeitende 
Klasse  schuf,  legte  sie  es  der  Arbeiterschiüft 
nahe,  der  unbeschränkten  Herrschaft  des 
Unternehmers  über  die  Bedingungen  des 
Arbeitsvertrags  in  der  Koalition  der  Arbeits- 
verkäufer ein  Gegengewicht  zu  bieten.  Die 
erößere  Intensität  des  Klasseninteresses  bei 
den  Arbeitern  liegt  im  Wesen  der  modernen 
produktionsordnung.  Der  Arbeiter  wird 
und  kann  sich  erst  dann  mit  dem  kapita- 
listischen System  aussöhnen,  wenn  er  die 
Garantie  erhält,  daß  in  demselben  die  Arbeit 
nicht  als  „eine  Ware  wie  iede  andere"  be- 
handelt wird.  Die  menschliche  Arbeit  ist 
eben  eine  Ware  ganz  besonderer  Art,  denn 
sie  ist  untrennbar  von  der  menschlichen 
Persönlichkeit.  Dieses  persönliche  Element 
in  der  Arbeit  suchen  die  Arbeiter  durch 
freie  Organisationen  und  Assoziationen  zu 
wahren,  d.  h.  sie  verbinden  sich  zu  G.  Nur 
auf  diesem  Wege  ist  es  möglich,  ein  w^irk- 
lich  geschäftsmäßiges,  zwar  nicht  ideales, 
aber  der  besonderen  Natur  der  Ware  „Ar- 
beit" angemessenes  Verhältnis  zwischen  Ar- 
beitgebern und  Arbeitnehmern  zu  unter- 
halten. Durch  die  Koalition  der  Arbeitsver- 
käufer leidet  allerdings  das  gegenseitige 
Vertrauen  der  Parteien,  es  hört  die  Gemüt- 
lichkeit auf.  Aber  rein  geschäftsmäßig  Be- 
ziehungen pfl^en  meistens  ungemüthch  zu 
sein,  dafür  aber  frei  von  Leidenschaft  und 
Haß.  Solange  die  Arbeiter  isoliert  ihren 
Arbeitgebern  gegenüber  stehen,  namentlich 
im  größeren  kapitalistischen  Betrieb,  drückt 
sie  ein  gewisses  subjektives  Gefühl  der 
Hilflosigkeit  der  wirtschaftlichen  Abhängig- 
keit, der  üngleichlieit  der  beiderseitigen 
Stellung  beim  Abschlüsse  des  Lohnvertrags. 
Diese  Empfindung  ist  die  Quelle  des  Klassen- 
hasses und  der  Klassenverhetzung.  Soll  an 
deren  Stelle  ein  geschäftsmäßiger  Gleichmut 
treten,  so  muß  den  Arbeitern  das  Gefühl 
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eines  Rückhaltes  und  eines  festen  Stand- 
punktes gegeben  werden,  von  dem  aus  sie 
die  ihnen  günstigen  Konjunkturen  besser 
ausnutzen  und  gegen  die  ungünstigen  besser 
ankämpfen  können,  als  sie  es  einzeln  und 
sich  s^bst  überlassen  vermöchten  (Lexis). 

Es  handelt  sich  bei  den  G.  um  die  Her- 
stellimg  einer  Organisation,  welcher  die  Ar- 
beiter mit  freiem  Willen  die  Regelung  des 
Arbeitsangebots  übertragen.  Diese  Organi- 
sation ist,  psychologisch  betrachtet,  wegen 
der  natürlichen  Klassensolidarität  der  Ar- 
beiter möglich.  Die  große  Masse  hat  eine 
natürliche  Neigung  zur  Verschmelzung  der 
individuellen  Interessen,  weil  die  Beteiligten 
instinktiv  oder  mit  Bewußtsein  erkennen, 
daß  auch  die  Einzelinteressen  in  der  Koalition 
besser  gewahrt  sind  als  in  der  Isolierung. 
Dieses  natürliche  Solidaritätsgefühl  in  der 
Arbeiterklasse  —  das  beweist  die  Sozial- 
geschichte —  ist  ebenso  eine  wirtschaftliche 
Potenz  wie  der  individualistische  Egoismus. 
Auch  die  Entwickelung  der  politischen  Par- 
teien bestätigt  diesen  Satz.  Durch  gemein- 
same Kämpfe  und  durch  die  Gewöhnung 
regelmäßiger  individueller  Opfer  für  die 
Kameraden  nimmt  dieses  Gefühl  der  Soli- 
darität einen  besonderen  Charakter  an.  Je 
schwieriger  die  Chancen  von  Gewinn  und 
Verlust  zu  berechnen  sind,  desto  größer 
wird  mit  der  Zeit  die  Vorsicht,  mühsam 
ersparte  und  zusammengebrachte  Einsätze 
in  einem  aleatorischen  unternehmen,  wie 
es  ein  Streik  stets  ist,  aufs  Spiel  zu  setzen. 

Freilich  hat  diese  Solidarität  ihre  natür- 
lichen Grenzen.  Mit  der  nüchternen  und 
kaufmännischen  Behandlung  der  Beziehungen 
zwischen  Kapital  und  Arbeit,  wie  sie  die 
englischen  G.  bereits  gelernt  haben,  mit  dem 
geschäftsmäßigen  Gleichmut  ihrer  Verhand- 
limgen  und  der  rücksichtslosen,  kaltblütigen 
Ausnützung  der  Konjunkturen  des  Markts 
entwickelt  sich  ein  eigentümlicher,  exklusiver 
Korpsgeist  der  älteren  geschulten  Vereine 
gegenüber  den  jüngeren  und  der  großen,  im 
erfolgreichen  Lohnkampfe  noch  nicht  ge- 
übten, undisziplinierten  Masse.  Aus  der 
oberen  Hälfte  der  Arbeiter  entsteht  ein  neuer 
Mittelstand,  und  so  wertvoll  diese  weitere 
Diiferenzierung  und  Abstufung  der  Gesell- 
schaft auch  sein  mag,  so  bedenklich  ist  sie, 
wenn  eine  starke  Bevölkerungszunahme,  die 
wiederum  das  Arbeitsangebot  steigert,  die 
G.  zur  Schließung  ihrer  Organisationen  zwingt. 
Die  Außenstehenden  werden  hochmütig  vor 
den  Kopf  gestoßen,  in  Verruf  getan,  und  in 
einer  besser  situierten,  weil  straff  organi- 
sierten Minorität  drohen  die  Mißbräuche  des 
zünftigen  numerus  clausus  und  der  gegen 
Zuzug  gesperrten  Arbeiterkasten  in  moderner 
Form  wieder  aufzuleben.  Jede  solche  Ein- 
schränkung, die  den  einen  Stand  emporhebt, 
vermehrt  den  ungeheuer  schweren  Druck, 


der  auf  dem  Rest  der  Arbeiter  lastet  und 
daher  auch  das  leicht  aufzuklärende  Geheim- 
nis, warum  in  England  die  ungelernte  Ar- 
beiterschaft durch  die  Blüte  der  G.  gelernter 
Leute  in  das  radikal-sozialistiBche  Lager  ge- 
trieben wird.  Die  stolze  Unabh&ngijgkeit, 
die  die  Mitglieder  der  wohlorganisierten 
Koalitionen  mit  der  Zeit  gegenüber  den 
Unternehmern  erstritten  haben,  erscheint 
teuer  erkauft  mit  der  doppelten  Abhängig- 
keit der  nicht  koalierten  und  aus  Mangel 
an  Mitteln  auch  nicht  koalitionsfähigen  |)role- 
tarischen  Genossen  von  dem  sie  beschäftigen- 
den Kapitsd  einerseits,  und  von  der  Gnade 
ihrer  bevorzugten  Kameraden  andererseits. 

Unter  diesem  Gesichtspunkte  will  ein 
guter  Teil  der  Erfolge  beurteilt  werden, 
welche  die  großen  imd  mächtigen  Verbände 
der  britischen  Trade  Unions  in  den  letzten 
Jahrzehnten  erzielt  haben.  Ihre  Versiche- 
rung gegen  Arbeitslosigkeit,  ihre  Kassen  für 
Reiseunterstützung  usw.  sind  vielfach,  bei 
Licht  betrachtet,  nichts  anderes  als  sehr 
probate  Mittel,  um  die  erkämpften  besseren 
Arbeitsbedingungen  vor  den  Gefahren  des 
größeren  Arbeitsangebots  zu  schützen.  Hand 
in  Hand  damit  geht  die  Weigerung,  mit 
nicht  korporierten  Arbeitern  (sog.  „Blacklegs^) 
zusammen  zu  arbeiten.  In  letzter  Beziehung 
wird  über  einen  förmlichen  Terrorismus, 
der  schon  zu  großen  Arbeitseinstellungen 
und  Ausst)emmgen  gefilhrt  hat,  geklagt 

Es  soll  damit  natürlich  nicht  gesagt 
werden,  daß  alle,  zum  Teil  sehr  erhebuchen 
und  dauernden  Erfolge,  auf  die  die  G.  im 
Laufe  ihrer  Entwickelung  zuriickblicken 
können,  auf  Kosten  der  übrigen  Arbeiter- 
schaft durchgesetzt  worden  sind.  Vieles 
davon,  man  denke  nur  an  die  Reduktion 
der  Arbeitszeit,  an  die  Einigung»-  und 
Schiedsämter,  in  denen  das  Gebäude  der 
gewerkvereinlichen  Selbsthilfe  seine  Krönung 
gefunden  hat,  ist  unmittelbar  oder  mittelbar 
allen  arbeitenden  Klassen  zugute  gekommen. 

Die  Möglichkeit  einer  dauernden,  auf  der 
Klassensolidarität  beruhenden  Organisation 
der  Arbeitsverkäufer  war  als  psychologisch 
denkbar  hingestellt  worden.  Sie  ist  nicht 
niu:  das,  sondern  sie  ist  tatsächlich  vielfach 
erreicht,  und  weitere  Fortschritte  nach  dieser 
Richtung  hin  sind  unter  gewissen  Voraus- 
setzungen, namentlich  wenn  es  zu  sog. 
„Tarifverträgen"  kommt,  wahrscheinlich. 

Diese  Voraussetzungen  liegen  einmal  in 
der  Selbsterziehung  der  Arbeiter,  femer  in 
dem  Verhalten  der  Gesetzgebung  und  Ver- 
waltung zur  gewährleisteten  Koalitionsfrei- 
heit, in  der  Beurteilung  der  Arbeitsstreitig- 
keiten seitens  der  öffentlichen  Meinung  und 
endlich  in  der  SteDungnahme  der  Unter- 
nehmer gegenüber  dem  G.problem.  Damit 
die  Arbeiterassoziationen  die  Regelung  des 
Arbeitsangebots  einheitlich  gestalten  können 
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und  sich  einen  besonnenen  und  zweck- 
mäßigen Einfluß  auf  die  Arbeitsbedin^ngen 
sichern,  bedarf  es  einer  strammen  Disziplin 
innerhalb  der  Yereine  in  allen  ihren  Teuen, 
eines  eigentlichen  Stammes  von  Leuten,  der 
die  Erfahrung  und  die  Tradition  der  Vereins- 
geschichte  verkörpert,  und  endlich  der  Um- 
sicht, Mäßigung  und  geschäftlichen  Einsicht 
der  ausschlaggebenden  Führer.  Daß  die 
Erfüllung  aller  dieser  Bedingungen  möglich 
ist,  daß  die  Arbeiter  mit  der  Zeit  diejenigen 
Eigenschaften  erwerben,  die  sie  zur  üebei> 
nähme  der  angedeuteten  Rolle  befähigen, 
darüber  ist  gar  kein  Zweifel.  Die  Entwicke- 
lung  der  älteren  britischen  Trade  ünions 
beweist  das.  Auch  in  Deutschland  haben 
z.  B.  die  Buchdrucker,  jene  Gruppe  der 
Arbeiterschaft^  die  in  fast  allen  Kulturländern 
dasjenige  besitzt,  was  der  Arbeiter  unter 
Intelligenz  und  Berufstradition  versteht,  sich 
in  gleicher  Richtung  hin  vorteilhaft  ent- 
wickelt und  sich  immer  selbständiger  von 
den  anderen  rückständig  gebliebenen  Ver- 
einen gemacht 

Sehr  viel  hängt,  wie  gesagt,  von  der 
Stellungnahme  der  Gesetzgebung  und  von 
ihrer  Ausführung  durch  die  Verwaltungs- 
behörden ab.  Die  moderne  kapitalisüsdie 
Wirtschaftsordnung  bringt  es  nun  einmal 
mit  sich,  daß  das  Recht  zur  Koalition  und 
zu  der  aus  ihr  hervorgehenden  Arbeitsein- 
stellung, sobald  die  letztere  ohne  Ausschrei- 
tun^n  für  die  öffentliche  Ordnung  und  ohne 
Venetzung  des  gemeinen  Rechts  dmxjhge- 
führt  werden  kann,  ein  Postulat  der  sozialen 
Bewegungsfreiheit  ist.  Man  entlaste  die, 
nach  langen  Kämpfen  zugestandene,  Koali- 
tionsfreiheit der  Arbeiter  von  den  noch  vor- 
handenen gesetzlichen  Schranken,  welche 
den  Staat  in  den  —  sei  es  auch  nur  schein- 
baren —  Verdacht  der  Klassenbefemgenheit 
bringen  können.  Je  mehr  man  die  Arbeiter- 
vereine außerhalb  des  Bereichs  der  polizei- 
lichen Aufsicht  und  Bevormundung,  gegen 
die  der  Arbeiter  einen  tief  eingewurzelten 
und  imüberwindlichen  Widerwillen  hat  stellt, 
desto  mehr  entzieht  man  der  Klassenver- 
hetzung den  Nährboden.  Dann  wird  sich 
auch  die  öffentliche  Meinung,  wie  sie  be- 
sonders in  der  Presse  zutage  kommt,  daran 
gewöhnen  müssen,  in  den  Arbeiterverbin- 
dungen natürliche  Interessenverbände  zu 
sehen,  deren  Aktionen  zugunsten  besserer 
Arbeitsbedingungen  nicht  anders  zu  beur- 
teilen sind  sAs  kaufmännische  Vorgänge  auf 
dem  Warenmarkte. 

Cm  vieles  wichtiger  noch  als  dieses  ist 
das  Verhalten  der  Unternehmer  und  ihrer 
Verbände.  Solange  sie  in  einer  strikt  ab- 
lehnenden Haltung  verharren,  werden  die  G. 
nicht  aufhören,  Organe  des  sozialökonomischen 
Kampfes  zu  sein :  suchen  sie  aber  vertrauens- 
voll und  aufrichtig  und  unter  Ableguug  ge- 


wisser altbürgerlicher,  antiquierter  Vorurteile 
eine  Verständigung  mit  den  Arbeiterassozia- 
tionen anzubahnen,  so  wird  sich  mit  der  Zeit 
—  freilich  nicht  von  heute  auf  morgen  — 
ein  ruhiger  und  sachlicher  Verhandlungs- 
modus als  möglich  und  nützlich  erweisen. 
Arbeiterausschüsse,  denen  eine  Beteiligung 
an  der  Feststellung  und  Handhabung  der 
Arbeitsordnungen,  aber  auch  unter  Um- 
ständen bei  der  Regulierung  der  Arbeits- 
bedingungen im  Sinne  der  Feststellung  von 
Arbeitszeit  und  Arbeitslohn  zugestanden 
wurde,  femer  vollmachtsreiche  Einigungs- 
und Schiedsämter,  welche  die  Grundlagen 
entstehender  Differenzen  prompt  und  objek- 
tiv untersuchten  und  geschickt  begleichen 
konnten,  sind  öfters  aus  der  G.bewegung 
hervorgegangen  und  liaben  bewiesen,  wie 
wohltätig  nach  allen  Richtungen  hin  ein 
vorsichtiges  Entgegenkommen  den  Arbeiter- 
vereinen gegenüber  wirken  kann. 

Betrachtet  man  als  das  vornehmste  Ziel 
der  in  Frage  kommenden  sozialen  Verstän- 
digung die  Beseitigung  des  Klassenhasses 
aus  dem  Klasseninteresse,  so  ist  jegliche 
radikalpolitische  Ausnützung  der  bestehenden 
gewerkvereinlichen  Organisationen  entschie- 
den vom  Uebel.  Ein  solcher  Mißbrauch  des 
natürlichen  Interessenkampfs  ist  da  wahr- 
scheinlich und  aussichtsreich,  wo  es  die 
politische  Entwickelung  mit  sich  gebracht 
hat,  daß  der  Emanzipationskampf  der  ar- 
beitienden  Klassen  nicht  real,  sondern  unter 
spießbürgerlichen  Gesichtspunkten  betrachtet 
und  bekämpft  worden  ist  Während  in 
England,  dank  einer  freiheitlichen  Entwicke- 
lung des  Vereinsrechts  und  dank  einer  weit- 
herzigen, nüchternen  Betrachtung  der  in 
Frage  kommenden  Interessengegensätze,  die 
maßgebende  Arbeiterbewegung  in  maßvolle 
Bahnen  geleitet  worden  ist,  hat  in  Deutsch- 
land eine  engherzige  Auffassung  des  Arbeiter- 
assoziationswesens, die  sich  zu  einem  reaktio- 
nären, die  Klassengegensätze  verschärfenden, 
gesetzlichen  Eingreifen  zeitweise  verdichtete, 
das  Eindringen  der  sozialdemokratischen 
Lehren  überaus  erleichtert.  Darin  liegt  auch 
der  Schlüssel  für  die  neuerliche  Verschieden- 
heit der  englischen  und  deutschen  Arbeiter- 
bewegung. Die  Ausbreitung  der  Sozial- 
demokratie stellt  die  weitaus  wichtigste  Ur- 
sache dar,  weshalb  bei  uns  die  gewerkschaft- 
liche Bewegung  selbst  in  der  iüngsten  Zeit 
mu*  geringen  Anklang  beim  großen  Publikum 
findet,  obgleich  in  Deutschland  heute  die 
nämlichen  Verhältnisse  obwalten,  welche  in 
England  zur  Ausbildung  der  G.  geführt 
haben,  und  obgleich  seit  langem  schon 
Taktik  und  Erfolg  der  Trade  ünions  klar 
vor  aller  Augen  hegen. 
I  Wenn  man  auch  die  Verschiedenheit  des 
I  Nationalcharakters  gebührend  berücksichtigt, 
so  bleibt  trotzdem  der  Fehler  verhängnisvoll, 
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daß  man  die  deutsche  Arbeiterbewegung 
der  Führung  sozialistischer  Utopisten  über- 
ließ, welche  das  baldige  Ende  der  kapita- 
listischen Produktionsweise,  das  Aufhören 
jeglichen  Arbeilerverhältnisses  und  eine  un- 
endlich viel  glücklichere  Gruppierung  der 
befreiten  menschlichen  Gesellschiaft  an  Stelle 
der  mühsamen  Erkämpf ung  kleiner  Zuge- 
ständnisse prophezeiten. 

Wo,  wie  in  Deutschland  und  anderswo 
die  sozialistische  Propaganda  die  G.  immer 
wieder  aufs  neue  ihren  destruktiven  Ten- 
denzen dienstbar  zu  machen  gesucht  hat, 
haben  die  Arbeiterkoalitionen  auf  rein  ge- 
werkvereinlicher  Grundla^  nur  verhältnis- 
mäßig langsame  Fortschritte  gemacht.  Die 
Gesetzgeber  waren  von  Mißtrauen  gegen 
sie  erfüllt,  die  öffentliche  Meinung  sah  in 
den  Arbeitseinstellungen,  die  häufig  unbe- 
sonnen, ohne  hinreichende  Mittel  vielfach 
von  Hetzern  inszeniert  wurden,  nicht  die 
natürlichen,  wenn  auch  oft  übereilten, 
Kraftproben  des  Interessenkampfes,  sondern 
die  Auswüchse  der  Klassenverhetzung  und 
eines  revolutionären  Geistes.  Die  Unter- 
nehmer aber  —  und  darin  wurden  sie  durch 
die  Anschauungen  der  gebildeten  Klassen 
unterstützt  —  faßten  die  gewerkvereinlichen 
Lohnkämpfe  als  unbotmäßige  Versuche  auf, 
ihnen  das  Selbstbestimmungsrecht  über  ihre 
Betriebe  zu  entreißen.  Da  gleichzeitig,  dank 
der  lockeren  Vereinsdisziplin,  der  unzu- 
reichenden Reserven  für  den  Lohnkampf 
und  des  Fehlens  zweckmäßiger  und  rasch 
funktionierender  Einigungseinrichtungen,  die 
Streikaktionen  an  Schärfe  zunahmen,  ohne 
entsprechenden  Erfolg  zu  haben,  wurde  von 
den  Führern,  statt  die  G.  selbst  und  ihr 
Gebaren  kritisch  zu  prüfen  und  eventuell 
zu  reformieren,  die  unverbesserliche  kapita- 
listische Wirtschaftsordnung  für  alle,  auch 
die  selbstverschuldeten  Mißerfolge  verant- 
wortlich gemacht. 

Es  ist  sehr  bestritten,  wie  sich  die  Ge- 
setzgebung zur  G.bewegung  zu  verhalten 
habe.  U.  E.  sind  in  dieser  Beziehung  die 
englischen  Erfahnmgen  hinreichend  und 
lehrreich  genug,  um  eine  feste  Grundlage 
für  die  Aufgaben  und  Grenzen  des  Gesetz- 
gebers zu  gewinnen.  Von  der  Koalitions- 
freiheit, die  innerhalb  der  heutigen  Rechts- 
und Wirtscliaftsordnung  grundsätzlich  ver- 
langt werden  muß,  war  schon  die  Rede. 
Rechts-  und  Zweckmäßigkeitsgründe  sprechen 
dafür,  weder  G.  noch  Arbeiterausschüsse  von 
oben  herab  ins  Leben  rufen  zu  wollen.  Wo 
sie  von  selbst  durch  die  Initiative  der  Par- 
teien entstanden  sind,  tut  man  gut  daran, 
sie  so  lange  ruhig  gewähren  zu  lassen,  als 
sie  mit  dem  geraeinen  Recht  nicht  in  Kol- 
lision geraten.  Die  koalierten  Arbeiter  und 
Arbeitgeber  sind  lediglich  als  Kontrahenten 
in  dem  Kaufgeschäft  über  die  Ware  Arbeit 


anzuerkennen  und  zu  behandeln.  Erfahrungs- 
gemäß müssen  sich  beide  im  Interessen- 
kampf erst  die  Homer  abstoßen.  Unberech- 
tigte oder  zurzeit  nicht  erfüllbare  Forde- 
rungen und  die  Führung  durch  unverständige, 
haräöpfige  und  leidenschaftliche  Personen 
auf  beiden  Seiten  bringen  eine  Kette  von 
erbitterten,  mit  schweren  Verlusten  auf 
beiden  Seiten  verbundenen,  Kämpfen  mit 
sich,  deren  Verlauf  hüben  und  drüben  er- 
zieherisch wirken  sollte.  Immerhin  sind 
damit  ernste  Gehren  fflr  das  Gesamtwohl 
verbunden.  Ihnen  kann  nach  einer  Richtung 
hin  vorgebeugt  werden.  Die  Verständigung 
wird  nämlich  leichter,  wenn  ein,  das  Ver- 
trauen beider  Teile  genießender  Vermittler, 
welcher  die  maßgebenden  realen  Veriiältnisse 
sachkundig  und  unparteiisch  zu  beurteilen 
vermag,  vorhanden  ist  und  den  friedlichen 
Ausgleich  herbeizuführen  sucht  Diese  Ver- 
mittelung  durch  Schieds-  und  Einigungs- 
ämter kann  vom  Staate  selbst  organisiert 
oder  wenigstens  durch  gewisse  reclitsver- 
bindliche  Normen  imd  durch  Anweisungen  an 
die  Behörden,  solchen  freiwilligen  Einigungs- 
instituten die  Wege  möglichst  zu  ebnen,  be- 
fördert werden. 

Die  herrschende  Meinung  ist  gegen  eine 
direkte  staatliche  Organisation;  u.  E.  mit 
nicht  durchschlagenden  Gründen.  Obüga- 
torische  Einigungjämter  haben  bei  der  Ver- 
schiedenheit der  sozialen  Verhältnisse  zwar 
wenig  Zweck.  Da,  wo  sie  voraussichtlich 
nichts  zu  tun  liaben,  Organisationen  der 
Arbeiter  und  Arbeitgeber  fehlen,  überhaupt 
kampfartige  Konflikte  noch  kaum  vorkommen, 
kann  die  gesetzliche  Errichtung  eines  Eini- 
gungsamtes nicht  nur  überflüssig,  sondern 
bedenklich  sein.  Um  so  zweckmäßiger  sind 
fakultative  Institute  dieser  Art,  deren  Ge- 
schäftsordnung und  Zusammensetzung  ge- 
I  setzlich  normiert  wird.  Selbst  in  Groß- 
britannien, der  Heimat  der  freiwilligen 
Einigungskammern,  hat  das  Parlament  durch 
verschiedene  Akte  sie  begünstigt.  Während 
aber  dort  Einigungs-  und  Schiedssprüche 
zu  den  alltäglichen  Erscheinungen  gehören 
und  angesehene  Männer  aus  Men  Kreisen 
es  als  Ehrenpflicht  betrachten,  als  Unpartei- 
ische zu  fungieren,  hat  sich  auf  dem  Kon- 
tinent das  Verfahren  trotz  entsprechender 
Gesetze  (vgl.  Art.  ,J]inigungsämter^'  oben 
S.  689  fg.)  niur  sehr  langsam  und  lange  nicht 
in  dem  wünschenswerten  Umfange  einge- 
bürgert. Mehr  als  alles  übrige  ofifenlnrt 
dieser  Zustand  eine  bedauerliche  Rück- 
ständigkeit der  streitenden  Parteien. 

Je  weitere  Kreise  der  Arbeiter  die  G.- 
bewegung erfaßt,  je  fester  sich  die  Vereine 
zu  einheitlich  geleiteten  großen  Verbänden 
mit  starken  flnanziellen  Rüstungen  zusammen- 
schließen, je  größer  endlich  die  Zahl  der 
Arbeitseinstellungen,    der   Boykottierungen 
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widerspeDStiger  und  mißliebiger  Unternehmer 
werden,  desto  mehr  sehen  sich  auch  die 
Unternehmer  veranlaßt,  aus  der  Isolierung 
herauszutreten  und  ihrerseits  sich  zu  ko- 
alieren. Die  Koalition  erzeugt  eine  Gegen- 
koalition, es  bilden  sich  Antistreikverbände. 
Sie  sind  in  den  meisten  Fällen  und  zuerst 
abwehrender  Natur,  gegründet  zum  Schutze 
des  bestehenden  Zustandes.  Seltener  sind 
offensive  Verbände  dieser  Art,  deren  Teil- 
nehmer sich  verpflichten,  eine  gemeinsame 
Lohnreduktion  durchzuführen.  Ursprünglich 
nur  für  den  einzelnen  Fall  geschlossen  und 
von  verhältnismäßig  kurzer  Dauer,  ver- 
dichten sie  sich  mit  der  Zeit  zu  ständigen 
Einrichtungen  zum  Zwecke  einer  gemein- 
samen Untemehmertaktik.  Gegen  hohe 
Konventionalstrafen  verpflichtet  man  sich, 
über  eine  bestimmte  Lohnhöhe  nicht  hinaus- 
zugehen und  einer  geforderten  Verkürzung 
der  Arbeitszeit  entgegenzutreten,  streikende 
Arbeiter  nicht  wieder  anzustellen,  schwarze 
Listen  zu  führen,  und  gerade  die  großen 
Verbände  dieser  Art,  deren  Zustandekommen 
durdi  die  Produktions-  und  Preiskartelle, 
deren  Entstehen  unsere  Zeit  besonders 
charakterisiert,  außerordentlich  erleichtert 
wird,  zeichnen  sich  besonders  durch  rigorose 
Kampfstatuten  aus.  In  England,  in  den 
Vereinigten  Staaten,  aber  auch  neuerdings 
in  Deutschland  sind  zahbreiche  solcher  Kon- 
ventionen entstanden,  die  entweder  sich 
verpflichten,  im  Streikfalle  alle  Werke  zu 
schließen  und  sämtliche  Arbeiter  zu  ent- 
lassen, oder  aber  das  durch  Arbeitsein- 
stellung und  Boykott  betroffene  Etablisse- 
ment gegen  finanzielle  Verluste  durch  Ver- 
sicherungen auf  Gegenseitigkeit  zu  schützen. 
Bereits  von  der  Gründung  besonderer  Ge- 
sellschaften und  Vereine  für  Versicherung 
gegen  Verluste  durch  Ausstände  ist  schon 
üie  Rede  gewesen.  Das  Erfahnmgsgesetz 
von  Thesis  und  Antithesis  erfährt  hier  auf 
sozialökonomischem  Gebiete  eine  neue  auf- 
fallende Bestätigung. 

Diejenigen  Befürworter  der  G.,  die  immer 
wieder  sie  als  ein  Allheilmittel  für  den 
sozialen  Frieden  anpreisen,  unterschätzen 
u.  E.  die  gewaltigen  Gefahren,  welche  dem 
volkswirtschaftlichen  Leben  durch  Riesen- 
verbände auf  beiden  Seiten,  Kartelle  der  G. 
und  der  Unternehraerverbände,  erwachsen. 
Sie  übersehen,  daß  dadurch  ein  chronischer 
sozialer  Kampf  zustand  entsteht,  der  einen 
Teil  unserer  gesamten  heutigen  freien  Kon- 
kurrenz und  der  indindueDen  Freiheit  der 
Person  einfach  aufhebt.  Staat  und  Gesell- 
schaft sind  freilich  diesen  Zuständen  ^geu- 
über  ziemlich  machtlos,  aber  gesund  sind  sie 
nicht.  Die  Preiskämpife,  die  sich  auf  den 
Warenmärkten  abspielen,  werden  auf  die 
Arbeitsmärkte  übertragen,  und  sie  werden 
sich  um  so  heftiger  und  hartnäckiger  ge- 


stalten, je  mehr  die  betroffenen  Industrieen 
der  ausländischen  Konkurrenz  gegenüber 
einen  schweren  Stand  haben. 

Glücklicherweise  verbreiten  diese  Kämipfe 
hüben  und  drüben  volkswirtschaftliche  An- 
sicht und  damit  eine  dem  sanguinischen 
Eigensinn  abgewandte  nüchterne  Realpolitik. 
Die  Unternehmer  merken,  daß  sie  den  Ar- 
beitern nicht  als  autokratische  Herren,  die 
die  Arbeitsbedingungen  einfach  zu  diktieren 
haben,  gegenüberstehen,  und  die  Erfahrung 
wird  sie  lehren,  daß  in  der  Tat  der  übliche 
Prozentsatz  des  Kapitalgewinns  nur  eine 
historisch  gewordene  und  veränderliche 
Größe  ist,  die  durch  die  solidarische  Ver- 
bindung der  Arbeiter  zugunsten  des  Arbeits- 
einkommens mit  der  Zeit  innerhalb  gewisser 
Grenzen  gekürzt  werden  kann.  Die  Arbeiter 
aber  lernen  erfahren,  daß  nicht  jeder  höhere 
Lohn  dem  wirklichen  Klasseninteresse  ent- 
spricht und  daß  die  anderweitige  Verteilung 
des  Nationalproduktes  zwischen  Kapital  und 
Arbeit  seine  natürlichen,  durch  Kapitalzins 
und  ausländische  Konkurrenz  bestimmten, 
Grenzen  hat  Gerade  im  Einigungsverfahren, 
das  sich  naturgemäß  aus  den  Keibun^n  und 
Interessengegensätzen  der  beiderseitigen  Ko- 
alitionen heraus  entwickelt,  finden  solche 
Erörterungen  einen  zweckmäßigen  Ausgleich. 
Aber  der  Waffenstillstand  pflegt  selbst  dann 
nicht  von  Dauer  zu  sein,  und  periodisch 
wiederholen  sich  immer  wieder  Kämpfe,  in 
denen  die  Machtfragen  ausgetragen  werden. 
Je  größer  die  Verluste  auf  beiden  Seiten 
sind,  desto  größer  ist  auch  die  mögliche 
erzieherische  Wirkung  der  Arbeitskämpfe, 
desto  lebhafter  die  Geneigtheit,  durch  ruhige 
Verhandlungen  die  Grenzen  des  relativ  Mög- 
lichen festzustellen  und  den  Forderungen 
zugrunde  zu  legen. 

Soviel  über  die  wehrhaften  Funktionen 
der  G.  Aus  ihnen  ist  vielfach  die  fürsorg- 
liche Tätigkeit  hervorgegangen,  ja  die  Ar- 
beitsnachweise, die  Unterstützungen  für  Ar- 
beitslose sind  richtigerweise  nur  im  Zu- 
sammenhang mit  der  von  ihnen  organisierten 
Regelung  des  Arbeitsangebots,  also  mit  einer 
ihrer  wichtigsten  wehrhaften  Funktionen,  zu 
verstehen.  Die  Bestrebungen  zur  Sicherung 
befriedigender  Arbeitsbedingungen  finden 
vielfach  ihre  Ergänzung  in  allgemeinen 
sozialen  Einrichtungen,  Hilfs-  und  Unter- 
stützungskassen für  Krankheits-,  Unfalls-, 
Alters-  und  Todesfall,  in  Arbeiterbildungs- 
vereinen, Konsum-  und  Speiseanstalten,  Bau- 
genossenschaften usw.  Besonders  die  ünter- 
stützungskassen  dienen  den  allgemeinen  Ver- 
eiuszwecken,  indem  sie  die  Mitglieder  an 
die  Organisationen  fesseln,  die  Vereinsdisziplin 
heben  und  das  Solidaritätsgefühl  ausbilden. 
Wälirend  die  britischen  Trade  Unions  auf 
i  allen  diesen  Gebieten  großartige  Erfolge 
I  erzielt  haben  und  im  Wege  der  Selbsthilfe 
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«iu  wertvolles  soziales  Versicheniogswesen 
—  freilich  nur  für  den  organisierten  Bruch- 
teil der  Arbeiterschaft  —  sich  geschaffen 
haben,  hat  die  Mehrzahl  der  kontinentalen 
G.  im  wesentlichen  nur  die  Kassen  für  den 
organisierten  Lohnkampf  kultiviert.  Da.  wo 
die  soziaJe  Versicherung  durch  den  Staat 
Platz  griff,  wurde  das  Gebiet  der  Selbsthilfe 
von  selbst  eingeengt;  nur  die  Arbeitslosen- 
und  Reiseunterstützungen  blieben  nach  wie 
vor  eine  dringliche  Aufgabe  der  Fachvereine, 
die  aber  nur  sehr  unvollkommen  gelöst,  viel- 
fach  noch  gar  nicht  in  Angriff  genommen 
ist.  Die  Erfahrung  ergibt,  daß,  je  älter  und 
reicher  die  Vereinskassen  sind,  desto  leichter 
die  Kinderkrankheiten  der  ge  werk  vereinlichen 
Assoziationen,  Streikfieber  usw.  und  deren 
Rezidive,  überwunden  werden.  Was  speziell 
die  deutschen  G.  anbetrifft,  so  haben  sie 
zwar  in  den  letzten  Jahrzehnten  stark  zu- 
genommen, mit  verschwindenden  Ausnahmen 
aber  noch  nicht  gelernt^  zahlungsfähige  Mit- 
gliederbestände und  leistungsfähige  Kassen 
sich  zu  sichern. 

3.  Die  G*  in  den  hanptsächliclisten 
Staaten*  a)  Die  O.  in  QroBsbritaimien.  An 
der  Spitze  der  modernen  G.bewegnng  hat  Groß- 
britannien von  Anfang  an  gestanden.  Es  hat 
das  älteste,  umfassendste,  erfolgreichste  und  an- 

5esehen8te  G.wesen  der  Welt.  Bereits  im  18. 
ahrh.,  wo  in  Ens^land  bereits  der  Großbetrieb 
zur  Herrschaft  gelangte,  entstanden  dort  die 
ersten  G.,  Trade  Unions  genannt.  Diese  Koali- 
tionen waren  ursprünglich  nur  ephemerer  Natur, 
für  den  Streikfall  ins  Leben  prüfen;  mit  der 
2eit  entstanden  bleibende  Vereme  mit  bestimm- 
ten und  festen  Beiträgen  und  ständigen  Kassen- 
einrichtun^en ,  aber  eine  drakonische  Gesetz- 
gebung, die  jede  derartifi^e  Verbindung  für  kri- 
minell strafbar  erklärte,  die  Unternehmervereine 
aber  unbehelligt  ließ,  hemmte  die  weitere  £nt- 
wickelnng. 

Nach  einer  langwierigen  Agitation,  die  von 
sozialen  Reformatoren  wie  Place,Mc.  Culloch 
und  Hume  geleitet  wurde,  setzte  man  einen 
parlamentarischen  Untersncnungsansschoß  und 
endlich  Abschaffung  bezw.  Milderung  der  Koali- 
tionsverbote durch.  Eine  volle  Koalitionsfreiheit 
war  durch  das  Gesetz  von  1826,  das  für  die 
Folge  maßgebend  blieb,  zwar  noch  lange  nicht 
erreicht,  aber  es  war  die  Möglichkeit  geschaffen, 
die  G.Organisation  auszubauen.  Die  von  den 
drückendsten  Fesseln  befreiten  Arbeiter  wandten 
sich  alsbald  der  radikalen  und  sozialistischen 
Agitation  zu,  mit  welcher  die  Arbeiterbewegung 
bis  zur  Mitte  des  Jahrhunderts  unentwirrbar 
verquickt  war.  Die  Koalitionen  nahmen  stark 
zu,  ursprünglich  nur  lokale  Vereine,  verbanden 
sie  sich  mit  der  Zeit  zu  Konföderationen  des- 
selben Gewerbes  über  das  ganze  Land.  Die 
Führung  übernahm  die  Sozialrevolutionäre  Partei 
der  Chartisten.  Die  Bewegung  schwoll  immer 
mehr  an,  es  kam  zu  bluticfen  Zusammenstößen, 
zu  Putschs  und  zu  einer  Unmasse  unbesonnener 
Streiks,  die  regelmäßig  erfolglos  blieben.  Je 
radikaler  das  Gebaren  der  sozialistischen  Ar- 
beitervereine war,  je  gesetzwidriger  ihre  Aktion, 
desto  rücksichtsloser   wurde   die  Beaktion  der 
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Kreise  des  Mittelstandes  und  aach  der  gebildeten 
und  besser  sitnierten  Klassen,  ist  der  Vertrieb 
der  Waren  in  die  kleineren  Konsnmtionskanäle 
in  zunehmender  Weise  vereinfacht  and  verbilligt 
worden. 

Aber  nicht  nnr  die  Hauptkomponenten  der 
Lage  der  arbeitenden  Klassen,  Höhe  nnd  Kauf- 
knSt  des  Lohnes  sowie  die  Arbeitszeit,  haben 
«ine  wesentliche  und  anhaltende  Besserung  er- 
fahren, sondern  auch  in  sanitärer  Hinsicht  sind 
die  Arbeitszustände  besser  geworden,  und  in 
zunehmendem  Umfange  beziehen  zahlreiche  Ar- 
beiter neben  dem  blofien  Arbeitseinkommen  Ein- 
kommensquoten aus  gewissem  ersparten  und  in- 
vestierten Kapital.  Da  daneben  das  Einigunfs- 
verfahren  bei  Arbeitsstreitigkeiten  immer  menr 
sich  eingelebt  hat,  Lohnskalen  und  ähnliche  Ein- 
richtungen entstanden  sind,  freilich  ohne  zu  ver- 
hindern, daß  es  in  England  auch  heute  noch  bei 
jeder  Schwankung  der  Konjunktur  zu  lang  an- 
dauernden, die  wirtschaftliche  Entwickelung 
schwer  störenden  Arbeitseinstellungen  und  Aus- 
sperrungen kommt,  so  dürften  die  Vorteile  der 
l^ewerkvereinlichen  Organisation,  da  es  ja 
leider  in  keinem  Falle  ohne  Kampf  abgeht,  die 
Nachteile  überwiegen.  Aber  die  sonst  so 
erfreuliche  soziale  Entwickelung  in  England 
ist  mit  weiteren  schwer  wiefi[enden  Mißständen 
und  Gefahren  allgemeiner  Natur  verbunden. 
Welcher  Art  dieselben  sind,  ist  schon  in  den 
vorhergehenden  Betrachtungen  angedeutet  wor- 
den. 

In  England  ist  nur  etwa  Vft  <ier  Arbeiter- 
schaft organisiert  Auf  diese  höheren  Schichten, 
welche  gleichsam  eine  Aristokratie  der  Arbeiter, 
einen  besonderen  „vorletzten  Stand**  darstellen, 
der  sich  zünftig  von  den  anderen  abschließt,  ist 
die  befriedigende  Neuordnung  der  sozialen  Ver- 
hältnisse im  wesentlichen  beschränkt  geblieben. 
Diese  einseitige  Entwickelung  des  heutigen  Zu- 
standes  trug  den  Keim  neuer  Evolutionäämpfe 
in  sich,  zumal  die  Voraussetzung  der  sozialen 
Errungenschaften,  die  Vorherrschaft  der  eng- 
lischen Industrie  auf  dem  Weltmarkt,  im  Hin- 
blick auf  den  erstarkten  amerikanischen  und 
kontinentalen  Wettbewerb  immer  mehr  in  Frage 
gestellt  werden  mußte.  Zwei  Momente  sind  es 
hauptsächlich,  die  hier  in  Frage  kommen  konnten : 
Das  Aufkommen  der  G.  der  „Jungen**,  d.  h.  das 
stürmische,  lang  zurückgehaltene  Auftreten  des 
neu-  oder  noch  nicht  organisierten  Proletariats, 
und  der  schon  mit  Kücksicht  auf  die  auslän- 
dische Konkurrenz  notwendig  gewordene  schär- 
fere Widerstand  der  erstarkten  Unternehmer- 
Verbände  gegen  weitere  Zugeständnisse.  Beides 
mußte  eine  entscheidende  Wendung  in  den  so- 
zialpolitischen Anschauungen  von  Staat  und  Ge- 
sellschaft hervorrufen,  und  ihre  leisen,  sympto- 
matisch aber  wichtigen,  Anfänge  sind  bereits 
heute  klar  erkennbar. 

Ende  der  SO  er  Jahre  begann  die  Organisation 
der  ungelernten  Arbeiter;  besonders  durch  die 
ungewöhnlichen  Sympathieen,  die  das  große  Publi- 
kum den  streikenden  Dockarbeitern  im  Jahre 
1889  entgegenbrachte,  begünstigt,  kam  die  Be- 
we^ng  der  „Jungen**  in  Fluß.  Diese  neuen 
radikalen  Kampfvereine,  die  nicht  daran  dachten, 
sich  innerlich  zu  konsolidieren,  nnr  für  Streiks 
sammelten  nnd  schwärmten  und  im  übrigen  nach 
Staatshilfe  riefen,  zo^en  im  Nu  überraschende 
Mitgliederzahlen  an  sich.     Trotz  unerwarteter 
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Erfolge  auch  auf  den  G.kongressen  schrumpften 
sie  allerdings  wegen  der  inneren  Schwäche  ihrer 
Organisation  sehr  bald  wieder  zusammen;  auch 
die  im  Zusammenhang  damit  entstandenen  so- 
zialistischen Parteigruppen  gelangten  zu  keiner 
maßgebenden  Bedeutung  und  machten  in  einer 
selbständigen  Wahlkampagne  ein  glänzendes 
Fiasko.  Trotz  alledem  blieben  die  Vereine  der 
„Jungen**  ein  gefährlicher  Sauerteig  in  der  bri- 
tischen Arbeiterbewegung,  wie  die  Streitigkeiten 
zwischen  ihnen  und  den  älteren  Vereinen  auf 
dem  internationalen  sozialistischen  Kongreß 
(London  1896)  beweisen.  Die  Führer  der  kon- 
servativen G.  haben  das  wohl  erkannt,  und  auch 
nachdem  ihre  taktischen  Fehler  auf  den  Kon- 
gressen in  Belfast  1893  und  Norwich  1894,  wo 
weitgehende  kollektivistische  Resolutionen  An- 
nahme gefunden  hatten,  durch  geschickte  Aende- 
rung  und  Handhabung  der  Geschäftsordnung 
wieder  gut  gemacht  worden  waren,  rechnete 
man  mit  der  neuen  Richtung  und  suchte  sie 
wenigstens  im  Wege  des  Kompromisses  zufrieden- 
zustellen. 

Auch  auf  den  letzten  Trade  Unions-Kongressen 
sind  kollektivistische  Beschlüsse  zustande  ge- 
kommen, die  vor  10  Jahren  einfach  undenkbar 
gewesen  wären. 

Hand  in  Hand  damit  ging  eine  stärkere  Be- 
teiligung der  englischen  Arbeiterschaft  an  den 
internationalen,  meistens  sozialistisch  gefärbten 
Arbeiterta^n.  Auch  die  gesetzgeberische  Tätig- 
keit erweiterte  sich  im  Sinne  einer  sozialpou- 
tischen  staatlichen  Initiative;  man  denke  nur 
an  die  Frage  der  „fair  wages**,  der  Durchschnitts- 
löhne, unter  welchen  weder  Kommunalverbände 
noch  der  Staat  Arbeiten  verdingen  lassen  sollten, 
an  die  Conciliation  Act  von  1896,  die  das  Han- 
delsamt, zur  einigungsamtlichen  Initiative  an- 
hält, an  die  Workmen's  Compensation  Act  von 
1897,  durch  welche  England  in  die  Reihe  der 
Staaten  getreten  ist,  welche  an  Stelle  des  kost- 
spieligen, weitläufigen  und  unsicheren  Prozesses 
eine  Art  Arbeiterunfallversicherung  gesetzt 
haben,  femer  an  die  in  England  so  brennend  ge- 
wordene Arbeitslosenfrage  und  endlich  an  die 
seit  Jahren  die  Oflentuche  Meinung  beschäf- 
tigende Bewegung  zugunsten  des  gesetzlichen 
Achtstundentl^'es. 

Wenn  es  auch  durchaus  unwahrscheinlich  ist, 
daß  die  britische  Arbeiterschaft  in  absehbarer 
Zeit  sozialdemokratisch  wird,  so  ist  ein  Um- 
schwung in  den  wirtschafts-  und  sozialpolitischen 
Anschauungen  unverkennbar.  Nicht  darauf 
kommt  es  an,  ob  der  Sozialismus  zugenommen 
hat  oder  nicht,  sondern  darauf,  ob  der  klassische 
Boden  des  Individualismus  ins  Wanken  gekom- 
men ist.  Letzteres  ist  zweifellos  der  Fall.  Es 
vollzieht  sich  eine  Demokratisierung  des  ganzen 
staatlichen  Lebens.  Von  Propagandisten  aus 
den  besitzenden  Klassen  (Fabian  Society)  wird 
mit  Erfolg  für  den  Staatssozialismus  Stimmung 
gemacht,  und  die  Bewegung  zieht  immer  weitere 
Kreise  der  intelligenten  Bürgerschaft  an  sich. 
An  die  Spitze  auch  der  älteren  und  konserva- 
tiven Trade  Unions  treten  mit  der  Zeit  jüngere 
Führer,  deren  Glaubenszuversicht  in  die  Heil- 
kraft der  gewerkvereinlichen  Selbsthilfe  ange- 
kränkelt ist  und  die  zum  mindesten  das  Ge- 
wicht der  von  ihnen  vertretenen,  immer  mehr 
in  die  Wagschale  fallenden  Arbeiterstimmen  da- 
zu ausnutzen,  um  sich  die  bestehenden  Parteien 
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ohne  eigene  politische  Partei,  gefügsam  zu 
machen.  Die  rrommme  der  Parteien,  die  sich 
solange  in  einer  dem  Kontinent  kaum  verständ- 
lichen Schaukelpolitik  gefielen,  werden  einer 
peinlichen  Prüfung  anf  größere  oder  sferingere 
Arbeiterfrenndlichkeit  unterzogen  und  tragen 
immer  mehr  den  Charakter  von  wirtschaftlichen 
Interessenvertretungen  der  Wähler,  die  ihnen 
zu  den  Mandaten  verhalfen.  D&Q  der  Arbeiter- 
mittelstand nicht  wieder  in  seine  zunftmäßige 
Abgeschlossenheit  und  seinen  krassen  G.e^oismus 
zurücksinkt,  dafür  sorgt  schon  die  Entik  der 
Nichtorganisierten,  die  Eifersucht  ihrer  Führer 
und  deren  Pietätlosigkeit  den  verdienten  Füh- 
rern der  alten  G.bewegung  gegenüber.  Be- 
sonders die  munizipale  und  provinzielle  Selbst- 
verwaltung, anf  deren  Eroberung  zielbewußte 
Arbeiterdemagogen,  wie  der  jetzt  zum  Minister 
erhobene  John  ISums  und  seine  Anhänger,  es 
vorläufig  abgesehen  haben,  muß  den  Boden  für 
den  Kampf  der  neueren  mit  der  älteren  Rich- 
tung abgeben.  Der  sog.  „Munizipalsozialismus^, 
von  dem  jetzt  so  viel  die  Rede  ist,  ist  in  Auf- 
nahme gekommen  und  soll  die  englische  Ar- 
beiterschaft, die  als  gleich  berechtigter  Stand 
längst  anerkannt  ist,  auch  regierungs-  und  ver- 
waltungsfähig machen. 

Ist  also  das  britische  soziale  und  wirtschaft- 
liche Leben  in  den  letzten  beiden  Jahrzehnten 
in  einen  gewissen  Gärungszustand  geraten,  so 
wurde  derselbe  durch  Riesenstreiks  und  Aus- 
sperrungen noch  weiterhin  verschärft.  Von 
einem  „sozialen  Frieden",  der  dort  durch  die 
G.  fi^eschaffen  sein  soll,  ist  also  fi;ar  keine  Rede. 
Es  tragt  sich  freilich,  ob  ein  solcher  unter  den 
heutigen  Verhältnissen  überhaupt  möglich  ist. 
Was  England  vor  dem  Kontinente  auszeichnet, 
ist  in  erster  Linie  das  Fehlen  einer  mächtigen, 
geschlossenen  sozialdemokratischen  Partei,  wie 
wir  sie  beispielsweise  in  Deutschland  haben. 
Vorläufig  trägt  aber  das  Programm  der  letzteren 
ebenso  den  Charakter  der  „Sonntagsideeen"  wie 
die  kollektivistischen  Resolutionen  auf  den  G.- 
konkressen.  Es  fehlt  nur  in  England  im  er- 
freulichen Gegensatz  zu  deutscheu  Verhältnissen 
die  maßlose  Klassenverhetzung. 

Eine  gewisse  Krisis  in  der  britischen  G.be- 
wegung, deren  Ausgang  erst  in  den  nächsten 
Jahren  zu  übersehen  sein  wird,  ist  zurzeit  un- 
zweifelhaft vorhanden.  Zweierlei  steht  fest  und 
ist  von  englischen  und  deutschen  Autoren,  unter 
letzteren  namentlich  von  Sombart,  mit  Recht 
hervorgehoben  worden.  Das  eine  kritische  Mo- 
ment hegt  darin,  daß  seit  einigen  Jahren  die 
Stimmung  des  englischen  Publikums  zu  Un- 
gunsten der  G.  umgeschlagen  ist.  Das  äußert 
sich  nicht  nur  in  der  maßgenden  Presse,  sondern 
auch  vor  allem  in  der  Rechtsprechung;,  die  seit 
einigen  Jahren  den  Trade  Unions  bedenkliche 
Schwierigkeiten  macht.  Die  Dehnbarkeit  der 
englischen  Gesetze  und  die  Auslegungspräxis 
des  obersten  Gerichtshofes,  des  Oberhauses, 
unterstützen  die  Stimmung,  die  G.  und  deren 
Beamten  mehr  als  bisher  zivilrechtlich  haftbar 
zu  machen.  Eine  neuere  Judikatur  hat  in  all 
den  Fällen,  für  die  ein  G.beam,ter  haftbar  sein 
soll,  den  G.  selber  für  solidarisch  schadenersatz- 
pflichtig erklärt.  Die  Folge  dieser  Recht- 
sprechung —  sie  knüpft  an  den  Streit  der 
Amalgamated  Society  of  Railway  Servants  (Ver- 
band der  Eisenbahnangestellten)  mit   der  Taflf 


Vale-Eisenbahngesellschaft  an  —  war,  daß  die 
Trade  Unions  schon  mehr  als  fünf  Millionen 
Mark  an  Entschädigungen  den  Unternehmern 
haben  bezahlen  müssen.  Die  ^^tzlichen  Grund- 
lagen dieser  Entscheidungen  sind  die  .Conspiracj 
and  Protection  of  Property  Act*'  und  der  ^£m- 
plovers  and  Workmens  Acf,  beide  vom  Jahre 
187Ö.  Freilich  hat  die  Regierung  eine  Aenderung 
der  betreffenden  gesetzlicnen  Bestimmungen  b^ 
stimmt  zugesagt,  eine  parlamentarische  Kom- 
mission ist  eingesetzt  worden,  und  es  ist  wahr- 
scheinlich, daß  im  Unterhause,  in  das  bei  den 
letzten  Wahlen  eine  ^^rößere  Anzahl  von  Arbeiter- 
kandidaten kam,  die  bereits  vorliegende  Bill 
angenommen  wird,  die  die  Haftbarkeit  der  G. 
wieder  auf  den  alten  Standpunkt  brin^  Die 
endgültig  Entscheidung  liegt  freilich  beim  Ober- 
haus, die  letzten  Unterhauswahlen  beweisen 
übrigens  auch  sonst,  daß  die  Arbeiterbewegunff 
kritischere  Formen  angenommen  hat  und  8i<£ 
die  Gegensätze  verschärft  haben.  Die  Berufung 
des  beicannten,  jetzt  ziemlich  gemäßigten  6.- 
Politikers  John  Burns  ins  Ministerium  dürfte 
jedenfalls  ein  Symptom  dafür  sein,  daß  das  neue 
Kabinett  sich  gegen  eine  schärfere  Tonart  der 
Arbeiterparteien  zu  rüsten  anschickt,  aber  auch 
gleichzeitig  Staatsmittel  für  die  Arbeitslose^ 
zur  Verfügung  stellt.  Im  Mittelpunkt  der 
Diskussion  steht  jetzt  das  Arbeitslosenproblem, 
und  sehr  weitgehende  Forderungen  auf  dem 
Gebiete  der  Arbeitslosenunterstützung  sind  auf- 
gestellt Sie  werden  sehr  ernsthaft  und  lebhaft 
besprochen.  Damit  ist  auch  das  zweite  kritische 
Moment  in  der  neusten  britischen  G.beweeung 
angedeutet.  Es  steht  statistisch  fest,  daß  die 
weitere  Entwickelung  der  Trade  Unions  seit 
einigen  Jahren  ins  Stocken  geraten  ist.  Die 
Mit^liederzahl  der  Vereine  ist  von  1900  zu  1901 
gleich  geblieben,  von  1901  bis  1903  ist  sie  so- 
SSLT  von  1939000  auf  1902000,  d.  h.  um  fast 
^%  gesunken.  Die  Einnahmen  haben  sich  schon 
längere  Zeit  nicht  weiter  gehoben ;  bei  den  hundert 

größten  Unions  sind  seit  1897  fast  dieselben  ge- 
lieben. Dazu  kommt,  daß  die  finanziellen  An- 
forderungen an  die  G.  steigen.  Die  Depression, 
die  seit  Anfang  des  Jahrnunderts  namentlich 
auf  der  englischen  Textilindustrie  lastet,  äußert 
sich  in  einer  wachsenden  Zahl  von  Arbeits- 
losen. Von  den  G.mitgliedem  waren  arbeitslos 
im  Jahresdurchschnitt  1899  2,4%,  1900  2,9  V 
1901  3,8%,  1902  4,2%,  1903  5,1%,  1904 
6,5%.  Das  bedeutet  aber  für  die  G.  eine  stetige 
Steigerung  ihrer  Ausgaben  für  Arbeitslosen- 
unterstützung. Diese  betrugen  bei  den  hundert 
größten  Trade  Unions  in  den  Jahren  1899  bis 
1903  rund  3,8,  5,3,  6,6,  8,ö  und  10,3  Millionen 
Mark,  da.s  sind  in  Prozenten  der  Ausgaben  15, 
18,  20,  23  Va  und  26,6%.  Die  Kosten  für  Streik- 
unterstützung —  ebenfalls  in  Prozenten  der 
Ausgaben  in  dem  gleichen  Zeitraum  berechnet 
—  sind  gewesen  9V'^,  16,3^  12,6.  12,2  und  9,1%. 
Im  Jahre  1903  betrug  die  Zahl  der  britischen  G. 
116ß.  Etwa  15%  der  gesamten  gewerblich  tätigen 
Bevölkerung  war  organisiert.  Auf  den  Bergbau 
kamen  507  000  Gewerkvereinler,  auf  die  Metalt- 
industrie 337001,  auf  die  Textilindustrie  219000. 
Es  sind  das  diejenigen  Industrieen  mit  der  um- 
fassendsten und  leistungsfähigsten  Organisation. 
120000  Frauen  sind  Mitglieder  von  Trade  Unions. 
Die  Gesamteinnahmen  von  hundert  der  be- 
deutendsten G.  beliefeu  sich  im  gleichen  Jahre 
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(1903)  auf  42,3  Millionen  Mark  nnd  ihre  Aus- 
gaben anf  38,6  Millionen  Mark.  Das  Vermögen 
war  Ende  1903  auf  91  Millionen  Mark  ange- 
wachsen.   In  den  zwölf  Jahren  von  1892  bis 

1903  haben  diese  hundert  größten  G.  rund  381  Vs 
Millionen  Mark  ausgegeben,  wovon  auf  die 
Arbeitslosenunterstützung  allein  85,7  Millionen 
Mark  =  22,3%  entfielen.  Für  sonstige  Unter- 
stützungszwecke ,  Kranken-,  Unfall-,  Alters- 
unterstützung, sowie  Zuschüsse  zu  Begräbnis- 
kassen wurden  149  Millionen  =^  39,3%  aufge- 
wendet. 69,4  Millionen  Mark  kamen  auf  Streik- 
unterstützung, der  Rest  auf  andere  Ausgaben. 
Im  Jahre  1903  wurden  9%  der  Gesamtsumme 
für  Streikgelder  veraus^bt  gegen  20%  im 
Durchschnitt  der  neunziger  Jahre,  ein  Be- 
weis dafür,  daß  die  maßgebenden  G.verbände 
ihre  Mittel  jetzt  ganz  vorwiegend  friedlichen 
Unterstützungszwecken  zuwenden  müssen,  für 
die  Kampfaktion  verhältnismäßig  aber  nur  noch 
weni^  übrig  behalten.  Kein  Wunder,  daß  der 
Kredit  der  Vereine  bei  den  Arbeitern  nachläßt 
nnd  die  Notwendigkeit  der  „political  action"* 
immer  mehr  anerkannt  wird.  Mit  dieser  Auf- 
fassung stimmt,  wie  schon  gesagt,  der  Verlauf 
der  letzten  Jahreskongresse  der  Trade  Unions, 
der  Zulauf  der  Gewerkschaftler  zur  unabhängigen 
Arbeiterpartei  („Independant  Labor  Party"), 
der  Ausgang  der  Munizipalwahlen  im   JaJire 

1904  und  der  Unterhauswahlen  im  folgenden 
Jahre  durchaus  überein.    Der  in  dem  Gärungs- 

i'ahre  1893  gegründeten  „Independant  Labor 
*arty"  (I.  L.  P.)  ^hören  jetzt  fast  eine  Million 
Gewerkschaftler  in  165  Trade  Unions  und 
76  Trade  Councils  ^Gewerkschaftskartelle)  an. 
In  den  Mnnizipalwanlen  im  Jahre  1904  stellte 
die  unabhängige  Arbeiterpartei  255  Kandidaten 
auf.  Davon  wurden  95  gewählt  Der  Gewinn 
betrug  76  Sitze. 

b)  Die  O.  in  Deutschland.  Die  G.bewe- 
gung  in  Deutschland  dürfte,  dank  der  Tatsache, 
daß  Deutschland  der  industriellste  Großstaat  des 
Kontinents  ist,  von  allen  europäischen  Staaten 
nach  Großbritannien  am  meisten  Beachtang  ver- 
dienen. Das  deutsche  G.wesen  läßt  sich  zwar 
nach  Art,  Umfang  und  Einfluß  mit  dem  britischen 
nicht  vergleichen,  um  so  augenfälliger  ist  sein 

g>li tischer  nnd  parlamentarischer  Hintergrund, 
ie  überwiegende  Mehrheit  der  deutschen  G.  ist, 
wie  auch  in  den  übrigen  festländischen  Staaten, 
ein  integrierender  Bestandteil  der  politischen 
Parteigruppiernngen  und  der  sozialistischen 
Propaganda.  Neuerdings  sind  freilich  tiefgehende 
Meinungsverschiedenheiten  zwischen  der  poli- 
tischen Parteileitung  einerseits  nnd  den  unter 
sozialdemokratischer  Führung  stehenden  „Ge- 
werkschaften" andererseits  —  so  heißen  die 
sozialistischen  G.  —  nicht  zu  verkennen.  Die 
Gewerkschaftspresse  und  auch  die  letzten  Partei- 
kongresse haben  diese  Gegensätze  o£fen  gelegt. 
Aber  zu  einer  „reinlichen  Scheidung",  wie  sie 
viele  Nationalökonomen  und  Sozialpolitiker  ge- 
wünscht und  vorausgesagt  haben,  ist  es  bisher 
immer  noch  nicht  gekommen.  Die  sog.  „Mause- 
rang der  Sozialdemokratie",  von  der  so  viel  die 
Rede  war,  hat  jedenfalls  greifbare  Fortschritte 
noch  nicht  gemacht.  Der  Streit  der  „Zielbe- 
wußten" mit  den  „Kevisionisten"  hat  vorläufig 
nur  akademische  Bedeutung.  Bemerkenswert 
ist  dagegen  das  Aufkommen  der  christlichen 
Gewerkschaften  namentlich  unter  den  Berg-  und 


Textilarbeitem  und  den  Eisenbahnern.  Anfäng- 
lich war  diese  Bewegung  ziemlich  belanglos. 
Die  finanzielle  Rüstung  der  christlichen  G.  war 
schwächlich  und  ist  es  bis  zum  Teil  auch  heute 
noch,  ihre  Taktik  erschien  unsicher,  tastend  und 
schwankend.  Das  hat  sich  neuerdings  geändert 
Die  Vereine  sind  stark  in  Aufnahme  gekommen 
und  haben  in  großen  Streikbewegungen  eine 
erhebliche  z.  T.  führende  Rolle  gespielt  Man 
wird  wohl  sagen  dürfen,  daß  in  den  eigentlichen 
Industrie-  nnd  Montandistrikten  die  christlichen 
Gewerkschaften  schon  heute  eine  erheblich 
größere  Rolle  spielen  als  die  viel  älteren  Ver- 
eine des  Hirsch-Dunckerschen  Verbandes.  Die 
Hirsch-Dunckerschen  G.,  so  alt  wie  die  sozia- 
listischen Gewerkschaften,  sind  britischen  Vor- 
bildern nachgebildet  und  von  arbeiterfreund- 
lichen liberalen  Politikern  ins  Leben  gerufen 
worden  und  werden  von  diesen  geführt  Ur- 
sprünglich standen  sie  zu  den  sozialdemokra- 
tischen Vereinen  programmmäßi^  in  unversöhn- 
lichem Gegensatz.  Heute  gewinnt  man  aber 
den  Eindruck,  daß  der  Gegensatz  an  Schärfe 
verloren  hat.  Er  ist  nur  satzungsmäßig  mehr 
ausgesprochen  als  bei  den  großen  sozialistischen 
Gewerkschaftsverbänden,  wo  ihn  die  gemein- 
same Taktik  Lügen  straft.  Auch  die  christ- 
lichen Gewerkschuten  waren,  nach  der  ursprüng- 
lichen Absicht  der  Gründer,  sowohl  gegen  das 
Unternehmertum  wie  gegen  die  politische  Sozial- 
demokratie gerichtet.  Neuere  Vorgänge  be- 
weisen indessen,  daß  in  akuten  Lohnbeweguuj^n 
eine  gewisse  Kartell  Verbrüderung  ziemlich  leicht 
zustande  kommt.  Das  Ergebnis  dieser  neuzeit- 
lichen Entwickelung  ist  eine  größere  Verbreitung 
der  Koalitionen,  eine  Milderung  der  Gegensätze 
unter  den  Verbänden  verschiedener  Richtung 
und  gleichzeitig  eine  Verschärfung  der  Offensive 
und  Defensive  gegen  das  Unternehmertum  und 
seine  Verbände.  Die  Folge  dieses  überspannten 
Koalitionszustandes  war,  daß  auch  die  Arbeit- 
geberverbände außerordentlich  an  Zahl,  Stärke 
und  Kraft  der  Taktik  zugenommen  haben.  Da- 
durch wurden  die  Lohnkämpfe  größer  und  die 
Abwehraktionen  zielbewußter  und  rücksichts- 
loser. In  den  letzten  Jahren  sind  die  G.  recht 
oft  von  vornherein  in  die  Defensive  zurück- 
gedrängt worden,  entsprechend  hat  die  Zahl 
der  Aussperrungen,  die  manchmal  riesenhaften 
Umfang  annahmen,  zugenommen.  Die  Unter- 
nehmerverbände richten  jetzt  in  Deutschland 
ihr  Augenmerk  hauptsächlich  darauf,  die  Arbeiter- 
vereine zu  entwafhien  und  neuanftauchende  zu 
sprengen.  Damit  wächst  natürlich  auch  die 
Solidarität  unter  den  G.  verschiedener  Richtung. 
Die  ältere  Geschichte  der  deutschen  G.  ist 
wenig  interessant  und  steht,  was  dramatischen 
Effekt  anbetrifft,  hinter  der  der  stolzen  und 
mächtigen  Arbeiterorden  Großbritanniens  in 
weitem  Abstand  zurück.  Als  die  moderne 
soziale  Bewegung  einsetzte,  war  Deutschland 
industriell  noch  unreif  —  etwa  auf  dem  Niveau 
Großbritanniens  am  Ende  des  18.  Jahrhunderts  — ; 
bei  den  vorhandenen  bürgerlichen  Oppositions- 
parteien fand  die  proletarische  Bewegung  schon 
um  deswillen  keinen  Rückhalt,  weil  dank  der 
politischen  Konstellation  und  des  auf  wirtschafts- 
politischem Gebiete  herrschenden  öden  Doktri- 
narismus an  eine  Politik,  die  den  ForderunjB^en 
der  Arbeiter  Rechnung  getragen  hätte,  nicht 
zu  denken  war.    Das  Zurücktreten  der  gewerk- 
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tchftftiicheii  Bewegung  hinter  der  radikal- 
poHtiBcheii  einer  seibstäüdigeu  Arbeiterpartei, 
die  ganz  unvermittelt  dttTch  eine  eigenartige, 
fast  romanhaft  ^n  iietmeude  PerBönlichkelt,  wie 
sie  Lasäalle  war,  auf  der  Bildfläche  httvotgt^ 
zaubert  wurde  und  sich  rasch  in  mächtigen 
Dimensioneu  aiiawnchs,  ht  ailein  in  Zu^mmen- 
hang  mit  der  politischen  Konstellation  zu  Ter- 
stehen.  Die  Genesis  der  dent^chen  Arbeiter- 
hewegung  und  des  ArbeiterTereinäweaeüs  läüt 
aich  also  nur  gleichzeitig  mit  der  Geschichte 
der  Sodaldemokratie  darstellen  ^  weswegea  hier 
auf  den  Art.  ^Sozialdemokratie "^  yerwieseu  werden 
muß.  Das  gleiche  gilt  übrigens  mehr  oder 
minder  bezügüeh  den  Hbrigen  kontinentalen 
Staaten. 

Wie  die  Sozialdemokratie  Überhaupt,  bo  war 
insbesondere  die  deutsche  Sozialdemokratie,  die 
in  den  bemfsniäUigen  ArbeiterkoaUtionen  mit 
ihren  organisierten  Kämpfen  innerhalb  der 
heu  tilgen  \VirtscbaftHordnun^  ursprlln^Üch  nur 
kleinliche  und  schvvJichliche  Mittel  erblicktet  die 
die  allumfassende  und  allumwilkeude  soziale 
Eevolutlon  nicht  un^nbahnen,  höchstens  aufzu- 
halten geeignet  sind,  keine  aufrichtige  Freundin 
der  G.  gewesen.  Wenn  trotzdem  sowohl  die 
Lassalleaner  als  die  Marxisten  die  GrUndung 
Ton  G,  iü  die  Hand  nahmen,  so  waren  hierfür 
hauptsächlich  parteipolitische  Gründe  maßgebend. 
Man  mußte  mit  der  nattiriicben  und  Temünftigen 
Neigung  der  Arbeiter,  sich  zu  Berufsvereinen 
zn^ammenzusehließeii,  um  su  mehr  rechnen«  als 
an tisoziaiis tische  liberale  Ffditiker  gerade  in 
Hinweis  auf  die  britiücheii  Yerhältuinse  nnpoii- 
tische  G.  ins  Leben  zu  rufen  suchten.  Schon 
im  Sinne  der  Selbäterhaltuug  einer  mächtigen 
Parteiorganisation  schien  es  geboten,  „eine  ver- 
nunftehe  zwischen  dem  extremen  Sozialismus 
nnd  der  Berufsorganisation''  einzugehen.  Schon 
1866  hatte  der  Lassaüeaner  Fritzsche  den  G* 
der  deutsehen  Tabakarbeiter  geschaffen;  im 
folgenden  Jahre  entstand  der  Verband  der 
deutschen  Buchdrncker.  Als  1H68  der  liberale 
Sozialpolitiker  Max  Hirsch  (f  1905)  seine  G.  ios 
Leben  tu  rufen  suchte,  beeilte  sich  derLassalleaner 
V.  Schweitzer^  ihm  mit  der  Gründung  you  „Ge- 
werkschaften", d,  h.  U.  auf  sozialdemokratischer 
Grundlage,  zuvorzukommen.  1869  entstand  der 
Verband  Hirsch-Dunckeräcber  G..  der  nach  an* 
fänglicb  eroßer  Anzieh  uugskraft,  zeitweilig  un- 

fttnstig  beeiniluMl  darch  unglückliche  Lobu- 
ämpfe  und  durch  die  Konkurreuz  der  nach 
dem  Kriege  1870/71  stark  in  Aufnahme  kommen* 
den  Sozialdemokratie^  nur  taugsaiu,  durch  Rück- 
ficbiäge  unterbrochen,  seine  ^emäüigte  G.poütik 
fortsetzen  konnte.  Die  Hirsch-Dunckerianer, 
licute  meistens  gesetzte  und  gelernte  Arbeiter 
mit  zum  Teil  erheblichen  Vereinsvernjögen  in 
zahlreichen  Orts ve rein skassen.  aus  weichen  Eeise- 
und  Wanderantersttiizungen,  Rechts-,  Schutz- 
und  ArbeitBTermittehing  und  andere  Subven- 
tionen in  Notfällen  finanziert  werden,  haben 
trotz  mehrfacher  Abfälle  ins  sozialdemokratische 
Lager  sich  wieder  auf  einen  Mitgliederbestand 
von  etwa  112000  Leuten  ( ltM4)  emporgearbeitet. 
Den  Gründern  des  Hirsch -Dunckerschen  G,- 
Verbands  schwebte  fortgesetzt  das  britische  Vor- 
bild vor,  sie  haben  es  aber  nicht  erreichtj  und 
in  keiner  Periode  der  neuzeitlichen  Arbeiterbe- 
wegung haben  die  Hirsch -Dunckerianer  die 
Führung  gehabt.    Ihre  Organisation  ist  etwas 


bureauk ratisch  nnd  schemaiisch,  ilie  Taktik  der 
Berliner  Zentrale,  „Anwaltschaft'*  genannt,  war 
seit  Jahrzehnten  äußerst  hedächtlfi^  und  konnte 
neben  den  vorwärtsstürmenden,  alles  tnit  siel 
reißenden  radikalen  Organisationen  und  neaer- 
dings  den  christlichen  verbanden  nicht  dnrch* 
dringen.  Das  gilt  hauptsächlich  fHi  die  Kämpfe 
auf  dem  Arbeitsmarkte,  Etwas  mehr  Eampfea- 
freudigkeil  haben  die  rheinisch- westlalischea 
Vereine^  namentlich  unter  der  Nachwirkung^  dei 
Ruhr^treiks,  in  den  Verband  gebracht.  Die  Unter- 
schiede der  ge  werk  vereinlichen  «>ganisationeii 
und  ihre  Gegeueätze  verwischen  sich  eben  nener- 
dings,  und  in  einer  Reihe  von  akuten  Lihn- 
bewegungen  sind  die  Verbände  veröcbiedeuer 
Elchtung  ganz  einträchtig  miteinander  gegangcai. 
Es  ist  das  die  ^ Tendenz  zur  Einheit**^  von  der 
Sombart  —  freilieh  mehr  im  internationalen 
Sinne  —  spricht. 

Auf  fürsorglichem  Gebiete  sind  die  Lebtnngen 
der  Hirsch -Dunckerschen  Vereine  sehr  bcÄchtetis* 
wert  und  überragen  diejenigen  der  meisten 
freien  Gewerkschaften  nicht  nnerhe bliche  die  der 
christlichen  Gewerkschaften  sogar  recht  erheb' 
lieh.  Ihre  Organisation  fuOt  auf  27 lö  Orti- 
vereinen.  Diese  Ortsvereine  sind  zu  Orts  ver- 
bänden, die  den  aoiLetigen  Gewerkschafts  karteilen 
entsprechen,  vereinigt.  Die  Ortsvereine  desselben 
Gewerbes  sind  InterTokal  zu  O.,  25  an  der  Zahl, 
mit  einem  Geaeralrat  an  der  Spitze,  verschmolzen. 
Was  aiso  bei  den  Hirsch -Dunckeriaiiem  ^G* 
heißt,  beiOt  bei  den  anderen  Zentral  verband. 
Alle  23  G.  nmschlieOt  dann  der  ^  Verband  dei 
deutschen  G."*  mit  seinem  Sitze  in  Berlin,  mit 
ebenfalls  einem  Generalrat  an  der  Spitze.  Im 
Jahre  1904  betrugen  die  Gesamteiu nahmen  der 
Hirseh-Dunckerscheu  G.  1 026  Ü<X)  M,,  die  Ge- 
samtausgaben ^88  000  M.,  das  Gesamt  vermögen 
3  426  OOü  M.  Von  den  Gesamtansgaben  komme« 
auf  Streik-,  Arbeitslosen-  und  Reiseunierstütxnng 
etwa  em  Drittel  (312  000  M).  Die  Hiwch- 
Dunckerschen  G.  habeu  auf^n ahmlos  die  Arbeits^ 
losenunterstUtzung  eingeftihrt.  während  da^  bei 
den  sozial iäti scheu  Gewerkschaften  in  38  voa 
62  Zentralverbänden  und  bei  den  christlichea 
Gewerkschaften  nur  bei  einigen  wenigen  der 
Fall  ist.  Die  örtliche  Verbreitung  der  Rinsch- 
Dnnck ersehen  G.  ist  eine  sehr  verschieden*^. 
Drei  Viertel  der  Mitglieder  kommen  auf  Preußen 
und  *50^/o  auf  die  Provinzen  Branden bnrL'^ . Ij^^V^ 
Schlesien    (16\),    Sachsen    113*/;,).  jfs- 

bezirk  Arnsberg  {9°la]   und  Dussel. .  ^i. 

Im  nichtpreußiscben  Norddetttachland  hat  der 
Verband  nicht  recht  Fu^  fassen  können.  Du- 
sel he  ist  im  Königreich  Sachsen  der  Fall.  In 
Süddeutschland  finden  sieh  nur  in  Baden  Aa^ 
Sätze,  in  Ba^'erUj  Württemberg  und  Hessen  sind 
sie  äo  gut  wie  bedeutungslos)«  in  den  Hanse- 
städten fallen  sie  vollständig  aus.  Der  gr^U 
G-  mit  41 000  Mitgliedern  ist  der  der  Mäschinei^ 
ban-  und  Metallarbeitern  der  zweltgr5Ctc,  nach 
der  gewerblichen  Branche  nicht  klar  geschied«!!. 
der  der  Fabrik-  und  Handarbeiter,  mit  2\  HOÜ, 
dann  kommen  die  Tischler  mit  HLKX*,  4ie  Schah- 
macher und  Lederarbeiter  mit  5300,  Alle  librlgfa 
erreichen  das  fünfte  Tausend  nicht.  Organitieite 
Textilarbeiter  gibt  es  nur  3700,  ergmittorte 
Fraut^u  noch  nicht  1000. 

Die  Geschichte  der  sozialdemokratisches  Ge^ 
werkschaf teu ,  die  heute  troi£  maiisielhKlter 
finanzieller  Basmnf  in  der  deutsche  Aibäus* 
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bewe^ng  die  maßgebende  Rolle  spielen,  teilt 
sich  im  wesentlichen  in  drei  Perioden,  in  die 
erste  vor  dem  Sozialistengesetz,  in  die  zweite 
nach  dem  Sozialistengesetz  nnd  in  die  dritte 
gegenwärtige,  die  man  als  „Abwehrperiode'' 
bezeichnen  kann  nnd  die  sich  dadnrch  charakte- 
risiert, dali  bis  dahin  nicht  oder  schlecht  organi- 
sierte Arbeitergmppen,  wie  die  Berg-  und  Textil- 
arbeiter kraftvolle  Vereine  geschaffen  haben, 
größtenteils  als  Oegegewicht  gegen  die  mächtigen 
Arbeitgeberverbände  nnd  deren  Ansspemin^- 
politik.  Es  kann  darüber  kein  Zweifel  sein, 
daß  der  Znsammenschluß  der  Unternehmer  in 
der  letzten  Periode  zu  Antistreikverbänden,  in 
enger  Fühlung  mit  den  Syndikaten,  den  G.  zahl- 
reiche neue  bisher  lässige  Mitglieder  und  den 
Gewerkschaftsverbänden  zahlreiche  junge  Vereine 
zugeführt,  die  Eampfesstimmunff  nnd  das  Soli- 
daritätsgefühl erhöht  hat  und  die  Massen- 
organisation in  der  Arbeiterschaft  Nivellierungs- 
tendenzen  verrät. 

Die  Vorgän&perinnen  der  sozialistischen  Ge- 
werkschaften, die  sich  offiziell  „freie  Gewerk- 
schaften **  nennen,  waren  die  Lassalleanischen 
Gewerkschaften  von  v.  Schweitzer,  1868  ins 
Leben  gerufen.  Sie  schienen  ursprünglich  große 
Chancen  zu  haben.  Ihr  Gründer  zerstörte  aber 
selbst  seine  Schöpfung,  indem  er  die  Gewerk- 
schaften zu  einem  aUgemeinen  Arbeiterunter- 
stützungsverband verschmolz.  Zu  einem  Ein- 
flüsse hat  es  dieser  Verband  nie  gebracht,  die  Reste 
der  Lassalleanischen  Gewerkschaften  gingen 
1875  in  den  Vereinen  Marxistischer  Richtung 
auf.  Diese,  die  sich  „internationale  Gewerks- 
genossenschaften"  nannten,  trotz  der  Klagen 
über  Versumpfung  der  sozialistischen  Propa- 
ganda in  einigen  Branchen  kräftijgfe  Ansätze 
zeigten  und  es  bis  auf  58000  Mit&^lieder  in 
28  Verbänden  gebracht  hatten,  wurden  durch 
das  Sozialistengesetz  von  1878  zeitweilig  ver- 
nichtet. Eine  neue  Organisation  wurde  einge- 
leitet durch  die  lokalen  „Fachvereine"  sozia- 
listischer Observanz,  besonders  seit  1880.  Die 
neuen  Vereine  entwickelten  sich  sehr  langsam. 
Ihre  Organisation  in  Gewerkschaftskartelle  und 
Zentralorganisationen  konnten  sie  erst  nach  dem 
Sozialistengesetz  erfolgreich  ausbauen.  Die  Lohn- 
kämpfe wurden  durch  Streik-Kontrollkommis- 
sionen neu  geregelt,  und  1887  erhielten  die 
Vereine  eine  einheitliche  Zentrale  durch  die 
„Generalkommission  der  Gewerkschaften  Deutsch- 
lands'' mit  dem  Sitze  in  Hamburg,  deren  Leitern 
es  aber  bis  auf  den  heuticfen  Tag  von  den 
politischen  Parteihäuptem  sehr  schwer  gemacht 
wird,  die  rein  gewerKschaftliche  Bewegung  zu 
konsolidieren.  Trotz  vielfacher  starker  und 
elastischer  Widerstände,  die  neuerdings  noch 
durch  die  zentripetalen  Tendenzen  der  lokal 
organisierten  Gewerkschaften  vermehrt  wurden, 
trat  seit  Gründung  der  Hamburger  Zentrale  die 
deutsche  Gewerkschaftsbewegung  in  ein  neues, 
erfolgreiches  Stadium.  Eigentümlich  gering  war 
lange  Zeit  die  werbende  Kraft  der  Gewerk- 
schaften unter  den  Bergleuten.  Es  hatte  den 
Anschein,  als  ob  nur  in  akuten  Lohnbewegungen 
eine  Organisation  ad  hoc  lebendig  würde.  Ein 
sozialdemokratischer  Berg-  und  Hüttenarbeiter- 
verband, neben  dem  dann  1894  ein  G.  christ- 
licher Bergarbeiter  auftrat,  verlor  sehr  bald 
wieder  seine  Bedentun?.  Das  hat  sich  in  der 
allerjüngsten  Zeit  stark  geändert.    Die  sozia- 


listischen Bergarbeiter  hatten  1904  75000,  1905 
105000  Gewerkschaftler  in  dem  sogenannten 
„alten  Verbände".  Neben  diesem  alten  Ver- 
bände spielen  die  christlichen  Gewerkschaften 
im  Bergbau,  namentlich  im  Ruhrrevier,  aber 
auch  in  Oberschlesien  und  im  Saarrevier  eine 
^oße  Rolle.  Dank  einer  geschickten  Führung 
ist  der  G.  christlicher  Bergarbeiter  auf  8O00O 
Mitglieder  gestiegen,  in  wenigen  Monaten  hatte 
sich  der  Mitgliederbestand  verdoppelt.  Der  Ge- 
winn in  den  anderen  Revieren  beträgt  ungefähr 
30000  Köpfe. 

Die  freien  (sozialistischen)  G.,  in  63  Zentnd- 
verbänden  vereinigt,  hatten  1905  1052000  Mit- 
glieder. Es  bedeutet  das  einen  Zuwachs  von 
164  000  gegen  das  Vorjahr  (ISV^^/o)-  Die  Zu- 
nahme betrug  1901  0,4«'  1902  8,2«L  1903  21%. 
Ende  1905  dürfte  es  der  Verband  auf  l»/s  Million 
Mitglieder  gebracht  haben,  was  einen  Zuwachs 
von  25%  bedeutete.  Mit  diesen  Zahlen  wird 
ohne  weiteres  die  jüngste  Periode  der  Gewerk- 
schaftsbewegung drastisch  beleuchtet  Die 
Zahlen  der  hauptsächlichsten  Zentralverbände 
sind  folgende: 

Zentralverbände         Mitgl.  1904     Mitgl.  1905 
Metallarbeiter  198964  259692 

Maurer  128850  160000 

Holzarbeiter  97 105  131 257 

Bergarbeiter  75  364  105  060 

Textilarbeiter  53  5^8  77  800 

Fabrikarbeiter  49 181  65  995 

Handels-  und  Trans- 
portarbeiter 35325  51 061 
Buchdrucker  38  975  41 9*9 
Brauereiarbeiter  18485  23227 
Schuhmacher  25  262  26 164 
Buchbinder  15206  18 159 
Schmiede  12185  16700 
Porzellanarbeiter  8  054  1 1 320 
Stukkateure  5  575  7  283 
Wäschearbeiter  875  6  500 
Sattler  4259  7000 
768  244        I  009  148 

Ende  1904  waren  die  Jahreseinnahmen  'der 
63  Zentralverbände  20 191 000  M.,  die  Ausgaben 
17  739000  M.,  der  Kassenbestand  16110000  M. 
Der  größte  Zentralverband  ist  der  Metallarbeiter- 
verband. Sein  Rechnnn^bschluß  von  1905  ist 
interessant.  Er  bilanziert  mit  5  647  000  M. 
(1904  3517  000  M.),  die  Reineinnahme  betrug 
5118000  (1904  3310000  M.).  Von  den  Ein- 
nahmen kamen  4  690000  M.  auf  Beiträge  und 
72  000  M.  auf  Beitrittsgelder.  Die  Ausgaben 
umfaßten  3 119000  M  für  Unterstützungsgelder, 
darunter  20850Ü0M.  durch  Streikunterstützung, 
480000  M.  für  Arbeitslosenunterstützung,  247 OOO 
M.  für  Reisegeld.  Die  Verwaltungskosten 
betrugen  123000  M.,  der  Vermögensbestand 
2177  000  M.  Zu  den  2085000  M.  Streikunter- 
stützungen kommen  noch  %  Millionen  aus  den 
Lokalkassen  der  Bezirksvereine.  Beachtenswert 
ist,  daß  die  Aussperrungen  %  sämtlicher  Kamnf- 
opfer  verschluckten,  für  die  Angriffsstreiks  also 
nur  96  (XX)  M.  Verwendung  finden  konnten.  Die 
völlige  Verschiebung  des  Finanzgebarens  in- 
folge der  Arbeitgebertaktik  der  letzten  Zeit 
tritt  bei  diesem  größten  Zentralverbande  be- 
sonders klar  zutage.  Aehnlich  ist  es  auch  bei 
anderen  Verbänden,  namentlich  beim  Holzarbeiter- 
verband, dem  drittgrößten. 
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Den  freien  Grewerkscbaften  der  General- 
kommission stehen  gegenüber  die  sog.  „Lokal- 
organisierten**.  Es  sind  das  diejenigen  sozia- 
listischen Gewerkschaf ten  2  denen  die  freien 
Gewerkschaften  nicht  sozialdemokratisch  und 
kriegerisch  genug  sind.  Sie  sind  verbunden  in 
der  „freien  Vereinigung  deutscher  Gewerk- 
schaften''. Ende  1905  hatten  sie  15000  Mit- 
glieder. Ihre  Finanzen  sind  schwach  und  ihre 
gewerkvereinliche  Bedeutung  gleich  Null.  Um 
so  größer  ist  ihr  Anteil  an  (Ten  Kämpfen  und 
Auseinandersetzungen  innerhalb  der  politischen 
Partei. 

Im  Schatten  der  freien  Gewerkschaften  vege- 
tieren 30  unabhängige  Vereine,  die  etwa 
75  000  Mitglieder  haben. 

Eine  ungewöhnliche  Laufbahn  nahmen  die 
christlichen  Gewerkschaften.  Sie  stehen  jetzt 
an  zweiter  Stelle  und  sind  in  den  Ber^revieren 
den  freien  Gewerkschaften  ebenbürtig.  Die 
Idee,  das  christliche,  insbesondere  das  katho- 
lische Moment  mit  der  Arbeiterorganisation  zu 
verknüpfen,  geht  in  ihren  Ursprüngen  bis  in 
die  60  er  Jahre  zurück  und  führt  hier  auf  die 
Bestrebungen  des  Bischofes  von  Mainz,  Frei- 
herm  von  Ketteier,  zurück.  Zu  praktischen 
Ergebnissen  hat  sie  erst  in  den  90  er  Jahren 
genlhrt,  nachdem  seit  Aufhebung  des  Gesetzes 
^eg:en  die  gemeingefährlichen  Bestrebungen  der 
Sozialdemokratie  der  gewerkschaftlichen  Organi- 
sation der  Arbeiterklasse  überhaupt  eine  freiere 
Entwickelungsmöglichkeit  gegeben  war.  Sie  ist 
in  den  90  er  Jahren  darauf  zurückzuführen,  daß 
weite  Kreise  der  evangelischen  und  katholischen 
Arbeiterschaft  in  der  bis  dahin  bestehenden  Be- 
rufsorganisation, insbesondere  in  den  freien  Ge- 
werkschaften,  nicht  ihre  richtige  Vertretung 
erblickten.  Die  evangelischen  und  katholischen 
Arbeiterkreise  waren  in  evangelischen  und  katho- 
lischen Arbeitervereinen  und  Verbänden  zu- 
sammengefaßt, indessen  waren  dies  nicht  Fach- 
vereine mit  wirtschaftlichen  Zielen,  sondern 
mehr  allgemeine  religiöse  Bildungsvereine,  welche 
Arbeiter  der  verschiedensten  Berufe  und  poli- 
tischen Richtungen  in  sich  aufnahmen.  Zu  Be- 
ginn der  90  er  Jahre  machte  sich  das  Bedürfnis 
geltend,  auch  diese  Arbeiterkreise  gewerkschaft- 
lich, d.  h.  in  Berufsorganisationen,  zusammen- 
zufassen, und  aus  diesem  Bedürfnis  heraus  sind 
anfänglich  auf  katholischer  Seite  die  katholischen 
FacbaDteilungen,  welche  auch  gewerkschaft- 
lichen Charakter  tragen,  später  von  katholischer 
und  evangelischer  Seite  die  christliche  Gewerk- 
schaftsbewegung hervorgegangen,  welche  inter- 
konfessionell katholische  und  evangelische  Ar- 
beiterorganisationen gewerkschaftlich  zusammen- 
faßt —  bislang  unter  Vorwiegen  der  katholischen 
Arbeiterkreise.  Die  christlichen  Gewerkschaften, 
die  1899  ihren  ersten  Kongreß  abhielten,  haben 
einen  Gesamtverband  gegründet.  Diesem  Ver- 
bände gehören  jetzt  mehr  als  zwei  Drittel  der 
organisierten  Arbeiter  an.  Ursprünglich  waren 
die  christlichen  Gewerkschaften,  wenn  man  von 
einigen  großen,  namentlich  im  Bergbau,  im  Vei- 
kehrsgewerbe  und  in  der  Textilindustrie  (Aachen, 
Krefeld  und  München-Gladbach)  absieht,  mehr 
Vorschulen  für  die  gewerkvereinliche  Aktion 
als  Gewerkschaften  selbst.  Dieses  Uebergangs- 
stadium  scheint  jetzt  überwunden  zu  sein,  jeden- 
falls nehmen  die  christlichen  Gewerkschaften  an 
den  Arbeitskämpfen  und   an  der  gewerkschaft- 


lichen Propaganda  kräftig  teil.  Die  Zahl  der 
Mitglieder  ist  in  der  neuesten  Zeit  stark  ange- 
schwollen. Die  Einnahmen  der  Organisationen 
haben  sich  vermehrt  und  der  Zusammenschluß 
ist  fester  geworden.  Der  G.  christlicher  Berg- 
arbeiter z.  B.  haue  Ende  1895  5400  lütjrlieder, 
3  Jahre  später  waren  es  bereits  28000,  1903 
42000,  und  seither  hat  der  Zugang  angehalten. 
Aehnlich  ist  es  bei  den  verschiedenen  Verbänden 
der  Eisenbahner  mit  ihren  Sitzen  in  Trier, 
München,  Karlsruhe  und  Stuttgart  In  den 
textilen  Gewerkschaften  gab  es  mancherlei 
Schwankungen  und  Rückschläge,  aber  auch  hier 
ist  es  schließlich  zu  einer  gewissen  Konsolidie- 
rung der  Vereine  gekommen  Nach  der  neuesten 
Statistik,  die  das  „Zentralblatt  der  christlichen 
Gewerkschaften  Deutschlands"  veröffentlicht  hat, 
betrug  im  Jahre  1905  die  Mitgliederzahl  2650Ü0 
gegen  207000  im  Von'ahre.  Der  eigentliche 
Zuwachs  entfällt  auf  die  dem  Gesamtverband 
angeschlossenen  Verbände.  Dieser  Zuwachs  ist 
beinahe  75  %.  außerdem  sind  hierin  die  17000Mi^ 
glieder  des  dem  Verbände  beigetretenen  bave- 
rischen  Eisenbahnervereins  mit  inbegriffen.  Die 
Zahl  der  weiblichen  Mitglieder  hat  sidi  um 
57%  vermehrt.  Gegenwär^  (Mitte  1906)  dürften 
dem  Gesamt  verband  225000  Arbeiter  und  allen 
christlichen  Gewerkschaften  zusammen  300000 
angehören.  Die  steigende  Bedeutung  der  christ- 
lichen Gewerkschaften  geht  besonders  aus  der 
Tatsache  hervor,  daß  in  den  wichtigsten  deut- 
schen Industriezentren,  im  rheinisch- westfiUischen 
Industrierevier  wie  auch  im  Saarrevier,  wich- 
tige Aktionen  ^gen  oder  ohne  den  christ- 
lichen Verband  nicht  mehr  durchgeführt  werden 
können. 

Geht  man  auf  das  Jahr  1904,  welches  für  alle 
gewerkvereinlichen  Organisationen  zuverlässige 
Zahlen  gibt,  zurück,  so  ergibt  sich  folgender 
Stand  der  deutschen  G.  und  Gewerkschanen: 


Von  je  100 

Mit- 

Organisa- 

glieder 

tionen  ent- 
fallen anf 

1.  Freie  Gewerkschaften 

a)  Zentralverbände 

1052000 

68,6 

b)  Lokale  Vereine 

21  000 

1,3 

2.  Christliche  Gewerk- 

schaften 

a)  im  Gesamtverband 

195000 

I2J 

b)  außerhalb  des  Verb. 

79000 

5,2 

3.  Hirsch-Dunckersche  G. 

112000 

73 

4.  Unabhängige  Vereine 

75000 

4,9 

1534000 

100,0 

Ein  Bild  der  wirtschaftlichen  Bedeutung  der 
hier  vorgeführten  Berufsorganisationen  gewinnt 
man,  wenn  man  die  Gesamteinnahmen,  die  Ge- 
samtansgaben und  den  Kassenbeetand  dieser 
Organisationen  zusammenstellt: 

(S.  die  Tabelle  auf  nächster  Seite.) 

Um  einen  üeberblick  zu  gewinnen,  welcher 
Teil  der  Arbeitnehmer  heute  beruflich  organi- 
siert ist,  ist  man  darauf  angewiesen,  die  Zdilen 
der  Berufszählung  von  1895,  die  10  Jahre  lurflck- 
liegen  und  daher  bedeutend  zu  niedrig  sind,  in 
benutzen.  Die  Berufszählung  ergab  in  Industrie. 
Handel  und  Verkehr  am  2.  Juni  1895 :  7188758 
Arbeitnehmer.  Die  1534000  beruflich  organi- 
sierten Arbeiter  würden  mithin  annähernd  21  */• 
der  Arbeitnehmer  darstellen.    Wie  getagt,  ist 
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£8  betragen  im  Jahre  1904 
(bezw.  1903) 

Gesarot- 
einnahmen 

M. 

Gesamt-          Eassen- 
ausgaben          bestand 

M.                   M. 

bei  den  zentralorganisierten   freien  Gewerkschaften  . 

„      „    lokalorganisierten  Geweriuchaften 

„      „    christlichen    Gewerkschaften   im   Gesamtver- 
band     

20190724 

894517 

451  824 

I  025  790 

283  911 

17738753 

711  699 

382  943 
987659 
678699 

16  109  903 
600  '\7'\ 

„      „    christlichen    Gewerkschaften    außerhalb    des 

Gesamtverbandes 

„      „    Hirsch-Dnnckerschen  Gewerkvereinen     .    .    . 
„      „    unabhängigen  Vereinen  (1903) 

253487 

3425668 

326  883 

Zusammen 

22  846  766 

20499753 

20805  714 

die  Zahl  der  Arbeitnehmer  seit  1895  naturge- 
mäß bedeutend  c:estiegen,  so  daß  der  Prozent- 
satz der  beruflicn  organisierten  Arbeiter  heute 
zwischen  15  und  20%  der  in  Handel,  Industrie 
und  Verkehr  tätigen  Arbeitnehmer  im  Deutschen 
Beich  sich  bewegen  dürfte ;  also  in  gleicher  Höhe 
wie  in  England.  In  den  einzelnen  Berufen  ist 
das  Verhältnis  der  Organisierten  zu  den  Arbeit- 
nehmern überhaupt  naturgemäß  ein  sehr  ver- 
schiedenes. Die  Organisationsziffer  (Prozent- 
satz der  Organisierten  von  den  Arbeitnehmern) 
ist  am  höchsten  bei  den  Buchdruckern,  bei  denen 
sie  über  80  %  steigt,  bei  den  Bildhauern,  Metall- 
arbeitern, Maurern.  Sie  ist  andererseits  wieder 
ganz  gering  bei  den  Textilarbeitern,  den  Gast- 
wirtsgehilfen.  Gärtnern,  Fleischern,  Mühlen- 
arbeitern, Barbieren  und  Friseuren,  bei  denen 
sie  noch  nicht  10%  erreicht. 

Wie  man  hört,  ist  ein  Reichsgesetzentwurf 
betreffend  die  Rechtsverhältnisse  der  Berufs- 
vereine in  Vorbereitung.  Es  entspricht  das 
mehrfachen  Resolutionen  und  Initiativanträgen 
im  Reichstage,  die  darauf  gerichtet  sind,  das 
nach  §  61  Abs.  2  des  BGB.  der  Verwaltunffs- 
behörae  zustehende  Einspruchsrecht  ^egen  oie 
Eintragung  eines  Vereins,  wenn  er  einen  poli- 
tischen, sozialpolitischen  oder  religiösen  Zweck 
verfolgt  oder  nach  landesrechtlichem  öffentlichen 
Vereinsrecht  unerlaubt  ist,  zu  beseitigen.  Da 
die  deutschen  G.  stets  einen  soziali>olitischen 
und  in  ihrer  Mehrheit  auch  direkt  einen  poli- 
tischen Zweck  verfolgen,  so  kann  eine  strenge 
und  umfassende  Handhabung  des  Einspruchs- 
rechts die  Erlangung  der  Rechtsfähigkeit  durch 
Eintragung  in  das  Vereinsreipster  erschweren 
oder  unmöglich  machen.  Die  Mehrheit  des 
Reichstags  will  diesen  Zustand  ändern  und 
den  Beriusvereinen,  Arbeitervereinen  wie  Arbeit- 
gebervereinen vor  anderen  Vereinen  mit  poli- 
tischen Zielen  das  Privileg  der  bedingungs- 
losen Eintragsfähigkeit  verleihen.  Andere  halten 
das,  soweit  es  sich  um  Kampfvereine  handelt, 
als  für  zu  weitgehend.  Sie  wollen  wenigstens 
gewisse  Kautelen  haben  und  mindestens  den 
eingetragenen  Vereinen  die  Verpflichtung  zur 
Anrufung  eines  Einigun^amtes  auferlegen.  Ob 
etwas  Aennliches  in  dem  in  Vorbereitung  befind- 
lichen Gesetzentwurf  steht,  war  mit  Gewißheit 
bisher  nicht  zu  erfahren.  Möglich  wäre  auch 
die  Statuierung  einer  größeren  Haftung  der  G. 
und  ihrer  Beamten  für  den  Fall,  daß  sie  zu  Kon- 
traktbruch verleitet  haben.  Die  neueste  englische 
Judikatur,  die  allerdings  jetzt  durch  ein  Spezial- 
gesetz gemildert  werden  soll,  beweist,  daß  solche 


gesetzliche  Bestimmungen  den  Berufsvereinen 
recht  gefährlich  werden  können.  In  öffentlich- 
rechtlicher Beziehung  wäre  jedenfalls  für  Deutsch- 
land viel  geholfen,  wenn  endlich  das  politische 
Vereins-  und  Versammlungsrecht  von  Reichs 
wegen  einheitlich  geregelt  würde. 

o)  Die  O.  in  den  Ver.  Staaten.  Die 
amerikanischen  G.  sind  Kampfvereine,  auf  die 
die  politischen  Parteien  einen  erheblichen  Ein- 
fluß nicht  haben.  Die  ersten  Anfänge  gewerk- 
schaftlicher Organisation  reichen  in  das  erste 
Viertel  des  19.  Jahrb.  zurück.  Indessen  han- 
delt es  sich  in  der  Hauptsache  um  lokale  Ver- 
eine meist  vorübergehender  Natur.  In  den 
60  er  Jahren  traten  nach  dem  Sezessionskrieg 
Bestrebungen  "hervor^  die  vorhandenen  G.  in 
eine  nationale  Organisation  zusammenzufassen. 
1867  wurde  die  „National  Labor  Union^,  die 
alle  Organisierten  zusammenfassen  sollte,  ge- 
gründet, sie  zerfiel  indessen  bereits  1871.  Eine 
Kartellierunff  der  Arbeiterverbände  strebte  eben- 
falls der  Orden  der  „Knights  of  Labor**,  Ritter 
der  Arbeit  (s.  diesen  Art.),  an,  der  1869  g^ 
gründet  wurde,  in  den  80  er  und  90  er  Jahren 
seinen  Höhepunkt  erreichte,  seitdem  aber  stark 
im  Rückgang  begriffen  ist.  Er  hat  zurzeit 
kaum  lOOOCO  MitgUeder.  Die  „KnighU  of  Labor'' 
nehmen  alle  Arten  der  Arbeiter  und  deren  Or- 
ganisationen in  sich  auf  und  verzichten  auf 
eine  berufliche  Grundlage,  sie  beschränken  sich 
nicht  nur  auf  die  Arbeiterklasse,  sondern  sind 
auch  politisch  tätig.  Zurzeit  ist  der  größte 
Teil  der  amerikanischen  Arbeiterschaft  indessen 
nicht  in  den  „Kni^hts  of  Labor**,  sondern  in  der 
JLmerican  Federauonof  Labor'*  zusammengefaßt. 
Diese  ist  1881  gegründet  und  hat  in  den  letzten 
Jahren  im  Zusammenhang  mit  den  ungewöhn- 
lich günstigen  Wirtschaftekonjnnkturen  in  den 
Ver.  Staaten  einen  raschen  Aufschwung  ge- 
nommen, den  auch  die  Verschlechterung  der 
Wirtschaftslage  im  Jahre  1904  nicht  aufgehalten 
hat,  bis  1905  ein  nicht  unerheblicher  Rück- 
schlag erfolgt  ist.  Die  durchschnittliche  jähr- 
liche Mitgliederzahl  betrug : 


1896 

272000 

1901 

788000 

1897 

265000 

1902 

1024000 

1898 

278000 

1903 

1466000 

1899 

349000 

1904 

I  676000 

1900 

^48000 

1905 

i  519000 

Die  „American  Federation  of  Labor"  ist  im 
I  Gegensatz  zu  den  „Knights  of  Labor*'  aufge- 
I  baut  auf  dem  Priuzin  der  Berufsverbände  und 
1  treibt  G.politik  nach  aem  Vorbild  der  englischen 
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Trade  ünions.  An  sie  siud  xnraeit  118  Zentral- 
verbände,  ^.National'*  und  „International  Uniotis"^ 
aEgeschloiäsen,  die  mnd  ä3  50Ü  Lokalge  werk* 
scliaften  („Locai  Uniona'^f  umfassen.  Diese  wieder 
bauen  aicb  auf  in  6Ü4  üftUcben  Gewerkscbafts- 
Xartellen  und  ä3  Landes verhiiijd en .  daneben 
stehen  nocb  rund  1500  Uikale  Unionen,  die  nocb 
keinen  Verband  gebildet  haben  und  der  ,TFede- 
ration  of  Labor''  direkt  angeschlossen  sind.  Der 
oben  berührte  UntersehieS  zwischen  den  „Na- 
tional'* und  .jlntemationar*  Unions  besteht  darin, 
daÜ  die  ersteren  Zentral  verbände  nur  Arbeiter 
der  Ver.  Staaten,  die  letzteren  auch  Arbeiter 
aufl  Kanada  und  Mexiko  ab  Mitglieder  anf- 
nebuijen. 

Neben  der  „Amencan  Federation  of  Labor'^ 
gt^bt  noch  eine  Reibe  aelbständiger  Verbände, 
darunter  die  EiseubahnerTerbäude  imit  204 OOÜ 
Mitgliedern  im  Jahre  1004 1  und  iler  Maurer- 
verband  mit  BIOOO  Mitgliedern,  außerdem  ge- 
hörte eine  Beibe  von  VerbHuden  und  Vereinen» 
welche  daa  Prinzip  der  efewerkschaftlieheu  Keu- 
tralitUt  ablehnen  und  die  direkte  politis<'he  Be- 
tätifsfung  verlangen,  der  American  Labor  Union 
an ,  darunter  auch  die  ^.Knighu  of  Labor". 
Philippo^ich  schätzt  di«  Gesamtheit  der  organi* 
mtnm  Arbeiter  im  Jabre  1^04  auf  2600(X»  Per- 
sonen. Im  pTahre  1905  ist  ein  Rllekgang  zu 
Terzeiebnen« 

Eine  Spaltung  in  der  am erikani sehen  Gewerk- 
schaftsbewegung igt  im  Jahre  1905  insofern  ein- 
getreten, alü  unter  Aufgabe  des  Prinzips  des 
Änfbaues  in  Berufs  verbänden  eine  Reihe  Ton 
Verbänden  dafür  eingetreten  ist,  alle  Verbände 
von  Berufen,  die  in  einem  Industriezweig'  tätig 
fdnd^  zu  ,,indnstrial  Unions''  zusammenzufassen. 
Der  Berufsrerhand  .Trade  Union''  bildet  hier 
den  Gegensatz  zum  Industrie  verband  „InduBtrial 
Union'*.  Die  konstitniereiide  Versaramluns;  der 
^dnstrial  Union'*  wurde  in  den  letzten  lagen 
des  Mai  und  Anfang  Juni  1905  in  Chicago  ab- 
gehalten. Nach  Angabc  des  Korrespondeni* 
hlattes  der  Gewerkschaften  waren  auf  dieser 
konstituierenden  Versammlung  16  Organisationen 
vertreten  durch  70  Dele^erte,  die  ö^JOüO  Mi^ 
glieder  reprfL^entierten.  Die  Organ iaatiouen,  die 
Vertreter  ent^udt  hatten^  waren  der  we&tliche 
Verhaad  der  Bergarbeiter,  der  HoUfäJler-  und 
SügerailUerverein  von  Butbe  (Maryland),  der 
Indnstriearbeiterklub  von  Cincinnati,  der  Ar- 
beiter! ndustrieverelu  von  Puehlo,  die  Brttder- 
»cbaft  der  Eiaenhulinarbeiter  in  Montreal  (Kaimda  i, 
einige  Ortsgruppen  von  Verbänden  der ,,  American 
Federation  of  Labor",  die  ,,SMialiBt  Trade»  and 
Labor  Allianee''  und  die  „Ameriea  Labor  Union", 
die  nach  dem  Kongreß  aufgelöst  wurde.  Nach 
den  ueueaten  Angaben  w^ird  die  Mitgliederzabi 
der  .Industriearbeiter  der  Welt'*  auf  über  50  000" 
ange|«-eben. 

Die  amerikanificbe  Gewerkschaft^organisation 
ist  Jetzt  die  grüßte  der  Weit.  Sie  zieht  ver- 
eint mit  den  Hieben tmst«  den  Konsumenten  das 
Fell  über  die  Ohren.  Dabei  ist  der  Gegensatz 
der  Arbeitgeber  verbände  und  der  Gewerkschaften 
der  denkbar  grüßte.  Sie  bekämpfen  sich  bis 
aufs  Measer.  Die  Konflikte  sind  so  ausgeartet, 
dalt  sie  ohne  Störung  der  öÜentlieben  Ordnung 
nur  selten  ausgefochten  werden  und  fast  bei 
ledern  Streik  Jfilitär  aufgeboten  werden  muß. 
Pi«  Gewerkschaften  der  gelernten  Arbeiter  zeigen 
andern  ein  ausgesprochene»  Ziinftlertum  gegen 


die  NicbtOTganiäierten  (hohes  Eintrittsgeld  usw^. 
Das  Unterst  ützungswesen  ist  ganz  im  Argen. 
Ei£fentlich  i^  nur  für  Sterbegeld  gtaorgt,  die 
ArDeitslosennnterstüt£ting  haben  nur  die  Buch* 
drncker  und  Zigarren arbeiter.  12  Verbände 
zahlen  Krankengeld.  Ein  wirkliches  Veniich«^ 
rungswesen  gibt  es  nicht,  dabei  ist  das  Unlall- 
riaiko  anßerordentlieb  hoch  und  ültere  Arbeitet 
werden  obne  weiteres  abgelöst.  Di*-  heutigem 
Gewerkschaften  sind  also  kapitalistiscbe  Gegen- 
stöcke  zu  den  Truste.  Amerika  wird  später 
einen  außerordendieh  frucbtharen  Nährboden 
für  den  Sozialismus  abgeben.  Vorläufig  ist  abei 
s«ine  Zeit  dort  noch  nicht  gekonnuen. 

d)  I>ia  Q,  in  Oeaterreich.  Auch  in  Oester- 
reich  ging  die  Entwickelung  des  G.wtü»*.nis  mii 
der  allgemeinen  politischen  Ärbeiterb*'wegung 
parallel,  doch  bot  die  Verscbiedenbeit  der  Xü- 
lionalität  und  Sprache  ein  Hindern! »  ft^r  d^n 
Aushau  und  die  Zentralisation  der  A  i" 
ziationen.    Auch  Am  geltende  Veren  ir 

seinen  dehnbaren  Beatfmrauugen  bei 
cherlei  Schwir^ri^keiten*    Vor  der    I  i 

Wahl  re  form    ( 1 896  j    beachäf ü  g  te    iji  h  i ,      . . , ,    ist 
Oesterreich  lebhaft  mit  der  FVage  der  Einrich- 
tung von  Arbeiterkammern  (e,  Art,  „Arbeiter* 
kamnier**  oben  Bd  I,  S.  126  fg.).     Nachdem  ahrr 
eine  allgemeine  Wäblerknrie  für  den  Heicb/irat 
und  damit  auch  eine  parlamentarische  Venretnng 
der   Arbeiterklasse    zugestanden    worden    war. 
hat  die  Frage  einer  auf  Gesetz  beruhenden  wirf- 
schaftskammerübnlicben    Berufsvertretun«^    der 
^  Arbeiter  an  Aktualität  stark  eingebüßt,  dafür  be- 
i  niäcbtigten  sich  die  politischen  Parteien,  nament* 
j  lieh   die  Sozialdemokratie  und  die   Christlich- 
I  Socialen,  der  G.  und  brachten  sie  £U  xiemücb 
'  großer  Auabreituug. 

Auch  in  Oest-erreich  stehen  an  der  Spitze  die 
öozial demokratischen  Gewerkichaft^n,  die  aber 
erst  1890  aufkamen.  Im  Jabre  1893  vmrde 
nach  deutsche m  Muster  eine  GeneraUcommi^ion 
als  Zentralätelle  geschaffen.  Sehr  b&ld  kam  es 
Indexen  auf  den  Gewerksebaftikongreasen  zu 
heftigen  nationalen  Reibereien.  Nach  einer 
Tom  arbeitsstatisti sehen  Amt  des  HandtlstnÜQi- 
Hteriums  nach  dem  Stande  Ende  1900  Torg«- 
nommenen^  aber  erst  im  Jabre  UKJö  reröffeal- 
lichten  statistischen  Erbebung  gab  bs  daiiiAlf 
6931  Arbeitervereine  mit  rund  908000  Mit- 
gliedern,  so  daß  also  etwa  W%  aller  Arhei^ 
in  Vereinen  aller  Art  rereinigt  waren.  Von 
•  den  80  organisierten  Arbeitern  entfielen  ÖGIOU) 
(62%)  ai3  die  sozia! istische,  940*0  {10^ o<  ml 
die  katholische  und  cbrlatlicb-soziale  und  ^'fw» 
je  16000  (2 %j  auf  die  deutseb-nati    ,  4 

tschechisch-nationale  Eichtang.    Voii  t 

(24%)  war  die  politiiche  Zugeb(1ri^k^  u  nicht 
2nverla;ssi^  festzustellen.  Diese  Zahlen  grbes 
iudessen  ein  zu  gilnitiges  Bild  toii  dem  StKnd» 
des  Osterreichischen  Arbeiter rereinsw^eus,  dem 
unter  gewerkvereinlicher  Flagge  segeln  Arbiitttr* 
bildungs  vereine .  GeselligkeitaTe  reine ,  reine 
Unterstützungs hassen  und  Erwerbs-  und  Wirt- 
schaftsgenossenschaften,  die  keine  G.  tiind.  Auf 
die  allgemeinen  Arbeitervereine  komroeu  ^tV 
auf  die  Arbeiterfach  vereine  24%  der  Ärb<*itfti- 
vereine  überhaupt,  Erstere  hattan  1904  rond 
lOOOOJ  Mitglieder  ill  % j.  Letztere  ronil  liOOOa 
Mitglieder  (16Vt%)-  unter  den  aU^metm 
Arbeitervereinen  nrivalieren  mit  ^OOO  Mkt^ 
gliedern  die  katholischen  und  chrigtlicb-fosllko 
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Arbeiterorganisationen.  Die  gewerkschaftliche 
hat  es  nnr  anf  ein  Drittel  ^eser  Mitglieder- 
zahl gebracht,  dagegen  hat  sie  in  den  Arbeiter- 
fachvereinen  ansgesprochenermaßen  die  Führung. 
120000  Arbeiter  von  150030  überhaupt  gehören 
den  Gewerkschaften  an  oder  stehen  ihr  nahe. 
Gewerkvereinlich  besonders  gut  organidert  sind 
68  V2  %  der  Arbeiter  der  graphischen  Gewerbe 
(Buchdrucker,  Schriftgiefier,  Lithographen  u.  dgl.). 
Wie  in  Deutschland,  so  haben  auch  in  Oester- 
reich  die  Buchdrucker  eine  selbständige  Organi- 
sation, 1903  war  ihr  Vereinsvermögen  auf 
2  Millionen  M.  gestiegen,  das  ist  mehr  als  die 
Hälfte  des  Vermögens  aller  anderen  Vereine. 
Die  Arbeiter  der  Verkehrsgewerbe,  namentlich 
der  Eisenbahnen,  stehen  unter  christlich-sozialer 
Führung  und  von  ihnen  sind  11%  organisiert. 
An  dritter  Stelle  steht  die  Papierindustrie  mit 
11,8.  Dann  kommt  die  Industrie  in  Steinen, 
Erden,  Ton  usw.  mit  7,7,  die  Metall-  und 
Maschinenindustrie  mit  6,3,  die  Handelsange- 
stellten mit  6,2,  die  Holzwarenindustrie  mit  5,8 
und  die  Berg-  und  Hüttenarbeiter  mit  5,7. 
Kimmt  man  aber  alle  Arbeitervereine  zusammen, 
also  auch  die  Bildungs-  und  Unterstützungsver- 
eine und  die  „allgemeinen^  Arbeitervereine,  so 
verschiebt  sich  das  Bild  nicht  unerheblich.  Da- 
nach sind  68,4  %  der  Arbeiter  in  den  graphischen 
Gewerben,  29,4%  im  Verkehrsgewerbe,  9,5% 
in  der  Textilindustrie,  6,8  %  in  der  Bekleidungs- 
industrie, 5,3%  in  der  Nahrungs-  und  Genuß- 
mittelindustrie und  3,7  %  im  Baugewerbe  orga- 
nisiert. Die  Zahl  der  Vereinsmite^lieder  in  den 
allgemeinen  Gewerkschaften  und  Arbeiterbil- 
dungsvereinen hat  sich  in  den  letzten  Jahren 
stark  geändert  Sie  hat  von  1903  bis  1904  um 
28%  abgenommen,  dagegen  in  den  Beruf sge- 
werkschiaten  sich  um  beinahe  26%  vermehrt.  Die 
stärkste  Zunahme  finden  wir  bei  den  Bauarbeitern 
(230%),  bei  den  Staats-  und  Kommunalarbeitem 
(183%),  bei  den  Handels-  und  Transportarbeitern 
(181%),  bei  den  Tonwarenarbeitem  (106%), 
bei  den  Zimmer leuten  (93%),  bei  den  Papier- 
arbeitem  (84%).  Dagegen  haben  die  Eisen- 
bahner um  13  '/s  %,  die  Kesselschmiede  um 
ö6V4%,  die  Maschinisten  um  13%,  die  Metall- 
drucker um  24%  abgenommen. 

In  Ungarn  ist  die  gewerkschaftliche  Eut- 
wickelung  noch  sehr  jungen  Datums.  Am 
l./I.  1902  wurden  in  Ungarn  ca.  lOCXX)  organi- 
sierte Arbeiter  gezählt.  Am  l./I.  1904  war  die 
Zahl  auf  41 000  gewachsen,  die  in  12  Landes- 
(Zentral-)Organisationen  und  63  Lokalorgani- 
sationen  zusammengeschlossen  waren.  Am  l./VI. 
1904  betrug  die  Zahl  bereits  52000.  Der  ProzeO 
der  Zentralisation  hatte  sich  weiter  fortgesetzt. 
Diese  52000  Arbeiter  waren  in  15  Landes-  und 
29  Lokalorganisationen  vereinigt.  45  (XX)  von 
dieser  Zahl  entfielen  auf  die  Landesorganisationen, 
die  mithin  das  entscheidende  Uebergewicht  haben. 
Von  den  Landesorj^anisationen  wiederum  weisen 
die  Bauarbeiter,  die  Eisen-  und  Metallarbeiter 
und  die  Buchdrucker  die  höchsten  Zi£fem  auf. 

Am  31.,/XII.  1904  war  die  Zahl  der  Landes- 
organisationen auf  18  gestiegen,  die  der  Lokal- 
or^nisationen  auf  27  heruntergegfaugen.  Die 
Mitgliederzahl  war  im  ganzen  53169,  wovon 
auf  die  Landesorgauisationen  47655  entfielen. 
Nach  einer  Schätzung  des  un^arländischen  Ge- 
werkschaftsrates in  seinem  Bencht  1902/04  (S.  10) 


sind  das  ungeföhr  12,5%  aller  industriellen 
Arbeiter. 

e)  Die  O.  in  der  Schweiz.  Obgleich  die 
schweizerische  Bundesverfassung  eine  weit- 
gehende Vereins-  und  Koalitionsfreiheit  gewährt, 
ist  das  dortige  G.wesen  weni^  einheitlich  ent- 
wickelt und  konnte  bis  in  die  neueste  Zeit 
hinein  zu  keiner  stabilen  Ordnung  kommen. 
Das  Fehlen  großer  industrieller  Zentren,  das 
Vorherrschen  der  Hausindustrie  und  die  repu- 
blikanische Gesinnung  der  Bevölkerung,  die  es 
möglich  madite,  daü  sich  der  Arbeiter  mehr  als 
schweizerischer  Bürger  denn  als  Arbeiter  mit 
besonderen  Elasseninteressen  fühlt,  war  gewerk- 
vereinlichen  Organisationen  nicht  sonderlich 
günstig.  Es  hat  sich  das  allerdin^  in  der 
allemeuesten  Zeit  geändert.  Das  Klassenbe- 
wußtsein der  schweizerischen  Arbeiterschaft 
ist  reger  und  der  Gegensatz  zu  den  bürger- 
lichen Parteien  schärfer  geworden.  Die  Folge 
war,  daß  auch  die  bürgerlichen  Parteien  den  G. 
gegenüber  eine  strammere  und  abwehrende 
Häutung  einnahmen,  und  jetzt,  wo  die  Arbeiter- 
vereine mit  dem  General-  und  Massenstreik 
drohen,  zeigen  sich  die  Kantonsregierungen  sehr 
energisch  mit  polizeilichen  und  militärischen 
Maßnahmen  zum  Schutze  des  öffentlichen  Frie- 
dens. Es  wiederholt  sich  also  in  der  Schweiz 
dasselbe,  was  wir  in  den  beiden  anderen  Repu- 
bliken, Frankreich  und  der  nordamerikanischen 
Union,  erleben.  In  dem  Gewerkvereinsland,  das 
vielen  als  Muster  fortgeschrittener  sozialpoli- 
tischer Gesetzgebung  vorschwebt,  und  wo  sogar 
das  Ministerium  in  den  Händen  der  G.fül^r 
ist,  in  den  britischen  Kolonieen  Australiens,  ist 
man  gegen  Streikunruhen  und  Koalitionszwang 
ebenfalls  mit  einer  Rücksichtslosigkeit  vorge- 
ganfi^en,  wie  man  sie  in  Deutschland  nicht  kennt. 
Es  hat  den  Anschein,  daß  die  Schweiz  ent- 
schlossen ist,  diesem  Beispiele  zu  folgen. 

Die  ältesten  G.  weist  dort  das  Buchdrucker- 
gewerbe auf.  1858  wurde  in  Ölten  der  erste 
berufliche  Zentralverein,  der  schweizerische 
Typographenbund,  gegründet.  Mitte  der  60er 
Jahre  kam  es  zur  Gründung  von  internationalen 
Vereinen,  zuerst  in  der  Welschschweiz,  dann  in 
Zürich,  Bern  und  St  Gallen.  In  Lausanne 
wurde  1868  ein  Verband  der  Schneider  ins  Leben 
gerufen.  Verschiedene  Produktivassoziationen 
der  Steinhauer,  Metallarbeiter,  Spengler  und 
Schneider  nach  Lassalleanischem  Muster,  die 
etwa  um  die  gleiche  Zeit  aufkamen,  waren  da- 
gegen nicht  von  langem  Bestand.  Eine  Ge- 
samtorganisation der  verschiedenen  Berufsver- 
bände über  die  ganze  Schweiz  kam  erst  1873 
zustande ;  in  diesem  Jahre  wurde  der  schweize- 
rische Arbeiterbund  auf  einer  Konferenz  in 
Ölten  gegründet.  Der  Arbeiterbund  löste  sich 
i.  J.  iSO  auf,  um  die  politische  von  der  ge- 
werkschaftlichen Bewegung  zu  trennen.  Infobe 
dieser  Trennung  wurde  für  die  gewerkschaft- 
lichen Aufgaben  der  „Allgemeine  Schweizerische 
Gewerkschaftsbund"  gegründet,  erst  mit  dem 
Vorort  in  Genf,  später  in  Zürich.  Im  Jahre  1882 
hatte  der  Bund  l7  Sektionen  mit  450  Mitgliedern, 
1902  512  Sektionen  mit  27097  Mitgliedern.  Die 
größten  G.  des  Allgemeinen  Gewerkschaftsbundes 
sind  derjenige  der  Maurer,  Metallarbeiter  und 
der  Uhrmacher  im  Jura.  Ersterer  hatte  Ende 
1902  5000  die  beiden  anderen  über  3000  Mit- 
glieder,    lieber  2000  hatte  der  Typographen- 
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bnnd,  der  Holzarbeiterverband  nnd  annähernd 
2000  der  Appenzeller  Weberverband.  Der  größte 
schweizerische  gewerkschaftliche  Arbeiterverein, 
der  der  EisenbiJin-  und  DampfschiSangestellten, 
mit  über  8000  Mitgliedern  steht  außerhalb  des 
Oewerkschaftsbundes.  Ein  verwandter  Verein, 
der  des  Zi^ersonals,  mit  2000  Mitgliedern, 
ebenfalls.  Dasselbe  gilt  von  den  Post-,  Tele- 
graphen- nnd  Zollangestellten  (3700),  den  Ma- 
schinisten (1600),  den  Weichen-  und  Bahn- 
wärtern (1300),  dem  Schneiderverband  (1400), 
dem  Schalenmacherverband  (22G0).  Die  Ange- 
stellten nnd  Arbeiter  der  Verkehrsgewerbe  sind 
alle  ausnahmslos  getrennt  organisiert.  Zu  ihm 
ffehört  noch  die  Arbeiterunion  schweizerischer 
Transportanstalten  mit  5000  Mitgliedern.  Die 
Typographen  der  romanischen  Schweiz  haben 
ebenfalls  eine  besondere  Organisation.  Daneben 
besteht  ein  romanischer  Gewerkschaftsbund  mit 
1500  Arbeitern.  Neu  organisiert  sind  seit  1904 
die  Lebens-  und  Genußmittelarbeiter,  die  Holz- 
arbeiter und  seit  1905  die  Graveure.  Auch  in 
der  Schweiz  gibt  es  lokale  Arbeiterunionen 
(Vereinskartelle)  und  seit  1887  das  „Schweize- 
rische Arbeitersekretariat",  eine  von  Staats  wegen 
ins  Leben  gerufene  wirtschaftliche  Interessen- 
vertretung der  Lohnarbeiter.  Insgesamt  dürften 
in  der  Schweiz  etwa  51 000  Arbeiter  organisiert 
sein,  so  daß  sich  die  Vereine  innerhalb  und 
außerhalb  des  Allgemeinen  Gewerkschaftsbundes 
ungefähr  die  Wage  halten.  Was  die  Unter- 
stützungstätigkeit anbetrifft,  so  ist  sie  nur  bei 
den  Buchdruckern  wirklich  von  erheblicher  Be- 
deutung. Nur  der  fünfte  Teil  der  organisierten 
Arbeiter  gibt  den  Vereinsmitgliedem  Ortsunter- 
stützung. Etwa  6%  der  gewerblich  tätigen 
Arbeiter  sind  überhaupt  organisiert. 

f)  Die  O.  in  Frankreich.  Die  f ranzösbchen 
G.  (syndicats  ouvriers  professioneis)  ähneln  den 
britischen,  leisten  aber  nicht  annänemd  so  viel 
wie  diese  und  haben  ihren  besonderen  franzö- 
sischen Tvpus.  Sie  lieben  die  rhetorischen  Prin- 
zipienerklärun^en  und  huldigen,  wenifi^stens  in 
der  Theorie,  einem  vorgerückten  Radikalismus. 
Trotzdem  lassen  sie  sich  mit  den  deutschen 
sozialdemokratischen  Gewerkschaften  kaum  ver- 

fleichen.  Die  sozialistische  Sektenbildung,  aus 
er  Frankreich  nicht  heraus  kann,  hindert  die 
Zentralisierung  und  eine  einheitliche  straffe 
Leitung.  Auch  ist  die  industrielle  Entwicke- 
lung  in  Frankreich  eine  viel  langsamere  als  in 
Deutschland  gewesen,  und  die  Arbeiterschaft 
wird  von  gewerkschaftlichen  Zielen  durch  die 
temperamentvollen  politischen  Kämpfe  des  Tages 
abgelenkt. 

Die  Anfänge  der  Fachvereine  der  Arbeiter 
reichen  weit  zurück,  und  bei  manchen  ist  der 
direkte  Zusammenhang  mit  den  früheren  Ge- 
sellenverbänden nachweisbar.  Freilich  bestand 
nach  dem  Gesetze  von  1791  ein  Verbot  für  alle 
fachlichen  Vereinigungen  schlechthin.  Erst  1884 
ist  die  Bildung  von  Berufs  vereinen  gesetzlich 
anerkannt  und  geregelt  worden.  Das  Koalitions- 
verbot wurde  schon  1864  beseitigt.  Das  Gesetz 
von  1884  hob  das  Assoziations verbot  auf  und 
gab  den  Arbeitersyndikaten  die  Möglichkeit,  das 
Recht  der  juristischen  Persönlichkeit  zu  erlangen. 
Seither  hat  sich  die  Bildung  der  Fachvereine  in 
raschem  Tempo  vollzogen,  aber  auch  die  Arbeit- 

f eberverbände  haben   von  der  Möglichkeit  der 
achvereinsbildung  in   Industrie,   Handel    und 


Landwirtschaft  lebhaften  Gebrauch  gemacht. 
Eine  französische  Eigentümlichkeit  sind  die  ge- 
mischten Syndikate,  die  sowohl  Arbeitgeber  wie 
Arbeitnehmer  umfassen.  Die  Fachvereme  hab^ 
sich  zu  Fachverbänden  (unions  des  syndicats) 
ftlr  engere  Bezirke  (Lokal-  und  Bezirksverbände) 
oder  für  das  ganze  Land  rLandesverbände) 
zusammengetan.  Eine  weitere  Eigentümlichkeit 
Frankreichs  sind  die  Arbeiterbörsen  (bourses  da 
travail),  fast  ganz  unter  sozialistischer  Ober- 
leitung. Ueber  diese  Einrichtung,  deren  ge- 
ringer Erfolg  allgemein  anerkannt  wird,  unter- 
richtet der  Artikel  „Arbeitsnachweis*'  (oben  S. 
214).  1904  bestanden  111  Arbeitsbörsen  mit  2121 
Syndikaten.  ICO  Börsen  mit  1847  Syndikaten 
waren  zur  „Federation  des  bourses"  zusammen- 
geschlossen. 

Die  Arbeitersyndikate  haben  88  Lokal-  und 
Bezirksverbände  und  46  Landesverbände  (1903). 
1904  ^ab  es  4227  Arbeiterverbände  mit  715576 
Organisierten.  Die  Zunahme  ge^en  1903  war 
rund  72000  Mitglieder.  Am  meisten  Gewerk- 
schaftler kommen  auf  das  Verkehrs-  und  Han- 
delsgewerbe, dann  kommen  die  Arbeiter  in  der 
Metallverarbeitung,  im  Bergbau,  in  der  Textil- 
industrie und  im  Baugewerbe.  Die  Arbeiteror- 
ganisationen sind  am  stärksten  im  Seinedeparte- 
ment (239168)  vertreten,  70169  im  Norden, 
41308  in  Pas-de-Calais ,  29072  an  der  Bhone- 
mündung,  25968  im  Rhonedepartement,  23834 
im  Loireoezirk.  20535  in  der  Gironde.  Von  den 
72004  weiblicnen  Mitgliedern  der  Fach  vereine 
entfallen  fünf  Sechstel  auf  die  Arbeiterverbände. 

g)  Die  Q.  in  anderen  Staaten.  Von  an- 
deren europäiscben  Staaten  haben  namentlich 
nennenswerte  gewerkschaftliche  Organisationen 
Dänemark,  Schweden,  Norwegen,  Ita- 
lien, Holland  und  Belgien.  In  Dänemark 
ist  die  gewerkschaftliche  Organisation  von  der 
politLschen  erst  seit  1886  geschieden.  Die  Ge- 
werkschaften haben  seit  18&  eine  Landesorgani- 
sation, der  ISOO  1086  Vereine  mit  81000  Mit- 
gliedern angehörten,  1903  waren  es  989  Vereine 
mit  65000  Mitgliedern.  Auiterhalb  der  Landes- 
organisation standen  1£00  109  Vereine  mit 
15000  Mitgliedern.  Sie  wuchsen  1903  auf  224 
Vereine  mit  23000  Mitgliedern  an.  Die  Mit- 
gliederzahl der  Zentralorp^nisierten  hat  also 
erheblich  abgenommen,  die  der  außerhalb  des 
Verbandes  stehenden  Vereine  dagegen  nicht  nn- 
erheblich  zugenommen.  Im  ganzen  zei^t  sich 
aber  ein  Rückgang  der  überhaupt  Organisiertoi, 
der  aUein  von  ISOS— 190H  8\',%  betrug.  Trotz- 
dem gehört  Dänemark  zu  den  bestorganisiertea 
Ländern,  denn  über  40  ^/o  der  gewerblichen  Ar- 
beiterschaft gehören  Gewerkscnaften  an.  Die 
Einnahmen  der  außerhalb  der  Landeazentrale 
stehenden  Verbände  (10)  und  der  lokalen  Ge- 
werkschaften (15)  waren  doppelt  so  groß  als  die 
dem  großen  Verbände  Angehörenden.  Die  Ans- 
l^aben  betrugen  aber  nur  ein  Viertel  von  deii- 

ienigen  der  Zentralisierten.    Die  Zentralisierten 
Latten   aber  eine   Million  M.   mehr  Vermögen. 
Man  kann  aus  diesen  Zahlen  den  Schluß  ziehen, 
I  daß  dem  Landesverband  die  älteren  Vereine  an- 
I  gehören ,  den  anderen  Verbänden  die  jüngeren 
;  zahlungsfähigeren  und  zahmeren. 

In  Schweden  sind  92000  Arbeiter  in  1460 
!  Vereinen  organisiert,  das  sind  31%  der  indu- 
'  striellen  Arbeiterschaft.     Die   schwedische  Ge- 
werkschaftsbewegung hat  politischen  Charakter 
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und  gehört  der  sozialistischen  Bichtnng  an.    Es 

E'bt  aber  anch  nicbtsozialistische  Assoziationen, 
nter  denen  etwa  10000  Gewerkvereinler  stehen. 
Geringer- ist  die  Bedentnn^  der  G.  in  Nor- 
wegen, anch  sie  sind  politisch.  15  Zentral- 
yerbände  hatten  1£04  15000  Mitglieder.  Die 
nicht  der  Landesorffanisation  angeschlossenen 
Metallarbeiter,  Bnchdrncker,  Straßenbahner  nnd 
Schneider  umfassen  etwa  70CO  Mitglieder. 

Das  italienische  Arbeitervereinswesen  hat 
verschiedene  Eigentümlichkeiten.  Einmal  sind 
dort  auch  Landarbeiter  organisiert,  wenn  man 
anch  über  ihre  Zahl  nichts  Zuverlässiges  weiß. 
Femer  verdient  die  Tatsache  Beachtung,  daß 
neuerdings  auch  katholische  Berufsvereine  mit 
einem  katholischen  Volksverein  nach  deutschem 
Muster  an  der  Spitze  gegründet  worden  sind, 
und  endlich  hat  Italien  mit  seinen  91  Arbeits- 
kammem  eigenartige  Gewerkschaftskartelle.  Die 
Industriearbeiterfi^ewerkschaften  sind  fast  alle  an 
eine  Gewerkschutskommission,  die  1902  in  Mai- 
land gegründet  worden  ist,  und  „Semtariato 
della  Kesistenza*'  angeschlossen.  Außerhalb 
dieser  Zentrale  steht  ein  Bruchteil  der  Eisen- 
bahner, der  Post-  und  Telegraphenverband  und 
die  Marmorarbeiter.  Auf  die  angeschlossenen 
Eisenbahnarbeiter  kommen  über  aOOCO  Gewerk- 
schaftler. Nach  der  Aufnahme  des  Arbeitsamts 
im  Jahre  1904  sind  von  den  Industriearbeitern 
181000  Personen  organisiert.  Hinter  den  Ar- 
beitskammem  stehen  über  2000  Sektionen  mit 
3c0000  Mitgliedern.  Zu  dem  katholischen  Ver- 
bände geboren  S5000.  Alles  in  allem  sind  gegen- 
wärtig über  4CO000  organisierte  Arbeiter  vor- 
handen, das  sind  mehr  als  5%  der  in  Frage 
kommenden  Lohnarbeiter. 

In  Holland  sind  die  G.  wenifi^  entwickelt, 
und  ihre  Mitgliederzahl  ist  nach  dem  General- 
streik im  Jahre  1903  stark  zurückge^ngen. 
Das  nationale  Arbeitersekretariat,  dem  aber  die 
6000  Diamantarbeiter  und  die  Eisenbahner 
nicht  angeboren,  umfaßte  1895  31  Verbände 
mit  19  0(X)  Mitgliedern,  1904  waren  es  nur  noch 
6500. 

Die  belgische  Fachvereinsbeweffun^  be- 
ruht mehr  auf  lokaler  Organisation  und  spiegelt 
die  politische  Parteibewegun^  wieder.  Alle 
Parteien  haben  sich  bemüht,  die  Arbeitervereine 
sich  dienstbar  zu  machen,  mit  dem  größten  Er- 
fokr  die  Sozialisten.  Ende  1901  umfaßten  die 
Arbeiterfachorganisationen  132  OCO  Köpfe,  wovon 
73%  auf  die  sozialistische  Bichtuog,  11%  auf 
die  neutralen,  10%  auf  die  christlichen  Arbeiter- 
syndikate und  6%  auf  die  liberale  Arbeiter- 
rartei  entfielen.  Auch  das  unglückliche  Bnß- 
and  hat  neuerdings  eine  rührige  Arbeiterbe- 
wegung und  mancherlei  Assoziationen.  Schon 
seit  längerer  Zeit  sind  die  jüdischen  Arbeiter, 
die  sogenannten  „Bundisten",  organisiert.  Man 
schätzt  sie  auf  30000  Mitglieder.  Größere  G. 
haben  die  Eisenbahner  und  die  Buchdrucker. 
Das  gewerkschaftliche  Uilfskassenwesen  ist  ver- 
hältnismäßig weit  verbreitet,  in  den  Leistungen 
aber  noch  ziemlich  dürftig. 


1896;  attch  deutsch  von  Bemsiein.  ■—  Herkner, 
Die  Arbeiterfrage,  4,  Aufl.,  1906,  —  Sombart, 
Sozialismus  und  soziale  Bewegung,  5,  Aufl., 
1905.  —  Verseihe,  „Dennoch!"  1900.  — 
Orumel,  System  der  Industriepolitik,  1905,  — 
TrötUeh  und  Hirschfeld,  Die  deutschen  sozial- 
demokratischen Gewerkschaften,  1905.  —  vun 
der  Barght,  Grundziige  der  Sozialpolitik,  1904, 

—  Timm,  Aus  dem  Entwickelungsgang  der 
deutschen  Gewerkschaftsbewegung ,  1902,  — 
Schmöle,  Die  sozialdemokratischen  G.  in 
Deutschland  seit  dem  Erlaß  des  Sozialistenge- 
setzes, 1896—1898,  —  Kulemann,  Die  Gewerk- 
schaftsbewegung, 1890,  —  Brentuno,  Die  Ar- 
beitergilden  der  Gegenwart,  187 i,  —  Held, 
Zwei  Bücher  zur  sozialen  Geschichte  Englands, 
1881.  —  Comte  de  Paris,  Assoeiations 
ouvrihres  en  Angletterre,  1869,  —  Bämreither, 
Die  englischen  Arbeiterverbände  und  ihr  Recht, 
1886,  —  Hubert'Valleratix,  Les  corparations 
d*arts  et  mitiers  et  les  syndicats  professioneis, 
1886.  —  Hoteell,  Trade  ühionisme  new  and 
old,  1891,  —  Jf.  Hirsch,  Die  Entwickelung  der 
Arbeiterberufsvereine,  1896,  —  Derselbe,  Die 
Arbeiterfrage  und  die  deutsehen  Gewerkvereine, 
1898,  —  Derselbe,  Die  hauptsächlichsten  Streit- 
fragen der  Arbeiterbewegung,  1886.  —  de 
Rousiers,  Trade  Unionisme  en  Anglelerre, 
1897.  —  Biermer,  Die  neueste  Entwickelung 
der  britischen  Arbeiterbewegung,  1898.  —  üer- 
selbe,  Art,  „Gewerkvereinsbewegung** ,  im  H,  d, 
St.,  11.  Suppl,-Bd,,  S.  877—440.  —  Nicholson, 
Strikes  and  social  Problems,  1896.  —  v.  d.  Osten, 
Die  Fachvereine  und  die  soziale  Bewegung  in 
Frankreich,  Jahrb.  f.  Ges.  u.  Verw.,  Bd.  15.  — 
Bikcher,  Die  schweizerischen  Arbeiterorganisa- 
tionen, ZeiUchr.  f.  Staatsw.,  Bd.  44,  —  F,  A 
Walker,  The  Wages  Question,  1891.  —  MiUler, 
Die  christlichen  Gewerkschaften,  1904.  —  Legien, 
Erster  Internationaler  Gewerkschaflsbericht,  1905. 

—  Fortlaufende  Uebersichten  über  den  Stand  der 
Gewerkvereinsbewegung findet  man  im  „Reichs- 
Arbeitsblatt" ,  im  „Korrespondenz- 
blatt der  Gewerkschaften" ,  in  dem  Hirsch- 
Dunckerischen  Verbandstiatt  „Der  Gewerk- 
verein", in  dem  „Zentralblatt  der 
christlichen  Gewerkschaften  Deutsch' 
lands",  in  der  „Sozialen  Praxis"  und  in 
den  bei  dem  Art,  „Arbeitsämter"  oben  S.  171  fg. 
angeführten  periodischen  Publikationen  der  aus- 
ländischen Arbeitsämter,  Eine  außerordentlich 
reichhaltige  Uebersicht  über  die  netteste  Gewerk- 
vereinsstatistik  der  ganzen  Welt  bietet  das  kürzlieh 
vom  Kaiserlichen  Statistischen  Amt,  Abteilung 
für  Arbeiterstatistik,  herausgegebene  Werk  „Die 

Versicherung  gegen  die  Folgen  der 
Arbeitslosigkeit  im  Ausland  und  im 
Deutschen  Reich"  (Berlin  1906). 

Bief*mer, 


Ge\(ichtswesen 

s.  Maß-  und  Gewichtswesen. 


LItcnitlir:    Vgl.   die  Literatiiranqaben  beim  Art'  > 
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Herkner,  MahaitUf  Sartoriua  v,  Walter»^  <  1.  Wesen  und  verwandte  Methoden.  2.  Die 
hausen),  H.  d.  St.,  2.  Aufl.,  Bd.  IV,  S.  611  fg.  —  j  bisherigen  praktischen  Versuche  mit  der  (f.  und 
Webb,   The  History  of  Trade  Unionisme,  J.  ed.,    ihre  kntiscae  Würdigung. 
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1.  Wesen  nnd  verwandte  Methoden. 

Unter  G.  versteht  man  nach  dem  gewöhn- 
lichen Sprachgebrauch  ein  eigentümliches 
Besoldungs-  bezw.  Lohnsystem,  nach  welchem 
die  Angestellten  (Beamten,  Gehilfen,  Arbeiter) 
eines  wirtschaftlichen  Unternehmens,  also 
Personen  ohne  Untemehmerfunktionen,  neben 
ihrem  ihnen  vertragsmäßig  zugesicherten 
festen  Lohn  noch  eine  gewisse  Quote  am 
Geschäftsgewinn  erhalten.  Die  Größe  dieses 
Anteils  und  Zusatzes  ist  ebenfalls  von  vorn- 
herein festen  Regeln  unterworfen  und  zwar 
in  der  Art,  daß  derjenige  Teil  des  Rein- 
gewinns des  Unternehmens,  der  nicht  beim 
Unternehmer  verbleibt,  sondern  den  Ange- 
stellten zufließt,  prozentual  umgrenzt  ist, 
und  seine  Verteilung  auf  den  einzelnen  Be- 
zugsberechtigten nach  gewissen  rechnerischen 
Grundsätzen  erfolgt.  Das  eigentlich  Cha- 
rakteristische des  G.systems  (in  England 
profit-sharing  und  in  Frankreich  participation 
aux  ben^fices  genannt)  liegt  darin,  daß  es 
einen  Anteil  am  Unternehmergewinn  für 
Personen  vorsieht,  die  weder  rechtlich  noch 
wirtschaftlich  Untemehmerqualität  haben. 
Durch  die  Teilnahme  am  Gewinn  werden 
sie  nicht  Mitimternehmer,  denn  sie  partizi- 
pieren nicht  auch  am  Verluste,  sondern  nur 
am  Gewinn,  und  ihr  Einüuß  am  Geschäfts- 
erträgnis ist,  soweit  er  überhaupt  nachweis- 
bar ist,  ein  unverantwortlicher  und  für 
fremde  Rechnung.  Die  G.  ist  also  lediglich 
eine  besondere  Methode  der  Prämien lohn- 
zahlung,  nicht  aber  eine  neue  Untemehmungs- 
form. 

Die  G.  unterscheidet  sich  von  gewissen 
Unternehmungsformen  mit  gemischter  Kapi- 
talbeteiligung, wie  Kommanditgesellschaften, 
Genossenschaften  usw.  wesentlich  dadurch, 
daß  dort  mehrere  koordinierte  Teilhaber 
vorhanden  sind,  während  hier  einem  über- 
geordneten selbständigen  Unternehmer  unter- 
geordnete, unselbständige  Angestellte,  die 
ein  Subordinationsverhältnis  mit  jenem 
verbindet,  gegenüberstehen.  Speziell  mit  der 
„republikanischen"  Organisation  der  Pro- 
duktivgenossen Schaft,  in  der  eine  Anzahl 
von  Arbeitern  gemeinsam  und  mit  gleichem 
Rechte  ein  Geschäft  auf  solidarisches  Risiko 
hin  betreiben,  hat  die  G.  begrifflich  nichts 
gemein,  so  äußerlich  ähnlich  auch  beide  sein 
mögen. 

Es  gibt  mannigfaltige  Formen  und  Me- 
thoden der  Lohnzahlung,  die  bezwecken, 
den  Arbeiter  in  seinem  Arbeitseinkommen 
in  unmittelbare  Beziehung  zum  Erfolge  seiner 
Arbeit  zu  bringen.  Der  Hauptfall  ist  der 
Stück-  oder  Akkordlohn  mit  seiner  Abart, 
dem  Gruppenakkord.  Der  Arbeitgeber  will 
hier  den  technischen  Erfolg  der  Einzelleistung 
bezahlen.  Dieselbe  Tendenz  verfolgen  die 
Fleißprämien,  die  sowohl  neben  Zeit-  als 
Stücklohn  vorkommen  und  sich  nach  mancher 


Richtung  hin  bewährt  haben.  Daneben  gibt 
es  sog.  „Ersparnisprämien".  Durch  sie  soll 
die  sorgsame  und  ökonomische  Behandlung 
der  den  Arbeitern  anvertrauten  Maschinen» 
Werkzeuge,  Roh-  und  Hilfsstoffe  befördert 
und  prämiiert  werden.  Solche  Prämien 
werden  unter  den  genannten  Voraussetzungen 
ein  für  allemal  ausgezahlt,  ohne  Rücksicht 
auf  das  Erträgnis  des  Geschäfts.  G^z  an- 
ders ist  dies  bei  der  G.  Mit  ihr  will  man 
Gehalt  und  Lohn  außer  von  anderen,  mehr 
oder  minder  gleich  bleibenden,  Faktoren  auch 
noch  von  dem  wechselnden  wirtschaftlichen 
Erfolg  abhängig  machen.  Der  Maßstab  für 
die  Bemessung  dieser  Gewinnanteile  bleibt 
freilich  ein  ziemlich  roher.  Während  bei 
den  höheren  Beamten,  Direktoren,  Proku- 
risten, Werkführern  u.  dgl.  von  einem  wirk- 
lichen und  direkten  Einfluß  ihrer  Tätigkeit 
auf  das  Gedeihen  der  Unternehmung  ge- 
sprochen werden  kann  und  auch  bei  den 
künstlerischen  und  speziell  handwerks- 
mäßigen Gewerben  ein  solcher  Einfluß  imter 
Umständen  nachzuweisen  sein  wird,  ist  bei 
der  großen  Masse  der  Lohnarbeiterschaft 
ihre  Einwirkung  auf  den  Unternehmer- 
gewinn kaum  festzustellen.  Quantität  und 
Qualität  der  Leistung  werden  zwar  diesen 
letzteren  mitbestimmen,  aber  in  viel  größerem 
Umfange  hängt  der  Erfolg  des  Reinertrages 
von  der  richtigen  und  glücklichen  tech- 
nischen und  kaufmännischen  Leitimg  des 
Unternehmens  ab.  Daß  die  Tantiemen  sich 
nicht  durch  das  Verhältnis  der  Arbeits- 
leistimg zum  Geschäftserträgnis  als  solche 
bestimmen,  geht  schon  daraus  hervor,  daß 
man  in  Ermangelung  eines  besseren  Ver- 
teilungsmaßstabes die  Prämien  rein  mecha- 
nisch, ohne  Rücksicht  auf  die  individuelle 
Leistung,  unter  Zugrundelegung  des  Jahres- 
gehaltes oder  Lohnes  abstuft.  Gelangen  ja 
solche  Tantiemen  auch  in  den  Fällen  zur 
Verteilung,  wo  es  ohne  weiteres  klar  ist, 
daß  der  höhere  Gewinn  lediglich  die  Folge 
einer  günstigen  geschäftlichen  Konjunktur 
gewesen  ist. 

Vielfach  ist  die  Sitte  verbreitet,  die  An- 
gestellten und  Arbeiter  am  Jahresschluß 
mit  Gratifikationen  zu  bedenken.  Wie 
schon  der  Name  „Gratifikation"  sagt,  sind 
sie  freiwillige,  im  günstigsten  Falle  usance- 
mäßige  Extravergütungen,  welche  durch  das 
subjektive  Ermessen  des  Unternehmers  oder 
Geschäftsleiters  festgestellt  werden.  Audi 
wenn  sie  nach  festen  Regeln  berechnet 
werden,  enthalten  sie  keine  G.  in  unserem 
Sinne,  denn  sie  stellen  keinen  kontrakt- 
mäßigen, klagbaren  Anteil  am  Geschftfts- 
gewinn  dar.  Es  gibt  allerdings  Oratifikations- 
systeme,  wo  der  Gesamtbetrag  der  Grati- 
fikationen, den  der  Unternehmer  zur  Aus- 
zahlung bereit  stellt,  von  der  Höhe  des 
Gewinnes  abhängig    gemacht  wird.     Aber 
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von  einer  Q.  könnte  hier  höchstens  dann 
die  Rede  sein,  wenn  diese  Qesamtsumme 
nicht  nach  dem  willkürlichen  Ermessen  des 
Unternehmers,  sondern  nach  festen,  etwa 
unter  Mitwirkung  von  ArbeiteraiisschQssen 
normierten  Regeln  zur  Verteilung  auf  die 
einzelnen  Personen  gelangte. 

Es  liegt  femer  keine  G.  in  unserem 
Sinne  da  vor,  wo  nicht  die  Arbeiter  als 
solche  am  Geschäftsgewinn  partizipieren, 
sondern  wo  ihnen  nur  gestattet  wird,  unter 
Erleichterung  der  Einj»hlung  der  Beiträge 
in  Raten  u.  dgl.  mehr,  dividendenberechtigte 
Aktienanteile  des  Geschäfts  zu  erwerben. 
Ebensowenig  sind  gewisse  Fälle,  die  man  — 
nicht  sehr  glücklich  —  als  „Beteiligung  am 
Bruttoertrage"  bezeichnet  hat,  und  in  welchen, 
statt  wie  bei  der  Zeitlöhnung  die  für  die 
Herstellung  einer  Ware  zu  verwendende 
Zeit,  die  zu  liefernde  Ware  selbst  bei  Be- 
rechnung des  Lohnes  in  Anschlag  gebracht 
wird,  wirkliche  G.  Hier  liegt  nur  eine 
eigentümliche  Art  der  Stücklöhnung  vor. 
In  England,  in  den  Vereinigten  Staaten  und 
auch  anderswo  hat  man  mit  einer  Einrich- 
tung den  Versuch  gemacht,  wonach  der 
Lohn  nach  vorher  zwischen  den  Parteien 
vereinbarten  Skalen  (s.  Art.  „Lohnskala, 
gleitende")  mit  den  Verkaufspreisen  der 
produzierten  Waren  (Kohle,  Roheisen,  Baum- 
woUgespinnste)  oszillierend  schwankt.  Auch 
diese  Methode  hat  man  unrichtigerweise 
als  eine  G.  aufgefaßt;  denn  der  Verkaufs- 
preis der  Waren  ist,  ganz  abgesehen  davon, 
daß  man  regelmäßig  nicht  die  erzielten 
Freiae  des  einzelnen  Etablissements,  sondern 
die  des  gesamten  Industriezweiges  dem 
Lohntarife  zugrunde  gelegt  hat,  durchaus 
nicht  immer  maßgebend  für  den  Gescliäfts- 
gewinn.  Das  Verhältnis  von  Gewinn  und 
Verkaufspreis  ist  kein  festes.  Die  Pro- 
duktionskosten können  je  nach  der  Geschick- 
lichkeit und  Kapitalkraft  des  einzelnen 
Unternehmers  recht  verschiedene  sein;  die 
Aufnahmefähigkeit  des  Marktes,  Schwan- 
kungen des  Zinsfußes,  rasche  und  vorteil- 
hafte Ausnützung  der  Konjunktur  u.  dgl.  m. 
verändern  die  Betriebsresultate.  Immerhin 
liegt  hier  ein  primitiver,  aber,  wie  die  bri- 
tischen Erfahrungen  beweisen,  unbefriedigter 
Versuch  vor,  den  Lohnarbeiter  entsprechend 
den  Konjunkturen  und  Chancen  des  Marktes 
bald  höher,  bald  geringer  zu  bezahlen.  Da 
bei  den  Lohnskalen  stets  —  auch  bei  Ge- 
schäftsverlust —  ein  Minimallohn  vorge- 
sehen sein  muß,  und  als  Aei^uivalent  hier- 
für die  Skala  bei  sehr  günstigen  Verkaufs- 
preisen sich  verlangsamt,  so  ist  der  Gewinn 
nur  in  sehr  rohem  Maßstabe  und  innerhalb 
gewisser  Grenzen  für  die  Lohnzahlung  be- 
stimmend. 

Es  kann  endlich  zweifelhaft  sein,  ob  eine 
wirkliche  G.  da  vorliegt,  wo  die  Gewinn- 


prämien nicht  zur  direkten  Auszahlung  au 
die  Angestellten  zu  deren  freier  Verfügung 
gelangen,  sondern  nur  zu  ihren  Gunsten 
aen  rensionsanstalten  und  sonstigen  Unter- 
stützungskassen überwiesen  weisen.  Ab- 
gesehen davon,  daß  ihnen  damit  die  Dis- 
position über  die  Gelder  einstweilen  vor- 
enthalten wird,  es  ferner  ungewiß  ist,  ob 
der  Einzelne  in  den  Genuß  der  Rente  usw. 
überhaupt  kommt,  gehen  die  Bezugsrechte 
regelmäßig,  wenn  eine  bestimmte  Ancienni- 
tät  im  Dienste  nicht  erreicht  ^ird,  ganz 
oder  teilweise  verloren.  Der  an  und  für 
sich  indirekte  Anteil  am  Gewinn  hängt  also 
noch  von  bestimmten  Modalitäten  ab. 

Rechnet  man  auch  diese  Lohnarten  zur 
G.  im  eigentlichen  Sinne  des  Wortes,  so 
gibt  es  folgende  Formen  derselben:  1.  G. 
am  Bruttogewinn  oder  am  Nettogewinn, 
2.  G.,  abgestuft  nur  nach  der  Lonnhöhe 
oder  auch  nach  Lebensalter,  Dienstalter  und 
Familienstand,  3.  G.  mit  direkter  Ausbezah- 
lung an  die  Berechtigten  oder  aber  üeber- 
weisung  der  Anteile  an  Spar-  und  Unter- 
stützungskassen mit  ganzer  oder  teilweiser 
Sperrung,  4.  G.  mit  oder  ohne  Aushilfsfonds 
für  ungünstige  Jahre. 

2.  Die  bisherigen  praktischen  Ver- 
suche^ mit  der  G.  und  ihre  kritische 
Wordigong.  Scheidet  man,  wie  hier  ge- 
schehen, alle  derartigen  Lohnmethoden,  wie 
gewöhnliche  Stücklöhnung,  modifizierte 
Stücklöhnung  mit  Anteil  am  Bruttoertrage, 
wie  sie  in  der  Landwirtschaft  bei  Ernte- 
und  Drescharbeiten  sehr  häufig  vorkonunen, 
femer  die  verschiedenen  Prämien-  und  Grati- 
fikationssysteme, gleitende  Lol^iskalen  usw., 
die  alle  mehr  oder  minder  eine  gewisse 
Verwandtschaft  mit  der  eigentlichen  G. 
haben,  aber,  bei  Licht  betrachtet,  keine 
sind,  aus,  so  schrumpft  die  Zahl  der  wirk- 
lichen Versuche  dieser  Art,  über  deren 
Umfang  und  Erfolg  wir  unterrichtet  sind, 
arg  zusammen.  Immerhin  enthalten  die 
vorliegenden  Zusammenstellungen  eine  Reihe 
von  bemerkenswerten  und  lehrreichen  Ver- 
suchen mit  Anteil  der  Lohnarbeiter  am 
Gewinn. 

Volkswirtschaftlich  bei  weitem  weniger 
interessant,  keineswegs  neu  und  hier  nur 
der  Vollständigkeit  halber  erwähnenswert, 
sind  die  Tantiemen  der  höheren  kauf- 
männischen und  technischen  Angestellten 
großer  Betriebe,  die  besonders  bei  Aktien- 
gesellschaften,  aber  auch  sonst  wohl  bei 
anderen  großen  gewerblichen  und  landwirt- 
schaftlichen Unternehmungen,  in  zahlreichen 
Fällen  neben  den  festen  Gehaltsbezücen 
vertragsmäßig  vorgesehen  sind.  Hier  handelt 
es  sich  um  Beamte,  die  an  fachmännischer 
Ausbildung  und  sozialer  Stellung  den 
Unternehmern  gleichstehen,  verantwortungs- 
volle Vertrauensposten   bekleiden   und   auf 
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den  Erfolg  des  Unternehmers  einen  weit- 
gehenden Einfluß  auszuüben  in  der  Lage 
sind.  Entsprechen  die  hohen  Gehaltssätze, 
die  Direktoren  u.  dgl.  beziehen,  an  und  für 
sich  schon  dem  hohen  und  umfassenden 
Pflichtenkreis,  in  dem  sie  zu  wirken  be- 
rufen sind,  so  liegt  es  weiterhin  diu*chaus 
im  Interesse  der  Unternehmung,  besonders 
bei  Aktiengesellschaften,  die  Geschäftsleiter 
durch  hohe  Tantiemen  dauernd'  an  sich 
zu  fesseln,  ihr  Verantwortlichkeitsgefühl 
durch  gesteigertes  Selbstinteresse  zu  schärfen 
und  auf  der  anderen  Seite  ihre  Dienste 
ihren  erfolgreichen  Leistungen  entsprechend 
zu  belohnen. 

Ganz  andere  Bedeutung  beanspruchen 
die  Fälle  der  G.  für  Lohnarbeiter.  Sie  ge- 
hören in  das  Gebiet  der  sozialen  Frage, 
und  an  die  Verallgemeinerung  dieser  Ein- 
richtungen hat  man  bis  in  unsere  Tage 
große,  zum  Teil  überschwängliche  Hoff- 
nungen im  Sinne  der  Milderung  der  Gegen- 
sätze zwischen  Kapital  und  Arbeit  geknüpft. 
Man  kennt  eine  G.  sowohl  in  der  Land- 
wirtschaft als  im  Gewerbe,  Handel  und 
Verkehr.  Sowohl  bei  großen  als  bei  kleineren 
Gütern  sind  einige  derartige  Versuche  ge- 
macht worden,  die  die  quantitative  und 
qualitative  Jjeistung  der  Arbeiter  steigerten 
und  damit,  von  besonders  schlechten  Jahren 
abgesehen,  das  Arbeitseinkommen  der  Tage- 
löhner erhöhten,  ohne  daß  gleichzeitig  die 
Rente  der  Güter  litt. 

Weniger  günstige  Resultate  wurden  da 
erzielt,  wo  die  Tantiemen  für  Spareinlagen 
ganz  oder  zum  Teil  verwandt,  wenn  auch 
als  Gutschriften  hoch  verzinst  wurden. 
Ueberall  zeigte  die  G.  lediglich  den  Charakter 
eines  Reizmittels ;  je  lebhafter  dasselbe  war 
und  je  unmittelbarer  es  auf  die  Berechtigten 
einwirkte,  desto  größer  und  nachhaltiger 
war  der  Erfolg.  Auch  in  den  weniger 
günstigen  Fällen  erreichten  die  Gutsbesitzer 
wenigstens  eine  größere  Stabilität  des 
Arbeiterbestandes,  was  immerhin  für  sie  ein 
Vorteil  war,  besonders  da,  wo  sie  durch 
die  Nähe  großer  gewerbereicher  Städte  unter 
dem  starken  Wechsel  freier  Arbeiter  zu 
leiden  hatten.  Einer  Ausbreitung  und  Popu- 
larisierung des  Systems  stehen  indessen 
besondere  große  Schwierigkeiten  entgegen, 
einmal  durch  die  Umständlichkeit  und  Un- 
sicherheit der  Reinertragsermittelung  und 
zum  anderen  durch  die  großen,  von  den 
Wittenmgsverhältnissen  und  Konjunkturen 
des  Marktes  beeinflußten,  Schwankungen  in 
dem  Ertrage.  Als  Mittel,  um  zum  Fleiß 
und  zur  Sorgfalt  anzuspornen,  versprechen 
Stücklöhnung,  Gruppenakkord  und  die  ver- 
schiedene Form  der  Kombination  von  Stück- 
lohn und  Prämie  einen  bei  weitem  sichereren 
Erfolg.  Besonders  das  Stücklohnsystem  hat 
sich  mehr  und  mehr  in  einer  bedeutenden 


Anzahl    landwirtschaftlicher    Arbeiten    mit 
gutem  Resultat  für  beide  Teile  eingebürgert 

Eine  besondere  Art  der  0.  findet  man 
bei  der  Seefischerei.  Sie  ist  uralt  und  hat 
sich  viel  länger  als  bei  der  Schiffahrt  und 
Flößerei,  wo  lange  Zeit  gewisse  Anteile 
am  Frachtertrage  für  Schiffer  und  Flößer 
vorgesehen  waren,  bis  in  die  Gegenwart 
hinein  erhalten.  Die  eigentümlichen  Betriebs- 
verhältnisse der  Seefischerei,  die  ohne  CToßes 
Kapital,  ohne  komplizierte  Technik  und  ohne 
besondere  spekulative  kaufmännische  Leitung 
des  Betriebes  und  der  Verwertung  des  Fisch- 
fanges möglich  ist,  die  aber  auf  der  anderen 
Seite,  wenn  die  Leute  zur  höchsten  und 
opferbereiten  Anstrengung  und  zu  strammer 
Disziplin  angehalten  werden,  b^»nders 
günstige  Ergebnisse  liefert,  machten  es  mög- 
lich,genossenschaftsähnlicheUnternehmungen 
mit  einer  naiven  G.  bis  in  unsere  Tage  zu 
konservieren. 

Man  findet  diese  Unternehmungsform  in 
der  Seefischerei  fast  aller  Nationen;  die 
Fahrzeuge  gehören  bald  fremden  Personen, 
bald  besitzen  Kapitän  und  Mannschaft  selbst 
Schiffsparten  oder  steuern  wenigstens  zu 
den  Ausrüstungskosten  bei,  bald  besitzt  die 
Mannschaft  das  Schiff  in  Genossenschafts- 
anteilen zu  Eigentum.  Das  reichliche  Ein- 
kommen, welches  vielfach  der  Anteil  am 
Gewinne  bringt,  erleichtert  das  Empor- 
kommen der  Leute  in  die  Stellung  als 
Kapitäne,  Anteilshaber  und  Besitzer  von 
Fischerfalirzeugen.  Freilich  waren  die  Er- 
folge nicht  immer  günstige;  Uebervor- 
teilungen  der  Mannschaft  kamen  nicht 
selten  vor,  und  in  England  soll  die  soziale 
Lage  der  festgelöhnten  Fischer  heute  eine 
bessere  sein  als  die  der  ausschließlich  mit 
Gewinnanteilen  bezahlten.  Doch  wird  viel- 
fach von  dem  geraden  Gegenteil  berichtet. 

In  der  deutschen  Landwirtschaft  hat 
zuerst  1847  Heinrich  von  Thünen  auf  seinem 
mecklenburgischen  Gute  Versuche  mit  der 
G.  der  Tagelöhner  gemacht.  Von  den 
deutschen  Großindustriellen  führte  zuerst 
der  Berliner  Messingwarenfcibrikant  Wilhelm 
Borchert  (1867)  die  G.  ein.  Bekannter  als 
diese  Experimente  sind  solche  in  Frank- 
reich. Viel  Beachtung  hat  das  Bonus- 
system in  einer  französischen  Fabrik  für 
Heizvorrichtungen,  Haus-  und  Küchengeräte 
(das  sogenannte  „Familisterium"  von  Godin  in 
Guise)  gefunden.  In  einer  Reihe  anderer 
Fälle  war  die  G.  entweder  um  deswiUen 
durchführbar  und  zweckmäßig,  weil  nur 
qualifizierte  Arbeiter  mit  besonderer  Kunst- 
fertigkeit beschäftigt  wurden  (Fabrikation 
von  Spieldosen),  oder  aber  bei  relativ  ge- 
ringem Geschäftskapital  in  weltstädtischen, 
vorzüglich  geleiteten  Unternehmun^n,  wo 
die  Arbeitsqualität  und  Arbeitsenergie  nach- 
weislich   den    Geschäftsgewinn    in    hohem 
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Grade  beeinflußte.  Hierher  gehört  der  be- 
rühmte Fall  der  Pariser  Firma  für  Gebäude- 
malerei von  Leclaire  (1842).  An  das  Le- 
clairesche  Vorbild  knüpft  sich  die  neuere 
Entwickelung  des  G.systems  an.  In  Frank- 
reich fand  es  namentlich  in  den  siebziger 
und  achtziger  Jahren  des  vorigen  Jahr- 
hunderts Nachahmung.  Auch  in  einer  Reilie 
von  anderen  Unternehmungen  fcibrikmäßieer 
Art  sind  Gewinntantiemen  zugunsten  der 
Arbeiter  eingeführt  worden.  Üeberall  han- 
delt es  sich  indessen  um  Gewerbebetrieb 
mit  qualifizierter  Arbeit,  deren  Geschick- 
lichkeit für  den  Fortgang  des  Geschäfts  von 
erheblicher  Bedeutung  ist  (Buchdruckereien, 
Kupferstechereien,  lithographische  Anstalten, 
Klavierfabriken,  Gasanlagen  u.  dgl.). 

In  gewissen  Gewerbebetrieben,  wie  che- 
mischen Fabriken ,  Versicherungsgesell- 
schaften usw.,  ist  die  Stabilität  der  geschulten 
Beamten  und  Arbeiter  für  den  Unternehmer 
von  ganz  besonderem  Werte.  Die  Kenntnis 
der  Betriebsgeheimnisse  und  der  Kund- 
schaft bei  den  Angestellten  sollte  der  Firma 
möglichst  erhalten  bleiben.  Da,  wo  die 
Konkurrenz  dieselben  an  sich  zu  locken 
suchte,  fesselte  man  sie  durch  Gewinnan- 
teile, die  nach  Lohn  und  Dienstzeit  abge- 
stuft waren;  in  der  Regel  mit  Erfolg. 

Wir  haben  jetzt  auch  einige  statistische 
Unterlagen,  die  erkennen  lassen,  welche 
Verbreitung  das  G.system  bisher  gefunden 
hat.  In  Frankreich  gibt  es  mit  dem  Sitze 
in  Paris  eine  „Gesellschaft  für  das  praktische 
Studium  der  G.^-  Nach  deren  Bericht  handelt 
es  sich  um  93  Firmen:  darunter  13  Ver- 
sicherungsgesellschaften, 8  Buchdruckereien 
und  Buchhandlungen,  8  mechanische  Bau- 
werkstätten ,  6  Verkehrsunternehmimgen, 
6  Textilfinnen,  5  landwirtschaftliche  Be- 
triebe usw.  70  dieser  Firmen  verteilen 
einen  im  voraus  bestimmten  Prozentsatz 
des  Gewinnes.  Am  höchsten  stehen  die 
Betriebe  von  Leclaire  und  von  Laroche- 
Joubert  mit  je  50  ®/o  Gewinnanteil.  Ferner 
findet  sich  ein  Anteil  von  33  V'a  ®/o  l>ei  einer 
Firma,  von  25  ^/o  bei  3  Finnen,  von  20  ^/o 
bei  einer  Firma,  von  15  ^/o  bei  3  Firmen, 
von  lO^/o  bei  14  Firmen  usw.  Das  tat- 
sächliche Ergebnis  war  1898  bei  39  Firmen 
mit  13586  Arbeitern  und  Beamten  bei 
23  Mill.  Frcs.  lehnen  ein  Gesamtanteil  von 
2049876  Frcs.  oder  8,9  »/o  des  Lohnes. 

In  England  sind  nach  der  „Labour  Ga- 
zette" (1902)  noch  95  Firmen  beim  industrial 
partnership  geblieben.  Von  59  Firmen 
liegen  nähere  Zahlen  vor.  Danach  sind 
noch  nicht  12(KjO  Arbeiter  mit  G.  be- 
schäftigt 

Für  Deutschland  führt  Böhmert  in 
seinem  „Arbeiterfreund",  wo  er  der  G.frage 
ein  besonderes  Interesse  widmet,  42  Firmen 
an,  davon  10  aus  der  Maschinen-  und  Me- 


tallindustrie, 7  aus  der  Glasindustrie,  6  aus 
dem  Handel,  5  aus  dem  Bergbau  und 
Hüttenwesen,  4  aus  der  Landwirtschaft, 
3  aus  der  Textilindustrie,  je  2  aus  der 
chemischen  Industrie,  dem  Brauereigewerbe 
und  dem  Verkehrsgewerbe  usw.  Bei  22 
dieser  Firmen  war  der  Gewinnanteil  im 
Durchschnitt  des  Jahres  1900 :  5,1  ^/o  des 
Lohn-  und  Gehaltkontos,  während  der  ge- 
setzliche Versicherungsaufwand  2  Vi  ^/o  war. 
Im  einzelnen  stieg  der  Gewinnanteil  bis 
auf  10,2^/0,  10,3^/0  und  17,6^/0  der  Löhne. 
Auf  dem  fünften  internationalen  Genossen- 
schaftskongreß zu  Manchester,  der  sich  mit 
der  G.f rage  beschäftigte,  wurden  für  Deutsch- 
land 43,  für  die  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  23,  für  die  Schweiz  14  Firmen 
und  für  Oesterreich  1  Firma  als  nach  dem 
G.system  arbeitend  bezeichnet.  (Nach  v. 
d.  Borght  ,,Grundz.  d.  Sozialpolitik".) 

Aus  diesen  Zahlen  geht  ohne  weiteres 
hervor,  daß  vorläufig  das  G.system  nur  in 
sehr  bescheidenem  Umfcinge  Verbreitung 
gefunden  hat.  — 

Es  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  daß  in 
den  vorliegenden  Sammlun^n  von  G.fällea 
nur  die  dauernd  erfolgreichen  Versuche 
Erwähnung  finden.  Die  mißglückten  sind 
kaum  bekannt  geworden.  Wo  man  von 
letzteren  doch  etwas  gehört  hat,  wie  z.  B. 
bei  einem  englischen  Kohlenbergwerk  und 
bei  den  Messingwerken  in  Berlin,  also  bei 
großen  Etablissements,  deren  Erfolg  über- 
wiegend von  der  Gestaltung  gewisser 
Konjunkturen,  auf  welche  die  Arbeiter 
ohne  Einfiuß  sind,  abhängig  ist  —  und  hier- 
hin gehören  die  meisten'  großen  kapital- 
kräftigen Betriebe  der  Industrie  und  des 
Handels  —  hat  man  im  günstigsten  Falle 
einen  geringeren  Wechsel  im  Arbeiter- 
personal erzielt,  nicht  aber  eine  größere 
Sorgfalt  und  eine  stärkere  Arbeitsenergie 
der  Arbeiter  und  gar  nicht  eine  Verhütung 
von  Arbeitsstreitigkeiten.  Besonders  in 
Ländern  mit  einer  umfassenden  Gewerk- 
vereinsor^uisation  zogen  es  die  Arbeiter 
vor,  die  Durchsetzung  einer  der  steigenden 
Konjunktur  entsprechenden  Erhöhung  ihrer 
Einnahmen  dem  koalierten  Vorgehen  der 
Berufsvereine  zu  übertragen.  Die  radikalen 
Führer  der  Arbeitervei-eine  und  Arbeiter- 
parteien bekämpfen  deswegen  die  G.  als 
dürftiges  „kleines  Mittel"  und  glauben  durch 
Streiks  u.  dgl.  besser  zum  Ziele  zu  kommen. 
Aber  auch  da,  wo  man  mit  einer  verstän- 
digen Einsicht  der  Arbeiter  in  die  Vorteile 
des  Gewinnsystems  rechnen  darf  und  wo 
dassellK}  bereits  eine  gewisse  erzieherische 
Wirkung  ausgeübt  hat,  werden  eher  ver- 
feinerte Lohnmethoden,  Prämien  und  Grati- 
fikationen in  Verbindung  mit  Stücklohn  als 
die  Gewinntantiemen,  die  starken  Schwan- 
'  knngen   unterworfen   sind,  Eingang  finden. 
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Die  G.  wird  also  auf  diejenigen  Falle 
beschränkt  bleiben,  wo  der  qualifizierte  Ar- 
beiter einen  mehr  oder  minder  großen  Ein- ; 
fiuß  auf  das  Gedeihen  des  Geschäftes  hat.  | 
Hier  wird  sie  als  Lohnsystem  eine  Steige-  j 
rung  der  Quantität  und  Qualität  der  Arbeits- 
leistung zur  Folge  haben,  dem  Arbeitgeber 
die  regelmäßige  und  dauernde  Verfügung 
über  willige  Arbeitskräfte  sichern  und  dem 
Arbeitnehmer  ein  größeres  Arbeitseinkommen 
und  damit  ein  lebhafteres  Interesse  an  der 
Prosperität  der  Unternehmung  gewährleisten. 
Nirgends  aber  hat  sich  die  Ö.  als  eine  neue 
oder  eigentümliche  Unternehmungsform  her- 
ausgebildet, und  deswegen  ist  sie  auch  un- 
fähig gewesen,  die  Arbeiter  von  der  Teil- 
nahme an  den  großen  sozialen  Kämpfen 
unserer  Zeit  zu  entfremden.  Wo  der  Unter- 
nehmergewinn erheblichen  Schwankungen 
durch  die  Konjunktur  unterworfen  ist,  er- 
zeugt die  unmittelbare  Auszahlung  leicht 
erhebliche  Schwankun^n  in  den  Budgets 
■der  Arbeiterfamilien,  die  volks-  und  privat- 
wirtschaftlich gleich  bedenklich  sind.  Bei 
geringeren  Tantiemen  wird  das  Mißtrauen 
-der  Arbeiterschaft  erregt,  mid  da,  wo  die 
Ersparnisse  derselben  als  Kapitalanteile  dem 
Unternehmer  anvertraut  werden,  sind  sie 
bei  einer  Krisis  gefährdet. 

Es  ist  schon  oben  angedeutet  worden, 
daß  man  das  G.system  in  seiner  sozial- 
politischen Bedeutung  in  überschwänglicher 
Weise  überschätzt  hat.  Es  ist  eine  längst 
anerkannte  Uebertreibung,  wenn  man,  wie 
€S  der  Statistiker  Engel  (1867)  tat,  die 
Einführung  des  Industrial-Partnership  -  Sys- 
tems als  „die  Lösung  der  sozialen  Frage" 
begrüßte.  Von  einer  solchen  Wirkung  karm 
natürlich  gar  keine  Rede  sein.  Bislang  ist 
sie  nur  eine  Art  Wohitätigkeitsinstitut  ge- 
wesen und  wird  es  wohl  auch  in  Zukunft 
bleiben.  —  Auch  die  theoretische  Berech- 
tigung der  G.  wird  vielfech  übertrieben. 
Sie  allgemein  einzuführen,  hat  keine  volks- 
wirtschaftliche Berechtigung,  denn  in  den 
gewöhnlichen  Industrieverhältnissen  ist  die 
Leistung  der  Masse  der  Arbeiter  von  unter- 
geordneter Bedeutung  für  den  Geschäfts- 
gewinn. Yielmehr  entspricht  es  der  Ge- 
rechtigkeit, den  Arbeiter  nach  seiner  iso- 
lierten Leistung  zu  bezahlen  und  diese 
Leistung  nach  ihrer  Größe,  Güte  und  Dauer 
^urch  Stücklohn,  Qualitäts-,  Ersparnis-  und 
Dienstprämien  zu  honorieren,  ganz  unab- 
hängig von  den  Geschäftskonjunkturen  und 
unabhängig  von  der  größeren  oder  geringeren 
Tüchtigkeit,  dem  Spekulationsgeist  usw.  des 
Unternehmers. 

Nur  da,  wo  der  Einfluß  des  Arbeiters 
und  Beamten  auf  den  Geschäftsgang  wirk- 
lich durchgreifender  Natur  ist,  hat  die  G. 
eine  innere  Berechtigung  und  verspricht 
-den  gewünschten  Erfolg. 


Literatur:  F.  Böhmen,  Die  GewimtbeteUi^ung' 
Untersuchungen  über  Arbeitelohn  und  Unter- 
nehmergewinn ,  1878  (vgl.  die  Anzeige  Elster. 
Conrad,  Jahrb.  f.  Nat,,  Bd.  Si,  S.  ^18 fg.).  — 
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wendung und  theoretische  Berechtigung  totr., 
SehmoUers  Staats-  u.  sozialwissenschafti.  For- 
schwng.,  Bd.  6,  —  G.  SchmoUer,  Ueber  Öt- 
winnbeteiligung^  i.  s.  Reden  u.  Aufsätzen,  1890, 
S.  441—461.  —  A.  Wirminghaus,  Die  Unter- 
nehmen, der  Untemehmergewinn  und  die  Be- 
teiligung der  Arbeiter  am  Untemehmergewinn, 
1886.  —  Derselbe f  Art.  „Gewinnbeteiligung'*, 
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1.  Das  Wesen  der  G.    2.  Arten  der  G. 

1.  Das  Wesen  der  G.  Ueber  den  Ur- 
sprung der  G.  ist  viel  geschrieben  worden. 
Man  hat  sie  teils  aus  altgermanisch-heid- 
nischen, teils  aus  christlichen  Einrichtungen 
und  Ideeen  hergeleitet.  Man  hat  einen  Ge- 
stimmten ürtypus  konstruiert^  aus  dem  die 
späteren  G.  vermöge  einer  sich  allmählich 
I  vollziehenden  Differenzierung  hervorgegangen 
I  seien.  Man  ist  jedoch  damit  vielfach  nicht 
I  bloß  über  das  Beweisbare,  sondern  auch  über 
das  Wahrscheinliche  hinausgegangen.  £b 
wird  sich  schwerlich  ein  entwickelungsge- 
schichtlicher  Zusammenhang  zwischen  aUea 
verschiedenen  Arten  von  G.  erkennen  lassen, 
üebernahme  und  Nachahmung  von  Ein- 
richtungen haben  allerdings  eine  Rolle  ge- 
spielt. Allein  oft  sind  G.  ohne  Zweifel  auch 
ganz  unabhängig  voneinander  entstanden ;  sie 
haben  sich  da  gebildet,  wo  bestimmte  Zwecke 
zu  erreichen  waren,  die  sich  so  am  besten 
erreichen  ließen.  Sogleich  in  der  fränkischen 
Zeit,  aus  der  wir  die  frühesten  Nachrichten 
über  G.  besitzen,  weichen  sie  in  ihren 
Zwecken  voneinander  ab.  Gegenüber  der 
Verschiedenheit  des  Zweckes  treten  die  ge- 
meinsamen Züge  zurück.  Als  solche  lasE^ 
sich  eine  gewisse  religiöse  Beziehung,  irgend 
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eine  Art  der  Unterstützung  oder  materiellen  1 
Förderung  der  Mitglieder,  die  gesellige! 
Unterhaltung  (etwa  durch  Gelage)  bezeichnen. 
Indessen  bald  wiegt  das  eine,  bald  das  andere 
Moment  so  sehr  vor,  daß  das  Abweichende 
als  die  Hauptsache  erscheint.  Nicht  einmal 
inbezug  auf  die  Form  der  Vereinigung 
herrscht  Uebereinstimmung,  insofern  sie  zwar 
oft,  aber  nicht  immer  die  eidliche  ist.  Will 
man  eine  allgemeine  Definition  der  G.  auf- 
stellen, so  würde  sie  dahin  zu  charakterisieren 
sein,  daß  sie  eine  freie,  oft  öffentlich  aner- 
kannte, oft  stillschweigend  geduldete,  oft 
jedoch  auch  verbotene  Vereinigimg  darstellt 
Die  Existenz  der  G.  erklärt  sich  teilweise 
daraus,  daß  der  Staat  die  Aufgaben  noch 
nicht  zu  lösen  vermag,  die  sie  sich  setzen, 
teilweise  daraus,  daß  ihre  Zwecke  in  das 
•Gebiet  der  Staatstätigkeit  nicht  fallen,  teil- 
weise aber  auch  daraus^  daß  bestimmte 
Interessenkreise  eine  Tätigkeit  des  Staates 
oder  der  Gemeinde  auf  dem  Felde  ihrer 
Angelegenheiten  verhindern  wollen.  Dies 
gilt  in  weitem  Umfange  besonders  von  den 
eewerblichen  G.  (Zünften)  der  zweiten  Hälfte 
•des  Mittelalters. 

2.  Arten  der  G.  Wie  eben  angedeutet, 
sind  die  Zwecke  der  G.  sehr  verschiedener 
Art.  Es  gibt  G.,  bei  denen  der  religiöse 
Zweck  ganz  überwiegt :  die  Verehrung  eines 
gemeinsamen  Schutzheiligen,  die  Fördenmg 
des  Seelenheils  der  Mitglieder  usw.  Bei 
anderen  ist  die  Hauptsache  die  Pflege  der 
Geselligkeit,  bei  noch  anderen  die  Unter- 
stützung in  Notfällen  (z.  B.  bei  den  im  angel- 
sächsischen Reiche  nachweisbaren  Asse- 
kuranzkompj^nieen  gegen  Diebstahl).  Die 
größte  Wichtigkeit  kommt  den  ^werblichen 
G.  zu.  Sie  sind  teils  Vereinigungen  von 
Kaufleuten,  insbesondere  der  Gewand- 
schneider (Tuchhändler)  und  der  Krämer, 
teils  solche  von  Handwerkern.  Von  ihnen 
und  den  verschiedenen  Entwickelungsstufen 
•der  gewerblichen  Verbände  wird  im  Art. 
„Zünfte"  die  Rede  sein.  Die  von 
Nitzsch  und  anderen  vertretene  Ansicht 
von  einer  j,großen  G.",  welche  alle  am  Ver- 
kehr beteiligten  Einwohner  eines  Platzes 
umfaßt  haben  und  für  die  Entstehung  der 
Stadtverfassung  von  Bedeutung  gewesen  sein 
soll,  ist  ein  Phantasiegebilde.  Nicht  für  die 
Entstehung,  sondern  für  die  weitere  Aus- 
bildung der  Stadtverfassung  kommen  die  G. 
in  Betracht.  Ueberhaupt  fällt  die  größte 
Entfaltung  des  G.wesens  (und  zwar  nicht 
bloß  nach  der  gewerblichen  Seite  liin)  in  die 
Zeit  der  schon  vorhandenen  Städte,  in  die 
Periode  von  etwa  dem  13.  oder  14.  bis  zum 
16.  Jahrh.  Im  17.  (teilweise  schon  dem  16.) 
beginnt  die  Obrigkeit  das  G.wesen  einzu- 
schränken. Uebrigeus  ist  zu  berücksichtigen, 
daß  die  Ven^^endung  des  Wortes  G.  bei  den 
^werblichen    Verbänden    lokal    beschränkt 
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und  vielfach  von  zufälligen  Umständen  a1> 
hängig  ist.  Gelegentlich  führt  der  vor- 
nehmere Teil  der  A  erbände  einer  Stadt  den 
Namen  G.;  ein  durchgehender  Grundsatz 
läßt  sich  jedoch  nicht  beobachten. 
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alUr^  HaUelSSl.  —  O,  Harttrig,  Untersuchungen 
über  die  ersten  Anfänge  des  GUde%eesens^  For- 
schungen xur  Deutschen  Geschichte,  Bd.  i,  S. 
ISSfg.,  GöUingen  1862,  —  Ä.  WUmans,  Die 
ländlichen  SchuUgilden  Westfalens,  Zeitschriß  /. 
Deutsche  Kulturgeschichte,  X,  F.,  Bd.  S,  S.  Ifg., 
Hannover  1874.  —  CharleM  Gros9,  The  Gild 
Merchant,  2  Bde.,  Oxford  1890.  —  Hegel, 
Städte  und  Gilden  der  germanischca  Vt'Aker  im 
Mittelalter,  2  Bde.,  Leipwig  1891,  und  ffisL  Zeit- 
schrift, Bd.  70,  S.  U^fg.  —  G.  V.  Betour,  Die 
Bedeutung  der  Gilden  für  die  Entstehung  der 
deutschen  Stadtverfassung,  Jahrb,f  Not.,  Bd.  58^ 
S.  56  fg.  —  H,  van  der  JAnden,,  Les  gildes 
fnarchandes  dans  les  Plays-Bas  au  moyen  age, 
Gand  1896.  —  AsMey,  Englische  WirUehafts- 
gesehichte,  deutsch  von  R.  Oppenheim,  Bd.  1 — 2, 
Leiptig  1896.  —  H,  v.  Lösch,  Die  KtHner 
Kaufmannsgilde  im  12.  Jahrh,,  Trier  1904.  — 
Hertnann  Jaaehim,  Gilde  und  Stadtgemeinde 
in  Freiburg  i.  B.,  Festgabe  für  Anton  Hage- 
dom, Hamburg  und  Leipzig  1906,  S.  25fg.  — 
Vgl.  Jemer  Gm.  Gel.  Ans,,  1891,  S.  762 fg. ; 
1892,  S.  406 fg.;  1898,  S.  664 fg^  —  Zeitschr.  f 
Sozial-  und  Wirtschaftsgeschichte,  Bd.  2,  S.  lS2fg., 
262 fg.  —  Mitteilgn.  d.  InstüuU  f.  Österreich. 
Geschichtsforschung,  1896,  S.  816 fg.,  und  1898. 
S.  178 fg.  —  Literar.  ZentraM.,  1894,  S.  48 fg, 
—  Archiv  f.  d.  Studium  der  neueren  Sprachen 
und  Literaturen,  Bd.  96,  S.  888 fg. 

G,  i\  Beloir, 
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Giroverkehr. 

1.  Wesen,  Name,  Entstehung ;  die  alten  Giro- 
banken. 2.  Die  nenere  Entwickelung  des  G.  in 
Dentschland.  8.  Der  G.  im  Aasland.  4.  Der 
Post-G.  a)  Der  G.  der  österr.-nngar.  Postspar- 
kasse, b)  Der  Postscheck-  nnd  G.  in  der  Schweiz. 
c)  Die  Projekte  in  Dentschland  nnd  Belgien. 
5.  Effektengiro.  6.  Volkswirtschaftliche  Be- 
deutung des  Giro.    Giro  und  Clearing. 

1.  Wesen,  Name,  Entstehniig:  die 
alten  Girobaaken.  Wenn,  wie  gewöhnlich, 
mit  einer  Bank  versclüedene  Kunden  in 
Verbindung  stehen,  so  ergibt  sich  die  Mög- 
lichkeit, daß  die  Kunden  aneinander  zahlen, 
indem  der  Zahlun^pflichtige  einfach  die 
Bank  beauftragt,  sein  Konto  oder  Guthaben 
zu  kürzen,  dagegen  das  des  empfangsberech- 
tigten Teils  um  den  gleichen  iJetrag  zu  er- 
höhen. Die  Zalüung  vollzieht  sich  lediglich 
durch  Buchung  in  den  Büchern  der  Bank. 

Der  Name  Giro  rührt  daher,  weil  die 
Fordenmgsrechte  der  Kunden  untereinander 
wechseln,  sozusagen  im  Kreis  henungehon. 

Der  G.  ist  sehr  alt;  er  muiite  sich  Überall 
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einstellen,  wo  sich  die  Uebung  bildete,  bei  einem 
und  demselben  Vertrauensmann  Geldsummen  zu 
hinterlegen.  Zu  allen  Zeiten  bestand  aber  das 
Bedürfnis,  Wertgegenstände  und  Geld  sicher 
aufzubewahren.  In  Rom  geschah  dies  vielfach 
bei  den  Argentarii,  und  aus  Zeugnissen  vieler 
Schriftsteller  ergibt  sich,  daß  auf  Grund  dieser 
Depots  Zahlungen  im  Weg  der  Umschreibung 
üblich  waren.  Im  Mittelalter  war  in  dem  ent- 
wickeltsten Teile  Europas,  in  Italien,  das  Depo- 
sitengeschäft, welches  die  Grundlage  des  Giros 
bildet,  allgemein  üblich ;  in  Venedig  wurde  schon 
1318  ein  Gesetz  erlassen,  daß  jeder,  der  Deposita 
annehme,  für  5000  L.  Bürgschaft  leiste. 

Die  Statuten  zahlreicher  italienischer  Städte 
enthalten  auch  schon  im  14.  Jahrh.  Bestimmun- 
gen über  die  Girozahlung  (pagamento  in  banco). 
Die  häufigen  Bankbrüche  führten  zu  immer 
größeren  staatlichen  Kontrollen,  zuletzt  zur  Ver- 
staatlichung;  der  banco  di  Kialto  1587  in  Ve- 
nedig war  die  erste  öffentliche  Girobank^), 
der  1619  der  Banco  Giro  folgt.  Auch  diesseits 
der  Alpen  entstanden  Girobanken,  z.  B.  im  15. 
Jahrh.  in  Lübeck,  die  öffentliche  Girobank  in 
Amsterdam  1609,  in  Hamburg  1619,  in  Nürn- 
berg 1621.  Mau  schätzte  vor  allem  die  öffent- 
liche Beurkundung  der  Zahlungen ;  es  hatte  sich 
der  Rechtsgrundsatz  herausgebildet,  daß  eine 
Umschreibung  in  den  Büchern  der  Banken, 
welche  der  Gläubiger  angenommen,  rechtsgültige 
Zahlung  sei.  Es  fiel  femer  die  Mühe  des  Geld- 
prüfens,  —  bei  den  damaligen  Münzzuständen 
sehr  wichtig  — ,  des  Geldaufbewahrens  und  Geld- 
zählens  weg,  und  die  Geschäftsleute  erlangten 
dadurch  zugleich  die  Wohltat  eines  von  der 
Geld  Verschlechterung  unabhängigen  Wertmaßes. 
Das  Bankgeld  bildete  sozusagen  eine  Währung 
für  sich.  Hamburg  machte  sich  noch  1770 — 74 
unabhängig  von  den  Speziestalern  und  rechnete 
nach  Mark  Banco  (27  */4  Mark  Banco  =  1  köln. 
Mark  fein  =  14  Taler).   • 

Bei  den  italienischen  Banken  des  Mittelalters 
geschahen  die  Zahlungsaufträge  in  der  Regel 
persönlich,  indem  der  Zahlende  und  der  Zah- 
lungsempfänger sich  zusammen  zur  Bank  be- 
gaben. Nur  Auswärtige  scheinen  durch  schrift- 
liche Anweisung  über  ihr  Guthaben  verfügt  zu 
haben.  In  Holland  und  England  hat  sich  da- 
gegen das  System  des  schnftlichen  Zahlungs- 
auftrags (Schecks)  ausgebildet  und  ist  von  dort 
in  alle  Kulturstaaten  übergegangen.  In  Amster- 
dam gab  der  Kunde  seinem  Gläubiger  ein 
sog.  Kassiersbriefje,  also  einen  sog.  Quittungs- 
scheck; er  bekannte  darin,  von  seinem  Kassa- 
halter eine  Summe  Geldes  erhalten  zu  haben; 
gegen  Aushändigung  dieser  Quittung  leistete 
der  Bankier  Zahlung  oder  überschrieb.*) 

Die  alten  (Jirobanken  in  Italien  haben  die 
Girogelder  immer  ausgeliehen  und  oft  unbank- 
mäßig festgelegt,  indem  sie  sich  an  Handels- 
unternehmungen beteiligten,  Darlehen  an  Öffent- 
liche Personen  gaben.  Sie  suchten  sich  deshalb 
gegen  Rückforderung  der  deponierten  Gelder  zu 
schützen;  sie  weigerten  sich  z.  B.  denen  zuzu- 
schreiben, von  denen  sie  fürchteten,  daß  sie  das 

\)  Ueber  das  Girobankwesen  im  Mittelalter 
in  Spanien  vgl.  Ehren b er g,  Das  Zeitalter  der 
Fugger  1896,  II,  S.  194  f. 

2)  Ct.  C'ohn,  Zur  (leschichte  des  Schecks,  Ztschr. 
f.  vergleichende  Rechtswiss.  I,  S.  129  f. 


zugeschriebene  Guth 
würden,  oder  zahlten 
verzögerten  die  Zah 
in  Venedig  deshalb  ; 
bares  Geld.  Auch  d 
sehr  bald  Geld  aus,  s 
ihr  das  1657  verboter 
Kompagnie.  Bei  Rüc 
verlangte  sie  ein  Auf 
haupt  die  Ueberzeugr 
geld  gar  nicht  zurü 
1790  geriet  die  Bau 
der  Bankkapitalien  ( 
nur  10  Mill.  in  bar  \ 
der  Bankkredit  wur 
an  war  wieder  alles 
deckt;  das  Publikum 
mehr,  1819  wurde  i 
burger  Bank  lieh  ^ 
mußte  sie  das  städt 
,  1672,  1734,  1755/61  g 
I  lungseinstellungen. 
Silberdeckung  vorhai 
der  Reichsbank  erwo: 
Die  alten  Giroban 
schwunden;  teils  hat 
die  Münzzustände  8i< 
waren  sie  zu  lokal  zug 
den  großen  Verkehrs 
teils  waren  sie  mit  vi 
oder  hatten  nicht  d 
rechte  Maß  für  die 
Um  so  bewundemswe 
des  Zugrundegeg^ngc 
G.  entstanden  ist.  E 
Hauptsache  von  Deut 
Ueber  die  jurisi 
lung  vgl.  die  Abhao 
in  Endemanns  Handbi 
See-  und  Wechselrecht 
!  insbes.  S.  1055.  Dase 
Literaturangabe. 

2.  Die  neuere 
in   Deutschland. 

von  Friedrich  d.  Gr 
Giro-  und  Lehnbank 
gegangenen  Preußig 
heben,  haben  keine 
weisen  gehabt.  Ihr 
Berlin.  Der  Umsatz 
1870  416  Mill.  M. 

Die  Situation  änd 
bank  an  Stelle  der 
Mit  dem  neuen  Bat 
waren  Momente  gegi 
bank  förmlich  auf  di 
Durch  Kündigung  ^ 
Preußens  wurden  ih 
richtlichen  Deix)sitei 
wurde  die  Notenai 
Bankgesetz,  nament 
Kontingentierung,  se 
Betriebsmittel  wurde 
^schwächt.  Um 
paralysieren  und  gh 
Gesetz  §  12  auferle^ 
Geldumlauf   im   ges 
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regeln,  die  Zahlungsausgleichungen  zu  er- 
leichtern und  für  die  Nutzbarmachung  ver- 
fügbaren Kapitals  zu  sorgen**,  zu  erfüllen, 
organisierte  sie  unter  gleichzeitiger  Ueber- 
naJime  der  Hamburger  Girobank  den  in  §  13 
besonders  hervorgehobenen  G. 

Die  Grundlage  ist  das  Giroguthaben; 
dasselbe  wird  gebildet  und  gemehrt  durch 
Bareinzahlung  des  Kontoinhabers,  sodann 
durch  üeberweisungen  Dritter,  femer  diurch 
die  von  dem  Kontoinhaber  eingelieferten  In- 
kassopapiere (Schecks,  Wechsel,  Anweisungen, 
Rechnungen),  die  nach  Eingang  der  Beträge 
gut  geschrieben  werden,  endlich  durch  die 
von  demselben  bei  der  Reichsbank  auf 
Wechsel,  Lombarddarlehen  zu  erhebenden 
Summen. 

Ceber  dieses  Guthaben  verfügt  der  Giro- 
kimde  entweder  durch  den  weißen  Scheck, 
indem  ein  Betrag  durch  den  Inhaber  abge- 
hoben wird  —  der  weiße  Scheck  kann  aber 
auch  zur  Gutschrift  auf  ein  anderes  Platz - 
konto  benutzt  werden  i)  und  darf,  wenn  er 
den   Quervermerk   „nur  zur  Verrechnung*' 
enthält,  nicht  ausbezahlt,  sondern  nur  ver-  j 
rechnet  werden  —  oder  dadurch,   daß  er 
Wechsel,   die   er  zu   zahlen   hat,   bei  der| 
Reichsbank    zahlbar    stellt,    oder,    —    und' 
dieser  Fall  interessiert  uns  hier  am  meisten  1 
— ,  indem  er  durch  einen  roten  Scheck' 
einen  Teil  seines  Guthabens  behufs  Zahlung 
an  einen  anderen,  dem  er  gewöhnlich  gleich- 
zeitig Mitteilung  macht,  überweist.  Derselbe 
lautet :  (siehe  die  nebenstehende  Wiedergabe). 

Der  Kunde  erhält  außer  den  Scheck- 
büchern ein  Kontogegenbuch;  in  das  Debet 
trägt  er  seine  Verrügimgen  ein,  durch  die 
sich  das  Guthaben  vermindert,  die  Reichs- 
liank  füllt  dagegen  die  Kreditseite  aus,  wo  i 
die  Mehrungen  des  Guthabens  ersichtlich  I 
gemacht  werden. 

Die  Girokunden  erhalten  gedruckte  Ver- 
zeichnisse aller  am  G.  Beteiligten.  Man 
kann  überweisen  nicht  bloß  an  Girokunden  am 
Platz,  sondern  auch  an  solche  an  den  Filialen. 

Anfänglich  waren  die  Nebenstellen  nicht 
mit  in  den  G.  einbezogen,  erst  nach  und 
nach  wurde  er  auch  auf  diese  ausgedehnt 
und  erstreckt  sich  jetzt  auf  alle  Filialen  der 
Reichsbank,  sofern  sie  nicht  Nebenstellen 
ohne  Kasseneinrichtung  oder  Warendei)ots 
sind,  also  Ende  des  Jahres  1905  auf  419  Plätze. 

Den  G.  kann  jeder  benutzen,  wofern  nur  j 
derjenige,  an  den  gezahlt  werden  soll,  ein; 
Konto  hat  2) ;  doch  muß  derjenige,  der  mittels  I 

i 
*)  Die  Barzahlnng  aus  einem  Guthaben  auf. 
Grund  eines  weißen  Schecks  an  einem  anderen  ' 
Platze  kann  nur  gegen  Entrichtung  einer  Ge-  \ 
bühr  und  erst  dann  erfolgen,  wenn  das  Vor-  { 
handensein  des  Guthabens  bei  der  das  Konto 
führenden  Zweiganstalt  festgestellt  ist.  ' 

*)  Durch  Verfügung  v.  28./XII.  1901  machte 
die  Reichsbank ,  um  aen  Girokunden  auch  die  i 
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Giro  zahlt,  ohne  selbst  ein  Konto  zu  liaben, 
eine  Gebühr  entrichten.    Dieselbe  wurde  am 


Zahlung  an  Nichts^roknnden  ohne  Geldversen- 
dnng  zu  ermöglichen,  einen  Versuch  mit  sog. 
Fernschecks.  Der  Giroknnde  schrieb  einen 
weiüen  Scheck  an!  die  Beichsbankanstalt  seines 
Wohnorts  aus,  stellte  ihn  aber  bei  der  Beichs- 
bank  des  Wohnorts  des  Empfängers  zahlbar,  so 
•daß  dieser  ihn  bei  Vorzeigung  ausgezahlt  er- 
Ihielt.  Diese  Schecks  waren  mit  einem  Ver- 
zeichnis einzureichen  und  wurden  von  der  das 
-Girokonto  führenden  Reichsbankanstalt  mit  einem 
Trockenstempel  versehen.  Für  jeden  Fern- 
scheck sollte  eine  Gebühr  von  30  Pf.  entrichtet 
werden,  wofern  nicht  der  Einlieferer  gleichzeitig 
der  Reichsbank  Diskont-  oder  Lombardgeschäfte 
•mit  einem  mindestens  lOtägigen  Zinsgewinn 
zuführte.  Man  hoffte  durch  aie  Femschecks 
•die  in  Zahlung  gegebenen  und  längere  Zeit  von 
Hand  zu  Hand  laufenden  gewöhnUchen  weißen 
Schecks  zu  verringern,  was  aber  nicht  eintrat, 
weil  die  Aussteller  solcher  die  für  die  Abstem- 
Tjelung  derselben  als  Fernschecks  nötigen  Förm- 
lichkeiten scheuten  und  die  ihrerseits  dabei  zu 
entrichtende  Gebühr  nicht  tragen  wollten.  Bei 
hohen  Beträfi^en  erforderte  sodann  die  Vorsicht 
eine  Versendung  der  Femschecks  unter  voller 
Wertversicherung,  so  daß  die  Uebersendung  von 
Papiergeld  mit  der  Post  einfacher  erschien, 
während  für  kleinere  Beträge  die  Zahlung  durch 
Postanweisung  nicht  nur  bequemer,  sondern  auch 
billiger  war.  Andererseits  beobachtete  man,  daß 
•die  Fernschecks  der  Ausdehnung  des  G.  Ab- 
bruch taten.  Die  Femschecks  wurden  besonders 
für  solche  Personen  und  Firmen  ausgestellt, 
deren  Eintritt  in  den  G.  wünschenswert  erschien, 
die  aber  demselben  femblieben,  nachdem  in  dem 
Fernscheck  ein  Mittel  gegeben  war,  die  ihnen 
zufließenden  Beträge  m  noch  vorteilhafterer 
Weise  zu  erhalten.  Der  Versuch  wurde  deshalb 
bereits  mit  Ablauf  des  ll./IV.  1903  wieder  auf- 
gegeben. Dagegen  besteht  seit  1876  für  alle 
selbständigen  Bankanstalten  und  die  von  2  Be- 
amten verwalteten  Nebenstellen  ein  so^.  Anwei- 
sungsverkehr. Jeder  kann  gegen  eine  Gebühr 
von  \r,  \n  Einzahlungen  zur  Wiederauszahlung 
an  dritte  Personen  bei  einer  der  anderen  der  ge- 
nannten Anstalten  machen.  Der  Einzahler  erhält 
eine  Quittung,  die  Auszahlung  aber  an  den  Adres- 
saten wird  seitens  der  Einzahlungsbankanstalten 
im  inneren  dienstlichen  Verkehre  durch  Geschäfts- 
schreiben an  die  auszahlende  Bank  veranlaßt. 
Anweisungen  werden  nur  ausnahmsweise  auf 
besonderes  Verlangen  gegeben.  Auch  einfache 
und  Zirkularkreditbriefe  stellt  die  Reichs- 
bank auf  ihre  selbständigen  Anstalten  aus.  Den 
Girokunden  ist  außerdem  ermöglicht,  daß  die  auf 
sie  lautenden  Postanweisungen  auf  ihr  Giro- 
konto eingezahlt  werden,  während  andererseits  die 
<Tirokunden  den  Betrag  der  bei  den  Postämtern 
von  ihnen  eingelieferten  Postanweisungen  in 
Schecks  auf  die  Reichsbank  entrichten  dürfen. 
Wurde  von  letzterer  Befugnis  nicht  viel  Gebrauch 
gemacht,  so  fand  erstere  um  so  mehr  Anklang 
(1900  1252  Mill.  M.).  Ebenso  können  die  Giro- 
kunden die  von  ihnen  zu  fordernden  Schuldbuch- 
zinsen der  preußischen  Staatsschuldenverwaltung 
und  der  Reichsschuldenverwaltung,  die  Zinsen 
der  bei  der  Bank  deponierten  Wertpapiere  ihrem 
Girokonto  direkt  zuführen  lassen. 


l./Vn.  1884  eingei 
hatte,  daß  viele  son 
und  damit  natürliel 
keit  enttiel,  im  Gin 
Gebflhr  mußte  sogar 
und  beträgt  jetzt  ^, 
30  Pf.  pro  Einzahlui 
selbst  1900  noch  d 
kontoinhabem  auf 
Girokunden  ist  der ' 
los;  das  Entgelt  für  ( 
daß  sie  einen  Teil  ( 
kurzfristig  ausleiht, 
die  Giroguthaben  k^ 
noch  ein  entspreche 
Auslagen  und  Müh 
meist  ein  Mindestgi 
des  Kunden  nicht 
kleinere  Plätze  ni< 
Berliner  Großbanke 
In  manchen  Fällen 
einbarung  wegen  ei 
nicht  getroffen, 
sämtlichen  Guthabe 
weil  die  Geschäft« 
Zeiten  den  G.  nie 
Im  Jahre  1883  ( 
den  G.  noch  wer 
Die  Girokunden  sol] 
kehr  bevorzugt  we 
Girokunden  zog  früt 
kostenfrei  Wechsel, 
wenn  die  Wechsel 
sofort  eingelöst  vlth 
reichem  zurückge 
wurden  seit  1888  : 
doch  wimle  der  Ei 
eingestellt  Allen 
ihr  diskontieren  h 
I  zu  erkennen  gegeh 
nehmen;  den  Girc 
diskontierter  Weclw 
darlehn  sowie  sons 
von  der  Bank  zu 
Wechseln,  Schecks 
zahlt,  sondern  dem 
der  Girokunde  mu£ 
G.  darüber  verfügt 
alle  Wechsel,  aus  d< 
verpflichtet  sind,  a 
Reichsbank  oder  ( 
rechnungsstellen  (s 
zahlbar  stellen,  ai 
die  bei  ihnen  de 
Lasten  ihres  Konto 
lösen  lassen;  dadu 
lichkeit  bloßer  Vei 
muß  verstärkt  wei 


')  Der  Anteil  der 
benen  diskontierten 
Reichsbank   überhan 
betrug  im  Jahre  186 
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die  Reichsbank  und  die  mit  ihr  im  Clearing 
stehenden  Banken  immer  mehr  die  Punkte, 
in  denen  der  Gteldverkehr  zusammenschießt. 

Der  G.  der  Reichsbank  hat  außerordent- 
lich rasch  Anklang  gefunden  und  wurde 
immer  wichtiger,  je  zahlreicher  die  Filialen 
der  Reichsbank  ^-urden.  Durch  dieses  Netz 
wurde  ganz  Deutschland  zu  einem  großen 
Giroplatz  gemacht.  An  den  Privatguthaben 
sind  am  stärksten  beteiligt  Handel-,  Bank-, 
Transport-  und  Versicherungswesen  (7./V. 
WX)  53,8  ^'o  der  Kontoinhaber  und  74,6  ®/o 
der  Gutliaben)  und  Industrie  und  Gewerbe 
(37,9  0/0  bezw.  21,5  <>;o). 

Ceber  die  Entwickelung  gibt  folgende 
Statistik  Aufschluß: 
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Mill.  M.  Mill.  M.   Mill.  M.  Mill.  M. 

1876  —  8392    3285«)      8319    3318') 

1877  3245      13  518    5085*)     13504    5680») 
1886     6  689      28626    5850       28604    9334 

1895  II 498      47138    6785       4683510238 

1896  12292      52827     7558        52775  II 974 

1904  21 221      97  735  14102        97274  18392 

1905  22425     III  079  14588      III  058  19778 
Der  Giroumsatz  hat  sich  sonach   von  16,7 

Milliarden  M.  im  Jahre  1876  auf  222,1  Milliar- 
den M.  im  Jahre  1905  gehoben.  Die  Zahl  der 
Giroknnden  hat  sich  ungefähr  versiebenfacht. 
Von  den  Gesamtumsätzen  auf  den  privaten  und 
Staatskonten  wurden  die  Barzahlungen  erspart 
1886  bei  41,1  Milliarden  M.  =  71,8%  der  Ge- 
samtumsätze, 1905  bei  187,8  Milliarden  M.  t=s 
84,6  ^'/o-  I>er  durchschnittliche  Bestand  an  Giro- 
guthaben stieg  1876—1905  von  72,3  Mill.  M.  auf 
295,8  Mill.  M.  Auf  je  1  M.  des  durchschnitt- 
lichen Guthabens  kam  im  Jahre  1876  ein  Giro- 
umsatz von  237  M.,  im  Jahre  1905  ein  solcher 
von  751  M.  Die  Ausnutzung  der  Giroguthaben 
ist  gewachsen.  Die  gesteigerte  Umsatz^e- 
schwmtiigkeit  der  im  G.  bewegten  Summen  zeijf t 
sich  auch  darin,  daß  die  durchschnittliche  Zeit, 
während  welcher  die  im  G.  von  Privaten  verein- 
nahmten Beträge  auf  den  betreffenden  Konten 
belassen  worden  sind,  sich  stetig  vermindert 
hat,  sie  ist  von  3  Tagen  im  Jtuire  1876  auf 
1,19  Tage  im  Jahre  1905  gesunken.  Der  durch- 
schnittliche Betrag  eines  roten  Schecks  war  im 
Jahre  1879  noch  12  500  M..  fiel  aber  infolge  der 
intensiveren  Benutzung  auf  7500  im  Jahre  1900. 
Im  Jahre  1905  wurden  im  (i.  Mill.  M. 

vereinnahmt  verausfi^abt 
durch  Barzahlungen  14  588,2       19  778,4 

„      Verrechnung       mit 

den    Kontoinhabern  25  758,1       22242.8 

„      Platzübertragungeu  36027,4       36027,4 

^      Uebertrajf  ungen  von 
bezw.  nach  anderen 

Bankanstalten  34  705.0       33  009.5 

III  078.7     111058,1 

M  Darin  sind  auch  die  Verrechnungen  ent- 
halten. 


Das  Guthaben  der  Giroknnden  betrug  Ende 
1905  482,1  Mül.  M. 

In  besonders  hohem  Maße  sind  an  dem  G. 
auch    die   Reichs-  und  Staatskassen    beteiligt. 
Es  sind  ihm  angeschlossen  die  Reichshanptkasse, 
:  die  Generalpostkasse ,  die  Preußische  (ieneral- 
staatskasse,  die  Badische  Generalstaatskasse  mit 
i  den  einer  jeden  nachgeordneten  oder  mit  ihr  in 
unmittelbarer   Abrechnung    stehenden    Kassen. 
Diese  an  der  Spitze  stehenden  Kassen  haben  ein 
Giroguthaben  von  solcher  Höhe  zu  halten,  daß 
!  dadurch  der  Reichsbank  ein  ausreichendes  £nt- 
'  gelt  für  ihre  Mühewaltung  geboten  wird ,  aus- 
^nommen  ist  die  Generalpostkasse  insofern,  als 
ihr  Girosaldo  täglich    dem    Giroguthaben   der 
Reichshauptkasse  zu-  oder  abgeschrieben  wird, 
i  Die  Mehrzahl  der  sonstigen  Landeshauptkassen 
'  ist  ebenfalls  beig^etreten ,  von  ihnen  wird  auch 
kein  Mindestgutnaben  verlangt,  die  Zahluns^en 
zwischen  ihnen  und  der  Reichshauptkasse  werden 
im  Giroweg  erledigt.    Einzahlungen  seitens  der 
Girokunden  an  die  angeschlossenen  Staats-  und 
Reichskassen  sind  möglich,  und  zugunsten  der 
Girokonten  der  Reichshauptkasse,  der  Preußi- 
schen  (ieneralstaatskasse   und    der   Badischen 
Generalstaatskasse    können    bei    allen   Reichs- 
bankhauptstellen    und    Reichsbankstellen    von 
Personen,  welche  kein  Girokonto  haben,  unent- 
I  weltlich  Einzahlungen  gemacht  werden,  bei  bei- 
>  den  Staatskassen  jäoch  nur  in  Beträgen  von  min- 
I  destens  lOOJO  M.    Die  Reichs-  und  Staatskassen 
haben  durch  den  Anschluß  die  Möglichkeit,  auch 
ihre  Auszahlungen  über  Giro  gehen  zu  lassen, 
doch  dürfen  die  Girokonten  zu  Lohn- «  Gehalts- 
und Pensionszahlungen  nicht  regelmäßig  benutzt 
werden.     Die  Reichs-  und  Staatskassen  waren 
1904  an  den  Giroein^ng  und  Giroausgang  mit 
je  rund  20 '/a  Milliarden  =  21  <»/o  beteiligt.    Von 
Behörden    und   Personen,    die   kein    Girokonto 
haben,  sind  für  Girokunden  an  anderen  Plätzen 
bezahlt  worden  rund  1616  Mill.  M.    Ende  1899 
waren  nicht  weniger  als  1451  Reichs-  und  Staats- 
kassen an  den  G.  angeschlossen. 

Bei  den  Plätzen  mit  Abrechnungsstellen 
(s.  d.  Artikel  oben  S.  8)  machen  die  Barzah- 
lungen einen  eerin^ren  Prozentsatz  vom  Gesamt- 
umsatz ans  als  bei  den  übrigen  Bankanstalten. 
Die  Uebertra^ungen  am  Platz  sind  bei  ersteren 
größer  als  bei  letzteren,  wo  die  Uebertragnngen 
von  und  nach  außerhalb  überwiegen. 

Der  G.  zeigt  sich  am  meisten  entwickelt  an 
Plätzen,  mit  starkem  Handel,  am  schwächsten 
an  Plätzen,  wo  die  Landwirtschaft  überwiegt, 
wogegen  die  Industrieorte  in  der  Mitte  stehen. 
Der  G.  der  Reichsbank  steht  in  Deutsch- 
land nicht  allein.    Teils  war  er  bei  anderen 
Banken  sclion  vorher  vorliandeu  (z.  B.  Ham- 
burger Girobank.  Berliner  Kassavereiu),  teils 
bemühten  sich  die  Privatnoten-  und  andere 
Banken,  den  G.  ebenfalls  auszubilden:  sie 
gewähren  meist  Zins  für  die  Girokapitalien. 
Der  G.  der  1824  begründeten  Bank  des  Ber- 
IinerKassavereins,  der  für  die  Girokapitalien 
keinen   Zins   gewährt   und   hauptsächlich   dem 
Börsenverkehr  dient,  wickelte  sich  1904  so  ab. 
daß  den  Girointeressenten  8787  Mill.  M.  gutge- 
!  schrieben  und  87(K)  Mill.  M.  durch  Schecks  aus 
der  täglichen  Abrechnung  belastet  wunlen.    Der 
(Tesamtumsatz  auf  Girokonto   betrug  demnach 
.  17442  Mill.  M.  und  das  Giroguthaben  am  Jahres- 
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«chliiß  32  Mill.  M.  Im  Durch  schnitt  betrng  es 
täglich  18,9  Mill.  M.  Zu  je  100000  M.  Umsatz 
waren  durchschnittlich  108  M.  Guthaben  nöti^. 
Der  Gesamtumsatz  der  Bank  betrug  40,9  Milli- 
arden M.,  davon  trafen  15,7  Milliarden  M.  auf 
den  Inkasso  verkehr ;  hiervon  konnten  aber  14,4 
Milliarden,  also  91,9 'Vo»  durch  Verrechnung  aus- 
geglichen werden  (vgl.  oben  Art.  „Abrechnungs- 
stellen" S.  11). 

Die  bayerische  Notenbank  hatte  schon 
seit  1876  dem  Giro  verwandte  Einrichtungen,  ging 
aber  1883  zum  vollständig  organisierten  G.  über; 
da  sie  6  Filialen  und  67  Agenturen  in  Bayern 
hat  —  die  Keichsbank  hat  33  Bankanstalten  in 
Bayern  — ,  sind  alle  nur  einigermaßen  bedeuten- ! 
deren  Plätze  in  den  Verkehr  gezogen;  auch  hat 
sie  den  G.  noch  erweitert  insofern,  als  sie  dem- 
selben das  Akkreditivsystem  eingefügt  hat,  wel- 
ches ermöglicht,  auch  an  Nichtkontoinhaber  zu 
zahlen.  Will  jemand  in  München  an  N.  in 
Kulmbach  zahlen,  so  erhält  er  von  der  baye- 
rischen Notenbank  in  München  ein  an  die  Ordre 
von  N.  in  Kulmbach  ausgestelltes  Zahlungsman- 
dat auf  die  Agentur  in  Kulmbach,  das  er  dem 
Gläubiger  durch  die  Post  tibersendet.  Der  G. 
der  bayerischen  Notenbank  betrugl905  450Mill.M. 
in  Einnahme  und  444  Mill.  M.  in  Ausgabe,  der 
Gesamtumsatz  894  Mill.  M. 

In  Bayern  besteht  ferner  noch  die  k  g  1.  B  a  n  k , 
eine  reine  Staatsanstalt,  welche  mit  einem  Netz 
von  19  Filialen  ausgerüstet  ist  und  deshalb  die 
Voraussetzungen  für  einen  (J.  hat;  die  Ausfüh- 
rung von  Zahlungsanweisungen  und  Ueberwei- 
sungen  durch  die  Niederlassungen  der  kgl.  Bank 
für  ihre  Klientel,  insbesondere  für  die  Inhaber 
von  Konti  in  laufender  Rechnung  ist  auch  aus- 
gebildet, am  ausgeprägtesten  war  zuerst  der 
G.  gegenüber  den  militärischen  Instituten  und 
Lokalbehörden.  Im  Jahre  1900  hat  die  kgl.  Bank 
mit  der  Postverwaltung ') ,  im  Jahre  1901  mit 
der  Eisenbahnverwaltung  *),  1903  mit  den  Kreis- 
kassen den  G.  eingeführt.  Seit  1905  können 
Zahlungspflichtige  des  Staats,  welche  am  Ort  einer 
Filiale  wohnen,  wenn  sie  ein  Girokonto  haben, 
jeden  Betrag,  wenn  sie  keins  haben,  Steuern  und 
Gebühren  nicht  unter  4000  M.,  Holzgefälle  u.  dgl. 
nicht  unter  2000  M.  bei  der  kgl.  Bank  einzahlen. 
Die  Bank  steht  auch  mit  der  bayerischen  Noten- 
bank und  der  Reichsbank  im  G. ;  femer  hat  sie 
das  Akkreditivsystem. 

Die  sächsische  und  württembergische  Noten- 
bank sowie  eine  Reihe  Großbanken  haben  den 
G.  ebenfalls  eingeführt. 

In  Hamburg  ist  der  G.  ganz  besonders  all- 
gemein in  Anwendung;  die  alte  Girobank  hatte 
schon  trnt  vorgearbeitet,  seit  der  Einführung  der 
Reichswährung  beteiligen  sich  aber  neben  dem 
(troßkaufmann  auch  der  Kleinhandel  und  das 
Kleingewerbe,  Rentiers.  Beamte,  Aerzte,  die  Be- 
hörden usw.  Selbst  die  Zahlungen  für  Privat- 
bedürtnisse  erledigen  sich  vielfach  auf  diese 
Weise.  Jede  Rechnung  oder  Faktura  hat  den 
Vermerk,  zugunsten  welcher  Bank  die  Zuschrei- 
bung  des  Betrags  erfolgen  kann.  Dieser  G. 
wird  aber  keineswegs  durch  die  Reichsbank 
allein    vermittelt,   sondern    es  wirken  mit  der 

'  I  Die  Normen  sind  mitgeteilt  bei  L  i  m  b  u  r  jr , 
Die  kgl.  Hank  in  ihrer  Entwickelung  1780-1900, 
Leipzig  liK)3  (Nr.  18  der  Wirtschaftsstudien, 
hrsg.  von  (i.  Schanz)  S.  165,  171. 


Reichsbankhauptstelle  zusammen  hauptsächlich 
die  Norddeutsche  Bank,  Vereinsbank,  Kommerz- 
und  Diskonto-Bank,  Filiale  der  Deutschen  Bank 
und  Filiale  der  Dresdener  Bank.  Mit  diesen  6 
Banken  stehen  die  Geschäftsleute  in  unmittel- 
barer oder  —  durch  Privatbankiers  —  in  mittel- 
barer Verbindung,  sie  haben  daselbst  sozusagen 
ihren  Kassaschrank.  Hat  jemand  au  einen  an- 
deren Hamburger  zu  zahlen,  so  stellt  er  einen 
„Abschreibezettcl"  auf  seine  Bank  —  rote  Schecks 
auf  die  Reichsbank  —  aus^  diese  schreibt  den 
Betrag  dem  Zahlenden  ab  und  dem  Empfänger 
gut.  Hat  letzterer  nicht  sein  Konto  bei  ihr,  so 
sor^t  sie  dafür,  daß  dies  bei  der  Bank  ge- 
schieht, bei  der  dieser  sein  Konto  besitzt.  Die 
genannten  6  Banken  bewirken  den  Ausgleich 
der  Zahlungen  unter  sich  im  Wege  des  Ab- 
rechnungsverfahrens (Clearing).  Die  verbleiben- 
den Salden  werden  den  Teilnehmern  auf  ihr 
Girokonto  bei  der  Reichsbank  verrechnet.  Soll 
an  anderen  Plätzen  gezahlt  werden,  so  ver- 
mittelt dies  die  Bank  des  Zahlenden  bei  der 
Reichsbank.  Im  Grunde  genommen  ist  das 
Hamburger  Verfahren  eine  Weiterbildung  des 
englischen.  Statt  daß  A  einen  Scheck  auf  seine 
Bank  B  ausstellt,  den  Scheck  dem  Zahlungs- 
empfänger 0  gibt  und  diesem  überläßt,  ihn  seiner 
Bank  D  zu  überweisen,  die  dann  ihn  dem  C 
gutschreibt  und  direkt  oder  indirekt  zum  Clearing 
bringt  und  damit  veranlaßt,  daß  er  schließlich 
dem  A  zu  Lasten  geschrieben  wird,  werden  in 
Hamburg  manche  Zwischenglieder  übersprangen. 
Die  Zahlungen  durch  Girokonto  können  nur 
vormittags  gebührenfrei  geleistet  werden,  für 
spätere  Einlieferangen  werden  Gebühren  er- 
hoben. Die  Banken  mit  Ausnahme  der  Reichs- 
bank gewähren  ihren  Kunden  für  Guthaben  auf 
Girokonto  eine  geringe  Zinsvergütung,  des- 
gleichen die  Privatbankiers. 

Besonders  erwähnt  zu  werden  verdient  noch 
der  eigenartige  Giro  verband  der  Schulze- 
Delitzsch sehen  Kreditgenossenschaf- 
ten, welchen  die  deutsche  Genossenschaftsbank 
von  Soergel,  Parrisius  &  Co.  eingerichtet  hat 
und  der  jetzt  von  den  Genossenschaftsabteilnngen 
der  Dresdener  Bank  fortgeführt  wird,  er  funktio- 
niert seit  1868  und  besteht  aus  zwei  getrennten 
Abteilungen  in  Berlin  und  in  Frankfurt  a.  M. 
Durch  diese  gemeinsamen  Mittelpunkte  sucht  man 
das  Inkasso  von  Wechseln  auf  Orte,  an  denen  Mit- 
glieder einer  zum  Giroverband  gehörigen  Ge- 
nossenschaft wohnen,  zu  vereinfachen,  zu  sichern 
und  die  Kosten  auf  das  möglichst  kleinste  Maß 
zu  vermindern.  Jedes  Giromitglied  *)  kann  der 
einen  oder  anderen  Abteilung  oder  beiden  gleich- 
zeitig angehören ;  es  muß  die  ihm  von  neiden 
Zentralstellen  (oder  von  einzelnen  Mitgliedern 
wegen  zu  kurzer  Verfallzeit  direkt)  zugehenden 
Wechsel  provisionsfrei  und  ohne  Abzn^  von  Spesen 
einziehen  und  auf  Girokonto  kreditieren.  Die 
Zentralstellen  führen  das  Girokonto  provisions- 
frei, ziehen  Wechsel  auf  Frankfurt  a.  M.,  Berlin 
und  bankfähige  Wechsel  auf  Privatbankplätze 
und  Bankplätze  der  deutschen  Reichsnotenbank 
über  Girokonto  provisionsfrei  ein,  nehmen  Wech- 
sel auf  Giroplätze  von  den  Mitgliedern  an  und 
übersenden  sie  an  das  Mitglied  des  Verbandes 
am    Zahlungsort   zum   Einzug,   ermitteln   und 

*j  D.  h.  jede  dem  Giroverband  angehörige 
Genossenschaft. 
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verrechnen  das  Porto  nach  Verhältnis  der  Be- 
teili^ng.  Das  Guthaben  auf  Girokonto  kann 
von  dem  Mitgliede  gebildet  werden  durch  üeber- 
tragung  des  Guthabens  von  einem  anderen 
Konto,  durch  von  Dritten  beorderte  Uebertra- 
guug  ihres  Guthabens,  durch  zugunsten  der 
«inen  Zentralstelle  beorderte  Uebertragung  auf 
deren  Girokonto  bei  der  anderen  Zentralstelle, 
durch  selbst  bewirkte,  oder  durch  andere  für 
seine  Rechnung  gemachte  Bai-sendungen  oder 
Zahlungen,  durch  eigene  oder  für  seine  Rech- 
nung von  anderen  gemachte  Rimessen  (Wechsel, 
Anweisungen  und  Schecks  auf  Berlin  und  Frank- 
furt a.  M.,  Wechsel  auf  Reichsbankplätze  und 
Bankplätze  der  Privatnotenbanken,  soweit  sie 
nicht  zugleich  Giroplätze  sind,  Wechsel  auf 
Plätze,  in  denen  Mitglieder  des  Giroverbandes 
wohnen  —  Giroplätze  —  und  auf  diejenigen 
Orte,  welche  noch  außerdem  in  den  Girolisten 
bezeichnet  sind  —  Nebenplätze  — ).  Ueber  dieses 
Guthaben  kann  verfügt  werden  durch  beorderte 
Uebertragung  auf  das  vom  Mitglied  oder  einem 
Dritten  bei  der  Zentralstelle  geführte  ander- 
weite Konto,  durch  beorderte  Uebertragung  auf 
das  vom  Mitglied  oder  einem  Dritten  bei  der 
Reichsbank  unterhaltene  Girokonto,  durch  be- 
orderte Uebertragung  auf  das  vom  Mitglied  oder 
einem  Dritten  bei  der  Zentralstelle  der  anderen 
Abteilung  geführte  Konto,  durch  Scheck  bis  zu 
20000  M.  an  einem  Tage,  durch  bei  den  beiden 
Zentralstellen  domizilierte  Accepte  und  auf  das 
Mitglied  gezogene  Schecks,  doch  nur  insoweit 
als  da»  Guthaben  aus  remittierten  Wechseln 
entstanden  ist,  durch  schriftlich  beorderte  Bar- 
sendung an  das  Mitglied  selbst,  durch  Aus- 
zahlungen an  Dritte  in  Berlin  und  Frankfurt  a.  M. 
Im  Jahre  1904  gehörten  von  24  Unterver- 
bänden, zu  welchen  1010  Vereine  zählen,  485 
Vereine  dem  Giro-  und  Inkassoverbaud  an.  Die 
Zahl  der  Giroplätze  betrug  130  im  Jahre  18G9, 
460  im  Jahre  1895  und  629  im  Jahre  1904 
(außerdem  noch  H77  Inkassoplätze  im  Jahre  1895 
und  731  im  Jahre  1904).  Der  Gesamtum.satz 
betrug  1869  3,6  Mill.  M.,  1895  150,6  Mill.  M. 
und  283,2  Mill.  M.  im  Jahre  1903.  (Die  Ein- 
nahme und  Ausgabe  in  Berlin  je  152,1  Mill.  M. 
in  Frankfurt  a.  M.  je  131,1  Mill.  M.).  Hiervon 
wurden  durch  Gegenrechnung  beglichen  208,0 
Mill.  M.  =  74^/0  des  Umsatzes.  In  dem  Giro- 
umsatz sind  enthalten  112,3  Mill.  M.  Wechsel, 
welche  die  Zentralstellen  an  die  Mitglieder  re- 
mittierten, und  156,6  Mill.  M.  Wechsel,  welche 
die  Mitglieder  an  die  Zentralstellen  remittierten. 
Die  vorerwähnte  Einlösung  von  auf  Mit- 
glieder des  Verbandes  gezogenen  Schecks  durch 
die  Kassen  der  Zentralstellen  in  Berlin  und 
Frankfurt  a.  M.  haben  diese  seit  1899  über- 
nommen. Die  Auszahlung  geschieht  kostenfrei 
für  den  Vorzeiger  nach  von  dem  Bezogenen 
vorgenommener  Prüfung  der  OrdnungsmäUigkeit 
des  Schecks.  Es  wurden  eingelöst  22 194  Schecks 
im  Betrage  von  11,3  Mill.  M.  in  1899,  66941 
mit  32,0  Mill.  M.  in  1904.  Hiervon  enttielen 
47003  Schecks  mit  21,7  Mill.  M.  auf  Beriin, 
19938  mit  10,3  Mill.  M.  auf  Frankfurt  a.  M. 

8.  Der  G.  iiu  Ausland.  In  England 
und  in  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  ist  da»  Depositen wesen  hoch  ent- 
wickelt und  kommen  auf  Grund  desselben 
in  gix)ßeni  Maße  Ab-  und  Zusehi-eibungen 


auf  den  Konten  vor,  aber  diese  vollziehen  sich 
mit  Hilfe  des  gewöhnlichen  Schecks  und 
des  Clearing  (vgl.  Art.  „Abrechnungsstellen") ; 
das  letztere  entfällt,  wenn  der  Scheckaus- 
steller und  Scheekempfänger  ihr  Konto  \>ei 
der  gleichen  Bank  haben. 

In  Frankreich  v.ird  der  G.  von  der 
Bank  von  Frankreich  einigermaßen  gepflegt. 
Das  „einfache  Girokonto  (compte  courant 
simple)''  gibt  das  Recht  zur  Hinterlegung 
von  Geldern  ohne  Zinsvergütung  und  zur 
freien  Verfügung  darüber  durch  Ueberti-agung 
von  Summen  auf  andere  Girokonten  am 
Platze  oder  durch  Schecks,  welche  bald  auf 
den  Inhaber,  bald  auf  Oixler  lauten.  Ein 
Miniraalguthal»en  braucht  nicht  gehalten  zu 
werden.  Das  ,,Girokonto  mit  dem  Rechte  des 
Escomptes''  gewähi-t  außer  den  Vorteilen  des 
einfachen  Girokontos  noch  das  Recht,  Pajaere 
zum  Escompte  präsentieren  zu  dürfen.  Auch 
hier  werden  keine  Zinsen  vergütet.  Gegen 
eine  Kommissionsgebühr  übernimmt  die  Bank 
Einzahlungen  für  Girokunden  an  anderen 
Bankplätzen,  welchen  sie  daselbst  die  Be- 
träge zusehreibt. 

Der  rote  Scheck,  der  auf  Xamen  lautet, 
dient  zur  Uebertragung  am  Platz,  der  violette 
zur  baren  Abhebung;  außei-dem  hat  man 
seit  1881  noch  einen  auf  rasa  Papier,  der 
auf  Order  lautet  und  bei  der  Zentralbank 
oder  bei  einer  der  Filialen  (aber  stets  l>ei 
einer  anderen  als  der  kontoführenden  Bank- 
anstalt) zahlbar  ist.  Diese  sog.  „cht^iues 
indirects^'  werden  bei  der  das  Konto  füliren- 
den  Anstalt  präsentiert  und  abgestempelt, 
der  Scheck  wird  dadurch  eine  Art  indi- 
vidueller Banknote.  Der  Aussteller  schickt 
ihn  demjenigen,  an  welchen  er  zu  zalilen  ist : 
dieser  oder  ein  Indossatar  lost  ihn  an  der 
Sukkursale  ein.  Kontoinhaber  können  so 
tejuem  an  auswärtige  Nichtkontoinhaber 
zahlen.  Diese  indirekten  Schecks  (ein  Ana- 
logon  zu  den  von  der  deutschen  Reichsbank 
eine  Zeitlang  versuchten  Fernschecks)  er- 
freuen sich  großer  Beliebtheit. 

Die  Umsätze  der  Uel>ertragunffen  (Ein- 
nahmen und  Ausgaben)  von  einem  Konto  auf 
das  andere  betrugen  1905  171,23  (Paris 
1(JS,13,  die  der  Filialen  3,10)  MUliai-den 
Frcs.  --  76,4^.0  der  gesamten  Kassebe- 
wegung der  Bank.  Die  interlokalen  reUM- 
tragungen  der  Bank  (im  Jahr  1905  4,5  Milli- 
arden Fres.)  sind  gering,  was  zum  Teil  da- 
her i-ührt.  daß  für  diese  l'4^,w)  (mindestens 
al>er  25  ('ts.)  bezahlt  wenlen  muß,  es  sei 
denn  daß  die  KontoinhalK?r  entsprechende 
Beträge  von  AVechseln  zur  Einziehung  oder 
Diskontienmg einliefern  und  spätestens  inner- 
halb 10  Tagen  darül>er  verfügen. 

In  B  e  1  IT  i  e  n  bietet  die  Nationall^nk  mit 
ihren  41  ßankplätzen  die  Grundlage  für 
den  G.:  die  Girokonten  heißen  eUnifalls 
comptes  eoui-ants.     Die   Gutliaben   werden 
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nicht  verzinst,  dafür  erfolgen  die  üeber- 
tragungen  am  Platz  und  nach  den  Filialen, 
selbst  die  Einzahlungen  von  Nichtkonto- 
inhabern  behufs  üebertragung  an  einen 
Kontoinhaber  sowie  die  Einziehung  von 
Platzwechseln  gebührenfrei.  Die  üeber- 
tragungen  von  einem  Konto  auf  ein  anderes 
geschehen  aber  nicht  nach  deutsch-österr. 
Art  auf  Anordnung  des  Kontoinhabers,  son- 
dern so,  daß  der  Empfänger  eines  Inhaber- 
oder Oixlerschecks  diesen  behufs  öutschrei- 
bung  einreicht,  üebertragungen  nach  außer- 
halb geschehen  gegen  Abgabe  eines  Schecks 
nebst  einem  r^copisse  de  transfert,  das  der 
Einreicher  visiert  zurückerhält,  üeber  Sum- 
men von  100  Frcs.  und  darunter  stellt  die 
Bank  auch  indossabele  Akkreditive  bei  ihren 
Niederlassungen  unentgeltlich  aus.  1905 
betrugen  die  Umsätze  (Einnahmen  und  Aus- 
gaben) im  G.  20,5  Milliarden  Frcs.,  davon 
Uebei Weisungen  auf  das  Konto  auswärtiger 
Kontoinhaber  1,77  Milliarden  Frcs.,  Akkre- 
ditive wurden  508034  Stück  auf  1488,6 
Millionen  Frcs.  ausgestellt. 

In  Italien  wird  der  Distanz-G.  der 
Banca  d'Italia  in  der  Weise  ersetzt,  daß 
die  Bank  den  Deponenten  ,.vaglia  cambiari" 
frei  von  Gebühren  ausstellt.  Es  sind  dies 
Bankanweisungen,  durch  welche  die  Ein- 
zahlung von  Geldern  beurkundet  wird.  Die- 
selben sind  indossabel  und  bei  den  Sukkur- 
salen  und  Korrespondenten  der  Ban'k  zahlbar. 
Den  Girokonten  entspi-echen  die  zinslosen 
Konten  (Conti  correnti  disponibili),  über  die 
ohne  Kündigimgsfrist  verfügt  werden  kann. 
Im  Jahre  1905  stellte  die  Bank  2  350985 
Stück  gebührenfreie  vaglia  cambiari  mit 
einem  Betrag  von  nmd  4833,9  Millionen 
Lire  aus. 

Oesterreich-Ungarn.  Die  Ge- 
schichte der  älteren  Giroeinrichtungen  von 
1703  ab  (Gründung  der  kais.  Girobank  in 
Wien)  muß  hier  übergangen  werden.  Die 
intensive  Entwickelung  des  modernen  G. 
setzt  erst  in  den  1880er  Jahren  ein,  teils 
durch  die  Postsparkasse  seit  1883,  teils  durch 
die  österr.-ungar.  Bank.  Bezüglich  ersterer 
verweisen  wir  auf  den  nächsten  Abschnitt; 
bezüglich  letzterer  ist  folgendes  zu  erwähnen. 
Vor  1888  war  der  G.  der  österr.-ungar.  Bank 
nur  auf  Wien  beschränkt,  es  nahmen  16 
Firmen  daran  teil,  der  Gesamtumsatz 
betrug  nur  ca.  700-900  Mill.  fl.  Das  Bank- 
gesetz v.  21.  V.  1887  ersetzte  die  direkte, 
der  Peel  sehen  Akte  nachgebildete  Kontin- 
gentierung durch  die  indirekte  nach  dem 
Muster  des  deutschen  Bankgesetzes  und  be- 
stimmte außerdem,  daß  die  im  Besitz  der 
Bank  befindlichen  Staatsnoten  nicht  melu- 
in  die  bankmäßige  Bedeckung  der  Banknoten 
einzubeziehen  seien.  Das  legte  den  G.  nahe. 
Mit   Beginn   des  Jahres   1888   wurden   bei 


sämtlichen  Bankfilialen  %  nicht  auch  an  den 
Banknebenstellen,  Giroanstalten  aktiviert  und 
die  üeberweisung  von  Platz  zu  Platz  möglich 
gemacht;  seit  1893  besteht  Girozwang,  mso- 
fern  die  Bank  in  der  Regel  nur  von  ihren 
Gii"okont6inhabern  Wechi^l  zum  Escompte 
übernimmt*^)  Die  Formen  sind  denen  der 
deutschen  Reichsbank  nachgebildet.  Der 
Verkehr  hat  sich  sehr  entwickelt: 

1887  1888  1905 

31ill.     0/     Mill.    0/     Mill. 

fl.        ^0       fl.      '«     Kr. 

Giroein- 
gänge 408,8  1523,6  24256,6 

dav.  bare  Einz.    170,641,7    466.630,6    6048,5 

Verrechn.  aus 
divers.Gesch.    132,1  32,3    456,9  30,0    6468,1 

üebertrag.  auf 
den  Platz         106,0  26,0    150,1     9,9    4 153,1 

üebertrap.  von 
and.  Bank- 
anstalten —      —      450,0  29,5    7  586,8 

Giroaus- 
gänge 408,6  1521,0  24333,5 

dav.  bareAusz.    302,6  74,0    622,5  4 1,0    7828,4 

Verrechn.  aus 
divers.Gesch.      —      —      296,3  19,5    4  760,4 

Üebertrag.  am 
Platz  106,0  26,0    150,1    9,8    4 153,1 

Üebertrag.  auf 
and.  Bank- 
anstalten —      —      452,1  29,7    7  59^^ 

Im  Jahre  1905  trafen  von  den 

Giro-  Giro 

einfrängen  ausgängen 

Mill.  Kr.  Mill.  Kr. 

auf  Wien                             9632,3  9627,6 

sonstige  österr.  Bankplätze  5471.3  54^6,8 

Budapest                              6008,5  6093,9 

sonstige  Ungar.  Bankplätze  3144,5  3M5,2 

Im  Vergleich  zu  Deutschland  erscheint 
der  G.  der  österr.-ungar.  Bank  freilich  noch 
mäßig;  der  Giroumsatz  der  deutschen  Reichs- 
bank beträgt  rund  222  Milliarden  M.,  pro 
Kopf  der  Bevölkerung  also  3964  M.,  der  der 
österr.-ungar.  Bank  49  Milliarden  Kr.  oder 
pro  Kopf  der  Bevölkerung  1089  Kr.:  bei 
der  deutschen  Reichsbank  werden  nur  15,4  **  a 
vom  Gesamtumsatz  bar  bezahlt,  bei  der 
österr.-ungar.  Bank  dagegen  28,5  ^/o.  Der  G. 
der  österr.-ungar.  Bank  ist  eben  noch  viel 
jünger  und  hat  zudem  die  Konkurrenz  des 
G.  der  Postsi)arkasse  zu  bestehen  %  auch  ist 

^)  Ende  1905  gab  es  deren  45  in  der  dies- 
seitigen, 33  in  der  jenseitigen  Reichshälfte.  Die 
Ausdehnung  des  G.  auf  die  Nebenstellen  (Ende 
1905  77  bezw.  97,  im  ganzen  also  174)  ist  noch 
nicht  erfolgt. 

^)  Bezüglich  des  Minimalguthabens  ist  die 
BauK  sehr  entgegenkommend.  Bei  der  über- 
wiegenden Mehrzahl  ihrer  Giroknnden  begnügt 
sie  sich  mit  weniger  als  400  Kr. 

^)  Das  Girorevirement  der  österreich-onga* 
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das  Gebiet  weniger  kommerciell  und  indus- 
triell als  Deutschland. 

Neben  der  5sterr.-ungar.  Bank  haben  auch 
andere  Banken  den  G.  eingerichtet.  Be- 
sonders hervorragend  ist  der  Ö.  des  im  Jahre 
1872  gegründeten  Wiener  Giro-  und  Kassen- 
vereins, dem  seit  1893  auch  die  k.  k.  Finanz- 
verwaltung als  Giit)kunde  angehört.  Beruht 
die  Größe  des  Umsatzes  bei  der  usterr.-ungar. 
Bank  zum  großen  Teil  auf  ihrem  Filialnetz, 
so  ist  die  des  Kassenvereins  haui)tsfichlich 
herbeigeführt  durch  die  Abwickelung  der 
Börsengeschäfte.  Das  Girorevirement  betrug 
beim  Kassaverein  1904  14261  MUl.  Kr. 
Weder  die  österr.  -  ungar.  Bank  noch  der 
Kassaverein  verzinsen  die  Girobestände:  der 
durchschnittliche  Girobestand  ist  deshalb  im 
Verhältnis  zum  Revirement  sehr  klein.  Die 
übrigen  Anstalten,  welche  den  G.  eingerichtet 
haben,  geben  Zins,  so  die  Kreditanstalt, 
die  anglo-österr.  Bank,  der  Wiener  Bank- 
verein, die  allgem.  Depositenbank,  die  nieder- 
österr.  £scomptege8elischaft,  die  Länderbank 
imd  eine  Reihe  Provinzialbanken ;  sie  haben 
deshalb  ein  besseres  Prozentverliältnis  ihrer 
Girobestände  zum  Revirement. 

4.  Der  Post-G.  a)  Der  G.  der  österr. 
Postsparkasse.  Derselbe  verdient  eine  be- 
sondere Heraushebung.  Oesterreich  ist  es 
gelungen,  den  G.  sozusagen  zu  demokrati- 
sieren und  den  weitesten  Kreisen  zugäng- 
lich zu  machen,  es  hat  damit  noch  die 
Reichsbank  in  Deutschland  übertrofFen. 

Die  Postsparkasse  wurde  in  Oesterreich  am 
12./I.  1883  eröffnet;  bis  Ende  des  Jahres  hatten 
sich  die  Einlagen  der  Zahl  nach  verdoppelt, 
aber  die  durchschnittliche  Einlage  betrag  nur 
4  fl.  49  kr.;  die  £inles:er  waren  meist  ganz 
kleine  Leute ;  die  Yerwaltnngskosten  wurden  bei 
dieser  verzettelten  Arbeit  sehr  groß,  der  Staat 
maßte  zuschießen.  Man  sachte,  um  den  Dnrch- 
schnittsbetrag  der  Einlage  zu  steigern,  die 
kleinen  Gewerbetreibenden  und  Kauflente  zu 
pfewinnen,  indem  man  ihnen  eine  Verkebrser- 
leichterung  anbot.  Wer  100  11.  bei  der  Post- 
sparkasse einzahlte,  konnte  über  den  Mehrbe- 
trag durch  Schecks  auf  das  Amt  verfugen.  Das 
wurde  am  29./X.  1883  eingeführt.    Am  l./XII. 

1883  wurde  durch  Hinausgabe  von  Erlagschein- 
Blanqnetten  an  die  Einles^er  ermöglicht,  daß 
dritte  Personen  mittels  solcher  Scheine  Erläj^e 
zujj^unsten  der  Einleger  machen  konnten.  Die 
Wirkung  dieser  Maßregel  war,  daß  schon  Ende 

1884  das  durchschnittliche  Guthaben  auf  19  fl. 
55  kr.  gestiegen  war.     Am  l./IX.  1884   wurde 
der  G.  —  amtlich  fälschlich  Clearing  crenannt . 
—  eingeführt ;  durch  Scheck  kann  seitdem  ein  | 
Einleger,  wenn  er  dem  G.  beigetreten  ist.  an 


rischen  Bank  betrug  1905  in  Cisleithanien 
80198  Mill.  Kr.,  das  der  Post«parkasse  7045 
Mill.  Kr.,  bezw.  nach  Abzug  der  Ueberweisun^en 
von  der  närrischen  Postsparkasse  ( 143,0  Mill.  Kr. ) 
und  der  Ueberweisungen  an  dieselbe  (33,2  Mill.Kr. ) 
6869  Mill.  Kr. 


einen  anderen  einen  Teil  seines  Guthabens  über- 
weisen. Durch  G.  V.  19./XI.  1887  wurde  der 
Sparkassenverkehr  vom  Giro-  und  Scheckver- 
kehr im  Postsparkassenamt  getrennt,  weil  es 
eigentümlich  war,  den  Geschäftsleuten  zuzu- 
muten, erst  ein  Sparbüchel  zu  erwerben,  um  an 
dem  Giro-  und  Scheckverkehr  teilzunehmen; 
auch  waren  die  Porto-,  Steuer-,  Stempel-  und 
Gebührenfreiheit  nur  für  die  kleinen  Sparer  be- 
rechnet, nicht  aber  für  die  Geschäftswelt;  mit 
der  Trennung  konnte  mau  den  Sparern  einen 
reichlicheren  Zins  lassen;  sie  erhielten  3^o<  die 
anderen  nur  2^0«  D*  ^ber  die  Verzinsung  — 
der  Monat  wird  zu  30  Tagen  gerechnet  —  erst 
mit  dem  auf  die  Buchung  der  Einlage  folgenden 
1.  oder  16.  des  Monats  beginnt  und  mit  Ablauf 
des  der  Abschreibung  vom  Konto  vorherge- 
gangenen letzten  oder  15.  Monatstags  endigt, 
beträgt  sie  tatsächlich  weniger,  durchschnittlich 
erhalten  die  Guthaben  ca.  1,25  %.  Die  Stamm- 
einlage blieb  zunächst  100  fl.,  wurde  aber  1901 
auf  100  Kr.  herabgesetzt,  was  sehr  die  Zahl 
der  Kontoinhaber  steigerte.  Die  Anlage  der 
Girogelder  —  abgesehen  von  einem  nötigen 
Barbestande  —  hat  teils  in  Wertpapieren,  Pfand- 
briefen und  Prioritätsoblieationen ,  teils  kurz- 
fristig in  Salinenscheinen,  Kontokorrenteinlagen 
bei  Banken,  Lombard-  und  Escomptegeschätteu 
zu  geschehen. 

Interessant  ist  nun  die  mannigfache  Art,  in 
der  man  sein  (fUthaben  bilden  kann'):  1.  durch 
Bareinzahlnng  mittels  Erlagschein;  der  Ein- 
zahlende füllt  ein  Biauquett  seines  Empfangs- 
scheinbuchs aus,  so  daß  der  Postbeamte  durch 
Unterschrift  quittiert :  davon  trennt  der  letztere 
den  Erla£;8chein  ab  und  sendet  ihn  nach  Wien, 
dort  wird  der  eingezahlte  Betrag  gebucht  auf 
dem  Konto  des  Einzahlenden.  l£ehufs  Barein- 
zahlung kann  man  sich  sogar  der  Landbrief- 
träger bedienen,  welche  bis  zu  1000  Kr.  an- 
nehmen dürfen;  Bemerkungen  auf  der  Vorder- 
seite des  Erlagscheins  sind  portofrei,  auf  der 
Rückseite  kosten  sie  5  h;  2.  durch  Postan- 
weisungen; jeder  Kontoinhaber  kann  verlangen, 
daß  die  für  ihn  einlaufenden  Postanweisungen 
—  analog  Postaufträge,  wie  Einziehung  eines 
Wechsels,  Postuachnahmen  —  direkt  seinem 
Konto  gutgeschrieben  werden;  das  Postamt 
überweist  dem  Postsparkassenamt  die  Summe 
mittels  Erlagscheins  und  übermittelt  die  abge- 
trennten Abschnitte  der  Postanweisungen  samt 
dem  Empfangsschein  dem  Kontoinhaber.  Jeder 
Kontoinhaber  kann  auch  einzelne  Postanwei- 
sungen, die  er  von  Dritten  empfangen  hat,  be- 


*)  Man  verfügt  über  diese  Einlagen  nur 
durch  Schecks,  deren  Formulare  von  der  Post 
ansgegeben  werden.  Sie  werden  vor  ihrer  Aus- 
gabe vom  Postsparkassenamt  mit  dem  Namen 
und  Wohnort  des  Kontoinhabers  sowie  mit  der 
Nummer  des  Kontos  und  außerdem  mit  einer 
fortlaufenden  Nummer  bedruckt.  Der  Höchst- 
betrag,  über  welchen  ein  barauszuzahlender^fcheck 
ausgestellt  werden  kann,  ist  auf  20000  Kr.  fest- 
gesetzt. Der  Scheck  ist  spätestens  am  14.  Tage 
nach  Ahlauf  des  Tages  der  Ausstellunir  beim 
Postsparkassenamt  vorzulegen.  Vgl.  Bestim- 
muncren  für  den  (ieschUfts verkehr  der  öster- 
reichischen Postsparkasse  2.  .\ufl.  Wien  1903. 
Verlag  des  Postsparkassenamts. 
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hufs  Gutschrift  unmittelbar  an  das  Postspar- 
kassenamt schicken;  3.  durch  Gutschrift  der 
Eingänge  aus  den  vom  Postsparkassenamt  für 
Kontoinhaber  besorgten  Geschäften,  z.  B.  In- 
kasso für  fällige  Effekten  und  Coupons,  des  Er- 
löses von  zur  Um wechslung  eingesandten  fremden 
MUnzen  und  Noten,  der  Beträge  von  gewährten 
Lombarddarlehen,  Inkasso  von  Rechnungen, 
Wechseln,  Anweisungen;  4.  durch  Ciutschrift  im 
G. ;  wer  diesem  beitritt  —  über  die  Mitglieder 
werden  Listen  ausgegeben  — ,  dem  werden  ohne 
"weiteres  alle  zu  seinen  Gunsten  einlaufenden 
Schecks  gutgeschrieben  und  nur  jene  zur  Bar- 
zahlung angewiesen,  welche  die  Bezeichnung 
„außerhalb  des  Clearingverkehrs"*  tragen. 

Anfangs  hatte  man  nur  den  Inhaberscheck. 
Später  ließ  man  2  Arten  von  Schecks  zu;  man 
hat  infolgedessen  jetzt  den  „Kassascheck"  und 
^Namenscheck"*.  Der  Kassascheck,  in  welchem 
kein  Zahlungsempfänger  bezeichnet  ist,  kann 
von  jedem  Inhaber  bei  der  Kasse  des  Postspar- 
kassenamts zur  Einlösung  vorgelegt  werden. 
Wünscht  der  Inhaber,  daß  ihm  der  Betrag 
durch  Postanweisung  oder  mittels  Geldbrief  zu- 
gestellt werde,  so  macht  er  einen  kurzen  ent- 
sprechenden Vermerk  auf  der  Rückseite  des 
Schecks  und  sendet  ihn  an  das  Postsparkassen- 
amt, das  unter  Abzug  des  Portos  den  Auftrag 
ausführt.  Hat  der  Inhaber  ein  Scheckkonto,  so 
kann  er  den  Betrag  des  Kassaschecks  diesem 
gutschreiben  lassen. 

Der  Namenscheck,  auf  dem  vom  Aussteller 
ein  bestimmter  Zahlungsempfänger  bezeichnet 
ist,  dient  in  erster  Linie  dem  Giro;  Voraus- 
setzung ist  natürlich,  daß  der  Zahlungsemp- 
fänger ebenfalls  ein  Konto  beim  Postsparkassen- 
amt besitzt  und  nicht  den  Beitritt  zum  „Clea- 
ringverkehr" überhaupt  abgelehnt  oder  für  den 
speziellen  Fall  den  Vermerk  „außerhalb  des 
Clearingverkehrs"  oder  „zur  Barzahlung  an  A. 
in  N."  gemacht  hat.  Die  Giroeiurichtung  ist 
noch  besonders  dahin   erweitert,  daß  die  Mit- 

flieder  des  G.  seit  1889  auch  die  Gutschrift  auf 
em  Girokonto  eines  Zahlungsempfängers  bei 
der  österreichisch-ungarischen  Bank  und  seit 
1891  bei  der  ungarischen  Postsparkasse  verlangen 
können,  so  daß  diese  8  Institute  sozusagen  eine 
grolle  (ürobank  bilden. 

Hat  der  Zahlungsempfänger  kein  Scheckkonto 
beim  Postsparkassenamt  oder  ist  die  Barzahlung 
ausdrücklich  beantragt  worden,  so  stellt  das 
Amt  eine  „Zahlungsanweisung"  aus,  auf  Grund 
deren  die  Zahlung:  bei  dem  Postamt  erfolgt,  in 
dessen  Bestellbezirk  der  Empfänger  nach  der 
auf  dem  Scheck  angegebenen  Adresse  sich  auf- 
hält. Wohnt  der  Zahlungsempfänger  in  Ungarn 
oder  im  Ausland,  so  enolgt,  falls  nicht  Gut- 
schrift (wie  möglicherweise  bei  Ungarn)  erfolgt, 
je  nach  Wunsch  des  Kontoinhabers  die  Zahlung 
mittels  ,. Postanweisung"  oder  Geldbriefs;  beim 
Ausland  ist  in  dessen  Währung  der  Scheckbetrag 
anzugeben,  die  Umrechnung  nimmt  das  Amt 
vor.  Wird  Geldbrief  verlangt,  so  kann  die  Ver- 
sendung von  Kronen,  Mark  oder  Francs  ver- 
langt werden;  die  Kosten  der  Beschaffung  der 
Scheckvaluta  hat  natürlich  der  Scheckaussteller 
zu  tragen ;  ebenso  trägt  er  das  Porto  für  Post- 
anweisung oder  (ieldbrief. 

Kontoinhabern  mit  ausgebreitetem  Verkehr 
kann  gestattet  werden,  daß  gleichartige  Ver- 
fügungen, unter  Beilegen  eines  Verzeichnisses, 


bis  zu  6000  Kr.  in  einem  Scheck  zusammen- 
gefaßt werden. 

Selbstverständlich  kann  man  über  sein  Gut- 
haben auch  verfügen  aus  Anlaß  aller  Geschäfte, 
die  das  Postsparkassenamt  für  den  Kontoinhaber 
besorgt,  so  wenn  es  Wechsel  und  sonstige  Forde- 
rungsdokumente für  ihn  (gegen  2  '*;oo,  mindestens 
aber  40  h)  kauft  (Wertpapiere  werden  auf 
Wunsch  auch  in  Depot  genommen,  verwaltet, 
vinkuliert,  wieder  verkauft). 

üeber  sämtliche  Transaktionen  erhält  der 
Kontoinhaber  von  Wien  aus  sofort  einen  Aus- 
zug; er  ersieht  die  für  ihn  erfolgten  Out-  und 
Lastschriften  sowie  den  jeweiligen  Stand  seines 
Guthabens.  Durch  diese  Einrichtung  wird  das 
Kontogegenbuch  ersetzt.  Eben  deshalb  ist  die- 
selbe auch  zum  Einziehen  von  Forderungen 
so  bequem;  ein  Handlungshaus  schickt  mit  der 
Faktura  gleich  einen  Erlagschein  mit ;  der  Rei- 
sende führt  solche  mit  sich,  um  einkassierte 
Beiträge  gleich  einzuzahlen;  Vereine  schicken 
sie  zur  Einkassierung  der  31itgliederbeiträge, 
Versicherungsgesellschaften  zur  Einzahlung  der 
Prämie.  Auch  Sparer  zahlen  mittels  Erlag- 
scheins Beträge  bei  ihrer  Sparkasse  ein.  Sie 
brauchen  bei  Ortswechsel  nicht  gleich  ihre  Spar- 
kasse zu  wechseln.  Von  jeder  Zahlung  wird 
der  Empfangsberechtigte  sofort  verständigt. 

Frühzeitig  tauchte  der  Gedanke  auf.  auch 
Staatseinnahmen  mittels  der  Postsparkasse  ein- 
zuziehen. Es  traten  deshalb  im  Jahre  1886  die 
Generaldirektion  der  österreichischen  Staatsbahn, 
1891  die  Forst-  und  Domänen  Verwaltungen  bei, 
letztere  benutzen  den  Scheckverkehr  zur  Ein- 
hebung der  Kaufschillinge  für  verkauft«  Forst- 
prodnkte.  Seit  l./I.  1898'  können  mit  Ausnahme 
der  Zölle  alle  Zahlungen  an  die  Staatskasse, 
also  namentlich  auch  Steuern,  mittels  Erlasf- 
scheines  oder  Giro  bei  der  Postsparkasse  gesamt 
werden,  bis  Ende  1903  waren  deshalb  §43  Fi- 
nanzkassen Kontoinhaber  der  Postsparkassen  ge- 
worden. Auch  zahlreiche  andere  Aemter  folgten 
dem  Beispiel.  Zu  Auszahlungen  mittels  Schecks 
verstand  sich  zuerst  die  Justizverwaltung  durch 
Verordnung  v.  19./X.  1897,  dann  folgten  1901 
die  k.  k.  Hof-  und  Staatsdruckerei  und  einige 
militärische  Kassen,  1903  wurde  auch  den  Län- 
derkassen und  der  Staatszentralkasse  gestattet, 
Zahlungen  von  Dienstbezügen  an  Staatsange 
stellte  und  Zahlungen  an  Parteien  mittels  Post- 
schecks zu  bewerkstelligen,  ebenso  den  Post- 
und  Telegraphendirektionskassen.  Im  Jahre  1905 
sind  auch  die  Salinen-  und  Salzverschleißkassen 
und  die  Generaldirektion  der  Tabakregie  beige- 
treten und  weisen  auch  Zahlungen  an  Private 
mittels  Schecks  an.  Speziell  die  letztere  macht 
von  den  gesamten  Einrichtungen  des  Scheck- 
verkehrs den  ausgedehntesten  Gebrauch;  die- 
selbe begleicht  nicht  nur  ihre  Zahlungen  im 
Inland  mittels  Scheck,  sondern  zahlt  auch  ihre 
Schuldigkeit  in  das  Ausland  im  Wege  der  Post- 
.sparkasse  und  zwar  in  der  Weise,  daß  sie  die 
bezüglichen  Anweisungen  oder  Wechsel  beim 
Postsparkassenamt  zahloar  stellen  läßt  und  mit- 
tels Scheck  einlöst.  Seit  kurzem  läßt  auch  der 
niederösterreichische  Landesausschuß  die  Aus- 
ffabegebarung  des  niederösterreichischen  Lan- 
desschulfonds  und  insbesondere  die  monatliche 
Auszahlung  der  Aktivitätsbezüge  des  gesamten 
Lehrerpersonals  der  niederösterreichischen  Volks- 
schulen  außer  Wien  im   Wege  des  Postspar* 
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kassenTerkehrs  yollziehen.    Eine  EiDschränknng 
der  Teilnahme  am  Scheckverkehr  in  der  Bich- , 
tung .   daß  Zahluntren  an  dritte  Personen  nicht 
geleistet  werden  dürfen ,  besteht  nur  bei  den 
k.   k.   Stenerämtern   und   Finanzkassen.     Mehr , 
und   mehr  werden  so  die  Staatsgelder  bei  der ! 
Postsparkasse  verwaltet.    Es  sind  in  neuester : 
Zeit   verschiedene  Vorschläge  gemacht  worden, ' 
um   das  staatliche  Perzeptions-  und  Zahlungs- 1 
wesen  noch  mehr  in  dieser  Richtung  auszubauen 
und   die   noch    vorhandenen  Umständlichkeiten  1 
und  Hemmnisse  zu  beseitigen. 

Die  imposante  Entwickelung  dieser  Einrieb-  j 
tung  ergibt  sich  aus  folgenden  Ziffern: 

Umsatz  im  I 
.Scheckver-  ! 
kehr  (Einlag.  I 
und  Rück-  , 
zahlnugenj  j 
31111.  Kr. 


1.77 


26,52 

25.03 
o,»7 
0,78 
0,12 

43.14 


1888 
1884 
1885 
1891) 
1900 
1901 
1902 
1903 
1904 
1905 


Zahl  der 
Kontoinhaber 
im  Scheck- 
verkehr 

167 
2  !;2o 

6877 
40271 
42  05S 

4^  345 
51853 
57  038 
02  329 
67  S04 


Davon  im 

Giro- 
verkehr 


1  2S3 

4  733 

31  35« 

33438 

36707 

«;i  41» 
56  382 

<'i  445 
66867 


i.o 

175.0 
I  032.2 

9541.4 
10412.9 
II  370.1 
12437.8 

13  502.0 

14  861.0 
16  226,2 


Von  den  Teilnehmern  am  Scheckverkehr  ^e- ' 
hörten  dem   (t.  an  im  Jahre   1884  50.9%.  im  | 
Jahre  1896  74,3%,  1905  98,6*' „;  am  Scheckver- , 
kehr   überhaupt   beteiligten  sich  die   verschie- ' 
densten  Berufsklassen,  Korporationen,  Vereine, 
Gemeinden  usw.    Von  den  Scheckkontoinhabern 
waren  im  Jahr  im')  21 780  Kaufleute,  76(>2  Fa- 
briken. 6453  Vereine  und  Korporationen,  6410  Ge- 
werbsleute. 2200  Advokaten,  2084  Behörden  und 
Aemter,  2074  Privatpersonen,  1242  Haus-  und 
Gutsbesitzer,  1147  Handlungsreisende,  1018  Archi- 
tekten und  Baumeister,  1035  Aerzte,  643  Banken 
und  Wechselstuben.  580  Apotheker,  688  Buch- 
druckereien, 682  Si>ar-  und  Vorschußkassen ver- ; 
eine,  427  Sparkassen.  805  Staatsbeamte,  560  Ver- 1 
Sicherungsanstalten,  608  Buchhandlungen.  515 
Brauereien,  699  Gastwirte,    822   Kunstmühlen, 
555  Lehrer  und  Professoren,  743  Ingenieure  und  ' 
Techniker,   384   Notare   usw.     Durchschnittlich  i 
wurden    1905   für  einen  Kontoinhaber  541  Ge- 
barungen mit  einem   Umsatz  von  232038  Kr.  i 
Yollzogen.  ! 

Die  67  804  Scheckbüchelbesitzer  verteilten  sich  ■ 
Ende  1905  so,  daß  65587  auf  Oesterreich,  1108 
auf  Ungarn ,  906  auf  Deutschland  und  103  auf 
das   sonstige   Ausland    trafen.      Die   Zahl    der . 
Transaktionen   im   Scheckverkehr   betrug  1*,X)5 
37805831,  im  Tagesdurchschnitt  ia-i578.  - 

Struktur  der  Einlagen  und  Rückzahlungen  im  ; 
Scheckverkehr  im  Jahre  190.'): 

Mill.  Kr     »o 
Einzahlungen  im  ganzen  .  8134.07 
Hiervon  bewerkstelligt  durch 

Erlagscheine 4377.95 

Einkassierte  Postanweisungen     .      88.20 
Gutschrift  von  Coupons      ...        1.65 
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53.82 
1,08 
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Mill.  Kr 
Ueberweisung  von  d.  ungar.  Post- 
sparkas.se 143.58 

Rückzahlungenim  ganzen  8089,2 1 

Hiervon   geleistet  durch 
Einlösung  von  Inhaberschecks    .  2145,53 
Zahlungsanwei-sungen    des  Post- 
sparkassenamts   2024.57 

Ausgestellte  Postanweisungen  .  13.54 
Einziehung  von  Urkunden.  .  .  02,80 
Ankauf  von  Staatspapieren  .  .  10,03 
Lastschriften  im  Giroverkehr,  .  3489,50 
Ueberweisung  an  Girokunden  der 

österr.-ungar.  Bank     ....    310,05     3.S3 
Ueberweisung     an     die    ungar. 
Postsparkasse 33»i9     0,41 

Die  Bareinzahl ungeu  sind  von  82,3  *Vo  im 
Jahre  1885  auf  53,8%  im  Jahre  1905  gesunken, 
die  (Gutschriften  im  Giro  dagegen  von  15,26'*,,, 
auf  43,30 **,;,  in  der  gleichen  Zeit  gestiegen; 
analog  haben  die  Lastschriften  im  Giro  von 
19.59%  auf  43,54%  sich  gehoben,  —  die  wach- 
sende Ersparung  von  Barmitteln  wird  durch 
diese  Ziffern  klar  gelegt.  Ein  großer  Teil  aus- 
zuzahlender Schecfcj,  P«)stanwei8ungen  und  Ur- 
kunden konnte  aber  auch  noch  im  Saldierungs- 
vereine.  dem  die  Postsparkasse  1898  beigetreten 
ist  (Vgl.  Art.  „Abrechnungsstellen"),  oder  durch 
Verrechunnff  mit  den  Banken  ausgeglichen 
werden,  und  zwar  50" «  der  vo™  Postsparkassen- 
amt eingelieferten  Forderungsdokumente;  es 
sind  dies  1265,4  Mill.  Kr.  =  34,9%  der  (Gesamt- 
summe der  Einlieferungen  per  3627,7  Mill.  Kr. 

Auf  eine  Einlage  traten  i.  J.  1905  durchschnitt- 
lich 267  Kr.  32  h,  auf  Einzahlung  mittels  Erlag- 
scheins kamen  durchschnittlich  1/7  Kr.  08  h.  auf 
eine  für  Rechnung  der  Kontoinhaber  einkassierte 
Postanweisung  32  Kr.  07  h.  In  den  Einzah- 
lungen mittels  Erlagscheinen  sind  auch  die  Ein- 
lagen enthalten,  die  mit  Steuereinzahlun^s- 
scheiuen  bewerkstelligt  wurden,  es  waren  dies 
70)070  mit  152,2  Mill.  Kr.  Eine  Rückzahlung 
betrug  durchschnittlich  1096  Kr.,  auf  ein  Scheck- 
konto entfielen  durchschnittlich  106  Rückzah- 
lungen mit  115(>78  Kr.  Von  den  im  Jahr  1905 
präsentierten  534  707  Inhaberschecks  wurden 
121  750  mit  1148.8  Mill.  Kr.  im  Wiener  Saldie- 
rungsvereine  und  33213  mit  112,8  Mill.  Kr. 
durch  Verrechnung  mit  Banken  au.sgeg1ichen. 
Der  Durchschnittsbetrag  eines  Inhaberschecks 
war  4013  Kr.  Zahlungsanweisungen  wurden  vom 
Postsparkassenamt  ausgestellt  3829259,  davon 
wurden  20705  im  Betrag  von  70,1  Mill.  Kr.  zur 
Abrechnung  im  Saldierungsvereine  und  mit 
Banken  gebracht.  Von  den  beim  Postspar- 
kassenamt zahlbar  gestellten  Urkunden  wurden 
24  237  Stück  mit  54.5  Mill.  Kr.  im  Saldierungs- 
vereine und  durch  Verrechnung  mit  Banken 
ausgeglichen. 

Während  die  großen  Banken  den  üin»- 
dienst  umsonst  besorgen,  dafür  alxM'  auch 
den  Kontoinhabern  keinen  Zins  gewährtMi 
und  in  der  verzinslichen  Anlagt^  der  Gin»- 
gelder  ihren  Nutzen  suchen,  gi^währt  die 
ostenvithische  Poöt8j»arkasse  dt»n  Kontoin- 
halH?ni  Poi1ofi*eiheit  und  verzinst  ihnen  am.h 
ilii-e  Einlagen,  erhebt  dafür  aber  gleichzeitig 


3522,69  43.31    mannigfache  Gebühren. 
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Vereinfachung  herbeigeführt  durch  das  Giro- 
eifektendepot.  Wie  man  beim  Clearing  die 
Saldi  meist  nicht  bar  auszahlt,  sondern  durch 
Giro  in  den  Büchern  einer  gemeinsamen 
Bank  ausgleicht,  so  kann  man  natürlich  auch 
bezüglich  der  an  den  Regulienmgstagen 
effektiv  zu  liefernden  Effekten  verfahren, 
wenn  man  ein  Depot  an  solchen  einrichtet. 
In  Amsterdam  besteht  ein  solches  Giro- 
effektendepot  bei  der  Assoziatiekasse, 
in  Wien  bei  dem  1872  gegrilndeten  Wiener 
Giro-  und  Kassenverein,  in  Berlin 
Avurde  dasselbe  nachgeahmt  1881  vom  Ber- 
liner Kassenverein,  nachdem  der  zu 
Anfang  der  1870  er  Jahre  in  Frankfurt  ge- 
machte Versuch  einer  Art  Warrantierung 
der  meistgehandelten  Papiere  wieder  fallen 
gelassen  worden  war.  Der  1894  ins  Leben 
getretene  Budapester  Giro-  und 
Kassenverein  ist  dem  Wiener  Muster 
nachgebildet  Die  Einrichtung  besteht  also 
darin,  daß  bestimmte  namentlich  der  Spe- 
kulation unterworfene  Effektengattungen  in 
Depot  gegeben  werden;  eine  Verwaltung 
der  Papiere  ist  in  der  Regel  damit  nicht 
verbunden,  auch  ist  das  Depot  kein  depositum 
reguläre,  da  die  einer  Verlosung  nicht  unter- 
liegenden Effekten  gemeinschaftlich  aufbe- 
wahrt werden  und  niemand  bestimmte  Num- 
mern zurückverlangen  kann.  Es  liegt  ein 
sog.  Sammeldepot  vor  (s.  Art.  „Depot, 
Depotgeschäfte''  oben  S.  646).  üeber  die 
Einlieferung  der  Stücke  erhält  der  Deponent 
eine  Quittung  in  seinem  Giroeffektengegen- 
buch;  über  diese  Effekten  verfügt  er  durch 
Effektenschecks  analog  wie  über  sein  Geld- 
guthaben. Der  weiße  Scheck  dient  zur  Ab- 
hebung von  Effekten,  der  rote  zu  Ueber- 
tragungen  auf  das  Konto  eines  anderen  Mit- 
gliedes des  speziellen  Vereins,  der  grüne 
behufs  Lombardierung.  Es  wird  bei  der 
Liefenmg  der  Wertpapiere  ein  Transport 
über  die  Straße  vermieden,  ferner  haftet  der 
Verein  für  die  Lieferbarkeit  und  Ordnungs- 
mäßigkeit der  von  ihm  ausgefolgten  Stücke. 
Die  quantitative  Bedeutung  des  Effekten- 
giros ergibt  sich  aus  dem  Umsatz  des  Ber- 
liner Kassenvereins  pro  1904.  Es 
wiu-den  im  Giroeffektendepot  306  494  Buchun- 
gen (mit  durchschnittlich  46283  M.)  vorge- 
nommen (pro  Werktag  also  über  1000) ;  der 
Jahresumsatz  betrug  6902  MiU.  M.,  davon 
trafen  42,86  %  auf  den  Umsatz  der  Harpener, 
Laura,  Bochumer,  Hibernia,  Gelsenkirchen, 
Konsolidation,  Dortmund.  Nach  einer  Fest- 
stellung vom  Jahr  1895  \snrden  48®/o  des 
Effektenumsatzes  durch  rote  Uebertragungs- 
schecks  geregelt.  Bei  dem  Wiener  Giro- 
und  Kassonverein  betrug  1905  im  G. 
die  Effektenablieferung  der  ^ütglieder  2279,3 
.Mill.  Kr.,  die  EtTekten Übernahme  2427,7  Mül. 
Kr.  Von  der  Gesamtablieferung  per  2279,3 
Mill.  Kr.  wurden  99,4  ^Vo   durch  giromäßige 


Umschreibung  und  nur  0,5  ®/o  durch  Baraus- 
gleich geordnet. 

6.    VolksT^irtschaftliche    Bedentung 
des  Giro.     Giro  und  Clearing.     Der  G. 

wirkt  zunächst  ähnlich  dem  Postanweisungs- 
verkehr; wie  dieser  den  Geldtransport  ver- 
mindert, indem  die  Auszahlungen  und  Ein- 
zahlungen zum  größten  Teil  an  den  einzelnen 
Poststellen  sich  kompensieren,  so  auch  der 
G.;  die  Einzahlungen,  die  gemacht  werden, 
uni  das  Giroguthaben  zu  bilden,  geben  die 
Mittel  an  die  Hand,  um  die  Auszahlungea 
zu  bewirken.  Ein  großer  Teil  der  Giroü^r- 
weisungen,  die  der  einzelne  Kunde  empfängt, 
deckt  sich  aber  überhaupt  mit  den  Giroüber- 
weisungen, die  er  veranlaßt.  A  in  Berlin 
hat  1000  M.  auf  sein  Girokonto  eingezahlt; 
er  überweist  sie  oder  Teile  hiervon  dimjh 
Giro  an  B  in  Köln,  dieser  an  C  in  Danzig, 
dieser  an  E  in  München  usw.  Die  Bindung 
großer  Geldsummen  durch  den  Transport, 
die  Verpackung,  Versicherung  entfallen; 
auch  die  Auf  bewahnmg,  2iählung  und  Prüfung 
des  Geldes  wiixl  zum  Teil  unnötig.  Große 
Zahlungen  erledigen  sich  mit  wenigen  Zeilen. 
Die  Beurkundung  in  den  Büchern  der  Bank 
ersetzt  die  Quittung.  Viele  Wechsel,  die 
bei  der  Bank  zahlbar  gestellt  sind,  können 
durch  Abschreibung  vom  Girokonto  gezahlt 
werden.  Die  Abnutzung  des  Geldes  wird  er- 
spart, wenn  das  Geld  ruhig  in  der  Bank  liegt 
Da  die  Banken  einen  großen  Teil  der  Giro- 
guthaben  durch  Verleihung  wieder  dem 
Verkehr  zuführen,  liegt  auch  nach  dieser 
Seite  nur  geringe  Bindung  des  Metallbe- 
standes vor.  Der  GesamtefFekt  ist  sonach 
eine  große  Erleichterung  im  Zahlungswesen 
imd  eine  bedeutende  Ersparnis  an  Geld. 
Letzteres  erscheint  um  so  wichtiger,  je  mehr 
der  rasch  wachsende  Verkehr  em  kostbares 
W^ährungsmetall  braucht,  dessen  Vermehrung 
meist  eine  langsame  ist,  je  höher  die  Kosten 
für  Anschaffung,  Ausprägung,  Abnutzung  der 
Edelmetalle  sich  stellen.  Die  große  Elastizität 
des  G.  kommt  in  den  oben  mitgeteilten 
Zahlen  deutlich  zum  Ausdruck.  Es  zeigt 
sich  dies  auch  darin,  daß  der  G.  immer  mehr 
gegenüber  der  (durch  Gesetz  gehemmten) 
Banknote  überwiegt.  Der  gesamte  Kassen- 
umsatz der  deutschen  Reichsbank  stieg  von 
36,7  Milliarden  M.  im  Jahre  1876  auf 
251,3  Milliarden  M.  im  Jahre  1905;  der 
durchschnittliche  Notenumlauf  von  685  Mill. 
M.  auf  1335,7  Mill.  M.  Zu  100000  M. 
Kassenumsatz  genügten  1876  1800  M.  Noten^ 
1905  bereits  531  M.  Der  Anteil  des  Giro- 
umsatzes an  dem  gesamten  Kassenumsatz 
betrug  1876  erst  46%,  1905  bereits  fast 
88%.  Die  Girogelder  sind  zudem  sehr  ge- 
eignet, die  Aktionsfähigkeit  großer  Noten- 
banken zu  stärken,  teils  weü  ihre  Gesamt- 
schwaukungen  nicht  sehr  groß  sind,  teils 
weil  sie  vielfach  gerade  zu  der  Zeit  wachsen, 
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wo  die  Xotenreserve  klein  wird  und  umge- 
kelirt,  so  daß  die  Bewegungen  der  Girobe- 
stände und  Notenresenen  zusammen  wie 
bei  einem  Kompensatiouspendel  sich  aus- 
gleichen.^) Je  beständiger  die  gesamten 
Betriebsmittel  der  Bank  aber  sind,  um  so 
mehr  kann  sie  diese  im  Wege  der  Kredit- 
gewähning  der  Volkswirtschaft  zur  Verfügung 
stellen. 

Im  Gnmd  und  Effekt  kommen  Giro  und 
Clearing  auf  dasselbe  hinaus;   beide  haben 
ein   Guthaben  bei  einer  Bank  zur  Voraus- 
setzung, beide  lassen  durch  Schecks  darüber 
verfügen,  beide  ermöglichen  eine  Ausgleichung 
und  führen  in  letzter  Linie   zu  emer  Gut- 
und   Lastschrift;    aber    der   Weg    ist    ver- 
schieden, beim  Giro  vollzieht  sich  das  un- 
mittelbar, beim  Clearing  auf  einem  Umweg ; 
Giro  setzt  Einbanksystem  (für  volle  Wirk- 
samkeit  in  Verbindung   mit  einem  großen 
Filialnetz)   voraus,    während   bei    Vielbank- 
system das  Clearing  als  Notwendigkeit  sich 
einstellt;   daraus   erklärt    sich    das    üeber- 
wiegen  des  Clearing  in  England  und  den 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika.  In  Deutsch- 
land kamen  1905  auf  den  Kopf  der  Bevölke- 
nmg  4256  M.  Giroumsätze  der  Reichsbank, 
unter  Zurechnung  des  Clearing,  wobei  aller- 
dings manches  doppelt  gerechnet  ist,  4975  M., 
das  ist  eine  Summe,  die  nicht  so  sehr  hinter 
den  Clearingumsätzen  in  England  und  Amerika 
(vgl.  oben  S.  11)  zurücksteht     Im  übrigen 
haben  beide  Systeme  Vorteile  und  Nachteile. 
Das  Schecksystem  mit  Clearing  hat  Vorteile, 
insofern  es  ermöglicht,  daß  man  an  beliebige 
Personen  zahlen  kann,   wenigstens  insofern, 
als  man   nicht  auf  den  Kundenkreis  einer 
Bank  beschränkt  ist ;  ferner  kann  mit  Hinaus- 
gabe des  Schecks  die  Zahlung  in  der  Kegel 
nicht   rückgängig  gemacht  werden   (ausge- 
nommen England  und  Deutschland).  liegen 
ist  mißlich,   daß  bei  Zahlung  durch  Scheck 
der  Empfänger  es  in  seinem  Belieben  hat, 
ob  und  wann  er  durch  Präsentation  des  in 
seinen    Händen    befindlichen    Schecks    den 
Zahlenden  definitiv  befreien  will,  auch  können 
Schecks  verloren  gehen,  gefälscht,  von  einem 
Unberechtigten     zur     Zahlung     präsentiert 
werden ;  doch  schwächt  sich  ersterer  Mangel 
ab,  wenn  ein  Scheckgesetz  besteht,  das  eine 
Präsentationsfrist  vorschreibt,  und  der  zweite 
>Iangel  kann  durch  mancherlei  Kautelen  ein- 
geengt werden  (s.  Art.  „Scheck'').    Das  Giro- 
system hat  den  Vorteil,   daß  der  Schuldner 
den  Zeitpunkt  bestimmt,  in  welchem  er  seiner 
Schuld  ledig  wird;  mit  der  von  ihm  ange- 
ordneten und  vollzogenen  Umschreibung  hört 
er  auf,  Schuldner  zu  sein ;  andererseits  kann 
er  die  Ueberweisung  wieder  zurücknehmen, 

*)  Vgl.  hierüber  H.  Rauchberg,  Der  Clearing- 
tind  Giroverkehr,  1897  S.  100  f.  und  Die  Reichs- 
bank 1876-1900  S.  66  f. 


solange  die  Buchung  auf  dem  Konto  des 
Empfängers  noch  nicht  erfolgt  ist.  Daß  der 
G.  im  Distanzverkehr  viel  rascher  funktioniert 
als  das  Anweisungssystem  mit  Clearing, 
wurde  bei  letzterem  schon  ausgeführt.  Ueber 
den  rechtlichen  Unterschied  der  Giro- 
zahlungen und  Skontration  vgl.  auch  noch 
Georg  Cohn  in  Endemanns  Handb.  des 
Handels-,  See-  und  Wechselrechts,  Bd.  H 
(1885)  S.  1074. 

Literatur:  Koch,  Veber  Giroverkehr  und  Ge- 
brauch von  Schecks  aU  Zahlungsmittel ^  Berlin 
1878,  —  Buhe^itUf  Technik  des  Giroverkehrs 
hei  der  österr.-ungar.  Bank^  Wien  18SS.  —  Art. 
„Giroverkehr**  und  ^Postsparkasse*^  im  Oesterr. 
Staatswörterlnich^  8.  Auß.,  —  IfHdor  Kanitz,  Die 
Bedeutung  des  Giroverkehrs,  Wien  1894.  —  Jßer- 
ftelbe.  Die  Technik  des  Giroverkehrs^  Wirn  1896. 

—  M.  Schlnrkel,  Reichsbank  und  Gintverkehr^ 
Hamburg  1898.  —  L.  r.  Halle,  Die  Hamtnirger 
Girobank  und  ihr  Ausgang^  Berlin  1891.  —  H. 
Hauchberg,  Der  Clearing-  und  Giroverkehr  in 
Oestcrreich- Ungarn  und  im  Auslände^  Wien  1897. 

—  H,  Denis j  Scheck-  und  Clearingverkehr  beim 
(isterr.  Postsparkassenamt  u.  Gesetxesvorschlag  för 
Belgien,  Brüssel  1897 ;  vorausgeschtckt  ist  eine  Ab- 
handl.  V.  E.  Solvay  über  gesellsch.  Comptabilismus. 

—  Die  Reichsbank  1876—1900,  Berlin  1900.  — 
Blunif  Statist.  Unters,  über  die  Eru^eiterung  u, 
Ausbreitung  des  Giroverkehrs  der  deutschen 
Reichsbank,  in  den  Annal.  des  Deutsehen  Reichs, 
1896,  S.  165 fg.  —  Art.  ^^Giroverkehr**  von  Koch, 
H.  d.  St.,  g.  Auß.,  IV  (1900),  S.  728fg.  —  £L 
TobiHchy  Der  Check-  und  Clearingverkehr  de^ 
k.  k.  österr.  Postsparkassenamts,  Conrads  Jahrb., 
8.  F.,  4  (189:i)  S.  1.  —  J.  Ramin ttz,  Der 
Scheckverkehr  der  (iisterr.)  Postsparkasse  und  seine 
Enticickelung,  Zeitschr.  für  Volksxc.,  S*tzicdpolitik 
und  Verwaltung,  13  (1904),  S.  547 fg.  —  K, 
Lewinsky,  Der  Aniceisungsverkehr  des  Pont- 
sparkassenamts  im  Staatshaushalte,  IS  (1904), 
S.  869  fg.  —  Rechenschaftsberichte  des  k.  k.  Post- 
sparkassenamts (jährlich),  Wien,  Verlag  des  Post^ 
Sparkassenamts.  O.  Schanz, 


(jlasversiGherang. 

1.  Zweck  und  Wesen.  2.  Entwickelang  und 
Organisation.  3.  Untemehmangsformen  und  Sta- 
tistik. 

1.  Zweck  und  Wesen.  Die  G.  soll  ge- 
wisse Arten  von  Vermö^ensbedarf  decken, 
der  durch  Zerstörung  von  Glas  entsteht,  welche 
auf  Steinwurf,  Hagel,  Sturm,  Unvorsichtigkeit 
u.  dgl.  m.  zurückzuführen  ist.  Schäden,  welche 
infolge  eines  Brandes  oder  einer  Explosion  an 
Gläsern  entstehen,  pflegen  in  der  Regel  in  die 
Fenerversichernng  eingeschlossen  zu  sein;  sie 
werden  daher  nur,  falls  keine  Feaerversichening 
besteht  und  besondere  Vereinbarungen  getroffen 
werden,  von  der  Glas  Versicherung  gedeckt.  Aus- 
genommen von  der  Versicherung  sind  vorsätzlich 
oder  grob  fahrlässig  vom  Versicherten  oder  mit 
dessen  Vorwissen  von  einem  anderen  herbei- 
geführten Schäden,  femer  während  eines  Krieges 
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durch  militärische  Anordnimgen  oder  zufolge 
eines  Aufruhrs  oder  Erdbebens,  Hochwassers 
u.  dgl.  entstehende  Schäden.  Versichert  werden 
Gläser  aller  Art :  Spiegelglas,  Schaufenster,  Glas- 
dächer, Glasmalereien  usw.  Bei  der  Ersatz- 
leistung haben  die  Versicherungsanstalten  in 
der  lU^el  die  Wahl,  ob  sie  dem  Versicherten 
die  Gläser  durch  andere  von  gleicher  Größe 
oder  Güte  ersetzen  oder  den  Schaden  durch 
Barzahlung  ordnen  wollen.  In  beiden  Fällen 
werden  die  Bruchstücke  Eigentum  der  Ver- 
sicherungsanstalt. 

2.  Entwickelang  und  Organisation.    Die 

G.  scheint  Mitte  der  20  er  Jahre  des  19.  Jahrh. 
ungefähr  gleichzeitig  in  Frankreich  und  Eng- 
land aufgekommen  zu  sein.  Ausländische  Ge- 
sellschaften brachten  sie  nach  Deutschland,  wo 
nicht  vor  dem  Jahre  1863  eine  einheimische 
Gesellschaft  den  Betrieb  als  Nebenzweig  ein- 
führte. Im  gleichen  Jahre  entstand  die  erste 
selbständige  deutsche  G.-Gesellschaft. 

Der  Betrieb  der  G.  weist  gegenüber  dem- 
jenigen bei  anderen  Sachversicherungen  (vgl. 
insbes.d.Art.  „Feuerversicherung"  obenS.821fjg^.) 
kaum  Besonderheiten  auf.  Die  Prämie  wird 
nach  der  Gefälirdung  der  Gläser  auf  Grund 
langjähriger  Erfahrungen  bemessen.  Sie  hängt 
ab  u.  a.  von  der  Lage  und  Breite  der  Straßen, 
dem  Stockwerk,  in  welchem  sich  die  Fenster 
«Ines  Hauses  befinden,  insbesondere  auch  der 
Dimension  der  Gläser.  Für  die  Prämiensätze 
Igelten  seit  1901  gemeinsame  Tarife  der  zu  einem 
Verband  vereinigten  G.gesellschaften.  Infolge 
der  von  der  kartellierten  Spiegelglasfabrikation 
vorgenommenen  Preiserhöhung  mußten  die  Prä- 
mientarife ebenfalls  erhöht  werden.  Zurzeit 
beträgt  die  jährliche  Prämie  für  unbelegtes 
-Spiegelglas  in  festen  Schaufenstern  unter  nor- 
maler Gefahr  in  der  Größe  100X300  cm  2,60  M. 

3.  Untemehmungsformen  und  Statistik. 

Als  Unternehmer  der  G.  sind  Aktiengesell- 
schaften, Gegenseitigkeits vereine  und  im  Aus- 
land, besonders  in  B^lland,  auch  Einzelpersonen 
tätig.  Oft  bildet  die  G.  nur  einen  Nebenzweig 
von  Anstalten,  welche  noch  andere  Versiche- 
rungsarten  betreiben.  In  Deutschland  sind  19 
inländische  Aktiengesellschaften  und  4  Gegen- 
seitigkeitsvereine sowie  5  ausländische  Aktien- 
gesellschaften tätig.  Nach  der  amtlichen  Statistik 
waren  Ende  1904  bei  den  deutschen  Anstalten, 
welche  zum  Teil  auch  im  Ausland  tätig  sind, 
435  029  Policen  auf  Versicherungssummen  in 
Höhe  von  223,2  Mill.  M.  lautend  in  Kraft.  An 
Prämien  vereinnahmten  die  deutschen  Aktien- 
gesellschaften 4,8  Mill.  M.,  die  deutschen  Gegen- 
seitififkeitsvereine  0,9  Mill.  M.  An  Schäden  wurden 
im  Berichtsjahre  gezahlt  2,5  Mill.  M.,  bezw. 
0,5  Mill.  M.  Die  Verwaltunpkosten,  einschließ- 
lich Steuern  betrugen  1,2,  bezw.  0,3  Mill.  M. 

Literatur:  Ifaf/ord,  Insurance  Cyclopädia, 
Bd.  V,  London  1878,  —  BrämeTf  Versichc- 
ntngsiresen,  Leipzig  1894,  *^-  862/.  —  r.  Bönig k, 
in  der  „Zeitschrift  für  Versicherungsrecht  und 
•  Winsenschaß",  Bd.  JI,  Leipzig  1896.  —  Manen, 
Vfrsicherungsyresen,  ^49,  Leipzig  1905.  —  Ge- 
schäftsbericht des  Kaiserlichen  Arifsichtsamtes  f. 
Privatrersichervng,  Berlin  1905.   Alfred  Manes, 
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Oodwin,  William, 

geb.  3./in.  1756  in  Wisbeach,  Cambridgeshire. 
gest.  7./IV.  1836  in  London;  vgl.  Art.  ^Anar- 
chismus" oben  S.  89  fg.  C    Orünberg, 
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Goldwilinmg. 

I.  Reine  G.  11.  Hinkende  Währung: 
mit  Goldbasis.  IIL  Grund  der  Verbrei- 
tung der  Währungen  mit  Goldbasis. 

L  Reine  6. 

1.  Nächst  der  reinen  Silberwährung  gibt 
es  nur  noch  ein  einziges  streng  moaome- 
tallisches,  d.  h.  mit  Wähningsmünzen  aus 
nur  einem  der  beiden  Edelmetalle  ausge- 
rüstetes, System,  das  der  reinen  G. 
Es  wird  Merbei  vorausgesetzt,  daß  zu- 
nächst alle  Geldsurrogate  unbedingt  in 
goldenen  Währungsmünzen  ^Itebar  sind 
und  daß  der  Staat  selbst  auf  Verlangen  alle 
2^ahlungen,  die  über  die  Scheidemünzgrenze 
hinausgehen,  unweigerlich  in  goldenen  Wäh- 
rungsmünzen leistet,  ebenso  die  Notenbanken. 
Nicht  hierher  gehören  also  Fälle  nomineller 
G.  mit  tatsächlicher  Papierwirtschaft.  Es 
wird  ein  barzahlendes  Land  vorausgesetzt. 

Charakteristisch  für  die  reine  G.  eines 
barzahlenden  Landes  ist  dasZusammentiefTen 
folgender  Momente: 

a)  Währungsmünzen,  überiiaupt  Kurant- 
münzen,  werden  nur  aus  Gold  geprägt.  Nur 
Goldmünzen  sind  demnadi  Zahlungsmittel 
von  unbeschränkter  Zi^ükraft,  und  alle  Gold- 
münzen enthalten  soviel  Edelmetall,  daß  ihr 
Metallwert  genau  dem  Nennwert  entspricht. 

b)  Die  Silbermünzen  werden  sämtlich  als 
Scheidemünzen  ausgeprägt;  sie  sind  also 
Münzen  von  beschränkter  Zahlkraft  und  zu 
einer  Relation  ausgebracht,  die  das  Silber 
höher  bewertet,  als  dem  Marktverhäitnis  der 
Edelmetalle  entspricht,  d.  h.  sie  sind  mit 
weniger  Metallgehalt  ausgestattet,  als  ihrem 
Nennwert  entspräche.  Demeem&ß  sind  aber 
auch  die  Vorsichtsmaßregdn ,  welche  fflr 
Scheidemünzen  gelten,  aJso  Beechrftnkimg 
der  Prägung  auf  eine  dem  Bedarf  des  Klein- 
verkehrs entsprechende  Summe  und  Emlös- 
barkeit  gegen  Währungsgeld,  für  diese  Silber- 
münzen unentbehrlich. 

c)  ünbesdiränkte  Privatprägang  existiert 
für  Gold,  und  nur  für  Gold. 

2.  Die  reine  G.  herrsdit  gegenwärtig 
in  Großbritannien  —  allerdings  mit  der 
Modifikation,  daß  die  in  Gold  einlösbaren  Notea 
der  Bank  von  England  neben  Goldmünzen 
gesetzliches  Geld  sind;  sie  herrscht  ferner 
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in  Australien,  Südafrika,  Aegypten,  Rumänien 
und  Finland,  in  den  skandinavischen  König- 
reichen, in  letzteren  Gebieten  allerdings  modi- 
fiziert durch  beträchtlichen  Papienimlauf. 
Neuerdings  hat  sich  die  Zahl  der  Länder 
mit  reiner  G.  noch  weiter  vermehrt 

II.  Hinkende  Währung  mit  (^oldbasis. 

1.  Die  verbreitetste  Währung  der  Gegen- 
wart —  neben  der  reinen  G.  und  der  Papier- 
währung—  ist  die  „hinkende  Währung 
mit  Goldbasis'*.  Das  Wesentliche  ist, 
daß  im  inländischen  Münzwesen  nicht  die 
reine  G.  herrscht,  im  Auslandsverkehr  aber 
mit  Gold  bezahlt  wird  und  das  gesamte  Geld 
des  Landes  mit  hinkender  Wähnmg  im  Welt- 
verkehr als  gleichwertig  mit  Goldgeld  ge- 
schätzt w^ird.  Die  Länder  mit  hinkender  G. 
haben  also  eine  „Goldvaluta",  sie  werden  im 
Weltverkehr  tatsächlich  wie  Länder  der  reinen 
G.  behandelt,  obwohl  ihr  Münzwesen  nicht 
genau  nach  den  Gnmdsätzen  der  reinen  G. 
geordnet  ist 

Charakteristisch  für  die  Länder  der 
hinkenden  Währung  mit  Goldbasis  ist  fol- 
gendes : 

a)  Es  laufen  nebeneinander  sowohl  gol- 
dene Kurantmünzen  ^^-ie  mindestens  eine 
Art  silberner  Kurantmünzen  um.  Der  Schuld- 
ner hat  die  Walil,  sofern  dies  nicht  durch 
spezielle  Uebereinkunft  ausgeschlossen  ist, 
mit  welchem  Metall  er  zahlen  will. 

b)  Es  besteht  eine  gesetzliche  Fixierung 
.  des    Wertverh^tnisses    zwischen   goldenen 

und  silbernen  Kurantmünzen,  die  das  Silber 
zu  günstig  taxiert  (in  Europa  meist  1 :  15^/2, 
in  den  Vereinigten  Staaten  1 :  16). 

c)  Unbeschränkte  Privatprägung  existiert 
nur  für  Gold,  nicht  für  Silber.  Vermehrung 
des  Silberkurantumlaufs  durch  Prägung  auf 
Staatsanordnung  ist  entweder  ganz  ausge- 
schlossen oder  doch  nur  in  beschränktem 
^laße  zugelassen. 

d)  Das  gesamte  Geld  des  betreffenden 
Landes  wird  tatsächlich  vom  Auslande  als 
gleichwertig  mit  Gold  erachtet,  weil  ent 
weder  die  Zirkulation  so  reichlich  mit  Gold- 
münzen ^sättigt  ist,  daß  für  Exportzwecke 
aus  ihr  jederzeit  Gold  ohne  Aufgeld  ent- 
nommen werden  kann,  oder  w^eil  eine  Zentral- 
bank oder  staatliche  Anstalt  (in  den  Ver- 
einigten Staaten  das  Schatzamt)  faktisch  jeder- 
zeit für  alle  sonstigen  Arten  nationalen  Geldes 
Goldgeld  im  Austausch  hergibt. 

2.  Juristisch  kann  die  Verfassung  eines 
Landes  mit  hinkender  Währung  als  sog.  G. 
mit  bestehen  gebliebenem  Kurantsilberumlauf 
oder  als  sog.  Doppelwälirung  mit  beseitigter 
Privatsilberprägung  sich  darstellen.  Das 
erstere  ist  der  I?all  in  Deutschland,  das 
letztere  in  Franki-eieh  und  Belgien.  Die 
Bedeutung  des  Unterschieds  liegt  bloß  darin, 
daß  in  Deutsehland  der  Uebergang  zur  reinen 

Wörterbach  d.  Yolkawirtschaft.    II.  Aufl.    Bd.  I. 


G.  ohne  Gesetzesänderung  durch  Bundesrats- 
beschluß, in  Frankreich  nur  durch  Gesetzes- 
änderung, zu  welcher  eine  Lösung  der  La- 
teinischen Münzunion  treten  müßte,  voll- 
zogen werden  könnte.  Praktisch  ist  wichtig, 
daüB  in  Frankreich  der  Kurantsilberumlauf 
viel  größer  als  in  Deutschland  ist  und  eine 
geringfügige  Goldprämie  nicht  immer  ver- 
mieden wurde. 

Die  „hinkende  Währung"  mit  Goldbasis 
herrscht  derzeit  in  Deutschland,  den  Nieder- 
landen, den  barzahlenden  Ländern  der  La- 
teinischen Münzunion,  femer  bis  jetzt  in 
den  Vereinigten  Staaten.  Auch  Oesterreicli- 
Ungam  bereitet  durch  seine  Valutareform 
den  Uebergang  zu  einer  hinkenden  Währung 
mit  Goldbasis  vor. 

3.  Die  hinkenden  Währungen  sind  nicht 
entstanden,  indem  jemand  das  absolut  Beste 
erfinden  wollte,  sondern  als  Verlegenheits- 
schöpfung, entweder  indem  Länder  mit 
Silberwährung  zur  G.  übergehen  wollten, 
ohne  dasjenige  Silber,  welches  für  Scheide- 
münzprägung überflüssig  war,  bis  auf  den 
letzten  Rest  zu  verkaufen,  oder  indem  Doppel- 
währungsländer den  Uebergang  zur  G.  an- 
strebten, ohne  ihr  bisher  geprägtes  Silber- 
kiurantgeld  der  Eigenschaft  als  unbeschränkt 
gültiges  Zahlungsmittel  zu  entkleiden.  Erst 
nach  1873  sind  allmählich  die  Zustände  ge- 
worden, die  als  hinkende  Währung  zu  be- 
zeichnen sind.  Sie  sind  zu  verstehen  als 
ein  unter  dem  Eindruck  der  zunehmenden 
Silberentwertung  ergriffener  Ausweg.  Man 
wünscht  das  Schicksal  der  Währung  mit 
dem  des  Goldes  zu  verknüpfen  und  doch 
nicht  zu  viel  Verluste  durch  Silberverkäufe 
bei  fallendem  Silberkurs  zu  erleiden. 

Der  Verlust,  welcher  bei  den  Silberver- 
käufen offensichtlich  realisiert  worden  wäre, 
bleibt  aber  latent  doch  dem  betreffenden 
Lande  mit  hinkender  Währung  zur  Last. 
Am  deutlichsten  zeigt  dies  üeutsclilands 
Beispiel. 

Als  Deutschland  durch  die  GG.  v.  1871  und 
1873  den  Uebergang  zur  G.  im  Prinzip  prokla- 
mierte, besaß  es  eine  Menge  Silberjgeld,  zum 
Teil  Kurantmünzen,  zum  Teil  Scheidemünzen. 
Außer  den  Münzen  deutscher  Prä^ng  hatten 
sich  auch  die  Vereinstaler  österreichischen  Oe- 

Sräges  infolgre  des  Münzvertrages  von  1857  seit 
em  Wiedereinreißen  der  österreichischen  Papier- 
wirtschaft in  Deutschland  ansammelt.  Die 
Hanptmenge  des  Torhandenen  Suberfi^ldes  wurde 
eingeschmolzen  und  dann  zum  Teu  in  Reichs- 
scheideroünze  verwandelt,  zum  Teil  als  Barren- 
silber an  den  Markt  gebracht.  Entgegen  den 
Mahnungen  L.  Bambergers  und  anderer  Sach- 
verständiger entschied  sich  die  Regierung  für 
ein  langsames  Tempo  der  Verkäufe  des  über- 
schüssigen Silbers.  Die  Taler,  welche  als  Drei- 
markstück sich  bequem  in  das  neue  MUnzsjstem 
eingliederten,  wurden  vorläufig  beibehalten  und 

i  zwar  als  Zahlungsmittel  an  Goldes  Stelle,  d.  h. 

,  mit  unbeschränkter  Zahlkraft.   Insgesamt  ist  in 
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Deutschland  an  früheren  Landessilbermünzen 
nach  Helfferichs  Berechnoniren  bis  Ende 
1879  ein  Betrag  von  1082  533  aö7,32  M.  einge- 
zogen worden.  Da  aber  hierans  der  Bedarf  an 
neuen  Keichssilbermünzen  aus&peprägt  wurde, 
so  kam  bis  1879  ans  Landessubermünzen  nur 
ein  Quantum  Silber  zum  Verkauf,  welches  beim 
Wertverhältnis  1 :  15*/»  639,4  Mill.  M.  dargestellt 
hätte.  Insgesamt  sind  von  1871—79  —  aus 
eingeschmolzenen  Landesmünzen,  Metallbestän- 
den der  Hamburger  Qirobank  und  der  Preußischen 
bezw.  ReichsbaÄ  —  nach  Helfferich  4  229  556  kg 
Silber  von  Deutschland  an  den  Markt  gebracht 
worden,  d.  i.  erheblich  weniger,  als  eine  Jahres- 
produktion der  Gegenwart  beträgt.  Das  in  dem 
Jahre  1877  verkaufte  Quantum  kam  allerdings 
62,1  %  der  damaligen  Jahresneuproduktion  gleich. 
Sonst  aber  betrugen  die  deutschen  Verkäufe  nie 
mehr  als  32,9%  der  jeweiligen  jährlichen  Pro- 
duktion. Angesichts  schwankender  Nachfrage 
und  zunehmender  Silberproduktion  wurde  dies 
Angebot  auf  den  Weltmarkt  gebracht  und  ein 
Nettoverlust  bei  der  Münzreform  von  44  Mill.  M. 
bis  Ende  März  1880  erzielt.  Als  1879  beim  an- 
dauernden Sinken  der  Silberpreise  die  Silberver- 
käufe der  deutschen  Eeichsregierun^  eingestellt 
wurden,  hätte  sich  der  Silberwert  wieder  defini- 
tiv erholen  müssen,  wenn  wirklich  die  deutschen 
Silberverkäufe  die  Ursache  der  Silberentwertung 
waren.  Man  fand  sich  aber  in  dieser  Erwartung 
durch  die  Tatsachen  enttäuscht.  Es  sind  von 
1879—1892  nur  mehr  50127  kg  Silber  nach  dem 
Ausland  abgestoßen  worden.  Von  den  Talern 
blieb  ein  Bestand,  der  einschließlich  der  definitiv 
von  Deutschland  zu  übernehmenden  Quote  öster- 
reichischer Taler  1894  auf  400  Mill.  M.  geschätzt 
wurde.  ^)  Seitdem  hat  sich  der  deutsche  Taler- 
bestand durch  Umprä^uug  zu  Reichsscheide- 
münzen  stetig  vermindert.  Ende  1902  wurde 
er  auf  263,8  Mill.  M.  geschätzt.  Hiervon  lagen 
131,2aS  Mill.  M.  bei  der  Reichsbank.  Ende  1905 
hatte  sich  der  Talerbestand  bei  der  Reichsbank 
auf  75,8  Mill.  M.  vermindert,  während  aller- 
dings der  durchschnittliche  Bestand  1905  sich 
höh  er,  auf  93,3  Mill.  belief.  Die  übrigen  um- 
laufenden Taler  fungieren  tatsächlich  als  Zah- 
lungsmittel des  Klein  Verkehrs,  obwohl  rechtlich 
die  größten  Zahlungen  darin  geleistet  werden 
können. 

III.  Grund  der  Verbreitung  der  Wäh- 
rungen mit  Goldbasis. 

1.  England  ist  selbständig    zur  G.   ge- 

*)  Durch  ein  im  Februar  1892  zwischen 
Deutschland  und  Oesterreich  -  Ungarn  abge- 
schlossenes Abkommen  hat  sich  Oesterreich- 
Unffarn  bereit  erklärt,  8'/j,  Mill.  Taler  öster- 
reichischen GepräjBfes  zur  Einlösung  zurückzu- 
nehmen. 1892—1894  ist  die  Zurücknahme  dieser 
Taler  zum  Kurse:  1  Taler  =  1V2  ö.  fl.,  also  zu 
ungefähr  2,50  M.  erfolgt.  Man  rechnete,  daß 
für  ungefähr  51,5  Mill.  M.  Taler  österreichischen 
Gepräges  1894  dem  Deutschen  Reiche  endgültig 
verblieben,  wovon  47165000  M.  Ende  April  1894 
bei  der  Reichsbank  lagen.  Seitdem  ist  allmäh- 
lich der  Bestand  der  Reichsbank  an  österreichi- 
schen Talern  bei  Vermehrung  der  Reichsscheide- 
münzen umgeprägt  worden.  Schon  1900  waren 
nur  mehr  3,6  Mill.  M.  davon  vorhanden.  Heute 
sind  sie  eingezogen. 


langt,  nachdem  alle  seit  Ende  des  17.  Jahrh. 
unternommenen  Doppelwährungsexperimente 
mißlungen  waren.  Die  G.  stellt  sich  dort 
als  das  Mittel  heraus,  den  aus  Silber  be- 
stehenden Kleinmünzumlauf  bei  steigendem 
Silberpreis  vor  Einschmelzung  imd  Export 
'  zu  bewahren  und  zugleich  für  den  Groß- 
I  verkehr  einen  genügenden  Umlauf  von 
Goldmünzen  aufr^t  zu  erhalten.  Nachdem 
i  England  und  seine  Kolonieen,  zunächst  je- 
I  doch  nicht  Britisch-Indien,  die  G.  entwickelt 
hatten,  war  es  für  die  fortgeschrittensten 
übrigen  Handelsnationen  eine  Lebensfrage, 
eine  Währung  zu  erlangen,  welche  für  inter- 
nationale Zahlungen  das  Metall  bot,  das 
England  bei  sich  zum  Währungsmetall  er- 
hoben hatte.  Tatsächlich  konnte  dies  erst 
durchgeführt  werden,  seitdem  der  Goldvor- 
rat der  Welt  durch  die  kalifornischen  und 
australischen  Goldentdeckungen  genügend 
vermehrt  war.  Der  überwiegende  Teil  des 
Münziunlaufs  der  Vereinigten  Staaten  bei 
Ausbruch  des  Bürgerkrieges,  der  die  Papier- 
währung brachte,  und  Franlireichs  bis  zum 
Krieg  1870/71  bestand  aus  Goldmünzen, 
wobei  in  beiden  Ländern  damals  rechtlich 
Doppelwährung  herrschte.  In  Deutschland 
war  man  1857  hingegen  der  auf  Annahme 
der  G.  gehenden  Anregung  Oesterreichs  — 
vor  allem  aus  partikularistischen  Rück- 
sichten —  nicht  gefolgt.  Bis  1871  hen*schte 
im  heutigen  Reichsgebiet  mit  Ausnahme 
Bremens  die  reine  Silberwährung.  Aus 
Gold  wurden  damals  lediglich  fiandels- 
münzen  von  schwankendem  Kiu-se  geprägt. 
Außer  der  Vielgestaltigkeit  des  Münzwesens 
und  dem  Fehlen  des  Dezimalsj'Stems  wurde 
vor  1871  als  Hauptübelstand  im  deutschen 
Münzwesen  der  xVfangel  eines  reichlichen 
Uralaufs  von  brauchbaren  Goldmünzen  emp- 
funden. In  zweierlei  Weise  war  ein  Be- 
dürfnis nach  Goldmünzen,  die  kursfälliges 
Geld  und  nicht  Handelsmünzen  waren,  fühl- 
bar: erstens  weil  man  für  den  Welthandel 
nicht  Zahlungsmittel  desselben  Wähnmgs- 
metalls  wie  das  entwickeltste  Handels-  und 
Kapitalistenvolk,  die  Engländer,  besaß,  und 
zweitens  weil  die  größeren  Umsätze,  für 
die  sich  Silber  nicht  eignet,  bei  der  deut- 
schen Süberwährung  —  wie  stets  bei  Silber- 
währung —  nur  mit  papiernen  Zahlungs- 
mitteln bewältigt  werden  konnten.  Der 
Goldumlauf  wurde  ersehnt  als  Rettung  aus  der 
Papiergeldmisere.  Das  Gesagte  erklärt,  wes- 
halb von  der  Silberwähnmg  abgegangen 
vs^irde,  als  die  Milliardenkontribulion  die 
GoldbeschafFung,  die  man  früher  nicht  ge- 
wagt halte,  ermöglichte.  Daß  die  G.  und 
nicht  die  Doppelwährung  ergriffen  wurde, 
als  man  die  Süberwährung  aufgab,  entsprach 
der  herrschenden  Anscliauung  über  die  Un- 
haltbarkeit  der  Doppelwährung.  Der  Haupt- 
nutzen war  jedoch,  daß  man  sich  vom  Silber 
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als  Wertmesser  rechtzeitig  abgewendet  hat, 
als  es  ein  unsicherer  Wertmesser  zu  werden 
drohte. 

2.  Zeitiger  als  in  Deutschland  bahnte 
sich  in  Franrareich  die  Entwidielung  zu  einer 
auf  Goldbasis  begründeten  Währung  an. 

Eechtlich  herrschte  in  Frankreich  1865  und 
noch  später  bis  1873  reine  Doppelwährung. 
Tatsächlich  bestand  seit  Ende  der  50  er  Jahre 
der  Münznmlanf  überwiegend  aus  Goldmünzen. 
Was  die  Silbermünzen  a^angt,  so  waren  bis 
1864/65  nicht  nur  die  Fünffrankenstücke,  son- 
dern auch  die  kleineren  Teilmünzen  so  ausge- 
prägt, daß  ihr  Metallwert  dem  Nennwert  voll 
entsprochen  hätte,  wenn  am  Weltmarkt  die  für 
Frankreich  festgesetzte  Relation  1 :  15^2  ge- 
herrscht hätte.  Es  wurde  aber  1853-60  und 
1862—66  am  Weltmarkte  das  Silber  höher  be- 
wertet, als  die  französische  Relation  es  festsetzen 
wollte.  Vollwichtige  Silbermünzen  wurden  in 
Menge  eingeschmohsen  und  exportiert;  soweit 
sie  im  Umlauf  blieben,  erzielten  sie  am  Markte 
ein  Agio.  Um  weitere  Störungen  des  Kleinver- 
kehrs zu  verhüten,  wurden  bei  der  Neuprägung 
1864  erst  die  kleinsten,  1865  alle  Silbermünzen 
unter  5  Frcs.  mit  einem  geringeren  Silbergehalt 
ausgestattet,  als  ihrem  rienn wert  entsprochen 
hätte,  indem  der  Feingehalt  derselben  von  *'®°/iooo 
auf  *^/iooo  vermindert  wurde.  Belgien,  Italien 
und  die  Schweiz  hatten  ebenfalls  das  Franken- 
system adoptiert,  und  französisches  Geld  beein- 
flußte den  Umlauf  aller  dieser  Staaten.  Vor 
allem  Belgien  befand  sich,  nachdem  es  die  fran- 
zösischen Geldmünzen  1861  zu  festem  Umrech- 
nungskurs neben  seinem  Silbergeld  in  die  Zir- 
kulation zugelassen  hatte,  in  der  unangenehmen 
Lage,  bei  steigendem  Silberkurs  sein  Silbergeld, 
welches  für  den  Kleinverkehr  unentbehrlich  war, 
exportiert  zu  sehen.  In  der  kurzen  Zeit  vom 
l./VI.  1861  bis  zum  8.  XI.  1862  verminderte  sich 
der  Silbervorrat  der  belgischen  Nationalbank  von 
48645000  auf  14629000  Frcs.  Um  die  Vorteile 
der  Gemeinsamkeit  der  Frankenrechnung  zu  be- 
wahren, gleichzeitig  aber  auch  gleichmäßige 
Grundsätze  in  der  Silberausprägung  bei  Münz- 
gemeinschaft zur  Durchführung  zu  bringen, 
schlössen  sich  Frankreich,  Belgien,  Italien  und 
die  Schweiz  1865  zum  „Lateinischen  Münz- 
bund" zusammen.  Um  nachhaltig  den  Export 
des  für  den  Kleinverkehr  nötigen  Silbergeldes 
zu  verhüten,  schlug  Belgien,  mit  Zustimmung 
Italiens  und  der  Schweiz,  vor,  Silber  nur  noch 
als  Scheidemünze  auszuprägen  und  die  reine  G. 
durchzuführen.  Auf  Frankreichs  Betreiben 
wurden  jedoch  bloß  die  Münzen  unter  5  Frcs.  i 
für  Scheidemünze  erklärt,  das  silberne  Fünf-, 
frankenstück  aber  neben  den  Goldmünzen  als  | 
Währungsgeld  beibehalten  und  Privatprägung . 
für  Gold  und  Silber  nach  der  Relation  1 :  15^, ! 
aufrecht  erhalten ,  endlich  den  goldenen  und  | 
silbernen  Kurantmünzen  jedes  teilnehmenden 
Staates  im  ganzen  Vertrags^ebiete  der  Umlauf ! 
fi^estattet ,  indem  die  öflfenthchen  Kassen  jedes  1 
Yertragsstaates  verpflichtet  wurden,  das  Kurant-  j 
creld  der  übric^en  Vertragsländer  bis  zu  jedem  ! 
Betrag:  in  Zahlung  zu  nehmen.  Der  Lateinische  ; 
Münzbund  war  bei  seiner  Begründung  als  ein 
Münzbund  gedacht.  Beim  Abschlüsse  dieses  i 
Münzbundes  erwog  man  nur  die  Uebelstände, 
die  aus  übermäßiger  Scheidemünzprägung  ent- ' 


springen  konnten :  tatsächlich  wirkte  der  Bund 
aber  als  ein  Währungsbnnd.  Schon  ein  Jahr 
nach  Abschluß  des  Bundes  verfiel  Italien  der 
Papierwirtschaft,  1870  geschah  das  gleiche  mit 
Frankreich.  Als  der  deutsch-französische  Krieg 
beendet  war  und  Frankreich  die  Barzahlungen 
vorbereitete,  strömte  so  viel  Silber  infolge  der 
veränderten  Marktrelation  nach  Belgien  und 
Frankreich  zur  Ansmünzung,  daß  einzelne  Teil- 
nehmer des  Münzbundes  1873  zunächst  eine 
Beschränkung,  die  verbündeten  Staaten  1878 
schließlich  eine  vollständige  Suspension  der 
Prägung  von  silbernen  Fünmankenstücken  ein- 
treten ließen.  Es  rächte  sich,  daß  die  vor  1870 
in  Staaten  des  Lateinischen  Mtlnzbundea  wieder- 
holt vertretene  Idee  der  G.  nicht  durchgeführt 
worden  war,  ehe  Deutschland  der  Lateinischen 
Münzkonvention  zuvorkam.  Der  gegenwärtige 
Bestand  Frankreichs  an  Silberkurant  wurde  für 
1902  auf  1935  Mül.  Frcs.,  —  wovon  555  Mül. 
fremder  Prägung  —  geschätzt.  Seit  1866  sind 
in  den  der  Lateinischen  Münzunion  angehörigen 
Ländern  (ausschließlich  des  1868  beigetretenen 
griechischen  Staates)  für  1343  Mill.  Frcs.  Silber- 
kurantmünzen  geprägt  worden.  Dazu  hat 
während  des  Bestehens  der  Union  die  Schweiz 
nur  8  Mill.  Frcs.  beigetragen.  In  der  Schweiz 
und  in  Frankreich  sammelte  sich  eine  Menge 
silberner  Fünffrankenstücke  fremden  Gepräges 
an,  deren  Metall  wert  gegenüber  dem  Nennwert 
sich  als  immer  niedri^r  herausstellt,  je  mehr 
der  Silberwert  fällt.  Es  begannen  die  Streitig- 
keiten über  die  Liquidationsklausel,  d.  h.  über 
die  Frage,  wer  bei  Auflösung  des  Lateinischen 
Münzbundes  beispielsweise  den  Verlust  an  den 
in  Frankreich  und  der  Schweiz  umlaufenden 
silbernen  Fünffrankenstücken  belgischen  imd 
italienischen  Gepräges  trafen  solle.  Die  Frage 
ist,  ähnlich  wie  die  zwischen  Deutschland  und 
Oesterreich  bezüglich  der  nach  Deutschland  ge- 
flossenen Vereinstaler  entstandene,  durch  ein 
Kompromiß  entschieden  worden,  in  welchem  der 
Verlust  verteilt  wird. 

3.  Das  dritte  lehrreiche  Beispiel  für  die  Ent- 
wicklung zur  G.  ist  die  Geschichte  der  Ver- 
einigten Staaten.  Gleich  der  Lateinischen  Münz- 
konvention sind  sie  1893  schließlich  zur  Ein- 
stellung der  Silbereinkäufe  gelangt,  nachdem 
infolge  starker  Silberprägun^  und  starker 
Silberankäufe  des  Staates  l^i  sinkendem  Silber- 
wert die  Gefahr  drohte,  daß  für  den  Auslands- 
verkehr der  amerikanische  Dollar  als  Silberwert 
und  nicht  mehr  als  Goldwert  angesehen  würde. 
Nur  fallen  die  Silberprä^ungsbestrebun&fen  der 
Vereinigten  Staaten  in  einen  späteren  Zeitraum 
als  die  Silberprägnngen  der  Lateinischen  Münz- 
konvention, nämlich  in  die  Zeit  von  1878—93. 
Die  Erfahrungen  haben  dort  schließlich  die  Be- 
völkerung von  der  Bedenklichkeit  der  Silber- 
experimente  überzeugt 

4.  Oesterreich-Ungam  und  Rußland,  die  von 
einer  nominellen  Silberwährung  zur  Papierwirt- 
schaft gelangt  waren,  erlebten  —  nacheinander 
— ,  daß  angesichts  der  Silberentwertung  bei 
Zurückhaltung  der  Papiervermehrung  das  Agio 
auf  die  Silberkurantmünzen  verschwand.  Jeder 
der  beiden  Staaten  stand  vor  der  Alternative, 
die  Privatprägung  für  Silber  freizulassen  und 
damit  die  Barzahlung  als  Silberwährungsland 
vorzubereiten  oder  die  Privatsilberprägung  ein- 
zustellen und  Gold  anzuschaffen,  um  unter  Fest- 
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haltnng  der  einmal  eingetretenen  .Entwertnnjg^ 
des  Papiergeldes  eine  Währung  mit  Goldbasis 
durchzuführen,  falls  die  Finanzen  die  Aufnahme 
der  Barzahlungen  gestatten  würden.  Beide 
Länder  haben  sich  im  Sinne  der  letzteren  Alter- 
native entschieden  und  kamen  dazu,  das  nötige 
Gold  sich  zu  yerschaffen  und  den  Stand  der 
Wechselkurse  auf  Basis  der  neuen  Goldeinheit 
zu  befestigen. 

5.  Auch  bisherige  Silberwährungsländer 
haben  beim  Fortschreiten  der  Silberent- 
wertung die  Privatprägung  in  Silber  einge- 
stellt, um  den  üebergang  zu  einer  hinken- 
den G.  anzubahnen.  Es  ist  diese  Politik 
den  Niederlanden  schon  1873/75  gelungen. 
In  Britisch-Indien  ist  durch  Einstellung  der 
Privatsilberwährung  seit  1893  zwar  der 
auswärtige  Kurs  der  Landesmünze  unab- 
hängig vom  Silberwert  gestellt  worden,  er 
ist  auch  über  den  Silber^^ert  der  Rupie  all- 
mählich gestiegen  und  hat  seit  1898  den 
Kurs  von  16  d.  erreicht,  der  angestrebt 
>\nirde.  Durch  Gesetz  vom  15.  September 
1899  wurde  ein  Zustand  geschaffen,  der 
praktisch  einer  hinkenden  Valuta  mit  Gold- 
basis ähnlich  ist.  Chile,  Japan  und  andere 
Staaten  folgten  ebenfalls  dem  Zuge  zur  G. 
Mexiko  hat  1904  ebenfalls  vorbereitende 
Schritte  getan. 

6.  Blickt  man  zuriick  auf  die  Entwicke- 
lung  zur  G.,  so  hat  den  ersten  Anstoß  die 
ünhaltbarkeit  der  Doppelwährung  bei 
steigendem  Silberpreis  gegeben.  Nach- 
dem die  mächtigsten  Wirtschaftsgebiete 
einmal  zur  G.  gekommen  waren,  hat  das 
Bedürfnis  der  Angliederung  an  das  Wäh- 
rungssystem der  größten  Handels-  und 
Gläubigernation,  Englands,  femer  aber  auch 
bei  sinkendem  SUberpreis  die  Anschauung 
von  der  Erfolglosigkeit  der  Doppelwährung 
und  der  Schädigung  der  internationalen 
Kreditbeziehungen  bei  reiner  Silberwähnmg 
immer  mehr  Länder  veranlaßt,  einen  An- 
schluß ihrer  Währung  an  die  Goldbasis  zu 
erstreben.  Es  ist  wolil  kaum  zulässig,  diese 
aus  der  Erfahrung  der  einzelnen  Länder 
sehr  wohl  erklärbare  Entwickelung  bloß  auf 
I^une  und  Modetorheit  zurückführen  zu 
wollen. 

Literatur:  Vgl.  auch  die  in  den  Artt.  „Doppel- 
währung'*, „Geld",  „Währung"  zitierten tichriften, 
jenier  die  Artt.  „Gold  und  Goldwährung"  und 
„Mümbund,  lateinischer"  im  H.  d.  St.  —  Alfred 
Xaglf  Die  Goldwährung  und  die  handelsmäßige 
Geldrechnung  im  Mittelalter,  Numismatische  Zeit- 
schrift, hrsg.  von  der  Numlsm.  Ges.  in  Wien, 
Wien  1895,  Bd.  26,  S.  J^lff.  —  Charles  Ist  Earl 
o/  Liverpool,  A  treatise  on  the  coins  of  the 
realm  in  a  letter  to  the  king,  neu  herausgegeben, 
Londun  1880.  —  Philipp  Kalkmann,  Eng- 
lands Üebergang  zur  Goldwährung  im  18.  Jahr- 
hundert, Straßburg  1895.  —  O.  Haupt,  L'histoire 
mont'taire  de  notre  temps,  Paris  und  Berlin  1886. 
—  II'.  A,  ShaiVf  The  history  of  currency, 
London   1252   to   1894.    —    Karl  Helfferich, 


Die  Folgen  des  deutsch-österreichischen  Münz- 
vereins von  1857,  Straßburg  1894.  —  Otto 
Arendt  f  Die  internationale  Zahlungsbilanz 
Deutschlands  in  den  letzten  Jahrzehnten  der 
Silberwährung,  Berlin  1878.  —  Derselbe ,  Die 
vertragsmäßige  Doppelwährung,  Berlin  1880.  — 
Ihr,  Rochti88en,  Reichsgeld  oder  Weltgeld, 
Berlin  1894.  —  W,  Lotz,  Monelary  situatyyn 
in  Germany,  Philadelphia  189S  (Nr.  95  der 
PMicaHons  of  the  American  Academy  of  Po- 
lilical  and  SoeicU  Science).  —  Karl  HeiffetHcK 
Germany  and  the  Gold  Standard,  London  1896 
(vgl.  auch  Helfferichs  Denkschrift  im  amerik. 
Münzbericht  für  1896,  S.  858 ff.).  —  L.  Barn- 
berger,  Die  Schicksale  des  Lateinischen  Münz- 
bundes,  ein  Beitrag  zur  Währungspolitik,  Berlin 
1885.  —  W.  Lotz,  Die  Währungsfrage  in  Oester- 
reich- Ungarn,  Leipzig  1889.  —  Ostersetzer, 
Währungswechsel  und  Aufnahme  der  Barzah- 
lungen, Wien  1892.  —  Alex.  SpitzmüUer,  Die 
österreichisch-ungarische  Währungsreform,  Wien 
und  Leipzig  1902.  —  F,  O.  Hertz,  Die  Dishmt- 
und.  Devisenpolitik  der  österreichisch-ungarischen 
Bank  (1892—1902),  Wien  und  Leipzig  1902.  — 
Tabellen  zur  WährungssUUistik,  verfaßt  im  k.  k. 
Finanzministerium.  —  Verhandlungen  der  Kom- 
mission behufs  Erörterung  von  Maßregeln  zur 
Bebung  und  Befestigung  des  Silberwerts,  Berlin 
1894,  Bd.  2,  J^r.  6,  21;  8,  I4,  16,  20;  IS,  15.  — 
Julius  Landesberger,  üeber  die  Öoldprämien- 
politik  der  Zettelbanken,  Wien  1892.  —  M.JPrager, 
Die  Währungsfrage  in  den  Vereinigten  Staaten 
von  Nordamerika,  eine  wirtschaftsgeschichtliche 
Studie,  Stuttgart  1897.  —  Karl  Helfferich, 
Die  Reform  des  deutschen  Geldwesens  nach  der 
Grüi^dung  des  Reichs,  2  Bde.,  Leipzig  1898.  — 
Vgl.  auch  Anlage  E  zu  den  Protokollen  der 
2.  Sitzung  der  Pariser  internationalen  Münz- 
konferenz  von  1878.  —  Gold  Standard  in  Inter- 
national Trade.  Report  on  the  introduction  of 
the  Gold-exchange  Standard  into  China,  the 
Philippine  Islands,  Panama  and  other  Silrer- 
using  countries  and  on  the  stabüity  of  exchange, 
Washington  1904.  —  O.  Heyn,  Die  indische 
Währungsreform,  Berlin  1908.  —  Jtf.  Bothey 
Die  indische  Währungsreform  seit  1893,  Stuttgart 
und  Berlin  I904.  —  A,  Arnold,  Das  indische 
Geldwesen  unter  besonderer  Berücksichtigung 
seiner  Reform  seit  1893,  Jena  1906.  —  Annitäl 
report  of  the  Director  of  the  mint,  Washington 
1903,  S.  225  und  230.  —  Die  Reichsbank  1876 
bis  1900,  Berlin,  und  Jahresberichte  der  Reichs- 
bank. —  Friedrich  Koch,  Der  Londoner  Gold- 
verkehr, Stuttgart  u.  Berlin  1905.  —  O,  F,  Knapp f 
Staatliche  Theorie  des  Geldes,  Leipzig  1905,  ver- 
tritt einen  besonderen  Standpunkt.     W.  Lotz. 


Oothenburger  Ausschanksystem. 

1.  Wesen  des  G.  A.  2.  Erfahrungen  in 
Skandinavien.    3.  Anwendung  auf  Deutschland. 

1.  Wesen  des  G.  A.  Das  G.  A.  ist  eine 
Maßnahme  der  Praxis  zur  Bekämi>fung  über- 
mäUigen  Alkoholgenusses,  eine  Einrichtung  der 
Mäßigkeitsbestrebungen,  und  zwar  durch  Organi- 
sation des  Ausschanks  alkoholhaltiger  Getränke, 
namentlich  des  Branntweins.  Dieser  wird  durch 
Gesellschaften  (schwedisch  ^Bolag'',  norwegisch 
„Samlag^.  daher  auch  der  Name  ^Samla^rd- 
nung)  in  Kegie  genonunen,  welche  sowohl  selbst 


Gothenburger  Ausschanksystem  —  Grauat 


1125 


an  der  Steigerunfi^  des  Umsatzes  der  Getränke 
uninteressiert  sind,  wie  auch  die  von  ihnen  an- 
gestellten Schankwirte  an  dem  Absatz  mstiger 
Getränke  nicht,  an  demjenigen  anderer  Getränke 
aber  hier  und  da  interessiert  werden.  Die  Ge- 
sellschaft pachtet  von  der  Gemeinde  sämtliche 
in  Betracht  kommenden  Schänken  und  nimmt  sie 
in  einen  möglichst  einschränkenden  Betrieb.  Die 
Gesellschafter  erhalten  nur  Verzinsung  ihres 
Kapitals  (meist  5%),  der  Ueberschuß  wird  kommu- 
nalen und  gemeinnützigen  Zwecken,  besonders 
aber  denen  der  Trunksuchtsbekämpfung  selbst 
dienstbar  gemacht.  Das  sind  die  Grundlagen 
des  Systems,  welches  nach  seiner  in  der  schwe- 
dischen Stadt  Gothenburg  im  Jahre  1865  er- 
folgten Einführung  seinen  Namen  erhalten,  aber 
in  gleicher  Weise  wie  in  Schweden  in  Nor- 
wegen und  Finland  Ausbreitung  erlangt  hat. 
Methodisch  betrachtet  stellt  es  sich  dar  als  die 
Dieustbarmachung  des  Kapitals  für  einen  huma- 
nitären Zweck  auf  dem  regulären  We^e  einer 
Einnahmewirtschaft,  die  nur  durch  die  Art 
ihrer  Organisation  auf  niedrigen  statt  auf  hohen 
Gewinn  hinzielt  und  den  Gewinn,  je  nach  seiner 
Höhe,  beachtenswerterweise  wieder  in  ähnlich 
starkem  Maße  der  Bekämpfung  gerade  der- 
jenigen Gesellschaftserscheinung  widmet,  welcher 
er  seine  Entstehung  verdankt. 

2.  Erfahrungen  in  SkandinayieD.  Trotz 
der  Anfeindungen,  die  das  G.  A.  wie  fast  jede 
antialkoholistische  Einrichtung  von  manchen 
Seiten  finden,  müssen  die  in  Skandinavien  mit 
dem  G.  A.  gemachten  Erfahrungen  als  durch- 
aus günstige  bezeichnet  werden.  Die  Anzahl 
der  Schankstellen  ist  gesunken ;  kam  in  Schweden 
187879  auf  12  626  Köpfe  der  Landbevölkerung, 
auf  662  der  Stadtbevölkerung,  in  den  nor- 
wegischen Städten  1870  auf  591  Einwohner  je 
eine  Schankgerechtsame,  so  kam  in  Schweden 
1895/%  erst  auf  25307  Köpfe  der  Landbevöl- 
kerung, auf  1144  der  Stadtbevölkerung,  in  den 
norwegischen  Städten  1890  auf  1418  Einwohner 
eine  Gerechtsame  (Angaben  nach  Morgenstieme 
im  H.  d.  St,  2.  Aufl.,  Bd.  IV,  S.  769,  Art.  „G.  A.-). 
Auch  der  Branntweinkonsum  ist  im  gleichen 
Zeitraum  nach  demselben  Gewährsmann  von 
etwa  25  1  auf  etwa  15  l  für  den  Kopf  der  Be- 
völkerung gesunken,  wie  demgemäß  auch  der 
Umsatz  der  Gesellschaften  gesunken  ist.  Der 
pekuniäre  Ueberschuß  der  Gresellschaften  für 
gemeinnützige  Zwecke  ist  demnach  mit  der 
Zeit  auch  geringer  geworden.  Da  meist  ganz 
beträchtliche  Summen  für  wichtige  gemeinnützige 
Einrichtungen  (z.  B.  Unterstützungsvereine, 
Asyle,  Bibliotheken,  Lesezimmer,  Schulen, 
Krankenhäuser  u.  a.  m.)  hatten  verwendet  werden 
können,  so  hat  man  in  diesem  Widerstreit  kommu- 
naler Interessen  mit  der  —  im  Prinzip  sonst 
niedrig  zu  haltenden  —  Ueberschußerzielnng 
eine  Gefahr  des  Systems  sehen  wollen,  ebenso 
wie  man  den  sauber  und  einladend  und  unter 
einem  gewissen  Schein  der  Moralität  stehenden 
Ausschankstellen  der  Bola^e  und  Samlage  eine 
den  Trunk  fördernde  Wirkung  —  nach  der 
Statistik  offenbar  mit  Unrecht  —  nachgesagt 
hat. ') 

^)  Helen  ins,  a.  a.  0.,  mißt  den  praktischen 
Mißständen  des  G.  A.  größere  Bedeutung  bei, 
da  er  als  Totalabstinent  die  Temperenz- 
bestrebungen  an  sich  für  etwas  Halb^  hält. 


3.  Anwendung  auf  Deutschland.  Die  Aus- 
sichten, das  G.  A.  in  Deutschland  einzuführen, 
wird  man  vorderhand  noch  für  gering  halten, 
jedenfalls  für  erst  ganz  allmählich  realisierbar,  und 
zwar  hauptsächlich  aus  dem  psychologisch  stark 
ins  Gewicht  fallenden  Grunde,  daß  das  deutsche 
Wirtshaus  als  ein  Aufenthaltsort  zu  längerer 
Unterhaltung  durch  Wort  und  Spiel,  weniger 
als  ein  vorü^rgehender  physischer  Erfrischuugs- 
ort  angesehen  wird.  Das  System  an  sich  darf  als 
wohlerprobt  und  als  wohlgeeignet  zur  Bekämp- 
fung gesteigerten  Alkoholgenusses  gelten,  denn 
die  ihm  vorgeworfenen  Fehler  treffen  keines- 
wegs das  System  als  solches,  vielmehr  nur  Miß- 
stände, die  sich  in  seinem  Gefolge  —  wie  so 
leicht  bei  neuen  einschneidenden  Maßnahmen  — 
mit  einschleichen  können.  Ein  Ersatz  der  bei 
uns  mehr  als  zuvielen,  nur  von  den  Brauereien 
gehaltenen  und  eingesetzten,  an  jeder  Umsatz- 
steigerung interessierten  Wirte  durch  ein  an- 
deres or&:ani8ierte3  Element  wäre  im  Sinne  des 
Volkswohlstandes  nur  durchaus  zu  wünschen. 
Einen  gewissen  Unterschied  macht  es,  daß  es 
sich  bei  uns  in  den  Schänken  weit  mehr  um 
Biergenuß  als  um  Branntweingenuß  handelt. 
Um  so  leichter  und  wichtiger  wäre  es,  den 
jetzt  weit  über  den  Kreis  der  eigentlichen  Wirt- 
schaften hinaus  ausgedehnten  Branntweinaus- 
schank durch  eine  Art  G.  A.  zu  reformieren. 
Die  damit  in  Deutschland  alsdann  gemachten 
Erfahrungen  könnten  zunächst  verwertet  werden, 
wenn  man  daran  gehen  wollte,  auch  den  Bier- 
und  Weinausschank  in  ähnlicher  Weise  zu  organi- 
sieren. Jedenfalls  darf  das  sog.  G.  A.  als  das 
beste  System  zur  orfiranisatorischen  Beschränkung 
des  Ausschanks  aUioholischer  Getränke  ange- 
sprochen werden. 

Literatur  :  Fast  nur  skandinavisehe  Literatur,  die 
Morgenstieme  in  dem  erwähnten  Art.  im  H, 
d.  St.  angibt;  im  übrigen  siehe  die  beim  Art. 
„Alkoholfrage'*  oben  S,  78  angegebene  Literatur, 
insbesondere  Helenius,  Alkohol/rage,  S.  320 fg.; 
femer  W.  Bode,  Das  Gothenburgische  System 
in  Schweden,   Weimar  1901,  A,  EiMer, 
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Oraant,  John, 

geb.  am  25.,IV.  1620  zu  London,  anfänglich 
Tuchkleinhändler,  gest.  als  Mit^flied  der  Royal 
Society  am  18./IV.  1674  in  London. 

Vater  der  politischen  Arithmetik,  durch  Er- 
bringung der  ersten  Belege  einer  Gesetzmäßig- 
keit der  menschlichen  Mortalität  und  Vitalität. 
Verfasser  einer,  aus  unzuverlässigen  Unterlagen 
hinsichtlich  der  Altersberechnung  der  Gestor- 
benen gewonnenen,  in  der  Schrift  „Natural  and 
political  observations  upon  the  hüls  of  mor- 
tality""  (s.  u.)  abgedruckten  Mortalitätstafel,  deren 
fernere  Fehlerquelle  darin  besteht,  daß  Grannts 
arithmetische  Folgerungen  auf  einer  konstanten 
Bevölkerung  des  damali^^en,  sich  durch  Ein- 
wanderung täglich  ver^ößemden  London  fußten. 

Der  ausführliche  Titel  seines  oben  erwähnten 
Werkes  lautet:  Natural  and  political  obser- 
vations upon  the  bills  of  mortality ;  chiefly  with 
reference  to  the  govemment,  religion,  trade, 
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growth,  air,  diseases,  etc.  of  the  city  of  London,  lichkeit  bis  zu  der  Grenzmenge  zu  addieren, 
London  1662;  dasselbe,  2.  Aufl.  ebenda  1664;  was  natürlich  ein  größeres  Resultat  ergibt 
dasselbe,  Abdruck  der  1.  Aufl.,  ebenda  1665  Jedoch  ist  es  nicht  nötig,  als  Teilmenge  die 
(bibliographisch bezeichnet  als 3.  A  ^y^j^  bezeichnete  Minimalmenge  zu  nehmen; 

4.  Au£    Oxford  1665;  dasselbe,   5  Aufl.,  um-  ^  ^     j       ^       üMchen  ^laßen 

fearbeitet  und  herausgeg.  von  W.  Petty,  London   "^"    ^"t'     ?       «o       in: ü    i;     iti       .   'v 
676;  dasselbe,  deutecfi  u.  d.  T.:  Nktttrliche  entsprechende  größere  Einheit  wählen,  m  aer 
und  politische  Anmerkungen  über  die  Toten-  mehrere  Mmimalmengen  nut   abnehmender 
listen  der  Stadt  London,  usw.  usw.,  Leipzig  1702.  Nützlichkeit  zusammengefaßt  sind,   worauf 

Ltppert.  dann  aber  Rücksicht  zu  nehmen  ist  Unter 
G.  versteht  man  nun  die  Nützlichkeit  der 
letzten  Mengeneinheit  eines  unvollständigen, 
d.  h.  den  Bedarf   nicht  deckenden  Vorrats 


lirenznnuen.  ^^^^^  q^^^     ^nd  diese  NützUchkeit,  die 

Jedes  Bedürfnis  kann  durch  eine  be-  gleichzeitig  mit  dem  Gefühl  des  Mangeis  an 
stimmte  Menge  des  ihm  entsprechenden  dem  Gute  oder  mit  dem  Gefühl  seiner 
Gutes  befriedigt  werden.  Ist  diese  gegeben,  „Seltenheit"  abnimmt,  kann  als  Maß  des 
so  hat  eine  neu  hinzutretende  Menge  von  Nutzwertes  jeder  einzelnen  Mengeneinheit 
merkbarer  Große  für  den  Inhaber  keine  dieses  Gutes  überhaupt  betrachtet  werden. 
Nützlichkeit  mehr  und  daher  auch ,  für  Die  Bezeichnung  „G."  ist  von  v.  Wieser  ein- 
sich  betrachtet  und  subjektiv,  keinen  Wert,  geführt  als  üebersetzung  des  von  Jevons  an- 
ist aber  der  verfügbare  Vorrat  kleiner  als  gewandten  Ausdrucks  „final  degree  of 
der  volle  Bedarf,  so  hat  der  Besitzer  eine  Utility". 

Empfindung  des  Mangels,  die  um  so  Diese  Theorie  ist  ein  Versuch,  den  Wert 
intensiver  ist,  je  weiter  die  vorhandene  vollständig  nach  den  subjektiven  Empfin- 
Menge  hinter  der  völlig  ausreichenden  zurück-  düngen  der  Nützlichkeit  und  des  Mangels 
bleibt.  Man  kann  sich  den  Vorrat  zusammen-  zu  schätzen,  ohne  Rücksicht  auf  Arbeit  oder 
gesetzt  denken  aus  nacheinander  ange-  sonstigen  Aufwand.  Sie  wurde  zuerst  mathe- 
sammelten „kleinsten  merkbaren"  Mengen,  matisch  von  Gossen  entwickelt,  der  von  der 
nämlich  solchen,  deren  Ab-  oder  Zugang  für  Betrachtung  der  Abnahme  ausging,  die  jeder 
unsere  Bedürfnisempfindung  noch  eben  fühl-  „Genuß"  bei  seiner  Fortsetzung  erfährt 
bar  ist,  deren  absolute  Größe  also  bei  ver-  Walras  und  Jevons  behandelten  den  Gegen- 
schiedenen  Gütern,  z.  B.  bei  Speisesalz  und  stand  selbständig  ebenfalls  auf  mathe- 
Steinkohlen,  sehr  verschieden  ist.  Die  Reihen-  matischem  Wege.  Unabhängig  von  den  Ge- 
folge der  Teilmengen  bei  dieser  gedachten  nannten  stellte  C.  Menger  eine  ähnliche 
Ansammlung  ist  gleichgültig ;  der  als  erste  Theorie  auf,  und  ihm  schlössen  sich  v.  Wieser, 
angenommenen  schreibt  der  Besitzer  den  v.  Böhm-Bawerk  und  andere  österreichische 
höchsten  Grad  von  Nützlichkeit  zu,  die  letzte,  Nationalökonomen  an.  Menger  hat  haiipt- 
die  volle  Bedarfsmenge  herstellende  erreicht  sächlich  die  verschiedenartigen  Ver- 
den Nützlichkeitsgrad  Null,  und  zwischen  Wendungen  derselben  Güterart  im  Auge,  von 
diesen  beiden  äußersten  Fällen  nimmt  die  denen  jede  für  den  Besitzer  eine  geringere 
Nützlichkeit  der  einzelnen  Teilmengen  fort-  Wichtigkeit  hat  wie  die  vorhergehende.  Das 
während  in  irgend  einem  Maße  ab.  Anderer-  Gut  wird  dann  geschätzt  nach  der  Ver- 
seits  aber  nimmt  auch  das  für  die  Wert-  Wendung  von  der  geringsten  Wichtigkeit 
Schätzung  notwendige  Gefühl  des  Mangels  oder  Nützlichkeit.  Hierher  ^hören  indes 
von  der  ersten  bis  zur  letzten  Teilmenge  nur  Rohstoffe  oder  Güter  mit  einem  geringen 
immer  mehr  ab.  Mit  der  letzten  Teilmenge  Grade  der  Verarbeitung.  Je  höher  ein  Öut 
eines  unvollständigen  Vorrats  ist  dieses  verarbeitet  ist.  um  so  mehr  ist  es  ausschließ- 
Mangelgefühl  in  einem  bestimmten  Grade  lieh  einer  einzigen  Verwendungsart  angepaßt, 
gegeben  und  die  Schätzung  der  Nützlichkeit  Ueberhaupt  paßt  die  ganze  obige  BÜtrach- 
dieser  Teilmenge  bei  dem  empfundenen  Grade  tungsweise  zunächst  nur  auf  die  unmittelbaren, 
des  Mangels  ergibt  den  Wert,  oder  nach  zur  persönlichen  Befriedigung  des  Menschen 
dem  von  den  österreichischen  Theoretikern  dienenden  Verbrauchs-  und  Gebrauchsgüter, 
angenommenen  Ausdruck  den  „Nutzwert"  wie  dies  besonders  bei  Gossen  hervortritt, 
dieser  Teilmenge.  Jede  andere  aus  dem  Man  wird  daher  zweckmäßigerweise  nicht 
Vorrat  beliebig  herausgegriffene  gleichgroße  den  G.  der  Rohstoffe  süs  solchen  untersuchen, 
Teilmenge  hat  dieselbe  Nützlichkeit  und  auch  sondern  den  der  verschiedenen  aus  ihnen 
denselben  Wert  wie  die  letzte ;  dagegen  hergestellten  Konsumtionsgüter  für  sich,  also 
darf  man  nicht  etwa  den  Nutzwert  des  z.  ß.  nicht  den  G.  des  Getreides  im  allge- 
ganzen  Vorrats  gleich  setzen  dem  Produkt  meinen,  sondern  den  des  Brotes,  des  Brannt- 
aus der  Zahl  der  Teilmengen  und  dem  Nutz-  weins,  des  Fleisches  —  sofern  Vieh  mit 
wert  der  letzten  Teilmenge,  sondern  es  sind  Getreide  gefüttert  wird.  Auch  die  wenigen 
die  Nutzwerte  der  aufeinanderfolgenden  Fälle,  in  denen  ein  Stoff  unmittelbar  zur 
Teilmengen  mit  ihrer  abnehmenden  Nütz-  Befriedigung  verschiedener  persönlicher  Be- 
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dürfnisse  verwendet  werden  kann,  bissen 
sich  auf  die  oben  dargestellte  Anschauung 
einer  zusammenhängenden  Reihe  aufeinander- 
folgender abnehmender  Nützlichkeitsgrade 
zurückführen. 

Störender  ist  für  die  G.theorie,  daß  sie 
nur  auf  Mengengüter,  die  nach  irgend 
einer  Maßeinheit  gemessen  werden,  bequem 
anw^endbar  ist,  nicht  aber  auf  Einzelgüter, 
nämlich  individualisierte  Gegenstände  zu 
einem  besonderen  persönlichen  Gebrauch,  die 
oft  mit  einem  einzigen  Exemplar  imd  fast 
immer  nur  mit  einer  nur  mäßigen  Zahl  den 
Bedarf  voll  befriedigen.  Im  letzteren  Falle 
ist  es  auch  oft  sehr  zweifelhaft,  ob  der  Satz 
richtig  ist,  daß  die  erste  Einheit  die  größte 
und  jede  folgende  eine  geringere  Nützlich- 
keit habe,  denn  viele  Gebrauclisgegenstände 
müssen,  w^enn  sie  ihren  Zweck  angemessen 
erfüllen  sollen,  in  einer  gewissen  Zahl  vor- 
handen sein.  Ein  erstes  und  einziges  Exem- 
plar ist  da  oft  von  geringem  Nutzen.  Weitere 
Exemplare  über  jene  gewisse  Zahl  hinaus 
werden  allerdings  für  die  subjektive  Schätzung 
immer  nutzloser  und  schließlich  lästig. 

Die  auf  subjektiven  Empfindungen  be- 
ruhende Wertschätzung  der  Güter  nach  dem 
G.  hat  überhaupt  nur  eine  psychologische 
Bedeutimg,  liefert  aber  nicht  den  Maßstab,] 
nach  dem  wir  eine  geordnete,  rationelle 
Wirtschaft  führen  können.  Eine  solche 
Wirtschaft  verlangt  vor  allem  eine  im  vor- 
aus stattfindende  wenigstens  ungefähre  Ver- 
anschlagung unseres  Gesamtbedarfs  von  den 
verschiedenen  Güterarten  während  einer  ge- 
wissen Periode,  und  dieser  Haushaltsplan 
darf  nicht  nach  subjektiven  Neigungen  und 
Begehrungen  aufgestellt  werden,  sondern 
muß  auf  vernünftigen  wirtschaftlichen  Er- 
wägimgen  beruhen  und  namentlich  zu  einer 
zweckmäßigen  Regelung  der  einzelnen  Güter- 
mengen nach  Maßgabe  der  zur  Verfügung 
stehenden  Beschaiff ungsmittel  führen. 
Da  diese  Mittel  für  jeden  immer  mehr  oder 
weniger  beschränkt  sind,  so  werden  auch 
die  anzuschafTenden  Gütermengen  der  ver- 
schiedenen Alien  in  gegenseitiger  Abhängig- 
keit voneinander  stehen,  indem  die  eine  die 
andere  mehr  oder  weniger  verdrängt  und 
wenigstens  bei  Welen  das  subjektive  Be- 
dürfnis nicht  voll  befriedigt  wird.  Nach 
einem  von  Gossen  aufgestellten  Satz  müßte 
nun  die  Verteilung  der  vorhandenen  Mittel 
auf  die  Beschaffung  der  verschiedenen  Güter- 
arten so  erfolgen,  daß  die  letzte  Mengen- 
einheit einer  jeden  die  gleiche  Nützlichkeit 
liätte,  d.  h.  daß  für  alle  der  gleiche  G.  be- 
stände; denn  unter  dieser  Voraussetzung 
würde  die  Gesamtgröße  des  durch  die  Güter 
erzeugten  „Genusses''  ein  ^laximum  sein. 
Dieser  Satz  läßt  sich  in  der  Tat  leicht  be- 
weisen, wenn  man  nur  von  der  Tatsache 
ausgeht,  das  jeder  Genuß   bei  seiner  Fort- 


setzung immer  mehr  abnimmt.  Aber  mit 
den  Grundsätzen  Jeder  vernünftigen  Wirt- 
schaft und  den  Erfahnmgen  des  gewöhn- 
lichen Lebens  steht  er  durchaus  im  Wider- 
spruch. Denn  niemand  wird  vernünftiger- 
weise daran  denken,  wenn  er  nicht  imstande 
ist,  alle  seine  Bedürfnisse  vollständig  zu 
befriedi^n,  die  Befriedigung  für  alle  bei 
dem  gleichen  G.  abzubrechen,  also  sie  alle 
nur  unvollständig  zu  befriedigen.  Die  ge- 
wöhnlichen Lebensmittel  wird  er  sich  auch 
bei  beschränktem  Einkommen  zur  vollen 
Genüge  verschaffen,  den  Genuß  der  übrigen 
Güter  aber  wird  er  sich  nur  mit  Sparsam- 
keit gestatten  und  zwar  um  so  knapper,  je 
mehr  sie  nach  seinen  Verhältnissen  zum 
Luxus  gehören,  wenn  sie  sein  subjektives 
Begehren  auch  stark  reizen.  Die  Befrie- 
digung der  verschiedenen  Bedürfnisse  hört 
also  nicht  mit  dem  gleichen  G.  auf,  sondern 
dieser  ist  bei  einer  Reihe  von  Gütern  gleich 
Null  und  nimmt  für  die  übrigen,  dem  Wirt- 
schaftenden noch  erreichbaren  mehr  und 
mehr  zu.  Hieraus  ergibt  sidi,  daß  die  Nütz- 
lichkeit der  Güter  zur  Befriedigung  eines 
subjektiven  Begehrens  überhaupt  nicht  allein 
maßgebend  ist,  sondern  durch  eine  ver- 
nünftige den  ganzen  Wirtschaftsplan  um- 
fassende Ueberlegun^  zurückgedrängt  Nvird 
oder  doch  werden  soll. 

Literatur:  Gossen,  Entwickelung  der  Gesetze 
des  menschlichen  Verkehrs,  Brannschweig  1S5S; 
neue  Ausgabe,  Berlin  1889,  —  Jevons,  Thfory 
of  poiitical  Economy,  S,  Aufl.,  London  1879.  — 
C.  Menger  y  Grundsäue  der  Volkswirtschafts- 
lehre, Wien  1871.  —  L,  WalrtM,  Elements 
d'Economie  politique  pure,  S.  Aufl.,  Lausanne 
1889.  —  V.  WieaeTf  Veber  den  Ursprung  und 
die  Bauptgesetze  des  tpirtschafUichen  Wertes, 
Wien  1884.  —  Derselbe,  Der  natürliche  Wert, 
Wien  1889.  —  v,  Böhmr'-'Bawerk,  Grundzüge 
der  Theorie  des  irissensch.  Gütertterts,  Jahrb.  f. 
Nat.'Oek.,  N.  F.,  XIIL  —  Zuckerkandl, 
Theorie  des  Preises,  Leipzig  1889.  —  A%»spitz 
und  Lieben,  Untersuchungen  über  die  Theorie 
des  Preises,  Leipzig  188,5.  —  Launhardt, 
Mathematische  Begründung  der  Volkstrirtschaßs- 
lehre,  Leipzig  1885.  —  Wtcksell,  Ueber  Wert, 
Kapital  und  Rente,  Jena  1898.  —  Irving  Flsher, 
3fathematical  investigations  in  the  Theory  of 
Value  and  Prices,  Connecticut  Academy  189S. 
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Oresham*8ches  Gesetz. 

I  1.  Das  sogen.  G.  G.  lautet:    „Schlechtes 

Geld  vertreibt  gutes  Geld,  aber  gutes  Geld  kann 
I  schlechtes  Geld  nicht  vertreiben.**  Dieser  Satz  soll 
I  um  die  Mitte  des  16.  Jahrh.  von  Sir  Thomas 
•  G  r  e  s  h  a  m ,  dem  Fiuanzagenten  Englands  in 
,  Antwerpen  und  Begründer  der  Londoner  Effek- 
,  tenbörse,  aasgesprochen  worden  sein ,  doch  ist 
!  der  Nachweis  hierfür  problematisch.  Jedenfalls 
:  findet  sich  nnffefähr  zur  gleichen  Zeit  derselbe 
1  Gedanke  bei  W.  Stafford:    ,.Drei  Gespräche 
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über  die  in  der  Bevölkerung  verbreiteten  Klagen^, 
sowie  in  Aenßemngen  der  spaniscben  Cort^s  im 
16.  Jahrb.  formuliert.  Die  Erfahrung  lehrt,  daß 
keineswegs  stets  ein  Verschwinden  des  guten 
Geldes  eSolgt  ist,  wo  solches  neben  einem  ge- 
rincren  Betrag  minderwertigen  Geldes  von 
gleichem  Nennwerte  zirkuliert.  Vielmehr  ist 
auf  Grund  der  münzgeschichtlichen  Erfahrung 
folgendes  heute  zu  bemerken: 

a)  Wo  nebeneinander  zu  gleichem  Nennwerte 
vollwichtige^  ev.  überwichtige  und  andererseits 
nicht  vollwichtige  (entweder  abgenutzte  oder 
mangelhaft  ausgeprägte)  Währungsmünzen 
umlaufen,  werden  für  die  Industrie  und  für  den 
Edelmetfldlexport,  sofern  letzterer  durch  den 
Stand  der  Zahlungsbilanz  überhaupt  rentabel 
gemacht  wird,  die  vollwichtigen  oder  überwich- 
tigen Stücke,  nicht  die  schlechteren  Stücke  aus- 
gesucht. An  sich  braucht  dies  jedoch  nicht  zur 
völligen  „Vertreibung  des  guten  Geldes"  zu 
führen.  Die  günstigere  Gestaltung  der  Zahlungs- 
bilanz kann  Wiedereinfuhr  von  Edelmetall  und 
bei  freier  Privatprägung  Neuausmünzung  guter 
Stücke  von  selbst  herbeiführen,  solange  das 
Ausland  den  Kurs  des  aus  minderwertigen  und 
vollwertigen  Münzen  gemischten  Landesgelds 
nach  dem  Metallwert  der  bestausgestatteten 
Münzen  bemißt. 

b)  Es  kann  neben  metallisch  vollwichtigen, 
international  gangbaren  Währungsmünzen  ein 
beschränkter  Betrag  von  Scheidemünzen,  auch 
von  Kurantmünzen,  deren  Metallwert  hinter  dem 
Nennwerte  zurückbleibt,  im  Umlauf  erhalten 
bleiben,  ohne  daß  dadurch  die  vollwichtige 
Währungsmünze  vertrieben  wird,  solange  nicht 
dauernd  passive  Zahlungsbilanz  herrscht  und 
solange  das  Ausland  den  Kurs  aller  Münzen 
des  betreffenden  Landes  nach  der  Parität  der 
besten  Gattung  metallisch  vollwichtigen  Geldes 
taxiert.  Femer  braucht  nicht  eine  Neuschaffung 
schlechteren  Geldes  das  bessere  Geld  zu  ver- 
treiben, wenn  ein  gleicher  Betrag  minderwertiger 
Zahlungsmittel  an  Stelle  bisher  schon  vorhande- 
nen schlechten  Geldes  tritt.  Die  Vermehrung 
der  Silberkurantmünzen  und  der  diese  vertreten- 
den Silberzertifikate  in  den  Vereinigten  Staaten 
zwischen  1878  und  1890  hatte  nicht  eine  Ver- 
treibung des  dortigen  Gold  Vorrates  zur  Folge, 
weil  damals  das  Ausland  den  amerikanischen 
Dollar  als  mit  Gold  gleichwertig  taxierte  und 
andererseits  nicht  nur  bei  vermehrter  Bevölke- 
rung der  Geldbedarf  stieg,  sondern  auch  gleich- 
zeitig mit  der  Vermehrung  des  Silberumlaufs 
eine  Verringerung  des  amerikanischen  Bank- 
notenumlaufs stattfand.  Das  wurde  anders,  als 
zwischen  1890  und  1893  die  Ankäufe  von  Silber 
gegen  Schatznoten  infolge  der  Shermanbill 
derart  gesteigert  wurden,  daß  die  europäischen 
Kapitalisten  Zweifel  bekamen ,  ob  Dollarforde- 
rungen der  Ausländer  dauernd  in  Gold  bezahlt 
werden  könnten.  Durch  Angstverkäufe  von 
Wertpapieren  aus  Europa  nach  Amerika  ver- 
schlechterte sich  die  Zahlungsbilanz  der  Ver- 
einigten Staaten  derart,  daß  viel  mehr  Zahlungen 
nach  Europa  zu  leisten  als  von  dort  zu  emp- 
fangen waren.  Die  Ausgleichung  der  Zahlungs- 
bilanz konnte  nur  in  Grold,  nicht  in  Silberdollars 
und  Silberzertifikat^n  erfolgen,  eine  Wieder- 
einfuhr von  Gold  wurde  durch  den  für  Amerika 
ungünstigen  Stand  der  Zahlungsbilanz  bei  Fort- 
dauer des  Mißtrauens  der  Europäer  gegen  die 


amerikanische  Währungspolitik  erschwert.  So 
trat  seit  dem  Shermangesetz  bis  zu  dessen  Be- 
seitigung die  Wirksamkeit  des  G.  G.   hervor. 

c)  Es  ist  auch  nicht  schlechthin  richtig,  daß, 
wo  Goldmünzen  und  uneinlösliches  Papiergeld 
nebeneinander  kursieren,  sämtliches  Gold  unbe- 
dingt durch  das  schlechtere  Papiergeld  vertrieben 
werden  müßte.  Es  ist  zunächst  denkbar,  daß  in 
einem  Papierwährungslande  ein  gewisser  Umlauf 
an  Goldmünzen  erhalten  bleibt  und  nicht  ver- 
'  trieben  wird,  solange  die  Zahlungsbilanz  normal 
bleibt  und  das  Ausland  das  Papiergeld  als 
gleichwertig  mit  Gold  taxiert.  Dies  wird  aller- 
dings nur  vorübergehend  und  nur  bei  sehr  vor- 
sichtiger Diskontopolitik  —  wie  zeitweilig  in 
Frankreich  während  des  Krieges  1870/71  —  zu 
erreichen  sein.  Tritt  eine  „Entwertung"  des 
Papiergeldes  ein,  d.  h.  taxiert  das  Ausland  das 
'  Papiergeld  als  minderwertig  gegenüber  dem 
Goldgeld,  so  ist  eine  völlige  Vertreibung  des 
Goldgeldes  aus  dem  Papierwährungslande  trotz 
des  Satzes,  daß  schlechtes  Geld  das  gute  ver- 
treibe, dann  zu  vermeiden,  wenn  in  Papier- 
valuta ein  Agio  für  Goldmünzen  sich  einbürgert, 
welches  genau  dem  Mehrwert  der  Goldmünzen 
gegenüber  dem  Auslandskurs  des  Papiergeldes 
entspricht.  Fehlerhafterweise  bekämpft  man 
jedoch  in  Papierwährun^sstaaten  meist  solch 
ein  Agio,  welches  das  einzige  Mittel  ist,  um 
das  Gold  im  Lande  zu  halten,  durch  Staats- 
maßregeln. 

2.  Der  Satz :  „Schlechtes  Geld  vertreibt  gutes 
I  Geld''  tritt  nach  dem  Gesagten  unbedingt  in 
Kraft,  sobald  vom  Auslande  der  Wert  der  ge- 
I  samten  Zahlungsmittel  eines  Landes  nicht  mehr 
'  entsprechend  dem  Edelmetallwert  der  Münzen 
vom  größten  Edelmetallgehcüt  geschätzt  wird. 
j  —  Eine  abweichende  Aurfassung  findet  sich  in 
I  Knapps  Geldtheorie,  S.  150,  vertreten. 

I  Literatur:    H,  n,  Macleod,    A   dictionary  of 

I      polüical  economy,   London  186S,   VoL  1,  S.  464. 

—  Emile  de  Laveleye,  in  Jahrb.  f.  Sat.,  t.  F., 
Bd.  4,  S.  lief.  —  William  Stoff ord,  Drri 
Gespräche  über  dU  in  der  Bevölkerung  rer- 
breiteten  Klagen,  hrsg.  von  E.  Leser,  Leipzig  1895, 
S.  109,  186 ff.  —  Mar,  t/ul.  Bonn,  Spaniens 
Niedergang  während  der  Preiarevolution  det 
16.  Jahrhunderts.  Ein  induktiver  Versuch  zur 
Gesch.  der  Quantitätstheorie,  Stuttgart  1896,  S.  40- 

—  F.  W.  Taussig,  The  silver  Situation  in  the 
United  States,  Baltimore  1892,  S.  45.  —  M, 
Präger,  Die  Währungsfrage  in  den  Ver.  Staaten 
usw.,  Stuttgart  1897.  —  Vgl.  über  Gresham: 
Rieh,  Ehrenberg,  Das  Zeitalter  der  Fugger. 
Geldkapitel  und  Kreditterkehr  im  16.  Jahrh., 
S  Bde.,  Jena  1896;  sotcie  J,  W,  JBurgon,  The 
life  and  times  of  Sir  Thomas  Gresham,  Jjondon 
1839,  £  Bde.  W.  Lotz, 


Grofi-  und  Kleinbetrieb. 

1.  Formen  des  Betriebs  und  der  Unterneh- 
mung.  2.  Gewerbliche  Betriebe.  3.  Statistisches. 
1 4.  Handelsgewerbe.    5.  Landwirtschaft. 

1.  Formen  des  Betriebs  und  der  Ullte^ 
nehmnng.  Der  Betrieb  ist  die  tech- 
nische Einheit  in  der  Unternehmung.  Ein 
Unternehmer  kann  Inhaber  mehrerer  Betriebe 
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sein,  von  denen  jeder  technisch  selbständig 
ist,  während  sie  doch  wirtschaftlich  in  einem 
einheitlichen  Zusammenhang  stehen.  Dabei 
können  diese  privatwirtschaftlich  zusammen- 
gefaßten Einzelbetriebe  unter  sich  gleichartig 
sein,  wie  bei  einem  Unternehmen  mit  zahl- 
reichen Zweiggeschäften;  sie  können  aber 
auch  verschi^enen  Produktionsstufen  ange- 
hören und  voneinander  abhängig  sein,  wie 
bei  der  Verbindung  von  Berg^'erks-  und 
Hüttenbetrieb.  Wie  die  Größe  eines  Unter- 
nehmens, so  wird  auch  die  eines  Betriebs 
in  erster  Linie  nach  der  Größe  des  in  ihm 
angelegten  Kapitals  beurteilt,  und  hier- 
nach imterscheidet  man  G.  und  K.  Es  kann 
aber  eine  Unternehmung  mit  beträchtlichem 
Kapital  sich  ausschließlich  aus  K.  zusammen- 
setzen. So  gibt  es  z.  B.  bedeutende  Detail- 
handelsunternehmungen, die  eine  große  An- 
zahl von  Läden  unterhalten,  von  denen  jeder 
einzelne  dem  K.  zuzurechnen  ist. 

In  der  Regel  besteht  aber  die  Unter- 
nehmung nur  aus  einem  einzigen  Betriebe 
und  wir  setzen  im  folgenden  diesen  Fall 
voraus.  Ob  mm  ein  bestimmter  Betrieb  zu 
den  großen  oder  zu  den  kleinen  zu  rechnen 
sei,  läßt  sich  nicht  allgemein  entscheiden, 
sondern  es  kommt  auch  auf  die  Art  des 
betreffenden  Geschäftes  an.  Im  eigentlichen 
Handelsgewerbe  bezeichnet  man  alle  Betriebe, 
die  nicht  im  kleinen  an  die  letzten  Abnehmer 
verkaufen,  als  Großhandel  und  zählt  sie 
daher  auch  meistens  zu  den  G.,  obwohl  sie 
oft  nur  über  ein  mäßiges  Kapital  verfügen. 
Richtiger  wäre  es,  wenn  man  auch  in  dieser 
Kategorie  selbst  wieder  zwischen  großen 
und  Kleinen  Betrieben  nach  gewissen  Merk- 
malen unterschiede.  Im  Detailhandel  wird 
ein  solcher  Unterschied  in  der  neueren  Zeit 
stets  gemacht,  seitdem  die  Warenhäuser 
und  ähnliche  große  kapitalistische  Unter- 
nehmungen mit  den  eigentlichenKleinhandels- 
geschäften  in  Wettbewerb  getreten  sind. 
Auch  in  der  Industrie  könnte  man  unter 
den  fabrikmäßig  betriebenen  Unternehmun- 
gen noch  immer  eine  Scheidung  nach  ihrer 
Größe  vornehmen,  die  nicht  niu*  statistische, 
sondern  auch  wirtschaftlich-technische  Be- 
deutimg hätte.  Bei  den  allgemeinen  Er- 
örtenmgen  über  die  Frage  des  G.  und  K. 
stellt  man  aber  zunächst  lediglich  die  Fabrik- 
industrie dem  Handwerk  und  den  ^ß- 
kapitalistischen  Detailhandel  dem  mittel- 
ständischen Kleinhandel  gegenüber.  Für 
die  Landwirtschaft  nimmt  diese  Frage  wieder 
einen  ganz  anderen  Charakter  an  yde  für 
Gewerbe  und  Handel,  die  wir  hier  zunächst 
ins  Auge  fassen. 

Im  Altertum  gab  es  auf  der  Sklaverei 
beruhende  Betriebe,  die  über  die  kleinge- 
werbliche Form  hinausgingen  und  insofern 
als  G.  bezeichnet  werden  können.  Die  mittel- 
alterliche   Zunftverfassung     dagegen     war 


speziell  darauf  berechnet,  die  gewerbliche 
Produktion  auf  der  Stufe  des  handwerks- 
mäßigen K.  zurückzuhalten.  Der  G.  ent- 
wickelt sich  zuerst  in  der  Form  des  Ver- 
lagssystems, einer  im  wesentlichen  kauf- 
männischen Geschäftsform,  da  der  Unter- 
nehmer selbst  an  der  Produktion  nicht  un- 
mittelbar beteiligt  ist,  sondern  nur  auf  seine 
Rechnimg  den  Vertrieb  der  Waren  über- 
nimmt, die  von  den  für  ihn,  in  der  Regel 
auf  Bestellung,  arbeitenden  Handwerkern 
hergestellt  werden.  Daneben  entstand  seit 
dem  Ausgang  des  Mittelalters  das  Fabrik- 
system, das  eine  größere  Anzahl  von  Ar- 
beitern —  und  zwar  freien  Lohnarbeitern  — 
in  derselben  Produktionsstätte  vereinigte. 
Erst  durch  dieses  System  konnten  die  volks- 
wirtschaftlichen und  technischen  Voi-teile 
des  G.  ausgenutzt  werden.  Die  Fabrikation 
war  allerdings  anfangs  noch  Manufaktur; 
Tier-  und  Wasserkraft  wurden,  so  gut  es 
ging,  verwertet,  aber  die  Handarbeit  bildete 
dodi  noch  den  Hauptfaktor  der  Produktion. 
Immerhin  aber  war  jetzt  eine  Steigerung 
der  Produktivität  durch  zweckmäßige  Tei- 
lung und  Organisation  der  Arbeit 
mögfich.  Auch  konnten  Ersparnisse  an  den 
allgemeinen  Unkosten  und  durch  billigeren 
Bezug  der  Rohstoffe  erzielt  werden.  Die 
entscheidenden  Vorzüge  des  G.  traten  jedoch 
ei*8t  hervor,  als  in  der  zweiten  Hälfte  des 
18.  Jahrh.  die  moderne  Maschinentechnik 
nach  und  nach  in  immer  weiteren  Gebieten 
der  gewerblichen  Produktion  zur  Herrschaft 
gelangte.  Je  mehr  Pferdekräfte  der  Dampf- 
maschine, je  mehr  Spindeln  der  Spinn- 
maschine auf  einen  Arbeiter  kommen,  desto 
größer  ist  der  objektiv-volkswirtschaftliche 
und  in  der  Regel  auch  der  privatwirtschaft- 
liche Gewinn  des  Unternehmers  bei  der 
Maschinenarbeit  Ein  solcher  Betrieb  konnte 
aber  nur  mit  großem  Kapital  unternommen 
werden  imd  war  daher  von  vornherein  G. 
Reichte  das  Kapital  der  einzelnen  Unter- 
nehmer nicht  aus,  so  verbanden  sich  mehrere 
und  namentlich  wurde  allmählich  die  Aktien- 
gesellschaft zu  einer  für  den  G.  besonders 
beliebten  Untemehmungsform. 

2.  Gewerbliche  Betriebe.  Durch  die 
Maschine  wird  die  Produktivität  der  Arbeit 
in  so  hohem  Grade  gesteigert,  daß  der  Hand- 
werksbetrieb in  vielen  Gewerbezweigen 
stark  zurückgedrängt  oder  gänzlich  verdrängt 
wurde.  Bei  diesem  Prozeß  kamen  dem  G. 
auch  noch  andere  Umstände  zustatten. 
Durch  die  Entwickelung  des  modernen  Ver- 
kehrswesens —  das  seinerseits  ebenfalls 
lediglich  auf  dem  G.  beruht  —  wurde  die 
Produktion  für  den  Weltmarkt  immer  mehr 
erleichtert  und  infolgedessen  immer  mehr 
ausgedehnt.  Diese  ist  aber  nur  dem  G. 
zugänglich,  da  sie  ein  bedeutendes  Kapital 
voraussetzt.     Das   eigentliche    selbständige 
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Handwerk  stützte  sich  von  Anfang  an  nur 
auf  den  lokalen  Markt;  die  Hand^verker 
aber,  die  für  kaufmännische  Verleger  arbei- 
teten, waren  schon  Glieder  in  einer  Organi- 
sation des  G.  Den  für  den  Weltmarkt  ar- 
beitenden Betrieben  steht  es  auch  frei,  den 
Ort  ihrer  Niederlassung  sowohl  für  den  Be- 
zug ihrer  Rohstoffe  als  auch  für  die  Ver- 
sendung ihrer  Erzeugnisse  möglichst 
günstig  zu  wählen;  sie  verfügen  über  den 
ganzen  Apparat  der  kaufmännischen  Organi- 
sation des  Absatzes  und  sie  genießen  einen 
der  Größe  ihres  Kapitals  entsprechenden 
Kredit.  Allerdings  wächst  mit  der  Aus- 
dehnung ihres  Geschäfts  auch  ihr  Risiko, 
aber  dieses  läßt  sich  doch  bei  der  heutigen 
Schnelligkeit  des  Verkehrs,  namentlich  des 
Nachrichtenverkehrs,  im  Vergleich  mit  den 
früheren  Zuständen  bedeutend  vermeiden, 
da  man  sich  eine  von  Tag  zu  Tag  fort- 
laufende genaue  Kenntnis  der  wirtschaft- 
lichen Verhältnisse  und  Konjunkturen,  auch 
der  entferntesten  Länder,  verschaffen  kann. 

Der  Sieg  des  G.  ist  endgültig  in  den- 
jenigen G^werbezweigen  entschieden,  die 
den  heutigen  Anforderungen  nur  mit  Hilfe 
eines  großen  Maschinenapparats  genügen 
können.  In  den  für  das  Verlagssystem  ge- 
eigneten Gewerben  werden  nur  Handwerks- 
geräte oder  kleinere  Maschinen,  wie  Hand- 
webstühle (zum  Teil  schon  anachronistisch) 
und  Nähmaschinen  verwendet;  aber  es  findet 
hier  eine  örtliche  Konzentrierung  der  Pro- 
duktion statt,  die  eine  auf  genügendes  Kapi- 
tal gestützte  kaufmännische  Leitung  verlangt, 
die  die  hausindustriellen  Handwerker  selbst 
nicht  beschaffen  können.  Wird  ihnen  von 
dem  Verleger  das  Rohmaterial  geliefert,  wie 
z.  B.  in  der  Seidenindustrie,  so  können  sie 
überhaupt  nicht  mehr  als  Inhaber  selbstän- 
diger Betriebe  augesehen  werden.  In  anderen 
Gewerbezweigen,  z.  B.  in  der  Kleineisen- 
industrie, haben  die  hausindustriellen  Meister 
eine  freiere  Stellung ;  sie  verarbeiten  eigenes 
Material,  beschäftigen  in  ihren  Werkstätten  oft 
eine  größere  Zahl  von  Arbeitern  und  nennen 
sich  dann  auch  wohl  Fabrikanten.  Technisch 
sind  ilire  Betriebe  selbständige  K.,  und  auch 
wirtschaftlich  können  sie  als  unabhängig 
betrachtet  werden,  wenn  sie  nicht  ausschließ- 
lich auf  einen  Verleger  angewiesen,  sondern 
imstande  sind,  von  mehreren  Seiten  Be- 
stellungen anzunehmen.  K.  dieser  Art  werden 
sich  voi-aussichtlich  dauernd  erhalten.  Sie 
können  ihre  Produktion  auch  mit  Vorteil 
spezialisieren,  weil  sie  eben  nicht  auf  den 
lokalen  Bedarf,  sondern  auf  den  Weltmarkt 
berechnet  ist,  wenn  ihnen  dieser  auch  nur 
durch  Vermittler  zugänglich  ist. 

Als  K.  im  engereu  Sinne  sehen  wir 
diejenigen  an,  die  nur  für  den  lokalen  Ab- 
satz arbeiten  und  unmittelbai-  mit  den  letzten 
Abnehmern    ihrer  Waren    und    Leistungen 


verkehren.  Ihre  Inhaber  arbeiten  häufig  in 
dem  Gewerbe  selbst  mit  oder,  wenn  sie  sich 
bei  größerer  Ausdehnimg  des  Betriebs  auf 
die  Oberleitung  beschränken,  so  ist  diese 
eine  gewerblich-technische,  zu  der  sie  durch 
eine  praktische  Ausbildung  befähigt  sind, 
während  sie  in  kaufmännischer  Beziehung 
wegen  der  Einfachheit  der  Absatzverhält- 
nisse nur  geringen  Anforderungen  zu  ge- 
nügen haben.  Es  wird  dem  gewerblichen 
Mittelstande  noch  immer  mögUch  sein,  in 
vielen  Zweigen  den  handwerksmäßigen  Be- 
trieb aufrecht  zu  halten,  vorausgesetzt,  daß 
er  seine  Leistungsfähigeit  auf  die  volle  Höhe 
bringt,  die  unter  den  gegebenen  umständen 
eiTcichbar  ist.  Zu  diesen  Zweigen  gehört 
das  Baugewerbe  in  seinem  ganzen  Umfang: 
Maurer,  Steinmetzen,  Zimmerleute,  Dach- 
decker, Bautischler  und  Bauschlosser,  Stuben- 
maler, Installateure  usw.,femerdieFleisclierei, 
Bäckerei  und  Konditorei,  auch  das  Beklei- 
dungsgewerbe zu  einem  großen  Teil,  da 
viele  es  immer  vorziehen  werden,  ihre 
Kleider  und  Schuhe  nach  Maß  machen  zu 
lassen,  als  sie  im  Magazin  zu  kaufen.  Auch 
in  der  Druckerei,  der  Buchbinderei,  der 
Photographie  und  manchen  Zweigen  des 
Kunstgewerbes  können  sich  kleinere  und 
mittlere  Betriebe  behaupten.  Ganz  kleine 
und  fast  kapitallose  Betriebe  werden  sieh 
freilich  mehr  und  mehr  als  unhaltbar  er- 
weisen, aber  ihr  Verschwinden  ist  vom 
volkswirtsdiaftlichen  Standpunkt  nicht  zu 
beklagen,  da  ihre  Leistungsföhigkeit  meistens 
weit  unter  der  normalen  Grenze  bleibt  Ohne 
ein  gewisses  mäßiges  Kapital  wird  auch 
der  handwerksmäßige  K.  sich  in  der  Regel 
nicht  aufrecht  erhalten  lassen.  Namenthch 
wird  er  in  vielen  Gewerbezweigen  kleine 
Motoren  und  Werkzeugmaschinen  nicht  ent- 
behren können,  wenn  auch  die  Meinung 
irrig  ist,  daß  mit  solchen  Maschinen  auch 
da  gegen  den  G.  angekämpft  werden  könne, 
wo  dieser  ein  natürlichesüeberge  wicht  hat.  Zur 
Ergänzung  seines  Kapitals  bedarf  der  Klein- 
gewerbetreibende eines  leicht  zugänglichen 
und  billigen  Kredits,  wie  er  besonders  durch 
die  genossenschaftlidie  Organisation  beschafft 
werden  kann.  Die  teclmische  Ausbildung 
aber  ist  durch  zweckmäßige  Einrichtung  des 
Lehrlingswesens  und  des  Fachunterrichts 
zu  fördern  (s.  Art.  „Gewerbl.  ünterrichts- 
wesen^^  oben  S.  1074  fg.). 

Als  Mittelbetriebe  wird  man  diejeni- 
gen bezeichnen  dürfen,  die  nach  der  Zahl 
ihrer  Arbeiter  und  der  Höhe  ihres  Kapitals 
einen  größeren  Umfang  haben,  aber  hin- 
sichtlich der  Stellung  und  der  Tätigkeit  ihrer 
Inhaber  noch  dem  Kleingewerbe  verwandt 
sind.  Eine  bestimmte  Grenze  läßt  sich  für 
sie  weder  nach  oben  noch  nach  unten  ziehen. 

Die  G.,  namentlich  die  dem.  Fabriksystem 
angehörenden,   zeigen  in  der  neueren  Zeit 
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die   Tendenz,  immer  weiter  anzuwachsen.  Mittelstand  hauptsachlich  aus  seiner  eigenen 

Die  technischen  Vorteile  des  G.  reichen  Mitte  rekrutiert. 

jedoch  nur  bis  zu  einer  gewissen  Grenze,        j^  Qbrigen  aber  finden  die  Lohnarbeiter 

über  die  hinaus  weder  durch  weitere  Ar-  ;„,   allgemeinen    in   den   großen  Betriebeb 

beitsteilung  noch  durch  Anwendung  größerer  günstigere  Existenzbedingungen  als   in  den 

^er  zahlreicherer  Maschmen  ein  höherer  gieinen.    Diese  sind  häufig  gar  nicht  im- 

Gewmnsatz   erzielt   werden   kann.     Wenn  gtande,   dieselben    Löhne   zu    zahlen    wie 

das  Unternehmen   noch   weiter  ausgedehnt  jg^e  „qJ  gje  können  auch  nicht  WohlMrts- 

werden  soU,  so  wird  es  daher  häufig  zweck-  einrichtungen  schaffen,  wie  sie  bei  vielen 

mäßiger  sem,  einen  ganz  neuen  Betneb  an-  industriellen  G.  auch  noch  über  die  gesetzlich 

zul^en  als  den  vorhandenen  zu  erweitem,  vorgeschriebenen      Vereicherungsleistungen 

Die   dureh   eme   solche  Ausdehnung   oder  j^naus  zu  finden  sind.    Auch  ist  es  leichter 

Erweiterung  zu  erreichenden  Vortedewei-den  möglich,  die  G.  zu  gewissen  I^eistungen  im 

mir  aUgemein  wirtschaftlicher  Artsein,  LiteressederArbeitergesetzlichzuzwingen. 

wie  wirksamere  Beeinflussung  des  Marktes,        -^t  „ .  lu     --i    u  «ü-  u 

sKSf  Ä?sti'«lä"lSlf  LTnü^Tr  S  Jd^lkttf  rrdieÄTotcÄt 

Ä&ffuSn.'''a  irgjje":-  die  RUicht  entscheideTin  welcher  Be- 

wärtig  so  beliebt  gewordene  Kombinie-  *™??f°"?,,  ""'^  ^^  g eichen    Arbeit   die 

runi    verschiedener     aufeinander     ange-  pößte    Menge     Produkt    geliefert    werden 

wiesener  Betriebe,  wie  Steinkohlenbei^werke  1^°;.  ^"^  ^^"^^'^  ^^a^^'^^J^'T^t,^ 
und  Hochöfen,  Hochöfen  und  St^werke,  «Uerdings  nicht  nur  auf  «iie  Größe  der  Pro- 
bietet keine  technischen,  sondern  nur  wirt-  f'^*'""' .«<'°^?lf"^^  ^^^ijf  ^"^  ^^"^J^' 
schaftliche  Vorteüe,  naientüch  die  ünab-  teilung  des  Produktionsertrags  an.  Aber 
hängigkeit  von  den  Marktkonjunkturen  des  die  erste  Bedingung  einer  Vem-Ößerung  des 
VoiiÄdukts  und  bei  den  zu  S^dikaten  ver-  ^°*f '«.  ^^^  ^as^  «^«"^  Bevölkerung  an  der 
einigten  Unternehmungen  die  Unabhängigkeit  produzierten  Gütermenge  ist  doch  die  Ver- 
des^eigenen  Verbrauchs  an  Kohlen  oder  ^ßerung  dieser  Men§e  selbst  Von  diesem 
Roheisen    von   der  dem   Unternehmer    zu-  Gesichtspunkt    erschemt  die   weitere   Aus- 

stehenden  BeteUigungsquote.  <*ä"'"?i^  ^^'  S'  """^  '^"'''if"  Gebieten  noch 

M'       1-     T  i  j       «  u  -4    1 1  wünschenswert,  wenn  auch  andererseits  im 

\\as   die  Interessen   der   Arbeiter^^^  ^^^^^^   ^^^  'bestehenden  Existenzen   die 

gegenüber  dem  G.  und  K  betrifft,  so  könnte  Entwickelung  nicht  allzusehr  zu  besehleuni- 

man  zugunsten  des  K.  geltend  machen,  daß  jg^         ^ 

er  auch   dem   einfachen  Arbeiter  die  Mög-  ^ 

lichkeit  biete,  eine  selbständige  Stellung  zu        3,  Statistisches«    Was  die  Statistik  der 

erlangen.    Diese  Aussicht  ist  indes  für  einen  industriellen  Gewerbebetriebe  mit  Einschluü  des 

gänzfich  besitzlosen  Arbeiter  sehr  gering,  da,  W!w.r.^/Hn?^^^^ 

z,^^  ««u^«  u X.-I-*    T5^4^'^u  ^:«^«  u«u  "16  Cjewerbezahlungen  vom   14./VI.   1800  und 

v.ie  schon  bemerkt,  zum  Betneb  emes  halt-  ^^^  5./VI.  1882  im  l)entschen  Reiche  die  folgen- 

baren  kleingewerbhchen  Unternehmens  doch  ^en  Hauptergebnisse  hinsichtlich  der  Zahl  der 

ein   gewisses  Kapital  erforderlich  ist,   wes-  (Hanpt-)  Betriebe  und  der  darin  durchschnittlich 

halb   sich   denn   auch  der  kleingewerbliche  beschäftigten  Personen. 

Kleinbetriebe  3Iittelbetriebe  Großbetriebe                 Im  ganzen 

(1—5  Pers.)  (6-50  Pers.)  (51  und  mehr  Pers.) 

Betriebe     Personen  Betriebe  Personen  Betriebe  Personen  Betriebe     Personen 

1895        19S9572    3 191  125  139459    1902049  17  941    2907329  2146972    8000503 

1882        2175857    3270404  85001     I  109 128  9481     1554 131  2270339    5933663 

Die   Zahl    der  Kleinbetriebe    hat   also   von  einzelnen  Gewerbegruppen  im  Jahre  1895  gibt 

1882  bis  1895  nm  8,6  %,  die  der  in  ihnen  be-  die  anf  S.  1182  fönende  Tabelle  Auskunft, 
schäftigten  Personen   nm  2,4  %  abgenommen,         Nach  der  Zahl  der  beschäftigten  Personen 

dage&:en  ist  die  der  Mittelbetriebe  nm  64,1  %,  ist  hiemach  der  Kleinbetrieb  noch  am  stärksten 

die   der  in   ihnen   beschäftigten   Personen   nm  entwickelt  in  dem  Bekleidnngs- (und  Beinigungs-) 

71,5  <>o  gewachsen  und  für  den  Großbetrieb  sind  Gewerbe.    Auch  in  der  Metallverarbeitcm^,  in 

die  entsprechenden  Zuwachsprozeute  bezw.  89,3  der  Lederindustrie,  in  der  Industrie  der  Holz- 

und  87,2.    Der  letztere  hat  sich  also  am  stärksten  und  Schnitzstoffe,  in  der  Industrie  der  Nahmngs- 

ausgedehnt,  aber  nicht  etwa  durch  Verdränfi^ung  und    Genußmittel   und   in    den   künstlerischen 

von  mittleren  Betrieben,  da  auch  deren  Zahl  in  Gewerben  ist  das   Personal  der  Kleinbetriebe 

starkem  Verhältnis  zugenommen  hat.    Die  Ver-  noch  s^ßer  als   das  der  Großbetriebe,  ja,  mit 

minderung  der  Kleinbetriebe  aber  ist  Volkswirt-  Ausnahme  der  Metallverarbeitung,  sogar  noch 

schaftlich  nicht  zn  bedauern,  zumal  unter  ihnen  größer  als  das  der  Groß-  und  Mittelbetriebe  zu- 

wieder  die  ganz    kleineren   stark  überwie^n,  sammengenommen.     Dagegen  ist  im  Bergbau 

da  die  Kopfzahl,  die  durchschnittlich  auf  euien  und  Hüttenwesen,  im  Maschinen-  und  Instru- 

dieser  Betriebe  kam,   1882  nnr  1,50  und  1895  mentenban,  in  der  chemischen  Industrie,  in  der 

1,55  betrug.  Textilindustrie  und  in   der  Papierindustrie  die 

Ueber  die  Verteilung  der  Betriebe  in  den  Zahl   der  Beschäftigten   in    den  Großbetrieben 
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Kleinbetriebe 

Betriebe 

Personen 

1741 

3640 

31495 

71208 

145009 

285  262 

79  353 

128  918 

8228 

18  122 

4268 

8795 

193  358 

258  181 

14  019 

27150 

43847 

81225 

204  702 

346  121 

246  576 

530 163 

830657 

I  117  324 

167833 

282449 

9556 

20961 

8939 

II  606 

Bergban,  Hütten  nud  Salinen 

Industrie  der  Steine  und  Erden 

Metallverarbeitung 

Maschinen  und  Instrumente 

Chemische  Industrie 

Leuchtstoffe,  Seifen,  Fette  usw. 

Textilindustrie 

Panierindustrie 

Lederindustrie 

Holz-  und  Schnitzstofßndustrie 

Nahrungs-  und  Genußmittel 

Bekleidunfif  und  Heinigung 

Baugewerbe 

Polygraph.  Gewerbe 

Künstlerische  Gewerbe 

größer  als  in  den  Mittel-  und  Kleinbetrieben 
zusammen.  S.  auch  den  Art.  „Maschinen- 
wesen". 

4.  Handelsge werbe.  Im  Handelsgewerbe 
tritt  der  Gegensatz  von  G.  und  K.  haupt- 
sächlich im  Detaühandel  (vgl.  Art  „Klein- 
hander^)  hervor,  seitdem  dieser  in  den  großen 
Magazinen  und  "Warenhäusern  eine  neue 
Betriebsform  erhalten  hat,  die  dem  Klein- 
handel im  alten  Stil  eine  empfindliche  Kon- 
kurrenz macht.  Die  Vorteile,  die  den  Groß- 
magazinen zustatten  kommen,  sind  leicht 
ersichtlich.  Ihre  Generalkosten  sind  ver- 
hältnismäßig geringer  als  die  der 
kleineren  Betriebe,  namentlich  auch  der 
Mietwert  ihrer  Lokalitäten,  da  sie  mehrere 
Etagen  eines  Gebäudes  für  ihr  Verkaufs- 
geschäft benutzen  können.  Sie  machen  bei 
ihren  Lieferanten  Bestellungen  von  unge- 
wöhnlicher Größe  imd  erhalten  daher  beson- 
dere Preisermäßigimgen.  Sie  verkaufen  nur 
gegen  bar  und  zwar  zu  festen,  für  jeder- 
mann deutlich  bezeichneten  Preisen.  Sie 
gestatten  dem  Publikum  freien  Eingang  ohne 
jeden  Zwang  zum  Kaufen.  Schon  das  Lokal 
selbst  übt  meistens  als  Sehenswürdigkeit 
eine  besondere  Anziehungskraft  aus.  Nament- 
lich gilt  dies  von  den  großen  Warenhäusern 
im  eigentlichen  Sinne,  deren  Eigentümlich- 
keit darin  besteht,  daß  sie  nicht  eine,  sondern 
mehrere  verschiedene  Hauptgattimgen  von 
Waren  führen.  Dazu  kommen  noch  allerlei 
Lockmittel,  wie  Erfrischungsräume,  Kunst- 
ausstellungen, Verkauf  einzelner  Artikel  zu 
Spottpreisen.  So  sind  diese  G.  imstande, 
dieselben  Waren  zu  billigeren  Preisen  zu 
verkaufen  als  die  kleineren  Geschäfte,  und 
je  mehr  sie  dadurch  ihren  Umsatz  beschleuni- 
gen, um  so  leichter  wird  es  ihnen,  diesen 
Vorsprung  dauernd  zu  behaupten.  Sie  sind 
dabei  auch  genötigt,  ihre  Waren  in  preis- 
würdiger Güte  zu  halten,  da  es  sich  für 
sie  nicht  um  ein  kurzlebiges  Schwindelge- 
schäft handelt,  sondern  um  den  dauernden 


Mittelbe 

Betriebe   I 

1098 

14  804 

12  187 

6898 

I  781 

1728 

8674 

3010 

3228 

14458 

21578 

17394 

27  854 

4214 

555 

Bestand  eines  Unt 
hineingesteckt  sii 

Gleichwohl  is 
diese  G.  die  solid 
Detailgeschäfte  a 
verdrängen  werde 
können  sie  nur  in 
Das  Versandgesc] 
betreiben,  ist  fü 
handel  nicht  ge: 
merken  doch  bal( 
bedenklich  ist,  \ 
vorher  gesehen  z 

Aber  auch  in 
Warenhäuser  nur 
für  die  Käufer  sin 
Geschäfte  bequen 
großen  Magazine 
Masse  des  Publü 
besseren  Qualität 
Betrieben  vorbei 
sind,  in  ihrer  Sp 
wähl  zu  bieten, 
minderwertigen  I 
den,  so  wäre  d 
sicher  kein  Scha 
sich  eine  übergn 
genügende  Mittel 
in  das  Kleinhand 
ständigkeit  bei  hi 
chen  scheint ;  ihre 
aus  unzulänglich, 
und  ihre  Lieferai 
lust  ihres  klein 
den  Versuch  aul 
im  Detailhandel 
starkem  Verhältn 
sächlich  durch  il 
Stellung  erschwe 

Die  Zahl  der  B 
Personen  im  Hand 
der  Gast-  und  S 
Deutschen  Heich: 


Kleinbetriebe 
Betriebe   Personen 
1895         905  453     I  509  453 
1882        676238    I  013  981 


Mittelbetriebe 

Betriebe  Personen 

49271    526431 

26531    271  170 


Großbetri 
Betriebe  Pen 

960  I2( 

463         S* 
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Im  Unterechiede  von  den  industriellen  Ge- 
werben zeigen  hier  die  Kleinbetriebe  noch  immer 
eine  beträchtliche  Zunahme.  Näheres  über  die 
Betriebe  in  den  Untergruppen  des  Handelsge- 
werbes gibt  die  folgende  Tabelle  an: 


Gewerbegruppe 


Warenhandel 

Geld-  und  Kredit- 
handel 

Spedition  und  Kom- 
mission 

Buch-  und  Kunst- 
handel 

Hausierhandel 

Handelsvermitte- 
lung 

Hilfsgewerbe     des 
Handels 

Versteigerung,  Ver- 
leihung          


•SS 
317460 

2  202 


185426 


s  ^  S 
25999 


3 127     1 500 


1310      5205     1400 


5631 
31 996 


3323 
2410 


31487      5041 


1452 
7456 


167 
3080 


1418 
13 

647 

171 

852 


Zusammen  398994  207779  32000 
1882  zusammen  311 991  122794  17940 
Im  Warenhandel  weisen  also  die  Zweigbe- 


triebe mit  nur  einer  beschäfti^n  Person,  also 
die  ganz  kleinen  Läden,  noch  immer  ein  keines- 
weffs  erfreuliches  Uebergewicht  auf. 

\Vas  die  Lage  der  Gehilfen  betrifft,  so 
dürfte  sie  im  allgemeinen  in  den  Großdetail- 
fifeschäften  besser  sein  als  in  den  kleinen. 
Namentlich    haben    die    neueren    Erhebungen 

«gezeigt,  daß  die  Arbeitszeit  in  den  kleineren  erheblich  zugenommen. 
Ladengeschäften   übermäßig   lang   war  —  14  Literatnr* 
bis    1«    Stunden    — ,    während    sie    in    den       dnUschen 
Warenhäusern  in  der  Reeel  12  Stunden   mit 
längeren  Zwischenpausen  betrug.    Auch  geben 
die  Großbetriebe  im  ganzen  höhere  Gehälter  als 
die  kleineren,  und  namentlich  haben  die  Ge- 
hilfen in  den  ersteren  die  Aussicht,  zu  höheren, 
sehr  gut  dotierten  Stellen  emporzusteigen. 

5.  Landwirtschaft.     Wegen  der  Verhält- 
nisse der  Landwirtschaft  wird  auf  diesen 
Artikel  verwiesen.    Hier  sei  nur  bemerkt,  daß 
in  ihr  die  relativen  Vorteile  des  G.  u.  K.  sich 
nach  dem  Natur-  und  Kulturzustande  des  Landes 
und  der  Gattung  der  zu  gewinnenden  landwirt- 
schaftlichen Produkte  sehr  verschieden  stellen.. 
Die  Größe  der  Betriebe  bemißt  sich  zunächst  | 
nach  der  der  bewirtschafteten  Fläche.    Außer- 1 
dem  aber  ist  bei  jedem  auch  ein  bestimmtes ! 
stehendes  und  umlaufendes  Kapital  erforderlich,  I 
dessen  Größe  aber  von  besonderen  Umständen  1 
abhängt  und  keineswegs  der  Fläche  proportional  I 
ist.    Die  Forstwirtschaft  ist  ihrem  Wesen  nach  ; 
auf  den  Großbetrieb   angewiesen ;    ebenso    die  I 
Schafzucht,  wie  sie  in  Australien,  die  Kindvieh- ; 
zucht,  wie  sie  in  Südamerika  betrieben  wird.  I 
Getreidebau  in  Riesenfarmen,  wie  sie  sich  in ' 
Dakota  linden,  dürfte  nur  noch  in  raubbauartige u 
Betrieben  ohne   oder   mit    geringer  Düngung' 
vorteilhaft  sein.     Unter  europäischen  Verhält-' 
nissen  ist  Pferdezucht  und  Schafzucht  nur  für 
größere  Gutswirtschaften  zu  empfehlen.     Für 
den  Gedreidebau  düriten  Betriebseinheiten  von 


ICO—löO  ha  bei  vollständiger  Kapitalausrüstung 
am  zweckmäßigsten  sein.  Größere  Besitzungen 
werden  daher  auch  meistens  von  mehreren 
Vorwerken  aus  bewirtschaftet.  Uebrigens 
kommt  es  auch  hier  auf  die  Bodenbeschaffenheit 
an.  Daß  die  landwirtschaftlichen  Großbetriebe 
in  größerem  Maßstabe  Maschinen  benutzen 
können  als  die  kleineren  Betriebe,  kommt  ihnen 
ebenfalls  zustatten,  doch  ermöglicht  das  Ma- 
schinenwesen in  der  Landwirtschaft  nicht  in 
gleichem  Grade  Ersparnis  an  Menschenarbeit 
_  wie  in  manchen  Zweigen  der  Industrie.  Die 
I  objektiven  Vorzüge  des  Kleinbetriebs  zeigen 
!  sich  in  denjenigen  landwirtschaftlichen  Produk- 
tionszweigen, die  eine  besonders  sorgfältige 
Arbeit  eitordem,  und  es  erweist  sich  dabei  als 
ein  wirtschaftlicher  Vorteil,  wenn  der  Inhaber 
keine  fremden  Kräfte  zuzuziehen  braucht,  son- 
dern die  ^anze  Arbeit  selbst  mit  Hilfe  seiner 
Familienmitglieder  erledigen  kann.  Hierher  ge- 
hören Wein-  und  Tabaksbau,  der  gärtnerische 
Ackerbau  und  überhaupt  der  Anbau  der  meisten 
Handelsgewächse.  Ganz  kümmerliche  Zwerg- 
I  betriebe  sind  aber  auch  hier  volkswirtschaftlich 
ebensowenig  produktiv  wie  privat  wirtschaft- 
lich. Einige  der  Landwirtschaft  nahe  stehende 
Produktionszweig[e  werden  zu  den  Gewerben 
gerechnet  und  sind  daher  in  der  Gewerbesta- 
tistik mit  berücksichtigt,  nämlich  Kunst-  und 
Handelsgärtnerei,  Tierzucht  und  Fischerei.  Bei 
dieser  Gruppe  betrug  die  Zahl  der  Betriebe  und 
der  beschäftigten  Personen. 

Kleinbetriebe    Mittelbetriebe  Großbetriebe 

Betr.    Pers.      Betr.     Pers.     Betr.    Pers. 

1895  39698  70091     2571    25853      52       7184 

1882  30673  51 437      1183     II 422      30       4559 

Die  Kleinbetriebe  haben  also  hier  nicht  un- 


Schmollrr,  Zur  Getchichte  der 
KUingeverht ,  Halle  1870.  —  Der- 
seihe f  Die  geschichtliche  Entvcickelung  der  Unter- 
nehmung, Jahrb.  für  Ges.  u.  Vene,  Jahrg.  189ti 
bis  9S.  —  LoHchf  Xationale  Produktion  und 
nationale  Bfrtifsgliederung ,  Leipzig  1803.  — 
i'.  Schulze-Gävemitz f  Der  Großbetrieb,  ein 
wirtschaftlicher  und  sozialer  Fortschritt  (Baum- 
Wollindustrie) ,  Leipzig  189a.  —  Sinzhetn^r, 
Veber  die  Grundlagen  der  Weiterbildung  des 
fabrikmäßigen  Gnßbetriebes  in  Deutschland, 
Stuttgart  1898.  —  Untersuchungen  über  die  Lage 
des  Handwerks  in  Deutschland  usw.,  Schrifleti 
des  Vereins  für  Sozial jtolitik,  Bd.  61 — 71  u.  77. 
—  iraetiflur.  Gewerbliche  3/ittelstandsjHtlitik, 
Leipzig  1898.  —  Mohr,  Die  Entwickelung  des 
Großbetn>bs  in  drr  Getreidemüllerei  Deutschlands, 
Berlin  1899.  —  Gewerbr  und  Handel  im  Deutschen 
Reich  nach  der  gewerblichen  Betriebszählung  vom 
14.1  VI.  1895,  bearbeitet  tum  Kniserl.  Statistischen 
Amt,  Berlin  1899.  —  Sftmbartf  Der  moderne 
Kapitalismus,  Leipzig  11H)2,  Bd.  II,  .t.  Buch.  — 
Blermer,  Art.  „Mittelstandsbewegung**,  im  H. 
iL  St.,  2.  Avß.,  Bd.  V,  S.  8l4fg.  und  „Samm- 
lung nationalök,  Aujsätze  und  Vorträge**,  Bd.  I, 
H.  5—8,  Gießen  1905.  Lexts, 
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Grossindnstrie 

s.  Gewerbe  (besonders  sub  X  oben  S.  10 12  fg.) 
lind  die  einzelnen  Zweige  der  Groß- 
industrie. 


Gruben  s.  Bergbau  oben  S.  392 fg. 


Grundbesitz,  städtischer 

8.  Bodenreform   (oben   S.  482 fg.),   vgl. 
auch  Städtische  Sozialpolitik. 


Grundbesitz,  ländlicher 

s.  Ländlicher  Grundbesitz. 


Grundbuch. 


Nach  altem  deutschen  Recht  konnte  die 
Uel>ei*tragung  des  Eigentumsrechtes  oder  die 
Bestellung  eines  Pfandrechtes  an  Grund  und 
Boden  in  gültiger  Form  nur  diuxjh  die  Auf- 
las s  u  n  g ,  d.  h.  durch  eine  vor  Gericht  dar- 
über seitens  der  Beteiligten  abgegebene 
ofTentliche  Erklänmg  erfolgen.  Zur  größeren 
Sicherung  des  Rechtszustandes  fing  man 
aber  seit  dem  13.  Jahrh.  an,  die  Auflassung 
durch  die  Eintragung  jener  Rechtsgeschäfte 
in  öffentliche  Bücher,  in  die  sog.  (ierichts-, 
Stadt-  oder  Pfandbücher,  zu  ersetzen.  Dar- 
aus ist  dann  das  heutige  G.  hervorgegangen. 
Dies  liat  den  Zweck,  nicht  nur  die  Eigen- 
tums- und  sonstigen  dinglichen  Rechtsver- 
hältnisse aller  Grundstücke  in  bestimmter 
unanfechtbarer  Weise  festzustellen,  sondern 
auch  jedem,  der  ein  nachweisbares  Interesse 
an  einem  Grundstück  hat,  die  Möglichkeit 
zu  gewähren,  sich  über  dessen  dinglich- 
rechtliche  Verhältnisse  zuverlässige  Aus- 
kunft zu  verschaffen  (formelle  Publizität). 

Für  jeden  örtlich  abgegrenzten  Bezirk, 
der  häufig  mit  dem  Steuererhebungsbezirk 
zusammenfällt,  wird  ein  besonderes  G.  an- 
gelegt. In  ihm  erhält  entweder  jedes  Gnmd- 
stück  sein  eigenes  Blatt  (Realfolium),  und 
zwar  ist  dies  das  Gewöhnliche,  oder  jeder 
Eigentümer  erhält  für  alle  seine  in  dem 
betreffenden  Bezirk  gelegenen  Grundstücke 
ein  gemeinschaftliches  Blatt  (Personalfolium). 
Man  hat  auch  den  Versuch  gemacht,  eine 
Verschmelzung  des  Realfoliums  mit  dem 
Personalfolium  herbeizuführen,  d.  h.  eine 
Einrichtung  des  G.  zu  treffen,  nach  welcher 
es  möglich  ist,  sowohl  die  dinglichen  Rechts- 
verhältnisse jedes  Gnmdstückes  wie  die  ein 
und  demselben  Eigentümer  gehörenden 
Gnmd stücke  zu  erkennen. 

Jedes  Blatt  des  G.  ist  durch  Linien  io 
3—4  Felder  eingeteilt.  Das  1.  Feld  wird 
in  Preußen  und  in  den  Ländern,  welche  der 
])reußischen  G.gesetzgebung  im  wesentlichen 
gefolgt  sind,  als  Titel  bezeichnet;  enthält 


^: 


der  Titel  die  nähere  Beschreibung  des  Grund- 
stückes, so  repräsentiert  das  Blatt  ein  Real- 
folium, enthält  er  den  Namen  des  Ei^n- 
tümers,  ein  Personalfolium.  Dieübngen 
Felder,  welche  den  Namen  Abteilungen 
führen,  geben  an:  die  auf  dem  Gnmdstück 
nihenden  dinglichen  Lasten  und  demselben 
zustehenden  Gerechtigkeiten,  die  einge- 
tragenen Hypotheken  und  vollzogenen  Lö- 
schungen, die  eingetretenen  Besitzverände- 
rungen.  Hiemach  gibt  das  G.  Aufschluß 
nicht  niu"  über  die  Eigentumsverhältnisse, 
sondern  auch  über  alle  sonstigen  dinghchen 
Rechtsverhältnisse  der  einzelnen  Önmdstilcke. 
Die  in  den  einzelnen  deutschen  Staaten 
herrschende  Mannigfaltigkeit  in  der  Ausge- 
staltung des  G.wesens  führte  zu  empfind- 
lichen Mißständen.  Zu  deren  Beseitigung 
wurde  unter  dem  24./IIL  1897  eine  für  das 
e  amte  Deutsche  Reich  gültige 
Ordnung  erlassen.  Diese  enthält  102 
Paragraphen,  ist  demnach  sehr  ausführlich; 
trotzdem  läßt  sie  in  vielen  Punkten  den  ein- 
zelnen Landesregierun^n  freien  Spielraum. 
Für  die  letzteren  war  hiermit  die  Not^-endig- 
keit  zum  &laß  von  besonderen  Gesetzen 
über  die  G.  für  ihren  Bezirk  gegeben.  Für 
Preußen  erging  am  26./IX.  1899  ein  Aus- 
führungsgesetz zur  G.Ordnung;  das- 
selbe fand  eine  Ergänzung  in  der  allgemeinen 
Verfügung  des  Justizministers  vom 
20./XI.  1899.  Aehnlich  ging  man  in  den 
anderen  deutschen  Staaten  vor  (vgl.  auch 
Art.  „Hypotheken-  und  Gnindbuchwesen'*). 

Literatnr:  Deutsches  Hypotkekenreeht,  nach  den 
Landesgesetzen  der  grilßeren  deutschen  ^Staaten 
systematisch  dargestellt,  unter  Mütcirhtng  von 
V,  Bar,  Demhurg,  Exner,  Hinrichs  usw.,  heraus- 
gegeben von  Viktor  v,  Meibom ,  8  Bde., 
Leipzig  1871 — 91.  —  AI.  I^anhen,  Lehrbuch 
des  deutschen  Privatrechts,  Leipzig  1894^  S.  179 jg. 
und  S.  240 fg.  —  IHc  Artikel  von  Schollmeyer 
Hier  Grundbuch,  sowie  über  Hypotheken-  und 
Grundbuchwesen  in  H.  d.  St.,  S,  Aufl.,  Bd.  IV 
(1900),  S.  862 fg.  und  1268 fg. 

J^rhr,  von  der  Ooltx. 


Grundgerechtigkeiten. 

1.  Begriff,  Arten  und  Ursprung.  2.  Aofhebang. 

1.  Begriff,  Arten  und  Ursprung.    G. 

oder  —  vom  Standpunkt  des  Verpflichteten 
aus  —  Grunddienstbarkeiten,  Serri- 
tuten,  sind  „dingliche  Rechte  an  fremden 
Grundstücken,  bestimmt,  anderen  Grund- 
stücken, mit  welchen  sie  verknüpft  sind, 
einen  Vorteil  zu  gewähren".  Sie  stehen 
dem  Berechtigten  nur  als  Inhaber  dieser 
Grundstücke  und  nur  in  bezug  auf  diese  zu, 
setzen  also  immer  zwei  im  Eigentum  zweier 
Personen  befindliche  Grundstücke  voraus, 
ein  „herrschendes"  und  ein  „dienendes".  Der 
Eigentümer  des  ersteren  hat  durch  sie  da« 
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Recht,-  (las  letztere  in  bestimmten  einzelnen  die  von  Anfang  an  in  der  Weidewirtschaft 
Beziehungen  zu  benutzen  oder  seinen  Eigen-  bestehende  Betriebsgemeinschaft,  zurück, 
tümer  an  gewissen  Benutzungen  zu  hindern.  Heute  gibt  es  in  der  Hauptsache  nur 
Durch  diese  Verbindung  zweier  Grundstücke  noch  Gebäude-  und  ÄVegsenituten,  da  die 
unterscheiden  sie  sich  von  den  Reallasten,  Weide-  und  Holzgerechtigkeiten  fast  überall 
zn  denen  nicht  notwendig  ein  herrschendes  aufgehoben  sind 
Grundstück   gehört.     Femer   verpflichten   die         ^ 

Reallasten  zu  einem  Tun,  einer  Leistung,  die  2.  Aufhebung.  Die  Holz- und  AVeide- 
Servituten  nur  zu  einem  Geschehenlassen  gerechtigkeiten  sind  als  Bestandteil  der 
gegenüber  einem  Tun  des  Berechtigten;  die  mittelalterlichen  Agrarverfassung  mit  dieser 
Servituten  ceben  dem  Berechtigten  nur  ein  durch  die  Bef reiungsgesetzgebung,  B  a  u  e  r  n - 
Recht  auf  das  dienende  Grundstück  selbst  befreiung  und  Gemeinheitsteilung, 

w  H?a"p.^a?n''°f:/Jpw2?f^^^^  ^   Deutsdüaud   >.ie   im   Ausland   meistens 

auf  die  Ferson  des  jeweiligen  Besitzers  des       ^    i.  u  i        /     i     »_^*      r»      u 

verpflichteten  Grundstückes,  auf  seine  persön-  aufgehoben  worden  (vgl.  Artt., Bauern  be- 
liebe oder  pekuniäre  Leistungsfähigkeit.  freiung*'  oben  S.  ^Ufg,  und  „Gemeinheits- 
Die  Gnmddienstbarkeiten  sind  entweder  teilung*^  oben  S.  951  fg.)  und  zwar  entweder 
Gebäude- oder  Felddienstbarkeiten,  durch  Realteilung  der  m  dieser  \\eise 
je  nachdem  das  herrschende  Gnindstück  ein  gemein.sara  genutzten  Gnindstücke  oder  durch 
Gebäude  oder  ein  Feldgrundstück  ist.  Die  Ablösung  in  Geld  oder  Land  (vgl.  Art. 
Gebäudeservituten  bestehen  entweder  jjAblösung''  oben  S.  3). 
darin,  daß  der  Berechtigte  auf  dem  dienenden  In  den  älteren  Landesteilen  Preußens 
Grundstück  eine  bestimmte  Anlage  hat,  oder  wurden  durch  das  Reguüerungsedikt  v.  U./IX 
in  dem  Recht,  dem  dienenden  Grundstuck  ?i?^^^,f  ^^^^  ^^/ w '!^™  auf  Holzbezug  und 
aus  clem  hen^chenden  Abwas^r  u.  dgL  zu-  £7rlST  J"ü  »t^^^^ 
zufuhren  —  z.  B.  dem  Recht  der  Dachtraufe  ^^^^^  ^u^  Berechtigung  des  Gutsherrn  an  dem 
—  oder  m  \  erbietungsrechten  für  die  Be-  ßauemland  bei  Gelegenheit  der  Regulierung 
nutzung  des  dienenden  Grundstückes  durch  der  lassitischen  Bauern  beseitigt,  und  weiter 
den  Eigentümer  —  z.  ß.  dem  Recht  des  durch  das  Landeskultur^esetz  vom  selben  Datum 
VerlK)ts,  über  eine  bestimmte  Höhe  oder  die  gemeinsame  Be  weidung  der  abgeeniteten 
Nähe  hinaus  zu  bauen,  dem  Licht-  und  Felder,  welche  dem  technischen  Fortschritt  der 
Aussichtsrecht  usw.  •  Landwirtschaft  am  meisten  hinderlich  war, 
n;^  T?  ^  1 ,1 «  «  «  ^  ^.  i>  <■  w,  i- « ;  ♦  -. .,  ,..««^^»  v.;o  !  wenigrstens  eingeschränkt :  es  wurde  zunächst 
^^/.^^^^^f^^P^^^^\f^?/^^^V-  •.  ieiü  Drittel  der  Aecker  htttungsfrei  gemacht, 
zur  Befreiung  des  Grundt>esitzes  bei  weitem  „„^  ^,,,^^  ^^^  ^^^  Dorf  zunächst  gelegene,  aus 
(he  wichtigere  Art.  Sie  zerfallen  wiederum  '  jeu  drei  Feldern  sich  zusammensetzende  Drittel, 
in  3  Hauptarten:  die  Wege-,  Weide-  und  idas  sog.  ,. hutfreie  Drittel".  Auf  diesem  konnte 
H  o  1  z  gerechtigkeiten.  Von  diesen  sind  die  ,  nun  jeder  seine  Aecker  beliebig  nntzen.  Radi- 
We  i  d  e  -  oder  H  ü  t  u  n  g  s  g  e  r  e  c  h  t  i  g  -  ■  kaier  L^riff  dann  die  Gemeinheitsteilungsordnung 
k  e  i  t  e  n  die  wichti^ten.  Sie  bildeten  in  I  von  1821  ein.  Von  da  an  bildet  die  Aufhebung 
Verbindung  mit  der  Gemengelage  der  AockeiM^er  Weiderechte  den  Hauptinhalt  der  sog  Ge- 

der  Dreifelderwirtscliaft  und  dem  Flurzwang  i":^.^'^??'"^!^'"^'"  i"!,  ^  v'tLnnr  d1^*  wJdP 
....         T>    i.     li.  -1    1  -Ai.  1  1*.   ^.dieses    Gesetz    werden    überhaupt   die    Weide- 

einen  wichtigen  Bestandteil  der  mittelalter-  berechtiirungen  auf  Aeckeni.  Wiesen  usw.,  die 
hellen  Agrarverfassung.  'Forstberechtigungen  zur  Mast,  zum  Mitgenuü 

Wenn  der  Verpflichtete  das  pfli«.htige  Grund-  des  Ilolze.s,  zum  Streuholen  und  die  Berechti- 
stück  dem  oder  den  Berechtigten  nicht  zur  '  gungen  zum  Plaggen-,  Heide-  und  Bullenhieb 
ausschlieülichen  Benutzuuir  durch  Beweidung  i  der  Aufhebuug  resp.  Ablösung  unterworfen.  Die 
überlassen  muß,  sondern  selbst  mituutzt.  spricht  Ablösung  muU  erfolgen  auf  den  Antrag  auch 
man  von  Mithut;  wenn  mehrere  gemeinschaft-  nur  eines  Beteilijrten.  des  Berechtigten  oder  des 
lieh  auf  dem  Grundstück  eines  Dritten  ein  Weide- 1  Verpflichteten .  bei  der  Auseiuandersetzungs- 
recht  haben,  von  einem  K  o  pp e  1  h u  t  r  e o  h  t .  und  behörde,  der  Generalkommission.  Die  Entsehä- 
wenn  eine  Anzahl  von  (Trundbeaitzem  Wechsel- '  digung  erifolgt  in  der  Regel  in  Land,  manch- 
seitig  das  Weiderecht  auf  ihren  Grundstücken  i  mal  aucli  in  Rente.  Wechselseitige  Dienstbar- 
haben, also  in  Weidegemeinschaft  stehen,  von  keitsrechte,  insbesondere  KoppelhUtungen  wurden 
Koppelhut.  Die  Zahl  des  Viehes,  das  auf- '  ohne  Entschädigung  auf j^ehoben.  Durch  die  V. 
getrieben  werden  darf,  ist  entweder  unbestimmt ,  v.  28.  VII.  1838  wurde  jedoch  das  Provokations- 
oder l>estimmt  durch  die  Zahl  des  Viehes,  das  recht  eines  der  Uemeindemitglieder  für  den 
auf  dem  herrschenden  Grundstücksgut  mit  dem  Fall,  daü  dieiiemeinheitsteiluug  mit  Zusammeu- 
hier  gewonnenen  Futter  durchwintern  kann.      ■  legung   der  (irundstücke  in  derselben  (iemar- 

Die  Servituten  sind  ein  Listitut  des  i  kung  verbunden  ist  —  und  das  war  hier  in  den 
rnmischen  Rechts,  das  mit  diesem  in  Deutsch-  Älteren   Provinzen  Preußens  die  Regel  —  an 

-      -  f,.  den  Besitz  des  vierten  Teils  der  von  dem  Lm- 


dienstbarkeiten ,    der    Holz-    und    Weidege-  barkeiten,  hauptsächlich  der  Berechtigung  zur 
rechtigkeiten,  bis  auf  die  erste  Ansiedelung,  (iräserei,  Fischerei  und  Torfgewinnung. 
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In  Schleswig-Holstein  war  die  Besei- 
tigung: der  Weiderechte  mit  der  Verkoppelung, . 
Gememheitsteilung  im  engeren  Sinne,  verbunden.  \ 

In  Hannover  enthält   auch   die  Gemein- 1 
heitsteilunfl:  die  ersten  Vorschriften  über  die" 
Ablösung  der  Weiderechte  auf  fremdem  Grund 
und    Boden,    sie   machen   aber   nicht  wie  im 
älteren  Fteußen  tatsächlich  deren  Inhalt  aus, 
sie  waren,  obwohl  in  dem  Verkoppelungsgesetz 
von  1842  erweitert,  ungenügend,  bis  zu  dem 
speziellen  G.  v.  S./il.  1856.    Dies  gibt  sowohl  i 
dem  Berechtigten  als  dem  Verpflichteten  das 
Provokationsrecht,  ordnet  die  Abfindung  (in  der 
Kegel  durch  Land),  bestimmt,  daß  bei  Zusammen- 
legung der  Grundstücke  immer  auch  Ablösung  | 
der   Weidegerechtigkeiten   erfolgen    muß.     Es 
wurde    unter   preußischer   Herrschaft    ergänzt 
durch  das  G.  v,  8./VI.  1873. 

In  der  Hheinprovinz  macht  die  Ablösung 
der  Weideservituten  einen  Teil  der  GTO.  von 
1851  aus.    Vgl.  Art.  „Gemeinheitsteilung**. 

In   Hessen-Nassau    wurden    durch   das  j 
Kulturedikt  vom  7.— 9./XI.  1814  fast  aUe  Hut- 1 
und  Weidebereehtigungen  während  „der  für  die 
Kultur  schädlichen  Zeiten**  gegen  Entschädigung 
bei  Strafe  aufgehoben. 

In  den  mittel-  und  norddeutschen 
Kleinstaaten  sind  meistens  besondere  Gesetze 
über  Servitutenablösungen  ergangen. 

In    den    süddeutschen    Staaten    wurde    in 
Bayern  nach  unzureichenden  älteren  Verord- 
nungen durch  das  G.  v.  28./V.  1852  die  Weide  ; 
auf  Aeckem  während  ihrer  Fruktifikation  und  i 
auf  Wiesen  während  ihrer  Hegezeit  ohne  Ent-  ■ 
Schädigung  aufgehoben  und  die  Ablösung  ein- 
seiti&:er  Dienstbarkeiten  durch  Geld  auf  Antrag 
der  Mehrheit  der  Verpflichteten,  gegenseitiger 
auf  Grund  eines  Majoritätsbeschlusses,  geregelt. 

In  Baden  konnten  nach  dem  G.  v.  31./vn. 
1848  die  Weiderechte  auf  Verlangen  des  Ver- 
pflichteten in  Geld  abgelöst  werden,  in  Würt- 
temberg nach  G.  v.  26./III.  1873  usw.  In  den 
süddeutschen  Staaten  überwiegt  also  Ablösung 
in  Geld. 

Literatur:  v,  BtHinneck,  Art,  „Grundgerechtig- 
keil",  H.  d.  St.,  S.  Avfl.,  Bd.  IV,  S.  865/g.  — 
GerbeVf  Gnindxüge  des  deutschest  Privatrechts, 
versch.  Avfl.  —  FHedr,  Grosatnann,  Art. 
„Gevieinheitsteilung'^  H,  d.  St.,  2.  Aufl.,  Bd.  IV, 
S.  145fg.  Fuchs, 


Grundrente. 

1.  Begriff  und  Entstehung  der  G.  2.  Kapitali- 
sierte G.  und  Meliorationskapital.  3.  Einfluß 
der  Transportverhältnisse.  4.  Die  städtische  G. 
und  die  Bergwerksrente.  5.  G.,  Preise  und 
Steuer. 

1.    Begriff   und   Entstehung  der  G. 

G.  ist  der  Ertrag,  den  ein  Stück  Land  alö 
bloßes  Naturobjekt  seinem  Eigentümer  ein- 
bringt. Ist  das  Grundstück  durch  Auf- 
wendung von  Kapital,  et^'a  durch  Rodung, 
Entwässening,  Bewässening.  usw.  verbessert 
worden,  so  erwartet  der  Eigentümer  auch 
von  diesem  Meliorationskapital  einen  Ertrag 
und  zwar  den  gewöhnlichen  Kapitalgewinn. 
Dieser  Ertragsteil  gehört  aber  nicht  zur  G., 


ebensowenig  wie  derjenige,  der  auf  das  in 
Wirtschaftsgebäuden  angdegte  Kapital  ent- 
fällt ;  er  soll  sich  —  theoretisch  wenigstens  — 
lediglich  nach  der  Größe  des  betreffenden 
Kapitals  richten,  gleichviel,  ob  dieses  mit 
1)e8serem  oder  scMechterem,  mit  günstig 
oder  weniger  günstig  gelegenem  Boden  ver- 
schmolzen ist  Ebenso  soll  das  sonstige  zum 
Landwirtschaftsbetrieb  verwendete,  stehende 
and  umlaufende  Kapital  den  normalen  Ge- 
winn bringen,  unabhängig  von  dem  natür- 
lichen Boden;  dieser  liefert  für  die  Land- 
wirtschaft oft  nicht  viel  mehr  (als  Bauplatz 
überhaupt  nichts  mehr)  als  den  Platz, 
denn  die  für  die  Pflanzenemährung  wert- 
vollen Bestandteile  seiner  ursprünglichen 
Oberschicht  werden  ihm  allmählich  voll- 
ständig entzogen  und  müssen  durch  Düngung 
ersetzt  werden.  Aber  der  Platz  ist  eben 
die  unentbehrliche  Grundlage  der  landwirt- 
schaftlichen Produktion.  Doch  bleiben  auch 
dauernde  natürliche  Qualitätsunterschiede 
der  Grundstücke  bestehen.  Abgesehen  von 
der  sehr  wichtigen  Verkehrslage  kommt  es 
sehr  darauf  an,  ob  ein  Stück  Land  schwer 
oder  leicht  zugänglich,  abschüssig  oder  eben, 
steinig  oder  tiefgründig  ist  Viele  Gnind- 
stücke  sind  so  beschaffen,  daß  sie  bei  einem 
gegebenen  Preis  der  Bodenerzeugnisse  gar 
nicht  nutzbar  gemacht  werden  können,  weil 
sie  ein  so  großes  Meüorationskapital  erfordern 
würden,  daß  dieses  durch  die  zu  erwartende 
Produktenmenge  nicht  den  normalen  Gewinn 
erlangen  könnte. 

Ist  Boden  in  bester  Naturbeschaffenheit 
und  Lage  im  Ueberschuß  vorhanden  und 
frei  okkupierbar,  so  wird  dieser  allein 
angebaut  und  seine  Bewirtschaftung  wird 
nur  den  normalen  Gewinn  für  das  dazu  ver- 
wendete Kapitsd  ergeben.  Ist  aber  dieser 
Boden  Privateigentum,  so  können  seine  Be- 
sitzer schon  von  vornherein  durch  Be- 
schränkung der  Produktion  einen  durch  ihre 
Monopolstellung  erm^lichten  Extragewinn 
über  den  normalen  Kapitalgewinn  hinaas 
erzielen,  der  dann  eben  eine  G.  darstellt 
Bei  fortwährend  zunehmender  Bevölkerung 
wird  sich  aber  auch  bald  die  natürliche 
Beschränktlieit  dieses  besten  Bodens  bemerk- 
lich machen.  Die  Besitzer  können  ihn  nun 
in  seiner  ganzen  Ausdehnung  mit  voller  In- 
tensität ausnutzen  und  dennocn  der  steigenden 
Nachfrage  gegenüber  einen  Preis  ihrer  Pro- 
dukte erzwingen,  der  eine  G.  einschliefit 
Aber  wenn  der  Preis  eine  gewisse  Höhe 
erreicht  hat,  so  kann  er  nicht  weiter  ge- 
steigert werden,  weil  jetzt  neue  Konkurrenz 
auf  weniger  günstigem  Boden  eintritt,  der 
bei  einem  niedri^ren  Preise  nicht  angebaut 
werden  konnte,  bei  dem  jetzigen  aber  d^ 
normalen  Kapitalgewinn  abwirft,  während 
die  erste  Klasse  ihre  bisher  erlangte  G.  be- 
hält   Aber  auch  die  zweite  Bodenklasse  ist 
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nur  in  beschränkter  Ausdehnung  vorhanden  dings  das  weitere  Steigen  der  G.  einen  Vor- 
und  bei  weiterem  Wachstum  der  Bevölke-  teil  bringen,  aber  wo  ein  solches  mit  einiger 
rung  können  die  Besitzer  derselben  im  Ver-  Wahrscheinlichkeit  zu  erwarten  ist,  wird  es 
ein  mit  denen  der  ersten  Klasse  den  Preis  auch  im  Bodenpreise  schätzungsweise  vor- 
weiter erhöhen,  bis  dieser  Bewegung  wieder  j  weggenommen.  Dalier  gibt  es  in  einem 
durch  ein  neu  hinzukommendes  Angebot  i  vollständig  besiedelten  Kulturlande  über- 
Halt  geboten  wird,  das  durch  den  nunmehr  i  haupt  keinen  Boden  mehr,  der  gar  keinen 
lohnend  gewordenen  Anbau  von  Boden  dritter  |  Preis  liätte.  Auch  das  unfruchtl^rste  Oed- 
Qu^tät  entsteht.  Dieser  kann  zunächst  j  land  kann  in  der  Zukunft  vielleicht  einmal 
wieder  nur  den  normalen  Kapitalgewinn  er-  eine  einträgliche  Verwendung  finden,  etwa 
geben,  aber  bei  weiterer  Zunalime  der  Nach- ,  als  Bauplatz,  und  der  jetzige  Besitzer  wird 
trage  kann  der  Preis  zunächst  wieder  ohne  |  daher  nicht  geneigt  sein,  es  unentgeltlich 
neue  Konkurrenz  erhöht  werden,  bis  eine  i  wegzugeben. 

vierte  Klasse  in  Mitbewerb  tritt  usw.  Ri-  Diese  Erscheinungen  treten  am  einfachsten 
cardo  hat  mit  diesem  fingierten  Schema  des .  und  deutlichsten  in  der  G.  der  Bauplätze 
von  der  besten  zu  immer  schlechteren  Boden-,  hervor,  auf  die  wir  unten  noch  zurück- 
klassen  fortschreitenden  Anbaus  eines  Landes  kommen.  Die  landwirtscliaftliche  G.  ist  weit 
das  Entstehen  und  Wachsen  der  G.  erklärt,  schwieriger  zu  isolieren,  weil  sie  als  Be- 
dabei  aber  nicht  bestimmt  hervorgehoben, ;  standteil  des  Gesamtertrages  eines  Pro- 
daß  die  die  Extragewinne  bildenden  Preis- 1  duktionsbetriebs  erscheint,  in  dem  Boden, 
aufschlage  immer  dem  Anbau  der  nächsten  ^  Kapital  und  Arbeit  zusammengefaßt  sind, 
schlechteren  Bodenklasse  vorangehen  müssen  Rs  muß  hier  mit  dem  im  Grunde  nur  hypo- 
und  durch  die  relativen  Monopolstellungen  |  thetischen  Begriff  des  normalen  Kapital- 
der  Besitzer  der  besseren  Klasse  herbeige- !  gewinns  der  Unternehmungen  gerechnet 
führt  werden.    Carey  bekämpft  die  Theorie   werden,  neben  dem  der  landesübliche  Zins- 


Ricardos,  indem  er  behauptet,  daß  der  An- 
bau mit  dem  schlechtesten  Boden  beginne 
und  erst  nach  und  nach  zu  den  der  Bear- 


fuß  für  Leihkapital  bei  sicherer  Anlage  als 
eine  ziemlich  festbestimmte  Größe  erscheint. 
Für   den  Käufer  eines  Landgutes   ist   der 


beitung  weniger  leicht  zugänglichen  besseren  j  Preis  des  Bodens  ganz  in  demselben  Sinne 
Bodenklassen  übergehe.  In  Wirklichkeit  ist '  privatwirtscliaftlieh  ein  Anlagekapital  wie 
die  erste  Besiedelung  der  Kulturländer  weder  der  der  Gebäude  und  des  Inventars.  Er 
nach  dem  einen  noch  nach  dem  anderen .  erwartet  von  diesem  wie  auch  von  dem 
Schema  erfolgt;  für  die  G.lehre  ist  aber  die  1  umlaufenden  Kapital  den  normalen  Gewinn, 
historische  Frage  ohne  Bedeutung  und  es '  so  daß  ihm  auch  von  dem  etwa  aufgenom- 
kommt  für  sie  nur  darauf  an,  daß  in  der ,  menen  fremden  Leilikapital,  das  er  zu  4^/o 
GegenwartGrundstücke  von  verschiedener!  verzinsen  möge,  noch  ein  Gewinnüberschuß 
Qualität  und  Verkehrslage  gleichzeitig  neben-  j  verbleiben  soll.  Nun  nimmt  man  in  der 
einander  bewirtschaftet  werden  und  bei  j  Regel  stillschweigend  an,  daß  auf  die  Be- 
gleichem Preise  der  Produkte  einen  ver-  wirtschaftung  gleicher  Flächen  der  ver- 
schiedenen Ertrag  liefern.  Nehmen  wir  für '  sclüedenen  Bodenklassen  gleichviel  Betriebs- 
alle gleiche  Kapitalverwendung  auf  die  ■  kapital  vorwendet  werde  und  läßt  das  Melio- 
Fiächeneinheit  an,  so  stellen  die  Differenzen  |  rationskapital  außer  Betracht.  Der  natürliche 
zwischen  den  besseren  Erträgen   und  dem  i  Unterschied  der  Bodenarten  zeigt  sich  dann 

f^ringsten  G.  dar.  Aber  auch  der  geringste  j  einfach  in  der  Verschiedenheit  der  Ernteer- 
rtrag  kann  noch  G.  einschließen,  wenn  aUer '  träge.  Aber  es  kann  auch  vorkommen,  daß 
Boden  der  beti'effenden  Klasse  okkupiert  und  j  zwei  Gnindstücke  bei  gleichen  Bewirtschaf- 
die  Nachfrage  weiter  gestiegen  ist.  :  tungskosten  den  gleichen  Ertrag  abwerfen  und 

2.  Kapitalisierte  Gr.  nod  Meliorations- ;  dennoch  hinsichtlich  ihrer  G.  diu*cliaus  ver- 
kapitaL  Die  Erscheinungen  der  G.  wenlen  .  schieden  stehen,  weil  nämlich  das  eine  erst 
unter  den  heutigen  Verhältnissen  dadurch  durch  einen  großen  Aufwand  von  Meliorations- 
verhüllt, daß  aller  Boden  einen  Preis  hat, '  kapital,  etwa  durch  eine  kostspielige  Ent- 
und  zwar  einen  um  so  höheren,  je  großer  sumpfung  in  seinen  jetzigen  Zustand  gebracht 
seine  Ertragsfähigkeit  ist.  In  diesem  Preise ;  worden  ist,  während  das  andere  einer  solchen 
steckt  nun  auch  die  kapitalisierte  G.  j  Umwandlung  nicht  l»edurft  liat.  Das  Ge- 
und  dem  Käufer  des  (irundstücks  wird  diese  bäudekapital  (es  handelt  sich  nur  um  die 
daher  vielleicht  vollständig  entzogen.  Der  Wirtschaftsgebäude)  eines  Landguts ,  djis 
Mehrertrag  des  begünstigten  Bodens  bleibt  lobende  und  tote  Inventar  und  das  um- 
zwar  objektiv  bestehen,  aber  der  Käufer  er- j  laufende  Kapital  möge  im  ganzen  7500(>  M. 
hält  dadurch  privatwirtscliaftlieh  keine  Ver-  ausmachen,  der  jälirliche  Ertrag  (der  Roh- 
mehrung seines  Einkommens,  weil  er  einen  ert^^^  nach  Abzug  der  eigentli(,'hen  Pro- 
Preiszusclilag  hat  bezahlen  müssen,  dessen  duktionskosten)  sei  151  KM»  M.  und  der  nor- 
Zinsen  den  Mehrertrag  möglicherweise  ganz-  mjile  Kapitalgewinn  eines  selbsttätigen  land- 
lich ausgleichen.  Vielleicht  kann  ihm  aller-  wirtscliaftlichen  Unteniehmers  möge  hypo- 
Wörterbuch der  Volkswirtschaft.   II.  Aurt.   Bd.  I.  72 


1138 


Grundrente 


thetisch  zu  ö^'s ®/o  (nämlich  */ 15  des  Kapitals) 
angenommen  werden ;  der  Ertrag  entspricht 
dann  also  einem  Kapital  von  225000  M.  und 
von  diesem  kommen  150000  M.  auf  den 
bloßen  Boden  wert,  der,  wenn  er  kein  Melio- 
rationskapital einschließt,  die  kapitalisierte 
Cf.  darstellt.  Diese  beträgt  dann  also  10  000  M. 
und  sie  ist  kapitalisiert  nicht  nach  dem  üb- 
lichen Zinsfuß  des  Leihkapitals,  vson- 
dem  nach  dem  normalen  Kapitalgewinnsatz. 
Wäre  das  Land  schlechter  und  der  Ertrag 
daher  bei  sonst  gleichen  Umständen  nur 
10  000  M.,  so  würde  der  Boden  wert  rationeller- 
w^eise  nur  75000  M.  und  die  G.  nur  5000  M. 
betragen.  Dann  werde  dieses  Land  aber  mit 
einem  Kapitalaufwand  von  75000  M.  dauernd 
verbessert  und  sein  Ertrag  dadurch  ebenfalls 
auf  die  Höhe  von  15000  M.  gebracht.  Das 
Gut  steht  nun  privatwirtschaftlich  und  auch 
volkswirtschaftlich  dem  zuerst  betrachteten 
im  Ertrage  gleich,  aber  es  unterscheidet  sich 
von  diesem  durch  die  geringere  Größe  der 
G.;  denn  ein  Teil  des  Ertrags,  der  bei 
jenem  als  G.  anzurechnen  ist,  erscheint  bei 
dem  anderen  als  Gewinn  des  Meliorations- 
kapitals. Da  die  Verbesserung  eine  dauernde 
sein  soll,  so  bleibt  auch  die  entsprechende 
Erhöhung  des  Kapital  wertes  des  Bodens  ob- 
jektiv bestehen,  auch  wenn  der  Besitzer  das 
angelegte  Kapital  privatwii1:schaftlich  allmäh- 
lich amortisiert.  Die  dauernd  verbesserten 
Grundstücke  treten  also  einfach  in  die 
Bodenklasse  ein,  die  ihrem  gesteigerten  Er- 
trage entspricht.  Aber  ihr  Preis  ist  nur 
zu  einem  geringeren  Teile  kapitalisierte  G. 
und  ihr  Mitbewerb  wirkt  zunächst  einem 
weiteren  Steigen  der  G.  überhaupt  entgegen. 
Wenn  aber  durch  die  Zunahme  der  Be- 
völkerung die  Preise  der  Bodenerzeugnisse 
noch  mehr  in  die  Höhe  gehen,  so  nehmen 
auch  die  hinzugekommenen  Gnmdstücke  an 
der  weiteren  Entwickelung  der  G.  ihrer 
Klasse  teil. 

Es  gibt  auch  viele  Grundstücke,  deren 
Fnichtbarkeit  nicht  durch  eine  einmalige 
Kapitalanlage,  sondern  durch  einen  jährlich 
wiederholten  Mehraufwand  an  Pi-oduktions- 
koston,  z.  B.  für  künstliche  Düngung,  zu  der 
einer  h()heren  Klasse  gesteigert  werden  kann. 
Ihr  Reinertrag  an  Geld  bleibt  dann  aber 
wegen  den  liöheren  Produktionskosten  ge- 
ringer als  der  dieser  Klasse,  und  ihr  Kapi- 
talwert erhöht  sich  ebensowenig  wie  ihre  G. 
In  bozug  auf  die  Kajütalverwendung  zur 
Erhüiumg  der  Fruchtbarkeit  eines  Grund- 
stücks hat  man  das  sog.  Gesetz  des  ab- 
nehmenden l^odcnertrags  aufgestellt,  nach 
dem  jede  neue  gleicli  große  Kapitalauf- 
wendung (die  immer  auch  eine  Arbeitsauf- 
wendung einschließt)  einen  geringeren  Mehr- 
ertrag ergibt  als  die  vorhergehende.  Eben 
dadurch  würde  man  genötigt,  zu  schlechteren 
Bodenklassen  überzugehen.    Von  einem  ge- 


wissen Punkte  ab  gdt  diese  Regel  ohne 
Zweifel  für  jedes  Grundstück ;  denn  es  wird 
natürlich  immer  unmöglich  sein,  von  einem 
Morgen  Land  einige  100  Zentner  Weizen 
zu  ernten.  Aber  bevor  dieser  Punkt  erreicht 
ist,  kann  das  Gesetz  keine  allgemeine  Gültig- 
keit in  Anspruch  nehmen,  denn  durch  An- 
wendung besserer  technischer  Hilfsmittel, 
wirksamerer  Düngung,  zweckmäßigerer  Aus- 
wahl des  Saatguts  usw.  wie  auch  eingreifen- 
der Meliorationen  wird  es  immerhin  oft  mOg- 
lieh  sein,  mit  neuen  Kapitalaufwendungen 
bessere  Erfolge  zu  erzielen  als  mit  früheren. 
3.  Einf Inss  der  Transportverhältiiisse. 
Eine  Erhöhung  der  G.  einzelner  Besitzungen 
findet  häufig  dadurch  statt,  daß  die  Kosten 
des  Transports  der  Produkte  nach  dem  Markt, 
etwa  durch  den  Bau  einer  Eisenbahn,  ver- 
mindert werden.  Bleibt  dabei  der  Markt- 
preis ungeändert,  so  ergibt  sich  eine  Ver- 
minderung der  Produktionskosten  (da  die 
TransporÄosten  dem  Produzenten  zur  Last 
fallen)  imd  demnach  eine  Erhöhung  des 
Reinertrags,  der  als  eine  Erhöhung  der  G. 
zu  betrachten  ist,  weil  Anlage-  und  Betriebs- 
kapital sich  nicht  geändert  haben.  Aber 
wenn  die  Verkehrserleichtenmg  in  einem 
weiten  Umfange  stattfindet  und  von  vielen 
Besitzern  benutzt  wird,  während  die  Nach- 
frage auf  dem  Markte  nicht  sofort  ent- 
sprechend steigt,  so  bewirkt  der  verstärkte 
Wettbewerb  eine  Herabdrückung  des  Preises, 
und  dadurch  verschwinden  nicht  nur  die 
etwa  zunächst  neu  entstandenen  Erhöhungen 
der  G.,  sondern  es  werden  auch  die  bereits 
vorhandenen  G.  der  besseren  Bodenklassen 
herabgedrückt.  Es  hat  eben  eine  Vermelunmg 
des  in  bezug  auf  die  Verkehrslage  be- 
günstigten Bodens  stattgefunden.  In  größtem 
Maßstabe  hat  sich  ein  solcher  Prozeß  in  der 
neueren  Zeit  dadurch  vollzogen,  daß  es  dem 
jungfräulichen  Boden  der  überseeischen 
Länder  durch  die  modernen  Verkehrsmittel 
ermöglicht  worden  ist,  in  weitestem  Umfange 
mit  der  europäischen  Landwirtschaft  in 
Konkurrenz  zu  treten.  Es  ist  dadurch  in 
Europa  ein  Rückgang  der  G.  verursacht 
worden,  der  vielfach  auch  das  im  Boden  fest 
angelegte  Kapital  berührt  hat  und  nament- 
lich für  diejenigen  Grundbesitzer  sehr  emp- 
findlich geworden  ist,  die  im  Kaufpreis  ihrer 
Güter  die  kapitalisierte  G.  und  das  Melio- 
rationskapital mitbezalilt  hatten.  Für  sie 
kann  unter  solchen  Umständen  nicht  mehr 
von  der  Emelung  des  ,.normalen  Kapitalge- 
winns'' die  Rede  sein.  Dieser  ist  in  der 
Landwirtschaft  überliaupt  eine  problematische 
Größe,  nicht  nur  wegen  der  Schwankungen 
des  Wirtschaftsertrags,  sondern  namentlich 
wegen  der  den  rein  wirtschaftlichen  Grund- 
sätzen nicht  entsprechenden  Steigerung  der 
Preise  des  landwirtschaftlichen  Bodens.  Es 
wirken  auf  die  Nachfrage  nach  Land  aller- 
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lei  subjektive  Motive  ein,  namentlich  bei !  Steuern  und  sonstigen  Tasten  —  und  kapi- 
Landwirten  der  Reiz  des  eigenen  Bodens '  talisiert  diesen  mit  einem  verhältnismäßig 
und  bei  den  Kapitalisten  das  Streben  nach .  hohen  Faktor,  etwa  20,  da  ein  für  wohl- 
einer  sicheren ,  wenn  auch  wenig  eintnlg-  habende  Mieter  bestimmtes  Haus  in  guter 
liehen  Vemiugensanlage.  In  geringem  Maße  Lage  als  eine  beinahe  ebenso  gute  und  be- 
kommt auch  vielleicht  die  Spekulation  auf,queme  Kapitalanlage  angesehen  wird  wie 
eine  fernere  Zukunft  mit  ins  Spiel,  da  bei  eine  sichere  Hypothek.  Von  dem  so  be- 
der  starken  Zunahme  der  Bevölkerung  der '  stimmten  Wert  des  (irundstücks  wird  der 
überseeischen  Länder  und  der  dort  mehr  \  Wert  des  Gebäudes  abgezogen,  und  es  bleibt 
und  mehr  hervortretenden  Notwendigkeit  der ;  dann  der  jetzige  Kapital  wert  des  bloßen 
Düngung  schließlich  die  fortschreitende  Be-  l  Platzes,  aus  dem  sich  mittels  des  für  das 
wegung  der  G.  in  Europa  wieder  in  Gang  i  Ganze  angewandten  Kapitalisienmgsfaktors 
kommen  wird.  die  G.  ergibt.    Diese  wird  also  dem  Käufer 

4.  Die  stadtische  G.  und  die  Bergj- '  durch  den  hohen  Preis  entzogen,  aber  es 
Werksrente.  Weit  einfacher  und  deutlicher '  bleiben  die  hohen  Mieten  und  andererseits 
zeigt  sich  die  Entwickelung  der  G.  auf  dem  j  auch  die  besonderen  geschäftlichen  oder 
städtischen  Boden  bei  den  Bauplätzen,  l  sonstigen  Vorzüge  der  I^ge,  die  den  leb- 
Hier  wird  der  Ertrag  nicht  durch  eine  ver- 1  haften  Wettbewerb  der  Mieter  veranlaßt 
wickelte  wechselvolle  Bewirtschaftung,  son- 1  haben.  Sehr  deutlich  tritt  auch  die  G.  im 
dem  einfach  durch  Vermieten  der  auf  dem  Bergbau  hervor.  Es  ist  selbstverständlich, 
Boden  gebauten  Häuser  gewonnen.  In  den  i  daß  die  Produktionskosten  desselben  Erzes, 
Boden  selbst  wiixl  wenig  oder  gar  kein  j  wenn  es  durch  Tagebau  oder  aus  tiefen 
Kapital  gesteckt :  er  kommt  wesentlich  nur  Schachten  gewonnen  wird,  sehr  verschieden 
als  Platz  in  Betracht  imd  er  erhält  einen  |  sind,  wälirend  der  Marktpreis  der  Tonne 
um  so  höheren  Monopolwert,  je  stärker  sich :  derselbe  ist.  Die  G.  eines  Bergwerks  ergibt 
in  bestimmten,  natürlich  immer  örtlich  be-  sich  jedoch  nicht  einfach  aus  der  Differenz 
schränkten  Stadtteilen,  sei  es  wegen  der!  des  Preises  des  Jahresproduktes  und  der 
Gunst  der  Geschäftslage,  sei  es  wegen  ihrer  Produktionskosten  mit  Einschluß  des  nor- 
Bevorzugimg  seitens  der  wohlhabenden  '  malen  Kapitalgewinns,  sondern  es  muß  auch 
Klassen  bei  der  Wohnungswahl,  die  Nach- 1  die  früher  oder  si>ätcr  sicher  eintretende 
frage  nach  Geschäftsräumen  oder  Wohnungen  Erschöpfung  des  Bergwerks  berücksichtigt 
entwickelt.  Diese  Entwickelung  findet  statt  ■  und  demnach  eine  schätzungsweise  bestimmte 
ohne  Zutun  und  Verdienst  der  Besitzer  der  j  Amortisationsquote  in  Rechnung  gebracht 
Plätze  o<ler  der  Gebäude,  und  die  fort- :  werden.  Diejenigen,  die  mit  Glück  geschürft 
schreitende  Erhöhung  der  G.  in  Gestalt  des  |  und  das  Bergwerkseigentum  der  entdeckten 
auf  den  Bau[)latz  anzurechnenden  Teils  der  i  Lager  erworben  Imben ,  lienützen  dieses 
Miete  bildet  für  sie  eine  „unearned  incre-  j  häufig  nii'ht  selbst,  sondern  verkaufen  es  an 
ment"  ihres  Einkommens.  Auch  die  Speku-  Unternehmer,  namentlich  an  Aktiongesell- 
lanten,  die  frühzeitig  die  Hand  auf  noch '  Schäften,  woilurch  diese  dann  mehr  oder 
unliebaute  Plätze  der  Umgebung  legen,  auf  ■  weniger  vollständig  mit  dem  Kapitalwert 
die  sich  Avahrscheinlich  später  einmjil  das  i  der  G.  l)elastet  werden.  So  liat  vor  kurzem 
Straßennetz  ausdehnen  wird,  erwerlwn  sich  ■  eine  Bohrgesellschaft  mit  1  Mill.  M.  Kapital 
dadurch  kein  volkswirtschaftliches  Venlienst, ,  für  3;")  Mill.  M.  Grubenfelder  verkauft.  !Niciit 
wenn  sie  auch  privat wirtscliaftlich  ein  Risiko  selten  erweist  sich  der  vom  Käufer  bezahlte 
übernehmen ,  auf  das  sie  sich  sjjäter  zur '  l^-eis  hinterher  als  zu  hoch,  wie  überhaujit 
Recht fertigimg  ihres  Gewinns  l>erufen.  Die  in  den  Bergbauunternehmungen  ein  beträcht- 
weitaus  h()chsten  Preise  eri-eicht  übrigens  \  liches  aleatorisches  Element  mit  im  Spiele 
der  Boden  meistens  in  den  alten  Stadt-  sein  kann.  Die  Möglichkeit  gi-oßer  Gewinne 
teilen.  In  Berlin  sind  unter  den  Linden  spornt  aVier  zu  eifrigem  Forschen  nacii  nutz- 
end in  der  Leipziger  Sti-aße  in  den  letzten  ,  Imi-en  Minerallagern  an  und  wirkt  daher 
Jahren  Häuser  zu  dem  Zehn-  imd  Zwanzig- .  auch  volkswii-tschaftlich  nützlich.  Die  privat- 
fachen des  Pi*eises  verkauft  worden,  den  sie  wirtschaftliche  Ausgleiciiung  der  G.  durch 
vor  GU  oder  70  Jahren  hatten.  Die  Gebäude  '  die  Verschiedenheit  der  Preise  der  Berg- 
selbst hatten  seitdem  natürlich  an  Wert :  werke  läßt  natürlich  die  olijektiven  Vorzüge 
abgenommen,  sie  sind  aber  auch  häufig  der  besseren  Klassen  derselU>n  ungeändert. 
nur  zum  Abbruch  bestimmt.  "         5.  (J..   Preise  und  Steuer.    Die  land- 

Der  Käufer  muß  die  kapitalisierte  G.  im  wii-tschaftliche  und  Bergwerks-! i.  entsteht 
Preise  mitbezahlen  und  er  hat  daher  von  durch  die  Erhöhung  des  Pl*eise^*  der  Pro- 
ihr  für  jetzt  keinen  Vorteil,  jedoch  immer- '.  dukte  Inn  unzulänglicher  Produktion.  Die 
hin  die  Aussicht  auf  ihr  künftiges  Steigen.  l*n>duzenten  luiben  natürlii-h  ihis  volle  Be- 
Bei  dieser  Ka[)italisierung  geht  man  aus  wufitsein  und  die  Absirht  dieser  IVeis- 
von  dem  reinen  Mietertrag  des  Hauses  —  Steigerung,  aber  als  die  eigentlich  treilK?nde 
mit  Berücksichtigung  der  Abnutzung,    der  Kmft  muß  doch  das  Drängen  der  nicht  voll- 
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befriedigten  Nachfrage  betrachtet  werden. 
Wenn  £e  Produzenten  etwa  aus  Menschen- 
freundlichkeit absichtlich  den  Preis  unter 
dem  Punkte  hielten,  den  er  nach  der  Markt- 


die  Steuer  ein&ch  eine  Herabsetzung  des 
Kapitalwertes  des  Grundstücks  um  ihren 
kapitalisierten  Betrag,  der  nächste  Käufer 
wird  also  einen  um  so  viel  niedrigeren  Preis 


Seltenheit  der  günstig  gelegenen  Plätze  in 
Städten  mit  wachsender  Bevölkerung  kann 
durch  eine  solche  Steuer  nicht  verhindert 


läge  erreichen  könnte,  so  würde  dadurch  bezahlen  und  sich  dadurch  der  Belastung 
die  voUe  Befriedigung  der  Nachfrage  ver-  i  durch  die  Steuer  entziehen,  und  der  Schaden 
hindert  werden.  Denn  solange  der  Preis  |  trifft  ausschließlich  den  jetzigen  Besitzer, 
nicht  auf  eine  gewisse  Höhe  gestiegen  ist,  Etwas  anderes  dagegen  ist  die  Besteuerung 
kann  keine  Vermehrung  der  Produktion  da- 1  des  künftigen  Zuwachses  der  G.  mittels 
durch  stattfinden ,  daß  neue  Mitbewerber  der  sog.  Wertzuwachssteuer  beim  Verkauf 
auftreten ,  die  unter  ungünstigeren  Be- 1  der  Häuser,  denn  in  diesem  Falle  wird  durch 
dingungen  stehen  und  erst  bei  einem  er- 1  die  Steuer  nur  die  Aussicht  auf  einen 
höhten  Preise  den  normalen  Kapitalgewinn  künftigen  spekulativen  Gewinn  für  den 
beziehen  können.  In  diesem  Sinne  ist  der  neuen  Käufer  vermindert,  nicht  aber  ein 
Ricardosche  Satz  richtig,  daß  die  G.  keinen  j  bereits  tatsächlich  vorhandener  Vermögens- 
Bestandteil  des  Preises  ausmacht  oder  daß  I  wert  herabgedrückt.  Das  Steigen  der  G. 
die  G.  nicht  den  hohen  Preis  verursacht,  als  notwendige  Folge  der  zunehmenden 
sondern  umgekehrt  der  hohe  Preis  die  G. 
erzeugt  Eine  wichtige  Folgerung  aus  dieser 
Tatsache  ist  die,  daß  eine  Steuer,  die  nur 
die  G.  trifft,  nicht  durch  Preiserhöhung  des  s  werden,  aber  es  kann  dadiurch  der  gesamten 
Produktes  auf  die  Konsumenten  abgewälzt '  Bürgerschaft  wenigstens  ein  Anteil  an  dem 
werden  kann.  Denn  durch  eine  solche  den  Hausbesitzern  ohne  ihr  Verdienst  ledig- 
Steuer  wird  das  Verhältnis  von  Angebot  lieh  durch  die  Entwickelung  des  städtischen 
und  Nachfrage  nicht  geändert ;  die  von  ihr  j  Gemeinwesens  zufallenden  Mehrertrag  ver- 
betroffenen begünstigten  Produzenten  werden  .  schafft  werden. 

deshalb  ihre  Produktion  nicht  einschränken,  y,.       ,         .    ,  t      .      .  .    .i    %^ . 

da   sio   dann   noch  größeren  Nachteil  haben    ^-^t^ratur:  Anderson,  Inqutry  tnto  the  yature 
aa  sie  oann  nocn  größeren  isacnreu  naoen       ^j  Cam-iaws,  1777,  deutsche  Ausgabe  mit  Ein- 

würden;  die  nicht  begünstigten  Produzenten        ^-^^„^    ^^^    Annurkungen    van    L.    Brentano: 

Drei  Schriften  über  Komgetetze  und  Chrundrente, 
Leipzig  189S.  Andersons  Lehre  weicht  von  der 
Ricardoschen  nicht  unwesentlich  ab,  da  nach 
ihm  nur  die  besseren  Grundstücke  mit  Erfolg 
melioriert  werden  können,  die  Existenz  der  Rente 
also  eine  Bedingung  der  Melioration  ist  und  sie 
demnach  ßir  die  Gesamtheit  nützlich  wirkt.  — 
West,  Essay  on  the  application  0/  capital  to 
land,  1815.  —  Malthus,  Inquiry  into  the  nature 
and  progress  of  rent.  —  Ricard4>,  On  the  in- 
fluence  of  a  law  price  of  com  on  the  proßts 
on  stock,  1815.  Deutsch  mit  Einleitung  von 
E.  Leser,  Jena  1905.  (Kleinere  Schriften  von 
D.  Ricardo.)  —  Derselbe,  Principles  of  pol. 
economy,  1817,  deutsche  Ausgabe  von  Baumsturk, 
2.  Aufl.,  1877.  Ricardo  hat  selbst  West  und 
Malthus  als  seine  Vorgänger  angeführt.  —  t/.  B. 
V,  Thünen,  Der  isolierte  Staat,  1826,  S.  Aufl., 
1842,  berücksichtigt  namentlich  die  Verschieden- 
heit der  Verkehrslage  der  Grundstücke ,  auf  die 
übrigens  auch  Ricardo  hingewiesen  hatte.  — 
Carey,  The  Post,  Present  and  Future,  1848; 
Lehrbuch  der  Volkswirtschaß  und  Sosiahnssen- 
schaß.  Deutsch  von  K.  Adler,  München  1866, 
S.  536 fg.  Carey  sucht  zu  zeigen,  daß  infolge 
der  steigenden  Produktivität  der  Arbeit  die  dem 
Grundbesitzer  zufallende  Quote  des  Ertrags  immer 
kleiner,  die  absolute  Größe  seines  Anteils  aber 
doch  noch  gi^ßer  werde,  während  der  Anteil  der 
Arbeiter  reUUiv  wie  absolut  immer  zunehme.  — 
Bautron,  Theorie  de  la  rente  foneihre,  1867.  — 
Trtink,  Geschichte  und  Kritik  der  Lehre  von 
der  Grundrente,  Jahrb.  f.  Not.  und  StaL,  Bd.  6 
und  10,  1865  und  1868.  —  Schaßte,  National- 
ökonomische  Theorie  der  ausschließenden  Absott- 
Verhältnisse,  1867.  —  Berens,  Versuch  einer 
kritischen  Dogmengeschichte  der  Grundrente,  1868. 
—  Bodherttts,    Zur  Beleuchtung   der  sozialen 


aber   bleiben   steuerfrei,   weil  sie  nur  den 
normalen  Kapitalgewinn  beziehen ;  ihr  Mit- 
bewerb  bleibt  also  ungeändert  und  die  Ge- 
samtproduktion entspricht  nach  wie  vor  der  I 
bei    dem    gegebenen    Preise    bestehenden ! 
Nachfrage.    Für  die  städtische  G.  gilt  das- 
selbe: die  Mieter  sind  bereit,  für  gewisse 
Wohnungen  ein  Mehr  an  Miete  zu  bezahlen, 
wofür  sie  gewisse   besondere  Annehmlich- 
keiten oder  andere  Vorteile  als  Aequivalent , 
erhalten.     Eine  Besteuerung  des  Extrage- 1 
winns   der  begünstigten  Hausbesitzer   ver- 
mindert nicht  das  Angebot  dieser  Wohnungen 
und   ist  für  den  Mieter  kein  Grund,  jene 
Vorteile   höher  zu  schätzen   und  höher  zu 
bezahlen,  und  sie  werden  sich  nötigenfallvS 
mit  weniger  gut  gelegenen  Wohnungen  be- 
gnügen.    Diese   Uuabwälzbarkeit    der    Be- 
steuenmg  der  eigentlichen  G.  wird  aber  in  > 
rasch    anwachsenden    Städten    durch    dafc 
Steigen    der   G.   infolge   der   vermehrten  j 
Nachfrage  nach  Wohnungen  aller  Art  ver- 1 
deckt.     Die  begünstigten  Hausbesitzer   er- , 
lialten  dann  vielleicht  vollen  Ersatz  für  die  1 
Steuer,  aber  die  Verkürzung  ihres  Anteils 
an  der  G.  bleibt  doch  bestehen,  denn  dieser 
würde  ohne  die  Steuer  um  den  Betrag  der* 
selben  höher  gewesen  sein.    In  Wirklichkeit 
läßt  sich  indes  eine  Besteuerung  der  be- 
stehenden G.  ohne  Unbilligkeit  nicht  neu 
einfüliren.    Denn  abgesehen  davon,  daß  diese 
für  den  jeweiligen  Besit^ser  durch  den  be- 
zahlten  Preis  des  Grundstücks  mehr  odei' 
weniger  vollständig  ausgeglichen  ist,  bewirkt . 


Grundrente  —  Grundsteuer 


1141 


Frage,  1875  (zuerst  1850' 51  als  zic fiter  und  dritter 
Brie/ an  Kirchmann  erschienen),  sucht  die  Grund- 
rente darafts  xu  erklären,  daß  der  Landxoirt  im 
Unterschiede  von  dem  Fabrikanten  keinen  Roh- 
stoff anxtischaffen  brauehe  und  daher  den  gleichen 
Geunnn  auf  ein  kleineres  Kapital  beziehe,  wo- 
durch der  prozentmüßige  Gewinn  größer  erscheine. 
—  Loria,  La  rendita  Jondiaria  e  la  sua  elisione 
naturale,  1870.  —  %\  Schullern^Schratten' 
hofen,  Untersuchungen  über  Begriff  und  Wesen 
der  Grundrente,  1889.  —  Marx,  Das  Kapital, 
III.  Bd.,  S.  Teil,  S.  152 fg.  —  BUhl.  Die  Grund- 
rententheorie im  Ökonom.  St/stem  von  K.  Marx, 
Jahrb.  f.  Xat.  u.  Stat.,  111.  F.,  Bd.  XVII,  S  4SSfg. 

Lexis, 


Grundsteuer. 
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der  G.  2.  Allgemeinheit  der  G.  Steuerfreiheiten. 
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Hessen.  7.  Oesterreich.  8.  Frankreich.  9.  Eng- 
land. .^ 

1 1.  "Allgemeines. 

1.  Wesen  und  Umfang  der  G.    Die  G. 

ist  eine  direkte  Steuer  vom  Ertrage  des 
Gnind  und  Bodens.  Das  Gnmdstück,  aus 
dem  der  Ertrag  fließt,  ist  das  Steuerobjekt, 
der  Ertrag  selbst  die  Steuer  [uelle  und  der 
Bezieher  —  Eigentümer  oder  dauernder 
Nutznießer  —  das  Steuersubjekt.  Für  den 
Stenerzweck  wird  der  Ertrag  des  Bodens 
als  verselbständigt  und  losgelöst  von  der 
Person  des  leitenden  "Wirtschaftssubjekts 
ge<lacht,  und  deshalb  ist  die  G.  eine  Objekt- 
sieuer  und  zwar  eine  Eiiragssteuer.  In 
dieser  Gruppe  bildet  sie  das  älteste  Glied, 
da  der  Erwerb  aus  der  Bodenbewirtscliaftung 
die  geschichtlich  älteste  Erwerbsform  ist. 
Aber  auch  heute  noch  ist  die  G.  die  wich- 
tigste Erlragssteuer  entsprechend  der  Be- 
deutung des  Bodens  im  wirtschaftlichen 
Leben  der  Volker. 

Jede  G.  ist  darauf  gerichtet,  einen  Teil 
des  wirtschaftlichen  Reinertrages,  den  der 
Boden  liefert  oder  doch  liefern  kann,  für 
die  Finanzwirtschaft  in  Anspnich  zu  nehmen. 
Dabei  sind  nur  die  Methoden  der  Steuer- 
veranlagung verschieden,  um  mittelbar  oder 
unmittelbar  zu  diesem  Ziele  zu  gelangen. 
Dieser  Reinertrag  deckt  sich  al)er  keines- 
wegs mit  der  eigentlichen  (Differenzial-) 
Gnmdrente  im  Sinne  Ricardos  (vgl.  Art. 
„Grundrente"  oben  S.  1 18G  fg.).  Er  bezieht  sich 
auf  aDe  Klassen  von  Gnmdstücken  und  trifft 
daneben  auch  die  Elemente  des  landwirtschaft- 
lichen Gewerbes  mit  Arbeitslohn  uod  Unter- 
nehmergewinn sowie  den  Zins  aus  dem  im 
landwirtschaftlichen     Jktriebe      angelegten 


Kapital  (Gebäude,  Vieh,  Einrichtungen,  Be- 
triebskapital). \Vo  die  Steuergesetze  den 
Rohertrag  zum  Ausgangspunkt  der  Besteue- 
rung nehmen,  wollen  sie  doch  auf  dem 
formalen  Umwege  der  Rohertragsermittelung 
tatsächlich  den  Reinertrag  zur  Steuer  heran- 
ziehen. 

2.  Allgemeinheit  der  G.  Steuerfrei- 
heiten. Stenemachlässe.  Die  neueren 
G.gesetze  haben  das  Prinzip  der  Allgemein- 
heit anerkannt.  Es  unterliegen  der  G.  grund- 
sätzlich alle  Arten  der  Grundstücke.  Dem 
Rechtsgnmdsatz  der  Allgemeinheit  gegen- 
über bestanden  in  älterer  Zeit  zahlreiche 
Ausnahmen  und  Bevorzu^ngen,  die  teilweise 
noch  in  unsere  Zeit  hereinreichten.  Hierher 
sind  vor  allem  die  Steuerfreiheiten  des  geist- 
lichen und  des  adligen  Gnmdbesitzes  zu 
zählen.  Gerade  die  letzteren  standen,  wenig- 
stens teilweise,  mit  dem  Wehr-  und  Kriegs- 
dienst in  Zusammenhang  und  bildeten  die 
Kompensation  für  eine  öffentlich-rechtliche 
Gegenleistung.  Mit  der  Aera  der  allge- 
memen  "Wehrpflicht  wurden  sie  zu  unge- 
rechtfertigten I^vorzugungen  eines  Standes 
und  sind  in  den  neueren  Gesetzgebungen 
beseitigt  worden,  so  in  Preußen  1861. 

Indessen  haben  sich  auch  heute  noch 
einzelne  Steuerfreiheiten  in  den  meisten  G.- 
systemen  erhalten,  teils  wegen  der  Zwecke, 
welchen  der  Boden  dient,  teils  wegen  der 
Person  des  Eigentümers.  Zu  jenen  zählen 
die  Grundstücke  bei  Wegen,  Plätzen,  Kirch- 
höfen, Schulen,  Stiftungen  u.  dgl.,  zu  diesen 
die  Domänen  des  Staates  und  die  zum 
öffentlichen  Gebrauche  bestimmten  Liegen- 
schaften. 

Neben  diesen  dauernden  Steuerfreiheiten 
bestehen  mitunter  auch  vorübergehende.  Sie 
werden  gewährt  bei  unberechenbaren  Un- 
glücksfällen,  wenn  dadurch  der  volle, 
mittlere  Jaliresbetrag  oder  der  dritte  (Baden, 
Hessen)  oder  vierte  (Bayern)  Teil  zugnmde 
gegangen  ist.  Der  A  erlust  muß  regelmäßig 
ein  vorübergellender  und  unabwendbarer 
sein  und  dai-f  den  einmaligen  Betrag  der 
Jahressteuer  nicht  überschreiten.  Häufig 
wird  für  solche  Ausfälle  ein  besonderer 
Deckungsfonds  gebildet,  aus  welchem  solche 
Unterstützungen  gewährt  werden  können. 
Die  Ursa<*hen,  welcne  den  Nachlaß  begründen, 
sind  entweder  gesetzlich  festgelegt,  oder  es 
liesteht  ein  gewisser  Spielraum.  Diese  J^ 
freiungen  nennt  man  G. nachlasse. 

3.  Der  Kataster.  Allgemeines.  In 
den  ältenm  Zeiten  hat  man  auf  eine  direkte 
Ermittelung  der  Steuerpflicht  veraichtet. 
Der  Feudal-  und  Patrimonialstaat  begnügte 
sich  mit  einer  allgemeinen  Schätzung  der 
Ivcistungsfähigkeit  seiner  Bestandteile,  Kron- 
länder, Provinzen  usw.  Nach  dieser  An- 
nalime  wurde  die  gesamte,  einzubringende 
G.summe  in  einzelne  Kontingente  aufgeteilt 
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und  jeder  territorialen  Einheit  ihre  Quote 
zugewiesen.  Diese  verfuhr  nun  in  der 
gleichen  Weise  und  übertrug  den  einzelnen 
Bezirken  ihre  Steuei-schuldigkeit.  Das  Aus- 
maß der  Verpflichtung  des  einzelnen  Grund- 
besitzers erfolgte  in  analoger  Weise  im 
kleinsten  Kreise  der  Beteiligten.  Auch  hier 
wurde  die  Steuerlast  umgelegt,  ohne  weitere 
individuelle  Scliätzung  nach  Grundstücken. 
Man  einigte  sich  vielmehr  nach  aUgemeiner, 
ungefährer  Bewertung  der  Beitragskraft  der 
Einzelnen.  Diese  Form  der  Bemessung  der 
Steuerpflicht  vermochte  indessen  wegen  ihrer 
üngenauigkeit  und  Willkür  auf  dLie  Dauer 
nicht  zu  genügen,  sie  fülii-te  zu  ganz  uner- 
träglichen Unregelmäßigkeiten  bei  Verteilung 
der  Steuerlast.  Darum  zeigen  sich  schon 
bald  Versuche,  das  rohe  Kepai-tierungssystem 
aufzugeben  und  die  G.  als  Quotitätssteuer 
zu  veranlagen,  allerdings  nur  mit  Hilfe  einer 
mehr  oder  minder  rohen  Schätzung  von 
Gütererträgen.  Eine  genaue  Ermittelung 
des  Ertrages  der  einzelnen  Liegenschaften 
scheiterte  an  dem  Mangel  an  Mitteln,  diesen 
zu  erforschen. 

Mit  dem  18.  Jahi'h.  suchte  man  die  un- 
vollkommenen Veianlagungsmetlioden  durch 
bessere  zu  ersetzen.  Man  gelangte  dabei 
allmählich  zur  Ansicht,  daß  eine  befriedigende 
Anlage  der  G.  nur  mit  Hilfe  einer  möglichst 
genauen  Vermessung  und  Ermittelung  der 
wesentlichen,  den  Ertrag  beeinflussenden 
Umstände  zu  en*eichen  sei.  Auf  Grund  der 
Feststellung  der  Rente  der  einzelnen  (irund- 
ßtücke  wurde  eine  Beschreibung  der  ein- 
schlägigen Daten  veranlaßt  und  in  eine  Zu- 
sammenstellung, den  Kataster,  aufgenom- 
men. Er  bildet  eine  Uebersicht,  aus  der  die 
auf  jedes  Grundstück  entfallende  G.ziff'er  als 
Quote  des  Ertrages  berechnet  werden  kann. 
Die  moderne  G.  beruht  daher  auf  der  Her- 
stellung eines  detaillierten  Grundstücks- 
katasters, der  die  Hauptaufgabe  für  die 
Veranlagung  der  G.  durch  die  Finanzver- 
waltiuig  ist. 

Der  Ausdruck  „Kataster"  ist  entstanden  aus 
einer  Zusammeuziehun^  von  capitationis  regis- 
trum  oder  capitum  registrum,  dem  Verzeichnis, 
nach  dem  die  capitatio  (Grund-  und  Kopfsteuer 
der  spätrömischeu  Kaiserzeit)  auf  die  capita  (die 
einzelnen  steuerbaren  Objekt«)  umgelegt  wurde. 
Daher  die  altfranzösische  Schreibart  capdastre. 
Vermessungen  zum  Zwecke  einer  besseren  Ver- 
teilung der  Steuerlast  wurden  schon  in  früher 
Zeit  vorgenommen.  In  Persien  wurden  solche 
unter  Darius  I.  angeordnet  nach  Parasangen, 
vermuthch  zur  Steuerausgleichung  unter  den 
einzelnen  Bezirken.  Schon  früher  waren  in 
Aegypten  ähnliche  Operationen  zu  gleichen 
Zwecken  durchgeführt  worden.  Seit  Augustus' 
Zeiten  wurden  von  den  römischen  Kaisem  nicht 
nur  in  Italien,  sondern  auch  in  den  Provinzen 
Kataster  eingerichtet,  worin  alle  Aecker  und 
Wiesen  mit  Angabe  der  Morgenzahl  und  des 
lü-jährigen  Durchschnittsertrages,   alle   Wein- 


und  Oelgärten  mit  Flächengröße  und  Wachs- 
bestand nach  Fassion  der  Eigentümer  verzeichnet 
waren.  Wahrscheinlich  haben  die  üeberreste 
der  römischen  Kataster  im  fränkischen  Reiche 
bei  späteren  Anschlägen  als  Stützpunkt  gedient 
Die  Frankenköuige  Siegbert,  Childebert  II.  und 
Childerich  I.  ließen  diese  Reste  ergänzen  und 
die  Kataster  vervollständigen.  Bei  vielen  deut- 
schen Stämmen  war  die  Hufe  lange  Zeit  die 
Unterlage  für  Vermögens-  und  Grundsteuern. 
Wilhelm  der  Eroberer  ließ  1085  das  bekannte 
Domesday-Book,  König  Waldemar  IL  von  Däne- 
mark 1281  das  Zensusbuch  und  Karl  IV.  das 
brandenburgische  Landbuch  aufstellen.  In  neuerer 
Zeit  kehrte  man  in  Deutschland  zu  eigentlichen 
Katastralvermessungen  zurück.  Sie  setzen  mit 
dem  Ausgang  des  17.  Jahrh.  ein,  als  sich  das 
Volk  von  den  Verwüstungen  des  30  jährigen 
j  Krieges  zu  erholen  begann :  so  in  Oesterreich 
unter  Leopold  L,  1660  in  der  Oberpfalz,  1680 
in  Hessen,  1683  in  Braunschweig,  1684  in  Würz- 
burg. 1692  in  Magdeburg.  Auf  diese  Anfänge 
folgten  vollendetere  Katasterherstelinngeu  im 
18.  Jahrh.  Die  bedeutendsten  Erfolge  haben  in 
dieser  Zeit  die  Habsburger  in  ihren  Erbländem 
erreicht.  Auf  das  Katasterwerk  Karls  VI.  im 
Mailändischen  (censimento  milanese)  von  1718—60 
folgten  die  Theresianische  Steuerrektifikation 
und  die  Vermessungen  der  Josephinischen  G.- 
reform  (1748—56  und  1785—90).  In  Preußen 
hat  Friedrich  Wilhelm  I.  hier  eine  große  organi- 
satorische Tätigkeit  entfaltet.  Dagegen  be- 
standen in  Frankreich  alte  Kataster  mit  einer 
rohen  Form  der  Grundbesteuerung  bis  zur  großen 
Revolution,  nachdem  die  1763  geplante  genaue 
Vermessung  des  Landes  unter  der  Monarchie 
nicht  ausgeführt  w^orden  war.  Der  neue  fran- 
zösische Kataster  wurde  nach  verschiedenen 
mißlungenen  Versuchen  1807  begonnen.  Die 
Operationen  w^urden  öfters  unterbrochen,  schritten 
überhaupt  nur  langsam  vorwärts  und  waren 
erst  1850  vollendet.  Die  vollständige  Katastrie- 
rnng  von  Korsika  ist  erst  1889  abgeschlossen 
worden.  Die  moderaen,  heute  m^gebenden 
Katasteroperationen  in  den  deutschen  Staaten 
sind  im  Laufe  des  19.  Jahrh.  vorgenommen 
worden.  Sie  schließen  sich  naturgemäß  an  die 
neueren  G.gesetze  an. 

4.  Die  Arten  des  Katasters.  Nach 
dem  bisher  Gesagten  ist  der  Kataster  eine 
Zusammenstellung  oder  uebersicht  aller  die 
Ertragsgröße  bedingenden  Momente  in  mög- 
lichst genauer  und  sorgfältiger  Beschreibung. 
Seine  Herstellung  geschieht  durch  die  Kata- 
strierung.  Seinem  Wesen  nach  ist  der  Ka- 
taster entweder  ein  E  r  t  r  a  g  s  k  a  t  a  s  t  e  r  oder 
Wertkataster. 

1.    Der  Ertragskataster    stellt    das 
Flächenmaß  der  Grundstücke  und  der  aus 
natürlichen  und  wirtschaftlichen  Umständen 
fließenden    Ertragsmengen    fest.     Die   hier 
vorzunehmenden  Operationen  sind  einerseits 
technische,   andererseits   ökonomische.     Zu 
jenen  zälilt  die  topographische  Landesver- 
messung dimjh  Triangulierung  und  Trigono- 
I  metrie  sowie  ihre  graphische  Darstellung  in 
j  den  topographischen  Karten.  Diese  umfassen 
.  die  Erforschung  und  Feststellung  des  durch- 
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schnittlichen  Ertrages  der  einzelnen  Liegen-  von  anderen  Steuern  (Kapitalrenten-,  Ein- 
scliaften,  die  B  o  n  i  t  i  e  r  u  n  g.  Hierbei  wird  koninienstouer )  abzuziehen, 
zunächst  der  Xaturalertrag  in  den  ver-  2.  Der  AVertkataster  nimmt  den 
schiedenen  Hauptai-ten  der  landwirtscliaft-  Geldwert  der  Grundstücke  zur  Be- 
liclien  Produkte  gescliätzt  und  festgestellt,  messungsgrundlago.  Man  geht  dabei  von 
Zur  Vereinfachung  und  Abkürzung  dieser  der  Voraussetzung  aus ,  daß  der  Pi-eis  der 
Operation  wird  nicht  jedes  Grundstück  indi-  Liegen scluiften  ein  kapitalisierter  Ertrag  ist. 
viduell  untersucht  sondern  die  Grundstücke  Dieses  Verfalu-en  operiert  mit  einer  Fiktion ; 
einer  Flur  werden  nach  Kulturarten  und ,  denn  in  den  Anschlagssummen  der  Guts- 
annähernd gleicher  Beschaffenheit  eingeteilt,  Übernahme  oder  des  Erbgangs  kommt  der 
für  die  verscliiedenen  Lagen,  Kulturen  und  j  wahre  Weit  nichi  zum  Ausdruck,  weil  hier 
BescliafFenheiten  Mustergrundstücke  mancherlei  Familien-  und  Vermögensver- 
(Typen)  ausgewäldt  und  diese  genau  nach  hilltnisse  hereinspielen  und  die  Grundstücks- 
Naturalertragsmengeu  untei-sucht.  An  diese  preise  gegenüber  dem  Ertrage  überliaupt  zu 
Mustergrundstücke  wenlen  die  übrigen  an-  hoch  zu  sein  pflegen.  Aber  auch  beim  Kauf 
geglichen.  Für  die  Ermittelung  der  Frucht-  und  Verkaufe  entsprechen  die  bezalilten 
mengen  selbst  wird  das  örtlich  herrschende  Summen  nicht  dem  tatsächlichen  Erti-ags- 
Bewirtscliaftungssystem  und  für  die  Be- ,  werte,  namentlich  werden  bei  der  gesteigerten 
Wertung  der  Fruchtmengen  der  einzelnen  ■  Xachfi-age  nach  kleinei-en  Grundstücken  für 
Flächeneinheiten  werden  die  örtlichen,  mehr-  diese  Pi-eise  bezahlt,  welche  dem  wirklichen 
jährigen  Durchschnittspi-eise  in  einem  Geld-  Erti-age  nicht  entsprechen.  Mitunter  liat 
anschhige  angesetzt.  man  auch  versucht,  die  Pacht  preise  der 

Die  Aufzeichnung  der  einzelnen  Grund-  ^^'^{'^^Y-'^''^'r.!"^  Z."^'""'^''  'J'  l^^^^^iV  ^^p"' 
stücke  und  der  ihren  Eitmg  bedingenden  ^^^^[^  hier  kämpf  man  mit  denselben  Be- 
Tatsachen  kann  auf  zweifaÄe  Weiie  ge- '  f  ^."\f :  Din^chschnitthch  und  insbesondere 
schehen.  Entweder  geht  man  von  einzelnen  ,  \'^'  ,^^^»"^^  Grundstücken  pfegen  diese  sehr 
Liegenschaften,  von  den  Parzellen  aus,  oder !  ^^^^'^^  ^'l^^^^'  wozu  noch  kommt  daß  die 
man  schließt  die  Schätzungen  an  Grundstück-  ?:^^^f  ^^^/If  ^^^*?J"^^""?  '^'^  allgemeine 
komplexe  an.  Im  ersteren  Falle  gehngt  ^^P*^^f  "^^^^^ ^^^^^  ^  ^^^^^^^^^  des  Grund 
man   zu  einem  Parzellarkataster.   im  '^'^   B^xlens    m    einem   Liinde   voi-aussetzt. 

letzteren  zu  einem  Gutskataster.  ,^^^  ^^^^^  ^^^^^  ^^  f^^"^^^  f  {l^^  ^^^"T 

lagung  ohnehin  an  der  erfomerlichen  Zahl 

Alle  modernen  Katastersysteme  zielen ,  von  tauglichen  Anhaltspunkten, 
auf  die  Feststellung  des  Reinertrages  ab.  Ueberdies  ist  beim  Wertkataster  in  Be- 
Die  Roheilragskatastrienmg  dient  nur  als .  tmcht  zu  ziehen,  daß  die  zeitliciie  und  ört- 
vorbereitende  Handlung  der  Reinertrags-  liehe  Veränderliclikeit  des  Zinsfußes  die 
katastrierung.  Deshalb  sind  im  Prinzipe  |  Kapitalisierung  beim  Wertkatiister,  der  auf 
die  Bewirtscliaftungskosten  vom  Rohertrage ,  eine  längere  Reihe  von  Jahren  liergestellt 
abzuziehen.  Dahin  würden  gehören  alle  Auf-  wenlen  muß,  sehr  ei-schwert,  eine  Aus- 
wendungen für  Löhne,  Zinsen  des  Kapitals,  \  Scheidung  der  unnormalen  Preise  von  den 
die  Kosten  der  Instandlialtung  des  Gutes  normalen  fast  unmöglich  ist  und  vor  allem 
und  endlich  die  Schuldzinsen.  Allein  die  i  die  i)ersönlichen  Verhältnisse  des  Käufers 
Schwierigkeiten  solcher  Abzüge,  die  Rück-  und  V  erkäufei^s,  die  Gebundenheit  des  Eigen- 
sicht auf  den  Steuei-eingaug  und  endlich  die  tums  (Fideikom misse),  die  Zugehörigkeit  zu 
Mängel  der  praktischen  Dui-chführung  liaben  ,  Groß-,  Mittel-  und  Kleingütern,  mancherlei 
veranlaßt ,  die  Produktionskosten  nicht  in  örtliche  und  zeitliche  Umstände  u.  dgl.  m. 
ilirem  vollen  Umfang  zu  berücksichtigen  für  den  Pi-eis  von  Liegenscliaften  oft  ent* 
und  namentlich  die  Schuldzinsen  gänzlich  scheidender  sind  als  der  wirkliche  Ertrag, 
außer  acht  zu  lassen.  Dun?h  diesen  Um-  Wo,  wie  neuerdings  in  Baden  ge- 
stand entstehen  zweifelsohne  gerade  die  pbint,  die  G.  nach  dem  Kapitalwert  als  Ver- 
größten Ungleichheiten  und  Ungerechtig-  inögenssteuer|>artiale  veranlagt  wird,  legt 
keiten,  weil  der  verschuldete  Besitzer  ver-  man  einen  Wertkataster  zugrunde.  Im 
hältnismäßig  ebenso  hoch  besteuert  wird  übrigen  liaben  die  meisten  G.gesetze  dem 
wie  der  schuldenfreie.  Das  Ei-gebnis  liier- ,  Ertragskataster  den  Vorzug  vor  dem  Wert- 
von  ist,  daß  die  G.  häufig  einer  Roliertrags-  katasier  gegeben. 

Steuer  näher  kommt  als  einer  Reinertrags-  5.  Die  Durchführung  de»  Katasters. 
Steuer  wler  doch  zwischen  beiden  Formen '.  Die  Ilei-stellung  des  Katasters  vollzieht  sicli 
schwankt.  Zum  Ausgleich  h.it  man  teils  in  drei  Stadien:  Vermessung,  Klassilikatiou 
bei  der  G.  einen  nieilrigei'en  Steuersatz  an-  und  Feststellung,  Evidenzhalten  und  Revision, 
gewendet,  teils  gewisse  Xebeneinkünfte,  tue  1.  Die  ei-ste  0|>eration,  wt^bhe  die  Kata- 
Sfeliorationen  u.  dgl.  m.  von  der  Steuer  be-  strierung  erheischt,  ist  die  Vermessung 
freit,  teils  endlich  gestattet,  die  Zinsen  der  des  Bodens.  Eine  modernen  Ansprüchen 
Grund-,  Hypotheken-  und  anderer  Sthuldeu  genügende    Ijaudesvermessung    beruht    auf 
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einer  Triangulierung  (Bildung  von  Dreiecken) 
und  trigonometrischen  Ausmessung.  Hierzu 
bedarf  es  vorbereitender  Organisationen  und 
Arbeiten  mancherlei  Art.  Zunächst  müssen 
besondere  Katasterbehörden  gebildet  werden, 
die  sich  regelmäßig  an  die  Gliederung  der 
Jjandes-  und  Finanzbehörden  anschließen. 
In  ihnen  ist  auch  die  Bevölkenmg,  das 
Laienelement,  vertreten,  indem  die  zur  Ver- 
messung bestellten  Kommissionen  neben  den 
Staats-  und  Gemeiudebeamten  Mitglieder  aus 
verschiedenen  Yolkskreisen,  sei  es  aus  den 
höheren  oder  niederen  Vertretungsorganen, 
sei  es  als  Sachverständige  oder  Ortskundige 
enthalten.  Zu  den  Vermessungsarbeiten  selbst 
pflegen  amtliche  Geometer  bestellt  zu  werden. 
Auf  Grund  der  vorerwähnten  Operationen 
werden  topographische  Karten  angefertigt, 
die  in  graphischer  Darstellung  die  Messungs- 
resultate enthalten,  sie  geben  dann  Lage  und 
Kulturart  der  verzeichneten  Grundstücke 
wieder. 

2.  Die  Vorschriften  ffir  die  Klassi- 
fikation bestimmen  die  Kulturarten,  die 
unterschieden  werden  sollen,  und  die  Zahl 
der  Bonitätsklassen,  die  im  Schätzungsbezirke 
gebildet  werden  dürfen.  Auf  Grund  dieser 
Anhaltspunkte  werden  im  betreffenden 
Distrikte  die  Kultiuurten  und  Bonitätsklassen 
ermittelt  und  es  wird  für  die  Flächeneinheit 
(Morgen,  Tagewerk,  Hektar)  für  jede  Kultur- 
art und  Klasse  derjenige  Tarifsatz  festgesetzt, 
der  dem  wirklichen  Ertrage  am  nächsten 
kommt.  Um  die  ganze  Operation  zu  kürzen, 
zu  vereinfachen  und  zu  verbilligen,  werden 
Normal-  oder  Mustergrundstücke  (Typen) 
gewählt,  die  bei  Einschätzimg  der  übrigen 
Grnmdstücke  zur  Angleichung  dienen.  Hier- 
auf findet  durch  besondere  Ausschüsse,  mit- 
unter durch  Beiziehung  von  eigenen  Sachver- 
ständigen und  Interessenten  der  Gemeinden, 
die  Klassierung  oder  Einschätzung  der  sämt- 
lichen Grundstücke  mittels  Vergleichs  mit 
den  Typen  in  die  Klassen  des  Tarifs  statt 
(Bonitierung).  Kleinere  Unterschiede  bleiben 
in  der  Regel  unberücksichtigt.  Auch  bei 
der  Klassierung  pflegen  weitere  üeber- 
prüfungen,  RekJamationsinstanzen  usw.  ein- 
gerichtet zu  sein.  Die  Endresultate  werden 
m  der  leitenden  und  oberen  Kommission 
abschließend  festgestellt.  Bei  Prüfung,  Re- 
klamation und  Feststellung  des  Katasters 
ist  es  allgemein  Grundsatz,  daß  die  höhere 
Kommission  die  Ergebnisse  der  niederen 
nachprüft,  wobei  die  Interessenten  und  Sach- 
verständigen gehört  oder  ihnen  eine  größere 
oder  geringere  Einwirkung  auf  die  Kataster- 
arbeiten eingeräumt  wird.  Den  höheren 
Kommissionen  und  Kommissaren  liegt  es 
dann  ob,  die  Gleichmäßigkeit  des  VerfaSirens 
zu  überwachen. 

8.  Nachdem  die  Herstellung  des  Katasters 
abgeschlossen  ist,   handelt   es   sich   darum, 


seine  Angaben  mit  den  tatsächlichen  Ver- 
hältnissen in  Einklang  zu  erhalten.  Dies 
geschieht  durch  Evidenzhaltung  und 
Revision.  Im  Anschluß  an  den  Ausweis 
des  Katasters  werden  für  die  einzelnen 
steuerpflichtigen  Liegenschaften  nach  Hebe- 
oder Oemeindebezirken  Flurbücher  und 
Mutterrollen  eingerichtet,  in  denen 
namentlich  die  Eigentumsverhältnisse  zu 
verzeichnen  sind.  Diese  Angaben  müssen 
alle  vor  sich  gehenden  Veränderungen  nach- 
tragen und  ein  Bild  der  gegenwärtigen  Ver- 
hältnisse geben,  sie  müssen  „bei  G^enwart*' 
oder  „evident*'  gehalten  werden.  Neben  den 
Eigentumsnachweisen  sind  auch  andere  Um- 
stände evident  zu  halten,  welche  die  Ent- 
stehung oder  die  Auflösung  der  Steuerpflicht 
begründen  (Bebauung  von  Grundstücken) 
oder  eine  Veränderung  des  Reinertrags  be- 
dingen (Unland  in  ertragsfähiges  Land).  Die 
durch  einen  Wechsel  der  Kulturart  oder 
Meliorationen  herbeigeführten  Veränderungen 
des  Ertrags  werden  regelmäßig  erst  nach 
Ablauf  der  Revisionsperiode  des  Katasters 
berücksichtigt. 

Die  Revision  oder  Erneuerung  des 
Katasters  in  nicht  zu  langen  Fristen  ist  bei 
der  Veränderlichkeit  der  den  Reinertrag  be- 
stimmenden Elemente  eine  grundsätzliche 
Forderung,  die  mehrfach  bei  den  neueren 
Katastern  ausdrücklich  in  Aussicht  genommen 
ist.  Die  G.gesetze  bestimmen  häufig  die 
Jahresperioden,  nach  deren  Ablauf  eine 
solche  erfolgen  und  vor  deren  Ablauf  keine 
derartige  Revision  Platz  greifen  soll  (Oester- 
reich  15,  Frankreich  30).  Da  die  Revision 
meist  einer  völligen  Neukatastrierung  gleich- 
kommen würde,  so  stemmen  sich  gegen  eine 
solche  alle  diejenigen,  die  in  der  Zwischen- 
zeit ihre  Reinerträge  erheblich  gesteigert 
haben.  Aus  diesem  Grunde  sowie  infolge 
der  Erfahrungen,  daß  gute  Resultate  über- 
haupt nicht  zu  erzielen  seien,  ist  die  Revision 
öfters  ganz  unterlassen  worden.  Dies  ist 
aber  auch  in  dem  Maße  erfolgt,  als  sich  die 
Ansicht  Bahn  gebrochen  hat,  daß  die  G.  mit 
ihrer  Stabilität  sich  nur  mangelhaft  den 
steigenden  Finanzbedürfnissen  anzupassen 
vermag. 

6.  Erhebung  der  G.  Die  G.  wird  nach 
zwei  Systemen  erhoben.  Einmal  wird  jedes 
Steuerobjekt  nach  Maßgabe  seiner  speziellen 
Einrichtung  mit  einem  rrozentualsatze  belegt 
Dabei  hat  man  entweder  unmittelbar  jcäe 
Steuereinheit  („Steuerkapital")  mit  bestimmten 
Steuersätzen  getroffen  oder  man  hat  zuerst 
eine  Mittelgröße  gebildet  und  an  diese  die 
Prozentabgabe  angesetzt  Diese  Form  der 
Erhebung  ist  diejenige  der  Quotitäts- 
s teuer.  Sodann  aber  ist  man  andererseits 
von  einem  Steuerkontingente  ausgegangen 
und  hat  für  das  gesamte  Staats-  oder  Steuer- 
gebiet die  Steuersumme  festgesetzt,  die  all- 
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jahrlich  durch  die  G.  aufzubriogen  ist.  Diese  |  läge  von  der  materiellen  Steuerfähigkeit. 
Kontin^ntierung  ist  entweder  eine  dauernde ;  Zudem  schreitet  man  zur  Erneuerung  des 
oder  eine  für  kürzere  Perioden  (Finanz-,  j  Katasters  wegen  der  damit  verbundenen  be- 
Budgetperioden)  maßgebende.  Die  weitere  ;  trächtlichen  Kosten  nur  schwer  und  ungern, 
ünterverteilung  der  Hauptsumme  auf  die !  und  so  bleiben  die  alten  Grundlagen  meist 
größeren  und  kleineren  Verwaltungsbezirke  ■  unverändert  bestehen.  Cnd  auch  die  in  den 
und  endlich  die  Zuweisung  der  einzelnen  i  Steuergesetzen  vorgesehenen  Emeuenmgs- 
Steuerbeträge  an  die  Steuerobjekte  ist  dann  j  perioden  stehen  regelmäßig  bloß  auf  dem 
Sache  des  Verwaltungsverfahrens.  Diese '  rapier.  Auf  diese  Weise  ist  das  Kataster- 
Methode  der  Erhebung  ist  dieRepartitions-i  problem  nahezu  unlösbar  für  die  Steuer- 
8 teuer.  ipraxis   geworden  und  hat  sich  die  Ansicht 

Dießteuergesetzgebungen  haben  zwischen  I  immer  mehr  Bahn  gebrochen,  daß  jede  G.- 
beiden  We^en  geschwankt.    Die  G.  ist  Quoti-  i  Verfassung   nur   eine   sehr   unvollkommene 
tätssteuer  m  i^yem,  Württemberg,  Sachsen, !  Form  der  Besteuenmg  ist. 
Hessen  usw.,  Repartitionssteuer  in  Preußen, !       Mitunter  hat  man  aus  diesen  Erwägungen 
Frankreich,  Oesterreich,  Baden  usw.  |  die    Forderung    abgeleitet,    daß    die   Ab- 

7.  Benrteilnii^  der  G.  Die  G.  als  Schaffung  der  G.  und  ihre  Ersetzung 
Gemeindesteuer.  Jeder  Ertragssteuer  haften  I  durch  andere  Steuerformen  das  Ziel  einer 
an  sich  schwer  wiegende  Mängel  an,  die  gesunden  Fortbildung  unserer  Steuersysteme 
sich  aus  dem  Er&agssteuerprinzipe  als  |  bilden  müsse.  Sehr  mit  Unrecht.  Hätte 
solchem  und  aus  dessen  historisclier  Aus-  ein  Land  heute  unter  den  dermaligen  Wirt- 
gestaltung ergeben.  Nachdem  aber  die  G.  I  Schaftsverhältnissen  noch  keine  G.,  so  wtirde 
ganz  besonders  der  t}7)ische  Ausdruck  der  |  man  sich  kaum  entschließen,  eine  solche 
Ertragsjsteuer  mit  allen  ihren  Eigentümlich- :  einzuführen.  Allein  die  modernen  Kultur- 
keiten  ist,  so  ist  es  klar,  daß  gerade  bei  ihr  |  Staaten  stehen  keinem  so  jungfräulichen 
auch  die  Schattenseiten  dieser  Steuerform  '<  Zustande  gegenüber,  vielmehr  finden  wir 
sich  zeigen.  So  kommt  hier  vor  allem  ihre !  überall  die  G.  als  vorhanden  vor,  und  zw^ar 
Starrheit  zum  Ausdruck,  da  die  Aende- :  regelmäßig  als  eine  direkte  Abgabe  seit 
rungen  ihrer  Yeranlagimgsbasis  steuertech-  Jahrhunderten  in  üebung.  Schon  ihr  Alter 
nisch  fast  gar  nicht  durchzuführen  sind.  \  empfiehlt  ihre  Beibehaltmig  und  überdies 
Außerdem  ist  es  unmöglich,  die  besonderen  würde  ihre  Beseitigung  wegen  des  reallast- 
Erscheinungsformen  des  ökonomischen  Ge-  i  artigen  Charakters,  den  die  G.  im  Laufe  der 
schehens,  vor  allem  die  subjektiven  Einflüsse  I  Zeit  angenommen  hat,  ein  durch  nichts  ge- 
zu  berücksichtigen  oder  die  Bedeutung  des ;  rechtfertigtes  Geschenk  an  die  gegen- 
leitenden Wirtschafters  für  den  ökonomischen  i  wärtigen  Grundbesitzer  darstellen. 
Betrieb  zu  würdigen.  Darum  ist  auch  die;  Steuertechnisch  betrachtet, erscheint 
G.  mehr  denn  jede  andere  Ertragssteuer  der  1  es  daher  am  geratensten,  die  G.  mit  allen 
Tendenz  unterworfen,  sich  zu  einer  auf  dem  !  ihren  3Iängeln  in  ihrem  dermaligen  Zustande 
Grundstücke  ruhenden  Reallast  zu  verhärten. !  beizubehalten  und  darauf  zu  verzichten, 
Sie  nimmt  dabei  den  Ch^akter  einer  öffent- 1  durch  einschneidendere  Reformen  diese  auf- 
lich-rechtlichen Hypothek  an,  die  für  den '  heben  zu  wollen.  Man  wird  die  G.  eben 
Eigenttimer  zur  Zeit  ilirer  Errichtimg  eine  I  als  dasjenige  behandeln  und  beurteilen 
(reelle;  Vermögenssteuer  darstellt  während  j  müssen,  was  sie  unter  dem  Einflüsse  unserer 
alle  folgenden  Erwerber  eigentlicn  tatsäch- !  ökonomischen  Verhältnisse  tatsächlich  ge- 
lich  gar  keine  Steuer  zahlen,  sondern  nur  |  worden  ist,  als  öffentlich-rechtliche  Reallast, 
dem  Staat  einen  bereits  im  Uebemahmspreis .  Aufgabe  des  ganzen  Steuersystems  und  seiner 
veranschlagten  Ertragsanteil  abtragen.  Auf  i  Organisation  wird  es  sein,  die  Lücken  er- 
der anderen  Seite  ist  der  Ertrag  der  G.  aus '  gänzend  und  ersetzend  auszufüllen, 
gleichen  Gründen  wesentlich  stabil  und  Ein  anderer  Weg  zur  Lösung  der 
daher  nicht  imstande,  sich  dem  wechselnden  Schwierigkeiten  ist  nur  der,  die  G.  als  Er- 
und  steigenden  Finanzbedarf  anzuschließen. '  tragsst euer  in  ihrer  historisch  überkom- 
Jede  Aendening  der  Steuerquote  würde  die  menen  Form  ganz  preiszugeben  und  sie  auf 
ohnehin  bestehenden  Ungleichmäßigkeiten  der  Gnmdlage  eines  (Verkehrs-)  Wertka- 
der Veranlagimg  in  sehr  erheblichem  Maße  tasters  in  eine  partielle  (nominelle)  Ver- 
steigern, mögens-   oder  Ergänzungssteuer  zu 

Je  beweglicher  sich  das  Wirtschaftsleben  '  verwandeln.  Die  eigentliche  steuerliche  Be- 
gestaltet und  je  mehr  sich  die  ökonomischen  lastung  des  Bodenertrags  muß  dann  im  Ge- 
Betriebe diflferenzieren,  desto  größer  werden  füge  anderer  Steuerformen,  vor  allem  durch 
die  Schwierigkeiten  des  Katasterwesens,  die  allgemeine  Einkommensteuer  bewirkt 
Waren   sie  auch  anfänglich  leidlich  richtig, '  werden. 

so  treten  doch  im  Verlaufe  weniger  Jahre  Steuerpolitisch  endlich  hat  es  sich  im 
empfindliche  Verschiebungen  ein  und  natur-  Laufe  der  Zeit  immer  mehr  gezeigt,  daß  die 
gemäß  entfernt  sich  die  formelle  Steuergrund-  eigentlichen  Ertragssteuem  und  die  G.  als 
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Ertragssteuer  yar  l^oxr]r  mit  ihrer  Starrheit 
und  Stabilität  als  Glieder  des  Staats  Steuer- 
systems nur  sehr  unvollkommen  funktionieren. 
Außerdem  aber  kann  es  nicht  zweifelhaft 
sein,  daß  gerade  die  politische  und  verwal- 
tungsrechtliche Tätigkeit  der  Gemeinden 
das  Interesse  des  Grundbesitzes  besonders 
fördern.  Und  diesen  Erwägungen  ist  der 
Vorschlag  entsprungen,  von  seiten  des  Staates 
auf  den  Ertrag  der  G.  überhaupt  zu  ver- 
zichten und  die  G.  als  Gemeindeabgabe 
den  Gemeinden  zu  überweisen. 

(Ueber  die  Besteuerung  des  Grund  und  Bodens 
nach  dem  gemeinen  Wert  und  dem  Wertzuwachs 
vgl.  die  Artt.  „Bodenreform"  oben  S.  488  und 
„Wert-  und  Wertzuwachsbesteuerung",  unten 
Bd.  II.) 

II.  Gesetzgebung. 

!•  Preußen.  Im  Laufe  der  ersten  Hälfte 
des  19.  Jahrh.  sind  in  Preußen  mehrfach  Ver- 
suche unternommen  worden,  die  Verschieden- 
heiten der  G.Verfassung  durch  eine  einheit- 
liche Reform  auszugleichen.  Im  18.  Jahrh.  war 
die  G.  nicht  allgemein  reformiert  worden,  und 
bei  der  Finanzreform  vom  Jahre  1810  scheiterte 
die  in  Aussicht  gestellte  Aufhebung  der  G.- 
freiheiteu  und  die  gleichmäßige  Regelung  an 
mancherlei  steuertechnischen  und  politischen 
Schwierigkeiten.  Ebenso  blieb  die  (t.  von  der 
Reformepoche  der  20  er  Jahre  so  gut  wie  un- 
berührt, und  die  großen  Verschiedenheiten  in 
Steuerpflicht,  Befreiungen,  System,  Einrichtung 
usw.,  wie  sie  in  den  einzelnen  Provinzen  und 
sogar  innerhalb  dieser  bestanden,  dauerten  fort. 
Der  Anlauf  zur  Reform  vom  Jahre  1848  geriet 

gleichfalls  bald  wieder  ins  Stocken.  Erst  durch 
.  V.  21./V.  1861  mit  Nachträgen  durch  die  GG. 
V.  8./II.  1867  u.  V.  11. /II.  1870  gelang  es,  eine 
endgültige  Lösung  des  G.problems  für  den  preu- 
ßischen Staat  herbeizuführen.  Der  strittigste 
Punkt  der  Neuordnung,  nämlich  die  Entschädi- 
gung der  bisher  steuerfreien  oder  privilegierten 
Grundstücke,  war  dabei  in  bejahendem  Sinne 
entschieden  worden.  Eine  eingreifende  Aende- 
rung  hat  seitdem  die  preußische  G.  nicht  mehr 
erfahren. 

Der  G.  unterliegen  alle  ertragsfähigen  Grund- 
stücke mit  Ausnahme  der  kleinen  Hausgärten. 
Befreit  sind  der  Grundbesitz  des  Staates,  die 
Domänen  der  Standesherren.  Grundstücke  zu 
öffentlichen  Zwecken,  die  im  ^Eigentum  von  Ge- 
meinden, selbständigen  Gutsbezirken,  Kreisen 
oder  Provinzen  stehen.  Brücken,  Kunststraßen, 
Schienenwege  der  Eisenbahnen  und  schiffbare 
Kanäle,  gewisse  zum  Kirchen-  und  Schul- 
vermögen gehörige  Grundstücke,  Grundstücke 
des  Reichs  und  gebäudesteuerpflichtige  Grund- 
stücke, 

Für  jeden  Bezirk  wurden  Flurbücher  ange- 
fertigt, die  alle  Wirtschaften  des  Bezirks  mit 
Flächeninhalt  und  Reinertrag  aufnahmen,  und 
G.mutterrollen,  welche  die  einzelnen  Parzellen 
mit  den  gleichen  Einzelangaben  nachzuweisen 
hatten.  Beide  sind  evident  zu  halten  und  zu 
den  Kosten  der  Evidenzhaltung  von  den  In- 
teressenten Beiträge  zu  leisten.  Der  Reinertrag 
eines  Grundstückes  ist  der  Ueberschuß  des  Roh- 
ertrages nach  Abzug  der  Bewirtschaftungs- 
kosten,  der   von   den   nutzbaren   Wirtschaften 


nachhaltifi^  erzielt  werden  kann,  unter  Zugrunde- 
legung eines  mittleren  Kulturzustandes,  jedoch 
ohne  Rücksicht  auf  den  wirtschaftlichen  Zn- 
sammenhang des  Grundstückes  mit  anderen 
Grundstücken,  auf  gewerbliche  Anlagen,  Servi- 
tuten, Reallasten  u.  dgl.  m.  Der  Reinertrag 
sollte  für  jeden  Kreis  und  innerhalb  dieses  für 
jeden  Klassifikationsbezirk  durch  eine  Veranla- 
gungskommission geschehen,  deren  Mitglieder 
zur  Hälfte  den  kreisständischen  Versammlungen 
und  zur  Hälfte  der  Finanzverwaltung  angehören 
sollten.  Gegfen  die  Schätzungen  der  Veranla- 
^ungskommissionen  konnte  an  (Regierungsr 
Bezirkskommissionen  reklamiert  werden,  die  je 
zur  Hälfte  aus  Mitgliedern  der  Provinzialland- 
tage  und  der  Finanzverwaltung  zusammen- 
gesetzt waren.  Die  endgültige  Feststellung  der 
Klassifikationstarife  und  Abschätzungsresiütate 
war  einer  Zentralkomraission  übertragen.  Sie 
bestand  aus  4  vom  Finanzminister  ernannten 
Generalkommissarien  und  4  von  ihm  bezeich- 
neten Sachverständigen,  sowie  aus  vom  Land- 
tage gewählten  Mitgliedern  (je  1  Mitglied  vom 
Landtag  und  Herrenhaus  ernannt  für  jede  Pro- 
vinz). Die  Kosten  der  Veranlagung  hatten  die 
Steuerpflichtigen  in  Form  von  Zuschlägen  zur 
G.  zu  tragen. 

Als  Kulturklassen  wurden  unterschieden: 
Aecker,  Gärten,  Wiesen,  Weiden,  Holzungen. 
Wasserstücke,  Oedland  (Sandgruben,  Kalkbrüche 
usw.)  und  Unland  (ertragslose  Grundstücke).  Die 
Zahl  der  Bonitätsklassen  in  jedem  Kreise  sollte 
den  Verhältnissen  angepaßt  werden,  doch  nicht 
mehr  als  8  betragen. 

Die  preußische  G.  ist  eine  Repartitionsstener 
und  ist  nach  Maßgabe  des  katastrierten  Rein- 
ertrags der  Grundstücke  auf  die  Provinzen  bis 
herab  auf  die  einzelnen  Liegenschaften  zu  ver- 
teilen. Das  Kontingent  betrug  in  den  alten 
Provinzen  10  Älill.  Tlr.  und  nach  Erwerbung 
der  neuen  18,2  Mill.  Tlr.  Der  Ertrag  ist  in 
der  Hauptsache  stabil  geblieben  und  beläuft  sieb 
auf  40—41  Mill.  M.  G.nachlässe  wegenSchädigung 
des  Reinertrafi^s  durch  Elementarereignisse  finden 
nicht  statt,  doch  können  aus  solchen  Gründen 
Unterstützungen  gewährt  werden. 

Durch  G.  V.  14.,VII.  1893  wurde  die  G.  als 
Staatssteuer  außer  Hebung  gesetzt  und  ihr 
Ertrag  den  Gemeinden  überlassen. 

2.  Bayern.  Die  bayerische  G.  ^eht  zurück 
auf  die  napoleonische  Aera  und  die  Erweitenmg 
des  baverischen  Staatsgebietes.  An  die  Stelle 
der  bisherigen,  verschieden  geordneten  G.  wurde 
durch  Edikt  v.  13./V.  1808  ein  „G.provisorinm'* 

feschaffen.  20  Jahre  später  trat  an  dessen 
teile  das  „G.definitivum''  durch  G.  v.  15.^111. 
1828,  welches  das  Haupt^esetz  für  die  allge- 
meine G.  bildet.  Danach  wurde  eine  um- 
fassende Vermessung  und  Katastrierung  vor- 
genommen. Die  Steuer  bestand  ursprünglich 
in  einer  Rustikalsteuer  (von  Grundstücken)  und 
einer  Dominikalstener  (von  Zehnten  und  Grund- 
gefallen),  eine  Scheidung,  die  seit  1848  mit  der 
Ablösungsgesetzgebung  gefallen  ist  (G.  t.  28.  Hl. 
1852).  Die  neueste  Gesetzgebung  (G.  v.  19., V. 
1881)  hat  nur  Einzelheiten  verändert,  ohne  von 
prinzipieller  Bedeutung  zu  sein. 

Der  G.  unterliegt  der  ertragsf&hige  Grund 
und  Boden.  Befreit  sind  die  Liegenschaften 
des  Königs,  der  Königin  und  der  Standesherren, 
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und  der  ertragslose  Boden  sowie  die  der  Ge- 
bäudesteuer  unterworfenen  Grundstücke. 

Maßstab  der  G.  ist  der  Ertrag,  der  nach  dem 
Flächeninhalte  und  der  Naturalertragsfähigkeit 
ermittelt  wird.  Der  Flächeninhalt  wird  durch 
Parzellen  Vermessung  festgestellt  und  die  natür- 
liche Ertragsfähigkeit  durch  Angleichung  an 
Mustergrundstücke  gefunden.  Fischereirechte 
wurden  gesondert  durch  Liquidation,  Fatienmg 
oder  Schätzung  veranschlagt.  Die  Grundfläche 
der  Gebäude  und  Hofräume  wird  in  die  Klasse 
der  besten  Grundstücke  der  Ortsflur  eingereiht, 
die  Hausgärteu  und  Bauplätze  werden  wie 
andere  Grundstücke  klassifiziert.  Die  Schätzung 
sollte  durch  Taxatoren  geschehen,  die  Landwirte 
waren.  Jede  Gemeinde  eines  Schätzungsbezirkes 
hatte  je  1  Wahlmann  zu  stellen,  aus  deren 
3Iitte  die  Wahlmänner  Schätzleute  zu  wählen 
hatten.  Aus  den  Schätzleuten  berief  die  Zen- 
tralkatasterstelle die  erforderliche  Anzahl  von 
Taxatoren. 

Zur  Klassifikation  wurden  30  Honität^klassen 
nach  der  Größe  des  ganzen  mittleren  Körner- 
ertrags abgestuft.  Dieser  sollte  bei  Aeckern 
\^  Scheffel  oder  27,8  1  Korn  von  je  1  Tagwerk 
oder  34  ar  zu  dem  festen  Preisansatze  von  1  fl. 
rhein.  W.  nach  Abzug  der  Aussaat  sein.  Bei 
anderen  Getreidesorten  wurde  der  gleiche  Wert 
zugrunde  gelebt.  Bei  Wiesen  wurde  1*3  Ztr. 
Heu  V»  Scheftel  Korn  gleichgesetzt  und  bei 
"Waldungen  sollte  erhoben  werden,  welche  Holz- 
nienge  Vs  Scheflfel  Korn  gleichzustellen  sei.  Jede 
Bonitätsklasse  stellt  sich  somit  dar  als  ein  Viel- 
faches von  ^'s  Scheftel  Korn ;  wenn  z.  B.  1  Tag- 
werk Acker  einen  mittleren  Körnerertrag  von 
%  Scheffel  liefert,  so  ist  damit  ausgesprochen, 
daß  dieses  Grundstück  zur  3.  Bonitätsklasse 
gehört. 

Sodann  wird  eine  ,,Steuerverhältnis- 
zahl**  gebildet  aus  dem  Produkt  des  Flächen- 
inhalts und  der  Bonitätsklasse  des  Grundstücks. 
Sie  bezeichnet  den  mittleren  Ertrag  eines  Grund- 
stückes in  */,  Scheftel  Korn  oder,  da  V«*  Scheftel 
Korn  1  tt.  rhein.  W.  gleichgesetzt  ist,  auch  in 
Gulden.  Diese  Zahl  ist  die  E  i  nh  e i  t  der  Steuer- 
verhältniszahl. Wenn  z.  B.  ein  Grundstück  mit 
einem  Flächeninhalte  von  10  Tagwerken  einen 
mittleren  Ertrag  von  •  h  Scheftel  Korn  aufweist, 
so  ist  die  Steuerverhältniszahl  lOXi^  =  y^-  Das 
jeweilige  Finanzgesetz  bestimmt  dann,  wie  viel 
Pfennige  für  jede  solche  Einheit  als  Ct.  zu  ent- 
richten ist.  Dieser  Satz  ist  zurzeit  8*/,<j  Pfg. 
In  dem  obigen  Beispiel  wären  also  90XS*  10  Pfg. 
=  7,06  M.  als  G.  fällig. 

Die  bayerische  G.  ist  eine  Quotitätssteuer, 
deren  Grundlage  in  der  Hauptsache  der  Roh- 
ertrag bildet.  Ihr  Ertrag  beläuft  sich  auf 
10-11  Mill.  M.  oder  37%  aller  direkten 
Steuern. 

3.  Württemberg.  Die  Regelung  der  G. 
erfolgte  hier  durch  GG.  v.  28.  IV.  1873  u.  v. 
8.  Till.  1903.  Steuerprtiohtig  sind  alle  ertrai^s- 
fähigen  (irundstücke  und  Realrechte  mit  Aus- 
nahme der  Güter  der  Krondotation,  der  Staats- 
güter, der  zu  öft'entlichem  (iebrauche  dienenden 
Grundtlächen  und  die  zur  Besoldung  von  Be- 
amten gehörenden  Liegenschaften.  Der  Be- 
steuerung liegt  der  jährliche  Reinertrag  zu- 
grunde. 

Sämtliche  Steuerobjekte  werden  in  zwei 
Gruppen  geschieden:  Wälder  und  andere  (rrnnd- 


'  stücke.   Für  den  Reinertrag  der  letzteren  werden 
die   Gnmdstücke    jeder   Kulturart   in   Klassen 
I  geteilt  und  für  jede  Kulturart  und  Klasse  be- 
i  stimmte   Reinerträge    pro    ha.    die    „Steuer- 
'anschlage",  festgestellt.    Die  Steueranschläge 
.  werden  nun   auf  die  einzelnen  Parzellen  ange- 
'  wendet  und  so  deren  Steuerkapitale  nach  Abzug 
i  der  abzuschätzenden  Grundlasten  ermittelt    Die 
;  Kulturarten  waren :  Aecker.  Wiesen,  Weinberge, 
I  ( J arten,  Hoi)fengärten,  Wechselfelder  und  Weiden. 
Die  Organe  der  Einschätzung  waren  die  Kataster- 
kommission   (Beamte    vom    Finanzminister   er- 
I  nannt),  die  Landesschätzer  { Landwirte  auf  Vor- 
I  schlag    der   Katasterkommission    vom    Finanz- 
minister  ernannt)   und    Bezirksschätzungskom- 
missionen (4  3Iitglieder  und  1  Steuerkommissär 
[von   der   Katasterkommission    ernanntj).     Auf 

■  die  Waldungen  fanden  im  allgemeinen  ähnliche 
I  Grundsätze    Anwendung.     Nur    bestanden   die 

Kommissionen  aus  3  Mitgliedern,  welche  Forst- 

j  leute  von  Fach  sein  mußten. 

Die  G.  ist  früher  Repartitionssteuer  gewesen; 
seit  G.  V.  14./VI.  1887  ist  sie  in  eine  Quotitäts- 

1  Steuer  verwandelt  worden,  indem  ein  Prozent- 
satz des  Steueranschlags  (3,9%)  als  G.  erhoben 
wurde. 

4.  Sachseii.    In  Sachsen  ist  die  (r.  (mit  der 
'  (iebäudesteuer)  eine  Ergänzung  der  Einkommen- 
steuer.   Sie    wurde  durch    GG.    v.  9./iX.    1843 

:  und  3.  VII.  1878  geordnet  und  bildet   das  ein- 
I  zige  Glied  einer  Ertragsbesteuerung.    Ihr  unter- 
;  liegen   die   Erträgnisse    aus   landwirtschaftlich 
'.  benutztem  (reläude  und  anderer  ertragsfähiger 
I  Bodenttächen,  Steinbrüche,  Teiche,  für  Gewerbe 
bestimmte  Gewässer  und  die  Gebäude.    Die  G. 
I  wird  von  einem  Reinertrage  von  je  10  Groschen 
mit  je  4  H^.  als  Steuereinheit  erhoben.    Be- 
freit sind    die    dem   Staate   gehörigen    (iüter, 
;  Oberflächen   zu   öftentlichen   Zwecken,  ertrag^s- 
unfähiges  Gelände  und  nicht  als  steuerpflichtig 
bezeichnete  Gewässer.    Der  Kataster  weist  die 
I  einzelnen    Steuerobjekte    mit    ihren    Steuerein- 
heiten aus.    Ihm   liegen  Flurbücher  zugrunde, 
welche  Lage  und  Figur  einer  jeden  Parzelle,  ihre 
Größe.  Kulturart,  Bonität,  ihren  generellen  und 

■  speziellen  Reinertrag  ersichtlich  machen.  Der 
Flächeninhalt   wurde  nach  Maßgabe  einer  be- 

I  reits  vorhandenen  Vermessunc:  aufgenommen. 
Der  halbe  Ertrag  der  (j,  wird  den  Schulgemein- 
den überwiesen.  Seit  Einführung  der  Vermögens- 

'  Steuer  durch  G.  v.  2./ VII.  1902.  die  wesentlich 
das  bewegliche  Vermögen  trift't,  ist  die  G.  zu- 

'  gleich  Ergäuzungssteuer  für  den  (trundbesitz. 

5.  Baden.    Hier  liegt  der  Besteuerung  ein 
,  Wertkataster    zugrunde.     Die    G.    zertalTt   in 

2  Abteilungen:  in  eine  Steuer  vom  land- 
wirtschaftlichen (Gelände  (G.  v.  7.;V.  1868) 
und  in  eine  Steuer  V(m  Waldungen  (G.  v. 
23,111.  18r)4). 

Der  landwirtschaftlichen  ir.  unterliegt 
alles  (ieläude,  das  nicht  ausdrikklich  als  Wal- 
dung erklärt  ist.  Befreit  sind  sterile  Grund- 
stücke, öftentliche  (iewässer.  Plätze,  Mühlteiche, 
Bergwerke,  verbaute  Plätze  usw.  Die  Län- 
dereien jeder  Kulturart  wurden  in  Klassen  ein- 
jreteilt  und  für  jedes  i  i  nmdstück  ein  nach  seiner 
Einreihung,  (iröße  und  den  auf  ihm  ruhenden 
( i  rundlasten  dargestelltes  S  t  e  u  e  r  k  a  p  i  t  a  l  er- 
mittelt. Hiernach  wurde  die  G.  teils  den  (irund- 
besitzern.  teils  den  Empfängern  der  Grundzinse 
auferlegt.    Der  fällige  Steueranschlag  beruhte 
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auf  dem  Kapitale  des  Reinertrags,  wie  es  sich 
als  mittlerer  Eaufwert  im  Durchschnitte  der 
Gttterpreise  aus  der  Periode  1828  bis  1847  zu 
erkennen  gab.  Aus  diesen  Gtiterpreisen  soUte 
der  Durchschnittspreis  für  je  1  Morgen  Land 
jeder  Eulturart  und  Kulturklasse  ermittelt 
werden.  Die  ans  den  Käufen  abgeleiteten  Preise 
konnten  je  nach  Umständen  rektifiziert  und  modi- 
fiziert werden.  Subsidiär  sollte  das  25  fache  des 
Reinertrags  als  Kaufpreis  gelten.  Bei  Grund- 
lasten war  das  Steuerkapital  aus  dem  18-  bis 
25  fachen  des  Jahresbetrages  zu  berechnen.  Die 
Schätzungen  wurden  durch  Steuerkommissare 
und  bürgerliche  Schätzleute  vorgenommen,  deren 
Kesultate  Ton  einer  besonderen  Ministerialkom- 
mission  nachgeprtlft  wurden. 

Der  Wald-G.  wurden  nicht  nur  die  Wälder 
selbst,  sondern  auch  die  Weiden,  Holzla^er- 
plätze,  Köhlereiplätze,  Steinbrüche  und  Teiche 
in  den  Waldungen  unterworfen.  Der  Steuer- 
anschlagbestand bei  Waldungen  in  dem  15  fachen 
Betrage  des  Wertes,  den  der  jährliche  ,,Hau- 
barkeitsertra&["  auf  dem  Stocke  hatte;  andere 
Nutzungen  sollten  mit  dem  25  fachen  des  Jahres- 
ertrags als  Hauptnutzungen  veranschlagt  werden. 
Nebennutzungen  blieben  außer  Betracht.  Zu- 
grunde gelegt  wurden  dabei  die  Durchschnitts- 
preise der  Jahre  1845—47  und  1850—52  und 
subsidiär  billige  Schätzung.  Die  Schätzleute 
mußten  Forstleute  sein.  Die  Wald-(Holz-)Lasten 
wurden  mit  dem  25  fachen  des  Jahresbetrages 
angesetzt.  Im  übrigen  gelten  die  gesetz- 
lichen Normen  der  ländlichen  G.  auch  für  die 
Wald-G. 

Die  G.  beider  Teile  wird  alljährlich  auf 
Grund  des  Verhältnisses  zwischen  dem  für  den 

fanzen   Grundbesitz    des   Landes    ermittelten 
teuerkapitale  und  dem  durch  das  Finanzgesetz 
bewilligten  Steuerertrage  festgestellt. 

6.  Hessen.  Die  hessische  G.  wurde  durch 
G.  V.  13./V.  1824  begründet.  Sie  beruht  auf 
einem  Parzellenertragskataster,  dessen  Her- 
stellung durch  Vergleichung  der  einzelnen  Par- 
zellen mit  Mustergrundstücken  geschah.  Da  nun 
diese  Katastrierung  im  Laufe  der  Zeit  für  die 
Waldungen  ein  zu  günstiges  Verhältnis  gegen- 
über den  übrigen  Knlturarten  ergab,  so  hat  man 
im  Jahre  18€ä  eine  Erhöhung  der  G.  von  den 
Waldungen  unternommen.  Dazu  bediente  man 
sich  des  von  der  alten  Katastrierung  ermittelten 
Reinertrags  und  hat  nur  die  alten  Ansätze  pau- 
schalmäßig erhöht 

Durch  G.  V.  12./Vin.  1899  wurde  die  Er- 
hebung der  staatlichen  G.  außer  Kraft  ge- 
setzt (gleichwie  die  Gebäude-,  Gewerbe-  und 
Kapitalrentensteuer).  Ihr  Ertrag  ist  den  Ge- 
meinden überwiesen  worden. 

7.  Oesterreich.  Die  G.reformen  des  18.  Jahrb. 
in  den  österreichischen  Erblanden  waren  die 
Must«r,  nach  denen  in  den  meisten  Kulturstaateu 
die  Organisation  der  G.  vorgenommen  wurde. 
Dies  gilt  besonders  vom  80|^.  Censimento  mila- 
nese  vom  Jahre  1718,  der  die  Herstellung  eines 
Parzellenertragskatasters  zunächst  für  die  Lom- 
bardei anordnete.  Die  G.  v.  23./XII.  1817  war 
demnach  auch  nach  diesem  Vorbild  gedacht  und 
sollte  als  System  eines  stabilen  Parzellen-  und 
Keinertragskatasters  durchgeführt  werden.  Die 
Operationen  waren  sehr  kostspielig  und  schritten 
nur  langsam  vorwärts.  In  der  Zwischenzeit 
behalf  man  sich  daher  mit  „G.provic^rien",  die 


vielfach  in  den  Pro 
Mit  dem  österreich.-u 
die  G.  durch  G.  v.  * 
heit  der  im  Eeichsr 
und  Länder  neu  gc 
1881  ist  die  bisherig 
eine  Repartitionsstei 

Das  Patent  v.  2; 
Herstellung  eines  Pa 
auf  genauen  Vermc 
beruhen  sollte.  Voi 
ertrag  sollten  16% 
ein  Steuerfuß,  der 
wurde.  Eine  Neuk 
G.  V.  24./V.  1869  ui 
V.  7./VL1881.  Zur] 
wurden  verschiedene 
den,  die  in  höchsten 
dem  waren.  Alle  15 
des  Katasters  bewirl 
das  letztgenannte  G< 
gesamte  cisleithanie 
hauptsumme  anzuwe 
Jahren  neu  festges 
Kontingent  betrug  s 
wurde  durch  G.  v.  S 
ermäßigt.  Diese  Hfl 
Maßgabe  des  katasi 
ertraj^s  auf  die  Kroi 
die  einzelnen  Grunds 
fehler  der  ganzen  G 
in  den  mangelhaften 
arbeiten,  und  ander 
der  älteren  Quotitäts 
tanter,  derunweigerl 
mußte.  Die  wichtig 
rung  der  späteren  G 
Annahme  des  Repar 
sucht«  man  eine  R( 
dem  Muster  der  pre 
1861  zu  schaffen. 

8.  Frankreich. 
französischen  Kevolu 
einheitlich  geregelt 
V.  23./XI.  1798  erset: 
reichen  Verschieden! 
Grund  und  Bodens 
zösische  G.  beruht 
roittelung  des  Reine 
düng  von  Kulturgs 
5  Bonitätsklassen  u 
Parzellen  in  den  Sei 
rung  des  Katasters 
was  jedoch  niemals 
strierung  hat  sich  t 
zogen.     Auf  dem  i 
der  Hauptsache  voll 
und  in  Savoyen  ist 
schlössen. 

Die  französische 
Steuer.  Ihr  Kontinge 
gesetz  in  der  Haupt 
der  einzelnen  Dep 
Innerhalb  der  letztei 
teilung  durch  ein  1 
Mitwirkung  der  Ger 
rate,  innerhalb  der 
dere  Conseils  repai 
sind  im  Laufe  der  le 
den  Herabsetzungen 
worden. 
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Die  O.  hat  ursprünglich  auch  die  Gebäude-' 
Steuer  eingeschlossen.     Letztere  aber  wurde 
durch  G.  v.  8./VIII.  1890  von  der  allfi^emeinen 
G.  losgelöst,  verselbständigt  und  als  Quotitäts- 
Steuer  eingerichtet.  i 

9.  England.   Die  „Landstener''  (Land  Tax), 
die  in  ihrem  Ursprung  auf  das  Jahr  1692  zurück- 
reicht, ist  keine  allgemeine  G.  im  kontinentalen 
Sinne.    Soweit  sie  überhaupt  noch  besteht  und 
nicht  abgelöst  ist,  hat  sie  den  Charakter  einer 
bloßen  Beallast  und  läßt  allen  Grundbesitz  bis 
zu  einem  Jabresertrag  bis  zu  5  j^  überhaupt 
frei.    Der  Ertrag  aus  dem  Boden  wird  durch 
Sched.  A  und  B  der  Einkommensteuer  getroffen. 
(Vgl.  Art.  „Einkommensteuer"  oben  S.  716 fg.) 
Literatur:   Mati,  FinanswUsennchaft,  ^^  SOI  bis 
SS8.  —  Stein,  Finamicissenscha/t,  5,  Aufl.,  Bd.  S, 
Heft  S,  S.  27 — 107,  —  Umpfenba^h,   Finanz- 
wisseiuchafl,  J.  Attfl.,  Stuttgart  1887,  ^^  117  Ins 
122,  —  Hockf   Oeffentlirhe  Abgaben  u.  Schulden, 
Stuttgart  1868,  ^^  S6,  27.  —  Schaffte,    Grund- 
sätze  der  Steuerpolitik,    Tübingen  1880,   S,  294 
bis  810.  —  Derselbe,  Steuern,  II.  Bd.,  Leipzig 
1897,  S.  170—180.  —  Röscher,  System,  Bd.  4, 
§^  79 — 88.  —  Cohn,  Finanzwissenschaft,  Stutt- 
gart 1889,  ^^  299— SOS.  —  Wagner,  in  Schön- 
berg,  Bd.  S,   S.   227 fg.  —   Vocke,    Auflagen, 
Abgaben  und  die  Steuer,   Stuttgart  1887,  S.  S24 
bis 870.  —  Eheberg,  Finanztrissenschaß,  8.  Aufl., 
Leipzig  1900,  ^^  117-12^.  —  Kr  (es,    Vorschläge 
zur  Regulierung   der   Grundsteuer   in   Preußen, 
Potsdam  1855.  —  Mttscher,   Grundsteuerregulie- 
rung in   Preußen,    Potsdam  1862.   —    Gneiat, 
Das  englische  Grundsteuersystem,  Berlin  1859.  — 
Späth,  Ueber  die  Grundsteuer,  Münche^i  1818.  — 
Oebhard,   Das  Grundsteuerkataster,  München 
1824.  —  Kteinirächter,  Zwei  steuertheoretische 
Fragen,   Schanz*  Fin.-Arch.,    1886.  —  Leroy^ 
Beautieu,    Traite   de   la   science   des  finances, 

4.  ed.,  I'äris  1887,  T.  1,  eh.  6.  —  Esquirou  de 
Parieu,  Traite  des  impnts,  Paris  1866,  T.  1, 
p.  167,  —  r.  Phitippovich,  Art.  „Grundsteuer", 
V.  Stengels  W.B.  d.  d.  V.  R.  —  i'.  Leslgang, 
Art.  „Grundsteuer",  H.  d.  St.,  2.. Aufl.,  Bd.  IV, 

5.  885 fg.  —  Derselbe,  Art.  „Grundsteuer", 
Oesterr.  St.W.B.  —  vIi^moiix,  Art.  „Fonciere 
(Contribution)",  Dictionnaire  des  Finances.  — 
AmouX'Baiitin,  Art.  „Contributions  directes", 
Block,  Dictionnaire  de  l*administration  fran<;aise. 

Max  von  Hecket. 


Grnndstflcke, 
Znsammenlegiiiig  derselben. 

1.  Allgemeines.  2.  Die  Zusammenlegung  in 
Preußen  im  Gebiet  der  Gemeinheitsteilungs- 
ordnune  von  1821.  3.  Im  übrigen  PreuUen 
4.  In  den  süddeutschen  Staaten,    ö.  Ergebnisse. 

1.  Allgemeines.  Die  Zusammenlegung 
(auch  Arrondierung,  Verkoppelung. 
Konsolidation  und  Separation  ge- 
nannt) bezweckt  die  Beseitigung  (resp.  Ver- 
minderung) der  Zersplitterung  und  Ge- 
mengelage der  land  wirtscliaftlich  l)enutzteu 
G.  (vgl.  Art.  „Gemengelage'S  oben  S.  i)5ü). 
Diese  Gemengelage  hatte,  in  Verbindung 
mit  dem  Mangel  an  Wegen  zu  den  einzelnen 
G.,   den   Flurzwang   im   Gefolge,    d.   h. 


i,die  Notwendigkeit,  alle  landwirtschaftlichen 
Arbeiten  auf  den  betr.  G.  gleichzeitig  vor- 
zunehmen, mit  anderen  Worten,  eine  voll- 
ständig gleichartige  Bewirtschirftung  der- 
selben''. Die  dabei  überwiegend  herrschende 
Fruchtfolge  der  Dreifelderwirtschaft  mit 
reiner  Brache  schuf  die  Weidegerechtig- 
keiten, sowohl  die  gegenseitigen  der  Ge- 
meindegenossen als  die  einseitigen  der 
Grund-  oder  Gutsherren,  denen  allerdings 
vielfach  auch  ebensolche  der  Bauern  gegen- 
überstanden. Und  aus  diesen  Weidegerech- 
tigkeiten ergab  sich,  unabhän^g  von  der 
Gemengelage  der  Aecker,  wiederum  als 
Konseriuenz  der  Flurzwang,  als  Zwang  für 
den  Besitzer  der  mit  solchen  Weidegerechtig- 
keiten belasteten  G.,  die  vorhandene  Frucht- 
folge nicht  zu  ändern  (vgl.  Art.  „Flurzwang", 
oben  S.  855). 

Gemengelage  und  allgemeine  Verbreitung 
von  Weidegerechti^keiten  sind  Eigentümlich- 
keiten der  dorfmäßigen  Siedelnng,  während  in 
fi:em einsamem  Besitz  und  gemeinsamer  Nutzung 
Mehrerer  stehende  Ländereien,  (jfemeinheiten 
i.  e.  S.,  und  in  viel  geringerem  Umfang  auch 
Weidegerechtigkeiten  auch  bei  der  Einzelhof- 
siedelung  vorkommen. 

Gemengelage  und  Flurzwang  waren  nun 
aber  die  Haupthindernisse  für  die  Ein- 
bürgerung technischer  Fortscliritte  in  der 
deutschen  Land wirtscliaf t ,  weil  sie  den 
Einzelnen  in  seiner  Wirtscliaft  hinderten, 
Neuerungen  einzuführen ,  ihn  vielmehr 
zwangen,  am  Hergebrachten  festzuiialten. 
Daher  war  ihre  Beseitigung  im  18.  und 
'19.  Jahrh.  die  Hauptaiifgabe  der  tech- 
nischen Seite  der  Befreiung  des  Grund- 
besitzes, deren  Ziel  ja  war,  jedem  Land- 
wirt, Gutsherrn  wie  EÜauer,  das  volle,  dun;h 
ikein  Recht  eines  anderen  eingeschränkte 
Eigentum  an  dem  von  ihm  l>ebautett  Grund 
und  Boden  zu  verscliaffen. 

Bei  der  Zusammenlegung  werden 
nun  die  vielen,  dem  einzelnen  Dorfgenossen 
gehörenden,  zerstreut  auf  der  Dorffeldflur 
liegenden,  nur  über  die  Aecker  der  Nach- 
barn erreichbaren  Aecker  (und  Wiesen)  zu- 
sammengelegt zu  womöglich  einem  oder 
doch  nur  einigen  wenigen  größeren  Stücken, 
die  sämtlich  eigene  Zugangswege  haben  und 
daher  vollständig  frei  bewirtschaftet  werden 
können.  Unter  Umständen  wird  dabei  auch 
die  alte  Dorflage  aufgehoben  und  alle  oder 
doch  ein  Teil  der  Höfe  aus  ihr  hinaus- 
verlegt in  die  Mitte  des  neu  zugeteilten 
Grundbesitzes.  Diese  i-adikalste  Form  heißt 
Abbau  oder  Ausl)au  (vgl.  Art.  „Abbau'^ 
oben  S.  1). 

Durch  diese  Zusammenlegung  wird  also  der 
bisherige  Zusammenhang  mit  den  CrrundstUcken 
der  anderen  Dorf  genossen  in  der  Feldgemein- 
schaft oder  dem  Finrzwang  gelöst,  daher 
heißt  das  Verfahren  auch  pAiueinandersetzung** 
oder  ^ Separation "".    Da  im  Nordwesten  die  neuen 
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dem  Einzelnen  zugewiesenen  Stücke  dabei  dnrch 
Koppeln  begrenzt  und  eingeschlossen  wurden, 
nennt  man  es  hier  „Verkoppelung". 

Dabei  kommen  nun  notwendigerweise 
die  bestehenden  Weidegerechtigkeiten 
in  Wegfall,  wenn  sie  nicht  schon  vorher 
aufgehoben  worden  sind :  Beseitigung  der 
Weidegerechtigkeiten  muß  also  entweder 
der  Zusammenlegung  vorausgehen  oder  mit 
ihr  verbunden  werden.  Nicht  aber  umge- 
kehrt. Dagegen  ist  die  Zusammenlegung 
unabhängig  von  der  Gemeinheitsteilung 
i.-  e.  S. :  es  können  entweder  alle  Ländereien, 
auch  die  im  Gemeinbesitz  und  Gemeinnutzung, 
zusammengeworfen  und  neu  verteilt  werden 
unter  die  bisherigen  Besitzer  und  Nutzungs- 
berechtigten oder  nur  die  schon  vorher  in 
Sondereigentum  (resp.  -besitz)  geweseneu 
Aecker  (und  event.  auch  Wiesen).  Die  Zu- 
sammenlegung kann  also  mit  der  Gemein- 
heitsteilung i.  e.  S.  verbunden  werden  oder 
nicht  und  umgekehrt  Je  nachdem  nun  in 
der  Befreiungsgesetzgebung  des  18.  und 
19.  Jalirh.  dieses  Verhältnis  der  Zusammen- 
legung zu  den  beiden  anderen  Maßregeln 
der  Gemeinheitsteilung  i.  w\  S.  gestaltet 
worden  ist,  hat  die  Zusammenlegung  in  den 
verschiedenen  Teilen  Deutschlands  eine  sehr 
verschiedene  Durchführung  erfahren. 

An  und  für  sich  war  ein  staatlicher  Eingriff 
zur  Beseitigung  dieser  den  Fortschritt  hemmen- 
den Flurverfassung  keineswegs  notwendig,  die 
Beteiligten  konnten  sehr  wohl  auch  durch  frei- 
willige Vereinbarungen  Abhilfe  schaffen,  wie 
dies  in  großem  Maßstabe  in  den  berühmten 
Eempteuer  Vereinödungen  geschehen  ist 
(vgl.  Art.  „Abbau").  Auch  die  rührigen  Bauern 
in  Angeln  waren  schon  seit  dem  16.  Jahrh. 
bemüht,  durch  Auetausch  von  Ländereien  unter 
den  nächsten  Nachbarn  eine  gewisse  Verkuppe- 
lung zustande  zu  bringen  *).  Aber  da  doch 
meist  ein  Teil  der  Beteiligten  einer  so  einschnei- 
denden Umgestaltuuff  der  Flur  abgeneigt  war, 
so  muüte  zu  einer  allgemeineren  Durchführung 
dieser  Reform  ein  Zwang  geschaffen  werden, 
unter  bestimmten  Voraussetzungen  auch  gegen 
den  Willen  eines  Teiles  der  Dorfgenossen  für 
alle  die  Zusammenlegung  vorzunehmen,  es  mußte 
einer  in  bestimmter  Weise  qualifizierten  Minder- 
heit oder  Mehrheit  ein  », Provokationsrecht"  auf 
Zusammenlegung  gegeben  werden,  und  dies 
konnte  nur  der  Staat  tun. 

Ein  solches  staatliches  Eingreifen  erfolgte  in 
Deutschland  zuerst  in  den  Herzogtümern  Schles- 
wig und  Holstein  durch  die  Einkoppelungs- 
verordnuugen  v.  lü./II.  1766  und  20./I.  1770  für 
Schleswij^  und  vom  lO./XI.  1771  für  Holstein 
königlichen  Anteils,  welche  die  Provokation  zur 
Verkoppelung  nur  von  einer  gewissen  Stimmen- 
zahl der  Beteiligten  abhängig  machten.  Diese 
Verordnungen  galten  aber  nur  für  die  landes- 
herrlichen Aemter.  In  den  (Jutsbezirken  wurde 
die  Verkoppelung  freiwillig  und  nach  eigener 
Willkür   durch   die   Gutsherrschaften   durchge- 1 

^ )  Vgl.  Haussen,  Aufliebung  der  Leibeigen-  [ 
Schaft  usw.,  S.  71.  I 


führt.  Diese  könnt 
bei  den  Bauern  mit 
nicht  an  deren  Zu 
und  beliebig  die 
machen  und  die  Hö 
hatten  sie  aber  auc 
3Iaßregel  allein  zn 

Trotzdem  führte 
die  Verkoppelung  n 
Ende  des  18.  Jabrl 
^lierungen  beendig 
der  Leibeigenschaft, 
nur  noch  wenige  o^ 
So  ist  hier  zuerst 
regel  allgemein  und 
worden. 

2.  Die  Znsamm 
Gebiet  der  Gemein 
1821.  Das  Charakt 
ßen  alten  Bestandes 
herrschaft",  ist  die  l 
legung  unter  die  G 
Aufhebung  der  gei 
durch  Bealteilung 
Regulierung  der  g 
hältnisse. 

Nach  der  GTO. 
Gemeinheiten  i.  w.  l 
eines  (J.  in  Form  v 
tum,  durch  Teiluuj 
tigten  nach  MaOgab 
gehoben  und  bei  di 
lenden  G.  auch  g 
werden.  Die  Zusai 
der  Gemeinheita 
den,  dagegen  erfolg 
als  Selbstzweck  un( 
beschränkt  auf  die  d 
worfenen  G.  G.,  w( 
ohne  daß  konkurri 
ihnen  bestanden,  ah 
nicht  znsammengele 
legung  ist  hier  also 
des  bei  der  Gemeinl 
Sätzen  der  GTÖ.  vor 
Weisung  einer  völli 
nutzbaren  Landents 
gen  Nutzungsrechte 
meinheitfiteiluDg  ei 
wird  „Spezialsep 

Nach  der  GTO. 
der   Gemeinheit   au 
Folgen,  also  auch  Zv 
nehmer  antragen. 
1838  wurde  die  Teil 
legung  mit  ihr  verb 
Bedingung  geknüpft 
stens    */4    der   zusa 
Ackerländereien    da 
Außerdem  genügte 
digkeit,  bei  einer  1 
Ländereien  atiszutau 
mehrere  Gemeinden  i 
waren,  um  einem  Be 
Auseinandersetzung« 

Eine  weitergehe 
dehnung  erhielt  d 
durch  das  G.  v.  2.,II 
Selbstzweck  und  seil 


*)  Haussen,  a.  a. 
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wieder  als  Begleiterscheinung  einer  anderen 
MaÜrege],  der  Regulierung  dergutsherr- 
iich-bänerlichen  Verhältnisse  bei  den 
lassitischen  Bauern.  Bei  dieser  Regulierung 
muüte  eine  Zusammenlegung  eintreten,  wenn 
die  zu  regulierenden,  d.  h.  gegen  Landabtretuug 
ins  Eigentum  der  Bauern  übergehenden  G.  mit 
denen  des  Gutsherrn  im  Gemenge  lagen,  auch 
wenn  keine  gemeinsame  Nutzung,  keine  „Ge- 
meinheit'' 1.  w.  S.  bestand.  Und  zwar  genügte 
nach  diesem  Gesetz  —  abgesehen  von  Anträgen 
der  Beteiligten  —  Gemengelage  zwischen  Bauern 
und  Gutsherren,  um  bei  einem  Auseinander- 
setzungsverfahren wegen  Regulierung  von  Amts 
wegen  auch  eine  Zusammenlegung  der  Bauern- 
ländereien  herbeizuführen.  Auch  hier  ist  also 
die  Zusammenlegung  nur  Begleiterscheinung 
einer  anderen  Reform. 

Ihr  prinzipieller  Zusammenhang  mit  den 
Maßregein  der  Bauernbefreiung  und  Ablösung 
im  älteren  PreuÜen  tritt  auch  dadurch  deutlich 
zutage,  daß  die  Durchführung  der  Gemeinheits- 
teilung sowohl  wie  der  Zusammenlegung  den- 
selben Behörden  übertragen  wurde  wie  jene :  den 
Generalkommissionen.  (Näheres  über  das  Ver- 
fahren siehe  bei  Wittich,  Art.  „Zusammen- 
legung", H.  d.  St.,  2.  Aufl.,  Bd.  VIT,  S.  1033  fg.) 

Erst  das  G.  v.  2./ IV.  1872  regelt  die  Zu- 
sammenlegung als  Selbstzweck  durch  Ausdeh- 
nung der  GTO.  von  1821  auf  die  „Zusammen- 
legung von  G.,  welche  einer  gemeinschaftlichen 
Nutzung  nicht  unterliegen'',  unabhängig  von  Re- 
guliemnfi^  usw.  Tatsächlich  sind  aber  in  den 
älteren  Provinzen  Preußens  die  meisten  Zu- 
sammenlegungen nicht  auf  Grund  dieses  Ge- 
setzes, sondern  der  GTO.  und  der  Regulierungs- 
gesetze durchgeführt  worden.  Nur  da,  wo  dies 
nicht  der  Fall  war,  weil  die  Voraussetzungen 
fehlten  —  gemeinsame  Nutzung  oder  Regu- 
lierung lassi tischer  Besitzrechte  — ,  wurde  das 
neue  Gesetz  praktisch,  für  diese  Provinzen 
wurde  es  hauptsächlich  erlassen.  So  war  in 
Schlesien  durch  Servitutenablösungen  im  18. 
Jahrh.  schon  vieles  Land  servitutfrei  gemacht 
worden,  so  daß  die  GTO.  hierauf  keine  Anwen- 
dung fand. 

Im  übrigen  Gebiet  des  preußischen  Land- 
rechts kamen  in  Westfalen  lasbitische  Besitz- 
rechte und  daher  auch  Regulierungen  überhaupt 
nicht  vor,  und  die  Servituten  auf  privaten  G. 
waren  hier  infolge  der  Einzelfiofsiedelung  nicht  I 
häufig,  auch  wegen  des  bis  1815  geltend  ge- ! 
wesenen  franzöitischen  Rechtes  sonst  nicht  als 
rechtskräftig  nachweisbar.  So  kamen  in  diesen 
beiden  Provinzen  Gemarkungen  mit  (Temeugelage 
vor,  wo  wegen  vollständiger  Servitutenfreiheit 
keine  Gemeinheitsteilung  un<l  daher  auch  keine 
Zusammenlegung  möglich  war.  Und  noch  öfter 
fehlte  bei  Gemarkungen  die  Voraussetzung  der 
Verbindung  von  Gemeinheitsteilung  und  Zusam- 
menlegung: die  allgemeine  Belastung  aller  G. 
einer  Gemarkung  mit  Servituten,  so  daß  zwar 
Gemeinheitsteiluntr,  aber  nicht  Zusammcnle^inj»: 
möglich  war.  Und  doch  ward  diese  immer  mehr 
als  Hauptzweck  der  (iemeinheitsteihmgen  er- 
kannt. Hauptsächlich  für  diese  Provinzen  er- 
geht daher  das  Gesetz  von  1872.  Nach  diesem 
findet  eine  Zusammenleufunir  von  in  vermengter 
Lage  befindlichen,  einer  (Gemeinheit  nicht  unter- 
liegenden G.  statt,  wenn  sie  von  den  EiH:en- 
tümern  von  mehr  als  der  Hälfte  der  nach  dem 


Grundsteuerkataster  berechneten  Fläche  der  um- 
zulegenden G.,  welche  gleichzeitig  mehr  als  die 
Hälfte  des  Katastralreinertrags  repräsentieren, 
beantragt  und  durch  Beschluß  der  Kreisver- 
sammlung gutgeheißen  wird.  Werden  auf  Grund 
dieses  Gesetzes  G.  der  Zusammenlegung  unter- 
worfen, die  einer  gemeinschaftlichen  Benutzung 
unterliegen,  so  muß  Aufhebung  der  letzteren 
mit  der  Zusammenlegung  verbunden  werden. 

Erst  seit  diesem  Gesetz  ist  also  im  ganzen 
Gebiet  der  Gemeinheitsteilungsordnung  die  Zu- 
sammenlegung eine  selbständige  Eulturmaßregel, 
unabhängig  von  Regulierung  und  Gemeinheits- 
teilung. 

Statistik:  Seit  Beginn  der  Auseinander- 
setzungen sind  bis  1870  in  den  7  älteren  Pro- 
vinzen Preußens  bei  den  Regulierungen  und 
Gemeinheitsteilungen  1749809  Besitzer  mit 
1B244052  ha  Grundbesitz  separiert  und  ihre 
Besitzungen  von  allen  Holz-,  Streu-  und  Htt- 
tungsservituten  befreit  worden.  Von  1871  bis 
Ende  1883  sind  bei  Regulierungen  und  Gemein- 
heitsteilungen, also  in  der  Hauptsache  im  Gebiet 
der  GTO.  von  1821,  noch  258196  Besitzer  mit 
1 198280  ha  separiert  worden.  ( W  i  1 1  i  c  h ,  a.  a.  0. 
S.  908.) 

3.  Im  übrigen  Preußen.  In  Hannover, 
Großherzogtum  Nassau  (Regbz.  Wiesbaden), 
Schwedisch-Pommern  (Regbz.  Stralsund) 
bestand,  als  sie  mit  Preußen  vereinigt  wurden, 
schon  eine  eigene  Zusammenlegungsgesetz- 
gebung aus  der  Zeit  ihrer  staatlichen  Selb.«tändig- 
keit  resp.  der  Zugehörigkeit  zu  Schweden.  Im 
Kurfürstentum  Hessen  (Regbz.  Kassel),  der 
Rheinprovinz  und  Schleswig-Holstein 
wurden  spezielle  preußische  Zusammenlegungs- 
gesetze erlassen,  welche  entweder  die  älteren 
hier  geltenden  Gesetze  abänderten  oder  über- 
haupt erst  neue  Bestimmungen  dafür  schufen. 

Beiden  Gruppen  ist  geweinsam,  daß  hier  die 
Zusammenlegung  allgemein  von  den  einheimi- 
schen wie  von  den  preußischen  Gesetzen  als 
selbständige  Landeskulturroaßrefifel ,  nicht  als 
Folge  anderer  Reformen  behandelt  wird.  In 
der  zweiten  Gruppe,  wo  spezielle  preußische 
Zusammenlegungsgesctze  eingeführt  wurden, 
enthalten  diese  in  der  Hauptsache  die  Grund- 
sätze des  Gesetzes  von  1872  und  die  auf  Zu- 
sammenleprunff  bezüglichen  Bestimmungen  der 
Gemeinheitsteilungsordnung. 

In  Hannover  wird  die  Zusammenlegung 
„Verkoppelung**  genannt.  Die  dortijje  Ver- 
koppelungsgesetzgebung  stimmt  sehr  mit  dem 
preußischen  Gesetz  von  1872  überein ,  nur  hat 
die  Au.seinandersetzungsbehörde  dort  weniger 
Einfluß  als  in  Preußen. 

Von  besonderer  Bedeutung  aber  ist  die  Zu- 
sammenle^un^^sgesetzgebnnir  des  ehemaligen 
Herzofftums  Nassau  (Regbz.  Wiesbaden),  weil 
es  sicli  hier  um  eine  wesentlich  modifizierte 
Form  der  Zusammenleirung  handelt,  die  sop. 
„K  0 n  s  o  1  i  d  a  t  i o  n'*,  die  den  abweichenden  süd- 
(insbes.  süd-west-)(leutschen  Flurverhältnissen 
entsj)richt  und  die  älteste  und  erfolgreichste  ge- 
setzliche Rejjelung  dieser  Reform  in  Süddeutsch- 
land darstellt. 

Schon  im  18.  Jahrb.  kommt  diese  Konsolida- 
tion vor;  eintjehend  geretjfclt  ist  sie  in  den  4  In- 
struktionen V.  2.;V.  18iW.).  Die  spätere  preus- 
sische  (iesetzir<*buni?  hat  diese  Bestimmunjfen 
durch  V.  V.  2./IX.  18(;7,  UTO.  für  den  Regbz. 
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Wiesbaden  v.  5./IV.  1869  und  G.  ▼.  21./III.  1887 
in  materieller  Beziehunfi^  nur  unwesentlich  s^e- 
ftndert  und  weitergebildet.  Zur  Einleitung  des 
Verfahrens  ist  Provokation  einer  qualifizierten 
Majoritftt  notwendig.  Dann  aber  wird  dabei  — 
und  dies  ist  der  Unterschied  der  Konsolidation 
Ton  der  übrigen  Zusammenlegung  —  grund- 
sätzlich darauf  verzichtet,  den  Einzelnen  soweit 
möglich  an  Stelle  ihrer  vielen  früheren  Acker- 
stUcke  und  ihrer  Nntzungsberechtigungen  nur 
ein  zusammenhängendes  neues  Stück  Land  zu 
geben,  sondern  man  beschränkt  sich  darauf, 
eine  geringere  Zahl  erüßerer  und  sämtlich  mit 
Zugan^wegen  versehener  Stücke  an  Stelle  der 
sehr  vielen  (oft  mehrere  100)  kleinen  und  un- 
zugänglichen zu  setzen.  „Bei  der  Konsolidation 
bleibt  also  die  Gemarkung  in  Parzellen  zerlegt. 
Eine  Zusammenlegung  findet  grundsätzlich  nur 
für  die  derselben  Bodenklasse  angehörigen,  inner- 
halb eines  Verlosungs- (Verteilungs-)  Bezirkes 
liegenden  Parzellen  eines  Besitzers  statt.''  Doch 
wSd  eine  „Normalparzelle''  aufgestellt,  unter 
welche  die  Größe  einer  Parzelle  nicht  herab- 
gehen darf.  „Die  bei  der  Konsolidation  statt- 
findende Zusammenlesrung  dient  also  in  erster 
Linie  der  besseren  Gestaltunif  der  Parzellen, 
nicht  aber  wie  bei  der  preußischen  Separation 
der  Arrondierun^  der  einem  Besitzer  gehörigen 
Ländereien  zu  einem  G.'' 

Außerdem  hat  die  Konsolidation  die  „allge- 
meine Feldregulierung",  d.  h.  Vornahme  der 
Meliorationen  im  weitesten  Sinn,  zum  Zweck, 
die  bei  dem  altprenßischen  Separationsverfahren 
nur  als  untergeordnete  Begleiterscheinung  auf- 
treten. 

Statistik:  In  Hannover  wurden  bis  Ende 
1867  2401503  ha  geteilt  und  verkoppelt.  In- 
folge der  direkt  zum  Zweck  der  Zusammen- 
legung gegebenen  Gesetze  wurden  in  fi:anz  Preus- 
sen,  hauptsächlich  in  Schlesien,  Scmeswig-Hol- 
stein  und  allen  linkselbischen  Landesteilen  von 
1874—1883  358552  ha  im  Besitz  von  155620 
Besitzern  zusammengelegt,  aus  1310368  G. 
366443  gebildet.  Im  Regierungsbezirk  Wies- 
baden wurden  seit  Beginn  der  Konsolidation 
bis  1882  119063  ha  konsolidiert.  In  ganz  Preus- 
sen  und  einigen  kleineren  thüringischen  Staaten 
(„Verbandsstaaten",  den  preußischen  Zusammen- 
legnngsbehörden  unterworfen)  wurden  von  1884 
—1887  noch  133432  ha  im  Besitz  von  43874 
Besitzern  aus  464545  in  98471  G.  zusammen- 
gelegt. 

4.  In  den  süddeutschen  Staaten.  Die  Ge- 
staltung der  Zusammenlegung  in  Sachsen  und 
in  den  nord-  und  mitteldeutschen  Kleinstaaten 
weicht  von  der  preußischen  nur  wenig  ab.  Da- 
gegen bilden  die  vier  süddeutschen  Staaten 
Bayern,  Württemberg,  Baden  und 
Hessen  eine  Gruppe  für  sich  mit  ebenfalls  in 
der  Hauptsache  übereinstimmender  Gesetzge- 
bung, die  aber  hier  größtenteils  erst  fi[anz 
jungen  Datums  ist,  aus  dem  Ende  der  80er 
Jahre  (badisches  G.  v.  5./V.  1856  mit  wesent- 
lichen Verbesserungen  durch  die  Novelle  v.  21./V. 
1886  das  Muster  für  die  übrigen:  bayerisches 
G.  V.  29./V.  1886,  württembergisches  v.  30./III. 
1886,  hessisches  v.  29./VIII.  1887). 

Die  Maßregel  wird  hier  ^Feld-  oder  Flur- 
bereinigung" genannt.  Sie  erfolgt  auf  An- 
trag der  Beteiligten  unter  der  Voraussetzung, 
daß  die  Mehrheit  der  Besitzer,  welche  zugleich 


die  größere  Bodenfläche  oder  den  größeren  Bo- 
denwert repräsentieren,  zustimmen.  Gewisse 
G,  in  der  Hauptsache  dieselben  wie  nach  dem 

Sreußischen  G.  v.  1872,  werden  wegen  ihres 
»enutzungszweckes  von  der  Flurbereinigung 
ausgenommen.  Femer  nehmen  die  süddeutschen 
Gesetze  übereinstimmend  die  geschlossenen  Höfe 
vom  Zusammenlegungszwang  aus. 

Im  allgemeinen  ^t  der  Grundsatz,  daß  bei 
der  Umlegung  möglichst  in  gleicher  Kulturart, 
Bodengüte  und  Lage  dem  Einzelnen  Ersatz  ge- 
geben werden  soll  für  seine  früheren  G.  Da- 
durch ist  bei  der  weitgehenden  Bodenverschie- 
denheit und  der  großen  Ausdehnung  der  süd- 
westdeutschen Gemarkungen  eine  intensive  Zu- 
sammenlegung überhaupt  ausgeschlossen,  in  der 
Hauptsache  auch  nur  eine  Konsolidation  wie  in 
Hessen-Nassau  möglich.  In  Bayern,  Baden  und 
Württemberg  begütigen  sich  die  Gesetze  sogar 
eventuell  mit  der  bloßen  Schaffung  von  We^e- 
anlagen  zur  Beseitigung  des  Hauptübelstandes 
der  Gemengelage. 

Statistik:  In  Bayern  wurden  bis  Ende  1891 
111  Unternehmungen  mit  5000  Beteiligten  und 
6000  ha  fertiggestellt,  davon  sind  nur  54  Zu- 
sammenlegungen ,  57  Feld  Wegregulierungen. 
240  Unternehmungen  mit  14  SX)  Beteiligten 
waren  vorgemerkt.  In  Württemberg  waren  bis 
Ende  1889  148  Gemeinden  mit  24496  Grund- 
besitzern und  18471  ha  bereinig.  In  Baden 
wurden  von  1870—90  465  Bereinigungen  mit 
61800  ha  ausgeführt,  in  Hessen  seit  1887  40  Ge- 
markungen mit  18516  ha  in  Behandlung  ge- 
nommen. 

5.  Ergebnisse.  Nach  der  gegebenen 
Darstellung  ist  die  Zusammenlegung  in  den 
verschiedenen  Teilen  Deutschlands  in  sehr 
verschiedenem  Maße  bis  jetzt  zur  Durch- 
fühi'ung  gekommen.  Vor  allem  besteht  ein 
großer  Unterschied  zwischen  Norden  und 
Süden,  namentlich  Südwesten. 

Dieser  Unterschied  han^t  nicht  nur 
zusammen  mit  der  verschiedenen  Flurver- 
fassung bei  Dorf-  oder  Einzelhof- 
siedelung,  sondern  auch  in  gewissem 
Maße  mit  der  ganzen  ländlichen  Verfcissung. 
(Vgl.  Art.  „Bauer''  oben  S.  324  fg.)  Man 
kann  schematisch  so  gliedern:  im  Nord- 
westen, dem  Gebiet  der  „neueren  Gnind- 
herrschaft"  —  soweit  hier  überhaupt  not- 
wendig —  vollständige  Zusammenlegung  als 
selbständige  Kulturmaßregel,  welche  die  Ge- 
meinheitsteilung i.  w.  S.  vielfach  erst  im 
Gefolge  hat;  im  Nordosten,  dem  Gebiet 
der  „Öutsherrschaft",  auch  vollständige  und 
hier  allgemein  verbreitete  Zusammenlegung, 
aber  hier  als  Begleiterscheinung  der  Ge- 
meinheitsteilung i.  w.  S.  und  der  Regu- 
lierung der  gutsherrlich  -  bäuerlichen  Ver- 
hältnisse; im  Südwesten,  dem  Gebiet 
der  „älteren  Grundherrschaft*',  am  wenigsten 
weitgehende  Zusammenle^ng ,  meist  bloß 
Konsolidation  und  auch  diese  zum  Teil  erst 
in  der  fdlerneuesten  Zeit.  Der  Südosten 
hat  dabei  auch  hier  wieder  seine  Besonder- 
!  heit  im  Süden,  indem  hier  teils  infolge  der 
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Einzelhofsiedelung  auch  die  Zusammenlegimg 
weniger  notwendig  war,  teils  freiwillig  schon 
in  früherer  Zeit  durchgeführt  wurde. 

Dieser  Zusammenhang  ist  ganz  natür- 
lich, geht  doch  jene  Dreiteilung  bezw.  Vier- 
teilung der  ländlichen  Verfassung,  wie  im 
Art.  j^auer'^  gezeigt,  schließlich  auf  die 
Bodenverschiedenheit  innerhalb  des 
Deutschen  Reiches  zurück.  Nun  spielt  diese 
aber  bei  der  Flurverfassung  natürlich  eine 
noch  viel  immittelbarere  und  wichtigere 
Rolle.  So  war  im  Südwesten  die  Gemengelage 
zwar  noch  viel  ausgebildeter  infolge  der 
dichteren  Bevölkerung  und  des  höheren 
Alters  der  Flurverfassung  als  im  Nordosten, 
aber  im  letzteren  ebenso  wie  im  Nordwesten, 
soweit  da  überhau])t  Gemengelage  bestand, 
erleichterte  der  gleichartige  Boden  der  Tief- 
ebene die  Zusammenlegung  in  der  Form 
der  intensiven  Zusammenlegung  in  ein 
Stück  ebenso,  wie  der  so  verschiedenartige 
Boden  des  mittelgebirgigen  Deutschlands 
sie  erschwerte. 

Dazu  kommt  die  Verschiedenheit  in  der 
Grundbesitz-  resp.  Betriebsver- 
teilung: im  Nordwesten  große  Bauern- 
güter, im  Nordosten  ebenfalls  und  dazu  hier 
vor  allem  die  vielen  nicht-bäuerlichen  Groß- 
betriebe, im  Südwesten  aber  bäuerlicher 
Kleinbetrieb.  Nun  wiutlen  die  Vorteile  der 
Zusammenlegimg  in  technischer  Beziehung 
von  größeren  Besitzern  leichter  begriffen, 
waren  für  diese  auch  größer,  da  sie  leichter 
zu  technischen,  Kapital  erfordernden  Fort- 
schritten übergehen  konnten  als  die  Klein- 
bauern. Außerdem  waren  im  Norden,  und 
wieder  im  Nordosten  mehr  als  im  Nord- 
westen, die  Gemarkungen  und  die  Zahl  der 
Bauern  in  den  Dörfern  kleiner,  der  Wert 
des  Grund  und  Bodens  infolge  der  weniger 
diditen  Bevölkerung  und  der  geringeren  ge- 
werblichen Entwickelung  niedriger,  endlich 
der  Anbau  des  Landes,  wenigstens  noch  in 
der  ersten  Hälfte  dieses  Jahrhimderts  gleich- 
mäßiger, ohne  Spczialkulturen  oder  Handels- 
gew£hse. 

In  Mittel-  und  Süddeutschland  dagegen, 
besonders  im  Südwesten,  hat  der  hier  allge- 
mein herrschende  kleinbäuerliche  Besitz  (und 
Betrieb)  von  einer  Zusammenlegung  der  G. 
viel  weniger  Nutzen  als  jener  ^ßere  land- 
wirtschafuiche  Betrieb.  Dazu  kommen  der 
in  seiner  Güte  so  sehr  verschiedene  Boden, 
die  bedeutende  Größe  der  Gemarkungen, 
die  große  Zahl  der  Dorfgenossen,  der  hohe 
Wert  des  Grund  und  Bodens  überhaupt 
und  die  hochentwickelten  S])ezialkulturen : 
Weinbau,  Obst-,  Tabak-,  Hopfen-  und  Ge- 
müsebau. 

Dazu  gesellt  sich  weiter  der  Unterschied 
zwischen  dem  Hofsystem  und  der  Frei- 
teilbarkeit: die  Bedeutung  und  der 
bleibende  Nutzen  der  Zusammenlegung  sind 
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natürlich  größer  bei  ersterem  als  bei  letzterer. 
Wo  Naturalteilung  des  Grundbesitzes  herrscht, 
zersplittern  sich  die  arrondierten  liUidereien 
bald  wieder  und  die  kleinen  Parzellen  haben 
bei  dem  großen  Umsatz  des  Grundeigentums 
einen  höheren  Wert  als  die  größeren.  Durch- 
führung auch  nur  einer  Konsolidation  mit 
Festsetzung  eines  Parzellenminimums  be- 
deutet hier  schon  eine  Einschränkung  der 
Freiteilbarkeit 

Endlich  war  die  Zusammenlegung  auch 
um  so  leichter  durchzuführen,  je  schlechter 
bis  zur  Bauernbefreiung  das  Besitzrecht 
des  Bauern  war.  Bei  der  Regulierung  des 
lassitischen  Besitzrechts  im  Nordosten  be- 
sonders war  wegen  der  Landentschädigung 
(vgl.  Art  „Bauernbefreiung**  oben  S.  344  fg.) 
schon  eine  vollständige  technische  Neuver- 
teilung des  Bodens  notwendig,  mit  welcher 
sehr  leicht  die  Zusammenl^ng  verbunden 
werden  konnte,  während  diese  Verbindung 
mit  der  Bauernbefreiung  bei  besserem  Be- 
sitzrecht nicht  möglich  war. 

So  erklärt  es  sich,  daß  die  Zusammen- 
legung im  Norden  und  Osten  Deutschlands, 
wo  überhaupt  nötig,  bereits  allgemein  durch- 
geführt ist,  im  Süden  und  Westen  des 
Reiches  aber  bis  jetzt  nur  in  verhältnis- 
mäßig kleinen  Gebieten  und  auch  hier  viel 
weniger  intensiv. 

Literatur:  Ernst  Blum,  DU  Fddbereinigung 
auf  der  Geuutrkung  Merdingen,  Volksw,  Abh.  der 
biid.  Hochschulen,  II,  1899.  —  A,  Buchen^ 
berger,  Agrarwesen  und  Agrarpolitik,  Bd.  1, 
Leipzig  189t  (I^ehr-  und  Handbuch  der  polit. 
Oekonatnie,  herausgeg,  r.  A.  Wagner,  S.  Hdupt- 
abteiL,  IL  T.).  —  Karl  Peyrer,  Die  Zu- 
sammenlegung der  Grundstücke  in  Oesterreich  u. 
Deutschland,  Wien  1878.  —  Br%ino  SchUUe, 
Die  Zusammenlegung  der  Grundstücke  in  ihrer 
volkswirtschaftlichen  Bedeutung  und  Durch' 
fiihmng,  8.  Abt.,  Leipzig  1886.  —  P.  Wald" 
hecker  und  L.  B&rje,  Die  Zusammenlegung 
der  Grundstücke,  die  Gemeinheitsteilung  und  Ab- 
Stellung  ron  Weidegerechtigkeiten  in  der  Provina 
Hannover,  1887.  —  Werner  WUHch,  ArL 
„Zusammenlegung  der  Grundstücke*' ,  H.  d.  St. 

Fuchs, 
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Gut. 

Im  Sinne  der  Volkswirtschaftslehre  wird 
als  G.  jedes  äußere  Mittel  zur  Befriedigung 
irgend  eines  menschlichen  Bedürfnisses  — 
dieses  Wort  im  weitesten  Sinne  genommen  — 
bezeichnet.  Für  die  Ethik  liat  das  Wort 
eine  andere  Bedeutung  und  im  gewöhn- 
lichen Sprachgebrauch  tritt  es  vielfach  auch 
mit  anderem  Sinne  auf,  z.  B.  wenn  die  Ge- 
sundheit ein  hohes  Gut  genannt  wird.  Hier 
kommt  nur  der  volkswirtschaftliche  Begriff 
des  G.  in  Betracht  Aber  nicht  alle  Dinge, 
die  in  diesem  Sinne  zu  den  G.  zu  rechnen 
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sind)  habeu  auch  eine  wirtschaftliclie  Be- 
deutung, denn  eine  solche  wird  denjenigen 
nicht  zuerkannt,  die  in  keiner  Weise  (Jegen- 
stände  einer  wirtschaftlichen  Tätigkeit  oder 
Fürsorge  bilden,  sondern  dem  Menschen 
ohne  weiteres  in  beliebiger  Menge  frei  zur 
Verfügung  stehen.  Es  sind  dies  die  soge- 
nannten freien  G.,  deren  Kreis  freilich 
durch  den  Fortschritt  der  Kultiu'  immer 
mehr  verengt  worden  ist.  Ihnen  stehen  die 
wirtschaftlichen  G.  gegenüber,  die 
nicht  beliebig  verfügbar,  sondern  nur  durch 
irgend  einen  Aufwand  an  Arbeit,  Kraft  oder 
an  anderen  G.  zu  erlangen  sind.  Mit  diesen 
allein  hat  die  Volkswirtschaftslehre  Veran- 
lassung sich  näher  zu  beschäftigen. 

Als  unmittelbare  G.,  Genuß-  oder 
Konsumtionsgüter,  auch  als  G.  erster 
Ordnung,  bezeichnet  man  diejenigen, 
die  unmittelbar  zur  Befriedigung  emes 
persönlichen  Bedürfnisses  dienen.  Aber  auch 
die  Rohstoffe,  aus  denen  diese  G.  hei^ge- 
stellt  werden,  die  Maschinen,  die  zu  diesem 
Zweck  verwendet,  die  Kohlen,  die  dabei 
verbrannt  werden,  tragen  indirekt  dazu  bei, 
daß  die  auf  die  Genuß-G.  gerichteten  Be- 
dürfnisse befriedigt  werden.  Diese  Gegen- 
stände sind  also  im  weiteren  Sinne  eben- 
falls G.  und  man  nennt  sie  mittelbare 
oder  G.  zweiter  und  höherer  Ordnung 
oder  Produktiv-G. 

Unmittelbare  wie  mittelbare  G.  stellen 
sich  in  erster  Linie  als  körperliche 
Gegenstände,  als  sogenannte  Sach-G. 
dar^  und  viele  Schriftsteller  sind  geneigt, 
den  Begriff  des  G.  überhaupt  auf  diese  zu 
beschränken.  Eine  Schwierigkeit  könnte 
dabei  hinsichtlich  der  zu  wirtschaftlichen 
Zwecken  verwendeten  physischen  Ener- 
gieen,  namentlich  der  Elektrizität  ent- 
stehen, wie  ja  auch  die  Frage  des  Dieb- 
stahls au  Elektrizität  schon  praktisch  ge- 
worden ist.  Dieses  Agens  ist  allerdings 
kein  körperlicher  Gegenstand,  aber  es  kann 
doch  durch  materielle  Vorrichtungen  beliebig 
geleitet  und  verteilt  werden  und  seine  Er- 
zeugimff  läßt  sich  auch  auf  einen  bestimmten 
Materialverbrauch,  sei  es  in  einer  galvanischen 
Batterie  oder  für  den  zum  Betrieb  einer 
Dynamomaschine  verwandten  Motor  ziuiick- 
führen.  Es  kann  daher  ohne  künstlichen 
Zwang  den  Sach-G.  angereiht  werden.  Sehr 
umstntten  dagegen  ist  die  Frage,  ob  mensch- 
liche Tätigkeiten,  die  für  andere  nütz- 
lich sind,  zu  den  G.  zu  rechnen  sind.  J.  B. 
Say  verteidigte  gegen  Adam  Smith  den 
Satz,  daß  die  Arbeitsleistungen  als  „im- 
materielle" G.  (produits)  den  materiellen  voll- 
ständig analog  seien,  und  die  meisten  Schrift- 
steller haben  sich  seiner  Anschauung  ange- 
schlossen. Man  hat  dabei  in  der  Regel  nur 
die  sogenannten  persönlichen  Dienstleistungen 
im  Auge,  die  den  Charakter  von  „unmittel- 
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baren''  G.  haben, 
man  aber  auch 
Sach-G.  dienende 
rechnen ,  soweit 
duktionsmittel  b< 
Zahlung  in  ihren 
Sklave  als  ein 
unmittelbares 
Dienste  oder  ein 
leistung  für  ander 
Unter  der  Voran 
Freiheit  der  Art 
Arbeitskraft  von 
als  eine  Art  von 
für  andere  als  äu 
baren  oder  mittelb 
dient  und  die  zu| 
stand  bildet,  übei 
Gegenleistung  d: 
kann.  Als  das  G 
Dienst-  oder  sons 
sondern  die  fü 
menschliche  Leist 
widerspricht  der 
Persönlichkeit,  daJ 
sie  natürliche  oc 
worbene  sein,  le< 
Zwecke  anderer  h 
daher  ihre  wirtsc 
leiten  nur  inso^ 
sammenstellen  köi 
wirklich  Naclifr^ 
nicht  zu  leugnen, 
Einführung  diese 
innere  Gleichart 
Darstellung  des 
zesses  mehr  küust 
Hauptgrund  für  t 
grifFes  G.  ist  oh 
daß  Sach-G.  un 
gegeneinander  aus 
ebenfalls  einen 
könnte  hierauf  ai 
sieht  nehmen,  wen 
als  G.äquivalei 
Sach-G.  koordinie 
unter  den  allgeme 
Man  dehnt  ^ 
immateriellen  G. 
man  (wie  z.  B.  E 
andere  Rechte,  Pri 
und  nutzbare  \ 
einbegreift.  Dag( 
diese  Rechte  v 
Charakter  privatT 
bestandteile,  in  d« 
ebensowenig  eine 
wie  etwa  das  Eig 
auf  das  es  sich 
Arbeitsföhigkeit  i 
gehenden  wirklic 
leistungen  haben 
als  äußere  Mittel 
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licher    Bedürfoisse    und    können    deshalb 
immerhin   mit   einiger  Berechtigung  untoi- 
den  Begriff  des  G.  gebracht  werden.    Eine 
Geldforaenrng  aber,   die   ich  gegen   einen 
anderen  besitze,  ist  für  mich  zwar  ein  wert- 
voller Vermögensteil,  aber  sie  dient  selbst 
weder  unmittelbar  noch  mittelbar  zur  Be- 
friedigung eines  Bedürfnisses,  sondern  ich 
kann  sie  nur  dazu  vorwenden,  mir  die  Ver- 
fügung über  wirkliche  Befriedigungsmittel 
der  einen  oder  anderen  Art  zu  V  e  r  s  c  h  a  f  f  e  n . 
Auch  das  Geld  selbst,  soweit  es  nicht  seinen 
Wert   in   seinem   Stoffe   selbst  trä^,   ist 
hiernach  nur  ein  auf  öffentlichem  Kredit  oder 
staatlicher    Einrichtung    beruhender    Ver- 
mögensteil und  kein  reales  G.     Auch  ein 
Patent  hat  vielleicht  großen  Vermögenswert 
für  seinen  Inhaber  und  daher  auch  einen 
entsprechenden   Preis   beim  Verkauf,  abei 
es  ist  kein  Mittel   zur  Befriedigung  eines 
Bedürfnisses,   sondern   beschränkt   nur   die 
Konkurrenz  in  der  Hei'stellung  bestimmter 
wirklicher  G.    Eben  dies  ist  der  Zweck  von 
Konzessionen,  wie  die  der  Apotheken.    Eine 
alte  angesehene  Firma  wirkt  auf  das  Publikum 
anziehend  wie  eine  Reklame  und  kann  daliei 
oft  ebenfalls  für  einen  erheblichen  Preis  ver- 
kauft werden.   Bei  den  meisten  dieser  Rechte 
und  Vorrechte   zeigt  sich  ihr  rein  privat- 
wirtschaftlicher  Charakter  auch  darin,  daß  ■ 
dem  Vermögenswert,  den  sie  für  ihren  In- 
haber besitzen,  eine  entsprechende  Belastung 
anderer  gegenübersteht,  so  daß  sie  als  Be- 
standteile   des   Volksreichtums    aufgehoben 
werden.    Bei  den  Forderungen  und  Schulden 
ist    dies    ohne    weiteres    klar.     Monopole, 
Patente  und  Konzessionen  bringen  den  In- ; 
habem  besondere  Gewinne  auf  Kosten  der ' 
Käufer  ihrer  Waren.     Anders  iedoch  sind 
die  Fälle  zu  beurteilen,  in  denen  aie  Gele^n- 
heit  zur  Erzielung  ungewöhnlicher  Gewmne 
sich    an    ein    bestimmtes     Grundstück 
knüpft.     Denn   dann   wird  dieses  günstige 
Absatzverhältnis  nicht  für  sich  als  ein  Ver- 
mögenswert   betrachtet,    sondern    es    wiixl 
dem  Grundstück  zugeschrieben  und  diesem 
daher   ein    höherer   Wert   als   Sach-G.   zu- 
erkannt. 

Literatur:  J.  B,  Say,  Court  complct  d'tc.  pol. 
pratique  (ed.  Guillaumin),  I.  eh.,  V.  —  Her* 
mann,  SUiaUxvirtschaftl.  Untersnehunge»,2..iuß., 
1871,  S,  10^ Jg.  —  Neumann,  Grundlegung, 
1889,  S.  58 fg.  —  w  Böhm'Bawerk,  Rechte 
und  Vcrh(Utnisse  vom  SUindpunkt  usw.,  1881.  — 
v.  Wieser,  Art.  „Gut",  H.  d.  St.,  J.  Aufl.,  Bd.  IV, 
S.  9S6fg.  -r-  Auch  alle  Lehrbücher  erörtern  mehr 
oder  weniger  eingehend  den  Begriff  des  (/. 

IK.  Lexia, 

(iuttenipler  S.Alkohol  frage  obenS.Tlfg. 

GütergcmeiDschaft 

s.  Sozialismus  und   Kommunismus. 


I  Gflterschlächterei. 

I  Unter  G.,  in  Süddeutschland  auch  Hof- 
1  metzgerei  genannt,  versteht  man  das  gewerbs- 
j  mäßige  Parzellieren  (Ausschlachten)  land- 
^  wirtschaftlicher  An  Wesen,  sofern  damit  wuche- 
:  rische  Zwecke  verbunden  sind. 

Die  Grenze  zwischen  G.  und  Parzellierung 
ohne  üblen  Nebensinn  ist  schwer  zu  ziehen. 
Sofern  nicht  der  Staat  selbst,  wie  in  Preu- 
ßen, durch  die  Ansiedelungskommission  als 
Parzellant  auftritt,  ist  es  selbstverständlich, 
daß  der  Parzellant  nicht  aus  reiner  Menschen- 
freundlichkeit handelt.  Ob  die  Höhe  des 
Verdienstes  wucherisch  ist,  wii*d  nur  im 
Einzelfalle  festzustellen  sein. 

Typische  Fälle  der  G.  im  schlimmsten 
Sinne  des  Wortes  teilte  die  Erhebung  des 
Vereins  für  Sozialpolitik  über  Wucher  auf 
dem  Lande  mit.  So  erzählt  ein  Gewährs- 
mann (S.  97): 

„Mir  ist  ein  kleiner  Weiler  in  Oberbayem 
bekannt,  der  aus  drei  großen  Banernhöfen,  zwei 
Halbbauem  und  einigen  Söldnern  and  Landhäns- 
lern  besteht.  In  diesem  WeUer  sind  in  der  Zeit 
von  etwa  15  Jahren  sämtliche  Anwesen  durch 
einen  und  denselben  israelitischen  Handelsmann 
zweimal  gekauft,  zertrümmert  und  verkauft 
worden,  zuerst  die  groOen  prachtvollen  Bauern- 
höfe, bei  welcher  Gelegenheit  natürlich  tapfer 
von  jedem  Einzelnen  eingekauft  worden  ist; 
dann,  als  die  Zahlungsfristen  nicht  eingehalten 
werden  konnten,  kam  es  zum  Wiederverkauf 
und  zur  nochmalijgen  Zertrümmerung,  bis 
schließlich  die  sämtlichen  Anwesensbesitzer  ver- 
gantet wurden  und  jetzt  im  ganzen  Ort  den 
sämtlichen  Insassen  kaum  100  M.  zur  Dispo- 
sition stehen,  während  vor  dem  Beginn  der  un- 
seligen Verkäufe  zum  mindesten  100000  fl.  so- 
genanntes feierndes  Geld  da  war,  abgesehen 
von  den  schuldenfreien  Anwesen." 

lieber  den  Umfang,  in  dem  G.  vorkommen, 
sind  wir  nur  mangelhaft  unterrichtet. 

Nach  den  Erhebunfi^n  über  die  Zertrümme- 
rung in  Bayern,  welche  durch  die  bayerische 
Regierung  seit  dem  Jahre  1894/95  regelmäßig 
i>;epilogen  werden,  sind  in  der  Zeit  vom  l./Ilf. 
L894  bis  l./lll.  1903  insgesamt  7680  Anwesen 
mit  einer  Fläche  von  1163(>4  ha  zertrümmert 
worden,  davon  entfielen  auf  gewerbsmäßige 
Zertrümmerungen  5223  mit  einer  Fläche  von 
il  055  ha.  In  den  Gesamtziffem  sind  auch  jene 
h'älle  enthalten,  in  denen  der  Besitzer  selbst 
oder  in  denen  Darlehnskassenvereine  die  Zertrüm- 
tnerung  durchgeführt  haben;  im  Jahre  19O2/C0 
i.  B.  entfielen  von  insgesamt  655  Zertrümme- 
ruugsf allen  74  auf  die  Anwesensbesitzer  und  68 
inf  die  Darlehnskassenvereine.  Ganz  aufgeteilt 
wurden  von  den  7680  zertrümmerten  Anwesen 
L804  d.  h.  23,49  %. 


Es  kamen  auf  die 

Größenklasse 

FäUe 

unter  2  ha 

295 

2-    ö 

14S6 

5—10 

2o86 

10-  50 

3594 

50-100 

250 

über  100 

17 

73* 
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Die  Güterzertrümmerung  ist  von  einem 
doppelten  Gesichtspunkt  aus  zu  betrachten 
una  zu  beurteilen,  von  dem  der  Besitzver- 
teilung und  des  Wuchers.  Soweit  die  Güter- 
zertrümmerung, auch  die  gewerbliche,  darauf ! 
hinwirkt,  eine  gesundere  Besitzverteilung: 
zu  schaffen,  sei  es  durch  Zerschlagung  ein- 
zelner größerer  Gtiter  zu  Bauerngütern  in-  1 
mitten  einer  Gegend  des  Großgrundbesitzes,  I 
sei  es  durch  Schaffung  ganz  kleiner,  aber 
lebensfähiger  Stellen,  die  auch  dem  länd- 
lichen oder  städtischen  Arbeiter  ermöglichen, 
Grundbesitz  zu  erwerben,  ist  an  sich  nichts 
eegen  sie  einzuwenden.  Bekannt  ist  z.  B. 
die  (nicht  gewerbsmäßige)  Parzellierung  von 
Ermsleben  durch  dessen  früheren  Besitzer 
Sombart.  S  e  r  i  n  g  gibt  (Innere  Kolonisation, 
Leipzig  1893,  S.  168  fg.)  ein  Beispiel  von 
technisch  meist  gut  gelungenen  gewerbs- 
mäßigen Parzellierungen  im  Kreise  ^olberg- 
Köslin,  die  nur  den  Fehler  hatten,  daß  die 
Verkaufspreise    zu   hoch    waren.      Freilich  | 

f'ngen  auch  wieder  die  Preise,  welche  die 
olonisten  für  ihr  Land  bezahlten,  nicht 
über  denjenigen  Betrag  hinaus,  welcher  in 
jener  G^nd  für  bäuerliche  Grundstücke 
üblich  ist 

In  Bayern  werden  die  Güterzertrümme- 
rungen in  manchen  Fällen,  wie  schon  er- 
wähnt, durch  die  Darlehnskassenvereine 
vorgenommen.  Steinert  (Zur  Frage  der 
Naturalteilung,  Leipzig  1906,  S.  31  fg.)  er- 
zählt von  einzelnen  Fällen  in  ünterfranken, 
wo  die  Erwerbung  und  Aufteilung  eines 
größeren  Grundbesitzes  mit  Erfolg  durch 
eieens  dazu  gebildete  eingetragene  Genossen- 
schaften durchgeführt  worden  ist 

In  der  Tat  sind  die  Mißstände  und  die 
Vorteile,  die  die  Güterzertrümmerung  an 
sich  mit  sich  bringt,  keine  anderen  als  die 
des  freien  Güterverkehrs  überhaupt.  Wo 
Naturalteilung  üblich  ist  und  jede  Parzelle 
im  Erbteilungsfalle  einzeln  versteigert  wird, 
ist  der  „Güterhändler**  nicht  eine  Ursache, 
sondern  ein  Symptom  der  Krankheit.  Jede 
Maßregel,  die  sich  in  diesen  Fällen  gegen 
den  Güterhändler  allein  richten  würde,  ist 
ein  Schlag  ins  Wasser. 

Anders  die  Seite  des  Wuchers.  Hat  der 
Güterhändler  durch  jähre-  oder  jahrzehnte- 
lange Wuchergeschäfte  den  Bauern  endlich 
von  Haus  und  Hof  vertrieben,  schlachtet  ei 
das  Gut  nur  aus,  um  wieder  Grundstücks- 
wucher zu  treiben,  so  kann  und  muß  man 
gegen  ihn  vorgehen.  Arg  ist  vor  allem 
die  übliche  Versteigerung  in  den  Wirts- 
häusern : 

^Die  VersteigeruDg  selbst,  welche  im  Wirta^ 
bans  stattfindet,  gestaltet  sich  zu  einer  wUsteii 
Orgie.  Bier,  Schnaps  und  Zigarren,  nattlrlich 
die  denkbar  schlechteste  Qualität  werden  jedem 
Anwesenden  frei  verabreicht . . .  DerAnsteigerer. 
welchem  der  erste  Zuschlag  erteilt  ist,  erhält 


einen  Blumenstrauß, 
diesem  ein  Brötchen, 
worfen  mit  der  Auffoi 
Sogar  eine  Flasche 
Zigarren  werden  ven 
stand  es  lohnt  ...  Di 
die  Vorzüge  des  Gi 
Licht  gestellt  werde 
weiteren  Geboten  hin 
schließlich  Preise,  we 
m  dem  Ertragswertc 
Bericht   von   Knebe 

SrenOischen  Saar&;ebi 
es  Vereins  für  Sozii 

Auch  wo  nicht 
sind  die  Gewinne  i 
übermäßig  hoch.  Na< 
die  Pfleger  auf  Gmi 
die  Geschäftstätigkei 
händlers  aufgestellt 
Jahren  26  Zertrümi 
einen  Reingewinn  voi 
brachten ;  nie  Bauen 
merer  für  die  Parze 
die  Ankaufspreise  li< 
und  20000  M.  —  d 
Summe  von  rund  30 

Gegen  die  G.  ] 
allgemeinen  Wucl 
deutsche  RG.  v.  ] 
Sachwucher,  zu  de; 
Wucher  gehört,  der 
wie  der  Geldwuche 
Gesetz  Geldstrafe 
demjenigen  angedi 
Abhalten  von  öflFe 
und  über  das  Veral 
vor  und  bei  öffentli< 
lassenen  polizeilich 
handelt;  endlich  w 
über  Grundstückhä 
recht  gegeben,  W( 
welche  die  ünzuve 
treibenden  in  bezi 
betrieb  dartun. 

Direkt  gegen 
richtete  sich  ein  l 
1852,  das  1861  dun 
Strafgesetzes  bese 
württembergisches 
zwar  durch  das  ' 
zum  BGB.  formel 
I  Art.  172—174  jede 
halte  nach  reprodu 
Gesetz  bestimmte, 
'  trümmerer,  d.  h. 
der  parzellenweise] 
destens  drei  landi 
plexen  ingewinnsü 
einer  Straie  von  3 
100  bis  1000  fl.  Ge 
WiederholungsfaUe 
verdoppelt  werden 

Die  Ausführunj 
von  1893  gab  dann  ( 


'Yl    ■'  ff 
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Gelegenheit,  ihren  Kampf  gegen  die  G.  wieder 
aufzunehmen.  Auf  dem  Verordnungswege 
hat  sie  Vorschriften  über  die  Ausfihrung 
der  Gilterversteigerungen,  über  Kontrolle 
der  Geschäftsführung  der  Güterhändler,  über 
Schutz  des  Waldes  bei  Zertrümmerungen 
getroffen,  ferner  durch  gesetzliche  Bestimmun- 
gen über  die  Ablösung  der  Bodenzinse  vor 
der  Zertrümmerung  und  über  höhere  Ge- 
werbebesteuerung der  Güterhändler  der  G. 
Einhalt  zu  tun  versucht.  Da  diese  Maß- 
regel sich  alle  als  nicht  ausreichend  er- 
wiesen haben,  will  die  Regierung  jetzt  ev.  1 
auf  Grund  des  Artikel  19  des  Einführungs- ' 
gesetzes  zum  BGB.  weitere  Schritte  tun ; ' 
die  vorbereitenden  Erhebungen  sind  jedoch 
noch  nicht  abgeschlossen.  | 

Die  wichtigsten  Bestimmmigen  des  Württem- 
berg. Gesetzes  sind  folgende: 

Wer  ein  oder  mehrere  Grundstücke  im 
Flächengeh^t  von  mindestens  3  ha,  welche  bis- 
her zusammen  bewirtschaftet  waren,  dnrch  einen 
Kauf-  oder  Tanschvertraff  erworben  hat,  darf 
nach  Art.  172  vor  Ablam  von  3  Jahren  diese 
Liegenschaft  nur  im  ganzen  oder  nicht  mehr 
als  den  4.  Teil  wieder  veräußern.  Ausnahmen 
von  dem  Verbot  der  stückweisen  Veräußerung 
fi^estattet  Art.  173  in  einigen  Fällen,  insbeson- 
dere nach  Ziffer  4  bei  Erbteilungen;  nach 
Ziffer  5  kann  die  Kreisregiemnff  die  Geneh- 
migung geben^  was  zu  geschehen  nat,  wenn  die 
stückweise  Wiederveräußemnj  nach  der  Per- 
sönlichkeit und  den  Verhältnissen  des  Eigen- 
tümers sich  nicht  als  eine  Handelsspekulation . 
darstellt  oder  nach  den  besonderen  Verhältnissen 
der  Gemeinde  als  vorteilhaft  erscheint.  —  Die 
Nichtbeachtung  des  Gesetzes  wird  mit  Geld-  und 
GefängnisstraK  bedroht. 

Das  Gesetz  hat  sich,  dank  seiner  geschick- 
ten Ausführung  durch  die  württembergischen 
Behörden,  bewährt.  Dennoch  scheint  es  nicht 
geboten,  den  entscheidenden  Artikel  173  nach- 
zuahmen, da  er  den  Beamten  vielleicht  eine 
allzugroße  diskretionäre  Vollmacht  gewährt. 
Straffe  Handhabung  der  Wuchergesetze  einer- 
seits, ev.  in  Verbindung  mit  ähnlichen  Maß- 
nahmen wie  in  Bayern,  wirtschaftliche  Er- 
ziehung der  Bauern  und  vor  allem  Eröffnung 
anständiger  Kreditquellen  müssen  genügen, 
die  G.  zu  verdrängen. 

Literatnr:  Schriften  des  Vereins  für  SotialpoUHk, 
Bd.  S5  (Der  Wucher  auf  dem  Lande),  S8  (Ver- 
handlungen der  Generalversammlung  von  1888 
über  den  ländlichen  Wucher).  —  Verhandlungen 
des  Deutschen  Landwirtschaftsrates ,  1889  u.  1906,  — 
V.  Helferichf  Referat  über  Giitertertrilmmerung 
in  der  Sitzung  des  Generalkomitees  des  land- 
wirtschaftlichen Vereins  in  Bayern,  r.  18.IIIL 
1892,  Zeitschrift  des  landw.  Vereins  in  Bayern, 
April  189S,  L  Beilage.  —  Die  Maßnahmen  auf 
dem  Gebiete  der  landwirtschaftlichen  Vencaltung 
in  Bayern  1890 — 1897,  Denkschrift,  heraus- 
gegeben vom  Kgl.  Bayerischen  Staatsministerium 
des  Innern,  München  1897.  —  Die  Mußnahmen 
auf  dem  Gebiete  der  landwirtschaftlichen  Ver- 
waltung   in    Bayern    1897 — 1903,     Denkschrift, 


herausgegeben  vom  Kgl.  Bayerischen  Staats- 
ministerium des  Innern  f  München  1908.  — 
Pfleger,  Die  GiUersertrümmerung  in  Bayern 
und  die  Vorschläge  zur  Bekämpfung  des  Güter- 
handels, München  1904.  —  Wygodzinskif  Die 
Bekämpfung  der  Güterzertrümmerung  in  Bayern. 
(In:  Das  Land,  l.jVL  1904.) 

W,   WygodztnshL 


Gütsherrschaft. 

1.  Wesen.    2.  Entstehung.     3.  Aufhebung. 

1.  Wesen.  Die  G.  ist  eine  höhere  Ent- 
wickeluugsform  der  Grundherrschaft. 
Beide  zusammen  sind  die  Grundpfeiler  der 
ländlichen  Verfassung  vor  der  Bauernbe- 
freiung. Bis  vor  kurzem  hat  man  beide 
Ausdrücke  als  vollkommen  identisch  ge- 
braucht. Erst  die  neueren  agrar-historischen 
Forschungen  von  Knapp  und  seinen  SchfUem 
haben  zu  einer  scharfen  Unterscheidung  der 
beiden  Herrschafts-  und  Abhänrigkeitsformen 
und  zu  einem  engeren  Be^iff  aer  G.  geführt. 

Danach  ist  die  G.  die  jüngere  Form 
der  ländlichen  Verfassung,  die  sich  aus  der 
älteren,  der  mittelalterlichen  Grundherrschaft, 
in  dem  Kolonisationsgebiet  Deutschlands 
(und  Oesterreichs),  durch  die  Entstehung  der 
großen  Gutsbetriebe  im  Nordosten,  entwickelt 
hat  Sie  besteht  aus  einem  großen  Guts- 
betrieb des  Herrn,  dem  gegenüber  er  nur 
Gutsbesitzer  ist,  und  einem  geographisch 
geschlossenen  Herrschaftsgebiet  um  das  Gut 
herum,  bestehend  aus  den  Gemarkungen 
eines  oder  mehrerer  Dörfer  (es  gibt  im 
Gebiet  der  G.  nur  Dorfsiedelung),  deren 
(Jrund  und  Boden,  und  oft  auch  die  Bauern- 
höfe selbst  ihm  gehören  und  den  Bauern 
zu  sehr  verschiedenen  Besitzrechten  über- 
lassen sind,  liauptsächlich  gegen  Leistung 
von  Frondiensten.  Mit  diesen  wird  das 
eigene  Gut  des  Herrn  betrieben.  Nicht  nur 
die  Bauern  i.  e.  S.,  die  Inhaber  dieser 
Bauernhöfe,  sondern  auch  ihre  Familien, 
überhaupt  die  ganze  ländliche  in  dem  Herr- 
schaftsgebiet lebende  Bevölkerung  ist  zu 
Diensten  verpflichtet  und  darf  das  Gut,  die 
G.,  nicht  ohne  Erlaubnis  verlassen,  ist 
persönlich  unfrei,  „erbuntertänig"*  oder  ,^t8- 
untertänig^'.  Der  Gutsherr  hat  auch  die 
Polizei-  und  die  Gerichtsgewalt  über  sie,  sie 
sind  seine  Privatuntertanen,  allerdings  nur 
in  bezug  auf  das  Gut,  also  nicht  seine 
persönlichen  Untertanen  wie  bei  der  wirk- 
lichen Leibeigenschaft  in  Rußland.  Der 
Gutsherr  ist  hier  also  Grund-,  Gorichts- 
und  Erbherr  in  einer  Person.  Diese  Ver- 
einigung von  CTößcrem  Gutsbesitz  und  Grund-, 
Gerichts-  und  Erbherrschaft  in  einer  Person 
ist  das  Wesen  des  „Rittergutes"  oder  der 
„G.",  der  ,,gut8herrlich  -  bäuerlichen  Ver- 
fassung^' des  Nordostens. 

Die   G.   ist  also   nicht  nur  ein  idealer 
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Komplex  von  Rechten  auf  Abgaben  und 
Leistungen  aller  Ai-t.  sondeiii  ein  reales, 
territoriales  HeiTSchaltsgebiet,  i.i  dem  der 
Gutsherr  zugleich  die  Obrigkeit  ist,  dessen 
Bewohner  seine  Privatuntertanen  sind. 

Die  Grundherrschaft  dagegen  liefert 
in  der  Hauptsache  dem  Grundherrn  ein 
direkt  konsumierbares  Einkommen  in  Gestalt 
der  Abgaben  der  zu  ihr  gehörigen  Bauern 
in  Geld  oder  Naturalien.  Der  Grundherr 
hat  zwar  meist  auch  einen  eigenen  Land- 
wirtschaftsbetrieb, der  mit  bäuerlichen  Fron- 
diensten betrieben  wird  ^) ;  dieser  eigene  Guts- 
betrieb ist  hier  aber  nur  klein,  nur  wenig 
großer  als  der  bäuerliche,  nur  eben  groß 
genug,  zusammen  mit  den  Naturalabgaben 
der  Bauern  den  allerdings  bedeutenden 
Naturalbedarf  des  Grundherrn  zu  beschaffen. 
Eine  Produktion  für  den  Markt  findet  regel- 
mäßig nicht  statt,  imd  selbst  wenn  sie  er- 
folgt, ist  ihr  Ertrag  verschwindend  gegenüber 
den  Einnahmen  des  Grundherrn  aus  Geld- 
oder Naturalzinsen  seiner  Bauern.  Dagegen 
ist  die  Wirtschaft  des  Gutsherrn  ein  vor 
allem  für  den  Markt  produzierender,  also 
„kapitalistischer^'  Großbetrieb,  die  guts- 
herrliche Verfassung  ist  die  Arbeitsver- 
fassung des  kapitalistischen  Großbetriebs  in 
der  Landwirtschaft  (Knapp). 

Ferner  ist  die  Grundherrschaft  außer- 
halb des  Kolonisationsgebietes  kein  ge- 
schlossenes Herrschaftsgebiet,  sondern  sog. 
„Streubesitz''  von  Bauernhöfen,  d.  h.  die  zu 
verschiedenen  Gnmdherrschaften  gehörigen 
Höfe  liegen  durcheinander,  die  Höfe  eines 
und  desselben  Dorfes  gehören  zu  ver- 
schiedenen Grundherrschaften.  Nur  die 
Gerichtsherrschaft  ist  geographisch  ge- 
schlossen, aber  diese  ist  hier  nicht  allgemein 
mit  der  Grundherrschaft  in  einer  Person 
vereinigt.  Aus  diesem  (j runde  und  weil 
bei  der  Kleinheit  der  Gutsbetriebe  die  Fron- 
dienste gar  nicht  hoch  und  drückend  für 
die  Bauern  waren,  waren  diese  auch  bei 
der  Grundherrschaft  persönlich  frei,  wenig- 
stens bei  der  „neueren  (irundherrschaft". 

In  der  neueren  Forschung  werden  näm- 
lich auch  bei  der  Grundherrschaft,  als  Gegen- 
satz zur  G.,  noch  weiter  zwei  Entwickelungs- 
stufen  imterschieden :  die  ältere  Grund- 
herrschaft mit  persönlicher  Unfreilieit  der 
Bauern  (Leibeigenschaft  oder  Hörigkeit),  die 

*)  Letztere  kommen  also  auch  bei  der  Gniud- 
herrschaft  vor,  stehen  zu  ihr  nicht  wie  Heck 
(Die  kleinen  Grundbesitzer  der  brevium  exempla 
in  Vierteljahrsschr.  f.  Sozial-  und  Wirtschafts- 
fresch.  IV,  2,  1906)  meint,  in  Widerspruch;  in 
England  sind  sie  ursprünglich  das  Vorherr- 
schende (vgl.  Art.  „Bauer"),  für  Deutschland  s. 
jetzt  Heck  a.  a.  0. 


I  sog.  Villikationsve 

j  oder    reine    Gnir 

I  tänigkeit    der    Bi 

Herrschaft  über  La 

nur  über  das  Ija 

•  wieder  eine,  und 

Schaft  über  Land 

;       Wir    untersch 

!  historische      Enti 

Grundherrschaft,  r 

,G.    In  der  ländJi 

lands  im  18.  Jahrl 

finden  wir  nun  di( 

Gebieten    nebenei 

Mitteldeutsch 

Gnmdherrschaft, 

neuere,  im  Nor< 

„Bauer"  oben  S.  c 

2.  EntstehuD, 
der  Grundherrschj 
schwierigste  Prol 
und  ist  heute  um 
„Agrargeschichte" 
a.  a.  ().).  Auch  hi 
Grundnerrschaften 
Villikationen  nach 
noch  vieles  streit 
neueren  Grundhe 
der  Villikationen  i 
stens  sehr  wahrsc 

Dagegen  ist  d 
Nordosten  schon 
ständig  aufgeklärt, 
Ende  der  Kolonisa 
herrliche  Verfassu 
neuere  Grundherrg 
sich  von  derienig 
lands  durch  die  z^ 
Gutsbetriebe  und 
Streubesitz ,  send 
Herrscliaftsgebiet ' 
an  oder  infolge  < 
ftlhrten  Arrondien 
hat,  außer  der  au 
stützten  Verschm< 
Schaft  mit  der  Gn 
die  Weiterbildung 
Art.  „Bauer"). 

3.  Anfhebung 
Grundherrschaft  s: 
durch  die  sog.  '. 
worden  (vgl.  Art. 
S.  344  fg.). 
Literatur:  Siehe  di 

und  ffBauemhefrex 
Untergang  des  Ba\ 
Zcitschr,  der  Savig-, 
arbeiter  usw.,  und  i 
—  WiUich,  Gl 
deutschland,  und  A 
2.  Auß.,  Bd,  IV,  - 
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Armenwesen. 

(Zusatz  zu  S.  246/47.) 
Oesterreich.  Durch  die  Novelle  zum  Heimat- 
Gesetz  V.  5./X1I.  1896  wurde  die  Erwerbung  des 
Heimatsrechtes  durch  den  Antritt  eines  öffent- 
lichen Amts  auf  die  Gemeinde-  und  Bezirksver- 
tretungsheamten ,  die  Notare  und  auf  alle  in 
öffentlichen  Diensten  stehenden  Personen  der 
Dienerkategorie  ausgedehnt.  —  Die  ausdrück- 
liche Aufnahme  in  den  Heimatsverband  kann 
von  der  Aufenthaltsgemeinde  demjenigen  öster- 
reichischen Staatsbürger  nicht  versagt  werden, 
der  nach  erlangter  Eigenberechtiguug  (meist 
24.  Lebensjahr)  durch  10  der  Bewerbung  um 
das  Heimatsrecht  unmittelbar  vorausgegangene 
Jahre  sich  freiwillig  und  ununterbrochen  und 
ohne  eine  Armenunterstützung  erhalten  zu  haben, 
in  der  Gemeinde  sich  aufgehalten  hat.  Eine 
Aufnahme£[ebühr  wird  nicht  erhoben.  Dieser 
Anspruch  Kann  erhoben  werden  vom  Berech- 
tigteh,  seinen  Abkömmlin^n  und  seiner  Ehe- 
gattin, femer  von  der  bisherigen  Heimatgemeinde 
und  bei  Heimatlosen  von  der  Gemeinde,  der  sie 
bis  auf  weiteres  zugewiesen  sind.  Der  Anspruch 
ist  von  den  berechtigten  Personen  innerhalb 
2  Jahren,  von  der  Heimatgemeinde  binnen  5  Jah- 
ren nach  dem  Aufhören  des  Aufenthalts  geltend 
zu  machen.  Mojc  t\  Hechel, 


Banken  S.  315: 

Die  Königliche  Bank  in  Nürnberg 
8.  d.  Art.  in  Bd.  II  unter  K. 


Biersteuer. 

(Zusatz  zu  S.  466/67.) 

Deutsches  Reich.  Nach  der  Novelle  v. 
3., VI.  1906  zur  Brausteuer  der  norddeutschen 
Brausteuergemeinschaft  darf  zur  Bereitung  von 
untergftrififem  Bier  nur  Gerstenmalz,  Hopfen, 
Hefe  und  Wasser  verwendet  werden.  Das 
gleiche  gilt  im  allgemeinen  auch  von  der  Be- 
reitung von  obergärigem  Bier.  Doch  sind  hier 
auch  zugelassen  anderes  Malz,  technisch  reiner 
Hüben-,  Bohr-  und  Invertzucker,  Stärkezucker 
und  aus  Zucker  der  bezeichneten  Art  herge- 
steUte  Farbmittel.  Für  die  Bereitung  von  be- 
sonderen Bieren  und  nachweisbar  zum  Export 
bestimmtem  Bier  können  Abweichungen  von 
diesen   Vorschriften   zugelassen    werden.     Die 


steuerfreie  Haustrunkbereitung  bleibt  von  diesen 
Vorschriften  unberührt.  Die  Steuer  wird  von 
dem  zur  Bierbereitung  verwendeten  Malze  und 
Zucker  erhoben.  Der  dem  fabrikationsfertigen, 
obergftrigen  Bier  außerhalb  der  Braustätte  zn- 

fesetzte  Zucker  ist  steuerfrei.  Der  Bundesrat 
ann  den  Zucker  von  der  Bransteuer  gänzlich 
freilassen.  Die  Brausteuer  kann  auch  von  bier- 
ähnlichen Getränken  erhoben  werden.  Steuer- 
pflichtig ist  derjenige,  der  die  Verwendung  brau- 
steuerpflichtiger Stoffe  zur  Bierbereitung  für 
seine  Rechnung  vornimmt  oder  vornehmen  läßt. 
Die  Steuer  wird  vom  Reingewicht  der  Braustoffe 
erhoben  und  beträgt  von  je  103  kg  oder  1  dz. 
von  den  ersten    250  dz.  4,00  M. 

von  den  folgenden    250    „  4,50  „ 

n        n  n  5«>     «  5,«>    « 

n        n  n  10«>     n  5,50    „ 

it        it  n  1000     „  6,50     „ 

n         «  n  lOOO     r,  7,00    n 

„        -  1000     „  9,00    „ 

von  dem  Reste  '10,00   „ 

Eine  Reihe  von  besonderen  Vorschriften  bringt 
die  Neuordnung  des  formellen  Rechts  und  regelt 
das  Stcuerstrafrecht. 

Der  Zoll  für  Bier  aller  Art,  Malzextrakt  in 
dünnflüssigem  Zustand,  auch  mit  Heilmittelzu- 
sätzen, beträgt  für  je  100  k^  7,20  M.  Die  Ueber- 
gangsabgabe  beträgt  2,75  M.  vom  hl.  Bier. 
Max  r.  Merkel, 


Borsensteuer. 

(Zusatz  zu  S.  496.) 

Dcatsches  Reich.    Nach  dem  G.  v.  3./VI. 
1906  betr.  die  Aenderungen  des  Reichsstempel- 

fesetzes  sind   vom  Umsatzstempel  befreit 
ie  Schuldverschreibungen  (Anleihen  und  Schatz- 
scheine) des  Deutschen  Reiches  und  der  Bundes- 
staaten.    Bei  Arbitragegeschäften  wird  der  Um- 
satzsterapel  für  jeden  Kontrahenten  bei  Umsätzen 
I  in  inländischen  festverzinslichen  Fonds,  in  aus- 
i  ländischen  Staats-  und  Eisenbahnobligationen, 
I  Banknoten,  Papiergeld  und  Geldsorten  um  '/4o^/oo 
und  für  die  übrigen  Effektenumsätze  um  ^/m^oo 
,  ermäßigt.    Für  Kostgeschäfte  werden  die  Sätze 
um   die  Hälfte  herabgesetzt.     Auch  sind   Er- 
!  leichterungen  bei  Ausstellung  von  Schlußnoten 
eingetreten. 

Vom  Effektenstempel  sind  befreit  in- 
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Iftndische  Eisenbahnaktien  mit  Beteiligung  oder 
Zinsgarantie  des  Beichs,  eines  Bundesstaats, 
einer  Provinz,  eines  Kreises  oder  einer  Gemeinde. 
Dagegen  sind  stempelpflichti^  Aktienkapitalien 
solcher  Gesellschaften,  die  keine  Aktienurkunde 
ausgeben  („uns^eborene  Aktien")  und  zwar 
mit  rückwirkender  Kraft  auf  die  bereits  be- 
stehenden Gesellschaften  dieser  Art,  die  bis  l./III. 
1907  die  Steuer  zu  entrichten  hahen.    Für  die 


Tor  der  letzten  StempelerhChune  fifeschaffenen 
Aktienkapitalien  gelten  dabei  die  Irttneren  Sätze. 
Die  Abstufungen  des  Effektenstempels  werden 
von  20  zu  20  M.  (bisher  100  zu  100  M.)  be- 
rechnet. 

Die  Verjährungsfrist  für  Umsatz-  und  Efifekten- 
stempel  beträgt  5  Jahre.       Majc  v,  Heekel, 


Erbschaftssteuer. 

(Zusatz  zu  S.  786.) 
Frankreich.      Durch  G.  v.  3./III.  1902  wurden  die  Steuersätze  für  Erbschaften   und 
Anfälle,  die  1  Mill.  Fr.  übersteigen,  noch  weiter  erhöht: 


fl-se 

Si^ 

Ss     5 

Anfälle 

Direkte 
Linie 

begatte 
rüder  u 
chweste 

Onkel, 
Tanten 
Neffen, 
Nichtei 

GroConkel,  Großtanten, 

Großneffen,  Großnichten, 

Geschwisterkinder 

Verwand 

des  6.  u. 

Grades 

ntfernte 

erwand 

Nicht- 

erwand 

Wpqco 

«;>      ^ 

0' 
10 

% 

% 

% 

% 

% 

% 

1—  2  Mill  Fr. 

3 

7 

12 

13,50 

15,50 

17,50 

18,50 

'^".^  ^     - 

3,50 

7,50 

12,50 

14 

16 

18 

19 

5-10   „     „ 

4 

8 

13 

14,50 

16,50 

18,50 

19,50 

10-50   „     „ 

4,50 

8,50 

13,50 

15 

17 

19 

20 

üb.  60  „     „ 

5 

9 

14 

15,50 

17,50 

19,50 

20,50 

Max  V,  Hechel, 


Fahrrad-  und  Automobiliudustrie. 

Zur  Literatur  (S.  809) :  R.  Lerch,  Das  Fahrrad 
und  seine  Bedeutung  für  die  Volkswirtschaß,  Art. 


in  SchmoUers  Jahrbuch  für  Gesetzgebung,  Ver- 
Wallung  und  Volkswirtschaft,  ^4*  Jahrg.,  Leipzig 
mtO.  A,   Wirmlnghaus, 


Berichtigungen 


zu  Artikel  DoppclwähruDg 


zu  Artikel  Edelnietaüe 
S.  GG7,  Sp.  2,  Z.  8  V.  0.  lies: 


„n  i  0  h  t 


S   GG4,  Sp.  1    Z    24  V.  o.  muß  lauten:  ^^^^[,  r,  m."  statt  „unter  ö'm/  '   " 
„der  D.  nach  18  i  3  bestanden"  usw.  ^   ^^^^^^  gp  j^  ^   33/39  ^  0.  ües:  „Neu- 

S.  G66,  Sp.  1,  Z.  19  V.  0.  lies:  „Silbergeld,  Produktion  eine  ähnliche  Quote  beim  Oolde 

nicht"  statt  „Silbergeld,  muß".  wie  beim  Silber  aufnimmt.^*         ir.  Lotz. 
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